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In  memoriam. 


Dil-  ersten  drei  Auflagen  dieses  „Handwörterbuchs"  sind  unter  der  unermüdlichen 
Fürsorge  der  Vcrlaf^biichhandlung  von  Johannes  Conrad,  Wilhelm  Lexis, 
Edgar  Loenning  und  mir  herausgegeben.  Da  ich  heute  der  einzigUcbcrlebendc  bin,  auch 
der  frühere  Inhaber  der  Verlagsbuchhandlung,  Geheimrat  Dr.  Gustav  Fischer,  während 
des  Erscheinens  der  3.  Auflage  gestorben  ist,  mag  es  mir  gestattet  sein,  an  dieser  Stelle 
der  Heimgegangenen,  mit  denen  mich  jahrzehntelang  gemeinsame  Arbeit  und  herzliche 
Freundschaft  verband,  dankbar  zu  gedenken,  zugleich  aber  auch  auf  Entstehung  und 
Entwicklung  des  ,, Handwörterbuchs",  das  mit  der  3.  Auflage  zu  einem  gewissen  Abschluß 
gelangt  ist,  kurz  hinzuweisen. 

Am  25.  März  1888,  in  einer  kleinen  Abendgesellschaft  in  meinem  elterlichen  Hauee 
hier  in  Jena,  trug  mir  Gustav  Fischer  den  Plan  des  „Handwörterbuchs"  vor  und  bat 
mich  um  meine  Unterstützung.  Natürlich  war  er  sich  noch  nicht  Ober  alle  Einzelheiten  im 
klaren,  aber  ihm  erschien  ein  lexikalisch  geordnetes  Nachschlagewerk  der  Wirtschafts- 
wissenschaften im  Umfangü  von  ungefähr  vier  Bänden  in  hohem  Maße  erwünscht.  Zugleich 
hob  Fischer  hervor,  daß  er  entscheidenden  Wert  auch  auf  Conrads  Mitarbeit  lege.  Sein 
Name  sei  insbesondere  für  das  Ausland  wichtig;  durch  die  „Jahrbücher"  sei  Conrad  überall 
bekannt;  dazu  verfüge  er  über  eine  große  Personalkenntnis,  was  im  vorliegenden  Falle 
von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  sei.  Ich  begrüßte  den  Plan  mit  lebhafter  Freude 
und  erklärte  mich  sofort  bereit,  die  erforderlichen  Schritte  zu  tun.  So  fuhr  ich  sclion  am 
27.  März  zu  Conrad,  mit  dem  ich  seit  meiner  Hallenser  Privatdozentenzeit  in  nahen  persön- 
lichen Beziehungen  stand.  Bei  ihm  aber  stieß  ich  auf  unerwartet  große  Schwierigkeiten. 
Er  sei  anderweitig  viel  zu  sehr  beschäftigt,  um  sich  an  einem  solchen  Werke  beteiligen  zu 
können;  außerdem  aber  halte  er  das  ganze  Unternehmen  für  ein  überaus  gewagtes,  von  dem 
er  nur  dringend  abraten  könne.  Ein  Exemplar  des  Wörterbuchs,  wie  ich  es  ihm  auseinander- 
gesetzt hätte,  würde  gegen  100  M.  kosten.  Wer  in  aller  Welt  solle  das  kaufen?  Wenn  wir 
aber  trotzdem  an  dem  Gedanken  festhalten  würden,  so  wolle  er  uns  gern  mit  seinem  Rat 
unterstützen  und  dann  wßrde  er  sogleich  und  vor  allem  raten,  Lexis  in  Göttingen  zuzu- 
ziehen, der  für  eine  solche  Aufgabe  der  gegebene  Mann  sei.  Jede  weitere  Mitwirkung  aber 
lehnte  Conrad  glatt  ab. 
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Von  dieser  Unterredung  wenig  befriedigt,  schrieb  ich  unverzüglich  an  Fischer  und 
bat  ihn,  sofort  nach  Halle  zu  kommen,  um  auch  seinerseits  nochmals  mit  Conrad  zu  ver^ 
handeln.  Dies  geschah.  Fischej  hatte  nun  mehr  Erfolg  als  mir  vergönnt  war  und  er  erreichte, 
daß  Conrad  bedingt  zustimmte.  Wenn  er  auch  nach  wie  vor  jede  intensivere  Mitarbeit 
ablehnte,  so  erlilärte  er  sich  doch  bereit,  seinen  Namen  für  das  Werk  mit  herzugeben.  Da 
sein  Vorschlag,  Lexis  zu  beteiligen,  sowohl  Fischer  wie  mir  sehr  einleuchtete  und  da  wir 
beide  der  Ansicht  waren,  daß,  wenn  das  "Werk  in  Angriff  genommen  werden  sollte,  die  Sache 
nicht  auf  die  lange  Bank  geschoben  werden  dürfte,  fuhr  ich  am  2.  April  zu  Lexis,  der  zu 
meiner  großen  Freude  nicht  nur  das  ganze  Vorhaben  aufs  günstigste  beurteilte,  sondern 
auch  sogleich  bereit  war,  mitzuwirken.  Lexis  empfahl,  wenn  möglich,  als  weiteren  Mit- 
herausgeber einen  Vertreter  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  zu  gewinnen,  was  Fischer 
und  mir  durchaus  praktisch  erschien. 

So  hatte  der  Plan  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  feste  Gestalt  gewonnen,  und  Lexis 
und  ich  wareü  übereingekommen,  ihn  im  einzelnen  auszuarbeiten.  Aber  Conrad  ließen 
seine  Bedenken  nicht  ruhen.  Bei  seinem  warmen  Interesse  für  den  Verlag  hielt  er  sich 
immer  wieder  für  verpflichtet,  seine  warnende  Stimme  zu  erheben  So  schrieb  er,  wie  er 
selbst  in  seinen  „Lebenserinnerungen"  erwähnt,  Anfang  Mai  an  Fischer,  daß  er  seiner  Meinung 
nach  ein  gutes  Geschäft  machen  würde,  wenn  er  30000  M.  an  die  Armenkasse  schenkte  und 
das  Unternehmen  auf  sich  beruhen  ließe.  Kein  Wunder,  wenn  der  Verleger  erneut  stutzig 
wurde  und  eine  nochmalige  gemeinsame  Besprechung  mit  Conrad  für  die  Pfingstferien  in 
Anregung  brachte.  So  trafen  wir  uns  (Fischer,  Conrad  und  ich)  in  Ilmenau,  um  abermals 
das  pro  et  contra  zu  erörtern.  Mir  wird  dieser  Tag,  der  das  Schicksal  des  ,  Handwörterbuchs" 
entschied,  unvergeßlich  bleiben.  Nachdem  wir  in  lebhafter  Unterredung  zusammen  gegessen 
hatten,  wanderten  wir  zum  Kickelhahn,  und  oben  angelangt  erklärte  Fischer,  daß  er  nun 
fest  entschlossen  sei,  den  Verlag  zu  übernehmen;  die  Sache  sei  endgültig  erledigt 

Bei  dieser  Gelegenheit  kam  auch  der  in  die  Redaktionsgemeinschaft  aufzunehmende 
Staatsrechtslehrer  zur  Sprache.  Ich  trat  für  Georg  Meyer,  damals  in  Jena,  später 
in  Heidelberg,  ein,  Conrad  mit  großer  Entschiedenheit  für  Edgar  Loening  in  Halle.  Da 
auch  Lexis,  dessen  Rat  wir  später  einholten,  für  Loening,  den  er  von  seiner  Straßburger 
Zeit  her  kannte,  votierte,  haben  Fischer  und  ich  uns  dem  gern  gefügt.  Und  wir  haben  diese 
Wahl  wahrlich  nicht  zu  bereuen  gehabt. 

Lexis  und  ich  gingen  an  die  Arbeit,  wir  verständigten  uns  untereinander,  soweit  dies 
brieflich  möglich  war,  und  teilten  unsere  Vorschläge,  wenigstens  im  großen  und  ganzem, 
Conrad  und  Loening  mit  Es  war  keine  ganz  leichte  Aufgabe,  der  wir  gegenüber  standen 
Und  zwischendurch  wurden  dann  doch  immer  wieder  trotz  des  Ilmenauer  Abkommens 
Bedenken  geäußert  So  schrieb  mir  Fischer  noch  am  9.  August  1888  nach  Breslau:  „Ich 
bin  in  Halle  gewesen  in  einer  recht  pessimistischen  Stimmung,  in  die  mich  Conrad  gebracht 
hatte  unter  gütiger  Mitwirkung  von  Loening  und  ich  kann  auch  night  sagen,  daß  ich  heute 
viel  zuversichtlicher  wäre. "  Aber  Lexis  und  ich  I  ießen  uns  in  unserer  Arbeit, die  befriedigende 
Fortschritte  machte,  nicht  beirren,  und  am  20  September  konnten  die  vier  am  „Hand- 
wörterbuch" beteiligten  Professoren  zusammen  mit  dem  Verleger  zu  ihrer  ersten  mehr- 
tägigen Konferenz  in  Jena  zusammentreten.  Hier  zum  ersten  Male  alle  vereinigt  sprachen 
wir  an  der  Hand  der  von  Lexis  und  mir  ausgearbeiteten  Entwürfe  nochmals  den  Plan  im 
ganzen  durch,  zogen  endgültig  die  Grenzen  gegenüber  den  Nachbardisziplinen,  vereinbarten 
emcn  Umfang  von  6  Bänden,  indem  wir  zugleich,  wenn  nötig,  für  später  Ergänzungsbände 
in  Aussicht  nahmen  und  setzten  für  eine  Reihe  von  Bänden  die  Artikel  und  Stichworte  fest 
Conrad  undLoening  blieben  aUerdings  immer  noch  etwas  imllintergninde;  sie  wollten  raten 
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und  helfen,  aber  Bich  nicht  an  der  eigentlichen  Hcrausgebertätigfkeit  beteiligen.  So  wurde 
denn  auch  der  Vtrlagsvertrag  unterm  25.  September  1888  dahin  abgeschlossen,  daß  das 
„Handwörterbuch"  von  Leixi*  und  mir  „in  Verbindung  mit  Conrad  und  Loening"  heraus- 
gegeben werden  sollte. 

Nachdem  die  erste  Konferenz,  der  später  noch  weitere  Zusammenkünfte  folgten,  be- 
endet war,  fuhren  wir  von  Jena  zur  Generalversammlung  des  Vereins  fDr  Sozialpolitik 
nach  Frankfurt,  um  unseren  bis  dahin  geheim  gehaltenen  Plan  den  Fachkollegen  vor- 
zulegen Hier  »iirde  das  Unternehmen  sehr  günstig  sowohl  von  selten  der  Theoretiker  wie 
auch  von  selten  der  l'raktikcr  —  ich  denke  vor  allem  an  die  freudige  Zustimmung  Buchen- 
bergers  —  aufgenommen,  und  die  meisten  der  in  Frankfurt  anwesenden  Herren  erklärten 
sich  auch  sofort  zur  Mitarbeit  bereit.  Conrad  begab  sich  dann  bald  nach  Berlin,  Wien  und 
HQncben,  um  auch  die  Ministerien  für  unsere  Sache  zu  interessieren.  Hier  fand  er  überall 
große*  Entgegenkommen. 

Nach  manchen  Schwierigkeiten  war  nunmehr  das  Ziel  glücklich  erreicht.  Auch 
Conrad  und  Loening  gewannen  immer  mehr  Freude  an  der  Arbeit  und  Vertrauen  zu  dem 
ganzen  Unternehmeil,  so  daU,  als  die  erste  Lieferung  erschien,  auch  die  kleine  Scheide- 
wand, die  noch  zwischen  ihnen  und  Lcxis  und  mir  gezogen  war,  fiel  und  wir  vier  nunmehr 
ohne  jede  Unterscheidung  als  Herausgeber  zeichneten. 

Der  I.  Band  lag  1890,  der  letzte  (VI.)  Band  1894  abgeschlossen  vor  Ihm  folgten, 
1895,  zunächst  ein  von  dem  Bibliothekar  des  Königl.  prcuß.  statistischen  Bureaus 
Dr.  1*.  Lippert  bearbeitetes  „Ausführliches  Sach-Kegister  ;  in  demselben  Jahre  der  I., 
1897  der  II.  Supplementband.  Inzwischen  wurden  bereits  die  Vorbereitungen  für  die 
2.  Auflage,  für  die  sieben  Bände  vorgesehen  waren,  getroffen.  Infolge  meines  Eintritts  in 
das  Preußische  Kultusministerium  mußte  ich  zu  meinem  lebhaften  Bedauern  meine  redaktio- 
nelle .Mitarbeit,  wenn  auch  nicht  ganz,  so  doch  erheblich  einschränken.  An  meine  Stelle 
traten  Lcxis  und  Conrod,  welche  große  Abschnitte,  für  die  ich  bisher  gesorgt  hatte,  über- 
nahmen. Der  I.  Band  der2  Auflage  erschien  1898,  der  VII.  1901.  In  den  Jahren  1909-1911 
folgte  dann  die  3.  Auflage.  Wie  schon  uro  die  2.  so  ganz  besonders  um  die  3.  Auflage  hat 
d(T  damals  dem  P'ischcrschen  Verlage  angehörende,  jetzige  Leiter  der  rechts-  und  staats- 
wissenscliaftlichen  Abteilung  des  Verlags  Walter  de  (Jruyter  A:  Co.,  Dr.  iur.  Alexander 
Elster  als  Hcdaktionssekri'tär  sich  besonders  verdient  gemacht. 

Noch  war  die  3.  Auflage  nicht  abgeschlossen,  als  am  22.  Juli  1910  der  Geheime  Kom- 
morzienrat  Dr  med.ctphil.  Gustav  Fischerstarb  In  ihm  verlor  das,  Handwörterbuch" 
seinen  Begründer,  denn  allein  seiner  persönlichen  Initiative  verdankt  es  seine  Entstehung. 
Lexis  hat  in  einem  dem  VI.  Bande  vorangeschickten  Nachruf  das  Lebenswerk  dieses  rastlos 
tätigen  Mannes,  der  aus  kleinen  .\nfängen  einen  Verlag  allerersten  Ranges  geschaffen  hatte, 
kurz  gewürdigt.  Aber  wir  Herausgeber  verloren  in  ihm  nicht  allein  den  genialen  Organisator, 
der  mit  seltenem  Verständnis  für  die  wissenschaftlichen  Aufgaben  der  Zeit,  mit  überlegener 
Besonnenheit  und  mit  sichcrem  Empfinden  für  das  Mögliche  und  Wahrscheinliche  unsere 
Arbeit  begleitete  und  förderte,  sondern  auch  einen  treuen,  allzeit  bewährten  Freund.  An 
seine  Stelle  trat  sein  Nachfolger  und  Adoptivsohn  Dr.  Gustav  Fischer,  der  sofort  mit 
fester  Hand  die  Zügel  ergriff,  um  die  dem  Verlage  erwachsenden  Aufgaben  im  Geiste  des 
Vaters  fortzusetzen.  Und  so  konnte  sich  mit  unserer  tiefen  Trauer  zugleich  das  Bewußtsein 
verbinden,  daß  für  das,, Handwörterbuch"  auch  weiter  in  alter  Weise  gesorgt  werden  würde 
und  daß  wir  in  Zukunft  auf  die  gleiche  verständnisvolle  Unterstützung  mit  Sicherheit 
rechnen  dürften. 

Die  1911  vollendete  3.  Auflage  war  im  Frühjahr  1914  so  gut  wie  vergriffen.  So  war  für 
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den  6.  August  des  letztgenannten  Jahres  eine  erneute  Beratung  wegen  Gestaltung  der  4.  Auf- 
lage anberaumt.  Da  brach  der  Krieg  aus,  und  unser  Vorhaben  mußte  bis  auf  weiteres  ver- 
tagt werden. 

Bald  aber  trafen  das  ,  Handwörterbuch"  zwei  neue  schwere  Schläge:  am  24.  August 
1914  starb  Wilhelm  Lexis  und  8  Monate  später,  am  25.  April  1915,  folgte  ihm  Johannes 
Conrad.  Von  der  2.  Auflage  an  hatten  sie  in  erster  Linie  die  Arbeit  und  Verantwortung 
für  unser  Werk,  soweit  es  den  nationalökonomischen  Teil  betraf,  übernommen;  in  der  ge- 
meinsamen Sorge  für  das  ,, Handwörterbuch",  keine  Mühe  scheuend,  hatten  diese  beiden 
so  verschieden  gearteten  Naturen  sich  gegenseitig  geholfen,  sich  gegenseitig  ergänzt. 

Lexis,  der  sein  Oberlehrerexamen  als  Mathematiker  und  Naturwissenschaftler  gemacht 
hatte,  dann  in  Paris  wo  er  sich  vo  kswirtschaftlichen  Studien  widmete,  journalistisch  tätig 
gewesen  war,  verfügte  über  ein  so  vielseitiges  Wissen,  wie  es  mir  niemals  bei  irgendeiner 
anderen  Persönlichkeit  wieder  begegnet  ist.  Ausgerüstet  mit  einem  wunderbaren  Gedächtnis 
und  im  sicheren  Besitz  jenes  umfassenden  Wissens  war  er  auf  den  verschiedensten  Gebieten 
in  seltener  Weise  unterrichtet.  Ich  habe  Lexis  auch  besonders  dadurch  genau  kennen  gelernt, 
daß  er  viele  Jahre  dem  Kultusministerium,  anfangs  nur  in  loserer  Form,  später  als  „aus- 
wärtiger Hilfsarbeiter"  angehörte.  Auf  diese  Verbindung  mit  dem  Ministerium  sind  u.  a. 
seine  Veröffentlichungen  über  „Die  deutschen  Universitäten",  „Die  Reform  des  höheren 
Schulwesens  in  Preußen",  „Das  Unterrichtswesen  im  Deutschen  Reich",  zum  Teil  auch 
seine  Mitarbeit  an  der  „Kultur  der  Gegenwart"  zurückzuführen.  UeberaU,  man  mochte 
über  diese  oder  jene  Frage  Auskunft  wünschen,  wußte  er  Bescheid,  und  vor  allem:  gut  und 
sicher  Bescheid.  Beim  „Handwörterbuch"  kam  uns  diese  seine  Vielseitigkeit  in  hervor- 
ragendem Maße  zustatten.  Wenn  wir  anderen  in  Verlegenheit  waren,  was  wir  tun  sollten, 
Lexis  wies  uns  den  richtigen  Weg,  auf  dem  wir  weiter  kamen.  Und  nicht  zuletzt:  wenn  wir 
für  diesen  oder  jenen  Artikel  keinen  geeigneten  Bearbeiter  finden  konnten,  so  schrieb  ihn 
Lexis  und  er  schrieb  ihn  rasch  und  schrieb  ihn  gut  Es  war  nicht  der  schlechteste  Rat,  den 
mir  Conrad  in  der  ersten  Unterredung  erteilte,  als  er  so  dringend  empfahl,  Lexis  zu  bitten, 
in  die  Redaktion  des  „Handwörterbuchs"  einzutreten. 

Und  wie  viele  und  gute  Ratschläge  hat  Conrad,  auch  auf  Grund  seiner  reichen  PersonaJ- 
kenntnis,  uns  noch  sonst  gegeben!  Die  großen  Verdienste,  die  er  sich  um  unser  Werk  er- 
worben hat,  lassen  sich  im  einzelnen  nicht  aufzählen,  sie  kann  auch  nur  der  ganz  ermessen, 
dem  es  vergönnt  war,  Jahre  hindurch  mit  ihm  zusammen  zu  arbeiten-  Von  Anfang  an  hatte 
er  sich  bereit  erklärt,  für  die  in  das  Agrarwesen,  sein  spezielles  Arbeits-  und  Forschungs- 
gebiet, fallenden  Artikel  Sorge  zu  tragen.  Aber  im  Verlaufe  der  Zeit  hatte  er  noch  weitere 
und  wichtige  Abschnitte  in  sein  Redaktionsgebiet  mit  hineinbezogen.  Von  allergrößtem 
Wert  jedoch  war  für  uns  sein  gewinnendes  Wesen,  seine  vornehme  und  liebenswürdige 
Persönlichkeit,  die  sich  nicht  nur  bei  unseren  gemeinsamen  Beratungen  in  so  wohltuender 
Weise  geltend  machte,  sondern  der  wir  nicht  zuletzt  es  zu  verdanken  hatten,  wenn  sich 
uns  so  bereitwillig  überall  die  Tore  öffneten.  Conrad  hat  durch  seine  Person  dem  ,, Hand- 
wörterbuch" die  Wege  geebnet.  — 

Nach  vorherigem  Benehmen  mit  der  Verlagsbuchhandlung  setzte  ich  mich  Ende  1916 
mit  Loening  in  Verbindung,  um  mich  zunächst  mit  ihm  wegen  des  notwendigen  Ersatzes 
für  Conrad  und  Lexis  zu  verständigen  und  um  so  die  Vorbereitungen  für  die  neue  Auflage 
langsam  in  die  Wege  zu  leiten.  Es  fand  dann  auch  im  Juli  1917  eine  Art  Vorkonferenz  in 
Jena  statt;  aber  die  noch  ganz  ungeklärten  Verhältnisse  hemmten,  wie  naheliegt,  unsere 
Arbeit.  Im  Anfang  des  Jahres  1919  hofften  wir  endlich  weiter  zu  kommen.  Loening  hatte 
sich  in  altgewohnter  Frische  und  mit  sichtlicher  Freude  beteiligt,  als  auch  er  nach  kurzer 
Krankheit  am  19.  Februar  1919  starb. 
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Die  Staats-  und  verwaltungsrechtlichon  Artikel  sind  von  der  1.  Auflage  an  von  Loening 
besorgt;  eine  große  Zahl  dieser  Beiträge  hat  er  selbst  geschrieben,  und  diese  zählen  zu  deu 
besten  des  Werkes.  Die  Frage,  welche  Materien  überhaupt  aus  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechts  in  das  ,, Handwörterbuch"  aufzunehmen  seien  —  diese  Frage  war  nicht  immer  ganz 
einfach  zu  beantworten  —  ist  so, wie  ermit  triftigen  Gründen  befürwortet  hatte,  entschieden. 
Schon  in  jungen  Jahren  hatte  Loening  durch  die  Herausgabe  der  kleinen  dreibändigen 
Ausgabe  von  „Bluntschlis  Staatswörterbuch"  redaktionelle  Erfahrungen  gesammelt,  die 
jetzt  ihm  und  damit  auch  une  bei  den  gemeinsamen  Beratungen  sehr  dienlich  waren.  Er 
beschränkte  sicli  aber  keineswegs  bei  unseren  Verhandlungen  auf  sein  engeres  Fachgebiet, 
sondern  er  hat  sich  auch  bei  Erörterung  volkswirtschaftlicher  Probleme  in  für  uns  sehr  werf- 
voller Weise  stets  rege  beteiligt.  Als  ich  ihn  zuletzt  wenige  Wochen  vor  seinem  Tode  sprach, 
war  er  bedrückt  durch  die  Not  unseres  Vaterlandes.  „Lassen  Sic  uns  arbeiten,  das  hilft 
noch  am  leichtesten  über  alles  hinweg"  waren  ungefähr  die  letzten  Worte,  die  er  mir  sagte. 

In  tiefer  Wehmut  schreibe  ich  rückblickend  diese  Zeilen  nieder.  Es  ist  ein  eigenartiges 
Gefohl  als  Letzter  auf  dem  Posten  zu  stehen.  Und  meine  Gedanken  ziehen  zu  dem  Grabe 
auf  dem  hiesigen  Friedhof,  zu  dem  Grabe  in  Göttingen  und  zu  den  beiden  Gräbern  in  Halle. 
In  glücklicher  Zeit  haben  wir  unser  Werk  begonnen  und  es  rüstig  fortgesetzt.  Das  Schwere, 
das  wir  jetzt  durchleben,  ist  den  Verewigten  erspart  geblieben.  Aber  auch  heute  müssen 
wir  uns  dankbar  dessen  erinnern,  was  sie  in  stets  wachsendem  Interesse  für  das  ., Hand- 
wörterbuch" geleistet  haben  Denn  mag  auch  die  neue,  4.  Auflage  in  vielen  Beziehungen 
erweitert  und  anders  gestaltet  sein,  —  es  ist  doch  das  alte  Werk,  auf  dessen  bewährter 
Grundlage  wir  weiter  bauen. 

Jena,  im  Februar  1923. 

Ludwig  Elster. 


Vorwort. 


Für  die  4.  Auflage  des  „Handwörtcrbuclis"  sind  die  Gesichtspunkte,  welclie  für  die 
frOlicren  Auflagen  maßgebend  waren,  beibehalten.  Nur  mußte  das  Werk  mit  Rücksicht 
auf  die  durch  den  Krieg  und  seine  Folgen  hervorgerufenen  Voränderungen  auf  wirtschaft- 
lichem und  politischem  Gebiete  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  eine  zum  Teil 
sehr  erhebliche  Ausgestaltung  und  Ergänzung  erfahren.  Da  infolgedessen  zahlreiche  Artikel 
neu  hinzukamen,  der  bisherige  Umfang  von  acht  Bänden  aber  unter  keinen  Umständen 
überschritten  werden  durfte,  war  es  unvermeidlich,  einige  Artikel,  die  für  die  Zwecke  des 
„Handwörterbuchs"  jetzt  entbehrlich  schienen,  auszuschalten,  andere  zu  kürzen.  Hier- 
von sind  vürnnhmlich  die  geschichtlichen  Beiträge  betroffen,  die  am  ehesten  entbehrt  oder 
die  am  unbedenklichsten  gekürzt  werden  konnten.  Auch  die  Biographien  noch  lebender 
Volkswirte  sind  fortgefallen. 

Was  im  Vorwort  zur  1.  Aufl.  ausgesprochen  ist,  sei  hier  ausdrücklich  wiederholt: 
„Obgleich  die  Herausgeber  pich  bestreben  werden,  dem  Unternehmen  im  allgemeinen 
eine  einheitliche  Richtung  zu  bewahren,  so  lassen  sie  doch  andererseits  den  zahlreichen  Mit- 
arbeitern die  volle  Selbständigkeit,  auch  wenn  diese  im  einzelnen  Ansichten  vertreten, 
denen  die  Herausgeber  für  ihre  Personen  nicht  zustimmen  oder  denen  an  anderen  Stellen 
widersprochen  wird.  Solche  Differenzen  lassen  sich  in  einem  Werke  dieser  Art  nicht  ver- 
meiden, sie  bilden  aber  auch  eher  einen  Vorzug  als  einen  Nachteil  für  dasselbe,  da  sie  es  zu 
einem  lebensvollen  Abbild  der  sich  reich  entfaltenden  und  trotz  mann-gfacher  innerer 
Reibungswiderstände  kräftig  emporstrebenden  Wissenschaft  machen." 

Die  Herren  Mitarbeiter  hatten  jetzt  vielfach  insofern  mit  ganz  besonderen  Schwierig- 
keilen zu  kämpfen,  als  auf  zahlreichen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens  immer  neue  Gesetze 
erlassen  worden  sind  und  die  kaum  verkündeten  Gesetze  wieder  abgeändert  wurden.  Weiter- 
hin war  es  ungemein  schwierig,  zum  Teil  sogar  trotz  aller  Bemühungen  nicht  möglich,  die 
neuesten  statistischen  Daten  aus  dem  Auslande  zu  erhalten.  Wir  werden  es  uns  angelegen 
sein  lassen,  in  den  folgenden  Bänden,  vor  allem  aber  am  Schlüsse  des  ganzen  Werkes  in 
Nachträgen  die  nötigen  Ergänzungen  zu  bringen. 

Unser  Wunsch,  die  neuesten  Gesetze  und  die  neuesten  Zahlen  noch  berücksichtigen 
zu  können,  hat  zu  unserem  lebhaften  Bedauern  wiederholt  zu  uns  sehr  peinlichen  Verzöge- 
ningen in  dem  Erscheinen  der  Lieferungen  geführt.  Wir  hoffen  zuversichtlich,  derartige 
Stockungen  in  Zukunft  vermeiden  zu  können. 
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Vorwort 


Um  die  Fertigstellung  des  Werkes  tunlichst  zu  fördern,  sind  gleichzeitig  der  I.  und  V. 

Band  gedruckt  worden.  Auch  der  V.  Band  wird  in  allernächster  Zeit  abgeschlossen  vorliegen. 

Der  letzte  (Vlll.)  Band  wird  ein  ausführliches  Sachregister  bringen,  in  dem  auch  alle  die 
jenigen  Gegenstände  verzeichnet  werden,  die  ohne  besondere  Stichwörter  im  Zusammen- 
hange mit  anderen  Artikeln  berührt  oder  erörtert  worden  sind.  — 

Für  Professor  Edgar  Loening,  der  sich  an  den  ersten  Vorarbeiten  für  diese  Auflage 
noch  beteiligt  hatte,  war  nach  seinem  Ableben  Professor  Kurt  Wolzendorff,  der  Nach- 
folger Loenings  in  Halle,  in  unsere  Redaktionsgemeinschaft  eingetreten.  Er  hat  an  zwei 
Zusammenkünften  teilgenommen  und  den  Plan  der  Neuauflage  mit  uns  eingehend  beraten. 
Aber  nach  verhältnismäßig  kurzer  gemeinsamer  Arbeit  wurde  auch  er  uns  am  21.  März  1921 
durch  den  Tod  entrissen.  Da  Wolzendorff  nur  einen  kleinen  Teil  der  in  sein  Arbeitsgebiet 
fallenden  Artikel  selbst  vergeben,  nur  ganz  wenige  Manuskripte  noch  gesehen  und  den 
Beginn  der  Drucklegung  überhaupt  nicht  mehr  erlebt  hat,  glaubten  wir  davon  Abstand 
nehmen  zu  müssen,  seinen  Namen  mit  auf  das  Titelblatt  zu  setzen.  Wir  gedenken  aber  in 
aufrichtiger  Trauer  dankbar  der  Verdienste,  die  der  hochbegabte,  so  früh  dahingeschiedene 
Kollege,  von  dem  die  Wissenschaft  noch  so  viel  erhoffen  durfte,  sich  auch  um  unser  Werk, 
dem  er  lebhaftestes  Interesse  entgegenbrachte,  erworben  hat. 

Jena,  München,  Wien  im  Februar  1923. 

Ludwig  Elster.   Adolf  Weber.    Friedrich  Wieser. 
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Abbau. 

Abbau  oder  Ausbau  heißt  die  Verlegung 
der  Hofstelle  eines  Bauern  aus  der  bisherigen 
Gcmaikung  in  neu  zugewiesene  Ländereien. 
Ein  solcher  Abbau  kann  entweder  freiwillig 
zustande  kommen  oder  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen auf  Grund  gesetzlicher  Vor- 
schriften zwangsweise  erfolgen. 

Das  älteste  und  berühmteste  Beispiel 
eines  Abbaues  waren  die  „sog.  Vereinödun- 
gen"  im  Hochslift  Kemp  en  im  12.  Jahr- 
hundert. In  größerem  Umfang  fand  das 
Verfahren  später  Anwendung  infolge  der 
Arrondicningen  oder  Zusammenlegungen  der 
Grundstücke,  so  vor  allem  in  Schweden,  dann 
in  Dänemark  und  Holstein,  in  Württemberg 
und  in  den  östlichen  Provinzen  Preußens. 

Die  mit  dem  Abbau  verbundenen  nicht 
unerheblichen  Kosten  stehen  hindernd  im 
Wege.  Deshalb  sind  diese  Ausbauten  im 
großen  ganzen  Ausnahmen  geblieben. 

Vgl.  Artt.  „Gemeinheitsteilung",  „Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke". 

Literatur:  Dttz,  Geschichte  der  Vcreinüdung  im 
Uocfiat'Jt  Kempten.  Kempten  1865.  —  Kundells 
Besprechung  von  Forsclls  Sfalülik  von  Uchwedeji 
nach  der  4-  Aufl.  (Stocklwlm  1844)  „Arthiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Poti:eitci-sr7i- 
schaff,  heransg.  von  li'iu  und  Hnnssen,  iV.  F., 
V.  Bd.,  (HeideUicrg  1846)  S.  330.  —  Lejcls, 
Art.  „Abbau"  im  II.  d.  A(.  3.  Auß.  I  S.  173. 

Ludwig  Elster. 


Abbe,  Ernst, 

ebenso  hervorragend  als  Mathematiker  und 
Physiker  wie  als  Sozialpolitiker  und  Be- 
gründer der  Carl  Zeiß-Stiftung,  wurde 
23./I.  1840  in  Eisenach  geboren.  Nach  Ab- 
solvierung seiner  Studien  und  kurzer  Wirk- 
samkeit beim  Physikalischen  Verein  in  Frank- 
furt a./M.,  habilitierte  er  sich  1863  in  Jena, 
wo  er,  1870  zum  außerordentlichen  Professor, 
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1 1878  zum  ordentlichen  Honorarprofessor  er- 
nannt, das  Fach  der  theoretischen  Ph5'sik  ver- 
trat und  von  1877  bis  1000  zugleich  der  Stern- 
warte vorstand.  Bereits  1875  war  Abbe  auf 
Wunsch  des  Jenaer  Universilätsmcchanikers 
C.  Zeiß,  dem  er  bedeutsame  wissenschaftliche 
I  Hilfe  geleistet  hatte,  in  dessen  Geschäft, 
I  welches  den  Mikroskopbau  von  jeher  als 
'  Spezialität  gepflegt  hatte,  als  Teilhaber  ein- 
getreten. Der  Umstand,  daß  es  Abbe  gelang, 
die  Technik  des  Baues  auf  wissenschaftliche 
Gnindsätze  und  Regeln  zu  basieren,  ermög- 
lichte nicht  nur  eine  ungeahnte  Steigening 
der  Leistungsfähigkeit  der  Instrumente,  son- 
dern auch  den  Uebergang  von  der  handwerks- 
mäßigen Produktion  zum  arbeitsteiligen 
Großbetriebe,  so  daß  unter  seiner  Leitung  sich 
]  die  Firma  zu  einer  Weltfirma  ersten  Ranges 
erheben  konnte,  die  nach  und  nach  auch  weitere 
optische  und  feinmechanische  Instrumente 
j  in  ihre  Produktion  einbezog,  und  vervoll- 
kommnete. Nach  C.  Zeiß'  Tode  1888  und  dem 
Austritt  seines  Sohnes  und  Nachfolgers 
Dr.  Roderich  Zeiß  1889  wurde  Abbe  alleiniger 
Besitzer  und  Leiter  des  Werks.  Um  seine 
sozialpolitischen  Ideen  zu  verwirklichen,  ver- 
wandelte er  1891  das  Unternehmen  in  eine  — 
nach  seinem  verstorbenen  Sozius,  C.  Zeiß 
benannte  — unpersönliche  Stiftung,  in  deren 
Rahmen  er  fortan  nur  noch  als  beamtetes 
Mitglied  der  Geschäftsleitung  tätig  war. 
Durch  Statut  vom  26./VII.  1896  erhielt  die 
Stiftung  ihre  endgültige  Verfassung. 

In  enger  Verbindung  mit  der  „Optischen 
Werkstätte"  stand  von  vornherein  das  „Je- 
naer Glaswerk  Schott  und  Genossen",  in  dem 
die  „Genossen"  nach  Uebertragung  der  An- 
teile von  Abbe,  C.  und  R.  Zeiß  schließlich  al- 
lein durch  die  C.  Zeiß-Stiftung  repräsentiert 
waren.  Auch  dieses  Werk,  welches  aus  dem  1884 
von  Abbe,  Schott  und  C.  Zeiß  gemeinsam  be- 
gründeten und  in  seinen  ersten  Anfängen 
vom  preußischen  Kultusministerium  finanziell 
unterstützten  glastechnischen  Laboratorium 
hervorgegangen  ist  und  in  erster  Linie  der 
Bd.  I.  1 
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Herstellung  optischen  Glases,  weiter  aber 
der  Produktion  sonstiger  glastechniseher 
Spezialitäten  gewidmet  ist,  verdankt  einer 
wissenschaftlichen  Anregung  Abbes  seine 
Entstehung.  Durch  Gesellschaftsvertrag  von 
1891  war  beim  Ausscheiden  Dr.O.  Schotts  der 
Uebergang  seines  Geschäftsanteils  an  die 
C.  Zeiß-Stiftung  und  damit  die  Verwandlung 
der  Firma  in  einen  Stiftungsbetrieb  vorge- 
sehen. Auf  einen  sozialpolitisch  begründeten 
Antrag  des  Arbeiterausschusses  entschloß 
sich  Schott  nach  Ausbruch  der  Revolution,  um 
den  Frieden  im  Betriebe  aufrechtzuerhalten, 
bereits  zum  1.  April  1919  seinen  Geschäfts- 
anteil der  C.  Zeiß-Stiftung  zu  überlassen,  so 
daß  er  seitdem,  gleichwie  s.  Z.  Abbe,  nur  noch 
als  Beamter  der  Firma  und  Mitglied  der  Ge- 
schäftsleitung tätig  ist. 

Am  14./I.  1905  starb  Abbe,  nachdem  er 
zwei  Jahre  vorher  bereits  aus  der  Geschäfts- 
leitung der  Optischen  Werkstätte  ausge- 
schieden war.  Hervorgegangen  aus  der 
kleinen  Zeißschen  Werkstätte,  welche  1846 
ihren  Betrieb  mit  nur  einem  Gehilfen  und 
zwei  Lehrlingen  eröffnet  hatte,  beschäftigte 
das  Werk  1888,  als  Abbe  zu  sozialisieren  be- 
gann, 300  Personen,  bei  seinem  Tode,  Jan. 
1905  1400,  darunter  etwa  30  wissenschaft- 
liche Mitarbeiter.  Das  angeschlossene  Glas- 
werk zählte  1905  ca.  700  Arbeiter  und  Be- 
amte. Der  Nettoumsatz  betrug  1905  in  der 
Optischen  Werkstätte  über  5  Mill.  M.,  im 
Glaswerk  über  2  Mill.  M.  Allein  an  Gehalten 
und  Löhnen  zahlte  die  Optische  Werkstätte 
in  dieser  Zeit  2  Mill.  M.  jährlich.  Unmittelbar 
vor  Ausbruch  des  Krieges  war  das  Personal 
der  Optischen  Werkstätte  bis  auf  5280  ge- 
stiegen. 65  %  der  Gesamterzeugung  bezog 
damals  das  Ausland  und  hielten  sich  Zivil- 
geschäft und  Militärgeschäft  die  Wage.  Das 
Glaswerk  zählte  ca.  1300  Geschäftsange- 
hörige. 

Der  Grundgedanke  der  C.  Zeiß-Stiftung,  die  als 
Vorbild  für  großindustrielle  Sozialpolitik  gedacht 
ist,  läßt  sich  am  besten  wohl  als  ein  sozial- 
liberaler charakterisieren.  Ausgehend  von  der 
Anschauung,  daß  der  organisierte  industrielle 
Großbetrieb  nach  dem  geltenden  Recht  in  zu 
weitem  Maße  versucht  und  befähigt  sei,  die 
notwendige  Fürsorge  für  den  von  ihm  ab- 
hängigen Personenkreis  auf  die  Arbeiterschaft 
selbst  und  das  Gemeinwesen  abzuwälzen,  .:0wie 
daß  die  überlegene  Stellung  des  Unternehmers 
im  Arbeitsverhältnis  eine  ernste  Gefahr  für  die 
wirtschaftliche  und  bürgerliche  Unabhängigkeit 
und  Freiheit  des  Arbeiterstandes  in  sich  schließe, 
unternahm  es  Abbe,  wenigstens  für  den  Bereich 
seines  eigenen  Betriebes,  mittels  statutarischer  Be- 
stimmungen nicht  nur  die  Geschäftsleitung  zu 
einer  weitergehenden  Fürsorge  als  sonst  üblich 
für  das  Personal  zu  verpflichten,  sondern  auch 
die  dauernde  Erfüllung  des  höheren  Pflichten- 
maßes durch  die  Einräumung  entsprechender 
klagbarer  Rechte  an  Angestellte  und  Arbeiter 
zu  sichern,  i  M.  a.  W.  er  wollte  das  Arbeits- 


verhältnis, das  er  als  reine  Interessengemein- 
schaft auffaßte,  aller  Hörigkeitsmomente  ent- 
kleiden und  das  geltende  Proletarierrecht  durch 
ein  besseres  und  höherstehendes  Arbeiter- 
recht ersetzen,  um  so  einen  neuen  unabhängigen 
gewerblichen  Mittelstand  zu  begründen,  der  be- 
stimmt wäre,  an  die  Stelle  des  seiner  Ansicht  nach 
verfallenden  Handwerks  zu  treten.  Sogenannte 
Wohlfahrtseinrichtungen  spielen  daher  in  den  Stif- 
tungsbetrieben nur  eine  untergeordnete  Rolle.  Dem 
vorerwähnten  Geiste  entsprechend  dürfen  in  den 
Stiftungsbetrieben  durch  den  Arbeitsver- 
trag Rechte  und  Pflichten  nur  soweit  begründet 
i  werden,  als  solche  durch  die  Organisation  und 
;  Technik  des  Betriebes  bedingt  sind.  Ausge- 
I  schlössen  sind  somit  alle  sonstigen  persönlichen 
!  Momente,  da  nach  Abbe  das  Arbeitsverhältnis  an 
:  sich  keinerlei  sittliche  Beziehungen  zwischen  den 
Vertragsparteien  begründet.  Strafverhängungen 
kennen  die  Stiftungsberichte  nicht,  nur  Verwar- 
nungen und  äußerstenfalls  Entlassungen  un- 
geeigneter Elemente.  Außerhalb  des  Dienst- 
verhältnisses darf  vor  allem  kein  Arbeiter  oder 
Beamter  in  der  freien  Ausübung  seiner  persön- 
;  liehen  und  bürgerlichen  Rechte  beschränkt 
werden.  Für  ehrenamtUche  Tätigkeit  im  öffent- 
bchen  Dienst,  während  der  Arbeitszeit,  gebührt 
jedem  Urlaub  unter  Fortgewährung  seines 
Lohnes  oder  Gehaltes.  Für  den  Fall  von  Ar- 
beitsversäumnissen ist  dem  §  616  des  BGB., 
Lohnanspruch  für  eine  verhältnismäßig  nicht 
erhebUche  Zeit  betreffend,  die  weitherzigste 
Auslegung  gesichert.  Für  alle  in  die  Woche 
fallenden  ortsüblichen  Feiertage  erhalten  die 
Arbeiter  ausnahmslos  den  vollen  Lohn.  Ueber 
die  regelmäßige  Arbeitszeit  hinaus,  die  1900 
auf  8  Stunden  täglich  beschränkt  wurde,  er- 
streckt sich  für  niemanden  die  Arbeitsverpflich- 
:  tung.  Nur  auf  Grund  freier  Vereinbarungen 
sind  Ueberstunden  und  Feiertagsarbeit, 
selbstverständlich  zu  erhöhten  Lohnsätzen,  ge- 
stattet, doch  dürfen  selbst  derartige  freie  Ver- 
'  einbarungen  nicht  für  mehr  als  vier  Wochen 
im  Jahre  getroffen  werden.  Ueberdies  wurde 
jedem  erwachsenen  Betriebsangehörigen  An- 
spruch auf  einen  jährlichen  Urlaub  gewährt, 
I  ursprünghch  auf  2  Wochen  bemessen,  von  denen 
j  die  erste  bezahlt  wurde,  später  auf  3  Wochen 
erstreckt,  von  denen  ein  mit  dem  Dienstalter 
steigender  Teil  mit  Fortzahlung  des  Lohnes 
verbunden  ist.  Wo  Gesundheitsrücksichten  es 
gebieten,  erfahren  die  Urlaubsfristen  eine  an- 
gemessene Verlängerung. 

Der  Arbeitsverpflichtung  des  Personals  ent- 
spricht sein  Recht  auf  Beschäftigung 
bzw.  Lohnentschädigung.  Danach  sind  die 
Betriebsstätten  während  der  regelmäßigen  Ar- 
beitszeit stets  offen  zu  halten,  solange  nicht 
die  Mehrzahl  der  Arbeiter  gleichzeitig  fern 
bleibt.  Auch  bei  Betriebsstörungen  ist  die  Firma 
zur  Fortzahlung  des  Lohnes  verbunden.  Doch 
sind  so  empfangene  Lohnsummen  von  den  Ar- 
beitern bis  zur  Hälfte  in  unbezahlten  Ueber- 
stunden abzutragen;  nur  dürfen  von  ihnen  nicht 
mehr  als  9  Ueberstunden  pro  Woche,  und  diese 
höchstens  für  die  Dauer  eines  Jahres  gefordert 
werden.  Um  eine  Benachteiligung  der  Arbeiter 
durch  die  vorherrschende  Akkordarbeit  zu  ver- 
hüten, wird  mit  jedem  Arbeiter  nach  Maßgabe 
seiner  Leistungsfähigkeit  ein  fester  Zeitlohn 
als  Minimallomi  vereinbart.  Auch  darf  ein  ein- 
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mal  gewährter  Zeitlohn  oder   Gehalt  später 

niemals  wieder  herabgesetzt  werden.  Um  ein 
Mißverhältnis  zwischen  Gehältern  und  Löhnen 
hintanzuhalten,  ist  ein  bestimmtes  Verhältnis 
der  Gebälter  —  im  einzelnen  wie  im  ganzen  — 
zu  den  Durchschnittslöhnen  statutarisch  nor- 
miert. Eine  Beteiligung  am  Geschäfts- 
gewinn ist  in  der  Weise  durchgeführt,  daß 
der  nach  der  Verzinsung  des  Geschäftskapitals, 
den  notwendigen  Rücklagen  und  der  Aus- 
scheidung eines  angemessenen  Unternehmungs- 
gewinnes verbleibende  Uebcrschuß  zwischen  der 
Stiftung  und  dem  Personal  geteilt  wird.  Der  Ge- 
winnanteil, von  dem  die  Mitglieder  der  Geschäfts- 
leitung ausgeschlossen  sind,  trägt  den  Charakter 
der  Lühnnachzahlung  und  muß  allen  Be- 
rechtigten im  gleichen  Prozent-satz  ihres  Jahres- 
verdienstes gewährt  werden.  Weit  größere  Be- 
deutung als  der  Gewinnbeteiligung,  die  seinen 
Anschauungen  innerlich  widerstrebte  und  die 
er  daher  nur  zögernd,  auch  nicht  in  schlechthin 
rechtsverbindlicher  Form  einräumte,  legte  Abbe 
den  weiteehenden  PensionsansprUcnen  bei, 
die  vor  allem  dem  Personal  selbst,  darüber  hinaus 
aber  auch  den  Witwen  und  Waisen  zustehen. 
Die  Pensionsleistungen  an  das  Personal  selbst 
faßte  Abbe  auf  als  Amortisation  der  verbrauchten 
Arbeitskraft,  somit  als  Teil  der  notwendigen 
Produktionskosten,  weshalb  sie  denn  auch  als 
unmittelbare  Gcschäftsverp.Hichtungen  über- 
nommen und  Beiträge  dem  Personal  lediglich 
für  die  Witwen-  und  Waisenversorgung  in 
mäßiger  Höhe  angesonnen  wurden.  Cm  eine 
Abschiebung  von  .Vrbeitskräften  im  Hinblick 
auf  drohende  Pensionslasten  zu  verhüten,  sind 
besondere  Vorkehrungen  getroffen. 

Arbeiter,  welche  ohne  eigene  Schuld  enila.ssen 
werden,  empfangen  eine  .\bgangsentschU- 
digung  in  der  Höhe  eines  halben  Jahreslohnes. 
Zweck  dieser  Einrichtung  ist,  einerseits  den  Ent- 
lassenen den  Uebergang  zu  anderen  Beschäfti- 
gungen zu  erleichtern,  andererseits  die  Geschäfts- 
leitung  zur  Vorsicht  bei  Betriebserweiterungen 
anzuhalten.  Die  Abgangsentschädigungen  in 
Verbindung  mit  den  Bestimmungen  über  die 
Offenhaltung  der  Betriebsstätten  macht  offen- 
sichtlich der  Firma  eine  Aussperrungspolilik  so 
gut  wie  unmöglich. 

Der  Grundgedanke  der  Stiftung  schließt  selbst- 
verständlich jede  Beschränkung  des  Koalitions- 
rechts aus.  Zur  Vertretung  der  Arbeiter- 
interessen gegenüber  der  Geschäftfleitung  wurde 
1896  ein  Arbeiterausschuß  geschaffen,  der 
aus  allgemeinen  und  geheimen  Wahlen  hervor- 
geht. 1908  trat  ihm  ein  analog  gebildeter  Be- 
amtenausschuß zur  Seite.  Beide  Ausschüsse 
wirkten,  bisher  gestützt  auf  gewerkschaftliche 
Organisationen,  in  allen  Arbeiter-  und  Ange- 
stelltenangelegenheiten mit,  so  daß  auch  stets 
die  Lohntarife  und  Gehaltsregelungen  mit 
ihnen  vereinbart  wurden,  .\usgeschlossen  blieben 
jedoch  Arbeiterschaft  und  Angestellte  von  jeg- 
lichem Einfluß  auf  die  Geschäftsleitung  selbst. 
Diese  ist  in  einem  Kollegium  verkörpert,  dessen 
Mitglieder  zwar  von  der  Stiftungsverwaltung 
(Kultusdepartement  in  Weimar)  ernannt  werden, 
das  aber  vom  Staate  völlig  unabhängig 
ist  und  im  Rahmen  des  Statuts  volle  Freiheit  der 
Betriebsleitung  und  Geschäftsführung  genießt. 
Das  ständige  Verbindungsglied  zwischen  Stif- 
tungsverwaltung   und    Betriebsleitung  bildet 


unter  eigener  Verantwortlichkeit  der  Stiftungs- 
kommissar, der  auch  die  Innehaltung  der  sta- 
tutarischen Bestimmungen  zu  überwachen  hat. 

Die  erzielten  Betriebsgewinne  sind  zu- 
nächst zur  P'örderung  allgemeiner  Interessen 
der  feinmechanischen  und  optischen  Industrie 
bestimmt.  Im  übrigen  sind  sie  statutengemäß 
teils  für  gemeinnützige  Zwecke,  vor  allem  zu- 
gunsten der  arbeitenden  Bevölkerung  Jenas, 
verwendet,  teils  fallen  sie  der  Universität  Jena 
zu.  Bedingung  für  die  Verwendung  irgend- 
welcher Süftunesmittel  ist  überall  die  Wahrung 
strenger  Neutralität  allen  politischen  und  reü- 
giösen  Parteien  gegenüber,  wie  es  dem  ganzen 
Geist  der  Stiftung  entspricht. 

Seine  an  der  lland  der  Praxis  entwickelten 
sozialpolitischen  Gedankengänge  hat  Abbe  ver- 
schiedentlich auch  theoretisch  zu  begründen 
versucht.  (Ueber  seine  Stellung  zum  Arbeitszeit- 
problem 8.  Näheres  in  dem  Art.  „Arbeits- 
zeit.") Aber  so  mannigfach  auch  seine  Ge- 
'  danken  sich  vermöge  ihres  sozialethischcn  Ge- 
halts mit  dem  Sozialismus  im  allgemeinen  be- 
'  rühren  und  seine  demokratische  Gesinnung  ihm 
der  Sozialdemokratie  nahe  brachte,  blieb  er 
doch  in  der  Frage  der  volkswirtschaftlichen 
j  Produktionsgestaltung  durchaus  Imliviilu.ilist, 
nur  daß  er,  überzeugt  von  der  Veraiitwurllich- 
keit,  welche  auf  Besitz  und  Bildung  ruht, 
den  Individualismus  den  sozialen  Bedürfnissen 
einzuordnen  und  anzupassen  bemüht  war.  Den 
I  Unternehmergewinn  hält  er  nicht  in  schranken- 
loser Ausdehnung,  aber  doch  im  Prinzip  für 
berechtigt  und  notwendig.  In  ihm  erblickt  er 
den  Anteil,  welcher  auf  die  Organisation  des 
Betriebes  als  solche  entfällt  vermöge  der  Stei- 
gerung der  Produktivität,  die  sie  ermöglicht. 
Doch  soll  dieser  Gewinn  nicht  zur  Ansammlung 
privaten  Reichtums  dienen,  sondern  dem  Ge- 
meinwohl, weil  er  nicht  dem  Wirken  einzelner 
Faktoren  verdankt  wird.  Politisch  auf  dem 
Boden  der  freisinnigen  Volkspartei  stehend,  er- 
blickte Abbe  in  der  modernen  Arbeiterbewegung 
den  sittlich  und  kulturell  notwendigen  Kampf 
des  Arbeiterstandes  gegen  wirtschaftliche  Aus- 
beutung und  soziale  wie  politische  Unterdrückung 
behufs  Erringune  bürgerlicher  Unabhängigkeit 
und  Gleichberechtigung.  Die  Korrektur  ihrer 
Verirrungen  erwartete  er  lediglich  von  der  Wirk- 
samkeit der  inneren  Vernunft  der  Dinge  und 
einer  Entfaltung  des  öffentlichen  Lebens,  welche 
allen  Kräften  freien  Spielraum  gewährt. 

Nach  .\usbruch  des  Weltkrieges  wurde  der 
Betrieb  fast  ganz  auf  den  Kriegsbedarf  eingestellt. 
Während  nach  dem  Statut  Frauen  nur  aus- 
nahmsweise beschäftigt  werden  sollen,  wurden 
nunmehr  weibliche  Arbeitskräfte  in  großem 
Umfange  herangezogen.  Zeitweilig  stieg  während 
des  Krieges  die  Zahl  der  Beschäftigten  auf 
10  700,  darunter  ca.  5000  Frauen. 

Die  Revolution  brachte  den  Zeißbetrieben 
harte  Kämpfe,  weil  auch  sie  von  radikalen 
Arbeiterforderungen  nicht  verschont  blieben, 
doch  gelang  es  derOeschäftsleitung  auf  dem  Boden 
des  Stiftungsstatuts  die  Kämpfe  streiklos  durch- 
zufechten, und  so  die  Lebensbedingungen  des 
Unternehmens  aufrechtzuerhalten. 

Im  Sommer  1919  erklärte  sich  unter  Ab- 
lehnung aller  auf  Errichtung  eines  mitregieren- 
den Betriebsrats  abzielenden  Forderungen  der 
Angestellten  und  Arbeiter  und  unter  Hinweis 
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auf  das  Stiftlingsstatut  sowie  auf  das  kommende 
Betriebsrätegesetz  die  Geschäftsleitung  (durch 
Bekanntmacnung  vom  7.  August)  bereit  zur 
Errichtung  einer  Vertrauenskommission.  Auch 
verpflichtete  sie  sich  mit  dieser  zu  gleichen 
Teilen  aus  gewählten  Angestellten  und  Ar- 
beitern bestehenden  Kommission  einen  bestän- 
digen Meinungsaustausch  über  die  geschäftliche 
Weiterentwicklung  der  Werke  und  die  Ver- 
wendung der  Stiftungsmittel  zu  pflegen.  Diese 
Kommission  wurde,  weil  ihr  kern  Mitentschei- 
dungsrecht eingeräumt  war,  von  dem  Personal 
abgelehnt.     Angenommen  indessen  und  ein- 

f erlebtet  wurden  dem  Vorschlag  gemäß  7  Einzel- 
ommissionen  für  die  wichtigsten  Aufgaben  des 
Betriebes  (Organisationskommission,  betriebs- 
technische Kommission,  Einstellungs-  und  Kün- 
digungskommission, Akkord-  und  Lohnkom- 
mission, Jugendkommission,  Raumverteilungs- 
kommission, Unfall-  und  Lebensmittelkommis- 
sion). Sie  bestehen  aus  je  einem  Vertreter  der  An- 
gestellten und  Arbeiter  und  haben  die  Aufgabe, 
m  gemeinsamer  Sitzung  mit  dem  zuständigen 
Beamten  unter  dessen  Vorsitz  alle  wichtigen 
ihr  spezielles  Arbeitsgebiet  berührenden  Fragen 
zu  behandeln,  insbesondere  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Interessen  der  Angestellten  und  der 
Arbeiter. 

Dem  Betriebsrätegesetz  vom  4  Februar  1920 
hat  sich  das  Stiftungsstatut  anpassen  müssen. 
Angestelltenausschuß  und  Arbeiterausschuß 
kamen  nunmehr  in  FortfaU,  ebenso  einige 
der  vorgenannten  Einzelkommissionen,  wäh- 
rend andere,  deren  Aufgaben  vom  Betriebs- 
rätegesetz nicht  berührt  werden,  erhalten  ge- 
blieben sind.  Weil  die  Zeißbetriebe  keinen  Auf- 
sichtsrat kennen,  wird  auch  das  bevorstehende 
Gesetz  über  die  Betriebsbilanz  in  ihre  Verhält- 
nisse eingreifen.  Weder  das  Betriebsrätegesetz, 
noch  das  Bilanzgesetz  dürften  voraussichtlich  — 
verständige  Handhabung  vorausgesetzt  —  das 
alleinige  Entscheidungsrecht  der  Geschäfts- 
leitung beeinträchtigen  und  den  Lebensnerv  des 
Unternehmens  unterbinden.  Was  das  Betriebs- 
rätegesetz allgemein  erstrebt,  war  zum  größten 
Teil  zuvor  schon  in  den  Zeißbetrieben  verwirk- 
Ucht. 

Nach  Ausbruch  der  Revolution  wurde  in 
den  Zeißbetrieben  zur  Streckung  der  Arbeit 
die  Akkordarbeit  abgeschafft.  Am  8.  September 
1919  wurde  sie  wieder  eingeführt,  nachdem  in 
der  Urabstimmung  1871  Stimmen  für,  1057 
Stimmen  gegen  Akkord  abgegeben  waren.  Seit 
1.  April  1919  wird  wieder  regelmäßig  8  Stunden 
gearbeitet,  soweit  der  Umfang  der  Bestellungen 
es  ermöglicht.  An  Abgangsentschädigung  wurde 
bei  der  Abrüstung  des  Kriegsbetriebes  von  der 
Firma  IV,  Hill.  M.  ausgezahlt.  Seit  1916  ist 
die  Zahlung  von  Frauen-  und  Kinderzuschüssen 
eingeführt.  Sie  betragen  gegenwärtig  für  die 
Ehefrau  60  M.,  für  jedes  Kind  90  M.  monatlich. 
Die  Pensionslast  bcläuft  sich  bei  der  optischen 
Werkstätte  zurzeit  auf  800  000  M.  jährlich. 
Beschäftigt  sind  gegenwärtig,  Ende  1920,  bei 
der  optischen  Werkstätte  5100  (darunter  800 
Beamte  und  860  Frauen),  beim  Glaswerk  1400, 
mithin  etwa  ebensoviel  oder  etwas  mehr,  als 
unmittelbar  vor  dem  Kriege.  Auch  heute  noch 
ist  das  Zeißwerk  die  grüßte  und  leistungsfähigste 
unter  allen  optischen  und  feinmechaniscnen 
Werkstätten  der  Welt. 
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Arbeitsverhältnis  im  Jenaer  Zeißwerk,  7.  Aufl., 
Jena,  1919. 
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Abfallverwertung.  Abfallindustrie. 

1.  Einleitung.  2.  Geschichtliches.  3.  Abfälle. 
4.  Hausmüll-  und  Straßenkehricht.  6.  Müll- 
verbrennung. 6.  Kadaververnichtung  und  -Ver- 
wertung. 7.  Ausnutzung  der  Abhitze.  8.  Minder- 
wertige Steinkohle.  9.  Abgase  von  Hochöfen, 
Kokereien  und  Destillationen.  10.  Lohe,  Fräß- 
und  Sägespäne.  11.  Abwässer  der  Zellulosefa- 
brikation. 12.  Bleicherei-,  Färberei-  und  Ger- 
berei-Abwasser. 13.  Spülfett  aus  Küchen,  Fett 
aus  chemischen  Wäschereien  14.  Hundekot  und 
Taubenmist.  16.  Wein-,  Bier-  und  Brennerei- 
abfallhefe. 16.  Malzkeime.  17.  Aepfeltrester. 
18.  Haarabfall  aus  der  Lederindustrie,  Tuchsche- 
rereien u.  dgl.  19.  Magnesiumhaltige  Abraum- 
salze. 20.  Mangan,  Wolfram,  Zink.  21.  Eisen- 
flugstaub.  22.  Gebrauchte  Konservendosen  und 
Weißblechabfälle. 

1.  Einleitung.  Im  Wesen  des  deutschen 
Volkes,  begründet  auf  seiner  Tüchtigkeit,  so- 
wie auf  der  geographischen  Lage  des  Landes, 
seiner  verhältnismäßigen  Armut  an  Rohstof- 
fen im  allgemeinen  und  namentlich  im  Hin- 
blick auf  das  enge  Bewohntsein,  liegt  es,  daß 
sein  Streben  schon  von  früh  an  auf  eine  mög- 
lichst sparsame  Wirtschaft,  eine  möglichst 
durchgreifende  Nutzbarmachung  aller  wert- 
gebenden Faktoren  gerichtet  war.  Dazu  kam 
die  Fürsorge  der  Behörden  für  eine  möglichst 
gute  Gesundheit  der  Bevölkerung,  die  Durch- 
führung der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  die 
Schaffung  der  Gewerbepolizei  und  nicht  zu- 
letzt das  gesunde  Verständnis  der  Bevöl- 
kerung für  das  Recht  des  Nachbars,  wie  jedes 
Volksgenossen,  auf  einen  möglichst  un- 
gestörten Genuß  einer  reinen  Luft,  eines 
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eilten  TrinkwaaserB,  eines  durch  Fleiß  und  1  zwangsmäßipe  Hinleitung  auf  eine  bessere 
Sparsamkeit  erworbenen  eigenen  Anwesens,  I  Ausnutzung  der  Abfallstoffc  dem  dcut- 
des  Waldes  und  aller  ihm  oder  anderen  ge- !  sehen  Volk  sein  langes  Durchhalten  in 
hörigen  Gnindstückc  und  Anlagen.  Idem  großen  unglücklichen   Kriege  ermög- 

In  manchen  anderen  Ländern  sieht  man  I  licht  hat. 
heute  noch  die  Bäche  und  Flüsse  in  der;  Denken wirnurandieWiedergewinnungdes 
Hauptsache  als  die  bequemsten  und  billigsten  ,  Chroms  aus  den  Abwässern  der  Chromleder- 
Mittel  und  Wege  zur  Beseitigung  des  Ab-  fabrikation  oder  an  die  Verwendung  der 
falles  aus  dem  menschlichen  und  tierischen  !  Ablaugen  von  der  Siilfitzelliilosebereitung 
Haushalt  an.  Das  ist  natürlich  nur  dort  !  oder  an  die  Ausnutzung  der  Abhitze  und 
möglich  wo  der  Weg  zum  Meere  nicht  weit  geringwertiger  Brennstoffe  für  alle  mog- 
ist Dort  können  auch  die  größten  Städte  ,  liehen  Zwecke  der  Heizung  und  Trocknung, 
ihren  Straßenkehricht  u.  dpi.  auf  ent-  oder  an  die  Gewinnung  von  Mangan,  Wolfram 
sprechend  konstruierten  Schiffen  verladen  I  und  anderen  Stoffen  aus  Schutthalden,  des 
und  ins  Meer  versenken  lassen.  Bei  der  '  Zinnes  aus  den  im  Hauskehricht  pntlialtenen 
Auswahl  der  Mittel  und  Wege  zur  Entfernung  Konservedosen,  von  Naiiningsmitteln  für 
des  Totliegcnblcibenden  ist  vielfach  nur  die  .  Menschen  und  Tiere  aus  Abfüllen,  ja  sogar 
Frage  der  Bequemlichkeit  und  der  Billigkeit  |  von  technischem  Fett  aus  Fäkalien  und  Tier- 
entscheidend kadavern  und  noch  vieles  andere. 

2.  Geschichtliches.  Anders  liegen  die  Diese  Umstellungen  waren  zweifellos  nur 
Dinge  in  Deutschland.  Seine  Meeresküste  j  danim  so  rasch  und  teilweise  sehr  erträgnis- 
ist  verhältnismäßig  gering.  Vor  allem  ist] reich  durchzuführen,  weil  das  Volk  in  den 
sie  für  solche  Zwecke  sehr  ungünstig  ge- 1  vorausgegangenen  Jahrzehnten  schon  ent- 
legen und  die  Entfernung  zu  ihr  ist  meist  sprechend  vorgcschult  worden  war.  Der 
atißerordentlich  groß.  Da  galt  es  schon  Blick  der  Belrieiisleiler  war  geschärft.  I^ie- 
frühzeitig  der  Bevölkerung,  namentlich  der  mand  wußte  alle  Einzelheiten  und  Moglich- 
erstarkenden    Industrie   und    den    großen  keiten,  die  ihr  Betrieb  bot,  besser  zu  ubcr- 

Städten,  einen  gesetzlichen  Zwang  aufzuer-  schauen,  als  sie  selbst      An  keiner  Stelle 

jg„gn  konnten  die  erforderlichen  Hilfsmittel  besser 

Große  Prozesse  der  Anlieger  an  Flüssen  \  und  ergiebiger  vorlianden  sein  als  im  eigenen 

gegen  die  Inhaber  von  Salzbergwerken  oder  !  Betrieb.    Eine  gewisse  Schematisierung  der 

Erzgruben  durch  deren  Abwässer  das  Wasser  letzten  Betriebsabgänge,  auf  die  zu  achten 

auf  große  Entfernungen  hin  so  salzreich  |  früher  bloß  kein  Anlaß  vorlag,  genügte  sehr 

wurde  daß  es  weder  für  den  menschlichen  1  oft,  um  vorher  unbequeme  oder  als  wertlos 

Genuß  noch  für  die  technische  Venvendung  '  — '  " ~"*-">" 

mehr  geeignet  war,  so  daß  der  einst  große 

Reichtum  an  Fischen  vollständig  vernichtet 

wurde  usw.  sind  die  ersten  Marksteine  der 

Entwicklung  auf  dem  hier  zu  besprechenden 

Gebiet.    Auch  solche  Fälle  sind  bekannt, 

wo  aus  den  Schutthalden  unter  dem  Einfluß 

von  Atmosphärilien  oder  von  chemischen 

Wechselbeziehungen  der  einzelnen  Abfälle 

untereinander  das  Gnindwasser  eine  saure 

Reaktion  oder  üblen  Genich  und  Geschmack 

annahm,  große  Mengen  von  Eisen,  Zink  oder 

anderen    Metallen    führte,    oder   wo  der 

Pflanzenwuchs  auf  weite  Strecken  vernichtet 

wurde. 

Da  griff  die  Verwaltungsbehörde  und  die 
Gesetzgebung  ein  und  was  erst  als  ein  kaum 
zu  ertragender  Zwang  empfunden  wurde, 
erwies  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  ein  Segen 
für  das  ganze  Volk.  Die  Beteiligten  fanden 
bei  aller  Härte  der  gegen  sie  getroffenen 
Maßnahmen,  daß  sie  selbst  eine  Freude  an 
dem  besseren  Aussehen  und  Beschaffenheit 
ihrer  Betriebe,  an  der  Beseitigung  der  ewigen 
Klagen  und  Prozesse  empfanden,  ja  sogar 
vielfach  einen  gewissen  Nutzen  aus  den 
Produkten  der  ihnen  auferlegten  Behandlung 
ihrer  Abfälle  zogen.  Heute  darf  behauptet 
werden,    daß  neben  anderem   auch  diese 


riaiiuuit;  üi/iafit.  n  

|die  Allgemeinheit  zu  gestalten.  Man  richtete 
'entsprechende  Betriebe  ein  und  kam  so 
von  dem  Prinzip  der  Abfallbeseitigung 
oder  -Vernichtung  zu  der  Abfallverwer- 
tung. 

Aber  was  dem  einen  gelang,  vermochte 
der  andere  nicht  immer  zum  guten  Ziel  zu 
führen.  Teils  weil  seine  Betriebsverhält- 
nisse es  nicht  gestatteten,  teils  weil  seine 
Ausbeute  an  wertgebenden  Abfällst  offen  oder 
Zwischenprodukten  zu  klein  war.  In  solchen 
Fällen  wurden  diese  Produkte  von  Aus- 
schüssen oder  Untenichmern  gesammelt  und 
an  besonders  geeignete,  für  den  Großbetiieb 
eingerichtete  oder  durch  ihre  Fachkund- 
schaft zum  Absatz  des  neuen  Stoffes  be- 
sonders geeignete  Fabrikanten  weitergegeben. 
Früher  ein  unangenehmer  Abfallstoff  in  der 
Hand  des  ersten  Besitzers  wurde  er  ein 
kostbarerer  Rohstoff  im  Betriebe  des  Käufers, 
je  nach  dessen  Fähigkeiten  in  der  einen  oder 
anderen  Weise  verwertet.  Jetzt  aber,  nach 
dem  schweren  wirtschaftlichen  Zusammen- 
bruch darf  uns  Deutschen  nichts  inelu-  als 
wertlos  erscheinen,  wir  müssen  aUe  Rohstoffe 
und  Kräfte  aufs  äußerste  ausnutzen. 

Es  gibt  in  diesen  Dingen  keine  einheitliche 
AbfaUindustrie,  mit  einheitlichen  Methoden 
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oder  Gesichtepunkten  für  Einkauf,  Ver- 
arbeitung und  Fertiggut  und  darum  emp- 
fiehlt es  sich  fortan  auch  nur  mehr  von  einer 
„Abfallverwertung"  zu  sprechen. 

3.  Abfälle.  Man  hat  ja  auch  den  Ab- 
fall aus  dem  menschlichen  und  tie- 
rischen Stoffwechsel  von  jeher  nutzbar 
gemacht,  indem  man  ihn  für  die  Düngung 
der  Nutzpflanzen  verwendete. 

Der  Landwirt  sammelte  Dung  und  Jauche 
und  fuhr  sie  in  Fässern  auf  seine  Aecker. 
Wo  es  an  Dünger  fehlte,  wurde  mit  Kunst- 
düngemitteln nachgeholfen. 

Der  Städter  ersetzte  dieses  Abfuhrwesen 
immer  mehr  durch  die  Schaffung  einer 
Kanalisation.  Durch  gleichzeitige  Ein- 
führung der  Wasserspülung  konnten  diese 
Abgänge  bequem  den  benachbarten  Wiesen 
oder  Rieselfeldem  zugeführt  werden  oder  sie 
wurden  nach  den  lOärbecken  gebracht,  wo 
sie  durch  Absetzen  oder  durch  biologische 
oder  chemische  Behandlung  eine  grobe 
Reinigung  erfuhren.  Dann  konnte  man, 
wenn  die  Vorflut  eine  genügende  Verdünnung 
verbürgte,  sie  in  die  vorbeifließenden  öffent- 
lichen Wasserläufe  bringen. 

Zur  Verwertung  der  abgeschiedenen  festen 
Anteile  wurden  z.  B.  von  der  Stadt  Frank- 
furt a.  M.  sehr  umfassende  Versuche  an- 
gestellt. Erst  woUten  sie  die  Landwirte, 
die  —  auf  das  frühere  Abfuhrsystem  einmal 
eingerichtet  —  sich  von  diesem  einen  größe- 
ren und  vor  allem  einen  rascheren  Nutzen 
versprachen,  überhaupt  nicht  aufnehmen. 
Diese  Stoffe  enthielten  ja  auch  nur  noch 
die  wasserunlöslichen,  also  erst  im  Lauf  von 
2 — 3  Jahren  vollen  Erfolg  versprechenden 
Anteile.  So  mußten  die  Städter  auch  für 
das  Abholen  des  Klärschlammes  wenigstens 
anfänglich  große  Mittel  aufbringen.  Nach- 
dem aber  das  System  der  Abfuhr  in  Kähnen 
und  die  Verteilung  mit  Feldbahnen  ein- 
geführt war,  änderte  sich  das  Verhältnis  von 
Fall  zu  Fall  zugunsten  der  Städte.  Andere 
breiteten  den  Schlamm  aus  und  ließen  ihn 
an  der  Luft  trocknen.  Das  Trockengut  wird 
evtl.  als  Poudrette  verkauft.  Wieder  andere 
Verwaltungen  betreiben  eigene  Landwirt- 
schaft oder  verbrennen  die  festen  aus- 
sortierten Anteile,  wenn  sie  über  geeignete 
Müllverbrennungesanlagen  verfügen. 

Die  Zukunft  wird  lehren  müssen,  ob  diese 
an  und  für  sich  wunderbare  ganze  Einrich- 
tung beibehalten  werden  kann.  Zu  ihrem 
Betriebe  sind  vielfach  größere  Pumpen-  und 
sonstige  mechanische  Anlagen  erforderlich, 
die  eine  große  Menge  Heizstoff  verschlingen. 
Außerdem  muß  sich  erst  noch  zeigen,  ob 
wir  unser  Volk  auf  die  Dauer  genügend  er- 
nähren können,  wenn  wir  so  große  Mengen 
gelöster  Dungstoffe  der,  im  Verhältnis  zur 
Kopfzahl  ohnehin  kleinen  Anbaufläche  jetzt 
auch  noch  dauernd  entziehen. 


4.  Hausmüll    und  StraBenkehricht. 

Der  Hausmüll  und  Straßenkehricht 
wurde  in  früheren  Jahren  durch  die  benach- 
barten Landwirte  gegen  eine  entsprechende 
Vergütung  aus  den  Straßen  der  Großstädte 
abgeholt,  vor  der  Stadt  in  großen  Haufen 
aufgeschüttet  und  der  Verrottung  überlassen. 
Arme  Leute  sortierten  die  unverbrannte 
Kohle,  Lumpen,  Metallgegenstände  u.  dgl.  m. 
heraus,  um  sie  zu  verwerten.  Die  Landwirte 
breiteten  den  verrotteten  Rest  auf  ihren 
Aeckern  aus.  Vielfach  erlitten  sie  dabei 
beträchtlichen  Schaden,  indem  sich  die  mit 
der  An-  und  Abfuhr  beschäftigten  Pferde  oft 
an  den  Fesseln  verletzten  und  dann  einer  sehr 
großen  Gefahr  der  Infektion  mit  malignem 
Oedem  oder  Wundstarrkrampf  ausgesetzt 
waren.  Die  Erreger  dieser  Krankheiten  sind 
ganz  besonders  im  Straßenkehricht  weit  ver- 
breitet. 

5.  Müllverbrennung.  Hierdurch  entstan- 
den viele  Schwierigkeiten  im  Verkehr  zwischen 
Stadt  und  Land,  denen  die  Stadtbehörden 
dadurch  zu  begegnen  suchten,  daß  sie  eigenes 
Fuhrwesen  anschafften.  Da,  wo  man  es  sich 
leisten  konnte,  richtete  man  sogar  große  M  üll  - 
Verbrennungsanlagen  ein.  Li  großen 
Mauerblöcken  werden  nebeneinander  eine 
entsprechende  Anzahl  von  Schachtöfen  er- 
baut, lieber  ihnen  sind  große  Silos  er- 
richtet, denen  der  Müll  mit  entsprechenden 
Hebevorrichtungen  zugeführt  wird.  Wert- 
gebende Anteile,  wie  Weißblechdosen  und 
grobe  sperrige  MetaUstücke  oder  Steine  usw. 
werden  ausgelesen  und  dann  wird  der  all- 
mählich vorgetrocknete  Müll  zu  einer  zäh- 
flüssigen Schlacke  verbrannt.  Diese  Schlacke 
benutzt  man  vielfach  zur  Formung  von 
Mauer-  oder  Pflastersteinen  oder  zum  Aus- 
setzen biologischer  Filter,  zur  Ausbesserung 
von  Wegen  u.  dgl.  m.  Die  beim  Verbrennen 
des  Mülls  freiwerdende  Abhitze  wird  unter 
Dampfkessel  geleitet  und  mit  dem  so  er- 
zeugten Dampf  gewinnt  man  Elektrizität 
für  technische  Betriebe.  Allerdings  war  dies 
in  früheren  Jahren  so.  Damals  mußte  dem 
minderwertigen  Müll  nur  ab  und  zu  etwas 
Steinkohle  beigemischt  werden.  Solange  aber 
so  schwierige  Verhältnisse  wie  Kolilenmangel 
oder  übermäßiger  Holzverbrauch  herrschen, 
müssen  diese  teueren  Betriebe  kaltgestellt 
und  muß  zu  dem  alten  Verfahren  zurück- 
gekehrt werden. 

6.  Kadaververnichtung  u.  -Verwertung. 
Zur  Zerstörung  der  Leichen  gefallener 
Tiere  und  zugleich  zur  Begegnung  einer 
Ausbreitung  von  Tierseuchen  hat  man, 
namentlich  in  Baden,  Hessen  und  Südwest- 
preußen, an  Stelle  der  althergebrachten 
Wasenmeisterei,  ein  hygienisch  einwandfreies 
System  für  die  aseptische  Abholung  aus  den 
Ställen,  sowie  deren  sachgemäße  Desinfektion 
eingerichtet.     Die  Tierkadaver  werden  in 
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entsprechenden  dichten  Wagen  zu  den  von 
Gemeinden  oder  Kreisen  geschaffenen  Zen- 
tralen verbracht.  Dort  werden  sie  evtl.  ent- 
häutet. Die  Häute  werden  desinfiziert  und 
verkauft.  Die  sonstigen  iVnteile  werden  teils 
in  besonderen  Anlagen  verbrannt  (Ver- 
nichtungsanlagen), teils  werden  sie  mehrere 
Stunden  lang  in  durchlochtcn  rotierenden 
Zylindern  der  Einwirkung  gespannten 
Dampfes  und  einer  mechanischen  Behand- 
lung ausgesetzt  (Kadaververwertungsanlagen). 
Dabei  werden  alle  Krankheitserreger  mit 
Sicherheit  abgetötet.  Da.s  Fett  schmilzt  aus 
und  ist  für  technische  Verwendung  sehr  be- 
gehrt. Die  Knorpelsubatanz  fließt  mit  dem 
Kondenswasser  ab  und  dient  zur  lycim- 
fabrikation.  Die  Kleischteile  und  die  klein- 
geschlagenen Knochen  können  schließlieh  aus 
dem  Apparat  herausgenommen  werden.  Die 
Mischung  kommt  als  F'leischmehl  in  den 
Handel.  Fleischmelil  ist  ein  gutes  Dünge- 
mittel, ein  vorzügliches  Mastfutter  für 
Schweine  und  auch  ein  auf  die  Legetätigkeit 
sehr  günstig  wirkendes  Hühnerfutter,  für 
das  hohe  Preise  gezahlt  werden.  Auch  die 
Technik  kann  es  öfter  gut  gebrauchen. 

7.  Abhitze.  Was  oben  schon  bezüglich 
der  Ausnutzung  der  Abhitze  der  Müllver- 
brennungsanlagen gesagt  wurde,  gilt  in  noch 
erhöhtem  Maße  von  der  .\bhitze  größerer 
Kessel-  und  Werksanlagen.  Hat  doch  die 
Stadt  Dresden  sogar  eine  Einrichtung  ge- 
schaffen, durch  die  den  Wohnhäusern  in 
der  Nähe  des  städtischen  Elektrizitätswerkes 
durch  entsprechende  Kanäle  heiße  Luft  für 
Erwärmung  der  Wohnungen  zugeführt  wird. 
Daß  solche  Abhitze  von  Dampfkesseln  und 
abgehender  Maschinendampf  ebenfalls  für 
Trockenzwecke  oder  beim  Vorwärmen  von 
Kesselspeisewasscr  u.  dgl.  gute  Dienste  zu 
leisten  vermag,  ist  selbstverständlich. 

8.  Minderwertige  Steinkohle.  Stein- 
kohle,  die   zu  gering  ist,   als  daß  sie 
größere     Frachtkosten     zu     tragen  ver- 
möchte, wird  in  Kesseln  gleich  neben  dem  ' 
Förderschacht  verbrannt,  zum  Zwecke  der  I 
&zeugung     hochgespannten  elektrischen 
Stromes  (Gnibe  I^ouise  bei  Saarbrücken). 
Steinkohlenschlacke  wird  nach  einem  Krupp- 
schen D.R.P.  magnetisch  sortiert,  so  daß  i 
die  Anteile  unverbrannter  Kohle  für  sich 
oder  mit  anderen  geeigneten  Stoffen  bri-, 
kettiert  oder  direkt  verbrannt  werden  können.  | 

9.  Abgase  von  Hochöfen.  Abgase 
von  Hochöfen,  Kokereien  und  De- 
stillationen ließ  man  früher  direkt  in  die 
Luft  entweichen.  Schon  seit  Jahren 
werden  sie  direkt  oder  nach  dem  Durchgang 
durch  Gasometer  auf  dem  eigenen  Werk 
verbrannt  und  für  Krafterzeugung  oder 
andere  Wärmezwecke  verwendet.  So  werden 
auf  der  Grube  Heinitz  bei  Neunkirchen  die 
Kokereigase  in  gewaltigen  mit  Dynamo- 


maschinen gekuppelten  Gaskraftmaschinen 
verpufft.  Der  so  gewonnene  elektrische  Strom 
wird  sogar  bis  nach  Bad  Kreuznach  geleitet 
zum  Betrieb  der  Straßenbahn  und  für  son- 
stige Zwecke. 

IG.  Lohe,  FräD-  und  Sägespäne.  Aus- 
gezogene Gerberlohe  wurde  si  hon  von  alters- 
ner  in  die  Form  von  Ziegelsteinen  gepreßt 
und  getrocknet.  Diese  sog.  „Lohkäse" 
waren  ein  vielfach  recht  beliebtes  Mittel 
zur  Erhaltung  des  Feuers  über  Nacht  in 
Kachelöfen  u.  dgl. 

Seitdem  die  Herstellung  des  Gerbstoff- 
und  pflanzlichen  Farbstoffextrakics  immer 
mehr  in  den  Arl)eitsbereich  großer  Fabriken 
übergegangen  ist,  werden  diese  ausgezogenen 
Holz-  und  Rindenrückstände  unter  den 
Kesseln  dieser  Betriebe  verbrannt.  Ein 
gleiches  geschieht  mit  den  in  großen  Holz- 
bearbeitungsbetrieben erzielten  Raspel-,  Fräß-, 
Bohr-  und  Sägespänen.  Sie  werden  mit  Ven- 
tilatoren abgesogen  und  gleich  unter  die 
Kessel  gebracht.  Dabei  zeigt  sich  sehr  oft, 
daß  die  Nachbarschaft  mit  der  Flugasche 
dieser  durch  den  Kcsselzug  rasch  dem 
Feuer  entführten  und  dann  zumeist  erst  in 
'  den  Zügen  und  Schornsteinen  verbrennenden, 
also  gar  nicht  ausgenutzten  Brennstoffen 
stark  verschmutzt,  u.  U.  beschädigt  wird. 
Dem  läßt  sich  in  hohem  Grade  begegnen, 
indem  man  für  eine  gute  Durchmischung  der 
Abfallspäne  mit  den  Feuerkohlen  Sorge 
trägt. 

Classen  hat  empfohlen,  diese  Abfallstoffe 
mit  schwefliger  Säure  unter  Druck  aufzu- 
schließen, um  Mastfutter  daraus  herzustellen. 

II.  Abwässer  der  Zellulosefabrikation. 
Man  unterscheidet  in  der  Hauptsache  Natron- 
oder auch  Sulfatzcllulose  und  Sulfitzcllulose. 
Zur  Gewinnung  der  Natronzellulose  wird 
Holz  mit  einer  Auflösung  von  Aetznatron 
evtl,  mit  einem  geringen  Gehalt  an  Schwefel- 
natrium unter  Druck  gekocht.  Alle  Gehalts- 
teile des  Holzes  an  Zucker,  Stärke,  Harz  usw. 
gehen  in  Lösung.  Nur  der  reine  Zellstoff 
bleibt  ungelöst  und  wird  weiter  verarbeitet. 

Die  in  der  Kochlauge  enthaltenen  Chemi- 
kalien sind  viel  zu  wertvoll,  als  daß  man  sie 
weglaufen  oder  zwecks  Gewinnung  anderer 
Nebenprodukte  etwa  verloren  geben  dürfte. 
Darum  wird  die  Ablauge  des  Natronver- 
fahrens unter  systematischer  Ausnutzung  von 
Abhitze  eingedampft  und  unter  Ergänzung 
des  Verlustes  an  Chemikalien  durch  Zusatz 
von  Natronsulfat  geschmolzen.  Dabei  ent- 
steht Soda  (evtl.  Schwefelnatrium),  die  wieder 
mit  Aetzkalk  in  Aetznatron  bzw.  Natron- 
lauge umgewandelt  und  zu  neuen  Kochungen 
verwendet  wird. 

Anders  ist  es  bei  der  Sulfitzellulose. 
Hier  wird  das  Holz  mit  einer  Lauge  von 
doppeltschwefligsaurem  Kalk  oder  mit  einer 
wäßrigen  schwefligen  Säure  gekocht.  Die 
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freie  und  halbgebundene  schweflige  Säure 
entweicht  zum  größten  Teil  oder  sie  erfährt 
eine  Umsetzung.  Dabei  entsteht  Schwefel- 
säure oder  Gips,  so  daß  die  Kocherlauge  auf 
alle  Fälle  immer  aus  neuen  Rohstoffen  laufend 
hergestellt  werden  muß. 

Dadurch  wird  der  Wert  der  in  den  Laugen 
enthaltenen,  dem  Holz  entzogenen  Gehalts- 
teile in  den  Vordergrund  gerückt.  So  hat 
denn  auch  schon  Mitscherlich,  der  erste 
Erfinder  des  Sulfitverfahrens,  darauf  hin- 
gewiesen, daß  man  aus  den  nach  seinem 
Verfahren  erzielten  Ablaugen  Klebstoffe, 
Gerbstoffe,  Dextrin,  Zucker  usw.  gewinnen 
könne.  Andere  Erfinder  haben  die  Lauge 
vollständig  eingedickt  und  in  Brikettform 
als  Brennstoff  oder  lose  als  Düngemittel  in 
den  Handel  gebracht. 

War  die  Verarbeitung  der  Sulfitlauge 
trotz  zahlreicher  und  eifriger  Bemühungen 
und  vieler  Patententnahmen  bis  etwa  1907 
ziemlich  bedeutungslos  geblieben  ■ —  außer, 
daß  sie  den  Gegenstand  eines  für  unsere 
Gewerbegesetzgebung  klassischen  Rechts- 
streitverfahrens gebildet  hat  —  so  hat  sie 
doch  von  da  ab  eine  immer  wichtigere  Rolle 
gespielt.  Erst  brachten  die  Amerikaner, 
dann  die  Engländer,  bei  Einhaltung  ge- 
wisser Bedingungen  brauchbare  Gerbextrakte 
aus  Sulfitablauge  auf  den  Markt.  Dann 
folgten  auch  die  Deutschen,  doch  hatten 
diese  Fabrikanten  anfänglich  große  Wider- 
stände bei  den  Gerbern  zu  überwinden.  Als 
aber  der  Weltkrieg  ausbrach  und  die  Zufuhr 
von  Gerbhölzern  aus  dem  Ausland  von  den 
Feinden  unterbunden  wurde,  fanden  die  [ 
Gerbextrakte  ans  Sulfitablauge  auch  in 
Deutschland  willig  Aufnahme,  obgleich 
solches  Leder  vielfach  den  großen  Nachteil 
zeigt,  allmäliiieh  brüchig  zu  werden. 

Das  liegt  einmal  in  der  Art  der  Anwen- 
dung der  Sulfitextrakte,  indem  man  sie 
nicht  für  sich  allein,  sondern  immer  in 
Ziisammenwirkung  mit  richtigen  Gerbstoffen 
anwenden  sollte.  Sei  es,  daß  man  sie  vorher 
zusammenmischt.  Sei  es,  und  das  ist  mehr 
zu  empfehlen,  daß  man  den  Sulfitextrakt 
gewissermaßen  einwickelt,  indem  man  erst 
mit  einem  richtigen  Gerbstoff  vorgerbt,  dann 
eine  Gerbung  mit  Sulfitextrakt  bewirkt  und 
dann  wieder  gut  nachgerbt.  Die  Frage,  ob 
Sultitextrakt  wirklich  ein  richtiger  Gerb- 
stoff ist,  ist  nämlich  noch  nicht  mit  Sicher- 
heit entschieden. 

Ein  zweiter  Einwurf  gegen  die  Verwen- 
dung von  Sulfitcxtrakt  und  Ursache  des 
Brüchigwerdens  des  Leders  ist  in  dem  Um- 
stand begründet,  daß  etwa  in  dem  Extrakt 
enthaltene  freie  oder  organisch  gebundene 
schweflige  Säure  oder  Schwefelsäure  im 
Laufe  der  Zeit  die  Hautsubstanz  des  Leders 
zerstört.  Natürlich  hat  man  eine  ganze 
Reihe  von   Verfahren  patentieren  lassen, 


durch  die  man  die  geschilderten  Mängel  ver- 
meiden will,  doch  kann  auf  diese  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden.  Es  sei  nur  hervor- 
gehoben, daß  es  eine  Anzahl  von  deutschen 
Firmen  gibt,  die  jetzt  für  die  Lederbereitung 
recht  gut  brauchbaren  Sulfitextrakt  in  den 
Handel  bringen. 

Während  des  Weltkrieges  war  die  Sulfit- 
ablauge überhaupt  ein  Universalmittel,  um 
dem  in  Deutschland  herrschenden  Rohstoff- 
mangel abzuhelfen.  Die  einen  verwandten 
sie  als  Klebstoff  für  Etiketten  und  Brief- 
marken. Andere  benutzten  sie  als  Ersatz 
für  Leinölfirnis  bei  Anstrichfarben.  Wieder 
andere  priesen  sie  als  einen  vorzüglichen 
Lackersatz  an.  Auch  als  Glyzerinersatz 
und  vieles  andere  wurde  sie  empfohlen, 
doch  war  dies  nur  in  den  Zeiten  höchsten 
Mangels  möglich  und  es  ist  kaum  anzunehmen, 
daß  man  die  Sulfitlauge  für  diese  Zwecke 
länger  verwendet,  als  man  irgend  muß. 

Dagegen  soll  sie  in  Schweden  nach  statt- 
gehabter trockener  Destillation  als  Feue- 
rungsmaterial, wie  auch  als  Rohstoff  für 
die  neu  erstehende  Farbenindustrie  sehr  gute 
Dienste  leisten. 

Außer  als  Gerbmittcl  wird  sie  in  Deutsch- 
land jetzt  noch  als  Trägerin  vergärbaren 
Zuckers  zur  Spiritusgewinnung  und  in  der 
Form  von  Zellpech  (vollständiger  Trocken- 
rückstand) zu  Brikettierzweeken  nach  be- 
sonderen Verfahren  technisch  verarbeitet. 

12.  Bleicherei-,  Färberei-  und  Ger- 
bereiabwässer. Gel)rauchtc  Chlor-  oder 
Chlorkalkbrühe  oder  Lösungen  von  schwef- 
liger Säure,  Superoxj'den  u.  dgl.  sind  in  den 
seltensten  Fällen  vollständig  ausgenutzt. 
Gelangen  sie  unverändert  in  offene  Wasser- 
läufe, folgt  ein  großes  Fisehsferben  u.  dgl.  m. 

In  den  gleichen  Betrieben  werden  zumeist 
auch  farbige  Abwässer  von  der  Reinigung 
unecht  gefärbter  Stoffe  oder  vom  Neufärben 
erzielt.  Solche  Wässer  verderben  das  An- 
sehen der  Bäche  und  Flüsse  auf  große  Ent- 
fernungen und  machen  deren  Wasser  z.  B. 
zum  Reinigen  der  Wäsche  für  weiter  unten 
angesiedelte  Anwohner  unmöglich. 

Wird  Vorsorge  getroffen,  daß  nicht  jedes 
einzelne  Abwasser  für  sich  die  Fabrik  verläßt, 
sondern  werden  die  Wässer,  evtl.  unter  sach- 
gemäßer Sortierung,  auf  der  Fabrik  erst  in 
Sammelbehältern  zusammengebracht,  so 
wirkt  das  Bleichereiabwasser  auf  die  im 
Färbereiabwasser  enthaltenen  Farbstoffe,  und 
beide  unangenehme  Erscheinungen  ver- 
schwinden. 

Da  wo  zum  Schluß  ein  sauer  reagierendes 
Abwasser  verbleibt,  läßt  man  es  auf  dem 
Weg  zum  Fabriksauslaß  über  Kalkstein 
fließen. 

Eine  ähnliche  Schematisierung  der  Ab- 
wasserableitung gestattet  unter  Zuhilfenahme 
der  Aescherbrühen  usw.  das  in  den  ge- 
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brauchten  Chrombrühen  noch  enthaltene 
Chrom  auszuscheiden.  Der  dabei  erzielte 
Cliromnicderschlas  wird  in  Spezialfabriken 
wieder  in  brauchbare  Chromverbindungen 
umgewandelt. 

13.  Spülfett  aus  Küchen,  Fett  aus  che- 
mischen Wäschereien.  Große  Mengen  Kett 
kommen  mit  den  AbwiUsern  aus  den  Küclien, 
besonders  Hotel-,  Ivrankcnhaus-  und  Wurst-  ] 
küchen  in  das  Spül-  und  Kanalwasser.  Was  i 
im  Familienhaushalt  kaum  lohnend  ist,  läßt 
eich  aber  in  solchen  Großbetrieben  durch 
Einschaltung  sog.  Kettfänger  in  die  .Aus- 
lässe nach  den  Kanälen  recht  vorteilhaft 
gestalten. 

Solches  Auffangefett  ist,  ebenso  wie  das 
in  den  chemischen  Wäschereien  in  großen 
Mengen  erzielte  Ai)fallfett  (Destillations- 
rückständc)  zur  Herstellung  technischer  Ar- 
tikel, wie  Stearin,  Seife,  Wagenschmiere  usw. 
sehr  gut  zu  verwenden. 

Ein  gleiches  gilt  von  dem  nach  Bech- 
hold  aus  den  vorgetrockneten  Fäkalien  er- 
zielten Abfallfett.  Bei  der  Ableitung  der 
Wässer  aus  chemischen  Wäschereien  soll 
man  beachten,  daß  diese  zumeist  geringe 
Mengen  Benzin  mitführen.  Diese  verdunsten 
zum  Teil  in  den  Kanälen,  dadurch  können 
heim  IJcfahrcn  der  einzelnen  Kanalabschnittc 
durch  Arbeiter  leicht  Explosionen  vor- 
kommen. 

14.  Hundekot  und  Taubenmist.  Hunde- 
kot und  Taubenmisi,  zwei  gewiß  un- 
ansehnliche und  namentlich  auf  den  i 
Fußsteigen  wenig  beliebte  Abfallstoffc  sind 
von  den  Gerbern,  trotz  ihrer  großen  Un- 
appetillichkeit  sehr  gesuchte  Dinge.  Sie 
werden  zum  Beizen  der  Handschuhleder, 
Oberleder  usw.  verwendet  und  gut  bezahlt. 
Das  in  ihnen  wirksame  Prinzip  beniht  auf 
gewissen  Bakterienarten  und  Enzymen  des 
Vcrdauuiigstraktus.  Seitdem  dies  durch  den 
Verfasser  dieses  Artikels  nachgewiesen  wurde, 
stellt  man  Ersatzstoffe  her  durch  Züchtung 
von  Bakterienreinkulturen  und  Ausnutzung 
von  in  Schlachthäusern  abfallenden  Drüsen 
(Pankreas)  oder  Galle  u.  dgl. 

15.  Wein-,  Bier-  und  Brennereiabfall- 
hefe. W  e  i  n  h  e  f  e  wird  zu  Wcinstci  n  Vorarbeit  et . 
Die  Darstellung  von  Hcxosephosphorsäurc 
aus  Weinhefe  bleibt  vorerst  noch  ein 
Problem. 

Aus  Bierhefe  gewinnt  man  Hefesehnaps. 
Dabei  findet  meist  eine  Verschleudenmg  der 
Eiweißstoffe  statt.  Nach  Entbittening  und 
Trocknung  kann  man  aus  Bierhefe  Kraft- 
nahrung für  Menschen  und  Tiere,  sowie 
Heilmittel  gegen  Furunkulose  und  Diabetes 
herstellen. 

Brennereihefe:  wie  Bierhefe. 

16.  Malzkeime.    Malzkeime  sind  ein 
vorzügliches    Kraftfutter    für   Tiere.     Sie  j 
können  aber  auch  aufgeschlossen  werden  und  ! 


bilden  dann  den  Grundstoff  für  hervor- 
ragende menschliche  Nährpräparate. 

17.  Aepfeltrester.  Acpfeltrester  wan- 
derten früher  auf  den  Mist,  wurden  auch 
hier  und  da  zur  Gewinnung  von  Trester- 
branntwein  oder  -essig,  wie  auch,  nachdem 
sie  einige  Zeit,  in  Fässern  eingestampft,  eine 
Fermentiening  erfahren  hatten,  als  Vieh- 
futter verwendet. 

Seit  etwa  10—12  Jahren  werden  sie  als- 
bald nach  der  Gewinnung  in  besonderen  An- 
stalten getrocknet,  um  sie  haltbar  zu  machen. 
In  trockenem  Zustand  wandern  sie  in  Mar- 
meladefabriken wegen  der  ihnen  in  besonders 
hohem  Maße  eigenen  Gelierfähigkeil.  Sie 
werden  jetzt  hoch  bezahlt. 

18.  Haarabfall.  Haarabfall  aus  der 
Lederindustrie,  soweit  er  nicht  zur  Spinnerei 
und  Weberei  Verwendung  findet,  ferner  Hor- 
ner und  Klauen,  soweit  sie  nicht  als  Rohstoff 
für  die  Kanimfabrikation  11.  dgl.  dienen,  end- 
lich Aljfälle  aus  der  Tuchschererei  und  der 
Filzhutfal)rikation  können  in  verschiedenster 
Weise  noch  nutzbar  gemacht  werden.  Z.  B. 
indem  man  sie  in  Natronlauge  auflöst,  in 
Platten  ausgießt  und  nach  dem  Erstarren 
als  Ersatz  für  Fischbein  in  Korsetten  u.  dgl. 
ver\s'endet. 

Eine  weitere  chemische  Verwertungs- 
möglichkeit ist  in  der  Aufschließung  mit 
Salzsäure  in  der  Wärme  gefunden  worden. 
Das  ursprünglich  nur  wenigen  als  appetitlich 
erscheinende  Abfallprodukt  verliert  voll- 
ständig seine  ursprüngliche  Art  und  Be- 
schaffenheit. Die  stickstoffhaltige  Substanz 
kann  auf  die  geschilderte  Weise  zielbewußt 
abgebaut  werden  bis  zur  Glutaminsäure. 
Diese  ist  als  ein  für  die  Ernälining  wichtiger 
Baustein  anzusehen  und  so  wurden  während 
des  Krieges  aus  diesen  Abfallstoffen  Nähr- 
präparate, Suppenwürzen  u.  dgl.  hergestellt, 
die  gerne  genommen  wurden  und  sich  bewälirt 
haben. 

19.  Magnesiumhaltige  Abraumsalze. 

Magnesiunihalt  ige  Abraii  insalzo,  der 
Staßfurter  und  Thüringer  Salzlager  waren 
seither  ein  wenig  beliebtes  Abfallprodukt. 
Seitdem  aber  Willstädter  nachgewiesen  hat, 
eine  wie  wichtige  Rolle  das  Magnesium,  als 
einer  der  bedeutungsvollsten  Bestandteile 
des  Blattgrüns  (Chlorophyll)  bei  dem  Aufbau 
der  Pflanze  spielt  und  seittlem  man  erkannt 
hat,  daß  infolge  des  Krieges  die  Düngung 
des  Kulturbodens  vernachlässigt  wurde  und 
es  ihm  nun  auch  an  Magnesium  fehlt,  haben 
diese  Abraumsalze  eine  besondere  Wichtig- 
keit erlangt. 

20.  Mangan, Wolfram,  Zink.  In  früheren 
Jahren,  als  die  Verfahren  der  hütten- 
männischen Erzbereitung  noch  nicht  den 
hohen  Stand  von  heute  erlangt  hatten, 
wurde  gar  mancher  wertvolle  Stoff  mit  den 
anderen  Abfallprodukten  auf  die  Halden  ge- 
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werfen.  Unter  dem  Zwang  des  Krieges  haben 
deutsche  Wissenschaft  und  Techniii  die  Mög- 
lichkeit geschaffen,  jene  aus  alter  Zeit  ver- 
wahrten, jetzt  iiostbaren  Schätze  wieder  um- 
zuarbeiten und  das  fehlende,  vorher  aus 
dem  Ausland  eingeführtes  Gut  zu  gewinnen. 
Dies  gilt  namentlich  auch  von  dem  Mangan, 
dem  Wolfram,  dem  Zink  und  vielen  anderen. 

21.  Eisenflugstaub.  Auch  der  Flug- 
staub,  den  die  Hochofengase  mit  sich 
führen  und  der  sich  früher  zur  Weiter- 
verarbeitung ungeeignet  erwiesen  hat, 
weil  er  zur  Versaclfung  der  Hochöfen 
führte,  braucht  jetzt  nicht  mehr  als  wertlos 
auf  die  Halde  gebracht  zu  werden.  Im 
Gegenteil.  Wenn  er  mit  Zellpech  brikettiert 
wird,  liefert  er  sogar  ganz  besonders  gute 
Eisenqualitäten. 

22.  Gebrauchte  Konservendosen  und 
Weißblechabfälle.  Weißblechabfälle 
werden  jetzt  nach  dem  Dr.  Goldschmidtschen 
Verfahren  entzinnt.  Das  Zinn  wird  wieder- 
gewonnen und  die  verbleibenden  Eisenabfälle 
können  ebenfalls  wieder  verarbeitet  werden. 

Endlich  sei  aus  dem  weit  umfassenden, 
schier  unerschöpflichen  Gebiet  nur  noch  er- 
wähnt, daß  im  Zusammenhang  mit  dem 
Streben,  bisher  als  minderwertig  oder  wert- 
los erachtete  Stoffe  nutzbar  zu  machen, 
eine  ganze  Anzahl  neuer  Aufbereitungs-  und 
Verarbeitungsverfahren  eingeführt  worden 
sind.  Sie  haben  uns  während  des  Krieges 
ungeheuren  Nutzen  gebracht  und  werden 
dies  auch  in  der  Zukunft  tun.  Es  ist  nicht 
möglich,  alle  in  Handel,  Industrie  und  Leben 
erzielten  Abfallstoffe  hier  zu  besprechen. 
Nur  einige  typische  Hinweise  konnten  ge- 
geben werden,  um  den  Blick  derer,  die  es 
angeht,  zu  schärfen  und  so  zu  verhindern, 
daß  unserem  Volke  in  bitterer  Leidenszeit 
durch  unachtsames  Handeln  weiterer  Schaden 
erwächst. 

Literatur:   Ein  großer  Teil  dieser  Ausführungen 
beruht  auf  eigenni  dreißigjährigen  Erfahrungen,  , 
doch   sei   hier  hingewiesen   auf  die  Veröffent- 
lichungen von  Dr.  Ferdinand  Fischer,  Das  [ 
Wasser,  seine  Verwendung,  Reinigung  und  Be- 
urteilung,   Berlin  190S.    —    Derselbe,  Diel 
Verwertung  der  städtischen  und  Industrie- Abfall- 
atnffe,  Leipzig  1S75.  —  Cadisch,  Die  Abfall- 
Verbrennung   vom   technischen   und  finanziellen 
Standpunkt,    Zürich   1896.    —    Dr.   J.  Till- 
mans,    Wasserreinigung    und  Abwässerbeseiti- 
gung, Halle  ms.  —  Wehmer,  Abdetkerei  im 
„Handbuch  der  Hygiene"  von  Weyl  Bd.  2,  Ab- 
teil. 2,  Jena  1S9S.  —  Müller,   Literatur  der 
Sulfilablauge,  Berlin  1911.  —  Smaic  «E  Wla-  i 
dika ,    lieber    die  Gerbmalerialien  191^—1918,  \ 
(Collegium  Ar.  e09i.  —  Grasser,  Synthetische 
Gerbsloße  ,   Berlin  19S0.  —  Zeitschriften :  Metall 
u.    Erz;   Abhandlungen    aus    dem    Institut  für 
Mctallhiiltenwesen    und   Elektrometallurgie  der 
Techn.    Hochschule   zu  Aachen;    Technik  und 
Wirtschaft,  die  Umschau  u.  a.  Becker, 


Abgaben 
s.  Steuer,  Gebühren. 


Ablösung. 

Das  Römische  Recht  hat  nur  in  geringem 
Umfange  Rechte  und  Verpflichtungen  zuge- 
lassen, die  in  der  Weise  mit  dem  Eigen- 
j  tum  an  Grund  und  Boden  verknüpft  sind, 
idaß  der  jeweilige  Eigentümer  eines  Grund- 
Stücks  Träger  des  Rechts  oder  der  Ver- 
1  pflichtung  ist.  Es  kommen  nach  Römischem 
Rechte,  abgesehen  von  einigen  Sonderver- 
hältnissen, wesentlich  nur  die  sog.  Realser- 
-  vituten  (Grunddienstbarkeiten)  in  Betracht, 
j  Bei  ihnen  ist  der  jeweilige  Eigentümer  eines 
i  Grundstücks  berechtigt,  ein  anderes  in  frem- 
dem Eigentum  befindliches  Grundstück  in 
einzelnen  Beziehungen  zu  benutzen  oder 
aber  den  Eigentümer  des  Grundstücks  an 
I  bestimmten  Benutzungsweisen  des  Grund- 
stücks zu  hindern.  Recht  und  Pflicht  haften 
an  den  Grundstücken  und  gehen  mit  dem 
Erwerb  der  Grundstücke  auf  den  neuen  Er- 
;  Werber  über.      Diese  römisch-rechtlichen 
;  Grunddienstbarkeiten  soUen  nur  dem  Be- 
I  rechtigten  in  der  Benutzung  seines  Grund- 
stücks (des  herrschenden  Grundstücks) 
einen  Vorteil  verschaffen.    Sie  sollen  nur 
den  kleinen  Bedürfnissen  der  benachbarten 
Grundstücke  untereinander  eine  Befriedigung 
gewähren.     Sie  können  nach  Römischem 
Rechte  auch  nur  im  Wege  des  Privatrechts, 
d.  h.  durch  Aufgabe  des  Berechtigten,  durch 
Verjährung  oder  durch   Vereinigung  von 
Recnt  und  Pflicht  in  einer  Person,  aufge- 
hoben werden. 

Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse des  Mittelalters  führten  aber  nicht 
nur  eine  außerordentliche  Vermehrung  und 
Ausdehnung  der  Grunddienstbarkeiten  her- 
bei, sondern  auch  die  Verknüpfung  von  an- 
derweitigen Rechten  und  Pflicnten  mit  dem 
Grund  und  Boden.  So  entstanden  die  Real- 
lasten, d.  h.  Verpflichtungen  zu  wieder- 
kehrenden Leistungen  (Zahlung  von  Geldbe- 
trägen, Leistung  von  Diensten,  Entrichtung 
von  Naturalien),  welche  dem  jeweiligen 
Eigentümer  oder  Besitzer  eines  Gnindstücks 
obliegen.  Berechtigt  zur  Forderung  dieser 
Leistungen  ist  in  der  Regel  der  jeweilige 
Eigentümer  eines  anderen  Grundstücks,  doch 
kann  auch  eine  andere  bestimmte  Person 
der  Berechtigte  sein.  Zu  den  Reallasten 
gehören  die  Grundrenten,  Grundzinsen, 
Zehnten,  Fronden  usw.  So  entstanden  fer- 
ner die  sog.  Realgewerberechte,  d.  h. 
die  Berechtigungen  zum  Betrieb  eines  be- 
stimmten Gewerbes,  welche  dem  jeweiligen 
Eigentümer  oder  Besitzer  eines  bestimmten 
Hauses  zustehen.    Wurden  anfangs  nur  bei 
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Bolchen  Gewerben  Realberechtigungen  be- 
gründet, zu  deren  Betrieb  besondere  Ein- 
richtungen der  Gebäude  erforderlich  sind, 
wie  bei  Mühlen,  Brauereien,  Apotheken  usw. 
so  wurden  später  auch  andere  Realgewerbe- 
rechtc  verliehen.  Hierher  gehören  endlich 
die  sog.  Bannrechte,  d.  h.  die  in  der 
Regel  mit  dem  Besitz  eines  Grundstücks 
verbundenen  Befugnisse,  fordern  zu  dürfen, 
daß  alle  Bewohner  eines  räumlich  abgegrenz- 
ten Bezirks  zur  Befriedigung  ihrer  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  nur  mit  dem  Inhaber 
des  Bannrechts  V'erträge  abschließen  über 
den  Kauf  bestimmter  Waren  (Bier-  und 
Branntweinzwang)  oder  über  den  Verkauf  be- 
stimmter Waren  (Bannrecht  des  Abdeckers 
auf  Ueberlassung  des  gefallenen  oder  abstän- 
dig gewordenen  Viehs)  oder  über  einzelne 
gewerbliche  Leistungen  (Mühlen-  und  Back- 
zwang). —  Alle  diese  Grundnercchtigkeitcn, 
Reallasten  und  Realrechte  beschränken  die 
Freiheit  des  wirtschaftlichen  Lebens  und  Ver- 
kehrs. Soweit  sie  hierdurch  aber  auch  der 
Fortentwicklung  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft, des  Gewerbebetriebes  und  des  Handels 
entgegenstehen,  sind  sie  von  der  neuern  Ge- 
Bctz^jebung  nach  dem  Vorgang  der  franzö- 
sischen Gesetzgebung  von  1789  und  1790 
entweder  durch  Gesetz  (mit  oder  ohne  Ent- 
schädigung der  Berechtigten)  aufgehoben  oder 
durch  Gesetz  für  ablösbar  erklärt  worden. 
Dieses  Schicksal  hat  zahlreiche  Grundgerech- 
tigkeiten (Weiderechte,  Forstgrundgerech- 
tigkeiten, Fischereigerechtigkeiten  usw.),  so- 
wie die  Realla-sten,  die  Realgewerberechte, 
die  Bannrechte  betroffen. 

Unter  Ablösung  versteht  man  eine  Auf- 
hebung einer  solchen  mit  Gnind  und  Boden 
verknüpften  Berechtigung  oder  Verpflichtung 
ßcgen  Entschädigung  nach  Maßgabe  der 
hierüber  erlassenen  Reehtssätzc  des  öffent- 
lichen Rechts  (im  Gegensatz  zur  Been- 
digung dieser  Rechtsverhältnisse  nach  Maß- 
gabe des  Privatrechts).  Die  Ablösung  ist 
entweder  eine  Zwangsablösung  oder  eine  frei- 
willige. Freiwillige  Ablösungen  be- 
ruhen auf  einem  zwischen  Berechtigtem  und 
Verpflichtetem  abgeschlossenen  Vertrage,  für 
dessen  Voraussetzungen  und  Formen  aber 
die  Ablösungsgesetze  besondere,  von  dem 
gemeinen  Privatrechte  abweichende  Normen 
aufgestellt  haben.  Kommt  ein  solcher  Ab- 
lösungsvertrag nicht  zustande,  so  kann 
Zwangsablösung  eintreten.  Die  Zwangs- 
ablösung wird  entweder  auf  Antrag  (sog. 
Provokation),  sei  es  des  Berechtigten,  sei  es 
des  Verpflichteten  (Antrags  ablösung), 
oder  aber  ohne  einen  jeden  Antrag  der  Be- 
teiligten von  Amts  wegen  durch  die  hierfür 
zuständige  Staatsbehörde  erklärt  (Amts ab- 
lösung). Der  Ablösung  muß  die  Ermittlung 
des  Wertes  des  abzulösenden  Rechtes  vor- 
hergehen.   Nach  diesem  Werte  und  nach 


Maßgabe  der  hierüber  gegebenen  besonderen 
Rechtssätze  ist  die  Entschädigung  festzu- 
stellen (Abfindung),  welche  für  das  durch 

;  Ablösung  aufgehobene  Recht  gewälirt  wird. 
Mit  der  Aufhebung  des  abgelösten  Rechts 

!  wird  zugleich  durcli  Erklärung  der  Staats- 

'  behörde  der  Rechtsanspnich  auf  die  Abfin- 
dung begründet.  Da-s  Ablösungsrccht  ist 
der  Inbegriff  der  über  die  Ablösung  und  Ab- 
findung  bestehenden    besonderen  Rechts- 

I  Sätze,  die  in  der  Regel  in  besonderen  Ab- 
lösungsgesetzen enthalten  sind.  Dasselbe 
kann  in  ein  materielles  und  ein  formelles 
Ablösungsrecht  geteilt  werden.  Das  ma- 
terielle Ablösungsrecht  enthält  die  Rechts- 
sätze, durch  welche  die  Rechte  und  Lasten, 
die  ablösbar  sind,  und  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  sie  ablösbar  sind,  bestimmt  wer- 
den, ferner  die  Rechtssätze  über  die  An- 
tragsberechtigung (Provokation),  über 
Wertermittlung  und  über  Abfindung.  Das 
formelle  Ablösungsrecht  bestimmt  die 
Staatsbehörden,  welche  das  Verfahren  zu 

I  leiten  und  die  Ablösung  zu  erklären  sowie 
die  aus  dem  Verfahren  entspringenden  Strei- 

'  tigkeiten  zu  entscheiden  haben,  und  normiert 
das  Verfahren  der  Ablösung. 

Im  Deutschen  Reiche  ist  nach  Art.  113 
EG.  z.  BGB.  das  Ablösungsrecht  dem  Lan- 
desrecht vorbehalten.  In  den  einzelnen  Län- 

I  dern  bestehen  sowohl  in  betreff  der  einzelnen 
ablösbaren  Rechte  und  Lasten,  als  auch  in 
betreff  des  formellen  Ablösungsrechtes  große 
Verschiedenheiten. 

Literatur:    Im  (Ul(/emcinen  ».  Meijfr-IPochov% 

Lehrbuch  d^g  Deutxrhen  Vcrwaltitngsrecfitttg  §§ 
138,  ISO,  lr,0.  —  Art.  Ablösung  der  Real- 
lasten  in  Steiget- Fleittchmann,  Wnrlerbuch 
des  Deutschen  Staats-  und  Verwaltungsrechts 
Bd.  I,  S.  tß—SO. 

Edg.  Loenlng,  O.  Loening. 


Ablösungsbanken 
8.  Rentenbanken. 


Abnehmender  Ertrag. 

I.  Der  abnehmende  Bodenertrag.  1.  Der 
Inhalt  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Boden- 
ertrag. 2.  Beweis  der  Geltung  des  Bodengesetzes. 
3.  Ursächliche  Erklärung  des  Gesetzes.  4.  Die 
Bedeutung  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Boden- 
ertrag. II.  Die  Verallgemeinerung  des 
Ertragsgesetzes.  1.  Der  Inhalt  des  allge- 
meinen Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag. 
2.  Die  Bedeutung  des  allgeme'nen  Ertragsgesetzes. 
III.  Abnehmender  Nutzen  und  abnehmen- 
der Ertrag.  Produkt  und  Produktions- 
aufwand als  Wertgrößen  und  als  tech- 
nische Größen. 

I.  Der  abnehmende  Bodenertrag. 
1.  Der  Inhalt  des  Gesetzes  vom  ab- 
nehmenden Bodenertrag.     Wenn  vorerst 
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ein  Spezialfall  der  Erscheinung  des  ab- 
nehmenden Ertrages,  das  Gesetz  vom  ab- 
nehmenden Bodenertrag,  zur  Darstellung 
gelangt,  so  geschieht  dies  nicht  nur,  weil 
sich  die  Argumentation  an  einem  besonderen 
Beispiele  anschaulicher  vollziehen  läßt.  Es 
ist  durchaus  kein  Zufall,  daß  die  Lehre 
vom  abnehmenden  Ertrag  historisch  ihren 
Ausgang  vom  Bodengesetz  genommen  hat; 
sie  ist  für  die  Bodenproduktion  von  beson- 
derer Bedeutung.  Unter  dem  abnehmenden 
Bodenertrag  wird  gemeiniglich  die  Erschei- 
nung verstanden,  daß  bei  ständiger  Er- 
höhung der  Produktionsaufwendungen  auf 
einer  gegebenen,  landwirtschaftlich  genutzten 
Bodenfläche  von  einer  gewissen  Grenze  an- 
gefangen, unter  sonst  gleichen  Umständen, 
gleiche  Quantitäten  von  Aufwendungen 
immer  geringere  Erträge  hervorbringen.  Dies 
ist  der  gemeinsame  Inhalt  aller  Varianten 
des  Bodengesetzes,  deren  wichtigste  im  fol- 
genden angeführt  sind: 

1.  Steigening  der  natürlichen  Pro- 
duktionsbedingungen gibt  von  einer  be- 
stimmten Grenze  an  fallende  Natural- 
ert räge. 

2.  Steigende  Aufwendung  von  Produk- 
tivmittcln  (Arbeit  und  Kapitalgütern) 
gleicher  Gattungen  gibt  von  einem  be- 
stimmten Punkte  an  geringere  Ertrags- 
mengen. 

3.  Vermehrte  Aufwendung  an  Wert- 
quantitäten von  Prodiiktivmitteln  liefert 
jenseits  einer  gewissen  Grenze  sinkende  Er- 
träge. 

4.  Im  Laufe  der  Entwicklung  steigen  mit 
wachsender  Bevölkerung  die  Produktions- 
kosten der  Nahrungsmittel. 

Die  Varianten  des  Bodengesetzes  sind 
lüermit  tunliehst  in  logischer,  nicht  in  histo- 
rischer Reihe,  aufgezählt:  aus  der  vorher- 
gehenden Formulierung  folgt  —  mit  ge- 
wissen Einschränkungen  —  wie  noch  gezeigt 
werden  soll,  die  folgende;  die  liistorische 
Eeihenfolge  wäre  eher  umgekehrt. 

2.  Beweis  der  Geltung  des  Boden- 
gesetzes. Dem  Beobachter  der  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  tritt  das  Bodengesetz 
in  der  dritten  der  angeführten  Formulie- 
rungen gegenüber,  die  besagt,  daß  vermehrte 
Wertaufwendungen  von  Produktivgütern 
von  einer  gewissen  Grenze  an  fallende  Er- 
träge geben.  Die  Geltung  des  Gesetzes  in 
dieser  Form  kann  als  evident  bezeichnet 
werden.  Gälte  es  nicht,  wäre  es  möglich, 
auf  einer  gegebenen  Bodenfläche  durch  ver- 
mehrten Kostenaufwand  den  Ertrag  stets 
verhältnismäßig  zu  steigern,  so  würde  ein 
beliebig  großer  Bedarf  von  Bodenprodukten 
durch  eine  beliebig  kleine  Bodenlläche  be- 
friedigt werden  können.  Der  Boden  wäre 
ein  freies  Gut;  ihm  käme  kein  wirtschaft- 
licher Wert  zu.     Gegen  Argumentationen 


dieser  Art  wurde  eingewendet,  daß  sie  nur 
die  Alternative  des  abnehmenden  und  des 
den  Aufwendungen  bis  in  das  Unendliche 
proportionalen  Ertrages  berücksichtigen,  wäh- 
rend eine  dritte  Möglichkeit  außer  acht  ge- 
lassen sei:  proportionale  Zunahme  des  Er- 
trages bis  zu  einer  gewissen  Grenze; 
von  da  ab  jedoch  Aufhören  jedes  Ejtrags- 
zuwachses  trotz  Vermehrung  des  Aufwandes. 
Dieser  Einwand  wird  durch  den  Hinweis 
darauf  erledigt,  daß  die  landwirtschaftliche 
Produktion  nirgends  so  intensiv  betrieben 
wird,  daß  sich  trotz  Erhöhung  des  Auf- 
wandes ohne  Rücksicht  auf  die  Rentabilität 
kein  Mehrertrag  erzielen  ließe.  Wiederholt 
wurde  der  Versuch  unternommen,  das  Gesetz 
vom  abnehmenden  Bodenertrag  empirisch 
durch  Vergleich  der  Ergebnisse  von  mit  ver- 
schiedener Intensität  bewirtschafteten  Land- 
gütern zu  widerlegen.  Die  angesichts  der 
offenkundigen  Unwiderlegbarkeit  des  Ge- 
setzes unzweifelhaft  vorhandenen,  oft  übri- 
gens klar  nachweisbaren  Fehler  dieser  sta- 
tistischen Beweise  liegen  in  der  mangelnden, 
großenteils  übrigens  unmöglichen,  Berück- 
sichtigung der  Verschiedenheit  der  natür- 
lichen, wirtschaftlichen  und  persönlichen  Be- 
dingungen der  Produktion  auf  den  einzelnen 
Grundstücken  (Verschiedenheit  der  Boden- 
I  beschaffenheit,  der  Technik,  des  Klimas,  der 
Rationalität  der  Bewirtschaftung). 

3.  Ursächliche  Erklärung  des  Gesetzes. 
Im  Vorstehenden  wurde  die  tatsächliche 
Geltung  des  Bodengesetzes  (in  der  an  dritter 
Stelle  angeführten  Formuliening)  dargetan. 
Eine  ursächliche  Erklärung  des  Ge- 
setzes ist  hiermit  noch  nicht  gegeben.  Diese 
muß  zunächst  auf  die  ihm  zugrunde  lie- 
genden Naturtatsachen  zurückgehen.  Die 
oben  an  erster  Stelle  angeführte  Formulie- 
rung des  Gesetzes  versteht  unter  Produk- 
tionsaufwänden die  natürlichen  Lebens- 
bedingungen der  Pflanzen,  als  da  sind: 
Licht,  Wärme,  Feuchtigkeit,  atmosphärische 
Einflüsse,  mechanische  Bodeneigenschaften 
und  Nährstoffe;  hierbei  ist  vor  allem  an  jene 
Produktionsbedingungen  zu  denken,  deren 
Ausmaß  durch  Menschenhand  vermehrbar 
ist.  Es  ist  von  vornherein  wahrscheinlich, 
daß  die  Zunahme  der  durch  den  Menschen 
vermehrbaren  Quantitäten,  insbesondere  der 
Bodennährstoffe,  bei  unveränderter  Menge 
der  übrigen  Lebensbedingungen  von  einer 
gewissen  Grenze  an  keine  proportionale  Ver- 
größerung der  Produktmenge  zur  Folge 
haben  wird.  Denn  wenn  ein  Erzeugnis  aus 
mehreren  Faktoren  entsteht  und  nur  ein 
Teil  dieser  Faktoren  vermehrt  wird,  so  ist 
es  ziemlich  einleuchtend,  daß  die  Vermehrung 
des  Produktes  von  irgendeinem  Punkte  an 
langsamer  vor  sich  gehen  wird,  als  die  Ver- 
mehrung eines  Teiles  der  Produktionsfak- 
toren bei  unveränderter  Menge  des  übrigen 
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Teiles.  Diese  Vermutung  ist  durch  esperi-i 
mentelle  Untersuchungen  erhärtet  worden.  I 
Durch  zahlreiche  Versuche  wurde  nach- 
gewiesen, daß  jede  der  Existenzbedingungen 
der  Pflanzen  in  einem  Mindestausmaß  vor- 
handen sein  muß  und  ein  Hüchstausmaß 
nicht  übersteigen  darf,  um  überhaupt  das 
PflanzenwacJistum  zu  ermöglichen;  und  daß 
innerhalb  dieser  Grenzen  von  einem  be- 
stimmten Punkte  an  jede  Vermehrung  der  i 
Vegetationsbedingungen  einen  immer  klei- 
neren Zuwachs  von  Pflanzen  wachst  um  her- 
vorbringt. Das  Gesetz  vom  abnelimcnden 
Bodenertrag  in  der  erst  angeführten  Formu- 
lierung, die  unter  den  ,, Aufwendungen" 
physische  Quantitäten  versteht,  ist  ein 
naturwissenschaftliches  Gesetz,  das  mit  der 
Wirtschaft  zunächst  nichts  zu  tun  hat. 

Die  zweite  Variante,  welche  die  Ab- 
nahme des  Ertrages  bei  steigenden  Aufwen- 
dungen gleicher  (d.  h.  bereits  vorher  an- 
gewendeter) Arien  von  Produktivgülern, 
also  unter  der  Voraussetzung  unveränderter 
Produktionsmetliode  aussagt,  ergibt  sich 
anscheinend  fast  unmittelbar  aus  der  ersten 
Fassung  des  Gesetzes.  Denn  bei  gleich- 
bleibender Betriebsmethode  erfordert  jede 
Steigerung  der  Lebensbedingungen  der  Pflan- 
zen in  der  Kegel  eine  verhältnismäßige 
Steigerung  der  aufgewendeten  Produktions- 
mittel; allerdings  nur  in  der  Regel:  eine  Ver- 
doppelung der  Düngergabe  oder  die  Ver- 
tiefung einer  Pflugfurche  auf  das  Doppelte, 
z.  B.  hat  in  manchen  Fällen  nicht  eine  Ver- 
mehrung der  vordem  aufgewendeten  Ar- 
beitsmenge auf  genau  das  Doppelte,  sondern 
um  etwas  mehr  oder  weniger  zur  Folge. 
Es  ist  leiclit  cinzuseiien,  daß  dort,  wo  die 
notwendigen  Aufwendungen  stärker  wachsen 
als  die  physischen  Wirkungen,  das  Gesetz 
der  Abnahme  im  Sinne  der  II.  Formulierung 
früher  in  Erscheinung  tritt,  während  im 
gegenteiligen  Falle  seine  ökonomische  Wirk- 
samkeit weiter  hinausgeschoben  ist.  Bis- 
her wurde  nur  der  Fall  in  Betracht  ge- 
zogen, in  welchem  die  Intensivierung  der 
Produktion  dadurch  herbeigeführt  wird,  daß 
Produktivgüter  einer  bestimmten  Art  in 
immer  stärkerem  Maße  in  der  gleichen 
technischen  Weise  verwendet  werden. 
Häufig  besteht  aber  die  vorteilhaftere  Er- 
weiterung der  Produktion  darin,  daß  die 
zusätzlichen  Mengen  des  Produktivgutes 
anderen  Verwendungen  zugeführt  werden. 
Es  werde  beispielsweise  die  erste  Teilmenge 
der  zur  Verfügung  stehenden  Arbeits- 
leistungen zum  Pflügen  verwendet,  die  zweite 
jedoch  zum  Düngen,  da  sie  hier  einen  höheren 
Ertragszuwachs  ergibt.  Auch  in  diesem 
Falle  sind  dem  äußeren  Anscheine  nach 
Produktivgüter  einer  und  derselben  Art 
vorhanden.  Da  es  sich  aber  um  Arbeits- 
leistungen von  verschiedener  physischer  Wir- 


kung handelt,  ist  es  richtiger,  sie  als  zwei 
verschiedene  Güter  anzusehen,  die  einander 
substituiert  werden  können  und  denen  daher 
gleicher  Wert  zukommt.  Das  naturwissen- 
schaftliche Ertragsgesetz  vermag  die  Er- 
scheinung des  abnehmenden  Ertrages  bei 
Aenderung  der  technischen  Verwendung 
eines  Produktivgutes  nicht  restlos  zu  er- 
klären. 

Es  liegt  hier  bereits  ein  besonderer  Fall 
der  III.  Fassung  des  Bodengesetzes  vor,  für 
welche  die  Aufwendungen  als  Wertmengen, 
in  der  Verkehrswirtschaft  demnach  als  Geld- 
kapitalien gleicher  Größein  Betracht  kommen. 
Im  Bereiche  der  Wirtschaft  werden  eben 
unter  „Aufwendungen"  weder  die  natür- 
lichen Produktionsbedingungen  der  Pflanzen, 
nodi  auch  Mengen  von  Produktionsmitteln 
bestimmter  Arten  verstanden,  oder  doch  nur 
insofern,  als  sie  Wertquantitälen  darstellen. 
Alle  Fassungen  des  Gesetzes  setzen  voraus, 
daß  die  Aufwendungen  in  der  ökonomisch 
zweckmäßigsten  Weise  vorgenommen  werden. 
Bei  der  hier  in  Rede  stehenden  Variante  tritt 
diese  Voraussetzung  besonders  deutlich  vor 
Augen.  Dort,  wo  die  vorteilhaftere  Inten- 
sivierung der  Produktion  in  der  verstärkten, 
zweckmäßigen  Anwendung  bereits  bisher 
gebrauchter  Arten  von  Produktivgütern  er- 
folgt, sagt  diese  Fassung  des  Gesetzes 
übrigens  dasselbe  aus  wie  die  zweite  For- 
mulicning;  denn  da  gemäß  der  Voraus- 
[  Setzung  „sonst  gleicher  Umstände",  d.  h. 
des  statischen  Zustandes,  der  Wert  der  Pro- 
duktivgüler  voraussetzungsgemäß  unverän- 
dert bleibt,  bedeutet  die  Aufwendung  der 
doppellen  Menge  von  Arbeit  oder  von 
Kapitalpülern  gleicher  Art  stets  die  Auf- 
wendung des  doppelten  Wertes.  Das  Gesetz 
in  seiner  dritten  fi'assung  schließt  aber  im 
Gegensatze  zu  den  vorher  angefüJirten  auch 
jene  Fälle  ein,  in  welchen  die  relativ  vorteil- 
hafteste Erweiterung  der  Produktion  auf 
einer  gegebenen  Bodenfläche  nicht  durch 
Vervielfachung  der  Aufwendung  einer  be- 
reits vorher  verwendeten  Art  von  Produktiv- 
gütern, sondern  durch  Heranziehung  von 
Produktivgülern  anderer  Art  (z.  B.  künst- 
lichen Düngers  statt  natürlichen,  vollkom- 
menerer landwirtschaftlicher  Geräte)  vor  sich 
geht.  Auch  hier  gibt  die  Werteinheit  der 
zusätzlichen  Produktivgüter  ein  geringeres 
Produktquantum  als  die  Werteinheit  der 
bisherigen  Aufwendungen.  Dies  ergibt  sich 
aus  der  Annahme  des  wirtschaftlichen 
Gleichgewichtszustandes  selbst.  Denn  dieser 
setzt  voraus,  daß  jedes  Produktivelement 
in  möglichst  vorteilhafter  Weise  verwendet 
werde.  Wenn  nun  das  in  Frage  kommende 
Produktivgut,  infolge  bessererVerwendbarkeit 
an  anderer  Stelle,  zu  teuer  ist,  als  daß  es 
möglich  wäre,  durch  dessen  Heranziehung 
die  Produktion  zu  den  bisherigen  Kosten 


14 


Abnehmender  Eätrag 


zu  erweitern,  so  bedeutet  dies,  daß  diese 
Erweiterung  unökonomisch  wäre.  Unter 
anderen  Umständen  —  wenn  etwa  dem 
Produkte  ein  höherer  Wert  oder  dem  be- 
treffenden Produktivgute  wegen  reichlicheren 
Vorkommens  oder  geringerer  anderweitiger 
Verwendungsmöglichkeit  ein  niedrigerer  Wert 
zukäme  —  würde  der  Gleichgewichtszustand 
noch  nicht  hergestellt  sein.  Das  Ertrags- 
gesetz wäre  wirtschaftlich  so  lange  „sus- 
pendiert", bis  eine  entsprechende  Menge 
dieses  Produktivgutes  der  Erzeugung  des 
betreffenden  Bodenproduktes  zugeführt  wor- 
den ist. 

Zur  Erkläning  der  Erscheinung  des  ab- 
nehmenden Ertrages  in  diesem  Sinne  muß 
demnach  zunächst  auf  die  allgemeinen 
Regeln  der  Wertbildung  zurückgegangen 
werden,  vor  allem  darauf,  daß  der  Güter- 
wert durch  Menge  und  Bedarf  bestimmt 
wird,  sowie  daß  der  Nutzen  der  Produktiv- 
güter auf  dem  ihrer  Produkte  beruht.  Da- 
neben muß  als  zweiter  Erklärungsgrund  die 
Tatsache  der  Ertragsabnahme  im  natur- 
wissenschaftlichen Sinne  festgehalten  werden. 
Denn  die  Heranziehung  solcher  neuer  Typen 
von  Produktivgülern  kommt,  wie  bereits 
hervorgehoben  wurde,  nur  dann  für  die  Er- 
scheinung des  abnehmenden  Ertrages  in 
Betracht,  wenn  sie  ökonomisch  zweckmäßiger, 
d.  h.  billiger  ist,  als  die  stärkere  Verwendung 
der  bisher  gebrauditen  Arten  von  Produk- 
tionsmitteln. Andererseits  darf  nicht  über- 
sehen werden,  daß  das  Ertragsgesetz  als 
ökonomisches  Gesetz  stets,  auch  bei  stei- 
gender Verwendung  einer  einzigen  Art  von 
Produktionsmitteln,  voraussetzt,  daß  die 
Aufwendungen  in  der  ökonomisch  zweck- 
mäßigsten Art  vorgenommen  werden.  Es 
ist  für  das  Gebiet  der  Wirtschaft  überhaupt 
nur  von  Belang,  wenn  die  Aufwendungen  in 
wirtschaftlichen  Gütern  bestehen;  soweit  es 
sich  um  freie  Güter  handelt,  ist  das  Gesetz 
wirtschaftlich  insolange  ohne  Bedeutung,  als 
eich  dem  Boden  überhaupt  noch  ein  Mehr- 
ertrag durch  Steigerung  der  Aufwendungen 
abgewinnen  läßt. 

Die  Tatsache  des  abnehmenden  Ertrages 
hat  zur  Folge,  daß  neben  fruchtbareren  und 
günstiger  gelegenen  Gnindstücken  auch  min- 
der fruchtbare  und  ungünstiger  gelegene  an- 
gebaut werden  müssen.  Wird  die  Gesamt- 
heit dieser  Grundstücke  als  Einheit  ange- 
sehen, so  kann  auch  dies  als  eine  Erschei- 
nungsform des  abnehmenden  Ertrages  an- 
gesehen werden,  da  auf  dieser  gesamten 
Grundfläche  sowohl  durch  intensivere  Be- 
bauung der  besseren  Felder  wie  durch 
Heranziehung  der  schlechteren  ein  zusätz- 
licher Ertrag  nur  mit  steigenden  Kosten 
gewonnen  werden  kann.  Doch  spricht  gegen 
diese  Auffassung  der  Umstand,  daß  die  Not- 
wendigkeit der  Heranziehung  minder  guter 


Grundstücke  auch  eintreten  würde,  wenn 
für  jede  Bodenfläche  nur  ein  einziger  Inten- 
sitätsgrad  der  Produktion  möglich  wäre, 
'  oder  wenn  der  Ertrag  auf  den  besseren 
!  Feldern  bis  zu  einer  bestimmten  Grenze 
proportional  den  Aufwendungen  wüchse  und 
i  von  einem  bestimmten  Punkte  an  vollstän- 
dig aufhörte. 

I  Wenn  die  Geltung  des  Bodengesetzes  an 
das  Walten  „sonst  gleichbleibender  Um- 

:  stände",  an  den  Bestand  des  „statischen 
Zustandes"  geknüpft  wird,  so  ist  damit  nur 
gefordert,  daß  keine  Verbilligung  der  Pro- 
duktionskosten eintritt.  Es  soll  voraus- 
setzungsgemäß ausgeschlossen  sein,  daß  durch 
Fortschritte  in  der  Erkenntnis  oder  durch 
irgendwelche  andere  Veränderungen  die  bis- 
her in  der  Bodenproduktion  gebrauchten 
Produktionsmittel  in  ökonomisch  vorteil- 
hafterer Weise  verwendet  oder  erzeugt,  oder 
aber  durch  Produktionsmittel  anderer  Art 
ersetzt  werden  können.  Hieraus  ergibt  sich, 
daß  sich  die  Tragweite  des  Bodengesetzes 
weit  über  den  als  Hilfskonstruktion  hypo- 

;  thetiseh  angenommenen  statischen  Zustand 
hinaus  erstreckt.  Denn  sofern  die  Wir- 
kungen des  Gesetzes  nicht  durch  Aende- 
rungen  der  bezeichneten  Art  kompensiert 
werden,  müssen  mit  zunehmender  Bevöl- 
kerung die  Produktionskosten  der  Boden- 
produkte auf  einer  gegebenen  Bodenfläche 

j  von   einer   bestimmten   Grenze  an  stetig 

I steigen  (IV.  Fassung). 

I  Das  Gesetz  vom  abnehmenden  Bodenertrag 
%üt  in  seinen  ersten  drei  Fassungen,  d.  h.  im 
statischen  Zustande,  ebenso  wie  für  den  Acker- 
bau nicht  nur  für  die  anderen  Zweige  der  Ur- 

\  Produktion,  sondern  auch  für  die  Industrie, 
und  zwar  aus  denselben  Gründen,  die  in  diesem 
Abschnitte  für  seine  Geltung  in  der  Landwirt- 
schaft angeführt  wurden.  Auch  in  der  gewerb- 
lichen Produktion  ist  es  nicht  möglich,  auf  einer 
beliebig  kleinen  Bodenfläche  eine  beliebig  große 

;  Gütermenge  zu  erzeugen.  Wenn  trotzdem  oft 
behauptet  wird,  daß  die  Industrie  im  Gegen- 
satze zur  Urproduktion  von  einem  Gesetze  des 

i ,, zunehmenden  Ertrages"  beherrscht  sei,  so  ist 
hiermit  richtigerweise  das  Folgende  gemeint: 
Die  Stoffverarbeitung  nimmt  den  Boden  in 
verhältnismäßig  weit  geringerem  Maße  in  An- 
spruch als  die  Stoffgewinnune.  Ueberdies,  zum 
Teil  eben  deshalb,  kommt  den  früher  hervor- 
gehobenen, namentlich  mit  dem  Großbetrieb 

I  verbundenen  technischen  Verbesserungen,  die 
dem  Bodengesetze  entgegenwirken,  in  der  In- 
dustrie eine  viel  größere  Bedeutung  zu,  als  in 
der  Landwirtschaft.  Der  Satz  vom  zunehmenden 
Ertrag  in  der  Industrie  kann  demnach  nur  be- 
sagen, daß  im  Zuge  der  Entwicklung  die  in- 
dustriellen Produkte  im  allgemeinen  mit  ver- 
minderten Kosten  erzeugt  werden,  wodurch  der 
Verteuerung  der  Erzeugnisse  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte  im  Sinne  der  IV.  Fassung  des 
Gesetzes  vom  abnehmenden  Bodenertrag  ent- 
gegengewirkt wird.  In  noch  weit  geringerem  Maße 
als  diese  letzte  Formulierung  des  Bodengesetzes 
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darf  das  „Gesetz"  vom  zunehmenden  Ertrag 
in  der  Industrie  als  eine  allgemein  gültige  Prophe- 
zeiung angesehen  werden.  Ks  ist  nur  eine  Aus- 
sage über  eine  beiläufige  Entwicklungstendenz, 
die  für  die  Gegenwart  als  zutreffend  Bezeichnet 
werden  kann. 

4.  Die  Bedeutung  des  Gesetzes  vom 
abnehmenden  Bodenertrag.  Das  Gesetz 
vom  abiichmeiideii  Bodenertrag  wurde  schon 
im  17.  Jahrhundert  verkündet  und  ist  zum 
ersten  Male  von  Tu  rgot  (s.d.  Art.)  genau  for- 
muliert worden.  Bezüglich  der  Dogmenge- 
schichte —  die  vor  allem  zeigt,  daß  sich  nur 
wenige  Schriftsteller  über  den  im  vorhergehen- 
den Abschnitte  analysierten  Begriff  der  Pro- 
duktionsaufwendungen deutlich  aussprechen 
—  muß  auf  die  angeführte  Literatur  ver- 
wiesen werden.  Am  häufigsten  wird  das 
Bodengesetz  im  Zusammenhang  mit  der 
Malt  hu  si  sehen  Bavölkerungslehre  genannt. 
Unzweifelhaft  ist  es  in  seiner  an  vierter  Stelle 
angeführten  Fassung  trotz  aller  Bestreitung 
eine  Gnindvoraussetzung  dieses  Theorems, 
wenn  auch  Malthus  die  Bedeutung  des 
von  ihm  bei  anderer  Gelegenheit  ausführlich 
besprochenen  Gesetzes  für  seine  Bevöl- 
kerungslehre nur  andeutet.  Das  Bodengesetz 
ist  ferner  ein  unentbehrlicher  Erklürungs- 
grund  der  Intensitätsunterschiede  im  land- 
wirtschaftlichen Betriebe,  und  hat  in  der 
Frage  der  Getreidezölle  stets  als  wichtiges 
Freihandelsargument  jenen  gegenüber  ge- 
dient, die  sich  von  der  durch  den  Zoll  er- 
möglichten Erweiterung  der  Produktion  auf 
die  Dauer  eine  Verbilligung  der  Boden- 
produkte versprachen.  Für  die  ökonomische 
Theorie  gewinnt  das  Gesetz  vom  abnehmen- 
den Bodenertrag  grundlegende  Bedeutung 
im  System  Ricardos.  Nur  mit  Hilfe  dieses 
Gesetzes  vermag  Ricardo  seine  Arbeits- 
werttheorie aufrechtzuerhalten  und  die 
preisbestimmende  Wirkung  des  zweiten  ur- 
sprünglichen Produktionsfaktors,  des  Bodens 
auszuschalten,  indem  er  lehrt,  daß  die  unter 
den  ungünstigsten  Verhältnissen  zur  Her- 
stellung eines  Gutes  notwendige  Arbeits- 
menge dessen  Wert  bestimmt.  Dies  ist  einer- 
seits jene  Arbeitsmenge,  die  auf  dem  mindest 
fnicht baren  und  mindest  günstig  gelegenen 
Gnindstück  aufgewendet  werden  muß,  an- 
dererseits aber  auch  jenes  Arbeitsquantum, 
das  auf  jedem  der  besseren  Grundstücke  zur 
Produktion  der  letzten  Teilmenge  erforder- 
lich ist.  Ricardo  legt  auf  diesen  letzteren 
Umstand,  ohne  ihn  besonders  auffällig 
hervorzuheben,  mit  Recht  großes  Gewicht 
(vgl.  insbesondere  Principles  of  Political 
Economy,  Ch.  XXXII,  7.  Anm.).  Denn  es 
ergäbe  einen  unerklärlichen  Widerspruch  zu 
seiner  Arbeitswerttheorie,  wenn  er,  wie  des 
öfteren  behauptet  wurde,  zugäbe,  daß  die 
letzte  auf  irgendeinem  Grundstücke  in- 
vestierte Arbeitsmenge  eine  Rente  geben 


könnte.  Ebenso  wie  die  Werttheorie  Ri- 
cardos beruht  auch  seine  Verteilungslehre, 
sowie  seine  Lehre  von  der  Veränderung  der 
Verteilung  des  Volkseinkommens  im  Laufe 
der  Entwicklung  auf  dem  Gesetze  vom  ab- 
nehmenden Bodenertrag  (vgl.  den  Art. 
„Ricardo").  Die  neuere  ökonomische  Theorie, 
die  vom  subjektiven  Wert  ausgeht,  bedarf 
des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Bodenertrag 
als  primären  Erklärungsgrundes  von  Wert 
und  Verteilung  nicht.  Ihr  sind  Arbeits-  und 
Bodenleistungen  der  verschiedenen  Arten  in 
gleichem  Sinne  ursprüngliche  Kostenelcmente 
aller  Güter,  wie  bereits  C.  Menger  (s.  d. 
Art.)  hervorgehoben  hat.  Jene  theoretische 
Richtung,  die  auch  heute  das  Gesetz  vom  ab- 
nehmenden Ertrage  in  den  Vordergrund  der 
Verteilungslehre  stellt  (vgl.  II,  2),  be- 
schränkt seine  Geltung  nicht  auf  den  IBoden, 
sondcni  dehnt  es  verallgemeinerDd  auf  sämt- 
liche Produktionsfaktoren  aus. 

II.  Die  Verallgemeinerung  des  Ertrags- 
gesetzes. 

1.  Der  Inhalt  des  allgemeinen  Gesetzes 
vom  abnehmenden  Ertrag.  Das  Gesetz 
vom  abnehmenden  Erl  rag  ist  zuerst  für  den 
Boden  u.  zw.  für  die  landwirtschaftlich  ge- 
nutzte Bodenfläche  ausgesprochen  worden, 
weil  diese  bei  fortschreitender  Vergrößerung 
der  Produktion  meist  nicht  erweitert  werden 
kann.  Es  ist  jedoch  unschwer  einzusehen, 
daß  das  Ertragsgesetz  im  statischen  Zu- 
stande für  irgendeinen  oder  mehrere  der 
Produktionsfaktoren  Geltung  haben  muß, 
die  in  ihrer  Menge  unverändert,  bleiben, 
während  die  Menge  der  übrigen  Produktiv- 
elementc  über  eine  gewisse  Grenze  hinaus 
vermehrt  wird:  Läßt  man  eine  gegebene, 
in  einer  bestimmten  Produktion  verwendete, 
Quantität  von  Arbeit  und  Kapital  mit  einer 
beständig  wachsenden  Bodenfläche  zusam- 
menwirken, so  wird  von  irgendeinem  Punkte 
an  der  Produktionszuwachs  hinter  dem 
Mehraufwand  an  Boden  zurückbleiben.  Eben- 
so wird  eine  relative  Abnahme  des  Ertrages 
eintreten,  wenn  das  Kapital  und  der  Boden 
bei  gleichbleibender  Arbeitsinenge,  oder  wenn 
die  Arbeit  und  der  Boden  bei  gleichbleiben- 
dem Kapital  vermehrt  werden.  Schließlich 
muß  das  Gesetz  auch  für  die  einzelnen 
Arten  von  Boden,  Arbeit  und  Kapital 
gelten:  Auch  wenn  z.  B.  eine  bestimmte 
Axbeitsart  in  stets  wachsendem  Ausmaß 
verwendet  wird,  während  die  Menge  der 
Arbeit  anderer  Arten  sowie  das  Kapital 
und  der  Boden  unverändert  bleibt,  wird  das 
Produkt  langsamer  zunehmen  als  der  Auf- 
wand. Solange  irgendein  Produktionsfaktor 
im  Verhältnis  zu  den  übrigen  im  Ueberflusse 
vorhanden  ist,  wird  eine  Vermehrung  der 
letzteren  zunehmenden  oder  mindestens  pro- 
portionalen Ertrag  ergeben.    Ist  ein  Pro- 
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duktivelement,  z.  B.  der  Boden,  ein  freies 
Gut,  so  wird  er  ökonomischerweise  nie  über 
den  Punkt  der  Ertragsabnahme  hinaus  be- 
wirtschaftet werden;  denn  es  kann  unter 
dieser  Voraussetzung  nur  darauf  ankommen, 
ohne  Kücksicht  auf  die  zur  Verwendung 
gelangende  Bodenmenge  den  größten  Ertrag 
im  Verhältnis  zu  den  Aufwendungen  an 
Arbeit  und  Kapital  zu  erzielen.  Wenn  aber 
an  keinem  Produktionsfaktor  TJeberfluß 
herrscht,  muß  jeder  über  die  Grenze  der 
Ertragsabnahme  hinaus  herangezogen  wer- 
den. Die  verschiedenen  Produktivelemente 
können  einander  innerhalb  gewisser  Grenzen 
ersetzen.  Je  wertvoller  ein  Produktivgut  im 
Verhältnis  zu  den  anderen  ist,  desto  mehr 
muß  mit  ihm  gespart  werden;  eine  je  größere 
Menge  hingegen  von  einem  Produktionsmittel 
im  Verhältnis  zu  den  anderen  verwendet 
wird,  desto  geringer  ist  sein  „Grenzprodukt", 
d.  i.  der  Produktzuwachs,  den  die  letzt- 
aufgewendete Teilquantität  ergibt.  Bezüg- 
lich der  ursächlichen  Erklärung  und  des 
Beweises  der  Geltung  der  allgemeinen  Er- 
scheinung des  abnehmenden  Ertrages  genügt 
es,  auf  das  zu  verweisen,  was  oben  (I.  2,  3) 
für  den  besonderen  Fall  des  abnehmenden 
Bodenertrages  in  der  Landwirtschaft  an- 
gefülirt  wurde. 

2.  Die  Bedeutung  des  allgemeinen  Er- 
tragsgesetzes. Im  Gegensatze  zu  dem  Ge- 
setze vom  abnehmenden  Bodenertrag  hat 
die  Erscheinung  des  abnehmenden  Ertrages 
der  anderen  Produktionsfaktoren  keine  be- 
sondere Bedeutung  für  die  Bevölkerungslehre 
und  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung,  da 
mit  wachsender  Bevölkerung  nicht  nur  die 
vorhandene  Arbeitsmenge,  sondern  meist 
auch  der  Kapitalvorrat  zunimmt.  Hingegen 
ist  die  allgemeine  Erscheinung  des  abneh- 
menden Ertrages  als  lErklärungsprinzip  der 
Verteilungslelire  verwendet  worden;  zuerst 
von  Thünen  (s.  d.  Art.)  in  genialintuitiver 
Art,  später,  unabhängig  von  diesem  in  um- 
fassender, systematischer  Weise  durch  die  von 
J.  B.  Clark  begründete  neuere  ökonomische 
Schule  in  den  Vereinigten  Staaten.  Das  Wesen 
dieser  Lehre  besteht  in  folgendem:  Lassen 
wir  bei  einer  gegebenen  Kombination  von 
Arbeit,  Boden  und  Kapital  zu  der  Kapital- 
und  Bodenmenge  gedanklich  einen  dieser 
Arbeiter  nach  dem  anderen  hinzutreten,  so 
wird  von  einer  bestimmten  Grenze  an  jeder 
folgende  einen  geringeren  Ertragszuwachs 
hervorrufen;  das  Produkt,  das  dem  letzten 
Arbeiter  zu  verdanken  ist,  bestimmt  den 
Lohn  nicht  nur  dieses,  sondern  jedes  ein- 
zelnen Arbeiters.  Denn  von  keinem  Arbeiter 
ist  mehr  als  dieses  Grenzprodukt  abhängig, 
da  jeder  Arbeiter  durch  den  letzten  ersetzt 
werden  kann.  Ebenso  können  wir  die  Menge 
des  Bodens  oder  des  Kapitals  bei  fest- 
stehendem Vorrat  der  beiden  anderen  Pro- 


duktionsfaktoren variieren,  wobei  durch  den 
Ertrag  der  letzten  Bodeneinheit  die  Grund- 
rente, durch  den  Ertrag  des  letzten  Kapitals- 
teiles der  (Roh-)Zins  bestimmt  wird.  Auf 
diese  Weise  erhält  jeder  Faktor  den  seiner 
„Grenzproduktivität"  entsprechenden  Anteil 
j  am  Gesamtprodukte,  das,  wie  sich  leicht 
1  zeigen  läßt,  hierbei  im  statischen  Zustand 
i  restlos  zur  Aufteilung  gelangt.  Voraus- 
setzung hierfür  ist  vollkommen  freie  Kon- 
kurrenz sowie  vollkommene  Teilbarkeit  und 
vollkommene  Beweglichkeit  der  Produktions- 
faktoren; Bedingungen,  die  in  der  Wirklich- 
keit nie  vollständig  erfüllt  sind. 

Die  Veränderungen  der  aufgewendeten  Ar- 
beits- und  Bodenmengen  gehen  in  den  natur- 
gegebenen Formen  dieser  urspriinglichen  Pro- 
duKtivelemente  vor  sich.  Anders  steht  es  mit 
dem  Kapitale.  Es  ist  allerdings  ohne  weiteres 
möglich,  sich  auch  die  Vermehrung  dieses  Pro- 
duktionsfaktors derart  vorzustellen,  daß  eine 
größere  Anzahl  der  bisher  gebrauchten  Kapital- 
stücke, z.  B.  Pflüge  oder  Webstühle  einer  be- 
stimmten Gattung,  in  Verwendung  genommen 
wird.  Unter  der  (selbstverständlichen)  Voraus- 
setzung, daß  der  Betrieb  bereits  vorher  auf  das 
Beste  organisiert  war,  würde  der  Ertrag  dieser 
zusätzlichen  Kapitalstücke  sehr  schnell  ab- 
nehmen und  bald  auf  NuU  sinken.  Andererseits 
würde  eine  quantitative  Verminderung  der 
in  der  Produktion  verwendeten  Kapitalsgüter 
sehr  bald  einen  mehr  als  verhältnismäßigen 
Produktausfall  zur  Folge  haben.  Anders  aus- 
gedrückt: ein  rationell  organisierter  Betrieb 
wird  gegenüber  rein  mechanisch-quantitativen 
Veränderungen  seiner  Kapitalausrüstung  im  all- 
gemeinen ungefähr  an  der  früher  erwähnten 
Grenze  des  abnehmenden  und  zunehmenden  Er- 
trages stehen,  da  diese  Kapitalausrüstung  auf 
eine  ziemlich  genau  bestimmte  Arbeitsmenge 
zugeschnitten  ist.  Der  Anteil  des  Kapitales  am 
Gesamtprodukte  läßt  sich  also  mit  ffüfe  der 
Grenzproduktivität  nicht  erklären,  wenn  die 
gedanklichen  Veränderungen  des  Kapitales  in 
dieser  Weise  durch  Variation  der  Mengen  von 
Produktionsmitteln  einer  bestimmten  Art  vor- 
genommen werden.  Diese  Auffassung,  die 
T.  N.  Carver  vorträgt,  der  im  übrigen  eine 
glänzende  Darstellung  der  Wirksamkeit  des 
Ertragsgesetzes  gibt,  geht  offenbar  von  der 
Voraussetzung  aus,  daß  die  Annahme  einer 
Aenderung  der  technischen  Zusammensetzung 
des  Kapitales  mit  dem  Begriffe  des  statischen 
Zustandes  in  Widerspruch  steht.  Dies  ist  unzu- 
treffend, da  dieser  methodische  Hilfsbegriff  doch 
dazu  dient,  das  Ziel  zu  zeigen,  dem  die  wirt- 
schaftlichen Vorgänge  in  jedem  Augenblicke  zu- 
streben, das  sie  jedoch  niemals  erreichen  können, 
weil  die  wirtschaftlichen  Bedingungen  infolge 
von  unausgesetzten  dynamischen  Störungen 
sich  nicht  auswirken  können.  Wenn  eine  Ver- 
änderung des  statischen  Zustandes  eingeführt 
wird,  so  muß  sinngemäß  eine  genügend  lange 
Periode  ins  Auge  gefaßt  werden,  die  es  ermöglicht, 
daß  die  durch  diese  Störungen  ausgelösten 
rationalen  Handlungen  der  Wirtschaftssubjekte 
ihre  volle  Wirkung  zeitigen.  Eine  Vermehrung 
des  Kapitales  wird  bei  einer  gegebenen  Arbeits- 
und Bodenmenge  meist  nicht  in  einer  Vermehrung 
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gleicher  Kapitalstückc,  sondern  in  einer  quali- 
tativen Verbesserung  der  Kapitalsausrüstung  des 
Betriebes,  in  der  Einschlagung  längerer  Pro- 
duktionswcge  im  Sinne  Bönm-Bawerks,  be- 
stehen. Hierbei  ist  keineswegs  an  eine  Acndc- 
rung  in  den  technischen  Kenntnissen  gedacht, 
die  allerdings  mit  der  Voraussetzung  des  stati- 
schen Zustandes  unvereinbar  wäre,  sondern 
vielmehr  an  eine  Ausnutzung  technischer  Mög- 
lichkeiten, die  bereits  vorher  bekannt,  aber  bei  der 
früheren,  kapitalsschwächcrcn  Organisation  des 
Betriebes  ökonomisch  nicht  geboten  war.  Das 
Kapital  muli  daher,  wie  schon  Bei  der  Darstellung 
des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Bodenertrag 
angedeutet  wurde  (vgl.  I,  3)  dem  Werte  nach  ge- 
messen werden,  wobei  der  Wert  aller  Kapitals- 
stückc  zunächst  als  gegeben  angenommen  werden 
muß.  Jede  folgende  Werteinheit  wird  unter 
dieser  Voraussetzung  im  statischen  Zustande 
einen  geringeren  Ertrag  ergeben,  da  andernfalls 
die  frühere  Kombination  der  Produktionsfak- 
toren nicht  die  rationellste  gewesen  wäre. 
Ebenso  muß  übrigens  auch  eine  Aenderung  der 
Arbeits-  oder  der  liodenniengc  unter  Umständen 
eine  Aenderung  in  der  technischen  Zusammen- 
setzung des  in  seiner  Wertgröße  als  konstant 
angenommenen  Kapitals  ergeben. 

Aus  dem  Gesagten  pcht  zur  Genüpe  her- 
vor, daß  es  nicht  möp;Iich  ist,  die  Verteilunüs- 
lelire  auf  dem  ErtrapsKcsctze  ohne  vorherige 
Erklärung  der  Werterscheinung  aufzubauen. 

III.  Abnehmender  Nutzen  und  abnehmen- 
der Ertrag.     Produkt  und  Produktions- 
aufwand als  Wertgrößen  und  als  tech- 
nische Größen. 

Des  öfteren  werden  der  abnehmende  Er- 
trag und  der  abnehmende  Nutzen  als  ver- 
schiedene Kormeii  derselben  Erscheinung  an- 
gesehen. Diese  Auffassung  ist  unzutreffend, 
obwohl  zwischen  beiden  Erscheinungen  in 
der  Tat  auffallende  äußere  Achnlichkeitcn 
bestehen,  auf  die  indessen  hier  nicht  näher 
•eingegangen  werden  kann.  Der  abnehmende 
Nutzen,  der  im  Wesen  auf  dem  Gosscnschen 
Gesetze  der  Bedürfnissättigung  beruht,  ist 
für  die  Werttiieorie  von  universaler  und  fun- 
damentaler Bedeutung.  Der  Gülerwcrt  wird 
einerseits  durch  den  mit  wachsender  Menge 
abnehmenden  Nutzen  jedes  einzelnen  hinzu- 
kommenden Stückes,  andererseits  durch  die 
jeweils  verfügbare  Menge  bestimmt  (vgl. 
den  Art.  ,,Grenznufzen").  Das  Gesotz  vom 
abnehmenden  Ertrag  liingegen  ist  maßgebend 
für  die  Größe  der  verschiedenen  Produkt- 
quanten, die  aus  verschiedenen  Kombina- 
tionen von  Produktivgütern  erzeugt  werden 
können.  Es  gibt  uns  daher  Daten,  die  von 
Wichtigkeit  sind  einerseits  für  den  Wert  der 
jederzeit  reproduzierbaren  Güter  (nämlich 
deren  erlangbare  Menge),  andererseits  aber 
auch  für  den  Wert  cler  Produktivgüter, 
da  dieser  durch  den  Produktwert  bestimmt 
wird.  Solange  die  steigenden  Aufwendungen, 
die  dem  Ertragsgesetze  unterliegen,  in  Produk- 
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tionsmitteln  gleicher  Art  bestehen,  ist  der 
abnehmende  Ertrag  als  eine  Erscheinung  an- 
zusehen, die  mit  der  psychisch  bedingten  Tat- 
sache des  abnehmenden  Nutzens  überiiaupt 
nichts  zu  tun  hat.  Wir  haben  allerdings 
dem  fast  allgemein,  teils  bewußt,  teils  un- 
bewußt geübten  Gebrauche  folgend,  auch 
dort  von  der  Geltung  des  Ertragsgesetzes 
gesprochen,  wo  die  vermehrten  Aufwendungen 
in  Wertquantitäten  von  Produktivmitteln 
verschiedener  Zusammensetzung  bestehen 
(I.  3,  II.  2).  In  dieser  Fassung  setzt  das 
Gesetz  die  Werlbildung  bereits  voraus.  Die 
Einfülirung  der  Wertreclinung  erfolgte  jedoch 
mit  der  wichtigen  Einschränkung,  daß  dcrWort 
der  Produklivmittel  sowohl  wie  der  Produkte 
als  durch  ihre  derzeitige  Verwendung  fest 
bestimmt  angenommen  wurde.  In  der 
Wirklichkeil  hat  indessen  jede  Ausdehnung 
der  Produktion  die  Tendenz,  den  Wert  der 
Produktivgüler  infolge  Steigerung  des  Be- 
darfes zu  erhöhen  und  den  Wert  der  Pro- 
dukte infolge  Steigerung  des  Vorrates  zu 
senken.  Es  geht  jedoch  nicht  an,  diese  Tendenz 
als  eine  AeußerungdiesesGesetzcs  aufzufassen. 
Daß  diese  Erscheinung  mit  dem  abnehmenden 
Ertrag  nichts  zu  tun  hat,  ergibt  sich  sclion 
daraus,  daß  sie  sich  auch  in  jenen  Pro- 
duktionsstadien geltend  macht,  in  denen  zu- 
nehmender oder  konstanter  Ertrag  herrscht. 
Ebenso  wird  sich  diese  Tendenz  bei  gleich- 
mäßiger Ausdehnung  sämtlicher  Produk- 
tionsfaktoren einstellen,  während  das  Er- 
tragsgesetz seinem  Wesen  nach  voraussetzt, 
daß  nur  ein  Teil  der  produktiven  Elemente 
variiert  wird,  während  die  übrigen  unver- 
ändert bleiben.  Das  Ausmaß  der  Ertrags  ab- 
nähme bestimmt  bei  gegebenem  Wert  von 
Produkt  und  Produktionsfaktoren  das  opti- 
male gegenseitige  Mengenverhältnis  der  zur 
Herstellung  jedes  Gutes  dienenden  Arten 
von  Produktionsmitteln.  Das  Ausmaß  der 
durch  Aenderungen  im  Produktionsumfang 
jedes  Gutes  verursachten  Wertänderungen 
von  Produkt  und  Produktionsmitteln  hin- 
gegen bestimmt  das  optimale  gegenseitige 
Mengenverhältnis  aller  Produktgattungen. 
Hier  sind  eben  die  Elcmentartatsac.hen  der 
Wertbildung  wirksam,  im  Vergleich  zu  denen 
dem  Ertragsgesetze  bei  noch  so  weitherziger 
Auslegung,  die  es  überdies  vom  Wertgesetze 
abhängig  macJit,  doch  nur  sekundäre  Be- 
deutung für  die  Erklärang  von  Wert  und 
Verteilung  zukommt. 
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Jena  191S.  —  Taussig,  Capital,  Interest  and 
Diminishing  Returns,  Quarterly  Journal  of 
Economics,  Vol.  XXII.  —  Davenport,  Value 
and  Distribution,  Chicago  190S.  —  Esslen,  Die 
Produktivität  der  Landwirtschaft,  Sehr.  d.  V.  f.  S. 
ISS.  Bd.  —  Ballod,  Die  Produktivität  der 
Landwirtschaft,  ebenda.  —  Esslen,  Das  Gesetz 
des  abnehmenden  Bodenertrages  im  landw,  Be- 
triebe, Arch.  f.  S.  SO.  und  SS.  Bd.  — 
Ot>pcnheimer,  Theorie  der  reinen  und  politi- 
schen Oekonomie,  Berlin  1911.  —  Zwiedineck, 
Kritische  Beiträge  zur  Grundrcnteulehre,  (Fest- 
Schrift)  Tübingen  1911.  —  Yogelstein,  Das 
Ertragsgesetz  der  Industrie,  Arch.  f.  S. 
S4.  Bd.  —  Cassel,  Theoretische  Sozialökonomie, 
Leipzig  191S.  —  Strtgl,  Der  Kapitalzins  als 
Residualrente.  Arch.  f.  S.,  48.  Bd.  -  - 
M'eifSj  Eine  Residualtheorie  des  Kapitalzinses, 
ebenda.  E.  X.  Weifs. 


Abrechnungsverkehr. 

Der  Abrechnungsverkehr  bezweckt  die 
Ausschaltung  entbelirlicher  Geld-  und  Güter- 
bewegungen durch  Kompensation  von  Schuld 
und  Guthaben  oder  Liefer-  und  Abnahme- 
pflicht des  gleichen  Kontrahenten.  Er  er- 
folgt durch  Abrechnungsstellen  (=Clear- 
inghouse,  Chambre  de  compensation).  Zu 


unterscheiden  sind  demnach  1.  Abrechnungs- 
stellen für  Geldbeträge,  2.  Abrechnungs- 
stellen für  Kaufverträge,  die  nur  die  Liefer- 
und Abnahmeverpflichtungen  in  Gütern  auf- 
rechnen und  3.  Abrechnungsstellen  die  beide 
Funktionen  vereinigen.  Die  Abrechnungs- 
stellen unter  1  sind  Organe  des  bargeld- 
losen Zahlungsverkehrs  und  werden 
unter  diesem  Stichwort  eingehend  dargestellt. 
Die  Abrechnungsstellen  unter  2  und  3  finden 
sich  eingegliedert  in  den  Organismus  der 
Börsen  und  zwar  sowohl  der  Effekten-  wie 
der  Warenbörsen,  bei  deren  Darstellung 
sie  ebenfalls  näher  besprochen  werden. 

Geldabrechnungsstellen  betreibt  in 
Deutschland  die  Reichsbank  (Ende  1919  in 
34  Großstädten).  Ihr  Wirkungsbereich  ist 
von  verschiedener  Weite.  Je  nach  den  sta- 
tutarisch festgelegten  Vereinbarungen  der 
Mitglieder  der  Abrechnungsstellen  verrechnet 
man  außer  Scheckforderungen  auch  Anwei- 
sungen, Wechsel,  quittierte  Rechnungen,  Ef- 
fekten-, Kuponslieferungen  u.  a.  Die  Aus- 
wahl der  den  Abrechnungsstellen  angeschlos- 
senen Mitglieder  ist  sehr  streng;  nur  die  an- 
gesehensten Bankfirmen  des  Platzes  werden 
zugelassen,  weil  ohne  volles  gegenseitiges  Ver- 
trauen, das  sich  in  allerdings  sehr  kurz- 
fristigen Millionenkrediten  ausdrückt,  ein 
ersprießliches  Arbeiten  unmöglich  ist.  Neben 
den  Abrechnungsstellen  der  Reiclisbank 
haben  sich  an  Börsenplätzen  wie  Berlin  und 
Frankfurt  lokale  Geldabrechnungs- 
stelleu  entwickelt,  die  als  Teilnehmerkreis 
die  Hauptmasse  der  Börsenbesucher  auf- 
weisen und  manchmal,  so  der  Berliner 
Kassenverein,  gleichzeitig  Geld-  und  Effek- 
tenumsätze kompensieren.  Für  den  Fern- 
scheckverkehr betreibt  die  Reichsbank  in 
Berlin  eine  Reichsabrechnungsstelle, 
die  aber  aus  technischen  Gründen  in  der  Ent- 
wicklung gehemmt  ist. 

Der  Kompensation  von  Liefer-  und  Ab- 
nahmeverpflichtungen dienen  die  Liquida- 
tionskassen der  Warenbörsen  und  die  Li- 
quidationseinrichtungen der  Effektenbörsen. 
Sie  wollen  unnötige  Güterbewegungen  ver- 
meiden, verrechnen  jedoch  oft  auch  gleich- 
zeitig die  ihrerseits  durch  Kompensation 
zusammengezogenen  Geldbeträge  der  Einzel- 
abschlüsse. Vgl.  Artt.  „Bargeldloser  Zah- 
lungsverkehr"," „Börsenwesen". 

F.  Schmidt. 


Absatzgenossenschaften 

s.  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften. 
Lieferungsgenossenschaften. 


Absatz  und  Absatzstockung 

s.  Handel,  luisen,  Uebcrproduktion. 
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Absentismus. 

Unter  Absentismus  versteht  man  die 
pewohnheitsmäßipe  oder  dauernde  Abwesen- 
heit der  Besitzer  landwirtschaftlichen  Grund 
und  Bodens  von  ihrem  EiRenlum.  Dieser  zu- 
nächst ökonomische  Begriff  erhält  jedoch  da- 
durch eine  soziale  Färbunp,  daß  die  Anwen- 
dung des  Wortes  auf  größere  Besitzer  be- 
schränkt wird,  gelegentlich  sogar  nur  auf 
Latifundienbesitzer.  Wenn  also  etwa  ein 
kinderloser  älterer  Bauer  sein  Gut  verpachtet 
und  in  die  Stadt  zieht,  so  pflegt  man  hier  von 
Absentismus  nicht  zu  sprechen.  Der  Begriff 
ist  gefärbt,  er  enthält  ein  soziologisches 
Spannungsverhällnis;  nicht  die  Tatsache  der 
Abwesenheit  ist  entscheidend,  sondern  die 
innere  Beziehung  des  Eigenltimers  zu  den  tat- 
sächlichen Bcwirtschaftem  des  Gutes.  So 
wird  man,  ohne  dem  Begriff  Zwang  anzutun, 
einen  englischen  oder  sizilischen  Latifundien- 
besitzer, der,  ohne  irgend  mit  der  tatsäch- 
lichen Bewirtschaftung  sich  zu  befassen,  doch 
einen  großen  Teil  des  Jahres  oder  auch  das 
ganze  Jahr  auf  dem  Herrenhaus  zubringt, 
sehr  wohl  als  Absentist  bezeichnen  können, 
während  umgekehrt  niemand  daran  dachte, 
von  dem  Absentismus  eines  preußischen 
Offiziers  zu  sprechen,  der  jahrelang  sein  Gut 
durch  Inspektoren  oder  Administratoren 
verwalten  ließ.  Durch  diese  soziologische 
Spannung  erhält  die  Erscheinung  des  Ab- 
sentismus erst  ihr  eigentümliches  Wert-  (oder 
Unwert-)  Verhältnis.  An  und  für  sich  kann 
ein  tüchtiger  Verwalter  aus  einem  Gute  viel- 
leicht einen  höheren  Ertrag  herauswirt- 
schaften als  es  der  abwesende  Eigentümer 
könnte;  diese  rein  ökonomische  Betrachtung 
ist  also  nicht  entscheidend. 

Der  Absentismus  kann  drei  Wurzeln 
haben:  ein  ansässiger  Grundbesitzerstand 
verstädtert,  ohne  sein  Eigentum  aufzugeben; 
ländlicher  Grundbesitz  fällt  in  die  Hände 
nichtwirtschaftender  Städter;  Landfremde 
werden  zu  Eigentümern  ohne  den  Versuch 
der  Einbürgerung  zu  machen.  Die  letztere 
Form  möchte  ich  wieder  in  zwei  Untergnippen 
zerlegen:  den  Eroberer-  und  den  Kolonial- 
Absentismus.  Das  typische  Beispiel  des  Er- 
oberer-Absentismus wird  immer  Irland 
sein.  Kolonial-Absentismus  sehen  wir 
in  allen  Neuländern,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika,  Australien  und  Neuseeland,  Argen- 
tinien, wo  einzelne  oder  Gruppen  (sogar 
Aktiengesellschaften)  von  vonmerein  kraft 
ihrer  überlegenen  Kapitalmacht  die  Hand 
auf  weite  Strecken  Neulands  legen.  Klas- 
sische Beispiele  des  Landflucht-Absentis- 
mus sind  die  Hofgängerei  des  französischen 
Adels  seit  Ludwig  XIV.  oder  der  frühere 
Auslandsaufenthalt  (Paris,  Riviera)  der  rus- 
sischen oder  rumänischen  Großgrundbesitzer. 
Aufkauf    durch  nichtwirtschaftende 


Städter  ist  bereits  seit  Jahrzehnten  in  In- 
dustriegegenden Westdeutschlands  oder 
Amerikas  beobachtet  worden;  im  Kriege  ist 
diese  Erscheinung  stellenweise  zu  beäng- 
stigendem Umfange  angewachsen. 

Auch  die  Wirkungen  des  Absentis- 
mus können  ökonomische  oder  soziale  sein. 
Wird  das  Gut  administriert  oder  im  großen 
verpachtet,  so  gilt  hier  nur,  was  stets  von  den 
Beziehungen  zwischen  Eigentum  auf  der 
einen,  Administration  oder  Pacht  auf  der 
anderen  Seite  zu  sagen  ist.  Wenn  unter  sonst 
gleichen  Umständen  (gleiche  Neigung  und 
Fähigkeit  zur  Wirtschaft)  der  Eigentümer 
zum  mindesten  auf  die  Dauer  besser  wirt- 
schaftet, so  ist  das  Vorhandensein  dieser 
gleichen  Umstände  eben  in  jedem  Falle  eine 
quaestio  facti.  Die  Spaltung  in  ein  grund- 
besitzendes Landlordtum  und  ein  wirtschaf- 
tendes Pächtcrtum  in  England  hat  keineswegs 
zu  verminderten  Leistungen  geführt  und 
durch  die  Risikoteilung  dem  Pächter  ent- 
schiedene Vorteile  gebracht.  Anders  liegt  es, 
wenn  der  Eigentümer  den  Besitz  rein  als 
Rentenquclle  ansieht  und  aus  dem  Pächter, 
evtl.  durch  Vermittlung  von  Unlerpächtern 
(Italien,  Rumänien)  ohne  Rücksicht  auf 
dessen  Lage  das  Maximum  herauszupressen 
sucht.  Unter  solchen  Bedingungen  werden  in 
der  Regel  wirtschaftliche  Schädigungen  auf 
die  Dauer  eintreten  (Raubbau).  Ist  endlich 
Neuland  in  der  Hand  von  Absentisten,  so 
kann  durch  eine  spekulative  Zurückhaltung 
die  ganze  Wirtscfiaftsentwicklung  der  be- 
treffenden Gegend  gehemmt  werden. 

Die  sozialen  Wirkungen  des  Absen- 
tismus sind  zweiseitig.  Der  Absentist  erfüllt 
diejenigen  Funktionen  nicht,  die  ihm  aus 
seiner  durch  die  Tatsache  des  Besitzes  ge- 
gebenen Führerrollc  erwachsen.  Ist  der 
Boden  verpachtet,  so  führt  die  mangelnde 
Berülirung  mit  den  Pächtern  zur  Heraus- 
bildung eines  scharf  empfundenen  Gegen- 
satzes von  „Besitz"  und  „Arbeit";  nicht 
selten,  namentlich  bei  Zwischenpacht,  hat  der 
fehlende  menschliche  Kontakt  eine  wirkliche 
Ausbeutung  des  tatsächlich  wirtschaftenden 
Bauern  zur  Folge,  die,  wie  in  der  franzö- 
sischen Revolution,  in  den  irischen  Kämpfen, 
in  den  Bauernrevolutionen  Italiens,  Buß- 
lands, Rumäniens  zu  schweren  Ausbrüchen 
fülu'en  kann. 

Ueber  den  Umfang  des  Absentismus  lassen 
sich  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenartige 
Auslegung  des  Begriffs  sichere  Zahlen  nicht 
angeben.  Nach  Conrad  waren  in  den  7  östlichen 
Provinzen  Preußens  in  den  achtziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  von  den  Gütern  mit 
über  100  ha  Fläche  etwa  43,6%  von  ihren  Be- 
sitzern nicht  bewohnt  gewesen;  diese  Ziffer 
erklärt  sich  aber  z.  T.  daraus,  daß  mehrere 
Güter  in  einer  Hand  vereinigt  waren.  In  Neu- 
seeland war  in  den  neunzi  er  Jahren  über  die 
Hälfte  des  Landes  in  den  Händen  von  Lati- 
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fundienbesitzern,  die  den  Boden  brach  liegen 
ließen  oder  ganz  extensiv  bewirtschafteten. 
Aehnliche  Ziffern  werden  für  andere  australische 
und  südamerikanische  Staaten  gegeben. 

Die  Bekämpfung  des  Absentismus  kann 
entweder  die  Rückkehr  der  Eigentümer  auf 
das  Land  oder  die  Uebertragung  des  Eigentums 
auf  die  eigentlichen  Bewirtschafter  zum  Ziele 
haben.  Das  erstere  Ziel  wird  sich  mit  wirtschaft- 
lichen Mitteln  allein  nicht  erreichen  lassen;  es  setzt 
ein  kulturelles  Umdenken,  eine  Entstädterung 
unseres  ganzen  Lebens  voraus,  für  die  gewisse 
Anzeichen,  aber  keine  Gewißheit  vorhanden 
sind.  Die  Eigentumsübertragung  auf  den  eigent- 
lichen Bewirtschafter  kann  indirekt,  durch 
progressive  Landsteuern  wie  in  Australien  und 
Neuseeland,  durch  Zwang  zu  Kultivierung  und 
Rückenbesitz  erstrebt  werden  oder  auf  dem  direk- 
ten Wege  der  inneren  Kolonisation.  Auf  eine  bloße 
Abmilderung  der  Folgen  des  Absentismus  ohne 
dessen  völlige  Beseitigung  läuft  es  heraus,  wenn 
jetzt  namentlich  in  den  romanischen  Ländern 
Südosteuropas  der  Latifundien-Zwischenpächter 
durch  Pachtgenossenschaften  der  Bauern  er- 
setzt wird. 

Das  deutsche  Reichssiedlungsgesetz  vom 
11.  August  1919  (s.  Art.  ,,Ansiealungsgesetz- 
gebung")  sucht,  im  Anschluß  an  Vorgänge 
der  Kriegswirtsehaftsgesetzgebung,  den  Absen- 
tismus dadurch  zu  treffen,  daß  nach  §  16  die 
Landlieferungsverbände  von  ihrem  Enteignungs- 
recht in  erster  Linie  u.  a.  Gebrauch  machen 
sollen  gegenüber  „Gütern,  deren  Besitzer  sich 
während  des  größeren  Teils  des  Jahres  nicht 
auf  der  Begüterung  aufhalten  und  sie  nicht 
selbst  bewirtschaften,  sofern  nicht  berechtigte 
Gründe  für  die  Abwesenheit  des  Besitzers  oder 
dafür  vorliegen,  daß  er  die  Bewirtschaftung 
nicht  selbst  ausführt".  Auch  der  Pächterschutz 
(Kleingarten-  und  Kleinpachtlandordnung  vom 
31.  Juh  1919  und  Pachtschutzordnung  vom 
9.  Juni  1920)  richtet  sich  gegen  Absentismus. 

Literatur:  Buchenherger,  Agrawcsen  U7id 
Agrarpolitik^  Bd.  I.  Bearbeiirt  von  W.  Wy- 
godzinsky,  Leipzig  1914-  ^4  ^'fid  71.  — 
A,  O,  HuiCf  Die  &nntdrenle  als  Stfuerquelle 
in  Australien  und  Neuseeland  (Jahrbuch  der 
Bodenreform,  19S0.    S.  20). 

W.  Wygodzinsky.  (f) 


Absterbeordnung 

s.  Sterblichkeit  und  Sterbliehkeitstafeln. 


Abstinenztheorie. 

1.  Wesen  und  Bedeutung.  2.  Einwände 
3.  Entwicklung  der  Abstinenztheorie.  4.  Absti- 
nenztheorie und  Agiotheorie. 

1.  Wesen  und  Bedeutung.  Die  Ab- 
stinenztheorie ist  jene  Lehrmeinupg,  die 
im  Kapitalzinse  eine  Entlohnung  des  Kapi- 
talisten für  die  Enthaltung  (reward  of  absti- 
nencej  vom  Augenblicksgenuß,  von  dem 
sofoiligen  Verbrauche  seiner  Güter  er- 
blickt. Diese  Auffassung  wurde,  abgesehen 
von    vereinzelten    Andeutungen  früherer 


Schriftsteller,  zuerst  von  Senior  vertreten, 
der  die  abstinence  einen  neben  der  Arbeit 
und  den  Naturkräften  für  die  Erzeugung  des 
Kapitales  notwendigen  Produktionsfaktor 
nennt,  der  in  demselben  Verhältnis  zum 
ZinsTprofit)  stehe,  wie  die  Arbeit  zum  Lohn. 

Wie  gegen  Ricardo  und  Malthus  ist  auch 
gegen  Senior  der  Vorwurf  erhoben  worden, 
daß  es  ihm  nicht  so  sehr  um  eine  Erklärung 
als  um  eine  Rechtfertigung  wirtschaftlichen 
Geschehens  zu  tun  gewesen  sei.  Diese  An- 
klage ist  unberechtigt.  Da  die  damalige 
Theorie  für  die  Größe  des  Tauschwertes  der 
Güter  die  Merge  der  zu  ihrer  Herstellung 
notwendigen  Arbeit  maßgebend  sein  ließ, 
konnte,  wälirend  die  Grundrente  nach  dem 
Ricardoschen  Prinzip  gedeutet  wurde,  für 
den  Wertüberschuß  des  Produktes  über  die 
Produktionsaufwendungen,  der  den  Kapital- 
zins bildet,  eine  befriedtgende  Erklärung 
nicht  gefunden  werden.  Die  Lehre  Seniors 
bedeutet  daher  einen  wichtigen  Fortsehritt 
der  Zinstheorie,  der  um  so  höiier  anzu- 
schlagen ist,  als  Senior  durch  den  Hinweis 
auf  die  Tatsache  des  Genußaufschubes  zwar 
nicht  als  erster,  wohl  aber  unbeeinflußt  von 
früheren  Autoren,  die  Erklärung  des  Ka- 
pitalzinses mit  dem  Zeitablauf  in  Zusammen- 
hang gebracht  hat. 

2.  Einwände.  Gegenüber  dem  von  ver- 
schiedenen, namentlich  von  Lassalle  selir 
wirkungsvoll  vorgetragenen  Einwand,  daß 
die  Höhe  der  Zinseinkommen  erfahrungs- 
gemäß keineswegs  mit  der  von  deren  Emp- 
fängern geübten  „Enthaltsamkeit"  im  Ver- 
hältnis stehe,  wurde  von  den  Vertretern  der 
Abstinenztheorie  mit  Recht  darauf  hin- 
gewiesen, daß,  so  wie  überall  die  höchsten 
zur  Versorgung  des  Marktes  notwendigen 
Kosten  für  die  Preishöhe  entscheidend  sind, 
sinngemäß  das  zur  Ersparang  des  letzten 
Kapitalteilchens  erforderliche  Abstinenz- 
opfcr  die  Zinsrate  bestimme,  während  das 
ülirige  Kapital  unter  weit  geringerer  Ab- 
stinenz, zum  Teile  sogar  ohne  jedes  Abstinenz- 
opfer gebildet  werde.  Uebrigens  wurde  später 
allgemein  nach  dem  Beispiel  Macvanes 
zur  Vermeidung  des  Mißverständnisses,  als 
ob  jede  Kapitalansammhing  mit  wirklicher 
Einscliränkung  verbunden  sein  müßte,  der 
Ausdruck  „abstinence"  durch  die  termino- 
logisch zweckmäßigere  Bezeichnung  „wai- 
ting"  (Abwarten  des  Genusses)  ersetzt. 

Von  Wichtigkeit  ist  der  Einwand,  den 
Böhm-Bawerk  gegen  die  Abstinenztheorie 
erhoben  hat.  Dieser  leugnet  keineswegs  die 
Bedeutung  des  psychischen  Tatbestandes  des 
Genußaufschubes  für  das  Zinsproblem,  wohl 
aber  die  Deuturg,  welche  die  Abstinenz- 
tlieorie  diesem  Tat  bestände  gibt.  Die  von 
Böhm  und  den  übrigen  Vertretern  der  „Agio- 
theorie" (s.  den  A.  „Zins")  anerkannte  psy- 
chische Tatsache  besteht  darin,  daß  die 
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meisten  Menechen  für  die  Befriedigung 
irgendeines  Bedürfnisses  unter  sonst  gleichen 
Umständen  desto  gcrirgere  Opfer  an  Arbeit 
und  Sachgütern  zu  brirgen  geneigt  sind,  je 
weiter  diese  Bedürfnisbefriedigung  zeitlich 
entfernt  ist.  Die  Agiotheorie  deutet  diesen 
Talbestand,  indem  sie  davon  ausgeht,  daß 
künftige  Bedürfnisse  und  daher  ceteris  pari- 
bus  auch  künftige  Güter  geringer  geschätzt 
werden  als  gegenwärtige;  die  Abstinenz- 
theoric  sucht  die  Wertdifferenz  zwischen 
dem  gegenwärtigen  Aufwand  und  dem  Zu- 
kunftsprodukt dadurch  zu  erklären,  daß  sie 
neben  diesem  Aufwand  an  Arbeit  und  Sach- 
gütern noch  die  Existenz  eines  selbständigen 
Opfers  von  „Enthaltung"  oder  „Warten" 
annimmt,  das,  zusammen  mit  jenen  anderen 
Aufwendungen,  im  Produkte  seine  Entschä- 
digung finden  müsse.  Es  ist  unschwer  ein- 
zusehen, daß  die  beiden  Auslegungen  nicht 
miteinander  vereinbart  werden  können. 
Denn  wenn  jemand  bereit  ist,  heute  Auf- 
wendungen (einschließlich  des  Abstinenz- 
opfers) im  vollen  Ausmaße  des  künftigen 
Wertes  des  argestrebtcn  Genußgutes  auf 
sich  zu  nehmen,  so  setzt  dies  voraus,  daß  er 
das  künftige  Gut,  trotz  der  zeitlichen  Ent- 
fernung, in  der  Gegenwart  nicht  niedriger, 
sondern  genau  so  hoch  schätzt,  als  ob  er 
bereits  darüber  verfügen  könnte.  Wenn  aber 
nur  eine  der  beiden  Auslcgiiiigcn  möglich  ist, 
so  verdient  zweifellos  die  von  der  Agiolhcorie 
gegebene  Erklärung  Zumindestens  den  re- 
lativen Vorzug.  Dies  geht  unter  anderem 
schon  aus  folgender  Erwägung  hervor: 
Wenn  Arbeit  oder  Sachgülcr  zur  Befriedi- 
gung eines  momentanen  Bedürfnisses,  also 
in  Ai'genblickspioduktioii  oder  im  Tausche 
Zug  um  Zug,  verwendet  werden,  so  wird  mit 
der  Hingabe  dieser  Aufwendungen  endgültig 
und  vollkommen  auf  ihren  anderweitigen  Ge- 
brauch oder  Genuß  verzichtet.  Es  ist  daher 
gar  nicht  möglich,  daß,  wie  die  Abstinenz- 
theoric  behauptet,  zu  diesen  Aufwendungen, 
wenn  sie  auf  zeitlich  entfernte  Genußziclc 
gerichtet  werden,  ein  weiteres  Opfer  an  Ge- 
nußaufschub hinzutreten  kann.  Durch  die 
Vergrößerung  des  zeit  liehen  Abslandes  vom 
Genußzicle  erfolgt  eben  keine  Erhöhung 
der  Kosten  durch  Entstehung  eines  Ent- 
haltungs-  oder  Warteopfers,  sondern  eine 
Verringerung  des  Wertes  des  künftigen 
Genußgutes  in  seiner  gegenwärtigen 
Schäl  zung. 

3.  Entwicklung  der  Abstinenztheorie. 
Die  Lehre  Seniors  hat  zum  Teil  wegen 
ihrer  gründlichen  Erfassung  des  Problems, 
teils  wohl  auch  wegen  ilu-er  Verwertbarkeit 
zur  Rechtfertigung  des  Kapitalzinses  eine 
große  Anzahl  Anhänger  gefunden.  Von  den 
Autoren,  die  den  Zins  vornehmlich  aus  dem 
Genußaufschub  erklärten,  seien  genannt 
Bastiat,     Cairnes     und  Courcelle- 


Seneuil,  dessen  Begriff  der  „Ersparungs- 
arbeit"  (travail  d'6pargne)  im  Wesen  nichts 
anderes  ist,  als  das  Enthaltungsopfer  Se- 
niors. Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  aber, 
die  den  Zins  auf  die  Abstinenz  zurückfülu-en, 
haben  diese  nicht  als  dessen  einzige  Ursache 
angesehen,  sondern  die  Zinserklärung  da- 
neben auf  andere  Tatsachen  gestützt:  vor 
allem  auf  die  Produktivität  des  Kapitals, 
darauf,  daß  die  Anwendung  von  Kapital  die 
Ergiebigkeit  der  Arbeit  erhöht,  oder  auf 
den  Gcbrauohsdienst,  die  Nutzung  des  Ka- 
pitals, der  sie  eine  von  dessen  Substanz  ver- 
schiedene, selbständige  Wesenheit  zuschrei- 
ben.   Diese  Kombinationen  der  Abstinenz- 
theorie mit  der  „Nutzungs-"  oder  mit  der 
„Produktivitätstheoric"  sind  nicht  als  Eklek- 
tizismus im  üblen  Sinne  anzusehen.  Ziehen 
doch  mit  der  einzigen  Ausnahme  F.  A.  Fet- 
ters auch  sämtliche  Vertreter  der  Agio- 
theorie, also  alle  jene,  die  dorn  Zcitmomente 
in  anderer  Weise  als  vom  Abslinenzprinzipe 
aus  einen  für  die  Entstehung  des  Zinses 
maßgebenden     Einfluß     zuschreiben,  zu 
dessen  Erklärung  in  irgendeiner  Weise  die 
technische  Ergiebigkeit  des  Kapitals  heran. 
Eine  Verbindung  von  lilementen  der  Ab- 
stinenztheorie und  der  Nutzungsthoorie  findet 
sich  bei  Sidgwick  und  in  neuester  Zeit  bei 
Cassel,  der  das  ,, Warten"  und  die  „Ka- 
pitaldisposition" als  „synonyme  Begriffe" 
Dezeichnet.    Das  „Warten"  hebe  „die  ne- 
gative Seite  hervor",  während  die  „Kapital- 
;  disposition"  in  der    dadurch  ermöglichten 
^  produktiven  Verfügung  über  das  Kapital" 
1  bestehe.  Häufiger  ist  die  Erklärung  aus  der 
Abstinenz  und  aus  der  produktiven  Kraft  des 
I  Kapitals,  so  z.  B.  bei  Ro  ssi ,  Roscher,  J.  St. 
Mill  und  bei  Jevons,  der  bemerkenswerter- 
'  weise  die  Abstinenz  und  die  Unterschäf  zung 
künftiger  Bedürfnisse  als  zwei  selbständige, 
voneinander  unabhängige  Tatsachen  ansieht. 
Marshall  stellt  die  Beziehung,  in  welcher  die 
Produktivität  des  Kapitals  und  die  ,,Pro- 
spektivität",  der  Zwang  zur  Bedaclitnahnie 
auf  die  Zukunft,  zur  Entstehung  des  Zinses 
stehen,  folgerichtig  in  der  Weise  dar,  daß  die 
Produktivität  die  Nachfrage  nach  Kapital 
zu  produktiven  Zwecken  bestimmt,  wälirend 
die  Tatsache,  daß  das  Kapital  erst  in  der  Zu- 
kunft Früchte  trägt,  sein  Angebot  deswegen 
beschränkt,  weil  für  die  meisten  Menschen 
das  Abwarten  von  Genüssen  ein  Opfer  be- 
deutet, das  eine  besondere  Vergütung  er- 
fordert.   Aehnüche  Züge  trägt  die  Darstel- 
lung Carvers,  der  im  übrigen  die  Zins- 
theorie durch  eingehende,  auf  konsequenter 
Anwendung  des  Marginalprinzipe«  beruhende 
Untersuchungen  des  Wertverhältnisses  gegen- 
wärtiger und  künftiger  Güter  bereichert  hat. 
Hierauf  kann  jedoch  an  dieser  Stelle  nicht 
näher  eingegangen  werden,  da  die  Abstinenz- 
theorie nur  als  eine  minder  korrekte  Form  der 
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Afciotheorie  anzusehen  ist.  Andernfalls 
müßten  hier  sämtliche  Varianten  der  Agio- 
theorie diskutiert  werden,  da  jede  von  ihnen, 
mindestens  zum  Teile,  ebenso  unter  dem 
Schlagworte  der  Abstinenz  vorgetragen  wer- 
den kann. 

4.  Abstinenztheorie  und  Agiotheorie. 

Hervorgehoben  sei,  daß  Marshall  und  Carver, 
wie  übrigens  auch  Macvane,  Mac- 
farlane  und  andere,  die  Existenz  eines 
Warteopfers  und  die  Unterschätzung  künf- 
tiger Bedürfnisse  nicht  als  zwei  miteinander 
unverträgliche  Prinzipien,  sondern  als  ver- 
schiedene Erscheinungsformen  desselben  Tat- 
bestandes ansehen.  Dies  ist  wohl  vor 
allem  damit  zu  erklären,  daß  die  anglo- 
amerikanische  Literatur  dem  Ungemach 
(disutility)  der  Arbeit  einen  überaus  maß- 
gebenden Einfluß  auf  den  Güterwert  zu- 
spricht. Es  liegt  nun  ungemein  nahe,  dem 
Arbeitsopfer  das  Opfer  der  Abstinenz  oder 
des  Wartens  an  die  Seite  zu  stellen.  Ferner 
kommt  hier  auch  die  Tendenz  in  Betracht, 
in  den  Lehren  der  Klassiker  möglichst  eine 
nur  in  der  Form  abweichende  Darstellung 
der  eigenen  Anschauungen  zu  erblicken. 
Schließlich  ist  der  Gegensatz  zwischen  der 
Abstinenz-  und  der  Agiotheorie  äußerlich  da- 
durch gemildert,  daß  in  der  Ersetzung  des 
Ausdrucks  „Abstinenz"  durch  „Warten" 
eine  stärkere  Betonung  des  Zeitmoments  ge- 
legen ist.  Auf  den  ersten  Blick  scheint  der 
Unterschied  zwischen  der  Lehre,  die  den 
Zins  als  Belohnung  der  Unannehmlichkeit 
des  Wartens  ansieht  und  zwischen  jener 
Theorie,  die  den  Zins  aus  der,  gleichfalls 
auf  die  Unannehmlichkeit  des  Wartens  zu- 
rückfülnbare,  Unterschätzurg  künftiger  Be- 
dürfnisse ableitet,  in  der  Tat  beinahe  auf 
einen  Wortstreit  hinauszulaufen.  Bei  näherer 
Betrachtung  ergibt  sich  indessen,  daß  nach 
wie  vor  der  grundlegende  Unterscliied 
zwischen  den  beiden  Aiischauungen  darin 
besteht,  daß  die  Abstinenztheorie  in  der 
Tatsache  des  Genußaufschubes  ein  neben 
den  anderen  Aufwendungen  bestehendes  selb- 
ständiges Opfer  erblickt,  das  durch  den  Zins 
vergolten  wird. 

Literatur:  Auaführliche  Literaturangaben  und 
eingehende  krittsclie  Würdigung  der  Abstinenz- 
thcoric  bei  Böhm' Batvcrk,  Kapital  und  Ka- 
pitahins, 1.  Abt. ;  Abschnitt  IX  u,  X,  ferner 
Anhang  IV,  sowie  an  den  übrigen  dort  ange- 
führten mtellcn,  (S.  Aufl.,  Innsbruck  1914  ver- 
griffen ;  4.  Aufl.,  Jena  1921  in  Vorbereitung). 

—  Hier  seien  angeführt :  Senior^  On  Outline 
of  Ike  Science  of  Political  Economy,  6.  Aufl., 
London  187g.  —  J.  St.  Mill,  P'rinciples  of 
Political  Economy,  Buch  1—S,  7.  Atifl.,  London 
1871.  —  Bastiat,  Ilarmonies  Eionomiqiies 
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litical Economy,  S.  Aufl.,  London  1887.  — 
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Berlin  1905).  —  Macfarlane,  Value  and 
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Abzahlungsgeschäfte. 

1.  Begriff  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung. 
2.  Schattenseiten.  3.  Bewegung  wider  die  Ab- 
zahlungsgeschäfte in  Deutschland  und  Oester- 
reich. 4.  Befürwortete  Maßnahmen  der  Gesetz- 
gebung und  der  Selbsthilfe.  5.  Deutsche  Reichs- 
gesetzgebung. G.  Oesterreichische  Gesetzgebung. 
7.  Schweizer  Gesetzgebung.  8.  Schlußbemer- 
kungen, y.  Verkauf  von  Wertpapieren  gegen 
Teilzahlung 

1.  Begriff  und  volkswirtschaftliche 
Bedeutung.  Abzahlungsgeschäfte  (Waren- 
abzahlungs-,  Teilzahlungs-,  Katengeschäfte) 
sind  jene  Geschäftsbetriebe,  bei  denen 
Waren  gegen  allmähliche  (wöchentliche, 
monatliche)  Entrichtung  des  Kaufpreises  in 
Raten  —  und  dies  regelmäßig,  nicht  bloß 
in  Ausnahmefällen  —  abgegeben  werden; 
auch  die  einzelnen  Verkäufe  dieser  Art 
können  als  Abzahlungsgeschäfte  bezeichnet 
werden.  Für  die  Verbreitung  des  Verkaufes 
auf  Raten,  der  sich  allerdings  schon  seit 
langem  vorfindet,  war  insbesondere  das  Auf- 
treten der  Nähmaschine  von  Belang,  als  für 
viele,  wenig  zalilungskräftige  Personen  sich 
die  Notwendigkeit  ergab,  einen  verhältnis- 
mäßig kostspieligen  Gegenstand  anzuschaffen. 
Die  bequeme  Zahlungsweise  hat  dem  Ab- 
zahlungsgeschäft einen  großen  Zuspruch  er- 
worben, wie  sich  denn  auch  der  rege  Wett- 
bewerb im  Geschäftsleben  dieses  Mittels  mit 
Eifer  bemächtigte,  um  den  Absatz  zu  er- 
weitern, so  zwar,  daß  sich  schließlich  in 
Deutschland  und  Oesterreich  die  Tätigkeit 
der  Abzahlungsgeschäfte  auf  die  verscliieden- 
artigsten  Waren  erstreckte  (Nähmaschinen 
und  Maschinen  überhaupt,  Uhren  und 
Schmucksachen,  Klaviere,  Möbel,  Bilder  so- 
wie Hausgerätschaften,  Kleider,  Stoffe  usw.), 


AbzalilunpsKPSchäfte 


23 


und  oft  in  einem  und  demselben  Geschäft 
sehr  verschiedenartige  Dinge  auf  Abzahlung 
zu  haben  sind  (sog.  Warenabzahlungsbazare, 
Kredithäuser).  Diese  Kredithäuser,  nament- 
lich zum  Vertriebe  von  Gegenständen  zur 
Wohnungsausstattung  und  Kleidersacben  be- 
stimmt, erinnern  an  die  aufs  Kassageschäft 
eingerichteten  Warenhäuser,  stehen  diesen 
aber  an  Ausdehnung  und  Vielseitigkeit  nach. 
Auch  in  anderen  Ländern  als  den  genannten 
hat  das  Abzalilungsgeschäft  sich  einen  mehr 
oder  minder  breiten  Platz  erobert,  wenn- 
gleich es  wegen  Mangels  ausrciclicnder 
Feststellungen  unmöglich  ist,  die  Verbreitung 
im  einzelnen  genauer  zu  schildern.  Sicher 
ist  jedoch,  daß  auswärts  eine  Reihe  gerade 
der  größten  Detailhandelsbetriebo  auf  das 
Abzahlungsgeschäft  eingerichtet  sind.  So 
besteht  in  Paris  das  Haus  Dufayel,  welches 
nicht  nur  selbst  Waren  gegen  Teilzahlungen 
abgibt,  sondern  auch  Anweisungen  ausstellt, 
die  von  einer  großen  Zahl  von  Geschäfts- 
häusern in  Zahlung  genommen  werden, 
während  die  Firma  Dufayel  selbst  bei  den 
Kunden  Anzahlung  und  Raten  einhebt. 
Daneben  pflegen  noch  andere  Warenhäuser 
und  Kreoithäuser  das  Abzahlungsgeschäft. 
In  England  hat  sich  namentlich  die  Firma 
Graves  in  Sheffield  hervorgetan,  die  Ver- 
sand- und  Abzahlungsgeschäft  vereinigt.  In 
Nordamerika  haben  auch  große  Versand- 
geschäfle  den  Absatz  gegen  Abzahlung  ent- 
wickelt. —  Den  Boden  des  Warenhandels 
selbst  gänzlich  verlassend,  hatte  der  Verkauf 
auf  Raten  sich  endlich  auch  bei  Wertpapieren, 
insbesondere  bei  Losen,  einen  ansehnlichen 
Platz  erobert. 

Es  fehlt  nun  nicht  an  Gründen,  welche 
das    Vorhandensein    derartiger  Geschäfts- 
betriebe, die  den  Verkauf  gegen  Teilzahlungen  i 
besonders  pflegen,  in  mannigfacher  ILnsicht  1 
als  vorteilhaft  erscheinen  lassen.     Sie  ge- ' 
währen  dem  Minderbemittelten  Gelegenheit,  1 
sich  sofort  gegen  eine  geringe  Anzahlung 
in  den  Besitz  von  vielleicht  zum  Leben  oder  l 
zum  Erwerb  dringendst  benötigten  Gegen- 1 
ständen  zu  setzen  und  die  Begleichung  des  | 
Kaufpreises  in  kleinen  Beträgen  entsprechend 
den  periodisch  wiederkehrenden  Einnahmen 
vorzunehmen.  Sie  arbeiten  damit  einem  un- 
geregelten wilden  Borgwesen  sowie  unter  Um- 
ständen deniGeldwucher  entgegen  und  wirken 
ferner  öfter  wie  ein  Sparzwang,  indem  es 
nicht  mehr  nötig  ist,  z.  B.  die  für  die  An- 
schaffung einer  Uhr  erforderliche  Summe 
ganz  zusammenzusparen  —  was  erfahrungs- 
gemäß nur  zu   oft   Unterbrechungen  be- 
gegnet, wodurch  der  gute  Vorsatz  unaus- 
gefülirt  bleibt,  —  sondern  der  betreffende 
Käufer  nunmehr  von  Rechts  wegen  dazu  ange- 
halten wird,  seine  Auslagen  einzuschränken 
und  die  Raten  zu  bezahlen,  schließlich  aber 
doch  das  freie  Eigentum  des  gewünschten 


Gegenstandes  erwirbt.  Bevölkerungspolitisch 
kommt  insbesondere  die  erleichterte  Grün- 
dung eines  eigenen  Hausstandes  in  Betracht. 
Die  allmäldiche  Abzahlung  des  Kaufpreises 
mindert  überhaupt  die  Last  bei  Anschaf- 
fungen, bewahrt  kleinere  Geschäftsleute  vor 
der  Notwendigkeit,  ihr  vielleicht  ohnehin 
schon  spärlich  zugemessenes  Kapital  z.  B. 
für  Geschäftseinrichtungsstücke,  Arbeits- 
hilfsmittel u.  a.  anzugreifen,  indem  sie  die 
Teilzahlungen  aus  ihrem  Einkonimcn  leisten; 
kurz  gesagt:  diese  Geschäftsform  besitzt  in 
mannigfacher  Beziehung  Vorteile  für  die 
Bevölkerung  und  wirkt  auf  den  Absatz  be- 
lebend ein. 

I  2.  Schattenseiten.  So  unzweifelhaft  daher 
auch  die  volkswirtschaftlich  ersprießliche  Seite 
der  Abzahlungsgeschäfte  ist,  so  hatten  sich 
gleichwohl  im  Laufe  der  Zeit  ganz  bedeutende 
Nachteile  bemerkbar  gemacht.  Man  kann  die 
zutage  getretenen  Uebelstände  namentlich  auf 
zwei  Quellen  zurückführen.  Das  Abzahlungs- 
ecschäft  bietet  erstens  durch  diu  orleichterto 
,  Gelegenheit,  Kredit  zu  finden,  und  die  Boquom- 
j  lichkeit  der  Kntrichtung  des  Kaufpreises  in 
Raten  vielfach  eine  Verlockung  zu  unbedachten 
jVnschaffungen,  eine  Annahme,  welche  schon 
durch  die  sonst  zu  machende  Beobachtung,  wie 
leicht  zukünftige  Lasten  unterschätzt  werden, 
nahegelegt  und  übrigens  auch  durch  ausdrück- 
liche Zeugnisse  bestätigt  wird.  Die  Behauptung 
läuft  selbstverständlich  nicht  darauf  hinaus,  daß 
i  etwa  den  Aermcren  alles,  was  nicht  streng  nütz- 
lich oder  notwendig  ist,  mißgönnt  werde,  sondern 
beruht  lediglich  auf  der  Erwägung,  daß  sie  sich 
1  mit  Anschaffungen,  die  nicht  genau  ihrer  Lei- 
stungsfähigkeit angepaßt  sind,  eben  keinen  wirk- 
Uchcn  Vorteil  bereiten.  Ganz  besonders  bedenk- 
lich muß  das  Kreditnehmen  aus  anderen  als 
gänzlich  unvermeidbaren  Anlässen  bei  solchen 
Personen  erscheinen,  die  bei  Abtragung  ihrer 
Verbindlichkeiten  bloß  auf  leicht  einer  Unter- 
brechune  ausgesetzte  und  nur  für  den  gewöhn- 
lichen Bedarf  ausreichende  Einnahmen  ange- 
wiesen sind.  Die  unbedachten  Käufe  werden 
dann  noch  gefördert  durch  das  gerade  beim  Ab- 
zahlungsgeschäft zur  großen  Verbreitung  ge- 
langte Agentenunwesen. 

Die  zweite  t^uelle  von  Uebelständcn  ist  in 
der  Gefahr  einer  unbilbgen  Ausgestaltung  der 
Rechtsverhältnisse  gelegen,  indem  das  Abzah- 
lungsgeschäft vergleichsweise  verwickelte  IHechts- 
geschäfte  entstehen  läßt,  bei  deren  Abschluß 
einem  erfahrenen  Händler  häutig  ein  wenig  be- 
wanderter oder  unter  dem  Druck  der  Umstände 
befindlicher  Käufer  gegenübersteht.  Eine  regel- 
mäßige Folge  eines  Kaufes  auf  Raten  ist  ferner 
der  Ratenschein  oder  Ratenbrief,  d.  h.  eine 
Verpflichtungsurkunde  des  Käufers,  da  der  Händ- 
ler ohne  eine  solche  die  Ware  wohl  nicht  abgeben 
kann;  in  jenen  Schein  können  aber  —  gestützt 
auf  die  Unkenntnis  oder  Notlage  des  Käufers, 
sowie  auf  den  bekannten  Hang  des  Publikums, 
gedruckte  Formulare  ohne  nähere  Prüfung  hin- 
zunehmen —  leicht  Bestimmungen,  Klauseln, 
Verzichte  usw.  hineingesetzt  werden,  welche,  sei 
es  für  sich  allein  schon,  sei  es  im  Zusammenhang, 
dem  Käufer  zum  Nachteil  gereichen.  In  dieser 
Hinsicht  kamen  selir  häufig  vor:  die  Abrede,  daß 
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dor  Verkäufer  bis  zur  gänzlichen  Abzahlung  des 
Preises  Eigentümer  der  KaiiEsache  bleibe  (sog. 
Eigentumsvorbehalt,  namentlich  im  Deut- 
schen Reiche  ausgebildet,  auch  dadurch  erreicht, 
daß  das  Geschäft  in  die  Form  eines  Mietvertrages 
gekleidet  wurde,  wobei  nach  Entrichtung  einer 
bestimmten  Zahl  von  Mietzinsen  der  angeblich 
vermietete  Gegenstand  in  das  Eigentum  des 
Mieters  übergehen  sollte);  die  Bestimmung,  daß 
bei  Nichtzahlung  einer  Rate  sämtliche  schon 
geleisteten  Zahlungen  verwirkt  seien  und  der 
Verkaufsgegenstand  zurückzuerstatten  wäre  (Ver- 
wirkungsklausel); die  Abrede,  daß  im  Falle 
unpünktlicher  Zahlung  der  ganze  noch  unbe- 
glichene Rest  des  Kaufpreises  sofort  fällig  sei 
(Fälligkeits-,  Terminsverlustklauscl);  Abma- 
chungen oder  Bestimmungen,  die  bei  einem  et- 
waigen gerichtlichen  Streit  die  Zuständigkeit  des 
Gerichts  am  Wohnsitze  des  Veräußerers  be- 
gründen (forum  prorogatum,  forum  contractu?) 
zum  Nachteil  des  Käufers,  der  dann  sein  Recht 
bei  einem  von  seinem  Wohnsitze  fernen  Gerichte 
zu  vertreten  hätte;  Verzichtleistungen  des  Käu- 
fers auf  Einwendungen  wegen  Mängel  der  Kauf- 
sache und  zum  Teile  auch  noch  recht  seltsame 
Abmachungen  von  rechtlich  mehr  oder  weniger 
zweifelhaftem  Werte  z.  B.  (bei  in  Form  von 
Mietgeschäften  abgeschlossenen  Ratenverkäufen), 
daß  im  Falle  unpünktlicher  Zahlung  der  Ver- 
mieter jederzeit  zum  Zwecke  der  Fortnahme  der 
Sachen  mit  den  erforderlichen  Hilfskräften  die 
Wohnung  des  Mieters  betreten  und  sich  darin 
aufhalten  dürfe,  oder  Beschränkungen  in  betreff 
der  freien  Wahl  des  Ortes  für  die  Unterbringung 
der  Gegenstände  u.  a.  mehr.  Diese  sohin  oft 
drückende  Gestaltung  der  Verträge  machte  das 
Ratengeschäft  zu  einer  nur  um  so  ergiebigeren 
Quelle  von  Verlegenheiten  für  den  Käufer  bei 
einem  Wechsel  in  seinen  Erwerbsverhältnissen 
oder  auch  dann,  wenn  er  überhaupt  beim  Ab- 
schluß des  Kaufes  Bedarf  und  Vermögensver- 
hältnisse nicht  richtig  veranschlagt  hatte. 

Die  im  vorstehenden  enthaltene  Schilderung 
beruht  insbesondere  auf  den  umfassenden  Er- 
örterungen, die  in  Deutschland  und  Oesterreich 
während  der  sogleich  zu  erwähnenden  Bewegung 
wider  das  Abzahlungsgeschäft  und  der  Vorbe- 
reitung gesetzlicher  Maßnahmen  über  dasselbe 
vor  sich  gingen.  Das  Vorkommen  von  Uebel- 
ständen  beschränkt  sich  indessen  keineswegs 
auf  diese  Länder,  so  z.  B.  hat  in  der  Schweiz 
das  Abzahlungsgeschäft  in  erheblichem  Maße 
die  Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen  und  den 
Wunsch  nach  einer  gesetzgeberischen  Regelung 
gezeitigt,  wie  u.  a.  die  unten  erwähnten  Ver- 
handlungen des  schweizerischen  Juristenvereins 
sowie  die  tatsächlich  am  bürgerlichen  Recht 
vorgenommenen  Reformen  dartun.  Im  Staate 
New  York  traten  ebenfalls  derartige  Mißbräuche 
—  namentlich  beim  Verkauf  von  Uhren  und 
Schmucksachen  an  gewisse  Schichten  der  Bevöl- 
kerung zu  übertriebenen  Preisen  —  hervor,  so  daß 
nach  Enthüllung  der  Verhältnisse  die  Durch- 
führung von  Leibespfändungen,  welche  ein 
Hauptnüttel  für  die  Ausübung  eines  Druckes  auf 
die  Käufer  abgegeben  hatten,  für  kleine  Schulden 
im  Wege  der  Gesetzgebung  abgestellt  wurde. 

3.  Bewegung  wider  die  Abzahlungsge- 
schäfte in  Deutschland  und  Oesterreich.  An- 
gesichts der  geschilderten  unleugbaren  Miß- 
stände entwickelte  sich  sowohl  im  Deutschen 


Reich  wie  in  Oesterreich  eine  lebhafte  Bewe- 
gung gegen  den  Ratengeschäftsbetrieb,  die  aller- 
dings mehr  dem  durch  dessen  Konkurrenz  ge- 
schädigten Detailhandelsstand  entstammte  als 
dem  Publikum.  In  Deutschland  hatte  nament- 
lich der  Verein  gegen  Unwesen  in  Handel  und 
Gewerbe  zu  Köln  Stellung  genommen  (Petition 
an  den  Reichstag  vom  30./XI.  1886);  zahlreiche 
Handelskammern,  Innungen  und  fachliche  Ver- 
eine beteiligten  sich  an  der  Agitation.  (Das 
Buch  von  Hausmann  gibt  eine  Zusammenstellung 
der  1886  —  1888  abgegebenen  Aeußerungen  deut- 
scher Handelskammern).  Im  Februar  1891 
lagen  der  Petitionskommission  des  Reichstages 
nicht  weniger  als  972  Petitionen  von  Handels- 
kammern, Innungen,  kaufmännischen  und  ge- 
werblichen Vereinen  usw.  vor,  welche  die  Schäden 
und  Nachteile  schilderten,  die  durch  den  Hau- 
sierhandel, die  DetaUreisenden  und  die  Abzah- 
lungsgeschäfte sowie  andere  als  Auswüchse  an- 
gesehene Einrichtungen  der  Geschäftswelt  und 
der  Bevölkerung  zugefügt  würden.  Der  Bericht 
über  diese  Petitionen  (Drucks.  Nr.  351  1890/91) 
gelangte  jedoch  nicht  zur  Plenarbcratung. 
Uebrigens  befaßte  sich  auch  die  volkswirtschaft- 
liche Literatur  in  wachsendem  Maße  mit  dem 
Abzahlungsgeschäft  und  1891  hiermit  auch  der 
XXI.  Deutsche  Juristentag,  der  die  Frage  so- 
dann auch  noch  auf  der  XXII.  Versammlung 
(1893)  behandelte. 

Im  österreichischen  Abgeordnetenhaus  war 
schon  im  Juni  1886  ein  Antrag  eingebracht  wor- 
den, die  Regierung  aufzufordern,  der  bestehen- 
den Ausartung  des  Ratengeschäftes  durch  ent- 
sprechende Gesetzesvorlagen  Schranken  zu 
setzen;  desgleichen  wurde  der  Gegenstand  wieder- 
holt durch  w^rtschaftliehe  Vertretungskörper  und 
Fachblätter  behandelt.  Eine  auf  Veranlassung 
der  Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer  1886 
zustande  gekommene  Enquete  (Beilage  8  zu  den 
Protokollen  dieser  Kammer  von  1888),  bei  welcher 
die  niederösterreichischen  Gerichte  reichliche 
Belege  aus  ihren  nur  allzu  ausgedehnten  Er- 
fahrungen über  Ratengeschäftsstreitigkeiten  ge- 
liefert haben,  legte  mit  aller  nur  wünschens- 
werten Klarheit  die  Minderwertigkeit  der  ge- 
lieferten Waren,  die  planmäßige  Ausnutzung 
aller  durch  das  materielle  Recht  und  die  Prozeß- 
ordnung gebotenen  Handhaben  gegenüber  den 
rechtsunkundigen,  irregeführten  und  hilflosen 
Käufern,  die  Häufigkeit  ungebührlicher  Ver- 
lockung zum  Kaufe,  die  ungeheuere  Zahl  der 
Rechtsstreitigkeiten,  die  dem  Ratengeschäfts- 
betrieb entspringen,  u.  a.  dar. 

4.  Befürwortete  Maßnahmen  der  Gesetz- 
gebung und  der  Selbsthilfe.  Ungeachtet  der 
vielseitigen  Behandlung  des  Gegenstandes  war 
aber  eine  Uebereinstimmung  über  die  Frage,  ob 
ein  gesetzgeberisches  Einschreiten  notwendig  sei, 
und  noch  weniger  darüber  erzielt  worden,  wie 
beschaffen  dieses  erforderlichenfalls  sein  sollte. 
Diese  Meinungsunglcichheit  entsprang  teils  der 
Verschiedenheit  der  Grundanschauungen  über  die 
Ersprießlichkeit  staatlichen  Eingreifens  auf  dem 
Gebiete  des  Gewerbewesens  oder,  allgemeiner 
gesagt,  in  Verhältnisse,  welche  der  freie  Verkehr 
geschaffen  hat,  teils  auch  dem  Umstände,  daß 
die  aus  dem  Abzahlungsgeschäft  erwachsenden 
Vor-  und  Nachteile  verschieden  hoch  geschätzt 
wurden.  Unter  den  Vorschlägen,  die  gemacht 
wurden,  seien  genannt:  Unterstellung  der  Ab- 
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zahlangsgeschäfte  unter  behördliche  Kontrolle 
nach  Art  der  Pfandicih-  und  Rückkaufsgeschäfte, 
allenfalls  mindestens  Abhängiemachung  des  gC' 


rungsentwiirfe  (abgesehen  von  der  Aufnahme 
einer  Strafbestimmung  —  §  7  —  wider  die 
werbemäßigen  Anbiotens  von"  \Varen  aH  PrivSte  Lotterielosen  usw  gegen 

auf  Kredit  von  der  Erlangung  einer  bchürdlichcn  1  eilzdhiungen  —  s.  u.  unter  9)  enthalten 
Erlaubnis,  dann  behördliche  oder  gesetzgeberische  i  "atte.  Uie  Begründung  zur  Vorlage  erörterl 


Einflußnahme  auf  den  Inhalt  des  Katenbriefes  1  "nbefangcn  die  Ucbeisländc  und  Vorzüge 
(Regelung  des  Eigentumsvorbehalts,  insbeson-  beim  Abzalilungsgeschäft,  bezeichnete  die 
dero  Verbot  der  Verabredung,  die  bereits  erlegten  !  Maßrepeln  als  unzweckmäßig,  die  behufs 
Raten  hätten  bei  Unterbrechung  der  Einzah- ;  Beschränkung  der  Abzahlungsgeschäfte  als 
ungen  als  verfallen  zu  gelten  -  Verwirkungs-  solcher  etwa  in  Betracht  kommen  könnten. 


1  _ 

Mause)  s.  o.  —  oder  Beschränkung  der  Gültigkeit 
dieser  Klausel  auf  den  Fall,  daß  der  Käufer  nicht 
nachweise,  daß  ihm  bei  der  Nichterfüllung  weder 
Vorsatz   noch    Fahrlässigkeit   zur   Last  falle, 

TT«».-:I»:  1.1;;   .1  i7  T>:  


en, 

wenngleich  andererseits  auch  nicht  in  Abrede 
gestellt  wurde,  daß  eine  Untersagung  des 
Abzahlungsgeschäftes  für  Sachen,  die  im 


Ungültigerklärung  der  Verzichte  auf  Einwen- :  einzelnen  Falle  nur  dem  Luxus  des  Er 
düngen  aus  der  Beschaffenheit  der  Ware,  dann  Werbers  dienen,  zwar  grundsätzlich  zu  recht- 
jener  Bestimmungen,  die  den  Käufer  an  der!  fertigen  wäre;  abgesehen  von  der  durch  das 
gerichtlichen    Geltendmachung    seiner    Rechte   ~  "  ' 

hindern,  wie  z.  H.  die  Unterwerfung  unter  einen 
von  seinem  Wohnsitz  abweichenden  Gerichts- 
stand usw.),  Einschränkung  der  Abzahlungs- 
geschäfte durch  Hestcucrungsmaßregeln,  insbe- 
sondere im  Wege  der  Gemeindebcstcuerung, 
strafrechtliche  Behandlung  des  Warenwuchers 
nach  Art  der  neueren  Gesetzgebung  über  den 
Geldwucher,  Verbot  oder  Beschränkung^der  Ab- 
zahlungsgeschäfte mit  Lu.\uswaren,  Erschwe- 
rungen für  den  Vertrieb  durch  Agenten  oder 
im  llausierwegc,  Festsetzung  einer  Mindest- 
höhe der  einzelnen  Katen.  Andererseits  wurde 
eine  Besserung  der  Verhältnisse  —  entweder 
in  Verbindung  mit  den  gedachten  Maßregeln 
oder  unter  Verwerfung  derselben  —  von  der 
Aufklärung  der  Bevölkerung  durch  Aussprachen 
und   Fresse,   durch  Gründu 


ung  gemeinnütziger 


G.  V.  19./VI.  1893  bereits  vorgenommenen 
Ausdehnung  des  Tatbestandes  des  Wuchers 
auf  die  gewerbc-  und  gewohnheitsmäßige 
Ausbeutung  vermittels  gegenseitiger  Ver- 
träge überhaupt  und  der  besonderen  Straf- 
bestimmung in  §  7,  wurde  ferner  bemerkt, 
könnte  es  sich  nur  um  ein  Vorgelien  auf  dem 
Gebiete  des  bürgerlichen  Rechts  handeln. 
Von  einer  Beschränkung  des  Eigentumsvor- 
behalts sah  der  Entwurf  ab  und  riclitele  sich 
im  wesentlichen  auf  einen  Schutz  des  Käufers 
gegen  übermäßige  Nachteile  im  Falle  der 
Nichterfüllung  der  ihm  vertragsmäßig  ob- 
liegenden Verpflichtungen.  Die  Vorlage 
wurde  im  Reichstage  fast  unverändert  an- 
genommen.     Anregungen   im   Laufe  der 


Anstalten   die  gegen  Abzahlung  Einrichtungs-  :  Reichstagsvcrhandhingen,  wie  in  botreff  der 

A'J.a  iun         Pffr"''^  "«"''''■"^'"'1""^^  ^-o"  <lP'n  wirlschafllichen  Be- 

Ausbildung  und  Pflege  des  sparsmncs,  durch  i  ,i__f.  ,i„,  7;.  °,„,.       .■        i  .-1 

Hebung    3er    haushälterischen    Schulung    der  '^^'^''^l'}'''' '^'''"^^^^^ 

Frauen,  durch  die  Einwirkung  der  Arbeitgeber  [ 


Stellung  unlcr  das  Gesetz,  des  Verbotes  des 
gewerbemäßig  im  Umherziehen  betriebenen 
Aufsuchens  von  Bestellungen  auf  Waren, 
deren  Preis  in  Teilzahlungen  berichtigt  werden 
soll,  bei  Personen,  in  deren  Geschäftsbetrieb 
5.  Deutsche  Reichsgesetzgebung.    Im  sie  keine  Verwendung  finden,  oder  des  Feil- 


auf ihre  Hedicnstotcn  u.  dgl.  erwartet. 

Mit  der  Ausarbeitung  gesetzgeberischer  Vor- 
schläge ging  die  österreichische  Regierung  voran; 
im  Deutschen  Reiche  gelansr  es  jedoch  zuerst,  die 
Angelegenheit  zu  einem  Abschlüsse  zu  bringen. 


Dezember  1892  ging  dem  Reichstage  der 
Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abzahlungs- 
geschäfte (Nr.  69  der  Drucks.),  zu;  die 
Angelegenheit  gelangte  aber  nicht  hinaus 
über  die  Beratung  durch  eine  Kommission 
(Berieht  v.  13./IV.  1893,  Nr.  176  der  Drucks.), 
indem  die  Vorlage  im  Plenum  nicht  mehr 
zur  Erledigung  gebracht  werden  konnte. 
Dieser  Kommission  wurde  auch  ein  Auszug 
aus  von  den  preußischen  Justizbehörden  über 
die  Abzahlungsgeschäfte  erstatteten  Berich- 
ten zugänglich  gemacht,  welche  in  ähnlicher 
Weise  wie  die  niederösterreichischen  Berichte 
(s.  0.  unter  3)  die  Mißstände  beim  Raten- 
handel Schilderlen.  Der  neue  Entwurf  nun, 
der  dem  Reichstage  in  der  folgenden  Legis- 
laturperiode am  13./XIL  1893  (Nr.  113  der 
Drucks.)  vorgelegt  wurde,  entsprach  voll- 
kommen den  Arbeiten  der  Kommission,  die 
übrigens  selbst  keine  grundsätzlichen  Ab- 
weicnungen  von  dem  seinerzeitigen  Regie- 


bietens unter  diesen  Umständen,  von  Be- 
schränkungen über  die  vertragsmäßige  Fest- 
setzung des  Gerichtsstandes  u.  a.  blieben 
unberücksichtigt;  selbst  ein  von  sozialdemo- 
kratischer Seite  gestellter  und  bei  der 
zweiten  Beratung  angenommener  Antrag  — 
Verpflichtung  des  Verkäufers  zur  Aushän- 
digung einer  zweiten  Ausfertigung  der  etwa 
über  den  Veikauf  errichteten  Urkunde  an 
den  Käufer  —  wurde  bei  der  dritten  Be- 
ratung wieder  beseitigt. 

Das  RG.  V.  16./V.  1894  (RGBl.  S.  450}, 
betreffend  die  Abzahlungsgeschäfte,  enthält 
nun  vor  allem  Bestimmungen  für  den  Fall, 
daß  der  Verkauf  wegen  Verzuges  des  Käufers 
rückgängig  gemacht  wird,  und  zwar  Be- 
stimmungen, die  den  Käufer  gegen  unbillige 
Benachteiligung  hierbei  schützen  sollen. 

§  1  stellt  nämlich  den  Gnindsatz  auf, 
daß,  wenn  bei  dem  Verkauf  einer  dem  Käufer 
übergebenen  beweglichen  Sache,  deren  Kauf- 
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preis  in  Teilzahlungen  berichtigt  werden  soll, 
der  Verkäufer  sich  das  Recht  vorbehalten 
hat,  wegen  Nichterfüllung  der  dem  Käufer 
obliegenden  Verpflichtungen  von  dem  Ver- 
trage zurückzutreten,  im  FaUe  dieses  Rück- 
trittes jeder  Teil  verpflichtet  ist,  dem  anderen 
Teil  die  empfangenen  Leistungen  zurückzu- 
gewähren. Begreiflicherweise  gebührt  aber 
dem  Verkäufer,  der  die  Sache  bereits  dem 
Käufer  übergeben  hatte,  daneben  noch  ein 
Ersatz  für  diese  Ueberlassung.  §  2  des 
Gesetzes  regelt  diese  Ansprüche  nun  dahin, 
daß  —  im  Falle  des  Rücktrittes  —  der 
Käufer  dem  Verkäufer  Ersatz  für  die  infolge 
des  Vertrages  gemachten  Aufwendungen,  so- 
wie für  solche  Beschädigungen  der  Sache 
zu  leisten  hat,  welche  durch  sein  Verschulden 
oder  durch  einen  sonstigen  von  ihm  zu  ver- 
tretenden Umstand  verursacht  sind,  endlich 
für  die  Ueberlassung  des  Gebrauchs  oder  der 
Benutzung  deren  Wert  vergüten  muß,  wo- 
bei auf  die  inzwischen  eingetretene  Wert- 
verminderung der  Sache  Rücksicht  zu  nehmen 
ist.  Zur  Sicherung  dieser  gesetzlichen  Be- 
stimmungen dienen  weitere  Vorschriften  im 
Gesetze,  so  über  die  Nichtiskeit  entgegen- 
stehender Vereinbarungen,  über  die  Herab- 
setzung vom  Käufer  verwirkter  unverhält- 
nismäßig holicr  Vertragsstrafen  auf  den  an- 
gemessenen Betrag  im  Urteilswege,  über  die 
Gleichbehandlung  des  Falles,  daß  der  Ver- 
käufer auf  Grund  des  Eigentumsvorbehaltes 
die  Sache  wieder  an  sich  genommen  hat, 
mit  der  Ausübung  des  Rücktrittsrechtes. 

Was  die  Fälligkeitsklausel,  d.  h.  die  Ab- 
rede betrifft,  daß  die  Nichterfüllung  der 
dem  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen  die 
Fälligkeit  der  Restschuld  zur  Folge  haben 
solle,  so  kann  sie  nach  §  4  rechtsverbindlich 
nur  für  den  Fall  getroffen  werden,  daß  der 
Käufer  mit  mindestens  zwei  aufeinander 
folgenden  Teilzahlungen  ganz  oder  teilweise 
in  Verzug  ist  und  der  Betrag,  mit  dem  er 
sich  in  Rückstand  befindet,  mindestens  dem 
zehnten  Teile  des  Kaufpreises  der  über- 
gebenen  Sache  gleichkommt. 

Alle  diese  Bestimmungen  finden  übrigens 
nach  §  6  auf  Verträge,  welche  darauf  ab- 
zielen, die  Zwecke  eines  Abzahlungsgeschäftes 
in  einer  anderen  Rechtsform  als  der  des 
Kaufes,  insbesondere  durch  mietweise  Ueber- 
lassung der  Sache  zu  erreichen,  entsprechende 
Anwendung,  gleichviel  ob  dem  Empfänger 
der  Sache  ein  Recht,  später  deren  Eigentum 
zu  erwerben,  eingeräumt  ist  oder  nicht. 

Rücksichtlich  der  Auslegung  des  Gesetzes 
im  einzelnen  muß  hier  auf  die  zahlreichen 
zu  demselben  erscliienenen  Kommentare  ver- 
wiesen werden. 

Was  das  bereits  erwähnte  G.  v.  19./VI. 
1893  anbetrifft,  so  ist  (nach  dem  durch  dieses 
dem  Strafgesetzbuch  eingefügten  §  302e) 
mit  Strafe  derjenige  bedroht,  welcher  mit 


Bezug  auf  ein  anderes  Rechtsgeschäft  als  ein 
Geldkreditgeschäft  (Darlehen  usw.)  gewerbe- 
oder  gewohnheitsmäßig  unter  Ausbeutung 
j  der  Notlage,  des  Leichtsinnes  oder  der  Un- 
erfahrenheit  eines  anderen  sich  oder  einem 
Dritten  Vermögensvorteile  versprechen  oder 
gewähren  läßt,  welche  den  Wert  der  Leistung 
!  dergestalt  überschreiten,  daß  nach  den  Um- 
ständen des  Falls  die  Vermögensvorteile  in 
auffälligem  Mißverhältnis  zu  der  Leistung 
stehen.    Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß 
auch  ein  Abzahlungsgeschäft  unter  diese 
Bestimmung  fallen  und  bei  Zutreffen  der 
j  sonstigen  Voraussetzungen  die  Strafbarkeit 
'  entstellen  kann.     Die  gegen  die  Wucher- 
I  Vorschriften  verstoßenden  Verträge  sind  un- 
j  gültig. 

'      Eine  Ergänzung  hat  die  Regelung  des 
•  Abzahlungsgeschäftes  dann  noch  durch  die 
;  NoveUe  zur    GO.   v.    6./VIII.   1896  er- 
fahren, indem  hiernach  vom  Gewerbebetriebe 
Jim  Umherziehen  ausgeschlossen  wurde:  „das 
j  Feilbieten  von  Waren  sowie  das  Aufsuchen 
I  von  Bestellungen  auf  Waren,  wenn  solche 
gegen  Teilzahlungen  unter  dem  Vorbehalt 
veräußert  werden,  daß  der  Veräußerer  wegen 
Nichterfüllung  der  dem  Erwerber  obliegen- 
den Verpflichtungen  von  dem  Vertrage  zu- 
j  rücktreten  kann  (§§  1  und  6  des  G.  betr. 
die  Abzahlungsgeschäfte  v.  16./V.  1894)". 
j  Da  nun  gleichzeitig  das  Aufsuchen  von  Be- 
I  Stellungen  ohne  vorgängige  ausdrückliche 
Aufforderung  nur  bei  Kaufleuten  in  deren 
I  Geschäftsräumen  oder  bei  solchen  Personen, 
in  deren  Geschäftsbetrieben  Waren  der  an- 
!  gebotenen  Art  Verwendung  finden  (abge- 
sehen von  konkreten  Ausnahmen  für  be- 
stimmte Waren)  als  nicht  an  den  Besitz  eines 
Wandergewerbescheines    gebunden  erklärt 
I  wurde,  so  ist  allerdings  dem  Vertriebe  von 
!  Waren  gegen  Ratenzahlung  durch  Agenten 
I  eine  bedeutsame  Schranke  gesetzt. 
[      6.  Oesterreichische  Gesetzgebung.  Im 
[  April  1890  legte  die  Regienmg  dem  Ab- 
geordnetenhause einen  „Gesetzentwurf  be- 
treffend die  Veräußerung  beweglicher  Sachen 
gegen  Ratenzahlung"  vor;  die  Angelegen- 
heit wurde  jedoch  bis  Sessionsschluß  nicht 
erledigt.     1891  kehrte  der  Entwurf  mit 
einzelnen  Aenderungen  wieder.     Bei  der 
parlamentarischen  Behandlung  ergaben  sich 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Abge- 
ordneten- und  Herrenhaus,  indem  dieses  das 
gesetzgeberische  Einschreiten  enger  abge- 
steckt wissen  wollte.  Das  Abgeordnetenhaus 
nahm  im  Literesse  des  baldigen  Zustande- 
kommens  des    Gesetzes   die  Herrenhaus- 
beschlüsse an. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des 
auf  diese  Weise  zustande  gekommenen 
G.  V.  27./IV.  1896  (RGBl.  Nr.  70),  das 
derzeit  für  die  Republik  Oesterreich  in 
Geltung  steht,  sind; 
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a)  Die  Beschränkung  auf  in  Ausübung 
eines  Handels-  oder  anderen  Gewerbebetrie- 
bes vorgenommene  Verkäufe  beweglicher 
Sachen  gegen  Ratenzahlung  und  unter  ücber- 
gabe  an  den  Käufer  vor  der  vollständigen 
Entrichtung  des  Kaufpreises; 

b)  die  Aufnahme  von  Bestimmungen  für 
den  Kall  des  Rücktritts  des  Verkäufers  vom 
Vertrage  bei  Nichterfüllung  der  dem  Käufer 
obliegenden  Verpflichtungen  ähnlich  jenen 
in  den  §§  1,  1.  Abs.  und  2  des  deutschen 
Rcichsgesetzes; 

c)  Terminsvcrlust  tritt  nur  ein,  wenn 
der  Käufer  mit  mindestens  zwei  unmittel- 
bar aufeinanderfolgenden  Ratenzahlungen  im 
Verzuge  ist,  Ungültigkeit  anderer  Kon- 
ventionalstrafen des  Käufers; 

d)  unbedingte  Aufrechterhaltung  des 
Rechtsmittels  wegen  Verkürzung  über  die 
Hälfte,  Unwirksamkeit  des  Verzichtes  auf 
die  Gewährleistung  für  Mängel  der  Sache; 

e)  Vcrpflielituiig  des   Verkäufers,  dem 
Käufer  eine^Abschrifl  des  Ratenbriefes  aus- , 
zufolgen ; 

f)  im  allgemeinen  Ausschließung  des' 
Forum  contractus  und  Forum  prorogatum;' 

g)  sinngemäße  Anwendbarkeit  der  Vor- 
schriften auch  auf  Verträge,  durch  welche  I 
der  Zweck  des  Ratengeschäftes  auf  anderem  1 
Wege,  insbesondere  durch  mietweise  Ueber- 
lassung  einer  Sache  erreicht  werden  soll; 

h)  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  finden  ■ 
auf  Ratengeschäfte,  welche  auf  der  Seite 
des  Käufers  Handelsgeschäfte  sind,  keine  j 
Anwendung. 

Auch  in  Oesterreich  hat  endlich  die  No- 1 
velle  zur   GO.  v.   25./II.   1902  gewisse! 
Beschränkungen  beim  Aufsuchen  von  Be- 1 
Stellungen  gebracht,  die  für  den  Ratenhandel 
bzw.   die    bei    ihm    häufig  beschäftigten 
Agenten  von  Bedeutung  sind.  j 

7.  Schweizer  Gesetzgebung.  In  der 
Schweiz  ist  das  Alizahlungsgeschäft  durch 
die  neuen  zivilrechtlichen  Gesetzeswerke  ge- 
regelt. Nach  dem  Zivilgesetzbuch  von  1907 
ist  ein  Eigentumsvorbehalt  nur  wirksam  bei 
Eintragung  in  ein  iiezügliches  Register  am 
jeweiligen  Wohnorte  des  Erstehers.  Das 
Obligationenrecht  von  1911  wahrt  bei  einem 
Abzahlungsgeschäft  dem  Verkäufer  das  Recht 
zum  Rücktritt  vom  Vertrage,  wenn  der 
Käufer  mit  einer  Teilzahlung  in  Verzug 
gerät.  Im  Falle  des  Rücktritts  hat  jeder 
Teil  das  Empfangene  zurückzuerstatten. 
Dem  Verkäufer  gebührt  ein  angemessener 
Mietzins  sowie  eine  Entschädigung  für  die 
Abnützung  der  Sache.  Fälligkeit  der  Rest- 
schuld  bei  Verzug  des  Käufers  tritt  ähnlich 
wie  nach  deutschem  Recht  nur  bei  Rück- 
stand von  wenigstens  zwei  aufeinander- 
folgenden Teilzahlungen  ein,  die  zusammen 
mindestens  ein  Zehntel  des  Kaufpreises  aus- 
machen. 


I  8.  SchluObemerkungen.  Eine  unbe- 
fangene und  erschöpfende  Beurteilung  der 
durch  die  erwähnten  Gesetze  bewirkten 
'  Reform  am  Abzahlungsgeschäfte  ist  bei  dem 
Mangel  umfassender  Untersuchungen  ül)er 
die  seither  geltenden  Verhältnisse  nicht 
möglich. 

Im  Deutschen  Reiche  war  die  Aktion 
von  vornherein  ziemlich  enge  gedaclit  ge- 
wesen. Die  Beschränkung  der  Terniinsver- 
lustklauscl  besitzt  schon  deshalb  keine  aus- 
gedehnte praktische  Bedeutung,  da  allen 
Beobachtungen  nach  die  Abzahlungshändler 
ohnehin  nicht  sogleich  beim  ersten  Aus- 
bleiben einer  Rate  einzuschreiten  pflegten. 
Die  Ersatzrechnung  nach  §  2  des  Reichs- 
gesetzes kann  recht  ansehnlich  und  auch 
ungebührlich  hoch  ausfallen.  Eine  wirkliche 
Eindämmung  des  Vertriebes  auf  Abzahlung 
scliließt  ferner  nur  die  angcfülirte  Novelle 
zur  GO.  von  1896  in  sich,  ob  und  inwie- 
weit damit  eine  Beschränkung  des  Ab- 
zahlungsgeschäftes auf  das  Gebiet  wirklichen 
Kreditbedarfes  erzielt  worden  ist,  läßt  sich 
kaum  absehen.  Mehrfach  wurde  es  auch 
als  eine  Härte  bezeichnet,  daß  es  für  den 
Verkäufer  als  statthaft  gilt,  falls  eine  Reihe 
von  Gegenständen  auf  Abzalilung  verkauft 
wurde  (z.  B.  der  Hausrat  bei  Eingehung  einer 
Ehe  im  Arbeiterstande),  das  Eigentum  an 
sämtlichen  Sachen  vorzubehalten,  bis  der 
ganze  Kaufpreis  bezahlt  ist,  und  daß  der 
Abzahlungshändler  somit  beim  Verzuge  des 
Schuldners  auch  nur  hinsichtlich  eines 
Restes  des  Kaufscliillings  die  Herausgabe 
aller  Sachen  verlangen  kann. 

Die  Klagen  waren  auch  nicht  verstummt. 
In  der  Zeit  kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges 
hat  insbesondere  das  Buch  von  Hein  (s.  u.) 
darzulegen  unternommen,  daß  das  deutsche 
Reichsgesetz  eigentlich  seinen  Zweck  ver- 
fehle: das  Gesetz  wende  sich  gegen  die  Rechts- 
form des  Abzahlungsgeschäftes,  während 
tatsächlich  bestimmte  Gewerbebetriebe,  näm- 
lich die  Kredithäuser,  Mißbrauch  mit  der 
Rechtsform  des  Abzahlungsgeschäftes  trieben 
und  auf  sie  die  erhobenen  Klagen  zuträfen. 
Er  spricht  sich  daher  auch  für  die  Erlassung 
von  Sonderbestimmungen  in  betreff  der 
Kredithäuser  aus,  für  eine  Regelung  auf 
gewerberechtlichem  Gebiete  (durch  Kon- 
zessionspflicht oder  Befugnis  der  Behörden 
zur  Betriebsuntersagung,  Regelung  der  Kauf- 
verträge u.  a.).  Die  Schrift  hat  aus  den  be- 
teiligten Kreisen  eine  einläßliche  Entgegnung 
gefunden  (s.  das  Buch  von  Lichtenthai). 
Auf  die  Einzelheiten  der  Vorwürfe  und 
Gegenausführungen  kann  hier  wohl  nicht 
eingegangen  werden.  Jedenfalls  wird  man 
zum  Zwecke  einer  richtigen  Beurteilung  er- 
hobener Klagen  —  so  namentlich  auch  über 
die  Höhe  der  Preise  —  auch  die  besonderen 
Schwierigkeiten   zu   erwägen   haben,  mit 
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denen  der  Abzahlunssgeschäftsbetrieb 
kämpft:  die  Länge  der  Kreditfristen,  das 
Risiko,  das  Vorkommen  unredlicher  Ab- 
nehmer, die  Kosten  der  Einziehung  der  Raten. 

Eine  beachtenswerte  Frage  —  trotz  aller 
etwa  vorgenommener  Verbesseningen  am 
Abzahlungsgeschäft  durch  die  Rechtsord- 
nung —  bleibt  die,  ob  nicht  höhere  Formen, 
ja  gemeinnützige  Veranstaltungen  für  die 
Befriedigung  des  unleugbar  vorhandenen  Be- 
dürfnisses nach  Kredit  gegen  Teilzahlungen 
geschaffen  werden  könnten.  Zu  denken  wäre 
namentlich  an  die  Schaffung  von  Vermitt- 
lungsstellen, die  ihrerseits  dem  Abnehmer 
Kredit  gewähren  und  bei  ihm  Teilzahlungen 
einziehen,  andererseits  die  Warenschulden 
bei  den  Geschäftsleuten  berichtigen,  den 
Abnehmer  also  vom  Verkehre  mit  berufs- 
mäßigen Abzahlungshändlem  entbinden. 
Schöpfungen  dieser  Art  stellen  die  Unions 
economiques  in  Frankreich  dar,  Verbände 
von  Kleinhändlern,  die  —  nach  Art  des  vom 
Hause  Dufayel geübten  Verfahrens,  s.  o.  S.  23. 
—  Kaufsclieine  ausgeben,  auf  Grund  deren 
dann  Einkäufe  vollzogen  werden  können, 
wogegen  der  Kunde  beim  Verband  An-  und 
TeilzaJihmgen  zu  leisten  hat.  Oder  bestimmte 
Gesollsehaften  können  als  Vermittlungsstellen 
wirken  wie  die  in  England  vorkommenden 
Organisationen  für  die  Beschaffung  von 
Möbeln.  Auch  Gemeindeverwaltungen  und 
gemeinnützige  Gesellschaften  könnten  Ver- 
anstaltungen zur  Abgabe  von  Hausrat  gegen 
Teilzahlungen  treffen,  wozu  sieh  in  Deutsch- 
land Ansätze  zur  Kriegszeit  zeigten  (s.  die 
unten  genannten  Aufsätze  von  Frank, 
Schmidt  und  Müller-Oeslreich).  In  der 
unmittelbaren  Gegenwart  bei  der  starken 
Verteuerung  der  Wohnungseinrichtung  und 
der  darin  gelegenen  Erschwerung  der  Grün- 
dung eines  eigenen  Hausstandes  würde  allen 
derartigen  Versuchen  eine  besondere  Be- 
deutung in  sozial-  und  bevölkerungspoli- 
tischer Hinsicht  innewohnen. 

Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  derzeit 
in  Deutschland  als  Standesvertretung  ein 
Verband  der  Kredithäuser  und  verwandten 
Branchen  mit  dem  Sitz  in  Berlin  besteht; 
daneben  gibt  es  Ortsgruppen  und  besondere 
Ortsvereine. 

9.  Verkauf  von  Wertpapieren  gegen  Teil- 
zahlung. In  Oesterreich  ist  zur  Abstellung 
wahrgenommener  Mißbräuche  beim  Vertrieb  von 
Losen  und  Promessen  das  G.  v.  30./VI.  1878, 
RGBl.  Nr.  90,  erlassen  worden  (Veräußerung  der 
Gewinsthoffming  von  Losen  gegen  Ratenzahlung 
überhaupt  verboten,  von  Losen  nur  den  Inhabern 
protokollierter  Firmen  gestattet,  Gebot  der  Aus- 
stellung eines  die  wesentlichen  Punkte  des  Ver- 
trages klarstellenden  Ratenbriefes  usw.);  diesem 
Gesetze  folgte  in  Ungarn  der  G.-Artikel  XXXI 
vom  Jahre  1883,  der  jedoch  als  viel  weitergehend 
zu  bezeichnen  ist  und  die  gewerbemäßige  Ver- 
äußerung von  Wertpapieren  gegen  Teilzahlungen 


I  überhaupt  betraf.    Bei  Gelegenheit  der  Rege- 
lung des  Abzahlungsgeschäftes  kam  nun  auch 
sowohl  in  Deutsehland  wie  in  Oesterreich  der 
Verkauf  von  Wertpapieren  gegen  Teilzahlungen 
zur  Sprache.     Im  Deutschen  Reiche  gelangte 
auf  diese  Weise  bei  den  Kommissionsberatungen 
über  die  erste  Vorlage  eine  Strafbestimmung 
(Geldstrafe  bis  zu  500  M.)  für  den  Verkauf  oder 
I  durch  sonstige  auf  die  gleichen  Zwecke  ab- 
zielenden Verträge  unternommene  Veräußerung 
!  von  Lotterielosen,  Inhaberpapieren  mit  Prämien 
oder  (G.  v.  8./VL  1871)  Bezugs-  oder  Anteil- 
I  scheinen  auf  solche  Lose  und  Inhaberpapiere  in 
{ den  Gesetzentwurf;  diese  Bestimmung  wurde 
nun  in  die  zweite,  dem  Reichstage  zugekommene 
I  Vorlage   unter   Hinweis   auf  wahrgenommene 
i  Mißstände  besonderer  Art  aufgenommen  und  — 
!  da  der  Antrag  auf  Ausdehnung  des  Verbotes 
1  auf  den  Verkauf  aller  Wertpapiere  gegen  Teil- 
1  Zahlungen  schließlich  nicht  durchzusetzen  war 
!  —  findet  sich  als  §  7  im  Gesetze  vor.  In  Oester- 
j  reich  wurden  die  Bestimmungen  des  neuen  Ge- 
setzes  —   unter  Aufrechterhaltung  der  Vor- 
schriften des  schon  genannten  G.  v.  30./VI.  1887 
—  auch  auf  die  Verkäufe  von  Losen  und  Wert- 
papieren, welche  erst  nach  vollständiger  Zah- 
lung des  in  Raten  abzustattenden  Kaufpreises 
dem  Käufer  ausgefolgt  werden  sollen,  sinnge- 
mäß anwendbar  erklärt. 
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drenzi'ütEn  1S90.  —  A.  Jßlochj  Zur  Anwen- 
dung des  Ratengesetzes.  AUg.  üsterr.  Gerichts- 
Zeitung  und  Sonde7-abdruck,  Wien  1S99.  — 
A.  Boldtf  Das  Abzahlungsgeschäft  und  seine 
bes.  privatreehll.  Kcgelung  nach  dem  Rfich,tge- 
selz  vom  16.  V.  1S94,  Balle  1908.  —  R.  van  der 
Borghtj  Zur  Eejorm  des  Abzahlungsgochä/teSf 
Archiv  für  SOS.  Gesclzg.  und  Stat.,  4-  Bd.^  IS91 ; 
Mandel  v.  Handclipolitik,  1900.  —  Arthur 
Cohcrty  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des 
Abzahlungsgeschäftes,  Leipzig  1891;  die  Ver- 
breitung des  Abzahlungssystem  im  Maschinen- 
handel, Jb.  f.  G.  V.,  15.  Jahrg.,  Leipzig 
1S91;  das  Abzahlungsgeschäft  im  Auslande, 
ebenda.  —  A,  Curti,  Unlauteres  Gebaren, 
Zürich  1906.  —  Franz  Fanta,  Zur  Re- 
form des  RatenhandeU  in  Oesterreich,  Prag 
1S92.  —  Paul  Frank,  Borgunwesen  und  Ab- 
zahlungsreform. Soz.  Praxis  17.  VI.  1015.  — ~ 
Ä.  Gesaner,  Das  Abzahlungsgeschäft,  speziell 
die  rechtliche  Natur  der  Abzahlungsgcsciiäftc 
1S08.  —  JF.  J.  Ghent,  Mass  and  Vlass,  New 
York  1904,  S.  S89fg.  —  A.  Gröber,  Zur  gesetzt. 
Regelung  der  Abzahlungsgeschäfte.  Soziale 
Kultur,  190Ö.  —  Willi,  Hausmann,  Die 
Veräußerung  beweglicher  Sachen  gegen  RaUn- 
zahlunq,  Berlin  1891;  das  Abzahlungsgeschäft 
und  die  neuesten  Vorschläge  zu  seiner  Regelung, 
Viertelj.  für  Volksw.,  Pol.  und  KulturgeKCbichte, 
S8.  und  29.  Bd. ;  das  Abzahlungsgeschäft  und 
der  dem  Rcicltstagc  vorliegende  Gesetzentwurf, 
Sozialpolitisches  Zentralblatt,  5.  Jahrg.  1S93.  — 
Otto  Hein,  Abzaldgesctz  und  Kredithäuser , 
Berlin  1910.  —  J.  Hirsch,  Handel  (im  Gr. 
d.  S.),  Tübingen  1918.  —  C.  Höhne, 
Theorie  des  sog.  Leihvertrages,  Berlin  1886; 
die  gesetzliche  Regelung  der  Raten-  und 
Abzahlungsgeschäfte,  Berlin  1891.  —  Her- 
mann Jastrou;  Das  deutsche  Reichsgesetz 
über  die  Abzaldungsgcschäfte,  ArcJiiv  für  soz. 
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von  Vove  und  Makower,)  —  Verhand- 
lungen des  Schw  c  iz  er  isclicn  Juristen- 
vereint  über  dat  A  bzahlung  sg  es  eh df t 
u.  den  Eigentums  vor  bell  alt,  Zeitschrift 
Jür  Schweiz.  Recht,  Bd.  46  (daselbst  auch  das 
cingefiende  Referat  von  II.  Oaerf.  —  Aus- 
gaben des  Reichs  gesetzes  vom  16.  V. 
1894  Eiläulerungcn  t^on  liaimund  Aubele 
(Mainz  1911),  Georg  Becker  (Berlin),  Fritz 
FHcdmann  (Hannover  1894),  L.  Fuld  (Leip- 
zig ISC14),  H'.  Hausmann  I  flerlin  18941, 
J.  JluU'mann  und  Ernst  Wllke  (3.  Aufl., 
Berlin  1910),  Kroon  (Berlin  1902),  Samter 
(Berlin  1911),  Gottfried  Schmitt  (ilünchen  1894). 
Vgl. ferner  Carl  Gareis,  Das  Reichsgesciz  über 
•  die  A.,  Scp.-Abdr.  aus  „Senfleris  Blätter  für  Rechts- 

ameendungen" ,  Erlangen  1S94.  —  .^it  Fragen  des 
Jdr  dat  -■Ibza/ilung.'geseh'ift  gellenden  Rechts  be- 
fassen sich  auch  mehrere  In'iuyural-Diiscrtationen 
aut  neuerer  Zeit;  s.  die  Literatur  UebersicJiten 
in  den  Kummentaren  von  Hoffmann-Wilke 
und  Aubelc.  —  Organ  des  Virbandcs  der 
Kredithäuser  Deutschlands:  Kauf-  und  Kre- 
dithaus (Halbmonatsschrift,  Berlin,  früher 
Teilzahtungs-Praxit).        Viktor  Mataja. 


Accise 

s.  iVkzise. 

Aclieinrall,  Gottfried, 

eb.  am  20./X.  1719  zu  Elbin»,  gest.  als  Professor 
es  Natur-  und  Völkerrechts,  der  Politik  und  Stati- 
stik an  der  Universität  Güttingen  am  l./V.  1772. 

Von  seinen  Veröffentlichungen  seien  hier  nur 
folgende  genannt:  1.  Abriß  der  neuesten  Staats- 
wissenschaft der  vornehmsten  europäischen  Rei- 
che und  Republicken.  Güttingen  1749.  Die 
folgenden  Auflagen  dieses  Werkes  erschienen 
unter  dem  Titel:  Staatsverfassung  der  heutigen 
vornehmsten  europäischen  Reiche  und  Vülkcr  im 
Grundrisse.  Die  letzte  7.  Aufl.  in  2  Tin.  heraus- 
gegeben von  M.  C.  Sprengel.  Göttingen  179U-98. 
2.  Die  Staatsklugheit  nach  ihren  ersten  Grund- 
sätzen, Güttingen  17G1,  4.  Aufl.  1779. 

Nachdem  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
Hermann  Conring(s.  d.)  in  Helmstedt  di«  St;iatou- 
kundo  als  akademisches  Lohrfach  eingeführt  hatte, 
wurde  diese  Disziplin,  vielfach  als  collegium 
statisticum  bezeichnet,  auch  an  anderen  Univer- 
sitäten gelehrt.  Achenwall  hat  dann  diesen  Lehr- 
zwei" durch  sein  oben  au  erster  Stelle  genanntes 
Werk  und  durch  seine  Vorlesungen  in  Güttingen, 
auch  über  die  eigentlichen  Universitutskreise  hin- 
aus, wesentlich  gefördert.  Der  Name  „Statistik" 
als  Substantiv  (als  Adjektiv  ist  er  bereits  früher 
gebraucht)  rührt  von  ihm  her  und  i.st  durch  ihn 
in  die  Wissenschaft  eingeführt,  weshalb  Achen- 
wall auch  vielfach  als  „Vater  der  Statistik"  be- 
zeichnet worden  ist.  Er  versteht  unter  Statistik 
die  Beschreibung  des  gegenwärtigen  Zustands 
der  Staaten;  sie  ist  ihm  die  Lohre  von  den  Staats- 
merkwUrdigkeiten,  welche  im  weitesten  Sinne  die 
Verfassung  der  Staaten  ausmachen.  Gegenstand 
der  Statistik  ist  das  wirklich  Merkwürdige,  das 
zum  Gedeihen  der  Staaten  Beitragende,  ihr  Ziel 
die  gründliche  Kenntnis  der  wirklichen  Staats- 
morkwUrdigkeiten  (s.  den  Art.  „Statistik").  — 
Für  Achenwalls  volkswirtschaftliche  Anschau- 
ungen kommt  vor  allem  sein  Werk  über  „die 
Staatsklugheit  usw."  in  Betracht.  (Vgl.  hierüber 
insbesondere  Roscher,  Geschichte  der  National- 
Oekonomik  in  Deutschland.) 
Literatur:    MeusH,    LU.  d.  Slat.   lS06i7.  — 
lletisctillng ,    Biblifigr,   bist,  de  la  Slat,  en 
AUemagnc,  1845,  p.  $4  sqq.  —  V.  Mohl,  Gesell, 
u.  Lit.  d.  Sta'itsw.  18ÖSI5S.  I,  SSS,  Ifl,  6f8.  — 
Wapp/lus,   Atlgem.  Bcvbik.-Stat.  ISSQjßl,  II, 
547 ff.  n.   S-Uff.  —   Koseher,    Geschichte  der 
National- Ockoiiomik   in   Deutsehland,  München 
1874,  S.  406fl.  —  John,  Gesch.  d.  Stat.,  IS84, 
S.  74ff^  und  6J^.  und  Art.  Achenwall  in  der  3. 
Aufl.  des  Hdw.  d.  St.  1.  Bd.,  S.  Süfl.  —  Meltzen, 
Getehiehte,    Theorie   u.    Technik  der  Slalistik, 
1886,  S.  8 — SO.  —  G.  V.  Mayr,  Statistik  und 
Gesellschaftslehre,  Bd.  I,  1895,  S.  178.  —  O. 
AchilleSf  Die  Bedeutung  und  Stellung  von  G. 
Achenivall  in   der  Nationalökonomie   und  der 
Statistik  (Berncr  Dissertation)  1906.      L.  E. 
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Bedeutung.  Den  ersten  Anstoß  zu  beträcht- 1 
licher  Kürzung  der  Arbeitszeit  hat  einzelnen  i 
Arbeitgebern  die  Beobachtung  geliefert,  daß 
die  Produktion  in  Industriezentren  mit 
längerer  Arbeitszeit  unter  dem  Einflüsse  der 
Ermüdung  zurückging.  Vor  allem  aber  ist 
es  der  Gedanke  der  Befreiung  der  Menschen  ! 
von  dem  Drucke  aufreibender  Erwerbsarbeit 
für  fremde  Rechnung  und  das  Bewußtsein,  daß 
die  Erziehung  zu  geistig  und  sittlich  gesunden,  t 
die  Enge  materiellen  Eigennutzes  über- 
windenden Arbeitern  ein  steigendes  Maß 
von  nutzbarer  Muße  voraussetzt,  die  der 
Bewegung  für  den  Acht-  und  selbst  für  den 
Sechsstundentag  als  Rückhalt  diente.  Muße 
zur  Selbsterziehung  ist  die  wirtschaftliche 
Voraussetzung  alles  Idealismus.  Nach  Welt- 
kriegen mit  ihrem  regelmäßigen  Gefolge  von 
Ermüdung  und  Verrohung,  fülirt  der  Gegen- 
druck der  Massenpsyche  zur  Kürzung  der 
Arbeitsdauer  und  Steigerung  der  Bildungs- 
gelegenheit. Die  Zerrüttung  der  Produk- 
tion und  des  Verkehrswesens  führt  dann  zur 
oft  gehörten  Klage,  es  werde  durch  kürzere 
Arbeitszeit  die  Leistung  beeinträchtigt, 
oder  der  ,, Abbau  der  Preise"  verlangsamt. 
Nur  eine  eingehende  und  sachgemäße  Er- 
hebung der  höchst  verschiedenartigen  Ur- 
sachen der  Zu-  oder  Abnahme  der  Produk- 
tion vermag  über  diese  Frage  Aufschluß  zu 
erteilen.  (Vergl.  alles  Nähere  in  dem 
unten  folgenden  Art.  „Arbeitszeit".) 
Eine  Warnung  gegen  Tnigschlüsse  dieser 
Art  bilden  folgende  Ziffern  zweier  Er- 
hebungen des  National  Industrial  Con- 
ference Board  über  die  Ergebnisse  der  Ein- 
fülirung  der  Achtundvierzigstundenwoche  in 
der  amerikanischen  Metallindustrie.  Es  be- 
trog die  Zahl  der  Arbeiter  in  Betrieben  mit 
steigendem  gleichem  verringertem 
Produkt  ionsergebnisse 
1917  37,499  9,167  9.238 
1919  3,619  2,992  53,818 
Der  Arbeitgeberverband,  der  diese  Ziffeni 
veröffentlicht,  betont  loyalerweise,  daß  es 
die  Deniobilisiening  und  Umschichtung  der 
Produktion,  nicht  die  Einführung  des  Acht- 
stundentags gewesen  sei,  die  die  Ergebnisse 
von  1919  so  ungünstig  beeinflußt  habe. 

Ein  britischer  RiesenunterneLmer,  Lord 
Leverhulme,  erklärt,  daß  zwar  die  Er- 
müdungsgrenze der  Arbeit  in  manchen  Be- 
rufen (in  der  Landwirtschaft,  in  der  Schiff- 
fahrt) infolge  der  gesünderen  und  abwechs- 
lungsreicheren Arbeitsbedingungen  weiter 
liege  als  in  der  üiirigen  Industrie,  daß  jedoch 
in  jeder  Beschäftigung  eine  solche  Grenze 
sich  feststellen  lasse  „und  die  Erfahrung  hat 
uns  belehrt,  daß  zwischen  acht  Tagesstunden 
als  Höchstausmaß  und  sechs  Stunden  als 
Mindestmaß  der  Sicherheitspunkt  für  die 
Arbeitsruhe  höchst  wahrscheinlich  zu  finden 
sei"  (The  Six-Hour  Day  1919  S.  301). 


Die  Aufgabe  besteht  für  den  IndustrieUen 
in  der  NichtÜberschreitung  der  Ermüdungs- 
grenze, gegebenen  Falles  in  der  Einführung 
der  Zwei-,  Drei-  und  Vierschichtenarbeit  bei 
steigender  Nachfrage;  die  daraus  sich  er- 
gebende Mehrerzeugung,  Kosten-  und  Preis- 
'  verbilligung  ermöglicht  wieder  Lohnsteige- 
rungen und  gestaltet  die  Steigerung  der 
Steuerlast  erträglicher.   Ein  amerikanischer 
(Großbetrieb  erklärt:  ,,Wir  sind  überzeugt, 
I  durch  diese  Kürzung  der  Arbeitszeit  eine 
Steigening  der  Produktion,  bessere  Arbeits- 
qualität,   bessere  Gesundheitsverhältnisse, 
eine  Verrirgerong  der  Unfälle  und  größere 
i  Zufriedenheit     der    Arbeiter    erzielt  zu 
haben."     In     der    Arbeiterklasse  wird 
!  durch    kurze    Arbeitsschichten    das  In- 
j  teresse  an  der  Produktion  gesteigert,  der 
I  Blick  für  die  Schwierigkeiten  der  Betriebs- 
1  Organisation  geschärft  und  ihr  störungsloses 
'Funktionieren  gefördert:  die  Einzelpersön- 
lichkeit fühlt  sich  aus  ihrer  Vereinsamung 
in  eine  gesellschaftliche  Interessengemein- 
schaft versetzt  und  zur  Mitbestimmung  em- 
porgehoben. —  Darin  liegt  die  soziale  Be- 
deutung der  Achtstundenbewegung. 

2.  Geschichte  der  Achtstundenbewe- 
gung. Dreihundert  Jahre  nach  dem  Elrschei- 
nen  der  Utopia  des  Thomas  Moros,  die  den 
Sechsstundentag  und  den  Arbeitszwang  vor- 
schlug, hat  Robert  Owen  in  der  "Crisis"  von 
1817  den  Achtstundentag  als  die  vorteil- 
hafteste Rationalisierang  der  Arbeitszeit 
bezeichnet.  Die  Zeit  seiner  Einführong 
glaubten  er  und  der  Fabrikant  John  Fielden 
im  Jahre  1833  gekommen,  als  das  Fabrik- 
gesetz dieses  Jahres  für  9 — 13jährige  Kinder 
in  Textilfabriken  eine  Höchstarbeitszeit  von 
9  Stunden  an  einem  Tage  und  von  48 
Stunden  in  der  Woche  vorschrieb.  Die 
j  Anwendung  dieser  Vorschrift  auf  die  Er- 
'  wachsenen  propagierte  Owen  durch  die  von 
ihm  1833  gegründete  Society  for  human 
regeneration  mit  folgenden  Argumenten: 
j  acnt  Stunden  sind  für  Hygiene  und  Geistes- 
entwicklung das  äußerste  an  Arbeitsdauer; 
die  neuen  chemischen  und  technischen  Er- 
I  findungen  erheischen  keine  längere  Arbeits- 
dauer, um  Alle  mit  Gütern  zu  versorgen;  nie- 
'  mand  hat  das  Recht,  aus  Gewinnsucht  andere 
länger  arbeiten  zu  lassen,  alle  haben  an  der 
!  Gesundheit,  Bildung,  Zufriedenheit  und  an 
dem  Wohlstande  der  Massen  Interesse. 
Unteniehmern  suchte  Fielden  den  Acht- 
stundentag mundgerecht  zu  machen:  er  sei 
ein  Mittel  gegen  das  Sinken  der  Preise  in 
Krisenzeiten.  Da  die  Fabrikanten,  die  den 
Achtstundentag  faktisch  einführten,  sich  zu 
keiner  Lohnsteigerong  bereit  erklärten, 
erlahmte  auch  das  Interesse  der  Arbeiter 
und  es  schlug  der  auf  den  1.  Mai  1834,  dann 
auf  den  2.  Juni  und  1.  September  verschobene 
Achtstundenstreik  der  Spinner  von  Oldham 
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fehl;  ebenso  scheiterte  ein  Lomioner 
Schneiderstreik,  an  dem  13  000  (nach  an- 
deren 20  000)  Arbeiter  beteiligt  waren.  Von 
da  an  bis  zum  Londoner  Gewerkvcreins- 
kongreß  von  1872,  der  den  Achtstundentag 
als  Ziel  proklamierte,  sind  in  England  die 
Gewerkvereinsverbände  der  Bergarbeiter 
fast  ausschließlich  Träger  der  Achtstundenbe- 
wegung; die  Miners  Association  verlang 
von  1844 — 1847  eine  Achtstundenbill,  die 
nationale  Konferenz  der  Bergarbeiter  von 
Leeds  1863  nahm  die  Forderung  wieder  auf. 
Im  Jahre  1858  kclirt  der  Bergbau  in  Süd- 
Yorkshire  zur  Achlstundenschicht  des  16. 
bis  19.  Jahrhunderts  zurück;  seit  1872 
wird  in  den  Kohlenbergwerken  von  Durham 
und  Northumberland  und  in  den  Erzgruben 
von  Cleveland  die  Siebenstundenschicht  ein- 
geführt. Neben  dem  Bergbau  gehört  das 
Baugewerbe  zu  den  ersten  Trägern  der 
Achtstundenbewegung.  Schon  im  Jalire  1846 
verlangten  die  Maurer  von  Liverpool  den 
Neunstundentac.  Weit  erfolgreicher  waren 
die  Steinmetzen  von  Melbourne,  die  anfangs 
April  18Ö6  eine  Achtslundenliga  bildeten 
und  erklärten,  daß  nach  dem  21.  April  kein 
Mitglied  des  Geweikvcrcins  mehr  als  acht 
Stunden  arbeiten  werde.  Seither  wird  die 
Einführung  dos  Achtstundentages  an  diesem 
Tage  offiziell  gefeiert  getreu  dem  Wahlspruch 
des  Gewcrkvereinsbanncrs:  Acht  Stunden 
Arbeit,  acht  Stunden  Erholung,  acht  Stunden 
Schlaf.  Erst  im  Jahre  1873  wurde  vom  Par- 
lament von  Neuseeland  ein  Achtstunden- 
gesetz für  Kinder  und  Arbeiterinnen,  seit 
1901  auch  für  erwachsene  Männer,  ein- 
geführt. 1874  folgte  die  Gesetzgebung  von 
Viktoria  und  seither  gilt  Australien  als 
die  eigentliche  Heimat  des  Achtstunden- 
tages. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika ging  die  Achtstundenbewegung  von  dem 
Metallarbeiter  Ira  Steward  aus.  Die  von 
ihm  18G4  gegründete  Labour  Reform  Asso- 
ciation, sowie  die  große  Achtstundcnliga  von 
Massachusetts  wurden  die  Mittelpunkte  der 
Acht  Stundenbewegung.  Von  diesen  Verbänden 
wurde  auf  den  20.  August  1866  ein  National- 
kongreß nach  Baltimore  einberufen,  der  auf 
Antrag  eines  deutschen  LassaUeaners  Schlägel 
die  Bildung  einer  nationalen  Arbeiterpartei 
beschloß,  deren  Hauptaufgabe  die  Erringung 
eines  Achtstundengesetzes  sein  sollte.  Als 
Motiv  der  Achtstundenagitation  wurde  be- 
sonders die  Steigerung  des  Arbeitslohnes 
hervorgehoben,  die  durch  die  Steigening  der 
Bedürfnisse  bei  kürzerer  Arbeitszeit  hervor- 
gerufen würde,  ferner  die  Verringerung  der 
Produktionskosten  durch  intensivere  Arbeit 
und  die  Verringerung  der  Zahl  der  Arbeits- 
losen. Die  Achtstundengesetze  sollten  so  ein- 
gerichtet sein,  daß  alle  Minderjährigen  nicht 
mehr  als  acht  Stunden  tägLch  beschäftigt 


j  werden  sollten  und  daß  acht  Stunden  als 
gesetzliche  Arbeitsdauer  für  Erwachsene 
anzunehmen  seien,  falls  nicht  ausdrück- 
lich durch  schriftlichen  Vertrag  eine  andere 
Arbeitsdauer  festgestellt  worden  wäre. 
Nur  in  diesem  Sinne  (als  „basic"  eight- 
hours  day  d.  h.  wesentlich  als  Lohn- 
steigerungsmittel) wurden  einige  Acht  Stunden- 
gesetze angenommen,  aber  auch  diese  wurden 
selten  durchgeführt.  Im  Jahre  1868  erwirkte 
immerhin  die  National  Labor  Union,  daß 
iVrbeiter  und  Angeslellte  der  Bundesverwal- 
tung gesetzlich  höchstens  acht  Stunden  be- 
schäftigt werden  dürften.  Im  Mai  1872  er- 
rangen die  Baugewerbe  von  New  York  den 
Achtstundentag  nach  viermonatlichem  Aus- 
stande. Die  Krise  von  1873  machte  diese 
ersten  Erfolge  zunichte.  Der  revolutionäre 
S^'ndikalismus  der  folgenden  Jahre  lieferte 
die  Gewerkvereine  vollends  der  Reaktion 
aus.  Erst  die  Gründung  der  American 
Föderation  of  Labour  im  Jahre  1882  und  das 
Wiederaufsteigen  der  Konjunktur  gestat- 
teten auf  das  Achtstundenprogramm  zu- 
rückzugreifen. Auf  den  1.  Mai  1886 
Wurde  von  diesem  neuen  Verbände  ein 
Generalstreik  für  den  Achtstundentag  an- 
'  gesetzt,  der  nur  einem  kleinen  Bruchteil  der 
Arbeiterschaft  den  gewünschten  Erfolg 
brachte.  Aber  auf  Andrängen  der  Holz- 
arbeiterwurde im  Jahre  1888  auf  dem  Kon- 
gresse von  St.  Louis  beschlossen,  am  1.  Mai 
1 1890  eine  allgemeine  Achtstundenkund- 
'  gebung  vorzunehmen.  Dieser  Beschluß 
fiel  nunmehr  in  Europa  auf  fruchtbaren 
( Boden.  Die  erste  Arbeiterinternationale 
hatte  die  Forderungen  des  Kongresses  von 
Baltimore  (1866)  zu  den  ihrigen  gemacht 
j  und  auf  dem  Genfer  Kongreß  der  Internatio- 
nale von  1867  wurde  erneut  die  Forde- 
'  rurg  des  Achtstundentags  gestellt.  Ebenso 
hatte  der  britische  Gewerkvereinskongreß 
von  Bradford  fl888)  sich  für  den  gesetz- 
lichen Achtstundentag  ausgesprochen.  Hierzu 
drängte  besonders  der  „neue  Unionismus"  der 
ungelernten  Arbeiter  mit  ihrem  schwachen 
Unterstützungswesen.  Es  lag  nun  nahe 
in  dem  Augenblick,  in  welchem,  17  Jahre 
nach  dem  Zusamnienbnich  der  ersten  In- 
ternationale, Vertreter  der  Arbeiterparteien 
i  aller  Länder  zu  einem  Kongresse  nach  Paris 
I  einberufen  wurden,  die  große  Achtstunden- 
.  fordern ng  wieder  aufzunehmen.  Die  Ini- 
I  tiative  hatte  bereits  im  Jahre  1888  der  dritte 
I  Kongreß  der  nationalen  Föderation  der  fran- 
zösischen Arbeitersyndikate  in  Bordeaux 
ergriffen,  und  am  14.  Juli  1889  wurde  vom 
internationalen  sozialistischen  Arbeiterkon- 
greß von  Paris  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
schlüsse der  amerikanischen  Federation  of 
Labour  eine  Massenkundgebung  auf  den 
1.  Mai  1890  beschlossen,  durch  die  die  Ar- 
beiter an  die  öffentlichen  Gewalten  die  For- 
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derang  richten  sollten,  den  Arbeitstag  auf 
acht  Stunden  festzusetzen. 

Die  Maidemonstrationen  der  folgenden  24 
Jahre  für  den  Achtstundentag  hatten  zu- 
weilen schwere  Arbeitslionflikte  zur  Folge; 
eine  mächtige  Förderung  erfuhr  die  Be- 
wegung durch  die  Bildung  internationaler 
Gewerkschaftsverbände,     namentlich  der 
Bergleute,  dann  der  Diamantschleifer,  die  seit 
Januar  1912  den  Acht-  oder  Neunstundentag 
errangen.  Die  Achtstundenbewegung  föderte 
auch  ganz  wesentlich  den  Zug  der  Gesetz- 
gebung zum  Zehnstundentage,  der  in  Groß- 
britannien am  1.  Mai  1848  in  Kraft  getreten 
war  und  den  Frankreich  1904,  Deutschland 
1912,  die  Niederlande  1913  annahmen.  Aber 
auch  in  Staaten,  die  wie  Oesterreich,  dieser 
Bewegung   nicht   folgten,    führten  Acht- 
stundenstreiks im  Jahre  1901  zur  Annahme 
der    gesetzlichen    Neunstundenschicht  im 
Kohlenbergbau  unter  Tage,  ein  Beispiel, 
dem    1909    Belgien   und    1910  Spanien 
folgten;  die  Niederlande  gingen  1906  zur 
gesetzlichen  Achteinhalbstundenscliicht  im 
Bergbau,  Großbritannien  1908  und  Frank- 
reicli    im    Jahre  1909  zur  Achtstunden- 
scliicht  über  und  diese  wurde  sodann  ge- 
setzliche   Arbeitszeit    in    Norwegen,  und 
Portugal  (1915).  In  den  Vereinigten  Staaten 
ist  die  Achtstundenschicht  durch  Tarifver- 
trag vom  5.  Mai  1916  in  allen  Anthrazit berg- 
werken  eingeführt  worden.    Einzelne  Groß- 
industrielle fühlten  sich  dann  bewogen,  die 
Achtstundenschicht  freiwillig  einzufüliren, 
so  namentlich  in  der  Zinkrösterei  von  Engis 
in  Belgien  (wo  sechs  Monate  nach  Beginn  des 
Versuchs  der  Arbeiter  in  siebeneinhalb  Stun- 
den so  viel  leistete  wie  früher  in  zehn  Stun- 
den), in  den  Eisenblechwalzwerken  von  Süd 
Wales  (wo  eine  Mehrproduktion  bei  Flamm- 
öfen von  1214%  erzielt  wurde),  in  den 
Eisenhütten  der  Franche  Comte  (wo  die 
Achtstundenschicht  gleich  viel  Produkt  er- 
gab wie  die  Zwölfstundenschicht).  Die 
ältesten  erfolgreichen  Experimente  sind  jene 
der  Mascliiuenfabrik  von  Mather  und  Platt 
in  Salford  von  1883  und  der  Maschinenfabrik 
W.  Allan  Scotia  Engine  Works,  Sunderland, 
wo  bei  Achtstundenschicht  die  Arbeitskosten 
der  Maschinen  sich  verringerten.    Schon  im 
Jahre  1868  hatte  das  Arsenal  von  Spring- 
field  in  den  Vereinigten  Staaten  beobachtet, 
daß  in  der  Achtstundenschicht  Ijedeutend 
mehr  geleistet  werde  als  in  der  Zehnstunden- 
schicht, und  im  Jahre  1889  erfolgte  sodann  der 
Uebergang  zum  Achtstundentag  des  Arse- 
nals von  Woolwich  mit  seinen  16000  Ar- 
beitern.    Der  Erfolg  dieses  Experimentes 
hatte  zur  Folge,  daß  "im  Jahre  1894  in  allen 
Staatswerkstätten  Großbritanniens  die  Acht- 
undvierzigstundenwoche eingefiüirt  wurde. 
Frankreich  folgte  mit  der  Achtstundenschicht 
in  öffentlichen  Betrieben  zunächst  im  Jahre 


1901  für  das  Instandhaltungspersonal  der 
Postverwaltung     in    Paris,     1902  auch 
in  den  Departements,  1903  in  den  See- 
arsenalen von  Toulon  und  Lorient,  während 
in     allen     übrigen    Staatsbetrieben  der 
Neunstundentag  eingeführt  wurde.  35000 
Personen  in  Staatsbetrieben  unterlagen  dem 
Achtstundensystem  vor  dem  Weltkrieg.  Am 
10.  Juli  1914  wurde  gesetzlich  bestimmt,  daß 
ein  Maximum  von  neunundvierzig  Stunden 
in  Staatsbetrieben  gelten  soUte.  Keine  oder 
keine  erhebliche  Verringerung  der  Produk- 
tion ergaben  sich  in  England  bei  der  Kürzung 
der  Arbeitszeit  von  neun  auf  acht  Stunden 
bei  Großfirmen  der  chemischen  Industrie 
seit  1889.    In  der  Essig-  und  Fruchtkon- 
servenfaljrikation  in  London  hat  ein  Groß- 
betrieb im  Jahre  1889  die  Fünfundvierzig- 
stundenwoche eingeführt;  man  hat  dabei 
ein  Steigen  der  Leistung  und  des  Profits  ohne 
Kapitalvermehrung  beobachtet.  Abgesehen 
von  einigen  verunglücktenAchtstundenexperi- 
menten  (z.  B.  in  den  Londoner  Gaswerken, 
wo  man  unvermittelt  von  der  Zwölf-  auf  die 
Achtstundenschicht  überging]  ist  doch  fast 
niemals  der  Produktionsausiall  dem  Zeit- 
ausfall   entsprechend    gewesen.  Ebenso 
brauchte  bei  einem  Uebergang  von  der  fünf- 
zehnstündigen zu  der  doppelten  Achtstunden- 
schicht im  Verkehrswesen  keine  Verdoppelung 
des  Personals  einzutreten.   Das  erste  große 
Ergebnis  dieser  Beol)achtung  war  das  Acht- 
stundengeselz der  Vereinigten  Staaten  für 
die  EisenbahnangesteUten  vom  5.  September 
1916  (Adamson  Act).     Aehnlieh  günstige 
Ergebnisse  ergaben  auch  Experimente  in  der 
Möbelindustrie,  dem  Buchdruckgewerbe,  der 
Maurerei,  der  Sodaerzeugung,  der  Schrift- 
gießerei usw. 

Die  Achtstundenexperimente  sind  zuerst 
von  John  Rie  in  seiner  Schrift  Eight  Hours 
for  work  1894  beschrieben  worden.  Das 
Studium  der  deutschen  Uebersetzung  dieses 
Werkes,  die  im  Jahre  1897erscliien,  veranlaßte 
den  Leiter  der  optischen  Werkstätten  von  Zeiß 
in  Jena,  Prof.  Ernst  Abbe,  im  Frühjahr  1900 
vom  Neunstundentag  zum  Achtstundentag 
überzugehen.  Das  Ergebnis  war,  daß  bei 
gleichem  Slücklohnsatz  der  Stundenverdienst 
um  lOYio  %  stieg,  was  ein  Plus  von  zehn 
Tagesleistungen  im  Jahre  bedeutet.  Die 
Mehrleistung  vollzog  sich  durch  eine  dem 
Arbeiter  unbewußte  Anpassung  an  den 
rasclieren  Gang  der  Maschinen,  durch  den 
Wegfall  der  Stunden,  in  welchen  die  Ermü- 
dung eine  Mindedeistung  und  der  Fabrfklärm 
eine  Kraftvergeudung  durch  nutzlosen  Leer- 
gang des  Menschen  herbeiführen.  In  der 
französischen  Glasindustrie  waren  bereits 
im  Jahre  1906  47  Betnebe  mit  10756  Ar- 
beitern zum  Achtstundentage  übergegangen. 
In  der  chemischen  Industrie  der  Schweiz 
wurde  im  Jalire  1897  auf  Vorstellungen  der 
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Arbeiter  die  achtcinhalbstündige  Arbeitszeit 
und  nach  einem  Ausslande  im  Jahre  1906 
der  AchtstundentafT  bewillipt.  Den  Rekord 
bildet  wolil  der  Ucbergartf;  der  prößten 
amerikanischen  Automobilfirma  (II.  Ford) 
mit  34  571  Arbeitern  von  der  Vierundfünfzig- 
zur  Achtundvierzigstundenwoche  im  Jahre 
1914.  der  zu  einer  Mehrleistung  von  15  bis 
20  V.  II.  führte.  Am  schwächsten  ist  in  der 
Textilindustrie  der  Achtstundentag  vor  dem 
Weltkriege  vertreten  gewesen.  Erst  seit 
1918  ist  hier  auch  ohne  gesetzlichen  Zwang 
eine  starke  Wandlung  eingetreten;  so  ging 
die  Textilindustrie  von  Massachusetts  seit- 
her zur  Achtiindvierzigstundcnwoehe  über. 
Neben  den  Gewerkschaften  der  Arbeiter 
haben  sich  auch  Sozialrcformer  für 
die  Achtstundenschicht  namentlich  in 
ununterbrochenen  Betrieben  der  Schwer- 
industrie eingesetzt,  so  besonders  die 
Inlernationale  Vereinigung  für  gesetzlichen 
Arbeiterschutz  seit  1910.  Ihre  Bemühungen 
scheiterten  aber  an  dem  Widerstande  der 
Schwerindustrie  bis  zum  Ausbruche  des 
Weltkrieges.  Ein  Versuch,  in  Petersburg 
während  der  Kevolution  von  1905  den 
Achtstundentag  einzuführen,  war  mit  der 
ersten  russischen  Revolution  gescheitert. 
Während  des  Weltkrieges  hatten  die  Ar- 
beiter der  kriegführenden  Staaten  unter 
dem  schweren  Dnick  der  Rüstungsin- 
dustrie und  der  faktischen  Aufhebung 
der  Arbeiterschutzgesetze  zu  leiden.  Die 
Erhebungen  des  englisclien  Arbeitsmini- 
steriums haben  gezeigt,  wie  wenig  Mehr- 
leistung durch  Sonntagsarbeit  und  Ueber- 
stunden  auf  die  Dauer  zu  erzielen  war. 
Andererseits  gingen  in  dieser  Zeit  Norwegen 
im  Jahre  1916  zum  Neunstundentage  (Vier- 
nndfünfzigstundcnwoclie)  über;  Panama 
nahmen  im  Jalirc  1914,  Uruguay  1915,  Ecu- 
ador und  Mexiko  im  Jahre  1917,  Peru  am 
25.  November  1918  (für  Arbeiterinnen  und 
Jugendliche)  gesetzlich  den  Achtstundentag 
an.  Am  27.  November  1917  wurde 
in  Finnland  auf  revolutionärem  Wege 
der  Achtstundentag  eingeführt,  ebenso  in 
Rußland  nach  dem  Zusammcnbnich  des 
Zarismus  am  11.  November  1917.  Am 
19.  November  1918  hat  die  deutsche 
und  am  28.  Dezember  die  österreichische 
Staatsumwälzung  dazu  geführt,  daß  der 
Achtstundentag  vom  1.  Januar  1919  an  in 
den  (lewerbcbetrieben  der  Zentralstaaten 
zur  Einführung  gelangte. 

3.  Achtstundengesetzgebung  und  inter- 
nationale Regelung.  Der  Uebergang 
Deutschlands  zum  Achtstundentag  war  ein 
Ereignis  von  so  internationaler  Bedeutung, 
daß  sofort  mehrere  Grenzstaaten  sich  diesem 
Beispiel  anschlössen;  die  polnische  und  die 
tschecho-slowakische  Republik  gingen,  die 
erste  am  23.  November  1918,  die  andere  am 

Haudwurterbuch  der  Staatswisaenschaftcn.   4.  Aufl. 


1 19.  Dezember  1918,  zum  gesetzlichen  Acht- 
stundentag über.  Luxemburg  hatte  am 
14.  Dezember  1918  ein  Achtstundendekret 
erlassen.  Am  12.  Februar  1919  folgte 
Dänemark  mit  der  Einführung  der  Acht- 
stundenschichl  in  ununterbrochenen  Be- 
trieben.  Am  'S.  April  wurde  in  Spanien  ein 

J  Gesetz  über  den  Achtstundentag  (Achtund- 
vierzigstundenwochc)  in  allen  Betrieben,  am 
23.  April  ein  solches  in  Frankreich,  am 
7.  Mai  in  Portugal,  am  27.  Juni  in  der 
Schweiz  (für  die  Verkehrsanstalten  des 
Bundes  am  6.  März  1920),  am  11.  Juli  1919 

'in  Norwegen,  am  12.  September  in  Serho- 
Kroatien-Slowenien,  am  17.  Oktober  1919 
in  Schweden  erlassen.  Die  Niederlande  gingen 
am  1.  November  1919  zur  Fünfiindvierzig- 
stundenwoche  über.  In  England,  Italien, 
und  Belgien  ist  faktisch  durch  das  enorme 
Anschwellen  der  (iewerkvcreinsbewegung 
der  j\chtstundentag  zur  Tatsache  geworden, 
ohne  daß  die  Gesetzgebungen  bisher  (April 
1921)  diesen  Zustand  sanktioniert  hätten.  In 
Voraussicht  solcher  Schwierigkeiten  hat  die 
internationale  GcwerkschafLsorganisatioii 
gleichzeitig  mit  dem  Kongreß  der  zweiten 
sozialistischen  Arbeiterinternationale  in  Bern 
am  5.  Februar  1919  das  Verlangen  nach 
internationaler  Festlegung  des  Achtstunden- 
tages (der  Achtundvierzigstundenwoche)  im 
Friedensverlrage  gestellt.  Diesem  Verlangen 
entsprach  der  Friedensvertrag  von  Versailles 

[vom  16.  Juli  1919  in  Artikel  427  in  der 
Weise,  daß  in  der  ersten  Hauptver- 
sammlung der  im  Anschluß  an  den  zu 
gründenden  Völkerbund  zu  schaffenden 
Arbeiterschutzorganisation  die  internationale 
Durchführung  des  Achtstundentages  den 
Haupt  lieratung.sgegenstand  bilden  sollte. 
Die  Konferenz  von  W^ashington  hat  im 
Oktober  1919  sodann  diesem  Auftrage  ent- 
sprochen. (Näheres  im  Artikel  „Arbeiter- 
schutzgesetzgehung",  Internationaler  Ar- 
beiterschutz.) 

Diese  lauffeuerartige  Ausbreitung  der 
Achlstundengesetzgebung  über  fast  ganz 
Europa  im  Jahre  1919,  an  sich  ein  sozial- 
geschichtliches Phänomen  ohnegleichen,  war 
nicht  nur  auf  Bergbau  und  Großbetriebe  der 
verarbeitenden  Industrien  beschränkt.  Die 
Achtstundennorm  gilt  im  Deutschen  Reiche 
auch  für  Angestellte,  für  kaufmännische, 
technische  Schreibarbeiten  u.  dgl.  einsclüieß- 
lich  der  Lehrlinge;  durch  vier  Monate  (im 
Winter)  gilt  der  Achtstundentag  in  der  Land- 
wirtschaft, für  vier  Monate  ist  die  Arbeitszeit 
zehn,  für  vier  Monate  elf  Stunden.  Oesterreich 
hat  gleichfalls  die  Handelsgehilfen,  ferner 
die  Verkehrsanstalten  eingeschlossen,  da- 
gegen den  Kleinhandel,  gewisse  Kleingewerbe 

I  und  die  Land-  und  Forstwirtschaft  ausge- 

I  schlössen.      Am  ausgedehntesten  ist  das 

I  Geltungsgebiet  des  Achtstundentages  in  der 
Ud.  I.  ä 
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tschechoslowakischen  Republik  und  im  serbo- 
kroatisch-slowenischen Königreiche.  Aus- 
genommen sind  hier  nur  die  Heimarbeit, 
das  Hausgesinde  (das  auf  mindestens  einen 
Monat  gedungen  ist)  und  leichte  Gelegen- 
heitsarbeit; der  Achtstundentag  herrscht 
also  auch  im  Bau-,  Gast-  und  Schankgewerbe, 
in  freien  Berufen,  in  der  Landwirtschaft  für 
die  nicht  im  Haushalt  des  Arbeitgebers 
wohnenden,  in  Zeillohn  stehenden  regel- 
mäßig beschäftigten  Arbeitnehmer.  Portugal 
schließt  Landwirtschaft  und  Gasthausgewerbe 
aus,  ebenso  Polen  und  Schweden,  führt  aber 
den  Siebenstundentag  für  Banken  und 
Bureaus  ein ;  Mexiko  unterwirft  die  Land- 
wirtschaft dem  Achtstundentag,  Peni  schließt 
sie  aus.  Spanien  überläßt  es  der  Verordnungs- 
gewalt (Institute  de  Reformas  Sociales) 
Ausnahmen  für  einzelne  Erwerbszweige  ein- 
zuführen. Am  engsten  sind  die  Grenzen  in 
Ländern  gezogen,  die  nur  Fabriken  (in  der 
Schweiz  auch  die  Verkehrsanstalten)  dem 
Achtstundentage  unterwerfen:  so  die  Nieder- 
lande (einschließlich  Werkstätten),  Norwegen 
und  Luxemburg.  Frankreich  sicherte  durch 
G.  V.  2.  August  1919  den  Achtstundentag 
den  Seeleuten  (achtundvierzig  Stunden 
wöchentlich).  Das  schwedische  G.  v.  24.  Ok- 
tober 1919  gewährt  gewissen  im  Schicht- 
betriebe stehenden  Kategorien  der  See- 
leute eine  höchstens  sechzehnstündige  Ar- 
beitszeit in  zwei  Tagen,  anderen  Kategorien 
eine  neunstündige  Arbeitszeit.  Diese  Unter- 
schiede der  nationalen  Geltungsgebiete  er- 
heischen einen  internationalen  Ausgleich. 
Aber  auch  dieser  hat  infolge  des  politischen 
Stimmungswechsels,  dem  ein  sozialpolitischer 
Rückschlag  im  Jahre  1920  gefolgt  ist, 
Henmiungen  erfahren.  So  machen  in 
einigen  Kreisen  sich  wesentlich  po- 
litisch orientierte  Bestrebungen  gel- 
tend, für  immer  zahlreichere  Gewerbe 
Ausnahmen  von  der  Achtstundennorm 
durchzudrücken,  bis  diese  so  gründlieh 
durchlöchert  ist,  wie  etwa  die  Bestimmungen 
über  Sonntagsrulle  in  gewissen  Ländern.  Der 
endgültige  Mißerfolg  dieser  Versuche  steht 
außer  Frage.  Die  nächste  Aufgabe  der  Gesetz- 
gebung dürfte  sodann  in  der  Anpassung  des 
Samstagsfrülischlusses  an  den  Achtstundentag 
bestehen ;  dies  hat  bereits  durch  Tarifvertrag 
zur  Vienindvierzig-,  zum  Teil  zur  Zweiund- 
vierzig-und  Vierzigstundenwoche  (mit  Ueber- 
stunden)  z.  B.  in  Boston  im  Bau-,  Beklei- 
dungs-,  Holz-  und  Buchdruckgewerbe  ge- 
führt (Massachusetts  Industrial  Review  I,  2 
p.  16.  July  1920).  Aehnliches  gilt  von  der 
Schwerindustrie.  Großbritannien  hat  durch 
G.  V.  15.  August  1919  die  Siebenstunden- 
schicht für  Uiitertagsarbeiten  im  Kohlen- 
bergbau eingefülirt  und  die  Sechsstunden- 
schicht vom  13.  Juli  1921  an  einzuführen 
augesagt,  falls  die  wirtschaftliche  Lage  es 


gestattet.  Im  deutschen  Bergbau  wird  die 
Einführung  der  Siebenstuiidenschicht 
vorbereitet.  (Soziale  Praxis  1921  Sp.  302, 
325). 

4.  Wirkungen  des  Achtstundentages. 

;  Man  wird  an  den  Achtstundentag  denselben 
Maßstab  anzulegen  haben,  wie  an  den  ge- 
samten Arbeiterschutz:  seine  Aufgabe  liegt 
in  der  Werfsteigening  der  physischen,  der 
geistigen,  der  wirtschaftlichen  und  der  gesell- 
schaftlichen Persönlichkeit.  Die  ökonomische 
Bedeutung  des  Achtstundentags  ist  die 
augenfälligste,  relativ  meßbarste,  und  doch 
hängen  seine  Ergebnisse  in  bezug  auf  Melir- 
oder  Minderleistung,  Kostensteigerung  oder 
[  Regieverringerung  von  z.  T.  unwägbaren 
[Faktoren  ab:  von  der  rationellen  Betriebs- 
führung des  Arbeitgebers  einerseits,  von  der 
Anpassung  der  Arbeiter  und  ihrer  ererbten 
'  Anlage  andererseits,  dann  vom  Standort 
I  der  Industrie,  der  Art  des  Rohmaterials, 
den  Lohnformen  ^Stücklohn,  Prämien,  Ge- 
winnbeteiligung), aer  Verwendung  von  hoch- 
gradig automatischer  Maschinerie;  in  ge- 
wissen Textil-  und  Metallindustrien  beein- 
Iflußt  die  Monotonie  der  Arbeit,  die  Hitze 
und  der  Lärm  in  der  Betriebsstätte,  in 
chemischen  Betrieben  auch  die  Rauch-, 
Staub-  und  Gasentwicklung  die  Ergiebig- 
keit der  Leistung.  Die  Frage,  welchem  dieser 
Einflüsse  der  Haupt  anteil  an  ihrer  Aende- 
rung  zuzurechnen  sei,  ist  nur  durch  indi- 
viduelle Erhebungen  festzustellen.  Solche 
Untersuchungen  haben  z.  B.  bewiesen,  daß 
die  Arbeiter,  die  schwere  rotglühende  Stahl- 
barren zu  Platten  zu  walzen  haben,  in  Sechs- 
stundenschichten um  8,3  V.  H.  mehr 
pro  Stunde  leisten,  als  in  Achtstunden- 
schichten (Lidustrial  Fatigue  Research  Board, 
Report  No.  1  p.  8,  29).  Für  die  Seiden-  und 
die  Metallindustrie  der  Vereinigten  Staaten 
haben  Erhebungen  eines  Arbeitgeberverban- 
des (National  Industrial  Conference  Board) 
ergeben,  daß  die  Einführung  der  Fünfzig- 
an  Stelle  der  Vierundfünfzig-  und  Sechs- 
undfünfzigstundenwoche  von  keinei  der  Kür- 
zung der  Arbeitszeit  entsprechenden  Minder- 
leistung begleitet  und  in  einem  erheblichen 
Teile  dieser  Lidustrien  zu  Mehrleistungen 
oder  zur  Aufrechterhaltung  der  bisherigen 
Produktion  führte.  Im  Bergbau  hat  natür- 
lich die  Achtstundenschicht  je  nach  der 
Mächtigkeit  und  Lagerung  der  Mineralien 
völlig  verschieden  gewirkt.  Vielfach  war 
nun  der  Uebergang  zur  kürzeren  Arbeits- 
zeit mit  einem  Lohnausgleich  für  den  Aus- 
fall der  Arbeitsstunden  verbunden,  eine 
Kostensteigerung,  die  nebst  einem  Gewinn- 
zuschlage im  Baugewerbe  regelmäßig  auf 
das  Publikum  (oft  vertragsmäßig  auf  den 
Architekten)  abgewälzt  wurde.  Ungleich 
höhere  Kostensteigerungen  entfielen  zumeist 
auf  Rohmaterial.  Bei  erfolgreicher  Wirksam- 


Achtstnndentag 


keit  der  neuen  Arbeitszeit  wurde  die  Pro- 
duirtion  von  demselben  Personal  aufrecht- 
ftehalten;  damit  ist  auch  gesagt,  wie  wenig 
Kürzungen  der  Arbeitszeit  auf  acht  Stunden 
zur  Einstellung  von  Arbeitslosen  fiiiiren 
können;  dies  hat  im  übrigen  die  Krise  von 
1921  aufs  deutlichste  bewiesen.  Für  die ' 
körperliche  und  geistige  Förderung  der 
Arbeiter  durch  den  Achtstundentag  spricht 
das  Zeugnis  von  Erhebungen  in  Amerika 
(Bevans)  und  England  (Health  of  munition 
workers  committee  Final  report  p.  41),  die 
das  Sinken  der  Alkoholausgaben  unu  der 
Verurteilungen  wegen  Trunkenheit  in  Zentren 
des  Acht-  und  Neunstundentages  feststellen. 
Die  Erkenntnis  der  Kotwendiekeit,  für  eine 
nützliche  Verwendung  der  Mussezcit  zu 
sorgen,  hat  z.  B.  in  Frankreich  dazu  geführt, 
daß  nunmehr  zahlreiche  Großbetriebe  ihren 
Arbeitern  Sportplätze,  Urlaubsplätze,  Lese- 
säle, Gärten,  Landwirtschafls-,  Handels-, 
technologische  und  Sprachkurse,  musikalische 
und  theatralisclie  Aufführungen,  Vortrüge, 
Betriebszeitungen  darbieten.  Die  im  März 
1921  vorliegenden  Berichte  deutscher  Auf- 
sichtsbeamten liefern  infolge  der  tiefen  Not 
der  deutsclien  Arbeiterschaft  ein  trüberes 
Bild  der  Wirkungen  des  Achtstundentags; 
die  Arbeiter  verwenden  vielfach  die  Freizeit 
zu  ermüdenden  Nebenberufsarbeiten,  die 
ledigen  Arbeiter  suchen  zum  Teil  in  der 
Schenke  und  im  Kino  die  gewünschte  Selbst- 
betäubung. Doch  wird  die  starke  Zunahme 
lokalpolitischer  Betätigung  der  deutschen 
Arbeiter  hervorgehoben.  So  wird  selbst  unter 
so  ungünstigen  Umständen  immer  mehr 
die  soziale  Tragweite  des  Achtstundentages 
erkannt.  Die  Kürzung  der  Arbeitszeit 
auf  acht  Stunden  bedeutet  für  die  jugend- 
lichen Arbeiter  die  Möglichkeit  der  fach- ! 
liehen  Ausbildung,  vorausgesetzt,  daß  auch  | 
dann  ein  Teil  des  Fortbildungsunterrichts 
auf  die  Tagesstunden  gelegt  wird.  Da- 
her haben  die  Vereinigten  Staaten  von 
Mexiko  bereits  den  Sechsstundentag  für  die 
Jugendlichen  eingefülirt.  Den  Arbeiterinnen 
gewährt  der  Achtstundentag  die  Möglichkeit, 
sich  der  Pflege  ihrer  Kinder  und  ihrer  Häus- 
lichkeit, sowie  den  öffentlichen  Interessen  zu 
widmen.  Für  die  erwachsenen  Männer  ist  die 
Möglichkeit  stärkerer  landwirtschaftlicher 
Selbstversorgung  durch  Gartenpflege  ge- 
geben, ebenso  für  die  Pflege  von  Sport,  von 
geistigen  und  politischen  Interessen.  Für 
alle  großen  Kulturbewegungen,  deren  Aus- 
breitung geistige  Aufnahmefähigkeit  vor- 
aussetzt, von  der  Wohnungsreform  bis 
zum  Mitspracherecht  in  den  Betrieben,  hat 
die  Achtstundenbewegung  den  Nährboden 
vorbereitet. 
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Ackerbau. 

1.  Wesen  und  Bedeutung  des  Ackerbaues. 

2.  Ackerbau  der  alten  Griechen  und  Römer. 

3.  Entwicklung    des   Ackerbaues  vom  Zerfall 
des  römischen  Reiches  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahr- 
hundert.s.    4.  Fortschritte  des  Ackerbaues  im 
18.  Jahrhundert.  5.  Umgestaltung  des  Ackerbaues  \ 
im  19.  und  20.  Jahrhundert.  j 

1.  Wesen  und  Bedeutung  des  Ackerbaues. ' 

Ini    weiteren   Sinne    verstellt  man  unter ; 
Ackerbau  die  landwirtschaftliche  Güterer- , 
Zeugung  schlechtweg;  Ackerbau  im  engeren  j 
Sinne  des  Wortes  ist  eine  landwirtschaftliche 
Bodennutzung,  die  mit  einer  regelmäßigen, 
vornehmlich  mit  Hilfe  von  Gespanngeräten 
bewerkstelligten  Bodenbearbeitung  ver- 
bunden ist.   Die  regelmäßige  Bodenbearbei- 
tung als  solche  unterscheidet  den  Ackerbau 
von  der  reinen  Gras-  (Wiesen-  und  Weide-) 
und    Waldnutzung,    die    Bearbeitung  des 
Bodens  mit  Gespanngeräten,  den  Ackerbau, 
vom  Gartenbau,  bei  dem  die  Bearbeitung 
durch  Handgeräte  die  Regel  bildet.  Die 
Bodenbearbeitung  bezweckt  Vertilgung  des 
Unkrauts,  Unterbringung  von  Saatgut  und  j 
Dünger,    Erschließung   von   Pflanzennähr- 1 
Stoffen,  Herstellung  einer  für  die  Ackerfrüchte 
gedeihlichen  physikalischen  Bodenbeschaffen- 
heit sowie  Regelung  der  Feuchtigkeitsver- 
hältnisse des  Bodens.  Sie  bildet  einen  Haupt- 
teil des  Anbauaufwandes,  der  daneben 
noch  Arbeits-  und  Sachaufwand  für  Dün- 
gung, Saatgut  und  Pflege  der  Kulturpflanzen 
umfaßt  und  zusammen  mit  dem  Ernte  auf- 


wand (einschließlich  Aufwand  für  Aufbe- 
wahrung und  Nutzbarmachung  der  Ernte) 
den  regelmäßig  sich  wiederholenden  Kultur- 
aufwand des  Ackerbaues  darstellt.  Dem 
Anbau-  und  Ernteaufwand  pflegt  auf  den 
meisten  Aekergrundstücken  ein  Urbar - 
machungs-  und  Meliorationsaufwand 
voraufgegangen  zu  sein. 

Der  Ackerbau  liefert  unter  den  landwirt- 
schaftlichen Bodennutzungsweisen,  auf  die 
Fläche  berecluiet,  die  höchsten  Erträge,  wenn 
diese  an  ihrem  Nähr-  oder  sonstigen  Ge- 
brauchswert gemessen  werden.  Die  reine 
Grasnutzung  mit  Hilfe  von  Nutztieren  steht 
im  Flächenertrag  hinter  dem  Ackerbau  ganz 
erheblich  zurück,  begnügt  sich  indessen  mit 
vergleichsweise  sehr  geringem  Arbeitsauf- 
wand, was  ihr  unter  Umständen,  namentlich 
in  dünnbesiedelten  Ländern,  eine  wirtschaft- 
liche Ueberlegenheit  über  den  Ackerbau  ver- 
schaffen kann.  Der  Gartenbau  liefert  Erzeug- 
nisse, die  wegen  ihrer  Schmackhaftigkeit, 
Bekömmlichkeit  und  Mannigfaltigkeit  sich 
einer  besonderen  Wertschätzung  erfreuen, 
erfordert  dafür  aber  einen  sehr  hohen  Kultur- 
namentlich Arbeitsaufwand.  Im  Flächen- 
ertrag ist  der  Gartenbau  den  intensiveren 
Formen  des  Ackerbaues  nicht  überlegen.  Im 
ganzen  werden  die  Bedürfnisse  der  Menschen 
an  Nahrung  und  Kleidung  weitaus  in  erster 
Linie  durch  die  Erzeugnisse  des  Ackerbaues 
gedeckt,  so  daß  dieser  den  wichtigsten  Zweig 
der  Gütererzeugung  überhaupt  darstellt.  Von 
der  Gesamtmenge  der  in  der  Vorkriegszeit 
von  der  deutschen  Landwirtschaft  gewon- 
nenen Nahrungsstoffe,  deren  Nährwert  sich 
auf  etwa  80  Billionen  Kalorien  belief,  ent- 
fielen nind  90  %  auf  Erzeugnisse,  die  unmittel- 
bar oder  mittelbar  dem  Ackerbau  entstamm- 
ten, C  %  auf  Erzeugnisse  der  reinen  Gras- 
nutzung und  nur  4  %  auf  Erzeugnisse  des 
Garten-  und  Obstbaues. 

Seinen  hohen  Flächenertrag  verdankt  der 
Ackerbau  der  Anwendung  mannigfaltiger 
Bodenbefruchtungsmittel.  Als  solcher 
bedient  sich  der  Ackerbauer  neben  der 
Bodenbearbeitung,  deren  Wirkung  sich  auf 
alle  Lebensbedingungen  der  Pflanze  (Nah- 
rung, Feuchtigkeit,  Wärme,  Luft  und  Licht) 
erstreckt,  der  Ackerbewässerung,  der  Dün- 
gung und  des  Fruchtwechsels,  wobei  je  nach 
den  klimatischen,  Boden-  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  bald  dieses,  bald  jenes 
Mittel  die  größere  Bedeutung  gewinnt.  Die 
Böden  der  heißen  Zone  sind  vielfach  nur  mit 
Hilfe  der  Bewässerung  für  den  Ackerbau 
brauchbar,  in  der  gemäßigten  Zone  wird  mit 
zunehmender  Dichtigkeit  der  Bevölkerung 
die  Düngung  zu  einem  immer  wichtigeren 
Bodenbefruchtungsmittel.  Das  Prinzip  der 
Düngung  besteht  dabei  nicht  nur  im  Ersatz 
der  dem  Boden  durch  die  Ernten  entzogenen 
Pflanzennährstoffe,  sondern  zugleich  in  der 
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Verwendung  der  Dünp;estoffe  zu  solchen 
Kulturpflanzen,  die  dafür  am  dankbarsten 
Hind;  DünfTunR  ist  einesteils  Ersatz,  andem- 
teÜB  Mobilisierung  der  Pflanzenrährstoffe. 
Düngungsverfahren  sind  die  Stallmistdün- 
gung, FäkaliendünguiiK,  Gründüngung  und 
..künstliche"  Dün(;un<;.  Die  Stallmistdün- 
gunp,  die  im  wesentlichen  ein  Haushalten  mit 
den  dem  Boden  entzogenen  Pflanzennälir- 
stoffen  darstellt,  ist  das  wichtigste  Dün- 
gungsverfahren ;  die  FUkaliendüngung  oder 
die  Rücklieferung  der  aus  den  Ackerbau- 
hctriebcn  mit  den  Verkaufserzeugnissen  aus- 
geführten Nährstoffe  (Düngung  mit  mensch- 
lichen Exkrementen)  hat  in  Europa  im  Gegen- 
satz zu  asiatischen  Ländern,  wo  sie  die 
Grundlage  der  iJüiigenvirtschaft  bildet,  keine 
allgemeine  Bedeutung  erlantren  können;  die 
(Jründüngung  ist  in  der  Hauptsache  An- 
reichening  des  Bodens  mit  Stickstoff,  der  von 
gewissen  Pflanzen  (Schmetterlingsblütlern) 
aus  der  Luft  entnommen  werden  kann;  bei 
der  ,, künstlichen"  Düngung  endlich  werden 
Stoffe  zur  Düngung  verwandt,  die  teils  berg- 
baulich gewonnen  sind  (Kalisalze,  Phosphate), 
teils  Nebenerzeugnisse  gewerblicher  Betriebs- 
zweige (schwefelsaures  Ammoniak,  Thomas- 
schlacke), teils  künstliche  Präparate  dar- 
stellen (Luft  Stickstoffdünger). 

Mit  dem  Ackerbau  betrieblich  verbunden 
ist  in  den  meisten  Fällen  die  Haltung  von 
Wirt  Schaft  stieren .  die  wieder  als  Arbeits- 
inid  Nutztiere  auftreten.  Nutztiere  dienen 
zur  Umwandlung  von  pflanzlichen  in  tie- 
rische Erzeugnisse.  Der  wirtschaftliche  Zweck, 
den  der  Ackerbauer  hierbei  im  Auge  hat,  ist 
ein  dreifacher.  Einmal  verbilligt  die  Nutz- 
viehhaltung den  Ackerhau  insofern,  als  ein 
Teil  der  von  der  Viehhaltung  verwerteten 
Kulturpflanzen  bei  ihrem  Anbau  nur  ge- 
ringen .Vrbeitsaufwand  erforderlieh  macht 
(ein-  und  mehrjährige  Futterpflanzen);  dann 
erhöht  sie  die  Erträge  des  Ackerbaues  durch 
die  Nutzbarniachuni;  von  .Xhfällcn  (Stroh, 
Blättern,  Oelkuclien  usw.)  sowie  namentlich 
durch  die  Lieferung  von  Stallmist;  endlich 
dient  sie  dazu,  einen  Teil  der  Ackerbau- 
erträgnissc  für  den  menschlichen  Haushalt  zu 
veredeln.  In  Ländern,  in  denen  die  jVrbeit 
sehr  teuer  (Vereinigte  Staaten)  oder  der 
Boden  sehr  gras-  und  futterwüchsig  (Eng- 
land) oder  endlich  die  Vegetationszeit  sehr 
kurz  ist  (Gebirgsländer,  Skandinavien)  ist 
der  vornehmste  Zweck  der  Nutztiere  die 
Verbilligung  des  Ackerbaues;  in  den  eigent- 
lichen Ackerbauländern  (Mitteleuropa)  steht 
die  Düngerliefenmg  mehr  im  Vordergrund; 
in  Ländern  mit  einem  im  Verhältnis  zur 
Bevölkening  sehr  ertragreichen  Ackerbau 
(amerikanische  Maiszone,  deutsche  Kartoffel- 
baugebiete) gewinnt  die  Nahrungsver- 
edlung eine  größere  Rolle.  Ackerbau  ohne 
Nutzviehhaltung  kennen  in  größerer  Aus- 


I  dehnung  nur  die  dichtbevölkerten  ostasia- 
tischen Länder,  sowie  die  Plantagenwirt- 
schaft der  Tropen. 

Unter  den  Äckerbaugewächsen  unter- 
scheidet man,  ohne  dabei  scharf  abgrenzen 
oder  erschöpfen  zu  können,  als  llauptgnippen 
die  Nährpflanzen  (Getreide,  Kartoffeln, 
Zuckerrüben,  Oelfrüchte  usw.),  die  Faser- 
pflanzen (Hanf.  Lein.  Baumwolle),  die 
Futterpflanzen  (Ivlee  und  andere  blattartige 

[Feldfutterpflanzen,  Futterhackfrüchte)  und 
die  Dungpflanzen  (Lupine,  Serradella).  Nur 
in  Ausnahmefällen  liesehränkt  sich  ein  Acker- 
baubetrieb auf  den  Anbau  einer  einzelnen 

I  Kulturpflanze  oder  einer  Kulturpflanzen- 
gruppe. Rücksicht  auf  möglichst  gleich- 
mäßige zeitliche  Verteilung  der  Anbau-  und 
Erntearbeiten,  auf  mehrseitige  Inanspruch- 
nahme und  zeitweise  Schonung  der  Büden- 
krafl,  auf  die  Versorgung  der  Gespann-  und 
Nutzlierhaltung  mit  Futter  sowie  auf  Ver- 
teilung des  Betriebsrisikos  lassen  in  der 
Reeel  die  betriebliche  Verknüpfung  mehrerer 
Ackerkulturen  zu  einer  Fruchtfolge  oder 
einem  Ackerbausystem  als  zweckmäßig 
erseheinen.  Die  spezifische  Ertragsfähigkeit 
der  vorgenannten  Pflanzengruppen  und  der 
zu  einer  Pflanzengruppe  gehörigen  Pflanzcn- 
arten  ist  sehr  verschieden.  Vermehrung  der 
Bevölkerung  verhilft  den  Pflanzen  mit  spezi- 
fisch hoher  Ertragsfähigkeit  immer  mehr  zur 
Vorherrschaft  (Ausdehnung  des  Speisehack- 
fruchtbaues gegenüber  dem  (ielreidebau,  des 
Futterhackfruchlbaucs  gegenüber  dem  Klee- 
und  Klecgrasbau,  des  Baumwollbaues  gegen- 

'  über  dem  Leinbau). 

'  Der  technische  Fortschritt  im  Acker- 
bau ist  unmittelbar  entweder  auf  Verbilligung 
des  Betriebes  (jVrbeits-und  Materialersparnis) 
oder  auf  Stcigening  des  I<>trages,  mittelbar 
stets  auf  letztgenanntes  Ziel  gerichtet,  schlägt 
aber  im  übrigen  sehr  verschiedene  Wege  eiu. 
Arbeitsparende  Geräte  und  Maschinen,  Zucht 
leistungsfähigerer  Arbeitstiere  und  auch 
manche  Meliorationen  (Gnnidslückszusam- 
mciilegungen)  sind  Mitlei  der  Betriebsver- 
Dilligung,  wirken  indessen  mittelbar  auch  er- 
tragssteigernd, da  die  freigewordene  Arbeit  an 
anderer  St  eile  wieder,  entweder  zur  räumlichen 
AusdehnungoderzurIntensivierungdes  Acker- 
baues, eingesetzt  werden  kann  (Arbeitsver- 
schiebungi.  Fortschritte  im  Dünger-,  Meliora- 
tions-  und  Büdenbearbeitungswesen  heben  die 
Ertragsfähigkeit  der  Ackerböden;  Fort- 
schritte in  der  Anwendung  künstlicher 
Düngemittel  machen  daneben  durch  Zurück- 
drängung der  natürlichen  Düngung  Boden- 
flächen, die  bis  dahin  dem  Futterbau  dienen 
mußten,  für  ertragreicheren  Nährfruchtbau 
frei.  Die  Einführung  neuer  sowie  die  züchte- 
rische Veredlung  der  alten  Kulturpflanzen 
hebt  die  spezifische  Leistungsfähigkeit  der 
Ackerkulturen.      Verbessening  der  Saat- 
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methoden  (Drill-  statt  Handsaat)  vergrößert 
durch  Verringerung  des  Saatgutverbrauchs 
den  nutzbaren  Aiiteil  des  Ernteertrages,  ähn- 
lich manche  Fortschritte  in  der  Pflanzen- 
pflege durch  Einschränkung  der  Verluste. 
Ersatz  der  tierischen  Arbeitskraft  durch 
Elementarkraft  setzt  den  Anteil  der  Ernte 
herab,  den  das  Arbeitstier  dem  menschlichen 
Haushalt  entzieht.  Der  Ausbau  der  Natur- 
wissenschaften, vor  allem  der  Chemie  und 
der  biologischen  Wissenschaften,  hat  die 
Entwicklung  der  Ackerbautechnik  in  un- 
geahnter Weise  befruchtet,  doch  sind  auf 
manchen  Gebieten,  so  bei  der  Bodenbearbei- 
tung, auch  heute  die  naturwissenschaftlichen 
Grundlagen  des  Ackerbaues  noch  wenig  ge- 
klärt. Zeitlich  haben  die  Fortschritte  im 
Düngewesen  den  Vorrang  vor  den  Fortschrit- 
ten in  der  PflanzenzucJit,  die  erst  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  ein  schnelleres  Fahr- 
wasser gekommen  sind.  In  den  dichtbesie- 
delten alten  Kulturländern  liegt  der  Schwer- 
punkt des  Fortschritts  in  der  Neuzeit  in  der 
Hebung  der  Flächenerträge  mit  Hilfe  der 
Düngung  und  Pflanzenzucht,  deren  Ratio- 
nalisierung danmi  auch  von  hier  aus  (Deutsch- 
land und  England)  ihren  Ausgangspunkt  ge- 
nommen hat.  Die  dünnbevölkerten  Agrar- 
länder (Vereinigte  Staaten)  haben  vornehm- 
lich den  masclünenteehnischen  Fortschritt 
gepflegt,  der  ihre  Besiedlung  und  Inkultur- 
nahme  überhaupt  erst  ermöglicht  hat.  Da- 
neben war  man  in  diesen  Ländern  bis  in  die 
jüngste  Zeit  auf  die  Einfühning  neuer  Kul- 
turpflanzenarten bedacht,  für  die  in  den 
alten  Ländern  infolge  der  nach  Jahrtausen- 
den zählenden  ackerbaulichen  Tradition  nur 
wenig  Spielraum  gegeben  ist. 

2.  Ackerbau  der  alten  Griechen  und  Römer. 
Ueber  den  Ackerbau  der  alten  Griechen  be- 
sitzen wir  keine  zusammenhängende  DarsteUimg. 
W  as  wir  davon  wissen,  stammt  aus  einzelnen 
Bemerkungen,  welche  sich  bei  verschiedenen 
Schriftstellern  zerstreut  vorfinden.  Die  aus- 
führUchsten  Angaben  sind  in  dem  Werke  des 
Dichters  Hesiod  (lebte  um  800  v.  Christi 
Geb.)  „7i,.>..<  y.„,  7///-.."<"  („Tagewerke")  ent- 
halten. Die  Griechen  bedienten  sich  schon 
damals  eines  aus  melireren  Teilen  zusammen- 
gesetzten Pfluges  und  wußten  auch  die  Wirkung 
der  Brache  und  des  Düngers  voll  zu  würdigen. 
Die  wichtigste  Ackerfrucht  war  die  Gerste,  die 
als  Winterfrucht  gebaut  wurde.  Daneben 
wurde  Winterweizen  angebaut,  Roggen  und  Hafer 
dagegen,  obwohl  sie  bekannt  waren,  nicht. 
In  der  Nähe  der  Städte  spielte  der  Anbau  von 
Hülsenfrüchten,  Futterkräutern,  Gewürz-  und 
Gemüsepflanzen  eine  gewisse  RoUe.  In  der 
Blütezeit  des  griechischen  Volkes  nahmen  auch 
Feige,  Olive  und  Weinstock  ziemlich  große 
Flächen  ein 

Mit  dem  Ackerbau  der  alten  Römer  hat 
sich  eine  ganze  Reihe  von  Männern,  deren 
Werke  uns  erhalten  geblieben  sind,  beschäftigt, 
so  Marcus  Porcius  Cato,  de  agricultura;  M.  Ter- 
rentius  Varro,  de  re  rustica  Ubri  III;  L.  Jun. 


Moderatus  Columella,  de  re  rustica  libri  XII; 
Palladius.  de  re  rustica  libri  XIV;  Cajus 
Plinius    Secundus,    historiae    naturalis  libri 
I  XXXVII;  Vergilius  Maro,  Bucolica  et  Ge- 
{ orgica.    Aus  diesen  Werken  geht  hervor,  daß 
:  die  Römer  mit  außerordentlicher  Sorgfalt  und 
I  Sachkenntnis  den  Ackerbau  betrieben  und  ihn 
zu  einer  Stufe  der  Vollkommenheit  gebracht 
hatten,  die  bis  zur  Mitte  und  selbst  bis  zu  Ende 
des  18.  Jahrh.  von  den  europäischen  Kultur- 
j  Völkern  nicht  wieder  erreicht  wurde.    Für  die 
Feldbewässerung,  die  im  Orient  und  Aegypten 
!  eine  sehr  hohe  Bedeutung  hatte,  fehlte  innen 
jedoch  das  volle  Verständnis. 

Als  Ackerwerkzeuge  bedienten  sich  die 
Römer  des  Pfluges,  der  Egge  und  der  Walze, 
j  obwohl  letztere  selten  zur  Anwendung  kam ; 
als  Handgeräte  benutzten  sie  die  noch  jetzt 
gebräuchlichen  Spaten,  Hacke,  Karst,  Harke, 
und  zwar  alle  diese  je  nach  der  Natur  der  Arbeit 
in  den  verschiedensten  Konstruktionen.  Ueber 
die  Zeit  des  Pflügens,  die  Zahl,  Tiefe  und  Rich- 
tung der  Pflugfurchen  hatten  sie  so  vollkommene 
Regeln,  wie  sie  auf  rein  ertahrungsmäßigem 
Wege  nur  aufzufinden  sind.  Als  Dünger  ver- 
wendeten die  Römer  nicht  nur  den  Stallmist, 
sondern  auch  die  menschlichen  Exkremente, 
Fleisch,  Blut,  Haare,  Spülwasser,  Baumlauh, 
Unkräuter,  Seegras.  Asche,  Ruß,  Kalk,  Gips, 
Mergel  usw.;  von  der  Düngung  mit  Kompost 
machten  sie  ebenso  ausgedehnten  Gebrauch  »na 
von  der  Gründüngung.  Zu  letztgenanntem  Zweck 
wurden  Hirse,  Wicken,  Bohnen,  besonders  aber 
Lupinen  angesät  und  grün  untergepflügt. 

Die  hauptsächlichsten  Ackergewächse  waren 
die  Getreidearten  und  Hülsenfrüchte.  Von 
ersteren  wurden  namentlich  Weizen,  Dinkel, 
Hirse  und  Gerste  angebaut,  Roggen  und  Hafer 
dagegen  nur  ganz  ausnahmsweise;  unter  den 
Hülsenfrüchten  waren  die  üblichsten  die  Erbse, 
Bohne,  Linse,  deren  Namen  auch  in  den  römi- 
schen Familien  vertreten  sind  (Fabius,  Cicero, 
Leutulus  usw.),  und  Lupine.  Der  Anbau  von 
Rüben  (roten  zum  Essen)  und  Futterkräutern 
auf  dem  Ackerlande  fand  zwar  vielfach  statt, 
trat  aber  an  Ausdehnung  hinter  dem  des  Ge- 
treides und  der  Hülsenfrüchte  sehr  zurück. 
Auch  die  meisten  der  in  der  Gegenwart  üblichen 
Handelsgewächse  wurden  schon  von  den  Römern 
gebaut,  so  z.  B.  Flachs,  Hanf,  Mohn,  Senf, 
Zichorie  usw.;  dagegen  kannten  sie  von  den 
jetzt  wichtigen  Feldgewächsen  nicht:  die  Kar- 
toffel, den  Tabak,  den  Mais  sowie  den  roten 
Klee,  wohl  aber  die  Luzerne. 

Große  Sorgfalt  wurde  der  Auswahl  und  Be- 
handlung des  Saatgutes  durch  Reinigen  von 
Unkraut  und  Einheizen  zum  Schutz  gegen 
Krankheiten  zugewendet,  auch  die  Vorteile  des 
zeitweiligen  Samenwechsels  waren  bekannt. 
Alle  Feldfrüchte,  auch  das  Getreide,  wurden 
während  ihrer  Vegetationszeit  ein  oder  mehrere 
Male  mit  der  Hand  oder  Handwerkzeugen  ge- 
jätet, gehackt,  auch  wohl  behäufelt.  Zur  Ernte 
bediente  man  sich  der  Sichel;  ob  die  Sense 
schon  den  Römern  bekannt  war,  ist  ungewiß. 
Gewöhnlich  wurden  die  Aehrcn  kurz  abge- 
schnitten und  das  Stroh  nachher  noch  besonders 
geerntet.  Das  Dreschen  geschah  auf  verschiedene 
Weise:  durch  Austreten  mit  Tieren,  durch 
Dreschwagen,  Ausschlagen  mit  Stöcken,  viel- 
leicht auch  diu-ch  ein  dem  jetzigen  Dresch- 
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flegel  ähDlichcs  Werkzeug.     Zur  ersten  ober- 1 

flächlichen  Reinigung  des  Samens  von  Spreu  usw.  ! 
bediente  man  sii  h  liur  Harke  und  der  Schüttel- 
gabel,   zur    vollständigen    der    Wannen  oder 
Schwingen,  der  Siebe  und  der  Wurfschaufel. 

3.  Entwicklung  des  Ackerbaues  vom 
Zerfall  des  römischen  Reiches  bis  zur  Mitte 
des  18.  Jahrh.  Die  riiniisehen  Kolonisten 
brachten  die  in  ihrer  Heimat  im  Ackerbau  ge- 
machten Fortschritte  nach  den  dem  römischen 
Keich  unterworfenen  Ländern,  auch  nach  Gallien, 
Germanien,  Britannien.  Der  Ackerbau  der  alten 
Gallier  und  Germanen  hatte  nach  Casars  und 
Tacitus'  lierichten  eine  sehr  primitive  Form, 
welche  zunächst  nur  dort  einer  vollkommeneren  I 
wich,  wo  römische  Kolonisten  sich  in  größeren 
Mengen  niederUcUcn,  namentlich  längs  des 
ganzen  Rheinstromes.  Eine  besondere  For- 
derung erfuhr  dann  der  Ackerbau  durch  die 
Tätigkeit  Karls  des  Großen,  welcher  ein- 
gehende Vorschriften  über  die  Bewirtschaftung 
der  Domänen  erteilte,  wie  in  dem  Capitularc 
de  villis.  Allerdings  kam  dieser  Einfluß  wie 
der  Einfluß  des  damaligen  Großgrundbesitzes  1 
überhaupt  mehr  dem  Gartenbau  als  dem  eigent- 1 
liehen  Ackerbau  zugute,  da  dieser  auch  auf  den 
kaiserlichen  und  grundherrlichen  Höfen  aus- 
schlicEüch  in  den  Händen  der  Bauern  la".  Karl 
der  Große  zählte  in  dem  Capitularc  de  villis : 
mehr  als  70  Gewächse  auf,  welche  in  seinen  1 
Gärten  gebaut  werden  sollten,  außerdem  eine 
große  Zahl  der  verschiedensten  Obstarten.  I 

Noch  ein  anderer  Umstand  trat  das  ganze 
Mittelalter  hindurch  einer  intensiven  Hand- 
habung des  Ackerbaues  hemmend  entgejjen. 
Die  mit  der  zunehmenden  Zahl  und  Wohlhaben- 
heit der  Bevölkerung  steigende  Nachfrage  nach 
Erzeugnissen  des  Ackerbaues  suchte  man  zunächst  j 
nicht  durch  Erzielung  höherer  Erträge  von  den 
bisher  angebauten  Flächen  zu  befriedigen,  son- 
dern durcli  Verwandlung  von  Wäldern,  Weiden, 
Unland  in  Ackerland,  also  durch  Vergrößerung 
des  dem  Feldbau  gewidmeten  Areals.  Nur  dort, 
wo  durch  die  Nähe  von  Städten  oder  von  guten 
Verkehrswegen  die  Möglichkeit  gegeben  war, 
sowohl  für  die  gewöhnlichen  Erzeugnisse  des 
Ackerbaues  wie  namentlich  auch  für  solche 
Bodengewächse  hohe  Preise  zu  erzielen,  welche 
nach  dem  herrschenden  Gebrauch  eigentlich  zu 
den  Gartengewächsen  zählten,  wurde  der  .\cker- 
baubetrieb  mit  größerer  Sorgfalt  gehandhabt. 
Es  geschah  dies  besonders  im  ganzen  Rheintal, 
in  Belgien,  dann  im  Innern  des  Deutschen 
Reiches  in  der  näheren  oder  ferneren  Umgebung 
der  durch  umfassende  Handelsbeziehungen  und 
bedeutende  Wohlhabenheit  ausgezeichneten  Städte 
wie  z.  B.  Nürnberg,  Augsburg,  Bamberg  und 
ganz  vornehmlich  Erfurt,  das  jahrhundertelang 
den  Mittelpunkt  des  deutschen  Samenhandels 
und  wertvoller  Bodenprodukte  bildete  und  für 
den  Bau  von  Gemüse  und  Handelsgewächsen ; 
(Waid)  vorbildlich  war.  [ 

Indessen  bildeten  diese  Gegenden  immerhin 
nur  Ausnahmen.    Im  allgemeinen  herrschte  in  1 
Deutschland  und  ähnlich  im  übrigen  Europa 
eine    wenig   einträgliche    Art   des   Ackerbau- 1 
betriebes,  die  auch  solange  genügte,  wie  noch 
Land    für    neue  Urbarmachungen    zur    Ver-  j 
fügung  stand  und  der  Betrieb  des  Ackerbaues 
einen  ausgesprochen  naturalwirtschaftlichen  Cha- 
rakter an  sich  trug.    Ein  gewisser  Bedarf  an 


barem  Geld  und  damit  die  Notwendigkeit, 
die  Menge  der  verkäuflichen  Erzeugnisse  zu 
vermehren,  machte  sich  mit  der  Zeit  allerdings 
geltend.  Diesem  Drang,  zu  einer  vollkommeneren 
Form  des  Ackerbaues  überzugehen,  standen 
jedoch  mancherlei  Hindernisso  im  Wege  und 
hieraus  erklärt  sich,  wenigstens  zum  Teil,  der 
Druck,  welcher  um  jene  Zeit  auf  dem  Bauern- 
stände lastete  und  dann  am  Ende  des  15.  und 
Anfang  des  16.  Jahrh.  zu  den  Bauernkriegen 
führte. 

Die  nach  diesen  zunächst  einsetzende  Ent- 
wicklung zum  Besseron  erlitt  eine  jähe  und 
lange  anhaltende  Unterbrechung  durch  den 
Dreißigjährigen  Krieg,  dessen  Folgen  für 
den  Ackerbaubetrieb  besonders  verhängnisvoll 
waren.  Viele  Dörfer  wurden  gänzlich  zerstört 
und  ihrer  Einwohner  durch  Tod  oder  Fort- 
wanderung beraubt;  weite  Strecken  ehemaligen 
Ackerliindes  blieben  unbebaut;  Bauern  und  Groß- 
grundbesitzer verarmten,  es  fehlten  Zugtiere 
und  Geräte  sowie  Menschenkräfte  selbst  zu  einer 
nur  oberflächlichen  Bearbeitung  der  Felder. 
Roscher  urteilt  Uber  die  Folgen  des  Dreißigjährigen 
Krieges:  ,,In  der  Tat  wird  man  sich  die  volks- 
wirtschaftliche Verwüstung  des  Krieges  nicht 
leicht  zu  arg  vorstellen"  [Geschichte  der  National- 
Ockonomik,  S.  219]. 

4.  Fortschritte  des  Ackerbaues  im  18.  Jahrh. 
Im  18.  Jahrh.  brach  bei  den  einsichtiijeren 
Fürsten,  Staatsmännern  und  Volkswirten 
die  Uebcrzeugung  sicli  Bahn,  daß  etwas 
zur  VcrbcsserunR  des  Landbaucs,  nament- 
lich zur  Hebung  des  Bauernstandes,  gc- 
scheben  müsse.  Vor  allem  waren  in 
Preußen  Friedrich  Willielm  I.  und  Friedrich 
d.  Gr.,  in  Oesterreich  Maria  Theresia  und 
Joseph  II.  eifrig  bemüht,  nicht  nur  die  Fron- 
dienste der  Bauern  auf  ein  festes,  erträgliches 
Maß  zurückzuführen  oder  gar  vollständig 
abzulösen,  sondern  auch  die  Anregung  und 
Mittel  darzubieten,  um  den  Ackerbau  ratio- 
neller und  einträijlicher  zu  gestalten.  Beides 
hing  eng  miteinander  zusammen;  denn  die 
mangeUiafte  Art  der  Feldkultur  war  zum 
nicht  geringen  Teil  dadurch  bedingt,  daß 
die  Bauern  mit  ihren  schlechten  Geräten  und 
Zugtieren  nicht  nur  den  eigenen  Acker,  son- 
dern auch  den  ihrer  Gutslierren  zu  bestellen 
hatten.  Eine  durchgreifende  Verbesserung 
des  Feldbaubetriebes  war  daher  erst  zu  er- 
warten, wenn  man  die  Bauern  in  eine  gün- 
stigere wirtschaftliche  Lage  brachte  und 
gleichzeitig  das  Abhängigkeitsverhältnis  löste, 
in  dem  sich  der  Großgrundbesitz  bezüglich 
des  Ackerbaues  von  den  Diensien  der 
Baueni  befand.  Letzteres  erfolgte  der  Haupt- 
sache nach  allerdings  erst  im  19.  Jahrh.  Da- 
gegen trat  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrh.  dort,  wo  die  rechtlichen  Verhält- 
nisse eine  freiere  Bewegung  gestatteten,  eine 
Reihe  von  nicht  unwesentlichen  Verbesse- 
rungen in  der  Behandlung  und  Benutzung 
des  Ackerlandes  ein. 

Der  zu  jener  Zeit  am  stärksten  empfun- 
dene und  am  meisten  beklagte  Uebelstand 
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lag  in  der  unzureichenden  Düngung  des 
Bodens,  welche  ihrerseits  durch  die  geringe 
Futtererzeugung  bedingt  war.  Der  Feld- 
futterbau war  noch  unbekannt;  die  Futter- 
erträge des  Ackers  beschränkten  sich  auf 
Stroh,  Brach-  und  Stoppelweiden. 

Zur  Beseitigung  dieser  Mängel  machte 
man  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh. 
den  Versuch,  Futterkräuter  und  Wurzel- 
gewächse, die  bis  dahin  außer  am  Nieder- 
rhein gar  nicht  oder  doch  nur  in  geringer  Aus- 
dehnung, als  Gartengewächse,  angebaut 
waren,  in  den  regelmäßigen  Anbau  aufzu- 
nehmen. Man  vermehrte  dadurch  die  Futter- 
und  Düngererzeugung,  hatte  es  in  der  Hand, 
die  Stoppelfelder  und  Brache,  deren  Weide- 
nutzung nicht  mehr  so  dringend  bedurft 
wurde,  frühzeitiger  und  sorgfältiger  zu  be- 
iirbeiten,  und  konnte  endlich  auch,  da  die 
Futter-  und  Wurzelgewächse  bei  ihrem  An- 
bau in  melirfacher  Hinsicht  günstig  auf  die 
chemische  nnd  physikalische  Beschaffenheit 
des  Bodens  einwirken,  daran  denken,  die 
Brachhaltung  einzuschränken  und  das  Brach- 
feld teilweise  zum  Anbau  von  Ackergewäch- 
sen heranzuziehen.  Die  wichtigsten  unter 
diesen  in  die  Fruchtfolge  neu  eingeschobenen 
Gewächsen,  die  man  mit  dem  gemeinsamen 
Namen  „Brachfrüchte"  belegte,  waren  die 
kleeartigen  Pflanzen  (Rotklee,  Weißklee, 
Luzerne).  Die  Einführung  des  Kleebaues 
war  der  erste  größere  Fortschritt  in  der 
Technik  des  deutschen  Ackerbaues  nach  ! 
dem  dreißigjährigen  Krieg.  Die  Anregung 
dazu  holte  man  aus  England  und  namentlich 
aus  den  Niederlanden,  deren  dichtere  Be- 
völkerung den  Ackerbau  früher  als  bei  uns 
in  fortschrittliche  Bahnen  gedrängt  hatte. 
Unter  den  Männern,  die  sich  in  Deutschland 
um  die  Einführung  des  Kleebaues  bemüht 
haben,  verdient  besonders  Joh.  Chr.  Schu- 
bart genannt  zu  werden,  der  1783  den  von 
der  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Berlin 
ausgesetzten  Preis  für  die  beste  Abhandlung 
„Ueber  die  verschiedenen  Eigenschaften  und 
den  vorteilhaftesten  Anbau  der  Futterkräu- 
ter" gewann  und  wegen  seiner  Verdienste  um 
den  Kleebau  von  Kaiser  Joseph  II.  in  den 
Adelstand  unter  Beilegung  des  Namens 
,, Edler  von  dem  Kleefelde"  erhoben  wurde. 

Ein  fast  gleichzeitig  einsetzender  Fort- 
schritt war  der  feldmäßige  Anbau  der  Kar- 
toffel. Noch  im  Jahre  1750  sprechen  land- 
wirtschaftliche Schriftsteller  von  ihr  als  einer  i 
wenig  bekannten  und  erst  kürzlich  einge- ' 
führten  Kulturpflanze.  In  Preußen  hat  sich  I 
insbesondere  Friedrich  der  Große  um  die  | 
Förderung  des  Kartoffelbaues  mit  allen  zu  ' 
Gebote  stehenden  Mitteln  bemüht.  Am  Ende 
des  18.  Jahrh.  konnte  man  in  den  meisten 
Teilen   Deutschlands  die   Kartoffel  schon 
ebenso  wie  den  Klee  zu  den  landesüblichen  i 
Feldgewächsen  rechnen.  1 


Außer  dem  Klee  und  der  Kartoffel  wurden 
um  diese  Zeit  in  die  Reihe  der  eigentlichen 
Feldfrüchte  noch  verschiedene  Rüben  arten, 
besonders  die  Runkelrüben,  dann  der  Ta- 
bak aufgenommen.  Auch  der  feldmäßige 
Anbau  der  Oelfrüchte  gewann  eine  weit 
größere  Ausdehnung,  als  er  früher  besessen, 
desgleichen  die  Kultur  des  Hopfens.  Die 
Aufnahme  aller  dieser  Gewächse  in  den  regel- 
mäßigen Feldbau  bedeutete  einen  Fortschritt 
nach  mehreren  Seiten  hin;  sie  verringerte  die 
ertraglose  Brachfläche  und  steigerte  die  Er- 
träge des  Ackerbaues  durch  den  günstigen 
Einfluß,  den  die  neuen  Gewächse  als  Vor- 
früchte und  Düngerlieferer  für  das  Getreide 
auf  dessen  Ernten  ausübten. 

Bis  tief  in  das  18.  Jahrh.  hinein  waren 
fast  überall  in  Europa  Ackerwerkzeuge  in 
Gebrauch,  welche  sich  in  ihrer  Konstruktion 
wenig  von  den  vollkommeneren  Geräten 
unterschieden,  die  man  in  der  römischen 
Kaiserzeit  benutzte.  Namentlich  gilt  dies 
für  das  wichtigste  Ackerwerkzeug,  den 
Pflug. 

Der  für  die  Geschichte  des  Pfluges  be- 
deutsamste Fortschritt,  nämlich  die  An- 
bringung eines  schraubenförrm'g  gewundenen 
Streichbrettes,  stammt  aus  Belgien  und  fällt 
wahrscheinlich  an  das  Ende  des  17.  Jahrh. 
Im  18.  Jahrh.  wnirde  diese  Konstruktion  von 
Belgien  nach  England  übertragen  und  dort 
weiterhin  verbessert.  In  Norddeutschlaiid 
wurde  der  englische  Pflug  zu  Anfang  des  19. 
Jahrh.  durch  A.  Thaer  eingeführt,  während 
Schwerz  den  belgischen  (brabanter.  flan- 
drischen) Pflug  um  die  gleiche  Zeit  direkt  aus 
Brabant  nach  dem  westlichen  und  südwest- 
lichen Deutsehland  brachte  und  ihm.  unter 
etwas  veränderter  Gestalt,  den  Namen 
,, Hohenheimer  Pflug"  zuerteilte.  Etwas 
später  legte  der  Franzose  Matthieu  de  Dom- 
basle  seiner  in  Frankreich  so  berühmt  ge- 
wordenen Pflugkonstruktion  den  brabanter 
Pflug  zugrunde.  Die  Pflugformen  erfuhren 
sodann  die  mannigfaltigsten  Verbesserungen, 
in  neuester  Zeit  namentlich  auch  in  Nord- 
amerika; zudem  wurden  andere  wertvolle 
Bodenbearbeitungsinstnimente  eingeführt, 
wie:  Exstirpator,  Grubber,  Igel,  Häufelpflug, 
Pferdehacke  usw.  In  der  Erfindung  und  Be- 
nutzung von  Maschinen,  welche  dazu  be- 
stimmt sind,  die  Zwischenräume  zwischen 
den  in  Reihen  gebauten  Gewächsen  zu  bear- 
beiten, gingen  die  Engländer  allen  anderen 
Nationen  voran.  Jethro  Tu  11  aus  Berkshire 
verwendete  schon  i.  J.  1701  die  Pferde- 
hacke zu  diesem  Zwecke,  und  zwar  zum 
Bearbeiten  nicht  nur  der  Hackfrüchte,  son- 
dern auch  des  Getreides,  welches  er  mit 
einer  (Drill-)  Sämaschine  in  Reihen  säte 
und  während  der  Vegetationszeit  wieder- 
holt mit  der  Pferdehacke  bearbeitete.  Alle 
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diese  Instrumente,  sowie  die  Eggen  und 
Walzen  wurden  im  19.  Jahrhundert  fortge- 
setzt verbessert  und  vervollkommnet.  Außer- 
dem fallt  in  das  19.  Jahrb.  die  Erfindung 
der  hauptsächlichsten  für  die  Einemtung 
und  weitere  Zubereitung  der  Feldfrüchtc 
bestimmten  Maschinen,  wie  namentlich  der 
Mäh-  und  Heuwendemaschinen,  des  Selbst- 
binders, des  Heurechens,  der  Häoksci- 
schneide-  und  Dreschmaschinen,  der  Stroh- 
pressen, der  Ablader,  der  Schrotmühlen,  der 
Oelkuchcnbrcchcr  usw. 

Die  Fortschritte,  welche  man  in  der 
Düngung  des  Bodens  im  18.  Jahrh. 
machte,  beschränkten  sich  im  wesentlichen 
darauf,  daß  man  dort,  wo  infolge  des  Futter- 
baues auf  dem  Ackerlande  mehr  Stalldünger 
als  bisher  erzengt  wurde,  auch  etwas  reich- 
licher düngte.  Besonders  intelligente  Land- 
wirte wendeten  außer  dem  Stalldünger  wohl 
noch  Kalk,  (Üps  (zu  Klee),  Mergel,  Asche, 
zerkleinerte  Knochen,  menschlielie  Exkre- 
mente usw.  an;  aber  das  gleiche  war  schon 
früher  geschehen  und  bereits  bei  den  alten 
Römern  üblich.  Man  befand  sich  über  die  für 
die  Theorie  der  Pflanzenernähning  wichtig- 
sten Punkte  noch  vollständig  im  unklaren 
und  hielt  noch  allgemein  daran  fest,  daß  der 
Humus  (Moor-,  Danimerdc)  die  eigentlich 
pflanzenernährende  Substanz  im  Boden  sei. 
Hier  und  da  wurde  zwar  schon  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  die  Pflanzen  nicht  auch 
mineralische  ^'ährstoffe  im  Boden  vor- 
finden müßten,  um  normal  zu  gedeihen,  und 
die  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften 
stellte  hierüber  im  Jahre  1798  sogar  eine 
Preisfrage.  Nachdem  aber  durch  die  mit  dem 
Preise  gekrönten  Schriften  von  Schräder  und 
Neumann  (Berlin  1800)  diese  Frage  auf 
Grund  von  Experimenten  im  verneinenden 
Sinne  beantwortet  war,  glaubte  man  sieh 
um  so  mehr  berechtigt,  an  der  bisherigen 
Theorie  festlialten  zu  müssen. 

5.  Umgestaltung  des  Ackerbaues  im  ig. 
und  20.  Jahrhundert.  Wenn  auch  das  18. 
Jahrh.  der  Jjandwirtschaft  manche  Ver- 
besserungen gebracht  hatte,  so  trat  eine 
wesentliche  Umgestaltung  des  Ackerbau- 
betriebes in  Deutschland  doch  erst  im  19. 
Jahrh.  ein.  Abgesehen  davon,  daß  die 
überkommene  Agrarverfassung  dem  land- 
wirtschaftlichen Fortschritt  noch  im  Wege 
stand,  fehlte  es  bis  dahin  an  festen  leitenden 
Cirundsätzen  sowohl  bezüglich  Bearbeitung 
und  Düngung  des  Ackers,  wie  bezüglich  der 
Behandlung  der  einzelnen  Kulturpflanzen. 
Solche  zuerst  aufgestellt  zu  haben,  ist  das 
Verdienst  A.  Thaers  (1752—1828).  Mit 
reichem  Wissen,  scharfer  Beobachtungsgabe 
und  klarem  kritischen  Verstände  ausgerüstet, 
machte  Thaer  zuerst  den  erfolgreichen  Ver- 
such, aus  eigenen  wie  fremden,  besonders  den 


englischen  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des 
Ackerbaues  allgemein  gültige,  auf  die  Lehren 
der  Naturwissenschaft  gestützte  Grundsätze 
zu  gewinnen.  Es  geschah  dies  in  dem  bahn- 
brechenden Werk:  ,, Grundsätze  der  ra- 
tionellen Landwirtschaft"  (4  Bde.,  1809 
bis  1812)  Thaer  erkannte,  daß  die  verschie- 
denen oft  sich  widersprechenden  praktischen 
Erfahrungen  in  ihren  Ursachen  mit  den  Ver- 
schiedenheiten der  äußeren  Bedingungen 
zusammenhängen,  unter  denen  sie  gemacht 
worden  sind,  und  daß  man  bei  ihrer  Erklä- 
rung immer  wieder  auf  die  Naturgesetze  zu- 
rückgreifen muß.  Und  wenn  aucli  viele  der 
von  Thaer  für  den  Ackerbaubetrieb  aufge- 
stellten allgemeinen  Regeln  später  berichtigt 
werden  mußten,  so  gebührt  ihm  doch  dius 
Verdienst,  den  großen  Fortschritt  herbeige- 
führt zu  haben,  daß  einerseits  die  Land- 
wirte anfingen,  mit  Bcwußt.'<ein  die  Natur- 
gesetze auf  den  Ackerbaubetrieb  zur  An- 
wendung zu  bringen,  und  andererseits  die 
Naturforscher  bestrebt  waren,  die  allge- 
meinen Gesetze  ausfindig  zu  machen,  welche 
den  hei  dem  Ackerbau  zutage  tretenden  ver- 
schiedenartigen Erscheinungen  zugnindc 
liegen.  Hiermit  war  der  Weg  betreten,  auf 
welchem  der  bis  dahin  lediglich  empirische 
Ackcrbaubelricb  zu  einem  rationellen  um- 
gestaltet werden  konnte. 

Es  war  dies  freilieh  erst  möglich,  nach- 
dem die  Naturwissenschaft  genauere  Ein- 
sicht in  die  Prozesse,  welche  sich  im  Boden 
und  in  den  Pflanzen  vollziehen,  gewonnen, 
|Und  nachdem  man  unter  Benutzung  dieser 
Einsicht  die  mannigfaltigen  praktischen  Er- 
fahrungen des  Ackerbau bctricDes  geprüft  und 
gesichtet  hatte. 

i  Bezüglich  der  für  den  Ackerbau  so  über- 
aus wichtigen  Lehre  von  der  Pflanzcn- 
ernährung  befanden  sich  Thaer  und  seine 
Zeitgenossen  innerhalb  wie  außerhalb 
Deutschlands  noch  in  einem  erheblichen  Irr- 

Itum.  Obwohl  schon  Th.  de  Saussure  und 
Huniphry  Davy  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts" die  Ansicht  ausgesprochen  hatten, 
die  Pflanzen  bedürften  zu  ihrer  Ernährung 

■gewisser  Mincralstoffe,  so  fand  doch  diese 
Meinung  weder  bei  den  Naturforschern  noch 
bei  den  Vertretern  der  Landwirtschaft  An- 

!  erkennung;  jedenfalls  zog  man  aus  ihr  keiner- 

)  lei  Folgerungen  für  die  Landwirtschaft.  Bis 

jin  das  5.  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts 
herrschte  bei  Praktikern  und  Theoretikern 

'  Uebereinstimmung  darin,  daß  der  im  Boden 
befindliche  Humus  die  eigentliche  Pflanzen- 
nahrung sei.  Eine  Ausnahme  machte  nur 
Sprengel,  der  in  den  dreißiger  Jahren  mit 
noch  größerer  Bestimmtheit  als  Saussure  die 
Ansicht  aussprach,  daß  die  Pflanzen  der 
Mineralstoffe  notwendig  bedurften,  und  sie 
auch  schon  im  einzelnen  namentlich  auf- 
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zählte;  aber  auch  er  erkannte  die  praktische 
Tragweite  dieser  Tatsache  noch  nicht  in  ihrer 
vollen  Bedeutung. 

Justus  Liebig  gebührt  das  Verdienst, 
nicht  nur  die  Notwendigkeit  der  Mineral- 
stoffe für  die  Ernährung  der  Pflanzen  in  un- 
widerlegbarer Weise  nachgewiesen,  sondern 
aucli  die  für  die  Düngung  und  sonstige  Be- 
handlung des  Bodens  wichtigen  praktischen 
Folgerungen  aus  dieser  Tatsache  gezogen  zu 
haben.  Mineralische  Stoffe,  wie  Kalk,  Mergel, 
Asche,  wurden  zwar  schon  vielfach  seit  der 
Römerzeit  zur  Düngung  verwandt,  aber  erst 
die  Liebigsche  Lehre  brachte  Klarheit  in  die 
wesentlichen  Beziehungen  zwischen  Boden 
und  Pflanze;  sie  regte  gleichzeitig  zu  un- ' 
zähligen  neuen  Versuchen  und  Beobach- 
tungen an,  durch  welche  im  Laufe  der  letzten 
Jahrzehnte  nicht  nur  die  Lehre  von  der  Dün- 
gung, sondern  auch  die  praktische  Hand- 
habung der  Düngung  seitens  der  Landwirte 
vollständig  umgestaltet  wurde.  Einerseits 
fing  man  jetzt  an,  die  bereits  bekannten,  zur  j 
Düngung  geeigneten  Materialien,  wie  Kno- 
chen, Asche,  menschliche  Exkremente,  sorg- ' 
fältiger  zu  sammeln  und  rationeller  zu  be- 
nutzen, als  es  bisher  geschehen  war;  anderer- 
seits suchte  man  neue  zur  Düngung  geeignete  ' 
Stoffe  ausfindig  zu  machen,  und  zwar  beides 
mit  dem  größten  Erfolge.  Diesen  Bestre- 
bungen ist  die  Entdeckung  und  Benutzung  ' 


Ider  Guano-  und  Kalilager,  der  Phos- 
phorite und  Apatite,  des  Chilesalpeters, 
I der  Thomasschlacke  usw.  zu  danken.  Die 
reichlichere  Düngung  hat  zunächst  eine  er- 
hebliche Steigerung  der  Erträge  vom  Acker- 
bau im  allgemeinen  herbeigeführt.  Außerdem 
hat  aber  die  Möglichkeit  einer  ausgedehnten 
Anwendung  käuflicher  Düngemittel  dem 
Landwirt  eine  viel  größere  Freiheit  in  der 
Handhabung  des  Ackerbaubetriebes  gebracht. 
Frülier  hing  die  Auswahl  der  anzubauenden 
Feldgewächse  vorzugsweise  von  der  Menge 
des  in  der  Wirtschaft  selbst  erzeugten  Dün- 
gers ab.  Die  ertragreichsten  Kulturpflanzen 
I  sind  im  allgemeinen  auch  die  anspruchvoll- 
'  sten  und  darum  hinderte  der  Mangel  an 
Dünger  die  Landwirte  oft,  diese  Pflanzen 
überhaupt  oder  in  dem  wünschenswerten 
Umfang  anzubauen;  die  Abschaffung  oder 
Einschränkung  der  Brache  stieß  auf  das- 
selbe Hindernis.  Die  Anfänge  der  Kunst- 
düngeranwendung fallen  in  die  fünfziger 
und  sechziger  Jahre  des  19.  Jahrb.,  von 
dem  seit  alters  her  geübten  Gebrach  von 
'  Kalk,  Gips  und  Asche  abgesehen;  doch  hielt 
sich  der  Verbrauch  in  den  ersten  Jahrzehnten 
in  bescheidenen  Grenzen.  Etwa  von  der  Mitte 
der  90er  Jahre  an  aber  setzte  dann  eine  sehr 
starke  Steigerung  ein,  die  bis  zum  Ausbnich 
des  Wellkrieges  anhielt.  Es  betrug  im  Deut- 
schen Reich  der  Verbrauch  für  Düugezwecke 


an  reinem  Kali  (K3O) 

1889  234  55I  dz 

1900  I  177  121  dz 
1910         3  595  160  dz 


an  Superphosphat 
1893         6  000  000  dz 
1899         8350000  dz 
1910       12  670  000  dz 


an  Thomasschlacke 
1885  50  000  dz 

1900  9  000  000  dz 
1910        iS  000  000  dz 


an  Chilisalpeter 
1880—84  957  000  dz  jährlich 

1901-05         3635000  dz  „ 
1912  8  498  000  dz 

Die  Anwendung  der  Kunstdüngemittcl 
(letzte  Entwicklungsphase  Bindung  des  Luft- 
stickstofts)  ist  der  weitaus  größte  Fort- 
schritt, den  der  Ackerbau  und  die  Land- 
wirtschaft überhaupt  seit  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  aufzuweisen  hat.  Die 
große  Ausdehnung,  welche  der  Zuckerrüben- 
bau und  der  sonstige  Hackfruchtbau  in 
Europa  während  des  letzten  Menschenalters 
erfahren  hat.  war  nur  möglich  unter  der 
Voraussetzung,  daß  die  erforderlichen  Dünge- 
mittel in  ausreichender  Menge  zur  Verfügung 
standen.  Man  kann  annehmen,  daß  noch  zu 
Beginn  des  19.  Jahrb.  in  den  euro- 
päischen Kulturländern  14 — '/j  des  Acker- 
areals alljährlich  brach  lag,  also  nicht  bebaut 
wurde;  nach  der  Bodenstatistik  v.  J.  1900 
betrug  dagegen  im  ganzen  Deutschen  Reich 
die  Brachfläche  nur  noch  4,7  %  der  gesamten 
Acker-  und  Gartenfläche.  Es  wird  sich  nicht 
weit  von  der  Wirklichkeit  entfernen,  wenn 
man  annimmt,  daß  zu  Anfang  des  19.  Jahrh. 


an  schwefeis.  Ammoniak 

1890  600  ODO  dz 

1900  I  180000  dz 

1910  3  000  000  dz 

im  Deutschen  Reich  etwa  70%  des  Acker- 
landes mit  Getreide-  und  Hülsenfrüchten  be- 
stellt, 25  %  gebracht  und  nur  5  %  mit  Futter- 
kräutern, Wurzelfrüchten  und  Handelsge- 
wächsen angebaut  wurden.  Nach  der  An- 
baustatistik des  Jahres  1900  fielen  dagegen 
im  Deutschen  Reich  von  der  gesamten  Acker- 
und  Gartenfläche  auf  Getreide  und  Hilsen- 
früchte  61,1  %,  auf  Hackfrüchte  17,5  %,  auf 
Handelsgewächse  0,7  %,  auf  Futterpflanzen 
10,1  %,  auf  Ackerweide  4,0  %  auf  Brache 
4,7  %,  auf  Haus-  und  Obstgärten  1,9  %. 

Neben  den  Fortschritten  im  Düngerwesen 
hat  die  Ackerbautechnik  des  19.  Jahrhun- 
derts noch  zahlreiche  sonstige  Neuerungen 
aufzuweisen,  die  ebenfalls  auf  eine  Ver- 
besserung der  äußeren  Wachstumsbedin- 
gungen der  Kulturpflanzen  abzielten.  Unter 
ihnen  ragt  als  bedeutsamster  Fortschritt  die 
Röhrendränage  hervor,  die  in  den  40er 
Jahren  aus  England  nach  Deutschland  kam 
und  die  es  ermöglicht  hat,  weite  Strecken  an 


Ackerbau 


43 


sich  fruchtbaren  Bodens  für  den  intensiven 
Ackerbau  zu  erschließen.  Eine  ähnliche  Wir- 
kunp  zeitigten  die  neueren  Moorkultur- 
vcrfahren,  mit  deren  Hilfe  croßc  Flächen 
bisheriften  Oedlandcs  in  fruchtbares  Acker- 
land verwandelt  werden  konnten. 

Der  auf  Hebung  der  inneren  Wachstunis- 
enercie  der  Pflanzen  gerichtete,  pflanzcn- 
züchtcrische  Fortschritt  war  die  not- 
wendige Reaktion  auf  die  Steigerung  der  Er- 
tragsfähigkeit der  Böden  durch  Düngung 
und  Meliorationen.  In  der  Pfianzenzüchtung 
waren  es  indes  nicht  Gelehrte  wie  in  der  Agri- 
kulturchcmie,  die  als  Bahnbrecher  voran- 
gingen, sondern  praktische  Landwirte,  erst 
englische  und  französische,  dann  deutsche; 
sie  stützten  sich  auf  die  Erfolge  in  der  Tier- 
zucht. Heine-Hadmcrsleben ,  Rimpau- 
Scldanstcdt  und  andere  haben  sich  in  Deutsch- 
land um  die  Einführung  der  systematischen 
Kulturpflanzenzüchtung  besonders  verdient 
gemacht.  Seit  etwa  2 — 3  Jahrzehnten  hat 
indessen  audi  die  Wissenschaft,  haben  Pflan- 
zenphysiologie, Vererbungslehre  und  andere 
biologische  Wissenszweige,  die  Pflanzen- 
zucht aufgegriffen  und  mit  Erfolg  bearbeitet. 
Einen  Wendepunkt  in  der  wissenschaftlichen 
Pflanzenzuclit  bedeuten  namentlich  die 
Entdeckungen  des  Augustinermönchcs  Gre- 
gor Mendel  über  die  Vererbung  der  elter- 
lichen Eigenschaften  auf  die  Nachkommen, 
die  von  vprscliiedcn  gearteten  Eltern  ab- 
stammen (Hybriden).  Die  züchlerische  Ver- 
edlung der  Kulturpflanzen  begann  bei  den 
Getreide-  und  Hackfnichtarten  und  ist 
neuerdings  auch  auf  Hülsenfrüclite,  Futter- 

?flanzen  und  Oelfrüchte  ausgedehnt  worden, 
hr  Ziel,  das  auf  zwei  verschiedenen  Wegen, 
durch  Sortenauslcse  und  Sortenncuzüchtung, 
verfolgt  wird,  geht  d.ihin,  eine  Mannigfaltig- 
keit von  Kullurpflanzensortcn  zu  schaffen, 
aus  der  sich  für  die  versclu'edcnartigsten 
Anbaubediiigungen,  schweren  und  leichten 
Boden,  feuchtes  und  trocknes,  mildes  und 
raulies  Klima,  sowie  für  die  versclüedencn 
Nutzungszwecke  jeweils  die  passendste  Sorte 
auswählen  läßt. 

Wesentlich  unterstützt  wurden  die  auf 
den  biologischen  Gebieten  der  Ackerbau- 
technik gemachten  Fortschritte  endlich  durch 
gleichzeitige  Fortschritte  in  der  Herstellung 
landwirtschaftlicher  Maschinen,  deren 
Zahl  und  Mannigfaltigkeit  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ungemein  angewachsen  ist.  Der 
Gedanke  der  Spezialisierung  und  Anpassung 
bestimmt  auch  Iiier  die  Entwicklungstendenz. 
Viel  verdankt  die  deutsche  Landwirtschaft 
auf  diesem  Gebiete  der  englischen  und  na- 
mentlich der  amerikanischen  Maschinen- 
industrie, doch  hat  die  deutsche  Industrie  den 
früheren  Vorsprung  des  Auslandes  in  jüng- 
ster Zeit  so  ziemlich  eingeholt.  Der  Fort- 
schritt, den  die  Entwicklung  des  Maschinen- 


I  Wesens  dem  Ackerbau  gebracht  hat,  äußert 
I  sich  in  Ersparnis  an  menschlicher  und  tie- 
rischer Arbeitskraft,  sowie  in  qualitativer 
Verbesserung  der  Arbeitsleistungen  von 
Menschen  und  Tieren.  Maschinen probleme, 
auf  deren  praktische  Lösung  die  Gegenwart 
hindrängt,  sind  der  Motorpflug  und  brauchbare 
Erntemaschinen  für  Rüben  und  Kartoffeln. 
Im  ganzen  liegt  in  der  kleinbetricblichen 
Struktur  der  deutschen  Landwirtschaft  eine 
Erschwernis  für  den  maschinellen  Fortschritt 
im  Ackerbau. 

Der  Weltkrieg  und  sein  verhängnis- 
voller Ausgang  haben  dem  deutschen  Acker- 
bau schwere  Wunden  geschlagen.  Der  Ge- 
samtertrag ist,  wenn  man  die  Ernten  der 
Jahre  1919  und  1920  mit  den  letzten  Vor- 
kricgsernten  vergleicht,  um  mehr  als  40% 
zurückgegangen.  In  erster  Linie  hängt  dieser 
Ausfall  mit  der  starken  Störung  im  Nähr- 
stoffhaushalt  zusammen,  die  infoige  der  zu- 
sammengebroelienen  Viehwirtschaft  und  des 
Mangels  an  Kunstdüngemittelii  im  Betriebe 
des  Ackerbaues  eingetreten  ist  und  die  diesen 
auf  eine  Stufe  zurückgeworfen  hat,  die  in 
'  Deutschland  bereits  seit  Jahrzehnten  über- 
wunden war.  Eine  Heilung  dieser  Schäden 
j  muß,  da  der  Viehhaltung  die  Möglichkeit  gc- 
I  nommen  ist,  ihre  frühere  Inlensilätshölie  in 
absehbarer  Zeit  wieder  zu  enoichen  (Kraft- 
fultcrmangel),  vor  allem  in  einer  verstärkten 
Kunstdüiigcranwendung  gesucht  werden. 

lilteratlir;  Antun,  GescIticUU  ilcr  dcuUrlun  /Mncl-- 
\  virlj'Clmfi,  Gürliis,  1790—1x0!.  —  Ulomeyer, 
\  Die  Kultur  der  ImdwirtxrhiflUrhen  NunpllaiiZf-n, 
lA^pziij  1889  —2891.  —  V.  Hraun,  AfhcitMzielc 
drr  deutschen  J^^mdwiTtsrhift,  Berlin  1917.  — 
Fruhivlrlh,  Dir,  Zncittung  der  IthdinrtMchafl- 
liehen  Kulturpflamcn,  4.  Aufl.,  Hcrlin  IUI?.  — 
V.  d.  Goltz,  GesrhirfUc  der  Lanihririncluift, 
Siuttgarl  u.  Beiliu  I90S,0S.  —  Halierlandt, 
Der  atlgenvine  landicirtMCluift^iche  /ylnmerd/'iu, 
Wien  1879.  —  Hahn,  KuUurpllamcn  und 
Uawiticre  in  ihrem  Uebcrginitj  auH  Asien  nach 
Griechenland,  6.  Aufl.,  Lci/jzij  189/,.  —  Helden, 
Lehrburh  der  Hünyc' lehre,  S.  Aufl.  1879-1887. 
—  Krafft,  Aelceilmulchrc,  12.  Aufl.  I'JlO.  — 
Ijangcllial,  Gcscliiclite  der  deutsehn  Land- 
■wirUrhaJt,  Jenn  18.',7 — 1866.  —  lAeblg,  Die 
Chemie  in  ihrer  Anwendung  ai//  Agiikultur 
und  Physiologie.  18i0.  —  Mniiemledt,  llilder 
aus  der  römisclien  LandwirUi  hift,  .5.  //'/(, 
SondershauS' n  1801.  —  Maijer,  Lrhibueh  der 
AgrikuUurchimie  0.  Aufl.,  Heidelberg  1920.  — 
Mttticlieflich,  B>ide"liunde  für  Land-  und 
Forstwine,  S.  Aufl.,  Berlin  IHSO.  —  V.  Itosen- 
bcvg-LlplnsJn/,  Dir  prakti-iche  Ackerbau,  4- 
.i'itl.,  /Irefilan  1S71.  —  Thaer,  Graiidnätze  der 
rationellen  Landmietxehojt ,  Berlin  1810 — 1x12.  — 
Wolff,  Praklische  IJiing-rlebre,  17.  A  nfl  ,  Berlin. 
V.  d.  Goltz  (fj,     IVohltmunn  if). 

Tti.  Brinkmann. 


Ackerbausysteme 
s.  Bodeubenutzungssysteme. 
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Adler,  Georg  —  Agenturwesen 


Idler,  Georg, 

geb.  28./V.  1863  in  Posen,  habil.  sich  1886  f.  Natök-. 
in  Freiburg,  1893  ao.  Prof.  in  Basel,  l'JOO  Lehrer 
für  Kolonialpolitik  am  Oriental.  Seminar  Berlin, 
seit  Oktober  1900 ao.  Prof.  in  Kiel;  gest.  Il./Vl. 
1908  in  Berlin. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaftlichen 
Schriften  in  Buchform:  Rodbertus,  der  Begründer 
des  wissenschaftlichen  Sozialismus,  Leipzig  1883. 
—  Die  Geschichte  der  ersten  sozialpolitischen 
Arbeiterbewegung    in    Deutschland,  Breslau 

1885.  —  Die  Grundlagen  der  Karl  Marxschen 
Kritik  der  bestehenden  Volkswirtschaft,  Tübingen 

1886.  —  Die  Frage  des  internationalen  Arbeiter- 
schutzes, München  1888.  —  Sozialreform  und 
Kaufmannsstand,  München  1890.  —  Die  Fleisch- 
Teurungspolitik  der  deutschen  Städte  beim  Aus- 
gang des  Mittelalters,  Tübingen  1893.  —  Die 
Aufgaben  des  Staates  angesichts  der  Arbeits- 
losigkeit, Tübingen  1894.  —  Die  Versicherung 
der  Arbeiter  gegen  Arbeitslosigkeit  im  Kanton 
Basel-Stadt,  Gutachten,  erstattet  dem  Departe- 
ment des  Innern  des  Kantons  Basel-Stadt,  Basel 
1895.  —  Das  großpolnische  Fleischergewerk  vor 
300  Jahren.  Darstellung  und  Urkunden,  Posen 
1895.  ~  Basels  Sozialpolitik  in  neuester  Zeit, 
Tübingen  1896.  —  Der  Kampf  wider  den 
Zwischenhandel,  Berlin  1896.  —  Die  impe- 
rialistische Sozialpolitik,  Tübingen  1897.  — 
Die  Sozialreform  im  Altertum,  Jena  1898.  — 
Geschichte  des  Sozialismus  und  Kommunismus, 
Bd.  I,  Leipzig  1900.  —  Die  Zukunft  der  sozialen 
Frage,  Jena  1900.  —  Die  Epochen  der  deutschen 
Handwerkerpolitik,  Jena  1903.  —  Franz  Mehring 
als  Historiker,  Kiel  1904.  —  Die  Bedeutung  der 
Illusionen  für  Politik  und  soziales  Leben,  Jena 
1904.  —  Stirners  anarchistische  Sozialtheorie, 
Jena  1907. 

Außerdem  erschienen  von  ihm  Aufsätze  in 
der  von  Helniolt  herausgegebenen  ., Weltge- 
schichte", Bd.  VII  (1901),  in  den  „Festgaben  für 
Adolf  Wagner"  (1905),  in  den  „Festgaben  für 
Wilhelm  Lexis"  (1907,  in  der  2.  und  3.  Aufl.  des 
Hdw.  d.  St.,  in  der  2.  Aufl.  des  W.  d.  V.,  in  den 
von  ihm  herausgegebenen  ,, Hauptwerken  des  [ 
Sozialismus  und  der  Sozialpolitik"  (Leipzig, 
1904  ff.)  einleitende  Abhandlungen.  Weiterhin 
finden  sich  Beiträge  aus  seiner  Feder  in  folgenden 
Zeitschriften:  1.  in  (Frankensteins  )Vierteljahrs- 
sehrift  für  Staats-  und  Volkswirtschaft,  2.  in 
den  Jb.  f.  Nat.,  3.  in  der  Z.  f.  S.,  4.  im  „Lotsen". 

L.  E. 


Advokatur 
s.  Anwaltschaft. 

Agenturwesen. 

Der  Ausdruck  „Ap;ent"  umfaßt  so  ver- 
schiedene Geschäftsarfen,  daß  die  Rechts- 
wissenschaft ihn  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein  teils  überhaupt  für  juristisch  unver- 
wendbar  erklärt,  teils  doch  nur  fjanz  allge- 
mein und  unbestimmt  gedeutet  hat.  Dies 
gilt  sowohl  von  der  deutschen  wie  von  der 
englischen  wie  auch  von  der  französischen 
Rechtswissenschaft.    Noch  in  der  von  Ri- 


viere  herausgegebenen  großen  Rechts- 
encyklopädie  „Pandectes  francaises"  (1888) 
heißt  es:  „Agent  d'affaires  est  celui  qui 
fait  profession,  moyennant  retribution.  de 
gerer  les  affaires  d'autrui.  H  a  pour  objet 
de  remplir  les  vides  que  laissent  les  autres 
professions  qui  ont  pour  but  la  gestion  des 
interets  des  citoyens."  Demgemäß  betrachtet 
die  französische  Rechtsprechung  als  „agents 
d'affaires"  u.a.  Auslninftsbureaus,  Liseraten- 
unteriiehmer,  Dispacheure,  Patentanwälte, 
Begräbnisuntemehmer,  Heiratsvermittler 
usw.,  und  zwar  trotzdem  Art.  162  des  Code 
de  commerce  die  „agents  d'affaires"  den 
Kaufleuten  eingereiht  hat. 

Im  wesentlichen  übereinstimmend  mit 
der  1.  Aufl.  dieses  „Handw.  d.  Staatsw." 
bezeichnet  §  84  des  am  lO./V.  1897  erlassenen 
neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  als 
„Handlungsagentcn"  jeden,  der.  „ohne  als 
Handlungsgehilfe  angestellt  zu  sein,  ständig 
damit  betraut  ist,  für  das  Handelsgewerbe 
eines  anderen  Geschäfte  zu  vermitteln  oder 
im  Namen  des  anderen  abzuschließen."  Er- 
heblich weiter  sucht  der  neue  österr.  Ent- 
wurf eines  Agentengesetzes  den  Begriff  zu 
fassen  (Ztschr.  f.  d.  Ges.  Handelsrecht, 
Bd.  83). 

Handlungsgehilfen  sind  Ange- 
stellte und  zwar  in  der  Regel  fest  be- 
soldete Angestellte  ihres  Prinzipals.  Der 
Agent  dagegen  ist  ein  selbständiger 
Geschäftsmann,  in  der  Regel  mit  aUen 
Rechten  und  Pflichten  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  (Vollkaufmann).  Sein  geschäft- 
licher Zweck  besteht  darin,  für  bestimmte 
Geschäftshäuser  ständig  Geschäfte  zu  machen, 
meist  in  einem  begrenzten  Gebiete.  Er 
trägt  das  Risiko  —  zwar  nicht  des  einzelnen 
Geschäftes,  wohl  aber  seines  ganzen  Unter- 
nehmens, wenn  ihm  auch  öfters,  wie  nament- 
lich bei  Versicherungsagenten  üblich,  ein 
fester  Pauschalbeitrag  zu  seinen  Geschäfts- 
kosten garantiert  wird.  Der  Hauptgewinn 
des  Agenten  soll  jedenfalls  in  seiner  nach 
dem  Umsätze  prozentual  abgestuften  ..Pro- 
vision" (oder  ,, Kommission")  bestehen.  Auch 
kommt  es  vor,  daß  ilim  ein  Anteil  am  Rein- 
ertrage gewährt  wird.  Macht  er  keine  Ge- 
schäfte, so  arbeitet  er  jedenfalls  mit  Schaden. 
Nach  §  88  des  neuen  Handelsgesetzbuchs  ge- 
bührt ihm  die  Provision  für  die  von  ihm  ver- 
mittelten oder  abgeschlossenen  Verkäufe  erst 
nach  Ausführung  des  Geschäfts,  insbeson- 
ders  nach  dem  Eingange  der  Zahlung  des 
Verkaufspreises  bzw.  nur  nach  dem  Ver- 
hältnisse des  eingegangenen  Betrages.  Ande- 
rerseits hat  der  Agent  die  Aufgabe,  für  Aus- 
führung des  Auftrags,  entsprechend  der  mit 
dem  Kunden  getroffenen  Abmachung  nach 
Möglichkeit  zu  sorgen.  Der  Agent  liandelt 
meist  „im  Auftrage",  er  hat  selten  Abschluß- 
vollmaeht,  wie  in  der  Regel  ein  Geschäfts- 
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reisender.  Das  von  ihm  vertretene  Ge-' triebe  unterrichten.  Der  Kommissionär  da- 
schäftshaus  kann  daher  die  ihm  vom  Aücntcn  I  gegen  erhält  meist  im  einzelnen  Falle 
zugehenden  Aufträge  ablehnen,  ohne  daß  [  einen  ganz  bestimmten  Auftrag,  und  auch 
dem  ersteren  daraus  eine  Verantwortung  seine  sonstigen  Pflichten  sind  weder  so  um- 


erwächst. 


,  fassend,  noch  so  ausschließlich  wie  die  des 


Vom  Handclsmäkler  unterscheidet  Agenten.  Dies  hängt  auch  damit  zusammen, 
sich  der  Agent  zunächst  dadurch,  daß  jener ,  daß  letzterer  regelmäßig  nur  eine  begrenzte 
nicht  ständig,  sondern  nur  von  Kall  zu  i  Zahl  von  Firmen  vertritt,  daß  sein  tioschäfts- 
Fall  beauftragt  wird.  Sodann  vermittelt  der  i  bcreich  überhaupt  ein  relativ  beschränkter 
Agent  regelmäßig  nicht,  wie  der  Mäkler,  sein  muß,  wenn  er  mit  Erfolg  arbeiten  will, 
zwischen  zwei  am  gleichen  Platze  wohnenden  daß  er  jedenfalls  in  demselben  (ieschäfts- 
Parteien.  Nur  ausnahmsweise  kommt  es  vor,  '  zweige  nicht  viele  Auftraggeber  haben  kann, 
daß  Fabrikanten  in  ihrem  Wohnorte  einen  ,  Der  Kommissionär  wird  sich  nie  derart  bc- 
besondcren  Agenten  haben,  z.  B.  in  Harn- ,  schränken  lassen. 

bürg  für  den  Verkehr  mit  den  Exporteuren.  |  Ferner  bekommt  der  Agent  als  solcher 
Der  Agent  ist  nur  verpflichtet,  bei  Abschluß  jn  der  Regel  weder  die  Ware  in  die  Hände 
des  Geschäfts  das  Interesse  des  einen  ,  sondern  höchstens  Warenmuster,  noch 
Teils,  seines  Auftraggebers,  walirzu nehmen ;  braucht  er  Kredit  zu  erteilen.  Er  bedarf 
zwar  findet  auch  der  andere  Teil  in  der  daher  keines  erheblichen  Gcschäf Iskapi - 
Person  des  Agenten  oft  eine  Gewähr  dafür,  j  t  als.  Ebenso  braucht  der  Agent  nicht 
daß  er  mit  vertrauenswürdigen  Lieferanten  wie  der  Kommissionär  Speicher  und  sonstige 
usw.  zu  tun  hat;  aber  die  Stellung  des  ^rroßere  Geschäftsräume  zu  bezahlen  noch 
Agenten  als  solche  bringt  das  noch  nicht  für  Buchhaltung  und  Korrcspondc  nz  ein 
mit  sich.  Der  Mäkler  dagegen  steht  zu  bei-  umfangreicheres  Personal  zu  besolden.  Aber 
den  Teilen  im  gleichen  Rechtsverhältnisse; '  seine  persönliche  Tätigkeit  muß  um  so 
er  soll  unparteiisch  zu  Werke  gehen.   Auch  lebhafter  sein. 

ist  der  Mäkler,  im  Gegensatz  zum  Agenten, '  n^mit  ist  das  Wesen  des  Agenten  in  der 
der  in  der  Regel  nur  für  bestimmte  Häuser  Hauptsache  bereits  gekennzeichnet.  Diese  durcli- 
verkauft,  in  der  Wahl  seiner  Parteien  un-[aus  moderne  Art  der  Geschäftsvcrmittlung 
abhängig. 

Vom  Kommissionär  endlich  unter- 
scheidet sich  der  Agent  zunächst  dadurch, 
daß  er  in  der  Regel  nicht  im  eigenen 
Namen  kontrahiert.  Anderenfalls  schließt  er 


;lung 

hat  sich  nicht  aus  der  Tiitigkeit  der  alten 
Faktoren  entwickelt.  Denn  diese  sind  zu 
Kommissiunäri'ii  geworden.  Der  Agent  dagegen 
ist  vorzugswei.se  aus  dem  (ieschäftsreisendeii 
entstanden.     Das  läßt  sich  namentlich  beim 


.,..men  Kw.,..ame.i.  'vme.ema     Mnneu.  e.  i  ^     Agenturwcsen     annUhern.l  ver- 

ebeii  ein  Kommissionsgeschäft  ab;  Mischform  ,0,  ^  im  Gegensatz  zu  ,1cm  üblichen 
des  Kommissionsagentcn  selten.  Deshalb  über-  Engrosgeschäft,  das  stets  mehr  oder  weniger 
iiimmtderAgcntauchinderRcgclwederscincm  I  ein  Saisongeschäft  war  und  bleiben  wird,  der 
Auftraggeber  gegenüber  das  Delkredere  wegen  Hedarf  im  Hamburger  Auslandsgeschäft  zeitig 
des  dritten  Kontrahenten  noch  diesem  gegen-  ein  unausgesetzter  war,  so  genügte  es  für  Ham- 
über  die  Gewähr  für  rechtzeitige  und  rieh-  »"''t,  daß  die  Geschuft.sreisenden  in  In- 

tigc  Lieferung  der  Ware.  Indes  kann  bei-  "^"""i'"  ''"'■thin  kamen  Besonders  der  zunch- 
des  trotzdem  von  ihm  geiordcrt  werden,  ins- ,  ^"P"'^  beanspruchte  vielmehr  emc  Ruck- 

,         ,        1-     TT  1        1        1      i>  ,  sichtnahme  seitens  der  Fabrikanten  aut  die 

besondere  die  Uebernahme  des  Delcredere, ;  Kundschaft  dahin,  daß  diese  ständig  und  ohne 
und  unter  allen  Umstanden  hat  er  die ,  Aufenthalt  Fühlung  mit  ihnen  nehmen  konnte, 
Zahlungsfähigkeit  der  Personen,  mit  denen  '  und  daß  Verhandlungen  über  Geschäfte  oder 
er  Geschäfte  abschließt  oder  vermittelt,  zu  i  die  Vorlage  von  Mustern  durch  geschäftskundige 
prüfen.  Wendet  er  hierbei  nicht  die  Sorg-  i  Forsonen  jederzeit  möglich  waren.  Interessenten 
falt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  an,  so  ;  Geschäft  kamon  daher  zu  dem 

kann  sein  Auftraggeber  von  ihm  Schadens- 
ersatz verlangen,  und  auch  wenn  dies  nicht 
geschieht,  wird  der  Agent  doch  stets  fak- 
tisch (geschäftlich)  verantwortlich  gemacht, 
weshalb  ihn  sein  eigenes  Interesse  treiben 
muß,  die  nötige  Sorgfalt  anzuwenden. 

Wie  schon  der  Name  sagt,  pflegt  der 
Agent  im  Gesehäftsverkehre  die  Initiative 
zu  ergreifen.  Er  ist  es,  der  zahlreichen 
Personen  die  Ware  seines  Auftraggebers  aus 
eigenem  Antriebe  offeriert  und  anpreist, 
ihnen  Muster  vorlegt  usw.  Auch  muß  er 
seinen  Auftraggeber  jederzeit  vom  Stande 
des  Marktes  und  von  allen  sonst  für  ihn 
wichtigen  Vorkommnissen  aus  eigenem  An- 


Entschluß, hier  eine  ständige  Niederlassung  zu 
begründen  und  eine  Persunlichkeit,  einen  Ver- 
treter hierherzusenden,  der  in  ihrem  Sinne 
wirkte.  Daß  bei  der  Wahl  desjenigen,  der  eine 
Finna  vertreten  sollte,  mit  aller  Sorgfalt  vor- 
gegangen und  nur  der  erkoren  wurde,  der  neben 
genügender  geschäftlicher  Erfahrung  das  volle 
Vertrauen  seiner  Dionstgeber  besaß,  liegt  auf 
der  Hand,  und  dieser  Tatsache  dürfte  die  Aus- 
drucksweise des  Handelsgesetzbuchs  zugrunde 
liegen,  welche  ,,den  Agenten  damit  betraut", 
für  das  Handelsgewerbe  eines  anderen  Geschäfte 
abzuschließen. 

Es  zeigte  sich  nun  allerdings,  daß  der  er- 
reichbare Umsatz  in  vielen  Phallen  nicht  ein 
solcher  war,  um  damit  die  entstandenen  Kosten 
für  Gehälter,  Miete  und  Kontorausgaben  zu 
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decken;  auch  war  die  Gefahr  vorhanden,  daß 
Vertreter  (Angestellte),  wenn  sie  hier  festen  Fuß 
gefaßt  hatten,  sich  eine  lohnendere  Tätigkeit 
wählen  oder  gar  zur  Konkurrenz  übergehen 
können.  Man  kam  daher  zu  der  Form,  den  Ver- 
trauensmann nicht  mehr  allein  für  sich  in  An- 
spruch zu  nehmen,  sondern  ihm  zu  gestatten, 
für  mehrere  Firmen  tätig  zu  sein. 

Hierdurch  war  der  Schritt  geschehen,  der 
den  Angestellten  zum  selbständigen  Kaufmann 
machte,  seine  Tätigkeit  war  keine  gebundene 
mehr.  Der  Agent  war  entstanden.  Er  ver- 
dankt seine  Entstehung  dem  neuerdings  beson- 
ders von  den  Industriellen  stark  empfundenen 
Bedürfnisse  nach  kräftigerer  Interessen- 
vertretung, als  sie  Properhandel  und  Kom- 
missionsgeschäft zu  bieten  vermögen.  Und  dieses 
Bedürfnis  ist  erst  so  dringend  geworden,  seit- 
dem die  Industrie  fast  unausgesetzt  an  Ueber- 
produktion  leidet.  Der  Agent  hat  in  der  Absatz- 
förderung zum  Teil  den  Handlungsreisenden  ver- 
drängt; dieser  belastet  den  Fabrikanten  mit  hohen 
Kosten,  die  nur  bei  entsprechendem  Umsatz 
lohnen;  der  Agent  dagegen  verursacht  erst 
Kosten,  wenn  er  Erfolge  erzielt,  und  dann  im 
Verhältnis  zu  den  Erfolgen.  Mischform  des 
reisenden  Agenten  ist  offenbar  auf  einzelne  Ge- 
schäftszweige besdiränkt. 

An  großen  Handelsplätzen  gibt  es  eine  Menge 
Agenten  für  den  Vertrieb  auswärtiger  Roh- 
produkte, z.  B.  in  Hamburg  für  Petroleum, 
Getreide  usw.  Ihre  Hauptaufgabe  besteht  darin, 
daß  sie  die  Händler  zur  Ausnutzung  augenblick- 
licher Preisunterschiede  zwischen  den  ver- 
schiedenen Plätzen  und  sonstiger  Konjunkturen 
anregen,  wobei  sich  oft  mehrere  Agenten  — 
a  conto  meta  —  in  die  Hände  arbeiten.  Mit 
Hilfe  von  Agenten  und  Unteragenten  dehnt 
sich  auch  das  Termingeschäft  in  den  großen 
Spekulationsartikeln,  Eisen,  Kaffee  usw.  aus. 
Stets  ist  hier  der  Agent  das  rührigste,  die  Ver- 
kehrskonzentration und  Preisausgleichung  am 
meisten  fördernde  Element.  Aber  mehr  als 
alle  anderen  Arten  erregen  neuerdings  in  Deutsch- 
land diejenigen  Agenten  Interesse,  welche  für 
die  Industrie,  namentlich  für  die  Exportindu- 
strie tätig  sind. 

Im  Gegensatze  zur  englischen  Exportindustrie, 
hat  diejenige  Deutschlands  von  jeher  das  Be- 
streben gehabt,  direkte  Verbindungen  mit 
dem  Auslande  anzuknüpfen;  sie  hat  damit  zwar 
manche  Erfolge  erzielt,  aber  auch  schon  viel 
Geld  dadurch  verloren;  denn  bei  dieser  Art  des 
Exports  wächst  das  Risiko  des  Fabrikanten  er- 
heblich, der  Kapitalumsatz  wird  viel  langsamer, 
und  der  Fabrikant  begibt  sich  überhaupt  auf 
ein  ihm  fremdes  Gebiet;  schon  Büsch  (Kl. 
Schriften  v.  d.  Handlung.  1772,  S.  107  ff.)  hat 
Treffendes  über  die  Gefahren  dieses  direkten 
Verkehrs  gesagt.  Häufig  begnügt  sich  der 
Fabrikant  jedenfalls  besser  mit  einem  Agenten 
am  inländischen  Hafenplatze,  der  ja  nicht  nur 
mit  Exporteuren,  sondern  auch  mit  übersee- 
ischen Einkäufern  verkehren  kann.  Anders  wird 
mit  Recht  verfahren  von  besonders  großen 
Geschäftshäusern,  bei  besonderen  Absatzaus- 
sichten auch  von  kleineren;  das  ist  das  Gebiet 
des  „direkten"  Verkehrs. 

In  Hamburg  hatte  sich  das  Gewerbe  der 
Exportagenten  vor  dem  Weltkriege  —  nicht 
ohne   den  scharfen  Sporn  ausländischer  und 


binnenländischer  Konkurrenz  —  außerordent- 
lich entwickelt.  Ihre  Zahl  wurde  auf  weit 
über  tausend  veranschlagt,  darunter  eine  .An- 
zahl sehr  angesehener  Firmen.  Auch  zeichnete 
Hamburg  sich  aus  durch  eine  besonders  große 
Zahl  reichhaltiger  Export-Musterläger  — 
vielfach  großartige  Ausstellungen  — ,  die  den 
Exporteuren  wie  den  überseeischen  Einkäufern 
ein  vergleichendes  Urteil,  Auswahl  und  sonstige 
Erleichterungen  gewährten,  weshalb  sie  stark 
besucht  wurden. 

Der  Exportagent  muß  in  erster  Linie  ge- 
naue Kenntnis  seiner  Kundschaft  und  ihrer 
Märkte  besitzen,  er  maß  also  wissen,  wer  ex- 
portiert, und  wohin  er  exportiert,  muß  den  Ex- 
portfirmen Offerten  machen,  ihnen  Preislisten 
senden,  ihnen  Muster  vorlegen  und  sie  auffor- 
dern, das  Musterlager  zu  besuchen.  Ist  dies 
gelungen,  so  muß  der  Agent  die  Muster  vor- 
legen, auf  die  Vorzüge  der  einzelnen  Firmen, 
auf  Neuerscheinungen  usw.  aufmerksam  machen. 

Der  fremde  Käufer  kommt,  um  zu  sehen, 
was  sich  in  unserer  raschlebigen  Zeit  geändert 
hat,  was  Neues  geschaffen  wurde,  ob  sich  die 
Preise  verändert  haben  usw.    Noch  vor  kurzem 
begnügte  sich  ein  solcher  Kaufmann  damit,  daß 
man  ihm  einen  Katalog,  vielleicht  sogar  nur  in 
deutscher  Sprache,  vorlegte.   Das  ist  längst  an- 
ders geworden:  Kataloge  werden  in  genügender 
Anzahl  nach  dem  Auslande  versandt;  aber  der 
Einkäufer,  der  selbst  kommt,  will  Muster  sehen 
oder  sogar  —  was  neuerdings  auch  immer  mehr 
aufkommt  —  seinerseits  direkt  mit  dem  Fabri- 
kanten verhandeln    Es  gibt  schon  eine  größere 
Zahl  von  Geschäften,  die  es  sich  zur  .\ufgabe 
machen,  die  überseeischen  Einkäufer  mit  den 
Fabrikanten  selbst  in  unmittelbare  Verbindung 
zu  bringen.   Kur  z,  der  E.xportagent  ist  so  recht 
ein  Pionier  des  Handels.    Wie  sich  das  alles 
künftig,  nach  dem  Weltkriege,  gestalten  wird, 
läßt  sich  noch  nicht  übersehen. 
Litemtur:    Entwurf  eines  Han  delsgesetZ' 
buch  8  nebst  Drucktichrift,  aufgfsteUt  im  Reichs- 
justizamt, Berlin  1896,  sowie  die  Kom  men  iare 
zum  neuen  Deutschen  Handelsgesetz- 
bu  ch.  —  Lejcis  bei  Uchönberg  II,  677  und  690.  — 
,, Hamburgs  Handel  und  Verkehr'',  Ex- 
porthaudbuch  der  Börsenhalte  1897(99,  II,  Sß', 
—  IVüstendörfer  in  Ztschr.  f.  d.  Ges.  Han- 
delsrecht. Bd.  5S.  —  Behm,  Der  Handelsagent. 
Seine  soziale  Stellung  und  volkswirtschaftliche 
Bedeutung.     j^.  Aufl.  191S.  —  Immerwuhr, 
Das  Recht  der  Handlungsagenten  1900.  —  Ai- 
brecht  und  Teutler,   Das  Recht  der  Agenten 
1908.  —  Weitere  Literatur  namentlich  bei  ISehnu 
Richard  Ehrenberg. 


Agio. 

1.  Begriff  des  .\gios.  2.  Agio  im  inländischen 
Geldverkehr.  3.  Agio  im  Devisenverkehr.  4.  Agio 
im  Wertpapierverkehr. 

1.  Begriff  des  Agios.  Agio  (italienisch 
a^gio)  ist  der  Fachausdruck  für  das  in  der 
Regel  in  Prozent  (oder  Promille)  fixierte 
Aufgeld,  welches  für  eine  Geldsorte  oder 
ein  Wertpapier  über  den  Nennbetrag  oder 
den  anerkannten  Pariwert  hinaus  gezahlt 
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wird.  Unter  Diasgio  versteht  man  den  ent- 
sprechenden Mindererlös. 

Beide  Begriffe  fußen  mithin  auf  dem 
Vergleiche  zweier  Größen,  bei  dem  die  eine 
stets  als  feste,  die  andere  dagegen  als  vari- 
abele  fingiert  wird.  Welche  von  ihnen  ak 
Norm  dient,  liegt  nicht  ein  für  allemal  fest. 
So  läßt  sich  durch  den  Wechsel  der  Norm 
jedes  Agio  in  ein  Disagio,  umgekehrt  jedes 
Disagioin  ein  Agio  umrechnen.  Das  gescnieht 
auch  vielfach;  werden  z.  B.  für  100  Goldmark 
110  Papiermark  gezalilt,  so  hat  die  Goldmark 
ein  Agio  von  10  %  (gegenüber  der  Papier- 
mark), die  Papiermark  ein  Disagio  von  9% 
(gegenüber  der  Goldmark). 

Das  auf  das  ilalienische  aggiungere  (=  ad- 
jungere,  hinzufügen)  zurückgeführte  Wort 
findet  sich  im  deutschen  Geschäftsverkehr 
erst  seit  Mitte  des  17.  Jahrh.  Im  Gegensalz 
auch  zur  gegenwärtigen  deutschen  Geschäfts- 
sprache kennt  die  englische  den  Ausdruck 
so  gut  wie  gar  nicht  und  auch  die  französische 
kaum;  prcmium  und  discount  bzw.  prime 
und  perle  sind  in  ihr  statt  Agio  und  Disagio 
gebräuchlich. 

Aus  der  Verschiedenheit  der  zu  ver- 
gleichenden Werte  wie  auch  der  Vergleichs- 
normen ergeben  sich  drei  Arten  von  Agio  und 
Disagio:  im  inländischen  Gcldvcrkelir;  im 
Devisenverkehr  und  im  Wertpapierverkehr. 
An  dieser  Stelle  kann  über  sie  nur  das  Wich- 
tigste gesagt  werden;  im  einzeln  ist  auf  die 
unten  vermerkten  Sonderartikel  zu  ver- 
weisen. 

2.  Agio  im  inländischen  Geldverkehr. 

Im  iiilüiidischeii  Gcldveikehr  entsleiien  Agio 
und  Disagio  aus  dem  Nebeneinander  mehrerer 
selbständiger  Zahlungsmittel,  die  im  Ver- 
kehr verschieden  bewertet  werden.  Das 
„bessere"  Geld  hat  ein  Agio  gegenüber  dem 
„schlechteren";  letzteres  ein  Disagio  gegen- 
über dem  guten. 

Das  Nebeneinander  ist  nicht  stets  die 
Folge  einer  geldpolitischen  Störung  der  Wäh- 
rung; durchweg  ist  es  aber  ein  Zeichen  eines 
unvollkommenen  Währungszuslandes.  So 
ist  das  zu  Zeiten  großer  Münzverschieden- 
heiten in  Hamburg,  Amsterdam,  Venedig 
neben  dem  „Kuranlgeld"  kreierte  „Banko- 
geld"  als  Notgeld  zu  charakterisieren.  Auch 
der  Bimetallismus  mußte  alsbald  seine  Un- 
vollkommenheit  zeigen,  wenn  das  gesetzlich 
festgelegte  Wertverhältnis  zwischen  Gold  und 
Silber  verkehrsmäßig  nicht  sanktioniert, 
sondern  durch  das  Entstehen  von  Agio  und 
Disagio  desavuiert  wurde.  Dennoch  sind 
Agio  und  Disagio  raeist  die  Folge  inflatio- 
nistischer Maßnahmen,  mögen  diese  selbst 
auch  heute  durchweg  in  anderer  Form  zum 
Ausdruck  kommen  als  früher,  die  ehedem  so 
beliebte  Münzverschlechterung  durch  die 
Ausgabe  uneinlöslichen  Papiergeldes  abge- 
löst sein. 


I  Agio  und  Disagio  setzen  nicht  Prägung 
I  oder  Drucklegung  beider  oder  aller  verschie- 
denartigen Zahlungsmittel  voraus,  vielmehr 
genügt  u.  U.  die  „handgreifliche"  Darstel- 
lung einer  Geldsorte,  wenn  alsdann  nur  für 
die  anderen  verkehrsmäßig  oder  gesetzlich 
ein  Substanzwert  festgelegt  ist.  So  wies  z.  B. 
das  lediglich  „kreierte"  Hamburger  Banko- 
I  Geld  Agio  und  Disagio  auf.  Auch  gleich- 
'  zeitige  Zirkulation  ist  nicht  erforderlich; 
beim  völligen  Verschwinden  des  Metall- 
geldes spricht  man  gegebenenfalls  doch  von 
seinem  Agio  gegenüber  dem  Papiergelde. 
Agio  und  Disagio  treten  in  diesem  Falle 
nicht  „offen"  hervor,  sondern  bleiben  „ver- 
steckt" —  etwa  wegen  eines  gesetzlichen 
„Verbots  des  Agiohandels  mit  Reichsgold- 
münzen" — ,  sind  nur  aus  dem  Preise  des 
Münzmetalls,  der  ausländischen  Zahlungs- 
mittel zu  errechnen. 

f  Agio  und  Disagio  kommen  schließlich 
nicht  nur  einfach  im  selben  Währungsgebiet 
vor,  sondern  so  vielfach,  als  verschieden- 
werlige  Zahlungsmittel  nebeneinander  be- 
nutzt werden.    Die  mannigfachen  Papicr- 

I  rubel,  welche  nach  dem  Wellkriege  in  Kuß- 
land mit  ganz  verschiedenem  Agio  und 
Disagio  neueneinander  zirkulierten,  sind 
ebenso  ein  Beispiel  dafür  wie  das  Aufkommen 
eines  Silberagios  neben  einem  Goldagio. 
Ob  das  Silber  im  letzteren  Falle  früher  als 
Währungs-  oder  als  Scheidemünze  ausge- 
prägt wurde,  ist  hierbei  grundsätzlich  un- 
erheblich. 

Daraus  ergibt  sich  auch  der  „letzle" 
Grund  für  die  Existenz  von  Agio  und  Dis- 
agio: die  Ersetzung  des  einen  Geldes,  insbe- 
sondere in  seiner  Funktion  als  „General- 
nenner" der  Verkehrswirtschaft  durch  ein 
anderes.  Dasjenige  Zahlungsmittel,  für 
welches  ein  Agio  oder  Disagio  berechnet  wird, 
ist  tatsächlich  nicht  mehr  „Geld",  sondern 
Ware  und  vielleicht  auch  —  in  einer  Art 
Spaltung  der  Gcldfunktionen  —  Wertauf- 
bewahrungsmiltcl.  Die  P'unktion  des  Gene- 
ralnenners wird  in  der  Regel  überwiegend 
dem  „kommenden"  Oelde  zufallen,  in  Zeiten 
der  Währungsverschlechlerung  dem  „schlech- 
ten", in  solchen  der  Retablierung  dem 
„guten". 

Die  Verdrängung  bzw.  die  Ausschaltung 
des  einen  Geldes  insbesondere  als  General- 
nenner ist  für  die  l'rage  der  Höhe  von  Agio 
und  Disagio  bedeutsam.  Die  „Entwertung" 
z.  B.  eines  Papiergeldes  mit  Zwangskurs 
gegenüber  dem  früheren  Währungsmetall 
(z.  B.  Gold)  wird  nach  der  „Entthronung" 
des  letzteren  meist  verschieden  sein  von 
derjenigen  gegenüber  den  Waren  im  allge- 
meinen. Gold  ist  ja  alsdann  nur  noch  Ware 
mit  selbständiger  Preisbewegung.  Eine  Aen- 
derung  im  Verhältnis  von  Angebot  und  Nach- 
frage nach  Gold  wirkt  somit  nicht  mehr 
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wie  früher  auf  die  (jetzt  in  Papier  ausge- 
drückten) Warenpreise.  Wenn  auch  bei 
freiem  Goldmarkt  —  durch  Ein-  und  Aus- 
fuhr von  Gold  und  Goldeswert  —  eine  An- 
passungstendenz sich  geltend  machen  wird, 
so  kann  doch,  insbesondere  in  kritischen 
Uebergangsperioden  mit  Spekulations-  und 
Angsteinflüssen,  Erschwernissen  des  zwischen- 
staatlichen Güterverkehrs  ein  Agio  für 
Metallgeld  nicht  als  Ausdruck  der  allge- 
meinen Geldentwertung  gelten  (Agiotheorie). 

3.  Agio  im  Devisenverkehr.  Im  De- 
visenverkehr besteht  das  Agio  in  dem  Auf- 
geld für  fremde  Zahlungsmittel  über  den 
vergleichsweisen  Münzwert  (Parität)  oder  den 
konventionellen  Wert  hinaus;  das  Disagio 
in  dem  entsprechenden  Abschlag. 

Von  Agio  und  Disagio  spricht  man  zwar 
in  der  Kegel  nur,  wenn  keine  der  beiden  zu 
vergleichenden  Währungen  (rechtlieh  oder 
tatsächlich)  von  jeder  metallenen  Basis  ab- 
sieht. Aber  wenn  es  auch  eine  Münzparität 
zwischen  zwei  Ländern  nicht  geben  kann, 
von  denen  nur  eins  keine  Währungsmünze 
kennt,  so  ist  doch  auch  in  diesem  Falle  ein 
Agio  bzw.  Disagio  möglich.  Statt  der  Münz- 
parität muß  alsdann  der  als  normal  aner- 
kannte Wechselkurs  als  Vergleiehsmaßstab 
dienen. 

Obwohl  somit  bei  jedem  anormal  hohen 
oder  niedrigen  Wechselkurs  ein  Wechselagio 
bzw.  Disagio  vorhanden  ist,  wird  im  Ge- 
schäftsverkehr der  Valutastand  wegen  der 
meist  üblichen  Mengen-  und  Preisnotierung 
regelmäßig  nicht  durch  Angabe  von  Agio 
oder  Disagio  ausgedrückt,  sondern  —  be- 
quemer —  durch  den  absoluten  Kurs.  Wenn 
z.  B.  in  Berlin  für  1  £  40,80  M.  (Preisnotie- 
rung)  oder  in  London  notiert  wird,  wieviel 
Mark  man  für  1  £  erhält  (z.  B.  M.  40,80: 
Mengennotierung),  so  begnügt  man  sich  in 
der  Praxis  in  der  Regel  mit  der  einfachen 
Angabe  dieser  Kurse  und  berechnet  nicht  erst 
das  Agio  bzw.  Disagio.  Bei  der  Agionotie- 
rung (die  auf  einem  festen  Wertverhältnis 
fußt)  dagegen  ist  das  Agio  bzw.  Disagio  ohne 
weiteres  im  Kurse  gegeben.  Im  spanischen 
Devisenverkehr  wird  z.  B.  im  Verhältnis  zum 
französischen  Frank  von  dem  festen  Wert- 
verhältnis 1  Peseta  =  1  Frank  ausgegangen. 
Ist  der  Frank  in  Wirklichkeit  mehr  wert,  so 
wird  ein  Agio,  wird  er  niedriger  bewertet,  ein 
Disagio  notiert. 

Bezüglich  der  Gründe  für  die  Entstehung 
von  Wechselagio  und  Disagio,  deren  Höhe 
und  Bedeutung  muß  auf  den  Art.  „Valuta" 
verwiesen  werden.  Hier  ist  nur  noch  anzu- 
merken, daß  Wechselagio  und  inländisches 
Metall-,  insbesondere  Goldgeldagio  zwar  einer 
gegenseitigen  Anpassung  zustreben  —  über 
den  zwischenstaatlichen  Gold-,  Effekten- 
und  Warenverkehr  — ,  daß  aber  infolge  spe- 
kulativer Einflüsse,  der  Selbständigkeit  beider 


Märkte,  einer  vielleicht  längere  Zeit  bestehen- 
den Differenz  zwischen  heimischer  und  aus- 
wärtiger Kaufkraft  des  (Papier-)  Geldes  die 
Angleichung  erheblichen  Hindernissen  be- 
gegnen kann. 

i      4.   Agio   im  Wertpapierverkehr.  Im 

Wertpapierverkehr  versteht  man  unter  Agio 
:  das  Aufgeld,  welches  ein  Wertpapier  über 
seinen  Nennbetrag  hinaus  erzielt;  unter  Di- 
sagio den  entsprechenden  Kursabschlag. 

Wo  die  Vergleichsnorm  des  Nennbetrages 
fehlt,  wie  z.  B.  bei  Kuxen,  werden  die  Aus- 
!  drücke  Agio  und  Disagio  nicht  angewandt. 

Agio  und  Disagio  kommen  sowohl  bei  der 
I  Emission,  wie  im  laufenden  Geschäft  wie 
endlich  bei  der  Rückzahlung  von  Effekten 
j  vor.  An  dieser  Stelle  soll  nur  vom  Emissions- 
disagio und  -agio  sowie  vom  Rückzahlungs- 
agio bei  Teilschuldverschreibungen  die 
Rede  sein.  Ein  Emissionsdisagio  ergibt  sich 
durchweg  aus  der  Notwendigkeit  eines  run- 
den Nominalzinsfußes;  auch  für  das  Emis- 
sionsagio gilt  das  meist.  Ein  Rückzahlungs- 
agio ist  für  Hj'pothekenpfandbriefe  verboten 
(§  9  HypBG.)';  sonst  ist  es  bei  privaten  Ob- 
ligationen häufig,  weniger  bei  öffentlichen. 
Es  ist  zum  Teil  als  ,, Zinsfußkorrektur",  über- 
wiegend aber  als  Anreizmittel  anzusehen, 
zumal  die  Rückzahlung  meist  in  jährlichen 
Tilgungen  erfolgt,  der  „Agiogewinn"  somit 
dem  einzelnen  Obligationseigner  früh  oder 
auch  spät  zufallen  kann.  Wird  die  Rück- 
zahlung mit  einer  Lotterie  verbunden  wie 
bei  Lospapieren,  Prämienanleihen,  so  be- 
deutet sie  für  denjenigen,  der  eine  Niete 
zieht,  bei  dem  manchmal  recht  hohen  Börsen- 
kurs einen  Verlust,  gegen  den  die  Agiover- 
sicherung Schutz  bietet. 

Bei  der  Bilanzierung  von  Schuldver- 
schreibungen ist  die  Verbuchung  mit  dem 
Nennbetrage  auch  dann  die  Regel,  wenn  die 
Anleihe  mit  Agio  bzw.  Disagio  begeben  wurde 
bzw.  zurückgezahlt  werden  muß.  Ob  diese 
Bilanzierung  richtig  ist,  wird  bestritten;  die 
überwiegende  rechtliche  Auffassung  geht 
dahin,  daß  Bilanziening  zum  —  geschuldeten 
—  Rückzahlungskurs  erfolgen  müsse.  Die 
Differenz  zwischen  Emissionserlös  —  nicht 
Nennbetrag!  —  und  Rückzahlungsschuld 
sei  in  einem  Agio  bzw.  Disagiokonto  zu  ver- 
buchen und  in  jälirlichen  Raten  abzuschrei- 
ben. Für  die  Verbuchung  eines  Disagio  bei 
der  Ausgabe  von  Hypothekenpfandbriefen 
gibt  §  25  HypBG.  zwingende  Vorschriften. 

Wegen  Literatur  sei  verwiesen  auf  die 
Sonderartikel:  „Geld",  „Valuta",  „Hypo- 
thekenbanken". Fritz  Terhalle. 


Agrargeschichte. 

Vorbemerkung,  l.  Agrarverhältnisse  im 
Altertum.  IL  Agrarverhältnisse  im  Mittel- 
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älteren  deutschen  Agrarverfassune.  2.  Das  Auf- 
kommen und  die  Organisation  der  Grundherr- 
schaft. 3.  Definitive  Gestaltung  der  grundherr- 
lich-bäuerlichen  Verhältnisse.  III.  Agrar- 
verhältnisse der  Neuzeit.  1.  Das  16.  — 18. 
Jahrh.  2.  Das  19.  Jahrh.  3.  Die  Nachbarländer. 
IV.  Agrarkrisen. 

Vorbemerkung.  K.  Bücher  schildert 
in  seiner  „Entstchunt;  der  Volkswirtschaft, 
2.  Sammlunp"  in  einem  Aufsatz  „Landwirt- 
schaftliche Entwickluntrsstufen"  (Tübinpen 
1920,  3.  u.  4.  Aufl.,  S.  61ff.)  eine  alleemeine 
Entwicklung  der  Landwirtschaft.  Die  Auf- 
Btelliinf;  solcher  Stufen  können  wir  jedoch 
nur  als  berechtipt  anerkennen'),  wenn  sie 
als  Idealtypen  gelten  sollen,  an  denen  man 
die  Verhältnis.se  dieser  und  jener  Zeiten 
und  Völker  mißt.  Unzulässig  ist  es,  eine 
feste  chronoloffische  Abfolge  von  Stufen  zu 
behaupten,  die  für  alle  Völker  gleichmäßig 
gelten  soll.  Es  begegnet  uns  vielmehr 
eine  große  Mannigfaltigkeit  der  Gestaltungen 
bei  den  verschiedenen  Völkern.  Eine  Ent- 
wicklungsgeschichte von  allgemeiner  Geltung 
läßt  sich  nicht  konstruieren.  iJer  folgende 
Ueberblick  wird  zeigen,  wie  sehr  die  Ver- 
hältnisse selbst  bei  Völkern  auseinander- 
gehen, bei  denen  man  zunächst  eine  verwandte 
Entwicklung  vermuten  könnte. 

I.  Agrarverhältnisse  im  Altertum. 

Wie  für  die  romanischen  und  germanischen 
Völker,  so  hat  man  auch  für  Griechen  und 
Römer  eine  Urzeit,  ein  Mittelalter  und  eine 
Neuzeit  unterschieden.  Wenn  dieser  Pa- 
rallelismus für  die  allgemeine  Kultur  in 
gewisser  Weise  zutrifft,  so  ist  er  für  die 
Wirtschaftsgeschichte  schwieriger  durchzu- 
füliren.  Die  hervorstechenden  Merkmale 
stimmen  keineswegs  überein.  In  der  Ge- 
stallung der  Besitzverhällnisse  tritt  bei 
den  romanischen  und  germanischen  Völkern 
als  namhafter  Zug  der  Entwicklung  hervor, 
daß  nach  der  Urzeit  mit  annähernd  gleichem 
Besitz  der  freien  Volksgenossen  eine  lange 
Zeit,  etwa  vom  7.  bis  zum  Anfang  des  i 
19.  Jahrhunderts,  folgt,  in  der  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Bauern  sich  in 
Abhängigkeit  von  Grund-  bzw.  Gutsherren 
befindet,  um  dann  zu  freien  Eigentümern 
des  bisher  von  ihnen  in  abhängiger  Stellung 
bewirtschafteten  Landes  zu  werden.  Das 
gleiche  gilt  von  dem  Gemeinbesitz  (der 
Allmende)  der  Gemeinden:  zunächst  (we- 
nigstens meistens)  ungehinderte  Nutzung 
durch  die  Gemeinde,  dann  Beschränkung ! 
durch  andere  Instanzen  (Grund-  oder  Ge- 
richtsherrschaft), schließlich  wieder  freie 
Nutzung  durch  die  Gemeinde  (falls  die 
Allmende  nicht  an  die  einzelnen  Gemeinde- 


')  Näheres  zur  Literaturgeschichte  und  Kritik 
der  Stufentheorien  s.  in  meinen  „Problemen 
der  Wirtschaftsgeschichte"  S.  188ff. 

Handwörtelbuch  der  Staatswissenschaften.  4.  Aufl 


glieder  aufgeteilt  wird).  Ganz  anders  die 
antike  Entwicklung.  Wenn  es  zweifelhaft 
bleibt,  ob  man  deren  geschichtliche  Anfänge 
mit  den  deutschen  geschichtlichen  Anfängen 
in  Parallele  setzen  darf,  so  ist  weiterhin 
das  Vordringen  der  Gnindherrschaft  hier 
und  dort  ganz  verscliiedener  Art  und  ebenso 
das  Schlußergebnis  der  Entwicklung:  wäh- 
rend die  deutsche  und  romanische  Entwick- 
lung mit  der  Bauernbefreiung  abschließt, 
endigt  die  antike  mit  der  Fesselung  der 
Bauern  durch  den  Kolonat.  Wir  schildern 
liier  die  antiken  Verhältnisse  gerade  in 
ihrem  Gegensatz  zu  den  mittelalterlichen 
und  neuzeitlichen. 

Von  vornherein  unterscheidet  sich  die 
griechische  und  römische  Landwirtschaft 
von  der  nordeuropäischen  durch  Dinge, 
die  in  den  klimatischen  Verhältnissen  ge- 
geben sind:  zwei  Ernten  im  Jahr,  Kultur 
der  Rebe  und  der  Oclfruclit,  Verbindung 
des  Ackerbaus  mit  Baum-  und  Weinzucht 
wie  im  Poland.  Bemerkenswert  ist  ferner, 
daß  die  landwirtschaftliche  Technik  der 
Griechen  und  Römer  auch  auf  ihrem  Höhe- 
punkt nicht  das  Maß  erreicht,  das  die 
romanischen  und  germanischen  Völker  in 
der  Neuzeit  erreicht  haben.  Ucberall  in 
den  antiken  Ländern  sodann  geht  l>eim 
Einlretcn  höherer  Kultur  der  Getreidebau 
zurück,  in  Attika  besonders  zugunsten 
des  Oelbaus,  in  Rom  und  Italien  zugunsten 
des  Ocl-  und  Weinbaus  und  der  Weide- 
wirtschaft, die  als  sicherste  wie  ertrags- 
reichsle  Kapitalanlage  gilt.  Dadurch  werden 
entlegenere  Gebiete  zu  Getreideversorgungs- 
ländern, so  die  Gebiete  im  Norden  von 
Hellas  und  am  Pontus  für  Hellas  im  6.  und 
4.  Jalirhundert  v.  Chr.,  so  die  entlegeneren 
Gebiete  von  Italien  für  das  römische  Gebiet, 
später  Sizilien,  Sardinien,  in  der  Kaiserzeit 
Nordafrika,  während  die  ehemals  im  Ge- 
treidebau tätigen  Gebiete  zu  Spczialkulturen 
bzw.  zu  industrieller  Tätigkeit  übergehen. 
In  unseren  neueren  Jahrhunderten  hat  sich 
eine  solche  Umstellung  in  viel  geringcrem 
Grade  vollzogen;  im  Gefolge  des  Weltkrieges 
sind  Ansätze  dazu  wieder  rückgängig  ge- 
macht worden.  Gemeinsam  ist  unserem 
Mittelalter  mit  dem  griechischen  und  römi- 
schen Altertum  eine  gewaltige  Kolonisation. 
Die  griechische  aber  ist  wesentlich  nur 
städtische,  die  römische  und  deutsche  so- 
wohl ländliche  wie  städtische.  Während 
fenier  Griechen  und  Deutsche  mehr  oder 
weniger  freie  Gemeinden  jenseits  der  heimi- 
schen Grenzen  begründen,  ist  die  römische 
Kolonisation  überwiegend  militärisch-poli- 
tischer Natur  und  zieht  die  Abhängigkeit 
der  begründeten  Gemeinden  von  der  Stadt 
Rom  nach  sich.  Wenn  sodann  im  Altertum 
und  im  Mittelalter  (einschließlich  der  ersten 
Jahrhunderte  der  Neuzeit)  gleichmäßig  die 
Bd  I.  4 
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Grundherrschaft  sich  in  der  Landwirtschaft 
fortschreitend  stärker  durchsetzt,  so  sind 
die  Kräfte,  deren  sich  die  Grundherrschaft 
bei  uns  bedient,  die  Bauern,  die  vielfach 
dadurch  eine  Minderung  ihrer  Freiheit 
erfahren,  wäJirend  die  antike  Grundherrschaft 
sich  mit  Hilfe  von  Sklaven  (meistens  ge- 
kauften) vorschiebt;  der  Bauer  leidet  nicht 
sowohl  unmittelbar  durch  die  Grundherr- 
schaft,  als  vielmehr  dadurch,  daß  die  Gnind- 
herren  mit  ihren  Sklavenscharen  ihm  wirt- 
schaftlich Konkurrenz  machen.  Diese  Be- 
sonderheiten des  Altertums  hängen  großen- 
teils damit  zusammen,  daß  der  Adel  in  den 
hier  in  Betracht  kommenden  Zeiten  wesent- 
lich städtischer  Adel  ist  und  sein  Reichtum 
direkt  oder  indirekt  aus  Handel  oder  Gewerbe 
oder  staatlicher  Verwaltung,  staatlichen  Pach- 
tungen stammt.  Der  römische  Staat  hat 
auch  als  Flächenstaat  nach  Organisation 
in  städtischen  Formen  gestrebt.  Der  Betrieb 
mit  Sklaverei  ist  übrigens  im  römischen 
Gebiet  weit  beträchtlicher  als  im  griechischen. 
In  Griechenland,  besonders  in  Attika,  tritt 
zugunsten  des  für  den  Export  sehr  lohnenden 
Oelbaus  seit  dem  5.  und  4.  Jahrhundert 
der  mittlere  und  kleinere  Betrieb,  nachdem 
die  Perserkriege  von  einem  freien  Bauern- 
volk geschlagen  worden  waren,  zwar  stark 
zurück,  indem  sich  der  Großbetrieb  hebt, 
der  mit  Sklavenkräften  arbeitet.  Doch  geht 
diese  Entwicklung  hier  nicht  soweit  wie  später 
in  Rom  und  Italien.  Es  wird  im  griechi- 
schen wie  römischen  Gebiet  die  freie  Arbeit 
durch  das  Sklaventum  fortschreitend  zurück- 
gedrängt, jedoch  nicht  bis  zur  völligen 
Ausschaltung;  immer  noch  werden  neben 
überwiegender  Sklavenarbeit  freie  Arbeits- 
kräfte in  Stadt  und  Land  verwendet.  Liner- 
halb  der  freien  Arbeit  hält  sich,  wie  bemerkt, 
im  griechischen  Gebiet  der  mittlere  und  kleine 
Bauernstand  mehr  als  im  römischen.  Im 
Orient  erlangt  der  Großbetrieb  wohl  in 
Aegypten  die  stärkste  Ausdehnung. 

In  Italien  bot  für  die  Ausdehnung  der 
Grundherrschaft  und  des  Großbetriebs  eine 
bedeutungsvolle  Handhabe  die  Verwendung 
des  Begriffes  des  ager  publicus.  Das  Okku- 
pationsrecht an  diesem  ist  das  Recht  des 
römischen  Bürgers,  öffentliches  Land  (Staats- 
acker), ursprünglich  Oedland,  unter  gewissen 
Voraussetzungen  in  Besitz  zu  nehmen. 
Der  Staatsacker  aber  wurde  durch  die 
politische  Erweiterung  des  römischen  Staats 
riesig  vermehrt,  indem  der  eroberte  Boden 
zu  ihm  gerechnet  wurde.  Das  eroberte 
Gebiet  galt  nach  Beuterecht  als  Recht  des 
Siegers;  wenn  Rom  meistens  nur  ein  Drittel 
des  Bodens  beanspruchte,  so  war  das  immer- 
hin außerordentlich  viel.  Dies  dem  ager 
publicus  zugewiesene  Beuteland  war  natür- 
lich nicht  bloß  Oedland,  sondern  schon 
bebautes  Land,  das  nun  den  Besitzer  wech- 


seln mußte.  Die  schon  von  Haus  aus  weit- 
greifende Einrichtung  des  Okkupationsrechts 
am  ager  publicus  und  seine  Uebertragung 
auf  das  zum  allergrößten  Teil  schon  in 
Kultur  befindliche  Land,  welches  dem  Staat 
durch  Eroberung  zufiel,  gewannen  mit  der 
unvergleichlichen  Expansion  des  römischen 
Staats  eine  ganz  neue  Bedeutung.  Da  an 
jeder  Okkupation  die  Vieh-  und  Sklaven- 
besitzer mit  weit  größerem  Erfolg  teil- 
nehmen konnten  als  noch  so  viele  freie 
Bauern,  so  erhielten  jene  das  klare  Ueber- 
gewicht.  Der  Bauemstand  reagierte  dagegen 
mit  dem  Verlangen,  daß  das  eroberte  Land 
systematisch  an  alle  Bürger  verteilt  und 
als  ager  privatus  appropriiert  werde.  Doch 
diese  Bestrebungen  und  die  gracehische 
Gesetzgebung  hatten  keinen  entscheidenden 
Erfolg.  Diejenigen  Assignationen,  welche 
tatsächlich  erfolgten  (so  an  das  siegreiche 
Heer),  haben  den  Klein  besitz  nicht  auf  die 
Dauer  gesichert.  Es  griffen  auch  das  Bauern- 
legen und  der  Zusammenkauf  von  kleinen 
;  Gütchen  Platz.  Zugleich  litt  der  freie  bäuer- 
liche Mittelstand  durch  die  vielen  und 
weithin  ausgedehnten  Kriege  (in  der  Kaiser- 
zeit rekrutiert  sich  das  Heer  mehr  und  mehr 
aus  Nichtrömern).  Förderlich  war  der 
Ausdehnung  des  Großbesitzes  ferner  die 
Bestimmung,  daß  die  Senatoren  einen  be- 
stimmten Teil  ihresVermögens  in  italienischem 
Boden  anzulegen  gehalten  waren.  ,,So 
kamen,  je  mehr  Provinziale  Aufnahme  im 
Senat  fanden,  um  so  mehr  ausländische 
Großgrundbesitzer  nach  Italien,  und  um- 
gekehrt, in  ungleich  stärkerem  Maß  noch, 
strebten  italische  Kapitalisten  nach  Groß- 
grund besitzerwerb  auf  dem  jungfräulichen 
Boden  der  Provinzen,  besonders  in  Nord- 
afrika, diesem  klassischen  Lande  des  agra- 
rischen Großbetriebs"  (Kornemanu).  Vor- 
aussetzung für  diese  Entwicklung  war,  daß 
der  Erwerb  von  Sklaven  sich  nicht  zu  kost- 
spielig stellte.  Wie  groß  die  verwendeten 
Sklavenscharen  waren,  das  lehrt  z.  B.  die 
Erhebung  des  Spartakus  in  Süditalien  und 
Sizilien,  die  zu  den  furchtbarsten  sozialen 
Erschütterungen  der  alten  Welt  zählt.  Nicht 
einfach  zu  beantworten  ist  die  Frage, 
welchen  besonderen  Zwecken  der  sich  fort- 
schreitend Steigenide  Großbesitz  dienstbar 
gemacht  wurde.  Zum  Teil  diente  er  zweifellos 
der  Großweidewirtschaft  (lehrreich  ist  hierbei 
Cäsars  Verordnung,  daß  die  Hirten  zu 
einem  Drittel  freie  Leute  sein  sollten). 
Aber  sie  machte  doch  nicht  die  Hauptsache 
aus.  Der  Plantagenbetrieb  mit  Sklaven- 
scharen gilt  in  erster  Linie  den  Oel-  und 
Weinplantagen  und  etwa  sonstigen  Spezial- 
kulturen,  weniger,  zum  mindesten  auf  itali- 
schem oder  gar  griechischem  Boden,  dem 
Getreidebau.  Das  Getreideland  wird  viel- 
leicht in  Anteilsakkordarbeit  bestellt,  noch 


Agrargeschichte 


51 


öfter  aber  wohl  und  jedenfalls  zunehmend  I rechts  zeigt  sich  aber  noch  deutlicher  in 
an  coloni  (Parzelleiipächtcr)  gegen  Anteil  der  schroffen  Zweiteilung  des  römischen 
oder  (zunehmend  und  in  den  Rechtsquellen  I  Badens  in:  entweder  ager  privatus  oder  agcr 
fast  ausschließlich  behandelt)  Oeldrente  vcr-  publicus.  Die  gemeinwirlschaftlichen  Besitz- 
geben. Die  Sklavenarbeit  aber  halte  ihren  formen  sind,  wie  auch  die  Struktur  des 
Standort  nicht  bloß  in  ganz  großen  Be-  privaten  condominium  beweist,  bewußt  be- 
sitzungen,  sondern  auf  den  herrschaftlichen  naehleiligt,  der  agcr  compascuus  (Allmende) 
Gütern  überhaupt.  Die  Agrarschrifi sieller  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt  und  schlicß- 
nehmen  Vorherrschaft  der  Sklavenarbeit  lieh  seine  Neuentslehung  verhindert, 
als  selbstverständlich  an;  freie  landwirt-  Wenn  wir  in  diesen  Dingen  den  stärksten 
Echaftliche  Arbeiter  kommen  daneben  nur  Gegensalz  zu  dem  Wirtschaftsleben  des 
für  die  Ernte  in  Betracht.  Das  viel  zitierte  germanischen  Mittelallors,  insbesondere  zu 
Wort  „lalifundia  pcrdiderc  Italiam"  ist  seinen  starken  gemeinwirlschaftlichen  Zügen, 
übrigens  nicht  einfach  zu  interpretieren. '  ferner  zu  seiner  überwiegend  bäuerlichen 
Da  es  sich  auf  Getreidebau  nach  unseren  ,  ländlichen  Arbeit,  der  Abwesenheit  cigent- 
eben  gemachten  Bemerkungen  schwerlich  lieber  Sklavenarbeit  wahrnehmen,  so  vollzog 
beziehen  kann,  so  wird  wohl  nur  die  Be-  sich  in  der  ausgehenden  römischen  Kaiserzeit 
Ziehung  auf  Klächen  für  Gel-  und  Weinbau  eine  Anpassung  an  die  mittelalterliche  Art; 
übrigbleiben,  oder  die  auf  Weidewirtschaft  indem  die  Sklavenarbeit  durch  den  Kolonat 
(welche  Mommsen  freilieh  ablehnt).  ersetzt  wurde  und  die  städtische  Organisation 

Li  den  Zeilen  seit  der  griißeren  Aus- 'des  Staats  einem  mehr  ländlichen  Leben 
dehnung  des  römischen  Staatsgebiets  finden  ;  R;ium  machte.    Lidern  wir  es  unterlassen, 
wir  eine  radikale  Sprengung  aller  gemein- j  die  gesamten  Ursachen  für  die  Verändcning 
wirtschaftlichen    Elemente   in   der   Agrar-  des  Bildes  der  unlikcn  Welt  beim  Schluß 
Verfassung.    Es  mag  unerörtcrt  bleiben,  ob  '  der  Kaiserzeit  zu  seliildern,  heben  wir  nur 
wir  selbst  für  die  römische  Krühzeit  (und ,  zwei  Momente  hervor:  1.  Der  durch  die 
das  ganze  Altertum  überhaupt)  etwas  wie  ' gewaltige  Ausdehnung  des  Kaiserreichs  hcr- 
Klurgemeinschaften  nach  ;Vrt  der  germani-  (;estellte  relative  Friede  bedeutete  das  all- 
schcn   Siedlung  annehmen  dürfen.    Jeden- ,  mähliche  Versiegen  der  Sklavenzufuhr.  Für 
falls  ist  eine  Dorfallnieiide  in  dem  späteren  einen  Menschenversclileiß,  wie  ihn  die  Plan- 
„ager  compascuus"  nur  noeli  in  kümmerlichen  ,  tagen,  nacli  dem  Ideal  des  riimischen  Agrar- 
Rcslen  erkennbar.  Wenn  ursprünnlieli  aller- '  schriflslellers  Varro,  betreilieii  sollten,  und 
dings  das  Dorf  die  (irundlagc  der  Siedlung  i  wie  ihn  die  Bergweike  bedurften,  waren  die 
gewesen  ist,  so  war  es  später  ein  der  rümisehen  I  spekulative  Sklavenaufzuclit  und  der  fried- 
Verwallung  völlig  fremdartiger  Begriff.  Die  |  liehe  Sklavenhandel  nicht  ausreichend.  Die 
alten  „pagi"  werden  von  der  römischen  nachweisbaren  Talsachen  des  Zerfalls  der 
„Limitation"  (bei  der  Assignation  und  der  i  Sklavcnkasernen,  der  Herstellung  des  Fa- 
Landaufleilung  an  Veteranen,  bei  der  Okku-  milienlebens  des  Sklaven,  damit  des  Auf- 
pation des  ager  publicus  überhaupt)  zcr- j  hörens  der  Verwendung  der  Unfreien  in 
rissen.    Das  „Dorf"  exi.stiert  für  das  Ver-  eigentlicher  Sklavenarbeit  (wie  der  Arbeit 
wallungsrecht  nicht  oder  nur  als  vereinzelter  in  den  Plantagen)  hängen  nicht  bloß,  aber 
Lückenbüßer.      (iemeiifjelage   der   Aecker  auch  mit  jenem  Umstand  zusammen.  Die 
wird,  wo  sie  besteht,  bei  der  Assignation  großen  Besitzungen  der  riesigen  verkehrs- 
beseitigt.    Ueberau  bleibt  der  Einzelhof  schwachen  Binnenlandflächen  des  Nordens 
Sieger.  Die  Stadt  und  das  städtische  Boden-  konnten  ohnehin  nicht  nach  dem  Muster 
rechl  siegen  überall.  Dieser  Sieg  kommt  zum  |  der  karthagisch-römischen  Plantagen  bewirt- 
Ausdniek  in  der  Ueberlragung  des  schranken-  sehaflel  werden.    Die  Naturalrentengrund- 
losen   Herrschaflsverhältnisses  des   „domi- 1  herrschaft  tritt  zu  den  bisherigen  römischen 
nium"  auf  den  Boden,  iii  der  Mobilisiening  Sklavenka.sernen    mit    ihrer  militärischen 
desselben  durch  eine  überaus  be(iueme  Ver- '  Rohotordnung  in  Gegensalz.   2.  Das  Alter- 
äußerungsform (die  mancipatio),  der  Be- ,  tum  war  wesentlich  ein  Küsteniculturgebiet; 
schränkung  der  dinglich  wirkenden  Servi-  ie  weniger  eine  Landschaft  diesen  Charakter 
tuten  auf  die  absolut  unentbehrlichen  Wege- { hat,  um  so  weniger  weist  sie  die  klassische 
und  Wasserrechle,  dazu  der  vollen  male- 1  Ausprägung  des  Altertums  auf  (die  Grund- 
riellen   Testierfreiheit.      Im   Gegensalz  zu  '  herrschaft    des    thessalischen  Binnenlands 
der  hellenischen,  das  Dorf  zur  Zelle  des  z.  B.  trägt  einen  dem  Mittelalter  näher- 
Staats  stempelnden  Agrarpolitik  der  Demo- 1  stehenden    Charakter).       Die  klassischen 
kratie  trägt  die  römische  einen  ,,amerika-  Grundherrschaften  des  Altertums  sind  die 
nistischen"  Charakter:  wie  der  amerikanische  I  Basis  städtischer  Rentnerexistenzen.  Der 
Farmer,  der  auch  das  ,,Dorf"  niclit  kennt, '  Absentismiis  stadtsässiger  (Jrundherren  ist 
im   Einzelhof   sitzt,   so,   wenigstens   dem  eine  regelmäßige  Erscheinung.     Nun  voll- 
Ideal  nach,   der  römische   Landwirt   auf  zieht  sich  ein  Wechsel  des  geographischen 
seiner  „villa".    Jene  Tendenz  des  Boden-  i  Schauplatzes.  Der  Schwerpunkt  des  Lebens 
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rückt  in  das  Binnenland.  Die  Einbeziehung 
eines  so  umfangreichen  Binnenlandes  wie 
Gallien  mußte  die  Situation  verändern. 
Die  jjeherrschende  Politik  der  Küstenstadt 
verschwindet.  Entsprechend  treten  der 
binnenländische  Großgrundbesitzerstand  und 
seine  Interessen  in  den  Vordergrund.  Der 
stadtsässige  Grundherr  wird  durch  den 
landsässigen  abgelöst,  das  Reich  provin- 
zialisiert.  Wenn  absolut  der  Güterverkehr 
in  dem  großen  Kaiserreich  gewiß  zuge- 
nommen haben  wird,  so  wird  relativ,  bei 
Vergleich  der  Umsätze  mit  dem  Ausmaß 
der  dem  spezifischen  antiken  Kulturkreis 
angehörigen  Gebiete,  nicht  das  gleiche 
der  Fall  sein.  Denn  nach  Maßgabe  der 
gegebenen  Verkehrsmittel  mußte  die  Um- 
wandlung der  Küstenkultur  in  eine  Binnen- 
landkultur eine  relative  Abnahme  der  Ver- 
kehrsintensität bedeuten.  So  trat  ein  rela- 
tiver Rückgang  der  Stellung  der  Städte  ein 
(von  weiteren  störenden  Vorgängen  ganz 
abgesehen).  Dagegen  vergrößerten  sich  die 
Großgrunaherrschaften  des  Binnenlandes  und 
gewannen  eine  selbständige  Stellung  gegen- 
über den  Städten  auch  durch  eine  besondere 
Organisation  in  der  staatlichen  Gliederung 
des  Reichs.  Den  Hauptstock  der  nicht  von 
Städten  oder  stadtähnlichen  Gebilden  ein- 
genommenen Gebiete  bilden  die  Grund- 
herrschaften (saltus),  die  von  der  munizipalen 
Verwaltung  und  Jurisdiktion  eximiert  waren. 
Der  exterritoriale  Latifundienbesitz  wird 
ein  geschlossenes  Ganze  neben  dem  Städte- 
reich. Für  die  niedere  ländliche  Bevölkerung 
bedeutet  diese  Entwicklung  die  Entstehung 
des  Kolonats,  der  sich  namentlich  aus  zwei 
Bestandteilen  zusammensetzt:  einerseits 
werden  Sklaven  zu  Hörigen  erhoben,  ande- 
rerseits kleine  freie  Besitzer  entspre- 
chend herabgedrückt.  „Liturgienwesen  und 
Steuerdruck,  Zwangspacht  und  die 
scharfe  Anspannung  der  Lehre  von  der 
h'ii,,  (origo;  Bindung  an  den  Herkunftsort) 
haben  dann  das  ihrige  getan,  um  den 
schollenfesten  Kolonat  zu  erzeugen"  (Korne- 
maiin). 

Die  Annäherung  an  das  Mittelalter, 
die  sich  so  im  römischen  Kaiserreich  voll- 
zieht, beschränkt  sich  jedoch  auf  Elemente 
der  Unfreiheit,  während  das  Mittelalter 
in  seinen  gemeinwirtschaftlichen  Einrich- 
tungen z.  B.  bedeutende  Elemente  der  Frei- 
heit aufweist.  Charakteristisch  ist  auch  der 
Unterschied  im  gewerblichen  Leben:  die 
römischen  Zünfte  sind  Zwangsanstalten  für 
die  Versorgung  der  städtischen  Bürgerschaft, 
die  mittelalterlichen  dagegen  von  Anfang 
an  Mittel  zur  Gewinnung  einer  selbständigen 
Stellung  für  die  Handwerker.  So  darf 
man  denn  auch  nicht  behaupten,  daß  das 
Mittelalter  aus  dem  endenden  Altertum 
wirtschaftlich  hervorgeht,  sondern  eher,  daß 


dieses  sich  jenem  in  manchem  Betracht 
angepaßt  hat. 

II.  Agrarverhältnisse  im  Mittelalter. 

1.  Die  Urzeit  und  die  Grundlagen  der 
älteren  deutschen  Agrarverfassung.  Wenn 
man,  wie  eben  bemerkt,  nicht  von  einem 
Hervorgehen  des  Mittelalters  aus  dem  Alter- 
tum sprechen  darf,  so  gilt  dies  auch  in  dem 

I  Sinn,  daß  gerade  die  Anfänge  des  germa- 

j  nischen  Wirtschaftslebens  sich  im  stärksten 
Gegensatz  zum  spätrömischen  befinden.  Die 
germanische  Agrargesohichte  beginnt  mit 
den  ausgeprägtesten  gemeinwirtschaftlichen 
Zügen,  mit  dem  Gemeineigentum  am  Acker- 
land und  mit  Gemeineigentum  nicht  nur, 
sondern  auch  Gemeinnutzung  für  die  gemeine 

;  Maik  (s.  Art.  Allmende).  Die  Mehrzahl  der 
freien  Germanen  besteht  aus  freien  Bauern  mit 
annähernd  gleichem  Besitz.  Dieses  Verhältnis 
behauptet  sich  während  mehrerer  Jahrhun- 
derte der  Berührung  mit  den  Römern,  und 
die  Germanen,  welche  in  römisches  Gebiet 
vordringen,  bringen  dahin  gemeinwirtschatt- 
liche  Züge  mit.  Erst  allmählich,  etwa  seit 
der  Völkerwandenmg,  aber  auch  dann  lang- 
sam sich  entwickelnd,  setzt  eine  Umbildung 
in  der  Richtung  auf  das  Vordringen  grund- 
herrschaftlieher  Elemente  ein.  Diese  dürfte 
durch  die  Zustände  in  den  von  Germanen 
eingenommenen  römischen  Gebieten  be- 
fördert worden  sein,  hat  aber  auch  und  vor 
allem  einen  selbständigen  Ursprung. 

Das  Individualeigentum  ist  in  der  deut 
sehen  Urzeit  auf  Haus  und  Hof  beschränkt. 
Das  im  Eigentum  der  Gemeinde  stehende 
Ackerland  wurde  periodisch  (die  Länge  der 
Periode  kennen  wir  nicht ;  es  wird  überhaupt 
kaum  eine  feste  vorauszusetzen  sein)  auf- 
geteilt, an  die  einzelnen  Haushalte  der  Ge- 
meinde zur  Nutzung.  Seit  mindestens  dem 
6.  Jahrh.  begegnet  das  Privateigentum 
am  Ackerland,  während  für  Wald,  Weide, 
Heide,  Gewässer  noch  ein  Gemeineigentum 
in  der  Form  der  gemeinen  Mark  oder  All- 
mende bestehen  bleibt.  Aber  auch  das 
Ackerland  trägt  noch  weiter  die  Spuren 
des  alten  Verhältnisses  an  sich  in  der  Ge- 
mengelage der  Aecker.  Es  setzte  sich  aus 
einer  Mehrzahl  von  „Gewannen"  (von  ,,ge- 

j  Winnen",  urbar  raachen)  zusammen,  welche 
ihrerseits  in  so  viele  Ackerstreifen  von  gleicher 
Größe  eingeteilt  waren,  als  anteilberechtigte 
Haushaltungen  in  Betracht  kamen.  Jede 
von  diesen  erhielt  annähenid  in  jedem 
Gewann  zur  Zeit  des  Gemeineigentums  am 
Ackerland  je  einen  Ackerstreifen.  Nach  dem 
Entstellen  des  Privateigentums  am  Acker- 
land blieb  aber  diese  ,, Gemengelage"  er- 
halten. Mit  ihr  war  der  Flurzwang  gegeben: 
da  die  Aecker  des  einzelnen  durcheinander 
lagen  und  die  Schaffung  von  Zufahrtswegeu 
zu  den  schmalen  einzelnen  Ackerstreifen 
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eine  zu  große  Landverschwendung  herbei- 
geführt hätte,  so  durften  alle  landwirtschaft- 
lichen Arbeiten  (Säen,  Ernten  usw.)  und  das 
Abweiden  der  Stoppel  nur  gleichzeitig  und 
auf  Anordnung  der  Gemeinde  erfolfren.  Der 
quotpnmäßipe  Anteil  an  dem  auf  die  Gewanne 
verteilten  Ackerland,  an  der  Nutzung  der 
Allmende  und  die  Hofstätte  des  Gemeinde- 
mitglieds  werden  als  „Hufe"  zusammen- 
gefaßt. Sic  ist,  wie  sich  hieraus  ergibt, 
von  Haus  aus  kein  äußeres  Maß,  sondern 
bedeutet  die  wirtschaftliche  Grundlage  für 
den  Haushalt  eines  vollberechtigten  Ge- 
meindemitfjlieds.  Erst  allmählich  wird  sie  zum 
äußerlichen  Maß,  wobei  als  die  Normalhufe 
eine  solche  von  30  Morgen  erscheint.  Eine 
schwierig  zu  beantwortende  Frage  ist  es, 
seit  wann  es  Unterschiede  unter  den  Ge- 
meindemitfjlipdcni,  neben  den  regelrechten 
Bauern  Küiicr,  Häusler,  Büdner  gibt. 
Jedenfalls  hat  sich  deren  Zahl  erst  in  späteren 
Zeiten  stärker  vermehrt.  Das  Land  der 
zweiten  Klasse  war  bescheidenen  Umfangs, 
lag  nicht  mit  dem  der  Bauern  im  Gemenge, 
sondern  bestand  etwa  aus  Fcldgärten,  die 
sich  in  der  unmittelbaren  Nachbarschaft 
der  Dorfsiedhing  fanden.  Später  erwerben 
die  Kolter  (Häusler)  ihren  Besitz  freilich 
vielfach  durch  Rodungen  und  den  Erwerb 
von  Stücken  bäuerlichen  Landes. 

Die  Dörfer  mit  Gemengelage  machen  die 
überwältigende  Mehrzahl  der  Ortschaften 
in  Alldeutschland,  zumal  während  der  ersten 
Jalirluinderte  unserer  Zeitrechnung,  aus. 
Gering  an  Zahl  sind  die  Ortschaften,  die 
sich  aus  Einzelhöfen  zusammensetzen.  Wäh- 
rend in  jenen  Gehöft  und  zugehöriges 
Ackerland  sich  nicht  unmittelbar  berühren, 
liegt  beim  Einzclhofsystem  das  Gehöft 
annähernd  in  der  Mitte  des  zugehörigen 
Ackerlandes.  Die  Ortschaften  mit  Einzel- 
hofsystem finden  sieli  hauptsächiicli  bloß 
in  Gebirgslandschaften,  außerdem  nur  in 
gewissen  niederrheinisch-westfälischen  Be- 
zirken. Man  vermag  sich  kaum  vorzustellen, 
daß  beim  Einzelhofsystem  jemals  Gemein- 
eigentum am  Ackerland  bestanden  hat. 
Dagegen  ist  solchen  Ortschaften  die  gemeine 
Mark  ebenso  eigen  wie  den  regelrechten 
Dörfern.  Jüngeren  Ursprungs,  nicht  vor 
der  Zeit  Karls  des  Großen  nachweisbar, 
sind  die  Wald-  und  Hagenhufen,  bei  denen 
das  Ackerland  nicht  das  Gehöft  umgibt, 
aber  auf  dieses  aufstößt:  die  Gehöfte  stehen  ■ 
an  einer  langen  Straße;  das  zu  dem  einzelnen 
Gehöft  gehörige  Ackerland  zieht  sich  in 
einem  einzigen  Streifen  von  ihm  bis  zur 
Grenze  der  Gemeinde  hin.  Die  Wald-  oder 
Hagenhufen  finden  sich  im  deutschen  Mittel- 
gebirge; die  Marsch-  oder  Moorhufen  dringen 
von  den  Niederlanden  aus  nach  Osten  vor. 
Ihr  Hauptverbreitungsgebiet  haben  sie  später 
erst,  und  zwar  mit  der  Kolonisierung  und 


I  Gennanisierung  des  slawischen  Ostens,  ge- 
funden. Wald-  und  Marschhufen  erscheinen 
in  weit  stärkerem  Ausmaß  als  die  alte  Normal- 
hufe. Ganz  spät,  etwa  erst  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert und  auch  dann  nur  vereinzelt, 
kommt  es  vor,  daß  aus  einem  alten  Dorf 
ein  Gehöft  herausgezogen  und  mitten  in 
das  zugehörige  Ackerland  gestellt  wird 
(„Vereinödung"  in  Oberschwaben).  Ueber 
das  Verhältnis  der  jVllmendc  zu  den  Ort- 
schaften sei  noeh  bemerkt,  daß  die  Regel 
die  Zugehörigkeit  einer  Mehrzahl  von  Ort- 
schaften zu  einer  Allmende  bildet,  also  eine 
Markgenossenschaft  mehrere  Ortschaften  zu 
umfassen  pflegt.  Nur  im  kolonialen  Deutsch- 
land (östlich  der  Elbe)  fallen  Ortschaft 
und  Markgenossenschaft  regelmäßig  zu- 
sanmmen. 

2.  Das  Aufkommen  und  die  Organisa- 
tion   der    Grundherrschaft.      Seit  dem 
Aufkommen  des  Privateigentums  am  Acker- 
land bildeten  sich,  wie  es  in  der  Natur  der 
Sache  lag,  in  zunehmendem  Maß  Besitz- 
j  unterschiede  heraus.     Diese  Entwicklung 
I  wurde  gefördert  durch  die  vorhin  erwähnten 
'  Verhältnisse,   die   die    Germanen   in  den 
früher  von  Römern  eingenommenen  Land- 
schaften vorfanden,  d.  h.  durch  den  dort 
schon  vorhandenen  Großgrundbesitz,  ferner 
dadurch,  daß  der  größere  Besitzer  die  staat- 
lichen Lasten  in  ihrer  damaligen  Verfassung 
leichter  tragen  konnte  als  der  gemeinfreie 
Bauer  und  daß,  nachdem  einmal  ein  größerer 
I  Besitz  sich  gebildet  hatte,  dieser  in  der 
Lage  war,  unter  günstigeren  Bedingungen 
sein  Land  zu  vergrößern. 

An  dieser  Stelle  etwa  wurden  die  früJier 
geschilderten  Verhältnisse  des  ausgehenden 
Altertums  von  der  mittelalterlichen  Kultur- 
welt übernommen.  Es  bleibt  jedoch,  wie 
ebenfalls  schon  angedeutet,  der  Unterschied, 
daß  das  Mittelalter  mehr  Freiheit  und  mehr 
Selbständigkeit  der  unteren  Gruppen  auf- 
weist. So  fehlen  durchaus  in  ihm  die  Lati- 
fundien und  zum  Teil  eben  deshalb  auch 
die  eigentliche  Sklavenarbeit.  Es  fehlen 
ferner  die  Zwangsleistungeu  und  Zwangs- 
lieferungen des  Altertums  für  Staat  und 
Gemeinde  oder  haben  wenigstens  nur  ganz 
geringe  Analogien.  Der  Selbständigkeit  der 
Gemeinde  und  der  gemeinwirtschaftlichen 
Elemente,  wie  sie  die  Allmende  darstellt, 
haben  wir  schon  gedacht. 

Im  8.  Jahrhundert  etwa  finden  wir  die 
Ausbildung  der  landwirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, die  wir  als  spezifisch  mittelalterlich 
bezeichnen,  in  ihren  ersten  großen  Linien. 
Die  Grundherrschaft  besitzt  eine  maßgebende 
Bedeutung.  Sie  steigert  ihren  Besitz  und 
ihren  Einfluß  bis  zum  12.  Jahrhundert. 
Doch  gewinnt  sie  nicht  die  Alleinherrschaft. 
Erstens  nämlich  wird  der  Stand  der  Gemein- 
freiheit nicht  schlechthin  beseitigt;  es  bleiben 
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noch  bäuerliche  freie  Grundeigentümer  er- 
halten. Es  gibt  ferner  Freie,  die  zwar  nicht 
freies  Grundeigentum  haben ,  aber  doch 
ihre  rechtliche  Freiheit  bewahren.  Zweitens 
nutzen  die  Grundherren  ihr  Land  nicht 
wesentlich  im  Eigenbetrieb,  sondern  indem 
sie  es  gegen  Zins  zur  Nutzung  übertragen. 
Und  die  Empfänger  sind  bäuerliche  Personen. 
Eine  Grundherrschaft  setzt  sich  somit  aus 
einer  Mehrzahl  von  abhängigen  Bauern- 
gütern zusammen.  Wenn  die  Eigenwirtschaft 
nicht  ausgeschlossen  ist,  so  tritt  sie  doch 
gegenüber  der  Verwertung  des  Landes  durch 
Uebertragung  gegen  Zins  zurück  und  wird 
im  Lauf  der  Zeit  noch  mehr  zu  deren  Gunsten 
eingeschränkt.  Ueberwiegend  ist  die  mittel- 
alterliche Gnindherrschaft  sogar  Streubesitz, 
umfaßt  einzelne  Bauerngüter,  die  je  für  sich 
über  eine  Menge  zerstreuter  Ortschaften 
verteilt  sind.  Der  Fall,  daß  ganze  Ortschaften 
einem  Grundherrn  gehören ,  kommt  ver- 
hältnismäßig selten  vor.  Die  eben  gezeich- 
neten Verhältnis.se  ergeben  drittens,  daß  die  j 
Frondienste  nicht  umfassend  sein  können: 
bei  weniger  ausgedehntem  Eigenbetrieb  hat  j 
man  umfassende  Frondienste  schlechterdings 
nicht  nötig.  Mit  dem  Umstand,  daß  nur 
gelegentlich  eine  Grundherrschaft  eine  oder 
mehrere  Ortschaften  ganz  einschließt,  hängt 
es  viertens  zusammen,  daß  die  Gemeinde 
nicht  von  der  Grundlierr.schaft  aufgesogen 
wird.  Die  Tatsache,  daß  in  einer  Ortschaft 
Bauerngehöfte,  die  je  für  sich  verschiedenen 
Grundherren  gehörten,  und  neben  ihnen 
noch  etwa  freie  Bauerngüter  lagen,  ver- 
langte bereits  einen  Gemeindeverband,  der 
sich  nicht  mit  einer  Gnindherrschaft  deckte. 
Hiermit  ist  fünftens  auch  schon  ausgesprochen, 
daß  die  gemeine  Mark,  die  Markgenossen- . 
Schaft  nicht  in  einem  grundlierrschaftlichen  ! 
Verband  aufgehen  konnte.  Die  Grund-  \ 
herrschaften  haben  Einfluß  auf  die  Mark- 1 
genossenschaften  und  verstärkten  Anteil  an 
deren  Nutzungen  erlangt ;  aber  die  Mark- 
genossenschaften sind  wie  ein  Glied  oder 
Teil  der  Grundherrschaft  geworden. 

Dieser  Schilderung  des  Unterschiedes 
zwischen  der  antiken  und  der  mittelalter- 
lichen Grundherrschaft  fügen  wir  einiges 
hinzu,  um  ein  vollständigeres  Bild  von  den 
landwirtschaftlichen  Verhältnissen,  wie  sie 
sich  vom  8.  bis  zum  12.  Jahrh.  ge- 
stalten, zu  entwerfen.  Im  Anfang  dieser 
Periode  gelangt  das  ,,Villikationssystem" 
zur  Einführung,  die  Organisation  des  groß- 
grundherrschaftlichen  Besitzes,  der  sich  all- 
mählich zu  bedeutendem  Umfang  ausdehnte. 
Das  Villikationssystem  beruht  auf  der  stufen- 
mäßigen Unterordnung  abhängiger  Güter 
unter  ein  leitendes.  Einem  Herrenhof, 
„Fronhof",  ist  eine  Mehrzahl  von  Bauern- 
gütern unterworfen,  deren  Inhaber  an  jenen 
Zins  (meistens  in  Naturalien)  zahlen  und 


für  die  Bewirtschaftung  des  unmittelbar 
vom  Herrenhof  aus  bewirtschafteten  Landes, 
des  „Sallandes",  Frondienste  leisten.  Das 
Salland  ist  aber,  wie  bemerkt,  nicht  be- 
deutend. Hat  ein  Grundherr  viele  Fron- 
höfe, so  ist  eine  Mehrzahl  von  solchen 
wiederum  einem  Hof,  einem  „Haupthof", 
unterworfen.  Der  größere  Teil  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeit  wird,  wie  sich  hieraus 
ergibt,  in  bäuerlicher  Arbeit  geleistet.  Für 
die  abhängigen  Leute  hat  sich  ein  privates 
Gericht  des  Gnindherrn,  das  „Hofgericht", 
ausgebildet,  in  dem  er  oder  sein  Vertreter 
den  Vorsitz  führt,  die  Urteiler  aber  die 
abhängigen  Leute,  bzw.  ein  Ausschuß  aus 
ihnen  (,, Schöffen")  sind.  Sein  Vertreter 
auf  dem  betreffenden  Fronhof,  Meier  oder 
Villicus  genannt,  hat  drei  Funktionen: 
die  Leitung  des  eigenen  Betriebs,  die  Ein- 
kassierung des  Zinses,  den  stellvertretenden 
Vorsitz  im  Hofgericht.  Ungefähr  zu  der 
gleichen  Zeit,  in  der  das  Villikationsystem 
für  die  grundherrschaftliche  Verwaltung  be- 
gründet wurde,  gelangte  das  Betriebssystem 
zur  Einführung,  das  von  da  ab  die  deutsche 
Landwirtschaft  bis  zum  Beginn  des  19. 
Jahrh.  beherrscht  hat ,  die  Dreifelder- 
wirtschaft. Vorher  hatten  die  Deutschen  die 
Feldgraswirtschaft  und  zwar  die  rohe  oder 
wilde  gehabt.  Sie  behauptete  sich  nur  in 
Gebirgslandschaften,  namentlich  den  Alpen, 
in  der  allraälilichen  Umwandlung  zur  ge- 
regelten Feldgraswirtschaft.  Die  Vorstellung, 
daß  der  Ertrag  der  Landwirtschaft  im  früheren 
Mittelalter  bis  zur  Entstehung  der  Stadt- 
verfassung nur  dem  eigenen  Haushalt  zu- 
statten gekommen  bzw.  innerhalb  des  betr. 
grundherrschaftlichen  Verbandes  verbraucht 
worden  sei,  ist  irrig.  Kein  Haushalt,  der 
grundherrschaftliche  noch  weniger  als  der 
bäuerliche,  hat  sich  vollkommen  selbst  genügt. 
Wie  der  ländliche  Haushalt  gewerbliche 
Produkte  von  anderer  Stelle  bezieht,  so 
setzt  er  seinerseits  landwirtschaftliche  Pro- 
dukte ab.  Für  deren  Abnahme  kamen  in 
Betracht  die  Plätze  der  alten  Römerstädte, 
die  noch  nicht  wieder  zu  wirklichen  Städten 
geworden  waren,  an  denen  doch  aber  eine 
dichtere  gewerbliche  Bevölkerung  saß,  ferner 
Gegenden,  die  an  dem  einen  oder  anderen 
landwirtschaftlichen  Produkt  ärmer  waren, 
oder  in  denen  infolge  zufälligen  Mißwachses 
die  eigene  Produktion  nicht  ausreichte. 
Freilich  hat  der  Absatz  landwirtschaftlicher 
Produkte  jetzt  nur  einen  bescheidenen  Um- 
fang erreicht.  Bemerkenswert  ist  aus  dieser 
Periode  endlich  die  im  Anschluß  an  römische 
Einrichtungen  erfolgende  Ausbildung  einer 
schriftlichen  Verwaltung,  insbesondere  die 
Anlage  von  Besitz-  und  Einküufteverzeich- 
nissen  („Traditionsbücher",  ,, Urbare"  usw.). 

3.  Definitive  Gestaltung  der  grund- 
herrlich-bäuerlichen  Verhältnisse.  Mit 
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dem  12.  Jahrhundert  setzt  eine  neue  Ent- 1  um  die  Schwierigkeit  der  Kontrolliening  des 
Wicklung  der  Landwirtschaft  ein,  die  in  Fronhofvorstehers  loszuwerden,  indem  sie 
erster  Linie  durch  das  Aufkommen  eines  auch  den  Fronhof  mit  seiner  Hofländerei 
bedeutenderen  Städtewcsens  und  die  Koloni-  verpachteten.  Allerdings  ist  diese  Art  der 
sierung  und  Germanisierung  des  slawischen  Aul^lösung  der  Villikationsverfassung  nicht 
Ostens  bestimmt  wird.  Der  Termin  läßt  überall  durchgeführt  worden;  am  voll- 
sich  freilich  insofern  nicht  gerade  scharf  ständigsten  in  Niedersachsen,  doch  auch  hier 
begrenzen,  als  das  Städtewesen  nicht  mit '  nicht  so,  daß  etwa  alle  einzelnen  Villikations- 
einem  Male  hervortritt  und  die  Kolonisiening  verbände  aufgelöst  wurden.  Immerhin 
im  Südosten  schon  bis  zum  12.  Jahrh.  ;  nehmen  wir  ganz  allgemein  in  Deutsch- 
ungefähr so  viel  erreicht  hat  wie  die  im  Nord-  land  seit  dem  12.  Jahrh.  die  Richtung 
Osten  erst  im  i:i.  Beide  Momente  kamen  auf  Einschränkung  des  Eigenbetriebs  (vom 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  Altdeutsch-  Fronhof  aus)  und  vermehrte  Hingabe  des 
lands  zugute,  da  die  Abwanderung  eines  Landes  zu  Pacht  wahr.  Am  meisten  hält 
Teils  nach  dem  Osten  die  Nachfrage  nach  sich  die  Villikationsverfassung  in  Südwest- 
Arbeitskräften  steigerte  und  das  Wachstum  deulschland,  in  dem  Sinn  wenigstens,  daß 
der  Städte  den  .\bsatz  der  landwirtschaft-  hier  das  ZiiKsgut  häufiger  ist  als  das  Pachtgut. 
liehen  Produkte  vermehrte,  die  bei  dem  Wenn  die  Eigenwirtschaft  ganz  beseitigt 
Ueberwiegen  der  bäuerlichen  Wirtschaffen  wird  und  das  Land  des  Grundherrn  nur 
überwiegend  auch  von  ihnen  bezogen  wurden,  gegen  Zins  oder  Pacht  zur  Nutzung  an 
Die  Kolonisierung  und  Germanisiening,  durch  I  Bauern  ausgetan  wird,  haben  wir  die  „reine 
die  der  bis  dahin  diinn  besiedelte  slawische  Grundhcrrschafl".  Sie  ist  aber,  wie  ange- 
Osten  wirtschaftlicii  erst  recht  aufgeschlossen  I  deutet,  nicht  zur  Alleinherrschaft  gelangt, 
wurde,  ist  ein  Ereignis,  dem  nur  wenig  |  Gelegentlich,  so  bei  dem  Zisterzienseroiden, 
Beispiele  aus  der  Geschichte  zur  Seite  ge-  wird  sogar  die  Eigenwirtschaft,  mit  größerer 
stellt  werden  können.  ])ie  Kolonisierung  llofländerei,  stärker  ausgebaut, 
vollzieht  sich  als  eine  in  gewaltigem  Maßstab  J)ic  Gericlitsherrschaft,  welche  seit  dem 
unternommene  Fortsetzuni;  der  Anlage  von  12.  Jahrh.  in  die  wirtschaftlichen  Ver- 
Wakl-  und  Marsclihufcn  zur  Urbarmachung  ,  hält nisse  eingreift,  ist  die  des  öffentlichen 
von  Wald-  und  Sumpfland  iji  Alldeutsch-  Gerichts.  Sie  erhebt  Ansprüche  auf  Lei- 
land,  wie  denn  die  llufenform  auch  von  stungen  der  Insassen  des  Gerichtsbezirks 
diesen  altdeutschen  Anlagen  nach  dem  Osten  und  beschränkt  sie  in  ihrer  Bewegungs- 
übcrnommen  wird.  Diese  Wald- und  Marsch-  frciheit.  Anfangs  sind  die  Forderungen  der 
hufen  haben  ein  weit  größeres  Maß  als  die  Gcrichtsherrschaft  noch  besclieiden ;  all- 
Hufen  der  alten  deutschen  Dörfer  mit  mählicJi  steigern  sie  sich  und  erreichen 
Gewanneinteilung  des  Ackerlandes.  ihren  Höhepunkt  in  der  Zeit  vom  IG. — 18. 

Die  besonderen  Veränderungen  der  Agrar-  Jaiirh.  Die  gerichtsherrlichen  Ansprüche 
Verfassung,  die  diese,  mit  dem  ]2.  Jahrh.  gestalten  sich  in  weitem  Umfang  den 
einsetzende,  Periode  aufweist,  sind  die  Auf-  grundherrlichen  analog,  um  schließlich  dazu 
lösung  der  Villikationsverfassung  und  das  zu  gelangen,  die  Unfreiheit  der  Insassen 
Eindringen  der  Gcrichtsherrschaft  in  die  des  Gerichtsbezirks  zu  fordern,  die  doch 
wirtschaftlichen  Verhältnisse.  1  von  Haus  aus  dem  Gerichtsherrn  nur  als 

Die  Auflösung  der  Villikationsverfassung  dem  staatlichen  Oberhaupt  unterworfen 
hat  ihre  Ursachen  einmal  in  der  sich  für  waren.  Auch  Frondienste  fordert  der  Ge- 
die  tlrundherren  ergebenden  Schwierigkeit, '  richtsherr,  die  sich  freilich  (soweit  land- 
die  Fronhofvorsteher  in  der  notwendigen  ,  wirtschaftliche  Fronden  in  Betracht  kommen) 
Abhängigkeit  von  sich  zu  halten,  sodann  in  meistens  auf  Spezialkiilturen  beschränken, 
dem  Wunsch  der  Grundherren,  an  dem  da  von  dem  Eigenbetrieb  einer  großen 
Bodenertrag  stärkeren  Anteil  zu  gewinnen.  Hofländerei  keine  Rede  war.  So  weit  er- 
Da  es,  wie  angedeutet,  überwiegend  l)äucr-  streckte  sich  die  gerichtsherrliche  Herr- 
liche Kräfte  waren,  in  deren  Hand  sich  die  schaft  namentlich  in  Südwestdeutschland 
Landwirtschaft  l)efand,  so  zogen  auch  sie  mit  seinen  kleinen  Territorien,  während  sie 
überwiegend  den  Vorteil  aus  dem  steigenden  I  in  den  größeren  Territorien  weniger  aus- 
Bodenerlrag.  Wenn  der  abhängige  Bauer  gebildet  "wird.  Natürlich  tritt  die  Gerichts- 
zur  Zinszahlung  an  den  Grundherrn  vcr- j  herrschaft  auf  diese  Weise  mit  der  Grund- 
pflichtet war,  so  hatte  sich  doch  eine  Fixie-  herrschaft  in  Konkurrenz.  Das  Nebenein- 
rung  des  Zinses  eingebürgert.  A\is  diesen  I  ander  der  beiden  vermehrt  teils  die  Lasten 
Verhältnissen  ist  es  zu  erklären,  daß  die  i  der  Bauern,  teils  hindert  es  die  zu  starke 
Grundherren  jetzt  die  Güter  mit  fester  i  Ausdehnung  der  Belastung  durch  die  Grund- 
Zinsverpflichtung  in  solche  mit  wechselnder,  herrschaft,  die  in  der  Gerichtsherrschaft 
dem  Bodenertrag  angepaßter  Pacht  zu  ver-  einen  kräftigen  Gegner  hat.  Charakteristisch 
wandeln  suchten.  Gleichzeitig  gaben  sie  i  für  diese  Mannigfaltigkeit  der  Beziehungen 
die  Eigenwirtschaft  auf  dem  Fronhof  auf, '  ist  es,  daß  dieselbe  Person  in  Abhängigkeit 
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sowohl  vom  Gerichts-  wie  vom  Grundherrn  i 

stehen  konnte,  wobei  weiter  bei  dem  Grund- 
herrn es  sich  fragte,  ob  sie  ihm  auf  Grund 
eines  dinglichen  oder  eines  persönlichen ; 
Verhältnisses  untergeben  war.  Wir  finden 
nämlich  im  Mittelalter  die  Unterscheidung 
zwischen  Hörigen,  deren  Unfreiheit  in  dem 
dargeliehenen  Grundstück  seinen  Kechts- 
grund  hat,  und  Leibeigenen,  die  kraft 
ihres  Leibes,  ihrer  Person  unfrei  sind.  So 
konnte  dieselbe  Person  dem  Gerichts-, 
dem  Grund-,  dem  Leibherrn  verpflichtet  sein. 
Erwähnung  verdient  noch,  daß  die  Gerichts-  i 
herren  in  wirksamer  Konkurrenz  mit  den 
Grundherren  auch  auf  die  Allmenden  ihre 
Hand  zu  legen  suchten.  Sie  suchten  Einfluß 
auf  die  Markvemaltung  zu  gewinnen,  ihre 
Nutzung  der  Mark  zu  steigern,  gleichzeitig 
aber  Grenzen  allgemeiner  Natur  für  die 
Nutzung  aufzurichten.  Damit  trafen  sie 
mit  einer  Tendenz  der  bäuerlichen  Mit- 
glieder der  Markgenossenschaft  zusammen, 
die  gleichfalls  die  Notwendigkeit  solcher  > 
Grenzen  erkannten,  welche  insbesondere 
der  Waldverwüstung  steuern  sollten. 

Dasselbe  Zusammenwirken  gnindherr- 
licher  Bestrebungen  und  eigener  Tendenzen 
der  Bauernschaft  begegnet  uns  bei  den  Be- 
mühungen, die  Unteilbarkeit  der  vererbten 
Bauerngüter  herbeizuführen.  Der  mittel- 
alterliche Besitz  ist,  landschaftlich  in  ver- 
schiedenem Maß,  stark  zersplittert  gewesen. 
Das  Lehnrecht  brachte  jedoch  mit  dem 
Satz,  daß  abhängige  Güter  ohne  Zustim- 
mung des  Lehnsherrn  nicht  geteilt  werden 
dürfen,  die  Individualsukzession  zur  Geltung. 
Wenn  trotzdem  auch  Lehngüter  vielfach 
geteilt  worden  sind,  so  hat  das  Lehnrecht 
immerhin  breite  Massen  des  deutschen 
Gnindbesitzes  von  der  Teilung  ausgeschlossen. 
Nicht  aber  nur  von  gnindherrlichem  Ein- 
fluß stammt  die  Unteilbarkeit  her.  Die 
Lihaber  der  Güter  haben  selbst,  aus  eigener 
Erwägung,  die  ungeteilte  Vererbung  als 
wünschenswert  angesehen,  sei  es  von  dem 
Wunsch  aus,  Besitz  und  Glanz  der  Familie 
aufrechtzuerhalten,  oder  weil  die  besonderen 
Produktionsbedingungen,  etwa  ein  uner- 
giebiger Boden,  es  auch  unabhängig  davon 
verlangten. 

Da  die  Dreifelderwirtschaft,  wie  erwähnt, 
das  herrschende  Betriebssystem  blieb,  konnten 
grundstürzende  Neuerungen  auf  technischem 
Gebiet  nicht  eintreten.  Wenn  in  diesem 
Rahmen  für  einiges  _Neue  Raum  übrigblieb, 
so  werden  auch  ein  paar  Fortschritte  er- 
reicht: vermehrtes  Pflügen,  Zunahme  der 
Düngung,  in  höher  kultivierten  Gegenden 
wie  dem  Tal  des  Niederrheins  die  Besömme- 
rung  der  Brache. 

Die  Verdienste  der  Grundherrschaft,  die 
im  mittelalterlichen  Wirtschaftsleben  eine 
so  große  Rolle  spielt,  werden  in  der  älteren 


Literatur  und  zum  Teil  noch  heute  auf 
Gebieten  gesucht,  auf  denen  sie  nicht  oder 
nicht  wesentlich  liegen:  so  wird  ihr  die  Aus- 
bildung der  gewerblichen  Berufe  zuee- 
schrieben*).  Die  Hauptsache  ist,  daß  das 
Aufkommen  der  Grundherrschaften  die  all- 
gemeine Kulturentwicklung  förderte,  indem 
sich  mit  ihm  eine  Differenziening  der 
Einzelvermögen  voUzos:,  auf  der  nun  einmal 
der  Fortschritt  der  Kultur  beruht.  Ungleich- 
heit der  Güterverteilung  ist  das  unentbehr- 
liche Instrument  alles  technischen  und 
geistigen  Fortschritts.  Der  Fortschritt  der 
Kultur  ist  an  die  Arbeitsteilung  geknüpft. 
Solche  Arbeitsteilung  machte  die  Grund- 
herrschaft möglich  durch  die  Steigerung 
der  Bedürfnisse  bestimmter  Gruppen  und 
die  Schaffung  der  Möglichkeit  sie  zu  be- 
friedigen. 

III.  Agrarverhältnisse  der  Neuzeit. 

1.  Das  i6.  bis  i8.  Jahrh.  Die  haupt- 
sächlichste Abwandlung,  die  der  Beginn  der 
neueren  Zeit  bringt,  liegt  in  dem  Aufkommen 
einer  Fürsorge  des  Staats  für  die  Land- 
wirtschaft. Im  Mittelalter  ließ  der  Staat 
seine  Fürsorge  ihr  nicht  angedeihen;  er 
interessierte  sich  positiv  nur  für  die  Städte, 
während  er  die  ländlichen  Verhältnisse 
sich  selbst  überließ.  Wenn  das  Mittelalter 
die  Zeit  der  Stadtwirtschaft  ist,  so  ist  die 
Stadt  auch  die  Herrin  dieser  Stadtwirtschaft. 
Mit  dem  Beginn  der  Neuzeit  aber  muß  die 
Stadt  sich  dem  Staat,  in  Deutschland  dem 
Territorium,  eingliedern,  und  der  Staat 
dehnt  seine  Fürsorge  über  Stadt  wie  Land 
aus.  Anfangs  gibt  er  wohl  noch  der  Stadt 
den  Vorzug:  auf  die  Zeit  der  Stadtwirt- 
schaft unter  städtischer  Leitung  (das  Mittel- 
alter) folgt  die  Zeit  der  Stadtwirtschaft 
unter  landesherrlicher  Leitung  (16. — 18. 
Jahrh.).'')  Indessen  das  Land  wird  doch 
auch  schon  in  den  Kreis  der  staatlichen 
Fürsorge  gezogen.  Das  Eingreifen  der 
Gerichtsherrschaft  in  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  das  im  Mittelalter  sich  der 
Landwirtschaft  nur  mit  Ansprüchen  gegen- 
überstellte, verwandelt  sich  jetzt  in  eine 
positive  Fürsorge  für  sie.  So  tritt  jetzt 
der  Staat  neben  den  Grundherren  und  der 
Bauernschaft  selbständig  für  ungeteilte  Ver- 
erbung der  Landgüter  ein.  Er  beginnt 
auch  die  Beherrschung  des  umliegenden 
Landes  durch  die  Stadt  etwas  zu  mindern. 
Im  Lauf  der  Jahrhunderte  gewinnt  die 
staatliche  Fürsorge  für  die  Landwirtschaft 
zunehmenden  Umfang  und  Kraft,  wenngleich 


')  Zur  Kritik  dieser  „hofrechtlichen  Theorie" 
von  der  Entstehung  des  Handwerkerstandes 
s.  mein  „Territorium  und  Stadt"  S.  303  ff.  und 
meine  „Probleme  der  Wirtschaf tsgesch."  S.  258 ff. 

")  Näheres  s.  in  meinen  „Problemen  der 
Wirtschaftsgeschichte"  S.  601  ff. 
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die  Linie  der  Entwicklung  nicht  durchweg  1 
gerade  verlauft.  ' 

Abgesehen  von  dieser  Wandlung  der  j 
aufkommenden  Fürsorge  des  Staats  weisen 
die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  Alt- 
dcutschlands  vom  Ende  des  Mittelalters 
bis  zum  Sturz  des  alten  Reichs  keine  wesent- 
liche Veränderung  auf.  Der  Bauernkrieg, 
der  ja  auch  nur  einen  Teil  Deutsch- 
lands, Südwest-  und  mitteldeutsche  Land- 
schaften ergriff,  hat  keine  epochemachende 
Wirkung  geübt.  Die  Agrarvcrfassung  Alt- 
deutschlands ist,  abgesehen  von  jener  Für- 
sorge des  Staats,  im  18.  Jahrh.  nicht 
viel  anders  als  am  Ende  des  Mittelalters. 
Sie  bleibt  vom  12.  oder  13.  Jahrh.  bis 
zum  18.  ungefähr  die  gleiche.  Man  darf 
nur  etwa  behaupten,  daß  die  Unfreihcits- 
verhältnissc  eine  gewisse  Lockerung  er- 
fahren und  in  diesem  Sinn  die  spätere 
Beseitigung  der  Unfreiheit  vorbereiten.  In- 
dessen die  Unfreiheits-  und  Abhängigkeits- 
verhältnisse an  sich,  ferner  die  alle  Flur- 
verfassung, die  Markverfassung  blieben  in 
ihrem  wesentlichen  Bestand  unangetastet. 
Von  den  Wirkungen  der  staatlichen  Fürsorge 
ist  als  sehr  bedeutsam  hervorzuheben,  daß 
mit  Hilfe  des  Staats  in  mehreren  Territorien 
das  Besitzrecht  der  Bauern  verbessert  wurde: 
das  klassische  Beispiel  dafür  liefern  die 
„Meier"  in  Niedersachsen,  die,  von  Haus  aus 
Zeitpächter,  sich  allmälilich  zu  Erbpächteni 
entwickeln. 

Eine  weit  eingreifendere  Wandlung  als 
die  alldeutschen  Agrarverhältnisse  erfuhren 
die  des  kolonialen,  insbesondere  des  nord- 
östlichen Deutschland.  Hier  vollzieht  sich 
der  Uebergang  von  der  Grund-  zur  Guts- 
herrschaft. Von  Haus  aus  mit  einer  etwas 
größeren  Hofländerei  schon  ausgestattet 
bekundeten  die  nordostdeutschen  Grund- 
herrschaften seit  dem  Ausgang  des  Mittel- 
alters die  Neigung,  ihr  eine  noch  größere  Aus- 
dehnung und  zwar  zum  beträchtlichen  Teil 
durch  Einziehung  von  abhängigen  Bauern- 
gütern zu  geben.  Die  ausgedehntere  Hof- 
länderei erforderte  zu  ihrer  Beackerung 
vermehrte  Frondienste.  So  wird  hier  aus 
dem  Grundherrn,  der  Zins  einkassiert,  der 
Gutsherr,  der  über  einen  großen  Eigen- 
betrieb verfügt  und  für  den  im  Vordergnind 
nicht  die  Zinse  der  abhängigen  Bauern 
stehen,  sondern  ihre  Arbeitsleistungen,  ihre 
Frondienste.  Die  Entwicklung  geht  langsam 
vor  sich,  zumal  die  Staatsgewalt,  die  eben 
seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  ihre  Auf- 
merksamkeit den  ländlichen  Kreisen  zuzu- 
wenden begann,  der  Einziehung  der  Bauern- 
güter einigen  Widerstand  entgegensetzte. 
Einen  Höhepunkt  erreicht  die  Entwicklung 
im  18.  Jahrh.,  in  dem  sie  freilich  in 
dem  preußischen  Königtum  einen  Gegner 
fand.     Diese  Gegnerschaft  wurde  gerade 


durch  die  jetzt  zu  beobachtende  Steigerung 
in  der  Ausdehnung  der  Hofländerei  auf 
Kosten  des  Bauernstandes  hervorgerufen. 
Mit  größerer  Energie  als  der  Staat  der 
letzten  Jahrhunderte  setzten  die  Könige 
F'riedrich  Wilhelm  L  und  Friedrich  IL 
den  „Bauernschutz"  durch,  welcher  sowohl 
ein  Schutz  des  Bauernstandes  wie  des 
Bauernlandes  ist.  Hat  er  nicht  vollen  Erfolg 
gehabt,  so  erkennt  man  doch  seine  Bedeutung 
l}ci  dem  Vergleich  der  jenen  Königen  unter- 
worfenen preußischen  Provinzen  mit  Schwe- 
disch-Vorpommern  und  Mecklenburg,  wo 
die  damalige  Staatsgewalt  nichts  für  die 
F>haltung  der  Bauern  tat:  während  in  den 
preußischen  Provinzen  ein  zahlreicher  Bauern- 
stand sich  neben  den  großen  Gutsbezirken 
erhallen  hat,  sind  die  Bauern  in  Schwedisch- 
Vorpommern  und  Mecklenburg  damals  ganz 
verschwunden.  Und  ein  weiterer  Beleg 
für  den  Wert  des  preußischen  Bauern- 
schutzes liegt  darin,  daß,  als  im  Beginn 
des  19.  Jahrh.  der  wirtschaftliche  Libera- 
lismus den  Bauernschutz  wegräumte, 
sofort  weitere  Vergrößerungen  der  Hof- 
länderei auf  Kosten  des  Bauernlandes  statt- 
fanden; jetzt  teils  in  der  Art,  in  der  die 
Regulierung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Ver- 
hältnisses bei  der  Aufhebung  der  Unfreiheit 
(■Erbiinlcrtänigkeit)  stattfand,  teils  im  freien 
Verkauf.  Hiermit  wurde  der  höchste  Punkt 
in  der  Ausdehnung  der  Hofländorei  erreicht. 
Die  Gründe,  weshalb  im  kolonialen  Osten 
im  Gegensalz  zu  Alldcutschland  sich  die 
Gutsherrschaft  und  -Wirtschaft  ausbildet, 
sind  mannigfacher  Art').  Neuerdings  wird 
in  der  Literatur  mit  besonderem  Nachdruck 
auf  das  schon  früh  nachweisbare  Rechnen 
mit  einer  markt  mäßigen  landwirtschaft- 
lichen Produktion,  darauf,  daß  die  auf 
F'ernabsatz  berechnete  Produktion  für  die 
Ausdehnung  der  Hofländerei  maßgebend 
gewesen  sei,  hingewiesen.  Man  spricht  von 
einer  „kapitalistischen"  Entwicklung,  die 
sich  in  der  Gutswirtschaft  darstelle.  Doch 
ist  hier  die  F>rwerbswirtschaft  nie  so  voll- 
ständig von  der  Konsumtionswirtschaft  ge- 
trennt worden  wie  in  den  großen  F'abriken. 

Die  Ausdehnung  der  Hofländerei  kam 
auch  den  technischen  Fortschritten  der 
Landwirtschaft  zustatten,  wälirend  die  alte 
mittelalterliche  Agrarvcrfassung  ihnen  starke 
Hindemisse  in  den  Weg  stellte:  den  Flur- 
zwang, der  die  Gemeindeangehörigen  zu 
gleichzeitigen  und  gleichartigen  Arbeiten 
nötigte  und  den  individuellen  Fortscliritt 
ausschloß,  die  Begrenzung  der  Frondienste, 
die  in  Altdeutschland  nicht  beliebig  gesteigert 
werden    konnten,    die    feste  Abgrenzung 


')  S.  Ausführliches  darüber  bei  Th.  Frb. 
V.  d.  Goltz,  Geschichte  der  deutschen  Land- 
wirtschaft II  S.  218{f. 
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zwischen  Grundherren  und  Bauern  über- 
haupt, die  Zehntverpflichtungen,  die  die 
Zehntherren  abgeneigt  machten,  einer  Neue- 
rung in  der  Bebauung  des  Zehntlandes 
zuzustimmen.  Es  ist  daher  begreiflich, 
wenn  in  der  Zeit  der  Beseitigung  der  mittel- 
alterlichen Agrarverfassung  technischer  Fort- 
schritt und  Bildung  größeren  einheitlichen 
Besitzes  Hand  in  Hand  gingen.  Die  Er- 
kenntnis, daß  die  der  technischen  Vervoll- 
kommnung entgegenstehenden  Schranken 
wegzuräumen  seien,  machte  sich  im  18. 
Jahrh.,  namentlich  in  seiner  zweiten  Hälfte, 
in  umfassender  Weise  geltend.  Sie  macht 
einen  Teil  der  physiokratischen  und  der 
Ad.  Smithschen  volkswirtschaftlichen  Theorie 
aus.  Es  wird  auch  bereits  mit  dem  Abbau 
der  mittelalterlichen  Agrarverfassung  bzw. 
mit  ihren  noch  vorhandenen  Bestandteilen 
begonnen.  Namentlich  geht  das  18. 
Jahrh.  mit  der  Aufteilung  der  Allmenden 
(„Gemeinheitsteiliingen")  vor.  In  nord- 
deutschen Küstenländern  werden  auch  bereits 
Beseitigungen  der  Gemengelage  der  Aecker 
(,,Verkoppelungen"),  im  Zusammenhang  mit 
der  Einführung  der  schlagmäßigen  Feldgras- 
wirtsehaft  („Koppelwirtschaft")  vorge- 
nommen. Jetzt  scldug  die  Stunde  für  die 
Dreifelderwirtschaft,  wenngleich  sie  noch  an 
den  meisten  Stellen,  zumal  in  Süddeutsch- 
land, sich  bis  zum  Beginn  des  19. 
Jahrh.  behauptete.  Teils  wurde  sie,  durch 
Aufgabe  des  Brachfeldes,  zur  verbesserten 
Dreifelderwirtschaft  (Sechs-,  Neun-,  Zwölf- 
felderwirtschaft) umgewandelt,  teils  durch 
die  P>uchtwechsclwirtschaft,  auch  mannig- 
fache Kombinationen,  abgelöst').  Einen 
bedeutenden  Faktor  bildet  bei  diesen  Re- 
formen der  planmäßige  Anbau  von  Klee  und 
Kartoffeln. 

Der  Staat,  der  diese  Neueningen  be- 
günstigte,   machte    sich    im    18.  Jahrh.; 
ferner  um  die  Landwirtschaft  verdient  durch 
die  Förderung  des  Straßenwesens,  den  Aus- 1 
bau  des  ländlichen  Kredits  (Gründung  der  | 
preußischen   Landschaften  unter  Friedrich 
d.  Gr.!)  und  eine  großartige  Kolonisations- j 
tätigkeit,  besonders  in  Preußen  (Aufnahme 
und    Ansiedlung    der    Salzburger,    Urbar- j 
machung  des  Öder-,  Warthe-,  Netzebruehs  i 
usw.t.      Die   Beseitigung   der   Unfreiheit, ' 
welche   einzelne    Grund-'  und    Gutsherren  i 
schon  im  18.  Jahrh.  durchfülirten,  nahm ! 
in  Preußen    der   alte  Staat  für  die  Do- 
mänen   in    die    Hand:    die  preußischen 
Domänenbauern,  d.  h.  '/.,—%  aller  preu- 
ßischen Bauern,  sind  vor  dem  Zusammen- 
stoß Preußens  mit  h'rankreich  befreit  worden. 

2.    Das    19.   Jahrh.     Die  Vollendung 


')  Ausführliches  darüber  s.  in  meinem  ,, Terri- 
torium und  Stadt"  ,S.  Iff.;  ,,  Probleme  der  Wirt- 
schaftsgeschichte" S.  77. 


in  der  Beseitigung  der  mittelalterlichen 
Schranken  brachte  das  19.  Jahrh.  Das 
Edikt  von  1807  beseitigte  in  Preußen 
die  Erbuntertänigkeit  schlechthin;  das  von 
1811  brachte  die  Regidiening  der  guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisse.  Auch  die 
Einführung  der  Gewerbefreiheit  (1810)kommt 
hier  in  Betracht,  insofern  mit  ihr  die  Vor- 
rechte der  mittelalterlichen  Stadt  gegenüber 
dem  umliegenden  Land  abgeschafft  wurden 
(städtisches  Vorrecht  der  Brauerei  und 
Brennerei  usw.).  In  den  anderen  deutschen 
Staaten  wurden  die  grundherrlich-bäuer- 
lichen Verhältnisse  wesentlich  erst  1830 
und  1848  reguliert,  so  auch  in  Oesterreich. 
Die  Entschädigung  der  Guts-  bzw.  Grund- 
herren erfolgte  in  Preußen  mehr  in  Land, 
in  den  anderen  deutschen  Staaten  mehr  in 
Geld.  Diesen  Regulierungen  gingen  zum 
Teil  die  Beseitigung  der  Gemengelage  der 
Aecker  und  die  Aufteilung  der  Allmenden 
parallel,  namentlich  in  Norddeutschland 
I  und  insbesondere  Nordostdeutschland, 
während  im  Westen  und  noch  mehr  im 
Süden  das  mittelalterliche  System  in  diesen 
beiden  Stücken  annähernd  festgehalten  wurde. 

Es  vollzog  sich  jetzt,  vor  allem  innerhalb 
des   größeren    Besitzes,    eine  vollständige 
i  Umwandlung  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebs auf  der  Grundlage  des  freien  Arbeits- 
t  Vertrags  und  mit  den  technischen  Fort- 
\  schritten,  deren  Anfänge  schon  das  18.  Jahrh. 
gekannt   hatte.    Die  Landwirte  bemühten 
sich  um  Verbessening  des  Ackerbaus  wie 
der  Viehzucht.    Ein  reiches  landwirtschaft- 
liches  Unterrichtswesen,  für  den  höheren 
wie  niederen  Unterricht,  wurde  begründet, 
das   im   18.  Jahrh.   begonnene  landwirt- 
schaftliche Vereinswpsen  weiter  ausgebaut. 
I  Freilich  waren  die  Absatzverhältnisse  einem 
raschen  und  großen  Aufschwung  der  Land- 
;  Wirtschaft    in    diesen    Jahrzehnten  nicht 
günstig. 

j  Eine  glücklichere  Periode,  herbeigeführt 
unter  anderem  durch  die  erleichterten  Ver- 
kehrsverhältnisse, die  ein  Aufsuchen  ent- 
j  ferntcr  Märkte  mit  besseren  Preisen  ge- 
statteten, begann  etwa  mit  dem  Jahre  1850 
und  dauerte  bis  zum  Anfang  der  70er  Jahre. 
Dann  aber  wandte  sich  gegen  die  Landwirt- 
schaft dieselbe  Erleichterung  des  Verkehrs, 
von  der  sie  eben  Nutzen  gezogen  hatte: 
war  es  den  deutschen  Landwirten  zunächst 
zustatten  gekommen,  daß  ihre  Produkte 
durch  die  modernen  Verkehrsmittel  auf 
weitere  Wege  gebracht  wurden,  so  machte 
ihnen  nun  auf  Grund  des  weiter  gesteigerten 
Verkehrs  das  in  entfernten  Ländern  pro- 
duzierte Getreide  wirksame  Konkurrenz. 
Gleichzeitig  stiegen  die  heimischen  Pro- 
duktionskosten, in  erster  Linie  die  Löhne. 
In  Gegenwirkung  gegen  diese  einige  Jahr- 
zehnte andauernde  Krisis  begann  Bismarck 
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seine  neue  Wirtschaftspolitik  (seit  1879),  I  gestellt  worden.  Sie  wurde  allmählich  von 
die  für  die  I^andwirtschaft  Schutzzölle  der  deutschen,  dänischen  und  französischen 
verlangte.  Sic  bedeutet  die  Aufjiabe  des  überholt:  nur  nodi  in  der  Viehwirtschaft 
manchcstcrlichcn  Standpunkts,  der  für  die  leistete  sie  Tüchtipes.  Um  einen  neuen 
staatliche  Wirtschaftspolitik  seit  der  letzten  Bauernstand  zu  schaffen,  hat  der  englische 
Jahrhundertwende  maßKcbcnd  fjewcsen  war.  j  Staat,  ähnlich  wie  der  mecklenburfrische 
Unter  der  Gunst  dieser  neuen  staatlichen  schon  im  19.  Jahrh.,  seit  1906  mit  der 
Fürsorge,  unter  Verwertung  ferner  der  Aufteilung  von  Kronland  zur  Aidage  von 
wissenschaftlichen  Errungenschaften  der  Agri-  Kleinbetrieben  begonnen.  Lange  meinte 
kulturchemie  und  mit  energischer  Arbeit  man  das  Manko  der  Leistungen  der  heimischen 
der  Landwirte  hat  sich  die  deutsche  Land-  Landwirtschaft  durch  Zufuhr  von  außen 
Wirtschaft  so  gehoben,  daß  sie  Deutschland  ausfüllen  zu  können,  bis  der  Weltkrieg  diese 
in  den  schwierigen  Verhältnissen  des  Welt-  Tlieorie  ins  Wanken  l)rachte.  In  Krankreich 
krieges  überraschend  widerstandsfähig  beseitigte  die  Kevolution  von  1789  die 
machen  konnte,  (ierade  seit  dem  Beginn  i  Schranken  der  miltelallerlichen  Agrarver- 
der  neuen  Wirlsdiaftspolitik  Bismarcks  hat ;  fassung.  Verdienste  um  die  Landwirtschaft 
sich  die  deutsche  Brotgetreideerzeugung  |  hat  sich  die  Regierung  Napoleons  III.  er- 
außerordentlicli  gesteigert,  von  1880 — 1900  worben,  und  auch  die  jüngsten  Regierungen 
mehr  als  verdoppelt.  Äeußerungen  der  Frankreichs  waren  ihr  günstig  gestimmt, 
neuen  wirtscliaflspolitischen  .\nschauungen  Durch  hohe  Zölle  uiul  andere  Förderung 
gaben  sich  auch  in  einer  neuen  Aera  der  jeder  Art  l)egünstigl,  hat  die  französische 
inneren  Kolonisation  (mit  Berücksichtigung  !  Landwirt.schafI  die  Krisis  der  letzten  Jahr- 
des  nationalen  Gesichtspunktes)  und  in  zehnte  des  19.  .lahrh.  überwunden.  Das 
einer  Wiederanerkennung  der  Allmende  kund,  programmatische  Buch  des  französischen 
Man  überzeugte  sich,  daß  die  Gering-  Ministers  Meline,  „die  Rückkehr  zur  Scholle", 
Schätzung,  die  ihr  die  manchesterliche  Zeit  ruht  auf  Anschauungen,  die  den  von  der 
entgegengebracht  hatte,  doch  nicht  l)cgrüiidet  neukonservativen  deutschen  Wirtschafts- 
war,  indem  man  auf  ihre  Bedeutung  für  politik  vertretenen  ähnlich  sind.  In  Italien 
den  Gcmcindchaushall  und  bestimmte  lasten  auf  der  Landwirtschaft  die  seit  dem 
Gruppen  der  (lemeindcmitglieder  aufnu'rk-  Mittelalter  noch  gesteigerte  Unsclliständig- 
.sam  wurde.  !  keit  der  Bauern  und  die  damit  zusammen- 

3.  Die  Nachbarländer.  Werfen  wir  zum  hängenden  ungünstigen  Pachtverhältnisse, 
Schluß  einen  Blick  auf  die  Verhällnis.se  der  |  der  Mangel  an  Belriebskapital  und  der 
anderen  europäischen  Länder  in  Mittelalter  an  landwirtschaftlichen  Fachkenntnissen, 
und  Neuzeit,  so  ist  im  Mittelalter  das  System  '  Immerhin  ist  für  das  von  der  Natur  besonders 
überall  im  wesentlichen  das  gleiche:  ins- 1  begünstigte  Oberitalien  eine  bedeutende  Pro- 
besondcrc herrscht  überall  ein  verwandtes  duktion  zu  verzeichnen.  In  Rumänien  harrt 
grundhcrrlich-l)äiierliclics  Verhältnis.  Die  das  Problem  des  Verhältnisses  zwischen 
stärkste  Abweichung  davon  zeigt  Italien  (iroßgrundbesitzcrn  und  (iroßpächlern  einer- 
oder  genauer  Ober-  und  Mittelitalien  .seit  seits  und  tatsächlich  abhängigen  Bauern 
dem  Aufkommen  seiner  mächtigen  Städte,  '  andererseits  noch  der  Lösung.  In  Rußland 
die  die  Stadt  und  Stadtbürger  zu  Herren  gelangten  in  den  ersten  Jahrhunderten  der 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  machen.  Damit  Neuzeit  der  Mir  (s.  d.  Art.)  das  Gemeincigen- 
ist  eine  Lockerung  der  rechtlichen  Unfrei-  tum  der  (jcsamtheit  der  (iemeindegcnossen 
heit,  aber  keine  wirtschaftliche  Befreiung,  an  dem  Grund  und  Boden,  und  eine  scharfe 
sondern  eher  eine  wirtschaftliche  Herab-  Form  der  Lcii)eigenschaft  zur  Herrschaft  (der 
drückung  verbunden.  England  zeigt  seit  |  Mir  ist  nicht  eine  allslawische  Einrich- 
dem  Ausgang  des  Mittelalters  eine  V^erwandt-  tung!).  Kaiser  Alexander  II.  hob  1861  die 
Schaft  mit  Ostdeutschland ,  insbesondere  j  Lcil)eigcnschaft  auf.  Durch  die  weitsichtige 
durch  die  Bildung  einheitlicher  großer  Guts- 1  Stolypinsche  Agrarreform  (1906 — 11)  (3. 
komplexe.  Früher  als  irgendwo  sonst  sind  d.  Art,  „Agrarreform  in  Rußland")  ist 
in  England  die  mittelalterlichen  Schranken  :  die  allmähliche  Auflösung  der  Mirverfassung 
(so  der  P^lurzwang,  el)en  durch  die  (iuts-  (verl)unden  mit  der  Zusammenlegung  der 
herren)  beseitigt  und  ein  agrarischer  Schutz-  Grundstücke)  in  die  Wege  geleitet  worden, 
zoll  eingeführt  worden.    Im  18.  und  in  der 

ersten    Hälfte    des    19.    Jahrh.   galt   die  'V.  Agrarkrisen, 

englische  Landwirtschaft  als  vorbildlich  für  Wenn  man  eine  Agrarkrisis  als  den 
die  kontinentalen  Länder.  Die  Schattenseite  1  Zustand  eines  Landes  auffaßt,  in  dem  ein 
Stellte  die  Beseitigu)ig  des  selbständigen  \  erheblicher  Prozentsatz  der  Landwirte  durch 
Bauernstandes  dar.  Seit  der  Mitte  des  1  ungenügenden  Reinertrag  oder  unzureichen- 
19.  Jahrh.  ist  unter  dem  Uebergewicht  I  den  Kredit  in  seiner  wirtschaftlichen  Exi- 
der  kommerziellen  und  industriellen  Inter-  Stenz  gefälirdet  ist,  als  Rückschlag  gegen 
essen  die  Landwirtschaft  in  England  zurück- '  eine  ausnahmsweise  bedeutende  Steigerung 
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der  Reinerträge  und  besonders  des  Werts  I  während  des  Bürgerkrieges).  Schwieriger  zu 
des  Gnind  und  Bodens,  so  läßt  sich  für  beurteilen  ist  die  Veränderung  in  der  Lage 
alte  Zeiten,  in  denen  der  landwirtschaftliche  der  Landwirtschaft,  die  seit  Mitte  der  70er 
Betrieb  noch  einen  ganz  extensiven  Cha-  Jahre  in  Europa  eintrat  und,  wie  oben 
rakter  besaß,  der  Tatbestand  einer  Agrar-  j  erwähnt,  durch  die  modernste  Steigerung 
krisis  schwer  abgrenzen.  Störungen  der  des  Fernverkehrs  bedingt  ist.  Schwierig  ist 
Landwirtschaft  als  Folge  von  Mißernten :  namentlich  die  Beantwortung  der  Frage, 
oder  verheerender  Kriege  sind  oft  genug  I  ob  die  ungenügende  Preislage  der  landwirt- 
hervorgetreten, haben  aber  weit  weniger  [  schaftlichen  Produkte  und  die  sonstigen 
den  Charakter  einer  besonderen  Agrarkrisis  ,  Momente,  welche  den  Reinertrag  der  Land- 
ais den  einer  allgemeinen  Hungersnot  gehabt,  i  Wirtschaft  beeinträchtigen,  nur  als  vorüber- 
weiche die  gesarate  Bevölkerung  in  Mit- :  gehend  anzusehen  sind.  Sie  hängt  zusammen 
leidenschaft  zieht  und  die  ländliche  nur  we-  mit  der  anderen  Frage,  in  welchem  Maß  die 
niger  als  die  übrige.  Beschränken  wir  unsere  !  Landwirtschaft  bei  dem  Uebergang  eines 
Betrachtung  auf  die  leichter  zu  erkennen- !  Staats  zum  Industriestaat  sich  umzustellen 
den  Verhältnisse  des  19.  Jahrh.,  welche  j  hat.  Im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrh. 
zugleich  typische  Beispiele  von  Agrarkrisen  faßten  die  Landwirte  die  Lage  so  auf, 
liefern ,  so  fällt  die  tiefgreifendste  und ,  daß  eine  wirkliche  Krise  nicht  zu  er- 
umfangreichste Agrarkrisis  in  die  20er  warten  sei.  Man  stellte  jedoch  Betrach- 
Jahre.  Seit  dem  Ausgang  des  18.  Jahrh.  hatte  |  tungen  darüber  an,  ob  die  damals  zu  beob- 
die  Landwirtschaft  im  Zusammenhang  mit  |  achtende  gewaltige  Steigening  der  Preise 
den  neuen  technischen  Fortschritten  und  j  für  ländlichen  Grund  und  Boden  noch  ge- 
der  Beseitigung  der  mittelalterliehen  Hemm- :  sund  sei  und  ob  nicht  ein  Rückschlag  in 
nisse  einen  beträchtlichen  Aufschwung  ge- i  den  Konjunkturen  eine  neue  Krise  herbei- 
nommen,  in  Deutschland  wie  anderswo. ;  führen  könne.  Inzwischen  haben  der  Welt- 
Gerade  aber  die  Ausdehnung  der  landwirt- i  krieg  und  auch  die  auf  ihn  folgende  Zeit 
schaftlich  benutzten  Fläche  und  deren  i  die  Nachfrage  nach  allen  Produkten  der 
verbesserte  Ausnutzung  führten  zu  einer  1  heimischen  Landwirtschaft  in  einer  Weise 
schweren  Krise,  da  eine  Reihe  günstiger  erhöht,  daß  wir  vor  ganz  neue  Verhältnisse 
Ernten  in  ganz  Mitteleuropa,  mit  Aus- !  gestellt  sind.  Von  den  Beobachtungen,  die 
nähme  von  Ost-  und  Westpreußen,  den  f  die  jüngste  Zeit  geliefert  hat.  sei  namentlich 
Getreidevorrat  so  bedeutend  anschwellen  i  eine  hervorgehoben.  Man  hat  früher  zur 
ließ,  daß  er  in  keinem  Verhältnis  mehr  zu  :  Vermeidung  einer  Agrarkrisis  von  der  deut- 
dem  Bedarf  stand  und  sich  die  Unverkäuf-  sehen  Landwirtschaft  gefordert,  daß  sie 
lichkeit  eines  Teils  herausstellte.  Damit  ihre  Produktionsrichtung  ändern,  den  Ge- 
sanken die  Preise  weit  unter  das  bisherige  treidebau  zugunsten  anderer  Kulturen  und 
Niveau  und  hielten  sich  auch  längere  Zeit  |  der  Viehwirtschaft  zurückstellen,  etwa  das 
so  niedrig,  daß  sie  die  laufenden  Produktions- :  englische  Vorbild  nachahmen  solle.  Es  ist 
kosten  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  |  darauf  erwidert  worden,  daß  einer  solchen 
vielfach  nicht  mehr  zu  decken  vermochten.  Veränderung  bei  uns  sowohl  Klima  und 
Massenhafte  Subhastationen  waren  die  Folge.  Bodenbeschaffenheit  als  auch  vor  allem 
Eine  weitere  Krise  ist  Ende  der  40er  und  die  aus  Naturgründen  im  wesentlichen 
Anfang  der  50er  Jahre  in  Irland  und  Süd- !  folgende  Verteilung  der  Industrie  und  der 
deutscliland  zu  beobachten.  Diesmal  lag  |  damit  gegebenen  Bevölkeningsmassen  eine 
die  Ursache  in  einer  größeren  Reihe  von  sehr  viel  engere  Grenze  ziehen.  Es  ist 
Mißernten,  die  sich  besonders  in  jenen  ferner  geltend  gemacht  worden*),  daß  der 
Gegenden  fühlbar  machten,  wo  eine  über- 1  Gedanke  der  Autarkie  des  Staats  im  Sinne 
mäßige  Zersplitterung  des  Grund  und  Bodens  '  einer  annähernden  Selbstversorgung  gegen 
stattgefunden  hatte  und  die  Agrarbevölke- 1  die  Zurückstellung  des  Getreidebaus  spricht, 
ning  anderweitigen  Verdienst  und  Unterhalt  j  Dies  Argument  ist  durch  die  jüngsten  Er- 
nicht  zu  gewinnen  vermochte,  weil  es  an  '  fahningen  in  stärkstem  Maß  bestätigt  worden 
der  ergänzenden  Industrie  fehlte.  In  den  |  und  wird  nie  wieder  ignoriert  werden  dürfen. 
60er  Jahren  entwickelte  sich  namentlich  j  Schon  vor  dem  Krieg  ist  die  Behauptung 
im  deutschen  Nordosten  eine  landwirtschaft-  widerlegt  worden,  daß  die  StaatshiUe  die 
liehe  Kreditkrise,  ohne  sonstige  Erschei-  Landwirte  zur  Erschlaffung  der  eigenen 
nungen  einer  Agrarkrise  einzuschließen,  wäh-  Tätigkeit  führen  würde.  Mit  bemerkens- 
rend  gewöhnlich  die  Kreditkrise  sich  als  werter  Energie  haben  sie  vielmehr  gerade  in 
Folge  einer  aus  anderen  Gründen  ent-  den  Zeiten  sinkender  Produktenpreise  und 
standenen  Kalamität  zu  entwickeln  pflegt,  steigender  Arbeitslöhne  eine  Intensivierung 
Die  Ursache  bildete  jetzt  das  Steigen  des  des  Betriebs  durchgeführt. 
Zinsfußes,  infolge  übermäßiger  Kapitalnach-   

frage  des  Auslands  (z.  B.  der  Kontrahiening  i)  Vgl.  Näheres  dazu  in  meinen  „Problemen 
von  Aideihen  der  nordamerikanischen  Union  der  Wirtschaftsgeschichte"  S.  137. 
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Wenn  nun  die  Erfahrungen  des  Welt- 
kriej^s  gewiß  dauernd  die  Vorzüge  der 
annähernden  Selbst versorfrung  des  Staats- 
gebiets zur  Anschauung  gebracht  haben,  so 
wird  freilich  innerhalb  dieses  Rahmens 
eine  spätere  Zeit  die  Erörterung  über  die 
Frage  wieder  aufnehmen,  in  welciicm  Maß 
ein  Staat  bei  fortschreitender  kommerzieller 
und  industrieller  Entwicklunc:  auf  die  hei- 
mische Landwirtschaft  oder  fremde  Zufuhr 
rechnen  darf  und  soll. 

Vgl.  auch  den  nachfolgenden  Art.  „Agrar- 
Industriestaat  oder  Lidustriestaat 

Literatur:  /.  A  Uertum.  Grundlegend  üt  der 
ItalUne  Art.  von  Max  Weber,  „Agrarverhält- 
in  der  Art  tiner  eingehenden  Abhandlung  ge- 
nisae  im  Altertum^"  im  IT.  d.  St.,  S.  Aufl.  I, 
S.  5£ff-  Daselhut  weitere  Literatur;  die  neueste 
in  dem  das  Wc^entiiche  der  Entwicklung  knapp 
ztuammenjiuscnden  Art.  „Landwirtschaft"  bei 
F.  Lübker,  JiealUxikon  des  kUissischen 
Altertums,  S.  Auß.,  bearb.  von  *T.  Oeffckeix  und 
E.  Ziebarth  (Ltiptig  1914),  A".  579ff.  und  in  ver- 
schiedenen Artikeln  von  JPauly'»  Realcnxykto- 
pädie  der  klassischen  AltertuinawissenscUaJt^ 
2.  Aufl.,  hcraugg.  von  O.  WlHBOwa  (Stuttgart 
1901  ff),  z.  Ii.  Steck,  Kolvnat,  Bd.  4,  S.  485  ff. 
—  M.  QummerxtSf  Der  römische  Gutsbetrieb, 
Leipzig  1906.  —  E.  Kofnemann,  Die  römisc/te 
Kaiserzeit,  in :  Einleitung  in  die  Altertums- 
tDissenschaft,  herauag.  von  A.  Oercke  und 
E.  Xorden  (S.  Bd.,  S.  205 ff.).  —  A.  Neu- 
burger f  Die  Technik  des  Altertums  (Leipzig 
1919).  —  ir.  ItOHcher,  Natiomxlökonomik  des 
Ackerbaues,  14-  Auß. ,  bearb.  von  II.  Dade 
(Stuttgart  u.  Berlin  191£).  —  llostoifzew,  Art. 
„Kolouat",  Hdw.  d.  St.  S.  Auß.,  Bd.  K,  S.  9lSff.  — 
A.  SchulteHf  Die  römischen  Grundherrschaften, 
Leipzig  1896.  —  Verselbe,  Dns  römische  Afrika, 
Leipzig  1899.  —  //.  Mittelalter.  O.  Aubin, 
Zur  Geschichte  des  gnt«herrlich  •  bäuerltcfien 
Verhältnisses  in  Ostpreußen,  Leipzig  1910.  — 
G*  V,  BeloWf  Der  Ursprung  der  Gulslierrschaft, 
in:  Territonum  und  Stadl,  Mänchen  1900.  — 
Ueritelbe,  Die  Lehre  vom  ürcigcntum ;  die 
IlaupttaUsachen  der  älteren  deutschen  Agrarge- 
schichte ;  die  Fürsorge  des  Staats  für  die  Ixind- 
•wirtsc/iaft  eine  Errungenschaft  der  Neuzeit,  in: 
Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte,  Tübingen 
19S0.  —  Eiictis,  Art.  „Agrargeschichtc"  und  Art. 
„Bauer"-,  W.  d.  V.  S.  Aufl.,  1.  Bd.  — 
Th.  Frhr,  v.  d.  Goltz^  Geschichte  der 
deutschen  Landwirtschaft  I,  Stuttgart  und 
Berlin  1902.  —  O.  Hansgen ,  .-Xgrar- 
historische  Abhandlungen,  S  Bde.,  Leipzig  1880 
u.  I884.  —  K.  Tii.  von  Inama'Ster^iegg, 
Deutsche  Wirtschaftsgeschichte,  4  Bde.,  Leipzig 
1879—1901.  —  Th.  Knapp,  Gesammelte  Bei- 
träge zur  Hechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  vor- 
nehmlich des  deutsclien  Bauernstandes,  Tübingen 
1902.  —  Verselbe,  Neue  Beiträge  zur  RtchtS' 
und  Wirtschaftsgeschichte  des  württembergischen 
Bauernstandes,  £  Bde.,  Tübingen  1919.  — 
K.  Lamprechtf  Deutsches  Wirtschaftsleben, 
4  Bde.,  Leipzig  1886.  —  G.  L.  v.  Maurer, 
Geschichte  der  Fronhöfe,  4  Bde.,  Erlangen  1862 
bis  186S.  —  A.  Meitzen,  Wanderungen,  Anbau 
und  Agrarrecht  der  Völker  Europas  nördlich 
der  Alpen,  I.  Abteilung:  Siedelung  und  Agrar- 


Viesen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen,  der 
Kelten,  Römer,  Finnen  und  Slaweii.  S  Bde.  mit 
Atlas,  1895.  —  K.  Ithamm,  Die  Großhufen 
der  Nurdgermanen ,  Braunschweig  1905.  — 
Ii.  Wopfner,  Art.  „.IgrargesehichU",  (Afittel- 
alter)  hdw.  d.  St.  S.  Auß.,  Bd.  I,  S.  188  ff.  —  Der- 
selbe,  IJistor.  Viertäjahrschrift  Bd.  20  (1920), 
S.  48.  —  III.  Neuzeit,  6.  v.  lielow,  Die 
Fürsorge  des  Staats  für  die  Landwirtschaft 
eine  Errungenschaft  der  Neuzeit,  a.  a.  O. 
(s.  vorhin  tu  II).  —  A.  ISuchenb  erg  er, 
Agrarwescn  und  Agrarjyolitik  (2  Bde.),  Leip- 
zig 189S  bis  1893;  I.  Bd.,  2.  Auß.,  bearbeitet 
von  IT.  Wygodzinski ,  ebenda  1914.  — 
O.  V.  CreargOt  Grundbcsittvertetlung  und 
Bauernfrage  in  RunUinien,  Heft  129  der  Staats- 
und  sozialwi*senschaftl.  Forschungen,  herausg. 
voji  G.  SchtnnlUr  und  Jf.  Siring,  Leipzig  1907.  — 
K.  Th,  EUeberg  ,  Agrarische  Zustände  in 
Italien,   im    29.  Bd.   der   Sehr.    d.    V.  f.  S. 

—  TU.  Frhr.  von  der  Goltz ,  Ge- 
schichte der  deutschen  Landwirtschaft,  2  Bde., 
Stuttgart  und  Berlin  190J.  —  Dernelbef  Agrar- 
wescn und  Agrarpolitik.  2.  Aufl.,  Jena  1904.  — 
K,  Grünbergf  Die  Bauernbefreiung  und  die 
Auflösung  des  gutsherriich-bäuerlichcn  Ver- 
ftultnisses  in  Böhmen ,  Mähren  und  Schlesien, 
2  Bde.,  Leipzig  1894-  —  DerHclbCj  Studien 
zur  österreichischen  Agrargeschichtc,  Leipzig  1901. 

—  Max  GüntZf  Handbuch  der  landwirtschaft- 
lichen Literatur,  2  Teile,  Leipzig  1897.  — 
O.  Fr.  KtiapPf  Die  Bauernbefreiung  und  der 
Ursprung  der  Landarbeiter  in  den  älteren  Teilen 
Pretzens,  2  Bde.,  Leipzig  1887.  —  Derselbe, 
Grundherrschaft  und  Rittergut,  Leipzig  1897.  — 
Chr.  Ed.  Langethal,  Geschichte  der  deutschen 
Landwirtschaft,  4  Bde.,  Jena  1847 — 50.  — 
E,  NaHHCf  Agrarische  Zuständein  England,  und 
J.  Frhr.  von  Reitzenntelnf  Agrarische  Zu- 
stände in  Frankreich,  im  27.  Bd.  der  Sehr, 
d.  V.  f.  S.,  Leipzig  I884.  —  Graf  von 
JtoHtivorowaki,  Die  Entwickehtng  der  bäuer- 
lichen Verhältnisse  im  Königreich  Bolen  im 
19.  Jahrhundert ,  Jena  1896.  —  SartoriUH 
V.  Walt^Hhauttenf  Deutsche  Wirtschaftsge- 
schichte 1815— 1914.  Jena  1920.  —  M.  Scring, 
Die  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  im 
Königreich  Preußen  (mit  vielen  hintorischen 
Abschnitten),  Berlin  1899ß.  —  A.  Skalwett, 
Die  oxtpreußische  Domänenverwallung  unter 
Friedrich  WiUielm  I.  und  das  RetabUssement  Li- 
tauens. Leipzig  1906.  —  W.  O.  Simkliowltsch, 
Die  Feldgemeinschaft  in  Rußland,  Jena  1898.  — 
It,  Stadelniannf  Friedrich  Wilhelm  I.  in 
seiner  Tätigkeit  für  die  Lande-tkultur  Preußens, 
Leipzig  1878.  —  Verselbe,  Friedrich  der  Große 
in  seijier  Tätigkeit  für  den  Landbau  Preußens, 
Berlin  1876.  —  Derselbe,  Das  landwir schaft- 
liche Vereinswesen  in  Preußen,  Halle  1874-  — 
2f^  Steinf  Die  Umwandlung  der  Agrarverfassung 
Ostpreu ßens  durch  die  Rc form  des  19.  Jahr- 
hunderts, Bd.  I,  Jena  1918.  —  iC.  Steinbriicky 
Art.  „Agrargeschichte",  (Neuzeit),  ffdw.  d.  St. 
S.  Auß.,  I.  Bd.,  S.  195 ff.  —  W.  Wittich,  Die 
Gni7)dherr Schaft  in  Nordwestdeutschland,  Leipzig 
1896.  —  W.  Wygodzinski,  Wandlungen  der 
deutschen  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhundert. 
Köln  1912.  —  Oerselbe,  Die  rheinische  Land- 
wtrtschajt  1815 — 1915,  in:  „Die  Rheinprovinz  1815 
bis  1915  (Hundert  Jahre  preußischer  Herrschaft 
am  Rhein/',  Bd.  I,  Bonn  1917.  —  IV.  Agrar- 
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krisen.  Knapp  zusammenfassend:  K,  Wie- 
denfeld, Agrarkrüis ,  W.  d.  V.  3.  Aufl., 
Bd.  I.  Eingehend  mit  reichen  Literaluran- 
gaben:  Joh.  Conrad,  Agrarkrisis,  Hdiv. 
d.  St.  S.  Aufl.,  Bd.  J,  i>.  206 ff. 

G.  V.  Below. 


Agrar-Industriestaat  oder 
Industriestaat? 

Einleitung.  Summa  der  Gründe  pro 
und  contra  Industriestaat.  I.  Die  Theorie 
von  der  rückläufigen  Bewegung.  1.  Das 
Industrialisierungsargument.  2.  Das  Bevölke- 
rungsargument. II.  Die  Theorie  von  den 
üblen  Folgen  der  industriestaatlichen 
Entwicklung.  A.  Niedergang  der  Landwirt- 
schaft (Abhängigkeit  vom  Au.slande;  Gefahr 
der  Aushungerung  im  Kriegsfall;  Sinken  der 
Wehrkraft;  Verlust  an  selbständigen  Elementen). 
B.  Gefährdung  des  sozialen  Friedens.  C.  Schä- 
digung der  materiellen  Lage  der  Arbeiterklasse. 
1.  Das  Krisenargument.  2.  Das  Lohnbaisse- 
argument. Lohnsteigernde  Tendenz  der  in- 
dustriestaatlichen Entwicklung;  umgekehrte  Ten- 
denz im  Falle  der  „Verlangsamung". 

Einleitung.    Summa  der  Gründe 
pro  und  contra  Industriestaat. 

Bis  gegen  1850  liielten  soziale  Hemm- 
nisse (Zölle  usw.),  wie  natürliche 
(hohe  Frachtkosten)  den  Außenverkehr 
nieder.  Erst  dank  des  Umschwungs  der  Han- 
delspolitik, der  nunmehr  Platz  griff  —  Fall 
des  Agrarschutzes  in  England;  Handelsver- 
träge der  sechziger  Jahre  —  einerseits,  der 
Revolution  der  Transporttechnik  anderer- 
seits begann  der  Güteraustausch  großen  Stils. 

Früher  nur  im  Keime  vorhanden,  ent- 
faltete sich  jetzt  die  territoriale  Arbeits- 
teilung. Hatte  bis  dahin  jedes  Volk  die 
Lebensmittel  und  Materialien  wie  die  Fabri- 
kate, deren  es  bedurfte,  in  der  Hauptsache 
selbst  erzeugt ;  war  bis  dahin  jedes  Volk 
„Agrar-Industriestaat"  gewesen,  so  schieden 
sich  nunmehr  ., Rohstoffstaaten"  und  ,, In- 
dustriestaaten", ward  die  Struktur  der 
Nationalwirtschaften  einseitiger. 

Obwohl  man  seit  den  siebziger  Jahren 
die  Zollschranken  vielerwärts  wieder  empor- 
trieb, ging  dieser  Prozeß  der  Differenzie- 
rung weiter;  das  Maß  des  transporttechni- 
schen Fortschritts  übertraf  das  der  handels- 
politischen Reaktion.  Während  die  Länder 
Westeuropas,  wo  die  Bedingungen  für  In- 
dustriebetrieb am  günstigsten  lagen,  mehr 
und  mehr  Fabrikate  auf  den  Weltmarkt 
sandten,  eine  immer  größere  Quote  ihres 
Bedarfs  an  Lebensmitteln  und  Materialien 
vom  Weltmarkt  bezogen,  so  exportierte 
man  aus  Osteuropa  und  Uebersee  eine  stän- 
dig steigende  Menge  von  Korn,  Vieh,  Holz, 
Wolle,  Baumwolle,  Erzen,  und  importierte 
als  Gegenwerte  Eisen-,  Textilwaren  usw. 


Die  Frage,  wie  diese  Differenzierung 
zu  beurteilen  sei,  soll  im  folgenden  Er- 
örterung finden.  Jedoch,  da  diesem  Artikel 
nur  knapper  Raum  vergönnt  ist,  nur  mit 
Rücksicht  auf  die  Industriestaaten.  — 

Die  Einen  sagen:  die  industriestaatliche 
Entwicklung  war  ein  Segen.  Denn  da- 
durch gewannen  die  Länder  Westeuropas 
weit  mehr,  als  sie  bei  Fortdauer  des  früheren 
Zustandes  der  nationalwirtschaftlichen  Aut- 
arkie hätten  gewinnen  können. 

Mehr  Reichtum,  weil  infolge  des  Aus- 
tausches mit  den  Rohstoffstaaten  die  Pro- 
duktivität ihrer  Wirtschaft  mächtig  stieg. 

Festigung  des  sozialen  Friedens,  weil 
infolge  Steigerung  der  Produktivität  der 
Durchschnittslohn  sich  hob,  Grund-  und 
Kapitalrente  herabging  —  die  Gütervertei- 
lung gleichmäßiger  wurde. 

Einen  Zuwachs  an  Macht,  weil  infolge 
der  außerordentlichen  Steigerung  des  Ge- 
werbfleißes, die  bedingt  war  durch  den 
Bezug  fremder  Lebensmittel  und  Materialien, 
ihre  Bevölkerungskapazität  außerordentlich 
wuchs. 

Nur  dadurch,  daß  England,  Deutschland 
usw.  zu  Industriestaaten  wurden,  konnte 
ihre  Ziffer,  konnte  ihr  Heer  und  damit  ihre 
Weltgeltung  so  viel  größer  werden,  ohne 
daß  das  Durchschnittseinkommen  kleiner 
wurde.  Wäre  die  Differenzierung  ausge- 
blieben, so  wären  diese  Nationen  gezwungen 
gewesen,  die  eigenen  Rohstoffquellen  immer 
stärker  anzuzapfen.  Sie  würden  entweder 
ärmer  geworden  sein  an  Gütern  ;  oder  ärmer 
an  Menschen :  um  zu  verhüten,  daß  das,,  Gesetz 
des  abnehmenden  Ertrags"  immer  schwerer 
auf  ihnen  laste,  hätte  ein  Teil  des  Bevölke- 
rungszuwachses abströmen  oder  die  Volks- 
vermehrung hintangehalten  werden  müssen. 

Die  Anderen  sagen:  die  industriestaat- 
liche Entwicklung  war  ein  Unheil.  Denn 
(I)  ist  sicher,  daß  das  Plus  an  Wohlstand  usw., 
das  sie  zeitweise  den  Industriestaaten  brachte, 
sich  künftig,  nachdem  die  Entwicklung 
umgeschlagen  sein  wird,  in  ein  Minus  ver- 
kehrt. Und  (II)  wird  das  Plus  überschätzt; 
gewisse  üble  Folgen  der  Entwicklung  sind 
in  Gegenrechnung  zu  stellen. 

Gelangen  die  Freunde  des  Industriestaats 
zu  dem  Schlüsse,  daß  der  Entwicklung  freie 
Bahn  zu  lassen  sei,  so  fordern  die  Gegner, 
daß  durch  die  oder  jene  Maßnalimen,  vor 
allem  durch  „Erhaltungszölle"  zugunsten 
der  Landwirtschaft,  der  weiteren  Verflech- 
tung Englands,  Deutschlands  usw.  in  die 
Weltwirtschaft,  und  damit  der  weiteren  Ex- 
pansion ihrer  Industrie  Widerlager  bereitet 
werden.  — 

Haben  die  Freunde  recht  oder  die 
Gegner  ?  Eine  &itik  der  —  oben  nur  skizzier- 
ten, nunmehr  breiter  darzulegenden  — 
Gründe  der  Anti-Industriestaatler  wird  zei- 
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gen,  daß  ihre  Doktrin,  und  damit  ihr  Pro- 
gramm, fchlpcht. 

I.  Die  Theorie  von  der  rückläufigen 
Bewegung. 

Der  Unischlaf?  der  indiislripstaatlichen 
Entwickhinp  —  heißt  es  —  sei  iinabwpndlich. 

Die  Rohstoffstaaten  werden  sich  ja 
industrialisieren  —  also  können  ihnen  die 
Industriestaaten  künftifr  nicht  mehr  so  viele 
Fabrikate  liefern.  Und  ferner  werden  jene 
ja  an  Bevölkcrunc  zunehmen,  —  also  können 
diese  künftig  nicht  mehr  soviel  Lebens- 
mittel und  Materialien  beziehen.  Die  Diffe- 
renzierunf;  der  Völker  in  Rohstoff-  und  in 
Industriestaaten  bedeutet  nur  ein  Zwischen- 
sniel  der  Wirtschaftsgeschichte.  Für  eine 
Weile  maj;  die  ,, kosmopolitische"  ,\rbeits- 
leilung  noch  währen,  süf;ar  noch  intensiver 
sich  gestallen;  über  kurz  oder  lang  wird 
sie  wieder  in  die  Brüche  gehen  (Wagner). 

Mit  wachsender  Industrie  und  Bevölke- 
rung der  Rohstoffstaaten  muß  der  Handel 
zwischen  ihnen  und  Westeuropa  zurüek- 
schrum|)fen;  nuiß  die  Industrie  Westeuropas 
sich  wieder  zusammenziehen,  seine  Rohstoff- 
produktion sich  wieder  ausrecken.  Und 
dann  müssen  hier  gewaltige  Kapitalverluste 
eintreten;  müssen  hier  die  Löhne  sinken, 
da  Scharen  von  Arbeitern,  in  den  Fabriken 
überschüssig  geworden,  auf  den  Dörfern  um 
Brot  betteln  —  z.  B.  wenn  die  „cotlon- 
famine"  dadurch  chronisch  wird,  daß  die 
Yankees  immer  mehr  Baumwolle  selbst  ver- 
arbeiten und  verbrauchen. 

Und  wie  das  Plus  an  Reichtum  und 
sozialem  Frieden  spä'er  in  ein  Minus  sich 
verkehrt,  so  auch  da.s  Plus  an  Macht !  Wird  das 
„retour  a  la  tcrre"  (Meline)  nicht  vollzogen, 
so  werden  England,  Deutschland  usw.  in 
immer  höherem  (irade  Ausbeutuiigsobjekte 
für  die  Union,  ^Vrgentinien,  KuiSland  — 
haben  sie  Wucherpreise  für  Korn,  Fleisch, 
Textilien  zu  zahlen,  während  sie  ihre  h'abri- 
kate  zu  Schleuderpreisen  loszuschlagen  sieh 
genötigt  sehen  (Ohlenberg,  Sering). 
Dieses  Stadium  der  ,, schmachvollen  Knecht 
Schaft"  wird  zwar  vorübergehen;  denn  die 
nationale  Rohstoffproduktion  wird  sich  dann, 
wenn  die  Preise  der  fremden  Rohstoffe  mehr 
und  mehr  anzielien,  wieder  ausrecken.  Alier 
ein  dauerndes  Minus  an  Macht  wird  daraus 
resultieren,  daß  die  bisher  so  rapid  gestiegene 
Bevölkerung  Westeuropas,  nachdem  der 
Umschlag  gekommen,  nicht  weiter  steigen 
darf,  sondern  den  ,,moral  restraint"  in  der 
oder  jener  Form  sieh  anzugewöhnen,  oder 
durch  Auswanderung  ihre  Reduktion  vor- 
zunehmen hat. 

Daher  wäre  es  —  so  lautet  die  prak- 
tische Konsequenz  —  kurzsichtige  Politik, 
gelassen  zuzusehen,  daß  das  Uebergewicht 
der  Industrie  in  Westeuropa  ständig  zu- 


I  nimmt.  Dieser  in  eine  „Sackgasse"  führen- 
den Entwicklung  ist  ein  Paroli  zu  bieten. 
Erschwert  man  die  weitere  Expansion  der 
Industrie,  sorgt  man  für  Aufrecht  bleiben 
der  Landwirtschaft,  so  wird  das  Maß  der 
Störungen  und  Einbußen,  die  aus  der  rück- 
läufigen Bewegung  sich  zu  ergeben  drohen, 
geringer.  — 

I  Dieser  Doktrin  und  diesem  Programm 
ist  zunächst  entgegenzuhalten:  die  Wir- 
kungen des  Umschlags  (dessen  (Jewißheit 
einmal  zugegeben)  würden  weit  minder  böse 
sein,  als  die  Phantasie  der  Antiindustrie- 
staatler  sie  malt. 

Denn,  wie  bisher  die  vorschreitende,  so 
würde  künftig  die  rückläufige  Bewegung 
nur  allmählich  Platz  greifen.  Nur  schritt- 
weise avanciert  ja  die  Industrie  der  Roh- 
stoffstaatcn  —  wohl  läßt  sich  durch  Hoch- 
prolektion  das  Aufblühen  einzelner  In- 
dustrien künstlich  beschleunigen  (wie  z.  B. 
der  McKinley-Tarif  die  Weißblechfabrikation 
im  Dollarlande  rasch  in  Flor  brachte).  Aber 
die  „Industrie"  ist  nicht  aus  der  Erde  zu 
stampfen.  Und  nur  schrittweise  avanciert 
die  Bevölkerung  der  Rohstoffstaaten. 

Daher  könnte  der  Fabrikatenexport  der 
Industriestaaten  wie  ihr  Lebensmittel-  und 
Materialienimport  nur  allmählich  einschwin- 
den.  Pari  passu  mit  der  schrittweisen  Zu- 
nahme der  Industrie  und  Bevölkerung  in 
ü.':teuro|)a  und  L'eliersee  würde  ii\  West- 
europa die  Landwirtschaft  wieder  Terrain 
gewiimen,  die  Volksvermehrung  sich  verlang- 
samen. 

I  So  sicher  es  ist,  daß  diese  Metamorphose 
zu  beklagen  wäre,  so  sicher  ist  auch,  daß 
sie  nicht  plötzlich  kommen  kann.  Die 
schwere,  „wie  ein  Blitz  aus  heiterem  Himmel" 
hereinplatzende  Krisis  mit  Massenbankrotlen 
und  Massenarbeitslosigkeit  ist  ein  bloßes  Ge- 
spenst; genau  so  wie  die  .Ausbeutung,  die 
„schmachvolle  Knechtschaft"  der  Industrie- 
staaten. 

Bisher  nahmen  wir  an,  daß  die  Zurück- 
verwandlung der  Industriestaaten  in  Agrar- 
Industriestaaten  eintreten  müsse.  Ist  dem 
aber  so? 

1.    Das  Industrialisierungsargument. 

Wenn  die  Notwendigkeit  der  rückläufigen 
Bewegung  hergeleitet  wird  aus  der  mit 
Gewissheit  zu  erwartenden  Industrialisie- 
rung heutiger  Rohstoffstaaten,  so  handelt 
es  sich  um  einen  aus  dem  merkantilistischen 
Denken  empfangenen  Irrtum,  der,  schon 
seitens  Hume  kraft  deduktiven  Räsonne- 
ments  aufgedeckt,  dann  durch  die  Erfahrung 
von  anderthalb  Jahrhunderten  immer  von 
neuem  Lügen  gestraft  wurde. 

Sank  etwa  der  Fabrikatenesport  Frank- 
reichs und  Englands,  nachdem  Deutsch- 
land usw.  aus  der  Reihe  der  Rohstoffstaaten 
ausgeschieden  waren?     Keineswegs;  denn 
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hier  pflegte  man  andere  Gewerbe,  bezüglich  | 
andere  Zweige  oder  Staffeln  der  gleichen 
Gewerbe  wie  dort.  Das  Umsichgreifen  der 
Industrialisierung  in  Westeuropa  bewirkte 
keine  Entindustrialisierung  der  bisherigen , 
„Werkstätlen  der  Welt";  sondern  Deutsch- 
land, Belgien,  die  Schweiz,  Oesterreich  wur- 
den —  mit  Hume  gesprochen  —  „bessere 
Kunden"  Frankreichs  und  Englands  als  zuvor. 

Jüngst  hat  jenseits  des  großen  Teichs  die 
Zahl  der  Manufakturen  stark  zugenommen ; 
aber,  trotz  der  Dingley-BiU.  kaufen  die  i 
Vereinigten  Staaten  jetzt  mehr  Fabrikate 
des  alten  Kontinents  als  früher  —  und 
zwar  wegen  der  Industrialisierung,  die 
ihre  Kaufkraft  steigen  machte. 

Und  ebensowenig  wird  die  gewerbliche 
Blüte   Westeuropas  dadurch  welken,  daß 
in  Italien  und  Spanien,  Kußland  und  den  ' 
Donaugebieten,  Kanada  und  Australien  ge- 
wisse Industrien  aufsprießen.    Wenn  heute 
umfassender    Austausch    von    Slanufakten ' 
besteht,  z.  B.  zwischen  England  und  Deutsch- 
land, warum  dann  nicht  zwischen  den  In- 
dustriestaaten   der    Gegenwart  einerseits, 
denen  der  Zukunft  andererseits  ?   Die  wirt- 
schaftlichen   Bedingungen    z.    B.    Italiens , 
und  Englands  weichen  viel  stärker  von- 
einander ab  als  die  Englands  und  Deutsch- 
lands! I 

Zweifellos  werden  sclUießlich  aUe  Völker 
der  gemäßigten  Zone  —  nicht  die  der 
Tropen  —  aus  der  Reihe  der  Rohstoffstaaten 
ausscheiden.  Aber  Industrialisierung 
von  A  hat  —  für  sich  allein  (s.  weiter 
unten  sub  2)  —  keineswegs  Entindustriali- 
sierung von  B  zur  notwendigen  Folge,  sondern  ; 
nur  eine  Wandlung  seines  Gewerbefleißes. 
Eine  Wandlung,  die  natürlich  im  Moment 
fatal,  auf  die  Dauer  heilsam  ist,  indem  die 
vollkommenere  industrielle  Arbeitsteilung, ! 
die  weitergehende  Spezialisierung  auf  dem 
Gebiete  der  Fabrikation,  die  zwischen  A 
und  B  eintritt,  den  Reichtum  beider  Länder 
mehrt. 

Auf  das  Industrialisierungsargument  läßt 
eich  die  Theorie  der  rückläufigen  Bewegung 
nicht,  stützen. 

2.  Das  Bevölkerungsargument.  Wächst 
künftig  der  Eigenbedarf  der  Rohstoffstaaten 
an  Lebensmitteln  und  Materialien,  so  können 
die  Industriestaaten  davon  nicht  mehr  so 
viel  beziehen  als  derzeit;  d.  h.:  nicht  mehr 
so  viel  Lidustrie  treiben,  so  viel  Fabrikate 
ausführen  als  derzeit. 

Wie  lange  z.  B.  die  Union  noch  imstande 
sein  wird,  Korn  und  Fleisch,  Baumwolle 
und  Kupfer  dem  Weltmarkt  in  großen 
Mengen  zuzuführen,  steht  dahin.  Geht  die 
Zahl  der  Yankees  immer  mehr  empor, 
macht  drüben  das  Gesetz  der  sinkenden  Pro- 
duktivität der  Landwirtschaft  und  des 
Bergbaues  sich  immer  kräftiger  geltend,  so 


droht  die  Gefahr,  daß  hüben  die  rück- 
läufige Bewegung  ausgelöst  werde. 

Jedoch  —  ob  diese  Möglichkeit  Wirklich- 
keit wird,  hängt  davon  ab,  ob  das  Minus 
im  amerikanischen  Export  durch  ein  Plus 
im  Export  eines  anderen  Landes  wettge- 
macht wird  oder  nicht.  Für  vorläufig 
noch  unabsehbare  Frist  darf  aber  auf 
solchen  Ersatz  gerechnet  werden.  Es 
gibt  Völker  genug,  deren  Erzeugung  von 
Rohstoffen  noch  längst  nicht  ihrer  poten- 
ziellen Leistungsfähigkeit  entspricht;  Völker, 
die  —  falls  die  Methoden  der  Produktion 
bzw.  des  Transports  sich  vervollkommnen  — 
viel  größeren  Ueberschuß  über  den  Eigen- 
bedarf zu  erzielen  vermöchten  als  heute. 

Selbst  auf  dem  ,, Kontinent,  dem  alten"! 
Aus  Rußland  und  den  Donaugebieten  wird, 
trotz  wachsender  Bevölkerung  daselbst, 
künftig  —  nachdem  dort  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  jetzt  durch  den  Welt- 
krieg aufs  schwerste  zerrüttet,  wieder  normal 
geworden  —  weit  mehr  Brotgetreide,  Vieh, 
Futter,  Holz,  Flachs,  Wolle,  Erz  für  West- 
europa flüssig  werden. 

Und  wie  gewaltige  Bodenschätze  sind 
in  anderen  Weltteilen  noch  ungehoben! 

In  Kanada  und  Australien,  den  Laplata- 
staaten,  Mesopotamien  und  Sibirien,  im 
Sudan,  am  Nordrand  und  an  der  Südspitze 
des  schwarzen  Kontinents  wird  das  ,,produit 
net"  künftig  sich  stark  heben  —  wegen 
wachsender  Bevölkerung! 

Die  Behauptung,  daß  binnen  weniger  Jahr- 
zehnte „die  Mögliclikeit  aufgehört  haben  wird, 
dem  Getreidebedarf  durch  extensive  Ver- 
mehrung des  Anbaues  zu  folgen"  (Sering), 
muß  mit  einem  kräftigen  Fragezeichen  ver- 
sehen werden. 

Keineswegs  ..überall",  sondern  nur  in  ein- 
zelnen der  bisherigen  Kornkammern  Westeuropas 
waltet  der  Zwang  ob,  demnächst  ,,zu  einer  in- 
tensiveren Produktion  überzugehen".  Daß 
aber  damit  die  Getreidepreise  „eine  steigende 
Richtung  einschlagen  werden",  daß  deshalb  die 
Landwirtschaft  Westeuropas,  bisher  kraft  der 
Preisbaisse  eingeschränkt,  sich  wieder  ausdehnen 
werde,  ausdehnen  müsse,  ist  durchaus  nicht 
sicher.  Intensivere  Produktion,  Aufwand  von 
mehr  Kapital  und  Arbeit  auf  die  Flächeneinheit, 
kann  bewirken,  daß  das  Erträgnis  stärker  steigt 
als  die  Kosten,  d.  h.  die  Preisbaisse  fernbleibt. 

Jedoch,  mag  das  Versiegen  der  Roh- 
stoffzufuhr auch  spätere  Sorge  sein  —  die 
Prophezeiung,  daß  das  ,, Interregnum  des 
Ueberflusses"  (Oldenberg)  einmal  enden 
werde,  ist,  falls  sie  bedingt  gefaßt  wird, 
nicht  anfechtbar.  Wenn  —  was  sein  kann, 
aber  auch  nicht  sein  kann  —  die  Menschen- 
flut auch  künftig  derart  anschwillt  wie  bisher 
im  Jahrhundert  des  Dampfes,  dann  muß 
in  immer  mehr  Rohstoffstaaten  das  Gesetz 
der  sinkenden  Produktivität  sich  geltend 
machen  —  muß  eine  immer  größere  Quote 
ihres  Gesamtprodukts  an  Lebensmitteln  und 
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Materialien  für  Deckung  ihres  Eigenbedarfs 
aufgehen,  für  Deckung  des  Bedarfs  der 
Industriestaaten  eine  immer  kleinere  Quote 
restieren. 

Aller  die  Antiindustricstaatler  irren,  wenn 
sie  glauben,  daß  mit  dem  Beviilkerungs- 
argumcnt  sich  die  praktische  Konse- 
quenz rechtfertigen  lasse,  die  sie  aus  ihm 
ziehen  —  die  Konsequenz,  daß  die  „kosmo- 
politische Exportpolitik"  aufzugeben  und 
dafür  eine  Politik  einzuleiten  sei,  die  auf 
Herstellung  „nationalwirtschaftlichcr  Unab- 
hängigkeit", vor  allem  Unabhängigkeit  vom 
Leljensmittelimporl,  zielt. 

Denn  die  Gefahr,  daß  infolge  Bevölke- 
ningswachstum  und  damit  immer  stärkerer 
Anzapfung  der  vorhandenen  Rohstoffquellen, 
die  Produktivität  sinke  und  nun  die  Industrie 
(deren  Umfang  ja  abhängt  von  der  Größe 
des  „produit  net",  des  realen  Reinertrags 
oder  Produktenüberschusses,  den  Landwirt- 
schaft und  Bergbau  erbringen)  in  rück- 
läufige Bewegung  gerate  —  diese  Gefahr 
droht  einem  „Agrar-Industricstaat" 
genau  so  wie  einem  Industriestaat! 

Ist  die  Zeit  der  „diminishing  relurns" 
der  nationalen  Rohstoff  Produktion  da,  so 
haben  im  Agrar-Industriestaate  Kapitalien 
und  Arbeitskräfte,  die,  solange  die 
Produktivität  von  Landwirtschaft  und 
Bergl)au  noch  stieg,  in  der  Industrie  Ver- 
wendung fanden,  jetzt,  wo  das  Plus 
an  Korn  usw.  immer  höheren  Kostenaufwand 
erheischt,  sich  mehr  und  mehr  der  Rohstoff- 
produktion zu  widmen.  Die  bisherige  Ten- 
denz zur  Expansion  der  Industrie  kommt 
jetzt  zum  Halten,  allmählich  tritt  die  gegen- 
teilige Tendenz  in  Erscheinung  —  genau 
so  wie  im  Industriestaat,  nachdem  die 
Periode  der  „diminishing  returns"  der  Roh- 
stoffproduktion der  Welt  angebrochen. 

Dort  wie  hier  wird  zunächst  das  Tempo 
der  Expansion  der  Industrie  ein  langsameres. 
Wächst  die  Bevölkerung  weiter,  werden  Land- 
wirtschaft und  Bergbau  immer  unproduktiver, 
so  tritt  Stillstand  und  schließlich  Rückgang 
der  Industrie  ein:  Entwertung  von  Kapi- 
talien, Brotloswerden  von  Arbeitern.  Dort 
wie  liier  steigt,  während  das  Durchschnitts- 
einkommen fällt,  die  Grundrente,  werden 
aUe,  die  nicht  am  Besitz  der  Rohstoffquellen 
partizipieren,  den  Eigentümern  der  Agrar- 
und  Montanböden  ,,fributär". 

Ein  Unterschied  Ijesteht  nur  insofern,  als 
im  Industrie.itaat  die  rückläufige  Bewegung 
deshalb  eintritt,  weil  der  Bedarf  der  Roh- 
stoffstaaten  nach  Korn  usw.  heraufgeht 
und  demzufolge  der  Import  nach  dem 
Industriestaat  herabgeht.  Im  Agrar-In- 
dustriestaat  dagegen  deshalb,  weil  dessen 
eigner  Bedarf  so  anschwillt,  daß  die  Pro- 
duktivität des  Kornbaues  usw.  sinkt. 
Ein  ünterscliied  hinsichtlich  der  Ursachen, 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  4.  Aafl. 


Materialien  er- 
Falle, daß  die 
steigt  als  das 
an  Rohstoffen, 


nicht  aber  der  Wirkungen  —  auf  die  es  allein 
ankommt. 

Ein  Volk,  das  mittels  Zöllen  oder  sonst- 
wie, die  „Unabhängigkeit  vom  Auslände" 
betreffs  Lebensmittel  und 
reicht  hat,  kann  in  dem 
nationale  Ziffer  stärker 

nationale    Gesamtprodukt   , 

gleich  böses,  der  Sache  nach  gleich  böses' 
Schicksal  erleiden,  wie  ein  Volk,  das  der  in- 
dustriestaatlichen Entwicklung  freie  Bahn 
{gelassen  hat,  in  dem  Falle,  daß  die  inter- 
nationale Ziffer  —  die  Ziffer  des  Völker- 
lkreises, in  dessen  Wirtschaft  es  als  arbeits- 
teiliges Glied  verflochten  ist  —  stärker  steigt 
als  das  internationale  Gesamtprodukt. 
I      Das  Wirtschaftsleben,  statt  auf  den  „Flug- 
sand" der  Exportindustric,  auf  den  ,, festen 
Grund"  der  nationalen  Rohstoffproduktion 
stellen,  die  ihre  Erzeugnisse  mit  der  natio- 
nalen, für  den  Binnenmarkt  tätigen  Industrie 
tauscht,   würde   nur   bedeuten:   das  Be- 
.  Völkerungsproblem  —  das  Problem,  die 
Ziffer  nicht  rascher  steigen  zu  lassen  als  das 
Gesaratprodukt    —  von   einer  weiteren 
Bühne  auf  eine  engere  zu  verweisen.  — 

II.  Die  Theorie  von  den  üblen  Folgen 
der  industriestaatlichen  Entwicklung. 

Soleher  Folgen  —  um  dcrcnwillcn  dieser 
[Entwicklung  selbst  dann,  wenn  ihre  Fort- 
dauer gewäliricistct  wäre,  entgegengewirkt 
werden  müsse  —  macht  man  vor  allem 
drei  namhaft:  Niedergang  der  Landwirt- 
schaft; Gefährdung  des  sozialen  Friedens; 
Verschlechterung  der  materiellen  Lage  der 
Arbeiterklasse. 

A.  Niedergang  der  Landwirtschaft. 

Daß  überall  in  Westeuropa  die  Agrar- 
produktion und  die  agrare  Berufsgruppe  re- 
lativ (im  Vergleich  mit  der  sonstigen  Pro- 
duktion und  den  übrigen  Bernfsgruppcn) 
einschrumpft  —  daß  Jiier  und  da  sogar  eine 
al)solu(e  Abnahme  sich  zeigt  —  steht  außer 
Zweifel.  Fragt  sich  nur:  ist  diese  Erschei- 
nung zu  beklagen;  sind  Maßnahmen  behufs 
Verhinderung  weiteren  Niedergangs  zu 
treffen  ? 

Die  Anti-Industriestaatler  bejahen  diese 
Frage,  mit  besonderer  Entschiedenheit  hin- 
sichtlich der  Lebensmittelproduktion.  Denn: 

1.  ein  Volk,  das  genötigt  sei,  Korn  und 
Fleisch  aus  der  Ferne  zu  holen,  werde  wirt- 
schaftlich „abhängig   vom  Auslande". 

,,Dans  le  commerce  reciproque  entre 
deux  pays  cehii  qui  vend  les  marchandises 
les  plus  ndcessaires  a  l'autre,  a  l'avantage, 
parce  qu'il  se  trouve  ind^pendant  de  l'autre 
...  et  qu'il  peut,  dans  des  circonstances 
dMavorables,  se  passer  d'objets  de  luxe" 
—  Fabrikate  —  „tandis  que  le  pays  qui 
achMe  des  produits  aliraentaires  ne 
Bd.  I.  5 
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peut  restreindre  sa  con&omniation  et  se  trouve 
tributaire  se  l'autre",  So  heißt  es  bei 
Quesnay.  Und,  so  oder  so  gefaßt,  wird 
der  Satz  heute  vieUach  wiederholt. 

In  Wahrheit  kann,  solange  Konliurrenz 
unter  den  Nahrungsländern  obwaltet,  von 
„latenter  Fremdherrschaft"  unmöglich  die 
Rede  sein. 

Ferner  sagt  man: steigen  die  für  uns"  — 
allgemeiner:  die  Industriestaaten  —  ,,uneut- 
behrliehen  Bodenprodukte  im  Preise,  so 
schaffen  wir  fremden  Völkern  in  der  Grund- 
rente ein  arbeitsloses  Einkommen  und 
tauschen  für  unsere  Waren  geringere 
Arbeitswerte  ein,  werden  mit  unserer 
Arbeit  jenen  tributär"  (Sering). 

Allerdings  geht,  mit  steigendem  Export 
z.  B.  von  Weizen  und  Mais,  die  Grundrente 
der  Yankees  usw.  empor,  steigt  ihr  arbeits- 
loses Einkommen.  Wenn  sie  aber  jene  Esport- 
artikel den  Engländern  und  Deutschen  zu 
niedrigerem  Preise  verkaufen,  als  diese 
den  nationalen  Produzenten  zu  zahlen 
hätten,  so  tauschen  die  Käufer  doch  nicht 
„geringere",  sondern  größere  Arbeitswerte 
für  ihre  Fabrikate  ein,  als  im  Falle  des  Bezugs 
dieser  unentbehrlichen  Bodenprodukte  aus 
dem  Inlande  ?  In  letzterem  Falle  würde  der 
den  Bodeueigentümern  zu  zahlende  „Tribut" 
noch  höher  sein. 

2.  Im  Kjiege  stehe  Niederlage  einfach 
mittels  Aushungerung  zu  befürchten. 

Anbetracht  der  Leistungsfähigkeit  der 
modernen  Transportmittel  ist  aber  diese  Ge- 
fahr nur  hier  und  da,  nur  unter  ganz  beson- 
deren Umständen,  vorhanden.  Portugal 
z.  B.  wäre,  falls  nicht  ausreichend  verpro- 
viantiert, allerdings  schlimm  daran,  wenn 
ihm  ein  feindliches  Spanien  die  Häfen 
schlösse.  Aber  Ländern,  die  von  vielen 
Seiten  her  sich  versorgen  können,  braucht 
vor  dem  Gespenst  nicht  zu  bangen. 

Gewiß  —  sind  alle  Flotten  der  Welt  im 
Bunde  wider  England;  hat  Deutschland  alle 
Großmächte  zu  Gegnern,  so  wird  die  Mög- 
lichkeit der  Aushungerung  Wirklichkeit  wer- 
den. Jedoch  —  rebus  sie  stantibus,  könnte 
ihnen  auch  dann,  wenn  sie  das  Ideal  agrar- 
wirtschaftlicher  Unabhängigkeit  voll  ver- 
wirklicht hätten,  der  Sieg  nicht  werden. 

Würde  etwa  das  Schicksal  Deutschlands  im 
Weltkriege  sich  wesentlich  anders  gestaltet  haben, 
wenn  vor  1914  unser  GesamtbedarJ  an  Lebens- 
mitteln und  aOTarischen  Rohstoffen  (soweit 
das  Klima  es  zuließ)  durch  die  nationale  Land- 
wirtschaft gedeckt  worden  wäre?  Allerdings 
machte  in  diesem  Falle  die  Blockade  für  die 
Ernährung  direkt  nichts  aus.  Aber  das  Plus 
an  Landwirtschaft  hätte  ein  Minus  an  Industrie 
bedingt;  um  den  v(yi  Beginn  an  riesenhaften, 
zu  immer  gigantischeren  Dimensionen  an- 
schwellenden Kriegsbedarf  zu  decken,  hätte 
ein  viel  größerer  Ted  der  Bevölkerung,  als  jetzt, 
zufolge    der    hochgradigen  Industrialisierung 


[notwendig  war,  in  die  Kriegsbetriebe  gezogen 
'werden  müssen.   Indirekt  wäre  die  Ernährong 
gleich  schwer  geschmälert  worden. 

3.  Sinke  die  landwirtschaftlich  tätige 
Quote  der  Bevölkerung,  so  sinke  die  natio- 
nale W'ehrfähigkeit. 

Zugegeben,  daß  unter  100  Landwirten 
J  mehr  Militärtaugliche  sich  finden  als  unter 
100  Nicht-Landwirten  —  nach  einer  Statistik 
des  Heeresergänzucgsgeschäfts  von  1902  be- 
trug die  Differenz  zugunsten  jener  rund  10  %. 

Darf  aber  daraus  geschlossen  werden, 
daß,  vom  machtpolitischen  Standpunkt, 
die  industriestaatliche  Entwicklung  zu  ver- 
dammen sei  —  daß  das  Gewicht,  das  Eng- 
land, Deutschland  usw.  in  die  Wagschale  zu 
werfen  haben,  desto  geringer  werde,  je  ge- 
ringer ihr  Bauerckontingent  ? 

Keineswegs.  Denn  es  kommt  ja  durch- 
aus nicht  allein  an  auf  den  Prozentsatz 
der  Tauglichen  vom  Einwohnertotale  —  es 
kommt  vielmehr  in  letzter  Linie  an  auf  die 
Gesamtmenge  der  Tauglichen,  die  das 
Einwohnertotale  liefert. 

Nun  steht  es  doch  so:  in  einem  Industrie- 
staate kann  die  Gesamtmenge  der  Tauglichen 
weit  größer  sein  als  in  einem  Agrar-Industrie- 
staat. Wie  oben  (S.  62)  gesagt:  mit  in- 
dustriestaatlicher Entwicklung  wächst  die 
Bevölkeningskapazität ;  innerhalb  der  na- 
tionalen Grenzen  bietet  sich,  falls  Import 
von  Lebensmitteln  und  Materialien,  Export 
von  Fabrikaten  stattfindet,  weit  mehr  Hän- 
den Beschäftigung  dar. 

Das  Deutschland  von  1816  zählte  rund 
24  Millionen ;  vermutlich  —  sicher  ist  es  nicht, 
da  der  ,, Standard  of  life"  der  Masse  so  viel 
kümmerlicher  war  —  stand  damals  der  Pro- 
zentsatz der  Tauglichen  vom  Einwohner- 
totale höher  als  heute.  Das  Deutschland  vor 
dem  Kriege  zählte  über  60  Millionen ;  war 
nun,  infolge  der  industriestaatlichen  Ent- 
wicklung, die  Ziffer  der  Wehrfähigen  auch 
{relativ  gefallen  —  absolut  hatte  sie,  in- 
folge dieser  Entwicklung,  sich  außerordent- 
lich gehoben. 

Nur  wenn  man  nachwiese,  daß  wegen 
Steigens  der  nicht-landwirtschaftlichen  Quote 
der  Prozentsatz  der  Tauglichen  so  stark 
herabgehe,   daß  die   Gesamtmenge  der 
Tauglichen  einschrumpfe  (genauer:  sich  nie- 
)  driger  stelle  als  sie  sich  stellen  würde,  falls 
I  das  betreffende  Volk  im  Zeichen  des  Agrar- 
j  Industriestaates  stünde),  würde  der  Satz, 
daß  Niedergang  der  Landwirtschaft  Sinken 
der  nationalen  Wehrfähigkeit,  also  Minus 
]  an  Macht,  bedeute,  walir  sein.    Bisher  ist 
I  aber  —  soviel  Streit  auch  noch  über  die 
Frage  herrscht  —  aus  allem  beigebrachten 
;  Material  mir  zu  schließen,  daß  die  Tauglich- 
j  keitsdiffereiiz  keineswegs  beträchtlich  ist. 

4.  Zunahme  der  industriell-tätigen  Quote 
!  bedeute  Verlust  an  „unabhängigen  Person- 
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lichkeiten",  die  doch  „für  die  Charakter- 
bildung des  Volkes  unentbehrlich"  seien. 
Die  Landwirtschaft  —  „ein  Berufszweig;, 
welcher  die  Bedingungen  für  zahlreiche  selb- 
ständige Existenzen  bietet"  —  gewinne  „ge- 
rade mit  fortschreitender  Industrialisierung 
an  sozialer  Wichtigkeit"  (Scring). 

In  der  kapitalistischen  Acra,  bei  ständigem 
Vordringen  des  Großbetriebs,  ist  allerdings 
fortsclu-citendc  Industrialisierung  identisch 
mit  Umsichgreifen  des  Löhnertums.  Da  sie 
aber  gleichfalls  identisch  ist  mit  Verstärkung 
des  Zuges  zur  Inkorporation  der  Arbeiter;  da 
in  den  Gewerkschaften  unabhängige  Kollck- 
tivpersönlichkeiten  sich  bilden,  so  erscheint 
die  Charakterbildung  des  Volkes  durch  Zu- 
nahme der  industriell  tätigen  Quote  kaum 
bedroht. 

Und  andererseits:  ob,  bzw.  in  welchem 
Maße  die  „Landwirtschaft"  fördersani  wirkt 
auf  das  nationale  Ethos,  hängt  ab  von  ihrer 
konkreten  Gestaltung.  Der  Vorzug,  der  ihr 
"hier  nachgerühmt  wird,  ist  nicht  allgemein 
vorhanden,  sondern  nur  sofern  Viehzucht 
und  Spcziallviilturen  —  die  Domänen  des 
Mittel-  und  Kleinbetriebs  —  überwiegen. 
Nicht  aber  da,  wo  der  Korribaii  die  Haupt- 
rolle spielt,  wie  z.  B.  in  Oslelbien.  Je  mehr 
jene  Branchen  sich  ausrecken,  desto  besser 
die  „Bedingungen  für  zahlreiche  selbständige 
Existenzen";  umgekehrt,  desto  schlecliter. 

Nun  führt  aber  industriestaatlichc  Ent- 
wicklung —  sofern  Klima-  und  Bodeii- 
bedingungen  nicht  entgegenstehen  —  dahin, 
daß  Viehzucht  und  Spczialkulturen  Terrain 
gewinnen,  während  der  Kornbau  absolut 
oder  relativ  zurückgeht.  Gerade  mit  „fort- 
schreitender Industrialisierung",  gerade  dank 
dieser,  erwächst  dann  innerlialb  der  land- 
wirtschaftlich tätigen  Quote  ein  Plus  an 
„unabhängigen  Persönlichkeiten". 

Dagegen  würde  die  umgekehrte  Bewegung 
Platz  greifen,  wenn  das  Programm  unserer 
Anti-Industriestaatler  in  Erfüllung  ginge. 
Deren  dringlichstes  Begehren  ist  ia  —  und 
muß  sein,  in  Konsequenz  ihrer  Scnwärmerei 
für  „elementare  Scloständigkeil"  —  Erhal- 
tung, womöglich  Erweiterung  des  Kornbaues. 
Wie  man  auch  dies  Begehren  sonst  beurteile 

—  da  im  Kornbau  die  Chancen  für  Groß- 
betrieb günstiger  liegen  als  für  Bauern-  oder 
Klcingütlerbetrieb;  da  die  Löhner  des  Korn- 
baues weit  weniger  organisationsfähig  sind 
als  die  der  meisten  Industrien,  so  würde  mit 
fortschreitender  „Cerealisierung"  jener  Effekt 

—  Abnahme  der  Zahl  der  „selbständigen 
Existenzen"  —  wirklich  eintreten,  der  fort- 
schreitender Lidustrialisierung  mit  Unrecht 
zugeschrieben  wird.  — 

In  Summa:  die  aus  dem  Niedergange 
der  Landwirtschaft  entnommenen  Bedenken 
entbehren  der  Begründung.  Die  ,, Abhängig- 
keit vom  Auslande"  verschlägt,  solange  Kon- 


kurrenz unter  den  Nahrungsländern  waltet, 
nichts.  Die  Aushungeningsgefahr  be- 
steht nur  unter  ganz  besonderen  Um- 
ständen. Die  nationale  Wehrkraft  wird 
nicht  geschmälert,  sondern  gehoben,  die 
Charakterbildung  des  Volkes  nicht  ungün- 
stig, sondern  günstig  beeinflußt  durch  fort- 
schreitende Lidustrialisiening  —  während 
bei  Reagrarisierung,  insbesondere  „Ccreali- 
siening",  die  Gesamtmenge  der  Militärtaug- 
lichen cinschnimpfen,  die  Quote  der  sozial 
Abhängigen  anschwellen  würde. 

Kann  sein,  wie  oben  (S.  65)  ausgeführt, 
daß  das  „retour  ä  la  terre"  künftig  einmal 
erfolgen  muß  —  dann,  wenn  der  Lebens- 
mittel- und  Materialienimport  der  Rohstoff- 
staaten von  heute  versiegt.  Aber  je  länger 
jene  trübe  Notwendigkeit  den  Industrie- 
staaten fernbleibt,  desto  besser.  Sie  vor  der 
Zeit  heraufzubeschwören,  hieße  eine  Politik 
treiben,  die  wider  das  Gesamtinteresse  wäre 
—  nur  dem  agrarischen  Sonderinlcresse  (ge- 
nauer: dem  der  Bodeneigentümer)  entspräche. 

B.  Gefährdung  des  sozi.alon  Friedens. 

Die  industriestaatliche  Entwicklung,  die 
Hand  in  Hand  ging  mit  Verstädte- 
ning,  habe  die  „Klassengegensätze  zwischen 
Besitz  und  Arbeit"  merir  und  mehr  ver- 
schärft und  so  das  Umsichgreifen  „extrem- 
sozialistischer Ideen"  verschuldet.  Daher 
müsse  —  vor  allem  durch  Komzöllc  —  jene 
Entwicklung  „verlangsamt"  (Wagner)  wer- 
den. 

Man  erinnere  sich  doch  daran,  daß  da- 
mals, als  die  britischen   Agrarier  ebenso 
energisch    wie    erfolgreich    für  „Verlang- 
samung"  sorgten  —  erst  nach  Fall  der  Korn- 
zölle begann  ja  der  rasche  Aufschwung  des 
Fabrikatenexports,  der  bis  dalün  nur  ganz 
lahmen  Schrittes  vorangekommen  war  — 
England  „vor  der  Revolution  stand";  daß 
damals  zwischen  Reich  und  Arm  weit  hef- 
tigere Fehde  geführt  wurde  als  später.  Der- 
zeit hat  der  „große  Kladderadatsch"  nirgend- 
wo so  geringe  Wahrscheinlichkeit  wie  in  Eng- 
land, d.  h.  dem  Lande,  wo  die  industrie- 
I  staatliche  Entwicklung  am  weitesten  gedieh. 
I      Die,  die  ganze  Kulturwelt  quälende  so- 
I  ziale  Zwietracht  wurzelt  in  Kausalmomenten, 
,  die    zwar    andere    Folgen    bedingen  im 
Agrar-Industriestaate    als    im  Industrie- 
j Staate;  aber  da.  wo  die  Landwirtschaft  den 
„angestammten  Rang"  bewahrt,  nicht  minder 
als  Streiterreger  wirken  als  da,  wo  Gewerbe, 
Handel,  Schiffahrt  zum  Primat  gelangen. 

Um  die  „kapitalistische  Produktions- 
weise" einzubürgern,  welche  neben  einer 
Fülle  von  wirtschaftlich  Gutem  das  Unheil 
der  Verschärfung  der  Klassengegensätze 
zeitigt,  genügen  Maschinenwesen  und  un- 
behinderte nationale  Arbeitsteilung.  Besitz- 
akkumulation   und  Betriebskonzentration, 
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in  deren  Zeichen  die  „extrem-sozialistischen 
Ideen"  aufschössen,  würden  in  England, 
Deutschland  usw.  —  in  Konsequenz  der 
modernen  Technik  und  der  Freiheit  des 
Binnenverkelus  —  auch  dann  sich  entfaltet 
haben,  wenn  diese  Völker  sich  als  „ge- 
schlossene Handelsstaaten"  konstituiert, 
„breitspurige  Welthandelspolitik"  (Olden- 
berg)  nicht  getrieben  hätten. 

Um  ,, Entvölkerung  des  platten  Landes, 
Wasserkopftum  der  großen  Städte"  (Wag- 
ner) auszulösen,  genügen  Eisenbahnbau  und 
Beseitigung  der  Schollenpflichtigkeit. 

Mittels  Agrarschutzes  ließe  sich  ja  er- 
reichen, daß  die  Exportindustrie  hintange- 
halten wird,  die  Gesamtbevölkerung  weniger 
rasch  anschwillt  als  bisher.  Doch  trotz  Agrar- 
schutzes würde  die  große  Industrie  auf 
Kosten  der  kleinen,  die  städtische  Bevölke- 
rung auf  Kosten  der  ländlichen  zunehmen. 
Damit  blieben  die  Kausalmomente  des  so- 
zialen Haders  in  Kraft ;  die  Lage  wäre  nur 
insoweit  gewandelt,  als  aus  der  Saat  des 
Agrarschutzes,  d.  h.  der  künstlichen  Hausse 
der  Gnindrente,  auf  die  Dauer  der  Boden- 
kommunismns  ersprießen,  immer  größere 
Werbekraft  bekunden  würde,  der  eine  genau 
so  bedrohliche  Spezies  wäre  als  der  Marxis- 
mus. Denn,  während  die  theoretischen 
Prämissen  des  letzteren  —  Verelendungs- 
theorie usw.  —  unhaltbar  sind,  immer  all- 
gemeiner als  Irrtümer  durchschaut  werden, 
so  hat  dagegen  crsferer  an  dem  Satze  von 
der  Grundrente  als  arbeitslosem  Einkommen 
ein  überaus  solides,  von  den  Anti-Industrie- 
Btaatlern  selbst  —  die  sich  allerdings  des 
Satzes  nur  bedienen,  wenn  sie  von  der 
Grundrentenhausse  in  den  Rohstoffstaaten 
reden  (s.  oben  S.  66)  —  ausdrücklich  aner- 
kanntes Fundament. 

„Verlangsamung"  der  industriestaatlichen 
Entwicklung  mittels  Agrarschutzes  bedeutet : 
das  arbeitslose  Einkommen  eines  Teils 
der  Besitzenden  höher  treiben,  als  es  andern- 
falls stehen  würde;  und  zwar  höher  und 
höher.  Denn,  soll  der  Agrarschutz  seinen 
Zweck  dauernd  erfüllen,  so  wird  Verab- 
reichung in  immer  stärkeren  Dosen  not- 
wendig. Einführung  oder  Steigerung  des 
Kornzolls  z.  B.  macht  zwar  im  Moment 
den  Wert  der  Kornböden  entspre- 
chend steigen.  Sobald  aber  dieser 
Effekt  eingetreten  ist,  hört  die  Schutz- 
kraft des  Zolls  —  seine  Kraft,  die  bisherige 
Rente  des  Kornbaues  zu  gewährleisten  — 
wieder  auf,  drückt  die  fremde  Konkurrenz 
wieder  mit  der  gleichen  Wucht  wie  zuvor. 
Also  muß  weitere  Steigerung  des  Zolles 
erfolgen.  Mit  jedesmaligem  Schärferanziehen 
der  Zollschraube  wird  mm  im  Agrar-In- 
dustriestaat  die  Güterverteihing  ungleich- 
mäßiger, wird  den  Käufern  von  Bodenpro- 
dukten eine  immer  höhere  Steuer  auferlegt 


zugunsten  der  Landeigentümer;  eine  Steuer, 
die  am  schwersten  lastet  auf  den  schwächsten 
Schultern. 

Allerdings  —  dieses  mehr  und  mehr 
Tributärwerden  der  Vielen  gegenüber  den 
AVenigen,  den  Landlords,  diese  notwendige 
Begleiterscheinung  einer  Politik  der  ., Ver- 
langsamung", wäre  vielleicht  dann  als  das 
kleinere  Uebel  in  den  Kauf  zu  nehmen,  wenn 
aus  anderen,  sofort  zu  erörternden  Gründen 
die  materielle  Lage  der  Arbeiterschaft  durch 
eine  Politik,  die  der  industriestaatlichen  Ent- 
wicklung freie  Bahn  läßt,  in  höherem  Maße 
geschädigt  würde. 

C.  Schädigung  der  materiellen  Lage  der 
Arbeiterklasse. 

Je  mehr  eine  Volkswirtschaft  in  d;is 
„Nessusgewand"  des  Außenhandels  sich  ver- 
stricke —  je  mehr  Fabrikate  sie  exportieren 
müsse,  um  Lebensmittel  und  Materialien 
importieren  zu  können  —  desto  mehr  steige 
das  Krisenrisiko  und  drohe  das  Lohnein- 
kommen zu  sinken. 

1.  Das  Krisenargument.  Der  Welt- 
markt —  sagt  man  —  sei  doch  unübersicht- 
licher und  schwankender  als  der  nationale 
Markt ').    Ergo ! 

Wie  plausibel  der  Satz  auch  klinge,  so 
fülirt  er  doch  völlig  in'e. 

a)  Der  Weltmarkt  ist  —  auf  die  Dauer 
—  nahezu  gleich  „übersichtlich"  wie  der 
nationale  Markt. 

Betreffs  der  Aufnahmefähigkeit  eines  Be- 
zirks des  Weltmarktes,  der  sich  eben  erst 
öffnet,  bezüglich,  nachdem  zeitweise  ver- 
schlossen (z.  B.  infolge  Krieges),  wieder  öffnet, 
mögen  die  Exporteure  des  Industriestaats 
sich  täuschen,  bisweilen  arg  täuschen;  daraus 
mag  Ueberproduktion  und  dann  Krisis  ent- 
stehen. 

Wird  aber  ein  Bezirk  des  Weltmarktes 
längere  Frist  liindurch  ununterbrochen  be- 
schickt, so  weicht  der  Nebel,  kommen  die 
Exporteure  in  die  Lage,  ihn  ungefähr  so  gut 
zu  ,, übersehen"  wie  ein  Stück  Heimat.  Daß 
die  Fühlung  mit  dem  nationalen  Markt  um 
einiges  intensiver  sei,  ist  zuzugeben;  die 
Differenz  schrumpft  aber  dank  Post  und 
Telegraphie,  Presse  und  Agenturwesen  mehr 
und  mehr  zusammen. 

b)  Der  Weltmarkt  „schwankt"  weniger 
als  der  nationale  Markt. 

Eine  außerhalb  der  Weltwirtschaft  stehende 
Volkswirtschaft  ist  Konjunkturumschlägen 
in  höherem  Maße  ausgesetzt  als  eine,  die 
mit  der  Weltwirtschaft  frei  kommuniziert. 

Denn:  je  strikter  die  Isolierung,  je  größer 
die  Unabhängigkeit  vom  Import  von  Boden- 


')  Ein  Satz  I'iautskys,  welcher  die  Auf- 
fassung der  Anti-Industriestaatler  in  denkbar 
knappester  Form  wiedergibt. 
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Produkten,  desto  ausschlaggebender  wird 
das  Ergebnis  der  nationalen  Bodenproduktion 
für  den  Gang  der  nalioiialen  Industrie.  Das 
Auf  und  Ab  der  Industrie  ist  ja  —  niclit 
allein,  aber  wesentlich  mit  —  bedingt  durch 
das  Auf  und  Ab  des  „produit  nct"  der  Land- 
wirtschaft. Der  agrikole  Zyklus  —  jetzt 
gute,  dann  schlechte  Ernten  —  bildet  eine 
Hauptursache  des  „industriellen  Zyklus". 
Aber  —  die  nationalen  Ernten 
schwanken  viel  stärker  als  die 
Welterntcn. 

Und  weil  dem  so  ist,  ist  im  Agrar-Indu- 
striestaat —  der  mehr  oder  weniger  isolierten, 
unabhängigen  Volkswirtschaft  —  das  An- 
gebot landwirtschaftlicher  Roh- 
stoffe, dessen  Umfang  hier  abhängt  von 
der  Größe  der  nationalen  Ernten,  stär- 
kcrem Wechsel  unterworfen  und  somit 
die  Nachfrage  nach  Fabrikaten  un- 
steter als  im  Industriestaat. 

Auch  im  Industriestaat  steigt  und  fällt 
die  Nachfrage  nach  Fabrikaten  mit  dem 
Steigen  und  Fallen  des  Angebots  landwirt- 
schaftlicher Rohstoffe.  Hier  aber  hängt  dessen 
Umfang  ab  von  der  Größe  der  Ernten  aller 
seiner  Kundenländer,  kurz:  der  Welt- 
ernten. Da,  wie  gesagt,  diese  weniger, 
weit  weniger  variieren  als  nationale  Ernten, 
so  ist  hier  das  Angebot  landwirtschaftlicher 
Rohstoffe  weniger  starkem  Wechsel 
unterworfen,  ist  die  Nachfrage  nach 
Fabrikaten  stetiger.  1 

Im  Industriestaat  spielt  der  Kreislauf  der 
Ernten  —  dies  Kausalmonient  von  Konjunk- 
turunischlägen,  dem  viel  größere  Bedeutung  ' 
zukommt,  als  ihm  die  herrschende,  von 
Marx  irregeleitete  Ivrisentheorie  einräumen 
will;  das  sogar  zumeist  gänzlich  ignoriert 
wird   —  längst  keine  so  verhängnisvolle 
Rolle  als  Störenfried,  wie  im  Agrar-Industrie- 
staat.   Der  nationale  Markt,  auf  dem  die 
Fabrikale  des  Agrar-Industriestaates  nach 
Absatz  drängen,  schwankt  mehr  als  der 
Weltmarkt.    Das  Krisenrisiko  —  soweit  es  j 
herrülirt  vom  agrikolen  Zyklus  —  steigt  i 
nicht,  sondern  lallt,  wenn  die  industrie- 
staatliche Entwicklung  fortschreitet.  ; 

Damals  als  England  durch  die  hohen 
Agrarzölle  zwar  nicht  gänzlich  abgeschnitten  ; 
war  vom  Weltmarkt,  aber  in  der  Hauptsache  | 
seinen  Bedarf  an  Agrarproduktcn  vom  natio- 1 
nalcn  Markt  deckte,  war  es  das  klassische  | 
Land  der  Krisen.  Je  mehr  es  Lidustricstaat ! 
wurde,    je   inniger   seine    Volkswirtschaft  \ 
mit  der  Weltwirtschaft  verflochten  wurde, 
desto  seltener  kamen  schroffe  Konjunktur- 
umschläge, desto  gelinder  fielen  sie  aus.  I 
Nicht  trotz,  sondern  wegen  der  industrie- 
staatlichen Entwicklung.     Deswegen,  weil 
die  Weltnachfrage  nach  britischen  Fabri- 
katen, die  von  den  Landwirten  der  Summe 


von  Rohstoffstaaten  ausging,  dienach England 
Korn  usw.  verkauften,  weniger  schwankte 
als  einst  die  Nachfrage  der  britischen  Land- 
lords, Farmer,  iVrbeiter  —  die  nationale 
Nachfrage,  die  bis  1850  den  Gang  der  bri- 
tischen Industrie  weit  mehr  beeinflußte  als 
später. 

2.  Das  Lohnbaisseargument.  Die  Be- 
hauptung, daß  mit  fortschreitender  Li- 
dustrialisiening  das  iVrbeitsentgelt  ge- 
schmälert werde,  beruht  auf  zwei  falschen 
Schlüssen. 

a)  Weil  die  Landwirtschaft  einschrumpfe, 
würden  mehr  und  mehr  Hände  brotlos;  der 
Druck  dieses  .Vngcbots  zwinge  den  Durch- 
schnittslohn herab.  — 

Tatsächlich  verhält  es  sich  so,  daß  die 
Konkurrenz,  die  sich  die  Fabrikanten  unter- 
einander machen,  das  Einkommen  der  in- 
dustriellen Arbeiter  erhölit.  Und  daß  die 
steigende  Nachfrage  der  Industrie,  indem 
sie  die  Leutenot  in  der  Landwirtschaft  her- 
vorruft, das  Einkommen  der  agrikolen 
Arbeiter  erhöht. 

Fortschreitende  Industrialisierung  be- 
wirkt —  ich  komme  sofort  darauf  zurück  — 
Hebung  des  Durchschnittslohns. 

b)  Weil  die  Industriestaaten  auf  dem 
Weltmarkt  sich  unterbieten  müßten,  er- 
gebe sich  Preisbaisse  der  Exportartikel 
und  somit  Lohnbaisse.   „Mit  Hungerlöhnen 

.hergestellte  Waren  mögen  in  steigenden 
I  Millionen  ausgeführt  werden,  auch  immer 
noch  genug  Gewinn  für  den  Unternehmer 
I  und  Kaufmann  abfallen ;  ist  dabei  aber  von 
einem  wirklichen,  volkswirtschaftlichen  Vor- 
teil viel  zu  sehen  ?"  — 

Gewiß  fristen  die  Arbeiter  mancher  Aus- 
fuhrgewerbe —  bei  uns  z.  B.  der  Konfektion; 
der  Spielwarenfabrikation  —  nur  kümmer- 
lich ihr  Leben.  Aber  ihr  Lohn  ist  nicht  des- 
halb niedrig,  weil  exportiert  wird,  weil  die 
Industrie  des  Landes  mit  der  anderer  Länder 
in  Wettbewerb  steht.  Sondern:  weil  infolge 
von  Verhältnissen,  die  mit  der  industrie- 
staatlichen Entwicklung  gar  nichts 
zu  schaffen  haben,  jVrbeiter  gewisser  Art 
in  Berlin,  Sonneberg  usw.  mit  so  niedrigem 
Lohn  sich  zu  bescheiden  haben,  wird  expor- 
tiert, vermag  die  Lidustrie  des  Landes  den 
Wettbewerb  zu  bestehen. 

Die  Anti-Industriestaatler  (z.  B.  Pohle) 
pflegen,  die  Bedeutung  der  ,, parasitischen" 
Austuhrgewerbe  zu  übertreiben.  Tatsächlich 
ist  ihre  Bedeutung  heute  eine  ziemlich  geringe 
und  wird  noch  geringer  werden.  Denn:  zu  je 
höherer  Staffel  industriestaatlicher  Entwicklung 
ein  Volk  emporgelangt;  je  mehr  demzufolge  sein 
Reichtum  wächst  und  damit  das  durchschnitt- 
liche Kapitalentgelt  fällt,  der  Durchschnittslohn 
steigt,  desto  kräftiger  muß  der  Zug  zur  Entfal- 
tung der  Qualitätsindustrien  sich  geltend 
machen  (vgl.  meine  Schrift  „Export  von  Pro- 
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daktionsmitteln  usw."  1907).  Zwischen  älteren 
und  jüngeren  Industriestaaten  greift  naturgemäß 
analoge  Arbeitsteilung  Platz  wie,  innerhalb  jeder 
irgendwie  gestalteten  Volkswirtschaft,  zwischen 
Zentrum  und  Provinz,  Großstädten  und  Ort- 
schaften kleineren  Formats. 

Absolut  ist  in  England  die  Ausfuhr  z.  B. 
der  ,, parasitischen"  Konfektion  gewachsen  (vor 
allem  dank  der  Zuwanderung  anspruchsloser 
Slaven,  Italiener  usw.).  Relativ  viel  stärker 
aber  die  Ausfuhr  solcher  Branchen,  die  hochge- 
lernte und  hochbezahlte  Arbeiter  beschäftigen; 
z.  B.  des  Maschinen-  und  Schiffsbaues,  der  Fein- 
spinnerei, Feintischlerei,  Feinmechanik. 

Ebenso  exportiert  Deutschland  z.  B.  mehr 
und  mehr  Spielwaren;  aber  rascher  gewinnt  es 
draußen  Terrain  mit  Maschinen  usw.  Leistete 
nicht  der  Zollschutz  der  Sj-ndizierung  der 
schweren  Eisenindustrie  Vorschub,  so  würde  die 
leichte  noch  erheblich  schneller  avancieren.  — 

Vermeliruiig  der  Zahl  der  „gehobenen" 
Genossen,  nicht  der  ,, Lumpenproletarier", 
liegt  im  Wesen  der  industriestaatlichen  Ent- 
wicklung. Daß  nach  dem  Uebergange  zum 
Industriestaate  eine  außerordentliche  Lohn-  j 
hausse  in  England,  Deutschland  usw.  ein- 1 
trat,  kann  ernstlich  nicht  bestritten  werden;  ^ 
ebensowenig,  daß  sie  infolge  dessen  eintrat. 

Lohnsteigernde   Tendenz   der  industrie- 
staatlichen Entwicklung ;  umgekehrte 
Tendenz  im  Falle  der  Verlanpsamung.  5 

Der  Durchschnittslohn' bewegt  sich  pa- 
rallel der  Produktivität  der  Wirtschaft;  diese 
aber  steigt  infolge  der  Differenzierung  der 
Völker  in  Rohstoff-  und  Industriestaaten. 

Weil  seit  1850  ,, kosmopolitische"  Arbeits- 
teilung Platz  griff;  weil  die  Russen,  die 
Amerikaner  usw.  zu  Bauern  und  Bergleuten 
l'iu'  die  Westeuropäer  wurden,  und  diese  für 
jene  fabrizierten,  Kaufmanns-  und  Reeder- 
dienste leisteten,  wurde  der  Wirkungsgrad 
der; Arbeit  überall  um  vieles  erhöht. 

■  Li  Osteuropa  und  Uebersee  stand  die  Pro- 
duktivität der  Urproduktion  noch  im  auf- 
steigenden Ast;  Iiier  wo  es  au  Menschen 
mangelte,  Boden  in  Fülle  sich  darbot,  lagen 
noch  viele  ergiebige  Rohstoffquellen  unge- 
nutzt. In  Westeuropa  dagegen,  wo  die  Re- 
lation zwischen  Menschen  und  Boden  eine 
ganz  andere  war,  stand  die  Produktivität 
der  Urproduktion  bereits  im  absteigenden 
Ast ;  liier  hatten  behufs  Versorgung  der  stän- 
dig zunehmenden  Volksziffer  so  gut  wie  alle 
Rohstoffquellen  angezapft,  hatten  Aecker, 
Grasflächen,  Wälder,  Erzgruben  immer  nie- 
drigerer Klasse  in  Anspruch  genommen  wer- 
den müssen:  von  den  dreißiger  bis  zu  den 
sechziger  Jahren  gingen  hier  die  Preise  der 
Agrarprodukte,  besonders  des  Brotkorns, 
ständig  empor;  und  mehr  und  mehr  er- 
schöpften sich  die  Erzvorräte. 

Ohne  Import  von  Rohstoffen  aus  der 
Ferne,  d.  h.  ohne  Export  von  Fabrikaten 
als    Gegenwerten,   mußte   in  Westeuropa 


die  Tendenz  sinkender  Produktivität  der 
Landwirtschaft  und  des  Bergbaues  schärfer 
und  schärfer  hervortreten.  Dann  wäre 
hier  das  „produit  net",  mit  weiterem  Be- 
völkerungsplus, mehr  und  mehr  einge- 
schrumpft. 

Und  andererseits  konnte  für  Osteuropa 
und  Uebersee,  faUs  die  Möglichkeit,  Ron- 
stoffe  gegen  Fabrikate  zu  tauschen,  gefehlt 
hätte,  die  Tatsache  höherer  Produktivität 
der  Landwirtschaft  und  des  Bergbaues  zu  nur 
weit  geringerem  Nutzen  ausschlagen.  Ohne 
Güteraustausch  mit  Westeuropa  —  dann, 
wenn  in  Rußland,  Amerika  usw.  der  Bedarf  an 
Fabrikaten  innerhalb  der  nationalen  Grenzen 
gedeckt  worden  wäre,  d.  h.  der  Urproduktion 
Arbeitskräfte  verlustig  gegangen  wären  zu- 
gunsten der  minder  produktiven  Industrie  — • 
wäre  ihr  Wohlstand  nur  weit  langsamer  ge- 
wachsen. 

Nur  dadurch,  daß  jene  „kosmopolitische" 
Arbeitsteilung  Platz  griff  —  nur  dadurch  daß 
die  Differenzierung  erfolgte  —  vermochte  in 
Osteuropa  und  Uebersee  der  agrikoleund  mon- 
tane Produktenüberschuß  sich  derart  zu 
heben;  und  vermochte  die  westeuropäische 
Industrie  solchen  Umfang  anzunehmen.  Nur 
dadurch  vermochte  das  Gesamtprodukt  der 
Weltwirtschaft  derart  rasch,  wesentlich 
rascher  als  die  Gesamtbevölkerung,  anzu- 
schwellen. 

Und  weil  dem  so  war,  trat  die  Lohn- 
hausse ein.  Denn:  steigt  das  „produit  net", 
so  steigt  ja  die  effektive  Nachfrage  der 
Bauern  und  Bergleute  nach  Fabrikaten  (s.  o. 
S.  69).  Damit  steigt  aber  die  Nachfrage 
nach  industriellen  Arbeitern  und  damit 
wieder  steigt  der  Durchschnittslohn. 

Daß  bei  gegebenem  Angebot  von  Ar- 
beitern die  industrielle  Lohmate  sich  er- 
höhen muß,  wenn  der  Produktenüberschuß, 
den  die  Rohstoffproduzeuten  dem  Markte  zu- 
führen, größer  wird,  ist  klar:  Jedermann 
weiß,  daß  nach  guten  Ernten  die  industriellen 
Arbeiter  besser,  nach  schlechten  Ernten 
schlechter  bezahlt  werden  als  nach  mittleren. 
Nicht  minder  ist  klar,  daß  wenn  das  Angebot 
von  Arbeitern  zwar  rasch  zunimmt,  aber 
weniger  als  das  „produit  net",  die  industrielle 
Lohnrate  gleicherweise  sich  erhöhen  muß. 

Das  Gesamtprodukt,  bestimmt  in  letzter 
Linie  durch  das  „produit  net"  der  Urpro- 
duktion, ist  der  wahre  Lohnfonds  —  der 
Dividendus,  durch  dessen  Verhältnis  zum 
Divisor,  der  Gesamtbevölkening,  der  Durch- 
schnittslohn streng  determiniert  wird  (vgl. 
mein  „Produzenteninteresse  der  Arbeiter  und 
die  Handelsfreiheit"). 

Weil,  dank  der  „kosmopolitischeu"  Ai- 
beitsteilung  (selbstverständlich  auch  dank 
der  Revolution  der  Technik),  während  der 
letzten  beiden  Generationen  die  Produktivi- 
tät der  durch  den  Verkehr  verbundeneu 
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Völkergesamtheit  so  erheblich  stieg,  erfuhr 
der  Durchschnittslohn  solche  Steigerung. 
Wer  die  Lohnhausse  seit  1850  erklärt  durch 
den  „Aufschwung  der  Industrie",  begnügt 
sich  mit  einer  nichtssagenden  Zwischen- 
anlwort:  die  Ursache  des  Aufschwungs  der 
Industrie  der  Industriestaaten  lag  in  der 
Zunahme  des  ,,produit  nct"  der  Kohstoff- 
staaten.  Ohne  den  Ucbergang  zum  Industrie- 
staat würde  sich  in  Westeuropa  das  Arbeits- 
entgelt heute  niedriger,  das  Besitzeinkommen 
höher  stellen. 

Die  industriestaatliche  Entwicklung  be- 
deutet Fortschritt  sowohl  vom  Prodnktions- 
wie  vom  Verteilungsstandpunkt.  Verlang- 
samung dieser  Entwicklung  durch  Agrar- 
schutz  bedeutet  dagegen  Rückschritt, unter 
jenem  wie  diesem  jVspekt. 

Die  Produktivität  z.  B.  der  Wirtschaft 
Deutschlands  würde  im  Italic,  daß  das  Pro- 
gramm der  Rcagrarisicrung  zum  Siege  ge- 
langte, herabgehen:  Bodenproduktc  unter 
Aufwand  eines  i\rbeitsquantums  von  10  im 
Inland  zu  erzeugen,  die  man,  vom  Auslände, 
kraft  Fabrikatenexport  unter  Aufwand  eines 
ArbeitsQuantums  von  weniger  als  10  er- 
langen Könnte,  hieße,  die  nationale  Wirt- 
schaft minder  ertragreich  machen,  als  sie  ( 
zu  sein  vermöchte. 

Daß  damit  das  Besilzeinkommen,  wenig- 
stens die  Grundrente  steigen,  das  Ar-| 
bei  tscntgelt  sinken  würde,  ergibt  sich 
zwar  aus  der  Produktivitätstheorie  ohne 
weiteres,  soll  aber  —  da  die  jVnli-Industric- 
staatler  den  Gegensatz  von  Agrar- 
schutz  und  Sozialreform  nicht  Wort 
haben  wollen  —  hier  noch  in  Kürze  nach- 
gewiesen werden.  Dabei  sind  die  beiden  mög- 
lichen Folgen  des  Agrarschutzes  auseinander- ; 
zuhalten.  • 

a)  Die  nationale  Bodenproduktion 
wäclist  nicht.  Deshalb  nicht,  weil  der  Zoll 
den  Bodenwert  entsprechend  in  die  Höhe 
treibt  (s.  o.  S.  68).     Der  Plusbedarf  der 
steigenden  Bevölkerung  an  Korn  usw.  wird 
also  durch  Import  gedeckt,  der  Fabrikaten- ! 
export  steigt  weiter  wie  l)ishcr.  In  der  Wirt- 
schaft des  Volks  ändert  sich  in  diesem  I''allc  j 
nur  das,  daß  die  Grundherren  für  gleiche  j 
Gütermenge  höhere  Preise  erJialten,  von 
gleichem   Boden   höhere    Gnindrente  ein- 
kassieren. 

Wie  alle  übrigen,  werden  dann  die  Ar- 
beiter als  Konsumenten  geschädigt  —  kaufen 
Brot  usw.  teurer.  Da  aber  auf  dem  Arbeils- 
markt  eine  Verschiebung,  die  ihre  Position 
als  Produzenten  zu  bessern  geeignet  wäre, 
nicht  eintreitt,  so  vermögen  sie  den  Preisauf- 
schlag nicht  abzuwälzen;  der  Reallohn  sinkt 
im  gleichen  Verhältnis,  wie  der  Preis  der 
Agrarprodukte  gestiegen  ist. 

bl  Die  nationale  Bodenproduktion 
wäcnst ;  dank  extremen  Agrarschutzes  (Ein- 


:  fuhrverbote,  bzw.  prohibitiv  wirkende  Zoll- 
sätze).   Der  Plusbcdarf  an  Korn  usw.  wird 
also  im  Lande  selbst  gedeckt;  der  Import  von 
I  Bodenprodukten  schrumpft  ein  und  damit 
der  Export  von  F'abrikaten. 

In  diesem  F'alle  ändert  sich  mancherlei. 
Vor  allem  steigt  ja  die  Nachfrage  nach 
landwirtschaftlichen  Arbeitern. 

Daraus  wird  nun  seitens  derer,  die  den 
Agrarschutz  auch  vom  sozialpolitischen 
Standpunkte  verteidigen  möchten,  geschlos- 
sen, daß  das  Arbeitsentgelt  keine  Schmäle- 
rung erfahre.  Denn  —  sagt  man  —  um  das 
Plus  von  Händen,  dessen  sie  jetzt  benötigen, 
[  der  Industrie  abwendig  zu  machen,  müssen 
die  Grundherren  höhere  Löhne  bieten  als 
bisher;  sie  können  es  in  Anbetracht  der  höhe- 
ren Preise  der  Bodenprodukte  (die  Land- 
wirtschaft in  den  Stand  zu  setzen,  ebenso 
hohe  Löhne  zu  zahlen  als  die  Industrie,  ist 
überaus  oft  als  ein  Hauptmotiv  des  Agrar- 
^  Schutzes  betont  worden). 

In  Wahrheit  haben  aber  die  Grundherren 
gar  keinen  Anlaß,  ihre  Taschen  weiter  zu 
öffnen.  Es  gibt  ia  genug  Leute,  die  ge- 
zwungen sind,  bei  ihnen  Verdienst  zu  suchen. 
Denn:  je  mehr  mit  Zunahme  der  Inlands- 
1  erzeugung  der  Import  von  Korn  usw.  ab- 
nimmt, desto  mehr  steigt  zwar  einerseits 
die  Nachfrage  nach  landwirtschaftlichen 
I  Arbeitern  —  desto  mehr  fällt  aber  anderer- 
seits die  Nachfrage  nach  industriellen, 
da  ja  der  Export  von  Fabrikaten  desto  mehr 
abnimmt. 

Mlerdings  weisen  die  Anti-Industrie- 
staatler  weiter  darauf  hin,  daß  die  Nach- 
frage nach  industriellen  ^Vrbeitern  doch  des- 
halb steige,  weil  die  Landwirte  —  Gnind- 
herrcn,  Pächter,  Arbeiter  — ,  die  das  Pro- 
duklionsplus  erzielen,  neue  Kunden  der 
Inlandsindustrie  darstellen.  Dadurch  werde 
das  Fallen  der  Nachfrage  in  der  Ausfuhr- 
industrie aufgewogen.  Trotz  Abnahme  des 
F'abrikatcnexports  bleibe  die  Industrie  im 
alten  Umfange  bestehen,  und  damit  der 
Durchschnittslohn  auf  dem  bisherigen  Niveau. 

Dabei  wird  nur  übersehen,  daß  zwar  aus 
dem  Agrarschutz  ein  Produktionsplus  resul- 
tiert —  der  Rohertrag  steigt;  daß  aber 
das  „produit  net",  der  Produktenüber- 
schuß, dessen  Größe  über  den  Umfang  der 
Industrie  und  die  Höhe  des  Durchschnitts- 
lohns entscheidet,  fällt. 

Die  Arbeit,  die  jetzt  in  der  Landwirtschaft 
von  A  —  des  Volks,  wo  die  „Verlangsamung" 
erfolgt  —  mehr  eingesetzt  wird  (eingesetzt 
wird  auf  minderwertigen,  bisher  brach- 
liegenden Böden,  oder  auf  bereits  bebauten 
Böden,  die  nun  noch  stärker  ausgepreßt 
werden)  liefert  im  Durchschnitt  weniger 
Produktenüberschuß,  als  jene  Arbeit  lieferte, 
die  jetzt,  da  in  A  der  Kornbau  usw.  zu- 
genommen hat,  in  der  fremden  Landwirt- 
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Schaft  mattgesetzt  ist  —  die  jetzt,  da  sie  t 
niclit  mehr  tätig  sein  darf  für  Esport  von 
Bodenprodukten  nach  A,  welcher  bisher  Im- 
port von  Fabrikaten  aus   A  ermöglichte, 
industriell  tätig  sein  muß.  ' 

Das  Plus  in  der  Landwirtschaft  von  A 
hat  zwar  ein  Plus  in  der  Nachfrage  der  Land- 
wirte von  A  nach  heimischen  Fabrikaten, 
also  nach  industriellen  Arbeitern,  zur  Folge. 
Jedoch  die  reale,  durch  die  Hebung  der 
Agrarproduktion  bedingte  Kaufkraft,  die 
hier  neu  entsteht,  ist  geringer  als 
die,  welche  in  der  Fremde  entfällt. 

Die  ostelbischen  Kornbaueni,  die  dank 
dem  Agrarschutz  mehr  deutsche  Eisenwaren, 
Textilwaren  usw.  zu  kaufen  vermögen  als 
bisher,  unterhalten  —  da  sie  im  Durch- 
schnitt weniger  Produktenüberschuß  ge- 
winnen —  weniger  deutsche  Industrie,  sind 
weniger  gute  Kunden  für  deutsche 
Fabrikate  als  die  Kornbauern  des  Auslands, 
die  jetzt  nicht  mehr  so  viel  an  uns  verkaufen 
und  daher  nicht  mehr  so  viel  deutsche  Eisen-, 
Textilwaren  usw.  kaufen  können. 

Deshalb  weil  das  „produit  net",  das  die 
unter  dem  Impuls  der  Kornzölle  sich  aus- 
dehnende Landwirtschaft  von  A  produziert, 
kleiner  ist  als  das  bisher  durch  die  fremde 
Landwirtschaft  Produzierte  —  deshalb  weil 
die  ostelbischen  Kornbauern  nur  x  Zentner 
Weizen  als  Gegenwert  für  Fabrikate  über- 
schüssig haben,  während  die  fremden  Korn- 
bauern X  +  y  überschüssig  hatten  —  des- 
halb weil  die  Produktivität  des  Volks  A 
herabgeht  durch  Schuld  des  Agrarschutzes, 
muß  der  Durchschnittslohn  sinken. 

Selbstverständlich  mag  es  sein,  daß  aus 
irgendwelchen  Ursachen  —  Vervollkomm- 
nung der  Betriebsmethoden,  der  Betriebs- 
organisation usw.  —  die  Produktivität  eines 
Volkes,  das  die  Politik  der  ,, Verlangsamung" 
treibt,  emporgeht  und  demgemäß  der  Durch- 
schnittslohn steigt.  Aber  diese  Bewegung 
vollzieht  sich  dann  trotz  des  Agrarschutzes; 
andernfalls  würde  der  Durchschnittslohn, 
noch  mehr  gestiegen  sein. 

Da  ich  in  meinen  Scliriften  ,,KornzoU  und 
Sozialreform",  ,, Produzenteninteresse  der  Ar- 
beiter und  die  Handelsfreiheit"  (S.  88/93)  die 
lohnmindernde  Tendenz  des  Agrarschutzes  direkt, 
mittels  der  Thünenschcn  Kausalforme!  vom 
„letzten  iVrbeiter",  nachgewiesen  habe,  so  ist 
hier  Kritik  geübt  an  den  Gründen,  auf  welche 
die  Lobredner  des  ,,innern  Marktes"  ihre  Be- 
hauptung stützen,  daß  dem  Agrarschutz  ein 
geheimer  Zauber  innewohne,  kraft  dessen  den 
Grundrentnern  gegeben  werden  könne,  ohne 
den  Arbeitern  zu  nehmen. 

In  Summa:  wird  die  industriestaatliche 
Entwicklung  verlangsamt  mittels  Agrar- 
schutzes, dann  wird  das  Volksganze,  zufolge 
Minderung  der  Produktivität  herabgedrückt 
auf  ein  niedrigeres  Niveau  der  materiellen 


Kultur  zugunsten  der  Grundrentner.  Dann 
verschärfen  sich  die  Klassengegensätze.  Dann 
mindert  sich  die  Einwohnerziffer  (sei  es  da- 
durch, daß  die  Auswanderung  zunimmt;  sei 
es  dadurch,  daß  das  Elend  der  niederen 
Schicht  den  Aderlaß  bewirkt),  oder  es  sinkt, 
falls  ungeachtet  der  Lohnbaisse  die  Ein- 
wohnerziffer sich  mehrt  wie  bisher,  die  durch- 
schnittliche Energie  der  Arbeit  —  in  jenem 
wie  diesem  FaUe  leidet  die  Weltgeltung  des 
Volks  Schaden. 

Wird  dagegen  der  industriestaatlichen 
Entwicklung  freie  Bahn  gelassen,  so  ge- 
langt die  Produktivität  zum  möglichen  Maxi- 
mum. Mit  ihr  steigt  das  Arbeitsentgelt, 
während  die  Grundrente  fällt;  gestaltet  sich 
die  Güterverteilung  gleichmäßiger.  Und  die 
Bevölkerung  schwillt  weiter  an,  ohne  daß 
ihre  Leistungsfähigkeit  eine  Schmälerung 
erfälirt. 

Unter  dem  wirtschaftlichen,  wie  dem 
sozialen,  wie  dem  nationalen  Gesichtswinkel 
betrachtet,  ist  industriestaatliche  Entwick- 
lung zu  begrüßen  —  als  Hebel  des  Reich- 
tums, als  Bürge  sozialen  Friedens,  als  Helfer 
zur  Macht.  — 
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(in  n <;  11  CS ter  Zeil).  t 

I.  In  Deutschland.  Kongreß  deutscher 
Landwirte.  Vereinigung  der  Steuer-  und  Wirt- 
schaftsreformer. Bund  der  Landwirte.  Reichs- 
landbund. Vereinigung  der  deut.schen  Bauern- 
vereine. Reichsausschuß  der  deutschen  Land- 
wirtjichaft.  Ländliche  Frauenbewegung.  Ver- 
wandte Bestrebungen.  —  II.  Internationale 
Bewegung.  Internationale  Landwirtschaftliche 
Kongresse.  Milchwirtschaftlicher  Wcltverband. 
Internationale  Landwirtschaftliche  Vereinigung 
für  Stand  und  Bildung  der  Getreidepreise.  In- 
ternationales Landwirtschaftliches  Institut. 
Grüne  Internationale.  Internationaler  Bund 
der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften. 

I.  In  Deutschland. 

Die  agrarische  Bewegung  ist  aus  dem 
Streben  entstanden,  die  Interessen  der  Land- 
wirfschaft gegenüber  der  zunehmenden  Vor- 
macht der  Industrie  zu  sichern.  Schon  zu 
Beginn  des  19.  Jahrh.  finden  sich  erste 
Ansätze  zu  einer  agrarischen  Bcweeunc, 
welche  mit  dem  Namen  Thaer,  v.  d.  Marwitz, 
Adam  Müller  u.  a.  verbunden  sind.  Deut- 
licheren Ausdruck  fand  sie  in  den  seit  1837  bis 
zum  Jahre  1872  fast  alljährlich  abgehaltenen 
Wander  Versammlungen  der  deutschen 
Land-  und  Forstwirte,  die  jcdocli  in  erster 
Linie  noch  der  Förderung  des  landwirt- 
schal'tlich-tcclinischen  Fortschrittes  dienten 
und  mehr  dem  Tätigkeitsgebiete  des  land- 
wirtschaftlichen Vereii:swesens  (s.  d.  Art.)  j 
zugerechnet  werden  müssen.  Festere  Ziele 
traten  erst  mit  der  beginnenden  Um- 
wandlung Deutschlands  in  einen  Industrie- 
staat hervor.  Der  in  den  60er  und  70cr  Jahren 
durch  den  alimählichcn  Uebcrgang  zur 
Großindustrie,  durch  die  steigende  Einfuhr 
fremdländischen  Getreides,  durch  die  Be- 
günstigung des  mobilen  Kapitals  und  durch 
die  Benachteiligung  des  Grundbesitzes  seitens 
der  Gesetzgebung  eingetretene  wirtschaft- 
liche Umschwung  füJirte  i.  J.  1867  auf  An- 
regung des  Klubs  der  Landwirte  in  Berlin 
zur  Gründung  des  Kongresses  nord- 
deutscher (später  deutscher)  Land- 
wirte. Nach  der  Grüi;dung  des  Bundes  der  i 
Landwirte  verschmolz  sich  der  Kongreß 
mit  der  seit  1875/7G  bestehenden  Ver- 
einigung der  Steuer-  und  Wirtschafts- 
reformer, deren  Mitglieder  ai;ch  kurz 
,, Agrarier"  genannt  wurden  und  die  schul  z- 
zöllnerische  Richtung  vertraten,  die  was  [ 
zu  beachten  ist,  aber  nicht  von  den  Agra-  i 
riern,  sondern  von  der  Eisenindustrie  ausging. ' 

Die  Vereinigung  bezweckte:  „Die  Ideen  I 
und  Grundsätze  einer  gemeinnützigen  auf  christ- 
licher Grundlage  beruhenden  Volkswirtschaft" 
zu  verbreiten,  der  immer  stärkeren  Be- 
günstigung des  mobilen  Kapitals  und  des  Handels  ' 
durch  die  manchesterlich-freihändlerische  Gesetz- 
gebung   entgegenzutreten    und    den    übrigen ; 


Berufszweigen,  insbesondere  der  Landwirtschaft 
sowie  dem  Kleingewerbe  wieder  ihr  Recht  bei 
der  Gesetzgebung  zu  erringen. 

Am  24./XI.  1920  hat  sich  die  Vereinigung 
infolge  der  veränderten  politischen  Verhält- 
nisse unter  Aufrcchterhaltung  ihres  obersten 
Grundsatzes  eine  neue   Satzung  gegeben. 

Sic  wird  hinfort  insbesondere  bestrebt  sein, 
das  Volk  über  den  wahren  Stand  unserer  Volks- 
wirtschaft und  über  die  Kotwendigkeit,  zu 
arbeiten  und  zu  sparen,  aufzuklären.  Unab- 
hängig von  den  politischen  Parteien  und  ihren 
wirtschaftlichen  Auffassungen  vertritt  sie: 
Schutz  des  Privateigentums,  Bekämpfung  der 
Vorherrschaft  des  internationalen  Judentums  mit 
zulässigen  Kampfmitteln,  gebührende  Wertung 
der  geistigen  Arbeit  gegenüber  einer  materialisti- 
schen Lebens-  und  Wirtschaftsauffassung,  Stär- 
kung des  Mittelstandes  und  Hebung  des  ^Ubeitor- 
standes.  gerechte  Verteilung  der  Steuerla.stcn 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  Förderung  der 
heimischen  Erzeugung  usw. 

Die  Vereinigung,  der  noch  heule  über 
300  der  hervorragendsten  Persönlichkeiten 
angehören,  ist,  nachdem  sie  anderthalb 
Jahrzehnte  lang  einen  ausschlaggebenden 
Einfluß  ausgeübt  hatte,  an  Bedeutung  hinler 
dem  Bunde  der  Landwirte  zurückgelrelen. 

Nach  dem  Verlassen  der  Bismarckschen 
Wirtschaftspolitik  Anfang  der  90cr  Jahre 
und  in  den  Kämpfen  um  die  Caprivische 
Handelspolitik  erwies  sich  die  damalige 
Organisation  der  landwirtschaftlichen 
Interessenvertretung  als  völlig  unzulänglich. 
Im  Anschluß  an  einen  zündenden  Aufruf, 
in  dem  am  21./XII.  1892  der  Gcncral- 
pächter  Rnprccnt-Ransern  bei  Breslau 
in  der  ,, Landwirtschaftlichen  Tierzucht"  der 
allgemeinen  Stimmung  wirkungsvoll  Aus- 
druck gab,  berief  Conrad  Freiherr  v.  Waiigen- 
hcim,  Klcin-Spiegel,  am  28./II.  1893  nach 
der  Tivoli-Brauerei  in  Berlin  eine  überaus 
stark  besuchte  Versaniniliuig,  die  zur  Grün- 
dung des  Bundes  der  Landwirte,  dem 
machtvollen  Ausdrucke  der  modernen  agra- 
rischen Bewegung,  führte. 

Als  seinen  Zweck  bezeichneten  die  Satzungen, 
alle  landwirtschaftlichen  Interessen  ohne  Rück- 
sicht auf  politische  I'arteistellung  und  Größe 
des  Besitzes  zur  Wahrung  des  der  Landwirtschaft 
gebührenden  Einflusses  auf  die  Gesetzgebung 
zusammenzuschließen,  um  der  Landwirtschaft 
eine  ihrer  Bedeutung  entsprechende  Vertretung 
in  den  parlamentarischen  Körperschaften  zu 
verschaffen.  Außerdem  suchte  er  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Landwirtschaft  auch  un- 
mittelbar durch  Vermittlung  von  Ein-  und  Ver- 
kauf usw.  wahrzunehmen. 

Entsprechend  seiner  Hauptaufgabe  rich- 
tete der  Bund  das  Augenmerk  besonders  da- 
rauf, bei  den  Wahlen  zum  Reichstag  und  den 
versclüedenen  Landtagen  Gesinnungsgenossen 
in  möglichst  großer  Zahl  durchzubringen ;  er 
hat  einige  seiner  Hauptforderungen  — 
Börsenreform,  Umkehr  in  der  Zollpolitik, 
Schaffung  von  Landwirfschaftskammern  (s. 
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d.  Art.)  —  erreicht.  Am  l./I.  1921  ist  er 
in  dem  Reichslandbund  aiifgegaiisen  durch 
Verschmelzung  mit  dem  im  April  1919 gegrün- 
deten deutschen  Landbund.  Dieser  war  als 
Abwehrorganisation  gegen  die  durch  die 
Novemberrevolution  hergestellte  Uebermacht 
des  Industrieproletariats  entstanden.  Er 
umfaßte  Orts-,  Kjeis-,  Bezirks-  und  Provin- 
zialorganisationen,  die  die  zentralisierte  Or- 
ganisation des  Bundes  der  Landwirte  mehr 
oder  weniger  entbehrt  hatte. 

Der  Reiehslandbund  ist  der  freie  Zusammen- 
schluß von  freien  wirtschaftspolitischeu  land- 
wirtschaftlichen Verbänden  und  von  Land- 
wirten und  Freunden  der  Landwirtschaft  und 
erstrebt  den  Zusammenschluß  aller  an  der  Er- 
haltung und  Förderung  der  deutschen  Land- 
wirtschaft interessierti'n  Kreise  auf  nationaler 
und  christlicher  Grundlage  ohne  Rücksicht  auf 
politische  Parteistellung.  Er  wdl  zum  Wohle 
der  deutschen  Volkswirtschaft  die  wirtschaft- 
lichen und  kulturellen  Interessen  des  gesamten 
deutschen  Landvolkes  zur  Sicherung  seiner 
vollen  Gleichberechtigung  auf  allen  Gebieten 
und  zur  Hebung  der  landwhtschaftlichen  Er- 
zeugung mit  allen  verfassungsmäßigen  Mitteln 
waluen,  insbesondere  auch  der  Landwirtschaft 
eine  ihrer  Bedeutung  entsprechende  Vertretung 
in  allen  aus  öffentlichen  Wahlen  hervorgehenden 
Körperschaften  verschaffen. 

Der  Reiehslandbund  setzt  sich  zusammen 
aus  den  Landbünden,  Bauernschaften,  Bauern- 
bünden, Bauernvereinen  usw.  in  den  verschie- 
denen Landesteileu  und  den  Bundesabteilungen, 
die  seitens  des  ehemaUgen  Bundes  der  Landwirte 
in  den  Ländern  und  Provinzen  errichtet  worden 
sind.  Der  Förderung  der  wirtschaftlichen  In- 
teressen der  Mitglieder  dienen  verschiedene 
bereits  vom  Bund  der  Landwirte  geschaffene 
Einrichtungen.  Der  Reichslandbund  ver- 
fügt über  die  „Illustrierte  Landwirtschaft- 
liche Zeitung"  und  die  ,, Deutsche  Tageszeitung" 
und  gibt  ein,, Nachrichtenblatt"  heraus.  Während 
die  MitgUederzahl  des  Bundes  der  Landwirte 
etwa  '4,  die  des  deutschen  Landbundes  an- 
nähernd Millionen  betragen  hat,  beläuft 
sich  die  Mitgliederzahl  des  Reichslandbundes 
als  Vereinigung  beider  auf  rund  1  Million. 

Sehr  beachtenswert  ist  die  Bedeutung, 
zu  der  sich  die  Bauernvereine  in  Deutsch- 
land entwickelt  haben. 

Der  älteste  Bauern  verein  ist  der  i.  J.  1862 
gegründete  Westfälische  Bauernverein. 
Nach  seinem  Muster  sind  z.  T.  bald  darauf, 
z.  T.  auch  erst  in  neuester  Zeit  in  den  ver- 
schiedensten Gegenden  Deutschlands  Bauern- 
vereine entstanden.  Sie  halten  sich  nach 
ilirem  Programm  frei  von  allen  konfessionellen 
Fragen  und  haben  sich  die  Aufgabe  gestellt, 
den  Bauernstand  in  sittlicher,  geistiger  und 
wirtschaftlicher  Hinsicht  zu  heben  und 
kräftig  zu  erhalten.  Ihre  Tätigkeit  liegt 
hauptsächlich  auf  dem  Gebiete  der  Wirt- 
schaftspolitik und  der  genossenschaftlichen 
Selbsthilte.  Einzelne  Bauernvereine  be- 
treiben bedeutende  Geschäfte.  Die  meisten 
geben  eigene  Zeitschriften  heraus. 


Im  Jahre  1900  schlössen  sich  die  damals 
im  Deutschen  Reich  bestehenden  16  Bauern- 
vcreir.e  zu  einer  Gesamtvertretung,  der 
Vereinigung  der  deutschen  Bauern- 
vereine, zusammen,  die  während  des  Welt- 
krieges am  l./I.  1917  enger  ausgestaltet 
wurde  und  eine  besondere  Geschäftsstelle 
in  Berlin  erhielt.  Der  Vereinigung  cehörten 
i.  J.  1920  17  Bauernvereine  mit  450000  Mit- 
gliedern an.  Die  Bauernvereine  haben  haupt- 
säclüich  in  West-  und  Süddeutschland  eine 
weite  Verbreitung. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  der 
i.  J.  1909  in  Berlin  gegründete  Deutsche 
Bauernbund  ein,  dessen  Zweck  zwar 
ebenfalls  in  der  Vertretung  der  Interessen 
des  bäuerlichen  Besitzes  besteht,  der  aber 
im  übrigen  demokratischen  Charakter  trägt 
und  gemessen  an  dem  Mitgliederstande  der 
übrigen  Bauernvertretungen  eine  geringe 
Anhängerschaft  besitzt. 

Als  eine  freie  Gesamtvertretung  der  land- 
wirtschaftlichen Körperschaften  ist  während 
;  des  Krieges  neben  dem  Deutschen  Land- 
!  wirtschaftsrat  der  Reichsausschuß  der  deut- 
schen Landwirtschaft  getreten.   Er  wurde 
am  30./III.  1917  als  „Kriegsausschuß  der 
deutschen  Landwirtschaft"  unter  Führung 
des    Deutschen    Landwirtschaftsrats  von 
diesem  und  anderen  sich  über  das  Reich 
I  erstreckenden  landw.  Körperschaften  gebildet. 

Er  hat  den  Zweck,  in  Fragen  der  Kriegs- 
und Uebergangswirtschaft,  welche  die  gesamte 
deutsche  Landwirtschaft  betreffen,  ein  gemein- 
sames Vorgehen  der  landwirtschaftlichen  Körper- 
schaften Deutschlands  herbeizuführen,  um  da- 
durch ihren  Anträgen  mehr  Gewicht  und  Berück- 
I  sichtigung  bei  den  Ministerien  der  Bundesstaaten 
I  und  den  Reichsbehörden  sowie  im  Reichsrat 
und  Reichstage  zu  verschaffen. 
I  Dem  Reichsausschuß  der  deutschen  Landwirt- 
schaft gehören  z.  Zt  an:  Deutscher  Landwirt- 
schaftsrat, Bezugsvereinigung  der  Deutschen 
Landwirte,  G.  m.  b.  H.,  Deutsche  Landwirtschafts- 
Gesellschaft,  Reichslandbund,  Deutscher  Milch- 
wirtschaftlicher  Reichsverband,  Generalverband 
deutscher  Raiffeisengenossenschaften,  Kartoffel- 
baugesellschaft m.  b.  H.,  Reichsverband  der 
deutschen  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beitgebervereinigungen, Reichsverband  der  deut- 
schen landwirtschaftliehen  Genossenschaften, 
Verband  deutscher  Gartenbaubetriebe,  Ver- 
einigung der  deutschen  Bauernvereine,  Reichs- 
grundbesitzerverband. 

Noch  vor  der  Jahrhundertwende  setzte 
in  Ostpreußen  eine  Bewegung  behufs  Zu- 
sammenschlusses der  Landfranen  zur  För- 
derung ihrer  wirtschaftlichen  und  ideellen 
Interessen  ein.  Die  im  Laufe  der  letzten 
Jahre  zahlreich  gegründeten  Hausfrauen- 
vereine fanden  durch  ihre  provinziellen  und 
Landesverbände  ihre  Zenlralvertretnng  in 
dem  Anfang  1916  gegründeten  Reichs- 
verband der  landwirtschaftlichen  Haus- 
frauenvereine und  einer  Ende  1917  ge- 
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Bchaffenen  Zentrale  der  deutschen  Land- ' 
frauen. 

Während  der  erstgenannte,  dem  in  12  Landes- 
organisationen über  100000  Mitfrlieder  angehören, 
seine  Hauptaufgabe  in  der  praktischen  wirt- 
schaftlichen Hebung  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugung  der  den  Hausfrauen  obliegenden 
Wirtschaftszweige,  besonders  durch  organisierten 
Absatz  erblickt,  verfolgt  die  Zentrale  der 
deutschen  Landfrauen  wirtschaftsnolitische 
und  sozialpolitische  Aufgaben  —  Erhaltung  des 
sozialen  Friedens  —  und  Bestrebungen  zur 
Wahrnehmung  der  besonderen  Fraueninteressen. 
In  ihr  sind  z.  Zt.  .30  Krauenverbiindo  vcrschie-  > 
denstcr  Art  zusammengeschlossen.  Die  Gc- 
samtmitgliedcrzahl  aller  durch  sie  vertretenen  > 
Vereinigungen  wird  auf  rd.  2  Mill.  angegeben. 

Außer  diesen  Org:aiiisatioiicn  sind  Kar- 
felle  und  kartellartipe  Gebilde,   wie  die 
frühere  Spirituszentrale,   Zentralstelle  fflr 
Viehvcrwcrtune,  die  Rübenbauverbände  u. ' 
a.  zu  erwähnen. 

n.  Internationale  Bewegung. 

Auch  in  anderen  europäischen  Ländern 
hat  die  ajirnrische  Bewetnwig  Fuß  gefaßt  i 
und  besonders  in  den  letzten  Jaliren  sehr] 
an  Boden  ijewonnen.    Desplcichen  sind  in 
Amerika  Organisationen  der  Landwirte  im 
Kampf  geijen  Handel  und  Ei.scnbahngesell- ; 
Schäften  entstanden.  Mit  der  Ausbreitung  der 
agrarischen  Bewegung  in  anderen  Ländern 
wurde  auch  der  Boden  für  internationale 
Zusammenschlüsse  geebnet.    Auf  Anregung 
Frankreichs  fand  i.  J.  1889  der  erste  Inter- 
nationale  Landwirtschaftliche  Kongreß 
in  Paris  statt,  der  sieh  mit  agrarlechnischen, 
agrarpolitischcn      und  organisatorischen 
FragcnJ.beschäftigte.  I 

Weitere  Internationale  landwirtschaftliche 
Kongresse  fanden  statt:  1891  im  Haag,  1S;)5  in 
Brüssel,  1896  in  Budapest,  1898  in  Lausanne. 
1900  in  Paris,  1903  in  Rom,  1907  in  Wien  und 
1911  in  Madrid. 

Neben  den  Internationalen  Landwirt- 
schaftlichen Kongressen  wurde  i.  J.  1898 , 
auf  Anregung  der  Gesellschaft  beliiisclicr 
Milcliwirte  der  Milchwirtschaftliche  Welt- 
verband (ständige  Geschäftsstelle  in  Brüssel) 
gegründet,  dessen  Zweck  dahin  geht,  die 
allgemeine  Entwicklung  der  Milchwirtschaft 
in  praktischer  und  wissenschaftlicher  Hin- 
sicht zu  fördern,  Kongresse  mit  Besichtigungs- 
reisen abzuhalten,  in  Verbindung  damit 
internationale  Fachausstellungen  mit  öffent- 
licher Anerkennung  hervorragender  Lei- 
stungen zu  veranstalten  und  Staatsverträge 
zur  Bekämpfung  des  Handels  mit  ver- 
fälschten und  verdorbenen  Erzeugnissen 
anzuregen  und  vorzubereiten. 

Bis  zum  Kj-iege  wurden  6  Kongresse  und  zwar 
in  Brüssel  1903,  Paris  1905,  Haag  1907,  Budapest 
1909,  Stockholm  1911  und  Bern  1914  abgehalten. 
Ihre  Beschlüsse  fanden  aber  in  den  einzelnen 
Ländern  nur  geringe  Beachtung. 


Der  Wunsch,  die  Preisbildung  von  Ge- 
treide von  den  Speknlationsinteresscn  des 
großkapitalistisclien  Gctreidehandels  los- 
zulösen und  den  Produzenten  das  Mit- 
bestimmungsrecht bei  der  Preisfestsetzung 
zu  sichern,  führte  i.  J.  1901/02  zu  der  von 
deutscher  Seite  (Rocsicke  und  Ruhland) 
ancererten  Gründung  der  Internationalen 
Landwirtschaftlichen  Vereinigung  für 
Stand  und  Bildung  der  Getreidepreise, 
deren  internationaler  Cliaraktcr  aber  all- 
mählich verloren  ging.  Die  diesbezüglichen 
Bestrebungen  erhielten  eine  feste  Form 
durch  das  auf  Anregung  des  Amerikaners 
David  Lubin  („Wcltagrarkammer")  von  dem 
König  von  Italien  ins  Leben  gerufene  und 
durcli  die  internationale  Konvention  vom 
7./VL  IQOh  von  40  Staaten  begründete 
Internationale  Landwirtschafts-Institut 
in  Rom,  dem  sich  später  weitere  Staaten 
anschlössen.  Entgegen  den  Bestrebungen 
landwirtschaftlicher  Berufsvertretungen,  be- 
sonders Deutschlands,  demselben  die  Form 
einer  internationalen  Organisation  der  land- 
wirtschaftlichen Berufsvertretungen  der 
Einzelstaalen  zu  geben,  wurde  es  zu  einem 
staatlichen  Listitut  ausgestaltet. 

Zweck  des  Instituts:  Behandlung  aller  wich 
tigen  landwirtsch.aftlichen  Fragen  internationalen 
Charakters,  Vorbereitung  internationaler  Ver- 
träge, Sammlung  aller  neueren  Erfahrungen, 
Vorkommnisse  und  Fortschritte  auf  allen  Ge- 
bieten der  Landwirtschaft,  Organisation  des 
landwirtschaftlichen  Nachrichtendienstes  und 
Sammlung  und  Verarbeitung  von  statistischen 
Daten  au.s  dem  Gebiet  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugung  und  des  Handels  mit  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen.  —  Der  Bekanntgabe  der 
Arbeiten  des  Instituts  dienen  dessen  in  ver- 
schiedenen Sprachen  erscheinende  regelmäßige 
Veröffentlichungen:  1.  Nachrichten  zur  Landw. 
Statistik  (monatlich),  2.  Internationale  Agrar- 
technische  Rundschau  (monatlich),  3.  Inter- 
nationale .\grarökonomische  Kundschau  (Ge- 
nossenschaft, Kredit,  Versicherung,  .\rbeiter- 
wesen  usw.,  monatlich),  4.  Bibliographische 
Nachrichten  (wöchentlich),  5.  Internationales 
.Jahrbuch  der  Agrarstatistik,  6.  Internationales 
Jahrbuch  der  Agrargesetzgebung. 

Die  Organe  des  Institutes  sind:  die  General- 
versammlung und  das  permanente  Komitee. 
In  der  Generalversammlung  sind  die  Regierungen 
durch  eine  große  Zahl  von  Delegierten,  iiu 
permanenten  Komitee  ist  jede  Regierung  durch 
je  einen  Delegierten  vertreten.  Die  beteiligten 
Staaten  sind  in  5  Gruppen  mit  verschiedenem 
Stimm-  und  Beitragsvernältnis  eingeteUt. 

Die  Bestrebungen,  eine  auf  dem  Zu- 
sammenschluß führender  Berufsorganisa- 
tionen der  Landwirtschaft  beruhende  inter- 
nationale landwirtschaftliche  Vereinigung 
herbeizuführen,  haben  nach  dem  Weltkriege 
!  erneut  eingesetzt.  Das  Internationale  Land- 
wirtschaftliche Listitut  wird  nämlich  in 
seiner  bisherigen  Form  von  verschiedenen 
Seiten  nicht  als  eine  vollendete  Organisation 
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angesehen,  weil  in  ihm  die  praktische  Land- 
wirtschaft nicht  vertreten  ist  und,  wie  dies 
bereits  auf  dem  Liternationalen  Landwirt- 
schaftlichen Kongreß  in  Wien  1907  zum 
Ausdruck  kam,  zu  geringen  Einfluß  besitzt. 
Die  auf  verschiedenen  Konferenzen  zur 
Bildung  einer  ,, Grünen  Internationale" 
angeknüpften  Verbindungen  haben  allerdings 
noch  nicht  zu  greifbaren  Ergebnissen  geführt. 

Schließlich"  ist  der  seit  1907  bestehende 
Internationale  Bund  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  zu  erwähnen, 
welcher  der  gemeinsamen  Fördenuig  und 
Vertretung  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsinleressen dient.  Die  Geschäfte 
werden  durch  den  Reiehsverband  der  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
geführt.  Internationale  Bundestage  der 
landwirtschaftlichenGenossensehaften  wurden 
bisher  abgehahen:  1907  in  Wien,  1908  in 
Piacenza,  1912  in  Baden-Baden  (vgl. 
Art.  „Landw.  Genossenschaftswesen"). 

Literatur:  Frhr,  v.  d,  GoltZf  Ayrainvesm  «. 
AijrarpuUtik,  S.  Avß.,  Jena  1904.  —  Levy, 
Zur  Genesis  der  hcutige7i  agrarischfn  Ideen  xn 
Pretißen,  München  1S9S.  —  Croner,  Die  Ge- 
schichte der  ayrurUehen  Be-icegung  in  Deutsch- 
land, Berlin  1909.  —  E.  v.  Phillppovicl), 
Die  Entwicklung  der  irirtschaflspolitischen  Idee-t 
im  19.  Jahrhundert  {imbes.  Kap.  ö:  die  Agra- 
rier), Tübingen  1910.  —  Stephan,  Die  2Sjährige 
Tätigkeit  der  Vereinigung  der  ISteuer-  und  Wirt- 
schojtsreformer,  Berlin  1000.  —  tö  Jahre  wirt- 
acha/tspolitischen  Kampfes.  Geschichtliche  Dar- 
.Hellung  des  Bundes  da'  Landwirte  zum  18.(11. 
1918.  Bearbeitet  von  O.  F.  Kiesewetter,  Verlag 
des  Bundes  der  Landwitte,  Berlin  1918.  • — 
Verhandinngen  der  Vereinigung  der  Stemr- 
und  Wirtscha/tsriformer.  —  Korrespondenz 
des  Bundes  dir  Landwirte.  —  Der  Land- 
bwndgedankc.  Herausgegeben  vom  Deutschen 
Landbund,  Berlin,  1930.  —  Cronc- 
Münzebf'ock,  Die  Organisation  des  de^utschen 
Bauernstandes,  Berlin  1920.  —  J)lx ,  Der 
Bund  der  Landwirte,  Entstehung,  Wesen 
und  politische  Tätigktit,  Berlin  1909  (vom 
naiionülliberalen  Standpunkte).  —  v.  Altrock 
u.  A,,  Die  Organisatioven  der  deutschen  Land- 
unrtschajt,  dtr  Forstwirtschaft,  des  Gartenbaue.", 
der  Eischerei  und  der  landwirtschaftlichf  n 
Nebtngewerhe,  Berlin  19il.  —  Uerknei;  Sti'- 
dien  zttr  schweizerischen  Agrarbewegung,  Jb.  f.  G. 
V.  S7.  Jahrg.  S.  ~8Sff.  —  Adolf  Weber, 
Utber  die  gegenwärtige  Lage  der  Landwirtschaft 
und  die  agrarische  Bewegung  in  Italien.  In 
Jb.  /.  Nat.  III.  F.  e5.  Bd.  S.  SSSff.  — 
O.  V.  Schulze- Gaevernitz,  Britischer  Im- 
perialismus und  engl.  Freihandtl  zu  Beginn 
des  gO.  Jahrhunderts,  Berlin  1906.  —  Bühlei; 
Zandwirtschaft  und  Schutzzoll  frage  in  England. 
(Die  Ergebnisse  der  Chaimberlainschen  Agrai- 
enquetc  von  1906  ztnd  die  Bedeutung  der  Land- 
gesetze von  1907)  Landwirtschaftliche  Jalr- 
bücher,  Bd.  37,  Berlin  1908.  —  Mudloff, 
Die  Genossenschaftsbewegung  der  Getreidepro- 
duzenten in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Fühlings 
Landwirtschaftlicher  Zeitung  1909.  —  Congri>i 
de  la  veiite  du  hlc.    Deuz  tomes,  Versailles  1900. 


Grundgesetz  der  Wanderversammlungen  deutscher 
Land-  und  Forstwirte  von  18S7  mit  Ergänzungen 
von  18S9  und  I841,  abgedruckt  in  der  Schlesi- 
scken  Landwirtschaftlichen  Zeitung  1868  Sr.  4^ 
und  im  Landwirtschaftlichen  Zentralblutt  von 
Wilda  u.  Krocker,  1865,  I,  S.  65.  —  Vgl.  auch 
ileitzen:  Der  Boden  und  die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  Preußischen  Staates  III.  Bd. 
(1871  S.  489 ff.).  —  Landfrauenkalender, 
Berlin.  —  Verhandlungen  des  Königl. 
Landes-Oekonomie-Kollegiums.  —  Archiv  des 
Deutschen  Landwirtschaftsrats.  —  Zeitschrift 
für  Agrarpolitik.  —  Verhandlungen  der  in- 
ternationalen landw.  Kongresse.  —  ilac  LeaUf 
Die  Entstehung  und  Organisation  des  intemat. 
landw.  In:tituts  in  Rom,  in  Zeitschrift  f.  Agrar- 
politik, 1909.  —  Bulletin  Bibtiographique  Ileb- 
domadaire.  Kam  1910 ff.  (herausgegeben  vom  In- 
ternationalen Landwirtschaflsinstitut).  —  Her- 
mes, Der  8.  I.  L.  Kongreß  in  Wien.  Mittig. 
der  D.  L.  G.  1907  Stück  S5  u.  S7.  —  Wygod- 
ziTiskl,  „Agrar.  Bewegung"  im  W.  d.  V. 
3.  Aufl.,  I.  S.  86ff.  von  Altrock. 


Agrarkrisis 

s.  Agrargesehichle  oben  S.  59ff.,  Krisen. 


Agrarpolitik. 

1.  Begriff.  2.  Geschichte.  3.  Aufgaben, 
a)  politische,  b)  ökonomische,  c)  soziale,  d)  gei- 
stige, e)  organisatorische. 

1.  Begriff.  Unter  Agrarpolitik  begreift 
Buchenberger  „den  Inhalt  der  Grundsätze, 
von  denen  der  Staat  bei  der  Pflege  des  land- 
wirtschaftlichen Gewerbes  sich  leiten  läßt". 
Conrad  (in  den  früheren  Auflagen  dieses 
Handwörterbuchs)  versteht  darunter  „die 
Lehre  von  den  Aufgaben  des  Staates  zur 
Fördening  der  Landwirtschaft  oder  ...  die 
Gesamtheit  dieser  Aufgaben  selbst  sowie  die 
Tätigkeit  der  Staatsgewalt,  diese  Aufgaben 
zu  erfüllen".  Die  Begriffsbestimmung  Con- 
rads geht  entschieden  weiter,  wenn  auch 
die  Buchenbergers  den  Vorzug  der  schär- 
feren Fassung  hat.  Schon  dieser  Widerstreit 
ergibt,  daß  eine  allgemein  anerkannte  Um- 
schreibung nicht  existiert. 

Eine  genauere  Analyse  zeigt  denn  auch, 
daß  mit  dem  Worte  ,, Agrarpolitik"  —  ähn- 
lich wie  mit  den  Bezeichnungen  der  anderen 
Teile   der    Wirtschaftspolitik   —  mehrere 

j  Begriffe  gedeckt  werden,  nämlich  die  einer 
Lehre,  einer  Gesinnung  und  eines  Handelns. 

Die  Lehre  oder  Wissenschaft  der 
Agrarpolitik  hat  jene  beiden  weiteren 
Begriffe  zum  Inhalt.  Sie  soll  streng  objektiv 
sein,  was  natüi'lich  nicht  ausschließt,  daß 
Wertungen,  soweit  sie  die  Gestaltung  der 
Agrarpolitik  beeinflussen  (also  etwa  das 
Ideal  der  wirtschaftlichen  Autarkie),  von  dem 
Forscher  geteilt  werden,  der  nur  darüber 

'  Rechenschaft  ablegen  muß  und  sein  Denken 
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durch  sie  nicht  aus  der  Bahn  der  Logik '  beziehen.  Aber  auch  Siedlungsgcscllschaftcn, 
drängen  lassen  darf.  Gerade  mit  Problemen  \  Landwirtschaftskammeni  oder  Bauernver- 
der  Agrarpolitik  sind  überaus  viele  und  starke  eine,  ■R'oliUalirlsorganisationen,  einzelne 
GefüJilsassoziationen  verbunden,  die  teils  größere  Gutsbesitzer  können  aktive  Agrar- 
rein  emotional,  teils  weltanschauungsmäßig  politik  treiben. 

begründet  sind.  i      Sicherlich  bleibt  der  Staat  der  vor- 

Daß  bei  der  Agrarpolitik  weiterhin  nicht  j  nehnistc  Träger  der  Agrarpolitik;  auch 
bloß  ein  Handeln,  sondern  auch  eine  Ge-  wenn  er  sich  passiv  verhält  oder  sogar 
sinnung  in  Betracht  kommt,  ergibt  sich  antiagrarischc  Politik  treibt,  ist  er  dalici 
schon  daraus,  daß  auch  von  der  Agrarpolitik  der  Exponent  der  Gesinnung  seiner  Zeit 
einer  Partei  oder  einer  Zeitung  gesprochen  oder  doch  der  herrschenden  und  die  Gesamt- 
werden kann.  Es  geht  nicht  an,  den  Staat  politik  bestimmenden  Gruppe.  Es  ist  des- 
als  einzigen  Träger  der  Agrarpolitik  zu  be-  halb  gerechtfertigt,  bei  der  Besprechung 
zeichnen.  Unter  Agrarpolitik  ist  also  auch  der  Gesdiiclile  und  der  Aufgaben  der  Agrar- 
die  in  der  Regel  wcltanschauungsmäßi  g  politik  vom  Staate  auszugehen, 
begründete  und  programmatisch  ge-l  2.  Geschichte  der  Agrarpolitik.  Die 
faßte  Gesinnung  zu  verstehen,  aus  welcher  Stellung  des  Staates  gegenüber  den  agrar- 
heraus  die  tatsächliche  Haltung  gegenüber  |  politischen  Prol)lemen  ist  im  Laufe  der 
der  Landwirtschaft  und  ihren  Trägern  sich  Zeiten  einem  ständigen  Wechsel  untenvorfen. 
«rgibt.  Es  ist  klar,  daß  aus  pazifistischen, '  Maßgebend  dafür  ist  auf  der  einen  Seite 
imperialistisclien,  nationalistischen  Ge-  die  „Gesinnung",  die  Rolle,  die  der  Land- 
sinnungen heraus  verschiedene  Haltungen  Wirtschaft  und  ihren  Trägern  innerhalb  der 
gegenüber  Fragen  wie  Getreidczoll  und  Kultiirauffas.sung  der  Zeit  eingeräumt  wird, 
Landflucht,  aus  demokratisclien  oder  kon-  auf  der  anderen  Seite  die  tatsächliche 
servativen  Gesinnungen  heraus  verschiedene  Wirtscliaftslage.  Vor  allem  ist  es  die  wech- 
Haltungen  gegenüber  den  Fragen  der  Grund- 1  sclnde  Einstelhmg  gegenüber  den  Interessen 
besitzverteilung  sich  ergeljcn.  Daß  in  der  der  Gesamtheit  oder  einzelner  Gruppen  der 
praktischen  Betätigung  diese  Gesinnung  I  Bevölkerung,  welche  die  Richtung  der  agrar- 
sehr  oft  nicht  zur  bewußten  Klarheit  ge- '  politischen  Maßnahmen  beherrscht.  Das 
bracht  ist,  ja  daß  sich  sogar  verschiedene  |  Mittelalt  er  ist,  soweit  von  einer  plan- 
Motivationen  durchkreuzen  können,  wie '  mäßigen  Wirtschaftspolitik  überhaupt  die 
■das  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  inneren :  Rede  sein  kann,  durchaus  städtisch  inter- 
Kolonisation der  Fall  ist,  ändert  nichts  ' essiert.  Der  Bauer  des  Mittelalters  —  ich 
an  der  gnindsätzlichen  Verpflichtung  zur  [  folge  hier  der  Darstellung  v.  Bclows  — 
Herausarbeitung  dieser  Gesinnungskomplexe. '  erfreut  sich  einer  keineswegs  ungiinstigen 
Agrarpolitik  ist  endlich  das  f  akt ische  j  Lage.  Seine  Bcsilzverhältiiisse  sind  ge- 
Handeln in  bczug  auf  die  Landwirtschaft  sichert,  der  einzelne  wie  die  l)äuerliche 
und  ihre  Träger.  Aus  dem  Vorhergesagten  !  Gemeinde  wissen  in  der  Praxis  ihre  Inter- 
ergibt  sich  schon,  daß  es  dabei  keineswegs  '  essen  wohl  wahrzunehmen.  Aber  die  üffent- 
immcr  auf  Förderung,  auf  Pflege  heraus- '  liehe  Meinung  ist  dem  Bauernstand  nicht 
kommt.  Es  kann  auch  eine  agrarfeindliche  günstig.  Neben  den  in  erster  Linie  privi- 
Agrarpolitik  geben,  so  gut  wie  eine  anti- 1  legierten  Klassen,  Adel  und  Geistlichkeit, 
soziale  „Sozialpolitik".  So  war  die  Agrar-  werden  nur  die  Stadtbürger  in  ihren  Inter- 
politik  Englands  im  vorigen  Jahrhundert  essen  geschützt.  Jede  Stadt  hat  ihren 
jahrzehntelang  gegen  das  „landed  interest"  \  Landbezirk,  der  ihr  einerseits  als  Versor- 
gerichtet.  Dabei  kommt  keineswegs  nur '  gungsquelle  für  Nahrungsmittel  und  Roh- 
die  cigentliclie  Landwirtschaftspolitik  in  '  Stoffe,  andererseits  als  Absatzgeliict  für 
Betracht ;  aucli  die  Steuerpolitik,  die  Sozial-  iln-c  eigenen  Produkte  dient.  Die  Nahiungs- 
politik,  die  allgemeine  Kulturpolitik  üben '  niittelpolitik  der  Stadt  setzt  überall  eine 
beabsichtigt  oder  unljcabsichtigt  ihre  Bück-  dienende  Stellung  des  Landes  voraus.  So- 
wirkungen  aus.  Das  faktische  Handeln  weit  die  Landesherren  Wirtschaftspolitik 
in  bezug  auf  die  Landwirtschaft  und  ihre  treiben,  läuft  sie  zumeist  auf  eine  Privile- 
Träger,  als  welches  die  Agrarpolitik  in  j  gierung  der  Städte  hinaus.  „Der  agrari.schen 
ihrem  dritten  Begriffe  liier  gekennzeichnet  |  Interessen  nahmen  sich  die  mittelalterlichen 
war,  sclüießt  selljst  verständlich  nicht  nur  '  Regierungen  nach  keiner  Richtung  an." 
die  Verwaltung,  sondern  auch  die  Ge-'  Mit  dem  16.  Jahrhundert  setzt  eine 
setzgebung  ein,  d.  h.  also  Wille  und  Weg, '  Wendung  ein  und  zwar  in  der  Richtung, 
wobei  der  Weg  oft  genug  vom  Willen  aij- '  daß  an  Stelle  der  Städtepolitik  die  Politik 
weichen  kann.  Träger  dieser  aktiven!  des  Territorialstaates  tritt.  Dies  zeigt 
Agrarpolitik  ist  durchaus  nicht  nur  der  1  sich  in  doppelter  Weise.  Es  bleiben  z.  B. 
Staat.  Zunächst  sind  seine  nachgeordneten  !  die  Getreideausfuhrverbote  noch  regelmäßige 
Organe,  die  Provinzen,  Kreise,  Landge- 1  Erscheinungen ;  nur  werden  ganze  Terri- 
jneinden  und  selbst  Städte  natürlich  einzu- 1  torien  zusammengefaßt  (neben  lokalen  Maß- 
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nahmen  dieser  Art).    Das  ist  immer  noch  } 
Konsumentenpolitik  zugunsten  der  Städte; 
aber  immerhin  wird  bereits  liier  und  da 
auch  auf  das  Interesse  der  Landwirte  als  | 
Verkäufer  Rücksicht  genommen.   So  erfolgt 
eine  Eingliederung  der  Agrarpolitik  in  die  j 
allgemeine  Wirtschaftspolitik.  Noch  stärker 
kommt  dies  aber  dadurch  zum  Ausdruck, 
daß  der  Landesherr  sich  einzelner  Zweige 
der   landwirtschaftlichen    Produktion  an- 
nimmt; er  erläßt  Wald-  oder  Fischerei- 1 
Ordnungen.     Ja  er  geht  noch  weiter  und  i 
verfügt  beispielsweise  die  Unteilbarkeit  der 
Bauerngüter.  In  allen  diesen  Fällen  handelt 
es  sich   aber  noch  nicht  um  eigentliche 
Förderungsmaßnahmen,   sondern  in  erster 
Linie  um  Betätigung  finanzieller  Gesichts- 
punkte.     Auch  die    merkantilistische , 
Politik    ist  noch  durchaus  städtisch-in- j 
dustriell   orientiert;    einzelne    ihrer  Maß- 
nahmen, wie  das  Verbot  der  Wollausfuhr, 
haben  eine  entscliieden  antiagrarische  Wir- 
kung. 

Durchbrechungen  dieser  negativen  Politik 
finden  sich,  je  nach  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Entwicklung,  schon  zeitig;  Eng- ; 
land  hat  schon  im  Jahre  1463  einen  Getreide- ! 
Schutzzoll  eingeführt,  der  allerdings  noch 
nicht  von  Dauer  war.  Friedrich  Wilhelm  I. 
und  Friedrich  der  Große,  wenn  auch  im 
allgemeinen  Merkantilisten,  sind  entschieden  | 
landwirtschaftsfreundlich,  wobei  wirtschafts- ! 
und  bevölkerungspolitische  Motive  (Bauern- 
schutz!) gleichmäßig  mitspielen.  Die  eigent- 
lich entscheidende  Wendung  aber  setzt 
auf  dem  Kontinent  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts ein.  Die  gefühlsmäßige  Nei- 
gung zum  Landleben  (Rousseausche 
Natursehwäi'merei),  die  Wertschätzung  der 
Landwirtschaft  durch  die  Physiokratie 
gaben  den  Boden  für  den  Umschwung  ab. 
Dazu  kam,  daß  die  Fortschritte  der  Natur- 
erkenntnis die  in  Schlendrian  und  Routine 
erstarrte  Technik  der  Landwirtschaft  zu 
neuem  Leben  erweckten  und  reformeifrige 
Gesetzgeber  und  Verwaltungsbeamte  zum 
Eingreifen  reizten.  Die  alles  beherrschende 
Idee  der  Freiheit  gab  allerdings  dieser 
Reform  einen  wesentlich  negativen  Charakter : 
Aufhebung  zuerst  des  Gemeineigentums, 
Aufhebung  aller  Abhängigkeits-  und  Ge- 
bundenheitsverhältnisse, aller  Lasten  und 
Servituten,  aller  Verkehrsbeschräukungen 
ist  das  Wesen  dieser  grundstüi'zendeu  Neue- 
rungen, mittels  welcher  der  Staat  dem  freien 
Individuum  die  Entfaltung  seiner  Fällig- 
keiten sichern  will.  In  diesem  aufkläre- 
rischen Radikalismus  lagen  starke  Üeber- 
treibungen,  gegen  die  sich  die  ,, Romantiker" 
(Adam  Müller,  v.  d.  Marwitz,  aber  auch 
Frhr.  v.  Stein,  v.  Thünen,  Schwerz) 
aus  ihrer  besseren  Anschauung  der  Wirk- 
lichkeit  heraus  nicht  ganz   ohne  Erfolg, 


aber  mit  Rückschlag  in  das  entgegengesetzte 
Extrem  wendeten.  Das  Ergebnis  war  für 
den  Nordosten  Deutschlands  ein  Kom- 
promiß, das  die  schärfsten  Konsequenzen 
der  neuen  Freiheitslehre  aufhob,  indem  es 
durch  die  Depossedierung  der  Kleinbauern 
und  ihre  Umwandlung  in  besitzlose  Land- 
arbeiter den  Großbetrieb  lebensfähig  erhielt. 
Längere  Zeit  hindurch  verharrt  die  kon- 
tinentale Agrarpolitik  im  wesentlichen  in 
dieser  negativen  Haltung,  die  in  ihrer 
äußersten  Konsequenz  bis  zur  Bewucherungs- 
freiheit  führt.  Eine  Ausnahme  machen 
allein  Maßnahmen  überwiegend  verwaltungs- 
mäßiger Art,  die  im  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Interesse  die  Hebung  der  Landwirt- 
schaft bezwecken.  Die  Entwicklung  der 
I  Technik  und  —  nach  Üeberwindung  der 
j  Agrarkrisis  der  zwanziger  Jahre  —  der 
gute  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukte an  die  aufblühende  Lidustrie  machten 
diese  Aufgabe  der  Verwaltung  zu  einer 
besonders  dankbaren  und  erfolgreichen:  die- 
jenige Frage,  welche  die  meisten  Schwierig- 
keiten machte,  war  die  „Kreditnot  des 
!  Grundbesitzes"  (Rodbertus);  übrigens 
!  wurde  gerade  sie  zu  einem  beträchtlichen 
Teile  nicht  durch  Eingreifen  des  Staates, 
sondern  durch  die  genossenschaftliche  Selbst- 
hilfe gelöst. 

j  Eine  veränderte  Stellungnahme  des 
I  Staates  und  ein  Zwang  zu  aktiver  Agrar- 
politik ergab  sich  im  letzten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  durch  zwei  un- 
abhängig voneinander,  aber  zu  gleicher  Zeit 
einsetzende  Vorgänge:  die  Konkurrenz 
;  der  billig,  weil  raubbaumäßig  arbeitenden 
überseeischen  Jungländer  (Amerika,  Ar- 
gentinien usw.)  und  die  jetzt  auch  in  ganz 
Westeuropa,  wie  früher  schon  in  England, 
;  einsetzende  Entwicklung  zum  Industrie- 
staat. Die  blendende  industrielle  Entfaltung 
nahm  die  Aufmerksamkeit  des  Staates  un- 
widerstehlich in  Anspruch;  sie  zog  aber  auch 
die  Landarbeiter  scharenweise  an.  So 
entstand  für  die  Landwirtschaft  eine  Lage 
von  doppelter  Schwierigkeit:  sinkende  Preise 
und  Arbeitermangel.  Die  Notlage  rief  eine 
'  starke  poLtisch  gefärbte  Bewegung  hervor, 
die  zu  einer  im  allgemeinen  von  der  Zu- 
stimmung der  Industrie  getragenen  Schutz- 
zollpolitik führte;  zugleicli  setzte  eine 
energische  Politik  der  Förderung  der  land- 
wirtschaftlichen Produktion  ein.  In  der 
in  fast  allen  Ländern  betriebenen  inneren 
Kolonisation  kamen  auch  soziale  Tendenzen 
zum  Durchbruch. 

Die  letzte  Phase  der  Agrarpolitik 
wird  durch  den  Weltkrieg  eingeleitet. 
Während  des  Krieges  selbst  war  die  Haltung 
der  verschiedenen  Beteiligten  durchaus  nicht 
die  gleiche.  Während  beispielsweise  England 
ausgesprochenste  Produzentenpolitik  trieb 
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Garantie  von  Mindestpreisen  in  Com  Pro-  arbeiter  zu  brauchen  und  um  den  Scherereien 
uction  Act  von  1917),  wurde  in  Deutsch-  der  Zwangswirtschaft  auszuweichen;  da- 
land  durchaus  das  Interesse  der  städtischen  durcli  wurde  die  Rentabilität  des  landwirt- 
Konsumenten  in  den  Vorderijrund  pestellt  seliaftlichen  Betriebes  nicht  berülirt,  wohl 
(Höchstpreise).  Die  durcli  den  Weltkrieg  aber  die  Produktivität.  Umgekehrt  ist  die 
selbst  und  die  mit  ihm  verbundene  soziale  dringend  erforderliche  Entlastung  der  über- 
Umwälzung  geschaffene  Lage  wird  durch  völkerten  Städte  durch  umfassende  Innen- 
drei Tatsachen  charakterisiert:  eine  gewaltige  kolonisation  nicht  möglich,  wenn  nicht  die 
Zerstörung  von  produktiven  Kräften  der  gefühlsmäßige  Abneigung  der  Stadt  gegen 
Landwirtschaft  (Tod  und  Verstümmelung  das  Land  sicli  mildert.  Der  leitende  Gesiclits- 
von  Millionen  Landwirten  und  Landarbeiten),  punkt  kann  deshalb  nur  in  einer  Ueberwin- 
Aussaugung  des  Bodens,  Vermindening  des  dung  dieser  Spannungen  gefunden  werden. 
Arbeits-  und  Nulzviehbestandes,  Verbrauch  Jede  Politik,  die  nur  einen  Volksleil  im 
und  ungenügende  Ergänzung  des  toten  Auge  hat.  muß  zu  Reibungen  und  Wider- 
Inventars),  ein  dadurch  bewirktes  überaus  ständen  führen ;  nur  der  Staat,  als  Vertreter 
schwer  empfundenes  Mißverhältnis  von  Nach- ,  der  Gesamtinlercssen,  hat  seinem  cigentliclien 
frage  und  Angebot  landwirtschaftlicher  Er-  Wesen  nach  die  Aufgabe  und  die  Möglichkeit 
Zeugnisse  (Nahrungsmittel,  Futtermittel,  in-  des  Ausgleichs  und  muß  deshalb  seine 
dustrielle  Rohstoffe),  eine  völlige  Vcrändc-  Lebensnotwendigkeit  zur  Grundlage  seiner 
ning  des  inneren  Gefügcs  des  landwirt-  Wirtschaftspolitik  machen, 
schaftlichen  Betriebes  durch  den  politischen  Versucht  man,  von  diesen  Voraus- 
Mitaufstieg  der  Landarbeiterschafl.  Diese  Setzungen  ausgehend,  einen  Ueberblick  über 
Verschiebungen  machen  sich  natürlich  am  den  möglichen  Inhalt  der  Agrarpolitik 
empfindlichsten  in  den  besiegten  Staaten  zu  gewinnen,  so  ergeben  sich  im  einzelnen 
geltend;  aber  auch  in  den  Siegerstaaten  folgende  Aufgaben: 

fehlen  sie  nicht.  So  ist  die  Agrarpolitik  a)  Politische  Aufgaben.  Der  Staat 
der  nächsten  Zukunft  gleichzeitig  vor  i  muß  seine  Agrarpolitik  in  den  Dienst  seiner 
die  drei  Grundprobleme  des  Produzenten-  gesamten  Lebensinteressen  einstellen.  Nach 
Schutzes,  des  Konsumentenschutzes  und  des  1  der  gegenwärtigen  Sachlage  kommt  für 
sozialen  Ausgleichs  gestellt.  Für  Deutsch- 1  Deutschland  der  Streitpunkt  „Agrar-  oder 
land  zeigt  sich  noch  eine  letzte  weltwirt-  Industriestaat"  überhaupt  nicht  in  Betracht, 
schaftliehe  Komplikation:  die  Notwendigkeit,  Die  Entwicklung  läuft  zwangsmäßig  in 
soweit  irgend  denkbar,  den  Konsum  durch  der  Richtung  der  denkbarsten  Verstärkung 
Eigenproduktion  zu  decken  und,  wenn ,  der  agrarischen  Basis,  weil  die  von  der 
möglidi,  noch  Ausfuhnverle  zu  gewinnen.  Landwirtschaft  erzeugten  primären  Materien 
3.  Die  Aufgaben  der  Agrarpolitik.  Aus  (Nahrungsmittel  wie  Rohstoffe)  aus  rein 
der  geschiclitlichen  Betrachtung  ergibt  1  ökonomischen  Gründen  nach  Möglichkeit 
sich,  daß  die  Aufgaben  der  Agrarpolitik  im  Lande  hergestellt  werden  müssen.  Diese 
keineswegs  eindeutig  seind.  Nehmen  wir  Wendung  enthält  keine  Spitze  gegen  die 
als  Konstante  die  Fördening  der  lajid-  industrielle  Entfaltung,  die  jedoch  —  zum 
wirtschail liehen  Produktion  in  ökonomischer,  mindesten  im  Kampfe  um  den  Weltmarkt  — 
die  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Be- 1  zunächst  in  eine  Art  Verteidigungsposition 
völkerung  in  allen  ihren  Gliedern  in  sozialer  zurückgedrängt  ist.  Daß  die  Industrie  als 
Hinsicht, so  bleibenständigzwei  Varianten: ;  Abnehmerin  einerseits,  als  Lieferantin  an- 
die  Beziehungen  der  Landwirtschaft  zu  ,  dererseits  für  die  Landwirtscliaft  von  erster 
den  anderen  Zweigen  der  Wirtschaft  und  die  |  Wichtigkeit  ist,  darf  als  communis  opinio 
besonderen  Forderungen  der  Zeit.    Es  ist  angeschen  werden. 

deshalb  nicht  möglich,  ein  absolutes  System  '  b)  Oekonomische  Aufgaben.  Die 
der  Agrarpolitik  aufzustellen.  Die  Gegen-  Ausgleichsfunktion  des  Staates  zeigt  sich 
wart  steht  nun  zunächst  unter  dem  Einfluß  auf  diesem  Gebiete  am  allerdeullichstcn. 
der  Spannung  zwischen  Stadt  und  1  Er  ist  zugleich  der  Vertreter  der  Produzenten 
Land,  „Industrie-  und  Agrarstaat",  die  j  wie  der  Konsumenten.  Vergißt  er  dies  und 
wenigstens  in  Deutschland  durch  Krieg ;  vertritt  er  auch  nur  vorübergehend  die 
und  Revolution  keineswegs  vermindert,  son- ;  Interessen  nur  der  einen  Seite  (Konsumcnten- 
dcrn  noch  verschärft  worden  ist;  sie  steht '  politik  während  des  Krieges!),  so  tritt  sofort 
zweitens  unter  dem  oben  angedeuteten  I  eine  Störung  des  Gleichgewichts  ein.  Der 
Einfluß  der  Notwendigkeit  höchster  Konsument  leidet  in  gleicher  Weise  durch  die 
Steigerung  der  Produktivität.  Diese  ■  Schwächung  der  Produktivkraft  der  Land- 
beiden  Problemreihen  sind  aber  nicht  un- i  Wirtschaft  wie  umgekelirt  diese  durch  eine 
abhängig  voneinander  zu  lösen.  Die  soziale  '  Einschränkung  der  Kaufkraft  des  Kon- 
Spannung  hat  in  einer  ganzen  Reihe  von  sumenten. 

Fällen  schon  dazu  geführt,  daß  die  Wirt-  Man  wird  im  allgemeinen  die  eigentliche 
schalt  estensi viert  wurde,  um  weniger  Fremd-  Fürsorge  für  den  Konsumenten  (Ernäh- 
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rungspolitik)  nicht  mehr  zur  Agrarpolitik 
rechnen  können.  Der  Schnittpunkt,  wo  sich 
Produkiions-und  Konsumtionspolitik  treffen, 
ist  die  Preispolitik  in  allen  ihren  Formen 
(Festsetzung  von  Höchst-  und  Mindest- 
preisen, Schutzzölle,  Produktionsprämien, 
Ausfuhrprämien  usw.).  Eng  damit  zusammen 
hängt  die  Frage  derProduktionslenVung, 
d.  h.  der  planmäßigen  Bevorzugung  der  einen 
oder  anderen  Produktionseinrichtung  (Brot- 
getreide-, Kartoffelanbau,  Rübenbau,  Vieh- 
zucht) im  Interesse  der  Konsumenten. 
Diese  ganze  Gedankenrichtung,  die  der  mittel- 
alterlichen Stadt-  und  auch  der  späteren 
Territorialwirtschaft  noch  geläufig  war,  ist 
durch  die  Kriegsereignisse  wieder  lebendig 
geworden;  allerdings  hat  die  „Zwangswirt- 
schaft" mit  so  starken  sachlichen  Schwierig- 
keiten und  so  heftigem  ps_vchologischen 
Widerstände  der  Landbevölkerung  zu  rechnen, 
daß  ihr  völliger  Abbau  wohl  nur  eine  Frage 
der  Zeit  ist. 

Die  eigentliche  Produktionspolitik 
hat  zum  Ziele  die  Förderung  der  höchsten 
Produktivität  der  Landwirtschaft.  Dir  gelten 
alle  diejenigen  gesetzlichen  und  Verwaltungs- 
maßnahmen,  die  geeignet  sind,  dem  Pro- 
duktionselement Boden  den  höchsten  Wir- 
kungsgrad zu  verleihen.  Dazu  gehört  die 
Bodenpolitik  im  engeren  Sinne  (Gmnd- 
besitzverteilung,  Einwirkung  auf  die  Be- 
triebsgrößen und  auf  die  Betriebsformen, 
Meliorierung)  wie  auch  Kreditbeschaffung, 
Arbeitsnachweis,  Förderung  des  Pflanzen- 
baues und  der  Viehzucht  wie  endlich  Siche- 
rung des  Produktionserfolges  (Schädlings- 
bekämpfung, Flurpolizei,  Versicherung). 
Auch  handelspolitische  Maßnahmen  (Schutz- 
zoll einsclüießlich  des  Seuchengrenzschutzes, 
Ordnung  des  Marktverkehrs,  Förderung  des 
genossenschaftlichen  Absatzes)  wirken  in 
der  gleichen  Richtung. 

c)  Soziale  Aufgaben.  Die  Fürsorge 
des  Staates  muß  aber  auch  den  wirtschaften- 
den Menschen  selbst  gelten.  In  dieser 
Richtung  erwachsen  gegenwärtig  in  erster 
Linie  drei  Aufgaben.  Es  handelt  sich  zu- 
nächst um  Sclujtz  und  Fördening  der 
kleineren  und  mittleren  Landwirte  gegenüber 
dem  Aufsaugen  durch  den  Großbetrieb. 
Der  „Bauernschutz"  des  18.  Jahrhunderts 
lebt  neu  auf  in  der  Form  der  inneren 
Kolonisation,  die  gegebenenfalls  auch  zu 
dem  scharfen  Mittel  der  Enteignung  greift. 
Ein  zweiter  sozialer  Gegensatz,  der  seit  der 
Revolution  eine  staatsgefährliclie  Zuspitzung 
erfahren  hat,  ist  der  zwischen  Unternehmer 
und  Landarbeiter.  Hier  vermittelnd 
einzugreifen  ist  deshalb  Lebensinteresse  des 
Staats,  weil  durch  den  Agrarstreik,  nament- 
lich den  Erntestreik,  seine  Existenz  bedroht 
werden  kann.  Ein  dritter  agrarsozialer 
Problemkreis  ist  der  der  halbstädtischen 


Siedlung,  d.  h.  der  Seßhaft  machung  des 
Städters  und  Industriearbeiters  mit  dem 
Ziele,  ihn  wenigstens  für  einen  Teil  seines 
Lebensunterhaltes  zum  Selbsterzeuger  zu 
machen.  Alle  drei  Probleme  können  zugleich 
unter  dem  polaren  Gesichtspunkte  der  Land- 
und  der  Stadtflucht  angesehen  werden, 
so  daß  der  soziale  Ausgleich  zwischen  Stadt 
und  Land  das  letzte  Ziel  der  agrarischen 
Sozialpolitik  wird. 

d)  Geistige  Aufgaben.  Der  Landwirt 
kann  seinen  Beruf,  der  immer  mehr  von  einer 
auf  Tradition  und  Gefühl  benihenden  Kunst 
zu  einer  rationalen,  wissenschaftlich  unter- 

i  bauten   Technik  wird,   nur  dann  in  der 
richtigen  Weise  ausüben,  wenn  er  dafür 
geschult  wird.  Damit  ist  das  Problembündel 
des  landwirtschaftlichen  Unterrichts 
I  gegeben :  der  Ausbau  aller  Lehr-  und  Leni- 
'  möglichkeiten  von  der  landwirtschaftlichen 
Hochschule  bis  zur  Winterschule,  die  dem 
Kleinbauern    dient.      Die  Notwendigkeit 
dieser  Fachbildung  wird  nicht  bestritten; 
es  handelt  sich  hier  nur  um  die  Gnindsätze 
der  Durchführung.     Aber  damit  ist  das 
'  Bildungsproblem  für  das  Land  keineswegs 
]  umsclirieben.  Von  gleichem  Werte,  von  fast 
noch   unmittelbarerer   Bedeutung   ist  die 
Frage  der  Hebung  des  ländlichen  Bildungs- 
niveaus   überhaupt,    der  Eingliederung 
des  Landes  in  den  Ideen-  und  Kultur- 
kreis der  Gegenwart.     Anzufangen  ist 
l  auf  der  untersten  Stufe:  Volksschule  und 
I  Fortbildungsschule  (die  keineswegs  Fach- 
schule sein  darf)  sind  auf  dem  Lande  aus 
Majigel   an   Mittebi   wie   aus  technischen 
Scliwierigkeiten  noch  weit  weniger  entwickelt 
als  in  der  Stadt.    Schon  das  ist  ein  unge- 
heures Arbeitsgebiet  der  ländlichen  Kultur- 
politik.  Das  andere  Ende  —  von  den  Zwi- 
schengliedern sei  hier  abgesehen  —  ist  die 
Uebermittlung  der  Kulturgüter  an  die  Er- 
wachsenen, die  vielleicht  auf  dem  Wege  der 
ländlichen  Volkshochschule  nach  dänischem 
'  Vorbilde,  wenn  auch  nicht  auf  diesem  allein, 
erfolgen  kann.    Erst  die  sinngemäße  Aus- 
gleichung des  Kulturniveaus  von  Stadt  und 
Land  kann  der  Landflucht  gerade  der  besten 
Elemente  ein  Ende  machen. 

e)  Organisatorische  Aufgaben.  Die 
'  Landwirtschaft  hat  zu  allen  Zeiten  eine 

starke  organisatorische  Befähigung  erwiesen; 
die  Interessengleichheit  und  räumliche  Zu- 
sammengedrängtlieit  des  Dorfes  erleichtert 
den  Zusammenschluß  sehr.  Dem  Staat 
liegt  ob,  diesen  freiwilligen  Zusammenschluß, 
soweit  er  nicht  dem  Allgemeininteresse 
widerstreitet,  zu  fördern:  die  zweite  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  wird  durch  die  Aus- 
breitung des  Vereins-  und  Genossen-, 
Schaftswesens  gekennzeichnet.  Diese  frei- 
willige Organisation  genügt  aber  zur  Wahr- 
nehmung aller  Interessen  schon  deshalb 
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nicht,  weil  immer  ein  nicht  unbeträchtlicher 
Teil  der  Benifspcnossen  sich  ausschließen 
wird.  Als  Instrument  einer  umfassenden 
Interessenvertretnns  sind  seit  dem  Ausgang 
des  19.  Jahrhunderts  die  Landwirt  schafts- 
kammcrii  gcscliaffun.  die  zugleich  im  Auf- 
trage des  Staates  Aufgaben  der  Fördenings- 
politik  durchführen.  Die  Revolution  hat 
die  neue  Erscheinung  einer  gewerkscliaft - 
liehen  Zusammenfassung  der  Land- 
wirtschaft gebracht,  die  mit  allen  Mitteln 
des  Gewerkschaftskampfes  (Streik  oder 
Streikdrohung.  Koalitionszwang  usw.)  vor- 
geht. Hier  liegt  zweifellos  eine  kritische 
Situation  vor.  Uie  Organisalionspolitik 
des  Staates  muß  darauf  gerichtet  sein, 
dem  Landwirt  zwar  wirksame  Mittel  zur 
Vertretung  seiner  Interessen  zu  geben,  in 
ihm  aber  zugleicli  das  Bewußtsein  seiner 
Staatsburgersdiaft  und  der  daraus  erwach- 
senden Aufgaben  lebendig  zu  erhalten. 
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l.  Wirtschaftliche  Gründo  der  Reform 
(IJauernfragc).  II.  Aeußcrcr  Anlaß  in  der  Re- 
volution 1<J05/0C.  III.  Die  Gesetzgebung.  IV.  Die 
Reform.  1.  Besitz-  und  lietriebsreform.  2.  Innere 
Kolonisation.  V.  Statistik.  VI.  Beurteilung 
ilcr  bis  zum  Kriege  erzielten  Resultate.  VII.  An-  ' 
bans.  Die  Agrarfrage  in  der  Revolution.  1.  Die 
vorläufige  Regierung.   2.  Die  Bolschewiki. 

I.  Wirtschaftliche  Gründe  der  Reform 
(Bauern/rage). 

Die  Agrarfrage  in  Rußland,  die  in  den 
letzten  Jahrzehnten  dos  19.  Jahrhunderts 
sich  immer  mehr  zuspitzle,  bis  die  Revolution 
1905—190(3  mit  er.sclircckcnder  Deutlichkeit 
den  tatsächlich  bestehenden  gefälirliclien  Zu- 
stand enthüllte,  war  rein  bäuerlicher 
Natur.  Ihre  Ursachen  reichen  bis  zur 
Bauernbefreiung  vom  19.  Februar  1801  zu- 
rück: diese  brachte  die  pcrsiinliclie  Frei- 
heit, blieb  im  übrigen  aber  auf  halbem  Wege 
stellen,  da  die  Eigentumsverhältnisse  am 
Grund  und  Boden  keine'  zweckmäßige  Rege- 
lung fanden.  Die  sachliche  Grundlage  der 
Produktion  war  damals  nicht  genügend  fest- 
gelegt worden;  mit  diesem  Punkte  ausschließ- 
lich beschäftigt  sich  daher  die  lüOOeingcleilete 
Reform.  Die  Regelung  der  Eigentums- 
und Nutzungsverhältnisse  am  bäuer- 
lichen Grund  und  Ijodon  ist  ihre  ein- 
zige Aufgabe. 

Infolgedessen  handelt  es  sich  zunächst 
um  die  Entstehung  der  ßauernfrage: 
aus  welchen  Ursachen  ist  ihre  Lage  so  ge- 
worden, daß  die  große,  umwälzende  Reform 
unabweislich  wurde  ?  Die  (jründe  liegen  in 
den  bei  der  persönlichen  Befreiung  begange- 
nen Fehlern  und  in  der  Agrarverfasaung,  der 
cigenl ündiclien  Feldgemeinschaft,  ganz 
besonders  aber  in  der  Gemengelage  und 
den  von  ihr  verursachten  Folgen.  Eine  Reihe 
von  Momenten,  teils  ökonomischer,  teils 
rechtlicher  Ail,  haben  zusammengewirkt,  um 
eine  derart  scldcchte  Lage  der  Bauern  zu 
schaffen,  wie  sie  schlechter  überhaupt  kaum 
gedacht  werden  kann.  — 

Zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  gab  es  drei 
Kategorien  von  Bauern:  die  gutsherrlichen, 
die  Apanage-  und  Domänenbauern.  Die 
ersten  wurden  bei  der  Befreiung  am  wenig- 
sten bedacht:  die  Landzuteilung  war  zu 
gering  und  die  Gegenleistung  zu  hoch;  bei 
den  Apanage-  und  Domänenbaueni  war  das 
übcnviesene  Land  ausgedehnter  und  besser. 
Im  ganzen  erhielten  in  den  Jahren  1861 — 63 
die  Freiheit:  22,4  Millionen  Baueni,  die  mit 
116,9  Millionen  Deßjatinen  Land  ausgestattet 
wurden. 

Die  Bewirtschaftung  des  den  Bauern 
bei  der  Befreiung  überwiesenen  Landes  fand 
auf  Grund  der  Feldgemeinschaft  statt, 
die,    schon   vorher  in    ganz    Groß-  und 
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einem  Teile  von  Kleinrußland  bestehend,  ] 
durch  die  neue  Gesetzgebung  nicht  berührt 
wurde,  obwohl  sie  unverkennbar  zeigt,  daß 
die  Verfasser  vom  allmählichen  Absterben 
dieser  Wirtschaftsform  überzeugt  waren. 
Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  unter- 
scheidet: Feldgemeinschaft  mit  Gemeinde- 
besitz und  mit  Einzelbesitz,  wobei  unter 
der  ersteren  nach  dem  Texte  jenes  Gesetzes 
zu  verstehen  ist:  „diejenige  althergebrachte 
Nutzungsart,  bei  welcher  das  Land  durch 
Gemeindebeschluß  unter  die  Bauern  nach 
Seelen  oder  einem  anderen  Modus  umgeteilt 
oder  verteilt  wird,  die  für  den  Nießbrauch 
des  Landes  auferlegten  Verpflichtungen  aber 
unter  solidarischer  Haft  getragen  werden". 

Für  die  gesamte  weitere  Entwicklung  bis 
zur  Revolution  ist  neben  der  grundlegenden 
Bedeutung  der  Feldgemeinschaft  eine  Reihe 
von  treibenden  Momenten  ausschlaggebend 
gewesen,  deren  Einflüsse  hier  nur  kurz  an- 
zndeuten  sind. 

1.  Die  Landvei^sorgung.  Das  Anteil- 
land (Nadjel)  betrug  im  Durchschnitt  auf  die 
Familie: 

6,7  Deßjatinen  bei  den  Staatsbauern, 
4,9  ,,  .,  .,  Apanagebauern, 
3,2  ,,  ..  ,,  Gutsbauem. 
Die  absolute  Zahl  gibt  aber  keine  Vor- 
stellung über  die  Landversorgung  der  Be- 
völkerung; man  muß  sie  in  Verbindung 
bringen  mit  dem  Bedarf,  der  ihr  gegenüber- 
steht, und  den  Arbeitskräften,  die  zur  Ver- 
fügung sind,  d.  h.  man  muß  sie  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  Konsumtions-  und  Pro- 
duktionsnorm betrachten.  Seit  dem  Beginn 
der  70er  Jahre  kehrt  in  allen  Schriften  die 
Angabe  wieder,  daß  das  Anleilland  nach 
beiden  Gesichtspunkten  nicht  ausreicht. 
Also  erste  Tatsache:  zu  geringe  Landver- 
sorgung der  Bauern.  Hier  konnten  weder 
Zukauf  noch  Pacht  Abhilfe  schaffen ;  nament- 
lich blieb  die  tatsächlich  erfolgende  Ver- 
größerung des  Landes  —  bei  gleichbleibender 
Produktivität  —  weit  hinter  der  Bevölke- 
rungszunahme zurück.  In  40  Jahren  hat  die 
bäuerliche  Bevölkening  um  etwa  90%  zu- 
genommen, das  bäuerliche  Land  dagegen  nur 
um  rund  20%;  dies  ist  der  Kernpunkt  des 
Problems  und  der  letzte  Gnind  der  Bauern- 
frage. 

2.  Der  Tiefstand  der  landwirtschaft- 
lichen Technik  war  ferner  einsehr  wichtiges 
Moment.  Ein  absoluter  Landmangel  hätte 
durch  Anwendung  verbesserter  Anbau- 
methoden ausgeglichen  werden  können.  Aber 
dem  tritt  als  unüberwindliches  Hindernis 
die  eigenartige  Dorfverfassung,  die  Feld- 
gemeinschaft, entgegen:  die  Versammlung 
der  männlichen  Mitglieder,  der  „Mir"  (s. 
diesen  Art.)  verfügt  über  den  Boden  und  der 
einzelne  ist  nur  zeitweiliger  Nutznießer  seiner 
Parzelle.  Mannigfaltig  sind  die  Folgen :  a)  Der 


Bauer  gerät  in  völlige  Abhängigkeit  vom 
Mir;  es  fehlt  der  Anreiz  zu  sorgfältiger  Arbeit, 
ebenso  zu  persönlicher  Initiative  und  Unter- 
nehmungslust, b)  Da  absolute  Gleichheit 
den  Hauptgnindsatz  für  die  Zuteilung  bil- 
det, ist  die  nächste  Folge  eine  außerordent- 
lich zersplitterte  Gemengelage:  oft  zerfällt 
der  Anteil  eines  Bauern  in  100  und  mehr 
Teile.  Mit  der  Geniengelage  sind  natürlich 
zahlreiche  Servituten  verbunden,  c)  Da  die 
einzelnen  Siedlungen  meist  sehr  volkreich 
sind,  hat  ihr  Land  einen  großen  Umfang. 
Daher  führt  die  Gemengelage  zu  über- 
mäßiger Entfernung  der  Anteile  von  der 
Wohnung:  oft  10 — 20  Werst  und  noch  mehr. 
Sachgemäße  Bearbeitung  so  entfernter  Län- 
dereien ist  ausgeschlossen.  d)  Die  Feld- 
gemeinschaft mit  den  Folgen  der  Dreifelder- 
wirtschaft und  der  allgemeinen  Viehweide 
auf  der  Brache  verursacht  strengsten  Flur- 
zwang. Jahr  für  Jahr  werden  durch  die 
Brache  etwa  30%  dem  Anbau  entzogen. 

3.  Ein  weiterer  Fehler  entstand  aus  der 
Agrargesetzgebung.  Durch  die  Emanzipa- 
tionsgesetze hatte  der  Mir  nicht  nur  in  wirt- 
schaftlicher, sondeni  auch  in  administrativer 
Hinsicht  unbeschränkte  Gewalt  über  die  Ge- 
meindemitglieder erhalfen.  Bei  der  völligen 
Autonomie  der  Dorfgemeinde  mußte  dies 
zu  vielen  Mißbräuchen  füliren.  Eine  erste 
Beschränkung  trat  im  Jahre  1889  (Periode 
der  allgemeinen  Reaktion  unter  Alexander 
III.)  ein.  und  zwar  durch  die  Schaffung  des 
Landhauptmanns,  der  alle  Beschlüsse  des 
Mir  zu  bestätigen  hatte.  In  der  weiteren  Be- 
handlung der  Bauernfrage  machten  sich 
widersprechende  Tendenzen  geltend. 

4.  Von  unheilvoller  Bedeutung  war  end- 
lich die  sich  mehrfach  diametral  gegenüber- 
stehende, schwankende  Auswanderungs- 
politik, die  besonderen  Einfluß  auf  die 
Lage  der  Bauern  ausübte.  Teils  wurde  die  Aus- 
wandennig  gefördert,  teils  systematisch 
unterdrückt,  bis  sie  schließlich  durch  Ge- 
setze von  1904  und  1906  völlig  freigegeben 
werden  mußte. 

Wenn  wir  versuchen  festzustellen,  wie 
sich  die  wirtschaftliche  und  soziale  Lage 
der  Bauern  gestaltet  hat:  auf  der  Grundlage 
der  Befreiungsgesetzgebung  sowie  der  Feld- 
gemeinschaft und  unter  dem  Einfluß  der  er- 
wähnten vier  Momente:  Laudversorgung  und 
Bevölkerungszunahme;  Technik  der  Wirt- 
schaftsführung; Agrargesetzgebung  und  Aus- 
wanderungspolitik —  so  können  wir  etwa  fol- 
gendes als  das  Wesentliche  hervorheben. 

I.Differenzierung  des  Bauernstan- 
des. Trotz  des  angeblich  durch  die  Feldge- 
meinschaft einem  jeden  zugesicherten  An- 
rechtes auf  ein  Stück  Land,  zeigt  sich  eine 
starke,  deutlich  bemerkbare  Differenzie- 
rung: eine  kleine  vermögende  Minorität 
arbeitet  sich  in  die  Höhe  (im  Durchschnitt 
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über  15  DeßjatiBen  Besitz);  es  folgt  als  Kern  I 
der  Dorf bevölkcni IIS  ein  breiter  Jfittel-1 
schlag,  der  seinen  Boden  zwar  selbst  be- 
stellt, aus  ihm  aber  nicht  pcincii  ganzen 
Unterhalt  ziehen  kann;  schließlich  entsteht 
eine  Ricsenschicht  ländlichen  Proletariats, 
die  ihren  Anteil  in  der  Re<:el  nicht  mehr  selbst 
bestellt  und  ihr  kümmerliches  Dasein  nur 
durch  Lohnarbeit  fristet. 

2.  VerarmuHL'.  Infolge  der  Differen- 
zierung verliert  der  Gemeindebesitz  als  sol- 
cher seine  Bedeutung.  Die  Unitcilungen  wer- 
den seltener;  denn  es  ist  klar,  daß  die  wohl- 
habenderen Bauern  sie  auf  das  energischeste 
bekämpfen.  Wo  aber  der  (ienieindebesitz, 
mit  Umteilung  beibehalten  wurde  und 
die  Differenzierung  sich  nicht  merkbar  ent- 
wickeln konnte,  da  war  allgemeine  Verar- 
mung die  Folge  der  Feldgemeinschaft,  be- 
sonders der  Sülidarhaftpflicht.  Aus  der  Ge- 
samtzald  der  Bauern  waren  gegen  lüidc  des 
19.  Jahrhunderts  mir  02%  imstande,  ihren 
Landanteil  selbständig  zu  bebauen;  38% 
hatten  teilweise  schon  die  landwirtschaftliche 
Tätigkeit  aufgegeben.  Berechnet  nach  der 
Norm  des  durchschnittlichen  jiihrlichen  Ge- 
trcidekonsunis  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
von  19  Pud  auf  den  Kopf  und  1^^  Pud  für 
Vichfulter.  erzielen  45,4  Millionen  Bauern, 
oder  70,7%  der  gesamten  Bauernschaft  von 
ihrem  Anteilland  einen  Ertrat.',  der  unter  dem 
Existenzminimum  bleibt;  13.1  Millionen  oder 
20,4%  können  sich  selbst,  aber  kein  .Vrbeits- 
vich  ernähren;  nur  5,7  Millionen  oder  8,9% 
erzeugen  auf  ihrem  jVnteilland  mehr  als 
26 Pud,  sind  also  imstande,  über  den  Selbst- 
verbrauch hinaus  Getreide  auf  den  Markt 
zu  bringen. 

3.  Gewerbliche  Beschäftigung.  Da 
die  Auswanderung  nach  Sibirien  eine  wirk- 
liche Erleichterung  nicht  schaffte,  könnte 
man  vielleicht  erwarten,  daß  die  Bauern 
durch  Uebersanf;  zu  gewerblicher  Tätigkeit 
versucht  hätten,  ihrer  Nut  zu  steuern.  Zwei 
Arten  der  Beschäftigung  kommen  in  Be- 
tracht: Hausindustrie  im  heimatlichen 
Dorfe  und  Ucbergang  zur  Kabrikarbeit.  Die 
erstere  verschärft  wieder  in  hohem  Maße  die 
Differenzierung,  und  die  AbwandenuiK  in  die 
Großindustrie  hat  keinen  Wandel  schaffen 
können.  Denn  der  jVrbeiter  hat  das  Band  mit 
dem  Lande  noch  nicht  zerrissen:  er  bleibt  in 
erster  Linie  Bauer  und  sucht  den  industriellen 
Nebenerwerb  nur  vorübergehend. 

Es  ist  verständlich,  daß  die  Bauern,  die 
sich  mehr  oder  weniger  stets  der  bittersten 
Not  gegenüber  sahen,  mit  allen  Mitteln  dar- 
nach strebten,  ihre  traurige  Lage  zu  ver- 
bessern. Den  einzigen  Ausweg  aus  ihrer 
Lage  sahen  sie  in  neuen  Landzuteilungen 
und  der  Ruf  nach  mehr  Land  wurde  immer 
allgemeiner  und  erfaßte  schließlich  das  ganze 
Reich. 


In  den  Jahren  1901  und  1902  brachen  die 
ersten  Unruhen,  besonders  im  Schwarzerde- 
distrikt aus.  Sie  waren  leichterer  Natur  und 
wurden  von  der  Regierung  ohne  Schwierigkeit 
unterdrückt,  riefen  aber  doch  bei  ihr  die 
UeberzeugnuK  wach,  daß  die  bisher  zur 
Sichening  des  Bauernstandes  angewandten 
Mittel  unzureichend  waren  und  daß  in  seinem 
Organismus  Fehler  sich  befanden,  deren  Be- 
seitigung unerläßlich  erschien. 

II.  AeuQerer  AnlaB  in  der  Revolution 
1905/06. 

Die  Revolution  in  Rußland,  die  am 
Schluß  des  japanischen  Krieges  ausbrach,  ist 
in  ihrem  ganzen  Umfange  auf  politische 
und  wirtschaftliche  (iründe  zurückzu- 
führen. Um  die  Bauernaufstände  der  Jahre 
1905  uiul  I90fi  richtig  zu  würdi-ren,  nniß  man 
berücksichtigen,  daß  sie  keine  bewußte,  plan- 
mäßige l'>hebung  darstellen,  sondern  den 
spontanen,  leidenschaftlichen  Ausbruch  eines 
durch  Jahrzehnte  hindurch  angesammelten 
Druckes  bilden.  Die  bäuerlichen  Unnihen 
zeitigten  eine  außerordentliche  Wirkung  auf 
die  öffentliche  Meinung,  viel  mehr,  als  die 
Aufstände  in  den  Städten.  Die  ersten  und 
nachhaltigsten  Eindrücke  wurden  hervor- 
{.'crufen  durch  die  überall  hervortretenden 
Klagen  über  den  Landmangel,  und  daher 
glaul)ten  die  meisten,  der  Aiilaß  der  Auf- 
stände und  damit  der  Not  sei  nur  die  zu 
geringe  Land  Versorgung  der  Bauern.  Die 
Ursachen  der  bäuerlichen  Bewegung  liegen 
aber  nicht  allein  in  diesem  Grunde:  sie  sind 
verankert  in  der  ganzen,  fehlerhaften  Organi- 
'  sation  der  bäuerlichen  Wirtschaft,  wie  sie  sich 
lunter  den  geschilderten  Umständen  ent- 
wickelt hat. 

l^er  Charakter  der  bäuerlichen  Unnihen 
ist  nicht  überall  der  gleiche.  Im  Schwarz- 
erdegebiet  trat  die  wirtschaftliche  Seite 
durchaus  in  den  V^ordergrund :  „mehr  Land" 
war  die  einzige  Losung.  In  dem  andern  Gebiet 
ist  dagegen  die  politische  Seite  der  Auf- 
stände mehr  bemerkbar.  Seit  1901  waren 
jährlich,  bald  an  der  einen,  bald  an  der  an- 
deren Stelle  Unruhen  ausgebrochen;  im 
Sommer  1905  zeigten  sie  sich  fast  überall 
und  äußerten  sich  in  der  schlimmsten  Zer- 
störungswut. Weniger  ausgeprägte  Formen 
nahm  die  Agrarbewegung  in  den  Gouverne- 
ments an,  in  denen  der  Hauplerwerb  auf  die 
Fabrik  entfällt,  oder  auf  diese  in  Verbindung 
mit  sommerlicher  Wanderarbeit,  Gebiete,  in 
denen  daher  nur  der  kleinere  Teil  der  Be- 
völkerung sich  mit  Landwirtschaft  be- 
schäftigt. 

Bei  einem  allgemeinen  Urteil  über  die 
Agrarbewegungen  der  Jahre  1905  und  1906 
ist  zunächst  ein  großer  Unterschied  gegen- 
über den  früheren  ähnliehen  Erscheinungen 
zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  festzustellen, 
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insofern,  als  die  verhältnismäßige  Selb- 
ständif!keit  der  letzten  Bauemrevolution 
den  Beweis  eines  merlsbaren  politischen 
Fortschrittes  erbringt.  Wie  niedrig  und 
gedrückt  auch  die  Lage  der  eben  be- 
freiten Bauern  im  Vergleich  zu  der  ihrer 
Standesgenossen  in  den  westeuropäischen 
Staaten  sein  mochte,  sie  war  auf  jeden  Fall 
bei  weitem  besser,  als  die  Rechtlosigkeit  zur 
Zeit  der  Leibeigenschaft.  Dazu  kam  die 
äußere  Gleichstellung  mit  den  bisher  privi- 
legierten Schichten,  ferner  die  stets  wach- 
sende Unzufriedenheit  mit  den  bestehenden 
wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Verhält- 
nissen und  der  geradezu  volksfeindlichen 
und  durchaus  reaktionären  Politik  der  Re- 
gierung. Die  zunehmende  Verarmung  brachte 
die  Veianlassung,  über  die  Gründe  nachzu- 
denken und  Mittel  zur  Abhilfe  ausfindig  zu 
machen.  Das  Verhalten  der  Regierung  ließ 
aber  jeden  Glauben  sehwinden,  bei  ihr  Unter- 
stützung zu  finden  und  bereitete  daher  den 
Boden  vor,  andere  Wege  zum  gleichen  Ziele 
zu  suchen,  was  psychologisch  dadurch  sehr 
erleichtert  wurde,  daß  die  Weltanschauung 
der  Baueni  keine  feste  Grundlage  hatte. 
Wo  aber  auch  die  letzten  Ursachen  zu  suchen 
sein  mögen,  welche  die  rudis  indigestaque 
nioles  der  russischen  Bauernschaft  iu  Be- 
wegung setzten:  das  ist  jedenfalls  sicher,  daß 
der  Aufstand  von  nachhaltigem,  dauerndem 
Erfolg  begleitet  war;  denn  ohne  ihn  würde 
die  Regiening  niemals  so  energisch  eine  der- 
art umwälzende  Agrarreform  begonnen  haben, 
wie  sie  es  nunmehr  tat. 

III.  Die  Gesetzgebung. 

Daß  die  Lage  der  Bauern  einer  ausgleichen- 
den Reform  bedürfe,  war  nach  den  mehrfachen 
Mißernten  und  Notstandsjahren  in  den  letzten 
Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts  auch  der 
zaristischen  Regierung  nachgerade  zum  Bewußt- 
sein gekommen. 

Die  ersten,  allerdings  auf  dem  Papier  gebliebe- 
nen Reformprojekte  datieren  aus  dem  Jahre  189»; 
erst  anfangs  1902,  nach  den  ersten  bäuerlichen 
Unruhen,  griff  man  die  Sache  ernsthafter  an. 
Unter  dem  Vorsitze  des  Finanzraiuisters  Witte 
wiude  eine  Kommission  gebildet,  die  die  „Not- 
lage der  bäuerlichen  Bevölkerung  erforschen 
und  Mittel  zu  ihrer  Hebung  ausfindig  machen" 
sollte.  Nach  zweijähriger  Arbeit  war  eine  um- 
fangreiche Enquete  beendet,  auf  Grund  deren 
Witte  eine  Denkschrift  verfaßte,  die  für  den 
geringen  Umfang  der  damals  für  nötig  er- 
achteten Reform  äußerst  charakteristisch  ist. 
Trotz  der  außerordentlichen  Bescheidenheit  der 
Reformvorschläge  standen  sie  doch  in  starkeui 
Gegensatz  zu  der  traditionellen  Richtung  der 
inneren  Politik  Rußlands  und  namentlich  den 
Ansichten  des  zu  jener  Zeit  allmächtigen  Generals 
Trepoff.  Er  setzte  es  durch,  daß  am  30.  März 
1905  die  Kommission  aufgehoben  und  ihre 
Arbeit  auf  diese  Weise  l)eendet  wurde.  Am 
gleichen  Tage  wurde  die  Errichtung  eines  neuen 
besonderen  Komitees  angeordnet,  zum  Zwecke 


der  „Besserung  der  Lage  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes". In  dem  kaiserlichen  Erlaß  heißt  es: 
die  Hauptaufgabe  und  das  Ziel  der  vorzu- 
nehmenden Reform  besteht  darin,  das  Aus- 
scheiden der  Bauern  aus  der  Feldgemein- 
schaft zu  erleichtern  und  den  ihnen  zukommen- 
den Anteil  als  ihr  Eigentum  festzulegen.  Die 
mit  der  Ausarbeitung  der  neuen  Entwürfe  be- 
trauten Redaktionskommissionen  waren  aber 
noch  nicht  von  der  Notwendigkeit  radikaler 
Reformen  durchdrungen.  Eine  Reihe  von  Pro- 
jekten wurden  aufgestellt,  die  aber  alle  die  stän- 
dische Abgeschlossenheit  der  Bauern,  die  da- 
durch hervorgerufene  besondere  Verwaltung, 
sowie  die  unkontrolUerte  Willkürherrschaft  der 
Landhauptleute  bestehen  ließen. 

Die  überall  im  Jahre  1905  ausbrechenden 
-Vgrarunruhen  zeigten  aber  doch,  daß  grund- 
legende Aenderungen  nötig  waren.  Der  zum 
Ministerpräsidenten  berufene  Graf  Witte  ging 
mit  aller  Energie  an  die  Lösung  der  bäuerlichen 
Frage.  Die  Grundgedanken  seiner  Reformplänc 
waren  folgende:  dem  Bevölkerungsüberschuß 
muß  die  Möglichkeit  gewährt  werden,  auszu- 
wandern und  eine  neue  Wirtschaft  an  anderen 
Orten  zu  begründen.  Auf  dem  jetzigen  Bauern- 
lande ist  eine  rationelle  Bewirtschaftung 
einzuführen.  Die  LandanteUe  der  ärmeren 
Bauern  sind  durch  Neuzuweisung  zu  vergrößern. 
Hierfür  sind  10  bis  20  Millionen  Deßjatinen 
Staatsländereien  und  etwa  die  Hälfte  des  pri- 
vaten Grundbesitzes  erforderlich,  der  zwangs- 
weise enteignet  werden  muß.  Das  Staats- 
ministerium verhielt  sich  aber  gegenüber  einem 
auf  dieser  Grundlage  angefertigten  Entwurf 
eines  Manifestes,  das  die  Agrarreform  einleiten 
sollte,  ablehnend,  imd  zwar  in  erster  Linie  aus 
konstitutionellen  Gründen:  vor  der  Eröffnung 
der  Duma  könne  man  keine  Maßnahmen  treffen, 
(he  eine  solche  Bedeutung  für  die  ganze  Zukunft 
hätten.  Witte  kam  nicht  mehr  dazu,  der 
Volksvertretung  einen  Gesetzentwurf  zu  unter- 
breiten, da  seine  Regierung  am  18.  April  1906 
ein  Ende  fand. 

Sein  Nachfolger  Goremykin  ließ  in  aller 
Hast  das  Wittesche  Projekt  umarbeiten.  Der 
neue  Entwurf  trug  aber  den  immer  noch  üb- 
lichen Stempel  der  Halbheit.  Sein  Grund- 
gedanke war  Beibehaltung  des  Mir,  aber 
unter  Umwandlung  in  eine  private  Genossen- 
schaft mit  Aufhebung  aller  öffentUchrechtlichen 
Befugnisse.  Die  Tätigkeit  der  Gemeindever- 
sammlung war  also  auf  die  Führung  der  Wüt- 
schaft  begrenzt  und  der  Gemeindeälteste  sozu- 
sagen nur  der  Geschäftsführer.  Die  ständische 
Absonderung  der  Bauernschaft  und  der  bis- 
herige Kern  der  Agrarverfassung  blieben  un- 
angetastet. Neben  der  Neuregelung  der 
Feldgemeinschaft  war  eine  Vergrößerung  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  vorgesehen,  für 
die  ein  besonderer  Landfonds  aus  den  staatlichen 
Besitzungen  des  europäischen  Rußlands  und 
aus  dem  von  der  Bauernbank  durch  Ankauf 
erworbenen  Lande  gebildet  werden  sollte. 
Schließlich  enthielt  der  Entwurf  noch  eingehende 
Bestimmungen  über  eine  organische  Feld- 
bereinigung für  das  in  Zersplitterung  und 
Gemengelage  befindliche  Bauernland.  Das 
Reformprojekt  der  Regierung  zerfiel  also  in 
drei  Hauptteile:  Regulierung  der  Feldgemein- 
schaft, Vergrößerung  des  bäuerlichen  Grund-, 
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besitzes  und  dessen  Verkoppeloog.  Es  wnrde 
der  im  April  1906  zusammengetretenen  ersten 
Duma  vorgelegt,  aber  die  Regierung  konnte 
sich  mit  ihr  über  die  Agrarreform  nicht 
einigen,  da  hinsichtlich  der  wichtigsten  prin- 
zipiellen Punkte:  liemeindobesitz  und  Ent- 
eignung, keine  Uebereinstimmung  mit  den 
Mehrheitsparteien  zu  erzielen  war.  Die  erste 
Duma  wurde  nach  kurzem  Bestehen  am  10.  .luli 
aufgelöst.  Oorcmvkin  erbat  den  Abschied 
und  als  sein  Nachfolger  wurde  Peter  .\rkad- 
jewitsch  Stolypin  berufen,  der  sich  das  un- 
vcrgängüche  Verdienst  erworben  hat,  die  .\grar- 
reform  auf  neue  Grundlagen  gestellt  und  sie  bis  zu 
seinem  Tode  erfolgreich  gefördert  zu  haben. 
.\uf  ihn  allein  geht  die  neue  Richtung  der  großen 
Reform  zurück;  er  hat  sich  nicht  gescheut,  im 
Widerspruch  zur  herrschenden  .Meinung  der  Zeit 
und  gegen  den  Willen  der  einflußreichsten 
Parteien,  auf  Wegen,  die  allem  Hergebrachten 
ilirekt  entgegengesetzt  waren,  die  Lösung  der 
Agrarfrage,  die  Herbeiführung  der  Gesundung 
de»  Uauernstandes,  zu  versuchen. 

Er  veranlallte  noch  vor  dem  Zusammentritt 
der  zweiten  Duma,  im  Oktober  und  November 
]'J06,  zwei  kaiserliche  l'kasi',  von  denen  der  erste 
den  Hauern  die  .\ufhebung  aller  noch  bestehenden 
ständischen  Beschränkungen  brachte,  während 
der  zweit«  der  Plauptsachc  nach  die  ganze 
Agrarreform  regelte  und  die  Grundlage  für  die 
späteren  gesetzlichen  Maßnahmen  bildete,  indem 
er  die  Fclil ^rc ni ci nsc haf t  auflöste  und  den 
Ucnieindenutgliedcrn  das  Recht  verlieh,  ihren 
Anteil  als  privates  Eigentum  zu  erklären 
und  als  solches  bestätigen  zu  lassen.  Nach 
ilon  Bestimmungen  der  Grundgesetze  wurden 
der  zweiten  Duma,  sofort  nach  ihrem  Zusammen- 
tritt im  Februar  19U7,  die  agrarpolitischen  Maß- 
nahmen der  Regierung  zur  Besciilußfassung  vor- 
gelegt. Sie  war  ein  getreues  Abbild  der  ersten 
und  verharrte  auf  dem  gleichen  prinzipiellen 
Standpunkt:  Gemeindebesitz  und  Erweiterung 
der  Landversorguiig  durch  zwangsweise  Ent- 
eignung des  Großgrundbesitzes.  Die  Duma 
wurde  sehr  bald  aufgelöst,  durch  einen  Staats- 
streich das  bestehende  Wahlgesetz  umgestoßen  und 
ein  kunipliziertcs  neues  Wahlverfahrcn  oktroyiert, 
das  eine  mehr  gefügige  Volksvertretung  schuf.  Die 
dritte  Duma  unterzog  den  Ukas  vom  November 
1900  einer  überaus  gründlichen  Beratung:  erst 
am  14.  Juni  1910  erging  das  grundlegende  Gesetz 
iler  .\grarreform;  es  hatlo  also  über  dreieinhalb 
.lahro  gedauert,  bis  der  kaiserliche  Erlaß  in 
Gesetzesform  gebracht  war.  Während  dieser  1 
Zeit  schritt  die  Reform  aber  vorwärts.  Die  im 
Laufe  der  Jahre  von  den  Behörden  gesammelten 
Erfahrungen  führten  dazu,  daß  ein  Jahr  nach 
dem  Erlaß  des  Gesetzes  eine  Reihe  von  Acnde- 
rungen  und  Zusätzen  erforderlich  wurden,  die 
sich  auf  die  Art  der  Durchführung  bezogen.  Die 
Beratung  und  Verabschiedung  gingen  schnell,  i 
Das  neue  Gesetz  wurde  am  29.  Mai  1911  be- 
stätigt. Diese  beiden  sich  gegenseitig  ergän-  i 
/.enden  Gesetze  bilden,  zusammen  mit  den 
die  Bauernbank  betreffenden  Erlassen,  die 
rechtliche  Grundlage  der  Agrarreform. 

,   IV.  Die  Reform. 

Der  Grundgedanke  der  großen  Reform 
ist:  Begründung  des  persönlichen  Ein- 
zeleigentums. 


1.  Besitz-  und  Betriebsreform,  a)  Bei 
Auflösung  der  Feldgenieinsehafl  be- 
steht ein  Ilauptiinlersehied  zwischen  Ge- 
meinden mit  und  ohne  ümteihing.  Bei  den 
Gemeinden  mit  Unit  eilu  iig  wurde  jedem 
einzelnen  gestattet,  ohne  weiteres  aus  der 
Gemeinschaft  auszuscheiden  und  die  Ucber- 
fühning  seines  Landanleils  in  privates  Eigen- 
tum zu  verlangen.  Außerdem  können  die 
Gemeinden  auf  Mehrheitsbeschluß  im  ganzen 
die  Gemeinschaft  auflösen  und  zum  Eigen- 
tum übergehen:  es  ist  ihnen  aber  freigestellt, 
bei  der  allen  Nutzungsweise  zu  bleiben. 

Ganz  anders  Ist  die  liegelung  bei  den 
Dörfern  ohne  Umteilung:  hier  erlischt 
der  Gemeindebesitz  im  Augenblick  des  In- 
krafttretens des  Gesetzes  und  die  Bauern 
werden  sofort  Eigentümer  ihrer  bisher  nur 
genutzten  liandanteile.  Diese  Regelung  ist 
i  von  großer  Hcdeiitung  für  den  Verlauf  der 
Reform:  es  entstehen  sofort  viele  Tausende 
von  kleinen  Eigentümern,  deren  Heisjiiel  auf 
die  anderen  anregend  wirkt. 

b)  Als  Reehtssubjekl  für  das  neu  be- 
gründete Eigentum  wurde  der  einzelne 
Bauer  bestimmt.  Es  erschien  zwar  zunächst 
schwierig,  auch  nicht  unbedenklich  wegen  der 
vielen  wirtschaftlichen  Gefahren,  denen  ein 
kleines  Bauerngut  ausgesetzt  ist;  es  war  aber 
unbedingt  erforderlich,  hier  eine  absolute 
Klarheit  zu  schaffen,  da  die  bisherige  Gesetz- 
gebung über  diesen  Punkt  sehr  widerspnichs- 
voll  war. 

c)  Wieviel  Antcilland  sollte  nunmehr 
der  einzelne  erhalten?  Die  Frage  war  um  so 
schwieriger  zu  lösen,  als  im  Laufe  der  Zeit  — 
wie  bereits  angedeutet  —  erhebliche  Verschie- 
bungen in  der  Landversorgung  eingetreten 
waren.  Die  Entscheidung  war  deshalb  so 
wichtig,  weil  jetzt  ein  für  allemal  die  zukünf- 
tigen Grundbesitzverhältnisse  der  Bauern- 
schaft festgelegt  werden  sollten.  Eine  weitere 
Schwierigkeit  lag  in  der  Verschiedenheit  der 
Feldgemeinschaften:  ihrer  Stellung  zur  Um- 
teilung. In  den  Gemeinden,  in  denen  nie  oder 
verhältnismäßig  lange  keine  Umtcilungeu 
stattgefunden  hatten,  war  die  Lage  verhält- 
nismäßig einfach,  da  sich  bereits  ein  gewisses 
cigciitumsähnliches  Verhältnis  herausgebildet 
hatte.  In  solchen  Dörfern  erhielten  die  Bauern 
die  Menge  Landes  zu  Eigentum,  die  sie  zur- 
zeit im  tatsächlichen  unbestrittenen  Besitz 
hatten.  Undenkbar,  weil  zu  krassester  Un- 
gereclitigkeit  führend,  wäre  die  Anwend\ing 
dieses  Prinzips  auf  die  andere  Kategorie  von 
Gemeinden  gewesen.  Hier  wurden  sehr  ein- 
gehende Erwägungen  angestellt,  deren  Re- 
sultat darin  gipfelte,  daß  die  Bemessung 
des  Landes  von  der  letzten  Uniteilungsein- 
heit  abhängig  gemacht  wurde. 

d)  Das  letzte,  aber  nicht  unwichtig.ste 
Problem  war  die  Frage  der  wirtschaft- 
lichen Freiheit.  Sollten  irgendwelche  Be- 
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schränkungcu  eingeführt  werden  oder  nicht  ?  j 
Sie  konnten  sich  einmal  auf  den  Erwerb  be- 1 
ziehen,  d.  h.  sollte  eine  Maximalgrenze  für 
das  Bauerngut  eingeführt  werden?  Ferner 
auf  die  Verfügung,  d.h.  sollten  den  Bauern 
alle  sonst  mit  dem  Eigentum  verbundenen 
Rechte  —  Verkauf.  Verpfändung  usw.  —  zu- 
gestanden werden? 

Die  Hauptsache  war,  die  Existenz  der 
el)en  geschaffenen  kleinen  Bauerngüter  auch 
zu  schützen,  sie  davor  zu  bewaliren,  von 
kapitalkräftigen  Leuten  zusammengekauft 
zu  werden.  Eine  einheitliehe  Norm  für  die 
Maximalgrcnze  war  bei  den  großen  Verschie- 
denheiten innerhalb  des  Reichs  unmöglich 
festzusetzen.  So  bescliränkte  man  sich  darauf, 
den  Erwerb  von  Nadjelland  zu  begrenzen: 
niemand  durfte  mehr  von  ihm  eigentüm- 
lich besitzen  als  ein  bestimmtes  Mehrfachee 
der  1861  festgesetzten  Maximalanteile,  wäh- 
rend dem  Erwerb  privaten  Laudes  in  keiner 
Weise  eine  Scliranke  gesetzt  wurde. 

Dies  ist  der  Hauptinhalt  des  ersten  Teils 
der  großen  Reform,  der  die  verwickelten 
Besitzverhältnisse  der  Gemeinden  auflöst  und 
sie  auf  klare,  sichere  Grundlagen  stellt.  AUein 
hiermit  war  noch  nicht  viel  erreicht:  der 
bäuerliche  Betrieb  wäre  bei  seinen  archa- 
ischen Methoden  geblieben.  Es  handelt  sich 
noch  um  die  Verbessenmg  der  technisch- 
wirtschaftlichen Seite,  in  erster  Linie  um  die 
Beseitigung  der  entwicklungsfeindlichen 
Streulage. 

e)  Die  wichtigste  Frage  bestand  in  der 
Schaffung  der  rechtlichen  Grundlage: 
der  Vereinheitlichung  der  Verschiedenheiten 
im  Rechte  des  Landes  und  der  Reclite  Dritter 
am  Lande.  Ursprünglich  wollte  die  Regienuig 
mir  das  früliere  Anteilland  und  das  mit  Hilfe 
der  Bauernbank  käuflieh  erworbene  der  Zu- 
sammenlegung unterwerfen ;  anderes  dagegen 
sollte  ausgeschlossen  sein.  Diese  Absicht  war 
undurchführbar;  denn  es  gab  in  Rußland  eine 
Menge  Land,  das  in  seinem  Charakter  und 
seiner  Ausdehnung  sich  vom  bäuerlichen 
nicht  unterschied,  dabei  kein  Anteillaiid  war, 
aber  ebenso  durch  die  Gemengelage  litt.  Es 
wurde  liier  ganz  radikal  alles  bäuerliche  und 
seiner  Größe  nach  dem  bäuerlichen  ähnliehe 
Land  der  Reform  unterworfen,  Land  von 
Gutsbesitzern  indessen  nur  dann  einbezogen, 
wenn  es  in  Streulage  mit  dem  bäuerlichen 
sich  befand.  Wie  sollten  aber  Hypotheken- 
gläubiger, Pächter  und  sonst  Berechtigte 
abgefunden  werden  ?  Die  Hypotliekenschuld 
eines  einzelnen  folgt  dem  Subjekt,  d.  h.  sie 
gellt  vom  alten  Land  auf  das  neue  über,  wo- 
gegen der  Gläubiger  nicht  protestieren  kann. 
Hat  aber  die  Dorfgemeinde  als  ganze  die 
Schuld  aufgenommen,  dann  ist  eine  Ver- 
koppelung  nur  mit  Zustimmung  des  Gläu- 
bigers zulässig. 

f)  Die  Zusammenlegung  selbst  schließt 


sich  vielfach  an  das  preußische  Muster  an, 
zeigt  aber  infolge  der  Besonderheiten  des  bis- 
herigen bäuerlichen  Lebens  manches  Eigen- 
artige. Zur  Beseitigung  der  durch  die  frühere 
Wirtschaftsart  entstandenen  Schäden  boten 
sich  für  die  neu  zu  schaffenden  Formen  vier 
Möglichkeiten,  die  alle  in  verschiedenen  Län- 
dern bereits  erprobt  waren,  a)  Feldbereiui- 
gung  im  engeren  Sinne:  Anlage  von  Wegen, 
aber  keine  Aendening  der  Parzellenlage, 
b)  Konsolidation:  Verringerung  der  Par- 
zellenzahl, c)  Verkoppelung :  Zusammen- 
legung aller  Grundstücke  oder  doch  wenig- 
stens jeder  Kulturart  in  ein  Ganzes;  das 
Wohnhaus  bleibt  aber  im  Dorfe,  d)  Abbau. 
Vereinödung:  dasselbe  wie  zu  c).  verbun- 
den mit  Uebersiedlung  des  Eigentümers  auf 
sein  Land.  Hof  syst  em.  Trotz  aller  Schwie- 
rigkeiten geht  die  Reform  sehr  radikal  vor: 
nur  Verkoppelung  und  Vereinödung  ist  ge- 
stattet; die  Bereinigung  im  engeren  Sinne  ist 
gänzlich  ausgeschlossen. 

Die  sofortige  Durchführung  des  Ein- 
zeleigentums unter  Anwendung  nur  der 
beiden  letzten  Formen  erweist  sich  aber  ver- 
schiedentlich von  vorn  herein  als  unmög- 
lich, und  zwar  hauptsächlich  in  zwei  Fällen. 
In  erster  Linie  bei  den  einplanigen  Dör- 
fern; das  sind  solche  Fälle,  in  denen  bei  der 
Emanzipation  nielirere  Dörfer  durch  einen 
Akt  (Plan)  die  Freiheit  crliielten  und  bei 
denen  daher  nicht  nur  Gemengelage  der 
einzelnen,  sondern  auch  der  Dörfer  stattfand. 
In  zweiter  Linie  bei  den  sehr  volkreichen 
Siedlungen,  die  —  besonders  in  den  öst- 
lichen und  südlichen  Gouvernements  —  oft 
vieleTausende  vonEinwohnern  haben  undüber 
einen  dementsprechenden  Landbesitz  ver- 
fügen. Infolge  der  komplizierten  Verhältnisse 
ist  es  natürlich  in  beiden  Fällen  ausgeschlos- 
sen, sofort  zum  Hofs3'stem  überzugehen: 
eine  Zwischenstufe  ist  erforderlich,  die  zu- 
nächst einen  Uebergangspunkt  erreichen  will. 

Entsprechend  den  beiden  zu  erstrebenden 
verschiedenen  Zielen  wird  daher  die  Reform 
in  zwei  große  Gruppen  geteilt.  Die  erste 
will,  dem  Hauptzweck  cntsprecliciul,  sofort 
lebensfäliige  Einzelbauernwirtschaften  grün- 
den, was  auf  doppelte  Weise  geschieht:  durch 
Ausscheiden  einzelner  Wirte  aus  der  Feld- 
gemeinschaft, verbunden  mit  Zusammen- 
legung ihres  Landes  oder  durch  völlige  Auf- 
lösung des  Gemeindebesitzes  und  dessen  Auf- 
teilung in  Einzelhöfe;  diese  Reformen  nenne 
ich,  der  russischen  Bezeichnung  entsprechend, 
Einzelorganisation.  Die  zweite  Gruppe 
dagegen  kann  wegen  der  besonderen  Verhält- 
nisse das  Hauptziel  nicht  direkt  erreichen; 
es  sind  erst  neue  kleinere  Gemeinschaften  zu 
gründen,  um  einen  späteren  TJebeigang  zur 
Einzelwirtschaft  zu  ermöglichen.  Die  in  der 
zweiten  Gruppe  enthaltenen  Reformen  nenne 
ich  Grnppenorganisation. 


Aprarreforni  in  Rußland 


87 


Nachdem  die  einzuführenden  Formen  fest -|  hielt  der  Bauer  das  in  seiner  tafsächlichen 
gestellt  sind,  handelt  es  sich  darum:  soll  die  Nutzunjr  befindliche  Land;  bei  denen  mit 
Reform  von  Staats  we?cn  durfhi;cführl  wer-  UnitcilunR  fand  eine  Auspleichuiis  statt, 
den  oder  der  Initiative  der  Interessenten  '  I'^erner  wurde  eine  Maximalgrenze  für  die 
überlassen  bleiben  ?  Unter  Anpassung  an  die  neuen  Bauerngüter  eingeführt  . 
besonderen  Verhältnisse  des  Landes  folgte  '  Das  so  in  Kigentum  überführte,  in  zer- 
man  (lern  Muster  Preußens:  die  Vornahme  der  splitterter  Streulage  befindliche  Land  wird 
Reform  wurde  von  einem  Gesuch  der  Bauern  nunmehr  zusammengelegl .  und  zwar  nach 
abhängig  gemacht  und  unter  bestimmten  Be-  folgenden  Prinzipien:  die  Reform  wird  nicht 
dingungen  zwangsweise  durchgeführt,  um  zu  zwangsweise  vom  Staate  durchgeführt,  son- 
verhindcrn,  daß  die  Hartnäckigkeit  einzelner  dem  nur  auf  Antrag  der  Interessenten 
Mitglieder  den  landwirtschaftlichen  Fort-  eingeleitet.  Hier  ist  indessen  das  Majori- 
schritt des  ganzen  Dorfes  unmöglich  mache,  tätsprinzip  maßgebend,  d.  h.  eine  wider- 

Füi  die  Bildung  des  Einzeleigentunis  wer- j  strebende  Minderheit  kann  unter  gewissen 
den  fünf  Formen  als  anwendbar  bezeichnet.  'Bedingungen  gezwungen  werden,  die  R(^form 
die  sieh  in  zwei  Gruppen  zusammenfassen  ,  vorzunehmen.  Die  Mehrheiten  sind  für  die 
lassen,  je  nachdem,  ob  das  Haus  des  Bauern  ;  verschiedenen  Rcforniakte  verschieden  fcst- 
sich  auf  seinem  Lande  befindet  oder  von  ihm  gesetzt.  Beim  Austausch  soll  jeder  nach 
getrennt  ist.  Möglichkeit  gleich  gutes  und  großes  Land 

1.  C'hutor:  a)  Wulinliaus  und  alle  zu  ihm  erhalten,  wie  er  vorher  gehabt  hat;  wenn  er- 
gehörenden Felder  in  einem  Stücke,  das  nach  j  forderlich,  tritt  aber  quantitative,  selbst 
Möglichkeit  ein  Quadrat  ist,  und  in  dessen  '  Gcldausglcichung  ein. 

Mitte  sich  das  Wohnhaus  befindet;  b)  das- i  Bei  der  Einzelorganisation  wird  nach 
selbe,  nur  in  Form  eines  Rechtecks,  bei  dem  Möglichkeit  alles  umgeteilt:  nicht  nur  das 
die  schmale  Seite  nicht  kleiner  als  ein  Fünftel  Ackerland,  sondern  auch  die  bisherigen  Ge- 
der  langen  sein  darf;  c)  Besitzung  in  meh-  meindewiesen  und  andere  in  gemeinsamer 
reren  Stücken,  aber  Wohnhaus  und  Acker-  Nutzung  befindliche  Kulturen.  Fünf  vcr- 
land  vereinigt  schicdene  Formen  der  neuen  Höfe  sind  zu- 

2.  Otrub:  a)  Alle  Felder  in  einem  Stück,  lässig;  indessen  werden  die  geschlossenen 
aber  das  Wohnhaus  von  ihm  gelrennt,  noch  ;  Arten  bevorzugt.  Bei  der  Gruppenorgani- 
im  Dorfe,  jedoch  nach  Miiglichkeil  genähert ;  sation  isl  für  die  Trennung  einplaniger 
b)  Ackerland  in  einem  Stück,  die  anderen  Dörfer  die  scliarfe  Sclieidung  des  jedem 
Nutzländereien  von  ihm  getrennt  und  das  Dorfe  zukomnu-nden  Landes  vom  anderen 
Wohnhaus  auch  für  sich,  in  der  Regel  im  ^  zu  erstreben;  bei  der  Teilung  größerer 
Vörie.  I  Dörfer  sollen  die  Ausseheidenden  möglichst 

Von  den  fünf  verschiedenen  Arten  der  '  am  Rande  der  Feldmark  angesiedelt  werden. 
Flurverfassung  sucht  man  die  geschlossenen  Beides  ist  bewußt  nur  als  Vorstufe  für  den 
FornuMi  am  meisten  zu  verwenden,  aber  die  späteren  Uebergang  zum  Hofsvstem  gc- 
natürliehen    Bedingungen,   namentlich   die  dacht. 

Frage  der  Wasserversorgung,  zwingen  oft  2.  Innere  Kolonisation.  Die  Reform, 
zur  Annahme  der  weniger  vollkommenen  so  großartig  sie  auch  angelegt  war.  half  aber 
und  man  muß  sich  mit  Otrul)s  begnügen.  dem  stark  em])fuiidenen  bäuerlichen  Land- 
Fassen  wir  die  grundlegenden  Prinzipien  :  mangel  in  keiner  Weise  ab:  ihr  Besitz  ver- 
der  großen  Besitz-  und  Betriebsreform  kurz  nudirle  sicli  auch  nicht  um  eine  Deßjatine. 
zusammen:  für  das  Ausscheiden  aus  Daher  bedurfte  die  Agrarreform  einer  Er- 
der Feldgemeinschaft  wurde  ein  Unter-  gänzung,  der  Zufülirung  neuen  Landes.  Eine 
schied  gemacht  hinsichtlich  der  Stellung  der  .solche  geschah  durch  die  gleichzeitig  auf 
Dörfer  zu  dem  ihnen  verlielienen  Recht  perio-  breitester  Grundlage  ins  Werk  gesetzte 
discher  Landumteilung.  In  solchen  mit  innere  Kolonisation  in  unserem  Sinne. 
Enizelbcsitz  und  denen,  die  nie  eine  Um-  a)  Für  diese  erhoben  sich  keine  beson- 
teilung  vorgenommen  hatten,  erlosch  die|deren  Schwierigkeiten,  da  —  wenn  auch  in 
Feldgemeinschaft  sofort;  alle  Bauern  ;  kleinerem  Maßstabe —  früher  von  der  Bauern- 
wurden  ipso  jure  Eigentümer.  In  den  an-  bank  Güter  erworben  und  parzelliert  weiter 
deren  dagegen  durften  die  Bauern  zu  jeder  |  verkauft  worden  waren,  man  also  über  eine 
Zeit  ausscheiden  und  ihr  Anteilland  zu  [gewisse  Summe  von  Erfahrungen  verfügte. 
Eigentum  erklären  lassen :  auch  war  es  ganzen  ,  Die  einzige  prinzipielle  Frage  von  Bedeutung, 
Dörfern  erlaubt,  mit Mehrheitsbeschlußzum  die  es  zu  entscheiden  galt,  bestand  darin,  auf 
Eigentum  überzugehen.  Der  Charakter  des  1  welche  Weise  das  erforderliche  Land  zu  be- 
Eigentums war  grundsätzlich  persön- ! schaffen  war:  durch  Enteignung  oder  frei- 
liches —  ausschließliches  —  des  Bauern- !  händigen  Ankauf  ?  Ein  Problem  von  ganz 
Wirts;  gemeinsames  Eigentum  mehrerer  war  [  außerordentlicher,  grundsätzlicher  Bedeu- 
nur  in  genau  bestimmten  Ausnahmefällen  ;  tung!  Die  erste  und  zweite  Duma,  die  öffent- 
zulässig.  In  den  Dörfern  ohne  Umteilung  er-  liehe  Meinung,  die  Agrarpolitiker  —  alles 


Agrarreform  in  BuJßlaiid 


befand  sich  auf  dem  Standpunkte,  der  private 
Grundbesitz  müsse  enteignet  werden !  Die 
Betroffenen  selbst  waren  von  der  Dureh- 
führunf?  der  Maßregel  fest  überzeugt;  die 
Folge  davon  war  ein  überaus  großes  Angebot 
von  Gütern  an  die  Bauembank,  und  gerade 
deshalb  konnte  man  —  von  der  Enteignung 
absehen.  Nicht  eine  Deßjatine  Landes  ist 
für  Zwecke  der  inneren  Kolonisation  ex- 
propriiert worden;  freihändiger  Ankauf 
von  Gutsländereien  und  entgeltliehe  Ueber- 
weisungausden  Domänen  und  Apanagegütem 
lieferten  ein  mehr  als  ausreichendesGebiet. 

b)  Bei  der  Festsetzung  der  für  die  innere 
Kolonisation  maßgebenden  sachlichen  und 
persönlichen  Grundsätze  hat  das  preußische 
Beispiel  wiedenim  verschiedentlich  als  Muster 
gedient  —  allerdings  mehr  für  die  Art  der 
vorzunehmenden  Reform,  als  für  das  Tempo 
der  Durchführung.  In  sachlicher  Hinsicht, 
d.  h.  bei  Gestaltung  des  neuen  Bauern- 
gutes, ist  das  zu  erstrebende  Ziel  der  Ver- 
kauf der  vermessenen  Ländereien  in  einem 
einheitlichen  Stück.  Die  zugrunde  zu  legen- 
den Formen  sind  die  gleichen,  wie  sie  für 
die  Zusammenlegung  angewendet  werden. 

Die  Bildung  von  Einzelhöfen  im 
persönlichen  Eigentum  der  Bauern 
ist  der  Hauptinhalt  der  inneren  Kolonisa- 
tion, genau  wie  bei  der  Reform  der  Nutzung 
des  Anteillandes. 

Die  innere  Kolonisation  schließt  sich 
eng  an  die  Ziele  der  Agrarreform  im  enge- 
ren Sinne  an:  auf  gleiche  Weise  soll  auch 
sie  kleine  selbständige  Eigentümer  auf  abge- 
rundeten, möglichst  in  einem  Stücke  zu- 
sammengefaßten Höfen  schaffen.  Die  beiden 
Teile  der  großen  einheitlichen  Aufgabe  — 
der  landwirtschaftliehen  Neuschaffung  Ruß- 
lands —  sind  durchaus  selbständig,  haben 


aber  zugleich  manchen  gemeinsamen  Be- 
rühningspunkt.  Daher  wurde  ihre  Durch- 
führung zwei  verschiedenen,  voneinander 
unabhängigen,  selbständigen  Behördenorga- 
nisationen übertragen:  den  Agrarkommis- 
sionen  und  der  Bauernbank,  die  sich 
aber  in  ihren  Arbeiten  gegenseitig  zu  unter- 
stützen haben. 

V.  Statistik. 
Um  der  Reform  eine  einheitliche  Richtung 
zu  verleihen,  wurde  bei  der  Ministerialinstanz 
ein  „Zentralkomitee  für  landwirtschaftliche  An- 
gelegenheiten" geschaffen,  das  den  Mittelpunkt 
aller  Reformarbeiten  bildete.  Deren  Ausführung 
selbst  bUeb  dezentralisiert.  Die  Agrarkommis- 
sionen  (zerfallend  in  Kreis-  und  Gouvernements- 
kommissionen) weisen  den  gemischten  Typus 
von  beamteten  und  gewählten  Mitgliedern  auf 
(vde  Bayern.  Hessen,  Norwegen).  Je  nach  der 
Dringlichkeit  der  vorzunehmenden  Reformen 
wurden  die  Kommissionen  gebildet.  Es  traten 
zusammen: 

1906  188  Kreiskommissionen 

1907  186 

1908  36 

1909  10 

1910  11 

1911  15 

1912  17 

Die  mannigfachen,  den  verschiedenen  Kom- 
missionen überwiesenen  Aufgaben  können  in 
drei  Gruppen  zusammengefaßt  werden:  1.  Re- 
form der  Bauernwirtschaft  auf  dem  be- 
reits in  ihrem  Besitz  befindlichen  Anteillande 
(Zusammenlegung,  Auseinandersetzung);  2.  Ver- 
kauf und  Verpachtung  der  staatlichen  Do- 
mänen und  Unterstützung  der  Bauernbank  bei 
An-  und  Verkauf  ihrer  Ländereien;  3.  Materielle 
und  agronomische  Unterstützung  der 
Bauern  bei  ihrer  Einrichtung. 

1.  Die  Haupttätigkeit  der  Kommissionen 
lag  in  der  ersten  Gruppe;  hier  ist  eine  gerade- 
zu erstaunliche  Arbeitsmenge  geleistet  worden:') 


Gesamte  Reformtätigkeit  bis  zum  1.  Januar  1912. 


Jahr 

Eingelaufene  Gesuche 

Angefertigte  Pläne 

Zahl  der 
Gemeinden 

Zahl  der 
Wirte 

Zahl  der 
Gemeinden 

Zahl  der 
Wü-te 

Fläche  in 
Deßjatinen 

1907 
1908 
1909 
1910 
1911 

4  522 
8  780 
23  S26 
26  804 

221  6jq 
385  810 
711  553 

651  OII 

683  I4y 

I  244 

3  266 

y  143 
12  188 
II  034 

51  984 
119  861 
329  392 
419  044 

407  041 

616  330 
I  105  684. 
3  004  650 

3  936  296 
3  739  965 

Zusammen 

- 

2  653  202 

36  875 

1  327  322 

12  402  925 

Jahr 

Ausgeführte  Vermessungsarbeiten 

Von  der  Bevölkerung  angenommene 
Arbeiten 

Zahl  der 
Gemeinden 

Zahl  der 
Wirte 

Fläche  in 
Deßjatinen 

Zahl  der 

Gemeinden 

Zahl  der 

Wirte 

Fläche  in 

Deßjatinen 

1907 
1908 
1909 
1910 
1911 

'895 
2  573 
6  704 

9  595 
10  664 

21  449 
94  087 
274  830 
376  162 
397  766 

287  683 
863  7S7 

2  567  412 

3  447  297 
3  609  796 

700 
I  949 
5  546 
7583 
q  381 

14  613 
63  126 
212  300 
271  676 
330315 

148  834 
588  507 

1  913  948 

2  372  005 

3  043  745 

Zusammen 

30  431 

1  170  299 

10  775  975 

25  159 

891  030 

8  067  039 

')  Bis  zum  Sommer  1914  gab  es  keine  neueren  Angaben.  Während  des  Krieges  und  nach  seinem 
Abschluß  ist  es  mir  trotz  mehrfacher  Bemühung   unmöglich   gewesen,  solche  zu  erhalten. 
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Es  wurden   also  im  ganzen  yon  2653202  I  geleistete  Arbeit  zerfällt  nach  dem  oben  gegebenen 
ßauernwirten    Gesuche    eingereicht   und    für  |  Schema  in  Einzelorganisation  und  Grup- 
891030  ein  Gebiet   von  80i57039  Dcßiatinen  penorganisation. 
in  Eigentum  überführt  und  zusammcnfrolc^t  —  a)  Die  Einzclorganisation. 

und  (las  von  1907  bis  1912,  also  in  nur  f)  Jahren!        Dasindcnfünf  Jalircn  IltOT  — 1912  hier  erzielte 

Die  von  den  Kommissionen  auf  diesem  Gci)iet  Resultat  geht  aus  der  folgenden  Tabelle  hervor: 


Einzelorganisation  bis  zum  1.  Januar  1912. 


Eingelaufene  Gesuche 

Angefertigte  Pläne 

.lalir 

Zahl  der 

Zahl  der 

Zahl  der 

Zahl  der 

Fläche  in 

Gemeinden 

Wirt.- 

Gemeinden 

Wirte 

Deßjatinen 

19U7 

2  54'' 

81  291 

895 

20  999 

272  707 

1908 

0  040 

'94  '44 

330 

64  914 

637  904 

1909 

18  603 

343014 

(>95<) 

1 70  696 

I  685  887 

1910 

21  920 

344  745 

8932 

217776 

2  254  761 

1911 

411  32(. 

8  12K 

220  ^Sfi 

2  296  07^ 

Zusammen 

■ 

1  H74  :)20 

27  244 

6»4  7.">,) 

7  147  332 

Ausgeführte  Vermessungsarbeiten 

Von  der  Bevölkerung  angenommene 

Arbeiten 

Jahr 

Zahl  der 

Zahl  der 

KlUchc  in 

Zahl  der 

Zahl  der 

Fläche  in 

tlemoinden 

Wirte 

Ilcßjatinen 

Gemeinden 

Wirte 

DeUjatinen 

191  Ii 

■  1  ■  ■  ■ 

1  .  ■  (71 

.s  ..,1 

.SS  942 

19üb 

I  tSli 

574  38U 

I  52H 

42  1 10 

436  522 

1909 

4931 

140  28b 

I  436  407 

4  150 

118  529 

I  222  444 

1910 

7  19'' 

197  383 

I  977  967 

5819 

150  268 

'  459  389 

Hill 

7  1 

2.'0  9jl> 

2  2'i2  271. 

7  !..(. 

204  260 

2  050  873 

Zusammen 

22  504 

«28  «11 

6  396  äUI 

1»  16i 

»23  4U8 

ö  2ä8  170 

Der  relative  Anteil  der  einzeln  ausgcschie-  minderung  doch  erwünscht;  denn  bei  ihnen 
denen  Höfe  an  der  Gesamtzahl  der  Einzel-  ist  jedesmal  eine  Neuumteilung  des  Landes  der 
(irgunisation  beträgt  28,9%,  das  zu  ihnen  |  in  der  Feldgemeinschaft  VerbUebenen  erforder- 
genorende  Land  30,4%.  Das  Prozentverhältnis  lieh,  wodurch  eine  groüe  Beunruhigung  des 
ist  von  großer  Bedeutung  für  die  Reform.  Zu-  Dorfes  hervorgerufen  wird.  Gesamtverkoppe- 
nächst    dienen    die  Einzelausscheidungen    als  |  lungen  .sind  erwünschter. 

Mittel,  der  Bevölkerung  die  neuen  Formen  Welchen  Umfang  in  der  Einzclorganisation 
vor  Augen  zu  führen,  und  das  mit  ihnen  erzielte  die  verschiedenen  Arten  der  Reform  in  den 
Resultat  läßt  andere  nachfolgen.  Wie  wertvoll  j  Jahren  1907  —  1912  einnehmen,  ist  aus  der  fol- 
sie  auch  für  den  Beginn  sind,  so  ist  ihre  Ver- 1  genden  Tabelle  ersichtlich: 


Einzelorganisation  nach  Arten. 


Eingelaufene 

Gesuche 

Angefertigte  Pläne 

.\rt  der  .Vrbeit 

Zahl  der 

Zahl  der 

Zahl  der 

Zahl  der 

Fläche  in 

Gemeinden 

Wirte 

Gemeinden 

Wirte 

Deßjatinen 

Zerlegung  ganzer  Dörfer 

14  271 

703  472 

II  199 

50O  SGo 

5  209  671 

davon: 

a)  mit  Gemeindebesitz  . 

*  440 

4&9  881 

6  804 

339  385 

3  785  747 

b)  mit  Einzelbesitz    .  . 

5  831 

233  591 

4  395 

167  475 

I  423  924 

Ausscheiden  einz.  Anteile 

34  S3« 

259  722 

16  043 

1S7  895 

I  937  661 

Zusammen; 

4»  10» 

»63  1»4 

27  244 

694  75.) 

7  147  332 

Art  der  Arbeit 

Ausgeführte 
Vermessungsarbeiten 

Von  der  Bevölkerung 
angenommene  Arbeiten 

Zahl  der 

Zahl  der 

Fläche  in 

Zahl  der 

Zahl  der 

Fläche  in 

Gemeinden 

Wirte 

Deßjatinen 

Gemeinden 

Wirte 

Deßjatinen 

Zerlegung  ganzer  Dorfer 

9  939 

458  824 

4  608  S83 

8  905 

394  155 

3  874  007 

davon: 

a)  mit  Gemeindebesitz 

5  979 

305  070 

3  336  392 

5  450 

265  569 

2  843  780 

b)  mit  Einzelbesitz  .  . 

3  960 

153  754 

I  272  491 

3  455 

128  586 

I  030  227 

Ausscheiden  einz.  Anteile 

12  565 

lüg  7S7 

I  787  618 

10  260 

129  253 

I  3S4  lOJ 

Zusammen : 

22  604 

628  «11 

6396  .^01 

Ii)  165 

523  408 

5  258  170 

ao 
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Aus  der  Tabelle  geht  hervor,  daß,  auf  die  j  72,3%  auf  solche  mit  Gemeinde- und  nur  27,7% 
Gesamtzahl    der    beteiligten    Bauernwirte    be- !  auf  solche  mit  Einzelbesitz. 


zogen,  in  den  fünf  Jahren  78,4  %  auf  Umteilung 
ganzer  Dörfer  entfallen  und  nur  21,6%  auf  I 
das  Ausscheiden  einzelner  Genossen.     Bei  der  | 


Auflösung  ganzer  Dörfer  entfallen  wiederum  |  genden  TabeÜe  hervor: 


b)  Die  Gruppenorganisationen. 
Die  hier  geleistete  Arbeit  geht  aus  der  fol- 


Gruppenorganisation  bis  zum  1.  Januar  1912. 


Eingelaufene  Gesuche 

Angefertigte  Pläne 

Jahr 

Zahl  der 
Gemeinden 

Zahl  der 
Wirte 

Zahl  der 

Gemeinden 

Zahl  der 
Wirte 

Fläche  in 
Deßjatinen 

1907 
190S 
1909 
1910 
1911 

1  970 

2  74O 

5223 
4884 

140  3SS 
19  r  666 
308  539 
306  266 
271  823 

349 
936 
2  184 

3256 
2  906 

30  985 
54  947 
158  696 
201  278 
186  661 

343  623 
467  7S0 
I  318  763 
I  OSi  535 
I  443  892 

Zusammen 

1  27S  H.S2 

«  «:ll 

(;:!2  .•«117 

.)  2.)  j  09» 

•lahr 

Ausgeführte  Vermessungsarbeiten 

Von  der  Bevölkerung  angenommene 
Arbeiten 

Zahl  der 

Zahl  der 

Fläche  in 

Zahl  der 

Zahl  der 

Fläche  in 

Gemeinden 

Wirte 

Deßjatinen 

Gemeinden 

Wirte 

Deßjatinen 

1907 

23S 

I  i  iOI 

132  212 

13S 

6  372 

59  892 

1908 

087 

38  169 

289  407 

421 

20  016 

151  985 

1909 

I  773 

134  544 

I  131  005 

I  396 

93  771 

691  504 

1910 

2  399 

178779 

I  4Ö9  330 

I  7O4 

121  408 

912  616 

1911 

2  830 

176  S30 

I  357  520 

2  275 

126  055 

992  S72 

Zusammen 

7  927 

.541  6Hi 

4  379  474 

3  994 

367  622 

2  808  869 

Den  weitaus  größten  'l'eil  aller  hier  aus- 
geführten Arbeiten,  nämlich  ungefähr  90  °g, 
nimmt  die  Autlösung  einplaniger  Dörfer  ein, 
während  die  anderen  sehr  dahinter  zurück- 
stehen. 

Das  am  15.  Oktober  1911  in  Kraft  getretene 
Gesetz  vom  29.  Mai  desselben  Jahres  erweiterte 
die  Tätigkeit  der  Kommissionen  in  erheblichem 
Maße.    Es  macht  sich  von  nun  an  eine  Ver- 


schiebung gegen  die  früheren  Jahre  insofern 
geltend,  als  die  Einzel-  und  Gruppenorgani- 
sation, soweit  sie  die  Auflösung  ganzer  Dörfer 
betreffen,  nicht  mehr  einen  solchen  Unterschied 
aufweisen,  sondern  sich  ziemlich  nahe  kommen. 

Das  Gebiet,  das  im  Jahre  1912  der  Reform 
unterzogen  wurde,  übertrifft  alle  vorhergehenden 
Jahre  um  ein  bedeutendes;  die  verschiedenen 
xVrten  gehen  aus  der  folgenden  Tabelle  hervor: 


Gesamte  Reformtätigkeit  des  Jahres  1912. 


Art  der  Reformen 

Zahl  der 
Bauern  Wirte 

Fläche  in 
Deßjatinen 

A.  Einzelorganisation: 

Zerlegung  ganzer  Dörfer  

Ausscheiden  einzelner  Anteile  

72  5"! 

I  242  05b 
7S2  756 

B.  Gruppenorganisation: 

Aufhebung  gegenseitiger  Gemengelage  . 
Teilung  gemeinsamer  Nutzungen   .  .  . 
Sonstige  

Zusammen: 

198  694 

151  33t 
9  795 
23  692 
4  713 

45  296 

2  024  814 

I  223  266 
I  000  042 
51  460 

6357 
299  023 

Zusammen: 
Gesamtsumme: 

234  827 
433  521 

1  680  748 

3  705  562 

Neben  der  Ueberführung  in  Eigentum  und 
Zusammenlegung  fand  außerdem  die  Ausstellung 
von  Beglaubigungen  für  die  Angehörigen  der 
Feldgemeinschaften  mit  Einzelbesitz  statt,  die 
ohne  weiteres  Eigentümer  wurden.  Hiervon 


wurden  bis  zum  1.  .Januar  1913  im  ganzen 
284112  Bauernwirte  mit  1715  336  Deßjatinen 
ergriffen. 

2.  Neben  dieser  gewaltigen  Arbeit  hatten 
die  Kommissionen  noch  Verkauf  und  Verpachtung 
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der  staatlichen  Domänen  ins  Werk  zu  setzen 
und  der  Bauernbank  Unterstützung  zu  erweisen. 
Die  durch  Vermittlunf;  der  Kommissionen  an 
Bauern  verpachteten  Domiincn  weisen  fol- 
genden Umfang  auf: 

Verpachtete  Domänen. 


.lahr 

DeBjatincn 

1907 

S53  231 

1908 

745  122 

1909 

888  313 

1910 

I  287  405 

1911 

757  4'" 

Zusammen  |  4531683 


Der  Umfang  der  Domänenverkäufe  be- 
trug bis  1912  rund  329  000  Deßjatinen. 

l)ic  der  Bauernbank  geleistete  Unterstützung 
bestand  hauptsächlich  darin,  daß  die  der  Hank 
;  von  privaten  Besitzern  zum  .\nkauf  angebotenen 
I  (lütcr  begutachtet  wurden.  Von  Millionen 
Delijatinen  bis  zum  1.  .lanuar  1912  angebotener 
I.ändereien  wurden  auf  diese  Weise  5,1  Mil- 
lionen angekauft  und  2,0  Millionen  abgewiesen, 
während  der  Best  noch  unentschieden  blieb. 
Wenn  wir  das  liesamtgebiet  zusammenfassen, 
auf  das  sich  die  Tätigkeit  der  Agrarkommi.ssionen 
bis  zum  1.  Januar  1913  erstreckte,  so  ergibt 
sich  folgendes: 


Gesamtgebiet  aller  Reformtätigkeil. 


Art  der  Tätigkeit 

Zahl  der 
üauernwirte 

l'läclir  in 
1  )elijatin<ii 

J.  lleberfUhrung  in  Eigentum  und  Zusammenlegung  in  der 
Kinzelorganisatiou  

2.  Zusammenlegung  in  der  Gruppenorganisation  mit  gering- 
fügiger Uebertührung  in  Kigeutuni  

3.  .\usstellung  von  liigentumsbeglaubigungen,  teilweise  vcr- 

4.  Verkauf  staatlicluT  Domänen  

ö.  Verpachtung  desgleichen  

82  7  305 
77'' 510 

284  142 

58  203 

- 

8421  315 

6  060  222 

'  7'5  3.?f> 
320  005 
4  531  0S3 

Zusammen: 

1  943  200 

21  057  »61 

Das  Gesamtgebiet  di's  in  dir  iincii  oder 
anderen  Weise  der  Iteform  unterworfenen  Landes 
übersteigt  also  bei  weitem  zwanzig  Millionen 
Delijatinen  I 

Die  wichtigsten  Zweige  der  Kommissions- 
tätigkeit,  die  auch  zugleich  die  meiste  Arl)eit 
verursachen,  sind  die  beiden  ersten.  Aller- 
dings ist  das  ganze,  14,4  Millionen  Delijatinen 
umfassende  Geoict  noch  nicht  völlig  zusammen- 
gelegt worden. 

Definitiv  beendet  wurden  bis  zum  1.  Januar 
1913  die  .\rbeiten  auf: 

7  413  Üö4  Delijatinen.  im  Besitz  von  738  980 
Bauernhöfen  in  Einzelorganisation ; 
und  auf 

4  359  537  Deßjatinen,  im  Besitz  von  585  571 
Bauernhöfen  in  (Iruppenorgani- 
sation:  im  :;:inzen  also  auf 
11  772  601  Deßjatinen." 
3.  Die  gesamte,  durch  die  innere  Koloni- 
sation veranlaßte  Tätigkeit  wurde  der  liauern- 
bank  überwiesen.   Gegründet  am  18.  .Mai  1882, 
war  sie  ein  8taatsinstitut  und  ressortierte  vom 
Finanzministerium.    Ein  .lahr  vor  Beginn  der 
großen  Reform  wurde  sie  ermächtigt,  in  un- 
begrenztem Umfange,  ohne  Rücksicht  auf  das 
eigene  Vermögen,  Land  anzukaufen  und  zu 
dem  Zweck,  entsprechend  den  für  die  Ankäufe 
erforderlichen  Suramen,  Pfandbriefe  auszugeben. 
Der  Ukas  erging  zur  Zeit  der  Revolution,  als 
die  Frage  über  die  zwangsweise,  ja  sogar  un- 
entgeltliche   Enteignung    der   privaten  (Jüter 
anscheinend  im  bejahenden  Sinne  entschieden 
war;  denn  die  Agrarunruhen  hatten  viele  Be- 
sitzer von  ihrem  Lande  vertrieben,  und  die 


I  Dauer  der  bestehenden  Regierung  erschien 
höchst  unsicher.  Jetzt  wurde  die  Bank  in  den 
Händen  .Stolypins  ein  machtvolles  Instru- 
ment zur  Durchführung  der  neuen  Agrarpolitik. 
Wenn  man  ihre  Tätigkeit  mit  der  der  entspre- 
chenden preußischen  Behörden  zu  vergleichen 
sucht,  so  ist  sie;  1.  und  hauptsächlich  — 
Ansiedlungskommission;  sie  kauft  Güter, 
parzelliert  sie  und  setzt  Bauern  an.  2.  General- 
Kommission  und  zugleich  Rentenbank: 
sie  unterstützt  Bauern  heim  direkten  ivrwerli 
des  Landes  von  Großgrundbesitzern,  denen  sie 
den  Kaufpreis  auf  einmal  in  Pfandbriefen  aus- 
zahlt. Die  (iütcr  werden  parzelliert,  die  Teil- 
stücke nach  Möglichkeit  arrondiert  und  mit  dem 
.\nteilland  zusammengelegt.  3.  .\ußerdeni 
II  yput  liekenbank:  sie  beleiht  das  in  iOigentuni 
übergegangene  .\nteilhin(I  oder  früher  bereits 
freihändig  angekauftes.  Der  Landerwerb  der 
Bank  nahm  in  den  Jahren  seit  190(;  einen  außer- 
ordentlichen Umfang  an  und  betrug  bis  1911 
nicht  weniger  als  5  760  254  Deßjatinen.  Der 
(iesamtpreis,  den  die  Bank  hierfür  zu  zahlen 
hatte,  betrug  505  746  560  Rubel,  oder  im  Durch- 
schiutt  87  Rubel  pro  Deßjatine.  Di(^  Preisi' 
l)ei  den  verschiedenen  Arten  des  Erwerbes  sind 
aber  sehr  ungleichartig. 

Oer  bei  weitem  überttiegende  Teil  der  Ver- 
käufe der  Bank  geschah  mit  gleichzeitiger  Dar- 
lehnsgewährung  an  Kauern;  nur  ein  geringer 
Bruchteil  wuräe  gegen  bar  veräußert,  früheren 
Eigentümern  zurückgegeben  oder  für  gemein- 
nützige Einrichtungen  —  Kirchen  und  dgl.  — 
umsonst  abgetreten: 
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Gesamter  Landverkaaf  der  Bank. 


Jahr 

Verkauft 
insgesamt 

Verkauft  an  Bauern 
mit  gleichzeitiger 
Darlehnsgewährung 

Verkauft  gegen  Barzahlung, 
früheren  Eigentümern  zurück- 
erstattet, umgetauscht, 
unentgeltlich  abgetreten 

Deßjatinen 

0 

0 

Deßjatinen 

0/ 
0 

1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 

39  634 
190  799 

331  757 
562  083 
791  646 
721  034 

39  244 
180  148 

324  956 
551  307 
764  771 

679  658 

99,0 

94.4 
98,0 

97.9 
96,7 
94  3 

390 

10  651 
6  8oi 

11  670 
26  875 
41  370 

1,0 

5.6 
2.0 
2,1 
3-3 

5.7 

Zusammen 

1     2  637  85S 

2  :>iO  084 

96,4 

97  769 

3.6 

Neben  ihrem  neuen  Tätigkeitszweig,  dem 
Verkaufe  ihres  eigenen  Besitzes,  pflegte  die  Bank 
auch  weiter  durch  Darlehnsgewährung  die 
Unterstützung  der  Bauern  beim  direkten 
Ankaut  von  Gutsbesitzern.  Auch  hier  ging 
Land  in  bedeutendem  Umfange  in  die  Hände  der 
Bauern  über. 

Fassen  wir  die  ziffernmäßigen  Resultate 
der  Tätigkeit  der  Bank  von  Beginn  der  Reform 
bis  zum  1.  Januar  1912  zusammen,  so  ergibt  sich: 

Ihr  eigener  Landerwerb  betrug  5  760  254 
Deßjatinen,  für  die  sie  505  746  560  Rubel  zahlte. 
.\us  dem  kolossalen  Gebiete  verkaufte  sie  an 
Bauern  2  540  084  für  309  224  758  Rubel,  wobei 
Darlehen  im  Betrage  von  292  124  277  Rubel 
gewährt  wurden;  außerdem  veräußerte  sie  noch 
97  769  Deßjatinen.  Im  gleichen  Zeiträume  ver- 
mittelte sie  durch  Darlehnsgewährung  von 
447  083  745  Rubel  den  direkten  Ankauf 
von  4 109 101  Deßjatinen,  deren  Kaufpreis 
567  135  773  Rubel  betrug.  Im  ganzen  vergrößerte 
sich  also  der  bäuerliche  Besitzstand  unter  Jlit- 
wirkung  der  Bank  um  6  649  185  Deßjatinen  im 
Werte  von  876  360  531  Rubel.  Außerdem  ge- 
währte sie  Darlehen:  auf  367  513  Deßjatinen 
privaten  Landes  27  858  910  Rubel  und  auf 
191  351  früheren  Anteillandes  4  688  110.  Ins- 
gesamt orreichten  also  ihre  Darlehnsgewäh- 
rungen  772  355  042  Rubel. 

Vom  Beginn  ihrer  Tätigkeit  im  Jahre  1883 
bis  zum  1.  Januar  1912,  also  im  Laufe  von  29 
Jahren,  hat  sich  der  bäuerliche  Besitzstand 
durch  Ankauf  von  Gütern  der  Bank  oder  von 
Privaten  mit  ihrer  Vermittlung  um  14  925  280 
Deßjatinen  vergrößert,  und  zwar  bis  zur  Reform, 
d.  h.  in  23  Jahren  um  8  276  095;  seit  der  Reform, 
d.  h.  in  6  Jahren  um  6  649  ly.'^.  Die  hierfür  zu 
zahlende  Summe  betrug  1  521  039  928  Rubel; 
die  von  der  Bank  gewährten  Darlehen  beliefen 
sich  auf  1  227  178  867  Rubel  oder  81,0%  des 
Kaufpreises. 

Die  ungeheueren  Zahlen  sprechen  für  sich 
selbst.  Wie  die  Agrarkommissionen,  so  ging 
auch  die  Bank  mit  außerordentlicher  Energie 
an  die  Lösung  ihrer  Aufgabe  heran:  in  den  we- 
nigen Jahren  der  großen  Reform  ist  ein  Terri- 
torium neu  in  Eigentum  der  Bauern  überführt 
worden,  ausgedehnter  als  ein  Zehntel  des  früheren 
Umfanges  des  Deutschen  Reiches! 

VI.    Beurteilung  der  bis  zum  Kriege  er- 
zielten Resultate. 
Schließlich  drängt  sich  von  selbst  die 
Frage  auf:  wie  sind  die  erzielten  Eesul- 


tate  und  die  große  Agrarreform  selbst  zu 
beurteilen  ?    Die  Agrarfrage  bestand,  wie 
I  dargestellt,  darin,  daß  die  Bauern  nicht  im- 
stande waren,  vermittelst  der  aus  ihrem 
!  Allteillande  gezogenen  Erträge  die  stark  sich 
I  vermehrende  Bevölkening  zu  ernähren,  ja 
'  daß  sie  häufig  aus  dem  Nadjellande  nicht 
einmal  das  Existenzminimum  herauswirt- 
schaften konnten.   Eine  zweifache  Möglich- 
keit bot  sich,  diesem  Zustande  abzuhelfen: 
entweder  man  vergrößerte  das  von  ihnen  ge- 
I  nutzte  Land,  oder  mau  versuchte  seine  Er- 
träge zu  steigern,  die  Wirtschaft  intensiver 
zu  gestalten.  Der  einzig  gangbare  Weg  war 
der  zweite.  Die  wirtschaftspolitischen  Gründe 
_  waren  aber  nicht  aDein  maßgebend ;  rein  po- 
I  litische  Erwägungen  spielten  eine  große  RoUe 
I  bei  Anlage  und  Durchführung  der  Reform. 
Die  neu  zu  bildende  Schiclit  mußte  vor  allen 
Dingen  politisch  konservativ  sein.  Kon- 
servativ ist  aber  nur  der  Besitzende;  also 
war  es  unbedingt  nötig,  ihnen  Besitz  zu  ver- 
schaffen. Damit  schließlich  der  für  das  Reich 
und  die  Nation  unbedingt  nötige  landwirt- 
schaftliehe Aufschwung  in  größtem  Umfange 
erzielt  würde,  war  erforderlich,  daß  die  neue 
Schicht  niclit  nach  Tausenden,  sondern  nach 
Jlillioiien  zählte;  gleichzeitig  konnte  sie  dann 
eine  zuverlässige    Stütze     der  Regierung 
bilden. 

Die  Anlage  der  Reform  schließt  einen 
Zwang  zum  Auflösen  der  Feldgemein- 
schaft in  sich:  einen  direkten,  formal- 
juristischen  für  die  Dörfer  mit  Einzelbesitz 
und  einen  indirekten,  auf  die  wirtschaft- 
liche Lage  einwirkenden  für  die  Dörfer  nüt 
Gemeindebesitz.  Beide  müssen  natürlich 
einen  erheblichen  Einfluß  auf  die  Austritts- 
bewegung aus  der  Feldgemeinschaft  ausüben. 
Der  Grundgedanke  der  Reform,  die 
Auflösung  des  veralteten  Agrarkomnninis- 
■mus  und  die  Einfühnuig  des  ludividual- 
eigentunis,  ist  richtig.  Es  ist  nicht  möglich, 
zum  mindesten  sehr  unwahrscheinlich,  eine 
Entwicklungsstufe,  die  in  allen  anderen 
Ländern  sich  gezeigt  hat,  überspringen  zu 
können.  Die  so  vielfach  verbreitete  Vorstel- 
lung, aus  dem  Mir  der  Vergangenheit  in  eine 
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sozialistische  Produktionsorganisation  der 
Zukunft  direkt  übergehen  zu  können,  ist 
phantastisch.  Letzten  Endes  bcrulit  aber 
die  Stellungnahme  zu  diesem  Problem  auf 
Gesichtspunkten  der  Weltanschauung: 
wer  von  der  Eigenart  der  russisclien  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  und  ihrer  Ver- 
schiedenheit von  der  in  den  Ländern  West- 
europas im  Innern  durchdrungen  ist,  der 
wird  die  Aufhjsung  des  Mir  und  die  Ein- 
führung des  Agrarkapitalismus  für  schädlich 
und  verderblicli  halten  und  den  Gnind- 
gedanken  der  Reform  verurteilen. 

Die  Reform  stützt  sich  auf  die  Starken 
und  nimmt  dabei  auf  die  wirlschafllich 
Sdiwachen  keine  Rücksiclit.  Man  könnte  das 
als  ein  anti-et liiscli  wirkendes  Prinzip  ver- 
urteilen. Allein  vom  Standpunkt  des  wirt- 
schaftlichen Fortsehrittes  —  und  der 
ist  augenblicklich  das  Wichtigste!  —  ist  der 
Grundsatz  richtig. 

Dagegen  die  soziale  Gefahr!  Es  ist 
sicher  ein  Risiko,  Millionen  bisher  mit  dem 
Boden  verknüpfter  Menschen  völlig  zu  ent- 
wurzeln, aber  —  für  viele  war  der  Boden  nur 
eine  Fessel.  Jetzt  bildet  sich  eine  kräftige 
Bauernschiclit  und  daneben  eine  Land- 
arbciterklasse  im  westeuropäischen  Sinne. 
Deren  wirtschaftliche  Lage  wird  voraussicht- 
licli  sogar  günstiger  sein  al.s  früJier,  da  die  Ar- 
beiter die  Gegend  der  höchsten  Lohne  auf- 
suclien  können,  während  sie  bisher  —  durch 
ihren  Landanteil  an  die  Heimat  gebunden 
—  die  gebotenen  niedrigen  Löhne  der  benach- 
barten Gutsbesitzer  annehmen  muliteii  und 
dadurch  zu  einem  proletarischen  Dasein  ver- 
urteilt waren. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  kann  die 
Anlage  der  Stulyi)inschcn  Asrarrcform  — 
trotz  mancher  Bedenken  im  einzelnen  — 
als  großzügig  sowie  durchaus  richtig  und 
zweckentsprechend   bezeichnet  werden. 

Die  Hauptatifgabe  fiel  den  Agrarkom- 
missionen  zu.  Absolut  betrachtet,  ist  eine 
außerordentliche  Arbeitsnienge  von 
ihnen  geleistet,  aber  das  eigentliche  Ziel  noch 
nicht  erreicht  worden.  Das  Ausscheiden 
aus  der  Feldgemeinschaft  hat  den  grüßieu 
Umfang  in  den  extensiv  bewirtschafteten 
Gouvernements  angenommen  und  geht  mit 
der  Auswanderungsbcweguiig  parallel:  beide 
steigen  bis  Mitte  1909,  um  dann  merkbar 
naclizulassen.  Die  Erwartung,  daß  vor  allem 
die  wirtschaftlich  stärkeren  Bauern  von  der 
Möglichkeit  des  Ausscheidens  Gebrauch 
machen  würden,  ist  nicht  voll  eingetroffen ;  es 
sind  im  Gegenteil  vorzugsweise  die  mittleren 
ausgeschieden.  Weiter  ist  zu  bemerken,  daß 
53  %  aller  eingelaufenen  Gesuche  nicht  die 
Einzelorganisation  bezwecken,  sondern  daß 
die  Antragsteller  bei  der  alten  gemeinsamen 
Nutzung  bleiben  wollen;  die  von  der  Be- 
völkerung   angenommenen    und  daraufhin 


'  ausgefülirten  Arbeiten  sind  allerdings  bei  der 
!  Einzelorganisation  ansgedehnter. 

Das  Hauptziel:  die  Vereinödung,  Bil- 
dung von  Chutors,  ist  bis  jetzt  nur  in  klei- 
nerem Maßstabe  verwirklicht ,  da  die 
natürlichen  Bedingungen  in  großen  Gebieten 
ungünstig  dafür  liegen.  In  weil  überwiegen- 
der Anzahl  sind  die  neuen  Höfe  als  Otrubs 
entstanden  und  in  kleinen  doriähnlichen 
Siedlungen  zusammengefaßt.  Auf  jeden  Fall 
ist  ein  vielversprechender  Anfang  ge- 
macht worden.  Die  grüßten  Schwierigkeiten 
waren  zu  überwinden,  aber  mit  unbeirrbarer 
Energie  haben  die  Agrarkommissioncn  ihres 
Amtes  u'ewalt et  und  den  sicheren  Grund- 
stein für  die  Entwicklung  der  l)äuerlichen 
Landwirtschaft  gelegt,  l'-in  ähnlich  günstiges 
l'rleil  läßt  sieh  über  die  Tätigkeit  dei 
Bauernbank  fällen.  Zwar  zeigt  sicli  aucii 
I  bei  ihr,  daß  weit  weniger  Ivnzelhöfe  als  Weiler 
I  und  Dörfer  gebildet  werden,  das  eigentliche 
Ziel  also  nicht  erreicht  wird.  Die  Gründe 
hierfür  >Yerden  nicht  angegeben;  vielleicht 
liegen  sie  in  den  erwähnten  natürlichen 
Bedingungen. 

So  standen  die  Dinge,  als  der  Krieg  .aus- 
brach. 

VII.   (Anhang.)     Die  Agrarreform   in  der 
Revolution '). 

I.  Die  vorläufige  Regierung.  Wührcnd  der 
Krieges  wurde,  namentlich  wegen  finanzieller 
Schwierigkeiten,  das  UuformwcrK  zunächst  ein- 
goschriinkt,  dann  völlig  eingüstellt.  lici  Aus- 
bruch der  Kevolution  triumphierte  sofort  die 
Macht  der  verschiedenen  Schlagworte  der  poli- 

j  tischen  Parteien,  die  durch  Stolypins  Kelorm 
in  den  Hintergrund  gedrängt  worden  waren.  Man 

I  kann  hauptsächlich  drm  Richtungen  unter- 
scheiden: 

a)  die  Kadetten.  Ihre  Forderungen  sind 
im  Wesentlichen  die  folgenden :  Ucbergang  des 
gesamten  in  öffentlichem  und  privatem  Be- 
sitze befindlichen  I.,andes  an  die  Hauern, 
wobei  für  die  Enteignung  eine  Entschädi- 
gung zu  zahlen  ist;  die  endgültige  Lösung 
der  Agrarreform  soll  aber  der  \'erta.ssunggeben- 
den  Versammlung  vorbehalten  bleiben,  b)  die 
Menschewiki  und  Sozialrevolutionäre.  Sie 
zeigen  die  gleiche  Auffassung,  halten  nur  eine 
Entschädigung  an  die  Grundbesitzer  für  un- 
zulässig, c)  die  läolschewiki.  Sie  verlangen 
unverzüglichen,  unentgeltlichen  Uebergang  alles 
Landes  an  die  Uauernschaft. 

Während  der  ganzen  Dauer  der  Herrschaft 
der  einstweiligen  Regierung  wurde  der  Stand- 

")  Die  über  die  Erfolge  der  agrarischen  Mab- 
nabmcn  der  Revolutionsregierungen  nach 
Deutschland  gedrungenen  Nachrichten  sind  der- 
art lückenhaft,  tendenziös  und  widerspruchsvoll, 
daß  eine  wissenschaftliche  Darstellung  fast  un- 
möglich ist.  Ich  begnüge  mich  daher  damit,  die 
liauptsächlichsten  neuen  Reformen  kurz  dar- 
zustellen, unter  Anlehnung  an  Freiherrn  von 
Freitagh-Loringhoven,  die  Gesetzgebung 
der  russischen  Revolution  1920. 
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punkt  der  Kadetten  festgehalten:  ihre  Gesetz- 1 
gebung  aut  dem  Gebiete  der  Landfrage  hatte  i 
nur  vorbereitenden  Charakter  und  präjudizierte  | 
nicht  der  Entscheidung  der  zukünftigen  National-  i 
Versammlung,  wenn  auch  die  getroffenen  Maß-  1 
nahmen  auf  das  beabsichtigte  Endziel  gerichtet  j 
waren.  Zunächst  wurde  ein  „Ausschuß  7Air 
Beratung  der  Landfrage"  eingerichtet,  der 
ursprünglich  nur  beim  Landwirtschaftsministe- 
rium gedacht  war,  später  aber  einen  organischen 
Unterbau  durch  Ausschüsse  in  den  Gouverne- 
ments, Kreisen  und  Gemeinden  erhielt.  Der  ; 
beim  Ministerium  befindliche  Hauptausschuß 
sollte  die  Tätigkeit  der  örtlichen  Ausschüsse 
leiten,  die  von  ihnen  gesammelten  Materialien 
bearbeiten  und  darnach  die  Grundzüge  der 
künftigen  Agrarreform  festlegen,  sich  also  auf 
eine  rein  theoretische  Tätigkeit  beschränken. 
Die  örtlichen  Ausschüsse  hatten  dagegen  eine 
viel  größere  Bedeutung:  sie  erhielten  die  Be- 
fugnis, Verordnungen  zur  „vorläufigen  Regelung 
der  .\grarverhältn!sse"  zu  erlassen,  wenn  nötig 
in  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  einzugreifen, 
ja  sogar  beim  Hauptausschuß  Beschlagnahme 
gefährdeten  Besitzes  zu  beantragen.  Hierbei 
wurde  die  Zuständigkeit  der  verschiedenen 
lokalen  Ausschüsse  voneinander  nicht  scharf 
abgegrenzt.  Die  gegebene  Folge  dieses  Ver- 
fahrens war  die,  daß  die  „Sammlung  von  Mate- 
rialien" gar  keine  Bedeutung  erlangte,  die  ört- 
lichen Ausschüsse  dagegen,  die  „Agrarverhält- 
nisse so  regelten"  .,wie  sie  es  verstanden".  Am 
tätigsten  waren  naturgemäß  die  Gemeinde- 
organe, da  sie  mitten  im  praktischen  Leben 
standen.  Daß  die  aus  dem  „Mir"  hervorge- 
gangenen Behörden  die  ganze  Frage  lediglich 
vom  bäuerlichen  Interessenstandpunkt  aus  be- 
handelten, ist  klar:  für  sie  erschöpfte  sich  die 
.\grarfrage  in  möglichst  restloser  Aufteilung  des 
Gutsbesitzerlandes.  Der  von  der  Regierung 
aufgestellte  Grundsatz,  daß  die  endgiltige 
]>ösung  nur  von  der  Verfassunggebenden  Ver- 
sammlung vorgenommen  weriU'U  solle,  sowie, 
daß  die  Bevölkerung  keine  eigenmächtigen 
Eingriffe  vornehmen  dürfe,  wurde  also  durch 
das  eigene  Vorgehen  der  Regierung  über  den 
Haufen  geworfen.  Das  steht  jedenfalls 
fest,  daß  die  einstweilige  Regierung  schon  zur 
Zeit  ihi-es  Bestehens  durch  ihr  Verfahren  den 
Weg  zu  einer  geregelten  ruhigen  Lösung  der 
Agrarfrage  im  Sinne  der  von  ihr  vertretenen 
Ideen  sich  selbst  versperrt  hat:  der  erforder- 
liche staatliche  Landfonds  konnte  nicht  gebildet  | 
werden,  da  die  Bauern  sich  alles  privaten  Landes 
einfach  bemächtigten.  Eine  Tat  der  vorläufigen 
Regierung  sei  noch  kurz  erwähnt;  sie  ist  neben 
einem  Gesetz  untergeordneter  Bedeutung'),  die 
einzige  positive  Maßnahme:  alle  zur  Durch- 
führung der  Stol vpinschen  Agrarreform  ein- 
gerichteten Behörden  wurden  aufgehoben  und, 
soweit  dies  möglich  war,  die  eingeleiteten  Re- 
formarbeiten rückgängig  gemacht. 

2.  Die  Bolschewik!.  Diese  Sachlage  fanden 
die  Bolschewik!  vor,  als  sie  am  7.  November  11(17 
zur  Macht  gelangten.     Bereits  am  folgenden 


•)  Gesetz  vom  25.  Juli  l'J17,  das  die  Ver- 
äußerung ländlichen  Bodens  von  der  Zustim- 
mung des  Gouvernements-Landausschusses  und 
der  Bestätigung  des  Landwirtschaftsministers 
abhängig  machte. 


I  Tage  erließen  sie  ein  „Agrardekret",  das  ganz 
I  kurz  gehalten  war  und  in  dem  bemerkt  wurde, 
I  daß  zur  Durchführung  der  in  ihm  vorgesehenen 
I  Reformen  eine  gleichzeitig  veröffentlichte  „In- 
1  struktion"  als  .Inhalt  zu  dienen  habe.    Die  In- 
j  struktion  war  airf  Grund  von  Beschlüssen  242 
örtlicher  Bauerm-äte  von  der  Redaktion  der,.Nach- 
richten  des  allrussischen  Bauernrates"  ausge- 
arbeitet und  am  18.  August  1917  veröffentlicht 
worden.    Das  Dekret  und  die  Instruktion  zu- 
sammen bilden  also  die  erste  grundlegende  Maß- 
;  nähme  zur  Lösung  der  Landfrage.    Hierbei  ist 
als  Kuriosum  hervorzuheben,  daß  die  Instruk- 
tion auf  dem  Boden  der  Sozialrevolutionären 
Gedanken  steht,  das  Dekret  dagegen  die  bol- 
schewistischen zu  verwirklichen  sucht.  In- 
folgedessen ergeben  sich  sachlich  recht  erhebliche 
Widersprüche  und  Unklarheiten. 

Das  Dekret  erklärt  das  Eigentum  der  „Guts- 
besitzer" an  ihrem  Lande  für  aufgehoben,  be- 
merkt aber  weiter,  daß  das  Land  der  gewöhn- 
lichen Bauern  und  Kosaken  nicht  angerührt 
werden  solle;  die  Instruktion  hebt  aber  ohne 
jede  Ausnahme  allen  privaten  Landbesitz  für 
immer  auf.  Ein  unlö.slicher  Widerspruch! 
Gutsbesitzer  heißt  in  Rußland  soviel  wie  tiroß- 
grundbesitzer;  diese  Kategorie  soll  nach  dem 
Dekret  allein  enteignet  werden;  wie  aber  findet 
die  Abgrenzung  gegen  die  Bauern  statt  ?  Gar- 
keine  Bestimmung  ist  für  solche  Personen  ge- 
geben, die  weder  Großgrundbesitzer  noch  Bauern 
oder  Kosaken  sind.  Wenn  im  Gegensatz  zur 
!  Instruktion,  die  ausdrücklich  betont,  daß  auch 
Land  von  bäuerlichen  Genossenschaften  und 
Gemeinden  enteignet  werden  soll,  die  vom  Dekret 
zugunsten  der  Bauern  vorgesehene  Ausnahme 
bestehen  bleiben  soll,  so  ergäbe  sich  die  eigen- 
tümliche Folge,  daß  gerade  der  Grundbesitz 
verschont  wird,  der  durch  die  Stolypinsche 
Reform  entstanden  ist.  Das  ist  natürlich  un- 
denkbar; denn  die  Bolschewiki  standen  von 
vornherein  der  Reform  feindlich  gegenüber  und 
eine  Aenderung  dieser  Stellungnahme  wäre  einem 
völligen  Verzicht  auf  ihre  kommunistischen  Ziele 
gleichgekommen.  Das  Dekret  wird  daher  viel- 
fach so  ausgelegt,  daß  den  Bauern  das  Nutzungs- 
recht verbleibt,  während  das  Eigentum  an  den 
Staat  übergeht.  Ebenso  wird  das  gesamte 
lebende  und  tote  Inventar  enteignet,  wobei 
in  der  Instruktion  wiederum  eine  Ausnahme 
zugunsten  der  landarmen  Bauern  festgesetzt, 
also  ein  neuer  Widerspruch  hereingebracht 
I  wird.  Außerdem  eine  Unklarheit:  denn  wie 
bestimmt  auch  der  Begriff  des  „landarmen" 
Bauern  im  täglichen  Leben  ist,  so  schwer  ist 
seine  scharfe  rechtliche  Definition,  genau  wie 
beim  ,, gewöhnlichen"  Bauern.  Eine  Entschä- 
digung für  die  Enteignung  kommt  nicht  in 
Frage 

Soweit  die  negativen  Vorschriften:  alles 
private  Eigentum  wird  aufgehoben.  Der  ge- 
samte Boden  soll  Eigentum  des  Volkes 
werden,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  aus  ihm 
ein  dem  ganzen  Volke  gehörender  ,, Landfonds" 
gebildet  wird  —  also  eine  Verwirklichung  der 
Sozialrevolutionären  Ideen,  die  eine  Nationali- 
sierung, d.  h.  Verstaatlichung  des  Bodens  fordern. 
Wie  unklar  und  wenig  durchdacht  die  ganze 
Gesetzesmacherei  ist,  geht  daraus  hervor,  daß 
gleichzeitig  angeordnet  wird,  auch  die  ,, staat- 
lichen" Ländereien  sollen  ohne  Entschädigung 
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enteignet  und  in  den  Besitz  des  ganzen  Volkes 
überführt  werden.  Es  wird  also  ein  künstlicher 
(Jegensatz  zwischen  Staat  und  Volk  aufgerichtet 
und  es  ist  ganz  unklar,  durch  welche  Urganisaiiun 
das  „Volk"  sein  Eigentumsrecht  am  Hoden 
auszuüben  hat.  Aus  dem  Landfonds  soll  allen 
Bürgern,  die  das  Land  selbst  zu  bearbeiten  be- 
absichtigen, ein  entsprechender  Anteil  zur 
.Nutzung  überwiesen  werden,  und  zwar  ent- 
weder nach  der  Arbeits-  oder  der  Verbrauchs- 
norm. Diese  wichtige  Frage:  jeder  nach  seinen 
Fähigkeiten,  jedem  nach  seinen  Bedürfnissen  ?  — 
wird  also  nicht  entschieden;  ausdrücklich  ist 
nur  die  Verwendung  bezahlter  Arbeitskräfte 
verboten.  Die  Verteilung  des  Landes  soll  durch 
die  Selbstverwaltungsorgane  geschehen;  wenn 
der  örtliche  I/andfonds  nicht  ausreicht,  ist  der 
lJcbcrsch\iU  der  Bevölkerung  an  anderen  ge- 
eigneten Stellen  anzusiedeln.  Hierbei  wird  für 
<lie  Abwanderung  folgende  belustigende  Reihen- 
folge aufgestellt:  1.  landlose  Bauern,  2.  vcr- 
brecheriscne  (iemeindemitglicder,  3.  Deserteure, 
4.  durch  das  Los  bestimmte  usw. 

Das  Dekret  und  die  Instruktion  sind  später 
durch  ein  „Grundgesetz  über  die  Sozialisierung 
lies  Bodens"  ersetzt  worden,  das  nach  dem 
.lanuar  1!*18  erlassen  worden  ist.  Es  enthält  un- 
gefähr dieselben  Vorschriften  und  manche  l'iiklar- 
heiten,  bringt  aber  nicht  irgend  etwas  grundsätz- 
lich Neues.  Nach  ihm  ist  jedes  private  Eigentum 
am  Boden  aufgehoben;  er  geht  in  den  Besitz 
des  ganzen  „werktätigen"  Volkes  über.  Der 
.\usdruck  hat  wohl  nur  agitatorische  Bedeutung; 
gemeint  ist  wahrscheinlich  Verstaatlichung,  wo- 
bei indessen  nichts  darüber  gesagt  ist,  wie  das 
..werktätige"  Volk  sein  Recht  ausüben  soll. 
Die  Bestimmungen  über  die  Landnutzung 
bleiben  dieselben;  die  Zuweisung  wird  aber 
vom  Ermessen  der  örtlichen  Räte  abhängig 
gemacht,  wodurch  der  schlimmsten  Willkür 
Tür  und  Tor  geiiffnet  wenlen.  Kommunistische 
Ucmeinschaften  sind  vor  Einzelpersonen  zu 
bevorzugen,  lieber  Anwendung  der  Verbrauchs- 
oder .Xrbeitsnorm  bei  der  Verteilung  findet  sich 
wiederum  keine  bindende  Vorschrift. 

Wie  in  Wirklichkeit  nach  diesem  Gesetze 
die  Losung  der  Landfragc  sich  gestaltet  hat, 
kann  objektiv  nicht  angegeben  werden.  Irgend- 
welche wissenschaftliche  Literatur  ist  nicht  vor- 
handen, auch  ist  —  wohl  für  lange  noch  —  die 
Möglichkeit  ausgeschlossen,  durch  Studienreisen 
sich  vom  Stande  der  Dinge  zu  überzeugen.  Nur 
rein  tendenziöse  Veröffentlichungen  liegen  vor: 
einerseits  solche,  die  das  Vorgehen  der  liolsche- 
wiki  als  gröbte  und  denkbar  beste  Reform 
preisen,  anderseits  solche,  die  es  auf  das 
heftigste  angreifen;  unvoreingenommene,  sach- 
liche Darstellungen  fehlen.  Die  wirtschaft- 
lichen Folgen  scheinen  verheerend  gewesen 
zu  sein:  der  (iroßgrundbesitz,  der  UebersehuB- 
lieferant,  ist  zerschlagen;  infolgedessen  hungern 
die  Städte  und  von  einer  Getreideausfuhr  ist 
keine  Rede  mehr.  Die  ganze  Volkswirtschaft 
scheint  ruiniert.  Den  Bolschewiki  ist  es  nicht 
einmal  gelungen,  ihre  grundlegenden  Ideen  in 
die  Wirklichkeit  umzusetzen,  wie  aus  einem 
höchst  charakteristischen  Dekret  vom  11.  Juni 
I'JIS  hervorgeht.  Dies  Dekret  sieht  die  Begrün- 
dung von  ..Komitees  der  Dorfarmut"  vor,  die 
von  sämtlichen  Einwohnern  der  Dörfer  gewählt 
werden  sollen  mit  Ausnahme  der  Wucherer, 


der  wohlhabenden  Bauern  und  solcher,  die 
Handel  treiben  oder  gemietete  Knechte  beschäf- 
tigen. Die.\ufgaben  der  Komitees  bestehen  darin, 
Brotgetreide,  Bedarfsgegenstände  usw.  an  die 
Bevölkerung  zu  verteilen  und  die  überschüssigen 
Getreidevorräte  aufzuspüren  und  zu  enteignen. 
Die  Komitees  haben  die  übrige  Bevölkerung 
in  unglaublicher  Weise  terrorisiert.  Aus  dem 
ErlaU  des  Dekrets  geht  mit  aller  Klarheit  hervor, 
dali  das  ,,(!rundgcsetz"  sein  erwünschtes  Ziel 
nicht  erreicht  hat;  denn  wie  könnte  es  sonst 
Dorfarme  geben  und  anderseits  Wucherer  und 
Hauern,  die  über  gemietete  -Arbeitskräfte  ver- 
fügen ?  Es  beweist,  daß  es  unmöglich  war, 
die  bolschewistische  Reform  durchzuführen,  dali 
vor  allem  von  einer  wirklichen  Verstaatlichung 
des  Bodens  keine  Rede  ist,  sondern  daß  an- 
scheinend die  ,, tatsächliche"  Keforni,  wie  sie 
unter  der  einstweiligen  Regierung  begann,  fort- 
gesetzt worden  ist,  nämlich,  dalJ  die  Bauern 
sich  das  den  Gutsbesitzern  mit  (iewalt  abge- 
nommene Land  einfach  angeeignet  haben.  Hier- 
durch bildet  sich  eine  neue  Klasse  von  Grund- 
eigentümern, denen  die  Dorfarmen,  die  beim 
Landraub  zu  kurz  gekommenen  Bauern,  natür- 
lich feindlich  gegenüberstehen.  Nur  in  ganz  we- 
nigen Fällen  ist  es  den  Bolschewiki  gelungen, 
Laiidkomiiiunen  zu  begründen.  Dies  war 
lediglich   dadurch   möglich,   dali   solchen,  die 

I  sich  dazu  bereit  fanden,  größere  Anteile  über- 
wiesen wurden,  als  ihnen  prinzipiell  zustanden, 
d.  h.  melir,  als  sie  selbst  bestellen  konnten.  Die 
Ilauptvertreter  des  bolschewistischen  Gedankens 
mußten  infolgedessen  Lohnarbeiter  verwenden, 
hoben  also  diesen  Gedanken  wieder  auf.  Nach 

,  allem  kann  man  wohl  ein  Urteil  dahin  abgeben, 
daß  die  Bodenreform  der  Bolschewiki  in  ihrem 
Prinzip  völlig  gescheitert  ist.  Ueber  ihre  no- 
sitiven  Ergebnisse  läßt  sich  dagegen  fast  niclits 
sagen:  es  scheint,  daß  auf  dem  Lande  in  Kuß- 
land die  kommunistischen  Gedanken  in  keiner 

I  Weise  verwirklicht  sind,  daß  dagegen  der  (iroß- 
bcsitz  zertrümmert  und  eine  neue  Klasse  bäuer- 
licher Besitzer  im  lintstehen  begriffen  ist,  aller- 
dings auf  anderer  Grundlage  und  unter  anderen 
Voraussetzungen  als  bei  der  großen  Stolypin- 
schen  .Agrarreform. 
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Agrarreform  in  Rußland,  München  und 
Leipzig  1913.  —  WebeTy  RußUinds  Uebergang 
zum  Schein-Konstilutionaliitmus.  —  Itcrsclhef 
Znr  Lage  der  bürgerlichen  Demokratie  in 
Rußland,  Tübingen  IVUO.  —  v.  Wrangell, 
Die  agrare  Neugastall ang  Rußland«.  Im  Jb.  f.  G. 
V.    36.   Jahrg.   fl91^j    S.   11  ff.  —  Zmammen- 

fa.iaende  Monographie  mit  umfangreichen  runsi- 
schcn  Literaturangaben:  PTeyeTj  Die  russi- 
sche Agrarreform,  Jena  1914. 

Die  Agrargesetzgebung  der  Sowjetrepublik, 
Sammlung  von  Quellen  zum  Studium  des  Bol- 
schewismus, 2.  Heft,  Berlin  1919.  —  Freiherr 
von  Freytagh-Loringhoven,  Die  Gesetz- 
gebung der  russischen  Revolution,  Halle  19S0. 

—  Oauronskif    Die   Bilanz   des  russischen 
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Bolschewismus,  Berlin  1918.  —  Kaplun-Kogan, 

Das  rrissische  Wirtschoftslehen  seit  der  Nerrscliaft 
der  B'ilschemki,  Leipzig  1919.  —  Hirschberg, 
Bolschewismus.  Mit  Lilerattirangnben.  München 
V.  Leipzig  1919.  —  Mautner,  Der  Bolschewis- 
mus, Berlin  u.  Stuttgart  19S0. 

W.  V.  Frey  er. 


Agrarsozialismus 
s.  Bodenbesitzreform. 

Agrarstatistik 
s.  Landwiitschafisstatistik. 


AgrarzöUe 

s.  Getreidezülh>.  Viehzölle. 


Agrikultursystem 

s.  Physiokratisches  System. 

Akkord 

s.  Lohn  und  Lohnpolitik. 


Aktiengesellschaften. 

I.  Aktienrecht.  II.  Wirtschaftlicher 
Charakter  der  Aktiengesellschaft. 
III.  Statistik  der  Aktiengesellschaften. 

I.  Aktienrecht. 

A.  Das  Aktienrecht  iu  DeutsclUand.  B.  Das 
Aktienrecht  in  den  übrigen  Ländern. 

A.  Das  Aktienrecht  in  Deutschland. 

1.    Geschichtliches.  Begriffliches:  Die 

Aktiengesellschaft  als  Korporation.  Grund- 
kapital. Aktie.  Beschränkte  EinlagepfUcht. 
3—5.  Entstehung  der  Aktiengesellschaft.  3.  Grün- 
der. Inhalt  des  Gesellschaftsvertrages.  Grün- 
derbericht. 4.  Einheitsgründung.  Eintragung 
der  Gesellschaft  und  Veröffentlichung.  5.  Stufen- 
gründung. Insbesondere  Zeichnung  und  kon- 
stituierende Generalversammlung.  6.  Zweig- 
niederlassungen. 7.  Die  Aktiengesellschaft  vor 
der  Eintragung.  8.  Erlangung  des  Grundkapi- 
tals, insbesondere  durch  Gründerverantwortlich- 
keit. 9.  Erlangung  des  Grundkapitals,  insbe- 
sondere durch  Haftung  aus  Erwerb  der  Aktie. 
Kaduzierung  und  Regreß.  10.  Die  Aktienge- 
sellschaft als  Person.  Organisation.  11  —  13. 
Generalversammlung.  11.  Generalversammlung 
im  allgemeinen.  Funktion.  Berufung.  Stimm- 
recht. Stimmsicherung.  12.  Sonderversamm- 
lungen. 13.  Anfechtung  der  Generalversamm- 
lung.sbeschlüsse.  Löschung  im  Handelsregister. 
14.  Vorstand.  15.  Aufsichtsrat.  16.  Andere 
Organe.  Bevollmächtigte  und  Prokuristen.  17 
-19.  Aktionäre.  17.  Erwerb  der  Aktie.  18. 
Aktionärrechte.  Insbesondere  Anteil  am  Gewinn 
und  Vermögen:  Dividende  (Dividendenschein), 
Bauzinsen,  Liquidationsquote.  19.  Minderheits- 
rechte. 20—23.  Gebaren  der  .\ktiengesellschaft. 
A.  Ordentliches  Gebaren:  20.  Inventar, 
Bilanz  (Erneuerungsfonds,  Reservefonds),  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung,  Genehmigung  und 


Entlastung.  B.  AußerordentUches  Gebaren: 
21.  Abänderung  des  Gesellschaftsvertrags.  22. 
Erhöhung  des  Grundkapitals.  23.  Verminderung 
des  Grundkapitals:  Herabsetzung,  Amortisation. 
Erwerb  eigener  Aktien.  24.  Auflösung  der  Ak- 
tiengesellschaft. Liquidation.  25.  Uebertra- 
gung  des  Vermögens  im  ganzen.  Fusion.  26. 
Straf\'orschriften.  27.  Anhang:  Die  Komman- 
ditgesellschaft auf  Aktien. 

1.  Geschichtliches.  Die  Entstehung  der 
Aktiengesellschaften  in  Deutschland  ist  auf  die 
allgemeine  politische  und  wirtschajtüche  Bewe- 
gung zurückzufüliren,  die  mit  den  Schlagworten 
des  Polizeistaats,  des  aufgeklärten  Despotismus 
und  des  Merkantilismus  bezeichnet  wird.  Zu 
den  wohlverstandenen  Maßnahmen  des  letzteren 
zählte  die  möglichste  Anbahnung  unmittelbarer 
Verkehrsbeziehungen  und  deren  Förderung  durch 
große  privilegierte  Handelskompagnien.  Die 
—  historisch  wohl  an  die  Reederei  aidtnüpfen- 
den  —  mächtigen,  mit  weitgehendsten  Regie- 
rungsrechten ausgerüsteten  Handelskompagnieu 
der  Niederlande  und  Englands  aus  dem  Anfange 
des  17.  Jahrhunderts  sind  zwar  nicht  die  ältesten 
Aktiengesellschaften,  werden  vielmehr,  abge- 
sehen von  den  der  Aktiengesellschaft  immer- 
hin ähtüichen  genuesischen  Kolonialgesellschaf- 
ten des  14.  Jahrh.  (maonae,  montes),  besonders 
durch  die  St.  Georgsbank  in  Genua  von  1407 
(bis  1805)  und  die  St.  Ambrosiusbank  in  Mai- 
land von  1598  (bis  1786)  an  Alter  übertroffen. 
Aber  sie  sind  es.  die  das  Aktienprinzip  populari- 
sierten, ihm  zuerst  die  damalige  Kulturwelt  er- 
schlossen. In  den  Niederlanden  findet  sich  auch 
1606  zuerst  das  Wort  , .Aktie".  Dänemark. 
Schweden,  Frankreich,  Portugal  folgten  dem 
Beispiele.  Die  berüchtigte  MississippigeseUschaft 
des  Jahres  1717  gewann  der  Aktie  mit  deren 
Ausstellung  auf  den  Inhaber  den  freien  Markt. 
Die  ersten  deutschen  Aktiengesellschaften  führen 
auf  das  niederländische  VorbUd  zurück.  Von 
1647  an  plante  der  große  Kurfürst  von  Branden- 
burg ein  Konkurrenzunternehmen  gegen  die 
Niederländisch-Ostindische  Kompagnie.  1682 
gründete  er  die  Handelskompagnie  auf  den 
Küsten  von  Guinea,  die  mindestens  eine  der 
Aktiengesellschaft  sieh  nähernde  Gestalt  auf- 
weist. 1719  schuf  der  Kaiser  die  Oesterreichisch- 
Orientalische  Kompagnie  in  Wien.  1722  eine 
bald  der  pragmatischen  Sanktion  zu  Liebe  auf- 
gegebene Ostindische  Kompagnie  in  Ostende. 
In  Preußen  gab  nach  unzähligen  mißglückten 
Projekten  Friedrich  der  Große  1750  Freibrief 
für  eine  Asiatische  Kompagnie  in  Emden  zum 
chinesischen  Handel,  die  im  siebenjährigen 
Kriege  versank  und  wohl  die  erste  wirklich  be- 
triebene Aktiengesellschaft  des  heutigen  Deutsch- 
lands war.  1753  wurde  von  demselben  König 
eine  kläglich  zugrunde  gegangene  Bengalische 
Kompagnie  in  Emden  privilegiert.  Von  1765 
an  entwickelte  sich  die  Aktiengesellschaft  in 
Deutschland,  namentUch  in  Preußen,  langsam, 
aber  stetig.  Die  älteren  deutschen  Aktiengesell- 
schaften beruhten  auf  dem  Oktroisysteine. 
Ihre  Bildung  war  nicht  durch  das  gemeine 
Recht  freigegeben.  Sie  erforderte  landesherr- 
liches Spezialprivileg.  Das  von  der  Staatsge- 
walt ausgehende  Oktroi  regelte  ihre  öffentlichen 
Befugnisse  und  Pflichten,  verbreitete  sich  aller- 
dings auch  über  die  privatrechtliclien  Verhält- 
nisse,  denen  besondere  Wichtigkeit  beigelegt 


Aktiengesellschaften  (Aktienrecht  in  Deutschland) 


97 


wurde.  Die  eigentliche  Ordnung  der  inneren 
Beziehungen  erfolgte  durch  Statuten,  die  wenig- 
stens bei  den  alteren  prcuUischen  Gesellschaften 
grundsätzlich  nicht  der  Staatsgcnehraieung 
untcrfielen.  Die  Gesellschaften,  durcn  Verleihung 
des  Oktrois  mit  Körnerschaftsrechtcn  begabt, 
erschienen  der  Zeit  aes  eudämonistischcn  Po- 
lizeistaats unterschiedslos  als  öffentliche  Körper- 
schaften f  Staatsanstalten).  Das  System  des 
Oktrois  herrschte  in  Deutschland  wesentlich  bis 
fast  zur  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Der 
weiterdrängende  Verkehr,  namentlich  die  Ver- 
breitung der  Eisenbahnen  zwang  zunächst  den 
preußischen  Staat,  auf  der  Grundlage  des  code 
<le  commerce  in  dem  G.  v.  3./X1.  1838  das 
Recht  der  Eisenbahngesellschaften,  sodann  in 
dem  V.  9./XI.  1843  das  Recht  aller  Aktien- 
gesellschaften zu  regeln.  Oesterreich  folgte  in 
dem  Vercinsgesctz  v.  26./XI.  1852  nach.  Die  ' 
übrigen  deutschen  Staaten  standen  von  einer 
allgemeinen  Hcgclung  des  Aktienrechts  ab. 
Allein  die  Aktiengesellschaft  wurde  noch  immer 
als  an  staatliche  Genehmigung  gebunden,  ^ 
von  staatlicher  Aufsicht  abhängig  er- 
klärt, als  öffentliche  Körperschaft  behandelt. 
Die  nicht  staatlich  genenmigte  Gesellschaft, 
wenn  auch  theoretisch  als  Privatverein  zuge- 
lassen, hatte  keinen  nennenswerten  Rechtsboden. 
Noch  zur  Zeit  der  Fertigstellung  des  allg.  deut- 
schen HGB.  (18G1)  war,  soweit  bekannt,  die 
ungcnchmigtc  Aktiengesellschaft  im  Auslände 
nur  in  England  und  Ungarn,  in  Deutschland 
nur  in  Hamburg  und  Bremen  anerkannt.  Auch 
das  HGB.,  lediglich  für  die  Handelsaktiengesell- 
schaft gültig,  hielt  grundsätzlich  an  der  Staats- 
genchraigung  fest.    Von  der  hierin  den  Landes- 

fesetzen  vorbehaltenen  Freiheit  machten  die 
lansestädtc,  Oldenburg,  später  Sachsen,  be- 
schränkt Baden  und  Württemberg  Gebrauch. 
Das  zweite  System  wurde  erst  durch  das  G.  v. 
11. /VI.  1870  beseitigt.  Diese  übereilt  beratene 
Aktiennovellc,  in  den  Südstaaten  1870/72  ein- 
geführt, betreite  die  Aktiongesellschaft  von  der 
staatlichen  Genehmigung  und  Aufsicht  und 
setzte  an  deren  Stelle  privatrechtliche 
Normativbestimmungen,  die  den  Schutz 
der  .\ktionäre  und  Gläubiger  anzielten,  aber 
nicht  erreichten.  Sie  erhob  zudeich  alle  Aktien- 
gesellschaften zu  Handelsgesellschaften  und  be- 
seitigte damit  die  besondere  Regelung  der 
,, Zivilaktiengesellschaften",  die  bisher  teils  dem 
älteren  Rechte,  wie  dem  österreichischen  Ver- 
cinsgesetz  und  der  gemeinrechtlichen  Theorie, 
teils,  so  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen  und  Braun- 
schweig,  besonderen  Gesetzen  unterfielen.  Sicher- 
lich war  es  nicht  diese  P^eigebung  allein,  welche 
die  Uebergründungspcriode  der  .Jahre  1871/73 
hervorrief.  Allein  in  erster  Reihe  wurde  das 
Gesetz  für  sie  verantwortlich  gemacht.  Alsbald 
nach  Ablauf  der  Gründerjahre  und  wiederum 
i.  J.  187ß  aus  Anlaß  der  Mißbrauche  des  nrcus- 
sischcn  Eisenbahnkonzessionswesens  wurde  der 
Ruf  nach  Reformen  laut.  Die  Lösung  verschob 
sieh  unter  dem  Drucke  der  andauernden  wirt- 
schaftlichen Krisis.  Erst  am  IS./VII.  1884 
wurde  ein  neues  Aktiengesetz  verkündet.  Das 
Gesetz  suchte  vor  allem  den  Gründungshergang, 
namentlich  durch  Kennzeichnung  der  Gründer, 
klarzustellen,  die  Reellität  der  Gründung  und 
der  Geschäftstätigkeit  durch  Verhaftung  der 
Gründer,  der  Verwaltungs-  und  Kontrollorgane 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.   4.  Aufl. 


zu  sichern,  die  Funktionen  der  einzelnen  Gc- 
sellschaftsorgane  abzugrenzen  und  zu  bestimmen 
sowie  die  Aktionäre  durch  strengere  Haftung 
und  Einräumung  selbständiger  Befugnisse  enger 
an  das  Unternehmen  zu  knüpfen.     Seit  dem 

I.  /I.  1900  ist  Quelle  des  deutschen  Aktienrechts 
das  im  Anschluß  an  das  BGB.  neu  gegebene 
HGB.  vom  10./.1.  1897,  das  die  Aktiengesell- 
schaft in  den  §§  178-319  behandelt.  Im  all- 
gemeinen fußt  es  durchaus  auf  der  Novelle  von 
1884.  Im  besonderen  ist  vieles  geändert  und 
ergänzt,  namentlich  in  bezug  auf  die  Revision 
der  Gründung,  die  Erhöhung  und  Herabsetzung 
des  Grundkapitals,  die  Veräußerung  des  Ver- 
mögens als  Ganzen  und  die  Nichtigerklärung 
der  Gesellschaft. 

Die  Kriegsgesetzgebung  führte  vorübergehend 
für  die  Errichtung  von  AKtiengcsellschaftcn  mit 
einem  Grundkapital  von  mehr  als  3ÜUO0O  M. 
das  Erfordernis  der  staatlichen  Genehmigung 
ein  (Hekanntin.  v.  2./XI.  1917).  Entsprechendos 
galt  für  Kapitalcrhöhungen  auf  mehr  als  300000 

II.  Nach  der  V.  v.  12./1I.  1920  durltc  die  Ge- 
nehmigung nur  versagt  werden,  wenn  außer 
Zweifel  stand,  daß  die  beabsichtigte  Maßnahme 
gegen  den  Zweck  der  Verordnung,  volkswirt- 
schaftlich nicht  gerechtfertigte  Ansprüche  vom 
Kapitalmarkt  fern  zu  halten,  verstoßen  würde. 
Durch  V.  V.  9./X.  1920  ist  die  Genchmigungs- 

'  pflicht  wieder  beseitigt  worden. 

I      2.   Begriffliches:      Die  Aktiengesell- 
schaft  als  Korporation.  Grundkapital. 
Aktie.    Beschränkte  Einlagepflicht.  Das 
Gesetz  oiitliält   nicht   mehr,  wie  elicdcm, 
;  eine  ausdriickliclie  Boslimmuns  des  Begriffs 
der  Alctiengcspllschaft.     Es  stellt  nur  an 
.seine  Spitze  den  Satz,  daß  die  sämtlichen 
I  GescUscnafter   der   Aktiengesellschaft  mit 
I  Einlagen  auf  das  in  Aktien  zerlegte  Gnind- 
kapital  der  Gesellschaft  betcilitrt  sind,  ohne 
I  persönlich  für  deren  Verbindlichkeiten  zu 
haften.  Hieraus  und  aus  der  Bestimmung,  daß 
die  Verpflichtung  des  Aktionärs  zur  Ijcistiing 
1  von  Kapitaleinlagen  grundsätzlich  durch  den 
Nennbetrag  der  Aktie  begrenzt  wird,  sind  die 
kennzeiclincndon  Merkmale  der  Akticngesell- 
;  Schaft  zu  gewinnen.    Die  Aktiengesellschaft 
ist  Gesellschaft  in  jenem  weiten  Sinne, 
in  dem  jede  Vereinigung  mehrerer  Personen 
so  bezeichnet  werden  mag.  Nach  deutschem 
Aktienrecht  ist  sie  juristische  Person, 
weil  sie  „als  solche  selbständig  ihre  Rechte 
und  Pflichten  hat"  (§  210)  und  insbesondere 
fähig  ist,  persönliche  Schulden  zu  haben,  für 
die  ihr  Vermögen  und  nur  dieses  hattet; 
sie  ist  Korporation,  weil  sie  eine  Mehr- 
heil  von  Personen  zur  Einheit  zusammen- 
faßt; sie  ist  private  Korporation,  weil  sie 
sich  in  dem  Gebiete  des  Privatrochts  aus- 
lebt, weil  bei  ihr  die  öffentlichen  Rechte 
und  Pflichten  nur  untergeordnete  Bedeutung 
haben.    Will  man  die  Korporation  des  ge- 
meinen deutschen   Rechtes,  wie  sie  sich 
unter    Zuhilfenahme    germanistischer  Ge- 
danken im  modernen    Gesetzesrecht  und 
Gerichtsgebrauch  entwickelt  hat,  mit  dem 
Bd.  I.  "? 
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besonderen  Namen  einer  korporativen  Ge- 
nossenschaft bezeichnen,  so  ist  die  Aktien- 
gesellschaft eine  solche.  Sie  ist  insbesondere 
keine  Sozietät,  weder  eine  reine,  noch  eine 
durch  Vertrag  oder  Gewohnheitsrecht  be- 
einflußte, keine  Gesellschaft  mit  korporativen 
Anklängen  —  formeller  oder  kollektiver 
Einheit  — ,  auch  kein  unfaßbares  Mittelding 
zwischen  Korporation  und  Sozietät;  sie  ist 
ebensowenig  eine  sachenrechtliche  Gemein- 
schaft, kein  subjektloses  Zweckvermögen, 
keine  Stiftung,  auch  kein  Mittelding  zwischen 
Stiftung  und  Korporation,  wie  dies  alles 
mehr  oder  minder  genau  behauptet  worden 
ist.  Aber  die  Aktiengesellschaft  ist  nur  Privat- 
korporation auf  der  Grundlage  eines  Ver- 
trags. Das  Gesetz  führt  ihr  Dasein  in 
nicht  fortzuerläuternder  Weise  auf  den 
Gesellschaftsvertrag  zurück.  Dieser  wird 
von  den  Aktionären  geschlossen.  Jeder  Ak- 
tionär verpflichtet  sich  den,  wenn  auch  viel- 
leicht der  Person  nach  unbekannten  Genossen 
und  ist  sich  ihrer  Verpflichtungen  bewußt. 
Ob  der  Wille  der  ersten  Kontrahenten  auf  die 
Eingehung  einer  Korporation  oder  die  Er- 
sichtung  einer  Sozietät  zielt,  ist  unerheblich. 
Sofern  nur  eine  Aktiengesellschaft  gewollt 
ist,  kann  das  gewollte  Gebilde  laut  gesetz- 
licher Norm  lediglich  in  der  gesteigerten 
Form  einer  Korporation  erreicht  werden.  — 
Die  Aktiengesellschaft  ist,  wenn  auch  Zu- 
sammenfassung von  Personen,  so  doch  nur 
solche  auf  wesentlich  geldkapitalistischer 
Grundlage.  Sie  erfordert  ein  in  einer  Geld- 
summe ausgedrücktes  Hnlagekapital  (Grund- 
kapital), die  öffentlich  versprochene  Ivredit- 
basis  der  Aktiengesellschaft.  Das  Gnind- 
kapital  muß  bei  der  Entstehung  jedenfalls 
durch  Versprechen  der  Aktionäre  voll  ge- 
deckt sein.  Seine  Erlangung  wird  durch 
eingehende  Vorschriften  über  Gründerver- 
antwortlichkeit und  Haftung  aus  Erwerb 
des  Anteils,  seine  Erhaltung  durch  die  Nor- 
men über  Bilanz,  Gewinn-  und  Vermögens- 
verteilung angezielt.  • —  Die  Aktiengesell- 
schaft erfordert  weiter  die  völlige  Zerlegung 
dieses  Einlagekapitals  in  eine  feste  Anzahl 
von  Teilen,  die  niclit  wiederum  teilbar 
und  über  welche  Urkunden  —  Aktien 
oder  vor  deren  Ausstellung  Interims- 
scheine —  auszugeben  sind.  Die  Urkunden 
verkörpern  die  Mitgliedschaft  der  Aktionäre 
behufs  Ausübung  und  Uebertragung.  Sie 
drücken  aber  zugleich  das  Maß  der  Kapital- 
einlagepflicht der  Aktionäre  aus  und  lauten 
deshalb  auf  einen  bestimmten  Geldbetrag, 
derart  daß  die  Summe  der  Beträge  das 
Einlagekapital  erschöpft.  Vor  der  VoUeistung 
der  Kapitaleinlage  darf  die  Aktie  nur  auf 
Namen,  unter  Angabe  des  Betrags  der  be- 
wirkten Leistung,  gestellt  werden.  Im  übrigen 
ist  die  Aktie  auf  den  Lihaber  zugelassen. 
Mangels  Bestimmung  des  Gesellschaftsver- 


trags ist  die  Aktie  auf  Namen  auszufertigen. 
Der  Vertrag  kann  gestatten,  daß  auf  Ver- 
langen des  Aktionärs  seine  Naniensaktie  in 
eine  Inhaberaktie  und  umgekehrt  zu  ver- 
wandeln sei.  Der  Interimsschein  darf  nicht 
auf  den  Inhaber  lauten.  Die  Urkunden  (Ak- 
tien oder  Interimsscheine)  müssen  auf  einen 
Betrag  von  mindestens  je  1000  Mark  ge- 
stellt werden.  Namensurkunden  zu  gerin- 
gerem Betrage,  jedoch  nicht  unter  je  200 
Mark  (Kleinaktien)  sind  zugelassen  erstens 
bei  Beschluß  des  Reichsrats,  der  an  die  Stelle 
des  Bundesrats  getreten  ist,  entweder  für 
ein  gemeinnütziges  Unternehmen  im  Falle 
besonderen  örtlichen  Bedürfnisses  oder  wenn 
für  ein  Unternehmen  das  Reich,  ein  Bundes- 
staat, ein  Kommunalverband  oder  eine  son- 
stige öffentliche  Körperschaft  auf  die  An- 
teile einen  bestimmten  Ertrag  ohne  Bedin- 
gung und  Befristung  gewährleistet  hat; 
zweitens,  wenn  die  Uebertragung  laut  un- 
abänderlicher Bestimmung  des  Gesellschafts- 
vertrags an  die  Einwilligung  der  Aktien- 
gesellschaft gebunden  ist  (unten  Nr.  17).  Bei 
Ausgabe  von  Urkunden  mit  unzulässigen 
Minderbeträgen  sind  die  Urkunden  nichtig, 
die  Ausgeber  den  Besitzern  als  Gesamt- 
schuldner ersatzpflichtig,  die  Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder  strafbar.  Klein- 
aktien sollen  die  Genehmigung  oder  Ueber- 
tragungsbeschränkungen  ersehen  lassen,  bei 
Vermeidung  der  Bestrafung  der  Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder.  Die  Urkunde 
unterliegt  bei  Verlust  und  Vernichtung,  so- 
fern sie  nicht  das  Gegenteil  besagt,  der 
Kraftloserklärung  durch  Aufgebot.  Hierbei 
sowie  bei  wesentlicher  Beschädigung  und 
Verunstaltung  ist  von  der  Gesellschaft  auf 
Kosten  des  Berechtigten  eine  neue  Urkunde 
auszustellen.  —  Die  Aktiengesellschaft  er- 
fordert ferner  die  ausschließliche  vermögens- 
rechtliche Beteiligung  sämtlicher  Aktionäre 
mit  Einlagen,  indem  ihr  Wesen  die  per- 
sönliche Verbindlichkeit  der  Aktionäre  für 
die  Schulden  der  Aktiengesellschaft,  einer 
eigenen  Person,  ausschließt.  —  Die  Eigen- 
schaft der  Einlagen  als  erschöpfender  Teile 
des  festen  Einlagekapitals  führt  endlich 
folgericlitig  dahin,  daß  die  Einlagepflicht 
des  Aktionärs  grundsätzlich  durch  den 
Nennbetrag  der  Aktie  begrenzt  wird. 
Hiervon  bestehen  zwei  Ausnahmen:  einmal 
kann  zufolge  Zulassung  in  dem  Gesellschafts- 
vertrage die  Aktie  für  einen  höheren  als 
den  Nennbetrag  ausgegeben  werden  (Ueber- 
pariemission);  weiter  kann,  wie  im  Literesse 
der  Zuckerfabriken  mit  Rübenlieferungs- 
pflicht verordnet  ist,  in  dem  Gesellschafts- 
vertrage, sofern  die  Anteilsrechte  nur  mit 
Zustimmung  der  Gesellschaft  übertragbar 
sind,  den  Aktionären  neben  den  Kapitalein- 
lagen die  Verpflichtung  zu  wiederkehrenden, 
nicht  in  Geld  bestehenden  Leistungen  auf- 
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erlegt  werden,  aber  nur  in  dem  ursprüng- 
lichen Gcscilschaftsvertrag  oder  mit  Zu- 
stimmung aller  Betroffenen.  Praktisch 
wird  die  beschränkte  Einlagepflicht  da- 
durch liinfällig  gemacht,  daß  unter  Ab- 
änderung des  Gesellschaftsvertrags  den 
Aktionären,  die  Zuzahlungen  leisten,  Vor- 
zugsrechte gcwälirt  werden.  —  Die  Aktien- 
gesellschaft ist  geborene  Handelsgesell- 
schaft, auch  wenn  der  Gegenstand  des 
Unternehmers  nicht  in  dem  Betrieb  eines 
Handelsgcwerbes  besteht.  Die  im  11GB.  für 
Kauficute  gegebenen  Bestimmungen  finden 
auf  sie  Anwendung.  Dir  Geschäftsbetrieb 
ist  gesetzlich  Betrieb  eines  Handelsgewerbes. 
Kleinkaufmann  kann  sie  nicht  sein. 

3—5.  Entstehung  der  Aktiengesellschaft. 

3.  Gründer.  Inhalt  des  Gesellschafts- 
vertrages. Gründerbericht.  Um ciiio Aktien- 
gesellschaft zu  scliaffeii,  bedarf  es  des  Vor- 
gehens von  Personen  als  treibender  Kräfte 
(Gründer).  Deren  Rechtsstellung  zuerst 
bestimmt  zu  haben,  ist  das  Verdienst  des  G. 
von  1884.  Wenigstens  fünf  Personen  müssen 
unter  Uebernahme  mindestens  je  einer  Aktie 
den  Inhalt  des  Ge.sellschaftsvcrtrags  in  ge- 
richtlicher oder  notarieller  Verhandlung  fest- 
stellen. Wer  dergestalt  verfälu-t,  ist  vor 
dem  Rechte  Gründer.  Als  Gründer  gilt 
ferner  schlechthin,  wer  Saclieinlagen  macht. 
Der  Gcscilschaftsvertrag  muß  sechs 
Punkte  umfassen:  1.  Die  Firma  —  eine 
regelmäßig  dem  Gegenstande  des  Unter- 
nehmens zu  entlehnende  Sachfirma,  die 
außerdem  stets  die  Bezeichnung  „Aktien- 
gesellschaft" zu  enthalten  hat  —  und  den 
Sitz  der  Gesellschaft.  2.  Den  Gegenstand 
des  Unternehmens.  3.  Die  Höhe  des  Grund- 
kapitals und  der  Aktie.  4.  Die  Art  der 
Bestellung  und  Zusammensetzung  des  Vor-! 
Standes.  5.  Die  Form  für  die  Berufung  der 
Generalversammlung.  6.  Die  Form  für  die 
Bekanntmachungen  der  Gesellschaft,  wobei, 
soweit  nach  gesetzlichen  oder  anderen  Be- 
stimmungen Bekanntmachungen  durch  öffent- 
liche Blätter  erfolgen  sollen,  der  Deutsche 
Reichsanzeiger  notwendiges,  aber  auch  aus- 
reichendes Publikafionsorgan  ist.  Bei  Fehlen 
oder  Nichtigkeit  einer  dieser  Bestimmungen 
kann  jeder  Aktionär,  jedes  Vorstands-  und 
Aufsichtsratsmitglied  auf  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft  (unter  Anwendung  der  Vor- 
schriften über  die  Anfechtungsklage)  klagen; 
doch  ist,  wenn  es  sich  um  die  Punkte  1, 
2,  4,  5,  6  handelt,  der  Mangel  durch  General- 
versammlungsbeschliiß  nach  den  Regeln  von 
der  Aenderung  des  Gesellschaftsvertrags 
heilbar.  Unbedingt  notwendig  sind  daher 
nur  die  Bestimmungen  über  die  Höhe  des 
Grundkapitals  und  der  Aktie.  Liegen  die 
Voraussetzungen  für  eine  Nichtigkeitsklage 
vor,  so  kann  das  Registergericht  die  ein- 


getragene Gesellschaft  von  Amts  wegen 
löschen.  Die  Anordnung  der  Löschung  steht 
auch  dem  übergeordneten  Landgerichte  zu. 
—  Vielfach  bedürfen  Bestimmungen,  um  der 
Gesellschaft  gegenüber  zu  wirken,  der  Auf- 
nahme in  den  Gesellschaftsvertrag.  So 
namentlich  die,  welche  für  einzelne  Gat- 
tungen von  Mtien  verschiedene  Rechte,  zu- 
mal wegen  der  Gewinn-  und  Vermögens- 
verteilung gewälircn:  Prioritätsaktien  vor 
Stammaktien.  Ferner  die  Gründungsab- 
machungen. In  dieser  Hinsicht  müssen  bei 
Vermeidung  der  Wirk-ungslosigkcit  gegen- 
über der  Gesellschaft  in  dem  Gesellschafts- 
vertrage festgesetzt  werden:  1.  Jeder  zu- 
gunsten einzelner,  namentlich  zu  bezeich- 
nender Aktionäre  bedungene  Vorteil  (sog. 
Gründervorteil;  über  Bezugsrechte  s.  unten 
Nr.  22).  2.  Falls  Aktionäre  auf  das  Gnind- 
kapital  nicht  durch  Barzahlung  zu  leistende 
Einlagen  machen  oder  falls  die  künftige 
Aktiengesellschaft  vorhandene  oder  herzu- 
stellende Vermögensgegenstände  von  Aktio- 
nären oder  Nichtaklionärcn  als  Dritten  über- 
nimmt, die  beteiligte  Person,  der  Gegen- 
stand der  Einlage  oder  Uebernahme  und 
sein  in  Aktien  oder  Vergütung  bestehender 
Gegenwert  (Sacheinlagen  oder  Uebeniahmen). 
3.  Davon  gesondert  der  Gesamtaufwand,  der 
zu  Lasten  der  Gesellschaft  als  Entschädigung 
oder  Belohnung  für  die  Gründung  samt 
Vorbereitung  gewälirt  wird  (Gründungsauf- 
wand). (§  IBü.)  Die  Gründer  haben  im 
Falle  von  Sacheinlagen  und  Uebernahmen 
in  schriftlicher  Erklärung  die  wesentlichen 
Umstände  darzulegen,  von  denen  die  An- 
gemessenheit der  Gegenleistung  abhängt, 
und  hierbei  namentlich  die  auf  den  Erwerb 
durch  die  Gesellschaft  hinzielenden  voraus- 
gegangenen Rechtsgeschäfte,  die  Erwerbs- 
und Herstellungspreise  aus  den  letzten  zwei 
Jahren  und  bei  Uebergang  eines  Unter- 
nehmens die  Betriebserträgnisse  der  letzten 
zwei  Geschäftsjahre  anzugeben  (Gründer- 
bericht). 

4.  Einheitsgründung.  Eintragung  der 
Gesellschaft  und  Veröffentlichung.  Die 

Aktiengesellschaft  kann  auf  zweierlei  Weise 
zustande  kommen,  mittels  Einheits-  und 
Stufengründung  (Simultan-  und  Sukzessiv- 
errichtung). In  der  Praxis  ist  die  erstere 
in  fast  ausschließlicher  Anwendung.  Ein- 
heitsgründung liegt  vor,  wenn  die"  Gründer 
sämtliche  Aktien,  sei  es  sofort  bei  Fest- 
stellung des  Vertragsinhalts,  sei  es  zum 
Reste  in  besonderer  gerichtlicher  oder  nota- 
rieller Verhandlung  ,, übernehmen".  Ist  die 
Uebernahme  aller  Aktien  durch  die  Gründer 
erfolgt,  so  ist  damit  der  Gesellschaftsvertrag 
geschlossen,  ,,die  Gesellschaft  errichtet". 
Wird  die  völlige  Uebernahme  bei  der  Fest- 
stellung des  Vertragsinhalts  bewirkt,  so  voll- 
zieht sich  der  Abschluß,  indem  hierbei  jeder 
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Gründer  jedem  Genossen  seine  Beteiligung 
anbietet  und  jeder  das  Angebot  jedes  Ge- 
nossen annimmt.  Erfolgt  die  üebemahme 
des  Restes  besonders,  so  enthält  die  bei  der 
Feststellung  des  Vertragsinhalts  erfolgende 
Aktien  übern  ahme  nur  ein  Angebot  an  die 
bereits  vorhandenen  Genossen  und  wird 
erst  in  der  besonderen  Verhandlung  unter 
Mitwirkung  sämtlicher  Gründer  der  Gesell- 
schaftsvertrag geseldossen.  Die  Realität  der 
Aktiengesellschaft  ist,  außer  durch  die 
Deckung  des  gesamten  Grundkapitals  mittels 
Alitienübernahme,  dadurch  gewährleistet,  daß 
noch  im  Gründungszeitraum  auf  jede  Aktie, 
soweit  nicht  Sacheinlagcn  bestehen,  min- 
destens V«  des  Nennbetrags,  bei  Ueberpari- 
emission  auch  das  Aufgeld  bar  eingezahlt 
sein  muß.  Die  Entstehung  der  Aktien- 
gesellschaft mittels  Einheitsgründung  ist 
aber  nicht  an  die  Tätigkeit  der  Gründer 
allein  geknüpft.  Sämtliche  notwendigen  Or- 
gane der  künftigen  Aktiengesellschaft,  die 
Generalversammlung  als  Gründerversamm- 
lung,  der  Vorstand  und  der  Aufsichtsrat 
müssen  bereits  im  Gründungszeitraum  in 
Wirksamkeit  treten.  Die  Gründer  ernennen 
mit  Errichtung  der  Gesellschaft  oder  in 
besonderer  Verhandlung  den  Aufsichtsrat. 
Ebenso  bestellen  sie  den  Vorstand,  wenn  er 
von  der  Generalversammlung  zu  wälilen  ist. 
Sonst  findet  dessen  anderweite  Berufung 
statt.  Die  Vorstands-  und  Aufsichtsrats- 
mitglieder müssen  den  Gründungshergang 
prüfen  und  schriftlich  berichten.  Ist  ein 
Mitglied  zugleich  Gründer  oder  hat  es  sich 
einen  Sondervorteil  oder  Gründerlohn  be- 
dungen oder  besteht  ein  Fall  der  Sacheinlage 
oder  Uebernahme,  so  bedarf  es  zudem  der 
Prüfung  und  des  Berichts  durch  Revisoren, 
die  vom  Organe  des  Handelsstandes  (Handels- 
kammer usw.)  und  in  Ermanglung  eines 
solchen  vom  tierichte  des  Sitzes  der  Gesell- 
schaft bestellt  werden.  Zu  prüfen  ist,  ob  die 
von  den  Gründern  hinsichtlich  der  Ueber- 
nahme und  Einzahlung  des  Gnindkapitals 
sowie  der  Festsetzungen  über  Sacheinlagen 
usw.  (§  186),  insbesondere  im  Gründerberichte 
gemachten  Angaben  richtig  und  vollständig 
sind.  Der  Gründerbericht  ist  auch  dahin  zu 
prüfen,  ob  die  Angemessenheit  der  Gegen- 
leistung für  Sacheinlagcn  und  Uebcrnahmen 
Bedenken  erregt.  Der  Revisorenbericht  ist 
bei  Bestellung  von  Revisoren  durch  das 
Handelsorgan  diesem  zur  öffentlichen  Ein- 
sicht einzureichen.  Bei  Meinungsverschieden- 
heiten zwischen  Revisoren  und  Gründern 
über  das  Maß  der  von  den  letzteren  zu 
gewährenden  Grundlagen  entscheidet  die 
Amtsstelle,  welche  die  Revisoren  ernannt  hat. 
Fügen  die  Gründer  sich  nicht,  so  unterbleibt 
der  Prüfungsbericht.  Den  Revisoren  gebülirt 
eine  angemessene  Entschädigung,  deren  Fest- 
setzung der  gedachten  Amtsstelle  zusteht.  — 


Um  die  Aktiengesellschaft  als  solche  zur 
Entstehung  zu  bringen,  bedarf  es  außer  der 
Feststellung  des  Inhalts  des  Gesellschafts- 
vertrags, des  Abschlusses  des  letzteren  unter 
Volldeckung  des  Grundkapitals,  der  Ein- 
zahlung eines  Bnichteils  der  Bareinlagen  und 
der  Vorprüfung  noch  der  Eintragung  der 
Gesellschaft  in  das  Handelsregister  des  Ge- 
sellschaftssitzes. Hierzu  muß  die  An- 
meldung durch  sämtliche  Gründer,  Vorstands- 
und Auifsichtsratsmitglieder  stattfinden,  unter 
der  Erklärung,  daß  auf  jede  bar  zu  zahlende 
Aktie  der  eingeforderte,  gesetzlich  mindest- 
bezifferte Betrag  bar  eingezahlt  und  vom 
Vorstande  besessen  sei.  Der  Anmeldung 
sind  beizufügen:  1.  Der  GeseUschaftsvertrag 
und  die  Verhandlungen,  in  denen  Aktien 
übernommen  sind.  2.  Bei  Sacheinlagen, 
Uebcrnahmen  usw.  (§  186)  die  den  bezeich- 
neten Festsetzungen  zugrunde  liegenden  oder 
zu  ilirer  Ausführung  geschlossenen  Verträge 
—  die  bei  Sacheinlagen  nichts  anderes  sind 
als  etwa  gesondert  festgestellte  Iiihaltsteile 
des  einheitlichen  Gesellschaftsvertrags  — , 
der  Gründerbericht  sowie  eine  Berechnung 
des  Gründungsaufwandes,  in  der  nunmehr 
die  Vergütungen  und  Empfänger  zu  speziali- 
sieren sind.  3.  Die  Urkunden  über  Be- 
stellung von  V^orstand  und  Aufsichtsrat. 
4.  Die  von  den  Mitgliedern  des  Vorstandes 
und  Aufsichtsrats  evtl.  noch  von  den  Revi- 
soren erstatteten  Prüfungsberichte  und  deren 
etwaige  urkundliche  Grundlagen  (Gutachten, 
Taxen)  nebst  der  Bescheinigung  über  die  Ein- 
reichung des  Revisorenberichts  an  das  Han- 
delsorgan. 5.  Die  Genehmigungsurkunde, 
falls  der  Gegenstand  des  Unternehmens  der 
Staatsgenehmigimg  bedarf  (Eisenbahnbetrieb, 
Banknotenemission  usw.;  aber  auch  die 
nach  der  GO.  genehmigungspflichtigen  Be- 
triebe) oder  wenn  die  Ausgabe  von  Klein- 
aktien vom  Reichsrate  zugelassen  ist.  Der 
dergestalt  angemeldete  Gesellschaftsvertrag 
untersteht  der  Prüfung  des  Registergerichts. 
Dessen  Prüfungsrecht  ist  ein  lediglich  for- 
males. Die  Wahrheit  der  angemeldeten  Tat- 
sachen unterliegt  nicht  der  Prüfung.  Wird 
die  Prüfung  bestanden,  so  erfolgt  die  Ein- 
tragung der  Firma,  des  Sitzes,  des  Gegen- 
standes des  Unternehmens,  des  Grundkapitals 
des  Tages  der  Vertragsfeststellung,  der  Vor- 
standsmitglieder, evtl.  noch  der  Bestimmungen 
über  GeselLschaftsdauer  und  Vertretungs- 
befugnis der  Vorstandsmitglieder  und  Liqui- 
datoren. Das  Registergericht  veröffent- 
licht diese  Angaben  und  eine  Anzahl 
weiterer  Punkte  sowie  die  Personalien  der 
Gründer  und  Aufsichtsratsmitglieder  unter 
Hinweis  auf  die  Oeffentlichkcit  der  einge- 
reichten Schriftstücke,  namentlich  der  Prü- 
fungsberichte. 

5.  Stufengründung.  Insbesondere 
Zeichnung  und  konstituierende  General- 
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Versammlung.  Die  seltene  Entstehung 
der  AklienKcsellschaft  im  Wege  der  Stiifcn- 
pründunf;  vollzieht  sich  in  verwickclterer 
Weise.  Sie  erfordert  nach  Feststellung  des 
Vertragsinhalts  Zeichnung  der  nicht  von 
den  Gründern  hierbei  übcmoramencn  Aktien. 
Die  Zeichnung  ist  zum  strengen  Formalakt 
ausgestaltet.  Sie  hat  durch  schriftliche  Er- 
klärung (Zeichnungsschein)  —  nach  instnik- 
tioneller  Vorschrift  in  zwei  Exemplaren  — 
zu  erfolgen,  aus  welcher  die  Beteiligung 
nach  Anzahl  und  bei  Verschiedenheit  der 
Aktien  nach  Betrag  oder  Gattung  bei  Ver- 
meidung unheilbarer  Nichtigkeit  hervorgehen 
muß.  Der  Zeichnungsschein  hat  weiter  zu 
enthalten:  das  Datum  der  Feststellung, 
den  Zwangsinhalt  des  Gesellschaftsvertrags, 
dessen  Bestimmungen  über  Saclicinlagen  usw. 
(§  186)  und  den  Gesamtbetrag  etwaiger 
Gattungsaktien ;  die  Personalien  der  Gründer; 
den  Ausgabekurs  und  den  Betrag  etwa 
festgesetzter  Einzahlungen;  den  Zeitpunkt, 
mit  dem  die  Zeichnung  mangels  Errichlungs- 
beschlusses  unverbindlich  wird.  Unvoll- 
ständige oder  weitere  Beschränkungen  ent- 
haltende Zeichnungsscheine  sind  nichtig;  ist 
aber  die  Gesellschaft  trotz  eines  hiernach 
nichtigen  oder  wegen  verspäteter  Errichtung 
unverbindlichen  Zeichnuiigsscheins  einge- 
tragen und  hat  der  Zeichner  in  der  Er- 
richtungsversammlung gestimmt  oder  später 
Aktionärrcehte  ausgeübt  oder  -pflichten  er- 
füllt, so  haftet  er  wie  aus  einem  gültigen 
Zeichnungssclieine.  Beschränkungen  außer- 
halb des  Zeichnungsscheins  sind  der  Gesell- 
schaft gegenüber  unwirksam.  Ist  dergestalt 
das  Grundkapital  durch  Uebemahmen  und 
Zeichnungen  gedeckt,  ist  der  Aufsichtsrat 
durch  eine  Generalversammlung  gewählt  und 
der  Vorstand  ebenso  oder  in  der  sonst  be- 
stimmten Art  bestellt,  hat  die  Einzahlung 
der  (Juoten  und  die  Vorprüfung  wie  bei  der 
Einheitsgründung  stattgefunden,  so  ist  der 
Gescilschaftsvertrag  noch  vor  Errichtung  der 
Gesellschaft  zum  Handelsregister  des  GeseU- 
schaftssitzes  anzumelden.  Die  Ai:meldung 
erfolgt  wie  bei  der  Einheitsgründung,  nur 
sind  lücr  als  Anlagen  überdies  die  Dupli- 
kate der  Zeichnungsscheine  und  ein  von  den 
Gründern  unterschriebenes  Aktionärverzeich- 
nis, das  die  Aktien  eines  jeden  und  die  Ein- 
zahlungen auf  dieselben  angibt,  beizufügen. 
Das  Registergericht  benift  sofort  eine  von 
ihm  zu  leitende  Generalversammlung 
der  im  Verzeichnisse  benannten  Aktionäre 
zum  Beschluß  über  die  Gesellschaftserrich- 
tung nach  den  für  die  entstandene  Gesell- 
schaft geltenden  Regeln.  Li  ihr  haben  sich 
Vorstand  und  Aufsiclitsrat  über  die  Prüfungs- 
ergebnisse nach  den  Prüfungsberichten  nebst 
deren  urkundlichen  Gnindlagen  zu  erklären. 
Seiner  Verantwortlichkeit  entsprechend  kann 
jedes  Vorstands-  oder  Aufsichtsratsniitglied, 


I  nicht  aber  ein  Gründer,  bis  zur  Beschluß- 
'  fassung  die  Unterzeichnung  der  Anmeldung 
I  zurückziehen  und  dadurch  letztere  liin- 
'  fällig  machen.  Der  Beschluß  der  General- 
I  Versammlung  über  die  Errichtung  der  i\kticn- 
I  gesellschaft  ist  nichts  anderes  als  der  .\b- 
schluß  des  Gcsellschaftsvertrairs.  Mittels  der 
Uebernahme  hat  jeder  Gründer  jedem  Mit- 
gründer die  Eingehung  dieses  Vertrags  an- 
L'cbotei\  mittels  der  Zeichnung  sich  jeder 
Zeichner  jedem  künfligcnMitaktionär  gleicher- 
maßen angetragen,  durch  die  sog.  Zuteilung 
von  Aktien  durch  die  Gründer  (vorgängige 
Berücksichtigung  der  Zeichnungen)  jeder 
Gründer  sieh  ebenso  jedem  berücksichtigten 
Zeichner  zur  Verfügung  gestellt.  In  der 
Errichtungsversaniinluiig  erklärt  sich  jeder 
Uebernehmcr  und  Zeichner  durch  Abstim- 
j  mung  über  Annahme  oder  Ablehnung  der  ihm 
I  gemachten  Angebole.  Nur  ist  der  Eigenwille 
'  jedes  Stimmenden  durch  positive  Rechts- 
norm bereits  gemeinheitlich  gebunden.  Als 
Ersatz  des  individuellen  Ablehnungsrcchts 
bestehen  Stimmgarantien.  Die  der  Errich- 
tung zustimmende  Mehrheit  muß  mindestens 
V«  sämtlicher  Aktienanwärter  begreifen  und 
der  Betrag  ihrer  Anteile  mindestens  '/«  des 
Grundkapitals  darstellen.  Auch  bei  Er- 
reichung dieser  Mehrheit  gilt  die  Errichtung 
als  abgelehnt,  wenn  für  einzelne  Aktionäre 
der  §  186  (oben  Nr.  3)  zutrifft  und  im  Ul)rigen 
die  Slimmenmehrhcit  gegen  die  Erriditiing 
ist.  Alle  erschienenen  Aktionäre  müssen  zu- 
stimmen, wenn  der  Zwangsinhalt  des  Gesell- 
schaflsvertrags  (mit  Ausnahme  der  Bestim- 
mungen über  GeneralvcrsammlungsberufiMig 
und  Gesellschaftsbekanntmachungen)  oder 
die  Bestimmungen  über  die  Inhaber-  und 
Namensaktien,  über  die  Ucberpariemission, 
über  die  Gattungsaktien  abgeändert  oder  die 
Festsetzungen  über  Sacheinlagen  usw.  (§  186) 
zu  Lasten  der  Gesellschaft  erweitert  werden 
sollen.  Der  einfachen  Melirheit  steht  ein  Ver- 
tagungsrecht zu.  Wird  die  Erriclitung  derart 
beschlossen,  so  findet  Eintragung  und  Ver- 
öffentlichung wie  bei  der  Einheitsgründung 
statt. 

6.  Zweigniederlassungen.  Abgesehen 
von  dieser  maßgebenden  llaupleintragung  am 
Gesellschaffssitz  ist  die  Gesellschaft  in  das 
Handelsregister  jedes  Gerichts  einzutragen, 
in  dessen  Bezirke  sie  eine  Zweigniederlassung 
hat  —  ein  den  Zielen  des  Hauptgeschäfts 
dienendes,  aber  dabei  Unabhängigkeit  des 
Betriebs  wahrendes  Etablissement.  Die  An- 
meldung ist  durch  sämtliche  Vorstandsmit- 
glieder zu  bewirken.  Mit  ihr  ist  der  Gcsell- 
schaftsverfrag  in  Urschrift  oder  öffentlicli 
beglaubigter  Abschrift  einzureichen  und  der 
Nachweis  der  Haupteintragung  zu  füliren. 
Die  Eintragung  erfolgt  wie  für  die  Haupt- 
niederlassung. Die  Veröffentlichung  ist  nach 
Ablauf  von  zwei  Jahren  seit  der  Hauplein- 
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tragung  wesentlich  eingeschränkt.  Befindet 
der  Sitz  sich  im  Auslande,  so  muß  die  An- 
meldung enthalten,  was  zu  veröffentlichen 
ist,  außerdem  aber  das  Bestehen  der  Aktien- 
gesellschaft als  solcher  und,  falls  der  Gegen- 
stand des  Unternehmens  oder  die  Zulassung 
zum  Gewerbebetrieb  im  Inlande  staatlicher 
Genehmigung  bedarf,  diese  nachgewiesen 
werden.  Die  späteren  Gesellschaftshergänge 
sind  gnmdsätzlich  auch  zu  dem  Register 
der  Zweigniederlassungen  anzumelden. 

7.  Die  Aktiengesellschaft  vor  der 
Eintragung.  Vor  erfolgter  Haupteintragung 
besteht  die  Aktiengesellschaft  als  solche  nicht, 
also  jedenfalls  nicht  mit  Rechtswirkung  nach 
außen.  Ist  vorher  im  Namen  der  Gesell- 
schaft gehandelt,  so  haften  die  Handelnden 
persönlich  und  als  Gesamtschuldner.  Vor 
der  Eintragung  können  Aiiteilsrechte  nicht 
mit  Wirkung  für  die  Gesellschaft  übertragen, 
Aktien  oder  Interimsscheine  nicht  ausgegeben 
werden,  dies  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit 
und  der  Ejsatzpflicht  der  Ausgeber  als  Ge- 
samtschuldner gegenüber  den  Besitzern  sowie 
der  Straffälligkeit  der  Vorstands-  und  Auf- 
sichtsratsmitglieder. 

8.  Erlangung  des  Grundkapitals,  ins- 
besondere durch  Gründerverantwortlich- 
keit. Die  Erlangung  des  Gnuulkapitals, 
der  öffentlich  zugesagten  Kreditbasis  der 
Aktiengesellschaft,  wird  durch  zwei  Gruppen 
von  Vorschriften  gesichert:  mittels  einer  aus- 
gedehnten Gründervcraiitwortlichkcit  wird 
dessen  volle  Deckung  durch  Geld-  und  ent- 
sprechend wertvolle  Sachversprechen  und  die 
Leistung  der  gesetzlichen  oder  höheren  ver- 
traglichen Anzahlung  erzwungen ;  mittels  ge- 
setzlicher Feststellung  der  aus  diesem  Ver- 
sprechen oder  späterem  Erwerbe  der  Aktie 
herrührenden  Verpflichtung  wird  die  wirk- 
liche Beschaffung  der  so  gedeckten  Geldbe- 
träge durchgeführt.  Die  Gründerverantwort- 
lichkeit bestellt  nur  gegenüber  der  Gesell- 
schaft. Soweit  das  Gesetz  solche  Schadens- 
ersatzpflicht gegenüber  der  Gesellschaft  fest- 
setzt, gibt  die  schädigende  Handlung  dem 
Einzelaktionär,  wohl  auch  dem  Gläubiger 
keinen  unmittelbaren  Schadensanspnich.  Die 
Gründer  haften  zunächst  für  die  Richtig- 
keit und  Vollständigkeit  der  von  ihnen  hin- 
sichtlich der  Zeichnung  und  Einzahlung  des 
Grundkapitals  sowie  der  Festsetzungen  über 
Sacheinlagen  usw.  (§  186)  zum  Zwecke  der 
Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handels- 
register gemachten  Angaben ;  besonders  haben 
sie  als  Mindestmaß  der  Ersatzpflicht  einen 
an  der  Zeichnung  fehlenden  Betrag  zu  über- 
nehmen, fehlende  Einzahlungen  zu  leisten, 
einen  nicht  vermerkten  Gründungsaufwand 
zu  erstatten;  ebenso  haften  alle  Gründer  für 
Schadensersatz,  wenn  die  Gesellschaft  von 
Gründern  durch  Sacheinlagen  oder  Über- 
nahmen böslicherweise  —  durch  eigentlichen 


oder  durch  eventuellen  dolus  —  geschädigt 
ist.  Der  Gründer,  der  den  Fehler  weder 
kannte  noch  als  ordentlicher  Geschäftsmann 
kennen  mußte,  ist  von  der  Haftung  frei.  Nur 
für  Kenntnis  haften  Gründer,  welche  die 
Beteiligung  eines  zahlungsunfähigen  Aktio- 
närs annahmen.  Sie  müssen  den  entstandenen 
Ausfall  decken.  Die  Haftung  ist  überall 
eine  gesamtschuldnerische.  Als  Gesamt- 
schuldner mit  den  Gründern  haften  die 
Gründergenossen:  der  Empfänger  eines 
verheimlichten  Gründungsaufwandes,  der  bei 
dem  Empfange  wußre  oder  annehmen  mußte, 
daß  die  Verheimlichung  beabsichtigt  oder 
erfolgt  war,  und  jeder  Dritte,  der  zu  dieser 
Verheimlichung  oder  bei  böslicher  Schä- 
digung durch  Sacheinlagen  oder  Ueber- 
nahmen  zu  derselben  wissentlich  mitgewirkt 
hat.  Als  Gesamtschuldner  mit  den  Gründern 
und  Gründergenossen  haften  die  Emitten- 
ten, d.  h.  wer  vor  der  Haupteintragung 
oder  in  den  ersten  zwei  Jahren  nach  ihr. 
um  Aktien  in  den  Verkehr  einzuführen,  eine 
öffentliche  Bekanntmachung  der  Aktien  er- 
läßt ;  und  zwar  bei  Unrichtigkeit  oder  Unvoll- 
ständigkeit  der  Angaben,  welche  die  Gründer 
(nicht  das  Haus  selbst)  lünsichtlich  der 
Zeichnung  und  Einzahlung  oder  der  Fest- 
setzungen über  Sacheinlagen  usw.  (§  186) 
behufs  Eintragung  gemacht  haben,  sowie  bei 
böslicher  Schädigung  der  Aktiengesellschaft 
durch  Sacheinlagen  oder  Uebernahmen,  wenn 
er  den  Fehler  kannte  oder  als  ordentlicher 
Geschäftsmann  kennen  mußte.  Als  Gesamt- 
schuldner, aber  nur  nach  Gründern,  Gründer- 
genossen und  Emittenten,  haften  die  Vor- 
stands- und  Aufsichtsratsmitglieder, 
die  bei  ihrer  Prüfung  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Geschäftsmanns  verletzt  haben. 
Sämtliche  Gründungsansprüche  der  Gesell- 
schaft verjähren  in  fünf  Jahren  seit  der 
Haupteintragung.  Um  die  so  geregelte 
Gründerverantwortlichkeit  gegen  Ab- 
schwächung  durch  Kollusion  oder  Um- 
gehung zu  sichern,  trifft  das  Gesetz  dreifache 
Vorkehr:  Die  Ansprüche  sind  zu  erheben, 
wenn  es  in  der  Generalversammlung  mit 
einfacher  Mehrheit  beschlossen  oder  von  einer 
Minderheit  mit  Vi«  Grundkapital  verlangt 
wird  (unten  Nr.  19).  Vergleiche  oder  Ver- 
zichte sind  erst  nach  fünf  Jahren  seit  der 
Haupteintragung  und  nur  mit  Zustimmung 
der  Generalversammlung  zulässig,  wobei  der 
Widerspruch  einer  Minderheit  mit  Vi  Grund- 
kapital den  Vergleich  liindert.  Für  Ver- 
gleiche zur  Abwendung  oder  Beseitigung 
des  Konkurses  greift  die  Zeitbeschränkung 
nicht  Platz.  Die  in  den  ersten  zwei  Jahren 
seit  der  Haupteintragung  geschlossenen  Ver- 
träge, durch  welche  die  Aktiengesellschaft 
vorhandene  oder  herzustellende,  dauernd  zu 
ihrem  Geschäftsbetriebe  bestimmte  Anlagen 
oder  unbewegliche   Sachen    für  eine  '/i» 


Aktiengesellschaften  (Aktienrecht  in  DeutscUand) 


103 


des  Grundkapitals  fibersteigende  VcrgQtung 
erwerben  soll,  bedürfen  der  Prüfung  und 
Berichterstattung  durch  den  Aufsichtsrat  und 
der  Zustimmung  der  Mehrlielt  der  General- 
versammlung, welche  Mehrheit  im  ersten 
Jahre  mindestens  '/»des  Grundkapitals  über- 
haupt, jedenfalls  mindestens  7«  vertre- 
tenen Grundkapitals  darstellen  muß.  Nur 
der  Erwerb  von  Grundstücken,  der  den 
Gegenstand  des  Unternehmens  bildet  oder 
durch  Zwangsversteigerung  erfolgt,  ist  liicr- 
von  ausgenommen.  Beruht  der  Erwerb  auf 
einer  vor  der  Haupteintragung  von  Gründern 
getroffenen  Abmachung,  so  treten  hinsicht- 
lich der  Entschädigungsrechte  und  Ersatz- 
pflichtigen die  Vorschriften  über  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Gründer  und  Gründer- 
genossen ein.  (Nachgründung.)  Daneben  be- 
stehen Straf  Vorschriften  für  (jründer, 
Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglieder,  die 
behufs  Eintragung  rücksichtlich  der  Zeich- 
nung, Einzalilung,  des  Ausgabekurses  und 
der  Festsetzungen  über  Sachcinlagcn  usw. 
wissentlich  falsche  Angaben  machen;  weiter 
der  Emittenten,  die  solche  Angaben  hier- 
über in  der  gekennzeichneten  Ankündigung 
machen. 

9.  Erlangung  des  Grundkapitals,  ins- 
besondere durch  Haftung  aus  Erwerb 
der  Aktie.      Kaduzierung  und  Regreß. 

Die  Erlangung  der  Bareinlagen  wird  durch 
eine  Reihe  ineinandergreifender  Vorschriften 
über  die  Anteilsurkunde,  die  Ucbcrtragung 
des  Anteils  und  die  Haftung  aus  dessen 
Erwerbe  gesichert.  Die  Unterpariemission 
ist  schlechthin  unzulässig.  Vor  der  vollen 
Leistung  des  Nenn-  oder  höheren  Emissions- 
betrags dürfen  nur  Namensaklien  unter  An- 
gabe der  Einzahlungen  oder  Intcrimsscheine 
ausgegeben  werden.  Intcrimsscheine  auf  den 
Inhaber  sind  nichtig,  die  Ausgeber  den  Be- 
sitzern als  Gesamtschuldner  ersatzpflichtig. 
Vorstands-  oder  Aufsichtsratsmitgliedcr,  die 
vor  Vollcistung  Namensaktien  ohne  Angabe 
der  Einzahlungen  oder  Inhaberaktien  aus- 
geben, sind  zivilreclillich  verantwortlich  und 
strafbar.  Die  Naniensaktien  und  Interims- 
Scheine  sind  mit  genauer  Bezeichnung  des 
Aktionärs  in  ein  Aktienbuch  zu  tragen,  das 
auch  jede  angemeldete  Ucbertragung  auf- 
nimmt. Sie  sind  zwar  ohne  Einschreibung 
übertragbar;  allein  da  für  die  Aktiengesell- 
schaft nur  der  im  Aktienbuche  Verzeichnete 
als  Eigentümer  gilt,  ist  dieser  stets  als  greif- 
barer Aktionär  vorhanden.  Der  so  zu  be- 
stimmende zeitige  Aktionär  haftet  auf  Höhe 
des  noch  nicht  eingezahlten  Nenn-  oder 
höheren  Emissionsbetrags.  Zahlt  er  trotz 
Auffordening  nicht  rechtzeitig,  so  muß  er 
unbeschadet  weitergehender  Schadenersatz- 
ansprüche Verzugszinsen  und  etwa  im  Ge- 
sellschaftsvertrage bedungene  Vertragsstrafen 
entrichten.  Zudem  kann  —  nicht  muß  —  an 


lalle  Säumigen  erneute  Aufforderung  zur 
I  Zahlung  unter  Androhung  ihres  Ausschlusses 
I  bei  Wahning  gewisser  Korm  und  Frist  er- 
I  folgen.   Läuft  die  Nachfrist  fruchtlos  ab,  so 
ist  der  Säumige  seines  Anteilrechts  und  der 
geleisteten  Teilzahlungen  verlustig  zu  er- 
klären (Kaduzierung)  und  eine  neue  Ur- 
kunde auszugeben.   Letztere  dient  der  not- 
wendigen Regreßnahme.    Für  den  nicht 
gezahlten  Betrag  ist  nämlich  jeder  im  Aktien- 
buche  verzeichnete    liechtsvorgänger  ver- 
haftet, jeder  frülicre  aber  nur,  soweit  die 
Zahlung  von  seinem  Nachmannc  nicht  er- 
hältlich ist  (kein  Sprungregreß).    Dies  ist 
kraft  widerleglicher  Vermutung  anzunehmen, 
wenn  der  Nachmann  binnen  einem  Monate 
■  seit  Zahlungsaufforderung  an  ihn  und  Bc- 
nachrichtiicung  des  Vormanns  liiervon  nicht 
'  zahlt.  Der  Zahlende  erhält  die  neue  Urkunde. 
Die  Haftpflicht  des  Rechtsvorgängers  ist 
aber  auf  die  Beträge  beschränkt,  welche 
I  binnen  zwei  Jalu'cn  seit  Anmeldung  der 
I  Uebertragung  des  Anteilsrechts  zum  Aktien- 
I  buch  eingefordert  sind.    Ist  der  Rückstand 
von  Rechtsvorgängern  nicht  zu  erlangen,  so 
kann  die  Aktiengesellschaft  das  Anteilrecht 
[zum  Börsenpreise  verkaufen  evtl.  öffentlich 
versteigern.    Wegen  des  Ausfalls,  den  die 
.XklienL'csollschaft  an  den  jetzt  o(ler  später 
eingeforderten  Beträgen  leidet,  bleibt  der 
Ausgeschlossene  jedenfalls  verpflichtet.  Von 
allen  diesen  Rechtsfolgen  können  Aktionäre 
nicht  befreit  werden.  Der  Aktionär  kann  eine 
Tilgung  der  Verpflichtung  aus  der  Aktie 
durch  Aufrechnung  iiiclit  geltend  machen. 

10.  Die  Aktiengesellschaft  als  Person. 
Organisation.  Die  Aktiengesellschaft  ist 
keine  physische,  aber  eine  wirkliche  Person. 
Als  solche  ist  sie  willens-  und  handlungsfällig. 
Sie  ist  parteifällig.  Ob  sie  prozcßfäliig  ist, 
bestimmt  sich  nach  Prozeßrecht.  Die  ZPO. 
geht  anscheinend  von  dem  Gedanken  man- 
gelnder Prozeßfähigkeit  aus.  Die  Aktien- 
gesellschaft ist  weiter  mittels  der  innerhalb 
ihrer  Zuständigkeit  handelnden  Organe  ver- 
gehensfähig. Sie  haftet  für  vertragliclies  und 
außervertragliches  Verschulden  privatrecht- 
lich wie  eine  physische  Person.  Ob  sie  strafbar 
ist,  richtet  sich  nach  Strafrecht.  Das  StGB, 
kennt  Delikte  juristischer  Personen  nicht, 
wohl  aber  neuerdings  das  Steuerstraf  recht 
der  Reiclisabgabenordnung  (§  357).  Die 
Aktiengesellschaft  als  nicht  physische  Person 
bedarf  der  Organe,  durch  deren  verfiussungs- 
mäßiges  Wirken  sie  ihren  Willen  bildet  und 
ausfiüirt.  Das  Gesetz  kennt  drei  notwendige 
Organe:  Generalversammlung,  Vorstand,  Auf- 
sichtsrat. 

II — 13.  Generalversammlung. 

11.  Generalversammlung  im  allge- 
meinen. Funktion.  Berufung.  Stimm- 
recht.   Stimmsicherung    Die  Generalver- 
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Sammlung  ist  das  oberste,  das  spezifische  j  Ist  die  Generalversammlung  nicht  gehörig 
Willenbildungsorgan  der  Aktiengesell-  berufen,  insbesondere  nicht  durch  die  rechten 
Schaft,  aber  immer  nur  Organ,  so  daß  sie  Organe,  in  rechter  Form  und  Frist,  so  kommt 
die  Gesamtpersönlichkeit  darstellt,  aber  nicht  sie  an  sich  nicht  als  solche  in  Betracht;  aber 
deckt.  Sie  bildet  den  Willen  der  Aiitien- '  da  gesetzlich  ausschließlicher  Notbehelf  sesen 
gesellschaft  durch  Beschlußfassung  der  er-  ihr  Funktionieren  Anfechturg  der  Beschlüsse 
schienenen  Aktionäre.  Die  Beschlüsse  be-  innerhalb  gewisser  Schranken  ist,  so  kann 
dürfen  der  einfachen  Mehrheit  der  abge-  jede  sich  alsGeneralversammlung  darstellende 
geberen  Stimmen,  sofern  nicht  Gesetz  und  Aktionärzusammenkunft  Beschlüsse  fassen, 
Gesellschaftsvertrag  mehr  verlangen.  Für  j  die  mangels  Anfechtung  möglicherweise  wirk- 
Wahlen  kann  der  Gesellschaf  tsvertrag  ab- 1  sam  werden.  In  der  Generalversammlung 
weichend  verfügen.  Willeiiseinigung  aller  i  gewährt  jede  Aktie  unentziehbar  das  St  imm- 
Aktionäre  kann  die  Beschlußfassung  der !  recht.  Gestimmt  wird  nicht  nach  Köpfen, 
Generalversammlung  nicht  ersetzen.  Das  |  sondern  nach  Beträgen,  so  daß  bei  verschie- 
Gesetz  hat  die  Funlrtion  der  Generalversamm-  denen  Aktien  der  höhere  Betrag  entsprechend 
lung  als  obersten,  notwendigen  Organs  der  [  höheres  Stimmrecht  gibt.  Für  mehrere  Aktien 
Aktiengesellschaft  durch  unentziehbare  Zu- 1  in  einer  Hand  kann  der  Gesellschaftsvertrag 
Weisung  einer  Anzahl  wichtigster  gesetzlicher  i  das  Stimmrecht  durch  einen  Höchstbetrag 
Befugnisse  gesichert  (vgl.  die  einzelnen  Fälle  oder  in  Abstufungen  beschränken;  ebenso 
unter  Nr.  8,  15,  17,  20,  21,  22,  23,  24,  25).  i  kann  er  einzelnen  Aktiengattungen  einhöheres 
Der  Vorstand  hat  die  Generalversammlung  zu  Stimmrecht  beilegen.  Von  dieser  Befugnis 
berufen,  wenn  dies  nach  dem  Gesetz  oder  wird  in  neuester  Zeit  häufig  Gebrauch  ge- 
sonst  nötig  ist,  der  Aufsichtsrat  im  Gesell- 1  macht,  um  der  ..Ueberfremdung"  entgegen- 
schaftsinteresse.  Die  Berufung  muß  min- 1  zuwirken.  Für  Vollmachten  ist  die  Schrift- 
destens  alljährlich  zur  Entgegennahme  der  ;  form  nötig  und  ausreichend.  Bei  Inhaber- 
Bilanz  stattfinden —  ordentliche  Generalver- 1  aktien  gibt  Inhabung  Stimme.  Vorstands- 
sammlung (vgl.  aber  die  Bekanntmachung  !  und  Aiifsichtsratsmitglieder  sind  gnmdsätz- 
v.  25./II.  1915,  unten  Nr.  20  am  Ende),  lieh  stimmfähig  für  sich  und  andere.  Die 
Aktionäre  mit  V20  Grundkapital  oder  nach  Stimmabgabe  im  Gemeininteresse  ist  durch 
dem  Gesellschaftsvertrage  mit  einem  noch  Präventiv-  und  Repressivvorschriflen  ge- 
kleineren  Bruchteile  dürfen  bei  Angabe  von  \  sichert.  In  erster  Hinsicht  ist  der  Aktionär 
Zweck  und  Gründen  die  Berufung  der  j  für  sich  und  andere  stimmunfähig,  wenn  der 
Generalversammlung  oder  die  Ankündigung  !  Beschluß  seine  Entlastung,  Enthaltung,  die 
von  Beschlußgegenständen  vom  Vorstand  1  Vornahme  eines  Rechtsgeschäfts  oder  die 
und  Aufsichtsrat  und  nach  ihnen  vom  Ge-  Einleitung  und  Erledigung  eines  Reehts- 
richte  des  Sitzes  fordern,  das  sie  zur  Ein- 1  Streits  mit  ihm  betrifft.  In  letzterer  wird  der 
rufung  bzw.  Ankündigung  ermächtigen  kann, '.  Aktionär  bestraft,  wenn  er  sich  besondere 
aber  nicht  muß.  Macht  der  Bruchteil  von  Vorteile  für  Abstimmung  in  gewissem  Sinne 
dieser  Freiheit  Gebrauch,  so  handelt  er  als  ;  oder  für  Nichtbeteiligung  an  der  Abstimmung 
Organ  der  Aktiengesellschaft,  wenn  auch  gewähren  oder  versprechen  läßt.  Der  Strafe 
gegen  deren  ordentliche  Organe.  Wie  die  •  unterliegt  auch,  wer  solche  Vorteile  gewährt 
Generalversammlung  zu  benifen  ist,  muß  oder  verspricht.  Weiter  ist  zur  Erzielung 
der  Gesellschafts  vertrag  bestimmen.  Gesetz- !  eines  echten  Gemeinwillens  mit  Strafe  be- 
lieb muß  die  Berufung  mit  Freilassung  von  droht:  die  unbefugte  Benutzung  fremder 
zwei  Wochen  erfolgen.  Für  die  Anmeldung  Aktien  zur  Ausübung  des  Stimmrechts  und 
zur  Teilnahme,  zumal  wenn  der  Gesellschafts- 1  der  Minderheitsrechte  (unten  Nr.  19),  zur 
vertrag  die  Aktienliinterlegung  für  die '  Anfechtung  des  Gesellschaftsbestandes  und 
Stimmrechtsausübung  fordert,  bestehen  Son- '  von  Generalversammlurgsbeschlüssen  (oben 
derregeln.  Bei  der  Berufung  soll  der  Zweck  Nr.  3,  unten  Nr.  13);  die  gleiche  Ausübung 
der  Generalversamndung,  die  Tagesordnung  von  Rechten  auf  Gnmd  entgeltlich  geliehener 
(verständlich,  namentlich  bei  Abänderungen  Aktien  und  die  wissentliche  Mitwirkung 
des  Gesellschaftsvertrags)  angekündigt  wer-  liierzu  durch  Verleihen;  endlich  die  wissent- 
den.  Zuwiderhandeln  gegen  letzteres  macht  liehe  Fälschung  oder  Verfälschung  von  Be- 
die  Beschlüsse  nicht  anfechtbar,  sofern  nur  !  scheinigungen  über  Aktienhinterlegung, 
die  Ankündigung  eine  Woche  oder  bei  Be- 1  welche  erstere  das  Stimmrecht  nachweisen 
Schlüssen,  die  qualifizierte  Mehrheit  erfordern, ,  sollen,  sowie  die  Benutzung  solcher  Beseheini- 
zwei  Wochen  vor  dem  Tage  der  General- 1  gungen  zur  Stimmrechtsausübung  mit  Kennt- 
versammlung  oder  dem  Tage,  bis  zu  dem  \  nis  des  Fehlers.  —  In  der  Generalversamm- 
die  Aktienliinterlegung  erfolgen  muß,  ge-  lung  muß  ein  Aktionärverzeichnis  aufgestellt 
hörig  nachgeholt  ist.  Anträge  und  Verband- '  und  vor  der  ersten  Abstimmung  ausgelegt 
lungen  ohne  Beschluß,  iVntrag  und  Beschluß  j  werden.  Jeder  Beschluß  bedarf  zur  Gültig- 
auf Berufung  einer  außerordentlichen  General-  keit  eines  gerichtlichen  oder  notariellen  Ver- 
versammlung  bedürfen  keiner  Ankündigung. '  handlungsprotokolls,  für  das  Einzelregeln  be- 


AktiengeseUschaften  (Mtienrecht  in  Deutschland) 


105 


stehen.  Eine  öffentlich  beglaubigte  Abschrift 
des  Protokolls  ist  von  dem  Vorstand  alsbald 
zu  dem  Handelsregister  zu  reichen. 

12.  Sonderversamxnlungen.  Außer  den 
allgemeinen  Gereralversanimlungcn  bestehen 
Sonderversammlundcii  der  Aktionäre,  welche 
Eigentümer  bestimmter  Gatlungsaktien 
(Prioritätsaktien,  Stammaktien)  sind.  Solche 
treten  ein.  wenn  durch  den  Beschluß  der 
GescUschaftsvertrag  in  bezng  auf  das  bis- 
licrige  Verhältnis  der  mehreren  Gattungen 
zum  Nachteil  einer  derselben  geändert  oder 
das  Grundkapital  erhöht  oder  herabgesetzt 
werden  soll.  Z"  dem  Beschlüsse  der  all- 
gemeinen Generalversammlung  muß  in  dem 
ersten  Falle  ein  Ziislinimungsbeschluß  der 
benachteiligten  Aktionäre,  in  den  letzten 
beiden  Fallen  ein  solcher  der  Aktionäre 
jeder  Gattung  treten,  der  den  für  die  all- 
gemeine Versammlung  aufgestellten  Regein 
folgt. 

13.  Anfechtung  der  GeneralversEimm- 
lungsbeschlüsse.  Löschung  im  Handels- 
register. Jeder  Beschluß  der  Gci;eral-  und 
Sonderversammlung  kann  binnen  einem  Mo- 
nate wegen  Verletzung  des  Gesetzes  oder 
Gesellschaftsvertrags  durch  Klage  und  zwar 
ausschließlich  bei  dem  Landgerichte  (Kammer 
für  Handelssachen)  des  Gesellschaft ssitzes 
angcl'ocliten  werden.  Anfechtungsberechtigt 
ist  der  Vorstand  und,  wenn  die  Ausfülining 
des  Beschlusses  die  Vorstands-  und  Auf- 
sichtsratsmitglieder strafbar  oder  den  Gläu- 
bigern haftbar  machen  würde,  jedes  dieser 
Mitglieder  sowie  in  allen  Fällen  jeder  in 
der  Generalversammlung  erschienene  Aktio- 
när, der  protokollarisch  dem  Beschlüsse 
widersprochen  hat,  und  jeder  nicht  er- 
schienene, sofern  er  die  Anfechtung  auf 
Nichtzulassung  oder  auf  nicht  gehörig  erfolgte 
Berufung  oder  Ankündigiing  des  Beschluß- 
gegenstandes  stützt.  Auf  die  Behauptung 
zu  hoher  Abschreibungen  und  Rücklagen 
hin  kann  aber  die  Anfechtungsklage  von 
Alvtionären  nur  bei  Besitz  von  mindestens 
■/jo  Grundkapital  erhoben  werden.  Die 
Klage  geht  gegen  die  Aktiengesellschaft, 
vertreten  durch  Vorstand  —  sofern  er  nicht 
klagt  —  und  Aufsichfsrat.  Mündlich  ver- 
handelt wird  erst  nach  Ablauf  der  Monats- 
frist. Mehrere  Aiifeehtungsprozesse  sind  zu 
gleiclizcitiger  Verhandlung  und  Entscheidung 
zu  verbinden  (Fall  der  notwendigen  Streit- 
genossenschaft). Der  klagende  Mtionär 
kann  von  dem  Gericht  auf  Verlangen  der 
Gesellschaft  zur  Stellung  einer  Sicherheit 
für  etwaige  Nachteile  a,iigehaltcn  werden. 
Der  Vorstand  muß  die  Erhebung  jeder  Klage 
und  den  ersten  Termin  sofort  veröffentlichen. 
Wird  der  Beschluß  rechtskräftig  für  nichtig 
erklärt,  so  wirkt  das  Urteil  absolut,  gegen- 
über allen  Aktionären.  Der  Vorstand  hat 
es  sofort  zum  Handelsregister  zu  reichen. 


War  der  Beschluß  eingetragen  und  ver- 
öffentlicht, so  wird  es  .auch  das  Urteil.  Ist 
die  Anfechtung  unbegründet  und  der  Ge- 
sellschaft durch  sie  ein  Schaden  entstanden, 
so  haften  ihr  die  böslich  handelnden  Kläger 
als  Gesamtschuldner.    Das  Registergericht 
kann   einen   eingetragenen    Beschluß  von 
'  Amts  wegen  als  nichtig  löschen,  wenn  er 
durch  seinen  Inhalt  zwingende  Vorschriften 
des  Gesetzes  verletzt  und  seine  Beseitigung 
iim   öffentlichen   Interesse  erforderlich  er- 
I  scheint.  Die  Anordnung  der  Löschung  steht 
auch  dem  übergeordneten  Landgerichte  zu. 
I      14.  Vorstand.  Der  Vorstand  ist  das  zweite 
notwendige  und  zwar  suezifisch  willen- 
ausführendo    Organ    der  Aktiengesell- 
schaft.   Auch  er  stellt  deren  Persörlichkeit 
in  einer  nicht  generisch  von  der  General- 
versammlung verschiedenen  Weise  unmittel- 
bar dar.    Ueber  seine  Bestellung  und  Zu- 
sammensetzung muß  der  Gesellschaflsver- 
trag  sich  verbreiten.    Der  Vor.stand  kann 
aus  eine;n  oder  mehreren  Aktionären  oder 
Nichtaktionären  bestehen.  Die  Eigenschaften 
für  ein  Vorstandsmitclied  können  durch  den 
Gesellschaftsvcrtrag  bestimmt  sein.  Aldicn- 
reditliche  Ausschließungsgründc  gibt  es  nur 
insofern,  als  Mitglieder  des  Anfsichtsrals 
nicht  solche  des  Vorstandes  sein  können. 
Nach  Reichs-  und  Landesrecht  sind  Reichs- 
und Staatsbeamte  beschränkt  aufnahmcfäliig. 
Nur  der  Vorstand  als  Einheit  vertritt  und 
regiert  die  Aktiengesellschaft.   Das  einzelne 
Mitglied  ist  weder  zur  Vertretung  noch  zur 
Regierung  befugt;  dennoch  kann  kein  Mit- 
glied zufolge  seiner  normalen  Bestimmung 
von  der  Mitwirkung  an  der  einen  oder  an- 
deren gänzlich  ausgeschlossen  sein.  Wer 
den  mehrgliederigen  Vorstand  nach  innen 
und  außen  darstellt,  ob  ein  einzelnes  Mit- 
glied oder  einige  zusammen  oder  Mitglieder 
mit  Prokuristen,  kann  der  Gesellschaftsver- 
trag oder  nach  dessen  Maßgabe  der  Auf- 
sichtsrat bestimmen.  Mangels  solcher  Rege- 
lung stellen  ihn  nur  sämtliche  Mitglieder 
1  verbunden  dar.    Doch  kann  auch  bei  Ge- 
!  Samtvertretung  der  Vorstand  einzelne  Organ- 
I  träger  zur  Vornahme  bestimmter  Geschäfte 
'  oder  Geschäftsarten  ermächtigen  und  eine 
j  Willenserklärung  mit  Wirkung  für  die  Ge- 
'  Seilschaft  einem  einzeh;en  Organträger  gegen- 
i  über  abgegeben  werden.     Die  Vorstands- 
j  mitglieder  stehen  zu  der  Aktiengesellschaft 
i  in  vertraglichem  Verhältnisse,  das  durch  den 
besonderen  Anstellungsvertrag  und  die  Vor- 
schriften des  BGB.,  insbesondere  über  den 
Dienstvertrag  geregelt  wird.  Tantiemen  vom 
Jahresgewinne  sind  erst  nach  Vornahme 
der  Abschreibungen  und  Rücklagen  zu  be- 
rechnen.   Die  Bestellung  eines  Vorstands- 
mitglieds ist  jederzeit  widerruflich.  Ein 
Verzicht  hierauf  ist  unzulässig.   Die  Rechte 
des  Mitglieds  sind  durch  Erhaltung  seiner 
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vermögensrechtlichen  Ansprüche  gewahrt. 
Im  Zweifel  steht  die  Abberufung  dem  Be- 
rufuugsberechtigten  zu,  jedenfalls  aber  der 
Generalversammlung.  Für  die  Niederlegung 
der  Stellung  als  Vorstandsmitglied  sind  die 
Vorschriften  des  BGB.  maßgebend.  Der  erste 
Vorstand,  jede  Aenderung  des  Vorstandes 
und  Bestimmung  über  die  Vertretungs- 
befiignis  der  Vorstandsmitglieder  muß  zur 
Eintragung  in  die  Handelsregister  des  Sitzes 
und  der  Zweigniederlassungen  angemeldet 
werden.  Der  Vorstand  verpflichtet  und 
berechtigt  die  Aktiengesellschaft  und  nur 
diese  durch  ausdrücklich  oder  nach  den 
Umständen  erkennbar  namens  ihrer  ge- 
schlossene Rechtsgeschäfte.  Nach  instruktio- 
neller  Vorschrift  setzen  die  Zeichnenden  zur 
Firma  oder  Benennung  des  Vorstandes  ihre 
Unterschrift.  Der  Vorstand  ist  gegenüber 
der  Gesellschaft  (nach  innen)  verpflichtet, 
die  Beschränkungen  einzuhalten,  die  der  Ge- 
sellschaftsvertrag oder  Generalversamm- 
lungsbeschlüsse seiner  Vertretungsbefugnis 
ziehen.  Gegenüber  Dritten  (nach  außen)  ist 
die  Beschränkung  unwirksam.  Wissen  des 
Dritten  um  die  Beschränkung  ist  unerheblich; 
nur  Kollusion  macht  die  Aktiengesellschaft 
frei.  Ein  Vorstandsmitglied  darf  nicht  ohne 
Einwilligung  des  Organs,  das  den  Vorstand 
bestellt,  ein  Handelsgewerbe  betreiben  oder 
in  dem  Handelszweige  der  Gesellschaft  für 
eigene  oder  fremde  Rechnung  Geschäfte 
machen  oder  an  einer  anderen  Handelsgesell- 
scliaft  als  offener  Gesellschafter  teilnehmen. 
Bei  Zuwiderhandeln  kann  die  Gesellschaft 
Schadensersatz  fordern  oder  die  von  dem 
Mitgliede  für  eigene  Rechnung  gemachten 
Geschäfte  übernehmen  und  die  Vergütung 
aus  den  Geschäften  für  fremde  Rechnung  be- 
anspruchen. Die  Mitglieder  des  Vorstandes 
haben  bei  ihrer  Geschäftsführung  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Geschäftsmanns  an- 
zuwenden. Mitglieder,  die  ihre  Obliegen- 
heilen verletzen,  haften  der  Gesellschaft  als 
Gesamtschuldner  für  Schadensersatz.  Bei 
einer  Reihe  besonders  ausgezeichneter  Fälle 
kann  der  Ersatzanspruch  auch  von  den 
Gläubigern  der  Gesellschaft,  soweit  sie  von 
dieser  nicht  Befriedigung  erlangen  können, 
geltend  gemacht  werden,  wobei  die  Ersatz- 
pflichtigen sich  nicht  auf  Verzicht  der  Ge- 
sellschaft oder  einen  die  Handlung  anord- 
nenden Generalversammlungsbeschluß  be- 
nifen  dürfen.  Die  Ansprüche  gegen  Vor- 
standsmitglieder verjähren  in  fünf  Jahren. 
Strafbar  sind  diese,  wenn  sie  absichtlich 
zum  Nachteile  der  Gesellschaft  handeln, 
wenn  sie  wissentlich  in  ihren  Darstellungen, 
Verraögensübersichten  oder  Vorträgen  in 
der  Generalversammlung  den  Gesellschafts- 
staiid  unwahr  angeben  oder  verschleiern. 
Andere  Straf  fälle  oben  Nr.  8,  9;  unten 
Nr.  15  (17,  22,  24).    Was  von  Vorstands- 


mitgliedern gilt,  gilt  auch  von  deren  Stell- 
vertretern. 

IS.  Aufsichtsrat.  Der  Aufsichtsrat  ist 
das  dritte  notwendige  und  zwar  das  spe- 
zifisch der  Herstellung  eines  Wissenszu- 
standes der  Gemeinschaft  gewidmete,  das 
Kontrollorgan  der  Aktiengesellschaft.  Die 
ersten  Aufsichtsratsmitglieder  sind  zufolge 
der  Haupteintragung  bekannt  zu  geben.  Jeder 
Wechsel  in  dem  Bestand  ist  von  dem  Vor- 
stande zu  publizieren  und  gerichtskundig 
zu  machen.  Der  Aufsichtsrat  besteht,  sofern 
nicht  der  GeseUschaftsvertrag  eine  höhere 
Zahl  festsetzt,  aus  drei  von  der  General- 
versammlung zu  Wälllenden  Personen,  nicht 
gerade  Aktionären.  Aktienrechtliche  Be- 
schränkungen der  Wählbarkeit  bestehen 
nicht.  Nur  ist  die  Unvereinbarkeit  der 
Funktion  als  Vorstandsmitglied  oder  Ge- 
seUschaftsbeamter  und  Aufsichtsratsmitglied 
durch  Vorschriften  gesichert.  Kein  Auf- 
sichtsratsmitglied kann  seine  Obliegenheiten 
übertragen.  Die  Wahl  des  ersten  Aufsichts- 
rats gilt  bis  zur  Beendigung  der  ersten 
Generalversammlung,  die  nach  Ablauf  eines 
Jahres  seit  der  Haupteintragung  über  die 
Bilanz  beschließen  soll.  Später  kann  der 
Aufsichtsrat  nur  bis  zur  Beendigung  der 
entsprechenden  Generalversammlung  für  das 
vierte  Gcschäftsiahr  nach  demjenigen  der 
Ernennung  gewählt  werden.  Auch  die  Be- 
stellung zum  Aufsichtsratsmitglied  ist  nach 
unabänderlicher  Norm  stets  widerruflich, 
aber  nur  durch  die  Generalversammlung, 
mangels  anderer  Bestimmung  des  Gesell- 
schaftsvertrags mit  mindestens  %  Melirheit 
des  vertretenen  Grundkapitals.  Den  Mit- 
gliedern des  ersten  Aufsichtsrats  kann  Ver- 
gütung nur  durch  die  Generalversammlung 
bei  oder  nach  Ablauf  der  Wahlperiode  be- 
willigt werden.  Beziehen  die  Aufsichtsrats- 
mitglieder Tantiemen  vom  Jahresgewinne, 
so  gehen  von  ihm  zunächst  die  Abschrei- 
l3ungen,  Rücklagen  und  mindestens  4  %  auf 
die  Einzahlungen  der  Aktionäre  ab.  Der 
Aufsichtsrat  —  wiedenim  als  einheitliches 
Organ  von  seinen  Mitgliedern  getrennt  zu 
halten  —  hat  die  Geschäftsführung  in  allen 
Verwaltungszweigen  zu  überwachen  und 
sich  dazu  von  dem  Gange  der  Angelegen- 
heiten zu  unterrichten.  Er  ist  durch  beson- 
dere Vorsclirift  zur  Prüfung  und  Bericht- 
erstattung bei  der  Gründung,  Nachgründung 
und  Rechnungslegung  berufen.  Seine  Kon- 
trollbefugnis ist  durch  unentziehbare  Rechte 
gesichert.  Er  hat  abgesehen  von  der  zur 
Verwirklichung  seiner  Kontrollpflicht  erfor- 
derlichen Beschluß- und  Handlungszuständig- 
keit auch  gesetzliche  Regierungsfunktionen. 
So  diejenige  der  Benifung  einer  General- 
versammlung; die  Vertretung  bei  der  Vor- 
nahme von  Rechtsgeschäften  mit  Vorstands- 
mitgliedern und  bei  Prozessen  gegen  diese  ent- 
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weder  wenn  die  Generalversanunlung  solche 
Prozesse  beschließt  oder  wenn  es  sich  um 
seine  eigene  Verantwortung  handelt  ohne 
und  gegen  solchen  Beschluß;  die  VcrtretunK 
bei  Anfechtung  von  Generalversammluncs- 
beschlüssen,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Vor- 
stande; die  Genehmigung  der  Uebertragung 
von  Klcinakticn  und  der  Erteilung  von 
Prokuren.  Der  Gesellschaftsvertrag  kann 
weitere  Obliegenheiten  bestimmen.  Er  darf 
den  Aufsichtsrat  namentlich  mit  Verwalliings- 
bcfugnissen  ausstatten  und  pflegt  die  Er- 
ledigung wichtiger  Gesellscnaftsangelegen- 
heiten  an  seine  Mitwirkung  zu  knüpfen  — 
unbeschadet  der  gesetzlich  unbeschränkbaren 
Vertretungsbefugnis  des  Vorstandes  nach 
außen.  Die  Mitglieder  des  Aufsichfsrats 
haben  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Ge- 
schäftsmanns anzuwenden.  Sie  sind  mit 
den  Vorstandsmitgliedern  als  Gesanitschuld- 
iicr  wie  diese  ersatzpflichtig,  insbesondere 
wenn  in  dtn  bei  der  Bestimmung  der  Er- 
satznflicht  der  V^orstandsmitglieder  ausge- 
zeichneten Fällen  mit  ihrem  Wissen  und 
ohne  ihr  Einschreiten  dem  Gesetze  zuwider- 
gehandelt ist.  Die  Verjährung  bctrii^rt  hier 
wie  dort  fünf  Jahre.  Ist  der  Aufsichtsrat 
länger  als  drei  Monate  nicht  oder  nicht  in 
beschlußfähiger  Zahl  vorhanden,  so  werden 
die  Vorstands-  und  Aufsicht sratsmitglicder 
bestraft.  Nachweis  der  Schuldlosigkeit  steht 
frei.  Im  ül)rigen  gelten  die  für  die  Vor- 
stansmitglieder oben  (Nr.  14)  hervorgeho- 
benen Strafvorschrifteii.  Andere  Strafbc- 
Btimmungen  oben  Nr.  8,  9;  unten  Nr.  17,  22. 

i6.  Andere  Organe.  Bevollmächtigte 
und  Prokuristen,  i^ie  Aktiengesollseliaft 
kann  neben  diesen  notwendigen  Organen 
beliebig  viele  willkürliche  haben.  Die  Ein- 
setzung eines  Verwaltungsrats  als  besonderen 
vom  Vorstand  und  Aufsichtsrat  unterschie- 
denen Organs  ist  gesetzlich  nicht  ausge- 
schlossen. Das  Gesetz  kennt  als  besondere 
Organe  namentlich  die  Aktionärminderlieil 
(unten  Nr.  19)  sowie  die  Revisoren  bei  der 
Gründung,  der  Untersuchung  von  Gründungs- 
und  Geschäftshergängen  und  der  Bilanz- 
prüfung (oben  Nr.  4,  unten  Nr.  19,  20).  Da- 
neben kann  die  Aktiengesellschaft  den  Betrieb 
von  Geschäften  und  die  Vertretung  in  bezug 
auf  diese  Beamten  oder  Bevollniiichtigten 
zuweisen.  Die  VoUmaclit  entscheidet  über 
die  Befugnis.  Letztere  erstreckt  sich  im 
Zweifel  auf  alle  Geschäfte  und  Rechtshand- 
lungen, welche  die  Vornahme  solcher  Ge- 
schäfte gewöhidich  mit  sich  bringt.  Insbe- 
sondere ist  die  Bestellung  von  Prokuristen 
zulässig.  Mit  Rechtswirkung  nach  außen 
kann  der  Vorstand  sie  gültig  vornehmen. 
Im  Verhältnisse  nach  innen  ist  er  an  die 
Zustimmung  des  Aufsichtsrats  gebunden, 
sofern  nicht  der  Gesellschaftsvertrag  oder 
die  Generalversammlung  anders  verfügt. 


'  17—19.  Aktionäre. 

17.  Erwerb  der  Aktie.    Der  in  Infc- 
rimsschein  oder  Aktie  verkörperte  Anteil 
kann  durch  Uebernahme  und  Zeichnung, 
durch  allgemeine  und  besondere  Rechtsnach- 
folge erworben   werden.  Interimsscheine 
und  Namensaktien  sind  mit  Bezeichnung 
des  Aktionärs  in  ein  Aktienbuch  zu  tragen. 
I  Beide   sind    regelmüßig    frei  übertragbar. 
.  Der  Gcsellschaftsvertrag  kann  ein  anderes 
bestimmen.    Ist  bei  Schaffung  von  Klein- 
aktien die  Einwilligung  der  Aktiengesell- 
schaft in  die  Uebertragung  vorbehalten  (oben 
Nr.  2),  so  bedarf  es  zur  Uebertragung  der 
Zustimmung  von  Aufsichtsrat  und  General- 
i  Versammlung  und  einer  den  Erwerber  be- 
zeichnenden, gerichtlich  oder  notariell  be- 
glaubigten Erklärung.    Aktie  und  Interims- 
schein  sollen  diese  Beschränkungen  ersehen 
I  lassen   (ebenso  wie   aus  ihnen,   falls  der 
Rcichsrat  Kleinaktien  genehmigt  hat,  die 
Genehmigung  erhellen  soll).    Ausgabe  von 
!  Kleinaktien  ohne  diese  Angaben  macht  die 
Vorstands-  und  Aufsichtsrai smitglieder  straf- 
bar. Die  Uebertragung  von  Namensurkunden 
kann  von  diesen  Ausnahmefällen  abgesehen 
schon  durch  Indossament   nach  den  Be- 
j  Stimmungen  der  WO.  erfolgen  (regelmäßig 
Blankoindossament).  Der  Ucbergang  ist,  um 
■  der  Gesellschaft  gegenüber  zu  wirken,  auf 
I  Anmeldung   (des    Erwerbers)   im  Alctien- 
buche  zu  vermerken.    Nur  wer  in  diesem 
steht,  ist  für  die  Gesellschaft  Aktionär.  Die 
formell  richtige  Uebertragung  ist  zu  prüfen; 
[  der  Prüfung  der  Echtheit  von  Indossamenten 
und  Abtretungserklärungen  bedarf  es  nicht. 
I  Durch  das  Nehmen  der  Inhaberaktie  bzw. 
die  Eintragung  im  Aktienbuche  geht  der  Kr- 
j  Werber  einen  von  dem  Erwerbsvertrag  un- 
j  abhängigen  Vertrag  mit  den  übrigen  Aktio- 
•  nären   ein,   die   ihrerseits   die  Aufnahme 
jedes  Erwerbers  mangels  abweichender  Be- 
I  Stimmung  des  Gesellschaftsvertrags  zugesagt 
haben. 

[  18.  Aktionärrechte.  Insbesondere  An- 
teil am  Gewinn  und  Vermögen:  Divi- 
dende (Dividendenschein),  Bauzinsen, 
Liquidationsquote.  Durch  den  Gesell- 
'  schuftsvcrtrag  erwirbt  der  zum  Aktionär 
Gewordene  das  Mitgliedschaftsrecht  (den 
Anteil,  die  Aktie).  Aus  ihm  werden  mannig- 
fache Befugnisse  hergeleitet,  welche  dem 
Aktionär  wider  seinen  Willen  nicht  zu  nehmen 
sind  (Sonderrechte).  Praktisch  ist  das 
wesentlichste  Recht  des  Aktionärs  dasjenige 
auf  die  Dividende.  Die  Aktionäre  haben 
j  nämlich,  bei  Versagung  der  Befugnis,  ihre 
Einlagen  zurückzufordern,  Ajispruch  auf  den 
Reingewinn,  soweit  dieser  sich  aus  der  Bilanz 
ergibt  und  nicht  nach  Gesetz  oder  Gesell- 
schaftsvertrag von  der  Verteilung  ausge- 
schlossen ist,  und  zwar  grundsätzlich  nach 
Verhältnis  der  Aktienbeträge.  Feste  Zinsen 
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dürfen  dagegen  für  die  Aktionäre  weder 
bedungen  noch  bezahlt  werden.  Von  diesen 
Grundsätzen  bestehen  zwei  Ausnahmen: 
ohne  Rücksicht  auf  Reingewinn  dürfen 
wiederkehrende  Leistungen,  die  den  Aktio- 
nären neben  den  Kapitaleinlagen  obliegen 
(oben  Nr.  2),  entsprechend  vergütet  und 
Zinsen  von  bestimmter  Höhe  für  einen  im 
Gesellschaftsvertrage  begrenzten  Zeitraum, 
den  die  Vorbereitung  des  Unternehmens 
bis  zum  vollen  Betrieb  erfordert  (Bau- 
zinsen  —  verschleierte  Unterpariemission) 
gezahlt  werden.  Der  Aktionär  braucht  aller- 
dings gutgläubig  bezogene  Zinsen  und  Divi- 
denden nicht  zurückzuzahlen,  während  er 
sonst  für  gesetzwidrig  empfangene  Zahlungen 
den  Gläubigern  fünf  Jahre  lang  einsteht. 
Der  Gesellschal^svertrag  entscheidet  darüber, 
ob  ein  Dividendenanspruch  besteht,  ob  er 
lediglich  vom  Vorhandensein  eines  bilanz- 
mäßigen Gewinns  und  damit  nur  von  der 
Bilanzgenehmigung  oder  ob  er  von  einem 
besonderen  Generalversammlungsbeschhiß 
abhängig  ist  und  ob  in  letzterem  Falle  die 
Aktiengesellschaft  frei  oder  gebunden  ist. 
Aber  der  Aktionär  hat  nur  einen  Arspnich 
auf  die  Dividende,  wie  sie  für  das  einzelne 
Geschäftsjahr  nach  Maßgabe  des  Gesetzes 
und  Gesellschaftsvertrags  feststellbar  ist. 
Selbst  insoweit  ist  sein  Recht  durch  die 
Beschr  änkung  der  Anfechtungsbefugnis  bei  zu 
hohen  Abschreibungen  oder  Rücklagen  (oben 
Nr.  13)  abgeschwächt.  Der  sich  jährlich 
verwirklichende  Anspruch  auf  Dividende 
überhaupt  unterliegt  dagegen  der  Verbin- 
dungskraft von  Meiirheitsbeschlüssen,  denen 
sich  jeder  Aktionär  vertraglich  unterworfen 
hat.  Ilue  Grenze  findet  die  Befugnis  der 
Mehrheit  liier  wie  überhaupt  an  dem  Grund- 
satze von  der  Gleichberechtigung  aUer  Aktien 
einer  Gattung.  Das  Dividendenrecht  pflegt 
für  eine  Reihe  von  Jahren  vorweg  durch 
Dividendenscheine  auf  Lihaber  ver- 
körpert zu  sein.  Der  die  jeweilige  Jahres- 
dividende betreffende  Schein  ist  wenigstens 
insoweit  selbständig,  als  er  dem  Scheininhaber 
ohne  Rücksieht  auf  Aktieneigentum  das 
Recht  auf  Zahlung  der  festgesteUten  Divi- 
dende gibt  und  keine  Einrede,  die  nicht  mit 
dem  Dividendenrecht  in  Verbindung  steht, 
verträgt.  Er  verleiht  indes  nicht  die  dem 
Aktionär  sonst  zustehenden  Rechte,  wie  das 
auf  Feststellung  der  Dividende  oder  auf 
Aiifechtung  der  Feststellung.  Dem  Rechte 
auf  festgestellte  Dividende  ist  das  auf  Bau- 
zinsen, weil  durch  den  Gesellschaftsvertrag 
fest  bestimmt,  gleichzusetzen.  Das  Gesetz 
gewährt  den  Aktionären  ferner  für  den  Fall 
der  Gesellschaftsauflösung  das  Recht  auf 
das  nach  Berichtigung  der  Schulden  ver- 
bleibende Gesellschaftsvermögen. 

19.  Minderheitsrechte.  Bei  Geltend- 
machung der  gesetzlichen  Minderheitsrechte, 


die  nicht  den  einzelnen  Aktionären,  sondern 
einem  fungibeln  Bruchteile  der  Aktionärge- 
samtheit zustehen,  tritt  die  Minderheit  als 
Körperschaftsorgan,  und   zwar  gegen  die 
ordentlichen  Organe  auf.  Minderheitsrechte 
sind :  a)  Das  Recht  auf  Generalversammlungs- 
berufung und  Ankündigung  von  Beschluß- 
gegenständen (oben  Nr.  11).  b)  Dasjenige  auf 
Einsetzung  von  Revisoren  zur  Prüfung  eines 
Vorganges  bei  der  Gründung  oder  eines  nicht 
mehr  als  zwei  Jahre  zurückliegenden  Vor- 
I  ganges  bei  der  Geschäftsfühnmg.    Auf  jVn- 
trag  von  Aktionären  mit  '/lo  Grundkapital 
kann  das  Registergericht  des  Sitzes  solche 
1  Revisoren  ernennen,  sofern  die  Generalver- 
!  Sammlung,  welche  die  Revisorenbestellung 
I  stets  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  be- 
schließen kann,  einen  entsprechenden  An- 
trag abgelehnt  hat  und  Unredlichkeiten  oder 
grobe  Verletzungen  von  Gesetz  oder  Gesell- 
schaftsvertrag glaubhaft  gemacht  werden. 
1  Die  Antragsteller  haben  ihre  Aktien  bis  zur 
Entscheidung  zu  hinterlegen  und  deren  Be- 
sitz seit  sechs  Monaten  vor  der  Generalver- 
samndung  glaubhaft  zu  machen.    Vor  der 
Ernennung,  die  auch  an  Sicherheitsleistung 
geknüpft  werden  kann,  sind  Vorstand  und 
Aufsiciitsrat  zu  hören.    Der  Bericht  über 
das  Ergebnis  ist  von  den  Revisoren  zum 
Handelsregister  des  Sitzes  zu  reichen  und 
vom  Vorstand  auf  die  Tagesordnung  der 
nächsten    Generalversammlung   zu  setzen. 
Ist  der  Antrag  zurückgewiesen  oder  unbe- 
gründet, so  sind  die  Aktionäre,  welche  bei 
I  demselben  böslich  gehandelt  haben,  der  Ge- 
I  Seilschaft  als  Gesamtschuldner  schadenser- 
,  satzpflichtig,  c)  Das  Recht  einer  Minderheit 
mit  Vi»  Grundkapital  auf  Verfolgung  von 
i  Ansprüchen  der  Gesellschaft  aus  der  Grün- 
'  dung  gegen  die  verantwortlichen  Personen 
i  uud  aus  der  Geschäftsführung  gegen  Vor- 
stands- und  Aufsichtsratsmitglieder,  sofern 
die  Generalversammlung,  welche  die  Ver- 
;  folgung  mit  einfacher  Mehrheit  bcscUießen 
kann,  dies  nicht  tut.    Der  Anspruch  muß 
I  binnen  drei  Monaten  seit  der  Generalver- 
samndung  erhoben  werden.   Frivole  Klagen 
auf  Betrieb  der  Minderheit  werden  durch 
das  Erfordernis  der  Hinterlegung  von  Aktien 
irut  Yio  Grundkapital  und  Glaubhaftmachung 
des  sechsmonatlichen  Besitzes  der  Aktion, 
Sicherheitsleistung  auf  Erfordern  des  Be- 
klagten, Pflicht  zur  Erstattung  der  der  Ge- 
sellschaft auferlegten  Kosten  und  Schadens- 
ersatzverbindlichkeit der  böslich  Handeli;den 
gegenüber   dem   Beklagten   möglichst  ge- 
hindert.   Die  von  der  Minderheit  Bezeich- 
neten können  vom  Gerichte  des  Sitzes  zu 
Vertretern  der  Gesellschaft  im  Prozeß  er- 
nannt werden.     Verzichte  und  Vergleiche 
der    Gesellschaft   zur   Durchkreuzung  des 
Willens  der   Minderheit  sind  verhindert, 
d)  Das  Recht  einer  Minderheit  mit  Ys  Grund- 
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kapital  zum  Widerspruche  gegen  Vergleiche 
und  Verzichte  auf  Ansprüche  aus  der 
Gründung  (oben  Nr.  8).  e)  Das  Recht  einer 
Minderheit  mit  '/,ti  Gruncikapital  a\if  Ver- 
tatriing  der  Bilanzverhandlung  (unlcn  Nr.  20). 
f)  Das  Recht  von  Aktionären  mit  '/20  Grund- 
kapital bei  scchsmonallichem  Besitz  auf 
gerichtliche  Erncnnun;;  von  Liquidatoren. 

20 — 23.  Gebaren  der  Aktien- 
gesellschaft. 

A.  Ordentliches  Gebaren:  20.  In- 
ventar, Bilanz  (Erneuerungsfonds,  Re- 
servefonds), Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung,   Genehmigung    und  Entlastung. 

Die  AktienKPsclIscIiaft  liat  wie  jeder  Kauf- 
mann bei  Beginn  ilircs  gesetzmäßigen  Ge- 
schäftsbetriebs ein  Inventar  zu  fertigen, 
d.  h.  ihre  Grundstücke,  Forderungen  und 
Schulden,  ihr  bares  Geld  und  ihre  anderen 
Vermögensgegenstände  zu  verzeichnen  und 
den  Wert  im  einzolncn  anzugeben.  Sie  hat 
ferner  sofort  Bilanz  zu  ziehen,  d.  h.  das 
Ergebnis  des  Inventars  summarisch  derart 
darzustellen,  daß  sich  das  Verhältnis  des 
Vermögens  zu  den  Schulden  ergibt.  Den 
Ausgleich  bewirkt  das  Kapitalkonto.  Inventar 
und  Bilanz  sind  weiter  für  jedes  Gescliäfts- 
jalir,  das  zwölf  Monate  nicht  übcrsclireiten 
darf,  zu  fertigen;  nur  bei  Warenlagern,  deren 
Inventar  füglich  nicht  jährlich  aufgestellt 
werden  kann,  genügt  zweijähriges  Inventar. 
Der  Vorstand  durch  seine  sämtlichen  Mit- 
glieder ist  verpflichtet,  für  Führung  der 
Bücher  —  nach  den  Rogein  der  doppellen 
Buchführung  — ,  für  Bilanz  und  Inventar  zu 
sorgen.  Er  hat  in  den  ersten  drei  oder 
nach  Inhalt  des  Gesellschafts  Vertrags  in  den 
ersten  sechs  Monaten  jedes  Geschäftsjahrs 
für  das  verflossene  Geschäftsjahr  die  Bilanz 
und  als  deren  Ergänzung  eine  Gewinn-  und 
Vcrluslrechnung  und  einen  den  Vermögens- 
stand und  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft 
entwickelnden  Bericht  dem  Aufsichlsrat  und 
mit  dessen  Bemerkungen  der  Generalver- 
sammlung zu  unterbreiten.  Die  Vorla','en 
sind  mindestens  wälirend  der  letzten  zwei 
Wochen  vor  dem  Tage  der  Generalversamm- 
lung oder,  wenn  für  die  Stimmrechtsausübung 
Aktien  zu  liintcrlegcn  sind,  vor  dem  letzten 
Hinterlcgungstag  in  dem  GcscUschaftsIokal 
auszulegen.  Jedem  Aktionär  ist  auf  Ver- 
langen spätestens  bei  Beginn  der  Frist  Ab- 
schrift zu  erteilen.  Die  Bilanz  stellt  die 
Vermögenslage  der  Aktiengesellschaft  peri- 
odisch klar,  ist  Grundlage  der  Gewinncrmitt- 
lung  und,  mit  den  übrigen  Vorlagen,  der 
Rechnungslegung  an  die  Aktionäre.  Ilir 
Inhalt  ist  durch  zwingende  Normativbestim- 
mnngcn  teilweise  geregelt.  I.  Wertansatz 
der  Aktiva:  Grundsätzlich  entscheidet  für 
sämtliche  Vermögensstücke  der  Wert  nach 
dem  Zeitpunkte,  für  den  Bilanz  gezogen 


wird  —  Schluß  des  Geschäftsjahrs  —  und 
zwar  der  objektive  Wert,  den  der  Gegen- 
stand nach  seiner  Bestimmung  für  ein  Unter- 
nehmen wie  das  in  Betracht  kommende  hat. 
Für  Forderungen  besteht  die  Sondervor- 
schrift, daß  zweifelhafte  nach  ihrem  wahr- 
scheinlichen W'crie  an-,  uncinbrinsliche  ab- 
zusetzen sind.  Das  Bewertungsprinzip  ist 
nach  zwei  Richtungen  durchbrochen:  einer- 
seits ist  der  Erwerbspreis  ohne  Rücksicht 
auf  den  höheren  objektiven  Wert  Höchst- 
maß der  Bewertung;  anderseits  entscheidet 
bei  gewissen  Sachen  der  Erwerbspreis  ohne 
Rücksicht  auf  den  minderen  objektiven 
Wert.  Das  Gesetz  unterscheidet  in  dieser 
Beziehung  zur  Weiterveräußerung  und 
dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  der  Gesell- 
schaft bestimmte  Gegenstände,  insbesondere 
Anlagen.  In  beiden  Klassen  dürfen  Gegen- 
stände nicht  zu  einem  den  Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis  übersteiffcndcn  Betrag 
angesetzt  werden.  Für  Veräiißerungsgegcn- 
ständc  gibt  im  übriijcn  der  objektive  Wert 
die  Norm.  Folserichtig  dürfen  dergleichen 
Waren  und  Werlpapiere,  wenn  sie  einen 
Markt-,  insbesondere  Börsenpreis  haben, 
nicht  über  diesen  in  Ansatz  kommen. 
Für  Betricbsgegensfändc  steht  der  Ansatz 
zum  Anschaffungs-  oder  llcrstcllungsprcise 
dauernd  frei,  sofern  nur  ein  der  Abnutzung 
gleichkommender  Betrag  von  dem  Aktivum 
abgezogen  oder  ein  derselben  entsprechender 
Erneuerungsfonds  (Abnutzungskoni  0) 
als  Passivposten  eingestellt  wird.  Der  Kr- 
neuerungslonds  ist  also  ein  Bewertungskonto, 
welches  den  Minderwert  eines  Vcrmögens- 
stüclcs  gegenüber  dem  Erwerbsprciso  dar- 
stellt. Er  ist  nicht  Teil  des  Reingewinns, 
'sondern  mindert  ihn.  Dem  Erncuerungs- 
I  fonds  analoge  Bewertungskonten  kommen 
für  den  Minderwert  zweifelhafter  P'orderungen 
oder  nicht  abnutzbarer  Gegenstände  insbc- 
!  sondere  Immobilien  vor  —  Delkrederekonto. 
1  Nicht  als  Vermögensgegenstände  anerkannt 
'sind  Organisationskosten,  selbst  wenn  sie 
immaterielle  Güter  darstellen.  Sic  dürfen 
deshalb  nicht  als  solche  in  den  AJttiven 
stehen.  II.  Passiva:  Diesell)cn  haben,  ab- 
gesehen von  den  richtig  nach  dem  Zeitpunkte, 
für  den  bilanziert  wird,  zu  bewertenden 
Schulden,  zu  enthalten:  a)  Das  Grundkapital, 
b)  Den  Betrag  jedes  Reservefonds.  Be- 
deutung eines  solchen  ist  die  Einhaltung  von 
Beträgen,  die  an  sich  zur  Verteilung  an  die 
Aktionäre  geeignet  wären  (insbesondere  Ge- 
winnrücklagen).  Das  Gesetz  gebietet  Bildung 
eines  Reservefonds  (Zwangsreservefonds). 
Derselbe  darf  nur  (und  muß?)  der  Deckung 
eines  sich  aus  der  Jahresbilanz  ergebenden 
Verlustes  dienen.  In  ihn  ist  einzustellen  vom 
jährlichen  Reingewinne  mindestens  Y^i  bis 
7io  des  Grundkapitals  oder  die  im  Gesell- 
schaftsvcrtrage  bestimmte  höhere  Quote  er- 
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reicht  ist,  das  von  der  Gesellschaft  durch 
Ueberpariemission  erzielte  Aufgeld  abzüglich 
der  Kosten  für  die  Aktienausgabe  sowie  der 
Betrag  von  Zuzahlungen,  die  ohne  Gnmd- 
kapitalerhöhuiig  von  Aktionären  gegen  Vor- 
zugsrechte für  ihre  Aktien  geleistet  werden, 
wenn  sie  nicht  zu  außerordentlichen  Ab- 
schreibungen oder  zur  Deckung  außerordent- 
licher Verluste  Verwendung  finden  sollen. 
Außerdem  bestehen  Reservefonds,  die  in 
Gemäßheit  des  Gesellschaftsvertrags  oder 
durch  ihn  gerechtfertigter  Verwaltungsakte 
gebildet,  aufgelöst  oder  anderen  Aufgaben 
gewidmet  werden  können,  zu  den  verschie- 
densten Zwecken:  so  zu  dauernder  Kapital- 
vermehrung, Aufbesserung  schlechter  Divi- 
denden, humanen  und  wohltätigen  Zielen 
und  besonders  zur  Deckung  außerordentlicher 
Ausgaben  und  Verluste,  c)  Den  Betrag  jedes 
Erneuerungsfonds.  III.  Am  Schlüsse  jeder 
Bilanz  ist  der  aus  der  Vergleichung  sämt- 
licher Aktiva  und  Passiva  sich  ergebende 
Gewinn  oder  Verlust,  erstcrer  in  den 
Passiven,  letzterer  in  den  Aktiven  besonders 
anzugeben.  Grundkapital,  Reservefonds,  Ge- 
winnsaldo bilden  das  Kapitalkonto  der  Ak- 
tiengesellschaft. Dessen  Posten  sind  nicht 
Schulden  oder  Forderungen  der  letzteren. 
Man  hat  sie  deshalb,  wie  auch  die  Bewer- 
tungskonten, als  ideelle  (fingierte)  Bilanz- 
posten bezeichnet. 

Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
stellt  die  Gewinn-  und  Verlustergebnisse  der 
einzebien  Konten  einander  jährlich  gegen- 
über. Das  Saldo  der  Rechnung  bildet  den 
Gewinn  oder  Verlust.  Da  der  nicht  verwen- 
dete Bilanzgewinn  des  Vorjahrs  erster  Ge- 
winnposten der  folgenden  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung, der  Bilanzverhist  des  Vorjahrs 
erster  Verlustposten  dieser  Rechnung  ist,  so 
kommt  das  jeweilige  Saldo  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  dem  den  Bilanzgewinn  und 
-Verlust  aufweisenden  Bilanzposten  gleich. 

Die  Generalversammlung  muß  sich  über 
die  Genehmigung  von  Bilanz-  und  Jahres- 
rechnung erklären.  Sie  darf  vor  ihrer  End- 
entscheidung mit  einfacher  Mehrheit  Bilanz- 
revisoren ernennen,  wie  auch  der  einfachen 
Mehrheit  und  bei  Bemängelung  bestimmter 
Bilanzansätze  einer  Minderheit  mit  Vio  Grund- 
kapital Vertagung  der  Verhandlung  unent- 
ziehbar  zusteht.  Gegen  Genehmigung  oder 
endgültige  Nichtgenehmigung  unter  Verstoß 
gegen  Gesetz  und  Gesellschaftsvertrag  hilft 
die  Anfechtung  (oben  Nr.  13,  insbesondere  für 
den  Fall  zu  hoher  Abschreibungen  und  Rück- 
lagen). Die  genehmigle  Bilanz  und  Jahres- 
rechnung ist  vom  Vorstande  sofort  bekannt 
zu  machen.  Die  Bekanntmachung  nebst  Ge- 
schäftsbericht und  den  Bemerkungen  des 
Aufsichtsrats  ist  zum  Handelsregister  des 
Sitzes  zu  reichen.  Die  Divideudenfest- 
setzung  steht  bei  der  Generalversammlung, 


sofern  nicht  der  GeseUschaftsvertrag  er- 
schöpfende Regeln  enthält.  LetzterenfaOs 
ist  mit  der  Bilanzgenehmigung  die  Dividende 
gegeben.  Ob  bei  Vorbehalt  der  Dividenden- 
festsetzung für  die  Generalversammlung 
j  deren  Beschluß  nur  deklaratorische  oder, 
sclirankenlos,  konstitutive  Bedeutung  haben 
soll,  ist  Tatfrage.  Bei  Verstößen  tritt  wieder- 
um das  Anfechtungsrecht  ein.  Nach  ordent- 
I  lieber  Rechnungslegung  haben  der  Vorstand 
und  Aufsichtsrat  Anspruch  auf  Entlastung. 
Letztere  ist  gleichfalls  der  Generalversamm- 
lung zugewiesen. 

Erleichterungen  sind  für  die  Aufstellung 
der  Bilanz,  der  Gewinn- und  Verlustrechnung, 
sowie  des  Geschäftsberichts  und  der  Ab- 
haltung der  ordentlichen  Generalversamm- 
lung vorgesehen  durch  die  Bekanntmachung 
V.  25./II.  1915  für  solche  Aktiengesellschaften, 
die  ihr  Geschäft  zu  einem  erheblichen  Teil  in 
oder  mit  dem  Ausland  oder  den  deutschen 
Schutzgebieten  betreiben  oder  deren  Ver- 
mögen sich  zu  einem  erheblichen  Teile  dort 
befindet,  wenn  infolge  der  durch  den  Krieg 
herbeigeführten  Unsicherheit  über  die  tat- 
sächlichen oder  rechtlichen  Verhältnisse  der 
Stand  des  Vermögens  oder  der  Schulden  sich, 
auch  mit  HiUe  von  Schätzungen,  nicht  dar- 
stellen läßt. 

B.  Außerordentliches  Gebaren:  21. 
Abänderung    des  Gesellschaftsvertrags. 
Der    Gesellschaftsvertrag    kann    von  der 
Generalversammlung,  aber  auch  nur  von  ihr 
geändert  (ergänzt)  werden.  Die  Generalver- 
sammlung kann  Fassungsänderungen  dem 
Aufsichtsrat  übertragen.  Die  Erstreckung  der 
Aktiengesellschaft  über  die  vertragsmäßige 
'  Zeit  ist  ein  Fall  der  Abänderung.   Der  Ab- 
'  änderungsbeschluß  erfordert  eine  Mehrheit 
I  von  34  des  vertretenen  Grundkapitals,  sofern 
I  nicht  der  Gesellschaft svertrag  für  die  Ab- 
änderung der  zum   Beschlüsse  stehenden 
Bestimmung  andere,  höhere  oder  mindere, 
Erfordernisse  stellt.     Jede,  auch  eine  die 
i  Verhältnisse  der  Aktiengesellschaft  grund- 
stürzende Veränderung  darf  vorgenommen 
j  werden,  sofern  die  zwingenden  Vorschriften 
[  des  Gesetzes  gewahrt  bleiben.  Nur  muß  für 
die  wichtigste  Wandlung,  nämlich  die  Ab- 
änderung   des    Gegenstandes   des  Unter- 
nehmens, die  %-Mehrheit  unbedingt  erreicht 
sein ;  der  Gesellschaftsvertrag  kann  nur  noch 
höhere  Erfordernisse  stellen.  Daß  Aktien  ver- 
schiedener Gattung  bestehen,  hindert  die  An- 
wendung der  Bestimmungen  nicht;  nur  tritt 
bei  Benachteiligung  einer  Gattung  die  Sonder- 
versammhing  der  Benachteiligten  ein  (oben 
Nr.  12).    Der  Beschluß  ist  in  die  Handels- 
register des  Sitzes  und  der  Zweignieder- 
lassungen einzutragen  und  in  den  Grenzen, 
wie  sie  für  den  ursprünglichen  Vertrag  be- 
stehen, zu  veröffentlichen.   Vor  der  Haupt- 
eintragung ist  die  Abänderung  wirkungslos.. 
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22.  Erhöhung  des  Grundkapitals.  Die  I  Erhöhung  trotz  nichtiger  oder  unverbindlicher 


Gesellschaft  kann  neue  Mittel  namentlich 
durchSchuldaiifnahmc(Prioritätsobligationen) 
oder  durch  Ausgabe  junger  Aktien  werben. 
(Ueber  Zuzahlungen  oben  Nr.  2  u.  20.) 
Letzlere  hat  notwendig  die  Erhöhung  des 
Grundiiapitals  zur  Foltjc.  Um  die  nur  zur 
Erziclung  von  üründerL'owinn  stattfindende 


Zeichnungsscheine  und  bei  Beschränkungen 
außerhalb  des  Scheines  geordnet.  Wie  bei  der 
Gründung  sind  auf  Bareinlagen  mindestens 
%  und  das  Aufgeld  einzuzahlen.  Als  Kontra- 
henten des  Gesellschaftsvertrags  erscheinen 
die  Zeichner  und  die  Summe  der  vorhandenen 
Gesellsehafter,  die  durch  das  zur  Ausfüliruntr 


Emissionstätigiieit  zu  beschränken,  soll  die  ■  des  Erhöhungsbeschlusses  bestimmte  Organ 
Erhöhung  nicht  vor  voller  Einzahlung  des  '  repräsentiert  wird.    Auch  die  erfolgte  Er- 


bisherigen Grundkapitals  stattfinden.  Verhält 
nismäßig  unerhebliche  Rückstände  sciüießen 
die  Erhöhung  nicht  aus.  Für  Versicherungs- 
gesellschaften, bei  denen  der  größte  Teil 
des  Grundlcapitals  Garantiefonds  ist,  kann 
der  Gesellschaftsvertrag  Erhöhung  vor  Voll- 
leistung zulassen.  Die  Erhöhung  zerfällt  in 
zwei  Akte:  den  Willcnsakt,  daß  das  Zusatz- 
kapital beschafft  werden  soll,  und  die  Be- 
schaffung selbst.  Der  Willcnsakt,  der  begriff- 
lich keine  Abänderung  des  Gesellschaft sver- 
trags  darstellt,  unterliegt  nach  positiver  Norm 
den  Vorschriften  über  diese:  er  kann  nur  durch 
Beschluß  der  Generalversammlung  gemeinhin 
mit  %-Mehrheit  und,  sofern  mehrere  Aktien- 
gattungen bestehen,  unter  ebensolcher  Zu- 
stimmung der  Sonderversammlungen  der 
Aktionäre  jeder  Gattung  stattfinden,  bedarf 
der  Eintragung  und  Veröffentlichung.  Bei  der 
allen  Vorstands- und  Aufsichtsratsinitgliedeni 
obliegenden  Anmeldung  sind  Versicherungen 
über  die  Vollzahlung  des  Grundkapitals  und 
etwaige  Restanten  abzugeben.  Unriclitice 


höhung  ist  zur  Eintragung  zu  bringen,  wieder- 
um unter  wesentlicher  Anwendung  der  ent- 
sprechenden Vorschriften  für  die  Gründung. 
Wissentlich  falsche  Angaben  der  anmeldenden 
Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglicder  über 
Zeichnung,  Einzahlung,  Ausgabekurs,  Sach- 
einlagen und  Uebernahmen  machen  strafbar. 
Eine  Verbindung  der  Anmeldung  und  Ein- 
tragung des  Beschlusses  über  die  Erhöhung 
und  der  erfolgten  Erhöhung  ist  zulässig. 
Vor  llaupteintragung  der  erfolgten  Erhöhung 
können  Aktien  und  Interimsscheino  auf  das 
Zusalzkapital  nicht  gültig  ausgegeben  und  An- 
teilrechte an  ihm  nicht  mit  Wirkung  gegen- 
über der  Gesellschaft  übertragen  werden. 
Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglicder,  die 
vorher  Aktien  usw.  ausgeben,  sind  strafbar. 

23.  Verminderung  des  Grundkapitals: 
Herabsetzung,  Amortisation.  Erwerb 
eigener  Aktien.  iJic  Verminderung  des 
Grundkapitals  kann  stattfinden  durch  Herab- 
setzung, insbesondere  teilweise  Zurückzahlu  ng 
und  Amortisation.    Die  teilweise  Zurück- 


Versicherungen  machen  strafbar.  Ausge- j  Zahlung  begreift  die  wirkliche  Rückgewähr 
schlössen  ist  Unter-,  zugelassen  Ueberpari-  von  Beträgen  auf  die  Aktien.  Ihr  Grund 
emission,  bei  der  das  Aufgeld  nach  Abzug  der  ^  ist  gemeinhin  Ueberfluß  an  Betriebsmitteln. 
Kosten  für  die  Aktienausgabe  zum  Reserve- 1  Von  der  Amortisation  unterscheidet  sie  sich 


fonds  fließt.  Der  Gcncralvcrsammlungs- 
bcschluß  hat  den  Mindestbetrag,  unter  dem 
die  jungen  Aktien  nicht  auszugeben  sind,  zu 


dadurch,  daß  sie  verhältnismäßig  auf  alle 
Aktien  wenigstens  einer  Gattung  stattfindet, 
die  -Amortisation  dagegen  die  Ausscheidunf 


bezeichnen.  Er  muß  sich  über  etwaige  Sach- 1  einzelner  .\ktien  bezweckt.  Die  sonstige 
einlagen  oder  in  Anrechnung  auf  Einlagen  j  Herabsetzung  trifft  wie  die  Zurückzahlung 
erfolgende  Uebernahmen  bei  Vermeidung  der  j  sämtliche  Anteile:  sie  begreift  einmal  die 
Unwirksamkeit  für  die  Gesellschaft,  ähnlich  j  völlige  Befreiung  von  noch  ausstehenden 


wie  bei  der  Gründung,  verbreiten.  Häufig 
werden  die  jungen  Aktien,  um  das  Kapital 
anzuziehen,  mit  Vorrechten  ausgestattet 
(Prioritätsaktien).  Jeder  Aktionär  kann  die 
Zuteilung  eines  seiner  bisherigen  Beteiligung 
entsprechenden  Betrags  junger  Aktien  for- 
dern, soweit  nicht  der  Generalversammlungs- 
beschluß anders  verfügt.  Anderweite  Bezugs- 
rechte können  nur  vorbehaltlich  dieser  Be- 
fugnis und  nicht  vor  dem  Beschluß  über  die 
Erhöhung  mit  Wirkung  für  die  Gesellschaft 
zugesichert  werden.  Auf  Grund  des  Be- 
schlusses gescliieht  die  Zeichnung  der  jungen 
Aktien  durch  scliriftliche  Erklärung,  nach 
instruktioneller  Vorschrift  auch  in  einem 
zweiten  Exemplare,  deren  Inhalt  in  An- 
lehnung an  denjenigen  des  Zeichnungsscheins 
bei  der  Gründung  bestimmt  ist.  Entsprechend 
sind  die  Rechtsfolgen  bei  Eintragung  der 


Einschüssen,  eine  Maßregel,  die  wiederum 
auf  Ueberschuß  an  Betriebsmitteln  deutet; 
weiter  den  nur  rechnungsmäßigen  Minder- 
ansatz des  der  Aufnahme  in  die  Bilanz 
bedürfenden  Grundkapitals,  wodurch  die  zu- 
treffende Einstellung  von  entwerteten  Aktiven 
oder  die  Ausgleichung  einer  Unlerbilanz  und 
damit  die  Wiederaufnahme  der  Gewinnver- 
teilung erzielt  wird.  Die  Herabsetzung,  ein- 
schließlich der  Zurückzahlung,  kann  nur  auf 
Beschluß  der  Generalversammlung  mit  %- 
Mclirheit  stattfinden.  Der  Gesellschaftsver- 
trag kann  lediglich  höhere  Anforderungen 
stellen.  Bei  Vorhandensein  mehrerer  Aktien- 
gattungen ist  Zustimmung  von  Sonderver- 
sammlungen der  Aktionäre  jeder  Gattung 
nach  denselben  Grundsätzen  nötig.  Der  Be- 
schluß hat  anzugeben,  zu  welchem  Zwecke 
und  in  welcher  Weise  die  Herabsetzung 
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stattfindet.  Praktisch  wird  die  Herabsetzung 
meist  durch  Abstempelung  der  Aktien  auf 
einen  geringeren  Betrag  oder  durch  Zu- 
sammenlegung mehrerer  zu  wenigeren  Ak- 
tien unter  Vernichtung  der  überschießenden 
durchgeführt.  Der  gesetzliche  Normalbetrag 
der  Aktie  muß  dabei  gewahrt  werden.  Nur 
bei  Zusammenlegung  usw.  der  vor  Geltung 
des  Gesetzes  von  1884  auf  weniger  als 
1000  M.  gestellten  Aktien  braucht  dieser 
Betrag  nicht  gewahrt  zu  werden;  eine  weitere 
Herabsetzung  des  Betrags  ist  für  sie  aus- 
geschlossen. Häufig  geht  mit  der  Herab- 
setzung die  Erhöhung  des  Grundkapitals 
namentlich  mittels  Ausgabe  von  Prioritäts- 
aktien Hand  in  Hand.  Der  Beschluß  ist 
zur  Eintragung  zu  bringen.  Der  Vorstand 
hat  alsdann  die  Gesellschaftsgläubiger  drei- 
mal öffentlich,  die  bekannten  überdies  be- 
sonders auszurufen.  Gläubiger  mit  Forde- 
rungen aus  der  Zeit  vor  der  dritten  Bekannt- 
machung sind  bei  Meldung  zu  befriedigen 
oder  zu  sichern.  Erst  hiernach  und  nach 
Ablauf  eines  Jahres  seit  der  letzten  Bekannt- 
machung (des  Sperrjahrs)  können  Zurück- 
zahlungen an  die  Aktionäre  erfolgen  und 
tritt  eine  Befreiung  von  Aktionären  ein. 
Alvtien,  die  trotz  Aufforderung  nicht  behufs 
Verminderung  der  Aktienzahl  durch  Um- 
tausch, Abstempelungusw. eingeliefert  werden 
oder  die  ihrer  Zahl  nach  sich  nicht  durch 
neue  ersetzen  lassen  und  nicht  der  Gesell- 
schaft zur  Verwertung  überlassen  sind, 
können  für  la'afllos  erklärt  werden.  Die 
an  ihrer  Stelle  ausgegebenen  neuen  Aktien 
sind  für  Rechnung  der  Beteiligten  zu  ver- 
werten. Auch  die  erfolgte  Herabsetzung 
ist  zur  Eintragung  zu  bringen.  Die  Amor- 
tisation, Einziehung  von  Alitienrechten, 
kann  nur  bei  Anordnung  oder  Zulassung  im 
Gesellsehaftsvertrag  erfolgen.  Soll  sie  nicht 
durch  Ankauf  von  Aktien,  sondern  durch 
Auslosung,  Kündigung  usw.  stattfinden,  so 
muß  sie  im  ursprünglichen  oder  vor  Zeich- 
nung der  Aktien  abgeänderten  Gesellschafts- 
vortrage vorgesehen  sein.  Sie  ist  im  übrigen 
zulässig  entweder  bei  Beobachtung  der  Vor- 
schriften über  die  Herabsetzung  oder  aus  dem 
nach  der  Jahresbilanz  verfügbaren  Gewinne. 
Unstatthafte  Amortisation  macht  Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder  ersatzpflichtig. 
Bei  Auslosung  werden  mitunter  für  die 
Aictien  Genußscheine  ausgegeben,  die 
dem  letzten  Eigentümer  der  Alctie  nach  den 
nicht  Ausgelosten  Gewinn-  und  Vermögens- 
anteil belassen.  Ob  die  Genußscheine  Ak- 
tionär- oder  Gläubigerrechfe  gewähren,  ist 
Tatfrage.  Eine  willkiuliche  Verringerung 
des  Gnindkapitals  ist  insbesondere  durch 
das  Verbot  des  Ankaufs  eigener  An- 
teile gehindert.  Die  Aktiengesellschaft  soll 
eigene  vollgeleistete  Aktien  im  regelmäßigen 
Geschäftsbetriebe  weder  erwerben  noch  zum 


Pfände  nehmen  (in  Versatz  nehmen,  be- 
lehnen). Bei  Zuwiderhandeln  ist  das  Ge- 
schäft gültig.  Von  dem  Verbot  ist  der  Er- 
werb in  Ausführung  einer  speziellen  Ein- 
kaufskommission ausgenommen.  Um  die 
gesetzwidrige  Liberierung  zu  hindern,  ist 
Erwerb  und  Pfandnahme  eigener  nicht  voll- 
geleisteter Aktien  und  eigener  Interims- 
scheine selbst  in  Ausführung  einer  Ein- 
kaufskommission mit  der  Rechtsfolge  der 
Nichtigkeit  untersagt.  In  beiden  Fällen  sind 
die  Vorstands-  und  Aufsichtsratsraitglieder 
ersatzpflichtig.  Von  dem  Verbote  wird  das 
Reportgeschäft  in  eigenen  Anteilen  betroffen, 
nicht  aber  —  zumal  in  Ansehung  der  Worte 
„im  regelmäßigen  Geschäftsbetriebe"  • —  Er- 
werb und  Pfandnahme  durch  Zwangsvoll- 
streckung und  Erwerb  durch  echte  Schenkung. 

24.  Auflösung  der  Aktiengesellschaft. 
Liquidation.  Die  Aktiengesellschaft  wird 
nach  Akiicnrecht  aufgelöst:  1.  Durch  Ablauf 
der  im  Gesellschaftsvertrage  bestimmten  Zeit. 
2.  Durch  Beschluß  der  Generalversammlung. 
Dieser  bedarf  einer  Mehrheit  von  %  des 
vertretenen  Grundkapitals.  Der  Gesellschafts- 
vertrag kann  nur  noch  schwerere  Erforder- 
nisse aufstellen.  3.  Durch  Konkurseröffnung. 
Erreicht  der  Verlust,  den  die  Jahres-  oder 
eine  Zwischenbilanz  aufweist,  die  Hälfte  des 
Grundkapitals,  so  muß  der  Vorstand  dies 
einer  sofort  zu  berufenden  Generalversamm- 
lung melden.  Tritt  Zahlungsunfähigkeit  der 
Gesellschaft  ein  oder  ergibt  eine  Bilanz, 
daß  das  Vermögen  nicht  mehr  deren  echte 
Schulden  deckt,  so  muß  er  Konkurseröffnung 
beantragen.  Das  Autragsrecht  steht  nach 
der  Konkursordnung  jedem  Vorstandsmit- 
gliede  zu.  Zuwiderhandeln  macht  die  Vor- 
standsmitglieder strafbar.  Zudem  haften  sie 
und  die  Aufsichtsratsmitglieder  bei  Zahlungs- 
leistung nach  Zaiilungsunfähigkeit  oder 
Ueberschuldung  für  Schadenersatz.  Durch 
die  Bek.  v.  8./VIII.  1914  sind  die  Vorschriften 
des  HGB.,  soweit  sie  die  Verpflichtung,  bei 
Zahlungsunfälügkeit  einer  Gesellschaft  die 
Eröffnung  des  Konkursverfahrens  zu  bean- 
tragen, sowie  das  Verbot  von  Zahlungen  nach 
Eintritt  der  Zahlungsunfälügkeit  betreffen, 
bis  auf  weiteres  außer  Kraft  gesetzt  worden. 
Das  gleiche  gilt  nach  der  V.  v.  28./IV.  1920 
für  den  Fall  der  Ueberschuldung,  wenn  diese 
darauf  beruht,  daß  sich  infolge  Verändenmg 
des  Umrechnungskurses  der  in  Reichsmark 
ausgedrückte  Wert  einer  auf  ausländische 
Wälirung  lautenden  Schuld  gegenüber  dem 
Werte  bei  Eingehung  der  Verbindlichkeit 
erhöht  hat.  4.  Aktienrechtlicher  Auflösungs- 
grund ist  weiter  die  Aufzehrung  sämtlicher 
Anteile  durch  Amortisation,  nach  der  ge- 
meinen Ansicht  dagegen  nicht  die  Ver- 
einigung aller  Aktien  in  einer  Hand.  An 
anderen  Gründen  tritt  hinzu  die  Auflösung 
durch  die  Staatsgewalt  zufolge  Vorbehalts 
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bei  einer  notwcndipen  Korzession  oder  zu- 
foljcc  öffenllichrcchtlichcr  Norm  des  Landes- 
gesetzes (so  bisher  in  Preußen  im  Falle  ge- 
meinschädlicher gcsctzwidrjfrer  Handluneen 
oder  Unterlassungen  der  Aktiengesellschaft). 
Unmöglichkeit  der  Erreichung  des  Gcsell- 
schaflszwccks   ist   nicht  Auflösungsgrund. 
Die  Auflösung  der  Aktiengesellschaft  muß 
außer  im  Konkursfalle  durch  den  Vorstand 
zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  des 
Sitzes  und  jeder  Zweigniederlassung  ange- 
meldet werden.    Gemeinhin,  nicht  im  Falle 
des  Korkurses,  folgt  ihr  die  Liquidation. 
Dies  auch,  wenn  die  Nichtigkeit  der  Gesell- 
schaft (oben  Nr.  3)  im  Handelsregister  ein- 
getragen ist,  wobei  die  namens  der  Gesell- 
schaft mit  Dritten  geschlossenen  Geschäfte 
gültiL'  bleiben  und  die  Gesellschafter  die 
zur  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  nötigen 
versprochenen  Einzahlungen  leisten  müssen. 
Durch  die  Auflösung  wird  nur  die  produk- 
tive Seite  der  Aktiengesellschaft  beendet. 
Im  übrigen  wird  die  letztere  für  den  Liqui- 
dationszweck, den  sie  selbst  erfüllt,  in  ihrem 
Bestand  erhallen.     Das  Regierungs-  und 
Vertretungsrecht  bleibt  grundsätzlich  dem 
Vorstand  als  Liquidationsvorstand.  Doch 
kann  Gcsellschaftsvertrag  oder  Gcneralver- 
sammlungsbeschluß    andere    Personen  an 
Stelle  der  Vorstandsmitglieder  setzen.  Auf 
Antrag  des  Aufsichtsrats  oder  von  Aktionären 
mit  '/lo  Grundkapital  bei  scchsmonallichem 
Besitze  kann  das  Gericht  des  Sitzes  Liqui- 
datoren ernennen.   Uim  steht  unter  gleiclier 
Voraussetzung  Abberufung  der  Liquidatoren 
zu.  Die  Generalversammlung  kann  die  nicht 
vom  Gericht  ernannten  Liquidatoren  jederzeit 
abrufen.  Der  Vorstand  hat  die  ersten  Liqui- 
diitoren  zur  Eintragung  in  jedes  beteiligte 
Handelsregister  anzumelden.  Die  Anmeldung 
von  Voränderungen  liegt  den  Liquidatoren 
selbst  ob.     Gerichtliche  Ernennungen  und 
Abberufungen  werden  von  Amts  wegen  ein- 
getragen.   Die  Liquidatoren  stehen  grund-, 
sätzlich  in  Rechten  und  Pflichten  dem  Vor-' 
Stande  gleich  und  werden  vom  Aufsichtsrat  1 
überwacht.     Nur  fallen   Vorschriften,  die' 
lediglich  die  produktive  Seite  betreffen,' fort,  j 
so  das  Konkurrenzverbot  und  die  Bestellung  I 
von  Prokuristen.  Auch  die  gesetzliche  Liqui- 
datioiisvollmacht  ist  unbeschiäiikbar.  Sie 
ermächtigt  aber  lediglich  zur  Beendigung 
der  laufenden   Geschäfte,  Einziehung  der 
Forderungen,  Versilberung  des  Vermögens 
und  zur  Befriedigung  der  Gläubiger;  zur 
Eingehung  neuer  Geschäfte  nur  behufs  Be- 
endigung  schwebender.      Die  gesetzliche 
Liqiiidationsvollmacht  kann  durch  Gesell- 
schaftsvertrag oder  Beschluß  der  General- 
versammlung erweitert  werden.    Die  Liqui- 
datoren haben  die  Gesellschaftsgläubiger  drei- 
mal öffentlich  aufzurufen.    Sie  müssen  für 
den  Beginn  der  Liquidation  und  weiter  für 
Handworterbncli  der  Staatswissensctiaften.  4.  Aull, 


den  Schluß  jedes  Jahres,  zulässigerweise 
des  bisheriffen  Geschäftsjahres,  Bilanz  ziehen. 
Auf  die  Rechnungslegung  sind  im  allge- 
meinen die  Vorschriften  erstreckt   die  bei 
werbender  Gesellschaft  bestehen.    Nur  sind 
die  besonderen  Vorschriften  über  den  Inhalt 
der  Bilanz  und  die  Bestimmuniren  über  den 
Reservefonds  für  unanwendbar  erklärt.  Das 
nach  Berichtigung  der  Schulden  verbleibende 
NermöL'en  der  Gesellschaft  wird  unter  die 
Aktionäre  verteilt,  grundsätzlich  nach  dem 
Verhältnisse  der  Aktienbeträge.    Doch  darf 
[iin  Interesse  der  Gläubiger  die  Verteilung 
nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  seit  dem  dritten 
Aufrufe  der  Gläubiger  erfolgen.   Die  Forde- 
j  Hingen  der  bekannten  Gläubiger  werden  ge- 
tilgt  oder,  soweit  zulässig,  hinlerlest.  Ist  die 
Berichiiiiung  einer  Verbindlichkeit  zurzeit 
[unausführbar    oder    eine  Verbindlichkeit 
[streitig,  so  muß  vor  der  Verteilung  Sichcr- 
iheit  bestellt  werden.  Verteilungen  innerhalb 
[der   Sperrfrist   machen   Liquidatoren  und 
I  Aufsichtsratsmitglicdcr  haftbar,  die  Aktio- 
näre rückzalilungspflichtig.  Nach  Beendigung 
ider  Liquidation  und  Schlußrechnung  ist  von 
den  Liquidaloren  das  Erlöschen  der  Gesell- 
schaft zum  Handelsregister  anzumelden. 

25.  Uebertragung  des  Vermögens  der 
Aktiengesellschaft  im  ganzen.  Fusion, 
i  Die  Uebertragung  des  Gesellscliaftsvermü^ens 
'im  ganzen  bedarf  eines  Generalveisamm- 
lungsbeschlusses  mit  ^-Mehrheit  des  ver- 
tretenen Gnindkapilals;  der  Gescllschafts- 
verlrag  kann  höhere  Erfordcrnis.se  stellen 
Der  Beschluß  bewirkt  jedenfalls  die  Auf- 
lösung der  Gesellschaft.    Gemeinhin  finden 
die  Vorschriften  über  die  Liquidation  An- 
,  Wendung;  die  Liquidatoren  dürfen  das  zur 
AusfüJirung  der  Maßregel  Nötige  vornehmen. 
I  Das  Vermögen  darf  dem  Uebernelimer  nur 
nach  den  Bestimmungen  über  die  Verteilung 
I  unter  die   Aktioräre  ausgeliefert  werden". 
Uebernimmt  das  Reich,  ein  Bundesstaat  oder 
ein  inländischer  Kommunalverband  das  Ver- 
mögen im  ganzen,  so  kann  in  der  Verein- 
barung, die  der  Genehmigung  durch  die 
j  Generalversammlung  bedarf,  das  Uiiterblei- 
I  ben  der  Liquidation  bestimmt  worden.  Der 
I  Beschluß  und  die  Auflösung  sind  unter  Bei- 
fügung der  Vereinbarung  zum  Handelsre- 
gister anzumelden.  Mit  der  Haupteintragung 
gilt  das  Vermögen  einschließlich  der  Schulden 
als  übergegangen  und  erlischt  die  Firma.  — 
Bei  Uebertragung  des  Vermögens  im  ganzen 
an    eine    andere    Aktiengesellschaft  oder 
Kommanditaktiengesellschaft  gegen  Aktien 
derselben  (Fusion)  sind  für  die  Erhöhung 
des  Grundkapitals  der  übernehmenden  Ge- 
sellschaft die  Vorschriften  über  Vollzahlung 
des  bisherigen  Grundkapitals,  Zeichnung  der 
jungen  Aktien,  Einzahlung  auf  sie.  Bezugs- 
rechte der  Aktionäre  unanwendbar.  Mit  der 
Anmeldung  der  erfolgten  Erhöhung  ist  der 
Bd.  I.  8 
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von  der  Generalversammlung  der  aufgelösten  | 
Gesellschaft  genehmigte  Vertrag  einzureichen,  j 
Soll  laut  Vereinbarung  das  Vermögen  der  j 
aufgelösten  Gesellschaft  nicht  liquidiert  ' 
werden,  so  finden  im  allgemeinen  die  Vor- ' 
Schriften  für  Uebertragung  des  Vermögens 
an  das  Reich  usw.  Anwendung.  Um  aber 
die  Gläubiger  der  aufgelösten  Gesellschaft 
zu  schützen,  ist  insbesondere  bestimmt:  Das 
Vermögen  der  aufgelösten  Gesellschaft  ist 
einstweilen  von  der  übernehmenden  Gesell- 
schaft getrennt  zu  verwalten.  Hierfür  sind 
die  Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglieder  j 
der  letzteren  den  Gläubigern  der  aufgelösten 
Gesellschaft  als  Gesamtschuldner  haftbar.  [ 
Die  aufgelöste  Gesellschaft  wird  insoweit  er- 
halten, als  bis  zur  Vereinigung  der  Vermögen 
ihr  Gerichtsstand  bestehen  Isleibt  und  im 
Verhältnisse  zu  der  übernehmenden  Gesell- 
schaft und  deren  übrigen  Gläubigern  das 
übeniommene  Vermögen  als  solches  der  auf- 
gelösten Gesellschaft  gilt.  Die  Vereinigung 
der  Vermögen  kann  beliebig  ausgesetzt 
werden.  Soll  sie  aber  eintreten,  so  bedarf 
es  vorgängigen  Aufrufs  der  Gläubiger,  Ab- 
wartens  der  Sperrfrist  usw.,  wie  bei  der 
Liquidation.  Außerdem  wird  in  dem  G.  v. 
20./IV.  1892  die  Umwandlung  einer  Aktien- 
gesellschaft in  eine  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung  dadurch  begünstigt,  daß 
die  Liquidation  der  Aktiengesellschaft  unter- 1 
bleiben  kann,  wenn  die  aus  ilir  erwachsene 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  ge- 
wissen Erfordernissen  entspricht,  wenn 
namentlich  die  Teilnahme  der  Aktionäre  an 
der  neuen  Gesellschaft  gewährleistet  ist.  — 
Wird  der  Zweck  der  Veräußerung  des  Ver- 
mögens im  ganzen  oder  der  Umwandlung 
in  eine  andere  Gesellschaft  nicht  erreicht, 
kann  die  Generalversammlung  der  aufgelösten 
Gesellschaft  deren  Fortsetzung  beschließen,  j 

26.  Strafvorschriften.  Die  einzelnen 
Straffälle  sind  oben  Nr.  8,  9, 11, 14, 15, 17,  22, ' 
24  erwähnt.  Die  härteste  Strafe  ist  Gefängnis 
und  zugleich  Geldstrafe  bis  20000  M.  so- 
wie Verlust  der  bürgerlichen  Elirenrechte. 
Für  einen  Fall  ist  nur  Geldstrafe,  jedoch 
nicht  unter  1000  M.,  angedroht.  Ueberdies 
unterstehen  die  >Iitglieder  des  Vorstandes 
und  die  Liquidatoren  einem  ausgedehnten 
Ordnuiigsstrafrechte.  j 

27.  Anhang:  Die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien.  Bei  dieser  Gesellschafts- 
form haftet  mindestens  ein  Gesellschafter  den 
Gläubigern  unbeschränkt  (persönlich  haften- 
der Gesellschafter),  während  die  übrigen  sich 
nur  mit  Einlagen  auf  das  in  Aktien  zerlegte 
Grundkapital  der  Gesellschaft  beteiligen 
(Kommanditisten).  Die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  enthält  somit  Elemente  der 
Aktiengesellschaft  und  der  Kommanditgesell- 
schaft, und  das  für  sie  maßgebende  Recht 
ist  daher  zum  Teil  den  für  die  beiden  letzt- 


genannten Gesellschaftsarten  geltenden  Vor- 
schriften entnommen;  zum  Teil  gelten  aber 
Besonderheiten.  Die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  ist  eine  juristische  Person;  sie  ist 
stets  Handelsgesellschaft,  ohne  Rücksicht  auf 
den  Gegenstand  des  Unternehmens.  Die 
Gründung  richtet  sich  im  wesentlichen  nach 
dem  Recht  der  Aktiengesellschaften.  Ver- 
mögenseinlagen der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  müssen,  sofern  sie  nicht  auf 
das  Grundkapital  erfolgen,  nach  Höhe  und 
Art  im  Gesellschaftsvertrage  festgesetzt  wer- 
den. Im  Gründungsstadium  wird  der  erste 
Aufsichtsrat  von  den  Gründern,  mit  Aus- 
schluß der  persönlich  haftenden  gewählt. 
Die  Rechtsverhältnisse  der  persönlich  haften- 
den Gesellschafter  unterliegen  im  allgemeinen 
den  für  die  Kommanditgesellschaft  geltenden 
Vorschriften;  sind  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  zugleich  Aktionäre,  so  haben 
sie  indessen  kein  Stimmrecht  in  der  General- 
versammlung. Für  die  Rechtsstellung  der 
Kommanditisten  gilt  Aktienrecht.  Die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  sind 
gesetzliche  Vertreter  der  Gesellschaft, 
ähnlich  dem  Vorstand  der  Aktiengesell- 
schaft. Der  Aufsichtsrat  wird  von  den 
Kommanditisten  gewählt.  Die  Generalver- 
sammlung wird  nur  von  den  Kommanditisten 
gebildet.  Ihre  Zuständigkeit  ist  im  Verhältnis 
zu  den  persönlich  haftenden  Gesellschaftern 
beschränkt,  insbesondere  bedürfen  Satzungs- 
änderungen der  Zustimmung  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter.  Der  Generalver- 
sammlung stehen  aber  gewisse  Kontroll- 
rechte gegenüber  den  persönlich  haftenden 
Gesellschaftern  zu.  Auflösungsgründe  sind 
bei  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  die 
gleichen  wie  bei  der  einfachen  Kommandit- 
gesellschaft: Ablauf  der  im  Gesellschafts- 
vertrage vorgesehenen  Zeit,  Beschluß  der 
Gesellschafter,  Eröffnung  des  Konkurses  über 
das  Vermögen  der  Gesellschaft,  Tod  eines 
persönlich  haftenden  Gesellschafters  (falls  im 
Gesellschaftsvertrage  nichts  Abweichendes  be- 
stimmt ist),  Eröffnung  des  Konkurses  über 
das  Vermögen  eines  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafters, schließlich  Kündigung  durch 
die  Gesellschafter  sowie  gerichtliches  Urteil 
bei  Vorliegen  eines  wichtigen  Grundes.  Für 
das  Strafrecht  bei  der  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  gilt  Aktienrecht. 

Literatur:  An^  der  reichhaltigen  Literatur  ist 
namentlich  hervorzuheben:  von  älteren  syste- 
matischen Darstellungen  W.  Auerbach^  Aktien- 
wesen, Frankjurt  a.  M.  1S7S ,  H.  Keyssner, 
Die  Aktiengesellschafien  unter  dem  HG.  vom 
11.1  VI.  1870,  Berlin  1S7S,  M.  Pöhls,  Recht  der 
Aktiengesellschaften,  Hamburti  IS42,  PrimheTf 
in  Endemanns  Handbuch  des  deutschen  IlandeU- 
usw.  Rechts  I,  Leipzig  1S81  und  vor  allem  A, 
Renaud,  Recht  der  Aktiengesellschaften,  2.  Aufl., 
Lctpzig  1S75  ;  von  neueren  systematischen  Dar- 
stellungen  J'.    Fr,    Behrendt   Lehrbuch  des 
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IfandeUrcchU  I,  2,  Berlin  1896  und  baondera 
K,  X»ehmann,  Recht  der  Aktienge»eU$cbaften 
I  und  II,  Berlin  IS98  u.  1904;  K.  Coaack, 
Lehrbuch  lUs  Handelsrechts,  S.  Avß.,  SlutUjart 
1920;  II.  J'lticher,  im  Jlaudlnich  des  gesamten  | 
JlaitdeUrechlSfheraustf.  von  V.  Ehrtnbcrg,  III.  Bd. 

I.  Abt.,  Leipzig  191G ;  jemtr  die  Lehrbücher 
von  OaretM,  8.  Aufl.,  Berlin  1909;  K.  Leh- 
mann, S.  .lufl.,  Leipzig  191S;  Heil  fron,  t. 
Aufl.,  Berlin  mSjlS :  ferner  O.  Ulrrke,  Die 
OcnoKsenschaJtsthcorie  und  die  deutsche  Recht- 
sprechung, Btriin  las?;  zu  den  Refomivor- 
scht&jen  haupUüchlieh  II,  Löwenfcld,  Recht 
dfr  Aklicngcsetlschfißen,  Berlin  lti79  und  II. 
Wiener,  L,  GottlHclimtdt,  J.  Fr.  Behrentl, 
Zur  Reform  des  .■ikIiengrscUsch'tftswcsrns,  Leipzig 
1S7S  (Sehr.  d.  V.  f.  ^oziaip.  I);  die  Kommen- 
tare zum  Aktiengesetze  von  1884  Enger  II, 
5.  Aufl.  Berlin  1891,  P.  Hayner,  e.  Aull., 
Berlin  1891,  J.  Petersen  und  II',  von  Pech- 
mann, Leipzig  1690,  V.  ICIng,  t.  .tufl, 
Berlin  1893,  O.  von  VOldcrndorff,  Erlangen 
188ß ;  von  den  Kommentaren  zum  HOB.  S. 
(loldmann,  II,  Berlin  19or> ;  K.  I.^hmann 
u.  y.  Iltnu,  ä.  Aufl.,  llcrlin  191314;  ■"■  Ma- 
kower,  1.1.  Aufl.  (F.  Mnkovcr)  I,  Birlin  l!'00j07, 
C.  Hilter,  Berlin  1910,  .1.  Brand,  Berlin 
1911,  ,-1.  Itürlnger  u.  M.  Hachentnirg,  'J.  .\ufl., 
Mannheim  VJIO ff.,  II.  Staub,  10.  .lufl.  (Koenige, 
Pinner,  BondO,  Bd.  I,  S,  Berlin  19S0.  — 
A,  Pi7iner,  Das  deutsche  .iklienrecht,  Ilcilin 
1899;  II.  u.  F.  Esser,  Die  Aktiengesellschaft, 
3.  .-lufl.,  Berlinl907 ;  Keyiumer-Simon,  6.  Aufl., 
Berlin  1911;  von  Mouogrttphiccn  in  historischer 
Beziehung  K.  Lehmann,  Geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Aktienrechts  bis  zum  code  de  com- 
merce, Berlin  1895,  auch  V.  Ring,  Asiatische 
IJaudtungskfjmpagnieen  Fiiedriclis  des  Großen, 
Bahn  1890;  in  dogmatischer  von  (älgemeiitster 
Bedcittung  II,  V,  Simon,  Die  Bilanzen  der 
Aktiengesellschaften,  S.  Aufl.,  Berlin  1898 ;  auch 

II,  Itelim,  Die  Bilanzen  der  .-Iktienyescilschaften 
usvK,  £.  .lufl.,  München  1914.  Passow,  Die 
Bilanzen  usw.,  S.  .-lufl.,  Berlin  1918.  Für  das 
internationale  Aktienrecht:  J.  Schicandt,  Die 
deutschen  .iO.  im  Ree htj^c erkehr  mit  Frankreich 
und  England,  Marburg  1912.  Rcichhaltvies 
.Material  in  P,  Ilotdheim  (jetzt  Heilbmnn), 
Wochenschrift  f.  .-Ikticnrccht  usw.  (später  Mo- 
natsschrift f.  Handelsrecht  und  Ilankircscji), 
Berlin  1892  bis  1919;  auch  J,  Itauei',  Zcilschr. 
f.  d.  ges.  .Iktienwesen,  Leipzig  und  Zittau  189! ff. 

Bing,  durchgesehen  von  J,  Schwandt. 

B.  Das  Aktienrecht  in  den  übrigen  Ländern. 

1.  (iroBbritannien  und  Irland.  2.  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika.  3.  Niederlande.  4.  Frank- 
reich. 6.  Belgien.  6.  Luxemburg.  7.  Italien. 
8.  Spanien.  9.  Schweiz.  10.  Oesterreich. 
11.  Ungarn.  12.  Nordstaaten:  a)  Dänemark, 
b)  Norwegen,  c)  Schweden.  13.  Rußland. 
14.  Estland  und  Lettland.  15.  Polen.  16.  Tschecho- 
slowakei. 17.  Jugoslavien:  a)  Serbien,  b)  Kro- 
atien und  Slawonien.  18.  Bulgarien.  19.  Türkei. 

1.  In  Großbritannien  und  Irland  können 
Aktiengesellschaften  errichtet  werden  einmal 
durch  königliche  Charter.  Das  ergibt  sich  aus 
dem  gemeinen  Recht  (common  law)  und 
dem  Gesetz  7  Will.  4  Kap.  73.  Auf  diese  Art 
ist  namentlich  eine  Reihe  von  englischen  Kolonial- 


gescllschaften  entstanden.  Des  weiteren  können 
Aktiengesellschaften  gegründet  werden  durch 
Spezialgesetz.  Einem  solchen  Gesetz  verdanken 
zahlrciAe  Kanalbau-,  Eisenbahn-  und  Stralien- 
bahngesellschaften,  Gas-  und  Elektrizitätswerke 
sowie  Werften  ihre  Entstehung.  Die  durch 
königliche  Charter  oder  Spezialgesetz  geschaffenen 
Aktiengesellschaften  haben  gegenüber  den  übrigen 
Aktiengesellschaften  erweiterte  Befugnisse. 

Die  praktisch  wichtigste  Art  der  Gründung 
einer  Aktiengesellschaft  ist  die  durch  Erfüllung 
der  Normativbestimmungen  des  Oompanics 
(Consolidation)  Act,  1908,  mit  der  I^ovello 
von  1913  (3.  u.  4.  Geo.  5.  Kap.  25),  in  denen 
die  von  1862  — 19U8  crliissencn  gesetzlichen 
Bestimmungen  auf  dem  Gebiete  des  .\ktienrechts 
zusammengefaßt  .sind.  Hernach  gilt  folgendes: 
Die  Satzung  (memorandum  of  association) 
muß  von  wenigstens  sieben  Personen  unter- 
zeichnet sein.  Sie  enthält  die  Firma,  das  für 
die  Eintragung  in  das  Register  maUgeblicho 
Geschäftsbüro  (Sitz),  den  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens, die  Feststellung,  daß  die  Haftung  der 
Aktionäre  sich  auf  die  .\ktienbeträgc  beschränkt, 
und  die  Höhe  des  Grundkapitals.  .Jeder  Gründer 
muß  wenigstens  eine  Aktie  übernehmen.  Privat- 
schriftliche Form  der  Satzung  ist  ausreichend. 
Die  Unterschriften  der  Gründer  müssen  durch 
einen  Zeugen  beglaubigt  werden.  Neben  der 
Satzung  können  die  Gründer  ein  Regulativ 
(articles  of  association)  aufstellen.  Sofern  das 
nicht  geschieht,  greift  das  dem  Gesetz  in  einer 
Anlage  beigefügte  Normalregulativ  ein.  Die 
Aktiengescirschaft  wird  nach  Anmeldung  durch 
einen  bei  der  Gründung  beteiligten  Rechtsanwalt 
(solicitor)  oder  ein  satzungsmäBiges  Vorstanils- 
riiil;;lii'rl  bei  der  Registerbehörde  (für  England 
grundsätzlich:  London,  SrhottlancI:  Edinburgh, 
für  Irland:  Dublin)  registriert.  Der  Registerbeamto 
stellt  über  die  erfolgte  Inkorporierung  der.\ktien- 
gesellsch:itt  ein  Zeugnis  aus.  Mit  der  Aus- 
liändigunL'  dieses  Zeugnisses  entsteht  die  Aktien- 
gesellschaft als  juristische  Person.  Vorherige 
Einzahlung  auch  nur  eines  Teils  des  Aktien- 
kapitals ist  nicht  erforderlich.  Ueber  die  Aktien- 
ausgabe bestehen  besondere  Vorschriften  zum 
Schutze  des  Publikums.  Der  (ieschäftsbetrieb 
der  Aktiengesellschaft  darf  nicht  eher  beginnen, 
als  bis  ein  bestimmter  Teil  des  Aktienkapitals 
bar  eingezahlt  ist  (insbesondere  der  in  der  Satzung 
oder  dem  Regulativ  bestimmte  Teil  des 
emittierten  Kapitals).  Vorher  abgeschlossene 
Verträge  sind  für  die  Aktiengesellschaft  als 
solche  unverbindlich.  Die  Firma  der  Aktien- 
gesellschaft muß  das  Schlußwort  „limited" 
enthalten;  im  übrigen  besteht  die  größte  Freiheit 
bei  der  Wahl  der  Firmenbezeichnung.  Der 
Gegenstand  des  Unternehmens  muß  rechtlich 
erlaubt  sein;  weitere  Beschränkungen  sind  nicht 
vorgesehen.  Die  über  den  Gegenstand  des 
Unternehmens  in  der  Satzung  getroffene  Be- 
stimmung begrenzt  den  Umfang  der  Handlungs- 
fähigkeit der  Aktiengesellschaft.  Die  HöTie 
des  Grundkapitals  ist  beliebig,  ebenso  die  Höhe 
des  Nennwerts  der  Aktien.  Es  ist  vorgekommen, 
daß  Aktiengesellschaften  mit  einem  Grund- 
kapital von  nur  7  £  registriert  worden  sind. 
Sehr  beliebt  sind  die  1  £-Aktien;  aber  auch  noch 
geringere  Aktien  sind  zulässig.  In  derselben 
Aktiengesellschaft  können  Aktien  in  verschiede- 
ner Höhe  ausgegeben  werden,  ferner  gewöhnliche 
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und  Vorzugsaktien.      Die  Uebertragung  der 
Aktienrechte   ist   grundsätzlich   nur  wirksam 
nach  Eintragung  des  Rechtsgeschäfts  im  Aktien- 
buch. Sofern  über  die  Aktienrechte  aber  Aktien- 
urkunden   ausgegeben    sind,    kann  bestimmt 
werden,  daß  die  Uebertragung  unabhängig  von 
der  Eintragung  im  Aktienbuch  erfolgt.  Voll 
eiugezahlte  Aktien  können  Inhaberaktien  sein. 
Frühestens  einen  Monat  und  spätestens  drei 
Monate  nach  dem  Zeitpunkt,  in  dem  die  Aktien- 
gesellschaft   ihren    Geschäftsbetrieb  beginnen 
darf,  muß  die  erste  ordentliche  Generalversamm- 
lung stattfinden,  in  der  der  Vorstand  über  den 
Gründungshergang  und  den  Status  der  Gesell- 
schaft Bericht  zu  erstatten  hat.     Im  übrigen 
wird  wenigstens  einmal  jährlich  eine  ordentliche 
Generalversammlung   abgehalten.      Die  erste 
ordentliche  Generalversammlung  zählt  hierbei 
nicht  mit.    Außerordentliche  Generalversamm- 
lungen  werden   vom   Vorstand   aus  eigenem 
Antriebe  einberufen,  oder  auf  Verlangen  der  in 
dem     Regulativ     bestimmten     Anzahl  von 
Aktionären.    Die  Generalversammlung  ist  be- 
schlußfähig, wenn  an  ihr  zwei  Aktionäre  oder 
die    in    dem    Regulativ  vorgesehene  größere 
Anzahl  von  Aktionären  teilnehmen.   Der  Präsi- 
dent des  Vorstandes  führt  gewöhnlich  den  Vorsitz. 
Meist  gewährt  jede  Aktie  eine  Stimme;  doch 
kommt  es  vor,  daß  eine  bestimmte  Art  von 
Aktien  kein  Stimmrecht  oder  ein  qualifiziertes 
Stimmrecht  gewährt.    Die  Mitglieder  dos  Vor- 
standes sind  die  Vertreter  der  Aktiengesellschaft, 
durch  welche  die  Gesellschaft  Rechtshandlungen 
vornimmt.     Sie  haben  in  gewissem  Sinne  die 
Stellung  von  Treuhändern  (trustees)  in  bezug 
auf  das  Vermögen  der  Aktiengesellschaft.  Die 
ersten  Vorstandsmitglieder  werden  gewöhnlich 
in  dem  Regulativ  benannt.  Sie  müssen  Aktionäre 
sein,  sofern  dies  in  dem  Regulativ  bestimmt  ist. 
Ihr  Gehalt  oder  die  sonstige  Entschädigung  für 
ihre  Tätigkeit  hat  zur  Grundlage  ebenfalls  das 
Regulativ,  da  sie  prima  facie  keinen  Anspruch 
auf  Remuneration  haben.     Der  Vorstand  ist 
gewöhnlich   befugt,    die   Aktiengesellschaft  in 
allen  Beziehungen  zu  vertreten,  soweit  nicht 
die  Satzung  oäer  das  Regulativ  die  General- 
versammlung als  zuständig  erklären.    Der  Vor- 
stand haftet  der  Gesellschaft  für  Vorsatz  und 
Fahrlässigkeit.    Er  hat  ordnungsmäßige  Bücher 
zu  führen.   Eine  Reihe  von  Strafbestimmungen 
bedrohen  grobe   Pflichtverletzungen   des  Vor- 
standes.    Die  Gewinnverteilung  unterliegt  im 
allgemeinen    der    Beschlußfassung    durch  die 
Generalversammlung,  mitunter  auch  dem  Er- 
messen des  Vorstandes  mit  oder  ohne  Zustim- 
mung der   Generalversammlung.  Dividenden 
dürfen  nur  aus  dem  Gewinn,  also  nicht  aus  dem 
Grundkapital  gezahlt  werden.  Jede  Aktiengesell- 
schaft hat  Revisoren  zum  Zwecke  der  Ueber- 
wachuug  der   Buchführung   und  der  Bilanz- 
aufstellung.     Aenderungen    der   Firma,  des 
Ge|enstandes    des    Unternehmens,  Erhöhung 
und    Herabsetzung    des    Grundkapitals.  Um- 
wandlung der  Aktien  erfordern  einen  Spezial- 
beschluß   der    Generalversammlung,    der  nur 
unter  gewissen  erschwerten  Formen  zustande 
kommen  kann.    Die  Firmenänderung  erfordert 
Genehmigung   durch   das  Handelsministerium. 
Die   Ausgabe   neuer   Aktien   auf   Grund  von 
Prospekten  ist  an  die  Erfüllung  eingehender 
Publizitätsvorschriften    gebunden.  Verstöße 


ziehen  Straffolgen  nach  sich.  Auch  sonst  be- 
stehen in  weitem  Umfange  Publiiitätsbestim- 
mungen.  Die  Liquidation  der  Aktiengesellschaft 
kann  vom  Gericht  vorgenommen  werden  oder 
freiwillig  von  der  Gesellschaft,  im  letzteren  Falle 
auch  unter  gerichtlicher  Ueberwachung.  Der 
Hauptfall  der  gerichtlichen  Liquidation  ist  die 
Konkursliquidation  wegen  Zahlungsunfähigkeit 
der  Gesellschaft.  Die  freiwillige  Liquidation 
wird  von  der  Generalversammlung  beschlossen. 

Ausländische  Aktiengesellschaften,  d.  h.  solche, 
die  außerhalb  des  Vereinigten  Königreichs 
inkorporiert  worden  sind,  müssen  gewisse  Publizi- 
tätsvorschriften erfüllen,  wenn  sie  in  Groß- 
britannien oder  Irland  eine  Niederlassung  haben. 

Private  Companies,  d.  h.  solche,  bei  denen  die 
Uebertragung  der  Aktien  beschränkt  ist,  die  Zahl 
der  Aktionäre  höchstens  50  beträgt  und  jede  Auf- 
forderung an  das  Publikum  zur  Zeichnung  von 
Aktien  oder  Obligationen  ausgeschlossen  ist,  unter- 
liegen besonderen  Bestimmungen.  Es  handelt  sich 
hierbei  um  Familiengründungen  u.  dgl. 

Durch  die  Kriegsgesetzgebung  sind  die 
Publizitätsvorschriften  auf  dem  Gebiete  des 
Aktienrechts  erheblich  erweitert  worden  mit 
dem  offensichtlichen  Zweck,  dem  deutschen 
Einfluß  möglichst  entgegenzuwirken.  Nach 
dem  G.  v.  22./XI1.  191G  (6.  u.  7.  Geo.  5  Kap.  68) 
in  Verbindung  mit  dem  Companies  (Particu- 
lars  as  to  directors)  Act,  1917  (7.  u.  8.  G.  5. 
Kap.  28)  ist  insbesondere  die  Staatsangehörigkeit 
der  Vorstandsmitglieder  und  Personen,  nach 
deren  Weisungen  die  Vorstandsmitglieder  zu 
handeln  gewohnt  sind,  anzumelden  (ev.  die 
frühere,  falls  ein  Wechsel  der  Staatsangehörig- 
keit stattgefunden  hat).  Aehnliche  Vorschriften 
gelten  für  ausländische  Aktiengesellschaften,  die 
in  Großbritannien  oder  Irland  eine  Niederlassung 
haben.  Weiter  verbietet  der  Companies  (Foreign 
Interests)  Act,  1917,  ohne  Genehmigung  des  Han- 
delsministeriums die  Aenderung  von  Statuten, 
die  zuungunsten  fremder  Interessen  an  britischen 
Gesellschaften  Beschränkungen  vorsehen. 

2.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. ')  a)  Das 
Aktienrecht  ist  im  wesentlichen  Gegenstand 
der  einzelstaatlichen  Gesetzgebung  und  ermangelt 
infolgedessen  der  Einheitlichkeit.  Bis  zur  Mitte 
des  19.  Jahrb.  stand  man  der  Begründung 
jeder  Art  von  Korporationen  im  ganzen  durchaus 
ablehnend  gegenüber.  Die  Erlangung  der 
Charter  war  in  jedem  Einzelfall  nur  durch 
Spezialgesetz  möglich.  Diese  Mitwirkung  der 
gesetzgebenden  Faktoren  wurde  bei  der  Gründung 
vielfach  in  der  verwerflichsten  Weise  von  Aktien- 
unternehmern mißbraucht,  indem  man  die 
Charter  z.  B.  durch  Bestechung  und  Stimmen- 
kauf zu  erreichen  suchte.  Dem  Wunsche,  der- 
artige Hißbräuche  unmöglich  zu  machen,  kam 
zuerst  Connecticut  entgegen,  wo  1837  Normativ- 
bestimmungen für  die  Errichtung  von  indu- 
striellen und  Bergwerksunternehmen  in  der  Form 
der  Aktiengesellschaft  erlassen  wurden.  1850 
hatten  schon  etwa  20  Staaten  ähnliche  Gesetze. 
Ueberhaupt  trat  in  dieser  Zeit,  namentlich  bei 
der  Erschließung  des  Westens,  ein  Umschwung 

1)  Dieser  Darstellung  des  amerikanischen 
Aktienrechts  liegt  der  Artikel  von  Georg 
Brodnitz,  das  Aktienrecht  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  aus  der  3.  Aufl.  des 
Hdw's  d.  St.  I.  Bd.  S.  281  Jg.  zugrunde. 
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in  don  Anschauungen  über  die  Nützlichkeit  1 
der  Aktiengesellschaften  ein,  so  daß  man  sie 
in  jeder  Weise  zu  fordern  suchte.  Deshalb 
verschwand  auch  mehr  und  mehr  das  Prinzip 
der  Spezialgesetzgebung  zur  Erlangung  der 
Charter.  In  dieser  Entwicklung  lag  ein  ent- 
schiedener Fortschritt.  .\bcr  die  Aktiengesetz- 
gebung blieb  auch  fernerhin  und  bis  zur  Gegen- 
wart dadurch  gekennzeichnet,  daß  sie  das 
ganze  Problem  nicht  einheitlich  erfaßte,  sondern 
Bald  diese,  bald  jene  Seite  zu  lösen  versuchte. 
Daher  kommt  es,  daß  neben  den  allgemeinen 
Aktiengesetzen  in  manchen  Staaten  noch  Sonder- 
gcsetze  für  bestimmte  Arten  von  Gesellschaften 
bestehen.  Weiter  krouzen  sich  privatrechtliche 
und  öffentlichrcchtlicho  Rücksichten.  Je  nach- 
dem die  einzelnen  Staaten  auf  die  Bedürfnisse 
der  Gesellschaften  mehr  oder  minder  Rücksicht 
nahmen,  erlangten  sie  für  das  Aktienwesen  eine 
verschiedene  Bedeutung.  Denn  die  Gesell- 
schaften bevorzugten  zur  Errichtung  natürlich 
die  Staaten,  die  nicht  nur  ein  liberales  Aktien- 
recht haben,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
finanziellen  Belastung  keine  zu  hohen  Ansprüche 
stellten.  Auf  diesem  Wege  entwickeile  sich  eine 
besondere  Gruppe  von  ,, Korporations-Staaten", 
in  welchen  die  grüßte  Zahl  von  Aktiengesell- 
schaften alljährlich  errichtet  wird.  Sie  umfaßt 
die  Staaten  New  Jersey,  New  York,  Delaware, 
West-Virginia,  South  Dakota,  Maine,  Nevada. 
Arizona,  Connecticut,  Virgini,!,  Uklahoma, 
North  Carolina  und  Alabama.  Die  Aktienge- 
setze  der  einzelnen  Staaten  weisen  danach 
außerordentliche  Verschiedenheiten  auf.  Es 
lassen  sich  aber  doch  bestimmte  Gruppen 
unterscheiden,  die  eine  gewisse  Ueberein- 
stimniung  erreicht  haben,  indem  sie  sich 
gewöhnlich  an  ein  gemeinsames  Vorbild  an- 
lehnten. An  erster  Stelle  sind  hier  die  Staaten 
zu  nennen,  die  sich  New  Jcrscv  anschlössen: 
New  York,  Delaware,  West-Virginia,  Alabama, 
Nevada,  North  Carolina  und  Virginia,  also  die 
wichtigsten  der  „Korporalions-Staaten".  Weiter 
die  Maine-Gruppe,  die  außer  diesem  Staate 
noch  umfaßt  Massachusetts,  Connecticut,  Illinois, 
Missouri  und  Arkansas.  Schließlich  unter 
Führung  Californicns  die  Gruppe  der  Wcst- 
staaten:  Colorado,  North  Dakota,  Soeth  Da- 
kota, Oklahama,  Idaho,  Montana,  Oregon,  Was- 
hington ,  Utah .  Wyoming ,  Te.\as ,  und  New 
Mexiko.  Daneben  bestehen  noch  einige  kleinere 
Gruppen,  ebenfalls  mit  übereinstimmendem  Ak- 
tienrecht, aber  von  sekundärer  Bedeutung.  Wir 
werden  im  folgenden  das  als  mustergültiggeltende 
und  für  die  meisten  amerikanischen  Aktiengesell- 
schaften maßgebende  Aktienrecht  von  New 
Jcr.sey  zur  Grundlage  wählen,  das  in  dem 
Korporationsgesetz  von  1896  enthalten  ist, 
dem  später  noch  einzelne  Amendements  hinzu- 
gefügt worden  sind. 

b|  Auf  Grund  der  Normativbestimmungen 
des  Staates  New  Jersey  kann  durch  wenigstens 
drei  Personen  eine  Aktiengesellschaft  zu  jedem 
legalen  Zwecke  errichtet  werden.  Doch  sind 
ausgenommen  diejenigen  Gesellschaften,  die 
innerhalb  des  Staates  betreiben  wollen 
die  Geschäfte  von  Sparbanken,  Banken,  Bau-  und 
Darlehnsgesellschaften,  Eisenbahn-, Telegraphen-, 
Telephon-,  Kanal-  und  Chaussee-Gesellschaften, 
sowie  allgemein  alle  Gesellschaften,  die  zu 
ihrem  Geschäftsbetrieb  der  Ueberlassung  eines 


staatlichen  Hoheitsrechtes  bedürfen.  Für  Or- 
ganisationen dieser  Art  bestehen  Sondergesetze. 
Sollen  dieselben  Geschäfte  aber  außerhalb 
New  Jerseys  betrieben  werden,  so  kann  die 
Gründung  ohne  weiteres  auf  Grund  der  Normativ- 
bestimmungen erfolgen.  Da  auch  in  verschiede- 
nen anderen  Staaten  derartige  Erschwerungen 
für  einzelne  Gesellschaften  bestehen,  haben 
manche  Staaten  aus  finanziellen  Rücksichten 
gerade  für  sie  Erleichterungen  geschaffen,  indem 
sie  u.  a.  die  Errichtung  von  desellschaften  ge- 
statten, die  ihre  Geschäft«  in  einem  anderen 
Staate  betreiben  wollen,  wenn  auch  die  fragliche 
Art  der  Geschäfte  in  dem  Gründungsstaato 
verboten  ist,  und  von  solchen  Aktiengesell- 
schaften, deren  Geschäftsbetrieb  gerade  dio 
Umgehung  des  Rechts  eines  anderen  Staates 
mit  sich  bringt. 

Der  Geschäftskreis  der  Aktiengesellschaften 
ist,  abgesehen  von  den  obigen  Bestimmungen 
im  Staate  New  Jersey  unbeschränkt,  nur  der 
Betrieb  von  Bankgeschäften  ist  ausgenommen. 
Auch  kann  eine  solche  Gesellschaft  Aktien 
anderer  Gesellschaften  erwerben ,  wenn  das 
nicht  zum  Zwecke  der  Herbeiführung  eines 
Monopols  geschieht  (Ges.  von  1917).  Dio 
Gründungsurkunde  muß  enthalten:  Namen 
und  Zweck  der  .\ktiengesellschaft,  ihren  Sitz 
und  ihre  Niederlassungen,  Namen  und  Adressen 
der  Gründer,  sowie  die  Dauer  ihrer  Charter 
und  Betrag  und  Arten  des  Grundkapitals.  An 
sich  besteht  eine  Beschränkung  hinsichtlich  der 
zeitlichen  Dauer  der  Aktiengesellschalten  in 
New  Jersey  nicht;  doch  kann  jede  Charter 
nach  dem  Ermessen  der  gesetzgebenden  Faktoren 
widerrufen  werden,  nachdem  der  Gesellschaft 
Mitteilung  von  dieser  Absicht  gemacht  und 
ihr  Gelegenheit  zur  Verteidigung  ihrer  Rechte 
gegeben  worden  ist.  Dagegen  ist  in  anderen 
Staaten  die  Charter  von  vornherein  auf  einen 
Zeitraum  von  20—100  Jahren  beschränkt  mit 
der  Möglichkeit  einer  Erneuerung  nach  Ablauf 
der  gesetzlichen  Dauer.  Die  Gründungsurkunde 
ist  beim  Kreissekretariat  des  llauptsitzes  der 
Gesellschaft  und  beim  Staatssekretariat  einzu- 
reichen. Hiermit  beginnt  die  rechtliche  Existenz 
der  Gesellschaft.  Hinsichtlich  der  den  Aktien- 
gesellschaften zustehenden  Rechte  besteht  nur 
die  allgemeine  Beschränkung,  daß  ,, keine  Ge- 
sellschaft irgendwelche  korporativen  Rechte 
haben  soll,  die  nicht  zur  Ausübung  ihrer  Charter 
erforderlich  sind".  Die  Vertragst'reiheit  der 
Aktiengesellschaften  ist  jedoch  in  einer  Anzahl 
von  Staaten  hinsichtlich  der  Schuldenhöho 
beschränkt,  indem  hierfür  ein  Maximalbetrag 
statuiert  wird,  der  sich  gewöhnlich  nach  der 
Höhe  des  Aktienkapitals  bemißt.  Das  Aktien- 
kapital soll  in  New  Jersey  nicht  unter  2000  $ 
betragen.  Die  Festsetzung  einer  solchen  Mindest- 
summe schwankt  in  den  anderen  Aktiengesetzen 
z.  B.  500  S  in  New  York  und  10000  ,?  in 
Minnesota.  Nach  oben  hin  kommt  in  der  neueren 
Gesetzgebung  keine  Beschränkung  des  Aktion- 
kapitals vor,  doch  findet  sich  auch  eine  solche 
noch  aus  früherer  Zeit  in  manchen  Staaten,  die 
auf  diesem  Wege  der  Trustbildung  entgegen- 
treten zu  können  meinten  (z.  B.  50000000  S 
in  Michigan).  Derartige  Limitierungen  kommen 
aber  mehr  und  mehr  ab.  Neben  den  Bestimmun- 
gen über  das  Grundkapital  hat  New  Jersey  noch 
die  Sonderbestimmunf,  daß  die  Geschäfte  mit 
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nicht  weniger  als  1000  $  Kapital  begonnen 
werden  dürfen.  Die  Gesellschaften  können 
verschiedene  Arten  von  Aktien  ausgeben;  in 
der  Gründungsurkunde  ist  hierüber  zu  bestim- 
men. Seit  1920  sind  in  New  Jersey  auch  Aktien 
ohne  Neunbetrag  neben  den  gewöhnlichen  zulässig, 
Die  Umwandlung  von  Vorzugsaktien  in  Obliga- 
tionen ist  besonders  geregelt.  Die  Aktien  kön- 
nen gegen  Geld  oder  Einlagen  ausgegeben  werden. 
New  Jersey  gestattet  neben  Barzahlung  nur  die 
Einlage  von  Sachgütern,  verbietet  dagegen  aus- 
drücklich die  in  anderen  Staaten  erlaubte  Anrech- 
nung von  Diensten.  Werden  Sacheinlagen  ge- 
macht, so  muß  in  New  Jersey  in  der  Urkunde  über 
die  Einzahlung  des  Aktienkapitals  und  auch  in 
jedem  Jahresbericht  unterschieden  werden  zwi- 
schen den  gegen  bar  oder  gegen  Einlagen  aus- 
gegebenen Aktien.  Ueber  den  Wert  der  Einlagen 
entscheidet  das  bona-fide-Gutachten  des  Di- 
rektoriums der  Gesellschaft.  Bis  zur  Vollein- 
zahlung der  Aktien  haften  die  Aktionäre  für 
den  Restbetrag. 

c)  Die  Geschäftsführung  liegt  einem  Vorstand 
(Direktorium)  von  mindestens  drei  Personen  ob, 
die  selbst  Aktionäre  sein  müssen  und  wenigstens 
zum  Teil  jährlicher  Neuwahl  unterliegen.  An 
Beamten  sind  für  die  Aktiengesellschaften  vor- 
geschrieben: ein  Präsident,  ein  Sekretär  und  ein 
Kassenführer,  von  denen  der  Erstgenannte 
e.v  officio  Mitglied  des  Vorstandes  ist.  Die  Ge- 
samtheit der  Aktionäre  bildet  die  Generalver- 
sammlung. Ueber  ihre  Abhaltung  bestehen 
verschiedene  Bestimmungen.  Massachusetts 
schreibt  vor,  daß  sie  jährlich,  und  zwar  innerhalb 
der  Staatsgrenzen  stattfinden  muß;  ihre  Tages- 
ordnung ist  vorher  bekanntzugeben.  In  an- 
deren Staaten  fehlen  Bestimmungen  über 
den  Ort  der  Generalversammlung.  Auf  An- 
trag einer  Minderheit  muß  eine  außerordentliche 
Generalversammlung  einberufen  werden.  Die 
Geueralvorsammlung  beschließt  über  das  Gesell- 
schaftsstatut  und  die  Geschäftsführung.  Für 
die  Abstimmung  ist  im  allgemeinen  Regel,  daß 
Vorzugsaktien  und  gewöhnliche  Aktien  gleiches 
Stimmrecht  haben  und  alle  Aktionäre  nach  der 
Zahl  ihrer  Aktien  und  Vertretungsvollmachten 
abstimmen.  Manche  Staaten  haben  für  die 
Wahlen  des  Vorstandes  und  der  Beamten  das 
kumulative  Verfahren,  d.  h.  jeder  Aktionär 
kann  alle  ihm  zustehenden  Stimmen  ungeteilt 
einem  Kandidaten  oder  getrennt  mehreren 
geben.  Zur  Sicherung  der  Geschäftsführung 
verlangen  einzelne  Gesetze,  daß  alle  an  der  Wahl 
teilnehmenden  Aktionäre  bereits  seit  einer  be- 
stimmten Zeit  im  Besitz  der  Aktien  gewesen 
sein  müssen,  um  stimmberechtigt  zu  sein. 
Teilweise  ist  auch  den  Gerichten  das  Recht 
verliehen,  auf  Beschwerden  über  Mißbrauch 
bei  den  Wahlen  ein  summarisches  Untersuehungs- 
verfahren  einzuleiten.  Im  allgemeinen  genügt 
einfache  Stimmenmehrheit;  für  Wechsel  im 
Zweck  oder  der  Niederlassung  der  Gesellschaft, 
Herabsetzung  oder  Erhöhung  des  Grundkapitals, 
Fusionierung  u.  dgl.  ist  gewöhnlich  eine  qualifi- 
zierte Majorität  erforderlich.  Alle  Aktien- 
gesellschaften im  Staate  New  York  haben  ein 
Aktienregister  zu  führen,  das  der  Einsicht  jedes 
Aktionärs  unterliegt.  Ferner  haben  sie  dem 
Staatssekretär  Jahresberichte  einzureichen,  mit 
Angaben  ähnlich  denen,  die  bei  der  Gründung 
zu  machen  sind,  und  einen  Bericht,  ob  alle 


gesetzlichen  Vorschriften  während  des  Geschäfts- 
jahres beobachtet  worden  sind.  HinsichtUch 
der  Kontrolle  und  Publizität  der  Geschäfts- 
führung der  Aktiengesellschaften  ist  in  weitaus 
den  meisten  Staaten  noch  vollkommen  unzu- 
reichend Vorsorge  getroffen.  Viele  gerade  der 
wichtigsten  Staaten  begnügen  sich  mit  Berichten 
rein  formeller  Natur  oder  verlangen  doch  keine 
eingehende  Veröffentlichung.  Neuerdings  aber 
haben  Massachusetts  und,  in  geringerem  Maße, 
auch  Pennsylvanien  für  alle  öffentlichen,  halb- 
öffentlichen und  privaten  Korporationen  volle 
Publizität  vorgeschrieben,  so  daß  jeder  Inter- 
essent sich  von  der  Geschäftsführung  überzeugen 
kann. 

d)  Die  Aktiengesellschaft  wird  aufgelöst  durch 
Ablauf  der  Charter,  durch  Auflösung  seitens 
der  gesetzgebenden  Faktoren  oder  durch  eigenen 
Beschluß.  Unberührt  bleiben  hierbei  das  Recht 
zur  Liquidation  des  Gesellschaftsvermögens  und 
die  Haftung  der  Aktionäre  für  die  Gesellschafts- 
schulden, die  sehr  verschieden  geregelt  ist 
(Haftung  auf  das  noch  nicht  voll  eingezahlte 
Grundkapital  oder  daneben  auch  noch  für  andere 
Schulden,  insbesondere  an  die  Angestellten  usw.). 
Die  Direktoren  haften  den  Aktionären  und 
Dritten  gegenüber.  Den  Aktionären  haften  sie 
für  jeden  Schaden,  der  diesen  durch  wissentlich 
falsche  Angaben  im  Organisationsstatut  erwächst. 
Dritten  für  Ueberschreitung  des  vorgeschriebe- 
nen Höchstschuldenbetrags,  für  ungesetzliche 
Ausgabe  von  Aktien,  falsche  Berichte,  unzu- 
lässige Dividendenzahlung  u.  dgl. 

e)  Das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  Aktien- 
gesellschaften ist  bisher  nur  unzulänglich  ge- 
regelt. Ein  Aufsichtsrecht  der  Einzelstaaten 
konkurriert  mit  dem  des  Bundes.  Insbesondere 
kann  jeder  Staat  Vorschriften  über  den  Handel 
in  seinen  eigenen  Häfen  und  in  seinem  Terri- 
torium erlassen,  soweit  sie  nicht  mit  einem 
Bundesgesetz  kollidieren.  Dem  Bunde  steht 
aber  das  Recht  zu.  „den  Handel  mit  fremden 
Nationen  und  zwischen  den  Einzelstaaten" 
zu  regeln.  Daraus  ergibt  sich:  der  Handel  im 
EinzeTstaate  unterliegt  der  Aufsicht  der  Staaten, 
der  Handel  zwischen  den  Einzelstaaten  der 
Aufsicht  des  Bundes;  und  für  die  Aktiengesell- 
schaften folgt  daraus:  ihre  Geschäftstätigkeit 
in  dem  Staate,  in  dem  sie  ihren  Sitz  haben, 
wird  nur  von  diesem  Einzelstaat  kontrolliert, 
an  dessen  Stelle  der  Bund  tritt,  sobald  ihre 
Beziehungen  sich  auf  andere  Staaten  erstrecken. 
Dieses  eigenartige  „Interstate  commerce  law" 
der  Bundesverfassung  ist  für  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  von  großer  Bedeutung  geworden, 
indem  hierdurch  die  Fusionierung  und  Trust- 
bildung gefördert  wurde,  da  sie  den  Weg  bot, 
durch  Verlegung  der  ganzen  Geschäftsführung 
in  einen  Staat  äie  Bundeskontrolle  zu  umgehen. 
Denn  das  wichtigste  zu  ihrer  Durchführung  er- 
lassene Gesetz,  der  Sherman  Act  (gewöhnlich 
Anti-Trust  Act  genannt)  vom  2./VII.  1890 
statuiert  ausdrücklich  das  Prinzip  des  freien 
Wettbewerbs  und  verbietet  alle  Vereinbarungen 
und  Unternehmungen  zur  Beschränkung  der 
Konkurrenz  im  zwischenstaatlichen  Handel  (in 
restraint  of  trade  or  commerce  among  the 
States).  Hierunter  fällt  aber  nicht,  wir  1895 
durch  höchstgerichtüche  Entscheidung  zu- 
gunsten des  Zuckertrustes  festgestellt  ist,  die 
Fusionierung  von  Unternehmungen,  die  nicht 
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zwischenstaatlichen  Handel,  sondern  Güter- 
«rzcugung  zum  Gegenstande  haben.  Die  Fabri- 
kation an  sich,  und  damit  die  sie  betreibende 
Aktiengesellschaft,  ist  allein  Gegenstand  der 
einzcistaatlichen  Gesetzgebung  und  kommt  unter 
die  liundcskontroUc  nur,  soweit  die  fertige  Ware 
in  den  zwischenstaatlichen  Handel  gelangt. 
Der  Fusionicrung  von  I''abrikationsunternehnien 
kann  also  der  llund  nicht  entgegentreten,  um- 
gekehrt wohl  aber  der  Konsolidierung  von 
Unternehmen,  die  dem  zwischcnstaatliclien 
Handel  oder  Transport  dienen,  wie  dies  in  den» 
Urteil  des  U.  ü.  Supreme  Court  vom  13. /III. 
1904  gegen  die  Northern  Securities  Company 
ausgesprochen  wurde.  Soweit  der  Hund  also 
ein  Kontrollrecht  hat,  kann  es  auch  innerhalb 
der  territorialen  Jurisdiktion  der  Kinzelstaaten 
ausgeübt  werden.  Nach  der  neueren  Auslegung 
des  Sherman-Gesetzes  ist  jede  licstrcbung 
unzulässig,  die  darauf  gerichtet  ist,  auf  dem 
Gebiete  des  zwischenstaatlichen  Handels  die 
freie  Betätigung  eines  anderen  in  unlauterer 
Weise  zu  beeinträchtigen.  Das  gilt  auch  für 
den  Handel  mit  dem  Auslande.  MiUbruuchen  im 
Verkehrswesen  soll  die  Interstate-Commerce- 
Gesetzgebun^  entgegenwirken. 

Durch  die  Konkurrenz  zwischen  Bund 
und  Einzelstaaten  haben  sich  ganz  eigenartige 
Verhältnisse  ergeben,  deren  ünhaltbarkcit  man 
schon  lange  eingesehen  hat,  ohne  indessen  zu 
durchgreifenden  .MaUnahmen  gelangen  zu  können. 
Angestrebt  wird  die  Verhinderung  der  Ueber- 
kapitalisierung  der  Aktiengesellschaften  und  ihre 
öffentliche  Hechnungslegung.  Gefordert  wird 
auch  der  l'ebergang  der  ganzen  Kontrolle  über 
die  Aktiengesellschaften  auf  den  Bund.  Indessen 
sind  diese  Ziele  bislang  nicht  erreicht  worden. 

3.  In  den  Niedertanden  gilt  nach  dem  noch 
in  Kraft  befindlichen  IlGB.  vom  lO./IV.  1838 
(Art.   soff.)   für  die   Gründung  von  Aktien- 

fesellschaften  de  jure  das  Konzessionssystem, 
lie  Gründun"  unterliegt  staatlicher  Aufsicht 
und  der  Gesellschaftsvcrtrag  der  Genehmigung 
des  Königs,  die  indessen  nur  verweigert  werden 
darf,  wenn  die  Bestimmungen  des  tiesellschafts- 
vertrags  gegen  die  guten  Sitten  versloUen  oder 
wenn  die  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  beachtet 
sind.  Der  Sache  nach  ist  das  Erfordernis  der 
Kgl.  Genehmigung  fast  nur  eine  umständliche 
Formalität.  Vor  Erteilung  der  Genehmigung 
muß  wenigstens  Vs  ''es  Grundkapitals  unter- 
gebracht sein.  Der  Geschäftsbetrieb  darf  erst 
beginnen,  wenn  das  ganze  Kapital  gezeichnet 
und  '/lo  tatsächlich  eingezahlt  ist.  Es  besteht 
Registerpflicht  (s.  jetzt  Handelsregisterwet  v. 
28./V1I.  1918).  Registerbehürden  sind  die 
Kamers  van  Koophandel  en  Fabriken,  bis  zu 
deren  Errichtung  die  Gerichtsschreiber  des 
Kantongerichts.  Das  G.  v.  1918  enthält  eingehen- 
de Publizitätsvorschriften.  Anzumelden  sind: 
Name,  Sitz,  Gegenstand,  Betriebsort,  genaue 
Angaben  über  die  Mitglieder  des  Vorstandes 
und  des  Aufsichtsrats  (auch  deren  Staatsange- 
hörigkeit), außerdem,  sofern  nicht  nach  dem 
Gründungsvertrag  das  Aktienkapital  vollständig 
unter";ebracht  ist,  halbjährlich  einmal  der  Be- 
trag des  untergebrachten  Kapitals  bis  zu  dessen 
vollständiger  Zeichnung.  Besondere  Anmelde- 
pflichten bestehen  schließlich  für  den  Fall, 
daß  nicht  voll  eingezahlte  Aktien  ausgegeben 
sind.  Aenderungen  in  den  anmeldungspflichtigen 


Daten  sind  ebenfalls  anzumelden.  Entsprechende 
Anwendung  der  vorstehenden  Vorschriften  ist 
vorgesehen  für  ausländische  Aktiengesellschaften, 
d.  h.  solche,  die  gemäß  der  Gesetzgebung  eines 
anderen  Landes  errichtet  sind.  Anmeldepflicht 
besteht  auch  für  Zweigniederlassungen  hollän- 
discher Aktiengesellschaften  im  Auslande  und 
ausländischer  Aktiengesellschaften  in  Holland. 
Das  Handelsregister  ist  öffentlich.  —  Die  Aktien- 
gesellschaft muß  nach  holländischem  Recht 
stets  für  eine  bestimmte  Zeit  gegründet  werden. 
Sie  entsteht  als  solche  erst  mit  der  Eintragung. 
Inhaberaktien  sind  erst  nach  Volleinzanlung 
zulässig.  Eine  jährliche  Generalversammlung 
ist  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben.  Für  das 
Stimmrecht  besteht  eine  Höchstgrenze.  Der 
Aufsichtsrat  ist  nicht  obligatorisch.  Bei  Verlust 
von  60%  des  Grundkapitals  erfolgt  öffentliche 
Bekanntmachung;  sind  <&%  verloren,  so  ist  die 
Aktiengesellschaft  kraft  Gesetzes  aufgelöst. 

Seit  längerer  Zeit  sind  Reformbestrebungen 
auf  dem  Gebiete  des  Aktienrechts  im  Gange. 

4.  Frankreich.  Maßgebend  sind  der  Code 
de  commerce,  Art.  29ff.  und  das  G.  v.  24./VII. 
1867  in  der  Fassung  der  Novellen  v.  l./VIIf. 
1893,  9./VII.  1902,  lO./XI.  1903  sowie  v.  22./XI. 
1913.  Nach  dem  Code  de  commerce  bedurfte 
die  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  fsocid-tf 
anonyme)  der  staatlichen  Konzession,  im  Gegen- 
satz zu  den  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
die  infolgedessen  häufig  anstatt  der  Aktien- 
gesellschaften gegründet  wurden.  N.achdcm 
auf  Grund  des  G.  v.  30./V.  1857  zunächst  die 
belgi.schen,  dann  aber  auch  allgemein  auslän- 
dische Aktiengescllsrhaflen  in  Frankreich  als 
rechts-  und  prozeßfähig  anerkannt  worden  waren, 
sah  sich  der  Gesetzgeber  veranlaßt,  für  diu 
französischen  Aktiengesellschaften  zumNormativ- 
systom  überzuirehen.  Das  geschah  zunächst  für 
Äkliengi'^i'ü'-clKificii  mit  einem  Grundkapital 
bis  zu  20  Mill.  Fr.  durch  G.  v.  22./V.  18(J:!  unter 
verhältnismäßig  scharfen  Normativbestim- 
mungen, alsdann  allgemein  für  alle  Aktien- 
gesellschaften ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe 
des  Grundkapitals  durch  das  G.  v.  24./VII.  lS(i7, 
das  zugleich  eine  Abschwächung  des  bisherigen 
Normativrechts  brachte,  wobei  von  den  hier 
nicht  zu  behandelnden  Versicherungsgesell- 
schaften abgesehen  wird.  Die  oben  bezeichneten 
Novellen  modifizierten  das  G.  v.  18G?,  hielten 
.Iber  an  dem  Normativsystem  fest.  Hiernach 
besteht  jetzt  folgender  Rechtszustand:  die 
.\ktiengesellschaft  hat  als  Kapitalgesellschaft  im 
Gegensatz  zu  den  Personengesellschaften  keine 
Firma  (raison  sociale);  sie  entnimmt  vielmehr 
ihre  Bezeichnung  dem  Gegenstande  des  Unter- 
nehmens oder  sie  führt  einen  Phantasienamen. 
Zur  Gründung  sind  sieben  Personen  erforderlich. 
Die  Gründer  müssen  die  Satzung  unterschreiben; 
in  allen  Fällen  genügt  piivatschriftliche  Form. 
Aus  dem  Statut  muß  sich  ergeben:  die  Höhe 
des  Grundkapitals,  der  Gegenstand  und  der  Sitz 
des  Unternehmens;  ebenso  die  Anzahl  der 
Aktien  und  die  rechtliche  Natur  der  Aktien- 
gesellschaft. Der  Mindestnennbetrag  der  Aktien 
ist  100  Fr.  bei  einem  Grundkapital  von  200000  Fr. 
oder  mehr  und  25  Fr.  bei  einem  geringeren 
Grundkapital.  Wesentliches  Begriffsmerkmal 
für  die  Aktie  ist  nur  das  Recht  auf  Dividenden- 
bezug und  grundsätzlich  die  freie  Uebcrtrag- 
barkeit.  Die  Aktie  ist  unteilbar.  Prioritätsaktien 
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sind  zulässig.  Ihre  nachträgliche  Schaffung 
unterliegt  aber  besonderen  Bestimmungen  (G. 
V.  22./XI.  1913).  Genußscheine  kommen  auch  im 
französischen  Recht  vor,  ebenso  Apportaktien, 
bei  denen  die  Gegenleistung  in  Sacheinlagen 
besteht.  Die  Verzinsung  der  Aktien  wird  in 
der  französischen  Praxis  für  statthaft  gehalten. 
Die  Aktien  können  auf  den  Inhaber  oder  auf 
Namen  lauten;  Namensaktien  sind  aber  nur 
insoweit  zulässig,  als  sie  voll  eingezahlt  sind. 
Gegenstand  des  Unternehmens  kann  jeder 
erlaubte  Zweck  sein.  Der  Sit?  (Mittelpunkt  der 
Verwaltung)  der  Aktiengesellschaft  muß  sich 
in  Frankreich  befinden.  Wenn  die  Gründer 
nicht  sämtliche  Aktien  übernehmen,  so  müssen 
die  Aktien  vor  Konstituierung  der  Aktiengesell- 
schaft sämtlich  gezeichnet  werden.  Vor  Er- 
langung der  Rechtsfähigkeit  muß  wenigstens 
ein  Viertel  des  Nennbetrages  oder,  bei  Ueber- 
pariemission,  des  höheren  Ausgabepreises  auf 
lede  Aktie  eingezahlt  sein.  Die  Zeichnung  sämt- 
licher Aktien  und  die  Einzahlungen  müssen 
in  notarieller  Verhandlung  durch  Erklärung  der 
Gründer  festgestellt  werden.  Vor  der  Kon- 
stituierung der  Aktiengesellschaft  erfolgt  die 
Ernennung  des  Vorstandes  durch  eine  General- 
versammlung, für  deren  Einberufung  und  Zu- 
sammensetzung besondere  Vorschriften  gelten. 
Die  Amtsdauer  des  Vorstandes  beträft  höchstens 
6  Jahre.  Ueber  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Vor- 
standes gibt  es  keine  Vorschrift.  Sie  brauchen 
keine  Franzosen,  müssen  aber  Aktionäre  sein. 
Auch  der  Aufsichtsrat  ist  vor  der  Konstituierung 
der  AktienOTsellschaft  zu  bestellen  und  zwar 
für  ein  Jahr.  Seine  Mitglieder,  deren  Zahl 
ebenfalls  gesetzlich  nicht  bestimmt  ist,  brauchen 
nicht  Aktionäre  zu  sein.  Nach  Erfüllung  der 
vorstehenden  Vorschriften  ist  die  Aktiengesell- 
schaft konstituiert.  Innerhalb  eines  Monats 
danach  ist  eine  Ausfertigung  oder  Abschrift 
des  Gründungsvertrags  auf  deruerichtsschreiberei 
des  Friedensgerichts  und  des  Handelsgerichts,  in 
deren  Bezirk  die  Aktiengesellschaft  ihren  Sitz 
hat,  sowie  überall  da  zu  deponieren,  wo  sie 
wenigstens  eine  Niederlassung  oder  einen  Hand- 
lungsagenten unterhält.  Bei  der  Anmeldung 
sind  ferner  gewisse  andere  Schriftstücke  einzu- 
reichen (Bescheinigung  über  die  Zeichnung 
des  Grundkapitals,  die  ISinzahlungen,  die  Person 
der  Subskribenten  usw.).  Außerdem  muß 
ein  Auszug  aus  dem  Gründungsvertrag  in  einem 
amtlichen  Puhlikationsorgan  veröffentlicht  wer- 
den. Nichterfüllung  dieser  Vorschriften  hat  die 
Nichtigkeit  der  Aktiengesellschaft  zur  Folge.  — 
Erleichterungen  für  die  Gründung  einer  Aktien- 
gesellschaft gelten  nach  Auffassung  der  franzö- 
sischen Praxis,  wenn  die  Aktien  sämtlich  von 
den  Gründern  übernommen  werden.  Gewisse 
Erschwerungen  sind  vorgesehen,  wenn  ein  Ak- 
tionär eine  nicht  in  Bargeld  bestehende  Ein- 
lage macht  oder  sich  besondere  Vorteile  zu- 
.'^ichern  läßt.  Nachdem  durch  G.  v.  18./III. 
1919  mit  Novelle  v.  2G./VI.  1920  (Ausführungs- 
best.  V.  27./in.l920)in  Frankreich  das  Handels- 
register eingeführt  worden  ist,  sind  von  der 
Aktiengesellschaft  weitere  Publizitätsvorschriften 
zu  erfüllen  (neben  den  oben  bezeichneten). 
Im  Bezirk  jedes  Handelsgerichts  oder  des  für 
Handelssachen  zuständigen  Zivilgerichts  be- 
steht jetzt  ein  Handelsregister  (das  Lokal- 
register), außerdem  für  das  ganze  kontinentale  I 


Frankreich  in  Paris  ein  Zentralregister  (im  Office 
national  de  la  propri^t^  industrielle).  Nebenbei 
mag  erwähnt  werden,  daß  das  Handelsregister 
auch  für  ausländische  Aktiengesellschaften  gilt, 
die  in  Frankreich  eine  Zweigniederlassung  oder 
Agentur  haben.  Die  Einträgungen  sind  obli- 
gatorisch. Die  Register  sind  öffentlich.  Ver- 
stöße gegen  das  Gesetz  sind  unter  Strafe  gestellt. 
Bei  ausländischen  Aktiengesellschaften  ist  auch 
die  Schließung  der  inländischen  Niederlassung 
zulässig.  —  Die  Gründerverantwortlichkeit  tragen 
die  Gründer,  gewisse  Mitglieder  des  Vorstandes 
und  die  Aktionäre,  deren  Sacheinlagen  oder 
Sondervorteile  nicht  im  Gründungsstadium  vor- 
schriftsmäßig geprüft  worden  sind.  Der  Vorstand 
haftet  der  Aktiengesellschaft  und  Dritten  für 
jedes  Verschulden.  Der  Aufsichtsrat  hat  der 
Generalversammlung  über  die  Lage  der  Gesell- 
schaft, die  Bilanz  und  die  Abrechnungen  zu 
berichten.  Er  haftet  für  jedes  Verschulden. 
Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  min- 
destens einmal  im  Jahr  zusammen.  Sie  be- 
schließt über  die  Jahresbilanz.  Sie  ist  auch  zu- 
ständig für  Aenderungen  der  Satzung.  Hierbei 
hat  jeder  Aktionär  soviel  Stimmen  als  er  Aktien 
besitzt,  auch  wenn  die  Satzung  etwas  Gegen- 
teiliges bestimmt.  Einstimmigkeit  ist  vorge- 
schrieben bei  Aenderung  der  Staatsangehörigkeit 
der  Aktiengesellschaft  und  bei  Vermehrung  der 
Verpflichtungen  der  Aktionäre.  In  allen  Fällen 
von  Satzungsänderungen  ist  eine  qualifizierte 
Mehrheit  erforderlich,  für  die  bei  Aenderung  des 
Gegenstandes  und  der  Form  der  Gesellschaft 
besonders  scharfe  Vorschriften  gelten  (vgh 
G.  V.  22./XI.  1913).  Jährlich  ist  ein  Inventar 
aufzustellen,  halbjährlich  einesummarischeUeber- 
sicht.  Ein  gesetzlicher  Reservefonds  muß  ge- 
bildet werden  und  zwar  jährlich  in  Höhe  von 
wenigstens  5%  des  Reingewinns,  wobei  zu 
beachten  ist,  daß  die  den  Aktionären  etwa  zu- 
gesicherten Zinsen  als  allgemeine  Unkosten 
vom  Rohgewinn  vorweg  abgezogen  werden, 
also  den  Reingewinn  schmälern.  Die  Verpflich- 
tung zur  Reservenbildung  hört  auf,  wenn  die 
gesetzliche  Reserve  10%  des  Grundkapitals 
erreicht.  Auflösungsgründe  sind:  Sinken  der 
Aktionärzahl  unter  sieben  (die  Auflösung  kann 
dann  vom  Gericht  ausgesprochen  werden), 
einstimmiger  Beschluß  aller  Aktionäre  oder 
qualifizierter  Mehrheitsbeschluß  in  einer  außer- 
ordentlichen Generalversammlung,  Ahlauf  der 
in  der  Satzung  für  die  Dauer  der  Aktiengesell- 
schaft vorgesehenen  Zeit,  Unmöglichwerden 
des  Zweckes,  Verlust,  von  y,  des  Grundkapitals, 
schließlich  die  Anfechtung  durch  einen  Aktionär 
oder  Gläubiger  bei  Vorbringen  bestimmter 
Antechtungsgründe.  Die  Folge  der  Auflösung 
ist  im  allgemeinen  die  Liquidation.  Konkurs- 
grund ist  die  Zahlungseinstellung.  Strafvor- 
schriften bestehen  für  illegale  Aktienausgabe, 
Erzielung  künstlicher  Mehrheiten,  Eriangung 
von  Zeichnungen  und  Einzahlungen  unter  falscher 
Vorspiegelung,  Verteilung  fiktiver  Dividenden. 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  G.  v.  26./IV. 
1917  über  Aktiengesellschaften  mit  Aktien- 
beteiligung der  A'rbeiter  und  Angestellten. 
Hierdurch  ist  neben  der  reinen  Kapitalaktien- 
gcsellschaft  eine  neue  Form  geschaffen.  Die 
Firma  muß  die  Bezeichnung  ä  participation 
ouvri6re  enthalten.  Die  Aktien  sind  z.  T.  Kapital- 
aktien, z.  T.  Arbeitsaktien  (actions  de  travail); 
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die  letzteren  stehen  der  Gesamtheit  der  Arbeiter  1 
und  Angestellten  zu,  die  innerhalb  der  Aktien- 1 
eescilschaft  eine  besondere  juristische  Person  j 
bildet  und  Eigentümerin  der  Arbeitsaktien  und 
Trägerin  der  daraus  entspringenden  Verwaltungs- 
bcfugnisse  ist  (Teilnahme  an  der  Generalver- 
sammlung und  am  Vcrwaltungsrat  durch  ge- 
wählte Vertreter).  Uie  Arbeitsaklien  sind, 
was  die  Verteilung  des  Gewinns  und  die  Aus- 
schüttunp  des  Liquidationscrlüses  anlangt,  den 
Kapitalafcticn  nicht  gleichgestellt.  Freilich 
werden  Geldeinzahlungen  auf  die  Arbeits- 
aktien nicht  geleistet.  Die  Aktiengesellschaft 
mit  Arbeitcrbeteiligun"  entsteht  entweder  durch 
Neugründung  oder  Umgründung.  Steuerliche 
Vorteile  dienen  dem  Zwecke,  die  Bildung  der 
neuen  Form  von  Aktiengesellschaften  zu  be- 
günstigen. 

In  ElsaB-Lothrtngen  ist  das  deutsche  IIGB. 
im  wesentlichen  in  Kraft  geblieben  (Dekret  über 
die  vorläufige  Organisation  der  Rechtspflege 
in  Elaali-Lotnringen  vom  G./XII.  1918,  Journal 
off.  V.  7./XI1.  l'J18). 

5.  In  Belgien  sind  die  aktienrechtlichen 
Vorschriften  im  HGIJ.  in  der  Fassung  der  G. 
V.  lö./V.  1873,  2G./XII.  1881,  22.IV.  188ß. 
16./V.  l'JOl  und  V.  25./V.  l'Jia  enthalten.  Die 
Firma  der  Aktiengesellschaft,  die  gewöhnlich 
in  der  Angabe  des  Gegenstandes  besteht,  enthält 
die  Worte:  soci6t6  anonyme.  Der  Gründung.sakt 
bedarf  der  notariellen  Beurkundung.  Zur 
Gründung  einer  Aktiengesellschaft  ist  erforder- 
lich, daß  wenigstens  sieben  Gründer  vorhanden 
sind,  daß  das  Kapital  in  voller  Hohe  gezeichnet 
ist.  daß  jede  Aktie  mindeslons  zu  20%  ein- 
gezahlt und  daß  in  der  Gründungsurkunde  die 
Erfüllung  der  vorbezeichneten  Bedingungen 
erwähnt  ist.  Aus  der  Satzung  muß  hervorgehen, 
woraus  die  nicht  in  bar  zu  leistenden  Einlagen 
bcslehen  und  welche  Verpflichliingcn,  die 
Gesellschaft  für  diese  Einlagen  übernimmt; 
wenn  die  Einlagen  in  unbeweglichen  Gegensiän- 
den  bestehen,  unter  welchen  Bedingungen 
sie  in  den  letzten  6  Jahren  erworben  worden 
sind  und  welche  hypothekarischen  Belastungen 
darauf  ruhen;  wenn  eine  Option  für  gewisse 
Hechte  eingebracht  wird,  unter  welchen  Be- 
dingungen die  Option  ausgeübt  werden  kann. 
Ferner  muß  die  Satzung  enthalten:  die  Gründer- 
vorteile und  deren  Anlaß  sowie  schließlich 
eine  ungefähre  Angabe  über  die  Kosten,  Aus- 
gaben, Vergütungen  und  Lasten,  die  infolge 
der  Gründung  der  Aktiengesellschaft  entstehen. 
Uebcr  den  Inhalt  der  Zeichnungsscheine  bei 
Ausgabe  von  Aktien  zum  Zwecke  der  Sukzessiv- 
gründung gelten  ebenfalls  genaue  Vorschriften. 
Bei  dieser  Gründungsart  findet  eine  konstitu- 
ierende Generalversammlung  statt,  zu  der  die 
Aktienzeichner  einberufen  werden.  Hierbei 
haben  die  Gründer,  d.  h.  die  Unterzeichner 
der  Satzung,  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß 
die  gesetzlichen  Vorschriften  erfüllt  sind.  Als- 
dann wird  die  Aktiengesellschaft  als  endgültig 
gegründet  erklärt.  Die  Gründer  tragen  die  Ver- 
antwortung für  die  Erfüllung  sämtlicher  von 
der  Gesellschaft  übernommenen  Verpflichtungen 
von  der  Gründung  an  bis  zu  dem  Tage,  an  dem 
die  Anzahl  der  Gesellschafter  wenigstens  sieben 
beträgt,  für  die  Zeichnung  des  ganzen  Grund- 
kapitals, soweit  es  nicht  gültig  gezeichnet  ist, 
für  die  Einzahlung  von  mindestens  20%  des 


I  Nennbetrages  der  gezeichneten  Aktien  und  für 
I  den  Ersatz  desjenigen  Schadens,  der  entweder 
I  daraus  entsteht,  daß  die  Gesellschaft  wegen 
Nichtbeachtung  der  für  den  Gcsellschaftsvcrtrag 
vorgeschriebenen  Form  nichtig  ist,  oder  daraus, 
daß  die  für  den  Inhalt  des  Gcscllschaftsvertrages 
und  der  Zeichnungsscheine  vorgeschriebenen 
Angaben  nicht  oder  nicht  richtig  gemacht  sind. 
Ein  Mindestnennbetrag  besteht  für  die  Aktien 
nicht.  Diese  können  auf  Namen  und,  nach 
Einzahlung  des  vollen  Nennbetrages  auch  auf 
den  Inhaber  lauten.  Der  GrUndungsakt  wird 
bei  der  zuständigen  Gcrichtsschrciberei  ein- 
gereicht und  veröffentlicht.  Alljährlich  werden 
ferner  bekannt  gemacht:  die  Bilanz  und  die 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  das  Datum, 
an  dem  die  Satzung  verüffcnilicht  worden  ist, 
ein  Verzeichnis  der  Administratoren  und  Kom- 
missare, die  Gewinnverteilung  und  ein  Ver- 
zeichnis der  Aktionäre,  die  die  ihnen  gehörenden 
Aktien  noch  nicht  voll  eingezahlt  haben,  unter 
Angabe  der  Fehlbeträge.  Alle  Satzungsände- 
rungen werden  notariell  beurkundet  und  ver- 
öffentlicht, ebenso  die  Ernennung  neuer  Ad- 
ministratoren und  Kommissaro  und  gejjebenen- 
falls  die  Art  der  Liquidation.  Das  gleiche  gilt 
für  Kapitalerhöhungen  und  die  Ausgabe  neuer 
Aktien.  Der  Rat  der  Administratoren  entspricht 
dem  Vorstande  des  deutschen  Aktienrechts;  die 
Kommissare  haben  ein  unbeschränktes  Recht 
zur  Aufsicht  über  alle  Geschäftsangelegenheitcn. 
Die  Mitglieder  beider  Organe  müssen  eine  in  der 
Satzung  zu  bestimmende  Anzahl  von  Nainens- 
aktien  der  Gesellschaft  als  Sicherheit  für  die 
Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  hinterlegen. 
Jährlich  mindestens  einmal  wird  eine  ordentliche 
Generalversammlung  abgehalten.  Für  das 
Stimmrecht  der  Aktionäre  ist  eine  gesetzliche 
Höchstgrenze  vorgesehen.  Die  Bildung  eines 
gesetzlichen  Reservefonds  ist  ebenso  wie  im 
deutschen  Recht  normiert.  Seit  der  Novelle 
von  1913  bestehen  ziemlich  strenge  Vorschriften 
über  die  Ausgabe  von  Obligationen.  Die  Dauer 
einer  Aktiengesellschaft  darf  30  Jahre  nicht 
übersteigen.  Verlängerung  auf  weitere  .30  Jahre 
ist  zulässig.  Sobald  die  Hälfte  des  Grundkapitals 
verloren  ist,  müssen  die  Administratoren  eine 
Generalversammlung  einberufen,  die  über  Auf- 
lösung oder  Fortführung  der  Gesellschaft  be- 
schließt; bei  Verlust  von  %  des  Grundkapitals 
kann  die  Auflösung  schon  von  einer  Minderheit 
der  vertretenen  Aktionäre  beschlossen  werden. 
Auflösung  der  Gesellschaft  muß  auf  Antrag 
auch  nur  eines  Aktionärs  stattfinden,  sobald 
die  Zahl  der  Aktionäre  seit  wenigstens  G  Monaten 
unter  sieben  gesunken  ist.  Ueber  die  Art  der 
Liquidation  muß  die  Satzung  Bestimmung 
treffen. 

C.  In  Luxemburg  ist  das  Recht  der  Aktien- 
gesellschaften neu  geregelt  durch  das  G.  betr. 
die  Handelsgesellschaften  vom  lO./VIlI.  1915. 
Der  Gegenstand  der  Aktiengesellschaft  (anonyme 
Gesellschaft)  braucht  kein  Handelsgeschäft  zu 
sein.  Die  Aktiengesellschaft  ist  wie  die  übrigen 
Handelsgesellschaften  juristische  Person.  Er- 
richtung erfolgt  durch  wenigstens  sieben  Ge- 
sellschafter in  notarieller  Verhandlung.  Auch 
im  luxemburgischen  Recht  sind  der  Sache  nach 
die  Fälle  der  Simultan-  und  der  Sukzessivgrün- 
dung vorgesehen.  Der  Nennbetrag  der  Aktien,  die 
auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber  lauten  können. 
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beträgt  wenigstens  50  Fr.  Der  Gesellschafts- 
vertrag wird  bei  der  zuständigen  Behörde 
niedergelegt  und  veröffentlicht.  Die  Organe  der 
Aktiengesellschaften  sind  der  Vorstand,  die 
Kommissare  (Aufsichtsrat)  mit  unbeschränktem 
Prüfungs-  und  Aufsichtsrecht  hinsichtlich  aller 
Maßnahmen  der  Gesellschaft  und  die  General- 
versammlung. 

7.  In  Italien  ist  maßgebend  das  HGB.  vom 
2./1V.  und  31. /X.  1882,  abgeändert  durch  G. 
V.  l./IV.  1915  Nr.  431  (GU.  v.  14./IV.  1915) 
und  V.  24./IX.  1920  Nr.  1297  (GU.  v.  28./IX. 
1920).  Die  Aktiengesellschaften  brauchen  kein 
Handelsgewerbe  zu  betreiben.  Zur  Errichtung 
ist  zunächst  die  Feststellung  des  Statuts  in 
öffentlicher  Form  erforderlich,  das  enthalten 
muß:  Bezeichnung  und  Sitz  der  Aktiengesell- 
schaft, Gegenstand,  Grundkapital,  Apports, 
Bilanzvorschriften,  Gründergewinn,  Zahl  der 
Verwalter  und  Mitglieder  des  Aufsichtsrats, 
Rechte  der  Generalversammlung,  Beginn  und 
Ende  der  Geschäfte.  Seit  dem  G.  v.  24./IX.  1920 
sind  nur  Namensaktien  zulässig.  Der  Errichtung 
gehen  ferner  voraus:  Vollzeichnung  des  Grund- 
kapitals, Einzahlung  von  30'>o  auf  jede  Aktie, 
Einreichung  des  Statuts  beim  Gericht,  Prüfung 
der  gesetzlichen  Voraussetzungen  durch  das 
Gericht.  Eintragung  und  öffentliche  Bekannt- 
machung des  Statuts.  Vor  Erfüllung  der  sämt- 
lichen Publizitätsvorschriften  besteht  die  Aktien- 
gesellschaft als  solche  nicht.  Für  die  Höhe  der 
Aktien  fehlen  Vorschriften.  Vor  Ausgabe  neuer 
Aktien  müssen  die  alten  voll  eingezahlt  sein. 
Die  ordentUche  Generalversammlung  findet 
mindestens  einmal  jährlich  statt.  Jeder  Aktionär 
hat  Stimmrecht.  Für  wichtige  Beschlüsse  ist 
qualifizierte  Abstimmung  vorgesehen  ffür  die 
Ausgabe  von  Obligationen  vgl.  G.  v.  l./IV.  19151. 
Bei  Aenderung  des  Grundkapitals,  Fusion  u.  dgl. 
kann  der  widersprechende  Aktionär  Abfindung 
beanspruchen.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes 
brauchen  nicht  Aktionäre  zu  sein.  Die  erforder- 
liche Ueberwachung  wird  durch  Aufsichtsräte 
ausgeübt,  die  ebenfalls  keine  Aktien  zu  besitzen 
brauchen.  Eine  außerordentliche  Generalver- 
sammlung ist  auf  Verlangen  von  Aktionären 
einzuberufen,  die  '/s  des  Grundkapitals  repräsen- 
tieren. Die  gleiche  Minderheit  kann  bei  erheb- 
lichen Unregelmäßigkeiten  gerichtliche  Revisoren 
beantragen.  Die  Bilanz  ist  jährlich  aufzustellen; 
sie  wird  veröffentlicht.  Ein  gesetzlicher  Reserve- 
fonds ist  vorgeschrieben.  Auflösungsgründe  sind: 
Zeitablauf,  Unmöglichwerden  oder  Erledigung 
des  Gesellschaftszweckes,  Konkurs,  Fusion,  Ver- 
lust von  des  Grundkapitals,  Beschluß  der 
Generalversammlung. 

In  den  abgetretenen  österreichischen 
Gebieten  gilt  noch  das  österreichische  Recht. 

8.  In  Spanien  ist  das  HGB.  vom  22./VIII. 
1885  die  Hauptquelle  des  Aktienrechts.  Die 
Aktiengesellschaft  entsteht  nach  spanischem 
Recht,  indem  mehrere  Personen  sich  unter 
Einlagen  auf  das  in  Aktien  zerlegte  Grundkapital 
•zwecks  Gcwinnerzielung  nach  den  Vorschriften 
des  HGB.  zu  einer  Aktiengesellschaft  konsti- 
tuieren. Das  spanische  Recht  unterscheidet 
zwischen  der  Simultan-  und  der  Sukzessiv- 
gründung. Es  besteht  das  System  der  Normativ- 
bestimmungen. In  der  Gesellschaftsurkunde 
sind  u.  a.  anzugeben:  die  Gründer,  der  Name 
•der  Aktiengesellschaft,  der  dem  Gegenstande 


des  Unternehmens  entlehnt  wird,  die  Vorstands- 
mitglieder, die  Tatsache  ihrer  Wahl,  die  Apports, 
die  Höhe  der  Aktien,  die  Dauer  und  der  Gegen- 
stand des  Unternehmens  und  die  Art,  in  der  die 
Generalversammlung  einberufen  wird.  Ein 
Mindestbetrag  für  die  Aktien,  die  auf  Namen 
und,  nach  Einzahlung  von  60  %  des  Nennbetrags, 
auch  auf  den  Inhaber  lauten  können,  ist  gesetz- 
lich nicht  vorgesehen.  Ebenso  fehlen  Vorschriften 
über  Gründervorteile  und  Einzahlungen  vor 
Konstituierung  der  Aktiengesellschaft.  Für 
Namensaktien  besteht  ein  Aktienbuch.  Für  den 
Nennbetrag  haften  bei  Namensaktien  der  erste 
Aktionär  und  jeder  Rechtsnachfolger.  Bei 
Inhaberaktien  haftet  nur  der  Inhaber.  Falls 
dieser  nicht  mit  Erfolg  zu  belangen  ist,  kann 
Kaduzierung  der  Aktie  und  Wiederausgabe  einer 
neuen  Aktie  erfolgen.  Rückkauf  von  Aktien  ist 
nur  zur  Amortisation  aus  dem  Gewinn  gestattet. 
Darlehen  auf  eigene  Aktien  sind  nicht  zulässig, 
ebensowenig  Ausgabe  neuer  Aktien  vor  Voll- 
zahlung der  alten.  Organe  der  Gesellschaft 
sind  der  Vorstand  und  die  Generalversammlung. 
Ein  Aufsichtsrat  ist  nicht  vorgeschrieben.  Die 
Generalversammlung  ist  zuständig  für  wichtigere 
Entscheidungen  (Erhöhung  und  Herabsetzung 
des  Grundkapitals.  Aenderung  des  Gegenstandes 
und  Auflösung  der  Gesellschaft).  Prüfung  der 
Verwaltung  des  Vorstandes  erfolgt  nach  Maßgabe 
der  Satzung. 

Zahlreiche  Publizitätsvorschriften  sind  in 
der  sehr  umfangreichen  und  umfassenden  Ver- 
ordnung vom  20./IX.  1919  über  die  Organisation 
und  Führung  des  Handelsregisters  enthalten. 
Eintragung  in  das  Register,  das  unter  Leitung 
der  Direcciön  general  de  los  Registros  y  del 
Notariado  geführt  wird,  ist  obhgatorisch.  Auf 
Antrag  des  Vorstandes  sind  einzureichen  bzw. 
anzumelden:  Die  Gründungsstatuten  der  Ge- 
sellschaft (Angabe  der  Staatsangehörigkeit  der 
Gründer  ist  nicht  vorgeschrieben),  die  Ein- 
zahlungen auf  das  Grundkapital,  sofern  es  bei 
Errichtung  der  Aktiengesellschaft  nicht  voll 
eingezahlt  worden  ist,  Erhöhung  und  Herab- 
setzung des  Grundkapitals,  Verlängerung  der 
Zeitdauer  der  Aktiengesellschaft,  die  Urkunden, 
Vereinbarungen  und  Verträge,  die  die  freie 
Verfügung  über  das  Kapital  oder  den  Kredit 
beeinträchtigen  und  deren  Aenderungen,  die 
Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  jeder  Art, 
deren  Amortisation,  die  das  gewerbliche  Eigen- 
tum, die  Erfindungspatente,  die  Fabrikmarken 
und  die  Firma  betreffenden  Urkunden,  die 
General-  und  Spezialvollmachten,  deren  Aende- 
rung und  Widerruf,  schließlich  die  teilweise 
und  gänzliche  Auflösung  der  Gesellschaft  — 
bei  ipso  jure  auf  Grund  der  Satzung  eintretender 
Auflösung  ist  die  Eintragung  nicht  obligatorisch 
—  sowie  die  Fusion  und  Uebertragung  des 
Vermögens  als  Ganzes.  Die  Eintragung  der 
Herabsetzung  des  Grundkapitals  wird  abgelehnt, 
wenn  das  verbleibende  Kapital  die  Schulden 
der  Gesellschaft  nicht  um  75  %  übersteigt  oder 
der  Beschluß  nicht  gesetzmäßig  zustande  ge- 
kommen ist.  In  den  ersten  6  Monaten  jedes 
Jahres  hat  die  Aktiengesellschaft  die  Bilanz 
des  abgelaufenen  Jahres  einzureichen.  Eine 
ausländische  Aktiengesellschaft,  die  in  Spanien 
eine  Niederlassung  errichten  will,  mul3  dies 
anmelden  und  dabei  eine  legalisierte  Ausfertigung 
der    Satzung   nebst   einer   vom  zuständigen 
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spanischen  Konsul  ausgestellten  Bestätigung  ihrer 
gesetzmäßigen  Gründung  einreichen  sowie  die 
für  die  Niederlassung  in  Spanien  auscrschenen 
leitenden  Personen  und  das  dieser  Niederlassung 
gewidmete  Kapital  anjji'bcn. 

9.  In  der  Schweiz  gilt  das  Bundesgesetz  betr. 
die  Ergänzung  des  schweizerischen  Zivilgesetz- 
buches vom  30./111.  1911  (6.  TeU,  Obligationen- 
recht, Art.  612-Ü75).  Das  Recht  der  Aktien- 
gesellschaften ist  aus  dem  alten  Ubligationen- 
recht,  das  von  18S3  bis  zum  31./X11.  i;»ll  in 
Kraft  war,  unverändert  übernommen  worden, 
weil  man  keine  Zeit  hatte,  die  an  sich  notwendige 
Reform  bis  zum  Inkrafttreten  des  Zivilgesetz- 
buches (l./I.  i'M2)  vorzunehmen.  Die  Begriffs- 
bestimmung der  Aktiengesellschaft  stimmt  mit 
dem  deutschen  Recht  üherein.  Betrieb  von 
Handelsgeschäften  ist  nicht  erforderlich.  Uchcr 
die  Errichtung  der  Aktiengesellschaft  und  den 
Inhalt  des  (iesellschaftsvertrages  muß  eine 
öffentliche  Urkunde  (Bundosratsbeschluß  v. 
8./VII.  11)19,  s.  unten)  aufgenommen  werden. 
Die  Statuten  müssen  bestimmen:  Eirma  und 
Sitz,  Gegenstand  dos  Unternehmens  (gegebenen- 
falls auch  die  Zeitdauer),  Hohe  des  Grund- 
kapitals und  der  einzelnen  Aktien,  Eigen- 
schaft der  Aktien  (Inhaber-  oder  Namen- 
aktien), die  Organe  der  Aktiengesellschaft, 
die  Anzahl  der  Aktien,  die  von  den  Mitgliedern 
der  Verwaltung  zu  hinterlegen  sind,  die  Bedin- 
gungen der  Einberufung  der  Generalversammlung, 
das  Stimmrecht  der  Aktionäre  und  die  Form  der 
Beschlußfassung,  die  Gegenstände,  über  die  nur 
durch  (|ualifiziertc  Abstimmung  beschlossen 
werden  kann,  die  Grundsätze  über  die  Aufstellung 
und  Prüfung  der  liilanz  und  die  Gcwinnabrech- 
nun'_'  uriil  scliließlicli  die  Form  von  Bekannt- 
machungen der  (icsellschaft.  Das  schweizerische 
Recht  kennt  die  Simultan-  und  Sukzssiv-,  die 
einfache  und  die  qualifizierte  Gründung.  Die 
Statuten  werden  von  der  Hegistcrbeliorde  des 
Sitzes  auszugsweise  veröffentlicht.  Die  Rechts- 
persimlichkcit  ent.steht  mit  der  Eintragung  in 
das  Ilan<lelsregistcr.  Zweigniederlassungen  sind 
ebenfalls  registerpflichtig.  Fast  alle  wichtigeren 
Beschlüsse  der  (iencralversammlung  bedürfen 
zu  ihrer  rechtlichen  Wirkung  der  Eintragung 
ins  Handelsregister  (z.  Ii.  alle  Satzungsände- 
rungen). Wohlerworbene  Rechte  der  Aktionäre 
können  diesen  nicht  durch  Mehrheitsbeschluß 
entzogen,  eine  .Xeniierung  des  Zweckes  kann 
der  Minderheit  durch  die  Mehrheit  nicht  auf- 
genötigt werden.  Die  Aktionäre  haben  Anspruch 
auf  den  satzungsniäßigen  Reingewinn.  Ver- 
zinsung der  Aktien  ist  unstatthaft.  Auf  Inhaber 
lautende  Aktien  dürfen  erst  nach  Einzahlung 
von  50  %  des  Nominalbetrages  ausgegeben 
werden.  Bei  Neugründung  von  Aktiengesell- 
schaften mit  einem  Grundkapital  von  weniger 
als  K  Mill.  Fr.  sind  nur  Namenaktien  zulässig 
(Bundesratsbeschluß  v.  8./VII.  1919,  s.  unten). 
In  der  Generalversammlung  hat  jeder  Aktionär 
wenigstens  eine  Stimme.  Die  Organe  der  Aktien- 
gesellschaft sind:  die  Generalversammlung,  die 
Verwaltung  und  die  Kontrollstelle.  Die  Verwal- 
tuns  kann  nur  von  Aktionären  ausgeübt  werden. 
Seit  dem  Bundesratsbeschluß  v.  8.,'VII.  1919 
(s.  unten)  muß  die  Mehrheit  der  Verwaltung 
schweizerische  Staatsangehörigkeit  und  Wohn- 
sitz in  der  Schweiz  haben.  Ueber  die  Bilanzierung 
bestehen  besondere  Bestimmungen.  Die  Kontroll- 


stelle (Revisoren)  braucht  nicht  aus  Aktionären 
zu  bestehen.  Sie  berichtet  der  Generalversamm- 
lung über  die  Bilanz  und  die  von  der  Verwaltung 
vorgelegten  Rechnungen.     Durch  die  Satzung 
können  ihre  Befugnisse  weiter  ausgedehnt  werden. 
^  Auflösungsgründe  sind:  .\blauf  der  in  der  Satzung 
I  bestimmten  Zeit,  Beschluß  der  Generalversamm- 
I  lung  und  Eröffnung  des  Konkurses.    Die  Folge 
ist  die  Liquidation.  Zum  Schutze  der  Aktionäre 
und  Gläubiger  der  Aktiengesellschaften  bestehen 
besondere  Bestimmungen  über  die  Verantwort- 
lichkeit der  Gründer  der  Verwaltung  usw. 

Auch  in  der  Schweiz  hat  der  Krieg  zu  gesetz- 
geberischer  Tätigkeit   auf   dem    Gebiete  des 
Aktienrechts   Veranlassung   gegeben.  Durch 
Verordnung  des  Bundesrats  vom  21. /XI.  1916 
ist  in  Ergänzung  der  V.  v.  C./IX.  1899  über 
Handelsregister  und  Handelsamtsblatt  die  Gc- 
!  nehmigung  des   Handelsregisters  für  Firmen- 
bezeichnungen wie  „schweizerisch",  „zürcherisch" 
'  usw.  vorgeschrieben.   Zweigniederlassungen  aus- 
ländischer Firmen  dürfen  nur  eingetragen  werden, 
wenn  sie  in  der  Schweiz  tatsächlich  eine  ge- 
]  schäftlichc  Niederlassung  mit  selbständiger  ge- 
j  schäftlicher  Vertretung  unterhalten,  deren  Firma 
u.  a.  die  unveränderte  Firma  der  Hauptnieder- 
lassung und  deren  Sitz  angeben  muß. 

Dem  Zwecke,  der  Ueberfremdung  entgegen- 
zuwirken dient  der  Bundosratsbeschluß  betr. 
die  Abänderung  und  Ergänzung  des  schweize- 
rischen Obligationonrechts  v.  iiO./III.  1911  in 
bezug  auf  Akliengcsollschaflon,  Kiinirnandit- 
gesellschaften  und  Geno.ssenscliaften,  vom  K./Vll. 
1919.  Hierin  wird  angestrebt  eine  vermehrte 
Publizität  hinsichtlich  der  nationalen  Struktur 
und  eine  ,, Nationalisierung  der  leitenden  Ge- 
sellschaftsorgane". Der  Bundcsratsboschluß 
ist  z.  T.  oben  bei  der  Darstellung  des  Aktienrechts 
bereits  berücksichtigt.  Im  übrigen  enthält  er 
noch  Vorschriften  über  Anmeldungen  und 
Eintragungen  beim  Handelsregister  hinsichtlich 
der  (iründung,  der  Ausgabe  neuer  .Aktien  und 
über  die  Veröffentlichung  der  Bilanz  sowie  der 
Gewinn-  und  Verlustredinung.  Ausländische 
Gesellschaften,  die  in  der  Schweiz  Geschäfte 
betreiben,  werden  von  dem  Bundesratsbeschluß 
nicht  berührt. 

Schließlich  ist  noch  auf  den  Bundesrats- 
beschluß betr.  die  Folgen  der  Währungsent- 
wertungen für  Aktiongesellschaflen  und  Ge- 
nossenschaften vom  26. /XII.  1919  hinzuweisen. 
Es  handelt  sich  hierin  um  Bilanzierungsvor- 
schriften u.  ä. 

Umfassende  Refonnbestrebungen  auf  aktien- 
rechtlichem Gebiet  in  der  Schweiz  sind  im 
Gange  (vgl.  den  Bericht  über  die  Revision  der 
Titel  24— .3.3  des  schweizerischen  Obligationen- 
rechts mit  Gesetzentwurf  von  Prof.  Dr.  E.  Huber, 
dem  schweizerischen  .lustiz-  und  Polizeideparte- 
ment erstattet,  vom  Dezember  1919). 

10.  In  Oesterreich.  Quelle  ist  seit  1863 
das  alte  deutsche  HGB.  mit  seinen  Unvoll- 
kommenheiten.  Aenderungsvorschläge  von  1869, 
1873,  1882,  1898  blieben  erfolglos.  Da  die  Ver- 
hältnisse drängten,  ging  die  Regierung  durch 
Ministerialverordnungen  vor.  Es  erging  1896 
das  sog.  „Versicherungsregulativ"  für  Ver- 
sicherungsgesellschaften (Novelle  vom  29./XII. 
1917)  und  am  20./IX.  1899  das  „Regulativ 
für  die  Errichtung  und  Umbildung  von  Aktien- 
gesellschaften auf  dem  Gebiete  der  Industrie 


124 


Aktiengesellschaften  (Aktienrecht  in  den  übrigen  Ländern) 


und  des  Handels  („Aktienregulativ").  Dieses 
setzt  de  facto  fast  an  Stelle  der  rechtlich  er- 
forderlichen staatlichen  Genehmigung  jeder  Ak- 
tiengesellschaft das  System  der  Normativ- 
bestimmungen,  denn  es  bestimmt:  „Die  Be- 
willigung wird  immer  erteilt,  wenn  der  Plan 
den  bestehenden  Gesetzen  und  dieser  Verord- 
nung entspricht."  Bei  Uebertretung  der  Re- 
gulativbestimmungen wird  die  Genehmigung 
versagt  ev.  widerrufen.  Die  Genehmigung  liegt 
ob  dem  Minister  des  Innern,  bei  Zeichnungs- 
griindungen  ist  zur  Prospektausgabe  erforderlich 
eine  „vorläufige  Bewilligunj;"  durch  die  untere 
Verwaltungsbehörde.  Der  Zeichnungsschein  hat 
Zwangsinhalt,  insbesondere  über  Apports  und 
Gründergewinn.  Vor  der  Genehmigung  muß 
das  ganze  Kapital  gezeichnet  sein.  Der  Staat 
kann  die  Apports  nachprüfen  lassen.  Die  kon- 
stituierende Generalversammlung  beschließt  über 
Errichtung,  Apports,  Wahl  des  Aufsichtsrats 
ev.  des  Vorstandes;  qualifizierte  Mehrheit  ist 
vorgeschrieben.  Statutenänderungen,  also 
auch  Erhöhung  und  Herabsetzung  des  Grund- 
kapitals, bedürfen  staatlicher  Genehmigung  (vgl. 
auch  die  V.  v.  3./IX.  1018),  Ausgabe  von 
Obligationen  derjenigen  des  Finanzministers. 
Die  Aktien  sind  teilbar,  ihr  Mindestbetrag 
ist  200  Kr.,  bei  kleinen  Unternehmungen 
von  lokaler  Bedeutung  auch  100  Kr.  Einzaldung 
in  der  Regel  sofort,  mindestens  aber  40  %  und 
gewöhnlich  nicht  unter  200  Kr.  Nach  Voll- 
zahlung sind  Inhaberaktien  zulässig;  für  Namen- 
aktien besteht  ein  Aktienbuch.  Der  Erwerb 
eigener  Aktien  ist  beschränkt.  Der  Vorstand, 
mehrgliedrig,  wählbar  auf  fünf  Jahre,  leitet  die 
Aktiengesellschaft.  Er  kann  ein  Exekutiv- 
komitee bilden.  Für  wichtigere  Geschäfte  kann 
er  an  die  Zustimmung  eines  von  der  General- 
versammlung zu  wählenden  Direktionsrats  ge- 
bunden werden.  Als  Kontrollorgan  sind  zu 
wählen  Rechnungsrevisoren  oder  ein  Aufsichts- 
rat, mindestens  drei  Mitglieder,  höchstens  auf 
fünf  Jahre.  Eine  '/^-Minderheit  hat  Anspruch 
auf  einen  Sitz  im  Aufsichtsrate.  Er  prüft  die 
Jahresrechnung  und  die  Bilanz  sowie  die  Ge- 
schäftsführung. Die,  mindestens  jährliche, 
Generalversammlung  ist  oberstes  Willensorgan. 
Jede  Aktie  gewährt  Stimmrecht,  Modalitäten  sind 
möglich.  Vio  Grundkapital  kann  außerordent- 
liche Generalversammlung  verlangen.  Bei  Nach- 
gründung und  Statutenänderung  qualifizierte 
Mehrheit  erforderlich.  Reservefonds  obligatorisch. 
Fusion  und  Aenderung  des  Gegenstandes  des 
Unternehmens  durch  Mehrheitsbeschluß  nur 
möglich,  wenn  das  Statut  dies  zuläßt.  Ein 
ständiges  staatliches  Aufsichtsorgan  wird  nur 
ausnahmsweise  eingesetzt. 

Von  außerordentlicher  Bedeutung  für  das 
österreichische  Aktienrecht  sind  die  Vorschriften 
des  2.  Abschnittes  des  G.  v.  29./VII.  1919  über 
gemeinwirtschaftliche  Unternehmungen.  Danach 
kann  durch  die  Staatsregierung  Aktiengesell- 
schaften auf  Antrag  der  gemeinwirtschaftliche 
Charakter  zuerkannt  werden,  wenn  an  ihrer 
Verwaltung  und  Ueberwachung  der  Staat, 
Länder,  Gemeinden  oder  gemeinwirtschaftliche 
Anstalten  sowie  die  Arbeiter  und  Angestellten 
der  Gesellschaft  teilhaben.  Im  Vorstand  der 
Aktiengesellschaften  gemeinwirtschaftlichen  Cha- 
rakters müssen  die  Vertreter  der  vorbezeichneten 
Körperschaften  und  der  Betriebsräte  der  Arbeiter 


und  Angestellten  die  Hälfte  der  Stellen  einnehmen. 
Die  Staatsverwaltung  kann  verlangen,  daß 
bei  der  Gründung  von  Aktiengesellschaften 
dem  Staate  oder  anderen  öffentlichen  Körper- 
schaften eine  Beteiligung  am  Gesellschafts- 
kapital bis  zur  Hälfte  zu  Bedingungen  eingeräumt 
wird,  die  nicht  ungünstiger  sind  als  die  sonst 
geltenden  günstigen  Bedingungen.  Bei  Kapital- 
erhöhungen kann  dieses  Recht  auch  im  vollen 
Umfange  der  Erhöhung  so  lange  beansprucht 
werden,  bis  die  Beteiligung  der  öffentlichen 
Körperschaften  die  Hälfte  des  gesamten  Ge- 
seUschaftskapitals  erreicht  hat.  Bei  Verteilung 
des  Reingewinns  muß  ein  durch  die  Satzungen 
bestimmter  Teil  zum  Vorteil  der  Arbeiter  und 
Angestellten  verwendet  werden.  Von  dem 
Anteil  der  Arbeiter  und  Angestellten  wird  eine 
Hälfte  für  Wohlfahrtszwecke  der  Arbeiter  und 
Angestellten  verwendet.  Die  andere  Hälfte 
wird  einer  Gemeinschaftskasse  für  die  Arbeiter 
und  Angestellten  aller  gemeinwirtschaftlichen 
Anstalten  zugeführt.  Hat  die  Dividende  6% 
des  Gesellschaftskapitals  erreicht,  so  wird  der 
Mehrbetrag  zwischen  den  Gesellschaftern  und 
den  beteiligten  Gebietskörperschaften  geteilt; 
der  Anteil  der  letzteren  steigt  progressiv  mit 
der  Höhe  des  Reingewitms.  NähereBestimmungen 
sind  in  den  Satzungen  zu  treffen.  Für  die  Auf- 
bringung des  Fremdkapitals  von  Gesellschaften 
gemeinwirtschaftlichen  Charakters  kann  die 
Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  zuge- 
lassen werden.  Der  Staatssekretär  errichtet 
für  die  Gesellschaften  gemeinwirtschaftlichen 
Charakters  eine  aus  Sachverständigen  zusammen- 
gesetzte Treuhandstelle,  die  jederzeit  berechtigt 
ist,  die  Geschäftsbücher,  die  Kassengebarung 
und  Inventur  der  Gesellschaften  zu  überprüfen. 
Ergeben  sich  Beanstandungen,  so  sind  sie  dem 
Ueberwachungsausschuß  (bestehend  aus  höch- 
stens fünf  Bevollmächtigten  der  Gebietskörper- 
schaften) zur  weiteren  Veraidassung  anzuzeigen. 
Im  übrigen  gelten  für  die  Aktiengesellschaften 
gemeinwirtschaftlichen  Charakters  die  für  Aktien- 
gesellschaften bestehenden  Vorschriften. 

II.  Für  Ungarn  ist  in  erster  Linie  das  HGB. 
vom  16./V.  1875  maßgebend,  dem  das  alte 
deutsche  HGB.  zugrunde  liegt.  Daneben  gelten 
zahlreiche  Ministerialverordnungen  (z.  B.  26, 
992  über  das  Handelsregister);  von  subsidiärer 
Bedeutung  sind  die  Handelsgebräuche  und  in 
Ermangelung  solcher  die  Vorschriften  des  all- 
gemeinen Privatrechts,  das  in  Ungarn  nicht 
kodifiziert  ist.  Da  das  HGB.  das  Recht  der 
Aktiengesellschaften  durchaus  nicht  lückenlos 
regelt,  so  hat  die  Rechtsprechung  besondere 
Bedeutung;  die  ausländische  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung  wird  von  ihr  häufig  heran- 
gezogen. Die  Aktiengesellschaft  braucht  in 
Ungarn  nicht  dem  Betriebe  von  Handelsge- 
schäften zu  dienen.  Die  Höhe  des  Grundkapitals 
ist  im  allgemeinen  beliebig.  Die  Aktiengesell- 
schaft ist  erst  dann  errichtet,  wenn  das  Grund- 
kapital gesichert  ist  (insbesondere  durch  Zeich- 
nung) und  wenn  ferner  die  Satzung  festgestellt 
und  die  Gesellschaft  in  das  Handelsregister 
eingetragen  ist.  Für  die  Aktienprospekte  be- 
stehen eingehende  Pubüzitätsvorschriften. 
Binnen  2  Monaten  nach  Schluß  der  Zeichnung 
findet  die  konstituierende  Generalversammlung 
statt.  Die  Satzung  enthält  Firma,  Sitz,  Gegen- 
stand, Grundkapital  der  Gesellschaft,  Anzahl 
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und  Nennwert  der  Aktien,  Bestimmungen  Uber  | 
die  Einzahlungen,  über  die  Generalversammlung,  | 
über  die  iiilanzf  die  CJewinnberechniing  und  die 
Art  der  (iesellschaftsbekanntmachungen.  Die 
Satzung  ist  dem  Gericht  einzureichen  und  wird 
von  diesem  im  Auszug  veröffentlicht.  Bei 
Einreichung  der  Satzung  sind  nachzuweisen: 
die  Zeichnung  des  gesamten  Grundkapitals,  die 
rechtzeitige  Einberufung  der  konstituierenden 
Generalversammlung,  die  Einzahlung  von  min- 
destens 30%  auf  ]cde  Aktie  sowie  die  Wahl 
von  Vorstand  und  Aufsichtsrat.  Die  Organe 
der  Aktiengesellschaften  sind  die  Generalvcr- 
sammlung,  der  Vorstand  und  der  Aufsichtsrat; 
letztere  brauchen  nicht  Aktionäre  zu  sein. 
Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  bestehen  ähnliche 
Vorschriften,  wie  im  deutschen  Recht.  Oic 
Aktiengesellschaft  wird  aufgelöst  durch  Zeit- 
ablauf, Beschlull  der  Generalversammlung  und 
Konkurseröffnung,  ferner  durch  Fusion.  Be- 
sondere Publizitätsbcstimmungen  bestehen  für 
ausländische  Aktiengesellschaften,  die  in  Ungarn 
Geschäfte  betreiben  wollen. 

Durch  5  12  des  G.  Art.  L  von  1914  ist  dem 
Gesamtministerium  die  Vollmacht  erteilt  worden, 
bezüglich  der  Kaufleuto  und  Handelsgesell- 
schaften vom  Gesetz  abweichende  Vorschriften 
zu  erlassen.  Auf  Grund  dieser  Ermächtigung 
sind  mehrere  wichtige  Verordnungen  ergangen, 
z.  B.  die  V.  v.  19./XI.  1911)  (Z.  Gim/l'JlO  U.K.) 
betr.  die  Bilanzen  und  Generalversammlungen 
der  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften, 
wonach  Generalvorsammlungsbeschlüsso  bei 
Aktiengesellschaften  bezüglich  Verlegung  des 
Sitzes  der  Gesellschaft  oder  der  Unternehmung 
ministerieller  Genehmigung  bedürfen,  ferner 
die  V.  betr.  die  Aufstellung  der  Bilanzen  von 
Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften 
(ZME.  2170/1920),  die  V.  betr.  Instruicrung 
von  Gesuchen  um  Bewilligung  von  Kapital- 
erhöhung solcher  Aktiengesellschaften,  die  nicht 
den  Charakter  von  Geldinstituten  besitzen 
(Z.  37895/1920)  u.  a. 

12.  Nordstaaten: 

In  Dänemark  gilt  das  G.  v.  29./IX. 
1917  über  Aktiengesellschaften.  Diese  können 
nur  Erwerbsgcseilschaften  sein.  Die  Eigen- 
schaft als  Aktiengesellschaft  muß  aus  der 
Firma  hervorgehen.  Zur  Gründung  bedarf  es 
eines  schriftlichen  Gründungsübereinkommens, 
der  Feststellung  der  Satzung  .sowie  der  Wahl 
des  Vorstandes  und  der  Revisoren,  der  Auf- 
bringung des  Grundkapitals  und  schließlich  der 
Eintragung  in  das  Aktiengesellschaftsregister. 
Das  Minuostgrunilkapital  beträgt  5000  Kr., 
bei  Versicherungs-Aktiengesellschaften  60000  Kr. 
Das  Gründungsübereinkommen  enthält  die  grund- 
legenden Bestimmungen  über  Sitz,  Firma, 
Gegenstand  des  Unternehmens  usw.  Die  Ein- 
tragung im  Handelsregister  findet  erst  stat*, 
wenn  der  festgesetzte  Mindestbetrag  voll  ge- 
zeichnet ist  und  auf  das  Grundkapital  mindestens 
10  %,  bei  Versicherungs-Aktiengesellschaften 
mindestens  25  %  des  Nennbetrages  eingezahlt 
sind.  Vor  der  Eintragung  besteht  die  Aktien- 
gesellschaft als  solche  nicht.  Das  Gesetz  enthält 
weitgehende  Publizitätsvorsr hriften.  Die  Organe 
der  Aktiengesellschaft  sind  die  Generalversamm- 
lung, der  Vorstand  und  die  Revisoren  (diese 
prüfen  die  Rechnungen  und  die  Bilanz).  Auf- 
gelöst wird  die  Aktiengesellschaft:  durch  dauernde 


Verringerung  der  Anzahl  der  Aktionäre  auf 
weniger  als  drei,  es  sei  denn,  daß  sämtliche  Aktien 
der  Aktiengesellschaft  einer  anderen  Aktien- 
gesellschaft gehören,  ferner  durch  Beschluß  der 
Generalversammlung,  durch  Uebertragung  des 
Vermögens  als  Ganzes,  durch  Fusion  und  durch 
Eröffnung  des  Konkurses. 

Für  ausländische  Aktiengesellschaften,  d.  h. 
solche,  die  gültig  in  ihrem  licimatlando  ge- 
gründet sind,  gelten  besondere  Vorschriften, 
u.  a.  müssen  sie  als  solche  bezeichnet  sein. 

Das  G.  V.  29./1X.  1917  ist  auch  in  dem  auf 
Grund  der  Volksabstimmung  an  Dänemark  ge- 
langten Teil  Schleswig- Holsteins  durch  Spe- 
zialgesetz eingeführt  worden. 

1))  In  Norwegen  ist  das  G.  über  Aktien- 
gesellschaften und  Kommandit-Aktiongesell- 
schafton  vom  19. /VII.  1910  in  der  Fassung  der 
Novelle  vom  2C./V11.  191()  maßgebend.  Danach 
kann  eine  Aktiengesellschaft  nicht  aus  weniger 
als  drei  Personen  bestehen.  Die  Aktien  sollen 
gleich  groß  sein  und  dürfen  auf  keinen  geringeren 
Betrag  als  10  Kr.  lauten.  Bei  Bank-Aktionge- 
sellschaften müssen  grundsätzlich  alle  Aktionäre 
Norweger  sein.  Die  Errichtung  der  Aktiengesell- 
schaft setzt  voraus:  die  Zeichnung  aller  Aktien, 
die  Feststellung  dos  Gründungsvertragos,  die 
Abhaltung  der  konstituierenden  Generalver- 
sammlung (es  sei  denn,  daß  die  Gründer  sämtliche 
Aktien  selbst  übernehmen)  und  die  Eintragung  im 
Handelsregister.  Inhaberaktien  müssen  voll 
eingezahlt  sein,  cbcn.so  Aktien  mit  einem  Nenn- 
betrag von  weniger  als  100  Kr.  Bei  Bank-, 
Schiftsreederei-,  llochseefischerei-  und  Bergwerks- 
Akliengesellschaften  sind  nur  Namensaktien  zu- 
lässi"  Die  Organe  der  Aktiengesellschaft  sind: 
die  (ieneralversammlung,  der  Vorstand  und  der 
Aufsichtsrat.  Bei  Bank-Aktiengesellschaften 
müssen  die  Vorstands-  und  Aufsichtsratsmit- 
glieder grundsätzlich  Norweger  sein,  die  in 
Norwegen  wohnhaft  sind.  Der  Aufsichtsrat 
ist  nicht  obligatorisch.  Auflösungsgründe  sind: 
Beschluß  der  Generalversammlung,  Ueber- 
tragung des  Vermögens  als  Ganzes,  Fusion  und 
Konkurs,  schließlich  dauerndes  Sinken  der 
Akrionärzahl  unter  drei.  Für  ausländische 
Aktiengesellschaften,  d.  h.  solche,  die  in  ihrer 
Heimat  gültig  errichtet  sind,  gelten  besondere 
Vorschriften,  bei  deren  Beobachtung  der  in- 
ländische Geschäftsbetrieb,  abgesehen  von  Bank- 
geschäften, statthaft  ist. 

Für  Schiffahrts-Aktiengcscllschaften  ist  ein 
besonderes  G.  Iv.  26. /VU.  1910)  ergangen,  das 
sich  im  wesentlichen  an  das  Hauptgesetz  an- 
schließt. 

Ein  G.  v.  14./IV.  1919  legt  jedem  Gewerbe- 
treibenden die  Verpflichtung  zu  Auskünften 
u.  dgl.  an  die  durch  Kgl.  Beschluß  v.  29./II.  1916 
eingesetzte  Trustkommission  auf. 

c)  In  Schweden  gilt  das  G.  v.  12./VIII. 
1910.  Das  Grundkapital  beträgt  wenigstens 
5000  Kr.,  der  Nennbetrag  der  Aktien  wenigstens 
10  Kr.  bei  einem  Grundkapital  bis  zu  5000Ö  Kr., 
im  übrigen  wenigstens  50  Kr.  Aktiengesell- 
schaften mit  veränderlichem  Grundkapital  sind 
zulässig.  Die  Gründer  der  Aktiengesellschaft 
müssen  in  Schweden  ansässige  schwedische 
Untertanen  sein.  Die  Firma  enthält  das  Wort 
aktiebnlag.  Zu  unterscheiden  ist  zwischen  der 
Gründungsurkunde  und  der  Satzung.  Die  Organe 
der  Gesellschaft  sind  der  Vorstand,  die  Revisoren, 
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die  die  Geschäftsführung  des  Vorstandes  und 
die  Rechnungslegung  prüfen,  und  die  General- 
versammlung. Ein  Aktiengesellschaftsregister 
ist  vom  G.  vorgesehen.  Die  Publizitätsvor- 
schriften sind  umfassend. 

13.  In  Rußland  stammte  das  Aktienrecht 
im  wesentlichen  aus  dem  Jahre  18.30.  Es  findet 
sich  in  Bd.  X  Teil  1  des  Sswod  Sakonoff.  der  das 
russische  Privatrecht  enthält.  Die  wesentlichste 
spätere  Ergänzung  ist  erfolgt  in  den  sog.  zeit- 
weiligen Regeln  für  die  Organisation  und  Be- 
rufung der  Generalversammlungen  und  Re- 
visionskommissionen V.  27./X11.  1901.  In 
Rußland  galt  strenges  Konzessionssystem.  Für 
die  zur  Genehmigung  einzureichende  Satzung 
hatte  sich  ein  Normaltyp  herausgebildet.  Die 
genehmigte  Satzung  hatte  Gesetzeskraft.  Die 
Zahl  der  Gründer  war  nicht  bestimmt.  Suk- 
zessiv- und  Simultangründung  waren  zulässig. 
Gründer  konnten  In-  und  Ausländer  sein. 
Aktien  unter  2bO  Rubel  wurden  regelmäßig 
nicht  zugelassen.  Inhaber-  und  Namenaktien 
kamen  vor.  (Jrgane  der  Aktiengesellschaft  waren 
die  Generalversammlung,  der  Vorstand,  die 
Revisionskommission  und  ev.  der  Aufsichtsrat. 
Ausländische  Aktiengesellschaften  koimten  zum 
Gewerbe  in  Rußland  unter  gewissen  Bedingungen 
zugelassen  werden. 

Zurzeit  sind  in  Rußland  praktisch  alle 
größeren  Aktiengesellschaften  nationalisiert  oder 
monopolisiert. 

14.  In  Estland  und  Lettland  gelten  die  Ge- 
setze des  russischen  Reichs,  soweit  sie  nicht  be- 
sonders aufgehoben  sind,  in  Lettland  nur  die 
vor  dem  24./X.  1918  erlassenen  russischen 
Gesetze.  In  Estland  ist  unter  dem  17. /IV.  1920 
ein  temporäres  G.  über  die  Verwaltung  von  Ak- 
tiengesellschaften und  Kommanditgesellschaften 
erlassen.  Dem  G.  unterliegen  die  Aktiengesell- 
schaften, die  von  der  russischen  Regierung  kon- 
zessioniert worden  sind  und  in  Estland  Handels- 
niederlassungen haben,  aber  nicht  die  Möglich- 
keit besitzen,  eine  Generalversammlung  gemäß 
der  Satzung  einzuberufen.  Zweck  des  G.  ist  es, 
den  Zusammentritt  einer  Generalversammlung 
zu  ermöglichen,  um  die  Bestimmungen  der 
Satzung  zu  ändern,  die  den  estnischen  Gesetzen 
nicht  entsprechen,  um  ferner  die  Rechnungen 
und  Bilanzen  zu  prüfen,  die  Mitglieder  des  Vor- 
stands zu  wählen  und  die  laufenden  Angelegen- 
heiten zu  erledigen.  Sofern  die  Generalversamm- 
lung binnen  zwei  Monaten  nach  Veröffentlichung 
des  G.  v.  17./IV.  1920  nicht  einberufen  ist,  so 
wird  das  auf  estnischem  Gebiet  befindliche  Eigen- 
tum der  Gesellschaft  als  herrenlos  unter  Kuratel 
gestellt,  und  gegebenenfalls  liquidiert,  bis  die 
Gesellschaft  eine  Vertretung  auf  Grund  des  G. 
von  1920  gewählt  hat. 

In  Vorbereitung  ist  in  Anlehnung  an  das 
deutsche  und  schwedische  Recht  ein  G.  über 
Aktiengesellschaften  und  Aktienkommanditge- 
sellschaften. 

In  Lettland  dient  ein  G.  v.  24./I.  1921  ähn- 
lichen Zwecken  wie  das  estnische  v.  17./IV.  1920. 
Das  lettische  G.  läßt  aber  der  Privatinitiative 
größeren  Spielraum.  Bemerkenswert  ist  in  dem 
lettischen  G.  eine  Vorschrift,  wonach  Geldgeber, 
die  neuerdings  einer  ihre  Tätigkeit  wieder  auf- 
nehmenden lettischen  Aktiengesellschaft  Geld 
vorstrecken,  ein  Vorzugsrecht  vor  den  alten  per- 
sönlichen Gläubigern  im  Konkurse  genießen, 


falls  dieser  vor  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach  der 
auf  Grund  des  G.  von  1921  einberufenen  General- 
versammlung eröffnet  wird.  Außerhalb  des 
Konkurses  ist  die  Beitreibung  alter  Schulden  von 
den  bezeichneten  Unternehmungen  im  Laufe  der 
fünf  Jahre  überhaupt  unzulässig.  Durch  diese 
Vorschrift,  die  nicht  für  Geldinstitute  gilt,  soll 
die  Beschaffung  flüssiger  Mittel  erleichtert  wer- 
den. 

15.  In  Polen  gilt  deutsches,  russisches  und 
österreichisches  Aktienrecht  nebeneinander.  In 
Kongreßpolen  besteht  demgemäß  noch  der 
strenge  Konzessionssystem  auf  Grund  des  G. 
von  1836  mit  der  Novelle  von  1901.  Gemäß 
dem  G.  v.  29./IV.  1919  ist  für  die  Bestätigung 
und  die  Abänderung  der  Statuten  von  Aktien- 
gesellschaften ministerielle  Genehmigung  (anstatt 
des  früher  erforderlichen  Ukas  des  Zaren) 
vorgeschrieben,  die  veröffentlicht  wird.  Das  G. 
findet  in  den  Gebieten,  in  denen  die  Aktien- 
gesellschaft durch  bloße  gerichtliche  Registrie- 
rung ohne  vorherige  Bewilligung  der  Regierung 
entsteht,  keine  Anwendung;  wollen  diese  Gesell- 
schaften Geschäfte  außerhalb  dieser  Gebiete 
betreiben,  so  müssen  sie  die  Bestätigung  ihrer 
Satzung  nachsuchen. 

16.  In  der  Tschecho-Slowakei  sind  vorläufig 
die  früheren  Landes-  und  Reichsgesetze  sowie 
Verordnungen  in  Kraft  geblieben.  Das  gilt 
grundsätzlich  auch  für  das  Aktienrecht.  Wichtige 
Neuerungen,  namentlich  für  die  Vereinheit- 
lichung der  verschiedenen  in  der  Tschecho- 
slowakei geltenden  Aktieiu'echte  (des  öster- 
reichischen, des  ungarischen  und  des  slowa- 
kischen) brachte  die  V.  der  Tscheche-slowakischen 
Regierun"  v.  27. /VII.  1920  über  die  Errichtung 
von  Gesellschaften  m.  b.  H.  und  Aktiengesell- 
schaften (Kommanditgesellschaften  auf  Aktien), 
über  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  dieser  Ge- 
sellschaften und  die  Errichtung  von  Zweigan- 
stalten. Für  die  Dauer  der  Uebergangswirtschaft 
ist  danach,  soweit  Aktiengesellschaften  betroffen 
werden,  in  der  ganzen  Tschecho-Slowakei  beson- 
dere staatliche  Genehmigung  erforderlich  zur  Er- 
richtung von  Aktiengesellschaften,  zur  Erhöhung 
des  Grundkapitals,  zur  Errichtung  von  Zweig- 
niederlassungen in  Orten,  auf  die  sich  die  Wirk- 
samkeit der  an  ihrem  Sitze  geltenden  Vor- 
schriften nicht  erstreckt,  und  zur  Errichtung  von 
Zweigniederlassungen  ausländischer  Aktiengesell- 
schaften in  der  Slowakei  und  in  Karpathenruß- 
land. Die  Genehmigung  zur  Errichtung  von 
Aktiengesellschaften  darf  nur  erteilt  werden, 
wenn  nachgewiesen  wird,  daß  die  Zeichner  die 
Aktien  zu  einem  Preise  übernommen  haben,  der 
sofort  bei  Errichtung  der  Aktiengesellschaft  die 
Bildung  eines  Reservefonds  in  Höhe  von  10% 
des  bar  eingezahlten  Aktienkapitals  ermöglicht. 
In  Ausnahmefällen  kann  hiervon  Befreiung  ge- 
währt werden.  Dieser  Reservefonds  muß  in 
tschecho-slowakischen  Staatsschuldverschrei- 
bungen angelegt  werden.  Die  gleichen  Bedin- 
gungen können  bei  Erhöhung  des  Grundkapitals 
auferlegt  werden.  Weitere  Neuerungen  auf  dem 
Gebiete  des  Handelsrechts,  die  insbesondere  für 
Aktiengesellschaften  praktisch  bedeutsam  sind, 
hat  die  sog.  Nostrifikationsgesetzgebung  gebracht, 
die  dem  Zwecke  der  Nationalisierung  des  tschecho- 
slowakischen Wirtschaftslebens  dient.  Diese  Ge- 
setzgebung ist  eine  Folge  des  Umstandes,  daß 
zahlreiche  Aktiengesellschaften,  die  Geschäfte  in 
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der  Tschccho-Slowaktii  betreiben,  ihren  Sitz  im 
Auslande,  namentlich  in  Wien  haben  und  somit . 
als  ausländische  Gesellschaften  anzusehen  sind. 
Der  tschecho-slowakisrhe  (iesetzgcber  verlangt 
in  den  Nostritikationsgesetzen,  dall  die  aus- 1 
ländischen  Gesellschaften  ihren  Sitz  ins  Inland 
verlegen.  Uas  G.  v.  11. /XII.  1919  forderte 
zunächst,  dall  ausländische  Unternehmungen, 
die  eine  Erzeugung  oder  den  Transport  in  Gebiete 
des  tschecho-slowakischen  Staates  betreiben, 
auf  Aufforderung  des  .Ministers,  der  nach  dem 
Gegenstande  des  Unternehmens  zuständig  ist, 
ihren  Sitz  und  die  wirtschaftliche  Leitung  in  i 
die  Tschecho- Slowakei  verlegen  müssen.  Kommt  \ 
ein  Unternehmen  der  .\utforderung  nicht  recht- 
zeitig nach,  so  kann  der  Minister  den  Geschäfts- 
betrieb verbieten.  Dieses  G.  gilt  für  alle  aus- 
ländischen Unternehmungen,  also  auch  für 
deutsche.  Durch  Uebereinkommen  vom  2./VIII. 
1920  zwischen  der  Tschecho-Slowakei  undljester- 
rcich  ist  das  G.  im  Verhältnis  zwischen  diesen 
beiden  Staaten  nicht  unwesentlich  modifiziert 
worden.  —  Ausländischen  Finanz-Aktiengesell- 
schaften ist  durch  V.  v.  13. /IX.  1920  der  in- 
ländische Geschäftsbetrieb  grundsätzlich  unter- 
sagt worden.  Doch  gilt  dies  nicht  für  solche 
ausländischen  Aktiengesellschaften,  die  bereits 
am  28./X.  1918  im  Gebiete  der  Tschecho- 
slowakei handelsrcgistcrlich  eingetragene  Zweig- 
niederlassungen hatten.  Diese  muUten  aber 
besonders  um  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe 
nachsuchen,  die  nur  auf  ö  .lahre  bewilligt  wird, 
dann  freilich  verlängert  werden  kann.  Die 
V.  V.  28./X.  1918  knüpft  die  Zulassung  an 
Bedingungen,  die  die  Selbständigkeit  der  Nieder- 
lassung in  der  Tschecho-Slowakei  gegenüber 
der  ausländischen  Hauptniederlassung  hinsicht- 
lich ihrer  Hetriebsmitti'l  und  der  Verwaltung 
gewährleisten,  lieber  die  inländischen  Nieder- 
lassungen hat  der  Finanzminister  überdies  ein 
umfassendes  Aufsichtsrecht.  Für  die  Nostrifi- 
zierung ausländischer  Versicherungsgesellschaften 
gilt  die  V.  v.  24. /VI.  1920,  die  die  Regierung 
ermächtigt,  die  Hedingungen  für  die  Ueber- 
tragung  von  Versieherungen  bei  ausländischen 
Versicherungsunternehmungen,  die  mit  Tscheche- 
Slowaken  oder  in  der  Tschecho-Slowakei  An- 
sässigen abgeschlossen  sind,  auf  inländische 
Unternehmungen  zu  vereinbaren  und  zu  ge- 
nehmigen. 

17.  Jugoslavien:   a)  In  Serbien  sind  die 

Vorschriften  des  dem  französischen  Code  do 
Commerce  nachgebildeten  IIGB.  vom  26./I. 
1860,  soweit  sie  die  Aktiengesellschaften  be- 
treffen, ersetzt  durch  das  G.  über  die  Aktien- 
gesellschaften vom  lO./XII.  1896  (mit  Novelle 
V.  17./XI.  1898).  Hiernach  gilt  noch  das  Kon- 
zessionssystem ((ienchmigung  durch  den  llandcls- 
minister  nach  Anhörung  des  Volkswirtschaftsrats). 
Die  Aktiengesellschaft  ist  Handelsgesellschaft, 
auch  wenn  sie  keine  Handelsgeschäfte  betreibt. 
Zur  Gründung  sind  wenigstens  zehn  Personen 
erforderlich.  Es  gibt  Inhaber-  und  Namensaktien. 
Die  Aktiengesellschaft  wird  ins  Handelsregister 
eingetragen.  Erst  mit  der  Eintragung  ist  sie 
als  solche  entstanden.  Die  Organe  der  Aktien- 
gesellschaft sind  die  Generalversammlung,  der 
Vorstand  und  der  Aufsichtsrat.  Ausländische 
Aktiengesellschaften,  die  in  Serbien  durch 
Zweigniederlassungen  eigene  Geschäfte  betreiben 
wollen,   bedürfen   der   Zulassung   durch  den 


Ilandelsminister.  .lUs  wichtige  Rcchtsquelle  zu 
erwähnen  ist  noch  der  Erlaü  des  Ministers  für 
Handel  und  Industrie  betr.  den  Vorgang  bei 
Errichtung  von  Aktiengesellschaften  bzw.  Sta- 
tutenänderung vom  12./XI.  1919  (Z.  VI  910>, 
der  nicht  in  den  Teilen  Jugoslaviens  gilt,  in 
denen  die  Aktiengesellschaften  nach  den  be- 
stehenden Vorschriften  durch  Registrierung  bei 
Gerichten  gebildet  werden  (also  einer  staat- 
lichen Konzession  nicht  bedürfen). 

b)  In  Kroatien  und  Slawonien  gilt  noch 
ungarisches  Aktienrecht. 

18.  In  Bulgarien  ist  das  HGB.  vom  29./V. 
1897  maßgebend,  das  sich  an  das  deutsche, 
ungarische  und  italienische  Recht  anlehnt. 
Die  Aktien  können  auf  den  Inhaber  oder  auf 
Namen  lauten.  Der  Mindestnominalbetrag  ist 
60  Levs,  wenn  das  Grundkapital  2(X)0üü  Lovs 
nicht  übersteigt,  sonst  100  Levs.  Zur  Gründung 
der  Aktiengesellschaft  sind  mindestens  sieben 
l'ersonen  erforderlich.  Der  Gegenstand  de» 
Unternehmens  braucht  nicht  wirtschaftlicher 
Art  zu  sein.  Die  Aktiengesellschaft  entsteht 
durch  Eintragung  im  Handelsregister.  Voraus- 
setzung der  Eintragung  ist:  Sicherung  der  Zeich- 
nung des  ganzen  Kapitals,  Einzahlung  von 
wenigstens  auf  jede  Aktie,  Wahl  von 
Vorstand  und  Aufsichtsrat,  Konstituierung  der 
Aktiengesellschaft  in  der  konstituierenden  Ge- 
neralversammlung. Die  Vorstandsmitglieder 
müssen  Aktionäre  sein.  In  der  Generalversamm- 
lung gewährt  grundsätzlich  jede  .\ktie  eine 
Stimme.  Ueber  die  Aufstellung  der  Bilanz 
bestehen  ähnliche  Vorschriften  wie  im  deutschen 
Recht.  Ausländische  Aktiengesellschaften  unter- 
liegen besonderen  Publizitäts-  und  anderen 
Vorschriften. 

19.  In  der  Türkei  ist  das  Recht  der  Aktien- 
gesellschaften im  IIGB.  vom  28./VII.  1850 
geregelt.  Es  ist  im  wesentlichen  ein  Auszug 
aus  dem  französischen  Code  de  commerce  von 
180S.  Dem  türkischen  Recht  sind  die  Simultan- 
und  die  Sukzessivgründung  bekannt.  Es  gilt 
das  Konzessionssystem.  ()rgane  der  Aktien- 
gesellschaft sind  die  Generalversammlung,  der 
Vorstand  und  der  Aufsichtsrat. 

Literatur;  Von  allgtmeintr  Bedeutung  Hnd  die 
VQn  ü.  Borchardt  hcrawtgcgebenen  Handelsge- 
telze  den  Erdballs,  S.  Avfl.,  1906—1914.  Bd.  I: 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika  und  Mexiko. 
Bd.  II:  Mittrlamtrika  (Nicaragua,  Hmidurat^ 
Gualemaltt ,  Costa- Rica,  San  Snlvad^ir,  Haiti, 
Dominikanische  Republik).  Bd.  III:  Südamerika 
I  (Columhia,  Venezuefa,  Ecuador).  Bd.  IV: 
Südamerika  II  {.Argentinien,  Uruguay,  Paraguay, 
Chile).  lid.  V:  Südamerika  III  (Brasilien, 
Peru,  Bolivien).  Bd.  VI:  Afrika  (Aegypten, 
Marokko).  Bd.  VII:  Südeuropa  I  (Spanien, 
Ptrrtugal,  Italien,  San  Marino).  Bd.  VIII: 
Südeuropa  II  (Ilulgarien,  Griechenland,  Monte- 
negro ,  Serbien,  Türkei).  Bd.  IX:  Osteuropa 
(Rußland,  Finnland).  Bd.  X :  Nord-  und  Nord- 
westeuropa I :  (Skandinavien :  Schweden,  Nor- 
wegen, Dänemark).  Bd.  XI:  Nord-  und  Nord- 
westeuropa II:  (Abt.  1:  Großbritannien  und 
Irland.  Abt.  3:  Engl.  Kolonien).  Bd.  XII: 
Mitteleuropa  Abt.  1:  Belgien,  Frankreich^  Mo- 
nako.  Abt.S:  Niederlande  und  Niedert.  Indien, 
Schweiz  und  Luxemburg.  Bd.  XIII:  Mittel- 
europa II:    (Abi.  1:  Oesterreich- Ungarn  (Bot- 
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nien,  Herzegowina,  Kroatien,  Slavonien).  Abt.  B: 
Deutsches  Heich. 

1.  Gro  ßbriiannien  und  Jr  land. 
F.  Haas  f  Die  Gründung  vnd  die  Ortjani- 
satinn  der  enylischen  Aktinitjesell'^chaften,  Frank 
Jurt  J911.  —  Golds: hm Ifit,  England  (Au^lands- 
reckt,  1919,  S.  £3,  1920,  S.  67).  —  D.  G.  Hern 
mantf  The  Ompanies  Acts,  l'JOS  und  1913, 5.  Aufl., 
2914.  —  Halsburg,  EarL  of ,  The  Lnws  oj 
Knglanrl,  Dd.  V,  Compovi^'S,  Lond--n  1910.  — 
A.  T.  Topliam,  Pnnciples  of  Company  Law, 
S.  Aufl.,  J.onflon  1919.  —  Schiva7idt,  IHe 
dc'iUchen  Ak'ifnge-^ellschoften  im  RecUtsvcrk*  hr 
mit  Frankreich  und  England,  Marburg  19  S.  — 
Ferner  die  Mandlmrhcr  von  G.  B.  Bncklmj, 
Hatni  Iton ,  Hamm  antj  Lord  Lindley , 
Palm  er. 

£.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
A.  Mez,  Das  Rpihi  der  ainerikanisch&n.  Akiienge- 
seilst /luf'en  Marburg  1973.  -  Charles  Henry 
Hub&rich  f  Das  id'indelsnktiengei^etz  v-n 
Mas^acliusetfs  (in  Vfrgleiclitmdcr  Darstellung) ; 
Zfitschrijt  für  das  ysomle  H<iudelsrerht,  . 
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Chicago  1905,  S  Vols.  —  Clartc  and  Mars- 
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dam), 191S.  —  Ent'rurf  eiius  Gesetzes  Uber  die 
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11.  Dänemark.  K.  Lehmann,  Dä- 
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«ehr.  /.  d.  ga.  BR.  SOS  und  81,  SOS).  — 
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15.  Schtreden.  K.  Lehmann,  Gesetz 
aller  Aktiengesellsehaflm  v.  IS-fVIII.  1910, 
Zeitsehr.  f.  d.  ges.  HR.,  TS,  158).  —  Skar- 
ittedt.  AUmänna  aktiebolagitlagen.  —  Der- 
tielhf,  Lagen  om  fornäkringferörelse.  —  Ber- 
geimcrf  Lagen  om  bankrörrhe. 

14.  Rußland.  O.  v.  Vch,  Rxiseisches  .ik- 
limrechl,  1913.  —  H.  KUbanaki,  Handbuch 
des  gesamten  rwitischen  Zivilrecht»,  III.  Bd., 
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ir,.  Elttand,  Lettland.  A.  K.  toit'- 
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lOSI,  S.  ICt.  —  II.  V.  Itroecicer.  Privatrecht 
der  Gouvernements  Liv-,  Eft-  und  Curland, 
Dorpat  190S. 

16.  Polen.  It.  Kann,  Polen  (Auslands- 
recht,  1919,  S.  SO). 

17.  Tschecho-Slovakei.  F.  Gellner, 
Die  Nostrifnicrung  der  ausUindischen  Akticnge- 
selUcha/ten  im  tschechoslowakischen  Staate  (Aus- 
landsrecht, 1910,  S.  79).  —  K.  Wahle,  Tschecho- 
slowakei, Auslandrecht,  1921  S.  U9. 

18.  Jugoslavien.  Spa4<iioU^  Kadait- 
chltch.  Serbisches  HandeUrecht,  S.  Aufl.,  19S0, 
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19.  Bulgarien.  G.  Senftner,  Die  Aktien- 
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SO.  Türkei.  Yaklr  Behar,  Court  de 
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Ittr%if  —  Krieg, 
neutearbeUel  von  J.  SchxoandU 


Il.WirtschaftlicherCharakterder 
Akti  engesei  Ischaft. 

1.  Der  wirtschaftliche  Haupttypus  der 
Aktiengesellschaft.  2.  Die  Ausbreitung  der 
Aktiengesellschaft.  3.  Gründe  für  die  besondere 
Eignung  der  Aktiengesellschaft,  große  Kapitalien 
7.U  akkumulieren.  4.  Aufbringung  des  Grund- 
kapitals. 6.  Bindung  des  Grundkapitals,  Re- 
serven.   6.  Der  Kredit  der  Aktiengesellschaft. 

7.  Organisation  der  Verwaltung.  Allgemeines. 

8.  Vorstand.  !).  Aufsichtsrat.  10.  Die  Gesamt- 
heit der  Aktionäre.  Generalversammlung. 
11.  Geschäftsbetrieb  und  Geschäftserfolg.  12.  Vom 
Haupttypus  abweichende  Arten  der  Aktien- 
gesellschaft. 

1.  Der  wirtschaftliche  Haupttypus  der 
Aktiengesellschaft.   Die  Form  der  Aktien-^ 
gesellschaft  ist  zunächst  eine  Rechtsform, 
und  in  rechtlicher  Hinsicht  weisen  infolge- 
dessen die  Aktiengesellschaften  eine  weit- ; 
gehende  Einheitlichkeit  auf.  Ganz  anders  liegt ' 
die  Sache,  wenn  man  nach  der  tatsächlichen 
Struktur,  nach  dem  wirtschaftlichen  Inhalt 
fragt.  Da  stellt  sich  heraus,  daß  das  Rechts-  i 
gewand     der    Aktiengesellschaft    benutzt  1 
wird,  um  höchst  verschiedenartige  Gebilde  1 

Handwörterbnch  der  StaatswissenBchaftcn.  4.  Anfl. 


ZU  umkleiden,  die  miteinander  oft  recht 
wenig  gemeinsam  haben.  Da  findet  man 
große  und  kleine  Unternehmungen,  aber 
auch  Organisationen,  die  überhaupt  keinen 
Unternehmungs-,  keinen  Erwerbscharakter 
tragen;  neben  privaten  finden  sich  öffent- 
liche und  gemischt  öffentlich-private  Unter- 
nehmungen, neben  solchen,  deren  Eigen- 
kapital von  einer  großen,  oft  nach  Tausen- 
den zählenden  Menge  von  Gesellsohaftem 
aufgebracht  ist,  andere,  deren  sämtliche 
Aktien  sich  im  Besitz  eines  einzelnen  oder 
einiger  weniger  befinden.  Angesichts  dieses 
Tatbestandes  erwächst  für  den,  der  die  fak- 
tischen Zustände  untersuchen  will,  die  Auf- 
gabe, innerhalb  aller  der  Erscheinungen,  die 
sich  rechtlich  als  Aktiengesellschaften  dar- 
stellen, Unterschiede  zu  machen  und  zu  fragen, 
welche  verschiedenen  Typen  hier  vorkommen 
und  ob  man  etwa  einen  bestimmten  Fall  als 
die  wichtigste  Anwendungsform  der  Aktien- 
gesellschaft, als  deren  wirtschaftlichen  Haupt- 
typus bezeichnen  kann.  Diese  letztere  Frage 
ist  zu  bejahen.  Wie  die  anderen  handels- 
rechtlichen Gesellschaftsformen,  so  ist  auch 
die  Aktiengesellschaft  für  Gebilde  bestimm- 
ter Art  in  erster  Linie  geschaffen  worden. 
Innerhalb  des  rechtlichen  Kreises  der  Ak- 
tiengesellschaft finden  sich  Unternehmungen, 
die,  nicht  der  Zahl,  aber  der  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  nach,  weit  über  die  an- 
deren Aktiengesellschaften  hinausragen,  die 
ein  von  allen  anderen  Formen  der  Unterneh- 
mung verschiedenes  Gepräge  aufweisen  und 
um  dcretwillen  man  sich  fiberall  entschlossen 
hat,  besondere  rechtliche  Regeln  aufzustellen. 
Es  handelt  sich  um  größere  Unterneh- 
mungen, deren  Eigenkapital  von 
einer  großen  Anzahl  von  Gesell- 
schaftern unter  Bedingungen  aufge- 
bracht ist,  die  das  Risiko  des  einzelnen 
Aktionärs  begrenzen,  eine  Zurück- 
fordcrung  des  eingelegten  Kapitals 
ausschließen,  dafür  aber  die 
Uobertragung  der  Anteile  an  andere 
weitgehend  erleichtern.  Diese  Art  von 
Aktiengesellschaften  —  die  Einzelheiten  sind 
schon  wegen  der  von  Land  zu  Land  wech- 
selnden und  auch  in  einem  und  demselben 
Lande  im  Laufe  der  Zeit  sich  ändernden 
Gesetzgebung  verschieden  —  wollen  wir  als 
den  wirtschaftlichen  Haupttypus  der 
Aktiongesellschaft  bezeichnen  und  im 
folgenden  näher  darstellen.  In  einem  Schluß- 
abschnitt wird  dann  noch  kurz  auf  eine  Reihe 
„vom  Haupttypus  abweichender  Arten  der 
Aktiengesellschaft"  einzugehen  sein.  Hier 
sei  nur  folgendes  noch  bemerkt:  Das  Aus- 
einanderfallen von  rechtlicher  Form  und 
wirtschaftlichem  Inhalt  kann  nicht  nur  darin 
sich  zeigen,  daß  die  Rechtsform  der  Aktien- 
gesellschaft für  Zwecke  verwendet  wird, 
für  die  sie  eigentlich  nicht  geschaffen  ist, 
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sondern  es  können  auch  Unternehmungen, 
die  ihrem  inneren  Wesen  nach  dem,  was  hier 
als  wirtschaftlicher  Haupttypus  der  Aktien- 
gesellschaft bezeichnet  wird,  sehr  nahe 
stehen,  in  eine  andere  Rechtsform  ein- 
gekleidet sein.  Dies  gilt  nicht  nur  von  den 
meisten  Kommanditgesellschaften  auf  Ak- 
tien und  den  auf  Grund  des  Schutz- 
gebietsgesetzes begründeten  Deutschen  Ko- 
lonialgesellschaften, sondern  auch  von  man- 
chen bergrechtlichen  Gewerkschaften  usw. 
und  manchen  Gebilden  sui  generis.  So  ist 
z.  B.  auch  die  Reichsbank  hinsichtlich  der 
Aufbringung  des  Eigenkapitals  (nicht  aller- 
dings hinsichtlich  der  Organisation  der  Ver- 
waltung) der  Aktiengesellschaft  nahe  ver- 
wandt. 

2.  Die  Ausbreitung  der  Aktiengesell- 
schaft. Seit  zunächst  insbesondere  für  die 
Zwecke  der  großen  kolonialen  Handelskom- 
panien die  Aktiengesellschaft  in  großem  Maße 
angewendet  und  dadurch  populär  gemacht 
wurde,  hat  sie  in  allen  wirtschaftlich  ent- 
wickelteren Ländern  und  auf  sehr  vielen  Ge- 
bieten wirtschaftlicher  Betätigung  einen 
wahren  Siegeszug  angetreten.  Ueberall,  wo  es 
sich  darum  handelte,  für  große  private  Unter- 
nehnmngen  das  erforderliche  Kapital  zu  be- 
schaffen und  wo  nicht  einzelne  Großkapita- 
listen allein  dazu  imstande  und  geneigt 
waren,  hat  man  sich  der  Form  der  Aktien- 
gesellschaft bedient.  So  ist  sie  eingedrungen 
in  das  Gebiet  des  Bank-  und  Versicherungs- 
wesens, ist  die  für  private  Eisenbahnunter- 
nehmungen fast  allein  in  Betracht  kommende 
Form  geworden,  hat  im  Bergbau  und  im 
Hüttenwesen,  aber  auch  in  zahlreichen  an- 
deren Zweigen  der  Industrie  sich  die  erste 
Stelle  unter  den  verschiedenen  Unterneh- 
mungsformen gesichert,  für  die  private 
Elektrizitäts-  und  Gasversorgung  und  ähnliche 
Betriebe  eine  gewaltige  Rolle  gespielt.  Ver- 
hältnismäßig gering  ist  ihre  Bedeutung  im 
Warenhandel,  ganz  versehwindend  für  die 
Landwirtschaft  europäischen  Gepräges  (wäh- 
rend sie  für  Plantagenunternehmungen  in 
kolonialen  Gebieten  vielfach  angewendet  ist). 
Bezüglich  zahlenmäßiger  Angaben  über  die 
Verbreitung  der  Aktiengesellschaften  in  den 
einzelnen  Ländern  und  in  den  einzelnen  Ge- 
werbezweigen sei  auf  den  folgenden  Beitrag 
über  die  Statistik  der  Aktiengesellschaften 
verwiesen.  Maßgebend  für  die  verschieden- 
artige Häufigkeit  der  Aktiengesellschaften 
ist  u.  a.,  wie  hoch  der  Grad  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  eines  Landes,  insbesondere 
die  Tendenz  zum  wirtschaftlichen  Großbetrieb 
ist,  ob  zahlreiche  große  Privatvermögen 
bestehen  und  deren  Inhaber  sich  geschäft- 
licher Tätigkeit  widmen  oder  ob  es  not- 
wendig ist,  für  Zwecke  großer  Unterneh- 
mungen auch  zahlreiche  kleinere  Vermögen 
heranzuziehen,  in  welchem  Tempo  der  Ka- 


pitalbedarf der  Unternehmungen  wächst, 
ob  das  Aktienrecht  des  Landes  schärfer 
oder  laxer  ist,  ob  neben  der  Aktiengesell- 
schaftsform noch  andere  verwandte  Reehts- 
formen  (z.  B.  G.  m.  b.  H.,  Gewerkschaft) 
zur  Verfügung  stehen,  ob  die  Gründung  von 
Aktiengesellschaften  an  staatliche  Genehmi- 
gung gebunden  ist  (wie  das  noch  heute  in 
Oesterreich  der  Fall  ist  und  während  des 
Ivrieges  vorübergehend  auch  in  zahlreichen 
anderen  Ländern  wieder  eingeführt  war)  und 
in  welcher  Weise  dieses  Genehmigungsrecht 
gehandhabt  wird,  ob  die  Steuergesetzgebung 
\  die  Aktiengesellschaften  besonders  belastet 
'(Oesterreich!)  oder  ob  gerade  steuerliche 
;  Gesichtspunkte  die  Form  der  Aktiengesell- 
schaft    begünstigen    (deutsches  Körper- 
schaftssteuergesetz!), in  welchem  Verhält- 
( nisse  Anlage-  und  Betriebskapital  bei  den 
!  einzelnen  Unternehmungen  stehen  und  ob 
'  der    Betrieb     mehr     nach  allgemeinen 
Regeln  geführt  werden  oder  in  seinem  Er- 
gebnis mehr  von  täglich  neu  zu  fassenden 
\  Entschließungen  abhängig  ist  (je  höher  die 
Quote  des  Anlagekapitals  desto  stärker  im 
allgemeinen  der  Anteil  der  Aktiengesell- 
schaften: Eisenbahnen,  Elektrizitäts-,  Gas-, 
Wasserwerke  u.  dgl.    Gegenstück:  Waren- 
handel), welcher  Art  die  Gewinnaussichten 
auf  den  einzelnen  Gebieten  des  Wirtschafts- 
lebens sind  (der  geringe  Reinertrag  wohl 
die  Hauptursache  für  das  Fehlen  landwirt- 
schaftlicher Aktiengesellschaften). 

3.  Gründe  für  die  besondere  Eignung 
der  Aktiengesellschaft,  große  Kapitalien 
zu  akkumulieren.  Die  AktiengeseOschaft 
■  ist  diejenige  private  Unternehnmngsform, 
die  am  besten  geeignet  ist,  für  geschäftliche 
Zwecke  große  Kapitalien  zu  akkumulieren. 
Die  Gründe,  die  sie  dafür  besonders  be- 
fähigen, liegen  vor  allem  in  folgendem: 

a)  „Beschränkte  Haftung"  und  be- 
grenzte Einzahlungspflicht  der  Ge- 
sellschafter. Die  Aktiengesellschaft  ist 
rechtlich  nahezu  überall  so  ausgestaltet,  daß 
die  Gesellschafter  nicht  —  wie  etwa  bei  der 
offenen  Handelsgesellschaft  —  den  Gläubigern 
direkt  haften,  daß  das  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft vielmehr  rechtlich  selbständig  ist 
und  den  Gläubigern  des  Unternehmens  allein 
haftet.  Die  Aktionäre  haben  den  Gesell- 
schaftsgläubigern gegenüber  also  nicht,  wie 
gewöhnlich  gesagt  \vird,  eine  begrenzte  Haf- 
tung zu  übernehmen,  sondern  überhaupt 
keine,  es  haftet  ihnen  lediglich  das  von  den 
Vermögen  der  Gesellschafter  abgesonderte 
Gesellschaftsvermögen.  Weiter  sind  die 
Aktionäre  nicht  —  wie  bei  der  bergrecht- 
lichen Gewerkschaft  —  evtl.  zur  Zahlung 
von  Zubußen  gezwungen,  ihre  finanzielle 
Verpflichtung  beschränkt  sich  vielmehr  (ab- 
gesehen von  den  im  Schlußabschnitt  er- 
wähnten Nebenleistungsaktiengesellschaftea. 
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und  abgesehen  von  den  Fällen  einer  indi-  [  Aktien  vielfach  (in  Deutschland  nur  selten) 
rekten  faktischen  Nötigung  zu  Zuzahlungen  Namenspapiere,  aber  auch  ihre  Uebertragung 
in  Sanierungsfällen)  auf  den  Nennbetrag  ist  —  im  Gegensatz  z.  B.  zu  den  Anteilen 
der  Aktie  (zuzüglich  eines  evtl.  vereinbarten  einer  GmbH.  —  leicht  und  bequem. 
Agios).  Infolgedessen  können  die  Gesell-  Faktisch  wird  die  Uebertragbarkeit  der 
schafter  mit  einer  festen  Begrenzung  ihres  Aktien  vor  allem  durch  den  ßörsenliandcl 
Risikos  rechnen.  erleichtert:   die   Ausbreitung  der  Aklien- 

b)  Kleinheit  des  einzelnen  Anteils,  gesellschaften  ist  mit  der  Entwicklung  der 
Das  Grundkapital  der  Aktiengesellschaft  ICffcktcnbörsen  auf  das  engste  verbunden, 
wird  —  ähnlich  wie  bei  Staatsanleihen  —  Technisch  erleichtert  wird  dieser  Börsen- 
regelmäßig  zerlegt  in  eine  große  Anzahl  von  handcl  —  z»  dem  allerdings  nidit  alle 
Anteilen,  die  je  über  einen  kleinen  Betrag  .\ktien  ohne  weiteres  zugelassen  sind  —  durch 
lauten.  In  Deutschland  hat  man  es  für  die  Vertretbarkeit  der  einzelnen  Anteile, 
nötig  erachtet,  den  Mindestbetrag  der  ein-  dadurch  daß  sie  alle  (oder,  wenn  verschiedene 
zclnen  Aktie  auf  1000  M.  festzusetzen,  um  ;  Kategorien  von  Aktien  ausgegeben  sind,  alle 
wenig  vermögende  Leute  von  der  Spekula-  innerhalb  der  gleichen  Kategorie)  den  glei- 
tiven  Anlage  ihres  Besitzes  in  Aktien  fern-  chen  Wert  haben,  die  gleichen  Rechte  ver- 
zuhalten.   Da  die  Praxis  regelmäßig  keinen  kürpern. 

Anlaß  gefunden  hat,  über  diesen  Betrag  d)  Hohe  Einschätzung  der  Gewinn- 
hinauszugehen, so  lauten  die  Aktien  deutscher  Chancen.  Der  Gedanke,  au  dem  Gewinn 
(Jcsellscliaften  fast  immer  über  1000  II.  (so-  eines  großen  Unternehmens  und  an  der 
weit  nicht  aus  älterer  Zeit  noch  kleinere  An-  damit  verbundenen  Wert  Steigerung  der  ;\n- 
teile  herrühren  oder  ausnahmsweise  nach  teile  teilzunehmen,  hat  für  viele  etwas  be- 
§  180  HGB.  ein  geringerer  Betrag  zugelassen  |  sonders  Verlockendes.  Die  Unsicherheit 
ist).  Das  ist  eine  Summe,  die  es  sehr  weiten  der  künftigen  Gewinnchancen  führt  bei 
Kreisen  ermöglichte,  sich  an  Aktiengesell- ,  vielen  leicht  zu  deren  Ueberschätzung.  Die 
Schäften  zu  beteiligen.  In  den  anderen  I  Aktie  hat  etwas  Lotterieartiges  und  die  Be- 
Ländern bestehen  entweder  überhaupt  keine  ;  Wertung  der  damit  verbundenen  (iewinn- 
Vorschriften  über  den  Mindestbetrag  der  aussichtcn  erinnert,  wie  mit  Recht  gesagt 
einzelnen  Aktien  oder  er  ist  niedriger  als  worden  ist,  in  gewissem  Maße  an  die  Bc- 
der  deutsche.  Infolgedessen  ist  die  Bcteili-  Wertung  der  Chancen  eines  Lotterieloses, 
gung  an  Aktienunternehmungen  dort  viel-  eine  Neigung,  die  natürlich  von  denen,  die 
fach  eine  noch  wesentlich  breitere.  Auch  in  Aktien  ausgeben  oder  weitervnräußern  wollen, 
Deutschland  hat  man  vielfach  gefordert,  daß  '  gelegentlich  verstärkt  wird.  Wichtiger  als 
kleinere  Aktien  zugelassen  werden  sollten:  die  Chance,  hohe  Dividende  zu  beziehen,  ist 
einmal,  weil  man  für  bestimmte  Arten  von  allerdings  wohl 

Unternehmungen  (koloniale  Gesellschaften)]  e)  dieMöglichkeit,  durch  den  Aktien- 
oder ganz  allgemein  weitere  Kreise  zur  Ka-  Umsatz  Gewinne  zu  machen.  Seit  den 
pitalbeschaffung  heranziehen  wollte,  zum  j  Anfängen  der  Aktiengesellschaft  spielen 
anderen  weil  man  durch  solche  Kleinaktien  neben  den  Aktionären,  die  Aktien  als  Ver- 
besondcrs  den  Arbeitern  Gelegenheit  geben  |  mögcnsanlage  erwerben,  andere  eine  große 
möchte,  sieh  an  den  Werken,  in  denen  sie  Rolle,  die  in  der  Aktie  ein  Spekulations- 
tätig sind,  zu  beteiligen,  an  deren  Gewinn  papier  erblicken  und  durcli  Kaut  und  Vcr- 
und  evtl.  auch  an  deren  Verwaltung  teilzu-  kauf  von  Aktion  große  und  sclincllo  Gewinne 
nehmen  und  dadurch  mehr  Interesse  an  zu  machen  hoffen.  Dadurch  wird  der 
dem  Unternehmen  zu  geninnen.  Die  starke  Kreis  der  Interessenten  außerordentlich  ge- 
Geldentwertung hat  der  Frage  der  Klein- ,  weitet. 

aktie  in  Deutschland  ein  anderes  Gesicht  f)  Vertrauen  auf  staatlichen  Schutz 
gegeben.  und  Publizität.    Da,  wo  die  Gründung 

c)  Leichte  Uebertragbarkeit  der  [(und  dann  regelmäßig  auch  jede  Ausgabe 
Anteile.  Sehr  wesentlich  für  die  große  von  weiteren  Aktien)  an  die  staatliche  Ge- 
Verbreitung der  Aktiengesellschaften  ist  wei- 1  nehmigung  gebunden  ist,  und  etwa  auch  noch 
ter,  daß  die  einzelnen  Anteile  regelmäßig  —  eine  besondere  staatliche  Kontrolle  statt- 
rechtlich und  faktisch  —  sehr  leicht  über- '  findet,  wiegen  sich  die  Aktieuerwerber  in 
tragbar  sind.  Die  Uebertragung  ist  nicht  dem  —  nicht  immer  berechtigten  —  Glauben, 
an  die  Zustimmung  der  übrigen  Aktionäre  daß  die  Solidität  des  Unternehmens  und  seine 
und  auch  nicht  die  der  Gesellschaft  gebunden.  Geschäftsführung  dadurch  gewährleistet  sei. 
Ueber  die  einzelnen  Anteile  werden  Wert-  Wo  solcher  Konzessionszwang  und  staat- 
papiere  ausgestellt,  die  leicht  von  Hand  zu  liehe  Aufsicht  nicht  bestehen,  dafür  aber  — 
Hand  gehen  können.  In  Deutschland  sind  wie  in  Deutschland  —  strenge  Normativbe- 
die  Aktien  fast  durchweg  Inhaberpapiere,  I  Stimmungen  getroffen  sind,  sieht  man  in 
ihre  Uebertragung  kann  also  durch  einfache  j  ihnen  einen  besonderen  Schutz.  Insbe- 
Uebergabe  erfolgen.    Im  Ausland  sind  die  I  sondere  die  Vorschriften  über  Offenlegung 
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des  Gründungsherganges  und  Veröffent- 
lichung der  Bilanz  und  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung wirken  in  dieser  Richtung. 
Wenn  der  einzelne  Aktionär  solche  Ver- 
öffentlichungen auch  nicht  selbst  liest,  so 
hat  er  doch  die  Ueberzeugung,  daß  das 
von  den  Banken,  der  Handelspresse  usw. 
geschieht.  Auch  die  regelmäßige  Ver- 
öffentlichung der  an  der  Börse  gezahlten 
Preise  gibt  dem  Aktionär  die  Möglichkeit 
einer  gewissen  ständigen  Ueberwachung. 

4.  Aufbringung  des  Grundkapitals.  Der 
an  sich  gegebene  Weg  für  die  Aufbringung 
des  ersten  Grundkapitals  ist  der,  daß  die- 
jenigen, die  eine  Aktiengesellschaft  be- 
gründen wollen,  sich  zusammensciiließen, 
selber  den  Teil  der  Aktien,  den  sie  erwerben 
wollen,  zeichnen  und  dann  Dritte,  evtl.  das 
große  Publikum  auffordern,  weitere  Aktien 
zu  übernehmen.  Dieser  Weg  der  sog.  Suk- 
zessivgründung ist  früher  in  Deutschland 
üblich  gewesen  und  ist  in  vielen  anderen 
Ländern  auch  heute  noch  verbreitet;  in 
Deutschland  ist  er  unter  dem  Einfluß 
neuer  aktienrechtlicher  Bestimmungen  zur 
Seltenheit  geworden.  Statt  dessen  ist  der 
Weg  der  Simultangründung  üblich  geworden. 
Einige  wenige  Gründer  —  gewöhnlich  be- 
schränkt man  sich  auf  die  gesetzlich  vor- 
geschriebene Zahl  von  fünf  —  zeichnen  bei 
der  Gründung  das  ganze  Aktienkapital,  über- 
nehmen also  auch  die  Aktien,  die  sie  selber 
gar  nicht  behalten  wollen.  Die  Unterbrin- 
gung dieser  Aktien  beim  Publikum  erfolgt 
dann  in  einem  späteren  Akte,  der  ^-ielfacli, 
jedoch  nicht  notwendig,  mit  der  Einführung 
der  betreffenden  Papiere  in  den  Börsen- 
handel verbunden  wird.  So  wird  der  ur- 
sprünglich einheitliche  Vorgang  der  Heran- 
ziehung des  Publikums  in  zwei  getrennte 
Stadien  zerlegt,  die  auch  zeitlich  erheblich 
auseinanderfallen  können.  Insbesondere  in 
all  den  Fällen,  in  denen  ein  bereits  in  anderer 
Rechtsform  bestehendes  Unternehmen  in  eine 
Aktiengesellschaft  umgewandelt  wird  (insbe- 
sondere bei  Gründung  industrieller  Aktien- 
gesellschaften der  Normalfall),  kann  wegen 
des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Sperr jahres 
die  Börseneinführung  erst  später  erfolgen, 
und  deshalb  wartet  man  gewöhnlich  auch 
solange  mit  der  Emission  der  Aktien.  Die 
Bedeutung  der  Banken  für  das  Gründungs- 
und Emissionsgeschäft  ist  dadurch  be- 
sonders gesteigert. 

Tritt  im  Verlaufe  der  Entwicklung  ein 
weiterer  Kapitalbedarf  auf  und  kann  oder 
soll  er  nicht  durch  Einbehaltung  von 
Gewinnen  oder  durch  Inanspruchnahme  von 
Kredit  gedeckt  werden,  so  schreitet  man  zu 
einer  Erhöhung  des  Grundkapitals,  zur  Aus- 
gabe neuer  („junger")  Aktien.  Wenn  nichts 
Besonderes  vorliegt,  werden  sie  den  alten 
Aktionären   im   Verhältnis   ihres  Aktien- 


I  besitzes  zum  Bezüge  angeboten.  Geht  es  der 
!  Gesellschaft  gut,  so  ist  sie  in  der  Lage,  die 
!  neuen  Aktien,  da  sie  die  gleichen  Rechte 
1  gewähren  wie  die  alten,  mit  einem  ent- 
sprechenden Aufgelde  (Agio),  also  zu  einem 
den  Nennbetrag  übersteigenden  Betrage  zu 
begeben.  Macht  sie  hieri'on  nicht  oder  nicht 
vollständig  Gebrauch,  so  hat  das  den  alten 
Aktionären  eingeräumte  Bezugsrecht  einen 
speziellen  Vermögenswert,  den  sie,  wenn 
sie  neue  Aktien  nicht  übernehmen  wollen, 
auch  dadurch  realisieren  können,  daß  sie 
ihr  Bezugsrecht  an  Dritte  veräußern.  Hat 
die   Gesellschaft  sich  nicht  günstig  ent- 
wickelt und  werden  infolgedessen  die  alten 
Aktien  unter  pari  bewertet,  so  ist  die  Aus- 
gabe neuer  Aktien  nicht  ohne  weiteres 
möglich.    Früher  half  man  sich  in  solchen 
Fällen  dadurch,  daß  man  die  neuen  Aktien 
1  unter  pari  ausgab.    Seitdem  das  deutsche 
\  Aktienrecht  solche  Unterparibegebung  ver- 
boten hat,  kommt  dieser  Weg  nicht  mehr 
in  Betracht.    Statt  dessen  stattet  man  die 
neuen  Aktien  mit  Vorzugsrechten  in  bezug 
auf  Dividende  und  Liquidationserlös  aus 
und  gibt  so  neuen  Anreiz  zu  deren  Ueber- 
nahme.  In  nicht  wenigen  Fällen  (vor  aUem, 
I  wenn  im  Wege  der  Fusion  ein  anderes  Unter- 
I  nehmen  oder  gleich  mehrere  übernommen 
I  werden  sollen)  wird  das  Bezugsrecht  der 
!  alten   Aktionäre    auf   die   neuen  Aktien 
j  ausgeschlossen  und  diese  werden  Dritten 
I  zugeteilt. 

Eine  geringere  Bedeutung  haben  „frei- 
willige" Zuzahlungen  der  Aktionäre,  die 
ohne  Erhöhung  des  Grundkapitals  erfolgen. 
Es  handelt  sich  hier  um  Fälle,  in  denen  das 
Grundkapital  durch  Verluste  verringert  ist 
und  nun  durch  die  bisherigen  Alitionäre 
wieder  aufgefüllt  wird.  Die  Aktionäre  können 
rechtlich  zu  solchen  Zuzahlungen  nicht  ge- 
zwungen werden,  die  Technik  der  Sanie- 
rungen hat  aber  Wege  gefunden,  um  einen 
indirekten  Zwang  dazu  auszuüben. 

In  Deutschland  war  es  früher  durchaus 
üblich,  bei  der  Gründung  von  Aktiengesell- 
schaften nur  eine  einheitliche  Kategorie  von 
Aktien  zu  schaffen,  während  im  Ausland 
(besonders  in  den  Vereinigten  Staaten)  viel- 
fach von  vornherein  das  Grundkapital  in 
gewöhidiche  und  in  Vorzugsaktien  (com- 
mon und  preferred  shares)  zerlegt  wird. 
Ein  Nebeneinander  von  Stamm-  und  Vor- 
zugsaktien war  in  Deutschland  dagegen 
häufig  das  Ergebnis  von  Sanierungen  oder, 
wie  schon  erwähnt,  die  Folge  von  Kapital- 
erhöhungen bei  schlecht  rentierenden  Ge- 
sellschaften. Neuerdings  spielen  in  Deutsch- 
land zwei  weitere  Kategorien  von  Vorzugs- 
aktien eine  Rolle:  einmal  hat  man  vielfach 
Vorzugsaktien  geschaffen,  die  dem  Charakter 
der  Obligation  dadurch  angenähert  sind,  daß 
sie  vorweg  aus  dem  Gewinn  eine  Dividende 
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von  4,  5,  6%  erhalten  und  bis  zu  dieser 
Höhe  gewöhnlich  auch  mit  einem  Anspruch  auf 
Nachzahlung  ausgefallener  Betrage  in  spä- 
teren Jahren  ausgestattet  sind,  die  auf  einen 
höheren  Gewinnanteil  aber  keinen  Anspruch 
haben,  im  Falle  der  Liquidation  vor  den 
Stammaktien  (aber  nur  bis  zur  Höbe  des 
Nominalbetrages)  befriedigt  werden  und 
rückzahlbar  sind.  Die  Ausgabe  solcher 
Vorzugsaktien,  die  bei  gut  rentierenden 
Gesellschaften  wegen  der  Begrenzung  des 
Dividcndenansprucbs  oft  einen  sehr  viel 
geringeren  Wert  repräsentieren  als  die 
Stammaktien,  hat  man  vielfach  damit  be- 
gründet, daß  man  an  einen  vorübergehenden 
Kapitalbedarf  dachte  und  sich  die  leichte 
Möglichkeit  einer  späteren  Wiedereinziehung 
vorbehalten  wollte.  Seit  Kriegsende  spielt 
eine  noch  sehr  viel  größere  Kelle  die  Schaf- 
fung von  sog.  Schutzaktien.  Vis  handelt  sich 
hierbei  um  Aktien,  die,  was  nach  dem  HGB. 
ohne  weiteres  möglich  ist,  entweder  für 
alle  Fälle  oder  nur  für  besondere  Beschlüsse, 
entweder  dauernd  oder  nur  für  bestimmte 
Zeit,  ein  mehrfaches  Stimmrecht  gewähren. 
Die  gegenwärtige  Verwaltung  will  sich  da- 
durch gegen  das  Eindringen  ausländischer 
Kapitalisten  („Ucberfrenidung"),  evtl.  aber 
gegen  den  Erwerb  der  Majorität  durch  andere 
schützen  und  ihren  Einfluß  auf  die  Dauer 
sicherstellen.  Solche  ,, Schutzaktien"  sind 
gewöhnlich  auch  in  Bezug  auf  Gewinn- 
beteiligung und  Befriedigung  aus  dem  Liqui- 
dationserlös als  Vorzugsaktien  (bald  als 
eigentliche  Vorzugsaktien,  bald  als  solche 
mit  begrenztem  Dividendenanspruch)  aus- 
gestaltet. 

5.  Bindung  des  Grundkapitals.  Re- 
serven. Ein  besonders  bemerkenswerter 
Unterschied  der  Aktiengesellschaft  gegen- 
über z.  B.  der  offenen  Handelsgesellschaft 
ist,  daß  das  einmal  dem  Unternehmen  zur 
Verfügung  gestellte  Grundkapital  ihm  von 
den  Gesellschaftern  nicht  wieder  —  etwa 
infolge  von  Kündigung  —  entzogen  werden 
kann  und  auch  nicht  an  die  Gesellschafter 
zurückgezahlt  werden  darf.  Will  der  einzelne 
Aktionär  seine  Beteiligung  aufgeben,  so  kann 
er  seinen  Anteil  veräußern;  von  der  Gesell- 
schaft kann  er  seine  Einlage  nicht  zurück- 
fordern. Sie  bleibt  dauernd  dem  Unter- 
nehmen gewidmet,  an  die  Aktionäre  darf  nur 
das  verteilt  werden,  was  sich  bei  intaktem 
Grundkapital  als  Gewinn  ergibt.  Dadurch 
ist  den  Aktiengesellschaften  eine  besondere 
Beständigkeit  gewährleistet,  während  bei 
vielen  anderen  Gesellschaftsformen  das  Wei- 
terbestehen des  Unternehmens  durch  Aende- 
rungen  in  den  persönlichen  Verhältnissen 
der  Gesellschafter  häufig  in  Frage  gestellt 
wird. 

Neben  dem  durch  den  Gesellschaftsvertrag 
festgesetzten  Grundkapital  wird  regelmäßig 


I  weiteres  Eigenkapital  angesammelt  und  zwar 
zunächst  durch  Einbehaltung,  Reservierung 
von  Teilen  des  Reingewinnes.  In  Deutsch- 
land (nicht  immer  auch  im  Auslände)  ist 
eine  solche  Reservenbildung  sogar  obligato- 
risch. Jährlich  müssen  5%  des  Reinge\vinnes 
solange  einbehalten  werden,  bis  der  gesetz- 
liche „Reservefonds"  10%  des  Grundkapitals 
erreicht  hat.  Neben  der  Speisung  aus  dem 
Reingewinn  kommen  aucii  noch  andere 
Quellen  für  die  Bildung  der  gesetzlichen 
Reserve  in  Betracht:  Das  bei  Ausgabe  von 
Aktien  erzielte  Agio  (unrichtig  oft  als  Agio- 
gewinn bezeichnet)  muß  (nach  Abzug  der 
durch  die  Aktienausgabe  entstehenden 
Kosten)  der  gesetzlichen  Reserve  zugeführt 
werden.  Weniger  bedeutsam  ist  dio  Be- 
stimmung, daß  das  gleiche  zu  geschehen  hat 
mit  dem  Betrag  etwaiger  ,,Zuzahlungen"  der 
Aktionäre,  der  nicht  zu  außerordentlichen 
Abschreibungen  oder  zur  Deckung  außer- 
j  ordentlicher  Verluste  bestimmt  ist.  Auch 
diese  gesetzliche  Reserve  ist  weitgehend 
gebunden.  Sie  darf  nur  zum  Ausgleich 
eines  aus  der  Bilanz  sich  ergebenden  Ver- 
lustes herabgesetzt  werden.  Eine  Heran- 
ziehung zur  Gewinnverteilung  ist  ausge- 
schlossen. Kommt  eine  Gesellschaft  öfter 
in  die  Lage,  neue  Aktien  mit  einem  hohen 
Agio  auszugeben,  so  kann  dio  gesetzliche 
Reserve  einen  sehr  hohen  Betrag  ausmachen. 
I  Neben  der  gesetzlichen  Reserve  bilden  die 
:  Aktiengesellschaften  nun  in  aller  Regel  eine 
oder  mehrere  freiwillige  Reserven,  d.  h.  sie 
behalten  über  das  gesetzlich  vorgeschriebene 
Maß  hinaus  weitere  Teile  des  Reingewinnes 
ein.  Bald  handelt  es  sich  dabei  um  all- 
gemeine Reserven  ohne  bestimmten  Ver- 
wendungszweck, bald  um  Speziaireserven 
(z.  B.  zur  Dividendeiicrgänzung  in  ungünsti- 
gen Jahren,  für  Wohlfahrtszwecke,  zur 
Deckung  in  der  Zukunft  vorzunehmender 
besonders  kostspieliger  Arbeiten,  zum  Aus- 
gleich für  etwaige  künftige  Kurs-  oder  sonstige 
Verluste  u.  dgl.).  In  allen  Fällen  kann  die 
Gesellschaft  über  diese  freiwilligen  Reserven 
nach  Maßgabe  ihres  Statuts  frei  verfügen. 

Irreführend  ist  der  für  diese  Reserven 
gewöhnlich  gebrauchte  Ausdruck  ,, Reserve- 
fonds". Es  handelt  sich  regelmäßig  nicht 
um  die  Ansammlung  und  gesonderte  Ver- 
waltung eines  besonderen  Fonds  von  Aktiven 
(das  kommt  nur  ganz  ausnahmsweise  vor), 
sondern  lediglich  um  eine  entsprechende  Ver- 
mehrung des  Reinvermögens.  Der  ent- 
sprechende Teil  des  Reinvermögens  wird 
nicht  besonders  gekennzeichnet  und  unter- 
liegt keinen  anderen  rechtlichen  Bestim- 
mungen als  die  übrigen  Aktiva.  Die  Höhe 
der  Reserven  gibt  insbesondere  auch  keinerlei 
Aufschluß  über  den  Betrag  der  liquiden 
Mittel,  die  der  Gesellschaft  im  Notfall  so- 
fort zur  Verfügung  stehen.     Eine  Gesell- 
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Schaft  ohne  Reserven  kann  sehr  viel  mehr 

leichtflüssige  Mittel  besitzen  als  eine  andere, 
die  sehr  hohe  Reserven  angesammelt  hat. 

Neben  den  vorstehend  behandelten,  in 
der  Bilanz  ausgewiesenen,  sog.  offenen  Re- 
gerven spielen  bei  vielen  Gesellschaften  auch 
„stille"  Reserven  eine  große  Rolle,  die  da- 
durch entstehen,  daß  bei  der  Bilanzaufstel- 
lung Aktiva  zu  niedrig  (bisweilen  auch 
Schuldposten  zu  hoch)  angesetzt  werden. 
Auch  hier  handelt  es  sich  darum,  daß  (wenn  die 
stillen  Reserven  nicht  schon  bei  der  Grün- 
dung bestehen)  Reinge\\'innteile  von  der 
Verteilung  ausgeschlossen  sind.  Die  Wir- 
kung der  stillen  Reserven  ist  die  gleiche  wie 
die  der  offenen,  nur  daß  sie  den  außerhalb 
der  Verwaltung  Stehenden  nicht  oder  nicht 
genau  erkennbar  sind  und  daß  die  Verwaltung 
infolgedessen  hinsichtlich  ihrer  Verwendung 
freiere  Hand  hat. 

6.  Der  Kredit  der  Aktiengesellschaft. 
Die  „beschränkte  Haftung"  hat  nicht  dahin 
geführt,  daß  es  der  Aktiengesellschaft  schwe- 
rer ist  als  der  Einzeluntemehmung  oder 
der  offenen  Handelsgesellschaft,  Kredit  zu 
erlangen.  Im  Gegenteil  hat  sich  gezeigt, 
daß  die  Aktiengesellschaft  in  besonderem 
Maße  kreditfähig  ist.  Das  Vermögen  der 
Aktiengesellschaft  haftet  den  Gläubigern 
der  Gesellschaft  ja  unbeschränkt,  und  die 
ganze  Struktur  der  aktiengesellschaftlichen 
Unternehnmng,  insbesondere  das  Prinzip  der 
Bindung  des  Grundkapitals  bürgt  dafür, 
daß  dieses  Vermögen  in  der  Regel  auch  für 
die  geschäftlichen  Zwecke  zusammenge- 
halten wird  und  eine  dauernde  Kredit- 
unterlage bUdet.  So  kommt  es,  daß  die 
Aktiengesellschaften  in  besonders  großem 
Maße  Kredit  in  Anspruch  nehmen  können. 
Wenn  es  auch  nicht  möglich  ist,  das  zahlen- 
mäßig genau  zu  belegen  —  weil  für  die 
anderen  Arten  privater  Unternehmungen  die 
Vergleichszahlen  fehlen  — ,  so  kann  doch 
behauptet  werden,  daß  ceteris  paribus  im 
allgemeinen  der  Kredit  der  Aktiengesell- 
schaften größer  ist.  Insbesondere  ist  hervor- 
zuheben, daßgeradesieauch  über  langfristigen, 
von  Seiten  der  Gläubiger  unkündbaren  Kredit 
verfügen  können.  Die  Ausgabe  von  lang- 
fristigen Teilschuldverschreibungen  (Obli- 
gationen) steht  allen  privaten  Unterneh- 
mungen rechtlich  (wenigstens  in  Deutsch- 
land) frei,  faktisch  vermögen  im  allge- 
meinen nur  Aktiengesellschaften  zu  deren 
Ausgabe  zu  schreiten.  Diese  haben  denn 
auch  —  je  nach  der  Art  des  Betriebes  in 
sehr  verschiedenem  Maße  davon  Gebrauch 
gemacht  und  so  durch  Inanspruchnahme  von 
Obligationenkredit  ihr  „dauernd  verfügbares 
Kapital"  über  den  Betrag  des  Eigenkapitals 
hinaus  wesentlich  erhöht.  Mit  der  besonderen 
Kreditfähigkeit,  der  Aktiengesellschaft  hängt 
es  auch  zusammen,  daß  solche  Geschäfts- 


zweige, die  besonders  viele  und  besonders  lang- 
fristige Kreditverhältnisse  mit  sich  bringen, 
den  Aktiengesellschaften  reserviert  bleiben. 
So  verbietet  das  Deutsche  Hypothekenbank- 
gesetz, daß  dieser  Geschäftszweig  von  Einzel- 
personen, offenen  Handelsgesellschaften, 
Kommanditgesellschaften,  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  und  eingetragenen 
Genossenschaften  betrieben  wird.  Das 
Reichsgesetz  betr.  die  privaten  Versiche- 
rungsunternehmungen bestimmt,  daß  zum 
Betrieb  einer  Reihe  der  wichtigsten  Ver- 
sicherungszweige die  Erlaubnis  außer  Ver- 
sicherungsvereinen auf  Gegenseitigkeit  nur 
an  Aktiengesellschaften  erteilt  werden  darf. 
Auch  für  Privatnotenbanken  kommt  von 
den  handelsrechtlichen  Gesellschaftsformen 
nur  die  Form  der  Aktiengesellschaft  in  Be- 
tracht. 

7.  Organisation  der  Verwaltung.  All- 
gemeines. In  der  Literatur  hat  man  sich 
gewöhnt,  die  Aktionäre  einer  Aktiengesell- 
schaft als  eine  große  Anzahl  gleichartiger 
Faktoren  anzusehen,  und  diese  Betrach- 
tungsweise ist  insbesondere  dadurch  geför- 
dert worden,  daß  die  deutsche  Gesetzgebung 
bemüht  war,  das  Aktienrecht  nach  demo- 
kratischen Gesichtspunkten  aufzubauen. 
Jene  Auffassung  entspricht  nicht  den  Tat- 
sachen der  Wirklichkeit,  und  diese  gesetz- 
geberischen Ideen  haben  sieh  in  der  Praxis 
nicht  realisiert.  Die  faktische  Verfassung 
der  Aktiengesellschaft  hat  von  Anfang  an 
ein  aristokratisches  Gepräge  getragen,  und 

j  das  hat  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  er- 

1  halten.  Der  Grund  dafür  liegt  darin,  daß 
die  typische  Aktiengesellschaft  regelmäßig 
gar  nicht  aus  Aktionären  von  einheitlichem 

I  Charakter  besteht,  daß  ihre  Wesensart  viel- 
mehr durch  das  Nebeneinander  verschiedener 

:  Arten  von  Aktionären  bestimmt  wird.  Das 
große  Publikum  kennt  gewöhnlich  nur  Klein- 
aktionäre, die  mit  „ihrer"  Gesellschaft  nur 
lose  verbunden  sind,  die  oft  gar  nicht  genauer 
über  deren  Betrieb  unterrichtet  sind,  die 
an  der  Verwaltung  keinen  Anteil  haben  und 
meist  auch  nicht  wünschen,  die  die  General- 
versammlungen nicht  besuchen,  die  Bilanzen 
nicht  lesen  und  ihre  Aktien  oft  nur  als 
vorübergehenden  spekulativen  Besitz  an- 
sehen. Dieser  Typ  von  Aktionären  ist  in 
der  Tat  weit  verbreitet,  die  Entwicklung  des 
Aktiengesellschaftswesens  beruht  zu  einem 
erheblichen  Teil  auf  dem  Vorhandensein  von 
Personen,  die  sich  mit  solcher  BoUe  zu- 
frieden geben,  auf  der  Möglichkeit,  gerade 
durch  die  Heranziehung  weiter  derartiger 
Kreise  große  Kapitalien  für  große  Unter- 
nehmungen zu  erlangen.  Aber  dieser  Typ 
ist  nicht  der  einzige.  Neben  den  Kleiuaktio- 
nären,  die  sich  selbst  nicht  eigentlich  als 
Gesellschafter  betrachten,  neben  Aktionären, 
die  ihren  Aktienbesitz  schnell  wieder  ab- 
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stoßen,  gibt  es  regelmäßig  von  der  Gründung 
ab  auch  andere:  Großaktionäre,  die  mit 
«rheblichen  Beträgen  beteiligt  sind,  die  auf 
die  Verwaltung  Einfluß  zu  gewinnen  wün- 
Bchen,  die  dauernd  mit  dem  Unternehmen 
verbunden  sind.  Wird  ein  bereits  in  anderer 
Form  bestehendes  UnternehmenineineAktien- 
gesellschaft  umgewandelt,  so  gehören  in  diese 
Kategorie  regelmäßig  die  Vorbesitzer.  Bei 
ganz  neu  geschaffenen  Unternehmungen 
linden  sich  durchweg  Hauptintercsscnten, 
die  dauernd  und  erheblich  an  der  neuen  Ge- 
sellschaft beteiligt  sein  wollen.  Bei  den 
älteren  Aktiengesellschaften  wurde  dieser 
Talsache  vielfach  dadurch  Rechnung  ge- 
tragen, daß  satzungsgpmiiß  die  Verwaltung 
in  die  Hände  der  „llauptparlizipanten"  ge- 
legt wurde,  während  der  Gesamtheit  der  Ak- 
tionäre nur  ein  geringer  oder  gar  kein  Einfluß 
eingeräumt  wurde.  Nach  der  neueren  Ent- 
wcklung  insbesondere  des  deutschen  Aktien- 
rechts ist  das  nicht  mehr  möglich:  nach  dem 
Buchstaben  des  Gesetzes  ist  das  Schwer- 
gewicht aller  bedeutsamen  Entscheidungen 
in  die  Generalversammlung,  in  der  jeder 
Aktionär  Sitz  und  Stimme  hat,  verlegt  wor- 
den. Praktisch  hat  sich  dadurch  so  sehr  \'iel 
nicht  geändert:  Die  faktischen  Machtver- 
hältnisse sind  dadurch  nicht  umgestaltet 
■worden.  Das  besagt  nicht,  daß  jene  Kate- 
gorie von  Großaktionären  immer  über  die 
Majorität  der  Aktien  verfügt.  Da  die  Mehr- 
zald  der  Kleinaktionärc  gar  nicht  daran 
denkt,  sich  an  den  Generalversammlungen  zu 
beteiligen,  so  genügt  oft  eine  verhältnismäßig 
kleine  Quote  des  Aktienkapitals,  um  die 
Herrschaft  über  die  Aktiengesellschaft  zu 
gewährleisten.  Das  gilt  schon,  wenn  —  wie 
das  in  Deutschland  bis  nach  dem  Kriege 
die  Hegel  war  —  alle  Aktien  das  gleiche 
Stimmrecht  gewährten,  es  gilt  in  sehr  ver- 
stärktem Malie,  wenn  —  wie  das  z.  B.  in 
den  Vereinigten  Staaten  in  großem  Umfange 
der  Fall  war  —  'das  Stimmrecht  auf  be- 
stimmte Kategorien  konzentriert  ist  oder 
wenn  —  wie  das  in  Deutschland  seit  Kriegs- 
ende in  riesigem  Ausmaße  geschehen  ist  — 
ein  Teil  der  Aktien  („Schutzaktien")  mit 
mehrfachen  (5, 10, 20  fachem)  Stimmrecht  aus- 
gestattet wurden.  Dadurch  ist  die  Macht 
einzelner  Aktionärgruppen  noch  sehr  viel 
mehr  gefestigt.  Um  diesen  Einfluß  auf  die 
Dauer  sicherzustellen,  werden  vielfach  die 
Aktien  der  herrschenden  Gruppe  syndiziert, 
d.  h.  die  Beteiligten  verpflichten  sich  gegen- 
seitig, ihre  Aktien  nicht  ohne  Zustimmung 
der  anderen  weiter  zu  veräußern  und  viel- , 
fach  auch,  das  Stimmrecht  dafür  gemeinsam 
auszuüben.  In  nicht  wenigen  Fällen  sind 
auch  größere  Beträge  von  Aktien  einem 
Tochterunternehmen  übertragen,  oder  meh- 
rere befreundete  Gesellschaften  tauschen 
gegenseitig  Aktien  in  so  großem  Umfange  aus, 


daß  dadurch  die  gegenwärtige  Verwaltung 
von  vornherein  gegen  Uebcrstimmung  durch 
Dritte  gesichert  ist.; 

Eine  wachsende  Rolle  spielen  die  Banken, 
insbesondere  die,  die  bei  der  Gründung  und 
der  Unterbringung  der  Aktien  mitwirkten, 
auch  wenn  sie  selbst  keine  eigenen  Aktien 
besitzen.  Das  rührt  einmal  von  der  Bedeu- 
tung, die  die  Banken  als  Kreditgeber  haben, 
dann  aber  auch  besonders  daher,  daß  zahl- 
reiche Aktionäre  ihre  Anteile  den  Banken 
in  Depot  geben  und  ihnen  deren  Vertretung 
in  der  Generalversammlung  überlassen. 

Das  deutsche  Aktienrecht  kennt  seit  der 
Aktiennovellc  von  1870  außer  der  General- 
versammlung zwei  obligatorische  Organe  der 
Aktiengesellschaft:  Vorstand  und  Aufsichts- 
rat, die  in  ihrer  Stellung  und  in  ihren  Be- 
fugnissen rechtlich  scharf  voneinander  ge- 
schieden sind.  In  anderen  Ländern  kennt 
man  eine  solche  scharfe  Scheidung  regel- 
mäßig nicht.  Hier  hat  man  vielfach  einen 
Verwaltungsrat  (board  of  directors),  dessen 
Mitglieder  teilweise  etwa  die  Stellung  der 
deutschen  Aufsichtsratsmitglieder  ein- 
nehmen, während  andere  (managing  direc- 
tors) etwa  dem  deutschen  Vorstande  ent- 
sprechen. Wegen  des  Fehlens  zwingender 
Gesetzesvorschriften  ist  das  äußere  Schema 
der  Organisation  ein  viel  bunteres  und 
mannigfaltigeres  als  in  Deutschland.  Aus 
dem  Wortlaut  der  Satzungen  kann  man  ein 
volles  Bild  der  Wirklichkeit  niclit  gewinnen, 
denn  je  nach  der  Kraft  und  Bedeutung  der 
beteiligten  Persönlichkeiten  variieren  bei 
gleichem  Wortlaut  die  faktischen  Einfluß- 
sphären oft  sehr  wesentlich. 

Im  folgenden  werden  die  deutschen  Ver- 
hältnisse zugrunde  gelegt.  Eine  gewisse 
Zweiteilung  in  Personen,  die  die  Leitung 
der  täglichen  Geschäfte  hauptberuflich 
besorgen  und  andere,  die  sich  so  intensiv 
um  die  Gesellschaft  nicht  küraniern,  in 
großen  und  wichtigen  Fragen  aber  doch  mit- 
bestimmen, ist  bei  dem  Haupttypus  der 
Aktiengesellschaften  ganz  allgemein. 

8.  Vorstand.  Der  Vorstand  („Direktion" 
in  der  Sprache  des  gcwolmlichen  Lebens) 
kann  aus  einem  oder  mehreren  Mitgliedern 
bestehen.  Das  letztere  ist  besonders  häufig. 
Die  Ernennung  der  Vorstandsmitglieder 
erfolgt,  von  verschwindenden  Ausnahmen 
abgesehen,  durch  den  Aufsichtsrat.  Dieser 
bestimmt  auch  \'ielfach  die  Abgrenzung  der 
Ressorts,  wo  mehrere  Vorstandsmitglieder 
nebeneinander  wirken.  Er  kann  auch  weitere 
allgemeine  Anweisungen  geben,  bestimmen, 
ob  jedes  einzelne  Vorstandsmitglied  für  sich 
allein  vertretungsberechtigt  ist  oder  ob  ein 
Zusammenwirken  von  zwei  zeichnungsberech- 
tigten Personen  notwendig  ist,  welches  der 
Vorstandsmitglieder  den  Vorsitz  führen  soll, 
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ob  einer  von  ihnen  als  „Generaldirektor"  be-  |  Neben  der  eigentlichen  Verwaltungstätig- 
sonders  herausgehoben  werden  soll  usw.  keit  ergeben  sich  viele  Fälle,  wo  die  Auf- 
Gesetzlich  nicht  notwendig  ist,  daß  die  j  siehtsratsmitglieder  die  Gesellschaft  beraten 
Vorstandsmitglieder  auch  Aktionäre  der  Ge-  oder  ihr  —  was  praktisch  viel  wichtiger  ist  — 
Seilschaft  sind  (manche  Aktiengesellschaften  bei  der  Anbahnung  neuer  Geschäftsbezie- 
verlangen  in  ihren  Statuten,  daß  jedes  Vor-  hungen,  bei  der  Erweiterung  des  Absatzes 
Standsmitglied  eine  Anzahl  Aktien  der  und  in  ähnlichen  Fällen  fördernd  zur  Seite 
Gesellschaft  für  die  Dauer  seiner  Amtsfüh-  stehen. 

rung  hinterlegen  müsse),  auch  sonst  ist  In  den  älteren  Statuten  wurden  viel- 
der  Aufsichtsrat  nach  deutschem  Recht  in  der  fach  von  den  Gründern  lebenslängliche  Ver- 
Auswahl der  Direktoren  nicht  beschränkt,  waltungsratsmitglieder  aus  ihrer  Mitte  be- 
Die  Statuten  verlangen  bisweilen  deutsche  stellt,  oft  mit  dem  Recht,  weitere  Mitglieder 
Staatsangehörigkeit.  In  anderen  Ländern  '  zu  kooptieren.  Das  ist  jetzt  nicht  mehr  mög- 
zeigt sich  in  wachsendem  Umfange  das  lieh.  Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  (es 
Bestreben,  für  alle  oder  für  einen  Teil  der  müssen  mindestens  3  sein)  sind  von  der 
Vorstandsposten  vorzuschreiben,  daß  nur  I  Generalversammlung  der  Aktionäre  jeweils 
Angehörige  des  eigenen  Landes  sie  bekleiden  auf  einen  kürzeren  Zeitraum  zu  wählen; 
dürfen.  Anderwärts  wird  wenigstens  indirekt  |  faktisch  haben  sich  aber  auch  hier  die  Ver- 
durch  die  Vorschriften  über  Handelsregister  j  häitnisse  wenig  geändert.  Solange  keine 
und  Publizität  darauf  hingewirkt.  grundlegenden  Verschiebungen  im  Aktien- 

Der  Anstellungsvertrag  wird  gewöhnlich  besitz  eintreten,  pflegen  die  bei  der  Grün- 
uur  auf  eine  kurze  Reihe  von  Jahren  ab- '  dung  bestellten  Mitglieder  immer  wieder  ge- 
geschlossen. Das  Entgelt  pflegt  in  einem  '  wählt  zu  werden,  und  wenn  neue  Mitglieder 
festen  Gehalt  und  einer  Tantieme,  einem  zu  wählen  sind,  stimmt  die  Generalver- 
Anteil  am  Reingewinn  des  Unternehmens  zu  Sammlung  regelmäßig  den  Vorschlägen  der 
bestehen.  Die  Vorschrift  des  deutschen  j  Verwaltung  zu.  Nicht  der  Zahl,  aber  der  Be- 
jyjtienrechts,  daß  die  Tantieme  nur  von  den  I  deutung  nach  die  Hauptrolle  spielen  im 
„nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  Aufsichtsrat  die  Vertreter  der  Großaktionäre, 
und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinn"  daneben  (bisweilen  auch  an  erster  Stelle)  die 
berechnet  werden  darf,  macht  es  unmöglich,  Vertreter  der  der  Gesellschaft  nahestehenden 
daß  die  Tantieme  nach  dem  tatsächlich  er- ,  Banken.  Befreundete  Gesellschaften  tauschen 
zielten  Reingewinn  des  betreffenden  Jahres  '  vielfach  Aufsichtsratsmitglieder  unterein- 
bemessen  wird.  ;  ander  aus.  Daneben  finden  sieh  Direktoren, 

9.  Aufsichtsrat.  Die  Rolle,  die  der  Auf-  die  sich  von  der  Vorstandsstellung  zurück- 
sichtsrat  in  Wirklichkeit  spielt,  kann  nicht  gezogen  haben,  Persönlichkeiten,  die  dem 
verstanden  werden,  wenn  man,  wie  das  ge- 1  Unternehmen  geschäftliche  Beziehungen  für 
wohnlich  geschieht,  von  den  Vorschriften  den  Absatz  sichern  sollen,  die  ihr  den  Ver- 
des deutschen  Aktienrechts  ausgeht  und  kehr  mit  den  Behörden,  den  Parlamenten  er- 
sieh danach  ein  Bild  zu  machen  sucht.  Ein  leichtern  soUen,  Sachverständige  und  da- 
Verständnis  dafür  kann  nur  gewonnen  wer-  neben  auch  —  aber  selten  —  Persönlich- 
den,  wenn  man  sich  klar  macht,  daß  der  keiten,  die  lediglich  die  Tantieme  beziehen, 
heutige  Aufsichtsrat  ein  Nachfolger  des  ;  Vertreter  von  Minoritätsgruppen  werden  nur 
alten  Kollegiums  der  Hauptpartizipanten,  ausnahmsweise  gewählt.  Das  Betriebsräte- 
des  späteren  Verwaltungsrates  ist.  Nicht  in  gcsetz  sieht  vor,  daß  auch  die  Arbeiter  und 
der  buchhaltungstechnischen  Kontrolle  der :  Angestellten  Vertreter  in  den  Aufsichtsrat 
Gesellschaft,  sondern  in  der  Mitwirkung  an  ;  entsenden.  Erfahrungen  damit  liegen  noch 
deren  Verwaltung  liegt  nach  vne  vor  die  '  nicht  vor.  Solange  Konzessionspflicht  und 
wichtigste  Funktion  des  Aufsichtsrats.  Das  danut  zusammenhängend  staatliche  Aufsicht 
geht  nicht  aus  dem  Gesetz  hervor  (ist  aber  bestand,  \vurden  vielfach  staatliche  Kom- 
zugelassen),  findet  in  den  Statuten  schon  :  missare  bestellt,  die  aber  eine  wenig  bedeut- 
seinen  Niederschlag  und  zeigt  sich  in  der  j  same  Rolle  spielten. 

Praxis  an  zahkeichen  Einzelheiten.  So- 1  Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats  be- 
lange man  dem  Vorstand  Vertrauen  schenkt  teiligt  sich  oft  intensiver  an  der  Leitung  der 
und  die  Geschäfte  normal  verlaufen,  hält '  Geschäfte  und  ist  vielfach  mit  besonderen 
der  Aufsichtsrat  sich  von  einer  Einfluß-  j  Befugnissen  gegenüber  dem  Vorstande  (als 
nähme  vielfach  zurück,  wenn  aber  schwierige  Delegierter  des  Aufsichtsrats)  ausgestattet. 
Zeiten  kommen  oder  wenn  große  grund- :  Wo  der  Aufsichtsrat  aus  einer  großen  Anzahl 
legende  Veränderungen  geplant  werden, '  von  Mitgliedern  besteht,  wird  oft  eine  kleinere 
liegt  die  Führung  und  Entscheidung  oft ,  Kommission  (Exekutivkomitee)  bestellt,  die 
beim  Aufsichtsrat.  Je  nach  der  Art  der  |  enger  mit  dem  Vorstand  zusammenarbeitet, 
in  Frage  kommenden  Persönlichkeiten,  ihrer  ;  während  die  anderen  Mitglieder  nur  an 
Sachkunde,  der  Größe  ihres  Aktienbesitzes  wenigen  Sitzungen  teilnehmen.  Die  Ver- 
usw.  ist  das  Verhältnis  ein  sehr  verschiedenes.  '  gütung  des  Aufsichtsrates   besteht  nicht 
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«der  nur  zum  geringen  Teil  in  einer  festen !  werben  haben.  In  solchen  Fällen  kann  die 
Vergütung,  sondern  in  einem  Anteil  am  Generalversammlung  auch  einmal  dazu 
Reingewinn,  was  dem  Wesen  des  Kollegiums  führen,  daß  die  Verwaltung  überstimmt  wird, 
als  eines  Verwaltungsrats  entspricht,  für  was  dann  gewöhnlich  ziim  Rücktritt  des 
ein  reines  Kontrollorgan  keinen  rechten  Sinn  bisherigen  Aufsichtsrats  und  zur  Wahl  eines 
hätte.    Infolge  gesetzlicher  Vorschrift  darf  neuen  führt. 

die  Aufsichtsratstantieme  nur  von  dem  4%  In  neuerer  Zeit  wird  es  immer  häufiger, 
des  Aktienkapitals  übersteigenden  Gewinn  daß  einzelne  Streitigkeiten  in  der  General- 
berechnet werden.  Die  für  den  Aufsichtsrat  Versammlung  vorgebracht  werden,  daß  Ver- 
bestimmto  Quote  wird  im  Statut  festgelegt,  treter  der  Angestellten  und  Arbeiter  dort 

Da  der  Aufsichtsrat  die  Kontrollaufgaben,  ihre  Wünsche  vorbringen.  Auf  die  Ent- 
die  ihm  das  Gesetz  zuweist,  nach  seiner  fak-  Scheidungen  der  Generalversammlungen  pflc- 
tischen  Zusammensetzung  (manche  Auf-  gen  solche  Erörterungen  ohne  Einfluß  zu  sein, 
sichtsratsmitglicder  sitzen  in  einigen  Dutzend  ii.  Geschäftsbetrieb  und  Geschäftser- 
Aktiengesellschaften  und  haben  daneben  z.  B.  folg.  Wenn  die  Frage  aufgeworfen  wird, 
als  Bankiers  oder  Bankdirektoren  noch  einen  ob  und  welche  Folgen  die  Besonderheiten  der 
anderen  Hauptberuf)  und  der  Art  seiner  Aktiengesellschaft  hinsichtlich  Aufbringung 
Mitglieder  nicht  recht  erfüllen  kann  (z.  T.  des  Kapitals  und  Organisation  auf  die  Art  des 
sind  die  gesetzlichen  Aufgaben  überhaupt  |  Geschäftsbetriebes  und  auf  den  Geschäfts- 
nicht  erfüllbar),  so  hat  man  oft  mit  der  erfolg  haben,  wird  häufig  der  Fehler  gemacht, 
Revision  des  Geschäftsbetriebes  besondere  |  das,  was  Eigenart  des  Großbetriebes  als 
Instanzen  betraut.  Manche  Gesellschaften  i  solchen  ist,  als  Spezifikum  der  aktiengescU- 
wählen  alljährlich  in  der  Generalvcrsaram-  !  schaftlichen  Unternchmungsfomi  hinzu- 
lung  Revisoren,  die  die  der  nächsten  Ver-  stellen.  Nun  sind  unter  den  Aktiengesell- 
sammlung  vorzulegende  Bilanz  mit  ihren  schalten  die  Großbetriebe  besonders  stark 
Lnteriagcri  prüfen  und  darüber  den  Aktio-  vertreten  und  vielfach  ist  die  Bildung  großer 
nären  Bericht  erstatten  sollen.  In  neuerer  Unternehmungen  nur  durch  die  Aktien- 
Zeit  wird  in  wachsendem  Umfange  diese  gesellschaftsform  ermöglicht;  aber  jene 
Aufgabe  (oft  auch  eine  weitergehende  Kon-  Frage  hat  doch  nur  einen  rechten  Sinn,  wenn 
trolle)  besonderen  Revisionsgesellschaften  man  prüft,  ob  und  wie  cetcris  paribus  Aktien- 
(häufig  Treuhandgesellschaften  genannt)  über-  gesellschaften  von  Unternehmungen  anderer 
tragen,  die  letzthin  in  großer  Zahl  (insbe-  Form  sich  unterscheiden,  welche  Wirkung 
sondere  von  Banken)  begründet  sind.  also  bei  sonst  gleichen  Voraussetzungen  ge- 

10.  Die  Gesamtheit  der  Aktionäre,  rade  der  Unterschied  in  der  Form  der  Unter- 
Generalversammlung. Im  Gegensatz  zu  nehniung  nach  sich  zieht.  Eine  exakte  Ver- 
der  historischen  Entwicklung  hat  das  mo-  gleichung  ist  vielfach  nicht  durchführbar, 
derne  Aktienrecht,  ganz  besonders  in  :  weil  für  manche  Gebiete  (z.  B.  Eisenbahnen) 
Deutschland,  sich  bemüht,  den  Schwerpunkt  gleich  große  Einzeluntcrnehmungcn,  offene 
der  Entscheidungen  auf  die  Gesamtheit  der  Handelsgesellschaften,  Kommanditgesell- 
jVktionäre  zu  verlegen;  aber  dieses  Bemühen  schaffen  usw.  gar  nicht  existieren  und  weil 
hat,  wie  schon  erwähnt,  nicht  zu  dem  gc-  auch  auf  den  übrigen  Gebieten  die  Tatbestän- 
wünschten  Resultate  geführt.  Die  General- '  de  meist  so  verschieden  sind,  daß  man  sie 
Versammlung  ist  regelmäßig  weder  von  der  nicht  ohne  weiteres  miteinander  vergleichen 
Gesamtheit  der  Aktionäre  besucht,  noch  kann.  Immerhin  kann  man  etwa  so  sagen: 
ist  sie  gewöhnlich  von  entscheidender  Be-  Gegenüber  der  Einzelunternehmung  und 
deutung.  In  den  meisten  Fällen  verfügen  ,  der  offenen  Handelsgesellschaft  ist  die  Aklien- 
diejenigen,  die  im  Aufsichtsrat  vertreten  sind,  gesellschatt  in  eine  viel  festere,  stabilere 
über  die  Mehrzahl  der  zur  Generalversamm-  Form  gebracht.  Sie  ist  von  der  Persönlich- 
lung  angemeldeten  Aktien  (sei  es,  daß  sie  '  keit  der  jeweiligen  Inhaber  nicht  nur  recht- 
sie  zu  eigen  haben,  sei  es,  daß  ihnen,  wie  lieh,  sondern  regelmäßig  auch  praktisch, 
besonders  den  Banken,  deren  Vertretung  organisatorisch  sehr  viel  mehr  losgelöst, 
übertragen  ist).  Dann  fällt  in  der  Regel  Das  und  die  Bindung  des  Grundkapitals  ga- 
der  Aktienbesitz  der  nicht  zur  Verwaltung  ge-;rantiert  eine  längere  Dauer.  Bei  vielen 
höngen  erschienenen  Aktionäre  nicht  sonder- '  geschäftlichen  Dispositionen  (z.  B.  An- 
lich  ins  Gewicht:  Die  Generalversammlungen  '  Schluß  an  Kartelle,  P'usionen)  zeigt  sich 
\vickeln  sich  in  ganz  kurzer  Zeit  ab,  die  '  ein  stärkeres  Fehlen  persönlich  traditioneller 
iVnträge  der  Verwaltung  werden  unverändert !  Rücksichten.  Die  Aktiengesellschaft  ist  nicht 
angenommen,  es  kommt  höchstens  zu  einigen  darauf  angewiesen,  wachsenden  Bedarf  an 
kurzen  Auskünften  der  Verwaltung.  Anders  .  Eigenkapital  lediglich  durch  Erübrigungen 
liegt  die  Sache  dann,  wenn  die  Mitglieder  i  aus  dem  Reingewinn  zu  decken.  Sie  muß  im 
des  Auf  sich  tsrats  untereinander  nicht  einig  !  Gegenteil  regelmäßig  alljährlich  einen  großen 
sind  oder  wenn  außerhalb  der  Verwaltung  I  Teil  ihres  Gewinnes  ausschütten.  Dafür  hat 
stehende  Kreise  größere  Aktienposten  er- 1  sie  aber  die  Möglichkeit  der  Ausgabe  neuer 
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Aktien.    Das  führt  häufig  zu  sprunghafter  1 
Entwicklung,  zu  größerer  Leichtigkeit,  an- 
dere Betriebe  anzugliedern,  evtl.  eine  gewisse  [ 
Monopolstellung  zu  erlangen.    Die  Aktien-  J 
gesellschaft  ist  —  wenn  auch  in  weiten  und 
wandelbaren  Grenzen  —  an  einen  bestimmten 
Geschäftszweck  gebunden,  sie  kann  nicht 
ohne  weiteres  gelegentlich  auf  ganz  andere 
Gebiete  wirtschaftlicher  Betätigung  über- 
greifen.   Ihr  Leben  spielt  sich  in  sehr  viel 
höherem  Maße  im  Lichte  der  Oeffentlichkeit 
ab.     Insbesondere  die  weitgehenden  Pu- 
blizitätsvorschriften des  deutschen  Aktien- 
rechts, das  Erfordernis  einer  Prospektver- 
öffentlichung bei  der  Börseneinfiihrung,  die 
Rücksichtnahme    auf   die    Aktionäre,  die 
Handelspresse   usw.  führt  dahin,    daß  in 
großen  Zügen  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung   der    aktiengcsellschaftlichen    Unter-  J 
nehmung  auch  den  Außenstehenden  bekannt  i 
wird.  Manchmal  werden  geschäftliche  Maß- 
nahmen    der    Aktiengesellschaften  durch 
die  Rücksicht  auf  die  Dividendenzahlung  be- 
einflußt (man  sieht  sich  z.  B.  veranlaßt. 
Schritte  zu  unterlassen,  die  vorübergehend 
einen  Dividendenausfall  bedingen  und  erst  i 
für    später    einen    Ertrag    in  Aussicht 
stellen),    manchmal    geschieht    das    auch ' 
durch    Rücksichten    auf    die  Kursent- 
wicklung. 

Viele  Besonderheiten  der  Geschäftsfüh- 
rung ergeben  sich  daraus,  daß  regelmäßig  an 
der  Aktiengesellschaft  eine  größere  Anzahl 
von  Personen  beteiligt  ist  als  an  anderen 
Unternehmungen,  daß  die  Banken  im  all- 
gemeinen einen  größeren  Einfluß  haben. 
Bei  den  Aktiengesellschaften  findet  man 
zwar  nicht,  wie  vielfach  (z.  B.  von  solchen, 
die  das  Wesen  des  Aufsichtsrats  nicht  erkannt 
haben)  behauptet  wird,  eine  völlige  Tren- 
nung zwischen  Kapitalbesitz  und  Unter- 
nehmungsleitung; aber  immerhin  sind  die- 
jenigen, die  die  laufende  Geschäftsführung 
besorgen,  meistens  nur  in  geringem  Maße 
zugleich  Mitinhaber  ihres  Unternehmens. 
Das  bedeutet,  daß  für  die  Auswahl  der  führen- 
den Persönlichkeiten  liier  andere  Bedingungen 
bestehen  als  bei  der  Einzelunternehmung  usw., 
das  bedeutet  andererseits,  daß  die  Betreffen- 
den nicht  das  gleiche  finanzielle  Interesse 
am  Gedeihen  der  Unternehmungen  haben, 
wenngleich  durch  die  Art  der  Anstellungs- 
bedingungen, durch  den  Wunsch,  sich  eine 
dauernde  und  günstige  Position  zu  schaffen, 
der  Unterschied  kleiner  wird  als  er  vielen 
mit  den  Tatsachen  nicht  Vertrauten  er- 
scheint. Es  besteht  aber  vielfach  die  Mög- 
lichkeit für  die  an  der  Verwaltung  Beteiligten, 
auf  Kosten  der  Gesellschaft  oder  ihrer  Aktio- 
näre (z.  B.  durch  Spekulation  in  Aktien  der  Ge- 
sellschaft) Gewinn  zu  machen,  während  Ent- 
sprechendes bei  der  Einzelunternehmung  aus- 
geschlossen ist.    Die  Aktiengesellschaft  ist 


öfter  mit  anderen  Unternehmungen  finan- 
ziell verquickt  als  das  sonst  der  Fall  ist. 

Häufig  ist  der  Gedanke  aufgetaucht  (vgl 
in  dem  folgenden  Art.  das  über  „Rentabili- 
tätsstatistik" Gesagte),  die  Gewinne  der 
Aktiengesellschaften  statistisch  zu  bear- 
beiten, um  so  festzustellen,  in  welchen  Ge- 
werbezweigen und  in  welchen  Größenklassen 
die  Aktiengesellschaft  rentabler,  wo  sie 
weniger  rentabel  arbeitet  als  andere  Arten  von 
Unternehmungen.  So  verlockend  der  Ge- 
danke, auf  diese  Weise  die  finanzielle  Be- 
währung der  Aktiengesellschaft  zahlenmäßig 
genau  zu  ermitteln,  auch  ist,  so  unmöglich  ist 
es  doch,  auf  diese  Weise  (auch  wenn  die 
Berechnungen  sehr  \ael  sorgfältiger  vorge- 
nommen werden  als  das  gewöhnlich  ge- 
schielit)  zu  dem  gewünschten  Resultate  zu 
kommen.  Einmal  fehlen  die  zum  Vergleich 
notwendigen  gleich  großen  und  auch  (ab- 
gesehen von  der  Unternehmungsform)  gleich- 
artigen Unternehmungen  anderer  Form,  zwei- 
tens kann  man,  selbst  wenn  sie  vorhanden  sind, 
für  sie  nicht  die  erforderlichen  Gewinnzahlen 
(gar  in  dem  für  eine  auf  Durchschnittsergeb- 
nisse ausgehenden  statistischen  Unter- 
suchung erforderlichen  Umfange)  erhalten, 
drittens  geben  auch  die  Bilanzen  der  Aktien- 
gesellschaften nicht  die  erforderliche  exakte 
Basis,  und  dann  brauchen  die  Vorteile,  die 
die  Aktionäre  von  der  Gesellschaft  haben, 
nicht  bloß  in  dem  Anteil  am  Gewinne  (und 
Liquidationserlös)  zu  bestehen.  Es  kann 
sein,  daß  für  einzelne  Aktionäre  z.  B.  der 
Vorteil,  den  sie  dadurch  haben,  daß  sie 
auf  Grund  ihrer  Eigenschaft  als  Gesellschaf- 
ter zu  günstigen  Bedingungen  an  die  Aktien- 
gesellschaft liefern  oder  von  ihr  beziehen, 
wesentlich  belangreicher  ist,  als  die  ihnen 
zufließende  Dividende.  (Die  Rentabilitäts- 
statistik der  Aktiengesellschaften  bleibt  des- 
halb für  andere  Fragestellungen  recht  nütz- 
lich.) 

12.  Vom  Haupttypus  abweichende  Ar- 
ten der  Aktiengesellschaft.  Neben  dem 
im  vorstehenden  behandelten  wirtschaftlichen 
Haupttypus  der  Aktiengesellschaft  findet 
sich  die  Rechtsform  der  Aktiengesellschaft 
auch  für  alle  möglichen  anderen  Zwecke  ver- 
wendet. Einige  der  wichtigeren  dieser  Fälle 
seien  hier  noch  kurz  aufgeführt: 

a)  Aktien„gesellschaften",  deren 
Aktien  sämtlich  in  einer  Hand  sind. 
Solche  Fälle,  in  denen  also  von  einer  gesell- 
schaftlichen Unternehmung  eigentlich  nicht 
gesprochen  werden  kann,  sind  nicht  ganz 
selten.  Aus  einer  Reihe  von  Gründen  kann 
es  einem  einzelnen  erwünscht  sein,  das  einem 
Geschäft  gewidmete  V^ermögen  aus  seinem 
übrigen  Vermögen  auszusondern  und  recht- 
lich zu  verselbständigen.  Das  läßt  sich  durch 
Schaffung  einer  Aktiengesellschaft  leicht 
erreichen.  Bei  der  Gründung  müssen  zwar 
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nach  deutschem  Recht  mindestens  5  Per- 1  Aktienrecht  einen  Mindestbetrag  des  Grund- 
sonen  je  eine  Aktie  übernehmen;  aber  es  ist  kapitals  nicht  statuiert,  nur  indirekt  eine 
durchaus  möglich,  dali  dabei  4  Gründer  je  Mindestgrenzc  durch  die  Vorschrift  bestimmt, 
1  Aktie  übernehmen,  während  der  ganze  j  daß  5  Gründer  je  1  Aktie  von  (regelmäßig) 
Rest  auf  den  Fünften  entfällt  und  daß  dann  mindestens  1000  M.  übernehmen  müssen,  so 
unmittelbar  danach  die  ersten  Vier  ihre  ist  es  möglich,  daß  eine  Aktiengesellschaft 
Anteile  auch  an  den  Fünften  übertragen,  so  ein  Grundkapital  von  nur  5000  M.  aufweist 
daß  er  dann  alle  Aktien  in  seinem  Besitz  (das  auch  nur  mit  25%  eingezahlt  zu  werden 
vereinigt.  Ein  Beispiel  hierfür  bietet  die  braucht).  Tatsächlich  kommt  das,  freilich 
Fried.  Krupp-Aktiengesellschaft.  Ähnlich  ganz  ausnahmsweise,  auch  vor.  Dagegen  sind 
liegt  die  Sache  mit  manchen  Aktiengesell-  Aktiengesellschaften  mit  einem  Grundkapital 
Schäften,  die  als  Tochtergesellschaften  anderer  von  100  000  oder  200  000  M.  häufiger  und 
Unternehmungen  begründet  sind.  D;is  es  würde  noch  mehr  geben,  wenn  nicht 
gleiche  gilt  von  Aktiengesellschaften,  die  de  durch  die  Schaffung  der  Form  der  GmbH, 
facto  kommunale  Betriebe  darstellen.  Es  ist  für  solche  Fälle  eine  andere,  vielfach  be- 
mehrfach vorgekommen,  daß  Gemeinden  quemcre,  rechtliche  Möglichkeit  geboten  wäre, 
sämtliche  Aktien  z.  B.  einer  Straßenbahn,  Natürlich  weichen  solclic  kleinen  .^ktien- 
eines  Wasserwerkes  erworben  haben,  die  gesellschaftcn  in  ihrem  Aufbau  und  iiirem 
Aktiengesellschaftsformen  dann  aber  nicht  Geschäftsbetrieb  von  dem  vorhin  geschildor- 
abstreifen,  sondern  beibehalten,  um  hin-  ten  Haupttypus  wesentlich  ab. 
sichtlich  der  Geschäftsführung  freiere  Hand  d)  Gemischt  private  und  öffcnt- 
zu  behalten  und  sie  mehr  der  Art  privater  liehe  Aktiengesellschaften.  In  neuerer 
Erwcrbsunteruehmungen  angleichen  zu  Zeit  sind  in  großer  Anzahl  Gesellschaften  be- 
konncn.  Neuerdings  wird  sehr  häufig  vor-  gründet  worden,  bei  denen  das  Grundkapital 
geschlagen,  daß  niiin  —  ohne  eine  Aenderung  teils  von  Privaten,  teils  von  öffentlichen 
in  den  Besitzverhältnissen  eintreten  zu  lassen  Körperschaften  (Gemeinden,  Kreisen  usw.) 
—  auch  andere  kommunale  Betriebe  inGesell-  aufgebracht  ist.  Weiter  sind  zahlreiche  zu- 
Bcliaf ton  umwandeln  und  sie  somit  selb- ,  nächst  rein  private  Aktiengesellschaften  nach- 
Btändiger  gestalten  solle.  träglich  in  gemischt  private  und  öffentliche 

b.  Aktiongesellschaften,  deren  Ak-  dadurcli  umgewandelt  worden,  daß  öffentliche 
tien  sich  im  Dauerbesitz  einiger  we- ,  Körperschaften  sich  daran  beteiligt  haben, 
niger  befinden.  Den  Hauptfall  bildet  die  In  solchen  Fällen  handelt  es  sich  meist  um 
sog.  Familiengründung.  Um  die  Rechts-  einen  Dauerbesitz  einiger  weniger  Inter- 
vcrhältnisse  zwisclien  mehreren  Verwandten  essenten.  Die  Finanzierung  solcher  ge- 
zu  klären,  um  die  Krl)teilung  zu  erleichtern  miscliten  Unternehmungen  vollzieht  sich  in 
und  doch  das  dem  Unternehmen  gewidmete  anderer  Weise  als  bei  gewöhnlichen  Aktien- 
Vermögen  diesem  dauernd  ungeteilt  zu  gesellschaftcn,  und  auch  die  Organisation 
erhalten,  neuerdings  auch  vielfach  aus  der  V'erwaltung  weist  manche  Besonderheiten 
sieuerliclien  Rücksichten  werden  offene  auf.  Näheres  darüber  vgl.  Passow,  Die 
Handelsgesellschaften  u.  dgl.  in  Akticngesell- ,  gemischt  privaten  und  öffentlichen  Unter- 
Bchaften  umgewandelt,  trotzdem  gar  nicht  nehmungen  auf  dem  Gebiete  der  Elektrizitäts- 
die  Absicht  besteht,  die  Aktien  an  den  Markt '  und  Gasversorgung  und  des  Straßenbahn- 
zubringen, weitere  Kreise  für  die  Beschaffung  wescns  (Jena  1912.  Neue  Aufl.  in  Vor- 
des  Eigenkapitals  heranzuziehen.     Diesen  bereitung). 

Gesellschaften  können  andere  an  die  Seite'  e)  Versicherungsaktiengesellschaf- 
gestellt  werden,  deren  Aktien  sich  im  Besitz  ten.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  weichen 
mehrerer  öffentlicher  Körperschaften  be-  auch  die  Ver3icherung,sgesellschaften  von 
finden.  Wennn  eine  Anzahl  von  Gemeinden, '  dem  üblichen  Typ  der  Aktiengesellschaften 
Kreisen,  Pro\inzen  sich  z.  B.  zur  gemein-  ab.  Das  beruht  darauf,  daß  diese  Unter- 
samen Schaffung  einer  Ueberlandzentrale  zu-  nehmungen  regelmäßig  ein  größeres  Kapital 
Bammenschließen,  so  wählen  sie  oft  dafür  die  nicht  für  den  eigentlichen  Geschäftsbetrieb 
Form  einer  handelsrechtlichen  Gesellschaft. ,  (die  Kosten  der  ersten  Organisation  werden 
Mehrfach  hat  man  sich  für  die  Rechtsform  gewöhnlich  durch  besondere  Organisations- 
der  Aktiengesellschaft  entschieden,  trotz- '  kostenbeiträge,  die  laufenden  Ausgaben  durch 
dem  auch  hier  die  Absicht  besteht,  daß  die  im  voraus  eingezahlten  Prämien  gedeckt), 
die  Anteile  in  dem  dauernden  Besitz  einiger '  sondern  nur  als  Garantickapital  gebrauchen, 
weniger  Gesellschafter  bleiben  sollen.  ;  Infolgedessen  wird  das  Grundkapital  meistens 

c)  Gesellschaften  mit  kleinem  Ak- ;  nur  mit  dem  gesetzlichen  Mindestbetrag  ein- 
tienkapital.  Neben  der  Aktiengesellschaft,  gezahlt.  Da  für  den  Fall  der  Not  die  Ein- 
die  ein  großes  Kapital  durch  Ausgabe  von  Zahlung  der  restlichen  75%  nur  gesichert 
Aktien  aufbringen  will,  finden  sich  in  großer  ist,  wenn  die  Aktionäre  dafür  die  nötigen 
Zahl  Gesellschaften,  die  nur  ein  ganz  geringes  '  Garantien  bieten,  so  ist  die  Uebertragung 
Aktienkapital  aufweisen.    Da  das  deutsche  1  der  Aktien  vielfach  an  die  Genehmigung 
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der  Gesellschaft  gebunden,  auch  eine  Höchst- ! 
zahl  der  Anteile,  die  in  den  Händen  eines 
Aktionärs  sein  dürfen,  festgesetzt,  damit  I 
sich  die  Garantiesumme  auf  eine  größere  i 
Zahl  von  Verpflichteten  verteilt.    Da  die 
nicht  voll   eingezahlten  Aktien  Namens-  i 
aktien  sein  und  im  Aktienbuch  der  Gesell- ; 
Schaft   eingetragen   sein   müssen,   so  hat 
diese  die  Möglichkeit  einer  Kontrolle. 

f)  N  e  b  e  n  1  e  istungsges ellschaften. 
Nachdem  sich  bei  solchen  Zuckerfabriks- 
aktiengesellschaften,  die  von  den  rüben-  j 
bauenden  Landwirten  selbst  errichtet  und 
betrieben  wurden,  ein  dringendes  Bedürfnis 
herausgestellt  hatte,  durch  den  Gesellschafts- 
vertrag selbst  die  Aktionäre  zur  dauernden 
Lieferung  von  Zuckerrüben  an  ihre  Fabrik 
zu  verpflichten,  hat  der  §  212  HGB.  aus- 
drücklich erklärt:  ,, Neben  den  Kapitalein- 
lagen kann  im  Gesellschaftsvertrage  den 
Aktionären  die  Verpflichtung  zu  wieder- 1 
kehrenden,  nicht  in  Geld  bestehenden  Lei-  j 
stungen  auterlegt  werden."     In  größerem  i 
Maße  ist  von  dieser  Möglichkeit  nur  für ; 
Zuckerfabriken  Gebrauch  gemacht  worden, 
doch  gibt  es  auch  einige  andere  Fälle.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  daß  solche  Nebenlei- 
stungsaktiengesellschaften in  bezug  auf  die 
Zusammensetzung  ihrer  Aktionäre  und  die 
Uebertragbarkeit  der  Anteile  ganz  anderen 
Kegeln  unterworfen  sein  müssen  als  gewöhn- 
liche Aktiengesellschaften.    Es  kommt  nur 
ein  kleiner  lokal  und  beruflich  eng  be- 
grenzter  Kreis   von  Personen   als  Gesell- 
schafter in  Betracht.  Die  Uebertragung  der 
Anteile  muß  schon  auf  Grund  gesetzlicher  j 
Vorschriften  an  die  Zustimmung  der  Ge- 
sellschaft gebunden  sein. 

g)  Geschäftsstellen  von  Kartellen. 
Viele  Kartelle,  besonders  solche,  die  den  j 
Verkauf  der  Produkte  ihrer  Mitglieder  durch  | 
eine  gemeinsame  Geschäftsstelle  besorgen, 
haben  sich  in  Form  einer  GmbH,  oder  Ak- 1 
tiengesellschaft  für  ihre  Verwaltung  eine  be- 1 
sondere  Rechtspersönlichkeit  geschaffen.  Da  j 
als  Gesellschtifter  hierfür  natürlich  nur  die 
Kartellmitglieder  in  Betracht  kommen,  er- 
geben sich  für  sie  grundlegende  Abwei- 
chungen von  dem  Haupttjrp.    Das  gleiche 
gUt  für  mancherlei 

h)  Sonstige  Aktiengesellschaften 
mit  genossenschaftlicher  Struktur. 
Wenn  eine  Aktiengesellschaft  begründet 
wird,  die  nicht  ein  selbständiges  Erwerbs- 
unternehmen darstellen,  sondern  die  Er- 
werbs- oder  Hauswirtschaft  der  Mitglieder 
durch  einen  gemeinsamen  Geschäftsbetrieb 
fördern  soll,  ist  wiederum  der  Kreis  der- 
Aktionäre  ein  eng  begrenzter,  was  Abwei- 
chungen von  dem  Hauptfall  nach  sich  zieht. 

i)  Endlich  ist  zu  berücksichtigen,  daß  es 
zahlreiche  Aktiengesellschaften  ohne 
Erwerbszweck  gibt.    Für  alle  möglichen 


Zwecke :  gemeinnützige  Wohnungsbauten, 
Theater-,  Konzert-,  Vereinshäuser,  zoo- 
logische Gärten  usw.  usw.  hat  man,  da  man 
das  diesen  Zwecken  gewidmete  Vermögen 
rechtlich  verselbständigen  wollte,  die  Form 
der  Aktiengesellschaft  gewählt.  Auch  sonst 
ist  oft  in  Statuten  festgelegt,  daß  die  Ver- 
teilung einer  Di\ädende,  die  den  üblichen 
Zinsfuß  übersteigt,  ausgeschlossen  ist.  In 
der  Kriegswirtschaft  hat  man  von  dieser 
Möglichkeit  besonders  häufig  Gebrauch  ge- 
macht. Es  ist  wichtig,  z.  B.  bei  Aufstellung 
von  Rentabilitätsberechnungen  solche  Ge- 
sellschaften von  den  übrigen  scharf  zu 
sondern. 

Literatur:  Während  die  Literatur  über  das  Ak- 
tienrecht außerordentlich  umfangreich  und 
ivcrtvoll  Ut  (besonders  ragt  als  systematische 
Schrift  das  Werk  von  K.  I^ehmann  daraus 
hervor)  und  aiich  über  die  Anfang  e  des  Aktien- 
gesellschoftswescns  eine  Reihe  bedeutendtr  i^chrif- 
ten  vorliegen,  ist  der  wirtschaftliche  Charakter, 
die  tatsächliche  Gestaltung  der  modernen  Aktien- 
gesellschaft nur  verhältnismäßig  selten  eingehend 
behandelt  worden.  Scheit  die  Schriftsteller 
dieses  Gebiets  nicht  von  juristischen  oder  histo- 
rischen Gesichtspunkten  ausgegangen  sind,  hat 
ihnen  (sie  haben  häufig  in  Krisemeiten  ge- 
schrieben) meist  daran  gelegen,  Nachteile  des 
Aktiengesellschaftswesens  aufzuzeigen  und  Re- 
formvorschläge zu  machen.  Um  die  rein  wissen- 
schaftliche Erkenntnis  des  wirtschaftlichen  Cha- 
rakters der  Aktiengesellschaft  haben  sich  zu- 
nächst Schäffle  (in  einer  Reihe  seiner  Aufsätze 
und  Bücher)  und  Schmoller  (in  seinen  Auf- 
sätzen über  die  geschichtliche  Entwicklung  der 
Unternehmung  und  in  seinem  Grundriß)  ver- 
dient gemacht.  Weiter  seien  hier  genannt: 
Aiterhach,  Das  Aktienwesen,  Frankfurt  a.  M. 
1S7S.  —  Klein,  Die  neueren  Entwicklmigen 
in  Verfassung  und  Recht  der  Aktiengesellschaften, 
Wien  ISO4.  —  JPetrazycki,  Aktienwesen  und 
Spekulation,  Berlin  290G.  —  van  der  Bovghtf 
Art.  „Aktiengesellschaft'^  in  den  früheren  Auf- 
lagen dieses  Handwörterbuchs.  —  Rathgen, 
Art.  ,,AktiengesellscIuiften"  im  W.  d.  V.  S.  Aufl. 
I.  S.  54  ff.  —  Ehrenberg ,  Aktiengesell- 
schaft und  Aktienrente  (Thünen-Archiv  Bd.  I 
S.  7Sß.).  — ■  Deti  Versuch,  das  ökonomische 
Wesen  der  Aktiengesellschaft  eingehend  darzu- 
legen macht:  Passow,  Die  wirtschaftliche  Be- 
deutung und  Organisation  der  Aktiengesellschaft, 
Jena  1907.  (Neue  Aufl.  in  Vorbereitung.  Dort 
auch  eingehendere  bibliographische  Angaben). 
Dasselbe  in  marxistischer  Beleuchtung  versucht: 
Steinitzer,  Die  ökonomische  Theorie  der  Ak- 
tiengesellschaft, Leipzig  190S.  —  Vieles  hierher 
Gehörige  in  verschiedenen  Schriften  von  Lief- 
mann.  —  Vgl.  ferner  Rathenau,  Vom  Ak- 
tienwesen, Berlin  192?.  —  Ueber  die  englischen 
Verhältnisse  unterrichtet :  V.  Wieser,  Der  finan- 
zielle Aufbau  der  englischen  Lndustrie,  Jena  1919. 
Ueber  die  finanz  ielle  Gebarung  der  Aktiengesell- 
schaften enthält  viel  die  Literatur  über  Bilanzen 
(s.  dies.  Art.),  ferner  enthält  viel  die  Literatur  über 
Bank-  und  Börsenwesen.  Wegen  der  finanz  iellen 
Bewährung  der  Aktiengesellschaften  vgl.  die 
lAteraturangaben  des  folgenden  Artikels.  Einen 
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Ueberblük  über  alle  in  DeuUehland  hestehenden 
AktiengeselUchaJUn  gibt  das  aUjährlieh  in 
mehreren  Händen  ergcheinende  „Handbnch  der 
Deutsclien  Aktiengesethchaften".  Aehnliche 
Nac1isehl€U}ewerkc  gibt  es  für  alle  teichtigeren 
anderen  Länder,  vielfach  allerdings  unter  Jlc- 
echränkung  auf  solche  GescUschaften,  deren  Ak- 
tien oder  Obligationen  an  den  Börsen  ge- 
handelt Vierden.  K.  I'asHotc. 


III.  Statistik  der 
Aktiengesellschaften. 

A.  Die  Aktiengcsi'll.schaftcn  in  Deut.schland. 
B.  Die  Äktiengoscllschaftcn  in  den  übrigen 
Ländern. 

A.  Die  Aktiengesellschaften  in 
Deutschland. 
Vorbemerkung.  1.  ücschichtliche  Entwick- 
lung der  AktiengcsoUschaftsstatistik.  a)  Die 
amtliche  Statistik,  b)  Die  halbamtliche  Statistik, 
c)  Die  private  Statistik.  2.  Hauptergebnisse 
der  Statistik  der  Aktiengesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  aui  Aktien,  a)  Bc- 
standsstatistik.  b)  Bowegungsstatistik.  c)  Ren- 
tabilitätsstatistik. 

Vorbemerkung. 
Einige  einleitende  Ausführungen  sollen 
zunächst  die  drei  für  eine  Aktiengesell- 
schaftsstatistik möglichen  Richtungen  (Be- 
stand, Bewegung,  Kcntabilität)  kennzeichnen. 
Sodann  soll  an  dieser  Stelle  schon  kurz 
hervorgehoben  werden,  welch  große  Aus- 
gestaltung diese  Statistik  in  Deutschland 
seit  1908,  seit  dem  Erscheinen  des  Bandes  I 
der  3.  Auflage  des  vorliegenden  Werkes,  er- 
fahren hat. 

Eine  Aktiengesellschaftsstatistik  kann 
sich  auf  Aktiengesellschaften  im  engeren 
Sinne  beschränken  oder  auch  die  ver- 
wandten Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
mit  berücksichtigen.  Man  kann  in  einer 
Statistik  femer  nur  die  Hauptniederlassungen 
zählen  (d.  h.  jede  Gesellschaft  einmal),  man 
kann  auch  nebenher  die  Zweigniederlassungen 
—  getrennt  nach  solchen  einheimischer  oder 
ausländiselicr  Gesellschaften  —  feststellen. 
Außer  der  Zahl  der  Gesellschaften  wird 
regelmäßig  die  Höhe  des  Aktienkapitals  (des 
nominellen  oder  eingezahlten,  vielfach  ge- 
trennt nach  einfachen  und  Vorzugsaktien 
oder  auch  wohl  nach  Namens-  und  Inhaber-  j 
aktien)  statistisch  erfaßt.  In  Uebcrsichten 
(örtlich,  nach  dem  Gegenstande  des  Unter- 
nehmens, nach  der  Höhe  des  Aktienkapitals, 
nach  den  Griindungsjahren  usw.)  wird  so  1 
der  Bestand  der'  Gesellschatten  er- 
mittelt. —  Ist  einmal  eine  Bestandsstatistik 
für  einen  bestimmten  Zeitpunkt  aufgemacht, 
so  kann  man,  um  sie  nicht  nach  gewissen 
Zeitabschnitten  neu  erheben  zu  müssen,  in 
fortlaufenden  Bewegungsstatistiken 
•die  Veränderungen  des  ermittelten  Be- 


standes teststellen,  der  aufsteigend  oder  ab- 
steigend beeinflußt  werden  kann  durch  Neu- 
gründungen, Kapitalerhühungen  und  -herab- 
setzungen,  Fusionen,  Verstaatlichungen  und 
Verstadtlichungen,  Liquidationen,  Konkurse, 
ferner  durch  Ueberführung  von  Aktien- 
gesellschaften in  eine  andere  Unternchmungs- 
form  oder  durch  Löschung  der  Gesellschaft 
im  Handelsregister.  —  Wohl  die  wichtigste 
Aufgabe  der  Akticngesellschaftsstatistik"  ist 
es,  auf  Grund  der  Bilanzen  und  Geschäfts- 
berichte die  jährlichen  Ergebnisse  der 
finanziellen  Gebarung  sämtlicher  (icsell- 
schaften  oder  wichtiger  Gruppen  unter  ihnen 
statistisch  zu  erfassen.  Solche  Rcntabili- 
tätsstatistiken  können  sich  auf  die  Ver- 
wertung der  den  Aktionären  zuteil  gewor- 
denen Dividendenhundertsätze  und  Divi- 
dendensummen beschränken:  sie  können 
aber  auch  zu  umfassenden  und  bedeutsamen 
Arbeiten  ausgestaltet  werden,  indem  neben 
den  an  die  Aktionäre  ausgeschütteten  Divi- 
dendensummen diejenigen  Beträge  aus  den 
Bilanzen  sachgemäß  ermittelt  werden,  welche 
die  Gesellschaften  selbst  als  ihren  eigenen 
Jahresgewinn  erzielt  oder  als  eigenen  Jahrcs- 
verlust  erlitten  haben.  Hierbei  werden  — 
methodisch  leider  in  nicht  immer  sach- 
gemäßer Weise  -  die  .lahresergebnisse  der 
Gesellschaften  (oder  bestimmter  Gruppen 
von  ihnen)  ins  Verhältnis  gesetzt  zum  ge- 
samten eingezahlten  Aktienkapital,  zu  einem 
besonders  berechneten  „dividcndebercch- 
tiijten"  Aktienkapital  oder  zu  diesem  ein- 
schließlich der  Reserven  (zum  sog.  ,. Unter- 
nehmungskapital") oder  auch  wohl  noch 
zum  Kurswert  des  Aktienkapitals.  Die- 
jenigen Rentabilitätsstatistiken  verdienen 
den  Vorzug,  welche  ungenaue  Bilanzangabcn 
durch  Rückfragen  bei  den  Gesellschaften  auf- 
klären und  dann  die  so  ergänzten  Zahlen  für 
die  Statistik  verwerten.  Es  liegt  in  der  Natur 
der  Sache,  daß  diese  aufklärende  und  er- 
gänzende Tätigkeit  leichter  von  einer  amt- 
lichen als  von  einer  privaten  SteUe  aus  aus- 
geübt werden  kann,  weil  die  Gesellschaften 
nicht  immer  geneigt  sein  werden,  für  private 
Statistiken  weitere  Aufschlüsse  zu  geben. 

Zur  Aktiengesellschaftsstatistik  mag  auch 
noch  die  Statistik  des  Kurses  der  an  den 
Börsen  zugelassenen  Aktien  gerechnet  werden, 
während  die  Kmissionsstatistik  durchweg 
zur  Statistik  des  Börsenwesens  gerechnet  wird. 

In  dem  Ende  1907  für  die  3.  Auflage  des 
Hdw.  d.  St.  (Bd.  I  S.  303fL)  bearbeiteten 
Art.  „Statistik  der  Aktiengesellschaften  in 
Deutschland"  mußte  der  Verfasser  des  vor- 
liegenden neuen  Berichts  noch  feststellen, 
daß  diese  Statistik  in  Deutschland  immer 
noch  nicht  einheitlich  eingerichtet  worden 
sei,  sondern  zum  Teil  amtlich,  zum  Teil 
halbamtlich,  zum  Teil  auch  von  privater 
Seite  erfolge  und  daß  Durchführung  und 
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Ziel  der  einzelnen  Arbeiten  recht  verschieden 
seien.  Eine  Wandlung  war  kurz  vorher 
eingetreten.  Denn  das  „Statistische 
Amt"  des  Reichs,  das  jetzige  „Statistische 
Keichsamt",  veröffentliclite  im  4.  „Viertel- 
Jahrshofte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs"  1907  IV  S.  360ff.  eine  „Statistik 
des  Bestandes  der  Aktiengesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
im  Deutschen  Reiche  am  31.  Dezember 
1906".  Die  Statistik,  deren  Hauptergebnisse 
in  der  3.  Auflage  des  vorliegenden  Werkes 
Bd.  I  S.  309—312  mitgeteilt  werden  konnten, 
stützte  sich  auf  ein  privates  Nachschlage- 
werk, nämlich  auf  das  seit  1896  jährlich 
erscheinende  ,, Handbuch  der  deutschen  Ak- 
tiengesellschaften" (Verlag  für  Börsen-  und 
Finanzliteratur,  Berlin).  Im  Anschluß  an 
die  Bestandsstatistik  für  Ende  1906  wurde 
sodann  im  Statistischen  Reicbsamt  vom 
l./I.  1907  ab  auf  Grund  der  Bek.  der  Re- 
gistergerichte im  „RA."  eine  fortlaufende 
I5ewegungsstatistik  über  die  Neugrün- 
diingen,  Kapitalerhöhungen  und  -herab- 
setzungen  usw.  in  die  Wege  geleitet.  Hierbei 
ergab  sich,  daß  die  Bestandsstatistik  für 
Ende  1906  mit  erheblichen  Mängeln  behaftet 
war  und  daß  man  zu  einer  einwandfreien 
Bestandsaufnahme  nur  gelangen  könne,  wenn 
sämtliche  Handelsregistergerichte  (Amts- 
gerichte) des  Deutschen  Reichs  einmalig 
Zählkarten  für  eine  jede  eingetragene  Gesell- 
schaft und  Zweigniederlassung  ausfüDten  und 
an  das  Statistische  Reichsamt  gelangen  ließen. 

Der  Verfasser  dieses  Berichts  hatte  in 
seinem  1907  erschienenen  Buche  Moll 
„Das  Problem  einer  amtlichen  Stati- 
tik  der  deutschen  Aktiengesellschaf- 
ten" (Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin)  ein- 
gehende Vorschläge  nach  dieser  Richtung  i 
gemacht.  Unter  Billigung  dieser  Grundsätze 
erging  der  Bundesratsbeschluß  v.  . 
15./VII.  1909  (vgl.  Preuß.  JMBl.  1909 
S.  298ff.),  durch  den  die  Handelsregister- 
gerichte mit  der  Lieferung  geeigneter  Nach- 
weisungen für  eine  umfassende  Bestands- 
aufnahme der  deutschen  Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Ge- 
sellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und 
der  übrigen  im  Handelsregister  eingetragenen  ' 
juristischen  Personen  sowie  der  in  deutschen 
Handelsregistern  eingetragenen  Zweignieder- 1 
lassungen  der  genannten  GeseUschaftsarteu 
und  sonstigen  juristischen  Personen  be- 1 
auftragt  wurden.  Gleichfalls  entsprechend 
den  Vorschlägen  des  Verfassers  in  seinem 
soeben  genannten  Buche  wurden  auf  An- 
ordnung der  zuständigen  Staatssekretäre 
des  Auswärtigen  Amts,  des  Eeichskolonial- 
arats  und  des  Reichsmarineamts  für  die 
Gesellschaften  usw.,  die  in  den  Handels- 
registern der  deutschen  Konsulargerichte, 
der  Bezirksgerichte  der  deutschen  Kolonien 


I  und  des  Gerichts  im  Schutzgebiet  Kiautschou 
eingetragen  waren,  Zählkarten  ausgefüllt. 
Als  Stichtag  der  Bestandsaufnahme  wurde 
der  30./IX.  1909  bestimmt.  Die  Ergebnisse 
dieser  auf  durchaus  zuverlässigen  Unterlagen 
gegründeten  (und  vom  Verfasser  dieses  Be- 
!  richts  als  damaligem  Referenten  bearbeiteten) 
'  Bestandsaufnahme,, Die  Aktiengesellschaften, 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und 
sonstigen  in  deutschen  Handelsregistern 
eingetragenen  juristischen  Personen;  Be- 
stand am  30./IX,  1909"  konnten  im  Er- 
gänzungshefte zum  2.  Vierteljahrshefte  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reichs"  1910  II 
S.  34—83  veröffentlicht  werden. 

Im  Laufe  des  Jahres  1909  war  das 
Statistische  Reichsamt  mit  seiner 
ersten  Rentabilitätsstatistik  der 
deutschen  Aktiengesellschaften  „Die 
Geschäftsergebnisse  der  deutschen  Aktien- 
gesellschaften im  Jahre  1907/08"  (Ergän- 
zungsheft zum  2.  ,, Vierteljahrshefte  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reichs"  1909  II) 
hervorgetreten.  Diese  Rentabilitätsstatistik 
schließt  sich  im  wesentlichen  den  Vor- 
schlägen des  Verfassers  in  seinem  Ende  1908 
erschienenen  Buche  Moll  ,,Die  Rentabili- 
tät der  Aktiengesellschaften.  Ihre 
Feststellung  in  amtlichen  und  pri- 
vaten Statistiken  auf  Grund  der 
Bilanzen"  (Verlag  Gustav  Fischer,  Jena) 
an;  in  Betracht  kommen  insbesondere  Ab- 
schnitt VII  „Rentabilitätsstatistiken,  welche 
das  Einkommen  des  Aktionärs  lediglich 
unter  Berücksichtigung  des  Dividenden- 
betrages zu  ermitteln  suchen"  (S.  121—162) 
und  Abschnitt  IX  „Rentabilitätsstatistiken, 
welche  das  Einkommen  der  Aktiengesellschaf- 
ten selbst  zu  ermitteln  suchen"  (S.  224—274). 

Während  bis  dahin  die  wichtigste  amtliche 
Rentabilitätsstatistik  der  Aktiengesellschaften 
die  seitens  des  Preußischen  "Statistischen 
Landesamts  zuerst  für  1899  und  1902  bear- 
beitete, weiter  unten  noch  zu  erörternde 
Statistik  der  preußischen  Gesellschaften  war, 
gab  es  hiernach  seit  dem  Jahre  1909  und  1910 
nach  neuen  Grundsätzen  aufgebaute  Be- 
stands-, Bewegungs-  und  Rentabilitätsstatis- 
tiken des  Statistischen  Reichsamts  für  das 
ganze  Reichsgebiet.  An  die  neue  Bestands- 
statistik für  den  30./IX.  1909  schloß  sich 
eine  fortlaufende  vierteljährliche  Bewegungs- 
statistik der  deutschen  Aktiengesellschaften 
an,  verbunden  mit  kleineren  Bestands- 
berechnungen für  den  Schluß  eines  jeden 
Kalenderjahres.  Für  Ende  1919  ist  —  auf 
der  Grundlage  der  bewegungsstatistischen 
Unterlagen  der  vergangenen  Jahre,  nämlich 
auf  Grund  der  auf  den  Bestandskarten 
V.  30./IX  1909  gemäß  den  Bek.  der  Re- 
gistergerichte im  „RA."  vermerkten  Fort- 
schreibungen —  eine  neue,  den  Vergleich 
mit  der  Statistik  für  den  30./IX.  1909  be- 
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zweckende  Bestandsstatistik  bearbeitet,  deren 
wichtigste  Ergebnisse  von  uns  unten  mit- 
geteilt werden.  Während  diese  Bestands- 
statistik für  Ende  1919  noch  das  Gebiet  des 
Deutschen  Reiclis  in  seinem  bisherigen  Um- 
fange umfaßte,  ist  inzwischen  (Juli  1921) 
im  Statistischen  Rcichsamte  noch  eine  Be- 
standsstatistik für  Anfang  und  Ende  1920 
fertiggestellt  worden,  welche  die  auf  Grund 
des  Friedensvertrags  von  Versailles  bereits 
erfolgten  Gebietsabtretungen  berücksichtigt, 
sich  also  auf  ein  verkleinertes  Deutsches 
Reich  bezieht;  da  das  Schicksal  Obcr- 
sclilcsiens  zurzeit  (Juli  1921)  noch  nicht 
feststeht,  so  ist  in  dieser  Statistik  noch 
ganz  Schlesien  dem  Deutschen  Reiche  hinzu- 
gerechnet worden.  Auch  von  dieser  Bestands- 
statislik  für  Anfang  und  Ende  1920  können 
unten  schon  die  Hauptergebnisse  mitgeteilt 
werden. 

Von  den  Rentabilitätsstatistiken  des 
Statistischen  Rcichsamts  liegen  zurzeit  (Juli 
1921)  die  11  Arbeiten  der  Jahre  1907/08 
bis  1917/18  vor;  die  Hauptergebnisse  dieser 
11  Jahre  sollen  unten  ebenfalls  wieder- 
gegeben werden. 

So  besitzen  wir  in  Deutschland  eine  nach 
drei  Richtungen  hin  bearbeitete  Aktien- 
gescUschaftsstatistik  des  Statistischen  Reichs- 
amts. Daneben  besteht  weiter  die  Akticn- 
gcscllschaftsstatistik  des  Preußischen  Sta- 
tistischen Landesamts,  das  in  dankenswerter 
Weise  hinsichtlich  der  Rentabililätsstatistik 
mit  der  Reichsbehörde  in  eine  Art  Arbeits- 
gemeinschaft getreten  ist.  Außerdem  ist 
auch  seit  1908,  seit  unserem  Bericht  für  die 
3.  Auflage  dieses  Werkes,  die  ülirige  amtliche, 
halbamtliche  und  private  Aktiengcsellscliafts- 
statislik  —  wie  unten  gezeigt  werden  soll  — 
weiter  gepflegt  worden.  Der  Weltkrieg  hat 
indessen  die  Arbeiten  mancher  Stellen  ein- 
geschränkt, so  daß  die  eine  oder  andere 
verdienstvoll  gewesene  private  und  halb- 
amtliche Statistik  heute  nicht  mehr  weiter- 
geführt wird.  Im  allgemeinen  wird  hier- 
durch freilieh  eine  erhebliche  Einbuße 
nicht  entstanden  sein,  denn  die  aner- 
kanntermaßen gut  durchgeführte  Ak- 
tiengesellschaftsstatistik des  Sta- 
tistischen Rcichsamts  dürfte  in  den 
meisten  FäUen  den  gewünschten  Auf- 
schluß geben.  Leider  werden  amtliche  Sta- 
tistiken aber  vielfach  zu  spät  veröffentlicht, 
namentlich  wenn  nur  vierteljährlich  erschei- 
nende Zeitschriften  zur  Verfügung  stehen. 
Diesem  Nachteil  sucht  das  Statistische 
Reichsamt  neuerdings  dadurch  abzuhelfen, 
daß  es  in  seiner  seit  Januar  1921  heraus- 
gegebenen neuen  Zeitschrift  „Wirt- 
schaft und  Statistik"  (Verlag  Reimar 
Hobbing,  Berlin),  die  in  Zukunft  statt  monat- 
lich halbmonatlich  erscheinen  soll,  monatlich 
über  Neugründungen  und  Kapitalerhöhungen 


I  von  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften 
I  m.  b.  H.  berichtet.  Es  ist  zu  erwarten,  daß 
die  wichtigsten  Ergebnisse  der  großen,  sonst 
I  vierteljährlich  oder  jährlich  zur  Veröffent- 
lichung gelangenden  Aktiengesellschafts- 
statistiken in  Zukunft  in  der  Zeitschrift 
„Wirtschaft  und  Statistik"  möglichst  früh- 
zeitig zur  Mitteilung  gelangen. 

1.  Geschichtliche  Entwicklung  der  Aktien- 
gesellschaftsstatistik. Obwohl  ein  einhcullchcs 
Aktlcngcscllst^haftsrccht  tür  ganz  Deutschland 
schon  iöf'l  durch  das  Allgemeine  Deutsche  HGI5. 
Scschaffcn  war,  begann  eine  amtliche  Statistik 
j  der  Aktiengesellschaften   doch   erst  erheblich 
I  später,  und  zwar  nicht  etwa  seitens  des  größeren 
i  Staatengebildcs,    des    Norddeutschen  Hundes 
'  oder  des  Deutschen  Reiches  (das  Kaiserlich» 
Statistische  Amt  trat  Juli  1872  in  Wirksam- 
keit), sondern  seitens  einiger  Bundesstaaten. 

Nähere  Angaben  über  die  geschichtliche 
Entwicklung  der  Statistik  der  Aktiengesell- 
schaften in  Deutschland,  insbesondere  der  Be- 
stands- und  Bewegungsstatistik,  hat  der  Ver- 
fasser in  seinem  Ende  liJU?  abgeschlossenen  Buche 
„Das  Problem  einer  amtlichen  Statistik  der 
deutschen  Aktiengesellschaften"  (S.  5  —  60  und 
S.  181  f[.)  gemacht.  Ueber  die  Entwicklung  ins- 
besondere der  Statistik  der  Kontabilitäl  der 
Aktiengesellschaften  in  Deutschland  und  in  dea 
wichtigsten  ausländischen  Staaten  hat  der  Ver- 
fasser in  seinem  Ende  11)08  erschienenen  Buche 
„Die  Rentabilität  der  Aktiengesellschaften" 
(S.  9-65  und  S.  275-288)  eingehend  berichtet. 
Auf  diese  Veröffentlichungen  sei  Bezug  ge- 
nommen. An  dieser  Stelle  können  nur  die 
wichtigsten  Angaben  gemacht  werden. 

Die  Bestrebungen  zur  Einführung  amtlicher 
Akticngesellschaftsstatistikcn  begannen  186i> 
auf  dem  7.  Internationalen  Statistischen  Kongreß 
im  Haag,  wo  der  damalige  Professor  der  Rechts- 
wissenschaft in  Amsterdam  und  spätere  nieder- 
ländische Staatsminister  Asser  einen  Bericht 
über  eine  Statistik  der  privaten  Erwerbsgcsell- 
!  schatten,  insbesondere  der  Aktiengesellschaften, 
erstattete.  ,\uf  den  Tagungen  des  Internationalen 
Statistischen  Kongresses  187G  in  Budapest  und 
I  schließlich  1903  in  Berlin  wurden  die  Bestre- 
bungen stark  gefördert.  Die  Frage  der  Ein- 
führung einer  allgemeinen  Akticngesellschaits- 
statistik  bleibt  dauernd  verknüpft  mit  den 
Namen  Asser,  Engel,  van  der  Borght, 
Körösy,  Neymarck,  von  Juraschek  und 
Somary. 

a)  Die  amtliche  Statistik.  Den  Anfang 
machte  in  Deutschland  mit  einer  amtlichen 
Aktiengesellschaftsstatistik  Bayern  in  der  Zeit- 
schrift seines  Statistischen  Bureaus  1882  und 
1884  mit  zwei  von  Rasp  bearbeiteten  Veröffent- 
lichungen, welche  die  Gründungen  und  Auf- 
( lösungen  von  Aktiengesellschaften  in  Bayern 
in  den  Jahren  1834-1883  und  die  Ende  i883 
noch  bestandenen  187  Gesellschaften  behandelten. 
Erst  im  „Statistischen  Jahrbuch  f.  d.  König- 
reich Bayern  1894"  whd  diese  Statistik  wieder 
aufgenommen  und  in  den  weiteren  Jahrgängen 
189=),  1897  und  1898  fortgeführt,  aber  schon 
1889  wieder  beschlossen.  Die  bayerische  Sta- 
tistik war  eine  Rentabilitätsstatistik,  wie  sie 
oben  besprochen  wurde,  und  stützte  sich  au£ 
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das  von  privater  Seite  heransgegebene  „Hand- 1 
buch  süddeutscher  Aktiengesellschaften".  Neben- 
her gelangten  im  bayerischen  Jahrbuch  seit 
1894  fortlaufend  Uebersichten  betr.  „Ge- 
schäftsergebnisse der  Banken  und  Kreditinsti- 
tute" (beginnend  mit  1889)  zur  Veröffentlichung. 
Diese  Uebersichten  geben  die  wichtigsten  Bilanz- 
posten von  anfänglich  8,  später  12  Banken 
wieder,  welche  bis  auf  2  (die  Bayerische  Land- 
wirtschaftsbank und  die  Jlünchcner  Industrie- 
baidc)  in  der  Rechtsform  der  Aktiengesellschaft 
betrieben  werden.  —  Nach  Einführung  der 
Aktiengesellschaftsstatistik  des  Statistischen 
Reichsamts  hat  das  Bayerische  Statistische 
Landesamt  aus  der  Reichsstatistik  besondere  Zu- 
sammenstellungen für  Bayern  veröffentlicht,  zu- 
erst im  Statistischen  Jahrbuch  für  Bayern  für 
1912.  (In  ähnlicher  Weise  werden  für  Sachsen 
Übersichten  seit  dem  Statistischen  Jahrbuche 
für  Sachsen  Jahrg.  1912  geboten.) 

Das  „Statistische  Jahrbuch  1884"  von  Baden 
teilte  die  Zahl  der  Aktiengesellschaften  nach 
den  einzelnen  Amtsbezirken  und  nach  dem 
Zweck  des  Unternehmens  mit,  ohne  freilich 
auch  das  Aktienkapital  zu  berücksichtigen.  Vom 
Jahre  1888  an  wurden  nicht  nur  die  Haupt- 
niederlassungen, sondern  auch  die  Zweignieder- 
lassungen (getrennt  nach  solchen  badischer  und 
außerbadischer  Gesellschaften)  gezählt.  Vom 
Jahre  1889  ab  erfolgte  ferner  die  getrennte  Zäh- 
lung der  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien. 

Das  Statistische  Amt  der  Stadt  Berlin 
hatte  schon  im  ersten  Jahrgang  seines  Statist. 
Jahrbuchs  (1874)  Angaben  über  die  1872  in 
Berlin  erfolgten  Gründungen  von  Aktiengesell- 
schaften gemacht,  auch  später  jährliche  Sta- 
tistiken über  die  wichtigsten  Berliner  Gesell- 
schaften gebracht;  neben  der  Höhe  des  Aktien- 
kapitals der  namentlich  aufgeführten  Gesell- 
schaften wurde  hauptsächlich  der  Kurs  der 
Aktien  und  der  Kurswert  des  .Aktienkapitals  am 
Jafeesschluß,  ferner  der  jährliche  Dividenden- 
betrag mitgeteilt.  Eine  ausführlichere  Rentabili- 
tätsstatistik wurde  auf  Grund  der  Angaben  in 
„Salings  Börsen-Papiere"  zuerst  für  1890  und 
dann  tortlaufend  veröffentlicht. 

Württemberg  teilte  in  seinem  ,, Statisti- 
schen Handbuch"  vom  Jahre  1900  an  die  Ge- 
schäftsergebnisse einiger  (5)  größerer  Aktien- 
Bankanstalten,  ähnlicli  wie  Bayern,  mit. 

Wenn  wir  von  der  unten  zu  erwähnenden 
Arbeit  Engel's  in  der  „Zeitschrift  des  Preußischen 
Statistischen  Bureaus"  1875  absehen,  so  über- 
nahm die  preußische  Behörde  eine  amtliche 
Statistik  der  Aktiengesellschaften  zuerst  ein- 
malig, um  eine  statistische  Uebersicht  der  preu- 
ßischen Aktiengesellschaften  als  Anlage  zur 
Begründung  der  Aktiengesetznovelle  von  1884 
zu  liefern  (Anlage  B  des  Entwurfes).  Da  die 
Sammlung  der  Unterlagen  ohne  Inanspruch- 
nahme der  Handelsregisterbehördcn  erfolgte, 
konnte  die  Statistik  nur  für  den  vorliegenden 
Zweck  genügen.  Seit  1903  hat  aber  das  Preußische 
Statistische  Landesamt  eine  Statistik  der  preu- 
ßischen Aktiengesellschaften  (einschl.  Komman- 
ditgesellschaften auf  Aktien)  unternommen  und 
die  ersten  Arbeiten  in  seinen  ,, Jahrbüchern" 
1904ff.  sowie  in  seiner  ,, Zeitschrift"  190G  ver- 
öffentlicht. Die  Arbeiten,  welche  sich  hauptsäch- 
lich auf  die  Bilanzangaben  des  „Handbuchs  der 
deutschen  Aktiengesellschaften"   stützen  und 


in  ausgedehntem  Umfange  Rückfragen  bei  den 
Gesellschaften  verwerten,  stellen  umfassend 
ausgearbeitete  RentabiUtätsstatistiken  dar.  Die 
mit  reichhaltiger  textlicher  Erläuterung  ver- 
sehene Arbeit  in  der  „Zeitschrift"  1906  be- 
handelt vergleichsweise  die  Geschäftsjahre  1899 
und  1902.  Die  im  „Jahrbuch"  1920  veröffent- 
lichte Statistik  bezieht  sich  auf  1917.  Oben  in 
der  Vorbemerkung  ist  schon  erwähnt,  daß  die 
Preußische  Behörde  hinsichtlich  der  Rentabili- 
tätsstatistik der  Aktiengesellschaften  seit  1909 
in  einer  Art  Arbeitsgemeinschaft  mit  dem 
Statistischen  Reichsamt  steht. 

Das  „Statistische  Jahrbuch  für  das  Königreich 
Sachsen"  enthielt  erstmalig  1904  eine  Tabelle 
„Die  Aktiengesellschaften  im  Königreiche  Sach- 
sen, nach  Gewerbegruppen  und  Höhe  des  Aktien- 
kapitals". Die  Zahlen  dieser  Bestandsstatistiken 
sind  nach  Angaben  im  erwöhnten  „Handbuch  der 
deutschen  Aktiengesellschaften"  zusammen- 
gestellt. Die  Verwertung  der  Reichsstatistik 
seit  1912  ist  oben  bei  Bayern  erwähnt. 

Das  „Statistische  Bureau  der  Steuerdepu- 
tation" der  freien  Hansestadt  Hamburg  hatte 
in  dem  bisher  nur  viermal,  nämlich  1874,  1880, 
1885  und  1891,  herausgegebenen  „Statistischen 
Handbuch  für  den  Hamburgischen  Staat"  jedes- 
mal (für  die  Jahre  1857-1873,  1870-1878, 
1878-1883  und  1880-1889)  über  die  Ham- 
burgischen Aktienbanken  und  Aktien- Assekuranz- 
Kompagnien  statistische  Angaben  gemacht,  wel- 
che sich  bei  den  Banken  unter  anderen  auf  das 
Gründungsjahr,  das  zeitige  Aktienkapital  sowie 
auf  Gewinn  oder  Verlust  und  Dividende  des 
letzten  Bilanzjahres  erstreckten  und  bei  den 
Versicherungs-Aktiengesellschaften  für  die  Jahre 
seit  1851  den  Gesamtgewinn  oder  -Verlust  für 
fünfjährige  Perioden,  seit  1880  für  jedes  Jahr 
angaben. 

Während  Hamburg  seine  diesbezügliche  Sta- 
tistik mit  dem  vierten  Jahrbuch  1891  einstellte  — 
im  „Jahresbericht  des  Statistischen  Bureaus  der 
Hamburger  Steuerdeputation  für  das  Jahr  1906" 
sind  nnr  einige  Hauptzahlen  der  Rentabilität 
von  178  Aktiengesellschaften  in  Hamburg  für 
das  Geschäftsjahr  1905  enthalten  — ,  begann 
das  Bremische  Statistische  Amt  in  seinem 
„Jahrbuch  für  Bremische  Statistik"  1899  eine 
Bankenstatistik  zu  liefern,  welche  wichtige 
Bilanzposten  der  Banken  in  Bremen  betraf. 
Bremen  gab  erst  1904  wiederum  ein  Jahrbuch 
heraus  mit  „allgemeiner  Statistik  der  Jahre  1900 
bis  1904",  brachte  darin  aber  nicht  nur  eine 
Bankenstatistik  wie  im  Jahrgang  1899,  son- 
dern behandelte  auch  die  Rentabilität  der  ein- 
zelnen dortigen  DampfschiffahrtsgescUschaften 
durch  Angabe  von  Aktienkapital,  Anleihekapital 
und  Dividendenhundertsatz  (letzteren  für  die 
einzelnen  Jahre  1886—1904).  Eine  besonders 
ausführliche  Statistik  der  Rentabilität  der  im 
bremischen  Handelsregister  eingetragenen  .Aktien- 
gesellschaften i.  J.  1905,'OG  brachte  das  im 
Mai  1907  erschienene  „Jahrbuch  für  Bremische 
Statistik,  Jahrgang  1906".  Diese  Arbeiten  sind 
später  fortgesetzt  worden. 

Das  Kaiserliche  Statistische  Amt,  das  jetzige 
Statistische  Reichsamt,  hatte  bis  Dezbr. 
1907  Zahlen  einer  allgemeinen  Aktiengesell- 
schaftsstatistik noch  nicht  veröffentlicht,  son- 
dern sich  —  abgesehen  von  der  zeitweise  (1896 
bis  1900)  bearbeiteten  Statistik  deutscher  Lebens- 
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und  FeucrversicherungsgoscUschaften  und  ab- 
gesehen von  der  Behandlung  der  Aktiengesell- 
schaften in  der  Konkurs-  und  Emissionsstatistik 
sowie  namentlich  auch  bei  den  Berufs-  und 
Betricbszahlun^en  (vgl.  St.  d.  d.  Reichs  N.  F. 
Bd.  11!)  S.  174/5)  —  leider  noch  auf  eine  Sta- 
tistik der  deutschen  Noten-  und  llypothekon- 
aktienbankcn  beschränkt.  In  Anlehnung  an 
Hechts  unten  noch  zu  erwähnende  Statistik  für 
die  Jahre  IÖG.1— 189'J  sind  die  späteren  Jahre 
im  „Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich"  für  1901,  lÜOGff.  behandelt.  In  diesen 
Ucbersichten  wird  für  die  unter  das  llvpothekon- 
bankgesetz  fallenden  Banken  nur  deren  Zahl 
und  Aktienkapital  angegeben;  im  übrigen  ent- 
halten die  L'euersichtcn  hauptsächlich  Angaben 
über  den  Pfandbriefumlauf  und  die  Deckung. 
Im  4.  ,,Viertoljahrsheft  zur  Statistik  des  Deut- 
schon Reichs"  1907  (S.  IV  360-377)  vor- 
*iffent1lchte  das  Statistische  Amt  die  in  der 
Vorbemerkung  schon  erwähnte  ,, Statistik  des 
Bistanili's  der  Aktiengesellschaften  und  Kom- 
niandilgesc'ilschaften  auf  Aktien  im  Deutschen 
Reiche  am  31./XI1.  190G".  Auf  Grund  dos 
Bundesratsbeschlusses  vom  l-'i./VlI.  1909  er- 
folgte dann  mit  Hilfe  von  Nachweisungen  der 
Handelsregistergerichte  die  ebenfalls  bereits 
erwähnte  umfassende  Bestandsaufnahme  vom ! 
3Ü./IX.  1909,  die  sich  zugleich  auf  Gesell- j 
schalten  mit  beschränkter  Haftung  und  die  i 
sonstigen  im  Handelsregister  eingetragenen  juri- 
stischen Personen  erstreckte;  die  Veröffent- 
lichung der  Ergebnisse  erfolgte  im  Ergänzungs- 
heft zum  2.  „Vierteljahrshefte  zur  Statistik 
des  Deutschen  Reichs"  1910  II  (S.  Si-S3). 
Dort  sind  auch  eingehende  Angaben  über  die  j 
von  den  Handelsregistern  beschafften  Unter- 
lagen und  deren  Ucarbeitung  gemacht.  Die 
seit  dem  l./I.  1907  begonnene  Bewegungsstatistik 
auf  Grund  der  Bekanntmachungen  der  Register- 
gerichte konnte  vom  l./X.  1909  ab  in  dem  durch 
die  Bestandsaufnahme  vom  30./IX.  1909  er- 1 
miigllchtcn  Umfange  erweitert  werden.  Die ' 
Bewegungsstatistiken,  welche  insbesondere  über 
NeugrUndungen,  Kapitalcrhühungen  und  -her- 
absetzungon,  Fusionen,  Liquidationen,  Kon-  j 
kurse  usw.  berichten,  werden  vierteljährlich 
veröffentlicht  und  in  eingehenderen  Jahres- 
übersichten zusammengestelll ;  mit  den  letzteren 
wird  eine  jährliche  Fortschreibung  des  am 
30./IX.  1909  ermittelten  Bestandes  verbanden,  [ 
so  daß  der  jeweilige  Gesamtbestand  der  Gesell-  ' 
schatten  nach  Zahl  und  Höhe  des  Aktienkapitals  \ 
am  Ende  eines  Jahres  festgestellt  werden  konnte. 
Die  in  der  Vorbemerkung  schon  erwähnte  Be- 
standsstatistik für  den  31./XfI.  1919  gibt  indes  ' 
wieder  eingehenden  Aufschluß  über  die  Ver- 1 
toilung  der  Gesellschaften  nach  Bundesstaaten  [ 
(liändern),  nach  Gewerbegruppen  usw.,  sowie 
nach  der  Höhe  des  Aktienkapitals.  Die  Be- 
standsstatistik sollte  insbesondere  die  Entwick- 
lung der  Aktiengesellschaften  in  Deutschland 
seit  der  Bestandsaufnahme  vom  30./1X.  1909 
d,arstellen.  Gewisse  Schwierigkeiten  bot  der 
Umstand,  daß  das  Gebiet  des  iSeutschen  Reichs 
infolge  des  Friedensvertrags  von  Versailles 
erhebliche  Veränderungen  erfahren  hat  und  das 
Schicksal  Oberschlesiens  zurzeit  (Juli  1921) 
noch  nicht  entschieden  ist.  Bei  der  Bestands- 
statistik für  Ende  1919  ist  des  Vergleichs  mit 
1909  wegen,  wie  in  der  Vorbemerkung  schon  er- 


wähnt, noch  das  Gebiet  des  Deutseben  Reichs 
in  seinem  bisherigen  Umfange  berücksichtigt 
worden.  Dagegen  sind  in  einer  weiteren  Be- 
standsstatistik des  Statistischen  Reichsamts  für 
Anfang  und  Ende  1920  die  bereits  abgetretenen 
Gebiete  mit  den  dort  domizilierten  Gesell- 
schaften schon  ausgeschieden  worden;  diese 
Statistik  bezieht  sich  also  auf  ein  verkleinertes 
Deutsches  Reich;  ganz  Obersrhiesien  ist  (Juli 
1921)  noch  zum  Deutschen  Reiche  hinzugerechnet 
worden.  Von  den  Bestandsstatistiken  für  1919 
und  1920  werden  unten  im  Abschnitt  2  a  die 
wichtigsten  Ergebnisse  mitgeteilt.  —  Auf  die  vom 
Statistischen  Reichsamt  veröffentlichten  Ren- 
tabilitätsstatistiken, die  Statistiken  der  Ge- 
schäftsergobnisse  der  deutschen  Aktiengesell- 
schaften, von  denen  bisher  11  Arbeiten  für  die 
Jahre  1907/03-1917/18  vorliegen,  ist  in  der 
Vorbemerkung  ebenfalls  bereits  hingewiesen. 
Die  sich  an  die  Vorschläge  des  Verfassers  in 
seinem  Buche  „Die  Rentabilität  der  Aktien- 
gesellschaften" anschließenden  Grundsätze,  nach 
denen  die  Bearbeitung  der  Bilanzen,  Gewinn- 
und  Verlustrechnungen  sowie  der  Geschäfts- 
berichte erfolgt,  sind  in  der  Einleitung  der 
Statistiken  der'„Geschäftsergebnisse"  für  1907/08 
und  1908/09  (in  den  Ergänzungsheften  zu  den 
2. ,, Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs"  1909  und  1910)  mitgeteilt.  Der  Kreis 
der  in  die  Rentabilitätsstatistik  einbezogenen 
Gesellschaften  ist  kleiner  als  bei  den  Bestands- 
und Bewogungsstatistiken.  In  der  Rentabilitäts- 
statistik werden  die  in  Liquidation  oder  in 
Konkurs  befindlichen  Gesellschaften  nicht  mit- 
berücksichtigt. Ferner  werden  ausgeschieden 
sämtliche  Gesellschaften  ohne  wirtschaftlichen 
Zweck,  Gesellschaften,  bei  denen  die  Divi- 
dendenverteilung ganz  ausgeschlossen  oder  auf 
einen  Höchstsatz  beschränkt  ist,  schließlich 
auch  sog.  Nebenloistungsgesellschaften  (z.  B. 
Zuckerfabriken  mit  Rübenbaupflicht  der  Ak- 
tionäre). — 

Erwähnt  sei  hier  noch,  daß  das  durch  RG. 
V.  12./V.  1901  geschaffene  jetzige  Rcichs- 
aufsichtsamt  für  Privatversicherung  in 
seinen  Statistiken  die  seiner  Aufsicht  unter- 
stellten Gesellschaften  getrennt  nach  Aktien- 
gesellschaften und  Gegenseitigkeitsgesellschaften 
behandelt. 

Bei  der  Aufzählung  der  amtlichen  Statistiken 
dürfen  schließlich  die  Geschäftsübersichten  der 
Justizverwaltungen  nicht  unbeachtet  bleiben. 
Seit  1900  (dem  Jaiire  der  Neueinrichtung  der 
Handelsregister)  enthält  z.  Ii.  die  im  preu- 
ßischen Justizministerium  jährlich  in  dessen 
„Justiz-Ministeri.al-Blatt"  zur  Veröffentlichung 
gelangende  „llauptübersicht  der  Geschäfte  bei 
den  preußischen  und  waldeckischen  Amts- 
gerichten" Angaben  über  die  am  Schlüsse  des 
vorigen  Jahres  vorhandenen,  die  im  laufenden 
Jahre  eingetragenen  und  gelöschten  sowie  die 
hiernach  verbleibenden  Firmen  «des  Handels- 
registers. Neben  anderen  Rechtsformen  werden 
Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  getrennt  behandelt. 

b)  Halbamtliche  Statistik.  Als  halbamt- 
lich seien  Statistiken  der  Handelskammern 
und  ähnlichen  amtlichen  Interessenvertretungen 
bezeichnet. 

Vielfach  findet  sich  in  den  Jahresberichten 
der  Handelskammern  nur  ein  Verzeichnis  der 
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im  Bezirk  domizilierten  oder  durch  eine  Zweig- 
niederlassung vertretenen  Aktiengesellschaften 
(oft  mit  Angabe  des  Gründungsjahres,  des  zei- 
tigen  Aktienkapitals  und  der  Dividendenhundert-  l 
Sätze  des  letzten  Jahres).  Oftmals  werden  aber  i 
auch  Uebersichten  mitgeteilt,  welche  die  Ge- 
samtzahlen  der  in  den  Handelsregistern  der  j 
Amtsgerichte  des  Handelskammer-Bezirks  ein- 
getragenen Firmen  (seit  1900  mehrfach  getrennt 
nach  den  einzelnen  Arten  der  Untemehmungs- 
formen)  aufführen.  Im  allgemeinen  beschäftigen 
sich  die  Handelskammern  kaum  mit  der  Aus- 
arbeitung eigener  Statistiken  der  Aktiengesell- 
schaften. Eine  Ausnahme  macht  in  dieser 
Beziehung  die  Handelskammer  Dresden, 
welche  1902,  1905,  1908  und  1912  „Vergleichende 
Uebersichtstafeln  über  Kapital  und  Ertrag  der 
Aktiengesellschaften  des  Bezirks  der  Handels- 
kammer Dresden"  für  die  Jahre  1899—1910 
veröffentlichte.  Diese  Rentabilitätsstatistiken  be- 
ruhen auf  sehr  eingehenden  Verarbeitungen  der 
Bilanzangaben.  Die  weitere  Bearbeitung  dieser 
Statistiken  ist  leider  durch  den  Ausbruch 
des  Krieges  verhindert. 

In  dem  erstmalig  Dezember  1907  vom 
„Hessischen  Handelskammertag"  herausgege- 
benen „Wirtschaftsstatistischen  Jahrbuch  der 
Hessischen  Handelskammern  für  das  Jahr 
190G"  befindet  sich  ein  Verzeichnis  der  im 
Großherzogtum  Hessen  mit  einer  Haupt-  oder 
Zweigniederlassung  vertretenen  Aktiengesell- 
schaften nach  dem  Stande  vom  Jahre  1906. 
Außer  dem  Gründungsjahr  ist  die  Höhe  des 
nominellen  Aktienkapitals  und  der  Gegenstand 
des  Unternehmens  angegeben.  Die  Verzeichnisse 
sind  später  fortgeführt  worden. 

Interessenvertretungen  an  Orten,  an  denen 
Börsen  vorhanden  sind,  pflegen  ferner  neben 
Emissionsstatistiken  (Statistiken  über  die 
Neuzulassungen  von  Wertpapieren  zum  Börsen- 
handel) auch  Kursstatistiken  zu  veröffent- 
lichen. Die  jetzt  mit  der  Handelskammer  zu 
Berlin  vereinigten  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft von  Berlin  haben  z.  B.  seit  1903  viele 
Jahre  hindurch  in  ihrem  „Berliner  Jahrbuch 
für  Handel  und  Industrie"  eine  ausführliche 
Kurstabelle  mitgeteilt,  welche  ein  Verzeichnis 
der  wichtigeren  an  der  Berliner  Börse  gehandelten 
Wertpapiere  mit  Angabe  des  Ultimo-  sowie  des 
niedrigsten  und  höchsten  Kurses  aus  jedem 
Monat  des  Berichtsjahres  darstellt.  Bei  den 
Aktiengesellschaften  sind  neben  diesen  Kursen 
auch  das  Gründungsjahr,  das  Aktienkapital 
und  die  Dividendenhundertsätze  der  letzten 
3  Jahre  angegeben. 

c)  Die  private  Statistik.  Die  erste  Privat- 
arbeit, welche  zugleich  eine  Statistik  der  preu- 
ßischen Aktiengesellschaften  hinsichtlich  Aktien- 
kapital, Dividendenhundertsatz  und  Börsenkurs 
für  die  Jahre  des  Auf-  und  Niederganges  von 
1870—1876  zu  geben  unternahm,  war  die  von 
Engel,  dem  Direktor  des  Preußischen  Stati- 
stischen Bureaus,  in  der  Zeitschrift  dieses  Amtes 
Jahrgang  1875  (S.  449-536)  veröffentlichte  Ab- 
handlung „Die  erwerbstätigen  juristischen  Per- 
sonen im  Preußischen  Staat,  insbesondere  die 
Aktiengesellschaften".  (Die  Arbeit  Engels  muß 
als  nicht-amtliche  gelten,  weil  Engel  selbst  mit- 
teilt, daß  er  nur  fast  ausschließlich  privates 
Material  benutzen,  dieses  auch  nicht  amtlich 
ergänzen  oder  richtigstellen  konnte.) 


van  der  Borght,  von  1904-1912  Präsi- 
dent des  Statistischen  Amtes  des  Reichs,  setzte- 
1883  die  von  Engel  begonnene  Statistik  in  seinem 
mit  umfangreichen  Uebersichten  ausgestatteten 
Buch  „Statistische  Studien  über  die  Bewährung 
von  Aktiengesellschaften"  fort,  van  der  Borght 
machte  namentlich  eingehende  Zahlenangaben  aus 
den  Bilanzen  der  meisten  nord-  und  süddeutschen 
Aktiengesellschaften  für  1880  und  gab  hiermit 
erstmalig  eine  auf  breiter  Grundlage  aufgebaute 
Rentabilitätsstatistik.  Zahlreich  sind  die  später- 
hin periodisch  in  den  „Jahrbüchern  für  Na- 
tionalökonomie und  Statistik"  erschienenen 
Abhandlungen  van  der  Borghts  über  die  jähr- 
lichen Veränderungen  im  Bestände  der  Aktien- 
gesellschaften und  über  die  finanziellen  Er- 
gebnisse. Besonders  fruchtbringend  waren  ferner 
seine  für  1886/87  in  der  1.  Aufl.  dieses  Hand- 
wörterbuchs, die  für  1891/92  in  den  genannten 
Jahrbüchern  III.  Folge  Bd.  VI  (1893)  S.  576 ff., 
schließlich  die  für  1896  in  der  2.  Aufl.  des  Hand- 
wörterbuchs veröffentlichten  Statistiken  über 
Bestand  und  Rentabilität  sämtlicher  deutschen 
Aktiengesellschaften. 

Von  Christians,  dem  Herausgeber  des 
„Deutschen  Oekonomist",  und  dem  früheren 
Oberlandesgerichtsrat  Hergenhahn  ausge- 
arbeitete Statistiken  über  Gründungen  von 
Aktiengesellschaften  und  Emissionen  von  Aktien 
wurden  ferner  1893  zum  Gegenstande  der  Ver- 
handlungen der  Börsen- Enquete-Kommission  ge- 
macht, welche  sie  als  „Statistische  Anlagen"  zu 
ihren  Verhandlungsberichten  veröffentlicnte. 

Erst  das  Jahr  1903  brachte  wieder  größere 
Arbeiten  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiet. 
Die  Statistik  der  finanziellen  Gebarung  der 
größeren  Aktienbanken  Deutschlands  wiu-de  ge- 
pflegt in  dem  1903  vom  Verein  für  Sozial- 
politik herausgegebenen  6.  Bd.  der  „Störungen 
im  deutschen  Wirtschaftsleben  während  der 
Jahre  1900ff.",  welcher  den  Geldmarkt  und 
die  Kreditbanken  betraf  und  statistische  Bei- 
träge von  Ernst  Loeb,  Adolf  Weber  und 
Arnold  enthielt.  Wagon  veröffentlichte  um 
dieselbe  Zeit  sein  Buch  „Die  finanzielle  Ent- 
wicklung deutscher  Aktiengesellschaften  von 
1870-1900  und  die  Gesellschaften  m.  b.  H.  im 
Jahre  1900",  Bauer  sein  Buch  „Die  Aktien- 
unternehmungen in  Baden".  Wagon  untersuchte 
die  Rentabilität  der  Aktiengesellschaften,  deren 
Aktien  an  der  Berliner  Börse  zugelassen,  Bauer 
die  sämtlicher  badischen  Aktiengesellschaften. 
Der  Einfluß  der  bedeutenden  Arbeit  Körösys  „Die 
finanziellen  Ergebnisse  der  (in  Budapest  domi- 
zilierten) Aktiengesellschaften  während  des  letzten 
Vierteljahrhunderts"  (Berlin  1901)  tritt  in  den 
Büchern  von  Wagon  und  Bauer  vorteilhaft  hervor. 
Als  das  „Internationale  Statistische  Institut"  auf 
seiner  Tagung  1903  in  Berlin  wiederum  über 
,, Statistik  der  Aktiengesellschaften"  verhandelte, 
überreichte  von  Juraschek  eine  Arbeit  von 
Felix  Somary  über  den  Beratungsgegenstand. 
Diese  Arbeit  sei  hier  besonders  erwähnt,  weil 
Somary  nach  den  Angaben  im  „Handbuch  der 
deutschen  Aktiengesellschaften,  Ausgabe  1902/03" 
den  Bestand  der  deutschen  Aktiengesellschaften 
(für  4  Gruppen)  nach  Zahl  der  Gesellschaften  und 
Hohe  des  Aktienkapitals  ermittelte  und  bekannt- 
gab. Seine  Ergebnisse  sind  nach  dem  Bulletin  des 
Instituts  1903  Teil  IV  S.  66  ff.  (veröffentlicht 
1905)  von  uns  im  nächsten  Abschnitt  verwertet. 
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Felix  Hecht  machte  in  seinem  Buche  „Die 
Deutschen  Hj'pothckenbankcn"  Bd.  I  „Die 
Statistik  der  deutschen  Hypothekenbanken" 
(Leipzig  1903)  eine  eingehende  Statistik  auf, 
welcnc  in  den  Ucbersicntcn  16—19  auch  das 
Aktienkapital  Endo  der  Jahre  1896—99  be- 
rücksichtigte und  in  der  Uebersicht  20  die  Divi- 
dendenhundertsUtze  für  die  Jahre  18C3— 99  mit- 
teilt«. Die  Ilechtschen  Arbeiten  fanden  ihre 
Fortsetzung  in  den  vom  Archiv  der  Bayerischen 
Handelsbank  in  München  herausgegebenen  ,, Ver- 
öffentlichungen zur  Statistik  des  Bodenkredits  und 
verwandter  Gebiete",  in  deren  H.  1  Fritz 
Schulte  die  deutschen  Bodenkreditinstitutc 
1900-1919  bearbeitete.  Die  Uebersichtcn 
bringen  für  die  Hypothikenaktienbanken  An- 
gaben über  Aktienkapital,  Rcspr\en  und  Divi- 
denden. In  seinem  Buche  „Die  Hypotheken- 
banken" (Sehr.  d.  V.  f.  S.,  Bd.  164,  München 
und  Leipzig  1918)  hat  Schulte  sodann  in  den 
statistischen  Anlagen  die  ziffernmäßigen  Er- 
gebnisse der  deutschen  Hypothekenbanken  bis 
191Gein8chl.  nochmals  zusammengestellt,  darunter 
Aktienkapital,  Reserven  und  Dividenden  für  die 
Zeit  von  1900  ab. 

Im  J.  1905  veröffentlichte  Taceer  in  den 
„Annalen  des  Deutschen  Reichs"  (1905 
S.  198-2,%,  241-276)  eine  Abhandlung 
„Die  Einwirkung  der  letzten  Wirtschafts- 
krisis auf  die  industriellen  Aktiengesell- 
schaften in  Deutschland".  Taegcr  berücksich- 
tigte die  an  der  Berliner  Börse  notierten 
Industrie-Aktiengesellschaften  und  teilte  am 
SchluB  seiner  Arbeit  lehrreiche  Uebersichtcn 
(S.  270—276)  über  die  finanzielle  Gebarung  dieser 
Aktiengesellschaften  in  den  Jahren  1899,  1900, 
1901  und  1Ü02  mit.  Im  J.  1906  erschien  femer 
die  auf  Anregung  von  Professor  Lexis  verfaßte 
Göttinger  Dissertation  von  Dermietzel  ,. Sta- 
tistische Untersuchungen  über  die  Kapitalrente 
der  größeren  deutschen  Aktiengesellschaften  (mit 
Ausschluß  der  Eisenbahnen)  von  1876—1902". 
Dermietzel  hält  die  von  Körösy  aufgestellte  Me- 
thode der  Untersuchung  nicht  in  allen  Punkten 
für  richtig;  er  berücksichtigt  von  dem  Gesamt- 
bestandc  der  deutschen  .\ktiengescllschaften  die 
mit  einem  Aktienkapital  von  mindestens  10  Mill.M. 
ausgestatteten  Gesellschaften. 

Hingewiesen  sei  noch  auf  die  Abhandlung 
von  Gottschewski  „Uebcr  die  Aktienform 
der  Unternehmung"  in  Schmollers  „Jahrbuch 
für  Gesetzgebung  usw."  1907  S.  199-245. 

Eine  Statistik  des  Bestandes  der  deutschen 
Aktiengesellschaften  gegen  Ende  1904  machte 
dann  Richard  Passow  in  seinem  1907  er- 
schienenen Werk  „Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
und  Organisation  der  Aktiengesellschaft"  auf. 
Passow  ließ  die  ihm  ohne  weiteres  als  gemein- 
nützig oder  nicht  erwerbstätig  erkennbaren 
Aktiengesellschaften  unberücksichtigt,  da  es 
ihm  in  seinem  Buche  darauf  ankam,  nur  die 
Aktiengesellschaften  im  engeren  wirtschaftliehen 
Sinne.  Aktiengesellschaften  mit  einem  bestimmten 
wirtschaftlichen  Typus,  zu  untersuchen.  — 

Ein  bestimmtes  Industriegebiet,  nämlich  die 
Portland-Zementfabrik-Aktiengesellschaften,  hat 
jahrelang,  zuerst  für  1903,  Fabrikdirektor  Wa  I  ter 
Hensel  in  ,, Vergleichenden  Zusammenstellungen 
der  Bilanzen"  untersucht.  Ferner  sei  auf  die 
Statistiken  des  ,, Vereins  deutscher  Eisen-  und 
Stahlindustrieller"  (für  die  Jahre  1873-1888) 


sowie  des  „Vereins  zur  Wahrung  der  Interessen 
der  chemischen  Industrie  Deutschlands"  (für 
die  Jahre  1882ff.)  hingewiesen,  während  in  der 
Erlanger  Dissertation  des  Ingenieurs  Gurt 
Goldinann    „Die   Entwicklung   der  Aktion- 

fesellschaf  ten  der  Porzellan-  und  Steingutindustrie 
»eutschlands"  gleichfalls  eine  Statistik  der 
in  Frage  stehenden  Aktiengesellschaften  für 
1870-1896  enthalten  ist. 

Einer  der  ersten  Akticngesellschaftsst»- 
tistiker  Deutschlands  ist  ferner  Diplom-Inge- 
i  nieur  Ernst  Werner,  der  zuerst  in  den  ,, Zwang- 
losen Mitteilungen  für  die  Mitglieder  des  Ver- 
1  eins  deutscher  Ma.schinenbauanstalten"  Nr.  12  u. 
13  von  1907  eine  Arbeit  „Die  finanziellen  Ergeb- 
nisse der  Aktiengesellschaften  des  deutschen 
Maschinenbaues"  bekanntgab  und  die  finanzielle 
Gebarung  von  222  Gesellschaften  des  Maschinen- 
baues für  190(i  untersuchte.  Seine  Arbeit  mit 
ihren  klar  durchdachten  methodischen  Aus- 
führungen ist  in  der  Monat.sschrift  „Technik 
und  Wirtschaft"  1908  (S.  346-154)  und  dann 
in  erheblich  erweitertem  Umfange  und  für  1908 
fortgesetzt  im  „Thünen-Archiv"  Jahrgang  1908 
(S.  679—694)  veröffentlicht  worden.  Werner 
hat  seine  Arbeiten  Jahr  für  Jahr  fortgesetzt,  in 
den  genannten  „Zwanglosen  Mitteilungen"  be- 
kannt gegeben  und  im  Auszuge  auch  stets  in  den 
Zeitschrilten  „Technik  und  Wirtschaft"  und 
,, Stahl  und  Eisen"  weiteren  Kreisen  zugängig 
gemacht. 

Einen  erheblichen  Anteil  an  der  Herbeifüh- 
rung einer  Aktiengesellschaftsstatistik  inDeutsch- 
land haben  ferner  einige  vornehmlich  den  Ilandcls- 
teil  pflegende  Zeitungen  sowie  vor  allem  die 
1883  von  Christians  begründete  Wochen- 
schrift „Der  deutsche  Oekonom  ist".  Seitdem 
ersten  Jahrgang  werden  in  letzterem  unter  Bei- 
fügung eingehender  statistischer  Uebersichtcn  die 
Jalirescrgebnissc  einer  großen  Anzahl  von  Kredit- 
banken, der  Notenbanken  sowie  der  Hypotheken- 
banken behandelt.  Die  Neugründungen  von  Ak- 
tiengesellschaften sind  von  1884  —  1907,  bis  zum 
Beginn  der  Bewegungsstatistik  des  Statistischen 
Reichsamts,  halbjährlich  in  Verzeichnissen  ge- 
bracht und  statistisch  zusammengefaßt.  Eme 
größere  Arbeit  „Die  Entwicklung  der  deutschen 
Aktienbanken  von  1890—1901"  gelangte  Anfang 
1903  zur  Veröffentlichung.  Seit  1907  sind 
diese  Arbeiten  von  Robert  Franz  und  nach 
dessen  Tode  (1915)  von  Willy  Baeckor 
bearbeitet. 

Die  1864  gegründete  Frankfurter  Wochen- 
schrift „Der  Aktionär"  vcrüffontlichto  seit 
Beginn  Statistiken,  die  von  1860  einen  größeren 
Umfang  annahmen  und  „Statistik  der  deutschen 
und  österreichisch-ungarischen  Aktiengesell- 
schaften" genannt  wurden.  Die  letzte  dieser 
Statistiken,  welche  u.  a.  die  Dividendenhundert- 
sätze  der  letzten  4  Jahre  mitteilten,  aber  kleinere 
Aktiengesellschaften  nicht  miterfaßten,  wurde 
1893  veröffentlicht. 

Die  1892  von  Holdheim  begründete 
„Wochenschrift  für  Aktienrecht  und 
Bankwesen"  (später  „Monatsschrift  für  Han- 
delsrecht und  Bankwesen"  genannt)  widmete  in 
ihrem  2.,  3.,  4.  und  7.  Jahrgang  der  Bewegungs- 
statistik der  Aktiengesellschaften  ihre  Aufmerk- 
samkeit, indem  sie  halbjährliche  eingehende 
Arbeiten  von  Hergenhahn,  später  von  Hold- 
heim und  van  der  Borght  über  Gründungen, 
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Kapitalerhöhungen  und  -herabsetzungen,  Auf- 
lösungen, Liquidationen,  Konkurse  und  neu- 
errichtete Zweigniederlassungen  von  Aktienge- 
sellschaften brachte. 

Von  1904  —  1920  bot  Justus  Ichenhäuser 
im  „Internationalen  Volkswirt"  und  in  der 
„Zeitschrift  für  das  gesamte  Aktien- 
wesen" statistische  Angaben  über  Neugrün- 
dungen von  Aktiengesellschaften  nach  Zahl  und 
Aktienkanital. 

Eingehende  Bankenstatistiken  (mit  Renta- 
bilitätsberechnungen) veröffentlichten  Georg 
Bernhard  in  seiner  Wochenschrift  ,,Plutus" 
(seit  1904)  und  Alfred  Lansbnrgh  in  seiner 
Monatsschrift  „Die  Bank"  (seit  1907). 

Von  den  Tageszeitungen  begann  die  „Frank- 
furter Zeitung"  zuerst  mit  größeren  jähr- 
lichen Rentabilitätsstatistiken,  1893  über  deutsche 
Hypothekenbanken  und  1895  über  Berliner 
Banken  sowie  über  zahlreiche  deutsche  Kredit- 
banken und  Versicherungsgesellschaften  (Aktien- 
und  Gegenseitigkeitsgesellschaften),  schließlich 
1907  auch  noch  über  die  deutschen  Groß- 
reedereien. Zuerst  für  März  1907,  seitdem  monat- 
lich, von  1910  ab  vierteljährlich,  gelangte  ferner 
in  der  Frankfurter  Zeitung  eine  Statistik  der 
Neugründungen,  Kapitalerhöhungen  und  -her- 
absetzungen für  Aktiongesellschaften  und  Ge- 
sellschaften m.  b.  H.  zur  Veröffentlichung,  auch 
wurden  fortan  Monatsstatistiken  über  Börsen- 
kurse (nach  Gattungen  sowohl  für  festverzins- 
liche als  auch  für  Dividendenpapiere)  mit- 
geteilt. Die  Statistiken  der  Frankfurter  Zeitung 
haben  während  des  Krieges  Einschränkungen 
erfahren  müssen,  sind  aber  seit  Anfang  1921 
wieder  erneut  aufgenommen  worden. 

Die  „Kölnische  Zeitung"  nahm  nach  dem 
Eintritt  Jutzi's  in  die  Redaktion  gleichfalls 
die  Statistik  wichtiger  Gruppen  von  Aktienge- 
sellschaften auf.  Jutzi  bearbeitete  seit  1897 
jährlich  RentabUitätsstatistiken  von  deutschen 
Handelsbanken,  der  Berliner  Banken  und  der 
deutschen  Hypothekenbanken.  1900  traten  hinzu 
Arbeiten  über  die  rheinisch-westfälischen  Aktien- 
brauereien, die  größeren  westlichen  Eiseuhütten- 
aktienwerke  und  die  deutschen  Lebensversiche- 
rungs-Gesellschatten  (Gegenseitigkeits-  und  Ak- 
tiengesellschaften). 

Das  „Bank-Archiv"  brachte  seit  August 
1906  monatlich  von  Breslauer  bearbeitete  aus- 
führliche Kursstatistiken  für  etwa  1000  Aktien- 
gesellschaften, deren  Aktien  an  der  Berliner  Börse 
zugelassen  sind.  Eine  gleichfalls  von  Breslauer 
autgemachte,  im  Juli  1907  im  „Bank-Archiv" 
veröffentlichte  Statistik  betraf  die  Kursbewegung 
und  Rentabilität  (im  engeren  Sinne)  von  etwa 
220  an  der  Berliner  Börse  notierten  Aktien  im 
Jahre  1906.  Seit  Oktober  1907  wird  die  früher 
monatliche  Kursstatistik  für  je  2  Vierteljahre 
(ab  l./I.  1907)  halbjährlich  mitgeteilt;  sie  er- 
streckt sich  auf  etwa  300  Gesellschaften,  deren 
Aktien  als  „marktgängig"  betrachtet  sind.  In- 
folge des  Krieges  sind  diese  Statistiken  ein- 
gestellt worden. 

Eine  Neuerung  brachte  schließlich  das  erst- 
malig im  Mai  1907  erschienene  März-Heft  der 
„Wirtschaftsstatistischen  Monatsbe- 
richte", herausgegeben  von  Richard  Calwer, 
der  auch  früher  schon  in  seinen  bekannten 
Jahresveröffentlichungen  eigene  Statistiken  über 
Aktiengesellschaften  gebracht  hat,  z.  B.  in  „Das 


Wirtschaftsjahr  1905,  I.  Handel  und  Wandel" 
S.  24  eine  Statistik  der  Neugründungen,  Kapitals- 
erhöhungen und  -herabsetzungen  von  Aktien- 
gesellschaften und  Gesellschaften  m.  b.  H.  für 
die  Monate  Juli,  August  und  September  1905. 
Calwer  veröffentlicht  in  seinen  Monatsberichten 
regelmäßig  umfangreiche  eigene  Statistiken. 
Er  bringt  monatliche,  auf  den  Veröffentlich- 
ungen im  ,, Reichsanzeiger"  beruhende  Sta- 
tistiken über  Neugründungen,  Kapitalerhöhungen 
und  -herabsetzungen  von  Aktiengesellschaften 
und  Gesellschaften  m.  b.  H.  (nach  Zahl  und 
Kapital),  zunächst  in  einer  größeren  Uebersicht 
nach  Gewerbegruppen  zerteilt,  später  für  die 
wichtigsten  Gruppen  noch  eingehender  speziali- 
siert. Neben  dieser  Bewegungsstatistik  gelangt 
monatlich  eine  Rentabilitätsstatistik  derjenigen 
Aktiengesellschaften  zur  Mitteilung,  welche  im 
Berichtsmonat  ihre  Bilanzen  im  RA.  veröffent- 
lichen; auch  hier  werden  die  Angaben  aus  einer 
Hauptubersicht  noch  nach  Industriezweigen  aus- 
führlich zergliedert.  Die  verdienstvollen,  in  den 
späteren  Jahren  noch  erweiterten  und  durch  eine 
Korrespondenz  ergänzten  Arbeiten  Calwers  auf 
dem  Gebiete  der  Aktien^esellschaftsstatistik  haben 
in  erheblichem  Maße  dazu  beigetragen,  die  Be- 
deutung solcher  Statistiken  in  weiten  Kreisen 
bekannt  zu  machen. 

Von  den  sog.  Börsonhandbüchern  verdient 
noch  Wolfs  „Jahrbuch  für  die  deutschen  Aktien- 
brauereien und  -Malzfabriken",  welches  1907  be- 
reits im  17.  Jahrgang  erschien,  hervorgehoben  zu 
werden,  weil  es  im  Anhang  jedes  Jahr  ein- 
gehende statistische  Tabellen  über  die  finanziellen 
Ergebnisse  der  im  Titel  genannten  Gesellschaften 
mitteilt. 

2.  Hauptergebnisse  der  Statistik  der 
Aktiengesellschaften  und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien,  a)  Bestands- 
statistik. Im  Deutschen  Reich  bestanden: 
(Uebersicht  siehe  Seite  149.) 

Die  Zahlen  für  1886/87,  1891/92  und 
1896  beruhen  auf  den  Ermittlungen  von 
van  der  Borght,  erstmalig  mitgeteilt  in  der 
1.  und  2.  Aufl.  des  Hdw.  d.  St.  und  für  1891/92 
in  den  Jb.  f.  Nat.  III  F.,  Bd.  VI  (1903  II) 
S.  575ff.  Die  Zahlen  für  1902  sind  von 
Somary  festgestellt  und  veröffentlicht  im 
obengenannten  Bulletin  des  Internationalen 
Statistischen  Instituts,  Tagung  Berlin  1903, 
Teil  IV  S.  60.  van  der  Borght  hat  nur  einmal, 
und  zwar  1886/87  bei  den  Versicherungs- 
gesellschaften, das  Nominalkapital,  im  übri- 
gen stets  das  eingezahlte  Aktienkapital  be- 
rücksichtigt. Somary  gibt  an,  für  1902  stets 
das  Nominal  kapital  gezählt  zu  haben,  in- 
dessen deutet  seine  Angabe  der  Höhe  des 
Kapitals  der  Versicherungsgesellschatten  (die 
durchweg  nur  25%  eingezahlt  verlangen)  mit 
140,08  Mill.  M.  darauf  hin,  daß  er  bei  diesen 
Gesellschaften  —  wie  van  der  Borght  für 
1891/92  und  1896  —  nur  das  eingezahlte 
Aktienkapital  berücksichtigt  hat.  Somary 
gibt  in  „Besteuerung  und  Entwicklung  der 
Industrie-Aktiengesellschaften  in  Oesterreich" 
im  Jb.  f.  G.  usw.  1905  S.  158  die  Zahl  der 
deutschen  Aktiengesellschaften  für  gleich- 


Aktiengesellschaften  (Statistik,  Deutschland) 


149 


Jahr 

Kreditinstitute 
und  Banken 

Versicherungs- 
gesellschaften 

Sonstige 
Gesellschaften 

Zusammen 

Zahl 

Kapital 
MiÜ.  M. 

Zahl 

Kapital 
Mill.  M. 

Zahl 

Kapital 
Mill.  M. 

Zahl 

Kapital 
Mill.  M. 

Ib'Jll'J-J 
1836 
1902 
190G 
1909 
1919 
1920') 

248 
390 
400 
419 
480 
461 
4(4') 

1598,00 
1635,82 
2136,87 
3289,10 
3738,83 
3848,05 

47'5,77 

"3 
119 

131 
144 

136 
133 
166 
204 

409,00 
109,36 
110,02 
140,08 
608,22 
604,07 
860,98 
I  089,85 

1782 
2615 
3181 
4623 
4444 
4628 
5100 

2  869,60 
4  025,92 
4  598,87 
8539,15 
9  5°'. 56 
10270,72 
15  407.67 

2143 
3124 
3712 
5186 
5060 
5222 
5710 
5657 

4  876,06 
5771.10 
6845,76 
1 1  968,33 
14  848,61 
14  722,84 
20984,42 
29  026,80 

falls  1902  nur  auf  4971  an.  Vielleicht  hat  er 
in  der  Zahl  5186  —  wie  auch  van  der  Borght 
bei  seinen  Angaben  —  die  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  miteinbegriffen,  sie  aber 
in  der  Zahl  4971  nicht  niilcrfaßt.  Die  Zahlen 
für  1906  sind  vom  Statistischen  Reichsamt 
auf  Grund  der  Angaben  des  ,. Handbuchs 
der  deutschen  Aktiengesellschaften"  (Aus- 
gabe 1900/07  II  und  1907/08  I)  ermittelt 
und  geben  bei  den  Versicherungsgesell- 
schaften gleichfalls  die  Höhe  des  nominellen 
Aktienkapitals  an;  die  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  sind  mitberücksichtigt, 
Gesellschaften  in  Konkurs  oder  Liquidation 
dagegen  nicht  mitgezählt  worden.  Daß 
Somary  für  1902  5186  Gesellschaften  er- 
mittelt hat,  mag  darin  seine  Erklärung 
finden,  daß  er  vielleicht  Gesellschaften  in 
Konkurs  und  Liquidation  sowie  einige  aus- 
ländische Gesellschaften,  soweit  sie  im 
,, Handbuch  der  deutschen  Aktiengesell- 
schaften" —  das  auch  Somary  seiner  Sta- 
tistik zugrunde  legte  —  aufgeführt  waren, 
mitgezählt  hat.  Würde  die  Zahl  Somani's  für 
1902  —  5186  Gesellschaften  —  ohne  weiteres 
mit  der  vom  Statistischen  Reiclisamt  für 
Ende  1906  berechneten  -  5060  Gesell- 
schaften —  vergleichbar  sein,  so  müßte  sich 
für  Ende  1906  ein  erheblich  größerer  Bestand 
ergeben,  denn  nach  den  Gründungsstatistiken 
des  ,, Deutschen  Ockonomist"  (vgl.  unten) 
sind  in  den  4  Jahren  1903  bis  einschl.  1906 
592  Gesellschaften  neugegründet  worden; 
es  werden  aber  in  denselben  4  Jahren 
schätzungsweise  höchstens  250—300  Gesell- 
schaften infolge  Konkurs,  Liquidation  oder 
Fusion  in  Abgang  gekommen  sein. 

Die  Zahlen  für  1909  sind  die  vom  Sta- 
tistischen Reichsamt  auf  Grund  der  Be- 
standsaufnahme vom  30./IX.  1909  fest- 
gestellten (später  noch  bericlitigtcn)  Zahlen; 
stets  ist  das  nominelle  Aktienkapital 
ermittelt;  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  sind  mit-,  dagegen  sämtliche 
Gesellschaften  in  Konk-urs  oder  Liquidation 
nicht  mitgerechnet  worden.  Die  sämtliche 
Zahlen  für  1919  sind  vom  Statistischen 
Eeichsamt  für  den  31./XII.  1919  nach  den- 
selben Grundsätzen  festgestellt.   Zu  berück- 


sichtigen ist  dabei,  daß  sämtliche  Gesell- 
schaften in  den  inzwischen  an  Frankreich, 
Belgien,  Dänemark,  üanzig,  Jlcmelgcbict, 
Tschechoslowakei  und  Polen  abgetretenen 
Gebieten  noch  mitgezählt  worden  sind,  um 
einen  Vergleich  mit  den  Ergebnissen  der 
Statistik  von  1909  zu  ermöglichen.  Die 
in  der  Ucbersicht  .schließlich  noch  mit- 
geteilten Zahlen  für  1920  sind  nur  mit  Vor- 
behalt mit  den  früheren  Zahlen  vorgleich- 
bar,  denn  sie  sind  der  unten  wieder- 
gegebenen (vom  Statistischen  Reichsamt 
Juli  1921  festgestellten)  Ucbersicht  6  ent- 
nommen, beziehen  sieh  auf  den  31. /XII.  1920 
und  gelten,  wie  zu  Ucbersicht  C  erläutert 
ist,  für  das  verkleinerte  Gebiet  des  Deutschen 
Reichs,  wobei  das  Saargebiet  und  ganz 
Oberschicsien  noch  hinzugerechnet  worden 
sind.  Für  die  Kreditinstitute  und  Banken 
(Gruppe  XIX)  war  Juli  1921  die  getrennte 
Auszählung  noch  nicht  vorgenommen,  so  daß 
oben  in  2  Spalten  Zahlen  nicht  mitgeteilt 
werden  konnten. 

Nachstehend  sollen  aus  der  Bestands- 
statistik für  Endo  1919  (also  für  das 
bisherige  Gebiet  des  Deutschen  Reichs) 
mehrere  Uebersichten  für  die  „tätigen"  Ak- 
tiengesellschaften einschließlich  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  (unter  Ausscheidung 
der  ,,nichttätigeii",  d.  h.  der  in  Konkurs  oder 
Liquidation  befindlichen  Gesellschaften)  mit- 
geteilt werden,  zum  Teil  mit  den  Vergleichs- 
zahlen vom  3Ü./IX.  1909.  Die  Bestandsauf- 
nahme vom  31. /XII.  1919  hat  in  einigen 
Punkten  eine  Vereinfachung  erfahren.  Z.  B. 
sind  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
nicht  getrennt  festgestellt  worden;  Ende  1906 
waren   108   derartige   Gesellschaften  vor- 


')  Einschließlich  44  Treuhand-  und  Finan- 
zierungsgesellschaften, die  1906  und  1909  nicht 
gesondert  goziililfc  worden  sind,  aber  in  der  Zahl 
der  Banken  mitcnthalten  waren.  Dagegen  sind 
Immobilien-  und  Baubanken  nicht  mithinzugc- 
rcchnct  worden. 

2)  Die  Zahlen  für  1920  gelten  für  Endo  1920 
und  zwar  für  das  verkleinerte  Gebiet  des  Deut- 
schen Reichs,  wie  im  Text  erläutert  ist.  Die 
Zahlen  bis  1919  gelten  für  das  bisherige  Gebiet 
des  Deutschen  Reichs. 
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banden,  am  30./IX.  1909  98  Gesellschaften  |  denen  eine  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
mit  600,94  MUl.  M.  Aktienkapital;  die ;  nicht  vorkam,  sind  der  Raumersparnis 
Gliederung  nach  Gewerbegruppen  teilt  die  j  halber  fortgelassen.  Weil  die  Bestands- 
Uebersicht  1  mit;  Gewerbegruppen,  bei  |  Statistik  vom  30./IX.  1919  femer  die  Gesell- 


Uebersicht  1.    Bestand  der  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien. 

30.  Sept.  1909. 


Zahl 

Nominelles  Aktienkapital 

Gewerbegruppen 

der 
K.  a.  A. 

überhaupt 
1000  M. 

auf  1  Gesellschaft 
M. 

I 

37° 

I 

I  68o 

I  680  ocx> 

Industrie  der  Steine  und  Erden  

4 

4510 

I  127  500 

I 

260 

260  000 

Industrie  der  Mascliinen,  Instrumente  und  Apparate 

5 

8  080 

I  616  000 

I 

I  250 

I  250  000 

Industrie  der  Leuchtstoffe,  Seifen,  Fette,  Oele  .  .  . 

I 

240 

240  000 

24 

47  476 

I  978  167 

2 

2  400 

I  200  000 

I 

500 

500  000 

2 

2  190 

I  095  000 

Industrie  der  Nahrungs-  und  Genußmittel   

7 

7  210 

I  030  000 

3 

2  360 

786  667 

Handelsgewerbe  und  Hilfsgewerbe  des  Handels.  .  .  . 

39 

518  829 

13  303  308 

-  j  Darunter: 

13985919 

37 

517  479 

5 

3  549 

709  800 

I 

32 

j            32  000 

98 

600  936 

6  132  000 

Schäften  mit  einem  Aktienkapital  bis 
100  000  M.  nach  der  Höhe  des  Kapitals 
nicht  weiter  teilt,  so  sei  aus  der  Statistik 
vom  30./IX.  1909  mitgeteilt,  daß  von  im 
ganzen  5222  Aktiengesellschaften  (einschl. 
Kommanditgesellschaften  a.  A.)  allein  497 
Gesellschaften  mit  einem  Aktienkapital  bis 
100  000  M.  gezählt  worden  sind,  nämlich 


Aktiengesellschaften  einschließlich  Komman- 
ditgesellschaften a.  A.  gemeint  —  waren 
gegründet: 


21  mit  bis 
99   „  über 

129  „  „ 
96  „  „ 

152   ..  „ 


5  000  M. 
5  000—  25  000  M. 
25  000—  50  000  M. 

50000—   75  ODO  M, 

75  000 — 100  000  M. 


497 


Gottschewski  hatte  für  1909  in  seiner 
Abhandlung  ,,Ueber  die  Aktienforni  der 
Unternehmung"  im  ,,Jb.  f.  G.  usw."  1907 
S.  212  von  im  ganzen  4951  deutschen  Aktien- 
gesellschaften noch  573  GeseUsehaften  mit 
weniger  als  100  000  M.  festgestellt.  Gemein- 
nützige und  nicht  erwerbstätige  Gesell- 
schaften werden  zur  Kostenersparnis  mit 
einem  möglichst  niedrigen  Aktienkapital  ge- 
gründet; bei  ihnen  kommt  es  in  erster  Linie 
auf  die  Schaffung  einer  iuristischen  Per- 
son an. 

Von  dem  vom  Statistischen  Reichsamt 
für  Ende  1919  (für  den  bisherigen  Umfang 
des  Reichsgebiets)  ermittelten  5710  Gesell- 
schaften —  nachstehend  sind  hiermit  stets 


1850  und  früher 

54 

1851-1860 

137 

1861-1870 

189 

1871-1880 

575 

1881-1890 

962 

1891-1900 

1407 

1901-1910 

1207 

1911 

152 

1912 

150 

1913 

160 

1914 

88 

1915 

53 

1916 

90 

1917 

125 

1918 

164 

1919 

197 

Die  Uebersicht  2  soll  einen  Vergleich 
der  Bestandsstatistiken  vom  30./IX.  1909 
und  31./X1I.  1919  nach  Ländern  (bisher 
Bundesstaaten  genannt)  und  Landesteilen 
bieten.  Wie  oben  schon  bemerkt  worden, 
sind  des  Vergleichs  wegen  bei  der  Bestands- 
statistik für  Ende  1919  noch  sämtliche  Gesell- 
schaften in  den  inzwischen  an  Frankreich,  Bel- 
gien, Dänemark,  Danzig,  Memelgebiet,  Tsche- 
choslowakei und  Polen  abgetretenen  Gebieten 
noch  mitgezählt  worden.  Nach  der  Ueber- 
sicht 2  hat  sieh  der  Bestand  von  5222  auf 
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Uebersicht2.   Bestand  der  Aktiengesellschaften.    Verteilung  nach 
Ländern  und  Landesteilen  1909  und  1919. 


Staaten  und  Landesteile 

30.  September  1909 

31.  Dezember  1919 

Gesell- 
schaften 

Nominelles 
Aktienkapital 
1000  M. 

Gesell- 
schaften 

Nominelles 
Aktienkapital 
1000  M. 

Ostpreußen  

69 

90  098 

74 

105  369 

Wostprcußcn  

57 

54  579 

6i 

69953 

481 

2  914  122 

635 

4  472  069 

Brandenburg  

I20 

233  528 

205 

603  807 

Pommern  

103  430 

105 

246  581 

Posen   

42 

71 177 

55 

129  943 

Schlesien  

196 

668  618 

209 

759  4" 

Sachsen  

259 

480  726 

274 

713  752 

•33 

«55  894 

130 

193  641 

253 

439  776 

251 

561  386 

299 

I  067  219 

257 

l  261  159 

198 

666  098 

233 

I  083  453 

Rheinland 

693 

2  271  727 

703 

3  024  809 

Hohenzollcrn  

3 

8358 

4 

9  720 

.1909 

9  3«'  358 

3  «96 

'3  -^35  054 

- 

860  440 

^8i 

74 

163  042 

77 

434  45« 

405 

I  023  482 

458 

I  595  084 

Sachsen  ...  .... 

465 

985  289 

535 

I  457  084 

159 

269  548 

171 

421  503 

222 

524  051 

247 

678  456 

Hcs»cn  

81 

275  568 

79 

313  198 

32 

50946 

30 

53  462 

Sachsen- Weimar                  .      .  . 

48 

54  394 

84  707 

Mccklenburg-Strelitz  

12 

IT  221 

10 

13  141 

49 

68  884 

5' 

81  681 

Braunschwoig  

93 

138  873 

81 

149  331 

Sachscn-Mciningen  

29 

47  621 

30 

74  920 

Sachsen-AUcnbur"  

Sachsen-Coburg-fiotha  

20 

26  616 

18 

32  783 

•9 

55  793 

24 

75  294 

Anhalt  

42 

120  2S9 

43 

149  984 

12 

10620 

9 

•I  597 

8 

4  700 

8 

6  900 

TTT„U  1, 

r  018 

2  018 

Reuß  älterer  Linie  

5 

10338 

7 

12  819 

15 

13  574 

x8 

16  264 

I 

400 

7 

8235 

13 

13  348 

23 

58  494 

26 

91  163 

Bremen  

154 

401  722 

161 

523  994 

Hamburg  

185 

816  014 

215 

I  399  907 

25  Staaten  

4996 
226 

14  288  648 
434  193 

5491 

219 

20  494  092 
490  332 

5222 

14  722  841 

5710 

20  984  424 

5710  Gesellschaften  (also  um  488  Gesell-  derum  für  das  Reichsgebiet  in  seinem  bis- 
Bchaften)  vermehrt;  das  gesamte  Aktien-  herigen  Umfange)  für  1909  und  1919  nach 
kapital  ist  von  14,72  auf  20,98  Milliarden  Gewerbegruppen,  Bemerkenswert  sind  die 
M.  gestiegen,  nämlich  um  ungefähr  6,26  Zahlen  für  die  Aktienbanken;  in  ihrer  Ab- 
MiUiarden  M.  nähme  von  461  auf  440  und  andererseits 

Die  Uebersicht  3  macht  die  ent-  in  der  Zunahme  ihres  gesamten  Aktien- 
sprechenden vergleichenden  Angaben  (wie- ,  kapitals  von  8,35  auf  10,62  Milliarden  M. 
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Uebersicht  3.   B  e  s  t  a  n  d  d  e  r  A  k  t  i  e  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  e  n.    Verteilung  nach 
Gewerbegruppen  1909  und  1919. 


30.  September  1909 

31.  Dezember  1919 

Nom.  Aktienkapital 

Nom.  Aktienkapital 

Gewerbegruppen 

Gesell- 
schaf- 

t«n 

auf 

Gesell- 

auf 

überhaupt 

1  Gesell- 

schaften 

überhaupt 

1000  m; 

1  Gesell- 

1000 M. 

schaft 
M. 

schaft 
M. 

TT         1          T?       1     •  1.     i.  r 

J.  JLanu-  u.  rorstwirtschait  . 

3 

2425 

808333 

15  600 

7  Sooooo 

II.  Tierzucht  u.  Fischerei  . 

21 

25  280 

I  203  810 

25 

59  72<' 

2  3S8  800 

III.  Berg-,  Hütten-  u.  Salinen- 

1 268  045 

5  218  292 

226 

I  699  414 

7519  531 

Darunterr 

Steinkohlenbergbau   .  . 

43 

421  972 

9  8r3  302 

36 

392  915 

10  914  306 

-L>rttUIInUliit:U[Jt!rtf  Uilll   ■  • 

57 

209 167 

3  669  596 

53 

384  399 

7  252  811 

29 

212  570 

7  330  000 

23 

273  927 

II  909  870 

Illa.  Berg-    und  Hüttenwesen, 

verbunden  mit  Betrieben 

nus  uruppe  i v  —  v  iix  . 

40 

995  457 

24  886  425 

40 

I  509  582 

37  739  550 

I\  •  Industrie  der  Steine  und 

366 

45S988 

I  254  066 

351 

529  180 

I  507  635 

V.  ivietaiiverarueitung 

160 

266096 

I  663  100 

168 

326333 

I  942  458 

VI.  Industrie  der  Maschinen,  In- 

strumente u.  Apparate 

547 

I  631  366 

3  018  951 

715 

3  041  789 

4254250 

VII.  Chemische  Industrie  . 

150 

448  900 

2  992  667 

172 

I  518  096 

8  826  140 

VIII.  Industrie  der  Leuchtstoffe, 

159 

163  329 

I  027  226 

165 

391  9" 

2375218 

IX.  Spinnstoffgewerbe  .... 

357 

624  819 

I  750  193 

393 

818401 

2  082  445 

lOI 

1S2  684 

I  S08  752 

HO 

252257 

2  293245 

XI.  Leder-  u.  Gummiindustrie  . 

63 

120  220 

I  908  254 

75 

184235 

2  456  467 

Ali.  riolz-u.ocnnitzstoiigewerbe 

Ol 

65  123 

I  067  590 

73 

78  036 

I  068  986 

Aiii.  iNaiirungs-  u.  uenuJjmittel- 

936 

I  102  881 

I  178  292 

905 

I  240  018 

I  370  186 

XIV.  Bekleidungsgewerbe  .  .  . 

13 

18  420 

I  416923 

29 

82335 

2  839  138 

XV.  Reinigungsgewerbe.  .  .  . 
XVII  \ 

-rvTTT  i^Pfvielfältigungsgewerbe  . 

A  V  III.  1                             o       o  o 

5 

941 

iSS  200 

2 

240 

120  000 

49 

104  228 

2 127 102 

58 

loi  125 

I  743  534 

124 

80612 

650  097 

146 

123  609 

S46637 

XIX  Uandels^^ewerbe 

793 

4  549  S34 

5  737  496 

933 

5  543  222 

5  941  2S8 

Darunter : 

Geld-  u.  Kreditwesen  . 

461 

3  S48  048 

8347  176 

444 

4715767 

10  621  097 

XX.  Versicherungsgewerbe    .  . 

133 

604  070 

4  541  S80 

166 

860  982 

5  186639 

XXI.  Verkehrsgewerbe  .... 

477 

I  52S  246 

3  203  S70 

4S9 

I  939  oSi 

3  965  401 

XXII.  Gast-  u.  Schankwirtschaft. 

64 

66  iSo 

I  034  063 

62 

78183 

I  261  016 

XXIII.  Musik-,  Theater-  u.  Schau- 

stellungsgewerbe .... 

51 

24979 

489  7S4 

52 

27055 

520  288 

XXIV.  Sonstige  Gesellschaften 

(auch  gemeinnützige).  .  . 

369  71S 

I  20S  229 

353 

564  020 

I  597  790 

Zusammen  

5"^ 

14  722  841 

28193S7 

5710 

20  984  424 

3  675  030 

spricht  sich  die  durch  Fusionen  und  Kapital- 
erhöhungen bewirkte  Konzentrationsent- 
wicklung im  deutschen  Bankwesen  aus  (vgl. 
hierzu  auch  die  letzte  Spalte  der  Ueber- 
sicht 4). 

Die  Uebersicht  4  bietet  die  Fest- 
stellungen der  Bestandsaufnahme  von  Ende 
1919  hinsichtlieh  der  Verteilung  der  Gesell- 
schaften nach  der  Höhe  des  nominellen 
Aktienkapitals  und  zugleich  nach  den  in  der 
Vorspalte  genannten  Gewerbegruppen  der 
Uebersicht  3.    An  Gesellschaften  mit  über 


100  JKUionen  M.  Aktienkapital  sind  fest- 
gestellt worden: 

1909  unter  5222  Gesellschaften  11 
„      461  Banken  6 
1919     „     5710  Gesellschatten  19 
444  Banken  7 
Außer  den  in  den  Uebersichten  2—4 
berücksichtigten    „tätigen"  Gesellschaften 
hat  das  Statistische  Keichsamt  für  Ende  1919 
453  „nichttätige"  Gesellschaften  festgestellt; 
hiervon  befanden  sich  389  Gesellschaften 
in  Liquidation  und  64  Gesellschaften  in 
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Ucbersicht  4.  B  e  s  t  a  n  d  d  e  r  A  k  t  i  e  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  e  n.    Verteilung  nach  der 

Kapitalgröße  1919. 


^  g 

2 

es 

Zahl  der  Gesellschaften  mit  einem  nominellen  ^Vktienkapital  von  Mark 

■s  s. 
%  §■ 

N 

% 

is 
1^ 
-1 

8s 
sg 

ii 

fei 

gi 

aber 
lO-M  Hill 

1  = 

E 

S2 

s? 

über 
100  Mill. 

0  w 

u  — 

:£  M 

=7 

1 

c 

]. 
Ii. 

2 

- 

_ 







I 

I 

— 

— 

2 

r, 

3 

I 

I 

III. 

Illa. 

IV. 

5 

7 

I  1 

35 

33 

24 

16 

3 



AO 
351 

13 

38 

67 

76 

jX 

17 

6 
3 

■  3 

4 

1 

'' 

4 

V. 

108 

j 

5 

29 

40 

45 

lo 

15 

6 

3 

VI. 
VII 

"'S 

21 

31 

81 

130 

I4Q 

87 

67 

07 

35 

t 

7 

I 

172 

2 

II 

lä 

35 

44 

18 

10 

18 

10 

4 

3 

viii! 

•05 

28 

53 

18 

22 

12 

8 

9 

7 

5 

I 

IX. 
X. 

393 

4 

10 

45 

84 

118 

66 

46 

15 

3 

2 

_ 

1 10 

3 

4 

16 

23 

35 

10 

10 

6 

XI. 

75 

I 

4 

17 

21 

n 
*  j 

II 

(3 

2 

XII. 

73 

5 

9 

12 

20 

19 

4 

3 

I 

XIII. 

905 

30 

70 

180 

285 

208 

65 

36 

24 

5 

I 

I 

- 

— 

XIV. 

20 

4 

7 

4 

I 

5 

I 

XV. 

I 

I 

XVI. 

rU 

4 

9 

10 

II 

7 

8 

4 

4 

I 

XVII. 

28 

XVIII. 

40 

25 

27 

17 

4 

3 

I 

I 

XIX. 

933 

201 

70 

149 

130 

122 

56 

53 

60 

35 

24 

8 

6 

12 

7 

XX. 

106 

4 

4 

10 

12 

17 

29 

32 

46 

9 

2 

I 

XXI. 

•(S9 

29 

38 

5'. 

106 

58 

49 

44 

15 

8 

2 

1 

I 

3 

XXII. 

5 

15 

I . 

9 

I 

3 

2 

XXIII. 

52 

8 

10 

1 7 

2 

I 

I 

XXIV. 

333 

122 

74 

40  1 

35  1 

38 

lO 

9 

II 

5 

I 

I 

I 

Zus.  . 

57'" 

527 

485 

808 

1 124 

527 

450 

371 

168 

67 

26 

12 

34 

19 

danintf  r 

Banken 

•144 

82 

28 

71 

50 

21 

23 

36 

28 

20 

8 

6 

12 

7 

Konkurs.  Das  nominelle  Aktienkapital 
dieser  Ende  1919  in  einem  Nachvcrfaliren 
befindlich  gewesenen  GeselLschaften  l)ctru{,' 
zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Nachverfahren 
bei  den  389  Gesellschaften  in  Liquidation 
506,90  Millionen  M.  und  bei  den  W  Gesell- 
schaften in  Konkurs  72,57  Millionen  M. 
Unter  den  389  Gesellschaften  in  Liquidation 
befanden  sich  56  TerrainL'esellschaften  mit 
128,28  Millionen  M.  Kapital.  Solche  Gesell- 
schaften treten  bekanntlich  aus  mehreren 
Gründen  oft  schon  bald  nach  ihrer  Gründung 
in  Liquidation;  sie  bilden  deshalb  eine  be- 
sondere Art  von  Gesellschaften. 

Von  den  5710  „tätigen"  Aktiengesell- 
schaften, die  am  31./XIL  1919  bestanden, 
hatten  813  Gesellschaften  zusammen  2609 
eingetragene  Zweigniederlassungen  im  Deut- 
schen Reich  (wiederum  alten  Gebietsum- 
fanges).  Am  30./IX.  1909  hatten  679  Gesell- 
schaften 1943  Zweigniederlassungen;  die 
Zahl  der  Zweigniederlassungen  hat  sich  in 
dem  Zeitraum  von  ungefähr  10  Jahren  um 
34,3  V.  H.  vermehrt.  Für  die  Aktienbanken  ,' 
lauten  die  Zahlen: 


Banken 

Zweignieder- 
lassungen 

1909 
1919 

.(Ol 
444 

718 
1276 

Die  Uebersichten  5  und  6  enthalten 
die  wichtigsten  Ergebnisse  der  oben  schon 
erwähnten,  Juli  1921  festgestellten  Be- 
standsstatistik für  Anfang  und  Ende  1920. 
Die  Uebersichten  gelten  für  das  nach  dem 
Friedensvertrag  von  Versailles  verkleinerte 
Gebiet  des  Deutschen  Reichs;  die 
Gesellschaften  mit  ihrem  Domizil  in  einem 
der  an  einen  anderen  Staat  abgetretenen 
Gebiete  sind  ausgeschieden  worden;  die 
Gesellschaften  des  Saargebiets  sind  als 
weiterhin  zum  Deutschen  Reiche  gehörig 
angesehen  worden;  ebenso  ist  (Juli  1921) 
ganz  Oberschlesien  noch  zum  Deutschen 
Reiche  hinzugerechnet  worden.  Eine  neue 
Feststellung  des  Bestandes  wird  seitens  des 
Statistischen  Reichsamts  erfolgen,  sobald 
entschieden  ist,  daß  Teile  Oberschlesiens 
abzutreten  sind.    Insofern  können  die  Fest- 
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Uebersichtö.  Bestand  der  Aktiengesellschaften.   Verteilung  nach  Ländern  Anfang 

und  Ende  1920. 


Länder 

1.  Januar  1920 

31.  Dezember  1920 

Gesell- 
schaften 

nominelles 
Aktienkapital 
1000  M. 

Gesell- 
schaften 

Nommelles 
AktienKapital 
1000  M. 

3 

13  025  369 

3  282 

18  355  100 

464 

I  602  279 

483 

2  317  081 

535 

I  457  084 

548 

2  104  984 

Württemberg  

171 

421  503 

175 

754  179 

247 

678  456 

256 

I  019  446 

79 

313  198 

90 

498  143 

164 

308  089 

164 

410  940 

161 

523  994 

160 

718  546 

Hamburg  

215 

I  399  907 

239 

2  068  583 

üebrige  Länder  

259 

554  528 

260 

779  799 

Deutsches  Reich  

5  345 

20  2S4  407 

5657 

29  026  8or 

Uebersichtö.  Bestand  der  Aktiengesellschaften.  Verteilung  nach  Gewerbegruppen 
 Anfang  und  Ende  1920.  


Gewerbegruppen 

1.  Januar  1920 

31.  Dezember  1920 

schaf — 
ten 

Nom.  Aktienkapital 

Gesell- 
schaf- 
ten 

Nom.  Aktienkapital 

überhaupt 
1000  M. 

auf 
1  Gesell- 
schaft 
M. 

überhaupt 
1000  M. 



auf 
1  Gesell- 
schaft 
M. 

I.  Land-  u.  Forstwirtschaft 

2 

15  600 

7  800  000 

4 

16  664 

4  166  000 

II.  Tierzucht  u.  Fischerei 

25 

59  720 

2  388  800 

28 

91  080 

3  252  857 

III.  Berg-,  Hütten-  u.  Salinen- 

wesen TorfTäberei 

216 

r  645  053 

7  ^15  980 

214 

2  023  449 

12  239  107 

TTT3    TtprlT-    imn  VTiiftpTiwpcpn 

vprliii Ti den    mit  Rptriphon 

aus  Gruppe  IV  —  VIII 

40 

I  509  582 

37739550 

43 

I  956  477 

45  499  465 

IV.  Industrie  der  Steine  und 

332 

509  837 

I  535  654 

349 

752  715 

2 156  777 

V.  Metallverarbeitung  .  .  . 

163 

320  283 

I  964  926 

182 

564  169 

3  099  830 

VI.  Industrie  der  Maschinen, 

Instrumente  u.  Apparate 

684 

2  975  453 

4  350  077 

761 

5  7Ö3  808 

7  573  992 

VII.  Chemische  Industrie    .  . 

164 

I  506  676 

9  187  049 

180 

I  970  486 

10  947 144 

VIII.  Industrie  d.  forstwirtsch. 

Nebenerzeugnisse,  der 

Leuchtstoffe,  Seifen,  Fette, 

158 

382  34Ö 

2  419  911 

163 

494  066 

3  031 080 

IX.  Spiunstoffgewerbe    .  .  . 

333 

702  476 

2  rog  538 

347 

I  161  561 

3  347  438 

X.  Papierindustrie  

103 

244  907 

2  377  738 

108 

396  135 

3  667  917 

XI.  Leder-  u.  Gummiindustrie, 

auch  Industrie  lederartiger 

Stoffe  

71 

169  915 

2  393  169 

71 

318  974 

4  492  592 

XII.  Holz-  u.  Schnitzstoffgew. 

63 

72  196 

I  145  96S 

74 

171  333 

2  315  311 

XIIL  Nahrungs-    und  Genuß- 
mittelgewerbe   

842 

I  r7i  971 

I  391  890 

814 

I  799  081 

2  210 173 

XIV.  Bekleidungsgewerbe    .  . 

27 

81  535 

301g  815 

27 

148  420 

5  497  037 

XV.  Reinigungsgewerbe  .  .  . 

2 

240 

120  000 

XVI.  Baugewerbe  

52 

98  455 

I  893  3Ö5 

52 

165  580 

3 184 231 

XVII  u.  XVIII.  Vervielfältigungs- 

gewerbe   

130 

117  612 

904  708 

142 

191  707 

1 350  049 

XIX.  Handelsgewerbe  .... 

872 

5  298  483 

6  076  242 

972 

6  599  720 

6789835 

XX.  Versicherungsgewerbe  .  . 

161 

852  082 

5292  435 

204 

I  089  852 

5  342  411 

XXI.  Verkehrsgewerbe  

460 

I  888  262 

4  104  917 

470 

2  032  670 

4  324  S30 

XXII.  Gast-  u.  Schankwirtschaft 

55 

75  408 

I  371  055 

54 

88  108 

1 631 630 

XXIII.  Musik,  Theater  u.  Schau- 

stellungsgewerbe .... 

50 

26  715 

534  300 

49 

26688 

544  653 

XXIV.  Sonstige  Gesellschaften  . 

340 

559  600 

I  645  882 

349 

604  05S 

1 730  825 

Zusammen  I  — XXIV  .  . 

5345 

20  284  407 

3795025  1 

5657   ;29  020  8oi 

5 131 130 
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Stellungen  der  Cebersichten  ö  und  6  nur  als  | 
vorläufige  gelten.  ' 

Die  Ueb ersieht  5  ftir  das  verkleinerte 
Kcichsgebiet  entspricht  der  oben  wieder- 
gegebenen Uebersicht  2  für  das  bisherige 
Reichsgebiet.  Die  Zerteilung  ist  für  1920 
zur  Raumersparnis  nur  für  die  wichtigeren 
Länder  mitgeteilt.  Die  Uebersicht  5  ist  in 
mehrfacher  Hinsicht  lehrreich,  zunächst 
wegen  der  gegen  früher  eingetretenen  Ein- 
buße an  Gesellschaften  infolge  der  Gebiets- ! 
abtrctungen,  dann  aber  wegen  der  im  Laufe 
des  Jahres  1920  erfolgten  Zunahme  an 
Gesellschaften  und  wegen  der  8  'I,  Milli- 
arden M.  betragenden  Steigerung  des  ge- 
samten nominellen  Aktienkapital,  die  in 
erheblichem  Maße  mit  der  Geldentwertung 
zusammenhängen  dürfte.  j 

Die  Uebersicht  6  bietet  für  das  ver- j 
kleinertc  Reichsgebiet  —  ebenfalls  zu  An- 
fang und  Ende  1920  —  die  Verteilung  der 
Gesellschaften  nach  Gowcrbegruppen,  der 
Vergleich  der  Zahlen  der  Uebersicht  6  für 
den  l./I.  1920  mit  den  Zahlen  der  Ueber- 
sicht 'i  für  den  31./XI1.  1919  gewährt  einen 
Einblick  in  die  Einbußen  an  Gesellschaften, 
die  in  den  abgetretenen  Landesteilen  ihr 
Domizil  haben.  Die  Einbuße  beträgt  365 
Gesellschaften  mit  einem  nominellen  Aktien- 
kapital von  700  Mill.  M.  Anderseits  ist 
aus  der  Uebersicht  (3  selbst  zu  ersehen,  bei 
welchen  Gewerbegruppen  bereits  wieder  im 
Laufe  des  Jahres  liJ20  vornehmlich  eine 
Zunahme  nach  der  Zahl  der  Gesellschaften 
und  nach  dem  .\ktienkapital  eingetreten 
ist.  Wenn  auch  für  die  in  der  Uebersicht  3 
bei  den  Gruppen  III  und  XIX  zerlegten 
Gewerbearten  in  der  Uebersicht  6  zurzeit 
(Juli  1921)  noch  keine  Zaiilen  festgestellt 
sind,  so  sei  an  dieser  Stelle  doch  schon  mit- 
geteilt, daß  nach  der  Bewegungsstatistik  für 
das  Kalenderjahr  1920  der  Mehrbetrag  der 
Kapitalerhöhungen  gegenüber  den  Kapital- 
herabsctzungen  betrug:  beim  Steinkohlen- 
bergbau 238,9,  beim  Braunkohlenbergbau 
154,4,  beim  Kalibergbau  180,3  und  bei  den 
Banken  sogar  943,6  Mill.  M,  Aus  der  Ueber- 
sicht 6  sind  für  Ende  1920  als  die  bedeutend- 
sten Gewerbegruppen  erkennbar:  XIX  Han- 
delsgewerbe mit  6599,7  Mill.  M.,  VI  Ma- 
schinenbau-Industrio mit  5763,8  Mill.  M. 
sowie  lila  Bergbau- und  Hüttenwesen  auch 
mit  Maschinenbau  usw.  verbunden,  mit 
4579,9  MilL  M. 

b)  Bewegungsstatistik.  Eine  so  viel- 
seitig ausgearbeitete  Bewegungsstatistik,  wie 
sie  van  der  Borght  früher  (in  den  Jahren 
1889-1898)  in  den  „Jb.  f.  Nat.usw."  und 
in  der  „Monatsschrift  f.  Aktienrecht  usw." 
veröffentlichte  und  wie  sie  Hergenhahn 
(für  die  Jahre  1884— 1892)  der  Börsenenquete- 
kommission  unterbreitete,  hat  in  späteren 
Jahren  einen  Bearbeiter  nicht  mehr  gefunden, 


obwohl  eine  solche  Statistik  wie  kaum  eine 
andere  dazu  geeignet  ist,  einen  Maßstab 
für  den  Auf-  und  Niedergang  und  die  viel- 
fache Entfaltung  und  Betätigung  unseres 
Wirtschaftslebens  abzugeben. 

Nach  Engels  Berechnungen  sind  in 
Preußen  gegründet  worden: 

vor  1800  5  Gesellsch.  mit^    1,40  Mill.  M.  Kap. 
von 

1801-25  16       „        „     34,36    „   „  „ 

1826-60  102       „        „   637,49    „   „  „ 

1851-70  336       „        „  2581,83   

Nach  Berechnungen  von  Christians  (im 
„D.  Oekonomist"  und  in  den  Statistischen 
Anlagen  zu  den  Drucksachen  der  Börsen- 
enquete) wurden  in  Deutschland  ge- 
gründet: 


==2 


'S 


r 


1871 

207 

759 

1891 

160 

90 

1872 

479 

1478 

1892 

127 

80 

1873 

242 

544 

1893 

95 

77 

1874 

90 

106 

1894 

92 

88 

1876 

55 

46 

1895 

161 

251 

zusammen 

1073 

2933 

635 

586 

1876 

42 

18 

1896 

182 

269 

1877 

44 

43 

1897 

254 

380 

1878 

42 

13 

1898 

329 

464 

187'J 

45 

57 

1899 

364 

544 

1880 

97 

92 

1900 

261 

340 

zusammen 

270 

223 

1390 

1997 

1881 

III 

199 

1901 

158 

158 

1882 

94 

56 

1902 

87 

118 

1883 

192 

176 

1903 

84 

300 

1884 

153 

III 

1904 

104 

141 

1885 

70 

53 

1905 

192 

386 

zusammen 

620 

595 

625 

II03 

1886 

"3 

104 

1906 

212 

475 

1887 

168 

128 

1907 

212 

254 

1888 

184 

194 

1889 

360 

403 

1890 

236 

271 

zusammen 

1061 

IIOO 

Von  1871  bis  l./VIL  1907  waren  hier- 
nach gegründet  5998  Gesellschaften  mit 
9160  MiU.  M.  (nomineUera)  Aktienkapital 
bei  der  Gründung  und  von  1871  bis  Ende 
1902  5294  Gesellschaften  mit  7710  Mill.  M. 
Kapital. 

Wie  bereits  in  der  Vorbemerkung  mi  tgeteilt, 
wird  im  Statistischen  Reichsamt  seit  Anfang 
1907  eine  Bewegungsstatistik  auf  Grund  der 
Bek.  der  Gerichte  im  „RA."  bearbeitet;  die 
Veränderungen  sind  anfangs  auf  die  für  die 
Bestandsaufnahme  vom  31./XII.  1906  ange- 
legten Zählkarten  eingetragen,  später  auf  die 
Zählkarten  der  umfassenderen  Bestandsauf- 
nahme vom  30./IX.  1909.  Die  wichtigsten 
Ergebnisse  der  (teilweise  berichtigten)  Be- 
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wegungsstatistik  der  Jahre  1907—1919  sind 
in  der  Uebersicht  7  mitgeteilt.  Auch  diese 
Angaben  beziehen  sich  am  das  Reichsgebiet 
in  bisherigem  Umfange,  für  1920  im  jetzigen 

Uebersicht  7. 


Bewegungsstatistik  1907  bis  1919. 


Kapital- 

Gründungen 

herab- 

erhöhungen 

setzuneen 

Jahr 

Zahl 

Kapit 
in  Mill 

Zahl 

Kapit 
in  Mill 

Zahl 

Kai 
in  Mill. 

1907 

2l6 

260,4 

302 

445,9 

80 

86,2 

1908 

151 

162,5 

280 

443,9 

57 

40,0 

1909 

179 

230,8 

303 

508,2 

74 

47,2 

1910 

186 

260,1 

328 

599,4 

85 

64,0 

1911 

169 

235,8 

384 

584,5 

76 

48,0 

1912 

179 

244,8 

387 

747,6 

85 

44,8 

1913 

175 

216,8 

319 

418,5 

91 

64,4 

1914 

119 

322,2 

205 

551,9 

60 

50,1 

1915 

58 

58,0 

93 

256,5 

51 

32,5 

191G 

89 

113,2 

164 

246,5 

42 

24,1 

1917 

III 

268,4 
338,5 

282 

716,4 

38 

27,8 

1918 

168 

413 

705,0 

35 

22,1 

1919 

226 

585,0 

317 

1069,9 

21 

13,2 

Zus. 

2026 

3296,5 

3777 

7294,2 

795 

564,4 

i. Durch- 

schnitt 

15G 

253,6 

291 

561,1 

61 

43,4 

1920 

503 

1460,7 

2008 

7808,7 

31 

32,2 

Umfanse  (Juli  1921).  Das  Statistische  Reichs- 
amt hat  in  seiner  neuen  Zeitschrift  „Wirt- 
schaft und  Statistik"  bemerkenswerte,  aus 
der  Uebersicht  8  ersichtliche  Angaben  für 

Uebersicht  8. 


Neugründungen  und  Kapitalerhöhungen 
im  1.  Halbjahr  1921. 


Zahl  der 
GeseU- 
schaften 

Beanspruchtes  Kapital 

nominell 

in 
Mill.  M. 

im  Kurs- 
wert von 
Mill.  M. 

Neugründungen 

1.  Viertel]. 

2.  Viertelj. 

201 
245 

761,2 
793,8 

796,7 
807,7 

Zusammen . 

440 

1555,0 

1604,4 

Kapital  erhöhungen. 

1.  Viertelj. 

2.  Viertelj. 

690 
601 

4091,2 
3846,9 

4958,4 
4362,2 

Zusammen . 

1291 

7938,1 

9320,6 

die  ersten  6  Monate  von  1921  gebracht;  diese 
Angaben  beziehen  sich  auf  den  zurzeit  be- 
stehenden Umfang  des  Reichsgebiets;  aus- 
geschieden sind  also  bereits  Elsaß-Lothringen 
und  die  an  Belgien,  Dänemark,  Danzig, 
Memelgebiet  und  Polen  abgetretenen  Ge- 
biete; miteinbezogen  sind  aber  nach  wie  vor 


I  das  Saargebiet  und  Oberschlesien.  Während 
sich  aus  der  Uebersicht  7  für  die  Jahre  1907 
bis  1919  ergibt,  daß  jährlich  durchschnittlich 
156  Gründungen  mit  253,6  Millionen  M.  Ak- 
tienkapital und  jährlich  durchschnittlieh  291 
Kapitalerhöhungen  um  561,1  Millionen  M. 
erfolgt  sind,  sind  allein  schon  für  das  1. 
Halbjahr  1921  für  das  Reichsgebiet 
i  in  seiner  augenblicklichen  V'erminderung 
i  festgestellt:  446  Gründungen  mit  1555,0 
i  Millionen  M.  Aktienkapital  und  1291 
Kapitalerhöhungen  von  7938,1  Millionen  M. 
In  diesen  Zahlen  spricht  sich  einerseits  das 
starke  Bedürfnis  nach  Neugriindungen,  wozu 
auch  die  Umwandlung  bisheriger  Einzel- 
unternehniungen  in  Aktiengesellschaften  ge- 
hört, und  nach  Fusionen  aus,  andererseits 
aber  auch  die  bedeutende  Geldentwertung 
von  der  Deutschland  betroffen  ist. 

c)  Rentabilitätsstatistik.  Aus  den  Ren- 
tabUitätsstatistikcn  des  Statistischen  Amts 
der  Stadt  Berlin  seien  nachstehende 
Angaben  für  die  in  Berlin  domizilierten  Ge- 
sellschaften (soweit  von  ihnen  Aktien  an  der 
Berliner  Börse  zugelassen  waren)  gemacht. 
Es  waren  die  gezahlten  Di\'idenden  vom 
Hundert  des  dividendeberecbtigten  Aktien- 
kapitals: 


Banken 

industrielle 
Gesellschaften 

überhaupt 

1890 

8,80 

6,82 

8,00 

1891 

7,09 

6,45 

6,82 

1892 

6,20 

6,44 

6,30 

1893 

6,07 

6,18 

6,11 
6.88 

1894 

7,20 

6,40 

1895 

8,35 

8,01 

8,22 

1896 

8,51 

8,69 

8,60 

1897 

8,53 

9,49 

8,94 

1898 

8,67 

9,49 

9,00 

1899 

8,65 

9,58 

9,05 

1900 

7,55 

8,68 

8,11 

1901 

6,45 

6,85 

6,66 

1902 

6,73 

6,07 

6,39 

1903 

7,21 

6,88 

7,04 

1904 

8,12 

7,88 

7,99 

Bis  auf  das  Jahr  1899/1900  geht  die 
;  Statistik  des  Preußischen  Statistischen 
Landesamts  zurück.     Nach  seiner  Ren- 
tabilitätsstatistik hat  im  Verhältnis  zum 
I  eingezahlten    bzw.  dividendeberechtigten 
Aktienkapital  betragen : 

Uebersicht  siehe  Seite  157. 

Die  Statistik  der  Geschäftsergebnisse 
der  deutschen  Aktiengesellschaften,  be- 
arbeitet vom  Statistischen  Reichsamt, 
liegt  zurzeit  bereits  für  11  Jahre,  für  die 
Geschäftsjahre  1907/08  bis  1917/18  vor. 
In  einer  Jahresstatistik  werden  die  Gesell- 
schaften mit  derjenigen  Bilanz  berück- 
sichtigt, deren  Abschlußtag  in  die  Zeit  vom 
1.  Juli  bis  30.  Juni  fällt.  Daß  der  ICreis  der 
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der 

die 

Reingewinn 

Dividenden- 

V.  H. 

Summe  V.  II. 

1899/1900 

",3 

lO.I 

1902/03 

7,2 

7.9 

1903/04 

8,o 

6.7 

1905 

9,5 

7.6 

1906 

11,1 

8.4 

1907 

io,8 

8,0 

1908 

9.2 

7,7 

1909 

9.1 

7.6 

1910 

9,6 

8,1 

1911 

9,7 

8,3 

1912 

io,4 

8,7 

1913 

io,4 

8.7 

1914 

8,o 

6,6 

1915 

lo.o 

7.7 

191G 

12,2 

9,2 

1917 

13,4 

IO,I 

in  die  Rontabilitätsstatistik  einbezogenen 
Gesellschaften  kleiner  ist  als  bei  der  Be- 
stands- und  Bewc^ungsstatLstik,  ist  oben 
bereits  hervorgehoben.  Diese  Abp^renzung 
erschien  erforderlich,  um  möijlichst  einwand- 
freie Zahlen  für  die  wirtschaftlichen  Ergeb- 
nisse der  Aktiengesellschaften  —  und  zwar 
der  reinen  Erwerbsgesells;haften  unter  ihnen 
—  zu  gewinnen.  Wie  in  der  Einleitung  zur 
Rcntabilitätsstatistik  für  1917/18  (im  2. 
„Viertcljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs"  1920  II  S.  IOC)  mitgeteilt  ist,  sind 
vom  Gesamtbestandc  der  , .tatigen"  Aktien- 
gesellschaften ungefiihr  900  Gesellschaften 
als  nicht  erwerbstätige  Gesellschaften,  als 
Kartelle  oder  Syndikate,  als  Nebenleistungs- 
gescUschaften  oder  als  Gesellschaften  mit 
Batzungsgemäß  beschränkter  Dividende  aus- 
geschieden worden,  um  in  der  Rentabili- 
tätsstatistik nur  die  reinen  ErwerbsMsell- 
echaften  zu  erfassen.  Auch  die  in  Liqui- 
dation oder  in  Konkurs  befindlichen  Gesell- 
sch.-iften  werden  hier  nicht  mitberücksichtigt, 
weil  dies  infoke  der  veränderten  Rech- 
nungsführung der  Gesellschaften  in  der- 
artigen Statistiken  nicht  durchführbar  ist. 

Aus  den  11  bisher  veröffentlichten  Ren- 
tabilitätsstatistiken des  Statistischen  Reichs- 
amts sind  in  der  Uebersicht  9  die  wich- 
tigsten Ergebnisse  für  sämtliche  „tätigen" 
deutschen  Aktiengesellschaften,  soweit  sie 
soeben  als  reine  Erwerbsgesellschaften  ge- 
kennzeichnet worden  sind,  zusammengestellt. 
Die  Uebersicht  10  ist  dementsprechend  für 
die  Aktienbanken  mitgeteilt.  Der  Unter- 
schied des  in  Spalte  3  angegebenen  ein- 
gezahlten Aktienkapitals  und  des  in  Spalte  4 
aufgeführten  dividendeberechti^ten  Aktien- 
kapitals erklärt  sich  aus  im  Laufe  des  Bilanz- 
jahres vorgenommenen  Kapitalerhöhungen, 
bei  denen  eine  teilweise  Dividendenberech- 
tigung bestimmt  worden  ist.  Während 
frühere  Statistiken  meistens  das  Jahres- 


erträgnis (die  Summe  der  Reingewinne  ab- 
züglich der  Summen  der  Verluste)  der  Gesell- 
schaften lediglich  mit  dem  gesamten  Aktien- 
kapital verglichen,  stellten  spätere  Statistiken 
das  Jahreserträgnis  einem  als  „Unter- 
nchmungskapital"  bezeichneten  Betrage 
gegenüber.  Das  Statistische  Reichsamt  be- 
trachtet —  entsprechend  den  Anregungen 
des  Verfassers  des  vorliegenden  Berichts  in 
seinem  Buche  „Die  Rentabilität  der  Aktien- 
gesellschaften" S.  272ff.  —  die  Summe  von 
aividendeberechtigtem  Aktienkapital  und 
echten  Reserven  als  „Untcrnehmungskapital", 
wie  aus  den  Spalten  7  der  Uebersichtcn  9 
und  10  zu  ersehen  ist.  Die  maßgebliche  Ren- 
tabilitätsziffor  für  die  Bemessunsj  der  Ren- 
tabilität der  Aktiengesellschaften  vom 
Standpunkte  der  Gesellschaften 
selbstaus  ist  in  den  genannten  beiden  Ueber- 
sichtcn hiernach  in  Spalte  10  mitgeteilt, 
während  die  Rentabilität  vom  Stand- 
punkte des  Dividenden  erwartenden  Ak- 
tionärs in  der  Spalte  l.'J  der  beiden  Ueber- 
sichtcn wiedergegeben  ist.  Der  Auf-  und 
Niedergang  des  deutschen  Wirtschaftslebens 
spiegelt  sich  in  diesen  Rentabilitätsziffern, 
namentlich  in  denen  in  Spalte  10,  wieder.  Die 
Einwirkung  des  im  August  1914  begonnenen 
Weltkrieges  ist  bereits  aus  der  Jahres- 
statistik für  191.3/14  zu  erkennen.  Zahl- 
reiche Gesellschaften,  deren  Generalver- 
sammlungen nach  Kriegsbeginn  über  die 
Dividendenbemessung  für  das  am30./VI.  1914 
abgelaufene  Geschäftsjahr  zu  beschließen 
hatten,  übten  eine  besonders  vorsichtige 
Dividendenpolitik.  In  welchem  Umfange 
die  Steigerung  der  Rcntabilitätsziffern  der 
Spalte  lÖ  der  Uebersichtcn  9  und  10  auf  einer 
Neubelebung  des  deutschen  Wirtschafts- 
lebens seit  dem  Kriege  oder  auf  der  seit 
Kriegsende  eingetretenen  starken  Geldent- 
wertung in  Deutschland  beruht,  bedarf  einer 
eingehenden  volkswirtschaftlichen,  privat- 
wirtschaftlichen und  währungspolitischen 
Untersuchung.  Hier  sei  nur  auf  die  Er- 
örterungen im  Handelsteil  unserer  großen 
Tageszeitungen  (z.  B.  auf  den  Art.  „Geld- 
entwertung und  Bilanzaufstellung"  in  der 
„Frankfurter  Zeitung"  Nr.  184  v.  lO./III. 
1921)  hingewiesen,  ebenso  auf  den  Beitrag 
„Dividenden-  und  Zinssätze"  von  R. 
Hauser  im  „Bank-Archiv"  Nr.  18  vom 
15. /VI.  1921  sowie  auf  die  Abhandlung  von 
W.  Prion  „Die  Finanzierung  und  Bilanz 
wirtschaftlicher  Betriebe  unter  dem  Einfluß 
der  Geldentwertung",  (Berlin  1921). 

Literatur:  AUgcmcinc  Zeilunfj,  München  ]899ff. 
Bank-ÄTchiv,  Berlin  1905ff'.  —  Der  deutsche 
Oekonomisl  (ChriMans),  Berlin  ISSSff.  —  Frank- 
fuTler  Zeitung,  Frankfurt  a.  M.  189Sff.  —  Prev.fi. 
JuaUi-Miniaterial-Blall,  Berlin  1900  ff. ,  insbe- 
sondere Nr.  Sl  vom  13. /VIII.  1909  S.  S98  mit 
der  Allgcm.  Verfügung  des  Justizministers  vom 
10./ VIII.  1909  betr.  Bestandsaufnahme  der  Ak- 
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tiettffetellschafUn  vtw.  vom  SO.jJX.  1909,  —  Köl- 
■nitche  Zeiiungt  A'^'/jt  1897 ff.  —  (Holdhexma) 
3li/natt8chrijl  /.  Aktitnrechi  (Handeln echt)  vnd 
JiuJtkweeen  (mit  Mtafülüchen  Arbeiten  von 
Hergtuhahn ,  lioldhnm  und  van  der  Jlorght), 
Btrlin  189t— 1898.  —  Jahrbuch  /.  BrtmMchc 
atati»tik,  Bremen  JS99,  290b ß'.  —  StaÜisttk  der 
im  Betriebe  beßndlichtn  Et»cnbaJtnen  Veuttch' 
landt  (Rexcha-Einenbahn-Amt),  Berlin  1880 ff.  — 
»Statut.  Jiandb.  J.  d.  J/amburgiscben  ÄVua/,  Hom- 
burg 1874,  18k0,  1886  u.  1891.  —  ütatitt.  Bandb. 
J.  d.  Kgr.  Würlttmberg,  Stuttgart  1901  §.  —  Stat. 
Jahrb.  f.  d.  Ürofih.  Baden,  Karhruhe  J884ff.  — 
StatiH.  Jahrb.  d.  Stadt  Btrlin,  Jahrgang  Iff.  — 
istalixt.  Jahrb.  J.  d.  Kgr.  Bayern,  München  1894  (}■ 

—  titatutik  d.  JJitittch.  Reich»  A'.  Bd.  1J9 
S.  170— J86.  —  Stalitt.  Jahrb.  /,  d.  Deutsche 
Reich,  Berlin  1904ff.  —  Statist.  Jahrb.  /.  d. 
preifß.  Staat,  Berlin  Vj04ff.  —  Statitt.  Jahrb. 
j.  d.  Kgr.  Sachsen,  iJrendvn  J904ff.  (auch  1906 
S.  XJJj.  —  l  icrteljahrsht jte  zur  Staltftik  des 
Deutschen  Reichs,  1907  S.  JV  S€0~877  und 
1908 ff.  —  Wirtschajtsstatistitche  Monatsberichte 
(Richard  Cahrcr).  Berlin  1907 ff.  —  Ztittchtift 
f.  Kleinbahnen  (J'mißtsches  31tnisferium  f.  öjfevtl. 
Arbeiten),  Berlin  19ol£.  —  Zeitschrijt  des  Kyl. 
Bayer.  Statist.  Bureaus,  A/vnchn  1882,  I884.  — 
Zeit  seh  rijt  des  Kgl .  Freu fi.  Stalis  t .  Burea  us 
{Landesamts),  Berlin  1875,  1S76 ,  (mit  Aibeiten 
tvn  Engdi,  1906  fmit  der  amtlichen  Arbeit  rem 
Xeuhouf).  —  Handbuch  der  deutschen  Aktien- 
gesellschajten  (mit  mehreren  Srpaiotxtu^gabin  Jür 
Ertliche  Gebiete  und  Gewerbt  gnippe^i)  Leipzig 
bei-w.  Berlin  1896 ß'.  —  yVirtschu/sf^tatinlinchc» 
Jahrb.  d.  Hessisehcn  Handelskammer  /.  d.  Jahr 
1906,  Dormstadt  J907 ff.  —  Arnold,  Bilanzen  der 
ejroßen  dtuttch.  Kreditbanken  u.  d.  d.  Nottnbavken 
seil  1894  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  110  S.  4*^^ ff-  — 
BaucTf  A  kticnvntcrnehmvngtn  in  Jiadm  (Karls- 
ruhe 1903).  —  lierlineTf  AktiengrseUschaJfen 
der  J^etvinz  Hannover  (Hannover  7876).  —  Bi- 
lanzen der  deutschen  Bauken  ISSS  u.  ISSS,  in  Jb. 
J.  G.  y.  J884  Hejl  4.  —  Georg  Bernhard, 

Unsere  Großbanken,  Plulu»  1904ff.  —  Jf,  van 
der  Borghtf  Statist.  Stueiicn  über  d.  Btvüh- 
rung  d.  Aktie  vgcitelhchajten  (Jena  188S).  — 
Hersel bCf  Zur  jhieinzicllen  Lage  deutscher  In- 
dustrie •  AkticjigcjfcUschet/ien ,  in  Jb.  /.  JVa/. 
JV.  V  S.  4S4ß.,  VJll  S.  161ß..  JX  S78ff, 
KU  S.  S68ff.,  XIII  S.  649 ff.,  XJXS.  noff.  — 
Derselbe,  Aktiengesellsch.  in  Deutschland,  in 
Hdir.  d.  Sl.  J.  Aufl.,  Bd.  I  S.  J£Sß.  und  S. 
Aufl.  Bd.  I  S.  I4SO:  —  Derselbe,  Statistik  d. 
Aktiengesellsch.  in  Deutschland ,  im  Hdw.  d. 
St.  S.  Aufl.,  Bd.  IS.  190 ff.  —  Derselbe,  Deutsche 
Aktien  geht!  höh.  im  Jahre  JS91I9S ,  in  Jb.  J. 
JN'«/.  JJI.  F.  S.  676fl.  —  DerselbCf  Gründvngs- 
tütigkeil  in  Deutschland  (exkl.  Bayern),  im  Jb. 
/.  Kat.  X  F.  XIX  S.  6£9ff.  —  Derselbe,  Eni- 
wickehing  d.  Gribidungetdtiykeit  in  Dtut*chland, 
im  Jb.  j.  Xat.  IIL  F.  Bd.  8  S.  446ff.,  Bd.  9 
S.  ni^.,  Bd.  16  S.  S6S ff:  —  Derselbe,  Veber- 
sicht  über  d.  Bewegung  d.  deutschen  Aktien- 
wesens, in  Monatsschrift  /.  Aktienrecht  u.  Bank- 
wesen, 1894  S.  SOlfl.,  1896  S.  S40fl.,  1898  S.  Söff. 

—  Börner,  Die  sächsischen  Aktiengesellsch. 
(Dresden  lSS7ff\).  —  J/,  Brfiiiier,  Lebens- 
und Feuerversicherung  in  Preußen  in  den  Jahren 
188S  «.  1884,  sowie  Ergelyiusse  d.  deutschen  Ver- 
sicherungsanstalten im  Jahre  IS84  mit  Riitk- 
blicken  auf  frühere  Jahre,  in  Zeitechr.  des  Kgl. 


Prevß.  Statist.  Bureaus  1886,  He^l  I  und  IT 
S.  7sff.  (Fortsetzung  von  Jahrg  I884  S.  79 ff, 
188S  S.  79 ff.;  vgl.  ähnliche  Arbeiten  in  noch 
jriiheren  und  auch  späteren  Jahrg.  dieser  Zeil' 
Schrift).  —  J?,  Caluerj  Wirfschaft*jahr,  Teil  I 
Handel  ti.  Wandel,  1906  S.  S4,  1906  S.  17(18^ 
S.  tOff.  (Jena  1906,  1907).  —  Derselbe,  Wiri- 
schaftsstatistische  3/onatsberichte  (Berlin  1907 ff.J. 

—  Derselbe,  Die  Konjunktur  (Btr Im  1909 ff. )^ 

—  Dei'selbe,  Wirtschaftliche  Korrespemdtnx 
(Berlin  lUOCff.),  insbesondere  Nr.  6  vem  S.ft. 
1906.  —  Christians,  Deutsehe  Birrsenpapier» 
(Berlin  1880).  —  Dermietzel,  Statist.  Unter- 
suchungen aber  Kopitalrente  der  deutschen  Ak- 
tiengesellsch. (mit  Ausschluß  der  Eisenbahntnt) 
ron  1876 — 190Si  (GVttinger   Dissertation  J906). 

—  Dr^ckemöller,  Verzeichnis  d.  in  d.  letzten 
It  Jahren  verkrachten  Aktiengesellsch. ,  in 
Z.  f.  Volksw.  V.,  Heft  1^6.  —  lachard 
Ehrenbei  ff,  Aktiengesellschaft  und  Akiicnrente, 
in  Thünen- Archiv  Bd.  I  S.  73ff.  —  Derselbe, 
Bedeutung  tjesehäftlicher  Bilanzen  Jilr  die 
Wirtschajlsfcissenschaften ,  in  Thünen- Archiv 
Bd.  I  S.  6S)if.  —  EhrenziceiOf  Asse 
k-vram-Jahrluch  (Wien  lS80jf.) ,  jährlich 
mit  dem  Abschnitt  „Die  KcsuUafe  der  deut- 
schen VertichcTungs-Avstalten",  seit  1888  von 
B.  Israel,  seit  1899  vem  B.  Irdnyi  be- 
arbeitet. —  Engel,  Ertterbstä'fige  Jurist.  Per- 
se/n en,  insbesonde  re  A  kti cn gesell f ch .  i m  preufi. 
Staat,  in  ZeH*ehr.  des  Kgl.  Preuß.  Staiivl.  Bureaus 
1876  S.  449 ff.  —  Dersilbe,  Sfatitifk  der  Ak- 
tien- und  Aktienkommonditgeselhch.  Beftrat  für 
den  intemat.  statist,  Kemgreß  in  Budapest  1876^ 
in  gleicher  Zeilschrtft  1876  S.  189jf.  —  Feiff 
fi.  Moll,  Die  Geschäftsergehnisse  der  deutschen 

'  Aktiengesellschaften  1007108,  Ergünzungth.  zum 
2.  Vierteljahr »heft  z.  Statistik  d.  D.  Iteichs, 
1909  II.  —  O.  Fetterhake,  Bilanzen  d.  deut- 
schen Aktiengesellseh.  u.  K.  a.  A.  (Hannover 
1887  und  lti88).  —  7f.  Franz,  Die  deutschen 
Banken  im  Jahre  1906  (Berlin  1*jOG)  und  jähr- 
Uche  Feyrtsetzungen  (seit  1910  vem  IVilly  Jtaecker 
bearbeitet).  —  Curt  Goldmann ,  Die  Ent- 
wicklung der  AktiengeseUst  haften  der  Porz  eil  an- 
und  Steingut-Indusli ie  DcutKchhnds,  lirlanger 
Ditsertatiern  1907.  —  A.  liottschewskl,  Aktien- 
Jorm  der  Unternehmung,  in  Jahrb.  f.  Gesetz- 
gcliung  usw.  1907  S.  199 ff.  — H  and  eis  kam - 
mer  Dresden ,  Vergleichende  V  eher  sichtstaf ein 
aber  Kapital  u.  Ertrag  der  Akt.-Gcsclhch.  des 
Bcziiks  1899 — lÖOl  (Dresden  lU<i£),  190S—1904. 
(Dresden  1906),  1906—1907  (Dresden  1908)  wtxd 
1908 — 19J0  (Dresden  191S).  —  lUchard  Häuser, 
„Dividenden-  und  Zinssätze"  im  ,, Bank- Archiv" 
Nr.  18  vom  16.1  VI.  19S1.  —  Felix  Hecht,  Mann- 
heimer Banken  1870 — lS90(Leipzig  190S).  —  J>er- 
aelbe,  D.  deutschen  Hypothckerdianken,  Bd.  I : 
Statistik  d.  d.  H.-Bankcn  (Leipzig  190S).  — 
Ernst  Heinemann,  Beyiiner  Großhanken,  in 
Jb.  f.  Nat.  III.  F.  Bd.  SO  S.  80ff..  Bd.  2£ 
S.  678ff.  —  "Walter  Hcnsel,  Vgl.  Zusammen^ 
Stellungen  der  Bilanzen  der  Porti  and- Zement' 
fabrik-A  ktiengesellscbaften,  1908 ff.,  Manuskript. 

—  Hoeker,  Sammlung  der  Statuten  aller  Ak- 
tienhanken Deutschlands  (Köln  1858).  —  Hol- 
länder, Generalarchiv  für  Bankiers  und  Ka- 
pitalisten (Berlin  1880).  —  Ichenhäuner,  Die 
Bankkraft  Berlins,  in  Intern.  Volkswirt,  1904 ff. 

—  Jutzi,  Zahlreiche  Statistiken  über  Banken-, 
Versicherungs;  Bergbau-,  Industrie-  und  Schiff'. 
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fahrtsijeselUc/taften  in  Kölnische  Zeitung,  1897 ff. 

—  KatZf  Statistische  Uebersicht  der  hannover- 
schen Akt.-GeaelUchaften  (Hannover  1875).  — 
u.  S.örÖ8y ,  Finanzielle  Ergebnisse  der  Ak- 
tiengesellschaften. Kritik  u.  Reform  der  ein- 
schlag.  Statistik.  Denkschrift  f.  d.  Internat. 
Wertpapiere.  Kongreß,  Paris  1900  (Berlin  1900). 

—  Derselbe,  Finanz.  Ergebnisse  der  (Buda- 
pester)  Aktiengesellschaften  lS7i — 1898  (Berlin 
1901).  Die  methodische  allgem.  Einleitung 
gleichlautend  mit  voriger  Schrift.  — ■  Lans- 
burghf  Die  Berliner  Großbanken,  in  die  Bank 
IQWff.  —  Lexls,  „Statistik  der  Aktiengesell- 
schaften in  Deutschland"  Ergänzungsband  I 
zum  Hdw.  d.  St.  1.  Aufl.  (1895)  S.  Söff.,  II 
(1897)  S.  ISff.  —  Ernst  Loeb,  D.  großen 
Berliner  Effektenbanken  1S99,  in  Jb.  f.  Nat. 
III.  F.  Bd.  IS  S.  8'i8ff  —  Derselbe,  D.  Ber- 
liner Großbanken  lS'.l5—190i  u.  d.  Krisis  1900 
u.  1901,  in  Schriften  des  Vereins  f.  Sozialpolitik 
Bd.  110  S.  Slff.  —  Mankiewlcz,  D.  großen 
Berliner  Effektenbanken  1897  in  Jh.  f.  Nat. 
III.  F.  Bd.  10  S.  Stff.  —  Model-Loeb.  D. 
großen  Berliner  Effektenbanken  lS9y,  in  Jb.  f. 
Nat.  III.  F.  Bd.  IS  S.  lU-  —  Ewald  Moll, 
Das  Problem  einer  amtlichen  Statistik  da' 
deutschen  Aktiengesellschaften,  Berlin  1907.  — 
Derselbe^  Die  Rentabilität  der  Aktiengesell- 
schaften. Ihre  Feststellung  in  amtlichen  und 
privaten  Statistiken  auf  Grund  der  Bilanzen, 
Jena  1908.  —  Derselbe,  Die  Rentabilität  der 
Aktiengesellschaften  und  der  Entwurf  des  preu- 
ßischen GesclUchaftsstcueT-Gesetzes,  in  Deutsche 

Wirtschafts-Zeitung,  190S.  —  Derselbe,  Die 
-iktiengesellschaften,  Gesellschaften  m.  b.  II.  mid 
sonstigen  in  deutschen  Handelsregistern  eingc. 
tragcnen  juristischen  Personen.  Bestand  am 
SO.jlX.  1909.  Ergänzungsheft  zum  2.  Viertel- 
Jahrshefte  z.  Statistik  d.  D.  ReicJis  1910.  — 
Derselbe,  Die  Geschdftsergehnissc  der  deutschen 
Aktiengesellschaften  190Sj09  bis  1912jlS.  Ergän- 
zungshefte  zum  2.  Vierteljahrshefte  z.  Statistik 
d.  D.  Reichs  1910  bis  I914.  —  Derselbe,  Die 
privaten  Unternehniungsformen,  in  Die  Statistik 
in  Deutschland  nach  ihrem  heuligen  Stand. 
Ehrengabc  für  Georg  von  Mayr  (München,  Ber- 
lin 1911).  —  Neuhaus,  Statistik  d.  Akticn- 
gesellsch.  u.  K.  a.  A.  in  Preußen  190B  und  1899, 
in  Zeitschr.  des  Kgl.  Preuß.  Statist.  Landesamts 
1906  S.  Iff.  —  Passow,  Wirtschaftliche  Be- 
deutung n.  Organisation  der  Aktiengesellschaft 
(Jena  1907).  — •  Derselbe,  Die  gemischt  pri- 
vaten und  öffentlichen  Unternehmungen  auf  d. 
Gebiete  drr  Elcklrizitäts-  u.  Gasversorgung  und 
des  Styajinib'ihnwesens  (Jena  1912).  —  Prion, 
Die  Finanzierung  und  Bilanz  wirtschaftlicher 
Betriebe  unter  dem  Einfluß  der  Geldentwertung 
Berlin  1921).  —  Rasp,  Zur  Statistik  der 
bayr.  Aktiengesellsch. ,  in  Zeitschr.  d.  Kgl. 
Baijr.  Statist.  Bureaus  I8S4  S.  285ff.  —  Rath- 
^cn,  Art.  „.iktiengesellsch."  im  W.  d.  V.  1.  Aufl. 
Bd.  I  S.  S9ff,  2.  Aufl.,  Bd.  I  S.  Slff  S.  Aufl. 
Bd.  IS.  54 ff.  —  Salings  Börsen-Jahrbuch  (Ber- 
lin 1907,  Sl.  Aufl.).  —  Fritz  Schulte,  Die  deut- 
schen Bodenkredilinstitute  1900 — 1910  in  Ver- 
<iflentlichunge7i  zur  Statistik  des  Bodenkredits 
und  verwandter  Gebiete  (München  und  Leipzig 
1911  f.).  —  Derselbe,  Die  Ilgpothekenbanken  in 
Sclmften  des   Vereins  f.  Sozialpolitik  Bd.  I54. 

—  Soniary,  Ahtiengesellsch.  in  Oesterreich.  S. 
X — 5  bespricht  er   allgemein  die  Methode  der 


Statistik  (Wien  190!).  —  Derselbe,  Statistik  der 
Aktiengesellsch.  (Bulletin  des  Internat.  Statist.  In- 
stituts, Tagung  Berlin  190S,  Teil  IV  S.  45  (Ber- 
lin 1905).  —  Susat,  Aktiengesellsch.  des  Rahr- 
kohlen-B^gbaws,  in  Zeitschrift  für  handels- 
wissenschaftl.  Forschung,  Jahrg.  I  S.  256ff.  und 
S.  299 ff.  (mit  allgem.  Anmerkung  von  Schma- 
lenbach  S.  25«j257).  —  Taeger,  Einwirkung 
der  letzten  Wirtscfiaftskrisis  auf  d.  indust.  Ak- 
tiengesellschaft in  Deutschland,  in  Annalen 
1905  S.  198  ff.,  S.  241  ff  —  Wagon, 
Finanzielle  Entwicklang  der  Aktiengesellsch. 
1870—1900  usw.  (Jena  190S).  —  O.  ITnr- 
schauer,  Reservefonds  d.  d.  Aktiengesellsch.  in 
Jb.  /.  Nat.  III  F.  Bd.  25  S.  1.  —  Adolf 
Weber,  D.  rheinisch-westfälischen  Provimial- 
bink^n  und  die  Krisis  1900/1901,  in  Sehr.  d. 
V.  f.  S.  Bd.  110  S.  S2l ff.  —  Ernst  Werner, 
Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Aktiengesell- 
schaften des  deutschen  Maschinenbaues  1906ff., 
in  Zwanglose  Mitteilungen  für  die  Mitglieder 
des  Vereins  deutscher  Maschinenbauanstalten, 
(Duiseldorf  1907 ff).  —  Derselbe,  Die  fin- 
nanziellen  Ergebnisse  der  deutschen  Maschinen- 
bau-Aktiengesellschaften, 1907,  in  Thünen-Archiv 
1908  S.  579 — 694.  —  Derselbe,  Zahlreiche 
weitere  Jahresbearbeitungen  in  Technik  und 
Wirtschaft  sowie  in  Stahl  und  Eisen,  1907 ff  — 
Wolf,  Jahrbuch  f.  d.  deutsch.  Aktien- 
brauereien u.  -Mälzereien,  17.  Jahrgang. 

Ewald  Moll. 


b)  Die  Aktiengesellschaften  in  den 
übrigen  Ländern. 

Vorbemerkung.  —  1.  Oesterreich.  2.  Ungarn. 
3.  Großbritannien  und  Irland.  4.  Britische  Be- 
sitzungen. 5.  Frankreich.  G.  Belgien.  7.  Nieder- 
lande. 8.  Niederländisch-Ostindien.  9.  Schweiz. 
10.  Italien.  11.  Spanien.  12.  Dänemark.  13. 
Schweden.  14.  Norwegen.  15.  Rußland.  16.  Bal- 
kanstaaten. 17.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

18.  Süd-  und   ZentrjQamerikanische  Staaten. 

19.  Japan. 

Vorbemerkung. 

Aus  Gründen  der  Raumersparnis  sind  die 
geschichtlichen  Betrachtungen  über  die  Ent- 
wicklung der  Aktiengesellschaften  in  den 
Ländern,  die  in  der  3.  Auflage  des  Hand- 
wörterbuches behandelt  wurden,  fortgelassen 
worden.  Auch  bei  den  neu  aufgenommenen 
Ländern  hat  die  geschichtliche  Darstellung 
stark  zurücktreten  müssen,  da  mit  Rück- 
sicht auf  die  schwere  Beschaffbarkeit  der 
ausländischen  Quellenwerke  besonderer  Wert 
auf  die  zahlen  mäl3igen  Nachweisungen  gelegt 
werden  mußte.  Für  eine  Anzahl  von  Ländern, 
deren  Gebietsumtang  sich  infolge  des  Krieges 
beträchtlich  geändert  hat  (z.  B.  Ungarn) 
oder  die  erst  neuerdings  staatliche  Selb- 
ständigkeit erlangt  haben  (z.  B.  Polen), 
lagen  Angaben  über  den  neuesten  Stand 
der  Aktiengesellschaften  noch  nicht  vor. 

Die  Beschaffung  des  Materials  aus  den 
ehemals  feindlichen  Ländern  sowie  die  Er- 
mittlung  der   dort  erschienenen  neueren 
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Literatur  stieß  zum  Teil  auf  unQberwind  liehe 
Schwierigkeiten,  so  daß  eine  Vollständigkeit 
der  Darstellung  und  der  Literaturangaben 
leider  nicht  erreicht  werden  konnte. 

1.  Die  Aktiengesellschaften  in  Oesterreich. 

1.  licstandsstatistik.  2.  Bowcgungsstatistik. 
3.  Die  Aktiengesellsehaltcii  nach  Gcwcrbegrup- 
pen.  4.  Eigcnkapital  und  Frcmdkapital  der 
Aktiengesellschaften.  5.  Rentabilitätsstatistik. 
6.  Die  Aktiengesellschaften  in  der  Nachkriegs- 
zeit, a)  Republik  Oesterreich,  b)  Tschecho- 
slowakei. 

1.  Bestandsstatistik.  Die  Entwicklung 
des  Aktienwesens  setzt  in  Oesterreich,  wie 
in  den  meisten  anderen  Staaten,  um  die 
Mitte  des  19.  Jahrli.  ein,  vorher  bestanden 
nur  einige  wenige  Gesellschaften.  Die  Zahl 
der  am  .Jahresschluß  vorhandenen  Aktien- 
gesellschaften (bis  1910  einschließlich  Eisen- 
bahnen) bclief  sich  auf 
1850      36  1875     571  1904  697 

1860      84  1880     438  1905  713 

1865     131  1885     414  1906  741 

1869  295  1890     435  1907  789 

1870  360  1895     492  1908  811 

1871  482  1900     629  1909  820 

1872  710  1901     658  1910  868 

1873  703  1902     666  1911  736 

1874  619  1903     689  1912  780 

1913  812 

Dem  raschen  Austieg  in  den  Gründer- 
jahren folgte  ein  starker  Rückschlag  und  dann 
allmählich  eine  Zunahme,  so  daß  erst  1905 
der  Stand  des  Jahres  1872  wieder  erreicht 
wurde.  Das  Aktienkapital  (bis  1905  ein- 
schließlich Eisenbahnen)  —  bei  den  Eisen- 
bahnen das  nominale,  bei  den  übrigen  Gesell- 
schaften das  eingezahlte  —  betrug  in  Mill.  Kr. 
1865    13O1  1890   3030         1907  2724 

1870  2099  1895   2338         1908  2794 

1871  2424  1900   2986         1909   288 1 

1872  359O  1901    3101         1910  3303 

1873  3762  1902   3077         1911  3S94 

1874  3333  1903   3154         1912  4171 

1875  3232  1904  3194  1913  4167 
1880   2903  1905  3400 

1885   2982  1906  2567 


In  diesen  Zahlen  ist  bis  1905  das  Kapital 
der  Eisenbahngesellschaften  enthalten,  das  in- 
folge von  Verstaatlichungen  besonders  stark 
zurückging  (von  1729  Mill.  Kr.  im  Jahre  1884 
auf  84'9  Mill.  Kr.  im  Jahre  1895),  daher 
ergibt  sich  kein  klares  Bild  von  der  zu- 
nehmenden Beliebtheit  der  Aktiengesell- 
schaft in  den  anderen  Gewerbezweigen.  Das 
Kapital  der  Aktiengesellschaften,  mit  Aus- 
nahme der  Eisenbahnen,  belief  sich  (in 
Mill.  Kr.)  auf 


1880  1255 
181)0  1316 
1900  2020 


1905  23OS 
1907  2724 
1910  3303 


1911  3894 

1912  4171 

1913  4167. 


Das  Durchschnittskapita  der  Gesell- 
schaften (ohne  Eisenbahnen)  betrug  in 
1000  Kr.  auf 


1880  3090 
1890  3420 


1900  3800 
1905  4030 


1910  4660 
1913  5130- 


Die  Höhe  des  Durchschnittskapitals  be- 
sonders im  V^ergleich  zu  anderen  Ländern 
erklärt  sich  aus  dem  Vorhandensein  der  für 
kleinere  Unternehmungen  besonders  geeig- 
neten Gesellschaftsform  der  Gmbli. 
In  Oesterreich  bestanden  Ende  1913  2325  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftung  mit 
einem  eingezahlten  Kapital  von  494  Mill.  Kr., 
d.  h.  mit  durchschnittlich  212  000  Kr. 
Kapital. 

Von  den  1913  vorhandenen  Aktiengesell- 
schaften besaßen  ein  Kapital  von 

bis  zu  1  Mill.  Kr.  307  Gesellschaften 

1—  10    „  „   440  „ 

10-  60    „  „  52 

60-100    „  „  7 

über  100    „  „      6  „ 

2.  Bewegungsstatistik.  Erst  seit  dem 
Jahr  1913  wurde  der  Zu-  und  Abgang  der 
Aktiengesellschaften  dargestellt,  inifolge  des 
Krieges  diese  Statistik  aber  mit  dem  Jahre 
1914  abgebrochen.  Für  die  beiden  Jahre  er- 
geben sich  folgende  Zahlen  (a  =  Zahl 
der  Gesellschaften,  b  =  Kapital  in  Mill. 
Kr.): 


1.  Stand  zu  Anfang  des  Jahres  

2.  Reine  Neugründungen   

3.  Umwandlungen  bestehender  Unternehmen 

4.  Summe  der  Neugründungen  

6.  Kapitalserhöhungen  

6.  Zvisammen  (4  +  6)  

7.  In  Konkurs  geratene  Aktiengesellschaften  .  . 

8.  In  Liquidation  getretene  Aktiengesellschaften 

9.  Anderweitig  beendete  Aktiengesellschaften  .  . 

10.  Summe  der  ausgeschiedenen  Aktiengesellsch. 

11.  Kapitalsverminderungen  

12.  Zusammen  (10  +  11)  

13.  Gesamtergebnis  der  Bewegung  

14.  Stand  am  Ende  des  Jahres  

Handwörterbuch  dor  Staatswissenschaften.   4.  .\ufl.   Bd.  I. 


1913 


a 

b 

a 

b 

784 

3984 

,Sl2 

4167 

15 

28 

7 

17 

30 

66 

15 

23 

45 

95 

41 

135 

110 

230 
8 

151 

3 
13 

23 

5 

23 

I 

0 

3 

3 

•7 

32 

8 

26 

4 

8 

37 

34 

28 

+  193 

+  14 

+  116 

812 

4178 

826 

4283 

11 
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3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge-  '  werbegruppen  unterrichtet  nachstehende 
Werbegruppen.  Ueber  die  Verteilung  der  Uebersicht  (a  =  Zahl  der  Gesellschaften, 
Aktiengesellschaften  auf  die  einzelnen  Ge- i  b  =  eingezahltes  Kapital  in  MilL  Kr.): 


rTPWpr^ipfTiinnpTi 

\J  V  VY       U       i  U        V  U 

1890 

1900 

1905 

1910 

1913 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

Banken   und  Kreditm- 

777 
/  /  / 

883 

6a 

1267 

70 

Versicherung  

16 

23 

60 

27 

86 

Berg-  u.  Hüttenwerke  . 

25 

182 

40 

497 

42 

7QO 

Maschinen-  und  Metall- 

wareniabnken     .  .  . 

T  ^ 

-3  I 

^8 

IIa 

44 

142 

l  0 

249 

99 

4ZO 

Spinnerei  u.  Weberei  . 

27 

59 

30 

71 

36 

93 

52 

142 

64 

194 

Bauuntern,  u.  Bauma- 

26 

43 

28 

60 

29 

66 

37 

81 

56 

Elektrizitätswerke  .  .  . 

? 

? 

? 

? 

20 

92 

18 

80 

22 

133 

1  7 

21 

12 

1 1 

T  C 
*  J 

8 

7 

*4 

Papierfabriken  .... 

8 

35 

10 

41 

10 

41 

34') 

91  >) 

29 

103 

Brauerei  u.  Mälzerei  .  . 

33 

39 

60 

86 

73 

145 

70 

148 

81 

186 

6 

I 

7 

9 

8 

II 

12 

20 

10 

18 

Zuckerfabriken  .... 

71 

59 

75 

79 

75 

91 

78 

117 

75 

150 

Sonst.  Industrien  .  .  . 

34 

37 

88 

194 

80 

177 

97 

259 

140 

3^9 

Schiffahrt  

7 

85 

7 

81 

9 

97 

Sonst.   Verkehr  (außer 

153 

22 

162 

Eisenbahnen)  .... 

II 

56 

17 

103 

17 

60 

49 

41 

58 

68 

66 

85 

64 

116 

68 

106 

Zusammen  

Eisenbahnen')  .... 

385 
50 

1317 
1719 

529 
100 

201 1 
975 

587 

126 

2368 
1032 

709 
159 

3303 
? 

812 
? 

4167 

? 

Insgesamt  

435 

3036  1  629 

2986 

3400 

868 

? 

? 

4.  Eigenkapital  und  Fremdkapital  der  Finanzierungspolitik  der  Gesellschaften. 
Aktiengesellschaften.  Die  österreichische  Nachstehende  Tabelle  gliedert  die  Passiv- 
Aktiengesellschaftsstatistik  ermöglicht,  eben-  (Kapital-)  Seite  der  Bilanzen  nach  Eigen- 
60  wie  die  deutsche,  einen  Einblick  in  die  und  Fremdkapital  (Beträge  in  MiU.  Kr.). 


Eingez. 
Aktienkapital 

Reservefonds 

Prioritäten  und 
Pfandbriefe 

sonstige 
Passiva 

Summe  der 
Passiva 

A.  bei  Banken 

und  Kreditinstituten 

1880 

524 

57 

607 

1431 

2619 

1890 

593 

113 

650 

1957 

3315 

1895 

614 

185 

787 

2902 

4489 

1900 

777 

195 

923 

3719 

5616 

1905 

883 

248 

1068 

5049 

7249 

1910 

1267 

387 

1334 

8180 

II  169 

1913 

1348 

521 

1222 

6627 

9720 

B.  bei  den  anderen  Aktiengesellschaften  (ohne  Eisenbahnen) 

1880 

731 

44 

99 

459 

1334 

1890 

723 

78 

110 

637 

1549 

1895 

875 

114 

114 

836 

1939 

1900 

1233 

170 

116 

1234 

2754 

1905 

1483 

226 

98 

1728 

3537 

1910 

2035 

340 

129 

2920 

5426 

1913 

2669 

456 

499 

3488 

7112 

Die  hohen  Beträge  unter  sonstigen 
Passiven  der  anderen  Aktiengesellschaften 
erklären  sich  zum  Teil  aus  den  Prämien- 
und  Schadensreserven  der  Versicherungs- 
gesellschaften, die  sich  1913  auf  1151  Mill.  Kr. 


beliefen.  Wenn  auch  nicht  behauptet 
werden  soll,  daß  das  Verhältnis  zwischen 
Eigenkapitai  und  Fremdkapital  am  Bilanz- 
tag als  typisch  für  das  gesamte  Geschäfts- 
jahr anzusehen  sei,  so  läßt  doch  bereits  jene 


')  einschließlich  Druckereien. 


*)  Nominalkapital. 
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Zusammenstellung  interessante  Schlüsse  auf 
die  Finanzierung  der  verschiedenen  Gesell- 
schaften zu.  ha  betrugen  in  Prozent  des 
Gesamtkapitals  (d.  h.  der  Bilanzsumme) 
bei  den 


Banken 

anderen 

GeseU- 

schatten 

Eigen- 

Fremd- 

Eigen- 

Fremd- 

Kapital 

Kapital 

1880 

22,2 

77.8 
78,8 

58,1 

41.9 

1890 

21,2 

51,8 

48,2 

1895 

17.8 

82,2 

51.0 

49.r' 

1900 

'7.3 

82,7 

51.0 

49.' 

1905 

15.6 

84.4 

48,3 

51,7 
56,2 

1910 

14,8 

85,2 

43.8 

1913 

19,2 

80,8 

43,9 

56.1 

I  schied  zwischen  den  so  ausgewiesenen  Ge- 
winnen und  Verlusten  (üeberschuß)  wird  in 
Beziehung  gesetzt  zu  dem  Aktienkapital 
Daneben  werden  die  Summen,  die  als  Divi- 
denden verteilt  werden,  mit  dem  Aktien- 
kapital, auf  das  sie  verteilt  werden,  ver- 


Die  Zusammensetzung  des  Kapitals  ist 
von  Geschäftszweig  zu  Geschäftszweig  sehr 
verschieden,  je  naclidem,  welcher  Teil  des 
Vermögens  auf  längere  Zeit  festgelegt  werden 
muß. 

5.  Rentabilitätsstatistik.  Die  Statistik 
der  Gcschäft-scrgebnisse  ist  in  Oesterreich 
ziemlich  ausgebaut.  In  ihr  wird  unterschie- 
den zwischen  Gesellschaften,  die  mit  Gewinn 
(Reinertrag)  bilanzieren  und  solchen,  deren 
Bilanz  einen  Vorlust  aufweist.    Der  Unter- 


Rein- 

Ver- 

Üeber- 

Divi- 

ertrag 

lust 

schuß 

dende 

in  Mül.  Kr. 

in  %  (los  Aktien- 
kapitals 

IPSO 

76,0 

10,4 

5,34 

7,03 

1 

"3.8 

8,2 

8,11 

7,77 

146,0 

8,2 

9,25 

7,98 

1'.  

178,9 

",3 

8,47 

7,71 

1906 

199,3 

11,4 

8,30 

7,59 

1910 

342,2 

•0,36 

8,85 

1911 

413,9 

ii,i 

10,48 

8,95 

1912 

475,7 

14,6 

",38 

9,51 

1913 

461,8 

56,7 

9,46 

9.33 

Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  das 
Aktienkapital,  auf  das  der  Üeberschuß  be- 
zogen ist,  nicht  das  gleiche  ist,  auf  das'die 
Dividende  bezogen  ist.  Auf  die  verschie- 
denen Dividendengruppen  verteilten  sich  die 
Gesellschaften  wie  folgt: 

Von  je  100  bestenenden  Gesellschaften 
i  verteilten  Dividenden  in  Höhe  von 


0"o') 

unter  10% 

10-15% 

15-20% 

über  20% 

47,0 

39.7 

7,6 

2,0 

3,7 

IMIO 

29.7 

50,9 

12,7 

4.1 

2,6 

1H9Ö 

34.2 

46.2 

12,7 

3,2 

3,7 

VM) 

26,7 

54.3 

9,6 

5,J 

4,3 

l'JOü 

31.4 

58.4 

5,4 

2,4 

2,4 

1906 

31.9 

52,6 

9,2 

3,3 

3,0 

1907 

29,3 

51.7 

12,3 

3,6 

3.1 

1908 

31.1 

48.3 

•  13.2 

3,3 

4,1 

1909 

28,9 

48.9 

13,5 

3.6 

5,1 

1910 

32,9 

46,6 

12,8 

3.5 

4,2 

1911 

33,3 

46,6 

12,1 

4.1 

3,9 

1912 

34,9 

43,6 

13,3 

4,0 

4,2 

1913 

33,4 

51,5 

9,0 

3,8 

2,3 

6.  Die  Aktiengesellschaften  in  der 
Nachkriegszeit.  a)  Republik  Oester- 
reich. Die  Ermittlungen  über  den  Stand 
der  Aktiengesellschaften  im  Oesterreich  des 
alten  Umfanges  erstrecken  sich  bis  zum 
Jahre  1913,  für  die  nächsten  Jahre  bezichen 
sie  sich  auf  das  Staatsgebiet  der  Republik 
Oesterreich.   Es  waren  vorhanden: 


im  alten  Oesterreich 
neuen  „ 


Zahl 

eingez. 

der 

Kapital 

Ges. 

in  Mill.  Kr. 

1913 

812 

4167 

1914 

403 

2978 

1916 

408 

3038 

1916 

421 

3271 

1917 

438 

3506 

1918 

459 

3962 

Unter  diesen  Gesellschaften  waren  zahl- 
reiche Unternehmungen,  deren  Sitz  sich 
zwar  in  der  Republik  Oesterreich  befand, 
deren  Betriebsstätten  jedoch  ganz  oder  teil- 
weise außerhalb  Oesterreichs  lagen,  so  daß 
vielfach  mit  einer  Verlegung  des  Sitzes  zu 
rechnen  sein  wird.  Auf  die  einzelnen  Ge- 
werbegnippen  verteilen  sich  die  Gesell- 
schaften 1918  wie  folgt  (a  =  Zahl  der  Ges., 
b  =  eingezahltes  Kapital  in  MilL  Kr.). 

TabcUe  siehe  Seite  164. 

b) Tschecho-Slowakei.  1ml.  Jahrgang 
des  Manuel  Statistique  wird  eine  auf  Grund 
des   Oesterreichischen   Statistischen  Jahr- 


')  oder  von  unbekannter  Höhe. 

11* 
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davon  solche  Gesell- 

schaften, deren  Betriebs- 

überhaupt 

stätten  ganz  oder  teil- 

weise außerhalb  Oester- 

reichs liegen 

a 

l, 

u 

a 

b 

I 

0,2 

— 

— 

Bergbau  und  Hüttenwerke  .... 

32 

72Ö.5 

23 

25 

99i' 

1 1 

40,2 

22 

I50>5 

9 

07,2 

■•■4 

2 

7,5 

Maschinen  und  Instrumente     .  .  . 

33 

176,6 

3 

21,5 

25 

131,1 

13 

85,5 

19 

139,5 

2 

21,0 

1 1 

32,0 

— 

— 

Papier  Druck  Verlar   

33 

105,9 

4 

11,5 

51 

218,7 

2o 

132,9 

6 

23,1 

I 

2,0 

Holz.   

8 

AK  S 
4D,° 

4 

32,3 

Nahrungs-  u.  Genußmittel  .... 

47 

233,6 

18 

92,5 

15 

38,6 

6 

23,0 

II.  Industrie  überliaupt  

344 

2  217,6 

I  I  ,6  1 

Banken  u.  Ivreditinstitute  .... 

32 

I  415,7 

— 

— 

20 

54,9 

34 

123,5 





Verkehr  (ohne  Eisenbahnen)    .  .  . 

I 

4,0 

Gastgewerbe 

20 

42,5 

7 

18,1 

sonstige   

1,8 

III.  Handel  u.  Verkehr  überhaupt  .  .  . 

114 

I  744,6 

8 

22,1 

459 

3  962,4 

132 

I  168,6 

davon  in  Wien 

I 

0,2 

304 

2  037,5 

122 

I  142,7 

Handel  und  Verkehr  

105 

I  705,1 

21,4 

410 

3  74^,8 

129 

I  164,2 

buches  für  1916/17  angefertigte  Zusammen- 
stellung der  im  Jahre  1913  in  Böhmen,  | 
Mähren  und  Schlesien  vorhandenen  Aktien- 
gesellschaften gegeben.    Danach  bestanden 
in  läühmen  .  .  .  190  Aktiengesellschaften 

davon  in  Prag  HS  „ 
in  Mühren  .  .  .  Sg  ,, 
in  Schlesien  ...     16  „ 

Insgesamt .  .  .  295  Aktiengesellschaften. 

Nach  Gewerbegruppen  gliederten  sich 
diese  Gesellschaften  wie  folgt: 

Bergwerke   5 

Industrie  d.  Steine  u.  Erden  13 

Metallurgie    iS 

Maschinenfabriken    ....  19 

Chemische  Industrie    ...  14 

Baumaterialien   4 

Papier,  Druckerei     ....  ig 

Textilindustrie   11 

Leder  u.  Kautschukindustrie  4 
Nahrungs-  und  Genußmittel- 
industrie  136 

Kraft  und  Beleuchtung  .  .  5 

Banken  u.  Kreditanstalten.  27 

Versicherung   4 


Gesellschaften 


Handel   4  Gesellschaften 

Transport  (ohne  Eisenbah- 
nen)   3  „ 

Hotels   5 

andere    4  ,, 

Insgesamt   295  Gesellschaften 

Das  Eigen-  und  Fremdkapital  von  288 
in  den  genannten  Gebieten  ansässigen  Ak- 
tiengesellschaften betrug  1911/12  3359  Mill. 
Kr.,  hiervon  entfielen  auf 

Aktien  853  Mill.  Kr. 

Prioritätsobligationen  und  Hypo- 
theken   256    „  „ 

Reservefonds   1S5    ,,  „ 

andere  Passiva  2065    ,,      ,, . 

Literatur:  IT.  Ehrenberger,  Zur  Statistik  der 
fV.s7('/'/".  Aklie7tg€sdlschajtcn,  in  Stat.  Monat^schr., 
hfraiu^g.  v.  d.  k.  k.  Stat.  Zentralkommission ,  10.  Bd.^ 
Wien  ISSi,  S.  57 ff.  —  Stat.  Jb.,  herausg.  v.  d. 
k.  k.  Stat.  Zentralkommission  für  1878 — 1881, 
Wien  ISSSff.  —  Oesterr.  stat.  Handbuch,  herausg. 
V.  d.  Stat.  Zentralkommission,  Jahrg.  Iß'.,  1882ff., 
Wien  ISSSff.  —  Stat.  Nachrichten  über  die 
Eisenbalinen  der  österr.-ung.  Monarchie  für  das 
Betriebsjahr  1876—1892,    Wien   1879—1897.  — 
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Dat  Anlagekapital  der  .  .  .  Lokomotiv-EUen- 
bahnen,  bearb.  v.  SUit.  Departement  im  Eisen- 
bahnministerium, Wien  1898.  —  Stat.  der  in  den 
im  licicJunrat  vertretenen  Kihiigr.  u.  Ländern 
im  Betrieb  gestandenen  Lokomotiv- Eisenbahnen, 
Bd.  Iff.  und  iistcrr.  Eisenbahnstatistik  j,  d. 
.Jahr  VJOSff.,  bearb.  im  iitHt.  Departement  des 
Eisenbahnministeriums,  Wien  1900//..  —  JCovt- 
paß,  herausg.  von  G.  Leonhardtf  /ortges.  v. 
S.  Heller,  b:w.  11.  Ilanel,  Wien  1S6S//.  — 
Annuuire  intcmatiunal  de  Statistigue  Vif,  Iai 
Jlaye  19S0.  —  Manuel  Statistigue  de  ta  Bc- 
publigue  Tchecoslovague,  1.  Jg.,  J^ag  19£0. 

Eisfeld. 


2.  Die  Aktiengesellschaften  in  Ungarn. 

1.  Uestaiidsstatistik.    2.  licwtfrungsstatistik. 

3.  Die  Akticngcsellsiliaften  nach  Gcwprbegrup- 
pcn.  4.  Die  Rfntabililüt  der  Akticneoscll.schaften. 
5.  Die  Akticngcscilsiliaftin  in  üuSapest. 

1.  Bestandsstatistik.  Die  ungarische 
amtliche  Statistik  hat  erst  ziemlich  spät 
eine  Akticngesellschattsstatistik  aufgestellt, 
nachdem  sie  sieh  früher  darauf  beschränkt 
hatte,  lediglich  eine  Uebcrsicht  über  die  Ent- 
wicklung der  Kreditinstitute  zu  geben,  in 
der  aucli  diejenigen  Institute  enthalten  sind, 
die  sich  nicht  der  Form  einer  Aktiengesell- 
schaft bedienen. 

Seit  dem  Jahre  1904  wurden  Ueber- 
sichten  über  den  Stand  der  industriellen 
Aktiengesellschaften  veröffentlicht.  Danach 
waren  im  Gebiet  des  ehemaligen  Königreichs 
Ungarn  vorhanden: 


eingezahltes  Aktienkapital 

einschl.  Prioritätsobligationen 

uescii- 

durchschnitt- 

schaften 

in  Hill.  Kr. 

lich  für 
1  Akt.-ües. 
in  1000  Kr. 

i8'j;3 

1 196 

y23,3=) 

777') 

lOOö 

1963 

1949,4") 

993«) 

1910 

2778 

352Ö.O 

1270 

1911 

3069 

3988,7 

1300 

1912 

3248 

4330.8 

1333 

1913 

3395 

4604,8 

1356 

1914 

3417 

4702>5 

1376 

1915 

3404 

4721,2 

13S7 

Das  durchschnittliche  Aktienkapital  weist 
hiernach,  entgegen  der  in  vielen  Ländern 
herrschenden  Tendenz,  eine  Neigung  zum 
Steigen  auf,  obwohl  die  Zahl  der  Gesellschaf- 
ten recht  erheblich  zugenommen  hat.  Ein 
Ucberblick  über  den  Stand  der  Aktiengesell- 
schaften in  Ungarn  nach  dem  jetzigen  Ge- 
bietsumfang  kann  noch  nicht  gegeben  werden. 

2.  Bewegungsstatistik.  Ucbcr  die 
Gründung  und  Auflösung  der  Aktiengesell- 
schaften liegt  eine  allgemeine  Statistik  nicht 
vor.  Kür  die  Industriegcsellschaften  wurden 
Bestandsänderungen  erst  seit  1911  ermittelt. 
Es  wurden  .  .  .  Gesellschaften 


davon  in  Kroatien 

cingez. 

und  Slavonicn 

Jahr 

Zahl 

Aktien- 
kapital 
in  Mill.  Kr. 

Zahl 

ein^cz. 
Aktien- 
kapital 
in  Mill.  Kr. 

1904 

353') 

404,5 ') 

? 

? 

1905 

427 

483,1 

34 

12,1 

19011 

438 

545,4 

43 

31.7 

1907 

508 

565,0 

40 

13,4 

1908 

611 

700,2 

53 

39,1 

1909 

676 

743,0 

54 

37,0 

1910 

756 

802,4 

53 

37.1 

1911 

895 

903,6 

62 

43,2 

1912 

965 

1001,6 

64 

53.8 

1913 

1022 

1095,2 

56 

38,1 

1914 

1035 

1138,8 

60 

40,9 

In  der  3.  Auflage  dieses  Handwörterbuchs 
sind  Angaben  über  die  übrigen  ungarischen 
Aktiengesellschaften  für  die  Jahre  1893  und 
1905  gemacht  worden  (Bd.  I  S.  335).  Außer- 
dem sind  derartige  Mitteilungen  im  Annuaire 
International  de  Statistique  VII  S.  158/59 
enthalten.  Es  bestanden  danach  in  Ungarn 
einschl.  Kroatien  und  Slavonien: 


im  Jahre 

gegründet 

aufgelöst 

1911 

164 

25 

1912 

143 

74 

1913 

106 

48 

1914 

86 

73 

Seit  geraumer  Zeit  wurde  dagegen  fest- 
gestellt, in  welcher  Weise  sich  der  Bestand 
an  Kreditinstituten  änderte,  wobei  aller- 
dings die  Betrachtung  nicht  auf  den  Kreis 
der  Aktiengesellschaften  beschränkt  blieb. 
Die  Zahl  der  Kreditinstitute  nahm  zu  durch 
Neugründlingen  (=  a),  nahm  ab  durch 
Auflösungen  (=  b),  betrug  am  Endo  des 
Jahres  bzw.  der  Zeitabschnittes  (=  c): 

Tabelle  siehe  Seite  IGG. 

In  der  Zeit  von  1836  bis  1913  wurden 
danach 


neugegründet 
aufgelöst 


Banken, 
Boden- 
kredit^ 
institute 
H.  Spar- 
kassen 


2512 
473 


Genossen- 
schaften 


ins- 
gesamt 


57'9 
i6g6 


8231 
2169 


')  ohne  Kroatien  und  Slavonien. 


3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
werbegruppen.  Nach  der  im  Annuaire 
International  de  Statistique  gegebenen  Ueber- 


*)  nur  Aktienkapital. 
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Banken  u.  Boden- 
kreditinstitute 

Sparkassen 

Genossenschaften 

Insgesamt 

a    !  b 

c 

a 

b    !  c 

a    1    b    1  c 

a    j  b 

c 

1836-61 
1852-60 
1861-65 
1866-70 
1871-75 
1876-85 
1886-90 
1891-95 
1896-00 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 

•1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 

I  — 

4  — 
64  - 
91  28 

33  35 
61  9 

H2  8 

94  20 
12  I 
20  — 
39  2 
44  5 
33  2 
75  4 

I 
I 

5 
69 
132 
130 
182 
286 
360 
371 
391 
428 
467 
498 
569 

34 

2 
15 

"3 
187 
110 
73 
151 
III 

14 
15 
29 

24 

27 
78 

II 

16 
9 
10 

17 
3 
3 
6 

4 
II 

34 
36 
51 

338 
432 
496 
637 
731 
742 
754 
777 
801 
824 
891 

2 
II 

93 
171 

349 
322 

537 
906 

370 
382 
412 
284 
212 
265 

203 
176 
201 

235 
260 
201 
127 

30 
149 
132 
146 
160 
26 
31 
51 
43 
62 

133 

89 
99 
137 
158 
100 
82 
68 

2 

13 
106 
247 

447 

637 
1028 

1774 
2118 

2469 
2830 

3071 
3221 
3353 

3467 
3544 
3608 

3685 
3845 
3964 
4023 

35  - 
4  — 
30  - 
270  2 
449  69 
492  200 
456  150 
800  164 
IUI  197 
396  30 

417  34 
480  59 

352  48 
272  68 

418  148 

344  125 
259  125 
301  163 
396  184 

447  131 
326  157 
176  115 

35 
39 
69 
337 
717 
1009 

1315 
1951 
2865 
3231 
3614 
4035 
4339 
4543 
4543 

5032 
5166 
5304 
5516 
5832 
6001 
6062 

a 
141 

83 
100 
161 
1S7 
125 

49 

b 
36 
26 
26 
26 
31 
75 
47 

c 

1565 

1622 
1696 
I83I 

1987 
2037 
2039 

sieht  verteilen  sich  die  Aktiengesellsch;riten  b  =  eingezahltes  Aktienkapital  einschl. 
auf  folgende  Geschäftsgruppen  (a  =  Zahl,  Prioritätsobligationen  in  MilL  Kr.): 


Landwirtschaft, 

Fischerei  

Rohstoffgewimiung  .  . 

Industrie  

Verkehr  

Handel  u.  Versicherung 

Bankwesen  

sonstige  

Zusammen  


1910 


9 

1,8 

39 

I23>0 

712 

757-5 

211 

1559,7 

109 

42,4 

1620 

1006,1 

78 

31,3 

1911 


131  3,0 
42  124,6 
842!  836,7 
219:1625,5 

127;  69,4 

I739'i269,9 
87I  32,3 


1912 


45 
912 
227 
133 


5.5 
127,7 
931,2 
1731,9 
72,8 
I8i4|i407,2 
99  34,3 


1913 


25 
51 
1027 
229 
135 


8,1 
135,6 
1082,8 
1853,4 
74,9 
1791:1405,1 
137,  44,7 


1914 


29 
47 
1039 
225 
156 
1791 
130 


10,7 
134,3 
II  30.9 
1874,8 

76,1 
1422,5 

53,1 


2778  3526,0130693988,; 


32484330,8 


3395  4604,8 


341714702,5 


Der  Anteil  der  Banken  und  Industriegesell-  j 
Schäften  am  Gesamtkapital  hat  danach  zu- 
genommen, während  der  der  Verkehrs-  - 
gesellschaften  sich  vermindert  hat.  Unter  den 
Verkehrsgeselkchaften  sind  die  Privatbahnen 
enthalten,  deren  Aktien-  und  Obligationen- 
kapital betrug  in  Mill.  Kr.: 


Aktien 

Prioritäts- 

Aktien 

Obligationen 

1900 

330,8 

447,9 

388,2 

1905 

359,5 

494,0 

398,1 

1908 

426,7 

596,8 

396,4 

1910 

471,2 

647,6 

453,6 

1913 

535,6 

763,9 

461,4 

Die  Verteilung  der  Industriegesellschaften 
auf  die  einzelnen  Industriezweige  ergibt  sich 
aus  nachstehender  Uebersicht: 

Tabelle  siehe  Seite  167. 

Die  Aktiengesellschaften  der  Nahrungs- 
und Genußmittelindustrie  standen  1904  und 
1914  hinsichtlich  Zahl  und  Aktienkapital 
an  erster  Stelle,  darauf  folgten  die  Aktien- 
maschinenfabriken, die  der  Zahl  nach  1914 
durch  die  Gesellschaften  der  Stein-  usw. 
Industrie  überflügelt  wurden.  Außerdem 
gehören  zu  den  größereu  Gruppen  die 
Chemische  und  die  Eisen-  und  Metall- 
industrie. Auf  die  genannten  5  Gruppen 
entfielen 
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US 


■3  S- 

^3" 


s  3 


Li 
o  o  o 

o  ."^ 
'S  o  o 

^2- 


So 


£-9 


&3 


=13 
III 


A.  Zahl  der  Gesellschaften. 


17 

58 

51 

19 

3 

17 

4 

6 

18 

63 

68 

22 

6 

22 

8 

8 

64 

28 

7 

25 

4 

II 

82 

33 

II 

30 

5 

14 

94 

10 

42 

lO 

•5 

30 

91 

105 

54 

13 

46 

14 

16 

32 

98 

120 

67 

15 

47 

16 

18 

43 

III 

146 

86 

16 

51 

19 

I') 

43 

121 

170 

93 

19 

54 

21 

44 

128 

189 

95 

20 

53 

20 

21 

44 

124 

188 

99 

19 

54 

15 

21 

B.  ein 

gezab 

tes  Kapital 

in  Mill.  Kr 

58,0 

90,1 

21.5 

23,8 

3,6 

26,8 

3.1 

12,7 

61,6 

104,9 

41.7 

20,9 

8.7 

43,4 

3.5 

13.4 

75.9 

109,8 

47,8 

34.2 

9.2 

43.0 

3.6 

18,8 

67,4 

117,8 

39.5 

37.7 

13,4 

55.4 

3.2 

22,3 

65.5 

122,8 

52.3 

57.8 

11,2 

77.4 

8.4 

22,8 

67.4 

134.8 

59,3 

64.9 

11,0 

82,9 

7.9 

23,0 

69,4 

138.2 

71,8 

67,2 

13.0 

84,9 

",3 

26,3 

80,0 

155.5 

83,1 

73.5 

14.3 

87.3 

13.6 

26,0 

81,2 
85,2 

173.7 

97.8 

89,2 

13,5 

94.7 

13.9 

26,2 
26,5 

201,1 

•04.4 

81,8 
84,6 

I5.I 

90,3 

•2,3 

92.3 

216,5 

105.4 

M.4 

87,0 

IO,2 

28,0 

"3 
133 
138 
146 
164 
170 

193 

222 

-15 
249 
261 


91,8 

I13.1 
117,6 

'25.9 
'57.7 
160,8 
185,8 
207,3 

231,4 
278,6 
298,0 


36 
39 
39 
45 

66 

75 
80 
90 
98 
loi 
102 


60,6 
58.3 
70,3 
63,4 
106,7 
110,2 
111,8 

127,5 
142,4 
157.8 
158,7 


1904  1914 

77,8       69,4%  der  Gesellschaften 
mit  79,2       76,4%  des  Gesamtkapitals. 

4.  Die  Rentabilität  der  Aktiengesell- 
schaften. Die  Rcntabilität.sstalistik  er- 
streckt sich  ebenfiUä  nur  auf  die  Industrie- 
gesellschaften. Bei  den  ungarischen  Aktien- 
gesellschaften (in  den  Jahren  1904—1910 
ohne  Kroatien  und  Slavonien)  betrugen: 


im 

in  Mill.  Kr. 

in  %  des  Aktien- 
kapitals 

Jahre 

der 

die 

der 

die 

Gewinn 

Dividende 

Gewinn 

Dividende 

1904 

10,0 

6,0 

1905 

50.4 

12,0 

8,0 

190G 

54.1 

32,0 

11,7 

6,9 

1907 

61,0 

36,2 

12,3 

7.3 

190S 

67,0 

40.9 

12,0 

7,4 

1909 

71,7 

44.7 

12,0 

7.5 

1910 

74,3 

45.8 

12,4 

7.6 

1911 

92,4 

55.6 

12,3 

7.4 

1912 

104,8 

65,8 

12,7 

8,0 

1913 

94.6 

60,1 

11,9 

7,5 

1914 

98,3 

50,4 

12,3 

6,6 

Bei  einer  Gruppierung  der  Gesellschaften 
nach  Dividendensätzen  ergibt  sich  folgendes 
Bild  der  Dividendenhöhe: 


')  ohne  Kroatien  und  Slavonien. 


Jahr 

Zahl  der  Gesellschaften  mit  einer  Di- 
vidende von 

0-1 

1-3 

3-5 

5-7 

7-10 

über 
10 

1907 

88 

14 

78 

79 

66 

66 

1903 

100 

23 

99 

93 

74 

66 

1909 

119 

2t 

48 

124 

59 

110 

1910 

137 

19 

109 

92 

82 

78 

1911 

175 

33 

139 

104 

67 

121 

1912 

191 

30 

133 

108 

99 

86 

1913 

213 

26 

70 

139 

77 

93 

1914 

181 

23 

55 

128 

66 

91 

5.  Die  Aktiengesellschaften  in  Buda- 
pest. Uebcr  die  Aktiengesellschaften,  deren 
Sitz  sich  in  der  Landeshauptstadt  befindet, 
liegen  für  die  Zeit  von  1873  an  Angaben  vor, 
die  in  nachstehender  Ucbersicht  enthalten 
sind: 


Jahr 

Zahl  iler 

■5115 
3g.5fg 

Ge- 
winn 

Ver- 
lust 

Dividende 

in  Mül.  Kr. 

in  % 

1873 

63 

188 

13,0 

8,7 

11,2 

6,0 

1874 

64 

191 

12,3 

10,6 

9,9 

5,2 

1875 

62 

160 

11,0 

4.0 

8.0 

5,0 

1876 

65 

155 

11,2 

13.2 

7,8 

5.1 

1877 

63 

144 

13,6 

1.4 

10,2 

7,1 

1878 

64 

140 

18,7 

°,4 

",3 

8,1 
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Jahr 

Ge- 
winn 

Ver- 
lust 

Dividende 

in  MiU.  Kr. 

in  % 

1879 

63 

127 

18,2 

1,1 

12,7 

10,0 

1880 

64 

149 

15,7 

0.3 

11,2 

7,6 

1881 

62 

183 

19,4 

0,6 

14,6 

8,0 

1882 

66 

213 

23,7 

0,2 

18,3 

8,6 

1883 

69 

224 

23,6 

0,3 

18,4 

8,2 

1884 

70 

236 

23,9 

0,4 

17,5 

7,4 

1885 

71 

237 

22,3 

3,8 

17,1 

7,2 

1886 

73 

234 

24,2 

1.4 

18,0 

7,7 

1887 

71 

210 

22,0 

0,4 

16,1 

7,7 

1888 

74 

213 

26,8 

5,5 

17,9 

8,4 

1889 

76 

219 

29,4 

0,9 

20,5 

9,3 

1890 

88 

246 

33,6 

0.9 

23,2 

9,5 

1891 

lOI 

287 

37.9 

1.9 

26,7 

9,4 

1892 

114 

321 

40,6 

4.3 

28,6 

9.0 

1893 

132 

370 

50,4 

0.9 

35,0 

9.5 

1894 

155 

431 

54>i 

1.4 

39,6 

9.2 

1895 

193 

535 

61,9 

4.3 

44,5 

8,3 

1896 

220 

631 

67,2 

9,1 

48,2 

7,6 

1897 

227 

662 

63,2 

5.2 

49,1 

7.4 

1898 

243 

732 

68,9 

II.9 

52,3 

7,4 

1899 

244 

753 

74.4 

8,1 

56,6 

7,7 

1900 

2O4 

800 

75.7 

13.1 

57.1 

7,4 

1901 

270 

809 

69,2 

13.2 

53,8 

6,8 

1902 

263 

749 

70,2 

8,8 

52,3 

6,9 

1903 

257 

735 

74.8 

5.0 

54,5 

7,4 

1904 

267 

755 

81,4 

1,8 

60,1 

7.9 

1905 

285 

803 

90,5 

2,8 

66,7 

8,3 

1906 

346 

SgS 

108,0 

3,9 

76,1 

8,4 

1907 

403 

1023,8 

117,8 

5,0 

84,9 

8.3 

1908 

460 

1105,4 

126,3 

9,6 

89,2 

8,1 

1909 

490 

1185,6 

135,4 

8,5 

96,8 

8,1 

Auf  die  einzelnen  Gewerbegruppen  ent- 
fielen davon 


Kredit- 
institute 

In- 
dustrie- 

Ver- 
siche- 
rungs- 

andere 

Gesellschaften 

1873 

21 

29 

6 

7 

1883 

17 

37 

4 

II 

1893 

21 

82 

6 

23 

1903 

33 

153 

7 

64 

1904 

35 

155 

7 

70 

1905 

45 

165 

7 

68 

1906 

56 

191 

7 

92 

1907 

67 

230 

7 

99 

1908 

75 

274 

8 

103 

1909 

75 

301 

9 

105 

mit  einem  dividendenberechtigten  Kapital  von 
(in  MiU.  Kr.) 


1873 

115,2 

52,8 

9,2 

10,6 

1883 

117,2 

72,3 

22,7 

12,5 

1893 

155,1 

161,9 

17.2 

36,2 

1903 

260,8 

341,3 

17.7 

"5,9 

1904 

272,0 

348,4 

17,7 

"7,3 

1905 

314,3 

359,2 

17,7 

112,1 

1906 

362,0 

396,7 

17,7 

121,6 

1907 

416,1 

460,6 

17,7 

129,4 

1908 

421,0 

517.9 

18,0 

148,4 

1909 

433,6 

563,9 

18,2 

169,7 

Von  den  Industriegesellschaften  entfielen  1906  auf 

Wühlen  9  mit  23,9  MiU.  Kr.  tlividendenberechtigtem  Kapital 

Brauerei  und  Brennerei  7    „     9,6    „  ,, 

Industrie  landwirtschaftlicher  Produkte      24    „  58,2    „  „ 

Eisen-  und  Maschinen-Industrie  21    „  80,5    „  „ 

Montan  -Industrie  25    „  71,1    „  „ 

Petroleum-Industrie  8    „  28,2    „  „ 

Bau-Industrie  17    ,,  25,6    „  ., 

Druckerei  13    ,,     8,1    ,,  „ 

Elektrizitäts-Industrie  10   „  36,3    „  „ 

sonstige  Industrie  57    „  54,8    „  „ 


Literatur:  Statist.  Jb.  f.  Ungarn,  herati.tg.  vom- 
Kijl.  Ungar.  Stat.  Bureau  I — XX,  Butlapent 
187S—1S92.  —  Ungar.  Statist.  Jb.,  N.  F.  Iff., 
Budapest  lS94ff.  —  Publikationen  des  Statist. 
Bureaus  von  Budapest.  Nr.  29,  Berlin  1901, 
Nr.  41,  Berlin  1908,  Nr.  iS,  Berlin  1910,  Nr.  J,7 , 
Berlin  191S,  Nr.  50,  Berlin  1914.  —  Oerftill 
Makaif  Gründungswesen  u.  Finamiei^tng  in 
Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei,  Berlin  1916.  — 
Annuaire  international  de  Statistique,  VII,  La 
Saye  19S0.  Eisfeld. 

3.  Aktiengesellschaften  in  Groß- 
britannien und  Irland. 

1.  ^  Bestandsstatistik.  2.  Bewegungsstatistik. 
8.  Die  Gesellschaften  nach  Gewerbegruppen. 
4.  Die  RentabUität  der  Aktiengesellschaften. 


1.  Bestandsstatistilc.  Der  großen  Be- 
deutung, die  die  Aktiengesellschaften  im 
Vereinigten  Königreich  bereits  früh  erlangt 
hatten,  entspricht  die  amtliche  Aktien- 
gesellschaftsstatistik durchaus  nicht.  Sie 
beschränkt  sich  auf  eine  Uebersicht  über  die 
Neugründungen  und  über  die  jeweils  am 
30.  IV.  tätigen  Aktiengesellschaften.  Die 
zweite  Uebersicht  gliedert  die  Gesellschaften 
nach  dem  Ort  der  Registrierung.  Eine 
weitere  Aufbereitung  des  Materiales,  etwa 
nach  Geschäftsgruppen,  fehlt. 

Am  30.  IV.  waren  an  wirklich  tätigen 
Gesellschaften  (mit  Ausnahme  der  Eisen- 
und  Straßenbahnen)  vorhanden  (a  =  Zahl 
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der  Geselbchaften,  b  =  eingezahltes  Kapital 
in  Mill.  £): 


1} 

b 

188.J 

S692 

475,5 

1902 

33  259 

1805,1 

1885 

9  344 

494,9 

1903 

35  965 

1849,4 

188G 

9  471 

529,0 

1904 

37  287 

1899,6 

1887 

10  494 

591,5 

1905 

39  616 

•954,3 

1888 

II  001 

611,4 

190G 

40995 

2003,3 

1889 

II  968 

671,8 

1907 

43  038 

2061,0 

1890 

13  323 

775,1 

1908 

45  304 

2123,4 

1891 

14  873 

891,5 

1909 

46  474 

2163,1 

1892 

16  173 

989,2 

1910 

51787 

2178,6 

1893 

"7  555 

1013,1 

1911 

53707 

2222,2 

1894 

18  361 

1035.0 

1912 

56352 

2335.2 

1895 

19430 

1062,7 

1913 

60754 

2425,7 

1896 

21  223 

'145.4 

1914 

64  692 

2531.9 

1897 

23728 

1285,0 

1915 

65  986 

2657.4 

1898 

25  267 

1383,5 

191G 

66  094 

2716,9 

1899 

27969 

1512,0 

1917 

66  131 

2737.7 

1900 

29  730 

1622,6 

1918 

66  456 

2730,5 

1901 

31429 

1725.9 

1918') 

66  852 

2806,5 

2.  Bewegungsstatistik.  Die  Bewegungs- 
statistik beschränktsich  auf  die  Gründungen, 
bei  denen  sie  die  verschiedenen  Kechts- 
formen  unterscheidet,  wie  aus  der  nacli- 
stehenden  Uebersicht  hervorgeht. 


Jahr 


Danach  stiegen 


von  1885-1895 
„  1895-1905 
„  190Ö-1915 
„  1885-1915 


die  Zahl 

um  108% 

,.  104% 

..  66% 

,.  606% 


Jas  ein- 
gezahlte 
Kapital 
um  115% 
.,  84% 
,.  36% 
„  437% 


Dementsprechend  wurde  das  Durch- 
schnittskapital der  Gesellschaften  geringer. 
Es  betrug  am  30.  IV. 


i8a5 

1895 
1905 
1915 
1918 


54000  £ 
54700  £ 
49300  £ 
40300  £ 
41 100  £. 


Von  den  Gesellschaften  waren  registriert 
(a  =  Zahl,  b  =  eingezahltes  Kapital  in 
Mill.  £)  in 


England 

Schottland 

Irland 

a 

b 

a 

b 

a 

1) 

1895 

16988 

962 

1619 

75 

823 

25 

1905 

35204 

1752 

31 13 

159 

1299 

42 

1915 

59287 

2395 

4682 

210 

2017 

51 

in  Prozent 

1895 

87,8 

90,6 

8,3 

7>i 

4,2 

2,3 

1905 

88,9 

89,7 

7,8 

8,1 

3,3 

2,2 

1915 

89,8 

90,2 

7.1 

7,9 

3,1 

1,9 

Danach  hat  der  Anteil  Englands  an  den 
Gesellschatten  zwar  dem  Kapital  nach  etwas 
abgenommen,  der  Zahl  der  Gesellschaften 
nach  sich  dagegen  erhöht.  Irland  hat  weder 
der  Zahl  noch  dem  Kapital  nach  seinen 
Anteil  halten  können.  In  Schottland  da- 
gegen zeigt  sich  zwar  ein  Rückgang  des 
Anteils  an  der  Zahl,  dagegen  ist  aber  der  An- 
teil am  Kapital  nicht  unerheblich  gestiegen. 

1)  am  31.  Xll.  1918. 


863 
864 
865 
866 
807 
868 
869 
870 
871 
872 
873 
874 
875 
876 
877 
878 
879 
880 
881 
882 
883 
884 
885 
886 
887 
888 
889 
890 
891 
892 
893 
894 
895 


900 
901 
902 
903 
904 
905 
906 
907 
908 
900 
910 
911 
912 
913 
914 
915 
916 
917 
918 
919 


Limi' 
ted 


Un- 
limi- 
ted 
Companies 
mit  Nomi- 
nalkapital 


Gesell- 
schaften 
ohne  No- 
minal- 
kapital 


Summe 
der  Ge- 

seU- 
schaftcn 


760 

23 

7 

978 

14 

5 

lOOI 

13 

744 

8 

455 

14 

1  <  > 

443 

1 1 

7 

457 

12 

6 

573 

I  I 

1 1 

794 

s 

19 

1090 

s 

18 

1207 

17 

10 

1201 

22 

18 

"35 

18 

19 

955 

5 

106 

952 

s 

30 

836 

s 

■1- 

984 

5 

45 

1249 

12 

41 

1547 

I 

33 

•558 

3 

71 

1660 

98 

1469 

4 

68 

1405 

5 

72 

1809 

8 

74 

1989 

— 

61 

2477 

6 

67 

2726 

I 

61 

2721 

7 

61 

2607 

— 

79 

2514 

4 

89 

2528 

2 

87 

2887 

3 

80 

3814 

- 

78 

4664 

4 

67 

5156 

I 

72 

5071 

2 

109 

4882 

93 

4863 

I 

102 

3361 

4 

68 

3856 

3 

70 

3999 

3 

73 

3766 

3 

62 

4260 

5 

93 

4769 

7 

64 

5165 

100 

4941 

3 

80 

6273 

5 

95 

7093 

7 

84 

6372 

6 

66 

7270 

7 

90 

7321 

4 

100 

6097 

4 

113 

4002 

2 

58 

3319 

5 

69 

3897 

4 

62 

3386 

2 

"3 

10596 

125 

790 

097 

■  it 

479 
461 
475 
595 
821 
I116 
1234 
1241 
I172 
1066 


1302 
1581 
1632 
1766 

1541 
1482 
1891 
2050 
2550 
2788 
2789 
2686 
2607 
2617 
2970 
3S92 
4735 
5229 
5182 

4975 
4966 

3433 
3929 
4075 
3831 
4358 
4840 
5265 
5024 

6373 
7184 
6444 
7367 
7425 
6214 
4062 
3393 
3963 
3504 
10725 


No- 
minal- 
kapital 

in 
Mill.  £ 
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In  der  Zeit  von  1863—1917  wurden  hier- 
nach 163  564  Gesellschaften  mit  einem 
Nominalkapital  von  8092,8  MUl.  £  gegründet, 
davon  entfielen  auf  die  Zeit  von 


Gesell- 
schaften 

Nominal- 
kapital 
in  Mill.  £ 

durch- 
schnittlich 
in  1000  £ 

1863/1867 
1868/1877 
1878/1887 
1888/1897 
1898/1907 
1908/1917 

4  062 

9  171 
15167 
32  863 
44  854 
57449 

690,9 

878,7 
1518,8 
2118,1 

1654.3 
1232,0 

121,0 
95.8 
100,1 

64.4 
37.0 

21.5 

Mit  der  starken  Zunahme  der  Zahl  der 
Gründungen  geht  ein  Sinken  des  Gründungs- 
kapitals parallel.  Das  Durchschnittskapital 
einer  im  Jahrzehnt  1908/1917  errichteten 
Gesellschaft  beträgt  etwa  '/«  des  Kapitals 
der  1863/1867  gegründeten  Gesellschaften. 
Von  den  neugegründeten  Gesellschaften  ver- 
schwindet ein  großer  Teil  sehr  bald  wieder, 
bzw.  tritt  überhaupt  nicht  in  Tätigkeit. 

Im  Jahre  1881  bcstanlun  äögi  Gesellschaften, 
errichtet  wurden  13S5  bis 

1917  ■  140589  „ 

149281  Gesellschaften, 
da  der  Bestand  1918  nur    66456  „ 
betrug,  sind  82S25  Gesellschaften 

oder  59%  der  Gründungen  wieder  aufgelöst 
worden. 

3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
werbegruppen. Eine  amiliche  Aufgliederung 
der  Gesellschaften  nach  Gewerbegruppen 
erfolgt  nicht.  Für  die  Zeit  von  1844—1868 
hat  Leone  Levi  sie  in  seinem  im  Journal  of 
the  Statistical  Society  abgedruckten  Vor- 
trage ,,0n  Joint  Stock  Companies"  vor- 
genommen. In  dem  genannten  Zeitraum 
waren  von  den  überhaupt  gegründeten 
11 105  Gesellschaften 

1791  Eisenbahngesellschaften 

1654  BergwerksgescUschaften 

1225  Industrie-  und  Patentgesellschaften 

1039  Gasgesellschaften 

601  Versicherungsgesellschaften 

575  Handelsgesellschaften 

404  Schiffahrtsgesellschaften 

296  Hotelgesellschaften 

291  Bank-  und  Finanzgesellschaften 

158  Druckereigesellschaften 

91  Wassergesellschaften 

64  Tele-graphengesellschaften 

64  Schiffsbaugesellschaften. 

Außerdem  liegen  für  die  im  Jahre  1900 
gegründeten  4966  Gesellschaften  Angaben 
vor,  von  ihnen  entfielen  auf 

Bergwerks-  und  Hüttengesellschaften    .  .  5S8 

Handelsgesellschaften  580 

Zeitungs-  und  Druckereigesellschaften  .  .  294 


Schiffahrtsgesellschaften   243 

Textilgesellschaften   222 

Bank-  und  Finanzgesellschaften   209 

Eisenbahngesellschaften   69 

Versicherungsgesellschaften   42 

Für  die  privaten  Eisenbahngesellschaften 
Großbritanniens  wird  im  Statistical  Ab- 
stract  das  am  Jahresschluß  vorhandene  ein- 
gezahlte Kapital  —  nach  Aktiengruppen 
getrennt  —  ausgewiesen.  In  Mill.  £  be- 
trug das 


am 
31.  Dez. 

gewöhn- 

Vor- 

garan- 

ins- 
gesamt 

liche 

zugs- 

tierte 

Aktienkapital 

1895 

364 

253 

102 

719 

1896 

380 

257 

103 

740 

1897 

425 

269 

103 

797 

1898 

433 

290 

110 

833 

1899 

440 

297 

110 

847 

1900 

449 

303 

112 

864 

1901 

454 

310 

114 

878 

1902 

461 

314 

"5 

890 

1903 

470 

320 

116 

906 

1904 

477 

329 

117 

923 

1905 

480 

334 

119 

933 

1906 

4S6 

336 

121 

943 

1907 

489 

336 

121 

946 

1908 

491 

343 

124 

958 

1909 

493 

344 

125 

962 

Zunahme 

1895-1909 

35,4  % 

43,9% 

22,5% 

33,8  % 

4.  Die  Rentabilität  der  Aktiengesell- 
schaften. Einen  Ersatz  für  die  fehlende 
amtliche  Ertragsstatistik  bieten  die  von  „The 
Economist"  vorgenommenen  Zusammen- 
stellungen über  den  Reingewinn  einer  Anzahl 
von  industriellen  Aktiengesellschaften.  Diese 
Untersuchungen  erstrecken  sich  auf  etwa 
11/2%  der  tätigen  Gesellschaften  mit  etwa 
20—25%  des  eingezahlten  Kapitals.  Für 
die  letzten  Jahre  ergab  sich  danach  folgendes 
Bild: 


Jahr 

Zahl  der 
Gesell- 
schaften 

ein- 
gezahltes 
Aktien- 
kapital 

Reingewinn 

in  Mill.  £ 

in  % 

1913 

933 

605,90 

70.51 

11,6 

1914 

909 

635,97 

69.67 

10,9 

1915 

928 

652,35 

66,90 

10,2 

1916 

832 

654,89 

86,58 

13,2 

1919 

1417 

798,71 

104,66 

13,0 

1920 

1381 

881,65 

134.37 

15,2 

Außerdem  werden  Angaben  gemacht  über 
die  auf  die  gewöhnlichen  und  die  Vorzugs- 
aktien entfallende  Dividende.  Es  erhielten 
(Beträge  in  Mill.  £): 
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1916 
1920 


1915 
1920 


Vorzngs- 
Aktien 

252.7 
306,8 

gewöhnliche 
Aktien 
399,5 
574.7 


Dividende 

12,05 
15.57 
Dividende 

35.81 
71.91 


% 

4.8 
5.1 
% 

9.0 
12.5 


Die  Zusammenstellungen  werden  viertel- 
jährlich veröffentlicht,  sie  umfassen  die  Ge- 
Bcllschaftcn,  deren  Bilanzen  im  abgelaufenen 
Vierteljahr  bekannt  geworden  sind. 

Literatur:  Jietunu  on  Joint  Stock  Companieit, 
Loii'hm  1344//-  in  den  „Aecounts  and  Paper»" 
des  ParUimenU.  —  StaiUtical  AbUract  for  the 
United  Kingdom,  London  1897 Jf.  —  Leone 
Levl,  On  Joint  Stock  Companicti,  in  Journal 
oj  the  Slalielical  Society  1870,  Vol.  XXXllJ, 
p,  1 — 41.  —  Ifevaelbef  The  proyres»  of  Joint 
Stock  Companiva  dnring  the  Yearg  18C9 — 1884, 
ebenda  1880,  Vul.  XLIX,  p.  S/,1—S0i.  —  An- 
nnaire  international  de  Statiatiqne  VII,  La 
Ilaye  lOtO.  —  The  Economitl.  Effeld. 

4.  Aktiengesellschaften  in  den 
britischen  Besitzungen. 

1.  Aegypten.  2.  Südafrikanische  Union. 
3.  NeusciMand.    4.  Britisch-Indicn. 

1.  Aegypten.  In  Aeg\'pten  waren  vor- 
banden 

1910  löO  Gesellschaften  mit  51,8  MiU. 

1911  165  „  „  53,2  „ 
1913  158          ,.  „    51,7  „ 

ägyptischen  Pfund  eingezahltos  Kapital. 

Im  Jahre  1913  entfielen  davon  auf 
T^amlwirtschaft  35  Ges.  mit  10,4  Mill.  Pfund 
Industrie         39    „     „     5,8    „  „ 
Vorkehr  16    ,,      „    12,2    „  „ 

Kreditinstitute  25    „     ,,    16,0    ,,       „  . 

2.  Südafrikanische  Union.  Die  Zahl 
der  in  der  Union  bestehenden  Aktiengesell- 
schaften betrug 

1911  1912  1913  1914  1916  1916  1917 
5651     5739    6014     Ö168     6371     6748  7172. 

Nur  für  die  Kapkolonie  und  Natal  ist 
das  Kapital  bekannt  Ca  =  Zahl  der  Ges., 
b  =  Kapital  in  1000  £). 


3.  Neuseeland.  Neu  eingetragen  wurden 
in  Neuseeland  (a  =  Zahl  der  Ges.,  b  = 
Kapital  in  1000  £) 


a 

b 

a 

b 

283 

4365 

1913 

282 

6659 

290 

3225 

1914 

226 

4988 

283 

2664 

1916 

304 

4432 

237 

3674 

1916 

258 

4073 

3i6 

3591 

1917 

261 

53Ö7 

1908 
1909 
1910 
1911 
1912 


Nach  dem  Zensus  von  1916  waren  am 
31.  III.  1916  vorhanden  1040  Industrie- 
Aktien-Gesellschaften  mit  einem  eingezahlten 
Kapital  von  17  548  000  £. 

4.  Britisch-Indien.  Die  britisch-indische 
Statistik  erfaßt  nur  den  Teil  der  in  Indien 
tütigen  Aktiengesellschaften,  die  ihren  Sitz 
in  Indien  haben.  Außer  diesen  sind  dort 
noch  zahlreiche  Gesell.schaften  tätig,  deren 
Sitz  sich  in  anderen  Ländern  befindet.  Auf 
diese  entfielen  nach  dem  Annuaire  inter- 
national de  Statistique,  \'II,  Ende  1917 
607  Gesellschaften  mit  einem  eingezahlten 
Kapital  von  417,7  Mill.  L  Da  das  Kapital 
der  indischen  Gesellschaften  im  Statistical 
Abstract  zunächst  in   Rupien,  später  in 


Kapkolonie 

Natal 

a 

b 

a 

b 

1911 

737 

21 104 

728 

18  092 

1912 

769 

22  02I 

723 

17394 

1913 

815 

22  682 

772 

18347 

1914 

835 

23  141 

804 

18695 

1915 

860 

23984 

831 

19 194 

1916 

906 

25  222 

876 

19  541 

1917 

9S5 

27873 

921 

? 

Für  das  Jahr  1917  wird  der  Betrag  des  in 
der  Union  in  Bergwerksgesellschaften  an- 
gelegten Kapitals  angegeben.  Es  belief  sich 
auf  82  059  556  £. 


Fndc 
Miirz 

Zahl 

eingezahltes 
Mill.  Rup. 

Kapital  in 
Mill.  £ 

1882 

505 

156,8 

1883 

547 

170,9 

_ 

1884 

O49 

187,5 

1885 

694 

206,3 

1886 

S06 

210,0 

1887 

886 

213.8 

1888 

910 

223,2 

1889 

895 

229,9 

1890 

886 

236,8 

1891 

928 

244.5 

1892 

950 

265,8 

1893 

956 

267,9 

1894 

.  1065 

275.1 

1895 

1204 

276,6 

1896 

1309 

293.8 

1897 

1596 

3II.5 

20,3 

1898 

1572 

331,2 

21,5 

1899 

1417 

355.9 

23,2 

1900 

1340 

346,5 

23.1 

1901 

1366 

362,7 

24.1 

1902 

1405 

373.9 

24,9 

1903 

1440 

380,7 

25,3 

1904 

148S 

387.3 

25,8 

1905 

1550 

403,2 

26,8 

1906 

1Ö54 

418,3 

27,6 

1907 

1864 

*440.5 

29,3 

1908 

1999 

504.0 

33.6 

1909 

2096 

*567,I 

37,8 

1910 

2162 

•611,8 

40.7 

1911 

2251 

•637,3 

42,4 

1912 

2409 

»690,3 

46,0 

1913 

2552 

721,0 

•48,0 

1914 

2744 

765,6 

•51,0 

1915 

2545 

807,8 

*53,8 

1916 

2476 

850,2 

*56,6 

1917 

2513 

908,9 

*6o,5 

1918 

2668 

990,9 

*66,o 
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Pfund  Sterling  angegeben  wurde,  ist  in  der  i  5.  Die 
hier  wiedergegebenen  Uebersicht  über  den 
Stand  der  Gesellschaften  das  Kapital  für  die 
Jahre  seit  1897  in  beiden  Währungen  auf- 
geführt worden.  Soweit  die  Angaben  in  einer 
Währung  nicht  vorlagen,  sind  sie  errechnet 
worden  (1  £  =  15  Rupien).  Die  errechneten 
Zahlen  sind  mit  einem  *  versehen. 


Aktiengesellschaften 
reich. 


in  Frank- 


1.  Die  verschiedenen  Arten  der  Handels- 
gesellschaften. 2.  Die  Gründung  von  Handels- 
gesellschaften auf  Aktien.  3.  Die  Aktiengesell- 
schaften nach  Gewerbegruppen. 


Das  Durchschnittskapital  der  Gesellschaf- 
ten betrug  in  lOüü  Rupien 

1902  266,1  1912  286,6 
1907    236,0     1918  371.4 


1882  310,5 
1892  279,8 


Nach  anfänglicher  Abnahme  hat  es  somit 
in  neuester  Zeit  wieder  zugenommen.  Gegen 
den  Stand  von  1882  waren  1918  gestiegen 
die  Zahl  der  Gesellschaften  um  428%,  das 
Kapital  um  532%. 

Von  den  Gesellschaften  hatten  ihren  Sitz 
in  den  Provinzen 


Ende 
März 

Bengal 

Bombay 

Madras 

.£1 

A 
"o" 
a 
Ph 

United 
Provinces 

Burnca 

1900 

402 

344 

335 

52 

71 

18 

1901 

398 

342 

361 

30 

75 

22 

1902 

413 

332 

379 

51 

87 

22 

1903 

407 

329 

424 

49 

86 

26 

1904 

415 

336 

443 

57 

86 

30 

1905 

429 

342 

468 

59 

89 

41 

1906 

387 

390 

528 

69 

107 

48 

1907 

446 

431 

579 

88 

113 

55 

1908 

512 

492 

544 

98 

129 

66 

1909 

530 

516 

517 

131 

154 

85 

1910 

543 

544 

481 

144 

154 

104 

1911 

568 

570 

465 

160 

165 

"5 

1912 

745 

575 

437 

205 

170 

122 

1.  Die  verschiedenen  Arten  der  Han- 
delsgesellschaften. Das  französische  Han- 
delsrecht kennt  außer  der  Aktiengesellschaft 
(societe  anonyme)  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  und  die  Gesellschaft  mit  variablem 
I  Kapital  (soci^t^  a  capital  variable).  Da  die 
1  französische  Statistik  auch  über  die  Grün- 
dung der  offenen  Handelsgesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  berichtet,  kann 
das  Verhältnis,  in  dem  die  Gründungen  der 
verschiedenen  Gesellschaften  zueinander 
stehen,  ermittelt  werden. 


Es  wurden  beim  Gericht  hinterlegt: 
a)  Gründungsurkunden  von 


Von  den  am  31.  III.  1918  vorhandenen 
Gesellschaften  entfielen  auf  . 


Zahl 

eingez. 
Kapital  in 
Mill.  Rup. 

Landwirtschaft  

288 

54>5 

176 

70,0 

Industrie  

554 

40°.3 

davon  Textilindustrie  . 

253 

297,8 

91 

149,7 

davon  Eisenbahnen  .  . 

56 

131,8 

485 

101,9 

121 

5>i 

793 

147,8 

Literatur:  Annuaire  international  de  Statislique 
VII,  La  Haye  1920.  —  New  Zealand  ofßcial 
Yearhook  1913jf.  —  Statiaiical  Abxti'act  refating 
to  British  India,  lS95i96ff,  London.  —  Finan- 
cial and  commercial  Statistics  for  British  India 
1894ff.,  Calcutta  1S95JJ.  msfeld. 


offenen 
Handels- 
u.  Kom- 
mandit- 
Ges. 

Kom- 
mandit- 

Ges. 
mit  va- 

Aktien- 
gesell- 
schaften 

über- 

Ges. auf 
Aktien 

riablem 
Kapital 

haupt 

1901 

4523 

83 

158 

723 

5487 

1902 

4646 

71 

185 

663 

5565 

1903 

4775 

88 

225 

601 

5689 

1904 

4906 

64 

206 

638 

5814 

1905 

4883 

67 

248 

836 

6034 

1906 

4879 

69 

257 

823 

6028 

1907 

5263 

90 

356 

1133 

6842 

1908 

5547 

100 

358 

1002 

6977 

1909 

5381 

68 

345 

1092 

6886 

1910 

5455 

90 

414 

"74 

7133 

1911 

5527 

91 

407 

1226 

7251 

b)  Auflösungsurkunden  von 


offenen 
Handels- 
u.  Kom- 
mandit- 
Ges. 

Kom- 
mandit- 
Ges.  auf 
Aktien 

Ges. 
mit  va- 
riablem 
Kapital 

Aktien- 
gesell- 
schaften 

über- 
haupt 

1901 

2293 

32 

26 

314 

2665 

1902 

2285 

33 

27 

355 

2700 

1903 

2415 

26 

II 

347 

2799 

1904 

2481 

24 

16 

312 

2833 

1905 

2631 

44 

31 

344 

3050 

1906 

2491 

31 

21 

316 

2859 

1907 

2473 

31 

23 

367 

2894 

1908 

2552 

20 

38 

385 

3004 

1909 

2695 

38 

29 

424 

3186 

1910 

2717 

20 

28 

421 

5565 

1911 

2854 

38 

44 

455 

3391 
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Von  den  Gründungen  entfielen  danach 

in  Prozent  auf 


19011  82,4 

1,5  2,9 

13.2 

100 

19111  76,2 

1,3    '  5.6 

16,9 

100 

Der  Anteil  an  den  Auflösungen  belief  sich 

in  Prozent  bei 

1901  1  86,0 

1,2  1,0 

11,8 

100 

1911  1  84,2 

1,1  1.3 

13,4 

100 

Die  Auflösungen  betrugen 

in  Prozent  der 

Gründungen 

19011  50,7 

38,5    1  16,5 

43.4 

48.5 

191l|  52.0 

41,7    1  10,8 

37.9 

46,8 

Kommandit- 
gesellschaften 
auf  Aktien 

Gesellschaf- 
ten ra.  variab- 
lem Kapital 

— 

Aktien- 
gesell- 
schaften 

1889 

80 

45 

324 

1890 

70 

43 

374 

1891 

84 

90 

446 

1892 

03 

48 

425 

1893 

Ol 

70 

40  X 

60 

^3' 

403 

1895 

66 

146 

423 

isye 

60 

140 

510 

1897 

79 

165 

561 

1898 

85 

159 

841 

1899 

88 

161 

1042 

1900 

85 

158 

895 

Sowohl  bei  den  Gründungen  als  auch  bei 
den  Auflösungen  ist  der  Anteil  der  offenen 
Handelsgesellscliattcn  zurückgegangen  zu- 
gunsten besonders  des  Anteils  der  Aktien- 
gesellscliaften. 

2.  Die  Gründung  von  Handelsgesell- 
schaften auf  Aktien.  An  Handelsgesell- 
schaften auf  Aktien  in  den  erwähnten  drei 
Rechtsformen  wurden  neu  errichtet 


Gründungskapital 

durch- 

schnittlich 

Zahl 

in  Mill. 

für  1  Ge- 

Frs. 

sellschaft 

in  1000 

Frs. 

1889 

365 

449 

1230 

1890 

487 

427 

877 

1891 

620 

533 

860 

1892 

536 

608 

1134 

1893 

532 

323 

607 

1894 

594 

459 

773 

1895 

635 

499 

770 

1896 

710 

394 

555 

1897 

805 

540 

671 

1898 

I  085 

1429 

1317 

1899 

I  291 

2674 

2071 

1900 

I  138 

992 

872 

1901 

964 

I  266 

1313 

1902 

919 

560 

609 

1903 

855 

351 

410 

1904 

S92 

458 

513 

1905 

I  112 

649 

584 

1906 

I  II  I 

629 

56Ö 

1907 

I  391 

I  084 

780 

1908 

I  364 

636 

466 

1909 

I  319 

644 

488 

1910 

I  67S 

975 

581 

1911 

I  724 

I  246 

723 

1912 

1758 

1085 

617 

1913 

I  566 

I  402 

900 

1889-1913 

25451 

20312 

798 

im  Jahres- 

durchschnitt 

I  018 

812 

798 

Da  das  auf  die  drei  Gesellschaftsarten 
entfallende  Kapital  nicht  angegeben  wird, 
kann  man  sich  aus  den  obigen  Zahlen  kein 
Urteil  über  ihre  Bedeutung  und  ihr  gegen- 
seitiges Verhältnis  bilden. 

Die  nebenstehende  Tabelle  zeigtschr  starke 
Schwankungen  in  der  Hohe  des  icwciligen 
Gründungskapitals.  Das  auf  eine  der  in  den 
I  Jahren  1889—1913  gegründeten  Gcsell- 
'  schatten  entfallende  Durchschnittskapital 
beträgt  rund  800  000  Frs.  Seit  dem  Jahre 
1902  ist  dieser  Durchschnitt  nur  einmal 
(im  Jahre  1913)  erreicht  worden,  im  all- 
gemeinen bewegten  sich  die  Beträge  erheb- 
lich unter  ihm. 

Für  die  Jahre  nach  1913  liegen  nur  An- 
gaben über  die  Gesellschaften  vor,  deren 
Aktien  bei  der  Gründung  dem  Publikum  an- 
geboten worden  sind.  Unter  diese  Kategorie 
fielen  (a  =  Zahl,  b  =  Kapital  in  Mill.  Frs.): 


Von  den  in  den  Jahren  1889—1900  er- 
richteten Gesellschaften  entfielen  auf 


a  b 

907  885,8 

894  1000,9 

1912  ^16  1054,4 

1913  843  916,0 

1914  455  478.6 


1910 
1911 


a 

b 

1915 

45 

20,7 

1916 

46 

80,0 

1917 

20 

42,3 

1918 

49 

99.0 

1919 

133 

797.6 

Da  für  die  Jahre  1910-1913  auch  die 
Zahlen  der  überhaupt  erfolgten  Gründungen 
gegeben  worden  sind,  kann  der  Anteil  der 
Gesellschaften,  deren  Aktien  öffentlich  an- 
geboten worden  sind,  ermittelt  werden.  Er 
betrug 

1910  54%  d.  Gesellschaften  91%  d.  Kapitals 

1911  52%  „  „  80%  „ 

1912  52%  ,.  .,  97%  .. 

1913  54%  ..  66%  „       „  . 

Es  sind  sonach,  wie  zu  erwarten,  die 
größeren  Gesellschaften  gewesen,  die  sich 
an  das  Publikum  gewandt  haben. 

3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
werbegruppen. Für  die  in  den  Jahren  1889 
bis  1903  gegründeten  Gesellschaften  hat 
V.  Juraschek  folgende  Tabelle  bearbeitet. 
Es  entfielen  von  den  Neugründungen  der  Jahre 
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auf 

1889—99 

190ljl902 

1903 

Zeitungsunterneh- 

mungen 

439 

52 

58 

^8 

Büiikpn   und  Krcdit- 

iDstituto 

502 

34 

40 

23 

Beleuchtungsunter- 

nehmungen  .... 

331 

30 

30 

ImmobUiargesell- 

schaften    .  .  . 

463 

24 

Eisenbahnen  .... 

146 

7 

10 

7 

Bergwerke  und  Stein- 

480 

85 

60 

Metallindustrie    .  .  . 

377 

29 

42 

Transportgesellschaften 

220 

25 

24 

18 

Versicherungsgesell- 

schaften   

40 

27 

34 

Theater  

116 

12 

22 

9 

auf             '1889-  99 

1901 1902 

1903 

Lebens  mittelgesell- 

schaften  

896 

144 

103 

"5 

Chemische  Fabiiisen  . 

266 

41 

25 

28 

Straljeabahnen    .  .  . 

•262 

28 

27 

24 

MLneralwasserfabriken 

100 

17 

19 

12 

Verschiedene  .... 

2557 

365 

429 

364 

1  7744 

964 

919 

855 

Für  die  seit  1910  errichteten  Gesell- 
schaften, die  ihre  Aktien  dem  Publikum  an- 
geboten haben,  wird  eine  Aufgliederung 
nach  großen  Gruppen  im  AnnuaLre  Inter- 
;  national  gegeben,  die  hier  folgt  (a  =  Zahl, 
b  =  Kapital  in  Mill.  Frs.). 


Ausbeutung  der 
Erdoberfläche: 

Landwirtschaft, 
Fischerei  usw. 


a 


Bergbau, 
Steinbrüche 


Industrie 


a 


I  b 


Verkehr 


Handel 


14 

35 
26 
22 
13 


30,3 
33,9 
28,4 
10,8 
8,2 


9,0 


98 
82 
58 
58 
38 
2 


"9,5 
145,6 
6i,9 

76,5 
86,7 

0,4 


1,4 
5,0 


396 
3S0 
440 
391 
191 
27 
22 
13 
22 
64 


344.4 
337.9 
572,5 
326,5 

159,1 
14.9 
66,3 
27,8 
75.1 

314.8 


59 
62 
46 
39 
25 
I 

7 
2 


39,5 
57,5 
51,8 
40,0 
30,6 
0,8 
5,4 
6,5 
4,0 
6,2 


324 
316 
334 
321 
179 

14 

16 

5 
23 
54 


344.6 
414,0 

335.4 
456,9 
171,4 
4,5 

8,2 
8,0 

18.5 
460,6 


16 

7,4 

19 

12,0 

12 

4,4 

12 

5,2 

9 

22,7 

I 

0,0 

2 

2,1 

Weder  über  die  Zahl  und  das  Kapital 
der  vorhandenen  Aktiengesellschaften  noch 
über  ihre  Rentabilität  liegen  Statistiken  vor. 

Llteratnr :  Compte  generale  de  l'administration 
de  la  jiisiice  civ.  et  commerc.  en  France  et  cn 
Algerie  1SSS—190S,  Paris  ISSöff.  —  Anmiaire 
statütifjue  de  La  France  1901  ff.  —  Annnaire 
international  de  Statistique  VJI,  La  Saye  1920, 

Eisfeld. 


6.  Die  Aktiengesellschaften  in  Belgien. 

1.  Bestandsstatistik.  2.  Bewegungsstatistik. 
3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Gewerbegrup- 
pen.   4.  RentabiUtätsstatistik. 

1.  Bestandsstatistik.  Die  belgische 
Aktiengesellschaftsstatistik  hat  bis  zum  Jahre 
1900  den  Bestand  und  die  finanziellen  Er- 
gebnisse der  Gesellschaften  nachgewiesen; 
seit  dieser  Zeit  wird  lediglich  eine  Be- 
wegungsstatistik veröffentlicht,  die  bis  in 
das  Jahr  1878  zurückreicht.  Die  Bestands- 
statistik macht  nicht  den  Eindruck  großer 


Genauigkeit,  trotzdem  mögen  ihre  Ergebnisse 
angegeben  werden.     Es  waren  vorhanden 
I  (a  =  Zahl,  b  =  Nominalkapital  in  MiU. 
Frs.) 


Aktiengesell- 

Kommanditgesell- 

schaften 

schaften  auf  Aktien 

a 

b 

a 

b 

1878 

i6i 

337.1 

26 

26,1 

1880 

219 

530,0 

25 

36,3 

1884 

487 

946,3 

19 

18,8 

1886 

472 

919,0 
829,8 

37 

40,4 

188G 

440 

26 

23.1 

1887 

610 

1484,7 

44 

78,6 

1888 

672 

1611,3 

31 

34.7 

1889 

689 

1721,3 

25 

35.3 

1890 

734 

1961,9 

21 

42,5 

1891 

794 

2323,8 

18 

34.3 

1892 

82  2 

2231,1 

29 

28,8 

1893 

866 

1935.8 

22 

32,9 

1894 

909 

1863,1 

23 

48,7 

1895 

952 

2113.3 

IG 

5,7 

1896 

1088 

2450,2 

II 

4.9 

1897 

I166 

2643,8 

14 

14,0 

1898 

1128 

2032,7 

18 

13.0 

1899 

1399 

2635,5 

33 

57.4 

1900 

1354 

3019,2 

28 

48.9 
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Nur  die  Zahl  der  vorhandenen  Gesell- 
6chaften  wird  für  die  Jahre  1910—1913 
im  Annuaire  International  angeführt.  Da- 
nach waren  vorhanden 

1910  3974  GcsclKschaften 

1911  4209 

1912  4494 

1913  4706 

Das  Kapital  der  1910  existierenden  Ge- 
sellschaften wird  vom  belgischen  Statistischen 
Amt  auf  etwa  ö'/j  Milliarden  Frs.  ge- 
echätzt. 

2.  Bewegungsstatistik.  Die  Bewegungs- 
statistik beschrUnkt  sich  auf  Angaben  über 
die  Zahl  der  Gründungen,  Auflösungen  und 
Verlängerungen  der  Aktiengesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  über 
das  Kapital  werden  keine  Mitteilungen  ge- 
macht.   Es  betrugen 


im  Jahres- 
durch- 
sohnitt 

bzw.  Jahr 

Aktiengcscll- 
srhaftcn 

Kommandit- 
gesellschaften 
.■Ulf  Aktii^n 

Griiniinn- 
gen 

e 
0 

.5  ß 
0 

II 
^  = 

c 

■c 

«  c 

ft< 

C  tc 

TS 

ü  c 

Sä 
si 

1891/95 

151 

35 

5 

3 

1895 

216 

3<j 

5 

5 

1896 

266 

19 

4 

8 

1897 

277 

19 

3 

7 

1898 

367 

55 

8 

I 

1899 

516 

79 

12 

I 

1900 

380 

93 

8 

I 

1901 

249 

73 

I 

3 

2 

1902 

279 

158 

4 

7 

2 

5 

1903 

265 

175 

8 

2 

5 

1904 

257 

155 

26 

6 

5 

4 

1905 

250 

134 

lOI 

5 

7 

190G 

313 

127 

21 

6 

2 

3 

1907 

331 

127 

10 

3 

5 

3 

1908 

293 

160 

9 

3 

2 

2 

1909 

361 

128 

10 

3 

2 

1910 

412 

140 

7 

7 

I 

1911 

439 

163 

19 

2 

3 

I 

1912 

5'o 

173 

17 

6 

I 

1913 

447 

200 

38 

I 

I 

I 

Da  die  Aktiengesellschaften  in  Belgien 
auf  höchstens  30  Jahre  errichtet,  aber  dann 
verlängert  werden  können,  ergeben  die 
Zahlen  über  die  Verlängerungen  einen  inter- 
essanten Einblick  in  die  Lebensdauer  der 
Gesellschaften.  Diese  scheint  im  Durch- 
schnitt nicht  sehr  lang  zu  sein,  da  die  Zahl 
der  Verlängerungen  im  allgemeinen  nicht 
sehr  groß  ist. 

Die  gegründeten  und  aufgelösten  Gesell- 
schatten werden  nach  Größenklassen  ge- 
trennt ausgewiesen.  Von  den  neuerrichteten 
Gesellschaften  besaßen  ein  Kapital  von 


im 
Jahr 

bis  zu 
100000 
Frs. 

JLUvUvv 

Frs 

Vz-l 
Mill. 
Frs. 

1-6 
MUl. 
Frs. 

über  6 

Mill. 

Frs. 

1898 

87 

114 

104 

21 

1899 

98 

139 

lut.) 

130 

49 

1900 

87 

103 

91 

79 

20 

1901 

69 

95 

46 

36 

3 

1902 

84 

96 

39 

39 

12 

1903 

104 

87 

32 

33 

2 

1904 

82 

90 

33 

43 

2 

1905 

91 

77 

32 

39 

8 

1901) 

93 

122 

44 

47 

4 

1907 

113 

112 

40 

51 

12 

1908 

112 

102 

37 

32 

7 

1909 

142 

109 

52 

46 

6 

1910 

132 

130 

58 

78 

9 

1911 

146 

155 

53 

65 

16 

1912 

168 

179 

55 

81 

24 

1913 

145 

158 

60 

67 

12 

Abgesehen  von  einer  allmählichen  Zu- 
nahme der  Zahl  der  kleineren  Gesellschaften 
läßt  sich  eine  einheitliche  Tendenz  aus  diesen 
Zahlen  nicht  ableiten 

3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
werbegruppen. Die  von  v.  Juraschek  in  der 
3.  Auflage  dieses  Handwörterbuchs  gegebene 
Uebersicht  über  die  Verteilung  der  Aktien- 
gesellschaften auf  die  Gewerbegruppen  für 
die  Jahre  1850,  18G0,  1880  und  1900  bietet 
so  widerspruchsvolle  Zahlen,  daß  von  einer 
Wiedergabe  abgesehen  werden  soll.  Statt 
dessen  wird  die  für  den  Annuaire  inter- 
national de  Statistiouc  VII  angefertigte 
V'erteilung  der  Gesellschaften,  die  leider 
keine  Angaben  über  das  Kapital  enthält, 
angeführt.  Im  Jahr  1910  entfielen  von  den 
Aktiengesellschaften  auf 


Koloniale  Landwirtschaft   103 

sonstige  Ausbeutung  der  Erdoberflüche  .  loi 

Bergwerke   347 

davon  Kohlengruben  172 

„     Erzgruben  150 

Textilindustrie   163 

Metallurgie    192 

Keramische  Industrie   66 

Chemische  Industrio   144 

davon  Papierfabriken  34 

Zuckerfabriken   59 

Brauereien  und  Malzfabriken   124 

Brennereien  und  Likörfabriken    ....  20 

Wasserwerke   r6 

sonstige  Nahrungsmittelgewinnung  ...  64 

Baugewerbe   262 

j  Kraitgcwinnung  und  -Verteilung  ....  140 

Kanüle  und  Eisenbahnen   73 

Straßen-  und  Ivleinbahnen   153 

sonstigen  Verkehr   60 

Banken  und  Hypothekenbanken  ....  219 

Versicherungsgesellschaften   112 

sonstige   1556 

Insgesamt   3974 


!  In  der  nach  dem  Schema  des  Internatio- 
'  nalen  Statistischen  Institutes  gegliederten 
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Aufstellung  sind  unter  sonstigen  fast  40% 
der  üesellschaften  zusammengefaßt,  so  daß 
ein  wirklich  klares  Bild  über  die  Verteilung 
der  Aktiengesellschaften  auf  die  Gewerbe - 
gruppen  nicht  gewonnen  werden  kann.  Ob 
etwas  derartiges  überhaupt  möglich  ist, 
wenn  keine  Angaben  über  das  Kapital  ge- 


macht werden  können,  erscheint  zweifel- 
haft. Unter  diesem  Vorbehalt  ist  auch  die 
nachstehende  Tabelle  zu  betrachten,  in  der 
die  Gründungen,  Auflösungen  und  Ver- 
längerungen in  den  Jahren  1901—1912  nach 
Gewerbegruppen  aufgeteilt  sind. 


Gewerbegruppe 


Aktiengesellschaften 

Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien 

Grün- 

Auf- 

Verlänge- 

Grün- 

Aui- 

Verlange 

dungen 

lösungen 

rungen 

dungen 

lösungen 

rungen 

lOO 

25 

II 

— 

— 

— 

205 

94 

26 

5 

5 

6 

65 

40 

2 

I 

2 

— 

22 

— 

— 

— 

I 

— 

43 

13 

— 

— 

I 

— 

'31 

65 

6 

4 

I 

I 

335 

98 

8 

5 

3 

I 

108 

37 

7 

5 

I 

2 

23 

14 

— 

— 

— 

— 

97 

59 

8 

I 

I 

2 

83 

64 

I 

— 

— 

I 

209 

104 

5 

I 

-  - 

— 

22 

1 1 

3 

— 

2 

— 

117 

4S 

3 

2 

2 

2 

"5 

40 

15 

3 

112 

60 

4 

I 

I 

I 

326 

175 

34 

5 

I 

4 

29 

13 

7 

17 

9 

4 

I 

62 

37 

I 

I 

32 

30 

15 

I 

I 

I 

22 

7 

I 

I 

44 

33 

10 

I 

S07 

314 

16 

4 

S 

2 

117 

47 

2 

28 

iS 

5 

16 

3 

100 

43 

7 

55 

27 

19 

4 

37 

20 

I 

244 

41 

6 

I 

236 

124 

7 

I 

2 

3959 

1713 

234 

41 

36 

31 

Versicherungsges  

Banken   

Aus-  u.  Einfuhrhandel  .  . 
Eisen-  u.  Metallhandel  .  . 
Kleidungs-  u.  Mübelliaudel 
Nahrungsmittelhandol  .  . 
sonstiger  Handel  .... 

Brauereien  

Brennereien  

Steinbrüche  

Kohlenbergbau  

sonstiger  Bergbau  .... 

Gasanstalten  

Druckerei  u.  Verlag  .  .  . 

Textilindustrie  

keramische  Industrie  .  . 
metalhurgische  Industrie  . 

Mühlen  

Papierfabriken  

chemische  Industrie  .  .  . 

Zuckerfabriken  

Gerberei  

Glashütten  

sonstige  Industrie  .... 
Telephon,  Elektrizität  .  . 

Eisenbahnen  

Kleinbahnen  

Schiffahrt  

Straßenbahnen   

sonstiger  Verkehr  .... 
öffentliche  Arbeiten  .  .  . 
sonstige  


4.  Rentabilitätsstatistik.  Nachweisungen 
über  die  finanziellen  Erträgnisse  sind  nur 
bis  zum  Jahre  1900  veröffentlicht  worden,  in 
ihnen  sind  nach  Größenklassen  und  Gewerbe- 
gruppen geordnet  die  Reingewinne  und  Ver- 
luste der  Gesellschaften  enthalten,  Angaben 
über  die  Dividenden  dagegen  fehlen.  Jura- 
schek  hat  aus  diesen  Angaben  in  der  3.  Auf- 


lage des  Handwörterbuchs  den  Gewinn- 
bzw. Verlustüberschuß  und  sein  Verhältnis 
zum  Nominalkapital  berechnet.  Diese  Be- 
rechnungen sind  in  der  nachstehenden  Tabelle, 
die  Aktiengesellschaften  und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  umfaßt,  verwendet 
worden.    Es  betrugen 


im  Jahre 

Nominal- 
kapital 

Reingewinn 

Verlust 

Ueberschuß  des  Gewinns  (-|-) 
oder  Verlustes  (— ) 

in  %  des  No- 
minalkapitals 

in  Millionen  Frs. 

1878 

363.2 

11,2 

26,4 

-  15,1 

-  4,1 

1880 

566,3 

17,1 

44,4 

-  27,3 

-  4,8 

1884 

965,3 

29,1 

15,9 

+  13,2 

+  1,4 

1885 

960,3 

34,8 

29,5 

-1-  5,3 

+  0,5 

1890 

2004,4 

113,02 

8,73 

+  104,29 

+  5,2 

1895 

2119,0 

107,42 

8,58 

+  98,84 

+  4,6 

1900 

3068, 1 

270,72 

15,28 

+  255,44 

+  8,3 

Aktiengesellscliaften  (Statistik-,  Belgien  —  Niederland) 
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Literatur:  SUUUtiqut  generale  de  la  Bdgiquc 
Exponc  de  la  tiluation  du  royaume,  I84I — 1850 
Vol.  1,  Ism—lSOO  Turne  III,  ISOl—lSTS  Tome  II, 
Brtixellcs  1852 — 188'>.  —  Annnaire  ätali^tv]ue  de 
la  Belijiquc,  Annee  ISSiff.,  BruxelUs  msff.  — 
Ad.  Demeur,  Les  $ocicUs  anonymem  de  Belgique 
en  1857,  Bruxelki  1850.  —  Verselbe,  Im  tu- 
cUtKi  commerc.  de  la  Belgüjue,  Britxeüea  ISSO.  — 
Annuaire  iniemational  de  StalUti'Jue  VII,  /.'i 
Haye  1910.  Eisfeld. 


7.  Die   Aktiengesellschaften   in  Nicder- 
land. 

1.  bcstandsstati.stik.  2.  liewegungsstatistik. 
3.  Die  Aktiengesellscliaften  nach  Gewcrbegriip- 
pcn.    4.  Rcntabilitätsstatistik. 

1.  Bestandsstatistik.  Die  amtliche 
niederländische  Statistik  befaßt  sich  mit 
den  Aktiengesellschaften  nur  insoweit,  als 
sie  aus  den  Materialien  der  Steuerstatistik 
Ucbersichtcn  über  die  Zahl,  das  Kapital  und 
die  Dividenden  der  tiesellschaflen  aufmacht 
und  außerdem  eine  Zusammenstellung  über 
die  Zahl  der  neugegründeten  Aktiengesell- 
schaften gibt.  Bis  1893/94  unterlagen  die 
Aktiengesellschaften  der  Patentsteucr  (Ge- 
werbesteuer), durch  G.  v.  2.  X.  1893  wurde 
eine  Steuer  auf  Betriebs-  und  andere  Ein- 
kommen eingeführt,  die  1914  durch  das  Ein- 
kommensteuergesetz V.  19.  XII.  ersetzt 
wurde.  Dazu  kam  noch  das  am  1.  V.  1918 
in  Kraft  tretende  Dividenden-  und  Tan- 
tiemensteuergesetz.  Die  steuerlichen  Aende- 
rungen  sind  naturgemäß  auf  die  Art  und 
den  Umfang  des  verarbeiteten  Materiales  von 
Bedeutung  gewesen.  So  ist  die  starke  Zu- 
nahme der  Gesellschaften  von  189.3/94  auf 
1894/95  zum  Teil  auf  derartige  Einflüsse 
zurückzuführen.  In  der  nachstehenden 
Uebcrsicht  wird  die  Zahl  der  jeweils  vorhan- 
denen Gesellschaften,  ihr  eingezahltes  Ka- 
pital sowie  die  diirchschnittliclie  Dividende  in 
Prozenten  des  eingezahlten  Kapitals  gegeben. 
Die  Verluste  sind  hierbei  nicht  berücksichtigt, 
ebenso  ist  das  Ka])ilal  nicht  ausgeschieden, 
auf  das  eine  Dividende  nicht  verteilt  worden 
ist.  Die  Durchschnittsgröße  der  Gesell- 
schaften ist,  nachdem  sie  zunächst  gestiegen 
war,  langsam  gesunken,  erst  die  letzten 
Jahre  weisen  wieder  eine,  wenn  auch  geringe, 
Zunahme  auf.  Das  Durclischnittskapital 
betrug 

1861/62  526000  £1.  1895/96  370000  fl. 
1865/66  510000  „  1900/01  300000  „ 
1870/71  563000  „  1905/06  270000  ,, 
1875/76  669000  ,,  191f)/ll  239000  ,, 
1880/81  636000  „  1915/16  231000  „ 
1885/86  546000  „  1917/18  254000  „ 
1890/91  476000  „ 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  4.  Aufl. 


eingezahltes 

Zahl 

.Aktien- 
kapital in 
MiU.  fl. 

Dividende 
in  % 

1861/62 

2S4 

149,5 

4.99 

1862/63 

3'3 

'54,3 

4.27 

1863/64 

345 

189,4 

5,42 

1864/65 

376 

200,0 

5,90 

1865/66 

424 

2lö,3 

6,32 

1H66/67 

444 

237,7 

5,04 

1>07,68 

449 

250,5 

4,82 

l  69 

457 

254.2 

3,82 

isii'.i  70 

459 

258,6 

4.77 

1^71 71 

456 

256,7 

5,13 

l!57t/72 

1'"' 

4.96 

1872  73 

r- 

5,66 

1S73;74 

4'») 

4 

7,62 

1874/75 

469 

318,4 

7,55 

1875/76 

4S6 

326,0 

6,33 

1876/77 

405 

320,8 

4,96 

1877/78 

477 

319,2 

5,86 

1878/79 

48Ö 

324,1 

5,92 

1879/80 

5" 

329,2 

4.80 

1880/81 

52.1 

332,9 

5,05 

1884/85 

616 

354,5 

5.94 

1885/86 

653 

356,4 

5,64 

1886/87 

684 

;v">,4 

5,00 

1887/88 

73'J 

■,•"'.7 

6,47 

1888/89 

795 

i').i,6 

5,70 

1889/90 

884 

426,4 

6,77 

1890/91 

957 

455,9 

8,11 

1891/92 

I  023 

493,7 

5,58 

1892/93 

I  066 

504,6 

3,92 

1893/94 

I  U5 

512,0 

4,63 

1894/95 

■  735 

639,8 

5,82 

1896/96 

I  771 

663,8 

5,19 

1896/97 

2  115 

723.0 

4,80 

1897/98 

2324 

809,1 

5,80 

189H/99 

2  606 

868,5 

5,88 

is;)!j/i  III 

2924 

952,1 

5,66 

lOlHI  Ol 

3366 

1011,4 

5,44 

1901/02 

3566 

1097,8 

5,50 

1902/03 

3914 

1166,0 

4,82 

1903/04 

4092 

1191,0 

4,97 

1904/05 
1905/06 

4469 

1224,0 

5,17 

4  745 

1279,4 

5,99 

1906/07 

5043 

«343,8 

8,67 

1907/08 

5463 

1468,8 

6,47 

1908/09 

5865 

1513,4 

7,20 

1909/10 

6403 

1589.0 

6,51 

1910/11 
1911/12 

6874 

'644,7 

6,60 

7  660 

1779,0 

7,73 

1912/13 

8722 

1899,6 

7,98 

1913/14 

9431 

2132,0 

9.00 

1914/15 

9807 

2  206,1 

8,12 

1915/16 

10254 

2369,5 

8,16 

1916/17 

10839 

2536,5 

",03 

1917/18 

II  668 

2864,5 

9,77 

An  steuerzahlenden  Handelsgesellschaften, 
die  in  anderen  Rechtsformen  als  der  der 
Aktiengesellschaft  (Naamlooze  Vennootschap) 
betrieben  wurden,  waren  vorhanden 
Tabelle  siehe  Seite  178. 

2.  Bewegungsstatistik.     Die  von  der 

amtlichen  Statistik  in  den  Maandcijfers  ge- 
gebenen Zahlen  über  die  Gründung  von 
Aktiengesellschaften,  deren  Statuten  im 
Bd.  I.  12 
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Kom- 
mandit- 
gesell- 
schaften 

auf 
Aktien 

Reede- 
reien 

Ver- 
siche- 
rungs- 
gesell- 
schaften 

auf 
Gegen- 
seitig- 
keit 

andere 
Gesell- 
schaften 

1901/02 

79 

? 

50 

1902/03 

57 

? 

53 

1903/04 

56 

55 

4 

63 

1904/05 

67 

43 

4 

64 

1905/06 

75 

23 

3 

65 

1906/07 

65 

16 

8 

61 

1907/08 

74 

35 

5 

61 

1908/09 

82 

33 

3 

63 

1909/10 

66 

25 

7 

61 

1910/11 

89 

15 

5 

66 

1911/12 

85 

II 

II 

70 

1912/13 

82 

14 

7 

70 

1913/14 

93 

12 

10 

75 

1914/15 

96 

15 

5 

76 

1915/16 

65 

f 

? 

63 

1916/17 

71 

? 

? 

60 

Staatsanzeiger  veröffentlicht  wurden,  weichen 
meistens  um  ein  geringes  von  den  Zahlen  ab, 
die  Van  Nierop  &  Baak  in  ihrem  jährlich 
erscheinenden  Buch  über  die  Aktiengesell- 
schaften anführen.  Der  nachfolgenden  Unter- 
suchung sind  die  letztgenannten  Zahlen  zu- 
grunde gelegt. 

Das  Kapital  der  niederländischen  Ak- 
tiengesellschaften wird  gewöhnlich  höher  be- 
messen, als  es  zunächst  erforderlich  ist. 
Auf  das  untergebrachte  Kapital  erfolgen 
zunächst  nur  Teileinzahlungen  und  zwar 
nicht  nur  bei  solchen  Gesellschaften,  deren 
Eigenkapital  hauptsächlich  Garantiefunk- 
tionen ausübt  wie  bei  Hypothekenbanken 
und  Versicherungsgesellschaften,  sondern 
auch  bei  zahlreichen  anderen  Gesellschaften. 
Das  Verhältnis  des  eingezahlten  Kapitals 
zum  ausgegebenen  und  Gesamtkapital  sowie 
des  ausgegebenen  Kapitals  zum  Gesamt- 
kapital ergibt  sich  aus  nachstehender  Ueber- 
sicht.  Es  betrugen  bei  den  in  den  einzelnen 
Zeiträumen  neugegründeten  Gesellschaften 


im 

das  aus- 
gegebene 
Kapital 

das  eingezahlte 
Kapital 

Jahr- 

m %  des 

fünft 

in  %  des  Gesamt- 

ausge- 

kapitals 

gebenen 

Kapitals 

1882/86 

64,4 

45,2 

70,1 

1887/91 

70,1 

58,6 

83,5 

1892/96 

70,6 

60,2 

85,4 

1897/01 

62,6 

53,1 

84,8 

1902/06 

60,3 

53,6 

88,9 

1907/11 

57,S 

52,4 

90,6 

1912/16 

45,8 

40>3 

87,9 

Die  Neugründungen  beliefen  sich 


Aktienkapital 

Jahr 

Zahl 

ins- 
gesamt 

aus- 
gegeben 

ein- 
gezahlt 

in 

Mill.  Gulden 

1882 

82 

33,0 

->rt  - 

*-,7 

1883 

So 

38,8 

IQ  A 

1 1  0 

1884 

81 

26,4 

20  2 

1885 

87 

22,7 

1886 

80 

18,8 

0  6 

6,4 

1887 

106 

33,9 

22,3 

1888 

Ii6 

68,1 

41,0 

1889 

123 

59,8 

41,8 

32^0 

1890 

•75 

72,9 

8 

AK 

1891 

149 

80,6 

58,6 

n 

j4i/ 

1892 

12S 

47>9 

^2  8 

1893 

138 

35,9 

22  8 

18  8 

1894 

179 

52,6 

27  6 

1895 

201 

54i° 

1896 

309 

93,4 

1897 

29S 

"7,9 

"/)4 

78  8 

1898 

335 

112,9 

10  I 

61  0 

1899 

381 

134,2 

91)2 

71,0 

1900 

350 

139,5 

7  0 
/  Jt^ 

1901 

436 

126,5 

70,1 

1902 

483 

143,8 

7Q  1 

7T  A 

1903 

527 

156,8 

91  0 

81  0 

1904 

469 

89,3 

^A  2 

ji6  0 
*r")y 

1905 

476 

101,5 

1906 

482 

99,2 

68,2 

60,2 

1907 

5Ö7 

198,1 

152,4 

137.2 

1908 

650 

128,9 

61, Q 

57,4 

1909 

665 

134,1 

80,6 

72,7 

1910 

830 

iSi,i 

92,0 

81.7 

1911 

1089 

225,8 

115,6 

105,7 

1912 

1269 

197,6 

90,7 

81,0 

1913 

1102 

169,0 

91,5 

80,3 

1914 

793 

173,4 

81,7 

69,0 

1915 

563 

89,8 

38,9 

34.3 

1916 

1074 

254,4 

102,2 

91,2 

1917 

1385 

495,1 

225,7 

171.4 

1918 

103S 

335,9 

147,2 

110,3 

1919 

1012 

346,7 

135,4 

124,9 

1920 

1319 

931,8 

444,7 

398,3 

Das  Durchschnittskapital  der  Neugrün- 
dungen hat  besonders  in  der  letzten  Zeit 
stark  abgenommen,  es  betrug  in  1000  Gulden 


im 
Jahr- 
fünft 

Gesamt- 

ausge- 
gebenes 

Kapital 

einge- 
zahltes 

1882/86 

340 

220 

154 

1887/91 

471 

330 

276 

1892/96 

297 

210 

172 

1897/01 

350 

219 

186 

1902/06 

242 

146 

130 

1907/11 

228 

132 

120 

1912/16 

184 

84 

74 

Insgesamt  sind  in  der  Zeit  von  1882—1918 
17296  Gesellschaften  gegründet  worden;  da 
Ende  1918  aber  nur  ca.  11000  Gesellschatten 
mehr  als  1881  bestanden,  sind  inzwischen 
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ca.  6300  Gesellschaften  wieder  verschwunden. 
Dieser  Vergleich  wird  jedoch  nur  annähernd 
zutreffen,  da  es  nicht  sicher  ist,  ob  die  Stcuer- 
statistik  wirklich  alle  vorhandenen  Gesell- 
schaften umfaßt. 

Nach  der  Konkursstatistik  wurde  das 
Konkursverfahren  eröffnet 


Gesell- 

Gesell- 

schaften 

schaften 

1897  über 

lO 

1907  über 

19 

1898  „ 

9 

1908  „ 

23 

1899  „ 

6 

1909  „ 

i8 

1900  „ 

M 

1910  „ 

26 

1901  „ 

5 

1911  „ 

28 

1902  „ 

5 

1912  „ 

22 

Gesell-  Gesell- 
schaften schatten 

1903  „  7  1913  „  32 

1904  „  9  1914  „  36 

1905  „        20  1915  „  28 

1906  „         10  1916  „  33 

Ueber  die  Kapitalserhöhungen  und  -lierab- 
setzungen,  sowie  über  die  Liquidation  von 
Aktiengesellschaften  liegen  Statistiken  nicht 
vor. 

3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
werbegruppen. Von  den  nach  der  Steuer- 
statistik vorhandenen  Aktiengesellschaften 
entfielen  (a  =  Zahl,  b  =  eingezahltes  Kapital 
in  MiU.  Gulden)  auf 


1886/87 

'a"  1  b~ 


1900/01 
~ä  I) 


1906/07 


1917/18 
a  b 


Bergbau  

Petroleum  

Kaffcopflanzuiigeii  

Tabakpflanzungen  

sonstige  Pflanzungen     .  .  . 

Margarinefabriken  

Rohrzuckerfabriken  .... 

Maschinenfabriken  

Textilindustrie  

Großhandel  

Kleinhandel   

Grundstückshandel  .... 
Hausbau  u.  Hausverwaltung 

Seeschiffahrt  

Binnenschiffahrt   

Eisenbahnen  

Straßenbahnen  

Hypothekenbanken  .... 
andere  lianken  u.  Kreditinst. 

Versicherung  

andere  


? 
? 
? 
? 
? 
? 
? 

15 
16 

4' 

? 
? 
? 
? 

18 
35 
II 

44 
119 

385 


? 
? 
? 
? 
? 

? 
? 

2,8 
5,7 
47,'' 
? 
? 
? 
? 

93,8 
J7,2 
3,9 
71,5 
13,3 
100,8 


52 
27 
154 
37 
? 
? 

I  290 

27 
52 
50 
"9 
196 

2356 


? 
? 
? 
? 

? 
? 
? 

11,2 

7,3 
81,6 

8,4 

5 

? 

54,9 
92,1 
11,2 
11,6 

105,2 
iS,4 

609,6 


73 
46 
96 
40 

140 
II 
44 
97 
49 

252 

135 
146 
849 
77 
592 
29 
85 
77 
179 
266 
1 766 


(>4Ü 
83,7 
27,0 
46,7 
74.3 
10,0 
42,5 
18,5 
15,0 
105,0 
18,1 

33,5 
81,1 
95,6 
16,6 
96,6 

50,7 
18,2 
125,9 
22,4 

297,7 


44 
Ol 
32 
278 
21 
52 
304 
HO 

920 
390 
213 

2028 

158 

2146 

34 
81 
104 

466 
335 
3833 


71,5 
383,0 
17,6 

51,3 
207,6 
88,8 
62,4 
72,8 
30.0 
293,5 
47,3 
31,7 
107,7 
214,4 
38,0 

93,4 
68,3 

32,4 
305,8 

31,3 
615,7 


insgesamt   

Unter  den  Gesellschaften  fallen  besonders 
die  Gruppen  Hausbau  und  Hausverwaltung 
sowie  Binnenschiffahrt  durch  die  große 
Anzahl  der  Gesellschaften  auf,  zumal  auf 
die  einzelne  Gesellschaft  ein  wesentlich 
unter  dem  Durchschnitt  bleibendes  Kapital 
entfällt.  Bei  einem  Durchschnittskapital 
von  254  000  fl.  für  sämtliche  Gesellschaften 
kommt  auf  die  HausKesellschaften  ein  solches 
von  53  100  fl.  und  auf  die  Binnenschifffahrts- 
gesellsohaften  ein  solches  von  nur  17  700  fl. 
Aehnlich  wie  in  Deutschland,  wo  häufig  für 
einzelne  Häuser  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  gebildet  worden  sind, 
ist  auch  in  Niederland  verfahren  worden. 
Bei  den  Binnenschiffahrtsgesellschaften  \vurde 
diese  Methode  auf  die  einzelnen  Kähne  und 
Schlepper  der  Reedereien  angewendet,  um 
dadurch  die  Haftung  bei  etwaigen  Zusammen- 
stößen auf  den  Wert  des  Schiffes  zu  be 
schränken,  das  den  Zusammenstoß  verur 
sacht  hatte. 


I  684   I  350,0  I  3366  1 1011,5  I  5043   1 1343.8 


11668  j  2864,5 

Die  Bedeutung,  welche  die  nieder- 
ländischen Kolonien  für  das  Mutterland  be- 
sitzen, zeigt  die  in  den  letzten  .Jahren  vor- 
genommene Aufgliederung  der  Gesellschaften 
nach  dem  Tätigkeitsgebiet.  Da  die  Gruppie- 
rung für  1917/18  von  der  für  die  Vorjahre 
abweicht,  wird  nur  die  Aufteilung  für  dieses 
Jahr  gegeben.  Von  den  Gesellschaften  waren 
(a  =  Zahl,  b  =  eingezahltes  Kapital  in 
MilL  Gulden)  ausschließlich  oder  haupt- 
sächlich tätig 


a      I  b 

10838 

I  656,7 

524 

543,8 

24 

16,3 

„  Niederland  und  den  Ko- 

lonien   

112 

348,7 

alle    übrigen  Gesellschaf- 

ten   und  Vereini- 

gungen   

170 

298.6 

12* 


180 


Aktiengesellschaften  (Statistik,  Niederland) 


Von  den  Neugründungen  entfielen  nach  I  beigegebenen  Uebersicht  .  .  .  Gesellschaften 
der  dem  Jahrbuch  von  \^an  Nierop  &  Baak  auf  folgende  Gewerbegruppen: 


Jahr 

Banken  u.  Kredit- 
institute (einschl. 
Hypothekenb.) 

Baugesellschaften 

Ptlanzungs- 
gesellschaften 

K  0 

0  -3 

^  50 

'S  s 

So 

ü  ^ 

Textilindustrie 

Stein-,  Eisen-, 
Maschinpnindiistrie 

'0 

0 

Im 

.2  % 

CM  CQ 

m  i 

*S 

£  S 

Si 

cn  C 
CUD  d 
C  ^ 

£  =3 

0  j2 

*m  Ol 

1-4  03 

73 

1 1 

3 

A  \ 
40 

^  5 

1901 

28 

98 

26 

3 

10 

29 

J 1 

16 

1902 

23 

109 

25 

15 

4 

16 

86 

5 

20 

1903 

32 

146 

33 

II 

3 

14 

52 

69 

12 

i6 

1904 

25 

90 

22 

17 

2 

16 

47 

III 

12 

12 

1905 

23 

80 

19 

ig 

7 

19 

68 

88 

/ 

9 

1906 

II 

70 

26 

8 

I 

21 

'72 

TT 

1907 

23 

81 

44 

14 

5 

18 

58 

143 

A 

*T 

II 

1908 

26 

133 

19 

T  C 
*  J 

5 

20 

/  J 

iSg 

9 

1909 

21 

120 

42 

23 

19 

121 

135 

17 

1910 

35 

191 

72 

20 

4 

17 

107 

179 

12 

18 

1911 

45 

280 

57 

15 

2 

10 

153 

278 

20 

15 

1912 

41 

351 

32 

14 

4 

33 

155 

321 

39 

7 

1913 

34 

187 

58 

25 

8 

33 

153 

294 

31 

9 

1914 

39 

73 

27 

17 

7 

29 

120 

194 

19 

12 

1915 

54 

47 

12 

14 

10 

13 

114 

122 

26 

10 

1916 

34 

102 

26 

24 

5 

33 

164 

219 

114 

19 

1917 

45 

141 

41 

22 

iS 

85 

278 

317 

97 

17 

1918 

29 

79 

25 

14 

13 

73 

223 

217 

31 

32 

1919 

35 

42 

10 

20 

14 

58 

234 

106 

38 

38 

4.  Rentabilitätsstatistik.  Die  Ren- 
tabilität der  niederländischen  Aktiengesell- 
schaften kommt  bereits  in  der  auf  S.  177 
gegebenen  Tabelle  über  den  jeweiligen  Be- 
stand zum  Ausdruck.  Der  als  Dividende 
eingesetzte  Satz  ist  in  der  Weise  errechnet, 
daß  der  als  Dividende  gezahlte  Betrag  ins 
Verhältnis  zu  dem  gesamten  Aktienkapital 
gesetzt,  also  auch  auf  den  Teil  des  Aktien- 
kapitals bezogen  worden  ist,  auf  den  keine 
Dividende  gezahlt  wurde.  Sondert  man  die 
Gesellschaften  aus,  die  Dividende  gezahlt 
haben,  dann  ergibt  sich  folgendes  Bild 


einge- 

Dividende in  % 

Jahr 

Zahl 

zahltes 
Kapital 
in  Hill.  £1. 

von 
Spalte  3 

des 
Gesamt- 
kapitals 

1907/08 

2377 

847,0 

1 1 ,22 

6,47 

1908/09 

2568 

953,9 

II, 42 

7,20 

1909/10 

2604 

1014,9 

10,20 

6,51 

1910/11 

2842 

1030,2 

10,53 

6,60 

1911/12 

3174 

1190,4 

11,55 

7,73 

1912/13 

3507 

1316,3 

11,52 

7,98 

1913/14 

3915 

1496,8 

12,81 

9,00 

1914/15 

3785 

1447,9 

12,37 

8,12 
8,16 

1915/10 

3751 

1532,7 

12,62 

1916/17 

4244 

1732,7 

16,15 

",03 

1917/18 

444° 

1742,2 

I6,o0 

9,77 

Der  Anteil  des  dividendenbeziehenden 
Kapitals  am  Gesamtkapital  betrug 


1907/08 
1908/09 
1909/10 
1910/11 
1911/12 
1912/13 


57,6% 
63,0% 
64,0% 
62,6% 

67,0% 
69,2  % 


1913/14 
1914/15 
1915/16 
1916/17 
1917/18 


70,2  % 
65,6% 
64,6% 
68,3% 
6o,S  % 


Infolge  der  Einführung  der  Dividenden- 
steuer am  1.  V.  1918  sind  "die  Zahlen  für  die 
Jahre  von  1918/19  ab  nicht  mehr  mit  den 
Vorjahren  vergleichbar,  da  die  Statistik  nur 
die  dieser  Steuer  unterliegenden  Gesell- 
schaften ausweist.  Im  Jahre  1918/19  haben 
1990  Gesellschaften  mit  einem  eingezahlten 
Kapital  von  1091,2  Mill.  fl.  steuerpflichtige 
Dividende  verteilt,  die  sich  im  Durchschnitt 
auf  14,84%  belief. 

Bei  einigen  bedeutenderen  Gewerbe- 
gruppen entwickelte  sich  der  auf  das  divi- 
dendenbeziehende Kapital  berechnete  durch- 
schnittliche Dividendensatz,  wie  folgt 

Tabelle  siehe  Seite  181. 

Aus  einem  Vergleich  der  beiden  Zahlen- 
reihen für  1914/15  ergibt  sich,  daß  ein  sehr 
verschieden  großer  Teil  des  Gesamt kapitals 
in  den  einzelnen  Gewerbegruppen  Dividende 
bezog. 

Literatur:   SUtafkundig   en  Staatintühoudkvndif/ 
Jaarboekje  roor  ISöSß'.,  Amstt'7-dam  185Sß.  — 


Akticngesellscliaften  (Statistik,  Niederland  —  Niedorländiseli-Ostindien)  ISl 


s 

a 

c 

e 

_  o> 

& 
tp 

0 

!a 

CZ 

0 
to 

N 

c 

CS 

a 

es 

Afaschinonfabriki' 

^0 

■ä-> 

Oi 
9 
rs 
ts 

0 
a 

C8 

,a 
ca 

0 

3 

m 
u 

CO 

•a 

s 

.0 

a 

JA 

ja 
a 

B'-S 
CS  « 
«■1 

s=a 

es  . 
3 

1907, ÜH 

29, ib 

5.47 

I  l,2lj 

14.5« 

8,09 

8,88 

12,45 

7,72 

1908/09 
1909/10 

13.43 

6,16 

22,04 

6.32 

8,29 

13,58 

8,86 

1  ^'  ' 

11,72 

11,86 

6,9s 

8,51 

12,39 

6,57 

191U/11 

I  •(,•■; 

10,89 

12,14 

9.92 

8,65 

7.81 

13.19 

7.12 

1911/12 

1 1  .Gl . 

10,66 

11,01 

12,25 

0  . 

7,56 

10,17 

7.35 

1912/13 

8,5^ 

10,02 

51,06 

•3.22 

12,39 

14,1 

8,15 

11,02 

7.47 

1913  14 

19.39 

26,06 

33,89 

10,51 

•3,19 

>3,' 

8,32 

11.79 

6,91 

1914/15 

18,38 

18,35 

19,60 

13.91 

11,05 

I2,3!> 

/-'"'-' 

8,53 

12,47 

7.73 

1915,ll> 

12,28 

11,76 

23,13 

9.27 

11,32 

18,62 

16,84 

13.60 

11,13 

7.09 

1916/17 

19.37 

16,17 

23.S4 

11,4° 

17,76 

18,82 

21,38 

12,25 

12,28 

7.83 

1917/18 

26,14 

15,06 

21,87 

13.99 

21,05 

16.49 

10.75 

10,31 

12.37 

IT/J4 

Auf 

das  gesamte,  in  der  Gewerbegruppe  vorhandene 

Kapital  bezogen,  betrug  die 

Dividende 

1914;15 

15,22 

2,25 

9i99 

10,02 

7.63 

9.57 

5,80 

3.53 

11,02 

6,36 

JuarcijfcTS  voor  J8S5 ß'.,  uxtgeg.  door  hei  SlalütUeh 
Jnatüuut  der  Verecniging  voor  de  Statittiek,  seit 

1892  door  de  Centrale  Commissic  v.  d.  StatUtuk, 
seit  1807  door  hct  Ccntraal  ßureau  v.  d.  Statistirk, 
's-Gravenhage  189Sß'.  —  Overzigt  der  juutmloozc 
Vcnnootscfiappen  volgens  de  Patentregisters  over 
de  jarcn  1861l6S—1881l8i,  's-Gravenfiuge  188S.  — 
ßijdnigen  van  het  Statistisch  Institunt,  1. — 8.  Jg., 
lS8r> — 189S.  —  Maand-djferti,  uitgcg.  door  de 
Centrale  Commissic  v.  d.  Statistiek,  's-Gravcnhagc 

1893  i)'.  —  Van  Nierop  en  Baalc^  Naavi- 
looze  Vennootschappcn,  Jg.  Iff.,  Zwollc  188Sff. — 
R,  V.  d.  Borghtf  Zur  Statistik  des  nieder- 
ländischen Aktienwesens,  im  Frankfurter  Aktionär, 
Sr.  I6SÖ,  J0/f4,  1040,  I649  vom  IS.  Jan.,  1.,  15., 
SS.  März  1885.  —  E.  J.  J.  van  der  Heyden, 
De  ontwikkeling  van  de  Naamlooze  Vcnnootschap 
in  Nederland  voor  de  Codificatie,  den  Haag  1908. 
—  S.  van  Bralielf  de  HoUandsche  handeis- 
compagnici'n  der  17c  eeitw,  den  Haag  190S. 

8.  Die  Aktiengesellschaften   in  Nieder- 
ländisch-Ostindien. 

Die  niederländisch-indische  Statistik  be- 
schränkt sich  auf  die  Ermittluni;  der  neu- 
gegründeten  Aktiengesellschaften;  eine  Be- 
standsstatistik wird  nicht  gegeben.  Ge- 
gründet wurden  (a  =  Zahl,  b  =  eingezahltes 
Kapital  in  Mill.  Gulden) 


a 

b 

a 

b 

1910 

182 

3S.9 

1915 

116 

10,0 

1911 

1S3 

19.1 

1916 

223 

19,6 

1912 

233 

23.5 

1917 

281 

24,2 

1913 

205 

15.6 

1918 

280 

32.6 

1914 

124 

7.8 

Unter  diesen  stehen  an  erster  Stelle  die 
Pflanzungs-  und  Handelsgesellschaften,  auf  die 

1910  95%      1913   82%      1916  87% 

1911  86%       1914    87%       1917  74% 

1912  86%       1915    §3%       1918  70% 


I  des  Kapitals  der  Neugründungen  entfielen. 
I  Insgesamt  wurden  in  den  Jahren  1910  bis 
1 1918  1827  Gesellschaften  mit  191,,5  Mill.  fl. 
errichtet,  die  sich  verteilten  (a  =  Zahl,  b  - 
'  eingezahltes  Kapital  in  Mill.  Uulden)  auf 

a  b 

Urproduktion   468  91,1 

Industrie   316  22,2 

Verkehr   67  4,7 

Handel   918  68,6 

sonstiges   58        4,9  . 

Außer  den  niederländisch-indischen  Ge- 
sellschaften arbeiten  zahlreiche  Gesellschaf- 
ten, deren  Sitz  sich  in  Niederland  oder 
anderen  europäischen  Ländern  befindet, 
in  Niederländisch-lndien.  Nach  der  nieder- 
ländischen Aktiengesellschaftsstatistik  waren 
1917/18  ausschließlich  oder  vorwiegend  in 
Ostindien  tätig  524  Gesellschaften  mit  einem 
eingezahlten  Kapital  von  54^5  Mill.  Gulden. 
Hiervon  entfielen  auf  (a  =  Zahl,  b  =  ein- 
gezahltes Kapital  in  Mill.  fl.): 

a  b 

Bergbau   22  25,1 

Petroleumgewinnung   26  76,0 

Kaffeepflanzun^cn   58  17,1 

Tabakpflanzun^un   31  49,8 

Kautschukeewinnuiig   80  76,9 

sonstige  Pflanzungen   168  115,5 

Rohrzuekerfabriken   52  62,4 

Eisen-  und  Straßenbahnen  .  .       15  52,0 

Großhandel   14  22,2 

j      Hierzu  kommt  noch  ein  Teil  der  112  Ge- 
j  Seilschaften  mit  348,7  MiU.  fl.  Kapital,  deren 
Tätigkeit   sich   auf   Niederland   und  die 
Kolonien  erstreckt. 

Literatur:  Maandcijfers  betr.  Xedtrland  en  de 
kolonien  191Q — 1918^  den  Haag.  —  Annuaire 
■internatwnal  de  Statistifjue  Vif,  La  Haye  1920. 

Eisfeld. 
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Aktiengesellschaftea  (Statistik,  Schweiz) 


9.    Die    Aktiengesellschaften    in  der 
Schweiz. 

1.  Bestandsstatistik.  2.  Bewegungsstatistili. 
3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Gewerbegrup- 
pen. 4.  Die  Rentabilität  der  Aktiengesellschaften. 

5.  Die  Verteilung  nach  dem  Gesellschaftssitz. 

6.  Ausländische  Aktiengesellschaften. 

1.  Bestandsstatistik.  Die  amtliche 
schweizer  Aktiengesellschaftsstatistik  be- 
ginnt mit  dem  Jahre  1901,  in  dem  unter  Be- 
nutzung des  Handelsamtsblattes  eine  Be- 
standsaufnahme durchgeführt  wurde.  Da 
nach  dem  schweizer  Obligationenrecht  die 
Aktiengesellschaften  nicht  verpflichtet  waren, 
Bilanzen  zu  veröffentlichen,  mußte  sich  die 
Erhebung  auf  die  Ermittlung  des  Grund- 
kapitals und  der  Aktiengröße  sowie  auf  den 
Gegenstand  der  Aktiengesellschaft  beschrän- 
ken. Außerdem  konnte  nur  noch  das  Grün- 
dungsjahr der  damals  Ijestehenden  Gesell- 
schaften ermittelt  werden.  Von  den  am 
31.  XII.  1901  vorhandenen  2056  Aktien- 
gesellschaften mit  einem  Kapital  von  1881 
Mill.  Frs.  stammten 

aus  den 
Jahren 

1891-1901  53,1  %  d.  Ges.  m.  36,7%  d.  Kapitals 

1871-1890  34,0%  „  „  „  34,i%  ,. 

1851-1870  11,1%  „  „  „24,3%,, 
aus  früherer 

Zeit        i,S%„  „  „  4,9%,, 

Die  älteste  Aktiengesellschaft,  die  Society 
des  eaux  thermales  de  Loeche-les-Bains, 
wurde  im  17.  Jahrh.  errichtet. 

Im  Jahre  1901  bestanden  7  Gesellschaften 
mit  einem  Kapital  von  weniger  als  1000  Frs., 
300  Gesellschaften  besaßen  ein  geringeres 
Kapital  als  10  000  Frs.,  971  Gesellschaften 
ein  solches  von  weniger  als  100  000  Frs. 
Das  Kapital  dieser  Gesellschaften  belief  sich 
auf  35,2  Mill.  Frs.  Ein  Kapital  von  weniger 
als  1  Mül.  Frs.  besaßen  1789  oder  87%  aller 
Gesellschaften,  ihr  Kapital  betrug  339,5  Mill. 
Frs.  oder  18%  des  Gesamtkapitals.  Ueber 
10  Mill.  Frs.  Kapital  besaßen  nur  27  Gesell- 
schaften, deren  Kapital  von  799  Mill.  Frs. 
allerdings  42,5%  des  Kapitals  sämtlicher 
Aktiengesellschaften  ausmachte. 

Da  das  schweizer  Aktienrecht  keine 
Begrenzung  der  Aktiengröße  nach  unten 
kennt,  bestehen  zalüreiche  Gesellschaften 
mit  sehr  kleinen  Aktien.  Etwa  alle'' 
Aktiengesellschaften  mit  ungefähr  Vs  des 
gesamten  Aktienkapitals  besaßen  1901  Ak- 
tien mit  einem  Nennwert  bis  zu  500  Frs. 
Im  Jahre  1901  lauteten  die  Aktien  auf  einen 
Betrag 


mit  einem 

bei  ... 

Aktien- 

Gesell- 

kapital 

schaften 

von  

Tausend  Frs. 

bis  zu    lu  Frs. 

66 

945 

von   11—    25  „ 

96 

5765 

26—    50  „ 

145 

4  008 

51 —  100  ,, 

267 

25837 

101-  250  „ 

263 

193  552 

251-  500  „ 

801 

I  041  532 

501-1000  „ 

287 

368  105 

1001-2500  „ 

41 

So  114 

2501-5000  „ 

80 

150  S58 

über  5000  „ 

10 

10  876 

2056 

I  88 1  595 

Von  den  Aktien  waren  in  Form  von  In- 
haberaktien 1,302  MiU.  Frs.,  in  Form  von 
Namenaktien  579  Mill.  Frs.  ausgegeben. 
Letztere  Form  haben  besonders  zahlreiche 
kleine  Gesellschaften  gewählt. 

Die  Zahl  der  am  31.  XII.  1901  vorhan- 
denen Gesellschaften  betrug  2056  mit  einem 
Aktienkapital  von  1881  Mill.  Frs.,  sie  stieg 
bis  Ende  1918  auf  6662  Gesellschaften  mit 
4545  MiU.  Frs.;  danach  haben  die  .\ktien- 
geseUschaften  der  Zahl  nach  um  228° dem 
Kapital  nach  nur  um  141%  zugenommen. 
Die  Durchschnittsgröße  der  Aktiengesell- 
schaften hat  somit  abgenommen,  sie  sank 
von  915  000  Frs.  1901  auf  682  000  Frs. 

Ueber  den  Stand  der  Aktiengesellschaften 
in  den  einzelnen  Jahren  unterrichtet  die  dem 
nächsten  Abschnitt  beigefügte  Uebersicht 
über  Stand  und  Bewegung  der  Gesellschaften. 

2.  Bewegungsstatistik.  In  der  nach- 
stehenden Tabelle  ist  die  Entwicklung  der 
Aktiengesellschaften  seit  1901  dargestellt. 
Bei  dem  Zuwachs  wird  zwischen  Neugrün- 
dungen und  Kapitalerhöhungen  unterschie- 
den, bei  der  Abnahme  sind  Auflösungen  und 
Kapitalverminderungen  getrennt.  In  den 
Jahren  1902—1918  wurden  insgesamt  6465 
Gesellschaften  mit  2442  Mill.  Frs.  Kapital 
neu  gegründet,  hierzu  kamen  Kapital- 
erhöhungen im  Betrage  von  1672  Mill.  Frs. 
Unter  den  Neugründungen  befanden  sich 
1813  Gesellschaften  mit  770  Mill.  Frs. 
Kapital,  die  aus  bestehenden  Privatgeschäften 
hervorgegangen  sind.  Das  Durchschnitts- 
kapital dieser  Gesellschaften  belief  sich  auf 
425  000  Frs.  gegen  378  000  Frs.  bei  sämt- 
lichen Neugründungen.  Der  Anteil  der  Um- 
gründungen an  den  Gründungen  überhaupt 
betrug  der  Zahl  nach  28,4'>/o,  dem  Kapital 
nach  31,5%.  Aufgelöst  wurden  im  gleichen 
Zeitraum  1859  Gesellschaften  mit  1175  Mill. 
Frs.  Kapital,  zuzügUch  277  Mill.  Frs.  Kapital- 
verminderungen ergibt  sieh  eine  Abnahme 
um  1452  Mill.  Frs.,  so  daß  die  reine  Zu- 
nahme sich  auf  4600  Gesellschaften  mit 
2058  Mill.  Frs.  Kapital  beläuft. 
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fa  =  Zahl,  b  -  Kapital  ia  Mill.  Frs.) 


Jahr 


Bestand  am 
1.  Januar 


Zuwachs 


Xcu- 
gründungcn 


Kapital- 
erhönungen 


Abnahme 


Auf- 
lösungen 


Kapital- 
vormind. 


Zunahme 


1902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1916 
1916 
1917 
1918 


2056 
2203 
2440 
2570 

2754 
2949 

31H 
3295 
3547 
3914 
4348 
4831 
5142 
5418 
5593 
5850 
02S<> 


1881 
iSoi 
1739 
1844 
2000 
2270 
2471 
2599 
2723 
29O3 

3232 
3431 
3542 
3777 
3802 
3883 
4170 


198 

302 

220  I 

256 

291 

267 

278 

362 

474 

550 

615 

455 

393 

303 

381 

542 

578 


73 
75 
99 
97 
132 
206 
84 
148 
214 
262 

195 
140 
223 

42 
64 

183 
205 


88 
96 

loO 

•'7 
13t' 
I6t 
183 
158 
•34 
1Ö2 
189 
189 
131 
94 
133 
235 
266 


17 
24 


73 
83 

79 
92 

99 
168 

54 
94 

82 

79 
186 
249 


51 
65 
90 

72 
96 
105 

94 
HO 
107 
116 
132 
144 
117 
128 
124 
136 
172 


160 
144 
20 
'7 
38 
58 
33 
88 
48 
62 

M7 
56 
67 
68 
49 
67 
53 


24 
30 
25 
21 
30 
41 
50 
44 
63 
53 
78 
54 
39 
73 
63 
83 
66 


9 
17 
4 
7 
5 
20 
6 
16 
18 
30 
18 
27 
14 
32 
12 
16 
26 


147 
237 
130 
184 

195 
162 
184 
252 
3Ö7 
434 
483 
3" 
276 

175 
257 
406 
406 


-80 
-61 
104 
156 
270 
200 
128 

•23 
240 
269 
19S 

HO 

235 
24 

8r 

286 
375 


In  den  Jahren  1902  und  1903  ergab  sich  junktur  geltend,  indem  nicht  nur  zahlreiche 
infolge  der  Auflösung  von  Eisenbahngcscll-  Neugründungoii,  sondern  auch  erhebliche,  die 
schaffen,  deren  Netz  verstaatlicht  wurde,  Umgründungen  übertreffende,  Kapital- 
einp  Verminderung  des  Bestandes  um  141  erhöhungen  stattfanden. 
Mill.  Frs.  .Seitdem  hat  sich  der  Bestand  3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
daucmd  erhöht.  Besonders  starke  Zunahme  werbegruppen.  Die  Verteilung  der  Aktien- 
wiesen die  Jahre  190G/07  sowie  1910/12  gescllschaften  auf  die  Gewerbegruppen  er- 
auf.  In  den  Jahren  1917  und  1918  machte  gibt  sich  aus  nachstehender  Tabelle, 
sich  auch  im  Aktienwesen  die  Kriegskon- 1 

(a  ^  Zahl,  b  =  Kapital  in  Mill.  Frs.)  


Jahr 

Urproduktion 

Industrie 

Handel 

Verkehr 

sonstige 

a 

1) 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

1901 

142 

78 

746 

462 

776 

840 

213 

482 

•79 

•7 

1902 

152 

79 

773 

459 

874 

867 

221 

376 

•83 

•7 

1903 

165 

97 

798 

465 

1058 

894 

227 

261 

192 

20 

1904 

'Ö5 

97 

826 

486 

••43 

956 

241 

282 

•95 

20 

1905 

176 

112 

887 

558 

1236 

1017 

255 

291 

200 

21 

1906 

181 

128 

967 

6^3 

133^ 

1157 

269 

352 

201 

18 

1907 

200 

162 

1018 

683 

1418 

1247 

271 

358 

204 

18 

1908 

207 

177 

1077 

733 

•519 

1289 

280 

377 

212 

21 

1909 

221 

•95 

II17 

756 

1704 

1401 

289 

346 

216 

22 

1910 

227 

203 

"73 

782 

•979 

•  591 

3^2 

36^ 

223 

24 

1911 

248 

243 

1222 

825 

2325 

1771 

3^8 

361 

235 

30 

1912 

2Ö3 

282 

1291 

874 

2697 

1840 

338 

400 

242 

33 

1913 

261 

276 

•335 

905 

2953 

•919 

34Ö 

406 

247 

33 

1914 

269 

320 

1418 

1003 

3124 

2004 

353 

416 

254 

33 

1915 

268 

3^5 

•457 

996 

3259 

2039 

354 

4^7 

255 

33 

1916 

267 

338 

1567 

•033 

3409 

2061 

351 

415 

256 

34 

1917 

28Ö 

367 

1734 

H58 

3622 

2187 

356 

423 

258 

33 

1918 

310 

379 

1897 

1281 

2839 

2426 

361 

425 

255 

33 

Danach  haben  sich  von  1901—1918  erhöht 


bei 

Urproduktion 
Industrie 
Handel 
Verkehr 

übrigen  Gesellsch. 


die  Zahl 
118% 

•54% 
266  °ö 

41  % 
42% 


das  Kapital 

386% 

•77% 

•89% 
-  12% 
94% 


Insgesamt 


224  ^ 


•42% 


Eine  Erhebung  über  den  Stand  des  Be- 
triebskapitals der  Aktiengesellschaften  am 
31.  XII.  1892,  bei  der  lediglich  das  Aktien- 
kapital und  die  ausstehenden  Obligationen 
ermittelt  wurden,  ermöglicht  einen  Vergleich 
der  Entwicklung  des  Aktienwesens  in  den 
einzelnen  Gewerbegnippen.  Das  Aktien- 
kapital betrug  am  31./XII.  in  Mill.  Frs. 
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I.  Urproduktion  

1.  Ausbeutung  d.  Erdrinde 

2.  Bearbeitung  d.  Bodens 
II.  Industrie  

1.  Nahrungs-  und  Genuß- 
mittel  

2.  Kleidung  

3.  Bau  

4.  Textil  

5.  Chemische  

6.  Papier  und  Leder  .  .  . 

7.  Maschinen  und  Metalle 

8.  Polygraphische  .... 

III.  Handel  

1.  eigentlicher  Handel  .  . 

2.  Terrain  und  Bau  .  .  . 

3.  Geld,  Kredit  und  Ver- 
sicherung   

davon  Banken    .  .  . 

4.  Hotels  u.  Wirtschaften 

5.  sonstiger  Handel    .  .  . 

IV.  Verkehr   

V.  sonstige  Zwecke  


1892 

1901 

1917 

43 

78 

367 

42 

63 

315 

I 

15 

51 

224 

462 

1158 

44 

loS 

247 

I 

3 

3S 

18 

26 

75 

54 

113 

215 

41 

57 

141 

15 

28 

58 

120 

373 

5 

16 

38 

698 

840 

2187 

34 

9 

241 

35 

52 

165 

602 

732 

1632 

644 

1510 

25 

40 

127 

5 

19 

424 

482 

423 

8 

17 

33 

Insgesamt  I1399  iSSi'4170 

Der  Anteil  der  Gewerbeabteilungen  am 
Gesamtkapital  betrug 

bei               1892  1901  1917 

Urproduktion  .  .  .     3,1%  4,2  °/„  8,8% 

Industrie   16,0%  24,6%  27,8% 

Handel   50,0%  44,7%  52,4% 

Verkehr   30,3%  25,6%  10,2% 


Da,  wie  erwähnt,  die  Betätigungsmöglieh- 
keit  im  Verkehrsgewerbe  geringer  geworden 
ist,  sank  der  Anteil  der  Verkehrsgesell- 
schaften von  30,3%  auf  10,2Oo,  während 
Urproduktion  und  Industrie  ihren  Anteil 
entsprechend  erhöhten.  Wegen  der  Bank- 
statistik, die  in  der  Schweiz  besonders  aus- 
führlich bearbeitet  wird,  sei  auf  den  Art. 
„Banken  in  der  Schweiz"  verwiesen. 

4.  Die  Rentabilität  der  Aktiengesell- 
schaften. Eine  fortlaufende  Rentabilitäts- 
statistik ist  in  der  Schweiz  bisher  noch  nicht 
geführt  worden.  Lediglich  für  das  Jahr  1917 
ist  vom  Eidgenössischen  Statistischen  Bureau, 
anscheinend  als  Unterlage  für  Steuerprojekte, 
eine  Aufstellung  über  die  Dividendenaus- 
schüttung von  777  Aktiengesellschaften  mit 
einem  Kapital  von  2799  MiU.  Frs.  angefertigt 
worden.  Die  Untersuchung  erstreckt  sich 
sonach  auf  12,4%  der  Gesellschaften  und 
67,l°o  des  Kapitals.  Es  wurden  berück- 
sichtigt 

Siehe  untenstehende  Tabelle. 

Von  dem  in   den  Gewerbeabteilungen 

überhaupt  arbeitenden  Aktienkapital  waren 
erfaßt  bei 

bei 

der  Urproduktion  50,8% 

der  Industrie  69i6% 

dem  Handel  64,9% 

dem  Verkehr  89,3  % 
den  sonstigen  Gesellschaften  22,7  y„ 


Insgesamt 


67,1% 


Zahl  der 

Gesell- 
schaften 

Gewerbe-Abteilung 

v„   -„„1  Dividenden- 
iNonunal-      .       i,.-  » 
i  bereclitigtes 

Kapital 

in  Millionen  Frs. 

Divi 

dende 

in  "'„  des 
dividenden- 
berechtigten 
Kapitals 

57 

1S6 

160 

11,0 

6,87 

225 

Industrie  

S07 

772 

84,9 

11,00 

308 

1420 

1173 

62,5 

5,32 

181 

377 

369 

2,0 

0,55 

6 

sonstiges   

7 

7 

0,1 

1.5S 

777 

insgesamt  

2799 

24S3 

160,7 

64,7 

Für  die  wichtigeren  Gewerbegruppen 
wurden  folgende  Durchschnittsdividenden 
ermittelt  (der  Anteil  des  erfaßten  Kapitals 
am  Gruppenkapital  ist  in  der  Klammer  bei- 
gefügt): 

Chemische  Industrie    ....  20,92%  (41,6%) 

Versicherung  16,29%  (99,7%) 

Nahrungs-  und  Genußmittel- 
industrie 12,50%  (80,9%) 

Maschinen- u. Metalhndustrie  .  11,12%  (77,8%) 

Bekleidungsgewerbe  9, 50%  (57.i  %) 

Papier-  und  Lederindustrie  .    8,61%  (57,9%) 

Bodenbearbeitung  8,26%  (18,0%) 

Textilindustrie  7,88%  (84,2%) 

Ausbeutung  der  Erdrinde  und 

der     Naturkräfte  6,85%  (56,1%) 


eigentlicher  Handel  6,42%  (16,1%) 

"    '  5,33%  (77,1%) 


Banken 

Polygraphische  Industrie 
Hotels  und  Wirtschaften 


0,85  o/o  (22,1%) 
0,56%  (58,1%) 


Weitergehende  Schlüsse  auf  die  übliche 
Rentabilität  lassen  sich  aus  dem  Material 
nicht  ziehen,  da  es  nicht  vollständig  genug 
ist  und  da  außerdem  das  Jahr  der  Erhebung 
infolge  der  Kriegskonjunktur  nicht  als 
typisdi  angesehen  werden  kann. 

5.  Die  Verteilung  nach  dem  Gesell- 
schaftssitz. Von  den  am  31.  XII.  1901  be- 
stehenden Aktieusesellschaften  hatten  ihren 
Silz 
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im  Kanton 

Gesellschaften  ' 

Kapital  in 
Mill.  Frs. 

^^^^^^  

2^0 

497 

*'^,4  /o 

Basel- Stadt  . 

08 

4,8%, 

252  = 

•3,4% 

Bern  .... 

282 

13,7% 

225  = 

12,0% 

Genf  .... 

302 

14,7% 

200  = 

10,6% 

Vaad  .... 

321 

15,6% 

132  = 

7.0% 

St.  Gallen  .  . 

87 

4,2% 

118  = 

6,2% 

Luzern    .  .  . 

7' 

3,4% 

96  = 

5,1% 

den  Ift  iibrifron 

f'55 

31,9  %l 

361  = 

'9,3% 

205O 

100,0  %' 

1881  = 

100,0% 

erst  seit  1914;  die  früheren  Ermittlungen  des 
Bestandes  an  Aktiengesellschaften  können 
nicht  als  sehr  zuverlässig  angesprochen 
werden.  Nach  diesen  Feststellungen  waren 
vorhanden  (a  =  Zahl,  b  =  Nominalkapital 
in  Mill.  Lire). 


a 

b 

a 

b 

1863 

379 

1331 

1883 

436 

1614 

1872 

443 

2002 

1887 

583 

1987 

1873 

570 

2278 

1890 

657 

2192 

1876 

432 

1545 

1895 

650 

1990 

Ucbcr  die  Hälfte  des  gesamten  Kapitals 
entfiel  danach  auf  Gesellschaften,  die  ihren 
Sitz  in  Zürich,  fJasel-Stadt  und  Bern  hatten. 
Besonders  in  den  beiden  ersten  Kantonen 
waren  die  großen  .\ktiengesellschaften  (vor 
allem  Banken)  vertreten;  dies  kommt  im 
Durchschnittskapital  zum  Ausdruck,  das  in 
Zürich  2  070  000  Krs.,  in  Basel-Stadt 
2  570  000  Frs.,  in  den  18  übrigen  Kantonen 
dagegen  o.'jO  000  Frs.  beträgt. 

6.  Ausländische  Aktiengesellschaften 
in  der  Schweiz.  Die  Nachweisung  der  in 
der  Schweiz  tätigen  ausländischen  Aktien- 
gesellschaften ist  niclit  geeignet,  ein  Bild 
von  der  Bedeutung  dieser  Gesellschaften 
für  das  Schweizer  Wirtschaftsleben  zu  geben, 
da  sie  keine  Angaben  über  das  in  der  Schweiz 
wirklich  arbeitende  Kapital  enthält,  sondern 
das  Gcsamtkapital  der  betr.  Gesellschaften 
anführt.    Es  waren  tätig 


1901  91  Gesellschaften  mit 
1906  106 
1911  122 
1916  140 
191S  144 


Xominal- 
kapital 
1092  Frs. 

1077  ., 

1262  ,, 

1462  „ 

1678  „ 


Literatur:  .in.  IlandcUgcielhchaJtm  von  Arlur 
Cuvti  in  Handwörterbuch  der  Schweizerischen 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
hcramgcg.  von  X.  Rcichesberg,  2.  Bd.,  Bern 
1905  (enthält  lediglich  einen  Auszug  aus  der  Ztschr. 
J.  schw.  Stat.  1904).  —  Handbuch  der  schwcize. 
rijfchcii  .'ikt.'Ges.  ZUHch,  Orell  FiissU.  — 
Ed.  ChabloZy  Manuel  des  valeurs,  cotccs  aux 
boitrscs  de  Bulc  et  Zürich  1899.  —  Dovilnlc 
Moy  ilicr^  Manuel  des  valeurs,  cotees  a  la  bourse 
de  Gcnh-c.  —  Zeitsehr.  f.  schw.  Stat.  Jahrg.  /,0ß\ 
—  Statistisches  Jahrbuch  der  Schweiz  189S,  S.  S^S. 
1904  ff.  —  Schweiz.  Statistische  Mitteilungai 
U.  .  'lg. 

Eisfeld. 


10.  Die  Aktiengesellschaften  in  Italien. 

1.  Bestandsstatistik.    2.  Bewegungsstatistik. 

1.  Bestandsstatistik.  Eine  eingehende 
Aktiengesellschaftsstatistik    besitzt  Italien 


Für  1912  wird  der  Bestand  auf  1215 
Gesellschaften  mit  einem  Kapital  von  3475 
Mill.  Lire  angegeben. 

Ueber  die  Bewegung  der  Aktiengesell- 
schaften in  Italien  vom  .luli  1914  bis  zum 
31./XII.  1919  unterrichtet  eine  im  .lahro 
1920  vom  Ministerium  für  Industrie,  Handel 
und  .\rbeit  herausgegebene  umfangreiche 
Untersuchung. 

Der  Verfasser  dieser  Untersuchung  unter- 
nimmt den  Versuch,  die  Bcwcgungsslatistik 
durch  zwei  Bestandsaufnahmen  der  Aktien- 
gesellschaften von  Ende  1910  und  Ende  1918 
zu  ergänzen;  er  hebt  jedoch  hervor,  daß 
diese  Bestandsaufnahmen  nicht  diejenige 
Vollständigkeit  aufweisen,  die  notwendig  ist, 
um  eine  erschöpfende  Zusammenstellung  zu 
bieten. 

In  der  nachfolgenden  Uebersicht  ist  das 
Ergebnis  der  beiden  Bestandsaufnahmen 
nach  der  Zahl  der  Gesellschaften  und  nach 
der  Summe  [des  Nominalkapitals  mit- 
geteilt. 

Die  Uebersicht  zeigt  die  überragende  Be- 
deutung, welche  den  vier  Gewerbegruppen, 
Verkehrsgewerbe,  Kreditverkehr,  Metall-  und 
Ma.schinenindustric  sowie  Elektrotechnische 
,  Industrie  für  die  Aktiengesellschaften  zu- 
kommt. Das  Nominalkapilal  der  diesen  «er 
Gewerbegruppen  angehörenden  Aktiengesell- 
schaften belief  sich  Ende  Dezember  191G 
auf  3,243  Milliarden  Lire,  das  sind  mehr  als 
die  Hälfte  des  gesamten  Nominalkapitals 
aller  Aktiengesellschaften  (5,831  Milliarden 
Lire).  Ende  1918  belief  sich  das  Nominal- 
kapital der  den  gleichen  Gewerbegruppen 
angehörenden  Aktiengesellschaften  auf  0,110 
Milliarden  Lire,  das  sind  mehr  als  drei 
j  Fünftel  des  gesamten  Nominalkapitals 
'  aller  Aktiengesellschaften  (10,071  Milliarden 
Lire). 

I  Abgesehen  von  den  aufgeführten  Ge- 
j  werbef;ruppcn  hat  sich  Ende  1918  gegenüber 
Ende  1910  das  Nominalkapital  vor  allem 
noch  bei  den  Aktiengesellschaften  des  Ver- 
!  Sicherungsgewerbes,  des  Bergbau-  und  Hütten- 
betriebs, der  Landwirtschaft  und  des  Wein- 
baues sowie  der  chemischen  Industrie  stark 
erhöht. 
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Aktiengesellschaften  Ende  1916  und  Ende  191S. 


Zahl 

der 

Setzt  man  die 

Auf  1 

Gesell- 

Gesell- 
schaften 

Nominalkapital 
in  1000  Lire 

Zahl  für  Ende 
1910  =  100.  60 
l'etnii;t  : 

Schaft  kam 
Xominalkapital 
in  1000  Ijire 

Gewerbegruppen 

t.  = 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

Ende 

1016 

1918 

1916 

1918 

^f 

-i 

^  K  C 

1916 

1918 

2o6 

228 

763  484 

I  099  741 

III 

144 

3706 

4823 

Landwirtschaft  u.  Weinbau  .  . 

87 

86  841 

175  480 

168 

202 

99S 

1201 

Nahrungsmittelgewerbe  .... 

264 

293 

381  970 

512  520 

III 

134 

1446 

1749 

Versicherungsgewerbe  

42 

83 

134  100 

301  846 

198 

225 

3192 

3636 

Glas-  u.  lieramische  Industrie  . 

163 

168 

134  605 

159  185 

103 

118 

825 

947 

Chemische  Industrie  

306 

379 

453  4°5 

747  097 

124 

105 

1971 

215 

245 

187  020 

258258 

114 

138 

869 

1054 

Verkehrsgewerbe  

296 

319 

I  122  580 

I  S41  691 

108 

164 

3792 

5773 

63 

67 

58  595 

71  793 

106 

123 

930 

1071 

Elektrotechnische  Industrie  .  . 

311 

338 

676  754 

I  198  480 

109 

177 

2176 

3545 

Gesundlieits-  u.  Reinigungsgew. . 

67 

72 

37  084 

42  457 

107 

"4 

553 

589 

Grundstückshandel  

123 

169 

230  396 

312  802 

137 

136 

1873 

1850 

Metall-  u.  Maschinenindustrie  . 

269 

390 

680  765 

I  970  500 

145 

289 

2530 

5052 

Bergbau  u.  Hüttenbetrieb  .  .  . 

70 

126 

177  363 

389  712 

180 

220 

2533 

3092 

Polygraphische  Gewerbe    .  .  . 

104 

IIS 

38246 

50  583 

"3 

132 

367 

428 

201 

493  637 

654  605 

112 

133 

2455 

2909 

Sonstige  Industrien   

334 

382 

174  559 

284  654 

114 

163 

522 

745 

Gewerbegruppen  zusammen  .  . 

3121 

3748 

5831  412 

10071  413 

j  120 

173 

1868 

26S7 

Was  die  geographische  Verteilung  der  ]  man  von  dem  neu  hinzugeflossenen  Nominal- 
Aktiengesellschaften  angeht,  so  steht  nach '  kapital  der  neugegründeten  Aktiengesell- 
der  Zahl  der  Gesellschaften  und  nach  der  Schäften  aus,  so  macht  sich  beim  Verkehrs- 
Menge  des  angelegten  Kapitals  die  Lom-  gewerbe  dieser  Zufluß  insbesondere  in  den 
bardei  bei  weitem  an  der  Spitze.  Der  Zahl  Jahren  1917  und  1918  geltend;  1919  haben 
nach  waren  die  Gesellschaften  ferner  noch  hingegen  alte  Gesellschaften  ihr  Kapital  in 
stark  in  Piemont,  Ligurien.  Latium  ver-  starkem  Maße  erhöht.  Im  Kreditverkehr  war 
treten;  nach  der  Menge  des  angelegten  1916  und  1919  ein  starker  Zuwachs  an  Nomi- 
Kapitals  folgen  auf  die  Lombardei  in  erheb-  nalliapital  von  neugegründeten  Gesellschaften 
lichem  Abstand  Latium,  Ligurien,  Piemont,  zu  verzeichnen;  eine  überaus  starke  Kapital- 
Toskana,  i  Vermehrung  alter  Gesellschaften  fällt  in  die 

2.  Bewegungsstatistik.  Die  nächste  |  Jahre  1918  und  1919.  In  der  Metall-  und 
Uebersicht  gibt  die  eigentliche  Bewegungs- !  Maschinenindustrie,  und  das  gleiche  gilt 
Statistik  der  Aktiengesellschaften  von  Mitte  :  von  der  elektrotechnischen  Industrie,  ent- 
1914  bis  Ende  1919  wieder.  Es  sind  auf  der  standen  insbesondere  nach  dem  Eintritt 
einen  Seite  in  Gliederung  nach  Gewerbe-  Italiens  in  den  Weltkrieg  zahlreiche  neue 
gruppen  die  neu  hinzugekommenen  Aktien-  Aktiengesellschaften;  gleichzeitig  wurde  in  den 
gesellsehaften  mit  ihrem  Nominalkapital  und  gleichen  Jahren  auch  das  Kapital  der  alten 
diejenigen  Gesellschaften,  die  ihr  Kapital  Gesellschaften  stark  vermehrt.  Bemerkens- 
vermehrt  haben,  nebst  diesem  Kapital-  wert  ist  im  übrigen,  daß  für  das  Jahr  1919 
Zuwachs  mitgeteilt;  auf  der  anderen  Seite  in  der  Metall-  und  Maschinenindustrie  be- 
sind die  eingegangenen  Gesellschaften  mit  reits  wieder  22  Aktiengesellschaften  mit 
ihrem  Nominalkapital  und  diejenigen  Gesell-  22,8  Mill.  Lire  Kapital  und  in  der  elektro- 
schaftcn,  die  ihr  Kapital  vermindert  haben,  technischen  Industrie  11  Aktiengesellschaften 
nebst  dieser  Kapitalverminderung  nach-  j  mit  11,3  Mill.  Lire  Kapital  als  eingegangen 
gewiesen.  1  gemeldet  vrarden. 

Auch  hier  ist  wiederum  die  Bewegung  Eine  brauchbare  und  vollständige  Ueber- 
der  Aktiengesellschaften  in  den  bereits  vorhin  sieht  über  die  Rentabilität  der  Aktien- 
hervorgehobenen vier  wichtigen  Gewerbe-  gesellsehaften  wird  in  Italien  nicht  ver- 
gruppen  von  besonderer  Bedeutung.    Geht  öffentlicht. 
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Bewegung  der  Aktiengesellschaften  von  Mitte  1914  bis  Ende  1919. 


Gc  werbe  ^ruppcn 

Jfthr 

Neue  Gesell- 
schaften 

Gesellsrii. 
mit  Kapital- 
Vermehrung 

Eingegangene 
Gesell- 
schaften 

Gesellsch. 
mit  Kapital- 
Verminderung 

Zahl 

Nominal- 

Kill)  II  U  t 

lOOK  T  iri> 

X  ^J^J^.'  Jj  II  1 

Kapital- 
zuwachs 

lODlt  T  irt> 

/jaul 

Kapital 
lOOl»  Lire 

Kapital- 
Zahl  vermind. 
ilOOO  Ure 

li*14'j 

6 

3  1S5 

6 

2  2O0 

3 

770 

I 

7^^ 

6 

16  041 

9 

II  388 

D 

I  560 

50  273 

13 

60  213 

6 

3  240 

7 

I  110 

2 

75  ooS 

ULI 

13 

5  4'o 

12 

83  533 

5 

I  616 

I 

60 

i6 

iS  150 

20 

232  740 

2 

750 

2 

I  150 

1919 

34 

90535 

39 

356  755 

13 

10  676 

I 

I  368 

Länd Wirtschaft  und  \\  oinuäu 

1  Jl^  1 

2 

3  100 

2 

I  000 

6 

I  298 

2 

I  080 

1Q1 A 

6 

3  365 

I 

AO 

3 

I  2lq 

lt7lD 

6 

2344 

2 

570 

2 

2  800 

I 

7<0 

i  Jl  1 

'4 

7  III 

10 

II  220 

I 

350 

750 

l-'lO 

47 

55875 

20 

18533 

I 

3  000 

vm 

44 

49  Ö16 

31 

III  2'i5 

3 

750 

3 

12  Soo 

Nährungsmittelgcwcruc   .  .  . 

1 0l  in 

4 

638 

5 

I  707 

G 

2  991 

1  Ol  ^ 

1 3 

3  377 

4  100 

4 

92i 

1  l'> 

'4 

4381 

'3 

15  892 

6 

2  121 

10 

liUT 

M 

10845 

IG 

5  416 

7 

3  273 

2 

630 

1.HÖ 

29 

30  895 

43 

93458 

7 

7  102 

I 

59 

1919 

3Ö 

62  627 

45 

135  581 

6 

4  500 

4 

798 

Versicherungsgewerbe  .... 

1  • '  1  -i  J 

2 

O50 

~ 

~ 

5 

9  500 

2 

I  575 

VMb 

7  350 

2 

27^ 

1916 

3 

5  000 

4 

3  080 

2 

150 

2 

880 

8 

37  121 

— 

— 

I 

50 

I 

I  230 

34 

Iio  125 

4 

lö  800 

— 

1919 

20 

45  600 

4 

13  500 

4 

17  020 

I 

450 

• 

Glas-  11.  keramische  ladustrie 

2 

204 

3 

340 

I 

I  SS3 

11)15 

7 

*  t 

0 

I  lt.: 

2  994 

1  <  1 1 

4 

2  495 

7 

3059 

4 

2  123 

4 

2  156 

1  Ml  7 
i-'l  i 

4 

3  075 

6 

5055 

3 

592 

6 

812 

1  OlO 

12 

6  600 

12 

14  400 

8 

I  676 

3 

470 

1919 

27 

22  050 

21 

21  130 

7 

2  126 

2 

308 

Chemische  Industrie  .... 

1Q1 

5 

532 

2 

2  350 

G 

2  327 

4 

4  '84 

lOl  A 

6 

S  717 

e 

3 

i  768 

10 

2  680 

II 

4  9Ö3 

1  Ol  fi 

i6 

II  720 

14 

21  540 

13 

5  733 

12 

4  G07 

1  Ol  7 

36 

55  006 

30 

57  705 

12 

2  211 

5 

I  387 

141  R 
1310 

60 

49  056 

O4 

146  529 

II 

8  088 

4 

I  119 

1919 

83 

72  160 

58 

122  323 

19 

4  975 

5 

12  070 

IQIIU 

IJl't^ 

II 

7  '9° 

7 

2  012 

6 

2  810 

5 

I  225 

16 

3  0(jo 

2 

I  6O7 

8 

I  182 

I 

18S 

1Q1 A 

18 

7931 

8 

3768 

9 

2  O33 

5 

I  201 

1 0l  7 

18 

23283 

15 

II  675 

10 

2  616 

7 

2  071 

1  JlO 

30 

21 104 

iS 

24  970 

S 

2  240 

6 

2  369 

1919 

III 

104  207 

37 

82  367 

12 

4  19Ö 

3 

5  393 

1  Ql  ll\ 
löl-i  1 

6 

3633 

3 

2  250 

3 

900 

4 

6  793 

12 

II  637 

7 

10  920 

6 

7  545 

8 

5  970 

15 

10  984 

10 

16  213 

10 

27  376 

9 

4  655 

16 

139  230 

24 

216  493 

7 

I  732 

6 

6  033 

22 

141  306 

IS 

240  893 

8 

9  3Ö4 

2 

I  680 

1919 

73 

90  350 

31 

302  304 

10 

7  710 

5 

56  681 

1914') 

I 

300 

^ 

321 

1915 

4 

306 

3 

263 

2 

440 

2 

403 

191ß 

I 

30 

I 

I  500 

I 

5233 

2 

7870 

1917 

2 

316 

2 

78SÖ 

2 

4  045 

I 

70  ■ 

1918 

5 

6  Soo 

5 

4  645 

'23 

I 

2  209 

1919 

22 

24  G45 

9 

20  246 

4 

I  435 

I 

405 

")  Zweite  Hälfte  des  Jahres. 
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riPWprfiPOTiiTtTipn 

VJC  tV  CI  UCgl  UU  IJCii 

Jahr 

Neue  Gesell- 
schaften 

Gesellsch. 
mit  Kapital- 
versicherung 

Eingegangene 
GeseU- 
schaften 

Gesellsch. 
mit  Kapital- 
verminderung 

jNominal- 
Zahll  kapital 
11000  Lire 

j  Kapital- 
Zahl  Zuwachs 
,1090  Lire 

Zahl 

Kapital 
1000  Lire 

j  Kapital- 
Zahl  verminde 
llOÜO  Lir. 

Elektrotechmsche  Industrie  . 

1914') 

8 

I  225 

1 1 

II  462 

3 

262 

6 

'■-  /  DJ 

1915 

1 1 

I  573 

15 

15  943 

6 

770 

5 

I  "7-40 

1916 

8 

r3  445 

28 

48  928 

3 

680 

6 

I  '2*1 

1917 

19 

32  375 

35 

130  925 

5 

I  440 

4 

I  690 

1918 

22 

27  180 

49 

366  655 

9 

I  529 

1919 

39 

60  320 

49 

175  oSo 

II 

II  294 

3 

4  343 

Gesundheits-  und  Reinigungs- 

1914') 

4 

384 

I 

250 

2 

310 

2 

650 

1915 

3 

320 

2 

365 

4 

I  620 

I 

300 

1916 

3 

312 

3 

760 

3 

Iis 

5 

I  160 

1917 

3 

2  925 

I  153 

2 

^  i  j 

1918 

4 

2  000 

I 

300 

2 

130 

1919 

5 

2  800 

6 

2  000 

4 

857 

3 

695 

1914') 

-.. 

3 

±  6*77 

— 

— 

1915 

10 

9  725 

6 

2  418 

2 

205 

I 

85 

1916 

9 

2  605 

4 

I  700 

6 

I  806 

1917 

II 

6  770 

9 

6  305 

2 

910 

4 

4 

1918 

39 

30  841 

23 

44  769 

2 

859 

1919 

59 

52  655 

41 

87  194 

4 

6  582 

2 

230 

Metall-  u.  Jlaschinenindustrie 

1914') 

4 

970 

3 

I  250 

6 

3  506 

5 

1915 

15 

13  271 

12 

15  780 

II 

4  171 

4 

I  319 

1916 

29 

23  840 

34 

58  516 

13 

3  700 

3 

958 

lyl  ( 

62 

89  815 

56 

215  247 

10 

15  718 

I 

I  200 

1918 

79 

1S4  370 

91 

828  086 

10 

8  300 

3 

I  265 

1919 

S7 

121  316 

83 

355  700 

22 

22  821 

2 

I  565 

Bergbau-  iiiul  Hüttenbetrieb  . 

19141) 

I 

750 

4 

2  721 

2 

2  200 

2 

2  612 

1915 

2 

3  440 

4 

7  588 

3 

2  350 

2 

185 

1916 

4 

7  775 

8 

15  938 

2 

TO  -J 
^  ~J 

I 

1917 

21 

34  595 

II 

53  712 

I 

100 

3 

2  760 

1  01  Q 

xylo 

39 

51  625 

23 

76  697 

3 

920 

2 

500 

1919 

10 

26  045 

21 

96  510 

6 

63S3 

4 

3  690 

Polygraphisches  Gewerbe    .  . 

1914») 

I  239 

4 

3  107 

I 

420 

1915 

7 

2  413 

I 

560 

5 

I  645 

I 

77 

1916 

6 

I  920 

3  930 

J 

I 

900 

1917 

7 

3  723 

A 

510 

3 

I  058 

3 

I  77,1 

1  01  Q 

lyiö 

14 

7  940 

9 

5  503 

4 

502 

2 

2  004 

1919 

38 

16  765 

18 

II  950 

3 

296 

I 

100 

1914') 

5 

6  270 

4 

4  953 

4 

2  750 

4 

2  415 

1915 

4 

I  920 

8 

4236 

5 

4  406 

7 

6775 

1  01  ß 

lyib 

8 

10  600 

16 

20  327 

4 

2  673 

4 

7  777 

1917 

II 

8650 

23 

29  512 

4 

2  250 

4 

I  336 

1918 

21 

34  070 

44 

96  243 

4 

3  920 

1919 

37 

62  6S0 

25 

48  744 

6 

2  200 

19141) 

13 

I  246 

7 

I  520 

5 

I  985 

4 

9S6 

1915 

28 

14  747 

7 

18  887 

10 

2  265 

12 

3  321 

1916 

21 

15035 

12 

14  314 

16 

3  255 

II 

2  411 

1917 

28 

34041 

20 

35  200 

14 

6735 

7 

5  455 

1918 

50 

26  583 

29 

29  964 

16 

2  629 

7 

875 

1919 

Sg 

110  200 

35 

4O721 

15 

5  412 

5 

4885 

Literatur;  Annuario  Siaiislico  Ilaltano  1S95, 
1904  '""l  Wn/lS,  Roma  ISOr,,  J904,  1919.  — 
Bolleitini  ufjtckde  dclle  Socieia.  per  azioni, 
ISSSff.  —  Movimento  delle  Societä  commerciali 


dal  1.  Liiglio  191.'f  al  Sl.  Dicembre.  1919.  Cenni 
Statistici  deW  Avv.  Guiseppe  Manzone,  Roma 
19S0.  Eisfeld. 
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II.  Die  Aktiengesellschaften  in  Spanien. 

1.  Bcstandsstatistik  und  Gliederung  nach 
Gcwcrbc<;ruppcn.    2.  Bewegungsstatistik. 

1.  Bestandsstatistik  und  Gliederung 
nach  Gewerbegruppen.  Im  Anauario 
Estadistico  de  Kspuna  für  1918  wird  ein 
Ueberblick  über  die  Verteilung  der  Aktien- 
gesellschaften auf  die  einzelnen  Gewerbe- 
gruppen gegeben,  der  sich  auf  die  Zahl  der 
GeselLschaften  beschränkt  und  keine  An- 
gaben über  das  Kapital  enthält.  Im  Annuaire 
international  des  Statistique  Vll  sind  diese 
Zahlen  in  die  vom  Internationalen  statisti- 
schen Institut  vorgesehenen  Gruppen  zu- 
sammengefaßt.   Es  entfielen  danach  auf 

Gesell- 
sobaftcn 

Landwirtschaft   67 

Bergwerke   401 

Metallurgie   100 

Zuckerfabriken   2g 


GescU- 
schaften 

andere  Nahrungsmittelgcsellschaften  .  137 
Gas-  und  Elektrizitätswerke  ....  660 
sonstige  Industriegesellschaften  .  .  .  733 

Ei.sen-  und  .Straßenbahnen   162 

sonstige  Verkehrsgesellschaften   .  .  .  158 

Banken   156 

Versicherungsgesellschaften   195 

Handelsgesellschaften   470 

sonstige   774 

Insgesamt   4051 

2.  Bewegungsstatistik.  Die  Uewegungs- 
statislik  der  Handelsgesellschaften  umfaßt 
in  Spanien  nicht  nur  die  .Aktiengesellschaften 
sondern  auch  die  offenen  Handelsgesell- 
schaften und  die  Kommanditgesellschaften. 
Sie  beschränkt  sich  auf  die  Angabc  der  Zahl 
und  des  Kapitals  der  gegründeten  Gesell- 
schaften. Es  wurden  errichtet  (a  =  Zahl, 
b  =  Kapital  in  Hill.  Pesetas): 


offene  Handels- 

Küiniuandit- 

Aktien- 

Handelsgesell- 

im .lahr 

gesellschaft. 11 

gesellschaften 

gesellschaften 

schaften  überhaupt 

a  1, 

b 

a 

b 

a 

b 

liJO'J 

S14 

3i.7 

I(H 

- ,  I 

191 

159,6 

llOO 

216,0 

1910 

759 

33.1 

.67 

231 

204,2 

1157 

253,5 

l'JU 

755 

32.9 

I  ~" 

M 

217 

265,8 

1149 

308,2 

1912 

806 

35.3 

1.2 

237 

244,0 

1198 

298,7 

1913 

809 

27,1 

'i>,7 

269 

154.5 

1291 

197.3 

1914 

781 

36,2 

'7'^ 

12,2 

315 

"4.9 

1272 

163,4 

1915 

815 

34.6 

166 

7.8 

332 

208,4 

1313 

250,9 

191G 

? 

? 

? 

? 

215 

227,7 

? 

? 

1917 

? 

? 

? 

? 

370 

209,3 

? 

? 

1918 

? 

? 

? 

? 

371 

446,4 

? 

? 

Die  Durchschnittsgröße  der  offenen  Han- 
delsgesellschaften hat  sich  im  Laufe  der  .lahre 
nur  wenig  geändert  und  im  allgemeinen  etwas 
über  40  000  Pcs.  betragen.  Bei  den  Komman- 
dit-  und  den  Aktiengesellschaften  waren  die 
Schwankungen  von  .Jahr  zu  .lahr  erheblicher, 
das  Durchschnittskapilal  betrug  (in  lüOO  Pes.) 
bei  den 


im  Jahr 

Kommandit^    |  Aktien- 
Gesellschafton 

1909 

137,2 

835 

1910 

96,3 

884 

1911 

53,1 

1225 

1912 

123.7 

1030 

1913 

73.7 

574 

1914 

69,3 

365 

1915 

47,0 

62S 

1910 

? 

1059 

1917 

? 

775 

1918 

? 

1203 

Von  den  ^'eugründungen  (a  =  Zahl, 
b  =  Kapital  in  Mill.  Pes.)  entfielen  auf 


im 
Jahr 

Banken 

Verkehrs- 
gesellsch. 

Bergwerke 

a 

Ii 

a 

b 

a 

b 

1909 

4 

12,1 

7 

10,8 

53 

20,4 

1910 

14 

37,4 

12 

13,6 

35 

30,7 

1911 

9 

23.3 

15 

47.2 

45 

39,5 

1912 

5 

30,8 

14 

31.6 

23 

41,3 

1913 

7 

15.8 

14 

10,4 

29 

23,2 

1914 

4 

■1.4 

15 

12,9 

26 

12.8 

1915 

6 

122,1 

8 

2,1 

26 

23,8 

Der  Anteil  des  Kapitals  der  obigen  drei 
Gewerbegruppen  am  Gesamtkapital  der  Neu- 
gründungen schwankte  zwischen  20%  (1909) 
und  597o  (1915).  Von  den  im  Jahre  1918 
gegründeten  Aktiengesellschaften  hatten  ihren 
Sitz 


190 


Aktiengesensehaften  (Statistik,  Spanien  — 


Dänemark) 


GeseU- 
schaften 

Kapital  in 
Mill.  Pes. 

in  Bilbao  .... 
„  Barcelona  .  .  . 
„  Madrid  .... 

53  203,6 
281         j  199,7 
2         1  17,0 

Es  entfielen  danach  etwa  90%  der  Ge- 
sellschaften mit  etwa  72%  des  Kapitals  der 
iS^eugründungen  auf  die  drei  Städte. 

Literatur  :  Annuario  Estadislico  de  Espana  1916  ff. 
—  Annuario  des  Socitdades  Anonimas  1918119. 
pttblicado  por  La  Ilustrac-ion  Financiera^  Dir. 
D.  Jose  Garcia  Ceballos,  Madrid.  Eisfeld, 


12.  Die  Aktiengesellschaften  in  Däne- 
mark. 

1.  Bestandsstatistik.  2.  Bewegungsstatistik. 
3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Gewerbegrup- 
pen. 4.  Die  Rentabilität  der  Aktiengesellschaften. 

1.  Bestandsstatistik.  Um  die  Mitte  des 
19.  Jahrh.  war  die  Zahl  der  dänischen  Aktien- 
gesellschaften noch  sehr  gering.  Im  Jahre 
1870  bestanden  52  Gesellschaften  mit  einem 
Kapital  von  83,4  Mill.  Kr.,  von  diesen  waren 
14  nüt  36,6  MiU.  Kr.  vor  1850  errichtet 
worden.  Im  Handbog  i  Danmarks  Statistik 
bzw.  im  Statistisk  Aarbog  for  Danmark 
werden  nach  ,,Green's  Danske  Fonds  og 
Aktier"  als  vorhanden  angegeben 


1883 
1887 
1891 
1896 
1902 


i8o  Ges. 
229  „ 
274  „ 
444 

971 


1905  1S24 

1908  2417 

1910  2S7Ü 

1912  3325 

1914  3627 

1916  4146 


mit  207  Mill.  Kr.  eingez. 

,,      „    223  „  ,, 

„    243  „ 

-    309  „ 

„    509  „  „ 

>.    598  „ 

.,    773  ., 

„    S04  „ 

„    854  „ 

915  „  „ 

„  1061  „ 


Kap. 


Seit  1902  hat  die  Zahl  der  ganz  kleinen 
Aktiengesellschaften  stark  zugenommen.  Es 
waren  an  Gesellschaften  mit  einem  Kapital 
bis  zu  25  000  Kr.  vorhanden: 

1902    129  Ges.  mit 

1905   756  „  „ 

1908  II 35  „  „ 

1910  1488  „ 

1912  1811  „  ., 

1914  2017  „  „ 

1916  2324  „  „ 


Ermittlung  verbundenen  großen  Arbeit 
nicht  mehr  aufgeführt.  An  Gesellschaften 
mit  über  25  000  Kr.  bestanden 

1902  S42  Ges.  mit   506,8  Mill.  Ki.  Kapital 


1905  1067 
1908  1302 
1910  1388 
1912  1514 
1914  1610 

1916  1822 

1917  2069 
1919  2622 


594,8 
765,1 
794.3 
842,9 
903,5 
1047.4 
1330,2 
2037,3 


Auf  die  einzelnen  Größenklassen  ver- 
teilten sich  die  Gesellschaften  wie  folgt 
(a  Zahl  der  Gesellschaften,  b  =  ein- 
gezahltes Kapital  in  MiU.  Kr.): 


Kronen 

1902 

1919 

a 

b 

a 

b 

25  000-      50  000 

126 

4.2 

441 

14.5 

50  000-    100  000 

165 

10,5 

457 

28,1 

100  000-    500  000 

369 

75,7 

1015 

208,8 

500  000-  1000  000 

88 

58,8 

281 

173,5 

1000  000-  5  000  000 

78 

145,1 

359 

669,2 

6000  000-10000  000 

8 

50,4 

40 

262,9 

über  10  000  000 

8 

162,0 

29 

680,0 

842 

506,8 

2622 

2037,3 

Von  den  Gesellschaften  hatten  ihren  Sitz 
(a  =  Zahl,  b  =  Kapital  in  Mill.  Kr.) 


in 

1916 

1919 

a 

b 

a 

b 

der  Hauptstadt  .  . 
den  Provinzstädten 
den  Landgemeinden 

2253 
1397 
496 

792,9 
243,3 
25,2 

1383 
924 
315 

1530,3 
444,0 
62,9 

1.7  MUl.  Ivr.  Kapital 
5,6  „  „ 
7.9  „ 

9.8  „  „ 
II. 3  „ 
12,2  ,, 
14.0  „ 


Die  Durchschnittsgröße  der  Zwerggesell- 
schaften ist  von  13  100  Kr.  1902  auf  6000  Kr. 
1916  gesunken. 

In  den  letzten  Zusammenstellungen  wer- 
den diese  Gesellschaften  wegen  der  mit  ihrer 


Obwohl  in  den  Zahlen  für  1916  alle  Ge- 
sellschaften, in  denen  für  1919  nur  die  mit 
mehr  als  25  000  Kr.  Kapital,  enthalten  sind, 
ändert  sich  der  Anteil  der  drei  Gruppen  am 
Kapital  nur  unwesentlich. 

Da  durch  das  Aktiengesellschafts-G.  v. 
29.  IX.  1917  ein  Aktiengesellschaftsregister 
geschaffen  worden  ist,  beabsichtigt  das 
dänische  Statistische  Amt  eine  offizielle 
Statistik  hinsichtlich  Bestand,  Bewegung 
und  Rentabilität  zu  schaffen,  zu  der  die 
Vorarbeiten  im  Gange  sind.  Die  bisherigen 
Statistiken  über  die  Aktiengesellschaften 
stützen  sich  auf  das  erwähnte  Handbuch,  das 
als  in  verschiedenen  Beziehungen  mangelhaft 
bezeichnet  wird. 

2.  Bewegungsstatistik.  Eine  Statistik 
über  die  Bestandsveränderungen  der  dä- 
nischen  Aktiengesellschaften    wird  bisher 
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nicht  geführt.  Daß  die  Lebensdauer  der 
meisten  Aktiengesellscbaften  sehr  kurz  ist, 
läßt  sich  an  der  Hand  der  Ucbersichten 
über  das  (iründunf^sjahr  der  jeweils  vor- 
handenen Gesellschaften  nachweisen. 


Von  ilcn  vorhandenen 

Endo 

Ende 

Ab- 

(icsfllschaften stammten 

1905 

1916 

nahme 

au9  der  Zeit  vor  1870 

53 

53 

1870-1874 

58 

56 

2 

1876-1879 

30 

24 

6 

1880-1884 

40 

40 

1885-1889 

58 

36 

22 

1890-1894 

110 

62 

48 

1895-1899 

516 

30s 

211 

1900-1904 

78O 

355 

431 

1651 

931 

720 

Besonders  zahlreich  sind  die  Gesell- 
schaften mit  einem  geringeren  Kapital  als 
25  ODO  Kr.  in  der  Industrie  (1916  751  Gesell- 
schaften) und  im  Handel  (1916  1279  Gesell- 
schaften). 

4.  Die  Rentabilität  der  Aktiengesell- 
schaften. Die  Untersuchungen  über  die 
Rentabilität  haben  sich  auf  die  größeren 
Gesellschaften  beschränkt;  es  wurden  durch- 
schnittlich etwa  20''/o  des  Gesellschaften  mit 
lb—HO%  des  Kapitals  untersucht. 


Von  den  1905-1909  errichteten  1417 
Gesellschaften  waren  1910  nur  noch  825 
vorhanden.  Das  Gründungsjahr  der  1916 
überhaupt  nachgewiesenen  Gesellschaften  fiel 
in  die  Zeit 


bei 


vor  1905 

1905-1909  „ 
1910-1914  „ 
1915-1916  „ 

dazu  mit  un- 
bekanntem 

Gründungsjahr  ,, 


931  Gcsellsch.  oder 

825 
1538 
748 
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Zahl 

Aktien- 
kapital 

in  Mi 

j  Dividende 
1.  Kr.     1  in  % 

1902 

40S 

418,5 

25,6 

0.33 

1905 

562 

490,4 

30,1 

6,32 

1908 

61 1 

629,9 

39,4 

6,31 

1910 

679 

644,1 

41,1 

6,40 

1912 

650 

669,3 

43,8 

6,84 

1914 

778 

71 1,0 

57.3 

8,19 

191« 

872 

782,5 

96.5 

12,80 

1917 

S74 

951,6 

'48.3 

16,25 

1919 

1071 

1563,3 

209,4 

15.35 

4146  GescUsch.  oder  100  %  | 

Die  verhältnismäßig  geringe  Lebensdauer 
der  dänischen  Aktiengesellschaften  hängt 
zweifellos  mit  dem  Vorhandensein  der  zahl- 
reichen ganz  kleinen  Gesellschaften  zu- 
sammen. 

3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
werbegruppen. Auf  die  verschiedenen  Ge- 
werbezweige verteilten  sich  die  Aktiengesell- 
schaften mit  über  25  000  Kr.  Aktienkapital 
wie  folgt  (a  =  Zahl,  b  =  Kapital  in  Mill. 
Kr.): 


",5% 
19.9% 

37.1%  Uebcr  die  Höhe  der  von'den  einzelnen 
'8,0  /o ;  Gesellschaften  verteilten  Dividende,  in  l'ro- 
I  zent  des  Aktienkapitals,  unterrichtet  nach- 
stehende Uebersicht.  Es  verteilten  . .  .  Ge- 
sellschaften: 


1902 
1905 
1908 
1910 
1912 
1914 
1916 
1917 
1919 


1902 

1919 

a 

b 

a 

b 

Banken   

104 

132,5 

215 

440,1 

Dampfschiffahrt  .  . 

62 

57,2 

92 

199,9 

Eisenbahn  .... 

27 

38,6 

47 

72,8 

Telegraph  u.Telephon 

9 

34,0 

9 

76,9 

Versicherung    .  .  . 

23 

9,7 

125 

98,2 

403 

142,3 

994 

646 

621,0 

93 

37,3 

359,4 

Segelschiffahrt    .  . 

93 

26,5 

Immobilien-Untern. 

h 

55,0 

232 

79,3 

andere  Untern.   .  . 

169 

62,8 

S42 

506,8 

2622 

2037, 

bis 


'1°  4-6  6-8  8-10  10-15 


über 
15 


Prozent  Dividende 


120 

24 

110 

109 

56 

41 

8 

142 

39 

156 

123 

56 

36 

10 

142 

34 

145 

I4S 

71 

54 

17 

204 

41 

151 

138 

70 

60 

15 

146 

30 

147 

161 

65 

76 

25 

153 

36 

148 

186 

85 

123 

47 

157 

40 

145 

159 

95 

155 

121 

163 

29 

97 

117 

82 

191 

195 

187 

21 

"3 

120 

92 

285 

253 

Von  den  Dividenden  über  15%  entfielen 
i  auf  Sätze  von 

j  15-25   25-50  über  50  % 

1917  103  53  39  Gesellschatten 
! 1919     144         82  27 

I 

I     Die  Durchschnittsdividende  in  den  ver- 
'  schiedenen  Gewerbegruppen,  soweit  Angaben 
vorlagen,  betnig  in  Prozent  des  Aktien- 
kapitals: 
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Aktiengesellschaften  (Statistik,  Dänemark  —  Schweden) 


1902 

1905 

1908 

1910 

1912 

1914 

1916 

1 

1917 

1919 

7,09 

6,74 

6,40 

6,37 

0,53 

7,15 

10,12 

10,34 

Dampfschiffahrt  

6,00 

1.43 

3,45 

4,62 

9,22 

43,55 

30.03 

j  86 

I  8^ 

2,11 

2,30 

2,49 

2,59 

1,85 

1,25 

Telegraphen  und  Telephon  .  . 

12,87 

18,05 

14,82 

12,70 

13,31 

13,69 

14,38 

15,73 

14,13 

7,06 

6,51 

8,81 

8,41 

10,33 

10,54 

14.32 

12,53 

10,75 

4,86 

6,60 

6,67 

7,21 

8,48 

8,99 

",74 

14,64 

12,82 

10.14 

6,86 

7,78 

15,32 

7,58 

12,62 

23,23 

27,37 

18,86 

ImmobiUen-Unternehmungen  . 

? 

2,72 

2,60 

2,32 

3,28 

2,74 

4.13 

4.19 

10,01 

anderen  Unternehmungen .  .  . 

4.93 

4,98 

5,65 

6,84 

5,31 

5,66 

6,69 

1  6,37 

6,30 

liiteratur:  l'albe-Hansen  ug  Will.  Scliai  tiiig, 

Danmarlis  Sfntistisk,  1,  Bd.  Kopenhagen  IS^.'j.  — 
Jens  Warming ,  Handbog  i  Daninarks  Statülisk, 
Kopenhagen  I'JIS.  —  Green,  Bamke  Fonds  og 
Aklier.  —  Statistik  Aarbog  1896ff.  Eisfeld. 


13.  Die  Aktiengesellschaften  in 
Schweden. 

1.  Bestandsstatistik.  Ii.  Bewegungsstatistik- 
3.  Rentabilitätsstatistik. 

1.  Bestandsstatistik.  Obwohl  das 
schwedische  Aktiengesellschafts-G.  v.  28.  VI. 


1895  (in  Kraft  seit  1.  I.  1897)  ein  Zentral- 
register für  die  Aktiengesellschaften  schuf, 
und  damit  die  Möglichkeit  einer  eingehenden 
Aktiengesellschaftsstatistik  bot,  ist  diese  in 
Schweden  nur  wenig  ausgebaut.  Eine  Be- 
standsstatistik wird  nicht  geführt.  Einen 
gewissen  Ersatz  für  sie  kann  die  Einkonimen- 
steuerstatistik  bieten  allerdings  nur  für  dieje- 
nigen Gesellschaften,  die  ein  steuerpflichtiges 
Einkommen  aufzuweisen  hatten.  Es  waren 
an  zur  Einkommensteuer  veranlagten  Ak- 
tiengesellschaften vorhanden: 


1908 

1912 

1916 

3400 

4736 

6353 

mit  einem  Eigenkapital  (Aktienkapital  +  Reserven)  von 

3636,4 

  Hill.  Kr  

2170,1 

2760,4 

192,1 

319,7 

1060,7 

8,9 

11,6 

29,2 

In  dem  von  Guinchard  iierausgegebenen ,  Seilschaften  von  der  Einkommensteuer  er- 
historisch-statistischen    Handbuch     über  '  faßt  worden. 

Schweden  wird  angegeben,  daß  1908  4919  !      Von  den  steuerpflichtigen  Gesellschaften 
Aktiengesellschaften  mit  einem  Kapital  von  I  entfielen  (a  =  Zahl,  b  =  Eigenkapital  in 
2034  Mill.  Kr.  bestanden.    Danach  wären  i  MiU.  Kr.) 
etwa  70%  der  überhaupt  vorhandenen  Ge- 1 


auf 

1908 

1912 

1916 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

1. 

26 

5,7 

40 

7,5 

64 

14.3 

2. 

Terrain-  und  Bauunternehmungen  .  . 

327 

59,5 

496 

96,7 

582 

115,8 

3. 

1721 

"43,1 

2160 

1375,4 

2889 

1849,6 

4. 

407 

263,3 

538 

326,3 

640 

442,9 

5. 

647 

83.5 

1126 

138,6 

1726 

264,1 

6. 

Banken  (einschl.  solidarische  Bankges.) 

870,5 

126 

562,1 

163 

759,2 

192 

7. 

33 

40.5 

33 

40,4 

42 

54i° 

8. 

113 

ii,S 

180 

15,6 

21S 

23,3 

Unter  den  veranlagten  Industrie-Gesell- 1  der  Holz-  und  Eisenindustrie.  Es  entfielen 
Schäften  stehen  an  erster  Stelle  diejenigen  1 1912 
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auf 

GescU- 
schaften 

mit  Eigen- 

Ir  fim  t*  fi  1 

in  Mill.  Kr. 

I.  Holz 
Holzindustrie  (Holzstoff)  . 
Papierfabriken  u.  -Mühlen 

473 
42 

336.1 
65.5 

zusammen 
=  %  der  Industrie-Gesell- 

II.  Eisen 

Eisen-  und  Stahlwerke  . 
Gießereien,  medi.  Werk- 
stätten und  Werften 

5J5 

•7.8 

39 
49 

82 

331 

401,6 

21.7 

•37.3 
88,6 

•6,5 
231.3 

zusammen 

=  %  der  Industrie-Gesell- 
schaften   

III.  Kombinierte  Eisen- u. 
Holzindustrie  .... 

504 

'7.4 
34 

473,7 

25,6 

128,8 

Holz  und  Eisen  zusammen 
=  %  der  Industrie-GcscU- 

1053 
36,4 

1004,1 
54,2 

dann  die  Jahre  1906,  1907,  1911,  1913  sowie 
die  Kriegsjahre  1916—1918  und  das  Jahr 
1919  hervortreten.  Die  Spannung  zwischen 
gezeichnetem  und  eingezahltem  Kapital  ver- 
größert sich  in  diesen  Jahren  bis  auf  über 
30%. 


Jahr 


Zahl  der 

Gesell- 
schafton 


2.  Bewegungsstatistik.  Auch  die  Be- 
wegungsstatistik wird  nicht  erschöpfend  be- 
handelt, da  lediglich  die  Neucin tragungen 
und  die  Kapitalerhöhungcn  nachgewiesen 
werden,  während  Kapitalverraindcrungen 
und  Auflösungen  fehlen. 

Von  den  neu  errichteten  Aktiengesell- 
schaften wird  außer  der  Zahl  und  dem  ein- 
gezahlten Aktienkapital  auch  das  bei  der 
Gründung  gezeichnete,  aber  noch  nicht  ein- 
gezahlte Kapital  nachgewiesen.  In  den 
Jahren  1897-1919  sind  15  422  neue  Gesell- 
schaften errichtet  worden  mit  einem  ge- 
zeichneten Kapital  von  3197  Mill.  Kr.,  von 
denen  2408  Mill.  Kr.  oder  77.2%  eingezahlt 
waren.  Darüber,  in  welcher  Zeit  das  bei  der 
Gründung  noch  ausstehende  Kapital  ein- 
gefordert zu  werden  pflegt,  liegen  keine  An- 
gaben vor.  Zahl  und  Kapital  der  Neu- 
gründungen waren  in  wirtschaftlich  günstigen 
Jahren  Ijesonders  groß,  wie  sich  aus  nach- 
stehender Uebersicht  ergibt,  in  der  vor  allem 
die  Jahre  um  die  Jahrhundertwende,  so- 


Akticnkapital 
gezeichnet  |  eingezahlt 
in  Mill.  Kr. 


1897 

190 

52,2 

42,5 

1898 

420 

99,8 

77,0 

1899 

425 

65.3 

45.8 

1900 

381 

58.6 

48,0 

1901 

383 

54.2 

40,8 

1902 

412 

73.7 

64,0 

1903 

441 

84.9 

75,^ 

1904 

472 

58,2 

49,3 

1905 

550 

59,7 

51,0 

1906 

745 

•07,9 

86,9 

1907 

767 

259,7 

•77,7 

1908 

675 

92,4 

68,4 

1909 

693 

67.3 

55,2 

1910 

634 

73.0 

57,1 

1911 

767 

96,4 

69,7 

1912 

560 

74,4 

53,4 

1913 

563 

106,0 

82,4 
65,0 

1914 

563 

80,9 

191.5 

578 

94,6 

80,1 

1916 

935 

200,7 

•55,2 

1917 

•  232 

413,2 

309,4 

1918 

'529 

597,6 

446,6 

1919 

•507 

321,4 

267,2 

Die  Durchschnittsgröße  der  neuerrich- 
teten Gesellschaften  war  im  allgemeinen  bis 
1909  abnehmend,  nur  das  Jahr  1907  machte 
eine  Ausnahme.  Seit  1910  ist  eine  Zunahme 
des  Durchschnittskapitals  bis  auf  .391  000  Kr. 
bzw.  292  000  Kr.  im  Jahre  1918  zu  ver- 
zeichnen. Der  Durchschnitt  der  Beobach- 
tungszeit weist  207  000  Kr.  gezeichnetes  und 
160  000  Kr.  eingezahltes  Kapital  auf.  • 

In  den  letzten  Jahren  haben  sich  die 
Neugründungen  auf  die  einzelnen  Gewerbe- 
zweige wie  folgt  verteilt  (a  =  Zahl  der  Ge- 
sellschaften, b  =  gezeichnetes  Kapital  in 
Mill.  Kr.,  c  =  eingezahltes  Kapital  in  Mill. 
Kr.): 


Industrie- 

Versicherungs- 

und Land- 

Handels- 

Verkehrs- 

sonstige 

Banken 

gesellschaften 

wirtschafts- 

gesellschaften 

gesellschaften 

Gesellschaften 

gesellschaften 

a 

b 

c 

a 

b 

c 

a 

b 

c 

a 

b 

C 

a 

b 

c 

a 

b 

c 

1913 

I 

0,7 

0,4 

180 

42,0 

30,0 

254 

44.4 

37,^ 

39 

9,8 

6,6 

89 

8,9 

8,1 

1914 

I 

0,3 

0,3 

I 

0,6 

0,6 

•57 

24,7 

20,2 

300 

4^,9 

31,3 

26 

3,1 

3,0 

78 

10,1 

9,5 

1915 

2 

1,0 

0,9 

I 

0,3 

0,2 

•45 

•4,9 

12,4 

299 

5^,o 

47,1 

59 

21,4 

•4,2 

72 

5,8 

5,0 

191t; 

6 

2,5 

2,5 

237 

52,3 

43,0 

481 

73,4 

57.9 

III 

62,2 

43,^ 

100 

10,1 

8,6 

1917 

5 

38,5 

28,8 

I 

1,0 

0,9 

351 

•43.4 

99,5 

ÖI3 

177,6 

•37,5 

76 

26,0 

20,0 

186 

26,4 

22,4 

1918 

5 

35,3 

16,8 

3 

1,5 

0,8 

453 

172,4 

119,7 

760 

228,0 

168,0 

90 

41,8 

35,1 

218 

118,4 

105,8 

1919 

2 

•1,5 

••>• 

475 

Ji8,5 

94,8 

787 

•33,2 

117,0 

70 

20,9 

18,2 

•73 

37,1 

25,9 

Handwörterbach  der  Staats  Wissenschaften.  4.  Anfl.  Bd.  1.  13 
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Aktiengesellschaften  (Statistik,  Schweden) 


In  diesen  Zahlen  kommt,  besonders  wenn 
die  weiter  unten  behandelten  Kapital- 
erhöhungen berücksichtigt  werden,  die  Kriegs- 
konjunktur  Schwedens  gut  zum  Ausdruck. 

Die  Kapitalerhöhungen  bereits  bestehen- 
der Aktiengesellschaften  zeigen  in  nach- 
stehender Tabelle  das  interessante  Bild,  daß 


Jahr 

beschlossene 

Kapital- 
erhöhungen 

erfolgte 
Einzahlungen 

Zjani  der 

üesen- 
schaften 

Betrag 
in  MiU.  Kr. 

Gesell- 

äL'iiMi  teil 

Betrag 
in  MUl.  Kr. 

1899 

204 

25,2 

180 

26,1 

1900 

284 

42,0 

244 

28,1 

1901 

236 

89,6 

257 

69,8 

1902 

^"T  / 

50,5 

253 

52,4 

1903 

245 

67,2 

242 

39,7 

1904 

246 

29,3 

223 

57,9 

1905 

280 

83,4 

300 

70,8 

437 

166,5 

402 

135,5 

1907 

403 

171,6 

374 

87,4 

1908 

349 

71,9 

422 

156,6 

1909 

329 

71,6 

335 

70,6 

1910 

352 

108,0 

33(> 

68,9 

1911 

409 

118,1 

399 

131,2 

1912 

248 

73,3 

319 

75,9 

1913 

308 

111,4 

315 

82,0 

1914 

264 

72,3 

266 

87,9 

1916 

316 

112,0 

313 

104,7 

1916 

Goo 

242,4 

575 

189,2 

1917 

1089 

732,8 

1051 

535,4 

1918 

85Ö 

626,7 

817 

601,6 

1919 

860 

412,3 

838 

532,8 

zwischen  dem  Beschluß  der  Kapitalserhöhung 
und  der  tatsächlich  erfolgten  Einzahlung 
ein  verhältnismäßig  langer  Zeitraum  liegt. 
Während  die  Kapitalserhöhungsbeschlüsse 
meistens  in  den  Zeiten  günstiger  Wirtschafts- 
lage erfolgen,  ziehen  sich  die  Einzahlungen 
bis  in  die  Zeit  nach  dem  Konjunkturum- 
schwung hin.  In  den  Jahren  1905—1907 
wurden  421,5  Mill.  Kr.  Kapitalerhöhungen 
beschlossen,  die  Einzahlungen  betrugen  nur 
293,7  Mill.  Kr.  oder  69,8%.  In  den  Jahren 
1908  und  1909  betrugen  die  Erhöhungs- 
beschlüsse 143,5  Mill.  Kr.,  die  Einzahlungen 
227,2  MUl.  Kr.  oder  158,8%. 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1899-1919  be- 
Uefen  sich  in  MUl.  Kr. 

die  jährlichen  Neugründungen 

a)  gezeichnetes  Kapital  auf    ....  145,0 

b)  eingezahltes  Kapital  auf   111,8 

die  jährlichen  Kapitalerhöhungen 

a)  beschlossene  Erhöhungen  auf .  .  .  165,6 

b)  erfolgte  Einzahlungen  auf  ....  152,6 

auf  eine  Gesellschaft  entfiel  im  gleichen 
Zeitraum  durchschnittlich 
bei  den  Neugründungen 

a)  gezeichnetes  Kapital  206000  Kr. 

b)  eingezahltes  Kapital  159000  „ 

bei  den  Erhöhungen 

a)  beschlossene  Erhöhung  ....    406000  ,, 

b)  erfolgte  Einzahlung  379000  „ 

Auf  die  verschiedenen  Gewerbegruppen 
verteilten  sich  die  Erhöhungen  wie  folgt 
(a  =  beschlossene  Kapitalerhöhungen,  b  = 
erfolgte  Einzahlungen  in  MiU.  Kr.): 


1913 


1914 


1915 


1916 


1917 


1918 


1919 


Banken  

VersicherungsgeseUschaften .  1^ 

Industrie-    und  Landwht-(a 
schaftsgeseUschaften 

Handelsgesellschaften 


Verkehrsgesellschaften  . 
sonstige  Gesellschaften 


\b 
(a 
Ib 
)a 
■Ib 
(a 
Mb 


12,5 
9,6 
0,1 
0,1 

53,3 
37,4 
11,7 
12,4 
26,4 
iS,6 
7,3 
3,6 


15,0 
25,6 

1,3 
1,2 
37,8 
47,1 
11,7 
6,4 
5,7 
5,5 
0,6 
1,9 


13,9 
13,0 
1,2 
0,5 
44,5 
33,3 
32,0 
32,3 
11,9 
23,1 
8,3 
2,3 


32,4 
25,8 
5,4 
6,2 
106,0 
78,3 
56,7 
43,8 
27,4 
20,9 
14,2 
14,0 


159,2 
92,9 
7,2 
6,9 

310,0 

249,5 
174,9 
"3,4 
68,1 

55,9 
13,2 
16,5 


71,7 
108,6 

0,3 
0,5 
305,0 
268,1 
159,7 
143,6 
64,1 
56,7 
25,7 
23,8 


3.  Rentabilitätsstatistik.  Die  bereits 
im  ersten  Abschnitt  erwähnte  Einkommeu- 
steuerstatistik,  die  als  Ersatz  für  eine  Be- 
standsstatistik bezeichnet  wurde,  kann 
ebenfalls  auch  nur  als  Ersatz  für  eine  Ren- 
tabilitätsstatistik angesprochen  werden,  da 
sie  lediglich  die  Gesellschaften  umfaßt,  die 
mit  Gewinn  abgeschlossen  haben.  Die 
Statistik  ermöglicht  also  kein  Urteil  über 
den  Ertrag  der  in  einem  Gewerbezweig  an- 
gelegten Kapitalien.  Sie  kann  dies  auch  schon 
aus  dem  Grunde  nicht,  weil  sie  das  zu  ver- 
steuernde Einkommen  auf  das  Eigenkapital 
(Aktienkapital  -f  Reserven)  und  nicht  auf 


80,0 

99,5 

186,6 
252,2 

99,4 
107,2 
22,4 
50,2 
23,7 
23.4 

Auf  das 


das  Aktienkapital  allein  bezieht. 
Eigenkapital  bezogen  betrug  das  Einkommen 
der  veranlagten  Gesellschaften 


1908 

1912 

1916 

der  Landwirtschaft 

4,5% 

4,0% 

10,2% 

der  Industrie 

8,7% 

10,7% 

29,9% 

des  Handels 

11,3% 

14,5% 

40,7% 

des  Verkehrs 

6,1  % 

5,9% 

8,3% 

48,2% 

davon  Reederei 

19,3% 

"4,3% 

der  Banken 

8,1% 

11,4% 

iü,5% 

überhaupt 

8,9% 

11,6% 

29,2  % 

Literatur  :  i:itatistisk  Arsbok  for 


Sverige  1897ff. 
Eisfeld. 
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14.  Die  Aktiengesellschaften  in 
Norwegen. 

1.  Bestandsstatistik.  2.  Bcwegungsstalistik. 
3.  Die  Aktiengcscll.scliafti^n  nach  Ocwcrbegriip- 
pcn.  4.  Geographische  Verteilung  der  Gesell- 
schaften. 5.  Ausländische  Gesellschaften.  6. 
RcntabilitUtsstatLstik. 

1.  Bestandsstatistik.  Die  norwegische 
AkticngcsclLschaftsstatislik  zeichnet  sich 
durch  große  Gründlichkeit  aus.  Sic  erscheint 
jährlich  in  den  „Mcddelelser",  außerdem 
sind  zweimal  ausführlichere  Untersuchungen 
herausgegeben  worden  (Norges  Officielle 
Statislikk  V  lOG  u.  1C9). 

Ende  des  Jahres  waren  vorhanden  (a  = 
Zahl  der  Gesellschaften,  b  =  eingezahltes 
Kapital  in  Hill.  Kr.): 


a 

b 

a 

b 

1891 

•497 

140 

1913 

6287 

818 

1900 

3460 

339 

1914 

6781 

891 

1906 

3647 

367 

1915 

7645 

"54 

1910 

5048 

Ö41 

1916 

8795 

1686 

1911 

5358 

657 

1917 

10  061 

2333 

1912 

5803 

752 

1918 

II  518 

3226 

Das  Durchschnittskapital  der  Aktien- 
gesellschaften betrug  danach 

1891       93000  Kr. 
1900       98000  „ 
1910      127000  „ 


I  Die  Ende  1910  vorhandenen  Gesell- 
j  Schäften  gliedern  sich,  nach  der  Größe  des 
eingezahlten  Kapitals  geordnet,  wie  folgt: 


GröBonklasse 


Zahl 


cingezaliltes 
Kapital  in 
1000  Kr. 


unter  1 000  Kr. 


1000- 

1999 

2000- 

•1999 

5000- 

9999 

10000- 

19999 

20000- 

49999 

50000- 

99999 

100000- 

199999 

200000- 

499999 

ÖOOOOO- 

999999 

1000000- 

2000000 

2000000- 

5000000 

5000000  „  u.  Dl. 


447 
370 
606 
603 
611 
759 
557 
405 

442 
139 
71 
27 
II 


122 

463 
1815 
4010 
7880 
23181 
37882 
53018 
128  749 
90  947 
90817 
74  7" 
127  539 


1913  130000  Kr. 
1918      280000   „  . 


Die  Zahl  der  Zwerggesellschattcu  ist  be- 
sonders groß  im  Warenhandel,  in  dem  fast 
60%  aller  Gesellschaften  ein  geringeres 
Kapital  als  5000  Kr.  besitzen,  von  den  In- 
dustriegesellschaften gehört  ein  Viertel  in 
diese  Gruppe. 

2.  Bewegungsstatistik.  Ueber  die  Neu- 
griindungen,  Kapitalerhöhungcii  und  -herab- 
sctzungen  sowie  die  Auflösungen  unterrichtet 
nachstehende  Tabelle. 


Beträge  in  Mill.  Ivr. 


Jahr 

Neu- 
gründungen 

Kapital- 

erhüliiin^'i'n 

Kapital- 
hcrabsctzungen 

Auflösungen 

reine  Zunahme 

oingcz. 
Aktien- 
kapital 

cingez. 
Aktien- 
kapital 

Zahl 

Zahl 

■  n.j''/., 
.\ktic-ii- 
kapital 

Zahl 

Zahl 

Aktien- 
kapital 

Zahl 

ein^ez. 
Aktien- 
kapital 

1892-1900 
1901-1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

3859 
5285 
462 
633 
698 
677 
1167 

1597 
1764 
1608 

236 
335 
31 
69 
46 

43 
163 
458 
493 
387 

350 
607 
142 
149 
171 
163 
225 
313 
495 
905 

40 
181 

33 
41 
36 
47 
129 

136 
310 
538 

141 

287 

34 
18 
29 
22 
18 
IS 
29 
25 

7 
24 
5 
0 

3 
I 
0 
I 
9 
13 

1896 
3697 
152 
188 
214 
183 
303 
447 
498 
151 

69 
191 
42 
14 
14 
16 
28 
61 
146 
19 

1963 
1588 
310 
445 
484 
494 
864 
1150 
1266 
1457 

199 
301 
17 
95 
65 
72 
263 

531 
647 

892 

Danach  sind  seit  1892  17  750  Gesell- 
schaften errichtet  worden,  während  7729  Ge- 
sellschaften wieder  aufgelöst  wurden.  Die 
Zahl  der  bestehenden  Gesellschaften  stieg 
daher  um  10  021  auf  11  518  Ende  1918.  Aus 
den  Zahlen  der  Tabelle  treten  die  Jahre 
1915—1918  hervor,  die  ein  gutes  Bild  für 
die  Kriegskonjunktur  in  Norwegen  bilden. 
Es  waren  besonders  die  Sohiffahrtsgesell- 
schaften,  die  zu  der  starken  Steigerung  bei- 
trugen. Allein  bei  den  Neugründungen  ent- 
fielen auf  die  Schiffahrt  1211  Gesellschaften 


mit  681,7  Mill.  Kr.  An  den  Kapital- 
erhöhungen waren  Handel  (einschl.  Banken) 
und  Industrie  wesentlich  stärker  beteiligt 
als  die  Schiffahrt,  die  Tvapitalerhöhungcn 
setzten  hauptsächlich  erst  ein,  als  die  Hoch- 
konjunktur der  Neugründungen  bereits  über- 
schritten war  (im  Jahr  1918). 

3.  Die  Aktiengesellschaften  nach  Ge- 
werbegruppen. Von  den  Aktiengesell- 
schaften entfielen  bei  einer  Zusammenfassung 
nach  großen  Gruppen 
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Auf 

1910  1  1918 

Gesell- 
schaften 

1910  1  1918 
eingez. 
Kapital 

in  Mill.  Kr. 

Schiffahrt  usw.  . 

1438 

2  137 

188 

1092 

Handel  (einschl. 

866 

Banken)  usw.  . 

1402 

4057 

120 

Industrio  usw. 

1598 

3  412 

302 

1126 

Landwirtschaft, 

Grundbesitz  usw. 

610 

I  912 

29 

141 

Insgesamt    .  .  . 

5048 

II  518 

641 

3226 

4.  Geographische  Verteilung  der  Ge- 
sellschaften. Von  den  Aktiengesellschaften 
hatten  ihren  Sitz  (a  =  Zahl  der  Gesell- 
schaften, b  =  eingez.  Kapital  in  Mill.  Kr.) 
in  den 


Land- 
distrikten 

Städten 

davon  in 
Christiania 

a    1  b 

a  1 

b 

a  1 

b 

1891 
1900 
1910 

523 
1240 
1786 

24 
73 
217 

974 
2220  1 

3262 ! 

115 

264 

423 

297 
613 
1117 

54 
122 
200 

Die  Entwicklung  der  Aktiengesellschaften 
in  den  wichtigsten  Gewerbezweigen  zeigt 
nachstehende  Uebersicht: 

Siehe  untenstehende  Tabelle. 


Von  den  in  den  Jahren  1911—1917  neu- 
gegründeten Aktiengesellschaften  entfielen  auf 
die  Landdistrikte  21,2  %  d.  Ges.  m.  13  %  d.  Kap. 
die  Städte  78,8  %  „    „    „  87   %  „  „ 

dav.  Christiania  31,5%,,    „    „  3ii5%.i  .. 


Zahl  der  Gesellschaften 

eingezahltes  Kapital 
in  MiU.  Kr. 

1891 

1900 

1910 

1918 

1891 

1900 

1910 

1918 

Schiffahrt  

725 

1418 

1326 

1936 

56 

III 

177 

1034 

21 

19 

35 

50 

2 

I 

8 

45 

231 

409 

1036 

3252 

3 

23 

43 

307 

49 

92 

123 

266 

14 

41 

49 

434 

31 

29 

34 

170 

9 

9 

9 

72 

2 

19 

65 

164 

I 

3 

14 

34 

14 

19 

75 

155 

2 

4 

46 

134 

21 

143 

160 

331 

I 

12 

II 

42 

8 

42 

85 

223 

2 

6 

8 

53 

Mechanische  Werkstätten  

19 

35 

84 

307 

5 

8 

17 

126 

17 

67 

104 

239 

2 

61 

140 

Elektrisches  Licht  und  Kraft  .... 

I 

16 

49 

133 

0 

2 

41 

158 

22 

59 

85 

132 

5 

II 

15 

49 

25 

48 

76 

113 

8 

18 

34 

138 

35 

121 

173 

406 

7 

12 

18 

86 

Nahrungs-  und  Genußmittel  .... 

155 

380 

452 

715 

10 

24 

33 

116 

12 

175 

378 

1363 

I 

21 

15 

76 

Land-  und  Forstwirtschaft  

2 

15 

17 

75 

0 

2 

6 

28 

5.  Ausländische  Gesellschaften.  Das 

von  ausländischen  Aktiengesellschaften  (im 
Jahre  1910  210)  in  Norwegen  angelegte  Ver- 
mögen bzw.  das  erzielte  Einkommen  betrug 
(in  1000  Kr.): 


Vermögen 

Einkommen 

1905 

33  579 

2859 

1907 

39  406 

4193 

1908 

55234 

5735 

1909 

62  538 

4655 

1910 

59  4" 

5419 

Die  ausländischen  Gesellschaften  be- 
treiben haupstächlich  Bergwerke  und  Papier- 
fabriken. 

6.  Rentabilitätsstatistik.  Eine  eigent- 
liche Rentabilitätsstatistik  wird  nicht  ge- 
führt, einen  gewissen  Ersatz  bildet  die  Ein- 
kommensteuerstatistik, die  im  Jahre  1910 
3779  von  5048  Gesellschaften  umfaßte,  deren 
Vermögen  514,4  Mill.  Kr.  und  deren  Ein- 
kommen 44,8  Mill.  Kr.  oder  8,7%  des  Ver- 


mögens betrug.  Von  den  steuerpflichtigen 
Gesellschaften  entfielen 


auf 

Zahl 

Ver- 
mögen 

Einkommen 

in  MUl.  Kr. 

in  % 

Schiffahrt  usw.  . 
Handel  (einschl. 
Banken)  .... 
Industrie  usw. 
Landwirtsch.  usw. 

1120 

1094 
"95 
370 

109,3 

145,5 
236,1 
23,3 

6,1 

iS,5 
18,6 
1,5 

5,6 

12,7 
7,9 
6,6 

Literatur:  Norgcs  Officielle  StatüHkk  V 106. 
Norske  Aktieseiskaper  1S9S  og  1906  u.  V  169 
Aktieseikaper  1910.  —  Meddelelser  fra  det 
Stat.  Centralhyraa  ISlSff.  Eisfeld. 


15.  Die  Aktiengesellschaften  in  Rußland. 

1.  Sowjetrußland.    2.  Finnland. 

1.  Sowjetrußland.  Da  in  Sowjetrußland 
die  gewerblichen  Unternehmungen  zum 
größten  Teil  nationalisiert  worden  sind  (vgl. 
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z.  B.  Dekret  v.  29./VL  1918),  haben  die  Ak- 
tiengesellschaften in  den  zu  Sowjetrußland 
gehörenden  Teile  des  alten  russischen  Reiches 
aufgehört  zu  bestehen.  Während  des  Krieges 
waren,  soweit  dies  nach  den  vorliegenden 
Nachrichten  beurteilt  werden  kann,  zahl- 
reiche neue  Aktiengesellschaften  errichtet 
worden.  Die  Neugründiingen  betrugen  (a  = 
Zahl,  b  =  Kapital  in  Mill.  Rbl.): 

ab  ab 

1913  399     526,0        1915     321  409,7 

1914  334     422,5        1916     584  923,5 
Die  letzten  Angaben  über  den  Bestand 

an  Aktiengesellschaften  beziehen  sich  auf 
die  Zeit  vor  dem  Kriege,  danach  waren  vor- 
handen (ohne  die  Versicherungsgesellschaften) 
1906   1425  Ges.  mit  2483,7  Mill.  Rbl.  Kapital 

1908  1409    „     „   2563.4  M 

1909  1500    „!    „    2484,1    „      „        „  . 

lieber  die  Rentabilität  der  russischen 
Aktiengesellschaften    brachten    die  Jahr- 


!b  fleher  des  russischen  Finanzministeriums  (in 
russischer  Sprache,  aber  mit  französischen 
Tabellenköpfen)  eingehende  Uebersichten. 
(Ueber  die  früheren  Verhältnisse  in  Rußland 
vgl.  auch  den  Art.  von  Juraschek  in  der 

[3.  Aufl.  dieses  Hdw.  I.    S.  .351  ff.). 

I      2.  Finnland.     In  Finnland  waren  an 

'  Aktiengesellschaften  mit  mehr  als  100000  M. 

'  Kapital  vorhanden  (a  =  Zahl,  b  =  Kapital 
in  MiU.  M.) 


31.  XII.  1903 
31.  XII.  1907 
1.  VII.  1912 
31.  XII.  1917 


397 
567 
810 
1133 


b 
? 

385,6 
530,6 
963,3 


Für  1903  ist  nur  da-s  Kapital  für  sämt- 
liche 1251  Gesellschaften  angegeben;  es  be- 
lief sich  auf  304,1  Mill.  M.  Auf  die  Gowerbe- 
gr  Uppen  verteilten  sich  die  Gesellschaften 
mit  mehr  als  100000  M.  Kapital  wie  folgt 
(a  =  Zahl,  I)       Kapital  in  Mill.  M.) 


1903') 

1907 

1912 

1917 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

Landwirtschaft  .  .  . 

114 

5/) 

9 

3.3 

15 

5,3 

28 

11,9 

Immobilien  .... 

210 

106 

18,7 

195 

35,6 

295 

62,4 

384 

178,5 

284 

239,1 

374 

310,5 

454 

505,3 

davon 

Tc.xtil  

? 

? 

25 

44,1 

28 

48,9 

38 

75,r, 

Papier  

? 

? 

21 

32,r> 

34 

46,S 

36 

106,1 

Holz  und  Bau  .  . 

? 

? 

5i 

53,1 

81 

91,1 

103 

148,5 

'5 

45.4 

15 

62,2 

18 

98,2 

36 

227,1 

Versicherung  .... 

II 

4.5 

II 

5,0 

14 

9.5 

16 

10,2 

Verkehr  

185 

29.3 

46 

26,7 

51 

28,8 

72 

55,7 

271 

21,8 

86 

28,6 

130 

40,6 

213 

86,4 

61 

3.7 

10 

1.9 

13 

1.9 

19 

4.2 

Literatur :  Jahrb.  de»  rxas.  Finanzminütrriuvis.  — 
ClatlH,  die  Rentahitität  der  russ.  Aklientjeselt- 
tehafUn,  in  Jb.  j.  Nat.,  III.  Folge,  Bd.  S9, 
S.  iOiff.  —  Slalittiik  Arabok  for  Finlaml,  Ild- 
nngfors  1880//.  —  Annuaire  Intcmittionul  de 
SltilUlifjue  VII,  Im  Hnye  1910.  Eisfeld, 

i6.  Die  Aktiengesellschaften  in  den  Bal- 
kanstaaten. 
Die  bulgarischen  Aktiengesellschaften 
weisen  seit  dem  Jahr  1910  eine  starke  Zu- 
nahme auf.   Es  bestanden  (a  =  Zahl,  b  = 
eingezahltes  Kapital  in  Mill.  Frs.) 
(a  =  Zahl,  b  =  eingezahltes  Kapital  in  Mill.  Frs.) 
ab  ab 

1910  123     159,4         1916     219  224,5 

1911  154     180,9         1916     224  277,7 

1912  192     217,6        1917     295  508,0 

1913  196     219,7         1918     331  550,3 

1914  213  222,3 

Unter  den  Gesellschaften  stehen  an  erster 
Stelle  die  Kreditinstitute,  von  denen  vor- 
handen waren 

1910     69  Ges.  mit  100,8  Mill.  Frs.  Kapital 
1916    90    „     „   157,5    „     „  .• 
1918   125    „     .,   306,2    „     „       „  . 

')  einschl.  der  Ges.  mit  weniger  als  100000 


Eine  noch  stärkere  Zunahme  weisen  die 
Industriegesellschaftcn  auf,  die  von  40  Ge- 
sellschaften mit  37,8  Mill.  Frs.  Kapital  im 
Jahre  1910  auf  123  Gesellschaften  mit 
131,8  Mill.  Frs.  Kapital  stiegen.  Davon 
entfielen  auf  die  Zuckerindustrio  7  Gesell- 
schaften mit  33,4  Mill.  Frs.  Kapital,  die 
keramische  Industrie  13  Gesellschaften  mit 
17,5  Mill.  Frs.  Kapital  und  auf  die  Tabak- 
industrie 5  Gesellschaften  mit  14,5  Mill.  Frs. 
Kapital. 

Die  Zahl  der  in  den  Jahren  1900-1909 
in  Rumänien  gegründeten  Aktiengesell- 
schaften betrug 

1900  19  1904  253 

1901  23  1906  88 

1902  26  1906  8i 

1903  46 

Es  bestanden  im  August 

1916  430  Ges.  mit  722,7  Mill.  Lei  Kapital 
1920  »43    „     „   4482,2    „     „       „  . 

Literatur:  Annuaire  International  de  Slati»tiquc, 
VII,  La  Haye  1910.  Eisfeld. 


M.  Kapital. 


1907  128 

1908  569 

1909  262 
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17.    Die    Aktiengesellschaften    in  den 
Vereinigten  Staaten. 

1.  Bestandsstatistik.  2.  Die  Gesellschaften  in 
einzelnen  Gewerbegruppen. 

1.  Bestandsstatistik.  Da  das  Aktien- 
wesen der  Regelung  durch  die  Einzel- 
staaten unterliegt,  herrscht  eine  starke  Un- 
terschiedlichkeit ini  amerikanischen  Aktien- 
recht. Abgesehen  von  einzelnen  Eingriffen 
(z.  B.  Banken  und  Eisenbahnen),  hat  sich 
die  Zentralregierung  nicht  mit  den  Aktien- 
gesellschaften befaßt.  Erst  durch  die  Ein- 
kommensteuerstatistik ist  ein  Ueberblick 
über  die  verschiedenen  Formen  der  Handels- 
gesellschaften (Corporatious,  Joiut-Stock 
Companies  or  Associations  und  Insurance 


Companies)  gewonnen  worden.  Die  Ergeb- 
nisse dieser  Statistik  sind  in  der  untenstehen- 
den Tabelle  sowie  in  der  1.  Tabelle  auf  S.  199 
wiedergegeben.  In  der  untenstehenden 
Uebersicht  ist  eine  Gliederung  nach  Ge- 
werbegruppen vorgenommen,  während  die 
zweite  die  V^erteilung  auf  die  Bundesstaaten 
zeigt.  In  der  Gruppe  A  der  ersten  Tabelle 
sind  außer  den  verschiedenen  Bankgesell- 
schaften auch  die  Versicherungsgesellschaften 
enthalten. 

Für  die  Industrie  ist  durch  den  Zensus 
die  Verteilung  der  Betriebe  (establishments) 
auf  die  verschiedenen  Unternehmungsformen 
ermittelt  worden.  Nach  dem  Zensus  von 
1910  und  1905  entfielen  1909  bzw.  1904 


auf 

Betriebe 

durchschnittliche 
Lohnarbeiterzahl 

Wert  der  Produkte 

% 

in  1000  Pers. 

% 

in  Mill.  S    1  % 

Einzelunternehmungcn 

/ 
\ 

1909 
1904 

140  605 
113  946 

52,4 
52,7 

804 
755 

12,2 
13,8 

2  042 
I  702 

9.9 
11,5 

offene  Handelsgesell- 

1909 

54  2Ö5 

20,2 

794 

12,0 

2  184 

10,6 

schaften 

{ 

1904 

47  934 

22,2 

841 

15,4 

2  132 

14.4 

Gesellschaften 

1909 

69  501 

25,9 

5002 

75,6 

16  341 

79,0 

{ 

1904 

51  097 

23,6 

3862 

70,6 

10  904 

73,7 

verschiedene 

1909 

4  120 

1,5 

12 

0,2 

104 

0,5 

1904 

3203 

1,5 

8 

0,2 

54 

0.4 

Insgesamt 

( 

■) 

1909 
1904 

268  491 
216  180 

100 
100 

6615 
5468 

100 
100 

20672 
14793 

IOC 
IOC 

Die  Gesellschaften  haben  in  den  5  Jahren 
ihren  Anteil  besonders  an  der  Zahl  der  Lohn- 
arbeiter und  dem  Wert  der  Produkte  erheb- 
lich gesteigert.  Sie  beschäftigten  1909  etwa 
drei  Viertel  der  Arbeiter  und  waren  an  knapp 
vier  Fünfteln  der  Produkte  beteiligt.  In 
diesen  Angaben  sind  die  Bergwerke  und  Stein- 
brüche nicht  enthalten,  für  die  eine  besondere 
Kachweisung  vorliegt  (S.  200).  Auf  die 
einzelnen  Gewerbezweige  verteilen  sich  die 
Gesellschaften  wie  auf  der  Tabelle  S.  199, 200 
angegeben  ist.  Bei  jeder  Gruppe  ist  der 
Anteil,  der  auf  die  im  Besitz  von  Gesell- 
schaften befindlichen  Betriebe  entfällt,  an 
den  Gesamtziffern  angegeben. 


B.  Gesellschaften  für  öffentliche  Dienste 


Fiskal- 
iahr 
(Ende 
30.  Juni) 

Zahl 

einge- 
gangenen 
Ijerichte 

der 

Berichte 

mit 
Steuer- 
pflicht 

Kapital 
in  M 

Reinein- 
kommen 

ill.  $ 

A.  Finanzi 

1911 
1912 
1913 
1914 

eile  imd  k 
31  188 
33  234 
.32  34  7 
33  955 

aufmänni 
? 

12  185 

10993 
28527 

che  Gesellschaften 

2783  1  440 
3030  481 
2885  457 
3244  1  438 

c. 


1911 

24  694 

? 

19329 

843 

1912 

25585 

4  751 

20816 

930 

1913 

24  924 

4  545 

19320 

806 

1914 

2635S 

14430 

22  120 

1003 

.  Industrielle  und 

gewerbliche  Gesellschaften 

1911 

89  114 

? 

26  177 

1436 

1912 

90  122 

21  429 

26  542 

1670 

1913 

92  737 

18995 

27  288 

1309 

1914 

96  113 

51  443 

26553 

2026 

D.  Handelsgesellschaften 

1911 

58233 

? 

3  361 

385 

1912 

67  325 

13834 

4087 

423 

1913 

62  670 

12235 

3584 

363 

1914 

69  713 

47732 

4529 

473 

E 

Verschiedene  Gesellschaften 

1911 

66  973 

? 

6235 

254 

1912 

83  070 

8917 

7  261 

326 

1913 

75  674 

8361 

6988 

277 

1914 

90  770 

46  734 

7624 

397 

Insgesamt 

1911 

270  202 

? 

57  886 

3360 

1912 

305  336 

61  116 

61  73S 

3832 

1913 

288  352 

55  129 

60  067 

3213 

1914 

316909 

1S8  866 

64  071 

4339 
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Zahl  der 

Staat 

s  2 

III 

C4  b. 

ö  = 

^  " 
ö-j  ~ 

Alabama .  .  . 
Alaska  .  .  . 
Arizona  .  .  . 
Arkansas  .  . 
California 

2  747 
•74 

983 

2333 
19321 

2  137 
70 
489 
1456 
9227 

Colorado  .  . 
Connecticut  . 
Delaware  .  . 
Columbia  .  . 
Florida  •  . 

7863 
4  09Ö 

975 
1 170 

2239 

2979 
3  193 
461 

451 
I  499 

Georgia .  .  . 
llawai  .  .  . 
Idaho  .... 
Illinois  .  .  . 
Indiana  .  . 

4783 
537 
1398 
20234 
7489 

3588 

357 
768 
12994 
4925 

Iowa  .... 
Kansas  .  .  . 
Kentucky  .  . 
I^oui.siana  .  . 
Maine  .... 

7484 
5  008 
4  751 
3255 
2927 

5232 
2  727 
3254 
2  169 
I  878 

Maryland   .  . 

Massachusetts 
Michigan  .  . 
Minnesota  .  . 
Mississippi  .  . 

4  195 
10  407 

8  112 

8427 
I  355 

2778 
6852 
5236 
5  747 

I  lOI 

ö  S 


in  MiU.  i 


Staat 


342 
55 
598 
141 
4961 

2  113 
883 
634 

395 
191 


■1  J^" 
722 

485 
358 
478 
458 
I  028 

814 

2513 
I  128 

•  559 
102 


20,8 
0,5 
8,7 

•2,3 
186,4 

33.5 
68,2 
•8,3 
18,5 
•2,3 

^5,9 
1  r/. 
5,4 
■13ä,6 
70,0 

41,3 
32,7 
39,8 
36,6 
30,7 

39,1 
•95,5 
•38,7 
•48,5 

9,0 


Missouri  .  . 
Montana 
Nebraska 
Nevada  .  . 
New  Hampshire 

New  .Icrscy  . 
New  Mexico  . 
New  York  .  . 
North  Carolina 
North  Dakota 

Ohio  .... 
Oklahoma  .  . 
Oregon  .  .  . 
Pennsylvania  . 
Rhode  Island 

South  Carolina 
South  Dakota 
Tennessce  . 
Texas  .  .  . 
Utah  .  .  . 

Vermont 
Virginia  .  . 
Washington. 
West  Virginia 
Wisconsin  . 
Wyoming  . 

I  Insgesamt 


1914 


Zahl  der 


Mo  e 


12  446 
2  606 
5267 
1047 
965 

10  191 

8381 
42  083  I 
4586' 
2  671 

17  Ol  I 
6  112 

4  497 
18059 

•734 

3246 
2633 
4  798 
S310 
3187 

I  129 

4  405 
9895 

4  449 
20903 

1378 


8533 
1366 

3  •4' 
339 
736 

5527 
446 
23  128 
3248 
•987 

10686 
2833 
2332 

II  212 
1  152 

1  995 
1635 

2  649 
5887 
•  396 

595 
3089 

4213 
2  575 
6017 
581 


316909  1 188  866 


ä  0 


in  MiU.  S 


2235 
455 
293 
468 
107 

•  755 
•39 

15  966 
286 
73 

2678 
263 
550 

6559 
336 

205 
JI5 

500 
891 
550 

S2 
904 
I  732 
628 
800 
286 


•30,1 
15,0 
21,2 
5,0 

8,3 

•53,9 
5,3 
1062,1 
24,0 
7.7 

268,1 
23,6 
•9,8 

568,7 
31,8 

•3,4 
5,3 
28,9 
7^>3 
22,0 

5,6 
5^.6 
38,0 
35,1 
63,1 

5,3 


64071  14339,5 


Zahl  der  Betriebe 
Gesellschaften 

von 

Wert  der  Produkte  der 
Betriebe  von  Gesell- 
schaften 

in  " 

i  des 

in  %  aller 

gesamten 

Betriebe 

in  MiU.  S 

Produkt- 

wertes 

1909 

1904 

1909 

1904 

1909 

1904 

1909 

1904 

349 

327 

54,9 

50,5 

140 

105 

96,1 

94.0 

Automobile  

478 

113 

64,3 

63,5 

235 

26 

94.6 

88,1 

Stiefel  und  Schuhe  

734 

561 

38,3 

29,6 

365 

210 

71.3 

58,8 

Messing-  und  Bronzeerzeugnisse  .  .  . 

417 

271 

40,8 

33,3 

•34 

89 

90,0 

86,9 

Brot-  und  Bäckereierzeugnisse  .... 

838 

483 

3,5 

2,6 

140 

86 

35,3 

32,1 

Butter,  Käse  und  kondensierte  Milch. 

I  313 

1385 

•5,5 

•5,5 

113 

61 

41.3 

36,5 

I  167 

940 

31,0 

29,7 

116 

78 

74.2 

60,0 

Fuhrwerke   

884 

806 

16,1 

•4,4 

109 

96 

68,4 

62,2 

Eisenbahnwagen  

104 

67 

94,5 

91,8 

120 

109 

97,4 

98,1 

Chemische  Erzeugnisse  

266 

207 

76,2 

75.3 

115 

65 

98,0 

87,5 

Frauenkleidung  

824 

538 

13,0 

10,5 

•87 

? 

32,9 

? 

583 

319 

12,8 

9,5 

90 

46 

23.6 

18,6 

595 

384 

30,6 

28,5 

96 

52 

71.8 

60,6 

Kupfer-,  Zinn-  u.  Eisenblecherzeugnisse 

I  034 

591 

24,5 

23.3 

149 

80 

74.9 

67,0 

I  113 

922 

84,1 

79,9 

59S 

417 

95,3 

92,8 
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Zan 

der  Betriebe 
Gesellschaften 

von 

Wert  der  Produkte  der 
Betriebe  von  Gesell- 
schaften 

in  %  des 

in  •/„  aller 

gesamten 

Betriebe 

in  >nU.  $ 

Produkt- 

wertes 

1909 

1904 

1909 

1904 

1909 

1904 

1909 

1904 

Xilcüirial'Llc  IVltlbLIllllcii   UliU  xV^JJtvi  OiLc  • 

'720 

524 

71,4 

66,8 

213 

133 

95»" 

Mehl"  und  SchrotniühlGDerz6Ugiiiss6 

2  271 

I  732 

19,4 

17,2 

588 

429 

66  6 

60,3 

6  408 

4542 

48,4 

42,2 

1 082 

724 

88^1 

82,3 

I  499 

I  128 

47,5 

43,5 

192 

128 

80,1 

72,0 

I  091 

931 

84,2 

91,4 

165 

123 

99iO 

08  a 

476 

47,4 

41,6 

142 

? 

71,0 

p  ■ 

Io2 

93,8 

95,8 

386 

226 

98,7 

97,7 

JZil&cU    U.     (3  liCLilly    Otalll      U.     \y  aUjrt  Kiiic 

424 

385 

95,1 

92,8 

980 

666 

99,5 

98,9 

403 

24,0 

21,0 

6i 

39 

58,8 

4°,J 

454 

391 

49,4 

37,3 

250 

168 

76,3 

66,8 

Ucloblgo   VJcCraliAl?}  gt^UlctliXil'  .... 

229 

178 

37,4 

22,1 

x8o 

1X6 

88,1 

88,7 

"Ran-  iin/l   ^Jnt''7 Vml7or7i»ii(mi<:cp 

996 

930 

70,4 

60,8 

338 

263 

90,3 

88,2 

4  900 

17.1 

19,5 

793 

536 

68,7 

811 

467 

16,3 

'7,9 

54 

f 

4",5 

p 

.Oel,  BaumwoUsaat  und  -kuchen  .  .  . 

756 

677 

92,5 

94,7 

141 

93 

8 

Tn'nrViiif  nffo 

360 

66,5 

56,3 

106 

75 

85,2 

83,1 

Papier-  und  Molzstoff 

587 

81,5 

77,1 

24S 

169 

92,8 

89,9 

Patentmedizin,  Präparate  

I  610 

1 161 

44,2 

41,8 

III 

81 

78,5 

69,7 

131 

83 

89,1 

84,7 

232 

169 

98,1 

96,9 

Tim /*lroi"ßi    iiTifi             ■!  tr 

7  '"4 

5  354 

22,8 

19,3 

516 

368 

70,0 

66,7 

468 

315 

54,9 

50,5 

134 

92 

68,3 

69,3 

Schlachtung  und  Fleischvcrpackung  . 

488 

29S 

29,7 

24,4 

I  215 

793 

88,7 

86,1 

Blei   

28 

28 

100,0 

87,5 

167 

185 

100,0 

99,8 

Zucker  u.  Melasse  (außer  Rübenzucker) 

114 

112 

48,9 

32,6 

255 

223 

91,6 

80,7 

722 

563 

4,6 

3,3 

277 

188 

66,5 

56,8 

578 

518 

58,7 

48,2 

363 

239 

83.3 

75,1 

alle  anderen  Gewerbe   

22  277 

15958 

35,3 

32,0 

4425 

3136 

82,8 

83,3 

69  501 

51 097 

25,9 

23,6  I16341 

10904 

79,0 

73,7 

Für  den  Bergbau  ist  die  Nachweisung  in  gleicher  Form  wie  für  die  gewerblichen 
Betriebe  angefertigt.   Es  entfielen  1909 


auf 

arbeitende  Betriebe 

durchschnittliche 
Lohnarbeiterzahl 

Wert  der  Produkte 

% 

in  1000  Pers. 

% 

in  MUl.  % 

% 

Einzelunternehmungen  

6387 

32,1 

41 

3,9 

36 

3,0 

offene  Handelsgesellschaften  .  .  . 

6  262 

31,4 

50 

4,8 

57 

4,7 

7041 

35,4 

965 

90,6 

1132 

91,4 

verschiedene  

225 

i.i 

7 

0,7 

12 

0.9 

19915 

100 

1065 

100 

1238 

100 

Der  Anteil  der  Gesellschaften 

betrug  bei 

Kohle  

1942 

52,6 

695 

93,6 

544 

94,4 

1966 

25,2 

32 

81,9 

149 

80,6 

109 

67,4 

52 

99,0 

133 

99,1 

129 

73,3 

51 

98,1 

106 

99,6 

Edelmetall   

967 

42,8 

32 

85,2 

86 

92,2 

366 

37,5 

17 

82,9 

26 

85,9 

451 

27,1 

24 

65,1 

22 

74,0 

215 

30,4 

13 

65,6 

12 

68,0 

45 

88,2 

7 

95,8 

10 

96,4 
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Infolge  starker  Abweichung  der  Erhebung 
des  Jahres  1909  von  der  des  Jahres  1902 
sind  die  Zahlen  nicht  ohne  weiteres  ver- 
gleichbar. Im  Bericht  des  Zensus  1910  sind 
einige  Zahlen,  darunter  der  Wert  der  Pro- 
dukte, vergleichbar  gemacht  worden.  Der 
Wert  der  Produkte  betrug  danach  1902 
771  Mill.  S  und  1909  1175  Hill.  $,  das  ent- 
spricht einer  Steigerung  um  52,4%. 

Im  Jahre  1902  war  eine  eingehende 
Untersuchung  über  die  Kapitalverhältnissc 
der  BcrgwerksunternehmunMD  erfolgt,  die 
im  Jahre  1909  nicht  wiederholt  worden  ist. 
Danach  besaßen  487G  Gesellschaften  ein 
Kapital  von 

Stammaktien      2718  Mill.  $ 
Vor/.ugsaktien      1S4    „    $,  außerdem 
Obligationen         314    „  $. 

Der  Zensus,  dem  gleichzeitig  auch  die 
Aufgabe  einer  Produktionserhebung  zufällt, 


versucht  außerdem  auch  die  Höhe  der 
Produktionskosten  festzustellen,  auf  welche 
Frage  hier  nicht  eingegangen  werden  kann. 

2.  Die  Gesellschaften  in  einzelnen  Ge- 
werbegruppen. Ueber  die  Banken  und 
Eisenbahnen  werden  in  den  Vereinigten 
Staaten  bereits  seit  längerer  Zeit  umfang- 
reiche Statistiken  veröffentlicht,  außerdem 
findet  das  Versicherungsgewerbe  eine  ein- 
gehende Bearbeitung.  Auf  die  Darstellung 
der  Bankstatistik  kann  hier  verzichtet 
werden,  da  sie  im  Artikel  über  das  Bank- 
wesen in  den  Vereinigten  Staaten  behandelt 
werden  muß.  Die  amtliche  Bankstatistik 
ist  enthalten  in  den  Reports  of  thcComptroller 
of  the  Currency,  die  jährlich  erscheinen. 
Dagegen  soll  ein  Ueberblick  über  die  Er- 
gebnisse der  Eisenbahnstatistik,  soweit  sie 
die  finanzielle  Seite  behandelt,  gegeben 
werden. 


Fiskaljahr 

(Ende 
30.  Juni) 

Staiiini- 

Vorzugs- 

Zu- 
sammoD 

Dividende 
beziehendes 

Dividende 

gationen 

Äktionkapital 

Kapital 

in  Mill.  $ 

in  % 
v.  Sp.  4 

in  Mill.  $ 

in  % 
V.  Sp.  5 

in  Mill.  $ 

1890 

3803 

606 

4409 

1598 

36,24 

87 

5,45 

4  574 

1891 

3796 

654 

4450 

1796 

40.36 

91 

5,07 

4  840 

1892 

3978 

654 

4633 

1825 

39,40 

97 

5,35 

5053 

1893 

3982 

686 

4668 

1809 

38,76 

100 

5,58 

5225 

1891 

4'03 

730 

4834 

1767 

36,57 

95 

5,40 

5356 

1895 

4201 

759 

4961 

1485 

29,94 

85 

5,74 

5385 

1896 

4256 

969 

5226 

1559 

29,83 

87 

5,62 

5340 

1897 

4367 

997 

5364 

1603 

29,90 

87 

5,43 

5270 

1898 

4269 

I118 

5388 

1818 

33,74 

96 

5,29 

5430 

1899 

4323 

1191 

5515 

2239 

40,61 

III 

4.96 

5518 

1900 

4522 

1323 

5845 

2668 

45,66 

139 

5,23 

5645 

1901 

4475 

1331 

5806 

2977 

51,27 

156 

5,26 

5881 

1902 

4722 

1302 

6024 

3337 

55,40 

185 

5,55 

6  109 

1903 

4876 

1278 

6155 

3450 

56,06 

196 

5,70 

6444 

1904 

5050 

1289 

6339 

3643 

57,47 

221 

6,09 

6873 

1905 

5180 

1373 

6554 

4119 

62,84 

237 

5,78 

7250 

1906 

5403 

1400 

6804 

4526 

66,54 
67,27 

272 

6,03 

7  766 

1907 

5932 

•  1423 

7356 

4948 

308 

6,23 

8725 

1908 

5910 

1462 

7373 

4843 

65,69 

390 

8,07 

9  394 

1909 

6218 

1467 

76S6 

4920 

64,01 

321 

6,53 

9  801 

1910 

6710 

1403 

8113 

5412 

66,71 

405 

7.50 

10303 

1911 

7074 

1395 

8470 

5730 

67,65 

460 

8,03 

10738 

1912 

7248 

1373 

8O22 

5581 

64,73 

400 

7,17 

II  130 

1913 

7231 

1379 

8610 

5780 

66,14 

369 

6,37 

II  185 

Die  Tabelle  gewährt  interessante  Ein-       Auch  das  Verhältnis 

zwischen 

Aktien- 

blicke  in  die  Finanzierung  der  amerikanischen  kapital  und  ausgegebenen  Obligationen  än- 
Eisenbahnen.  Das  Verhältnis  zwischen 
Vorzugs-  und  Stammaktien  verschob  sich 
von  1890—1910  sehr  stark  zugunsten  der 
Vorzugsaktien,  seitdem  wieder  zugunsten 
der  Stammaktien.  Das  gesamte  Aktien- 
kapital setzte  sich  zusammen  aus 

Stamm-  Vorzugs- 
Aktien 

1890  86,2%'  13,8% 
1900  77,3%  22,7% 
1910  82,7%  i7,3  0/„ 
1913       84,0%  16,0% 


derte  sich  nicht  unwesentlich.  Setzt  man 
die  Summe  von  Aktienkapital  +  Obli- 
gationen =  100,  dann  betrugen 

Aktienkapital  Obligationen 
49,1  50,9 
50,9  49,1 
44,0  56,0 

43,5  56,5 

den  Obligationen  ergaben  sich 


1890 
1900 
1910 
1913 
Unter 


ebenfalls  Verschiebungen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kategorien.  So  traten  teilweise 
Obligationen  an  die  Stelle  der  Bonds,  außer- 
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dem  nahmen  die  Equipment  Trust-Obli- 
gationen nicht  unerheblich  zu.  Der  Ertrag 
der  Eisenbalinaktien  hat  sich  ziemlich  gleich- 
mäßig erhöht,  dabei  ist  der  Anteil  des  divi- 
dendenbeziehenden  Kapitals  von  etwa  "/i 
auf  ^/;,  des  Gesamtkapitals  gestiegen. 

lieber  die  Entwicklung  der  Straßenbahnen 
sei  schließlich  noch  folgende  Uebersicht  ge- 
geben: 


j  in  der  Industrie  (ohne  Bergwerke)  gesondert 
ausgewiesen.    Sie  umfaßten 

1916  114  Gesellschaften  mit  241080000  S  Kap. 

1917  155  ,,  239702000  S  ,, 
unter  diesen  standen  die  3-1  Gas-  und  Elek- 
trizitätsgesellschaften mit  88192  000  §  an 

i  erster  Stelle. 

Die  Zahl  der  neuerrichteten  Aktiengesell- 
schaften betrug  im  Jahre 


Zahl  der 

Aktien- 

ObU- 

Gesell- 

kapital 

gationen 

schaften 

in  Mill.  S 

1906 

1164 

2039 

1725 

1907 

123S 

2251 

1872 

1908 

1252 

2441 

2II2 

1909 

1253 

2427 

2224 

1910 

1279 

2380 

2302 

1911 

1209 

2433 

2424 

1912 

1115 

2945 

2640 

Auch  hier  zeigt  sich  wie  bei  den  Eisen- 
bahngesellschaften eine  Verschiebung  in  der 
Finanzierung,  indem  die  Obligation  zum 
Teil  an  die  Stelle  der  Aktie  tritt. 

Literatur:  XII.  «.  XIII.  Censm  of  the  Uniled 
Staates  1005  und  lOW.  —  Annual  Report  of  the 
Statistics  of  liaüways  in  the  l\  St.,  ISSSff.  — 
Statistical  Abstract  of  the  XJ.  St.  —  lUoody's 
Manual  of  Railroad  and  Corporation  Reports.  — 
JPoor's  Manual  of  Railroads.  —  ehester 
Lloyd  JoneSy  Die  Aktienriesellschaften  in  den 
Vereinigten  Staaten.  In  Jb.  f.  Nat.,  III.  F.' 
XXXVI,  S.  BS9ß.  —  E.  Picard,  die  Finaii- 
zierung  nordamerikaniseher  Ei.tenbahngescUschaf- 
ten,  Jena  J912.  —  Jt.  Lief'mann,  Beteiii- 
gungs-  und  FinanzicrungsgeselUchaften.  S.  Auß., 
Jena  1921.  Eisfeld. 


18.  Die  Aktiengesellschaften  in  den 
Süd-  und  zentralamerikanischen  Staaten. 

In  den  süd-  und  zentralamerikanischen 
Staaten  ist  die  Aktiengesellschaftsstatistik 
nur  gering  ausgebildet.  In  Argentinien 
waren  1917  581  einheimische  Aktiengesell- 
schaften mit  1044,3  Mill.  Pesos  Kapital  vor- 
handen, davon  entfielen  auf  die  Industrie 
194  Gesellschaften  mit  303,3  Mill.  Pesos, 
den  Verkehr  1  Gesellschaft  mit  22,5  Mill. 
Pesos  und  den  Handel  386  Gesellschaften 
mit  718,4  Mill.  Pesos.  Außerdem  waren 
im  Lande  259  ausländische  Aktiengesell- 
schaften tätig. 

In  Chile  werden  die  Aktiengesellschaften 


in 

1910 

1911 

1912 

Brasilien  .... 

44 

80 

100 

Panama  

16 

•> 

Venezuela  .... 

6 

? 

? 

In  Uruguay  wurden  gegiüudet 
1910    lO  Gesellschaften  mit   7393000  S 


Kap. 


1911  12  ,,  „  11433000  $ 

1912  12  „  „     6987000  S 

1913  15  „  ,,     6094000  S 

1914  7  „  ,,     5630000  S 

1915  8  „  „  27020000  I    „  . 

Literatur:    Annuaire   international  de  Slaliiti- 
que  VII.,  La  Haye  lOSO.  Eisfeld. 

19.  Die   Aktiengesellschaften   in  Japan. 

1.  Die  Handelsgesellschaften.  2.  Die  Aktien- 
gesellschaften.   3.  RentabUitätsstatistik. 

1.  Die  Handelsgesellschaften.  Mit  dem 
Eindringen  europäischer  Ideen  entwickelten 
sich  auch  die  Handelsgesellschaften  nach 
europäischem  Muster,  obwohl  zunächst  die 
entsprechenden  Rechtsgrundlagen  noch  nicht 
vorhanden  waren.  Erst  durch  das  im  Jahre 
1890  erlassene  Handelsgesetzbuch,  dessen 
Bestimmungen  über  die  Handelsgesellschaften 
im  Jiüi  1893  in  Kraft  traten,  wurde  diese 
Lücke  ausgefüllt.  An  Handelsgesellschaften 
waren  vorgesehen:  offene  Handels-,  Komman- 
dit-  und  Aktiengesellschaften.  Zu  ihnen  trat 
1899  noch  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien.  Im  gleichen  Jahre  wurde  der  Kon- 
zessionszwang für  die  Handelsgesellschaften 
aufgehoben. 

Ende  1894  bestanden  2844  Gesellschaften 
mit  249,9  Mill.  Yen  Kapital  (außerdem 
106  Gesellschaften  mit  unbekanntem  Kapi- 
tal). Mangels  einer  Bewegungsstatistik  kann 
die  Zahl  der  Neugründungen  und  Auflösungen 
nicht  festgestellt  werden,  immerhin  bietet 
auch  die  Bestandsstatistik  ein  gutes  Bild  für 
die  starke  Zunahme  der  Handelsgesell- 
schaften. Es  waren  vorhanden  (a  =  Zahl, 
b  =  eingezahltes  Kapital  in  Mill.  Yen): 


1896 

1906 

1916 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

Aktiengesellschaften  

Kommanditgesellschaften  

offene  Handelsgesellschaften  

Gesellschaften  überhaupt  

2585 
1666 

344 
4595 

357 
32 
12 

.397 

4290 
3582 
1458 
9330 

959 
67 
62 
1089 

7500 
7485 
3234 
18  219 

2090 
144 
19S 

2434 
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Das  durchschnittlicli  auf  eine  Gesellschaft  Gesellschaften  vor.  Ende  1912  machten  die 
entfallende  Kapital  betrug  somit  in  1000  Yen  Gesellschaften  mit  einem  Kapital  von  höch- 
bei  den  Aktiengesellschaften  138,0,  224,0,  stens  50  000  Yen  bei  den  KommanditgescU- 
280,0;  bei  den  Kommanditgesellschaften  :  Schäften  92%  und  bei  den  offenen  Handcls- 
19,2,  18,8,  19,3;  bei  den  offenen  Handels- 1  gcscUschaften  85*;  ö  aus,  während  von  den 
gesellschaftcn  3G,0,  47,3,  61,0;  bei  den  Gesell- 1  Aktiengesellschaften  nur  etwa  53%  in  diese 
schatten  überhaupt  8(j,6,  11(5,8,  155,0.   Der  Kategorie  fielen. 

Anteil  der  Aktiengesellschaften  bclief  sich  der  Ueber  die  Verteilung  der  Gesellschaften 
Zahl  nach  auf  50  bzw.  40  bzw.  41%,  dem  auf  die  Gewerbegruppen  unterrichtet  nach- 
Kapital  nach  auf  90  bzw.  88  bzw.  86%.  Bei  |  stehende  Uobersicht.  Es  entfielen  (a  =  Zahl, 
den  Kommandit-  und  den  offenen  Handels- 1  b  =  Kapital  in  Mill.  Yen,  c  =  Zahl,  d  = 
gesi'Uschaften  herrschen  danach  die  kleinen  Kapital) 


auf 

1896 

1906 

1916 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

die  Landwirtschaft  

'17 

1,6 

250 

4,8 

485 

31,7 

1366 

89,9 

2545 

246,8 

5942 

1057,1 

2778 

192,7 

5S40 

500,5 

10551 

1071,4 

den  Vorkehr   

334 

I '  3,2 

G94 

317,3 

I  241 

273,8 

45'J5 

397,5 

9329 

ioOf),7 

18219 

2434,0 

davon  waren  ÄktiongcscllschaftcD 


c 

d 

c 

d 

c 

d 

Verkehr  

44.4% 
.50,7% 
60,5% 
47,6% 

68,7% 
82,3% 
88,2% 
99,0% 

39,2% 
35,9% 
5',3% 
40,3% 

64,6% 
88,4% 
84.9% 
98,8% 

38.3% 

35,9% 
43,4% 
48,3% 

60,6% 
91,2% 
78,5% 
97,2% 

56,3% 

89,9% 

46,0% 

89,7%  |4',2% 

86,0% 

Infolge  der  Errichtung  zaldreicher  Kom- 
mandit- und  offener  Handelsge.«ell.schaftcn 
hat  der  Anteil  der  Aktiengesellschaften  an 
den  Gesellschaften  sich  der  Zahl  nach  wesent- 
lich verringert,  dem  Kapital  nach  ist  der 
Rückgang  des  Anteils  nur  gering.  Besonders 
groß  ist  die  Rolle  der  Aktiengesellschaften 
im  Verkehrswesen,  wo  auf  sie  fast  lOO^o  des 
Kapitals  entfallen,  obwohl  sie  noch  nicht 
bO"/,,  der  Gesellschaften  ausmachen. 

Bis  zum  Jahre  1911  wurde  eine,  zuletzt 
52  (iruppen  umfassende  Statistik  über  die 
Verteilung  der  Handelsgesellschaften  auf  die 
Gewerbegruppen  gegeben,  von  der  die  wich- 
tigsten angeführt  seien  (a  =  Zahl,  b  = 
Kapital  in  Mill.  Yen): 


1896 

1911 

a 

b 

a 

b 

Banken  u.  Geldleihe  . 

1277 

146,0 

2992 

532,3 

Elektr.  Beleuchtung  . 

37 

4,6 

204 

113,6 

Bergwerke  u.  Mctallur- 

104,8 

Eisenbahnen  .... 

34 

8,5 

75 

57 

90,1 

154 

94,9 

Spinnerei  

76 

28,7 

34 

70,20 

Fluß-  u.  Seeverkehr  . 

lOI 

20,2 

309 

67,2 

2.    Die    Aktiengesellschaften.  Die 

I  Aktiengesellseliattcn  weisen,  wie  aus  nach- 
i  stehender  Tabelle  (S.  204)  hervorgeht,  eine 
Zunahme  um  1907o  der  Zahl  nach,  um  486yn 
dem  Kapital  nach  und  um  955%  der  Reserve 
nach  auf.    Unter  ihnen  standen  1896  hin- 
sichtlich Anzahl,  Kapital  und  Reserve  die 
Handels-  (und   Bank-)   Gesellschaften  an 
erster  Stelle,  1910  trat  dies  für  Anzahl  und 
.  Reserven  ebenfalls  zu,  während  hinsichtlich 
'  des  Kapitals  die  Industriegesellschaften  den 
Handelsgesellschaften   den   Vorrang  abge- 
laufen hatten.  Bei  den  Verkchrsgesellschaften 
ist  zu  berücksichtigen,  daß  ein  erheblicher 
Teil  der  Privatbahnen  in  Staatseigentum 
übergegangen  ist. 

Da  die  neueren  Statistiken  nur  noch  das 
eingezahlte  Kapital  angeben,  läßt  sich  ledig- 
lich für  die  ersten  Jahre  feststellen,  welcher 
Teil  des  Gesanitkapitals  eingezahlt  war. 
Der  Anteil  des  eingezahlten  Kapitals  an 
diesem  betrug  etwa  06%.  Bemerkenswert 
ist  die  große  Steigerung  der  Reserven,  die 
besonders  bei  den  im  Handel  tätigen  Aktien- 
gesellschaften sehr  stark  zunahmen  (von 
33  °/.^  auf  57%  des  eingezalüten  Ka- 
pitals). 
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(a  =  Zahl,  b  =  eingezahltes  Kapital  in  Mill.  Yen,  c  =  Reserven  in  MiD.  Yen) 


Landwirt- 
schaftsgesell- 
schaiten 

Industrie- 
gesellschaften 

Handelsgesell- 
schaften (einschl. 
Banken) 

Verkehrs- 
gesellschaften 

Insgesamt 

— 
a 

D 

c 

a 

b 

c 

a 

b 

c 

a 

^  1 

c 

1 

h 

1896 

52 

1,1 

0,06 

692 

74,0 

5,7 

1682 

170,0 

56,9 

159 

112,2 

6,3 

1 

2585 

357.4 

68,9 

1897 

6i 

1,3 

0,07 

838 

88,5 

7,2 

2071 

228,0 

42,1 

201 

163,5 

6,5 

3171 

481,4 

55,9 

1898 

70 

1,3 

0,07 

8S1 

99,4 

9,3 

2308 

263,5 

42,8 

216 

195,7 

7,2 

3475I 

560,0 

59,5 

1899 

63 

1,5 

0,1 

873 

123,7 

9,3 

2518 

294,4 

50,4 

232  196,4 

8,0 

3686: 

616,1 

68,0 

1900 

81 

1,7 

0,09 

1009 

128,9 

10,5 

2914:  338,8 

60,0 

250  226,3 

14,7 

4254  i 

695,9 

85,5 

1901 

76 

1,5 

0,1 

986 

136,5 

14,2 

3020  365,4 

68,3 

255I  241,1 

14,1 

4337, 

744,7 

96,8 

1902 

83 

1,5 

0,1 

959 

146,2 

15,0 

2998:  379,8 

84,2 

268!  260,3 

18,4 

4308 1 

787,9 

117,8 

1903 

96 

1,7 

0,1 

919 

141,5 

16,0 

3089 

387,2 

90,3 

281 

259,3 

23,8 

4385' 

789,8 

130,3 

1904 

89 

1,8 

0,1 

895!  134,9 

19,3 

2971 

385,8 

109,7 

288}  306,1 

27,8 

42431 

828,8 

157,1 

1905 

83 

2,0 

0,2 

891 

148,5 

26,4 

2960 

394,7 

119,6 

2S2!  313,1 

31,1 

4216I 

858,4 

177,5 

1906 

98 

3,1 

0,2 

916 

2l8,2 

39,4 

2996 

425,1 

133,2 

280 

313,4 

25,5 

4290I 

959,9 

198,5 

1907 

133 

10,1 

0,3 

1077 

330,1 

48,1 

3128 

483,8 

158,1 

301 

146,6 

24,4 

4639! 

970,8 

231,0 

1908 

139 

9,1 

0,4 

1117 

367,3 

53,8 

3161 

501,1 

181,3 

314 

159,8 

26,3 

4731  1037,4 

261,9 

1909 

155 

10,5 

0,3 

1182 

406,5 

52,9 

3164 

535,9 

205,6 

335 

171,5 

28,4 

4836,  1124,5 

287,3 

1910 

172 

11,3 

0,5 

1296 

456,6 

54,0 

3195 

585,0 

223,7 

363 

191,4 

33,2 

5020! 

1244,4 

311,5 

1911 

183 

13,1 

0,9 

1337 

501,2 

57,3 

3350 

624,2 

257,1 

383 

161,3 

36,5 

5253I 

1299,9 
1482,6 

351,9 

1912 

igi 

14,0 

0,8 

1582 

601,4 

71,6 

3610  684,6 

286,4 

446 

182,4 

43,6 

5829t 

402,6 

1913 

198 

19,4 

1,1 

1815 

728,2 

89,8 

4042 

743,4 

327,7 

507 

203,4 

46,2 

6562  1694,5 

464,9 

1914 

1981  20,8 

1,4 

1929I  750,2 

94,7 

4367  771,3 

364,2 

559 

227,9 

59,2 

7053! 

1770,3 

519,6 

1916 

202 

18,5 

1,4 

2000 

810,7 

106,4 

4409!  790,6 

429,0 

589 

239,0 

50,2 

7200 

1858,9 

587,1 

1916 

186!  19,1 

0,9 

21321  964,0 

165,5 

4583  841,4 

490,9 

599 

266,1 

69,3 

7500 

2090,7 

726,7 

Die  im  Jahre  1 905  bzw.  1916  bestehenden  gende  Größenklassen  (a  =  Zahl,  b  =  Kapital 
Aktiengesellschaften  verteilen  sich  auf  fol-  j  in  MUl.  Yen) : 


1905 

1916 

a 

b 

a 

b 

bis  zu    500000  Yen 

3956 

251,5 

6314 

323,0 

500001-1000000  „ 

139 

90,4 

563 

183,1 

1000001-5000000  „ 

99 

178,0 

514 

579,9 

über  5000000  „ 

20 

338,4 

109 

1004,7 

Während  im  Jahre  1905  93,8%  der  Ge- 
sellschaften mit  29,3%  des  Gesamtkapitals 
ein  Kapital  von  weniger  als  y»  Mill.  Yen  be- 
saßen, gehörten  1916  nur  84,2%  der  Gesell- 
schaften mit  1.5,4%  des  Gesamtkapitals  in 
diese  Gruppe .  Dagegen  hatte  sich  der  Anteil 
der  großen  Gesellschaften  (mit  über  5  Mill. 
Yen)  der  Zahl  nach  von  0,6%  auf  1,5%  und 
dem  Kapital  nach  von  39,4%  auf  48,1% 
erhöht.  Die  gleiche  Entwicklung  kommt  im 
Durchschnittskapital  der  Gesellschaften  zum 
Ausdruck  (1905:  203  600  Yen,  1916  280  000 
Yen).  Für  die  verschiedenen  Geschätts- 
gruppen  liegt  eine  besondere  Größengruppie- 
rung nicht  vor.  Einen  Ueberblick  gibt  fol- 
gende Zusammenstellung  über  die  Durch- 
schnittsgroße  des  Kapitals  (=  a)  und  der 
Keserven  (=  b)  in  1000  Yen: 


Landwirtschaft 
Industrie  .  .  . 


1896 

1906 

1916 

a 

21,1 

31,6 

102,7 

1) 

1,1 

2,0 

4,8 

a 

107,0 

238,2 

452,1 

b 

8,2 

43,0 

77,6 

1896 

1906 

191G 

fa 

101,0 

141,9 

183,6 

Ib 

33,8 

44,4 

107,1 

(a 

705,7 

1119,2 

443,5 

1b 

39,6 

91,0 

115,5 

|a 

138,0 

224,0 

280,0 

Ib 

26,6 

46,2 

96,9 

Handel  .  . 
Verkehr  . 

Insgesamt . 


3.  Rentabilitätsstatistik.  Weitergehende 
Aufschlüsse  als  die  allgemeine  Gesellschafts- 
statistik bietet  die  Bankenstatistik,  die  hier 
nicht  zu  behandeln  ist.  Für  die  in  Form  von 
Aktiengesellschaften  betriebenen  Börsen  be- 
stand für  die  Jahre  1899—1912  eine  aus- 
führliche Nacliweisung,  in  der  auch  Angaben 
über  Einnahmen,  Ausgaben,  Reingewinn 
und  Dividenden  enthalten  waren.  In  noch 
ausführlicherer  Weise  wurde  für  die  Jahre 
1901—1910  eine  Ertrags-  und  Gewinn- 
verteilungsstatistik der  Dampfschiffahrts- 
gesellschaften (mit  mindestens  300  000  Yen 
Kapital)  geboten. 


Aktiengesellschaften  (Statistik,  Japan)  —  Akzise 
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Es  waren  vorhanden 

1901  1910 

Gesellschaften                              8  17 

sie  besaßen  an  Schiffen   .  .        275  523 

mit  einem  Tonnengchalt  von  325  274  591  772 

Beträge  in  Mill.  Yen 

Das  Aktienkapital  betrag    .     36,16  66,2  z 

davon  waren  eingezahlt   .  .    32,03  60,33 

vorhandene  Reserven    .  .  .      8,63  26,42 

Der  Ertrag  setzte  sich  zusammen  aus 

a)  BetriebsMwinn                    25,25  40,31 

b)  verschiedenen  Erträgen   .      1,45  2,40 

c)  Schiffahrtssubventionen  u. 

Prämien   6,63  11,58 

Die  Ausgaben  verteilten  sich  auf 

a)  Betriebsausgaben  ....     24,75  •t5.90 

b)  verschiedene   0,47        1  .j 

Der  Reinertrag  belief  sich  auf      8,n         .  . 
dazu  Vortrag  aus  dem  letzten 

Jahr    0,99    —  0,32 

Verteilung  des  Reinertrages 

a)  Reserve                              —  1,58 

b)  Vergütungen                       0,26  0,22 

c)  Uowinnantcile                       3,23  3,86 

in  %  des  dividendenberech- 
tigten Kapitals  ....     10,69  7,55 

Für  die  Eisenbahn-,  Gas-,  Elektrizitäts- 
und die  Versicherungsgesellschaften  wurden 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  sowie  das 
eingezahlte  Kapital  nachgewiesen;  für  die 
ersten  3  Gruppen  ist  die  Veröffentlichung 
seit  1911  nicht  mehr  erfolgt. 

Literatur:  Retumt  SlalüHque  de  l' Empire  du 
Japan  1J1S7//.  —  Annuaire  JinartcUr  et  ccono- 
miquc  dn  Japan  JVr.  ///.  Takyo  190S.  —  Fi- 
namiellcs  und  wirUchaflHchcK  Jahrbuch  für 
Japan  1901/f.  —  Slalulical  Report  of  the  De- 
partment of  AgriruVure  and  Commerce  of  Japan. 
19li.  —  Albert  Hesse,  Die  HandcUgcncU- 
Schäften  in  Japan.  In  Sb,  f.  Hat.,  III.  F., 
XXX,  S.  49Sff.  Eisfeld. 


Akzise. 

1.  Allgemeines  und  Etymologisches.  2.  Die 
Entwirklung  in  Deutschland.  3.  Die  Akzise  in 
deutschen  Territorien.  a)  In  Brandenburg- 
PreuUen.  b)  In  Sachsen,  c)  In  Bayern,  Würt- 
temberg, Baden  und  Oesterreich.  4.  Die  Akzise 
in  England. 

1.   Allgemeines  und  Etymologisches. 

Die  Akzisen  umfaßten  eine  Reihe  von  Ab- 
gaben, die  teils  den  Verbrauch,  teils  den 
Verkehr  belasteten.  Die  Mannigfaltigkeit 
der  Arten  und  Formen,  in  denen  die  Akzisen 
auftreten,  macht  es  unmöglich,  einen  scharf 
abgegrenzten  Begriff  mit  diesem  Worte  zu 
verbinden.  Der  Ursprung  des  Wortes  und 
das  Alter  seiner  Verwendung  sind  ebenso 


I  wie  die  geschichtlichen  Ursprünge  der  so 
I  bezeichneten   Abgaben  noch  nicht  völlig 
aufgeklärt.   Früh  schon  werden  Verbrauchs- 
I  steuern  unter  dem  Namen  Akzise  genannt. 
Etymologisch  wurde  die  Deutung  des  Wortes 
durch  accidere  (mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
wendung von  Kerbhölzern)  oder  assidrre 
(auflegen,  festsetzen)  oder  assisa  (Stände- 
versammlung) versucht.    Die  Entwicklung 
der  Akzisen  blieb  auf  die  deutscheu,  nieder- 
j  deutschen,  österreichischen  und  englischen 
Gebiete  beschränkt,  der  romanischen  Steuer- 
geschichte sind  sie  unbekannt. 

2.  Die  Entwicklung  in  Deutschland. 
,  Die  Akzisen  begegnen  uns  zunächst  in  der 
'  Finanzwirtschaft  der  deutschen  Städte  des 
Mittelalters.  Die  Befestigung  und  Bewachung 
der  Städte,  die  Finanzierung  ihrer  kriege- 
rischen Unternehmungen  und  des  diplo- 
matischen Dienstes,  der  Ankauf  von  Hoheits- 
rechten, die  Ausgaben  für  die  Verwaltung, 
für  den  Bau  von  Gebäuden,  Brücken,  Wcfjen 
und  Verkehrsstraßen  stellen,  als  die  Städte 
zu  einem  selbständigen  Staatswesen  ge- 
langen und,  auch  nach  außen  hin,  zu  Trägern 
der  staatlich-politischen  Gewalt  werden,  An- 
\  Sprüche  an  die  städtischen  Verwaltungs- 
organe, tiencn  die  alten  Einnahmequellen 
nicht  genügen  können.  Die  Eigenart  der 
Stadtwirtscliaft,  die  auf  Kundenproduktion 
und  Tausch,  auf  Markt-  und  (icidverkehr 
eingestellt  ist,  ermöglicht  erst  die  Entwick- 
lung einer  Abgabe,  die  Verbrauch  und  Ver- 
kehr belastet.  Wohl  in  Anlehnung  an  die 
alten  Zölle  und  Marktabgaben  entstehen  in 
den  Städten  frühzeitig  schon,  teilweise  be- 
reits zu  Beginn  des  13.  Jahrh.,  die  .\kzisen, 
zu  deren  Einführung  es  fast  immer  der 
landesherrlichen  Genehmigung  bedarf  und 
die  hier  als  „Ungelder"  jahrhundcrtelan;,'  in 
den  mannigfachsten  Formen  in  Geltung 
bleiben.  Die  Akzisen  sind  jedenfalls  nicht, 
wie  häufig  angenommen  wurde,  die  ältesten 
deutschen  Steuern,  denn  einige  Jahrzehnte 
vorher  waren  wohl  schon  in  den  Territorien 
die  landesherrlichen  Beden  zu  wirklichen 
Steuern  ausgereift. 

Viel  langsamer  als  in  den  mittelalterlichen 
Städten  können  sich  auf  dem  platten  Lande 
Geldwirtschaft,  Handel,  Gewerbe  und  Ver- 
kehr —  die  Vorbedingungen  für  die  Ein- 
führung und  Entwicklung  der  Akzisen  — 
Eingang  verschaffen.  Viel  später  kommen 
daher  die  Akzisen  in  den  Territorien  auf, 
deren  finanzielle  Lage  im  12.  und  13.  Jahrh. 
vermutlich  auch  noch  recht  günstig  war.  Zwar 
besitzen  wir  vereinzelte  Nachrichten  über 
das  Vorhandensein  einer  Akzise  in  den 
Territorien  aus  dem  13.  und  14.  Jahrh.  So 
wird  1233  aus  Baden,  1336  aus  Böhmen, 
1375  aus  Hessen  und  1395  aus  Bayern  von 
Akzisen  berichtet.  Auch  aus  dem  15.  Jahrh. 
sind  uns  einige  V^ersuche  zur  Einführung 
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staatlicher  Verbrauchssteuern  bekannt.  Zur 
wirksamen  Entfaltung  in  den  Territorien 
gelangen  aber  die  Akzisen  erst  später,  erst 
im  16.  und  hauptsächlich  im  17.  und  18. 
Jahrb.  Auch  hier  sind  jetzt,  wie  in  den 
•Städten,  die  Ausgaben  teils  zur  Hebung  der 
wirtschaftlichen  Kraft  des  Landes,  teils  für 
andere  staatliehe  Erfordernisse  —  wie  die 
Finanzierung  häufiger  kriegerischer  Unter- 
nehmungen, das  Aufkommen  eines  Berufs- 
beamtentums  und  eines  Söldnerheeres  — 
immer  stärker  gewachsen.  So  werden  die 
Territorialherren  immer  häufiger  gezwungen, 
sich  zur  Stärkung  ihrer  finanziellen  Leistungs- 
fähigkeit mit  der  Bitte  um  Bewilligung  von 
Steuern  an  die  Landstände  zu  wenden.  Die 
zahlreichen  Vorrechte  und  Privilegien  der 
einzelnen  Stände  machen  es  außerordent- 
lich schwierig,  durch  technisch  kaum 
durchführbare  Reformen  der  alten  Personal- 
steuern den  wachsenden  Bedarf  der  Staaten 
zu  decken.  Zudem  hat  die  Finanzwirtschaft 
der  Städte  vielfach  Beweise  für  die  Ergiebig- 
keit von  Verbrauchs-  und  Verkehrsabgaben 
geliefert,  die  weder  die  hergebrachte  Schei- 
dung der  Stände,  noch  deren  Vorrechte  an- 
tasten und  die  die  reichere,  privilegierte 
Klasse  weniger  empfindlich  treffen.  Anderer- 
seits mag  auch  die  ärmere  Bevölkerung 
derartige  Abgaben  den  Personalsteuern  vor- 
ziehen, mit  deren  Eintreibung  häufig  maßlos 
harte  Exekutionen  verbunden  sind.  Die 
Verhältnisse  sind  sonach  dem  starken  i\us- 
hau  der  Akzisen  günstig,  um  so  mehr,  als 
manche  Finanztheoretiker  jener  Zeiten  von 
einer  ,, Generalakzise"  schwärmen,  die  alle 
übrigen  Steuern  ersetzen  soll. 

Die  Entwicklung  der  Akzise  vollzieht  sich 
in  den  einzelnen  Staaten  und  Territorien  in 
äußerst  mannigfachen  Formen,  mit  viel- 
fältigen starken  Abweichungen  in  den  ver- 
schiedenen Gebieten.  In  jedem  Staat  und 
in  jedem  Territorium  prägt  sich  eine  Steuer- 
gestaltung mit  durchaus  individuellem  Cha- 
rakter aus.  Die  Entwicklung  steht  unter 
dem  bestimmenden  Einfluß  des  von  Land  zu 
Land  wechselnden  Finanzbedarfs  und  gleich- 
zeitig im  Zusammenhang  mit  der  in  den 
einzehien  Territorien  unter  starken  Ab- 
weichungen und  zu  sehr  verschiedenen 
Zeiten  einsetzenden  Ausgestaltung  und  Aus- 
bildung des  ökonomischen  Lebens  durch  die 
Geld-  und  Verkehrswirtschaft. 

3.  Die  Akzise  in  deutschen  Territorien, 
a)  In  Brandcnbiirf;-Preußen.  Eine  von  Kur- 
fürst Albrccht  Achilles  1472  eingeführte  Akzise 
auf  Bier  hat  nur  kurzen  Bestand.  Nach 
weiteren  vorübergehenden  Versuchen  wird  1513 
die  ursprünglich  wohl  als  Schanlisteuer  durch- 
geführte „Bierziese"  eine  ständige  Abgabe,  die 
durch  Erhöhunjj  der  Sätze  im  Laufe  der  Zeit 
ergiebiger  gestaltet  wird.  Die  finanziellen  Be- 
dürfnisse, die  sich  durch  den  30  jährigen  Krieg, 
hauptsächlich  für  die  Besoldung  der  Truppen, 


aber  auch  für  die  allgemeine  Landesverwaltung 
und  für  Landeskulturzwecke  Geltung  verschaffen, 
machen  —  angesichts  der  UnmögUehkeit  einer 
Reform  der  Personalsteuern  —  einen  kräftigen 
Ausbau  der  Akzisen  notwendig.  Seit  1641  be- 
gegnet, zunächst  nur  versuchsweise  und  nur  in 
einzelnen  Teilen  des  Landes,  eine  Abgabe,  die 
sich  aus  verschiedenen  Elementen  zusammen- 
setzt: neben  einer  stark  ausgebildeten  Getränke-, 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  umfaßt  sie  eine 
mäßige  Abgabe  auf  eingeführte  Viktualien,  eine 
Besteuerung  des  Handels  bzw.  der  Produktion 
oder  Konsumtion  gewisser  gewerblicher  Waren 
und  eine  mäßige  Grund-,  Vieh-  und  Gewerbe- 
steuer. Die  Erhebung  erfolgt  auf  recht  ver- 
schiedene Weise.  Die  Einführung  dieser  Akzise 
auf  das  ganze  preußische  Staatsgebiet  hat  mit 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen;  erst  1777  wird  sie 
in  den  westfälischen  Provinzen  und  1804  in  den 
durch  den  Reichsdeputations-Hauptschluß  er- 
worbenen Gebieten  eingeführt.  Nach  SchmoUer 
ist  sie  die  erste  einheitliche  Steuer  in  dem  ganzen 
altpreußischen  Staate  und  wird  zum  Ausgangs- 
punkt für  die  Reform  der  ganzen  Stadtverwal- 
tung. 1766  tritt,  um  die  Erträge  zu  steigern, 
neben  materiellen  Aenderungen  im  Abgabe- 
wesen, an  Stelle  der  bisher  territorial  organi- 
sierten Akziseverwaltung  die  französische  Ad- 
ministration, die  allerdings  1786  unter  Friedlich 
Wilhelm  II.  wieder  einer  provinzweisen  Rege- 
lung weichen  muß.  Der  großen  Anzahl  der  so 
entstandenen  Tarife  fehlt  vor  allem  die  Ein- 
heitlichkeit; außerdem  ist  die  Erhebung  der  Ab- 
gabe sehr  kostspielig.  Diesen  Mängeln  wUl  ein 
Gesetz  von  1810  Rechnung  tragen,  das  die  alte 
Akzise  beseitigt,  ein  neues  Verbrauchssteuer- 
system einführt  und  —  allerdings  nur  für  die 
Dauer  eines  Jahres  —  den  Unterschied  zwischen 
Stadt  und  Land  aufhebt.  Eine  endgültige  Rege- 
lung erfolgt  1820  durch  Schaffung  von  Produk- 
tionssteuern. Der  letzte  Rest  der  alten  Akzise 
wird  erst  1873  beseitigt. 

b)  In  Sachsen.  Die  größte  Mannigfaltigkeit 
weist  die  Akzise  in  Sachsen  auf,  wo  sie  Stadt  und 
Land,  den  Verbrauch  inländischer  und  auslän- 
discher Produkte,  städtischen  Grundbesitz  und 
Gewerbebetrieb  und  den  wirtschaftlichen  Ver- 
kehr in  Kauf  und  Tausch  trifft.  Aus  der  erst- 
malig 1438  auf  2  Jahre  bewilligten  und  öfters 
wiederholten,  von  den  Städten  eingehobenen 
Yerkaufsabgabe  auf  eine  große  Anzahl  von  Waren 
entwickelt  sich  1502  die  Tranksteuer,  die  bis 
1605  als  einzige  Vcrbiauchsabgabe  bestehen 
bleibt.  Dazu  treten  1605  eine  außerordentliche 
Weinsteuer,  1628  eine  Fleischsteuer  und  1641 
eine  Land-  und  Warenakzise,  die  1705  und  1707, 
unter  gleichzeitiger  Einführung  der  General- 
akzise, auch  auf  das  platte  Land  ausgedehnt 
wird  und  bis  1822  in  Kraft  bleibt.  Dann  tritt 
eine  allgemeine  Grenzakzise  von  allen  ein-  und 
durchgefülirten  Waren  an  Uire  Stelle,  während 
die  städtische  und  ländliche  Generalakzise  1824 
durch  eine  neue,  sehr  vielseitige  Generalakzise 
ersetzt  wird.  Nach  Beitritt  Sachsens  zum  Zoll- 
verein (1834)  lileibt  von  den  alten  Akzisen  nur 
noch  weniges  bis  1843  in  Geltung. 

c)  In  Bayern,  Württemberg,  Baden 
und  Oesterreich.  In  den  süddeutschen 
Staaten  erlangt  die  Akzise  gegenüber  anderen 
Steuern  nicht  die  gleiche  Bedeutung  wie  in 
Preußen  und  Sachsen,  obwohl  ihre  Entwicklimg 
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dort  früher  als  in  diesen  beiden  Territorien  be- 
ginnt. In  Bayern  wird  schon  gegen  Ende  des 
14.  Jahrh.  ein  staatliches  Gctränkeungcld  er- 
wähnt. Von  1542  ab  wird  dann  häufiger  und 
regelmäßiger,  hauptsächlich  zur  Schuldentilgung, 
eine  Abgabe  von  der  Einfuhr  ausländischer  und 
der  Ausfuhr  inländischer  Waren  bewilligt,  dio 
zunächst  auf  Cictränkc,  dann  aber  auch  auf 
andere  Gegenstände  ausgedehnt  wird.  Im  Laufe 
der  Jahrhunderte  werden  dio  Sätze  erhöht,  die 
Zahl  der  besteuerten  Waren  erweitert.  Zu  Be- 
ginn des  10.  Jahrh.  lälit  die  aufkommende  lian- 
uclsfrciheit  die  Akzisen  in  den  alten  Formen  ver- 
schwinden. In  Württemberg  werden  dio  früh 
eingeführten  fietränkeakzisen  nicht  überall  und 
nicht  regelmäßig  erhoben.  Dazu  tritt  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  eine  Abgabe  vom  Kauf 
oder  Tausch  von  Liegenschaften,  von  Lotterien 
usw.  In  Baden  wird  18ö5  eine  Akzise  als  Ab- 
gabe von  Vermügcnsübergängen  durch  Erb- 
schaft, Schenkung  oder  Liegenschaftsüber- 
tragung eingeführt,  die  bis  zum  Ende  des  Jahr- 
hunderts besteht.  Auch  in  österreichischen 
Gebieten  begegnen  schon  im  14.  Jahrh.  Abgaben 
auf  Getränke.  Im  Laufe  der  Jahrhundertc  wer- 
den auch  dort  diese  Abgaben  auf  andere  Waren 
ausgedehnt,  die  Sätze  vielfach  erhöht. 

4.  Die  Akzise  in  England.  Die  lß43  durch 
dio  Einführung  einer  nach  holländischem  Muster 

fostalteten,  beim  Verkauf  der  Waren  zaldbaren 
Ixcise  auf  Ale,  Bier,  Branntwein,  Kbstwcin 
und  einige  andere  Gegenstände  begonnene 
innere  Verbrauchsbcsteucrung  wird  die  (irund- 
lage  der  britischen  Staatsstcuern  und  hat  sich 
zu  einem  Teil  bis  zur  Gegenwart  dort  er- 
halten. Trotz  ihrer  geringen  Beliebtheit  bei  der 
Bevölkerung  werden  die  Verbrauchssteuern  im 
Laufe  der  folgenden  Jahrhunderte  sehr  vielfältig 
ausgestaltet,  wenn  auch  die  englische  Excise  im 
Gegensatz  zu  der  preußischen  niemals  eine  all- 
gemeine Akzise  wird.  Ihre  finanzielle  Bedeutung 
wächst  ständig.  Den  Höhepunkt  ihrer  Entwick- 
lung erreicht  die  E.xcisebesteuerung  gegen  Ende 
des  18.  Jahrh.  Von  da  an  treten  Einschränkungen 
und  Erleichterungen  ein;  ungefähr  um  die  gleiche  ! 
Zeit  beginnt  der  Jahrzehnte  währende  Kampf  j 
um  Einführung  direkter  Steuern  und  um  Zu- 1 
rückdrängcn  der  Excise.  Erst  um  die  llittc  des 
19.  Jahrh.  erfolgt  eine  endgültige  Kegelung. 
1861  wird  ein  Steuersystem  eingeführt,  das  neben 
den  inzwischen  stärker  ausgebildeten  direkten 
Steuern  auch  Excises  von  Getränken  und  anderen 
steuerfähigen  Gütern  noch  mehr  als  bisher  heran- 
zieht. Im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  werden 
die  Excises  weiter  ausgebaut  und  durch  Steuern 
auf  Eisenbahnfahrkavten  und  eine  Anzahl  von 
Lizenzabgaben  vermehrt. 
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Alkoholismus. 

I.  Wesen  und  Bedeutung  der  .Vlkohol- 
frage  und  des  Alkoholismus.  1.  Betriff. 
2.  Geschichtliches.  :i.  Der  soziale  und  der  indi- 
viduelle Standpunkt.  11.  Die  Tatsachen  des 
Alkohols  und  des  Alkoholismus.  1.  Die 
biologischen  und  pathologischen  Grund- 
lagen: a)  Allgemeines;  b)  Alkohol  und  Gesund- 
heit; c)  Alkohol  und  Lebensdauer;  d)  Alkohol  und 
Unfall;  e)  Alkohol  und  Generativwerto  (Fort- 
pflanzung, Vererbung,  Degeneration).  2.  Dio 
sozialen    Erscheinungen:    a)  Allgemeines; 

b)  Alkohol,  Jugend  und  Schule;  c)  Alkohol,  Ge- 
schlecht und  Geschlechtskrankheiten;  d)  Alkohol, 
Irrenwesen  und  Kriminalität.  3.  Dio  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen:  a)  Alkohol  und  Ar- 
beitsleistung; b)  Alkohol  und  I'rivathaushalt; 

c)  Alkohol  und  Staatshaushalt;  d)  Volkswirt- 
schaftliches Konto  der  Alkoholerzeugung  und  des 
Alkoholverbrauchs.  4.  Das  sozialpsycho- 
logische Moment  des  Lebensgenusses. 
III.  Der  Stand  des  Alkoholismus  und  der 
Alkoholfrage  in  den  ersten  Jahren  nach 
dem  Weltkrieg.  IV.  Bekämpfung  des  Alko- 
hol ismus.  1.  Sozial  Wirtschaft  1  ic  he  Kef  or  m- 
tätigkeit  (Aufklärung  und  Fürsorge),  a)  Auf- 
klärung und  Belehrung;  b)  Alkoholgegnerischo 
Vereinigungen ;  c)  Vorbeugende  Fürsorge ;  d)  Gast- 
hausreform  und  Wohnungsreform;  e)  Förderung 
der  Ersatzgetränke.  2.  Rechtliche  und  polizei- 
liche Maßnahmen.  a)  Bürgerlichrechtlicho 
Maßnahmen;  b)  Strafrechtliche  Maßnahmen; 
c)  Verwaltungsrechtliche  Maßnahmen:  i;)  Trinker- 
fürsorge; p)  Schankgewerbe.  3.  Regelung  des 
Schankgewcrbes  insbesondere.  a)  Kon- 
zessionswesen; b)  Gasthausreform;  c)  Goten- 
burger  System;  d)  Geineindebestimmungsrecht; 
e)  Verbotsgesetzgebung. 

I.  Wesen  und  Bedeutung  der  Alkoholfrage 
und  des  Alkoholismus. 

1.  Begriff.  iUkoliolisimis  ist  nicht  iden- 
tisch mit  Trunksucht,  sondern  mit  Alkohol- 
gcnuß  schlechthin.  Die  Alkoholfrape  betrifft 
also  die  Frage  des  Genusses  alkoholischer 
Getränke  überhaupt,  nicht  etwa  nur  die  sog. 
Trunksucht,  die  begrifflich  als  eine  Er- 
scheinung gesteigerten  Alkoholbediirfnisses 
und  zugleich  vermehrten  Alkoholgenusses  zu 
bezeichnen  ist  und  die  früher  allein  in  dieser 
potentiellen  Gestalt  als  Gegenstand  volks- 
wirtschaftlicher Behandlung  betrachtet  wurde. 
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Indessen  ist  der  Begriff  der  „Trunksucht" 
niclit  festumschreibbar,  auch  medizinisch 
nicht,  da  die  L'ebergänge  von  gelegentlicher 
„Sucht"  mit  nachfolgendem  übermäßigen 
Genuß  bis  zu  evident  krankhafter  Dauer- oder 
„Quartals"-Erscheiming  überaus  zahlreich 
sind,  ja  eine  ununterbrochene  Kette  der  Grad- 
unterschiede bilden.  Ueberdies  ist  aber  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte  eine  theo- 
retische Scheidung  zwischen  ,, mäßigem" 
und  „übermäßigem"  Alkoholgenuß  nicht  an- 
gängig, wenn  auch  zugegeben  werden  mag, 
daß  praktisch  ohne  diese  Scheidung  hie 
und  da  nicht  auszukommen  ist.  Diese  not- 
wendigen praktischen  Rücksichten,  die  sich 
auf  dem  Gebiete  der  polizeilichen  Be- 
kämpfung der  Trunksuclit  geltend  machen, 
entbehren  aber  als  sozialhygienische 
wie  auch  als  sozialwirtschaftliche  Kategorie 
durchaus  der  wissenschaftlichen  Begründung. 
Denn  der  Begriff  der  Mäßigkeit  umschließt 
weder  subjektiv  noch  objektiv  eine  greifbare 
Größe  und  ist  daher  für  einen  wirtschafts- 
wissenschaftlichen Wahrspruch  unbrauchbar. 
Die  gegenwärtig  noch  geltende  Scheidung  der 
Alkoholbekämpfung  in  Abstinenz  (Enthalt- 
samkeitsbewegung) und  Temperenz  (Mäßig- 
keit, Bekämpfung  des  Mißbrauchs  geistiger 
Getränke)  ist  nach  dem  heutigen  Stande  der 
Forschung  also  nicht  nur  unzureichend,  son- 
dern irreführend.  Es  gibt  keinen  sozial- 
wissenschaftlichen Unterschied  zwischen 
Mäßigkeit  und  Enthaltsamkeit  in  der  Be- 
kämpfung des  Alkoholismus,  nur  in  prak- 
tischem und  individuellem  Sinne  besteht 
eine  solche  Unterscheidung  zu  Eecht,  und 
auch  da  nur  sehr  problematisch,  da  nur  die 
eine  Seite  bestimmbar  ist,  nämlich  die  der 
Totalabstinenz,  die  also  jeden  Alkohol- 
genuß meidet  und  verurteilt.  ,, Trunk- 
sucht", das  früher  für  übermäßigen  Alko- 
holgenuß gebrauchte  Wort,  ist  wissenschaft- 
lich" unbrauchbar,  es  sei  denn,  daß  der 
medizinische  Begriff  der  krankhaften  ,, Dipso- 
manie" und  der  „krankhaften  Trunksucht" 
im  juristischen  Sinne  darunter  verstanden 
wird. 

Alkoholismus  ist  also  der  üblich  ge- 
wordene Genuß  berauschender  Getränke  — 
gleichgültig  ob  dieser  Genuß  regelmäßig  oder 
unregelmäßig,  unmäßig  oder  mäßig  ge- 
schieht — ,  und  von  Alkoholismus  kann  nur 
dann  nicht  gesprochen  werden,  wenn  die 
Zusichnahme  geistiger  Getränke  lediglich  als 
Medizin  oder  Medikament  geschieht.  Denn 
das  Moment  der  ,,Ueblichkeit"  als  ,, Genuß" 
gehört  zum  Begriff  des  Alkoholismus. 

Alkoholfrage  ist  der  Komplex  aller 
wissenschaftlichen  und  praktischen  Pro- 
bleme, die  sich  aus  diesem  üblich  gewordenen 
Alkoholismus  der  Menschheit  ergeben.  Die 
Alkoholfrage  hat  also  medizinisch-biologische, 
aozialwirtschaftliche,  juristische  und  kom- 


i  merzielle  Bedeutung,  und  zwar  sowohl  für 
den  Einzelnen  wie  für  die  Allgemeinheit. 

2.  Geschichtliches.  Die  Bekämpfung  des 
Genusses  alkoholischer  Getränke  reicht  so  weit 

i  zurück  wie  die  Fähigkeit  der  Menschen,  alko- 
holische Getränke  herzustellen.  Traubensaft, 
Palmsaft,  Met,  bei  den  Aegyptern  eine  Art  Bier, 
in  China  der  Reiswein,  das  „Sorna"  aus  Schwalben- 
wurzel  in  Indien  sind  uralte  Getränke,  und  gleich- 
zeitig finden  wir  in  Aegypten,  Indien,  China  schon 
Edikte  gegen  den  .\lkoholgenuß  f  z.  B.  1120  v.  Chr.). 
Insbesondere  verbietet  Buddha  jeden  Genuß 

J  alkoholischer  Getränke.  Aus  Arabien  soU  die 
Kunst  des  Destillierens  und  damit  der  Brannt- 
weiubereitung  stammen,  wie  ja  auch  das  Wort 

,  .\lkohol  aus  dem  Arabischen  kommt,  und  auch 
hier  wieder  findet  sich  alsbald  in  der  Lehre 
Mohammeds,  der  jeden  Genuß  geistiger  Getränke 
verbietet,  die  Gegenströmung.  Dann  finden  wir, 
während  Aegypten,  das  die  Heimat  des  Bieres 
(die  Stadt  Pelusium)  sein  soll,  und  manches 

j  andere  Volk  dem  Trünke  frönt,  als  erste  Ansätze 

,  einer  Abstinenzpraxis  in  der  klassischen  Welt  die 
des  Pythagoras  und  seiner  Schule.  Im  allge- 
meinen sind  wir  aber  über  Alkoholismus  und 
Alkoholfrage  im  Altertum  wenig  gut  unterrichtet. 

Die  Stellung  des  ältesten  Christentums  ist 
auch  nicht  klar.    Lediglich  vom  mystisch-aske- 

!  tischen  Standpunkt  aus  wandten  sich  manche 

I  einflußreiche  Einzelpersonen  und  Sekten  von  dem 

;  Genuß  geistiger  Getränke  ab.  In  die  der  Alkohol- 
frage im  allgemeinen  gleichgültig  ^egenüber- 

1  stehende ,  in  Alkoholgenuß  schwelgende 
mittelalterliche  Welt  trat  die  islamitische  Macht 
mit  dem  Alkoholverbot  des  Korans.  Der  Kampf 
des  Abendlandes  gegen  das  Morgenland  konnte 

1  für  diese  Frage  nicht  bedeutungslos  sein.  Der 
norweg  ische  König  Sverrir  (1184-1202)  steht 
aber  als  einziger,  dem  man  bewußte  Bekämpfung 
des  Alkohols  nachsagen  kann,  in  einsamer  Größe 
in  jener  mittelalterlichen  Zeit,  da  die  Branntwein- 
herstellung aufkam.  Dann  blieb  es  von  Anti- 
alkoholbestrebungen  lange  Zeit  still,  der  Alko- 
holismus nahm  bis  zum  17.  Jahrhundert  erheb- 
lich zu. 

Das  Gegenspiel  von  Erfindung  und  Verbot  hört 
aber  bald  auf,  die  Herstellung  und  der  Genuß 
geistiger  Getränke  breitet  sich  aus,  zunächst  noch 
individuell  faßbar,  so  daß  frühere  Bekämpfer 
sich  oft  noch  an  einzelne  Beispiele  halten  können, 
dann  aber  immer  mehr  als  soziale,  als  allgemeine 
Erscheinung,  als  Sitte.  Die  Verbote  Karls  des 
Großen,  Kaiser  Friedrichs  III.,  Maximilians  I., 
Karls  V.  und  Rudolfs  II.,  König  Sverrirs  von 
Norwegen  (12.  Jahrb.),  Karls  VII.  von  England, 
Gustav  Adolfs  (1G22)  und  Karls  XII.  von 
Schweden,  des  Nürnberger  Rats  von  1496  u.  a. 
mehr  haben  nur  vorübergehenden  Erfolg  gehabt, 
ebenso  wie  ärztliche  Gutachten.  Immer- 
hin hat  Karl  XII.  von  Schweden,  der  18  Jahre 
laug  abstinent  gewesen  sein  soll,  ein  Branntwein- 
verbot erlassen,  das,  nach  seinem  Tode  aufge- 
hoben, später  des  öfteren  wieder  auf  Jahre  einge- 
führt wurde.  Auch  der  schwedische  König  Fried- 
rich (1733),  in  Deutschland  Georg  II.  August  von 
Hannover  (und  zugleich  König  von  England), 
Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preußen  sind  Be- 
kämpfer der  Trunksucht  gewesen.  Auch  Kur- 
fürst Richard  von  Trier  und  Pfalzgraf  Ludwig 
(1524)  sind  hier  zu  nennen,  ferner  das  Auftreten 
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der  Methodisten  und  derber  relioiöser  Prediger 
wie  Gottlieb  Cobcrn  (sein  „Aufrichtiger  Cabinet- 
Prediger").  Vorläufer  der  modernen  Anti- 
alkoholbewegung  sind  u.  a.  Männer  wie  Benjamin 
Franklin,  Thomas  Jeffcrson,  0.  W.  Hufeland 
(der  das  Branntweinedikt  Friedrich  Wilhelms  III. 
V.  30./V.  1803  veranlaßt  hat).  Es  fehlte  bei  alle- 
dem die  Gesamtübcrzougung  und  die  sozial- 
hygienische Erkenntnis,  daß  nicht  nur  der  über- 
mäßige Uranntweingenuß  hier  in  Krage  steht, 
sondern  daß  der  Inhalt  der  ganzen  „Frage"  ein 
viel  umfassenderer  ist. 

Die  weitere  Entwicklung  gehört  dann  schon 
in  die  Betrachtung  der  modernen  Antialkohol- 
bewegung  (s.  unten  sub  IV,  1). 

3.  Der  soziale  und  der  individuelle 
Standpunkt.  Erst  die  .soziologische  Durch- 
Icuclituiif;  des  Problems,  also  das  sozial- 
hygienische Moment,  brinf^t  die  Erkenntnis 
und  die  Bckümpfungsmelhodcn  in  das  Licht 
moderner  Betrachtungsweise.  Diese  hängt 
•wesentlich  mit  der  Unterscheidung  des  in- 
dividuellen und  des  sozialen  Standpunktes 
zusammen,  und  diese  wissenschaftliche  An- 
schauung ist  es,  die  die  Alkoholfragc  zu  einer 
nalionalwirtsehaft liehen,  staatswissenschaft- 
lichen, sozialpolitischen  macht. 

Der  Arzt  mußte  hier  den  Weg  weisen. 
Seine  Aufgabe  war,  zu  zeigen,  daß  der  Alko- 
holgenuß dem  Individuum  schadet.  Und 
das  Ergebnis  dieser  Feststellung  übergibt  der 
Arzt  dem  Nationalökonomen;  alles  weitere 
hat  die  soziale  Hygiene  zu  entscheiden. 
Denn  für  den  konsultierten  Arzt  war  als- 
bald die  Grenze  erreicht,  wo  er  individuell 
tätig  werden  konnte,  nämlich  da,  wo  es  sich 
um  die  Krage  der  Scliädlichkeil  kleinster 
Alkoholmcngcn  handelte.  Solange  alles  auf 
die  individuelle  Schädlichkeit  abgestellt  war, 
mußte  die  Bewegung  lax  sein  und  konnte 
keine  Stoßkraft  haben.  Denn  keiner  vermag 
festzustellen,  was  für  ihn  selbst  dauernd 
mäßig  ist.  Und  es  mußte  sich  ergeben,  daß 
der  individuelle  Standpunkt  in  der  ganzen 
Frage  unhaltbar  geworden  war.  Das  In- 
dividualprinzip,  das  häufig  mit  dem  Sozial- 
prinzip im  Kampfe  steht,  ist  in  der  Alkohol- 
fragc eine  llalblieit.  Denn  das,  was  eine 
AlkohoU'ra'ic  macht,  ist  gar  nicht  die  indi- 
viduelle Schädigung  als  solche,  sondern  es 
ist  die  individuelle  Schädigung  in  ihrer  Be- 
deutung als  zugleich  soziale  Schädigung. 

Nur  vom  sozialen  Standpunkt  gibt 
es  eine  Alkoholfrage.  Wenn  dies  aber 
richtig  ist,  dann  ist  damit  —  wissenschaftlich 

—  die  Stellungnahme  zu  der  Frage  der  „Mä- 
ßigkeit oder  Enthaltsamkeit"  von  vornherein 

—  aprioristisch  wenigstens  —  gegeben.  Denn 
mag  auch  für  den  Standpunkt  der  Mäßigkeit 
ins  Feld  geführt  werden,  daß  dem  Einzel- 
individuum unter  vielen  Umständen 
der  wirklich  mäßige  Alkoholgenuß  phy- 
siologisch nichts  schadet,  so  ist  ein  Nach- 
weis der  Schädlichkeit  kleiner  Mengen  auf 
die  Dauer  doch  festzustellen. 
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Sehr  viel  bedenklicher  aber  ist  eine  solche 
Undefinierbarkeit  der  „Mäßigkeit"  vom  so- 
zialen Standpunkt.  Denn  erstlich  kann  es 
einen  gültigen  Mäßigkeitsbegriff  für  eine 
Mehrzahl  von  Menschen  nicht  geben;  „Mä- 
ßig" wird  für  jeden  Einzelnen  etwas  Verschie- 
denes zu  bedeuten  haben.  Weiler  aber  wiegt, 
sozial  betrachtet,  das  grenzenlose  Elend,  das 
durch  den  unmäßigen  Alkoholgeiuiß  hervor- 
gerufen wird,  so  unendlich  schwer,  daß  das 
Aufgeben  eines  Gcnußmitlels,  dessen  Nütz- 
lichkeit (außer  in  medizinischer,  arznei- 
mäßiger Anwendung)  nirgends  nachge- 
wiesen werden  kann,  auch  von  denen  ge- 
fordert werden  sollte,  die  unter  jenem  Elend 
nicht  unmittelbar  zu  leiden  haben. 

Die  Tatsachen  über  den  Einfluß  des  Al- 
koholgenusses auf  die  geistige  und  körper- 
liche Degeneration  der  Rasse,  auf  die 
Lebensfähigkeit  der  Kinder  und  Jugend- 
lichen, auf  die  Kriminalität,  die  Verar- 
mung und  die  dadurch  bedingte  unpro- 
duktive Belastung  der  Volkswirt- 
schaft sind,  wenn  sie  sich  nacliweisen  lassen, 
hinreichende  Gründe  zu  einer  radikalen  For- 
derung in  der  Alkoholfrage.  Bewahrheitet  es 
sich  ferner,  daß  die  Erniedrigung  der 
wirtschaftlichen  und  geistigen  Lei- 
stungsfähigkeit des  ganzen  Volkes  durch 
die  bisherigen  Untersuchungen  zum  min- 
desten höchst  glaubhaft  gemacht  ist,  so  gäbe 
es  keinen  stichhaltigen  Gegengrund  gegen  die 
Notwendigkeit  staatlicher  Abhilfe 
mehr. 

Daß  die  soziale  Betrachtung  am  Platze 
ist,  eine  individualistische  indessen  nicht  ge- 
nügt, das  beruht  auf  der  gesellschaftlichen 
Macht  der  Trinksitten.  Es  ist  aus  diesem 
Gninde  ein  Irrtum,  wenn  gesagt  wird.  Gifte 
sich  einzuverleiben  sei  jedermanns  eigene 
Sache.  Das  ist  richtig,  soweit  es  sich  um  etwas 
handelt,  was  nicht  gesellschaftlich  als  Ge- 
nußgut sich  eingebürgert  hat  und  sogar  von 
geheiligten  Satzungen  geschützt  wird  (Stu- 
dentenkomment, Wein-  und  Bierzwang  in 
Lokalen,  Konzessionserteilung  für  den  Aus- 
schank geistiger  Getränke,  besondere  Ge- 
tränkesteuern usw.).  Es  ist  eine  soziale 
Kategorie,  um  die  es  sich  hier  handelt,  und 
mithin  ist  die  soziale  Behandlung  sachlich 
erforderlich,  wenn  die  Ergebnisse  einwand- 
frei werden  sollen.  Hierher  gehört  insonder- 
heit nicht  nur  die  psychologische,  sondern 
ebenso  die  wirtschaftliche  Seite  der  Frage. 
Die  psychologische  ist  eine  sozialpsycholo- 
gische, die  wirtschaftliche  ist  eine  volkswirt- 
schaftliche. 

II,  Die  Tatsachen  des  Alkohols  und  des 
Alkoholismus. 
1.  Die  biologischen  und  pathologischen 
Grundlagen,  a)  Allgemeines.  Die  Tatsachen 
des  Alkoholismus  sind  medizinischer  (biologischer) 
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und  wirtschaftlicher  (sozialer)  Natur.  Ob  man 
diese  beiden  Komponenten  der  Alkoholfrage  zu- 
sammennimmt und  das  Ganze  Sozialpathologie 
und  die  Abwehr  Sozialhygiene  nennt,  ist 
Geschmackssache.  Es  ist,  obscnon  beide  Begriffe, 
der  der  Sozialpathologie  wie  der  der  Sozial- 
hygiene, von  manchen  wissenschaftlichen  Beur- 
teilern  als  überflüssig  abgelehnt  werden,  nicht 
ohne  Erkenntniswert  und  auch  nicht  ohne  prak- 
tische Bedeutung.  Wenn  man  soziale  Tatsachen 
analysiert,  so  kann  man  sehr  wohl  für  krankhafte 
Erscheinungen  des  SoziaUebens  den  Begriff  einer 
Sozialpathologie  prägen  und  unter  solchem  Ge- 
sichtspunkt die  medizinischen  wie  die  wirtschaft- 
lichen Tatsachen  einer  einheitlichen  Betrachtung 
unterziehen;  für  die  Sozialhygiene  ist  diese  Be- 
trachtungsweise gegenüber  der  allgemein-hygie- 
nischen von  förderlicher  Bedeutung. 

b)  Alkohol  und  Gesundheit.  Durch 
die  erzwungene  Einschränlaing  des  Alkohol- 
genusses in  Deutschland  während  der  Kriegs- 
zeit ist  eine  Untersuchung  über  die  Frage, 
welche  Krankheiten  durch  Alkoholgemiß 
verursacht  oder  befürdert  werden,  erleichtert 
worden.  Es  hat  sich  durch  Untersuchungen 
von  Orth,  Beninde,  Bonhoeffer, 
Partsch')  ergeben,  daß  zwar  bei  manchen 
bisher  als  allein  alkoliolerzeugte  Erkran- 
kungen diese  Kausalität  als  einzige  noch 
nicht  einwandfrei  nachgewiesen  ist  oder  viel- 
leicht nur  Ausnahmen  bildet  —  so  bei  Aorten- 
sklerose, Schrumpfniere,  Schrumpfleber  (cir- 
rhosis  hepatis),  hypertrophischem  Magen- 
katarrh — ,  daß  aber  das  gesundheitliche 
Schuldkonto  bei  erhöhter  kritischer  Betrach- 
tung noch  überaus  groß  bleibt,  so  namentlich 
für  die  Gehirn-  und  Nervenkrankheiten  (Ver- 
änderungen der  Gehirnhaut,  Dipsomanie, 
Delirium  tremens,  alkoholischer  Schwach- 
sinn, Polyneuritis  alcoholica),  für  Herz- 
erkrankungen (Fettherz,  Bierherz,  Entar- 
tung des  Herzmuskels),  für  Magenkrank- 
heiten (wahrscheinliche  Beziehungen  zum 
Krebs),  Rachenkatarrh,  Nierenkrankheiten 
(Verstärkung  der  Bildung  von  Harnsäure; 
also  Einfluß  auf  Erkrankung  an  Gicht)  usw. 
Daneben  ist  aber  auch  bei  strengster  kri- 
tischer Betrachtung  festzustellen,  daß  in 
sehr  hohem  Maße  der  Alkohol  mitwirkende 
Ursache  und  förderndes  Moment  bei  einer 
ganzen  Anzahl  von  Erkrankungen  —  also 
den  oben  zunächst  ausgeschiedenen(Schrumpf- 
leber,  Magenkatarrh  usw.)  — ,  dann  namentlich 
als  Schrittmacher  und  Todbringer  bei  Ge- 
schlechtskrankheiten, Tuberkulose,  Lungen- 
entzündung usw.  ist,  und  daß  er  durch  die 
schädigende  Wirkung  auf  die  Keimdrüsen 
die  Fortpflanzungsfunktionen,  also  die  Nach- 
kommenschaft schädigt.  Vor  allen  Dingen 
aber  wird  die  Widerstandsfähigkeit  des 
menschlichen  Körpers  gegen  Infektionsstoffe 
durch  Alkoholgenuß  herabgesetzt,  was  sich 

Vgl.  die  Zeitschrift  „Alkoholfrage"  1918 
rnd  1920. 


in  dem  überwiegenden  Erliegen  des  Alkoho- 
likers bei  Krankheiten,  die  sonst  viel  seltener 
tödlich  wirken,  zeigt  ("Lungenentzündung). 
Die  Streitfrage,  ob  Älkonol  als  „Gift"  zu  be- 
zeichnen sei,  ist  im  wesentlichen  durch  Lai- 
tinens Untersuchungen  entschieden  worden. 

Nach  langjährigen  Studien  hat  Laitinen, 
der  in  mühsamen  Experimenten  den  Einfluß  des 
Alkohols  auf  die  Widerstandsfähigkeit  dea 
menschlichen  und  tierischen  Organismus  gegea 
Infektionsstoffe  untersucht  und  früher  schon 
seine  Tierversuche  in  einem  Buche  niedergelegt 
hat,  auf  dem  Budapester,  dem  Stockholmer  und 
dem  Londoner  internationalen  Kongreß  über 
seine  Ergebnisse  berichtet,  die  nunmehr  als 
abschließende  gelten  dürfen.  Auf  dem  Stock- 
holmer Kongreß  konnte  er  nachweisen,  daß  schon 
verhältnismäßig  sehr  kleine  Alkoholgabeu  di& 
normale  Widerstandsfähigkeit  des  tierischen 
Organismus  gegen  Infektionsstoffe  herabsetzen 
(s.  Verhandlungen  S.  47);  in  Stockholm  konnte  er 
von  den  bestätigenden  Versuchen  berichten  und 
die  Art  der  Wirkung  kleinster  Alkoholmengen 
näher  nachweisen  (s.  Verhandlungen  Appendix 
S.  81  ff.);  in  London  war  er  in  der  Lage,  das,  was 
er  früher  nur  an  Tieren  nachgewiesen,  nun  auch 
aus  Beobachtungen  an  Menschen  als  experimentell 
erwiesen  mitteilen  zu  können.  Frühere  Unter- 
suchungen Kraepelins  und  seiner  Schüler,  von 
Smith,  Fürer,  Kürz,  Aschaffeuburg,  Demme, 
Gaule,  Destri'e  u.  a.  hatten  sämtlich  auch  schon 
die  Schädlichkeit  kleiner  Alkoholmengen  nach- 

fewiesen.  Prof.  J.  Gaule  sagt  z.  B.:  ,,Nach 
-—3  Jahren  ist  der  Morphiumsüchtige  eine 
elende  Ruine.  Der  Alkohol  gibt  länger  Kredit, 
oft  20—30  Jahre;  aber  er  ist  ebenso  unerbittlich, 
denn  der  Prozeß  ist  im  Grunde  ganz  derselbe." 

Auch  aus  der  Schrift  von  Hirt  über  ,,den 
Einfluß  des  .•Vlkohols  auf  das  Nerven-  und  Seelen- 
leben" ist  zu  entnehmen,  daß  Alkohol  durchaus 
als  Gift  anzusehen  ist.  Das  äußert  sich  nach 
seinen  klaren  Darlegungen,  noch  ehe  pathologische 
Veränderungen  nachweisbar  sind,  zuerst  in 
funktionellen  Störungen,  und  diese  Störungen 
sind  bei  der  akuten  Alkoholvergiftung  sehr  ähn- 
lich denen  der  Ermüdung,  bei  der  chronischen- 
Alkoholvergiftung  denen  der  chronischen  nervöseni 
Erschöpfung,  sowie  der  Altersveränderungen, 
also  der  physiologischen  und  pathologischen  Ab- 
nutzung. „Nichts  hilft  so  sehr,  den  unvermeid- 
lichen Grad  der  Abnutzung  bis  auf  ein  sicherlich 
krankhaftes  Maß  zu  steigern,  als  der  Alkohol." 

Nach  den  Untersuchungen  von  Dr.  Over  ton 
sind  es  gerade  die  Narkotika  (Alkohol,  Aether, 
Chloroform),  die  mit  großer  Leichtigkeit  die  Zell- 
wände durchdringen  und  daher  gerade  zu  Proto- 
plasmagiften werden;  sie  haben  ferner  die  Eigen- 
art, daß  zuerst  die  kompliziertesten  und  feinst- 
gebauten  Zellen  nach  solchem  Eindringen  eines 
Narkotikums  ihre  Verrichtungen  einstellen  imd 
dann  immer  erst  etwas  später  die  weniger  kom- 
plizierten und  groben  bis  zu  den  einfachsten  und 
den  gröbsten. 

Durch  zahlreiche  physiologische  Experi- 
mente ist  der  schädigende  Einfluß  auf  das 
Keimplasma  festgestellt  und  durch  soziale 
Ermittlungen  (so  unten  sub  c)  ist  dies  be- 
stätigt worden.  Immer  wieder  tritt  dabei 
die  Tatsache  vor  Augen,  daß  gerade  di& 
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edelsten  und  wichtigsten  B\inktionen  des 
menschlichen  Körpers  und  Geistes  durch  Al- 
koholwirkung schädlich  beeinflußt  werden 
und  daß  diese  Wirkung  bis  zu  den  innersten 
und  wertvollsten  orRanischen  Lebensvor- 
gängen  sich  durchfrißt'). 

Worauf  diese  Wirkungen  zurückzuführen 
sind,  ist  namentlich  durch  W.  Schweis- 
heimers  Ergebnisse  neuerer  physiologischer 
Alkoholforschung  nachgewiesen  worden. 
Schweisheimcr,  der  zuerst  an  Menschen  die 
bisher  nur  an  Tieren  gemachten  Versuche 
über  die  alkoholische  Wirkung  im  Blut  aus- 
gefülirt  hat  (Dtsch.  Arch.  f.  kliii.  Med.  109 
S.  271,  1913;  vgl.  auch  Gabbe,  Dtsch.  Arch. 
f.  klin.  Med.  172,  S.  81,  1917),  gibt  in  der 
„Alkoholfragc"  XV  (1919)  S.  6ff.  einen 
kurzen  Bericht,  aus  dem  folgendes  Wichtigste 
hier  wiedergegeben  sei: 

I^ach  seinen  Befunden  geht  genossener  Alkohol 
als  solcher  in  das  menschliche  Blut  über;  im  Blut 
von  Betrunkenen  ist  er  in  erheblicher  Menge 
nachweisbar.  Der  höchstgefundcno  Wert  betrug 
2,2C6  Promille.  Die  geistigen  Einflüsse  des  ge- 
nossenen Alkohols  sowie  die  höher-  oder  geringcr- 
gradigen  Anzeichen  der  Trunkenheit  (Kedsclig- 
keit,  Heiterkeit,  in  schwereren  Fällen  Ucbelkeit, 
SchwindelgefUhl,  Benommensein,  Bewußtlosie- 
keit^  gehen  dem  Steigen  und  Sinken  des  Alkohol- 
gehaltes im  Blut  parailil.  Wesentliche  Unter- 
schiede im  Verhalten  des  Alkohols  im  Blut  nach 
Genuü  gleicher  Alkoholmengen  sind  bei  Nicht- 
trinkcrn,  mäßigen  Gewohnheitstrinkern  und 
chronischen  Siiiifern  festzustellen.  Zunächst  ist 
der  Gehalt  des  ins  Blut  ttber^egangcnen  Alkohols 
beim  nichtgewiihnten  Organismus  hoher  als  beim 
gewöhnten.  Die  Art  des  Wiederverschwindcns 
aus  dem  Blut  ist  bei  den  beiden  Organismen  eine 
verschiedene.  Der  -Mkoholgchalt  im  Blut  des 
nicht  gewöhnten  Organismus  bleibt  bedeutend 
längere  Zeit  auf  hoher  Konzentration  als  im  Blut 
des  gewöhnten  (5  Stunden  ge^n  2  Stunden). 
Die  Zeitdauer  der  Entfernung  des  Alkohols  aus 
dem  Blut  beträgt  beim  gewöhnten  Organismus 
(7  Stunden)  etwa  halb  solange  als  beim  nicht- 
gewöhnten. Mäßige  Gewohnheitstrinker  stehen 
in  ihrem  Verhalten  je  nach  dem  ürado  der  Ge- 
wöhnung näher  bei  den  N'ichttrinkern  oder  bei 
den  chronischen  Säufern. 

Der  gewohnte  Organismus  hat  also  die  Fähig- 
keit erlangt,  oini^obraf hten  Alkohol  rascher  aus 
dem  Blut  versrliwimlcn  zu  lassen:  offenbar  ist 
es  ihm  möglich,  den  Alkohol  rascher  zu  zerstören 
und  damit  schneller  unschädlich  zu  machen,  als 
es  der  ungewöhnte  vermag.  Der  gewöhnte  Orga- 
nismus befindet  sich  demnach  letzterem  gegen- 

')  Eine  interessante  wissenschaftliche  Illu- 
stration dieser  Schädigungen  ist  der  von  Dr.  Ge- 
org Trier  („Die  natürlichen  Grundlagen  des 
Antialkoholismus")  geführte  Nachweis,  daß  die 
Gärung,  die  Alkoholbildung  nicht  etwas  im  lireis- 
lauf  der  Stoffe  unbedingt  Notwendiges,  sondern 
ein  Seitensprung,  ein  Irrweg  ist,  der  ohne  Förde- 
rung durch  den  Menschen  me  in  so  ausgedehntem 
Maße  auftritt,  wie  es  in  der  Kulturwelt  der 
Eall  ist.  Auch  hier  also  eine  Schädigung  durch 
Naturwidrigkeiten. 


über  anscheinend  im  Vorteil.  Daß  das  nur  ein 
scheinbarer  Vorteil  ist,  der  in  Wirklichkeit  und 
letzten  Endes  auf  Kosten  der  Leistungsfähigkeit 
und  Elastizität  der  Körpcrzellen  geht,  setzt 
Schweisheimcr  an  anderer  Stelle  auseinander. 
Es  ist  ein  Lebenserfordernis  des  Körpers,  den 
schädigenden  Alkoholeinfluß  aufs  baldigste  los- 
zuwerden. Die  Körperzellen  haben  sich  deshalb, 
gezwungen  durch  die  fortgesetzte  Ueberschwem- 
mung  mit  Alkohol,  in  der  Richtung  der  raschen 
Alkoholzerstörung  einseitig  umgebildet  und  fest- 
gelegt. Sie  sind  infolgedessen  ihrer  ursprünglichen 
Spannkraft  zum  großen  Teil  beraubt.  Tritt  nun 
plötzlich  eine  erhöhte  Anforderung  an  sie  heran, 
eine  Lungenentzündung  oder  eine  schwere,  heftig 
verlautende  Infektionskrankheit,  so  besitzen  die 
auf  Alkoholzerstörung  eingestellten  Zellen  nicht 
mehr  die  Fähigkeit,  die  ganzen  ihnen  ehemals 
frei  verwendbar  zur  Verfügung  gestandenen 
Spannkräfte  gegen  die  neue  Schädigung  auf  den 
Plan  zu  führen.  Die  ,, Immunisierung  gegen 
Alkohol",  das  Giftfestwerden  der  Zellen  gegen 
den  Alkohol,  hat  die  Widerstandsfähigkeit  des 
Körpers  anderen  Schädigungen  gegenüber  herab- 
gesetzt., 

Diese  Feslstellungen  sind  geeignet,  auch 
die  Begriffe  der  Müßigkeil  und  der  Abstinenz 
auf  medizinischer  Gnindlagc  und  in  ihrer 

,  sozialen  Folgewirkung  neu  zu  gestalten. 
Danach  ist  —  medizinisch  und  soziologisch 
—  wirklich  mäßig  im  Alkoholgcnuß  (im 
Sinne  der  Unschädlichkeit)  nur  derjenige, 

'der  selten  kleine  Mengen  genießt,  der  al.so 
ptaktisch  nahezu  abstinent  lebt,  wenn  er 
auch  nicht  grundsätzlich  abstinent  ist. 
Dauernde  geringe  Schädigungen  häufeln  ihre 
Wirkungen  allmählich  an  und  führen  zur 
,, Insuffizienz  der  Gewöhnung"  der  Zellen. 

c)  Alkohol  und  Lebensdauer.  Ein 
iVnwcndungsfall  der  Frage  des  gesundheit- 
lichen Einflusses  des  Alkohols  und  eine  Probe 
auf  die  sub  b)  gegebenen  Darlegungen  ist 
die  Einwirkung  des  Alkoholgenusses  auf  die 
Lebensdauer. 

I  Die  Ergebnisse  der  englischen  Abstinenten- 
versicherungen,  die  auch  „Mäßige"  aufnehmen, 
sind  dergestalt,  daß,  setzt  man  die  allgemeine 
Sterbeziffer  mit  100  %  an,  diejenige  der  mäßigen 
Trinker  sich  zu  etwa  70—80%,  diejenige  der 
Abstinenten  zu50— G0%  ergibt;  und  nach  Ver- 
gleichungen  der  Rechabites  (Abstinenten)  mit 
den  Mäßigen  (Odd-Fellow,  Foresters)  und  der 
allgemeinen  Bevölkerung  Englands  ist  berechnet 
worden,  daß  ein  ISjährigcr  Abstinent  eine  um 
8,72  Jahre  längere  Lebenserwartung  hat  als  der 
Durchschnittsmensch,  der  Odd-Fellow  eine  um 
7,75,  der  Forester  eine  um  5,88  längere  Lebens- 
erwartung. 

Seit  Jahren  besteht  die  Kontroverse  über  die 
Beweiskraft  dieser  Zahlen.  Helenius  hat  noch 
zahlreiche  weitere  statistische  Angaben  zu- 
sammengebracht, die  zum  Teil  exakt,  zum  Teil 
aber  auch  nur  konkludent  die  höhere  Sterblich- 
keit und  geringere  Lebensdauer  der  Nicht- 
abstinenten und  der  Trinker  darlegen.  Er  hat  die 

fanze  Frage  der  Beweiskraft  jener  englischen 
ahlen  nacngeprüft,  hat  nicht  nur  die  auf  mehr 
als  GOjährige  Erfahrungen  zurückgehenden  der 
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United  Kingdom  Temperance  and  General  Pro- 
vident  Association,  sondern  auch  die  ebenfalls 
wichtigen  und  wohl  einwandfreien  Zahlen  der 
Sceptre  Life  Association  wiedergegeben.  Er 
gelangt  zu  einer  wesentlich  günstigeren  Lebens- 
erwartung für  die  Abstinenten  als  für  die  Nicht- 
abstinenten, und  zwar  durchschnittlich  in  einer 
Höhe  von  24—30%  (für  die  einzelnen  Lebens- 
alter natürlich  schwanlvend).  Er  gibt  auch 
Zahlen  für  die  Lebenserwartung  der  Abstinenten 
gegenüber  den  Mäßigen  (nicht  nur  gegenüber  der 
ungünstigeren  Gesamtgruppe  der  ,, Nichtabsti- 
nenten") und  findet  auch  da  günstigere  Lebens- 
erwartungen für  die  Enthaltsamen. 

Die  Frage  wurde  aufs  neue  erörtert  auf  dem 
XL  Internat.  liongreß (Stockholm).  Holitscher 
besprach  prüfend  die  englischen  Ergebnisse, 
schloß  sich  der  Behauptung  der  günstigeren 
Lebenserwartung  der  Abstinenten  um  etwa  24  % 
an  (Verhandlungen  Appendix  S.  63/64),  und 
Ph.  N.  Ekholm  fügte  in  seinem  Korreferat  die 
Erfahrungen  der  Svenska  Lif  hinzu,  die  das  Er- 
gebnis bestätigten.  Der  Unterschied  zugunsten 
der  Abstinenten  nimmt  hiernach  mit  dem  Alter 
und  der  Versicherungsdauer  zu. 

Der  wichtigste  der  dagegen  vorgebrachten 
Einwände  ist  der,  daß  den  Abstinenten  die ,, Nicht- 
abstinenten" entgegengestellt  sind,  die  ja  auch 
die  unmäßigen  Trinker  umfassen,  also  dadurch 
ungünstiger  dastehen.  Dieser  Einwand  ist  richtig. 
Da  die  Grenze  zwischen  Mäßigkeit  und  Unmäßig- 
keit  sehr  schwer  zu  ziehen  ist,  wird  es  auch 
kaum  möglich  sein,  eine  befriedigende  Lösung 
dieses  Einwandes  zu  geben. 

Jone  anderen  Versuche  aber,  auf  Grund  der 
Zahlen  von  Isambard  Owen,  wie  es  vielfach 
geschehen  ist,  für  die  Abstinenten  eine  un- 
günstigere Lebenserwartung  als  für  die  Mäßigen 
herauszurochnen,  beruhen  auf  statistischen 
Fehlern  (Annahme  eines  mittleren  Lebensalters, 
wobei  die  abstinenten  Kinder  dieses  „mittlere" 
Lebensalter  gewaltis  herunterdrücken!)  und  irre- 
führender Fragesteilung. 

Wichtig  für  die  Beantwortung  dieser  Frage 
ist  auch  eine  Betrachtung  der  Sterblichkeit 
in  den  Alkoholgewerben,  denn  hier  ist  mit 
einem  regelmäßigen  Alkoholscnuß  der  Berufs- 
angehörigen zu  rechnen.  Helcuius  hat  auch  diese 
Frage  untersucht  und  kommt  nach  den  Zahlen 
des  von  Tatham  bearbeiteten  Supplement  to  the 
fifty-fifth  Annual  Report  of  the  Registrai- 
Geherai  (London  1897)  zu  dem  Ergebnis,  daß 
vom  25.  Lebensjahre  an  die  Sterblichkeit  der 
Brauer  bis  zu  50  %  den  Durchschnitt  übersteigt. 
A.  Guttstadt  benutzte  neben  der  allgemeinen 
Todesursachonstatistik  das  Material  der  Gothaer 
Lebensversicherungsbank  zur  Beantwortung 
dieser  Frage.  Schon  die  Verteilung  der  Unfälle 
ist  danach  eine  so  ungleiche,  daß  relativ  gefähr- 
lichere Gewerbe  mit  geringeren  Zahlen  vertreten 
sind  als  die  Alkoholgewerbe.  Bei  einer  durch- 
schnittlichen Promillezahl  der  Verletzten  bei  den 
gewerblichen  Berufsgenossenschafteu  (1901)  von 
8,07,  kommen  auf  die  Brauerei-  und  Mälzerei- 
Berufsgenossenschaft  13,46;  auf  1000  Versicherte 
entfallen  im  allgemeinen  Durchschnitt  46,42,  in 
der  Brauerei-  und  Mälzerei-Berufsgenossenschaft 
118,61.  Mögen  wirklich  mancherlei  andere  Ur- 
sachen noch  mit  in  Rechnung  zu  setzen  sein,  so 
bleibt  der  dem  Alkohol  zuzuschreibende  Anteil 
noch  groß  genug,  da  der  so  gefährliche  Bergbau 


z.  B.  nur  mit  Promillezahlen  von  90  figuriert. 
Im  einzelnen  zeigt  sich  aus  den  Zahlen  Gutt- 
stadts,  daß  das  Alter  um  die  40  herum,  wo  andere 
Menschen  in  der  Fülle  ihrer  Kraft  stehen,  im 
Alkoholgewerbe  eine  besonders  hohe  Sterblichkeit, 
aufweist,  während  andererseits  als  besonders 
augenfällige  Tatsache  die  Sterblichkeit  der 
Kellner  an  Tuberkulose  vor  dem  40.  Lebensjahre, 
mit  ca.  650°/oo  gegenüber  einer  allgemeinen 
Sterblichkeit  an  Tuberkulose  (!)  von  376°/ ot 
figuriert. 

d)  Alkohol  und  Unfall.  Auch  der  Ein- 
fluß des  Alkohols^enusses  auf  die  Unfall- 
häufigkeit ist  nur  ein  Teil  des  Gesamtproblems 
des  Einfhisses  des  Alkohols  auf  Gesundheit 
und  Lebensdauer.  Die  ünfallhäufigkeit  im 
Alkoholgewerbe  wurde  schon  soeben  sub  c) 
berührt. 

Nach  der  Statistik  der  Leipziger  Ortskranken- 
kasse entfielen  nach  Ziffern  vor  dem  Kriege  auf 
1000  je  ein  Jahr  lang  beobachtete  männliche 
versicherungspflichtige  Personen  bei  der  Allge- 
meinheit 82,0,  bei  den  Alkoholikern  aber  229,6 
Unfälle  (einschließUch  Betriebsunfälle)  bis  zu 
28  Tagen  Dauer,  das  sind  auf  die  Alkoholiker 
147,6  oder  180%  Fälle  mehr.  Unfälle  mit  über 
28  Tagen  Dauer  entfallen  auf  1000  Personen 
der  Allgemeinheit  15,4,  auf  die  Alkoholiker  53,4, 
das  sind  auf  die  Alkoholiker  38  oder  246,7% 
Fälle  mehr.  Ferner  kamen  Betriebsunfälle  mit 
bis  zu  28  Tagen  Dauer  auf  1000  ein  Jahr  beob- 
achtete Personen:  bei  der  Allgemeinheit  32,1, 
bei  den  Alkohohkern  86,2,  das  sind  auf  die  Alko- 
hoUker  54,1  oder  168,5  %  Fälle  mehr.  Betriebs- 
unfälle mit  über  28  Tagen  Krankheitsdauer  ent- 
fallen auf  die  Allgemeinheit  9,6,  auf  die  Alko- 
holiker 30,1,  demnach  auf  letztere  20,5  oder 
213,5%  Fälle  mehr. 

Die  Unfallziffer  ist  nach  einer  reichsstatisti- 
schen Angabe  Montags  17,57,  Dienstags  16,70, 
Mittwochs  15,72,  Donnerstags  15,75,  Freitags 
15,14,  Sonnabends  17,00  (Freitag  vielfach  Zahl- 
tag). Nach  Untersuchungen  in  der  Ilseder  Hütte 
(Reg.-Bez.  Hildesheim)  sind,  nachdem  im  Jahre 
1900  den  Flaschenbierhändlern  der  Zutritt  ver- 
boten und  den  Arbeitern  mehr  und  mehr  alkohol- 
freie Getränke  geboten  wurden,  die  Unfälle 
jährlich  von  158  bzw.  132  (1897  und  1899),  bei 
1046  bzw.  1138  Arbeitern  auf  74  (1901),  45  (1903), 
44  UnfäUe  (1904)  bei  1298,  1340,  1377  Arbeitern 
gefallen,  also  von  etwa  14  auf  5  %,  das  ist  um 
nahezu  -/,. 

Von  linfallversicherungsgeseUschaften  in  der 
Schweiz  und  in  England  ist  bekannt  geworden, 
daß  sie  Totalabstinenten  einen  Prämiennachlaß 
von  10%  gewähren.  Ebenso  interessant  ist  die 
u.  a.  von  Guttstadt  (Sterblichkeitsverhältnisse 
der  Gastwirte  usw.,  Jena  1904)  mitgeteilte  Tat- 
sache, daß  bei  einer  durchschnittlichen  Promille- 
zahl der  Verletzten  bei  den  gewerbhchen  Berufs- 
gonossciisi  luiftcn  (1901)  von  8,07  auf  die  Brauerei- 
und  Malzerei-Berufsgenossenschaft  13,46  ent- 
fallen, auf  lüOO  Versicherte  ist  das  Verhältnis 
46,42:  118,61.  Das  bestätigt  u.  a.  ein  Bericht 
der  Kel.  Preuß.  Gewerberäte  auf  das  Jahr  1904 
(Berlin  1905),  S.  292. 

c)  Alkohol  und  Generativwerte 
(Fortpflanzung,  Vererbung,  Degeneration). 
Als  Vergiftung  der  innersten  und  wichtigsten 
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LebcrsvorpänRe  muß  der  Alkohol  seine  schä- 
dipenden  Einflüsse  naturgemäß  auf  die  {rene- 
rativcn  Werte  ausüben.  Das  Keimplasma 
wird  in  seinem  Werte  vermindert  und  die 
Foljren  werden  von  den  unsiücklichen  Ge- 
schöpfen die  aus  diesem  Keimplasma  ent- 
stehen, ihr  (und  ihrer  Nachkommen)  ganzes 
Leben  lang  mit  sich  getragen. 

Auch  liier  sind  wiederum  Laitinens  Unter- 
suchungen bahnbrechend  gewesen  (Stock- 
holmer Kongreß  S.  97ff.). 

Laitinen  behandelte  Kaninchen  und  Meer- 
schweinchen mit  Alkohol  und  andere  mit  Wasser, 
und  fand:  die  mit  Alkohol  behandelten  Kaninchen 
warfen  93  Junge,  von  denen  totgeboren  oder  kurz 
nach  der  Geburt  gestorben  57  =  61,29  %  und  nur 
36  =  38,71  %  am  Leben  blieben;  bei  den  mit 
Wasser  behandelten  Tieren  war  der  Prozentsatz 
64,17  :  45,83  %.  Die  mit  Alkohol  behandelten 
Mcerschweincnen  warfen  69  Junge,  von  denen 
25  =  36,76  %  totgeboren  bzw.  kurz  nach  der 
Geburt  gestorben,  43  =  6.1,24  %  am  Leben 
blieben;  bei  den  mit  Wasser  behandelten  Tieren, 
die  69  Junge  warfen,  war  die  Ziffer:  tot  15  = 
21,74%,  am  Leben  64  =  78,26%.  Das  Mittel- 
gewicht der  Jungen  der  alkoholisierten  Kanin- 
chen war  79  g,  der  mit  Wa.sscr  behandelten  88  g 
(bei  den  totgeborenen  44:46);  bei  den  Meer- 
schweinchen wogen  die  von  alkoholisierten  Tieren 
stammenden  im  Mittel  73,  von  den  mit  Wasser 
behandelten  77  g  (bei  den  totgeborenen  67  :  77). 
Die  tägliche  Waohstumszunahme  der  mit  Alkohol 
behandelten  Meerschweinchen  war  in  den  ersten 
40  Tagen  4,86,  die  der  mit  Wasser  behandelten 
5.30  (in  den  ersten  110  Tagen  4,30  :  5,50).  Diesen 
Experimenten  ließ  er  dann  Forschungen  an 
Menschen  folgen.  Auf  dem  Wege  der  Umfrage 
erhielt  er  Auskunft  von  5845  Familien  mit 
20008  Kindern,  vorwiegend  aus  einer  ihm  gut 
bekannten  kleinen  Landstadt.  Die  Ergebnisse 
waren:  Bei  den  .Abstinenten  (a)  waren  am  Ende 
des  8.  Lebensmonatos  86,55,  bei  den  Mäliigen 
(b)  76,83,  bei  den  Unmüßigen  (o)  67,98%  der 
Kinder  noch  am  Leben.  Fehl-  und  Totgeburten 
a)  1,07;  b)  5,26;  c)  7,11  %.  Am  Ende  des  8.  Monats 
ohne  Zihne:  a)  21,5;  b)  33,9;  c)  42,3%.  Durch- 
schnittsziihl  der  Zähne  am  gleichen  Zeitpunkt: 
aj  2,5;  b)  2,1;  c)  1,6%.  Auch  das  Gewicht  der 
Kinder  differierte  zugunsten  der  Abstinenten, 
und  war  wonig  geringer  bei  mäßigen,  viel  geringer 
bei  unmäßigen  Eltern. 

Zu  gleichem  Endergebnis  wie  Laitincn  kommt 
Legrain,  der  schon  früher  in  einem  wichtigen 
Werke  statistisch-physiologische  Beiträge  zur 
Vererbungsfrage  bei  Alkoholismus  beigebracht 
hat.  in  seinem  Referat  auf  dem  Stockholmer 
Kongreß  (S.  161  ff.).  Er  berichtet  namentlich 
von  der  Vererblichkeit  der  Trunksucht  selbst  und 
von  der  gesteigerten  Vehemenz  ihrer  Aeußerungen, 
die  zu  verbrecherischen  Gewalttaten  verleitet. 
Aus  seinem  Beobachtungsmaterial  erg.ab  sich, 
daß  von  den  814  Nachkommen  aus  215  Trinkcr- 
familien  37  vorzeitig  geboren  waren,  16  tot 
geboren,  121  früh  —  meist  an  Krämpfen  — 
gestorben.  38  waren  schwächlich,  55  tuberkulös, 
zusammen  267  gegen  647  körperlich  normale, 
also  etwa  ',3  schon  deutlich  degeneriert.  Aber 
damit  nicht  genug.  Von  den  64Ö  überlebenden 
Nachkommen  litten  173  in  der  Kindheit  an 


Krämpfen  (21,1  %),  197  waren  Trinker  (24,2  %), 
322  Imbezille  und  Idioten  (39,6  %),  62  moralisch 
pervers  und  Verbrocher  (9,3%),  131  Epileptiker 
und  Ilj'steriker  (16,1  %),  145  Geisteskranke 
(17,8%).  Hier  häufen  sich  die  erwähnten  Er- 
scheinungen bei  den  Einzelnen  (1030  =  128,1  %); 
Normale  dürften  hier  kaum  mehr  vorhanden 
gewesen  sein. 

Berühmt  sind  auch  die  eingehenden  Unter- 
suchungen von  Dcnime,  der  12  Jahre  lang  zwei 
Trinkerfamilien  bis  in  entfcrnto  Glieder  verfolgt 
hat,  und  von  Dugdalc,  der  das  gleiche  an  einet 
amerikanischen  Familie  „lukcs"  erforscht  hat; 
beide  zeigen  ebenfalls  ganz  abnorm  hoho  Beiträge 
der  Trinkerfamilion  zu  den  Heeren  der  Ver- 
brecher, Prostituierten,  Irrsinnigen  und  sonst 
gcscUscIiaftlich  minderwertigen  Individuen. 

G.  v.  Bunge  hat  ein  großes  und  wertvolles 
statistisches  Material  zusammengebracht,  das  den 
eben  genannton  Ergebnissen  parallel  geht  (in 
seiner  .Schrift  ,, Alkoholvergiftung  und  Degene- 
ration"). Bekannt  sind  Bunges  Untersuchungen 
über  die  abnehmende  StillfUiiigkeit  der  Mütter. 
Seine  mit  Zahlen  belegten  Ergebnisse  sind  diese: 
Alkohülismus  des  Vaters  ist  der  wesentliche 
Grund  der  Stillunfähigkcit  der  Tochter;  die  Still- 
fähigkeit einmal  verloren,  ist  unwiederbringlich 
verloren;  Kuhmilch  kann  Mcnschcnnülch  nicht 
ersetzen  wegen  des  Mangels  an  Lezithingohalt, 
der  zum  Aufbau  des  Gehirns  nötig  ist;  korrespon- 
dierend damit  ist  die  Zunahme  der  Zahnkaries 
bei  Alkoholisten  gegenüber  Abstinenten  (Unter- 
suchungen an  Mohammedanern);  starke  Be- 
günstigung der  tuberkulösen  Anlage  der  Kinder 
von  Alkonolisten;  also  Fäulnisprozcsso  bei  der 
Nachkommenschaft  Alkoholisierter. 

Alfred  Ploctz  kommt  in  seinem  Referat 
über  „den  Alkohol  im  Lebensprozeß  der  Rasse" 
zu  folgendem  Resultat:  Erhaltung  der  Zahl  und 
Leistungen  der  Individuen  erhält  das  Leben  einer 
Rasse.  Alkoholkonsum  hat  die  Tendenz,  dio 
Gcburtonziffor  in  geringem  Maße  herabzusetzen, 
die  Sterbeziffer  in  einem  höheren  Maße  zu  steigern. 
Ganz  mäßiger  Genuß  beeinflußt  nicht  nach- 
weisbar die  Qualität  der  Nachkommen  Jeder 
andere  hat  nachteilige  Folgen.  Er  scheidet  einen 
verhältnismäßig  kleinen  Teil  der  Individuen  aus 
ohne  Rücksicht  auf  die  Qualit,ät  ihrer  Anlagen, 
eine  wahllose  Elimination,  die  stets  eine  unnötige 
Belastung  des  Rassenprozesses  bedeutet.  Er 
eliminiert  einen  bei  weitem  größeren  Teil  auf 
Grund  von  Anlagen,  die  verschlo<lcn  sind  von  den 
Anlagen  der  verschonten  Individuen:  selek- 
torische  Elimination.  Aber  dieser  auslesende 
Einfluß,  der  hier  und  da  nützlich  sein  kann, 
wird  ganz  wesentlich  überwogen  durch  den 
dogenerierondon  Einfluß.  Da  jene  selektorischo 
Elimination  sich  mehr  beim  unmäßigen  Genuß 
bemerkbar  macht,  die  degenerierende  daher 
langsamer,  länger  und  gemeinschädlichor  wirkt 
beim  mittelmäßigen,  so  ist  Beseitigung  des 
mittelmäßigen  Trinkens  vom  rassehygienisehcn 
Standpunkt  die  allorwichtigste  Forderung,  der 
gegenüber  die  Beseitigung  der  unmäßigen  erst 
in  zwe'ter  Linie  kommt. 

Rüdin  kommt  zu  ähnlichen  Sätzen:  Alkohol 
schafft  Auslese,  aber  so  langsam,  daß  er  nicht 
mehr  Gutes  schafft,  sondern  die  Regeneration 
nur  erschwert.  ,.Wir  bezahlen  also  die  an  und 
für  sich  nützliche  Ausmerze  eines  kleinen 
Teiles  Untauglicher  mit  der  teils  reparablen, 
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teils  aber  irreparablen  Schädigun»  eines  großen 
Teiles  durchaus  Tüchtiger,  ja  mit  der  Produktion 
eines  beträchtlichen  Kontingents  neuer  Minder- 
wertiger, wobei  für  die  Rasse  ein  erheblicher 
Fehlbetrag  sich  herausstellen  muß." 

2.  Die  sozialen  Erscheinungen,  a)  All- 
gemeines.  Die  soziale  Gemeinschaft  wird 
in  hohem  Maße  vom  Alkoholgenuß  und  seinen 
Folgen  beeinflußt.  Die  gesundheitlichen  und 
die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  reichen 
Bich  die  Hand  zu  sozialen  Erscheinungen. 
Ihr  wesentliches  Ergebnis  ist  die  Verkürzung 
des  wirtschaftlich  brauchbaren  Lebens.  Aber 
daneben  steht  als  ebenso  wichtiges  Ergebnis 
die  Herabwürdigung  des  gesellschaftlichen 
Zusammenseins,  die  Herabdrückung  des 
Standes  der  sozialen  Gemeinschaft.  Denn  ehe 
das  wirtschaftlich  wertvolle  Leben  durch 
alkoholverursachte  Erkrankung  verkürzt 
wird,  wird  sein  wirtschaftlicher  nicht  nur, 
sondern  namentlich  auch  sein  ethischer  Wert 
beeinträchtigt.  Die  Euphorie,  die  durch  den 
Alkohol  erzeugt  wird,  trägt  einen  großen  Teil 
der  Schuld  daran. 

Auf  diesem  Wege  kommt  es  zur  Krimi- 
nalität, zur  Verarmung,  zur  moralischen  Er- 
krankung. Auch  die  Fördening  der  Ge- 
Bchlechtskrankheiten  gehört  in  diesen  Kreis 
der  Betrachtung,  denn  hier  wirkt  der  Alko- 
holismus nicht  direkt  biologisch,  sondern  in- 
direkt auf  sozialem  Umweg  auf  die  Gesund- 


heit, also  sozialhygienisch ;  denn  er  wirkt  auch 
auf  die  Frequenz  der  Prostitution. 

In  mehrfacher  Hinsicht  also  ist  Alkoholis- 
mus  der  schwerste  Sehaden  für  das  Familien- 
leben: eben  infolge  der  Steigerung  der  Er- 
krankung, der  Senkung  der  Moral,  der  Ver- 
nachlässigung der  Familie,  der  Minderung 
der  Arbeitskraft,  der  Meidung  der  Wohnung 
durch  Kneipenbesuch,  der  schädlichen  Be- 
einflussung der  Nachkommenschaft  und  der 
Jugend.  Das  Literesse  der  Frau  geht  aus  allen 
diesen  sozialen  Gründen  besonders  stark 
gegen  den  Alkoholismus. 

b)  Alkohol,  Jugend  und  Schule. 
Aus  den  oben  gegebenen  Tatsachen  über  die 
Art  des  gesundheitlichen  Einflusses  des  Al- 
kohols ergibt  sich  von  vornherein  die  beson- 
dere Gefahr  für  das  Kind,  sowohl  sein  körper- 
liches wie  sein  geistiges  und  seelisches  Ge- 
deihen. Denn  je  zarter  und  jünger  die  Organe 
sind,  um  so  leichter  bieten  sie  Angriffsfelder 
des  Protoplasmagifts.  Die  Leistungsprü- 
fungen bei  Erwachsenen  und  bei  Kindern  sind 
deshalb  auch  von  besonderer  Bedeutung  und 
die  Untersuchungen  von  Fürer,  Smith, 
Rüdin,  Kürz,  Hercod,  Bayr,  Hecker,  Wilker 
u.  a.  sind  hier  aufschlußreich  gewesen. 

Folgende  Tabelle  gibt  über  die  Wirkungen 
bei  Kindern  Aufschluß: 


Die  Kinder  e 
alkoholische  i 

renießen 
jetränke 

Gesamt- 
zahl 

Die  Leistungen  sind 

gut  bzw.  sehr  gut 

genügend 

nicht  genügend 

Zahl    1  Proz. 

Zahl 

Proz. 

Zahl 

Proz. 

I.  nach  Erhebungen  von  Direktor  E.  Bayr 

ausnahmsweise  . 
täglich  (und  zwar 
täglich  (2  mal  und 

Imall  . 
öfter)  . 

134 
164 
219 
74 

56     1  41,80 

56     1  34.15 
61     1  27,85 
17  22,97 

66 

93 
128 

42 

49,25 
56,70 
58,45 
56,76 

12 
15 
30 
15 

8,95 
9,15 
13,70 
20,27 

II. 

nach 

Erhebungen  von  Privatdozent  R.  Hecker 

gelegentlich 

453 
1262 

75 

157      1  34.6 
298  23,6 

"    1  I4>7 

221 

666 
30 

48,8 
52,8 
40,0 

75 
298 

34 

16,6 
23,6 
45,3 

Obwohl  hier  von  jeder  Nachweisun?  über  die  |  gesehen  ist,  ja  vielleicht  gerade  um  deswillen 
Verschiedenheit  der  Befähigung  der  Ivinder  ab- 1  sprechen  diese  Zahlen  eine  deutliche  Sprache. 

R.  Hercod  hat  folgendes  festgestellt: 
Von  591  Wiener  Schulkindern  genossen 

keine  alkoholischen  Getränke 
ausnahmsweise  alkohol.  Getr. 
regelmäßig  Imal  tägl.  alk.  Getr. 
täglich  2  mal  alkohol.  Getr. 
täglich  3  mal  alkohol.  Getr. 


sehr  gut 

genüg. 

ungenüg. 

^34, 

erhielten  die  Zensuren  45  Proz. 

48  Proz. 

7  Proz. 

164 

,,                   ,,         35  ., 

56  „ 

9 

2r9 

27 

59  „ 

14  „ 

71 

20  „ 

55  „ 

25  „ 

3 

.,          0  „ 

33  „ 

67  ., 

Man  ersieht  zugleich  hieraus,  daß  der  Alkohol- 
genuß des  Kindes  auch  sehr  verbreitet  ist.  Eine 
um  das  Jahr  1900  vom  Verein  abstinenter  Lehrer 
verfaßte  Umfrage  ergab,  daß  von  7338  Kindern 
(3950  Knaben  und  3388  Mädchen)  nur  2,26% 


noch  nie  alkoholische  Getränke  genossen  hatten, 
daß  aber  G89  Kinder  (=  13,4%)  bereits  und 
zum  Teil  wiederholt  berauscht  gewesen  sind. 

Nach  einer  holländischen  Erhebung  über  den 
Alkoholgebrauch  der  Schulkinder  und  den  Grad 
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der  dadurch  beeinträchtigten  Leistungsfähigkeit 
■ergeben  sich  die  {olgenden  (in  einem  Aufsatz  der 
Zeitschrift  „Alkoholfrage"  1917)  wiedergegebenen 
Zahlen: 

Von  den  (immerhin!)  B448  Enthaltsamen 
■waren: 

Gute  Schüler.  .  33,4  v.  H. 
Mittelmäßige  .  .  50,2  „  „ 
Schlechte    .  .  .    1G,4  „  „ 

Von  den  8679  gelegentlich  Trinkenden: 
Gute  Schüler .  .    25,G  v.  H. 
Mittelmäßige  .  .    53,0  „  „ 
Schlechte  ....  21,4  „  „ 

Von  den  (immerhin  nur)  13G  täglich  Trin- 
4f  enden: 

Gute  Schüler.  .    1G,9  v.  H. 

Mittelmäßige  .  .    68,0  „  „ 

Schlechte   .  .  .    25,0  „  „ 

Die  Literatur,  die  sich  mit  dem  Alkoholgenuß 
der  Kinder  und  mit  dem  Einfluß  der  Schule  und 
des  Lehrers  beschäftigt,  ist  sehr  groß.  An  Reform- 
yorschlägen  fehlt  es  nicht;  sie  gipfeln  naturgemäß 
in  der  dauernd  wiederholten  Belehrung  über  die 
Gefahren  des  Alkoholgenusses,  in  vorbildlichem 
Handeln  und  Wandeln  der  Lehrpersonen,  in 
Stärkung  des  Willens  des  Kindes.  Lehrpläne  für 
Unterweisung  in  der  Schule  sind  ausgearbeitet 
von  Sladoczek,  Wilker  u.  a. 

c)  Alkohol.  Geschlecht  und  Ge- 
schlechtskrankheiten. In  der  Haupt- 
sache ist  der  Alkoholgenuß  Mannessache  ge- 
wesen und  ist  es  noch.  Als  solcher  ist  er  ein 
oftmals  bestimmender  Faktor  für  die  Art 
des  Verhältnisses  zwischen  Mann  und  Frau  I 
und  beeinflußt  das  Verhältnis  der  Geschlech- 
ter zueinander  häufig  in  der  schädlichsten 
Weise,  nicht  luir  daß  das  Familienleben  und 
das  soziale  Verhältnis  zwischen  Mann  und 
Weib  darunter  leidet,  auch  die  schlimmsten 
Erscheinungen  dieses  Verhältnisses,  die  Ge- 
schlechtskrankheiten, finden  vielfache  Förde-' 
rung  durch  Alkoliolgcnuß.  1 

Neuere  Zahlen  zum  Beweis  für  den  Ein- 
fluß des  Alkoliolismus  auf  venerisdie  Infek- 
tion gibt  11.  Hecht  in  der  Ztschr.  f.  Be- 
kämpfung der  Gcschlechtskrankh.  1916  H.  16. 
Nach  ihm  spielt  mindestens  bei  einem  Viertel, 
höchstwahrscheinlich  aber  bei  einem  Drittel 
sämtlicher  Geschlechtsinfektioncn  der  Al- 
koholgenuß eine  provozierende  Rolle.  Mit 
zunehmender  Nüchternheit  sinkt  die  Zahl 
der  Geschlechtskranken  in  einem  Stande  j 
(z.  B.  in  der  indischen  Armee).  Man  hat  auch  [ 
mit  Recht  betont,  daß  der  chronische  Alko- 
holmißbrauch die  Widerstandsfälligkeit  des 
Organismus  gegen  die  Folgeerscheinungen  der 
Gesclilechtskrankheiten  im  allgemeinen  her- 
absetzt'). 

Von  Ausnahmen  abgesehen,  ist  in  der 
Regel  die  Trinksitte  eng  verbunden  mit  den- 
jenigen Lebensäußerungen  des  weiblichen 


')  Delbrück,  Hygiene  des  AlkohoUsmus, 
1913,  S.  620. 


Geschlechts,  die  unsolide  und  unproduktiv 
sind,  außer  dem  Hause  und  außerhalb  der 
Familie  gedeihen.  Die  Frau  als  Gattin  und 
Mutter  ist  zumeist  dem  Alkoholgenuß  abhold 
und  daraus  erklärt  sich  zum  großen  Teil  die 
Erscheinung,  daß  trotz  jahrhundertelangen 
Alkoholgennsses  des  Mannes  die  Degenera- 
tion des  Menschengeschlechts  nicht  noch 
weiter  vorgeschritten  ist,  als  es  jetzt  der  Fall 
ist.  Die  Frau  empfand  in  ihrem  unverbildeten 
Gemütsleben  immer,  daß  ilirem  innersten 
Wesen  der  Rausch  durch  geistige  Getränke 
zuwider  ist.  Dazu  kommt  die  von  der  Frau 
rascher  erkannte  Schädlichkeit  des  Alkohol- 
genusses, sei  es  an  ihrem  eigenen  weniger 
widerstandsfälligen  und  der  Mutterschaft 
dienenden  Körper,  sei  es  an  ihren  durch  den 
Alkoholgenuß  des  Mannes  verursachten  see- 
lischen Leiden.  Aus  Haushall ungsrechnungen 
steht  die  Tatsache  fest,  daß  der  Mann  die 
Geldmittel,  die  er  für  berauschende  Getränke 
ausgibt,  an  Ausgaben  für  Frau  und  Kinder 
spart,  also  namentlich  für  Kleidung,  Vor- 
sorge, Bildung'). 

d)  Alkohol,  Irrenwesen  und  Kri- 
minalität. Wenn  von  dem  Einfluß  des  Al- 
kohols auf  den  Geisteszustand  die  Rede  ist, 
so  liegen  Irrenwesen  und  Kriminalität  eng 
beieinander;  denn  die  kriminellen  Folgeer- 
scheinungen der  Alkoholwirkung  gescliehen  auf 
dem  Wege  der  geistigen  Unzurechnungs- 
fähigkeit, der  sinnlichen  und  moralischen 
Perversion,  der  Steigerung  krankhafter  An- 
lagen. Der  Einfluß  des  Alkoholgenusses  auf 
Epileptiker,  als  Auslösung  des  epileptischen 
Anfalls,  ist  typisch.  Delirium  tremens  ist 
eine  rein  alkoholist isclie  Geisteskrankheit. 
Alle  sexuellen  Perversionen  zeigen  oder  stei- 
gern sich  unter  Alkoholwirkung,  wie  bei 
Lustmördern,  Kinderschändern  u.  dgl.  immer 
wieder  beobaclitet  worden  ist.  Vielfach  hängt 
deren  kriminelle  Neigung  unmittelbar  mit 
ihrer  quartalsmäßig  wiederkehrenden  Alko- 
liolsuclit  zusammen  und  beide  Erscheinungen 
ergänzen  einander  gegenseitig. 

Vielfach  findet  sich  in  der  Literatur  die 
sozialstatistische  Berechnung,  daß  die  Irren- 
häuser um  ein  Drittel  vermindert  werden 
künnlen,  wenn  es  keinen  Alkoholismus  gäbe. 
Das  dürfte  unmittelbar  richtig  sein  für  die 
Tatsache  des  manifesten  Ausbruchs  einer 
Geistes-  und  Nervenkrankheit,  die  ohne 
Alkoliolgenuß  latent  bliebe,  mittelbar  aber 
nur  für  die  Anlage  zur  Geistesabnormalität, 
die  auch  ohne  Alkoholgenuß  des  betreffenden 
Individuums  vorliegen  kann,  freilich  vielfach 
dann  auf  elterlichen  Alkoholismus  zurück- 
zuführen ist.  Jedenfalls  ist  die  mithelfende 
Eigenschaft  des  Alkoholismus  beim  Aus- 
bnich  geistiger  und  psychischer  Erkrankung 


')  Nachweise  dafür  s.  in  meiner  Schrift 
„Frauentum  und  Trinksitte"  (Hamburg  1911). 
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mit  der  Eindrittel-Frequenz  niclit  zu  hoch 
angegeben. 

Hoppe  („Alkohol  und  Kriminalität")  gelangt 
nach  sorgfältiger  kritischer  Prüfung  der  vor- 
handenen Statistiken  zu  dem  Ergebnis,  daß 
70-80%  der  Roheits-,  Sittlichkeits-,  Auf- 
lehnungs-  und  Fahrlässigkeitsdelikte  dem  Alkohol 
schuld  zu  geben  sind,  während  für  sämtliche 
Delikte  die  Ziffer  auf  etwa  30—40  %  lauten  wird. 
Auch  die  Statistik  der  Kürperverletzungen,  nach 
Wochentagen  verteilt,  zeigt  besonders  hohe 
Ziffern  an  Sonnabenden  und  Sonntagen  und 
bestätigt  jenes  Ergebnis.  Also  gut  ein  Drittel 
der  Gefängnisse  —  mit  den  daran  haftenden 
Kosten  —  könnte  erspart  werden,  wenn  es  ge- 
länge, den  Alkoholgenuß  als  Deliktsantrieb 
auszumerzen.  Delbrück  f,, Hygiene  des  Alko- 
holismus") geht  noch  weiter  und  erklärt  das 
Ergebnis  aus  den  bisher  gefundenen  Zahlen, 
daß  .,etwa  ein  Drittel  der  Verbrecher  ihre  Strafe 
unmittelbar  dem  Alkoholmißbrauch  zu  verdanken 
haben,  während  bei  einem  weiteren  Drittel  der 
Alkohol  nicht  als  Haupt-,  wohl  aber  als  mit- 
wirkende Ursache  in  Betracht  kommt".  Delbrück 
macht  auch  darauf  aufmerksam,  daß  die  Distrikte 
mit  den  meisten  Körperverletzungen,  nämlich 
Bromberg  mit  317,  Oberbayern  mit  325,  Nieder- 
bayern mit  360  und  die  Pfalz  mit  421  auf 
10000  strafmündige  Zivilpersonen  —  während 
der  Reichsdurchschnitt  1C3  beträgt  —  den  drei 
Zentren  des  Schnaps-,  Bier-  und  Weinkonsums 
entsprechen. 

3.  Die  wirtschaftlichen  Erscheinungen. 

Die  bisher  betrachteten  biologischen  und  so- 
zialen Erscheinungen  sind  feilweise  die 
Gnindlage,  feilweise  die  Begleiterscheinung 
der  wirtschaftliehen  Tatsachen  des  Alkoholis- 
mus. Sie  hängen  jedenfalls  ganz  eng  mitein- 
ander zusammen  und  müssen  bei  der  Würdi- 
gung der  im  folgenden  zu  gebenden  Dar- 
legungen im  Auge  behalten  und  in  die  Rech- 
nung überall  mit  eingesetzt  werden. 

a)  Alkohol  und  Arbeitsleistung.  Es 
ist  von  vielen  späteren  Kontrolluntersu- 
chungen  bestätigt,  was  Ivraepelin  gefunden 
hat.  Er  zeigte,  daß  sich  nach  Genuß  von 
30—35  g  Alkohol,  das  sind  etwa  %  bis  1  1 
Bier,  die  Ideenverbindungen  verlangsamten, 
daß  dadurch  die  intellektuellen  Leistungen 
sanken,  daß  verwickehe  Auseinanderset- 
zungen nicht  mehr  verstanden  wurden,  die 
Urteilslosigkeit  gegenüber  eigenen  oder  frem- 
den Geistesprodukten  zunahm,  die  klare 
Ueberlegung  wich  und  die  Einsicht  in  die 
Tragweite  der  Worte  und  Handlungen  ab- 
nahm. Die  Folge  war  Verflachung  des  Ge- 
dankengangs, Neigung  zu  stereotypen  und 
trivialen  Redensarten,  zu  öden  Wortwitzen 
usw.  Das  Maß  solcher  Schädigungen  der 
Leistungsfälügkeit  wurde  z.  B.  von  Professor 
Aschaffenburg  auf  zwischen  10,6  und  18,9, 
also  im  Mittel  auf  15,2  %  bei  seinen  Unter- 
suchungen an  Schriftsetzern  ermittelt. 

Weitere  Versuche  wurden  von  Fürer  mit 
Addieren  und  namentlich  von  Smith  mit 
Auswendiglernen  gemacht.  (Vgl.  auch  oben 


sub  2b  „Alkohol,  Jugend  und  Schule").  Bei 
den  Rausch  versuchen  von  Fürer,  bei  denen 
ca.  80  ccm  Alkohol,  das  sind  2  1  Bier  oder 
Vi  1  Moselwein,  an  trinkfeste  Menschen  ge- 
geben wurden  —  also  ein  Quantum,  das 
mancher  Mann  oftmals  abends  zu  sich  nimmt, 
stellte  sich  heraus,  daß  der  Rausch,  den  viele 
dieser  Versuchspersonen  nicht  als  einen 
solchen  anerkennen  wollten,  auf  24 — 26 
Stunden  die  geistige  Arbeitsfähigkeit  herab- 
setzte. Kürz  und  Kraepelin,  die  die  Smith- 
schen  Versuche  nachgeprüft  haben,  sagen 
in  der  Zusammenfassung  ihrer  Ergebnisse 
unter  anderem:  ,.Eine  einmalige  Gabe  von 
80  g  Alkohol  verfliegt  nicht  rasch  und  voU- 
Btändig,  sondern  hinterläßt  eine  gewisse 
Nachwirkung,  die  nach  24  Stunden  noch 
nicht  ganz  verschwunden  ist.  Wenn  diese 
Gabe  nach  je  24  Stunden  wiederholt  wird, 
so  tritt  allmählich  eine  Kräftigung  der  Wir- 
kungen ein,  welche  wir  schon  als  die  erste 
Andeutung  des  chronischen  Alkoholsenusses 
bezeichnen  müssen,  und  zwar  ist  dieselbe 
schon  nach  zwölftägiger  Dauer  sehr  deutlich 
nachweisbar,  da  sie  in  einer  25 — 40%igen 
Herabsetzung  der  Arbeitsleistung  besteht." 

Bei  einer  Gruppe  von  20  gleichaltrigen 
Seminaristen  wurden  von  360  Rechenauf- 
gaben richtig  gelöst :  von  denen, die  11  Bierge- 
trunken hatten,  sofort  nach  dem  Genuß 
8%  mehr  als  von  den  Nüchternen,  nach 
einer  Stunde  6%  weniger,  nach  2  Stunden 
17  %  weniger. 

Die  Leistung,  die  beim  alkoholfreien  Ver- 
such zuletzt  bei  gewonnener  Uebung  auf 
1396  richtige  Lösungen  von  im  ganzen  1400 
hinaufging,  fiel  bei  dem  Versuch  am  anderen 
Morgen  nach  einem  abendlichen  Alkohol- 
genuß auf  960,  um  dann  erst  wieder  ganz 
allmählich  hinaufzugehen  —  ein  Abfall  also 
von  etwa  40  %. 

Stehr  hat  die  Frage  weiter  untersucht 
und  ausführlich  erörtert.  Er  hat  an  39  In- 
dustriestellen auf  59000  Arbeiter  sich  be- 
ziehende Erhebungen  gemacht  und  hat  auch 
für  die  gewerbliche  Arbeit  ebenfalls  ge- 
funden, daß  der  Alkoholgenuß  als  Peitsche 
wirkt,  der  auf  kurze  Zeit  die  Arbeitsleistung 
zu  steigern  vermag,  aber  um  so  schneller 
die  Reaktion  eintreten  läßt,  die  den  anfäng- 
lichen Gewinn  nicht  nur  aufwiegt,  sondern 
durch  Minderleistung  in  einen  Verlust  um- 
kehrt. Bei  Industriearbeitern  hat  sich  sowohl 
bei  schwerer  Handarbeit  wie  bei  feinerer  Ar- 
beit eine  konstante  Minderleistung  des  Mon- 
tags, die  Maximalleistung  in  der  Mitte  der 
Woche  ergeben.  Auf  die  Untersuchungen  der 
Montagsarbeit  darf  jedoch  kein  so  großes 
Gewicht  gelegt  werden,  wie  es  einige  For- 
scher tun ;  denn  es  ist  eine  psychologisch  fest- 
stehende Tatsache,  daß  nach  einem  freien 
Tag  namentlich  bei  mechanischer  oder  sonst- 
wie uninteressanter  Arbeit  die  „Masclüne" 
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erst  wieder  in  Gang  gebracht  werden  muß. 
Was  die  r^'n  körperliche  Leistungsfähigkeit 
anlangt,  so  haben  Untersuchungen  in  der 
bayerischen  und  früher  schon  in  der  enclisch- 
indischen  Armee  dargetan,  daß  die  Marsch- 
fähigkeit der  Truppe  ohne  alkoholische  Nah- 
rung beträchtlich  höher  ist  als  die  mit  einer 
solchen.  Die  Ansicht,  daß  die  immer  mehr 
zunehmende  Arbeitsteilung  für  den  einzelnen 
Arbeiter  auch  ein  gewisses  höheres  Maß  von 
ablenkenden,  abwechslungsvollen  Genüssen 
erfordert,  ist  nicht  hall  bar,  da  die  Maschinen- 
arbeit oft  genug  eine  Fülle  von  Nervenreizen 
und  gesteigerte  Anwendung  von  Aufmerk- 
samkeit verlangt. 

Jedenfalls  ist  also  die,  oft  sogar  ganz  be- 
deutende, Abnahme  der  Leistungsfälligkeit 
unter  Alkoholwirkung  an  verschiedenen  Auf- 
gaben in  zahlenmäßiger  und  graphischer  Dar- 
stellung überzeugend  nachgewiesen,  ja  ins- 
besondere die  interessante  Tatsache  gezeigt, 
daß  die  Herabsetzung  der  Leistungsfähigkeit 
sich  relativ  viel  schneller  und  stärker  bemerk- 
bar macht,  wenn  der  letzten  Abstinenz- 
periode  schon  eine  Periode  des  Alkoholge- 
nusses vorhergegangen  ist. 

Haben  die  Versuche  auch  im  wesentlichen 
einfache  geistige  Tätigkeiten  zum  Gegen- 
stand, so  ergab  sich  aus  ihnen  doch  zugleich, 
daß  gerade  die  komplizierteren,  also  feineren 
Tätigkeiten  am  schnellsten  durch  den  Al- 
koholgenuß beeinträchtigt  werden.  Es  sind 
da  interessante  Versuche  mit  vcrschieden- 
wertigen  Assoziationen  gemacht  worden,  in- 
sofern, als  man  den  Versuchspersonen  Worte 
sagte,  auf  die  sie  dann  passende  Worte  ant- 
worten sollten.  In  den  alkoholfreien  Tagen 
gab  es  da  fast  50%  innere  Assoziationen, 
also  Worte,  die  innere  Beziehungen  zu  dem 
Aufgabeworte  hatten,  z.  B.  Schlaf  —  Traum, 
ebenfalls  ca.  50%  äußere  Assoziationen, 
z.  B.  Schlaf  —  Wachen,  und  nur  3  %  Klang- 
assoziatioueii,  z.  B.  Schlaf  —  Schaf,  also 
die  wertlosesten.  Nach  Alkoholgcnuß  fielen 
die  inneren  auf  etwa  10  %,  stiegen  die  äußeren 
auf  etwa  80%  und  die  Klangassoziationen 
auf  etwa  10  %.  Man  sieht  also  schon  daran, 
wie  zuerst  die  wertvollsten  Geistestätigkeiten 
durch  die  Giftwirkung  der  Rauschgetränke 
herabgesetzt  werden.  Wenn  dies  im  täg- 
lichen Leben  nur  selten  gespürt  wird,  so  liegt 
das  eben  daran,  daß  im  allgemeinen  nur 
seilen  Höchstleistungen  verlangt  und  voll- 
bracht werden.  Die  stimulierende  Wirkung 
kommt  vorteilhaft  also  nur  für  die  relativ 
sehr  seltenen  gesteigerten  Lei- 
stungen des  Augenblicks  in  Betracht,  die 
sonst  leicht  unter  der  Fülle  entgegenstehen- 
der Hemmungen  leiden.  Aber  das  kann  sich 
immer  nur  auf  Tätigkeiten  beziehen,  die 
von  kurzer  Dauer  sind,  weil  eben  alsbald  die 
Reaktion  eintritt,  welche  dann  den  Vor- 
sprung schnell  und  sicher  wieder  einholt  und 


seine  Vorteile  ins  Gegenteil  verkehrt.  Für 
die  nihige  und  gediegene  wirtschaftliche 
Arbeit  kann  also  irgendein  Vorteil  daraus 
nicht  erwachsen,  zumal  da  nach  Kraepelins 
berühmten  Versuchen  über  das  Verhältnis 
wertvoller  und  wertloser  jVssoziationen  (in- 
nerer gegenüber  äußeren  und  bloßen  Klaug- 
assoziationen)  gezeigt  worden  ist,  welchen 
Einfluß  der  Alkoholgcnuß  gerade  auf  die 
feineren  geistigen  Tätigkeiten,  also  auf  die 
Qualitätsarbeit  ausübt.  Handelt  es  sich  um 
besonders  feine  seelische  Leistungen,  wie  es 
beim  Künstler  der  Fall  ist,  so  kann  dieser 
nach  dem  Herabsinken  seiner  Leistung  unter 
das  Normale  nicht  mehr  als  schaffensfähig 
gelten,  und  mit  den  kurzen  übernormalcn 
Leistungen  kann  er  keine  wertvolle  Arbeit 
verrichten,  denn  dazu  sind  diese  Zeiten  eben 
zu  kurz.  Es  wäre  das  eine  dauernde  Vor- 
spiegelung falscher  Kräfte,  die  ihren  Ruin 
in  sich  selber  trüge.  Dies  ist  auch  durch  eine 
Umfrage  bestätigt  worden,  die  vor  einigen 
Jahren  im  „Literarischen  Echo"  veröffent- 
licht worden  ist  und  bei  der  aus  eigener  Er- 
fahrung Männer  wie  Avenarius,  Georg  Busse, 
Richard  Dehmcl,  Ottoniar  Enking,  Peter 
Behrens  und  viele  andere  sich  unzweideutig 
und  scharf  gegen  die  Anregung  des  künstle- 
rischen Schaffens  durch  Alkohol  aussprachen. 
Ottomar  Enking  sagte  beispielsweise:  „Der 
Alkohol  zerstört  die  Harmonie  der  Seele, 
verstumpft  den  Geist,  stumpft  das  Gemüt 
und  lötet  dasjenige,  was  er  zuerst  befeuerte, 
die  Phantasie  und  damit  das  Talent."  Der 
künstlerische  Rausch  hat  mit  diesem  Rausche 
der  Vergiftung  nichts  gemein. 

Zu  dieser  Beeinträchtigung  der  Arbeits- 
kraft und  Arbeitsfähigkeit  in  qualita- 
tivem Sinne  kommt  aber  weiter  die  volks- 
wirtschaftlich überaus  wichtige  Beeinträch- 
tigung der  Quantität  der  iVrbcitsleistung 
durch  die  Verkürzung  des  wirtschaftlich 
brauchbaren  Lebens,  also  durch  die  Ein- 
wirkunsen des  Alkoholismus  auf  Gesund- 
heit, Lebensdauer,  Unfallhäufipkeit,  Ver- 
brechen, Degeneration.  Das  sind  wirtschaft- 
liche Verlustkonten  für  das  Privatbudget  wie 
für  den  Staatshaushalt,  die  von  noch  gar- 
nicht  genug  erkannter  und  gewürdigter  und 
vielfach  gar  nicht  abzuschätzender  Höhe  sind. 
Jede  Erkrankung  und  jeder  vorzeitige  Tod 
eines  sonst  wirtschaftlich  nützlichen  Men- 
schen ist  Verlust  an  nationaler  Produktiv- 
kraft und  muß  mithin  in  letzter  Auswertung 
sich  in  der  Handelsbilanz  und  in  dem  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Gedeihen  des 
Volkes  von  Einfluß  erweisen.  Und  nicht  ein- 
mal der  Ausfall  an  Produktivkraft  ist  das 
Schlimmste,  sondern  die  Belastung  der 
nationalen  Wirtschaft  durch  die  nutzlosen 
Kostgänger  (Verbrecher,  Verarmte,  Arbeits- 
unfähige, Kranke  aller  Art)  und  die  gegen- 
ständliche Wertvemiehtung  (Unfall,  Sabo- 
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tage,  Anstalten  für  die  unsozialen  Elemente). 
Vgl.  die  unten  sub  d)  aufgemachte  Berech- 
nung. 

b)  Alkohol  und  Privathaushalt. 
Helenius  teilt  unter  Berufung  auf  die  For- 
schungen von  Rowntree  und  Sherwell  mit, 
daß  ein  besser  situierter  Londoner  Arbeiter 
20  %  seines  Einkommens  für  geistige  Ge- 
tränke ausgebe.  Nach  Strümpell  soll  der 
als  solid  geltende  bayerische  Arbeiter  etwa 
16  %  seines  Lohnes  für  Bier  ausgeben,  in 
Bremen  gelte  die  Ausgabe  von  20  %  des  Ver- 
dienstes für  Branntwein  nicht  als  unmäßig, 
bei  den  Zieglem  im  Unter-Elsaß  —  allerdings 
eine  selir  nasse,  kalte,  ungesunde  Tätigkeit 
—  37  %.  Diese  Zahlen  sind  indessen  wohl 
kaum  zuverlässig.  Blocher  und  Landmann 
untersuchten  —  mit  voUendeter  statistischer 
Technik  und  Anwendung  aller  Vorsichtsmaß- 
nahmen —  Budgets  von  8544  Arbeiterfamilien, 
von  welchen  6809  auf  die  Vereinigten  Staaten 
von  1735  auf  Europa  entfallen.  Die  amerika- 
nischen verdanken  sie  vorwiegend  einem 
Material  des  Arbeitsamtes  der  Union.  Die 
Verf.  fanden  in  allen  ihren  Untersuchungen 
den  Satz,  daß  die  Ausgaben  für  Alkohol  mit 
steigendem  Einkommen  nicht  nur  absolut, 
sondern  auch  relativ  wachsen  und  daß  sie 
prozentual  rascher  wachsen  als  das  Ein- 
kommen. Damit  ist  natürlich  nicht  gesagt, 
daß  der  besser  gestellte  Arbeiter  mehr  Al- 
kohol, sondern,  daß  er  ihn  vermutlich  in 
feinerer  Form  zu  sich  nimmt,  vom  Brannt- 
wein abkommt.  Fiu'  die  Frage  der  Wirt- 
schaftlichkeit, die  uns  hier  beschäftigt,  bleibt 
das  aber  gleichgültig.  Der  Prozentsatz  vom 
Einkommen,  der  für  Alkohol  ausgegeben 
wurde,  ist  im  Durchschnitt  aller  Sozial- 
klassen 4,77  %  des  Einkommens,  5,09  %  der 
Ausgaben;  das  heißt:  etwa  von  den  Aus- 
gaben für  Kleidung,  etwa  von  den  Aus- 
gaben für  Wohnung,  mehr  als  die  Ausgaben 
für  Geistespflege  und  Gesundheitspflege  zu- 
sammen, mehr  als  die  Ausgaben  für  Vor-  und 
Fürsorge,  etwa  gleich  den  Ausgaben  für  Hei- 
zung und  Beleuchtung.  Das  sind  hohe  Zalüen. 
Um  so  höher,  wenn  man  bedenkt,  daß  wir 
es  mit  amerikanischen  Ziffern  zu  tun  haben, 
die  unter  einem  viel  stärkeren  Einfluß  der 
Antialkoholbewegiing  stehen  als  in  der  alten 
Welt.  Die  Verf.  gruppieren  ihre  niülisam  ge- 
wonnenen Ergebnisse  noch  weiter  nach  Na- 
tionalität, Berufen  usw.  und  vergleichen  sie 
auch  mit  europäischen  Ländern.  Danach 
bliebe  Deutschland  unter  der  amerikanischen 
Ziffer,  England  geht  ein  wenig  darüber, 
Belgien  und  Franlcreich  noch  melir.  In- 
dessen erstrecken  sich  die  europäischen  Er- 
gebnisse auf  eine  zu  kleine  Anzalil  von  Fa- 
milien, als  daß  sie  ganz  mit  den  amerika- 
nischen vergleichbar  wären. 

Eine  vom  Statistischen  Reichsamt 
(1907)  angestellte  Erhebung  (Reichsarbeits- 


blatt 1910.  Nr.  3)  über  Wirtschaftsrechnungen 
minderbemittelter  Familien  im  Deutschen 
Reich  umfaßte  852  Arbeiter-  und  Beamten- 
familien mit  einem  Einkommen  im  wesent- 
lichen von  1200—4000  M.,  konnte  aber  nur 
für  215  Familien  brauchbare  statistische  Er- 
gebnisse liefern.  Es  zeigten  sich  für  155  Ar- 
beiterfamilien und  60  Beamten-  und  Lehrer- 
familien folgende  Sonderergebnisse  über  den 
Verbrauch  alkoholischer  Getränke: 

Sämtliche  155  Arbeiterfamilien  wandten 
bei  einer  durchschnittlichen  jährlichen  Ge- 
samtausgabe von  1789,35  M.  den  Betrag  von 
86,30  M.  oder  4,8%  für  alkoholische  Ge- 
tränke auf,  sämtliche  50  Beamtenfamilien  bei 
einer  Gesamtausgabe  von  2850,89  M.  nur 
71.44  M.  oder  2,ö  %.  Nach  der  Wohlhaben- 
j  heit  gegliedert,  ergab  sich,  daß  bei  den  Ar- 
beiterfamilien mit  einer  jährlichen  Gesamt- 
I  ausgäbe  von  1600 — 2000  M.  auf  alkoholische 
I  Getränke  83,87  M.  oder  4,6  %,  bei  den  Be- 
amtenfamilien von  der  gleichen  Gesamt- 
ausgabe hingegen  nur  47,54  M.  oder  2,5  % 
auf  alkoholische  Getränke  entfielen.  Bei 
einer  beiderseits .  gleichen  Gesamtausgabe 
von  2000—3000  M.  wurden  von  den  Arbeiter- 
familien 98,12  M.  oder  4,3%,  von  den  Be- 
amtenfamilien 70,72  M.  oder  2,7  %  für  den 
gleichen  Zweck  aufgewendet.  Für  die  Frage, 
in  welchem  Verhältnisse  die  Ausgaben  für 
Alkohol  zu  denen  fiu-  Nahrungsmittel  stehen, 
zeigte  sich,  daß  im  Durchschnitt  in  sämtlichen 
Arbeiterfamilien  (niclit  nur  der  in  der  vor- 
erwähnten Sonderuntersuchung  betrachteten) 
unter  2000  M.  Jahresausgabe  für  alkoholische 
Getränke  im  Hause  oder  im  Wirtshaus  jähr- 
lich 62,46  M.  ausgegeben  wurden,  gegenüber 
23,50  M.  bei  sämtlichen  Beamtenfamilien. 
Das  sind  im  ersteren  Falle  8,02  %,  im  letz- 
teren Falle  3,18  %  sämtlicher  Ausgaben  für 
Nahrungsmittel.  Bei  einer  beiderseits  (für 
Beamten  und  Arbeiter)  gleichen  Jahresaus- 
gabe von  2000—3000  M.  entfielen  auf  die 
beiden  Familiengnippen  93,58  JH.  bzw. 
68,12  M.,  das  sind"  bei  den  Arbeitern  9,18  %, 
bei  den  Beamten  7,3  %  der  Nahningsmittel- 
ausgaben.  Diese  Zahlen  sind  aber  zweifellos 
zu  Idein;  denn  erstens  sind  die  Ausgaben  für 
Alkohol  außer  dem  Hause  nicht  miterfaßt, 
zweitens  ist  das  Erhebungsmaterial  zu  klein, 
drittens  sind  die  Familien,  die  genaue  An- 
sclireibungen  machen,  stets  die  solideren.  In 
Amerika  (Erhebungen  des  Arbeitsamtes  der 
Vereinigten  Staaten)  fand  man  nur  1,62  % 
der  Gesamtausgaben  bei  2567  Familien,  von 
denen  allerdings  1265  oder  49,5  %  abstinent 
waren;  ohne  diese  ist  der  Prozentsatz  bei  den 
anderen  3,19.  Eine  andere  Erhebung  von 
361  Arbeiterfamilien  in  New  York  ergab 
2,7 — 5,2  %  des  Einkommens  (steigend  mit 
höherem  Einkommen).  Der  höhere  Anteil 
der  Alkoholausgaben  am  Gesamtbudget  beim 
deutschen  Arbeiter  war  hervorstechend;  er 
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hat  dann  aber  —  schon  vor  dem  Kriege  —  I  teuerung  von  Lebens-  und  Ei-quickungs- 
gichtlich  nachgelassen  dank  der  Bemühungen  |  mittein  und  eine  durch  euphoristischc  Wir- 
dcr  Gewerbeaufsichtsbeamten  und  der ;  kling  des  Getränkes  herausüelockte  uii- 
Gegenwirkungcn  aus  den  Reihen  der  organi-  wirtschaftliche  Mehrausgabe  für  den  Ein- 
sicrten   Arbeiterschaft  selbst.      So  ist  in  zelnen. 

Deutschland  nach  der  amtlichen  Erhellung  Bei  der  ersteren  Frage  handelt  es  sich  um 
(vgl.  Rcichsarbeitsblatt,  1910  Nr.  3)  der  den  Nührwcrtverlust  und  um  die  Luxus- 
Bicrkonsum  in  den  Jahren  1900 — 1908  von  j  qualität,  die  bei  jedem  geistigen  Getränk  in 
12Ö.1  auf  111,2  pro  Kopf  der  Bevölkerung  starkem  Maße  vorhanden  ist.  Die  Kartoffel, 
und  der  Branntweinverbrauch  in  der  gleichen  die  Gerste,  das  Malz  haben  in  unvergorcner 
Zeit  von  4,4  auf  3,8  gewichen.  Der  Trink- i  oder  nicht  zu  Alkoholiet ranken  verarbeiteten 
verbrauch  an  Branntwein  zeigt  für  das  Be- 1  Form  einen  viel  höheren  Kalorienwert  für 
triehsjahr  1909/10  einen  Rückgang  um  genau  sehr  viel  billigeres  Geld;  die  Alkoholgewerbe 
ein  Drittel  gegenüber  dem  Betriebsjahr  sind  also  produktionsschädlich,  ilu-e  ,,Ver- 
1908/9,  nämlich  von  2650022  hl  auf  1783027,  edlungsarbeit"  hat  nur  sehr  bedingten  Wert, 
also  um  807595  hl,  d.  h.  pro  Kopf  der  Be-i  Neben  der  Frage  der  Verteuerung  aber,  die 
völkeniiig  von  4,21  auf  2,81,  also  um  1,41.  |  mit  dem  Luxus-  und  Genußproblem  aufs 
Aber  es  liegt  eine  neuere  Arbeit  vor  von  Dr.  A.  I  engste  zusammenhängt  und  an  dieser  Stelle 
Dassen  reiter,  der  den  Alkoholverbrauch  j  nicht  nussiebig  erörtert  werden  kann  und 
der  pewerblichen  Arbeiterschaft  untersucht ,  soll,  fallen  aber  andere  —  viel  zu  wenig  be- 
hat  (Verlag  .1.  Heimreich,  München  1917)  j  achtete  —  Fragen  der  unwirtschaflliohen 
und  zu  dem  Ergebnis  gelantrt,  daß  der  bisher  j  Mehrausgabe  beim  Alkohol  ins  Gewicht, 
angenommene  Satz  von  9 — 10%  der  Ge-  Das  ist  zunächst  der  Genuß  unnötiger,  ja 
samtausgaben  als  Ausgabeposten  für  alko-  schädlich  großer  Quantitäten.  Eine  patho- 
holische  Getränke  im  Arbeiterhaushalt  rieh-  i  logische  Gier  verursacht  den  Trunk  ungc- 
tig  ist  und  eher  als  zu  niedrigzu  bezeichnen  ist. ,  heurer  Mengen.  Wenn  wir  von  den  oben  go- 

Die  Kriegsjahre  brachten  ja  dann  eine  I  gebenen  Ziffern  der  deutschen  Erhebung  aus- 
völlige Umwälzung  dieser  Ziffern,  können  gehen,  so  ist  zu  berücksichtigen  (wie  auch 
aber  als  unnormale  Erscheinung  )üer  in  die  amtliche  Denkschrift  hervorhebt),  daß 
keiner  Weise  zur  Erörterung  und  Lösung  der  auch  in  den  hier  behandelten  Arbeiterfami- 
Frage  des  Alkoholismus  hcrangezoRcn  werden,  lien  die  Ausgabe  eine  unterdurchschnittliche 

Es  ist  bei  der  immerhin  zuzugebenden  i  ist ;  denn  der  Bierverbrauch  dieser  Familien 
Spärlichkeit  der  Ermittlungen  aus  dem  '  beträft  auf  den  Kopf  60,7  1,  wahrend  auf 
Privathaushalt  von  wesentlichem  Interesse,  den  Kopf  der  Reichsbevölkerung  118  1  ent- 
ziffern des  Gesamtkonsums  an  alkoho-  fallen.  Aus  der  Tatsache  aber,  daß  es  sich  inir 
lischen  Getränken  —  wiederum  natürlich  um  155  Arbeiter-  und  00  Beamtenfamilien 
nach  Vorkriegszahlcn  —  liier  mitzuteilen.    |  (=  215  aus  der  Gesamtzahl  von  852  Fami- 

Der  Direktor  des  Statistischen  Amtes  der  I  lien)  handelt,  deren  Aufzeichnungen  über  AI- 
Stadt  Lübeck  Dr.  Hartwig  kam  auf  eine  koholausgabcn  für  statistische  Zwecke  brauch- 
jährliche Gesamtausgabe  von  3565  Mill.  M.  bar  waren,  ergibt  sich  ohne  weiteres,  daß 
oder  54,18  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  man  es  da  mit  einer  Elite  sorgsamer  Haus- 
Männer,  Frauen,  Ivinder  eingerechnet.  Die  Wirtschaft  zu  tun  hat;  nur  in  Nichttrinker- 
Hauptsumme  wird  dem  Bier  geopfert,  familien  sind  nach  allgemeiner  Erfahning 
1911  wurden  09.99  Mill.  hl  (106,4  1  auf  den  so  genaue  Aufzeichnungen  der  Ausgabewirt- 
Kopf)  verbraucht,  das  sind  für  rund  2800  schaft  zu  erwarten.  Es  zeigte  sich  weiter,  daß 
Mill.  M.,  den  Liter  zu  40Pf.  Vorkriegsnreis  ge- '  in  den  60  Beamtenfamilien  der  Prozent- 
rechnet. Der  Branntweinverbraucli  crfor-'satz  in  den  verschiedenen  Wohlhabenheits- 
derte  1911  1933532  hl  reinen  Alkohol,  den  i  klassen  (von  1600—5000  M.)  sich  ziemlich 
Hartwig  sehr  niedrig  mit  2  M.  für  den  Liter  gleichblieb  —  er  ging  von  2,6  auf  2,4  % 
ansetzt.  Das  ergibt'387  Mill.  M.  für  Brannt-  zurück,  —  während  er  in  den  am  schlech- 
wein,  5,8  M.  auf  den  Kopf.  Sind  die  Angaben  !  testen  gelohnten  Arbeiterklassen  5,6% 
für  Bier  und  Branntwein  absolut  genau,  so  1  betrug  und  dann  weiter  nach  oben  auf  4,3  % 
trifft  das  beim  Wein  nicht  zu,  wegen  der  j  zurückging.  Je  zahlreicher  die  Familie  ist, 
außerordentlich  schwankenden  Erträgnisse,  i  um  so  größer  werden  die  Alkoholausgaben. 
Das  Statistische  Amt  schätzte  den  Verbrauch  |  Zwei  Wirtschaftsrechnungen  höherer  Beam- 
auf  378,3  Mill.  1.  Dr.  Hartwig  setzt  den  sehr  ter  mit  Einkommen  bis  10000  M.  zeigen  für 
geringen  Preis  von  1  M.  für  den  Liter  an  und  '  Alkoholausgaben  einen  Prozentsatz  von  4,4  % 
kommt  so  auf  378,3  Mill.  M.,  also  im  ganzen  \  bis  6  %  der  Ausgaben  ('ebenfalls  nach  einer 
3565,3  Mill.  M.  nach  Goldwährung.  |  amtlichen    Verölfentlicnung    des  Statist. 

Li  dieser  Summe  liegt  neben  Kapitalver-  Amtes).  908  i.  J.  1903  erhobene  Berliner 
zinsung  für  Unternehmer,  Lohn  für  Ange-  ]  Haushaltungen  ergaben  6,64  %,  44  Nürn- 
stellte  und  Arbeiter  in  den  Alkoholgewerben  berger  Haushaltungen  einen  solchen  von 
vor  allem  eine  starke  unwirtschaftliche  Ver- '  9,53  %. 


220 


Alkoholismus 


In  den  ganz  soliden  Familien,  zu  denen 
wir  jene  zählen  müssen,  denen  wir  die  ge- 
nauen Aufzeichnunfren  verdanken,  gibt  man 
also  nur  etwa  1—4  %  der  Gesamtausgaben 
im  Jahre  für  Alkohol  aus.  Für  das  Gros 
derjenigen,  die  diese  Ausgaben  nicht  auf- 
zeichnen und  die  der  alten  „Mäßigkeit" 
huldigen,  darf  demgemäß  eine  Ausgabe  von 
mindestens  10%  noch  immer  als  zutreffend 
gelten.  Das  aber  heißt,  daß  diese  Familien 
ebensoviel  für  Alkoholika  ausgaben,  wie  man 
für  Brot  oder  für  Milch  in  normalen  wohl- 
habenden Familien  ausgibt,  und  daß  weite 
Kreise  des  deutschen  Volkes  einen  gleichen 
Prozentsatz  für  Alkoholika  ausgaben  wie  für 
Fleisch,  Schinken,  Speck  und  Wurst  zu- 
sammen, da  auch  hierfür  nach  der  1907er  Er- 
hebung in  Arbeiter-  und  kleinen  Beamten- 
kreisen nur  10—12  %  aufgewendet  wurden. 
Man  ersieht  daraus,  daß  eine  solche  Ausgabe 
rein  wirtschaftlich  viel  zu  hoch  ist  und 
daß  man  rein  wirtschaftlich  auf  3  %  zurück- 
gehen kann,  ohne  den  „Genuß  ein- 
zubüßen". 

Bei  diesen  Erhebungen  handelte  es  sich 
immer  um  Prozentsätze  der  Gesamtausgaben. 
Andere  Erhebungen  beziehen  sich  auf  Prozent- 
sätze des  Einkommens  und  sind  also  mit  den 
bisher  angeführten  nicht  ohne  weiteres  ver- 
gleichbar, dienen  aber  zur  Stütze  des  Gesamt- 
bildes. So  hat  1907  in  Lübeck  eine  Erhebung 
von  Haushaltsrechnungen  stattgefunden:  43 
Haushaltungen  mit  einem  Jahreseinkommen 
bis  zu  3000  M.  haben  ein  ganzes  Jahr  lang  für 
das  Statistische  Amt  über  jede  noch  so  kleine 
Tageseinnahme  und  -Ausgabe  Buch  geführt. 
Schon  die  Ausdauer,  mit  der  diese  mühevoUe 
Anschreibung  durchgeführt  wurde,  zeigt,  daß 
es  sich  nur  um  sehr  ordentliche  Familien  ge- 
handelt hat.  Bei  12  dieser  Familien,  die  aufs 
Geratewohl  herausgegriffen  wurden,  ist  der 
Aufwand  für  Alkohol  auf  1—10%  berechnet 
worden.  Else  Conrad  untersuchte  "22  .Vrbeiter- 
familien  Münchens  und  fand  Sätze  von  12,8% 
im  Durchschnitt.  Der  .\bwehrbund  gegen  die 
Ausschreitungen  der  Abstinenz  benutzte  zu 
einer  graphischen  Darstellung  Berliner  Statistik 
H.  3,  Lohnermittlungcn  usw.  (Stankiewicz)  und 
kommt  zu  folgenden  Angaben: 

Einkommen  Ausgaben  für 

Alkohol: 

900— 1300  M.  5.2% 
1300— 1700  ,,  6,4  ,, 

1700— 2100  ,,  7,6  „ 

2100—2600  ,,  7,7  „ 

Das  ist  im  Durchschnitt  6,7  %.  Ohne  Zweifel 
sind  das  auch  da  nur  ganz  sohde  Auskunft- 
gebende. 

Besonders  nach  diesem  letzteren  Zeugnis 
ist  also  die  Annahme  eines  Durchschnitts- 
satzes von  6  %  Alkoholausgaben  bei  ordent- 
lichen und  „mäßigen"  Leiiten  auf  das  Ein- 
kommen sicherlich  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch 
gegriffen. 

Da  nun  das  Gesamteinkommen  im  Deut- 


schen Reich  vor  dem  Kriege  bekanntlich  auf 
30 — 35  Slilliarden  M.  berechnet  worden  ist, 
so  ergibt  sich  abschließend  folgende  Be- 
lastung des  Privathaushalts  durch  den  Al- 
koholismus: 

Nehmen  wir  die  Zahl  von  30  Milliarden 
an,  so  bedeuten  diese  6%  1>8  Milliarden  M. 
Dies  würde  die  Ausgabe  der  „Mäßigen"  sein. 
Da  aber  3 1/2  Milliairden  M.  für  Alkoholika 
ausgegeben  worden  sind,  so  steckt  darin  eine 
Unmäßigkeitsausgabe  von  li/i — 2  Milli- 
arden !  Dies  dürfte  heute  eine  Bedeutung  von 
10—15  Milliarden  M.  haben. 

Was  durch  diese  unwirtschaftUche  Ausgabe 
verhindert  wird  und  welchen  anderen  Ausgaben 
diese  im  Wege  steht,  dafür  gibt  es  auch  inter- 
essante Zeugnisse:  Es  ist  an  der  Hand  sta- 
tistischer Angaben  über  ostpreußische  Arbeiter- 
familien (von  Mulert)  gezeigt  worden,  wie  genau 
niedrige  -Mkoholausgaben  mit  höheren  Klei- 
dungsausgaben für  Frau  und  Kinder  einhergehen 
und  umgekehrt.  Durch  authentische  Dokumente 
von  Dr.  Michael  Schacherl  in  Graz  über  die 
Erfahrungen  bei  einem  viermonatigen  Bier- 
boykott wird  dies  ganz  einwandfrei  bestätigt. 
Wir  entnehmen  seinen  Mitteilungen  von  Arbeiter- 
stimmen wörtlich  das  Folgende: 

Ein  Vertrauensmann  (Glasarbeiter)  schreibt: 
Viele  Kollegen  erklären,  daß  sie  nicht  geglaubt 
hätten,  daß  sie  ohne  Bier  arbeiten  könnten. 
Die  Leute  gehen  mehr  in  ihrer  freien  Zeit  in 
die  Wälder;  die  ein  Rad  haben,  fahren  hinaus. 
Frauen  sagten  mir:  ,,Wenn  nur  der  Bierstreik 
recht  lange  anhalten  möchte;  wenigstens  können 
wir  den  Kindern  für  den  Winter  Kleider  und 
Schuhe  kaufen,  was  sonst  aufs  Bier  aufgegangen 
wäre."  Ein  Vertrauensmann  in  einem  Orte, 
wo  eine  Zündwarenfabrik  ist:  „Die  Leute  erholen 
sich  auswärts  besser,  wie  auch  viele  Arbeiter 
bestätigen,  daß  sie  sich  leichter  fühlen.  Für 
Kleidungsstücke  für  Frauen  und  Kinder  wird 
mehr  getan."  In  gleicher  Weise  wird  aus  anderen 
Orten  berichtet,  "'die  Lebenshaltung  habe  sich 
gehaben,  andere  Bedürfnisse  werden  befriedigt, 
für  die  bis  dahin  das  Geld  fehlte,  jeder,  der  ein 
Bierstreiker  ist,  habe  mehr  Geld  als  früher,  die 
Frauen,  die  den  Bierboykott  verewigt  wünschten, 
kämen  besser  aus  und  würden  besser  behandelt 
und  gehalten.  Der  Konsumverein  in  einer 
größeren  Stadt  hatte  in  dieser  Zeit  einen  um 
3000  Kr.  höheren  Umsatz. 

Diese  normalen  Wirkungen  und  wirt- 
schaftlichen Verknüpfungen  haben  sich  in 
Deutschland  durch  die  Wertwandhing  der 
Waren  und  Arbeitstätigkeiten  verschoben, 
aber  von  ihrer  grundsätzlichen  Bedeutung 
nichts  eingebüßt.'  Die  Zeit  von  1920/21  zeigt 
schon  wieder  die  Einstellung  auf  die  sozial- 
wirtschaftlichen Maximen  der  Vorkriegszeit, 
nur  mit  dem  TJnterscliiede,  daß  der  Mittel- 
stand, und  namentlich  der  geistige  und  ge- 
bildete, infolge  seiner  bitteren  Notlage  vom 
Alkoholkonsiim  fast  ganz  ausgeschaltet  wird, 
der  neue  Reichtum  aber  und  auch  die  Ar- 
beiterschaft sich  ihm  wieder  in  zum  Teil 
recht  hohem  Maße  erschließen. 
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Die  la-asseste  Folpe  der  Belastung  des 
Privatliaushalts  schließlich  ist  die  offeasicht- 
liclic  Verarmung. 

Dieser  Einfluß  des  Alkoholgcnusscs  auf  die 
Verarmung  (Anheimfallen  an  die  üffentliclie 
Armenversorgung)  wird  von  Popert  (für  Ham- 
burg) auf  50%  a"<f  Verarmungsfälle,  von 
Püttcr  auf  90%  gerechnet,  und  eine  Reihe  von 
Städten,  die  ich  befragte,  schätzte  diesen  Pro- 
zentsatz auf  20—30%,  ja  50%.  In  dem  Bremer 
Bericht  für  1912  wird  beispielsweise  mitgeteilt: 
Insgesamt  wurden  in  Bremen  von  der  Armen- 
pflege (i204  Armenparteien  unterstützt,  davon 
inforgo  von  Trunksucht  844  =  13,6 "/(,.  Die 
Gesamtunterstützungen  haben  16.33453  M.  bo- 
tragen, davon  infolge  von  Trunksucht  272181  M. 
=  16,7  %.  Für  (Tie  offene  Armenpflege  sind 
620368  M.  aufgewendet  worden,  davon  infolge 
von  Trunksucht  139766  M.  =  22,5%.  Diese 
Prozentsätze  beziehen  sich  also  nur  auf  die 
notorisch  als  Ursache  erwiesene  „Trunksucht" 
(nicht  auf  Alkoholgenuli  als  wesentlich  mit- 
wirkende Ursache!). 

Unger  hat  auf  Grund  der  Summen,  die  die 
Stadt  lilbing  ausgibt,  sich  den  Prozentschätzungen 
der  anderen  Gewährsmänner  durchaus  ange- 
schlossen und  Rolffs  hat  auf  Grund  der  Zahlen 
von  Osnabrück  sich  dahin  geäußert,  daß  eine 
Belastung  mit  40%  keineswegs  überschätzt 
ist.  Er  schätzt  ungefähr  wie  Laqucr,  der  eine 
Gesamlbelastung  für  Deutschland  von  50  Mill. 
annimmt,  diese  Belastung  in  einer  privaten 
Zuschrift  an  mich  auf  48  Slill.  M.  Kappelmann 
erklärt  ausdrücklich,  daß  die  Städtestatistiken 
die  den  so  geringen  Prozentsatz  von  2—20% 
angeben,  als  falsch  zu  bezeichnen  .sind,  denn  es 
handelte  sich  ja  hier  nicht  um  zählbare  Er- 
mittlung von  Ursachen,  sondern  um  Beurteilung. 
Diese  Beurteilung  krankt  vielfach  an  der  falschen 
oder  unklaren  Bcgriffsbildung  in  den  Kragen 
des  Alkohnlismus  (vgl.  oben  sub  I,  1),  indem 
man  einmal  nur  ,, Trunksucht"  und  nicht  ,, Alko- 
holismus", ein  andermal  nur  akute  und  nicht 
auch  chronische  Alkoliolisierung  mit  einbezieht. 
Stadtrat  Muensterberg,  der  langjährige  Leiter 
der  Berliner  Armenpflege,  hat  sich  dahin  aus- 
gesprochen, daß  mehr  als  die  Hälfte  aller  Männer, 
die  für  sich  oder  ihre  Kamille  der  Armenpflege 
bedürfen,  dem  Trunk  ergeben  sind. 

Die  Tatsaehe  der  „Verarmung"  im  öffent- 
liclirccht Hellen  Sinne  ist  aber  nur  der  letzte 
handgreifliche  Akt  eines  lange  schleichenden, 
oft  latenten,  hin  und  wieder  aufflackernden, 
aber  sicher  zum  Ruin  schreitenden  wirt- 
schaftliclien  Niederganges  des  Einzelnen  und 
gegebenenfalls  seiner  Familie. 

c)  Alkohol  und  Staatshaushalt. 
Der  Alkoliolgenuß  wird  vom  Staate,  von  den 
Kommunen  und  von  den  Vertretern  der 
öffentlichen  Meinung  (Presse!)  nur  mit 
großer  Scheu  gelegcntlicii  ancegriffen,  und 
zwar  weil  man  in  dem  Alkoholkapital  wie  in 
dem  Alkoholkonsum  hervorragend  ergiebige 
Steuerobjekte  erblickte  (Alkoholsteuern  und 
Alkoholzölle,  Vergnügungssteuern,  Inseraten- 
einnahmen, Inseratensteuern  usw.^.  Aber 
es  erhebt  sich  die  Frage,  ob  diese  Emnahmen 
nicht  in  einer  von  den  Schäden  des  Alko- 


holismus befreiten  Wirtschaft  ai;s  anderen 
Quellen  erflicßen  können  oder  aber  infolge 
Minderung  der  öffentlichen  Ausgaben  teil- 
weise sich  ersparen  lassen. 

Es  ist  interessant,  daß  gerade  ein  russischer 
I  Finanzminister  —  Bark  —  im  März  1914  es 
war,  der  in  einem  Rundschreiben  über  seine 
wesentlichsten  Ressortaufgaben  darauf  hinwies, 
daß  die  Verbreitung  der  Nüchternheit  unter 
der  Bevülkerun|  die  llauptaufgabe  des  Resorts 
bilde.  Er  sei  der  festen  Überzeugung,  daß  die 
durch  die  Enthaltung  von  geistigen  Getränken 
ersparten  Volksmittcl  neue,  vollkommen  zu- 
verlässige Geldquellen  zur  Deckung  der  an- 
wachsenden Staatsausgabon  eröffnen  werden. 
Bark  fordert  zum  Schluß  dazu  auf,  .illo  gesetz- 
mäßigen Petitionen  der  Dorfgemeinden  nach 
Abschaffung  oder  Nichlzula.ssung  des  Brannt- 
weinvorkaufs wohlwollend  zu  berücksichtigen. 

Wenn  wir  die  übermäßigen  Belastungen 
ansehen,  die  die  ganze  Volkswirtschaft  durch 
den  Alkohol  erleidet,  wie  sie  einen  ungeheuren 
Ballast  unproduktiver  Kostgänger  mit  sich 
schleppen  und  ernähren  muß,  so  kommt  man 
sogar  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Alkohol- 
steuern dem  gegenüber  verhältnismäßig  viel 
zu  niedrig  sind.  Niedrig  gerechnet  kamen 
in  das  fiskalische  Konto  mindestens  (in  Vor- 
kriegsgeld) 30 -Mill.  Branntwein-,,Liel)e.sgabe", 
152'/2  Mill.  für  Strafrechtspflese  und  Straf- 
vollzug, 56  Mill.  für  Armenpflege  und  Für- 
sorgetätigkeit, ein  nicht  genau  festzustellender 
Teil  von  165 '/j  Hill.,  die  die  Kranken-  und 
Invalidenversicherung  atif  diesem  Konto  zu 
decken  hat,  ein  großer  Teil  der  Unterhaltung 
der  Krankenhäuser  und  Anstalten  für  Geistes- 
kranke, so  daß  kaum  ein  größerer  Betrag 
mehr  durch  andere  Steuern  gedeckt  zu 
werden  braucht,  —  und  das  in  einer  Volks- 
wirtschaft, die  dann  viel  kräftiger  dasteht 
und  aus  den  6 — G  Milliarden  Mehrwert  leicht 
das  Erforderliche  aufbringen  konnte. 

Kassowitz  sa^t  im  Hinblick  auf  die  Schä- 
digungen des  Alkoholismus  für  Gesundheit, 
Lebensdauer,  Arbeitskraft: 

„Soviel  ist  klar,  daß  diese  Momente  alle 
das  eine  miteinander  gemein  haben,  daß  sie 
die  Steuerkraft  der  von  ihnen  betroffenen  auf 
ein  Minimum  herabsetzen  oder  vollständig 
aufheben;  und  so  würde  sich  der  Gewinn,  den 
die  Gemeinwesen  aus  der  Besteuerung  des  Volks- 
giftes zu  ziehen  glauben,  wenn  eine  Berechnung 
ausführbar  wäre,  von  den  ideellen  Einbußen 
abgesehen,  ganz  sicher  auch  schon  rein  geld- 
mäßig in  einen  effektiven  Verlust  verwandeln." 

d)  Volkswirtschaftliches  Konto  der 
Alkoholerzeugung  und  des  Alkohol- 
verbrauchs. Für  die  Erzeugung  alkolio- 
lischer  Getränke  ist  zunächst  wertvoller 
Boden  nötig.  Deutschland  stellte  für  Wein- 
bau 1914  eine  Fläche  von  101952  ha  zur 
Verfügung  (1910  waren  es  noch  112506  ha, 
während  des  Krieges  ging  die  Fläche  auf 
689371.  J.  1918  zurück).  Für  Bier  wird  Gerste 
und  Hopfen  gebraucht  —  der  Hopfen  nahm 
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1914  eine  Erntetläche  von  27685  ha  ein  I 
(1910:  29000,  1918  auf  11090  zurückgegan- 
gen), für  Branntwein  werden  Kartoffeln  und 
Getreide  verwendet.  Der  Rückgang  während 
der  Kiiegsjalire  kann  natürlich  nicht  als 
Norm  gelten.  In  einer  auf  die  Zahlen  von 
1910  sich  stützenden  Berechnung  bin  ich  zu 
dem  Ergebnis  gelangt,  daß  die  drei  Sorten 
der  alkoholischen  Getränke  zusammen  eine 
Fläche  von  nind  1250000  ha  beanspnichen, 
was  fast  soviel  ist  wie  das  gesamte  Acker- 
und  Gartenland  von  Württemberg  und 
Hessen  zusammengenommen.  Die  für  das 
Alkoholgewerbe  —  unmittelbar  und  mittel- 
bar —  tätigen  Personen  müssen  für  den 
gleichen  Zeitpunkt  auf  rund  1800000  Men- 
schen angenommen  werden. 

Die  Produktionsziffeni  für  Wein,  Bier, 
Branntwein  werden  an  anderen  Stellen  dieses 
Handwörterbuchs  gegeben,  ebenso  die  Ver- 
brauchsziffern. Hier  interessiert  nur  die 
Feststellung,  daß  der  Bierverbrauch  bis  1913 
nur  stellenweise,  aber  nicht  im  Reichsdurch- 
schnitt zurückgegangen  ist,  der  Verbrauch 
von  Trinkbranntwein  bis  1913  einen  sicht- 
baren Rückgang  aufzuweisen  hatte.  Wäh- 
rend des  Krieges  war  der  Rückgang  außer- 
ordentlich erheblich,  für  deu  Alkoholismus 
also  zeitweise  sehr  bedeutsam,  aber  vermut- 
lich keine  Dauererscheinung,  weil  nur  auf 
äußeren  Gründen  beruhend. 

Während  man  beim  Wein  noch  zweifel- 
haft sein  könnte,  ob  die  Weinberge  für  andere 
Erzeugnisse  als  ebenso  hochwertig  gelten 
dürfen  —  Obst  wäre  ein  sehr  nützlicher  Er- 
satz! — ,  so  ist  für  Bier  und  Branntwein  ohne 
Zweifel  die  Bodennutzung  eine  Vergeudung, 
da  aus  Gerste  und  Kartoffeln  ohne  Vergällung 


und  Gärung  sehr  viel  wertvollere  Nahrungs- 
mittel gezogen  werden  können,  und  zwar 
Nahrungsmittel,  die  dringend  für  den  deut- 
schen Bedarf  gebraucht  werden.  Der  Nähr- 
wertverlust von  35  %  beim  Verbrauen,  von 
100  %  beim  Vergällen  bedeutet  bei  den  Vor- 
kriegsziffem  einen  Nahrungsverlust  von  280 
Millionen  Goldmark. 

Prof.  v.  Gruber  führt  in  dieser  Hinsicht 
näher  folgendes  aus:  „Verglichen  mit  der  Ver- 
wertung der  Gerste  zur  Herstellung  von  Bier 
ergibt  sich  also  ein  Gewinn  von  39919  Tonnen 
Eiweiß  =  26,8%,  und  von  0,790  Billionen 
Kalorieen  =  16,04%.  Es  ist  ersichtlich,  daß 
insbesondere  eine  große  Verschleuderung  von 
Eiweiß  mit  der  Bierbereitung  verbunden  ist  .  .  . 
Die  Kartoffelernte  vom  bisherigen  Bierland 
würde  der  menschlichen  Ernährung  144407,3 
Tonnen  verdauliches  Eiweiß  und  8051  Billionen 
verdauliche  Kalorieen  liefern.  Dies  gibt  gegen- 
über der  Verwertung  des  Ackerbodens  für  die 
Biergewinnung  ein  Mehr  von  96456  Tonnen 
Eiweiß  und  4933  Billionen  Kalorieen,  d.  h.  6,1  % 
des  physiologischen  Eiweißbedarfes  der  68  Mil- 
lionen deutscher  Bevölkerung  von  1605000 
Tonnen  und  8,7  °'a  ihres  Kalorieenbedarfes 
von  56,75  Billionen.  Gegenüber  dem  Defizit 
von  0,402  Millionen  Tonnen  Eiweiß  bedeutet 
der  Gewinn  von  96456  Tonnen  Eiweiß  23,99%, 
also  fast  ein  Viertel!  —  und  gegenüber  dem 
Kalorieendefizit  von  6,91  Billionen  136,23%, 
d.  h.  einen  Überschuß  von  mehr  als  einem 
Drittel!" 

Beim  Branntwein  handelt  es  sich  nament- 
lich um  Vernichtung  von  700000  Doppelzentner 
Zucker  im  normalen  Brennjahr  der  Vorkriegs- 
zeit in  Deutschland  und  um  große  Getreide-  und 
Kartoffelmengen. 

Hinzukommt  das  Konto  der  Handels- 
bilanz, das  1912  sich  folgenderweise  gestal- 
tete: 


Emfuhi  1912 

Ausfuhr  1912 

dz 

Mill.  JI. 

dz 

Mill.  M. 

9,937 

321  635 

i3-3"6 

I  345  473 

65,910 

222  618 

24,117 

(einschl.  Schaumwein) 

393  884  hl 

629  769  hl 

14,183 

8,427 

627  dz 

0,023 

535  116  dz 

16,365 

Einer  großen  Mehrausfuhr  von  Bier  (für 
22  Mill.  M.)  und  einer  kleinen  von  Branntwein 
(für  3  Jlill.  M.)  steht  eine  große  Mehreinfuhr 
von  Wein,  Most,  Schaumwein  gegenüber  (für 
42  Mill.  M.),  so  daß  10-17  Mill.  M.  noch  ans 
Ausland  abzugeben  sind,  obwohl  wir  soviel 
unserer  Bodenerzeugnisse  schon  für  die  Her- 
stellung alkoholischer  Getränke  verwenden. 

Bei  der  ungünstigen  Gestaltung  der  deut- 
schen Valuta  nach  Kriegsende  gewann  die 
Einfuhr  von  alkoholischen  Getränken,  ob- 
wohl erheblich  geringer  geworden  als  vor 
dem  Kriege,  infolge  des  großen  Bedarfs  an 
ausländischen  Nahrungsmitteln  eine  für  die 
Wirtschaftslage  Deutschlands  höchst  ge- 
fährliche Bedeutung. 


Dem  steht  auch  nicht  die  Erwägung  ent- 
gegen, daß  die  Alkoholgewerbe  aus  volks- 
wirtschaftlichen Gründen  besondere  Scho- 
nung verdienen.  Es  handelt  sich  hier  nicht 
um  die  wirtsehaftlicli  wertvollsten  Betriebe. 
Die  Abhängigkeit  des  Wirtsgewerbes  vom 
großen  Alkoliolkapital  ist  ein  (3^egenstand  er- 
heblicher Klagen  geworden,  die  Arbeiter- 
schaft des  Braugewerbes  ist  keineswegs  über- 
durchschnittlich gut  gelohnt,  dafür  aber 
überdurchschnittlich  großen  Gesundheits- 
und Unfallgefahren  ausgesetzt.  Die  lieber- 
Schüsse  der  Bier-  und  Branntweinerzeugung 
für  die  Viehfütterung  — Treber  und  Schlampe 
—  können  durch  Kartoffeltrocknung  oder 
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durch  andere  Verwendungsart  der  Urstoffe 
erhalten  oder  durch  anderes  ersetzt  werden. 

Die  wirtschaftlichen  Schädigungen  durch 
das  Trinken  im  Ueljermaß,  durch  die  unwirt- 
schaftliche Verteiicruii},',  durch  die  Herab- 
setzung der  Qualität  und  Quantität  der  Ar- 
beitslcistune,  durch  Krankheit,  frülizcitigen 
Tod,  Unfall,  Kriminalität,  Verarmung  und 
Fürsor(.'ebediirftii;kcit  sind  schon  in  frUlieren 
Abschnitten  erwähnt  worden.  Sic  ergeben 
nach  sorgfältiger  Schätzung  einen  talsäch- 
lichen Schadensbetrag  von  fast  4  Milliarden 
Goldmark  für  die  deutsche  Wirtschaft '). 

Der  gesamte  Alkoholkonsum  wurde  vor 
dem  Kriege  in  Deutschland  auf  3'/^  Milliarden 
Goldmark  geschätzt.  Nach  einer  auf  dem 
deutschen  Bankiertag  1920  mitgeteilten 
Schätzung  soll  der  zu  dieser  Zeit  gültige  In- 
landswert des  iälirlichen  Verbrauchs  an  Al- 
kohol und  Tabak  35  Milliarden  Mark  be- 
tragen. 

Uobcr  den  Alkoholverbrauch  in  den  anderen 
Kulturstaaten  liegen  Uebersichten  von  11)05 
und  1910  vor,  nämlich  eine  Erhebung  über 
den  Alkoholverbrauch  in  den  bedeu- 
tendsten Kulturstaaton  von  den  Professoren 
Struvo  und  Dr.  Schulze-Bcsso  vom  Institut 
für  GUrungsgowerbe  aus  dem  Jahre  1005  und 
eine  neuere  derartige  aber  nicht  so  umfassende 
Zusammenstellung  vom  Reichsarbeitsblatt  (1910, 
Heft  3^.  Nach  den  19ü5or  Mitteilungen  verteilte 
sich  die  ermittelte  Gesamtalkoholmenge  auf  die 
drei  Ilauptgetränke  Wein,  Branntwein  und  Bier 
wie  folgt;  Der  Weinalkohol  hat  mit  4,16-4,99  1 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  und  Jahr  stets  die  erste 
btelle  eingenommen,  auf  ihn  folgt  der  Branntwein- 
alkohol mit  3,30—3,45  1,  und  an  letzter  Stelle 
kommt  der  Bieralkohol  mit  2,53—3,17  1.  Die 
durchschnittliche  Menge  des  konsumierten  Bieres 
stieg  von  55,5  auf  71,31 1.  ebenso  der  Weinkonsum 
von  "24,4  auf  28,63  I,  während  der  Branntwein- 
konsum in  den  letzten  10  Jahren  etwas  zurück- 
gegangen ist,  von  6,94  auf  6,7  !.  An  der  Spitze 
der  berücksichtigten  Kulturländer  marschierte 
in  bezug  auf  den  Alkoholkonsum  Frankreich 
mit  16,16-21,19  1.  Ihm  folgte  in  einem  Ab- 
stände von  etwa  6  I  Italien,  daran  reihte  sich 
mit  11,09-13,16  1  Belgien,  dicht  gefolgt  von 
der  Schweiz  mit  einem  bis  auf  13,1  1  gesteigerten 
Durchschnittskonsum.  Dann  kam  mit  10,31 
bis  11,55  1  Großbritannien,  nahezu  gleich  mit 
Dänemark.  An  siebenter  Stelle  stand  Deutsch- 
land mit  8,94—9,51  1,  das  also  erheblich  unter 
dem  Gesamtdurchschnitt  lag.  Oesterreich- 
Ungarns  Alkoholkonsum  hatte  sich  von  7,51  auf 
9,33  1  vermehrt;  relativ  die  bedeutendste  Steige- 
rung wies  Schweden  aul  und  zwar  von  4,69  bis 
6.31 1.  Auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
verzeichneten  damals  ein  beträchtliches  Anwach- 
sen von  5,1  auf  6,781.  Rußlands  Verbrauch  an  Al- 
kohol war  zurückgegangen  von  3,33  auf  2,521:  un- 
wesentlich endlich  erschien  die  Zunahme  in  Nor- 
wegen von  2,22  auf  2,341.  Als  Biertrinker  nahmen 


Nähere  Nachweise  in  meiner  Schrift  ,,Das 
Konto  des  Alkohols",  wo  jedoch  der  Schaden- 
betrag durch  Herabsetzung  der  Arbeitsleistung 
sogar  auf  1000,  nicht  auf  110  Mill.  M.  lauten  muß. 


1 1905  die  Belgier  und  Engländer  den  ersten  Platz 
ein,  ihnen  folgte  an  dritter  Stelle  der  Deutsche,  es 
kamen  dann  Dänemark,  die  Vereinigten  Staaten, 
dio    Schweiz,    Oesterreich-Ungarn,  Schweden, 

I  Frankreich,  Norwegen,  Rußland  und  Italien. 
Im  Branntweingenuß  stand  Dänemark  obenan; 

j  ihm  folgte  Österreich-Ungarn.  Deutschland  stand 
1905  an  dritter  Stelle,  während  es  1900  noch  an 
fünfter  stand. 

Diese  Verhältnisse  haben  sich  jetzt  sicherlich 
erheblich  verschoben,  aber  neuero  Vergleichs- 

I  daten  sind  mir  nicht  bekannt.] 

4.  Das  sozialpsychologische  Moment  des 
Lebensgenusses.  .Mit  der  Feststellung  eines 
wirt.schatllichen  Verlustkontos  ist  naturgemäß 
noch  nicht  der  letzte  Rest  des  Problems  gelöst. 
Denn  auch  in  dieser  Frage  darf  sicherlich  nicht 
im  Materiellen  stecken  geblieben  werden  und 
es  muß  zum  mindesten  die  Frage  ins  Auge 
gefaßt  werden,  ob  die  durch  irgendwelche,  wenn 
auch  täuschende,  Mittel  hervorgerufene  Lebens- 
freude und  Beflügelung  gewisser  ideeller  oder 
physischer  Kräfte  nicht  auch  sozial  und  wirt- 
schaftlich von  Bedeutung  sein  kann.  Das  ist 
gewiß  in  irgendeinem  .\usniaß  der  Fall,  aber  ob 
dieses    Ausmaß    hinreicht,    das  Verlustkonto 

I  auch  nur  einigermaßen  zu  modifizieren,  ist  die 
grolio  Frage.  Der  Arzt  Dr.  Sternberg  und  andere 
Verteidiger  des  Alkoholgenusses  weisen  auf  dio 
appetitanregende,  vcrdauungfijrdernde  und  dio 
geistig  oder  künstlerisch  beflügelnde  Wirkung 

I  des  Alkoholgenusses  hin  und  ziehen  daraus  über- 
aus weitgehende  Schlüsse,  die  jedoch  ganz  in  die 
Irre  gehen.  Daß  der  Alkohol  ein  Stimulans, 
auch  für  ^Vrbeitsleistung  ist,  wurde  schon  oben 
8ub  II  3  a  gezeigt.  Von  einer  gewissen  medi- 
zinischen Heilwirkung  ist  er  und  als  ,, Medizin" 
in  weiterem  Sinne,  die  in  schweren  Lebenslagen 
durch  Euphorie  Erleichterung  schafft,  darf  er 
sehr  wohl  gelten.  Aber  die  grundsätzliche  An- 
erkennung der  Trink^itten  aus  diesem  Grunde 
hieße  jeden  —  auch  den  Ungebildeten  —  zu 
seinem  eigenen  Arzt  machen  und  müßte  folge- 
richtig auch  die  Freigabe  aller  Narkotika 
(Morphium.  Kokain  u.  dgl.)  für  den  täglichen 
Genuß  zur  Folge  haben  —  ein  so/ialpsychologisch 
und  volkswirtschaftlich  unmögliches  Ergebnis. 
Die  Reinheit  und  Sittlichkeit  der  Lebensführung, 
das  wichtige  ethische  Moment  der  Selbstzucht 

;  müßte  dabei  zum  ungeheuren  Schaden  der 
Gesellschaft  völlig  verloren  gehen  I 

I  Es  muß  betont  werden,  daß  bei  den  hier 
angeschnittenen  Fragen  vielfach  die  für  die 
Lösung  erforderlichen  wissenschaftlichen  Vor- 
arbeiten noch  fehlen.  Aber  trotzdem  kann  schon 
jetzt  gesagt  werden:  F,in  Hausmittel,  das  giftige 
Eigenschatten  hat  und  von  dem  ..Patienten" 

I  selbst  verschrieben  und  selbst  dosiert  werden 
soll,  trägt  eine  soziale  Gefahr  in  sich.  Um  so 
größer  wird  diese  Gefahr,  wenn  es  sich  um  ein 
euphorisches  Mittel  handelt,  für  dessen 
Dosierung  das  Urteil  sich  verschiebt  bei  der 
Einnahme  des  Mittels. 

"  '  Die  '  Aufgabe  der  medizinischen  For- 
schung würde  es 'sein,  zu  untersuchen,  ob 
1.  die  Adstringens-,  Entspannungs-,  Benilii- 
gungseigenschaft  des  Alkoholgenusses  so  groß 
ist,  daß  sie  die  Erhaltung  des  Alkohols  im 
freien  Verkehr  und  die  soziale  Gefährdung 
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rechtfertigt,  und  2.  von  welcher  individuellen 
Dosierung  bei  Voraussetzung  gewohnheits- 
mäßiger Abstinenz  hier  im  allgemeinen  die 
Rede  sein  kann. 

Es  pflegt  auch  immer  auf  die  Erfahrungen 
an  genialen  oder  hochtalentierten  Menschen 
aufmerksam  gemacht  zu  werden,  von  denen 
glaubwürdig  berichtet  wird,  daß  sie  im  al- 
koholisierten Zustande  Hervorragendes  lei- 
steten. Beim  dichterischen  Schaffen  und 
aUen  jenen  Arten  des  Kunstschaffens,  bei 
denen  ein  stark  liritischer  Litellekt  im  Spiele 
sein  muß,  trifft  aber  jene  ,. Erfahrung"  nach 
der  Aussage  vieler  berufener  Gewährsmänner 
nicht  zu.  In  gefühlsmäßigen  Künsten,  wie 
z.  B.  bei  der  Musik,  scheint  es  z.  T.  anders  zu 
sein.  Die  Psychologie  des  Genies  steht  aber 
außerhalb  aller  Regel  und  kann  für  sozial- 
psychologische Tatsachen  der  Masse  nicht 
in  Betracht  gezogen  werden.  (Vgl.  a.  oben 
sub.  II  3  a). 

Auch  die  Probleme  der  Degeneration  und 
Regeneration  sind  in  dieser  Hinsicht  noch 
nicht  genügend  untersucht.  Wir  wissen 
nicht,  warum  in  wiederholt  beobachteten 
Fällen  die  an  sich  vorhandene  Gefahr  der 
Degeneration  nicht  eintritt. 

Man  weist  auch  auf  die  Geschichte  hin  und 
sagt:  wenn  der  .\lkohol  so  schädlich  für  die 
Generationen  ist,  so  müßte  die  Menschheit 
bereits  weit  mehr  degeneriert  sein,  als  sie  es 
tatsächlich  ist.  Uem  ist  —  außer  dem  Gesichts- 
punkt, daß  wir  über  Ausmaß  und  Dauer  der 
Regenerationserscheinuugen  noch  zu  wenig 
wissen  —  vornehmlieh  folgendes  entgegen- 
zuhalten: 1.  Die  alkoholischen  Getränke  waren 
früher  viel  schwerer  herzustellen  und  ihr 
Alkoholgehalt  war  im  allgemeinen  wesent- 
lich geringer.  Die  Hopfenverwendung  ist 
erst  wenige  Jahrhunderte  alt,  der  Autschwung 
des  Braugewerbes  nicht  viel  älter,  die  schwereren 
Biersorten  sind  ein  Erzeugnis  neuerer  Zeit. 
Die  Branntweinbrennerei  bediente  sich  erst 
Mitte  des  18.  Jahrh.  der  Kartoffel.  Die  Alkohol- 
produktion war  überwiegend  hauswurtschaftlich 
und  Privilegvorschriften  erschwerten  sie.  2.  Die 
Verbreitung  der  alkoholischen  Getränke  war 
demgemäß  ebenfalls  sehr  erschwert.  Ein 
Wirtshauswesen  war  im  Mittelalter  noch  so 
gut  wie  unbekannt;  selbst  an  großen  Handels- 
straßen fanden  sich  keine  Gasthäuser;  wie  die 
Produktion,  geschah  auch  die  Konsumtion  im 
Hause,  und  es  fehlte  demgemäß  der  Anreiz 
der  Trinksitten  —  von  etlichen  Ständen  und 
Gelegenheiten  wie  kriegerischen,  studentischen, 
höfischen  abgesehen  — ,  die  Zwangs-  und  Bann- 
rechte, die  u.  a.  namentlich  im  Braugewerbe 
die  Konkurrenz  niederhielten,  erschwerten  natur- 
gemäß in  hohem  Maße  die  Verbreitung.  3.  Breite 
Volksstände,  wie  z.  B.  der  Bauernstand, 
waren  nach  G.  B.  Gruber,  ,, Geschichtliches 
über  den  Alkoholismus",  so  gut  wie  abstinent. 
Und  aus  dem  Bauernstand  regeneriert  sich  ja 
seit  Jahrhunderten  das  Volk.  4.  In  noch  höherem 
Grade  gilt  dies  von  den  Frauen.  Die  Trink- 
sitten im  allgemeinen,  wie  die  besondere  Lebens- 
haltung der  Frau,  verboten  ihr  bis  vor  relativ 


kurzer  Zeit  die  Teilnahme  an  Gelagen  und 
Berauschungen. 

Es  bleibt  also  doch  bei  dem  Ergebnis,  daß 
das  euphorische,  das  Genußmoment  durch 
Alkohol  viel  zu  teuer  erkauft  wird  und  daß 
die  guten  Wirkungen  zu  spärlich  sind,  um 
gegenüber  der  Gefahr  eine  milde  Nachsicht 
irgendwie  zu  rechtfertigen. 


III.  Der  Stand  des  Alkoholismus  und  der 
Alkoholfrage  in  den  ersten  Jahren  nach 
dem  Weltkrieg. 

Was  sich  an  praktischen  Ergebnissen 
aus  den  bisherigen  Darlegungen  zeigt,  kommt 
wie  in  einem  Brennpunkte  in  der  schweren 
wirtschaftlichen,  politischen  und  sozialen 
Krise  Deutschlands  nach  dem  unglücklichen 
Ausgange  des  Weltkrieges  zusammen.  Der 
durch  den  Krieg  und  den  Mangel  an  alko- 
holischen Getränken  verursachte  Rückgang 
des  Alkoholismus  darf  nicht  sehr  hoch  be- 
wertet werden. 

Im  Kriege  konnte  in  der  Tat  ein  ei  heb- 
licher Rückgang  des  Alkoholgenusses  fest- 
gestellt werden  und  dieser  war  so  groß,  daß 
es  in  den  psychiatrischen  Kliniken  für  den 
Unterricht  an  geeigneten  Personen  fehlte, 
die  man  zur  Demonstration  von  alkoholischen 
Erkrankungen  den  Studenten  hätte  vor- 
führen können. 

Wie  die  Ergebnisse  der  im  Reichsgesund- 
heitsamt bearbeiteten,  allerdings  erst  bis 
zum  Jahre  1917  einschließlich  vollständig 
vorliegenden  Statistik  der  Heilanstalten 
Deutschlands  (Medizinalstatistische  Mittei- 
lungen aus  dem  Reichsgesundheitsamt,  21. 
Band)  ersehen  lassen,  ist  ein  nicht  unbe- 
deutender Rückgang  der  Zahl  der  wegen 
Alkoholismus  in  die  öffentlichen  und  pri- 
vaten Anstalten  für  Geisteskranke  im  Deut- 
schen Reich  aufgenommenen  Kranken 
(Zivilbevölkerung)  im  Laufe  des  Krieges  ein- 
getreten, worüber  die  nachstehende,  größten- 
teils bis  zum  31./XII.  1918  ergänzte  Ueber- 
sicht  über  die  aufgenommenen  Kranken  mit 
Unterscheidung  des  Geschlechts  näheren 
Aufschluß  gibt. 

lieber  die  Bewegung  der  Zahl  der  Alkohol- 
kranken in  den  Heilanstalten  Preußens 
während  der  Kriegsjahre  veröffentlichte  Ende 
1920  das  Statistische  Landesamt  in  der  „Stat. 
Korr."  eine  Uebersicht,  der  die  folgenden  An- 
gaben entnommen  sind: 

Am  l./I.  1914  befanden  sich  in  den  Anstalten 
für  Geisteskranke  usw.  2032  männliche  und 
254  weibliche  Alkoholiker.  Im  Laufe  des  Jahres 
kamen  4114  männhche  und  311  weibliche  Kranke 
hinzu,  so  daß  die  Gesamtsumme  am  Schlüsse 
des  Jahres  6711  Alkoholkranke  betrug.  In  den 
allgemeinen  Heilanstalten  befanden  sich  am 
l./I.  1914  237  männliche  und  22  weibliche 
Trinker;  im  Laufe  des  Jahres  gingen  4026  männ- 
hche und  264  weibliche  Kranke  zu;  die  Gesamt- 
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summe  war  demnach  4549.  In  den  folgenden 
Kriegsjahren  zeigte  sich  eine  dauernde  Ab- 
nahme der  Alkoholerkrankungen  in  den  Heil- 
anstalten. Am  31./Xn.  1918  verblieben  im 
Bestand  in  den  Anstalten  für  Geisteskranke  usw. 
666  Männer  und  100  Frauen,  in  den  allgemeinen 
Heilanstalten  13  Männer  und  3  Frauen.  Im 
Jahre  1914  gab  es  demnach  in  allen  Heilanstalten 
11260  Alkoholiker,  im  Jahre  1918  dagegen  nur 
noch  1886.  Die  Zahl  der  wegen  Alkoholerkran- 
kung in  Heilanstalten  aufgenommenen  Personen 
ist  also  in  den  Jahren  1914  —  1918  auf  ungefähr 
den  6.  Teil  gesunken;  mit  dem  Jahre  1913  ver- 
glichen, ist  sie  sogar  auf  weniger  als  den  7.  Teil 
zurückgegangen. 

Wird  die  Zahl  der  Alkoholanstaltspfleglinge 
zur  Bevölkerungszahl  in  Beziehung  gesetzt, 
so  ergibt  sich,  daß  im  Jahre  1914  von  je  100000 
Lebenden  in  den  Anstalten  für  Geisteskranke 
16,89,  in  den  allgemeinen  Heilanstalten  10,77 
Alkoholkranke  sich  befunden  haben;  für  das 
Jahr  1918  stellen  sich  die  entsprechenden  Zahlen 
auf  3,58  und  0,80,  d.  h.  gegen  1914  ist  die  Zahl 
der  Alkoholiker  in  den  Anstalten  für  Geistes- 
kranke auf  weniger  als  ein  Viertel,  die  der 
Alkoholiker  in  den  allgemeinen  Heilanstalten 
sogar  auf  ein  Zwölftel  zurückgegangen.  Werden 
die  Zahlen  der  männlichen  und  weiblichen 
Trinker  im  Jahre  1914  mit  denen  des  Jahres 
1918  verglichen,  so  ist  ersichtlich,  daß  im  Ver- 
hältnis der  Alkoholmißbrauch  bei  den  Männern 
weit  mehr  abgenommen  hat  als  bei  den  Frauen. 
Der  Rückgang  der  männlichen  Zahlen  beträgt 
in  den  Anstalten  für  Geisteskranke  ungefähr 
das  Doppelte  desjenigen  der  weiblichen,  in  den 
allgemeinen  Heilanstalten  sogar  weit  mehr 
(genauer  4,7:2,4  und  13,6:5,4). 

In  Bayern  ging  der  durchschnittliche  Bier- 
verbrauch, wenn  man  ihn  im  Jahre  1906  mit 
100  annimmt,  bis  zum  Jahre  1918  auf  15,1 
zurück  und  zugleich  fiel  die  Zahl  der  Geistes- 
kranken von  lÜO  auf  98,6  und  unter  diesen  die 
Zahl  der  Geisteskranken,  denen  Alkoholmiß- 
brauch nachgewiesen  wurde,  von  23,3  auf  3,4. 

Geh.  Med.-Rat  Dr.  B  e  n  i  n  d  e  hat  in  der 
Zeitschrift  „Volkswohlfahrt"  den  Einfluß  der 
Zwangsnüchternheit  während  des  Krieges  auf 
die  Gesundheit  untersucht  und  u.  a.  die  Erhebung 
über  die  Aufnahmen  alkoholischer  Geisteskranker 
in  den  Krankenanstalten  für  die  Jahre  1913  bis 
1917  verglichen.  Dabei  hat  er  einen  Rückgang 
von  81—94%  der  Fälle  von  Delirium  in  den 
verschiedenen  Anstalten  teststellen  können. 

Nach  Dr.  Ziertmann  betrug  in  Schlesien 
der  Rückgang  der  männlichen  Alkoholiker  in 
den  zwölf  öffentlichen  Irrenanstalten  85,6  °,„ 
der  der  männlichen  Delirauten  96,1  %,  jener 
der  männlichen  chronisch  Alkoholgeisteskranken 
80,1  %,  der  Rückgang  der  Aufnahmen  an  akuter 

In  England  betrugen: 


Alkoholvergiftung  erkrankter  Männer  in  den 
allgemeinen  Krankenhäusern  90,5  %.  Die  vor 
dem  Kriege  in  den  Irrenanstalten  so  häufige 
Alkoholgeistesstörung  ist  aus  diesen  verschwun- 
den. Für  die  Provinzialverwaltung  von  Schlesien 
bedeutet  dieser  Rückgang  der  Trunksucht  eine 
Ersparnis  von  rund  80000  M.  an  Verpflegungs- 
kosten für  Alkoholisten  in  Irrenanstalten  allein 
im  Jahre  1917.  Aehnliche  Feststellungen  hat 
j  man  in  den  Irrenanstalten  der  Rheinprovinz 
und  Berlins  gemacht.  Auf  das  ganze  Deutsche 
Reich  berechnet,  dürfte  diese  Ersparnis  an  Ver- 
,  pflegungskosten  in  Irren-  und  Krankenanstalten, 
nur  auf  alkoholistische  Geistesstörungen  be- 
zogen, weit  über  eine  Million  Mark  im  Jahre 
betragen.  Bei  der  Landesversicherungsanstalt 
der  Provinz  Schlesien  sank  die  Zahl  der  wegen 
„Alkoholvergiftung"  bewilligten  Invaliden-  und 
Krankenrenten  von  durchschnittlich  83  in  den 
Jahren  1907-1913  auf  56  im  Jahre  1914, 
43  im  Jahre  1915  und  22  im  Jahre  1916;  die 
Versicherungsanstalt  beziffert  den  Wert  der 
hierdurch  eingetretenen  Ersparnis  auf  181134  M. 
(Jahresbetrag  der  Rente  und  Kanitalwert  der- 
selben). Ganz  auffallend  ist  der  Rückgang  der 
Ausgaben  für  das  Heilverfahren  bei  Trunk- 
süchtigen. Die  Versicherungsanstalt  mußte 
dafür  aufwenden  im  Jahre  1913:  125817  M., 
1914:  95000  M.,  1915:  27293  M.,  1916:  8920  M., 
1917:  —  M.  Die  gesonderte  Feststellung  der 
Beteiligung  der  über  45  Jahre  alten  Männer 
ergibt  uicht,  daß  etwa  die  Einziehung  der  Jlehr- 
zahl  der  jüngeren  Männer  zum  Heeresdienst 
'  eine  nennenswerte  oder  gar  ausschlaggebende 
Rolle  spielt,  wie  man  annehmen  könnte. 

Nach  Prof.  Bonhöffer  (Berlin)  betrug  in 
der  Irrenklinik  der  Charit^  die  Zahl  der  Alkoho- 
liker unter  den  Aufgenommenen  im  Jahre  1913 
gleich  12,3  %  unter  den  Männern  und  2,9  % 
unter  den  Frauen,  und  im  Jahre  1916  nur  3,3  % 
bzw.  0°„.  Unter  diesen  Alkoholikern  waren, 
in  Prozentzahlen  ausgedrückt,  an  Delirium 
tremens  Erkrankte  im  Jahre  1913  27  "„  bzw. 
19  °„  und  im  Jahre  1916  9  bzw.  0%. 

Prot.  Partsch  (Breslau)  hat  über  seine 
Beobachtungen  in  den  Breslauer  Kliniken  und 
zugleich  über  die  Ergebnisse  der  ministeriell 
angeordneten  Erhebung  berichtet  (Zeitschritt 
,,.\lkoholfrage"  1920)  und  zeigt  ebenfalls  die 
deutliche  Abnahme  der  spezifischen  Alkohol- 
vergiftung, des  Delirium  tremens,  während  über 
die  anderen  alkoholbetörderten  Erkrankungen 
die  Angaben  naturgemäß  deshalb  schwanken, 
weil  es  sich  dabei  z.  T.  um  langwirkende  Prozesse 
handelt,  so  daß  also  bei  den  organischen  Er- 
krankungen, die  nicht  Gehirn-  und  Nerven- 
krankheiten sind,  der  Rückgang  nicht  so  deut- 
lich wie  bei  den  Gehirn-  und  Nervenkrankheiten 
in  Erscheinung  trat. 


Die  Verurteilungen  wegen  Trunkenheit 

Die  Fälle  von  Delirium  tremens 

Die  Todesfälle  infolge  Trunksucht 

Die  Todesfälle  infolge  Leberzirrhose 

Aus  Frankreich  aber  liegen  Mitteilungen 
über  Zunahme  des  Alkoholismus  vor;  doch 
fehlte  es  an  zuverlässigen  Daten. 

Die  Zahlen,  mit  denen  Deutschlaud  die 


1913 
i88  877 
786' 
I  831' 

3880 


1918 
29075 

296 
I  67r 


1919 

57  947 
48 
369 
I  507 


Fragen  der  Entente  für  die  Brüsseler  Kon- 
ferenz 1921  über  den  AJkoholkonsum  in 
Deutschland  beantwortete,  lauteten: 
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Mc 

1913 
in  Millionen 
hl 

ngo 

1920 
in  Millionen 
hl 

Wert 
KIcinlianc 
1913 
in  Milliarden 
(ioliliiiark 

nach 

Iclspreisen 
1920 
in  Milliarden 
l'a[)ierrnark 

Vi'rhraiii-h  an  alkuhnlist-liiMi 
(jctrünken: 

Hier   

Wi-in  

OS.« 

^■" 

25,0 
i|i 

2,70 

..,78 

7.50 
3,60 

t,i)t> 

ZiKaniini'n  (Menge  in  reinem 
Alkohol)  

■1,3 

■1 15 

I  i,oo 

Unter  Zugrundelegung  einer  Einwohnerzahl  1  als  Verbrauch  und  Aufwand  auf  den  Kopf  der 
von  6G,<i  Millionen  für  das  Jahr  1913  und  rund  Bevölkerung  die  folgenden  Zahlen: 
61  Millionen  für  das  Jahr  1920  ergeben  sieh 


MiMe.- 

wi:!  1:120 

Werl 

i;ii:i 

Verbrauch  an  alkulinlischen 
Getränken: 

Bier   

Branntwein  

Wein  

in  L 

103,3 
'0.5 
■t.5 

tern 

^i,o 
1.8 

3,3 

in  (joldmark 

■|o,5 
>».7 
10,1 

in  Papiermark 

123,0 
59,0 
(>3,9 

Zusammen  (Menge  in  reinem 
Alkohol)  

1 

o,S          i  I,, 

245,9 

Danach  betrug  der  AlkoholgenuB  i.  J. 
1920  nur  noch  etwa  20"o  <les  Fricdensvcr- 
branchs.  Aber  infolge  des  schlechten  Valuta- 
slandes bedeutete  auch  die  Ausgabe  von 
1.0  Milliarden,  wenn  sie  zum  Teil  für  Roh- 
stoffe ((iersle)  oder  Kerligfabrikalc  (Liköre, 
Seliuuniwein)  ins  Ausland  ging,  bei  der  wirt- 
schaftlichen Not  Deutsclilands  namentlich 
hinsichtlich  der  Versorgung  mit  Nahrungs- 
mitleln  einen  sehr  ernsten  Verlust.  Da  vom 
l./X.  1920  ab  das  Brauereikontitigent  wieder 
auf  30%  des  Friedensverbrauchs  festgesetzt 
worden  war,  so  daß  den  Brauereien  statt 
2  630  000  Zentnern  Gerste  9  C40  000  Zentner 
Gerste  geliefert  wurden,  so  bedeutete  das  für 
etwa  4ö  Millionen  der  Rationierung  unter- 
worfene Einwohner  Deutschlands  den  Ver- 
lust von  wüchenllieh  je  '/i  I'W.  Gerstenmehl, 
Grütze,  Graiipenflocken.  Von  der  zur  Ver- 
fügung stehenden  Gerste  werden  60%  für 
Bier,  15%  für  Kaffee-Ersatz.  15%  für 
Kochgraupe,  5%  für  Pretihefe  und  die  letzten 
5%  zusammen  fiu-  Kindermehl.  Malzextrakt, 
Spiritus  und  kochfertige  Suppen  verwendet. 
Bei  dem  Brauvorganggeht  35  %  an  Nährstoffen 
verloren.  Was  die  Gerste  allein  anbelangt, 
so  würde  die  Mühlenitidustrie  etwa  dreimal 
soviel  an  NäJirwcrlen  aus  den  wertvollen 
Rohstoffen  herausgeholt  haben  als  die 
Brauerei.  Mit  einem  Liter  Vollbier  nimmt 
man  den  hungernden  Kindern  6  Teller  wert- 
voller Suppe  weg. 

Die  Erhöhung  des  Brauereikontingents  von 
16  auf  30%  des  Friedensverbrauchs  geschah 
einmal  aus  wirtschaftlichen  Rücksichten  für 


das  Braugewerbe,  zweitens  aber  aus  der  Er- 
fahrung heraus,  daß  das  Dünnbier  von  der 
Bevölkerung  vielfach  abgelehnt  wurde  und  sie 
zu  .Spirituosen  in  stiirkereni  Maüe  überging. 
Der  Rcichsminister  für  Landwirtschaft  gao 
auch  an  (Reichst.-Drucks.  1920/21  Nr.  1450), 
dalJ  die  tatsüchliche  Belieferung  der  Brauereien 
weil  unter  dem  Höchstsatz  von  30%,  nämlich 
tatsächlich  auf  5  —  10%  blieb. 

Der  Verbrauch  an  Braugerste  während  des 
Krieges  betrug  in  Deutschland  (nach  ,,Dtscb. 
Guttempler"): 

Doppolzentner 

8  MonatevollcrVerbrauch(berechnet)  11  058  928 

(I./VIII.  1914-31.  IIL  1915) 
18  Monate,  tatsächliche  Zuteilung    .    6G73  982 

l./IV.  1915-30.IX.  1916) 
12  Monate,  tatsächliche  Zuteilung  .  .    3  3.50  811 

(l./X.  19Ui-30./lX.  1917) 
12  .Monate,  tatsächlirhe  Zuteilung    .    1  335  268 

(l./X.  1917-30./IX.  1918)  


50  Monate 


Doppelzentner  22  418  989 


Zahlreiche  iVnfragcn  in  der  Nationalver- 
sammlung und  im  Reichstage  wie  auch  Ein- 
gaben von  Körperschaften  wiesen  während 
des  Krieges  und  nach  dem  Kriege  auf  dieses 
Mißverhältnis  der  Verarbeitung  wichtiger 
Nahrungsmittel  (Gerste,  Zucker,  Kartoffeln) 
zu  alkoholischen  Genußmitteln  beschwerde- 
führend und  mahnend  hin,  weiter  namentlich 
auch  auf  die  Einfuhrbewilligung  für  aus- 
ländische Weine  und  Spirituosen  und  auf 
die  Bewucherung  des  Volkes  durch  Aufkauf 
von  Kartoffeln  iitr  Brennereizwecke  zu  ganz 
besonders  hohen  Preisen. 

Ohne  Zweifel  deutete  die  Entwicklung 
in  dieser  kritischen  Zeit  daraufliin,  daß  der 
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Rückgang  des  Alkoholismus  nur  ein  „zwangs- 
weiser", ein  „künstlicher"  gewesen  war,  der 
als  vorübergehende  Erscheinung  zu  bewerten 
war. 

Mit  voUem  Recht  betonte  der  preußische 
Minister  für  VolkswohLfahrt  in  seinem  Er- 
laß vom  8./X.  1920,  daß  die  wieder  zunehmen- 
de Alkoholgefahr  um  so  bedenklicher  sei, 
als  die  gesundheitlichen  Rückwirkungen  des 
Alkoholmißbrauchs  besonders  bedrohlich 
und  nachhaltend  werden  bei  einer  Bevölke- 
rung, deren  Gesundheitszustand  ganz  über- 
wiegend durch  die  maßlosen  Entbehrungen 
der  langen  Kriegsjalire  und  durch  die  un- 
gleichm<äßige  und  einförmige  Ernährungs- 
weise aufs  schwerste  erschüttert  worden  ist. 

Nach  §  258  Abs.  1  des  Q.  über  das 
Branntweinmonopol  v.  26./VI1.  1918  sind 
jährlich  4  Mill.  M.  „zur  Bekämpfung  der 
Trunksucht  und  ihrer  Ursachen  sowie  zur 
Milderung  del'  durch  die  Trunksucht  herbei- 
geführten Schäden  dem  Reichskanzler  zur 
Verfügung  zu  stellen". 

Dieser  Betrag  soU  hauptsächlich  verwendet 
werden: 

1.  Zur  Unterstützung  der  Trinkerfürsorge- 
stellen und  Trinkerheilstätten. 

2.  Zur  Förderuno;  alkoholfreier  Gasthäuser, 
Volksheime,  JugenÜheime,  Wanderherbergen, 
Milchhäuschen,  Trinkbrunaen  und  ähnlicher  der 
Alkoholgefahr  vorbeugender  Einrichtungen. 

3.  Zu  alkoholwissenschattlichen  Lenrkursen 
für  Lehrpersoaen,  Jugendpfleger,  Jugend- 
pflegcrinnen,  Wohlfahrtsbeamte  und  Wohlfahrts- 
beaintinnen.  Die  Dauer  der  Lehrgänge  soll 
etwa  eine  Woche  betrafen  und  im  Einvernehmen 
mit  den  örtlichen  Wohlfahrtsämtern  stattfinden. 
Auch  die  sozialen  Frauenschulen,  Wohlfahrts- 
schulen und  ähnliche  Anstalten  sollen  in  ihrem 
Lehrplan  der  Bekämpfung  des  Alkohols  eine 
erhöhte  Bedeutung  beimessen. 

4.  Zur  Förderung  von  Antialkoholausstel- 
lungen.  Hier  sollen  an  der  Hand  von  Wand- 
karten, Statistiken,  bildlichen  und  figürlichen 
Darstellungen  nicht  nur  die  Gefahren  des  Al- 
kohols, sondern  auch  Fragen  der  Säuglings- 
fürsorge, der  Kindersterblichkeit,  des  Mutter- 
schutzes, der  Leibesübungen  und  der  Bekämpfung 
der  Tuberkulose,  der  Geschlechtskrankheiten  und 
der  Gewerbekrankheiten  sichtbar  vor  Augen 
geführt  werden. 

5.  Zu  sonstiger  Aufklärungsarbeit  örtlicher 
Propaganda. 

Der  vom  21.— 27./IX.  1920  in  Washington 
abgehaltene  XV.  Internationale  Kongreß 
gegen  den  Alkoholismus  hatte  infolge 
des  Ausbleibens  vieler  europäischer,  auch 
deutscher  Vertreter  vorwiegend  amerika- 
nisches Interesse,  da  er  sich  —  außer  mit  der 
Frage  der  Verursachung  des  Alkoholismus 
durch  Bier-  und  Weingenuß  —  hauptsäch- 
lich mit  der  amerikanischen  Prohibitions- 
frage beschäftigte  (s.  unten  sub  IV  3e). 

Die  während  des  Krieges  herrschende  — 
abgesehen  von  wenigen  allmählich  sich  breiter 
machenden  Kriegsgewinnerkreisen  —  starke 


Selbstbeschränkung  ging  jedenfalls  auf  ethi- 
sche und  wirtschaftliche  Gründe  zurück, 
und  zahlreiche  behördliche  Maßnahmen 
haben  dies  ausgedrückt  und  unterstützt. 

Auf  der  Mitte  Juni  1916  in  Berlin  abge- 
haltenen 8.  Konferenz  für  Trinkerfürsorge 
sprach  u.  a.  Prof.  Dr.  Trommershausen  (Mar- 
burg a.  L.)  über  die  Frage:  Welche  alkohol- 
gegnerischen Maßnahmen  der  Behörden 
in  der  Kriegszeit  haben  sich  bewährt, 
und  in  welchem  Umfange  lassen  sich 
diese  in  die  Zeit  nach  dem  Kriege  über- 
tragen? Bewährt  haben  sich,  fülute  Trommers- 
hausen aus,  das  Alkoholverbot  bei  der  Mobil- 
machung und  die  Beschränkung  des  Wirtshaus- 
besuches für  Militärpersonen.  Die  Beseitigung 
der  Animierkneipen  ist  auch  für  die  Zeit  nach 
dem  Kriege  streng  durchzuführen;  für  die  weib- 
Uche  Bedienung  in  Wirtschaften  sind  einheitüche 
Vorschriften  zu  erlassen.  Die  frühere  Polizei- 
stunde ist  unter  Berücksichtigung  —  soweit 
unumgänglich  —  der  örtlichen  Verhältnisse 
allgemein  und  streng  durchzuführen.  Personen, 
die  in  betrunkenem  oder  angetrunkenem  Zu- 
stand an  öffentlichen  Orten  Aergernis  erregen, 
sollten  in  Polizeihaft  genommen,  Trunkenbolde 
unter  Schutzaufsicht  gestellt  und  Trunksüchtige 
in  eine  Trinkerheilanstalt  gebracht  werden. 
Trunkenheit  sollte  auch  bei  Zivilpersonen,  die 
sich  strafbar  gemacht  haben,  nicht  als  MUde- 
rungsgrund  gelten.  Das  Verbot  des  Alkohol- 
ausschanks an  Militärpersonen  und  MiUtär- 
pflichti^e  an  Tagen  der  Aushebung,  Musterung, 
Koatroriversammlun";en  ist  beizubehalten  oder 
einzuführen.  Der  Alkoholausschank  bei  öffent- 
lichen Volksfesten  und  Tanzlustbarkeiten  usw. 
I  sollte  eingeschränkt  werden.  Das  Verbot  des 
i  Alkoholausschanks  an  JugendUche  ist  beizu- 
I  behalten,  das  Verbot  des  Wirtshausbesuchs  und 
i  des  Rauchens  für  Jugendliche  in  die  Schulord- 
j  nun^en  aufzunehmen.  Der  Sparzwang  bei 
!  Minderjährigen  ist  eine  heilsame  Mahnung 
zur  Sparsamkeit  für  jung  und  alt.  Die  Belehrung 
der  Jugend  und  der  Mannschaften  in  Heer  und 
Marine  über  die  Alkoholgefahren  ist  planmäßig 
durchzuführen  und  durch  positive  Maßnahmen 
der  Jugendpflege  und  durch  Errichtung  mögUchst 
alkoholfreier  Soldatenheime,  durch  die  Dar- 
bietung billiger  Ersatzgetränke  usw.  zu  fördern. 
Die  Herstellung  von  alkoholischen  Süßwaren, 
zum  mindesten  ihre  Verabreichung  an  Jugend- 
liche, sowie  der  Verkauf  von  Alkohohka  durch 
Automaten  ist  auch  in  der  Friedenszeit  zu  ver- 
bieten. Die  Beschränkungen  in  bezug  auf  Alkohol- 
erzeugung und  -verbrauch  sind  im  Interesse  der 
Volksgesundheit,  der  Volksernährung  und  Volks- 
wohlfahrt auch  nach  dem  Kriege  in  passender 
Form  beizubehalten.  Der  Rcichsbranntweinstelle 
und  ihrem  Beirat  sollten  Mitglieder  in  genügender 
Zahl  und  mit  ausreichendem  Einfluß  angehören, 
die  —  an  der  Erzeugung,  dem  Handel  und  Ver- 
brauch des  Branntweins  selbst  -nicht  finanziell 
beteiligt  —  bei  allen  Fragen  sich  nur  von  der 
Rücksicht  auf  Volksgesundheit  und  Volkswohl- 
fahrt leiten  lassen.  Auch  eine  erhebUehe  Ein- 
schränkung bezüglich  des  Bieres  ist  für  die  Zeit 
nach  dem  Kriege  aus  denselben  Gründen  dringend 
notwendig  und  wünschenswert  und  durch  Er- 
höhung der  Brausteuer  abgestuft  nach  dem 
Alkoholgehalt,     Kontingentierung    der  Bier- 
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crzeag:nn?  je  nach  Ernteaasfall,  Beschränkung 
der  Zahl  der  Schankstätten  (verschärfte  Be- 
dürfnisfrage) und  des  Bierausschanks  (frühere 
Polizeistunde),  Konzessionsnflicht  des  Flaschen- 
bierhandels, Verbot  des  Flaschcnbierverkaufs 
in  Kolonialwarcnhandlungen,  Milchgeschäften 
usw.  und  andere  geeignete  Mittel  zu  erstreben. 
Eine  reichsgesetzlichc  Neuordnung  der  gesamten 
Atkoholgcsetzgebung  ist  und  bleibt  dringendes 
Bedürfnis. 

Einige  dieser  Anregungen  —  aber  viel  zu 
wenige  —  sind  befolgt  worden.  Wir  kommen 
damit  schon  zu  den  Fragen  des  folgenden 
Abschnittes. 


IV.  Bekämpfung  des  Alkoholismus. 

1.  Sozialwirtschaftliche  Reformtätig- 
keit (Aufklärung  und  Fürsorge),  a)  Auf- 
klärung und  Belehrung.  Ein  Kampf 
gegen  die  Alkoholpefahr  muß  mit  einer  Be- 
seitigung der  Ursachen  des  Alkoholismus 
beginnen.  Die  cura  prior  ist  und  bleibt  noch 
die  Erkenntnis  der  Gefahren;  St  ehr  sagt  in 
seinem  Buche:  „Die  Prophylaxe  des  Alkohol- 
bcdürfnisses  ist  die  Therapie  des  Alkoholis- 
nius".  Eine  solche  Prophylaxe  kann  aber 
nur  wirksam  sein,  wenn  sie  immer  wieder 
aufs  neue  den  Gefährdeten  vorgehalten  wird. 
Und  gefährdet  ist  bei  den  heutigen  Trink- 
sitten jeder  Volksgenosse.  Die  Prophylaxe 
kann  wirtschaftlicher,  sozialpolitischer  und 
pädagogischer  Art  sein.  Die  Sozialpolitik 
nat  es  hier  als  ihre  Aufgabe  zu  betrachten, 
die  niederen  Triebe  durch  die  Einsicht  höherer 
Genüsse  zu  ersetzen;  die  Wirtschaftspolitik 
)iat  für  bessere  Ernährung  und  Wohnung, 
für  Verbesserung  der  Arbeitstechnik,  für 
Gelegenheit  zu  edleren  Genüssen,  die  Päda- 
gogik hat  für  Belehrung  und  Bildungsge- 
iegenheit  zu  sorgen.  Alle  drei  Faktoren  bilden 
zusammen  erst  die  erforderliche  Aufklärung. 

Die  Bekämpfung  der  Trinksitten 
ist  eine  umfassende  Aufgabe  sozialpsycho- 
logiseher  Natur.  In  der  Zeit  vor  1914  schien, 
obschon  die  Entwicklung  bereits  immer  mehr 
aufVeräußerlichung  der  Lebenshaltung  hinlief, 
doch  ein  allmählicher  Erfolg  nicht  ausge- 
schlossen. Der  Weltkrieg  mit  seinen  demorali- 
sierenden Folgen  und  der  Durcheinander- 
schüttlung  der  Volksschichten,  verbunden 
mit  Deklassierung  der  geistig  führenden 
Volksteile  und  Emporhebung  einer  ge- 
dankenlosen Genußgier,  hat  den  nihigen 
Gang  dieser  Bestrebungen  zerstört.  In 
Deutschland  steht  seit  1919  strenge  ein- 
schränkende Enthaltsamkeit  dicht  neben 
ausschweifendster  Genußsucht  und  Ver- 
schwendung in  alkoholischen  Getränken. 
Allerdings  ist  dadurch  auch  der  Boden  zu 
größeren  Erfolgen  der  sittlichen  und  wirt- 
schaftsethischen Erneuening  bereitet,  da 
das  Mißverhältnis  von  Bildung  und  Lebens- 
genuß zur  Reform  geradezu  herausfordert. 


I  Der  Kampf  gegen  die  Trinksitten  wird  aber 
'ganz  besonders  erschwert  durch  die  studen- 
I  tischen  Gewohnheiten,  durch  das  Vereins- 
I  leben,  das  an  die  Gast-  und  Wirtshäuser  ge- 
bunden scheint,  namentlich  aber  durch  die 
Macht  des  Alkoholkapitals. 

Sehr  wichtig  ist  dafür  ganz  allgemein: 
Hebung  der  Bildung  und  Schaffung  von 
Gelegenheiten  zur  Befriedigung  höherer  Ge- 
nüsse: Volkstheatervorstellungen,  Univer- 
sity  extension,  Bibliotheken,  Lesehallen,  Fort- 
bildungsschulen, Sportklubs.  Wesentliche 
Aufgaben  hat  der  Unterricht. 

Wälirend  in  England  und  Amerika  schon 
igegen    1830   ein  Temperenzunterricht 
j  begonnen  und  in  den  letzten  Jahrzehnten 
als  obligatorischer  Lehrgegenstand  in  den 
öffentlichen  Schulen  ganz  allgemein  geworden 
ist,  wälirend  in  Belgien  und  Frankieich  seit 
etwa  15  Jahren  ein  Temperenzunterricht 
eingefüfirt  und  in  Schweden,  Norwegen  und 
Finnland  einige  Anfänge  dazu  vorhanden 
sind,  ist  Deutschland  in  dieser  wichtigen 
Frage  immer  noch  zurück.    Erst  seit  1905 
werden  offizielle  Kurse  zum  Studium  des 
Alkoholismus  in  der  Technischen  Hochschule 
zu  Charlottenburg  und  anderwärts  abge- 
i  hallen.  Durch  die  vom  Reichs-Gcsundheits- 
!  amt  herausgegebenen  Merkblätter  ist  schon 
[viel  Aufkläning  geschaffen  worden.  Diese 
1  Merkblätter  werden  jetzt  bei  allerlei  Ge- 
legenheiten (Impfungen  usw.)  verteilt. 

Zu  den  Aufgaben  der  Schule  gehört 
nach  alledem  die  Unterweisung  über  die  Ge- 
fahren des  Alkoholismus.  Hier  kann  vor- 
beugend Allerwichtigstes  geleistet  werden 

Die  preuiSischen  Ministerialerlasso  von  1902 
und  1903,  die  gelegentliche  Unterweisung  der 
'  Volksschüler  über  die  Gefahren  des  Alkohol- 

fenusscs  anordneten,  haben  die  frühere  Zag- 
aftigkeit  bannen  helfen,  mit  der  die  anti- 
■  alkohoUstische  Unterweisung  bis  dahin  angefaßt 
wurde.      Rektor  A.   Sladeczek  (Kattowitz) 
;  schrieb  daraufhin  sein  1905  herausgekommenes 
Buch    ,, Schule    und    Alkoholismus",  das 
einen  guten  Schritt  vorwärt«  bedeutet.  Es 
i  ist   ein   ausreichendes    Kompendium    für  die 
;  Hand  des  Volksschullehrers,  indem  er  klare 
Unterweisung  über  die  physiologische,  historische, 
soziale,   wirtschaftliche   Seite  bringt  und  die 
Ursachen  des  Alkoholismus  (Unkenntnis,  Eu- 
phorie,  Trinksitten,   Lockmittel   des  Alkohol- 
kapitals usw.)  zusammenfaßte.     Er  sieht  das 
wichtigste  Bekämpfungsmittel  in  der  Erwerbung 
der  WiUensentschlossenheit,  das  mehr  wirke 
als  gesetzliche  Eingriffe.   Der  Verf.  betont  auch 
die  Notwendigkeit  der  gleichen  Unterweisung 
der  Mädchen,  da  sie  später  als  Frauen  und  Mütter 
für  die  Alkoholbekämpfung  in  hohem  Maße  in 
Betracht  kommen,  und  verlangt  für  die  Unter- 
klassen der  Volksschule  gelegentliche,  für  die 
i  Oberklassen  mit  guter  Begründung  planmäßige, 
'  systematische  Unterweisung. 

Karl  Wilker  ,,Die  Bedeutung  und  Stellung 
der  Alkoholfrage  in  der  Erziehungsschule"  gibt 
die  Aufgabe  noch  straffer.     Zahlreiche  Lehr- 
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proben  und  Lehrgänge  sind  seitdem  vorgelegt 
worden  (von  Lindrum,  Ponickau,  Helenius, 
Sengbusch,  Hartmann).  Prof.  M.  Hartmanns 
Leitsätze  auf  dem  6.  Deutschen  Abstinententage 
fordern  von  der  höheren  Lehrerschaft  gründ- 
liches Studium  der  einschlägigen  Literatur, 
Vervollständigung  der  Lehrerbibliotheken  nach 
dieser  Richtung,  Erörterungen  in  der  pädago- 
gischen Presse. 

Über  die  alkoholgegnerische  Unterwei- 
sung in  den  Schulen  der  verscliiedenen  Län- 
der gibt  .1.  Gonser  einen  Ueberblick  (1910). 
Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Schweden,  Norwegen,  Belgien,  Rumänien, 
Kanada  haben  besondere  Unterrichts- 
stunden dafür  angesetzt  (wie  bei  uns  ganz 
vereinzelt  schon  in  Oldenburg  und  Meiningen). 
Gelegentliche  Unterweisung  ist  u.  a.  vor- 
gesclirieben  in  Frankreich,  Japan,  teilweise 
auch  in  den  meisten  anderen  Kulturländern, 
wie  bei  uns  in  Preußen,  Sachsen,  Bayern, 
Württemberg.  Aber  es  herrschen  liier  noch 
große  Unterschiede  im  einzelnen,  und  es 
macht  de}i  Eindruck,  daß  Deutschland  liier 
weit  zurücksteht. 

Ein  Erlaß  des  preußischen  Ministers  für 
Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung  vom 
25./V.  1919  wünscht  die  Schulen  und  die 
Lehrerwelt  kräftig  (möglichst  im  Zusammen- 
arbeiten mit  den  alkoholgegnerischen  Ver- 
bänden) zum  Kampf  gegen  den  Alkoholisraus 
heranzuziehen.  Die  Unterriclitsverwaltungen 
von  Anhalt  und  Lippe  haben  sich  dem  Erlaß 
angeschlossen. 

b)  Alkoholgegnerische  Vereini- 
gungen. Die  bedeutungsvollste  Wirksamkeit 
der  Aufklärung  und  Belehrung  geht  von  den  al- 
koholgegnerischen Organisationen  aus. 

Früher  standen  die  Enthaltsamkeits-  und 
die  Mäßigkeitsbewegung  einander  oftmals 
ziemlich  schroff  gegenüber,  weil  jede  der 
beiden  Richtungen  sich  allein  im  Besitze 
des  echten  Ringes  wähnte.  Das  hat  sich  mit 
der  Zeit  geändert,  sie  erkannten  das  Gemein- 
same ihrer  Bestrebungen  und  die  von  einem 
Zusammenschluß  zu  erwartende  Stärkung 
ihrer  Aktionskraft.  Im  April  1921  trat  der 
„Zweckverband  der  Deutschen  Alkoliol- 
gegner"  zu  einer  Sitzung  zusammen,  in 
welcher  der  Plan  der  Schaffung  einer  Reichs- 
hauptstelle für  Alkoholforschung  und  Al- 
koholbekämpfung, eines  ,, Deutschen  Nüch- 
ternheitsamtes" besprochen,  das  alle  alkohol- 
gegnerischen Bestrebungen  vereinigen  soll. 

i:)  Ciesclüchtliches  aus  der  Anti- 
alkoholbewegung.  Der  Beginn  der  Ent- 
haltsamkeitsbewegung wird  meist  auf  das  Jahr 
178Ö  gesetzt,  in  welchem  die  Schrift  des  Dr. 
Benjamin  Itusli  aus  l'hiladelphia  ,,An  In- 
quiry  into  the  ICffects  of  Ardent  Spirits  upon 
the  Human  liody  and  Mind''  erschien.  Aber 
auch  diese  richtet  sich  nur  gegen  den  Brannt- 
weingenuß, und  es  dauerte  doch  noch  mehr 
als  20  Jahre,  bis  eine  wirkliche  Enthaltsam- 
keits- und  Mäßigkeitsbewegung  gegenüber  den 


alkoholhaltigen  Getränken  schlechthin  begann. 
In  Nordamerika  und  England  finden  wir  die 
ersten  GesellschaftsCTÜndungen,  so  1808  mit 
wenig,  1827  mit  mehr  Erfolg,  in  Amerika;  die 
Temperance  Society,  die  ihre  Mitglieder  zur 
unbedingten  Enthaltsamkeit  verpflichtete,  zählte 
1835  l'i  Mill.  Mitglieder  und  hatte  auf  die 
Branntweinbrennerei  und  den  Branntweinhandel 
einen  ganz  bedeutenden  einschränkenden  Ein- 
fluß. 1846  wurde  im  Staate  Maine  das  Verbot 
des  Verkaufs  und  Trinkens  von  alkoholischen 
Getränken  eingeführt.  In  den  30  er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  kam  es  zu  einer 
großen  begeisterten  Bewegung  in  Europa,  so- 
wohl in  England  wie  auf  dem  Kontinent.  Mit 
der  dieser  Zeit  eigenen  Begeisterungsfähigkeit  für 
ideologische  Größen  gewann  die  Idee,  von  Pater 
Mathew  in  Irland  hauptsächlich  ausgehend,  und 
unterstützt  selbst  von  gekrönten  Häuptern  wie 
König  Friedrich  Wilhelm  III.  von  Preußen  und 
König  Oskar  I.  von  Schweden,  so  rasch  an  Aus- 
dehnung, daß  z.  B.  allein  in  Schlesien  i.  J. 
1844  500000  Mitglieder  vorhanden  waren  und  die 
Branntweinsteuer  254489  Taler  weniger  brachte. 
Das  bezeichnendste  Ereignis  dieser  Periode  war 
der  Hamburger  Tumult  (1841)  gegen  die  Alkohol- 
bekämpfer,  der  aber  gerade  wegen  der  Roheit 
dieser  Gegner  die  Bewegung  bedeutend  förderte. 
Die  1845  den  Höhepunkt  erreichende  Bewegung 
fiel  dann  von  1848  an  rasch  ab,  und  an  die  Stelle 
der  unklaren  illusionistischen  Bewegung  trat 
unter  dem  Einfluß  besserer  physiologischer  Er- 
kenntnis (Huß,  Richardson,  Virchow,  Baer)  die 
moderne  Bewegung.  Es  entstand  der  straffer 
organisierte  und  klarer  aufs  Ziel  steuernde  i.  J. 
1852  gegründete  Internationale  Guttempler- 
Orden,  der  1884  auch  in  Deutschland  Fuß  faßte 
und  der  seinen  Mitgliedern  Totalenthaltsamkeit 
zur  Pflicht  machte,  Aehnliche  Ziele  verfolgen  der 
Orden  des  Blauen  Bandes  (Bluc  Ribbon  Army), 
der  namentlich  in  England,  Skandinavien  und 
Amerika,  und  der  1877  in  Genf  gegründete  Bund 
des  Blauen  Kreuzes,  der  in  der  Schweiz  und  in 
Deutschland  verbreitet  ist,  das  katholische 
„Kreuzbündnis",  gegr.  1897,  u.  a.  In  Amerika 
hatten  sich  auch  schon  die  Frauen  zu  der  „Worlds 
Woman's  Christian  Temperence  Union"  ver- 
einigt. In  Frankreich  wurde  1871  die  Soci6tÄ 
franijaise  de  tempi'rancc  contre  Tabus  des  boissons 
alcooliques,  in  ili'u  Xii-diTlauili-n  1875  ein  Mäßig- 
keitsvercin,  in  Dnitsi-hUuul  1883  der  ,, Deutsche 
Verein  gegen  den  Mißbrauch  geistiger  Getränke", 
in  Oesterreich  1884  ein  Verein  gegen  die  Trunk- 
sucht gegründet,  dies  alles  Vereinigungen,  die 
im  Gegensatz  zu  den  vorhergenannten  den  Ge- 
danken der  Mäßigkeit,  nicht  den  der  Totalent- 
haltsamkeit auf  ihre  Fahnen  schreiben.  Die 
Abstinenzbewegiing  hat  viele  kleinere  Vereinsbil- 
dungen wie  die  Vereine  abstinenter  Pastoren, 
Aerzte,  Lehrer,  Studenten,  höherer  Schüler, 
Frauen  aufzuweisen. 

ß)  Die  Organisationen  der  Abstinenz- 
bewegung. Die  größte  Vereinigung  ist  der 
Internationale  Gutterapler-Orden  (I.  0. 
G.  T.),  der.  gegründet  1852,  i.  J.  1883  die  Arbeit 
in  Deutschland  aufnahm.  Der  Orden  hatte 
(lOfiS)  in  der  ijanzen  Welt  8924  Grundlogen  mit 
410749  Mitgliedern  und  3487  Jugendlogen  mit 
23955G  Mitgliedern.  Der  „Deutsche  Guttempler- 
Orden  (1.  o:  G.  T.)",  zählte  (1920)  1100  Grund- 
logen mit  etwa  33000  erwachsenen  Mitgliedern, 
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230  Jugendlogen  mit  knapp  10000  Mitgliedern  im 
Alter  von  10—14  Jahren  und  220  Wchrlogcn  mit 
6000  Mitgliedern  im  Alter  von  14-21  Jahren. 
Der  Orden  verfügt  über  eine  Zeitschrift  und 
einen  eigenen  großen  Verlag  in  Hamburg,  der 
eine  Fülle  größerer  Arbeiten  und  kleinerer  flug- 
schriften  herausgegeben  hat.  Die  Großlo^c  1 
in  Apenrade  (gegr.  1883)  umfaßt  nur  ^ord- 
schleswig,  die  Großloge  11  in  Hamburg  das 
übrige  Deutsehland.  Das  katholische  Kreuz- 
bündnis zählte  1020  etwa  30000  Mitglieder. 
Eine  Zentralorganisation  der  Enthaltsamkeits- 
vcreine  ist  der  1904  gegründete  ..Allgemeine 
deutsche  Zcntralvcrbanu  zur  Bekämpfung  des 
Alkoholismus",  der  ein  gemeinsames  Vorgehen 
bezweckt,  die  Abhaltung  von  wissenschaftlichen 
Vortragskursen  sowie  der  Abstinenztage  be- 
sorgt und  namentlich  eine  Auskunftsstelle  in 
Hamburg  erricfitet  hat. 

■/)  Die  Organisationen  der  Temperenz- 
bewegung. Auch  hier  sei  nur  der  umfassendste 
und  wichtigste  Verein  genannt:  der  ,, Deutsche 
Verein  gegen  den  Alkoholismus"  (bis  1920  hieß  er 
,, Deutscher  Verein  gegen  den  Mißbrauch  geistiger 
Getränke").  ge(,'r.  1HS3.  Seine  Mitgliederzahl  be- 
trug L  J.  1909  34  61H,  zu  Beginn  des  Krieges  etwa 
42Ö00,  nach  dem  Frieden  und  der  Revolution 
35000.  Seine  Tätigkeit  ist  eine  segensreiche,  na- 
mentlich durch  die  Kingaben  und  Rundschreiben, 
durch  die  er  auch  der  ISehürden  Augenmerk  auf 
die  Alkoholfrage  lenkt.  Er  beschäftigt  sich  nament- 
lich auch  mit  i\fr  Trinkerfürsorge,  Bekämpfung 
der  .\nimierkneipen  und  einer  ganzen  Reihe  an- 
derer praktischer  Fragen.  Er  ist  der  speziellere, 
während  der  Guttempler-Orden  der  generale 
Kämpfer  ist;  der  Verein  gegen  den  Mißbrauch 
usw.  bekämpft  Auswüchse  und  Not.  während 
der  Guttempler,  tiefer  dringend,  das  Leben 
und  seine  Sitte  so  weit  reformieren  will,  daß  es 
zu  einem  Mißbrauch  geistiger  Getränke  überhaupt 
gar  nicht  mehr  kommen  kann.  Auch  dieser 
Verein  verfügt  über  einen  Verlag  und  hat  z.  B. 
allein  i.  J.  1909  für  33882  M.  alkoholgegnerische 
Schriften  verbreitet. 

Im  Jahre  1905  ist  auch  eine  „Internationale 
Vereinigung  gegen  den  Mißbrauch  geistiger 
Getränke"  gegründet  worden,  die  Abstinenz 
und  Mäßigkeit  in  gleicher  Weise  gelten  lassen 
will  und  die  Gründung  eines  Internationalen 
Antialkoholamtcs  bezweckt. 

c)  Vorbeugende  Fürsorge.  Jede  Für- 
sorge- und  Versieheninssmaßnahmc  an  be- 
stimmten gefährdeten  Berufszweigen  ist  von 
Wirksamkeit  für  die  Alkoholismusbekämp- 
fung. (In  Schulen,  Krankenanstalten,  Er- 
ziehungshäusern, Gefängnissen,  Herbergen 
u.  dgl.). 

Wichtig  wegen  des  umfassenden  Gebiets 
der  Fürsorge  ist  in  diesem  Zusammenhang 
namentlich  die  Arbeiterversicherung. 

Eud.  Burekhardt  stellte  in  einer  Studie 
über  die  Beziehungen  der  Allioholfrage  zur 
deutsehen  Arbeiterversicherung  fest,  daß  die 
dem  Versicheningswesen  (im  Gegensatz  zu 
seinen  Wohltaten)  inhärenten  Gefahren  für 
Trunksüchtige  doppelt  groß  sind:  die  Simu- 
lation kommt  bei  ihnen  häufig  vor,  der 
Kentenhunger  und  die  Vergeudung  der  Ren- 


I  tenbeträge,  die  für  Alkoholgenuß  verwendet 
werden.  Die  Arbeiterversiehcrung  ist  daher 
inne  geworden,  welche  Lasten  ihr  durch  den 
Alkohnlismus  aufgebürdet  werden  und  daß 
sich  eben  durch  die  Reichsversicherung  ganz 
deutlich  der  Alkoholisnius  als  eine  Volksnot 
erweist.  Die  durch  den  Alkohol  erhöhte 
Unfallgefahr  ist  durch  frühere  Daten  (Stehr 
und  Ilseder  Hütte)  erwiesen:  im  Vergleich 
zur  allgemeinen  Männermortalitäl  (=  100) 
ist  die  Sterblichkeit  in  den  Alkoholberufen 
!  120—160.  Nach  der  Statistik  der  Leipziger 
I  Ortskrankenkasse  wurden  0,52  %  ,,Alko- 
j  holikcr"  (natürlich  ausgesprochenster  Art) 
gezählt;  diese  Alkoholiker  kommen  vorwic- 
Igcnd  auf  die  reifen  Manncsjalu-e;  wälirend 
ihr  Gesundheitszustand  im  Anfang  ein  über- 
durchschnittlicher ist  (Kranklieit  '/oo 
Ka.sscnzcit),  wird  er  im  zweiten  Ab.schnitt 
zu  '/i  Kassenzeit.  Von  der  Allerskla,ssc 
25—34  Jahre  an  ist  in  allen  Klassen  die 
Krankheitsfälligkeit  der  Alkoholiker  2'/2mal 
so  groß  als  die  der  Allgemeinheit.  Es  braucht 
bei  ihnen  stets  mehr  Kranklieitstage,  bis  es 
zum  Todesfall  kommt;  es  handelt  sich  also 
hier  um  an  sich  kräftige  Männer,  die  der 
Alkohol  langsam,  nachdem  er  sie  wirt- 
schaftlich wertlos  gemacht  hat,  zum  Tode 
bringt.  In  allen  Krankhcitsgruiipen  sind  die 
Alkoholiker  mehr  als  2>2mal  mehr  Krank- 
heitsfällen ausgesetzt.  Es  ist  klar,  daß  der 
wirkliche  Verlust  an  Menschen-  uiul  Ar- 
beitskraft durch  .\lkohoI  diese  Zahlen  weit 
übersteigt,  da  es  sich  bei  diesen  festgestellten 
Zahlen  mir  um  die  vom  Arzt  als  ,, Potatoren" 
gestempelten  Versicherten  handelt.  Die  drei 
Zweige  der  Arbeiferversicherung  werden 
durch  den  Alkoholismus  also  in  sehr  hohem 
Maße  belastet.  Die  Grundsätze  der  plan- 
mäßigen Bekämpfung  des  Alkolmlismus 
durch  die  Träger  der  Arbeiterversicherung 
haben  sich  langsam  durchgesetzt  und  sind  seit 
Beginn  dieses  Jahrhunderts  voll  anerkannt. 
Wiilirend  mehrere  Versicheningsanstalten 
lange  Zeit  eine  abwartende  Stellung  gegen- 
über Heilversuclien  bei  Alkoholikern  ein- 
nahmen, haben  andere,  da  man  mit  30 — 50  % 
Dauererfolgen  in  gut  geleiteten  Trinkerheil- 
stättcn  rechnen  darf,  sich  dieses  Mittels  be- 
dient, so  namentlich  die  Anstalten  Rhein- 
provinz und  Schlesien.  Der  Alkoholfrage  an- 
genommen haben  sich  außerdem  namentlich 
die  Anstalten  Thüringen,  Niederbayern  und 
Westfalen;  ebenso  zahlreiche  Berufsgenossen- 
schaften. Der  Behandlung  in  Trinker- 
heilstätten wenden  aber  auch  diese  nur  erst 
geringe  Aufmerksamkeit  zu.  Wenig  ist  bisher 
noch  von  den  Krankenkassen  in  dieser  Rich- 
tung geleistet  worden.  Nach  der  RVO.  ist 
das  Vorgehen  in  allen  Zweigen  der  Arbeiter- 
versicherung gegen  den  Alkoholismus,  na- 
mentlich auch  für  die  Prophylaxis,  wesent- 
lich erleichtert.     Naturalleistungen  (§  120 
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KVO.),  Heilverfahren  (§  120  RVO.),  Auf- 
wendung von  Mitteln  der  Krankenkassen 
(§  363  EVO.,  192,  2  RVO.)  sind  vorgesehen. 
Es  ist  im  Gesetz  ausdrücklich  auf  die  Unter- 
bringung in  Trinkerfürsorgestellen  und  Trin- 
kerheilanstalten hingewiesen  (vgl.  auch 
RVO.  §  1274). 

K.  Weymann  nimmt  an,  daß  die  deut- 
sche Arbeiterversichening  mindestens  um  5% 
billiger  wirtschaften  würde,  wenn  sie  nicht 
unter  dem  Alkoholmißbrauch  zu  leiden  hätte. 
Was  nach  seiner  Ansicht  zu  tun  ist,  ist  fol- 
gendes: 

,,Die  Organe  der  Arbeiterversicherung 
können  und  sollen  im  Interesse  der  Versiche- 
rung zur  Bekämpfung  des  Aikoholismus  mit- 
wirken 

a)  insgesamt  dadurch,  daß  sie  die  zur  Be- 
urteilung der  Alkoholfrage  unentbehrliche 
sichere  Kenntnis  der  wissenschaftlichen  For- 
schungsergebnisse sich  selbst  aneignen  und 
zu  verbreitern  suchen,  besonders  in  dem 
großen  Kreise  der  Vertreter  von  Arbeit- 
gebern und  Versicherten, 

die  Gewinnung  von  zahlenmäßigen  Nach- 
weisen über  die  schädlichen  Wirkungen  des 
Alkoholmißbrauchs  fördern, 

das  Gewicht  ihres  Ansehens  zur  Be- 
kämpfung des  Alkoholismus  in  der  Oeffent- 
lichkeit  geltend  machen; 

b)  Krankenkassen  und  Versicherungs- 
anstalten dadurch,  daß  sie  solchen  Trinkern, 
die  von  der  Trunksucht  geheilt  zu  werden 
wünschen,  Anstaltsbehandlung  gewähren; 

c)  die  Versicherungsanstalten  dadurch, 
daß  sie  die  dem  Alkoholmißbrauch  ent- 
gegenwirkenden Wohlfahrtseinrichtungen  fi- 
nanziell unterstützen; 

d)  die  Benifsgenossenschaften  dadurch, 
daß  sie  die  Unfallverhütungsvorschriften  im 
Sinne  der  Bekämpfung  des  Alkoholmiß- 
brauchs ausbauen,  und  daß  sie,  geeigneten- 
falls  durch  Auflegung  von  Zuschlägen  oder 
Bewilligung  von  Nachlässen  am  Umlage- 
beitrag, in  den  Kreisen  der  Berufsgenossen 
das  Literesse  für  diejenigen  Betriebseinrich- 
tungen zu  fördern  suchen,  welche  den  Ar- 
beitern die  Einschränkung  des  Alkohol- 
verbrauchs nahelegen  und  erleichtern. 

Die  gesetzlichen  Vorscltriften,  welche  die 
Zahlung  von  Barbeträgen  an  Trinker  ein- 
schränken, bedürfen  der  Ausgestaltung." 

Li  solchen  Maßnahmen  der  Sozialver- 
sicherung ist  zurzeit  wohl  die  einzige  einen 
erheblichen  Volksteil  obligatorisch  er- 
fassende Vorbeugungsmöglichkeit  gegeben. 

d)  Gasthausreform  und  Wohnungs- 
reform. Die  Bedeutung  einer  Gasthausreform 
und  einer  Wolinungsreform  für  die  Bekämpfung 
des  Alkoholismus  liegt  auf  kulturpsychologischem 
Gebiet.  Dabei  versteht  man  unter  Gasthaus- 
reform im  engeren  Sinne  eine  Verbürgerlichung, 
Vcrhäuslichung  der  Gaststätte  unter  Zurück- 


drängung des  Alkoholanreizes,  während  unter 
Gastnausreform  im  weiteren  Sinne  auch  die 
ganze  Reform  des  Schankwesens  verstanden 
werden  kann.  Darüber  siehe  unten  sub  3,  da  es 
sich  dabei  um  ein  zusammenhängendes  ver- 
waltungsrechtliches Sondergebiet  handelt.  Mit 
dem  engeren  Gedanken  der  Gasthausreform, 
nämlich  der  Zurückführung  der  Gaststätte 
auf  ihre  Funktion  der  notwendigsten  Speise- 
gelegenheit in  bescheidenem,  bedürfnisbefrie- 
digendem,  aber  nicht  zu  Luxus  und  Vergeudung 
lockendem  Gewand,  gehört  als  Gegenstück  die 
Wohnungsreform,  die  durch  Wohnlichmachen 
und  Behaglichkeit  des  Heims  ihrerseits  den  Weg 
zur  Kneipe  reizlos  machen  soll,  weil  es  daheim 
wohnlicher,  angenehmer,  reizvoUer  ist.  Hier 
liegen  die  wesentlichsten  Aufgaben  der  Frau 
in  der  Alkoholfrage  und  Aufgaben  der  Gemeinden, 
dann  auch  der  Volksbildungsvereine  u.  dgl. 

Einrichtung  von  Kochschulen  für  Minder- 
bemittelte und  für  solche,  die  im  Elternhause 
keine  genügende  Unterweisung  hatten,  ist  hier 
wesentlich.  Ebenso  die  Erstellung  von  Gesellig- 
keitsräumen, die  vom  Alkoholbetrieb  unab- 
hängig sind,  z.  B.  die  Prof.  Böhmertschen 
Volksheime;  Volkshäuser,  Arbeiterklubs,  Mäd- 
chenklubs, wie  sie  in  England  bestehen;  Haus- 
genossenschaften, für  die  die  Frauenbewegung 
kämpft;  Lokale,  wie  sie  der  Verein  für  Gasthaus- 
reform schafft.  Ueber  das„Gotenburger  System" 
s.  unten  sub  Sc.  Kaffee-  und  Teeschenken, 
d.  h.  Erholungslokale,  in  denen  zu  Speisen  nur 
alkoholfreie  Getränke  wie  Tee  und  Kaffee 
gereicht  und  für  edlere  Unterhaltung  (Musik, 
Vorträge)  gesorgt  wird;  Konzertlokale.  die  vom  , 
(Alkoholkapital  unabhängig  sind;  Lesehallen 
wie  in  dem  Abbeschen  Volkshaus  in  Jena. 

e)  Förderung  der  Ersatzgetränke. 
Hebung  der  Industrie  der  Ersatzgetränke  und 
Unabhängigmachung  vom  Alkoholkapital  ist 
eine  dringend  notwendige,  aber  auch  sehr 
schwierige  Maßnahme.  I)enn  die  sog.  Ersatz- 
getränke sind  zumeist  sehr  minderwertig  und 
wenig  reizvoll.  Damit  müßte  Hand  in  Hand 
gehen  eine  Verbilligung  der  Ersatzgetränke, 
die  gegenwärtig  infolge  der  Abhängigkeit  der 
Wirte  vom  Alkoholkapital  so  über  Gebühr 
verteuert  werden.  Das  kann  wirtschaftlich 
dadurch  gemildert  werden,  daß  die  Alkohol- 
industrie unter  dem  Drucke  der  Nachfrage- 
verschiebung, was  z.  T.  schon  geschieht,  selbst 
die  Herstellung  von  Ersatzgetränken  übernimmt. 
Auch  die  Förderung  der  industriellen  Verwendung 
des  Spiritus  gehört  hierher.  Die  lange  Gewerbe- 
geschichte, auf  die  die  Herstellung  der  alkoho- 
lischen Getränke  zurückbhckt  und  diese  Gewerbe 
zu  einem  Faktor  der  „Kultur"  gemacht  hat, 
steht  hier  ernstlich  im  Wege. 

2.  Rechtliche  und  polizeiliche  Maß- 
nahmen, a)  Bürgerlichrechtliche  Maß- 
nahmen. Das  bürgerliche  Recht  kümmert 
sich  sehr  wenig  um  den  Alkoholismus.  Es 
berücksichtigt  alkoholische  Färbung  von 
Rechtsgeschäften  oder  Einwirkung  des  Al- 
kohols auf  den  Abschluß  von  Rechtsge- 
schäften gar  nicht,  es  sei  denn,  daß  jemand 
eine  Willcnserklämng  wegen  Abgabe  in 
trunkenem  Zustande  anficht.  Nur  wenn  es 
sich  um  ausgesprochene  ,, Trunksucht",  das 
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heißt  also  einen  chronischen  krankhaften 
Zustand  handelt,  preift  das  Zivitecht  ein 
durch  die  Elrmöglichung  der  Entmündigung. 

Nach  §  6  BGB  kann  entmündigt  werden 
(muß  nicht):  wer  infolge  Trunksucht  seine 
Angelegenheiten  nicht  z.u  besorgen  vermag  oder 
sich  oder  seine  Familie  der  Gefahr  des  Not- 
standes aussetzt  oder  die  Sicherheit  anderer 
gefährdet.  Also  nicht  der  Trunksüchtige  als 
solcher  verfällt  der  Entmündigung;  nur  der- 
jenige Trunksüchtige  kann  ihr  vorfallen,  bei 
dem  die  Trunksucht  schwere  wirtschaftliche 
Folgerungen  für  sich  oder  seine  Familie  aufzu- 
weisen hat.  Das  Verfahren,  das  nur  auf  Antrag 
stattfindet,  ist  in  §§  645ff.  ZPO.  geregelt. 
Antragsberechtigt  sind  die  nahe  Beteiligten 
(Ehegatte,  Verwandte,  gesetzlicher  Vertreter) 
oder  die  Gemeinde  oder  der  Armenverband. 

Trunksucht  ist  begrifflich  ein  derartig  krank- 
hafter Hang  zum  übermäßigen  Trinken,  daB 
die  Kraft,  dem  Anreiz  zum  übermäßigen  Genuß 
geistiger  Getränke  zu  widerstehen,  verloren 
gegangen  ist  (so  Reichsgericht  in  Jur.  Wochenschr. 
02,  280"°).  Zur  Entmündigung  ist  notwendig 
die  Gefahr  des  wirtschaftlicnen  Notstandes  — 
für  den  Trinker  selbst  oder  auch  nur  für  einen 
seiner  Familienangehörigen— oder  die  Unfähigkeit 
der  Gesamtbesorgung  des  Trunksüchtigen;  nur 
Unfähigkeit  zu  einigen  Besorgungen  genügt  nicht. 

Wer  entmündigt  ist,  ist  (nach  f  Iii  BGB.) 
beschränkt  geschäftsfähig  (wie  ein  Minder- 
jähriger). Er  kann  unter  vorläufige  Vormund- 
schatt  gestellt  werden  wenn  das  Vormundschafts- 
gericht  es  zur  Abwendung  einer  erheblichen 
Gefährdung  der  Person  oder  des  Vermügens  des 
Betreffenden  für  erforderlich  erachtet  (§§  1906. 
1908  BGB.).  Der  Vormund  ist  nach  Maßgabe 
der  allgemeinen  vormundschaftlichen  Befugnisse 
berochti"t.  alle  Schritte  zu  tun,  die  für  die 
Person  des  Mündels  von  Vorteil  sind.  Wegen 
Trunksucht  Entmündigte  sind  insbesondere 
unfähig  zum  Familienrat  (BGB.  §  18C6),  zur 
Testamentserrichtune  (5  2229),  zum  Testaments- 
widerruf (5  2263),  zur  Vormundschaft  (§  1780). 
Nach  §  8ä7  BGB.  ist  der  Trinker  für  alle  im 
trunkenen  Zustande  begangenen  Schädigungen 
in  gleicher  Weise  verantwortlich,  wie  wenn 
ihm  Fahrlässigkeit  zur  Last  fiele.  Er  kann 
sich  nur  exkulpieren,  wenn  er  die  berauschende 
Eigenschaft  des  Getränkes  nicht  kannte  oder 
kennen  konnte.  Die  Entmündigung  ist  als 
Voraussetzung  der  zwangsweisen  lieilfürsorge 
gedacht,  doch  wird  oft  die  Ergebnislosigkeit 
der  Hcilfürsorgo  zum  Kriterium  für  Berechti- 
gung der  Entmündigung.  Ueber  einige  che- 
rechtliche  Folgen  der  Entmündigung  BGB.  §§ 
1418,  1428,  1642,  1547. 

Diese  rechtlichen  Maßnahmen  sind  lediglich 
formaler  Natur  und  haben  für  die  Bekämpfung 
des  Alkoholismus  nur  in  Verbindung  mit  einer 
energischen  Heilfürsorge  praktische  Bedeutung. 
Friear.  Endemann  forderte  in  seinem  Vortrag 
auf  dem  IX.  intcrnat.  Kongreß  gegen  den 
Alkoholismus  (1903):  eine  den  Trunksüchtigen 
vor  und  unabhängig  von  der  Entmündigung 
ergreifende  Heilfürsorge;  schrittweises  und  vor- 
sichtiges Vorgehen  und  Erziehung  des  Volkes; 
fest  umschriebene  Tatbestände,  in  denen  die 
zwangsweise  Durchführung  der  Heilbehandlung 
für   zulässig  erklärt   wird;   bindende  Selbst- 


unterwerfung des  Trunksüchtigen  tinter  die 
Heilbehandlung;  Erschwerung  der  Aufhobung 
und  Entlassung;  größeren  Einfluß  des  zur  Stel- 
lung des  Entmündigungsantrages  Berechtigten; 
zwangsweise  Unterbringung  in  schwereren  Ge- 
fährdungsfällen. 

b)  Strafrechtliche  Maßnahmen. 
Ueber  die  Beziehungen  des  Alkoholismus 
zur  Kriminalität  ist  oben  sub  II  2d  gehandelt 
worden. 

An  Strafmaßnahmen  sind  Unterbrin- 
gung in  einem  Arbeitshaus  und  Bestrafung 
wegen  Ausschreitungen,  an  Fürsorgemaß- 
nahmen Unterbringung  in  einem  Trinkerasyl, 
einer  Trinkerfürsorge-  oder  Alkoholwohl- 
fahrtsstellc,  wie  es  deren  eine  Anzahl  in 

{Deutschland  bereits  gibt  und  deren  Schaf- 
fung sich  die  Gemeinden  mit  Ernst  ange- 

j  legen  sein  lassen,  sowie  die  Entmündigung 
zu  nennen.  Auch  die  Anlegung  von  Trinker- 

1  listen  gehört  hierher.  Die  preußisclie  Rc- 
gienmg  hat  auch  die  Kreisärzte  angewiesen, 
sich  der  Bekänipfiing  des  Alkoholmißbrauchs 
zu  widmen.  Bestraft  wird  mit  Haft  (sog. 
geschärfle  Haft,  mit  Arbeitsverwendung) 
nach  RStGB.,  §  361,  5,  wer  sich  dem  Spiel, 
Trunk  oder  Müßiggang  dergestalt  hingibt, 
daß  er  in  einen  Zustand  gerät,  in  welchem  zu 

i  seinem   Unterhalte   oder  zum  Unterhalte 

;  derjenigen,  zu  deren  ErnäJirung  er  vcrpflich- 

:  tel  ist,  durch  Vermittlung  der  Behörde  fremde 
Hilfe  in  Anspruch  genommen  werden  muß. 

i  Die  eigentlich  strafrechtliche  Frage  dreht 
sich  um  den  §  51  RStGB.,  das  Problem  der 
Zurechnungsfälligkeit  und  damit  der  Willens- 
freiheit. Die  Meinungen  sind  sehr  geteilt. 
Die  einen  neigen  grundsätzlich  zur  Anerken- 
nung strafrechtlicher  Nichtzurcchnung  bei 
Alkoholisiening  verschiedenster  Grade,  an- 
dere (z.  B.  Baiser,  Bockel)  scheiden  streng 

I —  und  mit  Recht!  —  zwischen  dem  patho- 
logischen Rauschzustand,  der  die  Verant- 
wortlichkeit wirklich  aufhebt,  und  dem 
leichteren  Zustand  des  Atigetrunkenseins, 
bei  dem  die  strafrechtliche  Verantwortung 
noch  vorhanden  ist,  und  fordern,  daß  der 
begutachtende  Arzt  hier  die  Bestrafung  nicht 

I  vereitele.    Sonst  wird  auf  diesem  Wege  ge- 

iradezu  der  frivolen  Verantwortungslosigkeit 
Vorschub  geleistet  und  dem  Alkoholismus 
ein  Privilegium  gegen  die  Gesetze  und  die 
Kultur  erteilt.  Gewiß  bleibt  es  dabei,  daß 
das  große  Alkoholbedürfnis,  namentlich  dag 
periodische,  krankhaft  ist,  aber  es  ist  nicht 
unbedingt  konstitutionell,  sondern  mehr  oder 
weniger  vom  Willen  abhängig  und  heilbar. 
Und  ebenso  richtig  bleibt  es,  daß  gesteigerte 
Alkoholintoleranz  auf  krankliafter  Grund- 
lage erwächst. 

Bei  den  für  den  Kampf  gegen  den  Alko- 
holismus wichtigen  Rechtssätzen  des  Straf- 
gesetzentwurfs  von  1919  handelt  es  sich  um 
folgende  Bestimmungen: 
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§  91.  Wird  jemand,  der  zu  Ausschreitungen 
im  Trünke  neigt,  wegen  einer  Straftat,  die  er 
in  selbstverschuldeter  Trunkenheit  begangen  hat, 
oder  wegen  sinnloser  Trunkenheit  (§  274)  ver- 
urteilt, so  kann  ihm  das(!ericht  für  eine  bestimmte 
Frist  verbieten,  sich  in  Wirtshäusern  geistige 
Getränke  verabreichen  zu  lassen. 

Das  Verbot  ist  nur  zulässig,  wenn  auf  eine 
Freiheitsstrafe  von  höchstens  sechs  Monaten 
oder  auf  Geldstrafe  oder  auf  Verweis  erkannt 
wird. 

Die  Frist  ist  mindestens  auf  drei  Monate 
und  höchstens  auf  ein  Jahr  zu  bemessen.  Sie 
wird  von  dem  Tage  berechnet,  an  dem  das 
Urteil  rechtskräftig  wird;  die  Zeit,  während 
welcher  der  Verurteilte  eine  Freiheitsstrafe 
verbüßt,  wird  in  die  Frist  eingerechnet. 

§  92.  Wird  ein  Trunksüchtiger  wegen  einer 
Straftat,  die  er  in  der  Trunkenheit  begangen  hat, 
oder  wegen  sinnloser  Trunkenheit  (§  274)  zur 
Strafe  verurteilt,  so  ordnet  das  Gericht  seine 
Unterbringung  in  einer  Trinkerheilanstalt  an, 
falls  diese  Maßregel  erforderlich  ist,  um  ihn  an 
ein  gesetzmäßiges  und  geordnetes  Leben  zu 
gewöhnen. 

Genügt  Schutzaufsicht,  so  ist  diese  anzu- 
ordnen. 

§  93.  Die  Unterbringung  in  der  Trinkerheil- 
anstalt bewirkt  die  Landespolizeibehörde. 

Die  Vorschriften  des  §  89  Abs.  2,  3  gelten 
entsprechend. 

Diese  letzteren  lauten: 

§  89.  Abs.  2:  Ist  auf  die  Verwahrung  neben 
einer  Freiheitsstrafe  erkannt  worden,  so  verbüßt 
der  Verurteilte  zunächst  die  Strafe.  Ist  die 
Verwahrung  durch  den  Strafvollzug  überflüssig 
geworden,  so  wird  der  Verurteilte  nicht  mehr 
in  der  Heil-  und  Pflegeanstalt  untergebracht; 
dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  Verurteilte  aus 
der  Strafhaft  vorläufig  entlassen  und  die  Ent- 
lassung nicht  widerrufen  wird. 

Hat  das  Gericht  dem  Verurteilten  bedingte 
Strafaussetzung  bewilligt,  so  wird  er  in  der 
Heil-  oder  Pflegeanstalt  untergebracht,  sobald 
das  Urteil  rechtskräftig  geworden  ist;  die  Zeit, 
die  er  in  der  Anstalt  zugebracht  hat,  wird  auf 
die  Probezeit  angerechnet. 

§  94.  Die  Landespolizeibehörde  entläßt  den 
Verurteilten  aus  der  TrinkerheUaustalt,  sobald 
der  Zweck  der  Maßregel  erreicht  ist.  Dabei 
kann  sie  ihm  besondere  Pflichten  auferlegen; 
sie  kann  ihn  auch  unter  Schutzaufsicht  stellen. 

Stellt  sich  heraus,  daß  der  Zweck  der  Maß- 
regel noch  nicht  erreicht  war,  so  kann  die  Landes- 
polizeibehörde die  Entlassung  widerrufen. 

Mit  Ablauf  einer  Frist  von  zwei  Jahren,  von 
der  ersten  Unterbringung  an  gerechnet,  erreichen 
alle  Maßnahmen,  die  auf  Grund  der  Anordnung 
des  Gerichts  getroffen  worden  sind,  ihr  Ende. 

§  274.  Wer  sich  schuldhaft  in  Trunkenheit 
versetzt,  wird  mit  Gefänmis  bis  zu  sechs  Mo- 
naten oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend 
Mark  bestraft,  wenn  er  eine  Handlung  begeht, 
we»en  deren  er  nicht  bestraft  werden  kann, 
weil  er  infolge  der  Trunkenheit  nicht  zurech- 
nungsfähig war. 

Ist  der  Täter  schon  früher  wegen  sinnloser 
Trunkenheit  oder  wegen  strafbarer  Ausschrei- 
tungen im  Trünke  verurteilt  worden,  so  ist  die 
Strafe  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  oder  Geld- 
strafe. 


In  besonders  leichten  Fällen  kann  von  Strafe 
abgesehen  werden. 

Oberverwaltiingsgericlitsrat  Dr.  Boethke 
(Berlin)  betont  in  der  „Alkoholfrage"  (XIV 
S.  83n.),  daß  die  Vorschläge  des  Entwurfs 
einen  großen  Fortschritt  bedeuten,  daß  der 
Entwurf  auf  dem  richtigen  Wege  ist  und  daß 
dieser  Weg  zu  Ende  gegangen  werden  müsse. 
Es  dürfte  sich  nur  noch  weiter  seiner  Ansicht 
nach  empfehlen,  daß  auch  das  öffentliche 
ärgerniserregende  Auftreten  eines  Tninkenen 
bestraft  werde. 

Für  die  kriminalpolitische  Behandlung 
der  Trinker  gewann  auch  das  PoUard- 
systera  Befürworter,  das,  wie  sein  Schöpfer, 
j  der  Polizeirichter  Pollard  in  St.  Louis,  vorschlägt, 
bei  VerurteUungen  wegen  Vergehen  in  der 
Trunkenheit  Strafaussetzung  gewährt,  falls  der 
Sünder  verspricht,  dem  Alkohol  überhaupt 
längere  Zeit  zu  entsagen,  und  das  bei  befriedigen- 
dem Ablauf  der  Bewährungsfrist  sogar  Be- 
gnadigung eintreten  läßt. 

c)  Verwaltungsrechtliche  Maßnah- 
men. n)Dem  Trinker  gegenüber  (Trin- 
kerf ürsorge).  Entmündigt  wurden  wegen 
Trunksucht  i.  J.  1901  in  Preußen  528  Per- 
sonen. Von  den  seit  dem  Inkrafttreten  des 
BGB.  bis  Ende  1901  wegen  Trunksucht  ent- 
mündigten 61(3  Personen  wurden  68  in  Heil- 
anstalten untergebracht.  Li  der  Provinz 
Sachsen  wurden  wegen  Trunksucht  ent- 
mündig-t :  1901  27,  1902  28  Personen. 

Die  Trinkerfürsorge  steht  der  Alko- 
holismusbekämpfung gegenüber  wie  die  kli- 
nische Behandlung  der  allgemeinen  Hygiene, 
und  wie  die  ICrankheitsheiluiig  der  Krank- 
heitsvorbeugung. Sie  hat  es  mit  dem  ein- 
zelnen Trinker  zu  tun,  behandelt  das  greif- 
bare Objekt  und  stand  so  am  Anfang  der 
Alkoholfrage,  als  diese  noch  „Trunksucht- 
bekämpfung" war;  aber  erst  dank  der  mo- 
dernen psychiatrischen  und  sozialen  Erkennt- 
nisse hat  sie  sich  zu  einem  eigenen  Wissens- 
zweig entwickelt  und  hat  dann  stark  an  Aus- 
breitung gewonnen.  Träger  dieser  Aufgaben 
sind  die  Trinkerfürsorgestellen,  ..Fürsorge- 
und  Wohlfahrtsstellen  für  Alkoholkranke" 
oder  dgl.,  wie  sie  in  dieser  Art  zuerst  1906 
angeregt  wurden.  Hire  engeren  Aufgaben 
liegen  insbesondere  in  1.  der  zeitigen  Unter- 
bringung, 2.  dem  Schutze  des  Ivranken  und 
seiner  Familie,  3.  der  finanziellen  Unter- 
stützung, 4.  der  Obsorge  nach  der  Entlas- 
sung. Fühlungnahme  mit  den  Landesver- 
sicherungsanstalten ist  sehr  wichtig;  Los- 
lösung von  amtlichem  Einfluß  ist  zu  emp- 
fehlen. Besonders  den  Gemeindeverwal- 
tungen fällt  hier  wegen  der  großen  Belastung 
des  Gemeindehaushalts  durch  die  Folge- 
erscheinungen des  Alkoholismus  die  Aufgabe 
zu,  Fiirsorgestellen  zu  errichten.  Sehr  wichtig 
ist  ferner  die  Mitarbeit  der  Krankenkassen 
und  notwendig  erscheint  der  Erlaß  eines 
Trinkerfürsorgegesetzes. 
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Mit  dem  Aufkommen  der  Trinkerfürsorge- 
steilen  entspann  sich  bald  die  Notwendigkeit 
ihrer  Zusammenfassung  und  Organisation, 
die  denn  auch  in  der  ersten  deutschen  Kon- 
ferenz für  Trinkerfürsorgestcllen  am  2f)./X. 
1909  zu  Berlin  i.'cscha)i.  Im  März  1912  war 
die  Zahl  der  Trinkerffirsorgestellen  auf  158 
angewachsen,  die  Zalil  der  Trinkerheilslätten 
auf  48;  1921  betrugen  die  Ziffern  225  und  25. 
Auch  das  Ausland  begann  dem  Beispiel  zu 
folgen.  Von  .38  berichtenden  deutschen  Stel- 
len wurden  in  einem  Jahre  6420  Fälle  bear- 
beitet. Rein  städtischen  Charakter  hatten 
17  Fürsorgestcllen  (ich  ermittelte  durch  Um- 
frage jedoch  28  von  der  Gemeinde  betriebene 
Fürsorgestellen).  Im  Jahre  1919  erstreckte 
sich  in  Berlin  und  seinen  Vororten  die  Trinker- 
fürsorge auf  1274  Fälle.  Eine  Rundfrage,  die 
von  der  Zentrale  für  Trinkerfürsorge  (Bcrlin- 
Dalileni)  bei  mehr  als  200  Trinkerfürsorge- 
stellen veranstaltet  wurde,  ergab,  daß  von 
1912  bis  Mitte  1918  bei  02  Stellen  im  ganzen 
neu  angemeldet  worden  waren:  männliche 
Trinker  aus  der  Zivilbevölkerung  17005, 
Kriegsteilnehmer  und  Soldaten  8.50,  Frauen 
2522,  zusammen  20383  Fälle.  Für  Preußen 
Ist  die  Trinkerfürsorge  durch  den  Erlaß  des 
Ministers  für  Volkswohlfahrt  v.  8./XI.  1920 
erneut  gewährleistet  worden. 

/j)  Sc han kge WC r be.  Der  Umkreis 
der  verwaltungsreclitliclien  Maßnahmen 
gegenüber  der  Trinkgclegenlieit  ist  sehr 
groß  lind  betrifft  die  Regelung  des  Schank- 
gewerbes  von  der  einfachen  Festlegung 
kleiner  Beschränkungen  (Konzession,  Po- 
lizeistunde) bis  zur  radikalen  Maßnahme 
der  Alkoholverbotsgesetzgebung.  Dies  recht- 
fertii:!  die  besondere  Betrachtung  im  folgen- 
den Hauptabschnitt,  in  welchem  Deutsch- 
land und  das  .Vusland  eingehend  zu  berück- 
sichtigen ist. 

3.  Regelung  des  Schankgewerbes  ins- 
besondere, a)  K  0  n  z  e  s  s  i  0  n  s  w  e  s  c  n 
1.  Deutschland.  Die  deutsche  Gewerbe- 
ordnung unterwirft  der  Konzessionspflicht 
den  Betrieb  der  (iastwirtschaft  und  Schank- 
wirtschaft sowie  den  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus.  Unter  Gastwirtschaft 
wird  das  gewerbsmäßige  Beherbergen  von 
Fremden  verstanden.  Eine  Gastwirtschaft 
liegt  daher  dann  vor.  wenn  jemand  ein  Haus 
mit  möblierten  Zimmern  in  der  Weise  unter- 
hält, daß  Per.sonen  dort  jederzeit  einkehren 
können  (Hotels,  Gasthäuser,  Pensionen). 
Dagegen  fällt  das  gewerbsmäßige  Vermieten 
von  Zimmern  oder  Schlafstellen  nicht  unter 
den  Begriff  der  Gastwirtschaft.  In  der  Regel, 
aber  nicht  grundsätzlich  wird  mit  der  Gast- 


')  In  diesem  Abschnitt  ist  einiges  aus  dem 
Art.  „Schankgewerbe"  von  G.  Meyer  und 
E.  Loening  aus  der  vorigen  Auflage  des  Hdw, 
d.  St.  wörtlich  wiederholt. 


Wirtschaft  aucli  der  Ausschank  von  Ge- 
tränken genehmigt.  Schankwirtschaft 
ist  der  gewerbsmäßige  Verkauf  von  Ge- 
tränken behufs  der  Verzelirung  an  Ort  und 
Stelle,  gleichgültig  ob  als  Haupt-  oder  Neben- 
benif.  Welcher  Art  die  Getränke  sind,  ist 
gleichgültig.  Es  brauchen  namentlich  nicht 
notwendig  geistige  Getränke  zu  sein:  auch 
ein  Kaffee-  oder  Teeschaiüi  oder  ein  Aus- 
schank von  Mineralwasser  bedarf  der  Kon- 
zession. Nicht  konzessionspflichtig  ist  da- 
gegen der  Betrieb  von  bloßen  Speisewirt- 
I  Schäften,  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn 
die  Gäste  sich  für  ihre  eigene  Rechnung  Ge- 
tränke anderswoher  holen  lassen.  Unter 
Kleinhandel  mit  Branntwein  versteht  das 
Gesetz  den  Verkauf  in  kleinen  Quantitäten  an 
Personen,  welche  das  Verkaufte  mit  sich  fort- 
nehmen (Verkauf  über  die  Straße).  In  Süd- 
deutschlaiid  wird  der  Ausschank  vom  Faß 
„über  die  Straße"  als  Scliankwirtschaft  ange- 
sehen (Luppe,  GO.  zu  §33),  der  Verkauf  von 
Bier  usw.  nur  in  Flaschen  aber  ist  keine 
Schankwirt  Schaft.  In  Bayern  ist  der  .Vus.schank 
selbsterzeugter  Getränke,  wenn  er  erlaubt 
war,  auch  ferner  nicht  genehmigungspflichtig. 
Zum  Teil  haben  die  Ausführungsverord- 
nungen der  einzelnen  Länder  bestimmt,  der 
Verkauf  welcher  Quantitäten  als  Klein- 
handel anzusehen  ist.  Diese  Vorschriften 
differieren  al)er  außerordentlich.  Der  Klein- 
handel unterliegt  der  Konzessionspflicht  nur 
dann,  wenn  Spiritus  oder  Branntwein, 
i  nicht  wenn  andere  geistige  Getränke,  etwa 
Wein  oder  Bier,  den  Gegenstand  desselben 
bilden.  Auf  den  Kleinhandel  mit  denatu- 
riertem Spiritus  finden  dagegen  die  Vor- 
schriften des  §  33  der  GO.  keine  Anwendung. 
Nach  der  vom  Bundesrat  erlassenen  Brannt- 
weinsteiierbefreiungsordn.  v.  9./IX.  1909 
§  15  iiedart  der  Handel  mit  vollständig  ver- 
gälltem Hraimtwein  keiner  Erlaubnis;  vor 
Eröffnung  des  Betriebes  ist  derselbe  aber 
(Unter  Bezeichnung  der  Verkaufsstelle  bei 
der  Steuerbehörde  und  Ortspolizeibehorde 
anzunu'lden. 

Die  ervvähnten  Tätigkeiten  erfordern  eine 
Konzession  aber  nur  dann,  wenn  sie  ge- 
werbsmäßig betrieben  werden.  Doch 
finden  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der 
(iO.  §  33  Abs.  5  die  Vorschriften  über  das 
j  Erfordernis  und  die  Voraussetzungen  der 
j  Konzessionierung  auch  auf  Vereine  An- 
'  Wendung,  welche  den  gemeinschaftlichen 
Einkauf  von  Lebens-  und  Wirtschaftsbedürf- 
nissen im  großen  und  deren  Absatz  im 
kleinen  zum  ausschließlichen  oder  haupt- 
sächlichen Zweck  haben  (Konsumvereine, 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften). 
Durch  Verordnung  der  Landesregierungen 
können  auch  andere  Vereine,  die  ihren  Be- 
trieb auf  den  Kreis  der  Mitglieder  beschrän- 
ken, diesen  Vorschriften  der  Gewerbeordnung 
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unterworfen  werden.  Hiernach  ist  in  meh-i 
reren  Staaten,  insbesondere  in  Preußen ; 
(Erhiß  des  Ministers  des  Lmern  v.  27./XII.  ■ 
1896),  für  alle  Vereine,  sofern  sie  Gast-  und  j 
Schaiikwirtschaft,  wenn  auch  nur  für  ihre 
Mitglieder  und  nicht  gewerbsmäßig  betrei- 
ben.'die  Konzessionspflicht  eingeführt  worden. 

Der  Ausschank  und  Verkauf  geistiger  Ge- 
tränke im  Umherziehen,  d.  h.  ohne  eine 
Betriebsstätte  an  dem  betreffenden  Orte,  ist 
verboten;  er  kann  nur  ausnahmsweise  im  Falle 
besonderen  Bedürfnisses  von  der  Ortspolizei- 
bchörde  vorübergehend  gestattet  werden  (GO. 
§  56  Abs.  2  Nr.  1). 

Die  Kouzessionierung  der  vorher  naher 
bestimmten  Gewerbebetriebe  ist  durch  drei 
Voraussetzungen  bedingt: 

a)  Die  persönliche  Qualifikation  des 
zu  Konzessionierenden.  Eine  Versagung 
der  Konzession  tritt  dann  ein,  wenn  gegen  den 
Nachsuchenden  Tatsachen  vorliegen,  welche 
die  Annahme  rechtfertigen,  daß  er  das  Gewerbe 
zur  Förderung  der  Völlerei,  des  verbotenen 
Spieles,  der  Hehlerei  oder  der  Unsittliehkeit 
mißbrauchen  werde.  Hier  werden  namentUch 
strafgerichtliche  Verurteilungen  in  Betracht 
kommen.  Es  muß  nach  Maßgabe  des  ganzen 
Vorlebens  des  Nachsuchenden  beurteilt  werden, 
ob  er  die  erforderlichen  Bürgschaften  für  sein 
künftiges  Verhalten  gewährt. 

b)  Ein  geeignetes  Lokal.  Die  Konzession 
ist  zu  versagen,  wenn  das  zum  Betriebe  des 
Gewerbes  bestimmte  Lokal  den  polizeüichen 
Anforderungen  nicht  genügt.  Die  Ausübung 
der  Schankwirtschaft  erfordert  demnach  eine 
bestimmte  Oertlichkeit,  aber  nicht  notwendig 
einen  geschlossenen  Raum. 

c)  Das  Vorhandensein  eines  Bedürf- 
nisses. Ueber  die  Bedürfnisfrage  hat  das 
Reichsgesetz  unmittelbar  nichts  bestimmt,  son- 
dern mir  den  Landesregierungen  das  Recht  ein- 
geräumt, die  Aufwerfung  der  Bedürfnisfrage 
anzuordnen.  Die  Regierungen  sind  befugt,  zu 
bestimmen,  daß  die  Erteilung  der  Konzession 
von  dem  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürf- 
nisses abhängig  sein  soll  und  zwar:  1.  für  den 
Ausschank  von  Branntwein  und  für  den  Klein- 
handel mit  Branntwein  oder  Spiritus  ganz  all- 
gemein, 2.  für  den  Betrieb  der  Gastwirtschaft 
und  den  Ausschank  von  Wein.  Bier  oder  anderen 
geistigen  Getränken  in  Ortschaften  mit  weniger 
als  15000  Einwohnern  ohne  weiteres,  in  Ort- 
schaften mit  einer  größeren  Einwohnerzahl  dann, 
wenn  dies  durch  Ortsstatut  festgesetzt  wird. 
Für  den  Ausschank  von  nicht  geistigen  Getränken 
d.  h.  solchen,  welche  nicht  alkoholhaltig  sind, 
kann  also  die  Bedürfnisfrage  nicht  aufgeworfen 
werden.  Die  Regierungen  haben  von  der  ihnen 
eingeräumten  Beiugnis  einen  sehr  umfassenden 
Gebrauch  gemacht,  so  daß  fast  in  allen  deutschen 
Staaten  bei  der  Bewilligung  von  Schankkonzes- 
sionen die  Bedürfnisfrage  zu  prüfen  ist.  Bei 
dieser  Prüfung  sind  als  wesentliche  Momente 
in  Betracht  zu  ziehen  die  Zahl  der  Einwohner, 
die  persönlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der 
Einwohnerschaft,  z.  B.  ob  viele  Personen  ohne 
eigenen  Hausstand,  ob  sozial  sehr  verschiedene 
Klassen  da  sind,  die  Lage  und  Ausdehnung  des 
Ortes,  der  l''rcmdenverkehr. 


Wenn  die  Voraussetzungen  für  Erteilung 
der  Konzession  vorliegen,  so  muß  sie  er- 
teilt werden;  liegen  sie  nicht  vor,  so  muß 
sie  verweigert  werden.  Vor  Erteilung  der 
Konzession  sind  die  Ortspolizei-  und  die 
Gemeindebehörde  gutachtlich  zu  hören;  eine 
Ablehnung  des  Konzessionsgesuches  kann 
dagegen  auch  ohne  Anhörung  dieser  Behör- 
den erfolgen.  Auch  der  Besitzer  einer  Real- 
gerechtigkeit bedarf  der  Konzession,  die  ihm 
aber  nur  wegen  seiner  persönlichen  Eigen- 
schaften, nicht  wegen  Beschaffenheit  oder 
Lage  des  Lokals  oder  wegen  Mangels  des  Be- 
dürifnisses  versagt  werden  darf. 

Eine  Erneuerung  der  Konzession  ist  sowohl 
bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des  Gewerbe- 
treibenden als  bei  einem  Wechsel  des  Lokals 
oder  einer  Ausdehnung  des  Betriebs  auf  in  der 
lionzession  nicht  angegebene  Räume,  auch 
wenn  sie  sich  in  demselben  Hause  befinden, 
notwendig.  In  allen  diesen  Fällen  kann,  soweit 
dies  landesrechtUch  überhaupt  zulässig  ist, 
auch  die  Bedürfnisfrage  von  neuem  aufgeworfen 
werden.  Ebenso  tritt  bei  der  Ivonzessionierung 
einer  anderen  Person  auch  eine  erneute  Prüfung 
der  Räume  ein. 

Die  Konzession  kann,  wenn  das  Gesuch 
darauf  gerichtet  ist,  auch  mit  beschränkten 
Wirkungen  erteilt  werden.  Unzulässig  ist 
die  Erteilung  der  Konzession  auf  eine  be- 
stimmte Zeit,  z.  B.  auf  ein  Jahr  (GO.  §  40), 
möglich  dagegen  die  Konzessionierung  für 
gewisse  vorübergehende  Ereignisse  (Feste, 
Manöver  u.  dgl.)  oder  für  gewisse  Zeiten  des 
Jahres  (Sommerwirtschaften  usw.). 

Die  Konzession  erlischt  entweder  durch 
den  Ablauf  bestimmter  Fristen  oder  durch 
Entziehung.  Auf  Widerruf  darf  sie  nicht 
erteilt  werden. 

Ein  Erlöschen  durch  Fristenablauf 
findet  statt:  a)  wenn  von  der  Behörde  eine 
bestimmte  Frist  gesetzt  ist,  binnen  deren  der 
Gewerbebetrieb  begonnen  werden  muß,  mit 
Ablauf  dieser  Frist,  ohne  daß  der  Beginn 
stattgefunden  hat,  b)  wenn  eine  solche  Frist 
nicht  gesetzt  ist,  durch  Ablauf  der  Zeit, 
wenn  nach  erfolgter  Genehmigung  der  Ge- 
werbebetrieb nicht  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  drei  Jahren  begonnen  wurde. 
Die  Fristen  können  jedoch  von  der  Behörde 
verlängert  werden,  sobald  erhebliche  Gründe 
nicht  entgegenstehen  (GO.  §  49). 

Eine  Eiitziehung  der  Konzession  ist  nur 
zulässig:  1.  wegen  Unrichtigkeit  der  Nach- 
weise, auf  Grund  deren  die  ILrteilung  statt- 
gefunden hat,  2.  wenn  aus  Handlungen  oder 
Unterlassungen  des  Lihabers  der  Mangel 
derjenigen  Eigenschaften  klar  erhellt,  welche 
bei  Erteilung  der  Konzession  vorausgesetzt 
werden  mußten,  3.  wenn  durch  Handlungen 
oder  Unterlassungen  des  Lihabers  Verände- 
rungen des  Betriebslokales  eingetreten  sind, 
infolgederen  dasselbe  den  polizeilichen  An- 
forderungen nicht  mehr  entspricht,  4.  wenn 
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dem  Inhaber  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
■entzogen  werden,  für  die  Dauer  des  Ehr- 
verlustes.  (GO.  §  53.) 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  femer 
die  auf  Landesrecht  beruhenden  Vor- 
schriften über  die  Polizeistunde,  deren 
Uebertretung  aber  durch  das  Reichs-Straf- 
gesetzbuch mit  Strafe  bedroht  ist.  Der  Wirt, 
welcher  das  Verweilen  seiner  Gäste  über  die 
gebotene  Polizeistunde  hinaus  duldet,  wird 
bestraft.  Aber  auch  die  Personen  sind  straf- 
bar, die  in  einer  Schankstube  über  die  ge- 
botene Polizeistunde  hinaus  verweilen,  nach- 
dem der  Wirt,  sein  Vertreter  oder  ein  Polizei- 
bcamt  er  sie  zu  in  Fortgehen  aufgefordert  haben. 
{RSiGB.  §  3G5).  Kür  geschlossene  Gesell- 
schaften gilt  die  Polizeistunde  nicht. 

Zulässig  ist  das  Verbot  der  Verab- 
folgung von  geistigen  Getränken  an 
Betrunkene  und  an  Personen,  die  von  der 
Polizeibehörde  als  Trunkenbolde  bezeichnet 
sind,  sowie  das  Verbot  der  Verabfolgung  von 
Branntwein  zum  sofortigen  Genuß  an  Kinder. 

Den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung 
über  die  Sonn-  und  Festtagsruho  unterliegen 
die  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe 
nicht  (GO.  §  105i).  Aber  die  Gewerbetreiben- 
den können  ihre  Geliilfen  und  Arbeiter  in 
diesen  Gewerben  nur  zu  solchen  Arbeiten  an 
Sonn-  und  Festtagen  verpflichten,  welche 
nach  der  Natur  des  Gewerbebetriebes  einen 
Aufschub  oder  eine  Unterbrechung  nicht  ge-j 
statten.  ' 

Auf  Grund  des  §  120  e  der  GO.  hatte  der 
Bundesrat  (Bek.  v.  23/1.  1902)  Bestim- 
mungen erlassen  über  die  Beschäitif^ng  von 
Gehilfen  und  Lehrlingen  in  Gast- und 
Schankwirtschaften.  Diese  Bestimmungen, 
die  eine  Mindest ruhezeit  festsetzten,  sind 
durch  die  Anordnung  über  die  Regelung 
der  Arbeitszeit  gewerblicher  Arbeiter  vom 
23./XI.  1918  (RGBl.  1334)  und  17.  XIL  1918 
(RGBl.  1435)  —  Einführung  des  Achtstunden- 
tags— größtenteils  gegenstandslos  geworden. 

Ueber  die  Bescliäftigung  weiblicher 
Angestellter  in  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften bestimmt  das  G.  v.  15./I.  1920 
(RGBl.  S.  69):  ,,Die  Landeszentralbehürden 
oder  die  von  ihnen  bezeichneten  Behörden 
haben  im  Interesse  der  Gesundheit  und  der 
Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten,  der 
Ordnung  und  des  Anstandes  in  Gast-  und 
Schankwirtschaften  insbesondere  über  die 
Zulassung,  die  Beschäftigung  und  die  Art 
der  Entlohnung  weiblicher  Angestellter  Vor- 
scliriften  zu  erlassen".  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Vorschriften  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  6  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
10000  M.  bestraft.  Eine  preußische  Anord- 
nung setzte  daraufhin  Anmeldezwang  und 
Untersagungsrecht  fest  sowie  Bestimmungen 
über  die  Entlohnung  und  das  Verhalten  der 
weiblichen  Angestellten.  Das  Schutzalter  ist 


beispielsweise  in  Preußen  auf  18  Jahre,  in 
Württemberg  auf  20  Jahre,  in  Sachsen  auf 
21  Jahre  angesetzt. 

Im  Betrieb  von  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften dürfen  Kinder  unter  12  Jahren 
I  überhaupt  nicht  und  Mädchen  über  12  Jahre, 
'  die  noch  schulpflichtig  sind,  nicht  bei  der 
'  Bedienung  der  Gäste  beschäftigt  werden. 
Auch   soweit    Kinder   beschäftigt  werden 
dürfen,  darf  diese  Beschäftigung  nicht  statt- 
finden in  der  Zeit  zwischen  8  Uhr  abends  und 
8  Uhr  morgens  und  nicht  vor  dem  Vormit- 
I  tagsuntcrricht. 

Vor  dem  Kriege  war  eine  Novelle  zur 
I  Gewerbeordnung  dem  Reichstag  vorgelegt, 
aber  nicht  verabschiedet  worden,  die  eine 
:  Neuregelung  des  Schanlrwcsens  bringen  sollte. 
Dazu  wurden  von  alkoholgegnerischer  Seite 
noch  weitere  Reformen  verlangt. 

Im  Deutschen  Reiche  waren  nach  der  Ge- 
werbestatistik von  la'Jö  in  der  Gast-  und  Schank- 
wirtächaft  579968  Personen  in  234437  Botriobnn 
tätig,  nach  der  Statistik  von  1907  803003  Per- 
sonen in  329577  Botrieben. 

In  Preuüen  gab  es  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften 1895:  15(j746  mit  326017  Personen, 
1907:  214742  mit  446718  Personen.  Die  Zahl 
der  Betriebe  ist  gewachsen  auf  220826  i  J.  1910, 
222060  i.  J.  1912.  Im  Jahre  1918  waren  es  nur 
noch  172871,  1919  nur  noch  171911;  doch 
scheint  1920  wieder  eine  Zunahme  oingotroton  zu 
sein  (Ziffern  darüber  fehlen  noch).  Aber  bei- 
spielsweise haben  bei  der  Abnahme  von  1918 
auf  1919  die  alkoholfreien  Wirtschaften  stellen- 
weise zugenommen,  so  in  Berlin  um  219,  in  Köln 
um  113  m  einem  Jahre. 

2.  Ausland.  In  Frankreich  bedarf  oa  nach 
dem  G.  v.  17./VII.  1880  für  die  Ausübung  dos 
Schankgewerbes  keiner  Konzession.  Es  genügt 
Erstattung  einer  Anzeige  über  die  Errichtung 
dos  Betriebes  bei  der  Mairie,  in  Paris  bei  der 
Polizeipräfektur.  Eine  gleiche  Anzeige  ist  bei 
einem  Wechsel  in  der  Person  dos  Unternehmers 
oder  bei  einer  Veränderung  des  Lokales  erforder- 
lich. Ausgeschlossen  vom  Betriebe  der  fraglichen 
Gewerbe  sind  Minderjährige,  Entmündigte  und 
Personen,  welche  wegen  Verbrechen  oder  wogen 
gowisser  im  Gesetz  näher  bezeichneter  Vergehen 
verurteilt  sind. 

Ein  Antialkoholkongreß  für  Südwestfrank- 
reich in  Lyon  im  Juni  1917  forderte  u.  a.: 
Förderun»  des  Obstverbrauchs,  Förderung  des 
gewerbliclien  Alkoholverbrauchs,  Verbot  der 
Eröffnung  neuer  Schankstätten  bei  dem  Wieder- 
aufbau der  „von  dou  Deutschen  verwüsteten" 
Gegenden  (unbeschadet  alter  Rechte),  Verbot 
alkoholischer  Getränke  mit  mehr  als  18°  Alkohol, 
Verminderung  der  Schankstätten,  Vorlage  eines 
neuen  Trunksuchtsgesetzes. 

In  England  wurde  —  nach  manchem  Hin 
und  Her  —  durch  den  wine-  and  beerhouses 
act  1869  (32  &  33  Vict.  c.  27)  für  jeden  Aus- 
schank von  Wein,  Bier  und  Obstwein 
polizeiliche,  von  den  Friedensrichtern 
zu  erteilende  Konzession  verlangt.  Eine 
Neuregelung  des  Konzessionswesens  für  den 
Ausschank  aller  geistigen  Getränke  hst 
durch  den  licensing  act  1872  (35  &  36  Vict. 
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c.  94)  stattgefunden.  Durch  zahlreiche  spätere 
Gesetze  sind  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
abgeändert  und  ergänzt  worden,  so  durch  die 
licensing  acts  von  1874  (37  &  38  Vict.  c.  49), 
von  1902  (2  Edw.  VII  c.  28)  und  von  1904 
(4  Edw.  VII  c.  23).  Nach  diesen  Gesetzen  werden 
unterschieden  On  license,  die  Konzession 
zum  Betrieb  einer  Gast-  und  Schanliwirtschaft 
mit  dem  Recht  geistige  Getränlie  zu  verabreichen, 
und  Off  license,  die  Konzession  zum  Klein- 
handel mit  geistigen  Getränken,  die  nicht  an 
Ort  und  Stelle  genossen  werden.  Nur  Inhaber 
einer  polizeilichen  Konzession  erhalten  von  der 
Steuerbehörde  einen  Gewerbesteuerschein  (E.xcise 
license).  Die  Verleihung  einer  Konzession  erfolgt 
in  der  Sitzung  der  Friedensrichter  einer  Graf- 
schaftsabteilung (Special  Session).  Die  Kon- 
zession wird  immer  auf  bestimmte  Zeit  und 
zwar  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  (höchstens  auf 
7  Jahre)  erteilt.  Während  dieser  Zeit  kann  sie 
nur  auf  Beschluß  des  Gerichts  (court  summary 
Jurisdiction)  zurückgenommen  werden,  wenn 
der  Inhaber  den  Bedingungen,  unter  denen  sie 
erteUt  ist,  zuwidergehandelt  hat,  oder  wenn 
er  wegen  bestimmter  strafbarer  Handlungen 
verurteilt  worden  ist.  Das  G.  v.  1904,  das  aber 
für  Schottland  und  Irland  nicht  erlassen  ist, 
versagt  in  England  den  Anspruch  auf  Wieder- 
verleinung  der  Konzession  nach  ihrem  Ablauf 
zu  dem  Zwecke,  die  Zahl  der  Gast-  und  Schank- 
wirtschaften zu  verringern. 

Der  Betrieb  von  Gasthäusern  und  Speise- 
wirtschaften, in  denen  geistige  Getränke  nicht 
verabreicht  werden  (Temperance  hotels,  Dining 
rooms,  Tea  rooms  usw.),  unterliegt  keinen  be- 
sonderen Beschränkungen. 

Während  des  Krieges  hat  England  außer 
erheblichen  Steuererhühungen  auf  geistige  Ge- 
tränke staatliche  Beaufsichtigung  und  Ein- 
schränkung der  Schankgewerbe  eingeführt  und 
eine  Gasthausreform  in  die  Wege  geleitet  (Gesetz- 
entwurf von  1919),  die  die  Zahl  der  Schankstätten 
vermindern,  das  Konzessionsverfahren  verbessern, 
die  Tagesdauer  des  Aussclianks  einschränken 
(12  Stunden  Betriebszeit)  und  die  Gasthäuser 
verbessern  will. 

Das  Konzessionssystem  herrscht  fast  in 
allen  anderen  Kulturländern.  Einige  aber  — 
namentlich  Skandinavien  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  —  gehen  weit  darüber 
hinaus,  was  in  die  folgenden  Abschnitte  gehört. 

bl  Gasthausreform.  „Gasthausreform"  ist 
zunächst  ein  Sammelbegriff,  der  aber  allmählich 
zu  einer  ganz  bestimmten  Besonderheit  im  Kampf 
gegen  den  Alkoholismus  geworden  ist.  An  sich 
wäre  auch  Reform  des  Konzessionswesens  schon 
eine  Gastliausreforni.  Aber  der  spezielle  Gedanke 
der  ,,Gasthausref(irm",  wie  er  namentlich  vom 
,, Deutschen  Verein  für  Gasthausreform"  ver- 
treten wird,  bedeutet  einen  Kampf  gegen  das 
Alkoholkapital,  der  ausgefochten  werden  soll 
entweder  auf  dem  Wege  der  Schaffung  alkohol- 
freier Gaststätten  oder  auf  dem  Wege  der 
gemeindlichen  Uebernahme  der  Schankstätten. 
Gotenburger  System  und  Gemeindebestimmungs- 
recht  (s.  unten)  sind  dann  Teile  dieses  Ge- 
samtprobleras. 

Die  Richtung  in  der  Alkoholgegnerschaft, 
die  gerade  diese  Seite  des  Prolilniis  betont, 
sieht  in  der  Alkoholfrage  fast  ausschließlich 
eine  Kapitalfrage:  „Ohne  Trennung  des  Kapitals 


vom  Alkohol  keine  Lösung  der  Alkoholfrage." 
Aehnlich  lauten  die  Thesen  eines  der  Führer 
dieser  Sonderart  der  Antialkoholbewegung,  Dr. 
Eggers  (Bremen):  Es  besteht  ein  unvereinbarer 
Gegensatz  zwischen  dem  Alkoholkapital  auf 
der  einen  Seite  und  der  Enthaltsamkeits-  und 
ernsthaften  lläßigkeitsbewegung  auf  der  anderen 
Seite.  Der  regelmäßige  Alkoholgenuß  hängt 
geschichtlich  und  begrifflich  auf  das  engste 
mit  dem  Alkoholkapital  zusammen.  Die  neu- 
zeitliche Alkoholfrage  kann  nicht  ohne  allmäh- 
liche Ausschaltung  des  Alkoholkapitals  gelöst 
werden.  Die  dauernde  Ausschaltung  jedes  geld- 
lichen Interesses  am  Alkohol  ist  die  Aufgabe 
der  Gasthausreform  im  Sinne  des  Deutschen 
Vereins  für  Gasthausreform.  Sie  ist  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  nur  in  der  Richtung 
von  Maßnahmen  nach  Art  des  Gotenburger 
Systems  (Disinterested  Management,  gemein- 
nütziger Alkoholverwaltung)  möglich.  Ein 
größeres  Gegenkapital  gemeinnützigen  Ursprungs 
muß  den  Wirtestand  aus  der  Macht  des  Alkohol- 
kapitals befreien. 

Nach  J.  Reetz')  bekannte  sich  der  Deutsche 
Verein  für  Gasthausreforra  bei  seiner  Gründung 
i.  J.  1902  zu  dem  Gotenburger  System,  über 
das  er  aber  wesentlich  hinausging.  Da  sich  bald 
ergab,  daß  Reformgasthäuser  als  alkoholfreie 
Gasthäuser  nicht  existenzfähig  waren,  be- 
gnügte man  sich  damit,  dem  Alkohol  seine 
beherrschende  Stellung  im  Wirtshausbetrieb 
zu  nehmen  und  die  Gasthäuser  trotzdem 
rentabel  zu  machen.  Als  Träger  der  Reform 
dachte  man  entweder  an  die  Gemeinde  oder  an 
die  gemeinnützige  Gesellschaft.  Beide  Spielarten 
wurden  versucht,  mit  wechselndem  Erfolg. 
Es  entwickelte  sich  dann  die  Forderung:  ,, Um- 
wandlung der  Gast-  und  Schankwirtschaften 
zu  Zentren  der  Wohlfahrtspflege  für  das  Ge- 
meindeleben." 

Reetz  faßt  als  Forderung  zusammen:  „Der 
§  33  GO.  fällt.  Schankerlaubnis  wird  nicht  mehr 
erteilt.  Das  gesamte  Gast-  und  Schankwirtschafts- 
wesen ist  eine  Gemeindeangelegenheit.  Eigen- 
tümer des  Betriebes  ist  die  fjemeinde.  Die 
Verwaltung  der  Häuser  liegt  in  den  Händen 
gemeinnütziger  Gesellschaften,  die  für  Städte 
über  5000  Einwohner  und  Landkreise  einschl. 
Städte  unter  5000  Einwohner  gebildet  werden. 
Die  Gemeinden  gehören  diesen  Gesellschaften  an. 
Die  Gesellschaften  stehen  unter  staatlicher  Auf- 
sicht. Die  Erträgnisse  der  GeseUsehaften  gehen 
an  die  Gemeinden  bzw.  werden  auf  diese  ver- 
teilt.'' (Vgl.  auch  Goesch  und  Davidsohn, 
Gastwirtschafts-Gesetzgebung  und  Gasthaus- 
reform, Hamburg  1919.) 

Zahlreiche  Gemeindegasthäuser  sind  schon 
errichtet  worden,  ebenso  auch  Gasthäuser  von 
gemeinnützigen  Gasthausgesellschaften.  Näheres 
über  die  Errichtung  von  Gemeindegasthäusern 
auf  dem  Lande  vel. ,, Die  Alkoholfrage  im  Rahmen 
der  ländlichen  Wohlfalirtspflege"  S.  67ff.  (s.  Lit.) 

c)  Gotenburger  System.  Das  Gotenburger 
System  (nach  der  .schwedischen  Stadt  Gotenburg 
genannt)  ist  eine  Maßnahme  der  Praxis  zur  Be- 
kämpfung übermäßigen  Alkoholgenusses,  eine 
Einrichtung  der  Mäßigkeitsbestrebungen,  und 
zwar  durch  Organisation  des  Ausschanks  alko- 


')  Vgl.  Ztschr.  „Die  Alkoholfrage"  1919 
S.  186. 
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holhaltiger  Getränke,  namentlich  des  Brannt- 
weins. Dieser  Ausschank  wird  durch  Gesell- 
schaften (schwedisch  „Bo'ag",  norwegisch  „Sam- 
lag",  daher  auch  der  Name  „Samlagsordnung") 
in  Regie  genommen.  Die  Gesellscnaften  sind 
an  der  Steigerung  des  Umsatzes  der  alkoholischen 
Getränke  uninteressiert  und  die  von  ihnen  an- 
gestellten Schankwirte  werden  an  dem  Absatz 
geistiger  Getränke  nicht,  an  demjenigen  anderer 
Getränke  aber  hier  und  da  interessiert  und  zur 
Darbietung  guter  Speisen  angehalten.  Die  Ge- 
sellschaft pachtet  von  der  Gemeinde  sämtliche 
in  Betracht  kommenden  Schänken  und  nimmt  sie 
in  einen  möglichst  einschränkenden  Betrieb.  Eine 
solche  Bolag  wurde  zunächst  in  der  Stadt  Goten- 
burg i.  J.  18G5  und  dann  weiter  in  schwedischen, 
norwegischen  und  finnischen  Städten  eingeführt. 
Die  Gesellschafter  erhalten  nur  Verzinsung  ihres 
Kapitals  (meist  6%),  der  UeberschuU  wird  kom- 
munalen und  gemeinnützigen  Zwecken,  besonders 
aber  denen  der  Trunksuchtsbekämpfung  selbst 
dienstbar  gemacht.  In  Norwegen  wurde  das 
System  noch  fortgebildet,  indem  an  der  Gewinn- 
verteilung der  Staat  mit  (55  %,  die  betreffende 
Stadt  mit  15%,  die  Bezirkskassc  mit  10%  und 
die  Siimlag  setl)st  mit  10%  beteiligt  sind,  wobei 
der  stäiliisc  he  und  staatliche  Gewinn  zu  gemein- 
nützigen Zwecken  zu  verwenden  ist. 

Trotz  der  Anfeindun«;en,  die  das  Gotenburger 
System  wie  fast  jede  antialkoholische  Einrichtung 
von  manchen  Seiten  finden,  müssen  die  in 
Skandinavien  mit  dem  tiotonburger  System 
gemachten  lirfahrungen  im  allgemeinen  als 
günstige  bezeichnet  werden.  Die  .\nzahl  der 
SchanKstcllcn  ist  gesunken;  kam  in  Schweden 
1878/79  auf  12626  Köpfe  der  Landbevölkerung, 
auf  662  der  Stadtbevölkerung,  in  den  nor- 
wegischen Städten  1870  auf  591  Einwohner  je 
eine  Schankgerechtsame,  so  kam  in  Schweden 
1895/06  erst  auf  25307  Köpfe  der  Landbevöl- 
kerung, auf  1144  der  Stadtbevölkerung,  in  den 
norwegischen  Städten  189(1  auf  1411!  Einwohner 
eine  Gerechtsame.  Auch  der  liranntweinkonsum 
ist  im  gleichen  Zeitraum  nach  demselben  Ge- 
währsmann von  etwa  25  1  auf  etwa  15  1  für  den 
Kopf  der  Uevölkerung  gesunken,  wie  demgemäß 
auch  der  Umsatz  der  Gesellschaften  gesunken  ist. 
Der  liranntweinverkauf  der  Gotennurger  Aus- 
schankgesellscbaft  ist  von  22,21  1  auf  jeden 
Einwohner  i.  J.  1874;75  auf  4,32  1  i.  J.  1914 
gesunken.  Der  pekuniäre  UeberschuU  der  Ge- 
sellschaften für  gemeinnützige  Zwecke  ist  dem- 
nach mit  der  Zeit  auch  geringer  geworden. 

Die  finanzielle  Seite  ist  für  den  Staat  oder 
die  (iemeindcn  nicht  unwesentlich.  Beispielsweise 
wurden  1911  in  Schweden  der  Staatskasse 
12461660  M.  aus  der  Anwendung  des  Goten- 
burger Systems  zugeführt,  das  waren  71  %  der 

fesamten  Einnahmen  und  es  wurden  verteilt: 
.11680  M.  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus, 
42.33640  JI.  an  Kreise  und  Städte,  2646020  M. 
an  Haushalts-  und  Landwirtschattsgesellschaften, 
5370220  M.  auf  sämtliche  Gemeinden.  Im  Jahre 
1912  beliefen  sich  die  Gesamtergebnisse  des 
Gotenburger  Systems  in  Schweden  auf  20  Mill.  M. 
bei  einer  Bevölkerung  von  5  %  Millionen  Ein- 
wohnern. 

In  England  wurde  das  Gotenburger  System 
seit  1896  durch  den  Bischof  Dr.  Jayne  von 
ehester  und  Earl  Grey  eingeführt  und  hat 
Boden  gewonnen. 


Nicht  mit  Unrecht  wird  behauptet,  es  liege 
die  Gefahr  vor,  daß  der  Kampf  des  Staates  wie 
namentlich  der  Kommunen  gegen  den  jMkoholis- 
mus  gelähmt  werde,  wenn  ihm  Finanzen  aus  der 
Samlagsordnung  zufließen  (z.  B.  in  Malmö 
5(J0üUU  Kr.,  in  Gotenburg  800000  Kr.,  in  Stock- 
I  holm  3  Mill.  Kr.  —  nach  Reiffs),  und  so  ist  der 
Vorschlag  der  Engländer  Rowntree  und  Sherwell, 
I  daß  der  Reingewinn  nur  zur  direkten  und  in- 
direkten Bekämpfung  des  .Mkoholismus  ver- 
wendet werden  dürfe,  logisch  richtig.  Lic. 
Ernst  Rolffs  bereiste  im  Juli  1909  Schweden 
und  Norwegen  zum  Studium  des  Gotenburger 
Systems.  Nach  ihm  sind  die  Mängel  des  Goten- 
burger Systems  kurz  folgende:  Durch  die  Ab- 
führung von  .\fitteln  für  öffentliche  Zwecke  liegt 
der  Verdacht  nahe,  daß  der  Staat  und  die  K(]m- 
munen  nicht  energisch  genug  gegen  den  Alko- 
holismus vorgehen;  das  Gotenburger  System 
I  vermag  die  anderen  alkoholischen  Getränke 
(außer  dem  Branntwein)  nicht  zu  erfassen.  Auch 
die  Kontrolle  ist  in  manchen  Füllen  mangelhaft 
und  muß  es  sein.  Die  Vorzüge  des  Gotenburger 
Systems  sind:  Es  ist  eine  wesentliche  Ein- 
schränkung der  Schankstellcn  und  eine  erheb- 
liche Verteuerung  des  Branntweins  bewirkt. 
Die  Privat inleressen  am  Branntweinhandel  wer- 
den ausgeschaltet  und  der  ganze  Stand  der 
kleinen  Schnapswirtc  beseitigt.  Den  Enthalt- 
samkeitsvereinen ist  dadurch  ihre  Ausbreitung 
ungemein  erleichtert.  Der  Branntwcinhandel 
ist  der  öffentlichen  Kritik  unterstellt.  l),as 
(iotenburger  System  ist  eine  Durchgangsstation, 
kein  bleibender  Zustand;  die  nordischen  Länder 
stehen  an  dem  Punkt,  wo  sie  es  beseitigen 
müssen,  während  Deutschland  an  dem  Punkt 
steht,  wo  es  eingeführt  werden  müßte. 

d)  Gemeindebestimmungsrecht.  Das 
Gemeindebestimmungsrecht  (local  Option)  ist 
eine  Spezifizierung  im  Schankkonzessionswesen 
auf  dem  Wege  der  Gasthausreform  und  bildet 
eine  Vorstufe  der  generellen  Verbotsgesetz- 
gebung. Denn  der  Gemeinde  soll  auf  Grund 
einer  Abstimmung  ihrer  stimmberechtigten  Ein- 
wohner das  Recht  gegeben  werden,  zu  bestimmen, 
ob  Konzessionen  für  Schankgewerbe  überhaupt 
noch  erteilt  werden  sollen  und  ob  ein  Alkohol- 
ausschank-,  -herstellungs-  und  -cinfuhr-Verbot 
erlassen  werden  soll. 

Es  gliedert  sich  also  in  die  dreifache  Mög- 
lichkeit der  Abstimmung:  1.  für  Weiterbestehen 
der  vorhandenen  Konzcssionen,  2.  für  Beschrän- 
kung ihrer  Zahl,  3.  für  Einziehung  derselben 
(Gemeindeverbot).  Andere  (z.  B.  R.  Kraut) 
geben  dem  Gemeindebestimmungsrecht  eine 
abweichende  Formulierung,  indem  sie  es  als 
verschieden  von  der  Lokaloption  hinstellen  und 
sagen:  ,,Das  Gemeinbestimmungsrecht  will  jeder 
Gemeinde  das  Recht  verleihen,  1.  über  jedes 
Gesuch  um  Erteilung  einer  Konzession  für  Aus- 
schank und  Kleinhandel  von  geistigen  Getränken 
innerhalb  des  Gemeindegebietes  durch  Ab- 
stimmung der  volljährigen  männlichen  und 
weiblichen  Einwohner  der  Gemeinde  die  Ent- 
scheidung zu  treffen,  2.  durch  Abstimmung 
der  volljährigen  männlichen  und  weiblichen 
Einwohner  der  Gemeinde  eine  grundsätzliche 
Entscheidung  darüber  herbeizuführen,  ob  künftig 
überhaupt  Konzessionen  für  Ausschank  und 
Kleinhandel  von  geistigen  Getränken  innerhalb' 
des  Gemeindegebietes  erteilt  werden  sollen." 
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Diese  Formulierung  ist  für  deutsche  Verliält- 
nisse  praktisch  näherliegend,  aber  im  Hinblick 
auf  die  Verwirklichung  in  anderen  Ländern,  na- 
mentlich in  Amerika,  zu  eng.  Denn  dort  hat  das 
gemeindliche  Verbot  zu  völliger  Alkoholverbotsge- 
setzgebung (Prohibition)  geführt  und  ist  der  Vor- 
läufer staatlicher  Verbotsgesetzgebung  geworden. 

Im  März  1912  ist  dem  deutschen  Reichstag 
eine  Petition  um  Einführung  des  Gemeinde- 
bestimmungsrechts mit  rund  500000  Unter- 
schriften übermittelt  worden  mit  dem  Wunsche, 
eine  entsprechende  Novelle  zur  GO.  (zu  §  33)  zu 
erlassen.  Die  noch  vor  dem  Kriege  vorgelegte, 
aber  nicht  verabschiedete  Novelle  zur  GO. 
wollte  dann  aber  nicht  den  Gemeinden,  sondern 
dem  Reich  die  Bestimmung  über  Konzessions- 
erteilung u.  dgl.  überlassen,  weil  man  meinte, 
auf  diese  Weise  die  Großstädte,  die  selbst  in 
Amerika  sich  noch  nicht  dem  allgemeinen 
Streben  beugen  wollen,  zwingen  zu  können. 

In  der  Schweiz  gewinnt  das  Gemeinde- 
bestimmungsrecht immer  mehr  an  Boden. 
Die  Kantone  gehen  dort  selbständig  vor.  Z.  B. 
im  Kanton  St.  Gallen  und  im  Kanton  Freiburg 
ist  man  in  dieser  Hinsicht  konsequent  vor- 
gegangen. Auch  in  Schweden  haben  die  Ge- 
meindebehörden über  Ausschank  oder  Verbot 
des  Ausschanks  zu  bestimmen,  daneben  gilt  hier 
seit  1919  das  sog.  „Stockholmer  System",  das 
(nach  Flaig)  bedeutet:  vollständige,  gemein- 
nützig zugeschnittene  öffentliche  Bewirtschaf- 
tung mit  Karten,  die  nur  an  einwandfreie  Per- 
sonen über  21  Jahre  abgegeben  werden  dürfen 
—  eine  auch  als  ,, System  Bratt"  bezeichnete 
Ergänzung  des  Gotenburger  Systems.  In 
Belgien  ist  neuerdings  neben  einem  beschränkten 
Branntweinverbot  eine  Einschränkung  der 
Schankstätten  festgelegt,  in  den  Niederlanden 
ist  das  Gemeindebestimmungsrecht  im  Werden,  in 
Norwegen  ist  man  darüber  schon  hinausgegangen. 

Ueber  die  Erfolge  des  Gemeindebestimmungs- 
rechts ist  man  begreiflicherweise  geteilter  Mei- 
nung Rowntroe  und  Sherwell  haben  den 
Erfolg  für  ländliche  Gemeinden  unbedingt 
zugestanden,  für  städtische  bestritten.  Laquer 
und  Helenius,  die  in  Studienreisen  sich  persön- 
lich überzeugt  haben,  habensich  für  überzeugte  An- 
hänger des  Gemeindebestimmungsrechts  erklärt. 

Was  man  gegen  das  Gemeindebestimmungs- 
recht wissenschaftlich  eingewendet  hat,  war 
meist  die  Tatsache,  daß  in  größeren  Städten 
das  Alkoholverbot  umgangen  werde  und  daß 
es  natürlich  nur  eines  von  mehreren  Mitteln 
sei,  deshalb  nicht  für  sich  allein  überschätzt 
werden  dürfe,  sondern  mehr  oder  weniger  eine 
Uebergangsmaßnahme  ist.  Da  es  sich  um  eine 
Maßnahme  handelt,  deren  Einführung  auf  Mehr- 
heitsbeschluß der  Gemeindemitglieder  beruhen 
soll,  so  hat  es  jede  Gemeinde  in  der  Hand,  das 
zu  tun,  was  in  ihren  Mauern  der  herrschende 
Wille  ist.  Aber  wenn  es  wirksam  sein  soll,  so 
muß  es  an  vielen  Orten  eingeführt  werden  und 
zeigt  sich  so  als  der  Anfang  umfangreicherer 
Verbotsgesetzgebung. 

e)  Verbotsgesetzgebung.  Das  Gemeinde- 
bestimmungsrecht als  der  Beginn  einer  staat- 
lichen \lkoholverbotsgesetzgebung  stand  am 
Anfang  der  Entwicklung  in  Nordamerika,  Finn 
iand  und  Norwegen,  den  drei  Ländern,  die 
Jetzt  in  größerem  oder  geringerem  Grade  staat- 
liche Alkoholverbote  kennen. 


Finnland  hat  (nach  Flaig)  seit  einiger  Zeit 
ein  fast  völliges  Alkoholverbot.  Die  Bestim- 
mungen, die  die  Herstellung,  Einfuhr  und  Ver- 
abreichung der  geistigen  Getränke  über  2  v.  H. 
Alkoholgenalt  ohne  Entschädigung  für  die  bis- 
herigen Hersteller  und  Verkäufer  im  wesent- 
lichen untersagen,  sind  —  nachdem  sie  bereits 
1907  und  1909  vom  finnischen  Landtag  ange- 
nommen und  vom  Volk  durch  allgemeine  Ab- 
stimmung gewünscht,  aber  an  Widerständen 
von  außen  (Rußland  usw.)  gescheitert  waren  — 
nach  dem  Umschwung  der  politischen  Verhält- 
nisse 1917  bestätigt  worden  und  seit  Sommer 
1919  endgültig  in  Kraft. 

Norwegen  hat  zunächst  ein  Gesetz  vom 
26./VII.  1916  betr.  pflichtmäßige  Ent- 
haltung vom  Genuß  geistiger  Getränke 
in  gewissen  Stellungen  erlassen.  Der  grund- 
legende §  1  lautet: 

„Wer  Dienst  tut:  a)  als  Militärperson  bei 
einer  aufgestellten  militärischen  Abteilung,  Unter- 
abteilung und  Truppenkommando  sowie  auf 
einem  Kriegsschiff,  b)  bei  einer  Betriebsabteilung 
der  Eisenbahn  zum  allgemeinen  Gebrauch, 
c)  als  Wagenführer  bei  Straßenbahnen  zum  all- 
gemeinen Gebrauch,  d)  als  Führer  von  Motor- 
wagen, die  regelmäßig  Personen  gegen  Bezahlung 
befördern,  darf  während  der  Dienstzeit  keine 
alkoholischen  Getränke  genießen.  Zu  den  er- 
wähnten Getränken  wird  jedoch  in  diesem 
Gesetz  Bier  mit  weniger  als  214  Gew.-Proz. 
Alkohol  nicht  gerechnet." 

Dies  war  die  Vorbereitung  weiterer  Ver- 
bote, die  im  Oktober  1919  durch  Volksbeschluß 
nach  allgemeiner  Abstimmung  (423377  gegen 
286350  Stimmen)  verlangt  wurde.  Dies  sollte 
jedes  geistige  Getränk  über  12  %  Alkohol 
(Branntwein  und  stärkere  Weine)  treffen  und 
eine  Bestimmung  zu  einer  dauernden  machen, 
die  schon  als  Kriegsmaßnahme  bestand.  Lokales 
Gemeindeverbotsrecht  bestand  schon  früher. 
Die  Einführung  des  Landesverbots  scheiterte 
zunächst  an  dem  Widerstand  fremder,  wein- 
ausführender Länder. 

Das  klassische  Land  der  Prohibition  sind  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Ein 
staatliches  Verbotsgesetz  wurde,  im  Anschluß 
an  Gemeindebestimmungsrechte,  zuerst  im  Staate 
Maine  (i.  J.  1846)  erlassen,  das  mit  Ausnahme 
der  Jahre  1856  —  1858  dauernd  in  Geltung  blieb 
und  Nachahmung  in  11  weiteren  Staaten  fand. 
Von  diesen  sind  mehrere  zunächst  wieder  ab- 
gefallen, die  Zahl  ging  bis  auf  4  herab,  aber 
vermehrte  sich  bald  wieder,  so  daß  es  eine  ganze 
Zeit  lan^  wieder  9  Verbotsstaaten  in  der  Union 
gab.  Namentlich  Helenius  hat  auf  Grund 
der  offiziellen  Statistik  gezeigt,  daß  die  Verbots- 
staaten mit  den  Erfolgen  des  Alkoholverbotes 
außerordentlich  zufrieden  sein  konnten.  Der 
Staat  Maine,  vorher  ein  verarmtes,  herunter- 
gekommenes Land,  hatte  sich  seit  der  Ein- 
führung des  Verbotsgesetzes  wirtschaftlich  und 
sozial-ethisch  ganz  offensichtlich  gehoben;  die 
Sparkasseneinlagen  waren  erheblich  gestiegen,  der 
Landbesitz  zum  größten  Teil  schuldenfrei,  die 
Zahl  der  Verbrecher  und  Irren  weit  niedriger 
als  in  anderen  Staaten  geworden.  Ebenso  konnte 
Helenius  aus  der  offiziellen  Statistik  von 
Kansas  die  Abnahme  der  Kriminalität  und  vielo 
andere  gute  Folgen  berichten.  Gerade  nach 
längerer  Erprobung  der  Lokaloption  haben  sich 
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die  neu  hinzugekommenen  Staaten  zu  dem 
Staatsverbot  entsciilossen.  Die  Lokaloption 
galt  dann  längere  Zeit  hlndurcii  für  eine  Be- 
vülkerungsmasse  von  fast  40  Millionen  Menschen 
in  der  Union  (in  38  Staaten;  Staatsverbote  in 
2'i  Staaten),  in  Kanada,  Neuseeland,  Australien, 
Sudafrika  und  anderen  britischen  Kolonien, 
in  Norwegen,  Schweden,  Finnland  und  in  be- 
schränktem Maße  in  England.  Im  I'^cbruar  1913 
wurde  das  sog.  Webbgcset/.  in  den  Vereinigten 
Staaten  angenommen,  welches  den  zwischen- 
staatlichen Versand  alkoholischer  Getränke, 
wenn  die  Staaten  ihn  nicht  zulassen  wollen, 
verbietet,  ihnen  also  ein  Kontrollrecht  gibt. 

In  den  V'ereinigten  Staaten  war  die  Anti- 
Saloon-Ligue  Trägerin  dieser  Bewegung,  und 
schneller,  als  sie  es  sonst  hätte  hoffen  dürfen, 
ist  ihren  durchgreifenden  Forderungen  infolge 
des  Krieges  Erfüllung  zuteil  geworden.  Im 
Februar  1917  stimmte  der  Fiongrcß  einem 
Zusatz  zum  Postgesetze  zu,  das  die  zwischen- 
staatliche Einfuhr  von  geistigen  Getränken 
in  solchen  Staaten  untersagte,  die  bereits  das 
Alkoholverbot  angenommen  hatten.  Im  Juni 
1917  wurde  Herstellung  und  Verkauf  alkoholischer 
Getränke  verboten,  später  das  Verbot  gemildert, 
dann  aber  im  September  1918  —  wieder  als 
Kriegsmalinahme  —  bestimmt,  daß  vom  l./VIl. 
1919  bis  zur  Demobilmachung  des  Heeres  die 
Vereinigten  Staaten  völlig  „trockengelegt" 
werden  sollten.  Die  Herstellung  von  Brannt- 
wein hörte  bereits  im  September  1917,  der 
Braucreihetrieb  im  Dezember  1918  auf.  Im 
Januar  1919  fiel  in  den  Einzclstaaten  die  Ent- 
scheidung über  den  Zusatz  zur  Verfassung,  so 
daß,  da  45  von  den  48  Staaten  dafür  stimmten, 
das  völlige  Alkoholverbot  im  Januar  1921)  in 
Kraft  treten  konnte.  Im  Februar  1921  hat  das 
Justizministerium  angeordnet,  daß  Schiffe 
anderer  Länder,  die  alkoholische  Getränke 
an  Bord  haben,  mit  Beschlag  beleet 
werden  sollen,  wenn  sie  sich  innerhalb 
der  amerikanischen  Iloheitsgewässer  be- 
finden. Auf  diese  Weise  soll  verhindert  werden, 
daß  Schiffe,  die  alkoholische  Getränke  mit  sich 
führen,  Häfen  der  Vereinigten  Staaten  anlaufen. 
Das  Verbot  ist  auch  gerichtlich  als  gültig  an- 
erkannt und  ist  kein  amerikanischer  ,, Bluff". 

Damit  ist  eine  große,  vorbildliche  Tat  getan, 
die  keineswegs  dadurch  verkleinert  wird,  daß 
man  sie  —  namentlich  seitens  des  Alkohol- 
gewerbes mit  allen  erdenklichen  Mitteln  — 
m  Mißkredit  zu  bringen  sucht.  Wahr  ist,  daß 
in  einigen  Städten,  z.  B.  in  New  York,  Chicago, 
Philadelphia,  die  Durchführung  des  Verbots 
noch  zu  wünschen  übrig  läßt  —  was  ja  erklärlich 
ist  —  und  daß  ein  schwunghaftes  Herstellen 
geistiger  Getränke  im  eigenen  Haushalt  be- 
gonnen hat,  das  manchmal  so  ungeschickt  be- 
trieben wird,  daß  es  den  Tod  dieser  Genießer  her- 
beiführt. Ebenso  wahr  ist  es  aber  auch,  daß  an- 
dere, edlere  Vergnügungen  bereits  an  die  Stelle  ge- 
treten sind,  daß  es  kaum  mehr  alkoholentgleiste 
Existenzen  gibt,  die  Zahl  der  Polizeigerichtsfälle 
eine  deutliche  Abnahme  zeigt,  daß  der  Verkauf 
von  Musikinstrumenten  bedeutend  zugenommen 
hat.  freilich  ebenso  wie  der  Verkauf  alkohol- 
haltiger Patcntracdizinen.  Aus  den  Berichten 
zum  XV.  Internationalen  Antialkoholkongreß 
in  Washington  21.-27./IX.  1920  ergibt  sich 
in  der  Hauptsache,  daß  seit  der  Herrschaft  des 


Verbots  zu  erkennen  ist:  weniger  Verbrecher,  weni- 
ger Armenunterstützung,  bessere  Arbeitsleistung, 
Besseres  Familienleben.   Statistiken  fehlen  noch. 

Es  handelt  sich  nicht  mehr  darum,  ob  Amerika 
das  Verbotsgesetz  haben  und  behalten  wird, 
sondern  ob  und  in  welchem  Maße  man  ihm 
phorchen  wird.  Daß  darüber  jetzt  noch,  in  der 
Zeit  des  Umschwunges  und  der  Einstellung  auf 
die   Veränderung,   kein   abschließendes  Urteil 
gefällt  werden  kann,  ist  klar;  aber  die  Hoffnung 
einer  Weltenwcnde  in  Fragen  des  Genusses,  der 
Disziplin,   der   Förderung  und  Befreiung  der 
Menschheit  aus  erniedrigenden  Fesseln  ist  ge- 
geben, und  Europa  hat  allen  Anlaß,  das  jenseits 
des  Ozeans  gegebene  Vorbild  nachzuahmen. 
Literatur:   fA'ur  tlic  wictuiijalcn  Werke  ani  einem 
/a*l    unUbereehbaren    Sfhn/Uum  vernclnedenar- 
tiggten  Werten  werden  hier  aufgeführt.)  liaeTf 
Der  Alh'holüimju,  seine  Verbreitung  ujid  Wir- 
kung auf  den  indiriduellen  und  eotinlen  Orga- 
nismuji,  Berlin  1878.  —  Buer  u.  Laquer,  Die 
Tntnk'Uc/it  und  ihre  Ahwetir,   S.  Auß.,  Berlin 
und  Wien  l'J07.  —  Groljahn,  Der  Alkoholismus 
nach  Wesen,  Wirkung  und  Verbreitung,  Leipzig 
1898.   —    Bunge,    Die    Alkoholfrage,  Leipzig 
1887.  —  Hoppe,   Die  Tatsachen  über  den  Al- 
kohol, Dresden   1899.  —  Uelcnlurt,  Die  Al- 
koholfrage,  eine   soziologisch-statistische  Unter- 
suchung, Jena  1908.   —  Steht*,  Alkoholgniuß 
und  wirtschiftl.  Arlieit,  Jena  190^.  —  LaqueVj 
Trajiki^ueht  und  Temperenz  in  den  Vcreinitjten 
Slaat'u,  Wic^bad'n  190.7.  —  Derselbe,  Goten- 
burger  üi/strm  und  Branntwcinkarte,  llcrlin  1916. 

—  Zur  Frage  d.er  VersütatUe hung  der  Schanknnrt- 
sehatten  vom  Standpunkt  der  Gemcindefmanzen 
(Mitl.  d.  Deutschen  Studleiagcs,  VI,  Nr.  6—8, 1917). 

—  Bergmann,  Ges-  h'chte  der  Antinlkoholhestre- 
bunijen,  Hamburg  1907.  —  Hoppe,  Alkohol 
und  Kriminalität,  Wiesbaden,  1906.  —  Mleleniua, 
lieber  das  Alkoholverbot  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  (Ergebnisse  einer 
Fiirschungsieise).  Jena  1010.  —  Delbrück, 
Hygiene  des  Alkoholismus,  Leipzig  191S.  — 
Trier,  Vorlesungen  über  die  natürlichen  Grund- 
lagen des  AntialkoholiswuH,  S  ISalbbände,  Berlin 
1917118.  —  EUter,  Das  Konto  des  Alkohols  in 
der  deutschen  Volkswirtschaft,  Hamburg  1919.  — 
Berichte  über  die  Internationalen 
Antialkoholkongresse,  von  denen  die  letzten 

—  der  I.Y.  bis  XV.  —  erschienen:  Bremen 
190S  (Jena  1904),  Budapest  1905  (Budapest  1900), 
Sloekh'dm  1907  (■'itockholm  1908),  Londim  l:i09 
(Limdon  1910),  Himg  1911  (Utrecht  1911),  Mai- 
land 1913  (Btrhn  1919),  Washington  19S0 
(Bericht  noch  nicht  erschienen),  —  Weitere, 
namentlich  auch  speziellere  Literatur  siehe 
bei  A.  Elster,  Der  gegenwärtige  Stand  der 
Alkoholfroge,  in  Jh.f  Nal.,  III.  F.,  Bd.  XXXIX, 
XXXXI  u.  XX XXI V  (auch,  separat  im  Neuland- 
Verlag,  Hamimrg).  —  Beiträge  zur  .Mkoholfragc,  im 
„Reichsarbeit sblatV,  7.  Jahrg.,  2.  Sonder- 
heft, 1909  u.  8.  Jahrg.,  Nr.  3,  1910;  hier  auch 
auf  frühere  VeTiiffentlichungen  im  „Reichs- 
arbeitsbUttl"  verwiesen.  —  Die  Alkoholfrage 
im  Rahmender  ländlichen  Wo  hl  fa  hr  ts- 
pflege,  Berlin  1919.  —  Seiss,  Die  Alkoholwirt- 
schaft im.  Kriege  und  ihre  Folijen,  Berlin  19'9.  — ■ 
Führende  Zeitschrift  „Die  Alkoholfrage" ,  B*rlin- 
Dablem,  Mäßigkeits-  Verlag,  1920  im  16.  Jahrg. 
erscheinend.  Alexander  Elster. 
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Allmenden. 

1.  Begriff.  2.  Arten.  3.  Allgemeine  histo- 
rische Entwicklung.  4.  Entwicklung  in  der 
Schweiz.  5.  Gegenwärtiger  Rechtszustanri  in 
der  Schweiz.  6.  EntwiAIimg  und  rechtliche 
Gestaltung  des  Allmend« esens  in  den  süd- 
deutschen Staaten.  7.  Verteilung  der  Allmend- 
nutzungen im  allgemeinen.  8.  Die  einzelnen 
Arten  des  Allmondgenusses.  9.  Größe  der  An- 
teile. 10.  Statistisches.  11.  Wirtschaits-  und 
sozialpolitische  Beurteilung. 

1.  Begriff.  Unter  Allmenden  ver- 
stehen wir  hier  die  im  Eipenfum  von  Ge- 
meinden oder  gemeindeähiilichen  Korpora- 
tionen befindlichen  Liegenschaffen,  soweit 
dieselben  von  den  Mitgliedern  dieser  Körper- 
schaften auf  Gnmd  ihrer  Mitgliedschaft  ge- 
nutzt werden.  Die  Nutzung  ist  in  der  Regel 
eine  naturale.  Sie  kann  gemeinsam  erfolgen, 
wie  bei  Wald  und  Weide;  sie  kann  aber 
auch  gesondert  mit  lebenslänglicher  oder 
periodischer  Zuteilung  von  Genußanteilen 
stattfinden,  wie  meist  bei  Ackerland  und 
Wiesen.  Von  den  zum  Kämmereiver- 
mögen der  Gemeinden  gehörigen  Liegen- 
schaften unterscheiden  sich  die  Allmenden 
dadurch,  daß  jene  ausschließlich  für  öffent- 
liche Zwecke  bestimmt  sind,  während 
diese  (wenigstens  vorwiegend,  wenn  auch 
nicht  immer  ausschließlich)  dem  Privatge- 
brauche  der  Gemeindegenossen  dienen.  Die 
badische  Gemeindeordnung  (§  64)  unter- 
scheidet das  liegende  Vermögen  der  Ge- 
meinden in  Gemeindegut  und  Allmendgut, 
und  das  IL  Const.-Ed.  (§  2)  bezeichnet  als 
Allraendgut  ,, solchen  Grund  und  Boden, 
dessen  Eigentum  der  Gemeinde,  dessen  Ge- 
nuß aber  den  Bürgern  angehörig  ist",  als 
Gemeindegut  dagegen  „solchen  Grund  und 
Boden,  dessen  Eigentum  und  Genuß  der 
ganzen  Gemeinde  angehört". 

Das  Wort  Allmende  (auch  Allmeind, 
Allmeini,  Allmein,  Allmei,  Allrai,  Allmid, 
Allmig,  Allmand,  Allmat,  Almen  usw.)  ist 
wohl  ursprünglich  dasselbe  wie  das  selten 
vorkommende  Allgemeinde.  Es  findet  sich 
hauptsächlich,  wie  auch  die  Einrichtung, 
welche  es  bezeichnet,  in  alemannischen 
Gegenden ;  doch  kommt  es  auch  im  Gebiet 
der  fränkischen  Mundart  vor.  Li  der  älteren 
Sprache  wird  es  häufig  als  Gegensatz  zu 
eigen  gebraucht;  auch  werden  die  Aus- 
drücke beschlossen  guet  und  offen 
alment  einander  gegenübergestellt.  Es  ist 
also  die  uneingehegte,  hauptsächlich  aus 
Weide  und  Wald  bestehende  gemeine  Mark 
im  Gegensatze  zu  den  dem  Feldbau  dienen- 
den Sondergütern.  Diese  Bedeutung  ver- 
engert und  erweitert  sich.  Im  engeren  Sinne 
lullt  Allmende  mit  Weide  zusammen;  im 
weiteren  bezeichnet  es  dann  alles,  was  in  ge- 
meiner Nutzung  steht,  z.  B.  auch  Gewässer, 
öffentliche  Wege,  Brücken,  selbst  Straßen 


und  Plätze  in  Städten  (letzteres  beispiels- 
weise in  Frankfurt  a.  M.  und  Basel).  An 
jene  engere  Wortbedeutung  anknüpfend, 
wendet  man  gegenwärtig  vielfach  den  Aus- 
druck bloß  auf  das  durch  Rodung  der  ehe- 
maligen Gemeindeweide  entstandene  und  im 
Eigentum  der  Gemeinde  bzw.  der  Nach- 
kommen der  ursprünglichen  Weideberech- 
tigten insgesamt  verbliebene  Ackerland  an, 
welches  den  Berechtigten  zur  Sonder- 
nutzung zugeteilt  zu  werden  pflegt.  Ueber- 
haupt  wechselt  der  Sprachgebrauch  lokal  so 
vieU'ältig,  daß  es  für  wissenscliafi  liehe 
Zwecke  rotwendig  ist,  eine  besondere  Defi- 
nition aufzustellen  und  festzuhalten.  Die  an 
der  Spitze  dieses  Paragraphen  gegebene  ent- 
spricht der  in  der  deutschen  Schweiz  vor- 
herrschenden und  für  die  süddeutsche  Ge- 
setzgebung maßgebend  gewesenen  Fassung 
des  Begriffes.  Gleichbedeutend  damit  wer- 
den gebraucht  die  Ausdrücke:  Bürgergüter, 
bürgerliche  Nutzungsgüter,  in  der'Schweiz 
Korporationsgut,  GeiiosseE(schafts)gut,  Bür- 
gergut. 

2.  Arten.  Die  Allmenden  umfassen  je 
nach  der  Bodenbenutzung  folgende  Arten 
von  Grundeigentum: 

1.  Waldungen,  deren  Ertrag  ganz  oder 
teilweise  den  Berechtigten  für  ihre  wirt- 
schaftlichen Zwecke  (als  Brennholz,  Bauholz, 
Zaun-  und  Rebpfälile,  Hopfenstargen,  Obst- 
baumstüizen  usw.)  abgegeben  wird; 

2.  ewige  Weiden,  hauptsächlich  in  den 
Alpengegenden,  welche  die  Berechtigten 
durch  gemeinsamen  Viehtrieb  nutzen ; 

3.  Streuländereien  (Riede),  welche  zur 
Gewinnung  von  Viehstreu  in  gesonderten 
Anteilen  an  die  Berechtigten  verlost  zu 
werden  pflegen; 

4.  Ackerland  und  offene  Gemüsegärten, 
vereinzelt  auch  wohl  Weinberge  und  Obst- 
gärten, welche  zu  lebenslänglicher  oder  tem- 
porärer Nutzung  aufgeteilt  werden; 

5.  künstliche  Wiesen  in  der  Ebene  und 
Matten  zur  Heuwerbung  in  Gebirgstälern, 
bei  welchen  entweder  ebenfalls  Verteilung 
in  Stücken  zur  Sondernutzung  stattfindet 
oder  gemeinsame  Aberntung  und  darauf  fol- 
gende Verteilung  des  Ertrags. 

Lokal  kommen  wohl  auch  noch  andere 
Benutzungsarten  von  Allmendgrundstückeu 
vor  (Zuweisung  von  Moosen  zur  Torfge- 
winnung, Ueberlassung  von  Boden  zum  Bau 
von  Häusern  und  zur  Anlage  von  Haus- 
gärten, Austeilung  von  Weide-  oder  Wald- 
stücken zur  Rodung  usw.).  Die  Nutzung 
von  Ackerland,  Weinbergen  usw.  muß  nicht 
notwendig  eine  naturale  sein.  Es  kann  auch 
die  Bebauung  durch  die  Korporation  bzw. 
auf  gemeinsame  Kosten  derselben  erfolgen 
und  der  Ertrag  in  natura  oder  in  Geld  oder 
selbst  in  für  den  Geldertrag  von  der  Ge- 
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neinde  erworbenen  Gebrauchsgüfem  an  die 
Berechtigten  oder  an  die  Aermeren  unter 
ihnen  verteilt  werden. 

3.  Allgemeine  historische  Entwick- 
lung, Wo  Allmenden  vorkommen,  sind  sie 
fast  immer  Reste  der  alten  gemeinen 
Mark,  welche  der  Aufteilung  zu  Sonder- 
eigentum (Gemeinheitsteilurg)  entgangen 
sind,  in  einer  den  veränderten  Zeitvcrliält- 
nissen  entsprechenden,  geregelten  Benutzung. 
Das  Allmendrecht  (Bürgernutzen,  Ge- 
meinderecht, Gemeindenutzen)  umfaßt  sämt- 
liche Markberechtigungen:  wo  Allmend- 
waldurgen vorhanden  sind,  den  Bezug  einer 
bestimmten  Menge  Brennholz  (Gabholz,  Los- 
holz), zuweilen  auch  das  Recht  auf  Bau-  und 
Wirtschaft sholz,  auf  Streulaub  und  sonstige 
Ncbennutzui gen  nach  Bedarf;  wo  roch 
ewige  Weiden  vorhanden  sind,  das  Recht, 
einegewipsc  Anzahl  Vichhäunler  aufzutreiben ; 
wo  die  Allmenden  auch  AcKcrland  oder  Wie- 
sen umfassen,  das  Recht,  sie  nach  einem  all- 
gemeinen Verteilungsmaßstabe  periodisch 
oder  auf  Lebenszeit  zu  nutzen.  Dasselbe  hat 
sich  bald  mehr  in  öffentlich-rechtlicher  Weise 
entwickelt,  wo  die  Auffassung  des  Gesamt- 
eigentunis maßgebend  geblieben  ist,  bald 
mehr  in  privatreclitlicher  Richtung,  wo  es 
aus  einem  Miteigentumsrecht  der  einzelnen 
Berechtigten  herpeleilet  worden  ist.  Alle 
Modalitäten  des  Nutzungsrechtes,  welche  sich 
historisch  entwickelt  haben,  haben  ihre  ge- 
meiisame  Wurzel  in  einem  Zustande,  in 
welchem  die  Dorfgemeinden  niclit  politische 
Verwaltung.'ikörper,  sondern  lediglich  wirt- 
schaftliche Vereinigungen  waren.  Der  Zweck 
der  Allmende  war  zwar  von  jeher  sowohl 
ein  gemeinwirtschafllicher  als  ein  privat- 
wirtschaftlicher;  solange  aber  die  Gemeinden 
klein  waren  und  öffentliche  Bedürfnisse  für 
Armenpflege,  Schulwesen  usw.  nicht  vor- 
handen waren  oder  auf  dem  Wege  von 
Naturalleistungen  der  Gemeindeangehörigen 
bestritten  wurden,  diente  sie  fast  nur  der 
privatwirlschafllichen  Nutzung.  Zum  Be- 
züge der  letzleren  war  ursprünglich  allein 
erforderlich,  daß  jemand  mit  Feuer  und 
Rauch  in  der  Gemeinde  ansässig  war.  Der 
Umfang  der  Nutzung  bcmaß  sich  bei  der 
Weide  nach  dem  Viehstand,  bei  Wald- 
init Zungen  nach  der  Größe  der  Wirtschaft. 
Nicht  als  ob  ein  Genosse  ein  größeres  Recht 
auf  den  Allniendiiutzen  gehabt  hätte  als  der 
andere;  mir  talsächlich  kam  dem  begüterten 
Bauer  die  Allmende  in  höherem  Maße  zu- 
gute als  dem  ärmeren.  Aber  im  Laufe  der 
weiteren  Entwicklung  gewann  es  vielfach 
den  Anschein,  als  ob  nicht  bloß  die  tat- 
sächlichen Genußanteile,  sondern  auch  das 
Recht  auf  dieselben  abhängig  sei  von  der 
Größe  der  im  Sondereigentum  stehenden 
landwirlschafüichen  Betriebsfläche  eines  je- 
den.   So  wurde  das  ursprüngliche  persön- 


I  liehe  Recht  zu  einem  dinglichen,  von  der 
I  Größe  des  Grundeigentums  oder  dem  Be- 
sitze eines  Hauses  abhängigen;  hier  und  da 
1  erlangte  es  seihst  Teilbarkeit  und  Veräußer- 
jlichkeit.  Durch  Zuzug  bildete  sich  ein  Stand 
I  von  nicht  allmendberechtiglen  Einwohnern, 
und  es  entstand  ein  Gegensalz  zwischen 
der  aus  den  berechtigten  Besitzern  besiehen- 
den „Rechtsame-"  oder  „Realgemeinde"  und 
der   politischen   oder  Einwohnergemeinde. 
[Dieser  Gegensatz  führte  so  lange  nicht  zu 
[ernstlichen  Konflikten,  als  die  Nichtberech- 
itiglen  auch  politisch  rechtlos,  die  Gcmeinde- 
jbedürfnisse  gering  waren  und  die  Real- 
gemeinde freiwillig  die  öffentlichen  Lasten 
ganz  oder  größtenteils  auf  die  Allmende 
übernahm.  Mit  der  Ausbildung  einer  eigenen 
Ortsbürgergemeinde,  der  Zunanme  der  Geld- 
wirtschaft und  der  Steigerung  der  Gemeinde- 
bedürfnisse entstand  ein  ernstlicher  Kampf 
zwischen  Real-  und  Personalgemeinde  um 
den  öffentlichen  oder  privaten  Charakter  des 
;  Allmendgutes  und  um  die  persönliche  oder 
dingliche  Natur  der  Nutzungsrechte.  Dieser 
Kampf  nahm  einen  sehr  verschiedenen  Ver- 
lauf.   Er  wurde  vorwiegend  zugunsten  der 
Recht  samegemeinde  entschieden,  wo,  wie  in 
der  Schweiz,  die  Gemeinden  autonom  waren; 
er  endigle  mit  dem  Siege  des  öffentlichen 
Gemeindeeigentums  und  der  politischen  Ge- 
meinde, wo,  wie  in  den  süddeutschen  Staaten, 
eine    einsichtige    Beamicnverwaltung  ein- 
greifen konnte;  er  wurde  jäh  abgeschnitten, 
wo,  wie  in  den  norddeutschen  Territorien,  die 
von  oben  bepünsligten  Gemeinheitsleilungen 
das  Haupt  Objekt  desselben  zu  Sondereigen- 
tum zerschlugen.    Da  wir  hier  vorwiegend 
die  volkswinschafüiche  Seite  des  Allmend- 
wesens zu  betrachten  haben,  so  können  wir 
nur  die  Entwicklung  für  die  beiden  Haupt- 
verbreilurgsgebiele  desselben  in  den  gröbsten 
Zügen  darstellen. 

4.  Entwicklung  in  der  Schweiz.  In 
der  Schweiz  nimmt  die  neuere  Entwick- 
lung des  Allinendwesens  ihren  Ausgangs- 
puiikt  von  der  Ausbildung  des  rein  persön- 
lichen, vom  Wohnsilz  losgetrennten  Hei- 
matrechtes und  der  Orlsbürgergemeinde. 
Sie  begann  im  16.  Jahrh.  hauptsächlich  im 
Anschluß  an  die  staatliche  Regelung  der  Ar- 
menunterst ülzung,  welche  den  Grundsalz  zur 
Geltung  brachte,  daß  jeder  da  unterstützungs- 
berechtigt sei,  wo  er  seine  Heimat  habe,  d.  h. 
in  der  Gemeinde,  in  der  er  das  Bürgerrecht 
I  besaß.  Die  politische  Gemeindeangehörigkeit 
wurde  somit  ein  rein  persönliches  erbliches 
Verhältnis,  das  sich  durch  die  Geburt  auf 
die  Nachkommen  überträgt,  einerlei,  wo  sie 
sich  aufhallen.  Während  im  Mittelaller  die 
Dörfer  es  wohl  als  ihr  Recht  bezeichnen,  daß, 
wer  zu  ihnen  ziehe  und  bei  ihnen  haushablich 
sei,  Wonn  und  Weide  mit  ihnen  haben  und 
nießen  dürfte,  veranlaßt  jetzt  die  Armen- 
IG» 
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Unterstützungspflicht  die  Gemeinden,  sich 
ängstlich  gegen  fremde  Zuzügler  abzuschließen 
oder  sie  doch  nur  gegen  ein  hohes  Einkaufs- 
geld ins  Ortsljürgerrecht  aufzunehmen.  Ja 
vielfach  entwickelte  sich  ein  Gegensatz 
zwischen  den  alten  grundbesitzenden  Nutz- 
nießern der  Allmend-  und  der  neuen  so  be- 
lasteten Bürgergemeinde,  und  es  l)ildeten 
sich  zwei  getrennte  Körperschaften,  eine 
engere  wirtschaftliche  und  eine  weitere  poli- 
tische. Daß  die  Allmenden  nicht  bloß  zur 
privaten  Nutzung,  sondern  auch  zur  Be- 
streitung öffentlicher  Bedürfnisse  bestimmt 
seien,  darüber  waltete  meist  kein  Zweifel. 
Auch  gelangte  wohl  überall  das  Liegenschafts- 
vermögen der  Gütergemeinde  unter  die  Ol^er- 
verwaitnng  der  politischen  Gemeinde  und 
leistete  seinen  Beitrag  zu  den  öffentlichen 
Bedürfnissen  derselben.  Die  Nutzungen  aber, 
welche  nach  Bestreitung  der  letzteren  zur 
Verteilung  gelangten,  wurden  von  den  grund- 
besitzenden Bürgern  allein  in  Anspruch  ge- 
nommen und,  da  sie  die  Majorität  hatten, 
meist  auch  behauptet.  Sie  bildeten  so  eine 
besondere  Gerecht  igkeitsgeraeinde,  deren  ur- 
sprünglicher öffentlicher  Charakter  im  Laufe 
der  Zeit  immer  mehr  verblaßte.  In  anderen 
Orten  blieb  dagegen  die  Bürgergemeinde 
Sieger;  die  ganze  Allmende  wurde  Eigentum 
der  politischen  Gemeinde;  wer  Bürger  war, 
bezog  die  Allmendnutzungen.  Oft  auch 
kam  es  zu  vermögensrechtlichen  Ausein- 
andersetzungen zwischen  der  Rechtsame- 
gemeinde und  der  Bürgergemeinde,  die  (zum 
Teil  unter  Einflußnalime  der  Kantonsgesetz- 
gebung) bald  zu  Realteilungen  (Zürich), 
bald  zur  Einfidirung  der  Ablösbarkeit  für 
die  „Gerechtigkeiten"  (Aargau,  Thurgau) 
führten. 

Infolge  der  Abschließung  der  Bürger- 
gemeinde gegen  außen  siedelte  sich,  ins- 
besondere nach  Beseitigung  der  Sehranken 
der  Freizügigkeit,  eine  größere  Anzahl  von 
Leuten  in  den  Gemeinden  an,  welche  weder 
das  Bürgerrecht  erwerben  konnten  noch  der 
Rechtsamegeineinde  angehörten.  Daraus  er- 
gab sich  im  19.  Jahrh.  die  Notwendigkeit, 
die  Verwaltung  der  Gemeinden  dem  Bürger- 
verbandc  abzunehmen  und  die  kommunalen 
Rechte  und  Pflichten  auf  die  Gesamtheit  der 
Ansässigen,  die  Einwohnergemeinde,  zu 
übertragen.  Die  früljcren  Bürgergemein- 
den wurden  dabei  el)enfalls  in  mefir  oder 
minder  private  Vermögenskorporationen  um- 
gewandelt. Doch  ist  ihnen  außer  der  Ver- 
waltung ihres  eigenen  Vermögens  und  der 
Regelung  der  Nutzung  desselben  das  Armen- 
und  Vormuiidschaftswesen  für  ihre  Auge- 
hörigen, die  Aufnahme  neuer  Bürger,  die 
Festsetzung  der  Aufnahmegebühren,  die  Lei- 
tung der  von  ihnen  geschaffenen  öffentlichen 
Institute  (Kranken-,  Armenhäuser  usw.)  ge- 
blieben. Da  nun  aus  dem  Bürgergute  seither 


auch  andere  öffentliche  Lasten  bestritten 
worden  waren,  so  mußte,  ähnlich  wie  früher 
zwischen  der  Agrargemeinde  und  der  Bür- 
gergemeindc,  nunmehr  zwischen  der  Bürger- 
gemeinde und  der  Einwohnergemeinde  eine 
Vermögensauseinandersetzung,  sei  es  durch 
Realteilung,  sei  es  durch  Auskaufung  oder 
auf  andere  Weise  stattfinden.  Infolge  des 
rechtzeitigen  Eingreifens  der  Staatsgewalt 
gingen  diese  Ausscheidungen  zwar  rascher 
und  geordneter  vor  sich  als  die  früheren; 
aUein  vielfach  kamen  doch  die  öffentlichen 
Interessen  zu  kurz.  Die  heutige  schweize- 
rische Gemeinde  hat  auf  dem  langen  Wege 
ihrer  politischen  Entwicklung  ihre  öko- 
nomische Ausstattung  großenteils  eingebüßt. 
Sie  ist  nicht  mehr  Trägerin  des  Eigentums- 
und Nutzungsrechts  der  Allmende,  sondern 
an  ihrer  Stelle  sind  es  verknöcherte  Ab- 
bilder ihrer  früheren  Entwicklungsstufen. 

5.  Gegenwärtiger  Rechtszustand  in  der 
Schweiz.  Der  oben  geschilderten  Entwicklung 
entsprechend  ist  der  gegenwärtige  Rechtszustand 
der  schweizerischen  Allmenden  ein  sehr  ver- 
schiedener. Wo  letztere  in  das  Eigentum  der 
Einwohnergemeinde  übergegangen  sind,  wie 
meist  in  der  Ebene,  unterliegen  sie  den  allge- 
meinen Grundsätzen  des  öffentlichen  Eigentums, 
und  die  Gemeindeautonomie  hat  in  Beziehung 
auf  ihre  Verwendung  und  Nutzung  durch  die 
kantonale  Gesetzgebung  manche  Beschrän- 
kungen erfahren.  Wo  dies  nicht  der  Fall  war 
und  die  älteren  Verbände  sich  im  Besitze  des 
öffentlichen  Gutes  zu  erhalten  gewußt  haben, 
wie  in  den  Gebirgskantonen,  sind  sie  meist  zu 
privaten  Genossenschaften  geworden  (Gerechtig- 
keitsgenossenschaften, Rechtsamegemeinden, 
Bürgerkorporationen,  Alpgenossenschaften  usw.), 
welche  Ivorporationsrechte  besitzen  und  vielfach 
der  öffentlichen  Sphäre  noch  ziemlich  nahe 
stehen.  Und  zwar  ist  das  letztere  in  höherem 
Grade  der  Fall  bei  den  jüngeren  Bürgergemeinden 
als  bei  den  älteren  Nutzungskorporationen.  Die 
Bürgergemeinden  haben  immer  noch  einen  be- 
schränkten Kreis  öffentlicher  Aufgaben,  und 
damit  hängt  es  zusammen,  daß  ihr  liegendes 
Vermögen  neben  den  Zwecken  privater  Nutzung 
auch  mancherlei  öffentlichen  Zwecken  zu  dienen 
hat.  Aber  auch  die  Nutzungsgenossenschaften 
tragen  nur  mehr  äußerlich  das  privatrechtliche 
Gewand,  welches  die  neuere  Gesetzgebung  ihnen 
überzuwerfen  sich  bemüht  hat;  ihr  Vermögen 
ist  nicht  reine  Allmend.  Nicht  nur,  daß  sie  in 
ihrer  äußeren  Organisation  die  Grundzüge  der 
Gemeinde  zeigen,  mit  der  sie  meist  territorial 
zusammenfallen,  sie  erfüllen  vielfach  auch  ge- 
meinwirtschaftliche Aufgaben  (Unterhaltung  von 
Straßen,  Wöhren,  Brunnen,  Brücken),  welche 
anderwärts  den  Gemeinden  obliegen,  und  viele 
verwenden  herkömmlich  einen  Teil  ihres  Ver- 
mögenscrtrages  zu  gemeinnützigen  Zwecken  — 
ganz  wie  in  Basel,  Zürich  und  Bern  die  noch 
erhaltenen  Zünfte,  welche  längst  ihre  politische 
und  gewerbliche  Bedeutung  verloren  haben. 
Beide  Arten  von  Allmendkorporationen  unter- 
liegen in  den  meisten  Kantonen  einer  ähnlichen 
Sta,itsaufsicht  wie  die  Gemeinden,  und  ihre 
Güter  werden  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
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behandelt  wie  eigentliches  Gemeindeeigentum.  1 
Wie  die  Entwicklung  des  schweizerischen  Ge-  ] 
meindcwesens  es  mit  sich  bringt,  daß  nicht  alle 
gemeinsamen  örtlichen  Aulgaben  von  dem  poli- 
tischen Verbände  erfüllt  werden,  sondern  daß  | 
die  verschiedenen  Gemeinschaftsinteressen  von ; 
verschiedenen  lokalen  Verbünden  (Zivil-,  Kirch-, ! 
Schulgemeinden  usw.)  wahrgenommen  werden, 
so  sind  auch  die  mancherlei  Arten  von  Allmend- 
korporationen nichts  anderes  als  solche  Spezial- ' 
gemeinden,  und  es  kann  immer  nur  von  einem  ' 
Jlehr  oder  Minder  ihres  privat-  oder  öffentlich- 1 
rechtlichen  Charakters  die  Rede  sein.  Vor- 
wiegend privatrechtlicher  Natur  sind  die  Ge- 
recht igkeitsgenossenschaften  im  Kanton  Aargau, 
die  Bürgergemeinden  und  bürgerliehen  Korpo- 
rationen im  Kanton  Hern,  die  Allmendgenossen- 
sfhaften  des  Kantons  Zürich;  einen  halb  öffent- 
lichen, halb  privatrechtlichen  Charakter  haben 
die  Korporationsgemeinden  in  Zug,  Appenzell 
A.-Kh.  und  Luzern,  die  Genolisamen  in  Glarus, 
die  öffentlichen  Genossenschaften  und  Korpo- 
rationen in  .St.  Gallen,  die  Teilsamen  in  ub- 
walden,  die  Uertheu  in  Nidwaiden  und  die  Über- 
und  Unterallmendkorporation  im  Kanton  Schwyz. 
Namentlich  ist  in  den  Alpengegenden  trotz  der 
älteren   Form  der  Nutzungskorporationen,  die 
z.  T.  noch  die  über  die  Einzelgenieinde  hinaus- 
gehende Organisation  der  alten  großen  Marken 
(Schwyz,  Uri.  Appenzell  A.-Kh.)  erhalten  haben, 
wegen  des  öffentlichen  Interesses,  das  sich  an 
die    Krhaltung   der    Hergweiden   und  Wälder 
knüpft,  der  Zusammenhang  mit  den  öffentlichen 
Dingen  ein  engerer  geblieben  als  in  der  Ebene, 
wo  selbst  jüngere  Bildungen,  wie  die  bernischen 
Bürgergemeinden,  einer  größeren  Privatisierung 
anheimgefallen  sind. 

6.  Entwicklung  und  rechtliche  Ge- 
staltung des  Allmendwesens  in  den  süd- 
deutschen Staaten.  Außer  der  Schweiz  ist 
das  Allmeinhvcsen  auch  in  Süddeiit  Sch- 
lund ziemlich  weit  verbreitet,  namentlich 
in  Baden,  Hessen,  Württemberg,  den 
Fürstentümern  HohenzoIIern,  Elsaß- 
Lot  liringcn  und  einigen  Teilen  von 
Bayern.  Vereinzelt  kommt  es  auch  (unter 
anderen  Namen)  in  Hessen-Nassau, 
Thüringen,  Sachsen,  Hannover  und 
der  Rhein  pro  vinz  vor,  und  in  Beziehung 
auf  Nutzung  und  Eigentum  der  Alpen  herr- 
schen in  Vorarlberg,  Tirol,  Salzburg 
usw.  aJuiliche  Verliiiltnisse  wie  in  der  Schweiz. 
Wir  beschränken  uns  hier  auf  die  Entwick- 
lung in  Süddeulschland  mit  vorwiegender 
Berücksichtigujig  von  Baden  und  Hessen. 
Sie  ist  freilich  in  ihrem  geschichtliclicn  Ver- 
lauf nicht  so  genau  erforscht  wie  in  der 
Schweiz.  Wohl  aber  läßt  sich  vollkommen 
siclier  nachweisen,  daß  in  den  genannten 
Ländern  die  jUImenden  niemals  ihren  öffent- 
lichen Charakter  verloren  haben,  daß  selbst 
in  den  ziemlich  seltenen  Fällen,  wo  eine 
Verdinglichuiig  des  Nutzungsrechtes  statt- 
gefunden hat,  die  Substanz  der  Nutzungs- 
objekte in  dem  Eigentum  der  Gemeinde- 
korporation als  solcher  sich  erlialten  hat  und 
daß  seit  dem  18.  Jahrb.  Gesetzgebung  und 


Verwaltung  die  ganze  Einrichtung  als  eine 
sozial  wohltätige  und  auch  volkswirtschaft- 
lich wenigstens  nicht  unbedingt  zu  ver- 
werfende anerkannt  und  behandelt  haben. 
In  Württemberg  scheint  die  Feslhaltung  an 
der  solidarischen  Steuerhaft  der  (lemeinden 
und  am  Schäferei-Regal  (Landgefälirt)  der 
Regierung  nicht  wenig  zu  diesem  Ergebnisse 
beigetragen  zu  haben.  Jedenfalls  sind  die 
großen  landwirtschaftlichen  Fortschritte, 
welche  sich  mit  der  .Vufhebung  der  ewigen 
Weide,  dem  Anbau  der  Brache  und  der  Ein- 
führung der  Stallfüttening  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrh.  vollzogen,  von  den 
südwestdeutschen  Gemeinden  nicht  um  den 
Verlust  ihres  Grundvermögens  erkauft  wor- 
den, wie  es  in  den  norddeutschen  Staaten 
meist  geschah.  Die  Weide  wurde  zwar  auch 
hier  zu  Ackerland;  aber  der  Boden  blieb  im 
Eigentum  der  Gemeinden  und  ging  nur  in 
die  Sondernutzung  der  Ortsbürger  über. 
Verteilungen  der  Allmenden  zu  Privateigen- 
tum haben  freilich  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrh.  hier  und  da  stattgefunden ;  aber 
sie  sind  von  den  Beliörden  nicht  begünstigt 
und  später  fast  überall  erschwert  worden.  In 
Württemberg,  Hessen  und  Elsaß-Lothringen 
sind  sie  überhaupt  verboten;  in  Baden  und 
Bayern  sind  sie  nur  mit  Genehmigung  der 
Regierung,  und  wenn  %  der  stimmfälligen 
Bürger  zustimmen,  gestattet. 

Gesetzlich  ist  das  AJImendwescn  meist 
in  den  Gcnicindcordnungen,  Bürgcrrcchts- 
igesetzcn  usw.  der  nachnapolconischcn  Zeit 
zuerst  geregelt  worden.  So  in  Hessen  1821 
und  1852,  in  Bavern  1818  und  1834,  in 
Württemberg  1822"und  1828,  in  Haden  1831, 
in  Hohcnzollern-Sigmaringen  1837.  Man 
ging  dabei  meist  von  der  Absicht  aus,  unter 
möglichster  Schonung  des  Hergebrachten 
(namentlich  aucii  Anerkennung  der  vorhan- 
denen Realpemeiiiden)  das  Nutzungsrecht 
als  ein  öffentliches,  für  alle  Gemeindebürger 
gleiches  Recht  durchzubilden,  das  Auf- 
kommen einer  zahlreichen  Klasse  von  Nicht- 
allmendberechtigten  zu  verhindern  und  die 
■Ansprüche  des  Gemcindchaushaltes  mit  den 
I  Interessen  der  bäuerlichen  Privatwirtschaf- 
ten in  Einklang  zu  bringen.  Das  bei  weitem 
vorherrschende  persönliche  Nutzungsrecht 
gewährt  dem  einzelnen  überall  nur  so  lange 
einen  Rechtsanspruch,  als  die  Gemeinde 
nicht  in  gesetzmäßiger  Weise  eine  sonstige 
Verfügung  über  das  Allmendgut  trifft.  Es 
unterliegt  der  Mehrung  und  Minderung  durch 
Gemeindebeschluß.  Ebenso  können  auf  die 
Nutzungsanteile  Auflagen  zum  besten  der 
Gemeindekassen  gelegt  werden.  In  Baden 
dürfen  sie  die  Hälfte  des  reinen  Wertes  der 
Nutzungen  nicht  übersteigen,  und  ein  gesetz- 
lich bestimmter  Teil  der  Nutzung  muß  unter 
allen  Umständen  freibleiben  (Freiteil).  So- 
lange die  Gemeinde  gewisse  Gnindstücke 
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als  Allmenden  behandelt,  kann  sie  nicht 
beliebig  einzelnen  bisher  Berechtigten  den 
Genuß  entziehen.  Streitigkeiten  über  Teil- 
nahme am  Gemeindenutzen  werden  von  der 
Verwaltungsbehörde  entschieden. 

7.  Verteilung  der  Allmendnutzungen 
im  allgemeinen.  In  Hinsicht  auf  die  Vertei- 
lung der  Allmendnutzungen  an  die  Berech- 
tigten ist  der  Unterschied  zwischen  der 
Schweiz  und  Süddeut schlard  nicht  so  groß 
wie  in  der  rechl  liehen  Entwicklung.  In 
beiden  Ländern  pflegt  die  generelle  Ordnung 
der  Nutzungsberechtigung  durch  Staatsge- 
Betz,  die  spezielle  durch  Ortsstatut  festgesetzt 
zu  werden.  Sehen  wir  von  denjenigen  Korpo- 
rationen ab,  in  welchen  die  Nutzungsrechte 
dingliche  Privatrechte  geworden  sind,  so 
ist  in  den  meisten  Gebirgskantonen  der 
Schweiz,  in  den  ebenen  Teilen  des  Kan- 
tons Bern,  in  Baselland,  und  vielfach  in 
Aargau,  Solothurn,  Thurgau,  Luzern,  Zug, 
Zürich  die  Nntzungsberechtigung  eine  per- 
sönliche und  gleiche.  Außer  von  der  Zuge- 
hörigkeit zu  einer  Nutzungskorporation  hing 
das  persönliche  Nutzungsrecht  herkömmlich 
noch  von  anderen  Erfordernissen  ab:  An- 
wesenheit, eigenem  Haushiilt,  Unbeschollen- 
Leit,  ehelicher  Geburt.  Die  beiden  letzten 
Bedingungen  sind  jetzt  meist  beseitigt,  und 
auch  das  Haushaltungsprinzip  ist  vielfach 
durchlöchert,  indem  auch  Ünverheiratete 
(namenilich  ledige  Frauen)  Berechtigung  er- 
langt haben.  Im  allgemeinen  gewinnt  die 
Verteilung  nach  Köpfen  der  Verteilung  nach 
Haushaltungen  immer  mehr  Boden  ab  in  der 
Weise,  daß  aUe  Nutzungsberechtigten  (wenig- 
stens die  männlichen)  von  einer  gewissen, 
manchmal  recht  niedrig  gegriffenen  Alters- 
grenze ab  in  den  Genuß  eintreten.  Auch 
gegen  den  Ausschluß  der  Abwesenden  wird 
mit  Erfolg  agitiert,  und  es  gibt  bereits  Ge- 
meinden, namentlich  solche,  in  welchen  Geld 
verteilt  wird,  wo  die  Ortsbürger  ihren  An- 
teil erhalten,  wenn  sie  ,, irgendwo  in  der 
Schweiz"  oder  „irgendwo  in  Europa"  sich 
aufhalten.  Hie  und  da  gewinnt  die  Zuteilung 
der  Nutzungen  den  Charakter  einer  Armen- 
unlerstülzung  von  Seiten  der  Allniendkorpo- 
ration  gegenüber  ihren  dürftigen  Mitgliedern 
oder  überhaupt  ärmeren  Angesessenen.  Na- 
mentlich ist  das  der  Fall  bei  Austeilung  von 
Pflanzland  in  solchen  Gemeinden,  wo  die 
reicheren  Mitglieder  die  Korporationsweide 
allein  oder  doch  vorwiegend  nutzen.  —  In 
den  süddeutschen  Staaten  erstreckt 
Bich  die  Nutzungsberechtigung  auf  alle 
Gcmcindebürger,  welche  das  25.  Lebensjahr 
zurückgelegt  haben,  dauernd  sich  am  Orte 
aufhallen  und  eigene  Haushaltung  führen 
(in  Baden  auch,  wenn  sie  ein  Gewerbe  auf 
eigene  Rechnung  gegründet  haben.)  Witwen 
treten  in  die  Rechte  des  verstorbenen  Ehe- 
manns ein.  Die  Berechtigung  zum  Allmend- 


genuß ist  unveräußerlich,  außer  wo  sie  am 
Besitze  gewisser  Liegenschaften  haftet,  und 
in  diesem  Falle  nur  zugleich  mit  diesen 
letzteren  (in  der  Schweiz  zuweilen  auch 
gesondert).  Früher  war  der  Allmendgenuß 
von  der  gerichtlichen  Beschlagnahme  aus- 
genommen, wenn  er  eine  gewisse  Höhe  nicht 
überschritt;  doch  ist  diese  Bestimmung 
durch  die  Reichszivilprozeßordnung  jetzt  be- 
seitigt. Endlich  ist  Vorsorge  getroffen,  daß 
er  nicht  unter  ein  bestimmtes  Maß  sinkt 
(in  Hessen  Y>  Morgen  Ackerland  und  14 
Stecken  Holz  oder  25  Wellen,  in  Baden 
V2  Morgen  Acker,  14  Morgen  Wiesen  und 
1/2  Klafter  Holz).  Diese  Bestimmungen  zeigen, 
daß  die  Gesetzgebung  zugleich  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Rücksichten  Rechnung 
trägt:  die  Gemeinde  liefert  jedem  Haus- 
haltungsvorstande seinen  Bedarf  an  Holz. 
Weide  und  einen  Teil  seines  Ackerlandes, 
aber  nicht  als  Unterstützung,  sondern  als  die 
notwendigste  Grundlage  einer  eigenen  Wirt- 
schaft, die  er  benutzen  soll,  um  seine  Familie 
durch  Arbeit  zu  erhalten.  Darum  verbietet 
sie  in  Anlehnung  an  die  alte  Dorfmarkver- 
fassnng  die  Verpachtung  von  Allmendstücken 
und  den  Verkauf  der  Holzgaben  oder  ge- 
stattet beides  doch  nur  unter  gewissen,  die 
private  Bedarfsdeckung  sichernden  Bedin- 
gungen. 

8.  Die  einzelnen  Arten  des  Allmend- 
genusses haben  für  die  verschiedenen  Gegen- 
den sehr  verschiedene  Bedeutung.  Am  ver- 
breitetsten  ist  die  Abgabe  von  Holz  aus 
den  Gemeinde-  und  Korporationswaldungen, 
die  sich  weit  über  den  Bereich  der  eigent- 
lichen Allmende  hinaus  findet  (z.  B.  in  ganz 
Mitteldeutschland).  Die  gemeine  Weide  hat 
in  Deutschland  nur  etwa  in  den  Geljirgs- 
gegenden  noch  einige  Bedeutung;  dagegen 
bildet  sie  in  den  Alpenländern  vielfach  die 
Grundlage  der  gesamten  Wirtschaft.  An 
ihre  Stelle  sind  in  der  Ebene,  namentlich 
im  südwestlichen  Deutschland,  Allmend - 
äcker  und  Wiesen  getreten  und  haben 
bei  der  vorherrschenden  Kleinkultur  hier 
für  die  Nutzungsberechtigten  oft  eine  ebenso 
große  Wichtigkeit  erlangt  wie  dort  die  Alpen- 
weiden. Bei  allen  Arten  der  Allniendnutzung 
lassen  die  gegenwärtigen  Verteilungsein- 
richtungen als  einen  aus  der  unendlichen 
Mannigfaltigkeit  ihrer  örtlichen  Gestaltung 
hervortretenden  Zug  das  Bestreben  erkennen, 
die  ungemessenen  Anteile  der  frülieren 
Markverfassung  zu  beseitigen  und  an  ihrer 
Stelle  eine  möglichst  gleiche  Beteiligung 
aller  Berechtigten  herbeizuführen.  Darum 
ist  für  die  Waldnutzungen  der  Freiholz- 
hieb überall  beseitigt;  auch  die  Anweisung 
von  Holzanleilen  auf  dem  Stamm  kommt 
nur  noch  in  zurückgebliebenen  schweize- 
rischen Kantonen  vor.  In  Deutschland  da- 
gegen und  in  den  fortgeschrittenen  Kantonen 
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■der  Schweiz,  wo  die  Gemeindewaldungen 
tinter  forst mäßig  geregelter  Bewirtschaftung 
lind  Aufsicht  stehen,  läßt  die  Gemeinde  die 
Fällung  des  Holzes  besorgen  und  gibt  durch 
das  Los  genau  bestimmte  Quanten  desselben  | 
an  die  Berechtigten  gegen  Ersatz  der  Fällungs- 1 
kosten  ab.  Die  Gewährung  von  Bau-  und 
Nutzholz,  bei  welcher  die  Gleichheit  schwer 
berzuslellcn  ist,  kommt  in  den  siiddeutschcn 
Staaten  fast  nur  noch  gegen  Forsttaxe  vor. 

Weit  schwieriger  ist  es  bei  der  Weide, 
die  Gleichheit  der  Anteile  aufrechtzuer- 
halten, da  eine  Realteilung  zur  Sonder- 
nutzung unter  die  einzelnen  Berechtigten 
nicht  stattfinden  kann.  In  der  Schweiz,  wo 
ähnlich  wie  in  den  deutschen  Marken  früher 
entweder  der  Durchwinterungs-  oder  der 
Gütermaßstab  gebräuchlich  war,  hat  sich  eine  ' 
sehr  eingehende  Lokalgcselzgebung  über  die  | 
Nutzung  der  Alpen  ausgebildet,  die  in  zahl-  > 
reichen  Einurgen  und  Rcglcmenten  nieder- 
gelegt ist.  Gegenwärtig  sind  überall  die 
Alpen  „gestuhlt",  d.  h.  es  ist  die  Zahl  des 
Viehes  bestimmt  welche  darauf  Nahrung 
finden  kann.  (Kuncsscn,  Kuhschweren,  Kuh- 
rechte,  Stöße,  Rinder,  Kloben,  Sev  heißen 
die  Maßeinheiten.)  Niemand  darf  Vieh  auf- 
treiben, welches  er  nicht  mit  eigenem  Futter 
durchwintert  oder  vor  einem  bestimmten  [ 
Tage  im  Frühjahr  besessen  hat.  Von  jedem  ' 
Stück  wird  eine  Auflage  erhoben,  die  manch- 1 
mal  mit  der  wachsenden  Zahl  derselben  j 
progressiv  wird.  Der  Ertrag  dieser  Aligabc  j 
wird  entweder  in  Geld  unter  die  Genossen 
verteilt  oder  zu  Entschädigungen  für  die- 
jenigen verwendet,  welche  kein  oder  nur 
wenig  Vieh  aufzutreilien  haben,  soweit  sie 
nicht  schon  durch  die  Gewährung  von  Pflanz- 
land entschädigt  wurden.  Auch  kommt  es 
vor,  daß  jedem  Genossen  eine  bestimmte 
Zahl  von  Kuhessen  zugeteilt  wird,  woliei  es 
dann  den  Nichtvichbesitzern  überlassen  bleibt, 
ihren  Anteil  an  Genossen  zu  veräußern  oder 
für  denselben  von  der  Korporalionskasse 
einen  bestimmten  Geldbetrag  zu  beziehen. 
Manchmal  werden  auch  die  Alpen  im  ganzen 
zum  besten  der  Korporation  verpachtet,  ent- 
weder nur  an  Genossen,  oder  auch  an  Fremde. 
Wo  die  Korporation  mehrere  Alpen  von  ver- 
schiedener Güte  und  Größe  besitzt,  werden 
sie  nicht  selten  unter  vorher  zu  diesem 
Zwecke  gebildete  Gruppen  von  Viehbesitzern 
verlost. 

Das  Ackerland  wird  überall  in  mög- 
lichst gleichwertigen  Stücken  den  Berech- 
tigten zur  Sondernutzung  aufgeteilt.  Die 
Nutzung  ist  meist  lebenslänglich;  doch 
kommen  auch  periodische  Verlosungen  (bei 
Ackerland  auf  4—6,  bei  Wiesen  selbst  auf 
1  Jahr)  vor,  dies  namentlich  in  Fällen,  wo 
die  Gleichheit  der  Anteile  schwer  zu  erreichen 
ist.  In  der  Schweiz  erfolgt  hier  manchmal 
die  Ausgleichung  durch  Geld.    Dieses  er- 


halten auch  solche,  welche  wegen  zu  ge- 
ringer Zahl  der  Anteile  auf  ihr  Los  warten 
müssen.  In  den  Kantonen  Glarus.  Zug  und 
Schwyz  sollen  die  Korporal ionen,  wenn  die 
Bodenallmonde  nicht  mehr  für  alle  Genossen 
ausreicht,  geeignetes  Land  erwerben.  In 
den  süddeutschen  Gemeinden  besteht  meist 
eine  feste  Zahl  von  Anteilen  oder  verschie- 
dene Klassen  von  solchen,  in  welche  die 
Berechtigten  nach  dem  Lebensalter  ein- 
rücken, so  daß  der  Allmendnutzen  des  ein- 
zelnen mit  dem  vorschrcitenden  Alter  sich 
vergrößert.  In  gewissen,  durch  das  Gesetz 
vorgesehenen  Fällen  (Verwahrlosung  der 
Aecker  im  Anbau  dauernde  Armcnuntcr- 
stülzung  des  Berechtigten,  Forderungen  der 
Gemeinde  an  ihn)  kann  die  Gemeinde  die 
Nutzung  einziehen  oder  selbst  an  Stelle  des 
Berechtigten  treten.  Im  allgemeinen  setzen 
in  Süddculschland  Gesetze  und  Lokalslatuten 
die  Selbstbewirtschaftung  der  Alimciidäcker 
voraus;  in  der  Schweiz  wird  die  Verpach- 
tung wohl  überall  unbedingt  erlaubt,  oft  so- 
gar verpachten  die  Gemeinden  selbst  ihre 
ganze  Bodcnallmcndc  und  verteilen  die  Geld- 
einnahmen. 

9-  Größe  der  Anteile.  Ueber  die  Größe 
der  Allmendanleile  laßt  sich  Zusammenfassen- 
des nicht  sagen.  In  der  Schweiz  sind  sie  in 
den  meisten  Gemeinden  der  Ebene  mit  der 
Zeit  recht  klein  geworden;  gewöhnlich  aber 
reichen  sie  hin,  um  die  nötigen  Kartoffeln 
für  einen  kleinen  Haushalt  und  etwas  Ge- 
müse zu  bauen.  Es  gibt  aber  auch  Ge- 
meinden, in  welchen  die  Familien  so  viel 
erhallen,  daß  sie  bei  bescheidenen  An- 
sprüchen davon  existieren  können.  In  Baden 
betrug  1854  die  Durchschnittsgröße  eines  An- 
teils Ackerland  bzw.  Wiesen  in  sämtlichen 
beteiligten  Gemeinden  1,104  Morgen.  Im 
ganzen  besaßen  727  Gemeinden  solche 
Nutzungsgüler;  von  diesen  verteilten  208 
Anteile  unter  %  Morgen,  203  solche  von 
Y2—I  Morgen,  173  von  1—2  Morgen,  107 
von  2 — 4  Morgen,  11  von  4 — 5  und  25  von 
über  5  Morgen.  Auch  in  Hessen,  Württem- 
berg und  Hohenzollern  sind  Anteile  von 
2—5  Morgen  keine  Seltenheit.  Da  in  den 
Gegenden  mit  intensivem  Tabak- und  Hopfen-, 
Obst-  und  Weinbau  4—5  Morgen  schon  aus- 
reichen, um  eine  Familie  leidlich  zu  erhalten, 
so  begreift  man,  daß  die  Existenz  eines  er- 
heblichen Teils  der  Bevölkerung  sich  haupt- 
sächlich auf  diese  Allmendstücke  begründen 
kann.  Natüiiich  ist  ihre  Bedeutung  für  die 
einzelnen  um  so  größer,  je  kleiner  die  von 
ihnen  insgesamt  bewirtschafteten  Flächen 
sind. 

Auch  über  die  Größe  der  Holznutzung  läßt 
sich  Allgemeines  nicht  feststellen.  Doch 
reicht  sie  nur  in  einer  beschränkten  Zahl  von 
Gemeinden  zur  vollen  Bedarfsdeckung  aus. 
In  anderen  bieten  Raff-  und  Leseholz  für  die 
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Aenneren  eine  Ergänzung.  Noch  weniger 
sind  über  die  Größe  der  Weidenutzung  be- 
stimmte Angaben  zu  machen.  Die  Verhält- 
nisse sind  örtlich  zu  verschieden.  Der 
Geldwert  des  gesamten  Bürger- 
nutzens eines  Berechtigten  wurde  1875  in 
Baden  folgendermaßen  geschätzt: 


Kreise 


—  o  = 


Zahl  der  Gemeinden,  in 
welchen  der  Wert  eines 
Genußloses  betrug 


Konstanz 

185 

123 

46 

15 

I 

Villingen 

55 

13 

30 

12 

Waldshut 

114 

81 

22 

'2 

Freibuig 

134 

66 

51 

16 

I 

Lörrach 

121 

59 

50 

10 

2 

Offenburg 

III 

43 

37 

27 

2 

2 

Baden 

89 

34 

38 

15 

I 

I 

Karlsruhe 

133 

62 

30 

27 

3 

II 

Heidelberg 

89 

57 

26 

6 

Mannheim 

33 

12 

14 

7 

Mosbach 

192 

153 

31 

7 

1 

Zusammen 

1256 

703 

375 

152 

10 

16 

Zählung  V.  14./yi.  1895  stattgehabte  landwirt- 
schaftliche Betriebszählung  zum  ersten  Male 
auch  den  Allmenden  Rechnung  getragen,  indem 
sie  die  x\nteile  am  Gemeindeland  ,,zur  zeit- 
weiligen Benutzung"  ermittelte,  die  in  den  ein- 
zelnen landwirtschaftlichen  Betrieben  vorhanden 
waren.  Zugleich  hat  eine  Erhebung  bei  den 
Gemeinden  stattgefunden,  bei  der  indessen  be- 
deutend höhere  Ziffern  ermittelt  wurden,  als  sie 
aus  der  Zusammenrechnung  der  Einzelangaben 
gewonnen  wurden.  Die  Erhebung,  so  mangel- 
haft sie  sein  mag,  hat  doch  die  erfreuliche  Tat- 
sache ergeben,  daß  die  AUemenden  noch  in 
größerer  Verbreitung  sich  vorfinden,  als  bis  da- 
hin hatte  vermutet  werden  können.  Nach  den 
Angaben  der  Nutzungsberechtigten  gab  es  1895 
im  Deutschen  Reiche: 


Gemeinden 


10.  Statistisches.  Statistische  .\ngaben  über 
Umfang  und  Wert  der  als  Allmenden  genutzten 
Gemeinde-  bzw.  Genossenschaftsgüter  liegen 
zwar  in  ziemlicher  -Anzahl  vor;  allein  dieselben 
sind  weder  vergleichbar  noch  ausreichend  zur 
Gewinnung  eines  Gesamtbildes.  In  der  Schweiz 
gehörten  1864  von  den  vorhandenen  4559  Alpen 
mit  270389  Stößen  den  (iemeinden  und  Korpo- 
rationen 2071  mit  178597  Stößen  (45,4  bzw. 
66%).  Im  Kanton  St.  Gallen  gehörten  von  304 
Alpen  mit  21743  Normalstößen  231  mit  18399 
Normalstößen  (70  bzw.  84,6%)  öffentlichen  Kor- 
porationen und  Privatgenossenschaften.  Der  Ge- 
samtwert der  Allmenden  dieses  Kantons  wurde 
1890  auf  30  Mill.  Franken  geschätzt.  Die  Ge- 
meinde- und  Genossenschaftswaldungen  der 
Schweiz  betragen  519630  ha  oder  66,5  *;„  der 
ganzen  Waldfläche  —  allerdings  mit  großen 
Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Kantonen 
(z.  B.  Unterwaiden  0.  d.  W.  92,5.  Glarus  98,  Zug 
93,8,  Graubünden  90,8,  Aargau  77,6  aber  Luzern 
nur  18,3,  Thurgau  29,5%).  Der  Kapitalwert  der 
ßürgergemeindegüter  des  Kantons  Bern  wird  auf 
103  Mill.  Fr.,  derjenige  des  liegensehaftlichen 
Korporationsvermögens  im  Kanton  Luzern  auf 
11  Mill.,  im  Kt.  Zug  auf  über  7  MiU.  geschätzt. 
Weitere  Angaben  bei  Miaskowski,  Schw. 
.Mimend,  Anhang. 

Da  bezüglich  der  Alpen  ähnliche  Eigentums- 
und Nutzungsverhältnisse  in  den  österreichischen 
Alpenländern  obwalten,  so  mag  hier  beigefügt 
sein,  daß  1873  von  den  2482  Alpen  Deutsch- 
Tirols  520  mit  54618  Kuhgräsern  Gemeinde-, 
984  mit  80605  Kuhgräsern  Genossenschaf ts- 
( Interessentschafts-)  und  978  mit  30682  Kuh- 
gräsern Privatalpen  waren.  Es  standen  also 
60,6%  der  Alpen  und  81,5%  der  Kuhgräser  in 
genossenschaftlichem  oder  Gemeindebesitz.  Vgl. 
Statist.  Monatsschr.  IX,  S.  14. 

Im  Deutschen  Reiche  hat  die  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Berufs-  und  Gewerbe- 


mit  Weidenutzung 
„  Waldnutzung 
,,  Landnutzung 


Nutzungs- 
berechtigte 
Betriebe 
429  46S 
510  846 
382  833 


12  492 
12  386 
8560 

Ueber  die  Bedeutung  der  .Mimenden  in  den 
verschiedenen  Größenklassen  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  innerhalb  des  ganzen  Reiches 
gibt  folgende  Zusammenstellung  .\uskunft: 

Größe  des  be- 
Betriebe mit  Von  d.  Betrieben  wirtschafteten 
einer  Wirt-  haben  Anteil  am  .\llmendlandes 
Schaftsfläche     Gemeindeland      über-    v.  d.  ue- 


samttl. 

überhaupt 

% 

ha 

% 

unter    2  ha 

173  iSi 

5,36 

48  958 

2,03 

2-    5  ., 

120  105 

11,82 

51  719 

1,25 

5-  20  „ 

79  317 

7.95 

51  306 

0,41 

20-100  „ 

9925 

3,52 

14  422 

0,11 

100  ha  u.  m. 

305 

1,22 

I  692 

0,01 

Insgesamt:  382  833      6,89     168  097  0,39 

Natürlich  verschwinden  in  diesen  großen 
Durchschnitten  die  Verhältnisse  der  einzelnen 
Gebiete.  In  Baden  haben  31  °o  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  Allmendbesitz;  es  gibt 
aber  mehrere  .\mtsbezirke,  in  denen  diese  Quote 
auf  etwa  '/^  der  Gesamtzahl  steigt.  In  Württem- 
berg sind  28,5%  aller  landw.  Betriebe  und  36,4% 
der  Gemeinden  beteiligt,  in  HohenzoUern  64,3% 
der  Betriebe  und  50%  der  Gemeinden.  Die  Ver- 
breitung der  Allmenden  im  einzelnen  ist  auch  in 
Süddeutschland  sehr  verschieden:  sie  scheint 
ebensowohl  von  geographischen  wie  von  ge- 
schichtlichen Umständen  abzuhängen.  Am  dich- 
testen finden  sie  sich  in  den  hessischen  und  ba- 
dischen Gemeinden  der  Rheinebene.  Vgl.  Sta- 
tistik des  Deutschen  Reichs,  112,  S.  43  ff.  In 
manchen  Punkten  gibt  die  ältere  einzelstaatliche 
Statistik  anschaulichere  Daten.  Vgl.  Württemb. 
Jahrb.  1880,  I,  78f.  Beitr.  zur  Statist,  d.  inn. 
Verwalt.  d.  Großh.  Baden  Heft  IX  und  XXXVII, 
Einleitung.  Buchenberger  I,  S.  361  und  Elle- 
ring, S.  74f. 

Ermittlungen  des  Geldwertes  der  den  Be- 
rechtigten zufließenden  Nutzungen  haben  wir 
aus  Baden  (Statist,  Jahrb.  XXXV,  677ff.)  und 
Hessen  (Jahrb.  d.  Bodenreform  I,  116ff.).  Sie 
beziehen  sich  auf  den  Reinwert,  der  nach  orts- 
üblicher Schätzung  bei  Abzug  aller  Gegen- 
leistungen (Auflagen,  Holzfällerlöhne  u.  dgl.) 
sich  ergibt.  Derselbe  betrug  1903/5  in  Baden 
7196744  M.,  in  Hessen  1301240  M. 
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II.  Wirtschafts-  und  sozialpolitische  j 
Beurteilung.  Wenn  man  die  wirtschaft- 
liclic  und  sozialpolitische  Bedeutung  der 
.Ulnicndcn  rictitif;  beurteilen  will,  so  muß 
man  .sie  im  Lichte  der  süddeutschen  und 
schweizerischen  Kleinbesitzverhältiiisse  be- 
trachten, denen  sie  entwachsen  sind  und 
die  sie  vielfach  erst  lebensfällig  erhalten. 
Es  wird  niemand  im  Ernste  zu  behaupten 
wagen,  daß  ^Ulmendland  für  die  landwirt- ' 
ßchaftliche  Produktion  an  sich  dem  Eigen- 
tum vorzuziehen  oder  auch  nur  gleichzu- 
stellen sei;  weshalb  dasselbe  aber  schlechter 
bewirtschaftet  werden  sollte  als  Pachtland, 
ist  nicht  einzusehen,  zumal  sich  durch  orts- 
statutarische Festsetzungen  (Dungregister, 
Vergütung  der  Kulturkosten  durch  den 
nachfolgenden  Nutznießer  usw.)  gegen  Raub- 
bau wirksamere  Vorkehrungen  treffen  lassen 
als  durcJi  Pachtverträge.  Voraussetzung  ist 
natürlich,  daß  lebenslängliche  Verteilung 
besteht  und  daß  der  Eintritt  in  die  Nutzung 
nicht  zu  spät  erfolgt.  Wo  dagegen  peri- 
odische Verteilung  nach  kurzen  Fristen  noch 
üblich  ist,  tritt  selbstverständlich  beim  All- 
mendgenuß ebensowohl  Raubbau  ein  wie 
bei  kurzfristiger  Zeitpacht.  Sonst  kann  die 
Gemeinde  als  Eigentümerin  größere  Meli- 
orationen leichter  durchführen,  als  es  kleine 
Privatbesitzer  oder  Pächter  vermöchten.  Die 
Allmendnutzer  sind  entweder  kleine  Bauern 
oder  Dorfhandwerker,  Tagelöhner,  in  Baden 
und  der  Schweiz  vielfach  auch  Industrie- 
arbeiter. Die  crstercn  haben  gewöhnlich  ein 
kleines  Sondereigen;  mit  Zuhilfenalimc  der 
Allmende  können  sie  eine  selbständige  Wirt- 
schaft treiben  und  aufrechterhalten,  zumal 
die  Allmenden  nicht  verschuldet  werden 
können.  Da  in  diesen  Gegenden  der  Ver- 
kehrswert des  Grund  und  Bodens  seinen 
Ertragswert  oft  erheblich  übersteigt  und  die 
Pachtzinsen  unverhältnismäßig  hoch  sind, 
so  vermögen  die  Dorfhandwerker  meist  nur 
durch  die  .iMlmenden  das  für  sie  unentbehr- 
liche Kartoffel- und  Gemüseland  zu  erlangen. 
In  Industriegegenden  der  Schweiz  mildern  die 
Allmenden  die  Nachteile  des  Fabriksystems 
oder  der  Hausindustrie,  indem  sie  einen  ge- 
sundheitlich wohltätigen  Wechsel  zwischen 
Tätigkeit  in  geschlossenen  Räumen  und  im 
Freien  ermöglichen.  Die  Arbeiter  sind  nicht 
ausschließlich  auf  ihren  Lohn  angewiesen; 
fremde  Arbeiter,  welche  dies  wären,  können 
von  den  Unternehmern  nicht  wohl  zur  Kon- 
kurrenz herangezogen  werden.  Die  Industrie 
kann  dezentralisiert  betrieben  werden ;  sie 
behält  einen  angesessenen  Stamm  von  Ar- 
beitern, und  diese  letzteren  bleiben  selb- 
ständiger und  gegen  Krisen  widerstands- 
fähiger, als  sie  es  unter  gleichen  Verhält- 
nissen in  den  Städten  sein  würden.  Frauen 
und  Kinder  bleiben  vor  der  Fabrikarbeit 
bewahrt.    Den  ländlichen  Tagelöhnern  er- 


möglichen die  Allmenden  sich  allmählich 
emporzuarbeiten.  Ein  herabgekommencs 
Landarbeiterproletariat,  wie  es  die  Höfe- 
und  Großgüterbezirkc  aufweisen,  ist  in  den 
Allmendgegenden  nicht  möglich.  Ueber- 
haupt  lassen  die  Allmenden  schroffe  Unlcr- 
schiede  zwischen  Arm  und  Reich  nicht  auf- 
kommen. Indem  sie  jedem  Berechtigten 
einen  Teil  der  notwendigen  Existenzmittel 
(Nahrung,  Heizung,  wo  Bauholz  gegeben 
wird,  auch  Wohnung)  sichern,  verhüten  sie 
eine  allzu  tiefe  Herabdrückung  der  Lebens-' 
haltung.  Aber  sie  sind  keine  demoralisie- 
rende Armenunterstützung,  indem  sie  erst 
durch  die  Arbeit  der  Berechtigten  nutzbar 
gemacht  werden  können.  Arbeitsunfähige 
werden  gegen  Ucberlassung  ihrer  Anteile  von 
j  anderen  gern  in  Pflege  genommen,  und  die 
!  jVlten  werden  vor  dem  freudlosen  Schicksal 
bewahrt,  dem  sonst  der  Auszügler  auf  dem 
Lande  anheimfällt.  Was  die  soziale  Gesetz- 
gebung und  Selbsthilfe  durch  Allers-  und 
Arbeitslosen  versiehe™  ng  für  die  Industrie- 
bevölkening  zu  erreichen  sucht,  wird  unter 
günstigen  Verhältnissen  der  ärmeren  Land- 
bevölkerung durch  die  Allmenden  in  einer 
für  sie  angemessenen  Form  geboten. 

Das  Gesagte  gilt  namentlich  von  den 
Einrichtungen  des  .Mlmendgenusses,  wie 
sie  in  den  süddeutschen  Staaten  bestehen, 
wo  sich  die  Allmendbercchtigung  auf  den 
Bezug  von  WirtschafLsland  zu  lebensläng- 
licher Sondernutzung  und  von  Brennholz 
beschränkt.  Bei  den  Allmendweiden  der 
Alpen  und  des  Schwarzwalds  wirkt  das 
System  wirtschaftlich  weit  weniger  günstig. 
Die  Weiden  sind  gewöhnlich  vernachlässigt; 
sie  kommen  in  der  Hauptsache  den  Reichen 
zugute,  und  wo  den  Aermeren  ein  Aus- 
gleich in  Geld  geboten  wird,  verleitet  dieses 
arbeitslose  Einkommen  nicht  selten  zu  un- 
wirtschaftliciiem  V'erbrauch.  In  denjenigen 
Gegenden  der  Schweiz  endlich,  wo  die  Ver- 
teilung des  ganzen  Allmendertrags  in  Geld 
und  nach  Köpfen  erfolgt,  kann  die  ganze 
Einrichtung  nur  als  eine  schlimme  Aus- 
artung des  alten  agrarischen  Komnmnismus 
bezeichnet  werden.  Dies  gilt  auch  von  den- 
jenigen süddeutschen  Gemeinden,  wo  infolge 
rascher  Volksvermehrung  dieiUlmendnutzung 
nur  noch  einem  kleinen  Teil  bejahrter  Bürger 
zuteil  wird  und  der  Naturalbezug  schon 
stellenweise  durch  Geldrenlen  ersetzt  worden 
ist.  Nimmt  eine  Gemeinde  städtische  Ent- 
wicklung, so  mü.ssen  die  Allmenden  reines 
Gemeindegut  werden,  und  die  Gesetzgebung 
hat,  wie  in  Baden,  rechtzeitig  dafür  die  Mög- 
lichkeit zu  eröffnen.  Aber  auch  als  solches 
können  sie  den  rasch  wachsenden  Städten 
noch  unschätzbare  Dienste  leisten. 

Man  hat  den  Allmenden  vorgeworfen, 
daß  sie  das  Kleben  der  Mensehen  an  der 
Scholle  beförderten,  daß  die  Versorgung, 
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welche  ihre  Nutzung  bis  zu  gewissem  Grade 
gewährt,  auf  das  wirtschaftliche  Vorwärts- 
streben lähmend  einwirke,  frühe  Heiraten 
begünstige,  die  Selbstverantwortlichkeit 
schwäche  und  die  ländliche  Bevölkerung 
unempfänglich  für  Eeformbestrebungen 
mache.  Der  erste  dieser  Einwände  muß 
nach  den  neuesten  Untersuchungen  für  Baden 
als  hinfällig  erachtet  werden  und  dürfte  auch 
in  der  Schweiz  nur  in  den  seltenen  Fällen 
einige  BerecJitigung  haben,  wo  bedeutende 
•Anteile  in  Geld  gegeben  werden.  Wo  aber 
wie  in  Süddeutschland  und  doch  meist  auch 
in  der  Schweiz,  die  Ackeranteile  nicht  über 
einige  Morgen  betragen  und  auch  Wald-  und 
Weidenutzungen  sich  in  den  Grenzen  eines 
mäßigen  Bedürfnisses  halten,  da  ist  schwer 
einzusehen,  weshalb  jemand,  der  von  der 
Gemeinde  ein  Stück  Land  zur  Bebauung 
oder  Weidenutzung  und  einen  Holzanteil  er- 
hält, indolenter  sein  sollte  als  derjenige,  der 
den  gleiclien  Betrag  in  Land  usw.  von 
seinen  Elfern  erbt.  Und  wenn  der  All- 
mendgenuß wirklich  die  Folge  hätte,  die 
Menschen  in  bescheidenen  Verhältnissen 
zufrieden  zu  erhalten,  so  wäre  er  als  Gegen- 1 
gewiclit  gegen  das  massenhafte  Hindrängen  • 
des  Proletariats  nach  den  Städten  nur  will- 
kommen zu  heißen.  Uebrigens  ist  nicht 
nachzuweisen,  daß  bäuerliche  Gemeinden  mit 
Allmenden  minder  regsam  und  erwerbstüchtig 
wären  als  andere;  im  Kanton  St.  Gallen  sind 
sie  nach  Heeb  (S.  33)  durchschnittlich  wohl- 
habender als  die  übrigen  Gemeinden,  die 
Vermögensunterscliiede  aber  in  jenen  ge- 
ringer als  in  diesen. 

Von  welchem  Vorteil  die  Allmenden, 
wo  sie  wirkliches  Gemeindegut  geblieben 
sind,  für  die  Gemeinden  selbst  sind,  wie 
sehr  sie  die  Armenlasten  vermindern,  ohne 
zu  einer  bedenklichen  Almosenwirtschaft  zu 
füJiren,  das  Interesse  an  den  öffentlichen 
Argelegenheiten  erhöhen,  wie  die  Auflagen  ■ 
auf  den  Allmendgenuß  eine  reichliche  Ein- 
nahme erschließen,  die  von  den  Betroffenen 
doch  nicht  als  Steuer  empfunden  wird,  wie 
endlich  ein  großes  Gemeindevermögen  für 
den  Notfall  dem  kommunalen  Haushalt 
billigen  Kredit  sichert  —  dies  alles  braucht 
nur  angedeutet  zu  werden. 

Im  ganzen  wird  man  somit  für  die  Ge- 
genden mit  zersplittertem  Grundbesitz  bei 
vorsichtiger  Anwendung  und  zweckmäßigen, 
eine  gute  BewirtscJiaflung  sichernden  Ein- 
richtungen das  Vorhandensein  eines  mäßigen 
Allmendbesitzes  als  eine  für  die  Landwirt- 
schaft liehe  Bevölkerung  sozial  und  wirt- 
schaftlich wohltätige  Einrichtung  anzuer- 
kennen haben.  Dieses  Anerkenntnis  bricht 
sich  neuerdings  sogar  in  der  landwirtschaft- 
lichen Verwaltntig  Preußens  Bahn,  welche 
die  Schädigungen,  die  der  ländlichen  Be- 
völkerung durch  die  Gemeinheitsteilungen  zu- 


gefügt worden  sind,  wo  immer  noch  möglich, 

wieder  gut  zu  machen  bestrebt  ist.  Auch 
der  Bund  der  Bodenreformer  hat  sich  für  die 
Allmende  eingesetzt,  und  es  werden  die  Mittel 
zu  ihrer  zweckmäßigsten  Ausgestaltung  öf- 
fentlich erörtert. 

Litrratiir:  1-  Allgemeine:  Gierke,  Das 
deuts'hc  Gcnosxen-trh  iftsrecht ,  S  B'le.,  Berlin 
IseS—lSSl.  —  Maurer,  Ge-whirhte  der  Slarken- 
verfa^nnng  in  Deut--<chland,  Erlangen  1S56,  und 
Geschichte  der  Dorfverftismng  i.  D.,  S  Bde.,  Er- 
langen  ISßSjiS.  —  Heusler,  Inaiitutionen  des 
deutschen  Rechie,  Leipzig  18S5,  Bd.  I  S.  26t ff. 
—  Löning,  Lehrbuch  dts  dtut.rhen  Verwal- 
lung^rechts,  Leipzig  JSSf,  S.  lOiff.  —  f!.  de 
Laveleye,  Da*  Lreigentum,  deutsche  Autgnbe 
von  K.  Hilcher,  Leipzig  1«79,  besinders  Kiip. 
VII,  VIII,  IX.  —  Buchenherger,  Ayrarwe-^en 
und  .Igrarpulilik,  Leipziy  Igus,  I  Ü.SKU  —  SOg.  — 
liücher.  Die  Allmende  in  ihrer  wirischaplirhen 
und  sozialen  Bedeutung  (äoziule  Zei<fra<ten, 
Heft  XU).  —  2.  Speziell  über  die  All- 
menjcn  der  Schweiz;  F.  v.  H'y.is,  Die 
schweizerischen  L-indg^meinden,  in  der  Zeilsckr. 
f.  fchw.  Rrcht  I  S.  soff.,  II  S.  Sff.  —  Rütli- 
mniin,  Ufber  die  Gesch.  den  schw.  Gemnnde- 
rechlf,  Zürich  1S61.  —  J.  ,1.  Blxiiner,  Staals- 
und  Rcchtsge-chichle  der  tchw.  Demokratieen. 
S.  Bde.,  St.  Gallen  JSiOi-^S.  —  Heusler,  Die 
Hechtsverhältnisse  am  Gemeinland  in  Untcr- 
watdfn,  in  der  Zei'sehr.  f.  schw.  Hecht,  Bd.  X. 
• —  Becker,  Die  Allmeinde,  das  Gnmd^lüch 
zur  Lösung  der  sozialen  I'rog",  Basel  1863.  — 
Allgemeine  Beschreibung  und  Stat.  der  Schweiz, 
hrsg.  V.  M.  Winh,  Bd.  II,  Zürich  IWi.  — 
A.  V.  iMiaskowslci,  Die  Verfa.ss'ing  der  Land-, 
Alpen  und  Forslwi't'ichaft  der  deutschen  Schweiz, 
B'isel  1878,  und  Die  schw.  Allmend  in  ihrer 
geschichtlichen  Entwi'  kelung  vom  IS.  Jahrh.  bis 
zur  Gegenwart.  (Sc  hmoller's  Siaais-  und 
sozial  Wissensch.  Forschung.  II  4.}  Leipzig  1x79.  — 
G,  JIceb,  Die  Gcnossengü'er  im  Kanton  St. 
Gallen,  Bern  189!.  —  Ed.  Graf,  Die  Auf- 
teilmig  dtr  Allmend  in  der  Gemeinde  Schätz, 
Brm  1890  (aus  d.  Zlschr.  f.  srhw.  Statistik).  — 
U.  Mosberger,  Die  hündneri.^rhe  Allmende, 
Chur  1.S91,  —  a.  Rüttiniann,  Die  zugfTischen 
Allmen'l/corporntir>n''n,  hcrn  190^.  —  lt.  Heime-' 
fahrt.  Die  Allmend  im  Berner  Jura,  Breslau 
1905  (Oicrke's  Unters,  z.  d.  Staate-  u.  RechtS' 
gesrh.  ?4).  —  Stalisiik  des  Kt.  GaVen,  Heft 
VI:  Alpytatistik,  hearb.  von  Th.  Schnlder, 
Bern  1896.  —  S.  Ueber  die  süddeutschen 
Verhältnisse:  Büchel'  in  Lavelet/e's  Ur- 
eii/entum,  Kap.  IX.  ■ —  W.  H'ygodztnski, 
Ueher  altwihttentbergii'Che  Gcmeimi'  giUerpoldik, 
Berlin  1894  (Diss.).  —  Fröhlich,  Die  badischen 
Gimeindegeselze,  Karlsmhe  ISßl,  besnndcrs  S. 
157ff.  —  iVielandt,  Haudbnrh  des  badischen 
Gcmeindrrrchtes,  S.  Aufl.,  Heidellierg  18S3,  S. 
I''i9ff.,  S91ff.  Erhellungen  üher  die  Lage  der 
Landwtrlsihaft  im  Großherzogtum  Baden  188.1, 
Eigibnisse  S.  8 ff.  und  Bd.  II  Ji'i.  ISß.  — 
Buchen  berger.  Das  Verwallungsrccht  der 
Landwirtschaft  usw.  im  Großh.  Bailen,  Tauber- 
bisrhof.heim  1887,  S.  52 f.  —  Die  Erhaltung  und 
Verbisserung  der  Sfhwarzwaldweiden.  Amtl. 
Darstellung,  verfertigt  im  Auftrag  des  großh. 
bad.  Ulinisteriums  des  Innern,  Karlsruhe  1889 
und  18U0,  3  Bde.  —  Wygodzinskl,  Die  All- 
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mevdm  in  Baden:  Jb.  f.  Nal.  IIT.  F.  VIII,  S. 
jfieff.  —  B.  EUerlna ,  Die  Allmenden  im 
Großh.  Baden,  Tiihmijcn  IMS  ( Voihtw.  Alih.  der 
bad.  Horhtch.  V.  5).  —  A.  EUasberg,  Die  Be- 
drutitnq  d^9  AUmendhcnlzcs  in  dn"  Gegenwart, 
KuTl>Tuhe  1907  (in  der  gleielien  Sammlung  IX,  6). 

  /{.  Wetz,   Die  Vorteile  vnd  Naehteile  der 

Allmend-^,  Il'-ppenhcim  a.  d.  Bergair.  1901,  — 
4.   Ueber    X  or  d  de  u  I »  c  Itl  an  d  :    F.  Clirt 


Nomaden  Wirtschaft.  Auf  den  einzelnen 
Stufen  (Läger.  Staffel,  Säße,  Stände)  sind 
Sennhütten  und  Ställe  eingerichtet,  von 
welchen  aus  der  Betrieb  statlfirdet.  Die 
höchsten  Sennhütten  liegen  bei  2400—2600  m 
über  Meer,  die  tiefsten  500—700  m. 

Neben  der  Weide  finden  sich  auf  der  Alp 
auch  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Par- 


sioph.  Die  ländlichen  Gemeiud'-g'iierin  Pr-ußen,'  ze\\en  Mattlaiid,  das  zur  Hcunutzuiig  ver- 
.Jcna  1906  fAlih.  d.  tt/mu-w.  Sem.  in  Jena  III,  t).  i  y^cndet  wird  (Einschläge.  Hcubergc  und  Wüd- 
" "  "      "  Der  Ertrag  derselben  wird  ent- 


—  U.  Kohl,  Die  Allmende  der  Stadt  Olden 
bürg,  I90S  fS-A.  a»»  dem  Jahrb.  f.  d.  Getfh. 
den  Hm.  Oldenburg  XI).  —  «.  Ueber  ver- 
wandte Einrichtungen  in  Belgien, 
Skandinavien ,  Finnland  und  Italien 
Ureigemtum,  S.  SSSff.,  SSOff.,  SüTff. 

K.  Bücher. 


Alpenwirtschaft. 


1.  Wesen  und  Begriffe.  2.  Die  Stufen  der 
Alpwirtschaft.  3.  Elgentumivcrtiültnlsse.  4.  Be- 
triebssysteme und  Belriebseinrirhtungen 

1.  Wesen  und  Begriffe.  Unter  „Alpen- 
wirtschafl",   abgekürzt  „Alpwirtschafl", 


heuplälze). 

weder  zur  Winterung  ins  Tal  geschafft  (., Heu- 
zug") oder  er  wird  auf  der  Alp  selbst  ver- 
füttert. Auf  den  tiefer  gelegenen  Alpen  ist 
dieses  Wiesland  wenigstens  teilweise  wohl 
gepflegt,  gut  gedüngt  und  hat  oft  eine  große 
Ausdehnung,  so  daß  der  Hcucrtrag  ein  so 
bedeutender  ist,  daß  damit  ein  Teil  des  ge- 
sömmerten  Viehes  auch  gewintert  werden 
kann.  Wenn  das  Heu  an  Ort  und  Stelle 
aufgefüttert  wird,  so  sind  die  Alpen  ständig, 
also  Sommer  und  Winter  bewohnt,  wie 
dies  im  Jura  und  im  Voralpengcbict  öfters 
vorkommt,  wo  der  Senn  mit  einem  Teil  der 
Herde  oben  überwintert.  Ist  die  Heunutzung 
so  groß,  daß  die  Weide  zurücktritt,  so  spre- 
chen wir  nicht  mehr  von  einer  Alp,  sondern 
es  ist  ein  Landgut  mit  überwiegender  Stall- 


verstehcn  wir  die  landwirtschaftliche  Be- j  Wirtschaft  und  untergeordnetem  Wcide- 
nulzung  der  Alp.  Eine  „Alp"  fAlpe.  Alm) '  betrieb.  Zwischen  diesem  und  der  Alp  gibt 
ist  ein  Landkomplex  im    Geuirge,  der  i  es  mancherlei  Ucbergangsformen. 


größtenteils  oder  ausschließlich  als  Sotnnier 
•weide  des  Viehes  (Rindvieh,  Schate,  Ziegen, 
Pferde.  Schweine)  dient.  Die  Alp  liegt  ge- 
wöhnlich oberhalb  der  ständigen  Woh- 
nungen der  Menschen  und  ist  nur  während 
des  Sommers  besiedelt.  Die  Vegeta- 
tionsdauer und  die  Weidezeit  sind  je  nach 
der  Höhenlage  verschieden.  Während  die  in 


2.  Die  Stufen  der  Alpwirtschaft.  Den 

Uebergang  von  der  Talwirtschaft  zur  Alp- 
wirtschaft bildet  vielerorts  das  Maicnsäß; 
es  sind  das  Borgwiesen,  die  nur  im  Früh- 
jahr und  Herbst  zur  Weide  dienen.  Die 
Desser  bewirtschafteten  Maiensässc  werden 
üijer  Sommer  einmal  geheuet.  Man  spricht 
in  diesem  Falle  von  einem  Aetzmahd, 


der  Waldregion  gelegenen  Gebiete  120 — 160  ^  während  diejenigen,  die  nicht  geheuel  wer- 
den, die  eigentlichen  Voralpen  sind,  zum 
Unterschied  der  Hochalpen,  die  nur  im 
Lagen  auf  1—2—3  Wochen  im  Hochsommer;  j  Hochsommer  genutzt  werden.   Die  Hochalp 


— 200  Tage  benutzt  werden  können,  be 
schränkt  sich  die  Weide  in  den  höchsten 


die  übrige  Zeit  ist  die  Alp  öde  und  leer 

Die  Alpwirtschaft  ist  für  sich  allein  kein 
selbst  ändiger  Betriebszweig.  Sie  kann 


ist  oft  in  zwei  oder  mehr  Staffel  einge- 
teilt: einen  unteren  und  einen  oberen  (Unter- 
säß  und  Obersäß  —  wenn  es  zwei  sind) 


nur  im  Zusammenhang  mit  der  Talwirtschaft ;  oder  einen  unteren  (Untersäß).  mittleren 
bestehen.   Im  Tal  wird  das  Winterfutter  (Mittclsäß)  und  oberen  (Obersäß]  —  wenn 


produziert,  während  die  Alp  die  Somme- 
rung liefert.  Da  die  Alp  in  der  Regel  hoch 
im  Gebirge,  weit  entfernt  vom  Wintergut, 
liegt,  so  läßt  sich  dieselbe  nicht  von  dicsein 
aus  benutzen,  sondern  der  Alpwirt  zieht  mit 
dem  Vichstand  auf  die  Alp  (Alpaufzug,  Alp 
"       We  ■  " 


auftriel))  und  nutzt  hier      eideplatz  um 


es  drei  sind  usf.  Jeder  Staffel  wird  1— 
2— 3mal  benutzt.  Auf  jedem  finden  sich 
besondere  Gcbäulichkeiten. 

Bei  manchen  hochgelegenen  Alpendörfern 
fehlen  Gcbäulichkeiten  auf  der  Alp,  da  der 
Betrieb  der  Alp  von  demDorfe  aus  stattfindet. 
So  z.  B.  kehrt  das  Vieh  in  dem  2040  m  über 


Weideplatz.  Zuerst  kommen  die  zu  unterst  dem  Meer  ^ejegenen^ ^französischen  Dorfe 
gelegenen  Tritten  an  die  Reihe,  dann  geht        "  tt.-...._  ai_.„\  »:;..i,„v.  .,i  „ 

"der  Hirte  mit  der  Herde  immer  höher  und 
höher,  bis  er  Ende  Juli  in  den  höchsten 
Lagen  angelangt  ist.  In  gleicher  Weise  geht 
es  nun  wieder  abwärts,  und  im  Herbst  findet 
die  Weide  auf  den  untersten  Plätzen  ihren 
Abschluß.    Der  Betrieb  ist  also  eine  Art 


St.  Veran  (Hautes  Alpes)  täglich  abends 
von  der  angrenzenden  Alp  in  die  Winter- 
ställe im  Dorfe  zurück.  Ebenso  in  dem 
höchsten  schweizerischen  Dorfe  Cresta  im 
Avers  (Graubünden)  1949  m  ü.  M.  Diese 
Alpen  werden  als  Heimalpen  bezeichnet. 
Nicht  gleichwertig  mit  diesen  sind  die  vieler- 
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orts  für  einen  Teil  des  Viehes  in  der  Nähe 
des  Dorfes  eingerichteten  Heimweiden. 
Die  Heimalpen  sind  Hochalpen,  während  die 
Heimweiden  höchstens  mit  den  Voralpen  zu 
vergleichen  sind. 

3.  Eigentumsverhälnisse.  Die  Alpen 
sind  in  überwiegendem  Maße  Gemei  neigen - 
tum  von  Gemeinden  (Allmend,  s.  d.  Art. 
oben  S.  242fg.)  und  Genossenschaften.  In 
Süddeutschland  und  Oesterreich  kommen  die 
Berechtigungsalpen  dazu.  Bei  diesen  ge- 
hört der  Gnind  und  Boden  und  meist  auch  das 
darauf  wachsende  Holz  dem  Staat  oder  einer 
Gnnidherrschaft.  Die  Bauern  dagegen  haben 
als  Erblehen  das  Weiderecht.  Wegen  der 
Mängel,  die  diesem  Besitzstande  anhaften, 
sucht  man  aber  mehr  und  mehr  Wald  und 
Weide  auszuscheiden.  —  Bei  den  Gemeinde- 
alpen ist  das  Nutzungsrecht  der  Genossen  an 
gewisse  Bedingungen  betr.  Alter,  Geschlecht, 
Haushäblichkeit,  Wohnsitz,  Gnmdbesitz  usw. 
geknüpft.  Besonders  charakteristisch  ist  aber 
die  sehr  allgemein  zu  Recht  bestehende  Be- 
stimmung, daß  nur  selbst  gewintertes 
Vieh,  und  zwar  mit  Heu,  das  in  der  Ge- 
meinde erzeugt  wurde,  auf  der  Gemeinde- 
alp Sönimerungsrecht  hat,  um  so  einer 
Uebernutzung  (Uebersatz)  der  Alp  vorzu- 
beugen. Um  den  Uebersatz  zu  verhüten, 
sind  viele  Gemeindealpen  amtlich  nach  ihrem 
Ertrag  geschätzt.  Es  ist  festgestellt,  daß 
die  Alp  so  und  so  viel  Stück  Vieh  ernähren 
kann;  mehr  darf  nicht  aufgetrieben  werden. 
Diese  Schätzung  (Randung,  Landung, 
Stuhlung,  Seyung)  geschieht  nach  Stößen 
(Kuhrechten,  Rindern,  Gräsern,  Kuhessen). 
Ein  Stoß  ist  die  Portion  Weide,  die  eine  Kuh 
zur  Sommerung  nötig  hat.  Ist  die  Weide 
gut  und  grasreich,  so  ist  eine  kleinere  Fläche 
nötig,  ist  sie  gering,  so  ist  ein  größeres  Areal 
erforderlich.  Jüngere  Tiere  und  Kleinvieh 
werden  nur  als  Teil  eines  Stoßes  in  Ansatz 
gebracht.  Demzufolge  zerfällt  der  Stoß  in 
mehrere  Teile.  Eine  Kuh  (=  1  Stoß)  hat 
4  ,,Füße"  und  8  „Klauen".  Nach  der  neueren 
schweizerischen  Alpstatistik  zählt  ein  Maisch- 
rind für  2  Füße,  1  Kalb  hat  nur  1  Fuß,  1  Pferd 
von  3  Jahren  gelit  auf  12  Füßen  einher,  ein 
solches  von  2  Jahren  auf  8  und  ein  jüngeres 
Fohlen  auf  4.  Eine  Ziege  und  ein  Schaf 
rechneu  nur  als  '/s  Stoß.  — Die  Genossen- 
schaftsalpen, die  ebenfalls  sehr  häufig 
sind,  haben  eine  bestimmte  Anzahl  Stöße. 
Die  Genossenschafter  können  über  ihre  An- 
teile mehr  oder  weniger  frei  verfügen,  sie 
können  die  Alprechte  verpachten,  verpfänden 
oder  verkaufen.  Das  Alprecht  hat  einen 
gewissen  Kurs,  ähnlich  wie  eine  Obligation 
oder  eine  Aktie.  Auf  besseren  Alpen  wird 
für  ein  Kuhrecht  400—500—1000  M.  be- 
zahlt, an  einzelnen  l)evürzugten  Orten  (wie 
z.  B.  im  SiniuuMital)  bis  1500  M.  und  mehr. 
—  Die  Privat  alpen  sind  hauptsächlich 


im  Voralpengebiet  verbreifet,  im  eigentlichen 
Gebirge  treten  sie  zurück. 

4.  Betriebssysteme  und  Betriebseinrich- 
tungen. Wo  die  gemeine  Alp  (gleichgültig  ob 
Gemeinde-,  Genossenschafts-  oder  Berechtigungs- 
alp),  von  einer  Mehrzahl  von  Genossen  benutzt 
wird,  haben  sich  zwei  verschiedene  Betriebs- 
systeme ausgebildet  —  die  Einzelalpung  und 
der  genossenschaftliche  Alpwirtschaftsbetrieb. 
Bei  der  Einzelalpung  hat  jeder  Genosse  auf 
der  Alp  eine  eigene  Hütte  und  er  betreibt  die 
Alpwirtschaft  für  sich.  So  findet  man  auf  den 
Alpen  oft  20—30  und  mehr  Hütten,  häufig 
eigentliche  Sennendörfer  bildend,  wo  jeder  für 
sich  eine  verschwenderische  Zwergwirtschaft 
betreibt,  mit  allen  ihren  Mängeln,  und  einen 
großen  Ted  des  Alpnutzens  aufzehrt.  Beim 
genossenschaftlichen  Alpwirtschafts- 
betrieb  ist  ein  zentraler  Betrieb  für  alle  Ge- 
nossen eingerichtet.  Das  Vieh  wird  zusammen 
aufgetrieben,  gemeinsam  gepflegt  und  die  Milch 
wird  gemeinsam  verwertet.  Um  zu  wissen, 
welchen  .\nteil  jeder  Genosse  am  Alpertrag  hat, 
wird  die  Milch  der  Kühe  jedes  einzelnen  Anteil- 
habers  während  des  Sommers  1  —  2  — 3  mal,  oder 
alle  Wochen  einmal  oder  tägUch  morgens  und 
abends  gemessen  oder  gewogen  (Meßberge).  Wo 
kein  Milchvieh  gehalten  wird,  gestalten  sich  die 
Verhältnisse  wesenthch  einfacher. 

Zum  Betriebe  der  Alpwirtschaft  sind  ge- 
wisse Einrichtungen  und  Hilfsmittel  nötig:  Wege, 
Transporteinrichtungen,  Brücken,  Brunnen,  Senn- 
hütten, Ställe,  Einfriedigungen,  .le  rationeller 
der  Betrieb,  um  so  größere  Sorgfalt  wird  auf 
diese  verwendet.  Der  Alpboden  ist  in  hohem 
Maße  der  Verwilderung  durch  die  Natur  aus- 
gesetzt und  für  die  Verbesserung  desselben  ist 
bisher  relativ  wenig  geschehen,  weil  sich  der- 
artige Meliorationen  im  allgemeinen  weniger 
lohnen  als  im  Flachlande.  Aus  diesem  Grunde 
ist  es  angezeigt,  daß  der  Staat  helfend  eingreift. 
In  der  Schweiz  sind  in  den  28  Jahren  von 
1885  —  1912  vom  Staate  rund  6  MUlionen  Franken 
für  Alpverbesserungen  beigesteuert  worden. 
Die  Beiträge  mehren  sich  von  Jahr  zu  Jahr; 
sie  betrugen  1912  schon  814  347  Fr. 

Literatur;  Stehler,   Handbuch  für   Alp-  und 
Weidewirtschaft,  Berlin  190S. 

F.  G.  Stehler. 


Altenteil,  Altenteilsverträge. 

1.  Begriff  und  Inhalt.  2.  Ursprung,  Ver- 
breitung und  sozialwirtschaftliche  Bedeutung. 
3.  Reformbestrebungen. 

1.  Begriff  und  Inhalt.  Unter  Alten- 
teilsverträgen, die  auch  als  Gutsübergabe-, 
Gutsüberlassungs-,  Gutsabtretungs-,  Ab- 
stands-,  Ausgedings-,  Austrags-,  Auszugs-, 
Leibzuchts-  und  Leibgedingsverträge  be- 
zeichnet werden,  versteht  man  solche  ge- 
wöhnlich zwischen  Eltern  und  Kindern,  aus- 
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nahmsweise  auch  zwischen  fremden  Personen,  I  Geldäquivalent  gelassen  zu  werden.  Auch  macht 

abgeschlossene  Verträge,  durch  welche  der  si'jh  neuerdings  die  Tendenz  geltend,  den  Alten- 

einc  Teil  dem  anderen  da,';  Eigentum  an         überhaupt  nur  in  Form  von  Oeldbezügen 

einem  Vermögensstück,  das  gewöhnlich  in  •'»"ul'cdingcn,  eine  Tendenz,  die  sich  in  manchen 

einem  Immohile  besteht,  gegen  Ausbedingung  '  ^rl?»    •?'.!*''h         7  ^leveschen.  in  Hraun- 

.    ,■  ,     ,   •  ,  "  1  I  -  r  schweig,  in  Uaden  und  anderswo,  vo  ständie 

bestimmter  Leistungen  und  Lieferungen  (AI-  jurchgcsetzt  hat.  "■»'-■'"u.g 


tcnteiJ,  Auszug,  Ausgedinge,  Austrag,  Leib 
Zucht,  Leibgedinge)  überläßt. 


rchgcsetz 

Der  Altenteil  hat  je  nach  der  Gesetzge- 


Da  die  ausbedungenen  Lieferungen  und  '  'jpP^  verschiedenen  Staaten  cntwecler 
Leistungen  mit  dem  Tode  des  Gutsübergebers  '  ""^  Natur  einer  Reallast  oder  nur  die  einer 


entweder  ganz  oder  doch  zum  Teil  ein  Ende 
nehmen,  so  hat  dieser  V'ertrag  für  den  Guts- 
übcrnchmcr  einen  alealorischen  Charakter. 

In  den  Städten  und  in  den  nicht  bäuer- 
lichen Kreisen  des  flachen  Landes  kommen 
solche  Verträge  nur  außerordentlich  selten 
vor.  Und  wo  sie  ausnaliinswcisc  angetroffen 
w-crden.  pflegen  sie  sich  von  eigentlichen 
Kaufverträgen  nur  wenig  zu  unterscheiden. 

In  bäuerliclien  Kreisen  dagegen  haben 
die  Altcnteilsverträgc  in  Ueutschland,  Oester- 
reich und  Frankreich  eine  sehr  weite  Verbrei- 
tung. Gewöhnlich  werden  sie  liier  zwischen 
dem  Vater  bzw.  den  Ellern  als  den  Besitzern 
eines  Bauerngutes  und  einem  der  Kinder, 
ausnahmsweise  aber  audi  mehreren  Kindern, 
abgeschlossen,  wobei  die  ihr  Gut  über- 
gebenden Ehern,  die  sog.  Allcnteiler,  sich 
von  ihren  Deszendenten,  den  Gutsüber- 
nehmern,  die  Zahlung  eines  (Jeldkapitals 
und  die  Gewährung  beslimnUer  Emolumentc 
in  natura  odercinc  Geldrente  sowie  bestimmte 
persönliche  Leistungen  auf  Lebenszeit  aus- 
bedingen. 


pflogen 
ihrer  Höhe, 


Die  Natiiralemolumcnte 
Bestandteilen   wie  in 
leistungcn   wenigstens   in  ihrer 
ordcnthch  verscliieden  zu  sein 
Bedürfnissen    des  individuellen 


in  ihren 
die  Geld- 
Höhe  auBer- 
Neben  den 
Falles  pflegt 


die  Sitte  einer  bestimmten  (iegcnd  oder  eine 
bestimmten  Ortes  entscheidend  zu  sein. 

Iiier  und  da  erfolgt  die  Normierung  des 
Altenteils  in  genereller  Weise,  etwa  in  der 
Form  der  „Gewährung  eines  standesmiißigen, 
ortsüblichen  Altenteils",  meist  jedoch  in  sehr 
spezieller  Weise.  Aus  der  bunten  Mannigfaltig- 
keit der  einzelnen  Stipulationen  ragen  besonders 
hervor:  die  Einräumung  eines  Nebenhäuschens 
(des  sog.  Altenteilshauscs)  oder  einer  oder 
mehrerer  Kammern  oder  überhaupt  eines  Woh- 
nungsrechts im  Ua\iernhause,  die  Gewährung 
eines  Stückes  Garten-  oder  Ackerland  sowie 
eines  oder  mehrerer  Obstbäume,  die  Fütterung 
eines  oder  mehrerer  Stücke  Vieh,  die  Leistung 
bestimmter  Dienste  durch  den  Gutsübernehmer, 
seine  .Vrbeiter  und  sein  Vieh,  die  Lieferung  ver- 
schiedener land-  und  forstwirtschaftlicher  Pro- 
dukte und  Kolonialwaren  usw.,  wobei  die 
minutiösesten  Details  vereinbart  zu  werden 
pflegen. 

Selbst  dort,  wo  der  Altenteil  nur  oder  doch 
hauptsäclüich  aus  Naturalien  besteht,  pflegt  in 
neuerer  Zeit  übrigens  bisweilen  eine  Schätzung 
derselben  in  field  zu  erfolgen  und  dem  Alten- 
teiler dann  die  Wahl  zwischen  dem  Bezüge  der 
ausbedungeneu  Naturalemolumente  und  ihrem 


persönlichen  Korderung,  die  aber  durch  Ein- 
tragung in  das  Grundbuch  Rcalsiclierhcit  er- 
hallen kann.  So  kann  es  denn  infolge  mehr- 
facher Bcsitzüberlragung  eines  Gutes  vor- 
kommen, daß  auf  demselben  mehrere  Alten- 
teile haficn  und  daß  der  letzte  Gutsüber- 
nehmer oder  Käufer  zur  Gewährung  von 
Altenteilen  an  ihm  ganz  fremde  Personen 
verpflichtet  ist. 

2.  Ursprung,  Verbreitung  und  sozialwirt- 
schaftliche Bedeutung.  Altcnteilsverträgc 
kommen  .schon  im  Mittelalter  vor.  Karl 
Schmidt  (s.  Literatur)  findet  ihren  Ursprung 
in  den  altgcrraanischen  Institutionen  der  Ver- 
gebung von  Todes  wegen  und  der  Abschichtung 
aus  der  Ilau.sgemcinschalt,  deren  Ausbildung  zu 
einem  Kechtsinstitut  mit  der  lintwicklung  der 
Kolonat-  und  Vogteivcrhältnisse  erfolgte.  Der 
Gutsherr  hatte  ein  dringendes  Interesse  daran, 
die  Bauernhöfe  „prästationsfähig"  zu  erhalten. 
Dieser  Gesichtspunkt  führte,  bei  dem  grolJen 
Einfluß,  der  dem  Gutsherrn  vielfach  auf  die 
Auswahl  der  Person  des  bäuerlichen  Wirts 
gegeben  war,  dazu,  daü  der  Bauer,  wenn  er  in 
die  .lahrc  gekommen  war,  in  denen  er  nicht  mehr 
die  für  die  Bewirtschaftung  des  bäuerlichen  An- 
wesens sowie  für  die  Leistung  der  Frondienste 
auf  dem  gutsherrlichen  Haupthofe  erforder- 
liehen Kräfte  besaß,  das  Bauerngut  seinem 
Rechtsnachfolger,  der  gewöhnlich  einer  seiner 
I  Deszendenten  war,  gegen  den  Empfang  eines 
Altenteils  übergeben  mußte.  Die  ausschließ- 
liche Rücksicht  auf  das  Gedeihen  des  Bauern- 
hofs, das  ja  die  Anspannung  der  vollen  Kraft 
eines  leistungsfähigen  Mannes  voraussetzt,  führte 
auch  unter  freieren  Besitzverhältnissen  zu  einem 
ähnlichen  Resultat. 

Solange  nun  die  Naturalwirtschaft  herrschte, 
die  bäuerliche  Bevölkerung  seßhaft  und  be- 
dürfnislos war,  und  der  einzelne  sich  unter  die 
herrschende  bäuerliche  Sitte  beugte,  solange 
endlich  das  wohlverstandene  Interesse  des  (luts- 
herrn  an  der  Erhaltung  der  Prästationsfähigkeit 
des  Hauernhofs  mitwirkte,  wurde  im  ganzen 
verniieden,  daß  der  Bauer  sich  zu  früh  auf  den 
Altenteil  setzte,  daß  der  Altenteil  den  Gutsüber- 
nehmer allzu  schwer  belastete  und  daß  Uber- 
haupt aus  dem  Altenteilsverhältnis  erhebliche 
Nachteile  entsprangen. 

In  dem  Maße  aber,  wie  der  Individualismus 
den  Familiensinn  und  die  ländliche  Sitte  zu 
zersetzen  begann,  wie  der  Einfluß  des  Gutsherrn 
sich  in  willkürlicher  und  mißbräuchlicher  Weise 
geltend  zu  machen  anfing,  wie  der  Geldvcrkehr 
auch  in  die  Naturalwirtschaft  des  Bauernhofes 
eindrang  und  die  Bevölkerung  sowie  die  bäuer- 
liche Wirtschaft  beweglicher  wurden,  traten  die 
Schattenseiten  des  Altenteilsverhältnisscs  immer 
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stärker  zutage.  Sie  bestehen  darin,  daß  wün- 
schenswerte Veränderungen  des  bäuerlichen 
■Wirtschaftsplanes  infolge  der  übernommenen 
Naturalleistungen  erschwert  werden,  daß  die 
Altenteilsverpflichtungen  den  Verkauf  einzelner 
Parzellen  des  Bauernguts  sowie  die  Benutzung 
des  Realkredits  hemmen,  daß  die  Altenteils- 
verträge durch  ihre  Eintragung  in  da-s  Grund- 
buch usw.  nicht  unerhebliche  Kosten  verursachen. 
Der  Hauptschaden,  den  die  Altenteilsverträge 
anrichten,  besteht  aber  jetzt  darin,  daß  der  Bauer 
sich  schon  zu  einer  Zeit  auf  den  Altenteil  setzt 
und  seine  Kraft  somit  brach  legt,  in  der  er  noch 
leistungsfähig  ist,  daß  er  dem  Gutsübernehmer 
immer  größere  Lasten  aufbürdet,  bei  denen 
der  Bauernhof  nur  schwer  bestehen  kann,  und 
endlich,  daß  das  Altenteilsverhältnis  zu  Zwistig- 
keiten  in  der  Familie  führt,  aus  denen  dann 
nicht  selten  Zivil-  und  Strafprozesse  entspringen. 
Aus  diesem  letzteren  Grunde  erklärt  es  sich, 
daß  das  Altenteilsverliältnis  im  Volksmunde 
niemals,  auch  nicht  zu  der  Zeit,  da  seine  son- 
stigen Mängel  noch  wenig  hervortraten,  einen 
guten  Klang  gehabt  hat.  Heißt  es  doch  in 
Mittelfranken:  „Uebergeben  —  Kummerleben!" 
Und  anderswo:  „Zieh  dich  nicht  eher  aus,  als 
du  schlafen  gehst:" 

Solche  Mißbräuche  führten  bereits  im  18. 
Jahrh.  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  der 
Altenteilsverträge  in  dem  Sinn,  daß  dieselben 
von  den  Gerichts-  oder  Verwaltungsbehörden 
nach  gehöriger  Prüfung  ihres  Inhalts  zu  be- 
stätigen waren.  Dabei  hatten  die  bestätigenden 
Behörden  hauptsächlich  darauf  zu  sehen,  daß 
die  Bauern  sich  nicht  vor  Erreichung  eines  be- 
stimmten Alters,  in  der  Regel  des  sechzigsten 
Lebensjahres,  auf  den  Altenteil  setzten,  daß 
die  von  ihnen  ausbedungenen  Lasten  nicht 
außer  Verhältnis  zu  den  Erträgen  des  Gutes 
standen,  und  daß  die  Verträge  unbedingt  solche 
Bestimmungen  vermieden,  welche  leicht  zu 
Zwistigkeiten  und  Prozessen  führen  konnten. 
Diese  gesetyliche  Regelung  der  Altenteilsverträge 
vermochte  die  Mißbräuche  aber  nicht  ganz  zu 
beseitigen,  sondern  im  besten  Fall,  wenn  die 
bestätigenden  Behörden  aus  sachverständigen 
Personen  bestanden,  die  eines  Ansehens  in 
bäuerlichen  Kreisen  genossen,  sie  nur  einzuengen. 
Es  erwähnt  daher  noch  Chr.  Ludw.  Runde  in 
seinem  im  Jahre  1805  erschienenen  verdienst- 
vollen Buche  über  die  Leibzucht  oder  den  Alten- 
teil auf  deutschen  Bauerngütern  alle  jene  oben 
aufgezälilten  Mißbräuche. 

Die  neuere  freiheitliche  Gesetzgebung, 
welche  den  Bauer  von  der  gutsherrlichen 
Gewalt  und  der  staallichen  Kontrolle  be- 
freite und  ihn  auf  eigene  Füße  stellte,  hat 
denn  auch  dahin  geführt,  daß  die  Prüfung 
und  Bestätigung  der  Altenteilsverträge  be- 
seitigt wurde. 

Seitdem  hat  die  Verbreitung  der  Alten- 
teilsverträge, deren  Lihalt  fortan  vollständig 
in  das  freie  Belieben  der  Kontrahenten  ge- 
stellt war,  eher  zu-  als  abgenommen. 

Zweifellos  sind  denn  auch  die  Altenteils- 
verträge, trotz  der  mittlerweile  veränderten 
Bedingungen  ilires  Bestehens,  noch  immer 
die  Recliisform  für  eine  Reihe  legitimer  Be- 
dürfnisse des  bäuerlichen  Lebens 


Zu  diesen  gehören  folgende: 

a)  Beim  Bauern  vereinigen  sich  auch 
heute  noch  Eigentum,  Betriebsleitung  und 
häufig  auch  harte  Arbeit  in  einer  Hand. 
Diese  Arbeit,  die  die  Kraft  des  Bauern  in 
hohem  Grade  in  Anspruch  nimmt,  führt  nun 
auch  dazu,  daß  seine  Arbeitskraft  rascher 
konsumiert  wird  als  die  der  Betriebsleiter 
anderer  Unternehmungen.  Daraus  entspringt 

.  durchschnittlich  im  sechzigsten  Lebei:sjahr 
:  beim  Bauer  das  Bedürfnis  nach  Ruhe  und 
!  zugleich  der  Wunsch,  die  Leitung  seiner 
Wirtschaft  einer  jüngeren  Kraft  zu  über- 
geben, welche  dieselbe  mit  dem  Interesse 
des  Eigentümers  fortzuführen  imstande  ist. 
Hierzu  wird  sich  am  besten  dasjenige  der 
!  Kinder  des  Bauern  eignen,  das  bis  dahin 
!  durch  Aufenthalt  und  Mitarbeit  auf  dem 
Hofe  sich  mit  dem  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Betriebe  desselben,  sowie  mit 
der  Behandlung  des  Gesindes  und  der  son- 
stigen Arbeiten,  vertraut  gemacht  hat.  Zu 
einer  solchen  Vorbereitung  auf  den  künftigen 
Beruf  wird  aber  nur  derjenige  bereit  sein, 
dem  zugleich  die  Aussicht  eröffnet  wird, 
dereinst  der  Rechtsnaclifolger  seiner  Eltern 
zu  werden.  Der  Zeilpurkt,  in  welchem  ihm 
diese  Nachfolge  besonders  erwünscht  er- 
scheinen wird,  ist  mit  seiner  Verheiratung 
gegeben. 

Wird  es  in  diesem  Zeitpunkt  schon  für 
den  Bauernsohn  erwünscht  sein,  sich  selb- 
^  ständig  zu  machen,  so  wird   auch  seine 
Frau,  deren  Eingebrachtes  gewöhnlich  zur 
I  Auszalilung  der  Erbanteile  der  Geschwister 
i  ihres  Mannes  verwendet  zu  werden  pflegt, 
'  wenig  Neigung  verspüren,  sich  dem  häus- 
lichen Regiment  ilirer  Schwiegermutter  zu 
unterwerfen.     Um  nun  diesen  Zeitpunkt 
möglichst  weit  hinauszuschieben,  damit  der 
Bauer  nicht  zu  früh  gezwungen  werde,  sich 
auf  den  Altenteil  zu  setzen,  empfiehlt  es 
■  sich,  den  Hof  dem  jüngsten  Sohn  zu  über- 
geben.  Dieser  inneren  Zweckmäßigkeit  ent- 
spricht denn  auch  die  bäuerliche  Sitte  in 
vielen  Gegenden. 

b)  Zu  dem  erwähnten  Gesichtspunkt,  der 

I  seit  alters  her  die  Altenteilsverträge  be- 
herrscht, gesellt  sich  dann  in  Ländern,  in 
denen  das  gemeine  oder  ein  demselben  nach- 
gebildetes Intestaterbrecht  auf  die  Natural- 
teilung des  Gutes  unter  mehrere  Erben  oder 
auf  die  Taxierung  desselben  nach  Maßgabe 
des  Verkehrswertes  und  somit  auch  seinen 
Besitzübergang  in  drifte  Hände  hindrängt, 
noch  ein  anderer.  Um  dieses  Resultat  zu  ver- 
hüten, d.  h.  um  das  Bauerngut  ungeteilt  und 
möglichst  wenig  verschuldet  in  der  Familie 
des  bisherigen  Besitzers  zu  erhalten,  wird  der 
Altenteilsvertrag  ebenfalls  in  Anwendung 
gebracht.  In  diesem  Fall  bildet  er  eine  der- 
jenigen Rechtsformen,  in  denen  die  Reaktion 
des  Bauemstandes  gegen  das  geltende  ge- 
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meine  Intestaterbrecht  zutape  tritt.  An  dieser 
Form  liänct  die  bäucriiclie  Bevölkerung  mit 
um  so  größerer  Zähigkeit  und  Starrheit,  je 
mehr  sie  sich  seit  alters  her  an  dieselbe  ge- 
wöhnt hat. 

c)  Eine  Abweichung  von  der  Sitte,  das 
Bauerngut  als  Ganzes  einem  der  Erben 
durch  ein  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden 
zu  übertragen,  findet  in  denjenigen  Gegenden 
von  Süd-,  West- und  Mitteldeutschland  statt, 
in  denen  der  bäuerliche  Besitz  aus  einer  An- 
zahl von  Parzellen  besteht  und  die  Natural- 
teilung des  ländlichen  Immobiliarnachlasses 
unter  mehrere  Kinder  üblich  ist.  Hier  ver- 
mögen die  Altenteilsverträge  nicht  die  Natu- 
ralteilung zu  verhüten  und  bleibt  ihnen  nur 
die  Bedeutung,  daß  sie  die  Ansichten  des 
Altenteilers  über  die  im  gegebenen  Fall 
zweckmäßigste  Art  der  Verteilung  zum  Aus- 
druek  bringen  und  ihm  außerdem  die  Mög- 
lichkeit gewähren,  sich  schon  bei  Lebzeiten 
von  der  Bewirtschaftung  seines  Gutes  zu- 
rückzuziehen. 

d)  Aehnlich  ist  die  Bedeutung  der  AHen- 
tcilsverträge  in  Ländern,  in  denen  seit  alters 
her  die  Anerbciifolge  als  Intestaterbrecht 
gilt.  Während  in  den  Gegenden  mit  herr- 
schender Naturalteilung  die  Altenteilsver- 
träge die  Zersplitterung  des  Grundbesitzes 
nicht  zu  vcrliülen  vermögen,  brauchen  sie 
in  den  Ländern  mit  geltender  Anerbenfolge 
diese  Aufgabe  nicht  zu  übernehmen,  weil 
dieselbe  bereits  durch  das  Lilcslaterbrccht 
und  die  demselben  konforme  Sitte  erfüllt 
ist.  In  diesen  Ländern  des  Anerbenrechts 
schließen  sich  die  Allenteilsverträgc  eng  an 
das  Intestaterbrecht  an,  indem  sie  die  Erb- 
folgeordnung desselben  nur  den  individuellen 
Umständen  des  einzelnen  Falles  anzupassen 
suchen,  so  zwar,  daß  sie  je  nach  der  Größe 
des  Hofes  und  seiner  Verschuldung,  dem 
Umfange  des  etwaigen  Kapitalbcsilzes  des 
Bauern  und  der  Eigenart  seiner  Kir.der,  die 
Person  des  Anerben  sowie  das  Jlaß  und  die 
Art  der  von  ihm  zu  übernehmenden  Ver- 
pflichtungen, zu  denen  auch  der  Altenteil 
gehört,  genau  bestimmen. 

c)  Endlich  gilt  ein  Gleiches  wie  für  die 
Gegenden,  in  denen  das  Aiierbenrccht  gilt, 
auch  für  diejenigen  Länder,  in  denen  bereits 
durch  absolute  oder  relative  rechtliche  Ge- 
bundenheit der  Bauerngüter,  gegen  die  Zer- 
stücklung derselben  Vorsorge  getroffen  ist,  wie 
z.  B.  im  elicm.iligcn  Königreich  Sachsen,  in 
einigen  thüringischen  Fürstentümern  usw. 
Auch  hier  fällt  den  Allenleilsverträi'en  nicht 
die  Aufgabe  zu,  beim  Erbübergang  für  die  un- 
geteilte Erhaltung  der  Bauenihöfe  zu  sorgen, 
sondern  nur  die  Aufgabe,  das  Verhältnis 
des  Gutsübernehmers  zu  seinen  Geschwistern 
noch  bei  Lebzeiten  der  Eltern  entsprechend 
den  konkreten  Umständen  des  einzelnen 
Falles  zu  regeln  und  dem  Bauern  die  Mög- 


lichkeit zu  gewähren,  daß  er  sich  auf  den 
Altenteil  zurückziehe. 

3.  Reformbestrebungen.  Aus  der  Rück- 
sicht auf  die  nützlichen,  in  der  Natur  des 
bäuerlichen  Besitzes  begründeten  Funktionen 
der  Altenteilsvcrträge  einerseits  und  aus  der 
Wahrnehmung  der  mannigfachen  Schäden, 
die  aus  der  mißbräuchlichen  Anwendung 
derselben  hervorgehen,  andererseits,  isl  neuer- 
dings ein  Widerstreit  der  Ansichten  über 
die  Altenteilsvcrträge  und  der  Vorschläge 
zu  ihrer  Reform  entsprangen,  den  mau  als 
Kampf  um  den  Altenteilsvertrag  bezeichnen 
kann. 

Während  die  einen,  weil  sie  vorzugs- 
weise die  Schattenseiten  dieser  Verträge  im 
AuL'e  haben,  am  liebsten  ihre  radikale  Unter- 
drückung durch  die  Gesetzgebung  sehen 
würden,  wollen  die  anderen,  weil  sie  in  den 
Allenleilsverträgen  „ein  unentbehrliches  Mit- 
tel der  Ordnung  des  bäuerlichen  Familien- 
besitzübergangps  und  der  bäuerlichen  Alters- 

I  Versorgung"  (Karl  Schmidt)  erblicken,  sie 

lunbedmgt  aufrechterhalten. 

'  Die  Vertreter  dieser  beiden  Ansichten 
vereinigen  sich  auch  wohl  auf  dem  Wege 
des  Kompromisses  zu  der  Forderung  einer 

I  Reform  der  Altenteilsverträge  durch  die 
Gesetzgebung:  die  einen,  indem  sie  im  Ge- 
fülil  ihrer  Ohnmacht,  diese  Verträge  nicht 
ganz  beseitigen  zu  können,  doch  w-enigstens 
hoffen,  sie  auf  diesem  Wege  möglichst  ein- 
zuschränken, die  anderen,  indem  sie  durch 

!  Beseitigung  der  den  Altenteilsverträgen  an- 

I  haftenden  Mängel  dieselben  noch  lebens- 
fähiger zu  machen  wünschen. 

Unter   den    verschiedenen  Kcformvor- 

:  Schlägen  mögen  hier  im  einzelnen  die  haupt- 

!  sächlichsten  hervorgehoben  werden. 

I  a)  Von  verschiedenen  Seiten  ist  die 
Wietlereiiiführung   der  Prüfung   und  Be- 

jslätigung  der  Altenteilsvcrträge  durch  die 
Justizbehörden  in  Anregung  gebracht  worden, 
wobei  diese  Behörden  zugleich  mit  den  er- 

!  forderlichen  Kormativbcstimmungen  zu  ver- 
sehen wären,  nach  denen  sie  sich  bei  der 
Prüfung  der  Altenteilsvcrträge  zu  richten 
haben  würden.  Auf  diesem  Wege  hofft  man 

jin  Zukunft  zu  vcrliüten,  daß  die  Bauern  sich 
zu  früli  auf  den  Altenteil  setzen,  namentlich 
aber  daß  ihre  Rechtsnachfolger  so  hohe  Ver- 
pflichtungen übernehmen,  daß  sie  dieselben 
auf  die  Dauer  zu  tragen  nicht  imstande  sind. 
Dasolche  Mißbräuche  namentlich  häufigunter 
der  slavisfhen  Bevölkerung  der  bisherigen 
östlichen  Landesteile  Preußens  (Posen,  West- 
preußen, Schlesien)  vorkommen,  so  ist  es 
leicht  zu  erklären,  daß  die  obigen  An- 
regungen gerade  von  hier  ausgegangen 
sind.  Ein  diesbezüe lieber  Antrag  des  Ritter- 
gutsbesitzers K  e  n  n  e  m  a  n  n  wurde  1886 
vom  Landesökonomiekollegium  fast  ein- 
stimmig  abgelehnt,   schon   deshalb,  weil 
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diese  Festlegung  ohne  weiteres  umgangen 
werden  könnte. 

b)  Auf  Grund  der  Anregungen  von  Rett- 
berg (1776),  Albert  Schäffle.  Eugen 
Jäger  und  des  Freiherrn  von  Cetto-Rei- 
chertshausen,  schlug  der  Amtsrichter 
Sehneider  in  Nienburg  vor,  das  durch  den 
Altenteilsvertrag  bisher  nur  unvollkommen 
befriedigte  Bedürfnis  des  Bauern,  sicli  bei 
schwindender  Arbeitskraft  von  der  Bewirt-j 
sciiaftung  seines  Gutes  zurückzuziehen,  durch  | 
die  Gutsübergabe  in  Verbindung  mit  der 
Lebens-  und  Rentenversicherung  in  Zukunft 
zweckmäßiger  zu  befriedigen.  Zu  diesem 
Zweck  bringt  er  in  Vorschlag,  daß  der  Bauer 
sich  selbst  "auf  dem  Wege  der  Versicherung 
eine  Altersrente  oder  ein  Kapital,  das  dann 
auf  Leibrente  angelegt  werden  könnte,  etwa 
für  sein  sechzigstes  Lebensjahr  sichern  möge. 
Dabei  würde  der  Bauer  genau  genommen  für 
seinen  Nachfolger  zahlen,  dem  er  die  künftige 
Altenteilslast  erspart,  aber  er  täte  dies  doch 
zugleich  im  höchsten  eigenen  Interesse,  in- 
dem er  dann  die  Lieblosigkeiten,  die  so 
manchem  Bauer  den  Lebensabend  verbittern, 
nicht  mehr  zu  fürchten  brauchte.  Denn  der 
im  Besitz  einer  Rente  oder  eines  Kapitals 
befindliche  Bauer  könnte,  wenn  er  zu  seinen 
Jahren  gekommen  ist,  sein  Gut  seinem 
präsumtiven  Erben  übergeben,  ohne  daß 
die  gegenwärtig  häufig  vorkommenden  Uebel- 
stände  der  AJtenteilsverträge  dann  einzu- 
treten brauchten. 

Soviel  Bestechendes  dieser  Vorschlag 
auch  hat,  so  wird  er  sich  auf  dem  Wege 
der  Freiwilligkeit  wohl  nur  sehr  langsam 
einbürgern,  da  die  Versicherung  eine  Ord- 
nung und  Pünktli  hkeit  in  der  Wirtschafts- 
führung und  Geldgebamng  voraussetzt,  wie 
sie  unter  dem  Bauernstande  heutzutage 
nicht  oft  anzutreffen  ist.  Auch  würde  die 
Prämienzahlung,  wenn  sie  nicht  gar  zu  hoch 
sein  soll,  bereits  in  einer  Zeit  beginnen 
müssen,  in  der  der  Gutsübernehmer  durch 
den  Alltritt  seiner  Wirtschaft  und  durch  die 
Auszahlung  der  Erbanteile  seiner  Geschwister 
ohnehin  schon  stark  in  Anspruch  genommen 
wäre.  Auch  wtüde  die  Altersversicherung 
um  so  mehr  auf  den  zähen  Widerstand  der 
Bauern  stoßen,  als  sie  der  unter  denselben 
weitverbreiteten  Anschauung  widerspricht, 
daß  der  Bauernhof  selbst  die  beste  Spar- 
kasse ist.  Endlich  wäre  bei  dem  Weiter- 
bestehen des  gemeinen  Erbrechts  mit  seiner 
Verkehrswerttaxe  nicht  ausgeschlossen,  daß 
dem  Gutsübernehmer  auch  in  Zukunft  über- 
mäßige Lasten  zugunsten  seiner  Geschwister 
auferlegt  werden  würden. 

c)  Diesem  Bedenken  suchte  ein  von  v. 
Miaskowski  ausgegangener  und  von  dem 
Preußischen  Landesökonomiekollegium  i.  J. 
1886  und  dem  Deutschen  Landwirtschaftsrat 


1.  J.  1887  zum  Beschluß  erhobener  Antrag 
Rechnung  zu  tragen. 

Mit  einigen,  durch  den  Schneiderschen 
Vorsehlag  veranlaßten  Modifikationen  ging 
derselbe  dahin,  die  Uebelstände  der  Alten- 
teilsverträge im  engsten  Zusammenhange 
mit  einer  Form  des  gemeinen  Intestat- 
erbrechts und  mit  einer  weiteren  Ausdehnung 
des  Pachtwesens  zu  beseitigen. 

In  denjenigen  Gegenden,  in  denen  die 
Anerbenfolge  nicht  kraft  Intestaterbrechtes 
gilt  —  und  es  gehört  hierher  ein  großer  Teil 
des  Deutsehen  Reiches  —  dienen  die  Alten- 
teilsverträge, wie  oben  ausgeführt  wurde, 
unter  anderem  auch  dazu,  die  bäuerlichen 
Anwesen  ungeteilt  in  den  Familien  ihrer 
bisherigen  Besitzer  zu  erhalten.  Den  sehr 
starken  Motiven  gegenüber,  welche  neuer- 
dings auf  die  strikte  Anwendung  des  ge- 
meinen Intestaterbrechts  auch  auf  die  Ver- 
erbung der  Bauerngüter  hindrängen,  erfüllen 
die  Altenteilsverträge  die  obige  Funktion  je 
länger  um  so  unvollkommener.  Eine  durch- 
greifende Bessening  ist  daher  nur  durch 
eine  solche  Reform  des  Intestaterbrechts  zu 
erzielen,  daß  hinfort  das  Bauerngut  bei  der 
Vererbung  nach  dem  Ertragswert  taxiert 
werde  und  daß  der  Anerbe  die  Anteile  seiner 
Geschwister  nur  in  solcher  Höhe  und  unter 
solchen  Bedingungen  auszuzahlen  habe, 
welche  die  dauernde  Erhaltung  des  Gutes 
in  seiner  Hand  ermöglichen.  Ein  solches, 
Intestaterbrecht  würde  die  Altenteilsverträge, 
soweit  allein  die  oben  erwähnte  Funktion 
in  Betracht  kommt,  überflüssig  machen. 

Sodann  wäre  darauf  hinzuwirken,  daß 
an  Stelle  der  Uebertragung  des  Eigentums 
an  dem  Bauerngut  zu  Lebzeiten  des  Allen- 
teilers  auf  seinen  Rechtsnachfolger  eine 
Uebertragung  des  Gut  s  zur  Benutzung  träte, 
womit  die  Gewährung  einer  unwiderruf- 
lichen Exspektanz  auf  das  Eigentum  des 
benutzten  Gutes  an  den  Nutznießer  für  den 
Fall  des  Todes  des  Eigentümers  verbunden 
werden  könnte.  Dieser  Zweck  wäre  dadurch 
zu  erreichen,  daß  an  die  Stelle  des  bisherigen 
Altenteilsvertrages,  welcher  zu  sofortigem 
Eigentumsübergang  des  betreffenden  Gutes 
auf  den  Gutsübernehmer  fülirt,  hinfort  ein 
—  seiner  Natur  nach  unwiderruflicher  — 
Erbvertrag,  verbunden  mit  einer  „Vorbe- 
merkung auf  Auflassung",  träte.  Hierdurch 
würde  der  Eigentumsübergang  des  Gutes 
auf  den  Zeitpunkt  des  Ableljens  des  Bauern 
hinausgeschoben,  aber  gleichwohl  der  Bauer 
bis  daliin  an  der  hypothekarischen  Belastung 
seines  Gutes  rechtlich  behindert  sein. 

Durch  das  allmählich  in  Fleisch  und  Blut 
der  Bevölkening  eindringende  reformierte 
Intestaterbrecht  würde  dann  wohl  auch  be- 
wirkt werden,  daß  solche  Erbverträge  erst 
I  dann  abgeschlossen  werden,  wenn  der  bäuer- 
1  liehe  Besitzer  sieh  wirklich  zur  Rulle  be- 
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geben  will,  indem  er  für  diesen  Fall  seinen 
«vtl.  Recht8nachfolf;cr  für  den  Rest  seines 
Lebens  das  ihm  eigentümlich  veibleibende 
Grundstück  zugleich  in  Pacht  geben  könnte. 
Dringt  dann  mit  dem  reformierten  Erbrecht 
in  der  Bevölkerung  zugleich  die  Ucber- 
zeugung  durch,  daß  der  Erbübergang  des 
Bauerngutes  nur  auf  Grund  einer  mäßigen 
Ertragswerttaxe  erfolgen  dürfe,  so  würde 
das  zugleich  den  Inhalt  der  hinfort  an  Stelle 
der  Altcnteilsverträge  zu  setzenden  Erbver- 
träge sowie  die  Iliihc  des  von  dem  präsum- 
tiven Anerben  zu  fordernden  Pachtscliillings 
günstig  beeinflussen. 

d)  Karl  Schmidt  geht  von  dem  Ge- 
danken aus,  daß  für  die  Gebiete  des  eigent- 
lichen Bauernstandes  das  Altenleilsrecht  für 
die  Ordnung  der  Wirtschaflsverhältnisse  un- 
entbehrlich sei.  Von  Schaden  sei  es  nur  in 
Gebieten  mit  zu  kleinem  Besitz,  insbesondere 
mit  Naturalteihing.  In  diesen  Fällen  liege 
aber  der  Schaden  nicht  im  Wesen  von  Guts- 
übergabe und  Ausgedinge,  sondern  im  Wesen 
dieser  Wirtschaflsverhältnisse  überhaupt. 
„Wo  die  Armut  zu  sehr  drückt,  wo  die  Wirt- 
Bchaflsbcdingiingon  kaum  für  eine  Familie 
die  Lebensnoldurfl  befriedigen  können,  dort 
kann  auch  das  iheorcliscli  segensreichste 
Institut  die  Wirtschaftskraft  des  Gutes  nicht 
steigern  und  die  Mittel  für  die  Erbteile  der 
Geschwister  und  das  Ausgedinge  des  ab 
tretenden  Bauern  nicht  aus  dem  Boden 
stampfen!  ...  In  der  Konkurrenz  um  die 
für  alle  Familienangeliörigcn  absolut  viel  zu 
niedrigen  Mittel  dieser  Wirtschaften  gehen 
eben  alle  Teile  unl)efriedigt  aus,  oder  es  ge- 
schieht die  Sicherung  des  einen  auf  Kosten 
der  anderen."  Er  will  deshalb  die  grund- 
sätzliche Freiheit  des  Uebergalieverlrages 
und  Ausgedinges  auch  fernerhin  im  wesent- 
lichen unangetastet  lassen;  eine  Beschrän- 
kung der  Vertragsfreiheit  soll  nur  dort  geübt 
werden,  wo  bestimmte  Nebenformen  des  In- 
stituts eine  volkswirtschaftliche  Schädigung 
bedeuten.  Zu  diesem  Zwecke  entwirft  er  ein 
Reformprogramm,  an  dessen  Spitze  die 
Schaffung  einer  obligatorischen  Allersver- 
sitherung  mit  Staatszuschüssen  für  den 
Kleinbetrieb  steht.  Für  alle  bäuerlichen  Be- 
sitzungen verlangt  er:  richterliches  Um- 
wandlungsrecht der  Naturalleistungen  inner- 
halb gewisser  Grenzen,  gesetzliche  Bestim- 
mungen über  die  Qualität  der  Natural- 
bezüge, Errichtung  von  Einigungsämtern, 
Verbot  doppelter  Ausgedinge,  Maßnahmen 
bezüglich  lirediterleichterungen,  durch- 
gängige Zugrundelegung  des  Ertragswertes 
statt  des  Verkehrswertes.  Mit  diesen  Forde- 
rungen ist  die  Frage  des  Altenteils  in  den 
großen  Zusammenhang  einer  aUgemeinen 
Agrarreform  gerückt. 

Ijiteratur:  Lfie  gcschichlticken  und  systematisc/tcn 
liarnletlungen    des   deutschen   Privatrechts   von  I 


Bunde,  Eichhorn,  ZSpfl,  Schulte,  SlUter- 
maiei;  F.  Walter,  Gengier,  Bescler,  v. 
Gerber,  Stobbe  und  Hausier;  den  prcuß. 
Pri'-ntrrchtn  trm  Itcrnbuvg  und  Förster~ 
Eccius:  des  braunschweigischen  Privatrerhti  von 
Steinacker;  der  Provinzial rechte  We.-t/alens  u. 
Jlttnuoccrs  von  Somme);  Wtegand  und  Gräfe; 
d<sj'raiizö^jichcn  (Hriirrchis  von  C.  S.  Zachariü. 

—  IiisbcMnil-re  Kunde,  Die  lierh'^lthre  ton  der 
Lrih2u<;htodtrdem  Atlrnleile  auf  deut-chen  B'iueni- 
gütem,  1S05.  —  v.  illaskowgki,  Das  Eriirecht 
und  die  Grundcigeiit^im*rertednng  im  Deutschen 
Reiche,  zweite  Alitrilunfi,  ISS4.  —  Verselbe, 
Agiarpolitisrhe  Zeit-  und  Stnilfragen,  18119,  ins- 
besondere Nr.  6.  —  Verhandlungen  des  prcuß. 
Landesökonimickollegiums  v.  e.jXl.  IUSO,  in  dm 

Landwirlsch.  Juhrbb.,  lld.  XV,  SuppUmenl  II.  

Verhandlungen  des  deutschen  Landwirtsrh'tft^als 
vom  illirz  lux?,  in  dem  ülmographischen  Bericht 
Uber  diese  Verhandlungen  las?.  —  Verhandlungen 
des  Dnit.-clien  Juristcnlai/s,  Bd.  II  Berlin  IHOS. 

—  Brentano,  Ges.  Aufsützr,  Bd.  I  ICrbrechtt- 
pohiik.  Stuiig;rt  1899.  —  Pick,  Die  bä.iei  liehe 
Erbfolge  im  rechtsrheinischen  Bayern,  Stuttgart 
JSm.  —  Die  Verer  bun  g  des  liind  l  ic  Ii  en 
Grundbesitzes  im  Kiinigre  ich  Preußen, 
herausijcg.  von  Sertng,  Berlin  1897  —  1910.  — 
Horacek,  Das  AMyrdinijc,  Wien  und  Leipzig 
l'JOi.  —  Karl  Schmidt,  Golsiibergobe  und  Aus- 
gedinge. Eine  agrarpoWi'chc  Untirsvchuvg  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Alpen-  und  Sii- 
dfleulundcr,  I.  Bd.,  Wien  und  Leipzig  I9t0. 
(Umfassendste  Darstrilung,  auch  für  Deutschland, 
mit  vollst'indii/cr  lAleiafurunqahe.  Di  r  sivite  noch 
ausstehende  Ilaud  soll  das  Material  seiner  in  den 
Lündi  m  der  ehemaligen  öslcireichischen  Monarchie 
veranstalteten  Erhebungen  enihallen). 

V.  MinaknxvHlH  (f). 
Wygodzlnakl  (f). 


Handwörterbach  der  Staatawissenschaften.  4.  Aufl.  Bd.  1. 


Altersgliederung  der  Bevölkerung. 

J.  Allgcnipinps.  2.  Mctliodcn  dor  Alters- 
statistik. 3.  Charakteristische  Alterspyramiden. 
4.  Tatsachen,  die  die  Altersgliederung  bestimmen. 
6.  Geschichtlicher  Kiickblick.  C.  Die  vier  Ilaupt- 
gruppcn  der  Altersgliederung.  7.  Die  Alters- 
gliederung bei  den  Geschlechtern.  8.  Alters- 
gUedcrung  und  Familienstand,  ü.  Altersgliede- 
rung in  .Stadt  und  ],and.  lü.  Altersgliederung 
und  Beruf.   11.  .SchluBbcmcrkung. 

1.  Allgemeines.  Die  exakte  Darstellung 
der  Altersgliederung  der  Bevölkerung  in 
Gegenwart  und  Vergangenheit  ist  eines  der 
wichtigsten  aber  zugleich  auch  schwierigsten 
Probleme  der  Bevölkeningswissenschaft. 
Wichtig  ist  die  Frage  deshalb,  weil  sie  weit 
über  den  Rahmen  der  eigentlichen  Bevölke- 
ningswissenschaft hinausgreift.  Sie  hat  nicht 
nur  Interesse  für  andere  Zweige  der  Wissen- 
schaft, wie  die  Volkswirtschaft  und  die  So- 
zialwissenschaften, sondern  auch  große 
praktische  Bedeutung  für  die  staatliche 
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Verwaltung  und  das  Wirtschaftsleben.  Der 
Altersaufbau  läßt  Eücksehlüsse  auf  die  ge- 
samten Geburts-  und  Sterblichkeits- 
verhältnisse der  Völker  zu.  Er  bildet  eine 
der  Grundlagen  für  die  Berechnung  des 
mittleren  Lebensalters  und  der  Ab-; 
Sterbeordnungen.  International  gesehen 
zeigt  er  die  mannigfachen  Wechselbezie- 
hungen auf,  die  infolge  der  Wanderungs-^ 
bewegung  zwischen  den  Bevölkerungs Ver- 
hältnissen der  Staaten  bestehen.  Dem  Volks- 
wirtschaftler macht  er  es  möglich,  zu  be- 
rechnen, wie  groß  in  einem  Volke  die  Zahl 
derjenigen  ist,  die  für  die  produktive  Tä- 
tigkeit in  Frage  kommen.  Dazu  kommen 
für  den  Historiker  wertvolle  Aufschlüsse  über 
die  Geschichte  der  Bevölkerungsbe- 
wegung. Sie  lassen  sich  gewinnen,  wenn 
man  die  Ergebnisse  der  Altersstatistik  aus 
verschiedenen  Zeiten  miteinander  vergleicht 
und  sie  bilden  zugleich  eine  wertvolle  Ergän- 
zung der  statistischen  Nachweise  über  die 
natürliche  Bevölkerungsbewegung.  Diese 
geschichtliche  Untersuchung  hat  besonderes 
Interesse  für  Zeiträume,  die  durch  große 
Krisen  wirtschaftlicher  oder  politischer  Art 
gekennzeichnet  sind,  wie  Revolutionen  und 
Kriege.  Erstreckt  sich  die  offizielle  Statistik 
des  Altersaufbaus  auch  auf  den  Familien-, 
stand  und  auf  die  Berufsgruppen  und  | 
führt  sie  die  Ergebnisse  für  Stadt  und 
Land,  für  große  und  kleine  Gemein- 
den gesondert  auf,  so  ergibt  sich  eine  Fülle 
weiterer  Anregungen  und  Aufschlüsse  für  die 
Wissenschaft  und  die  Sozialpolitik,  auf  die ! 
noch  näher  einzugehen  sein  wird.  Prak-, 
tische  Bedeutung  hat  die  Kenntnis  des 
Altersaufbaus  besonders  für  verschiedene 
Zweige  des  staatlichen,  kommunalen  und 
privaten  Versicherungswesens. 

Groß  sind  aber  auch,  wie  schon  bemerkt 
wurde,  die  Schwierigkeifen  auf  diesem  Ge- : 
biete  der  Bevölkeningswissenschaft.  Das  | 
betrifft  vor  allem  die  Beschaffung  zu-' 
verlässigen  Materials.  Eine  Volkszählung 
setzt,  wenn  sie  korrekt  durchgeführt  werden 
soll,  eine  gewisse  Höhe  der  Volksbildung 
voraus.  Namentlich  muß  die  Kenntnis  des 
Lesens  und  Schreibens  wenigstens  im  großen 
und  ganzen  Allgemeingut  geworden  sein. 
Ist  das  nicht  der  Fall,  so  wird  es  schwer  sein, 
das  Bevölkerungsgebiet  annähernd  restlos 
statistisch  zu  erfassen.  Auch  muß  im  Volke 
ein  gewisses  Maß  von  Verständnis  dafür 
vorhanden  sein,  daß  derartige  statistische 
Aufnahmen  einen  Wert  für  die  Allgemeinheit 
haben.  Denn  mögen  die  Behörden  auch  mit 
noch  soviel  Hilfskräften  arbeiten,  zuver- 
lässig kann  eine  statistische  Aufnahme  nur 
werden,  wenn  die  breiten  Massen  der  Be- 
völkerung fähig  und  gewillt  sind,  die  vor- 
gelegten Fragen  wahrheitsgemäß  zu  beant- 
worten.   Diese  Tatsachen  müssen  bei  der 


Verwertung  des  Materials  berücksich- 
tigt werden.  Man  wird  z.  B.  die  Ergebnisse 
des  ersten  und  einzigen  russischen  Zensus 
vom  Jahre  1897  viel  vorsichtiger  benutzen 
müssen,  als  etwa  die  Resultate  der  Volks- 
zählungen in  Deutschland  und  den  West- 
mächten. 

Die  von  uns  gekennzeichneten  Schwierig- 
keiten haben  zur  Folge,  daß  das  Material 
über  die  Altersgliederung  verhältnismäßig 
sehr  gering  an  Umfang  ist.  Je  weiter  man 
in  die  Vergangenheit  zurückgeht,  dest» 
spärlicher  und  unzuverlässiger  wird  es.  Geht 
man  dann  noch  ins  Detail,  versucht  man  z.  B. 
die  Altersgliederung  in  Stadt  und  Land,  bei 
den  Geschlechtem  oder  in  den  Berufsklassen 
zu  ermitteln,  so  sind  die  Grenzen  der  Unter- 
suchung noch  enger  gezogen. 

Schon  die  Ermittlung  der  bloßen  Ein- 
wohnerzahl der  Erde  in  der  Gegenwart  ist 
sehr  schwierig.  Das  Ergebnis  beruht  zu 
etwa  einem  Drittel  auf  Schätzungen.  Mit 
Bezug  auf  den  Altersaufbau  sind  die  Lücken 
noch  größer.  So  fehlt  das  Material  aus  den 
meisten  Kolonialländern.  Die  englischen 
Statistiken  haben  von  den  größeren  Kolonial- 
gebieten nur  Aegypten  und  Indien  erfaßt »). 
Dabei  mußten  in  Indien  noch  mehrere  Mil- 
lionen Einwohnerin  der  Aufnahme  unberück- 
sichtigt bleiben.  Die  französische  Alters- 
statistik  enthält  aus  dem  ganzen  riesigen 
Kolonialgebiet  nur  Algier.  Selbst  über  den 
volkreichsten  europäischen  Staat,  Ruß- 
land, ist  die  Statistik,  wie  wir  bereits  an- 
deuteten, veraltet  und  nicht  unbedingt  zu- 
verlässig. Dasselbe  gilt  für  mehrere  Klein- 
staaten des  Balkan.  Ueber  dieTürkei,  Per- 
sien und  Chinaliegt  überhaupt  kein  brauch- 
bares Material  vor.  Auch  in  einigen  mittel- 
und  südamerikanischen  Staaten  läßt  die 
Statistik  des  Altersaufbaus  manches  zu 
wünschen  übrig. 

Geht  man  in  die  Vergangenheit  zurück, 
so  häufen  sich  die  Schwierigkeiten  mehr  und 
mehr.  So  muß  z.  B.  schon  für  das  Jahr  1800 
die  bloße  Einwohnerzahl  Europas  ge- 
schätzt werden.  Noch  schlechter  ist  es  da 
natürlich  um  die  Ermittlung  der  Altersgliede- 
rung bestellt.  Am  weitesten  zurück  reichen 
die  Nachweise  über  den  Altersaufbau  in 
Schweden  (bis  etwa  zur  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts). 

In  der  Hauptsache  stützt  sich  die  Unter- 
suchung über  die  Altersgliederung  der  Be- 
völkerung auf  Zählungsergebnisse  aus  den 
modernen  kapitalistisch  entwickel- 
ten Staaten.    Wie  erst  der  aufkommende 


')  Die  englischen  überseeischen  Dominions, 
die  Selbstverwaltung  haben  (Australien,  Neu- 
seeland, Südafrikanische  Union  und  Kanada), 
sind  natürlich  nicht  als  „Kolonialgebiete"  zu» 
betrachten. 
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Kapitalismus  die  nationalökonomische  Wis- 
sensehaft  hervorgebracht  hat,  so  hat  er  auch 
erst  die  Vorbedingungen  geschaffen  für  eine 
exaktere  Statistik  des  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Lebens  und  damit  auch  für  eine 
wissenschaftliche  Untersuchung  der  Ver- 
schiebungen in  Stand  und  Aufbau  der  Be- 
völkerung. Wir  besitzen  keine  hinreichend 
exakten  Unterlagen,  um  wissenschaftlich 
einwandfrei  festzustellen,  von  welchen  Ge- 
setzen die  Bevölkerungsbewegung  auf  frühe- 
ren Kultur-  und  Wirtschaftsstufen  beherrscht 
wurde.  Deswegen  ist  es  so  schwer,  die  tieferen 
Zusammenhänge  zwischen  der  Entwicklung 
von  Wirtschaft  und  Kultur  und  der  Entwick- 
lung der  Bevölkerung  nach  Zahl  und  Aufbau 
zu  erkennen. 

2.  Methoden  der  Altersstatistik.  Um 
die  Unterlagen  für  die  Statistik  des  Alters- 
aufbaus zu  erlangen,  wird  in  allen  Kultur- 
Staaten  sowohl  bei  den  Sterbefällcn  als  auch 
anläßlich  der  Volkszählungen  das  Alter  der 
Personen  ermittelt.  Das  kann  in  zweifacher 
Weise  geschehen.  Einmal  kann  direkt  nach 
dem  Alter  gefragt  werden.  Zum  andern  kann 
aber  auch  Angabe  des  Geburtsdatums  ver- 
langt und  danach  von  dem  Statistiker  das 
Alter  berechnet  werden.  Das  zweite,  indirekte 
Verfahren  ist  unbedingt  vorzuziehen.  Er- 
fahrungsgemäß laufen  bei  der  unmittelbaren 
Altersangabe  weit  mehr  Irrtümer  unter  als 
bei  Angabe  des  Geburtsdatums.  Natürlich 
muß  auf  alle  Fälle  damit  gerechnet  werden, 
daß  aus  Unwissenheit  oder  Fahrlässigkeit 
Fehler  entstehen.  So  müssen  namentlich 
die  oft  übertriebenen  Angaben  für  die  höch- 
sten Altersstufen  individuell  nachgeprüft 
werden.  Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß 
manche  Frauen  leicht  dazu  neigen,  ihr  Alter 
zu  niedrig  oder  das  Geburtsdatum  später 
anzusetzen.  Endlich  hat  sich  gezeigt,  daß 
bei  Zählungen  in  der  Regel  eine  gewisse  An- 
zahl von  Kindern  der  untersten  Altersstufe 
nicht  erfaßt  wird.  Aufgabe  der  statistischen 
Technik  ist  es,  derartige  Fehler  möglichst 
zu  vermeiden  oder  nachträglich  zu  be- 
richtigen. 

Das  unmittelbare  Ejgebnis  der  Volkszäh- 
lung und  damit  die  Grundlage  für  jede  weitere 
Untersuchung  ist  die  Aufstellung  der  Zahl 
aller  gleichzeitig  Lebenden  nach  Alters- 
bzw. Geburtsjahrgängen.  Man  erhält  auf 
diese  Weise  den  genauen  Altersaufbau 
der  Bevölkerung,  eine  Pyramide,  deren 
Grundlage  die  jüngste  und  deren  Spitze 
die  älteste  Jahresklasse  bildet.  Jedoch  ist 
eine  solche  Aufstellung,  da  sie  oft  hundert 
und  mehr  Einzelzahlen  umfaßt,  sehr  unüber- 
sichtlich und  somit  schwer  zu  handhaben. 
Daher  pflegt  man  die  Altersjahrgänge  in 
größeren  Gnippen  (z.  B.  zu  je  5  oder  10  Jahr- 
gängen) zusammenzufassen  und  auf  eine 
bestimmte  Verhältniszahl  (meist  100  oder 


1 1000)  umzurechnen.  Auf  diese  Weise  erhält 
I  man  die  sog.  Altersgliederung  der  Be- 
völkerung. 

Auch  die  Altersgliederung  stellt  eine 
Pyramide  dar.  Theoretisch  läßt  sich  das  am 
,  besten  klarlegen,  wenn  man  von  einer  ala 
„stationär"  gedachten  Bevölkerung  aus- 
geht. Das  ist  eine  Bevölkerung,  die  jedes 
Jahr  dieselbe  Zahl  an  Geborenen  aufweist  und 
bei  der  jede  Jahresklasse  unverändert  Jahr 
für  Jahr  durch  dieselbe  Sterblichkeit  ver- 
mindert wird.  Außerdem  kommt  eine  Wande- 
rungsbewegung nicht  in  Frage.  Es  ist  klar, 
daß  bei  solchen  Verhält  nissen  die  Alters- 
gliederung eine  vollkommen  regelmäßige 
Pyramide  wäre,  deren  Grundlage  die  jüngsten 
und  deren  Spitze  die  ältesten  Jahrgänge 
bilden  würden.  Jedoch  ist  eine  solch  sta- 
tionäre Bevölkerung  nur  eine  Fiktion.  Denn 
tatsächlich  sind  die  Geburts-  und  Sterblich- 
keitsvcrhältnisse  starken  Schwankungen  und 
mehr  oder  weniger  regelmäßigen  Verschie- 
bungen unterworfen.  Im  allgemeinen  nahm  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  fast  allen  Staaten 
die  absolute  Zahl  der  Geborenen  von  Jahr 
zu  Jahr  zu,  so  daß  jeder  Jahrgang  immer 
etwas  stärker  besetzt  war  als  der  nächst 
ältere.  Lifolgedessen  gewannen  die  jüngeren 
Gruppen  ein  stärkeres  Uebergcwicht  als  sie 
in  der  stationär  gedachten  Bevölkerung 
haben  würden.  In  derselben  Richtung  wirkte 
die  Besserung  der  Sterblichkeitsverhältnisse. 
Dazu  kommt  noch  der  Einfluß  der  Wande- 
rungsbewegung. Auswanderung  schwächt, 
Einwanderung  stärkt  bestimmte  Jahrgänge 
an  Zahl.  Auen  Kriege  wirken  stark  auf  den 
Altersaufbau  ein,  indem  sie  gewisse  Jahres- 
klassen durch  erhöhte  Sterblichkeit  aus- 
höhlen und  die  Grundlage  durch  plötzlichen 
Sturz  der  Geburtenzahl  schwächen.  Sehr 
verhängnisvoll  hat  in  dieser  Hinsicht  der 
Weltkrieg  gewirkt. 

Die  Folge  dieser  mannigfachen,  einander 
z.  T.  durchkreuzenden  Wirkungen  ist,  daß 
die  Alterspyramiden  der  Völker  stark  un- 
regelmäßig und  untereinander  sehr  verscliie- 
den  sind.  Und  bei  jedem  einzelnen  Volk  ist 
die  Altersgliedening  im  Laufe  der  Zeit  starken 
Veränderungen  unterworfen.  Eben  diese 
Unregelmäßigkeiten  und  Abweichungen  sind 
es,  die  den  Fachmann  interessieren,  weil  aus 
ihnen  sich  die  wertvollsten  und  mannig- 
faltigsten Rückschlüsse  ergeben. 

Wie  verschiedenartig  die  Altersgliederung 
ist,  wird  durch  die  folgende  Tabelle,  die  die 
Bevölkening  sämtlicher  Großstaaten  und 
Britisch-Lidiens  nach  10jährigen  Alters- 
gnippen  zusammenfaßt,  veranschaulicht. 

3.  Charakteristische  Alterspyramiden. 

Von  je  1000  Einwohnern  stehen  im 
Alter 

17* 
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Im  Deutschen 

In 

In 

In 

In 

von  Jahren 

Reich 

Oesterreich 

Uneam 

Italien 

Frankreich 

1910 

1910 

1910 

1911 

1911 

unter  10 

234 

240 

246 

233 

171 

10-20 

203 

205 

209 

200 

106 

20-30 

164 

157 

155 

155 

158 

30-40 

139 

129 

120 

119 

148 

40-50 

105 

105 

103 

103 

127 

60-60 

76 

81 

85 

88 

104 

60-70 

51 

53 

53 

65 

77 

70  und  mehr 

28 

30 

29 

37 

49 

Von  Jahren 

In  England 
und  Wales 
1911 

Im  europ. 
Rußland  ■ 
1897 

In  den 
Verein.  Staaten 
1910 

In  Japan 
1913 

In  Britisch- 
indien 
1911 

unter  10 

209 

273 

244 

276 

10-20 

190 

214 

198 

198 

192 

20-30 

173 

158 

187 

154 

178 

30-40 

152 

124 

146 

138 

142 

40-50 

115 

94 

106 

lOI 

99 

50-60 

80 

67 

72 

77 

61 

60-70 

51 

44 

43 

57 

36 

70  und  mehr 

30 

26 

26>) 

31 

16 

Zum  besseren  Verständnis  der  Tabelle 
sei  folgendes  vorausgeschickt:  Die  Groß- 
staaten sind  gewählt  worden,  weil  in  größe- 
ren Bevölkerungskomplexeii  die  Rückschlüsse 
zuverlässiger  sind,  da  liier  die  Bevölkerungs- 
bewegung stetiger  verläuft  als  bei  kleineren 
Gruppen,  die  stärkeren  Zufallswirkungen  aus- 
gesetzt sind.  Britisch-Indien  wurde  hinzu- 
gefügt als  das  einzige  volkreiche  Kolonial- 
land, über  das  Material  vorliegt.  Bei  Ruß- 
land und  Indien  ist  zu  berücksichtigen,  daß 
das  Material  weniger  zuverlässig  ist.  Jedoch 
genügt  es  für  unsere  Zwecke,  da  wir  auf  die 
feineren  Details  bei  diesen  Staaten  nicht 
eingehen. 

Die  einzelneu  Pyramiden  sind  recht  ver- 
schieden. Schon  die  Grundlagen  weichen 
sehr  stark  voneinander  ab.  Den  außerordent- 
lich hohen  Ziffern  über  B  r  i  t  i  s  c  h  -  In  d  i  e  n  und 
Rußland  steht  Frankreich  mit  einer  auf- 
fallend niedrigen  Ziffer  gegenüber.  Die  Span- 
nung beträgt  über  100.  Bei  sämtlichen 
übrigen  Staaten  ist  die  Ziffer  niedriger  als 
250,  aber,  abgesehen  von  England,  doch 
weit  höher  als  200.  Im  ehemaligen  Oester- 
reich-Ungarn und  in  Japan  ist  die  Grund- 
lage breiter  als  in  Deutschland  und  Ita- 
lien, die  ihrerseits  wieder  den  Vereinigten 
Staaten  und  England  voraus  sind.  Auch 
der  Aufbau  der  Pyramiden  im  einzelnen  und 
ihre  Spitzen  unterscheiden  sich  staik  von- 
einander. Am  schmälsten,  aber  auch  am 
regelmäßigsten  ist  die  Pyramide  in  Frank- 
reich. In  diesem  Lande  sind  gerade  wegen 
der  wenig  umfangreichen  Grundlage  die 
höheren  Altersklassen  viel  stärker  besetzt 
als  in  den  übrigen  Staaten.  Auffallend  ist  in 
Indien  und  auch  in  Rußland  die  große 


Spannung  zwischen  der  ersten  und  der 
zweiten  Zehnjahresgruppe.  Sie  beträgt  in 
Indien  84,  in  Rißland  59  auf  1000.  Das 
deutet  darauf  hin,  daß  in  diesen  beiden 
Ländern  die  Sterblichkeit  bei  den  jüngeren 
Jahrgängen  sehr  groß  sein  muß.  In  Indien 
ist  auch  die  höchste  Gruppe  sehr  schwach 
besetzt.  Es  würde  zu  weit  führen,  den  Auf- 
bau im  einzelnen  bei  allen  Staaten  darzu- 
legen. Wir  weisen  nur  noch  darauf  hin, 
daß  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
mittleren  Altersklassen  (20 — 40)  verhältnis- 
mäßig staik,  in  Oesterreich-Ungarn, 
Italien,  Rußland  und  Japan  dagegen 
schwächer  besetzt  sind.  In  Deutschland 
ist  die  Pyramide  ziemlich  regelmäßig,  wenn 
sie  auch  in  rascherer  Progression  abnimmt 
als  das  in  Frankreich  der  Fall  ist.  Jedenfalls 
sind  die  Pyramiden,  was  Grundlage  und 
Gliederung  betrifft,  recht  mannigfaltig. 

4.  Tatsachen,  die  die  Altersgliederung 
bestimmen.  Entscheidend  für  die  Alters- 
gliedening  eines  Volkes  sind  die  Geburts-  und 
Sterblichkeitsverhältnisse.  Außerdem  übt  die 
Wanderungsbewegung  einen  gewissen  Ein- 
fluß aus. 

a)  Die  Geburtenzahl  ist  bestimmend 
für  die  Grundlage,  auf  der  sich  der  Altersauf- 
bau erhebt.  Je  größer  die  Zahl  der  Geborenen, 
desto  breiter  unter  sonst  gleichen  Verhält- 
nissen die  Grundlage.  Li  unseren  obigen 
Beispielen  erscheinen  die  Staaten  in  folgender 
Reihe,  beginnend  mit  der  schmälsten  Gnind- 
lage:  Frankreich,  England  und  Wales, 
Vereinigte  Staaten,  Italien  Deutsch- 
land,   Oesterreich,   Japan,  Ungarn, 


')  Einschl.  2  unbekannten  Alters. 
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Rußland,  Indien.  Die  Geburtenziffern 
betrugen  im  ersten  Jahrzehnt  des  jetzigen 
Jahrhunderts  im  Durchschnitt:  Frank- 
reich: 20,G,  England  und  Wales:  272 
Italien:     32,7,     Deutschland:  32,9, 


naturgemäß  die  Grundlage.  Ganz  besonders 
gilt  das  für  die  Säuglingsstcrl)lichkeit. 
Verständlich  wird  das,  wenn  man  z.  B. 
Deutschland  und  Ungarn  miteinander 
vergleicht.  Die  Geburtenziffer  ist  in  Ungarn 


^n^L^'^^V'^^'-,^'^''^'  J^Pan:  32,  Ungarn:  um  mehr  als  12%  größer  als  in  Deutsch- 
37,  Kußland  (1891—1900):  48,7.  Die  Ver-iland.  Dagegen  ist  der  Vorsprung  Ungarns 
einigten  Staaten  und  Indien  müssen  unbe- 1  in  der  Besetzung  der  untersten  Jahresklassen 
riicksichtigt  bleiben,  weil  das  statistische ,  zahlenmäßig  im  Verhältnis  viel  geringer. 


Material  nicht  ausreicht,  um  die  Ziflem  exakt 
berechnen  zu  kiinnen. 


Das  erklärt  sich  zweifellos  in  der  Hauptsache 
daraus,  daß  in  Ungarn  die  Sterblichkeit  der 


Im  allgemeinen  ist  die  Grundlage  der  i  Säuglinge  bedeutend  höher  ist  als  in  Deutsch 


Pyramide  um  so  breiter,  je  größer  die  Ge- 
burtenziffer ist.  Nur  Japan  bildet  eine 
Ausnahme.  Es  ist  nämlich  zu  berücksich- 
tigen, daß  nicht  nur  der  gegenwärtige  Stand 
der  Geburtenziffer,  sondeni  aucli  ihre  all- 
mähliche Entwicklung  Grundlage  und 
Aufbau  beeinflußt.  Steigt  die  Geburten- 
ziffer, so  bedeutet  das,  daß  in  jedem  Jahr 
eine  beträchtlich  größere  Anzahl  von 
Kindern  geboren  werden  als  im  vorhergehen- 
den. Die  jüngeren  Altersklassen  müssen  also 
ein  stäikeres  Uebergewicht  gewinnen.  Fällt 


land. 

Je  günstiger  die  Sterblichkeitsverhält- 
nissc  in  den  einzelnen  Jahrgängen  sind,  desto 
mehr  treten  diese  natürlich  in  der  Altcrs- 
gliedening  hervor.  Jedoch  darf  auch  hier 
nicht  nur  nach  dem  gegen wärtigen  Stande 
der  Sterblichkeit  geurteilt  werden.  Die 
Gliederung  der  Pyramide  ist  ein  Er- 
gebnis geschichtlicher  Entwicklung 
der  gesamten  Geburts-  und  Sterb- 
lichkeitsverhältnisse. Sie  ist  in  stän- 
digem Fluß  begriffen.  Tritt  z.  B.  aus  irgend- 


dic  Geburtenziffer,  so  kann  zweierlei  ein- 1  welchen  Gründen  (Epidemien,  Kriege)  eine 
treten.  Entweder  ist  der  relative  Rückgang  zahlenmäßig  auffällige  Schwächung  be- 
so  gering,  daß  die  absolute  Zahl  der  Ge-  stimmter  Altersklassen  ein,  so  wirkt  das  noch 
borenen  noch  zunimmt.  Dann  kann  sich  die  lange  auf  den  Bau  der  Pyramide  ein  Die 


Grundlage  immerhin  noch  etwas  verbreitern. 
Oder  aller  die  absolute  Zahl  der  Geborenen 


Lücken  erscheinen  geschichtlich  gesehen,  je 
weiter  die  betroffenen  Altersklassen  hinauf- 


niramt  ab.  Dann  verengert  sich  die  Gnind-  rucken,  an  immer  höheren  Stellen  der  Pyra. 


läge  und  die  höheren  Altersklassen  treten 
automatisch  släiker  hervor.     Unter  den 


midc.  Die  anderen  Klassen  treten  dann 
verhältnismäßig  mehr  hervor.    Diese  Frage 


oben  genannten  Staaten  ist  nur  in  Japan  ist  besonders  aktuell  im  Hinblick  auf  die 


die  Geburtenziffer  in  den  letzten  Jähr 
zehnten  gestiegen.  Daraus  erklärt  es  sich 
wahrscheinlich  zum  guten  Teil,  daß  hier  die 
iüngeren  Jaliresklassen  verhältnismäßig 
besser  besetzt  sind  als  in  Italien  oder  Deutsch- 
land, trotzdem  die  Geburtenziffer  in  Japan 
kleiner  ist.    Li  Frankreich  ist  schon  seit 


Zerrüttung,  die  der  Well  krieg  im  Altersauf- 
bau bewirkt  hat.  Z.  B.  sind  infolge  des 
Krieges  die  Geburtsjahrgänge  1916—1919 
beträchtlich  (bis  zur  Hälfte)  hinter  den  Nor- 
malzahlen zurückgeblieben  und  die  Jahr- 
gänge, die  sich  im  militärpflichtigen  Alter 
befanden,  wurden  infolge  der  blutigen  Ver- 


längerer Zeit  die  absolute  Zahl  der  Ge-iluste  stark  geschwächt.  Zur  Zeit  verengert 
borenen  im  Rückgang  begriffen.    Die  Ge-  j  das  in  allen  Staaten,  die  am  Kriege  beteiligt 


burlenziifer  ist  die  niedrigste  unter  den 
Ziffern  aller  Staaten.  Beides  erklärt  die 
auffallend  schwache  Besetzung  der  jüngeren 
Altersklassen  in  Frankreich.  In  den  Mittel 


waren,  die  Grundlage  des  Allersaufbaus  und 
verringert  die  Vcrhältnisziffcrn  für  die  mitt- 
leren Jahrgänge  (besonders  in  der  Gruppe 
20—30).  Nach  10  oder  20  Jahren  aber  wer- 


mächten,    Italien   und   England   war  den  die  Lücken  an  ganz  andern  Stellen  der 

 ■"  '      Pyramide  erscheinen.     Selbst  die  stärkste 

Zunahme  der  Geburtenzahl  und  die  größte 
Besserung  der  Sterblichkeitsverhällnisse 
kann  diese  Lücken  nicht  ausfüllen. 

1-)  die  natürlichen  Faktoren,  die  die  Alters- 
gliederung bestimmen,  sind  also  äußerst 
mannigfaltig.  Noch  größer  wird  aber  die 
Vielgestaltigkeit  der  Alterspyramiden,  als 
noch  ein  künstlicher  Faktor  hinzukommt, 
die  "Wanderungsbewegung.  International 
gesehen  wird  zwar  durch  sie  der  Altersaufbau 
nicht  geändert.  Denn  was  ein  Land  verliert, 
gewinnt  ein  anderes.  Wohl  aber  werden  die 
Alterspyramiden  in  den  einzelnen  Staaten 


zwar  die  Ziffer  für  die  Geborenen  im  Sinken 
begriffen.  Aber  die  Geburtenzahl  war  doch 
im  allgemeinen  noch  angestiegen.  Erst  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  war  das 
anders  geworden.  Der  Krieg  hat  natürlich 
einen  gewaltigen  Sturz  der  Zahl  bewirkt. 

b)  Die  Sterblichkeitsverhältnisse 
bedingen  in  der  Hauptsache  die  Gliederung 
der  Pyramide  im  einzelnen.  Jedoch  gibt  die 
allgemeine  Sterbeziffer  nicht  die  Möglichkeit, 
die  Gliederung  zu  erklären.  Vielmehr  kommt 
es  darauf  an,  wie  sich  die  Sterblichkeit  iu  den 
verschiedenen  Altersgruppen  gestaltet.  Ist 
die  Sterblichkeit  schon  in  den  jüngeren  und 


jüngsten  Jahrgängen  hoch,  so  verengert  das  I  beeinflußt.  In  den  typischen  Aus-  und  Ein- 
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wanderungsländem  läßt  sich  das  deutlich 
nachweisen.  Die  Zahl  der  Auswandemden 
entstammt  zum  weitaus  größten  Teil  den 
mittleren,  kräftigen  Altersklassen.  In  einem 
Lande  mit  passiver  Wanderungsbilanz  müs- 
sen diese  Altersklassen  daher  schwächer,  in 
einem  Lande  mit  aktiver  Wanderungsbilanz 
aber  stärker  als  normal  besetzt  sein.  Charak- 
teristische Beispiele  für  den  ersteren  Fall  sind 
Ungarn  und  Italien.  In  diesen  Ländern, 
die  starken  Wanderungsverlust  erleiden, 
sind  die  Altersgruppen  20 — iO  auffallend 
schwach,  die  höheren  dafür  wieder  relativ 
stark  besetzt.  Italien  hat  z.  B.  fast  genau 
dieselbe  Basis  wie  Deutsehland.  Auch  die 
Ziffern  der  zweiten  Gnippe  (10—20)  sind 
nur  wenig  verschieden.  In  den  Jahres- 
klassen 20 — 40  dagegen  beträgt  die  Ziffer 
für  Deutschland,  wo  nur  ein  verschwin- 
dend kleiner  Waudeningsverlust  in  Frage 
kommt,  insgesamt  303,  in  Italien  stürzt 
sie  auf  274.  Dafür  müssen  in  Italien  die  j 
höheren  Altersklassen  wieder  mehr  hervor- 
treten. Dies  zugleich  ein  Beweis,  daß  stär- : 
kere  Besetzung  der  höchsten  Altersklassen  | 
nicht  unbedingt  ein  Zeichen  für  günstigere 
Sterblichkeitsverhältnisse  ist.  Immer  müssen 
die  verschiedenen  Faktoren  zueinander  in 
Beziehung  gesetzt  werden.  Ein  typisches 
Beispiel  für  ein  Einwanderungsland  bildet 
die  Alterspyramide  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Leider  ist  die  Statistik  über  die 
Wanderungsbewegung  noch  viel  zu  unvoll- 
kommen, als  daß  sich  ihr  Einfluß  auf  die 
Altersgliederung  im  einzeben  nachweisen 
ließe.  Auf  die  „inneren"  Wanderungen 
gehen  wir  weiter  unten  ein. 

Geschichtlich  gesehen  sind  die  Alters- 
pyramiden Produkte  der  verschiedensten 
positiven  und  negativen  Faktoren.  Mit  der 
Aeudening  der  Faktoren  oder  ihrer  ver- 
schiedenartigen Durchkreuzung  gestaltet  sich 
auch  die  Altersgliedenmg  um. 

5.  Geschichtlicher  Rückblick,  a)  Für 
Deutschland  stellt  sich  die  Entwicldung 
der  Altersgliederung  so  dar:  Es  kamen  auf 
1000  Einwohner 


Alter 

1871 

1880 

1890 

1900 

1910 

unter  10  J. 

241 

253 

242 

244 

234 

10-20 

195 

196 

204 

198 

203 

20-30 

164 

159 

165 

170 

164 

30-40 

133 

130 

127 

131 

139 

40-60 

106 

104 

104 

lOI 

105 

60-60 

84 

80 

78 

78 

76 

60-70 

52 

53 

52 

51 

51 

70  n.  mehr 

25 

25 

28 

27 

28 

Die  Ziffern  haben  sich  stark  verschoben, 
besonders  in  den  jüngsten  Klassen.  Wir 
können  hier  nur  einige  geschichtliche  Hin- 
weise mit  Bezug  auf  die  Geburtenziffer 


geben.  Sie  betrug  1861—70:  37,2,  1871—80: 
39,1,  1881—90  :  36,8,  1891—1900  :  36,1,  1901 
bis  910:  32,9.  Von  1871—80  war  die  Ziffer 
bedeutend  höher  als  im  vorhergehenden 
Jahrzehnt.  Infolgedessen  sind  1880  die 
jüngsten  Gruppen  stärker  besetzt  als  1871. 
In  den  Jahren  1891—90  stürzt  die  Ziffer 
dagegen  plötzlich  stark  herab.  1890  er- 
scheint die  unterste  Gruppe  wieder  schwächer 
besetzt.  Sehr  beme' kenswert  ist  das  fol- 
gende Jahrzehnt  (1891-1900).  Die  Ge- 
burtenziffer hält  sich  annähernd  auf  der- 
selben Höhe  wie  von  1881 — 90.  Im  Jahre 
1900  ist  daher  auch  die  Basis  der  Pyramide 
fast  genau  dieselbe  wie  1890.  Im  ersten 
Jalirzehnt  dieses  Jahrhunderts  aber  geht  die 
Ziffer  um  3,2  auf  1000  der  mittleren  Bevölke- 
rung herunter  und  damit  verengert  sich  auch 
wieder  die  Grundlage. 

Noch  etwas  Charakteristisches  sei  hervor- 
gehoben. Wir  haben  bereits  darauf  hinge- 
wiesen, wie  sich  die  bestimmte  Besetzung 
einer  Gnippe  im  Laufe  der  Zeit  auf  immer 
höheren  Gruppen  wieder  bemerkbar  macht. 
So  stieg  von  1871 — 80  die  unterste  10-Jahres- 
gruppe  stark  an.  Dieser  Anstieg  zeigt  sich 
1890  in  der  nächst  höheren,  1900  in  der 
dritten  und  wirkt  noch  1910  in  der  vierten 
Gruppe  (30 — 40)  nach.  Aehnlich  ist  es  mit 
dem  Rückgang  der  Verhältnisziffer,  der  in 
der  ersten  Gruppe  von  1880—1890  eintrat. 
Er  macht  sich  1900  in  der  zweiten,  1910  in 
der  dritten  Gruppe  bemerkbar.  Jedenfalls 
ergibt  sich  daraus,  daß  die  Altersgliederung 
eines  Volkes  nie  allein  nach  den  augenblick- 
lichen Geburts-  und  Sterblichkeitsverhält- 
nissen beurteilt  werden  darf. 

b)  Am  weitesten  zurück  reichen  die  ge- 
schichtlichen Nachweise  für  Schweden. 
Sie  beanspruchen  daher  besonderes  Inter- 
esse. Die  Altersgliederung  gestaltete  sich 
im  Laufe  von  1>4  Jahrhunderten  so  um: 


Alter 

1750 

1800 

1850 

1900 

bis  6  J. 

132 

119 

124 

115 

5-15 

200 

204 

205 

210 

15-30 

258 

246 

275 

246 

30-50 

234 

257 

236 

224 

50-65 

114 

118 

112 

121 

65  u.  m. 

62 

56 

48 

84 

Die  Basis  hat  sich  bald  verschmälert,  bald 
verbreitert,  die  Gliederung  im  einzelnen  ver- 
schoben. Sehr  stark  hat  in  den  letzten  50 
Jahren  die  Besetzung  der  höchsten  Gnippe 
zugenommen.  Das  hängt  mit  der  Besserung 
der  Sterblichkeitsverhältnisse,  z.  T.  auch 
mit  der  Wanderungsbewegung  zusammen. 
Wie  sehr  sich  die  natürlichen  Faktoren  der 
Bevölkerungsbewegung  verändert  haben, 
zeigt  ein  Vergleich  der  Jahrzehnte  1751—60 
und    1891—1900.     Die  Geburtenziffer 
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betruR  1751—60:  35,7  und  1891—1900:  27,1, 
die  Sterbeziffer  26,1  bzw.  16,4.  Die 
Ziffern  sind  stark  gesunken,  die  Sterbeziffer 
Doch  mehr  als  die  Geburtenziffer.  Beson- 
ders hat  sich  die  Säuglingssterblichkeit 
sehr  vermindert.  Auf  100  Lebendgeborne 
starben  in  den  beiden  Jalirzohntcn  20,5  bzw. 
10,1.  Dadurch  ist  die  Verengerung  der  Basis 
verlangsamt  worden. 

c)  Als  drittes  geschichtliches  Beispiel 
■wählen  wir  Frankreich,  weil  in  diesem 
Lande  schon  seit  Jahrzehnten  ein  Rückgang 
der  Zahl  der  Geborenen  zu  beobachten  war: 


Alter 


1851 

1872 

1891 

1911 

361 

355 

350 

339 

3" 

299 

301 

305 

226 

230 

224 

230 

I02 

116 

125 

126 

unt.  20  J. 

^0-40 
40-60 
€0  a.  m 


Während  die  Gelnirtcnzalil  noch  1873 
bis  1877  im  Jahresdurchschnitt  rund  953000 
betrug,  war  sie  20  Jahre  später  auf  858000 
und  1908—12  auf  765000  gesunken.  Daher 
verengert  sich  auch  die  Grundlage  mehr  und 
mehr  und  die  höheren  Altersklassen  treten 
immer  stärker  licrvor. 

d)  Endlich  noch  ein  Beispiel,  um  zu  zeigen, 
wie  stark  die  Einwanderung  selbst  in 
kurzen  Zeiträumen  den  Aufbau  beeinflussen 
kann.    Wir  geben  Ziffern  aus  Kanada: 


Alter 


1891 

1901 

1911 

466 

446 

424 

300 

303 

331 

15' 

166 

169 

70 

76 

71 

13 

9 

5 

unter  20  J. 
20-40 
40-60 

■60  u.  mehr 
Unbekannt 


Von  1901 — 1911  nahm  in  Kanada  die  Ein- 
vanderung  im  Vergleich  zum  vorhergehen- 
den Jahrzehnt  einen  gewaltigen  Aufschwung. 
Sehr  deutlich  spiegelt  sich  das  in  den  Ziffern 
wieder.  Die  auffälliee  Zunahme  der  Alters- 
klassen 20—40  im  Jahre  1911  ist  durch  die 
natürlichen  Faktoren  nicht  zu  erklären. 

e)  Zusammenfassend  läßt  sich  über  die 
Entwicklung  der  Altersgliederung  folgendes 
sagen:  Die  Altersgliederung  eines  Volkes  ist 
in  stetigem  Fluß.  Sie  ist  ein  Resultat  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Geburts- 
und Sterblichkeitsverhältnisse,  sowie  der 
Wanderungsbewegung.  Oft  verstärken  diese 
Faktoren  einander,  oft  durchkreuzen  sie  sich, 
oft  hebt  einer  den  andern  ganz  oder  z.  T. 
auf.  Stärkt  oder  schwächt  sich  einer  der 
Faktoren,  so  wirkt  das  in  der  Altersgliede- 
rung in  der  Regel  lange  nach  und  äußert 
seinen  Einfluß  auf  immer  höheren  Stufen  der 
Alterspyramide.  Große  Ereignisse  poli- 
tischer, sozialer  oder  volkswirtschaftlicher 


Art  (Kriege,  Epidemien,  Massenauswande- 
rung) hinterlassen  in  der  Altersgliederung 
ihren  deutlichen  Niederschlag. 

6.  Die  vier  Hauptgruppen  der  Alters- 
gliederung. Um  die  Alterspyramiden  zu 
vereinfachen  und  dadurch  ihre  Vergleichbar- 
keit zu  erleichtern,  pflegt  man  die  Alters- 
klassen zu  einigen  größeren  Gruppen  zu- 
sammenzufassen. Man  gliedert  in  der  Regel 
zunächst  nach  den  3  Hauptlebensabschnitten: 

1.  Jugendliches  Alter  (bis  etwa  15  Jahr.), 

2.  Periode  der  vollen  Lebenskraft  (15. — 60. 
oder  auch  65.  Jahr),  3.  Greisenalter.  Diese 
Gliederung  ist  zugleich  für  die  Volkswirt- 
schaft praktisch.  Denn  die  2.  Periode  um- 
faßt im  großen  und  ganzen  diejenigen,  auf 
deren  Arbeitskraft  das  Wirtschaftsleben 
niht.  Man  zerlegt  diese  Periode  gewöhnlich 
wieder  in  zwei  Unterabteilungen:  15. — 40. 
Jahr  (aufsteigende  Entwicklung)  40. — 60. 
bzw.  65.  Jahr  (absteigende  Entwicklung). 
Auf  diese  Weise  entstehen  4  Gruppen,  die  in 
der  foljicnden  Tabelle  für  die  wichtigeren 
Kulturstaalen  gegeben  werden.  Von  je 
1000  Einwohnern  stehen  im  angegebenen 
Alter: 

Tabelle  siehe  Soite  264. 

Auch  diese  vereinfachten  Pyramiden 
weichen  sehr  stark  voneinander  ab.  Man 
beachte  z.  B.  die  große  Spannung  in  den 
Ziffern  der  ersten  Gruppe,  die  zwischen 
Frankreich  und  den  Balkanstaaten  besteht. 
Auch  in  den  höchsten  Gnippen  sind  die 
Verschiedenheiten  groß.  Wir  nahen  bereits 
darauf  hingewiesen,  daß  starke  Besetzung 
der  ältesten  Jahrgänge  nicht  ohne  weiteres 
auf  besonders  günstige  Sterblichkeitsver- 
hältnisse sclilicßcn  läßt.  So  erklärt  sich  z.  B. 
die  hohe  Ziffer  in  Irland  wesentlich  aus  der 
starken  Auswanderung,  die  die  übrigen 
Gnippen  schwächt;  in  Frankreich  aus  der 
niedrigen  Geburtenzahl,  während  die 
schwache  Besetzung  der  Iiöclistcn  Klasse  in 
Rußland,  Serbien  und  Rumänien  mit 
durch  die  hohe  Geburtenzahl  bewirkt  wird. 

Weitverbreitet  ist  die  Anschauung,  daß 
jener  Altersaufbau  am  günstigsten  sei,  bei 
dem  die  Altersklassen,  die  die  Jahre  der 
produktiven  Tätigkeit  umfassen  (also  etwa 
vom  15.  bis  60.  Jahr)  verhältnismäßig  das 
größte  Uebergewicht  haben.  Rein  volks- 
wirtschaftlich gesehen  ist  das  insoweit  richtig, 
als  man  die  Produktionsverhältnisse  eines 
bestimmten  Zeitpunktes  zugrunde  legt.  Je 
größer  zu  einer  gegebenen  Zeit  die  produk- 
tive Arbeitskraft,  je  geringer  die  Zahl  der 
Unproduktiven  (Kinder  und  Greise),  desto 
besser  für  die  zur  Zeit  lebende  Generation. 
Jedoch  hat  diese  Anschauungsweise  einen 
großen  Fehler.  Sie  übersieht,  daß  die  ge- 
samte Wirtschaft  ein  fortlaufender  Prozeß 
der  Produktion  und  der  Reproduktion  ist. 
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Deutsches  Reich    .  . 

Oesterreich  

Unparn  

Italien  

Frankreich  

England  und  Wales  . 

Schottland  

Irland  

Europäisches  Rußland 

Finnland  

Spanien')  

Portugal  

Schweiz  

Belgien  

Niederlande  .... 

Dänemark  

Norwegen  

Schweden  

Serbien   

Bulgarien  

Rumänien  

Griechenland  .... 
Vereinigte  Staaten  . 

Japan   

Canada   

Australien  

Aegypten   

Britisch-Indien  .  .  . 
Algier   


1910 
1910 
1910 
1911 
1911 
1911 
1911 
1911 
1897 
1910 
1900 
1910 
1910 
1910 
1909 
1911 
1910 
1910 
1900 
1905 
1899 
1907 
1910 
1913 
1911 
1911 

1907 
1911 
1911 


34° 
348 
356 
339 
258 
307 
323 
296 
386 
342 
353 
344 
312 
305 
345 
336 
354 
317 
392 

394 
401 

383 
321 
349 
331 
317 
405 
384 
398 


400 
382 

374 
368 
386 
418 
409 
393 
385 
393 
379 
377 
406 

405 
387 
381 
357 
373 
389 
368 
386 
396 
43z 
385 
427 

430 

374 
404 

399 


181 
187 
188 
191 
230 

195 
187 
180 
160 
177 
195 
183 
193 
196 
178 
185 
178 
190 
152 
152 
160 

159 
178 
178 
171 
188 


79 

83 

82 
102 
126 

80 

81 
131 

69 

88 

73 
96 

89 

94 

90 

98 
III 
120 

67 

86 

53 

62 

69«) 

88 

71 

65 


160 
149 


52 
54 


Diese  Theorie  opfert  die  Zukunft  zugunsten 
der  Gegenwart.  Wäre  die  Anschauung  richtig, 
so  stünde  Frankreich  am  besten  da  mit 
seinem  Altersaufbau.  Das  wird  aber  nie- 
mand im  Ernst  behaupten  wollen.  Frank- 
reichs scheinbare  günstige  Lage  in  der  Gegen- 
wart') bedeutet  zugleich  Mindennig  der 
Zukunftsaussichten.  Selbstverständlich  ist 
eine  hohe  Geburtenziffer  auch  nicht  unter 
allen  Umständen  günstig  für  die  kulturelle 
und  wirtschaftliche  Entwicklung.  Geht  mit 
ihr  eine  staike  Sterblichkeit,  namentlich  der 
Säuglinge  und  Ivleiiikinder  parallel,  so  wird 
viel  Volkskraft  unnütz  verschwendet.  Frei- 
lich zeigt  die  Bevölkerungsstatistik,  daß 
hohen  Geburtenziffern  in  der  Kegel  eine  hohe 
Sterblichkeit  entspricht  und  daß  mit  dem 
Rückgang  der  Sterblichkeit  auch  die  Ge- 
burtenziffer sinkt.  Ob  das  aber  ein  „Natur- 
gesetz" ist,  daß  sich  durchsetzt  unabhängig 
von  den  jeweiligen  wirtschaftlichen  und  so- 
zialen Verhältnissen,  ist  schwer  nachweisbar, 
da,  wie  wir  schon  andeuteten,  das  exakte 
historische  Material  über  die  Bevölkerungs- 
bewegung viel  zu  spärlich  ist.  Es  ist  ebenso- 
gut möglich,  daß  es  sich  hierbei  um  eine 

')  Spanien.  Die  Altersgruppen  sind  folgende: 
unter  lü,  16-41,  41-61,  über  61. 

')  Einschl.  2  unbekannten  Alters. 

Es  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  hier  Vor- 
kriegsverhältnisse behandelt  werden. 


Erscheinung  handelt,  die  der  gegenwärtige» 
Gesellschaftsordnung  eigentümlich  ist.  Je- 
denfalls sind  steigende  Geburtenzalilen,  wenn 
sie  sich  mit  hohen  Auf wu chszi f fern  kom- 
binieren, was  eine  verhältnismäßig  staike 
Besetzung  der  jüngeren  Altersklassen  be- 
wiikt,  für  die  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Zikunft  eines  Volkes  günstiger,  als  Stag- 
nation oder  gar  Rückgang  der  Bevölkerungs- 
zahl. Zumal  da  die  Produktivität  der  Arbeit 
zweifellos  noch  gewaltiger  Steigerung  fähig 
ist.  Vorbedingung  dafür  ist  unserer  Mei- 
nung nach  allerdings,  daß  die  kapitalistischen 
Schranken  der  Wirtschaft  fallen.  Vielleicht 
wird  eine  neue  Wirtschaftsordnung  auch  die 
demographischen  Verhältnisse  umwälzen  und 
der  Bevölkerungspolitik  neue  Möglichkeiten 
eröffnen. 

7.  Die  Altersgliederung  bei  den  Ge- 
schlechtern. Da  in  allen  Ländern,  in  denen 
zuverlässiges  statistisches  Material  vorhan- 
den ist,  festgestellt  worden  ist,  daß  auf  100 
Mädchengeburten  etwa  104 — 106  Knaben- 
geburten kommen,  so  müßte  bei  gleichen 
Sterblichkeilsverliältnissen  das  männliche 
Geschlecht  auf  allen  Altersstufen  ein  zahlen- 
mäßiges Uebergewicht  haben.  Das  ist  aber 
durchaus  nicht  der  FaU.  Li  fast  allen  euro- 
päischen Staaten,  ausgenommen  einige 
lileinstaaten,  überwiegt  in  den  meisten 
Altersklassen  das  weibliche  Geschlecht.  Da- 
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gegen  haben  in  den  außereuropäischen  Län- 
dern in  der  Regel  die  Männer  die  Mehrzahl. 
Das  gilt  z.  B.  lür  die  Vereinigt  en  Staaten, 
die  englischen  Dominions,  Britisch-ln- 
dien,  Japan,  Aegypten  und  Algier. 
Wir  geben  zunächst  die  Verhältnisziffern  für 


die  Großstaaten  nach  lOjährigen  Alters- 
gruppen. 

Auf  1000  Personen  männlichen  Ge- 
schlechts kommen  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechts: 


Alter 

Deu  tsrhes 
Reich 

v.nn 

0  ester- 
rcich 
1910 

Ungarn 
1910 

Italien 
1911 

Frank- 
reich 
1911 

Endand 
u.  Wales 
1911 

Verein. 
Staaten 
1910 

Japan 
1913 

bis  10  J. 

989 

989 

990 

9Ö3 

989 

996 

979 

976 

10-20 

995 

1023 

1012 

1017 

994 

1009 

990 

968 

20-30 

looi 

1043 

1059 

II2I 

102 1 

II  14 

953 

967 

30-40 

1004 

1049 

1051 

II08 

1008 

1082 

903 

969 

40-50 

1033 

1087 

1015 

1057 

1026 

1078 

884 

949 

50-60 

1112 

1071 

993 

I03I 

1059 

1093 

859 

972 

60-70 

1219 

1118 

1017 

1028 

"55 

H67 

925 

1042 

70  u.  mehr 

1314 

1199 

1061 

1038 

1300 

141Ö 

1023 

1210 

Auf  den  untersten  Altersstufen  findet  sich 
ausnahmslos  ein  Knabenüberscliiiß.  In  je 
höhere  Altersklassen  man  hinaufrückt,  desto 
mehr  ändert  sich  im  großen  und  ganzen  das 
Bild  zugunsten  des  weiblichen  Geschlechts. 
In  den  ältesten  Jaiirgängen  hat  es  überall  die 
Mehrheit.  Jedoch  sind  die  Reihen  nicht 
stetig.  Denn  es  durchkreuzen  sieh  hier  zwei 
Faktoren:  Die  weibliche  Un  tersterblich- 
keit  und  die  Wanderungsbewegung.  In 
der  Regel  stirbt  eine  Gruppe  von  Neugebore- 
nen weiblichen  Geschlechts  langsamer  aus 
als  eine  solche  männlichen  Geschlechts.  Die 
Verhältnisse  sind  aber  in  allen  Ländern  recht 
■verscliieden.  In  Deutschland  bleibt  die 
Sterblichkeit  des  weiblichen  Geschlechts  in 
den  meisten  Altersstufen  hinter  der  des 
männlichen  Geschlechts  zurück.  Nur  das 
Alter  5—16  und  24—34  bildet  eine  Aus- 
nahme. Daher  steigt  die  Vcrliältnisziffer  in 
Deutschland  von  Zehnjahrcsstufe  zu  Zehn- 
jahresstufc  an. 

Zu  diesem  natürlichen  Faktor  tritt  die 
Wanderungsbewegung.  Die  Auswan- 
dernden gehören  meist  den  leistungsfähigsten 
männlichen  Jahrgängen  an.  In  Ländern 
mit  staiker  Auswanderung,  wie  z.  B.  in 
Ungarn  und  Italien,  auch  in  England, 
ist  daher  das  Uebergewiclit  des  weiblichen 
Geschlechts  in  den  mittleren  Altersklassen 
(etwa  20 — 40)  ganz  ungewöhnlich  groß. 
Umgekehrt  ist  es  bei  den  Vereinigten 
Staaten,  einem  Land  mit  Wanderungs- 
gewinn. In  Japan  ist  die  Sterblichkeit  beim 
weiblichen  Geschlecht  nicht  viel  günstiger 
als  beim  männlichen.  Daher  bewahrt  dieses 
bis  in  eine  ziemlich  hohe  Altersstufe  das 
Uebergewicht.  Der  Krieg  hat  in  allen  Staa- 
ten, die  unmittelbaren  Anteil  an  den  Kämpfen 
hatten,  das  Uebergewicht  des  weiblichen 
Geschlechts  in  den  mittleren  Altersklassen 
gewaltig  erhöht.  Exaktes  Material  liegt  dar- 
über noch  nicht  vor. 


In  der  folgenden  Tabelle  geben  wir  die 
Vcrhällnisziffern  fürdic  4  Hauptaltersgruppen 
aus  den  wichtigeren  Ländern. 

Auf  1000 Personen  männlichen  Geschlechts 
kommen  Personen  weiblichen  Geschlechts  in 
den  angegebenen  Altersstufen: 

TabeUo  siehe  Seite  266. 

In  den  meisten  Staaten  nimmt  das 
Uebergewicht  des  weiblichen  Geschlechts  mit 
dem  höheren  ^Uter  zu.  Natürlich  ist  auch 
das  Zahlenverhältnis  der  Geschlechter  in  den 
einzelnen  Altersklassen  geschichtlichen  Aon- 
deru Ilgen  untorworfen. 

8.  Altersgliederung  und  Familienstand. 
Auch  mit  Bezug  auf  den  Familienstand 
weisen  die  einzelnen  Altersklassen  bemerkens- 
werte Verschiedenheilen  auf.  Die  folgende 
Tabelle  veranschaulicht  die  Verhältnisse  in 
Deutschland  am  1.  Dezember  1910. 

a)  Männliches  Geschlecht.  Von  je 
10000  der  Bevölkerung  männlichen  Ge- 
schlechts stehen  im  angegebenen  iVller: 


Ver- 

Ver- 

1 Ge- 

.Vltcr 

Ledige 

hei- 

wit- 

schie- 

ratete 

wete 

dene 

unt.  15  J. 

3467 

15-20 

982 

20-26 

803 

73 

25-30 

387 

393 

30-35 

165 

579 

35-40 

86 

558 

)- 

40-45 

56 

497 

45-60 

41 

422 

50-65 

32 

355 

j.  62 

66-60 

24 

270 

60-65 

19 

205 

1  80 

65-70 

13 

142 

70-75 

9 

81 

}  77 

75-80 

35 

80  u.  m. 

1  ^ 

13 

25 
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Deutsches  Reich    .  . 

Oesterreich  

Ungarn  

Italien  

Frankreich  

England  und  Wales  . 

Schottland  

Irland  

Europäisches  Rußland 

Finnland  

Spanien')  

Portugal  

Schweiz  

Belgien   

Niederlande   

Dänemark  

Norwegen  

Schweden  

Serbien  

Bulgarien   

Rumänien  

Griechenland  

Vereinigte  Staaten    .  , 

Japan   

Kanada  

Australien  

Aegypten   

Britisch-Indien  .  .  .  , 
Algier    , 


lungsjabr 

unter  lo  j. 

TP»    40  T 

40— fin  T 

'±'J  —  DU   «J  . 

f^O  T  11  tr 

1910 

990 

lOOI 

1065 

1252 

1910 

994 

1045 

I05I 

II47 

1910 

990 

105 1 

1005 

1032 

1911 

965 

1104 

1045 

IO3I 

1911 

988 

IOI2 

I04I 

I21I 

1911 

998 

1080 

1084 

1253 

1911 

988 

I061 

1088 

1344 

1911 

970 

994 

982 

II4I 

1897 

lOIO 

1054 

1049 

1088 

1910 

979 

986 

104 1 

1249 

1900 

984 

1084 

1095 

1071 

1910 

967 

"59 

II98 

1299 

1910 

993 

lOOI 

1079 

1250 

1910 

992 

995 

I03I 

1176 

1909 

980 

1027 

1035 

II28 

1911 

985 

1071 

III5 

I20I 

1910 

964 

1168 

1208 

1207 

1910 

965 

1019 

II36 

1239 

1900 

972 

924 

939 

932 

1905 

978 

965 

955 

889 

1899 

988 

996 

928 

959 

1907 

933 

1083 

911 

936 

1910 

979 

947 

S73 

960 

1913 

973 

968 

959 

1098 

1911 

979 

831 

855 

939 

1911 

974 

949 

818 

884 

1907 

943 

1004 

1067 

191] 

939 

963 

926 

1092 

1911 

882 

949 

896 

861 

b)  Weibliches  Geschlecht.  Von  je 
10000  der  Bevölkerung  weiblichen  Ge- 
schlechts stehen  im  angegebenen  Alter: 


1  Ver- 

Ver- 

Ge- 

Alter 

Ledige  1  hei- 

wit- 

schie- 

1 ratete 

wete 

dene 

unt.  15  J. 

3345 

15-20 

941 

13 

20-25 

608 

242 

26-30 

253 

505 

30-35 

133 

583 

35-40 

88 

524 

40-45 

68 

452 

45-50 

54 

373 

50-55 

45 

305 

55-60 

34 

219 

CO-65 

29 

156 

65-70 

23 

95 

70-75 

17 

46 

75-80 

!  '3 

16 

80  u.  m. 

5 

13 


}  172   ')  3 


78 

240 

}  242 
72 

46 


Bei  den  Verwitweten  und  Geschiedenen, 
wo  die  Ziffern  besonders  für  das  männliche 
Geschlecht  auf  einzelnen  Stufen  z.  T.  sehr 
klein  sind,  haben  wir  etwas  größere  Alters- 

')  Spanien.  Die  Altersunterschiede  sind 
folgende:  unter  16,  16-41,  41-61,  über  61. 


gruppen  gebildet.  Die  Aufstellung  zeigt, 
daß  die  Frauen  im  allgemeinen  früher  hei- 
raten als  die  Männer.  Auch  ist  die  Zahl  der 
Verwitweten  beim  weiblichen  Geschlecht 
höher  als  beim  männlichen.  Ebenso  auf  den 
höheren  Altersstufen  die  Zahl  der  Ledigen. 
Das  hängt  mit  dem  Frauenüberschuß  zu- 
sammen, der  ja  in  Deutschland  von  Alters- 
stufe zu  Altersstufe  zunimmt. 

9.  Altersgliederung  in  Stadt  und  Land. 

Infolge  der  inneren  Wanderungen  gestaltet 
sich  der  Altersaufbau  auf  dem  Lande  und  den 
kleinen  Städten  ganz  anders  als  in  den  Groß- 
städten. Die  Großstädte  saugen  viel  Ar- 
beitskräfte auf,  die  sich  im  mittleren 
Lebensalter  befinden.  Sie  sind  außerdem 
der  Sitz  großer  Garnisonen,  in  ihnen  liegen  die 
Zentralen  der  Verwaltungen  und  viele  höhere 
Lehranstalten.  Infolgedessen  sind  hier  ähn- 
lich wie  in  den  Einwanderangsländern  die 
mittleren  produktiven  Altersstufen  stärker 
besetzt.  Dazu  kommt,  daß  die  Geburten- 
ziffer in  den  Großstädten  meist  niedriger 
ist  als  auf  dem  Lande.  Die  folgende  Tabelle 
gibt  die  Verhältnisziffem  für  Deutschland, 
wie  sie  anläßlich  der  Berufszählungen  von 
1895  und  1907  ermittelt  wurden.  Von  je 
1000  Einwohnern  stehen  im  angegebenen 
Alter: 
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Alter 

1896 

1907 

Groß- 
städte 

Uebrig6s 
Deutsch- 
land 

Groß- 
städte 

X)eutsch- 
land 

UHU  It  J, 

276 

333 

278 

338 

14-20 

120 

122 

116 

116 

20-30 

210 

158 

205 

156 

30-40 

•57 

126 

162 

131 

40-50 

III 

100 

III 

'03 

60-60 

70 

81 

70 

76 

60-70 

37 

51 

39 

52 

70  u.  m. 

19 

29 

19 

28 

1 

Berufs- 

Erwerbs-, Die- 

lose 

An- 

Alter 

tätige  I  nende 

Selb- 

gehörige 

ständige 

In  den  Vereinigten  Staaten,  die  sich 
durch  ihre  stürmische  städtische  Entwick- 
lung auszeichnen,  war  die  Altersgliederung 
im  Jahre  1910  in  den  Landgemeinden,  den 
kleinen  Städten  und  den  Großstädten  so: 

Von  je  1000  Einwohnern  stehen  im  an- 
gegebenen Alter: 


Alter 

In  den 
I.andee- 
meinuen 

In  allen 
Städten 
mit  Uber 
2500  Ew. 

In  den 
Groß- 
städten 

unter  6  J. 

130 

99 

97 

6-15 

232 

•74 

170 

16-25 

193 

201 

204 

25-46 

256 

332 

345 

46-65 

141 

•52 

150 

65  u.  mehr 

48«) 

42') 

34 

Die  Grundlage  ist  in  den  Großstädten 
am  schmälsten.  Dagegen  sind  hier  die  mitt- 
leren Altersklassen  (25 — 45)  weitaus  am 
stärksten  besetzt. 

10.  Altersgliederung  und  Beruf.  Für  die 
Staaten,  die  über  eine  zuverlässige  Berufs- 
statistik verfügen,  ist  es  möglich,  auch  die 
Altersgliederung  in  den  Berufen  zu  ermit- 
teln. Man  gewinnt  dadurch  wertvolle  Ein- 
blicke in  das  Gefüge  der  Volkswirtschaft. 
Einige  Hauptergebnisse  aus  der  Berufs-  und 
Betriebszähluiig  im  Deutschen  Reich  vom 
Jahre  1907  sollen  dies  illustrieren. 

a)  Die  deutsche  Statistik  gliedert  zunächst 
nach  der  Berufszugehürigkeit  die  Ein- 
wohner in  4  Hauptgruppen:  Erwerbs- 
tätige, Dienende,  berufslose  Selb- 
ständige und  Angehörige.  Zu  den  berufs- 
losen Selbständigen  gehören  außer  den  von 
eigenem  Vermögen,  von  Pensionen  und  Unter- 
stützungen Lebenden  auch  Anstaltsinsassen, 
Schüler,  die  nicht  bei  den  Eltern  leben, 
Waisen  usw.  Die  Altersgliederung  in  diesen 
Kategorien  ist  bei  den  einzelnen  Geschlech- 
tern folgende: 

Von  je  1000  standen  im  angegebenen 
Alter  in  den  einzelnen  Gnippen: 

')  In  Landgemeinden  und  Städten  allgemein 
einschl.  2  unbekannten  Alters.  Die  Ziffern  für 
die  Großstädte  sind  von  uns  berectinet.  Wir 
haben  die  Einwohner  unbekannten  Alters  nicht 
berücksichtigt.) 


unt.  14  J. 
14-20 
20-30 
30-40 
40-50 
50-60 
60-70 
70  u.  m. 


unt.  14  J. 
14-20 
20-30 
30-40 
40-60 
60-60 
60-70 
70  u.  m. 


männliches  Geschlecht 


10 
164 

2O6 

222 
164 
106 

53 
•5 


•4 

229 
263 
167 
141 
108 
61 

•7 


26 

•33 

948 

272 

75 

36 

445 

72 

6 

•37 

50 

I 

53 

70 

I 

41 

123 

I 

1  % 

235 

2 

242 

5 

weibliches 

Geschlecht 

23 

107 

487 

449 

42 

54 

372 

38 

120 

74 

55 

•33 

40 

99 

94 

24 

•87 

59 

•4 

248 

35 

4 

224 

18 

Die  Ziffern  sind  sehr  bezeichnend  für  den 
volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Aufbau. 
Beispielsweise  sind  beiden  Erwerbstätigen 
die  Altersklassen  14—50,  bei  den  berufs- 
losen Selbständigen,  abgesehen  vom 
jugendliehen  Alter,  das  in  der  Hauptsache 
die  nicht  bei  den  Eltern  lebenden  Schüler 
umfaßt,  die  Allersklassen,  die  das  50.  Jahr 
überschritten  haben,  am  stärksten  besetzt. 
Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Zif- 
fern sind  unverkennbar.  Die  Ziffern  für  die 
„Angehörigen"  zeigen,  daß  das  männliche 
Geschlecht  nach  dem  14.  bzw.  20.  Jahre 
zum  größten  Teil  ins  Erwerljslebcn  übergeht. 

b)  Altersgliederung  in  den  Berufs- 
abteilungen. Die  Erwerbstätigen  wer- 
den in  der  deutschen  Statistik  nacJi  folgen- 
den Hauptabteilungen  zusammengefaßt: 
A.  Land-  und  Forstwirtschaft,  einschl. 
Tierzucht,  Jagd  und  Fischerei.  B.  Bergbau, 
Industrie,  Hütten-  und  Bauwesen. 
C.Handel  und  Verkehr.  D.Lohnarbeit 
wechselnder  Art  und  persönliche 
Dienste.  E  I.  Militärdienst.  E  II.  Son- 
stiger öffentlicher  Dienst  und  freie 
Berufe. 

In  den  einzelnen  Berufsabteilungen  stehen 
von  je  1000  Erwerbstätigen  im  angegebenen 
Alter: 


Alter 

A 

B 

C 

D 

EI 

E  II 

unt.  IIJ. 

22 

5 

3 

7 

2 

14-20 

196 

206 

142 

•73 

43 

84 

20-30 

203 

288 

259 

227 

877 

260 

30-40 

•74 

224 

246 

179 

54 

259 

40-50 

163 

•  49 

179 

172 

•7 

20I 

60-60 

•34 

84 

109 

141 

7 

119 

60-70 

82 

36 

50 

81 

2 

59 

70  u.  m. 

26 

8 

12 

20 

16 

268  Altersgliederung  der  BevöLkervmg  —  Altersversicherung 


Bemerkenswert  ist  u.  a.,  daß  in  Ab- 1  deutsche  Statistik  die  Erwerbstätigen  auch 
teilung  B  (Bergbau  und  Industrie)  die  jün-lnach  ihrem  Range  und  ihrer  Stellung 
geren  Altersklassen  (etwa  14—30)  verhält-lim  Produktionsprozeß.  Man  unter- 
nismäßig  weit  stärker  besetzt  sind  als  in  den  |  scheidet  Selbständige,  Angestellte, 
übrigen  Abteilungen.  Die  Abteilung  Mili- '  Mit  helfen  de  Angehörige,  Lohnarbei- 
tärdienst  muß  bei  diesem  Vergleich  natür-  ter  und  Hausgewerbetreibende.  Die 
lieh  außer  Betracht  bleiben.  Altersgliederung  jeder  Gruppe  ist  auf  lOOO 

c)  Außer  nach  den  Berufsarten  gliedert  die  berechnet,  folgende: 


Alter 

Selbständige 

Angestellte 

Mithelfende 
Angehörige 

Lohnarbeiter 

Hausgewerbe- 
treibende 

unter  14  J. 

30 

12 

14-20 

6 

143 

221 

263 

59 

20-30 

lOO 

320 

256 

299 

210 

30-40 

248 

260 

182 

193 

250 

40-50 

263 

161 

137 

125 

207 

50-60 

21S 

So 

96 

71 

147 

60-70 

125 

29 

59 

93 

70  und  mehr 

40 

5 

19 

0 

32 

Die  Altersgliedening  ist  überaus  verschie- 
den. Die  größte  Spannung  besteht  zwischen 
Selbständigen  und  Lohnarbeitern.  Bei 
den  ersteren  sind  die  unteren,  bei  den  letz- 
teren die  höheren  Altersklassen  verhältnis- 
mäßig am  schwächsten  besetzt.  Darin  äußert 
sich  ein  volkswirtschaftliches  Gesetz.  Der 
Eintritt  in  die  einzelnen  Gruppen  ist  von 
gewissen  sozialen  Vorbedingungen  (z.  B. 
Besitz,  Vorbildung)  abhängig,  die  ihrerseits 
wieder  erst  in  bestimmten  Altersklassen  er- 
füllt werden  können. 

11.  Schlußbemerkung.  Unsere  Unter- 
suchungen haben  im  wesentlichen  dargelegt, 
wie  sich  die  Allersgliederung  unmittelbar 
vor  Ausbruch  des  Wellkrieges  gestaltet  hatte. 
Der  Krieg,  der  gerade  die  größten  und  für 
die  Weltwirtschaft  entscheidenden  Staaten 
zerrüttet  hat,  hat  auch  die  Altersgliederung 
staik  umgewälzt.  Dies  wird  im  Zusammen- 
hang mit  den  Einwiikiingen  des  Krieges 
überhaupt  auf  die  Bevölkerungsbewegung 
in  dem  Art.  „Bevölkerung"  und  zwar  in  dem 
Abschnitt  „Einfluß  des  Wellkrieges  auf  die 
Bevölkerungsbewegung"  geschildert  werden. 

Literatur:  Quellen,  dienten   vor  allevi  die 

aiiittitUen  ^Statistiken  der  von  nns  eingehender 
behandelten  Staaten.  Die  Literatur  über  die 
Theorie  der  Ilevölkemngsbewegung  f;. 
in  dem  Art.  ,,BeeiUkeritvg" . 

Christian  Döring. 


Altersversicherung. 

Unter  Altersversicherung  verstehen  wir 
die  mannigfachen  Versicherungsarten,  die 
den  besonderen  sich  im  höheren  Lebensalter, 
vor  allem  wegen  geringeren  Arbeitsverdien- 
stes, geltend  machenden  wirtschaftlichen 
Bedürfnissen  Rechnung  tragen.  Die  Alters- 
versicherung ist  ein  Zweig  der  Personal- 


versicherung, einer  Versicherung  auf 
den  Erlebensfall.  Sie  kann  Kapitalver- 
sicherung sein,  wenn  bei  Eintritt  eines  be- 
stimmten Lebensalters  ein  Kapitalbetrag  aus- 
gezahlt wird;  sie  kann  —  und  dies  ist  zumeist 
der  Fall  —  eine  Rentenversicherung  sein, 
wenn  von  Erreichung  eines  bestimmten 
Alters  ab  eine  Rente  entweder  für  eine  im 
voraus  vereinbarte  Reihe  von  Jahren  (Zeit- 
rente) oder  ad  dies  \ntae,  also  bis  zum  Tode 
der  versicherten  Person  (Leibrente),  gewährt 
wird.  Das  versicherte  Kapital  bzw.  die  Ren- 
ten werden  entweder  durch  eine  einmalige 
Einzahlung  oder  durch  Entrichtung  von 
laufenden  Beiträgen  erworben. 

Die  Altersversicherung  bildet  heute  ein- 
mal einen  Geschäftszweig  der  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften. Es  gibt  aber 
auch  besondere  Rentenversicherungs- 
anstalten, die  ausschließlich  die  Renten- 
versicherung, und  damit  die  Altersversiche- 
rung betreiben  (vgL  den  Art.  „Lebens- 
versicherung"). 

Aus  sozialem  Interesse  hat  es  dann  weiter- 
hin der  Staat  wiederholt,  schon  in  früherer 
Zeit,  als  seine  Aufgabe  betrachtet,  die  Bil- 
dung von  Leibrenten,  insbesondere  Alters- 
renten zu  fördern.  So  wurde  in  England 
bereits  im  18.  Jahrh.  (1772)  eine  Alters- 
versicherung der  Arbeiter,  die  mit  einer  vom 
Staate  geleiteten  Sparkasse  verbunden  sein 
sollte,  in  Anregung  gebracht.  Auf  Betreiben 
Napoleons  III.  wurde  später  in  Frankreich 
aus  sozialpolitischen  Erwägungen  die  Caisse 
nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse  (G. 
V.  18. /VI.  1850,  reorganisiert  durch  G.  v. 
20./VI1.  1886),  eine  öffentliche  Alterspen- 
sionskasse, begründet,  bei  der  durch  frei- 
willige Einzahlungen  Altersrenten  erworben 
werden  können.  Belgien  besitzt  seit  1865 
in  der  Caisse  ginörale  d'^pargne  et  de  re- 
traite  (neu  geregelt  durch  G.  v.  lO./V.  1900) 
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«ine  ähnliche  staatliche  Altersrentenkasse. 
In  Deutschland  sind  hier  zu  nennen:  die 
sächsische  Altersrentenbanlj  in  Dresden,  die 
Kaiser-Wilhelm-Spende  in  Berlin  u.  a. 

Während  es  sieh  aber  in  den  hier  ge- 
nannten Fällen  um  froisvillige,  nur  vom 
Staate  geförderte  Versicherungen  handelt,  ist 
nun  in  jüngster  Zeit  die  Altersversicherung, 
zumeist  in  Verbindung  mit  der  Invaliden- 
versicherung, als  Zweig  der  Zwangsver- 
sicherung ein  wesentlicher  und  wichtiger 
Teil  der  Sozialversicherung  im  engeren 
Sinne  geworden.  (Vgl.  hierüber  die  Artt. 
„Sozialversicherung",  „Invalidenversiche- 
rung" und  ,,Angcstelltenversicherung".) 

Zu  unterscheiden  von  der  Altcrsversiche- 
rune  ist  die  Altersversorgung,  über  die  der 
nächstfolgende  Artikel  berichtet. 

Ludwig  Elster. 


Altersversorgung. 

Zur  Versorgung  alter  Leute  genügt  es 
nicht  schon,  die  Mittel  zu  ihrem  Unterhalt 
sicherzustellen.  In  nicht  wenigen  Fällen 
sind  sie  auch  dann  nicht  imstande,  genügend 
für  sich  zu  sorgen,  oder  eine  solche  Versor- 
gung bei  Verwandten  oder  anderen  Personen 
zu  finden.  Das  Bedürfnis  nach  einer  beson- 
deren Versorgung  statt  oder  neben  der  Mittel- 
beschaffung findet  sich  sowohl  be  der  Armen- 
pflege, wie  bei  der  Allers-  und  Invalidenver- 
sicherung, wie  bei  Rentnern  aller  Art;  die 
Altersversorgung  umfaßt  so  die  wirkliche 
Versorgung  alter  Personen,  einerlei  wie  die 
Kosten  ihres  Unterhalts  bestritten  werden. 
In  derselben  Lage  wie  diese  Alten  befinden 
sieh  solche,  die  durch  körperliche  und  geistige 
Gebrechen  und  aus  wirtschaftlicher  oder  ge- 
sellschaftlicher Unfähif;keit  nicht  allein  für 
sich  sorgen  können  (z.  B.  Sieche,  Trunk- 
süchtige, Geisteskranke,  soweit  sie  nicht  in 
Irrenanstalten  gehören  u.a.).  Altersheime  und 
Sicchenanstaltcn,  Pfründnerhäuser,  Versor- 
gungshäuser, Invalidenhäuser,  Armenhäuser, 
auch  Arbeits-  und  Besserungsanstalten  be- 
rühren sich  daher  in  vielfältiger  Weise;  sie 
unterliegen  der  gleichen  Betrachtung,  soweit 
die  Versorgung  einer  ihrer  Zwecke  ist. 

Die  Versorgung  erfolgt  teils  in  Anstal- 
ten, die  eigens  zu  diesem  Zweck  gebaut  oder 
von  denen  besondere  Teile  dafür  eingerichtet 
sind,  oder  in  F  a  m  i  1  i  e  n  ,  in  denen  die  Ver- 
sorgungsbedürftigen gegen  Pflegegeld  unter 
Aufsicht  untergebracht  werden.  Die  Unter- 
bringung in  Familien,  die  auch  sonst  als 
Versorgung  für  vielerlei  Gruppen  —  Geistes- 
kranke, Erholungsbedürftige,  Kinder  —  an- 
gewandt wird,  hat  den  Vorteil,  daß  der  Ver- 
sorgte sich  freier  bewegen  kann  als  in  der 
noch  so  nachgiebigen  Ordnung  einer  Anstalt, 
daß  er  sich  in  der  mannigfachsten  Weise  im 


I  Haushalt  und  Betrieb  nützlich  machen  und  so 
das  Gefühl  haben  kann,  noch  selbst  zu  seinem 
Unterhalt  beizutragen.  Die  Auswahl  der 
Familien  muß  allerdings  sehr  sorgfältig  er- 

I  folgen,  auch  die  Haltung  der  Versorgten, 
ihre  Behandlung  und  Verpflegung  ordentlich 
überwacht  werden,  sei  es  von  einer  Stelle,  ge- 

'  wohnlich  einer  Versorgungsanstalt  ans  durch 
Beamte  oder  durch  Vertrauensmänner  am 
Ort,  am  besten  durch  eine  Verbindung  beider 

I  Formen.  Die  An  st  alten  sollen  nicht  nur  den 
gesundheitlichen  Anforderungen  entsprechen, 
die  nach  der  Art  der  Versorgten  verschieden 
sind,  sondern  auch  auf  deren  pcrsöi  liehe 
Bedürfnisse  und  Gewohnheiten  Rücksicht 
nehmen.  Während  jene  sich  am  besten  in 
großen  Räumen  mit  gleichmäßiger  Verpfle- 
gung und  Behandlung  durchführen  lassen, 
erfordern  diese  so  vielerlei  Abweichungen 
und  Aendernngen.  daß  es  kaum  möglich  ist, 
beiden  zugleich  zu  entsprechen.  Jene  sind  ntir 
voll  durchzuführen  in  gemeinsamen  Sclilaf- 
und  Wohnräumen  für  größere  Gruppen,  bei 
einheillichem  Küchenbetrieb  mit  einem 
großen    Speisesaal,   mit  gemeinsamer  Be- 

!  Schaffung  und  Verwaltung  aller  Bedürfnisse, 
möglichst  auch  der  Kleidung  der  Insassen. 
Selbst  bei  bester  Ausstattung  und  besonderer 
Behandlung  einzelner  Gruppen  bleibt  doch 
so  viel  notwendige  Einordnung  jedes  ein- 
zelnen in  das  Ganze,  daß  es  besonders  alten 
Leuten  schwer  fällt,  wenn  sie  sich  so  von 
vielen  Gewohnheiten  —  auch  kleiidichen  — 
ihres  früheren  Lebens  trennen  müssen.  Die 
Einrichtung  von  Einzelräumen  zum  Schlafen 
und  wohl  auch  zum  Wohnen  ist  vielen  Leuten 

—  nicht  allen  —  eine  große  Annehmlichkeit; 
vielfach  wird  sie  noch  dadurch  vergrößert, 
daß  man  jedem  gestattet,  seine  alten  Möbel 
zum  Teil  oder  ganz  mitzubringen  —  was 
hygienisch  manche  Bedenken  hat.  Voll- 
ständig; durchgeführt  ist  dieser  Grundsalz 
neben  gemeinsamer  Verköstigung  im  lleilig- 
Geist-Spltal  zu  Lübeck,  wo  das  ganze  Schiff 
einer  großen  Kirche  von  einer  Art  Kojen 
und  Kabinen  au.sgefüllt  wird.  E  was  Ver- 
wandtes sind  die  kleinen  Stübclien,  in  denen 
V.  Bodelschwingh  die  alten  Wanderer  .seiner 
Heimatkolonien  Lobcthal  usw.  untergebracht 
hat. 

Vielfach  finden  sich  in  den  Anstalten 
wenigstens  einige  Einzelräume,  u.  a.  solche 
für  alte  Ehepaare,  die  gemeinsam  hausen 
wollen  und  können.  Wird  die  gemeinsame 
Verpflegung  abgeschafft  oder  nur  auf  Wunsch 
gewälut,  so  entstehen  Anstaltsanlagen,  wie 
sie  in  alter  Zeit  häufig  waren,  die  jeder  ein- 
zelnen Person  oder  jedem  Ehepaar  Wohn- 
und  Schlafräume  samt  Kücheneinrichtung 

—  diese  in  den  mannigfaltigsten  Formen  — 
gewähren;  sie  sind  hier  und  da,  vor  allem 
in  alten  Beguinenanlagen  bis  heute  erhalten. 
Baulich  ist  es  recht  schwer,  diese  vielen 
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Küchen  —  womöglich  mit  anderen  Neben- 
gelassen —  in  einem  größeren  Gebäude  zu 
vereinigen.  Häufig  findet  sich  diese  Form 
bei  Stiften  und  Heimen  für  Personen  be- 
mittelter Kreise,  besonders  wenn  die  Auf- 
nahme gegen  eine  Einkaufssumme  oder 
regelmäßige  Zahlungen  erwirkt  wird.  Eine 
nette  Abart  von  ihnen  sind  Anstalten  wie  z.B. 
die  Lübecker  „Gänge",  wo  kleine  Wohnungen 
in  dem  Hofe  alter  Häuser  an  alte  Leute  un- 
entgeltlich gegeben  werden. 

Sehr  verschieden  ist  auch  die  Rechtsform 
dieser  Versorgungsanstalten.  Da  sind  die 
alten  Stiftungen  für  arme  wie  für  minder- 
bemittelte, z.  T.  auch  für  Glieder  alter  wohl- 
habender Familien;  da  sind  eine  Fülle  Stifte 
und  Heime,  die  von  Vereinen  aller  Art,  be- 
sonders konfessionellen,  errichtet  werden. 
Neben  ihnen  nehmen  viele  Ordensnieder- 
lassungen, Krankenhäuser  u.  dgl.,  besonders 
in  ländlichen  Gegenden,  einzelne  Alte  und 
Sieche  zur  Versorgung  auf.  Die  Armenver- 
waltungen betreiben  z.  T.  —  es  seien  nur 
Berlin  und  Wien  genannt  —  große  Alters- 
und Siechenheime,  und  bringen  daneben 
viele  Personen  der  Art  in  Arbeits-  und 
Armenhäusern  unter.  Die  Arbeiterkolonien 
sind  zwar  nur  selten,  wie  das  genannte 
Lobethal,  das  neuerdings  Nachahmung  findet, 
zur  dauernden  Versorgung  bestimmt,  son- 
dern wollen  in  kürzerem  Aufenthalt  zur 
Selbständigkeit  erziehen.  In  Wirklichkeit 
sind  sie  eine  eigene  Art  Versorgiingsanstal- 
ten,  deren  Insassen  sehr  stark  wechseb,  aber 
nach  kürzerer  oder  längerer  Abwesenheit 
meistens  wiederkehren.  Mit  einigem  Eechte 
kann  man  ähnliches  für  manche  Insassen 
der  Gefängnisse  und  Zuchthäuser,  jedenfalls 
für  die  meisten  der  Korrektionsanstalten 
behaupten. 

Neuerdings  wenden  sich  die  Landesver- 
sicherungsanstalten mehr  und  mehr  dieser 
Aufgabe  der  Versorgung  zu.  Nachdem  sie 
ursprünglich  sich  mit  der  Eentenzahlung  be- 
gnügt hatten  —  so  daß  in  diesem  Zusammen- 
hange nur  die  Zahlung  dieser  Renten  lür  in 
den  eben  genannten  Anstalten  unterge- 
brachte Alte  usw.  in  Betracht  käme  —  haben 
sie  später  begonnen,  selbst  die  Versorgung 
in  Anstalten  zu  übernehmen,  also  statt  der 
Rente  Invalidenhausvcrpflegung  zu  gewäh- 
ren. So  zahlten  die  Versicherungsanstalten 
1909  für  solche  Anstaltspflege  645681  M. 
Davon  trafen  144634  M.  auf  ihre  eigenen  (13) 
Anstalten,  45379  auf  von  ihnen  gemietete  (4) 
Häuser,  dagegen  455668  M.  —  also  Va  der 
Summe  —  auf  fremde,  von  Dritten  unter- 
haltene Anstalten  (310),  vorwiegend  Inva- 
liden-, Siechenhäuser,  Stifte,  Spitäler.  Die 
Versicherungsanstalten  dehnen  ihre  eigene 
Anstaltspflege  aus;  sie  tragen  aber  auch  in 
steigendem  Maße  zum  Unterhalt  fremder 
Anstalten  bei.  Es  wurden  z.  B.  an  Renten 


anstaltsversorgter  Personen  von  der  Annen- 
verwaltung eingezogen  in  Nürnberg  1895 
264  M.  für  3  Rentner,  1906  8596  M.  für  71 
und  1909  13229  M.  für  100  Rentner  oder  in 
Hamburg  1900  26409  M.  für  196  und  1909 
118772  M.  für  897  Rentner  (Zahn). 

Eine  Hauptfrage  ist,  wie  diese  Versorgung 
den  Besonderheiten  der  vielerlei  Menschen,  die 
sie  unterbringen  muß,  gerecht  werden  kann. 
Den  Weg,  den  die  Fürsorge  dazu  meist  einge- 
schlagen hat,  zeigt  schon  der  vorhergehende 
Ueberblick  über  die  Einrichtungen.  Man 
sucht  für  jede  Gruppe  der  Versorgten  eigene 
Vorkehrungen  zu  treffen;  man  schafft  mög- 
lichst verschiedene  Anstalten  und  paßt  jede 
von  ihnen  einem  besonderen  Bedürfnis  an. 
Das  hat,  soweit  es  sich  um  Anstalten  handelt^ 
verschiedene  Mißstände. 

Man  erhält  so  kleine  Anstalten,  deren 
Betrieb  meist  teurer  ist  als  der  großer  An- 
stalten, bei  denen  die  allgemeinen  Unkosten 
sich  auf  mehr  Köpfe  verteilen.  Man  hat  nicht 
überall  all  die  verschiedenen  Anstalten  zur 
Verfügung  und  muß  dann  schließlich  in 
manchen  doch  sehr  verschiedene  Leute  zu- 
sammenbringen. Es  ist  auch  nicht  in  jedem 
Fall  voraus  zu  bestimmen,  welche  Personen 
zusammenpassen  werden. 

Es  machen  sich  demgegenüber  zwei  an- 
dere Richtungen  geltend:  Die  eine  will  unter 
einer  Leitung  möglichst  viele  kleinere  und 
größere  Anstalten  zusammenfassen,  die  jede 
zwar  auch  ihren  eigenen  Charakter  haben, 
in  denen  aber  verschiedene  Gruppen  sich 
ergänzen  und  sehr  oft  einzelne  Personen  aus 
besonderen  Gründen  mit  untergebracht 
werden,  obwohl  sie  jenem  Sondercharakter 
widersprechen.  So  hat  z.  B.  die  Stadt  Leipzig 
all  die  Armen-  und  Siechenhäuser,  die  sie 
bei  den  vielen  Eingemeindungen  erhielt,, 
bestehen  lassen  und  daraus  die  Vielheit  von 
Anstalten  gebildet,  mit  der  sie  nicht  nur  den 
verschiedensten  Menschen  entsprechende  Ver- 
sorgung zu  geben  vermag,  sondern  auch 
durch  zweckmäßige  Verlegung  von  einer 
Anstalt  in  die  andere  Schwierigkeiten  be- 
seitigen oder  wenigstens  mildern  kann,  die 
bei  dauerndem  Zusammensein  derselben  Per- 
sonen unleidlich  werden  können.  Andere 
glauben  ähnliche  Erfolge  besser  in  einer 
großen  Anstalt  erreichen  zu  können.  Hier 
kann  man  bei  zweckmäßiger  Bauanlage  eine 
Reihe  Abteilungen  schaffen,  die  nach  ihrer 
Größe,  ihrer  Hausordnung,  ihrer  Einrichtung 
verschieden  gestaltet  werden.  Sie  geben  in 
Verbindung  mit  vielseitigen  Arbeitsbetrieben 
die  Möglichkeit,  die  Insassen  je  nach  ihrer 
Eigenart  unterzubringen  und  zu  beschäf- 
tigen, sie  auch  jeweils  anders  zu  versorgen, 
wenn  ihr  Benehmen  oder  ihr  Gesundheits- 
zustand es  erfordern.  Allerdings  muß  die  An- 
stalt nicht  größer  werden,  als  daß  sie  von 
einer  leitenden  Stelle  aus  gut  übersehea 
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werden  und  diese  noch  die  einzelnen  per- 
sönlich kennen  und  beurteilen  kann.  Der 
Kreis  der  Aufzunehmenden  wird  dann  nicht 
auf  bestimmte  Gruppen  beschränkt,  sondern 
kann  so  weit  ausgedehnt  werden,  als  die  An- 
staltseinrichtungen es  gestatten. 

Sehr  wichtig  ist  die  Arbeit  in  all  diesen 
Anstalten.  Sie  soll  nicht  nur  als  Beschäfti- 
gung zur  Aufrechterhallung  der  Ordnung 
wie  zur  Ausfüllung  der  vielen  Zeit  der  In- 
sassen dienen,  sondern  sie  muß  einen  ver- 
nünftigen, wirtschaftlichen  Wert  haben  und 
Geist  und  Gemüt  des  Arbeitenden  in  An- 
spruch nehmen,  von  ihrem  besonderen  Heil- 
wert für  manche  der  Insassen  abgesehen. 
Da  ein  Zwang  zur  Arbeit  aus  rechtlichen 
Gründen  wie  aus  Zweckmäßigkeitserwä- 
gungen nicht  angebracht  erscheint,  so  ist  es 
eine  besondere  Kunst  des  Anstaltsleiters 
seine  Schützlinge  zur  Arbeit  willig  zu  machen ; 
der  wirtschaftliche  Vorteil  der  Anstalt,  wie 
die  Sorge  für  das  körperliche  und  geistige 
Wohl  der  Insassen  erfordern  dies  in  gleicher 
Weise.  Schon  allein  die  Landwirtschaft  mit 
Viehzucht  und  Gärtnerei  gibt  eine  Fülle  von 
Arbeitsgelegenheiten,  zu  denen  die  vielfachen 
Bedürfnisse  des  großen  Haushaltsund  Hauses 
hinzutreten.  Daneben  sind  die  verschieden- 
sten Betriebe  in  solchen  Anstalten  eingeführt. 
Der  Ausbau  solcher  Arbeit  ist  eine  der  ersten 
Pflichten  dieser  Anstalten;  richtig  ausge- 
staltet, den  Kräften  und  Neigungen  der 
einzelnen  angepaßt  trägt  sie  viel  dazu  bei, 
den  Aufenthalt  den  Insassen  erträglich  und 
angenehm  zu  machen.  Die  bequeme  Gleich- 
gültigkeit, vor  allem  vieler  reicher  Stiftungen 
gegen  diese  Aufgabe  ist  in  neuester  Zeit  im 
und  nach  dem  Kriege  durch  die  veränderten 
Wirtschaftsverhältnisse  erschüttert  worden, 
so  daß  auch  hier  die  Wohltat  der  Arbeit 
allen  irgend  arbeitsfähigen  Insassen  zuteil 
werden  wird. 

An  den  Leiter  der  Anstalt  werden  daher 
nicht  unbeträchtliche  iVnforderungen  zu 
stellen  sein.  Das  Verlangen,  daß  er  in  jeder 
größeren  Anstalt  ein  Arzt  sein  müsse,  geht 
zu  weit;  doch  wird  man  überall  die  Slitwir- 
kung  des  Arztes  nicht  bloß  zur  rein  ärzt- 
licher Behandlung,  sondern  auch  zur  Gliede- 
rung der  Betriebe  und  Ausgestaltung  der 
Arbeit  fordern. 

Literatur :  A.  Ituehl  u.  Franz  Eachle,  Die  ge- 

sc/tJoaseiie  Arnienpßrge,  190S  in  Schritten  des 
Deutsch.  Ver.  f.  Armenpflege  u.  Wohltätigkeit, 
Leipzig,    Urft    es.      Vgl.   Heft   66.   —  Chr. 

KlumkeVf  Deutsche  V'ersorgujigaarstaltc7i 
u.  -heime  für  Ahe,  Sieche  u.  Invalide.  Denteche 
Armen-  u.  ArbeitsansUiUfn,  Halle  a.  S.  191S.  — 
Schäfer,  Stifte  u.  Heime.  Daheimkai  ender 
1901,  1902.  —  E.  Münster berg ,  Die  Analalts- 
Jürsnrge  in  DenUchland ,  Leipzig  1910.  — 
J'V.  Zahn,  Arbeiterversichenmg  u.  ArmenweBen 
in  Deuttchland.    Arch.  f.  S.  XXXV,  2,  19IS. 
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Analphabeten. 

1.  Begriffliches  und  Geschichtliches.  2.  Sta- 
tisti.schcs;  und  zwar  Nachweisung  der  An- 
alphabeten: a)  bei  Volkszählungen,  b)  bei  dem 
Ersatzgeschäft,  c)  bei  Eheschließungen,  d)  bei 
Gefangenen. 

1.  Begriffliches  und  Geschichtliches, 
j  Ueber  den  Begriff  des  Analphabetismus  be- 
steht keine  völlige  Ucbereinstimmung.  In 
der  Mehrzahl  der  Länder  werden  unter  An- 
alphabeten die  Personen  verstanden,  welche 
weder  lesen  noch  schreiben  können,  doch 
werden  bisweilen  mit  diesem  Worte  auch 
diejenigen  bezeichnet,  welche  wohl  zu  lesen, 
aber  nicht  zu  schreiben  verstehen,  obgleich 
diese  richtiger  Halbanalphabeten  genannt 
werden  sollten.  In  der  Schweiz  gelten  schon 
alsAnalphabeten  jene,  welchen  nur  die  Kunst 
des  „Buchstabierens"  eigen  ist,  ohne  daß 
sie  den  Sinn  des  Gelesenen  begreifen.  Auch 
die  orthodoxen  Juden,  die  nur  hebräische 
Lettern  lesen  und  schreiben,  werden  in 
manchen  Statistiken  zu  den  Analphabeten 
gerechnet.  Analphabet  ist  auch,  wer  nur 
die  Zeichensprache  der  Taubstummen  oder 
die  Blindenschrift  beherrscht.  Die  ver- 
schiedene Abgrenzung  des  Begriffs  ebenso 
wie  die  Abweichungen  in  der  Erhebungs- 
methode mahnen  zur  Vorsicht  bei  inter- 
nationalen Vergleichen. 

Die  allKcmoino  Verbreitung  der  Kunst  de» 
Lesens  und  Schreibens  bei  den  Kulturvölkern 
ist  die  Errungenschaft  einer  nicht  allzu  fernen 
Vergangenheit.  Zuerst  war  die  Schrift  ein  Ge- 
heimnis der  Priester  und  Herrscher  und  ihr 
einflußreichstes  geistiges  Machtmittel.  Aber 
schon  die  Israeliten  hatten  Knabenschulen, 
welche  die  Kenntnis  des  Hebräischen  und  die 
Gesetzeskunde  erhalten  sollten.  Ebenso  hatten 
die  Athener  neben  ihren  Redner-  und  Philo- 
sophen- einfache  Knabenschulen.  In  Italien 
war  zur  römischen  Kaiserzeit  die  Fertigkeit 
des  Lesens  und  Schreibens  in  den  Großstädten 
sehr  verbreitet.  Doch  brachte  die  Zerstörung 
des  römischen  Reiches  durch  die  Germanen 
auch  hier  zunächst  einen  Rückschritt.  Von 
Karl  dem  Großen  berichtet  sein  Biograph  Ein- 
hard, daß  er  noch  als  älterer  Mann  versuchte, 
die  Schreibkunst  zu  erlernen  und  deshalb  stets 
Tafel  und  Büchlein  im  Bett  unter  dem  Kopf- 
kissen liegen  hatte,  um  in  freien  Augenblicken 
seine  Hand  an  die  Gestaltung  von  Buchstaben 
zu  gewöhnen.  Doch  hatte  er  trotz  seines  Fleißes 
dann  nur  wenig  Erfolg,  da  er  zu  spät  angefangen 
hatte.  Ueberhaupt  blieb  während  des  früher» 
Mittelalters  die  Fähigkeit  zu  lesen  und  zu 
schreiben  auf  die  Geistlichkeit  beschränkt,  was 
z.  B.  auch  in  dem  englischen  Wort  für  Schreiber 
(clerk)  zum  Ausdruck  kommt.  „Ir  laien  kunnet 
nit  lesen  als  wir  pfaffen,"  meinte  der  Mitte  des 
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13.  Jahrhanderts  lebende  Volksprediger  Berthold  1 
voa  Regensburg.  Das  galt  auch  für  den  Ritter- 
stand.  So  sagt  z.  B.  Wolfram  von  Eschenbach 
in  seinem  Parzival  im  2.  Buch,  Vers  1711: 
„Unliundig  ist  mir  ganz  das  Lesen, 
Wie  Isuadig  andere  des  gewesen." 
Diese  Bemerltung  bezieht  sich  wahrscheinlich 
au{  Hartmmn  von  Aue,  der  seinen  „Armen 
Heiniich"  mit  den  Worten  beginnt: 
„Ein  ritter  sO  geleret  was, 
daz  er  an  den  buochen  las, 
swaz  er  dar  an  geschriben  vant; 
der  was  Hartmmn  genant, 
unt  was  ein  dinsteman  von  Ouwe." 
Erst  im  13.  und  14.  Jahrh.  traten  mit  dem 
Aufliommen  der  Städte  neben  die  Kirchen-  und 
Ivlosterschiüen  die  lateinischen  und  deutschen 
Stadtschulen.     Wahrscheinlich  hat  es  in  den 
späteren  Jahrhunderten  des  Mittelalters  in  allen 
einigermaßen    großen    Städten  Deutschlands 
deutsche  Schreibschulen  gegeben.    In  ein  Buch 
der   Bruderschaft  der   Franlsfurter  Schlosser- 
gesellen haben  sich  von  1417  —  1527  mehrere 
hundert  Mitglieder  aus  allen  Gegenden  Deutsch- 
lands eigenliändig  eingetragen,  ein  Beweis,  wie 
verbreitet  die  Kunst  des  Lesens  und  Schreibens 
damals  schon  in  den  Kreisen  der  städtischen 
Handwerker  war.  Auch  auf  dem  Lande  werden 
im  14.  und  15.  Jahrh.  gelegentlich  Dorfschul- 
meister  und    Dorfschulhäuser    urkundlich  er- 
wähnt. Die  Töchter  der  vornehmen  Stände  und 
der  bessergestellten  Bürger  wurden  schon  im 
frühen  Mittelalter  teils  privatim,  teils  in  Nonnen- 
klöstern, im  späten  Mittelalter  in  den  Städten 
von  Privatlehrerinnen  unterrichtet.     Die  Re- 
formation stellte  den  allgemeinen  Volksunter- 
richt  als  Forderung  auf.    Luther  riet,  es  sollten 
überall  Knaben-  und  Mädchenschulen  mit  zum 
mindesten   1—2   Stunden    Unterricht  täglich 
eingerichtet  werden.  Dieser  Forderung  versuchte 
z.  B.  der  erste  Reformationsplan  für  Hessen 
(1526)  zu  genügen,  der  Schulen  auch  für  die 
Dörfer    verlangte.       Auch    die  kursächsische 
Schulordnung  von  1580  schrieb  vor,  daß  die 
Dorfküster  Schule  halten.  Lesen  und  Schreiben 
und  christliche  Gesänge  lehren  sollten.  Dagegen 
wollte  z.  B.  Bayern  noch  1614  auf  dem  Lande 
keine  deutschen  Schulen  dulden,  weil  dadurch 
die   jungen    Bauernsöhne    und  -töchter  vom 
Dienen  abgehalten  werden  würden.  Herzog 
Ernst  von  Sachsen-Coburg-Gotha  ordnete  im 
Jahre  1642  in  seinem  Lande  den  Schulzwang 
für   Knaben   und   Mädchen   vom  vollendeten 
ö.  bis  zum  12.  Jahre  für  Sommer  und  Winter  an. 
Im  Jahre  1649  wurde  auch  in  Württemberg 
<lie  allgemeine  Schulpflicht  durchgeführt.  In 
Preußen   sprachen   nach   Schmoller   erst  die 
Edikte  von  1717  und  1736  den  staatlichen 
Schulzwang  aus.    Doch  pflegten,  wie  ein  Reg 
lement  für  die  Schulen  des  Herzogtums  Cleve 
und  der  Grafschaft  Mark  v.  lO./V.  1782  erkennen 
läßt,  die  Kinder  auf  dem  Lande  im  Sommer 
gar  keine  Schule  zu  besuchen.    Da  ferner  der 
Unterricht   in    den   Dörfern   gewöhnlich  von 
Schneidern  oder  alten  Unteroffizieren  erteilt 
wurde,  so  lernten  die  Kinder  nur  sehr  wenig. 
Noch  schlechter  scheinen  die  Verhältnisse  in 
Frankreich  gewesen  zu  sein.   So  berichtet  z.  B. 
Taine  in  seinem  Buche  über  das  vorrevolutionäre 
Frankreich,  daß  Ende  des  18.  Jahrh.  im  Tou- 


lousainschen  von  50  Pfarren  40  ohne  Schulen 
waren,  und  daß  in  der  Gascogne  die  meisten 
Dörfer  weder  Schulmeister  noch  Pfarrer  hatten. 
Erst  das  19.  Jahrh.  hat  mit  der  allgemeinen 
Volksbildung  wirklich  Ernst  gemacht.  Wie 
große  Fortschritte  im  19.  Jahrh.  durch  das 
Volksbildungswesen  erzielt  sind,  ergibt  sich 
z.  B.  daraus,  daß  in  Preußen  von  100  in  den 
Jahren  1821/25  geborenen  Männern  und  Frauen 
16,2%  bzw.  39,5%  den  Ehevertrag  nicht  unter- 
schreiben konnten.  Von  den  Männern  und 
Frauen  der  Geburtsjahre  1861/65  betrugen 
die  Zahlen  jedoch  nur  noch  5,5  bzw.  8,7%.  In 
Belgien  ging  der  Prozentsatz  der  Analphabeten 
unter  den  Rekruten  in  der  Zeit  von  1840—1891 
von  51  auf  16%  zurück. 

Zu  einem  völligen  Verschwinden  der 
Analphabeten  unter  den  Personen  von  mehr 
a's  G  Jahren  wird  jedoch  die  Entwicklung 
voraussichtlich  niemals  führen.  Sogar  bei 
vollkommener  Ausstattung  des  Landes  mit 
Schulen  und  deren  Einrichtung  für  alle 
Bildungsfähigen  bis  zu  den  Taubstummen 
und  Blinden  herab  bleibt  in  den  Blödsinnigen, 
Irrsinnigen  und  vieljährig  Kranken  doch  ein 
Rest  der  Bevölkerung,  welcher  dem  An- 
alphabetentum nicht  entrissen  werden  kann. 
Es  gibt  daher  selbst  in  den  Staaten  mit 
I  vollendet  durchgeführtem  Schulwesen  stets 
einen  gewissen  Prozentsatz  von  Personen, 
die  nicht  lesen  und  schreiben  können. 

2.  Statistisches.  Die  Zahl  der  Analphabeten 
oder  der  Lese-  und  Schreibunfähigen  wird  auf 
verschiedenen  Wegen  ermittelt.  Staaten,  in 
denen  das  Schreibverständnis  erst  wenigen  inne- 
wohnt, haben  eine  Statistik  der  Analphabeten 
gar  nicht.  In  Staaten  mit  höherer  Kultur  und 
ausgebildeterem  Schrifttum  unterliegt  sie  der 
Begriffsverschiedenheit  im  allgemeinen  und 
Mängeln  der  Zählung  im  besonderen,  welche 
sich  sogar  dort  aus  ungleichmäßiger  Beurteilung 
der  Einzelfälle  seitens  der  Zähler  usw.  ergeben, 
wo  die  Behörde  den  Begriff  einheitlich  bestimmt 
hat,  geschweige  da,  wo  die  Frage  ohne  Er- 
läuterung gestellt  ist.  Die  Zahlen  der  ver- 
schiedenen Länder  und  selbst  die  eines  und 
desselben  Landes  für  verschiedene  Zählungen 
sind  mitlün  nicht  gleichwertig  und  lassen  sich 
auch  durch  kritische  Behandlung  nicht  auf 
gleichen  Fuß  zurückführen.  Sie  haben  indessen 
wohl  überall  die  Bedeutung,  daß  sie  den  Aus- 
druck der  vorherrschenden  Meinung  über  den 
Stand  der  Dinge  bilden.  Aber  auch  hierbei 
wird  nicht  immer  an  ein  reines  Urteil  über  die 
Wirkung  etwa  des  heimischen  Unterrichts  zu 
denken  sein;  denn  der  Einfluß  der  Aus-  und 
Einwanderungen  auf  die  Zahl  der  Analphabeten 
ist  bisher  stets  ungemessen  geblieben.  Ein  großer 
Teil  der  Analphabeten,  die  in  Preußen  gezählt 
worden,  sind  z.  B.  gar  keine  Personen  deutscher 
Muttersprache  oder  Staatsangehörigkeit,  sondern 
russische  oder  galizische  Polen  usw. 

Nachweisungen  über  Analphabeten  hat  man 
i  bei    verschiedenen    Gelegenheiten  gesammelt: 
insbesondere  bei  den  allgemeinen  Volkszählungen, 
bei  den  Aushebungen  der  Ersatzmannschaften, 
bei  den  Eheschließungen  und  in  Strafanstalten. 

a)  Einige  Staaten  haben  die  Volkszählungen 
wiederholt  zur  Einholung  der  betreffenden  Nach- 
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richten  benutzt,  andere  haben  diesen  Weg  nur  j 
einmal,  noch  andere  ihn  gar  nicht  beschritten. ' 
Soweit  uns  Angaben  bekannt  geworden  sind, 
werden  sie  mit  Auswahl  in  folgender  Uebersicht 
zusammengefaßt  und  nach  Möglichkeit  auf  die  Mexiko 
gleichaltrige  Bevölkerung  bezogen;  welche  Alters- 
klassen in  Frage  kommen,  ist  jeweilig  ersichtlich 

femacht.     Auf  je  10  000  jeden  Geschlechts 
amen  Analphabeten: 


Jahre 

Preußen  .  . 

.  1871 

QU 

Oesterreich 

.  1890 

u 

1900 

Q 

1910 

td 
xv 

Ungarn   .  . 

.  1890 

t: 
O 

1900 

(J 

1910 

t) 

Kroation 

.  1890 

/: 
o 

1900 

(j 

1910 

ij 

Gcsamt-Ungarnl890 

u 

1900 

(; 

1910 

Frankreich  . 

1872 

1901 

0 

Italien     .  . 

1881 

1901 

(j 

1911 

(j 

Spanion  .  . 

1887 

i 

1900 

u 

Portugal  .  . 

1890 

0 

1900 

f. 

1911 

7 

Serbien   .  . 

1890 

7 
i 

1895 

Q 

1900 

Bulgarien  . 

1901 

a 
o 

Bnmänien  . 

1899 

i 

1909 

4 

Belgien   .  . 

1880 

7 

1890 

ü 

1900 

7 

1910 

Irland  .  .  . 

1881 

n 
0 

1891 

in 

1901 

ü 

1911 

q 

Gesamt-Rußl. 

1897 

n 
J 

Kurop.  Rußland 

ohne  Polen 

1897 

9 

Russ.-Polen  . 

1897 

9 

Finnland  (nur 

Ganzanalnh.)  1880 

10 

1900 

15 

1910 

16 

Estland  .  .  . 

1881 

Ver.  St.  V.  Amerika: 

Weiße  .  .  . 

1880 

10 

1890 

10 

1900 

10 

1910 

10 

Schwarze  . 

1880 

10 

1890 

10 

1900 

10 

1910 

10 

Kanada      .  . 

1890 

6 

1901 

5 

Zäh-  jUter 

lang  mehr  als  männl.  weibl.  zus. 


2777 
2213 
1614 

3790 


1473 
3108 

2585 
2124 
4690 


5971  7304 


4069  5081 


2808 
I5'i 
5456 
4249 
4280 
4162 
5577 
7253 
6752 
6080 
7698 
7190 
6616 

6720 
4580 
3138 
2570 
1813 

1257 
2220 
1784 
1350 
900 
6164 


34Ö6 
2033 
6932 

5437 
5050 
6070 
7142 
8544 
8311 
7740 
9526 
9420 
9264 

8910 
7670 
3718 
3041 
2177 
1500 
2520 

1635 
1400 

94° 
8310 


1217 
2895 
2409 
1871 
4248 
3860 
3130 
6641 
5560 
4740 

4534 
4020 

3330 
3130 

1777 
O194 
4849 
4670 
5120 
6378 
7920  I 

7573  I 
6970 

8583 
8270 
7897 

7237 
7800 
6060 
3428 
2806 
1997 
1378 
2370 
1711 
1370 
920 
7244 


Brasilien 
Uruguay 
Paraguay  . 
Argentinien 
Chile    .  .  . 


Brit.-Australien 
(einschl.  Neu- 
seeland) 1891 
1901 
1911 

Viktoria  (ohne 
Vollblut- 
eingeborene)  1911 


Zäh-  Alter 

lung  mehr  als  männl.  woibl.  zus. 
Jahre 

1916     10  6800  8300  7500 

1896      6  .  .  7904 

1900      0  7760  8280  8020 

1900      0  8080  8960  8520 

1900      C  4510  4790  4650 

1886      0  .  .  8070 

1869      6  .  .  7820 

1885      0  .  .  G970 

1907      0  4200  3790  4000 


2457 
1996 

'548 


270     250  261 


5721  8244  7015 
5497    6478  5986 


f>40  584 

859  1022 

703  833 

600  660 

500  490 

6732  7270 

5440  5980 

4310  4580 

3010  3070 

1476  1232 


Hantlwörtci  buch  der  Staatswissenschaf'ten. 


24 
12 

9 
611 

939 
770 
620 
500 
7000 
5710 

4447 
3040 
1356 
1438 

4.  Aua 


Unter  Oesterreich  sind  die  bisher  im  Reichs- 
ratc  vertretenen  Länder  zu  verstehen;  Ungarn 
enthält  Siebenbürgen;  Kroatien  umfaßt  das 
kroatisch-slavonische  Königreich  nebst  Fiume.  — 
Man  hüte  sich  aber,  dieser  internationalen  Ver- 
gleichung  viel  Wert  beizulegen;  die  Ermittlungs- 
grundsätze und  das  Erhebungsverfahrcn  sind 
von  Land  zu  Land  viel  zu  verschieden,  als  daß 
bei  einer  solchen  Verglcichung  mehr  als  ein 
oberflächliches  Urteil  gewonnen  werden  könnte. 

Merkbare  Unterschiede  zeigen  sich  zwischen 
den  Altersklassen,  da  die  jüngere  Bevölkerung 
meistens  mehr  Unterrichtsgelegcnheit  vorfand 
als  die  ältere,  diese  teilweise  auch  die  Lese- 
und  Schreibfähigkeit  verloren  hat.  Unter 
10  000  Personen  waren  Analphabeten 

bei  6  — 20  J.  bei  höherem 
in  Alter 

männl.  weibl.  männl.  woibl. 

Ungarn  1880   4327   4877  4509  5526 

1890   3507    3992  3907  5095 

Kroatien         1880   6275    720g  7043  8407 

1890   5497   6490  6259  7797 

1900   4117   5437  5128  6095 

Gesamt-Ungarnl910   2537   2890  2962  4352 
Irland                        „  . 


1881    2080    1870   2310  2890 
1901     781     657    1478  1623 
Belgion  1880    34Ö2    3549    2978  3797 

1900  2160    1995    1851  2464 

1910  2080    1840    1427  1987 
Frankreich       1872   2307   2598    3002  3786 

1901  1358    1312    1571  2302 
Italien            1871    6543   7269   6016  7718 

1881  5599  6140  5389  7293 
1901    4007   4323   4385  0039 

1911  3382    3555    3433  4774 
Portugal          1900   7591    8392    G244  8270 

Bei  Frankreich  und  Portugal  bildet  das 
fünfte  Lebensjahr  die  unterste  Grenze. 

In  Oesterreich  waren  1910  unter  je  10  000 
Einwohnern  der  betr.  Altersklassen  Analphabeten: 


im  Alter  von 
11-20  J. 
21-30  „ 
31-40  ., 
41-50  „ 
51-60  ,. 
61-70  „ 
über  70  „ 
Bd.  I. 


Ganzanalph. 

Halbanalph. 

m. 

w. 

zus. 

in. 

w. 

zus. 

863 

1132 

1000 

70 

104 

87 

1068 

1472 

1274 

75 

162 

12  b 

1330 

1805 

1573 

109 

269 

191 

1927 

2373 

2154 

193 

437 

3r7 

2273 

2565 

2424 

265 

548 

412 

2608 

2784 

2701 

200 

O22 

465 

2942 

3037 

2994 

2yS 

680 

505 

18 
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Analphabeten 


Am  günstigsten  stellt  sich  demnach  das 
Verhältnis  im  zweiten  Lebensjahrzehnt;  später 
nimmt  die  Zahl  stetig  zu. 

Auch  im  europäischen  Rußland  verhält  sich 
das  zweite  Lebensjahrzehnt  am  günstigsten,  in 
dem  ehemaligen  Russisch- Polen  aber  autfallender- 
weise  das  dritte,  indes  das  zweite  und  vierte 
fast  gleichstehen.  Man  wird  die  Angaben  für 
Polen  deshalb  mit  Vorsicht  aufzunehmen  haben. 
Bei  Außerachtlassung  der  Personen  unbekannten 
Alters  kamen  auf  10  000  Einwohner  im 


Alter  von 

europ.  Rußl. 

ehemaligen 

Russ.-Polen 

6  J. 

97O4 

9636 

7  „ 

9407 

9131 

8  „ 

8635 

S456 

9  „ 

7572 

7673 

10-19  „ 

'530.3 

5743 

20-29  „ 

"537 

5048 

30-39  „ 

7032 

5726 

40-49  ., 

7552 

6165 

.50-69  „ 

8oof) 

7294 

60-69  „ 

S260 

7625 

mehr  als  70  ., 

8610 

8035 

Das  weibliche  Geschlecht  ist  unter  den  An- 
alphabeten fast  durchweg  stärker  vertreten  als 
das  männliche,  einmal  weil  die  Schule  bei  den 
Knaben  im  allgemeinen  bessere  Erfolge  erzielt 
als  bei  den  Mädchen  und  namentlich  weil  die 
Stellung  der  Frau  in  den  unteren  Kreisen  es 
mit  sich  bringt,  daß  insbesondere  das  Schreiben 
leichter  verlernt  wird  als  bei  den  Männern. 

Die  bisher  gegebenen  Durchschnitte  für 
ganze  Staaten  erleiden  begreiflicherweise  er- 
hebliche Abänderungen  in  deren  einzelnen  Landes- 
teilen. So  schwankt  z.  B.  in  Italien  (1916)  die 
Prozentzahl  der  Analphabeten  bei  den  Ehe- 
schließungen zwischen  2,7  in  Piemont  und  4,6 
in  der  Lombardei  einerseits,  61,0  in  Calabrien 
und  59.8  in  Basilicata  andererseits.  Ebenso 
gehen  die  Zahlen  in  dem  ehemaligen  Oesterreich 
auseinander,  wo  Deutsche  und  Tschechen  den 
Slowenen  und  noch  erhe!)licher  den  Polen  und 
Ruthenen  vorauf  sind.  Zur  Veranschaulichung 
dessen  dienen  folgende  Verhältniszahlen  für  1910 
(auf  je  10  000  Ueberzehnjährige  berechnet): 

Kronländer:     Ganzanalphab.  Halbanalphab. 


Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Triest  u.  Gebiet 
Görz  u.  Gradiska 
Istrien 
Tirol 

Vorarlberg 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Dalmatien 

Durchschnitt  1910 
1900 
1890 
1880 


m. 

w. 

m. 

w. 

209 

275 

29 

71 

178 

167 

45 

70 

303 

269 

Si 

124 

743 

84 1 

133 

317 

1055 

1402 

137 

319 

1277 

1169 

326 

865 

''54 

1038 

60 

149 

1352 

1758 

198 

459 

3376 

4053 

lOf. 

157 

217 

25S 

55 

"5 

83 

79 

5 

9 

159 

261 

24 

87 

231 

344 

58 

346 

384 

roi 

3i8 

3629 

4466 

355 

686 

4879 

5882 

80 

96 

5265 

7275 

71 

66 

1467 

1829 

137 

295 

2213 

2585 

249 

449 

2777 

3108 

377 

Ö35 

3259 

3608 

550 

879 

Die  ungarischen  Volkszählungen  scheiden 
die  Analphabeten  auch  nach  der  Muttersprache; 
es  wurde  gefunden,  daS  von  je  10  000  Ueber- 
sechsjährigen  im  Jahre  1910  weder  lesen  noch 
schreiben  oder  nur  lesen  konnten 

mit 
der  Mutter- 
sprache: Männer  Frauen 
Deutsch  1405  2127 
Magyar.  1716  2448 
Slowak.  2440  3556 
Kroat.  3584  5165 
Serb.  4223  6194 
Rumän.  5860  7529 
Ruthen.  6754  7636 
Durchschn.  2810  3839 

Von  demselben  Gesichtspunkte  betrachtet 
wie  in  Ungarn,  konnten  in  Oesterreich  1910 
auf  10  000  über  10  Jahre  alte  Personen 

von  den 


Deutschsprechenden 
Böhmischsprechenden 
Italienischsprechenden 
Slowenischsprechenden 
Polnischsprechenden 
Mag>'arischsprechenden 
Rumänischsprechenden 
Serbisch- lijoatischspr. 
Ruthenischsprechenden 

In  Finnland  waren  von  10  000  Personen  über 
15  Jahre  Ganzanalphabeten 

bei  den  1900  1910 

Finnen  130  90 

!     Schweden  50  30 

I    Russen  740  1370 

j    Deutschen  20  20 

Auch    in    Preußen    ist    der    Einfluß  der 
!  Nationalität  sehr  bedeutend.     Das  prägt  sich 
in  den  Zahlen  für  die  Provinzen  aus  (Masuren 
in  Ostpreußen,  Polen  in  Westpreußen,  Posen 
\  und  Schlesien),  welchen  die  für  die  großen  Be- 
]  kenntnisgruppen    hinzugefügt    werden.  1871 
(spätere  Zählungen  der  .\nalphabeten  haben  in 
Preußen  nicht  stattgefunden;  seitdem  ist  aber 
eine  erhebliche  Besserung  eingetreten)  waren 
unter  10  000  zehnjährigen  und  älteren  Personen 

des  Lesens  und  ohne  Angabe  d_ 
Schreib,  unkund.  Schulbildung 


weder  lesen 

noch 

nur 

lesen 

schreiben 

m.  w. 

m. 

w. 

264  357 

40 

94 

174  296 

40 

153 

849    II 99 

56 

136 

1435  1493 

281 

693 

2505  2944 

473 

1000 

3296  3990 

125 

195 

550S  6572 

61 

48 

5408  7300 

88 

82 

5337  6865 

172 

171 

männl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

Ostpreußen 

2306 

2934 

171 

219 

Westpreußen 

3317 

396b 

164 

206 

Berlin 

122 

289 

83 

32 

Brandenburg 

443 

962 

131 

187 

Pommern 

SiS 

1485 

145 

180 

Posen 

3180 

4104 

23b 

283 

Schlesien 

1109 

1706 

91 

126 

Sachsen 

22r 

505 

HO 

150 

Schleswig- 

Holstein 

302 

505 

78 

97 

Hannover 

391 

795 

127 

177 

Westfalen 

374 

653 

13S 

158 

Hessen-Nassau 

215 

535 

132 

176 

Rheinprovinz 

4S1 

979 

133 

163 

Hohenzollern 

131 

263 

60 

ICD- 

überh. 

950 

1473 

131 

r67- 
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d.  Religion 

nacli: 
evangelisch 
katholisch 
jüdisch 


660 
I5i<> 

665 


"37 
2181 
1255 
902 


(lissidcntischnsw.  496 

In  Irland  waren  nntcr  der  über  5  Jahre 
alten  Bcvölkerunp;  unter  zehntausend  Analpha- 
beten in  den  Jahren: 


von  den 
Rüm.-kathol. 
Anglikan. 
Presbyt. 
Method. 
Angeh.  anderer 
Bekenntnisse 


j  denen  Fächern  unterworfen;  in  manchen  I,än- 
I  dern  wird  der  ganze  Ersatz,  in  anderen  nur 
I  der  in  die  Truppen  eingestellte  Teil  auf  seine 
I  Schulbildung  geprüft.     Gleichwohl  sind  mehr- 
jährige Reihen  desselben  Landes  für  die  Sta- 
tistik der  Analphabeten  nicht  ohne  Brauchbar- 
keit,  wenn   nur  im   Prüfungsverfahren  keine 
Aenderung  eingetreten  ist,  was  aber  auch  öfter 
j  vorkommt.   Von  je  10  000  Ausgehobenen  waren 
I  Analphabeten  in: 


1871 
3990 
1420 
960 
670 


1881 
3010 
1090 
710 
550 


1891 
2200 
860 
560 
440 


1901 
1640 
730 
490 
410 


1911 
1460 
710 

590 
340 


810     530     500     470  450 


In  Finnland  waren  von  10  000  Personen  über 
15  Jahre  Oanzanalphabeten: 

bei  den                   1900  1910 

Lutheranern                          60  50 

Methodisten                         —  80 

Griechisch-katholischen         3210  2730 

Römisch-katholischen            800  — 

In  Ungarn  befanden  sich  im  .lahre  1!)10 
Ganz-  und  Halbanalphabeten  unter  den  Rümisch- 
katholi.schen  30,05,  den  Griechisch-katholischen 
72,20,  den  Reformierten  31,43,  den  Evangelischen 
Augsburger  Konfession  26,73,  den  Griechisch- 
orientalischen  t;5,24,  den  Unitarischen  36,78, 
den  Israeliten  25,07%. 

Eine  Unterscheidung  der  Analphabeten  nach 
Orten  mit  mehr  oder  weniger  als  .5000  Ein- 
wohnern ist  bei  den  Volkszählungen  in  Belgien 
vorgenommen  worden.  Danach  fanden  sich 
unter  je  10000  Einwohnern  in  Gemeinden  mit 

mehr  als  weniger  als 

5000  Einwohnern 


Deutschi. 
Preußen 
Bayern 
Sachsen 
Württbg. 
Baden 
Els.-Lothr. 

Oesterreich 

Ungarn 

Scroien 

Bulgarien 

Rumänien 

Rußland 

Finnland 

Schweden 

Dänemark 

lOngland  fver. 

Königr.) 
Holland 
Belgien 
Frankreich 
Schweiz 
Italien 


51. 

1897  12, 

1904  4, 

78. 

>,  16, 

4. 

5, 

,,  2, 

..  3. 

I, 

t,  I, 

1, 

3, 

M  3. 

2, 

3. 

33, 

10, 

"  4. 

1912  I 
••  I 
I.  t 


1881  3890,  1894  2200 
1881  5080,  1888  2590,  1900 
1878  8293,  1881  7931 


1900  3638,  1908 
1904  6900 
1885  7342,  1895  61 10 
1899  490 

1901  8,  1910  33, 
1881     3^»,  1897  20 


495 
1904  5592 


734,  1910  2058 


1915 


1904 
1885 
1904 
1884 
1885 


1050,  1896  470.  1904 

833,  1910  898,  1913 

1229,  1896  518,  1903 

180,  1896  35,  1904 


210 

787 
400 

9 


1884  4722,  1894  3894,  1903  3072 


männl. 

weibl 

1866 

50 

55 

1880 

41 

45 

1890 

36 

40 

1900 

31 

31 

männl. 
49 
39 
35 
30 


weibl. 

56 
45 
39 
33 


Analphabeten.  Danach  sind  in  Belgien  die 
kleineren  Städte  und  das  flache  Land  etwas 
besser  gestellt  als  die  mittleren  und  großen  Städte. 
Dagegen  waren  in  Finnland  umgekehrt  die 
Stidte  mit  100  bzw.  60  Ganzanalphabeten  auf 
10  000  Personen  mit  mehr  als  15  Jahren  in  den 
.lahren  1900  und  1910  besser  gestellt  als  die 
Landgemeinden  mit  120  bzw.  100. 

b)  Die  Rekrutierungsstatistik  liefert  über 
das  .\n.ilphabetentum  im  allgemeinen  zu  günstige 
Vorstellungen,  weil  sie  nur  gesunde  Leute 
wenige  .lahre  nach  vollendeter  Schulzeit  be- 
handelt. Das  Verhältnis  der  Analphabeten 
unter  den  Ersatzmannschaften  bezeichnet, 
wenigstens  in  l,ändern  mit  allgemeiner  Wehr- 
imd  Schulpflicht,  immer  nur  ein  Mindestmaß 
des  Analphabetentums  der  Bevölkerung.  Ver- 
gleichbar sind  die  Ergebnisse  von  Land  zu  Land 
nicht,  da  die  Anforderungen  für  den  Bildungs- 
nachweis ganz  verschieden  sind:  in  einigen 
Ländern  beschränkt  man  sich  auf  das  Erfordernis, 
einigermaßen  lesen  und  den  Namen  schreiben 
zu  können;  in  der  Schweiz  dagegen  wird  der 
Rekrut  einer  untfassenden  Prüfung  in  verschie- 


c)  Bei  den  Eheschließungen  ist  die  Unter- 
schrift der  Heiratsurkunde  vor  dem  Standes- 
beamten als  Kennzeichen  der  Schreibfähigkeit 
zu  verwerten.  Nützlich  sind  indessen  für  vor- 
liegenden Zweck  eigentlich  nur  die  Zahlen  für 
Alterst;ruppen  der  Eheschließendcn,  wofür  aber 
nur  teilweise  Nachrichten  vorliegen.  In  Preußen 
unterschrieben  die  Heiratsurkunde  von  je  10  000 
der  in  die  Ehe  Tretenden  nicht: 

Männer  Frauen 

1821/25  Geborene   1G19  ^954 

1826/30    1212  ^7" 

1831/35    795  2397 

lK36/4()    (,40  191Ü 

lf^41/45    41J0  13S2 

1846/50    2()7  821 

1851/55       ,   210  518 

1856/60    338  393 

1861/65      „    546  374 

1866/69      „    ■  .  430 

dnrchschnittl.  1881—84  .  362  699 

1886-90  .  234  367 

1892  -  96  .  r3o  213 

1896-00  .  78  130 

1901-05  .45  ^^ 

1906-10  .  30  4iä 

1911-15  .  20  12 

191G-17  .  80  loi 

In  anderen  Ländern  befanden  sich  Analpha- 
beten im  Mittel  mehrjähriger  Perioden  oder 
in  einzelnen  Jahren  unter  10  000  Eheschlie- 
ßenden 

18» 
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Analphabeten  —  Anai-chismus 


Man-  Frau-  Man- Frau- 

ner     en  ner  en 

Baden  1899/03  i  2,  1901/10  2  2 
England  1896/01  305  357,  1903  193  232 
Schottld.1896/01  216  332,  1901/05  290  48° 
Irland  1896/01  1358  1162,  1901/05  1800  1740 
Frankr.  1891/95  738  11 18,  1896/01  5°°  683 
Italien  1891/95  3942  5665.  1896/01  35-1  4942 
Rumän.  1878/82  8094  9134,  1897  6070  8590 
Holland  1877  753  1484,  1901/05  100  175 
Serbien  1897  6840  9120,  1904  5761  9065 
Austral.  11.  1871  1058  1640,  1881  414  661 
Neuseel.  1891  212  227,  1902  103  98 
Nenseeld.  1891  139  168,  1902  25  44 
Neusüdwal.  1896  234  204,  1902  129  114 
d)  In  einigen  Ländern  wird  auch  die  Schul- 
bildung der  Gefangenen  und  damit  die  Zahl 
der  Analphabeten  unter  diesen  festgestellt.  So 
waren  unter  10  000  Gefangenen 

Ganzanalphab.  Halbanalphab. 
Männer  Weiber     Männer  Weiber 
Preußen     (94)    745     1775  403  I395 

(06)    278       831         1741  2068 
Frankr.     (92)  2830     3380  633  2489 

(04)  1133  1962 

Nieder!.     (95)  c.  2000 

(04)  577     1631           12  64 

Belgien     (04)  593        4^        1416  '34 

Rußland    (02)  5566  8871 

In  Belgien  sind  auch  die  des  Lesens  und 
Schreibens  nur  unvollkommen  Kundigen  den 
Halbanalphabeten  zugezählt;  in  Preußen  sind 
die  im  Laufe  des  Jahres  zugegangenen  Zucht- 
haus- und  Besscrungsanstalts- Gefangenen  zu- 
sammen, in  Frankreich  alle  in  Anklagezustand 
Versetzten,  in  den  Niederlanden  alle  von  Zivil- 
und  Militärgerichten  Verui'teilten  und  die  jugend- 
lichen Besserungsgefangenen  gemeint.  Von  1000 
in  die  Strafanstalten  des  Ministeriums  des  Innern 
eingelieferten  rückfälligen  Zuchthausgefangenen 
besaßen  in  Preußen  keine  Schulbildung  1910 
23.7,  1916  16,5.  mangelhafte  Schulbildung  1910 
300.0.  1916  60,5. 

'  Alle  im  vorstehenden  mitgeteilten  Zahlen 
dürfen,  wie  bereits  angedeutet,  nicht  zu 
scharfen  Vergleiehungen  benutzt  werden; 
sie  bezeichnen  für  jedes  Land  nur  die  all- 
gemeine Richtung,  in  welcher  sich  der 
Gang  der  Schulbildung,  nach  den  einfachsten 
Kennzeichen  der  formalen  Bildung  zu  ur- 
teilen, bewegt. 

Als  Schlußergebnis  der  Untersuchung 
mag  indessen  immerhin  gelten,  daß  die  vom 
Protestantismus  beherrschten  Länder  sowie 
die  germanischen  und  tschechischen  Länder, 
auch  Finnland,  betreffs  der  Schulbildung  über- 
haupt am  höchsten  stehen;  den  zweiten 
Platz  nehmen  die  Nachkommen  der  Kelten, 
den  dritten  die  Magyaren,  die  katholischen 
Slawen  (außer  Tschechen)  und  die  Italiener 
ein;  dann  folgen  die  Spanier  und  die 
Portugiesen  und  zuletzt  die  unter  der  Herr- 
schaft der  orientalisclien  Kirche  stehenden 
Völker  im  Osten  Europas. 

Literatur;      Kir    ilas     Geschichtliche:  Emil 
lleickCf  Lehrer  und  Unterrichtsircsen  in  der 


deutschen  Vergangenheit,  Leipzig  1901.  —  Für 
die  Statistik  die  amtlichen  statistischen  Quellen- 
werke  der  einzelnen  Länder,  speziell  diejenigen 
über  Volkszählungen,  Bevölkerungsbewegung  und 
Schulwesen.  Internationale  Vergleiehungen  über 
Analphabeten  enthalten  insbesondere:  die  italie- 
nische Statistica  deW  istruzione  elementare,  Koma 
1885 ;  desgl.  Censimento  della  popolazione  al  81. 
Dicembre  1881,  Eelazione  generale  e  Confronti 
intemazionali,  Roma  1885  (das  gleiche  fUr  die 
Volkszählung  von  1901)  ;  mit  Benutzung  der  vor- 
stehenden Werke  auch  Amata  Amati,  L'analfa- 
betismo  in  Ilalia,  Novara  1888,  und  Mischler, 
Ueber  Analphabeten,  in  der  oesterr.  Statist.  Mo- 
natsschrift XII,  Wien  1886.  Letztere  Arbeit 
findet  sieh  auch  in  dem  Allgemeinen  Statistischen 
Archir,  III,  Tübingen  189i,  und  in  Z. /.  Sl.  LIII, 
Tübingen  1897,  an  crslcrer  Stelle  außerdem  noch 
weitere  Angaben  von  Mischler.  —  Frh.  v. 
Firchs,  Bevölkerungslehre  und  Bevölkerunga- 
polilik  (Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissen- 
schaften, I.  Abteilung:  Volkswirtschaftslehre, 
6.  Bd.),  Leipzig  1898.  —  Glulio  Salvatore 
del  VccchiOf  Gli  analfabeti  e  le  nascite,  Bolagna 
1894,  ferner:  Su  gli  analfabeti  e  le  nascile, 
saggio  secondo,  ebenda  1895.  —  Mischtet', 
„Analphabeten",  im  W.  d.  V.  g.  Aufl..  Jena 
1906.  —  The  Statesnians  yeavbook.  — 
O.  Hübner,  Geograph.-slatist.  Tabellen. 

A.  Petersilie  (t),  Keller. 


Anarchismus. 

I.  Terminologische  Vorbemerkungen: 
Begriff,  Wesen  und  Arten  des  Anarchismus. 
1.  Der  Anarchismus  als  staatsrechtbche  poli- 
tische Doktrin.  2.  Der  Anarchismus  als  sozial- 
ökonomische Theorie.  3.  Die  politische  Taktik 
des  Anarchismus.  IL  Der  theoretische 
Anarchismus.  1.  Die  Vorläufer  des  theore- 
tischen Anarchismus  im  Altertum  und  Mittel- 
alter, a)  Die  anarchistische  Theorie  Zenos, 
b)  Der  kommunistische  Anarchismus  der  ,,Karpo- 
kratianer".  c)  Der  religiöse  Anarchismus  im 
Mittelalter  III.  Die  Hauptbegründer  des 
theoretischen  Anarchismus,  a)  Godwin. 
b)Proudhon.  c)  Stirner.  IV.  Der  kollektivis- 
tische Anarchismus  (Bakunin)  und  der 
kommunistische  Anarchismus  (Krapot- 
kin).  a)  Bakunin.  b)  Krapotkin.  V.  Der  reli- 
giöse Anarchismus(Tolstoi).  VI.  Die  poli- 
tische Taktik  des  Anarchismus:  Propa- 
ganda der  Tat.  VII.  Der  Anarchismus  und 
der  revolutionäre  Syndikalismus.  VIII. 
Der  Anarchismus  und  der  Bolschewismus. 
IX.  Die  anarchistische  Bewegung.  1. 
Anarchismus  und  Internationale.  2.  Der 
Anarchismus  in  Frankreich.  3.  Die  anarchi- 
stische Bewegung  in  Italien  und  Spanien. 
4.  Der  Anarchismus  in  Rußland,  Amerika, 
England,  Schweden,  Norwegen.  Holland  tmd 
Oesterreich.  6.  Der  Anarchismus  in  Deutsch- 
land. 

I.  Terminologische  Vorbemerkungen:  Be- 
griff, Wesen  und  Arten  des  Anarchismus. 

1.  Der  Anarchismus  als  staatsrecht- 
liche politische  Doktrin.  Der  Anarchismus 
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ist  eine  staatsrechtlich-politische  Richtung  |  wichtigste  aller  politischen  Rechte  im  Sinne 
und  zwar  diejenige,  welche  die  äußerste  des  Anarchismus  dar.  Das  Ideal  der  anar- 
Konsequcnz  des  Freiheitsprinzips  für  die  chistischen  Gesellschaft  ist,  daß  ein  jeder 
Gesellschaftliche  Ordnung  vertritt,  indem  sie  sich  bloß  durch  seinen  eigenen  Willen  regiert, 
die  Aufhebung  jedes  rechtlichen  Zwangs  2.  Der  Anarchismus  als  sozialökonomi- 
fordert.  Keineswegs  will  der  Anarchismus  sehe  Theorie.  In  Bezug  auf  die  wirtschafts- 
den  Zustand  der  Anarchie  herbeiführen  im  theoretischen  und  wirtschafts-politischen 
Sinne  einer  Auflösung  aller  gesellschaftlichen  Grundanschauungen  des  xVnarchismus  sind 
Ordnung.  Die  neue  Ordnung  soll  aber  grundsätzlich  zwei  verschiedene  Rich- 
auf  der  Grundlage  völliger  individueller  tungen  zu  unterscheiden:  Der  individua- 
Freiheit  aller  Volksgenossen  beruhen.  Man  listische  Anarchismus  und  der  koniinunisti- 
kann  also  den  Anarchismus  als  das  System  sehe  Anarchismus.  Der  individualistische 
des  extremen  politischen  und  Wirtschaft-  Anarchismus  ist  die  konsequente  Anwendung 
liehen  Individualismus  bezeichnen,  und  in-  der  anarchistischen  Gninsdätze  auf  die  Ge- 
sofern  bedeutet  er  den  denkbar  größten  staltung  des  Wirtschaftslebens.  Da  der 
Gegensatz  zum  Sozialismus,  der  eine  weit-  Anarchismus  die  volle  Souveränität  dea 
gehende  Bindung  aller  einzelnen  Gesell-  Individuums  vertritt,  muß  er  konsequenter- 
schaftsglicder  und  eine  straffe  Unterordnung  weise  das  völlig  freie  Privateigentum  für 
des  einzelnen  unter  eine  zentrale  Organisation  die  einzelnen  Gesellschaftsglieder  fordern, 
voraussetzt.  Negativ  läßt  sich  das  Programm  Die  Mehrzahl  der  Anarchisten  sind  ebenso 
des  .\narchismus  so  zusammenfassen:  Auf-  entschiedene  .Vnhänger  des  Privateigentums, 
hebung  des  Staats  in  allen  seinen  religiösen,  wie  die  Sozialisten  demselben  gegnerisch 
politischen,  juristischen  und  sozialen  Formen;  gegenüberstehen.    Das  Privateigentum  soll 

fositiv:  Reorganisation  durch  die  freie  nur  von  gewissen  Ungerechtigkeiten,  mit 
nitiativp  der  freien  Individuen  in  freien  denen  es  heute  noch  behaftet  sei,  befreit 
Gruppen.  Wie  anders  aber  als  durch  feste  ,  werden.  Durch  bestimmte  ökonomische 
Rechtsnormen  sollen  die  \nelerlei  Beziehungen  '  Reformen,  besonders  durch  Beseitigung  des 
der  Menschen  untereinander  geordnet  wer-  Zinses  und  Geldes  soll  das  Privateigentum 
den?  Dies  soll  auf  dem  Wege  freiwilliger  der  Ilcrrschaftsgewalt,  welche  es  in  der 
Vereinigung  und  stets  kündbarer  Verträge  kapitalistischen  Gesellschaft  ausübt,  ent- 
geschehcn.  Die  Menschen  sollen  also,  wenn  kleidet  werden.  Dann  aber  soll  es  in  noch 
sie  gemeinsame  Ziele  und  Zwecke  verfolgen,  viel  weitergehendem  Maße  als  in  der  heutigen 
sich  zu  Vereinen  verbinden,  aber  der  Aus-  Gescllsclialtsordnung  die  Grundlage  der 
tritt  soll  jedem  jederzeit  freistehen  und  kein  |  wirtschaftlichen  Rechtsordnung  bilden.  Dies 
rechtlicher  Zwang  bindet  die  Menschen  an  ist  im  Wesen  des  Anarchismus  begründet, 
die  Vereine.  Wollen  sie  also  kaufen,  verkaufen  Eine  Theorie,  welche  dem  einzelnen  Menschen 
pachten,  vermieten,  so  soll  dieses  alles  durch  die  größte  .\usdehnung  seiner  Frciheits- 
freiwilliges,  persönliches  Uebcreinkommen  ■  Sphäre  gewähren  will,  muß  auch  den  In- 
geschehen,  an  das  sie  sich  durch  gegenseitiges  |  djviduon  durch  das  Privateigentum  die  Mög- 
Versprechen  gebunden  halten.  Wollen  sie  lichkeit  geben,  diese  Freiheit  zu  betätigen, 
zu  einem  Konsumverein  oder  einer  Produktiv-  Der  kommunistische  Anarchismus  fordert 
genossenschaft  zusammentreten,  so  können  dagegen  die  Gütergemeinschaft  und  ist  in- 
sie  dies,  aber  die  Genossenschaft  hat  nicht  sofern  eine  Inkonsequenz  zu  den  anar- 
das  Eigentum  an  den  Mitteln  der  (ieniein-  chistischen  Grundgedanken.  Aber  wenn 
Schaft,  sondern  jedem  einzelnen  steht  das  auch  der  kommunistische  Anarchismus  ein 
völlig  freie  Verfügimgsrecht  über  seinen  gewisses  Kollektiveigentum  verlangt,  so  soll 
Anteil  zu.  Will  eine  Gemeinde  eine  Straße,  dieses  im  Gegensatz  zum  Sozialismus  und 
Brücke  oder  Schule  bauen,  oder  wollen  Kommunismus  nur  ein  Gemeineigentum 
mehrere  Gemeinden  eine  Eisenbahn  ein-  innerhalb  kleiner  autonomer  Gruppen  sein, 
richten,  so  mögen  sie  sich  zu  derartigen  in  dezentralistischcr  Weise  durchgeführt 
gemeinschaftlichen  Einrichtungen  durch  ver-  worden  und  mit  politischer  Autonomie  ver- 
tragsmäßige Vereinbarungen  einigen,  aber  bundcn  sein. 

es  soll  kein  staatlicher  oder  gesellschaftlicher  3.  Die  politische  Taktik  des  Anarchis- 
Zwang  vorhanden  sein,  der  sie  verpflichtet,  mus.  Im  Wesen  des  Anarchismus  liegt 
an  derartigen  Einrichtimgen  teilzunehmen,  keineswegs  die  gewaltrevolutionäre  Taktik 
Wollen  zwei  Leute  eine  Ehe  eingehen,  so  begründet.  Vielmehr  sind  gerade  die  Be- 
bilden sie  zusammen  eine  familiäre  Gruppe;  gründer  der  anarchistischen  Theorie  An- 
sie  vereinbaren  gegenseitig  ihre  Rechte  und  bänger  einer  friedlichen  Sozialreform  ge- 
Pflichten, aber  irgendwelche  rechtliche  Garan-  Wesen.  Erst  spätere,  namentlich  russische 
tien  und  Privilegien,  die  ihnen  aufgezwungen  Vertreter  des  Anarchismus  haben  die  sog. 
werden,  soll  es  nicht  mehr  geben.  Das  Recht  anarchistischePropagandaderTat  verfochten, 
der  freien  Vereinigung  und  der  ebenso  '  d.  h.  anarchistische  Ziele  mit  Hilfe  verbreche- 
freien  Auflösung  der  Vereinigung  stellt  das  '  riseher  Taten  erreichen  wollen. 
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II.  Der  theoretische  Anarchismus. 

So  sehr  auch  die  Ziele  des  Anarchismus 
uud  Sozialismus  auseiiiandergeheu,  so  ist  er 
doch  aus  derselben  naturrechtlichen  Wurzel 
hervorgegangen  wie  ein  großer  Teil  der 
sozialistischen  Theorien  Wie  der  ethische 
Sozialismus  eine  Folgerung  aus  bestimmten 
naturrechtlichen  Sätzen  war,  so  ist  dies  auch 
mit  dem  Anarchismus  der  Fall.  Aus  der 
Lehre  von  den  angeborenen  gleichen  3Ien- 
schenrechten  hatte  der  Sozialismus  und 
Kommunismus  das  Recht  auf  gleichen  Be- 
sitz abgeleitet.  Der  Anarchismus  bildete  die 
Lehre  von  dem  angeborenen  Rechte  jedes 
einzelnen  auf  volle  persönliche  Freiheit  aus. 

1.  Die  Vorläufer  des  theoretischen  Anar- 
chismus im  Altertum  und  Mittelalter,  ai  Die 
anarchistisch«'  Theorie  Zenos.  Gegenüber 
der  Gemeinschaft  der  Güter  und  der  Staats- 
omnipotonz  zum  Zwecke  höchsten  moralischen 
Gemeinschaftslebens,  wie  Plato  sie  gepredigt, 
wurde  von  Zeno,  dem  Stifter  der  stoischen 
Schule  (342—270),  die  freie  staatlose  (iemein- 
schaft  zum  selben  Zwecke  als  Zuknnftsideal 
gepriesen.  Zeno  knüpft  hierbei  an  die  Leliren  der 
zynischen  Schule  an,  der  er  ursprüuglicli  an- 
gehört hatte. 

b)  Der  kommunistische  Anarchismus 
der  ..Karpokratianev",  Der  Guostiker 
Karpokiates  (Alexandrien),  der  um  die  Mitte 
des  2.  Jahrh.  lebte,  stiftete  eine  nach  ihm  be- 
nannte Sekte,  die  im  Anschlüsse  an  platonische 
und  zenonische  Ideen  anarchistische  Grundsätze 
vertrat.  Diese  in  ein  theosophisches  tlewand 
gehüllte  Naturrechtsphilosophie  weist  viel  Aehn- 
lichkeit  mit  dem  kommunistischen  Anarchis- 
mus der  neueren  Zeit  auf:  Jeder  macht,  was  er 
will  unter  der  Voraussetzung,  daß  alle  die 
gleichen  Ansprüche  auf  alles  geltend .  machen 
köimen.  Der  eine  Satz  enthält  das  anar- 
chistische, der  andere  das  kommunistische 
-\xiom. 

c)  Der  religiöse  .Anarchismus  imMittel- 
alter. Die  religiöse  Iteforrabewegung  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  förderte  neben 
vielen  anderen  Ideen  auch  solche  anarchistischer 
Art  zutage.  Diese  letzteren  knüpfen  speziell 
an  den  ekstatiseh-spiritualistischen  Subjektivis- 
mus jener  Kpoche  an,  wie  er  sieh  im  Ansclduß 
an  die  Weissagungen  des  kalabresischen  Abtes 
.loachim  von  Floris  (ca.  1200)  entwickelt  hatte. 
Von  Joachims  mystischen  Ideen,  die  in  der 
ganzen  Christenheit  lebliaften  Widerhall  fanden, 
unmittelbar  angeregt,  entwickelte  Amalrich 
von  liena,  Magister  der  Theologie  zu  Paris, 
ein  System  des  radikalsten  Subjektivismus,  das 
sich  als  Offenbarung  Gottes  präsentierte  und 
überhaupt  auf  dem  Prinzip  lier  direkten  Kom- 
munikation des  erleuchteten  Individuums  nüt 
Gott  beruhte.  Die  Lehren  Amalrichs  wurden 
besonders  von  der  Sekte  der  ,. Brüder  (und 
Schwestern)  vom  freien  Geist"  vertreten. 

Wieder  eine  andere  Art  des  religiösen  Anar- 
chismus, nämlich  ein  kommunistischer  Anar- 
chismus, wurde  seit  1420  von  Peter  (!hel- 
cicky  propagiert,  der  zurückgezogen  im  Dorfe 
Chclcic  lebte  und  von  dort  aus  seine  Schriften 
in  die  Welt  sandte. 


Die  hier  betrachtete  extrem-subjektivistische 
Gedankenrichtung  kam  auf  religiöser  Grundlage 
noch  einmal  im  nächsten  Jahrhundert  in  einer 
wiedertäuferischen  Sekte  zum  Vorschein:  bei 
den  —  vorzugsweise  im  Zürcher  Oberlande  leben- 
den —  ., freien  Brüdern",  die  Christus  für  den 
Verkünder  der  Freiheit  von  allen  Gesetzen  er- 
klärten, alle  -Vbhängigkeit  der  Menschen  von- 
einander leugneten  und  die  freiwillige  Güter- 
und Weibergcmelnschaft  für  den  einzigen,  wahrer 
Christen  würdigen  Zustand  erklärten. 

III.  Die  Hauptbegründer  des  theoretischen 
Anarchismus:  Godwin,  Proudhon, Stirner. 

aj  Godwin  (s.  d.  .Vrt.j.  Der  erste  Be- 
gründer des  theoretischen  .Anarchismus  ist 
der  Engländer  William  Godwin  (geb. 
1756).  In  seinem  1793  erschienenen  Haupt- 
werk: „Enquiry  concerniug  political  justice 
and  its  influence  on  morals  and  happiness" 
hat  Godwin  die  Grundzüge  seiner  anarchi- 
stischen Theorie  dargelegt. 

Godwin  will  in  seinem  Werke  unter- 
suchen, welche  Form  der  politischen 
Gemeinschaft  am  geeigiietsteu  sei,  die 
allgemeine  Wohlfahrt  zu  verbürgen.  Er 
sucht  die  Frage  zu  beantworten:  Wie  kann 
j  die  individuelle  und  unabhängige  Tätigkeit 
!  jedes  einzelnen  im  gesellschaftlichen  Leben 
am  besten  geschützt  werden  ? 

Vor  allem,  meint  Godwin,  dürfe  nicht 
vergessen  werden,  daß  die  Regierung  als 
solche,  abstrakt  genommen,  ein  Uebel  sei, 
ein  Eingriff  in  die  private  Urteilskraft  und 
das  individuelle  Bewußtsein  der  Menschheit, 
und  daß.  wenn  wir  auch  genötigt  seien,  sie 
als  ein  notwendiges  Uebel  für  die  gegen- 
wärtige Zeit  noch  beizubehalten,  wir  als 
Freunde  der  Vernunft  und  der  Menschlich- 
keit nur  so  wenig  als  möglich  davon  zulassen 
dürfen  und  immer  danach  trachten  müssen, 
das  Wenige  davon  noch  mehr  zu  vermindern. 
Jede  Regierung  entspreche  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  dem,  was  die  Griechen  eine 
Tyrannei  nannten.  Wie  der  ökonomische 
Liberalismus  mit  den  Beschränkungen  wirt- 
schaftlicher Freiheit  aufgeräumt  habe,  so 
inüsse  auch  die  Beschränkung  aller  politi- 
schen Freiheiten  beseitigt  werden. 

Godwin  nennt  das  Eigentum  ein  Patent, 
auf  Grund  dessen  das  Eigentum  von  der 
Arbeit  anderer  lebe.  ,,Es  ist  eine  schwere 
;  Täuschung,  der  sich  die  Menschen  hingeben, 
j  wenn  sie  von  Eigentum  sprechen,  das  ihnen 
von  ihren  Ahnen  vermacht  sei.  Das  Eigentum 
wird  produziert  durch  die  tägliche  Arbeit 
derer,  die  jetzt  leben.  .Vlies,  was  ihre  Ahnen 
ihnen  vermacht  haben,  war  ein  schimmeliges 
Patent,  weldies  sie  vorzeigen  als  ein  Anrecht 
von  ihren  Mitmenschen  zu  erpressen,  was 
die  Arbeit  dieser  Mitmenschen  hervorge- 
bracht hat." 

Godwin  will  aber  das  Eigentum  und  die 
individualistische  Wirtschaftsweise  nicht  ab- 


Anarchismus 


279 


schaffen:  .,ohnc  jedermann  bis  zu  einem  wie  soll  dadurch  die  Lebenslage  der  großen 
beträchtlichen  Grade  die  Ausübung  seiner  Masse  des  Volkes  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
eigenen  Willkür  zu  gestatten,  kann  keine  eine  Besserung  erfahren?  Darauf  ist  fol- 
Unabhängigkeit,  kein  Fortschritt,  keine  Tu-  gcndcs  zu  antworten:  Diese  politische  Ke- 
gend und  kein  Glück  sein.  Das  Eigentum  form  sollte  nur  im  Zusaninienhange  mit  einer 
ist  das  Palladium  all  dessen,  was  tiefgreifenden  sozialen  Reform  in  die  Br- 
uns teuer  sein  soll".  scheinung  treten.  Erst  wenn  zwei  Despoten 

Er  erhofft  die  soziale  Reform  von  einer  des  sozialen  Lebens,  nämlich  Geld  und 

Umgestaltung  des  Menschengeschlechts  in  Zins,  gestürzt  seien,  könne  auch  die  poli- 

moralischer  Hinsiclit:  Gegner  alles  re-  tische  Despotie  beseitigt  werden.  Prou- 

volutioniiren,  ja  nur  sozialpolitischen  Han-  dhon  ist  nicht  wie  Godwin  des  naiven  Glau- 

delns,  erwartet  er  alles  von  dem  Siege  der  bens,  daU  durch  freiwillige  Opfer  seitens  der 

Gerechtigkeitsidee.      Aufgabe  des  wahren  Eigentümer  das  Privateigentum  von  seinen 

Politikers  sei  es,  die  Menschen  allmiihlicli  Härten  befreit  werden  könnte, 

davon   zu   entwöiinen,    das   Eigeniiiteresse  Er  war  der  Meinung.  daU  die  Ursache 

bei  ihrem  Tun  zu  erwägen  und  sie  dahin  zu  aller  sozialen  ^'ot  nicht  aus  der  Sphäre  der 

bringen,  sich  de.-  Vorteils  anderer  zu  freuen.  Produktion  der  Güter  stamnu',  sondern 

(iodw  ins  Werk  stellt  die  erste  wissen-  aus  der  Sjiliäre  der  Zirkulation  der  Güter, 
sehaftliche  Begründung  der  anarchistischen  Zwei  Einrichtungen  des  privatkapitalisti- 
Theorie  dar;  es  hat  aber  in  keiner  Weise  auf  sehen  Systems  seien  es,  durch  welche  die 
die  anarchistische  Ideenrichtung  eingewirkt,  große  Majorität  der  Menschheit  wirtschaft- 
Zwar  wurde  es  zur  Zeit  seines  Erscheinens  lieh  geknechtet  würde  und  in  steler  Not  und 
viel  gelesen,  erlebte  auch  mehrere  Auflagen,  Abhängigkeil  leben  müsse,  nämlich  das  ge- 
hatte aber  keinen  nachhaltigen  Erlolg  und  münzte  (ield  und  der  Zins  des  Leihkapitals, 
wurde  bald  vergessen.  Beachtung  fand  es  Eine  zweite  harte  Bedrückung  sei  der 
überhaupt  nur  als  Manifest  des  ultraradi-  Zins  des  Leilikapitals.  Viele  fleiüige  Leute, 
kalen  politischen  Liberalismus.  Die  ex-  die  irgend  etwas  unternehmen  wollten,  kämen 
tremen  Liberalen  haben  gern  daraus  ge-  nicht  dazu,  weil  ihnen  das  Kapital  fehle,  und 
schopfl.  aber  für  die  Entwicklung  der  um  Kapital  zu  erlangen,  nuiliten  sie  einen 
anarchistischen  Gedankenwelt  hat  es  nie  harten  drückenden  Triliut  in  Eorni  des 
eine  Rolle  gespielt.  Zinses  an  den  Kapitalisten  zahlen. 

b)  Proudhon  (s.  d.  Art.).  Der  eigentliche  Gelänge  es,  meint  Proudhon,  diese 
Bcsründcr  des  Anarchismus  in  dem  Sinne,  beiden  wirtschaftlichen  Desnoten  zu  be- 
daß  eine  nachhaltige  anarchistische  Bewegung  seitigen,  so  könne  im  übrigen  die  freie  privat- 
entstand, ist  P.  .1.  Proudhon  (1809 -1865).  wirtschaftliche  Produktionsweise  bestehen 
Er  hat  zuerst  die  anarchistische  Theorie  bleiben;  das  Privateigentum  wäre  dann  ge- 
eingehend begründet  und  gleichzeitig  für  reinigt:  es  könnte,  von  allen  seinen  Un- 
seine  Theorien  eine  lebhafte  Agitation  ent-  gerechtigkeiten  befreit,  die  richtige  all- 
faltet und  dadurch  einen  großen  Einfluß  genieine  Basis  des  sozialen  Systems  werden, 
auf  die  soziale  Bewegung  hervorgerufen.  Pmudlum  hatte  den  Plan  gefaßt,  in 
In  einer  seiiuT  ersten  Scliriften,  die  den  einer  sog.  Tauschbank  diese  l)ciden  Ziele: 
Titel  führt:  „Qu'est  ce  que  la  luoprietfi?"  Beseitigung  des  (leides  und  des  Zinses  durch- 
(1840),  gab  er  auf  diese  Frage  die  berühmte  zuführen.  Auf  diese  Weise  wäre  jedem 
Antwort:  ,,La  propriet^,  c'est  Ic  vol."  Produzenten  ein  Recht  auf  Absatz  seiner 
Auf  Grund  dieses  .\usspruclies  wird  Prou-  Produkte  und  ein  Recht  auf  Kredit 
dhon  oft  für  einen  Kommunisten  gehalten,  garantiert;  von  der  Tyrannei  des  Geldes  und 
für  einen  Gegner  des  Privateigentums.  Bei  des  Kapitals  befreit,  sei  dann  der  Zeitpunkt 
näherem  Eindringen  in  sein  Buch  ergibt  sich  für  die  Menschheit  gekommen,  sieh  auch 
das  gerade  Gegenteil,  nämlich,  daß  Prou-  von  der  Tyrannei  aller  Regierungsformen 
dhon  ein  energischer  Anhänger  des  Privat-  und  aller  (iesetze  zu  entledigen, 
eigentunis  ist,  daß  er  aber  alle  Menschen  zu  Die  Grundidee  des  Proudhonschen  Anar- 
Privateigenlümern  machen  mochte,  und  daß  chismus,  die  er  in  seinen  beiden  Werken:  „Les 
er  die  individuelle  Freiheit  der  Menschen  so  confessions  d'un  revolutionnaire"  (1849)  und 
hoch  hält,  daß  er  die  Herrschaftslosigkeit, '  „Idee  generale  de  la  revolution  au  XIX. 
d.  h.  die  Anarchie  predigt.  I  siecle"  (1851)  niedergelegt  hat,  ist  folgende: 

Wenn  Proudhon  als  wichtigste  Reform  Das  ganze  Regierungssystem  sei  nur  dazu  da, 
der    Gesellschaft   die   anarchistische   Ver- :  um  die  Vorrechte  der  besitzenden  Klassen 

fassung  vorschlug,  so  erhebt  sich  die  Frage:  ;  gegenüber    den    Besitzlosen  aufrechtzuer- 

Wie  soll  eine  solche  rein  politische  Beform  halten.  Mit  dem  Augenblick,  wo  die  von 
zur  Besserung  der  wirtschaftlichen  Ver- '  ihm  vorgeschlagenen  wirtschaftlichen  Re- 

hältnisse  des  Volkes  führen  ?  AVenn  an  Stelle  formen,  namentlich  die  Unentgeltlichkeit  des 
der  Rechtsordnung  der  lose  Zusammen- j  Kredits  durchgeführt  seien,  sei  auch  die 

hang  menschlicher  Vereinigungen  tritt,  Autorität   überflüssig;   dann   könne  jeder 
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selbst  herrschen  und  sieh  selbst  Gesetze  ,  Stirners  Philosophie  bezeichnet  den  äußer- 
geben. Nicht  Unordnung  soll  Proudhons  sten  Flügel  jener  Jung-Hegelianer,  die,  wie 
Anarchie  bedeuten,  sondern  die  größte  Ord-  die  beiden  Brüder  Bauer  und  Ludwig 
nung  und  Harmonie  aller.  An  Stelle  der  Feuerbach  in  der  Bekämpfung  jeder  gött- 
Gesetze  sollten  Verträge  treten,  die  von  den  liehen  und  weltlichen  Autorität  miteinander 
Mitgliedern  der  einzelnen  wirtschaftlichen ,  wetteiferten.  Von  Feuerbach  stark  be- 
Gruppen, Vereine,  Gesellschaften,  Korpo-  einflußt,  ging  Stirner  in  seiner  Kritik  alles 
rationen,  Assoziationen  untereinander  auf  herrschenden  Autoritätsglaubens  noch  über 
Grundlage  des  freien  Austausches  der  Pro-  diesen  hinaus,  indem  er  die  Lehre  verkündete, 
dukte  und  des  unentgeltlichen  Kredits  ge-  daß  jede  Macht,  die  über  den  einzelnen 
schlössen  werden.  Diese  wirtschaftlichen  ,  Menschen  gesetzt  sei,  eine  Knechtschaft 
Gruppen  sollten  auch  ihre  eigene  Polizei ,  wäre.  Wenn  Feuerbach  sein  uaturalisti- 
haben  und  die  Verwaltung  ihrer  Angelegen-  sches  Glaubensbekenntnis  einmal  in  die  be- 
heiten  selbst  übernehmen,  llit  einem  Worte:  kannte  Formel  gefaßt  hatte:  Gott  war  mein 
Jeder  sei  Selbstherrscher,  sobald  au  Stelle ,  erster  Gedanke,  die  Vernunft  mein  zweiter, 
der  politischen  Gewalten  die  ökonomischen  ,  der  Mensch  mein  dritter  und  letzter  Gedanke, 
Kräfte  träten.  so  war  auch  das  für  Stirner  noch  nicht 

Die  Zwangsrechtsordnung  soUte  durch  genügend,  denn  das  bedeutete  für  ihn  eine 
vertragsmäßige  Bindung  ersetzt  werden.  .  neue  Form  des  Kultus,  nämlich  den  Mensch- 
in voller  Konsequenz  seiner  anarchisti- i  heitskultus.  Nicht  sollte  nach  Feuerbachs 
sehen  Doktrin  geht  Proudhon  soweit,  die  ]  Idee  ,,der  Mensch"  „dem  Menschen"  das 
staatliche  Justiz-  und  Strafgewalt  als  über- 1  höchste  Wesen  sein,  sondern  jeder  einzelne 
flüssig  zu  erklären.  ganz  persönlich  für  sich  sollte  das  höchste 

Proudhon  hat  an  seiner  anarchistischen  Wesen  darstellen.  Die  Idee  der  Humanität 
Lehre  nicht  festgehalten.  In  seinem  1863  bringe  den  Menschen  wieder  in  Abhängigkeit, 
erschienenen  Werke:  ,,Du  principe  federatif"  jede  Aufstellung  eines  Sittengesetzes  sei  eine 
erklärt  er,  daß  die  Anarcliie  nur  ein  Ideal  i  lästige  Bindung  der  einzelnen.  Nicht  das 
sei,  aber  nie  verwirklicht  werden  könne,  daß  '  ,,Ich"'  als  Idee,  sondern  das  ,, empirische  Ich" 
vielmehr  die  richtige  Regierungsform  die  des  einzelnen  Individuums  müsse  die  Grund- 
dea  Föderalismus  sei,  d.  h.  eine  möglichst ,  läge  und  der  Ausgangspunkt  aller  Sozial- 
dezentralisierte Regierung.  Die  politische  ,  philosophie  sein.  Es  solle  nur  Eine  Regel  für 
Organisation  soll  in  der  Bildung  möglichst ;  den  Menschen  geben:  ,, Verwerte  Dich", 
vieler  kleiner  Gruppen  mit  weitgehender !  So  war  die  extreme  Denkrichtung  der 
Selbstverwaltung  bestehen.  |  Anhänger  der  Hegeischen  Linken  schließ- 

Gerade  in  Proudhons  Lehren  und  seiner  ]  lieh  bis  zu  einer  reinen  Verherrlichung  des 
politischen  Wirksamkeit  ist  der  anti- 1  empirischen  Ich  angelangt.  Stirners  Werk 
sozialistische  Charakter  des  Anarchismus  |  ist  das  Hohelied  des  Egoismus.  Niemals  ist 
besonders  deutlich  erkennbar.  Proudhon, in  so  schroffer  und  radikaler  Weise  das 
trat  hauptsächlich  zur  Zeit  der  Februar- 1  einzelne  Individuum  mit  seinen  Wünschen 
revolution  in  der  Oeffentlichkeit  hervor  und  [  und  Begehrungen  zur  Grundlage  alles  Ge- 
er  betrachtete  es  als  seine  Hauptaufgabe,  die  :  sellschaftslebens  gemacht  worden.  Der 
proletarisch-sozialistischen  Tendenzen  zu-  Egoismus,  der  nach  gewöhnlicher  bürger- 
gunsten  seiner  freiheitlichen  Forderungen  zu  lieber  Moral  etwas  Jlinderwertiges  darstellt, 
bekämpfen.  In  jener  Zeit,  wo  alle  möglichen  ;  wird  hier  zur  Quelle  der  größten  Wohlfahrt 
sozialistischen  und  kommunistischen  Parteien  aller. 

und  Vereine  wie  die  Pilze  aus  der  Erde  ^  Alles  bestehende  Recht  ist  nach  Stirner 
schössen,  damals,  als  die  provisorische  Re- ,  fremdes  Recht,  nur  das  sei  richtiges  Recht, 
gierung,  zu  deren  Mitgliedern  vier  entschie- :  das  man  sich  selbst  gebe.  Was  soll  an  Stelle 
dene  Sozialisten  gehörten,  diesen  Ideen  in ;  des  heutigen  Rechtszwanges  treten?  Die 
weitgehendstem  Maße  Rechnung  trug,  ent-  j  Menschheit  solle  sich  auflösen  in  lauter  Ver- 
faltete Proudhon  eine  rastlose  Tätigkeit  eine  von  Egoisten.  „Darum  sind  Wir  beide, 
zur  Bekämpfung  der  sozialistischen  und  !  der  Staat  und  Ich,  Feinde.  Mir,  dem  Egoisten, 
kommunistischen  Theorien.  |  liegt  das  Wohl  dieser  „menschlichen  Gesell- 

c)  Stirner  (s.  d.  Art.).  Kaspar  Schmidt  schalt"  nicht  am  Herzen,  Ich  opfere  ihr 
(geo-  1806)  hat  in  seinem  1844  erschienenen  nichts,  Ich  benutze  sie  nur;  um  sie  aber  voU- 
Buch:  „Der  Einzige  und  sein  Eigentum"  ständig  benutzen  zu  können,  wandle  Ich 
eine  neue  eigenartige  theoretische  Dariegung  sie  viebnehr  in  mein  Eigentum  und  mein 
des  Anarchismus  gegeben.  Er  gab  es  unter  t  Geschöpf,  d.  h.  Ich  vernichte  sie  und  bilde 
lonfi    1  heraus.    Stirner  war  an  ihrer  Stelle  den„Verein  derEgoisten"". 

1806  als  Sohn  eines  Instrumentenmachers  Irgendwelche  verbindliche  Macht  üben  diese 
i^^u''"''''  S'^''''"n;  er  lebte  als  Mädchen- 1  Vereine  nicht  aus,  jeder  kann  dem  Verein 
schullehrcr  in  Beriin  und  starb  1856  im  j  angehören,  solange  er  will  und  kann  austreten, 
größten  Elend  und  gänzlich  verschollen. '  wann  es  ihm  paßt. 
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Wie  soll  es  mit  dem  Eigentum  gehalten 
werden?  Darauf  antwortet  Stirn  er:  „Mein 
Eigcntuni  ist  alles,  was  meiner  Gewalt  ge- 
lingt, Mir  anzueignen :  Zu  welchem  Eigentum 
bin  Ich  berechtigt?  Zu  jedem,  zu  welchem 
Ich  Mich  ermächtige.  Das  Eigentumsrecht 
gebe  I  c  h  mir,  indem  Ich  mir  Eigentum 
nehme  oder  Mir  die  Macht  des  Eigentümers, 
die  Vollmacht,  die  Ermächtigung  gebe.  Wo- 
rüber man  Mir  die  Gewalt  nicht  zu  entreißen 
vermag,  das  bleibt  Mein  Eigentum.  Wohlan, 
so  entscheidet  die  Gewalt  über  das  Eigentum, 
und  Ich  will  alles  von  Meiner  Gewalt  er- 
warten." 

Selbsthilfe  soll  überall  an  Stelle  des 
Strafgesetzes  treten:  Erst  in  diesem  Zustand 
genieße  der  Mensch  seine  volle  Menschen- 
würde; erst  dann  sei  das  Ideal  menschlichen 
Gesellschaftslebens  erfüllt  und  mit  fol- 
gender Verherrlichung  des  Egoismus  schließt 
Stirner  sein  Werk:  ,, Eigner  bin  Ich  meiner 
Gewalt  und  Ich  bin  es  dann,  wenn  Ich  Mich 
als  Einzigen  weiß.  Im  Einzigen  kehrt 
selbst  der  Eigner  in  sein  schöpferisches 
Nichts  zurück,  aus  welchem  er  geboren  wird. 
Jedes  höhere  Wesen  über  Mir,  sei  es  Gott, 
sei  es  der  Mensch,  schwächt  das  Gefühl 
meiner  lunzigkcit  und  erbleicht  erst  vor 
der  Sonne  dieses  Bewußtseins.  Stell  Ich 
auf  Mich,  den  Einzigen,  meine  Sache,  dann 
steht  sie  auf  dem  Vergänglichen,  dem  sterb- 
lichen Schöpfer  seiner,  der  sich  selbst  ver- 
zehrt, und  Ich  darf  sagen:  „Ich  hab'  Mein' 
Sach'  auf  Nichts  gestellt." 

IV.  Der  kollektivistische  Anarchismus 
(Bakunin)  und  der  kommunistische  Anar- 
chismus (Krapotkin). 

Im  Gegensatz  zu  dem  konsequenten, 
streng  individualistischen  Anarchismus,  der 
das  völlig  freie  Privateigentum  fordert,  gibt 
es  aucli  Richtungen  im  Anarchismus,  die  das 
Gemeineigentum  in  mehr  oder  minder  großem 
Umfange  erstreben. 

a)  Bakunin  (s.  d.  Alt.) (geb.  1814,  Haupt- 
werk: „Dieu  et  l'Etat")  ist  Vertreter  des  sog. 
kollektivistischen  Anarchismus.  Er  hält 
am  Privateigentum  an  Verbrauchsgegen- 
ständen fest,  fordert  aber  das  Gemeineigen- 
tum an  Boden  und  Kapital.  Das  Eigentum 
müsse  so  gestaltet  werden,  daß  zwar  an  den 
Konsumtiüusmitteln  auch  Privateigentum, 
dagegen  an  Grund  und  Boden,  den  Arbeits- 
werkzeugen, sowie  an  allem  anderen  Kapital 
nur  Gescllschaftseigentum  zulässig  sei.  Im 
Gegensatz  zum  Marxismus  soll  aber  diese 
gesellschaftliche  Umbildung  nicht  in  zen- 
tralistischer,  sondern  in  dezentralistischer 
Weise  vor  sich  gehen.  „Der  Kollektivismus 
der  künftigen  Gesellschaft  fordert  keines- 
wegs die  Errichtung  irgendwelcher  höchsten 
Gewalt.  Im  Namen  der  Freiheit,  auf  die 
allein  sich  eine  wirtschaftliche  wie  eine 


politische  Organisation  gründen  kann,  werden 
wir  immer  gegen  alles  Einspruch  erheben, 
was  auch  nur  von  fem  dem  Kommunismus 
oder  Staatssozialismus  ähnlich  sieht.  Ich 
will  die  Organisation  der  Gesellschaft  und  des 
Kollektiv-  oder  Gesellschaftseigentums  von 
unten  nach  oben  durch  die  Stimme  der  freien 
Vereinigung,  nicht  von  oben  nach  unten 
vermittels  irgendwelcher  Autorität."  Die 
ßakunisten  nennen  sich  daher  antiautoritäre 
Kollektivisten. 

Auf  dem  Kongreß  der  Internationale  in 
Basel  (1879)  erklärte  Bakunin:  „Ich  stimme 
für  Gemeinschaft  des  Grund  und  Bodens  im 
besonderen  und  des  ganzen  sozialen  Reich- 
tums im  allgemeinen  im  Sinne  der  sozialen 
Liquidation." 

b)  .\ls  typischer  Vertreter  des  sog.  kom- 
numistischen  Anarchismus  ist  in  CKter  Linie 
Krapotkin  (s.d.  Art.) (geb.  1842  in  Moskau) 
zu  nennen.  Er  fordert  das  Gemeineigentum 
an  den  I'roduktions-  und  Konsumtions- 
artikeln, welches  auf  kleine  Gruppen  uber- 
tragen werden  soll,  denen  im  übrigen  großer 
Spielraum  zu  freier  Entfaltung  gegeben 
wird. 

Wie  die  ncueOcsclIschaft,  welche  Krapotkin 
anstrebt,  in  ihrer  Grundverfassung  beschaffen 
sein  soll,  ist  von  ihm  selbst  einmal  in  seinen 
Memoiren  in  folgender  Weise  beschrieben  worden: 
,, Diese  neue  Gesellschaft  besteht  aus  einander 
gleichgestellten  Mitgliedern,  die  nicht  mehr 
gezwungen  sind,  Hand  und  Kopf  an  andere  zu 
verkaufen  und  von  diesen  in  beliebiger,  planloser 
;  Weise  ausnützen  zu  hissen;  sie  können  viel- 
i  mehr  ihre  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  ziel- 
bewußt der  Produktion  zuwenden  im  Rahmen 
eines  Organismus,  der  vermöge  seines  Aufbaues 
alle  auf  die  Gewinnung  des  größtmöglichen 
Gesamtbetrages  der  allgemeinen  Wohlfahrt  ge- 
richteten Bestrebungen  zusammenfaßt  und  dabei 
für  die  individuelle  Initiative  vollen  Spielraum 
läßt.  Dieser  Organismus  zergliedert  sich  in 
eine  Vielheit  von  Assoziationen,  die  sich  zu 
allen,  gemeinsame  Arbeit  erfordernden  Zwecken 
zusammen.scldießen:  zu  Gcwerbebündcn  zum 
Zwecke  der  Produktion  jeder  Art,  der  landwirt- 
schaftlichen, industriellen,  rein  geistigen  oder 
künstlerischen;  zu  Konsumgemeinden,  die  für 
Wohnungen,  für  Beleuchtung  und  Heizung,  für 
Nahrungsmittel,  sanitäre  Einrichtungen  usw. 
Sorge  tragen;  zu  Vereinigungen  dieser  Kom- 
munen wie  der  tJewerbeorganLsation  imter- 
einander.  Endlieh  büden  sich  noch  weitere, 
auf  ein  ganzes  Land  oder  auf  mehrere  Länder 
sich  erstreckende  Gruppen,  deren  Mitglieder 
ui  gemeinsamer  Arbeit  die  Befriedigung  wirt- 
schaftlicher, geistiger,  künstlerischer  und  sitt- 
licher Anforderungen,  soweit  sie  über  ein  be- 
stimmtes Gebiet  hinausgreifen,  erstreben.  Alle 
diese  Gruppen  wirken  in  freier  gegenseitiger 
Vereinbarung  zusammen." 

Wie  sieh  die  Güterproduktion  und  die 
Güterverteilung  gestalten  sollen,  hat  Kra- 
potkin in  seinem  Werk  „La  Conqu'He  du 
Pain"  (Paris  1892)  dargelegt. 
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Die  erste  Tat  der  zukünftigen  Gemeinde  soll 
darin  bestehen,  daß  sie  sich  alles  aufgehäuften 
Kapitals,  sowohl  der  Produktions-  wie  der  Kon- 
sumtionsmittel  bemächtigt.  Bei  der  Güter- 
erzeugung muß  dann  unterschieden  werden 
zwischen  deu  notwendigen  Bedürfnissen  der 
Menschen  und  den  Luxusbedürf  nissen.  Zwecks 
Herstellung  der  notwendigen  Bedarfsgegen- 
stände müßten  sich  alle  Erwachsenen  verpflichten, 
täglich  eine  bestimmte  Anzahl  Stunden  zu  ar- 
beiten. Dabei  soll  aber  kein  autoritärer  Zwang 
auf  die  einzelnen  ausgeübt  werden,  sondern  jeder 
einzelne  soll  sich  einer  bestimmten  Arbeitsgruppe 
freiwillig  anschließen  und  mit  der  Gruppe  einen 
Vertrag  schließen.  Die  Gruppen  würden  dann 
wieder  untereinander  Verträge  schließen,  und 
auf  diese  Weise  würde  die  Gesellschaft  konsti- 
tuiert sein. 

Was  die  Befriedigung  minder  dringender  Be- 
dürfnisse anlangt,  so  reicht  die  übrige  Zeit  am 
Tage  aus,  um  auch  diese  in  weitgehendem  Maße 
auszuführen.  Jeder  kann  dann  die  übrige 
freie  Zeit  benutzen,  um  seinen  wissenschaftlichen 
künstlerischen  und  sonstigen  Neigungen  zu  leben. 
.Je  nach  der  persönlichen  Liebhaberei  wird  sich 
jeder  der  Gruppe  anschließen,  wo  er  gerade 
die  ihm  zusagende  Beschäftigung  ausführen 
kann. 

V.  Der  religiöse  Anarchismus  (Tolstoi). 

Tolstoi  nennt  das  Recht  etwas  dem 
Wesen  des  Christentums  absolut  Wider- 
sprechendes. Er  kommt  so  zu  einem  reli- 
giösen Anarchismus.  Während  Stirn  er 
gerade  von  seinem  antireligiösen  Standpunkt 
zur  Verwerfung  des  Rechts  gelangt,  meint 
Tolstoi  als  wahrer  Interpret  der  christ- 
lichen Gedanken  eine  rechtliche  Ordnung 
verneinen  zu  müssen.  Auch  Renan  nennt 
in  seinem  Werke  „Das  Leben  Jesu"  Jesum 
einen  Anarchisten,  ,,  Jesus  a  quelques  egards, 
est  un  anarehiste,  car  il  n'a  aucune  idee  du 
gonverneraent  civil.  Ce  gonvernement  hii 
semble  purement  et  simplement  un  abus." 

Bei  Tolstoi  ist  das  ganze  Fundament 
seiner  Lehre  das  Christentum.  Die  Werke, 
in  denen  dieser  russische  Philosoph  haupt- 
sächlich seine  Staatslehre  dargelegt  liat,  sind: 
,, Worin  besteht  mein  Glaube?"  (1884).  ,,Was 
sollen  wir  also  tun?"  (1885).  ,,Das  Reich 
Gottes  ist  in  Euch,  oder  das  Christentum 
als  eine  neue  Lebensauffassung,  nicht  als 
eine  mystische  Lehre"  (1893). 

Nach  Tolstoi  enthält  Christi  Lehre  die  aller- 
strcngste  und  reinste  Erfassung  der  Vernunft, 
zu  welcher  der  Mensch  sich  bis  heute  erhoben 
habe.  Die  Liebe  müsse  statt  des  Rechts  herrschen; 
vielleicht  habe  das  Recht  einmal  höheren  Sinn 
und  Bedeutung  gehabt,  jetzt  sei  diese  Zeit  aber 
vorüber,  die  Sitten  seien  milder  geworden,  die 
Menschen  unserer  Zeit  bekennten  die  Worte 
der  Menschenliebe,  des  Mitleids  mit  dem  Nächsten 
und  verlangten  nur  die  Möglichkeit  ruhigen, 
friedlichen  Lebens.  Der  Mensch  brauche  nur 
zu  begreifen,  daß  der  Zweck  seines  Lebens  die 
Erfüllung  von  Gottes  Gesetz  sei,  und  dieses 
Gesetz,  welches  für  Uin  alle  anderen  Gesetze 


ersetzen  müsse,  werde  allen  menschlichen  Ge- 
setzen ihre  Verbindlichkeit  nehmen.  Der  Christ 
befreie  sich  also  von  jeder  Menschen^ewalt  da- 
durch, daß  er  für  sein  Leben  und  das  Leben 
anderer  das  göttliche  Gesetz  der  Liebe  als  ein- 
zigen Leitfaden  betrachte,  welcher  in  die  Seele 
jedes  Menschen  gelegt  und  durch  Christum  zum 
Bewußtsein  gebracht  worden  sei.  Dem  christ- 
lichen Gebot  widersprächen  alle  staatlichen 
Obliegenheiten,  der  Eid,  die  Abgaben,  das  Ge- 
richt und  das  Heer,  aber  eben  auf  diesen  Ver- 
pflichtungen gründe  sich  die  Gewalt  des  Staates. 
Das  Christentum  in  seiner  wahren  Gestalt  zer- 
störe den  Staat. 


VI.  Die  politische  Taktik  des  Anarchismus : 
Die  Propaganda  der  Tat. 

Im  Wesen  des  Anarchismus  liegt,  wie 
bereits  bemerkt,  nichts,  was  notwendig  zu 
revolutionärer  Aktion  führen  müßte.  Der 
Anarchismus  erstrebt  ein  Zusammenleben 
menschlicher  Gruppen  ohne  autoritären 
Zwang.  Die  Vereinigungen  der  Menschen 
sollen  nur  durch  freie  Verträge  der  einzelnen 
untereinander  zusammengehalten  werden : 
ausdrücklich  haben  die  beiden  Begründer 
des  Anarchismus,  Godwin  und  Proudhon, 
betont,  daß  diese  Umbildung  der  Gesellschaft 
auf  friedlieliem  Wege  vor  sich  gehen  sollte. 
Wenn  aber,  wie  es  im  System  des  Anarchis- 
mus der  Fall  ist,  der  Wille  des  Einzeliudi- 
viduums  überall  die  letzte  Entscheidung 
haben  soll,  so  liegt  der  Gedanke  nahe,  die 
gewaltsame  Durchsetzung  des  Einzelwillens 
gutzuheißen,  wenn  sie  dem  einzelnen  als 
zweckmäßig  erscheint.  In  diesem  Sinne 
hat  Stirner  die  Anwendung  von  Gewalt 
für  erlaubt  erklärt,  auch  Verbrechen  dann 
für  zulässig  gehalten,  wenn  sie  den  Zwecken 
und  Wünschen  der  einzelnen  entsprechen. 

Stirner  hat  diese  revolutionäre  Taktik 
niemals  parteipolitisch  vertreten.  Er  blieb 
im  Reiche  der  Gedanken  und  hat  überhaupt 
nicht  aktiv  in  das  politische  Leben  einge- 
griffen. 

Es  war  erst  der  Aera  der  sog.  ,, anar- 
chistischen Propaganda  der  Tat"  vorbehalten, 
anarchistische  Ziele  mit  HiU'e  verbrecheri- 
scher Taten  erreichen  zu  wollen. 

Als  einer  der  ersten  Begründer  dieser 
anarchistischen  Taktik  ist  Bakunin  zu 
erwähnen. 

Um  das  Ziel  des  Anarchismus  zu  er- 
reichen, empfiehlt  Bakunin  nicht  die 
politisch-parlamentarische  Tätigkeit  und 
nicht  die  Ausnutzung  des  Wahlrechts, 
sondern  gewaltsame  Kiederwerfung  alles 
Bestehenden.  Sie  woUen  „negative"  Politik 
treiben,  indem  sie  im  Gegensatz  zu  den 
Marxisten  nicht  die  Eroberung,  sondern 
die  Zerstörung  der  politischen  Macht  sich 
zum  Ziel  setzen.  Sie  streben  —  wiederum 
im  Gegensatz  zum  Marxismus  —  nach  un- 
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mittelbarer  sozialer  Revolution  ohne  die ; 
Zwischenstufe  der  politischen  Organisierung 
und  politischen  Erziehung  des  Proletariats. 

Die  Revolution  im  Sinne  von  Gewaltrevo- 
lution wird  als  die  einzig  berechtigte  politische 
Tätigkeit  hingestellt  und  zwar  versteht  Ba- 
kunin  unter  Revolution  ,,dic  Entfesselung  alles 
dessen,  was  man  heute  die  biisen  Leidenschaften 
nennt,  und  die  Zerstörung  von  allem,  was  die 
öffentliche  Ordnung  heißt".  In  den  geheimen 
Statuten  der  von  ihm  gegründeten  AUiance 
heißt  es:  „Nichts  kann  hesser  die  einzig  wirk- 
liche Macht  des  Jahrhunderts,  die  Arbeiter, 
einigen,  begeistern  und  emporrichten,  als  die 
vollständige  liefreinng  der  .\rbeit  und  die  Zer- 
trümmerung aller  zum  Schutz  des  Eigenturas 
und  des  Kapitals  bestehenden  Kinrichtungon." 

Neben  Itakunin  ist  sein  russischer  Emissär 
Nctschaiew  zu  nennen,  der  die  besondere 
Aufgabe  halte,  die  anarchistische  Propaganda 
in  Rußland  zu  betreiben.  Er  ist  der  \  erlasser 
eines  revolutionären  Katechismus,  in  welchem 
die  Propaganda  der  Tat  gepredigt  wurde.  Dort 
heißt  es:  „Der  Revolutionär  kennt  nur  eine  ein- 
zige Wissenschaft  —  die  Zerstörung  — ,  für  sie 
und  nur  für  sie  studiert  er  Mechanik,  Physik, 
Chemie  und  selbst  Medizin:  für  ihn  existiert 
nur  ein  Genuß,  nur  ein  'l'rost,  ein  Lohn,  eine 
tJefricdigung.  der  Lohn  der  Revolution;  Tag 
und  Nacht  darf  er  nur  einen  Gedanken,  nur 
einen  Zweck  haben,  die  unerbittliche  Zerstörung. 
Alle  Mittel,  durch  welche  diese  gefördert  wird, 
sind  recht:  indem  wir  keine  Tätigkeit  als  die 
Zerstörung  zulassen,  erkennen  wir  an,  daß  die 
Form,  in  der  sich  diese  Tätigkeit  äußern  muß 
eine  sehr  maiungfaltige  sein  kann:  Gill,  Dolch, 
Strick  usw.  Die  Revolution  heiligt  alles  ohne 
Unterschied.  Die  zukünftige  Organisation  wird 
ohne  Zweifel  aus  der  Rewegung  und  dem  Leben 
des  Volkes  hervorgehen,  aber  das  ist  Sache  künf- 
tiger Organisationen;  unsere  Arbeit  ist  die  totale, 
unerbittliche  Zerstörung."  Netschajew  wurde 
1872  an  Rußland  ausgeliefert,  wo  er  zu  lebens- 
länglicher Herg\vcrksarDeil  verurteilt  wurde.  Cha- 
rakteristisch ist  für  die  Propaganda  der  Tat, 
daß  die  Attentate  schon  um  deswillen  ausgeübt 
werden  sollen,  damit  für  den  Anarchismus  ite- 
klame  gemacht  wird.  Es  sei  die  billigste  Art 
und  Weise,  das  Interesse  auf  den  .\narchijimus 
zu  lenken  und  neue  .\nhUngcr  für  die  Sache  zu 
gewinnen.  In  diesem  Sinne  wirkte  auch  der 
französische  Schweizer  Paul  Hroussc.  Er  sagt: 
„Die  Tat  wird  allseilig  besprochen,  nach  der 
Ursache  der  Tat  fragen  die  sonst  indifferenten 
Massen,  werden  aufmerksam  auf  die  neue  Lehre 
und  diskutieren  sie;  sind  die  Menschen  erst 
einmal  soweit,  so  ist  es  nicht  schwer,  viele  von 
ihnen  zu  gewinnen."  Die  Attentate  sollen  nicht 
etwa  nur  gegen  Ivönige  und  Fürsten  gerichtet 
sein,  sondern  auch  gegen  Kapitalisten  und  alle 
an  der  Spitze  der  Gesellschaft  stehendeu  Per- 
sonen: auch  ganz  harmlose  Menschen  müssen 
unter  Umständen  geopfert  werden,  wenn  es  gilt, 
ein  epochemachendes  Attentat  auszuführen. 

Krapotkin  macht  in  seinem  Buch  ,,Les 
Paroles  d'un  Revolte"  auf  die  Propagandawir- 
kung verbrecherischer  Taten  aufmerksam:  ,, Viel- 
leicht bleibt  die  Masse  zuerst  gleichgültig  und 
glaubt  den  Klugen,  welche  die  Tat  verrückt  finden, 
aber  bald  jauchzt  sie  den  Verrückten  heimlich 


zu  und  tut  es  ihnen  nach.  Eine  einzige  Tat 
macht  in  wenig  Tagen  mehr  Propaganda  als 
tausend  liroschüreii. 

VII.    Der    Anarchismus    und    der  revo- 
lutionäre Syndikalismus. 

IJcr  .Vnarcliisnuis  weist  eine  gewisse 
Achnlichkcit  mit  den  Ideen  der  sog.  revo- 
lutionären Syndikalisten  auf.  Viele  Anar- 
chisten haben  sich  auch  den  syndikalistischen 
Organisationen  angeschlossen.  Dennoch  sind 
die  Unterschiede  zwischen  beiden  Kich- 
tungen  nicht  zu  übersehen,  und  es  ist  zwischen 
den  syndikalistischen  .Vnarchislen  und  den 
reinen'  Anarchisten  zu  heftigen  Streitigkeiten 
gekomiueu.  Der  revolutionäre  Syndikalis- 
mus, der  ebenso  wie  der  .\iiarchismus  in  den 
romanischen  Ländern  seinen  Ursprung  und 
seine  besondere  Verbreitung  hat  und  als 
i  dessen  theoretischer  Vertreter  unter  den 
Franzosen  besonders  Lagardelle,  Sütel, 
Berth  und  (1  rif f uelhcs,  von  Italienern 
Labriola  hervorzuheben  sind,  vertritt  vor 
allem  folgende  tirundsätze.  Kr  tritt  in 
scharfe  Opposition  gegen  jede  Art  von  poli- 
tisch-parlameiilarischer  Betätigung.  So- 
bald der  Sozialismus,  so  wird  argumentiert, 
sicli  mit  Hilfe  des  Stimmzettels  durchzu- 
setzen suche,  komme  er  nolwendig(^rweise 
zur  Verflacliuug  und  zur  Verbiirgcrlichung. 
Die  parlamentarische  Aktion  führe  immer  zu 
Konzessionen  und  Kompromissen  mit  Par- 
teien und  Klassen,  die  an  der  Krhaltiing  der 
bestehenden  Ordnung  interessiert  seien.  Die 
politisch-parlamentarische  Arbeit  führe  immer 
zu  einer  Stärkung  des  Staatsgedankons,  denn 
auch  angenommen,  die  polilisclie  Macht  der 
sozialistischen  Partei  wäre  so  stark,  um  die 
Macht  für  sich  zu  haben,  so  müsse  doch  wieder 
ein  Staat,  wenn  auch  ein  sozialistischer,  ein- 
gerichtet werden  (s.  \r\.  ,, Syndikalismus'-). 

Der  revolutionäre  Syndikalismus  fordert  an 
:  Stelle  dieser  indirekten  Aktion  durch  Politiker 
die  direkte  Aktion  derArbeitcr  selbst.  Durch 
rein  gewerkschaftliche  Betätigung  der  Arbeiter- 
schaft könne  allein  der  Grundsatz  der  Inter- 
nationale verwirldii  ht  werden,  daß  die  Emanzi- 
pation der  Arbeiter  nur  das  Werk  der  Arbeiter- 
klasse selbst  sein  könue.  —  Diese  neue  Art  der 
gewerkschaftlichen  Taktik  soll  nichts  zu  tun 
haben  mit  der  Pra.xis  der  deutschen  Gewerk- 
vereine, welche  nur  ein  Anhängsel  einer  poli- 
tischen Partei  bilden,  auch  nichts  mit  der  Taktik 
der  englischen  üewerkvercine,  welche  Neutralität 
den  pohlischen  Parti'ien  gegenüber  bewahren, 
sondern  die  Taktik  soll  darin  bestehen,  daß, 
unabhängig  von  jeder  bestehenden  poUtischen 
Partei,  eine  Politik  auf  eigene  Faust  ge- 
trieben wu-d.  Auf  eigene  Faust  im  wörtlichen 
Sinne  genommen,  denn  der  revolutionäre  Syndi- 
kalismus will  vor  allen  Dingen  revolutionäre 
Politik  betreiben.  Nicht  revolutionär  im  Sinne 
fatalistischen  Erwartens  einer  kommenden  Um- 
wälzung, auch  nicht  revolutionär  nach  der  Me- 
I  thode  von  Attentaten  und  Putschen,  sondern 
I  revolutionär  im   Siime  fortdauernder  Belästi- 
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guiig,  Schädigung  und  Schikanierung  der  Arbeit- 
geber und  der  herrschenden  Staatsgewalt.  Als 
solches  Mittel  empfiehlt  der  revolutionäre  Syn- 
dikalismus vor  allem:  Boykott,  Sabotage 
(Zerstörung  von  Maschinen  und  Werkzeugen), 
Cacanny-Politik  (absichtliches  Langsam- 
arbeiten), partielle  Kampfstreiks  und  endlich 
als  Hauptmittel,  das  im  Mittelpunkt  der  ganzen 
syndikalistischen  Politik  steht,  den  General- 
streik. Nur  ein  Teil  der  Anarchisten  hat  sich 
demgemäß  dem  syndikalistischen  Prograrrime 
angeschlossen,  ein  "anderer  Teil  bekämptt  diese 
gewerkschaftliche  Richtung  als  antianarchistisch. 
Auf  dem  internationalen  Arbeiterkongreß  in 
Amsterdam  (Aug.  1907)  wurde  eine  Resolution 
angenommen,  worin  es  heißt:  „Die  Anarchisten 
betrachten  die  syndikalistische  Bewegung  und 
den  Generalstreik  als  mächtige  Kampfmittel, 
aber  nicht  als  Ersatz  der  sozialen  Revolution. 
Sie  empfehlen  den  Kameraden  im  Falle  der 
Erklärung  des  politischen  Massenstreiks,  in  den 
Streik  einzutreten,  aber  dahin  zu  wirken,  daß 
ökonomische  Forderungen  gestellt  werden  .... 
Die  Anarchisten  sind  überzeugt,  daß  die  Zer- 
trümmerung der  kapitalistischen  Gesellschaft  nur 
durch  den  bewaffneten  Aufstand  und  die  gewalt- 
same E.tpropriation  herbeigeführt  werden  kann, 
und  daß  die  Anwendung  mehr  oder  weniger 
ausgedehnter  Generalstreiks  und  die  syndika- 
listische Bewegung  die  direkteren  Kampfmittel 
gegen  die  militärische  Macht  der  Regierungen 
nie  vergessen  lassen  darf."  Dagegen  vertritt 
Pierre  Mondatte  von  der  französischen  .  Con- 
f^d^ration  Giniraie  du  Travail"  den  syndikalisti- 
schen Standpunkt.  Er  erklärt,  daß  der  Syndi- 
kalismus allein  den  Arbeitern  die  praktische 
Gelegenheit  gebe,  durch  die  direkte  Aktion 
in  ihren  täglichen  Kämpfen  revolutionär  zu 
handeln  und  sich  so  zur  revolutionären  Aktion 
in  größerem  Maßstabe  vorzubereiten  Er 
verteidigte  die  Erklärung  des  französischen 
Gewerkschaftskongresses  zu  Amiens  (1906),  daß 
der  Syndikalismus  ,,sich  selbst  genügen  könne". 
Demgegenüber  vertrat  der  Italiener  Malatesta 
den  entgegengesetzten  rein  anarchistischen  Stand- 
punkt: Der  Syndikalismus  könne  sich  nicht  selbst 
genügen,  denn  die  Arbeiterbewegung  sei  nicht 
das  Ziel,  sondern  nur  ein  Mittel  zur  Verwirklichung 
des  Anarchismus:  „Die  Anarchie  hat  ein  viel  wei- 
teres Ziel,  als  nur  die  Interessen  einer  Klasse,  ihr 
Ziel  ist  die  vollständige  ökonomische,  politische 
und  moralische  Befreiung  der  ganzen  Menschheit." 

VIII.  Der  Anarchismus  und  der  Bolsche- 
wismus. 

Vielfach  wird  behauptet,  daß  die  Bol- 
schewisten  mit  ihrer  Diktatur  des  Prole- 
tariats sieh  dem  anarchistischen  Programm 
angeschlossen  hatten.  Oft  wird  direkt 
Anarchismus  mit  Bolschewismus  gleichge- 
setzt. Diese  Auffassung  ist  irrig.  Zwar  sind 
auch  die  Anarchisten  Gegner  des  Staates 
(im  herkömmlichen  Sinn),  Gegner  der  par- 
lamentarischen Betätigung,  zwar  treten  auch 
viele  unter  ihnen  für  die  Anwendung  der 
Gewalt  gegenüber  der  Bourgeoisie  ein.  Aber 
sie  vertreten  doch  zugleich  grundverschie- 
dene Auffassungen  gegenüber  dem  Bol- 
schewismus.    Es  ist  daher  durchaus  ver- 


ständlieh, daß  die  russische  Räteregierung 
im  April  1918  die  Anarchisten  entwaffnet  hat. 

a)  Die  Anarchisten  bekämpfen  den 
„Staat"  prinzipiell  und  grundsätzlich.  Sie 
erstreben  eine  staatlose  Gesellschaft.  Sie 
lehnen  jede  Bevormundung  des  freien  ein- 
zelnen durch  eine  Zentralgewalt,  durch 
Gesetz  oder  Obrigkeit  ab.  Sie  erstreben  freie 
Vereinigungen  freier  Menschen.  Die  Bol- 
schewisten  sind  auch  Gegner  des  Staates, 
aber  nur  des  kapitalistischen  Staates,  des 
Staates  der  Bourgeoisie,  keineswegs  der 
Staatsgewalt  und  einer  staatlichen  Ordnung 
überhaupt.  Im  Gegenteil,  die  Sowjet- 
regierung  hat  eine  Staatsgewalt  mit  so 
straffer  und  strenger  Regelung  eingeführt, 
wie  sie  kaum  in  einem  kapitalistischen  Staats- 
leben zu  finden  ist.  Der  Bolschewist  Radek 
sagt  in  einer  gegen  die  Anarchisten  ver- 
faßten Broschüre:  .,Das  Proletariat  zerstört 
den  Staat  als  Apparat  der  Ausbeutung  und 
der  Vergewaltigung  der  Volksmassen,  aber 
es  behält  den  Staatsapparat  bei,  um  die 
Kapitalistenklasse  endgültig  zu  enteignen 
und  niederzuhalten." 

Zur  Vernichtung  der  Bourgeoisie  hält 
also  der  Bolschewismus  einen  eigenen  Ar- 
beiterstaat,  eine  eigene  Arbeitergewalt  für 
nötig,  während  die  Anarchisten  jede  Klassen- 
herrschaft ablehnen. 

b)  Die  Bolschewisten  wollen  die  sozialisti- 
sche Gesellschaft  in  Form  von  zentralisierten 
Großbetrieben,  und  gerade  die  Diktatur 
des  Proletariats  soll  ein  Mittel  sein,  diese 
VoUsozialisiemng  durchzuführen.  Im  Gegen- 
satz dazu  erstreben  die  Anarchisten  kleine 
lokale  Wirtschaftsgnippen,  sie  treten  für 
dezentralisierte  Kleinproduktion  ein,  sie 
wollen  den  einzelnen  Wirtsohaftsverbänden 
und  Wirtschaftsgruppen  möglichste  Selb- 
ständigkeit und  Unabhängigkeit  gewähren 
und  die  Kleinbetriebe  aufrechterhalten. 

Hieraus  ergibt  sich  auch  die  verschiedene 
Stellung  beider  Richtungen  zur  Diktatur 
des  Proletariats.  Im  Gnmde  wollen  die 
Anai'chisten  überhaupt  keine  Diktatur  des 
Proletariats,  weil  sie  gegen  jede  Form  der 
Herrschaftsgew'alt  sind.  Sie  treten  für  Ge- 
W'altaktion  einzelner  oder  für  Gruppenaktion 
ein,  nicht  aber  für  planmäßig  organisierte 
Massenorganisation. 

Auch  Lenin  hebt  hervor,  daß  die  Anar- 
chisten sogar  die  Ausnutzung  der  Staats- 
gewalt durch  das  revolutionäre  Proletariat, 
durch  dessen  revolutionäre  Diktatur  ablehnen. 

„Wir  sehen  also  deutlich,  bis  zu  welchem 
Grade  der  marxistische  Satz  richtig  ist, 
daß  der  Anarchismus  und  der  Anarcho- 
Syndikalismus  bürgerliche  Strömungen  sind, 
in  welch  unversöhnlichem  Gegensatze  sie 
zum  Sozialismus,  zur  proletarischen  Dik- 
tatur, zum  Komnuinismus  stehen"  (s.  Art. 
„Bolschewismus".) 
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IX.  Die  anarchistische  Bewegung. 

Eine  Darlegung  der  anarchistischen  Par- 
teibewegung in  den  Hauptkulturländern  ist 
mit  groDcn  Schwierigkeiten  verknüpft.  Ein- 
mal ist  die  anarchistische  Bewegung  außer- 
ordentlich dezentralisiert,  vielfach  geht  die 
Propaganda  nur  von  kleinen  losen  Gruppen 
aus,  die  von  einer  Zentralinstanz  unabhängig 
sind.  Eine  strafte  anarchistische  Partei- 
disziplin, wie  bei  den  Sozialisten,  wäre  mit 
dem  Wesen  des  Anarchismus  unvereinbar. 
Dazu  kommt,  daß  die  .Vnarchisten  sich  viel- 
fach wegen  der  Gefalir  polizeilicher  Ver- 
folgung in  Gchoinibinidcn,  also  mit  Aus- 
schluß der  Ocffentlithkeit  zusammengeschlos- 
sen haben.  .Schließlich  ist  aucii  zu  bemerken, 
daß  die  anarchistische  Parteibewegung  sich 
vielfach  überhaupt  nicht  selbständig  ent- 
wickelt hat,  sondern  im  Anschluß  an  so- 
zialistische Parteien,  auf  die  sie  dann  wieder 
zersetzend  gewirkt  hat.  Für  diese,  den 
Anarchisten  eigentümliche  Parteitaktik  seien 
nur  einige  Stimmen  hervorgehoben.  In 
der  italienischen  anarchistischen  Zeitung 
II  Damani  (v.  4./IV.  190.31  heißt  es  in  der 
ersten  Nummer  dieses  Blattes:  ,,Wir  in- 
dividualistischen Anarchisten  haben  nichts 
mit  den  sog.  reformistischen  oder  revo- 
lutionistischcn  Parteien  gemein,  wir  können 
die  Formen  der  ökonomischen  und  morali- 
schen Sklaverei  nicht  annehmen,  die  uns 
der  Sozialismus  in  seiner  neuen  Gestalt  bietet. 
Wir  erklären  auch,  daß  die  anarchistische 
Bewegung  keine  Organisation  in  Gruppen 
mit  Chefs  und  Statuten  zulassen  kann,  weil 
unsere  Idee  schwor  mit  Einregimenticrten 
und  Befehlshabern  vereinbart  werden  kann; 
und  wer  nicht  seiner  selbst  sicher  ist  und 
Hilfe  braucht,  und  es  mit  legalen  Mitteln 
versucht,  den  einzigen,  die  uns  die  Bour- 
geoisie zubilligt,  die  genau  weiß,  welch  harm- 
lose Waffen  sie  sind,  läßt  seine  eigene  Macht- 
losigkeit erkennen.  Der  ,\narchismus  ist 
vor  allem  keine  Partei,  sondern  eine  Idee, 
und  ein  Ziel".  Auf  dem  internationalen 
Kongreß  von  St.  Imier  (1872)  wurde  in 
bezug  auf  die  politische  Aktion  des  Prole- 
tariats beschlossen,  daß  es  eine  reaktionäre 
Anmaßung  sei,  dem  Proletariat  eine  Richt- 
schnur oder  ein  einheitliches  politisches  Pro- 
gramm als  den  einzigen  Weg,  der  zu  einer 
sozialistischen  Emanzipation  führen  könnte, 
aufzwingen  zu  wollen.  Deshalb  erklärte  der 
Kongreß  1.  daß  die  Vernichtung  jeder  poli- 
tischen Macht  die  erste  Pflicht  des  Prole- 
tariats ist,  2.  daß  jede  Organisation  einer 
politischen  Macht,  möge  sie  sich  auch  als 
provisorisch  und  revolutionär  und  nur  zum 
Zwecke  der  Durchführung  der  Zerstörung 
ausgeben,  nur  ein  neuer  Betrug  und  für  das 
Proletariat  ebenso  schädlich  wäre,  wie  die 
gegenwärtig  bestehende  Regierung. 


Bei  unserer  Darstellung  der  anarchisti- 
schen Partcibowegung  müssen  wir  trennen: 
die  anarchistische  Bewegung,  soweit  sie  sich 
im  Zusammenhang  mit  der  sozialistischen 
Bewegung  besonders  in  der  Internationalen 
Arbeiterassoziation  entwickelt  hat;  und  die 
selbständige  anarchistische  Bewegung,  wie 
sie  in  den  einzelnen  Ländern  hervorgetreten 
ist.  Hierbei  kommen  besonders  die  ro- 
manischen Länder  in  Betracht,  wälirend  in  den 
übrigen  Ländern  der  Anarchismus  es  niemals 
zu  einer  besonderen  Bedeutung  gebracht  hat. 

1.  Anarchismus  und  Internationale. 
Die  bei  dem  Meeting  am  28. /IX.  1804  in 
London  begründete  internationale  Arbeiter- 
assoziation (s.  d.  Arf.  ,,Inlcrnationalfi") 
sollte  ein  großes  Organ  für  die  Arbeiter- 
bewegung aller  Länder  sein.  Bei  dieser 
Internationale  waren  auch  die  Anarchisten 
in  ihren  verschiedenen  Spielarten  ver- 
treten und  durch  ihre  Beteiligung  wurden 
die  großen  Spaltungen  verursacht,  welche 
auf  den  Kongressen  der  Internationale 
hervortraten.  Besonders  deutlicli  trat  der 
(iegensatz  zwischen  den  Marxisten  und  den 
Proudhonisten  hervor.  Darunter  sind  nicht 
nur  die  eigentlichen  Anhänger  der  Proudlion- 
schen  Theorie  verstanden,  sondern  alle  die 
zahlreichen  Mitglieder  der  Internationale 
aus  den  romanischen  Ländern,  die  infolge 
ihrer  dezentralistischen  oder  anarchistischen 
Grundansdiauungen,  kurz  wegen  ihrer  mehr 
liberalen  Doktrin  zu  den  autodoktrinären 
.'Vnscliauungen  von  Marx  im  diametralen 
Gegensatz  standen.  Die  Beschlüsse  der  In- 
ternationale in  dem  ersten  Jahre  ihres  Be- 
stehens lassen  deutlich  den  Einfluß  der 
Anarchisten  erkennen.  ,,Dic  innere  Ge- 
schichte der  internationalen  Arbeiterasso- 
ziationen ist  die  Geschichte  des  Kampfes 
zwischen  dem  Proudhonismus  und  dem  von 
Marx  entwickelten  modernen  Sozialismus" 
(Plechanow).  Die  Geschichtsschreiber  der 
Internationale  bezeichnen  daher  die  erste 
Periode  der  Bewegung  als  die  Periode 
mutuelliste  (1865-1867). 

.So  sagt  Fribourg:  „Pendant  ce  temps 
l'association  est  mutuelliste,  c'cst  k  dire  ne 
demandant  h  la  coUectiviti'!  que  la  garantie 
d'ex(5cution  des  contrats  librement  oiscut^s, 
libremcnt  consontis." 

Auch  Malon  nennt  die  erste  Periode:  „Pe- 
riode mutuelliste;  eile  se  caract('risc  par  1  in- 
fluence  th^orique  de  Proudhon". 

Der  tiefgreifende  Unterschied  zwischen  der 
Marxschen  und  Proudhonschen  Sozialtheorie 
machte  sich  auch  in  der  praktischen  Agitation 
geltend:  Die  Marxisten  wollten  die  Internationale 
als  ein  Organ  für  den  Klassenkampf  des  Pro- 
letariats konstituieren,  die  Proudhonisten  wollten 
daraus  eine  Studien^esellschaft  machen,  die 
über  die  besten  Mittel  und  Wege  der  sozialen 
Reform  beraten  sollte.  Die  letzteren  erstreben 
in  erster  Linie  die  Bildung  freiwilliger  Tausch- 
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und  Kreditgenossenschaften,  während  die  An- 
hänger von  Marx  die  Kollelitivierung  der  Pro- 
dulitionsmittel  fordern. 

Dem  ersten  Kongreß  der  Internationale,  der 
1866  in  Genf  abgehalten  wurde,  überreichten 
die  französischen  Delegierten  eine  Denkschrift, 
die  ihre  Stellung  zur  Arbeiterfrage  ausführlich 
schildert.  Sie  ist  mit  zahlreichen  Zitaten  aus 
Proudhon  versehen  und  durchaus  in  dessen 
Geiste  abgefaßt:  ,,Ce  qu'on  pent  affirmer  sans 
Utopie"  —  so  lautet  eine  Stelle  daraus  -  ,.c'est 
une  nation  de  travailleiirs  echangeant  entre 
euxctpratiquantla  r4ciprocit6  et  la  Justice". 
Sehr  ausführlich  handelt  die  Denkschrift  auch 
vom  Unterschiede  zwischen  Assoziation  und 
Kooperation:  Die  Assoziation,  wobei  besonders 
an  die  Assoziationen  nach  Louis  Blaues  Vor- 
schlägen gedacht  wurde,  wird  entsprechend  der 
Proudhouschen  Kritik  zurückgewiesen,  da  sie 
staatlich  subventionierte  und  geordnete  Zwangs- 
organisationen seien;  weil  die  Mitglieder  der 
Assoziation  in  Bezug  auf  Produktion  und  Kon- 
sumtion abhängig  würden  von  der  Zentralgewalt; 
die  Cooperation  soll  vielmehr  eine  freiwillige 
genossenschaftliche  Vereinigung  darstellen,  die 
ihren  Mitgliedern  volle  Freiheit  und  Selbständig- 
keit läßt,  besonders  auch  hinsichtlich  ihrer 
Produktion  und  Konsumtion,  die  nur  durch  ein- 
zelne Einrichtungen  auf  Gegenseitigkeit  ihre  wirt- 
schaftliche Kraft  verstärken,  namentlich  durch 
Tausch  und  Krediteinricbtuugen:  „Tandisque 
l'association  englobe  des  individiis  qui,  cessant 
d'etre  des  peisonnes,  deviennent  des  unitis;  la 
Cooperation,  au  contraire,  groupe  les  hommes 
pour  exalter  les  forccs  et  l'initiative  de  chacun." 

Auf  dem  Kongreß  zu  Lausanne  1867  wurde 
die  Frage  der  Verstaatlichung  des  Grund  und 
Bodens  verhandelt.  Trotzdem  viele  Mit- 
glieder für  die  Verstaatlichung  eintraten, 
wurde  die  Frage  von  der  Tagesordnung 
abgesetzt  unter  dem  Einfluß  der  französischen 
anarchistischen  Delegierten,  die  .,en  dehors  de 
la  propri^te  individuelle,  ne  voieut  plus  qu'une 
raarche  fatale  vers  le  communisme  autoritaire 
et  absolu". 

Proudhonistisch  wie  diese  Erklärung  zu- 
gunsten des  Privateigentums  war  auch  die  Re- 
solution über  die  Frage  des  Kredits  und  der 
Kooper.ntinn,  dahin  lautend,  daß  die  soziale 
Umgestaltung  sieh  nur  definitiv  und  radikal 
vollziehen  lasse  durch  Jlittel,  die  auf  die  ganze 
Gesellschaft  wirken  und  der  Gegenseitigkeit 
und  Gerechtigkeit  konform  sind. 

Die  Beteiligung  der  kommunistischen  Anar- 
chisten an  der  Internationale  gab  schließlich  zu 
so  heftigen  Streitigkeiten  AnlalV,  daß  es  zu  einem 
Bruche  mit  der  Internationale  kam.  Die  von 
Bakunin  1868  gegründete  ..AUiance  internationale 
de  laD^mocratie  socialiste"  die  beabsichtigte,  alle 
bestehenden  politischen  und  autoritären  Staaten 
in  der  allgemeinen  Union  der  freien  landwirt- 
schaftlichen und  gewerblichen  Genossenschaften 
aufgehen  zu  lassen,  hatte  die  kooperative  Auf- 
nahme dieser  AUiance  in  die  Internationale 
verlangt.  Der  Londoner  Generalrat  der  In- 
ternationale lehnte  diesen  allgemeinen  Beitritts- 
antrag der  AUiance  ab.  Nur  ihre  einzelnen  Sek- 
tionen könnten  als  Mitgliedschaften  der  In- 
ternationale anerkannt  werden.  Daraufhin 
entschloß  sich  Bakunin  die  AUiance  als  inter- 
nationale Organisation  aufzulösen  und  meldete 


I  die  einzelnen  Sektionen  der  AUiance  in  der 
I  Schweiz,  Italien,  Spanien,  Frankreich  usw.  als 
( Mitglieder  der  Internationale  an. 

Dnrch  den  Hinzutritt  dieser  Anhänger  des 
kommunistischen  Anarchismus  WTirde  der  Ein- 
fluß der  Proudhouschen  Richtung  so  zurückge- 
drängt, daß  auf  dem  Kongreß  zu  Brüssel  1868 
in  Bezug  auf  da.s  Grundeigentum  beschlossen 
wurde: 

„Der  Kongreß  ist  der  Meinung,  daß  die  ökono- 
mische Entwicklung  der  Gesellschaft  es  zu  einer 
I  gesellschaftUchen  Ivotwendigkeit  machen  wird, 
;  Grund  und  Boden  in  gemeinschaftliches,  gesell- 
schaftliches Eigentum  zu  verwandeln." 
f      Die    französischen    Proudhonisten  setzten 
,  ihrerseits  nur  eine  zu  nichts  verpflichtende  Re- 
Solution  zugunsten  von  Tauschbanken  durch: 
.,in  Erwägung,  daß  es  nicht  möglich  ist,  über 
den  praktischen  Wert  einer  so  kompUzierten 
Frage,  wie  die  einer  Tauschbant,  zu  entscheiden, 
;  verlangt  der  Kongreß,  indem  er  an  der  theo- 
;  retisehen    Empfehlung    gegenseitigen  Kredits 
festhält,  daß  der  von  der  Brüsseler  Sektion 
vorgelegte  Statutenentwurf  an  aUe  Sektionen 
zu  schicken  sei,  um  dort  Gegenstand  einer  gründ- 
lichen Diskussion  und  beschlußreif  für  den 
nächsten  Kongreß  zu  werden". 

.\uf  dem  Baseler  KouCTcß  1869  wurde  der 
Beschluß  über  das  Grundeigentum  aufrechter- 
halten und  noch  verschärft,  die  betreffenden 
Beschlüsse,  die  mit  großerMehrheit  gefaßtwurden, 
lauteten:  ,,Der  Kongreß  erklärt,  daß  die  GeseU- 
schaft  das  Recht  hat.  das  individueUe  Eigentum 
am  Grund  und  Boden  abzuschaffen  nnd  den 
Grund  und  Boden  in  Gemeineigentum  zu  ver- 
wandeln. 

Der  Kongreß  erklärt,  daß  es  im  Interesse 
der  GeseUschaft  notwendig  ist,  den  Grund  und 
Boden  in  Gemeineigentum  zu  verwandeln." 

Die  Pariser  mutualistischen  Delegierten  gaben 
[  ihre  Sache  innerhalb  der  Internationale  nach  dem 
I  Ausgange  des  Baseler  Kongresses  verloren,  sie 
l  erklärten  sich  für  besiegt  durch  den  deutschen 
Kommunismus.  Für  die  Pariser  hätte  es  sich 
jetzt  nur  noch  darum  handeln  können,  den 
[  mutualistischen  Sozialismus  aus  diesem  aU- 
gemeinen  Schiffbruche  zu  retten. 

Es  kam  zu  immer  lebhafteren  Konflikten 
zwischen  den  Bakunisten  und  Marxisten,  so  daß 
i.  J.  1872  auf  dem  Kongreß  zu  Haag  (1872)  die 
Ausschließung  Bakunins  aus  der  Internationale 
beschlossen  wurde.  Auf  demselben  Kongreß 
wurde  auch  die  Auflösung  der  Internationale  und 
die  Verlegung  des  neuen  Generalrats  der  Inter- 
nationale nach  New  York  beschlossen.  Bakunin 
hatte  aber  bereits  vor  dem  Kongreß  zu  Haag 
eine  Gegenaktion  eingeleitet  durch  die  Grün- 
dung der  Föderation  iurassienne,  die  sich,  noch 
I  bevor  sich  die  Internationale  auflöste,  als  ihre 
Nachfolgerin  und  Erbin  proklamierte,  indem  sie 
:  erklärte  daß  sie  die  Generalstatuten  übernehme 
'  und  anerkenne.  Die  Bakunisten  hielten  dann  einen 
I  besonderen  antiautoritativen  Kongreß  zu  St. 
Imier  (18721  ab.  Der  Kongreß  von  St.  Imier 
erklärte  alle  Resolntionen  des  Kongresses  von 
Haag  für  ungültig  und  entwart  die  Grundlage 
eines  „Paktes  der  Solidarität"  unter  diesen 
Föderationen,  die  es  zurückweisen,  sich  der 
„autoritativen  Partei  des  deutschen  Kommu- 
nismus" zu  unterordnen,  „die  ihre  Herrschaft 
und  die  Anmaßungen  ihrer  Chefs  an  Stelle  der 
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freien  Entfaltung  und  der  spontanen  und  freien  i  Vorspiel  zur  Pariser  Kommuno  liefern  sollte. 
OreanLsation  des  Proletariats"  zu  stellen  ver-  Nach<lcm  bereits  ;im  4./IX.  1870  das  Lyoner 
sucht.  Der  KongreU  besihloß  ferner  unter  Bezug  Stadthaus  durch  seine  .Vnhänger  besetzt  war, 
auf  die  Organisation  der  Arbeiter  im  anarchisti-  kam  liakunin  selbst  nach  Lyon,  um  alles  lür 
sehen  .Sinne,  daß  an  Stelle  des  Staates  eine  freie  ^  den  Aufstand  vorzubereiten.  .\m  l'J./I.X.  schreibt 
Fdderation  aller  Produzentengruppen  treten  solle,  er:  „Ks  gibt  hier  noch  keine  echte  Rovolutiiin, 
die  auf  der  Solidarität  der  Gleichheit  gegründet  j  aber  es  wird  eine  geben  und  alles  wird  zu  einer 
sei.  Die  .Jura-Köderation  suchte  immer  mehr  solchen  vorbereitet  und  ins  Werk  gesetzt;  ich 
alle  marxistischen  Ideen  in  der  Arbeiterbewegung  stürze  mich  hinein  auf  Tod  und  Leben,  ich 
zu  bekämpfen  und  so  entstand  in  ihr  ein  llerd  hoffe  auf  einen  baldigen  Sieg."  In  der  Pro- 
dcr  Propaganda,  von  dem  der  Anarchismus  klamation,  die  Bakunin  für  den  Fall  dos  Sieges 
später  nach  anderen  Teilen  Kuropas  ausstrahlte,  j  des  Aufstandes  vorbereitet  hatte,  ist  der  Ar- 
Fast  alle  Föderationen  der  früheren  Internationale  |  tikel  5  charakteristisch:  ,,Da  die  reine  Gercchtig- 
schlossen  sich  der  bakunistischen  fjrganisation  |  keit  die  Grundlage  jedes  Gesetzes  ist  und  das 
an.  Die  jurassische  Föderalion  berief  dann  Interesse  des  Volkes  der  Zweck  jedes  Gesetzes, 
noch  wiederholt  Kongresse,  u.a.  nach  Genf  (1873^,  ,  werden  alle  unter  der  bestehenden  Herrschaft 
nach  Briis,sel  (1871)  und  nach  Bern  ri87G),  die '  befindlichen  Gesetzbücher,  Dekrete  und  An- 
aber  offiziell  als  Kongresse  der  internationalen  Ordnungen  aufgehoben." 

.\rbeiterassozi.^tion  bezeichnet  wurden.  Der  Nach  Mißlingen  dieses  .\ufstaniles  ging 
letzte  anarchistische  Kongreß  fand  in  Vervier  Bakunin  nach  llarseille.  wo  er  ebenfalls  an 
(1877)  statt,  womit  vorläufig  die  sog.  Inter-  I  einer  Krhebung  teilnahm.  Die  Bakunisten 
nationale  ihr  Ende  erreichte.  .Vuch  von  den  ,  beteiligten  sich  an  dem  Pariser  Kommuneauf- 
anderen  anarchistischen  Gruppen  wurden  viel-  i  stand  und  suchten  auch  diese  Revolution  zur 
fach  anarchistische  Kongresse  einberufen.  .\lle  Durchführung  ihrer  Ideen  zu  benutzen.  In 
diese  Kongresse  waren  aber  keine  wirklich  inter-  einer  nach  seinem  Toile  veröffentlichten  Schrift: 
nationalen  und  selbständige,  ausdrücklich  anar-  ,, Die  Kommune  von  Paris  und  der  Staatsbegriff" 
chistischen  Kongresse.  Es  waren  vielmehr  nur  i  heißt  es,  daß  die  Kommune  von  Paris  die  erste 
Konferenzen,  die  im  Anschluß  an  sozialistische  herrliche  und  praktische  Kundgebung  des  revo- 
Kongresse  abgehalten  wurden,  oder  Konferenzen  lutionären  Sozialismus  gewesen  sei. 
von  Anarchisten,  die  aber  durihaus  nicht  inter-  .Neben  Baknnin  gewann  besonders  Kra- 
national  beschickt  wurden.  Der  erste  Versuch  potkin  Einfluß  auf  die  französische  anarchisti- 
eincs  international  beschickten,  selbständigen  1  sehe  Bewegung.  Krapotkin  war  von  der  Schweiz, 
anarchistischen  Kongresses  war  der  von  London  wo  er  mit  einigen  Flüchtlingen  der  Pariser  Kom- 
(1881),  an  dem  45  Delegierte  teilnahmen,  die  mune,  darunter  Elis6e  Reclus,  anarchistische 
ßO  Föderationen  aus  den  verschiedensten  Län-  Propaganda  getrieben  hatte,  Ende  der  70er 
dern  vertraten.  Es  sollte  dann  der  anarchistische  ]  Jahre  nach  Paris  gekommen,  wo  er  die  erste 
Kongreß  von  Paris  folgen,  der  aber  wegen  des  anarchistische  Organisationsgruppe  einrichtete. 
Polizeiverbotes  nicht  abgehalten  wurde;  1907  Namentlich  die  von  ihm  in  Genf  begründete 
fand  in  Amsterdam  der  erste  wirkliche  anar-  Zeitschrift  ..le  R(!voIt<S"  gewann  großen  Einfluß 
ehistische  Konpeß  statt,  zu  dem  die  anarchisti-  |  auf  die  anarchistische  Bewegung  in  Frankreich, 
sehen  Föderationen  Hollands,  Belgiens,  Böh-  I  die  Anfang  der  80er  lahro  immer  größere 
mens  und  Deutschlands  eingeladen  waren,  j  Ausdehnung  erhielt.  Als  in  Lyon  einige 
Dieser  erste  internationale  anarchistische  Kongreß  Dynamitattentate  stattfanden,  wurde  Krapotkin 
fand  mit  einer  Beteiligung  von  etwa  60-70  Dele-  nebst  60  anderen  Anarchisten  verhaftet  und  ver- 
gierten aus  14  Ländern  statt.  Es  wurde  die  ,  urteilt,  Krapotkin  1886  amnestiert.  Frankreich 
Begründung  einer  anarchistischen  Internationale  war  auch  der  Schauplatz  zahlreicher  anarcliisti- 
beschlossen  und  ein  internationales  .\rbeitsbüro  scher  .\ttentate,  darunter  besonders  zu  er- 
eingerichtet. Irgendwelche  größere  Aktionen  ,  wähnen,  die  von  Ravachol  (181)2),  Vaillant 
sind  aber  von  dieser  Internationale  niemals  aus-  (ISy.S),  Henry  (18U4)  und  schließlieh  die  Er- 
gegangen, vielmehr  hat  sich  die  anarehistLsche  ,  mordung  des  Präsidenten  Carnot  durch  den 
Bewegung  weiterhin  in  den  einzelnen  Ländern  Italiener  Caserio.  Ein  strenges  Ausnahmegesetz 
selbständig  entwickelt.  wurde  gegen   die   anarchistischen  Agitatoren, 

Die  Internationale  Arbeiterassoziation  hat  soweit  sie  Gewalt  empfahlen,  erlassen, 
aber  nach  ihrem  Wiederaufleben  (1889  fand  der  Ein  Teil  der  französischen  Anarchisten  suehto 
1.  Kongreß  in  Paris  statt)  immer  energisch  i  Anschluß  au  die  oben  erwähnte  revolutionär- 
gegen  die  Aufnahme  der  Anarchisten  Stellung  !  svndikalistische  Bewegung.  Diese  anarchisti- 
genommen,  so  z.  I!.  durch  die  Entscheidung  der  j  sehen  Syndikalisten  standen  unter  der  Führung 
Kongresse  von  Brüssel  (1891),  Zürich  (1893)  '  von  Pöuget,  dem  früheren  Redakteur  der 
und  London  (189(1),  indem  sie  erklärte,  daß  anarchistischen  Zeitschrift  „Pfrc  Peinard", 
zwischen  dem  Sozialismus  und  dem  Anarchismus  Heute  sind  die  Anarchisten  besonders  in  der 
keine  Gemeinsamkeit  bestehe.  ..Union  anarchiste"  zusammengeschlossen.  Ihr 

z.  Der  Anarchismus  in  Frankreich.  Der  ,  Organ  ist  „Le  Libertaire"  (Aufl.  20  000).  Sie 
Anarchismus  fand  in  Frankreich  immer  einen  arbeiten  in  den  revolutionären  Syndikaten  und 
besonders  guten  .Nährboden  und  hier  haben  bUden  einen  beträchtlichen  Teil  innerhalb  der 
die  Lehren  und  die  agitatorische  Propaganda  „Confederation  GiSnciralo  du  travail".  Außer- 
von  Bakunin  und  Krapotkin  besonders  stark  \  dem  bestehen  noch  andere  Gruppen,  wie  z.  B.  die 
eingewirkt.  Gruppe  „Temps  nouveaux",  die  eine  Zeitschrift 

Emen  Versuch,  seine  anarchistische  Theorie  in  !  mit  gleichem  Namen  herausgibt, 
die  Pra.\is  umzusetzen,  machte  Bakunin,  als  !      3.  Die  anarchistische  Bewegung  in  Italien 
er  mit  seinen  Anhängern  1870  in  Lyon  einen   und  Spanien.    Auch  in  Italien  hatte  die  anac- 
Aufstand  ins  Werk  setzte,  der  ein  blutiges  '  ehistische  Bewegung  zeitweise  eine  große  Aua- 
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dehnung  gewonnen.  Besonders  durch  die  Agi- 
tation Bakunins  und  seiner  Anhänger  wurde 
die  anarchistische  Bewegung  so  stark,  daß  sie 
lanjTo  Zeit  hindurch  die  Hauptrolle  in  der  italie- 
nischen Arbeiterbewegung  spielte.  Bakunin 
war  1862  nach  Italien  gekommen  und  gründete 
dort  1864  die  „AlUanz  der  sozialen  Demokratie", 
die  später  die  ,. AlUanz  der  sozialen  Revolution" 
genannt  wurde.  Zu  ihr  gehörten  anfangs  nur 
Italiener,  bald  auch  Franzosen  und  Polen, 
später  auch  Angehörige  anderer  Nationen.  Be- 
sonders tätig  waren  in  der  Bewegung  Malatesta, 
Costa.  Caficro,  Merlino.  Schon  1873  wurden 
die  Sektionen  und  Föderationen  der  Interna- 
tionale von  Romagna  begründet.  Bei  einem 
1876  abgehaltenen  Kongreß  dieser  Sektionen 
und  Föderationen  und  der  von  Emilia,  wiu-de 
eine  von  Costa  vorgeschlagene  Resolution 
angenommen,  in  der  es  hieß,  ,.wir  sind  ent- 
schlossen für  die  VerwirkUchung  der  Ideen  zu 
kämpfen,  die  Michael  Bakunin  mit  uns 
teilte".  Es  wurde  fernerhin  erklärt:  ,,Die  Anarchie 
(die  Verneinung  jeder  Autorität,  d.  h.  jeder 
Macht,  die  sich  mit  Hilfe  von  Gesetzen  oder 
der  Gewalt  von  oben  nach  unten  autzwingt)  und 
der  Kollektivismus  (der  Besitz  der  Produzenten 
an  den  Rohstoffen  und  Produktionsmitteln)  sind, 
dieser  der  positive,  jener  der  negative  Ausdruck 
unseres  revolutionären  Programms."  Kurze 
Zeit  darauf  hielt  auch  die  „Federazione  pro- 
vinziale  dellc  Marche  e  deÜ'  Umbria"  einen 
Kongreß  ab,  auf  dem  das  Programm  angenommen 
wurde,  wonach  der  Arbeiter  in  seinem  innersten 
Wesen  antiautoritär  und  anarchistisch  sei.  Nach 
diesen  beiden  regionalen  Kongressen  wurde  der 
allgemeine  Kongreß  der  Internationale  in  Florenz 
(Okt.  1876)  abgehalten,  wo  eine  Prinzipiener- 
klärung zugunsten  des  anarchistischen  Kom- 
munismus abgegeben  wurde.  Im  Anschluß  an 
den  italienischen  Kongreß  von  Capolago  (1891) 
an|dem  Malatesta  und  andere  Führer  des 
kommunistischen  Anarchismus  teilnahmen,  wurde 
die  ,, Federazione  italiana  del  partito  socialista 
anarchico  rivoluzionario  "  begründet. 

Italien  war  der  Schauplatz  vieler  anarchisti- 
scher Attentate.  Vom  7.  auf  8. /VIII.  1874 
unternahm  Bakunin  mit  seinen  Anhängern 
einen  Aufstand  in  Bologna,  der  aber  mißlang. 
Costa  wurde  verhaftet  und  Bakunin  mußte 
fliehen.  Anfang  AprU  1877  versuchten  Cafiero  , 
Malatesta  u.  a.  einen  ebenfalls  mißlungenen 
Aufstand  in  der  Umgebung  von  Benevento  her- 
beizuführen. Infolgedessen  schritt  die  italienische 
Regierung  zu  außerordentlich  strengen  Maß- 
nahmen und  stellte  die  Anarchisten  unter  die 
Gesetze  für  Verbrecher. 

Gegenwärtig  sind  die  Anarchisten  Italiens 
in  der  „Anarchistischen  Union  Italiens"  zusam- 
mengeschlossen, sie  zählt  ungefähr  35  000  Mit- 
glieder. Die  anarchistische  Tageszeitung  „Uma- 
nita  Nova",  deren  Druckerei  vor  kurzem  durch 
die  Fascisti  zerstört  wurde,  erscheint  jetzt  wieder 
in  Rom  (Auflage  45  000).  Außerdem  existieren 
noch  ungefähr  15  anarchistische  Wochenblätter, 
die  aber  fast  alle  in  neuester  Zeit  unterdrückt 
wurden.  Von  großem  Einfluß  war  die  Rückkehr 
Errico  Malatestas  vor  zwei  Jahren,  der  sich 
unter  den  Arbeitern  und  Bauern  einer  gewaltigen 
Popularität  erfreut.  Jetzt  ist  er  seit  6  Mo- 
naten im  Gefängnis.  Ueber  1000  Anarchisten 
wurden  verhaftet,  blutige  Ueberfälle  der  Fascisti 


I  auf  Anarchisten  und  Syndikalisten  fanden  statt. 
Neben  der  „Anarchistischen  Union"  gibt  es  noch 
eine  „syndikahstische  Union  Italiens",  die  fast 
vollständig  unter  dem  Einfluß  anarchistischer 
Ideengänge  steht.  Hauptorgan  ..La  Guerra  di 
Classe"  in  Mailand  (Auflage  40  000). 

Auch  in  der  spanischen  Arbeiterbewegung 
hatten  die  anarchistischen  Ideen,  wie  in  Italien, 
das  Uebergewicht  über  die  sozialistischen  er- 
halten und  auch  dort  war  es  besonders  Bakunin, 
durch  dessen  agitatorische  Tätigkeit  diese  Ideen 
Verbreitung  erlangten.  Namentlich  in  den  80er 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  verbreitete  sich 
der  kommunistische  Anarchismus.  Die  Be- 
wegung diente  auch  zugleich  den  gewerkschaft- 
lichen Interessen  der  Arbeiter  und  zeitweilig 
stieg  die  Zahl  der  Anhänger  dieser  Bewegung 
auf  60—70  000.  Die  spanische  Sektion  der 
Internationale  wurde  1869  begründet  unter 
dem  Namen:  ,.Seccion  organizadora  central 
provisional  de  Espana".  Daneben  bestand 
die  spanische  Sektion  der  bakunistischen  Alliance 
de  la  diimocratie  socialiste,  der  Alianza.  die  im 
April  1870  in  Barcelona  einen  Kongreß  ab- 
hielt auf  dem  besonders  Morago  hervortrat. 
Zwei  Monate  später  fand  der  Kongreß  der  Inter- 
nationale statt.  Das  dort  gehaltene  Referat 
über  das  Verhalten  der  Internationale  zur  Po- 
litik enthielt  eine  scharfe  anarchistische  Kritik 
des  Staates.  Zwischen  beiden  Gruppen  kam  es 
zu  fortwährenden  Streitigkeiten  und  Kämpfen, 
weil  die  Marxisten  die  spanischen  Sektionen  der 
Internationale  zu  ihren  Prinzipien  bekehren 
woUten,  während  die  bakunistischen  Mitglieder 
der  Alianza  im  antimarxistischen  Sinne  wirkten, 
Die  anarchistischen  Ideen  gewannen  durchaus 
das  Uebergewicht.  Die  spanische  Föderation 
beschickte  den  Kongreß  der  freiheitlichen  Inter- 
nationale in  Genf  (1873)   und   die  folgenden 

I  Kongresse  und  bestand  dann  als  Geheimorgani- 
sation weiter.  Auch  in  Spanien  hatte  die  revo- 
lutionäre Propaganda  der  Anarchisten  eine  große 
Ausdehnung  gewonnen.  Im  J.  1873  nahmen  die 
Anarchisten  an  den  föderalistischen  Aufständen 
dieser  Jahre  teil.  Hier  wurde  auch  verschiedene 
Male  ein  Generalstreik  praktisch  zu  verwirk- 
lichen gesucht:  im  Juli  1873  erklärten  die  spa- 
nischen Anarchisten  den  Generalstreik  in  Alcoy 
und  Barcelona.  Es  gelang  den  Insurgenten  eine 
Reihe  von  Industriestädten  in  ihre  Gewalt  zu 
bekommen.  Aber  bald  wurde  ihre  Herrschaft 
von  den  Regierungstruppen  in  Trümmer  ge- 
schlagen und  1874  fiel  auch  ihr  letzter  Hort, 
die  Festung  Cartagena,  nach  regulärer  Belage- 
rung. Die  Vereine  der  Anarchisten  wurden  auf- 
gelöst, ihre  Zeitungen  unterdrückt  und  jede 
neue  Regung  des  Anarchismus  verfolgten  die 
Behörden  mit  der  äußersten  Strenge,  die  jede 
öffentliche  Agitation  unmöglich  machte.  Nun- 
mehr nahm  die  anarchistische,  jetzt  in  einer 
geheimen  Druckerei  hergestellte  Zeitung,  den 
aufreizendsten  Charakter  an:  Die  Propaganda 
der  Tat  wurde  ausdrücklich  proklamiert.  — 
Erst  i.  J.  1881  trat  die  anarchistische  Bewegung 
wieder  an  die  Oeffentlichkeit.  In  diesem  Jahre 
wurde  die  „Federacion  de  trabajadores  de  la 
Region  Espannola"  gegründet.  Die  heutige 
Organisation  heißt:  ,, Federacion  Anarquista" 
(mit  über  40  000  Mitglieder).  Sie  bildet  die 
treibende  Kraft  der  ,,Konfederation  der  Arbeit", 
die  über  1  Million  Mitglieder  zählt  und  voll- 
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ütändig  auf  dem  Boden  des  kommunistischen 
Anarchismus  steht.  Außer  einer  großen  Anzahl 
von  Wochenblättern  kamen  noch  6  syndika- 
listische Tageszeitungen  heraus,  die  aber  in 
neuster  Zeit  unterdrückt  wurden.  Der  Anarcho- 
Syndikalismus  ist  die  bei  weitem  stärkste  Ar- 
'beiterbewegung  Spaniens.  Charakteristisch  ist 
die  große  Organisation  der  Kleinbauern  und 
Feldarbeiter. 

In  Portugal  sind  die  Anarchisten  in  der 
„Anarchistisclipn  Föderation"  zusammenge- 
schlossen; ihr  Organ  „A  Communa"  in  Lissabon. 
Außerdem  die  „Konföderation  der  Arbeit" 
"(anarcho  syndikalisti.sches  Organ),  „A  Bataglia" 
als  Tageszeitung;  neben  dieser  erscheinen  noch 
4ingefänr  6—8  Wochenschriften. 

4.  Der  Anarchismus  in  Rußland,  Amerika, 
England,  Schweden,  Norwegen,  Holland  und 
■Oesterreich,  a)  Bakunin  trug  die  Ideen  der 
ataatszerstörenden  sozialistischen  Revolution, 
wie  sie  im  Programm  der  geheimen  internationalen 
„Kraternit(S"  formuliert  waren,  auch  nach  Ruß- 
land und  suchte  besonders  die  Jugend  und  die 
Tebellierten  Bauern  für  seine  Ideen  zu  gewinnen. 

Für  die  russische  Propaganda  wurden  1868 
unter  Bakunins  Mitwirkung  die  von  Jon- 
kovski  redigierte  Zeitschrift:  „Narodnoe  Djelo" 
begründet.  Durch  diese  Zeitschrift  kam  Ba- 
Jcunin  auch  in  Beziehung  zu  Nctschajew,  der 
zu  dem  Komitee  der  russisch-revolutionären 
Partei  gehörte  und  mit  dem  Bakunin  zusammen 
arbeitete.  Netsrhaiew  reiste  im  August  1869 
nach  Moskau,  wo  er  die  Jugend  für  die  Vor- 
bereitungen zu  einer  Revolution  (1870)  ge- 
winnen wollte.  Er  flüchtete  dann  in  die  Schweiz, 
wurde  1872  verhaftet,  nach  Rußland  ausgeliefert, 
wo  er  bis  zu  seinem  Tode  (1883)  gefangen  ge- 
halten wurde. 

Die  Anarchisten  waren  auch  in  Rußland 
in  zahlreichen  Föderationen  vereinigt,  konnton 
aber  den  spezifisch  russischen  Bewegungen,  wie 
3.  B.  den  Nihilisten,  den  Sozialrevolutionären,  den 
Bolschcwisten  usw.  gegenüber  nie  zu  besonderer 
flacht  gelangen.  In  neuerer  Zeit  gab  es  in  der 
•anarchistischen  Bewegung  Rußlands  zweierlei 
Richtungen;  die  eine,  die  An,archisten-Syndi- 
kalisten,  welche  hauptsächlich  in  den  Arbeiter- 
zentren ihre  Propaganda  entfalteten.  Ihre 
Theoretiker  waren  Voline  und  Maximow  und 
•ihr  Organ  ,,Golos-Thida"  in  Petersburg.  Die 
andere  Richtung  waren  die  Anarchisten- Kom- 
munisten, die  hauptsächlich  ihre  Aktion  auf 
4as  Land  und  die  Bauernbevölkerung  richtete; 
ihr  Haupt  war  Karelin  als  Führer  und  ihr 
-Organ  „Die  Anarchie".  Beim  Beginn  diT  Re- 
volution verfügten  die  Anarchisten  über  12  Tages- 
zeitungen, die  in  den  letzten  2  Jahren  von 
<len  Bolschcwisten  vollständig  unterdrückt  wor- 
den sind.  Das  anarchistische  Organ  heißt  ,.Xabat" 
(Geheim),  üeber  2000  Anarchisten  wurden  ver- 
hafteis. 

b)  In  den  U.  S.  A.  begann  die  anarchistische 
Agitation  von  Boston  aus,  wo  Nathan  Ganz, 
•  ein  Mitarbeiter  der  Pariser  „Revolution  sociale", 
■seit  1881  die  Zeitung  der  Anarchist  herausgab. 
Die  Ideen  des  individualistischen  Anarchismus 
wurden  ebenfalls  von  Boston  aus  durch  T ucker 
verbreitet,  der  seit  1881  die  Zeitschrift  „The 
Liberty"  herausgab. 

Sehr  gefördert  wurde  die  anarchistische 
■Agitation  in  Amerika  durch    den  deutschen 

Handwörterbuch  der  StaatswissenscIial'teD.  4.  Aufl. 


Anarchisten  Most,  der  nach  Amerika  gekommen 
war  und  dort  die  „Freiheit"  herausgab.  Ueberall 
bildeten  sich  anarchistische  Vereine,  und  im  Ok- 
tober 1883  wurde  in  Pittsburg  ein  anarchistischer 
Kongreß  abgehalten.  Der  Anarchismus  fand 
besonders  unter  den  deutschen  und  böhmischen 
Arbeitern  großen  Anhang  und  Chikago  war 
der  Hauptsitz  der  Bewegung.  Im  anarchistischen 
Sinne  wirkten  auch  eine  gan^e  Reihe  von  Zei- 
tungen, wie  z.  B.  die  „Arbeiterzeitung",  der 
„Vorbote",  die  „Fackel",  und  der  „Alarm"  in 
Chikago,  die  „Freiheit"  und  die  „Amerikanische 
Arbeiterzeitung"  in  New  York  und  die  „Parole" 
in  St.  Louis. 

Als  i.  J.  1886  die  Anarchisten  einen  Aufruhr 
in  Chikago  veranstalteten,  kam  es  zu  heftigen 
Zusammenstoßen  mit  der  Polizei,  was  ein 
schroffes  Vorgehen  der  Behörden  gegen  den  Anar- 
chismus zur  Folge  hatte  und  zur  Verurteilung 
Mösts  zu  Gefängnis  führte.  Die  meisten  anar- 
chistischen Vereine  wurden  aufgelöst  und  die 
anarchistischen  Zeitungen  mußten  größtenteils 
ihr  Erscheinen  einstellen. 

c)  England.  In  England  hat  der  Anarchis- 
mus wohl  die  geringste  Anhängerschaft  unter 
allen  Kulturländern  gefunden,  obwohl  sich  hier 
die  Anarchisten  der  meisten  Länder  im  E-xil 

j  aufhielten,  und  von  hier  aus  ihre  Propaganda 
trieben.     So  hat   Krapotkin  seit  den  80er 
Jahren  lange  Zeit  in  London  gelebt  und  dort  die 
anarchistisch-kommunistische  Monatsschrift 
,. Freedom"  herausgegeben.   (Die  erste  Nummer 
erschien  im  Oktober  1880.)    Im  J.  18%  wurde 
in  London  die  Organisation  ,,Tho  Associated 
Anarchists"  begründet,  deren  Zweck  es  war, 
Gruppen  zu  bilden,  die  bestimmte  Regeln  an- 
I  erkannten,  diezur  Ausbreitung  der  anarchistischen 
j  Ideen  als   notwendig  erachtet  wurden.  Die 
I  anarchistische    Bewegung    Englands    ist  sehr 
schw.Tch,  aber  in  der  Arbeiteroewe^ung  treten 
!  ziemlich  starke  anarcho-svndikalistische  Strö- 
[  mungen  auf,  Organ  ,, Freedom"  London,  außer- 
1  dem  der  „Arbeiterfreund"  in  jüdisch. 

d)  Schweden,  Norwegen  und  Holland. 
In  Schweden  ist  der  Anarchismus  im  ,,.lnng- 

sozialen  Bund"  vertreten.  Organ  ,,  Brand"  in 
Stockholm.  Die  syndikalistische  Organisation 
steht  auf  anarchistischer  Grundlage.  llaupt- 
organ  ,, Syndikalisten",  wird  vom  Oktober  ab 
1  täglich  erscheinen. 

In  Norwegen,  ,, Jungsozialisten",  Organ  ,, Re- 
volte", syndikalistisches  Organ  „Alarm". 

In  Holland,  „Föderation  für  anarchistische 
Aktion".  llauptorgan  (l<>r  ,,Vriio  Socialist", 
Amsterdam.  Außerdom  besitzt  die  Rewegimg 
noch  7  andere  Blätter  in  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen. 

e)  Oesterreich.  In  Oesterreich  wurde  na- 
mentlich durch  Pcukert  (geb.  1806)  die  anar- 
chistische Agitation  betrieben,  der  über  mehrere 
Zeitungen  verfügte,  von  denen  z.  R.  der  „Pester 
Sozialist"  erklärte:  „nur  für  die  gewaltsame, 
blutige  und  schonungslose  Revolution,  und  daher 
für  die  Entfesselung  aller  wilden  Instinkte  im 

j  Volke  arbeiten  zu  wollen". 

An  verschiedenen  Attentaten  waren  beson- 
ders die  Anarchisten  Kammerer  und  Stell- 
I  macher.  dieser  der  Redakteur  der  ,, Freiheit", 
während  ihres  Schweizer  Exils  beteiligt.  In- 
folgedessen  wurden  scharfe  Maßnahmen  gegen 
1  die  Anarchisten  ergriffen  und  die  llauptführer 
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verhaftet.     Pcukert  mußte  flüchten  und  die 

fanze  Bewegung  ging  stark  jurück.  In  neuerer 
eit  haben  sich  die  anarchistischen  Kommunisten 
unter  Führung  von  Pierre  Ramus  (Verfasser 
des  Buches  die  ,, Neuschöpfung  der  Gesellschaft", 
Wien  1921)  zu  einem  Bund  der  ,  herrschafts- 
losen Sozialisten"  zusammengeschlossen.  Ihr 
Organ  ist  die  Wochenschrift  .  Erkenntnis  und 
Befreiung".  Sie  treten  besonders  stark  für 
Siedlungswesen  und  Genossenschaften  ein. 

5.  Der  Anarchismus  in  Deutschland.  Im 
Gegensatz  zu  den  romanischen  Ländern  ist  die 
anarchistische  Bewegung  in  Deutschland  nie- 
mals zu  einer  größeren  Bedeutung  gelangt.  Zwar 
hatten  hier  dieldeen  des  individualistischen  Anar- 
chismus in  Stirner  einen  ihrer  bedeutendsten 
Vertreter  gefunden.  Auch  haben  sie  ein  ge- 
wisses theoretisches  Interesse  und  Diskussionen 
hervorgerufen.  Aber  zu  einer  größeren  poli- 
tischen Betätigung  oder  zu  irgendwie  numerisch 
bedeutenden  Gruppenbildungen  ist  es  nicht 
gekommen.  Zweifellos  hat  die  straffe  einheit- 
liche Organisation  der  Sozialdemokratie,  welche 
die  ganze  Arbeiterbewegung  beherrschte  und 
alle  anarchistischen  Sonderbestrebungen  schroff 
ablehnte,  hierzu  beigetragen. 

Die  stärkste  agitatorische  Kraft  für  den 
Anarchismus  in  Deutschland  war  Johann  Most, 
der  ursprünglich  Sozialdemokrat  war,  dann  zu 
radikaleren  Anschauungen  gelangte  und  seit 
Ende  der  70er  Jahre  im  Sinne  des  gewaltreyo- 
lutionären  anarchistischen  Kommunismus  sich 
betätigte.  Aus  Berlin  ausgewiesen,  gab  er  in 
der  von  ihm  in  London  redigierten  ,. Freiheit" 
nähere  Ausführungen  seines  Programmes.  Ener- 
gischste Geheimagitation  zur  Aufwieglung  der 
Massen  und  Vorbereitung  für  die  Revolution 
durch  Bewaffnung  aller  Sozialisten,  revolutionäre 
Taten  und  Attentate  waren  die  Schlagworte  des- 
selben. Auch  vereinzelte  Attentate  kamen  vor, 
darunter  so  schwere  wie  das  gegen  den  Polizeirat 
Rumpf  f  in  Frankfurt  a.M.  und  der  Plan  Reinsdorfs 
zur  Ermordung  der  deutschen  Fürsten  bei  der 
Einweihung  des  Niederwalddenkmals.  Schät- 
zungsweise wurde  angenommen,  daß  in  Deutsch- 
land derAnarchimus  damals  nicht  über  einDutzend 
Gruppen  mit  höchstens  200  Mitgliedern  zählte. 
Der  scharfe  Gegensatz  zwischen  Anarchismus  und 
Sozialdemokratie  trat  auch  in  mehrfachen  Strei- 
tigkeiten zwischen  beiden  Parteien  zutage.  Die 
beiden  Hauptanführer  des  Anarchismus  in 
Deutschland,  Most  und  Hasselmann,  wurden 
auf  dem  Kongreß  tu  Wyde'n  (1880)  aus  der 
Sozialdemokratie  ausgeschlossen.  Auf  dem 
Kongreß  in  St.  Gallen  wurde  eine  Resolution 
gegen  den  Anarchismus  angenommen.  ,,In 
der  Geschichte  der  Völker  sei  die  Gewalt  ebenso 
häufig,  ja  sogar  häufiger  ein  reaktionärer,  als 
ein  revolutionärer  Faktor,  ihre  individuelle  An- 
wendung führe  nicht  zum  Ziel,  sie  sei  vielmehr 
schädlich  und  verwerflich,  weil  sie  das  Rechts- ' 
gefühl  der  Massen  verletze."  Als  sich  Ende  der 
80er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  neue 
kleine  Gruppe  innerhalb  der  Sn-zialdemokratie 
bildete,  die  sog.  Jungen:  Werner,  Wild- 
berger  u.  a.,  die  gegen  die  politische  Tätigkeit 
der  Sozialdemokratie  und  für  die  revolutionäre 
Taktik  im  anarchistischen  Sinne  eintraten,  wurde  1 
auf  dem  Erfurter  Kongreß  (1891)  mit  diesen 
Elementen  sehr  energisch   abgerechnet.  Sie 


erklärten  Ihren  Austritt  ans  der  Partei,  um  ihrer 
Ausschließung  zuvorzukommen.  Die  Anhänger 
des  kommunistischen  Anarchismus  Deutschlands 
haben  sich  zu  der  ,, Anarchistischen  Föderation 
Deutschlands"  zusammengeschlossen.  Sie  zählea 
einige  1000  Mitglieder.  Organ  „Der  freie  Ar- 
beiter", Berlin  (Aufl.  7000).  Daneben  erscheint 
noch  der  ,. Alarm",  Hamburg.  Die  AFD.  be- 
schäftigt sich  vorwiegend  mit  Propagandaarbeit. 
In  neuerer  Zeit  haben  anarchistische  Ideen  wieder 
etwas  mehr  Verbreitung  gefunden,  und  zwar  da- 
durch, daß  die  Vertreter  des  kommunistischen 
Anarchismus  mit  der  deutschen  syndikalistischen 
Bewegung  Fühlung  genommen  haben.  Obwohl 
die  Syndikalisten,  wie  oben  gezeigt  wurde,  nicht 
mit  den  Anarchisten  lu  identifizieren  sind, 
haben  sie  doch  vielfach  Berührungspunkte.  In 
Deutschland  waren  die  Syndikalisten  durch  „Di& 
freie  Vereinigung  deutscher  Gewerkschaften" 
vertreten.  Sie  traten  1908  aus  der  Partei  aus. 
Sie  haben  sich  1912  zur  „Freien  .^rbeiterunioo 
(Anarcho-syndikalistische  Organisation)"  zu- 
sammengeschlossen, die  ihrer  Prinzipienerklä- 
rung nach  auf  anarcho-kommunistischem  Boden 
steht.  Sie  zählt  etwa  160-180  000  Mitglieder. 
Ihr  Führer  ist  Rocker  und  ihr  Hauptorgan  „Der 
Syndikalist"  (Aufl.  92  000).  Daneben  er- 
scheint eine  Reihe  weiterer  Organe,  wie  z.  B. 
„Mitteilungsblatt  der  Berliner  Arbeitsbörse", 
die  Arbeitsbörse  Düsseldorf  usw.  Im  Sep- 
tember 1921  soll  in  Düsseldorf  eine  anarcho- 
syndikalistische  Tageszeitung  erscheinen  unter 
dem  Titel  die  „Schöpfung".  Die  anarcho- 
syndikalistische  Bewegung  steht  außerhalb  aller 
politischen  Parteien  und  konzentriert  ihre  Tätig- 
keit vorwiegend  auf  wirtschaftlichem  Gebiet. 
Die  sog.  Arbeitsbörsen  in  den  verschiedenen 
Distrikten  Deutschlands  haben  besondere  Stu- 
dienkommissionen, die  sich  mit  den  Fragen 
1  der  Reorganisation  des  Wirtschaftslebens  be- 
schäftigen, und  die  die  Ergebnisse  ihrer  Studien 
zur  sozialen  Erziehung  der  .Arbeiter  benutzen.  Die- 
Bewegung  ist  streng  föderalistisch.  In  vielen. 
Städten,  namentlich  der  deutschen  Industrie- 
gegend, bestehen  Zweig\'ereine.  Der ,, Syndikalist" 
hat  eine  Auflage  von  rund  50  ODO.  In  der  „Prin- 
zipienerklärun»"  der  Svndikalisten,  die  als 
I  programmatische  Grundlage  der  Freien  Ar- 
beiterunion auf  dem  Kongreß  zu  Berlin  im 
Dezember  1917  angenommen  wurde,  finden  sich. 
I  starke  Anklänge  an  die  anarchistischen  Ideen. 
'  So  heißt  es  z.  B.  dort:  „Die  Syndikalisten  ver- 
werfen prinzipiell  jede  Form  der  parlamenta- 
ristischen  Betätigung,  jede  Mitarbeit  in  den 
gesetzgebenden  Körperschaften,  ausgehend  von. 
der  Erkenntnis,  daß  auch  das  freieste  Wahlrecht 
die  klaffenden  Gegensätze  innerhalb  der  heutigen 
Gesellschaft  nicht  mildern  kann  und  daß  das 
ganze  parlamentarische  Regime  nur  den  Zweck 
verfolgt,  dem  System  der  Lüge  und  der  sozialen 
Ungerechtigkeit  den  Schein  des  legalen  Reiffs  zu 
verleihen  —  den  Sklaven  zu  veranlassen,  seiner 
eigenen  Sklaverei  den  Stempel  des  Gesetzes- 
aufzudrücken." 

Neben  dieser  in  der  syndikalistischen  Be- 
wegung hervortretenden  Propaganda  für  die- 
ldeen des  anarchistischen  Kommunismus  werben 
auch  die  Vertreter  des  individualistischen  Anar- 
chismus für  die  Verbreitung  ihrer  Anschau- 
ungen, und  zwar  besonders  im  Sinne  der  Ideen' 
Proudhons  und  Mackays. 
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Gastav  Landauer  gründete  1908  den 
„Sozialistischen  iJund"  und  gab  die  Halbmonats- 
schrift ,.I)t'r  .Sozialist"  heraus.  Dieser  Bund 
steht  ^änz  auf  proudbonistischem  Boden.  Der 
erste  Artikel  lautet: 

„Die  Grundform  der  sozialistischen  Kultur 
ist  der  Bund  der  selbständie  wirtschaftenden, 
unt^^rcinander  in  Gerechtigkeit  tauschenden 
Wirtschaftsgemeinden." 

Ein  von  Landauer  i.  J.  1908  gehaltener  Vor- 
trat, „Aufruf  zum  Sozialismus"  erschien  1911 
in  ücr  ersten  Aufl.  und  in  der  zweiten  Aufl.  nach 
Ausbruch  der  deutschen  Revolution,  als  Revo- 
lution.sausgabo  (Jan.  1919).  Landauer  will ' 
die  stärksten  revolutionären  Energien  zur  Ver- 
wirklichung der  Proudhonschen  Ideen  ver- 
werten. Ganz  im  Sinne  Proudhons  heißt  es  in 
dem  Aufruf:  „Der  selbständige  Einzelne,  dem 
keiner  in  das  hinein  spricht,  was  seine  Sache 
allein  ist,  die  llausjiemeinschaft  der  Familie, 
der  Heim  und  Hof  ihre  Welt  sind,  die  Orts- 
gemeindc,  die  autonom  ist,  das  Amt  oder  der 
Gemeindeverband  und  so  immer  mehr  ins  Breite 
mit  einer  immer  kleineren  Zahl  Aufgaben,  die 
umfassenderen  Verbünde  —  so  sieht  eine  Ge- 
sellschaft aus,  das  allein  ist  der  Sozialismus 
für  den  zu  wirken  sich  lohnt,  der  uns  aus  unserer 
Not  erretten  kann." 

Neben  Gustav  Landauer,  der  in  der  Mün- 
chener Revolution  erschossen  wurde,  ist  Benedict 
Lachmann  für  die  Ideen  des  individualistischen  , 
Anarchismus  tätig.  Seine  Anhänger  haben  sich 
zu  einer  Vereinigung  individualisti-scher  Anar- 
chisten zusammengeschlossen,  und  geben  eine 
Halbmonatsschrift  der  „Individualistische  Anar- 
chismus" heraus,  die  von  Lachmann  redigiert 
wird. 

Die  Anhänger  Stirners  hatten  sich  zu  einem 
Verein  „Der  Einzige"  zusammengeschlossen,  aus 
dem  sich  der  „Individualistenbund"  entwickelt 
hat.  der  vom  25.-28. /XI.  1920  in  Berlin  den 
ersten  europäischen  Individualisten-Kongreß  ab- 
hielt. Direktor  dieses  Bundes  ist  Dr.  Anselm 
Ruest  (der  Verfasser  einer  190GerschienenenSchrift 
über  Stirner).  Er  ist  auch  Herauseeber  einer 
Zeitschrift  ,, Der  Einzige",  die,  nac h  \  ereinigung 
mit  der  Zritschrift  ,,Ich",  Organ  des  Bundes  und 
Sammelpunkt  aller  individualistisch  Denkenden 
Bein  soll. 

Litor At  II r :  A im  Ranmyrnn den  kan n  die  au ßer- 
ordevtlick  umffmgreiche  Literatur  über  Anar- 
ekijtmuft  hier  nicht  angrgrbcn  werden.  Nur  die 
widitigHen  Schriften  sollen  nngejührt  irerden.  Da» 
beute  und  voU^tundigste  Werk  zur  fiilgemeinen 
Orientierung  Uber  den  Avarchi-tTnujt  ist  llehtor 
ZoccoU,  „Die  Anarchie.  Ihre  Verkünder, 
ihre  Ideen,  ihre  Tatc7i".  Uebcrsctzung  aus 
dem  Italicnischen  von  Siegfried  yacht, 
Leipzig  1908.  Es  enthält  n  ich  t  n  ur  eine 
vortreffliche  Utbersicht  über  die  Lehren  der 
an arch ist i sehen  Theoretiker,  son d ern  auch  über 
die  anarchistische  Prcj^se,  Gruppc7>bildu7igen  u. 
Kongresse.  Femer  findet  sich  dort  eine  sehr 
reichhaltige  Literatur  übersieht,  auf  welche  die 
Leser  virwiesen  Verden.  —  Zur  f/uellenmäßigcv 
Erftirsc.liniig  des  Annrckisnnts  kommen  vor  allem 
die  Ilauptv  irrke  drr  Bcgründfr  des  theoretischen 
AnarchihmiiK  in  Betracht,  also  vor  allem  die 
von  (Sotlwin,  ÄY/iiier,  Proiidhov,  Bakttnin, 
KrapotUin  (rgl.  die  besonderen  Art.  in  diesem 


ffandwörterbuch).  Femer  die  Berichte;  u.  Pro- 
tokfiUe  der  anarchistiscficn  Kongresse,  die  aber 
sehr  selten  und  im  Buchhandel  kaum  erhältlich 
»ind.  —  Rrickes  Literatur' Material  v,t  zu  finden 
in  den  Bibliographien  über  Anarchismus  und 
siear  kommen  in  Betracht  in  erster  Linie  Nett- 
lau „Bibliographie  de  l' Anarchie",  liriUid  1897. 

—  Ferner  Stammhammer,  „Bibliographie  des 
Socifili*mns  u.  Kommunismus,"  Bd.  I,Jena  1898. 
Ueber*den  älteren  Anarchismus:  Adler ^ 
„Geschichte  des  Sozialismus  u.  Kommunismus"^ 
Bd.  I,  Leipzig.  Ueber  Godwin:  il.  StmoHf 
„Killiam  Godwin  und  Mary  IVolUtonecraft", 
München  2909.  —  Rasmus,  „Godicin",  Leipzig 
1907.  Ueber  Proudhon :  Miiibcrger, 
„P.  J.  Proudhon"  (Leben  u.  Werke),  Stuttgart 
1898.  —  Viehtf  „Proudhon.  seine  Lehre  und 
sein  Leben",  S  Bde.,  Jena  1888 — 1896.  —  De»' 
JardinHy  „P.  J.  I^oudhon,  sa  vie,  scs  oetivres, 
scs  doctrines",  3  vol.,  Paris  1896.  Ueber 
Stirncr:  Mackay,  „Max  Stirncr,  sein  Lehen, 
sein  W'rrk",  Berlin  1896.  Ueber  Bakunin: 
Nettlau,  „Bakunin",  S.  Bde.,  18'JC — 1900. 
Ueber  Krapotkin :  Hawelka,  „Fürst  Peter 
Krapotkin  u.  der  Anarchismus"  Z.  f.  Volksw. 
1901.  Ueber  den  Anarc  hismus  und  die 
Internationale:  Ouillaunie,  „L'Intcrna- 
tif/nale",  Paris  1906(10.  Die  bakunistische  fn^ 
tematirmale  nach  dem  Haager  Kongreß  (18S7 
bis  1881),  Ergäniungshefte  zur  neuen  Zeit, 
Nr.  18.  Ueber  den  frans.  Sozialismus : 
ltal4v^fy  „Essais  sur  Ic  mouvemcnt  ouvrier  en 
France",  Paris  1901.  Ueber  den  italic' 
ni  sehen  Sozialismus :  Michel  „  Prole- 
tariat u.  Bourgetnsie  in  der  sozialistischen  Be- 
wegung Jtn  licns",  A  rch,  f.  S.,  Bd.  Sl  u.  SS 
(vier  Abhandlungen).  Ueber  den  span  ischen 
Anarchismus :  Nettlan,  Bakunin  und  die 
JnternntionaU  in  Spanien  1868 — 7S  (Arch.  für 
d  ic  Gcsch  ich  te  des  Soz .  tum.,  Bd .  4,  1914). 
Ueber  den  russischen  Anarchismus: 
Marx,  „L'aUiancc  de  la  dt'mocratic  socialiste", 
deutsche  Ausgabe,  Braunschweig  1874-  —  T/mn, 
„GcJtchtchte  dtr  revolutionären  Bewegungen  in 
Rußland",  Leipzig  1883.  Ueber  den  ameri- 
k  a  n  isch  cn  Anarch  is  mus:  Sartor  tu»  u. 
tValterHltanaenf  „Der  moderne  Sozialismus  in 
A m crika",  Berlin  1898.  Uc bcr  den  öster- 
reichischen Anar  chismus:  Kreal,  „Zur 
Geschichte  der  Arbeiterbewegung  Ocstcreic/is", 
Berlin  1894 .  Ueber  de7i  schweizerischen 
Anarchismus :  Langhard ,  „Die  anar- 
chistische Bewegung  in  der  Schweiz",  Berlin 
1908. 

Ue  her  den  Anarchismus  im  allgc' 
meinen.  Bematzikf  „Der  Anarrhismus",  Jb. 
f.  G.  V..  Bd.  19.  —  E.  BernMein,  „Die  so- 
ziale Doktrin  des  Anarchismus"  in  der  „Neuen 
Zeit",  Jahrg.  10.  —  ßtermannf  ,, Anarchismus 
und  Kommunismus",  Leipzig  1906.  —  Barglus, 
„Die  Idecmrelt  des  Anarchismus",  Leipzig  IOI14.  — 
Diehl,  „Ueber  Sozialismus,  Kommunismits  tmd 
Anarchismus,  S.  Aufl.,  Jena  19S0.  „Die  Diktatur 
des  Proletariats  und  das  Rätesy stein",  Jena  1920. 

—  Duboiüf  „Le  pp.ril  anarchiste",  Paris  1895. 
Engels,  „Die  Bakunisten  an  der  Arbeit", 
Leipzig  1873.  —  Eitzbacher,  „Der  Anarchis- 
mus", Berlin  1900.  —  Garin,  „L'anarrhie  et 
les  anarchistcs" ,  Paris  1885.  —  Greulich, 
„Theorie  der  Anarchie",  Zibchcr  Jb.  f.  SoziaÜ 
7i'iss.    u.  Soz  ia  Ipol  itik,  Bd.   I.    —    fl  rä  n  berg, 
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Art.  „Anarchismus"  im  W.  d.  V.,  S.  Aufl.,  Bd.  I. 
—  Hamon,  „Sficialigme  et  Communüme",  Paris 
1905.  —  Lenz,  Der  „Anarchisunis  und  das  Straf- 
rccfit*'j  Z.  f.  d.  ges.  Strafrechlawiss.,  Bd.  XVI.  — 
TjOmbroso,  „Die  .■inarehisten",  deutsch  t'.  KurcUa, 
Hambarg  1S95.  —  Mackay,  „Die  AnarrhUtten" , 
Berlin  18^S.  —  Malato,  „Phihtsophie  de  l' Anar- 
chie", Paris  lSSS—97.  —  Parson,  „Anarchie 
seine  Pkilosophie  u.  wiss.  Grundlage",  1878.  — 
Plechanow  f  „Sotialisimis  u.  Anaj-chismus", 
Berlin  1804.  —  Reichesberg,  „Sozialismus  u. 
Anarchismus" ,  Bern  1895.  —  Reclus,  „L'evolu- 
tion  et  reoolution  et  l' Ideal  anarchi^te",  5.  Aull., 
Paris  19ns.  —  Rocker,  „Sozialdemokratie  und 
AnarchisiniLS"  (anar.  Prnpagaiiduschrift),  Berlin 
1S20.  —  Seuffert,  ,, Anarchismus  u.  Slrafrecht", 
Berlin  1899.  —  Stammler,  „Die  Theorie  des 
Anarchismus",  Berlin  1S94.  —  Zenker,  „Der 
Anarchismus",  Jena  1895.  Karl  Viehl. 


Anderson,  James, 

geb.  1739  in  dem  Dorfe  Hermiston,  unweit 
Edinburgh,  gest.  15./X.  1808  in  West-Ham  in 
der  englischen  Grafschaft  Essex. 

Anderson  erwarb  sieh  als  praktischer  Land- 
wirt und  durch  wissenschaftliche  Arbeiten  große 
Verdienste  um  die  Landwirtschaft  Schottlands; 
er  hat  zuerst  die  Grundrententheorie  aufgestellt, 
die  gewöhnlich  mit  dem  Namen  Ricardos  ver- 
knüpft wird.  Mac  CuUoch  und  Jevons  haben  auf 
diese  Bedeutung  .Andersons  hingewiesen.  Seine 
wichtigsten  Schriften  sind:  Essays  relating  to 
agricultare  and  rural  affairs.  3  vols.  Edinburgh 
1775.  —  An  cnquiry  into  the  nature  of  the  corn 
laws,  with  a  view  to  the  new  Corn  Bill  proposed 
for  Scotland,  Edinburgh  1777.  —  Observations 
on  the  means  of  e.vciting  a  spirit  of  national  in- 
dustry,  Edingbur^h  1777.  Deutsche  Ueber- 
setzung  der  beiden  letztgenannten  Schriften 
u.  d.  Titel;  Anderson,  Drei  Schriften  über  Korn- 
gesetze und  Grundrente,  Leipzig  1893.  —  A  calm 
investigation  of  the  circumstances  that  have  led 
to  the  present  scarcity  of  grain  in  Britain,  sug- 
gesting  the  means  of  alleviating  that  evil,  and 
of  preventing  the  recurrence  of  such  a  calamity 
in  future,  London  1801.—  Recreations  in  agri- 
eulture,  natural  history  and  miscellaneous  lite- 
rature,  G  Bde.,  London  1799-1802. 

Vgl.  über  Anderson:  Mac  Culloch,  Litera- 
ture  of  political  economy,  London  1845,  p.  68ff. 

—  James  Anderson,  Drei  Schriften  über  Korn- 
gesetze und  Grundrente.  Mit  Einleitung  und 
Anmerkungen  von  Lujo  Brentano.  Leipzig  1893. 

—  Dictionary  of  national  biography,  ed.  by 
Stephen  and  Lee,  Vol.  1,  1908.  Meitzel. 
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1.  Begriff  und  ältere  Geschichte  des  Anerben- 
rechts. 2.  Das  neuere  Anerbenrecht.  3.  Fort- 
setzung. Die  neueston  PreuB.  Anerbengesetze 
für  Renten-  und  Ansiedluugsgüter  und  für  West- 
falen. 4.  Die  Stellung  des  Bürgerl.  Gesetzbuchs 
zum  .\nerbenrechte.   5.  Schlußbetrachtung. 


1.  Begriff  und  ältere  Geschichte  des  An- 
erbenrechts. Begriff  und  Ursprung  des 
älteren  und  des  neueren  Anerbenrechts  sind 
wesentlich  verschieden.  Eine  gemeinsame 
Begriffsbestimmung  kann  daher  nur  allee- 
mein  sein  und  läßt  sich  dahin  geben,  daß 
unter  Anerbenrecht  zu  verstehen  ist  ein  Son- 
dererbrecht des  ländlichen  Grundbesitzes, 
dazu  bestimmt,  den  Uebergang  des  unge- 
teilten Nachlaßjuts  nach  einem  ermäßigten 
Wertanschlag  auf  einen  von  mehreren  Mit- 
erben, den  sog.  Anerben,  herbeizuführen. 

Ueber  den  Ursprung  des  Anerbenrechts 
und  die  Frage,  ob  es  auf  germanische  Rechts- 
anschauungen zurückzuführen  ist,  wird  leb- 
haft gestritten.  Fast  sämtliche  Volksrechte 
und  auch  noch  der  Sachsenspiegel  bevor- 
zugen für  die  Erbfolge  in  das  Grundeigen- 
tum die  Söhne  vor  den  Töchtern  und  dem 
gleichen  Zwecke  der  Erhaltung  des  Grund- 
besitzes in  der  Familie  dienten  auch  andere 
Institutionen  des  älteren  deutschen  Rechtes, 
namentlich  das  zur  Zeit  der  Rechtsbücher 
bereits  ausgebildete  Beispruchsrecht  der 
Erben  und  der  noch  im  Sachsenspiegel  sich 
findende  Grundsatz,  daß  der  Erbe  für  Schul- 
den des  Erblassers  nur  mit  der  fahrenden 
Habe  aufzukommen  hat.  Aber  eine  Bevor- 
zugung eines  von  mehreren  berufenen  Mit- 
erben ist  dem  älteren  Rechte  nicht  bekannt. 

Auf  die  Entwicklung  des  älteren  An- 
erbenrechts hat  nach  der  jetzt  herrschenden 
Anschauung  das  Interesse  des  Gutsherrn  an 
der  Erhaltung  leistungsfähiger  Bauernhöfe 
keinen  Anteil  gehabt.  Einesteils  findet  sich 
das  Anerbenrecht  auch  bei  den  freien  Bauern- 
gütern, vorzugsweise  in  Niedersachsen  und 
in  Ostfriesland,  liier  auf  altgermanisches 
Recht  zurüekfülirend,  andernteils  hat  das 
Obereigentum  des  Grundherrn  keineswegs 
überall  die  Geschlossenheit  des  Besitzes  zur 
Folge  gehabt,  namentlich  nicht  am  Rhein, 
wo  nach  Gothel n  (Agrarpolitische  Wande- 
rungen ins  Rheinland,  Festgaben  für  Karl 
Knies,  Berlin  1895)  noch  bis  zur  französischen 
Revolution  die  Hälfte  des  Gmndbesitzes  im 
hofrechtlichon  Verbände  stand.  Ebensowenig 
liegt  ein  entscheidendes  Moment  in  der  per- 
sönlichen Freiheit  oder  Unfreiheit;  die  große 
MehrzaJü  der  Bauern  in  Niedersachsen  und 
im  südlichen  Westfalen,  wo  die  Geschlossen- 
heit des  Besitzes  und  die  Einzelerbfolge  über- 
wiegt, ist  seit  vielen  Jahrhunderten  persön- 
lich frei,  während  nach  Ludwig  (Der 
badische  Bauer  im  18.  Jaluh.,  Abhandl.  des 
staatsw.  Seminars  zu  Straßburg,  Heft  16) 
unter  der  parzellierenden  süddeutschen  Klein- 
bauerschaft die  Leibeigenschaft  bis  gegen 
Ende  des  18.  Jalirh.  weit  verbreitet  war. 
Aus  diesen  von  Sering  (in  „Erbrecht  und 
Agrarverfassung  von  Schleswig-Holstein", 
S.  152ff.)  näher  entwickelten  Gründen  recht- 
fertigt sich  die  von  ihm  gezogene  Schluß- 
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folgerunp,  daß  es  vorherrschend  die  natür- 
lichen Wirtschaftsbcdinfrungen  waren,  da- 
neben auch  der  Einfluß  der  Stammessitte, 
die  für  oder  geyen  die  Ausbildung  der  Ge- 
schlossenheit des  Besitzes  und  das  Anerben- 
recht den  Ausschlag  gaben. 

Die  Entwicklung  vollzog  sich  dabei  in  der 
Weise,  daß  in  den  Gebieten  des  geschlossenen 
Ej-bübergangs  die  nach  älterem  Rechte  sämt- 
lich gleichberechtigten  Erben,  soweit  sie 
nicht  in  der  Fremde  ihr  Glück  suchten,  den 
Hof  als  „Gcmciiider"  übernahmen,  wobei  nur 
einer  von  ihnen  heiratete,  oder  sie  wurden 
nach  und  nach  abgelöst.  Das  Aufkommen  des 
Hypolhckenrcchts  und  der  wachsende  Kapi- 
talreichtum des  ausgehenden  Mittclallers  er- 
möglichten dann  die  sofortige  Abfindung  des 
weichenden  Erben ;  diese  Abfindung  vollzog 
sich  aber  nach  wie  vor  unter  Schonung  des 
Hofes  nach  Brüder-  und  Schweslertaxe. 

Das  ältere  Anerbenrecht  ist  ein  Recht  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes.  Der  größere 
Grundbesitz  fand  seine  Erhaltung  gegenüber  der 
gleichniui  lienden  Wirkung  des  römischrerhtlichen 
Erbrei-lits  in  anderenKechtsgebilden,  insbesondere 
im  Lehens-,  Kidcikommili-  und  Privatfürsten- 
rechte. Das  Anerbenrecht  beruhte  vorzugsweise 
auf  Gewohnheilsreiht,  das  später  oftmals  in 
Weistümern,  Dorfordnungen  und  llofrechten 
kodifiziert  wurde,  dann  auch  mit  dem  Erstarken 
der  Landeshoheit  in  landesrechtliche  Verord- 
nungen übereing.  Es  hatte  vielfach  den  Cha- 
rakter des  absoluten  Rechtes,  indem  es  eine 
entgegenstehende  letztwilligc  Verfügung  aus- 
BchroB,  es  war  vermöge  der  Geschlossenheit  der 
meisten  büuerlichcn  Besitzungen  auch  mit 
TeUungsbeschränkungen  für  den  Eigentümer  und 
bei  den  abhängigen  liauerstellen  auch  mit  Be- 
schränkung der  Verschuldungsmöglichkeit  ver- 
bunden. Der  Umfang  der  Bevorzugung  des  Guts- 
ßbcrnehmers  (Anerben)  war  verschieden.  Vielfach 
hatte  das  Anerbenrecht  den  Charakter  eines 
Singularcrbreclits  auf  den  Hof,  bei  dem  den 
übrigen  Geschwistern  entweder  bloß  ein  Erbrecht 
auf  den  übrigen  Nachlaß  oder  höchstens  ein  Recht 
auf  .Abfindungen  aus  dem  Hofe  zustand.  —  Ein 
anschauliches  Bild  des  Lebensganges  einer  derart 
unfreien  Bauernfanülie  im  Minden-Ravens- 
borgischen gibt  Riehl,  Westfäl.  Bauernrecht  (Erb- 
und  Farailrenrecht),  Minden  1896,  S.  8-14. 

Es  ist  klar,  daß  ein  Rechtsinstitut  dieser  Art 
mit  der  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  ein- 
setzenden Rechtsentwicklung  nicht  vereinbar  und, 
wenn  nicht  eine  zeitgemäße  Umformung  gelang, 
der  Gefahr  des  gänzlichen  Unterganges  aus- 
gesetzt war. 

Der  Gedanke  der  formalen  Rechtsgleichheit 
wurde  auch  auf  die  Erbschaftsansprüche  der 
Kinder  ausgedehnt,  so  vor  allem  in  dem  für  West- 
deutschland so  bedeutungsvoll  gewordenen  Code 
civil;  ebenso  verwischte  sich  der  Unterschied  der 
wirtschaftlichen  Eigentümlichkeiten  von  Mo- 
biliar- und  Immobiliareigentum.  Unter  dem 
nivellierenden  Einfluß  des  individualistischen 
Denkens  verschwand,  zumeist  schon  mit  der 
Agrarreform,  das  Anerbenrecht  fast  völlig. 

In  den  Gegenden  der  großen  geschlossenen 
Höfe,  vor  allem  Nordwestdeutschlands,  blieb 


jedoch  die  Uebergabe  des  uneeteilten  Hofes  an 
einen  Anerben  unter  entsprechender  wirtschaft- 
licher Besserstellung  des  Uebernehmers  als  An- 
erbensitte durchaus  lebenilig.  Von  hier  begann 
dann  in  den  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts eine  entschiedene  Reaktion  gegen  das 
formalistisch-"leiche  Erbrecht.  Diese  Bemühun- 
gen fanden  Unterstützung  einmal  in  politisch- 
kulturellen  Grundstimmungen,  in  der  Ueber- 
zeugung  von  der  Bedeutung  eines  starken 
Bauerntums.  Aber  auch  rein  wirtschaftliche 
Erwägungen  wurden  dafür  ins  Feld  geführt. 
Der  Bauernhof  als  Wirtschaftseinheit  verträgt 
nicht  nur  keine  willkürliche  Teilung,  sondern 
auch  keine  zu  starke  Schwächung  seiner  wirt- 
schaftlichen Grundlagen,  wie  sie  eine  auf  dem 
Prinzin  der  formalen  Gleichheit  durchgeführte 
Abfindung  der  weichenden  Erben  mit  sich  bringt. 
Endlich  erwachte  die  Einsicht,  daß  dem  über- 
nehmenden Erben  als  Entgelt  seiner  Arbeits- 
leistung (gegenüber  den  rein  rentpnziehendcn 
Abfindungen)  und  als  Risikoprämie  ein  Voraus 
gebührt,  wenn  auch  mit  der  Einschränkung,  daß 
dieses  Voraus  in  die  Masse  zurückzuwerfen  ist, 
wenn  er  den  Hof  in  einer  (meist  auf  15  Jahre  be- 
messenen) Frist  verkauft. 

2.  Das  neuere  Anerbenrecht  Zu  erwähnen 
sind  zunächst  die  landwirtschaftlichen  Erb- 
güter und  die  auf  die  Vererbung  geschlosse- 
ner Güter  bezügbchen  BestimmunRcn. 

Die  Erbgüter  sind  zu  charakterisieren  als 
Nachbildungen  des  Familienfideikommisses  für 
den  bäuerlichen  Besitz,  sind  also  unveräußerlich 
und  unverschuldbar.  Die  in  Bavern  (G.  v.  22. /II. 
1856  und  A.  152  des  AusfG.  zum  BGB.  v,  l'J./VI 
1899i  und  Hessen-Darmstadt  (G.  v.  IS./IX. 
1868)  zugelassene  Errichtung  solcher  Güter  hat 
indessen  fast  nirgends  stattgefunden.  In  Meck- 
lenburg-Schwerin ist  mit  größerem  Erfolge 
durch  die  Verordn.  v.  24. /VI.  1809  eine  analoge 
Einrichtung  für  die  bäuerlichen  Erbpachtgüter 
eingeführt.  Dieses  Gesetz  ist  durch  die  §§  349ff. 
der  Ausf.-Verordn.  v.  9./IV.  1899  ^ersetzt 
worden. 

Die  Geschlossenheit  (Unteilbarkeit)  des 
Stammguts  im  Gegensatze  zu  den  sogenannten 
walzenden  Grundstücken  hat  sich  in  Sachsen 
(G.  V.  3Ü./XI.  1843  und  v.  21./IV.  1873),  in 
einigen  kleineren  mitteldeutschen  Staaten 
und  im  Badischen  Schwarzwald  erhalten. 
In  Sachsen  soll  noch  etwa  '/,  der  Gesamtfläche 
geschlossener  Besitz  sein.  Ein  besonderes  Erb- 
recht besteht  aber  in  Sachsen  für  diese  ge- 
schlossenen Besitzungen  nicht,  so  daß  sie  im 
Erbfalle,  da  die  Teilung  ausgeschlossen  ist,  zum 
Verkaufe  kommen,  wenn  nicht  durch  Testament 
oder  Einigung  der  Erben  für  die  Erhaltung  in  der 
Familie  \  orsorge  getroffen  ist.  In  Baden  beruht 
die  Einrichtung  der  geschlossenen  Hofgüter  auf 
dem  Edikte  v.  23./III.  1808  (Zusatz  c-g  zu 
A.  827  des  Badischen  I.andrechts);  das  auf  Grund 
des  G.  V.  23./V.  1888  erfolgte  Feststellungs- 
verfahren hat  ergeben,  daß  4943  solcher  Hof- 
güter in  166  Gemeinden  bestehen.  Für  diese  gilt 
jetzt  das  G.  v.  28./VIII.  1808.  Der  Anerbe  erhält 
das  Hofgut  zum  Ertraf;swert,  und  zwar  mit  der 
Bestimmung,  daß  mindestens  '/s  steuerfrei  sein 
muß. 

Auf  dem  Gebiete  des  eigentlichen  Anerben- 
recbts  sind  ergangen: 
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für  Preußen  das  Gesetz,  betreüend  das  Höfe- 
recht in  der  Provinz  Hannover,  v.  2./VI.  1874 
abgeändert  durcli  die  G.  v.  24./II.  1880  und 

20.  /II.  1884,  das  Gesetz,  betreffend  das  Höfe-  i 
recht  im  Kreise  Herzogtum  Lauenburg,  v. 

21.  /II.  1881;  die  Landgüterordnung  für  die 
Provinz  Westfalen  und  die  benachbarten 
rheinischen  Kreise  v.  30./IV.  1882;  desgl.  für 
Brandenburg  v.  lO./VII.  1883;  desgl.  für 
Schlesien  v.  24./IV.  1884;  desgl.  für  Schleswig- 
Holstein,  mit  Ausnahme  von  Lauenburg,  v. 
2./IV.  188ß;  desgl.  für  den  Regierungsbezirk 
Kassel,  mit  Ausnahme  des  Kreises  Rinteln, 
V.  l./VII.  1887;  das  Gesetz,  betreffend  Ein- 
tragungen in  die  Höfe-  und  LandgüterroUe 
usw.,  v.  11. /VII.  1891;  endlich  das  Gesetz,  j 
betreffend  das  Anerbenrecht  bei  Renten-  und 
Ansiedlungsgütern.  v.  8./VI.  1896  und  das  an 
die  Stelle  der  vorerwähnten  westfälischen  Land- 
güterordnung getretene  westfälische  Anerbeng. 
V.  2./VII.  1898.  Die  beiden  letzteren  Gesetze 
werden  wegen  ihres  zum  Teil  besonderen  In- 
haltes und  inrer  großen  Bedeutung  im  folgenden 
besonders  behandelt  (s.  unter  3). 

Von  älteren  noch  geltenden  Gesetzen  sind  I 
daneben  für  Preußen  zu  erwähnen:  i 
die  schleswigsche  Verordnung  wegen  des  Näher- 
rechts an  die  mehreren  Kindern  oder  KoUateral- 
erbeu  angefallenen  unzertrennlichen  Eigen- 
tums- oder  Bondengüter  auf  der  Geest  v.  18. /VI. 
1777  und  das  kurhessische  Gesetz  über  die  Aus- 
einandersetzung der  Lehens-,  Meier-  und 
anderen  gutsherrlichen  Verhältnisse  v.  26./VI1I. 
1848,  dazu  das  preußische  G.  v.  21./II.  1870 
für  den  Kreis  Rinteln,  jetzt  Grafschaft  Schaum- 
bure. 

Ferner  «ind  ergangen: 
für  Oldenburg  die  Gesetze  für  das  Herzogtum 

Oldenburg  v.  24./IV.  1873  und  v.  19./IV.  1899 

und  für  das  Fürstentum  Lübeck  v.  lO./L  1879 

und  V.  14./VI.  1899; 
für  Braunschweig  die  GG.  v.  2n./V.  1858  und 

V.  28./II1.  1874; 
für  das  Fürstentum  Lippe  das  G.  v.  8./VII  188G; 
für  Schaumburg-Lippe  das  G.  v,  ll./IV.  1870; 
für  Waldeck  die  Verordnung  v.  ll./XII.  1830, 
für  Altenburg  die  GG.  v.  9./IV.  1859  und  1 

16./X11.  18f)7;  1 
für  Bremen  das  G  v.  14./V.  1890  in  der  Fassung 

des  Art.  5  des  G.  v.  18./VII.  1899. 

Der  gemeinsame  Inhalt  der  neueren  An- 
erbenrechts- oder  Höfegesetzgebung  besteht 
darin,  daß  für  gewisse  ländliche  Besitzungen  eine 
gesetzliche  Vererbungsform  eingeführt  ist,  welche 
die  Erhaltung  des  ungeteilten  Besitzes  in  der 
Familie  und  zu  diesem  Behufe  den  Uebergang 
des  Besitzes  auf  einen  begünstigten  Ueber- 
nehmer  (den  Anerben)  zu  fördern  bestimmt  ist. 
Ueberau  handelt  es  sich  hierbei  nur  um  ein 
Intestaterbrecht,  das  durch  letztwillige  Ver- 
fügung des  Erblassers  ausgeschlossen  oder  be- 
schränkt werden  kann. 

Das  Intestatanerbenrecht  ist  entweder  un- 
mittelbar durch  Gesetze  eingeführt  (so  in  Braun- 
schweig, Lippe,  Schaumburg-Lippe,  Waldeck, 
Altenburg  und  dem  Geltungsbereiche  der  unter  3 
behandelten  preußischen  Gesetze)  oder  seine  An- 
wendung ist  von  der  auf  Antrag  des  Eigentümers 
erfolgenden  Eintragung  des  Besitzes  in  ein 
besonderes  Verzeichnis  (Landgüter-,  Höferolle) 


abhängig  (Svstem  der  preußischen  Höfe-  und 
Landgüterordnungen). 

Das  letztere  System  des  mittelbaren  Intestat- 
anerbenrechts  nähert  sich  in  seiner  Wirkung  dem 
Testamente;  nach  den  preußischen  Gesetzen  ist 
auch  nur  der  Eigentümer,  der  über  den  Besitz 
letztwillig  verfügen  kann,  zu  dem  Antrag  auf 
Eintragung  berechtigt.  Die  einmal  erfolgte  Ein- 
tragung behält  jedoca  auch  für  die  späteren  Erb- 
fälle ihre  Wirksamkeit,  sofern  nicht  etwa  in- 
zwischen eine  Löschung  des  Besitztums  in  der 
Rolle  stattgefunden  hat.  Zu  dem  Antrag  auf 
Löschung  ist  der  jeweilige  (testierfähige)  Eigen- 
tümer jederzeit  befugt.  Die  rechtliche  Kon- 
struktion des  neueren  Anerbenrechts  unter- 
scheidet sich  von  der  älteren  dadurch,  daß  sie  sich 
weder  an  die  für  das  Familienfideikommiß 
geltenden  Grundsätze  anlehnt  noch  eine  Sonder- 
nachfolge des  Anerben  in  das  Anerbengut  zu- 
grunde legt.  Vielmehr  erscheint  das  Anerben- 
recht nur  als  eine  gesetzliche  Modifikation  des 
inneren  Verhältnisses  der  Erbbeteiligten  unter- 
einander. Im  übrigen  herrschen  zwei  Systeme. 
Bei  dem  einen  erwirbt  der  Anerbe  das  Gut  nach 
Analogie  des  legatum  vindicationis  unmittelbar 
kraft  Gesetzes  mit  der  Verpflichtung  den  Wert 
des  Grundstücks  auf  sein  Erbteil  sich  anrechnen 
zu  lassen,  so  in  Hannover  (§  13),  Lauenburg  (§  12) 
und  nach  den  zu  3  genannten  neuesten  Gesetzen 
(§14,  §  13).  Nach  dem  zweiten  Systeme,  welches 
in  den  preußischen  Gesetzen  angenommen  ist 
(z.  B.  Schlesien  §  10,  Brandenburg  §  10),  hat  der 
Anerbe  nur  das  Recht,  bei  der  Auseinander- 
setzung mit  den  Miterben  das  Gut  nebst  Zubehör 
gegen  Ersatz  des  Wertes  an  die  gemeinschaftliche 
ErDschaftsmasse  zu  übernehmen. 

Die  Bestimmung  derjenigen  Arten  von 
Besitzungen,  welche  unter  das  Anerbenrecht 
fallen,  ist  verschieden  getroffen.  Während  die 
außerpreußischen  Gesetze  nur  bäuerliche  Be- 
sitzungen dem  Anerbenrecht  unterwerfen,  ist 
dieses  in  Preußen  auch  auf  die  größeren  Güter 
ohne  Unterschied  des  Umfanges  ausgedehnt,  nur 
in  Lauenburg  sind  landtagsfähige  Rittergüter 
ausgeschlossen  (§  5  Abs.  2).  Die  Grenze  nach 
unten  hin  ist  für  Hannover,  Schleswig-Holstein, 
Lauenburg  und  den  Regierungsbezirk  Kassel  dahin 
gezogen,  daß  alle  mit  einem  Wohnhaus  ver- 
sehenen landwirtschaftlichen  Besitzungen  ein- 
tragungsfähig sind.  In  Brandenburg  ist  ein 
Mindestbetrag  von  75  M.  Grundsteuerreinertrag 
vorgeschrieben,  das  Vorhandensein  eines  Wohn- 
hauses wird  nicht  gefordert.  In  Schlesien  ist  ein 
Wohnhaus  und  außerdem  ein  Grundsteuerrein- 
ertrag von  60  M.  erforderlich.  Da  der  durch- 
schnittliche Grundsteuerreinertrag  in  Branden- 
burg 9,6  M.  auf  das  ha,  in  Schlesien  14,1  M. 
beträgt,  so  berechnet  sich  der  ungefähre  Mindest- 
umfang der  eintragungsfähigen  Besitzungen 
für  Brandenburg  auf  8  ha.  für  Schlesien  auf  fast 
4  ha.  Nach  dem  westfälischen  Anerbengesetze 
v.  2./V1I.  1898  gilt  das  Anerbenrecht  für  alle  mit 
einem  Wohnhause  versehenen,  zum  Betriebe  der 
Land-  oder  Forstwirtschaft  bestimmten  und  zur 
selbständigen  Nahrungsstelle  geeigneten  Be- 
sitzungen (§  2). 

Der  Umfang  des  der  Vererbung  nach 
1  Anerbenrecht     unterliegenden  Besitz- 
tums bemißt  sich  in  Westfalen  nach  dem  Grund- 
;  buche  (§§  1,  3),  in  den  übrigen  preußischen 
i  Provinzen  nach  der  Eintragung  in  die  Höferollen; 
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iät  Hannover  und  Laueabur^  ist,  wenn  die  Häfe- 
rolle  nichts  Bestimmtes  ergibt,  auf  das  Grund- 
buch und  den  wirtschaftlichen  Zusammenhang 
der  Grundstücke  zurückzugehen  (Hannover  §  11, 
Lauenburg  S  lU;.  Neuerwerbungen  werden  in  der 
Hüforolle  ohne  weiteres  dem  Besitztume  zuge- 
schrieben, wenn  nicht  der  Erwerber  das  Gegenteil 
bestimmt,  in  Westfalen  bedarf  es  eines  Antrags 
des  Eigentümers  oder  eines  Ersuchens  des  Spezial- 
kommusars  zur  Eintragung  im  Grundbuche 
<§§  4,  8).  Mit  dem  Lindgut  unterliegt  auch  das 
Zubehör  dem  Anerbonrecht;  über  den  Begriff 
dos  Zubehiirs  enthalten  die  Gesetze  für  Hannover 
(6  12),  Liuenburg  (§  11),  Schleswig-Holstein 
(|  15),  Kassel  (§  13)  und  Westfalen  (§  24)  niihero 
Bjstiminungön. 

Die  subjektive  Befugnis,  als  Anerbe 
einzutreten,  ist  meist  auf  erbende  Abkömm- 
linge dos  Erblassers  beschränkt.  In  Westfalen 
<§  13)  und  Schlesien  (§10)  stehtdas  Anerbenrocht 
auch  erbenden  Geschwistern  und  deren  Abkömm- 
lingen zu,  in  Oldenburg  Geschwistern  und  Aszen- 
denten dos  Erblassers  und  ihren  Abkömm- 
lingen. 

Die  Bestimmung  des  Anerben  im 
Einzelfalle  regelt  sich,  soweit  nicht  eine  letzt- 
willige  Verfü'un"  des  Erblassers  vorliegt,  nach 
dor  gesetzlich  feststehenden  Roihonfolge  der 
Berafun|.  Das  Majorat  bildet  die  Regel,  das 
Minorat  findet  sich  in  Teilen  von  Westfalen  (§  15), 
von  Schleswig- Holstein  (§  13),  und  von  Olden- 
burg. Im  Regierungsbezirke  Kassel  findet  keine 
gesetzliche  Berufung  statt,  sondern  im  Mangel 

fUtlichor  Einigung  wird  die  Person  des  Anerben 
urch  einen  Familienrat  bestimmt  (§§  14ff.). 
Die  Grundsätze  tür  die  Ermittlung 
des  Gutswertes  stimmen  darin  üborein,  daß 
dor  Ertragawert,  nicht  der  Vorkaufswert 
maßgobond  ist.  Die  Feststellung  des  Wertes 
«rfolgt  in  Brandenburg  (5  13)  nach  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer-Einsenätzung,  in  Hannover, 
Lauenburg,  Schleswig-Holstnin,  Westfalen, 
Schaumburg-Lippo.  Oldenburg,  Braunschweig 
durch  besondere  Schätzung,  und  zwar  in  Han- 
nover, Lauenburg,  Schleswig-Holstein  und 
Schaumburg-Lippe  in  der  Weise,  daU  der  jähr- 
liche Reinertrag  geschätzt,  mit  dem  20  fachen  zu 
Kapital  gerechnet  und  diesem  der  Verkaufswert 
des  Inventars  hinzugerechnet  wird.  In  Westfalen 
«rfolgt  die  Kapitalisierung  mit  dem  25  fachen 
Betrage  des  Reinertrags  ohne  besondere  Be- 
rechnung des  Inventars  (§  25).  In  Schlesien  bildet 
der  40facho  Betrag  des  Grundsteuerreinertrags 
den  Uebcrnahmepreis,  doch  kann  der  Anerbe 
und  jeder  Miterbe  auf  Schätzung  antragen  (§  14). 
Im  Regierungsbezirke  Kassel  bestimmt  der 
Familienrat  den  Uebernahmepreis,  der  sich  aber 
zwischen  dem  25  fachen  und  45  fachen  Betrage 
des  Grundsteuerroinertrags  bewegen  muß  (§  19). 

Der  Voraus  für  den  Anerben  ist  in 
Hannover  {§  16),  Lauenburg  (§  15),  Schleswig- 
Holstein  (§  11),  Westfalen  (§  26)  auf  'i,  im  Land- 
gerichtsbezirke Duisburg  auf  Vn  (§  26  d.  G. 
V.  2./VII.  1898),  in  Braunschweig  auf  höchstens 
'/a,  in  Oldenburg  auf  15  bzw.  40  v.  H.  des  er- 
mittelten Hofwertes  festgesetzt.  Im  Regierungs- 
bezirke Kassel  (§19)  hat  der  Familienrat  bei  der 
■Wertfeststellung  den  Anerben  soweit  zu  bevor- 
zugen, als  es  im  Interesse  der  dauernden  Er- 
haltung des  Gutes  erforderlich  ist. 


Die  übrigen  preußischen  Landgüterordnungen 
und  das  Gesetz  für  Schaumburg-Lippe  kennen 
ein  besonderes  Voraus  nicht. 

3.  Fortsetzung.  Die  neuesten  Preuß.  An- 
erbengesetze für  Renten-  und  Ansiedlungs- 
güter  und  für  Westfalen.  Die  Erfolge  der  llöfo- 
gesotzgebung  in  Preußen  sind,  abgesehen  von 
Hannover  und  Lauenburg,  gering.  In  Hannover 
waren  1910  74004  Höfe  eingetragen,  das  sind, 
abgesehen  von  Ostfriesland,  mehr  als  die  Hälfte 
aller  landwirtschaftlichen  Hauptbetriebe. 

Da,  nach  der  tatsächlichen  Erbsitte  zu 
schließen,  dor  geringe  Gebrauch  der  Höferollen 
nicht  auf  eine  Abneigung  dor  Beteiligten  gegen 
1  das  Anerbonrecht  an  sich,  sondern  auf  allerhand 
äußere  Gründe  zurückzuführen  war,  so  hat  die 
preuß.  Gesetzgebung  in  neuerer  Zeit  das  System 
der  fakultativen  Holorolle  verlassen.  Es  geschah 
dies  zunächst  in  dem  G.  v.  8./VI.  189«,  betr. 
das  Anerbenrecht  bei  Renten-  und  An-, 
siedlungsgütorn,  indem  man  davon  ausging, 
daß  die  lirhaltung  in  der  Hand  eines  leistungs- 
fähigen Besitzers  für  diejenigen  Güter  von  be- 
sonderer staatlicher  Bedeutung  sei,  welche  unter 
Aufwondung  erheblicher  Staatsmittel  im  Interesse 
der  inneren  Kolonisation  neu  geschaffen  sind. 

Das  Anerbenrecht  ist  als  Intestaterbrecht  ein- 
geführt, an  der  Verfügung  von  Todes  wegen  ist 
der  Besitzer  nicht  gehindert,  insbesondere  kann  er 
auch  die  Person  des  Gutsübernehmers  (Anerben) 
frei  bestimmen  (§  32).  Für  die  Vorfügung  unter 
Lobenden  sind  dagegen  gewisse,  dem  liogritfe  des 
Anerbonrechts  an  sich  fremde  Beschränkungen 
getroffen  (§7),  die  in  der  Rentengutsnatur  der 
Besitzungen  ihren  Grund  haben. 

Die  in  §  1  des  Gesetzes  bezeichneten  Ronten- 
usw.  Güter  werden  „Anerbengüter"  durch  Ein- 
tragung der  Anerhengiitseignnschaft  im  Grund- 
buche; diese  Kintragiui;.'  iTfi)li;t  auf  Ersuchen  dor 
im  §  2  bezeichneten  lichurden,  das  diese  von 
Amts  wogen  bei  allen  wirtschaftlich  selbständigen 
Gütern  der  bezeichneten  Art  zu  stellen  haben. 
Die  Anerbengutseigenschaft  erlischt  erst  mit  der 
Löschung,  die  nur  auf  Ersuchen  der  General- 
kommission  erfolgen  darf,  wenn  nach  deren  Er- 
messen das  Gut  dio  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit verloren  hat  oder  der  Aufrechterhaltung 
dieser  Selbstäniligkeit  überwiegende  gemein- 
wirtschaftliche  Interessen  entgegenstehen  (§  5). 
Durch  diese  Konstruktion  sind  also  alle  Zweifel 
über  das  für  ein  Gut  in  Anwendung  kommende 
Erbrocht  ausgeschlossen.  Das  Anerbengut  fällt 
in  Ermanglung  einer  entgegenstehenden  lotzt- 
willigon  Verfügung  einem  der  Miterben  (dem 
Anerben)  kraft  des  Gesetzes  allein  zu.  Das  An- 
erbenrecht gilt  für  die  Abkömmlinge  und  die 
Geschwister  des  Erblassers  sowie  für  deren 
Abkömmlinge  (§  10).  Die  Reihenfolge  der  An- 
orbenborechtigten  richtet  sich  in  den  Geltungs- 
gebieten der  Höfe-  und  Landgütorordnungen 
nach  den  Vorschriften  dieser  Gesetze,  im  übrigen 
nach  der  im  Gesetze  speziell  gegebenen  Erbfolge- 
ordnung, die  den  Mannesstamm  und  die  Erst- 
geburt bevorzugt  (§§  llff.).  Der  Anrechnungs- 
wert  des  Anerbenguts  wird  zum  25 fachen  Betrage 
des  Reinertrags  berechnet  (§  17).  Erbschafts- 
schulden und  Vermächtnisse  werden  zunächst  auf 
das  außer  dem  Anorbenguto  vorhandene  Ver- 
mögen angerechnet.  Werden  sie  durch  dieses 
I  gedeckt,  so  erhält  der  Anerbe  V3  des  voUon  Guts- 
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wertes  als  Voraus,  anderenfalls  1/3  des  nach  Abzug  war  auch  im  westfälischen  Provinaallandtage 
der  Schulden  usw.  verbleibenden  Restes  des  mit  großer  Mehrheit  angenommen,  so  daß  der 
Gutswertes  ( §  18).  I  dagegen  erhobene  Widerspruch  schwer  begreiflich- 

Von  besonderer  wirtschaftlicher  Bedeutung '  erscheint.  Die  Eintragung  der  Anerbenguts- 
ist die  Einführung  des  Rentenprinzips  auf  eigenschaft  im  Grundbuch  erfolgt  auf  Ersuchen 
die  Erbablinüungen.  Die  Miterben  können,  abge-  ,  des  Spezialkommissars.  der  vorher  den  Eigentümer 
sehen  vom  Falle  einer  anderweiten  gütlichen  zu  hören  hat;  bei  Meinungsverschiedenheiten- 
Vereinbarung,  ihre  Erbanteile  am  Anerbengute,  entscheidet  eine  Anerbenkommission  (aus  dem- 
soweit  sie  im  einzelnen  den  Betrag  von  3U  M.  Spezialkommissar  und  zwei  vom  Kreistage  ge- 
oder  in  ihrer  Gesamtheit  den  Jahresreinertrag  wählten  Sachverständigen  bestehend),  gegen  deren 
des  Gutes  übersteigen,  nur  in  unkündbarer  Geld-  Entscheidung  Beschwerde  an  eine  Beruf ungs- 
rente  verlangen  (§  20).  kommission  (bestehend  aus  zwei  Mitgliedern  der 

Zum  Schutze  der  Miterben  ist  ihnen  einmal  ■  Generalkommission  und  drei  von  der  Landwirt- 
ein Vorkaufsrecht  auf  das  Anerbengut  für  die  schaftskammer  gewählten  Sachverständigen)  zu- 
Zeit von  20  Jahren  eingeräumt  und  ferner  die  lässig  ist  (§  9).  In  gewissen  in  §  11  bezeichneten- 
Bestimmung  getroften,  daß,  wenn  in  dieser  Zeit  Distrikten  der  Provinz,  wo  Realteilungen  häufiger 
das  Gut  veräußert  wird,  der  Anerbe  den  Betrag  |  vorkommen,  erfolgt  die  Eintragung  der  Anerben- 
des Voraus,  bei  Teilveräußerungen  einen  ent-  j  gutseigenschaft  nur  auf  Antrag  des  Eigentümers, 
sprechenden  Teil  des  Voraus  nachträglich  in  die  ,  also  nach  dem  alten  Systeme. 
Erbschaftsmasse  einzuwerfen  hat  (<;§  26,  27).     '      Für  die  Abfindungen  der  Miterben,  soweit  sie- 

Dem  Anerben  ist  gleichgestellt  derjenige,  j  im  einzelnen  den  Betrag  von  100  M.  übersteigen, 
welcher  aus  dem  Gesamtgut  einer  durch  den  Tod  j  ist  das  Rentenprinzip  eingeführt.  Jedoch  ist  ab- 
eines  Ehegatten  aufgelösten  allgemeinen  Güter-  ■  weichend  von  dem  Gesetze  von  189G  dem  Renten- 
gemeinschaft oder  einer  aufgelösten  fortgesetzten  berechtigten  ein  Kündieungsrecht  eingeräumt. 
Gütergemeinschaft  ein  Anerbengut  übernimmt :  Eine  Ablösung  durch  die  Rentenbank  findet 
(§§  30ff.).  [nicht  statt.  Dafür  hat  die  Landschaft  der  Proviiu 

Im  Interesse  der  Tilgung  der  Erbschulden  und  >  Westfalen  die  Ablösung  der  Erbabfindungsrenten 
zugleich,  um  den  Miterben  wenigstens  in  gewissem  !  unter  Ausgabe  von  Pfandbriefen  in  die  Hand  ge- 
Umfange  Kapitalabfindung  zu  sichern,  ist  die  nommen.  Von  der  hierdurch  gebotenen  Möglich- 
Uebernahme  der  Erbablindungsrenlen  auf  die  1  keit  der  Ablösung  ist  indes  bisher  noch  kein  Ge- 
Rentenbank  zugelassen  (§§  22ff.).    Die  vor- 1  brauch  gemacht  worden. 

geschriebenen  Sicherheitsgrenzen  (§  24)  ent- j  4.  Die  Stellung  des  BGB.  zum  Anerben- 
sprechen ungefähr  denen  des  G.  v.  7. /VII.  1891.  1  rechte.  Das  BGB.  hat  das  Anerbenrecht  nicht 
Das  ganze  Gesetz  würde  von  wenig  praktischer  geregelt.  Zwar  hat  es  während  der  Ausarbeitung 
Bedeutung  sein,  wenn  es  sich  lediglich  auf  den  !  der  Entwürfe  zum  BGB.  nicht  an  Anträgen  und 
Fall  der  Intestaterbfolge  beschränkte,  da  nament-  Bestrebungen  gefehlt,  die  dahin  gingen,  das 
lieh  in  den  östlichen  Provinzen  die  sog.  ante-  Anerbenrecht  in  dem  BGB.  selbst  als  reichs- 
zipierte  Erbfolge,  d.  h.  die  Gutsübergabe  unter  gesetzliche  Institution  zur  Anerkennung  und 
Lebenden  (durch  Altenteilsvertrag  usw.)  die  |  Geltung  zu  bringen,  sei  es  nach  dem  Systeme 
Regel  bildet.  Um  darauf  hinzuwirken,  daß  auch  der  HöferoUe,  sei  es  in  noch  weitergehender  Weise, 
in  diesen  Fällen  eine  Ueberlastung  des  Gutsüber-  Es  seien  namentlich  die  Vorschläge  des  preußi- 
nehmers  vermieden  wird,  eröffnet  das  Gesetz  sehen  Landesökonomiekollegiums  und  des  deut- 
(§33)  auch  für  die  antezipierte  Erbfolge  die  Ver-  ;  sehen  Landwirtschaftsrats  erwähnt.  Diese  Be- 
mittlung  der  Rentenbank  für  die  Ablösung  der  |  strebungen  haben  indes  keinen  Erfolg  gehabt. 
Abfindungen  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Dafür  läßt  aber  das  EinfG.  zum  BGB.  der  Landes- 
Bedingungen  der  Gutsübernahme  nach  ilirem  gesetzgebung  in  der  Ausgestaltung  des  Anerben- 
Gesamtergebnisse  für  den  Uebernehmer  nicht  I  rechts  völlig  freie  Hand. 

ungünstiger  sind,  als  sie  sich  bei  der  Intestat- 1  Nach  Art.  64  daselbst  bleiben  nämlich  un- 
erbfülge  nach  dem  Gesetz  ergeben.  Die  Ueber-  berührt  (d.  h.  nach  der  Sprache  des  Gesetzesr 
nähme  auf  die  Rentenbank  ist  auch  dann  zulässig,  bleiben  bestehen  und  können  auch  neu  eingeführt 
wenn  die  Beteiligten  in  eine  verhältnismäßige  '  werden)  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
Kürzung  ihrer  zu  hohen  Abfindungen  willigen;  i  das  Anerbenrecht  in  Ansehung  land-  und  forst- 
es  wird  Sache  der  für  die  Bewilligung  der  Ueber-  j  wirtschaftlicher  Grundstücke  nebst  deren  Zu- 
nahme zuständigen  Generalkommission  sein,  behör,  nur  darf  das  Recht  des  Erblassers,  über  das- 
durch  gütliche  Einwirkung  auf  die  Beteiligten  ,  dem  Anerbenrecht  unterliegende  Grundstück 
solches  zu  vermitteln.  von  Todes  wegen  zu  verfügen,  landesrechtliclt 

Die  Einführung  des  Gesetzes  ist  ohne  Schwie-  j  nicht  beschränkt  werden.  Diese  Einschränkung 
rigkeit  vonstatten  gegangen,  auch  hat  es  keines-  !  ist  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung,  da  nach' 
wegs,  wie  von  seinen  Gegnern  vorausgesagt  einer  anderweiten  Vorschrift  (Art.  59)  die  landes- 
wurde,  abschreckend  auf  die  Nachfrage  nach  gesetzlichen  Vorschriften  über  Familienlidu- 
Renten-  und  namentlich  nach  Ansiedlerstellen  kommisse.  Lehen  und  Stammgüter  ebenfalls  un- 
eingewirkt.    ^  j  berührt  bleiben,  die  Landesgesetzgebung  also  in 

Aehnlich  in  der  Konstruktion  ist  das  bei  den  |  der  Form  von  Stammgütern  auch  Bildungen  ein- 
Landtagsverhandlungen  von  verschiedenen  Seiten  j  führen  kann,  bezüglich  derer  eine  Verfügung  von 
lebhaft  bekämpfte  Gesetz,  betreffend  das  An- 1  Todes  wegen  ausgeschlossen  ist.  Im  übrigen  ist 
erbenrecht  bei  Landgütern  in  der  Provinz  |  der  Vorbehalt  des  Art.  64  unbeschränkt  und  läßt 
Westfalen  und  den  Kreisen  Rees,  Essen  (Land),  der  Landesgesetzgebung  volle  Freiheit,  alle  mit 
Essen  (Stadt),  Duisburg.  Ruhrort  und  Mülheim  dem  Anerbenrecht  in  Zusammenhang  stehenden' 
an  der  Ruhr  v.  2./VII.  1898.  Das  Gesetz  ver- 1  Rechtsverhältnisse  abweichend  von  den  Grund- 
dankt seine  Entstehung  der  jahrzehntelangen  Lsätzen  des  BGB.  zu  ordnen.  Namentlich  kann 
Bemühung    des    westfälischen    Bauernvereins,  1  landesrechtlich  für  die  Abfindung  der  Miterben 
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die  Form  der  Rente  vorgeschrieben,  ebenso  können 
die  Rechte  der  Pflichtteilsberechtigten  in  An- 
sehung des  Anerbenguts  beliebig  beschränkt 
werden. 

5.  Schlußbetrachtung.  Eine  unbefangene 
Würdigung  des  Ancrbenrechls  stößt  in  Zeiten 
lebhafter  aprarisdier  und  politischer  Bewe- 
gung auf  besondere  Schwierigkeilen.  Den 
Anhängern  einer  Agrarreform  großen  Stiles 
geht  das  Anerbenrecht  nicht  weit  genug. 
Man  weist  darauf  hin,  daß  durch  eine  Aendc- 
ning  des  Erbrechts  nur  eine  Quelle  der 
Ueberschuldung  verstopft  werde  und  daß 
die  ICrhaltung  eines  konsolidierten  ländlichen 
Besitzes  noch  andere  Maßnahmen  erfordere. 
Die  Gegner  einer  Agrarreform  (wie  Bren- 
tano) andererseits  beargwöhnen  das  An- 
erbenrecht als  einen  ersten  Schritt  zur  Wicder- 
einfOhning  „mittelalterlicher"  Zustände  und 
suchen  das  Freiheitsgefühl  und  Selbstbewußt- 
sein des  Bauernstandes  dagegen  in  die 
Schranken  zu  rufen. 

Alle  diese  von  sehr  entgegengesetzten 
Standpunkten  ausgehenden  Einwendungen 
werden  aber  dem  Wesen  des  Anerbenrechts 
nicht  gerecht. 

Was  zunächst  die  letztgedachte  Gnippe 
der  Gegner  betrifft,  so  ist  schon  bei  den 
1894er  Verhaiidlungen  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik von  Thiel  mit  Recht  hervorge- 
hoben, daß  der  unter  der  Sitte  des  Anerhen- 
rechts  lebende  westfälische  Bauer  an  Selb- 
ständigkeit und  berechtigtem  Selbstgefühle 
wahrlich  nicht  von  dem  nassauischen  oder 
Eifelcr  Parzellenbauer  übertroffen  wird, 
noch  weniger,  wie  hinzuzusetzen  ist,  von 
den  herabgekommenen  polnischen  Kleinbe- 
sitzern, die  vermöge  fortgesetzter  Natural- 
erbteilung  in  einem  Teile  Oberschlesiens 
den  früheren  leistungsfähigen  Bauernstand 
verdrängt  haben  (vgl.  darüber  Verhandlungen 
des  Landcsökonoiniekollegiums  1883,  S.  250, 
2ö2).  Im  übrigen  läßt  das  moderne  Aji- 
erbenrecht,  mag  es  nach  dem  Ilöferoilen- 
system  oder  als  unmittelbares  Intestat- 
anerbenrecht  konstruiert  sein,  das  Recht 
des  Besitzers  zu  Verfügungen  unter  Leben- 
den und  von  Todes  wegen  vollständig  unbe- 
rührt. Es  würde  überflüssig  sein,  dies  be- 
sonders hervorzuheben,  wenn  nicht  auffälli- 
gerweise das  Anerbenrecht  immer  wieder 
als  ein  Eingriff  in  die  Verfügungsfreiheit ; 
des  Besitzers  hingestellt  und  unter  diesem 
Gesichtspunkte  bekämpft  worden  wäre.  j 

Der  zweiten  Gruppe  der  Gegner,  denen 
das  Anerbenrecht  nicht  weit  genug  geht, 
ist.  schon  früher  entgegengehalten  (Her- 
mes, Die  Reform  des  ländlichen  Erb- 
rechts, Scliriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, Bd.  61,  Leipzig  1895,  S.  65),  daß 
eine  Aeiiderung  des  Erbrechts  selbst- 
redend nicht  dazu  bestimmt  sein  kann,  sol- ' 
chen  Mängeln  der  bestehenden  Agrarver- 


'fassung  abzuhelfen,  die  sich  auf  den  Ver- 
kehr unter  Lebenden  beziehen,  und  daß 
die  Ordnung  des  ländlichen  Erbrechts  eine 
Aufgabe  für  sich  darstellt,  deren  an  sich 
schwierige  praktische  Lösung  nur  noch  mehr 
erschwert  werden  muß,  wenn  man  sie  mit 
anderen  Aufgaben  verbindet. 

Für  die  Rechtfertigung  und  die  Art  und 
Weise  der  Gestaltung  des  Anerbenrechts  er- 
geben sich  nun  folgende  Gesichtspunkte. 

Das  Intestaterbrecht  als  die  gesetzliche 
Regel  der  Erbfolge  muß  der  herrschenden 
Erbsitte  entsprechen,  damit,  wenn  der  Erb- 
lasser keine  letziwillige  Verfügung  hinter- 
läßt, die  Erbfolge  seinem  mutmaßlichen 
Willen  entsprechend  ceordnet  wird.  Wo 
also,  wie  im  größten  Teile  von  Deutschland, 
der  Uebcrgang  des  ungeteilten  Besitzes  auf 
einen  der  Familienangehörigen  der  Sitte 
entspricht,  darf  nicht,  wie  es  nach  dem 
jetzigen  Recht szustande  der  Fall  ist,  der- 
jenige zum  Erlaß  einer  letzlwilligen  Ver- 
fügung genötigt  werden,  der  sich  dieser 
Sitte  anschließen  will,  sondern  dieser  Zwang 
darf  nur  der  Minderheit  der  Beteiligten  auf- 

j  erlegt  werden,  also  denen,  die  von  der  Sitte 

!  abweichen  wollen. 

I  Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  die  tat- 
sächliche Art  der  Vererbung  des 
ländlichen  Besitzes  für  die  ganze  Frage 
von  entscheidender  Bedeutung,  weil  aus  ihr 
die  Sitte  und  Rechtsüberzeugung  der  Be- 
teiligten am  sichersten  zu  cikenncn  ist. 
Während  bis  vor  kurzem  hierüber  kaum 
Material  vorhanden  war,  ist  in  neuerer  Zeit 
der  Ermittlung  der  Erbtewohnheilen  große 
Sorgfalt  zugewendet  und  es  liegen  reich- 
haltige Angaben  hierüber  vor.  Zu  erwäh- 
nen sii:d  zunächst  die  Erhebungen  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  (Bäuerliche  Zustände 
in  Deutschland,  3  Bde.,  1883)  für  Preußen 
die  gleichartigen,  durch  die  landwirtschaft- 
lichen Vereine  veranstalteten  Eihebungen 
(^abgedruckt  in  den  Verhandlungen  des  Lan- 
(les-Oekonomie-KoIlegiums,  III.  Session, 
2.  Sitzungsperiode,  Berlin  1883),  für  Baden 
und  Württemberg  die  in  den  80er  Jaliren 
veranlaßlen  amtlichen  Enqueten.  Ferner 
sind  zufällig  gleichzeitig  für  Preußen  und 
für  Bayern  durch  Ministerialverfügungen 
vom  Mai  1894  umfassende  amtliche  Erhe- 
bungen eingeleitet. 

Das  hierauf  eingegangene  umfangreiche 
Material  ist  für  Preußen  in  dem  von  M.  Sering 
herausgegebenen  Werke:  Die  Vererbung  des 
ländlichen  Gnindbesitzes  im  Könisreiche 
Preußen,  14  Bde.,  Berlin  1897—1907,  ver- 
arbeitet worden.  Es  ist  nicht  möglich,  auf 
den  reichen  Inhalt  dieses  Werkes  hier  nälier 
einzugehen.  Es  bestätigt  im  großen  und 
ganzen  das  aus  den  frülieren  Erhebungen 
bereits  bekannte  Bild,  wonach  im  größten 
Teile  Norddeutschlands  das  Anerbenrecht 
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als  Rechtssitte  heimisch  ist.  Die  Sitte  der  |  Verhältnissen  überhaupt  möglich  ist.  Von 
Eealteilmitc  besteht  in  weiterem  Umfaiiire  dem  bezeichneten  Gesichtspunkt  ist  es  zu- 
nur  in  der  Rlieinprovinz  und  im  Reffieniiifrs- 1  nächst  selbstverständlich,  daß  der  Erbaus- 
bezirke Wiesbaden.  Daneben  sind  zu  erwäh-  einandersctzung  der  Ertrasswert,  nicht 
nen  der  Kreis  Siefen  (Westfalen),  das  Eichs-  der  Verkaufswert  des  Besitzes  zugrunde 
feld  (Hannover  und  Sachsen),  die  Kreise  gelegt  werden  muß.  Es  ist  ein  innerer 
Riwitsch  und  Adelnau  (Posen),  einzelne  Teile  Widerspruch,  auf  den  namentlich  der  frühere 
von  Oberschlesien  und  Hohenzollern-Hechiu-  preußische  Finanzminister  von  Miq'iel  wie- 
gen. Von  einer  Prolet arisierung  der  weichen-  derholt  lüngewiesen  hat,  dem  G.itsüberneh- 
den  Erben  (Abfiiidlinge)  in  den  Anerben-  mer  den  Verkaufswert  in  Rechnung  zu 
gebieten  kann  nach  den  Ergebnissen  der  Er-  stellen,  während  er  doch  nach  der  Absicht 
hebung  keine  Rede  sein;  soweit  man  fest-  aller  Beteiliirten  das  Gut  eben  nicht  ver- 
stellen kann,  gelangt  der  größere  Teil  von  ,  kaufen,  sondern  dauernd  bewirtschaften  soll, 
ihnen  anderweit  zur  Selbständigkeit.  ,  Aber  abgesehen  von  der  Zugrundelegung 

Für  Bayern  hat  die  Bearbeitung  des '  des  Ertragswertes  wird  zur  Ausgleichung 
Materials  Dr.  Ludwig  Fick  übernommen,  für  das  den  Gutsübernehmer  treffende  Risiko, 
Das  Werk  ist  mit  einem  Vorwort  von  Idas  nach  der  modernen  Entwicklung  der 
L.  Brentano  unter  dem  Titel:  Die  bäuer- :  Landwirtschaft  nicht  Gewinne,  wohl  aber 
liehe  Erbfolge  im  rechtsrheinische n  Verluste  in  Aussicht  stellt,  regelmäßig  noch 
Bayern,  Münclien  1895,  ersclüenen.  Ein 'eine  besondere  Bevorzugung  des  Ueberiieh- 
Aiierbenrecht  als  Rechtssitte  findet  sich  im  ]  mers  erforderlich  sein,  um  ihn  im  Besitze 
größten  Teile  des  rechtsrheinischen  Bayern,  zu  erhalten.  Ob  das  in  der  Form  eines  be- 
mit  Ausnahrae  der  fränkischen  Teile.  Für  sonderen  Voraus  oder  durch  ermäßigte  Tas- 
das  Gebiet  des  baverischen  Landrechts,  also  Vorschriften  geschieht,  ist  von  geringerer  Be- 
den größten  Teil  des  in  Betracht  kommen-  deutung.  Gegen  einen  Mißbrauch,  der  da- 
den  Gebiets,  heben  die  Berichte  fast  aus-  rin  liegen  würde,  daß  der  Anerbe  das  Gut 
nahmslos  hervor,  daß  die  Absicht  der  Be-  alsbald  verkauft  und  mit  dem  Erlöse  davon 
teiligten  dahingehe,  den  Gutsül)ernehraer  zu  zieht,  «iiid  Kautelen  anderer  Art,  insbeson- 
begünstigen  (S.  43).  Der  Bearbeiter  hat  dere  die  Verpflichtung  zur  Erstattung  des 
sich  bemüJit,  diese  üljereinstimmende  An-  Melirerlöses  oder  doch  wenigstens  des  empfan- 
gabe  in  Zweifel  zu  zielien  (S.  44ff.),  was  in-  genen  Voraus  an  die  Erbmasse,  möglich;  eine 
dessen  gegenüber  der  von  ihm  selbst  an  Bestimmung  der  letzteren  Art  ist  auch  be- 
anderen Sellen  (S.  4— 9)  gescliilderlen  Zu-  reits,  wie  oben  erwähnt,  in  den  neuesten 
vcrlässigkeit  und  Objektivität  seiner  den  preußischen  Gesetzen  vorgesehen. 
Verhältnissen  örtlich  naliestehenden  Be-  Unerläßlich  erscheint  ferner,  daß  der 
richterstatter  niclit  überzeugen  kann.  Uebernehmer  gegen  unzeitige  Kündigungen 

Wo  nun  hiernach  die  Voraussetzungen  der  Kapitalabfiiidungen  der  Miterben  sicher 
für  die  gesetzliche  Einführung  des  Anerben-  gestellt  wird.  Der  immer  allgemeiner  aner- 
rechts  vorliegen,  müssen  auch  die  Be- ,  kannten  Natur  des  Grundbesitzes  als  eines 
dingungen  der  Gutsübernahme  derart  ge- 1  Rentenfonds,  nicht  Kapitalfonds,  entspricht 
staltet  sein,  um  dem  Uebernehmer  die  es,  wenn  die  Abfindungen  der  Miterben, 
dauernde  Erhaltung  des  Besitztums  zu  >oweit  sie  nicht  aus  sonst  vorhandenen  Ver- 
ermöglichen. Das  folgt  aus  dem  mutmaß- !  mögen  gedeckt  werden  können,  als  unkünd- 
lichen  Willen  des  Erblassers,  es  liegt  auch  !  bare  Rentenf orderungen  auf  dem  Grund- 
im  dauernden  Interesse  der  Familie,  nicht  j  stück  eingetragen  werden, 
minder  im  Interesse  der  Miterben  selbst,  da  |  Zwischen  dem  bäuerlichen  und  dem 
die  Sicherheit  ihrer  hypothekarischen  Ab- 1  größeren  Besitze  bei  allgemeiner  Einführung 
findu Ilgen  gefährdet  werden  würde,  wenn  des  Anerbenrechts  einen  Unterscliied  zu 
der  Gutsübernehmer  durch  einen  zu  hohen  ;  machen,  liegt  kein  innerer  Grund  vor.  Ge- 
Uebernahmepreis  in  VermögensverfaU  ge-  rade  bei  dem  größeren  Besitze  sind  in  den 
bracht  wird.  Es  ist  auch  Volkswirtschaft- '  letzten  Jahrzehnten  die  Uebernehmerpreise 
lieh  durchaus  geboten,  denn  wo  in  einzelnen  I  vielfach  zu  hoch  gewesen  und  haben  wesent- 
Gegenden  zwar  der  Ueliergang  auf  einen  I  lieh  zur  Zunahme  der  Grundverschuldung 
Erben,  aber  unter  regelmäßig  zu  harten !  beigetragen.  In  der  preußisclien  Agrar- 
Bedingungen  üblich  ist,  treten  die  Nachteile  konferenz  sind  denn  auch  die  Vertreter 
der  Ueberschuldung  besonders  hervor,  des  größeren  Besitzes  einmütig  für  die  aU- 
Ein  derart  gestaltetes  Anerbenrecht  ist  gemeine  Einführung  des  Anerbenrechts  ein- 
volkswirtschaftlich schädlicher  als  der  Ver-  getreten. 

kauf  des  Besitzes  an  einen  kapital- '  Was  wird  nun  vom  volkswirtschaftlichen 
kräftigen  Uebernehmer  und  die  Teilung  i  Standpunkte  durch  die  Einführung  des  ge- 
des  Erlöses  unter  die  Erbengemeinschaft  |  setzlichen  Intestatanerbenrechts  erreicht  wer- 
oder  als  die  Naturalteilung  des  Gutes  unter  I  den?  Sicherlich  wird  auch  später  das  Iii- 
die  Erben,  soweit  solche  nach  den  Kultur- !  testaterbrecht  unmittelbar  nicht  allzu  häufig 
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zur  Anwendung;  kommen.   Die  individuelle, 

den  Verhältnissen  antrepaßte  Ordnuiiir,  sei 
es  durch  lelztwillise  Verfüfrunf;  oder  durch 
Guisübergabe  unter  Lebenden,  wird  nach 
wie  vor  die  Refrel  bilden.  Der  letztere 
Modus  des  Besitzübcrgaiipes  ist  seit  vielen 
Jahrliunderten  eintrcwurzelt  und  hat  trotz 
mancher  Mißbräuche  in  den  bäuerlichen 
Verhältnissen  seine  innere  Beffründuns;, 
weil  der  alternde  Besitzer  der  hatten  Arbeit 
des  Bauern  nicht  mehr  irewachscn  ist,  wäh- 
rend der  Sohn  einen  Hausstand  bcfrründcn 
und  zu  diesem  Behufc  die  Wirtschaft  über- 
nehmen will. 

Es  läßt  sich  auch  nicht  verkennen,  daß 
unsere  (lanze  Kiitwicklune  und  die  zu- 
nehmende Kompliziertheit  der  früiicr  ein- 
facheren und  mehr  ülierciiistiniinendeii  länd- ! 
liehen  Verhältnisse  immer  mehr  auf  den 
Wep  der  individuellen  Ordnunt;  des  Besitz- 
übcrganpes  hindrätit-'cn,  der  der  iirsprüng- 
lichen  deutschen  Keclilsauffassuiif;  fremd  ist. 

Aber  wenn  auch  deshalb  die  Bedeutung 
des  Intestataiierbenrcchts  allmälilicli  eine 
geringere  werden  wird,  so  wird  doch  unter 
allen  Umständen  seine  mittelbare  Wir- j 
kung  eine  bedeutende  sein.  Es  wird  dazu  | 
beilragen,  die  bestehende  Sitte  zu  erhalten  j 
und  zu  kräftigen,  wahrend  der  Einfluß  des 
geltenden  Rechtes  und  der  neueren  Ent- 
■wicklung  mit  ihrer  immer  stärkeren  Ver- 
mischung des  ländlichen  und  des  städtisclien 
Elementes  dazu  angetan  ist,  das  den  moder- 
nen Anschauungen  an  sich  fremdartii;e  An- 
erbenrecht immer  mehr  zurückzndräni:en 
und  in  seiner  Geltung  zu  schwächen.  iJie 
Autorität  des  Gesetzes  ist  auch  heutzutage 
nicht  hoch  geinig  zu  vcranschlaKcn.  Sie 
•wirkt  nicht  bloß  auf  den  einfachen  Mann, 
sie  ist  auch  für  seine  juristischen  Berater 
■maßgebend,  und  selbst  der  intelligenteste 
Croß'.'rundbesitzer  empfindet  es  als  eine 
Beruhigung  und  als  Rechtfertigung  vor  sich 
selbst,  wenn  er  bei  einer  den  Gutsüberneh- 
mer  begünstigenden  letztwilligen  Verfütrung 
sich  mit  dem  gemeinen  Erbrechte  des  Landes 
im  Einklänge  weiß  (Verhandluni.'en  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  1894,  S.  68). 

Llteriitur:  Grundlfijmd  im  A.  v.  Miaskowskl, 

Ihi-n  Krhrcrfu  nnd  ilie  Griindcitjf.ntumnvGftriliiug 
m  DeuUrhrn  Iteirhc,  S  Abt.,  Leipziij  ISS3  — 
2SS4,  und  dan  ohcn  erwähnte  Serlng'sche  Werk. 
—  Ferner:  J,  Ilcl/ericU,  tit ttdien  Uber  würUevi- 
bergUche  Atjrarveriu'iltniiffie  in  der  Z.  J.  St.  .Jtiliry. 
X  (lft55i  u.  derselbe  im  St.  £r.r.  über  die  Ver- 
liandlungen  der  Zcntralvcrsammlung  de.f  land- 
wirtschafttichen  Vereine  ituw.  in  Bayern  vom 
8.  und  9.  Oktober  18SS.  —  J.  M.  Baern- 
reither^  PaJt  Stammgiiterifystem.  und  da»  An- 
erbenrerlit,  Wien  IS.SS.  —  Frommhold,  Dciit- 
»ckea  .-Inei benreckt, tirelfiwaldlü'je.  —  A,  v.  Mlas- 
kowslct,  .-igrar politische  Zeit  und  Streitfragen, 
Leipzig  1889,  insbesondere  Nr.  4,  5  und  6.  —  Die 
Verhandlungen  des  14.  und  3S.  Deutschen  Juristen- 


tags,  Berlin  1878  und  1896,  Bd.  I  und  II.  —  Die 
Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  vom 
9.  Oktober  18SS  und  6.  Oktober  I8S4  und  vom 
t8.  und  S9.  September  1894,  Schriften  desselben 
Bd.  SO,  SS,  61,  Leipzig  188!,  ISSi,  189S.  —  IHe 
Vcrhajullungen  des  deutschen  Landtcirtschnft^- 
raU  1884—1886  und  1004,  im  Archiv  des  dcut- 
»chen  LandwirLfCliaft^rats  —  Oellxig,  Das 
deutsche  Gmnderbrecht  in  Vergangenheit,  Gegen- 
wart und  Zukunft,  Breslau  1899.  —  Brctltano, 
Erbrcc.htspolitik  (Gesammelte  Aufsätze,  Bd.  I. 
,'<tutgart  1899). — Frhr.  von  Frelberg-Jctzen- 
(lor/.  Die  bäuerliche  Erbfolge  im  rechts- 
rheinigcben  Bayern,  Referat,  S.-A.  a.  d.  Zeit- 
schrift des  htndwirtschaftlichen  Vereins  in 
Bayern^  München  1895.  —  Serirm,  „IHe  Ver- 
erbung dejt  ländlichen  Grundbesitzes  und  die 
li'furm  des  ländlichen  Erbrechts"  in  den  Ver- 
handlungen des  lAtndes-Ockonomie- Kollegiums 
1909.  —  Ferner  die  im  Text  angeführten  Werke. 
Eine  umfassende  JAteraturzusammenatellang 
findet  sich  bei  Buciteilbcryerf  Agrarwcsen 
und  .{grarpulitik,  Bd.  1,  bearbt-itel  von  "W, 
U  jlflotlzliiHlcl,   Leipzig  1914,  S.  SSOff. 

llermeji.  (f)    IV.  mjaodzltitilcl.  (/■ 


Angebot. 

1.  Einleitung.  2.  IScgriff  und  Sonderfälle. 
3.  Typen  und  Interpreiaiiim  des  .\ngebots- 
gcsetzes.  4.  GleicliKewii'hlsangebot  und  Quasi- 
rente.   5.  .\ngebotskurven. 

1.  Einleitung.  Die  Theorie  der  Verkchrs- 
\virt>cliaft  im  allgemeinen  und  die  das  wirl- 
schaltliche  Knochengerüst  derselben  bildende 
Theorie  der  Marktpreise  aller  Güter  im 
weitesten  Sinn  des  Wortes  pflegte  seit  jeher 
ihr  Problem  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Kampfes  von  unter  dein  Impuls  indivi- 
üuellen  Eigenintercsses  handelnden  Markt- 
parteien aufzufassen.  Das  Urphänomen  der 
Verkehrswirtschaft,  der  Tauschakt,  zerfällt 
für  jedes  der  daran  teilnehmenden  Wirt- 
schaftssubiekte  in  ein  Veräußerungs-  und 
ein  Erwerbsgeschäft.  Im  reinen  Tausehakt 
sind  die  beiden  unzertrennlich  verbunden, 
die  entwickelte  Verkehrs-  insbesondere  Geld- 
wirtsehaft  trennt  sie  nicht  nur  begrifflich, 
sondern  auch  praktisch  durch  das  Dazwischen- 
treten eines  Tauschmittels,  namentlich  also 
des  Geldes. 

Jodes  Wirtschaftssubjekt  ist  auch  in  der 
Verkehrswirtschaft  grundsätzlich  sowohl  An- 
bietender wie  Nachfragender.  Das  Anbieten 
ist  eine  notwendige  Voraussetzung  für  effek- 
tive Nachfrage  und  das  Nachfragen  die  not- 
wendige Voraussetzung  dafür,  daß  etwas 
angeboten  wird.  Aber  nur  diejenige  Partei 
im  einzelnen  Tauschakt,  die  Waren  oder 
Dienstleistungen  anbietet,  pflegt  üblicher 
und  zweckmäßiger  Terminologie  nach,  als 
anbietende  bezeichnet  zu  werden,  während 
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diejenige,  die  jeweils  Geld  anbietet,  als  die 
nachfragende  gilt.  Es  ist  jedoch  wesentlich, 
sich  darüber  klar  zu  sein,  daß  derjenige,  der 
in  diesem  Sinn  der  Nachfragende  ist,  not- 
wendig vorher  oder  nachher  im  gleichen 
Wirtschaftsprozeß  Waren  oder  produktive 
Leistungen  anbieten  muß  und  umgekehrt. 

Wenn  man  daher  auch  in  jeder  gegebenen 
Marktlage  Angebot  und  Nachfrage  als  zwei 
unterscheidbare  Kräfte  auffassen  kann,  deren 
Zusammenwirken  Preis  und  Absatzmenge  be- 
stimmt („Gesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage"), so  zeigt  doch  unmittelbar  der  Fall 
des  Naturaltausches  und  mittelbar  bei  einiger 
Ueberlegung  auch  der  Fall  des  geldwirt- 
schaftlichen Marktverkehres,  daß  es  sich  bei 
beiden  um  das  gleiche  Phänomen  handelt, 
und  die  beiden  Worte  Angebot  und  Nachfrage 
nur  einen  verschiedenen  Standpunkt  dazu 
andeuten,  gleichsam  jedes  die  Reversseite 
des  anderen  bedeutet.  Trotzdem  hat  man, 
seit  das  populäre  Schlagwort  von  Angebot 
und  Nachfrage  in  der  Wissenschaft  Geltung 
gewann,  versucht,  die  Grundkräfte  der 
Volkswirtschaft  unter  den  einen  oder  den 
anderen  Begriff  einzureihen,  um  durch  eine 
Analyse  der  „hinter  Angebot  und  Nachfrage 
stehenden  Kräfte"  zu  einer  Theorie  des 
wirtschaftlichen  Prozesses  zu  kommen.  Die 
Nachfrage  erschien  unter  diesem  Gesichts- 
punkt gleichsam  als  der  Ausdruck  des  so- 
zialen Güterbedarfes,  das  Angebot  als  Aus- 
druck der  von  der  produktiven  Arbeit  zu 
überwindenden  Hindernisse,  der  physika- 
lischen und  sozialen  Bedingtheiten  der  Pro- 
duktion oder  endlich  der  sogenannten  Pro- 
duktionsschwierigkciten,  in  weiterer  Analyse 
also  die  Nachfrage  als  der  Ausdruck  des 
„Nutzens",  das  Angebot  als  der  Ausdruck 
der  ,, Kosten".  Als  später  durch  das  System 
der  Grenznutzenlehre  die  Analyse  des  Be- 
darfslebens zum  Grundstein  der  ökono- 
mischen Theorie  gemacht  wurde,  erschien 
das  den  Kritikern  dieses  Systems  (insbe- 
sondere den  englischen  und  einigen  amerika- 
nischen Theoretikern)  deshalb  wie  eine 
üeberschätzung  einer  Seite  des  Problems, 
während  es  sich  dabei  lediglich  um  eine  andere 
Interpretation  der„Angebotsseite"  der  Markt- 
vorgänge handelte. 

2.  Begriff  und  Sonderfälle.  Das  Wort 
Angebot  (supply,  offre,  offerta)  bedeutet 
zunächst  jene  Menge  einer  Ware,  die  man 
jeweils  erhalten  kann,  wenn  man  einen 
bestimmten  Preis  bietet,  hat  also  in  dieser 
Bedeutung  keinen  Sinn  ohne  Beziehung  zu 
einem  bestimmten  hypothetischen  Preis, 
dem  Angebotspreis.  Sodann  bedeutet  das 
Wort  Angebot  aber  auch  den  Inbegriff 
aller  praktisch  denkbaren  Preise  aller  prak- 
tisch in  Betracht  kommenden  Mengen  einer 
Ware,  die  sogenannte  Angebotskala,  welche 
das  Angebotsgesetz  jeder  Ware,  d.  h.  also 


die   Beziehung   zwischen   den  möglichen 
Mengen  einer  Ware  und  den  Preisen  zum 
Ausdruck  bringt,  zu  welchen  diese  Mengen, 
und  nicht  mehr  oder  weniger,  erhältlich 
J  sind.    In  beiden  Fällen  bedeutet  natürlich 
■  Zu-  und  Abnahme  des  Angebotes  Ver- 
I  schiedenes. 

!  Sowohl  beim  Begriff  des  Angebotes  im 
Sinne  von  bei  einem  bestimmten  Preis  an- 
gebotener Menge,  als  auch  beim  Begriff  des 
Angebotes  im  Sinne  von  Angebotsskala  oder 
Angebotsgesetz  ist  zu  unterscheiden  zwi- 
schen den  individuellen  Angebotsmengen, 
respektive  Angebotsskalen,  und  den  aus  diesen 
durch  einfache  Summiening  entstehenden 
Gesamtangebotsmengen  bzw.  Gesamtan- 
gebotsskalen des  ganzen  Marktes.  Endlich 
muß  man  sich  immer  klar  sein,  ob  eine  be- 

,  stimmte  Behauptung  sich  auf  die  ganze 
Angebotsmenge  eines  Individuums  oder  des 
Marktes  oder  auf  im  Verhältnis  zur  ganzen 

I  Menge  kleine  Variationen  derselben  bezieht 
(Grenzangebot). 

In  allen  diesen  Fällen  ist  es  eine  nicht 
immer  zulässige  Brevnloquenz,  wenn  man 
vom  Angebot  einer  Ware  für  sich  allein  ge- 
nommen spricht,  denn  einmal  setzt  jedes 
Angebot  ein  bestimmtes  Gesamtpreisniveau 
des  betreffenden  Marktes  oder,  anders  aus- 
gedrückt, eine  bestimmte  Kaufkraft  der 
Geldeinheit  voraus  und  gewinnt  nur  in 
Beziehung  auf  eine  solche  präzisen  Sinn. 
Außerdem  bezieht  sich  das  Angebot  an 
jeder  Ware  auf  einen  stimmten  Stand  des 
Angebots  an  allen  anderen  Waren  auf  dem 
gleichen  Markt.  Das  gilt  ganz  unabhängig  von 
dem  Bestehen  besonderer  Beziehungen  zwi- 
schen den  Produktionsprozessen  der  ein- 
zelnen Waren,  die  man  unter  der  Bezeich- 
nung der  Produktionsverwandtschaft  zu- 
sammenzufassen pflegt,  gewinnt  dadurch 
aber  wesentlich  an  Bedeutung. 

Unter  Produktionsverwandtschaft  im 
engsten  Sinn  versteht  man  den  Fall,  daß 
ein  Produktionsmittel  verschiedenen  pro- 
duktiven Zwecken  dienen  kann  (alternative 
supply).  Das  trifft  schon  häufig  in  den 
fortgeschrittenen  Stadien  des  Produktions- 
prozesses zu  (z.  B.  Verwendung  von  Zi- 
garettenpapier zu  Zigarettenhülsen  oder  zu 
Zigarettenpapierpaketen),  wird  zur  Regel, 
je  weiter  wir  die  Glieder  des  Produktions- 
prozesses zurückverfolgen  (z.  B.  weites  Feld 
der  Venvendbarkeit  von  Gußsfahl),  und  gilt 
schließlich  ausnahmslos  bei  den  ursprung- 
lichen Produktionsmitteln,  Arbeit  und  Boden. 
Die  Folge  ist  eine  feste  Beziehung  zwischen 
den  Angebotspreisen  der  Produkte,  die  alter- 
nativ mit  demselben  Produktionsmittel  er- 
zeugt werden  können.  Nehmen  wir  der 
Einfachheit  halber  an,  daß  ein  bestimmtes 
Produktionsmittel  alternativ  für  die  Pro- 

!  duktion  zweier  Waren  geeignet  ist,  so  ist 
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die  Angebotsmenge  der  einen  gleich  der  ]  Folge  hat.  Und  das  Angpbotsgesetz  des 
Angebotsmenge  beider,  minus  der  nach- '  zweiten  Typus  bedeutet  analog,  daß  eine 
gefragten  Menge  der  anderen,  alle  drei  Ausdehnung  des  Angebotes  dort  von  einem 
Größen  auf  den  gemeinsamen  Nenner  des  Sinl<en  des  Angebotspreises  begleitet  sein 
im  Endprodukt  enthaltenen  Produktions-  i  muß,  wo,  sei  es  infolge  der  Verteilung  der 
mittels  gebracht.  Die  Theorie  der  Produk- 1  Gencralkosten  auf  eine  größere  Anzahl  von 
tionsverwandtschaft  in  diesem  Sinn  ist  das  Einheiten,  sei  es  infolge  von  bei  größerer 
wichtigsteßindeglied  zwischen  der  Erklärung  I  Absatzmenge  möglich  werdenden  besseren 
der  Preisbildung  und  der  Erklärung  der  Produktionsmethoden  die  Kosten  der  Pro- 
Verteilung des  volkswirtscliaftlichen  Pro-  dukteinheit  bei  größerer  Produktionsmenge 
duktionsertrages,  daher  von  ganz  fundamen-  niedriger  sind  als  bei  kleinerer.  Beim  dritten 
taler  Bedeutung.  Typus  des  Angebotsgesetzes  ist  an  den  Fall 

Die  Produklionsverwandtschaft  umfaßt  gedacht,  daß  der  Gelderlös  der  angebotenen 
in  weiterem  Sinn  auch  den  Fall,  daß  die  Waren  oder  Dienstleistungen  infolge  eines 
Produktion  einer  Ware  die  Produktion  einer  Steigens  ihres  Preises  so  zunimmt,  und  daher 
anderen  zur  unvermeidlichen  Folge  hat  (z.  B.  der  Grenznutzen  des  Geldes  für  den  An- 
Fleisch und  Häute,  joint  supply).  Hier  |  bietenden  so  sinkt,  daß  er  eine  geringere 
bleibt  die  Produktionskostensumme  dieselbe ;  Menge  auf  den  Markt  bringt  als  vorher, 
oder  so  gut  wie  dieselbe,  wenn  man  eine,  '  Das  tritt  in  der  Tat  häufig  beim  einzelnen 
wie  wenn  man  beide  Waren  anbietet,  und  Arbeiter  bezüglich  seines  Angebots  an  Arbeit 
der  Angebotspreis  für  die  Leistungen  des  und  beim  einzelnen  Sparer  bezüglich  seines 
betreffenden  Produktionsapparates  ist  gleich  1  Angebots  am  Sparkapital  ein.  Allein  es 
der  Summe  der  Naehfragepreise  der  beiden  I  folgt  daraus  nicht,  daß  das  (iesamtangebot, 
Artikel,  so  daß  ihre  Preisbildung  jede  indi-  insbesondere  an  SpargoUl,  deshalb  sinken 
viduelle  Beziehung  zu  irgendwelchen  Kosten  muß,  weil  zwar  maniOie  Leute  von  denen, 
verliert.  Dieser  Fall,  den  zuerst  J.  St.  Mill  die  schon  vorher  sparten,  ihr  Sparen  ein- 
näher untersucht  hat,  ist  in  vielen  In-  schränken,  dafür  aber  andere,  die  vorher 
dustrien  auch  in  seiner  striktesten  Definition  nicht  sparten,  durch  ein  Steigen  des  Zina- 
von  großer  Bedeutung.  Dehnt  man  ihn  fußes  dazu  veranlaßt  werden  können.  Dieser 
aber  auf  jene  verwandten  Fälle  aus,  in  Fall  tritt  ferner  öfters  ein  beim  isolierten 
welchen  ein  sehr  großes,  fixes  Kapital  zwei  Tausch,  beim  Bestehen  eines  Monopols  und 
oder  mehrere  Arten  von  Leistungen  darbietet,  bei  sehr  eingeschränkter  Konkurrenz.  Im 
so  wird  seine  Untersuchung  zur  Grundlage  normalen  Wirtschaftsverlauf  und  bei  freier 
der  Theorie  wichtiger  Spezialfälle,  besonders  ,  Konkurrenz  ist  er  jedoch  beim  Warenangebot 
der  Bildung  der  Lisenbahntarife.  Der  An-  aller  Unternehmer  und  Händler  zusammen- 
gcbotspreis  einer  von  zwei  unter  solchen  genommen  als  nahezu  ausgeschlossen  zu 
Bedingungen  produzierten  Waren  ist  gleich  betrachten. 

dem  Angebotspreis  der  Leistungen  des  pro- 1  Für  die  beiden  ersten  Typen  ist  schon 
dukliven  Apparates  minus  dem  Nachfrage-  vom  Standpunkt  der  älteren  Betrachtungs- 
preis für  die  andere  Ware.  ]  weise  zu  beachten,  daß  sie  nicht  einfach 
3.  Typen  und  Interpretation  des  An- 1  nebeneinandergestellt  werden  dürfen.  Im 
gebotsgesetzes.  Das  Angebotsgesetz,  wel- 1  ersten  Fall  sind  es  die  Kosten  der  letzten  teuer- 
ches  die  Beziehungen  zwiselien  Preis  und  sten  Einheit,  die  sogenannten  Grenzkosten,  die 
angebotener  Menge  einer  Ware  zum  Aus- .  für  die  Fixierung  der  angebotenen  Menge  ent- 
druck  bringt,  wird  gewöhnlich  nach  drei  scheidend  sind.  Im  zweiten  hingegen  kann 
Typen  schematisiert.  Der  erste  Typus  ist  es  sich  nicht  um  die  Grenzkosten  handeln, 
zunehmendes  Angebot  bei  steigendem  Preis,  welche  in  diesem  Fall  die  niedrigsten  wären, 
der  zweite  Typus  ist  zunehmendes  Angebot  sondern  die  Angebotsskala  kann  da  in  ihren 
bei  sinkendem  Preis,  der  dritte  abnehmendes  einzelnen  Punkten  auch  bei  freiester  Kon- 
Angebot  bei  steigendem  Preis.  Die  ersten  '  kurrenz  nur  mindestens  die  Durchschnitts- 
beiden  Typen  pflegte  man  früher  ausnahms- 1  kosten  repräsentieren.  Im  ersten  Fall 
los  und  pflegt  man  heute  noch  gewöhnlich  '  begegnet  die  Angebotskala  einer  stetig 
mit  den  Gesetzen  vom  abnehmenden  und  zu-  sinkenden  Nachfrageskala,  so  daß  es  einen 
nehmendenProduktionsertrag,  inderenphysi- 1  Schnittpunkt  beider  und  ein  stabiles  Gleich- 
schem  Sinn  zu  interpretieren.  Danach  bedeu- :  gewicht  gibt.  Im  zweiten  Fall  kann  es,  wenn 
tet  das  Angebotsgesetz  des  ersten  Typus,  daß  wirklich  die  Kosten  bei  fortschreitender 
unter  sonst  gleichen  Umständen  der  An- 1  Vermehrung  der  angebotenen  Menge  immer 
gebotspreis  einer  Ware  mit  zunehmender  |  weiter  sinken,  wohl  einen  oder  auch  mehrere 
Angebotsmonge  steigt,  weil  und  soweit  Schnittpunkte,  aber  kein  stabiles  Gleich- 
die  Ausdehnung  der  Produktion  höheren  gewicht  geben,  vielmehr  müßte  dieser  Sach- 
Aufwand  pro  Produkteinheit,  respektive '  verhalt  dazu  führen,  daß  schließlich  das 
geringeres  produktives  Ergebnis  pro  Ein- 1  gesamte  Angebot  bei  der  am  günstigsten 
neit    der    produktiven    Aufwendung   zur  \  arbeitenden  Unternehmung  konzentriert  ist. 
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womit  die  freie  Konkurrenz  aufhören  würde.  ]  dehnung  der  Produktion  einer  Ware  eintritt. 

Tatsächlich  bietet  die  Wirtschaftsgeschichte  '.  dadurch  (iberkompensiert  wird, 
der  letzten  Jahrzehnte  zahlreiche  An-  4.  Gleichgewichtsangebot  und  Quasi- 
näherungen an  einen  solchen  Tatbestand,  rente. JedeniMarktpreisentsprichteineandere 
Die  Möglichkeit  von  Konkurrenzkämpfen  Angebotsmenge,  dem  in  jedem  Zustand  der 
zwischen  Industriegruppen  auf  Leben  und  Volkswirtschaft  normalen  Preise  die  normale 
Tod  beruht  überwiegend  darauf.  Allein  Angebotsmenge,  das  ist  jene,  die  bei  dem 
in  der  Regel  ist  das  Angebot  auch  in  solchen  normalen  Preis  gerade  abgesetzt  wird  und 
Fällen  nicht  beliebig  ausdehnungsfähig.  Der  deren  Produktion  sich  bei  jenem  Preis 
Versuch,  es  über  gewisse  Grenzen  auszu-  in  der  in  der  betreffenden  Volkswirtschaft 
dehnen,  führt  im  Gegenteil  in  der  Regel  |  üblichen  Weise  rentiert.  Die  Durchschnitts- 
dazii,  daß  die  Kosten  und  die  Angebotskala  '  Profitrate  ist  der  Hebel,  der  in  alle  Pro- 
wiedersteigen.  Im  erstenFallendlich handelt  duktionskanäle  die  entsprechenden  Mengen 
es  sich  um  statische,  in  letzterem  essentiell ;  von  Produktionsmitteln  hineindriickt  und 
um  dynamische  Bedingungen.  |so   die  Angebotsmenge  jeder  Ware  mit- 

Die  ältere  Theorie  beseliränkte  den  ersten  i  bestimmt.  Infolgedessen  hängt  die  Größe 
Typus  der  Gestaltung  der  Beziehungen  |  der  normalen  Angebotsmenge  in  kompli- 
zwischen  Angebotsmenge  und  Preis  auf  die  i  zierterer  Weise  als  die  Größe  der  normal 
Urproduktion.  Die  neuere  Analyse  hat ;  nachgefragten  Menge  von  sämtlichen  Pro- 
gezeigt, daß  das,  was  bei  der  Urproduktion  |  duktionsbedingungen  der  Volkswirtschaft  in 
mit  besonderer  Schärfe  hervortritt,  grund-  i  dem  betreffenden  Zeitpunkte  und  der  Nor- 
sätzlich  ganz  allgemein  gilt  und  das  Gesetz  1  malität  der  Preise  aller  verwendeten  Pro- 
vom  abnehmenden  Bodenertrag  zum  Gesetz  1  duktivgüter  und  produktiven  Dienst- 
vom  abnehmenden  Produktionsertrag  er- !  leistungen  ab.  Nur  bei  vollständigem  Gleich- 
weitert,  so  daß  dieser  Typus  der  Angebot-  gewicht  in  der  Volkswirtschaft  kann  auch 
Skala  eine  wesentlich  größere  Bedeutung  stabiles  Gleichgewicht  zwischen  Angebot 
gewinnt.  Weiter  traten  an  die  Stelle  der !  und  Nachfrage  an  einer  konkreten  Ware 
früher  allein  hervorgehobenen  produktions- !  bestehen.  Im  Gleichgewichtszustand  fallen 
technischen  Tatsachen  zwei  Varianten  einer  dann  jene  beiden  Bedingungen  —  die  der 
tiefergehenden  Erklärung  für  diese  Gestalt  Gleichheit  der  angebotenen  und  nachge- 
des  Angebotsgesetzes.  Die  eine,  vor  allem  ;  fragten  Mi-nge  jeder  Ware  und  die  der  nor- 
in  England  und  Amerika  übliche,  beruht  auf  I  malen  Rentabilität  der  Produktion  jeder 
den  Momenten  der  mit  zusätzliclier  Arbeits-  ]  Ware  —  zusammen.  Natürlich  kann  dieser 
leistung  resp.  Spartätigkeit  immer  "tärker '  Gleichgewichtszustand  mit  Rücksicht  auf 
emptundenen  Last  der  Arbeit  und  des  Warten- !  die  fortwährende  Veränderung  aller  seiner 
müssens  (vgl.  Art.  ,,Abstineiiztlienrie",  oben  ;  Komponenten  nicht  erreicht  werden  oder, 
S.  20ff.),  die  andere, die  der  Auffassungsweise  (  wenn  einmal  erreicht,  nie  auf  die  Dauer 
insbesondc'e  der  österreicliischen  Schule  ent- •  bestehen.  Da  die  Veränderungen  dieser 
spricht,  auf  dem  Gesichtspunkt,  daß  bei '  Komponenten  stets  mehr  oder  weniger 
Ausdehnung  der  Produktion  einer  Ware  1  voraussehbar  sind,  so  wird  auch  bei  freier 
die  dazu  nötigen  Produktionsmittel  fort-  Konkurrenz  so  gut  wie  niemals  das  tatsäch- 
schreitend  immer  wichtigeren  anderen  Be-  liehe  Angebot  jener  Idealmenge  entsprechen, 
dürfnissen  entzogen  werden  müssen.  Ueber  Selbst  auf  einem  so  vollkommen  organi- 
diesen  letzteren  Gesichtspunkt  führt  der  !  sierten  Markt,  wie  die  Effektenbörse  es  ist. 
Weg  zu  der  Auffassung,  daß  auch  die  An-  steht  das  Angebot  in  viel  höherem  Maße 
gebotseite  des  Marktproblems  vom  Prinzip  |  unter  dem  Einfluß  der  Anschauungen  über 
des  Grenznutzens  beherrscht  ist.  Beide  [  die  Gestaltung  der  Dinge  in  der  unmittel- 
Varianten  der  heutigen  Theorie  heben  die  baren  Zukunft  als  unter  dem  Einfluß  der 
Tatsachen  scharf  hervor,  erstens,  daß  die  Faktoren  der  momentanen  Situation.  Weil 
Summe  der  Gesamtkosten  der  Produktion  nun  diese  Anschauungen  von  Stimmungen 
einer  Ware  nur  in  ganz  seltenen  Ausnahme-  j  und  Verstimmungen  gefärbt,  von  außer- 
fällen sinken  kann,  nämlich  in  den  Fällen  wirtschaftlichen  Momenten  beeinflußt  und 
grundstürzender  Veränderungen  der  Pro-  mangels  präziser  Daten  in  sehr  hohem  Maße 
duktionsmethode,  und  zweitens,  daß  unser  Sache  der  Massenpsychologie  sind,  so  wird 
zweiter  Typus  der  Beziehung  zwischen  man  im  sogenannten  Gesetz  von  Angebot 
Angehotsmenge  und  Angebotspreis  nur  dann  !  und  Nachfrage  mehr  ein  Erklärungsprinzip 
auftreten  kann,  wenn  die  auf  die  Waren- ;  für  die  großen  Linien  der  Dinge  in  längeren 
einheit  entfallende  Quote  der  Generalkosten  '  Zeiträiimcn  als  einen  Führer  zum  Verständnis 
und  die  zur  Produktion  der  Wareneinheit  \  der  momentanen  Situation  erblicken  müssen, 
nötige  Autwendung  an  Arbeit  und  sachlichen  ;  Weiter  erfordert  die  Anpassung  des  Angebots 
Produktionsmitteln  so  sehr  sinken,  daß  die  an  sich  verändernde  Situationen  Zeit  und 
Wert-  und  Preissteigerung  der  Produktions-  vielfach  Umdenken  und  Kapitalaufwendung, 
mitteleinheit,  die  auf  jeden  Fall  bei  Aus- ;  was  dem  Angebot  gegenüber  der  Nachfrage, 
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für  die  das  nicht  gilt,  jene  verhältnismäßige 
objektive  Festigkeit  gibt,  die  viel  dazu 
beigetragen  hat,  in  ilim  etwas  prinzipiell 
anderes  zu  sehen  als  in  der  Nachfrage. 
Dieser  Sachverhalt  ist  die  Ursache  einer 
besonderen  Klasse  von  Gewinnen  und  Ver- 
lusten in  der  Volkswirtschaft,  welche  man 
nach  dem  Vorgang  Marslialls  Quasirenten 
nennt  und  deren  Auftreten,  vielfach  ent- 
scheidend für  das  Schicksal  ganzer  Klassen 
und  oft  bestimmend  für  die  Wirtschafts- 
politik eines  Staates,  die  talsächlichen  Vor- 
gänge der  Volkswirtschaft  noch  weiter  vom 
theoretischen  Idealbilde  entfernt.  Es  gibt 
Grenzfälle  —  eines  der  wichtigsten  Beispiele 
ist  ein  einmal  vorhandener  Bahnkörper,  der 
nur  im  Laufe  längerer  Zeit  durch  Verfallen- 
lassen oder  Ausbau  verändert  werden  kann 
und  während  dieser  Zeit  sein  Angebot  an 
Leistungen  in  ähnlicher  fixer  Weise  darbietet 
wie  ein  Grundstück  — ,  in  denen  von  einer 
schlechthin  gegebenen  Angebotsmenge  ge- 
sprochen werden  kann  und  Ertrag  und 
buchhalterischer  Kinstandswert  eines  Gutes 
nichts  miteinander  zu  tun  haben.  Ein  solches 
Angebot  nennt  man  unelastiscli.  Der  andere 
(irenzfall,  der  vollständiger  Elastizität,  liegt 
vor,  wenn  das  Angebot  auf  eine  Prei«verände- 
rung  sofort  und  jjroportionell  reagiert. 

Das  eben  Gesagte  gilt  nur  für  den  Fall 
der  freien  Konkurrenz.  Im  Fall  des  Monopols 
sind  Angebotsmenge  und  Angebotspreis, 
wie  immer  sich  die  Kosten  gestalten  mögen, 
bestimmt  durch  die  Bedingung,  daß  der 
Reinerlös  für  den  Monopolisten  ein  Maximum 
sei  (vgl.  Art.  „Monopol").  Hier  besteht  keine 
Beziehung  zwischen  (irenzkostcn  und  An- 
gebotspreis. Das  Gesetz  von  Angebot  und 
Nachfrage  hat  daher  nicht  jenen  tieferen 
Sinn,  den  es  im  Fall  der  freien  Konkurrenz 
hat  und  der  es  zum  Ausdruck  aller  volks- 
wirtschaftlichen Vorgänge  macht,  sondern 
bedeutet  da  lediglich  die  Selbstverständ- 
lichkeiten, daß  bei  jedem  vom  Monopolisten 
festgesetzten  Preis  angebotene  und  nach- 
gefragte Menge  sich  gleichstellen  und  daß 
bei  der  Preisfestsetzung  der  Monopolist  an 
das  Grundgesetz  der  Nachfrageskala  ge- 
bunden ist. 

S.  Angebotskurven.  Die  Tatsachen  des 
.\ngebotsgesetzcs  eignen  sich  so  sehr  zu 
geometrischer  Darstellung,  daß  sich  eine 
solche  in  modernen  Lehrbüchern,  besonders 
in  \merika.  didaktischer  Zweckmäßigkeit 
halber  auch  dort  findet,  wo  sich  der  Gedanken- 
gang nicht  von  den  mit  Worten  auszu- 
drückenden Dingen  entfernt.  Es  ist  nament- 
lich die  von  Marshall  populär  gemachte 
Angebotskurve  in  Verwendung,  eine  Kurve, 
deren  .\bszissen  die  angebotene  Menge  und 
deren  Ordinaten  die  Preise  versinnlichen, 
zu  denen  die  betreffenden  Mengen  angeboten 


werden.  Vor  ihm  hat  Coumot  eine  Angebots- 
kurvc  konstruiert,  bei  der  umgekehrt  die 
Abszissen  Preis  und  die  Ordinalen  Menge 
bedeuten.  Auf  einige  Schwierigkeiten, 
denen  wir  bei  der  Konstruktion  der  An- 
gebotsk\irve  begegnen,  hat  insbes.ondere 
Cunynghame  hingewiesen,  einen  et  was  anderen 
Typus  einer  Angebotskurve  verwendeten 
Auspitz  und  Lieben. 

Literatur:  />iV  Throric  des  Avfjfbots  findet  xich 
in  ih-n  KijutemutUehen  utid  tehrfji/chwäJSiffen  Dar- 
MttUtiuijt  n  ettlirickell.  Mdßijrbcnd  war  in  dieser 
liezielutnij  Ittntjc  Zeit  St.  .Ufil,  dessen  Uehand- 
lung  des  Themas  zunächst  von  Cairnes  (Same 
leadimj  principles  of  peditieal  eennoviy  ncH'/y 
erpouiided  1874)  SUlgiHck  (Principles  of 

political  eeonounj,  S.  Auß.  1901)  Vitt  teilwcisein 
Erjoltj  kritisiert  wurde,  um  später  von  der  voll- 
endeteren Mttruhatln  überholt  zu  werden.  Gute 
elementare  Darstelluntjen  bieten  die  Lehrhilcher 
von  TeiUHHifl  (I*rineiple.f  nf  eeonoviies,  ä.  Auß. 
]Ul.'t)  und  JrvlUff  Fhther  (Elementar}/ principles 
of  eeouowies  Ulli).  Die  neueste  Theorie  (e(jl. 
z.  Jl.  die  behaunten  Lehrbiieher  von  WicICMfll 
und  von  Caitsel)  pßef/t  das  Thema  nicht  wehr 
gesondert  zu  behandeln.  Vtß.  aber:  Rat'tme, 
Prineipii  dt  eeonomia  politiea  pura  1'JV.i,  tlottn 
.•luttpltz  und  Uebetlf  Untersuehungen  idter  die 
Theorie  des  Preises  (1.  Aufhuje  dieses  wiehliijen 
Jiuehes  I8S0),  endlich  den  Art.  „supply"  in 
l'atiiravcs  dietionary  fo  political  ceonomy  und 
die  einzirje  Monographie  eines  Teiles  des  Themas: 
('outrilnito  olla  teoria  dell'  ojferta  a  costi  eon- 
tfiuuti  {.Sonderheft  des  Giornale  derjli  economistl 
Iftl/f)  et>n  Vtinno.  Veher  Angebots  ku  r  v  en ,  außer 
Mttrtthalt  noch:  Couimot,  Jtecherehes  snr  les 
prineipes  inafhemalifjues  de  la  th/'orie  des 
riehesses  fl.S.i.*iJ  und  Cttnyrlf/ham^,  Geomeirieal 
political  economy  190.'/. 

.Schumpetrr. 


Angestellte 

s.  den  .'Vrt.  Privatangestellte. 

Ueber  den  Begriff  „Angestellte",  über  die 
Unterscheidung  zwischen  Angestellten  und  Ar- 
beitern s.  den  .\rt.  „Arbeitsrecht"  I,  2.  In 
diesem  Art.  ist  auch  das  Arbeitsrecht  der  An- 
gestellten näher  dargelegt. 

Ueber  die  Angestelltenbewegung,  die  vor  allem 
nach  Beendigung  des  Krieges  in  Deutschland 
eine  besonders  lebhafte  geworden  ist,  vel.  neben 
dem  obengenannten  .\rt.  „Privatangestellte"  den 
Art.  „Handlungsgehilfe"  sub  4;  über  die  An- 
gliederune der  Angestelltenorganisationen  an  die 
Gewerkschaftens.  auch  den  Art.  „Gewerkvereine." 

lieber  die  Angcstelltenversicherung  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  gibt  der  nachfolgende  Art, 
näheren  Ausschuß. 
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Angestelltenversicherung. 

I.  Vorbemerkung.  II.  Oesterreichische 
Gesetzgebung.  1.  Vorgeschichte.  2.  Umfang 
der  Versicherung.  3.  Leistungen.  4.  Beiträge. 
5.  Organisation.  III.  Die  deutsche  Ange- 
stelltenversicherung. 1.  Geschichtliche} 
IDntwicklung.  2.  Grundlagen  der  Angestellten- 
versicherung. 3.  Organisation  der  Angestellten-  j 
Versicherung.  4.  Kreis  der  Versicherten.  5.  Bei- 
tragsl.astung, Vermögen.  6.  Leistungen.  T.Verfah- 
ren. 8.  Uebergangsbestimmungen  (Zuschußkassen, 
Ersatzkassen,  Lebensversicherungsverträge).  9. 
Entwicklung  der  An|estelltenversicherung.  10. 
Entwurf  eines  Abänderungsgesetzes. 

I.  Vorbemerkung. 

Von  einer„Aii2;es1ell»onveräicherung"  wird 
im  Gegensatz  zur  Arbeiterversichenint;  da 
gesprochen,  wo  die  Regelung  nicht  einheitlich 
für  Arbeiter  und  Angestellte  getroffen  ist, 
sondern  einseitig  für  die  letzteren,  sei  es 
ntin,  daß,  wie  in  Oeslerreich,  eine  gleichartige 
gesetzliche  Regehing  für  die  Arbeiter  noch 
fehlt,  sei  es,  daß,  wie  in  Deutschland,  neben 
einer  für  Arbeiter  und  Angestellte  gemein- 
samen Regelung  für  die  letzteren  noch  be- 
sondere, eine  weitergehende  Versorgung  an- 
strebende Einrichtungen  getroffen  sind.  Es 
ist  das  nur  auf  dem  Gebiete  dei  Invaliden- 
und  Hinterbliebenenversicherung  vorge- 
kommen, während  auf  den  Gebieten  der 
Kranken-  und  Unfallversicherung  das  für 
Arbeiter  und  Angestellte  übereinstimmend 
geltende  Recht  nur  durch  einige  Ausnahme- 
bestimmungen den  besonderen  Verhältnissen 
der  Angestellten  angepaßt  ist,  insbesondere 
nach  der  Richtung  hin,  daß  die  Angestellten 
nur  bis  zu  einer  bestimmten  Gehaltsgrenze 
zwangsversichert  sind  oder  freiwillig  der 
Versicherung  beitreten  können. 

II.  Die  österreichische  Gesetzgebung. 
1.  Vorgeschichte.  Das  G.  v.  16./XII. 
1906,  betr.  diePensionsversicherung  der 
in  privaten  Diensten  und  einiger  in 
öffentlichen  Diensten  Angestellten, 
bildet  den  ersten  Versuch,  den  Privat- 
angestellten und  deren  Hinterbliebenen  eine 
ähnliche  Versorgung  zu  sichern,  wie  sie 
der  Staat  seinen  Beamten  zuteil  werden  läßt. 
Die  darauf  gerichteten  Bestrebungen  der 
Angestellten  gehen  in  Oesterreich  bis  zur 
Mitte  der  80er  Jahre  zurück.  Sie  fanden 
auch  bei  den  Arbeitgebern  und  in  der 
Oeffentlichkeit  Interesse,  so  daß  die  Re- 
gierung sich  veranlaßt  sah,  im  Jahre  1896 
eine  amtliche  Erhebung  der  Standesver- 
hältnisse der  Privatant'estellten  anzuordnen. 
Die  auf  Grund  der  Ergebnisse  dieser  Er- 
hebung ausgearbeitete  Gesetzes  vorläge  wurde 
1901  dem  Ab'.'eordnetenhause  vorgelegt, 
aber  infolge  vielfacher  Anfeindung  sowohl 
von  seilen  der  enttäuschten  Angestellten 
<a's  der  die  geldliche  Belastung  scheuenden 


Arbeitgeber  erst  5  Jahre  später  in  Beratung 
genommen,  dann  aber  verhältnismäßig  rasch 
in  beiden  Häusern  durchberaten,  obwohl 
grundlegende  Aenderungen  in  Frage  kamen 
und  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem 
Abgeordnetenhause  und  dem  Herrenhause 
ausgeglichen  werden  mußten,  auch  ein 
außerordentlich  lebhafter  Kampf  für  und 
gegen  das  Gesetz  und  um  dessen  Aende- 
rung  sich  entwickelt  hatte,  der  selbst  nach 
der  Verkündung  des  Gesetzes  sich  noch  fort- 
setzte. In  Kraft  getreten  ist  das  Gesetz  am 
l./I.  1909. 

Bereits  im  Januar  1909  wurde  auf  An- 
drängen der  Arbeitgeber  durch  eine  Mini- 
sterialverordnung  der  Geltungskreis  des  Ge- 
setzes dadurch  außerordentlich  eingeschränkt, 
daß  die  beim  Verkauf  täligen  und  ein  er- 
heblicher Teil  der  im  Kontor  tätigen  Handels- 
aneestellten  als  nicht  unter  die  Versicherung 
fallend  bezeichnet  wurden.  Eine  sofort 
in  Angriff  genommene  Novelle,  die  nicht 
an  den  Grundlagen,  aber  eine  große  Zahl 
von  Einzelbestimraungen  vielfach  im  An- 
schluß an  das  inzwischen  erlassene  deutsche 
Angestellten  Versicherungsgesetz  änderte, 
wurde  im  Januar  1914  vom  Abgeordneten- 
hause verabschiedet  und  mit  geringen 
Aenderungen  im  Wege  der  NotV.  am 
25./VI.  1914  verkündet.  Eine  V.  v. 
29./VIII.  1914  brachte  dann  infolce  des 
Krieges  weitere  Aenderungen.  Erdlich 
suchte  das  G.  v.  2.3./VII.  1920  die  Ange- 
stelltenversicherung den  neuen  insbesondere 
durch  die  Geldentwertung  geschaffenen  Ver- 
hältnissen anzupassen.  Umfangreiche  Voll- 
zugsvorschriften brachte  zunächst  die  MinV. 
v.  22./II.  1908,  dann  weiter  die  Durchfüh- 
rungsV.  V.  6./X.  1920  und  v.  28./II.  und 
18./IV.  1921,  welch  letztere  das  für  die 
Durchführung  der  Versicherung  wichtige 
Statut  der  Pensionsanstalt,  das  erstmalig 
durch  V.  V.  l./IV.  1908,  dann  durch  V. 
V.  26./IX.  1914,  12./VIII.  1916  und  22./II. 
1919  erlassen  und  durch  die  Voüzugs- 
anweisung  v.  28. /V.  1919  bereits  wieder 
geändert  war,  abermals  in  wesentlichen 
Teilen  änderte.  Das  neue  Recht  gilt  seit 
dem  1,/IX.  1920.  Die  Auflösung  des  öster- 
reichischen Staatengebildes  infolge  des  Aus- 
gangs des  Weltkriegs  hat  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Angestelltenversicherung  cin- 
]  schneidende  Folgen  gehabt.  Mit  den  übrigen 
gemeinsamen  Sozialversicherungseinrich- 
',  tungen  wurde  die  Allg.  Pensionsanstalt  für 
Angestellte  aufgelöst  und  durch  Vollzugs- 
anweisung vom  26./XI.  1918  und  G.  v. 
I  28. /I.  1920  deren  Liquidation  und  die  Er- 
richtung einer  „Pensionsanstalt  für  Ange- 
stellte" für  Deutschösterreich  geregelt.  Die 
tschechoslowakische  Republik  hat  durch 
G.  V.  20. /XII.  1918  zunächst  eine  eigene 
Pensionsanstalt  für  das   Staatsgebiet  er- 
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tichtet  und  sodaan  durch  ein  am  ö./II.  1920 
beschlossenes  Gesetz  insbesondere  höhere 
Renten  und  Beiträge  eingeführt.  Aehnlich  in 
den  anderen  Nachfolgestaaten.  Auf  Einzel- 
heiten einzugehen,  gestattet  der  Raum  nicht. 
Nachstehend  ist  nur  auf  Deulschösterreicli 
Bücksicht  genommen. 

Die  häufigen  Aenderungeii  erschweren 
■eine  Darstellung  des  Rechtes  in  seinem 
Entwicklungsgange  in  hohem  Grade.  Sie 
beweisen  auch,  daß  man  die  für  die  Ent- 
wcklung  im  Deutschen  Reich  vorbildlich 
gewesene  Lösung  der  Frage  keineswegs 
•als  etwas  Vollkonimeries  angesehen  hat. 

3.  Umfang  der  Versicherung.  Ver- 
sicherungspflichtig sind  Angestellte  ,,mit 
Beanitcncharakter",  für  deren  Entlohnung 
Monats-  oder  Jahresgehültcr  üblich  sind, 
vom  vollendeten  18.  l.,ebenpiahre  an,  voraus- 
gesetzt, daß  sie  ausschließlich  oder  vor- 
wiegend geistige  Dienstleistungen  verrichten 
und  bei  einem  und  demselben  Dienstgeber 
wenigstens  600  Kr.  jährlich  verdienen. 
Der  Versichcrungspflicht  unterliegen  ins- 
besondere nicht  Angestellte  in  öffentlichen 
Diensten  mit  entsprechenden  Versorgungs- 
ansprüchen und  Personen,  die  erst  nach 
Vollendung  des  5ü.  Lebensjahres  eine  die 
Versichcrungspflicht  begründende  Anstellung 
erhalten  oder  beim  Inkrafttreten  des  Ge- 
aelzcs  bereits  dies  Aller  erreicht  haben. 
Während  ursprünglich  alle  Versicherungs- 
pflichtigen ohne  Rücksicht  auf  die  Bcitrags- 
leislung  als  versichert  galten,  beschränkt 
sich  dies  jetzt  auf  die  bei  der  Pensions- 
anstalt angemeldeten  Personen  und  zwar 
bei  verspäteter  Anmeldung  erst  von  dieser 
an,  wenn  nicht  die  bis  zur  Dauer  von  ü  Jahren 
zulässige  Nachzahlung  der  Beiträge  erfolgt. 
Die  An-  und  Abmeldungen  sind  vom  Dienst- 
geber binnen  14  Tagen  vorzunehmen,  können 
aber  auch  vom  Dienstnehmer  bewirkt  werden. 
Ucbergangsbestimmungen  regelten  die  Wir- 
kung nachträglicher  Meldungen.  Nach  dem 
Erlöschen  der  Versicherungspflicht  kann 
das  Versicherungsverhältnis  unter  gewissen 
Voraussetzungen  durch  Weiterzahlung  von 
Prämien  in  der  letzten  oder  einer  niedrigeren 
Gehaltsklasse  und  nach  Ablauf  der  Warte- 
zeit von  früher  120,  jetzt  60  ßeitragsmonaten 
durch  Zahlung  einer  Anerkennungsgebühr 
von  früher  jährlich  4  Kr.,  jetzt  24,  36  und 
48  Kr.  in  den  Gehaltsklassen  I— VI,  VII  bis 
XII  undXIII—XVIfrci  willigfortgesetzt 
worden.  Ein  freiwilliger  Eintritt  in  die 
Versicherung  ist  nur  für  Angestellte  in- 
ländischer Betriebe,  die  im  Auslande  be- 
.schäftigt  werden,  und  für  Privallehrer  mit 
gewissen  Einschränkungen  vorgesehen. 

Die  Versicherten  wurden  nach  ihren 
Jahresbezügen  ursprünglich  in  6  Gehalts- 
klassen versichert,  über  welche  die  nach- 
stehende üebersicht  nähere  Auskunft  gibt: 
Handwörterbacb  der  Staatswiesonschaften.   i.  .\iifl. 


Ge- 
halts- 
klasse 


Gehalts- 
betrag 


Monatl. 
Beitrag 


Grund'  Steigc,- 
bctrag  rungs-: 
betrag 
der  Invaliditäts- 
rente ,  '■ 


Kr. 

i8o 
270 
360 

540 
720 
900 


■  9,- 

18, 
27,- 

45,-' 


Kr.  Kr.        Kr.     '  Kr,:: 

1  Ooo —  900  6 
II        901—1200  9 

III  I20I  — 1800  12 

IV  1801— 2400  18 
V     2401—3000  24 

VI  mehr  als  3600  30 

Durch  das  G.  v.  23./VII.  1920  wurden 
Idcn     bestehenden     Gehaltsklassen  wei- 
tere 10  angefügt,  nämlich  VII:  3600  bis 
4200  Kr.,  Beitrat'  36  Kr.,  VIII:  4200  bis 
4800 Kr.,  Beitra?  42  Kr.,  IX:  4800—6000  Kr., 
Beilrag  48  Kr..  X:  6000—7200  Kr.,  Beitrag 
60  Kr.,  XI:  7200-8400  Kr.,  Beilrag  72  Kr., 
XII:   8400—9600    Kr.,    Beitrag   84  Kr., 
XIII:  9600—12000  Kr.,  Beitrag  96  Kr., 
XIV:  12000— l.fiOOO  Kr.,  Beitrag  120  Kr., 
XV:  15000—18000  Kr.,  Beitrag  150  Kr., 
XVI:  mehr  als  18000  Kr.,  Beilrag  180  Kr. 
,  Außerdem  änderte  das  (icselz  die  Bestim- 
'mungcn  über  die  Bemessune  der  Renten 
in  der  unter  3  angeführten  Weise. 

3.  Als  Leistungen  werden  Invaliditäls- 
und  Altersrenten,  Witwenrenten  und  Er- 
ziehungsbeilräge  an  Waisen  gewährt,  end- 
lich Abfertigungen  an  Hinterbliebene,  wenn 
die  Wartezeit  nicht  erfüllt  war.  Diese  beträgt 
für  die  Altersrente  bei  männlichen  Ver- 
sicherten 480,  bei  weiblichen  420  Beitrags- 
monale,  im  übrigen  früher  120,  jetzt  60  Bei- 
tragsmonate. Wenn  Invalidität  oder  Tod 
durch  einen  mit  dem  Dienst  zusammion- 
liängenden  Unfall  hervorgerufen  sind,  be- 
stehen die  Rentenansprüche  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zurücklegung  der  Wartezeit.  Nach 
dem  Erlöschen  der  Versicherungspflicht  be- 
steht Anspruch  auf  Erstattung  der  vom 
Versicherten  selbst  geleisteten  Beitragsanteile 
ohne  Zinsen,  für  heiratende  weibliche  Ver- 
sicherle auf  die  volle  Prämienreserve,  wenn 
er  frühestens  nach  3  Monaten,  spätestens 
nach  18  Monaten  geltend  gemacht  wird. 

a)Invaliditätsrente  erhält, wer„infolge 
eines  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechens 
die  Berufspflichten  seiner  letzten  versiche- 
rungspflichtigen Stellung  nicht  weiter  zu 
obliegen  vermag",  vorausgesetzt,  daß  der 
Jahresarbeitsverdienst  sowohl  den  Betrag 
von  4800  Kr.  als  auch  '/s  der  Summe  der 
in  den  letzten  60  Beitragsmonaten  fällig 
gewordenen  Prämien  —  nach  der  ,V. 
V.  1914  600  Kr.  und  'j^  der  anrechenbaren 
Bezüge  während  der  letzten  60  Beitrags- 
monate • —  nicht  übersteigt  und  daß  der 
Versicherte  die  Erwerbsunfähigkeit  nicht 
vorsätzlich  oder  bei  Begehung  eines  Ver- 
brechens herbeigeführt  hat.  Nach  dem 
G.  V.  1920  gelten  auch  als  erwerbsunfähig 
Dil.  I.  20 
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männliche  Versicherte,  die  das  60.  Lebens- 
jahr, weibliche  Versichert  e.  die  das  55.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  wenn  sie  nicht  in  einem 
versicherungspflichtigen  Dienstverhältnis 
stehen.  Eingeführt  war  eine  entsprechende 
Vorschrift  durch  die  V.  von  1914  aber 
in  Beschränkung  auf  ü5jährige  beiderlei 
Geschlechts.  —  Die  Rente  besteht  aus  einem 
Gnindbetrape,  zu  dem  bei  Rentengewährung 
nach  Ablauf  der  Wartezeit  Steigerunsssätze 
hinzutreten.  Der  Grundbetrag  wurde  ur- 
sprünglich nach  der  zuletzt  gezahlten  Prämie 
bemessen,  dann  nach  der  Gehaltsklasse, 
die  dem  Jahresdurchschnitt  der  Bezüge 
während  der  letzten  24  Monate  vor  Ablauf 
der  Wartezeit  von  120  Beitragsmonaten 
entsprach,  aber  mindestens  auf  14  der 
Summe  der  während  der  Wartezeit  gezahlten 
Prämien.  Jetzt  beläuft  er  sich  auf  »/i«  dieser 
Summe,  veiraehrt  um  den  Betrag  von 
500  Kl.,  mindestens  aber  auf  jener 
Prämien,  wobei  aber  die  jetzige  auf  60  Bei- 
tragsmonate abgekürzte  Wartezeit  zugrunde 
gelegt  wird.  Der  Steigeruncsbetrae  beläuft 
sich  auf  Ya  "ler  nach  Ablauf  der  Wartezeit 
fällig  gewordenen  Prämien.  Ständige  der 
Hilfe  und  Wartung  bedürftige  Versicherte 
erhalten  einen  Zuschuß  in  der  Höhe  des 
Grundbetrags,    aber   höchstens    1600  Kr. 

b)  Altersrente  erhalten  männliche  Ver- 
sicherte nach  480  Beitragsmonaten,  weibliche 
Versicherte  nach  420  Beitragsmonaten,  aber 
nicht  vor  Erreichung  des  55.  Lebensjahres, 
ferner  männliche  Versicherte  nach  Vollendung 
des  70.  Lebensjahres,  weibliche  nach  Vollen- 
dung des  65.  Lebensjahres,  wenn  mindestens 
60  Beitragsmonate  nachgewiesen  sind,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Arbeitsverdienstes 
und  den  Grad  der  Erwerbsfähigkeit.  Die 
Rente  erhöht  sich,  wenn  der  Versicherte  das 
Hinausschieben  des  Rentenbezugs  beantragt, 
ohne  weitere  Beitragsleistung  um  den  dem 
Zuwachs  der  Prämienreserve  entsprechenden 
Betrag.  Das  bedeutet  für  den  58jährigen 
einen  Zuwachs  von  8,54,  54,80,  100.23, 
230,22%  nach  1,  5,  10  und  12  Jahren. 

c)  Als  Witwenrente  wird  die  Hälfte 
der  Invalidilätsrente  des  Versicherten  ge- 
zahlt, wenn  die  Ehe  mindestens  6  Monate 
vor  dem  Tode  und  vor  Vollendung  des 
50.  Lebensjahres  sowie  vor  Eintritt  von 
Invalidität  vom  Versicherten  abgeschlossen 
war.  Wenn  der  Tod  durch  einen  mit  dem 
Dienst  in  Verbindung  stehenden  Unfall 
herbeigeführt  ist,  wird  die  Rente  auch  bei 
einer  während  der  letzten  6  Monate  abge- 
schlossenen Ehe  und  ohne  Rücksicht  auf 
die  Dauer  der  Versicherung  gewährt.  Das 
G.  von  1920  hat  der  Witwe  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  den  Witwer  gleich- 
gestellt und,  wenn  eine  Witwe  nicht  hinter- 
lassen ist,  „die  Lebensgefährtin,  die  durch 
mindestens  2  Jahre  vor  dem  Tode  des  Ver- 


sicherten mit  diesem  einen  gemeinsamen 
Haushalt  führte".  —  Bei  der  Wieder- 
verheiratung wird  der  dreifache  Jahres- 
betrag als  Abfindung  gezahlt. 

d)  Als  Erziehungsbeitrag  wird  Kin- 
dern, unehelichen  nicht  legitimierten  auf 
Grund  der  Versicherung  des  Vaters,  wenn 
die  Vaterschaft  gerichtlich  festgestellt  oder 
bei  Lebzeiten  des  Vaters  außergerichtlich 
anerkannt  ist,  bis  zur  Vollendung  des 
18.  Lebensjahres,  wenn  sie  einfach  verwaist 
sind,  1/3,  wenn  sie  Doppelwaisen  sind,  ^/a  des 
Grundbetrags  der  Invalidilätsrente  des  ver- 
sichert gewesenen  Elternteils  gewährt,  bis  zur 
Höhe  von  75%  dieses  Grundbetrags,  wenn  die 
Mutter  Witwenrente  bezieht,  sonst  bis  zur 
Höhe  von  100%  und  bei  Doppelwaisen 
bis  zur  Summe  beider  Grundbeträse,  wenn 
sie  nach  beiden  Elternteilen  anspmcJis- 
berechtigt  sind. 

e)  Die  einmalige  Abfertigung,  die 
der  Witwe  oder  bei  deren  I'"ehlen  Kindern 
unter  18  Jahren  gezahlt  wird,  wenn  der 
Versicherte  vor  Zurücklegung  der  Wartezeit 
verstorben  ist,  und  im  übrieen  die  Voraus- 
setzungenfür den  Bezug  von  Hinterbliebenen- 
renten erfüllt  sind,  beträgt  das  Doppelte  der 
Invaliditätsrente,  die  bei  Eintritt  von  Er- 
werbsunfähigkeit infolge  Unfall  zu  zahlen 
gewesen  wäre.  Wenn  andere  Anspnichs- 
berechtigte  nicht  vorhanden  sind,  hat  die 
vom  Versicherten  unterstützte  Mutter  An- 
spruch auf  den  einfachen  Rentenbetrag. 

Alle  Renten  werden  in  Monatsbeträgen 
im  voraus  gezahlt.  Sie  ruhen  in  der  Höhe 
bezogener  Unfallrenten  während  Freiheits- 
strafen von  mehr  als  einmonatiger  Dauer 
und  bei  dauerndem  Aufenthalt  im  Auslande, 
bei  dem  Abfindung  mit  dem  halben  Kapital- 
wert  zulässig  ist. 

f)  Ein  Heilverfahren  kann  nach  dem 
neueren  Recht  eingeleitet  werden,  zunächst 
nur,  wenn  dadurch  die  Erwerbsfähigkeit 
eines  Rentenempfängers  wiederhergestellt 
werden  kann,  jetzt  auch,  um  dem  drohenden 
Eintritt  der  Invalidität  vorzubeugen.  Die 
vom  Rentenempfänger  nnteihaltenen  Fa- 
milienangehörigen erhalten  während  des 
Heilveifahreiis  als  Unterstützurg  mindestens 
die  Hälfte  der  Rente,  soweit  nicht  Anspruch 
auf  Gehalt,  Krankengeld  oder  Unfallrente 
besteht. 

g)  Die  Beitragsrückerstattung  kann 
binnen  einer  Frist  von  6—36  (früher  3 — 18) 
Monaten  nach  dem  Erlöschen  der  Ver- 
sicherungspflicht, ferner  von  weiblichen  Ver- 
sicherten, wenn  sie  binnen  2  Jahren  nach 
dem  Dienstaustritt  eine  Ehe  eingehen, 
geltend  gemacht  werden  und  erstreckt  sich 
im  ersteren  Fall  auf  den  Versichertenteil 
der  auf  Grund  der  Versicherungspflicht  und 
auf  90%  der  freiwillig  eingezahlten  Prämien, 
im  letzteren  auf  100  %  der  gesamten  Prä- 
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mien.  Die  weibliche  Versicherte  kann  statt 
der  Rückerstattung  eine  Leibrente  fordern, 
wenn  diese  240  Kr.  erreicht.  Die  Anwart- 
schaften vermindern  sich  entsprechend  der 
Erstattuna. 

4.  nie  Beiträge  -  v.u  vgl.  die  Angaben 
unter  Ziff.  2  —  werden  nach  einem  in  seinen 
Einzelheiten  gcnun  geregelten  Prämienver- 
fahren berechnet.  Während  sie  ursprünglich 
in  den  Gehaltsklassen  V  und  VI  zur  Hälfte 
und  bei  mehr  als  7200  Kr.  Verdienst  ganz 
vom  Versicherten  zu  tragen  waren,  fallen 
sie  jetzt  bei  Bezügen  bis  zu  40000  Kr. 
TM  "/j,  bei  höheren  Hczügen  zur  Hälfte  dem 
Arbeitgeber  zur  Last.  Dieser  hat  sie  monat- 
lich im  voraus  zu  entrichten  und  kann  dem 
Angestellten  dessen  Anteil  binnen  3  Jlonutcn 
nach  der  ersten  (ichaltszahlnng  nach  der 
Fälligkeit  der  Prämie  am  Gehalt  kürzen. 
Die  Nichtenlrichlnng  der  Beiträge  beein- 
trächtigt bei  rechtzeiliger  Meldung  den 
Versicherungsanspruch  nicht.  —  Im  letzten 
Kriege  geleistete  militärische  Dienste  und 
zugebrachte  Kriegsgefangenschaft  begründen 
big  zur  Dauer  von  5  Jahren  die  Anrechnung 
als  Beitragszeit  in  der  VI.  Gehaltsklassc, 
soweit  es  sich  um  .Steigerungsbeträge  der 
Invaliditätsrentc  und  den  Anfall  der  Alters- 
rente handelt,  wenn  nicht  eine  Rente  nach 
dem  Invalideiientschädigungsgesetze  gewährt 
wird.  Im  Falle  der  (ie-ienscitigkeit  gilt  das 
auch  zusnnslen  von  Ausländern. 

5.  Organisation.  Die  (Allgemeine) 
Pcnsio  n.-iansl  alt  für  Angestellte  in 
Wien  ist  eine  iiffenilichrechtliche  Selbst- 
verwaltungskiirperschaft  unter  Staatsauf- 
sicht mit  Landesstellen  in  den  einzolneu 
Ländern.  Zusammensetzung,  Wirkungskreis 
usw.  der  Anstaltsorgane  —  Generalver- 
sammlung und  Vorstand  —  werden  durch 
die  Satzung  geregelt,  die  zunächst  vom  Mi- 
nister des  Innern  errichtet  ist,  bei  Aenderung 
staatlicher  Genehmigung  bedarf.  Die  gel- 
tende Satzuns;  ist  am  22. /II.  1919  erlassen 
und  am  28./V.  1919  und  am  18./VI.  1921 
geändert.  —  Die  Generalversammlung 
besteht  aus  einer  gleichen  Zahl  von  Ver- 
tretern der  Dienstgeber  und  der  Versicherten, 
die  von  den  Ausschüssen  der  Landesstellen 
gewählt  werden.  Der  rechtskundige  Vor- 
sitzende des  Vorstandes  wird  vom 
Minister  des  Innern  auf  ti  Jahre  ernannt. 
Die  14  ehrenamtlichen  Jlifglieder,  je  zur 
Hälfte  Dicustgeber  und  Versicherte,  werden 
von  der  Generalversammlung  auf  längstens 
5  Jahre  gewählt.  Der  Vorstand  kann  einzelne 
Aufgaben  Unterausschüssen  oder  besoldeten 
Beamten,  deren  Anstellung  der  Genehmigung 
des  Ministers  bedarf,  übertragen.  —  Landes- 
stellen der  Pensionsanstalt  sollen  in 
der  Regel  für  jedes  Land  in  der  Landes- 
hauptstadt errichtet  werden.  Ihnen  liegt 
der  Verkehr  mit  ihren  Mitgliedern,  den 


Versicherten  und  deren  Dieastgebern,  soweit 
angezeigt,  mit  Hilfe  „lokaler  Agenturen" 
ob.  Ihre  Organe  sind  die  aus  30 — 100  Dele- 
gierten bestehende  Hauptversammlung 
und  der  von  dieser  zu  wählende  Ausschuß, 
dessen  rechtskundigen  Obmann  der  Minister 
des  Innern  auf  f)  Jahre  ernennt.  Die  Beamten 
werden  durch  die  Pensionsanstalt  ernannt. 
Rentenkoinmissionen,  aus  dem  Obmann 
und  je  einem  vom  Ausschul.)  gewählten 
V'ertretcr  der  Dienstgeber  uml  der  Versicher- 
ten bestehend,  befinden  über  die  Anträge 
auf  Gewährung  der  sesetzliclieu  Leistungen. 
I  Wenn  einstimmiger  Beschluß  nicht  zustande 
l  kommt,  hat  der  Vorstand  der  Pensions- 
janstalt  zu  enf^cheiden.  Schiedsgerichte, 
die  am  Sitze  jeder  Landcsstelle  zu  errichten 
und  ans  dem  vom  Staat  ernannten  Vor- 
sitzenden und  4  von  der  Hauptversammlung 
gewählten  Beisitzern  und  den  nötigen  Ver- 
tretern zusammengesetzt  sind,  entscheiden 
endgülli;,'  über  die  gegen  die  Bescheide 
über  Anerkennung,  Ablehming  und  Ent- 
ziehung der  gesetzlichen  Leistungen  binnen 
ü  Monaten  zu  erhebende  Klage.  —  Die 
[politischen  Behörden  und  Gemeinde- 
uehörden haben  der  Pensionsanstalt  Rechts- 
hilfe zu  leisten.  Die  Landesbehörden 
[  entscheiden  über  den  gegen  Bescheide  über 
Versicherungspflicht,  Kinreihung  in  die  Ge- 
haltsklassen usw.  hiniion  14  Tagen  zu  er- 
hebenden Einspruch  sowie  über  Streitig- 
keilen zwischen  der  Pensionsanstalt  und 
Ersatzanstalten,  über  den  gegen  die  Ent- 
scheidungen binnen  4  Wochen  zulässigen 
Rekurs  des  Ministeriums  des  Innern.  — 
Ersatzanstalten,  die  ursprünglich  vom 
Ministerium  des  Innern  zugelassen  werden 
mußten,  wenn  sie  den  ihnen  angehörenden 
Versicherungspflichtigen  die  gesetzlichen 
Leistungen  sicherten,  können  jetzt  zuge- 
lassen werden.  Das  G.  v.  23. /VII  1920 
forderte  eine  erneute  Zulassung,  die  an 
verschärfte  Bedingungen  geknüpft  war.  Wenn 
der  Dienstgeber  erst  nach  Anfang  1922 
zu  einer  Ersatzanstalt  übertritt,  sind  die 
gesetzlichen  Mindestleistungen  bei  der  Pen- 
sionsanstalt in  Rückversicherung  zu  geben. 
Die  Versicherung  bei  einer  Ersatzkasse  ist 
nur  noch  zulässig,  wenn  mindestens  für  die 
Hälfte  der  versicherungspflichtigen  Ange- 
stellten eine  Kündigungsfrist  von  wenigstens 
6  Monaten  gilt,  und  es  müssen  in  der  Regel 
alle  versicherungspflichtigen  Angestellten 
eines  Betriebes  bei  demselben  Versicherungs- 
träger versichert  sein.  Beim  Uebertritt 
von  Mitgliedern  wird  die  Prämienreserve 
überwiesen.  —  Die  frühere  Zulässigkeit  von 
Ersatzverträgen  hat  das  G.  v.  23./VII. 
1920  beseitigt.  —  Für  die  Vermögens- 
anlage gelten  die  für  Versicheningsanstalten 
maßgebenden  Bestimmungen,  soweit  nicht 
der  Staatssekretär  für  soziale  Verwaltung 
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innerhalb  der  Hälfte  des  Vermösens  von 
Fall  zu  Fall  Ausnahmen  zuläßt.  Mindestens 
35%  der  Bestände  sollen  seit  1914  in  öster- 
reichischen Staatspapieren  und  Obligationen 
der  Länder  usw.  angelegt  werden,  fernei 
ein  angemessener  Teil  in  Anlagen,  die  den 
Zwecken  der  Wohnungs-  und  sonstigen 
Fürsorge  für  Privatangeptellte  dienen. 

Die  Staatsaufsicht,  der  die  Versiche- 
rungsanstalt und  die  Ersalzinstitute  unter- 
liegen, ist  eine  sehr  weitgehende. 

Die  Leistungen  des  Staats  beschrän- 
ken sich  auf  die  Gewährung  der  Steuer-, 
Gebühren-  und  Stempelfreiheit  und  eines 
Verwaltungskostenzuschusses  von  jährlich 
100000  Iii.,  dem  das  G.  von  1920 
einen  weiteren  Zuschuß  von  20000  Kr. 
alljährlich  steigend  bis  auf  500000  Kr. 
im  Jahre  1934  und  den  folgender  Jahren 
hinzufügte.  Zurzeit  sehwebt  im  National- 
rat ein  Antrag,  der  staatliche  Teuerungs- 
zuschüsse  in  Höhe  von  6000  Kr.  zu  den 
Invaliditäts-  und  Altersrenten,  von  3000  Kr. 
zu  den  Witwenrenten  und  von  2000  Kr., 
indes  höchstens  4500  Kr.,  bei  Zahlung  einer 
Witwenrente,  sonst  6000  Kr.  zu  den  Er- 
aiehungsbeihilfen  vorsieht 

Nach  dem  ersten  Geschäftsbericht  der 
Pensionsanstalt  waren  161 355  Angestellte 
angemeldet,  von  denen  30  777  infolge  Ver-  j 
Sicherung  bei  Ersatzinstituten,  24  587  in-  j 
folge  Versicherung  mittels  Ersatzverträgen 
und  11  747  aus  anderen  Gründen  wegfielen,  j 
60  daß  nur  94  244  bei  der  Pensionsanstalt 
verblieben.  Ende  August  1920  gehörten  der 
verkleinerten  Anstalt  76  857  Versicherte 
an.  Es  liefen  damals  313  Invaliditätsrenten 
in  Höhe  von  187  243,20  Kr.,  1251  Witwen- 
renten in  Höhe  von  373  054,32  Kr.  und  an 
1259  Waisen  waren  Erziehungsbeiträge  in 
Höhe  von  217  806,60  Kr.  zu  zahlen.  Der 
Vermögensbestand  war  rund  25  Mill.  Kr., 
die  Prämieneinnahme  des  Jahres  1919 
21,6  MiU.  Kr. 

Die  Regelung  der  Versicherung  ist  in 
Oesterreich  bei  weitgehender  Uebereinslim- 
mung  doch  im  ganzen  genommen  für  die 
Versicherten  günstiger  als  in  Deutschland. 
Der  Apparat  ist  aber  wohl  zu  groß  und  in- 
folgedessen die  Verwaltung  erschwert  und 
zu  kostspielig.  Die  Bedenken,  die  sich 
daraus  ergaben,  daß  die  Versicherungs- 
pflichtigen als  versichert  galten  ohne  Kütk- 
sicht  auf  die  Beitragszahlung,  und  aus  der  zu 
weitgehenden  Zulassung  von  Ersatzversiche- 
rungen sind  durch  die  Novellen  von  1914 
und  1920  in  der  Hauptsache  beseitigt.  Der 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Invaliditäts-, 
Alters-  und  Hinterbliebenenversicherung  der 
Arbeiter  und  Angestellten,  der  jetzt  dem 
Nationalrat  vorliegt,  unterwirft  alle  kranken- 
versicherungspflichtigen  Personen  der  Ver- 
sicherungspflicht. 


III.  Die  deutsche  Angestellten- 
Versicherung. 

1.  Geschichtliche  Entwicklung.  Nach 

den  Berufszählunsen  von  1882,  1895  und 
1907  ist  die  Zahl  der  Angestellten  von 
307268  auf  621825  und  1290728.  also  in 
15  Jahren  um  983460  und  von  11  auf  18,2 
und  29,7  %o  der  Gesamt bevölkerung  ge- 
stiegen. Gleichzeitig  ging  die  Zahl  der 
Selbständigen  von  114,8  auf  105,7  und  89«/oo 
zurück.  Gegen  die  der  Bevölkerungsver- 
mehrung entsprechenden  Zahlen  sind  die 
Selbständigen  um  1594100  zurückgeblieben, 
während  die  Zahl  der  Angestellten  um 
1155090  höher  war. 

Diese  Entwicklung,  daß  die  Zahl  der 
Angestellten,  die  zeitlebens  in  unselbständiger 
Stellung  blieben,  außerordentlich  rasch  an- 
wuchs, führte  auch  in  Deutschland  seit  1901 
zu  einer  zunehmend  stärker  werdenden 
Bewegung,  die  eine  Versorgung  der  Ange- 
stellten und  ihrer  Hinterbliebenen  über  den 
Rahmen  der  allgemeinen  Invalidenversiche- 
rung hinaus  anstrebte.  Die  Bewegung  erhielt 
durch  die  Verabschiedung  des  österreichischen 
G.  vom  16./XIL  1906  einen  starken 
Anstoß.  Die  beteiligten  Angestelltenorgani- 
sationen bildeten  den  Hauptausschuß 
für  die  staatliche  Pensionsversiche- 
rung, der  über  700000  Angestellte,  mehr 
als  ein  Drittel  der  Gesamtheit,  vertrat  und 
einen  weitreichenden  Einfluß  auf  den  Gang 
der  Gesetzgebung  gewann.  Die  Anhänger 
des  Ausbaus  der  Invalidenversicherung  gaben 
entweder  ihren  ursprünglichen  Widerspruch 
auf  oder  konnten  ihn,  in  der  ,, Berliner 
f  reienVerei  nigu  ng"zusaramengeschlossen, 
doch  nicht  mit  Erfolg  zur  Geltung  bringen. 
Die  Arbeitgeber  nahmen  der  Mehrzahl  nach 
zunächst  eine  abwartende  Stellung  ein  und 
vermochten  später  die  Gestaltung  des  Ge- 
setzes nur  noch  in  untergeordneten  Punkten 
zu  beeinflussen,  mit  ihrer  Hauptforderung, 
die  Versorgung  der  Angestellten  im  Rahmeu 
der  Invalidenversicherung  durchzuführen, 
aber  nicht  durchzudringen.  Die  auf  dieser 
Seite  gebildete  „Arbeitszentrale  für  die 
Privatbeamtenversicheru ng"  versuchte 
durch  eingehende  Gutachten  von  Dr.  Ehlers, 
Dr.  Jacobsohn,  Prof.  Dr.  Moldenhauer, 
Schönwiese  und  Viereck  den  Nachweis 
]  zu  führen,  daß  ein  Ausbau  der  allgemeinen 
i  Invalidenversicherung  keineswegs  deren 
1  Leistungsfähigkeit  gefährde  und  geringere 
Aufwendungen  erfordere  als  die  Sonderver- 
sicherung. 

Im  Reichstage  ist  seit  1902  fast  in  jedem 
Jahre  die  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfs 
gefordert,  der  den  Piivatbeamten  eine  an- 
gemessene Pension  sicherstelle.  Die  Ergeb- 
nisse im  Oktober  1903  vorgenommener 
Erhebungen  wurden  in  einem  umfangreichea 


Angestelltenvci-sichenmg 


Tabellenwerk  niedergelegt.  Eine  auf  dieser 
Grundlage  auseearbcitete  Denkschrift,  die 
am  14. /III.  1907  dem  Reichstag  vorgelegt 
wurde,  berechnete  die  Kosten  einer  Ver- 
sorgung gleich  der  der  Staatsbeamten  auf 
19%  der  Bezüge.  Die  Höhe  der  danach 
«rforderlichen  Beiträge  wurde  beanstandet 
und  eine  zweite  am  11. /VII.  1908  an  den 
Reichstag  gelangte  Denkschrift  sah  infolge- 
dessen bei  geringeren  Leistungen  Beiträge 
in  Höhe  von  8  %  des  Arbeitsverdienstes  vor. 
Die  überwiegend  günstige  Aufnahme  führte 
zur  Aufstellung  eines  im  Januar  1911  ver- 
öffentlichten Gesetzentwurfs,  der  nach 
manchen  an  den  Grundlagen  jedoch  nicht 
rührenden  Aenderungen  am  20./V.  1911  dem 
fteichstag  vorgelegt  wurde. 

Auf  die  Ausgestaltung  der  damals  gerade 
vom  Reichstag  berat  enenRcichsversichenings- 
nrdnung  hatte  der  Entwurf  seine  Schatten  be- 
reits vorausgeworfeii.  Der  Aufbau  höherer 
Lohnkla.ssen,  eine  anderweite  Bestimmung 
des  Invaliditätsbogrilfs,  die  Gewährung  der 
Altersrente  von  derVollendu ngde»  65. Lebens- 
jahres an,  die  Versorgung  der  nichtinvaliden 
Witwe  wurden  mit  dem  Hinweis  auf  die 
zu  hohen  Kosten  bekämpft .  Diesen  Bedenken 
'-'egen  eine  Berücksichtigung  der  Wünsche 
der  Angestellten  im  Rahmen  der  allgemeinen 
Invalidenversicherung  schloß  .sich  die  Mehr- 
heit des  Reichstags  an  und  entschied  sich 
damit  bereits  für  die  Einrichtung  einer 
Sonderversicherung.  Die  Kommission,  welche 
die  RVO.  beraten  liatle,  erledigte  die  Be- 
ratung des  Gesetzentwurfs  außerordentlich 
rasch,  so  daß  der  am  19.  u.  20./X.  1911 
erfolgten  ersten  lA'Sung  bcicils  am  .30. /XI. 
l)is  2./XII.  die  zweite  und  am  5. /XII.  die 
dritte  folgen  konnte,  welche  bei  geringen, 
fast  nur  die  Fassung  betreffenden  Aende- i 
lungen  die  einstimmige  Annahme  des  Ge- 1 
sctzes  brachte,  obwohl  die  Sozialdemokraten 
ebenso  wie  die  zu  ihr  gehörenden  Angestellten  ! 
den  Ausbau  der  Invalidenversicherung 
wollten,  während  die  bürgerlichen  Parteien 
durch  die  Sonderversicherung  der  Abwände- 1 
rung  der  Angestellten  zur  Sozialdemokratie 
glaubten  vorbeugen  zu  können.  Diese  Mei- 
nungsverschiedenheit ist  nicht  etwa  im 
Laufe  der  Jahre  allmählich  zurückgetreten, 
sondern  hat  bei  der  Beratung  des  G.  v. 
23./VII.  1921  eine  ausschlaggebende  Rolle 
gespielt  und  es  scheint,  daß  auch  eine 
steigende  Zahl  unter  den  Angestellten  selbst 
die  Angliederung  der  Versicherung  an  die 
allgemeine  Invalidenversicherung  fordert. 

Das  am  20./XII.  1911  vollzogene  Gesetz 
ist  gemäß  V.  v.  8./XI.  1912  am  l./I. 
1913  in  Kraft  getreten.  Bereits  vorher 
sind  die  Bestimmungen  über  die  Beitrags- 
leistung vom  Direktorium  der  Reichsvcr- 
sicherungsanstalt  auf  Grund  der  §§  184,  187 
M>&.  3  durch  Bek.  v.  24./V.  und  31./X. 


1912  in  wesentlichen  Teilen  geändert  und 
dann  durch  G.  v.  22./Vn.  1913  das  für 
die  Versicherung  der  Privatlehrer  geltende 
Recht.  Aus  Anlaß  des  Krieges  und  der 
!  nach  dessen  Abschluß  eingetretenen  Ver- 
'  Schiebungen  ist  eine  große  Zahl  von  Sonder- 
bestimmungen ergangen,  die  das  geltende 
Recht  zum  Teil  vorübergehend,  zum  Teil 
dauernd  umgestaltet  habeii,  so  daß  es  außer- 
ordentlich schwierig  ist,  eine  Uebersicht  zu 
gewinnen. 

Von  den  Anordnungen  sind  die  nach- 
stehenden hervorzuheben: 

1.  V.    betr.   .Vnrcchnung  militärischer 
Dienstleistungen  v.  IS./IIL  1915,  26./VIIL 
1916  und  2./VI1I.  1917; 
i      2.  V.  betr.  Anrechnung  der  Wartezeit, 
I  V.  9./Xn.  1915; 

3.  V.  betr.  Erstattung  von  Beiträgen  an 
berufsunfähige    Kriegsteilnehmer,  v.  6./V. 

! 1916; 

4.  V.  betr.  Durchführung  des  §  392 
I  Abs.  3  Nr.  3  AVG.  zugunsten  bcrufsunfähiger 
!  Kriegsteilnehmer  (RückÜbergang  abge- 
tretener Ansprüche  aus  Lebensversicherungs- 
verträgen), V.  14. /VL  1916  (geändert  durch 
V.  V.  6./I.  1920); 

5.  VO.  über  Versicherungspflicht  für 
j  Beschäftigungen  während  des  Krieges  (Be- 
'frciung  von  der  Versicherungspflicht),  v. 
I30./IX.    1916    (geändert    durch    V.  v. 

6./1.  1920); 

6.  V.  über  Verjährung  der  Beitrags- 
rückstände, V.  12./X.  1917; 

7.  V.  über  Beitragserstattung  nach 
:  §  398  AVG.,  V.  19./X.  1917  (an  die  Stelle 

einer  V.  v.  11. /V.  1916  getreten); 
I      8.  V.   über    Verlängerung  der  Fristen 
in  der  Angestclltenversicherung,  v.  28./III. 
!l918  (geändert   durch  V.  v.  6./L  1920); 
I      9.  V.  über  Ausdehnuiisr  der  Versiche- 
rungspflicht, V.  28./VIII.  1920; 
!    10.    (J.   über    weitere  Ausdehnung  der 
Versicherungspflicht,  v.  31. /V.  1920; 

11.  V.  betr.  Auslegung  der  Begriffe 
I  Friedensschluß  und  Kriegsende  (lO./I.  1920 
gilt  als  Kriegsende),  v.  25./V.  1920; 

12.  V.  über  die  erstmalige  Aufstellung 
einer  versicherungstechnischen  Bilanz  (für 
Ende  1924  aufzustellend  v.  18./VIII.  1917; 

13.  G.  über  Aenderung  der  AVG., 
V.  23. /VII.  1921. 

Ein  Gesetzentwurf,  der  weitere  umfang- 
reicheAenderungen  enthält, ist  am  lO./VI.  1921 
dem  Reichstage  vorgelegt,  aber  noch  nicht 
in  Beratung  genommen  (cf.  unten  Ziff.  10). 

2.  Die  Grundlagen  der  Angestellten- 
Versicherung  decken  sich  in  der  Haupt- 
sache mit  denen  der  Arbeiterversicherung: 
a)  Versichern ngszwang.  Unabhängig 
vom  Willen  des  Angestellten  und  seines 
Arbeitgebers  tritt  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen  die   Versicherung  ein  und  ver- 
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pflichtet  zur  Beitragszahlung.  Für  die 
freiwillige  Versicherung  sind  enge 
Grenzen  gezogen. 

b)  Zwangsversicherung.  Mit  nicht 
allzu  weitgehenden  Ausnahmen,  die  überdies 
zum  großen  Teil  nur  für  die  Uebergangszeit 
zugelassen  sind,  muß  die  Versicherung  bei 
der  Reiehsversicherungsaiistalt  für  Ange- 
stellte erfolgen. 

c)  Tragung  der  Kosten  je  zur  Hälfte 
von  den  versicherten  Angestellten  und  ihren 
Arbeitgebern  durch  Zahlung  eines  nach 
der  Gehaltshöhe  abgestuften,  aber  ohne 
Rücksicht  auf  Geschlecht,  Familienstand, 
Alterund  Gesundheitszustand  in  der  Gehalts- 
klasse für  alle  gleich  hohen  Beitrags.  Ein 
Reichszuschuß  wird  zu  den  Leistungen 
der  Angestelltenversicherung  nicht  gewahrt, 
verbleibt  aber  den  der  allgemeinen  Invaliden- 
iind  Hinterbliebencnversicherung  angehören- 
den Angestellten. 

d)  Die  Selbstverwaltung  wird  durch 
die  Mitwirkung  von  Vertretern  der  Augc- 
stellfcn  und  ihrer  Arbeitgeber  in  den  Organen 
der  Beichsversicherungsanstalt  verwirklicht, 
allerdings  nur  in  bescheidenem  Umfange, 
zum  Teil  eine  Folge  der  zu  weitgehenden 
Zentralisation. 

e)  Der  Rechtsanspruch  auf  die  gesetz- 
lichen Leistungen  entsteht  unabhängig  von 
Dürftigkeit  und  Würdigkeit  und  kann  in 
dem  gesetzlich  geregelten  Verfahren  geltend 
gemacht  werden. 

f)  Die  Auges  teilten  Versicherung  tritt 
neben  die  allgemeine  Invaliden-  und  Hinter- 
bliebenenversicherung in  der  Weise,  daß 
Angestellte  mit  einem  Jahresarbeilsverdienst 
bis  2000  M.  beiden  Versicherungen  angehören 
müssen  und  Augestellte  mit  einem  Ein- 
kommen von  2000—3000  M.  in  die  Invaliden- 
versicherung freiwillig  eintreten  können, 
Angestellte,  die  ihr  angehörten,  die  Ver- 
sicherung ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe 
des  Arbeitsverdienstes  freiwillig  fortsetzen 
können,  und  die  Leistungen  der  beiden 
Versicherungen  grundsätzlich  nebeneinander 
gewährt  weiden. 

3  Organisation  der  Angestelltenver- 
sicherung. Zur  Durchführung  der  Ver- 
sicherung ist  eine  besondere  Einrichtung,  die 
Reichsversicherungsanstalt  für  An- 
gestellte mit  dem  Sitz  in  Berlin  geschaffen. 
—  Die  Anstalt  wird  geleitet  vom  Direk- 
torin m,  das  aus  dem  Präsidenten,  beamteten 
Mitgliedern  und  je  zwei  Vertretern  der 
Angestellten  und  ihrer  Arbeitgeber  besteht 
(§  100)  und  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen 
Behörde  hat  (§  97).  Erstere  sowie  die  plan- 
mäßigen höheren  Beamten  der  Anstalt 
werden  von  der  Reichsregierung  auf  Vor- 
schlag des  Reichsrats  nach  Anhörung  des 
Verwaltungsrats  auf  Lebenszeit  ernannt  und 
haben  die  Rechte  und  Pflichten  von  Reichs- 


beamten, werden  aber  von  der  AnstaTt 

besoldet,  letztere  vom  Verwaltungsrat  auf 
6  Jahre  gewählt  (§§  101,  103).  Bei  der  Be- 
schlußfassung haben  so  viele  gewählte  Mit' 
glieder  auszuscheiden,  daß  die  beamteten 
in  der  Mehrzahl  sind  (§  100  Abs.  2).  Die 
übrigen  Anstaltsbeamten  werden  vom  Direk- 
torium ernannt  (§  104). 

Der  Verwaltungsrat  besteht  aus  dem 
Präsidentendes  Direktoriumsund  mindestens' 
je  12  Vertretern  der  Angestellten  und  ihrer 
Arbeitgeber  (§  109).  Seine  Aufgabe  ist, 
das  Direktorium  gutachtlich  zu  beraten,- 
den  Voranschlas  festzusetzen  und  die  Rech-' 
uum  sowie  die  Bilanzen  abzunehmen  (§  108). 

Die  Rentenausschüsse  bestehen  aus 
dem  Vorsitzenden  (Obmann)  nebst  Stell- 
vertretern (§  128).  die  vom  Reichskanzler 
nach  Anhören  der  obersten  Landesbehörde 
ernannt  werden  (§  129)  und  wenigstens 
20  Beisitzern,  die  von  den  Vertrauensmännern 
des  Bezirks  je  zur  Hälfte  aus  der  Mitte 
der  Versicherten  und  der  Aibeitseber  ge- 
!  wählt  werden  (§§  13111'.).  Die  Beisitzer 
iund  zwar  je  einer  aus  den  beiden  Gruppen 
'  (§  251)  müssen  nur  in  den  vom  Gesetz 
vorgesehenen  Fällen  zugezogen  werden, 
können  aber  auch  in  anderen  Fällen  zuge- 
zogen werden.  —  Es  ist  bislang  nur  ein 
j  Bentenausschuß  mit  dem  Sitz  in  Berliu 
errichtet  worden,  nunmehr  aber  die,  Er- 
richtung von  Ausschüssen  an  acht  weiteren 
Orten  in  Aussicht  genommen.  —  Aufgaben 
der  Rentenausschüsse  sind:  Festsetzung  und 
Entziehung  von  Ruhegeld,  Rente  und  Ab- 
findung, Entgegennahme  und  Vorbereitung 
der  Anträge  auf  Heilverfahren  und  Aus- 
kunftserteilung in  Angelegenheiten  der  An- 
gestelltenversicherung (§  122),  die  Ent- 
scheidung über  Anträge  auf  Befreiung  von. 
der  VersicheruiiEspflicht  (§  12),  von  Bei- 
tragsstreitickeiten  (§§  2101t'.)  und  im  Auf- 
trage des  Direktoriums  die  Uebcrwachung 
der  Rentenempfänger  und  andere  Geschäfte 
{§  124).  Die  Rentenausschüsse  haben  die 
Eigenschaft  einer  öftentlichenBehörde(§123). 

Vertrauensmänner  werden  in  der 
Regel  in  der  Zahl  von  6  für  den  Bezirk 
der  unteren  Verwaltungsbehörde  je  zur 
Hälfte  aus  den  Versicherten  und  den  Arbeit-' 
gebern  gewählt  (§§  145ff.,  Wahlordnung 
V.  3./VII.  1912).  Ihre  Aufgabe  ist  die 
Wahl  der  Beisitzer  der  Rentenausschüsse, 
Schiedsgerichte,  des  Oberschiedsgerichts  und 
des  Verwaltungsrats  (Wahlordnung  v<' 
22. /X.  1912),  die  Ausführung  der  ihnen  vom 
Rentenausschuß  erteilten  Aufträge  und  die 
Benachrichtigung  des  Rentenausschusses  oder 
der  Reichsversicherungsanstalt  von  wichtigen' 
Wahrnehmungen  (§§  143.  144).  Die  Ver- 
trauensmänner sind  in  Ortsausschüssen,  diese' 
in  9  das  ganze  Reich  umfassenden  Bezirks- 
vereinigungen und  in  einem  Reichsausschuß- 
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der  Ortsausschüsse  mit  dem  Sitz  in  Berlin 
zusammengefaßt,  um  ihre  Tätigkeit  frucht- 
bringender zu  gestalten. 

Die  Schiedsgerichte  sind  zusammen- 
gesetzt aus  einem  Vorsitzenden  mit  Stell- 
vertretern, die  vom  Reichskanzler  aus  der 
Zahl  der  öffentlichen  BeanUcii  ernannt 
werden,  und  aus  der  Mitte  der  Ver- 
sicherten und  deren  Arbeitgeber  zu  wäh- 
lenden Beisitzern,  von  denen  je  zwei  aus 
jeder  Gruppe  zugezogen  werden  sollen 
(§§  159ff.,  273).  Sie  entscheiden  als  höhere 
Spruch-  und  Beschlußbchörden  {§  157) 
auf  Berufung  und  Beschwerde  gegen  die 
Bescheide  der  Rentenausschüsse  (§§  270, 
210).  Ks  ist  bis  jclzt  nur  ein  Schiedsgericht 
mit  dem  Sitze  in  Berlin  errichtet. 

Das  Oberschiedsgericht  entscheidet 
über  die  nur  in  beschränktem  Umfange 
zugelassene  Revision  gegen  Entscheidungen 
der  Schiedsgerichte  in  der  Besetzung  mit 
einem  Vorsitzenden,  zwei  ständigen  Mit- 
gliedern des  Rcichsverficheningsamt.s,  durch 
deren  Zuziehung  die  Uebereinstimmung  der 
Spruchübung  mit  der  des  Rciclisversiclie- 
rungsamts  gesichert  werden  soll,  zwei  richter- 
lichen Beamten  und  je  einem  Vertreter  der 
Versicherten  und  der  Arbeitgeber  (§§  ]62ff., 
281ff.).  In  Beitragsstreitigkeiten  soll  das 
Oberschiedsgericlit  auf  Antrag  an  Stelle 
des  Schiedsgerichts  entscheiden,  wenn  es 
.sieh  um  eine  nocli  nicht  feststehende  Aus- 
legung gesetzlicher  Vorschriften  von  grund- 
sätzlicher Bedeutung  handelt  (§  210  Abs.  2). 

Geschäftsgang  und  Verfahren  vor  Renten- 
ausschüssen, Schiedsgerichten  und  Ober- 
schiedsgericlit  sind  durch  V.  v.  14. /II.  und 
21./VI.  1913  geregelt. 

Die  Wahlen  zu  den  Elirenämtern  werden 
nach  den  Grundsätzen  der  Verliältniswalil 
vorgenommen.  Wo  es  sich  um  die  Wahr- 
nehmung einer  richterlichen  Tätigkeit  handeil 
waren  die  Frauen  bis  zur  Aenderung  der 
§§  131,  161  durch  das  (i.  v.  23./VII.  1921 
ausgeschlossen.    Die  Wahlzeit  ist  6  Jahre. 

Die  offentliclieii  Behörden  werden  ins- 
besondere durch  die  Ausstellung  der  Ver- 
sicherungskarten (in  Preußen  gemäß  An- 
weisung V.  18./VII.  1912  die  Ortspolizei- 
bchörden)  für  die  Zwecke  der  Angestellten- 
Versicherung  in  Anspruch  genomiuen,  ferner 
durch  die  Auszahlung  der  Renten  durch  die 
Post. 

4.  Der  Kreis  der  Versicherten.  Im 

Gegensatz  zum  österreichischen  Gesetz  wird 
von  der  Bestimmung  des  Begriffs  „Ange- 
stellter" abgesehen  in  der  freilich  nicht  zu- 
treffenden Annahme,  daß  die  Abgrenzung 
durch  die  Spruchtätigkeit  des  Reichsver- 
sicherungsamts im  wesentlichen  erfolgt  sei. 
Der  Versichern  ugspf  licht  sind  unterstellt 
1.  Angestellte  in  leitender  Stellung,  2.  Be- 


triebsbeamte, Werkmeister  und  andere  An- 
gestellte in  einer  ähnlich  gehobenen  oder 
höheren  Stellung  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Vorbildung,BureauangesteHte, soweit  sie  nicht 
mit  niederen  oder  lediglich  mechanischen 
Dienstleistungen  beschäftigt  werden, 
3.  Handlungsgehilfen  und  Gehilfen  in  Apo- 
theken, 4.  Bühnen-  und  Orchestermitglieder 
ohne  Rücksicht  auf  den  Kunstwert  der 
Leistungen,  5.  Lehrer  und  Erzieher,  6.  aus 
den  Schiffsbesatzuncen  Kapitäne,  Offiziere 
des  Decks- und  Maschinendienstes,  Verwalter 
und  in  ähnlicher  Stellung  befindliche  An- 
gestellte, sämtlich  unter  (1er  Voraussetzung, 
daß  sie  geieii  Entgelt  beschäftigt  werden, 
daß  der  Jaliresarbeiisverdienst  JiOOOO  M. 
(ursprünglich  öOOO  M..  seit  l./IX.  1918: 
7000  M.,  seit  1,/V.  1920:  15000  M.,  seit 
I./VIII.  1921:  30000  M.)  nicht  übersteigt, 
[daß  sie  das  16.  Lebensjal]r  vollendet,  beim 
Eintritt  in  die  versichern iigs|)[licht ige  Tätig- 
keit das  60.  Lebensjahr  aber  noch  nicht 
vollendet  haben  und  bei  den  unter  1  und  2 
Aufgeführten,  daß  die  versicherungspflichtige 
Beschäftiijnng  iliren  ilaui)tbovnf  bildet  (§  1). 
Als  Entirelt  werden  auch  Gewinnanteile, 
Sach-  oder  aiuleie  Bezüge  angeselu'u,  selbst, 
wenn  sie  mir  gewohnheitsmäßig  von  l)ritten 
gewährt  werden  (§  2).  Wenn  aber  nur  freier 
Unterhalt  als  Entgell  gewährt  wird,  ist 
i  Versicherungspflichl  nicht  begründet 
|(§  71.  Das  ist  ferner  nicht  der  l'all  bei 
Beschäftigung  durch  den  Ehegatten  und 
I  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  — 
i  jetzt  Reichsrat  —  lici  vorübergehenden 
Dienstleistungen  (§§  7,  8)  für  die  in  öffent- 
lichen Betrieben  und  Diensten  tätigen  An- 
eeslellten,  denen  eine  ähnliche  Versorgung 
bereits  pesichert  ist  oder  doch  in  Aussieht 
steht  (§§  9,  10,  BcU.  v.  29./VI.  1912), 
bei  Personen,  die  während  der  wissenschaft- 
lichen Ausbildung  für  ihren  Beruf  unter- 
richten, bei  Aerzfen,  Zahnärzten  und  Tier- 
ärzten in  ihrer  beruflichen  Tätigkeit  und 
für  Personen,  die  auf  Grund  des  Gesetzes 
Ruheireld  beziehen.  Eine  Anleitung  betr. 
den  Krei?  der  nach  dem  AVG.  versicherten 
Personen  hat  das  Direktorium  am  20./VI. 
1912  herausgegeben. 

Von  der  Versichern ngspflicht  wird  auf 
Antr;ig  befreit,  wem  vom  Reiche,  Staat 
oder  einer  anderen  öffentlichen  Körperschaft 
R'iliegeld  gewährt  wird  und  Anwartschaft 
auf  Hinterbliebenenfürsorge  gewährleistet  ist 
(§  11),  und  wer  bei  dem  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  und  der  späteren  Erhöhung  der 
Versiclierungsgrenze  auf  15000  und  30000  M. 
das  55.  Lebensjahr  vollendet  hatte,  wenn  er 
die  Abkürzung  der  Wartezeit  nicht  erreichen 
kann,  sofern  der  Antrag  binnen  3  Jahren 
gestellt  wird  (§  397,  zu  vgl.  unten  5,  IV. 
§  9  des  G.  v.  31./V.  1920  und  Art.  III  des 
G.  V.  23./VII.  1921). 
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Während  des  Krieges  sind  Beschäfti-I  Die  Beiträge  sind  nach  dem  Prämien- 
gungen,  die  an  sich  versicherungspflichtig  j  durchschniftsverfahren  berechnet,  sollen  also 
waren,  für  versicherungsfrei  erklärt,  wenn  die  volle  Kapitaldeckung  der  Lasten  auf- 
sievon  Personen  ausgeübt  wurden,  die  vorher  bringen  ohne  Abstufung  nach  dem  Alter  der 
nicht  versichert  waren  und  voraussichtlich  :  Versicherten.  Den  Rechnungen  liegt  der 
.auch  nicht  nachher  in  solcher  Weise  beschäftigt ;  Zinssatz  von  3,5%  zugrunde.  Zu  den  Netto- 
sein werde.i.  i  beitragen  sind  8  und  2%  zur  Deckung  der  Auf- 

Die  freiwillige  Versicherung  konnte  !  Wendungen fürHeilverfahren  und  Verwaltung 
im  Jahre  1913  durch  freiwilligen  Eintritt  zugeschlagen.  In  den  Gehaltsklassen  A  bis  E, 
in  die  Versicherung  seitens  Angestellter  denen  die  auch  der  Invalidenversicherung 
mit  einem  Jahresarbeitsverdienst  von  5000 '  unterliegenden  Angestellten  angehören,  sind 
bis  10000  M.  und  seitens  Selbständiger,  die  rechnungsmäßig  sich  ergebenden  Beiträge 
die  in  ihrem  Betriebe  höchstens  drei  ver- 1  um  den  Betrag  der  Beiträge  zur  Invaliden- 
sicherungspflichtige Personen  beschäftigen,  i  Versicherung  gekürzt.  Die  durch  die  Ein- 
erfolgen,  seitdem  nur  in  Form  der  freiwilligen  i  führung  der  Eentenbeihilfen  eincetretene- 
Fortsetzung  der  Versicherung  beim  Aus- !  Ej-höhung  der  Lasten  hat  zu  e>ner  Erhöhung 
scheiden  aus  der  versicherungspflichtigen  der  Beiträge  nicht  geführt,  weil  die  Mehr- 
Beschäftigung  und  während  des  Aufenthalts  belastung  —  für  1921  auf  15  Hill.  M.  ver- 
im  Auslande  und  zwar  nur  nach  Entrichtung  anschlagt  —  bis  zur  geplanten  Änderung  des 
von  mindestens  6  Monatsbeiträgen  auf  \  Gesetzes  aus  bereiten  Mitteln  gedeckt  werden 
Grund  der  Versicherungspflicht  (§  15)  und  1  konnte.  Zu  vgl.  unter  b. 
höchstens  in  der  Gehaltsklasse,  die  dem  b)  Höhe  der  Beiträge.  Nach  dem 
Durchschnitt  der  letzten  6  Pflichtbeiträge  Jahresarbeilsverdienst  waren  zunächst  9 
entspricht  oder  ihm  am  nächsten  kommt  Gehaltsklassen  gebildet,  die  auch  bei  der 
(§  18).  Wer  120  Beiträge  entrichtet  hat.  |  Erhöhung  der  Versieherungsgreuze  auf 
kann  seine  Rechte  auch  durch  die  Zahlung  7000  M.  und  später  15000  M.  unveiänderr 
einer  Anerkennu ngsgebü-hr  von  jährlich  blieben.  Erst  das  G.  v.  23./VII.  1921  hat  S 
3  M.  aufrechterhalten,  aber  nicht  erhöhen  i  weitere  Gehaltsklassen  hinzugefügt,  indes 
(§  172).  nicht  zur  Deckung  der  durch  das  Gesetz  ge- 

S.  Beitragsleistung,  Vermögen,  a)  All- ^  schaffenen  neuen  Lasten,  sondern  zur  Ver- 
gemeines. Ohne  Beitragsleistung  entsteht  | Stärkung  der  Mittel  für  Heilverfahren  und 
keine  Versicherung  und  kein  Anspruch  auf ;  Verwaltungsaufwand,  die  in  den  letzten 
Leistungen.  Kalendernionate,  für  die  Bei-  Jahren  zunehmend  mehr  gegen  den  Bedarf 
träge  entrichtet  sind,  gelten  als  Beitrags- 1  zurückgeblieben  waren  (1920  Mehrverbrauch 
monate.  Ersatztatsachen  können  die  1  fürHeilverfahren  10 Mili.  M., füi  Verwaltungs- 
Beitragsleistung  in  beschränktem  oder  wei-l  zwecke  48  Mill.  M.,  gegen  6  Mill.  M.  Ueber- 
terem  Umfang  ersetzen.  —  Der  Arbeitgeber  schuß  und  7  Mill.  M.  Fehlbetrag  im  Jahre 
hat  den  vollen  Beitrag  zu  entrichten  und  kann  1919) 

dem  Versicherten  die  Hälfte  —  bei  Höher-  Vom  1.  August  1921  ab  sind  für  die  Bei- 
versicherung auch  den  Mehrbetrag  —  bei  der  tragsleistung  nachstehende  Klassen  und  Bei- 
Gehaltszahlung kürzen.  tragssätzc  maßgebend  (§§  16.  172): 


1.60  M.  Monatsbeitrag 

„      B  von  mehr  als 

550  „ 

850  „ 

3,20  „ 

c   „      „  ,. 

850  „ 

1150  „ 

4,80  ., 

„      D    „      „  „ 

H50  „ 

1500  „ 

6,80  :, 

„      E   „      „  „ 

1600  ., 

2  000  ,. 

9,60  ,. 

„      F    „      „  „ 

2  000  ., 

2  500  ., 

13,20  ,. 

„      G   „      „  „ 

2  500  ., 

3  000  ., 

16,60  „ 

„     H   „      „  „ 

3  000  ., 

4  000  ,. 

20,00  .. 

J   „      ,.  „ 

4  000  ., 

5  000  ., 

26,60  „ 

„     K   „      „  „ 

5  000  „ 

10  000  ., 

33,20  .. 

„      L   „      „  „ 

10  000  ., 

15  000  „ 

40,00  „ 

„     M   „      „  „ 

15  000  ., 

48,00  .. 

Die  Beiträge  erforderten  in  den  einzelnen  ]  Nettoprämie  für  Nebenkosten  von  mänc- 
Gehaltsklassen  —  in  Klasse  A  bis  E  mit  liehen  Versicherten  erhoben  werden  müßten 
Einschluß  der  durch  die  Reichsversicherungs- !  beim  Eintrittsalter  von  16  Jahren:  5,54%, 
Ordnung  eingeführten  Beiträge  zur  In- ;  20  Jahren:  6,19%,  25  Jahren:  7,03%, 
vahdenversicherung  —  7,40,  6,43,  7,84,  7,89, 1 30  Jahren:  7,90%,  35  Jahren  8,81%  des 
8,00,  7,04,  7,24,  6,86,  7,09,  5,30,  3,84,  3,29%  |  versicherten  Einkommens.  Die  Versicherten, 
des  durchschnittlichen  Einkommens.  Zum  die  beim  Eintritt  in  die  Versicherung  be- 
Vergleich sei  erwähnt,  daß  nach  der  Be-  j  reits  ein  höheres  Einkommen  hatten  und 
grfindung  des  AVG.  bei  10%  Zuschlag  zur  in  vorgerückten  Jahren  standen,  sind  bei 
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der  Heranziehung  zu  den  Beiträgen  wie  bei 
der  zurzeit  noch  geltenden  Berechnung  der 
Renten  ganz  außerordentlich  bevorzugt. 
Das  Ergebnis  spiegelt  sieh  wieder  in  den 
Zahlen  einer  für  Ende  1919  aufgemachten 


träge  haben  wollen,  müssen  dieUebersendung 
von  Auszügen  aus  den  für  sie  bei  der  Reichs- 
versicherungsanstalt geführten  Versicherungs- 
l<onten  beantragen. 

Freiwillige   Beiträge  und  die  Aner- 


überschliiglichen  Bilanz,  welche  für  den  da-  kennungsgehühr  hat  der  Versicherte 


maligen  Bestand  einen  Fehlbetrag  von 
3Ö0  Mill.  M.,  bei  Miteinstcllung  des  Wertes 
der  Beiträge  und  Leistungen  für  den  Neu- 
zugang aber  einen  Ueberschuß  von  2138  Mill. 
M.  ergab. 

Bei  Ermittlung  des  Jahresarbeitsver- 
dienstes werden  Gewinnanteile  und  ähnliche 
nicht  feststehende  Bezüge  nach  den  Beträgen 
des  Vorjahres,  Sachbezüge  nach  behöidlich 
festgesetzten  Durchschnittswerten  eingestellt. 

Versichertc  unter  25  Jahren  können  in 
eine  höhere  Gehaltsklasse  übertreten,  als 
dem  Jahresarbeitsverdienst  entspricht.  Bei 
Verminderung  des  Gehalts  können  Versichertc 
in  der  bisherigen  Gehaltsklasse  bleiben,  wenn 
in  der  höheren  Klasse  wenigstens  6  Beiträge 
entrichtet  waren. 

c)  Entrichtung  der  Beiträge  (§§ 
170ff.,  Bck.  des  Direktoriums  der  Rcichsver- 
sicherungsanstalt  v.  24./V.  u.  .30./X.  1912): 


Ablauf  des  Kalenderjahres  an  die  Reichsver- 
sicherungsanstalt einzusenden. 

Pflichtbeiträge  müssen  binnen  zwei  Jah- 
ren oder,  wenn  ein  Verschulden  des  Ver- 
sicherten nicht  vorlag,  binnen  vier  Jahren 
entrichtet  werden  (§  205),  freiwillige  Beiträge 
vor  Ablauf  des  Kalenderjahres  und  vor  Ein- 
tritt der  Berufsunfähickcit  (§206).  DicDauer 
des  Krieges  bis  Ende  1921  wird  in  diese 
Fristen  nicht  eingerechnet  (V.  v.  28./III. 
1918). 

Beiträge,  die  binnen  einem  Jahre  nach 
der  Einzahlung  nicht  beanstandet  sind, 
müssen  angerechnet  werden  (§  208).  Irr 
tümlich  geleistete  Beiträge  können  als  frei- 
willig geleistet  angerechnet  werden,  wenn  das 
Recht  zur  Weilerversicherung  bestand, 
können  aber  auch,  wenn  Rente  nicht  be- 
willigt ist,  vom  Versicherten  binnen  10  Jahren 
und  vom  Arbeitgeber  binnen  2  Jahren  zurück- 


Der  iVrbcil 'jeher,  der  den  Angestellten  allein  gefordert  werden  (§  209). 


den  ganzen  Monat  hindurch  beschäftigt  hat, 
muß  den  fälligen  Beitrag  bis  zum  15.  des 
folgenden  Monats  auf  das  Konto  der  Reichs- 


Rückständige  Beiträge  werden  wie 
Gemeindeabgaben  beigetriebeii.  Sie  ver- 
ähren  in  2  Jahren  nach  Ablauf  des  Kalender- 


versicherungsanstalt  bei  dem  Postscheckamt  !  jahres,  in  dem  sie  fällig  wurden.  Am  13./X. 
Berlin  einzahlen  und  das  erstemal  eine  Ueber- !  1917  noch  nicht  verjährte  Beiträge  ver- 
sieht über  die  Beiträge,  später  eine  Anzeige  jähren  nach  der  V.  v.  12. /X.  1917  frühestens 


über  eingetretene  Änderungen  einsenden, 
ferner  die  Höhe  des  eingezahlten  Beitrags 
in  die  Versicherungskarte  des  Angestellten 


Ende  1921.  Zu  vgl.  auch  §  10  des  G.  v. 
31. /V,  1920. 

d)  üebcr  Beitragsstreitigkeiten  ent- 


eintragen, wenn  aber  auf  besonderen  Antra?  1  scheidet  der  Rentenausschuß  und  auf  Be 
—  nicht,  wie  im  §  183  vorgesehen  war,  all-  schwerdc  endgültig  das  Schiedsgericht  oder 
gemein  —  von  der  Reichsversicherungsaiistalt  unter  besonderen  Voraussetzungen  an  dessen 


Marken  übersandt  sind,  diese  in  die  Ver 
Sicherungskarte  einkleben  und  entwerten. 
Für  eine  Beschäftigung,  die  mir  einen  Teil 
des  Monats  dauert,  also  auch  wenn  mehrere 
^Arbeitgeber  nebeneinander  den  Angestellten 
beschäftigen,  sind  als  Beitrag  8%  des  Ent- 
gelts auf  volle  10  Pf.  nach  oben  aufgerundet 
einzusenden. 

Der  Angestellte  muß  sich  bei  der  zu- 
ständigen Ausgabestelle  auf  Grund  einer  von 
ihm  einzureichenden  Aufnahmekarte  mit  An- 
gaben über  persönliche  Verhältnisse  und 
Gehaltsbezügo  eine  Versicherungskarte  aus- 
stellen lassen,  die  jederzeit  umgetauscht 
werden  kann,  aber  binnen  5  Jahren  um- 
getauscht werden  muß.  Auf  die  im  §  195 
Abs.  2  vorgeschriebene  Einsendung  der  Ver- 
sicherungskarten hat  die  Reichsversicherungs- 
anstalt durch  Bek.  v.  24./V.  1912  ver- 
zichtet. Die  Eintragungen  in  den  Versiche- 
rungskarten sind  für  die  Ansprüche  auf  die 
gesetzlichen  Leistungen  nicht  maßgebend. 
Versicherte,   welche  zuverlässige  Angaben 


Stelle  das  Oberschiedsgericht.  Dessen  Ent- 
scheidungen gelten  auch  für  die  Invaliden- 
versicherung, wie  umgekehrt  auch  die  auf 
Grund  der  Reichsversichcrungsordnung  er- 
gangenen Entscheidungen  des  Reichsver- 
sicherungsamts für  die  Angestelltenversiche- 
rung gelten. 

e)  Ersatztatsachen.  Auf  d.e  Beitrags- 
zeiten werden,  soweit  es  sich  um  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Anwartschaft  und  um  das  Recht 
zur  freiwilligen  Fortsetzung  der  Versicherung 
handelt,  angerechnet  die  Zeiten  militärischer 
Dienste,  die  zur  Erfüllung  der  Wehrpflicht 
geleistet  sind,  mit  Arbeitsunfähigkeit  vei- 
bundener  Krankheit  und  des  Besuchs  staat- 
lich anerkannter  Lehranstalten  zum  Zweck 
der  Fortbildung  (§  51).  In  demselben  Sinne 
gelten  als  Beitrapszeiten  die  während  des 
Krieges  in  feindlicher  Gefangenschaft  ver- 
brachte Zeit,  die  nicht  schon  nach  §  51  an- 
rechnungsfähig ist  (§  7  der  VO.  v.  2'6.,/VIII. 
1915)  und  die  Tätigkeit  im  vaterländischen 
Hilfsdienst  (V.  y.  25./V.  u.  12./X.  1917). ; 


über  die  für  sie  gezahlten  Versicherungsbei- 1  In  weiterem  Sinne,  nämlich  auch  für  die 
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Berechnung  der  Wartezeit  uiid  der  Renten- 
leistungen, also  völlig  gleich  den  wirklichen 
Beitragsmonaten  wird  die  Zeit  der  während 
des  Weltkrieges  dem  Deutschen  Reiche  und 
seinen  Verbündeten  geleisteten  Kriegs-,  Sani- 
täts-  oder  andere  Dienste  angerechnet,  und 
zwar  in  der  Gehaltsklasse,  für  die  der  letzte 
Pflichtbeitrag  vor  dem  l./VIII.  1914  und, 
wenn  erst  nach  diesem  Tage  Versicherungs- 
pflicht eintrat,  der  letzte  Pflichtbeitrag  vor 
Beginn  der  Dienste  entrichtet  worden  ist 
(V.  v.  26./VIII.  1915  und  2./VI1I.  1917). 
Bis  Ende  1920  sind  in  dieser  Weise  5081  Ver- 
sicherten 2G,5  Mill.  M.  ohne  Beitragsleistung 
gutgeschrieben. 

f)  Vermögen.  Zur  Nachprüfung  der 
Beiträge  soll  in  5jähri£'en  Zeitabschnitten, 
erstmalig  für  den  31. /XII.  1919  eine  ver- 
sicherungslcchnischc  Bilanz  aufL'cstellt  wer- 
den (§  173).  Durch  V.  v.  18./VIII.  1917 
ist  der  Zeitpunkt  auf  den  Schluß  des  vierten 
auf  die  Beendigung  des  Krieges  folgenden 
Jahres,  also  auf  den  31., /XII.  1924,  hinaus- 
geschoben. 

Das  Vermösen  muß  wie  Mündelffeld 
(§§  1807.  1808  BGB.)  angelegt  werden.  Ab- 
weichende Bestimmungen  ermöglichen  eine 
günstigere  Verzinsung  und  die  l'^ördcrung  der 
Interessen  der  Versicherten  insbesondere  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  (§§  220 ff.). 
Mindestens  ein  Viertel  ist  in  Anleihen  des 
Reichs  oder  der  Länder  anzulegen  (§  226). 

6.  Leistungen.  I.  Allgemci nes.  Gegen- 
stand der  Versicherung  sind  Ruhegeld, 
Hinferbliebeiieinenten,  Beitragserstattung, 
Leibrenten  und  Heilverfahren.  Die  Leistun- 
gen setzen  Erfüllung  der  Wartezeit  und  Auf- 
rechterlialtung  der  Anwartschaft  —  zu  vgl. 
unter  III  und  IV  —  voraus.  Sie  werden  nicht 
länger  als  für  ein  Jahr  rückwärts  gewälirt 
(§  23).  Nicht  abgehobene  Beträge  verjähren 
in  4  Jahren  (§  228),  Übertragung,  Verpfän- 
dung, Pfändung  und  Aufrechnung  sind  mir 
in  beschränktem  Umfange  und  unter  be- 
sonderen Voraussetzungen  zulässig  (§§  93.  941. 
AVer  vorsätzlich  den  Schaden  herbeiführt, 
verliert  den  Rentenanspruch  (§§  23,  35). 
Fahrlässigkeil  hat  Nachteile  nicht  im  Gefolge. 
Wenn  die  Berufsunfähigkeit  bei  Begehung 
eines  Verbrechens  oder  eines  vorsätzlichen 
Vergehens  eingetreten  ist  oder,  weil  der 
Versicherte  sieh  einem  angebotenen  Heil- 
verfahren ohne  triftigen  Grund  entzog,  kann 
das  Ruhegeld  auf  Zeit  ganz  oder  teilweise 
versagt  werden  (§§  24,  39).  Rentenempfänger 
können  auf  ihren  Antrag  in  einem  Invaliden- 
hause untergebracht  werden  unter  Ver- 
wendung der  Rente  (§  44).  Ins  Ausland 
ziehende  Rentenempfänger  können  mit  der 
Hälfte  des  Kapitalwertes  ihrer  Bezüge  abge- 
funden werden  (§  47).  Die  Renten  werden 
von  der  Post  monatlich  im  voraus  gezahlt 
gegen  beglaubigte  Empfangsbescheinigung 


(§§  59,  313).    Durch  G  v.  23./VU.  1921 

sind  Beihilfen  zum  Ruheeeld  und  zu  den 
Hinterbliebenenrenten  rückwirkend  vom 
l./I.  1921  ab  eingeführt.  Wer  bereits  Bei- 
hilfen aus  der  Invalidenversicherung  bezieht, 
erhält  diese  Beihilfen  nicht. 

II.  Bezüglich  der  einzelnen  Leistungen 
bestimmt  das  Gesetz  in  der  Hauptsache- 
folgendes: 

a)  Ruhegeld  wird  gewälirt,  wenn  der 
Versicherte  das  65.  Lebensjahr  vollendet  hat 
oder  durch  körperliche  Gebrechen  oder 
wegen  Schwächung  seiner  körperlichen  und 
geistigen  Kräfte  zur  Ausübung  seines  Berufs 
dauernd  uiifähi;;  ist  oder  während  2G  Wochen 
ununterbrochen  unfähig  gewesen  ist.  Berufs- 
unfähigkeit soll  dann  ansenommen  werden, 
wenn  die  i\rlieitsfähigkeit  auf  weniger  als  die 
Hälfte  derjenigen  eines  körperlich  und  geistig 
gesunden  Versicherten  von  ähnlicher  Aus- 
bildung und  gleichwertigen  Kenntnissen  und 
Fähiskeiten  herabgesunken  ist  (§  25).  Es 
soll  nach  der  Begründung  des  Gesetzes  nicht 
nur  der  Berufszweig  oder  die  Berufsstellung, 
in  der  der  Versicherte  tätig  war.  in  Betiachl 
gezogen  werden,  sondern  jede  andere  der 
Versicherung  unterstellte  Beschäftigung,  die 
ähnliche  Anforderungen  an  die  Leistungs- 
fähigkeit stellt  und  eine  im  wesentlichen 
gleiche  Ausliildung  voraussetzt,  mag  sie  mit 
der  bisherigen  verwandt  oder  völlig  ver- 
schieden von  ihr  sein.  Man  kann  also  nur 
im  weiteren  Sinne  von  einer  ,, Berufsunfähig- 
keit" sprechen.  Der  Unterschied  gegenüber 
dem  Invaliditätsbeeriff  der  Reielisversiche- 
rungsordnung  (§  1255  Abs.  2:  ..Als  invalide 
gilt,  wer  nicht  mein  imstande  ist.  durch  eine 
Tätigkeit,  die  seinen  Kräften  und  Fähickeiten 
entspricht  und  ihm  unter  billiger  Berück- 
sichtigung seiner  Ausbildung  und  seines  bis- 
herigen Berufs  zugemutet  werden  kann, 
'/s  dessen  zu  erwerben,  was  körperlich  und 
geistig  gesunde  Personen  derselben  Art  mit 
ähnlicher  Ausbildung  in  derselben  Gegend 
zu  verdienen  pflegen")  lieschränkt  sich  in 
der  Hauptsache  auf  den  Bruchteil  —  Vi  und 
1/3  — .  Man  würde  einen  Angestellten,  der 
Invalidenrente  beantragt,  kaum  auf  eine 
Beschäftigung  verweisen  dürfen,  die  man 
ihm  nicht  auch  bei  Prüfung  seines  Antrags 
auf  Gewährung  von  Ruhegeld  zumuten  darf. 

Das  Ruhegeld  beträgt  %  der  für  die  ersten 
120  Beitragsmonate  entrichteten  Beiträge 
und  Vs  der  übrigen  Beiträge  (§  55),  wenn  es 
einer  weiblichen  Versicherten  vor  Ablauf  von 
120  Beitragsmonaten  gewährt  wird,  %  der 
während  der  ersten  CO  Monate  gezahlten 
Beiträge  (§  56).  Diese  Berechnungsweise, 
welche  die  in  früheren  Jahren  bei  geringen 
Gehaltsbezüwn  in  die  Versicherung  ein- 
tretenden Versicherten  empfindlich  benach- 
teiligt, will  der  Gesetzentwurf  ersetzen  durch 
die  in  der  Invalidenversicherung  geltende. 
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Zu  dem  nach  dem  Gesetz  berechneten  Ruhe- 
geld tritt  nach  dem  G.  v.  23./VII.  1921 
seit  Anfall!.'  1921  bis  auf  weiteres  eine  Beihilfe 
Von  monatlich  70  M. 

b)  Als  Hinterbliebenenrenten  werden 
frezahlt  Witwenrenten.  Witwerrenten  und 
Waisenrenten,  und  zwar  die 

Witwenrente  —  im  Gegensatz  zur 
Invalidenversichernn!.'  —  auch  an  die  er- 
wcrbsfähi<ie  Witwe  (§  28),  die 

Witwerrente  an  den  erwerbsunfähigen 
Witwer  einer  Versiilierlcn,  die  den  Lebens- 
unterhalt ihrer  Familie  ganz  oder  überwiegend 
aus  ihrem  Arbeitsverdienst  bestritten  hat, 
solange  er  bedürftig  ist  (§  30),  und  die 

Waisenrente  an  eheliche  Kinder  eines 
männlichen  Versicherten,  an  vaterlose  — 
dazu  gehören  auch  die  unehelichen  —  Kinder 
einer  weiblichen  Versicherten  und  endlich  an 
die  Kinder  der  versicherten  Klicfran  eines 
Erwerbsunfähigen,  die  den  Unterhalt  der 
Familie  ganz  oder  überwiegend  aus  ihrem 
Arbeitsverdienst  bestritten  oder  deren  Ehe- 
mann sich  ohne  gesetzlichen  (Iruiul  von  der 
häuslichen  Gemeinschaft  ferngehalten  und 
seiner  väterlichen  Unterhaltsiiflicht  ent- 
zogen hat,  und  zwar  bis  zur  Vollenduns' 
des  18.  Lebensjahres  (§§  30,  31).  Bei  Ver- 
heiratung fallen  Witwen-  und  Waisenrente 
weg  bei  Abfindung  der  Witwe  mit  dem  drei- 
fachen Rentenbclrage. 

Witwen-  und  Witwerrenle  betragen  -/sdes 
Ri.ihei.;eldes,  das  der  Versicherte  bezog  oder 
bei  Bcrufsunfähifikeit  Itezogcn  haben  würde, 
die  Waisenrente  der  einfach  verwaisten 
die  Doppelwaisen  '/;,  der  Witwenrente.  Die 
Hinterbliebenenrenten  dürfen  zusammen  den 
Betra«;  des  Ruhegeldes  nicht  übersteieen 
(§§  57,  58).  Nach  dem  G.  v.  23./Vn.  1921 
werden  monatliche  Beihilfen  von  55  M.  zu 
den  Witwen-  und  Witwerrenten  und  von 
30  M.  zu  den  Waisenrenten  gezahlt,  und  zwar 
nachträglich  vom  l/I.  1921  ab. 

c)  Beitragserstattungen  kommen  in 
Frage 

1.  nach  den  Uebergangsbcstimmun- 
gcn  (§  398)  während  der  ersten  15  Jahre 
naeli  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  also  bis 
Ende  1928,  zugunsten  der  Hinterbliebenen 
(Witwen,  Witwer,  Waisen  unter  18  Jahren), 
wenn  der  Versichertc  berufsunfähig  geworden 
oder  gestorben  ist.  ohne  daß  ein  Anspruch 
auf  die  gesetzlichen  Leistungen  entstanden 
ist; 

2.  nach  der  V.  v.  26./V.  1916  zugunsten 
von  Kriegsteilnehmern,  die  infolge  ihier 
Teilnahme  am  Kriege  dauernd  berufsunfähig 
geworden  sind; 

3.  zugunsten  bestimmter  Hinterblie- 
benen von  Weiblichen  Versicherten,  die 
nach  Ablauf  der  Wartezeit  von  60  Beitrags- 
monaten  gestorben   sind,   ohne   daß  ein 


Rentenanspruch  entstanden  ist,  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  (§  60); 

4.  zugunsten  weiblicher  Versicherter, 
die  nach  Ablauf  der  Wartezeit  (von  60  oder 
90  Monaten)  infolge  Heirat  aus  der  ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung  aus- 
scheiden (§  62). 

Erstattet  wird  die  Hälfte  der  geleisteten 
Beiträge,  in  den  Fällen  der  Ziffern  1  und  Z 
%  der  freiwillig  geleisteten  Beiträge.  Abge- 
sehen von  den  Fällen  der  Ziffer  4  muß  die 
Erstattung  binnen  Jahresfrist  beantragt 
werden.  Für  den  Beginn  des  h'ristenlaufs  sind 
in  den  Kriegsverordnungen  besondere  Be- 
l  Stimmungen  getroffen. 

d)Leibrenten  anwciblicheVersichortc, 
1  die  infolge  Heirat  oder  aus  anderem  Anlaß 
I  aus  der  versicherungspflichtigen  Beschäf- 
litrung  ausscheiden.  Die  Hiilio  der  Rente 
bemißt  sich  nach  dem  Werte  der  erworbenen 
Anwartschaft  auf  Ruheueld  und  dem  Alter 
der  Versicherten  und  kann  durch  Aufschub 
des  Rentenbezugs  gesteigert  werden.  Da' 
die  Leibrenten  ohne  wirtschaftlichen  Werl 
waren  —  192U  sind  8502  M.  gezahlt  und 
es  liefen  am  Jahresschluß  773  Renten,  so 
daß  auf  die  einzelne  Rente  im  Durchschnitt 
noch  nicht  11  M.  im  Jahre  gezahlt  sind  — , 
sollen  sie  in  Zukunft  wegfallen. 

c)  Heilverfahren  zum  Zweck  der  Ab-i 
Wciulunu:  (Irolieiider  oder  der  Beseitigung- 
liereits     cinL'ctreteiier  Berufsunfähigkeit- 
(!}§  36ff.).    Die  Regelung  entspricht  in  der  ■ 
Haui)tsache  der  für  das  Gebiet  der  Invaliden- 
versicherung getroffenen.   Ein  Anspruch  des 
Versicherten  auf  Einleitung  des  Heilver- 
fahrens besteht  nicht    ErfüllmiL' der  Warte- 
zeit ist  nicht  erforderlich.  Zur  Unterbringune 
in  einem  Krankenliause  usw.  bedarf  es  unter 
gewissen  Voraussetzungen  des  Einverständ- 
nisses des  Veroicherten.  Während  der  Dauer 
der  Unterbringung  ist  unter  gewissen  Voraus- 
setzuncen  den  Angehörigen  ein  Hausgeld 
von  tät'lich  mindestens  "/-jodes  letzten  Monats- 
beitrags zu  zahlen,  solange  und  soweit  nicht 
i  auf  Grund  eines  Rechtsanspruchs  Lohn  oder 
!  Gehalt  gezahlt  oder  Barbezüse  auf  (irund 
Ider  Arbeit erveisicherung  geleistet  werden. 
[Das  dem  Versicherten  zustehende  Kranken- 
geld verbleibt  ihm.  Die  Zahlunc  des  Ruhe- 
geldes kann  für  die  Dauer  des  Heilverfahrens 
ganz  oder  zum  Teil  eingestellt  werden.  Über 
i  Streitigkeiten  entscheidet  das  Schiedsgericht 
endgültig.    Ersatzkassen  sollen  für  ihre 
Mitglieder  in  ähnlicher  Weise  sorgen  und 
dafür  Aufwendungen  in  der   im  letzten 
Rechnungsabschluß  der  Reichsversicherungs'- 
anstalt  nachgewiesenen  Höhe  machen  (§  375). 

III.  Die  Wartezeit  für  die  Renten- 
leistungen beträgt  der  Regel  nach  120  Bei- 
tragsmonate (§  48).  Sie  vermindert  sich  auf 
60  Beitragsnionate  für  das  Ruhegeld  weib- 
licher Versicherter  und  während  der  ersten 


32& 


AngesteUtenversicherung 


10  Jahre  nach  dpm  Inkrafttreten  des  Gesetzes, 
also  bis  Ende  1922,  für  die  Hinterbliebenen- 
renten (§396).  Wenn  weniger  als  60  Beitraps- 
monate  auf  Grund  der  Versicherungspflicht 
nachgewiesen  sind,  erhöht  sie  sich  für  männ- 
liche Versicherte  auf  150  Beitragsmonate,  für 
weibliehe  auf  90.  Während  der  ersten  3  Jahre 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  konnte 
die  Wartezeit  auf  Antrag  gegen  Einzahlung 
der  entsprechenden  Prämienreserve  abge- 
kürzt werden  (§  395).  Diese  Frist,  die  Ende 
1915  ablief,  ist  durch  §  15der  V.  v.  26./VIII. 
1915  für  Kriegsteilnehmer  und  durch  die  V. 
V.  19./XII.  1915  zugunsten  vor  1916 
versicherten  Angestellten  bis  Ende  1921  ver- 
längert, ferner  durch  §  7  der  V.  v.  31. /V. 
1920  für  Versicherte,  die  infolge  der  Erhöhung 
der  Versicherungsgrenze  auf  15000M.  Jahres- 
arbeitsverdienst mit  einem  solchen  von  mehr 
als  5000  M.  versicherungspflichtig  werden, 
ohne  bereits  vorher  versichert  zu  sein,  bis  zum 
l./V.  1923  und  auf  Grund  des  Art.  III  des 
G.  V.  23./VII.  1921  für  Versicherte,  die 
infolge  Erhöhung  der  Versicherungsgrenze  auf 
30000  M.  Jahresarbeitsverdienst  mit  einem 
solchen  von  mehr  als  15000  M.  versicherungs- 
pflichtig werden,  ohne  bereits  eine  laufende 
Anwartschaft  auf  Grund  früherer  Pflicht- 
versicherung zu  haben,  bis  zum  l./VIII.  1924. 
Eine  solche  Abkürzung  der  Wartezeit  erfolgte 
im  ersten  Jahre  in  948  Fällen,  in  den  3  letzten 
Jahren  in  83,  127  und  88  Fällen.  —  Weiter 
kann  die  Wartezeit  dadurch  abgekürzt 
werden,  daß  Pensionskassen  für  ihre  Mit- 
glieder die  entsprechende  Prämienreserve  an 
die  Keichsversicherungsanstalt  zahlen  (§§  367, 
389). 

IV.  Anwartschaft.  Die  Leistungen  sind 
von  der  Erhaltung  der  Anwartschaft  ab- 
hängig.  Diese  erlischt,  wenn 

a)  während  der  ersten  10  Jahre  nach  dem 
Jahre  des  Eintritts  in  die  Versicherung  jähr- 
lich nicht  wenigstens  8  Monatsbeiträge, 

b)  während  der  späteren  Zeit  jährlich 
nicht  wenigstens  4  Monatsbeiträge  gezahlt 
werden  oder  die  Zahlung  der  Anerkennungs- 
gebühr unterbleibt  (§  49). 

Wegen  der  Anrechnung  von  Ersatztat- 
sachen (Krankheits-  und  Militärdienstzeiten 
usw.)  ist  oben  zu  Ziffer  4  das  Wesentliche 
bemerkt  worden. 

Nach  §  10  des  G.  v.  31. /V.  1920  erlischt 
die  Anwartschaft  nicht,  wenn  die  Beitrags- 
leistung für  einen  versicherungspflichtigen 
Angestellten  aus  einem  nicht  in  seiner  Pension 
liegenden  Grunde  unterblieben  ist  und  der 
Versicherte  bis  Ende  1921  die  Anfrecht- 
erhaltung  der  Anwartschaft  bei  der  Reichs- 
versicherungsanstalt  beantragt.  Die  Nach- 
zahlung der  nicht  entrichteten  Pflichtbeiträge 
ist  während  der  bezeichneten  Frist  zulässig, 
aber  nicht  zur  Erhaltung  der  Anwartschaft 
erforderlich .  Ein  Erlöschen  der  Anwartschaft 


tritt  ferner  nicht  ein  während  des  Bezuges 
von  Ruhegeld,  während  der  Zeit  vom  l./VIII. 
1914  bis  zum  l./V.  1920,  während  welcher 
Angestellte  wegen  der  Ueberschreitung  der 
5000  M.-Grenze  aus  der  Versicherungspflicht 
ausgeschieden  oder  infolge  der  Erhöhung 
dieser  Grenze  auf  zunächst  7000  M.,  später 
15000  M.,  wieder  versicherungspflichtig  ge- 
worden sind  (V.  v.  28./VIII.  1918  und 
31./V.  1920).  Im  G.  v.  23./VII.  1921, 
das  die  Grenze  auf  30000  M.  erhöhte,  fohlt 
eine  entsprechende  Bestimmung. 

Die  erloschene  Anwartschaft  lebt 
wieder  auf,  wenn  Beiträge  oder  Anerkennungs- 
gebühr in  dem  auf  das  Fälligkeitsjahr  folgen- 
den Jahre  nachgezahlt  oder  vor  Vollendung 
der  Wartezeit  auf  den  innerhalb  dieser  Frist 
zu  stellenden  Antrag  die  rückständigen  Bei- 
träge von  der  Reichsversicherungsanstalt 
gestundet  werden  (§  50).  Diese  Fristen  sind 
bis  Ende  1921  verlängert. 

V.  Wegfall,  Entziehung  und  Ruhen 
der  Leistungen.  Witwenrenten  und 
Waisenrenten  fallen  bei  der  Verheiratung  weg. 
Die  Witwe  erhält  als  Abfindung  das  Drei- 
fache ihrer  Jahresrente.  Ruhegeld  wird 
entzogen,  wenn  der  Empfänger  nicht  mehr 
berufsunfähig  ist.  Es  ruht,  wenn  und  soweit 
es  mit  Renten  aus  der  Arbeiterversicherung 
oder  mit  Gehalt,  Lohn  oder  mit  sonstigem 
Einkommen  aus  gewinnbringender  Be- 
schäftigung den  Jahresarbeitsverdienst  über- 
steigt, der  dem  Durchschnitt  der  60  höchsten 
Monatsbeiträge  entspricht  (§  73).  Hinter- 
bliebenenrenten ruhen,  soweit  sie  zu- 
sammen mit  Renten  .aus  der  Arbeiterver- 
sicherung Viodes  bezeichneten  Durchschnitts- 
jahresverdienstes übersteigen  (§  74).  Alle 
Renten  ruhen,  solange  der  Berechtigte  eine 
Freiheitsstrafe  von  mehr  als  einem  Monat  ver- 
büßt, in  einem  Arbeitshaus  oder  in  einer 
Besserungsanstalt  untergebracht  ist  oder 
ohne  Zustimmung  des  Rentenausschusses 
im  Auslande  sich  aufhält.  Für  Grenzgebiete 
und  auf  Grund  von  Gegenseitigkeitsverträgen 
kann  das  Ruhen  beim  Aufenthalt  im  Aus- 
lände vom  Reichsrat  ausgeschlossen  werden 
(§§  75-77). 

7.  Verfahren.  Anträge  auf  Leistungen 
sind  beim  Rentenausschuß  zu  stellen,  dem 
die  Entscheidung  zusteht.  Nur  über  Anträge 
auf  Heilverfahren  entscheidet  die  Reichs- 
Versicherungsanstalt  (§§  229,  230).  In  der 
Mehrzahl  der  Fälle  entscheidet  der  Vor- 
sitzende allein  ohne  mündliche  Verhandlung, 
in  der  Minderzahl  der  Ausschuß  unter  Zu- 
ziehung je  eines  Arbeitgeber-  und  Ver- 
sichertenvertreters als  Beisitzer  nach  öffent- 
licher Verhandlung  (§§  240,  251,  253). 

Ueber  die  Berufung,  die  binnen  Monats- 
frist nach  Zustellung  des  mit  Gründen  zu 
versehenden  Bescheides  einzulegen  ist,  ent- 
scheidet das  Schiedsgericht  auf  Grund  öffent- 
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licter  mündlicher  Verhandlung  unter  Zu- 
ziehung von  je  zwei  Arbeitgeber-  und  Ver- 
sichertenvertretern (§§  270rt.). 

Die  Revision  gegen  die  Urteile  des 
Schiedsgerichts  ist  binnen  Monatsfrist  nach 
Zustellung  der  schriftlichen  Entsehcidun;; 
zulässig,  wenn  es  sich  nicht  ntir  um  Höhe, 
Beginn  und  Ende  von  Ruhegeld  oder  Leib- 
rente, um  Hinterbliebenenrenten,  Abfindung 
oder  Erstattung  und  um  Kosten  des  Ver- 
fahrens handelt.  Sie  kann  nur  darauf  be- 
gründet werden,  daß  die  Entscheidung  auf 
unrichtiger  Anwendung  des  bestehenden 
Rechts  oder  auf  einem  Verstoß  gCKcn  den 
klaren  Akteninhalt  beruhe  oder  das  Ver- 
fahren an  einem  wesentlichen  Mangel  leide. 
Das  Oberscliiedsgericht  entscheidet  in  öffent- 
licher Sitzung  nach  mündlicher  Verhandlunir 
(§§281  ff.).  "[ 

Nach  rechtskräftiger  Entscheidung  ist  j 
unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Wieder- ' 
aufnähme  des  Verfahrens  zulässig  (§§  297 ff.). 
Die  Rcichsversichcrungsanstalt  kann  aber 
auch  von  sich  aus  den  Rentenausschuß  zu 
einer  neuen  Feststellung  veranlassen,  wenn 
sie  sich  von  der  UnrichliKkcit  der  ergangenen 
Entscheidung  überzeugt  hat  (§  79). 

Das  Verfahren  ist  im  allgemeinen  kosten- 
frei, wie  auch  alle  Verhandlungen  und  Ur- 
kunden, die  zur  Durchführung  der  Ver- 
sicherung erforderlich  sind,  sji'bühren-  und 
stcmpelfrei  sind.  Die  Kosten  können  aber 
einem  Betcilifrten  auferlegt  werden,  soweit 
er  sie  durch  Mutwillen,  Verschleppung  oder 
Irreführuns;  veranlaßt  hat  (§§  311,  312,  337, 
338). 

8.  Uebergangsbestimmungen.  (Zuschuß- 
kassen, Ersatzkassen,  Lebensversiche- 
rungsverträge.) Bei  derEinfülirung  der  Ver- 
sicherung ist  Rücksicht  darauf  genommen, 
daß  eine  Fürsorge  für  AnKCslcllte  und  deren 
Hinterbliebene  zum  Teil  von  den  Arbeit- 
gebern, zum  Teil  von  den  Angestellten  selbst 
in  weitem  Umfange  getroffen  war  und  neben 
deren  Kosten  die  vollen  gesetzlichen  Beiträge 
nicht  gezahlt  werden  konnten.  Es  ist  unter- 
schieden zwischen  Zuscluißkassen,  die 
ihren  Mitgliedern  Leistungen  neben  denen  der 
Reichsversicherungsanstalt  gewähren,  und 
Ersatzkassen,  die  an  Stelle  der  Reichs- 
versicherungsanstalt deren  Leistungen  ge- 
währen. Für  beide  Arten  von  Kiissen  gilt 
im  wesentliclien  das  gleiche,  mag  es  sich  um 
piivate  oder  ötfentlichrcchtliche  Pensions- 
einrichtunsen handeln,  um  Knappschafts- 
vereine oder  Knappschaftskassen  oder  Ver- 
einigungen von  solchen  und  andere  öffentlich- 
rechtliche  Pensionsanstalten  und  zur  Inva- 
liden-, Alters-  und  Hinterbliebenenfürsorge 
bestimmte  Kassen,  für  die  nach  Ort.sstatut 
eine  Beitragspflicht  besteht.  Besondere 
Bestimmungen   gelten  für  den    Fall  des 


Abschlusses  von  Lebensversicherurigsvor- 
trägen. 

Als  Zuschußkassen  kommen  hier  nur 
solche  Fabrik-.  Betriebs-,  Haus-,  Seemanns- 
und ähnliche  Kassen  für  eine  oder  mehretc 
Unternehmungen,  Wohlfahrtseinrichtungeii 
und  für  versicherungspflichtige  Angestellte 
errichtete  Versichernngscinrichlungen  in 
Fraffe,  welche  die  Ruhegeld-  und  Hinter- 
bliebenenbczücre  des  Gesetzes  ihren  Mit- 
gliedern anrechnen  wollen.  Diese  Anrechnung 
ist  nur  zulässig,  wenn 

a)  die  Kasse  mir  für  versicherungspflich- 
tige Angestellte  errichtet  ist  oder  ein  Teil  des 
Vermögens  für  die  Versicherung  dieser  Per- 
sonen ausgeschieden  ist  und  besonders  ver- 
waltet wird; 

b)  die  Kasse  die  Beiträge  an  die  Rcichs- 
versichcrungsanstalt aus  ihren  Mitteln  ent- 
richtet und 

c)  die  iVrbeitgeber  mindestens  in  Höhe 
der  Hälfte  der  gesetzlichen  Beiträge  Zu- 
schüsse zur  Kasse  zahlen. 

Für  die  Anrechnung  gilt  dann  folgendes: 

aa)  Die  satzungsmäßigen  Leistungen, 
welche  die  Rcichsversicherungsanstalt  mit- 
zudecken hat,  werde.i  in  dem  durch  das 
Gesetz  vorgesehenen  Verfahren  —  vgl.  unter 
7  —  festgestellt. 

bb^  Laufende  Zahlungen  leistet  die  Reichs- 
versicherungsanstalt, wenn  nur  eine  Kasse 
beteiligt  ist.  an  diese  oder  auf  Antrag  durch 
die  Post  unmittelbar  an  die  Berechtigten, 
wenn  mehrere  Kassen  beteiligt  sind,  und 
einmalige  Leistungen  stets  auf  die  letzt- 
gedachte Weise. 

cc)  Zu  den  Leistungen  der  im  Gesetz 
bezeichneten  Art,  welche  Zuschußka.ssen 
während  der  ersten  10  Jahre  nach  dem  In- 
krafttreten des  (icsetzes  nach  ihrer  Satzung 
zu  bewilligen  haben,  leistet  die  Rcichsvei- 
sicherungsanstalt,  wenn  sie  selbst  Leistune;en 
nicht  zu  KCWtähren  hat,  einen  Zuschuß  in  Höhe 
der  vereinnahmten  Nettoprämien  mit  Zinsen 
(§  366).  Diese  Frist  läuft  für  Angestellte, 
die  infolge  der  Erhöhung  der  Versicherungs- 
grenze auf  15000  M.  und  später  30000  M. 
versicherungspflichtig  geworden  sind,  nach 
§  3  des  G.  V.  31./V.  1920  und  Art.  III  des 
G,  V.  23./V1I.  1921  erst  vom  l./V.  1920 
und  l./VIII.  1921  ab. 

dd)  Die  Kasse  kann  die  früher  bewilligten 
Leistungen  gegen  Einzahlung  des  Deckungs- 
kapitals an  die  Reichsversicherungsanstalt 
überweisen  und  die  Wartezeit  ihrer  Mitglieder 
durch  Einzahlungen  abkürzen  oder  die  ge- 
samten Anwartschaften  auf  die  Reichsver- 
sicherungsanstalt übertragen  (§  367). 

Als  Ersatzkasse  konnte  eine  Kasse  der 
vorbezeichneten  Art,  die  am  5./XII.  1911 
bereits  vorhanden  war,  auf  Antrag,  der  vor 
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dem  l./I.  1913  gestellt  werden  mußte,  vom 
Bundesrat  zueelasseii  werden,  wenn  ihr  alle 
Versicherungspflichtigen  der  Unternehmun- 
gen, für  die  sie  errichtet  war,  angehörten  mit 
Ausnahme  derer,  die  wegen  Abschlusses  eines 
Lebensversicherungsvertrags  von  der  Bci- 
tragsleistung  befreit  waren,  und  ihre  Lei- 
stunsen den  gesetzlichen  gleichwertig  und 
in  dieser  Höhe  durch  sie  oder  durch  einen 
Rückversicherungs  verband  sichergestellt 
waren,  ferner  die  Versicherungsbeiträge  der 
Arbeitgeber  den  gesetzlichen  Beiträgen  und 
denen  der  Versicherten  mindestens  gleich- 
kamen, auch  die  Erhaltung  der  Anwartschaft 
durch  Zahlung  der  Anerkennungsgebühr  von 
jährlich  3  M.  möglich  war  und  endlich,  den 
Versicherten  eine  entsprechende  Mitwiikung 
bei  der  Verwaltting  der  Kasse  und  der  Fest- 
stellung der  Leistungen  zustand  und  das 
gesetzliche  Rechtsmittplvcrfahren  (zu  vgl. 
Ziffer  7)  vorgesehen  war  (§§  372ff.)  Die  Be- 
teiligung bei  einer  solchen  Ersatzkasse  steht 
in  allen  Stücken  der  bei  der  Reichsversiche- 
rungsanstalt gleich  (§  373).  Umcekehrt  muß 
zur  Sicherstellung  der  Freizügigkeit  die  Er- 
satzkasse bei  Bereclinurg  der  Wartezeit  um! 
der  Renten  die  bei  der  Reichsversicherungs- 
anstalt zurücku'elestc  Beitragszeit  anrechnen 
(§380).  Wer  nach  dem  l./L  1913  an  mehreren 
Stelleu  versichert  war,  erhält  die  gesetzlichen 
Leistungen  von  der  Reichsversicherunss- 
anstalt  und  dieser  ist  das  Deckungskapital 
dafür  von  den  beteiligten  Ersatzkassen  zu 
überweisen.  Zur  Zahlung  der  Beihilfen  des 
G.  V.  23./VII.  1921  sind  die  Ersatzkassen 
nicht  verpflichtet  worden. 

Lebens  Versicherungsbeiträge.  An- 
gestellte, für  die  vor  dem  5./XIL  1911  mit 
einer  Lebensversicherungsunternehmung  ein 
Versicherungsvertrag  abgeschlossen  war. 
dessen  Jahresprämie  am  l./L  1913  dem  ge- 
setzlichen Beitrage  zur  Zeit  der  Antrag- 
stellung mindestens  gleich  war,  konnten  auf 
Antrag  von  der  Leistung  der  auf  sie  ent- 
fallenden Beitragshälfte  befreit  werden 
(§§  300ff.).  Der  Arbeitgeber  muß  die  Hälfte 
der  Versicherungsbeiträge  an  die  Reichsver- 
sicherungsanstalt zahlen,  welche  die  gesetz- 
lichen Leistungen  zur  Hälfte  gewährt,  und 
darf  den  Zuschuß  zur  Lebensversicherungs- 
prämie um  diesen  Betrag  kürzen.  Die  Reichs- 
versicherungsanstalt  zahlt  dann  auf  Antrag 
des  Angestellten  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen den  gekürzten  Betrag  an  die 
Lebensversicherungsunternehmung.  Die  Be- 
freiung fällt  weg,  wenn  die  Versicherung  vor 
Eintritt  des  Todes  des  Angestellten  durch 
Ablauf,  Verfall  usw.  aufgehoben  wird  (§  303). 
An  die  Reichsversicheruncsanstalt  fällt  ein 
den  von  ihr  geleisteten  Prämienzuschüssen 
entsprechender  Teil  der  Versicherungssumme, 
aus  dem  sie  die  von  ihr  an  den  Versicherten 
od  er  seine  Hinterbliebenen  zu  zahlenden 


!  Leistuneen  deckt.  Hierin  sind  durch  die 
V.  v.  26./VIIL  1915,  14./VL  1916  und 
6./I.  1920  mehrfache  Aenderungen  zugunsten 
von   Kriegsteilnehmern,   die  berufsunfähig 

[  geworden  sind,  und  von  deren  Hinterbliebe- 
nen eingetreten. 

I  Nach  §  5  des  G.  v.  31./V.  1920  konnten 
Angestellte,  die  vorher  nicht  versichert  waren 
und  erst  infolge  der  durch  das  Gesetz  er- 
folgten Erhöhung  der  Versicherungsgrenze 
auf  15000  M.  versieherunespflichtig  wurden, 
bis  zum  l./IX.  1920  Antrag  auf  Befreiung 
von  der  eigenen  Beitragsleist ung  stellen, 
wenn  der  Abschluß  eines  Versicherungs- 
antrags bei  einer  Lebensversicherungsunter- 
nehmung bis  zum  30./VL  1920  gestellt  war 
und  die  Versicherungsprämie  mindestens  der 
Hälfte  des  Beitrags  in  der  Gehaltsklasse  J 
'  gleich  kam,  also  jährlich  159,60  M.  betrug. 
Aehnliche  Bestimmungen  hatte  auch  die  V. 
V.  28./VIIL  1918  bei  Erhöhung  der  Ver- 
sicherungsgrenze auf  7000  M.  gebracht.  Sie 
fehlen  dagegen  im  G.  v.  23. /VII.  1921. 

9.  Die  Entwicklung  der  Angestellten- 
versicherung ist  zum  Teil  recht  erheblich 
von  der  Voraussage  abgewichen.  Es  war 
mit  1  349  825  männlichen  und  482  880  weib- 
lichen, zusammen  1  836  236  versicherungs- 
pfliditigen  Angestellten  und  mit  einer  Bei- 
tragseinnahme von  150  Mill  M.  gerechnet. 
Die  im  Jahre  1913  erzielte  Beitragseinnahme 
von  137  Mill.  M.  bei  1  737  858  Versicherten 
ging  in  den  folgenden  Jahren  zurück  bis  auf 
il09  Mill.  M.  im  Jahre  1915  und  stieg  zu- 
'  nächst  langsam,  dann  schneller  auf  160, 
:286  und  419  Mill.  M.  in  den  Jahren  1818, 
1919  und  1920  bei  1  497  455  Versicherten 
im  letztgenannten  Jahre.  Der  auf  den  ein- 
zelnen Versicherten  entfallende  Jahresbeitrag 
ist  also  von  79  M.  im  Jahre  1913  auf  280  M. 
im  Jahre  1920  gestiegen. 

Nach  der  für  Ende  1919  aufgestellten 
überschläglichen  Bilanz  hatte  das  Vermögen 
der  Reichsversicherungsanstalt  einen  Wert 
von  965  Mill.  M.,  wogegen  als  Prämienreserve 
1315  Mill.  M.  hätten  vorhanden  sein  sollen, 
wenn  für  den  damaligen  Versichertenbestand 
der  Wert  der  künftigen  Beitragseinnahmen 
auf  8069  Mill.  M  und  der  Wert  der  Leistungen 
!  auf  9384  Mill.  M.  berechnet  wird.  Mit  Ein- 
schluß der  Werte  der  Beiträge  und  Leistungen 
für  den  Neuzugang  an  Versicherten  standen 
147  533  Mill.  M.  Verpflichtungen  48  706 
I  Mill.  M.  Einnahmen  gegenüber,  so  daß  mit 
dem  Vermögensbestande  ein  Ueberschuß  von 
2138  Mill.  M.  sich  ergab.  Durch  die  GG.  v. 
31./V.  1920  und  23./VII.  1921  sind  diese 
Zahlen  inzwischen  stark  verschoben. 

Außerordentlich  groß  im  Vergleich  zum 
Versichertenbestande  und  durch  die  Kriegs- 
verhältnisse stark  beeinflußt  war  der  Neur 
Zugang  an  Versicherten.   Er  betrug: 
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1916 
1!)17 
1918 
1919 
1920 


männlich 

93  335 
107  418 

89175 
215  652 
178  251, 


weiblich 
114  299 
178 225 
1 76  490 
139  473 
131  3Ö4 


zusammen 

207  634 
285  643 
265  665 

355  125 

309  620 


Der  Neuzugang  in  den  5  Jahren  ist  somit 
nicht  viel  geringer  als  die  Zahl  der  Ver- 
sicherten,  für    die   i.   .1.    1920  Beiträge 


Doppelte,  nämlich  auf  56,1  MiU.  M.  = 
13,4%  der  um  die  Hälfte  gestiegenen  Bei- 
tragseinnahme i.  J.  1920  hinaufschnellte 
und  die  gesamten  Leistungen  in  Höhe  von 
52,8  Mill.  M.  erheblich  überstieg. 

Die  Rentenleistungen  waren  bisher  noch 
von  ganz  untergeordneter  Bedeutung.  Ende 
1920  liefen  1081  Ruhegelder  (Zahlungen 
217  527  II.,  durchschnittlich  201  M.),  164 


eingegangen  sind.  Daraus  ergibt  sich,  daß  Krankenruhegeldcr  (Zahlungen  23  257  M., 
sehr  viele  Angestellte  nur  vorübergehend  durchschnittlich  142  M.),  11  282  Hinter- 
der  Versicherungspflicht  unterliegen  und  bei  bliebenenrenten  (Zahlungen  1098  962  M., 
der  langen  Dauer  der  Warlezeit  aus  der  Bei- ' ''"fc'hschnittlicli  97  M.),  endlich  773  Leib- 
tragszahlung  Rechte  nicht  erwerben.  rcntcn  (Zahlungen  8502  JI.,  durchschnittlich 

Sehr  groß  sind  auch  die  durch  die  (!e-|  ll  M  )-  Ks  sind  das  Beträge,  die  unter  den 
haltscrhühung  eingetretenen  Verschiebungen,  gegenwärtigen  Teuerungsverhältnissen  wirt- 
Die  ersten  .\uszählungen  ergaben  noch  für  •'*':''>if'li''li  "'me  Bedeutung  waren  und  durch 
die  Gehaltsklassen  .\  bis  K  ((lehalt  bis  i '''<' jetzt  eingeführten  Teuerungszulagen  erst 
2000  M.)  männlich  757  389  =  63%,  weiblich  ■'"'f  '''e  immer  noch  unzureichende  Höhe  ge- 
514  612  =  97%,  zusammen  1  272  001,  für ,  bracht  sind,  welche  die  Leistungen  der  In- 
die  (Jehaltsklassen  F  bis  J  ((lehalt  2000  bis  1  validenversicherung  bereits  durch  die  CG.  ?. 
5000  M.)  männlich  445  477  =  .37%,  weiblich  |  20./V.  und  26./Xn.  1920  erreicht  hatten. 
16129  ~  zusammen  461606  und  als  ]  I"«"weit  folilt  jeder  Vorsprung  der  Ange- 
durchschnittlichen .lahrcsarbeitsverdienst  bei ,  stclltenversichcrung  gegenüber, 
den  Männern  1870,75  M.,  bei  den  Frauen'  lo.Entwurf  einesAbänderungsgesetzes. 
955,45  M.  Dagegen  betrug  das  Durchschnitts- ;  l^*"''  ani  lO./VI.  1921  dem  Reichstag  vor 


gehalt  bei  den 


neu  aufge- 
nommenen 


bereits  früher 
versicherten 


1018 
1919 
1920 


.Männern 

Kr.iuen 

.Männern 

Frauen 

M. 

M. 

M. 

M. 

1980 

"47 

2  9g() 

1548 

3012 

1584 

3  507 

20()8 

5052 

3549 

7  602 

4959 

'■■  8329 

505'' 

10654 

7II3 

Eine  gewaltige  Steigerung  erfuhren 


gelegte,  aber  bis  jetzt  ];och  nicht  beratene 
Entwurf  will  flie  Umaiheitiiiig  der  Versiche- 
rung, auch  die  Prüfung  der  Frage  der  Ver- 
einigung mit  der  Invalidenversicherung  bis 
zum  allgemeiiu'u  Umbau  der  Sozialversiche- 
rung vertagen,  aber  zwei  keinen  Aufschub 
erleidende  Punkte,  die  Anpassung  der  Bei- 
träge und  Leistungen  an  die  Geldentwertung 
und  dieUmgestaltungdes  Beitragsverfahren?, 
vorwegnehmen.  Das  G.  v.  23./VII.  1921 
hat  inzwischen  die  Ausdehnung  der  Ver- 


Laufe  der  Jahre  auch  die  .Aufwendungen  für  j  sicherun2sgrenzeunter.\nfü''ung dreier Lohir 
Heilverfahren  und  für  Verwaltung.  Erstere,  klassen  au  die  vorhandenen  vorgenommen, 
für  die  ein  Beitragszuschlag  von  8%  er-  Außerdem  ändert  der  Entwurf  eine  große 
hoben  wird,  betrugen  1918:  10.9  Mill.  M.,  (Zahl  von  Kinzelbe^-timmungen  ab  zum  Teil 
1919:  17,4  Mill.  M.,  1920:  44,9  Mill.  M.  und  1  von  untergeordneter  Bedeutung  und  ohne 
konnten  1.  J.  1920  nur  durch  Entnahme  1  dringlichen  .Vnlaß.  Außer  den  in  der  vor- 
von  10  Mill.  M.  aus  einer  in  den  früheren  '  stehenden  Darstellung  des  gegenwärtigen 
Jahren  angesammelten  Rücklage  von  32,6  ,  Rechts  erwähnten  Aenderungen  kommen  in?- 
Mill.  M.  noch  gedeckt  werden.    Die  Ver-  ■  besondere  die  nachstehenden  in  Frage, 


waltungskosten,  für  deren  Deckung  ein 
Beitragszuschlag  von  2%  erhoben  wird, 
hielten  sich  nur  i.  J.  1913  in  diesen 
Grenzen,  die  sie  dann  mit  alljährlich  steigen- 
den Beträgen  überschritten,  bis  die  Ausgabe 

von  23,6  Mill.  M.  =  8,3%  der  Beitrags- '  gerungssätzen"  hinzugefügt 
einnähme  i.  J.   1919   auf  mehr  als   das '  werden  vorgeschlagen: 


Die  Berechnung  der  Renten  soll  nach 
Alt  der  bei  der  Invalidenversicherung  jetzt 
geltenden  sestaltet  werden,  indem  einem 
Grundbetrage  von  360  JI.  ein  der  Zahl  der 
Beiträge  entsprechendes  Vielfaches  von  Stei- 

wird.  Es 


I. 
II. 

in. 

IV. 
V. 
VI. 

vn. 

VIII. 
IX. 


Gehaltsklassen 

bis     1  500  JI. 

1500-  3  000  „ 

3  000-  4  000  ., 

4  000-  5  000  „ 

5  000-  6  000  ., 

6  000-  8  000  „ 
8  000-10  000  „ 

10  000-15  000  „ 

über    15  000  „ 


Steigerungssatz  Monatsbeitrag 


1.50  M. 

15,60  JI. 

3,00  „ 

24,60  ,, 

4,00 

30,60  ., 

5,oo  ., 

37,20  „ 

6,00  ,, 

43,20  „ 

8,00  ., 

55,20  „ 

10,00 

68,40  ,, 

12,00  ,, 

80.40  „ 

15.00  „ 

98,40  „ 

320 


Angestelltenversicheruiig  —  Anleihen 


Für  die  in  den  bisherigen  Gehaltsklassen 
entricliteten  Beiträge  sollen  als  Steigerungs- 
sätze eingestellt  werden:  A:  55  Pf.,  B:  85  Pf., 
C:  115  Pf.,  D:  150  Pf.,  E:  200  Pf.,  F:  250  Pf., 
G:  300  Pf.,  H:  400  Pf.,  J:  500  Pf. 

Das  Ruhegeld  wird  um  '^Um,  ^'/loo  und 
des  Grundbetrags  (115,20,  86,40  und 
67,60  M.  gegen  96,72  und  48  M.  bei  der  In- 
validenversicherung) für  das  1.,  2.  und  jedes 
weitere  Kind  des  Ruhegeldempfängers  unter 
18  Jahren  erhöht.  Den  Kindern  sollen  eltern- 
lose Enkel,  deren  Unterhalt  der  Ruhegeld- 
empfänger ganz  oder  überwiegend  bestritten 
hat,  gleichgestellt  werden. 

Die  Waisenrente  wird  verdoppelt,  soll 
also  demnächst  für  Halbwaisen  ^U,  für 
Doppelwaisen  der  Witwenrente  betragen. 
Gleichzeitig  soll  der  §  58,  nach  dem  die 
Hinterbliebenenrenten  zusammen  den  Be- 
trag des  Ruhegeldes  nicht  überschreiten 
dürfen,  gestrichen  werden.  Auch  die  Be- 
stimmungen über  das  Ruhen  der  Renten 
sollen  abgeschwächt  werden. 

Die  Anerkennungjgebühr  soll  von  3  auf 
50  M.  erhöht  werden. 

Zu  den  Renten  sollen  Teucrungszusehläge 
gezahlt  werden,  und  zwar  bis  Ende  1926  zum 
Rtiheseld  50  M.,  zur  Witwenrente  40  M.  und 
zur  Waisenrente  20  M.  monatlich.  Nachdem 
inzwischen  durch  G.  v.  23./VII.  1921  die 
Sätze  von  70,  55  und  30  M.  eingeführt  sind, 
die  auch  für  die  allgemeine  Invaliden-  und 
Hinterbliebenenversicherung  gelten,  wird  es 
zweifellos  bei  diesen  höheren  Sätzen  ver- 
bleiben, wenn  nicht  weitere  Erhöhungen  ein- 
treten. Die  Kosten  dieser  Teuerungszuschläge 
sollen  nach  dem  Entwurf  nicht  wie  die  üb- 
rigen Lasten  im  Wege  des  Prämienverfahrens, 
sondern  ebenso,  wie  es  auf  dem  Gebiete  der 
Invalidenversicherung  (G.  v.  23./VII.  1921) 
geschieht,  im  Wege  des  Umlageverfahrens 
aufgebracht  werden. 

An  die  Stelle  der  Einzahlung  der  Beiträge 
bei  der  Reichsversicherungsanstalt,  welche 
die  Verwaltung  unverhältnismäßig  erschweie 
und  verteuere,  soll  die  Verwendung  von  Bei- 
tragsmarken treten,  die  sich  in  der  Inva- 
liden- und  Hinterbliebenenversicherung  in 
langjähriger  Uebung  bewährt  habe,  unter 
Wegfall  der  Versicherungskonten.  Damit 
werden  zwei  Hauptgründe  aufgegeben,  mit 
denen  früher  die  angemessene  Fürsorge  für 
die  Angestellten  im  Rahmen  der  allgemeinen 
Invalidenversicherung  bekämpft  und  die 
Notwendigkeit  einer  besonderen  Einrichtung 
dargelegt  wuide.  Mit  den  in  der  Invaliden- 
versicherung gemachten  günstigen  Erfah- 
rungen wird  eine  große  Zahl  von  Einzelvor- 
Bchlägen  begründet,  die  ohne  grundlegende 
Bedeutung  sind  und  deshalb  hier  übergangen 
werden  dürfen  zumal  es  recht  unsicher  ist, 
ob  der  Entwurf  im  wesentlichen  unverändert 
Gesetz  werden  wird. 
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angestellten  Erhebungen.  Reichstagsdmcksachen 
Bd.  CCXL  Nr.  -ISO.  —  Denkschrift  betr.  die 
Pensions-  und  Hinterbliebcuenversicherung  der 
Privatangestellten.  Reichstagsdrueksachen  Bd. 
CCXL  VIII,  Nr.  980.  —  Referatenbände  lund  Uder 
Arbeitszentrale  für  die  Privatbeamtenversicherung 

(1911)  . —  Verhandlungen  usic.des  Zentralverbandcs 
Deutscher  Industrieller  Xr.  K'l  (1911).  —  Kom- 
mentare: BemMein-Kupferberg  (1912),  Bruck 
(19Uj,  Brunn  (1912),  Uüttmann-Appeliwi- 
Seetmnnn  (191^),  Hagen  (1912),  Manes- 
Köntgsberger  (1912),  Mentzel-Schttlz-Sltsler 
(1918),  Potthoff  (1912),  Stter-Somlo  (1913). 
—  Sammlung  der  Ausführungsbestimmungen: 
Funke-Xernst  (1918),  Vüttmann  (1919.)  — 
.Sammlung  von  Entscheidungen  usw.  :  Angestellten- 
Versicherung,  Amtl.  Nachrichten  der  Reichsver- 
sichrrungsanstult  f.  A.  1918ß'.  Arbeiterversorgung, 
insbesondere  die  Jahrgänge  1911,  191S,  1917—1919. 
Archiv  für  Reielutversicherung.  Monatsschriß- 
für  Arbeiter  und  A-ngestell tenversicherung,  Z.  f. 
d.  ges.  Vers.-Wissenschaft,  insbesondere  die  Jahrg. 
1911,  1918,  1910,  1917, '  1919.  Heft  XXIII  der 
Veröffentlichungen  des  Deutschen  Vereins  für 
Vera. -Wissenschaft,  1911. 
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Anleihen. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Anleihen.  2.  Die 
Arten  der  Anleihen.  Technische  Einrichtung. 
3.  Sicherheit  und  Sicherheitsbestellung  der  An- 
leihen. 4.  Begebung  oder  Emission  der  Anleihen. 
5.  Nominalzinsfuß  und  Kurs.  6.  Die  zurück- 
zuzahlenden oder  Tilgungsschulden.  7.  ,  Die 
Lotterie-  oder  Prämienanleihen.  8.  Zeitrenten, 
Leibrenten  und  Tontinen.  9.  Die  Rentenschulden. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Anleihen. 

Wir  verstehen  unter  Anleihen  oder  Anlehen 
die  großen  Geldaufnahmen,  durch  die  der 
Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Körper, 
Eisenbahn-  und  sonstige  Erwerbsgesellscnaf- 
ten,  Korporationen  oder  auch  einzelne  Privat- 
personen fremde  Kapitalien  ihrem  Wirt- 
schaft sbetriebe  zuführen.  Bei  den  Anleihen 
kann  es  sich  um  Kapitalbeschaffung  für 
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pesteiperte   wirtschaftliche  Tätipkeit  (sog. 
Anleihen  für  werbende  Zwecke)  oder  für 
Befriedigung  von  Aufwandsbedüifnissen  (z.B. 
Kriepsanleihen)  handeln.    Der  Begriff  der 
Anleihen  ist  aber  mir  die  eine  Erscheinungs- 
form dieser  Kapitalübertragung,  nämlich  die- 
jenige der  V'erschuldiing.  Alle  Anleihen  setzen 
demgemäU  die  Begründung  eines  Sehuldver- 
hältnissea,  den  Vertragsabschluß  über  For- 
derungsrcchle,    voraiis.      Grundlage  des 
Kredits  ist  die  Freiwillitkeit.   Die  freiwillig 
gewährten,  auf  Vertrag  beruhenden  Anleihen 
Bind  daher  gnindsalzlich  von  den  Zwangs- 
anleihen und  der  Konstituierung  oder  Ver- 
mehrungdcs  Alsiieukapiialszu  unterscheiden. 
Die  Zwangsanicihcn  tragen  nur  d.as  Ge- 
wand einer  Anleihe  in  unserem  Sinn,  der  sie 
aber  innerlich  fremd  sind.   Vielmehr  stellen 
sie  sich  ihrem  Wesen  nach  als  außerordent-  i 
liehe  Vermögenssteuern  dar,  bei  denen  sich 
der  Staat  zur  Rückzahlung  der  geleisteten! 
Beiträge  verpflichtet.    Dagegen  waren  die 
^wangsanleilien  im  Mittelalter,  vornehmlich 
in  den  italienischen  Stadtstaaten,  wo  sie 
zuerst  aufkamen,  tatsäclilich  Anleihen,  da! 
sie  häufig  nur  Umgehungen  der  kanonischen  j 
Zinsverbote  bildeten,  indem  der  Staat  durch  [ 
Zwangsanleihcn  die  Kapitalisten  gleichsam 
nötigte,  Zinsen  anzunehmen.  Diesen  Charak- 1 
ter  habenindessendieneuerenZwangsanlejhen  ! 
gänzlich  verloren,  sie  sind  vielmehr  zu  außer- 
ordentlichen Leistungen  der  geldbcsitzenden 
Klassen  in  Zeiten  der  Finanznot  geworden,  ! 
wobei  nur  der  Geldempfänger  für  die  Rück- 
erstattung sich  bestimmte  Verpflichtungen  j 
auferlegt.  Da  man  meist  bei  Aufnahme  von  i 
Zwangganleihen  in  neuerer  Zeit  sich  in  ver- 
zweifelter Finanzlage  befand,  so  sind  die 
hierbei  übernommenen  Vcrjiflichtungen  oft 
nicht  vollständig  erfüllt   worden.  Stets 
schädigt  die  Zwangsaiileihe  das  Vertrauen, 
die  Grundlage  des  ergiebigeren,  freiwillig 
zu  gewährenden  Kredits.     Ebenso  wenig 
fällt  die  Gründung  oder  Vermehrung  des 
Aktienkapitals    unter   den    Begriff  der 
Anleihen.    Denn  hier  liegt  kein  Schuldver- 
hältnis vor,  sondern  die  Bildung  eines  Teiles 
des  Geschäftskapitals  einer  Unternehmung. 
Der  Kapitalist,  der  sein  Kapital  in  eine 
Aktiengesellschaft   inkorporiert,    wird  da- 
durch nicht  Gläubiger  dieser  Erwerbsgesell- 
Bchaft,  sondern  Mitunternehmer,  wenn  er 
sich  auch  nicht  selbsttätig  an  dem  Unter- 
nehmen, sondern  nur  mit  Vermögensteilen 
an   diesem   Betriebe   beteiligt.  Deshalb 
empfängt  er  auch  keine  Zinsen,  als  den  festen 
Preis  für  die  Ueberlassung  der  Kapital- 
nulzung,  sondern  je  nach  der  Höhe  seiner 
Einlage  einen  entsprechenden  Anteil  am 
Unlernehmergewinn.     Der    Ertrag  seines 
Kapitals  ist  daher  nicht  unveränderlich, 
Bondern  schwankt  nach  dem  Maße  des  er- 
wirtschafteten Reingewinns  (Dividende). 

Handwörterbucti  der  Staatswisaenacliafteil.  4.  .\aft. 


2.  Die  Arten  der  Anleihen.  Technische 
Einrichtung.  Die  Anleihen  werden  in  eine 
entsprechende  Zahl  von  Anteilen  zerlegt,  die 
Schuldverschreibungen  oder  Obligationen 
heißen.  Diese  zahlen  zu  den  Effekten  oder  Wert- 
papieren und  sind  Urkunden  über  privatrecht- 
licho  Ansprüche,  deren  Ausübung  und  Verwer- 
tung an  die  Verfügung  über  das  Dokument  ge- 
knüpft ist.  Die  wichtigsten  Arten  der  Obliga- 
tionen sind: 

1.  Die  festverzinslichen  Staats-,  Pro  vi  nzial- 
und  Oemeindeanloihun,  die  vom  Reiche,  den 
Staaten  und  den  Sclbstverwaltungskörpern  aus- 
gegeben werden.  Die  Staatspapiere  bezeichnet  man 
auch  mit  dem  Ausdruck  Fonds.  Doch  wird  dieser 
Ausdruck  niitunterauchauf  die  übrigen  Gattungen 
dieser  Gruppe  angewendet.  Die  Schuldverschrei- 
bunffen  sind  die  Staats-,  Proviuzial-,  Kreis-  und 
Stadtobligationen.  Wenn  durch  die  Konsoli- 
dation (s.  d.  Art.  „Staatsschulden")  mehrere  An- 
leihen zu  einer  einheitlichen  Gesamtanleihe  zu- 
sammengezogen werden,  so  heiücn  die  einzelnen 
Schuldtitel  (Stücke,  Titres)  auch  Konsols.  In 
England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  gebraucht  man  für  die  Anleiheverschrei- 
bungen  auch  den  Namen  Bonds. 

Die  Prämien-  oder  Lotteriean- 
leilien,  deren  Eigenart  darin  besteht,  daß  die 
einzelnen  Stücke  nach  einem  festen  Plane  aus- 
gelost werden  und  für  bestimmte,  gezogene 
Nummern  Prämien  oder  Geldgewinnsto  gewähren. 
Sie  geben  teils  einen  festen  Zins  neben  der  Ge- 
winnchance, teils  sind  sie  unverzinslich.  Bei 
ihnen  finden  vun  Zeit  zu  Zeit  nach  dem  fest- 
stehenden Ziehungsplane  Verlosungen  statt,  bei 
denen  nach  und  nach  sämtliche  Obligationen 
mit  Gewinnen  oder  wenigstens  mit  dem  niedrig- 
sten Einliisungsbetrage  herauskommen.  Die 
Rentabilität  der  verzinslichen  Prämienanlehen 
ist  meist  geringer,  als  dem  landesüblichen  oder 
durchschnittlichen  Zinsfuße  entspricht. 

S.  Die  Prioritätsobligationen  (Priori- 
täten, Partialobligationen,  Anleihescheine),  die 
als  Schuldverschreibungen  von  Erwerbsgesell- 
schaften, z.  B.  Eisenbahn-,  Bergwerks-,  industri- 
ellen und  Transportunternehmungen,  ausgegeben 
werden.  Sie  heißen  Prioritäten,  weil  sie  bei  Be- 
friedigung von  Ansprüchen  und  im  Konkurse 
vor  den  Anteilen  des  Geschäftskapitals,  dem 
Aktienkapital,  ein  Vorzugsrecht  (Priorität)  ge- 
nießen. Die  Obligationäre  müssen  vor  den  An- 
teilseignern befriedigt  werden,  und  erst  wenn 
dies  geschehen,  kann  an  die  Aktionäre  eine  Divi- 
dende verteilt  werden. 

4.  Die  Pfand-  und  Rentenbriefe,  die 
auf  der  Unterlage  von  Hypothekendarlehen  auf 
Grundstücke  von  den  Kreditinstituten  des 
Iinmobiliarverkehrs  zur  Beschaffung  der  Dar- 
lehnsvaluta  emittiert  werden.  Bei  den  Land- 
schafts- und  Hypothekenbanken  heißen  sie 
Pfandbriefe  und  bei  den  Rentenbanken,  welche 
die  Auseinandersetzungen  infolge  der  Ablösungs- 
gesetzgebung und  Grundentlastung  zu  vermitteln 
haben,  Rentenbriefe. 

Alle  Schuldverschreibungen  aus  Anleihen  ~ 
mit  Ausnahme  der  unverzinslichen  Prämien- 
anleihen (Losanleihen)  —  gewähren  einen  festen 
Zins.  Den  einzelnen  Stücken  sind  daher  Zins- 
scheine oder  Koupons  beigegeben,  die  regel- 
mäßig halbjährlich  fällig  sind  und  als  Legiti- 
mation zur  Erhebung  der  Zinsen  dienen.  Die 
Bd.  I.  21 
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Zinsscheine  sind  an  halbjährigen  Terminen 
von  den  Zinsschcinbogen  oder  ZinsTeisten  (Talons) 
abzutrennen.  Von  Zeit  zu  Zeit  werden  neue 
Zinsscheine  den  Gläubigern  geliefert.  Außer 
den  Koupons  und  Talons  ist  bei  einem  Wert- 
papier noch  die  eigentliche  Schuldurkunde, 
der  Umschlag  oder  Mantel,  zu  liefern.  Die 
verschiedenen  Anteile  an  der  Gesamtsumme  des 
Alileihens  bezeichnet  man  als  Stücke  oder 
Titel  (titres,  appoints).  Sie  lauten  auf  be- 
stimmte runde  Summen  (Nominalbeträge),  deren 
Höhe  je  nach  dem  Münzsystem,  nach  der  beab- 
sichtigten Beteiligung  der  mittleren  oder  kleinen 
Kapitalisten  wechselt.  In  der  Regel  werden 
bei  den  Anleihen  verschiedene  Appoints  aus- 
gegeben (5000,  2000,  1000,  500,  200,  100).  Wenn 
eine  Anleihe  an  auswärtigen  Börsenplätzen  ge- 
handelt wird  oder  man  sie  in  auswärtigen 
Staaten  unterbringen  will,  so  werden  die  Nominal- 
beträge in  verscliicdenen  Währungen  oder 
Valuten  angegeben  und  diese  in  ein  gegen- 
seitiges Abhängigkeitsverhältnis  gebracht,  z.  B. 
200  fl.  ö  W.  =  400  M.  R.-W.  =  500  Frs.  =  20  £. 
Ebenso  lauten  dann  die  Koupons  auf  verschiedene 
Einlösungskurse  in  mehreren  Valuten.  Die 
Obligationen  lauten  entweder  auf  einen  be- 
stimmten Namen  als  Forderungsberechtigten 
oder  auf  jeden  Inhaber  (au  porteur)  überhaupt. 
Danach  unterscheidet  man  Namenpapiere 
einer-  und  Inhaberpapiere  andererseits.  Dem 
modernen  Verkehr  entspricht  mehr  der  zweite 
Typus  der  Obligationen,  da  er  beweglicher  ist 
und  sich  durch  einfache  Uebertragung  von 
Hand  zu  Hand  für  die  raschen  Umsätze  am  besten 
eignet.  Er  ist  daher  im  kontinentalen  Europa 
der  herrschende  geworden.  Die  Prioritäts- 
obligationen einzelner  Industrieunternehmungen 
weisen  aus  besonderen  Gründen  die  Form  des 
in  blanco  indossierten  Orderpapiers  auf. 

Die  Obligationen  sind  seitens  ihrer  Besitzer 
unkündbar.  Sie  werden  aber  nach  gewissen 
Grundsätzen,  die  bei  der  Begebung  festgelegt 
werden,  zurückbezahlt  und  zwar  meist  durch 
eine  auf  Jahre  hinaus  berechnete  Amorti- 
sation. Eine  Ausnahme  machen  hiervon  die 
Rentenschulden  der  Staaten.  Die  Pfandbriete 
unterliegen  meist  einem  festen  Verlosungsplane. 
Der  Anleihegläubiger  kann  über  sein  Kapital  bis 
zur  Auslosung  seiner  Obligation  nur  dadurch 
verfügen,  daß  er  seine  Schuldverschreibung  an 
der  Börse,  am  Bankschalter  oder  an  Privat- 
personen sonstwie  verkauft.  Der  Preis,  der 
hier  z.  Z.  erzielt  wird,  heißt  Kurs  und  wird  in 
Prozenten  oder  nach  Stücken  ausgedrückt. 
Sein  Stand  und  seine  Schwankungen  sind  be- 
dingt durch  das  allgemeine  Urteil  über  den 
Wert,  die  Sicherheit  des  Paniers  und  durch  den 
Wechsel  von  Angebot  und  Nachfrage.  Der 
Handel  mit  Obligationen  ist  einer  der  Haupt- 
zweige des  Börsenverkehrs. 

3.  Sicherheit  und  Sicherheitsbestellung 
der  Anleihen.  Die  Sicherheit  der  Anleihen 
hängt  im  allgemeinen  von  der  dauernden 
Zahlungsfähigkeit  und  Zahlungswilligkeit 
der  Schuldner  ab,  ob  und  inwieweit  diese 
die  regelmäßige  Verzinsung  und  Heim- 
zahlung des  Schuldkapitals  leisten  können 
und  wollen.  Die  Sicherheit  ist  dabei  entweder 
bloß  generell  oder  speziell.      Bei  der 


I  generellen  Sicherheit  stützt  sich  das  Ver^ 
[trauen  der  Gläubiger  auf  die  Gesamtheit  der 
l  Tatsachen,  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der 
Verpflichteten     geltend    gemacht  werden 
können.     Die  spezielle  Sicherheit  dagegen 
beruht   auf  der   Verpfändung  bestimmter 
Vermögensobjekte  oder  gewisser  Einnahme- 
quellen.   Im  ersten  Falle  gründet  die  An^ 
!  leihe  auf  dem  Personalkredit,  im  zweiten 
I  ist  sie  eine  Form  des  Realkredits.  Die 
j  Sicherheit  i.st  daher  bei  den  einzelnen  Arten 
ider  Obligationen  auch  verschieden  geartet, 
j  Bei  den  Staats-,  Provinzial-  und  Ge- 
meindeanleihen ist  unter  den  heutigen 
I  Verhältnissen  die  generelle  Sicherheit  die 
{ Regel.    Sie  hängt  von  allen  Momenten  ab, 
!  welche  die  dauernde  Zahlungsfähigkeit  und 
und  Kreditwürdifkeit  des  Staates  und  der 
übrigen  öffentlichen  Körper  gewährleisten, 
insondeihcit  vom  Gleichgewichte  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  im  Staatshaus- 
halte und  von  der  Entwickelungsfähigkeit 
der  öffentlichen  Eir.künfte  überhaupt.  Aber 
selbst  bei  Staaten,  wo  diese  Vorbedingungen 
:nur  beschränkt  gegeben   sind,  wirkt  das 
;  Vertrauen  in  den  guten  Willen  der  Schuldner, 
ihren  Verpflichtungen  nachzukommen,  noch 
lange  als  Stütze  ihres  Staatskredites  fort. 
In  Gemeinwesen  mit  chronischen  Finanz- 
nöten   und    auch    sonst    bei  allgemeiner 
Krediterscliüttcrung  werden  von  den  Obliga-= 
tionären    spezielle  Sicherheitsbestellungen 
verlangt. 

Bei     den  Prioritätsobligationen 
i  der  Erwerbsgesellschaften   entscheidet  zu- 
j  nächst  die  generelle   Sicherheit,   die  aus 
I  ihrem  wirtschaftlichen  Erfolge,  aus  dem  Ver- 
'  kaufswerte  des  Gesellschaftsvcrmögens  und 
aus  den  an  dem  Unternehmen  beteiligten 
kapitalistischen  Kräften  (Concern)  abgeleitet 
wird.  Zndem  wird  dieses  Vertrauen  durch  den 
!  Umstand  verstärkt,  daß  wenigstens  die  rege!- 
[  mäßige  Verzinsung  und  Amortisation  der 
:  Prioritäten  der  Verteilung  des  Gewinns  unter 
die  Anteilseigner  und  Aktionäre  vorangeht. 
Auch  am  Gesellschaftsverraögen  haben  die 
Prioritätenbesitzer  vor  den  Aktionären  ein 
unbedingtes  Vorzugsrecht,  wenn  auch  nicht 
allen  Gläubigern  gegenüber.  Verschiedene 
Erwerb.sgesellschaften:  Eisenbahnen,  indus- 
strielle  Unlernehnuingen  und  Bergwerke  be- 
scheiden sich  aber  damit  nicht,  sondern  be- 
stellen noch  außerdem  eine  Hypothek.  Die 
einzelnen  Obligationen  stellen  dann  Teile  an 
dieser  hypothekarischen  Hauptverschreibung 
dar.  Die  Sicherheit  mehrerer,  zeillich  nach- 
einander aufgenommener  Anleihen  (Serie  oder 
Litera  A,  B,  C,  D  usw.)  ist  mitunter  graduell 
geordnet.    Die  Befriedigung  der  Gläubiger 
geschieht  dann  nach  einer  zeillichen  Rang- 
ordnung, indem  die  Inhaber  der  älteren  Pri- 
oritäten ein  Vorzugsrecht  vor  den  jüngeren 
haben.    Falls  indessen,  wie  bei  Eisenbahn- 
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gesellBchaften,  mit  dem  Kapitale  der  späteren  '  naturgemäß  eine  Konkurrenz  unter  den  Ver- 
,\j)Ieihen  neue  Erwerbseiiirichtunsen,  z.  B.  "li'tlirn  zu  seinen  Gunsten  hervorzurufen  suchen, 


neue  Eisenbahrlinien,  hergestellt  wurden, 
so  haben  meist  die  Eigner  dieser  Obligationen 
einen  primären  Anspruch  auf  die  Erträgnisse 
dieser  mit  ihrer  Hilfe  gebauten  Strecken. 
Bei  Eisen  bahn  Prioritäten  hat  der  Staat  in 
früherer  Zeit  häufig  eine  bestimmte  Ver- 
zinsung verbürgt.  Mit  dem  Durchdringen 
der  Staatscisenbahnsysteme  sind  diese  ..Zins- 
garantien" meist  in  "Wegfall  gekommen,  sie 
bestehen  noch  teilweise  in  Frankreich. 
Die  Pfandbriefe  und  Kentenbriefe 


um  möglichst  günstige  Bedingungen  zu  erzielen. 
Wenn  eine  .\nleihe  im  Ausland  aufgenommen 
werden  soll,  i.st  die  Emission  durch  Konsortien 
nicht  zu  umgehen.  Kine  Spielart  hiervon  ist 
2.  Die  üegebung  durch  yiibmission,  wo- 
bei von  den  konkurrierenden  Emissionshüusern 
schriftliche  Offerten  mit  festem  Uebernahms- 
kurs  bei  der  Finanzvcrwaltung  eingereicht 
werden  und  dem  günstigsten  Anerbieten  unter 
ihnen  der  Zuschlag  erteilt  wird.  Diese  Methode 
'  ist  insbesondere  in  England  und  Nordamerika 
üblich. 

durch 


Kol.«     ;i,      c-  1     i    i  ■     1      TT       L  .  '    I      ^-     ^'^    Begebung    durch  allgemeine, 
haben  ihre  Sicherheit  in  den  Hypotheken-  öffentliche  Subskription  (sog.  National- 
forderungcn,  die  den  emittierenden  Instituten  I  Subskription).    Hier  findet  ein  unmittelbares 
zustehen,  in  den  Hcchtstiteln  dieser  gegen- 
iiber  den  Schuldnern,  die  Hypothekendarlehen 
empfangen  haben.    Neben  dieser  generellen 
Sicherheit  kommt  meist  noch  eine  spezielle 


in  Betracht.  Bei  den  Pfandbriefen  der  Land 
Schäften  besteht  diese  in  der  Solidarhaft  der 
Mitglieder  (älteres  Syslem)  oder  in  einem 
besonderen  Sicherheitsfonds  (neueres 
Syslem);  bei  denjenigen  der  Hypotheken- 
banken haften  außer  den  erworbenen  Hypo- 
theken das  ;Vlvtiei]kapital  und  der  Reserve- 
fonds. Die  Rentenhriel'e  sind  durch  die  Geld- 
rentcn,  die  an  die  Kenleiibaiiken  von  den 
vormals  mit  Reallusten  behafteten  Grund- 
besitzern zu  leisten  sind,  und  durch  die 
staatliche  Garantie  gesichert. 

4.  Begebung  oder  Emission  der  An- 


Angebot des  Staates  statt,  der  sich  direkt  an  alle 
Kapitalisten  behufs  Absatzes  der  Anleihe  unter 
den  von  ihm  festgesetzten  Bedingungen  wendet. 
Die  .\nzahlungen  der  Zeichner  finden  regelmäßig 
an  verschiedenen  'l'ermincn  statt.  Uebersteigeu 
die  von  den  Zeichnern  subskribierten  Summen 
den  Betrag  der  Anleihe,  so  spricht  man  von 
Ueberzeichnung  der  Anleihe.  Die  einzelnen 
Subskriptionen  müssen  dann  entsprechend  ge- 
kürzt werden,  wobei  häufig  die  Zeichner  kleinerer 
Beträge  bevorzugt  werden.  Als  Zeichenstcllen, 
wenn  auch  nicht  als  feste  Abnehmer,  kommen 
auch  bei  der  Nationalsubskription  Banken  in 
Betracht.  Besonders  war  diese  Begebungsart 
in  Deutschland  bei  den  Kriegsanleihen  seit  1914 
üblich.  Die  Spesen  pflegen  nicht  gering  zu  sein. 
Bei  den  deutschen  Kriegsanleihen  wurden  nicht 
feste  Beträge  aufgelegt,  die  Summe  war  unbe- 
grenzt, daher  keine  Kürzungen. 

4.  Die  Begebung  durch  den  immerwährenden 


leihen.  Unter  Begebung  oder  Emission  ver- 1      ,     ,  ,   

stehen  wir  diejenige  Methode,  durch  welche  h'!'^''"  J""  R«'"""" 'l/''- ^"J"}"?^ 
,i-     ni,i:,.„»-  I         «        I  ,      tionen  von  Hententiteln   in   das  Staats- 

die  Obligationen  von  dem  Ausgeber  oder  I  ,,huldbuch.  eine  Methode,  welche dieallgemeine 
Schuldner  in  den  Verkehr  gebracht  und  an  j  öffentliche  Subskription  in  Permanenz  bildet  und 
die  Kapitalbesitzer  oder  Gläubiger  abgesetzt  j  in  Frankreich  das  übliche  Verfahren  ist.  Hier 
werden.  Wir  müssen  dabei  die  Anleihen  ;  besteht  das  große  Schuldbuch  von  Frankreich 
des  Staates  und  der  übrigen  öffentlichen  i  (''■'''nd-Livre  de  la  France)  mit  Nebenbüchern 
Körper  einer-  und  der  Erwerbs-  und  ahn-  einzelnen  Departements,  in  das  der 

■  .ror.seits  streno- aus-  M''""'''''^''''""''''"""' C^''^*""''"' ''''y"  S'^"'^"'"')  In- 


lichcr  Gesellschaften  andere 
einandcrhalten. 

Bei  der  Begebung  von  Staatsan- 
leihen können  zwei  Wege  eingeschlagen 
werden.  Der  Staat  bedient  sich  entweder 
der  Zwischenhändler,  die  auf  eigene 
Rechnung  und  (iefahr  die  Anleihe  über- 
nehmen und  sie  dem  Publikum  unter  den 
von  ihnen  gesetzten  Bedingungen  anbieten, 
oder  er  tritt  mit  den  kapitalbesitzenden 
Kreisen  in  unmittelbare  Verbindung, 
um  ihnen  die  .\nleihe  zu  den  von  ihm  ge- 
stellten Preisen  zu  verkaufen.  Beide  Systeme 
treten  in  verschiedenen  Formen  auf,  so  daß 
wir  im  ganzen  5  Erscheinungsweisen  zu 
unterscheiden  haben; 


1.  Die  feste  Begebung  einer  Anleihe  durch 
sog.  Negotiation.  Hier  kommen  als  Abnehmer 
Konsortien  großer  Bankhäuser  in  Betracht, 
die  gegen  eine  Provision  und  einen  Gewinn  am 
Kurse  die  ganze  Anleihe  übernehmen  und  auf- 
eigene Rechnung  und  Gefahr  für  deren  Unter- 
brmgung  zu  sorgen  haben  " 


skriptioncn  eintragen  lassen  kann  und  worüber 
er  auf  Renten  lautende  Schuldtitel  ausstellt. 
Dadurch  ist  die  französische  Rente  „demokrati- 
siert" und  tatsächlich  zur  allgemeinen,  natio- 
nalen Sparkasse  gemacht  worden.  Auch  im 
Deutschen  Reiche  und  in  Preußen  hat  mau  die 
Institution  des  Staatsschuldbuches  mit  Erfolg 
eingeführt,  jedoch  im  wesentlichen  wahlweise 
als  Beurkundungsform  bereits  untergebrachter 
Anleihen  neben  dem  Inhaberpapier. 

5.  Die  Begebung  durch  Kommissionäre 
oder  Makler  am  offenen  Markte,  wo  der 
Staat  die  Obligationen  durch  Vermittler  gegen 
eine  Provision  auf  Staatsrechnung  und  zum 
laufenden  Kurse  an  der  Börse  veräußern  läßt. 
Dieses  Verfahren,  an  sich  ganz  zweckmäßig,  läßt 
sich  jedoch  nur  bei  kleinen  Anleihebeträgen 
durchführen.  Auch  hat  es  sich  für  die  Kurs- 
entwicklung der  Anleihen  als  nicht  günstig 
erwiesen.  Beim  Auftreten  eines  größeren  An- 
lehensbedarfes  dürfte  dieses  System  des  gelegent- 
lichen Verkaufs  den  Dienst  versagen.  Auch  ist 
es  nur  in  ganz  normalen  Zeiten  anwendbar. 
Bei  dem  Begebungssystem  durch  Negotiation 
Der  Staat  muß  hier  I  ist  zunächst  der  Nachteil  hervorzuheben,  daß 
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die  Zwischenhändler  oft  auf  Kosten  des  Staats  [ 
und  der  Staatsgläubiger  einen  Gewinn  am  Kurse 
erzielen,  der  nach  Umständen  eine  angemessene 
Vergütung  für  die  technische  Ausführung  der 
Emission  und  das  übernommene  Risilio  weit  i 
überschreitet.  Dagegen  zieht  der  Staat  aus  der 
Konkurrenz  der  großen  Bankhäuser  Nutzen.  | 
Diese  vermögen  besser  als  die  Regierung  den  j 
Geldmarkt  zu  übersehen  und  die  Bedingungen, 
unter  denen  der  Staat  die  Anleihe  unterbringen  i 
kann,  leichter  zu  erkennen,  als  der  Staat  bei  der 
direkten  Begebung.  Ebenso  läuft  der  Staat 
nicht  Gefahr,  einen  Teil  seiner  Anleihe  mangels 
zahlungsfähiger  Nachfrage  nicht  begeben  zu 
können,  da  das  Konsortium  den  Gesamtbetrag 
übernommen  hat.  Bei  erschüttertem  Staats- 
kredit muß  man  sich  allerdings  bisweilen  zur 
Option  verstehen,  indem  die  Zwischenhändler 
wegen  der  Unsicherheit  der  Unterbringung  des 
ganzen  Anleihebetrags  nur  einen  Teil  davon , 
fest  übernehmen  gegen  die  Zusicherung,  daß 
ihnen  der  Rest  unter  gleichen  oder  anderen  Be- 
dingungen vorbehalten  bleibt.  Die  Negotiation 
bietet  endlich  für  den  Staat  den  Vorteil,  daß  er 
meist  sofort  über  den  Anleihebetrag  disponieren 
kann,  den  das  Konsortium  vorschießt.  Staaten, 
die  bei  Begebung  ihrer  Anleihen  wegen  unzu- 
reichenden Kredits  der  Hilfe  der  g;roßen  Bank- 
firmen nicht  entraten  können,  wählen  diesen 
Weg  trotz  der  erheblichen  Geldopfer.  Andere 
Staaten  wieder,  die  recht  gut  nach  anderer 
Methode  verfahren  könnten,  greifen  zur  Nego- 
tiation wegen  der  erwähnten  Vorteile  oder  um 
die  technische  Arbeit  der  Emission  zu  vermeiden. 

Die  direkte  Emission  der  Staatsanleihen 
kann  die  Kosten  der  Negotiation  sparen.  Doch 
ist  damit  keineswegs  ausgesprochen,  daß  der 
Staat  schon  deshalb  günstigere  Bedingungen 
erzielt  als  bei  Begebung  durch  Konsortien. 
Wenn  aber  der  Staat  nur  den  Kurs  erhält,  den 
die  Zwischenhändler  zu  zahlen  bereit  sind,  so 
kommt  doch  der  Gewinn,  den  diese  durch  den 
höheren  Ausgabekurs  machen,  der  Gesamtheit 
der  Käufer  der  Anleihe  zugute.  Immerhin 
aber  erweist  sich  diese  Methode  erfahrungsge- 
mäß nicht  stets  erforderlich.  Denn  sie  setzt  eine 
große  Zahl  von  kauflustigen  Kapitalisten  vor- 
aus, rechnet  mit  starker  Beteiligung  des  mitt- 
leren und  kleinen  Besitzes,  der  mitunter  sogar 
begünstigt  wird,  und  ist  trotzdem  nicht  von 
Mißständen  frei.  Hierher  sind  vor  allem  die 
Konzert  Zeichner  zu  zählen,  Spekulanten, 
die  nur  in  der  Absicht  zeichnen,  die  erstan- 
denen Titres  möglichst  rasch  mit  Kursgewinn 
wieder  abzugeben.  Gegen  diese  geht  man  öfters 
durch  die  Emissionssperre  vor,  wodurch 
diejenigen  Zeichner  bevorzugt  werden,  die  bereit 
sind,  für  eine  gewisse  Zeit  die  gezeichneten 
Stücke  bei  den  Emissionsstellen  zu  deponieren, 
nnd  sich  bereit  erklären,  für  eine  bestimmte  Frist 
über  die  Anleihestücke  nicht  zu  verfügen.  Mit 
der  öffentlichen  Subskription  ist  nicht  selten  für 
den  Staat  der  Nachteil  verknüpft,  daß  die  Be- 
dingungen für  den  Käufer  zu  vorteilhaft,  für 
den  Staat  aber  zu  ungünstig  sind.  Man  hat 
daher  bei  Auflegung  der  Anleihe  vorgeschlagen, 
daß  der  Staat  einen  Minimalverkaufspreis  fest- 
setze und  denjenigen  Käufern  ein  Vorzugsrecht 
einräume,  die  ein  höheres  Angebot  machen. 
Durch  dieses  Verfahren  soll  der  Hauptnachteil 
der  öffentlichen  Subskription,  die  mangelnde 


Konkurrenz  der  Käufer,  die  sich  namentlich  in 

sehr  starken  Ueberzeichnungen  mancher  An- 
leihen wiederspiegelt,  korrigiert  und  dem  Staate 
der  gleiche  Vorteil  gesichert  werden,  der  ihm 
aus  der  Ausnutzung  der  Konkurrenz  bei  der 
Negotiation  erwachsen  kann.  Aai  diese  Weise 
ist  man  z.  B.  in  Australien  im  kleinen  vorge- 
gangen. 

,  Die  Prioritätsobligationen  der  Er- 
werbsgesellschaften, der  Korporationen 
oder  einzelner  Privatpersonen  (Standesherren) 
bedürfen  zu  ihrer  Unterbringung  in  der  Re- 
gel der  Zwischenhändler  und  bedienen  sich 
hierzu  der  Banken,  der  Börse  oder  des  offenen 
Marktes.  Die  finanzielle  Fundierung  einer 
solchen  Gesellschaft,  ihre  technische  Leistungs- 
fähigkeit, ihre  wirtschaftlichen  Aussichten 
und  deren  mutmaßliche  Entwicklung,  sowie 
andererseits  die  positiven  Sicherheiten,  die  sie 
zu  bieten  vermag,  bestimmen  den  Maßstab  und 
die  Grenze  der  Aufnahmebedingungen.  Bei 
Erwerbsgesellschaften  ist  auch  noch  der  Kreis 
ihrer  kapitalistischen  Träger  und  Hintermänner 
(Concern)  entscheidend.  Größere  oder  geringere 
Bruchteile  solcher  Anlehen  werden  ohnehin 
meistens  von  den  Anteilseignern  absorbiert,  da 
solche  Unternehmungen  öfters  lieber  zur  Obliga- 
tionenbegebung als  zu  einer  Erhöhung  des 
Aktienkapitals  schreiten.  Wieder  auf  andere 
Weise  werden  die  Pfandbriefe  abgesetzt.  Die 
Landschaften  geben  ihre  Darlehen  in  Pfand- 
briefen, die  Hypothekenbanken  entweder  in 
Pfandbriefen  oder  in  barem  Geld.  Im  letzteren 
Falle  nehmen  die  Aktienhypothekenbanken  den 
Verkauf  ihrer  Pfandbriefe  im  Schalterverkehr 
selbst  in  die  Hand.  Die  Hypothekenbanken 
sehen  sich  mitunter  im  Interesse  der  Kurse 
genötigt,  auf  dem  Markte  selbst  als  Käufer 
ihrer  eigenen  Pfandbriefe  aufzutreten  (sog. 
„Interventionskäufe"').  Der  Umstand,  daß  die 
Hvpothekenbanken  selbst  als  Pfandbriefkäufer 
auftreten,  sowie  die  zum  Teil  gegenüber  Staats- 
anleihen bessere  Klassierung  der  Pfandbriefe 
bei  der  Kundschaft  der  Hypothekenbanken  hat 
zur  Beliebtheit  dieser  Kapitalanlage  und  zur 
Befestigung  der  Pfandbriefkurse  wesentlich  bei- 
getragen. 

5.   NominalzinsfuB    und    Kurs.  Bei 

allen  Anleihen  ist  es  eine  wichtige  Frage, 
welcher  Zinsfuß  für  den  abzusreberden 
Typus  zu  wählen  ist.  Der  allgemeine, 
leitende  Grundsatz  ist  dabei  stets,  einen 
solchen  anzuwenden ,  der  dem  Ausgeber 
die  geringsten  Opfer  zur  Erreichung  seines 
Zweckes  aufbürdet.  Die  Obligationen  sind 
dabei  in  der  Hauptsache  an  den  mittleren 
(durchschnittlichen,  landesüblichen,,, reellen") 
Zinsfuß  gebunden.     Unter  diesem  haben 

1  wir  uns  denjenigen  vorzustellen,  bei  dem 
gute  und  sichere  Kapitalanlagen  den 
Paristand  erreichen.  Wenn  der  mittlere 
Zinsfuß  4  %  beträgt,  so  müssen  erste  Anlagen, 

:  z.  B.  Pfandbriefe  gut  fundierter  und  gut  ge- 
leiteter Institute,  bei  40  Mark  Rente  ein  An- 
laffekapital  von  1000  Mark  erfordern,  kleine 
Schwankungen  abgerechnet  und  abgesehen 
von  besonderen  die  Wertschätzung  des  Pa- 
piers   beeinflussenden    Umständen.  Die 
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Pfandbriefe  foleen  in  läiipercn  Jahresdurch- 
schnitten ziemlich  prenau  dem  jeweilipen 
Stande  des  mittleren  Zinsfußes.  Dapepen 
spielt  die  Wahl  des  Nominalzinsfußes  bei 
den  Anleihen  des  Staates  und  der  übrigen 
öffentlichen  Körper  eine  prößerc  Rolle,  da 
hier  mancherlei  Lrwäeunpen  der  Kredit-  und 
Finanzpolitik  zu  berücksichtigen  sind. 

Der  Staat  kann  hier  zwei  Wege  ein- 
schlagen.: 

1.  Die  Begebung  zu  einem  Nominal- 
zinsfuß in  Kongruenz  mit  dem  jedes- 
maligen mittleren  Zinsfuße.  Dabei 
schließen  sich  Nominal-  und  Realzinsfuß 
eng  aneinander  an,  der  für  den  Ankauf 
aufgewendete  Betrag  verzinst  sich  Jiier  für 
den  ersten  Erwerber  in  der  Höhe  (Real- 
zinsfiiß),  wie  sie  der  betreffende  Tilrc  in 
Aufschrift  ausweist  (Nominalzinsfu  ß).  Die 
Ausgabe  solcher  Anleihen  geschieht  zum 
Paristand,  al  pari  oder  doch  wenigstens 
fast  al  pari.  Bei  einem  mittleren  Zin.sfuß 
von  4  %  wird  ein  Anlehen  zum  Kurse  von 
100  bei'cben.  Der  reale  Zins  beträgt  daher 
4  %.  Vcrschreibung  und  Zinsbezug  decken 
sich  also  im  wesentlichen.  Bei  Heimzahliing 
des  Schukikapilals  können  Staat  und  Gläu- 
biger weder  Erhebliches  gewinnen  roch 
verlieren,  mag  der  mittlere  Zinsfuß  hoch  oder 
niedrig  sein.  Diese  so  begebenen  Schulden 
heißen  deshalb  zu  Pari  begebene  Anlehen. 

2.  Die  Regelung  zu  einem  Nominalzins- 
fuß in  Abweichung  von  dem  jedes- 
malicen  mittleren  Zinsfuße,  wobei  sich 
also  Nominal-  und  Realzinsfuß  nicht  decken. 
Die  Abweichung  kann  nun  eine  doppelle 
sein,  nach  oben  und  nach  unten,  und  daher 
dem  mittleren  Zinsfuß  cegenübcr: 

a)  ein  niedrigerer  Nominalzinsfuß 
gewählt  werden.  Die  Anleihe  weist  dann  in 
der  Aufschrift  einen  niedrigeren  Zirsfuß  als 
den  mittleren  aus  und  ihre  Emission  erfolgt 
unter  dem  Parisland.  Der  Realzinsfuß 
bleibt  der  cleiche,  das  angelegte  Kapital 
trägt  ebci;soviel  Zinsen  als  bei  einer  zu  Pari 
begebenen  Anleihe,  weil  die  Emissiorskurse 
der  Al  leihen  oder  die  Kapitalbcträge 
(Effektivkapitalicn).  die  man  für  einen  be- 
stimmten Zins  eihält,  sich  entsprechend 
korrigieren.  Wenn  der  mittlere  Zinsfuß 
4  %  beträgt,  so  kann  eine  Anleihe  zu  3  % 
kreiert  werden.  Der  Staat  erhält  aber 
gegen  das  Versprechen  einer  jährl'chen 
Renlerzahlung  von  30  M.  nicht  1000  M. 
Kapital,  sondern  einen  geringeren  iiclrag, 
nämlich  eiren  Unter-Parikurs  nach  der  Pro- 
portion 1000 :  4  =  X  :  3  oder  750  M.  Nach- 
dem aber  der  Obligationär  für  30  M.  nur 
760  M.  Kapital  erlegt,  so  verzinst  sich  tat- 
sächlich seine  Einlace  zum  mittleren  Zins- 
fuß, hier  zu  4%.  Der  Gläubiger  hat  aber 
die  Aussicht,  an  dem  Kurse  durch  einge- 
tretene Preissteigening  der  Staatspapierc  zu 


gewinnen  und  die  Differenz  zu  realisieren. 
Die  so  emittierten  Anleihen  heißen  dalier 
nomirell-niedrigverzinsliche. 

b)  Es  wird  ein  höherer  Nominalzins- 
fuß, als  dem  Marktzins  entspräche,  gewählt. 
Die  Anleihe  weist  dann  in  der  Aufschrift 
einen  höheren  Zinsfuß  als  den  mittleren 
laus  und  die  Begebung  geschieht  über  dem 
Paristand.  Der  Realzinsfuß  bleibt  wieder 
unverändert  infolge  der  ausgleichenden 
Kurssteigerung.  Bei  einem  mittleren  Zins- 
fuß von  4%  kann  eine  Anleihe  zu  5% 
begeben  werden.  Kür  ein  Rentenversprechen 
von  CO  M.  empfänet  dann  der  Staat 
1000  :  4  =  X :  ö  oder  12Ü0  M.  Das  Kapital 
des  Gläubigers  aber  rentiert  nicht  zu  5%, 
sondern  durch  Ausgleichung  im  Kurse 
mit  4%. 

Diese  Kalkulation  bedarf  jedoch  einer 
Korrektur.  Das  aus  der  Proportion  ermittelte 
Veihältnis  trifft  nur  zu,  wenn  andere  Ein- 
flüsse nicht  seine  Wirksamkeit  lähmen  oder 
aulheben.  In  der  Melirzahl  der  Fälle  werden 
aber  solche  Einwirkungen  fühlbar.  Bei  An- 
leihen, die  nach  einem  bestimmten  Plane 
zurückgezahlt  ur;d  durch  eine  Verlosung  al 
pari  getilgt  werden,  hat  der  Gläubiger  bei 
l  ominell-niedrieer  Verzinsung  und  bei  einem 
Emissiorskurse  unter  Pari  den  Vorteil,  daß 
er  früher  oder  später  nicht  nur  das  einge- 
zahlte Kapital,  sondern  auch  die  Differenz 
zwischen  dem  Ausgabe-  und  dem  Parikurse 
erhält.  Infolgedessen  wird  für  solche  Slaats- 
papicre  ein  höherer  als  der  theoretische 
Kurs  zu  erzielen  sein.  Umgekehrt  wird  bei 
einem  den  mittleren  überslcipci  den  Zinsfuß 
bei  ausbedurgener  Pariiückzahlung  durch 
Auslosung  der  einzelnen  Stücke  die  Be- 
fürchtung einer  Kapitalein  büße  die  theore- 
tische Kurshöhe  drücken.  Wenn  sich  der 
Staat  so  das  Recht  vorbehalten  hat,  auch 
ohie  festen  Tilpungsplan  jederzeit  die  An- 
leihebeträge al  pari  heimzuzahlen,  so  wird 
trotz  des  höheren  Zinses  kein  Kurs  zu  er- 
zielen sein,  der  sich  wesentlich  über  den 
Paristard  erhebt.  In  Zeiten  mit  sinkender 
Tendenz  des  Zinsfußes  macht  sich  bei  den 
ZI  m  Parikurse  ausgegebenen  Anleihen,  wo 

[also  der  Nominalzinsfu ß  dem  mittleren  ent- 
spricht, ein  ähnlicher  Einfluß  geltend.  Wenn 
ein  Ankhen  romincll-hochverzinslich  mit 
4  %  al  pari  ausgegeben  wurde  und  der 

j  mittlere  Zirsfuß  auf  3yo%  im  Laufe  der 
Zeit  Sil  kt,  so  könnte  der  Kurs  an  sich  theoT 
retisch  auf  114.28  steigen.  Da  ist  aber  nun 
die  Gefahr  naheliegend,  daß  der  Staat  den 
gesurkeren  mittleren  Zinsfuß  ausnützt,  von 
seinem  Kündigurgsrechte  Gebrauch  macht 
urd  durch  eine  Konversion  (s.  d.  Art.  „Kon- 
versionen") eine  Zinsrediktion  anstrebt; 
infolf edesscn  nähern  sich  die  Kurse  der  4- 
und  3  yo-prozentigen  Staatspapiere  merklich. 
Wenn  dagegen  bei  nomincll-niedrigverzins- 
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liehen  Anleihen  die  Emission  stark  unter 
dem  Paristand  stattgefunden  hat,  so  kann 
bei  sinkendem  mittleren  Zinsfuß  der  Kurs 
erheblich  steigen,  da  keine  Konversion  zu 
befürchten  ist,  und  dem  Inhaber  einen  Ver- 
mögensgewinn eintragen.  Daraus  ist  es 
auch  zu  erklären,  daß  der  Staat  seine  no- 
minell-niedrigverzinslichen Anleihen  häufig 
zu  einem  relativ  höheren  Kurse  begeben 
kann  als  die  nominell-hochverzinslichen. 

Für  die  Finanzpolitik  kommen  von  den 
drei  Möglichkeiten  bei  Wahl  des  Nominal- 
zinsfußes nur  diejenigen  in  Betracht,  die 
entweder  mit  dem  mittleren  übereinstimmen 
oder  nach  unten  abweichen,  also  m,  a.  W. 
die  Frage  der  Pariemission  oder  der  Be- 
gebung unter  Pari.  Die  Fälle,  wo  ein  An- 
lehen  zu  einem  Nominalzinsfuß  kreiert  wird, 
der  den  mittleren  überschreitet,  sind  heute 
kaum  mehr  praktisch  oder  zählen  doch  zu 
den  größten  Selterheitcn.  Die  Praxis  hat 
sich,  "namentlich  früher,  mit  wenigen  Aus- 
nahmen für  die  Emission  unter  Pari  ausge- 
sprochen, während  die  Finanztheorie  melir 
der  Paribegebung  das  Wort  geredet  hat. 

Die  Einission  unter  Pari  wird  regelmäßig 
mit  der  Motivierung  befürwortet,  daß  solche 
Aideihen  zu  relativ  höheren  Kursen  zu 
emittieren  seien,  als  solche  al  pari  mit  einem 
dem  mittleren  entsprechenden  Zinsfuß.  Sie 
kämen  also  dem  Staate  billiger  zu  stehen. 
Diese  Tatsache  hat  sich  schon  vielfach  ge- 
zeigt und  ist  aus  dem  Umstände  erklärlich, 
daß  eine  Emission  stark  unter  Pari  für  die 
Spekulation  einen  größeren  Spielraum  auf 
Kurssteigerung  bis  zum  Paristande  darbietet. 
Diese  Erscheinungen  sind  aber  nur  dann 
hervorgetreten,  wenn  bei  Begebung  der 
Anleihe  auf  ein  Sinken  des  Zinsfußes  am 
Markte  gerechnet  wurde.  Auch  haben  sie 
sich  raeist  nur  in  Ländern  mit  gesichertem 
Staatskredite  gezeigt  und  hier  insbesondere 
dann,  wenn  die  höher  verzinslichen  Staats- 
papiere den  Parikurs  erreicht  oder  über- 
schritten hatten  und  dadurch  dann  die  Ge- 
fahr einer  Zinsreduktion  vermelirt  wurde. 
Der  Staat  verzichtet  jedenfalls  bei  Emission 
unter  Pari  für  längere  Zeit  auf  die  Möglich- 
keit, durch  Drohung  mit  Hcimzahlung  zum 
Nennwert  die  Gläubiger  zur  Einwilligung 
in  eine  Zinsreduktion  zu  zwingen.  Wenn 
dieser  Ausschluß  der  Konversionsmöglich- 
keit und  die  bei  Unterpariemission  vor- 
liegende Chance  der  Kurssteigerung  der 
nominell  niedrig  verzinslichen  Anleihe  im 
Emissionskurse  von  den  Kapitalisten  ent- 
sprechend bezahlt  wird,  kann  sich  die  Wahl 
eines  niedrigen  Nominalzinses  empfehlen. 
Ein  Bedenken  gegen  nominell-niedrigver- 
zinsliche Anleihen  ist  der  Umstand,  daß  der 
Staat  ein  höheres  Nominalkapital  vorschreibt, 
als  er  empfangen  hat.  Bei  der  Tilgung  sog. 
zurückzuzahlender  Schulden,  wo  er  die  Ob- 


ligationen entweder  zum  Börsenkurse  zurück- 
kaufen oder  al  pari  einlösen  muß,  erleidet 
er  einen  erheblichen  Schaden  am  Kapital, 
der  naturgemäß  um  so  größer  ist,  je  größer 
die  Unterschiede  zwischen  dem  Ausgabe- 
und  dem  Rückkaufs-  bzw,  Einlösungskurse 
sind.    Ein  Ausgleich  ist  daher  nur  möglich, 
wenn  die  Zinsersparnis  bei  den  nominell- 
niedrigverzinslichen     Anleihen  gegenüber 
den  hochverzinslichen  so  groß  ist,  daß  da- 
durch nicht  nur  der  finanzielle  Nachteil  auf- 
gewogen wird,  den  der  Staat  durch  den 
Verzicht  auf  eine  spätere  Zinsreduktion  er- 
leidet, sondern  die  Ersparnis  auch  zugleich 
die  Mittel  zur  Deckung  der  aus  der  Amorti- 
sierung der  Anleihe  entstehenden  Kapital- 
!  opfer  gewährt.    Das  fernere  Argument  zu- 
igunsten    nominell-niedrigverzinslicher  An- 
I  leihen,  daß  dann  sämtliche  Schulden  des 
i  Staates  den  gleichen  Nominalzinsfuß  besitzeu 
können,  das  Staatsrechnungswesen  erleichtert 
wird  und  die  Anleihen  beliebter  und  be- 
'  kannter  werden,  kann  eine  ausschlaggebende 
j  Bedeutung  nicht  immer  beanspruchen. 

An  sich  sollte  mau  erwarten,  daß  gleich 
gesicherte,  nominell  verschieden  verzinsliche 
1  Anleihen  des  gleichen  Schuldners  sich  im 
'  Kurse  derart  unterscheiden,  daß  der  Gläu- 
biger ungefähr  dieselbe  Realverzinsung  stets 
empfängt.  Lides  kommt  es  vor,  daß  besser 
klassierte  niedriger  verzinsliche  Anleihen  eines 
Staates  höhere  Kurse  erzielen  als  nominell 
höher  verzinsliche.  So  stand  z.  B.  in  Berlin 
am  4./IX.  1920  der  Kurs  der  besonders 
auch  im  Auslande  gut  untergebrachten  und 
dort  beliebteren  3%igen  deutschen  Reichs- 
anleihe auf  67  i/i  während  4  %ige  Reichs- 
anleihe nur  67,10,  3i2?oige  Reichsanleihe 
gar  nur  58  U  °o  erzielte.  Vierprozentige 
Pfandbriefe  bester  Listitute  erziehen  gleich- 
zeitig 94—105%,  31;,  %ige  Pfandbriefe  88 


bis  95  < 


Teils  besonderes  Vertrauen  in 


idie  Sicherheit  der  Pfandbriefe,  teils  bessere 
I  Klassierung,  teils  auch  die  besondere  Kurs- 
fürsorge und  die  Auslosungswirkungen  er- 
klären diesen  vor  dem  Kriege  unbekannten 
Mehrwert  gleich  hoch  verzinslicher  bester 
j  Pfandbriefe   gegenüber    Staatspapieren  in 
einer  Zeit  schwieriger  Finanzlage  des  Deut- 
j  sehen  Reichs. 

I  6.  Die  zurückzuzahlenden  oder  Til- 
gungsschulden. Unter  den  Formen  der 
Anleihen  des  Staates  und  der  übrigen 
öffeutlichen  Körper  sind  zunächst  zwei 
Typen,  die  zurückzuzahlenden  oder  Tilgungs- 
schulden und  die  Rentenschulden,  ausein- 
ander zu  halten. 

Die  zurückzuzahlenden  oder  Tilgungs- 
schulden sind  diejenigen  fundierten  Staats- 
schulden, die  von  vornherein  an  bestimmte 
Tilgungs-  oder  RückZahlungstermine  ge- 
bunden sind.  In  früheren  Zeiten  hatten  so- 
wohl der  Staat  als  die  Gläubiger  kurz  be- 
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mcssenc  Kündipunpsfristen.  Allein  mit  der 
Zunahme  der  Staatsschuld  erwies  sich  d;us 
Kündieun(.'srccht  der  Gläiiblf;er  als  selir 
mißlich,  weil  es  insbesondere  in  (.-cfahr- 
voller  Zeit,  beim  Ausbruch  von  Kriegen  und 
in  politischen  Notlapcn  auspeübt  wurde,  wo 
CS  dem  Staate  nur  mit  (iroßcn  finanziellen 
Opfern  möglich  war,  seine  Verpflichtunecn 
einzuhalten.  Der  Staat  war  daher  vor  allem 
bestrebt,  das  Kündipungsrecht  der  Staats- 
gläubi};er  einzuschränken  oder  fränzlich  zu 
beseitigen,  es  aber  sich  nach  Kräften  zu 
wahren  und  auszunutzen.  Dies  nun  schä- 
digte wiederum  die  Gläubieer-  und  Kapi- 
talisteninteroKsen,  und  durch  diesen  Wider- 
streit erwuchs  mancherlei  SchädiRunj;  für 
den  Staatskredit.  lös  war  daher  als  ein 
wünschenswerter  Au.SKlcich  der  Gegensätze 
zu  betrachten,  als  man  die  Rückzahlung 
rcKclIc  und  nach  Bestimmung  gewisser,  fester 
Termine  ordnete.  Die  Form  der  Tilgungs- 
schuldcn  hat  in  vielen  Staalcn  Eingang  ge- 
funden, wie  in  Frankreich,  in  England,  in 
Oesterreich,  in  Preußen  und  in  einer  ganzen 
Beibe  von  deutschen  Mittel-  und  Klein- 
staaten. Die  wichtigsten  Typen  sind  die 
<>igcntlichen  Tilgungsschulden,  die  Lotlerie- 
oder  Präniienanlehen  und  die  Annuitäten 
oder  Zcitreiiten.  Für  die  Sellistverwaltungs- 
körper:  Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden 
ist  die  Tiltrungs.schuld  der  regelmäßige  und 
fast  ausschließliche  Typus,  wobei  der  Staat 
von  Oberaufsicht»  wegen  sie  fordert,  die 
geringste  Tilgungsquote  bestimmt  und  noch 
überdies  eine  Tilgung  während  eines  relativ 
kurzen  Zeitraums  von  20,  30  oder  50  Jahren 
vorschreibt. 

Bei  der  cigentliclicn  Tilgungs- 
schuld können  natürlich  verschiedene  Wege 
und  Modalitäten  zur  Rückzahlung  gewählt 
werden.  Dabei  wird  entweder  eine  Mini- 
mal- und  eine  Maximalfrist  für  die 
Heimzahlung  oder  Tilgung  angenommen.  So 
haben  z.  B.  die  Vereinigten  Staaten  von 
.Vmerika  bei  der  Aufnahme  der  großen  .\n- 
leihen  in  den  60er  ,I;diren  des  19.  Jahrh.  die 
Bedingung  gesetzt,  daß  die  Anleihen  in  ö  Jah- 
ren getilgt  werden  können  und  in  20  Jahren 
zurückgezahlt  werden  müssen.  Oder  man  ist 
von  einem  festen  Tilgungsplane  ausge- 
gangen, nach  dem  die  Anleihe  innerhalb 
einer  im  voraus  festgesetzten  Frist  in  be- 
stimmten, jährlichen  Beträgen  heimgezahlt 
werden  sollte.  Dem  Staat  als  Schuldner 
steht  hier  dann  teils  das  Recht  zu,  auch 
außerhalb  dieses  Tilgungsplaiies  nach  seinem 
jeweiligen  Ermessen  stärkere  Rückzahlungen 
vorzunehmen,  teils  darf  er  über  die  verein- 
barte Tilgungsquote  nicht  hinausgehen.  Falls 
sich  aber  der  Staat  der  Rückzahlungsbefug- 
nis über  den  Tilgungsplan  hinaus  begibt, 
läuft  er  Gefalir,  die  Möglichkeit  einzubüßen, 
hei  sinkender  Tendenz  des  Zinsfußes  die 


höher  verzinslichen  Arleihen  zu  konvertieren 
und  durch  niedriger  verzinsliche  zu  ersetzen. 
Außer  den  fundierten  Schulden  spielen 
unter  den  mit  bestimmter  Frist  zurückzu- 
zahlenden Schulden  verzinsliche  schwebende 
Schulden  mit  1—10  Jahren  Vcrfallfrist 
eine  große  Rolle.  Sie  sind  bis  1920  vor  allem 
außerhalb  Deutschlands  aufgenommen  wor- 
den und  pflegen  wegen  der  größeren  Kurs- 
sicherheit in  Zeiten  großer  Inanspruch- 
nahme des  Marktes  mit  Staatsschnldauf- 
nahmen  günstigere  Bedingungen  beim  Pu- 
blikum zu  finden  wie  fundierte  Schulden. 

(lieber  die  Einzelheiten  der  Tilgung  der 
Staatsschulden,  Tilgungsfonds  usw.  Vfl.  d. 
Art.  ,, Staatsschulden'"  und  über  die  Frage 
der  Zinsreduktion  und  der  Konversion  vgL 
d.  Art.  „Konversionen".) 

7.  Die  Lotterie-  oder  Prämienanleihen. 
Die  zweite  Erscheinungsform  der  fundierten 
zurückzuzahlenden  oder  Tilgungsscluilden 
sind  die  Lotterie-  oder  Prämienanleihen^ 
Ihr  Wesen  und  ihre  Eigenart  ist  darin  zu 
erkennen,  daß  sie  entweder  überhaupt  keine 
Zinsen  gewähren,  unverzinsliche  Lot- 
terieanleihen (Losanleihon),  oder  nur  ge- 
ringere als  sonstige  Kapitalallagen,  ver- 
zinsliche Lotterie-  oder  Prämienan- 
leihen. Sie  werden  nach  einem  festen 
Plane  ausgelost  und  dadurcli  zum  Gegen- 
stand einer  Lotterie  gemacht,  daß  die  ganze 
dargeliehene  Summe  in  eine  bestimmte  An- 
zahl gleicher  Teile  oder  Lose  zerlegt  wird  und 
von  diesen  in  bestimmten  Fristen  eine  ge- 
wisse Summe  dieser  Anteile  durch  das  Los 
zur  Auszahlung  kommt.  Die  große  Mehr- 
heit der  Lose  wird  nach  der  Höhe  des  ur- 
sprünglichen Einlagekapitals  oder  des  mit 
den  einfachen  Zinsen  verstärkten  Normal- 
belrags  des  Loses  heimgezahlt,  wilhrend  die 
weitaus  kleinere  Zahl  der  Anteile  Geldge- 
winnste  in  verschiedener  Größe  empfängt. 
Die  Zahlung,  die  auf  ein  Los  in  Form 
des  (lewinnstes  entfällt,  heißt  Prämie.  Die 
verzinslichen  Lottcrieanlcihen  gewähren  eine 
feste,  aber  dem  mittleren  Zinsfuß  gegenüber 
niedrigere  Verzinsung  und  daneben  gleich- 
falls durchs  Los  bestimmte  Prämien.  Die  Lose 
werden  meist  in  größere  Abteilungen  oder 
Serien  zerlegt  und  diese  wie  die  Lose  mit 
Zahlen  bezeichnet.  Die  Verlosung  geschieht 
in  zwei  Abschnitten,  indem  zuer.st  die  Serien 
und  dann,  meist  einige  Zeit  später,  die 
Nummern  innerhalb  der  Serie  gezogen  wer- 
den. Der  Plan  der  Verlosung  hängt  teils 
von  der  Höhe  der  Schuldsumme,  teils  von 
der  Zeitdauer  der  Rückzahlung  und  teils 
vom  Zinsfuße  ab.  Für  die  Einzelheiten  des 
Vollzugs  bestehen  die  verschiedensten  Formen 
und  Modalitäten. 

Die  Aufnahme  von  Lotterieanleihen  emp- 
fiehlt sich  für  den  Staat  durch  die  güns- 
tigeren Bedingungen,  unter  denen  sie  an- 
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deren  Schiildfonnen  ge?enOber  untergebracht 
werden  können.  Bei  ihnen  ist  häufig  wegen 
der  Aussicht  auf  Geldgewinnste  bei 
niedrigerer  Verzinsung  ein  höherer  Kurs  zu 
erzielen.  Allerdings  werden  sie  damit  auf 
eine  ähnliche  Stufe  gestellt  wie  die  ver- 
schiedenen Formen  der  Lotterie  und  des 
Glücksspieles.  Gegner  alles  Lotteriegewinns 
haben  das  Bedenken  gegen  Prämienanleihen 
vertreten,  daß  dadurch  das  Volk  statt  zum 
Sparen  zum  Spielen  erzogen  werde.  Dieser 
Einwand  erscheint  nicht  sehr  bedeutsam, 
wenn  man  bederkt,  daß  im  ungünstigsten 
Falle  der  Besitzer  der  Prämienanleihe  nie 
wie  ein  Lotleriespieler  sein  Kapital,  sondern 
höchstens  Zinsen  einbüßt  und  daß  ferner 
gerade  durch  die  Aussicht,  ohne  Kapital- 
einbuße einen  Gewinn  möglicherweise  er- 
zielen zu  können,  Personen,  die  sonst  nicht 
gespart,  hätten,  zum  Sparen  eines  Betrags 
für  Erwerb  solcher  Kapitalien  veranlaßt 
werden  können.  WiikJicJie  Bedenken  sind 
nur  zwei:  es  können  regelmäßig  nicht  sehr 
große  Summen  durch  Prämienanleihen  be- 
schafft werden.  Ferner  sind  die  Prämien- 
anleihen für  den  Emittenten  von  vornherein 
unljequem,  weil  sie  ihm  einen  unwandel- 
baren Tilgunf.'szwang  auferlegen,  dem  er 
sich  nicht  entziehen  kann,  selbst  wenn 
Gründe  finanzieller,  wirtschaftlicher  oder 
politischer  Art  es  erschweren  oder  ihm 
erhebliche  Kosten  aufbürden.  Es  tritt 
dies  insbesondere  dann  ein,  wenn  das  Maß 
der  Tilgung  und  Auslosung  ein  sehr  ver- 
schiedenes ist,  früher  ein  geringeres  und 
später  ein  stärkeres.  Sind  Lotterieanleihen 
in  Zeiten  mit  steigendem  oder  doch  mit 
(relativ)  hohem  Zinsfuß  begeben,  so  ist 
der  Staat  nicht  in  der  Läse  den  Vorteil 
auszunutzen,  falls  die  Entwicklung  des 
Zinsfußes  die  unicckehrte  Richtung  nimmt. 
Er  kann  dann  die  Schuld  weder  kündigen 
noch  beliebig  heimzalüen,  es  sei  denn  mit 
rascher  Abspielung  des  Plans,  was  aber  un- 
gemein hohe  Geldopfer  in  Anspruch  nimmt. 

In  frülierer  Zeit  haben  Prämienan- 
leihen eine  nicht  unbedeutende  Bolle  im 
Finanzwesen  der  meisten  Staaten  gespielt. 

Gegen  Ende  des  17.  Jahrh.  kommen 
solche  mit  viellachen  Besonderheiten  in  Eng- 
land unter  Wilhelm  III.  vor  und  begegnen 
weiter  bis  1784.  Oesterreich  fülirte  sie  im 
18.  Jahrh.  ein  und  in  Deutschland,  in  Preu- 
ßen und  in  anderen  deutschen  Sl  aaten,  wurden 
solche  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  mehrfach 
kreiert.  Ebenso  haben  Stadtverwaltungen, 
Eisen bahngesellschaften,  Hypothekenkredit- 
anstalten, Standesherreil  zu  dieser  Form  der 
Begebung  gegriffen.  Nachdem  die  Lotterie- 
anleihen in  Deutschland  in  den  60er  Jahren 
des  19.  Jahrh.  immer  melir  überhand  nahmen, 
kam  das  Reichsgesetz  v.  8./VI.  1871  zustande. 
3)anach  können   Irihabcrpapiere  mit  Prä- 


mien nur  auf  Grurd  eines  Reichsgesetzes 
und  lediglich  zi  m  Zwecke  der  Anleihe  de& 
Reiches  oder  eines  Bundesstaates  ausge- 
geben werden.  Von  ausländischen  Lotterie- 
anleihen dürfen  nur  solche  Stücke  gehandelt 
werden,  die  vor  dem  l./V.  1871  ausgegeben 
und  bis  zum  15./III.  1872  mit  dem  deutschen 
i  Reichsstempel  versehen  worden  sind,  sonst 
können  sie  nicht  in  den  Verkehr  gebracht 
werden.  In  der  Zeit  nach  dem  Weltkrieg 
ist  man  im  Deutschen  Reiche  in  der  sog. 
I  Sparprämienanleihe  von  1919  auf  den 
!  Gedarken  der  Prämienanleihe  zurückge- 
kommen, jedoch  ohne  so  große  Summen 
damit  aufzubringen,  wie  bei  den  einzelnen 
Kriegsarleihen. 

8.  Zeitrenten,  Leibrenten  und  Ton- 
tinen.  Eine  andere  Form  der  Anleihen 
sind   die  Zeitrenten   oder  Annuitäten 

!  (s.  d.  Art.  ,, Annuität"  sub  2),  bei  denen 
dem  Daileiher  gegen  die  Hingabe  eines 
Kapitals  auf  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren  eine  gewisse,  jährlich  zu  leistende 
Summe  gewährt  wird.  Diese  enthält  sowohl 
den  üblichen  Zins  als  auch  eine  Amorti- 
satiorsquote,  die  nach  festgesetztem  Frist- 
,  verlauf  auch  das  eingezahlte  Kapital  aufsaugt. 
I  Gleiches  ist  der  Fall  bei  den  Leibrenten, 
i  die  aber  auf  die  Lebenszeit  des  Nehmers 
laufen  und  deren  Höhe  nach  seiner  voraus- 
sichtlichen Lebenserwartung  bemessen  wird. 
Endlich  bei  den  Tontinen  verbindet  sich 
leine  Anzahl  von  ungefähr  gleichalterigen 
i  Personen  zu  dem  Zweck,  daß  die  durch  den 
I  Tod   einzelner   Mitglieder  frei  werdenden 
1  Leibrenten  den  Ueberlebenden  zuwachsen. 
Die  Renten  laufen  also  bis  zum  Tode  des 
letzten  Ueberlebenden. 

9.  Die  Rentenschulden.  Wir  nennen 
Renlerschulden  die  Foim  der  Ar  leihen,  bei 

j  der  der  Staat  dem  Gläubiger  lediglich  die 
I  jährliche  Zahlung  einer  Rente  für  sein  dar- 
geliehenes Kapital  zusichert,  dagegen  keiner- 
lei Verpflichtung  der  Rückzahlung  des  Ka- 
pitals eingeht,  diese  vielmehr  seinem  eigenen 
Ermessen  vorbehält.  Zur  Begebung  solcher 
Rentenanleihen  ist  zunächst  ein  durchaus 
gesicherter  Sfaatskredit  erforderlich.  Nur 
Staaten,  die  durch  ihre  entwickelte  Volks- 
wirtschaft und  durch  ihr  gesundes  Finanz- 
wesen das  allgemeine  Vertrauen  der  Kapi- 
talistenwelt genießen,  vermögen  solche 
Rentenschulden  zu  begeben,  da  von  ihnen 
die  regelmäßige,  dauernde  und  unverkürzte 
Zinszahlung  erwartet  werden  kann.  Tat- 
sächlich ist  auch  ein  großer  Teil  dei  Staats- 
schulden verschiedener  Großstaaten  als 
Rentenschuld  konstituiert. 

Die  Rentenschuld  ist  eine  kündbare, 
wenn  der  Staat  das  Recht  sich  vorbehält, 
sie  zu  kündigen,  und  eine  ewige  oder  un- 
kündl)are,  wenn  er  sich  dieses  Rechtes 
begibt.   Die  unkündbare  Rente  ist  zwar  die? 
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vollendetufe  Erscheiminfsform  der  Renten- 1 
schuld,  aber  für  den  Staat  um  deswillen 
weniger  zweckmäßic,  weil  er  bei  sinkender 
Tendenz  des  Zinsfußps  seinen  Vorteil  nicht 
ausnutzen  kann.  Wenn  die  unkündbare 
Rente  zu  einem  etwas  besseren  Kurse  unter- 
zubrinfen  ist,  so  ist  doch  der  Gewinn  aus 
einer  etwaieen  Zii'sreduklion  noch  größer. 
Der  unkündbaren  Rente  kann  sich  der  Staat 
nur  in  dem  Maße  enlledis'cn,  als  er  die  Titres 
durch  börsenmäßisren  Rückkauf  erwirbt.  In 
dieser  Richtuni;  ist  er  natürlich  von  der  Ge- 
BtaltunK  der  Kurse  abhänfri?.  Steigen  bei' 
Ktärkeren  Ankäufen  die  Kurse,  so  wird  hier 
die  Tilgung  unter  Umstünden  sehr  ver- 
feuert. 

Ein  Vergleich  zwisclien  den  zurück- 
zuzahlenden oder  Tilgungsschulden 
und  den  Kcntenschuldcn  ergibt  in 
erster  Linie  für  die  letztere  Kalegoric  den 
Vorteil,  daß  der  Staat  bei  der  Rückzahlung 
freie  Hand  hat  und  der  mitunter 
drückenden  Verpflichtung  überhobon  ist, 
in  Zeiten  schlccJiter  Finanzlapc  oder  bei 
Defizit  im  Staatshaushalte  für  die  Rückzah- 
lung Millel  flüssig  zu  machen.  Alletdirgs 
fällt  auf  der  anderen  Seile  die  heilsame 
Verpflichtung  weg,  die  im  formalen  Til- 
guii^'szwangc  liegt.  Die  Gefahr  der  Ucber- 
schuldung  wird  näher  gerückt.  Der  Staat 
muß  selbsiversläi  dlich  darauf  hinar- 
beiten, Ucberschuldung  von  sich  ferne  zu 
halten,  wa.s  um  so  wichtiger  ist,  als  alle 
unsere  Ki  Iturstaaten  ans  politischen  und 
wirlschafi liehen  Ursachen  fortwälirerd  zur 
Schuldaiifnahme  cedrängt  werden.  Zu  leicht 
lassen  sich  die  Sl aalen  verleiten,  über  ihre 
finanziellen  Kräfte  hinaus  Schnldcn  zu 
kontraliiercn,  die  einen  immer  erheblicheren 
Teil  der  Slaalseinnahmen  absorbieren  und 
in  Nolzeiien  in  eine  drückende  Last  der 
Volks-  und  Finanzwirtschaft  ausarten  können. 
Nichts  ist  dalier  ersprießlicher,  als  stets 
auch  freiwillig  auf  Tilgung  bedacht  zu  sein. 
Insbesondere  erscheint  es  als  ur.bedirgt  not- 
wendig, bei  etwaigen  Uebersch üssen  im 
Staatshaushalte  zuerst  an  die  Schulden- 
tilgung zu  dei  ken,  bevor  man  andere  Be- 
dürfnisse befriedigt.  Hier  mi  ß  eine  starke 
Willcrskrafl  ui;d  ein  entwickeltes  Pflicht- 
bewußtsein die  Klammern  des  formalen  Til- 
gungszwanges ersetzen.  Hiiisichtlich  der  Til- 
gurgsschuldcii  ließe  sich  endlich  noch  die 
Ejwägung  geltend  machen,  ob  denn  stets  die 
Zusage  festterminierter  HeimzaJilung  günstig 
auf  den  Begebungskurs  einwirkt.  Daß  im  allge- 
meinen stets  die  zurückzuzahlenden  Schulden 
in  Staaten  mit  gesichertem  Kredit  zu  höheren 
Kursen  zu  begeben  seien  als  die  Renten- 
schulden,  ist  zu  bestreiten.  Bei  Staaten  mit 
gefährdeter  Kreditunterlap e  trifft  dies  aber 
nur  dann  zu,  wenn  die  RückZahlungsfristen 
relativ  kurz  bemessen  sind,  so  daß  der 


Gläubiger  neben  höheren  Zinsen  innerhalb 
absehbarer  Zeit  hoffen  kann,  seine  Kapital- 
anlage zurückzuerhahen. 

Literatur:  MebeniitSf  Per  Hfjentlirhc  Krc^iff 
i.  Avß.,  1M9,  ?.  Kap.  —  Uati,  Grutidt/iize  der 
Ftnantitüftrutrhafl,  4,  Aufl.,  Leipzig  untt  Heidel- 
berg 11160,  §§  471—619.  —  RoHcher-Gerlnch, 
Syiil.  IV,  II.  Jid.,  .5.  Buch.  —  Stein,  J.ehbueli 
der  lunamwihKenliclutjl ,  f>.  Avß.,  tilutftjarl 
II.  .1,  .S.  t49f/.  —  Wagner,  .Schtii'bfrg  III.  1, 
S.  "9S//.  —  Uerselbe,  An.  „HUini-rchulden"  »« 
BluvtKcIdi-Btalem  tilaaltwSiterb.  Bd.  X,   S.  «. 

—  Obüt,  Geld-,  Bank-  rtnd  BiWitenvefen ,  15.  Avß., 
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Antluität. 

1.  Wosfu  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Annuität.  2.  Die  Annuität  als  Form  der 
Stoatssrhuldcnvcrschreibung.  .'S.  Die  Annuität 
im  Ilypothokcnwosen. 

1.  Wesen  und  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  der  Annuität.  Die  Bezeich- 
nung Annuität  leitet  sich  ab  vom 
lateinischen  annuuni  oder  annua,  was 
soviel  als  jährliche  Zahlung.  Jahrgeld  be- 
deutet. Die  enplisclie  Sprache  hat  dieses 
Wort  in  der  Form  Annuily,  die  französische 
als  annuitc  aufgenommen  und  es  vor  allem  in 
seinem  Zusammenhang  mit  dem  Schulden- 
wesen angewendet.  Wir  verstehen  daher 
im  allgemeinen  unter  Annuität  eine  zur 
Tilgung  oder  Verzinsung  einer  Schi  ld  oder 
eines  Darlehens  vereinbarte  jährliche 
Geldzahlung,  die  an  eine  im  voraus 
bestimmte  Zeit  gebunden  und  während 
dieses  Frist  Verlaufes  alljährlicli  zu  entrichten 
ist.  Da  ihre  Voraussetzung  der  vorrangige 
Empfang  von  Sachgütern  ist  und  ihre 
Daner  durch  einen  festen  Termin  begrenzt 
wird,  so  gehört  sie  der  Kategorie  der  Zeit- 
,renten  an  (annuities  for  terms  of 
1  ycars,  rcntes  ä  terme)  und  muß  von  der" 
1  Leibrente  und  von  der  immerwälirendcn 
oder  ewigen  Rente  (vgl.  d.  Art.  „Ajileihen" 
sub  9)  gescliieden  werden.  Direm  L  halte 
inach  ist  sie  eine  gleichbleibende  Zalilung 
!  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren,  hat 
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die  technische  Eigenschaft,  daß  sie  neben 
der  Verzinsung  einen   aliquoten  Teil  des 
dargeliehenen  Schuldkapitals  als  Tilgnngs- 
anteil  in  sich  begreift,  und  ist  daher  mit  der 
Wirkung  verbunden,  daß  durch  sie  die  Schuld 
verzinst  und  durch  allmähliche  Abtragung  der 
Kapitalteilchen  am  Ende  eines  festgesetzten 
Zeitraums  zurückbezahlt  wird.    Die  Annui- 
tät stellt  sich  meist  äußerlich  als  einheit- 
liches Ganzes  dar,  involviert  aber  im  Prin- 1 
zipe  stets  separat  Zinsen  und  Tilgungsqnote. , 
Die  Berechnung  einer  Annuität  geschieht 
nach  den   Regeln  der  Zinseszinsrechnung 
und  ist  daher  genauer  mathematischer  Be-  j 
Stimmung  zugänglich.  Die  Höhe  der  Annui-  ^ 
tat  ist  demgemäß  bedingt  durch  den  ange- 
nommenen Zinsfuß  und  durch  die  Anzahl 
der   Jahre,  während   welcher  sie  gezahlt 
werden  soll.    Umgekehrt  läßt  sich  natürlich 
aus  der  Höhe  der  Annuität  und  der  Höhe 
des  Zinsfußes  die  Dauer  der  Annuität  ab-  j 
leiten. 

(Beispiel:  Zinsfuß  4%,  Annuitätenkapital 
100  M.  Beträgt  die  Annuitätenlcistung  4,909  M., 
so  ist  die  Zeitdauer  43  Jahre,  bei  6,0013  M. 
28  Jahre,  bei  10.0144  M.  13  Jahre,  bei  22,4627  M. 
5  Jahre.) 

Der  Preis  oder  Kurs  einer  Annuität  wird 
sich  einerseits  nach  dem  herrschenden  (landes- 
üblichen, reellen)  Zinsfuß  richten  und  ande- 
rerseits wird  er  von  der  Zeitdauer  der 
Annuitätenzahlung  oder  bei  bereits  ange- 
brochener, d.  h.  laufender  Annuität  von  der 
Frist  abhängen,  die  von  der  Gegenwart  bis 
zum  Erlöschen  der  Annuität  noch  vorhan- 
den ist. 

Die  Annuität  ist  vom  Standpunkte  des 
Schuldners  und  des  Gläubigers  verschieden  zu 
beurteilen.  Der  zur  Zahlung  der  Aimuität 
Verpflichtete  hat  den  Vorteil,  daß  er  in 
kleinen,  in  regelmäßiger,  jährlicher  Wieder- 
kehr zu  leistenden  Beiträgen  eine  Schuld 
in  einer  bestimmten  Frist  abtragen  kann, 
wodurch  er  selbst  zu  systematischer  Spar- 
samkeit angehalten  wird.  Der  Annuitäten- 
bezieher könnte  dadurch,  daß  er  Kapital- 
rückzahlungen, die  in  der  Annuität  mit- 
cnthalten  sind,  dem  Verbrauche  ebenso  wie 
Zinseinkommen  widmet,  sein  Kapital  all- 
mählich aufzehren.  Soll  dies  vermieden 
werden,  so  muß  er  für  relativ  kleine  Summen 
jährlich  Neuanlage  suchen.  Bequemer  und 
zweckmäßiger  als  für  Privatpersonen  ist 
die  Kapitalaidage  in  Annuitäten  für  An- 
stalten, welche  die  mathematischen  Hilfs- 
mittel besitzen,  um  den  Kapitalwert  von 
Zeitrenten  jederzeit  korrekt  festzuhalten 
und  Zins  und  Rückzahlungsquote  korrekt  zu 
unterscheiden:  vor  allem  Lebensversiche- 
rungsunternehmungen und  Sparkassen. 

Sowohl  theoretisch  wie  praktisch  hat  man 
die  Annuität  für  den   Staatskredit  zu 


verwerten  gesucht.  Besonders  war  es  Lorenz 

von  Stein  (Finanzwissenschaft,  5.  Aufl., 
Stuttg.  1886,  II  3  S.  362),  der  dieser  Form 
der  Staatsschuldenaufnahme  das  Wort  redete. 
Er  will  prinzipiell  das  ganze  Staatsschulden- 
wesen auf  dieses  System  stellen  und  geht 
dabei  von  ,, einem  Heimfallsrechte  der  Staats- 
schulden" aus.  Bei  der  ruhelos  steigenden 
Zunahme  der  Staatsschulden  werde  ihre 
Löschung  durch  freiwillige,  vertragsmäßige 
und  schließlich  gesetzliche  Tilgung  versagen, 
und  Stein  will  deshalb  die  ganze  Tilgung 
aus  einer  planmäßigen  Rückzahlung  des 
Kapitals  in  die  Verzinsung  hineinlegen  und 
den  Zinsfuß  so  hoch  stellen,  daß  er  gegen- 
über dem  reinen  Kapitalzins  die  Ajnorti- 
sationsquote  des  Kapitals  enthält  und  daß 
somit  die  Schuld  selber  aufhört,  wenn  sie 
vermöge  dieser  Amortisation  rechnungsmäßig 
als  getilgt  erscheint.  Die  Amortisations- 
quote muß  dabei  so  hoch  bemessen  sein, 
daß  die  Schuld  in  30,  40,  höchstens  50  Jahren 
abgezahlt  ist.  Niemals  dürfe  die  Schuld- 
dauer die  dritte  Generation  des  Gläubigers 
erreichen.  Für  die  Finanzwirtschaft  des 
Staates  ist  allerdings  der  Gedanke  be- 
stechend, gewissermaßen  durch  ein  automa- 
tisches Heimzahlungsverfahren  die  Schulden- 
last abzutragen.  Allein  die  Annuität  hängt 
mit  der  Höhe  des  Zinsfußes  aufs  engste  zu- 
sammen. Der  Staat  ist  vor  allem  nicht  in  der 
Lage,  das  Sinken  des  Zinses  für  die  Staats- 
finanzen auszunutzen.  Ueberdics  werden 
sich  Annuitäten  mit  sehr  langer  Dauer 
trotz  des  in  Aussicht  stehenden  Kapital- 
verlustes für  den  Erwerber  nicht  wesentlich 
billiger  stellen  als  der  Zins  einer  Anleihe  auf 
ewige  Rente.  Dagegen  werden  Annuitäten- 
darlehen auf  kürzere  Dauer  wegen  der 
drohenden  Kapitaleinbuße  den  Begebungs- 
preis ungünstig  für  den  Staat  beeinflussen. 

2.  Die  Annuität  als  Form  der  Staats- 
schuldenverschreibung.  Nach  Beendigung 
der  englischen  Revolution  von  1688  hatte 
die  früher  gewählte  Form  der  Aufnahme 
von  Staatsschulden  durch  Verpfändung  von 
Staatseinnahmen,  von  Zöllen,  Accisen  usw. 
keinen  Erfolg.  Man  übernahm  daher  in 
England  die  1689  unter  Ludwig  XIV.  in 
Frankreich  eingeführte  Methode  der  Be- 
gebung von  Anleihen  in  Gestalt  von  Leib- 
renten und  Tontinen.  Seit  1692  wurden 
auf  diese  Weise  Leibrenten  und  Tontinen  be- 
geben. Daneben  begann  man  mit  der  Auf- 
nahme von  Kredit  durch  Begebung  von 
festen  Zeitrenten.  Die  Form  der  Aimuitäten- 
verschuldung  bürgerte  sich  bald  in  Eng- 
land so  ein,  daß  schon  1711  die  Zinsen 
der  fundierten  Schuld  678204  £  und  die 
Annuitäten  912  596  £  betrugen.  Später, 
besonders  im  18.  Jahrh.,  wurden  die  Aimui- 
täten  nur  in  Verbindung  mit  festverzinslichen 
Anleihen  ausgegeben,  um  durch  diesen  grö- 
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ßeren  Anreiz  die  Staatsanleihen  leichterunfer- 
rubrinpen  und  heliebtcr  zu  machen.  Sic 
waren  eine  Art  Prämie  zum  festen  Zins. 
Die  Höhe  und  Dauer  der  Annuität  war  sehr 
verschieden,  z.  Ii.  wurde  1761  eine  Anleihe 
zum  Zinsfuß  von  3%  mit  Pariliurs  auspc- 
ffeben  und  dazu  für  je  100  £  auf  99  Jahre 
1  £  2  sh.  6  d  al,s  Annuität  gewährt,  und  1778 
wurde  eine  solche  zum  Zinsfuß  von  3%  mit 
Parikurs  bcpel)cn  und  eine  Annuität  von  2  t 
10  sh.  für  je  100  £  nach  Wahl  des  Käufers 
auf  30  Jahre  oder  auf  Lebenszeit  einge- 
räumt. Die  Hauptbcdcutuni;  hat  aber  im 
19.  Jahrh.  in  KnKland  die  Annuität  als  Form 
<ler  Schu  Idcnti Iru np gewonnen.  Auf  Glad- 
«tones  AiireKuni;  hin  ist  1867/t)8  und  seitdem 
wiederum  der  Bestand  der  britischen  Spar- 
kassen an  Kon.sols  in  Zeitrenten  umfielauscht 
und  damit  wirfeam  auf  die  AbmindeniuK  der 
fundierten  Schuld  in  England  hingearbeitet 
worden.  Das  Verhältnis  der  Annuitäten- 
schuld  zu  den  übrif;en  Schuld<;altungen 
stellte  sich  in  England  vor  dem  Weltkriege 
folgendermaßen  dar: 


.\m 
31  ./3. 
März 
des 
.Jahres 

Fundierte 
Schuld 

Mill.  £ 

.\nn»itäti'n- 

Schuld 
(Kapital- 
wert  ein- 
schließlich 
der  Leib- 
renten- 
schuld) 

Mill.  l: 

Unfundierte 
Schuld 

.Mill.  i: 

1885 

040,181 

S(),II5 

'4-"33 

1890 

585.959 

71.731 

32.252 

1895 

586.0I5 

53,582 

17,400 

1900 

552,606 

60,190 

16.133 

1905 

635,682 

47.756 

71.633 

1910 

614,868 

35.876 

62,500 

1911 

610,315 

34.417 

40,500 

1912 

602,200 

33.044 

39,500 

1913 

593.45.^ 

31,519 

36,500 

Die  Jahroszahlungcn  für  Zeitrenten  be- 
lasteten in  dem  am  31. /III.  1913  endenden 
Rechnungsjahr  das  britisciic  Budeet  mit 
1995040' £  17  sh.  I  d.,  wozu  154.')  134  £ 
1  s.  6  d.  Leibrcnleiizahlungen  hinzukamen. 

In  Frankreich  bestehen  in  der  Staats- 
schuld einzelne  Gruppen  in  Form  der  Annui- 
tät, doch  ist  ilir  Umfang  nicht  sehr  beträcht-  i 
lieh.  I 

In  Deutschland  dürfte  dieser  Schuld- 
typus noch  Beachtung  in  der  Zukunft  als 
Schuldtilgungsmittel  verdienen. 

3.  Die  Annuität  im  Hypothekenwesen. 
Bei  der  Beleihung  von  Grund  und  Boden 
wird  die  Bezeichnung  Ajinuität  noch  in 
einem  spezielleren  Sinne  gebraucht.  Man  i 
versteht  nämlich  darunter  einen  prozen- 
tualen Zuschlag,  der  vom  Darlehens- 1 
geber  zu  dem  ausbedungenen  Zinse  erhoben  I 


wird  und  durch  den  bei  stets  gleichbleiben- 
der Jahresleistung  die  Tilgung  der  Schuld- 
summe allmählich  erfolgt.  Wenn  z.  B.  ein 
Pfandbriefinstitut  Grundstücke  mit  4%  be- 
leiht, so  versteht  man  unter  Annuität  die- 
jenigen Prozente  oder  Prozcntteile,  die  zu 
den  4%  noch  entrichtet  werden  müssen, 
damit  eine  Schuld  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Anzahl  von  Jahren  heimgezahlt 
ist.  Die  Zahl  der  einzelnen  Annuitäten- 
Zahlungen  tAmort  isat  ionen)  ist  natur- 
gemäß von  der  Ilühe  des  Zinsfußes  und  des 
Zuschlages  hierzu  abhängig;  denn  die  auf 
die  getilgten  Beträge  freiwerdende  Zins- 
quote wird  auch  zur  Amortisation  ver- 
wendet. Legt  man  daher  einen  Zinsfuß 
von  4%  zugrunde  und  beträgt  die  An- 
nuität (postnumerando  zahlbar) 
'4%,  so  ist  die  Schuld  in  72'/«  J-  abgetragen 
>/2%,  so  ist  die  .Schuld  in  56'/„  J.  abgetragen 
%%>  so  ist  die  Schuld  in  47V17  J-  abgetragen 

1  %,  so  ist  die  Schuld  in  4iVs8J-  abgetragen 
1/4%.  so  ist  die  Schuld  in  33'/,  J.  abgetragen 

2  %,  so  ist  die  Schuld  in  28 '/.o  J.  abgetragen 

Mit  Rückzahlung  der  Hauptsumme  ist 
auch  die  Verzinsung  erloschen.  Der  Unter- 
schied zwischen  den  im  vorausgehenden 
behandelten  Annuitäten  und  denjenigen  im 
llypothekenwesen  ist  kein  prinzipieller,  son- 
dern nur  ein  forincll-tcrmii  ologischer.  Man 
nennt  eben  nur  einen  Teil  der  ganzen  Jahres- 
zahhing  Annuität.  Diese  Uebung  ist  dadurch 
zu  erklären,  daß  diese  Institute  Hypotheken- 
darlehen mit  und  ohne  Amortisation  auszu- 
geben pflegen  und  sich  hierdurch  die  Not- 
wendigkeit auch  einer  äußerlichen  Schei- 
dung der  beiden  Bestandteile,  der  Zinsen 
und  der  Tilgungs(|uote.  herausgestellt  hat. 
Bei  Konvertierung  oder  Kündigung  des 
Hypothekendarlehens  seitens  eines  oder 
beider  Kontrahenten  kommen  die  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Vertragsauflösung  ange- 
zahlten Annuitätenbeträge  dem  Schuldner 
in  Anrechnung. 

Literatur:  Mithoff,  An.  „Annuität"  in  der 
1.  .Uift.  dtcgfs  Ilundwtlrlcrbuc/m  Bd.  I,  S.  £89 
bis  290.  —  Fr.  Schneider,  Der  Multiplex, 
.1.  Aufl.,  München  l'JU'J,  S.  IIS.  —  Spitzer, 
Tabellen  für  die  Ziiijtcszins-  und  Renten- 
reclmnng ,  S.  Aufl.,  Wien  1911.  —  tfe- 
beniuH,    Der  öjf entliche    Kredit,    S.  Aufl., 

1559,  S.  S36.  —  itan,  Grundsiilsc  der  Finanz- 
winsensrha/t,       Aufl.,  Leipzig   und  Heidelberg 

1560,  §§  4'J9  und  .WO.  —  Leroy-lieaulieu, 
Tratte  de  la  sciencc  des  finunccs  t.  II.  rh.  5.  — 
Konrad  Saenaer,  Die  englische  Henten- 
»cliuld  und  die  letzte  Konversion  {im  FArch. 
VIII,  .Stuttgart  1691,  S.;//.)  sowie  die  dort, 
angifiihrlen  Quellen.  —  Statistical  abstract  for 
the  United  Kingdom  ISSS — 1896,  S.  31,  1898 
bis  1913  Ä'.  10.  —  Finance  accoitnts  of  the  Uni' 
tcd  Kingdom  191S—191S,  S.  SS,  92. 

Max  von  Heckel  (f). 
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Ansiedlung. 

1.  Wohnstätte,  Easscnentwicklung,  Seßhaftig- 
keit. 2.  Feste  Ansiedlungen.  3.  Handel  und  Indu- 
strie. 4.  Städte.  5.  Grundlegende  Verhältnisse  der 
Besiedlung.  6.  Gemäßigte  Zone.  7.  Alte  Welt. 
8.  Sitz  der  modernen  Kultur.  9.  Volkstümliche 
Gestaltung  der  Ansiedlungen.  10.  Gebiet  rein  deut- 
scher Siedlung.  11.  Deutsche  Dörfer.  12.  Hufen- 
verfassung. 13. F!ureinteilung  undAUmenden.  14. 
Flurzwang.  15.  Kelten,  Clanverfassung.  16.  Rö- 
mische Sied'.ungsweise.  17.  Slawen.  IS.Süddeutsrh- 
land(Weilcr).  in.  Planmäßige  Anlagen.  20.  Frank- 
reich und  England.  21.  Rechtselbische  Slawen- 
Gebiete.  Marsch-  und  Waldhufen.  22.  Gewann- 
Dörfer  im  kolonisierten  Sbwenland.  23.  Groß- 
wirtschaft Ostdeutschlands.  24.  Gründung  von 
Ansiedlungen  in  der  Neuzeit. 

1.  Wohnstätte,  Rassenentwicklung, Seß- 
haftigkeit. Ansiedlunfr  bezeichnet  im  allee- 
meiiist  er  Sinne  dieErriclitunseinerWobnstätte 
und  bedeulet  schon  als  solche  das  Zeiienis 
einer  gewissen  menschlichen  Kultur.  Doch  ist 
es  hinreichend  begründet,  daß  Hütten  von 
Baumlaub  und  Zweigen,  wie  aucli  Felshöhlen 
schon  in  den  frühesten  Zuständen  der 
Menschheit  als  schützender  Aufenthalt  dien- 
ten. Es  gibt  kein  sichereres  Zeugnis  der  ur- 
sprünglichen Bedingungen  des  menschlichen 
Daseins,  als  die  Entwicklung  der  Rassen, 
die  wenn  auch  nur  als  zersplitterte  und  ver- 
wischte Reste  bis  auf  unsere  Gegenwart  er- 
kennbar erhallen  sind.  Diese  in  höchstens 
einem  Dutzend  Typen  körperlicher  und 
geistiger  Uebereinstimniung  in  den  verschie- 
denen Teilen  des  Erdkreises  unterscheidbaren 
Menschenrassen  lassen  sich  in  ihrer  festen 
Konstanz  nicht  anders  entstanden  denken, 
als  je  auf  einem  ausgedehnten  Gebiete  von 
lange  Zeit  hindurch  unverändert  em  Charakter. 
Da  in  der  Diluvialzeit  erweisbar  mächtige  Ver- 
änderungen der  Erdoberfläche,  Gcbirgserhö- 
hnngen  und  Senkungen,  Ueberilutungen  und 
Umlagerungen  der  Meere  eingetreten  sind,  er- 
klärt sich,  daß  außer  mancherlei  Mischungen 
und  Verschiebungen  von  flüchtenden  Rassen- 
teilen mongolische  und  arische  Rassen  bis  in 
die  Polarländer  gedrängt  worden  sind,  welche 
dort  nicht  entstanden  sein  können,  sondern 
nur  unter  schweren  Leiden  und  Opfern  dort 
ihre  Existenz  erhallen  konnten.  Das  nor- 
dische Jäger-  und  Fischerleben  forderte 
höhlenanigc  Gammen,  die  schwierige  Ko- 
madenwirtschaft  die  jeden  Abend  leicht  er- 
richteten und  am  Morgen  wieder  abge- 
brochenen Jurten  oder  Zelte  als  Wohnplatz. 

2.  Feste  Ansiedlungen.  Die  spätere 
Kultur  faßte  als  Ansiedlung  den  bestimm- 
teren Begriff  der  sog.  festen  Ansiedlung  auf, 
der  nicht  die  Wohnstätte  allein  enthält",  son- 
dern auch  die  Bewohner,  ein  Dorf,  eine 
Stadt,  bei  deren  Begründung  der  Entschluß 
wirksam  geworden,  in  der  bestimmten  Oert- 
lichkeit  ein  bleibendes  Heim  aufzuschlagen 
und  auch  die  Hilfsmittel  für  den  Familien- 


I  unterhalt  aus  der  umgebenden  Natur  zu  ge- 
winnen. Kraft  und  Bestand  konnte  einesolche 
I  Ansiedlung  nur  erlangen,  wenn  sieein  Gemein- 
wesen ihrer  Bedürfnisse  bildete,  das  sich  hin- 
reichenden eigenen  Schutz  versprechen  durfte. 

Die  Bedingungen  planmäßiger  Wirt- 
schaftlichkeit und  eines  gewissen  staat- 
lichen Zusammenhanges  fehlen  auch  dem 
Nomaderleben  nicht  völlig.  Es  besteht  eine 
heikömmliche  Folge  in  der  Nutzung  der 
Weidereviere  und  ein  strenger  Schutz  für 
die  nur  den  Beteiligten  erkennbaren  Ab- 
grenzungen derselben;  die  Gewalt  der  herr- 
schenden Herdenbesitzer  und  der  Gehorsam 
.der  Untergebenen  werden  aufrecht  erhalten. 
\  Indessen  die  Beschränkung  der  festen  Ab- 
siedlung auf  einen  bestimmten  Bezirk  mit 
:  allen  Erfordernissen  eines  landwirtschaft- 
lichen Anbaues  liefert  einen  durchaus 
anderen  und  entwickelteren  Charakter.  Der 
Nomade  legt  die  Arbeit  seines  geringen  spo- 
radischen Ackerbaues  nur  dem  Knechte  als 
einen  verächtlichen  Zwang  auf.  Der  Bauer 
muß  von  Anfang  an  den  Pflug  selbst  in 
die  Hand  nehmen,  wenn  er  des  Erfolges 
sicher  sein  will.  In  den  Grenzen  seines  Be- 
sitzes entsteht  eine  Unternehmung,  deren 
hinreichender  Ertrag  planmäßig  gesichert 
werden  muß.  Es  muß  auch  bei  den  rohesten 
Anfängen  ein  gewisser  Anschlag  der  Ernte 
gedacht  werden  und  eine  genügende  Kenntnis 
der  Bedingungen  derselben  erworben  sein. 
Ueber  Anbaufläche,  jVrbeitskraft.  Aussaat, 
Erntezeit,  Ertrag  müssen  einigermaßen  be- 
stimmte Vorstellungen  bestehen. 

Sodann  entstehen  mit  dem  festen,  auf 
seine  Erträge  berechneten  Fruchtanbau  ganz 
neue  Gesichtspunkte  des  Nachbarrechts.  Die 
einbrechende  Herde  des  Nachbars  zerstört 
'  die  Saat,  wer  trägt  den  Schaden  ?  Der  Nach- 
1  bar  hält  die  Grenze  nicht  inne  und  streitet 
!  über  iJire  Lage.    Er  leitet  das  ablaufende 
j  Wasser  auf  des  Nachbars  Gnind.    Er  geht 
t  und  fälirt  im  Mangel  des  Wegs  über  ihn. 
Er  nimmt  die  Früchte  vom  überhängenden 
oder  erreichbaren   Zweige.      Er  gestattet 
dem  Nachbar  den  Zugang  zur  Quelle  nicht 
;  oder  behandelt  sie  als  sein  Eigentum.  Diese 
und  viele  ardere  Fracen  werden  Lebens- 
fragen für  die  feste  Ansiedlung.  Führen 
sie  immer  wieder  zu  Streit,  so  ist  blutiger 
Hader  und  Vernichtung  des  gesamten  wirt- 
schaftlichen   Gemeinwesens  unausbleiblich. 
Sie  müssen  friedliche  Entscheidung  finden 
und  bedürfen  einer  Gewalt,  welche  die  Ent- 
scheidungen durchführt  und  aufrechterhält. 

Wenn  schon  der  Mensch  als  solcher  in  der 
Herde  oder  Horde  nicht  mit  Unrecht  von 
Aristoteles  als  ein  '^<T/nr  no/myiu-  erkannt 
wurde  und  die  siegreichen  Führer  kriege- 
rischer Nomadenslämme  sogar  ein  stolzes 
Staatsbewußtsein  wachzurtifen  vermögen, 
brinct  doch  erst  das  Wesen  der  festen  An- 
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siedlunp  in  allen  Beteiligten  durch  die  un- 
gleich mannitfacheren,  jederzeit  fühlbaren 
Bedürfnisse  ihres  Gemeiiilebers  ein  höheres 
und  schärferes  Erkennen  der  Staats- 
ordnung hervor.  Uie  ländliche  und  bäuer- 
liche Ansiediung  bedeutet  einen  kleinen 
Staat  im  Staate. 

3.  Handel  und  Industrie.  Eine  noch 
höhere  Stufe  aber  wird  erreicht,  wenn 
Aiisiedlunecn  entstehen,  innerhalb  deren 
die  überwiesende  Anzahl  der  Angesiedelten 
für  ihrer  Familien  Lebersunterhalt  sich 
nicht  auf  die  Landwirtschaft,  sondern 
auf  Handel  und  Industrie  zu  stützen  be- 
absichiigt.  Die.se  Gewerbe  ruhen  auf  canz 
anderen  Bedingungen  als  die  Landwirtschaft. 
Sic  sind  die  künstliche  Krucht  vorge- 
schrittener Zustände.  Ursprünglich  war 
uUe  Sorge  de»  Menschen  für  den  Unterhalt 
eine  landwirtschaftliche,  und  die  Landwirt- 
Bchaft  enthielt  alle  Anfänge  wirt- 
schaftlichen Daseins  in  sich.  Ohne 
Handel  zu  sein,  vertauschte  und  verkaufte 
sie  doch  nach  Gelegenheit  mehr  oder  weniger 
ihre  Produkte  und  erlangte  dafür  etwa 
wünschenswerte  fremde.  Ebenso  stellie  siefast 
alle  nölisren  Gebrauchsgegenstände  in  der 
eigenen  Wirtschaft  her,  die  ihr  später  durch 
die  Industrie  beschafft  worden  sind.  Solche 
Zustände  sind  noch  heute  in  abL'clcsencn 
Gegenden  in  Norwegen,  in  KulSlaiid  und 
sonst  zu  finden.  Auch  der  deutsche  Bauer- 
hat noch  bis  in  späte  Zeit  fast  alle  seine 
Lebensbedürfnisse  selbst  zu  befriedigen  ge- 
sucht. Er  hat  gesponnen,  gewebt,  geschnei- 
dert, gemalilen,  geoackcn,  gebraut,  Seife  ge- 
kocht. Eisen  geschmiedet,  ja  geschmolzen, 
Gerät,  Wagen  und  Pflug  gefertigt  und  sein 
Haus  mit  Hilfe  der  Nachbarn  gezimmert,  ge- 
klebt und  unter  Dach  gebracht. 

Handel  und  Industrie  lösten  sich  also 
erst  spät  von  der  Landwirtschaft  als  selb- 
ständige Erwerbsweisen  los.  Ihre  ersten 
Unternehmer  aber  schufen,  kaum  bewußt, 
eingrundsätzlichneuesLebensprinzip. 

Die  Landwirtschaft  vermag  nöiifenfalls 
auch  ohne  Absatz  ihrer  Produkte  sich  selbst 
zu  genügen.  Der  Bauer  kann  nöiigenfalls 
von  den  Erzeugnissen  seiner  Wirtschaft 
sein  Leben  fristen;  Handel  und  Industrie 
aber  sind  auf  den  Absatz,  den  Markt,  an- 
gewiesen. Durch  die  Zuführung  von  Handel 
und  Industrie  erwuclis  eine  Bevölkerungs- 
klasse, welche  auf  dem  Boden  ihrer  eigenen 
Tätigkeit  den  täglichen  Unterhalt  nicht 
herzustellen  vermochte,  sondern  genöiigt 
war,  für  einen  so  umfangreichen  Absatz 
Sorge  zu  tragen,  daß  derselbe  in  dem  Ueber- 
Bchusse  ihres  Verkaufs  gegen  ihre  Auslagen 
hinreicliende  Deckung  fand.  Der  Kaufmann 
und  der  Gewerbetreibende  müssen  Kunden 
erscheinen  sehen  oder  aufsuchen,  und  sie 
müssen  hoffen  dürfen,  daß  sich  ihnen  deren 


j  Anfrage  unausgesetzt  zuwenden  und  daß  ihr 
I  Begehr  und  ihre  Zahlungsfähigkeit  eenüzen, 
dem  Unternehmer  ausdergellefcrten  Waresein 
und  der  Seinicen  täirliches  Leben  zu  decken. 

Dcshall)  drängten  sich  Kaufleute  und  Ge- 
werbtrcibendc  an  Orten  zusammen,  an  denen 
Marktverkehr  zu  erwarten  war,  und 
selbst  wenn  unter  ihnen  Konkurrenz  ent- 
stand, gingen  gleichwohl  alle  ihre  Bestre- 
bungen übercinslimmcnddaliin,  diesen  Markt- 
verkehr zu  sichern  und  zu  heben.  Bir  per- 
sönliches Ititercssc  wurde  zum  gemein- 
nützigen. Schulz  durch  Mauern  und  bewaff- 
nete Macht,  Markt polizei  und  Marktgericht, 
Münze,  Maß  und  Gewicht,  öffentliche  Wagen, 
Schraniicn,  Kauf-  und  Lagerhäuser,  feste 
Straßen,  passierbare  Brücken,  We^caufsicht, 
Geleil  gegen  Raub  und  Uebcrfall  waren  die 
Forderungen  ihres  Erwerbslebens.  Sie 
brachten  also  auch  die  Kosten  auf,  um  sie  zu 
befriedigen,  und  mit  diesen  Hilfsmitteln 
wuchs  ihre  Wohlhabenheit  und  der  Ehrgeiz, 
sich  durch  gemeinnützige  Tätigkeit  hervorzu- 
tun. Die  Städte  wurden  mehr  und  mehr 
energische  Körperschaften  von  kräftiger, 
entschlossener  Verwaltung,  welche  durch 
Kauf  und  Waffengewalt  Privilegien  und 
politische  Selbständigkeit  erwarben. 

4.  Städte.  Deshalb  nehmen  auch  die  Städte 
unter  den  xVnsiedlungen  eine  durchaus  be- 
sondere Siclhing  ein.  Dieselbe  ist  allerdings 
nicht  auf  ihre  Bauart  oder  Gestalt  als  Wohn- 
platz zu  beziehen,  woraus  sich  nur  Ncbcn- 
gcsichtspunktc  der  Unterscheidung  ergeben. 
Soweit  die  Form  der  Anlage  in  Betracht 
kommt,  ist  sie  eine  erst  unter  gewissen  Um- 
ständen entstandene  Folge  des  städtischen 
Erwerbslebens.  Viele  der  sog.  antiken  Städte 
waren  lediglich  befestigte  und  wegen  der 
Enge  der  Lage  und  nach  Landessitte  Mauer 
an  Mauer  gebaute  Dörfer.  Wenn  nach  Lage 
der  Verhältnisse  kein  Handel  in  ihnen  auf- 
blühte, waren  die  Bürger  Bauern;  Kleidung 
und  Nahrung  wurden  von  den  Hausfrauen, 
die  gewerblichen  Gebrauchsgegenstände  auch 
überwieKend  im  eigenen  Haushalt  nach  Be- 
darf gefertigt.  Die  Städte  des  Mittelalters 
erwarben  in  der  Kegel  erst  Stadtrecht,  wenn 
sie  Mittelpunkte  gewerblicher  Tätigkeit  ge- 
worden waren.  Die  moderne  Zeit  weiß  nichts 
mehr  von  der  Notwendigkeit  des  Mauerrings, 
und  es  gibt  in  Europa  und  Amerika  Ort- 
schaften, welche  abgesehen  von  ihrer  Aus- 
dehnung völlig  dorfartig  liegen  und  doch 
durch  Handel  und  Industrie  durchaus  städti- 
sches Wesen  erworben  haben. 

Li  allen  Ländern  der  modernen  Welt 
übernahmen  die  Bürgerschaften  der  Städte 
die  Sorge  für  die  rasch  steigenden  Bedürf- 
nisse der  Bildung  und  erhielten  die  ländlichen 
Ortschaften  um  so  mehr  bei  der  untergeord- 
neten Herstellung  einfacher  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse.      Diese  Arbeitsteilung 
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wurde  dauernde  Gewohiilieit  und  oft  ein  ge- 
waltsam aufrecht  erhaltenes  Recht. 

5.  Grundlegende  Verhältnisse  der  Be- 
siedlung. Für  die  grundlegenden  Verhältnisse 
der  Besiedlung  eines  Volksgebietes  kommt 
überall  zunächst  die  Versorgung  mit  Natur- 
produkten, also  überhaupt  die  landwirtschaft- 
liche Form  des  Volksdaseins  in  Betracht.  Im 
wesentlichen  hängt  alle  Landwirtschaft  nicht 
von  den  Tieren,  sondern  von  den  Pflanzen 
ab,  durch  welche  der  Mensch  sich  und  die 
Haustiere  zu  ernähren  vermag.  Die  mögliche 
Vegetation  von  Nutzpflanzen  ist  das  Ent- 
scheidende. In  dieser  Beziehung  sind  die 
verschiedenen  Striche  der  Erde  sehr  ent- 
gegengesetzt befähigt. 

An  den  Polen  bestehen  ausgedehnte  Ge- 
biete, welche  überhaupt  keinerlei  Vege- 
tation einen  hinreichend  sicheren  Standort 
zu  geben  vermögen.  Kälte,  Eis  und  Schnee 
liindern  den  Menschen  nicht,  zu  leidlich  be- 
haglicher Existenz  sich  emporzuarbeiten. 
Aber  der  Mangel  an  genügender  Vegetation 
ist  nicht  zu  ertragen.  Wo  alles,  was  an 
Pflanzenwuchs  aufkommt,  zufällig  und  wech- 
selnd bleibt,  können  Mensclien  und  Nutz- 
tiere nicht  bestehen.  Nur  die  wilden  Jagd- 
tiere leben  oder  sterben,  je  nachdem  das 
Jahr  verläuft  und  machen  unglaublich  weife 
Wanderungen  zu  ihrer  Rettung  aus  der  Not. 

Entgegengesetzt  leiden  die  Tropen  zwar 
niemals  am  Mangel  der  Wärme,  wohl  aber 
unter  der  übermäßigen  Verdunstung  des 
Wassers.  Keine  Pflanze  vermag  vom  Wasser- 
dunste Nutzen  zu  ziehen,  wenn  er  auch  über- 
reichlich in  der  Luft  verteilt  ist.  Er  muß 
sich  als  Wasser,  als  Tau  oder  Regen  nieder- 
schlagen, wenn  die  Pflanze  durch  ihn  ihr 
Leben  erhalten  soll.  An  dieser  Dürre  ver- 
kümmert die  Vegetation  unter  den  Tropen 
teils  in  eigentlichen  Wüsten,  teils  in  Land- 
strichen, welche  durch  die  Unbestimmtheit 
ihrer  Regenfälle  und  die  Unsicherheit,  Wasser 
in  den  spärlichen  Flußläufen  zu  finden,  die 
menschliche  Kultur  zurückschrecken.  Da- 
neben aber  herrscht  in  den  bewässerten  Ge- 
bieten ein  übeischwenglicher  Reichtum. 
Weite  Gefilde  sind  mit  nahrungsreicher 
Vegetation  angefüllt,  bieten  dem  Menschen 
mühelos  die  nötigen  Früchte  und  erleichtern 
die  Haltung  von  Tieren.  Wird  er  aber  durch 
Uebermacht  oder  Unfälle  in  weniger  günstige 
Gegenden  und  zur  Arbeit  des  Anbaues  ge- 
drängt, so  gibt  er  sie  bald  wieder  auf. 
Man  hat  gemeint,  daß  unter  den  Tropen 
die  ältesten  Geschlechter  der  Menschheit 
wohnen.  Ihre  Körperbildung  und  die  leichte 
Ernährung  sprechen  dafür.  Aber  sie  sind 
«ich  seit  Aeonen  gleich  geblieben.  Noch 
heute  leben  sie  wirtschaftlich  und  kulturell 
unter  ursprünglichen  und  unentwickelten 
Zuständen.  Nur  ilure  Leidenschaften,  Ge- 
walttat und  Aberglaube,  und  das  Trachten 


nach  Ungewöhnlichem,  nach  Schmuck  und 
Genuß,  nötigen  ihnen  zuzeiten  eine  beson- 
dere Tätigkeit  und  selbst  künstlerische  Lei- 
stungen ab,  die  aber  keinen  wesentlichen  Ein- 
fhiß  auf  ihr  Kulturdasein  gewinnen  und  nichts 
Bleibendes  schaffen. 

6.  Gemäßigte  Zone.  Innerhalb  der  ge- 
mäßigten Zone  der  alten  Welt  drängt 
sich  der  Betrachtung  zunächst  der  be- 
deutsame Gegensatz  des  Standortes  un- 
serer modernen  Kultur  gegenüber  dem 
der  antiken  auf,  die  in  so  vieler  Be- 
ziehung unsere  Lehrmeisterin  gewesen  ist. 
Auch  für  diese  spezielleren  Gesichtspunkte 
stehen  die  geographischen  Verhältnisse  der 
beteiligten  Ländergebiete  in  erster  Reihe. 
Den  Süden  Europas  durchzieht  als  scharfe 
Grenzscheide  eine  fast  ununterbrochen 
von  W^est  nach  Osten  fortlaufende  Gebirgs- 
kette. Die  Ländermassen,  die  sich  südlich 
und  nördlich  dieser  Hauptgrenze  ausbreiten, 
gestalten  zwei  große  Seebecken,  im  Süden 
das  Mittelmeergebiet,  das  seine  Wasser- 
scheiden bis  tief  nach  Afrika  und  über  den 
Libanon  zum  Kaukasus  erstreckt,  im  Norden 
das  Gebiet  der  Nord-  und  Ostsee,  welches 
Westeuropa  nördlich  der  Pyrenäen  und  der 
Alpen  und  einen  großen  Teil  des  europäischen 
Rußlands  in  sich  begreift.  Das  Mittelmeer- 
becken ist  der  Sitz  der  antiken  Kultur,  das 
Nordseebecken  ist  seit  dem  Mittelalter  der 
Hauptschauplatz  der  modernen  Weltkultur 
geworden. 

7.  Alte  Welt.  Das  Mittelmeerbeckeii 
bot  der  menschlichen  Ansicdlung  und  Lebens- 
erhaltung sehr  wesentliche  Vorteile,  heiteren 

'  Himmel,  mildes  Klima,  Abgeschlossenheit 
I  und  Mannigfaltigkeit  der  verschiedenen  Län- 
dergebiete.    Wüsten  und  scharfe  Gebirgs- 
grate scheiden  große  und  kleine  Landschaften, 
die  in  sich  reich  und  eigenartig  in  Flora  und 
j  Fauna  ausgestattet,  von  Anfang  zu  Aus- 
i  tausch  und  Verkehr  aufforderten.  Dazu  ein 
1  leicht  für  Verbindung  benutzbares,  warmes, 
;in  unzähligen   Buchten  und  Sunden  ver- 
zweigtes hafenreiches  Meer.   Uberall  bieten 
sich  guter  Schutz  und  reiche  Geschenke  der 
Natur,  freilich  durch  letztere  auch  so  leichtes 
Werben  um  den  Lebensunterhalt,  daß  der 
Freie  die  Landarbeit  unter  der  heißen  Sonne 
versclimähen  und  dem  Sklaven  auferlegen 
konnte.     Bunte  Mannigfaltigkeit  der  Ver- 
hältnisse der  Siedlung  wie  des  Anbaues, 
müheloses  Leben  der  ländlichen  wie  städti- 
schen Bürgerschaften  und  Verachtung  der 
Arbeit  als  Sache  des  gezwungenen  Knechtes 
bilden  die  charakteristischen  Züge  des  Kul- 
turdaseins der  alten  Welt. 

8.  Sitz  der  modernen  Kultur.  Dem- 
gegenüber bildet  das  Becken  der  Nord« 
und  Ostsee,  der  Sitz  der  modernen  Kul- 
tur, den  schärfsten  Gegensatz.  Seine 
größten  Höhen  liegen  im  Süden,  sie  er-t 
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heben  sicli  überall  zu  alpiner  Rauhheit,  j 
und  nur  allmählich  schließen  sich  niedriger  i 
werdende  Vorketten  und  breite  aufeinander- 
folgende Stiifenländer  an,  die  erst  an  den 
nordischen  Meeresküsten  volle  Ebenen  und 
ihre  tiefsten  Lagen  erreichen.  Die  weite  I 
Ländermassc  senkt  sich  als  eine  mächtige 
Abdachung  nach  Norden,  wodurch,  in  Ver- 
bindung mit  der  längeren  Tagesdauer  der 
höheren  breiten  im  Sommer,  ein  fast  gleiches 
Klima  für  alle  ihre  Gebiete  entsteht,  welches 
durch  den  Golfstrom  so  außerordentlich 
günstig  beeinflußt  wird,  daß  Bergen,  Berlin 
und  Konstantinopel  dieselbe  durchschnittliche  | 
Wintertcmpcralur  haben  und  noch  Berlin 
klimatisch  um  etwa  (5  Breitengrade  gegen 
seine  wirkliche  Lage  nach  Süden  gerückt 
ist.  Bis  zum  64°  gedeiht  in  Nonvegen 
Weizen,  bis  zum  67°  schwerer  Sommerroggen, 
und  auf  dem  71°  noch  Gerste.  Klimatisch 
liegt  der  Norden  des  gesamten  Westeuropas 
im  Ural  und  Taimyriand,  nicht  in  den  Kiölen. 

Dasselbe  Gebiet  West-  und  Nordeuropas 
wurde  durch  das  noch  unerklärte  Phänomen 
der  VerKletscherung  während  der  sog.  Eis- 
zeit in  einer  für  seine  Flora  und  Fauna 
durchaus  entscheidenden  Wei.se  betroffen. 
Diese  Verglelscherung  entstand  zu  einer 
nicht  allziiferncn  Zeit  während  der  letzten  I 
Diluvialbildungen.  Sie  bedeckte,  teils  von 
Norden,  teils  von  den  hohen  Gebirgen  im 
Süden  ausgehend  Mitteleuropa  vollständig, 
so  daß  die  vorher  subtropische  Fauna  und 
Flora  von  den  Winlerstürnien  dieser  Eis- 
wüste  völlig  ertötet  wurde.  Wie  zahl- 
reiche Funde  erweisen,  ist  auch  das  wenige 
offen  gebliebene  Land  nur  noch  von  einigen 
Polarpflanzen,  die  sich  jetzt  auf  unsere 
höchsten  Gebirge  zurückgezogen  haben,  und 
von  einer  Anzahl  gegenwärtig  in  der  Polar- 
zonc  bekannter  Tiere  sowie  dem  ausgestor- 
benen Mammut  bewohnt  gewesen.  Auf  das 
Eis  folgte  zunächst  eine  Zeit,  in  welcher 
sich  der  Boden  unter  starken  Verwehungen 
zur  Steppe  mit  Sieppenvegetation  und 
Steppentieron  umwandeile.  .\!lmählich  ist 
dann  mit  dem  günstigeren  Klima,  im  wesent- 
lichen von  Südosten  her,  eine  Wald-  und 
Grasflora  wieder  eingewandert,  welche  noch 
bis  auf  die  Gegenwart  den  Hauptbestand  un- 
serer wildwachsenden  Vegetation  bildet.  Sie 
hat  dem  Klima  und  dem  Boden  entsprechend 
in  bemerkenswert  gleichartiger  Weise  das 
gesamte  Europa  nördlich  der  Alpen  bedeckt. 

Das  Nord-  und  Oslseebccken  hat  im 
Gegensatz  zum  Mittclmeerbecken  keine  größe- 
ren Flächen,  welche  wirklich  wüst  und 
kulturunfähig  wären.  Sein  Boden  ist  ungleich 
geringer,  aber  er  wird  nutzbarer  durch  die 
stets  genügend  gleichmäßige  Wärme-  und 
Regenverteilung.  Indes  besitzt  es  weniger 
einheimische  Kulturpflanzen. 

Im  Nordseebecken  haben  wir  ein  Gebiet 


vor  uns,  welches  noch  zu  einer  Zeit  als 
völlige  Einöde  betrachtet  werden  darf,  in 
welcher  das  Mittelmeerbecken  sicher  bereits 
bewohnt  war;  wahrscheinlich  konnten  dessen 
Bewohner  zu  jener  Zeit  des  vergletscherten 
Libanons  für  ihren  Lebensunterhalt  Anbau- 
arbeit nicht  mehr  entbehren  und  hatten  die 
untersten  Kulturstufen  bereits  überschritten. 
In  weiter  .Vusdchnung  bieten  auf  diesem 
Boden  historische  Nachrichten  und  heute  noch 
vorhandene  tatsächliche  Spuren,  Anlagen  und 
Ruinen  höchst  interessante  Gesichtspunkte 
für  die  Kulturentwicklung  der  Menschheit. 

9.  Volkstümliche  Gestaltung  der  An- 
siedlungen.  So  ülciclifürniig  die  für  den 
.\nbau  und  die  feste  Ansicdlung  in  Be- 
tracht konunenden  V'erhältnisse  in  diesen 
nordischen  Ländern  auch  .sind,  so  kann 
man  doch  auch  heute  noch  die  volkstüm- 
liche Gestaltung  der  Ansiedlungcn  für  die 
an  der  Kultur  des  Nord-  und  Oslsccbeckcns 
beteiligten  Nationen  aufsuchen  und  fest  stellen; 
denn  neben  der  Sprache  besitzen  wir  in  den 
.\nsiedlungen  selbst  die  bewei.«endslen  Zeug- 
nisse des  in  den  frühesten  Zeiten  herrschenden 
Volkslebens  und  Volksgeistcs.  Nutzpflanzen 
und  Haustiere  waren  für  alle  diese  Völker 
dieselben;  ihr  Kreis  blieb  in  der  älteren  Zeit 
auf  die  wenigen  Begleiter  der  alten  Wander- 
zeit beschränkt;  der  Getreidebau  be- 
herrscht gleichmäßig  diese  weiten  Gefilde 
von  den  Aliien  bis  zum  Polarkreise.  Auf 
Stoppel,  Brache  und  Dreesch  holten  die  Vieh- 
herden die  Nahrung,  welche  Wiese  und 
Wald  nur  unzureichend  bot.  Nicht  einmal 
der  Wein  macht  einen  Unterschied  in  den 
einfachen  Systemen  der  Felderwirtschaft, 
W'  il  er  seinen  Hauptstandort  außerhalb  auf 
sonst  unnutzbaren  Hängen  und  Steingründen 
hat.  Gleiche  Frucht  bedingt  gleiche  Anbau- 
flächen, gleiche  Bodenbestellung  mit  gleicher 
jVrbeitskraft  und  iVrbeitszeil,  ja  mancherlei 
Lebensgewohnheiten  und  Kaumbedürfnisse, 
schließlich  also  auch  ähnliche  Ansprüche  an 
Haus  und  Hof.  Volk.slündiche  Unterschiede 
zu  finden  und  trotz  ihrer  Vermischung  in 
bestimmten  räumlichen  oder  zeitlichen  Ab- 
grenzungen auseinanderzuhalten,  ist  deshalb 
in  der  Einförmigkeit  des  nordischen  Daseins 
schwieriger  als  in  der  reich  differenzierten 
und  individuellen  Mannigfaltigkeit  der  süd- 
lichen Völkergebiete. 

Diese  Einfachheit  und  Uebereinstimmung 
der  Bedingungen  nördlich  der  Alpen  lassen 
aber,  besondere  Fälle  ausgenommen,  gewisse 
Gnindzüge  der  Aiilagen  und  Einrichtungen 
dauernd  unveränderlich  und  erkennbar 
bleiben,  weil  sie  sich  einerseits  wegen  des 
Nutzens  bereits  durchgeführter  Kulturarbeit, 
andererseits  durch  die  erworbenen  Rechte 
erhalten.  Fiu-  die  Rekonstruktion  der  alten 
Verhältnisse  reichen  zwar  unsere  schriftlichen 
Nachrichten  nicht  aus.    Allein  wir  haben 
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in  Ueberresten  der  Vergangenheit  ein  zu-' 
verlässiges    Q  lellenraatcrial.      Die  Reihe 
ernster  Arbeiten,  die  die  Agrar-esehichte 
auf  ihren  heutigen  Standpunkt  liob,  hat 
immer  bestimmter  die   Ueberzeugung  be- ' 
festigt,  daß  die  große  Masse  der  auf  die 
neueste  Zeit  geiiommeneii  Wohnplätze  und 
Flureinteilungen,  soweit  sie  nicht  als  jüngere  i 
nachweisbar  sind,  in  allen  iliren  wesentlichen  | 
Zügen  auf  die  ersten  Anlagen  im  frühesten 
Mittelalter  zurückgefülirt  werden  dürfen. 
In  diesen  Hauptlinien  der  Ortspläne  und  [ 
Gemarkuiigseinteilurgen  sind  die  ältesten  j 
tatsächlichen  Erläuterungen  erhalten,  ^ 
welche  uns  in  Verbindung  mit  dem  bekannten 
Verlauf  historischer  Vorgänge  Kunde  geben 
von  den  damals  bestehenden  Lebensanforde- 
rungen, Volksauschauungen  und  wirtschaft- 
lichen wie  politischen  Ideen  der  Volksstämme, 
welche  nach-  und  nebeneinander  Mittel-  und  ; 
Nordeuropa  besiedelt  und  als  ihre  Heimat 
bewohnt  haben. 

10.  Gebiet  rein  deutscher  Siedlung. 
Das  Gebiet,  welches  mit  Sicherheit  aus- 
schließlich von  Deutschen  besiedelt  worden 
sein  muß  und  nie  in  den  Besitz  eines ; 
anderen  Volksstammes  übergeganeen  ist,  1 
umfaßt  zwar  in  Deutschland  selbst  nur 
die  Landschaften  zwischen  Weser  und  Winter- 
berg im  Westen,  Westerwald,  Taunus  und 
Thüringerwald  im  Süden  und  Saale,  Ohre, 
Ilmenau  und  Delvenau  im  Osten.  Im  Norden 
schließt  sich  ihm  aber  die  cymbrische 
Halbinsel  und  das  ostgermanische  Skandi-  < 
navien  von  Schonen  bis  zum  Mälarsee  und 
die  Südküste  Norwegens  als  germanisch  be- 
siedelt an.  Von  diesem  Stammgebiet  aus 
breiteten  sich  indes  die  Deutschen  schon  zu 
Tacitus'  Zeit  in  Süddeutschland  über  die 
alten  Kellengebiete  jenseits  des  Mains  bis 
zur  Donau  und  zum  Neckar,  am  Rliein  in  der 
Pfalz  bis  ins  Unterelsaß,  und  weiter  unter- 
halb des  Stromes  von  der  Alir  bis  zu  den 
Ardennen  und  zur  Maas  aus  und  hatten  an 
der  Nordseeküste  die  Rheininseln  bis  zur 
Scheidemündung  inne.  Seit  dem  Marko- 
mannenkriege ging  den  Römern  ein  weiterer 
Landstrich  nach  dem  anderen  nach  Süden  hin 
verloren;  selbst  die  als  Laeti  angesetzten 
Kriegsgefangenen  germanisierten  römische 
Gebiete.  Bis  etwa  600  kamen  endlich  alle 
keltischen  Besitzungen  in  Süddeutschland, 
der  Schweizund  Frankreich,  selbst  Italien  und 
Spanien,  und  ebenso  Britannien  mit  Aus- 
nahme von  Irland,  Schottland  und  Wales 
unter  deutsche  Herrschaft.  Kaum  aber 
■waren  die  Züge  nach  Süden  zum  Stillstand 
gekommen,  so  brachen  die  Awarenkriege 
Karls  der  deutschen  Ausbreitung  nach  Osten 
Bahn.  Sic  erlag  zwar  bald  wieder  unter  den 
Uiigarneiiifällen;  aber  von  803 — 1000  wurde 
Obersaclisen  und  die  Lausitz  besetzt,  und 
seit  1100  begann  die  ausgedehnte  Koloni- 


sation und  Germanisation  der  Slawen- 
länder, welche  bis  1400  ungefähr  die 
heutige  Grenze  der  beiden  Nationalitäten 
erreichte.  Die  agrarische  Kulturverbesserung, 
auf  der  sie  im  wesentlichen  beruhte,  reichte 
aber  unter  deutscher  Leitung  und  nach 
deutschem  Muster  noch  weit  in  die  heutigen 
Slawen-  und  Magyarenländer  und  den  Kar- 
pathen folsend  sogar  bis  nach  Rumänien. 
Auch  die  Kelten  von  Wales,  Schottland  und 
Irland  haben  dem  deutschen  Einfluß  gegen- 
über nur  schwache  Reste  ihrer  herkömm- 
lichen Verhältnisse  zu  bewaiiren  vermocht, 
diese  aber  mit  hinreichender  Deutlichkeit 
bis  zur  Neuzeit  erhalten. 

Daraus  ergibt  sich,  daß  der  größte  Teil 
unserer  Staatsgebiete  von  Ansiedlungen 
wenigstens  zweier  Nationalitäten  bedeckt 
sein  muß.  Ihre  Eigentümlichkeiten  dürfen 
also  nicht  ohne  weiteres  einer  oder  der 
anderen  Nation  zugeschrieben  werden  und 
können  auch  gemischte  Typen  mehr  oder 
weniger  umgewandelter  Anlagen  sein.  An- 
dererseits sondern  sich  aber  auch  Gegenden 
aus,  welche  seit  ihrer  Besiedlung  ungestört 
im  Besitze  desselben  Volkes  geblieben  sind.die 
also  überihrereine,unvermischt  nationaleSied- 
lungsweise  und  deren  volkstümliche  Charakter- 
züge hinreichende  Ueberzeugung  gestatten. 

Als  solches  ausschließlich  nationales  Sied- 
lungsgebiet steht  vor  allem  das  deutsche 
bestimmt  fest.  Für  diese  Landschaften  zwi- 
schen Weser,  Westerwald  und  Saale  bis  hinauf 
nach  Dänemark  und  Schweden  hat  nun  ört- 
liche Beobachtung  und  Durchsicht  und  Bear- 
beitung der  überall  vorhandenen  Kataster- 
und  Flurkarten  das  in  der  Hauptsache  schon 
aus  den  großen  topographischen  Karten  er- 
kennbare Bild  überzeugender  Ueber- 
einstimmung  ergeben. 

Es  kann  sich  nicht  danim  handeln,  dabei 
gewisse  Ortschaften  und  Wohnplälze  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  deren  Entstehung  in  der 
Neuzeit  oder  im  späten  Mittelalter  bekannt 
ist,  wie  die  Anlagen  des  Verkehrs  und  der 
Industrie,  die  Vehnkolonien,  eine  Anzahl 
\  Guts-  und  Forsthöfe  und  eine  noch  zu  er- 
wähnende Erweiterung  des  Anbaues  auf 
Marsch- und  Rodeländereien,  welche  vom  10. 
bis  14.  Jahrh.  in  charakteristischen  Formen 
erfolgte.  Alle  anderen  Orte  dieses  gesamten 
Gebietes  aber  erweisen  sich  in  ihrer  Anlage 
und  Einrichtungen  so  durcha\is  übereinstim- 
mend, daß  es  nicht  einmal  auf  die  im  Mangel 
aller  Ueberlieferung  schwer  lösbare  Frage  an- 
kommen kann,  welche  derselben  schon  der 
ältesten  Zeit  volkstümlicher  Besiedlung  an- 
gehören und  welche  erst  in  später  folgenden 
Perioden  entstanden  sind. 

11.  Deutsche  Dörfer.  Das  Charakteristische 
und  Typische  dieser  deutschen  Besiedlung  liegt 
zunächst  darin,  daß  überall  geschlossene  Dörfer 
bestehen,  die  sich  aus  etwa  10  bis  30  altbe- 
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kannten  größeren  Höfen  und  einer  allmählich 
angewachsenen  Zahl  kleinerer  Stellen  zusammen- 


Auswärtiger  war.  Das  entstandene  Gemein- 
wesen machte  gleiche  Ansprüche  der  Leistungen 


Aus  dem  zum  Acker  bestimmten  Lande  der 
Flur  wurde  zunächst  eine  Anzahl  Abschnitte 


«et'zen.  Die  Lage  dieser  Gehöfte  zeigte  eine  sehr  an  die  Hufe,  weil  für  alle  Hufen  und  zwar 
unreselmiiUige,  durcheinandergewurfelto  Zu-  nicht  bloü  für  die  desselben  Ortes,  sondern  in 
eammenstcllung.  Wie  das  Wort  Dorf,  Turf,  gleichem  Sinne  für  die  des  ganzen  Landes  im 
Haufen  bezeichnet,  so  ist  auch  Haufendorf  allgemeinen  die  Voraussetzung  gleicher  Lei- 
der geeignetste  Ausdruck  für  diese  Art  der  stungsfähigkeit  galt 

Dorfanlage.     Abgesehen  von  größeren  Land-        '  '  ■-  "   * 

Btraßen,  welche  manche  Orte  durchschneiden, 
und  eine  gewisse  Reihe  der  Häuser  und  Gehöfte  (Gewanne)  von  in  sich  gleicher  Bodenbeschaffen- 
erzeu^t  haben,  zeigen  die  Aufrisse  ein  buntes  heit  gewählt,  und  in  jedem  dieser  Abschnitte 
Netz°von  krummen  und  winkligen  Gassen  und  jeder  Hufe  ein  gleich  großer  Unterabschnitt  nach 
Zugängen,  und  es  gelingt  nicht,  dafür  ein  Ge- ,  dem  Lose  zugewiesen.  Vielleicht  wurden  ur- 
setz  olcr  einen  ursprünglichen  Plan  aufzufinden,  sprünglich  die  Unterabschnitte  ohne  Rücksicht 
Die  Gehöfte  stehen,  wie  schon  Tacitus  bemerkt,  auf  ihre  Korm  so  gebildet,  daß  die  Fläche  der 
stets  einzeln,  und  Häuser  und  Gärten  liegen  in  einzelnen  Hufe  in  jedem  Gewann  etwa  emcn 
keiner  bestimmten  Beziehung  zueinander.  Der  i  Morgen  oder  Tagewerk,  also  das  Maß  betrug, 
Ueberblick  des  Ganzen  läßt  am  ersten  den  i  welches  an  einem  Vormittag  oder  Tag  gepflügt 
Schluß  zu,  daß  innerhalb  der  meist  noch  vor- 
handenen und  an  ihren  Grenzlinien  unschwer 


werden  konnte.     Dieses  Morgenma  ß.  A  cker, 

_     Joch,   .luchart,  jugerum,   jurnalis,   ager,  tritt 

zi7erkennenden  Abzäunungen  der  alten  größeren  !  schon  in  den  ältesten  Urkunden  als  allgemein 
Höfe  sich  zuzeiten  die  anwachsende  Bevölkc- '  gebraucht  auf.    Es  hat  aber  keine  sichere  Ue- 
rung  enger  als  ursprünglich  zusammengedrängt  stimmthcit.     Selbst  in  derselben  Gemarkung 
■  •  •   '  ,    1  schwanken  ilie  Morgengrüßen  bei  genauer  Mes- 

sung nach  Uüdcnbeschaffenheit  und  Lage.  Sie 
wurden  nur  ungefähr  abgeschritten  oder  nach 
örtlich  üblichen  Ruten  in  gewisser  Länge  und 
Breite  bestimmt:  ihre  Grenzen  innerhalb  des 
(iewannes  aber  wunlcn  nach  den  ali(|uoten  Teilen 
desselben  durch  Pflugfurchen  gezogen.  Zwi.schen 
den  verschiedenen  Dürfern  und  (Jegcnden  weichen 
diese  Maße  selbstredend  noch  ungleichartiger  ab. 

13.  Flureinteilung  und  Allmenden.  Das 
nicht  boarkerli'  zur  Gemarkung  gehörige  Land 
blieb  als  Allmende  in  gemei n  samer  Nutzung 
zur  Viehweide  und  Holzung.  Je  weiter  die 
Urbarmachung  vorschritt,  desto  größer  wurde 
mit  der  Zahl  der  Gewanne  das  Bauland  der 
Hufe  und  desto  kleiner  das  Allmendland, 
dessen  verhältnismäßige  Mitnutzung  als  ihr  Zu- 
behör bezeichnet  zu  werden  pflegte. 

Mit  der  Zeit  aber  war  die  Grenze  des  Be- 
darfs und  der  .\rbeitskraft  der  Hüfner  erreicht. 


und  den  von  Anfang  an  planlos  und  willkürlich 
verteilten  Raum  noch  unregelmäßiger  zer- 
stückelt hat. 

Die  Grüße  der  zn  diesen  Dörfern  gehörigen 
Gemarkungen  ist  zwar  gegenwärtig  sehr 
verschieden,  und  sie  sind  teils  durch  die  all- 
mähliche Teilung  des  ursprünglich  zwischen  ihren 
Grenzen  liegen  gebliebenen  unkultivierten  Lan- 
des, welches  alten  nutzungsberechtigten  Mark- 
genossenschaften angehörte,  teils  bei  der  Bildung 
der  modernenpolitischen  Gemeinden  durch  Ueber- 
weisung  vereinzelter  fiskalischer  oder  privater 
Grundstücke  je  nach  ihrer  Lage  verschieden 
vergrößert  worden.  Auch  wurden  nicht  selten 
die  Fluren  wüst  gewordener  Orte  mit  denen 
der  Nachbardörfer  vereinigt.  Das  alte  Kultur- 
land an  Aeckorn,  Gärten  und  Feldwiesen  aber 
nimmt  bei  allen  diesen  Dürfern  ziemlich  über- 
einstimmend  etwa   die   Fläche   von  300  bis 

400  ha  ein.  >ii  > 

12.  Hufenverfassung.  Die  gedachten  alten  ;  und  es  wurde  vorteilhafter,  die  in  der  Allmende 
10  bis  30  Höfe  dieser  Dorfanlagen  hängen  mit  der  i  noch  vorhandenen  kulturfähigen  Ländereien  an 
allgemein  verbreiteten,  ein  weiteres  Charakteristi-  unbeerbte  Söhne  und  andere  Anbauer  mit  kleinen 
kum  der  volkstümlich  deutschen  Siedlungsweise  Stellen  oder  zu  Zins  und  Pacht  abzugeben, 
bildenden  Hufenverfassung  zusammen.  Ihre  Be-  Auch  waren  große  Staatsländereien,  Privatbe- 
sitzer waren  die  ursprünglich  ausschließlich  an  Sitzungen  beliehener  weltlicher  und  geistlicher 
der  Dorfanla"e  Berechtigten.  Unter  Hufe  ver-  Großen  und  Sondereigen  solcher  Märker  ent- 
stand man  eine  Besitzung,  welche  von  dem  |  standen,  welche  aus  großen  geteilten  Marken 
~  ■"■  "  ■  ausschieden.  Alles  dieses  I^and  wurde,  um  es 
in  Ertrag  zu  bringen,  soviel  als  möglich  gegen 
Leistungen  und  Zins  an  freie  oder  eigene  Leute 
ausgetan;  und  zwar  geschah  dies  der  Sitte  nach 
ebenfalls  nach  gleichberechtigten  und  gleich- 
erpflichteten_  Hufen  von  gleicher  Morgenzahl 
gleicher  Größe. 


Hausvater  mit  seiner  Familie  und  wenigem 
Gesinde  bestellt  werden  konnte,  ihm  aber  auch 
den  Unterhalt  und  die  Mittel  zu  den  üblichen 
öffentlichen  Lasten  zu  gewähren  vermochte.  Sie 
bildete  den  einer  solchen  Besitzung  entsprechen- 
den Anteil  an  der  Flur,  und  die  gesamte  Anlage 


uß  ursprünglich  schon  auf  eine  bestimmte  An-  und  dadurch  "örtlich  ziemlich  gleicher  Grö_ße. 
,hl  solcher  Anteile  berechnet  worden  sein.  Dabei  Daraus  erst  entstand  die   Auffassung  der 


m 

zahl 

war  nicht  notwendige  Voraussetzung,  daß  jedem 
Dorfgenossen  wirklich  ein  solcher  Anteil  zu- 
gehörte. Er  konnte  auch  mehrere  derselben  oder 
nur  einen  Bruchted  besitzen.  Aber  die  Hufen 
wurden  andauernd  als  ideelle  Ganze,  gewisser- 
maßen als  Persönlichkeiten  mit  bestimmten  unter- 
einander gleichen  Rechten  und  Pflichten  gedacht, 
bei  denen  es  gleich  war,  ob  der  Eigentümer  sie 
selbst  verwaltete  oder  für  sich  einen  Vertreter 
einsetzte,  ob  er  mehrere  in  eine  vereinigte  oder 
sie  halbierte  oder  vierteilte,  auch  ob  der  Be- 
sitzer Freier  oder  Unfreier,  Einwohner  oder 


Handworterbacb  der  Staatswisaenschaften.  4.  Aufl.   Bd.  I 


Hufe  als  eines  Landmaßes,  als  des  Be- 
sitzes einer  gewissen  Anzahl  Morgen.  Zwischen 
den  verschiedenen  Gemarkungen  aber  bestanden 
die  größten  Abweichungen  von  20  bis  zu  180 
Morgen  im  Hufenmaß,  so  daß  zwischen  diesen 
nach  Maß  bestimmten  Hufen  keine  andere  Ueber- 
einstimmung  bestand,  als  daß  sie  als  gleich- 
mäßig leistungsfähig  behandelt  wurden. 

Ob  aber  das  in  der  Flur  unter  den  Pflug 
gebrachte  Ackerland  mehr  oder  weniger  Fläche 
einnahm,  machte  in  der  Lage  der  Besitz- 
stücke keinen  Unterschied:  allgemein  waren 
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sie  in  alle  Gewanne  verteilt.  Die  Zahl  der 
Stücke,  welche  jede  Hufe  besaß,  läßt  sich  da- 
nach überschlagen,  daß  derAnteil  von  je  1  Morgen 
(d.  h.  25—40  ar)  im  Gewann  ungefähr  6U  Ge- 
wanne erforderte,  wenn  die  Hufe  die  ziemlich 
häufige  Zahl  von  60  Morgen  umfaßte.  Mit  der 
Zeit,  wenn  Verwirrung  in  den  Grenzen  entstand 
und  Ke^ulierungen  derselben  nötig  wurden, 
pflegten  die  von  den  Dorfgenossen  dazu  bestimm- 
ten Feldgeschworenen,  welche  unbedingten  Ge- 
horsam fanden,  nicht  selten  zwei  oder  mehrere 
Gewanne  in  eines  zusammenzuziehen  und  die 
Anteile  in  regelmäßigen,  oft  ziemhch  langen 
Streifen  anzuweisen.  So  viele  Gewanne  aber 
angelegt  sind,  so  viele  Ackerstücke  hat  jede 
Hufe  ursprünglich  besessen,  und  Umtausch,  Ver- 
äußerung, Teilung  oder  Vererbung  .solcher  Stücke 
sind  selten  durchgreifend  genug  gewesen,  die 
Stücke  einer  Hufe  aus  einer  erheblichen  Zahl 
der  Gewanne  verschwinden  zu  machen.  Meist 
finden  sie  sich,  sofern  nicht  die  moderne  Ver- 
koppelung  der  Flur  durchgeführt  worden  ist, 
noch  bis  auf  die  Gegenwart  über  dieselbe  zer- 
streut. Es  bedarf  keines  näheren  Hinweises, 
daß,  wenn  jede  Hufe  in  jedem  Gewanne  gleichen 
Anteil  crliii  lt,  die  Gewanne  aber  nach  der  Boden- 
beschaffenheit abgegrenzt  waren,  die  denkbar 
gerechteste  Gleichstellung  aller  Hufen  in  dem 
Besitze  ihrer  Grundstücke,  sowohl  nach  Größe, 
als  Güte  und  Wert,  wie  nach  Entfernung  er- 
reicht werden  mußte. 

14.  Flurzwang.  Wegen  der  im  Gemenge 
liegenden  Aecker  der  Bauern,  zu  denen  unmöglich 
besondere  Wege  geführt  werden  konnten,  und 
wegen  der  Idee,  daß  der  Anbau  seinem  Wesen 
nach  ein  Abbruch  an  dem  gemeinsamen  Weide- 
gange der  Viehherden  der  Dorfgenossen  sei, 
welchem  deshalb  Stoppel  und  Brache,  sobald 
die  Feldfrüchte  geerntet  waren,  geöffnet  werden 
mußten,  bestand  auf  allen  diesen  Fluren,  soweit 
sich  zurückdenken  läßt  und  unzweifelhaft  von 
ihrer  ersten  Einrichtung  an,  Flurzwang. 

nie  gesamte  Ackerflur  mit  allen  in  ihr  lie- 
genden Gewannen  war  in  meist  3,  häufig  aber 
auch  2  oder  4  möglichst  gleich  große  Felder 
oder  SchL^ge  geteilt,  auf  deren  jedem  im 
einzelnen  Jahre  von  allen  beteiligten  Besitzern 
dieselbe  Frucht  gebaut  werden  m\ißte.  Zu  jedem 
Schlage  gehörte  eine  Anzahl  Gewanne,  und 
wegen  der  verhältnismäßigen  Verteilung  jedes 
Gewannes  unter  die  bestehenden  Hufen  lag  auch 
in  jedem  Schlage  von  jeder  Hufe  die  ungefähr 
gleiche  Fläche.  Die  Grundstücke  desselben 
.Schlages  mußten  auf  Beschluß  der  Gemeinde 
und  .\nkündigung  des  Bauermeisters  zu  gleicher 
Zeit  beackert  und  mit  der  gleichen  Frucht  be- 
sät und  beim  Aufgehen  der  Saat  nach  gleichen 
.\nteilen  mit  einem  fortlaufenden  festen  Zaune 
gegen  das  außen  weidende  Weidevich  abge- 
schlossen werden.  Ebenso  wurde  der  Beginn 
der  Ernte  und  ihre  Frist  verkündet,  und  nach 
Ahlauf  der  letzteren  die  Umzäunung  entfernt, 
so  daß  es  ein  säumiger  Wirt  sich  selbst  zuzu- 
schreiben hatte,  wenn  das  Vieh  seine  Ernte  be- 
schädigte. 

Die  Wiesen  blieben  häufig  ungeteilt  und 
wurden  nur  zur  Heuernte  den  einzelnen  Berech- 
tigten nach  dem  Verhältnis  des  gewachsenen 
Grases  durch  das  Los  zugewiesen  oder  auch  ge- 
meinsam gemäht,  das  Heu  aber  nach  den  Haufen 
(der  K.ippe)  geteilt. 


Auch  die  Nutzung  von  Niederwaldungen  und 
Lohhecken  geschah  namentlich  auf  den  Grau- 
wackengebirgen zu  beiden  Seiten  des  Rheins  in 
der  Regel  so,  daß  das  Waldland  in  Schläge  ge- 
teilt war,  von  denen  jeder  der  Reihe  nach  in 
ungefähr  20  Jahren  zur  .\bholzung  kam  und  in 
so  viele  gleiche  oder  verhältnismäßige  Teile,  als 
Berechtigte  im  Dorfe  waren,  geteilt  und  verlost 
wurde.  Sie  hackten  dann  das  Holz  zum  neuen 
Ausschlag  über  der  Wurzel  ab,  schälten  die 
Lohrinde  und  benutzten  die  entstandene  Blöße 
1  und  2  Jahr  zum  Roggenbau.  Dies  sind  die 
weitverbreiteten  sog.  Hauberge. 

15.  Kelten, Clanverfassung.  Die  nationale 
Siedlungsweise  der  Kelten  ist  streitig.  Lange 
sah  man  das  Einzelhofsystem  als  keltische  Art  an. 
Neuerdings  aber  kommt  man  zu  der  Anschauung, 
daß  die  Kelten  wohl  dortweise  gewohnt  haben 
und  daß  da,  wo  sich  in  ihrem  Gebiet  Einzelhöfe 
finden,  diese  auf  eine  vorkeltische  Urbevölkerung- 
zurückgehen. Eigentümlich  ist  den  Kelten  die 
Clanverfassung.  Die  Clane  standen  jeder  unter 
einem  patriarchalisch  regierenden  Clanhäuptlinge. 
Die  Clangebiete  sind  noch  heute  genügend  be- 
kannt. Sie  sind  in  den  Counties  und  Baronies 
Irlands  noch  vielfach  erhalten.  Unter  den  Clanen 
bestand  eine  weitere  Ueberordnung,  so  daß  die 
Häuptlinge  einige  derselben  wechselnd  Könige 
und  Oberkönige  der  ursprünglich  5,  dann  4 
Königreiche  der  Insel  waren.  Dem  Oberkönige 
stand  eine  Versammlung  aller  Clanhäuptlinge 
zur  Seite.  Was  sie  mit  dem  Könige  beschloß, 
konnte  leicht  einheitlich  durchgefülirt  werden. 
Innerhalb  des  Clans  reichte  die  patriarchalische 
Gewalt  des  Häuptlings  sehr  weit.  Er  war  der 
natürliche  Vormund  aller.  Alle  Clanmitglieder 
betrachteten  sich  als  gleichberechtigte,  von  dem- 
selben Ahn  abstammende  Verwandte,  führten  in 
allen  Gliedern  denselben  Namen  und  waren  Mit- 
eigentümer des  gesamten  Grund  und  Bodens 
im  Clangebiete.  Aus  demselben  Grunde  aber 
konnte  niemand  Land  zu  erblichem  Eigentum 
erlangen.  Vielmehr  wurde  jedem  ein  ange- 
messener Grundbesitz  zu  lebenslänglicher  Nut- 
zung überwiesen.  Diese  Ueberweisung  war  das 
Geschäft  des  als  Stellvertreter  und  präsumptiver 
Nachfolger  des  Clanhauptes  erwählten  Tanaist. 
Die  Söhne  erbten  nur  den  beweglichen  Nachlaß 
ihres  Vaters  und  zwar  die  ehelichen  ebenso  wie 
die  unehelichen.  Jedes  Mitglied  hatte  nach 
Maßgabe  seiner  Landnutzung  zu  den  öffentlichen 
Bedürfnissen  für  Krieg  und  Bauten  und  für 
Unterhalt  des  Häuptlings  und  seiner  Beauf- 
tragten durch  Naturalleistungen  und  .\bgaben 
beizutragen.  Außerdem  aber  war  dem  Clan- 
häuptlinge ein  erhebliches  Grundstück  zu  eige- 
nem Recht  überwiesen,  auf  welchem  er  hörige 
Bauern  ansetzen  konnte.  Alle  Zeugnisse  sprechen 
dafür,  daß  alsbald  mit  der  festen  Ansiedlung  der 
Familien  in  den  Townlands,  (|)uarters  und  Tates 
eine  .Aristokratie  entstand,  welche  ihre  Be- 
sitzungen bis  auf  den  Urenkel  ungeteilt  vererbte, 
dann  aber  nach  Stirpes  als  Parzellarbesitz  teilte. 
Diese  .Aristokratie  war  übrigens  eine  lediglich 
auf  den  Reichtum  begründete,  der  sich  in 
Viehbesitz  und  einem  größeren  oder  geringeren 
Gefolge  an  abhängigen  Lehnsleuten  und  den 
völlig  eigenen  Sklaven  aussprach,  welche  sich 
dem  Herrn  verschrieben  hatten.  Der  Grund- 
besitz wurde  mit  der  Zeit  außerordentlich  ver- 
schieden und  sehr  zerstückelt.    Die  Ideen  der 
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alten  Clanreclite  aber  lebten  in  der  Volksraasse 
fort,  wie  es  scheint  durch  gewisse  phantastische 
Fiktionen.  In  Wahrheit  verwandelten  sich  die 
Clanliäuptlinf;e,  welche  sich  halten  konnten,  im 
Sinne  des  normannischen  Adels  in  Vasallen  der 
Krone,  Eigentümer  des  ürundes  und  Bodens  und 
Grundherrn  des  ganzen  C'langebictes.  Ein- 
zelnen reicheren  Verwandten  oder  sonst  Mäch- 
tigen übcrIieUen  sie  davon  größere  Güter;  die 
übrigen  Clanmitglieder  erhielten  Land  gegen 
eine  mäßige  (fair),  nicht  wesentlich  zu  steigernde 
(fixe)  Rente,  mit  der  es  an  andere  abgetreten 
werden  konnte  (try).  Mehr  und  mehr  aber  gingen 
unter  dem  Einflüsse  der  großen  Landverleihunpen 
in  den  Religionskriegen  diese  IJcsitzverhältnisse 
in  die  bekannten,  im  höchsten  Grade  drücken- 
den l,an d ver pach t ungen  über. 

x6.  Die  römische  Siedlungsweise  in  den 
nördlichen  eroberten  Provinzen  schloß  sich  an  die 
Zuweisung  des  ager  assignatus  zu  f|uiritischem 
Eigentum  an.  Es  wurden  durch  die  Linien  der 
Dccumanen  und  Cardines  getrennte  t,)uadrate 
nebeneinandergemessen,  welche  in  der  Regel 
200  jugera,  also  50  ha  umfaßten,  während  die 
Zugangswege  auf  den  .Scheidelinien  in  20  und 
12  Fuß  lireite  verliefen.  Spuren  solcher  .An- 
lagen sind  sehr  selten,  z.  Ii.  bei  Friedberg  in 
der  Wetterau  erhalten.  Häufiger  hat  man 
Trümmer  von  Villen  und  Gehöften  ausgegraben. 
Die  Ländereien  der  Provinzialen,  .so- 
weit sie  nicht  in  bestimmten  Fällen  p;räumt 
werden  mußten,  blieben  meist  völlig  in  ihrer 
alten  Lage.  Die  Durchführung  der  Munizipal- 
verfassung und  der  Grundbesteuerung  änderte 
an  der  bestehenden  Feldeinteiluiig  nichts.  Wohl 
aber  wird  angegeben,  daß  von  Römern  erheb- 
liche Latifundien  in  den  Provinzen  und  nament- 
lich im  nördlichen  Gallien  erworben  worden 
sind  und  daß  sie  auf  denselben  reiche  Villen 
erbaut  und  zur  liewirtschiiftuns  in  deren  Um- 
gebung zusammenhängende  Dorfschaften  für 
Sklaven  und  Kolonen  angelegt  haben. 

17.  Slawen.  Hei  den  Südslawen  ist  die  Zadru- 
ga,  Hauskommunion,  nicht  eine  ursprüngliche  Ein- 
richtung, sondern  durch  Einführung  des  bvzanti- 
nischen  Steuersystems  entstanden.  Eine  familie 
umfaßte  in  üblicher  Weise  mehrere  Generationen 
und  bewohnte  einen  Komplex  von  Grundstücken, 
den  sicals  ihr  erbliches  Stammgut  betrachtete.  Die 
Ländereien  wurden  nicht  geteilt,  sondern  gemein- 
schaftlich in  der  sog.  llauskommunion  bewirt- 
schaftet. In  ihr  regiert  wie  im  Clan  ein  Familien- 
haupt, ein  Staresfina.  ,\eltester,  der  die  Kommu- 
nion mit  väterlicher  Gewalt  leitet.  Landnutzune, 
Arbeit  und  Haushalt  sind  völlig  gemeinschaftlich. 
Der  Staressina  weist  jedem  einzelnen  seine  tägliche 
.\rbeit  zu,  führt  die  Kasse,  kauft  und  verkauft 
und  beherrscht  das  ganze  Hauswesen.  Wird  die 
Zahl  der  verheirateten  Mitgenossen  zu  groß,  um 
noch  aus  derselben  Küche  leben  zu  können,  so 
erfolgt  nach  Stämmen  die  Trennung  und  Be- 
gründung besonderer  Kommunionen. 

Die  Nordslawen  strebten  hei  der  Feld- 
einteilung nicht  grundsätzlich  wie  die  Deutschen 
nach  längeren  .Vckerstreifen,  sondern  zogen 
mehr  block.irtige  Grundstücksformen  vor.  Von 
den  alten  blockartigen  Flureinteilungen 
lassen  sich  rtoch  deutliche  Reste  in  Oberfranken, 
im  Meißener  Lande,  in  der  (Jberlausitz  und  im 
südlichen  Rohmen,  sporadisch  auch  in  Schlesien 
und  Pomerellen  feststellen. 


Bestimmt  erhalten  haben  sich  auf  den 
slawischen  Siedlun^gebieten  der  norddeutschen 
Ebene  viele  alte  Dorfanlagen  der  Slawen. 
Die  am  meisten  nach  Westen  vorgeschobenen 
sorbisch-wendischen  .Stämme  brauchten  mit  Vor- 
liebe den  Plan  des  Runddorfes.  Er  ist  fächer- 
förmig gestaltet.  Die  Gehöfte  liegen  eng  neben- 
einander im  Kreise  oder  hufeiscnfcirmig  um  einen 
runden  oder  ovalen  Platz,  der  ursprünglich  nur 
einen  Zugang  hatte.  Nach  außen  aber  folgt 
hinter  jedem  Gehöft  ein  keilförmig  sich  ver- 
breiternder Haumgarten,  der  mit  hohem  Holz 
besetzt  zu  sein  pflegt.  Das  Ganze  wird  von 
einer  beinahe  kreisrund  fortlaufenden  Hecke 
umgeben.  Der  zweite  Plan,  das  Straßendorf, 
mischte  sich  bei  den  Nordslawen  im  Westen 
der  Oder  mit  den  Runddörfern,  östlich  der  Oder 
aber  herrschte  er  fast  ausnahmslos.  Dieser  Plan 
ist  indes  insofern  nicht  ausschließlich  slawisch, 
als  ihn  die  Deutschen  bei  der  Kolonisation  der 
Slawenländer  in  der  weitesten  Verbreitung  und 
meist  erheblich  vergrößert  angewandt  haben, 
um  die  Nachteile  des  alten  deutschen  Haufen- 
dorfes zu  vermei<len.  Die  Gehöfte  in  den  Straßen- 
dörfern liegen  in  zwei  eng  gedrängten  Reihen 
an  einer  breiten  Dorfstraße  und  haben  jedes 
hinter  sich  in  gleicher  Breite  einen  (irasgarten, 
so  daß  sie  alle  rechtwinklig  auf  die  Straße 
stoßen.  Rückseitig  werden  sie  durch  eine  meist 
in  gerader  Richtung  fortlaufende  Hecke  von  der 
Ackerflur  geschieden.  Die  Dorfstraße  bildet  einen 
breiten  Anger,  in  dessen  Mitte  nieist  Kirche  und 
Kirchhof,  Schmiede  und  Schule  und  breite  Wasser- 
lücher,  die  als  Viehtränke  dienen,  Platz  finden. 

18.  In  Süddeutschland  entsprechen  die  An- 
siedliingen  der  Vangionen,  Triboker  um!  Nemeter 
in  der  Pfalz  und  im  Untercisaß,  der  Hermun- 
duren am  Main  bis  zur  Tauber  und  Rezat,  der 
Alemannen  in  der  Mitte  von  Württemberg  und 
der  Westschweiz,  der  .luthungen  in  Schwaben 
und  am  Bodensee.  der  Bajuvaren  zwischen 
Donau,  Lech  und  Mangfall,  ebenso  die  der  Ubier 
und  Chatten  im  Rheintal  bis  zu  den  Ardennen 
den  heimischen  Hautendörfern  mit  gewannförmig 
verteilter  Feldflur.  Iniles  sind  sie  fast  überall 
auf  die  leichter  zugänglichen  fruchtbaren  Land- 
schaften von  hinreichend  ebener  Hodenbeschaffen- 
heit beschränkt,  welche  zuerst  in  Besitz  ge- 
nommen wurden.  Zwischen  ihnen  aber  finden 
sich  auf  bergigen  Höhen,  in  Heiden  und  sonstigen 
ungünstigen  Lagen  Ortschaften,  welche  in  der 
Einteilung  und  Lage  der  Grundstücke  der  ein- 
zelnen Besitzungen  zwar  keini'  Aehnlichkeit  mit 
den  Kämpen  der  Einzelhofe  haben,  doch  eben- 
falls aus  unregelmäßigen  und  ungleichen 
Blöcken  zusammengesetzt  sind,  so  daß  auf 
ein  von  der  volkstümlichen  Besiedlung  ab- 
weichendes Prinzin  geschlossen  werden  muß. 
Es  bestehen  auf  diesen  Fluren  meist  nur  aus 
wenigen  Gehöften  gebildete  Weiler,  bei  denen 
gleichwohl  eine  Veranlagung  nach  Hufen  oder 
Hufenteilen  allgemein  besteht. 

19.  Planmäßige  Anlagen.  Seit  etwa  dem 
8.  Jahrh.  sind  .\nsieillungen  auf  königlichem  oder 
grundherrlirhem  Lande  zu  völlig  planmäßigen 
.\nlagen  entwickelt  worden.  Bei  den  Verleihungen 
Karls  des  Großen  und  der  späteren  Könige  tritt 
schon  die  Königshufe,  der  Miinsiis  regalis,  auf. 
Sie  konnte  in  der  Form  verschieden  sein,  in  einem 
720  Ruten  langen  und  30  Ruten  breiten  Streifen 
oder  in  Gewannen  oder  auch  als  Einzelhof  an- 
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gelegt  werden.  Aber  sie  hatte  das  bestimmte 
Maß  von  wenigstens  48—50  ha,  in  welchem  sie 
vergeben  wurde.  Dem  Gedanken  der  Auslegung 
in  einem  einzigen  und  deshalb  trotz  sehr  beträcht- 
licher Länge  immer  noch  hinreichend  breiten 
Streifen  entsprach  die  Anlage  der  Marschhufen. 
Sie  wurde  in  Holland  anscheinend  schon  in  der 
späten  Karolingerzeit  bei  Beginn  der  See- 
eindeichungen üblich  und  ist  dann  bei  allen 
späteren  Marschbesiedlungen  in  Friesland,  an 
der  Weser  und  an  der  Elbe  zum  Teil  in  kleinerem 
Maß  zur  Anwendung  gekommen.  Wesentlich 
verwandt  mit  den  Königshufen  sind  die  zu- 
erst im  Odenwald,  Schwarzwald  und  Spessart 
nach  Waklsiedelrecht  angelegten  Waldhufen 
oder  Hagenhufen.  Sie  wurden  in  der  Regel 
auf  eine  Fläche  von  30—36  ha  berechnet  und  | 
vorzugsweise  bei  Rodung  und  Besiedlung  von  : 
Gebirgsforsten  angewendet.  Längs  eines  Ge- 
birgsbaches  wurden  die  geeigneten  Stellen  für 
die  Gehöfte  bezeichnet.  Darauf  suchte  man  für  , 
jedes  Gehöft  den  Talabhang  in  die  Höhe  bis  zu 
der  in  der  Regel  auf  der  Wasserscheide  be- 
stimmten Grenze  eine  Weglinie  auf,  welche 
wegen  der  Erfordernisse  der  Fahrbarkeit  oft 
reciit  gekrümmt  war.  Zwischen  diese  Wege 
wurden  dann  die  Hufen  ihrer  Fläche  nach  so  j 
eingemessen,  daß  kein  Weg  die  Grenze  der  zu-  j 
gehörigen  Hufe  überschritt.  Die  Hufenstreifen 
erhielten  deshalb  ebenfalls  eine  oft  sehr  ge- 
wundene Figur.  Mit  diesen  Anlagen  sind  vom  j 
8.  bis  12.  .Jahrh.  vereinzelte  Strecken  der  Rhön  | 
und  Oberösterreichs,  fast  zusammenhängend 
aber  alle  Teile  des  Thürin^erwaldes,  das  Erz- 
gebirge und  der  Zug  der  Sudeten  mit  ihren  Vor- 
bergen bis  tief  in  die  Karpathen  bedeckt  worden. 
Auch  im  westlichen  Deutschland  wurde  der 
Schaumburger  Wald  und  die  Gegend  nördlich 
von  Hannover  mit  Waldhufen  besiedelt.  I 
20.  Frankreich  und  England.  Während  in 
Süd-  und  Westdeutschland  die  deutschen  Sied- 
lungen die  alten  keltischen  und  römischen  in  brei- 
tem Strom  überfluteten,  sind  im  südlichen  Belgien 
und  in  Nordfrankreich  die  volkstümlichen  deut-  > 
sehen  Siedlungen  nur  sporadisch  zur  Anlage  ge- 
kommen. 

Es  gibt  keinen  Teil  von  Frankreich  der 
nicht  in  der  Völkerwanderung  unter  deutsche 
Herrschaft  gekommen  wäre.  Aber  die  Besitz- 
nahme war  sehr  verschieden.  Die  Burgunden 
erhielten  Savoyen  und  die  Westgoten  Aqui- 
tanien nach  der  Analogie  der  römischen  Ein- 
quartierungsgesetze in  der  Weise  zugewiesen, 
daß  je  ein  Deutscher  zu  einem  DritteU  oder  zur 
Hälfte  als  Anteilsberechtigter  in  die  Besitzung 
eines  römischen  Provinzialen  eingewiesen  wurde. 
Daher  blieben  die  von  dieser  sogenannten 
Tertia  betroffenen  Landstriche  in  der  Ge- 
staltung der  alten  keltischen  Grundstücksein- 
teilung unverändert.  Im  übrigen  Teil  von 
Gallien  erfolgte  die  Ueberweisung  von  Land 
an  Deutsche  wesentlich  nur  in  der  Form  von 
Uebertragung  an  einzelne  Getreue  des  Königs. 
Die  Verbreitung  der  Dorfform  in  Frankreich 
aus  der  germanischen  Einwanderung  herzu- 
leiten (wie  es  Meitzen  wollte),  ist  unmöglich, 
da  das  Einzelhofsystera,  wie  erwähnt,  keineswegs 
die  spezifisch  keltische  Siedlungsart  ist.  Hin- 
gegen ist  es  möglich,  daß  die  Einrichtung  der 
Allmende  durch  germanische  Einwanderung 
weitergetragen  wurde,  so  auch  nach  Italien. 


Für  England  wird  es  ebensowenig  wie  für  Frank- 
reich zulässig  sein,  das  dort  (neben  dem  Einzel- 
hofsystem) weitverbreitete  Dorfsystem  lediglich 
auf  die  Okkupation  durch  die  Angelsachsen 
zurückzuführen. 

Dies  ist  das  allgemeine  Bild  der  Besiedlung 
Europas  nördlich  der  Alpen,  wie  sie  sich  bis 
zu  der  großen  Kolonisierung  und  Germanisierung 
des  slawischen  Ostens  gestaltet  hatte. 

21.  Rechtselbische  Slawengebiete.  Marsch- 
und  Waldhufen.  Das  Vordringen  der  deutschen 
Kolonisation  in  die  rechtselbischen  Slawen- 
gebiete und  ihre  Verbreitung  im  12.,  13.  und 
14.  Jahrh.  ist  ein  von  der  Gestaltung  der  links- 
elbischen  Landsiedlungen  darin  abhängiger  Vor- 
gang, daß  die  auf  den  älteren  Volksgebieten 
herkömmlichen  Ansiedlungsformen  in  entwickel- 
terer und  verbesserter  Gestalt  auf  den  neuen 
Boden  übertragen  wurden.  Es  ergoß  sich  über 
ihn  die  Masse  der  in  der  deutschen  Heimat 
übermäßig  angewachsenen  Bevölkerung. 

Anstoß  und  lebhafte  Förderung  erhielt 
die  Wanderung  nach  Osten  durch  die  Ein- 
brüche des  Meeres,  die  sich  damals  an  der 
gesamten  Nordseeküste  in  schreckenvoller  und 
zerstörender  Weise  steigerten.  In  Holland  und 
Friesland  wurden  um  1100  und  später  noch 
mehrmals  weite  Strecken  Niederungsland  weg- 
gerissen. Die  Aufnahme  der  bedrängten  Be- 
völkerung als  Kolonisten  empfahl  sich  um  so 
mehr,  als  sie  seit  .lahrhunderten  im  Kampfe 
mit  der  See  große  Erfahrung  und  Verständnis  für 
planmäßige  Meliorationsanlagen  gewonnen  hatte. 

Das  Auftreten  dieser  so»  Fläminger, 
welche  1106  die  ersten  Marschhuten,  flämischen 
Hufen,  in  der  Wümmeniederung  bei  Bremen 
anlegten,  und  die  Bestimmungen  des  Vertrages, 
den  sie  deshalb  mit  dem  Erzbischofe  schlössen, 
wurden  für  die  gesamte  folgende  Ko- 
lonisation maßgebend.  Sie  verbreiteten 
sich  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  12.  Jahrh. 
nach  den  Harzgegenden,  nach  Obersachsen  und 
nach  Schlesien  und  zogen  dorthin  auch  große 
Scharen  eifelländische  Franken  mit,  welche 
bereits  zwischen  1141  und  1161  in  großer  Zahl 
dem  Rufe  nach  Siebenbürgen  und  in  die  Zips 
zur  Begründung  der  dortigen  sog.  Sachsenkolonien 
folgten.  Seit  1141  bzw.  1157  begannen  auch  die 
Eroberungen  und  Kolonisationen  Adolfs  von 
Schauenburg,  Heinrichs  des  Löwen  und  Al- 
brechts des  Bären  in  den  Wendenländern  rechts 
der  Elbe,  und  für  alle  bildeten  die  Fläminger, 
obwohl  neben  ihnen  mehr  und  mehr  Deutsche 
anderer  Herkunft  erschienen,  das  Vorbild  der 
wirtschaftlichen  und  familienrechtlichen  Ein- 
richtungen. 

Die  Bestimmungen,  die  das  „Deutsche  Recht" 
der  Kolonisten  enthielt,  waren  im  wesentlichen 
'  folgende.  Die  Kolonisten  übernahmen  das  Land 
nach  gemessenen  Hufen  und  mit  genau  fest- 
gesetzten, für  jede  Zinshufe  gleichen  Lasten,  deren 
I  Leistung  oft  erst  nach  einer  Anzahl  für  die  Kulti- 
1  vierung  des  Landes  genügender  Freijahre  zu 
beginnen  hatte.  Sie  erlangten  das  Recht,  Kirchen 
zu  bauen,  und  sicherten  jeder  derselben  eine 
Hufe  als  Widern.  Vor  allem  aber  wurde  von  der 
größten  Bedeutung,  daß  der  privilegierte  Ort 
aus  der  gewöhnlichen  Gerichtsbarkeit  des  Landes 
ausschied.      Die  geringen   Sachen  sollte  ein 
eigener  Dorfrichter  entscheiden,  welcher  zugleich 
als  der  Unternehmer  der  Anlage  auftrat  und 


Ansiedlung 


341 


dafür  oft  sein  Dorfvorstcheramt  (in  Schlesien 
die  „ErbschoUisei")  mit  einer  Anzahl  gering 
belasteter  Freihufen  zugewiesen  erhielt.  Auch 
die  größeren  Sachen  standen  ihm  zu,  wenn  der 
Fürst  sich  nicht  vorbehalten  hatte,  sie  selbst  oder 
durch  einen  Vertreter  als  persönlicher  deutscher 
Richter  zu  entscheiden,  dem  ein  Drittel  der 
Gerichtsgefälle  zufiel. 

Die  flämischen  Hufen  wurden  anfäng- 
lich nach  dem  oben  gedachten  Maße  der  Königs- 
hufe in  je  einem  720  Kuten  langen  und  30  Ruten 
breiten  Streifen,  also  zu  48  ha,  zugemessen;  je 
weiter  nach  Osten,  desto  kleiner,  in  Schlesien 
bald  als  landesüblich  nur  noch  zu  16,8  ha. 

Zur  Rodung  der  Waldungen  auf  unebenem 
Gebirgs-  und  llUgellande  wurde  von  Mittel- 
deutschland aus  das  System  der  Wald- 
oder Hagenhufen  herübergcnomraen.  Sie 
finden  sich  im  geschlossenen  Zusammenhange 
auf  den  Sudeten,  dem  Trebnitzer  Landrücken, 
den  oberschlesischen  und  mährischen  Gebirgen, 
auf  dem  böhmisch-mährischen  Gesenke  und 
weiter  auf  den  Karpathen  bis  nach  der  Bukowina 
und  Rumänien.  Kbenso  ist  im  Norden  ein  großer 
Teil  Mecklenburgs  und  Neuvorpommern  und 
längs  der  OstsccKüste  ein  Strien  bis  in  den 
Osten  von  Köslin  von  ihnen  eingenommen.  Sie 
heißen  hier  Iläfferhufcn. 

22.  Gewanndörfer  im  kolonisierten  Slawen- 
land. In  der  Ebene  wurde  neben  Siedlun- 
gen mit  flämischen  und  Waldhufen  eine  ver- 
besserte Form  der  alten  volkstümlichen,  den 
deutschen  Kolonisten  von  Haus  aus  bekannten 
Gewanncinteilun;;  angewendet.  Sie  wurde  ebenso 
für  Wagrien  wie  für  den  gesamten  Osten  be- 
sonders da  maßgebend,  wo  bereits  slawische 
Dörfer  bestanden  und  entweder  im  Besitz  der 
unterworfenen  Slawen  blieben  oder  nach  deren 
Vertreibung  deutschen  Bauern  überwiesen  wur- 
den. Bedeutende  Teile  des  Kolonisationsgebietes 
sind  durch  Gewanndörfer  besiedelt.  Die 
Verbesserung  bestand  einerseits  in  der  schon  ge- 
dachten Erhaltung  und  Erweiterung  der  plan- 
mäßigen, gut  zug.-rnglichen  Stellung  der  Genöfte 
in  den  slawischen  Dörfern,  andererseits  in  der 
Ausweisung  größerer  Parzellen.  Die  peinliche 
Unterscheidung  des  Wechsels  der  Bodenbe- 
schaffenheit konnte  bei  der  Einrichtung  durch 
den  gnindherrlichen  Unternehmer  unterbleiben. 
Die  llaupt^ewanne  wurden  meist  so  groß  ge- 
wählt, daß  in  jeilom  derselben  die  Hufe  1  —  2  ha 
als  ihren  Anteil  in  einem  Stück  erhielt.  Aller- 
dings entstanden  mit  der  Zeit  kleine  Parzellen 
durch  Teilung  von  Hufen.  Die  Grundstücke 
wurden  durch  Raine,  d.  h.  durch  Streifen  festen 
Badens  von  etwa  5  Fuß  abgegrenzt.  Obwohl 
dies  ein  Bodenverlust  und  wegen  Ungeziefer 
und  Unkraut  schädlich  war,  war  es  ein  vorzüg- 
licher Schutz  gegen  das  Abpflügen  und  Ver- 
pflUgen  der  Grenzen  durch  die  Nachbarn. 

23.  Großwirtschaft  Ostdeutschlands.  Die 
unmittelbar  vom  Herrenhof  aus  bewirtschaftete 
Länderei  war  im  kolonisierten  Osten  von  Haus 
aus  schon  etwas  größer  al?  in  Altdeutschland. 
Seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  kamen  die 
Bauern  im  Osten  mehr  und  mehr  in  die  Lage, 
an  Stelle  von  Staatsbau-  und  Fuhrdiensten,  der 
Abfuhr  des  Zinsgetreides  und  sonstiger  Leistungen 
Spann-  und  Handlangerdienste  zur  Bestellung 
des  Herrengutes  zu  übernehmen,  zugleich  auch 
als  Pertinenz  des  Gutes  an  dasselbe  persönlich 


gebunden  zu  werden.  Durch  dieses  Arbeits- 
und Abhängigkeitsverhältnis  der  Gutsinsassen, 
das  unter  der  Ständeherrschaft  des  16.  Jahrh. 
immer  strengere  Formen  annahm,  vollendete  sich 
der  RechtsKreis  des  ostdeutschen  Ritter- 
gutes, in  dem  es  bis  in  das  11).  Jahrh.  fort- 
bestanden hat.  Diejenigen  Ortsgemarkungen, 
in  welchen  keine  Kolonisten  angesetzt  wurden, 
sondern  auf  welchen  der  Gutsherr  wie  in  der 
Slawenzeit  nur  mit  Gärtnern,  Häuslern  und 
Hofgesinde  wirtschaftete,  bildeten  ein  ge- 
schlossenes Areal,  von  welchem  der  Gutsherr 
an  diese  Arbeiter  größere  oder  kleinere  Grund- 
stücke als  Unterhalt  oder  Löhnung  überlassen 
konnte.  Auf  den  Gemarkungen,  auf  welchen 
deutsche  oder  slawische  Kolonen  zu  Erbzins- 
recht angesetzt  worden  waren,  lagen  die  grund- 
herrlichen Aecker  in  allen  Gewannen  im  Ge- 
menge mit  den  Bauernhufen.  Wenn  auch  ihre 
Ackerstreifen  die  Anteile  von  4  oder  6  Hufen 
zusammenfaßten,  bleiben  sie  doch  ebenso  wie 
die  Bauernstücke  in  die  Felderwirtschaft  und 
den  Flurzwang  der  Gemeinde  eingeschlossen. 
Die  Aussonderung  der  Dominien  aus  der  Ge- 
mengelage ist  im  wesentlichen  erst  seit  dem  Be- 
ginn der  Landeskulturgesctzgebung  im  18.  Jahrh. 
erfolgt.  Das  Dominium  erhielt  zu  diesem  Be- 
'  hufe  einige  seiner  Gesamtfläche  entsprechende 
Gewanne  ausschließlich  und  trat  dafür  die  in  den 
übrigen  Genannen  liegenden  Dnminialstücke  als 
I  Entschädigung  an  die  Bauern  ab.  Diese  über- 
j  nahmen  zwar  die  besser  kultivierten  Dominial- 
grundstücke  gern  in  Tausch,  setzten  aber  der 
Arrondierung  ihres  eigenen  Besitzes  bis  tief  in 
das  10.  Jahrh.  entschiedenen  Widerstand  ent- 
gegen. Doch  wurde  die  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  in  Preußen  allgemein  durch- 
geführt. 

flrößere  Güter  werden  meist  nicht  von  einem 
einzigen  Hofe  aus  bewirtschaftet,  sondern  es 
werden  besondere  Wirtschaftshüfe  angelegt,  von 
denen  aus  der  sie  umgebende  Gutsteil  in  er- 
leichterten Betrieb  genommen  werden  kann.  Für 
solche  Wirtschaftshöfe  ist  der  Name  Vorwerk 
üblich  geworden,  welcher  früher  allgemein  das 
außerhalb  des  mehr  oder  weniger  befestigten 
Schlosses  des  adligen  Grundherrn  belegene 
Wirtschaftsgehöft  desselben  bedeutete.  Dem- 
entsprechend wurde  Vorwerksland  als  Doniinial- 
land  vom  bäuerlichen  Lande  unterschieden. 

24.  Gründung  von  Ansiedlungen  in  der 
Neuzeit.  Seit  der  Mitte  des  17.  Jahrh.  hat  sich 
Veranlassung  zu  verschiedenen  anderen  Arten 
der  Siedlung  gefunden,  die  mit  den  aus  dem 
Mittelalter  herstammenden  außer  Zusammenhang 
stehen.  In  großer  Ausdehnung  erfolgte  die  Er- 
richtung neuer  Ortschaften  bei  den  vom  Staate 
ausgefünrten  I^andesmeliorationen,  bei  der  Kul- 
tur von  Brüchen,  Mooren  und  Vehnen,  auch  bei 
.\ufnahmc  der  wegen  Reli^ionsverfolgung  Aus- 
wandi-rnden.  Je  mehr  die  I,and-  und  Forstwirt- 
schaft sich  hob,  wurden  auch  teils  neu,  teils  an 
Stelle  niedergelegter  Bauerndörfer  Arbeiter- 
kolonien angesetzt.  Die  Bedürfnisse  des  Ver- 
kehrs und  der  Industrie  erzeugten  zahlreiche 
vereinzelte  Wohnstätten.  Mühlen,  Bergwerke, 
Fabriken,  Ziegeleien,  Gasthöfe,  Zollstätten, 
:  Bahnstationen.  Endlich  wird  in  neuester  Zeit 
'  auf  geeigneten  großen  Landgütern  die  Anlage 
I  von  Bauerngemeinden  von  Staats  wegen  ge- 
I  fördert. 
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du.  Sud,  Paris  1880.  —  G.  Waitz,  Die 
altdeutsche  Hufe,  Abhandl.  der  Göttinger  Aka- 
demie, 1SS4.  Vgl.  ferner  den  Art.  „Agrarge- 
schichte"  oben  S.  48ff. 

August  Meitzen  (fi. 
G.  V.  Below. 
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a.hfindungsgesetze  vom  3. /VII.  i;)16  und  SG./VII. 

1918.  3.  Das  Reichssiedlungsgesetz  vom  11., 'VIII. 

1919.  4.  Preußisches  Ausführungsgesetz  zum 
Reichssiedlungsgesetz  vom  IS./XII.  1919.  .n.  Preu- 
ßische Ansiedlungsgesetze  zur  Stiirkung  des 
Deutschtums  in  den  Grenzmarken,  fi.  Preußische 
Ansiedlungskommission  für  Posen  und  West- 
preußen und  ihre  Erfolge.  7.  Preußische  Ansied- 
lungsgesetze zum  Schutze  allgemeiner,  staatlicher 
und  öffentlicher  Rechte  bei  Ansiedlungen. 

1.  Zweck  und  Rechtsgebiet  der  An- 
siedlungsgesetzgebung. Die  Ansiedlungs- 
gesetzgebung verfolgt  in  Deutschland  außer- 
ordentlich vielseitige  Zwecke.  Politische 
und  wirtschaftliche  Forderungen  wirken 
zusammen  und  lenken  die  Aufmerksamkeit 
weiter  Kreise  auf  eine  gesunde  Verteilung 
der  Bevölkerung  zwischen  Stadt  und  Land. 
Das  Land  und  die  Arbeit  in  der  Landwirt- 
schaft sind  die  lebendigen  Quellen,  aus 
denen  sich  die  Volkskraft  immer  wieder  er- 
neuert. Der  Staat  bedarf  ihrer  zur  Erhaltung 
der  Nerven-  und  Körperkraft  seiner  Bevöl- 
kerung, zur  Erhaltung  seiner  Wehrkraft, 
zur  dauernden  Erneuerung  der  in  den  In- 
dustriemitteli)unktcn  sich  ohne  LTnter- 
brechung  verbrauchenden  Menschenkräfte. 


Eine  gesunde  Verteilung  des  ländlichen 
Grundbesitzes  ist  auch  die  Grundlage  für 
den  Fortschritt  im  Landwirtschaftsbetrieb. 
Uebermäßiger  Kleingrundbesitz  ist  ein 
Hemmschuh  für  die  Fortbildung  der  Technik 
der  Landwirtschaft,  wie  andererseits  das 
Ueberwiegen  des  Großgrundbesitzes  die  Fort- 
entwicklung der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung und  damit  auch  ihre  Arbeits- 
leistung ungünstig  beeinflußt.  Wenn  in 
einem  Land,  wie  in  Deutschland,  in  den 
Grenzmarken  die  Kationalitätenfrage  eine 
große  Rolle  spielt,  muß  der  Staat  auch  ihr 
Rechnung  tragen  zur  Erhaltung  seiner  Macht 
nach  außen  und  im  Innern.  Auch  dies  läßt 
sich  am  vollkommensten  durch  Ansiedlung 
erreichen,  indem  in  Gegenden  mit  über- 
wiegend staatsfeindlichen  Bewohnern  in 
zweckentsprechendem  Ausmaß  Ansiedler  na- 
tionaler Gesinnung  eingeschoben  werden. 
Schließlich  ist  eine  Ansiedlungsgesetzgebung 
notwendig  zum  Schutze  allgemeiner  staat- 
licher und  öffentlicher  Interessen. 

Ein  Ansiedlungsgesetz,  welches  Gültigkeit 
für  das  gesamte  Reichsgebiet  hat,  hat  es  in 
Deutschland  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht 
gegeben,  denn  die  Pflege  des  Siedlungs- 
wesens war  vorwiegend  Sache  der  Einzel- 
staaten, wenn  auch  die  Zwecke,  welche  es 
verfolgt,  zum  überwiegenden  Teil  die  Lebens- 
fragen des  gesamten  Deutschen  Reiches  auf 
das  Tiefste  treffen.  Ferner  liegen  die  Fragen 
der  Bevölkerungspolitik  und  der  landwirt- 
schaftlichen Tätigkeit  unseres  V'olkes  in  den 
verschiedenen  Landesteilen  so  verschieden, 
daß  bisher  ein  Bedürfnis  für  ein  einheit- 
liches Reichsgesetz  nicht  anerkannt  wurde. 
Der  Osten  mit  seinen  großen  Rittergütern 
und  der  stets  wachsenden  Landflucht  der 
Arbeiterbevölkerung  hat  in  dieser  Beziehung 
die  Sorge  des  Staates  viel  nötiger,  als  der 
Westen  und  Süden  mit  seiner  anderen  Besitz- 
verteilung. Hier  ist  die  soziale  Gliederung 
der  Landbevölkerung  und  die  Besitzver- 
teilung eine  so  günstige,  daß  man  eine  Land- 
arbeiterfrage in  der  Bedeutung,  wie  sie  den 
Osten  beherrscht,  überhaupt  nicht  kennt. 

2.  Die  Kapitalabfindungsgesetze  vom 
3./VII.  1916  und  26./VII.  1918.  Erst  der 
Weltkrieg  mit  seinen  Folgeerscheinungen 
hat  das  Siedlungswesen  in  Deutschland  zur 
Reichssache  gemacht.  Als  erstes  Reichs- 
gesetz, welches  der  Ansiedlung  dienen  soll, 
muß  man  das  Kapitalabfindungsgesetz  v. 
3./VII.  1910  bezeichnen.  Kach  ihm  können 
Personen,  welche  aus  Anlaß  des  Krieges 
auf  Grund  des  Mannschaftsversorgungs- 
gesetzes  oder  des  Militärhinterbliebenen- 
gesetzes Anspruch  auf  Kriegsversorgung 
haben,  auf  ihren  Antrag  zum  Erwerb  oder 
zur  wirtschaftlichen  Stärkung  eigenen  Grund- 
besitzes durch  Zahlung  eines  Kapitals  ab- 
i  gefunden  werden.     Eine  Kapitalabfindung 
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kann  auch  dann  gewährt  werden,  wenn  Ver-  spruch  zu  nehmen.  Diese  Enteignung  darf 
sorgungsberechtigle  zum  Erwerb  eigenen  nicht  erfolgen,  wenn  der  Eigentümer  solchen 
Grundbesitzes  einem  gemeinnützigen  Hau-  Landes  sich  verpflichtet,  innerhalb  einer  ihm 
«der  Siedlunsrsunternehmen  beitreten  wollen,  gesetzten  angemessenen  Frist  eine  seinen 
Ergänzt  wurde  dieses  Gesetz  durch  ein  wirtschaftlichen  Verhältnissen  entsprechende 
weheres  v.  2(;./VII.  1918  und  weiter  Fläche  in  Kulturland  umzuwandeln  und 
■durch  das  Kapitalabfindungsgcsetz  für  Offi-  dies  auch  tut.  Ferner  wird  den  gemein- 
xiere  gleichfalls  vom  2(i./VII.  1918.  nützigen  Siedlungsunternehniungen  ein  Vor- 

3.  Das  Reichssiedlungs?esetz  vom  kaufsrecht  auf  die  in  ihrem  Bezirk  gelegenen 
ii./VIII.  1919.  Mit  dem  unglücklichen  Frie-  landwirtschaftlichen  Grundstücke  im  Um- 
dens vertrag  von  Versailles  ist  in  Deutsch-  fange  von  20  ha  aufwärts  oder  Teile  von 
fand  eine  ganz  neue  bisher  nicht  gekannte  solchen  Grundstücken  zugestanden.  Diese? 
Arbeiterfrage  geschaffen.  War  der  freie  Vorkaufsreclit,  das  durch  Bestiiiimung  der 
Arbeiter  früher  vom  Lande  nach  den  In-  Landeszentralbehördc  auch  auf  kleine  Grund- 
dustricniitlclpuiikten  geeilt,  so  lag  mit  dem  stücke  ausgedehnt  werden  kann,  hat  den 
unMücklicheu  Ausgang  des  Weltkrieges  un-  Vorrang  vor  allen  anderen  eingetragenen 
erwartet  dii-  drohende  Gefahr  vor,  daß  in  und  gesetzlich  anerkannten  Vorkaufsrechten, 
den  Städten  groliter  Mangel  an  Arbeits-  Das  Vorkaufsrecht  kann  seitens  der  Sied- 
gelegenhciten  eintreten  würde.  Damit  trat  lungsgesellschaftcn  ausgeübt  werden,  sobaid 
ein  Drängen  nach  dem  ländlichen  Grund  der  Eigentümer  mit  einem  Dritten  einen 
und  Boden  der  Heimat  ein.  Hinzu  Kaufvertrag  über  die  ganzen  Grundstücke 
kam  das  Bestreben  gewisser  Teile  unseres  oder  Grundstücksteile  abgeschlossen  hal. 
Volkes,  den  Besitz  an  Grund  und  Boden  Seine  Ausübung  ist  aber  ausgeschlossen, 
möglichst  gleichmäßig  unter  alle  zu  wenn  der  Eigentümer  das  Grundstück  an 
verteilen.  In  dieser  Lage  erließ  das  eine  Körperschaft  des  öffentlichen  Hechts, 
Reich  mitKctrieben  von  seinem  Bestreben  an  seinen  Ehegatten  oder  an  eine  Person 
nach  Einheit  in  der  Reichshoheit  da-s  verkauft  hat,  die  mit  ihm  in  gerader  Linie 
Reichssiedlung-sgesetz  v.  11. /VIII.  1919.  oder  bis  zum  dritten  Grade  dar  Seitenlinie 
Es  hat  Gültigkeit  für  das  gesamte  Reichs-  verwandt  oder  bis  zum  zweiten  Grade  vcr- 
gebiet  und  ü'bt  den  äußeren  Rahmen,  unter  schwägert  ist.  Früheren  Pächtern  wird  ein 
dem  sieh  die  Zurückführiing  der  Volksmassen  Vorkaufsrecht  eingeräumt  für  Reslgiitcr  und 
von  den  Induslneinittelnunklen  zur  land-  für  Teilslücke,  die  geeignet  sind,  Inventar 
wirtschaftlichen  Tätigkeit  vollziehen  soll,  und  sonstiges  Betriebskapital  möglichst  zu 
Zu  diesem  Zweck  sollen  neue  Ansiedlungen  verwerten. 

geschaffen,  bestehende  Kleinbetriebe,  doch  Um  hierüber  hinaus  und  insbesondere 
höchstens  auf  die  Größe  einer  selbständigen  '  in  denjenigen  Landesteilen,  in  welchen  der 
Ackcrnahnin!;,  [gehoben  und  Pachtland  an  (iroßgrundbesitz  vorherrschend  ist,  weiteres 
landwirtschaflliclie.\rbeiterauf  ihren  Wunsch  Siedlungsland  zu  gewinnen,  sind  in  den 
aus'Tceben  oder  ihnen  sonstige  Nutzung  Ansiedlunifsbezirken,  deren  landwirtschafl- 
von^Land  für  den  Bedarf  des  Haushaltes  liehe  Nutzfläche  nach  der  landwirtschaftlichen 
geschafft  werden.  Als  Träger  dieser  Tätigkeit  Betriebszählung  von  1907  mehr  als  10  v.  H. 
sieht  das  Gesetz  gemeinnützige  Siedlungs-  auf  die  Güter  von  100  und  mehr  Hektar 
Unternehmungen  vor  und  verpflichtet  die  landwirtschaftlicher  Nutzfläche  entfallt,  die 
Bundesstaaten,  solche  zu  begründen,  wo  Eigentümer  dieser  großen  Güter  zu  reclits- 
sie  nicht  vorhanden  sind.  Das  für  diese  fähigen  Landlieferungsverbänden  zusammen- 
Siedhingstätigkeit    notwendige    Land    soll  zuschließen.  ,    u  u  ( 

zunächst  dem  Besitze  des  Staates  an  Do-  Die  Landlieferungsvcrbande  haben  auf 
mänen  nach  Ablauf  des  Pachtvertrages  ent-  Verlangen  der  gemeinnützigen  Siedlungs- 
nommen  werden.  Den  gemeinnützigen  Sied-  unternehmunKen  zu  Siedlungszwecken  ge- 
lungsuntcrnehmungen  sind  die  Staatsdo-  j  eignetes  Land  aus  dem  Bestände  der  großen 
iiiänen  zu  höchstens  dem  Ertragswert  zum  I  Güter  zu  einem  angemessenen  Preise  zu  be- 
Kauf anzubieten.  Ausgenommen  hiervon  schaffen.  Die  Verpflichtung  der  Land- 
sind solche  Domänen,  welche  für  Unter-  lieferungsverbände  ist  erfüllt,  sobald  ein 
richts-,  Versuchs-  oder  andere  Zwecke  öffent- :  Drittel  der  durch  die  landwirtschaftliche 
licher  oder  volkswirtschaftlicher  Art  not- 1  Betriebszählung  von  1907  festgestellten  ge- 
wendi"  sind.  Ferner  wird  für  diese  Besied- 1  samten  landwirtschaftlichen  Nutzfläche  der 
lungsarbeit  Moor  und  Oedland  zur  Verfügung  großen  Güter  mit  Einschluß  der  Domänen 
gestellt.  Die  senieinnützigen  Siedlunirsunter-  für  Siedlungszweeke  bereitgestellt  ist  oder 
nehmungen  werden  berechtigt,  unbewirt-  ■  die  landwirtschaftliche  Nutzfläche  dieser 
Behaftetes  oder  im  Wege  der  dauernden  Brenn-'  Güter  nicht  mehr  als  10  v.  H.  der  gesamten 
kiiltur  oder  zur  Torfnutzung  verwendetes  landwirtschaftlichen  Nutzfläche  des  An- 
Moorland oder  anderes  Oedland  für  Be- i  siedlungsbezirkes  beträgt.  Die  Landliefe- 
siedlungszweoke  im  Enteignungswege  in  An- 1  rungsverbände  bzw.  die  gemeinnützigen  bied- 
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lungsunternehmiingen  haben  das  Vorkaufs- 1  werden.  Abtretung  oder  Aufteilung  ganzer 
recht  auf  alle  großen  Güter  ihres  Bezirks.  \  Wirtschaften  ist  jedoch  ausgeschlossen.  Ist 
Wo  ein  dringendes  auf  andere  Weise  nicht  i  in  einzelnen  Gegenden  die  Beschaffung  vor» 
zweckmäßig  zu  befriedigendes  Bedürfnis  ■  Land  für  die  Hebung  bestehender  Klein- 
nach  besiedhingsfähigem  Lande  besteht,  hat  betriebe  nicht  möglich,  so  ist  die  Landes- 
der  Landlieferungsverband  das  Recht,  ge  i  Zentralbehörde  verpflichtet,  bis  10  v.  H. 
eignetes  Siedhingsland  aus  dem  Besitzstand  j  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  be- 
der  großen  Güter  gegen  angemessene  Ent-  nachbarter  Staatsdomänen  auch  vor  Ablauf 
Schädigung  im  Wege  der  Enteignung  in  An-  der  Pachtverträge  zur  Verfügung  zu  stellen, 
Spruch  zu  nehmen.  soweit  nicht  ihre  Einhaltung  im  öffentlichen 

Von  den  besiedlungsfähigen  großen  Gütern  oder  volkswirtschaftlichen  Interesse  not- 
sollen die  Landlieferungsverbände,  nament- ,  wendig  ist. 

lieh  auch  mit  Hilfe  der  Enteignung  in  erster  1  Besondere  Bestimmungen  des  Gesetzes 
Linie  erwerben:  Güter,  die  während  des  regeln  femer  das  Verhältnis  der  Land- 
Krieges  von  Personen  erworben  sind,  welche  :  lieferungsverbände  zu  den  Siedlungsunter- 
die  Landwirtschaft  nicht  im  Hauptberufe  nehmen,  insbesondere  hinsichtlich  Abnahme 
betreiben  oder  betrieben  haben ;  Güter,  die  der  für  Lieferungszwecke  seitens  des  Land- 
im  Laufe  der  letzten  zwanzig  Jahre  durch  '  lieferungsverbandes  erworbenen  Grundstücke, 
entgeltliches  Rechtsgeschäft  mehrfach  den  Um  zu  verhindern,  daß  mit  den  Ansiedler- 
Besitzer  gewechselt  haben;  Güter,  die  be-  stellen  Grundstücksspekulation  getriebea 
sonders  "schlecht  bewirtschaftet  werden ; :  wird,  steht  den  gemeinnützigen  Siedlungs- 
Güter,  deren  Besitzer  sich  während  des  I  unternehmen  das  Rückkaufsrecht  im  Falle 
größeren  Teiles  des  Jahres  nicht  auf  der  Be- ;  des  Verkaufs  einer  Ansiedlerstelle  durch  den 
gütening  aufhalten  und  sie  nicht  selbst  be-  ]  Ansiedler  zu.  Ebenso  steht  dem  Vorbesitzer 
wirtschaften,  sofern  nicht  berechtigte  Gründe  das  Rückkaufsrecht  zu,  wenn  das  Siedlungs- 
für die  Abwesenheit  des  Besitzers  oder  dafür  unternehmen  nicht  innerhalb  10  Jahren  das 
vorliegen,  daß  er  die  Bewirtschaftung  nicht  erworbene  Grundstück  zu  Siedlungszwecken 
selbst  ausführt;  Güter,  die  zu  Besitzungen  |  verwendet. 

von  ungewöhnlich  großem  Umfang  gehören.  ;  Der  Reichsarbeitsminister  wird  ermäch- 
Auch  sollen  die  Landlieferungsverbände  vor-  tigt,  nähere  Vorschriften  über  die  Ausführung 
zugsweise  solche  Teile  der  großen  Güter  und  dieses  Gesetzes  zu  erlassen.  Das  gleiche  kann 
zwar  in  sachgemäßer  Abgrenzung  und  mit  die  Landeszentralbehörde  tun,  soweit  der 
den  dazu  gehörigen  Gebäuden  erwerben,  die  ,  Reichsarbeitsminister  von  seinem  Recht 
früher  selbständige  Bauerngüter  oder  Land-  j  keinen  Gebrauch  macht.  Landesrechtliche 
stellen  waren  und  in  den  letzten  30  Jahren  Vorschriften  zur  weitergehenden  Förderung 
vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  von  I  des  Siedlungswesens  einschließlich  Beschaf- 
Eigentümern  der  großen  Güter  aufgekauft  fung  von  Pachtland  für  landwirtschaftliche 
worden  sind.  Von  dem  Erwerb  solcher  Arbeiter  bleiben  durch  das  Reichssiedlungs- 
Güter,  deren  Besitzer  in  wirtschaftlicher '  gesetz  unberührt.  Landwirtschaftlich  ge- 
und  sozialer  Hinsicht  vorbildlich  wirken  |  nutzter  Grundbesitz  im  Eigentum  von  Per- 
oder für  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  sonen,  deren  gesamtes  Eigentum  dieser 
von  hervorragender  Bedeutung  sind,  soll  Art  100  Hektar  nicht  erreicht,  darf  zu  Sied- 
möglichst abgesehen  werden.  lungszwecken  nicht  enteignet  werden. 

Zur  Beschaffung  von  Pachtland  für  land-  4.  Das  preußische  Ausführungsgesetz 
wirtschaftliche  Arbeiter  können  auch  die  zum  Reichssiedlungsgesetz  vom  15./XII. 
Landgemeinden  und  Gutsbezirke  durch  be- '  1919.  Das  Reichssiedlungsgesetz  vom 
sondere  Anordnung  verpflichtet  werden,  den- j  11. /VIII.  1919  gibt  im  allgemeinen  den 
jenigenlandwirtschaftlichen  Arbeitern,  welche  Rahmen,  in  welchem  die  Ansiedlungen  in 
im  landwirtschaftlichen  Betriebe  dieses  Be-  Deutschland  ausgeführt  werden  sollen.  Wie 
zirkes  ständig  beschäftigt  sind,  auf  ihren '  vorstehend  schon  erwähnt,  berücksichtigen 
Wunsch  Gelegenheit  zur  Pacht  oder  sonstigen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  vor- 
Nutzung von  Land  für  den  Bedarf  des  Haus- j  wiegend  die  landwirtschaftliche  Besitzvertei- 
halts  zu  geben.  Die  Verpflichtung  gilt  als  !  lung  in  der  norddeutschen  Tiefebene,  ins- 
erfüUt,  wenn  Pacht-  oder  Nutzland  im  Um-  besondere  in  Preußen.  Demzufolge  hat  die 
fange  bis  zu  5  v.  H.  als  landwirtschaftlich  verfassunggebende  preußische  Landesver- 
genutzte  Gemeinde-  oder  Gutsfeldmark  zur  Sammlung,  da  die  Landeszentralbehörden 
Verfügung  gestellt  ist.  Ist  das  nötige  Pacht-  i  zur  Durchführung  des  Rcichssiedlungsgesetze? 
oder  Nutzland  auf  andere  Weise  nicht  zu  be-  j  berechtigt  sind,  unter  dem  15./XI1.  1919  als 
schaffen,  so  kann  die  Landgemeinde  es  im  ;  erste  der  deutschen  Staaten  ein  Ausführungs- 
Wege  der  Zwangspacht  oder  Enteignung  in  gesetz  zum  Reichssiedlungsgesetz  erlassen. 
Anspruch  nehmen.  Zur  Hergabe  des  Lahdes  In  ihm  wird  die  Zusammenarbeit  derjenigen 
ist  in  erster  Linie  der  Arbeitgeber  ver-  Stellen  geregelt,  in  deren  Händen  die  An- 
pflichtet, bei  dem  die  Arbeiter  beschäftigt  siedlung    der   ländlichen    Bevölkerung  in 
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Preußen  in  Zukunft  liegen  soll.  Es  sind  dies  gesetz  vorgeschriebenen  Voraussetzungen  ge- 
die    Landcskultiiraniter    mit   ihren    nach-  bunden.   Auch  steht  gegen  den  Präsidenten 
geordneten  Stellen,  die  gemeinnützigen  Sied-  des  Landeskulturamts  die  Beschwerde  beim 
lungsunternehmungen,   die   Landlieferungs-  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
verbände  und  die  Landgemeinden.      Die  Forsten  und  dem  der  öffentlichen  Arbeiten 
Landeskulturämtcr  und  die  Kulturämtcr  sind  offen.     Nach  Abwicklung  der  Enteignung 
durch  preußisches  Gesetz  zum  l./X.  1919  und  Zahlung  oder  Hinterlegung  der  Ent- 
aus den  früheren  Generalkommissionen  und  schädigungssumnic  geht  das  Grundstück  an 
Spezialkoniniissionen  hervorgegangen.     Die  den  zukünftigen  Siedlungsuntcrnehmer  über. 
Schaffung  von  gemeinnützigen  Siedlungs-  Auch  die  Kullurämter  können  als  gemein- 
unternehmungen   schreibt  das   Reichssicd-  nützige  Siedlungsunternehmungen  gelten  und 
lungsgesetz  v.  Il./Vlll.  1919  den  Bundes-  dementsprechend  deren  Tätigkeit  ausüben. 
Staaten  vor,  sofern  solche  nicht  vorhanden       Erfolgt  eine  Besiedlung  von  Gütern  oder 
sind.  In  Preußen  bestanden  um  die  Jahres-  Domänen,  so  sieht  das  preußische  Ausfüh- 
wende  1919  zu   1920  :i8  Siedlungsgesell-  rungsgesetz  eine  Fürsorge  für  die  bis  dahin 
Schäften.    Zum  überwiegenden  Teil  sind  sie  auf  ihnen  beschäftigt  gewesenen  Arbeiter 
gemeinnützige  Unternehmungen.     Deshalb  und  Angestellten  vor,  indem  es  eine  Unter- 
war die  Gründung  solcher  seitens  der  Zentral-  Stützung  von  einem  halben  .lahr  vorschreibt, 
behörden  nicht  notwendig.    Landlieferungs-  sofern  sie  nicht  in  Eieen-  oder  Pachtstellen 
verbände  sind  durch  das  G    v.  15./XII.  \  seßhaft  gemacht  oder  ilinen  anderweitig 
1919    dadurch    geschaffen    worden,    daß  '  Arbeit  nachgewiesen  werden  kann.  Im  Falle 
in   den   Provinzen    Ostpreußen,    Branden-  eines  Umzugs  hat  das  Siedlungsunternehmcn 
bürg,    Pommern,    Oberschlesien,    Nieder-  die  Kosten  zu  tragen.    Schließlich  ist  für 
Schlesien,  Sachsen  und  Schleswig-Holstein  jede  preußische  Provinz  ein  Ausschuß  für 
die  Eigentümer  der  großen  Güter  zu  soldien  i  Siedlungswesen  einzurichten.     Er  besteht 
zusammengeschlossen  worden  sind.    Ferner  aus  dem  Präsidenten  des  Landeskulturamtes 
ist     für     die      Restgebiete     der     Pro-  als  Vorsitzenden,  aus  Vertretern  der  am 
vinzen  Weslnrcußcn  und  Posen  der  Zu-  Sicdlungswesen   beteiligten   Behörden  und 
sammensehluß  der  Besitzer  großer  Güter  Körperschaften  und  aus  Vertrauensleuten 
zu  Landlieferungsvcrbänden  oder  ihr  An-  der  Ansiedler  und  der  alten  Besitzer  der 
Schluß  an  bestehende  benachbarte  Land-  Provinz.     Außerdem  kann  der  Präsident 
lieferungsverbände  vorgesehen.    Schließlich  des  Landeskulturamtcs  in  den  Ausschuß  bis 
läßt  das    G.   V.  15./X11.  1919   die   Ver-  zu  einem  Viertel  der  gewählten  Mitglieder 
einigung  der  Eigentümer  der  großen  Güter  solche    Persönlichkeiten    berufen,    die  im 
zu  Landlieferungsverbänden  in  den  Kreisen  ,  Sicdlungswesen  besonders  erfalircn  sind, 
der  Provinzen  Hannover,  Westfalen,  Hessen- 1      5.  Preußische  Ansiedlungsgesetze  zur 
Nassau  und  der  Hheinprovinz  zu,  in  denen  Stärkung  des  Deutschtums  in  den  Grenz- 
die  Besitzverteilung  der  landwirtschaftlichen  marken.  Bei  der  im  Deutschen  Reiche  vor- 
Nutzflächc  derartig  ist,  daß  das  Reichs-  liegenden    Besitzverteilung   des  ländlichen 
Siedlungsgesetz  v.  ll./VIll.  1919  in  ihnen  Grund  und  Bodens  mußte  sich,  wie  schon 
zur  Anwendung  kommen  muß.   Diese  Land-  vorstehend    ausgeführt,    die    Sorgfalt  des 
lieferungsverbände  sind  Körperschaften  des  1  Staates  für  die  Siedlung  besonders  den  öst- 
öffentlichen  Rechts.      Ihre  breiteste  Ver- 1  liehen  Provinzen  der  preußischen  Monarchie 
tretung  ist  die  Vcrbandsversammlung.   Ihre  zuwenden.    Hier  liegt  das  große  Gebiet  der 
Arbeiten  werden  durch  einen  Ausschuß  vor-  Rittergüter,  deren  Ausdehnung  gleichzeitig 
bereitet  und  durch  einen  Vorstand  geführt,  mit  Aufsaugung  des  Bauernstandes  durch 
Der   Vorstand   steht   unter   Aufsicht   des '  die  Stein-Hardenbergsche  (Jesetzgebung  be- 
Staates, welche  vom  Oberpräsidenten  aus-  fördert  worden  war.    Hinzu  kommt,  daß  in 
geübt  wird,  gegen  dessen  Entscheidungen  den  letzten  Jahrzehnten  gerade  aus  diesen 
hur  die  Beschwerde  an  den  Minister  für  Gebieten  eine  dauernde  Abwanderung  vom 
Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  zu-  i  Lande  in  die  Stadt  und  in  die  westlichen 
lässig  ist.  Industriemittelpunkte    stattgefunden  hat. 

Die  Zulässigkeit  der  Enteignung  von  Schließlich  drohte  dem  Deutschtum  be- 
Land zu  Siedlungszwecken  spricht  der  Prä-  sonders  in  den  Provinzen  Posen  und  West- 
sident  des  Landesknilturamts  aus  auf  Antrag  preußen  eine  besondere  Gefahr  durch  die 
des  gemeinnützigen  Siedlungsunternehniens  Ausdehnung  des  Polentums  und  seine  na- 
odcr  auf  Antrag  einer  Landgemeinde,  sofern  tionalcn  Anmaßungen, 
es  sich  um  Beschaffung  von  Pachtland  für  Angesichts  dieser  Uebelstände  erachtete 
landwirtschaftliche  Arbeiter  handelt.  Das  es  der  preußische  Staat  als  eine  seiner  wich- 
gleiche erfolgt  auf  Antrag  des  Ausschusses  tigsten  Aufgaben,  die  deutsche  bäuerliche 
eines  LandUeferungsverbandes.  Selbstver-  Ansiedlung  in  den  Provinzen  Posen  und 
ständlich  ist  der  "Präsident  an  das  Vor-  Westpreußen  durch  ein  besonderes  Gesetz 
handensein  der  durch  das  Reichssiedlungs-  zu  fördern.    Es  war  dies  das  G.  v.  26./VI. 
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1886,  betreffend  die  Förderung  deutscher  | 
Ausiedlungen  in  den  Provinzen  West- 
preußen und  Posen.  Was  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  an  Kolonialarbeit  in  den  Provinzen 
Posen  und  Westpreußen  geschaffen  worden 
ist,  wird  ein  Ruhmesblatt  in  der  preußischen 
Geschichte  und  in  der  Geschichte  des  Hauses 
Hohenzollern  bleiben,  wenn  auch  durch  den 
unglücklichen  Friedensschluß  des  Weltkrieges 
und  durch  Einverleibung  dieser  Gebiete  in  den 
neuen  polnischen  Staat  alle  jene  Segnungen 
in  Gefahr  gebracht  werden,  welche  diesen 
Landesteilen  in  den  letzten  30  Jahren  durch 
zielbewußte  Arbeit  zuteil  geworden  sind. 
Die  kolonisatorischen  Erfolge  der  preußi- 
schen Staatsregierung  auf  Grund  des  G. 
V.  1886  sind  von  so  großer  wirtschaftlicher 
und  nationaler  Bedeutung  gewesen,  daß 
man  sie  ansehen  kann  als  eine  Fortsetzung 
der  bedeutendsten  kolonisatorischen  Tätig- 
keit der  größten  Hohenzollern,  so  des 
Großen  Kurfürsten,  des  Königs  Fried- 
rich Wilhelm  I.  und  Friedrichs  des 
Großen. 

Das  G.  V.  26./1V.  1886  wurde  vom 
Reichskanzler  Fürsten  von  Bismarck  dem 
preußischen  Parlament  in  erster  Linie  aus 
nationalpolitischen  Gründen  vorgelegt  und 
in  seinen  bedeutungsvollen  Reden  vom  28. 
und  29./L  1886  begründet.  Es  stellte  der 
Staatsregierung  zunächst  einen  Betrag  von 
100  Mill.  M.  zur  Ansiedlung  deutscher  Bauern 
und  Arbeiter  in  den  bedrohten  Landesteilen 
Posen  und  Westpreußen  zur  Verfügung. 
Durch  das  G.  v.  20./1V.  1898  wurde  dieser 
Betrag  auf  200  Mill.  M.,  durch  G.  v.  l./VH. 
1902  auf  2.50  Mill.  M.  erhöht.  Ferner 
wurden  durch  das  letztere  Gesetz  weitere 
100  Mill.  M.  für  Domänen-  und  Forst- 
ankauf gleichfalls  zur  Stärkung  der  Nationali- 
tät derselben  Gebiete  ausgeworfen. 

Des  weiteren  fand  das  G.  v.  26./IV. 
1886  eine  nochmalige  Ergänzung  durch 
dasjenige  v.  20./III.  1908,  wonach  eine 
abermalige  Erhöhung  des  Ansiedlungsfonds 
um  200"  Mill.  M.  erfolgte,  von  welchen 
75  Mill.  M.  die  besondere  Bestimmung  zur 
Umwandlung  bäuerlicher  Güter  in  Ansied- 
lungsgüter  und  zur  Förderung  der  Seßhaft- 
machung  von  Arbeitern  auf  dem  Lande  er- 
hielten. Gleichzeitig  sollten  die  Ausiedlungen 
von  selbständigen  deutsehen  Arbeitern  auf 
größeren  Rentengütern  durch  Prämien  ge- 
fördert werden.  Ferner  wurden  50  Mill.  M. 
ausgesetzt  zur  Erwerbung  größerer  Güter, 
die  im  ganzen  oder  geteilt  als  Rentengüter 
gegen  vollständige  Schadloshaltung  des 
Staates  veräußert  werden  sollten.  Schließ- 
lich wurde  Enteignung  einer  Gesamtfläche 
von  nicht  mehr  als  70  000  Hektar  genehmigt 
in  solchen  Gebieten,  in  denen  die  Sicherung 
des  gefährdeten  Deutschtums  nicht  anders 
.als  durch  Stärkung  und  Abrundung  deutscher 


Niederlassungen  mittels  Ansiedlung  möglich 

erschien. 

Eine  Ergänzung  fand  die  vorstehende, 
ausschließlich  auf  die  Provinzen  Posen 
und  Westpreußen  sich  erstreckende  Gesetz- 
gebung durch  das  G.  v.  26./V1.  1912 
über  Stärkung  des  Deutschtums  in  einigen 
anderen  Landesteilen.  Durch  dieses  wurden 
der  Staatsregierung  abermals  100  Mill.  M. 
zur  Verfügung  gestellt  zur  Festigung  und 
Stärkung  des  deutschen  ländlichen  Besitzes 
in  den  national  gefährdeten  Teilen  der 
Provinzen  Ostpreußen,  Pommern,  Schlesien 
und  Schleswig-Holstein.  Mit  diesen  Mitteln 
sollten  Bauernhöfe  und  größere  Güter  er- 
worben und  als  Rentengüter  im  ganzen  oder 
stückweise  an  deutsche  Landwirte  und 
Arbeiter  veräußert  und  daneben  für  den 
Staat  die  Möglichkeit  geschaffen  werden, 
sich  mit  Stammanlagen  bei  gemeinnützigen 
Gesellschaften  zu  beteiligen,  welchen  die 
V'ermittlung  und  Bildung  von  Rentengütern 
übertragen  war.  Diese  Gesetzgebung  stellte 
aber  nicht  nur  Geldmittel  zur  Verfügung, 
um  den  deutschen  bäuerlichen  Besitz  in 
diesen  national  gefährdeten  Gebietsteilen 
durch  Neuerwerbungen  und  Vergebung  an 
deutsehe  Bauern  zu  stärken,  sondern  machte 
es  sich  besonders  zur  Aufgabe  die  gesamte 
wirtschaftliche  Tätigkeit  der  neu  gewonnenen 
Ansiedler  zu  fördern  und  zu  stärken.  Zu 
diesem  Zwecke  wurde  die  Ansiedlungs- 
kommission  für  die  Provinzen  Westpreußen 
und  Posen  mit  dem  Sitze  in  der  Stadt  Posen 
gebildet. 

6.  Die  Preußische  Ansiedlungskommission 
für  Posen  und  Westpreußen  und  ihre  Erfolge. 
Mit  dem  Frieden  von  Versailles  ist  an  der  Ust- 
grenze  des  Deutschen  Reiches  ein  neuer  pol- 
nischer .Staat  entstanden  mit  weit  ausgedehntem 
Staatsgebiet,  welches  tief  hineinreicht  in  ur- 
deutsohe  Länder.  Die  Bewohner  dieser  Landes- 
ti-ile  sind,  soweit  sie  Polen  =ind,  in  außerordent- 
lii-h  hohem  Maße  in  ihrem  ganzen  Denken 
inui  Handeln  von  jenem  übertriebenen  nationalen 
Gefühl  und  Ehrgeiz  erfüllt,  welche  die  von  ihnen 
bewohnten  Länder  zu  einer  zielsicheren  und 
ruhigen  staatlichen  Entwicklung  in  den  letzten 
.Jahrhunderten  nicht  haben  kommen  lassen. 
Welches  Geschick  in  Zukunft  dem  neuen  pol- 
nischen Staatswesen  auch  beschieden  sein  mag, 
zunächst  ist  mit  seiner  Begründung  jahrhundert- 
alte deutsche  Kulturarbeit  unterbrochen,  wenn 
nicht  gar  für  immer  um  ihre  Erfolge  gebracht. 

Die  Arbeit  der  preußischen  Ansiedlungs- 
kommission ist  in  nationaler  und  wirtschaftlicher 
Hinsicht  von  so  weitreichenden  Erfolgen  ge- 
wesen, daß  sie  als  mustergültig  für  die  /iukunft 
gelten  kann  für  alle  diejenigen  MalJnahmi-n. 
welche  ein  größerer  Staat  auf  sinlluiiKsiKili- 
i  tischem  Gebiet  leisten  kann.  Ob  2U  allen  Zeiten 
die  Ansiedlungskommission  kraftvoll  genug  vor- 
gegangen ist  in  der  Begründung  groß  ausge- 
dehnter Siedlungsflächen  oder  Errichtung  ein- 
zelner Ansiedlungen,  welche  zunächst  als  Vor- 
posten in  national  bedrohten  Gebieten  zu  dienen 
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ihatten,  ma^  dahmgcstellt  bleiben.  Ebensowenig  ' 
soll  hier  die  Frage  entsrhieden  werden,  ob  eine 
GcgcnwirkiinE;  gegen  die  dcutschnationalen  Auf- 
gaben der  Aiisiedlungskommission  dadurch  aus- 
geübt wurde,  daß  dem  wirtschaftlichen  Unter- 
gang verfallene  polnische  GroUgrundbesitzcr 
durch  zu  hohe  Verkaufspreise,  welche  beim 
Erwerb  ihrer  Güter  erzielt  wurden,  in  die  Lage 
versetzt  wurden,  sich  eine  neue  Existenz  in  den 
Städten  unter  dem  UUrgertum  zu  gründen 
mit  der  Aufgabe,  von  hier  aus  neue  Agitation 
im  polnischen  Interesse  gegen  das  Deutschtum 
7.U  beginnen.  Mag  durch  diese  Nebenwirkungen 
der  Tätigkeit  der  Ansiedlunpkommission  in 
nationaler  liezichung  ein  voller  Erfolg  nicht 
beschieden  gewesen  sein,  so  hat  trotzdem  ohne 
Zweifel  die  Ansiedlungskoinraission  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  in  weitem  Ausmaß  die 
allcrsroßten  Leistungen  zu  verzeichnen.  Denn 
wo  früher  in  preußisch-polnischen  Landestcilen 
eine  verarmte  licvülkerung  in  elenden  Katen 
verschmutzt  und  unordentlich  lebte,  wo  der 
polnische  Großgrundbesitzer  bis  dahin  eine 
liederliche  versduildcte  Wirlschaft  betrieb,  deren 
Leitung  er  oft  genug  dem  unredlichen  Verwalter  i 
überließ,  entbanden  durch  <lie  planmäßige 
Arbeit  der  Ansiedlungskommission  schmucke, 
geschlossene,  deutsche  Hauerndörfer,  deren  Ein- 
wohner durch  Sauberkeit.  Ordnung  und  Fleiß 
vorwärts  kamen,  ein  geordnetes  Geineindewesen 
betrieben  und  Handel  und  Wandel  förderten 
durch  Anlegun"  von  Verkehrswegen,  durch  He- 
gründung  von  ("lenossenschaften  zur  Verwertung 
und  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  u.  dgl.  m.  In  der 
Art,  wie  im  einzelnen  die.sc  Arbeiten  geleistet 
wurden,  liegt  ihre  allgemeine,  vorbildliche 
Bedeutung. 

Oberster  Grundsatz  der  AnsiedlunEts- 
komiiiisäion  ist  es  gewesen,  nicht  nur  deutsche 
Bauern  und  Arbeiter  in  den  bedrohten 
Landestcilen  seßhaft  zu  machen,  sondern 
groläe  leistungsfähige  Ansiedlergemcinden  in 
großen  geschlossenen  Siedlungsgebieten  unter 
möglichster  Forderung  der  Landeskultur  zu 
schaffen  und  für  ihr  weiteres  (Sedeihen  zu 
sorgen. 

Bei  dem  Erwerbe  des  hierzu  notwendigen 
Grundbesitzes  konnte  die  Ansiedlungskom- 
mission deshalb  auch  nicht  ausschließlich 
Land  aus  polnischer  Hand  kaufen,  vielmehr 
mußte  sie  den  Landerwerb  dort  vornehmen, 
wo  ihr  dies  für  ilire  Zwecke  nach  Lage  des 
Gütermarktes  möglich  war.  Dabei  spielte 
naturgemäß  auch  die  Brauchbarkeit  des 
Geländes  und  seiner  bisherigen  Nutzung  für 
Aufteilung  an  bauerliche  Besitzer  eine  Kulle. 
Ferner  war  die  Ansiedlungskommission  stets 
bestrebt,  deutschen  Besitz,  welcher  infolge 
der  mißlichen  wirtschaftlichen  Lage  seiner 
Eigentümer  oder  aus  anderen  Gründen  zum 
Verkauf  kommen  mußte,  nicht  in  polnische 
Hände  gelaiisen  zu  lassen  oder  andere  Be- 
sitzungen, welche  aus  polnischer  Hand  zum 
Verkauf  kamen,  vor  einem  abermaligen 
Uebergang  in  polnischen  Besitz  zu  bewahren. 
Domänen,  welche  gleiobtalls  nach  Maßgabe 


des  Gesetzes  in  den  preußisch-polnischen 
Landesteilen  Pflegestätten  deutscher  Sitte 
und  Kultur  werden  sollten,  sind  von  der 
Ansiedlungskommission  nur  in  beschränktem 
Umfange  angekauft  worden.  Bei  solcher 
Lage  gestaltete  sich  der  Landerwerb  der 
Ansiedlungskommission  bis  zum  Schluß  ihrer 
Tätigkeit  folgendermaßen: 

Es  wurden  gekauft  insgesamt  823  Güter 
mit  einer  Fläche  von  428  733  ha,  ü24  Bauern- 
wirtscbaften  mit  einer  Fläche  von  30  272  ha. 
Aufgewandt  wurden  bei  dem  Kauf  für  die 
(iüter  440  043  191  M.  und  für  die  Bauern- 
wirtschaften 43  918  808  M. 

Die  ganze  erworbene  Fläche  stellt  sich 
nach  den  Ergebnissen  der  Neumessung  mit 
Anschluß  der  Wege  und  Grabenflächen  und 
der  aus  Rücksicht  auf  einen  einheitlichen 
Besiedlungsplan  zur  Teilungsmasse  gezogenen 
in  fremdem  Besitze  befindlichen  Flächen 
auf  464  841)  ha  =  4648  qkm  oder  etwas 
größer  als  die  Bundesstaaten  Sachsen- 
Meiningen  und  Sachsen-Coburg-Gotha  zu- 
sammen. 

Insgesamt  gab  die  Ansiedlungskommission 
für  diesen  Landerwerb  483  9()2  0.')0  M.  aus 
bei  einem  Grundsteuerreinertrag  der  er- 
worbenen Liegenschaften  von  insgesamt 
4  358  959  M.  Das  ergibt  bei  der  erworbenen 
(iesamtfläche  von  459  OO.'j  ba  für  den  ha 
einen  Durchschnittskaufpreis  von  10ri4  M. 
oder  III  M.  für  1  M.  Grundsteuerreinertrag. 
Nach  der  gegenwärtigen  Lage  des  Güter- 
marktes beurteilt  mag  dieser  Kaufpreis 
nicht  ungewöhnlich  hoch  erscheinen.  Er 
ist  es  aber  trotzdem,  denn  man  muß  berück- 
sichtigen, daß  die  Tätigkeit  der  Ansiedlungs- 
kommission sich  über  30  Jahre  erstreckt  hat. 
In  der  Tat  hat  sich  der  liaufpreis,  welchen 
die  Ansiedlungskommission  anlegen  mußte, 
für  den  ha  innerhalb  der  genannten  Zeit 
{von  etwa  (5-700  M.  auf  LO(IO-2000  M. 
oder  den  200fachen  Grundsteuerreinertrag 
und  darüber  gesteigert.  Zum  Teil  liegt 
dieses  Anwachsen  in  der  allgeiueinen  Preis- 
bewegung, zum  Teil  muß  es  zurückgeführt 
Werden  auf  den  Kampf  um  den  Grundbesitz, 
welcher  sich  zwischen  den  Deutschen  und 
Polen  in  den  Ansiedlungsgebielen  abspielte 
und  damit  Verhältnisse  zeitigte,  die  als  gesund 
niclil  mehr  bezeichnet  werden  konnten. 

Nach  dem  Erwerb  richtete  die  Ansied- 
lungskommission ihr  Augenmerk  auf  die 
I">höhung  und  Vervollkommnung  der  Lei- 
sfunffsfähigkeit  der  Liegenschaften,  um  deli 
zukünftigen  An.=iedlern  ihr  wirtschaftliches 
l'"ort kommen  möglichst  zu  erleichtern.  Dies 
geschah  durch  Schaffung  günstiger  Vorflut- 
verhältnisse,  durch  Drainage  des  Ackers, 
Ent-  und  Bewässerung  der  'Grünländereien, 
Urbarmachung  etwaiger  Moore,  reichliche 
Zufuhr  von  künstlichen  Dungstoffen,  Hebung 
des    Nutzviehbestandes    als  Düngerquelle, 
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Stärkung  der  Gespannkraft  zur  besseren !  fähige  Landgemeinden  mit  Kirche  und 
Beaekerung  der  Ländereien  und  Ausbau  der  Schule  am  Ort  zu  schaffen  und  zu  kräftigen 
öffentlichen  Landstraßen  und  Feldwege.  Genossenschaften  zu  organisieren.  In  diesen 
Daneben  ging  gleichzeitig  die  Bearbeitung  Gemeinden  sollte  die  spannfähige  Bauern- 
der  Aufteilungspläne  für  die  zukünftigen  stelle,  die  durch  den  Besitzer  und  seine  eigene 
Ansiedlerstellen  und  die  Neuregelung  der  Familie  ohne  ständige  fremde  Arbeitskraft 
öffentlich  rechtlichen  Verhältnisse.  Hierbei  bewirtschaftet  wird,  vorherrschen.  So  wurden 
ist  die  Ansiedlungskommission  dem  Grund- 1  bis  Ende  1917  geschaffen: 
satz  gefolgt,  in  sich  geschlossene  leistungs-  \     Ansiedlerstellen  in  der  Größe  von 
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insgesamt  21  749  Ansiedlerstellen  in  der  übernahmen,  ein  oder  zwei  Freijahre  je 
Gesamtgröße  von  309 139  ha  und  dem  nach  der  Beschaffenheit  des  vorhandenen 
Gesamtwert  von  317  544  603  M.,  mit  einem  Gebäudekapitals  gewährt.  Oeffentliche  Bau- 
jährlichen Soli  an  Gefällen  von  9  224  454  M.  liehkeiten  wie  Kirchen,  Schulen  und  Pfarr- 
Dazu  kommen  noch  102  an  Arbeiterfamilien  gehöfte,  Gemeinde-,  Kranken-  und  Arbeiter- 
vergebene Mietwohnungen  mit  Gartenland,  häuser,  baute  die  Ansiedlungskommission 

Die  Form  der  Ansiedlungen  wählte  die  selbst. 
Ansiedlungskommission  den  wirtschaftlichen  I  Im  allgemeinen  brachten  die  Ansiedler 
Verhältnissen  und  den  Wünschen  der  An-  aus  ihrer  Heimat  ein  landwirtschaftliches 
Siedler  entsprechend.  Wo  die  natürlichen  Können  und  Wissen  mit,  das  über  dem 
Verhältnisse  oder  die  Anhänglichkeit  der  Durchschnitt  in  den  Ansiedlungsgehieten 
Ansiedler  an  die  Gewohnheiten  der  ver-  stand.  Trotzdem  ließ  sich  die  Ansiedlungs- 
lassenen  alten  Heimat  es  erforderten,  finden  kommission  ihren  weiteren  technischen  Fort- 
wir  daher  das  Hofsystem.  Im  übrigen  sind  schritt  durch  Förderung  der  künstlichen 
die  meisten  Siedlungen  in  der  Form  des  Düngung,  des  landwirtschaftlichen  Ma- 
Reihendorfes  aufgebaut  mit  einem  Dorfkem  schinenwesens,  der  Viehzucht,  der  Anlage 
als  Mittelpunkt  des  öffentlichen  Lebens,  von  Obstpflanzungen  u.  dgl.  m.  dauernd 
Die  weiteren  Ansiedlerstellen  fanden  ihre  angelegen  sein.  Zu  diesem  Zweck  wurden 
Lage  an  den  Hauptverkehrsstraßen  der .  landwirtschaftliche  Winterschulen,  Obst- 
Gemeinde,  baumschulen,  Haushaltungsschulen  und  land- 

Bei  der  Vergebung  der  ausgelegten  Län-  wirtschaftliche  Vereine  aller  Art  in  den  An- 
dereien  trug  die  Ansiedlungskommission  siedlergemeinden  gegründet.  Die  Rindvieh- 
stets  für  Landrücklagen  Sorge,  um  auch  zucht  insbesondere  wurde  gehoben  durch 
später  noch  auf  die  Preisgestaltung  des  Einführung  eines  einheitlichen  Zuchtziels 
Grund  und  Bodens  Einfluß  zu  haben  und  bei  gleichzeitiger  Lieferung  von  Vater-  und 
zur  Schaffung  von  Gemeindeländereien,  durch  Muttertieren  aus  einer  Stammherde.  Zur 
deren  Erträgnis  die  Gemeindelasten  für  Förderung  der  Schweinezucht  wurden  Eber- 
Wegebauten,  Armenunterstützung,  Schul-  Stationen  errichtet.  Das  Genossenschafts- 
und Kirchenwesen  u.  dgl.  mehr  gedeckt ;  wesen  wurde  gepflegt  durch  Spar-  und  Dar- 
werden sollten.  j  lehnskassen,  Molkereien,  Brennereien  und 

Die  Ueberlassung  der  Stellen  an  den  An- 1  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften,  durch 
Siedler  erfolgte  in  der  Regel  gegen  Rente,  1  Ein-  und  Verkaufsvereine  und  durch  Korn- 
nur  in  Ausnahmefällen  zu  Eigentum  und  |  häuser. 

in  solchen  Fällen,  wo  die  besonderen  Ver- :  Seit  dem  Jahre  1906  pflegte  schließlich 
hältnisse  des  Ansiedlers  es  wünschenswert  die  Ansiedlungskommission  die  Erhaltung 
erscheinen  ließen,  in  Pacht.  |  deutscher  bäuerlicher  Stellen  in  den  national' 

Der  Aufbau  der  Gebäude  wurde  den  ]  bedrohten  Gebieten  durch  ihre  Umwandlung 
Ansiedlern  überlassen,  um  ihrem  Geschmack  i  in  Ansiedlungs-Rentengüter,  wenn  solche 
und  ihren  Wünschen  besonders  Rechnung  i  Besitzungen  in  Not  und  dadurch  in  die  Ge- 
zu  tragen.  Sie  wurden  hierbei  aber  durch  fahr  kamen,  in  polnische  Hände  überzugehen. 
Lieferung  von  Baumaterial  seitens  der  An-  In  dieser  Beziehung  waren  besonders  die 
Siedlungskommission  zum  Selbstkostenpreise  Deutsche  Bauernbank  in  Danzig  und  die' 
und  durch  Beratung  bei  Bauentwürfen  und  Deutsche  Mittelstandskasse  in  Posen  tätig, 
deren  Prüfung  unterstützt.  Da  der  Landwirt  j  7.  Die  preußischen  Ansiedlungsgesetze 
seine  volle  Tätigkeit  erst  ausüben  kann,  zum  Schutze  allgemeiner  staatlicher  und 
wenn  sein  Hot  aufgebaut  dasteht,  wurden  öffentlicher  Rechte  bei  Ansiedlungen. 
den  Ansiedlern,  welche  auf  grünem  Rasen  Das  preußische  Verwaltungsrecht  kennt  eine 
aufbauten,   drei,   denen,   welche    Gebäude  besondere  Gesetzgebung  zur  Regelung  der 
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öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  bei  An- 
siedlungen,  während  in  anderen  deutschen 
Staaten  eine  solche  nicht  besteht;  nur  in 
Württemberg,  in  Hessen  und  einigen  kleineren 
Staaten  kann  die  Ansiedlung  auUcrhalb 
eines  geschlossenen  Ortsbezirks  oder  des 
Bebauungsplanes  im  Einzelfalle  aus  feuer- 
und  sicherheitspolizeilichen  Gründen  unter- 
sagt werden. 

Die  Ansicdlungsgesetzgebung  in  Preußen 
ist  jedoch  keine  einheitliche.  Für  die  ein- 
zelnen Landesteile  gelten  vieiraehr  ver- 
schiedene Gesetze.  Das  größte  einheitliche 
Reehtsgebiet  in  dieser  Beziehung  sind  die 
alten  preußischen  Provinzen  Ostpreußen, 
Westpreußen,  Brandenburg,  i' jmmern,  Posen, 
Schlesien,  Sachsen  und  Westfalen,  in  welchen 
nach  mehrfachem  Wechsel  im  Laufe  der 
Jahrzehnte  gegenwärtig  das  Gesetz  be- 
treffend die  Gründung  neuer  Ansiedlungen 
V  lO./VlIl.  1904  gilt.  Es  ist  dies  eine 
Neubearbeitung  des  G.  v.  25./VIII.  1870, 
betreffend  die  Verteilung  der  öffentlichen 
Lasten  bei  Grundstücksteilungen  und  die 
Gründung  neuer  Ansiedlungen  in  den  Pro- 
vinzen Preußen,  Brandenburg,  Pommern, 
Posen,  Schlesien,  Sachsen  and  Westfalen. 
Für  die  Provinz  Hannover  kommt  das  Gesetz 
betreffend  die  Verteilung  der  öffentlichen 
Lasten  bei  Grundstücksteilungen  und  die 
Gründung  neuer  Ansiedlungen  in  der  Provinz 
Hannover  v.  4./V11.  1887  in  Frage,  für 
die  Provinz  Schleswig-Holstein,  jedoch  mit 
Ausnahme  des  Herzogtums  Lauenburg,  ein 
gleiches  G.  v,  13./VI.  1888  und  für  Hessen- 
Nassau  das  Gesetz  betreffend  Gründung 
neuer  Ansiedlungen  in  der  Provinz  Hessen- 
Nassau  V.  ll./\^l.  1890.  Diese  drei  letzten 
Gesetze  haben  ferner  eine  Ergänzung  gefun- 
den durch  das  G.  v.  16./IX.  1899.  Im 
Herzogtum  Lauenburg  gilt  das  G.  v.  4./XI. 
1874  betreffend  die  Gründung  neuer  An- 
siedlungen. Allein  die  Rheinprovinz  und  die 
Hohenzollernschen  Lande  kennen  eine  solche 
Gesetzgebung  nicht. 

Nach  dieser  Gesetzgebung  bedarf  der 
behördlichen  Ansiedlungsgenenmigung,  wer 
außerhalb  einer  im  Zusammenhang  gebauten 
Ortschaft  ein  Wohnhaus  errichten  oder  ein 
schon  vorhandenes  (iebäude  zum  Wohnhaus 
einrichten  will.  Innerhalb  einer  solchen 
wird  sie  außerdem  in  den  alten  Provinzen 
erfordert  für  den  Fall  der  Umwandlung  eines 
Landgutes  oder  eines  Teiles  eines  solchen 
in  mehrere  ländliche  Stellen.  In  Hannover, 
Schleswig-Holstein  und  Hessen-Nassau  zählen 
zu  den  Wohnhäusern  im  Sinne  dieser  Gesetz- 
gebung auch  die  aus  Holz,  Torf,  Stroh, 
Soden  oder  anderen  geringen  Baumaterialien 
angefertigte  Unterkunftsstätten,  sofern  sie 
nicht  nur  vorübergehend,  sondern  dauernd 
zu  einer  Wohnung  für  Menschen  dienen  sollen. 
Die  Ansiedlungsgenehmigung  wird  erteilt  in 


den  Landkreisen  der  alten  Provinzen  vom 
Kreisausschuß,  in  den  Landkreisen  Hessen- 
Nassaus  vom  Landrat,  im  übrigen  von  den 
Ortspolizeibehörden.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Ziele  des  Ansicdlungs^esetzes  für  Posen 
und  Westpreußen  v.  2G./1V.  1886  war  die 
.\nsiedlungsgenehmigung  in  diesen  Provin- 
zen, ferner  in  Ostpreußen  und  Schlesien  und 
in  den  Regierungsbezirken  Frankfurt,  Stettin 
und  Köslin  abhängig  von  einer  Bescheinigung 
des  Regierungspräsidenten,  daß  die  geplanten 
Ansiedlungen  mit  den  Zielen  dieses  Gesetzes 
nicht  im  Widerspruch  stehen.  Diese  Be- 
stimmung ist  aber  durch  V^erordnung  v. 
I5./XI1.  1918  aufgehoben  worden,  da  durch 
den  Friedensschluß  von  Versailles  die  An- 
siedlungstätigkeit  im  nationalen  Sinne  in 
Posen  und  Westpreußen  üir  Ende  erreichte. 

Die  Voraussetzung  für  die  Ansiedlungs- 
genehmigung ist  im  gesamten  Bereich  der 
Gesetzgebung,  daß  der  in  Frage  kommende 
Platz  durch  einen  fahrbaren,  jederzeit  offenen 
Weg  bzw.  durch  eine  Scliiffahrtstraße  zu- 
gänglich oder  daß  die  Beschaffung  eines 
solchen  Weges  gesichert  ist.  Im  letzteren 
Falle  ist  Fristfestsetzung  zur  Beschaffung 
und  im  Falle  der  Ergebnislosigkeit  dieser 
Maßnahme  Zwangsverfahren  gegen  den  An- 
siedler zulässig.  Dies  ist  auch  der  Fall 
für  die  Erhaltung  der  ununterbrochenen  Zu- 
gängliclikeit  der  Ansiedlung.  Von  der  Forde- 
runi'  eines  fahrbaren  Weges  kann  unter  be- 
sonderen Umständen  Abstand  genommen 
werden.  In  Moorgegenden  der  alten  Pro- 
vinzen, Hannovers  und  Schleswig-Holsteins 
muß  vor  der  Erteilung  der  Ansiedlungs- 
genehmigung auch  die  Entwässerung  des 
Bodens  geregelt  sein. 

Ferner  gesteht  das  Gesetz  in  besonderen 
Fällen  dritten  Personen  ein  Einspruchsrecht 
gegen  geplante  Ansiedlungen  zu.  In  dieser 
Beziehung  konunen  in  Betracht  Eigentümer, 
Nutzungs-  oder  Gebrauchsbereohtigte  oder 
Pächter  benachbarter  Grundstücke  und  Vor- 
steher der  Gemeinde,  Gutsbezirke,  zu  welchen 
das  zu  besiedelnde  Grundstück  gehört  oder 
an  die  es  grenzt,  für  den  l'^all,  daß  die  neue 
Ansiedlung  den  Schutz  der  Nutzungen  be- 
nachbarter Grundstücke  aus  der  Land-  oder 
Forstwirtschaft,  aus  dem  Gartenbau,  der 
Jagd  oder  der  Fischerei  gefährdet.  Dasselbe 
gilt  für  den  Besitzer  eines  Bergwerkes, 
welches  unter  dem  zu  besiedelnden  Grund- 
stück oder  in  dessen  Nähe  gelegen  ist  und 
wenn  durch  Tatsachen  begründet  wird,  daß 
durch  den  Betrieb  des  Bergwerkes  in  abseh- 
barer Zeit  Beschädigungen  der  Oberfläche 
des  zu  besiedelnden  Grundstücks  eintreten 
können,  denen  im  Interesse  der  persönlichen 
Sicherheit  und  des  öffentlichen  Verkehrs 
durch  bergpolizeilich  anzuordnendem  Stehen- 
lassen von  Sicherheitspfeilern  vorzubeugen 
sein  würde  und  daß  die  wirtschaftliche  Be- 
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deutung  des  uneingeschränkten  Abbaues  der 
Mineralien  die  der  Ansiedlung  überwiegt.  In 
Hessen-Nassau  gibt  auch  die  Gefährdung 
des  Gemeindeinteresses  ein  Einspruchsrecht. 
Von  der  vorliegenden  Absicht  zu  einer  An- 
siedlung haben  die  zuständigen  Behörden 
den  nach  Vorstehendem  interessierten  Kreisen 
zur  Ausübung  ihres  Einspruchsrechts  Kennt- 
nis zu  geben. 

Auch  auf  den  Fall,  daß  durch  eine  neue 
Ansiedlung  eine  Aenderung  oder  Neuordnung 
der  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schulverhält- 
nisse erforderlich  wird,  nimmt  die  Gesetz- 
gebung Bedacht.  In  den  alten  Provinzen 
haben  die  beteiligten  Gemeinden  (Guts- 
vorsteher und  die  Vorsteher  der  beteiligten 
Kirchen-  und  Schulgemeinden)  von  dem  An- 
trag zur  Ansiedlung  Kenntnis  zu  erhalten. 
Sie  haben  hierzu  Stellung  zu  nehmen.  Für 
den  Fall  der  Aenderung  oder  Neuordnung 
hat  der  Ansiedlungslustige  die  notwendigen 
Leistungen  zu  erfüllen.  Hier\-on  oder  von 
der  Stellung  einer  Sicherheit  für  die  Er- 
füllung der  Leistungen  kann  die  Ansiedlungs- 
genehmigung  abhängig  gemacht  werden.  In 
Hannover  und  in  Schleswig-Holstein  ist 
dagegen  die  Ansiedhingsgenehmigung  zu 
versagen,  wenn  und  solange  die  Gemeinde-. 
Kirchen-  oder  Schulverhältnisse  der  Ansied- 
lung nicht  in  einer  dem  öffentlichen  Interesse 
und  den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechen- 
den Weise  geordnet  sind. 

Schließlich  nimmt  das  Gesetz  sowohl  in 
den  alten  wie  in  den  neuen  Provinzen  auf  die 
Durchführung  der  im  öffentlichen  Interesse 
notwendigen  Anlagen  bei  Neuansiedlungen 
Rücksicht.  Solange  solche  nicht  ausgeführt 
sind  oder  nicht  der  Beweis  erbracht  ist,  daß 
die  dafür  nötigen  Mittel  vorhanden  sind, 
kann  die  Ansiedhingsgenehmigung  versagt 
werden. 

Literatur:  Amtliche.  Verof/entlichungen: 
Dtnkschriflen  an  das  Preußische  Abgeordneterl- 
haus  über  die  Ausführung  des  G.  v.  S6.jIV. 
1886  betreffend  die  Forderung  deutscher  An- 
siedelungen in  den  Provinzen  Westpreußen 
und  Posen.  —  SO  Jahre  deutscher  Kulturarbeit 
1886—1906,  Berlin  1907.  —  Hugo  Thiel, 
Innere  Kolonisation,  in  Menzel  und  v.  Len- 
gerkes  landwirtschaftlichem,  ffitfs-  und  Schreib- 
kalender 1908,  Berlin  190S.  —  Keup,  Das 
Siedelungswerk,  in  Hefl  300  der  „Arbeiten"  der 
Deutschen  Landwirtsehafts-  Gesellschaft,  Berlin 
1919.  —  Reden  des  Fürsten  Bismarck  vom 
gS.  und  Sg.jl.  1888.  -  Belgard,  Parzellierung 
und  innere  Kolonisatimi  in  den  sechs  östlichen 
Provinzen  Preußens  1875—1906,  Leipzig  1907. 
—  W.  von  Massow,  Die  Polen-Not  im 
deutschen  Osten,  Berlin  190S.  —  C.  Lücke, 
Die  deutschen  Ansiedelungen  in  Weslprenßen 
und  Posen,  Berlin  1891.  —  6.  W.  Schiele, 
Briefe  Uber  Landflucht  und  Polenfrage..  Berlin 
1906.  —  Sering,  Die  innere  Kolonisation  im 
ästlichen  Deutschland,  Leipzig  1898.  —  Sohnrey, 
Eine    Wanderfahrt   durch   die   deutschen  An. 


I  siedelnngsgebiete,  Berlin  1897.  —  Jf.  von 
Witten,  Unsere  Ostmark,  Lissa  1907.  — 
M.  Petersen,  Ansiedelungsgesetz,  Berlin  1911. 
—  Krause,  Die  preußischen  Siedelungsgesetze 
nebst  Aufführtingscortchriften,  Berlin  1930. 

W.  Schultze. 


Anti-Corn-Law-League. 

Von  Richard  Cobden  (s.  d. ),  dem  freihänd- 
lerischen Vorsitzenden  der  Handelskammer  Man- 
chester im  Januar  1839  zur  Bekämpfung  der 
prohibitiven  Getreidezölle  ins  Leben  gerufen, 
entfaltete  die  Liga  nach  Ablehnung  des  Antrages 
ViUiers  auf  Beseitigung  der  Getreidezölle  im 
Unterhaus  eine  großzügige,  von  der  Export- 
industrie finanzierte  Versammlungsagitation  in 
allen  größeren  Städten  Englands,  die  in  erster 
Linie  von  Cobden  selbst  und  John  Bright  (s.  d.) 
bestritten  wurde,  verteilte  Hunderttausende  von 
Broschüren  und  gab  von  April  1839  ab  auch  eine 
wöchentlich  erscheinende  Agitationszeitung,  das 
,.Anti-corn-law-circidar"  heraus.  Anfänglich 
nur  von  den  an  der  Senkung  der  Lebensmittel- 
preise durch  Beseitigung  der  Zölle  unmittelbar 
interessierten  Großindustriellen  und  dem  Groß- 
handel getragen,  fand  die  Liga  von  1841  ab  auch 
bei  den  Führern  der  Arbeiterbewegung  und  bei 
der  Geistlichkeit  Unterstützung  und  erlangte 
bald  wachsenden  Einfluß.  Im  Parlament  nahm 
die  Minderheit,  die  für  den  Antrag  ViUiers 
stimmte,  von  Jahr  zu  Jahr  zu.  Obwohl  durch  die 
Parlamentswahlen  von  1841  die  Konservativen 
die  Mehrheit  erlangt  hatten  und  Sir  Robert  Peel 
Ministerpräsident  geworden  war,  konnte  den- 
noch die  Agitation  gegen  die  Getreidezölle  im 
Parlament  verstärkt  werden,  da  die  Führer  der 
Liga,  Cobden,  Bright  u.  a.  gewäldt  worden 
waren.  Der  erste  Erfolg  war,  daß  Peel  1842  dem 
Parlament  einen  Gesetzentwurf  vorlegte,  der 
die  Einfuhr  von  Fleisch  und  Vieh  gestattete,  für 
Getreide  eine  wesentlich  erniedrigte  bewegliche 
Skala  einführte  und  auch  für  viele  Rohstoffe, 
Halbfabrikate  und  Fabrikate  die  Zölle  bedeutend 
herabsetzte.  Die  Annahme  dieses  Gesetzes  spornte 
die  Liga  zur  Fortsetzung  ihrer  Agitation  mit  ver- 
stärkten Mitteln  an  und  verschaffte  ihr  ver- 
mehrten Anhang  in  Industrie  und  Handel,  bei 
der  Arbeiterschaft,  unter  den  Gutspächtern  und 
im  Parlament.  Während  der  Antrag  ViUiers  1842 
nach  Verabschiedung  des  PeeFschen  Gesetzent- 
wurfes mit  395  gegen  92  Stimmen  abgelehnt 
wurde,  waren  1845  nur  224  gegen,  188  für  den 
Antrag.  Auch  bei  der  Regierung  drang  allmäh- 
lich die  Ansicht  durch,  daß  die  Aufhebung  der 
Getreidezölle  unvermeidlich  sei.  1846  beantragte 
sie  unter  dem  Eindrucke  der  Hungersnot  in  Ir- 
land und  gedrängt  durch  die  bis  dahin  beispiellose 
Agitation  der  Liga  die  Abschaffung  der  Getreide- 
zölle nach  einem  dreijährigem  Uebergangs- 
stadium  mit  verminderten  Zollsätzen.  Der  Ge- 
setzentwurf wurde  im  Unterhaus  nach  mehr- 
monatigem Kampfe  mit  337  gegen  240  Stimmen 
angenommen,  und  auch  das  Oberhaus  stimmte 
schließlich  zu.  Die  Bestimmung,  daß  die  Ge- 
treidezölle in  verminderter  Höhe  noch  drei  Jahre 
forterhoben  werden  sollten,  kam  jedoch  wegen 
der  Hungersnot  in  Irland  nicht  zur  Ausführung 
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so  daß  die  Gctrcidczölle  bereits  am  20./I.  1847 
suspendiert  wurden.     r)io  Auflösung  der  1-iga, 
deren  Lebenszweck  damit  erfüllt  war,  erfolpte 
erst  1849.    Doch  trat  sie  18Ö-2  kurze  Zeit  liin- 
durch  nochmals  in  Wirksamkeit,  als  unter  dem 
Ministerium  Derby  die  Gefahr  einer  Wiederein- 
führung von  Schutzzöllen  zu  drohen  schien. 
Liierutur:    Vastlat,    Cobdcn   et  Ul   Ligue  ou 
l'agUatirm  anylaUe  pour  la  tiberte  du  commerce, 
Pari»  18/fli.  —  liichclot,  ITutoirc  de  la  rt'/ormc 
eommerciule  cn  Aiuftctcrre,  S  Bde.,  Paris  JS55. 
—  Beer,  Gctcliichte  den  Well  handeln,  lld.  III, 
Abt.  I,  Wien  ItiG^.  —  Speeches  on  queflüjvg  o/ 
public  policy  by  lt.  Cobdenp  ed.  bij  /,  Uriffhl 
and  I.  Th.  ItogrrH,   Wd.  I,  I.ondim  1S70.   —  I 
Leone   Levi ,     lli^tmy   oj  British  ctimmerce, 
Limdim  lS7i.  —  Pauli,   Geschichte  Englands, 
Bd.  JJl,  Leipzig  1S76.  —  Smith,   Lije  and 
Speeches  of  J.  Bright,  Londrm  1881.  —  LMves 
A  Lexls,  Art.  „Anti-Com-LaW'Lcague",  Hdw. 
d.  St.,  i.  Aufl.,  Bd.  1,  SU— 649.    a.  auch  den 
Art.  „Freihandelsschuie" .  G.  Jahn. 


Anwaltschaft. 

1.  Freigabe  di  r  .Vriwaltschall  und  Zulassungs- 
wesen. 2.  Niedcrlassungspflirht  und  Tätigkeit. 
3.  Berufsausübung  und  Anwaltszwang.  4.  liei- 
ordnung  und  Armenreeht.  ö.  fiebünrenwesen. 
6.  Anwaltskammer,  Kammervorstand  und  Khren- 
gericht.  7.  Reichsirerichtsanwälle.  8.  Lage  der 
.\nwaltschaft.    '.K  Ziel  der  Entwicklung. 

1.  Freigabe  der  Anwaltschaft  und  Zu- 
lassungswesen. I»iis  (irini(l!;e.selz  der 
deutschen  Anwallschafi,  die  Itechlsaiuvalls- 
ordn.  V.  l./VII.  1878,  ist  mit  dem  (ierielils- 
verfassunfTsecsetz  und  den  Prozeliordruitifeii 
am  l./X.  1879  in  Kraft  (retreten. 

Die  Anwallschafi  ist  freigepeben.  In 
dem  deutschen  Land,  in  dem  man  nach  Vor- 
bereitungsdienst und  Prüfung  die  Fiiliiiikcit 
zum  Richtcramt  erlangt  hat,  muß  man, 
außerhalb  dos  Priifungslands  kann  man 
ohne  Rücksicht  auf  das  Bedürfnis  die  Zu- 
lassung zur  Anwallscliaft  erhalten,  sofern 
man  nicht  aus  bestimmten  Gründen  unge- 
eignet oder  unwürdig  ist  (Unehrenhaft igkeit, 
Geistesschwäche,  gleichzeitige  unvereinbare 
Amtstätigkeit  oder  Beschäftigung  z.  B. 
Schankbetrieb,  Verwandtschaft  mit  einem 
Gerichtsmitglied  usw.). 

Ueber  die  Zulassung  entscheidet  die  Landes- 
justizverwaltung nach  Anhörung  des  .Xnwalts- 
kammervorstandes;  soweit  dessen  Gutachten  für 
die  Versagung  maßgebend  ist,  unterliegt  es  der 
ehrengerichtlichen  Nachprüfung.  Die  Zulassung 
erfolgt  bei  einem  selbstgewiihlten  Gericht  (Loka- 
lisierung, Bezirkung);  der  .lüngste  kann  sofort 
ans  Oberlandesgcricht  gehen.  Der  Wechsel  des 
Gerichts  wird  durch  höhere  Ehrenstrafen  des 
Anwalts  zeitweise  behindert.  Doppelzulassungen 
sind  unter  gewissen  Voraussetzungen  statthaft. 
So  sind  die  Amtsgerichtsanwälte  oft  beim  über- 
geordneten Landgericht  zugelassen,  die  Berliner 


Landgerichtsanwälto  bei  den  drei  dortigen  Land- 
gerichten, die  Münchener  Anwälte  beim  Ober- 
landesgericht  und  den  Landgerichton  1  und  II,  ein 
Teil  auch  zugleich  beim  Obersten  Landesgericht, 
alle  in  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  zugleich 
beim  Hanseatischen  Uberlandesgericht,  vielfach 
Anwälte  süddeutscher  Obcrlanciesgerichte  beim 
Landgericht  desselben  Orts,  beim  Oberlandes- 
gericht Darmstadt  auch  Anwälte  aus  Mainz  — 
wegen  des  alten  rheinischen  Rechts  — ,  einzelne 
Lörracher  Anwälte  bei  ihrem  LG.  Freiburg  und 
zugleich  aus  örtlichen  Gründen  beim  LG.  Walds- 
hut usw.  Jedes  Gericht  führt  eine  Liste  seiner 
Anwälte. 

Die  Zahl  der  deutschen  Anwälte  ist  seit 
1880  von  4143  bis  1917  auf  12414  gestiegen. 
Deshalb  wird  die  Freigabe  der  Anwaltschaft 
forldauernd  angefochten,  besonders  in  ihren 
eigenen  Reihen;  dem  freien  Wettbewerb  zieht 
man  die  Sicherheit  der  bürgerlichen  Nahrung 
und  Sicllung  vor,  die  ein  ungcschlossener 
Stand  nicht  allen  verheißen  kann.  Aber  aus 
den  ausgesperrten  Mit  beworbern  könnte  — 
neben  den  zahlreichen  Rechlskonsulenteii, 
die  jetzt  aucli  in  großen  Städten  noch  niederen 
oder  lichtscheuen  Bcdürfnis.scn  dienen  —  ein 
Stand  freier  Berater  und  (ierichtsredner  ent- 
stehen und  zu  einer  ersten  Klasse  von  An- 
wälten auswadisen.  Und  ,,dcr  konstitu- 
tionelle Staat  kann  kein  lOlcment  weniger 
entbehren  als  einen  von  der  Bcamtcnstellung 
freien  Jiiristcnsland"  (Gneist  S.  85),  am 
wenigsten  jetzt,  nacli  der  schweren  Zerrüttung 
von  Rechtssinii  und  Rechtsordnung  und  der 
Zersetzung  des  Beamtentums.  Auf  große 
neue  Täligkcitsgebicte  hofft  die  Anwalt- 
schaft allerdings  vergeblich ;  wie  die  Ver- 
irautlicil  mit  der  Rechtsicchnik  wird  eher  der 
Wettbewerb  der  Außenseiler  ziiiiehmon,  und 
volkstümliche  Reformen  soMen  die  Rechts- 
handhabung immer  mehr  erleichtern.  Der 
Abfluß  der  UeberzäJiligen  in  andere  Berufe 
wird  sich  also  künflig  leichter  vollziehen 
müssen  und  beim  bevorstehenden  Wandel 
aller  gesellschaftlichen  Anschauungen  in  der 
Tat  schmerzloser  sein.  Vielleicht  wird  die 
Anwaltschaft  eine  Diirchgangsstellung  noch 
für  andere  Berufe  als  bloß  wie  bisher  für 
Bank-  und  Induslrieposlen  und  (lemeinde- 
ämler. 

Die  vor  dem  Krieg  so  seltenen  Berufungen 
von  Anwälten  haben  übrigens  in  letzter  Zeit  in 
PreuUen  dem  Uberverwultungsgericht  2,  der 
groUen  Justizprüfungskommissiou  1  Präsidenten 
und  dem  Keichsgericlit  1  .Mitglied  gegeben. 

2.  Niederlassungspflicht  und  Tätig- 
keit. Der  iVnwalt  iiuiß  um  Ort  des  Gericlits 
seinen  Wohnsitz  nehmen  (Residenzpfliclit): 
wirkliche  Berufsausübung  ist  nicht,  wie  in 
Frankreich,  erforderlich,  mir  muß  er  für 
die  ihm  vom  Gericht  übertragenen  Straf- 
verleidigungen  und  Zivilsachen  sorgen. 

Sonst  braucht  er  nur  sofort  abzulehnen, 
wenn  er  nichts  tun  will.  Er  kann  jahrelang  ab- 
wesend sein  und  bedarf  dann  nur  nach  aulicn 
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eines  Vertreters,  eines  Anwalts  seines  Gerichts, 
<len  er,  oder  eines  anderen  Juristen,  den  die 
Landesjustizverwaltung  bestellt. 

3.  Berufsausübung  und  Anwaltszwang. 
Der  Anwalt  kann  in  Strafsachen  überall,  auch 
vor  dem  Keichsgericht  auftreten,  ebenso  bei 
den  Verwaltungsbehörden  und  -gerichten  des 
Reichs  (Patentamt,  Versicherungsämter  usw.) 
und,  soweit  bekannt,  auch  der  Länder;  vor 
den  Finanzgerichten  können  Anwälte  mit 
noch  nicht  bestimmten  Eigenschaften  eigene 
Zulassung  bekommen. 

Bei  den  früheren  Militärgerichten  wurden  zum 
Schutz  vor  unerwünschten  Einflüssen  aus  der 
Zahl  der  Anwälte  einzelne  besonders  zugelassen, 
die  dafür  Verteidigungen  annehmen  mußten. 

Die  Ziviltätigkeit  der  Anwälte  ist  nur  bei 
■den  Amtsgerichten  unbeschränkt,  bei  den 
Kollegialgerichten,  einschließlich  der  —  ein- 
zelnen Amtsgerichten  angegliederten  — 
Kammern  für  Handelssachen  herrscht  da- 
gegen Anwaltszwang  und  nur  ein  beim  Pro- 
zeßgericlit  zugelassener  Anwalt  kann  Prozeß- 
bevollmächtigter sein.  Die  Bezirkung  der 
Anwälte  führt  zu  ihrem  Alleinrecht.  Doch 
können  fremde  Anwälte  überall  die  Aus- 
führung der  Parteirechte  und  —  außer  beim 
Reichsgericht  —  mit  Vollmacht  des  Prozeß- 
bevollmächtigten die  Vertretung  in  der 
mündlichen  Verhandlung  übernehmen.  So 
kann  die  Bezirkung  vereitelt  werden; 

in  Frankfurt  a.  M.  erteilen  sich  LG-  und 
OLG-Anwälte  Vertretungsvollmacht  für  die 
■einzelnen  Sachen  und  führen  sie  allgemein  bei 
beiden  Gerichten.  Aehnlich  mag  es  bei  den 
Berliner  LG.  vor  der  gleichzeitigen  Ziüassung 
der  Anwälte  vielfach  gewesen  sein.  Die  Kam- 
mergerichtsanwälte wollen  neuerdings  die  Zu- 
lassung der  Anwälte  verhindern,  die  nur  die 
Berufungssachen  ihrer  Landgericht-Sozien  führen 
und  sonst  mit  deren  Untervollmacht  am  Land- 
gericht tätig  sind. 

Anwaltszwang  und  Bezirkung  haben  die 
Verhandlungsbereitschaft  der  Anwälte  nicht 
sichern  können,  da  der  Parteibetrieb  die  be- 
liebige Vertagung  gestattet;  allerdings  ver- 
trägt unser  Verfahren,  wie  es  ist,  weitgehende 
Vertretung  des  Prozeßbevollmächtigten  in 
der  oft  wertlosen  Sitzung.  Der  österreichische 
Amtsbetrieb  erreicht  das  Ziel  ohne  Bezir- 
kung, die  freilich  in  unseren  Verhältnissen 
■ebenso  unentbehrlich  ist  wie  bei  unserer  For- 
malisierung  von  Recht  und  Verfahren  der 
Anwaltszwang,  sobald  der  Fall  streitig 
wird. 

Den  Gegensatz  bildet  die  Ausschließung 
der  Anwälte  von  den  — bisher  der  Gemeinde- 
verwaltung angegliederten  —  Gewerbe-  und 
Kaufmannsgerichten  (trotz  starker  Ein- 
scliränkung  der  Berufung  gegen  ihre  Urteile). 
Aus  den  Wünschen  der  beteiligten  Kreise 
hervorgegangen  und  von  den  Juristen  be- 
kämpft, zeigen  sich  hier  die  Anfänge  eines 
neuen  Verfahrens,  das  —  über  Bagatellen 
hinaus  —  für  Dienststreitigkeiten  schleuniger 


Billigkeit  pflege  an  Stelle  strengen  Rechts 
Raum  gewähren  soll.  Auch  bei  den  neuen 
Schlichtungsausschüssen  will  man  Anwälte 
nicht  zulassen.  Wo  sie  nicht  ausgeschlossen 
sind,  werden  sie  überall  herangezogen,  auch 
bei  den  Billigkeitbehörden  (Miet-,  Hypo- 
thekeneinigungsamt) und  Wirtschafts-  und 
Schiedsgerichten  der  Kriegs- und  Uebergangs- 
zeit  (für  Militärversorgung,  Fliegerscnäden 
usw.);  wenig  anscheinend  bei  den  Reichs- 
versicherungsbehörden, wo  vielleicht  der 
Arbeitersekretär  aushilft. 

4.  Beiordnung  und  Armenrecht.  Für 
Pflichtstrafsachen  erhält  der  Anwalt  die 
Gebüliren  vom  Staat.  Wird  er  in 
einer  Zivilsache  jemandem  beigeordnet,  der 
keinen  Auwalt  findet,  so  muß  dieser  zahlen. 
Vom  Armen  darf  der  Anwalt  die  Kosten,  die 
er  vom  Gegner  nicht  erlangen  kann,  erst  bei 
Besserung  seiner  Verhältnisse  mit  Gerichts- 
erlaubnis fordern. 

Das  Armenrecht  setzt  ein  Armutszeugnis  der 
Gemeinde  voraus,  das  bisweilen  in  großen  Orten 
wegen  der  Undurchsichtigkeit  der  Verhältnisse, 
in  kleinen  wegen  der  Hoffnung  der  Gemeinde, 
sich  selbst  durch  den  Prozeßgewinn  des  Armen 
zu  entlasten,  keine  volle  Gewähr  bietet.  Bei 
manchen  Anwälten  sollen  diese  Sachen  ein  Drittel 
ihrer  Praxis  ausgemacht  haben.  Die  Einrichtung 
beruht  aber  auf  uralter  Ueberlieferung,  und  die 
Beseitigung  ist  nicht  denkbar,  auch  nicht  —  wie 
in  Oesterreich  —  für  Ehesachen,  an  denen  am 
wenigsten  Verdacht  haftet.  Die  Folge  wäre  nur, 
daß  eigennützige  Anwälte  den  gutmütigen  die 
Armen  zur  freiwilligen  Besorgung  überließen. 
Schwerlich  wird  der  Staat  bei  geordneter  Finanz- 
wirtschaft die  Armensachen  bezahlen  wollen;  die 
Barauslagen  vergütet  er  neuerdings.  Die  bei  uns 
übliche  Begünstigung  des  Prozeßbedürfnisses  läßt 
trotz  richterlicher  Prüfung  den  .\rmen  leicht  einen 
Streit  kostenlos  zum  Schaden  des  Gegners  er- 
zwingen; denn  Mutwille  und  Einbildung  geben 
bald  eine  vor  dem  Streit  schwer  zu  entkräftende 
Begründung  an  die  Hand.  Aber  Richtersouve- 
;  ränität  wird,  wenn  man  sie  erst  ertragen  gelernt 
hat,  Mißständen  entgegenwirken  können.  Da- 
neben werden  die  Gemeinden,  denen  die  Fürsorge 
;  obliegt,  oder  die  Berufsverbände,  denen  viele 
j  kleine  Leute  angehören,  nicht  nur  zur  Zahlung 
der  Auslagen,  sondern  auch  etwa  der  Hälfte  der 
Gebühren  heranzuziehen  sein. 
I  5.  Gebührenwesen.  Die  Gebühren,  nach 
dem  Wert  des  Gegenstandes  abgestuft, 
sind  vom  Reich  für  die  prozessuale  Tätig- 
keit, im  übrigen  von  den  Ländern  bestimmt. 
Auf  die  Zahl  der  Prozeßtermine  wie  den 
Umfang  der  scliriftlichen  Arbeiten  und 
sonstigen  Bemühungen  kommt  es  nicht  an; 
Bauschsätze  sollen  das  Sportulieren  ver- 
hindern. 

Es  gibt  niu-  a)  eine  allgemeine  Betriebs- 
(Prozeß-),  b)  eine  Verhandlungs-  und  c)  für 
Beweis  und  weitere  Verhandlung  je  eine  weitere 
halbe,  im  ganzen  also  drei,  ohne  Beweis  zwei 
Gebühren;  für  Mitwirkung  beim  Vergleich  tritt 
eine  Gebühr  hinzu.  Unstreitige  Sachen  (Ver- 
säumnis, Anerkenntnis),  geringer,  aber  Verhältnis- 
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mäßig  gut  bezahlt,  sind  mehr  und  mehr  den  [ 
AnwSten  cnlschwiinden.      Für  durchgeführte 
Zivilsachen  von  lUÜ  -  1000  -  10000  -  lUOOOO 
nnd  1000000  betrugen  bisher  drei  Gebühren 
«inschlieBUch  der  AusTagenvergütung  18  —  100,80 
•230,40  —  717  und  3717  und  nach  der  Er- 1 
höhung,  die  bis  Ende  1921  gilt,  25,80  -  196,90 
-  499,20  -  1494  und  G894  M.    Für  Berufung 
und  Revi.sion  sind  die  Sätze  gesteigert.  In  Straf-  ^ 
Sachen  belaufen  sie  sich  für  eine  Verhandlung 
vor  Schöffengericht,  Strafkammer  oder  Schwur- 

foricht  auf  12,20  und  40  M.  den  Tag,  und  das  ist 
ei  der  großen  Inanspruchnahme  der^  Pflicht- 
verteidigung durch  den  neuen  StrGcrEntw. 
wichtig.  Diese  Gebühren  sind  also  von  vorn- 
herein auf  die  Ersetzung  durch  Abreden  angelegt. 

Honorarabreden  bedürfen  der  schrift- 
lichen Vollziehiinf;  durch  den  Aiftraggebcr 
und  unterliegen  richterlicher  Ermäßigung 
nach  Anhörung  des  Kammervorstandes.  In 
Zivilsachen  hat  sich  erst  allmählich  die  Ge- 
wohnheit der  GebüJircnvcreiiibarung  ent- 
wickelt, allgemein  für  Kachaiiwälte,  z.  B.  in 
Patentsachen;  häufig  in  Ehesachen;  in  Ham- 
Inirg  ist  es  alte  Sitte,  nach  Erledigung  der 
Sachen  Honorare  vorzuschlagen.  Als  die 
Gebtihrenverbessening,  seit  Jahrzehnten  ver- 
geblich verlangt  und  schon  wieder  von  den 
Verhältnissen  überlioll,  Anfang  1920  kam, 
hatte  die  Anwaltschaft  unter  dem  Ürnclc  der 
.Preisumwälzung  bereits  mit  Erfolg  zur 
Selbsthilfe  gegriffen,  die  ihr  früher  wider- 
.stand:  z\ir  Prozeßvcrsagung  ohne  Honorar- 
bcwilligung.  Die  Scheu  vor  der  Besprechung 
des  Geldpunkts,  die  der  Tarif  erspart,  kehrt 
vielleicht  nicht  wieder,  und  das  Publikum 
gewöhnt  sich  an  Honorare,  die  der  Gegner 
nicht  erstatte'.,  so  daß  sich  ein  Vergülungs- 
system  anzubahnen  scheint,  nach  dem  die 
kleineren  und  die  mechanischen  Sachen 
tarifmäßig,  die  anderen  nach  Vereinbarung 
bezaJilt  werden.  Die  Verwaltung  will  frei- 
lich die  Teucrungszuschläge  gesetzlich  fest- 
legen, statt  sie  der  Vereinbarung  zu  über- 
lassen. Die  jetzige  Gebülircnordming  unter- 
drückt die  ieine  Einzel-  und  züchtet  die 
Massenarbeit. 

6.  Anwaltskammer,  Kammervorstand 
und  Ehrengericht.  Die  Anwälte  haben 
öffentliche  Pllichten,  den  Rechtsdienst,  die 
Fühning  von  Pflichlsachen,  die  Ausbildung 
von  Referendaren.  Sie  werden  vereidigt, 
sind  aber  nicht  Beamte. 

Das  Recht  des  Gerichts  zu  Ordnungsstrafen 
gegen  den  Anwalt  wird  vom  neuen  GVGEntwurf 
aulgehoben. 

M\e  Anwälte  eines  Oberlandsgerichts- 
bezirks bilden  eine  Anwaltskammer,  die  den 
Kammervorstand  von  9—15  Mitgliedern 
wäJilt  und  Beiträge  und  Ausgaben  bewilligt. 
Der  Kammervorstand  beaufsichtigt  die  Er- 
füllung der  Anwaltspflichten  und  kann  da- 
bei Mißbilligungen  aussprechen,  ohne  indes 
Anweisungen  zum  Handeln  erleilen  zu  dürfen ; 
der  Anwalt  muß  auf  Ladung  vor  ihm  er- 
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scheinen.  Es  fehlt  nicht  an  Bestrebungen, 
die  Anwaltskammern  zu  Wirtschaflskörperii 
zu  machen,  die  z.  B.  Tarifverträge  mit  An- 
gestellten schließen  oder  mittels  des  Be- 
Bteuerungsrechts  schwächere  Mitglieder 
stützen.  Bisher  haben  sie  auf  diesem  Weg 
nur  der  Hilfskasse  für  Rechtsanwälle  Geld 
zugeführt. 

Der  OLüPrUsident  bcaufsiclitigt  in  formeller 
Hinsicht  den  Geschäftsbetrieb  des  Kammer- 
vorstandes, und  das  OLG.  hebt  gesetzwidrige 
Beschlüsse  oder  Wahlen  von  Anwaltkammer  oder 
Kammorvorstand  auf. 

Die  Kammervorständc  sind  zu  einer 
freien  Vereinigung  zusammengetreten;  die 
1  Bildung  eines  obersten  gesetzlichen  Verwal- 
tungsorgans aus  ihrer  Mitte  (Anwaltshof)  ist 
vorgeschlagen.  —  Der  Kammervorstand  übt 
ferner  die  ehrengerichtliche  Strafgewalt  aus. 

Das  Ehrengericht  besteht  aus  0  seiner  Mit- 
glieder und  kann  auf  Warnung,  Verweis,  Geld- 
strafe und  Ausschließung  von  der  Anwaltschaft 
erkennen.  Die  Klage  wird  vom  Staatsanwalt 
geführt,  der  etwa  nötige  Untersuchungsrichter 
vom  OLGI'räsidenten  bestellt.  Die  Berufung 
geht  an  den  Ehrengcrichtshol,  der  beim  Reichs- 
gericht aus  dessen  Präsidenten  oder  Senats- 
präsidenten und  je  3  Reirhsgerichtsräten  und 
-anwälten  gebildet  ist.  Die  Ehrengerichtsbarkeit, 
den  Londoner  Barristers  kaum  spürbar,  in  Paris 
unter  den  avocats  anscheinend  ganz  diskretionär 
und  gefühlsmäßig,  vielleicht  sogar  etwas  jäh  gc- 
handhabt  (iuridiction  de  famille,  int/'rieure  et 
naternelle),  ist  bei  uns  förmliches  Gerichtsver- 
fahren, zu  genauer  Anwendung  der  Strafprozeß- 
ordnung ausgebaut.  Man  läßt  nicht  ein  freies 
Standesgefühl  ungehemmt  sprechen,  son<lern  ein 
strenger  Schuldbewois  wird  gefordert,  namentlich 
vom  Ellrengerichtshof,  der  dem  täglichen  Tun 
und  Treiben  der  Anwaltschaft  ferner  steht.  Man 
wünscht  ihn  deshalb  nur  aus  Anwälten,  und  zwar 
aller  Gerichte,  zu  bestellen,  die  dann  freilich  oft 
in  großer  Eile,  auch  mit  beträchtlichen  Reise- 
kosten, zusammen-  und  auseinanderströmen 
müßten.  Entlastung  des  Ehrengerichtshofs  wird 
dann  nötig  sein,  und  da  die  Beschränkung  seiner 
j  Aufgabe  auf  eine  Ueberprüfung  des  Urteils,  die 
die  Mitte  zwischen  Revision  und  Berufung  hält, 
unseren  Anschauungen  nicht  entspricht,  wird 
man  nur  dem  Staatsanwalt  die  Berufung  ganz 
und  dem  Angeklagten  insoweit  entziehen  können, 
wie  nur  niedere  Ehrenstrafen  —  Warnung  und 
Geldstrafe  bis  zu  150  M.  -  verhängt  sind.  In 
Frankreich  l\at  umgekehrt  der  Staatsanwalt 
unbeschränkte  Berufung,  der  Anwalt  nur  gegen 
zeitige  Berufsperre  und  Streichung. 

Die  ehrengerichtliche  Strafgewalt  ist  un- 
'  beschränkt  wie  diederBeamtendienstgerichtc. 
•Tcde  anfechtbare  Handlung  oder  Unterlas- 
sung im  Bureau  oder  in  der  Familie,  gegen 
Freund  und  Feind,  in  der  Oeffentlichkcit  oder 
Stille  kann  als  nicht  gewissenhafte  Berufs- 
ausübung oder  als  nicht  achtungswürdiges 
;  Verhalten  in  oder  außer  dem  Beruf  erschei- 
i  nen.    Wie  in  der  Beamtendisziplin  werden 
I  sich  auch  für  die  ehrengerichtliche  Verant- 
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wortlichkeit  manche  mehr  äußerlichen  Er- 
fordernisse verflüchtigen,  Treue  und  Wahr- 
iaftigkeit  hoffentlich  aber  dem  Stand  er- 
ialten  bleiben.  In  steigendem  Maße  be- 
herrscht das  Gebot  der  Treue  alle  Beziehungen 
des  Lebens,  aber  der  Anwalt  muß  sie  halten, 
auch  wenn  sie  ihm  gebrochen  wird.  In  ihrer 
Einseitigkeit  und  Unverjährbarkeit  hegt  für 
ihn  ihre  Strenge.  Aus  ihr  fließt  die  Pflicht 
zur  Fürsorge  für  die  Partei,  auf  deren  Inter- 
esse im  Gegensatz  zum  seinigen  es  dem  An- 
walt wie  dem  Arzt  ausschließlich  ankommt. 
Seine  Wahrhaftigkeit  besteht  nicht  darin, 
jeden  positiven  Rechtssatz  anzubeten  und 
alles,  was  er  weiß,  auf  der  Zunge  zu  tragen, 
wie  jener  Johannes  Kant  des  Gedichts,  der 
zu  den  Räubern  zurückkehrt,  um  ihnen  das 
Letzte  zu  geben,  was  er  ihnen  versehentlich 
vorenthalten  hat.  Doch  die  Wahrheit  nicht 
nur  in  Worten  zu  bekennen,  sondern  zu  Ehren 
und  ihr  Opfer  zu  bringen;  nicht  mit  ihr  unter 
Vortäuschung  einer  echten  Not  Spiel  zu 
treiben;  von  i hie m  Stolz  erfüllt  zu  sein  und 
sich  von  ihr  leiten  zu  lassen,  wie  der  Schiffer, 
um  die  Fahrt  zu  finden,  nach  dem  Polar- 
stern zu  blicken  pflegte,  der  doch  nicht  immer 
sichtbar  war:  das  ist  die  Autgabe.  Und  der 
Wert  der  Anwaltschaft  hängt  von  ihrer  wirk- 
lichen Haltung  im  Leben  ab.  Auf  sie  ist  frei- 
lich der  Ernst  der  Lehre  ebensowenig  ohne 
Einfluß,  wie  die  Gestaltung  des  Verfahrens. 
Wenn  dies  die  Unehrlichkeit  begünstigt, 
weil  sie  nicht  in  Gefahr  ist,  sofort  entlarvt  zu 
werden,  muß  der  Anwalt  der  Partei  die  Lüge 
abnehmen,  und  er  wird  dagegen  gleichgültig. 
An  diesem  Mißstand  leidet  unser  Prozeß. 

7.  Reichsgerichtsanwälte.  Ueber  die  Zu- 
lassung am  Reichsgericht  befindet  dessen  Prä- 
sidium nach  freiem  Ermessen.  Anfangs  waren  es 
20  Anwälte  und  als  sich  die  Zivilrevisionen  ver- 
doppelten, höchstens  25.  Zur  Einengung  des  zu 
ausgedehnten  Rechtsmittels  wird  die  Zahl  der 
Anwälte  niedrig  gehalten,  die,  meist  überlastet, 
ihm  zuweilen  unbegründete  Schwierigkeiten  be- 
reiten sollen.  Immerhin  hat  auch  so  nur  jede  4., 
ö.  Revision  Erfolg.  Die  Reichsgerichtsanwälte, 
die  eine  eigene  Anwaltskammer  bilden,  dürfen 
nur  vor  dem  Reichsgericht  auftreten,  dessen  Straf- 
senaten sie  übrigens  meist  fernbleiben.  Sie  tragen 
das  rote,  die  anderen  Anwälte  (vor  den  Kollegial- 
gerichten) das  schwarze  Amtskleid. 

8.  Lage  der  Anwaltschaft.  Innerhalb 
der  einheitlichen  Standesverfassung  macht 
die  Anwaltschaft  ein  buntes  Bild,  das  in 
zahlreichen  Zeitschriften  widerstrahlt.  In 
Süddeutschland  ist  das  Notariat  von 
ihr  getrennt,  am  Rliein  wenigstens  in 
den  mittleren  und  großen  Orten,  sonst  mit 
ihr  vereinigt  und  in  Preußen  jetzt  jedem  An- 
walt mit  15jäliriger  Berufszeit  zugesagt. 
Bei  gesondertem  Notariat  treten  auch  die 
alten  Anwälte,  bisweilen  noch  in  Strafsachen, 
fortgesetzt  vor  dem  Gericht  auf,  vor  dem 
gie  dagegen,  wenn  sie  zugleich  Notare  sind. 


gern  den  jüngeren  Sozien  Platz  machen. 

Die  bureaukratischere  Gestalt  des  altpreußi- 
schen Anwalts  mit  seiner  Zurückhaltung  ist 
roch  nicht  ganz  ausgestorben;  andererseits 
nehmen  seit  alters  erste  Hamburger  Anwälte 
an  der  Börse  ihren  Stand  ein  und  erteilen 
dort  Rat.  In  den  großen  Städten  Nord-  und 
Mitteldeutschlands  begegnet  man  großen 
Prozeßfabriken  mit  tauserden  jährlicher 
Sachen,  in  Württemberg  soll  der  Anwalt  im 
ganzen  mit  einer  Schreiberin  arbeiten,  und 
beim  Amtsgericht  muß  er  überall  von  Ort 
zu  Ort  reisen.  Einzelne  hervorragende  Män- 
ner mit  oder  ohne  Schriftstellerruhm  be- 
fassen sich  nur  mit  Beratung  und  Gutachten, 
andere  nur  mit  Verwaltungen,  Aufsichtsrat- 
stellen und  sonstiger  freiwilliger  Tätigkeit. 
Wiederum  widmen  sich  an  den  größeren  Ober- 
landesgerichten viele  nur  der  vornehmen 
Prozeßpraxis,  die  dort  möglich  ist  und  der 
Beratung;  geringer  ist  die  Zahl  derer,  die  bei 
großen  Landgerichten  dazu  gelangen.  Fach- 
anwälte endlich,  z.  B.  in  Patentsachen,  treten 
ebenso  wie  bekannte  Verteidiger  vor  den 
Gerichten  von  ganz  Deutschland  auf.  Sie 
alle  umfaßt  der  Deutsche  Anwaltsverein.  Da- 
neben haben  die  Amtsgerichtsanwälte,  ver- 
anlaßt durch  eigene  Interessentragen,  den 
berechtigten  Wunsch  nach  durchgehender 
Zulassung  beim  Landgericht  und  den  zweifel- 
hafteren nach  Erhöhung  der  Prozeßzuständig- 
keit der  Amtsgerichte,  einen  besondem  Ver- 
ein der  Amtsgerichtsanwälte  errichtet.  Die 
ungünstige  Lage  vieler  Anwälte  und  das 
Bedürfnis,  wirtschaftliche  Fragen  in  den 
Vordergnind  zu  rücken,  hat  aber  auch  zum 
Kampf  der  Jungen,  geleitet  von  Hans  Sol- 
dan in  der  Deutschen  Rechtsanwaltszeitung, 
gegen  die  Alten  innerhalb  des  großen  Vereins 
und  zu  dessen  Umwandlung  geführt :  zwischen 
Vorstand  und  Anwaltstag  wurde  ein  Ver- 
tretungskörper eingeschoben,  der,  auf  die 
örtlichen  Anwaltsvereinigungen  aufgebaut, 
jährlich  mehrfach  zusammentritt.  Diese  Ent- 
wicklung ist  noch  im  Fluß.  Die  wirtschaft- 
liche Beunruhigung  läßt  die  Anwaltschaft, 
an  manchen  alten  Standesbegriffen  rütteln  — 
wegen  deren  gegensätzlicher  Auffassung  sich 
in  "München  bereits  ein  zweiter  örtlicher 
Verein  gebildet  hat.  Man  kämpft  für  das 
pactum  de  quota  litis,  das  bisher  streng,  und 
das  Erfolghonorar,  das  regelmäßig  verpönt 
ist ;  je  mehr  sich  indes  geschäftliche  Anschau- 
ungen alicemein  hervordrängen  sollten,  desto 
näher  rückt  die  Abzweigung  einer  beson- 
deren Geschäfts- von  der  eigentlichen  Rechts- 
anwaltschaft. 

Das  Durchschnittseinkommen  aus  dem 
Benif  wurde  früher  in  Berlin  auf  3000,  im 
übrigen  auf  4—5000  M.  geschätzt.  Wir- 
kungen des  Krieges  sind  die  Entwurzelung 
zalilreicher  Anwaltspraxen  und  —  neben  der 
Gebührenerhöhung,  wenn  sie  bleibt  —  die 
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ungeheure  Steigerung  der  Bureaukosten;  sie 
sind  auf  die  Dauer  von  vielen  nicht  aufzu- 
bringen, deren  Reingewinn  jetzt  peringer  ist 
als  der  Gehalt  ihrer  Bureauvorstehcr.  Eine 
wesentliche  Belastung  sind  weiter  die  wach- 
senden Kosten  der  Haflpflichtversichening. 

Die  Ersatzpflioht  wegen  Berufsversehen  wird 
vom  Reichsgericht  scharf  angespannt,  und  sie 
sind  um  so  weniger  zu  vermeiden,  als  die  dringend 
nötige  fachliche  Tiitigkeitstcilung  erst  in  den  An- 
fängen steckt.  Lange  nicht  alle  Anwälte  können 
sich  und  die  Ihren  versurgcn.  Die  Ililfskassc 
und  der  Erholungsstättenverein  lindern  durch 
freiwillige  Beiträge  die  Not,  auch  eine  Sterbf- 
kasse  ist  da;  eine  Ruhegehalt-,  Witwen-  und 
Waisenkasso  gibt  Rechtsansprüche;  in  einzelnen 
Bezirken  wie  Breslau  und  Naumburg,  in  Bayern 
bestehen  außerdem  selbständige  Versorgungs- 
kassen. 


9.  Ziel  der  Entwicklung. 
Idealen  malt  sich  der  Jleiisch. 


„In  seinen 
Ein  Anwalt, 


Manchem  erscheint  die  Erhebung  des  frag- 
würdigsten Verjährungseinwands  als  etwas 
Wissenschaftliches,  die  notarielle  Tätigkeit  als 
besonders  vornehm,  die  Zumutung  zu  verteidigen 
aber  fast  als  unziemlich.  Sachgemäße  Fürsorge 
für  Vermögensinteressen  wird  freilich  stets  eine 
Hauptaufgabe  der  Anwaltschaft  sein;  aber  sie 
lebt  nicht  vom  Brot  allein. 

Dm  dem  Gericht  das  Parteirecht  ganz  le- 
bendig zu  machen,  muß  man  es  selbst  in  sich 
zu  erleben  suchen;  unser  Vcrfalircn  läuft  aber 
auf  die  Darbietung  verarbeiteter  Prozeß- 
informationen hinaus:  kein  ernsthafter  Streit 
um  die  Zeugenaussage,  kein  erschöpfender 
Vortrag,  also  auch  keine  Vorbereitung  darauf, 
und  deshalb  keine  innere  Aneignung  der 
Sache;  technisch-äußerliche  Behandlung  ge- 
nügt um  so  mehr,  als  der  Sloff  nicht  auf  ein- 
mal als  Ganzes  vorgeführt,  sondern  in  ein- 
zelne Stücke  zerhackt  wird.  Auf  Partei-  und 


Ernst  Fuchs,  hat  nach  dem',Richterkönie''  ^*"?'""'"Saben  muß  das  Urteil  ruhen,  aber 
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gerufen;  aber  das  Bild  des  westlichen,  freien 
und  großen  Fürsprechers  trägt  die  deutsche 
Anwaltschaft  nicht  in  sich.  Sic  lebt  in 
herkömmlicher  Weise  den  Geschäften  und 
wirtschaftlichen  Sorgen,  und  ihr  Stolz  sind 
ihre  wissenschaftlichen  Leistungen. 

Doch  ähnlich  war  sie  wohl  immer  bemüht; 
unter  den  Königsberger  Hofgerichtsadvokaten 
waren  111^  14  Graduierte  und  die  meisten  davon 
zugleich  Professoren  (WeiCler  Gesch.  296).  In- 
wieweit das  Anwaltschrifttum  unserer  Tage 
wirklich  eine  neue  Note  in  der  Wissenschaft  an- 
geschlagen hat,  inwieweit  es  nur  mehr  in  den 
Bahnen  der  alten  Technik  wandelt,  wird  man 
»piltcr  überschauen;  unbestritten  ist  indes  sein 
hoher  Wort  —  wenngleich  wir  vielleicht  über- 
hau|Dt  den  deutschen  Rechtswissenschaftsbetrieb 
im  \  ergleich  mit  dem  des  Auslands  überschätzen. 

Das  wesentliche,  das  erste  wird  jedo^i 
immer  die  Art  der  eigentlichen  Benifsaus- 
übung  sein,  und  sie  hängt  vom  Gcrichtsvcr- 
fahreii  ab:  es  verurteilt  den  Anwalt,  bloßer 
Schreiber  zu  sein,  oder  erspart  ihm  wenig- 
stens das  Reden  oder  zwingt  ihn  umsrekehrt 
dazu.  Uiid  CS  ist  der  Zivilprozeß,  in  dem  die 
Juristen  ihre  Schulung,  und  die  meisten  An- 
wälte ihre  Hauptbeschäftigung  finden;  er 
aber  ist  im  Unterschied  vom  Strafverfahren 
in  der  Schrifilichkeit  stecken  geblieben  und 
vom  Geist  bloß  formeller  Wahrheit  erfüllt  — 
ein  völliger  Gegensatz  in  der  Gestaltung 
beider  Rechtsgänge,  während  in  England 
die  Königsbank  Streitsachen  nach  Wahr- 
sprüchen von  Geschworenen,  der  Straf- 
richter ohne  Staatsanwalt  entscheidet;  daher 
denn  dort  die  Anwälte  jederzeit  abwechselnd 
in  Straf-  und  Zivilsachen  auftreten.  Bei 
unserem  Zivilanwalt  überwiegt  die  Bureau- 
tätigkeit, und  da  der  Rechtsstreit  sich  kaum 
zu  jenem  großen  Gefecht  entwickelt,  das 
Mut,  Schlagfertigkeit  und  Leidenschaft  ge- 
biert, fühlt  er  sich  im  Strafverfahren  unbe- 
haglich. 


durch  ihre  bloße  Zusammen-  und  Gegen- 
überstellung, ohne  kritische  Freiheit  in  ihrer 
Würdigung  ist  die  Wahrheit  nicht  zu  finden, 
und  dazu  soll  die  Anwaltschaft  den  Richter 
fortreißen,  indem  sie,  statt  nur  wie  empfan- 
jgend  den  Partcistandpunkt  einzunehmen, 
den  Stoff  nach  dem  Bild,  das  er  ihr  in  die 
Seele  wirft,  formt.  Schlichte  Erkenntnis  der 
Tatsachen  ist  das  höchste  Gebot,  aber  das 
Licht,  das  Urkunden  und  Aussagen  von  un- 
gefiüir  auf  sie  scheinen  lassen,  oft  täuschend. 

Daher  die  scharfsinnigen  und  phantasievollen 
Kombinationen  der  Franzosen,  um  den  Stoff  zu 
formen,  ohne  daran  zu  haften  und  ohne  doch 
Träume  zu  erzählen.  So  bestrebt,  sich  in  den  Fall 
zu  vertiefen,  werden  sie  oft  seines  Unwerts  inno 
und  sie  müssen  ihn  aufgeben,  denn  Ueberzeugung 
ist  nicht  Rechthaberei;  aber  auch  wenn  sie  einer 
trügerischen  Meinung  erliegen,  hilft  es  dem 
Richter,  daß  sich  bei  diesem  geistreichen  Be- 
mühen der  Tatbestand  im  Geist  der  Gegner  ver- 
schieden spiegelt.  „Was  ist  gut?  Tapfer  zu  sein 
ist  gut.  Nicht  die  ^ute  Sache  heiligt  den  Krieg, 
sondern  der  gute  Krieg  heiligt  die  Sache."  Auf 
den  Sieg  der  Partei  erpicht,  wird  so  der  Anwalt, 
selbst  irrend,  Diener  des  Rechts. 

Nüchterrie  und  kleine  Interessen  beschäftigen 
meist  die  Zeit  des  Gerichts;  aber  ein  Anerkenntnis 
von  1000,  ein  Wegerecht  bedürfen  ebenso  der 
rechten  Erforschung  wie  eine  dunkle  Mordtat. 
Und  indem  der  Anwalt  schon  wegen  geringer 
Dinge  beständig  in  sich  um  eine  Ueberzeugung 
ringt  und  ihre  Stärke  im  täglichen  Kleinkampt 
bewährt,  wächst  seine  Persönlichkeit,  er  wird  fä- 
hig, die  großen  Fragen  des  .Menschenlebens  zu  er- 
fühlen und  zu  behandeln,  die,  Antwort  heischend, 
von  überall  her  in  den  (Serichtssaal  hineintönen; 
er  läßt  das  Pathos  und  die  Würde  des  Rechts 
allgemeiner  fühlbar  und  zu  höherer  Macht 
werden.  Weil  ihm  das  Herz  heißer  wird,  nimmt 
seine  Empfindlichkeit  gegen  das  Unrecht,  auch 
der  eignen  Partei,  zu,  und  zugleich  geht  ihm  ihre 
Rechtsnot  näher,  seine  Versuche,  die  Rechts- 
formel ihrer  Starrheit  zu  entkleiden,  werden 
dringender,  der  Widerstand  gegen  die  Rechts- 
scholastik etwas  Natürliches.   Denn  sie  gedeiht 
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nur,  wo  nicht  die  Taisachen,  unter  deren  Zwang 
sieh  von  selbst  dem  Urteiler  das  wahre  Recht 
aufdrängt,  die  Herrschaft  über  Gemüt  und  Ein- 
bildungskraft erlangen. 

Die  Beseelung  de«;  Stieilstoffs  leitet  zur 
Veriiiiierlicluuig  und  Verdeutschung  des 
Rechts,  eine  solche  Benifsausübung  ifördert 
also  mehr  als  Mitarbeit  an  der  wissenschaft- 
lichen Technisierung  des  Rechts  neben 
schablonenhafter  Behandlung  des  Einzelfalls 
durch  Bezugnahme  auf  Schriftstäze. 

Die  Anwälte  müssen  mehr  sein  als  bloße 
Geschäft sbcsorgcr.  wenn  sie  in  höherem  Sinne 
Anwälte  ihres  Volkes  sein  wollen.  Es  handelt 
sich  nicht  um  politische  und  sonstige  Lauf- 
bahn, die  sich  eher  dem  Redner  als  dem  Ju- 
risten im  Anwalt  erschließt  —  wenngleich 
man  die  Vorzüge  der  römischen  Rechts- 
bildung mit  darauf  zurückfülirt,  daß  sie 
großenteils  in  der  Hand  von  Staatsmännern 
gelegen  hat,  und  dann  die  Rückkehr  von 
solelieii  in  die  Anwaltschaft  nicht  schaden 
kann.  Es  kommt  vielmehr  auf  den  Beruf 
selbst  an,  den  Kampf  ums  Recht. 

Die  MündLiehkeit  der  preußischen  Prozeß- 
verordnungen von  1833,  1846  und  1849  ist 
wesentlich  an  der  Anwaltschaft  gescheitert.  Die 
beschränkte  Mündlichkeit  dieser  Gesetze  hätte 
(Begr.  zu  Leonhardts  Entw.  einer  DZPO.  (1871) 
211)  „zum  Leben  nur  dann  erwachen  können, 
wenn  nicht  mit  Geschäften  überhäufte,  von  der 
Bedeutung  eines  mündlichen  Verfahrens  lebhaft 
überzeugte  Rechtsanwälte  in  der  Lage  sich 
befanden,  ihr  eigentliches  Berufsleben  in  den 
Gerichten  und  nicht  in  ihrer  Schreibstube  zu 
führen.  An  diesen  Voraussetzungen  aber  man- 
gelte vieles,  da  insbesondere  die  Rechtsanwälte 
einen  großen  Teil  ihrer  Zeit  dem  Notariat  und 
Verwaltimgsgeschäften  widmeten  und  widmen 
mußten". 

Die  Anwälte  werden  zunächst  ihr  Füi'- 
sprecheramt  ernstlich  wollen  und  einsehen 
müssen,  daß  seine  Vereinigung  mit  der  An- 
waltschaft bei  uns  stets  seine  Verkrüppelung 
bewiikt  hat,  daß  freie  Advokatur  auch  Frei- 
heit von  der  Anwaltschaft  bedeutet,  um ! 
nicht  im  Subalternen  zu  versinken.  | 

Man  kann  nicht  mit  Ruhe  plädieren,  wenn  i 
man  die  Stunde  einer  Zwangsversteigerun«;  heran- 1 
nahen  fühlt,  bei  der  man  bieten,  einer  General- ! 
Versammlung,  in  der  man  protokollieren  muß. 
Der  eigene  Verzichtwille  tut  viel.  „Der  rhein- 
preußische Advokat  verschmäht  das  Notariat, 
nm  ganz  seinem  Beruf  loben  zu  können,  er  ver- 
nachlässigt die  schriftliche  Vorbereitung,  um 
besser  durch  die  Rede  zu  mrken"  (Weißler  412). 
Niemand  wird  unsere  Anwaltschaft  in  zwei 
Klassen  scheiden  wollen,  wie  im  Westen,  obgleich 
dies  dort  so  natürlich  wirkt.  Ludw.  Bamberger 
(Erinnerungen  21)  fand  es  schwer,  sich  in  die 
Trennung  hineinzudenken,  wenn  man  sie  nicht 
in  der  Praxis  aus  der  Nähe  kennen  gelernt,  sie 
aber  ebenso  einleuchtend,  wenn  man  mit  ihr  aus 
eigner  Erfahrung  in  Paris  und  London  die  Probe 
darauf  gemacht  hat,  wie  er  selbst  16  Jahre  lang. 
„Die  französische  Advokatur  glaubt  an  ihren 


Beruf,  das  ist  die  starke  Wurzel  ihrer  Kraft" 
(Weißler  405).  Hätte  die  deutsche  Anwaltschaft 
diesen  Glauben,  so  wäre  ihr  Verzicht  auf  die 
Mündlichkeit  in  diesem  Maß  nicht  denkbar,  sie 
hätte  die  Kunst  schmuckloser  Zweckrede  höher 
ausgebildet  und  mehr  Verständnis  dafür  ver- 
breitet. 

Eine  Umgestaltung  des  Verfahrens,  die 
die  Anwaltschaft  bisher  ablehnt  —  Amts- 
betrieb, Richtersouveränetät  und  Beseitigung 
der  Berufung,  an  deren  Stelle  eine  Neuver- 
handlung vor  dem  Erstgericht  treten  kann 
—  sind  nötig,  um  jene  wahre  Unmittelbarkeit 
und  Mündlichkeit  zu  ermöglichen,  für  die 
einst  ein  älteres  Anwaltgeschlecht  gestritten 
hat.  Die  Neuordnung  wird  in  die  Geschäfts- 
interessen der  Anvf altschaft  eingreifen;  aber 
„Opfer  und  Ideen  bringen  die  Menschheit 
vorwärts".  Als  im  späteren  Mittelalter  das 
römische  Recht  kam,  zogen  die  ungelehrten 
Prokuratoren  gelehrte  Advokaten  zu,  die 
ihnen  zwar  nicht  mit  Rede,  doch  mit  Rat 
und  Schrift  beistanden.  Umgekehrt  mögen 
künftig  in  bedeutenderen  Fällen  Fürsprecher 
mit  besonderer  Rechts-  oder  Fachkunde 
neben  dem  iVnwalt.  der  die  gewöhnlichen 
Sachen  allein  besorgt,  verhandeln.  Macht 
man  die  —  mit  Revision  statt  Berufung  zu 
betrauenden  —  Oberlandesgerichte  zu  gei- 
stigen Mittelpunkten  der  Zivilrechtspflegc, 
so  daß  ihre  Anwälte  zugleich  die  wichtigeren 
Verhandlungen  vor  den  Landgerichten  ihres 
Bezirks  wahren  können,  so  etinet  man  einer 
wirklichen  Fürsprecherschaft  den  Weg.  Kein 
Gesetzgeber  kann  ihr  plötzlich  das  Schöp- 
fungswort zurufen:  bereit  sein  ist  alles. 

LUeratar:  A.  u.  M.  FrledUlnder,  Komm.  z. 
RAO.  ('.),  Manchen  1910.  —  EnUck.  des 
Ehrengerichtshofa  für  deutsche  Rechlsanwältc, 
Beiliii,  17  Bde.  —  ,/arlsl.  Wochenschrift, 
herau-g.  v.  Deutschen  Anicalt^  Verein,  Berlin, 
seil  1872.  —  Dupln,  Profession  d'avocat,  2  Bde., 
Paris  ISSS  (darin  u.  a.  Böttcher  d'Argis, 
HisU'irc  abregee  de  l'Ordrc  des  avorats  ;  Lin/set, 
D-i'dfignc  des  avocaU ;  Cumtts,  Letties).  —  M. 
Moltotf  regles  de  la  profession  d'avoeat,  2  Bde., 
Paris  1S66.  —  Aa.  Weljsler,  Gesch.  der 
Rechtsanwaltschaft,  Leipz'g  1905.  —  Verselbe, 
Art.  „Anwalt"  in  der  dritten  .■iit/lage  des  Hdie. 
d.  St.  (dort  auch  Avg'iben  über  die  .inwnlisrhaft 
in  Ocitcrreick  und  der  Schweiz).  —  Derselbe^ 
RccIU  und  Rechtsanwalt,  Berlin  1910.  — 
Gneistf  Freie  Advokatur.  Die  erste  Forderung 
aller  Justizreform  m  Prctißen,  Berlin  ISO?  (neu 
19111.  —  Edm.  Benedikt,  Die  Advokatur 
unsrer  Zeil  (4J,  Berlin  191S.  —  Verselbe,  IS 
Gerichtsieden,  Wien  u.  Leipzig  191S.  —  31. 
Outtmannf  Die  ütngcstedtung  des  Zioilpro- 
zcsses,  Berlin  1919. 

Guttmann. 
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Anzeigensteuer. 

I.  Allgemeines.  1.  Gegenstand  und  Arten 
der  Anzeigensteuer.  2.  liestcucrungsmaßstab  und 
Besteucrungsform.  3.  Stellung  im  Steuersystem. 
4.  Wirkung  und  Würdigung.  II.  Geschichte 
und  Gesetzgebung.  I.Deutschland.  2.  Oester- 
reich. 3.  Schweiz.  4.  England.  5.  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika.  G.  Frankreich.  7.  Sonstige 
Staaten. 

I.  Allgemeines. 

1.  Gegenstand  und  Arten  der  Anzeigen- 
steuer. l)ic  At'zei^enslcucr  knüpft  an  die 
Vornahme  einer  Arzeise  an.  Dabei  kann  der 
Beprif  f  der  Anzeifre  weit  gefaßt  sein  oder 
es  sich  lcdif,'Iich  um  bestimmte  iVrteii  von 
.\jizeigen  lumdeln.  a)  Im  weiten  Sinre  er- 
fordert der  Bcpriff  der  Anzeige  nur  die  an 
einen  größeren  Per.sonenkreis  gerichtete  Mit- 
teilung über  eine  Tatsache  in  einer  Form,  die 
geeignet  i,st,  bei  dem  Empfänger  der  Mit- 
teilung eine  bestimmte  Slcliungnahme  zu 
der  Mitteilung  liervorzurufen :  der  Emp- 
fänger soll  veranlaßt  werden,  die  Tatsache 
im  Gedächtnis  zu  behalten,  dann  sie  zu 
werten  und  schließlich  so  zu  handeln,  wie 
der  Anzeigende  es  bezweckt,  also  den  an- 
gepriesenen Gegenstand  zu  kaufen,  die  an- 
gebotenen Dienste  anzunelimen,  sich  an  einer 
Simmlung  zu  beteilieen,  sich  zu  dem  ansrc- 
zeiglen  Kamiiiencrcignis  zu  verhalten.  Bei 
diesem  weilen  Begriff  der  Anzeige  ist  das 
Mittel  der  Anzeigenbewiikiing  gicichgiiltig: 
Anzeigentrüger  kann  der  Mensch  sein  (z.  ß. 
als  Ausrufer);  es  kann  ein  Gegenstand  sein, 
sei  es  ein  Gegenstand,  der  lediglich  als  An- 
zeige gilt,  wie  Piospekte,  Plakate,  Ilaitd- 
zctlcl,  sei  es  ein  geschäftlicher  Gebrauchs- 
gegenstand, wie  besonders  ausgestattete  Ge- 
schäft spapiero  oder  Verpackungsmittel,  sei 
es  eine  dem  Empfänger  zum  Gebrauch  übcr- 
gebene  Suche,  wie  eine  Zeitung,  die  Anzeigen 
enthält,  ein  Wandkalender  oder  ein  Zugabe- 
artikel; es  kann  auch  ein  technischer  Vor- 
gang sein,  z.  B.  die  Beleuchtung  einer  In- 
schrift oder  die  Vorführung  eines  Films;  es 
können  auch  mehrere  Anzeigenträger  zu- 
sammenwirken, z.  B.  indem  ein  Plakat  her- 
umgetragen wird,  in  diesem  weiten  Sinne, 
der  alle  Arten  der  Reklame  einbegreift, 
faßt  die  deutsche  Anzeigensteuer  (s.  II.  1) 
den  Begriff  der  Anzcigensteuer.  b)  Die 
Steuer  kann  sich  auch  auf  bestimmte  Arten 
von  Anzeigen  erstrecken,  so  auf  solche,  bei 
denen  Anzeigenträger  ein  Gegenstand  ist, 
die  Anzeige  durch  Schrift,  Druck  oder  Bild 
geschieht  und  die  Vornahme  öffentlich  (auf 
der  Straße,  in  Gaststätten,  Theafern  usw.) 
erfolgt,  so  daß  also  die  Steuer  lediglieh  sog. 
Affichen    (Plakate    und    Sclulder)  erfaßt 

S Plakatsteuer)  oder  auf  solche  Anzeigen, 
ie  in  Zeitungen  oder  Zeitschriften  erfolgen 
(Inseraten-    oder  Annoncensteuer). 


Bei  der  Inserafersteuer  ist  zu  beachten,  daB 
sie  grundsätzlich  verschieden  ist  von  der  sog. 
Zeitungsstcuer,  die  das  Erscheinen  von  Zei- 
tungen als  solche  besteuert  (s.  darüber  den 
Alt.  ..Zeitungssteuer"). 

2.  BesteuerungsmaOstab  und  Besteue- 
rungsform, a)  Die  Steuer  kann  lediglich 
von  der  Tatsache  der  Anzeige  ausgehen  und 
bei  jedem  den  Begriff  der  steuerpflichtigen 
Anzeige  erfüllenden  Tatsbestand  einsetzen. 
Dabei  ist  ein  fester  Betrag  für  jede  Anzeige 
möglich  oder  eine  Staffelung,  sei  es  nacli  den 
verschiedenen  Arten  und  nach  der  Aus- 
stattung der  Anzeigen,  sei  es  vor  allem  nach 
der  Größe  des  jVnzeigendenträgers  (des 
Plakats  usw.).  Hierbei  wird  meist  die  Form 
der  VerStempelung  (Fixstempel  oder  l)i- 
mensionalstcmpel)  gewählt.  Stenipelpflichtig 
ist  derjenige,  der  die  Anzeige  anbringt,  b)  Die 
Steuer  kann  auf  dasder  Anzeige  unterliegende 
Rechtsgeschäft,  die  AnzeigenübernaJime,  zu- 
rückgreifen und  als  Steuermaßstab  das  für 
die  Uebernahme  der  Anzeige  berechnete 
Entgelt  heranziehen.  Die  Sieuer  wird  dann 
zur  Umsatzsteuer,  wie  das  bei  der  bestehen- 
den deutschen  .(\nzeigersteuer  der  Fall  ist 
(s.  II.  1).  Es  können  dabei  auch  noch  andere 
Gesichtspunkte,  so  die  Aufhige  des  An- 
zeigenblattes oder  die  JahreseinnaJiinen  der 
Zeitung  aus  den  Anzeigen,  als  Merkmale 
für  den  Tarif  verwertet  werden. 

3.  Stellung  im  Steuersystem.  Die  An- 
zeigersteuer ist  eine  indirekte  Steuer,  da 
sie  weder  auf  die  Leistungsfälligkeit  des  An- 
zeigenden noch  auf  diejenige  des  Anzeigen- 
übernehmers  Rücksicht  nimmt.  Sie  ist  zu 
den  Verkehrssteuern  zu  rechnen,  wenn 
man  das  Rechtsgeschäft,  die  Uebernalime 
der  Anzeige,  in  Betracht  zieht,  zu  den  Auf- 
wardsstcuern,  wenn  man  darauf  abstellt, 
daß  der  Anzeigende  zur  Erreichung  des  die 
Besteuerung  herbeiführenden  Tatbestandes 
etwas  aufwendet.  An  der  Natur  als  indirekter 
Steuer  ändert  sich  auch  nichts  dadurch,  daß 
vielfach  die  Uebeniehmer  der  Anzeige,  vor 
allem  bei  der  Inscratensteuer  der  Zeitungs- 
verleger, steuerpflichtig  ist.  Denn  nicht  die 
Zeitungen  sollen  die  Steuer  tragen,  es  wird 
vielmehr  unterstellt,  daß  die  Steuer  durch 
entsprechende  Bemessung  der  Inseraten- 
preise auf  den  Anzeigenden  übciwälzt  wird, 
wobei  allerdings  das  Gelingen  dieser  Ueber- 
wälzung  von  den  wirtschaftlichen  Macht- 
verhältnissen zwischen  Zeitungsverlegern  und 
i\jizeigenden  abhängt;  vielfach  enthalten  die 
Gesetze  Vorschriften,  die  den  kleinen  Zei- 
tungen Vergünstigungen  gewäliren,  um  ihnen 
die  Ueberwülzung  leichter  zu  machen  (s.  II.  1). 

4.  Wirkung  und  Würdigung  der  An- 
zeigensteuer. Bei  dem  weiten  Begriff  der 
Anzeige  ist  die  Wirkung  der  Steuer  nicht  ein- 
heitlich und  die  Würdigung  muß  danach 
verschieden  ausfallen.  Bei  Familienanzeigen, 
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wie  z.  B.  bei  Geburts-,  Veilobungs-  und 
Todesanzeigen  in  Zeitungen  oder  durch  Ver- 
sendung von  Karten,  wird  ein  privater  ver- 
meidbarer Aufwand  besteuert,  die  Steuer 
wird  auch  bei  hohen  Steuersätzen  kaum 
wesentlich  einschränkend,  dem  bestehenden 
Brauche  gegenüber,  wirken;  auf  der  anderen 
Seite  ist  der  Teil  der  Anzeigen  sehr  gering 
und  kein  irgendwie  beachtliches  Steuer- 
objekt. Die  Anzeigen  der  Behörden  zu  be- 
Bteueni,  wäre  bei  der  Aufgabeneinheit  der 
gesamten  öffentlichen  Verwaltung  unzweck- 
mäßig: sie  sind  daher  meist  befreit,  soweit  sie 
nicht  auf  private  Veranlassung  hin  erfolgen. 
Die  Besteuerung  der  Anzeigen  von  Privat- 
personen, die  Stellen  am  Arbeitsmarkt 
suchen,  ist  nicht  unbedenklich,  da  es  sich 
nicht  selten  um  Erwerbslose  und  sozial 
schwache  Personen  handelt:  auch  liier  finden 
sich  daher  vielfach  Befreiungen.  Aehnliches 
gilt  von  Anzeigen  von  Privatpersonen,  die 
Gegenstände  aus  ilu-em  Besitze  verkaufen 
wollen:  es  liegt  nicht  selten  eine  Notlage  vor, 
so  daß  auch  hier  Befreiungen  gerechtfertigt 
erscheinen.  Bleiben  die  gewerblichen  An- 
zeigen, die  Anzeigen  über  geschäftliche  Ver- 
käufe, das  Angebot  gewerblicher  Leistungen, 
insbesondere  Vergnügungsanzeigen,  die  Mit- 
teilungen von  Geschäftserötfnungen  usw., 
also  die  Reklame  in  allen  ihren  Allen.  Mit- 
telbar kann  man  bei  der  Reklame  insoweit 
auf  die  Besteueniiig  eines  vermeidbaren  Auf- 
wandes abstellen,  als  die  Reklame  geeignet 
sein  kann,  das  Publikum  zu  einem  über- 
mäßigen Aufwand,  zum  Besuch  von  Kinos, 
zum  Kaufen  in  Warenhäusern  usw.  anzu- 
regen. Man  kann  auch  ästhetische  Gesichts- 
punkte wie  denjenigen  der  Verunstaltung  des 
Landschafls-  oder  Städtebildes  durch  die 
Reklame  heranziehen.  Doch  können  diese 
Erwägungen  nur  zur  Rechtfertigung  einzelner 
Besteuerungsfälle  dienen  und  berühreu  im 
wesentlichen  mehr  polizeiliche  Gebiete.  Im 
allgemeinen  muß  davon  ausgegangen  werden, 
daß  die  Reklame  ein  unvermeidbares  Mittel 
der  geschäftlichen  Betätigung  der  Gewerbe- 
treibenden geworden  ist  und  daß  ihre  Be- 
steuerung daJier  notwendige  Geschäftsspesen 
verteuert,  wobei  daliingestellt  bleiben  muß, 
wieweit  die  weitere  Ueberwälzuiig  auf  das 
kaufende  oder  die  Darbietungen  entgegen- 
nehmende Publikum  gelingt.  Danach  liegt 
es  so,  wie  bei  vielen  Verkehrssteuern:  die 
Rechtfertigung  der  Steuer  kann  im  wesent- 
lichen nur  eine  fi n an z poli ti sehe  sein,  in- 
dem in  der  Anzeige  ein  steuerlich  ausnutzbarer 
Veikchrsakt  erblickt  wird.  Sind  die  Sätze 
so,  daß  eine  dauernde  Einscliränkung  der 
Anzeigen  nicht  zu  erwarten  ist,  so  können 
bei  dem  großen  Umfange  der  Reklame  in  der 
Tat  wesentliche  Erträge  erzielt  weiden.  — 
Erschwerend  tritt  bei  der  Inseratensteuer 
hinzu,  daß  die  Zeitungen  als  Steuerpflichtige 


heranzuziehen  sind.  Damit  wird  die  Steuer 
zum  Gegenstand  politischer  Kämpfe,  da  sich 
die  Zeitungen  und  die  hinter  ihnen  stehenden 
Parteien  gegen  die  Möglichkeit  einer  Schädi- 
gung ihrer  Einnahmen  mit  den  starken  Mit- 
teln der  öffentlichen  Meinung  wenden.  Auch 
wird  wohl  darauf  hingewiesen,  daß  bei  einer 
Schmälerung  der  Einnahmen  aus  Inseraten 
die  Zeitungen  in  erhöhtem  Maße  politischer 
Korruption  ausgesetzt  seien.  Wegen  dieser 
Durcliführungsschwiengkeiten  sind  die  an- 
zeigenden Zeitungen  und  Zeitschriften  viel- 
fach steuerfrei  gelassen  worden  obgleich  eine 
Anzeigensteuer  ohne  Einbeziehung  der  In- 
serate" kaum  ein  ausreichendes  Steuerobjekt 
bilden  dürfte. 

II.  Geschichte  und  Gesetzgebung. 

1.  Deutschland,  a)  In  einzelnen  Bundes- 
staaten finden  sich  vor  der  Reichsgründuug  auf 
die  Anzeigen  in  Zeitungen  beschränkte  Anzeigen- 
steuern. Abzusehen  ist  hier  von  der  Besteuerung 
der  Zeitungen  als  solcher,  wie  sie  in  Preußen  und 
Braunschweig  bestand  (s.  Art.  „Zeitungssteuer"). 
Inseratensteuern,  gestaffelt  nach  dem  Umfange 
des  Inserats,  bestanden  in  Hamburg  (1845), 
Bremen  (1852)  und  Lübeck  (1854).  Diese  Steuern 
wurden  durch  §  30  des  Reiclispressegesetzes  v. 
7./V.  1874  aufgehoben,  wo  unter  dem  Verbot 
einer  besonderen  Besteuerung  der  Presse  auch 
die  Inseratenabgabeu  besonners  genannt  sind, 
b)  Das  Reich  hat  —  nach  einigen  älteren  nicht  zu 
Entwürfen  gediehenen  Ansätzen  (1893;  1906 
s.  Drucks,  d.  Reichstags  1905/06  Nr.  46)  -, 
1908  den  Entwurf  eines  Anzeigensteuergesetzes 
dem  Reichstag  vorgelegt  (Drucks.  1907/09 
Nr.  1001).  Der  Entwurf  umfaßte  nicht  alle  An- 
zeigen, sondern  nur  Einriickungen  in  Zeitungen, 
Zeitschriften  und  sonstigen  Anzeigenblättern, 
und  solche  .Ankündigungen  (besonders  Plakate), 
die  öffentlich  angebracht  oder  ausgestellt  werden. 
Die  Steuer  auf  Einrückungen  (also  die  Inseraten- 
steuer) sollte  durch  den  Verleger  eingezogen 
werden  und  einen  Prozentsatz  der  Einrückungs- 
gebühr  betragen,  der  nach  der  Auflage  des  Blattes 
gestaffelt  war  (2-10%).  Die  Steuer  auf  die 
Ankündigungen  (also  die  Plakatsteuer)  sollt«  von 
dem,  der  Fläche  oder  Raum  für  die  Anzeige  her- 

fibt,  entrichtet  werden  und  für  das  einzelne 
lakat  bei  je  1000  Quadratzentimeter  einen  nach 
drei  Ortsklassen  abgestuften  Pfennigsatz  betrafen. 
Der  Entwurf  wurde,  vor  allem  infolge  des  Wider- 
standes der  Zeitungen,  abgelehnt  (s.  Kommissions- 
bericht, Drucks.  1909  Nr.  121).  c)  Durch  das 
Umsatzsteuergesetz  v.  24./XII.  1919  §§  25-27 
(dazu  AusfBest.  §§  80—85)  ist  eine  Anzeigen- 
steuer eingeführt  worden,  die  als  Steuerobjekt  den 
weiten  Be£;riff  der  Anzeige  (s.  I.  la)  und  als  Steuer- 
maßstab äas  von  dem  Anzeigenübernehmer  ver- 
einnahmte Entgelt  (s.  I.  2b)  zugrunde  legt. 
Selbstanzeigen,  für  die  ein  Entgelt  nicht  ver- 
einnahmt wird,  sind  also  frei.  Befreit  sind  Wahl- 
anzeigen und  Anzeigen  öffentlicher  Behörden. 
Die  Steuer  beträgt  6  %,  bei  Anzeigen  in  Zeitungen 
und  Zeitschriften  gilt  ein  durchgestaffelter  Tarif, 
der  die  kleineren  Zeitungen  (vor  allem  also  die 
kleinere  Parteipresse)  bevorzugt,  indem  die 
Steuer  je  nach  der  Jahreseinnahme  aus  Inseraten 
beträgt  2%  bei  den  ersten  100000,  3%  bei  den 


AnzeigeiUtteuer  —  Apotheken  und  Ärzneiverkehr 


359 


nachsMn  100000,  4  %  bei  den  nächsten  100000, 
-5%  bei  den  nächsten  200000,  6%  bei  den 
nächsten  200000,  7  %  bei  den  nächsten  lUOOOO, 
8%  bei  den  nächsten  100000,  9%  bei  den 
nächsten  100000  M.  und  erat  bei  über  1  Mill.  M. 
10%.  Die  Steuer  zahlt  der  Anxeigenübernchmer, 
der  jährlich  eine  Steuererklärung  abgibt  und 
danach  veranlagt  wird(s.  auch  den  Art.  „Umsatz- 
ateuer"),  d)  Neben  diciier  .Vnzeigenstcuer  des 
Reichs  bestehen  in  einigen  wenigen  Gemeinden 
Gemeindesteuerordnungcn,  nach  denen  Plakate 
nach  Maßgabe  ihrer  Große  mit  einer  Steuer 
belegt  werden. 

2.  Oesterreich.  Die  Inseratensteuer  uach 
dem  G.  v.  6./IX.  1850  wurde  durch  G.  v.  29./III. 
1874  wieder  besciti;;t.  —  In  Deutsch-Oester- 
reich plante  der  Entwurf  eines  Urasatzsteucr- 
gesetzes  (Drucks,  der  Nationalversammlung  1919 
Nr.  744)  eine  Anzoigensteuer  nach  deutschem 
Muster;  der  Entwurf  wurde  bisher  nicht  verab- 
schiedet. 

3.  Schweiz.  In  einer  Reihe  von  Kantonen 
(z.  B.  Bern,  Luzern,  Waadt)  unterliegen  öffent- 
liche .\nkQndigungen  einer  Plakatsteuer  in  Form 
von  Stempolabgaben. 

4.  England.  Abgesehen  von  den  Abgaben 
auf  Zeitungen  (s.  Art  „Zeitungsstcuer")  bestanden 
besondere  Inseratonstcuern  (tax  on  advertise- 
raents)  bereits  seit  1712,  zunächst  mit  1  s.  für 
jede  Anzeige,  seit  1767  auf  2  s.,  dann  1789  auf 
2  8.  6  d.  1797  auf  3  s.,  1815  auf  3  s.  6  d.  erhöht, 
1832  auf  1  s.  6  d.  herabgesetzt.  Die  Steuer  wurde 
1853  aufgehoben. 

5.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
haben  kurze  Zeit  nach  dem  G.  v.  30./VI.  18<)4 
^§  114)  eine  Inseratcnstcuer  besessen,  die  deshalb 
interessant  ist,  weil  sie,  wie  die  jetzige  deutsche 
.'Vnzeigcnsteuer  von  den  Zeitungsunternehmern 
nach  den  vereinnahmten  Entgelten  (3  %)  auf 
Orund  jährlicher  Steuererklärung  erhoben  wurde. 

6.  Frankreich  hat  eine  umfängliche  Gesetz- 
gebung über  die  Anzoigensteuer.  Steuergegen- 
stand sind  aber  nur  Affichen  (Plakate,  Anschläge, 
Schilder)  an  öffentlichen  Orten,  wobei  eine  Reilip 
von  Ausnahmen  für  V'crmietungsanzeigcn  an  den 
eigenen  Grundstücken,  Wahlanzeigen,  behördliche 
Anzeigen  usw.  bestehen;  Anzeigen  des  Arbeits- 
marktes  sind  aber  nach  Art.  43  des  G.  v.  25./VI. 
1920  nur  frei,  wenn  sie  von  öffentlichen  Arbcits- 
vermittlungsstclleii  ausgehen.  Im  übrigen  sind 
folgende  Arten  von  Anzeigen  zu  unterscheiden: 
a)  Anzeigen  auf  Papier,  gedruckt  oder  geschrieben. 
Die  Steuer  wird  durch  Verwendung  von  Stempel- 
marken auf  der  Anzeige  entrichtet.  Die  Sätze 
des  G.  V.  18./VII.  1860  sind  durch  Art.  41  des  G. 
v.  25. /VI.  1920  verdoppelt  worden  und  sind  nach 
der  Größe  der  Anzeige  gestaffelt,  b)  Gemalte 
Anzeigen  und  solche  auf  anderen  Stoff  als  Papier. 
Die  Sätze  des  G.  v.  26./VI1.  1890  sind  ebenfalls 
durch  Art.  41  des  G.  v.  25./VI.  1920  verdoppelt 
und  betragen  2  Fr.  für  1  qm  in  Orten  bis  5000 
Einwohnern,  in  größeren  Orten  mehr,  c)  An- 
zeigen, die  nicht  auf  Mauern,  Zäunen,  sondern 
außerhalb  der  Ortschaften  auf  besonderen  Ge- 
rüsten usw.  angebracht  sind  (sog.  panneaux- 
rferlames)  unterliegen  einer  besondere  Jahres- 
stempelsteuer nach  dem  G.  v.  12./VII.  1912 
(Steffel  von  50  Fr.  für  1  qni  an),  d)  Die  Lichtre- 
klamen endlich  besteuert  Art.  42  des  G.  v.  25./VI. 


1920  mit  einer  monatlichen  Steuer  von  10  Ft. 
für  1  qm. 

7.  Sonstige  Staaten.  Italien,  Belgion, 
Luxemburg,  Serbien,  Bulgarien  haben 
Stempelsteuern  auf  Affichen  und  im  Interesse 
Privater  erfolgende  amtliche  Inserate,  Spanion, 
Portugal  und  die  Türkei  versteuern  außer  den 
Affichen  auch  alle  Inserate. 

Literatur :  v,  lifckel,  Lekrbucli  der  Finan»- 
wiMrciiicluifi,  l'jll.  Bd.  £,  S.  X4S.  —  Conrad.- 
KOppCf  FinatiiwUtenKckaJtt  S,  Auß.,  S. 
t75f.  —  DoweUf  /lintory  uf  taj:atUnui  and 
taxci  in  Engtand,  Bd.  i,  (1SS4),  iS.  S6Sf.  — 
Frhr.  v,  Hock,  D't  Finanzen  und  die  Fi- 
liamgeschichtc  d^r  Vereinigten  Staaten ,  1867, 
S.  SGi.  —  Popltz,  Kommentar  zum  CTWiatz- 
iteucrgwelze  v.  S4.IIS.  1919,  I920;tl,  S.  9,  SSiff. 
—  Begründung  zum  Entwurf  cinee  Anzciycn- 
Kteuergetietzf»,  Drttekx.  de»  Eei/hxVttgn,  1907(09, 
Nr.  VtOl  (enihiill  eine  Ueberiiietit  Uber  au»- 
läudixeke  Steuern).  —  Heranzuziehen  i*t  auch 
die  Literatur  über  Anzciiienrtcltt  und  ütter  Re- 
kl'ime:  Ebner,  Oae  Anzeigenreeht,  1908,  — 
S.  .VaUOn,  Die  Relclame,  3.  Aufl.,  1910, 
WeUleiimillter,  /leiträtje  zur  Werlielclire  191S, 
Kurzer,  (,'rundriß  der  Werb'iekre,  1916. 
K.  Bacher,  Z.  f.    St.,  Bd.  VJI7IIS,   S.  406. 

Jfuhannc«  Pvpitz. 


Apotheken  und  Arzneiverkehr. 

1.  Einleitung.  2.  Gesetzgebung.  3.  Reform- 
bestrehungen 4.  Statistik.  6.  Ausbildung  der 
Apotheker.  G.  Arzneitaxen.  7.  Arzneiverkehr 
außerhalb  der  Apotheken.  8.  Geheimmittel- 
wesen,  b.  Apothekenwesen  des  Auslandes. 

1.  Einleitung.  Das  Anscliaffcn,  Vorrätig- 
lialten  und  Zubereiten  sowie  die  Abgabe 
derjenigen  Stoffe  und  Mittel,  deren  die 
Medizin  zur  Heilung  von  Krai  klieitcn  und 
Körperschäden  sicli  bedient,  der  Arzneien, 
liegt  fast  in  allen  Kiilturstaaten  seit  Jahr- 
hunderten einer  besonderen  Klasse  von 
Gewerbetreibenden,  den  Apothekern,  ob. 
Auch  in  Deutschland,  wo  die  ersten  sicher 
beglaubigten  Nachrielitffn  über  das  Vorhau- 
densein  von  Apotheken  aus  dem  12.  und 
13.  Jahrhunderl  stammen  (Köln  12.  Jahr- 
hundert, Trier  1241,  Schweidnitz  1248, 
Münster  12C7,  Augsburg  1285,  Prenzlau 
1303,  Hildesheim  1318,  Nürnberg  1403, 
Leipzig  1409,  Stuttgart  1458,  Berlin  1488, 
Halle  1493),  besteht  das  Apothekenwesen 
als  ein  besonderer  Stand,  dessen  Angehörige 
zwar  Kallfleute  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buches sind  und  den  Verpflichtungen  unter- 
liegen, welche  das  HGB.  diesen  auferlegt, 
für  deren  Geschäftsbetrieb  indes  nebenbei 
noch  besondere,  sehr  ins  einzelne  gehende 
medizinalpolizeiliche  Vorschriften  vorhanden 
sind,  deren  Linehaltung  durch  periodische 
Besichtigungen  der  Apotheken  sichergestellt 
wird. 
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2.  Gesetzgebung.  Das  ApothekenweseD 
in  Deutschland  unterliegt  in  bezug  auf  a. 
die  Bewilligung  zur  Errichtung  und  zum 
Betriebe  von  Apotheken,  b.  die  Befähigung 
und  gewerbliche  Stellung  des  Apothekers 
und  seines  Hilfspersonals,  c.  die  geeignete 
Herstellung  und  Einrichtung  der  erforder- 
lichen Räume  und  d.  die  Zubereitung.  Ab- 
gabe und  Berechnung  der  Arzneimittel  wie 
die  gewerbliche  Geschäftsführung  überhaupt 
der  staatspolizeilichen  Beaufsichtigung  und 
Leitung,  und  die  Vorschriften  hierfür  sind  in 
den  Apothekerordnungen  bzw.  Apothe- 
ken b  etriebsordnungen  niedergelegt.  Sie 
stimmen  sämtlich  darin  übercin,  daß  die  Er- 
richtung einer  neuen  Apotheke  nur  auf 
Grund  einer  staallicherseits  zu  verleihenden 
Konzession  geschehen  darf,  die  jetzt  fast  in 
sämtlichen  Einzelstaaten  (in  Preußen  seit  1894) 
nur  einen  persönlichen  Charakter  trägt,  also 
beim  Ausscheiden  des  Lihabers  nicht  weiter- 
veräußert oder  vererbt  werden  darf.  jNach 
Maßgabe  der  in  den  Apothekerordnungen  der 
Einzelstaaten  enthaltenen  Vorschriften 
werden  außer  Vollapotheken  unter  gegebenen 
Voraussetzungen  noch  Zweigapotheken, 
Krankeuhausapot hekcn  und  ärztliche 
Hausapotheken  (auch  homöopathische) 
bewilligt.  In  der  Mehrzahl  der  Einzelstaaten 
haben  auch  die  Tierärzte  ein  ziemlich  weit- 
gehendes Recht  zur  Abgabe  von  Tierheil- 
mitteln in  ihrer  Praxis. 

Die  Vorschriften  über  die  Einrichtung  der 
Apotheken  gehen  im  allgemeinen  in  sämtlichen 
vorhandenen  Apothckorordnungen  von  den- 
selben Gesichtspunkten  aus,  wenn  sie  auch  in 
den  Einzelheiten  mehrfach  voneinander  ab- 
weichen Von  jeder  öffentlichen,  selbständigen 
Apotheke  wird  in  der  Regel  verlaugt,  daß  sie 
an  Räumlichkeiten  zur  Zubereitung,  Aufbewah- 
rung und  Feilhaltung  der  Arzneien  enthalte: 
eine  Offizin,  ein  Laboratorium,  einen  Arznei- 
keller, eine  Material-  und  Kräuterkammer  nebst 
Giftkammer  sowie  eine  Stoßkammer  und  daß 
jeder  dieser  Räume  entsprechend  eingerichtet 
und  ausgestattet  sei.  Die  Vorschriften  über  den 
pharmazeutischen  Geschäftsbetrieb  um- 
fassen die  sogenannten  pharmazeutischen  Be- 
rufspflichten, als  deren  allgemeinste  und  wesent- 
lichstein allen  Apothekerordnungen  wiederkehren: 

1.  Die  VerpfUchtung,  sämtliche  im  deutschen 
Arzneibuch  bzw.  in  dem  landesrechtlichen 
-\rzDeimitteIverzeichnis  (Series  medicaminum) 
enthaltenen  oder  sonst  gebräuchlichen  Arznei- 
mittel in  der  vom  Arzneibuch  (seit  l./I.  1911 
gilt  das  Deutsche  Arzneibuch,  V.  Ausgabe) 
geforderten  Beschaffenheit  jederzeit  vorrätig  zu 
halten; 

2.  Sorge  dafür  zu  tragen,  daß  jede  Arznei 
nach  ärztlicher  Verordnung  sofort  zubereitet  und 
abgegeben  whd,  sofern  dafür  Zahlung  oder 
Garantie  einer  solchen  geleistet  whd; 

3.  im  Falle  ein  Arzt  größere  Gaben  eines 
Arzneimittels,  als  die  Höchstgabentabello  des 
Arzneibuches  als  die  höchsten  bezeichnet,  ohne 
HinzufUgung  eines  Ausruf ungszeirhens  verordnet. 


gen  die  Apothekcnbetnebsvor- 
a  auf  Grund  von  §  367,  5  StGB. 


j  sich  über  die  Zulässigkeit  der  .\bgabe  der  Dosis 
I  mit  dem  verordnenden  Arzte  oder,  falls  dieser 
nicht  zu  erreichen,  mit  dem  beamteten  Arzt  in 
j  Verbindung  zu  setzen; 

j  4.  die  in  den  Vorschriften  über  die  Abgibt 
stark  wirkender  Arzneimittel  angeführten  Drogen 
und  Präparate  sowie  die  solche  Drogen  und 
Präparate  enthaltenden  Zubereitungen  nur  auf 
Verordnung  eines  approbierten  Arztes  abzu- 
geben sowie  bei  der  Wiederholung  von  Re- 
zepten, welche  eines  der  genannten  Mittel  ent- 
halten, die  hierüber  bestehenden  besonderen 

I  Vorschriften  zu  beachten; 

I  5.  jede  auf  ärztliche  Verordnung  angefertigte- 
I  Arznei  mit  der  vom  Arzte  gegebenen  Gebrauchs- 
anweisung, dem  Namen  des  Patienten  (sofern 
aus  dem  Rezept  ersichtlich),  dem  Datum  und 
der  Firma  des  Apothekers  (in  Preußen  auch 
mit  dem  Namen  des  Anfertigers  der  Arznei) 
zu  versehen; 

6.  bei  der  Feststellung  der  .^rzneipreiso  die- 
auf  Grund  des  §  80  der  GO.  erlassene  Arznei- 
taxe zur  Richtschnur  zu  nehmen  bzw.  nicht  zu 
;  überschreiten; 

i  7.  bei  der  Abgabe  von  Geheimmitteln  sowie 
I  bei  der  Aufbewahrung  und  Abgabe  von  Giften 
I  die  darüber  bestehenden  besonderen  Vorschriften 
1  zu  beachten. 

j  Ferner  untersagen  die  meisten  Apotheker- 
ordnungen dem  Apotheker  die  im  übrigen  frei- 
gegebene Ausübung  der  Heilkunst.  Zuwider- 
handlungen gege 

Schriften  werden  aui  uruuu  von  j  . 
I  bestraft. 

I      In  allen  Staaten  ist  bestimmt,  daß  die  Apo- 
theken periodischen  Besichtigungen  zu  unter- 
ziehen sind,  die  entweder  von  besonderen  staat- 
lich   ernannten    Apothekenrevisoren  (Bayern, 
1  Sachsen,    Thüringen,    Baden,  Braunschweig, 
I  Hessen)  oder  von  Kommissionen  (Preußen),  die 
I  aus  einem  höheren  Medizinalbeamten  und  einem 
Apotheker  bestehen,  ausgeführt  werden. 

Die  deutsche  GO.  hat  die  medizinal- 
polizeilichen Vorschriften  über  den  Betrieb  des 
Apothekergewerbes  sowie  die  gewerblichen 
Grundlagen  desselben  ganz  unberührt  gelassen 
und  sich  darauf  beschränkt,  festzusetzen: 

1.  daß  durch  Kaiserhche  Verordnung  (bzw. 
jetzt  Verordnung  des  Reichspräsidenten)  be- 
stimmt wird,  welche  Apothekerwaren  dem 
freien  Verkehr  zu  überlassen  sind  (§  6).  (Nä- 
heres s.  unter  7.  Arzneiverkehr); 

2.  daß  Apotheker  einer  Approbation  bedürfen, 
deren  Vorbedingungen  der  Bundesrat  regelt 
(§  2'j).    (Näheres  s.  unter  5.  Ausbildung); 

3.  daß  die  Landeszcntralbehörden  ermäch- 
tigt sind,  Arzneita.xen  für  die  Apotheker  zu  er- 
lassen (§  80).  (Näheres  s.  unter  b.  Arzneitaxen). 

Die  Verwaltung  des  Apothekenwesens  lag 
bis  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  fast  aus- 
schheßlich  in  den  Händen  der  (ärztlichen) 
Medizinalbeamten.  Erst  nach  und  nach  hat  man 
dann  den  Apothekern  einen  gewissen  Einfluß 
auf  die  Regelung  ihrer  Verhältnisse  gewährt, 
indem  man  in  die  Medizinalabteilungen  der  Mini- 
sterien mehrerer  Einzelstaaten  einen  Apotheker 
als  Referenten  für  pharmazeutische  Angelegen- 
heiten berufen  und  amtUche  Standesvertretungen 
der  Apotheker  (zumeist  in  Form  von  Apotheker- 
kammern) geschaffen  hat,  welch  letztere  aber 
nur  beratende  und  begutachtende  Tätigkeit  aus- 
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üben  können  und  weder  unmittelbar  bc- 
stimmendin  EinflulS  auf  die  Gesetzgebung  nocb 
(auficr  in  Uadm  und  Braunschweig)  disziplinare 
Gewalt  ihren  Standesgenossen  gegenüber  haben. 
Daher  wird  neuerdings  der  Ruf  naih  Gewährung 
voller  Selbstverwaltung  des  Apothekerstandes 
immer  lauter  erhoben. 

3.  Reformbestrebungen.  Die  Rechtsgrund- 
lage der  Apotheken  älteren  Datums  ist  durch- 
weg das  Privilegium,  welches  teils  von  Landes- 
fttrsten,  teils  von  Stadtobrigkeiten,  und  zwar 
entweder  als  privilegium  personale  oder  als 
Privilegium  reale,  vielfach  auch  als  Exklusiy- 
privilegium,  verliehen  wurde.  Nachdem  in 
Preußen  durch  das  Gewerbeedikt  v.  U./Xl.  1810 
die  allgemeine  Gewerbefreiheit  zum  leitenden 
Prinzip  der  gewerblichen  Verhältnisse  erhoben 
worden  war,  wurde  bald  darauf  (24. /X.  ISll) 
entschieden,  dali  die  Anlage  neuer  Apotheken 
von  der  durch  die  .Medizinalbehördc  zu  prüfen- 
den Bedürfnisfrage  abhängig  zu  machon  sei, 
womit  der  Apotheke  der  Charakter  einer  des 
staatlichen  Schutzes  für  den  Umfang  ihres 
Geschäftsbetriebes  und  einer  gesetzlichen  Taxe 
bedürfenden  Sanitütsanstall  gegenüber  dem 
einer  bloßen  gewerblichen  Anlage  zuerkannt  war. 

Dieser  Entwicklung  des  Apothekenwesens 
in  Preußen  schließt  sich  die  der  übrigen  deut- 
schen Staaten  zumeist  ziemlich  glciihnüilSig 
an.  Nur  der  eine,  allerdings  wichtige  Unter- 
schied bildete  sich  heraus,  daß,  während  in 
Preußen  die  auf  Grund  ncuerteilter  Konzcssionen 
errichteten  Apotheken  denen  auf  l{calprivile"ien 
beruhenden  nach  den  drei  Richtungen  der  Vcr- 
äußerlichkeit,  der  Vcrerblichkcit  und  der  Ver- 
waltung durch  andere  faktisch  gleichgestellt 
wurden  (Zirk.-Vcrf.  v.  21./X.  1846),  man  in 
den  süddi  ntschen  und  einigen  Kleinstaaten  an 
der  pcrsiinlirhcn  Natur  der  Apolhekenkonzession 
mit  Strenge  festhielt.  Erst  durch  dio  Kabinetls- 
ordcr  v.  3Ü./VI.  1894  ging  Preußen  ebenfalls 
zur  Personalkonzcssion  iür  neu  errichtete  Apo- 
theken über. 

Bei  den  bald  nach  der  Gründung  des  Reiches 
unternommenen  Versuchen  einer  reichsgesetz- 
lichen Regelung  der  Apothekcnf rage  nach 
einheitlichen  Grundsätzen  fanden  sich  demnach 
in  Deutschland  als  pharmazeutische  Rechts- 
titel vor: 

1.  Exklusivprivilegien,  1 

2.  Realprivilegien,       [  sämtlich  mit  und 

3.  Personalprivilegicn,  I 

ohne  Verpflichtung  ziu'  Zahlung  eines 
Kanons. 

4.  Persiinlicho  Konzessionen,  und  zwar: 

a.  solche,  die  gegen  Zahlung  eines  Kanons 
den  Charakter  einer  Realgerechtsame 
erhielten  (Sachsen,  Baden); 

b.  solche,  dio  in  der  Praxis  als  Realge- 
rcchtsanie  behandelt  wurden  (Preußen); 

c.  unveräußerliche  und  unvererbliche 
(Preußen  seit  1894,  Bayern,  Württem- 
Derg,  Hessen,  Braunschweig  usw.). 

Daneben  bestand  in  Elsaß-Lothringen  bis 
1877  die  pharmazeutische  Niederlassungstreiheit, 
wogegen  Hessen  im  Jahre  18S6  das  System  der 
(an  Apotheker)  verpachteten  Koraniunalapotheke 
für  Neuanlagen  einführte,  dem  sich  ganz  neuer- 
dings (1920)  auch  Baden  z.  T.  angeschlossen  hat. 

Bereits  am  25./V.  1869  nahm  der  nord- 
deutsche Reichstag  bei  der  dritten  Lesung  des 


I  Entwiu-fs  der  GO.  cino  Resolution  an,  wot 
rin  der  Bundeskanzler  aufgefordert  wurde,  ,,dom 
Reichstage  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen, 
durch  welchen  der  Betrieb  des  Apothekerge- 
werbes und  der  Verkauf  von  Arzneimitteln 
einheitlich  geregelt  werde". 

Nachdem  die  Reiclisregierung  eine  Inter- 
pellation des  Abg.  Eugen  Ricnter  in  der 
Reichstagssitzung  vom  ll./Xl.  1871  über  den 

I  Stand   cicr   Vorarbeiten   für  den   Erlaß  eine;» 

I  Apothekengcsotzes  durch  den  Mund  des  Prä- 
sidenten des  Keichskanzleramtes  Delbrück 
dahin  beantwortet  hatte,  daß  sie  die  Sache  „im 

'  Sinne  der  Gewerbefreiheit"  regeln  wolle,  er- 
schien unterm  15./111.  1872  als  erster  Schritt 
auf  diesem  Wego  ein,  später  als  sog.  Delbrück- 
scher bezeichneter,  kurzer  Gesetzentwurf,  welcher 

j  für  alle  Gemeinden  ohne  Apotheken  dio  Er- 

^  richtuug  solcher  durch  approbierte  Apotheker 
ohne  besondcro  Genehmigung,  also  die  Niedor- 
lassungsfreiheit,  zulassen  wollte.  Der  Entwurf 
gelangte  jedoch  nicht  an  den  Reichstag,  nachdem 
die  Delegiertenversammlung  des  Deutschen  Apo- 
thekervoroins  am  22./IV.  1872  in  Magdeburg 
sich  sehr  bestimmt  gegen  ihn  ausgesprochen 
hatte. 

Dio  Keichsrcgicrung  berief  dann  auf  den 
10.-18./Vin.  1874  eine  aus  12  Apothokcn- 
besitzern.  6  nichtbesitzenden  Apothekern.  9  Ärz- 
ten und  einem  Professor  der  Chemie  zusammen- 
gesetzte Sachverständigenkommission  nach  Berlin 
ein,  welche  ein  Gutachten  über  die  im  Apo- 
thekonwesen  einzuführende  Reform  erstatten 
sollte.  Die  Kommission  spr,ich  sich  zwar  mit 
allen  gegen  6  Stimmen  für  die  Beibehaltung  des 
Konzessionssystems  aus,  konnte  sich  aber  über 
den  den  Apothekenkonzessionen  beizulegenden 
Rechtscharakter  (verkäuflich  oder  unverkäullich) 
sowie  über  mehrere  andere  Fragen  nicht  eini^on. 
Das  Reichskanzleramt  kam  daher  in  einem  Gut- 
achten vom  21./X.  1874  zu  dem  Ergebnis,  daß 
in  den  Beschlüssen  ein  ausreichendes  Material 
für  legislative  Vorschläge  nicht  zu  finden  sei. 
Immerhin  war  dio  Aera  der  Niederlaasungs- 
freihcit  überwunden  und  dio  Alternative  lautete 
nur  noch  Real-  oder  Personalkonzession.  Die 
entschiedene  Stellungnahme  der  preußischen 
Regierung  zugunsten  der  letzteren  war  wohl 
auch  der  H.tuptgrund,  daß  trotz  der  Ablehnung 
derselben  durch  dio  Hamburger  Delegierten- 
Versammlung  des  Deutschen  Apothekerverein-f 
im  Jahre  1875,  der  Bundesrat  durch  Beschluß 
vom  22./II.  1870  das  Reichskanzleramt  auf- 
forderte, einen  Gesotzentwurf  über  dio  Ordnung 
des  Apnthekenwesens  auf  der  Grundlage  der 
Personalkonzcssion  für  alle  neu  zu  errichtenden 
Apotheken,  des  Erlöschens  aller  auf  den  deutschen 
Apotheken  ruhenden  verkäuflichen  Konzessionen 
mit  dem  Jahre  1900  und  des  Unberührtbleiben3 
der  Privilegien  auszuarbeiten.  Diesem  Beschluß 
trug  das  Keirhskanzleranit  Rechnung,  indem  es 
unter  dem  28./V.  1877  einen  auf  der  Personal- 
konzession aufgebauten  Gesetzentwurf  vorlegte, 
gleichzeitig  aber  erklärte  es,  daß  es  dio  Durch- 
führung dieses  Prinzips  für  schwierig  halt«  und 
i  sich  für  das  System  der  verkäuflichen  Real- 
konzession entscheiden  müsse,  auf  dessen  Grund- 
lage es  einen  zweiten  Gesetzentwurf  habe  aus- 
arbeiten lassen.  Zur  Begründung  desselben 
war  eine  umfangreiche,  später  in  der  Regel  als 
N i ebcrdingschc  bezeichnete  Denkschrift  bei- 
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fegeben,  die  in  klassischer  und  erschöpfender 
orm  alle  gegen  die  Personalkonzession 
sprechenden  Bedenken  darlegte,  dieses  System 
als  eine  „über  den  wahren  Zweck  der  Konzession 
hinausgehende  Einmischung  des  Staates  in  den 
freien  Verkehr,  die  an  sich  schon  mißlich,  aber 
durch  die  Weitläufigkeiten,  die  ihr  anhaften, 
geradezu  bedenklich  ist,  ja  überhaupt  einen 
Kampf  gegen  die  Natur  der  Dinge  bedeutet", 
bezeichnete  und  so  zur  Befürwortung  der  Real- 
konzession gelangte.  Obwohl  sich  die  am  5.  und 
6./1X.  1877  in  Leipzig  abgehaltene  General- 
versammlung des  Deutschen  Apothekervereins 
ebenfalls  für  dieses  System  und  den  darauf 
beruhenden  Gesetzentwurf  aussprach,  kam  es 
im  Bundesrat  zu  keinem  Ausgleich  der  An- 
sichten. Daher  entschied  sich  der  vom  Bundes- 
ratsausschuß  für  Handel  und  Verkehr  unter 
dem  10 /IV.  1878  erstattete  Bericht  trotz  des 
Widerspruchs  Bayerns  für  den  Antrag,  „daß 
von  einer  einheitlichen  Regelung  des  Apotheken- 
wesens durch  Reichsgesetz  zurzeit  Abstand  zu 
nehmen  sei",  welchem  Antrag  der  Bundesrat 
am  3./V.  1878  zustimmte. 

Die  Apothekenfrage  blieb  hierauf  fast  ein 
Jahrzehnt  in  Ruhe,  machte  dann  aber  wiederum 
einen  Schritt  in  der  Richtung  der  Personal- 
konzession, indem  Preußen  durch  Kabinettsorder 
V.  7.'VII  1886  eine  (zehnjährige)  Beschränkung 
der  Verkäuflichkeit  aller  neuerrichteten  Apo- 
theken und  durch  Kabinettsorder  v.  oO./VI  1894 
die  Verleihung  lediglich  persönlicher  Apotheken- 
berechtigungen einführte.  Bald  darauf  (1895) 
legte  Preußen  dem  Reichskanzler  neue  ,, Grund- 
züge für  die  Ordnung  des  Apothekenwesens"  vor. 
Diese  sahen  vor,  daß  in  Zukunft  nur  noch 
persönliche  Apothekenberechtigungen 
erteilt  werden  und  alle  konzessionierten  Apo- 
theken nach  Ablauf  einer  bestimmten  Ueber- 
gangszeit  (26  —  40  Jahre)  die  Eigenschaft  der 
Üebertragbarkeit  verlieren,  dagegen  die  privi- 
legierten Apotheken  das  Recht  der  Verkäuflich- 
keit weiterhin  behalten  sollten.  Die  Ablösung 
der  konzessionierten  Apotheken  sollte  den 
Landesregierungen  überlassen  bleiben. 

Ein  einheitlicher  Standpunkt  diesen  Re- 
gierungsanträgen gegenüber  wurde  in  einer 
im  April  1896  einberufeneu  Sachverständigen- 
kommission nicht  gewonnen  und  so  zeitigte  die 
Aufstellung  der  Grundzüge  zunächst  kein  weite-es 
Ergebnis.  Obwohl  sich  der  Deutsche  Apotheker- 
verein auf  seinen  Hauptversammlungen  1899 
und  1900  für  die  verkäufliche  Apotheken- 
konzession ausgesprochen  und  Vorschläge  zur 
Beform  dieses  Systems  gemacht  hatte,  Ueß  das 
Reichsamt  des  Innern  im  März  1907  den  Fach- 
kreisen einen  Entwurf  eines  Roichsapo- 
thekengesetzes  zur  Begutachtung  zugehen, 
der  sich  als  eine  Ueberarbeitung  der  „Grund- 
züge" von  1895  unter  Hinzufügung  eines  (1903 
bekannt  gewordenen)  preußischen  sog.  Althoff- 
schen  Entwurfs,  bestehend  in  der  Ermächtigung 
der  Regierungen  zur  Einführung  einer  Betriehs- 
abgabe  für  den  Betrieb  neuer  und  einer  Verkaufs- 
beschränkung beim  Bcsitzwechsel  älterer  Apo- 
thekenkon«essionen,  darstellte.  Durch  denselben 
sollte  angeordnet  werden: 

1.  Durch  Landesgesetz  kann  den  Inhabern 
von  Apothekenbetrieben  eine  angemessene 
nnd  in  billiger  Weise  abgestufte  Betriebs- 
abgabc auferlegt  werden,  die  mit  Hilfe  eines 


dem  Staate  zu  verleihenden  Vorkaufsrechtes 
zum  allmählichen  Ankauf  der  bestehenden  über- 
tragbaren Apothekenberechtigungen  oder  wenig- 
stens eines  großen  Teiles  derselben  dienen  soll. 

2.  Einer  Steigerung  der  bestehenden  Ideal- 
werte bei  Apotheken  soll  dadurch  entgegen- 
getreten werden,  daß  die  Verwaltungsbehörde 
das  Recht  erhält,  bei  jedem  Besitzwechsel  hin- 
sichtlich   des   von   dem    Be.«itznachfol|er  zu 
zahlenden  Preises  eine  Kontrolle  mit  der  Be- 
fugnis auszuüben,  denselben  erforderlichenfalls 
aus  Rücksichten  des  öffentlichen  Interesses  auf 
die  dem  wirkUchen  Werte  der  Apotheke  ent- 
sprechende, durchSachverständige  festzustellende 
Höhe  herabzusetzen, 
j      Der  Entwurf  fand  in  Apothekerkreisen  weit- 
j  gehenden  Widerspruch  und  ging  deshalb  dem 
I  Reichstage  überhaupt  nicht  zu  Am  18./11I.  1911 
:  erfolgte  vielmehr  im  Reichstage  die  Re^'erungs- 
erklärung,  daß  das  Reich  auf  die  Regelung  der 
!  Apothekenverhältnisse  verzichte  und  sie  der 
Landesgesetzgebung   überlassen   wolle.  Ejne 
landesrechtliche  Regelung  erfolgte  jedo'ih  nur 
in  Bayern,  wo  durch  Verordnungen  vom  27. 
und  28./VI.  1913  im  wesentlichen  eine  Kodi- 
fizierung und  ein  weiterer  Ausbau  der  bisherigen 
Verwaltungspraxis  unter  Beibehaltung  des  Neben- 
einauderbestehens  realer  und  persönlicher  Apo- 
thekenberechtigungen vorgenommen  wurde 

Die  mit  der  Revolution  einsetzende  politische 
Umwälzung  ließ  den  Gedanken  einer  reichsgesetz- 
lichen Regelung  des  Apothekenwesens  nochmals 
aufleben.  Hierbei  ergab  sich  jedoch  eine  neue 
Gefahr.  Handelte  es  sich  früher  nur  um  die 
j  Alternative  Freiheit  oder  Schutz  des  .\potheken- 
I  gewerbes,  bzw.  auf  das  System  übertragen 
]  Niederlassungsfreiheit  oder  Konzessionswesen, 
j  und  nachdem  die  erstere  in  den  Hintergrund  ge- 
treten, vornehmlich  um  die  Wahl  zwischen  den 
beiden  Konzessionsformen,  verkäufliche  oder 
unverkäufliche,  so  lautete  nunmehr  unter  der 
Einwirkung  der  nach  dem  9./XI.  1918  überall 
auftauchenden  und  auch  das  Apothekenwesen 
ergreifenden  Sozialisierung.spläne  die  Frage: 
privatwirtschaf  flicher  oder  gemeinwirtsrhaftlicher 
Betrieb  Um  ersteren  zu  erhalten,  einigten  sich 
in  den  Jahren  1919  und  1920  Besitzer  und  An- 
gestellte im  Apothekerberuf,  die  in  der  Gewerbe- 
trage bisher  abweichende  Ziele  ver'^olgt  hatten, 
auf  dem  Boden  der  Personalkonzession  und 
stellten  zu  deren  Einführung  das  folgende  Pro- 
gramm auf: 

1.  Die  Erlaubnis  zum  Betrieb  einer  neuen 
Apotheke  darf  fortan  nur  als  persönliche  un- 
veräußerliche und  unvererbliche  erteilt  werden. 

2.  Die  bisher  übertragbaren  oder  als  über- 
tragbar behandelten  Betriebsberechtigungea 
werden  innerhalb  40  Jahi-en  in  nicht  fibertrag- 
bare verwandelt  und  abgelöst,  bleiben  aber 
innerhalb  dieses  Zeitraumes  zum  Ablösungs- 
wert übertragbar. 

3.  Die  Kosten  der  Ablösung  tragen  die  je- 
weiligen Inhaber  von  Apothekenberechtigungen 
durch  Zahlung  einer  Berufssteuer,  die  1^4%- 
des  Umsatzes  beträgt  und  deren  Aufbringung 
durch  eine  staatliche  Sicherung  und  Verbesserung 
der  Erträgnisse  der  Apotheken  ermöglicht  werden 
soll. 

Ob  nun  ein  Reichsapothekengesetz  zustande 
kommen  wird,  das  der  Reichsrainister  des  Innera 
am  16./ X.  1919  im  Parlament  bereits  angekündigt 
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hat,  und  forner  ob  die  Personalkonzession, 
dieses  etwas  künstlich  konstruierte  Zwitter- 
gebilde zwischen  Amt  und  Gewerbe,  das  der 
Allgemeinheit  keinerlei  Nutzen  brinet,  die  ge- 
eignete Grundlage  tür  eine  dauernde  und  er- 
sprießliche Regelung  des  Apothekergewerbes  ist, 
bleibt  jedoch  nach  wie  vor  fraglich. 

Für  die  Einführung  der  Niederlassungsfrei- 
heit, die  in  gemäUigter  Korm  auch  für  Deutsch- 
land die  beste  Lösung  der  Apolhekeiigewerbe- 
frage  gewesen  wiire,  ist  die  Zeit  jetzt  allerdings 
vorbei.  Staats-  und  Geineindebetrieb  oder  iihii- 
licho  „Sozialisicrungen"  eignen  sich  für  ein  kauf- 
männisches Kleingewerbe,  wie  es  die  Apotheken 
sind,  nicht  und  würden  nur  Vermehrung  der 
Unkosten  und  damit  Verteuerung  der  Arznei- 
preise zur  l-'olgo  haben.  Sollen  die  bisherigen 
gewerblichen  Grundlagen  veila.<isen  werden,  so 
würde  das  Pacht.systera  (Erteilung  der  Apo- 
thekenberechtigungen un  Staat,  Gemeinde  oder 
andere  öffentlich-rechtliche  Körperschaften  und 
Verpachtung  der  Betriebe  an  .Vpotheker)  einen 
gangbaren  Weg  bieten.  Einen  nennenswerten 
Vorteil  würde  aber  auch  davon  die  Allgemeinheit 
kaum  haben.  Um  einen  solchen,  der  allein  das 
Ziel  einer  vernünftigen  Apothekenreform  sein 
kann,  herbeizuführen  und  zugleich  den  llaupt- 
nachteil  des  herrschenden  Systems,  die  hoho 
Belastung  der  Apotheken,  zu  beseitigen,  würde 
es  genügen,  einerseits  durch  gesetzliche  Maß- 
nahmen eine  weitere  Steigerung  der  Apntheken- 
idealwerto  zu  verhindern  und  ihren  allmählichen 
Abbau  einzuleiten,  anderseits  durch  .\usbau  und 
Sicherung  des  .\pothekenmonopols  die  Ein- 
nahmen der  Apotheken  so  zu  heben,  daß  eine 
Verbilligung  der  Arzneipreise  zunächst  für  die 
Krankenkassen  und  später  auch  für  das  Privat- 
publikum eintreten  kann. 

4.  Statistik.  Eine  amtliche  Aufnahme  der 
pharmazeutischen  Anstalten  und  des  pharma- 
zeutischen Personals  im  IJeutschen  Reiche  ist 
zuletzt  am  l./V.  1909  erfolgt.  Sie  hatte  fol- 
gendes Ergebnis: 

1.  Apotheken  einschließlich  Filialen  be- 
standen am  l./V.  190'.)  im  Deutschen  Reiche 
6139,  mithin  auf  je  lOUOO  Einwohner  0,97;  auf 
je  1  Apotheke  waren  88,09  qkni  Fläche  zu 
rechnen.  Im  Privatbesitze  befanden  sich  5845, 
im  Besitze  der  Krone,  des  Staates,  der  Ge- 
meinden, von  Korporationen  usw.  71  Apotheken; 
Filialen  gab  es  '223.  Von  den  im  Privatbesitze 
befindlichen  Apotheken  waren  1783  privilegiert 
oder  realberechtigt,  4056  konzessioniert,  und 
zwar  konzessioniert  veräußerlich  2359,  kon- 
zessioniert unveräußerlich  1G97,  außerdem  sind 
noch  6  Apotheken  angegeben.  Nach  dem  Stande 
vom  l./V.  1909  gehörten  von  der  Gesamtzahl 
der  im  Privatbesitz  befindlichen  Apotheken  in 
Prozenten  ausgedrückt  30,5%  zu  den  privi- 
legierten, 40,4  zu  den  verkäuflichen  konzessio- 
nierten und  29,0  zu  den  unveräußerlichen  kon- 
zessionierten. 

2.  Das  Betriebsverhältnis  anlangend, 
wurden  .Apotheken  aller  Art  und  Filialen  (dar- 
unter konzessionierte  unveräußerliche)  betrieben 
mit  pharmazeutischen  Hilfspersonen,  nämlich  mit 
0:  1910  (5G5),  1:  2328  (600),  2:  1205  (368), 
3:  432  (116),  4:  178  (31),  5  oder  mehr:  86  (17). 
Von  je  100  Apotheken  überhaupt,  sowie  (in 
Klammern)  von  je  100  konzessionierten  unver- 
äußerlichen Apotheken,  wurden  mit  pharma- 


{  zeutischen  Hilfspersonen  betrieben,  nämlich  mit: 
lO:  31,1  (33,3),  1:  37,9  (63,4),  2:  19,6  (21,7), 
3:  7,0  (6,8),  4:  2,9  (1,8),  5  oder  mehr:  1,4  (1,0). 

3.  Das  pharmazeutische  Personal  iu 
Apotheken  einschließlich  der  Filialen  betrug 
13  446  oder  auf  je  10  000  Einwohner  2,12  und 
auf  je  1  Apotheke  2.19.  Es  setzte  sich  zusammen 
aus  6189  Betriebsleitern  (Besitzern,  Pächtern, 
Verwaltern),  5553  Gehilfen,  von  denen  3745  im 
Besitze  der  Approbation  als  Apotheker  und  1808 
nicht  approbiert  waren,  und  1703  Lehrlingen. 
Weiblichen  Gcschlerhts  waren  die  Leiterin  einer 
(Berliner)  Krankenhausapotheke,  2  approbierte, 
4  nicht  approbierte  Gehilfen  und  10  Lehrlinge 

4.  Dispensieranstalten  für  Menschen- 
arzneien sind  930  festgestellt  worden,  343  in 
Zivilkrankenhäusern,  Erziehungs-,  Straf-  und 
anderen  Anstalten,  587  von  Aerzten,  sogenannte 
iirztlicliß  Haus-  oder  llandapotheken,  deren 
letztere  109  homöopathische  waren. 

6.  Dispensieranstalten  für  Tierarz- 
neien waren  11  in  Tierärztlichen  Hochschulen 
und  ähnlichen  Anstalten  vorhanden.  Ferner 
machten  1236  Tierärzte  von  dem  Di.spensior- 
rccht  bei  Ausübung  der  Pra.xis  Gebrauch,  von 
denen  792  eingerichtete  tierärztliche  Haus-  oder 
Uandapotheken  hatten. 

In  Preußen  bestanden  im  Jahre  1919 
3710  Vollapotheken,  darunter  783  privilegierte, 
1936  konzessionierte  veräußerliche  und  992  kon- 
zessionierte unveräußerliche,  ferner  153  Zweig- 
apotheken, 216  Dispensieranstjilten.  142  allo- 
pathische und  118  homöopathische  Handapo- 
theken, mithin  im  ganzen  4339  Arzneiversor- 
gungsanstalten überhaupt. 

In  Preußen  werden,  wie  erwähnt,  seit  30.  .Juni 
1894  nur  noch  unverkäufliche  Apothekenkon- 
I  Zessionen  verliehen,  soweit  Ncuanlagen  in  Frage 
kommen.  In  den  ersten  26  Jahren  des  Bestehens 
der  Personalkonzession  in  Preußen  bis  Ende  1919 
sind  danach  zur  .Au.sschreibung  gelangt:  905  Kon- 
zessionen zur  Ncucrrirhtung  von  Apotheken, 
117  zur  Umwandlung  von  Zweigapotheken  in 
Vollapotheken  und  270  heimgefallene  Kon- 
zcssionen, im  ganzen  somit  1292. 

5.  Ausbildung  der  Apotheker.  Der  Staat 
hat  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Apotheker  durch 
eine  angeraes.sene  Ausbildung  eine  Gewähr  für 
eine  sachkundige  Verwahrung  und  Zubereitung 
der  Arzneimittel  gibt.  Auch  muß  der  Apo- 
theker in  den  Stand  gesetzt  sein,  alle  arznei- 
lichen Drogen  und  Chemikalien  in  bezug  auf 
Verwechslungen  und  Verfälschungen  zu  erkennen 
bzw  auf  Güte  und  Reinheit  zu  prüfen.  Zu  diesem 
Zwecke  schreibt  die  deutsche  Gesetzgebung 
(Prüfungsordnung  für  Apotheker  vom  18./V. 
1904,  mit  Aenderungen  v.  7./X1I.  1910  8./Vn. 
1919,  Il./VIII.  1919,  24./Vn.  1920  und  25./L 

1 1921)  dem  Apotheker  eine  gewisse  Schulbildung 
Kseit  l./X.  1904  Primareife,  seit  2./I.  1921  Ma- 

turum),  eine  jetzt  zweijährige  Ausbildungszeit 
I  in  einer  Apotheke,  eine  dreijährige  Servierzeit 

(1  Jahr  vor,  2  Jahre  nach  dem  Studium)  und 

ein    viersemestriges    Universitätsstudium  vor. 

Nach  Schluß  der  Ausbildungszeit  legt  der  Phar- 
j  mazeut  die  Vorprüfung  ab,  deren  Bestehen  ihn 

zur  Bekleidung  einer  Gehilfenstelle  in  einer 
[Apotheke  bereclitigt.  nach  Beendigung  des  Uni- 
,  versitätsstudiums  die  Apothekerprüfung,  deren 

Bestehen  nach  den  2  darauf  folgenden  Koa- 
'  ditionsjahf en  den  Empfang  der  Approbation 
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nnd  damit  das  Recht  zum  selbständigen  Betriebe 
tiner  Apotheke  zur  Folge  hat.  Der  Äusbildungs- 
gang  des  deutschen  Apothekers  umfaßt  nach 
Einführung  des  Maturums  7  Jahre.  Doch  ist 
eine  Neuregelung  desselben,  die  unter  Ver- 
kürzung der  Servierzeit  eine  Verlängerung  des 
Studiums  auf  G  Semester  bringen  dürfte,  in 
Vorbereitung. 

Im  Jahrzehnt  vor  1905  wurden  im  Deut- 
schen Reiche  in  der  Rege!  jährlich  etwas  über 
600  Apotheker  approbiert.  Von  da  ab  sind 
die  Approbationsziffern  folgende:  1905/06:  598, 
1906/07:  447, 1907/08:  472.  1908/09  '295, 1909/10: 
419,  1910/11:  598,  1911/12:  .595,  1912/13:  603, 
1913/14:  662,  1914/15:  205,  1915/16:  171, 
1916/17:  199,  1917/18:  147,  1918/19:  258. 

Die  Gehaltsverhältnisso  der  angestellten  Apo- 
theker sind  seit  l./VIII.  1919  durch  einen  für 
allgemein  verbindlich  erklärten  Tarifvertrag, 
seit  l./l.  1921  in  neuer  Fassung,  geregelt. 

Frauen  steht  der  Apothekerberuf  seit  1899 
offen.  Doch  habeu  sie  von  der  Ergreifung  des- 
selben in  größerem  Umfange  erst  Gebrauch 
gemacht,  nachdem  im  Jahre  1912  die  von  den 
Studienanstalten  für  Frauen  ausgestellten  Zeug- 
nisse als  gleichwertig  mit  denen  der  Gymnasien, 
Realgymnasien  und  Uberrcalschulen  hinsicht- 
lich der  Zulassung  zum  Apothekerberiif  aner- 
kannt worden  sind.  Nach  Einführung  des 
ilaturums  gilt  diese  Gleichstellung  für  die  Reife- 
zeugnisse der  Studienanstalten. 

Ueber  den  Anteil  der  Frauen  am  Zugang  zum 
Apothekerberuf  geben  die  Ergebnisse  der  nach 
Schluß  der  Ausbildungszeit  stattfindenden  phar- 
mazeutischen Vorprüfungen  Aufschluß.  Unter 
den  Prüflingen  betrug  der  Prozentsatz  der  Frauen 
im  Prüfungsjahro  1915/16:  30%,  1916/17:  46%, 
1917/18:  m.(i%.  1918/19:  24%  und  1919/20: 
18,7%.  Bei  den  Approhationserteilungen  an 
Apotheker  ist  der  Anted  der  Frauen  bisher  noch 
weniger  in  Erscheinung  getreten.  Er  betrug  im 
Approbationsjahr  1914/15:  3  =  1,5%,  1915/16: 
5  =  2,9%,  1916/17:  3  =  1,5%,  1917/18:  5  = 
3,4%,  1918/19:  7  =  2,7  »/„.  In  den  letzten 
Friedenssemestern  studierten  7  bis  9  Frauen 
Pharmazie,  dann  stieg  die  Zahl  bis  auf  etwa 
150  im  Wintersemester  1920/21.  Vier  Apotheken 
befinden  sich  bereits  im  liesitze  von  als  Apo- 
theker approbierten  Frauen. 

6.  Arzneitaxen.  Der  §  80  der  GO.  gibt 
den  deutscheu  Regierungen  das  Recht  zum  Erlaß 
von  Apothekertaxen,  während  die  Bezahlung  der 
approbierten  Aerzte  der  freien  Vereinbarung 
überlassen  bleibt.  Von  diesem  Rechte  machen 
sämtliche  deutsche  Regierungen  Gebrauch.  Seit 
l./IV.  1905  besteht  eine  einheitliche  Deutsche 
Arzneitaxe,  die  in  allen  deutschen  Bundesstaaten 
gleichmäßig  zur  Einführung  gelangt.  Der 
Zweck,  den  der  Staat  mit  Einführung  amtlicher 
Arzneitaxen  verfolgt,  ist  ein  doppelter;  einmal 
der,  das  Publikum  vor  Uebervorteilung  zu 
schützen,  das  andere  Mal  der,  dem  Apotheker 
dadurch  eine  auskömmliche  Existenz  zu  sichern. 
Früher  wurde  noch  eine  dritte  Absicht  mit  dem 
Erlaß  der  Taxen  verbunden,  nämlich  die,  ein 
gegenseitiges  Unterbieten  der  Apotheker  bei  den 
Arzneipreisen  zu  verhindern.  Diese  Absicht  ist 
durch  §  80  der  GO.,  welcher  Ermäßigungen 
der  Arzneitaxe  als  zulässig  erklärt,  hinfällig  ge- 
worden. 

,    Bisher  besteht  nur  eine  für  alle  Arznei- 


empfänger gültige  Deutsche  Arzneitaxe,  deren 
Sätze  einer  periodischen  Berichtigung  unterliegen. 
Bei  dem  großen  Umfange,  den  seit  Einführung 
der  staatlichen  Krankenversicherung  letztere 
Form  der  Arzneilieferung  annimmt,  wird  sich  die 
Notwendigkeit  der  Einführung  einer  besonderen 
Reichsarzneitaxe  für  Krankenkassen, 
die  den  Bedürfnissen  letzterer  angepaßt  ist,  auf 
die  Dauer  nicht  abweisen  lassen.  Bisher  haben 
nach  der  Reichsversicherungsordnung  die  Kran- 
kenkassen Anspruch  auf  einen  landesrechtlicb 
festgesetzten  Rabatt  (in  der  Regel  10-15%)  auf 
die  Preise  der  Deutschen  Arzneitaxe  in  der  Re- 
zeptur, während  die  Höchstpreise  im  Handver- 
kauf für  sie  durch  besondere  amtliche  Handver- 
kaufslisten bestimmt  werden. 

7.  Arzneiverkehr  außerhalb  der  Apotheken. 
Die   geschichtüche    Entwicklung   des  Arznei- 
wesens in  Deutschland,  dergemäß  die  von  den 
Apothekern  des  Mittelalters  feilgehaltenen  Arz- 
neien lediglich  in  Gewürzen  und  Drogen  sowie 
selbstbereiteten  Zcltchen  und  Morsellen,  Sirupen 
und  Latwergen  bestanden,  läßt  den  Schluß  zu, 
daß  die  Abgrenzung  der  Befugnisse  der  Apotheker 
j  und  Materialisten  hinsichtlich  des  Verkaufs  von 
Arzneien  ursprünglich  keine  gesundheitspolizei- 
j  liehe,  sondern  eine  gewerbepolizeiliche  Maßregel 
1  war,  die  den  auf  die  „Sicherung  des  Nahr.ings- 
i  Standes"  der  einzelnen  Gewerbetreibenden  ge- 
richteten allgemeinen  Grundsätzen  der  damaligen 
j  Zeit  entsprach.  Später  traten  mehr  die  medizinal- 
polizeilichen Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund. 
Im  preußischen  Landrecht  hieß  es  (T.  II,  Tit.  8, 
Abschn.  0,  §  456):  „Apotheker  sind  zur  Zu- 
bereitung der  Arzneimittel,  ingleichen  zum  Ver- 
j  kauf  derselben  und  der  Gifte,  ausschließlich  be- 
I  rechtigt."    Dieser  Zustand  erfuhr  eine  wesent- 
liche   Aenderung    durch    die    GO.    für  das 
Deutsche  Reich,  welche  in  §  6  besagte:  „Durch 
Kaiserliche  Verordnung  wird  bestimmt,  welche 
j  Apothekerwaren  dem  freien  Verkehr  zu  über- 
I  lassen  sind." 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  ergingen  die 
Kaiserlichen  Verordnungen  vom  25./III.  1872, 
|4./I.  1875,  27./I.  1890  und  22./X.  1901,  welche 
I  dem  freien  Arzneiverkehr  außerhalb  der  Apo- 
theken immer  weitere  Grenzen  zogen  und  damit 
I  die  sog.  Mediziualdrogenhandlungon 
schufen,  von  denen  eine  ganze  Reihe  sich  im 
Besitze  von  approbierten  Apothekern  befindet, 
die  in  ihrem  Berufe  nicht  zur  Selbständigkeit  ge- 
langen konnten.  Den  Großhandel  mit  Arz- 
neimitteln haben  alle  diese  Verordnungen 
ausgenommen.  Dagegen  ist  dieser  durch  eme 
Bundesrats(kriegs)verordnung  vom  22./III.  1917, 
soweit  er  seitens  des  Betreffenden  noch  nicht 
vor  Kriegsbeginn  ausgeübt  wurde,  für  erlaubnis- 
pflichtig erklärt  worden. 

Der  Grundgedanke  der  Gesetzgebung  über 
den  Arzneiverkehr  ist  der,  das  Arzneimonopol 
der  Apotheker  1.  auf  die  Anfertigung  von 
Arzneien  nach  ärztlicher  Verordnung  (Rezeptur); 
2.  auf  den  Verkauf  der  zusammengesetzten 
Arzneien  (Arzneipräparate,  Arzneimischungen); 
und  3.  auf  den  Verkauf  aller  einfachen  Arznei- 
mittel von  stärkerer  Wirkung  zu  beschränken, 
dagegen  den  Verkauf  aller  sog.  indifferenten 
Arzneimittel  sowie  einiger  besonders  namhaft 
gemachter,  als  Handverkaufsgegcnständo  zu 
betrachtender  Arzneimischungen  dem  freien 
Verkehr  zu  überlassen. 
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Die  noch  jetzt  mit  einigen  Ergänzungen 
gültige  Verordnung  vom  22./\.  1901,  ein  formell 
and  inhairlicli  wenig  einwandfreies  Stück  medi- 
zinalpolizcUichcr  Gesetzgebung,  weist  für  den 
Kleinhandel  alle  diejenigen  Arzneizubereitungen 
(abgesehen  von  bestimmten  namentlich  genannten 
Ausnahmen),  die  in  eine  der  im  Verzeichnis  A 
angeführten  11  Arzneiformen  gebracht  sind, 
sowie  die  im  Verzeichnis  B  genannten  Stoffe 
(Drogen  und  chemische  Präparate)  dem  aus- 
schließlichen Vertrieb  durch  die  Apotheken  zu. 
Sie  hat  durch  Aufnahme  einer  zu  engen  De- 
finition des  Heilmittelbegriffs  (Mittel  zur  He- 
seitigung  oder  Linderung  von  Krankheiten  bei 
Mensrhen  oder  Tieren)  die  große  Zaiil  der 
Vorbeugungs-,  Stärkungs-  und  ähnlicher  Mittel 
dem  freien  Verkehr  Uberliefert.  Die  Folge 
davon  war  ein  weiteres,  ziemlich  rapides  An- 
wachsen der  Drogenhandlungen,  deren  Zahl  die 
der  Apotheken  in  den  Städten  bereits  um  ein 
Vielfaches  ubersteigt.  Dazu  kommt,  daß  die 
Drogisten  sich  zumeist  auch  gar  nicht  an  die 
gesetzlichen  Grenzen  halten,  sondern  alle  Arznei- 
mittel, namentlich  die  ihnen  von  Fabriken  fertig 
gelieferten  sog.  Spezialitäten,  wenn  sie  dieselben 
absetzen  können,  verkaufen.  Mau  kann  daher 
sagen,  daß  in  den  Großstädten  die  Apotheken 
z.  T.  in  offener  Konkurrenz  mit  den  Drogisten 
stehen.  Es  ist  klar,  daß  dieser  Zustand,  nicht 
nur  medizinalpolizeilich  für  die  Arzneiver- 
braucher großo  Bedenken  in  sich  birgt,  sondern 
auch  die  Neugründung  von  Apotheken  er- 
heblich erschwurt  und  die  wirtschaftliche 
Existenzfähigkeit  und  Betriebssicherheit  der 
bestehenden  gefährdet. 

Infolge  dieser  Verhältnisse  wurde  im  Jahre 
1896  durch  eine  Novelle  zur  GO.  den 
Landesbehörden  das  Recht  verliehen,  den  Handel 
mit  Drogen  und  chemischen  Präpurnten,  welche 
Heilzwecken  dienen,  zu  untersagen,  wenn 
die  Handhabung  des  Gewerbebetriebes  Leben 
und  Gesundheit  von  Menschen  gefährdet,  eine 
Maßregel,  die  praktisch  ziemlich  wirkungslos 
geblieben  ist.  Da  durch  Einführung  der  Kranken- 
versicherung die  minderbemittelten  lievülkcrungs- 
klassen  jetzt  in  .nllen  Krankheitställen  unent- 
geltlich Arznei  erhalten,  und  die  Preise  dafür 
durch  amtliche  Ta.xen  geregelt  sind,  liegt  ein 
wirtschaftlicher  Grund  zur  weiteren  Frei- 
gabe von  Arzneimitteln  nicht  vor. 

Neben  den  eigentlichen  Drogenhandlungen 
sind  überall  auf  dem  platten  Lande  sog.  Drogen- 
schränke aufgestellt,  die  die  dem  freien  Ver- 
kehr überlassenen  Arzneimittel  enthalten  und  von 
den  ?'abrikanten  und  Lieferanten  dieser  Schränke 
an  Gastwirte,  Krämer  usw.  abgelassen  werden. 
Eine  medizinalpolizeiliche  Kontrolle  dieser  auf 
den  Dörfern  zerstreuten  Arzneiverkaufsstätten 
ist  sehr  schwierig,  während  die  wirklichen 
Drogenhandlun^en  fast  überall  einer  regel- 
mäßigen polizeUichen  Revision  unterliegen,  die 
aber  aucn  zumeist  ohne  Wirkung  bleibt,  da 
die  Geschäftsinhaber  länKt  gelernt  haben,  die 
ihnen  verbotenen  Mittel  den  Blicken  der  Revi- 
soren zu  entziehen. 

Eine  Besserung  der  Gesetz  und  Recht  viel- 
fach hohnsprechenden  Zustände  im  Arznei- 
verkehr außerhalb  der  Apotheken  wäre  nur 
herbeizuführen  durch  1.  eine  neue  Verordnung 
über  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln,  welche  die 
Grenzen  zwischen  Apothekenmonopol  und  freiem 


'  Arzneiverkehr  unter  Einschränkung  dos  letzteren 
klar  und  scharf  zieht,  wobei  es  im  übrigen  von 
geringerer  Bedeutung  ist,  ob  diese  Verordnung, 
wie  die  Apotheker  in  der  Regel  wünschen,  eine 
positive  Fassung  erhält,  d.  h.  dem  Wortlaut 
des  §  6  der  GO.  entsprechend  die  dem 
freien  Verkehr  überlassenen  Arzneimittel  na- 
mentlich aufführt,  oder  ob  sie,  wie  die  bisherige 

\  Verordnung,  den  umgekehrten  Weg  geht  und 

I  die  den  Apotheken  vorbehaltenen  Zubereitungen 
und  Stoffe  angibt  (jedes  System  hat  seine  Vor- 
züge und  nach  jedem  läßt  sich  eine  gute  Ver- 
ordnung ausarbeiten),  2.  eine  wesentlich  schärfere 
fortlaufende  Ueberwachung  des  gesamten  Arz- 
neiverkehrs außerhalb  der  Apotheken  durch  be- 
sondere Beamte  (Medizinalinspektoren),  die  auch 
das  Recht  zur  Vürnahme  von  Haussuchungen 
besitzen  müßten,  und  3.  eine  Verschärfung  der 
Zwangs-  und  Strafmaßregeln  bei  Zuwiderhand- 
lungen, die  bestehen  müßte  in  a.  wesentlicher 
Erhöhung  der  Strafen  für  Uebertretungen, 
b.  der  Möglichkeit  der  Einziehung  verbotswidrig 
feilgehaltener  Arzneimittel,  c.  der  Möglichkeit 

!  der  Untersagung  des  Gewerbebetriebes  nicht 
nur  bei  Gefährdung  von  lieben  und  Gesundheit, 
sondern  auch  bei  wiederholten  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Vorschriften  über  den  Arznei- 
verkehr. 

8.  Geheimmittelwesen.  Das  Geheimmittel- 
wesen ist  so  alt  wie  die  Medizin  selbst  und  ihr 
Ursprung  die  Unzulänglichkeit  der  wissenschaft- 
lichen Medizin  und  ihrer  Vertreter.  Noch  immer 
steht  die  Medizin  einer  Anzahl  ungelöster  Pro- 
bleme bezüglich  der  Heilbarkeit  gefährlicher 
Krankheiten  gegi^nüber,  und  in  die  hier  klaffende 
Lücke  springt  kühn  und  keck  der  (ieheimmittcl- 
fabrikant  imd  bietet  in  genauer  Kenntnis  der 
unwiderstehlichen  Macht  des  menschlichen  Le- 
benstriebes dem  von  der  ärztlichen  Wissenschaft 
Aufgegebenen  unter  tröstlichen  Verheißungen 
seine  Wundermittel  an.  So  ist  neben  der  schul- 
raäßigen  Heilkunde  seit  .lahrhunderten  eine 
,, wilde  Medizin"  einhergegangen,  die  mit  Be- 
schwörungen, Besprechungen,  Zaubereien,  Amu- 
letten, Sympathie-,  Volks-  und  Geheimmitteln 
kurierte  und  der  zu  allen  Zeiten  eine  große  .\n- 
zahl  derer  zum  Opfer  fiel,  deren  Krankheit  den 
Künsten  des  staatlich  approbierten  Arztes  und 
Apothekers  nicht  wich.  Aber  auch  Mittel  gegen 
heilbare  Krankheiten  bietet  der  Gehoimmittel- 
handel  an.  Diese  bestehen  dann  zumeist  aus 
ähnlichen  Stoffen,  wie  sie  auch  die  rationelle 
Medizin  benutzt,  hinzu  tritt  nur  die  entsprechende 
Reklame.  Den  Begriff  Geheimmittel  könnte  man 
wie  folgt  definieren; 

i  „Ein  Geheimmittel  ist  ein  in  der  wissen- 
schaftlichen Medizin  und  Pharmazie  nicht  an- 
erkanntes, zur  Erkennung,  Verhütung,  Linderung 
oder  Beseitigung  von  Krankheiten,  Körper- 
srhäden  oder  Leiden  jeder  Art  bei  Menschen 
oder  Tieren  bestimmtes,  in  Arzneiform  anzu- 
wendendes Mittel,  dessen  Zusammensetzung  auf 
der  Kleinhandelsp,ickung  nicht  nach  Art  und 
Menge  der  Bestandteile  vollständig  und  gemein- 
verständlich angegeben  ist  oder  bei  dessen  Ver- 
trieb sonst  eine  Täuschung  oder  Ausnutzung  des 
Publikums  erfolgt." 

Die  gesetzliche  Regelung  des  Verkehrs  mit, 
Geheimmitteln  im  Deutschen  Reiche  muß  als 
eine  durchaus  unzweckmäßige,  ja  teilweise 
geradezu  laienhafte  bezeichnet  werden.    In  der 
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Reichsgesetzgebung  gibt  es  nur  drei  Bestim- 
mungen über  Geheimmittel,  1.  §  56  Nr.  9  der 
GO.,  wonach  vom  Ankauf  oder  FeUbieten 
im  Umherziehen  auch  Geheimmittel  ausge- 
schlossen sind,  2.  den  Zolltarif,  der  in  Ziffer  389 
Geheimmittel  mit  dem  Zollsatz  von  500  M.  für 
einen  Doppelzentner  belegt,  3.  das  Umsatz- 
steuergesetz, welches  die  Lieferung  von  Geheim- 
mitteln durch  ihren  Hersteller  der  auf  15%  er- 
höhten sog.  Luxussteuer  unterwirft.  Erstere 
Maßregel  ist  medizinalpolizeilich  ohne  beson- 
deren Wert,  die  beiden  anderen  haben  nur  finan- 
zielle Bedeutung.  Für  die  Auslegung  des  Ge- 
heimmittelbegriffs im  Sinne  der  GO.  fehlt 
es  an  einer  näheren  Bestimmung.  Für  den  Zoll- 
tarif gibt  die  Anleitung  für  die  Zollabfertigung 
eine  sehr  weit^reifende  und  praktisch  wenig 
brauchbare  Definition,  die  auch  von  den  Aus- 
führungsbestimmungen  zum  Umsatzsteuergesetz 
übernommen  worden  ist.  Auf  Grund  dieser  wird 
seitens  des  Reichstinanzministeriums  ein  Ver- 
zeichnis der  luxussteuerpflichtigen  Geheimmittel 
herausgegeben  und  fortlaufend  ergänzt.  Alle 
anderen  IJestimraungen  über  Geheimmittel 
sind  landesrechtlicher  Art.  Wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  früher  hierüber  bestehenden 
Maßnahmen  ist  im  Bundesrat  nach  langen 
Vorberatnngen  ein  , .Entwurf  von  Vorschriften 
über  den  Verkehr  mit  Gelieimmitteln  und  ähn- 
lichen Arzneimitteln"  vereinbart  worden,  nach 
dem  die  Landesregierungen  gleichförmige  Be- 
stimmungen erlassen  sollten  und  auch  erlassen 
haben.  Die  vom  Bundesrat  unter  dem  '23./V.  1903 
und  27. /VI.  1907  vereinbarten  Vorschriften 
führen  die  ihnen  imterworfenen  153  Mittel  in 
zwei  Listen  auf,  deren  Unterschied  lediglich 
darin  besteht,  daß  die  30  Mittel  der  Liste  B  nur 
auf  ärztliches  Rezept  abgegeben  werden  dürfen. 
Gemeinsam  für  die  Mittel  beider  Listen  ist  das 
Verbot  der  öffentlichen  Ankündigung,  sowie  der 
Anbringung  oder  Beigabo  von  Anpreisungen  auf 
den  Gefäßen  oder  Umhüllungen,  die  anderseits 
den  Namen  des  Mittels,  des  Fabrikanten  und 
Kleinhändlers,  sowie  die  Höhe  des  Abgabepreises 
tragen  müssen.  Die  dadurch  geschaffene  Rechts- 
lage ist  jedoch  keineswegs  einheitlich,  denn  es 
bestehen  außerdem  noch  in  mehreren  Staaten 
bzw.  preußischen  Provinzen  und  Bezirken  ältere 
Verordnungen,  nach  denen  verboten  ist,  die 
Ankündigung  von  Geheimmitteln  allgemein 
bzw.  von  Geheimmitteln  gegen  menschliche 
Krankheiten,  von  Geheimmitteln  gegen  tierische 
Krankheiten  und  von  Geheimmitteln  gegen 
Pflanzenkrankheiten.  Trotzdem  die  beiden  letz- 
teren Verbote  für  Preußen  vom  Kammergericht 
für  rechtsungültig  erklärt  worden  sind,  sind  sie 
nirgends  aufgehoben  worden. 

Der  Geheimmittelverkehr  und  die  damit 
zusammenhängende  Frage  der  öffentlichen  An- 
kündigung von  Arznei  und  Heilmitteln  verlangt 
mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Industrie, 
des  Handels  und  vor  allem  der  Presse  gebieterisch 
eine  einheitliche  Regelung  durch  Reirhsgesetz. 
Eine  solche  ist  im  Jahre  1910  durch  einen  „Ent- 
wurf eines  Gesetzes  gegen  Mißstände  im  Heil- 
gewerbe" versucht  worden,  der  jedoch  im 
Reichstage  unerledigt  geblieben  ist.  Er  sah  für 
Mittel,  deren  Schwindelhaftigkeit  oder  Schäd- 
lichkeit durch  eine  besondere  Kommission  fest- 
gestellt worden  ist,  ein  allgemeines  Verkehrs- 
verbot vor  und  setzte  im  übrigen  für  alle  öffent- 


lichen Ankündigungen  auf  dem  Gebiete  des  Hefl- 
wesens  bestimmte  Normen  fest.  Wenngleich 
die  diesbezüglichen  Bestimmungen  vielfach  etwas 
kleinlich  waren  und  den  Bedürfnissen  der  Praxis 
nicht  genug  Rechnung  trugen,  wird  man  das 

I  Grundprinzip  des  Entwurfs  als  berechtigt  an- 

[  erkennen  können  und  eine  Wiederholung  des 
damals  gescheiterten  Versuchs,  wenn  auch  nach 
liberaleren  Gesichtspunkten,  befürworten  müssen. 

9.  Apothekenwesen  des  Auslandes.  Das 
-Vpothekenwesen  des  Auslandes  unterliegt  ent- 
weder dem  Konzessionssystem  wie  in  Deutsch- 
land,  und  dann  trifft  das  hier  Gesagte  auch  für 
diese  Staaten  zu,  oder  aber  das  Apothekenwesen 
ist  ein  freies  Handelsgewerbe,  dessen  Betrieb 
lediglich  von  dem  Nachweise  einer  bestimmten 
persönlichen  Qualitikation  abhängig  gemacht, 
im  übrigen  aber  durch  Betriebsvorschriften  wenig 
und  durch  Arzneitaxen  gar  nicht  behelligt  wird. 
In  einzelnen  dieser  Staaten  finden  periodisch» 
Revisionen  der  Apotheken  statt,  in  anderen  nicht. 
Zu  der  crsteren  Kategorie  (Konzessionswesen) 
gehören:  Bulgarien,  Dänemark,  Deutsch-Oester- 
reich, Griechenland,  Italien,  Luxemburg,  Nor- 
wegen, Rumänien,  Rußland,  Schweden  und  Un- 
garn, zur  zweiten  (Niederlassungsfreiheit)  Belgien, 

I  England,   Frankreich,   Holland,   Portugal,  die 

•  Schweiz,  Spanien  und  die  Türkei. 

!      Das  Maturum  als  Vorbildung  für  Apotheker 

i  ist  in  folgenden  außerdeutschen  Ländern  ein- 

i  geführt:  Belgien,  Bulgarien,  Deutsch-Oesterreich, 
Frankreich,    Griechenland,    Holland,  Italien, 

I  Polen,  Portugal,  Rumänien,  Schweden,  Schweiz, 
Spanien,  Tschechoslowakei  und  Ungarn.  In 

,  .lugoslavien  sind  gleiche  Bestrebungen  im  Gange. 

j  Die  Dauer  der  ganzen  Ausbildung  schwankt 
zwischen  4  und  8  Jahren. 

Neuere  Gesetze  über  das  Apothekenwesen 
wurden  erlassen  in  Oesterreich  unter  dem 
18./XII.  1906  —  es  beruht  auf  dem  System  über- 
tragbarer konzessionierter  Apotheken  —  und  in 
Italien  unter  dem 22./V.  1913.  Dieses  beruht  auf 
der  Personalkonzession  und  bestimmt,  daß  privi- 
legierte Apotheken  nach  30,  die  sonstigen  (legi- 
timen) Apotheken  nach  20  Jahren  ohne  Ent- 
schädigung an  den  Staat  zurückfallen.  In 
Schweden  ist  diurch  G.  v.  9./IX.  1873  eine 
Ablösung  der  Apothekenprivilegien  eingeleitet 
worden,  die  1920  beendet  ist  und  nach  deren  Ab- 
schluß nur  noch  unverkäufliche  auf  persönlicher 
Konzession  beruhende  Apotheken  bestehen.  In 
Rußland  hat  die  Sowjet- Regierung  nach  An- 
tritt ihrer  Herrschaft  die  Apotheken  größtenteils 
konfisziert  und  kommunisiert. 

Literator  :  Anselmino,   Apotheken- Belriebaord- 

numjen,  Berlin  1912.  —  Berendes,  Das  Apo- 
thckevwesen,  Sliiltyarl  1907.  —  Biechele,  Die 
gesetzlichen  Bestimmungen  für  das  .4pn/hel:en^ 
Wesen  in  Bnyern,  Halle  1916.  —  Borntraeger, 
Das  Apothekenwesen  in  Preußen  (avs  „Das 
Preußische  ßledizinal-  und  GcsundheilJfvesen 
1S8S~I90S"),  Berlin  1908.  —  Bötiger,  Ge- 
schichte der  deutschen  Apothfkenrefornibewegnvg 
(mit  zahlreichen  Litfraturvachiceisen),  Berlin 
1S8S.  —  Derselbe,  Di-nksehrifl,  betr.  di«  Apo- 
thekenrefonn,  Berlin  1395.  —  Derselbe,  Apo- 
thek'ngesetzgebnng  des  Deutschen  Reichen  und 
der  Eiiizelitaatm,  Berlin  1880.  —  Derselbe, 
Die  reiclisgesetztichecn  Bestimynnvgm  über  den 
Verkehr  mit  Arzneimitteln  außerkalb  der  Apo- 
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th«km,  ß^lin  190S.  —  BöUgerfUrban,  DU 
l*rmißi9rhen  Apofhekengege(ze  mit  Eirmchtvß  der 
retchsgetelzlichen  Btt,timmnvgcn  über  den  Be- 
trieb dfg  Apothekc7igeirei  beg,  Berlin  lyiS.  — 
Brackebuachf  Die  prmßigrh  deutsche  söge- 
7iannle  Apolfiekenriform,  Leipzig  1897.  — 
Bremer^  Dir,  .^pothtk erfrage,  Berlin  189S.  — 
i>eic/im«nn,  Prei'ßi»chc  ApolhekcTibesilzverhäU' 
ni^tie,  Marburg  19IX.  —  Deutlicher  Apotheker- 
Vereirtf  Die  Reijeluvg  den  deut*cbrn  Apo'brken- 
tpeseng,  Berlin  1901.  —  Dernelbe,  Ahlvsimg 
und  Entschuldung  der  Betritburechti^werte  der 
Apotheken,  Bfrlm  1911.  —  Entwurf  eines  Reicht- 
Ap'ilbekmgegrtzeg  nebst  Erlänt*rungen ,  Bcrhn 
1907.  —  Entwurf  eine«  Gcnetseg  gegen  J/ißsidndr 
m  Jfrtlgeioerbe  ncbfl  Begründung,  Berlin  I9lv. 

—  €3umpvechtf  Die  Regelung  dr*  dculgchcn 
Apoth' krntpejt(-n9  und  der  Eutwrtrf  eine»  Reichi- 
Ap'ithf kengcKctzeg,  Berlin  1908.  —  iiartmann, 
Beteue/ttmig  der  Denkschrift  des  DentKchcn 
Pknrmazeiiten-  Vereins,  „Die  Apoihekrrfrage" , 
Maiidehurg  lS9S.  —  Miejflf  Das  hefgigche  Apo- 
tht  kenwc«cn,  Darmstadt  1908.  —  Uinz,  Dir 
Nied' rlaSHungsfrci hei t  für  den  Apothrk*rbertif, 
Berlin  1912.  —  ./eiinr*ic/i,  Der  Apotheker, 
Berlin  1920.  —  Joppich,  Die  Pcrgonalkome*- 
»Um  in  Preußen,  Brettlau  I90a.  —  Äo6cr,  Dir 
Ableitung  der  Apolhekenberechtifpingen,  Stuttgart 
189S.  -  Kronecker^  Preußische  Pultzetv</r- 
gchr>fl«n  Uber  Ankündigung  von  Anneimiticlu 
(Medirinalarchiv  I),  Jtetlm  1910.  —  Dernclbc, 
Pretiß  Mcfie  und  Kaiserliche  Verordnungen  über 
den  Vcjkehrmit  Arzneimiiletn  (MedisinaUirchioV), 
Berlin  1914.  —  Kunz — Kraitsf,  Dt«  Apo- 
thekengegetzgebung  im  Königreich  Sachsen,  Leip- 
zig 1908,  lyiS  und  1917.  —  fMndvof/t  fStabi" 
npothrker  a.  D.  Dronte),  Die  I/ygitnr  als  St^uiff- 
moytopol,  3/iinchen  1916.  —  jLehmanii,  Apo- 
theken und  Gemeimrii  tschnft,  Dresdm  19S0.  — 
l.rict7inlcif.  Die  Apothekt-nlKlriebtr  echte  in 
Pirußrn,  Hrrlin  1917.  —  MHMHtiei\  Kommen- 
tar zur  Knüfcriichen  Verordnung  vom  HS.  Ok- 
tober 1901  betr.  den  Verkehr  mit  Arzneimit/eln 
außrrh'ilb  der  Apotheken,  Leipzig  190t.  — 
Müller^  Die  wichtigulcn  gegetzhrhen  Bestimmun- 
gen brtr.  das  Apoth/keinrrscn  in  Wilrtt^mbcrg, 
Stuttgart  1907.  —  Dernelbe  ^  IHe  Einrichtuno 
der  Apoth'ken  in  Würtfcmberg,  Stuttgart  I9S1.  — 
PiHtoi^f  Das  Apotbekenweucn  in  Preußen,  Ber- 
lin 1894.  —  Derselbe,  Bemerkungen  zur  Re-  [ 
form  des  Apofhekenwesens  in  /Reußen  (Deutsche  i 

Viertel jahrgecltrift  für  t'>(fcntiiche  GcKundheifn-  ' 
pflege),  B>w/rtschweig  1905.  —  Kaab^  Die  | 
Apothekerfrnge  im  Deutschen  Reiche,  ßlünchen  j 
1904.  —  Haäekey  Das  Deutsche  Apotheken-  ' 
Privilegienrerbt,  Wiirzbvrg  191 S.  —  Vernelbe,  \ 
Wie  unterscheid  eil  sich  die  prii-ilrgiertcn  .Ipo-  | 
thekcn  ron  den  sogenannten  h/nzesi^onicrtev 
reräußrrhchcn  Apotheken  T  Berlin  1915.  — 
IJerHetbCf  Filr  welche  Apothekenwerte  hat  der 
Slaal  rechtlich  einzustrhf  11 T  Berlin  1918.  — 
Iferselbe,  Zur  Sozialisienmg  des  Apotheker- 
geicerbe.tf  Berlin  1919.  —  Rajimundt  Die  Re- 
form des  Apofhekenwesens  in  Preußen  (Zeit-  ' 
Schrift  für  Jltdizmalbeamte),  Berlin  1904.  — 
RtMMnif  Geäefzentwurjsimrschlag  zur  Regelung 
de«  deuJschen  Apothekergewerbes,  Breslau  1900. 

—  SchelenZf  Geschichte  der  Pharmazie, 
Berlin  1904.  —  Schulz,  Eine  Reform  den 
Apothrkenwesens     in     Preußen,    Bei  lin  1905. 

—  Sonnenfeld,  Die  rexchsrechtlichen  Bestim- 


munden  betr.  den  Handel  mit  Drogen  und 
Giften,  Berlin  191S.  —  SptHngfeld,  Zur  Ent- 
wicklungi'geschii  hte  der  Apothektnref.rm,  Ldd* 
zig  1896.  —  Derselbe,  Die  Errichtung  ron 
Apotheken  in  I\euß>n,  Berlin  190S.  —  Der- 
Helbe,  Die  Reichsvertfieherung  und  ihre  Ein- 
vri'htng  auf  da*  Apolhekcnweecn  (Zeiigchrift  für 
Mediziiialbramte),  Berlin  191S.  —  Derttelbef 
Die  Rechte  uvd  Pflichten  der  Drogist/^  und  Ge- 
heimmitulhändler,  Berlin  1900.  —  Steiger, 
Grundzüge  für  ein  Reich».  Apntheken- Gegetz» 
Belmbrcchts  19S0.  —  SUedttf  Die  Reform  de» 
Apothekenweseng  in  Deutschland  Gb.  f.  Not. 
S.  Folge,  Bd.  XI).  —  Thoms,  Gutachten  über  die 
Frage  der  Vor-  und  A  usbildung  d^  r  Phai  mazeuten 
(aus  „Arbeiten  atig  dem  Pharmazeutischen  /n- 
stilut  der  L'nivergitÜt  Berlin"),  Berlin  19IS. — 
Derselbe,  Der  Apotheker,  (Aug  „Die  akade- 
mischen Berufe.  Band  IV.  Der  Mediziner"), 
Berlin  1919.  —  Urban,  Die  Prrußi^che  Ap<y- 
thekeubetrifbifordhung  mit  den  ergänzenden  Ver- 
orduungen  und  Erlasgen,  Berlin  1917.  —  Der~ 
ftelbe,  Pharmazeutischer  Katendtr,  Berlin,  jähr- 
lich. —  Derselbe,  Die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen Uber  die  Ankündigung  von  Geheim- 
mittein,  Arzneimitteln  und  Deilmethoden  im. 
fleulgchen  Reiche,  Berlin  1904  "n<^  1908.  —  Der- 
selbe,  Belriebsvomchrißcn  für  Drogen  und  G'ft^ 
handhingen  in  l*rcußen,  Berlin  191S.  —  Die  Ver- 
breitung des  Ileilpermmah,  der  pharmazeutischen 
Anxtalten  uvd  des  pharmazeutischen  Personals 
im  Deutschen  Reiche  nach  der  »fattgchcn  Auf- 
nahme vom  1.  Mui  1909  (Med.  htat.  Mitlcil.  a. 
d.  Kaiserl.  Gesundheitsamte.  Bd.  XV).  — 
Vomdran,  JJeber  dte  Ausbildung  der  Phar- 
maztutcn  in  den  europ^n-chen  Staaten  ( Zen- 
tralblatt für  Pharmazie  yHrhberg  191,".  Nr.  6), 
—  Vorstand  der  BadlHchcn  Apotheker" 
kommet^ f  Badisches  Apcthckenwenen,  Karlg- 
ruhe  1914'  —  WelHS,  Der  Kampf  ums  Recht 
und  der  deutsche  Apotheker  stand.  Bei  lin  1897 
und  Aachwort  1898.  —  WUdt,  JJr.  Witdtja 
Apothekenreformplan,  Eupen  1916.  — 

J?.  Urban. 


Approbation. 

Nach  §  29  der  deutschen  GO.  bedürfen 
».Apotheker  und  difijeni^en  Personen,  die 
sich  als  Aerztc  (Wundärzte,  Augenärzte, 
Geburtshelfer,  Zahnärzte  und  Tierärzte)  oder 
mit  gleichbedeutenden  Titeln  bezeichnen 
oder  seitens  des  Staates  oder  einer  (jem^inde 
als  solche  anerkannt  oder  mit  amtlichen 
Funktionen  betraut  werden  sollen,  einer 
Approbation,  d.  h.  eines  amtlichen  Be- 
fälii^ngsnachwfcises,  für  dessen  Erteilung 
vom  Bundesrat  (jetzt  Reichsrat)  besondere 
Vorschriften  erlassen  werden.  Die  GO, 
gebraucht  die  Bezeichnung  „Approbation" 
nur  für  die  Befähigungsnachweise  der 
vorgenannten  Medizinalpersonen  höherer 
Art;  für  alle  anderen  Berufsarten,  für 
die  derartige  Nachweise  gefordert  werden, 
z.  B.  für  Hebammen  (§  30  Abs.  3), 
Hufschmiede  (5  30a),  Seeschiffer,  See- 
Rteuerleute    und    Maschinisten    der  See- 
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dampfschiffe  (§  31),  Markscheider  and 
Händler  mit  Giften  (§  34)  wird  dagegen  die 
Beibringung  eines  „Prüfungszeugnisses"  ver- 
langt. Aucli  in  außerdeiitpchen  Staaten  ist 
der  Ausdruck  „Approbation"  nicht  üblich, 
sondern  an  seiner  Stelle  die  Bezeichnung 
„Diplom",  „Betähigungs-"  oder  „Priifungs- 
zeugniä".  Die  GO.  macht  in  dieser  Beziehung 
<!inen  weiteren  Unterschied,  indem  die 
Priifungsvorschriften  zur  Erlangung  der  Ap- 
probation vom  Bundesrat  erlassen  werden 
und  dies  nur  noch  für  die  Seeschiffer  vor- 
geschrieben ist,  während  der  Erlaß  von 
Prüfungsvorscliriften  für  die  übrigen  vorher 
genannten  Berufsarten  der  Landesgesetz- 
gebung überlassen  ist.  Endlich  gilt  der  er- 
worbene Befähigungsnachweis  nur  bei  den 
Aerzten  und  Apothekern,  sowie  bei  den  Huf- 
schmieden und  Seeschiftern  für  das  ganze 
Deutsche  Reich,  für  Hebammen,  Mark- 
scheider usw.  dagegen  nur  für  den  deutschen 
Staat,  in  dem  das  Prüfungszeugnis  erworben 
oder  ausdrücklich  als  güüig  anerkannt  ist. 

Die  Erwerbung  der  Approbation  gibt  den 
Apothekern  das  Recht,  ihren  Beruf  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  auszuüben,  eine 
Apotheke  zu  verwalten  bzw.  zu  erwerben; 
zur  Errichtung  einer  solchen  bedürfen  sie 
dagegen  einer  besonderen  Konzession  (s.  vor- 
her den  Art.  , .Apotheken").  Zur  Ausübung 
<ler  Heilkunde  bei  Menschen  und  Tieren 
ist  im  Deutschen  Reiche  an  sich  keine  be- 
sondere Approbation  erforderlich,  da  diese 
Ausübung  nach  §  6  der  GO.  freigegeben  ist. 
Die  Erlangung  der  Approbation  gewährt 
aber  bestimmte  Vorrechte,  insbesondere 
das  Recht  sich  als  Arzt,  Zahnarzt  oder 
Tierarzt  oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln 
zu  bezeichnen,  seitens  des  Staates  oder  einer 
Gemeinde  als  solcher  anerkannt  oder  mit 
amtlichen  Funktionen  betraut  zu  werden  usw. 
(s.  den  Art.  ,,Arzt"). 

Die  .\pprobation  darf  nach  §  40  der  GO. 
weder  auf  Zeit  erteilt,  noch  durch  richter- 
liche oder  administrative  Entscheidung  wider- 
rufen werden,  abgesehen  von  den  in  den 
Reichsgesetzen  vorgesehenen  Fällen.  Danach 
ist  ihre  Zurücknah me  nur  dann  zulässig, 
wenn  die  Unrichtigkeit  der  Nachweise  dar- 
getan wird,  auf  Grund  deren  sie  erteilt  ist, 
oder  wenn  dem  Inhaber  die  bürgerlichen 
Ehrenrechte  aberkannt  sind  (§  53  Abs.  1 
der  GO.)  .  Betreffs  der  näheren  Bestim- 
mungen über  die  Erteilung,  Zurücknahme 
usw.  der  Approbation,  über  die  dadurch  er- 
worbener Vorrechte  usw.  wird  auf  die  be- 
Bonderen  Art.  über  Apotheken,  Aerzte,  Tier- 
ärzte und  Zahnärzte  verwiesen. 

Literatur:  Sip-he  die  LiUra.tnrun<jahfn  zu  den 
Artikeln  Gcwerbegcsetzgebtmfj  in  Deutschland 
und  Uber  die  einzelnen  vorstehend  gp-nanntcn 
Berufearten.  Rapmund. 


Arbeit. ') 

1.  Wesen  und  Begriff  der  Arbeit.  2.  Psycho- 
logie und  Ph}-siologie  der  Arbeit.  3.  Die  Arten 
j  wirtschaftlicher  .\rbeit  und  ihre  sozialwirtschaft- 
liche Bedeutung.  4.  Die  Stellung  der  Arbeit  im 
Produktionsprozeß.  .5.  ."Vrbeitsteilung  und  Ar- 
beitsvereinigung. 6.  Die  Arbeitssysteme.  7.  Das 
Ausmaß  der  in  einer  Volkswirtschaft  verfüg- 
baren Arbeit.  8.  Die  Grenzen  für  den  Verbrauch 
der  in  einer  Volkswirtschaft  verfügbaren  Arbeit. 

1.  Wesen  und  Begriff  der  Arbeit.  Arbeit 
ist  Betätigung  geistiger  und  körperlicher 
Kraft.  Aber  nicht  jede  Betätigung  geistiger 
und   körperlicher  Kraft  ist  Arbeit.  Die 

i  Grenzen  zwischen  Arbeit,  Spiel,  Zeitvertreib 

!  usw.  sind  durchaus  flüssig,  so  daß  die  Auf- 
stellung von  scharf  umrissenen  Kategorien 
unüberwindlichen  Schwierigkeiten  begegnet 
und    deshalb  „^Vrbeit"   als    solche  nicht 

I  zwingend  definiert  werden  kann.  Der  volks- 
tümliche Sprachgebrauch  kommt  für  die 
wissenschaftliche  Begriffsbestimmung  nicht 
ausschließlich  in  Betracht,  weil  er  ungemein 
mannigfaltig  ist  und  fester  Anhaltspunkte 
enträt.  —  Arbeit  in  dem  hier  erörterten 
Sinne,  als  körperliche  und  geistige  Kraftbc- 

,  tätigung,  leistet  auch  das  Tier,  nicht  hin- 
gegen die  Maschine. 

-  Aus  dem  allgemeinen  Begriff  der  Arbeit 
läßt  sich  derjenige  der  menscnlichen  Arbeit 
unschwer  auslösen.    Menschliche  Arbeit  ist 

)  bewußte  Betätigung  körperlicher  und 
geistiger  Kraft.  Selbstverständlich  gilt  auch 
hier  das  oben  Gesagte:  daß  nicht  jede  be- 
wußte Betätigung  körperlicher  und  geistiger 
Kraft  menscldiche  Arbeit  ist. 

Wie  die  Arbeit  überhaupt,  so  ist  auch 
menschliche  Arbeit  stets  kombinierte  geistige 

j  und  körperliche  Kraftbetätigung.  Die  Unter- 
scheidung zwischen  „körperlicher"  und  „gei- 

j  stiger" Arbeitist  demnachgrundsätzlich  wider- 

'  sinnig.  Trotzderaistsiepraktisch erforderlich; 

!  jedoch  nur  in  dem  Sinne,  daß  durch  sie  das 
lieber  wiegen  derkörperlichenodergeistigen 
Kraftbetätigung  zum  Ausdruck  gebracht 
wird.  Die  soziologische  Analyse  der  ,,mensch- 

!  liehen  Arbeit"  bedarf  dieser'Unterscheidung. 

j  So  wenig  exakt  z.  B.  die  Bezeichnungen 

I  „Handarbeiter"  und  „Kopfarbeiter"  sind, 
so    unentbehrlich    sind    sie  gesellschafts- 

j  wissenschaftlichem   Sprachgebrauch.  In 

1)  Der  Charakter  des  Handwörterbuchs  bringt 
es  mit  sich,  daß  die  meisten  der  hierher  ge- 
hörigen Einzelfragcn  besonders  zur  Darstellung 
kommen.  Die  vorliegende  Abhandlung  findet 
ihren  Schwerpunkt  demgemäß  in  einer  allge- 
meinen Uebersicht  unter  steter  Andeutung  der 
sich  jeweils  ergebenden  Probleme,  ohne  daß  diese 
im  einzelnen  erschöpfend  dargestellt  werden. 
Der  Zusammenhang  mit  den  einschlägigen 
Artikeln  des  Gesamtwerks  kommt  in  den  Hin- 
weisen zum  Ausdruck. 
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dessen  ist  dabei  nicht  aus  dem  Auge  zu 
lassen,  daß  die  Unterscheidung  eine  logische 
Konzession  an  das  praktische  Bedürfnis 
ist.  Nur  mit  diesem  Vorbehalt  ist  in  den 
nachfolgenden  Ausführungen  von  „körper- 
licher" und  „geistiger"  Arbeit  die  Rede. 
Nichts  anderes  will  die  Unterscheidung  zum 
Ausdruck  bringen, als  daß  derSchwerpunkt 
der  Kraftbetiitigung  jeweils  im  Körperlichen 
«der  Geistigen  liegt.  In  zahlreichen  Fällen 
ist  die  Unterscheidung  allerdings  schwer  zu 
treffen,  zuweilen  sogar  überhaupt  nicht,  weil 
geistige  und  körperliche  Kraflbetätigung  sich 
die  Wage  halten.  Schon  diese  Tatsache 
zwingt  zu  äußerster  Vorsicht  im  Gebrauch 
der  Bezeichnungen  „körperlicher  und  geistiger ' 
Arbeit"  oder  ,,Hand-  und  Kopfarbeiter". 
Zu  entbehren  aber  sind  sie  nicht. 

Menschliche  Arbeit  ist  auf  die  Auslüsuiig 
■eines  äußeren  Effekts  gerichtet,  d.  h.  auf  ein 
die  Zeit  des  „Arbeitens"  überdauerndes  Er- 
gebnis. Das  Ergebnis  selbst  ist  kein  inte- 
grierender Bestandteil  des  Begriffes  mensch- 
licher Arbeit  in  dem  Sinne,  daß  es  sich  um 
„.\rbeit"  nur  dann  handelt,  wenn  ein  Er- 
gebnis wirklich  erreicht  ist,  sondern  ent- 
scheidend ist  die  Zielsetzung. 

Innerhalb  der  menschlichen  Arbeit  ist  die 
wirtschaftliche  Arbeit  eine  besondere 
Kategorie.  Mit  ihr  hat  es  die  vorliegeride 
Abhandlung  hauptsächlich  zu  tun.  wirt- 
schaftliche Arbeit  ist  auf  Bedarfsdeckung 
oder  F>werb  gerichtete  Betätigung  körper- 
licher und  geistiger  Kraft:  Bedarfsdeckung  im 
Sinne  der  cigcnwirtschaftlichen  Hervorbrin- 
gung von  Obrauchsgütern,  Erwerb  im  Sinne 
der  Beschaffung  von  Gütern  (Waren)  im 
Verkehr.  Die  Grenzen  sind  auch  hier 
flüssig.  Dieselbe  Art  von  Arbeit  kann 
unter  Umständen  teils  wirtschaftliche,  teils 
Arbeit  im  weiteren  Begriff  sein.  Ein  Ge- 
lehrter beisjjielswcise,  der  um  der  Forschung 
willen  ein  Buch  schreibt,  kann  trotzdem  auf 
hoi;cs  Honorar  Wert  legen  und  letzteres  von 
vornherein  zu  erzielen  bestrebt  sein,  ohne 
daß  deshalb  von  ihm  gesagt  werden  darf, 
er  habe  um  des  wirtschaftlichen  Ergebnisses 
willen  gearbeitet.  Zweckmäßig  wird  auch 
hier  das  Kriterium  des  Ueberwiegens 
zugrunde  gelegt. 

2.  Psychologie  und  Physiologie  der 
Arbeit.  Beim  gesunden  Menschen  ist  die 
Arbeit  schlechtweg  eine  normale  Lebens- 
äußerung. Ein  Vorrat  von  körperlicher  und 
geistiger  Kraft  drängt  in  jedem  Menschen 
nach  Betätigung.  Dieser  Kräfteverbrauch 
ist  unter  der  Voraussetzung  proportionaler 
Reproduktion  (bedingt  durch  Ruhe  und 
Nahrung)  Voraussetzung  für  das  Wohl- 
befinden des  Menschen.  Innerhalb  der  Gren- 
zen dieses  Kraftbetätigungsdranges  löst  die 
.Arbeit  somit  Lustgefühle  aus.  Diese  Tat- 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  4.  Aufl 


Sache  braucht  aber  keineswegs  zur  Lust  an 
wirtschaftlicher  Arbeit  zu  führen,  denn 
der  zum  Wohlbefinden  erforderliche  Kräfte- 
verbrauch kann  durchaus  ohne  sie  statt- 
finden. In  jedem  Falle  hingegen  führt  die 
Arbeit  jenseits  des  Kraftbetätigungsdranges 
zu  Unlustgefühlen.  Nur  einem,  mehr  oder 
weniger  bewußt  empfundenen.  Zwange 
folgend,  entschließt  der  Mensch  sich, 
diese  Unlustgefühle  zu  überwinden.  Der 
Zwang  wird  —  sofern,  wie  beim  unfreien 
Menschen,  nicht  Horrschergewalt  ihn  übt 
oder  Gewohnheit  ihn  mit  sich  bringt  — , 
durch  den  Bedarf  an  Sachgütrrn  bedingt. 
Der  Mensch  auf  primitiver  Wirtschafts- 
stufe z.  B.  will  essen.  Er  geht  auf  die 
Jagd,  fängt  Fische,  sammelt  Beeren,  Nüsse 
u.  dgl.  Dies  erfordert  Anstrengungen,  macht 
ihm,  abgesehen  von  etwaiger  Freude  an  der 
Jagd,  Unbehagen.  Größeres  Unbehagen 
aber  löst  das  Gefühl  des  Hungers  aus.  Das 
(instinktive)  Abwägen  der  Unlustgefühle 
führt  zur  Arbeit.  Derselbe  Mensch  ißt  mit 
der  Hand.  Ob  er  Stäbe,  später  Löffel, 
Messer,  Gabel  schnitzt,  ist  eine  Frage  der 
Lust-  und  Unlustgefühle,  die  miteinander 
konkurrieren.  Er  sammelt  für  den  Winter 
Brennstoffe,  weil  die  durch  das  Frieren  be- 
dingten Unlustgefühle  stärker  sind  als  die- 
jenigen, welche  sich  mit  der  Sammelarbeit 
verbinden.  Aus  der  Abwägung  von  Unlust- 
gefühlen wird  er  weiter  zur  Bearbeitung  von 
Tierfellen  greifen  und  so  fort  bis  hin  zu 
den  höheren  Formen  der  tauschlosen  Wirt- 
schaft. 

In  der  modernen  Verkehrswirtschaft  ist 
es  nicht  anders.  Grundsätzlich  in  gleicher 
Weise  führt  das  aus  nicht  befriedigten  Be- 
dürfnissen sich  ableitende  Unlustgefühl  zur 
Ueberwindung  jener  Unlustgefühle,  welche 
mit  der  Betätigung  körperlicher  und  gei- 
stiger Kraft  jenseits  der  gekennzeichneten 
Grenze  verbunden  sind.  Je  größer  und  diffe- 
renzierter die  Bedürfnisse  werden,  desto  mehr 
Unlustgefühle  nimmt  der  Mensch  zu  ihrer 
Befriedigung  auf  sich.  Doch  auch  abgesehen 
davon  darf  als  feststehend  erachtet  werden, 
daß  in  der  modernen  Gesellschaft  durchweg 
mehr  gearbeitet  werden  muß  als  zur  Be- 
seitigung der  aus  dem  Nichtstun  resultieren- 
den Unlustgefühle  erforderlich  ist.  Bezeichnen 
wir  die  jenseits  dieser  Grenze  liegende  Arbeit 
als  „Ueberarbeit",  so  kann  diese  entweder 
durch  (überwiegend)  geistigen  oder  körper- 
lichen Kräfteverbrauch  geleistet  werden. 
Streng  genommen  wird  jeder  Kräftever- 
brauch nur  geistig  empfunden,  doch  gilt 
darüber  das  oben  Gesagte.  Ueberarbeit 
in  dem  dargelegten  Sinne  löst  somit  (über- 
wiegend) geistige  oder  körperliche  Unlust- 
gefühle aus,  deren  Vorhandensein  für  die 
Beurteilung  der  Arbeit  von  grundlegender 
Bedeutung  ist. 


Bd.  I. 
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A.  Das  geistige  Unlustgefühl. 

Bis  zu  einer  gewissen  Grenze  hat  die 
Arbeit  die  Wirkung,  das  aus  dem  Nichtstun 
resultierende  Unlustgefühl  zu  überwinden. 
Aber  schon  innerhalb  dieser  Grenze  spielt 
eine  Rolle  die  Art  der  Arbeit. 

Derkfn  wir  uns  einen  Gefangenen,  der  sich 
in  Isolierhaft  befindet.  Wird  ihm  die  Arbeit  ver- 
boten, so  wird  sich  bei  ihm  in  steigendem  Maße 
ein  tJnlustgefühl  auslösen,  das  erst  verschwindet, 
wenn  er  beschäftigt  wird.  Besteht  diese  Be- 
schäftigung in  Dütenkleben,  so  bewegt  das 
nunmehr  an  Stelle  des  Unlustgefühls  tretende 
Lustgefühl  (die  Arbeitsfreude)  infolge  der  ein- 
förmigen Tätigkeit  sich  in  engen  Grenzen. 
Gibt  man  demselben  Gefangenen  aber  das 
Rohmaterial  und  die  Werkzeuge  für  die  Her- 
stellung etwa  eines  Tisches,  so  wird  die  Arbeits- 
freude wesentlich  länger  anhalten,  und  zwar  in 
beiden  Fällen:  möge  der  Gefangene  Tischler 
sein  oder  nicht.  Das  Lustgefühl,  das  beim 
Dütenkleben  vielleicht  schon  nach  2  Stunden 
aufhurt,  hält  jetzt  8  oder  10  Stunden  und  noch 
länger  an.  Indessen  muß  hier  eine  gewisse 
Differenzierung  Platz  greifen.  Ein  ungebildeter 
Mensch  wird  das  Dütenkleben  länger  aushalten 
als  ein  gebildeter.  Das  Hervortreten  des  psy- 
chischen Unlustgefühls  verschiedener  Menschen 
bei  gleicher  Arbeit  ist  eine  Frage  des  Intellekts. 

Auf  die  Gesellschaftswirtschaft  über- 
tragen, führt  die  letztere  Feststellung  unter 
der  Voraussetzung,  daß  die  höchste  Pro- 
duktivität das  Ziel  gescllschattlicher  Wirt- 
schaft sei  (was  durchaus  subjektiv  ist 
und  demgemäß  nicht  „erkannt", 
sondern  nur  unterstellt  werden  kann) 
zu  dem  Ideal,  daß  der  einzelne  solche  Ar- 
beit leisten  möge,  die  in  ihm  das  geringste 
Unlustgefühl  und  das  größte  Lustgefühl,  die 
intensivste  Arbeitsfreude  auslöst. 

B.  Das  körperliche  UnlustgefühL 

Der  gesunde  Mensch  muß  die  ihm  inne- 
wohnende körperliche  Kraft  verausgaben, 
wenn  er  sein  physisches  Wohlbefinden  sicher- 
stellen will.  Die  Natur  sorgt  dafür,  daß  die 
verbrauchten  Kräfte  ersetzt  werden,  und 
zwar,  wie  schon  bemerkt,  durch  Nahrung  und 
Ruhe.  Normalerweise  müssen  Verbrauch  und 
Ersatz  der  Kräfte  in  Wechselwirkung  stehen. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  stellen  sich  körper- 
liche Unlustgefühle  (Krankheitserscheinun- 
gen usw.)  ein,  die  zu  teilweisem  oder  vöUigem 
Versagen  der  Arbeitskraft  führen.  Derlei 
körperliche  Unlustgefühle  haben  zudem  gei- 
stige Unlustgefühle  in  Gefolgschaft,  so  daß 
ihre  Wirkung  doppelt  zur  Geltung  kommt. 
Vom  Produktivitätsstandpunkt  entsteht  so- 
mit auch  hier  das  Ideal,  es  möge  niemand  zu 
solchem  Verbrauch  seiner  Kräfte  gezwungen 
werden,  daß  jenes  körperliche  Unlustgefühl 
über  ihn  kommt.  Unter  der  schon  er- 
wähnten, nur  aus  mcthodologisch-syste- 
matisierenden  Gründen  unterstellten  Vor- 


aussetzunc-,  daß  die  höchste  Produktivität 
der  Gesellschaftswirtschaft  wirklich  das  er- 
strebei  swerte  Ideal  sei,  ist  somit  von  Be- 
deutung, ob  innerhalb  der  gegenwärtigen 
Gesellschaftswirtschaft  die  einschlägige  Ent- 
wicklung sich  vom  Ideal  abkehrt  oder  ihm 
zugewendet  ist. 

Im  Hinblick  auf  das  geistige  Unlust- 
gefühl hat  die  moderne  gesellschaftswirt- 
schaftliche Entwicklung  im  ganzen  eine- 
Steigerung  desselben  gezeitigt.  Der  Grad 
des  geistigen  Lust-  oder  Unlustgefühls  ist 
abhängig  von  dem  Interesse,  das  der 
Mensch  seiner  Arbeit  zuwendet.  Dieses 
i  wieder  wird  in  erster  Linie  durch  die  Art  der 
j  Arbeit  bedingt.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,, 
daß  ein  großer  Teil  aller  Arbeit  in  der  mo- 
dernen Gesellschaftswirtschaft  seinem  Wesen 
nach  nicht  mehr  imstande  ist,  besondere  Ar- 
beitsfreude auszulösen.  Einmal  erfordert  jede- 
Gesellschaftswirtschaft  gewissen  Arbeitsauf- 
wand (z.  B.  das  Ausleeren  und  Reinigen  von 
Kloaken),  bei  dem  schon  der  Natur  der 
Sache  nach  von  Arbeitsfreude  nicht  die 
Rede  sein  kann.  Dann  aber,  und  das  ist  von 
größerer  Bedeutung,  hat  die  durchgreifende 
j  Arbeitsteilung,  wie  wir  sie  heute  auf  allen 
Gebieten  menschlicher  Betätigung  sehen  — 
am  stärksten  ausgeprägt  im  industriellen 
Großbetrieb,  wirksam  aber  auch  in  der 
I  Landwirtschaft,  im  Handel,  im  Verwaltungs- 
I  dienst  usw.  — ,  die  schöpferische  Arbeit  des 
Menschen  stark  eingeschränkt,  z.  T.  sogar 
gänzlich  ausgeschaltet.  Die  Verallgemeine- 
rung dieses  Gesichtspunktes  verbietet  sich 
freilich.  Selbst  im  industriellen  Großbetrieb 
läßt  sich  vielfach  durch  Gang  und  Effekt 
der  Arbeit  hervorgerufene  Arbeitsfreude  be- 
obachten. Ueberwiegend  ist  freilich  das 
Gegenteil  der  Fall.  Die  große  Masse  der 
Arbeitenden  übt  in  dem  Präzisionsmecha- 
nismus Gesellschaftswirtschaft  heute  bereits 
so  ausgesprochene  Teilfunktionen,  daß  von 
innerer  Befriedigung  des  Mensehen  im 
Menschen  durch  die  Berufsarbeit  nur  bedingt 
gesprochen  werden  kann.  Die  Zahl  der  Men- 
schen, denen  die  wirtschaftliche  Arbeit  als 
solche  Lebensbefriedigung  gewährt,  wird  mit 
Naturnotwendigkeit  kleiner.  Das  Aequiva- 
lent,  welches  den  meisten  der  wirtschaftliche 
Arbeit  Leistenden  heute  zuteil  wird,  ist  der 
materielle  Erfolg:  Unternehmergewinn,  Ge- 
halt oder  Lohn.  Kann  dieser  Erfolg  durch 
die  Intensität  der  Arbeit  wesentlich  be- 
einflußt werden,  so  liegt  darin  überwiegend 
ein  subjektiv  als  ausgleichend  empfundener 
Ersatz  für  die  Geistlosigkeit  der  zu  leistenden 
Arbeit.  Aber  auch  nur  dann!  Daraus  ergibt 
sich,  daß  für  große  Massen  der  im  x\rbeits- 
verhältnis  gegen  bestimmten,  im  ganzen  nur 
die  Lebenshaltung  ermöglichenden  Lohn 
Beschäftigten  der  materielle  Erfolg  für  difr 
Monotonie    moderner    Arbeit    nicht  ent- 
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schädigt.  Richtig  ist,  daß  die  Akkord- 
arbeit eine  Wechselwirkung  von  Kräfte- 
verbrauch und  materiellem  Erfolg  in  sich 
schließt,  indessen  ist  dabei  doch  ein  ver- 
hältnismäßig geringer  Spielraum  gegeben, 
der  vornehmlich  intfllcktuell  weniger  ent- 
wickeilen Bovölkeriinijssrliiehten  die  aus 
der  Art  ihrer  Arbeit  resultierenden  Unlust- 
gefühle  überwinden  hilft. 

Wesentlich  anders  steht  es  um  das 
körperliche  Unlustgefühl.  Hier  ist  die  Ten- 
denz verminderter  Ausprägung  unverkenn- 
bar. Der  physische  Arbeitsdruck  ist  in  den 
Kulturländern  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte erheblich  verringert  worden.  Die 
vergleichsweise  Gegenüberstellung  der  Zu- 
stände in  englischen  Fabriken  im  ersten 
Viertel  des  19.  Jahrh.  und  derjenigen  im  20. 
■Jahrh.  z.  B.  lehrt  dies  deutlich  genug.  Seit 
Kriegsende  tritt  die  Entwicklung  noch  aus- 
gesprochener in  die  Erscheinung.  Zahl- 
reiche Länder  haben  den  gesetzlichen  Acht- 
stundentag (s.  diesen  Art.  oben  S.  29ff.) 
eingeführt.  Immerhin  darf  nicht  verkannt 
werden,  daß  bei  solchen  Kategorien  von 
Arbeitenden,  die  der  Achtstundentag  nicht 
erfaßt,  die  Lebenshaltung  vielfach  auch 
heute  noch  mit  unverhältnismäßig  großem 
Arbeitsaufwand  erkauft  werden  muß.  An- 
derseits ist  in  den  Ländern  mit  allgemeiner 
scheniatischcr  Regelung  der  Arbeitszeit  eine 
Differenzierung  im  Kräfteaufwand  herbei- 
geführt worden,  die  in  keinem  natürlichen 
Verhältnis  zu  dessen  Reproduklionsmoglich- 
kcit  steht.  Die  „Dienslbereitschaft"  des 
Feuerwehrmannes  z.  B.  ist  gewiß  „Arbeit", 
doch  steht  der  für  sie  benötigte  Kräfteauf- 
wand in  keinem  Verhältnis  zu  demjenigen 
der  .Xrbeit  des  Schmiedes,  der  den  Zuschlag- 
hammer führt.  Logisch  ergibt  sich  daraus 
ein  unterschiedliches  Reproduktionsbedürf- 
nis, dem  die  gleiche  Arbeitszeit  für  beide 
nicht  gerecht  wird.  Allgemein  ist  über  die 
Reproduktion  verbrauchter  Kraft  das 
Folgende  zu  sagen:  Die  Intensität  der 
Arbeit  ist  objektiv  abhängig  von  dem  Vor- 
rat an  Kräften,  über  welche  der  Arbeitende 
verfügt.  Das  Maß  der  vorhandenen  Kräfte 
ist  —  von  der  ursprünglichen,  natürlichen 
Ausstattung  abgesehen  — ,  abhängig  von 
ausreichender  Ruhe  und  Nahrung  vor  Be- 
ginn der  Arbeit.  In  dem  Maße  als  der  Mensch 
Kräfte  verbraucht,  bedarf  er  der  Ruhe  und 
der  Nahrung,  um  sie  zurückzugewinnen. 
Es  ist  dies  ein  einfacher  physiologischer 
Vorgang.  Die  natürliche  Arbeitskraft  der 
Menschen  wird  nur  dann  erhalten,  wenn 
das  Verhältnis  zwischen  Kräfteverbrauch 
und  Kräfteersatz  proportional  ist.  Dabei  ist 
nicht  absolut  erforderlich,  daß  der  Ausgleich 
jeweils  zwischen  zwei  Arbeitszeiten  herbei- 
geführt werde.  Grundsätzlich  wichtig  ist  nur, 
daß  er  stattfindet  bevor  die  körperlichen 


'  Unlustgefühle  sich,  in  Form  von  krankhaften 
Funktionsstörungen  geltend  machen.  In 
letztcrem  Falle  kann  der  Ausgleich  zwar  zu- 
meist ebenfalls  wieder  hergestellt  werden, 
aber  die  kontinuierliche  Arbeitsleistung  wird 
unterbrochen.  Bei  dauerndem  Mißverhältnis 
zwischen  Kräfteverbrauch  und  Kräfteersatz 
wird  der  Mensch  ständig  weniger  arbeits- 

I  fähig  und  versagt  schließlich  ganz. 

'  Die  medizinische  Wissenschaft  hat  der 
hier  angedeuteten  Wechselwirkung  neuer- 
dings besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet 
und  ist  zu  eigenen  Messungsverfahren 
körperlicher  und  geistiger  Ermüdung  ge- 
kommen, die  auch  der  Oekonomik  wertvolle 
Anregungen  gegeben  haben.  Auf  sie  kann 
jedoch  an  dieser  Stelle  ebensowenig  einge- 
gangen werden,  wie  auf  die  „psycho-physi- 
kalischen"  Experimente,  die  sich  um  das 
Arbeitsproblem  bewegen.  Einstweilen  handelt 
es  sich  hier  um  Versuche  und  Hypothesen, 
denen  unbestrittene  Erfolge  und  Anerken- 
nung versagt  blieben.  Im  allgemeinen 
kommt  bei  diesen  Untersuchungen  der 
eigentliche  sozialökonomische  Gesichtspunkt 
zu  kurz.  Dieser  ist  dahin  zusammen- 
zufassen, daß  das  Maß  der  den 
Menschen  zur  Verfügung  stehen- 
den Güter  abhängig  ist  von  der 
Menge  aufgewendeter  ,\rbeit.  Im 
einzelnen  kann  die  llerrscliafl  über  Güter 
ein  bloßes  Verteilungsprobleni  sein,  im 
ganzen  aber,  d.  h.  vom  Standpunkt  der 
Sozialwirtschaft,  ist  Quantum  und  Quäle 
der  Güter  von  deren  Hervorbringung  abhän- 
gig, die  ihrerseits  durch  .\rbeit  (wenn  auch 
nicht  allein)  bedingt  ist.  Sobald  deshalb  gei- 
stiger oder  körperlicher  Arbeitsdruck  Ent- 
lastung in  dem  Sinne  erfahren,  daß  das 
Maß  der  zur  Verfügung  stehenden  (iüler 
zurückgeht,  entsteht  die  Gefahr,  daß  geistige 
und  körperliche  Unlusttrefühle  nunmehr 
durch  mangelnde  Bedürfnisbefriedigun'.;  ent- 
stehen.    Auf  diesen  Zusammenhang  wird 

I  weiter  unten  zurückzukommen  sein. 

j      3.  Die  Arten  wirtschaftlicher  Arbeit 

1  und  ihre  sozialvtrirtschaftliche  Bedeutung. 
Halten  wir  daran  fest,  daß  unter  wirtschaft- 
licher Arbeit  jede  auf  Bedarfsdeckung  oder 

]  Erwerb  gerichtete  körperliche  und  geistige 
Kraftbetätigung  in  dem  oben  dargelegten 
Sinne  zu  verstehen  sei,  so  verrichten  nichtnur 
diejenigen  w'irtschaftliche  Arbeit,  weichein  den 
drei  großen  Erwerbszweigen  Landwirtschaft, 
Gewerbe  und  Handel  tätig  sind,  sondern  auch 
alle  anderen  Wirtschaftssubjekte,  die  um  der 
Befriedigung  ihres  Bedarfs  an  Sachgütern 
willen  —  wenn  auch  nicht  allein  deswegen  — 
ihre  Arbeitskraft  verbrauchen.  Richtig  ist 
freilich,  daß  die  weitaus  größte  Menge  wirt- 
schaftlicher Arbeit  in  den  genannten  Er- 
werbszweigen aufgewendet  wird.  Die  Summe 
aller  wirtschaftlichen  Arbeit  bietet  sich  in 

24* 
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kaum  übersehbarer  Differenzierung  dar. 
Man  hat  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  eifrig 
darüber  gestritten,  unter  weichen  Ge- 
sichtspunkten diese  Arbeitsarten  zweck- 
mäßig gruppiert  würden,  ein  Streit,  der 
im  ganzen  auf  bloße  Schubkastenetiket- 
tierung  hinausgelaufen  ist.  Die  zweck- 
mäßigste Systematisierung  wirtschaftlicher 
Arbeit  dürfte  die  folgende  sein:  1.  Her- 
vorbringung der  Rohstoffe  (Land- 
wirtschaft, Forstwirtschaft,  Gärtnerei, 
Fischerei,  Jagd  und  Bergbau).  2.  Formung 
der  Rohstoffe  (Gewerbe  im  e.  S.,  das 
sich  differenziert  nach  der  Art  der  Stoffe 
und  den  Formen,  die  ihnen  verliehen  wer- 
den). 3.  Räumliche  und  zeitliehe  Be- 
reitstellung der  rohen  und  der  ge- 
formten Stoffe  (Handel,  der  sich  differen- 
ziert nach  den  Waren,  die  er  vertreibt 
und  nach  seiner  territorialen  Ausdehnung). 
4.  Transport  von  Menschen  und  Gü- 
tern (öffentliches  und  privates  Verkehrs- 
wesen zu  Wasser  und  zu  Lande).  -5.  Ver- 
sicherung gegen  die  wirtschaft- 
lichen Folgen  des  Verlustes  von 
Leben,  Gesundheit  und  Gütern  (Ver- 
sicherungsgewerbe). 6.  Persönliche 
Dienstleistungen. 

Welche  Bedeutung  diese  einzelnen  Kate- 
gorien von  wirtschaftlich  Tätigen  für  die 
Gesellschaftswirtschaft  haben,  ist  seit  dem  18. 
Jahrh.  oft  untersucht  worden.  Zeitweilig 
haben  Erörterungen  über  ,, produktive  und 
unproduktive"  Arbeit  sogar  den  wesent- 
lichen Inlialt  sozialökonomischer  Studien  ge- 
bildet (vgl.  hierüber  u.  a.  die  Artt.  „Mer- 
kantilismus" und  ,,Physiokratisches 
System").  Heute  sind  derlei  Fragen  mehr 
in  den  Hintergrund  getreten;  immerhin 
behaupten  sie  auch  in  neuerer  Zeit  ihren 
Platz.  Was  Iieißt  nun  überhaupt  produktive 
oder  unproduktive  Arbeit  leisten  ?  Zunächst 
ist  darauf  hinzuweisen,  daß  es  einen  all- 
gemeinen Produktivitätsbegriff  im  Sinne 
von  Ergiebigkeit  gibt.  Ein  Dichter,  der 
täglich  ein  Dutzend  Gedichte  macht,  ist 
nach  üblichem  Sprachgebrauch  zweifellos 
,, produktiv".  Ein  Dichter,  der  nur  gelegent- 
lich dichtet,  kann  es  nicht  minder  sein: 
wenn  er  nämlich  literarisch  hochstehende 
Werke  schafft  (wofür  es  freilich  keinen  ab- 
soluten Wertmesser  gibt).  In  dem  einen 
Falle  handelt  es  sich  um  quantitative,  im 
anderen  um  qualitative  Ergiebigkeit  bzw. 
Produktivität.  Es  bedarf  keiner  Begründung, 
daß  im  Zusammenhang  der  vorliegenden 
Untersuchung  dieser  Begriff  der  Produk- 
tivität ausscheidet  und  es  sich  ausschließlich 
um  wirtschaftliche  Produktivität  handelt. 
Was  ist  darunter  zu  verstehen?  Keines- 
wegs privat-  oder  besser  erwerbswirtschaft- 
liche Ertragserzielung.  Quantitative  oder 
qualitative  literarische  Produktivität  z.  B. 


I  kann  auch  wirtschaftlich  ergiebig  sein,  in- 
dem sie  dem  Autor  zu  Einnahmen  verhilft, 
die  die  Gestehungskosten  überragen  und  so- 
mit Einkommen  werden.  Soll  nicht  alle  Logik 
dahingegeben  werden,  so  kann  hier  nur  von 
Rentabilität,  d.  i.  Ergiebigkeit  des  Erwerbs, 
gesprochen  werden,  wobei  es  gleichgültig  ist, 
ob  der  Erwerb  beabsichtigt  war.  Der  Begriff 
der  wirtschaftlich  produktiven  Arbeit  muß 
auf  andere  Weise  gefunden  werden.  Den 
Weg  haben  die  Klassiker  gewiesen,  die  etwa 
von  den  folgenden  Erwägungen  ausgingen: 
Wird  das  Wort  ,, produktiv"  wörtlich  ge- 
nommen, so  ist  es  auf  die  menschliche  Tätig- 
keit überhaupt  nicht  anwendbar,  denn  Stoffe 
hervorzubringen  ist  dieser  versagt.  „Die 
gesamte  Arbeit  aller  menschlichen  Wesen 
in  der  Welt  ist  nicht  imstande,  den  aller- 
geringsten Teileines  Stoffes  hervorzubringen" 
(John  Stuart  Mill).  ,,Was  wir  hervorbringen 
oder  hervorzubringen  wünschen,  ist  immer 
nur  eine  Nützlichkeit."  Say,  von  dem  dieser 
Satz  stammt,  hat  daraus  die  Folgerung  ab- 
geleitet, daß  jede  Arbeit,  die  eine  Nützlich- 
keit irgendwelcher  Art,  d.  h.  die  von  Men- 
schen als  solche  empfunden  werde,  hervor- 
bringe, als  produktiv  bezeichnet  werden 
müsse.  Das  wäre  mithin  die  eine  Möglich- 
keit: Jede  Arbeit,  die  ein  menschliches 
Bedürfnis  befriedigt,  ist  produktiv.  Offen- 
bar ist  das  aber  lediglich  eine  zutreffende 
Kennzeichnung  gesellschaftlich-produk- 
tiver Arbeit.  Wirtschaftlich  bzw.  gesell- 
schaftswirtschaftlieh  ist  der  Begriff  enger  zu 
fassen.  Dies  hat  zuerst  John  Stuart  MiU 
erkannt,  der  als  (wirtschaftlich)  produktiv 
nur  solche  Arbeit  anspricht,  die  materiellen 
Gegenständen  Nützlichkeiten  (Brauch- 
barkeiten) verleiht.  Diese  Auffassung  sei 
hier,  wenn  auch  stark  modifiziert,  zugrunde 
gelegt.  Unter  Hinweis  auf  die  weiter  oben 
gegebene  Umschreibung  wirtschaftlicher  Ar- 
beit, „auf  Bedarfsdeckung  oder  Erwerb 
gerichtete  Betätigung  körperlicher  und  geisti- 
ger Kraft",  darf  die  folgende  Definition  An- 
spruch auf  Folgerichtigkeit  machen:  Wirt- 
schaftlich produktive  Arbeit  ist  auf 
Anpassung  von  Naturstoffen  und 
-kräften  an  die  menschliche  Bedarfs- 
gestaltung gerichtete  Betätigung 
körperlicher  und  geistiger  Kraft. 

AVirtschaftlich  produktive  Arbeit  in 
diesem  Sinne  kann  mittelbar  oder  unmittelbar 
geleistet  werden.  Im  Gegensatz  dazu  besteht 
die  wirtschaftlich  unproduktive  Arbeit,  die 
weder  mittelbar  noch  unmittelbar  zu  jener 
Anpassung  von  Stoffen  und  Kräften  an  die 
menschliche  Bedarfsgestaltung  beiträgt. 

Als  unmittelbar  produktiv  ist  nur  die 
Arbeit  in  Landwirtschaft,  Gewerbe  i.  e.  S., 
Handel  und  Transportgewerbe  anzusprechen. 
Daß  landwirtschaftliche  und  gewerbliche 
Arbeit  wirtschaftlich  produktiv  ist,  bedarf 
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keiner  Erörterung,  wohl  aber  ist  ein 
Wort  über  die  Produktivität  der  Arbeit 
im  Handel  und  im  Transportgewerbe  am 
Platze.  Der  Kürze  halber  ein  Beispiel:  Uer 
in  Brasilien  geerntete  Kaffee  ist  auf  der 
Plantage,  soweit  er  den  Bedarf  des  Plan- 
tagenbesitzers und  seines  Personals  über- 
steigt, ohne  Nüzlichkeit,  da  er  an  Ort  und 
Stelle  niemandes  Bedürfnisse  befriedigen 
kann.  Gelangt  er  aber  durch  die  Vermittlung 
des  Kaufmanns  auf  den  europäischen  Kon- 
tinent, so  sind  ihm  dadurch  Nützlichkeiten 
ausgelöst  worden,  die  zwar  in  letzter  Linie 
auf  den  Plantagenbesitzer  zurückzuführen 
sind,  aber  ohne  den  Kaufmann  und  den 
Reeder  nicht  hätten  in  die  Erscheinung  treten 
können.  Die  an  sich  vorhandene  Nützlich- 
keit eines  Gegenstandes  kommt  erst  zur  Gel- 
tung, wenn  sie  den  Menschen  dienstbar  ge- 
macht wird,  ein  Vorgang,  der  ohne  den 
Handel  und  das  Transportgewerbe  in  vielen 
Fällen  überhaupt  nicht  denkbar  ist.  Zuzu- 
geben ist  aber,  daß  es  auch  unproduktiven 
Handel  geben  kann,  nämlich  dann,  wenn 
durch  ihn  der  Weg  zwischen  Produzent  und 
Konsument  künstlich  verlängert  wird,  eine 
Erscheinung,  die  gerade  in  neuerer  Zeit  um 
sich  greift.  Darauf  einzugehen,  liegt  jedoch 
außerhalb  der  Aufgabe  dieser  Abhandlung. 

Schwieriger  ist  die  Ab"rcnzung  der  mittel- 
bar produktiven  wirtschaftlichen  Arbeit,  d.  i. 
solche  Arbeit,  die  nur  indirekt  die  Anpas- 
sung von  Stoffen  und  Kräften  an  die  mensch- 
liche Bedarfsgcstaltung  fördert  und  beein- 
flußt. Daß  hierher  ein  großer  Teil  der  per- 
sönlichen Dienstleistungen  gehört,  ist  selbst- 
verständlich: das  Schulwesen  z.  B.  fördert 
die  Geschicklichkeit  zu  technischer  und 
kaufmännischer  Arbeit  in  so  hohem  Maße, 
daß  den  Lehrern  eine  indirekte  Beein- 
flussung der  unmittelbar  produktiven  Arbeit 
nicht  abgesprochen  werden  kann.  Das- 
selbe gilt  von  den  Aerztcn,  die  im  Dienste 
der  Volksgesundheit  für  die  Erhaltung  der 
menschlichen  Arbeitskraft  Sorge  tragen. 
Auch  den  Staats-  und  Gemeindebeamten 
kann  —  sofern  sie  in  angemessener  Zahl  vor- 
handen sind  —  die  mittelbare  Produktivität 
nicht  abgesprochen  werden,  denn  ohne  ihre 
Tätigkeit  ist  in  der  Regel  ein  geordnetes, 
Recht  und  Schutz  gewährendes  (iescll- 
schaftsleben  nicht  möglich.  Zweifelhaft  er- 
scheint, ob  die  Arbeit  der  Offiziere  und 
Beamten  in  Heer  und  Marine  als  mittelbar 
produktiv  bezeichnet  werden  kann.  So- 
fern ein  Heer  zur  Erhaltung  des  Friedens 
beiträgt  oder  im  Dienst  der  Wirtschafts- 
politik Verwendung  findet,  wird  es  der  Fall 
sein,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  körper- 
liche Durchbildung  der  Jugend  deren  Fähig- 
keit zu  wirtschaftlicher  Arbeit  steigert.  Daß  I 
hingegen  ein  Heer  in  der  Hand  eines  ehr- 1 
geizigen,  skrupellosen  Machthabers  alles  an- 1 


dere  als  wirtschaftlich  produktiv  sein  kann, 
lehrt  ein  Blick  auf  die  Geschichte.  Im  übrigen 
wird  man  in  der  modernen  Verkelirswirtschaft 
den  Kreis  der  mittelbar  produktiv  tätigen 
Personen  nicht  zu  eng  zieiien  dürfen,  denn 
irgendwie  beeinflußt  der  größte  Teil  der 
überhaupt  wirtschaftliche  Arbeit  Leistenden 
—  nur  von  diesen  ist  hier  die  Rede  —  die 
unmittelbar  produktiven  Wirtschaftssubjekte 
schließlich  doch.  Selbst  bei  den  in  der 
Regel  als  unproduktiv  bezeichneten  Be- 
rufen wie  Geistlichen,  Schauspielern,  Mu- 
sikern, Sängern,  Inhabern  von  Vergnü- 
gungslokalen, einem  Teil  der  Gelehrten  und 
Schriftsteller,  Dichtern,  Theaterdirektoren, 
Tanzmeistern  usw.  ist  zu  beachten,  daß  auch 
von  diesen  Personen  nicht  selten  ein  posi- 
tiver Einfluß  auf  die  Schaffensfreudigkeit 
und  Arbeitstreue  der  mittelbar  und  unmittel- 
bar produktiv  tätigen  Menschen  ausgeht. 
Der  ,, Vorwurf"  der  wirtschaftlichen  Unpro- 
duktivität  ist  deshalb  leichter  gemacht  als 
bewiesen.  Dem  Kulturmenschen  ist  freilich 
ein  solcher  Vorwurf  überhaupt  unverständ- 
lich, denn  die  Auffassung,  daß  der  Mensch 
nur  um  der  wirtschaftlich-produktiven  Arbeit 
willen  auf  der  Welt  sei,  ist  mindestens  ein- 
seitig. An  sich  ist  das  Vorhandensein  sog. 
unproduktiver  Berufe,  wenn  deren  Inhaber 
die  Menschheit  höheren  Lebenszwecken  zu- 
führen, ein  Zeichen  aufsteigender  Kultur. 
Unter  der  wiederholt  unterstellten 
Voraussetzung  jedoch,  daß  leitendes 
Ziel  der  Gesellschaftswirtschaft  die 
höchstmögliche  Versorgung  mit  Sach- 
gütern sei,  muß  zwischen  den  gcsell- 
schaf tswirtschaftlich  produktiven 
Berufen  auf  der  einen  und  den  ,, un- 
produktiven" bzw.  mittelbar  produk- 
tiven Berufen  auf  der  anderen  Seite 
ein  Verhältnis  bestehen,  das  die  Mit- 
versorgung der  letzteren  ohne  emp- 
findliche Beeinträchtigung  der  erste- 
ren  ermöglicht.  Ausschlaggebend  für 
das  Gesamtmaß  von  Gütern  ist 
letzthin  die  ihrer  unmittelbaren  Be- 
schaffung zugewendete  Arbeit.  Von 
ihr  sei  im  folgenden  die  Rede. 

4.  Die  Stellung  der  Arbeit  im  Pro- 
duktionsprozeß')- Unter  Produktionsprozeß 
verstehen  wir  hier  die  Gesamtluut  aller 
Maßnahmen,  die  der  Nutzbarniacliung  von 
Naturstoffen  und  -kräften  für  den  mensch- 
lichen Bedarf  dienlich  sind.  Diese  Maß- 
nahmen vollziehen  sich  heute  in  der  Regel 


')  Produktion  im  technischen  Sinne.  Ueber 
die  Arbeit  als  tauschwertschaffenden  Faktor  und 
Produktion  im  wirtschaftliehen  Sinne  vgl. 
die  Artt.  „Wert",  „Preis",  „Produktion". 
Nur  bei  der  Unternehmerarbeit  ist  in  dem  vor- 
liegenden Artikel  der  Rahmen  etwas  weiter  ge- 
zogen. 
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—  keineswegs  immer  —  im  Rahmen  der 
Unterneiimung.  Im  Produlctionsprozeß 
spielen  neben  der  Arbeit  eine  ausschlag- 
gebende Rolle  das  Kapital  und  das  Land. 
Hier  haben  wir  es  nur  mit  der  ersteren  zu 
tun  und  zwar  ausschließlich  soweit  sie  inner- 
halb der  Unternehmung  aufgewendet  wird. 

Versuchen  wir  die  in  der  Unternehmung 
im  Produktionsprozeß  verbrauchte  Arbeit  zu 
differenzieren,  so  geschieht  dies  zweckmäßig 
nach  der  Stellung  derjenigen,  die  sie  zur 
Verfügung  stellen.  Der  übliche  Sprachge- 
brauch unterscheidet  in  dieser  Hinsicht  Un- 
ternehmer, Angestellte,  Arbeiter. 

1.  Der  Unternehmer.  Dieser  leistet 
die  in  der  Unternehmung  erforderliche  Ar- 
beit entweder  allein  oder,  in  der  Regel,  mit 
den  Angestellten  und  Arbeitern  gemeinsam. 
Ueber  die  Stellung  des  Unternehmers  und  i 
dessen  Bedeutung  für  den  Produktionsprozeß 
verbreiten  sich  die  Artt.  „Unternehmer"'  und 
„Unternehmergewinn".  Hier  genügt  es,  die 
Arbeit  des  Unternehmers  kurz  zu  charakteri- 
sieren. Die  Produktion  geschieht  in  der 
privatwirtschaftlichen  Verkehrswirtsch'ift  | 
auf  Rechnung  und  Gefahr  des  Unter- 
nehmers, der  deshalb  an  dem  technischen 
und  wirtschaftlichen  Gelingen  der  Produk- 
tion in  erster  Linie  interessiert  ist.  Ob  der 
Unternehmer  eine  juristische  oder  eine  phy- 
sische Person  ist,  bleibt  in  diesem  Zusammen- 
hang belanglos.  Vom  Standpunkt  des  Unter- 
nehmers ist  die  Produktion  nicht  schon  er- 
folgreich, wenn  das  Produkt  seinen  Absichten 
entsprechend  fertiggestellt  worden  ist,  son- 
dern erst  dann,  wenn  er  für  dieses  einen  seine 
gesamten  Produktionskosten  übersteigenden 
Preis  erhält.  Darauf  ist  seine  Tätigkeit  ge- ; 
richtet.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  leitet 
er  die  gesarate  Produktion.  Schon  bevor  er 
dieser  eine  bestimmte  Richtung  gibt,  wird 
er  sorgsam  die  Bedürfnisgestaltung  ermitteln 
und  sich  ihr  wenn  irgend  möglich  anzu- 
passen versuchen.  Alsdann  beginnt  er,  seine 
Produktionsmittel,  insonderheit  die  Rohmate- 
rialien, unter  steter  Beobachtung  des  wirt- 
schaftlichen Prinzips,  einzukaufen.  Die  Frage, 
ob  er  hierbei  eine  glückliche  Hand  hat,  ist 
nicht  selten  entscheidend  für  den  wirt- 
schaftlichen Erfolg  der  Produktion  über- 
haupt. Auch  in  bezug  auf  den  technischen 
Produktionsprozeß  selbst  ist  die  organisa- 
torische Tätigkeit  des  Unternehmers  von 
Bedeutung.  Je  mehr  es  ihm  gelingt,  Kosten 
zu  sparen,  um  so  größer  wird  der  Erfolg 
sein.  In  der  Verwertung  des  fertigen  Pro- 
dukts erreicht  die  Unternehmertätigkeit 
ihren  Höhepunkt,  weil  sie  die  Ent- 
scheidung über  Erfolg  oder  Mißerfolg  her- 
beiführt. Graduell  ist  die  Bedeutung  der 
Arbeit  des  Unternehmers  außerordentlich 
verschieden.  So  z.  B.  leistet  ein  Unter- 
nehmer,    der     mit    seiner  Kohlenzeche 


einem  Kohlensyndikat  angeschlossen  ist, 
das  ihm  die  Verwertung  seiner  Pro- 
dukte abnimmt,  weniger  als  ein  anderer, 
der  im  freien  Wettbewerb  steht.  Jede 
Monopolstellung  erleichtert  die  Arbeit  des 
Unternehmers,  während  die  Konkurrenz  sie 
erschwert.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß 
die  Wertung  der  Unternehmertätigkeit  in 
neuerer  Zeit  nicht  mehr  unter  so  einheit- 
lichem Gesichtswinkel  erfolgen  kann  wie 
früher,  was  indessen  nicht  ausschließt,  daß 
die  Frage,  ob  der  Unternehmer  für  den  Erfolg 
des  Produktionsprozesses  entscheidende  Ar- 
beit leistet,  überhaupt  nicht  gestellt  werden 
kann,  ohne  das  Wesen  privatwirtschaftlich- 
individualistisch  organisierten  Wirtschafts- 
lebens zu  verkennen.  Theoretisch  berech- 
tigt ist  hingegen  die  Frage,  ob  die  Arbeit 
des  Unternehmers  in  einer  anders  organi- 
sierten Gesellschaftswirtschaft  nicht  besser 
und  zweckmäßiger  geleistet  werden  könnte, 
d.  h.  ohne  jene  Begleiterscheinung  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Uebergewichts,  die  heute 
mit  der  Unternehmerstellung  vielfach  ver- 
bunden ist.  Hierauf  eine  Antwort  zu  suchen, 
ist  nicht  Aufgabe  des  vorliegenden  Artikels. 
Allgemein  aber  mag  bemerkt  werden,  daß 
bisher  eine  solche  Möglichkeit  nicht  nach- 
gewiesen ist.  Die  Ergebnisse  der  „Soziali- 
sierung" haben  die  Unternehmerfunktion 
eher  noch  als  bedeutungsvoller  erkennen 
lassen.  Immerhin  liegen  für  ein  abschließen- 
des wissenschaftliches  Urteil  die  Voraus- 
setzungen noch  nicht  vor. 

2.  Angestellte  und  Arbeiter.  Der 
Unternehmer  ist  bei  der  Durchführung  des 
Produktionsprozesses  auf  die  Mitwirkung 
von  Personen  angewiesen,  die  ihm  ihre 
Arbeitskraft  zur  Verfügung  stellen.  Der 
Sprachgebrauch  scheidet  sie  in  Angestellte 
(neuerdings  auch  Privatbeamte)  und  Arbeiter. 
Was  die  ersteren  betrifft,  so  handelt  es  sich 
im  einzelnen  um  Techniker,  Ingenieure, 
Architekten,  Zeichner,  Werkmeister,  Hand- 
lungsgehilten, Kontorpersonal,  Verwalter,  In- 
spektoren, Steiger  u.  a.  In  den  sozialökono- 
mischen Lehrbüchern  wird  die  Arbeit  dieser 
Personenkategorien  in  der  Regel  nicht  genü- 
gend gewürdigt.  Demgegenüber  ist  darauf 
hinzuweisen,  daß  es  sich  hierbei  in  der  deut- 
schen Volkswirtschaft  um  mehr  als  anderthalb 
Millionen  Erwerl)stätige  handelt,  deren  Ar- 
beit sicherlich  von  entscheidender  Bedeutung 
■  für  den  Gang  des  Wirtschaftslebens  ist.  Sie 
nehmen  nicht  nur  in  hohem  Maße  an  der 
dispositiven  Tätigkeit  des  Unternehmers  teil, 
die  sie  in  vielen  Fällen  sogar  völlig  ausüben, 
sondern  auch  bei  der  materiellen  Durch- 
führung des  technischen  Produktionszweckes 
sind  sie,  als  Leiter  oder  Aufsiohtsorgane,  un- 
entbehrlich, wie  ihnen  andererseits  im  Hin- 
blick auf  die  Verwertung  des  fertigen  Pro- 
duktes —  nicht  minder  für  die  Erlangung  von 
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Aufträgen  —  ungemein  wichtige  Aufgaben  zu- 1 
fallen.  Im  einzelnen  zeigen  sich  allerdings 
zwischen  dem  verantwortlichen  Proku- 
risten und  dem  Verkäufer  von  Heringen 
erhebliche  Differenzierungen,  die  aber, 
wie  beim  Unternehmer  und  Arbeiter,  der 
(jcsamtwürdigung  jener  Arbeit  keinen  Ab- 
bruch tut.  Es  ist  auch  durchaus  unzulässig, 
<lie  sog.  .\ngestellLen  den  Unternehmern  oder 
<len  Arbeitern,  je  nach  der  Art  der  Arbeit, 
die  sie  verrii;hten,  zuzuzählen.  Es  handelt 
sich,  trotz  aller  Uebergänge,  in  der  Tat  um 
eine  selbständige  Schicht  im  Produktions- 
prozeß, die  gesondert  beurteilt  sein  will. 
Dies  schließt  selbstverständlich  nicht  aus, 
daß  die  „Angestellten",  zum  mindesten 
große  Gruppen  unter  ihnen,  gegenüber  dem 
Unternehmer  gemeinsame  wirtschaftliche  In- 
teressen mit  den  Arbeitern  haben. 

Wenden  wir  uns  der  Arbeit  des  „Ar- 
beiters" zu,  so  bedarf  es  dabei  keiner  ein- 
gehenden Definition.  Arbeiter  sind  nach  all- 
gemeinem Sprachgebrauch  überwiegend  mit 
körperlicher  Arbeit   beschäftigte   Hilfsper- ' 
sonen,  die  je  nach  der  Art  ihrer  Tätigkeit  in 
landwirtschaftliche,    industrielle    bzw.  ge- 
werbliche .\rbeiter  geschieden  werden.  Sic 
stehen,  wie  die  Angestellten,  in  abhängigem 
Arbeitsverhältnis  und  finden  ihre  Existenz,  J 
indem  sie  ihre  Arbeitskraft  —  in  der  Kegel 
ihr  einziger  Besitz  —  einem  anderen  gegen 
Bezahlung  zur  Verfügung  stellen.    Daß  der  | 
Volksmund  gerade  ihnen  die  Bezeichnung  ^ 
der  „Arbeitenden"  beigelegt  hat,  beruht  nicht 
auf  Zufall,  sondern  auf  der  Tatsache,  daß 
unter  Arbeit  ursprünglich  nur  körperliche ; 
Arbeit  verstanden  und  diese  im  Laufe  der 
Zeit  von  freien  Personen  zumeist  als  ihrer 
unwürdig  betrachtet  und  deshalb  von  Sklaven 
oder  doch  sozial  tieferstehenden  Schichten  [ 
verrichtet  wurde. 

In  der  gewerblichen  und(mehrnüch)inder 
landwirtschaftlichen  Unternehmung  ist  die 
körperliche  Arbeit  der  Hilfspersonen  von 
solcher  Wichtigkeit,  daß  sie  füi  Quantität  und 
Qualität  der  Produktion  zumiist  bestim- 
mend ist.  Nicht  in  dem  Sinne,  daß  sie  es 
allein  sei,  aber  doch  so,  daß  auf  ihre  Mit- 
wirkung nicht  verzichtet  werden  kann.  Im 
einzelnen  kommt  die  Tätigkeit  der  Arbeiter 
im  Produktionsprozeß  zwar  sehr  verschieden 
zum  Ausdruck.  Im  Bergbau  z.  B.  ist  ihre 
Zahl  im  Verhältnis  zur  Produktion  großer 
als  etwa  in  der  Spinnerei  und  Weberei.  Die 
Möglichkeit,  Arbeitskräfte  durch  die  Ma- 
schine (die  in  erster  Linie  das  Produkt 
geistiger  Arbeit  ist)  zu  verdrängen,  ist  in 
den  einzelnen  Produktionszweigen  ver- 
schieden ausgeprägt,  jedoch  nirgends  so, 
daß  die  Unabliängigkeit  von  der  körperlichen  : 
Arbeit  erreicht  wird.  Ganz  zu  schweigen  von  ' 
der  Landwirtschaft  (vgl.  hierüber  unter  7).  j 
Im  übrigen  wird,  wie  gesagt,  nicht  nur  die ! 


Quantität  der  Produktion,  sondern  auch 
deren  Qualität  in  hohem  Maße  durch  die  Ar- 
beiter beeinflußt,  .\eltere  Industrieländer 
haben  in  ihren  qualifizierten  Arbeitern 
eine  technische  Uebericgcnheit,  die  von  neu 
in  die  Industrie  eintretenden  Ländern  nur 
langsam  erreicht  werden  kann.  Die  Stellung 
Englands  auf  dem  Wellmarkt  z.  B.  ist  zum 
großen  Teile  der  Intelligenz  seiner  Arbeiter- 
bevölkerung zuzuschreiben,  wie  überhaupt 
der  technische  Fortschritt  eines  Landes 
letzten  Endes  davon  abhängt,  ob  die  Ar- 
beiterschaft imstande  ist,  da.s  Ausmaß  ihrer 
Anpassungsfähigkeit  so  zu  steigern,  wie  es  im 
Interesse  der  Rationalisierung,  Vervollkomm- 
nung des  Produktionsprozesses  erwünscht  ist. 

5.  Arbeitsteilung  und  Arbeitsvereini- 
gung. Die  Tatsachen  der  sozialwirt- 
schaftlichen .Vrbeitstcilung  sind  in  vor- 
stehendem schon  zum  Ausdruck  gekommeii. 
Die  Differenzierung  wirtschaftlicher  Arbeit 
nach  den  großen  Erwerbszweigen  einerseits 
und  die  Dreiteilung  der  Arbeit  im  Pro- 
duktionsprozeß (Unternehmer,  Angestellte, 
Arbeiter)  andererseits  sind  das  Ergebnis 
einer  tiefgreifenden,  die  ganze  Volkswirt- 
schaft durchziehenden  Arbeitsteilung.  Iiier 
soll  es  unsere  Aufgabe  sein,  diese  für  das 
Wirtschaftsleben  der  Menschen  so  unge- 
mein wichtige  Erscheimmg  unter  etwas 
engerem  Gesichtswinkel  und  systematisch 
zu  untersuchen.  —  Auf  zwei  grundsätzlich 
wichtige  Arten  der  .\rbeitsteilung  läßt  sich 
der  gesamte  Komplex  der  hier  zur  Er- 
örterung stehenden  Fragen  zurückführen: 
auf  berufliche  und  technische  Arbeits- 
teilung. In  diesen  beiden  Erscheinungen 
erschöpft  sicli  die  gesamte  Arbeitsteilung; 
alle  Unterarten  gehen  auf  sie  zurück. 

1.  Die  berufliche  Arbeitsteilung. 
Wir  verstehen  darunter  die  Teilung  wirt- 
schaftlicher Arbeit  unter  dem  Gesichts- 
winkel des  Entstehens  von  Erwerbszweigen 
und  selbständigen  Unternehmungen.  Zu- 
weilen wird  diese  berufliche  Arbeitsteilung 
wohl  auch  als  gesellschaftliche  Arbeits- 
teilung bezeichnet,  und  zwar  mit  der  Be- 
gründung, daß  durch  sie  die  entscheidende 
Differenzierung  der  Gesellschaft  herbei- 
geführt werde,  im  Gegensatz  zur  technisclien 
Arbeitsteilung,  die  nur  in  der  Unternehmung 
ihre  Wirkung  zeige.  Das  ist  nicht  zu- 
treffend, denn  auch  die  technische  Arbeits- 
teilung ist  von  Einfluß  auf  die  gesellschaft- 
liche Differenzierung. 

In  ihrer  Bedeutung  für  das  Wirtschafts- 
leben ist  die  berufliche  Arbeitsteilung  zu- 
erst von  der  klassischen  Sozialökonomik 
eingehend  gewürdigt  worden.  Die  Priorität 
gebührt  aber  nicht,  wie  immer  noch  be- 
hauptet wird,  Adam  Smith  oder  seinem 
Landsmann  Adam  Ferguson,  sondern  dem 
Franzosen    Robert     Jacques  Turgot. 
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Smith  hat  in  dieser  ganzen  Frage  mehr 
sekundäre  Verdienste,  die  im  wesentlichen 
in  jener  packenden  Formulierung  der 
bereits  von  Ferguson  geschilderten  tech- 
nischen Arbeitsteilung  bestehen.  In  seinen 
1766  erschienenen:  „Reflexions  sur  la  for- 
mation  et  la  distribution  de  richesses"  gibt 
Turgot  zur  Veranschauliohung  der  beruf- 
lichen Arbeiisteilung  das  folgende,  Beispiel: 

,,Die  Güter,  welche  die  Erde  hervorbringt, 
sind  zum  größten  Teile  in  dem  Zustand,  in 
welchem  die  Natur  sie  darbietet,  zur  Befriedi- 
gung der  verschiedenen  Bedürfnisse  des  Men- 
schen ungeeignet.  Sie  müssen  mannigfachen 
Veränderungen  unterworfen  und  künstlich  her- 
gerichtet werden.  Man  muß  Weizen  in  Mehl  und 
Brot  verwandeln,  die  Häute  abziehen  und  gerben. 
Wolle  und  Baumwolle  spinnen,  die  Seide  aus 
den  Kokons  ziehen,  Hanf  und  Flachs  brechen 
und  rüsten,  sie  darauf  zu  verschiedenen  Geweben 
verarbeiten,  diese  zuschneiden  und  nähen,  um 
daraus  Kleidungsstücke,  Stiefel  usw.  zu  ver- 
fertigen. Wenn  derselbe  Mensch,  der  seinem 
Boden  alle  diese  Früchte  entzieht  und  sie  für 
seinen  Bedarf  verwendet,  gezwungen  wäre,  sie 
alle  diese  Zwischenstufen  selbst  durchmachen 
zu  lassen,  so  würde  er  gewiß  sehr  schlecht  zum 
Ziele  kommen.  Der  größte  Teil  dieser  Vorkeh- 
rungen erlordert  Mühe,  Aufmerksamkeit  und 
eine  Erfahrung,  die  man  sich  nur  in  andauernder 
Arbeit  an  einer  großen  Menge  desselben  Materials 
erwirbt.  Nehmen  wir  z.  B.  die  Zurichtung 
des  Leders.  Welcher  Landarbeiter  könnte  alle 
für  diesen  Prozeß  erforderlichen  Einzelheiten 
selbst  vornehmen,  die  mehrere  Monate,  ja  manch- 
mal mehrere  Jahre  dauern?  Und  wenn  er  es 
vermöchte,  könnte  er  es  an  einem  einzigen  Stück 
Leder?  Welch  ein  Verlust  an  Zeit,  Raum, 
Materialien,  die  gleichzeitig  oder  nacheinander 
hätten  dazu  dienen  können,  um  eine  große 
Menge  Leder  zu  gerben!  Aber  selbst  wenn  es 
ihm  gelänge,  ein  Leder  ganz  allein  zu  gerben, 
so  braucht  er  doch  nur  ein  Paar  Stiefel!  Was 
macht  er  also  mit  dem  übrigen  Leder?  Wird 
er  einen  Ochsen  schlachten,  um  ein  paar  Stiefel 
zu  erhalten?  Wird  er  einen  Baum  fällen,  um 
sich  ein  Paar  Holzschuhe  zu  schneiden?  Gleiches 
kann  man  von  anderen  Bedürfnissen  desselben 
Menschen  sagen,  der,  wenn  er  auf  sein  Feld 
und  seine  Arbeit  allein  angewiesen  wäre,  viel 
Zeit  und  Mühe  aufwenden  würde,  um  sich  den- 
noch in  jeder  Hinsicht  schlecht  auszustatten 
und  seinen  Boden  sehr  schlecht  zu  bebauen. 
Die  Notwendigkeit  der  Stoffveredelung  führt 
zum  Austausch  der  Produkte  gegen  Arbeit  .  .  . 
Alle  Welt  gewann  bei  dieser  Einrich- 
tung, weil  jeder,  indem  er  sich  einer 
einzigen  Art  der  Arbeit  widmete,  da- 
mit viel  besser  vorwärts  kam.  Der  Land- 
mann zog  aus  seinem  Felde  die  größtmögliche 
Menge  von  Produkten  und  verschaffte  sich 
durch  den  Austausch  seines  Ueberschusses  viel 
leichter  all  seinen  sonstigen  Bedarf,  als  er  es 
durch  seine  Arbeit  hätte  tun  können.  Der 
Schuster,  indem  er  Stiefel  für  den  Landmann 
machte,  verschaffte  sich  dadurch  einen  Teil 
von  dessen  Ernte.  Jeder  Arbeiter  arbeitete  für 
die  Bedürfnisse  der  Arbeiter  aller  anderen  Be- 
rufe, welche  ihrerseits  alle  für  ihn  arbeiteten." 


Das,  was  wir  berufliche  Arbeitsteilung 
genannt  haben,  kommt  in  diesem  Beispiel 
treffend  zum  Ausdruck.  Es  geht  — 
ob  mit  Vorbedacht,  mag  dahingestellt 
bleiben  —  auf  die  älteste  Arbeitsteilung 

'  gar  nicht  ein,  sondern  beginnt  gleich 
dort,  wo  die  Arbeitsteilung  das  ganze  Ge- 

,  biet  der  Produktion  aufteilt:  zunächst  in 
Boden-  und  Stoffbearbeitung,  deren  letztere 
weiter  spezialisierend.  Dies  ist  durchaus 
folgerichtig,  denn  jede  ältere  Arbeitsteilung 
ist  haus  wirtschaftliche  und  damit  ihrem 
Wesen  nach  nicht  berufliche,  sondern  tech- 
nische Arbeitsteilung. 

Versuchen  wir,  die  von  Turgot  geschil- 
derten Vorgänge  zeitlich  festzulegen,  so 
fallen  sie,  von  Uebergängen  abgesehen,  mit 
der  Städtebildung  zusammen.  Die 
Grundlagen  der  heutigen  beruflichen 
Arbeitsteilung  liegen  in  der  mittel- 
alterlichen Stadt.  Zwar  sehen  wir  schon 
vorher  eine  Arbeitsteilung  im  Sinne  der 
Scheidung  von  landwirtschaftlicher  und  ge- 
werblicher Tätigkeit,  indessen  handelt  es 
sich  dabei,  von  Ausnahmen  —  z.  B.  dem 
sog.  Lohnwerk  —  abgesehen,  um  technische 
Arbeitsteilung  im  Rahmen  einer  Wirt- 
schaftseinheit. Das  Wirtschaftsleben  der 
mittelalterlichen  Stadt  bringt  uns  zum  ersten 
Male,  wenn  auch  noch  keineswegs  sofort 
scharf  ausgeprägt,  die  Trennung  von  agra- 
rischer und  gewerblicher  Tätigkeit  auf  der 
Basis  des  Berufes.  Der  Anbau  des  Bodens 
auf  der  einen  und  die  Verarbeitung  der 
hierdurch  gewonnenen  Stoffe  auf  der  an- 
deren Seite  wachsen  im  Laufe  einer  lang- 
sam einsetzenden  Entwicklung  zu  in  sich 
abgeschlossener  selbständiger  Berufstätig- 
keit aus.  Die  Herausbildung  von  Stadt 
und  Land,  d.  h.  die  Durchführung 
einer  zweifachen,  grundsätzlich 
unterschiedlichen  menschlichen  Sied- 
lung wird  entscheidend  für  die 
Trennung  der  Urproduktion  von  der 

j  Stoffverarbeitung.  Je  schärfer  der 
Stadtcharakter  sich  ausprägt,  desto  deut- 

I  lieber  tritt  diese  Arbeitsteilung  in  die  Erschei- 
nung —  und  umgekehrt.  In  den  Anfängen  der 
städtischen  Entwicklung  kommt  diese  Diffe- 
renzierung weniger  zum  Ausdruck.  Die  uni- 
verselle Hauswirtschaft  ist  auch  jetzt  noch 
vorherrschend.  Je  dichter  aber  die  Besied- 
lung der  Stadt  wird  und  je  kleiner  der  dem 
einzelnen  zur  Verfügung  stehende  Boden 
ist  —  bis  er  scliließlich  nur  noch  Raum  für 
das  Wohnhaus  läßt  — ,  desto  mehr  wird  die 
Stotfverarbeitung  selbständige  Erwerbs- 
quelle. In  dem  Maße  als  die  Stadtmauer  den 
territorialen  Spielraum  der  Stadtbewohner 
einschränkt,  werden  diese  gezwungen,  einer 
Erwerbstätigkeit  obzuliegen,  die  auf  be- 
schränktem Räume  die  Güterbeschaffung 
ermöglicht.  Es  ist  kein  Zufall,  daß  in  jenen 
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Städten,  die  verhältnismäßig  früh  die  be- 
deutungsvolle Scheidewand  zwischen  sich 
und  dem  umliegenden  Land  aufrichten,  auch 
die  Ausbildung  des  Handwerks  rasche 
Fortschritte  macht. 

Die  Organisation  dieses  Handwerks  sorgt 
dann  dafür,  daß  innerhalb  der  Stoftver- 
arbeitung  die  berufliche  Spezialisierung 
weiter  um  sich  greift.  Zunächst  ist  diese 
gar  nichts  anderes  als  eine  Folge  der  tech- 
nischen Arbeitsteilung  auf  den  großen 
Gütern.  Die  hier  als  Hörige  gewerblich 
tätigen  Arbeiter  —  teilweise  schon  Lohn- 
werker  —  siedeln  sich  in  der  Stadt  an  und 
machen  ihre  speziellen  Fähigkeiten  zur  Basis 
eines  selbständigen  Berufes.  Die  so  zustande 
gekommene  Differenzierung  hält  sich  aber 
zunächst  in  engen  Grenzen:  im  Rahmen 
der  gewerblich-technischen  Arbeitsteilung  auf 
den  Gütern.  Je  mehr  aber  die  Nachfrage 
nach  den  Erzeugnissen  dieser  Handwerker 
steigt,  um  so  schneller  greift  die  Aufteilung 
der  wenigen  Handwerkszweige  in  eine  Fülle 
von  Handwerksarten  um  sich.  Von  ent- 
scheidender Bedeutung  wird  hierbei  die 
Zunftinstitution  mit  ihren  aus  der  Idee 
der  Nahrung  heraus  geborenen  nivellierenden 
Vorschriften.  Die  systematisch  ver- 
hinderte Ausdehnung  der  einzelnen 
Handwerksbetriebe  führt  mit  Not- 
wendigkeit zu  immer  größerer  Be- 
rufsspezialisierung, die  schließlich  zu 
jener  bunten  Mannigfaltigkeit  und  hohen 
technischen  Fertigkeit  gelangt,  die  wir  am 
Ausgange  des  Mittelalters  sehen  (vgl.  den 
Art.  „Gewerbe"). 

Die  Arbeitsteilung  zwischen  Stadt  und 
Land  und  die  zunehmende  berufliche  Diffe- 
renzierung in  der  Stoffbearbeitung  einer- 
seits wie  der  mit  allgemeinem  Wohlstand 
im  Wachsen  begriffene  Bezug  von  Gütern, 
die  am  Ort  nicht  zu  gewinnen  sind,  ander- 
seits (Wein,  Gewürze,  Salz,  Eisen,  Bronze, 
Branntwein,  feine  Stoffe)  legt  schließlich 
auch  den  Grund  zu  weiterer  beruflicher 
Arbeitsteilung').  Den  Handwerkern  an  die 
Seite  tritt  der  Händler,  zuerst  den  Groß- 
handel, später  auch  den  Kleinhandel  zur 
Basis  selbständiger  Unternehmung  machend. 
Daneben  sehen  wir  in  der  mittelalterlichen 
Stadt  schon  —  und  später  noch  viel  mehr  — 
wirtschaftliche  Arbeit  anderer  Art  berufs- 
bildend auftreten,  vor  allem  auf  dem  Ge- 
biete der  persönlichen  Dienstlei- 
stungen. 

Die  berufliche  Arbeitsteilung  in  der  Stoft- 
bearbeitung  hat  seit  dem  Ausgange  des 
16.  bis  in  das  19.  Jahrb.  hinein  wesent- 
liche Fortschritte  nicht  mehr  gemacht. 
Zwar  hat  sie  niemals  aufgehört,  sich  weiter 


Auf  breiterer  Basis,  denn  die  Anfänge 
des  Handels  liegen  vor  der  Städtegründung. 


I  zu  entwickeln,  aber  erst  im  19.  Jahrh.  setzt 
sie  unter  dem  Einfluß  der  kapitalistischen 
Industriali;ierung  wieder  schneller  ein. 
Einmal  dadurch,  daß  vollständig  neue 
Unternehmungen  auftreten  (Elektrizitäts- 
industrie, Gasinstallation  usw.),  dann  aber 
auch  dadurch,  daß  die  für  das  Mittel- 
alter charakteristische  Aufteilung  der  Pro- 
duktion weitere  Fortschritte  macht.  Nehmen 
wir  als  Beispiel  die  Buchbinderei.  Noch 
im  18.  Jahrh.  machte  der  Buchbinder 
sozusagen  alles,  was  mit  dem  Leim-  und 
Kleistertopf  irgendwie  zusammenhing.  Aus 
seinem  umfangreichen  Arbeitsgebiet  scheiden 
aber  nach  und  nach  aus,  um  die  Basis  für 
selbständige  Unternehmungen  zu  werden: 
die  Herstellung  von  Albums,  Briefkuverts, 
Düten,  Galanteriewaren,  Gebet-  und  Ge- 
sangbüchern, Geschäftsbüchern,  Papier- 
Kurzwaren,  Papiersäcken,  Schreibbüchern, 
marmorierten  Papieren,  Monogrammen, 
Springfolien,  Mappen  u.  dgl.  Aus  der  Buch- 
binderei hervorgegangen  ist  auch  die  gesamte 
Kartonnagefabrikation,  die  ihrerseits  wieder 
mannigfach  spezialisiert  worden  ist:  Fabri- 
kation von  Atrappen,  Bonbonnieren,  Brief- 
ordnern, Brillenetuis,  Futteralen,  Hutschach- 
teln, Kartons,  Kotillonartikeln,  Musterkarten, 
Papierkragen,  Papnspielwaren  usw.  Manche 
dieser  Artikel  werden  zwar  auch  heute  noch 
iri  einer  Unternehmung  hergestellt,  für  alle 
gibt  es  aber  daneben  —  und  nicht  selten  aus- 
schließlich— Sonderunternehniungcn.  Wie  in 
der  Buchbinderei,  so  auch  sonst.  Die  Nadel- 
und  Drahtwarenverfertigung  z.  B.  weist  nach 
der  letzten  deutschen  Berufszählung  57,  die 
Verfertigung  von  Leim-  und  Webmaschinen 
73,  die  Maschinenherstellung  239,  die  An- 
fertigung musikalischer  Instrumente  53,  die 
Gerberei  und  Lederfabrikation  450  Speziali- 
täten auf.  Die  Herstellung  von  Speziali- 
täten wird  sogar  noch  weiter  aufgeteilt,  in- 
dem ein  einziges  Produkt  oft  in  mehreren 
selbständigen  Unternehmungen  vollendet 
wird  (Halb-  und  Fertigfabrikalion).  Gegen- 
über Versuchen,  diese  Erscheinung  als  eine 
besondere  Art  von  Arbeitsteilung  zu  charak- 
terisieren, ist  darauf  hinzuweisen,  daß  sie 
grundsätzlich  nichts  anderes  als  eine  Abart 
der  beniflichen  Arbeitsteilung  ist,  deren  ent- 
scheidendes Kriterium  —  die  Bildung  selb- 
ständiger Unternehmungen  —  hier  in  jeder 
Beziehung  gegeben  ist.  Kurzum:  die  Auf- 
fassung, daß  das  19.  Jahrh.  im  wesentlichen 
nur  die  technische  Arbeitsteilung  gebracht 
habe,  ist  falsch.  Freilich  ist  ein  großer  Teil 
dieser  Spezialisierung  kompensiert  worden 
durch  die  berufliche  Arbeitsvereinigung, 
die  gleichzeitig  auf  der  ganzen  Linie  gewerb- 
licher Tätigkeit  zur  Rückbildung  der  beruf- 
lichen Arbeitsteilung  geführt  hat.  Diese 
wichtige  Tatsache  wird  uns  noch  beschäf- 
tigen. 
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Gegenüber  der  gesellschaftlichen  Arbeits- 
teilung in  der  Stoffbearbeitung  ist  diejenige 
in  der  Urproduktion  zurückgeblieben. 
Ackerbau  und  V^iehzucht  in  ihren  mannig- 
fachen Differenzierungen  werden  auch  heute 
noch  in  einer  Unternehmung  betrieben. 
Wohl  liegt  der  Schwerpunlit  nicht  selten  auf 
einem  bestimmten  Gebiete  landwirtschaft- 
licher Tätigkeit  (Getreidebau,  Rübenbau, 
Pferdezucht,  Schafzucht,  Milchwirtschaft, 
Gemüsebau,  Schweinezuclit),  indessen  bringt 
die  Natur  der  Bodenbearbeitung  die  Kombi- 
nation verschiedener  Produktionsrichtungen 
in  der  Regel  mit  sich.  Völlig  heraus- 
getreten und  selbständig  geworden  sind  nur 
wenige  Arbeitsgebiete  der  Urproduktion. 
So  z.  B.  die  Gärtnerei,  die  ihrerseits  wieder 
eine  reiche  Spezialisation  aufweist:  Handels-, 
Kunst-,  Landschaftsgärtnerei,  Samenzucht, 
Kranzbinderei  u.  dgl.  Auch  die  Fischerei 
ist  zumeist  selbständige  Berufstätigkeit  ge- 
worden. Losgelöst  vom  landwirtschaftlichen 
Betrieb  ist  heute  in  steigendem  Umfange 
auch  die  Forstwirtschaft.  Selbständige  land- 
wirtschaftliche Berufstätigkeit  sind  ferner 
geworden:  Hopfenbau,  Tabakbau,  Weinbau, 
Bienenzucht,  zuweilen  auch  Obstzucht,  sowie 
neuerdings  die  Herstellung  von  Butter  und 
Käse.  Andererseits  greift  jetzt  auch  die 
der  Landwirtschaft  sowieso  eigentümliche 
Arbeitsvereinigung  wieder  stärker  um  sich, 
insonderheit  durch  Angliederung  landwirt- 
schaftlicher Nebenbetriebe  (Branntwein- 
brennerei, Essigfabrikation,  Zuckerfabri- 
kation usw.).  Da  auch  der  moderne  Bergbau 
herkömmlich  der  Urproduktion  zugerechnet 
wird,  ist  auch  auf  die  in  ihm  stattgehabte 
berufliche  Arbeitsteilung  hinzuweisen.  —  Im 
Handel  hat  die  berufliche  Arbeitsteilung 
ihren  Höhepunkt  nocli  später  erreicht,  sie 
ist  in  ihrer  üppigen  Entfaltung  ein  Produkt 
unserer  Zeit,  die  namentlich  den  Kleinhandel 
in  unzähligen,  selbständigen,  verschiedenen 
Unternehnmngen,  nach  Maßgabe  der  Waren, 
die  er  vertreibt,  erscheinen  läßt.  Die  Mannig- 
faltigkeit der  Waren  —  eine  Folge  verfeinerter 
Kultur  —  ist  hier  in  hohem  Maße  entschei- 
dend geworden  für  die  berufliche  Arbeits- 
teilung. Andererseits  sehen  wir  auch  hier 
die  Arbeitsvereinigung  sich  durchsetzen 
(Warenhäuser,  Bazare  usw.l. 

2.  Die  technische  Arbeitsteilung. 
Wir  verstehen  darunter  die  Zerlegung  des 
Produktionsprozesses  innerhalb  eines  Be- 
triebes in  einzelne  selbständige  Teilpro- 
zesse. Die  Anfänge  der  technischen  Arbeits- 
teilung entziehen  sich  historischer  For- 
schung; erst  in  der  Hauswirtschaft  sehen  wir 
sie  als  ein  wesentliches,  in  ihren  Wirkungen 
zu  beurteilendes  Moment  der  Güterbe- 
schaffung. Das  Zusammenleben  der  Men- 
schen in  Gruppen  (Sippe,  Familie),  die  in 
sich    Produktions-    und  Konsumtionsge- 


meinschaften sind,  führt  zur  Arbeits- 
teilung, die  in  ihrer  Richtung  ursprüng- 
lich durch  Geschlecht,  Alter,  Körperkraft, 
soziale  Stellung  und  zum  Teil  auch  durch 
Neigung  und  Befähigung  bestimmt  wird. 
Diese  hauswirtschaftliche  Arbeitsteilung, 
die  zur  vollen  Entfaltung  erst  in  den 
großen  mittelalterlichen  Fronhotswirtschaften 
kommt,  ist  technische  Arbeitsteilung  deshalb, 
weil  sie  sich  im  Rahmen  einer  Wirtschaft 
vollzieht  und  unter  dem  Gesichts- 
winkel der  Steigerung  der  Produk- 
tivität der  Arbeit  —  die  Triebkraft  jeder 
technischen  Arbeitsteilung  —  durchge- 
führt wird,  im  Gegensatz  zur  beruf- 
lichen Arbeitsteilung,  die  in  ihren 
Anfängen  durch  den  Austausch  der 
Produkte  bedingt  wird').  Man  tut 
!  gut,  diesen  fundamentalen  Unterschied  im 
Auge  zu  behalten.  Die  technische  Arbeits- 
teilung in  der  Hauswirtschaft  erreicht  ihren 
Höhepunkt  in  dem  Augenblick,  wo  die 
berufliche  Arbeitsteilung  einsetzt.  Die  Or- 
ganisation der  Güterherstellung  vereinfacht 
sich  von  da  ab  sehr  erheblich  und  zw'ar  nach 
beiden  Seiten:  in  der  Urproduktion  wie  in 
der  Stoff bearbeitung  —  aber  auf  Kosten  des 
ökonomischen  Prinzips.  In  der  Hauswirt- 
schaft hört  die  technische  Arbeitsteilung  in 
dem  Maße  auf,  als  sie  sich  reiner  Urproduk- 
tion zuwendet  —  im  „Handwerk"  aber  wird 
ihr  Autkommen  künstlich  zurückgehalten: 
Das  ist  in  wenigen  Worten  die  Situation,  wie 
sie  bei  Beginn  der  Städtebildung  einsetzt 
und  mit  deren  Blüte  immer  schärfer  zum 
Ausdruck  kommt.  Die  nivellierenden  Vor- 
schriften der  Zunft  verhindern  systematisch 
die  Steigerung  der  Arbeitsproduktivität. 
Nicht  Arbeitsteilung  innerhalb  einer  Hand- 
werksunternehmung —  nach  Maßgabe  des 
Vorbildes  der  großen  Güter  —  sondern 
Aufteilung  der  Produktion  (berufliche  Ar- 
beitsteilung) in  selbständige  Unternehmungen 
ist  die  Folge  der  die  Vergrößerung  der  Hand- 
werksbetriebe künstlich  verhindernden  Vor- 
schriften der  Zünfte.  Ein  Zustand,  der  zu- 
nächst einen  volkswirtschaftlichen  Rück- 
schritt bedeutet,  in  weiterer  Folge  aber  auf  der 
Basis  der  durch  ihn  herbeigeführten  beruf- 
lichen Arbeitsteilung  jene  gewaltige  Pro- 
duktivität der  Arbeit  auslöste,  die  wir  im 
19.  Jahrh.  erlebten. 

Technische  Arbeitsteilung  in  dem  Sinne, 
daß  die  Herstellung  eines  Produktes 


1)  Ihre  Weiterführung  erfolgt  zunächst  durch 
die  nivellierenden  Vorschriften  der  Zunft;  später 
ist  sie  zum  Teil  auch  Ergebnis  der  Kapital- 
armnt.  Erst  im  18.  u.  19.  Jahrh.  steht  die 
berufliche  Arbeitsteilung  unter  dem 
Zeichen  der  Steigerung  der  Produk- 
tivität, dem  die  technische  Arbeits- 
teilung von  vornherein  untergeordnet 
war. 
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(nicht  bloß  der  Gesamtproduktionsprozeß 
innerhalb  einer  Wirtschaft)  zerlegt,  die 
einzelnen  Prnduktionsstadien  verselbständigt 
und  deren  Bearbeitung  einzige  Betätigung 
eines  Menschen  wird,  sehen  wir  erst  in 
der  Manufaktur,  die  vereinzelt  im  17.,  all- 
gemeiner im  18.  Jahrh.  aufkommt.  Diese 
Art  der  technischen  Arbeitsteilung  unter- 
scheidet sich  von  derjenigen  in  den  Fron- 
bofswirtschaften  nicht  prinzipiell,  sondern 
nur  graduell:  dort  wie  hier  beherrscht  der 
einzelne  zunächst  den  gesamten  Produktions- 
prozeß in  seiner  bunten  Mannigfaltigkeit, 
und  dort  wie  hier  wird  die  Vielseitigkeit 
seiner  Beschäftigung  der  höheren  Gesamt- 
produktivität der  Wirtschaft  wegen  nach 
und  nach  eingeschränkt.  Die  höchstmögliche 
Ausbildung  —  quantitativ  und  qualitativ  — 
in  einer  Arbeit  ist  hier  wie  dort  das  Ziel. 
Der  Unterschied  besteht  nur  darin,  daß  die 
Manufaktur  in  der  Beschränkung  der  Viel- 
seitigkeit weiter  geht.  Zwar  auch  nicht  so- 
fort, denn  in  ihren  Anfängen  erhöht  sie  die 
Produktivität  de.s  Arbeiters  lediglich  dadurch, 
daß  sie  ihn  immer  denselben  Gegenstand 
herstellen  läßt,  ohne  diesen  aufzuteilen. 
Erst  ganz  allmählich  greift  sie  in  ihrer 
technischen  Arbeitsteilung  über  die  Fron- 
hofswirtschaft hinaus,  indem  sie  eine  kleine 
Teilarbeit  an  einem  Produkt  zur  aus- 
schließlichen Beschäftigung  maclit,  was  sich 
aber  lediglich  als  eine  Forlbildung  der  alten 
technischen  Arbeitsteilung  ausweist  und  des- 
halb nicht  etwas  grundsätzlich  Neues  ist. 
Ihre  höchste  Ausbildung  erreicht  die  tech- 
nische Arbeitsteilung  erst  in  der  modernen 
Fabrik  in  Vcrbiiiduiig  mit  der  Maschine,  die 
um  so  schneller  zur  Kinführung  kommt,  als 
es  gelingt,  die  Produktionsstadien  so  zu  ver- 
einfachen, daß  sie  der  Mechanisierung  zu- 
gängig werden. 

Die  Wi  rkungen  der  technischen  Arbeits- 
teilung wollen  unter  doppeltem  Gesichts- 
winkel beurteilt  sein.  Was  bedeutet  sie  für 
die  Gcsellschaflswirtschaft,  was  für  den 
einzelnen  Menschen?  Ohne  Zweifel:  Jene 
gewaltige  Steigerung  der  Produktivität 
menschlicher  Arbeit,  die  wir  im  Laufe 
des  19.  Jahrh.  vor  allem  in  der  Stoff- 
verarbeitung sehen,  ist  im  wesentlichen 
der  Arbeitsteilung  zu  danken.  Dadurch, 
daß  der  einzelne  Arbeiter  immer  wieder 
dieselbe  Leistung  zu  vollbringen  hat, 
erreicht  er  eine  Virtuosität,  die  bei  einem 
Menschen,  der  vielseitiger  beschäftigt  wird, 
unmöglich  ist.  Machen  wir  uns  das  wieder 
an  dem  typischen  Beispiel  der  Buchbinderei 
klar.  Ihrer  gröbsten  Differenzierung  nach 
zeigt  die  technische  Arbeitsteilung  in  einem 
Leipziger  Großbetrieb  folgende  selbständige 
Produktionsstadien:  das  Falzen  der  Bogen, 
das  Zusammentragen  der  Bogen,  das  Vorsatz- 
machen, das  Heften  (mit  Draht  oder  Zwirn), 


das  Leimen,  das  Beschneiden,  das  Marmo- 
rieren, das  Goldschnittmachen,  das  Ab- 
pressen, das  Kaptälen,  das  Zuschneiden  von 
Pappdeckeln,  Leder,  Kaliko,  Papier  u.  dgl., 
das  Deckennlachen,  das  Vergolden,  den 
Farbendruck,  das  Einhängen.  In  sich  sind 
diese  Teilprozesse  wieder  mannigfach  diffe- 
renziert. In  der  handwerksmäßig  organi- 
sierten Buchbinderei  muß  der  einzelne  Ar- 
beiter alle  Stadien  dieses  Verfahrens  be- 
herrschen, da  er  den  Einband  von  Anfang 
bis  zu  Ende  selbständig  anfertigt.  Hierdurch 
geht  in  doppelter  Beziehung  Zeit  verloren: 
einmal  gehen  ihm  die  Einzelarbeiten  nicht 
so  schnell  von  der  Hand  wie  dem  Arbeiter, 
der  jahraus  jahrein  nur  falzt,  heftet,  zu- 
schneidet, beschneidet,  marmoriert.  Decken 
macht  oder  dgl.,  zum  anderen  erfordert  der 
Uebergang  von  einer  Teilarbeit  zur  an- 
deren erheblichen  Zeitverlust.  Wenn  der- 
selbe Arbeiter,  nachdem  er  die  Bücher 
beschnitten  hat,  sie  auch  marmoriert  oder 
j  gar  mit  Goldschnitt  versieht  und  in  weiterer 
Folge  abpreßt  und  fertig  macht,  so  wird  da- 
I  durch  gewissermaßen  jedesmal  ein  vollstän- 
I  diger  Szenenwechsel  erforderlich:  ganz  an- 
dere Werkzeuge  und  Materialien  müssen 
herbeigeschafft  und  verarbeitet  werden.  Mar- 
morieren, Güldschnittmachen  und  Farben- 
druck sind  z.  B.  so  auseinandergehende 
Tätigkeiten,  daß  geradezu  von  wesensver- 
schiedenen Arbeiten  gesprochen  werden  kann. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  der  arbeitsteilige 
Großbetrieb  infolge  der  einseitigen  Ausbil- 
dung seiner  Leute  und  der  Zeitersparnis 
beim  Uebergang  des  Produktes  aus  einem 
Stadium  in  das  andere  eine  gewaltige  Ueber- 
Icgenheit  erhält,  die  dadurch  noch  gesteigert 
wird,  daß  die  manuelle  Geschicklichkeit  der 
einzelnen  durch  die  Maschine  nicht  nur 
unterstützt,  sondern  über  ihr  natürliches 
Ausmaß  hinausgehoben,  nicht  selten  sogar 

—  wenn  die  Maschine  selbsttätig  läuft  — 

'  entbehrlich  gemacht  wird.  Im  letzteren  Falle 

—  z.  B.  bei  der  Falzmaschine  —  hat  der 
Arbeiter  dann  nur  die  Ilerbeischaffnng  der 
Bogen  und  deren  Wegnahme  in  gefalztem 
Zustand  zu  besorgen.  Daß  diese  Wirkung 
der  Maschine  im  wesentlichen  durch  deren 
mechanischen  Antrieb  (Dampf,  Gas,  Elek- 
trizität usw.)  ausgelöst  wird,  braucht  nicht 
besonders  hervorgehoben  zu  werden.  Um 
die  Leistungsfähigkeit  einer  arbeitsteilig 
organisierten  Buchbinderei  mit  etwa  40() 
Arbeitern   und   Arbeiterinnen   zu  denion- 

i  strieren,  sei  erwähnt,  daß  eine  Leipziger 
Firma  neben  den  laufenden  Arbeiten  in  2.5 
Tagen  2.30000  Einbände  von  Bismarcks 
,, Gedanken  und  Erinnerungen"  angefertigt 
hat.  Da  von  400  Arbeitern  etwa  300  aus- 
schließlich hiermit  beschäftigt  gewesen  sind, 
kommen  auf  den  Kopf  38  Einbände  pro  Tag 
(mit  Ueberstunden).   Ein  Buchbindergehilfe 
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würde,  wenn  er  die  Bücher  an  der  Heftlade 
heftete  —  was  im  Kleinbetrieb  die  Regel 
ist  und  vor  Erfindung  der  Heftmaschine 
(1876)  ausschließlich  üblich  war  —  die 
gleiche  Arbeit  kaum  in  einer  Woche  be- 
wältigen. Dies  Resultat  ist  um  so  be- 
merlsenswerter,  als  der  Großbetrieb  die 
Ueberlegenheit  mit  zum  Teil  recht  minder- 
wertigen Arbeitskräften  (Frauen  und  Mäd- 
chen) erreicht,  während  der  Handwerks- 
geselle, sofern  er  den  Einband  einschließlich 
der  Vergoldung  herstellen  will,  ungewöhn- 
lich qualifiziert  sein  muß.  Das  ist  eben  ein 
weiterer  Vorzug  des  arbeitsteiligen  Groß- 
betriebes, daß  er  vielfach  mit  bloß  ange- 
lernten und  daher  billigen  Arbeitskräften 
auskommt.  Indessen  muß  vor  einseitiger 
Betonung  dieses  Moments  gewarnt  werden, 
weil  in  manchen  Industriezweigen  die  An- 
forderungen an  den  Teilarbeiter  ein  hohes 
Maß  von  Geschicklichkeit  voraussetzen,  z.  B. 
in  der  Metall-  und  Holzindustrie.  In  un- 
zähligen Betrieben  ist  der  Arbeiter  freilich 
nichts  weiter  als  ein  Automat'). 

Im  ganzen  bedeutet  die  technische 
Arbeitsteilung  in  Verbindung  mit  dem 
Maschinenwesen  demnach  eine  gewaltige 
Steigerung  der  Arbeitsproduktivität  und  da- 
mit eine  ungewöhnliche  Vermehrung  der 
den  Menschen  zur  Verfügung  stehenden 
Güter.  Mit  der  gleichen  Zahl  von  Arbeits- 
kräften wird  heute  ein  Vielfaches  von  dem 
geleistet,  was  früher  möglich  war.  Der  Ver- 
brauch an  Arbeitskräften  im  Verhältnis  zur 
Menge  und  Beschaffenheit  des  Produzierten 
hat  sich  zugunsten  der  letzteren  wesentlich 
verschoben.  Dieses  Ergebnis  ist  freilich 
teuer  genug  erkauft  worden,  denn  die  Steige- 
rung der  Arbeitsproduktivität  durch  tech- 
nische Arbeitsteilung  hat  für  den  einzelnen 
die  Tatsache  zur  Folge,  daß,  wie  schon  er- 
wähnt, in  der  Arbeit  in  immer  geringerem 
Maße  der  Mensch  im  Menschen  sich  ausleben 
kann.  Die  Arbeit  wird  inhaltsloser  und  un- 
befriedigender. Sie  ist  in  der  Hauptsache 
nur  noch  das  Aequivalent  für  den  durch 
sie  herbeigeführten  wirtschaftlichen  Erfolg. 
Da  die  technische  Arbeitsteilung  nicht  nur 
in  den  der  unmittelbaren  Produktion  dienen- 
den Betrieben  herrscht,  sondern,  sinngemäß, 
in  weitestem  Umfange  auch  sonst  zur  An- 
wendung kommt  —  fast  darf  man  sagen: 
überall  dort,  wo  die  Voraussetzungen  dafür 


')  Diese  Tatsache  hat  dazu  geführt,  daß  im 
Laufe  des  19.  Jahrb.  in  großem  Umfange  Frauen 
und  Kinder  der  industriellen  Produktion  zuge- 
führt worden  sind.  Die  hierdurch  bedingte  Auf- 
lösung oder  Lockerung  des  Familienlebens  ist 
in  Verbindung  mit  den  daraus  resultierenden 
gesundheitlichen  Schädigungen  eine  der  tief- 
greifendsten Begleiterscheinung  der  technischen 
Arbeitsteilung.  Vgl.  den  Art.  „Frauenarbeit 
und  Frauenfrage". 


vorhanden  sind  — ,  so  trifft  das  für  die  In- 
dustriearbeiter Ausgeführte  für  die  Mehrzahl 
aUer  derjenigen  zu,  die  überhaupt  wirtschaft- 
liche Arbeit  verrichten  —  nicht  zuletzt  für 
das  Heer  der  Staats-  und  Gemeindebeamten. 
Auf  die  Konsequenzen  dieser  Erscheinung  ist 
schon  an  anderer  Stelle  hingewiesen  worden. 

3.  Die  Arbeitsvereinigung.  Die 
Kehrseite  der  Arbeitsteilung  ist  die  Arbeits- 
vereinigung, die  sich  vom  Standpunkt  der 
zusammenfassenden  Einheit  sowohl  für  die 
technische  wie  für  die  berufliche  Arbeits- 
teilung ergibt.  Demgemäß  unterscheiden 
wir  technische  und  berufliche  .\rbeits- 
vereinigung.  a)  Technische  Arbeitsvereini- 
gung. Hier  bedarf  es  nicht  vieler  Worte, 
denn  die  Kooperation  erst  bringt  die  Arbeits- 
teilung zur  Geltung,  läßt  sie  ihren  Zweck 
erreichen.  Die  Ursache  der  Produktivität 
der  Arbeitsteilung  liegt  nicht  in  den  ein- 
zelnen Teiloperationen,  sondern,  wie  Friedrich 
List  schon  treffend  hervorhebt,  in  deren  Ver- 
einigung. Von  der  Zweckmäßigkeit  der 
Anordnung  der  Arbeitsteilung  hängt  deren 
Erfolg  ab.  Je  besser  die  technische  Arbeits- 
vereinigung organisiert  ist,  um  so  größer  die 
Steigerung  der  Arbeitsintensität.  Hier  liegt, 
was  oft  übersehen  wird,  eine  der  wesent- 
lichsten Aufgaben  des  Unternehmers,  b)  Be- 
rufliche Arbeitsvereinigung.  Hierbei  handelt 
es  sich  um  eine  Erscheinung,  die  im  neueren 
Wirtschaftsleben  von  großer  Bedeutung  ge- 
worden ist.  Wie  bei  Besprechung  der  be- 
ruflichen Arbeitsteilung  bereits  bemerkt, 
stellt  sie  gewissermaßen  deren  Rückbildung 
dar.  Bedeutet  erstere  die  Aufteilung  des 
Produktionsprozesses  in  immer  neue  Unter-  • 
nehmungen,  so  handelt  es  sieh  bei  letzterer 
um  die  Zusammenfassung  verschiedener, 
bisher  selbständiger  Unternehmungen  zu 
einem  Gesamtunternehmen.  Typisch  hierfür 
ist  z.  B.  das  Bibliographische  Institut  in 
Leipzig,  das  in  sich  vereinigt:  Schriftgießerei, 
Buchdruckerei,  Lithographische  Anstalt, 
Gravieranstalt,  Buchbinderei,  Kartonnagen- 
fabrikation und  Buchhandel.  Abgesehen  von 
der  Rohmaterialfabrikation  ist  hier  die  ge- 
samte Herstellung  des  Buches  in  eine  Hand 
genommen.  Dieses  Bestreben,  den  ganzen 
Produktionsprozeß,  oder  doch  dessen  größten 
Teil  in  einer  Unternehmung  zu  vereinigen, 
ist  für  unsere  industrielle  Entwicklung 
direkt  charakteristisch  geworden.  Es  ist 
noch  nicht  ausgemacht,  daß  hierdurch 
unter  allen  Umständen  eine  größere 
Produktivität  herbeigeführt  wird,  denn  je 
größer  die  Zahl  der  in  einem  Unternehmen 
vereinigten  Betriebe  ist,  um  so  schwieriger 
die  Leitung.  Wohl  aber  wächst  die  Unab- 
hängigkeit des  Unternehmers  von  den  Vor- 
industrien, wie  auch  die  Abhängigkeit  von 
den  Weiterverarbeitern  eine  geringere  wird. 
Die  Stetigkeit  des  Geschäfts  ist  gesicherter 
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und  damit  die  Rentabilität  eine  größere. 
Diese  berufliche  Arbeitivereiniguns  wird 
u.  a.  durch  das  Kartellwesen  gefördert: 
die  einzelnen  Unternehmungen  gliedern  sich 

i'ene  Betriebe  an,  deren  Produkte  sie  ge- 
irauchen;  sie  entziehen  sich  dadurch  der 
Preispolitik  des  Kartells  für  dieses  Produkt. 
Die  Eisenwerke  z.  B.  kaufen  Kohlenzechen, 
große  Zeitungsunternehmungen  gliedern  sich 
Papierfabriken  an  usw.  In  anderen  Fällen 
führt  die  geringe  Kentnbilität  eines  Unter- 
nehmens zur  Kombination;  das  Handwerk 
z.  B.  hat  den  Kleinhandel  an  sich  gezogen: 
der  Buchbinder  ist  nebenbei  Papierhänalcr, 
der  Tischler  Möbclhändler,  der  Schuhmacher 
Schuhhändler,  der  Friseur  Parfümeriehändler 
usw.  In  derselben  Richtung  liegt  auch  die 
Anglicderung  von  Transportunternehmungen 
(z.  B.  Straßenbahnen)  an  die  großen  Elek- 
trizitätsgesellschaften. Besonders  stark  aus- 
gepräjjt  ist  (wie  schon  bemerkt)  die 
berufliche  Arbeitsvereinigung  im  Handel 
(Warenhäuser),  doch  wirkt  hier  auch  die 
Teilung  in  Spezialgeschäfte  in  entgegenge- 
setzter Richtung.  Kurzum,  die  berufliche 
Arbeitsvereinigung  begegnet  uns  in  der  mo- 
dernen Gesellschaftswirtschaft  auf  Schritt 
und  Tritt:  das  Ende  ihrer  Weiterentwick- 
lung ist  vorläufig  noch  gar  nicht  abzusehen. 
(Vgl.  die  Artt.  „Fabrik",  „Kartelle", 
„Syndikate",  „Trusts".) 

6.  Die  Arbeitssystemc.  Unter  Arbeits- 
system verstehen  wir  mit  Philippovich 
die  Gesamtheit  der  rechlliclien  und  wirt- 
schaftlichen Bedingungen,  welche  für  das 
Eingehen,  den  Bestand  und  die  Auflösung 
des  Arbeitsverhältnisses  gegeben  sind.  Im 
ganzen  können  wir  vier  Typen  von  Arbeits- 
systemen unterscheiden:  1.  Das  System 
der  Unfreiheit.  Der  Arbeiter  ist  weder 
in  der  Wahl  des  Käufers  seiner  Arbeits- 
kraft, noch  in  der  Wahl  des  Arbeitsortes 
noch  in  bezug  auf  das  Aequivalent  für  seine 
Arbeil  irgendwie  selbstentseheidend.  In  allen 
das  Arbeitsverhältnis  angehenden  Dingen  ist 
er  ausschließlich  dem  Willen  eines  Dritten 
unterworfen.  In  seiner  reinsten  Form 
sehen  wir  dieses  System  in  der  Sklaverei, 
weniger  scharf  ausgeprägt  —  in  ihrer  Wir- 
kung vom  einzelnen  oft  noch  härter 
empfunden  —  in  der  Erbuntertänigkeit 
bzw.  Leibeigenschaft.  2.  Das  System  der 
individuellen  I<"reiheit.  Das  Arbeits- 
verhältnis beruht  auf  Vertrag.  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  sind  in  rechtlicher 
Beziehung  völlig  gleichgestellt.  „Der  frei- 
willig abgeschlossene  Vertrag"  regelt  alle 
Beziehungen  zwischen  ihnen.  Dieses  System 
ist  im  wesentlichen  erst  im  19.  Jahrh.  zu 
allgemeiner  (Geltung  gekommen,  als  Folge 
der  Aufklärungsideen  des  18.  Jahrh.  und 
ihrer  Fruchtbarmachung  für  das  Wirtschafts- 
leben durch  die  klassische  Nationalökonomie 


(ökonomischer  Individualismus).  Im  Gewerbe 
sehen  wir  zwar  schon  erheblich  früher  ein 
erkleckliches  Maß  von  individueller  Freiheit 
im  Arbeitsverhältnis;  indessen  verfügt  der 
Handwerksmeister  doch  über  so  weitgehende, 
gesetzlich  fundierte  Herrschaftsrechte,  daß 
von  einem  freien  Arbeitssystem  nicht  die 
Rede  sein  konnte.  3.  Das  System  der 
korporativen  Gebundenheit.  Das  Ar- 
beitsverhältnis wird  auch  hier  durch  Ver- 
trag begründet,  dieser  aber  nicht  zwischen 
einem  Unternehmer  und  einem  Arbeiter, 
sondern  zwischen  deren  Organisationen  ge- 
schlossen; nicht  selten  ist  auch  ein  einzelner 
Unternehmer  Kontrahent  gegenüber  einer 
Mehrzahl  von  Arbeitern.  Der  moderne  Tarif- 
vertrag ist  charakteristisch  für  dieses  Sy- 
stem (vgl.  die  Artt.  ,, Arbeitsrecht".  „Ar- 
beitskämpfe", „Koalition  unil  Koalitions- 
verbote", „Tarifvertrag").  4.  Das  System 
der  Gebundenheit  durch  herrscliende 
Gewalt.  Das  .\rbeitsverliältnis  entsteht 
auch  durch  Vertrag.  Dieser  sagt  aber 
nichts  über  den  Inhalt  des  Arbeits- 
verhältnisses. Letzteres  ist  vielmehr  ein 
Dienstverhältnis,  in  welchem  der  Arbeiter  der 
Befehlsgewalt  des  „Dienstgebers"  unter- 
worfen ist.  Charakteristisch  hierfür:  das  Ar- 
beitsverhältnis der  Staats-,  Landes-  und 
Gemeindebeamten,  der  Seeleute  und  der 
Eisenbahnbediensteten.  Bei  der  immer  mehr 
um  sich  greifenden  Staatstätigkeit  auf 
solchen  Erwerbsgebieten,  die  früher  aus- 
schließlich Privaten  überlassen  waren,  se- 
winnt  dies  Arbeitssystem  auch  für  Angosli  llti' 
und  Arbeiter  an  Bedeutung.  Es  ist  deshalb 
wichtig,  daß  in  konstitutionell  regierten 
Staaten  die  ßefehlsgewalt  des  Dienstgebers 
(oder  seines  Vertreters)  nicht  unbeschränkt 
ist.  Die  Gesetzgebung  stellt  für  die  Gestal- 
tung des  Arbeitsverhältnisses  bestimmte 
Direktiven  auf  (Lohn,  Gehalt,  Pension,  Ur- 
laub usw.).  Die  aktive  Mitwirkung  der  Ver- 
pflichteten beschränkt  sich  hierbei  in  der 
Regel  auf  die  Ausübung  des  Wahlrechts. 

Die  moderne  Rechtsauffassung  geht  von 
dem  Grundsatz  aus,  daß  Unternehmer  und 
Arbeiter  sich  als  gleichberechtigte  Kontra- 
henten gegenüberstehen.  Hierbei  ergibt  sich 
die  folgende  Konstellation.  Die  Kosten  der 
Arbeit  sind  für  den  Unternehmer  ein  Teil  — 
oft  der  erheblichste  —  der  Gesamtproduk- 
tionskosten. Er  ist  daran  interessiert,  sie 
niedrig  zu  halten;  je  mehr  ihm  dies  gelingt, 
um  so  größer  wird  —  innerhalb  bestimmter 
Grenzen,  auf  die  weiter  unten  einzugehen 
sein  wird  —  der  Unternehmergewinn  sein. 
Der  Arbeiter  hingegen,  dessen  einziges  Ein- 
kommen in  der  Regel  der  Erlös  aus  der  Ver- 
wertung seiner  Arbeitskraft  ist,  hat  das  Be- 
streben, diesen  möglichst  in  die  Höhe  zu 
treiben.  Entscheidend  für  den  Preis 
der  Arbeit  wird  schließlich  —  nicht 
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im  Augenblick,  aber  stets  auf  die  Dauer  — 
das  Quantitätsverhältnis  von  Ange- 
bot und  Nachfrage  auf  dem  Arbeits- 
niarkt.  Dieses  zu  beeinflussen,  ist  deshalb 
das  Bestreben  sowohl  der  Unternehmer  als 
auch  der  Arbeiter.  Bei  individuellem  Ver- 
tragsverhältnis und  absolut  gesicherten 
Rechtszuständen  ergibt  sich  dabei  zu- 
meist ein  Uebergewicht  der  Unternehmer. 
Der  Arbeiter  muß  —  im  wesentlichen  gilt 
dies  auch  von  den  Angestellten  — ,  um  seine 
Existenz  zu  fristen,  seine  Arbeitskraft  unter 
allen  Umständen  verwerten.  ,,Der  hungrige 
Magen"  treibt  ihn  dazu.  Demgegenüber  ist 
zW'ar  auch  die  Entschließungsfreiheit  des 
Unternehmers  durch  das  ,, fressende  Kapiial" 
beeinträchtigt.  Indessen  ist  der  Unternehmer 
—  sofern  er  dem  isolierten  Arbeiter  gegen- 
übersteht —  trotzdem  im  Vorteil;  denn  ab- 
gesehen von  Zeiten  ungewöhnlich  lebhaften 
Wirtschaftslebens,  wird  er  entweder  Ersatz- 
kräfte heranzuziehen  vermögen  oder  doch 
es  länger  ,, aushalten"  können  als  der  Ar- 
beiter. Die  Besitzer  der  Arbeit  suchen  diese 
für  sie  ungünstige  Konstellation  durch  ge- 
werkschaftliche Organisation,  vermittels 
deren  sie  zum  Abwarten  befähigt  werden, 
zu  beeinflussen.  Die  solcherweise  erzielten 
Erfolge  der  Arbeiter  sind  zeitweise  beträcht- 
lich gewesen.  Geringer  sind  sie  erst  dann 
geworden,  als  auch  die  Unternehmer  sich  in 
,,Arbe.itgeberverbänden"(s.  d. Art.)  organisier- 
ten. Die  neuerdings  in  den  Revohitionsländern 
erzielten  Erfolge  der  Arbeiter  sind  singulärer 
Art  und  nicht  zuletzt  auf  erschütterte  Staats- 
autorität oder  bewußte  Handhabung  der 
Staatsmacht  zugunsten  der  Arbeiter  zurück- 
zuführen. Für  ihre  Dauer  wird  schließlich 
die  wirtschaftliche  Ivonjunktur  entscheidend 
sein.  Im  übrigen  ist  in  allen  zivilisierten 
Ländern  damit  zu  rechnen,  daß  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  auch  unter  normalen 
Verhältnissen  in  steigendem  Umfange  die 
Arbeitsbedingungen  beeinflussen  werden.  Die 
„Arbeiterschutzgesetzgebung"  hat  aufgehört 
vor  der  Lohnregelung  haltzumachen  (vgl. 
die  Artt.  ,, Arbeiterschutzgesetzgebung", 
,, Gewerkvereine",  ,,Sozialisicrung"). 

7.  Das  Ausmaß  der  in  einer  Volks- 
wirtschaft verfügbaren  Arbeit.  Die  ma- 
terielle Bedürfnisbefriedigung  der  Menschen 
ist  jeweilig  abhängig  von  dem  Stande  der 
sachlichen  und  persönlichen  Produktions- 
faktoren. Beide  sind  mit  Ausnahme  des 
Grund  und  Bodens  innerhalb  einer  Volks- 
wirtschaft variabel.  Hier  soll  uns  die  Frage 
beschäftigen,  welche  Tatsachen  das  quanti- 
tative und  qualitative  Ausmaß  des  persön- 
lichen Produktionsfaktors  bestimmend  be- 
einflussen. In  erster  Linie  selbstverständlich 
Größe  und  Differenzierung  des  Volks- 
körpcrs.  Je  stärker  ein  Volk  sich  vermehrt, 
um  so  größer  die  Summe  verfügbarer  Arbeit. 


Daß  für  die  endgültige  Bevölkerungszu- 
nahme nicht  die  Geburtenziffer  allein, 
sondern  ebensosehr  die  Todesziffer  in  Be- 
tracht kommt,  ist  selbst  versländlich.  Unter 
der  Voraussetzung,  daß  die  höchstmösliche 

j  Menge  von  Arbeit  angestrebt  wird,  gilt  es, 

j  die  Bevölkenmgsvermehrung  in  der  Richtung 

I  des  ökonomischen  Prinzips  sich  entwickeln 
zu  lassen,  d.  h.  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder 
Geborene  nach  Möglichkeit  nicht  nur  das 
Arbeitsalter  erreicht,  sondern  in  ihm  auch 
solange  wie  irgend  angängig  — d.  h.  inner- 
halb der  durch  die  Natur  gezogenen  Grenzen 
—  verharrt.  Dadurch  wird  nicht  nur  das 
an  sich  mögliche  Höchstmaß  des  zur  Ver- 
fügung stehenden  Arbeitsquantums  erreicht, 
sondern  gleichzeitig  aucn  seine  billigste 
Beschaffenheit  gewährleistet.  Jeder  Mensch, 

I  der  stirbt,  ohne  zur  Arbeit  gekommen  zu 
sein,  wirkt  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten, 
die  er  verursacht  hat,  auf  die  volkswirtschaft- 
liche Bilanz  ungünstig  ein.  Andererseits 
ist  deren  günstige  Beeinflussung  um  so 
größer,  je  länger  der  Mensch  arbeitel,  weil 
sich  das  Verhältnis  von  Kosten  und  Leistung 
zugunsten  der  letzteren  verschiebt.  Die 
größere  oder  geringere  Ausprägung 
des  ökonomischen  Prinzips  in  der 
Volksvermehrung  ist  menschlicher 
Beinflussung  in  starkem  Maße  zu- 
gängic.    Das  Deutsche  Reich  z.  B.  hatte 

'  i.  J.  1872  auf  1000  Einwohner  41  Geborene 
und  30,6  Gestorbene,  i.  J.  1913  war  das 
Verhältnis  28,3: 15,8.'  Die  Todesziffer  ist 
demnach  in  einem  Menschenaltcr  von  30,6 
auf  15,8  zurückgegangen.  Der  verhältnis- 
mäßige Rückganc  der  Geburten  ist  durch 
wesentlich  stärkeren  Rückgang  der  Sferbe- 

,  fälle  kompensiert  worden.  Daß  hierbei  die 
Fortschritte  der  Medizin  und  die  besseren 
Lebensbedingungen  der  Arbeiterbevölke- 
rung eine  ausschlaggebende  Rolle  spielen, 
braucht  ebensowenig  begründet  zu  werden 

I  wie  die  Tatsache,  daß  die  soziale  Gesetz- 
gebung —  insonderheit  das  Versicherungs- 
wesen — jenen  Erfolg  mit  herbeigeführt  haben. 
Entscheidend  für  tlie  Todesziffer  ist  bis  auf 
weiteres  die  Säuglingssterblichkeit.  [In 
Deutschland  z.  B.  entfielen  in  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Kriege  14  ^^''^r  Sterbefälle 
auf  Kinder  des  1.  Lebensjahres.  Im  Durch- 
schnitt des  Reiches  starben  Vs  aller  Neu- 
geborenen im  1.  Lebensjahre.  Es  gab  aber 
Gegenden,  in  denen  die  Säuglingssterblich- 
keit 40  und  mehr  Prozent  erreichte.  Nehmen 
wir  an,  daß  alle  Geborenen,  die  vor  der  Voll- 
endung des  15.  Lebensjahres  sterben,  Arbeit 
im  volkswirtschaftlichen  Sinne  nicht  ge- 
leistet, sondern  nur  Kosten  verursacht  haben, 
so  ergibt  sich  für  Deutschland,  daß  von  den 
i.  J.1913gestorbenen(ohnedie  Totgeborenen) 
1  004  950  Menschen  auf  die  Altersklasse 
0—15  Jahre  393  184  fallen,  das  sind  39%. 


Arbeit 


383 


Von  allen  Gestorbenen  i.  J.  1913  hatten 
nur  33,6%  das  Alter  von  60  Jahren  über- 
schriltcnl 

Von  BcdeutiinK  für  das  Arbeitsquantiim 
ist  ferner  auch  die  Gliederung  der  Be- 
völkerung nach  dem  Geschlecht  und 
den  Altersklassen.  (Ueber  den  ganzen 
Komplex  dieser  Bevölkerungstatsachen  vgl. 
hauptsächlich  den  Art.  „Bevölkerungs- 
wesen", dann  auch  den  Art.  „Altersgliede- 
rung der  Bevölkerung"  oben  S.  257 ff.). 
Daß  ferner  von  tief  einschneidendem 
Einfluß  die  berufliche  Gliederung  ist, 
ist  in  anderem  Zusammenhang  schon 
angedeutet  worden.  Je  mehr  das  Ver- 
hältnis der  mittelbar  produktiven  oder  un- 
produktiven Berufe  —  zu  schweij;en  von 
den  überhaupt  nicht  wirtschaftlich  Tätigen 
—  sich  zu  Uligunsten  der  unmittelbar  pro- 
duktiven verschiebt,  desto  geringer  das  für 
die  Gülerbeschaffung  verfügbare  Arbeits- 
quantum. (Hierüber  vgl.  Art.  „Beruf  und 
Berufsstatistik".) 

Neben  den  Bevülkerungstatsachen  wirkt 
auf  das  Alaß  der  Arbeit  auch  die  Alt  des 
Arbeil  Bsystems  ein.  Die  Auffassung, 
daß  das  System  der  Unfreiheit  das  er- 
giebigste sei,  ist  heute  allgemein  aufgegeben. 
Die  Freiheit  der  Arbeit  hat  deren  höchste 
Ergiebigkeit  mit  sich  gebracht,  weil  der 
aus  der  Arbeit  dem  einzelnen  zugeführte 
Ertrag  sich  individuell  nach  Maßgabe  des 
Intensilätsgrades  regelt  —  ein  Ansporn  zur 
Steigerung  der  Arbeitsintensität.  Doch  auch 
bei  freiem  Arbeitssystem  kann,  bei  gleicher 
Bevölkerung,  die  Menge  der  zur  Verfügung 
stehenden  Arbeit  sehr  ungleich  ausfallen. 
In  den  modernen  Kulturstaaten  werden  der 
freien  Betätigung  und  Verwendung  mensch- 
licher Arbeitskraft  in  mehr  als  einer  Hinsicht 
Grenzen  gezogen.  Die  Arbeilerschutzgesetz- 
gebung  z.  B.  (s.  d.  Art.)  beschränkt  die 
Arbeitszeit  der  Frauen,  Kinder  und  Jugend- 
lichen sowie  der  in  gesundheitsschädlichen 
Betrieben  tätigen  Personen  erheblich.  Vor- 
schriften über  Sonntagsruhe  und  Nacht- 
arbeit greifen  ferner  ganz  allgemein  in  den 
Verbrauch  der  Arbeitskraft  ein.  Von  be- 
sonderer Bedeutung  ist  auch  der  in  den 
meisten  Industrieländern  verwirklichte  ge- 
setzliche Maxi  mal  arbeit  st  ag  von  acht  Stun- 
den und  weniger  (s.  oben  S.  29  ff.).  Die  Mei- 
nungen darüber,  in  welchem  Umfange  durch 
gesetzliche  oder  freiwillige  Beschränkungen 
im  Verbrauch  der  Arbeitskraft  die  Gesaml- 
arbeilsleistung  beeinflußt  wird,  gehen  ausein- 
ander. Daß  ein  Verbot  der  Kinderarbeit  und 
die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  in  gesund- 
heitsschädlichen Betrieben  sowie  die  Durch- 
führung eines  Maxinialarbcitstages  für  Frauen 
und  Jugendliche  letzten  Endes  zu  einer  Ver- 
mehrung des  Arbeitsquantums  führen,  wird 
zuweilen  noch  bestritten.    Die  Erfahrungen 


zeigen  jedoch,  daß  die  Befürchtungen,  die 
sieh  an  solche  Maßnahmen  knüpflen,  liin- 
fälligsind.  Strittiger  ist  indessen,  in  welchem 
Umfange  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
ganz  allgemein  die  Menge  der  verfügbaren 
Arbeit  bestimme.  Die  klassische  Sozial- 
ökonomik vertrat  mit  wenigen  Ausnahmen 
die  Auffassung,  daß  in  der  Industrie  seit 
der  Einführung  der  Maschinen  die  Länge 
der  Arbeitszeit  entscheidend  sei  für  das  Aus- 
maß der  Produktion.  Je  länger  demnach 
die  Maschinen  laufen,  um  so  grüßer  die 
Leistung  der  sie  bedienenden  Arbeiter. 
Heute  neigt  man  in  der  Wissenschaft  einer 
dieser  Anschauung  entgegengesetzten  Auf- 
fassung zu,  indem  angenommen  wird,  daß 
die  Arbeitsleistung  um  so  größer  sei,  je 
kürzer  die  Arbeitszeit  bemessen  werde. 
Es  erkläre  sich  dies  mit  der  durch  die  längere 
Ruhe  ermöglichten  Intensitätssteigerung  im 
Kräfleverbrauch.  Je  länger  die  Arbeitszeit, 
desto  geringer  der  Kraftaufwand  i)rn  Zeit- 
einheit, und  umirekehrt.  Hiernach  würde 
die  jVrbeitszeit  für  die  Menge  der  in  einer 
Volkswirtschaft  zur  Verfügung  stehenden 
Arbeit  von  untergeordneter  Bedeutung  sein. 
Innerhalb  bestimmter  Grenzen  ist  das 
zweifellos  richtig.  Die  in  den  letzten 
Jahrzehnten  in  den  Industrieländern  er- 
folgte allmähliche  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit ist  von  gesteigerter  Intensität  begleitet 
gewesen.  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  eine  plan- 
mäßige Verkürzung  der  Arbeitszeit  von 
14  und  mehr  auf  13,  12,  11  und  10  Stunden 
die  Arbeitsmenge  nicht  beeinträchtigt  hat. 
Indessen  geht  die  schematische  Verallge- 
meinerung Irrwege.  Die  Steigerung  der 
Arbeitsintensität  hängt  nicht  immer  vom 
Arbeiter  selbst  ab,  sondern  überall  da,  wo 
die  Industrie  mit  automatischen  Maschinen 
arbeitet,  wird  sie  durch  diese  bedingt.  Nur 
die  nichtautoniatischc  Maschine,  die  mehr 
den  Charakter  des  Werkzeugs  hat,  paßt  sich 
dem  durch  den  Arbeiter  eingeschlagenen 
Tempo  an.  Außerdem  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  auch  die  Steigerung  der  individuell  er- 
reichbaren Intensität  ihre  Grenzen  hat,  die 
—  je  nach  Arbeitern  und  Industriezweigen  — 
überaus  unterschiedlich  sind.  Es  steht  z.  B. 
außer  Zweifel,  daß  die  generelle  Einführung 
des  Achtstundentags  überwiegend  zu  einer 
Verringerung  der  zur  Verfügung  stehenden 
Arbeitsmenge  geführt  hat.  Sobald  man  sich 
auf  den  Standpunkt  st  eilt,  daß  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  diese  Wirkung  nicht  haben 
soll,  muß  sie  nicht  bloß  individuell  fort- 
schreiten, sondern  auch  bestimmte  (Jrenzen 
innehalten,  die  heute  in  vielen  Industrie- 
zweigen zweifellos  noch  über  8  Stunden 
hinausgehen.  Zu  beachten  ist,  daß  Kom- 
pensation gekürzter  Arbeitszeit  durch  ge- 
steigerte Inlensiiät  an  den  Willen 
hierzu  erhebliche  Anforderungen  stellt. 
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Ob  die  subjektive  Bereitwilligkeit,  diesen 
zu  entsprechen,  immer  vorhanden  ist, 
darf  nicht  ohne  weiteres  bejaht  werden, 
wenngleich  die  Erfahrungen  in  der  Nach- 
kriegszeit kaum  typisch  sind.  —  Näher 
auf  diese  Frage  einzugehen,  fällt  aus  dem 
Kähmen  der  hier  gestellten  Aufgabe  heraus. 
Vgl.  den  Art.  ,, Arbeitszeit"  und  die  Unter- 
suchungen von  Lujo  Brentano  in  seiner 
Schrift:  Ueber  das  Verhältnis  von  Arbeits- 
lohn und  Arbeitszeit,  2.  Aufl.  1893. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Rich- 
tung der  Produktion  ist  die  Menge  der  in 
einer  Volkswirtschaft  vorhandenen  quali- 
fizierten Arbeit,  die  ihrerseits  bedingt 
wird  durch  den  Stand  des  Erziohungs-  und 
Unterrichtswesens.  Je  besser  die  allgemeine 
Schulbildung  und  die  sich  daran  anschließende 
Fachbildung  ist,  desto  größer  die  Möglich- 
keit für  die  Unternehmer,  zur  Herstellung 
hochwertiger  Produkte  überzugehen.  Da 
den  alten  Industrieländern  nur  dieser  Weg 
bleibt,  wenn  sie  sich  gegenüber  den  mit 
billigen  Arbeitskräften  tätigen  neu  in  die 
Weltwirtschaft  eintretenden  Volkswirt- 
schaften behaupten  wollen,  wird  die  Menge 
der  zur  Verfügung  stehenden  qualifizierten 
Arbeit  je  länger  desto  mehr  von  entscheiden- 
der Bedeutung. 

Daß  schließlich  das  Quantum  und  die 
Qualität  verfügbarer  Arbeit  erheblich  durch 
natürliche  Veranlagung  der  Völker  und 
Stämme  sowie  durch  klimatische  Verhält- 
nisse —  die  mit  ersterer  zumeist  in  Wechsel- 
wirkung stehen  —  bedingt  werden,  ist  be- 
kannt. Diese  Differenzierung  wird  jedocli 
gern  überschätzt.  Die  verschiedene  Aibeits- 
intensität  der  einzelnen  Völker  ist  zum  guten 
Teil  die  Folge  mangelnder  Erziehung  zur 
Arbeit,  nicht  bloß  im  Sinne  äußerlichen 
Zwanges,  sondern  im  Hinblick  auf  den  Grad 
der  Einsicht,  daß  das  Aufsteigen  zu  höheren 
Daseinsformen  im  großen  und  ganzen  im 
innigsten  Zusammenhang  steht  mit  der 
Summe  aufgewendeter  Arbeit:  höhere 
Daseinsform  im  Sinne  der  Verfügung  über 
ein  größeres  Maß  von  Gütern.  Vermehrung 
und  Differenzierung  der  Bedürf- 
nisse sind  die  besten  Erziehungs- 
mittel zur  Arbeit.  Bedürfnislosig- 
keit wird  das  zur  Verfügung  stehende 
Arbeitsquantum  ungünstig  beein- 
flussen, selbst  bei  relativ  großer  Be- 
völkerungszahl. Damit  soll  natürlich 
nicht  gesagt  sein,  daß  der  Umfang  materieller 
Bedürfnisse  und  die  Menge  der  zu  ihrer  Be- 
friedigung aufgewendeten  Arbeit  den  Maßstab 
für  die  Kulturhöhe  eines  Volkes  abgeben. 

8.  Die  Grenzen  für  den  Verbrauch 
der  in  einer  Volkswirtschaft  verfügbaren 
Arbeit.  Nicht  so  sehr  die  Frage  der  Ver- 
mehrung der  zur  Verfügung  stehenden  Arbeit 
ist  heute   Gegenstand   beständiger  Sorge, 


sondern  an  Einfluß  gewinnt  in  Theorie  und 
Praxis  neuerdings  wieder  eine  Auffassung, 
welche  mehr  die  Grenzen  der  V^erwendungs- 
mögliehkeit  verfügbarer  Arbeit  in  den  Vorder- 
grund rückt.  Es  untei liegt  keinem  Zweifel, 
daß  hier  ein  Problem  von  größerer  Wichtig- 
keit vorliesrt,  von  dessen  Lösung  schließlieh 
jeder  Fortschritt  abhängt.  Steht  innerhalb 
einer  Volkswirtschaft  die  verfüsbare  Arbeits- 
menge in  dauerndem  Mißverhältnis  zu  ihrer 
Verwendungsmöglichkeit,  so  bedeutet  dies 
notwendig  ein  Herabsinken  der  Massen  in 
tiefere  Daseinsformen  —  ganz  zu  schweigen 
von  schlimmeren  Folgen.  Schon  eine  vor- 
übergehende Störung  dieses  Gleichgewichts, 
wie  die  Nachkriegszeit  sie  in  fast  allen  Län- 
dern mit  sich  gebracht  hat,  ist  von  durch- 
greifender Wirkung  auf  die  Lebenshaltung 
der  Massen  begleitet. 

Die  Nachfrage  nach  Arbeit")  innerhalb 
einer  Volkswirtschaft  wird  durch  die  mannig- 
fachsten Umstände  günstig  und  ungünstig 
beeinflußt.  In  erster  Linie  durch  den  Stand 
der  sachlichen  Produktionsfaktoren:  Boden 
1  und  Kapital.  Was  zunächst  den  ersteren 
1  betrifft,  so  spielt  bei  gegebener  Größe  und 
I  Qualität  naturgemäß  die  Richtung  seiner 
1  Bearbeitung  die  entscheidende  Rolle.  Je 
intensiver  diese  ist,  desto  größer  die  Zahl 
der  erforderlichen  Arbeitskräfte.  Innerhalb 
weiter  Grenzen  ist  die  Richtung  landwirt- 
schaftlicher Produktion  in  das  Ermessen 
des  Bewirtschafters  gestellt.  Ob  z.  B. 
Körnerbau,  Viehzucht  und  Milchwirtschaft, 
Rübenbau,  Gemüsebau  oder  irgendwelche 
andere  Kulturen  den  Schwerpunkt  des  Be- 
triebes ausmachen,  ist  nicht  ausschließ- 
lich eine  Bodenfrage,  sondern  stark  durch 
den  Willen  des  Bewirtschafters  und  die  Markt- 
lage bedingt.  In  einem  mehr  oder  weniger 
stark  ausgeprägten  Agrarstaat  wird  freilich 
die  Differenzierung  der  Bodenfrüchte  weniger 
mannigfaltig  sein  und  die  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  sich  in  engeren  Grenzen 
halten.  Sie  wird  in  dem  Maße  steigen 
als  es  gelingt,  durch  höheren  Ar- 
beits- (und  Kapital-)  Aufwand  die 
gegebene  Bodentläche  produktiver 
zu  gestalten,  vorausgesetzt,  daß  der 
ganze  einer  Volkswirtschaft  zur  Verfügung 
stehende  Boden  bereits  in  Anbau  genommen 
ist.  Hierbei  spielt  eine  besondere 
Rolle  die  landwirtschaftliche  Be- 
sitzverteilung. Durch  planmäßige 
innere  Kolonisation  kann  das  Pro- 
duktenquantum    pro  Wirtschafts- 


')  Im  Sinne  von  Arbeitskräften.  Der 
Sprachgebrauch  hat  sich  neuerdings  verschoben, 
indem  man  den  Unternehmer  als  den  Arbeit- 
geber, den  Arbeiter  als  den  Arbeitnehmer 
bezeichnet  und  demgemäß  Nachfrage  nach  Arbeit 
soviel  bedeutet,  wie  Nachfrage  nach  Arbeits- 
gelegenheit. 
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einheit  erheblich  gesteigert  werden, 
wodurch  pleiehzeitif;  erhöhte  Nach- 
frage nach  Arbeitskräften  Platz  greift. 

Innerhalb  des  reinen  Agrarstaates  wird 
€S  selbstverständlich  auch  eine  erhebliche 
Zahl  von  Arbeitskräften  geben  müssen, 
die  Stoff  veredelnder  Tätigkeit  obliegen.  In- 
dessen wird  deren  Umfang  immer  abhängig 
sein  von  dem  Quantum  an  Bodenfrüchten, 
welches  die  Landwirtschaft  über  ihren  eigenen 
Bedarf  hinaus  erntet,  denn  dieses  ist  das 
Aequivalent,  um  desseniwillen  die  Stoff- 
verarbeitende  Tätigkeit  Platz  greift.  Die 
Zahl  der  Beschäftigten  hängt  somit  ab  von 
der  Produktivität  der  Landwirtschaft.  Diese 
kann  aber  —  so  sehr  über  die  Grenzen  zu 
streiten  ist  —  auf  gegebenem  Boden  nicht 
beliebig  gesteigert  werden,  weil  das  Gesetz 
des  abnehmenden  Bodenertrages  dem 
entgegensteht  (vgl.  die  Artt.  „Abnehmender 
Ertrag", oben  S.Uff.  und  „Grundrente"). 
Mithin  in  ist  einem  Agrarstaat  die  Verwen- 
dungsmöglichkeit von  Arbeil  skräflen  innerlich 
begrenzt.  Malthus  hat  nun  siclicrlicli  recht, 
wenn  er  behauptet,  daß  die  Bevölkerung  an 
sich  die  Tendenz  hat,  über  diesen  Spielraum 
hinauszuwachsen  (vgl.  den  Art.  ,, Bevölke- 
rungslehre und  Bevölkerungspolitik"). 
Es  entstehen  somit  Bevölkerungsicilc,  die 
nicht  beschäftigt  (und  nicht  ernährt)  werden 
können  und  deshalb  auswandtrn  müssen; 
ist  letzteres  nicht  möglich,  so  sorgt  das 
„Gesetz  des  natürlichen  Regulativs"  dafür, 
daß  ein  entsprechendes  Verhältnis  zwischen 
der  Menge  der  Arbeitskräfte  und  deren  Ver- 
wendungsmöglichkeit wiederhergestellt  wird: 
ein  Prozeß,  der  mit  schweren  Leiden  für  die 
Bctciliirten  verbunden  ist. 

Soll  innerhalb  eines  Staates,  dessen  Boden 
völlig  unter  den  Pflug  genommen  ist  und 
der  eine  ausweichende  Steigerung  der  Pro- 
duktivität nicht  mehr  zuläßt,  eine  der  nor- 
malen Vermehrung  entsprechende  Bevölke- 
rung beschäftigt  werden,  so  ist  dies 
dadurch  möglich,  daß  die  gewerb- 
liche Tätigkeit  ausgedehnt  wird  und 
gegen  deren  Produkte  Bodenerzeug- 
nisse eingetauscht  werden,  die  in 
anderen  Volkswirtschaften,  deren 
Boden  noch  nicht  völlig  in  Angriff 
genommen  oder  an  sich  ergiebiger 
ist,  geerntet  sind.  Jene  Volkswirtschaften 
werden  somit  ihren  Ueberschuß  an  Boden- 
produkten eintauschen.  In  dem  Maße  als 
in  solchen  Gebieten  der  Anbau  des  Bodens 
fortschreitet  oder  dessen  Produktivität  er- 
höht wird,  können  Volkswirtschaften  mit 
steigender  Bevölkerungszahl  Nahrungsmittel 
dorther  beziehen,  indem  sie  Erzeugnisse  des 
Gewerbefleißes  dafür  hingeben.  Theoretisch 
ist  nun  sehr  wohl  ein  Zustand  denkbar,  der 
in  keiner  Volkswirtschaft  überschüssige  Agrar- 
produkte  mehr  entstehen  läßt.   Für  abseh- 


bare Zeit  ist  damit  aber  nicht  zu  rechnen, 
denn  es  gibt  auf  der  Erde  noch  weite  Ge- 
biete, die  des  Pfluges  harren  oder  doch  sehr 
erheblich  produktiver  gestallet  werden  kön- 
nen. Es  kommt  somit  für  die  Volkswirt- 
schaften der  alten  Kulturländer,  die  ihre 
Bevölkerung  mit  eigenen  Produkten  nicht 
mehr  ernälircn  können,  darauf  an,  ihre 
industrielle  Tätipkeit  für  den  Weltmarkt  aus- 
zudehnen, denn  diese  allein  ist  in  der  Lage, 
die  normal  wachsende  Bevölkerung  zu  be- 
schäftigen. (Vgl.  auch  die  Artt.  „Wellwirt- 
schaft ",,,A'-'rar- Industriestaat  oder  Industrie- 
staat?", oben  S.  62ff.1. 

Die  Möglichkeit  aer  Ausdehnung  ge- 
werblicher Tätigkeit,  die  in  letzter 
Linie  somit  von  dem  Stand  der 
internationalen  Bodenbewirtschaf- 
tung  abhängt,  ist  für  die  einzelne  Volks- 
wirtschaft zunächst  von  der  Größe  des  zur 
V'erfügung  stehenden  Kapitals  abhängig 
(das  Vorhandensein  von  iVrl)eitskräften  vot- 
ausgesclzt).  Je  größer  uiul  niannigfaltigcr 
dieses  Kapital  ist,  deslo  wciler  der  Spiel- 
raum für  die  Produktion.  In  den  Artikeln 
,. Kapital"  und  „Produktion"  ist  dies 
dargelegt. 

Die  Menge  der  erforderlichen  Arbeit  im 
gewerblichen  Produktionsprozeß  wird  im 
einzelnen  durch  mancherlei  Erscheinungen, 
beeinflußt,  die  nur  mittelbar  oder  überhaupt 
nicht  mit  den  bis  jetzt  besprochenen  Fak- 
toren zusammenhängen.  In  erster  Linie: 
ist  hier  der  Stand  der  Technik  von  Bedeutung. 
Je  entwickelter  diese  ist,  desto  ge- 
ringer das  Ausmaß  der  erforderlichen 
Arbeit  im  Verhältnis  zur  Menge  des 
Produzierten.  In  einer  Volkswirtschaft  rnit 
überwiegendem  Klein-  und  Mittelbetrieb 
auf  der  Basis  einer  mehr  empirischen,  hand- 
werksmäßigen Technik  bedarf  es  zur  Her- 
stellung einer  gleichen  Prodiiktenmengc  un- 
verhältnismäßig zahlreicherer  Arbeitskräfte 
als  in  einer  Volkswirt schaft,  die  den  Groß- 
betrieb mit  rationeller,  wissenschaftlicher 
Technik  aufweist.  Der  moderne,  durch  die 
Maschine  charakterisierte  Großbetrieb  ver- 
drängt in  steigendem  Umfange  Aibeits- 
kräfle.  Hieraus  hat  bekanntlich  Marx 
die  Konsequenz  gezogen,  daß  der  Be- 
daif  an  Menschen  in  der  gewerblichen 
Produktion  immer  kleiner  werde  und 
demgemäß  eine  gewaltige  Reservearmee  von 
unbeschäftigten  Arbeitern  die  unausbleib- 
liche Folge  des  modernen  Produktionspro- 
zesses sei.  Theoretisch  ist  das  zweifellos 
richtig,  denn  oberstes  Prinzip  jedes 
kapitalistisch  geleiteten  Unterneh- 
mens ist  die  ständige  Ausmerzung 
von  Arbeitskräften.  Im  letzten  Jahrzehnt 
vor  dem  Kriege  hatten  —  nach  dem  Vor- 
bild der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  unter  dem  Druck  der  hohen  Löhne  — 


Handwörtorbnch  der  Staatswissenschaften.  4.  Aufl.   Bd.  I. 
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diese  Bestrebungen  energisch  und  mit  großem 
Erfolge  aufs  neue  eingesetzt.  Emanzipation 
von  der  menschlichen  Arbeil  war  mehr  denn 
je  die  allgemeine  Losung.  Sie  ist  es  grund- 
sätzlich auch  heute  noch,  obwohl  in  der 
Nachkriegszeit  die  in  allen  Ländern  vor- 
handene Arbeitslosigkeit  ihrer  praktischen 
Durchsetzung  größere  Hemmungen  bereitet 
als  vor  dem  Kriege.  Doch  auch  abgesehen 
davon  ist  zu  tjeaeliten,  daß  die  Möglichkeit 
der  Verdrängung  menschlicher  Arbeit  durch 
die  Maschine  sieh  (wie  schon  dargelegt) 
in  engeren  Grenzen  bewegt  als  Marx  es 
angenommen  hat.  Vor  allem  spielt  die  schwer 
zu  ersetzende  qualifizierte  Arbeit  eine  größere 
Kolle  als  es  in  den  Anfängen  der  industriellen 
Entwicklung  bei  Beobachtung  der  ein- 
schlägigen Vorgänge  in  der  Textilindustrie 
den  Anschein  hatte.  Im  übrigen  ist  es  in 
normalen  Zeiten  stets  gelungen,  die  über- 
flüssig werdenden  Arbeitskräfte  durch  Ver- 
größerung und  Differenzierung  der  Produk- 
tion —  oft  freilich  nach  schweren  Ueber- 
gangszeiten  für  die  Beteiligten,  z.  B.  nach 
der  Einführung  des  mechanischen  Webstuhls 
und  der  Spinimiaschine  —  an  anderer  Stelle 
unterzubringen.  Die  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kräften ist  zu  keiner  Zeit  größer  gewesen 
als  unter  der  Herrschaft  des  kapitalistischen 
Industrialismus.  Was  dieser  an  der  einen 
Stelle  an  Arbeitskräften  ausmerzt,  das 
nimmt  er  an  anderer  Stelle  wieder  herein. 
Ob  dies  freilich  in  alle  Zukunft  so 
weiter  gehen  wird,  ist,  auch  abge- 
sehen von  der  singulären  kritischen 
Lage  der  Nachkriegszeit  eine  offene 
Frage.  Zu  übertriebenem  Optimismus  liegt 
kein  Anlaß  vor,  wie  andererseits  auch  den 
neuerdings  vertretenen  pessimistischen  Auf- 
fassungen zunächst  der  reale  Untergrund 
fehlt. 

Eine  Volkswirtschaft  oder  auch  die  ganze 
Weltwirtschaft  kann  in  einen  Zustand  ge- 
raten, der  die  Grenzen  für  die  Verwendungs- 
möglichkeit vorhandener  Arbeitskräfte  außer- 
ordentlich zieht.  Allgemeine  oder  partielle 
Wirtschaftskrisen,  der  Ausdruck  von 
Störungen  des  Gleichgewichts  zwischen  Pro- 
duktion und  Konsumtion,  können  die  Nach- 
frage nach  Arbeitskräften  so  erheblich  ver- 
mindern, daß  allgemeine  Arbeitslosigkeit  ent- 
steht. Solche  Krisen  sind  einerseits  die  Folge 
zufälliger  Ursachen:  Krieg,  Mißernte,  poli- 
tische Unruhen  u.  dgl.;  andererseits  sind 
sie  eine  der  modernen  kapitalistischen  Ent- 
wicklung immanente  Erscheinung,  die  nach 
den  bisherigen  Erfahrungen  periodisch  wenn 
auch  nicht  regelmäßig  wiederkehrt.  In  der 
kapitalistisch-industriellen  Wirtschaft  ist 
somit  von  Zeit  zu  Zeit  mit  unbeschäftigten 
Arbeitermassen  zu  rechnen,  wenigstens  nach 
Maßgabe  des  heutigen  Standes  unserer  Er- 
kenntnis  des  Krisenphänomens.  Daraus 


ergibt  sich  die  Notwendigkeit  besonderer 
Fürsorgemaßnahmen  in  Zeiten  niedergehen- 
den Wirtschaftslebens  (vgl.  d.  Artt. ,, Krisen" 
und  ,, Arbeitslosenversicherung").  Das  Pro- 
blem der  Arbeitslosigkeit  verdichtete  sich 
seither  und  auch  heute  wieder  zu  dem  im 
LaufedeslO.  Jahrh.ofterörterten„Rechtauf 
Arbeit".  Hierüber  ist  der  gleichnamige  Art. 
dieses  „Handwörterbuches"  zu  vergleichen. 

Literatur:  Das  Buch  über  die  Arbeit  muß  noch 
geschrieben  werden.  Sinen  hübschen  Versuch 
bedeutet  das  ISGJ  erschienene  Werk  von  W.  H, 
Riehl:  die  Deutsche  Arbeit.  Eine  tjeistreicke, 
prächtige  Darstellung,  die  freilich  den  wirt- 
schaftlichen Charakter  der  „Arbeit"  weniger  be- 
rücksichtigt. —  Bedeutsam  ist  femer  das  Buch 
von  Karl  Bücher,  Arbeit  u.  Bhgthmus,  J.  Auß, 
7919,  in  welchem  für  unsere  Zwecke  vor  allem 
die  überaus  bemerkenswerten  Untersuchungen 
•über  die  Entstehung  der  Arbeit  wichtig  sind', 

—  Im  übrigen  kommen  zahlreiche  Einzelunter- 
suchungen in  Betracht,  von  denen  die  erheblichsten 
hier  angeführt  werden  sollen.  Vor  allem  ist  auf 
die  Lehrbücher  hinzuweisen,  die  sich  ohne 
Ausnahme  mit  der  Arbeit"  beschäftigen  :  Rau^ 
Hermann,  Riedel,  Roscher,  Schäffle, 
Schönberfi,  Schmoller,  Conrad,  Philip- 
2>ovich,  M'agner,  Lejris,  Mangoldt,  Cohn^ 
John  .Stuart  Mill,  Say,  Sax,  Marshall, 
Mario,  Schober,  Jerons,  Scligmann, 
Tanssig,  Gide,  Leroy-BeauUeu,  Geles- 
noff,  Gustav  Cassel,  Verrijn-Stuart  u.  a.  .. 
Im  „(jj^undriß  der  Sozialökonomik"  hat  neuer- 
dings Heinrich  Hericner,  über  „Arbeit  nnd 
Arbeitsteilung"  grundlegende  Untersuchungen  an- 
gestellt, die  zahlreiche  1/it^aturangaben  enthalten, 
auf  die  hier  verwiesen  sei.  —  Für  die  Abschnitte 
1 — ^  u.  6  kommen  außerdem  in  Betracht:  Kari 
Elster,  Was  ist  Arbeit  f  Jb.  f.  Nat.,  CXII.  Bd. 
1919  1  S.  609  ff.).  —  Werner  Sombart,  Der 
moderne  Kapitalismus,  I.  Bd.  3.  Aufl.  1919. 
— Hera  Mo€ller,Die  sozialökonomische  Kategorie 
des  Wertes  (Z.f  Volksw.,  N.  F.,  I.  Bd.  S.  SOS  ff.)  — 
Max  Weber,  Zur  Psychologie  derindnstriellen  Ar- 
beil (.t  rrh.  f.  S.  KOS,  1909).  Sehr.  d.  V.  f  S.,  Bd. 
CXXXIII—CXXXV.  —  Weinhold,  Geschichte 
der  Arbeit,  Bd.  I,  Dresden  1S96.  —  Stnmm, 
Geschichte  der  Arbeit,  2.  Aufl.  1S71.  —  •Taget; 
Die  menschliche  Arbeitskraft,  1S78.  —  Brassay, 
In  work  and  wages,  1871.  —  Hericner,  Die 
Bedeutung  der  Arbeitsfreude  in  Theorie  und 
Praxis,  PMS.  —  Karl  Marx,  Das  Kapital.  — 
Brentano  in  Schöubcrgs  Handbuch,  1.  Aufl. 
Bd.  I  S.  91Sff.  —  Derselbe,  Das  Arbeitsver- 
hältnis gemäß  dem  heutigen  Recht,  Leipzig  1877. 

—  Hitze,  Kapital  und  Arbeit.  —  Lange, 
Arheilerfrage,  4.  Aufl.  1S79.  —  Herknei;  Arbeiter- 
fniiir,  <;.  Aufl.  19-21.  —  Schmoller,  Arbeiterfrage, 
Preußische  Jahrbücher  Bd.  XIV.  —  Derselbe, 
Die  Natur  des  Arbeitsvertrages  (in  Zur  Sozial- 
st.  Gewerbepolitik  der  Gegenwart,  1890  S.  64). 

—  ron  Buch,  Intensität  der  Arbeit,  Werl  nni 
Preis  der  Waren,  Leipzig  1896.  —  Für  den 
5.  Abschnitt:  „Arbeitsteilung  und  Arbeitsver- 
eiiiigung"  sind  außer  den  Lehrbüchern  von  Be- 
deutung :  Turgot,  Beflexions  sur  la  formation 
et  la  dislribution  des  richesses,  1766  (Uebersetzung 
ron  V.  Dorn  in  der  Waentigschen  Sammlung, 
1908).  —  ^Idant  Smith,   Wealth  of  nations. 
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Buch  1  Kap.  1 — S.  —  Im  Aiuchluß  an  Smilh 
int  die  tfchnUche  Arbeitsteilung  umähliffe  Jfalt' 
rrörtcrC  worden;  fa%i  alte  Autoren  greifen  au/ 
ihn  zurück.  Unter  neuem  Gesichtswinkel  hat 
erst  Karl  Mai\r  (Kapital,  11.  u.  IS.  JCapitrlj 
die  Arbeitsteilung  beleuchtet,  indem  er  ihre  sozialen 
■und  wirtschaftlichen  Jieglciterscheinungen  in 
glänzender  Darstellung  schildert.  Diese  Partien 
gehören  unstreitig  zu.  den  besten  des  ganzen 
Werks.  —  Eine  Fälle  historischen  Materials  ent- 
fuUten  die  beiden  tiefgreifenden  Abliandlungen 
von  Schitioller:  Die  „Tatsachen  der  .irbeits- 
teüung"  und  „das  Wesen  der  Arbeitsteilung  und 
die  soziale  Klassenbildung"  (in  seinem  Jahrbuch 
JSS9  u.  1S90).  —  Für  die  Entstehung  de»  .Städte- 
Wesens  und  das  wirtschaftliehe  Leben  der  mittel- 
alterlichen Stadt,  mit  welchem  die  Tatsachen  der 
Arbeitsteilung  aufs  engste  zusammenhängen,  sind 
grundlegend  die  Untersuchungen  von  Georg 
V.  Below  (insonderheit  in  seinen  Büchern : 
„Territorium  und  Stadt"  u.  „Probleme  der  Wirt- 
schaftsgeschichte"). —  Ausführlich  beschiiftiyt 
sich  mit  der  Arbeitsteilung  Karl  Bücher  in 
drei  Abhandlungen  seiner  „Entstehung  der 
Volkswirtschaft".  —  JHirkhHnlf  De  la  division 
du  travail  social,  Paris  1S9S.  —  Schäfflr, 
Jlau  und  Leben,  IT  S.  n.',ff.  —  Für  die  letzten 
Abschnitte  (7  u.  8)  wäre  auf  eine  ungemein  zahl- 
reiche  Literatur  hinzuweisen,  da  diese  aber  zu- 
meist in  den  Sonderartikeln  zitiert  wird,  sei  hier 
nur  einiges  herausgehoben.  MalthttA,  .-In  essaij 
on  the  prineiples  of  populalion  (Deutsch  zuletzt 
von  Valentine  Dorn  in  der  Waentigschen 
»Sammlung).  Die  von  Malthus  aufgeworfenen 
Fragen  haben  die  SoziaWkonomik  im  Laufe 
des  19.  .Tahrh.  immer  von  neuem  beschäftigt,  und 
gerade  neuerdings  zeitigen  sie  wieder  zahlreiche 
JJeiträge  (vgl.  den  Art.  „Ilevölkerungslehre  und  Ile- 
rölkerungspolitik").  —  Predöhl,  Die  Grenzen 
der  Verwendung  von  Arbeit  in  der  Sozial- 
wirtschaft (Kieler  Dissertation  1921).  —  BraM~ 
scy,  In  Work  and  Wages,  London  1871.  —  Hren~ 
tanOf  Ueber  das  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und 
Arbeitszeit  zitr  Arbeitsleistung,   3.  Auß,  189.t. 

—  Schulze-Gavemltz,  Der  Großbetrieb,  1892. 

—  Schoenhoff  The  Economy  of  high  Wagrif, 
New  York  1892.  —  Bernhard  Harm«,  her 
Maximalarbeitstag,  190G  (hier  weitere  Literatur). 

—  Femer  die  Schriften  von  Itodbertug,  Marx, 
Engels  u.  Mill.  —  Hierher  gehört  auch  die 
ganze  TAteratur  über  die  neudeutsche  Wirtschofts- 
und  Handelspolitik  aus  der  Vorkriegszeit,  z.  Ii. 
von  Wagner,  Conrad,  Naumann,  Pohle, 
Oldenburg,  Seriiig,  BretUano  u.  a.  —  Des- 
gleichen die  Literatur  Uber  das  Maschinen- 
wesen (vgl.  den  .-irt.  ,, Mechanisierung  der 
Arbeit").  Bernhard  Harms. 


Arbeiter  und  Arbeiterfragen. 

I.  Allgemeines.  1.  Der  BegrlK  „Arbeiter". 
2.  Die  soziologische  Differenzierung  des  Typus 
Albeiter.  3.  Geistige  und  körperliche  Eigfn- 
heiten  der  Arbeiterschaft.  4.  Besondere  Züge 
im  wirtschaftlichen  Arbeiterdasein.  II.  Die 
Arbeiterfragen  in  geschichtlicher  Ent- 
wicklung. 1.  Die  Arbeiterfragen  im  Altertum. 


2.  Die  Arbeiterfragen  im  christlichen  vor- 
kapitalistischen Mittelalter.  3  Die  Arbeiterfragen 
im  Gewerbewesen  der  kapitalistischen  Unter- 
nehmungen der  Neuzeit.  4.  Arbeitcrklassen- 
fragen  der  Gegenwart.  III.  Besondere  Pro- 
bleme nach  dem  Weltkriege. 

i  I.  Allgemeines. 

1.  Der  Begriff  „Arbeiter".  Der  Be- 
griff „Arbeiter"  hat  in  den  Staats-  und 
Sozialwissenschaften  einen  vieldeutigen  In- 
halt. Im  allgemeinsten  wirtschattswissen- 
Bchaftiichcn  Sinne  ist  Arbeiter  jeder  Mensch, 
der  mit  Kopf  oder  Hand  eine  leitende,  ord- 
nende oder  ausführende  Tätigkeit  zur  Be- 
friedigung wirtschaftlicher  und  gesellschaft- 
licher Bedürfnisse  ausübt.  Im  sozialpoli- 
tischen Sinne  beschränkt  sieh  der  Betriff 
„Arbeiter",  auf  die  Gruppen  von  Menschen, 
die  wir  seit  etwa  30  Jahren  mit  dem  un- 
klaren Worte  ,, Arbeitnehmer"  bezeichnen'), 
auf  die  Menschen,  die  in  einem  Arbeitsver- 
hältnis zu  einem  ,, Arbeitgeber"  stehen  und 
von  diesem  die  „Arbeit",  d.  h.  die  Arbeits- 
gelegenheit, den  Arbeitsauftra^,  empfangen, 
während  sie  ihm  ihre  „Arbeit",  die  Arbeits- 
kraft, die  Arbeitsleistung  zur  Verfügung 
stellen.  Dieser  sozialpolitische  Begriff  „Ar- 
beiter", dessen  Betätigung  rechtlich  in  der 
Neuzeit  meist  an  einen  Arbeitsvertrag  ge- 
bunden ist,  kommt  fast  ausschließlich  in 
Betracht,  wenn  wir  von  Arbeiterfragen,  Ar- 
beiterklasse, Arbeiterbewegung  sprechen. 
Der  Idealtypus  „Arbeiter"  stellt  sieb  un- 
serem sozialwissenschaftlichen  Denken  dar 
als  der  Mensch  einer  Klasse  der  Wirtschafts- 

fesellschaft,  deren  Glieder  einerseits  durch 
Irziehung  und  Beruf,  durch  körperliche  und 
geistige  Tradition,  andererseits  durch  ihre 
Besitzlosigkeit  und  durch  die  Bedürfnisse  der 
Wirtschaftsgesellschaft  sowie  der  Produk- 
tionsweise dazu  veranlagt  oder  gezwungen 
sind,  ihre  physische  und  fachliche  Arbeits- 
kraft gegen  Entgelt  regelmäßig  in  den  Ver- 
tragsdienst fremder  Wirtschaftsveranstal- 
tungen zu  stellen.  Dieses  Begriffsbild  ist 
nicht  völlig  erschöpfend,  es  umfaßt  die  mit- 
arbeitenden Familienangehörigen  nicht  mit, 
die  z.  B.  in  der  Landwirtschaft,  in  dem 
Hausgewerbe,  im  Kleinhandel  eine  große 
Rolle  spielen;  und  es  lassen  sich  die  formal- 
rechtlich   selbständigen  Heimberufstätigen 

>)  Kulemann  (Die  Berutsvereine)  meint, 
„Arbeitnehmer"  sei  der  weitere  Oberbegriff 
und  bezeichne  eine  wirtschaftliche  Kategorie, 
„Arbeiter"  sei  der  engere  Begriff  und  bezeichne 
eine  soziale  Kategorie.  Nach  Kulemann  sind 
„Arbeitnehmer"  Personen,  die  auf  wirtschaft- 
lichein Gebiete  mit  der  Wahrnehmung  nicht 
ihres  eigenen,  sondern  eines  fremden  Interesses 
beauftragt  und  deshalb,  ungeachtet  einer  ge- 
wissen Freiheit  des  eigenen  Ermessens,  doch 
stets  in  letzter  Instanz  den  Weisungen  eines 
anderen,  eines  Arbeitgebers  unterworfen  sind. 
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und  die  Arbeiter  der  sog.  „freien  Berufe", 
die  in  wechselnden  Werkverträgen  oder 
unternehmerisch  auf  Grund  von  Kaufver- 
trägen ihre  Arbeitsleistungen  verwerten,  die 
aber  in  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  die  Zeichen 
der  Abhängigkeit  von  fremdem  Kapital  mit 
dem  Idealtypus  „Arbeiter"  teilen,  nicht 
glatt  in  den  Begriff  der  dienstvertraglich  ge- 
bundenen Arbeiter  einreihen.  Auch  war  das 
Moment  der  subjektiven  Zugehörigkeit  zur 
Arbeiterklasse  infolge  Erziehung  und  gei- 
stiger Tradition  bei  den  Arbeitern  der  freien 
Berufe  bis  in  die  jüngste  Zeit  wenig  aus- 
geprägt. Immerhin  ist  in  der  Arbeiter-  und 
Angestelltenbcwegung  und  in  der  Sozial- 
politik eine  Tendenz  am  Werke,  sie  der 
Arbeiterklasse  auch  sozial  und  rechtlich  zu 
koordinieren. 

2.  Die  soziologische  Differenzierung 
des  Typus  Arbeiter.  Die  soziologische  Dif- 
ferenzierung des  Typus  Arbeiter  ist  wirt- 
schaftsgeschichtlich, technisch  und  recht- 
lich ungemein  vielgestaltig.  Das  hängt 
ebensosehr  mit  der  unterschiedlichen  ethi- 
schen Wertung  der  Arbeit  auf  den  verschie- 
denen Entwicklungsstufen  wie  mit  den  ver- 
schiedenen Erschcinungs-  und  Nutzungs- 
formen der  Arbeit  zusammen.  Der  Arbeiter 
als  Gesellschaftsglied  ist  ein  anderer  Typus, 
seit  Arbeit  mit  persönlicher  Freiheit  und 
Gleichberechtigung  sich  vereint,  er  war  ein 
anderer,  als  sie  sich  ausschlössen,  als  der 
Arbeiter  unfrei  oder  halbfrei  war,  in  Sklaverei, 
Grundhörigkeit  oder  Leibeigenschaft  lebte. 
Die  Stellung  der  Arbeiter,  ihre  Behandlung 
und  Bezahlung,  ihre  politische  Einordnung 
als  Klasse  ist  die  längste  Zeit  davon  abhängig 
gewesen,  wie  die  Zeitgenossen  unter  dem 
Einfluß  religiös-sittlicher  Anschauungen, 
Fassen-  oder  kastenpolitischer  Vorstellungen 
und  klimatisch  wirtschaftlicher  oder  tech- 
nischer Bedürfnisse  die  körperliche  und 
geistige  Arbeit  schätzten,  ob  sie  wie  in  an- 
tiker Zeit  gewerbliche  Erwerbsarbeit  gegen- 
über der  agrarischen  Eigenwirtschaftstätig- 
keit verachteten  oder  in  christlicher,  mittel- 
alterlicher Auffassung  alle  mit  sichtbarer 
Mühe  und  technischem  Erfolg  verbundene 
Arbeit  als  gottwohlgefälliges  Tun  priesen, 
bis  schließlich  in  neuerer  Zeit,  zumal  im 
19.  Jahrb.,  das  an  Stelle  des  religiösen  das 
materielle  Hohelied  der  Arbeit  sang,  die  sitt- 
liche, die  wirtschaftlich-technische  und  die 
soziale  Wertung  der  Arbeiter  in  einen  bis 
jetzt  noch  nicht  geheilten  Widerspruch  ge- 
raten sind. 

Die  zahlenmäßigen  Mengen  der  Arbeiter 
im  Verhältnis  zu  den  selbständig-  auf 
eigener  Scholle  oder  mit  eigenem  Produktiv- 
kapital wirtschaftenden  Schichten  haben  zu 
allen  Zeiten  eine  wichtige,  immer  bedeut- 
samere Rolle  bei  der  Gestaltung  des  Loses 
und  der  Stellung  der  Arbeiterschaft  in  der 


Gesellschaft  gespielt.  Wirtschaftlicher  Ar- 
beitsbedarf und  Technik  verstärken  oder 
durchkreuzen  jeweils  dieses  Rollenspiel  der 
Zahl  bis  zu  einem  gewissen  Grade').  In 
wechselseitiger  Verknüpfung  mit  diesen  ver- 
schiedenen Einflüssen  steht  ferner  die  Bil- 
dung, die  allgemeineschulmäßige.diefachliche 
und  die  öffentliche  Bildung  der  Arbeiter. 
Schafft  sie  auf  unentwickelten  Stufen  ge- 
waltige Klüfte  zwischen  der  Arbeiterschaft 
und  anderen  Schichten,  so  baut  sie  neuer- 
dings in  zunehmender  Breite  Uebergangs- 
brücken  und  wirkt  vermittelnd  im  Sinne 
des  sozialen  Aufstiegs.  Auch  ist  die  Bildung 
neben  der  Zahl  die  erfolgreichste  Waffe  für 
die  politische  Machtentfaltung  der  Arbeiter 
und  hat  die  wirksame  organisatorische  Ver- 
tretung ihrer  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Klasseninteressen,  die  dem  Arbeiter- 
problem in  der  GegenwartsgeseUschaft  einen 
entscheidenden  Zug  gibt,  sehr  stark  mit- 
bestimmt. 

Andererseits  liegt  in  der  Bildung,  die  in- 
folge Familienerziehung,  Schulbesuch,  Be- 
gabung, Beruf  und  geistig-sittlicher  Energie 
der  einzelnen  sich  sehr  unterschiedlich  ge- 
staltet, das  stärkste  differenzierende  Mo- 
ment innerhalb  der  weiten  Begriffswelt 
„Arbeiterschaft".  Die  Bildungsverschieden- 
heit äußert  sich  keineswegs  bloß  im  Unter- 
schiede von  gelernten,  angelernten,  unge- 
lernten Arbeitern,  im  Gegensatz  von  Hand-, 
Pult-  und  Koptarbeitern,  von  Arbeitern  und 
Angestellten  niederer,  mittlerer  und  lei- 
tender Art,  sondern  auch  im  Gegensatz 
zwischen  Stadt-  und  Landarbeitern,  zwischen 
männlichen  und  weiblichen  Arbeitern,  zwi- 
schen organisatorisch-politisch  führenden  und 
organisationsunfähigen  oder  die  Organisation 
verschmähenden  Arbeitern.  Die  Bildungs- 
unterschiede trennen  die  Arbeiterschaft  noch 
mehr  als  die  Berufsverschiedenheiten  und  die 
unterschiedliche  Entlohnung,  die  sich  trotz 
der  sozialistischen  Ausgleichungstendenzen 
auch  in  den  notleidenden  Staaten  nach  dem 
Weltkriege  noch  sehr  deutlich  zeigt,  in  die 
mannigfachsten  Schichten  und  Gruppie- 
rungen, nicht  nur  geistig,  politisch  und  völ- 
kisch, sondern  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
auch  sozial. 

Der  Begriff  eines  einheitlichen,  ja  eines 
internationalen  Proletariats,  der  für  die 
neuzeitliche  Betrachtung  der  Arbeiterfragen 
größte  Bedeutung  erlangt  hat,  hat  gewiß, 
abgesehen  von  seinem  agitatorischen  Gehalt, 
einen  sozialwissenschaftlich-repräsentativen 
Sinn  als  begriffliche  Zusammenfassung  der 
besitzlosen  Massen  mit  ungefestigter  wirt- 

•)  Vgl.  Tin  Abbild  der  zahlenmäßigen  Ver- 
schiebungen zwischen  Arbeitern,  Angestellti'O 
und  Unternehmorn  in  Deutschland  (1882  —  1902) 
auf  der  entsprechenden  statistischen  Tafel  I, 
(unten  S.  399). 
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schaftlicber  Lebeitpgrundlage,  die  von  der  1  des  uniformen  Schlagwortes  von  der  proleta- 
lohnvertraglichen  Verwertung  der  Arbeits- 1  rischen  Arbeiterexistenz,  daß  Sc-hnioller  recht 

hat,  wenn  er  sagt:  „So  ist  die  Phrase,  daß  C3 


kraft  abhängig  ist,  gegenüber  dem  kapital 
besitzenden  Unternehmertum.  Diese  Stellung 
in  der  Wirtschaftsgesellschaft  hat  auch  einige 
gemeinsame  soziale  Schieksalszüge  den  um 


heute  nur  ein  einheitliches  Proletariat  gebe, 
so  falsch,  wie  daß  neben  ihm  nur  die  eine 
Klasse  der  Bourgeoisie  übriggeblieben  ist." 


ihre  Arbeitsexistenz  ringenden  Schichten  Der  „Vorwärts"  (7.1X.  190(5,  zitiert  von 
verliehen  und  den  Untergrund  zur  Entwick- ,  Adolf  Weber,  Kapital  und  Arbeit)  bestätigt 


lung  eines  Klassenbewußtseins  und  einer  be 
sonderen  Klassenethik  geschaffen. 

Der  seelenkundigste  Dichter  des  Prole- 
tariats, der  Däne  Martin  Andersen  Nexö, 
der  in  seinem  Werke  ,, Pelle  der  Eroberer"  die 
proletarische  Arbeiterwelt  in  der  Vorkriegs- 
zeit am  umfassendsten  geschildert  hat,  be- 
merkt in  einem  Aufsatz  über  die  Geistesform 
des  Proletariats  (Inselschiff,  2  Jahrg.  Heftl): 


dieses  Urteil:  ,,Die  Arbeiterschaft  ist  keine 
homogene  soziale  Schicht,  im  Gegenteil, inner- 
halb des  Proletariats  bestehen  mehrere  soziale 
Schichten  und  die  soziale  Klüftung  gewinnt 
an  Tiefe  und  Schärfe".  Selbst  innerhalb 
geographisch  und  durch  die  Produktions- 
sphärc  bestimmter  Arbeiterschaften,  wie 
derjenigen  der  deutschen  ,, geschlossenen 
Großindustrie",  weist  der  gewerbliche  Pro- 


„Sie  ist  wesentlich  verschieden  von  der  der  letarier  die  mannigfachsten  Färbungen  je 


höheren  Gcsellschaftsschichtcn 
viduelle  ist  nicht  seine  Sache 


Das  Indi-  nach  städtischer  und  ländlicher  Herkunft,  je 
und  auch  nach    berufsspezialislischer  Beschäftigung 


nicht  der  Egoismus,  für  den  es  oft  genug  oder  ungelernter  Tätigkeit  auf. 


den  Deckmantel  abgeben  muß.  Der  Prole- 
tarier baut  seine  geistige  Kultur  mehr  auf 
Mitwissen  auf  als  auf  Selbstbetrachtung. 


3.  Geistige  und  körperliche  Eigen- 
heiten der  Arbeiterschaft.  Diese  Tat- 
sachen  der  soziologischen  Differenzierung 


Mitwissen  ist  überhaupt  seine  vorherrschende  der  Arbeiterschaft  erfahren  eine  besondere 
Fähigkeit.  Deshalb  sollen  so  viele  als  nur  1  Beleuchtung  durch  die  zahlreichen  Unter- 
möglich mit  in  die  Welt  hinüber,  die  seine  |  suchungen,  die  das  soziale,  geistige  und  reli- 

rp.x  „„i.„ff„„        >'    rv:„„„„  .;„f,.,„  \r.,  Lpjjpn  moderner  Arbeiter  betreffen. 

Gewiß  ergeben  diese  Untersuchungen,  die 
sieh  überwiegend  auf  Fabrikarbeiter  beziehen, 
soweit  sie  überhaupt  zu  einigermaßen  ein- 
deutigen Ergebnissen  geführt  haben,  daß  die 
Arbeiter  auf  die  Isibrikarbeit  oder,  genauer 
Ethik  der  besitzenden  Klassen  zu  scheiden.  |  gesagt,  auf  die  zwangsläufige  Arbeit  an  der 
Genauer  betrachtet  aber  gibt  es  inner- [  Maschine,  psychisch  (meist  ebenso  physisch) 
halb  des  Proletariats  der  Kulturstaaten  viel  I  ziemlich  gleichmäßig  reagieren,  und  daß 


Träume  schaffen  .  .  ."  Dieses  tiefere  Mit 
wissen  ist  aber  für  Nexö  identisch  mit  dem 
ausgeprägten  Solidaritätsgefühl  des  Prole- 
tariats. Und  dieses  scheint  in  der  Tat  die 
Ethik  der  Arbciterwelt  am  schärfsten  von 
der  trotz  aller  Konvenienz  unsolidarischen 


mehr  und  viel  größere  Ungleichheiten  und 
Abstufungen  als  in  der  sog.  Bourgeoisie,  wie 
sie  Marx  und  Engels  dem  Proletariat  gegen- 
überstellen. Welch  ein  Unterschied  zwischen 
dem  hochstehenden,  gutenllohnten  In- 
dustrieproletarier, der  seinen  Sohn  auf  die 
hohe  Schule  schickt,  und  dem  proletarischen 
Gelegenheitsarbeiter,  der  oft  nicht  weiß, 
wie  er  seine  Schlafstelle  bezahlen  soll  ?  ganz 
zu  schweigen  von  jenen  ,, social  unfit",  die 


ein  inneres  Widerstreben  gegen  die  weitge- 
triebene Mechanisierung  der  Arbeitsprozesse 
in  den  geistig  höher  stehenden  oder  agitato- 
risch geweckten  Arbeitern  immer  allge- 
meiner um  sich  greift.  Infolge  des  Welt- 
krieges ist  übrigens  die  nervöse  Bean- 
.spruchung  der  Arbeiter  noch  außerordent- 
lich gestiegen,  weit  über  das  früher  durch  den 
Fabrikbetrieb  erzeugte  Maß  hinaus.  Aber 
wenn  trotz  der  Mcchanisierungstendenz  und 


die  Webbs  und  Eduard  Bernstein  um  1905  der  Arbeitsteilung  auch  in  modernsten  Groß- 


allcin  für  Großbritannien  auf  mehrere  Mi 
lioncn  Köpfe  schätzten  und  von  denen  in 
Deutschland  Peter  Bonn  in  seinem  „Pro- 
blem des  fünften  Standes"  (Kevelaer  1913) 
spricht.  Das  Stehkragenproletariat  kauf- 
männischer und  akademischer  Herkunft,  das 
russische  Bauernprolelariat  vor  der  Revo- 
lution, das  jüdische  Lumpenproletariat  des 
Londoner  Eastend,  das  Proletariat  der  inter- 
nationalen Hafenplätze  und  auf  der  anderen 
Seite  wieder  das  von  Sombart  (1906)  (im 
Gegensatz  zu  Hunter  und  Siidair)  erbaulich 
geschilderte  amerikanische  „Proletariat"  — , 
sie  bilden,  ganz  abgesehen  von  dem  breiten 
Unterschied  zwischen  Stadt-  und  Landar- 
beiterschaft, so  gegensätzliche  Variationen 


betrieben  (außerhalb  der  automatischen 
Massenfabrikation)  die  Arbeitsaufgaben  und 
Arbeitsweisen  noch  viel  Mannigfaltigkeit 
übrig  lassen,  so  ist  erst  recht  in  zahlreichen 
anderen  Produktionsbereichen  die  Arbeit 
nicht  derart  ,, fabrikmäßig"  automatisiert 
und  zwangsläufig  geregelt,  daß  man  die 
psycho-pliysischen  Untersuchungsergebnisse 
aus  der  Fabrikwelt  auf  die  handwerksmäßige 
Arbeit,  auf  die  Bau-,  die  Transport-  und  Ver- 
kehrsgewerbe, den  Bergbau  oder  gar  die 
landwirtschaftlichen  Gewerbe  und  auf  die 
Psyche  der  hier  beschäftigten  großen  Ar- 
beiterscharen einfach  übertragen  dürfte. 
Levensteins  methodologisch  zwar  noch  nicht 
einwandfreie,  dafür  um  so  vielseitigere  Rund- 
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fragen  über  das  innere  Arbeiterleben  ergeben 
einen  bunten  Expressionismus  unter  den 
Arbeitern,  die  nicht  bloß  den  suggestiven 
Massenformeln  bestimmter  großstädtischer 
Fabrikarbeiterzirkel  und  den  Gleichheits- 
klischees ihrer  Zeitungen  folgen,  und  Herk- 
ners  Ermittlungen  ülser  die  Arbeitsfreude 
zeigen  jedenfalls,  daß  da,  wo  noch  eine 
gewisse  persöidiche  Beziehung  zwischen  dem 
Arbeiter  und  seiner  Arbeitsaufgabe  geblieben 
ist  (und  das  moderne  Streben  nach  sog. 
Qualitätsarbeit  wirkt  teilweise  wieder  in 
dieser  Richtung),  auch  die  Stumpfheit  und 
Feindseligkeit  der  Arbeiter  gegenüber  der 
gewerblichen  Arbeit  nicht  beängstigend  auf- 
tritt. Selbst  die  Untersuchungen  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  über  die  Auslese  und  An- 
passung der  Arbeiterschaft  in  der  geschlos- 
senen Großindustrie  weisen  trotz  der  Be- 
schränkung ihres  Beobachtungsfeldes  auf 
ein  bestimmtes  Feld  der  industriellen  Ar- 
beitsorganisation eine  verschiedenartige  Ein- 
stellung der  Arbeiter  gegenüber  der  Maschi- 
nenarbeit auf. 

Die  physi  sehe  Beeinflussung  der  moder- 
nen Arbeiterschaft  durch  die  Arbeit  ist  in  den 
verschiedenen  Berufs-  und  Betriebsfeldern 
ebenso  ungleich  wie  die  wirtschaftlich-soziale 
und  psychische  Beeinflussung.  Erklärlicher- 
weise unterliegen  die  Arbeiter  in  den  Frei- 
luftgewerben, in  der  Werkstatt,  im  Spinn- 
saal, im  Bergbau,  in  den  Giftbetrieben,  im 
Verkehrswesen  usw.,  ganz  abgesehen  von 
Bureautätigkeit  und  Landarbeit,  sehr  ver- 
schiedenartigen^) gesundheit-  und  leben- 
gefährdenden Einwirkungen.  Allerdings 
gleichen  sich  diese  Verschiedenheiten  im 
Erfolg  dadurch  etwas  aus,  daß  die  Arbeiter 
für  diese  Arbeiten  auch  nach  ihrer  körper- 
lichen Verfassung  ausgewählt  werden  bzw.  { 
durch  raschen  Arbeitswechsel  eine  gewisse 
Selbstauslese  eintritt,  und  dadurch,  daß  die  ' 
hygienischen  und  die  Arbeitszeitbedingungen 
sowie  die  Lebenshaltung  der  Schwere  und  [ 
Schädlichkeit  des  Arbeitsprozesses  mehr  und 
mehr  angepaßt  werden.  Freilich  kann  man 
die  Schadenwirkungen  der  verschiedenen 
Gewerbe  isoliert  kaum  erfassen.  Die  Krank- 
heits-  und  Sterblichkeitsziffern  der  Arbeiter 
hängen  nicht  bloß  von  der  Arbeitsweise,  son- 
dern auch  von  der  gesundheitlichen  Anlage 
und  Lebensweise  (Tuberkulose  oder  syphili- 
tische Belastung,  Alkoholismus,  Wohnungs- 
und Familienverhältnissen)  und  vom  Wir- 
kungsgrade der  vorbeugenden  Sozialpolitik 
ab.  Wenn  die  Berufssterblichkeit  in  Preußen 
(1906/08)  zwischen  8,66  und  18,87  aufs 
Tausend  in  den  einzelnen  Berufen  schwankte, 
und  englische  statistische  QueOen,  die  auch 


")  Vgl.  auch  "die  zahlenmäßige  Verteilung 
der  Arbeiter  auf  die  Städte  und  das  platte 
Land  (Tafel  IV)  unten  S.  400. 


Arbeitergruppen  gesondert  von  der  übrigen 
Bevölkerung  behandeln,  ähnlich  große  Unter- 
schiede aufweisen,  so  ist  der  Schluß  berech- 
tigt, daß  das  physische  Schicksal  der  ver- 
schiedenen Arbeitergruppen  ebenso  viele 
Unterschiede  und  Abstufungen  aufweist  wie 
die  wirtschaftliche  und  geistige  Verfassung 
der  verschiedenen  Lager  innerhalb  der  ar- 
beitenden Klassen. 

Unsere  berufliche  Morbiditätsstatistik  und 
die  statistische  Aufbereitung  des  Krankenkassen- 
materials ist  allerdings  zu  wenig  entwickelt, 
um  zuverlässige  Anhaltspunkte  für  dieses  all- 
gemeine Erfahrungsurteil  zu  liefern.  Die  Bear- 
beitungen der  Frankfurter  und  Leipziger  Orts- 
krankenkassen gewähren  nur  Ausschnitte.  Die 
erheblichen  prozentualen  Unterschiede  in  der 
Zahl  der  behandelten  Krankheitsfälle  bei  den 
i  verschiedenen  Gattungen  von  städtischen  und 
ländlichen  Krankenkassen,  von  Großbetriebs- 
und Kleinbetriebs(Innungs)kassen  sind  nicht 
bloß  aus  den  Unterschieden  der  Kassensatzungen, 
sondern  auch  aus  der  verschiedenen  Arbeitsweise 
und  Arbeiterschichtung  zu  erklären.  Die  wesent- 
liche Verschiedenheit  in  der  Anfälligkeit  der 
erwerbstätigen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  ist 
bekannt.  (Auf  100  versicherte  Männer  in  Deutsch- 
land entfielen  i.  J.  1909  43,6S  Erkrankungs- 
fälle mit  836,75  Krankheitstagen,  auf  100 
Frauen  35,17  Fälle  mit  837,62  Tagen.)  Ebenso 
weist  die  eindringliche  Bearbeitung  der  Gewerbe- 
unfallstatistik von  1907  nicht  nur  auf  die  aus 
der  verschiedenen  Beschäftigungsweise  erklär- 
liche Unfallhäufigkeit  bei  Männern  (10,92V„„) 
und  Frauen  {2,6&'/„o)'  männlichen  Jugendlichen 
(6,76)  und  Mädchen  (1,95)  bin,  sondern  auch  auf 
die  gewaltigen  Gefahrenunterschiede,  die  zwi- 
schen Arbeitern  etwa  im  Fuhrgewerbe  (26,5°/„|,) 
und  Tabakarbeitern  (0,49)  klaffen.  Der  Berufs- 
tod durch  Unfall  bedroht  nach  langjährigen  eng- 
lischen Massenfeststellungen  (1898  —  1902)  die 
Seeleute  etwa  100  mal,  die  Kohlenhäuer  etwa 
21  mal,  die  Metallarbeiter  etwa  5  mal  so  stark 
wie  die  Textilarbeiter,  von  denen  nur  6  auf  100000 
im  Jahre  durch  Betriebsunfall  getötet  werden. 

Trotzdem  scheint,  wenn  man  die  Ge- 
samtheit der  ,, arbeitenden"  und  der  „be- 
sitzenden" Klassen  betrachtet,  eine  scharfe 
Scheidelinie  zwischen  dem  physischen  Lebens- 
gang der  in  abhängiger  (gewerblicher)  Er- 
werbsarbeit stehenden  Massen  und  der 
übrigen  Teile  des  Volkes  zu  bestehen 

Freilich  stützt  sich  die  Vermutung  von  der 
ungleichen  Lebensdauer  der  Arbeiter  und  „Bour- 
geois" bisher  nur  auf  eine  schmale  Beobach- 
tungsgrundlage, in  Deutschland  bloß  auf  den 
Vergleich  der  besonderen  Sterblichkeitsfeststellun- 
gen der  großen  Ortskrankenkasse  Leipzig  für  ihre 
männlichen  Mitglieder  und  der  allgemeinen 
deutschen  Sterbetafel  für  die  entsprechenden 
Altersklassen  der  deutschen  männlichen  Gesamt- 
bevölkerung.  Danach  ist  die  Sterblichkeit  der 


')  Vgl.  zum  Folgenden  auch  die  Zahlen- 
tafel II  über  die  Altersschichtung  der  Arbeiter 
in  Deutschland  1882,  1895  und  1907  (s.  unten 
S.  399).  Nachkriegsziffern  stehen  noch  nicht 
zur  Verfügung.  Die  internationalen  Ziffera 
sind  schlecht  vergleichbar. 
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■versicherten  männlichen  Arbeiter  big  znr  Mitte  I  malig)  entschädigt,  73  bei  den  gewerblichen  und  " 
der  dreißiger  Lebensjahre  wesentlich  geringer  33  bei  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern.  In- 


als  für  die  sonstigen  Männer,  steigt  bis  zum 
40.  Jahre  fast  auf  den  gleichen  Stand,  um 
dann  aber  in  zunehmender  Beschleunigung  von 
Jahrfünft  zu  Jahrfünft  sich  weit  über  die  nor- 
male Sterblichkeit  der  männlichen  Durcbschnitts- 
bevftlkerung  zu  erheben.  Die  moderne  gewerb- 
liche Arbeiterschaft  männlichen  Geschlechts 
unterliegt  danach  einem  außerordentlichen 
Kräfteverbrauch,  der  sich  vom  40.  Jahre  an 
deutlich  offenbart.  Die  (Ka<isen-)Stcrblichkeit 
der  Arbeiterinnen  in  den  Städten  ist  in  den 
Hauptjahren  der  Gebär-  und  Geschlechtstätig- 
keit (20—34  Jahr)  größer  als  die  der  allgemeinen 
weiblichen   Bevölkerung,   ferner  noch   in  den 

Altersklassen  von  49—64  Jahren,  im  übrigen  ist  |  schwäche  (4,6  und  8,9) 
sie  günstiger.   Einzelbeobachtungen  aus  diesem 
und  jenem  besonderen  Gewerbezweige  bestätigen   ,  .  . 
das  lycipziger  Ergebnis  ebenso  wie  die  bekannte  ^"■."^.''^■'t'^sein. 
Erzählung,  daß  der  amerikanische  Industrie- 
arbeiter in  der  zweiten  Hälfte  der  Dreißiger 
vielfach  nicht  mehr  für  voll  gilt  und  sein  Ge- 
burtsjahr zu  verschweigen  trachtet.    Auch  die 
Gesamtergebnisse   der   vielfältigen  Untersuch- 
ungen Uber  die  Zusammenhänge  zwischen  Nfilitär- 
tauglichkeit  und  beruflicher  Herkunft  deuten 
trotz   ihrer   statistischen    Unzulänglichkeit  in 
derselben  Richtung,  llurkner  spricht  in  der  Dar- 
fitellunfj   der   Ergebnisse   der  Untersuchungen 
über  die  Auslese  und  Anpassung  der  Arbeiter 


fol"e  der  Verbesserung  der  Unfallverhütungs- 
tecnnik  und  der  schärferen  Rentengewährungs- 
praxis war  die  deutsche  Unfallrisikoziffer  aller- 
dings im  Jahrzehnt  vor  dem  Krieg  im  sachten 
Rückgange.  Die  Verhältni.»zahl  der  tödlichen 
Unfälle  vor  allem  nahm  sichtbar  ab.  Die  Invali- 
ditätsursachen sind  nach  den  statistischen  Un- 
tersuchungen der  Landesversicherungsanstalten 
Berlins  und  der  Hansestädte  vor  allein  Lungen- 
krankheiten (in  Berlin  1907:  24,1%  bei  Män- 
nern 15,0%  bei  Frauen),  Nervenkrankheiten 
fl2,9  und  12|S),  Krankheiten  der  Gefäße  und 
des  Herzens  (9,8  und  12,4),  Krankheiten  der 
Knochen  und  Gelenke  (9,4  und  10,1)  und  Alters- 


4.  Besondere  Züge  im  wirtschaftlichen 

Für  das  wirtschaftliche 
tVrbüiterschicksal  ist  neben  der  Ungewiß- 
heit über  die  zweite  Lebcnshülfto  in- 
folge abnehmender  Kräfte  die  Unsicher- 
heit und  Unstetigkeit  der  Beschäftigungs- 
gelogenhciten  auch  in  jüngeren  Jahren 
ein  typischer  Zug.  Wie  stark  der 
Stellenwechsel  der  verschiedenen  Arbeiter- 
gruppen ist,  wieweit  er  freiwillig  oder  ge- 
zwungen erfolgt,  darüber  wissen  wir,  von 
Teiluntersuchungen  abgesehen,  noch  herz- 


in der  geschlossenen  Großindustrie  von  der  lieh  wenig.  Erst  die  amerikanische  Arbeiter 
j^Iajorsecko"    des    Industriearbeiters   an   der  gtatistik  beginnt  sich  jetzt  mit  dem  „turn 
.!ll'ri^L^Ä^     Over"  eingehender  zu  befassen.  Unser  Kran 


Alfred  Weber  sieht  gerailczu  das  spezifische  Prole 
tarierschicksal  darin,  daß  der  Industriearbeiter 


kenkaasen-  und  Arbeitsnachweismaterial  sind 


in  den  Jahren  von  40-60,  die  „für  uns  anderen  '^'''j.ß''  Richtung  wenig  ausgenutzt.  Nur 
die  Höhozeit  der  intellektuellen  Leistung  sind".  "O?"'  "|e  Ereignisse  etwas  längerer  Arbeits- 
aufhört  ein  wirklich  vollbrauchbaror  Arbeiter  j  losigkeit  infolge  Stellenverlustcs  sind  wir  in 

jenen  Gewerbezweigen,  die  Arbeitslosen- 
unterstützung seit  längerer  Zeit  pflegen, 


zu  sein,  aiLs  den  zentralen  Teilen  des  kapitalisti- 
schen Apparats  verschwindet  und  daß  sein  Lohn- 

Tcrdienst  (vor  dem  Kriege)  meistens  zurückzu- 1  etwas  besser'unterrichtcT 


2ehen  drohte.  Die  jüngsten  Massenboobachtungen 
des  Workmen's  Sick  and  Death  Bonefit  Fund 
of  America  (New  York  City)  weisen  darauf  hin, 
daß  die  ernsteren  Erkrankungen,  die  länger  als 
«ine  Woche  dauern,  bei  den  Arbeitern  vom 
36.  Jahre  an  bereits  stärker  und  langwieriger 

als  bei  den  jüngeren  Alterskla.ssen  auftreten,   ,     -  ,.        _    „     ,  w,..    -     ,  „ 

allerdings  zwischen  40.  und  46.  Jahr  nochmali  ^'^^'^^""'J''','  fl'^j'^'Vn^  V^'  D?"«n'ark  9,5, 
etwas  zurücktreten,  um  dann  vom  50.  Jahr  ""1  j!''!!':!?''!',.^^'-'-.  Allerdings  sind  in  diesen 
an  viel  lästiger  zu  werden.  Für  gleichartige 
physische  Massenschicksale  der  gewerblich- 
städtischen  Arbeiterschaft  spricht  auch  eine 
andere  amerikanische  Massenuntersuchung  der 
Health  Insurance  Commissions  of  Illinois,  Ohio, 


Nach  den  Durclischnittsangabon  der  meist 
gewerblichen  Arbeiterberufsverbände,  die  übet 
die  Arbeitilosigkeit  ihrer  Mitglieder  berichten, 
betrugen  die  mittleren  Arbeitslosenziffern  in 
dem  Jahrzehnt  1904/1913  in  Deutschland 
2,1%,  Belgien  2,7,  Norwegen  3,1,  England  4,7, 


Ziffern  nicht  bloß  die  direkten  Konjunkturwir- 
kungen, sondern  auch  die  Folgen  großer  Streiks 
und  Aussperrungen  (Dänemark  1)  enthalten. 
Die  rhythmischen  Hoch-  und  Tiefschwankungen 
der  Arbeitslosenkurve  folgten  nach  den  Auf- 


Pennsylvania and  Connecticut;  sie   ermittelte  ^'=i'i'""'j>g<"'  ■'^"K 0^^^*''!'^^'"^  Ma.schinenbauer 
aus  131  000  Fällen,  daß  20%  der  Arbeiter  jähr- 
lieh  von  einer  Krankheit,  die  länger  als  eine  Woche 
dauert,  befallen  werden  und  daß  auf  jeden  Ar- 


verbandes  seit  1850  früher  regelmäßig  alle 
3—4  Jahre  aufeinander,  seit  den  1890  er  Jahren 
in  unregelmäßigeren  Abständen  (von  6  bis  zu 


beiter  im  Durchschnitt  jährlich  etwa  9  Krank-  j  ^  Jähren), 
heitstage  kommen  (nach  der  deutschen  Kranken-  Allerdings  erhalten  alle  diese  Fragen 
kasscnstatistik  von  1911  und  1912:  etwa  SVj  i  nach  dem  typischen  Arbeiterschicksal,  dem 
Tage;  in  den  großstädtischen  Ortskrankenkassen  physischen  und  dem  wirtschaftlichen,  einen 
uÄlefz'uteT'le'isen'tror  d^^^^  zahbeichen  '  ^^^"^  anderen  Zug,  wenn  man  der  gewerblich- 
oben  betonten"  Unterschiede  der  Berufe  eine  stadtischen  Arbeiterweit,  auf  die  sich  die 
regelmäßige  jährliche  Wiederkehr  in  gleicher  meisten  sozialphysiologischen  Untersuchun- 
Höhe  bei  der  Gesamtheit  der  deutschen  Arbeiter-  "id  statistischen  Erhebungen  beziehen, 
achaft  auf:  auf  10000  Versicherte  wurden  die  L and ar b ei t erschaf  t  für  sich  gegen- 
48  entschädigungspflichtige  Unfälle  (1912  erst-  überstellt.  Infolge  der  starken  Abwanderung 
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aber  der  Landarbeiter,  zumal  des  Ostens  in  die 
Städte  und  die  Industriegebiete  —  die  früliere 
Auswanderung  nach  Uebersee  war  in 
Deutschland  seit  1895  bis  zum  Kriege  durch 
die  Binnenwanderung  abgelöst  (nicht  in  dem 
Maße  in  Siidosteuropa) — verjüngt  sich  das 
städtische  Arbeiterelement  sehr  stark  durch 
den  ländlichen  Nachschub  (man  schätzt, 
daß  das  Land  jährlich  200000  Menschen  an 
die  deutschen  Städte  abgab)  und  es  ver- 
wischen sich  die  sozialbiologischen  Grenzlinien 
zwischen  städtischer  und  ländlicher  Arbeiter- 
schaft. Auf  der  anderen  Seite  haben  die 
stellenweise  Ueberflutung  des  platten  Landes 
mit  ausländischen  Arbeitern,  die  fortschrei- 
tende Verstädterung  des  Landlebens  und 
endlich  die  Durcheinanderwirkung  von  Land- 
arbeitern und  Stadtarbeitern  im  Weltkriege 
auch  die  alte  Substanz  der  Landarbeiter  zu 
zersetzen  begonnen.  Besonders  die  wirt- 
schaftlich-sozialen Untersuchungsergebnisse 
über  die  ländliche  Arbeiterwelt  in  Deutsch- 
land bedürfen  heute  einer  starken  Ueber- 
prüfung  und  auch  die  Erhebungen  über  die 
Frauenarbeit  auf  dem  Lande,  die  die  Zentral- 
stelle zur  Förderung  der  Arbeiterinnen- 
interessen wenige  Jahre  vor  dem  Kriege  ver- 
anstaltete, müssen  zum  Teil  als  überholt 
gelten. 

Auch  die  soziale  Welt  der  Privat- 
an gestellten  mit  ihrem  physischen  und 
wirtschaftlichen  Schicksal  steht  vielfach 
wieder  unter  anderen  Zeichen  als  die  der 
Lohnarbeiter  in  Stadt  und  Land,  ganz  zu 
schweigen  von  der  allerdings  dünnen  Schicht 
der  leitenden  Angestellten  und  der  freien 
geistigen  Arbeiter  (vgl.  Lederer,  Die  Pri- 
vatangesteüten,  1912;  Aufhäuser,  Die  An- 
gestelltenbewegung 1919). 

Neben  der  Produzentenseite  zeigt  die 
Arbeiterfrage  wirtschaftlich-sozial  und  phy- 
siologisch noch  ein  zweites  Gesicht  nach  der 
Konsumentenseite  hin.  R.  E.  May  hat  schon 
vor  Jahrzeiiten  umfassendere  Betrachtungen 
darüber  angestellt:  „Wie  der  Arbeiter  lebt". 
Auf  Grund  neuerer  vielfältiger,  wenn  auch 
immer  noch  schmaler  Erhebungen  über  den 
Arbeiterhaushalt  scheint  es,  daß  der  Lebens- 
zuschnitt und  der  Zivilisationsanteil  der  ver- 
schiedenen Gruppen  der  Arbeiterwelt  sich 
in  gewissen  Anteilssätzen  der  einzelnen 
Haushaltsposten  widerspiegelt.  Für  den 
modernen  gewerblich-städtischen  Arbeiter 
bestand  bis  zum  Kriege  eine  annähernd  ge- 
setzmäßige Proportion  unter  den  einzelnen 
Posten  des  Lebensbedarts,  Nahrung  (40  bis 
50%),  Wohnung  (15-20%),  Heizung  und 
Beleuchtung  (5%),  Bekleidung,  Reinigung 
und  Gesundheitspflege  (10— 150/0)  und  „Son- 
stiges", eine  gesetzmäßige  Proportion,  die 
in  ihrer  überragenden  Betonung  des  Nah- 
rungskostenanteils gegenüber  der  Beklei- 
dung z.  B.  (vor  dem  Kriege)  und  „Son- 


|stigem"  deutliche  Unterschiede  von  den 
]  Proportionen  in  Beamten-  und  „gutbürger- 
j  liehen"  Haushaltungen  aufweist.  Soweit 
wir  uns  auf  die  geringe  Zahl  zuverlässiger, 
ganzjähriger   Haushaltungsrechnungen  aus 
den  verschiedenen  Schichten  stützen  dürfen, 
kommen  auch  die  sozialkulturlichen  Auf- 
j  Stiegstendenzen  innerhalb  der  arbeitenden 
j  Klassen  in  der  allmählichen  Verschiebung 
der  Kostenanteile  der  Haushaltsausgaben 
auf  die  genannten  Posten  zum  ungefähren 
Ausdruck.    Das  Haushaltsbudget  der  „An- 
j  gestellten"  war  bei  gleicher  Kopfzahl  von 
1  dem  des  Lohnarbeiters  vor  dem  Kriege  im 
!  Durchschnitt  unschwer  zu  unterscheiden, 
j  In  Deutschland  hat  die  Kriegsteuerung  und 
;  die  besonders  starke  Verarmung  der  quali- 
fizierten, geistig  schaffenden  Berufstätigen 
in  abhängiger  Stellung  die  Unterschieds- 
linien auch  in  der  Haushaltungskostenver- 
teilung im  erheblichen  Umfange  verwischt. 
Bemerkenswert  ist,  wie  sich  das  Haushalts- 
budget  einer  Arbeiterin  von  der  eines  Ar- 
beiters auf  verwandter  Lohnstufe  unter- 
scheidet'). 

j  II.  Die  Arbeiterfragen  in  geschichtlicher 
Entwicklung. 

Diese  summarischen  Hinweise  auf  ein- 
zelne wesentliche  Züge  im  Arbeiterschicksal 
und  auf  wichtige  Unterschiede,  ja  Gegen- 
sätze innerhalb  der  vielschichtigen  national, 
beruflich,    wirtschaftlich,    geistig  buntge- 
gliederten Arbeiterklasse  genügen  zur  Er- 
i  läuterung  der  Tatsache,  daß  die  sog.  Ar- 
'  beiterfrage  aus  zahlreichen,  mannigfaltigen 
und  auch  einander  widersprechenden  Ar- 
beiterfragen besteht  und  mit  zunehmender 
Zivilisation  und  Kultur  sich  immer  viel- 
seitiger und  verwickelter  gestaltet, 
t      1.  Die  Arbeiterfragen  im  Altertum.  So- 
weit wir  darüber  etwas  wissen,  waren  die  Arbfiter- 
fragen   in   den   vorchristlichen  wirtschaftlich 
hochentwickelten  Epochen  —  nur  aus  diesen 
I  haben  wir  überlieferten  Geschicbtsstoff  —Rassen-, 
Kasten-,  Statusfragen  und  von  der  Grundbesitz- 
verteilung stark  beeinflußt.  Die  Arbeit,  die  nicht 
'  der  landnutzenden  Eigenwirtschaft  des  Arbeiten- 
'  den  diente,  war  überwiegend  unfrei  oder  mit 
,  Gnindhörigkeit  verbunden.      Die  Ausnahmen 
freier  Arbeit  knüpften  in  Aegypten  (hier  waren 
in  älterer  Zeit  freie  Arbeiter  häufiger)  und  Baby- 
lonicn  anscheinend  mehr  an  die  Art  der  Berufs- 
'  ausübung  (wechselnde  gewerbliche  Auftraggeber), 
in  Griechenland  und  Rom  mehr  an  kriegerisch- 
politische  Einflüsse,  im  nördlicheren  Europa 


')  Die  Familicnstandsverhiiltnisse  der  Ar- 
beiter in  Deutschland,  auf  deren  Eigenheiten 
gegenüber  denen  der  „Besitzenden",  namentlich 
im  Zusammenhang  mit  der  Altersschichtung, 
dem  Geschlecht  und  der  Kinderzahl  hier  näher 
einzugi  hen  nicht  der  Platz  ist,  beleuchtet  ziffern- 
mäßig die  statistische  Tafel  III  d  r  Famibeii- 
stand  der  Arbeiter  usw  (s.  unten  S.  400). 
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mehr  »n  religiöse  Traditionen  an.  Die  nn&eien  [  der  freien  Arbeiter,  über  die  wir  aber  viel  weniger 
oder  halbfrcien  Arbeiter,  die  rechtlich  als  ,, Sache"  als  über  die  unfreien  wissen,  soweit  die  Berichts- 
angesehen, tatsächlich  aber  sehr  verschieden  quellen  überhaupt  scharf  scheiden  —  wohl  nur 
behandelt  wurden,  rekrutierten  sich  aus  kriegs-  da,  wo  der  Sklave,  besonders  der  tüchtige,  gut 

fefangener  Fremdbevölkerung  und  unterworfener  ,  ausgebildete,  die  Möglichkeit  hatte,  sich  durch 
[rbevölkerung,  odor  sie  erhielten  Zugang  durch  !  Ansammlung  von  Geschenken  oder  Lohnwerk- 
persünlicho  Akte,  Verbrechen,  Schuldknecht-  einkünften,  die  er  als  Mietsklavo  bei  fremden 
Schaft  und  Verkauf  in  Sklaverei,  Unterstellung  Arbeitgebern  machte,  freizukanien,  oder  wo 
unter  den  kriegerischen  Schutz  eines  Herrn  unter  die  Gesetzgebung  (Chammurabi;  Deuteronomium) 
Uebernahme  persönlicher  oder  dinglicher  Bin-  die  Freilassung  wenigstens  der  Schuldsklaven 
düngen,  oder  sie  vermehrten  sich  durch  Inzucht, !  (vom  herrschenden  Volksstammc)  in  bestimmten 
soweit  Sklavenheirat  gestattet  war  und  die  Jahren  in  Aussicht  stellte.  Hier  hatten  Behand- 
kostsnielige  Kasernierung  der  Sklaven  die  Mit-  lung  und  Entlohnung  des  unfreien  Arbeiter» 
Verpflegung  von  Weib  und  Kindern  von  Sklaven  eine  über  das  Bloß-Menschliche  hinausgehende 
nicht  verbot.  Solange  die  Menschen  sich  mit  der  arbeiterpolitische  Bedeutung,  mag  sie  auch  vom 
Tatsache,  daß  die  dauernde  Arbeit  für  andere  :  Gesetzgeber  kaum  gewollt  gewesen  sein.  Die 
den  Statu»  der  Unfreiheit  in  sich  schloß,  und  freien  ungelernten  Lohnarbeiter,  die  sich  all- 
mit  der  vielfach  herrschenden  zwingenden  Erb-  mählich  aus  den  freigelassenen  Sklaven  ent- 
lichkeit  der  sozialen  und  beruflichen  Stellung  wickeln,  begegnen  uns  im  Altertum  da  und  dort 
abfanden,  konnte  es  allerdings  nur  Arbeiter-  nl?  Erntearbeiter  oder  als  Arbeiter  bei  üffentlichea 
fragen  im  objektiven  Sinne  geben:  Arbeiter-  Erd-  und  Bauarbeiten  oder  anderen  staatlichen 
beschsffungslragen  (Sklavcnunterhalt,  Sklaven-  Unternehmungen,  sonst  im  allgemeinen,  wie 
aufiucht,  Sklavenraarkt,  Sklavenpreisc)  und  K.  Bücher  bemerkt,  nur  als  verstreute  und  meist 
technische  Verwendungsfragen  (Arbeitsleitung,  unstete  Gelegenhcitserscheinung.  Die  geschulten 
Arbeits);emeinschaft,  Arbeiterverschwendung,  rreigelassencn  gesellen  sich  nicht  nur  zu  den 
Sklavinnenprostitution).  Arbeiterlragen  im  freien  I^ohnwerkern,  indem  sie  teilweise  noch 
subjektiven  Sinne,  die  eine  erregende  Re- 1  weiterlaufende  Abgaben  an  den  früheren  Herrn 
De.xion  über  da.s  eigene  Schicksal  im  Bewußtsein  ,  entrichten,  sondern  sie  schwingen  sich  mitunter 
der  Arbeiter  voraussetzen  und  zu  einer  Klassen-  auch  (in  Aegypten,  in  Babylon,  in  Koni)  bis  zu 
bewegung  der  zur  abhängigen  Arbeit  ,,Ver-  den  höchsten  lieainten-  und  Geschäftsnosten  auf. 
dämmten"  gegenüber  den  Arbeitgebern  der  Die  Massenfreilassungen  im  rümischen  Beith 
bevorrechtigten  Herrenschicht  führten,  konnte  zur  kaiserlichen  Zeit  hatten  mit  solchen  Arbeitcr- 
es  im  Altertum  kaum  geben,  solange  die  Vor-  bcfreiungsfragen  nichts  zu  tun;  das  waren  über- 
stellung  von  der  Freiheit  und  Gleichberechtigung  wiegend  politische  oder  moralische  Korruptions- 
der  Individuen  mit  dem  die  längste  Zeit  veräeht-  vorginge,  die  nicht  darauf  zielten,  einen  freien 
liehen  Begriffe  Arbeiter  unvereinbar  war.  Arbeiterstand  zu  .schaffen.  Als  schließlich  die 
Gewiß  sind  uns  Nachrichten  von  Streiks  sogar  Sklavenwirtschaft  in  Italien  infolge  Versiegena 
schon  aus  der  Zeit  der  großen  Bauten  Babylons  der  Sklavenzufuhren  und  Zerrüttung  der  Sklaven- 
und  Aegyptens  überliefert  und  wir  wissen  von  arbeit  bankrott  machte,  und  die  Großgrund- 
manchen  sozialen  Aufständen  in  Aegypten,  in  besitzer  einen  großen  Teil  ihres  Bodens  nicht 
Attika  und  Rum,  von  den  Sklavenkriegen  seit  mehr  selber  nutzbringend  bewirtschaften  konnten, 
dem  Beginn  des  2.  Jahrh.  in  Italien  und  sondern  verpachten  mußten,  entwickelt  sich  — 
Sizilien.  Aber  die  Erscheinungsformen  und  wenigstens  in  einzelnen  Teilen  Italiens  (keines- 
Beweggründe  dieser  sozialen  Vorgänge  haben  wegs  im  ganzen  römischen  Reich)  —  in  dem 
mit  den  Auseinandersetzungen  der  vom  sub- j  schließlich  aus  Klein-  und  Teilpächtern  zu  fron- 
jektiven  Klassengefühl  durchdrungenen  Arbeiter-  j  dienstpflichtigen  Grundhörigen  herabgedrückten 
schichten  späterer  Zeiten  über  das  Arbeits-  Kolonat  ein  ländlicher  Arbeitersland,  der  reeht- 
verhältnis  wenig  gemein.  Abgesehen  von  plütz-  lieh  und  wirtschaftlich  zwar  über  den  Sklaven 
liehen  E.xplosionen  einer  dran-'saliertcn  Masse,  stand,  aber  auf  den  Titel  einer  freien  Arbeitcr- 
die  sieh  instinktiv  wie  das  geschlagene  Tier  gegen  I  klasse  nicht  Anspruch  machen  konnte, 
ihren  Peiniger  wendet,  sind  die  so/.ialen  Aufstände  2.  Die  Arbeiterfragen  im  christlichen 
des  Altertums  Revolutionen  der  in  ihrer  Existenz  vorkapitalistischen  Mittelalter.  So  vicl- 
bedrängten  Kleinbauern  oder  der  allzu  schwer  fältig  auch  manche  Wirtschaftsformen  der  nach 
mit  Abgaben  und  Fronden  belasteten  Grund- 1  Christi  Geburt  liegenden  Zeit  hinter  denen 
hörigen.  Es  ist  in  Hellas  und  Rom  rebellieren-  des  sog.  Altertums  zurückstehen,  so  trug  doch 
des  Konsumentenproletiiriat,  das  sieh  mehr  und  die  Christuslehre  eine  andere  sittliche  Wertung 
mehr  der  Arbeit  entwöhnt  hat,  oder  es  handelt  des  Menschen  und  der  Arbeit  in  die  Völker 
sich  um  politische  Aufstände  der  zu  unheim- 1  Europas  hinein.  Wenigstens  im  Prinzip,  wenn 
liehen  Massen  angeschwollenen  Sklavenscharen'),  !  auch  die  Praxis,  namentlich  gegenüber  der 
die  nun  das  verhaßte  Joch  der  Unfreiheit,  das  gewerblichen  und  kommerziellen  Arbeit,  noch 
brutale  Herren  allerdings  besonders  drückend  stark  von  feudaler  Herrenelhik  und  sehr  bald 
gestalten,  abschütteln  wollen.  jauch  von  beschaulicher  Frömmigkeit,  die  sich 

Eine  Arbeiterfrage  im  subjektiven  Sinne  ent-  von  weltlicher  Tätigkeit  möglichst  loszulösen 
stand  —  abgesehen  von  den  Angelegenheiten  [  trachtet,  beherrscht  wird.     Immerhin  ist  die 

  j  grundsätzliche   Wertung  der  Arbeit   und  der 

')  Die  Angaben,  daß  um  300  v.  Chr.  in  Athen  j  Arbeiter  bei  Augustinus  eine  durchaus  andere 
und  Korinth  etwa  1  Million  Sklaven  gegenüber  !  als  bei  Cicero  oder  Aristoteles.  Damit  brö<'kelt 
100  000  Bürgern  gezählt  seien,  und  daß  um  100  die  sittliche  Grundlage  für  die  Sklavenarbeit 
V.  Chr.  2  Millionen  Sklaven  in  Italien  und  Si- j  neben  der  geborstenen  wirtschaftlichen  Grundlage 
Zilien  hausten,  sind  allerdings  von  der  neueren  i  ab.  Aber  an  die  Stelle  des  versklavten  Arbeiters, 
Forschung  beanstandet  worden.  ;  der  als  mobile  Sache  behandelt,  gekauft  und  ver- 
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kauft  werden  konnte,  treten  nun  mehr  und 
mehr  die  an  den  Grund  und  Boden  dinglich 

febundenen  und  mit  Pflichten  gegen  den  Grund- 
errn  belasteten  Arbeiter,  deren  persönlicher 
Status  mannigfache  Schattierungen  von  völliger 
Unfreiheit  bis  zu  praktischer  Freiheit  aufweisen 
konnte.  In  Deutschland  umfaßten  die  Wirt- 
schatten, die  naturalen  Eigenwirtschaftscharakter 
hatten,  nach  Tacitus'  Schilderung  bereits  zahl- 
reiche Knechte,  je  nach  der  Zahl  der  Ackerlose, 
die  den  Markgenossen  gemäß  dem  Grade  ihrer 
Vornehmheit  und  Macht  zugesprochen  wurde. 
Diese  Knechte  hatten  auch  in  der  älteren  Zeit, 
wo  sie  noch  der  Tötungsgewalt  des  Herrn 
gewissermaßen  als  Sacheigentum  unterstanden, 
ähnlich  wie  die  Kolonen  des  Römerreiches  , 
meistens  ein  Stück  Land  mit  eigener  Hauswirt-  [ 
Schaft,  die  sie  neben  bestimmten  Diensten  und 
Leistungen  an  den  Herrn  versorgten.  Das 
eigentliche  Hausgesinde  im  germanischen  Herren-  [ 
hause  war  im  Gegensatz  zu  der  unübersehbaren 
Dienerschaft  der  familia  rustica  der  Römer  — 
ganz  zu  schweigen  von  der  tamilia  urbana  — 
verhältnismäßig  gering.  Unter  den  häuslichen 
Bediensteten,  die  auf  die  landwirtschaftlichen, 
hauswerkerlichen  und  manche  sonstigen  Arbeiten  ' 
sich  verteilen,  erlangten  die  fähigeren 
Ministerialen  bald  eine  gehobene  Stellung  gegen- 
über den  eigentlichen  Sklaven  und  teilweise 
auch  gegenüber  angesiedelten  Unfreien;  aus 
letzteren  und  neben  ihnen  entwickelten  sich  noch 
halbfreie  Ackerbauer,  die  trotz  politischer  Recht- 1 
losigkeit  bessere  persönliche  Rechte  in  bezug 
auf  Strafrecht,  Gerichtsbarkeit  und  Pflicht- , 
leistungen  genossen  als  die  Sklaven.  Das  Ver- 
hältnis der  Halbfreien  war  teils  Arbeitsverhältnis, 
teils  Ausfluß  der  durch  Stammes-  und  Rassen- 
eigenheiten gegebenen  Verfassung  und  Verwal- 
tung des  Gemeinwesens.  Private  und  öffentliche 
Pflichten  griffen  im  Arbeitsverhältnis  des  Mittel- 
alters, zumal  auf  germanischem  Boden,  überhaupt 
innig  durcheinander.  Reine  Arbeiterfragen  als 
solche  konnten  unter  diesen  Verhältnissen  kaum  ' 
entstehen.  Die  Herren,  die  vielfach  die  höheren 
Dienste  der  Allgemeiriheit,  Kriegführung  und 
Priesteramt,  später  die  Kirchen-  und  weltliche 
Verwaltung  und  die  Leitung  der  öffentlichen 
Arbeiten,  Straßen-,  Brücken-,  Burgen-,  furchen-  : 
bauten  besorgten  oder  besorgen  ließen,  repräsen- 1 
tierten  zugleich  die  Obrigkeit  und  nicht  bloß  ' 
den  privatwirtschaftlichen  Arbeitgeber,  dem  der 
Unfreie  und  Halbfreie  seine  Arbeitsdienste  widmen 
mußte.  Der  gute  oder  schlimme  Gebrauch  der 
obrigkeitlichen  Herrschaftsgewalt  beeinflußte  die 
Hörigen  nicht  bloß  in  ihren  persönlichen  Rechten 
und  Freiheiten,  sondern  bestimmte  auch  die 
Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  entschei- 
dend. 

Eine  deutliche  Scheidung  zwischen  landwirt- 
schaftlichen und  gewerblichen  Arbeitern  hat 
es  in  den  Zeiten  überwiegender  Natural-Eigen- 
wirtschaft  nicht  gegeben.  Unter  den  servi 
und  ancillae,  den  Gutstagelöhnern  der  Fronhöfe, 
haben  sich  ebenso  wie  unter  den  hörigen  Hinter- 
sassen der  Gutsherrschaften  jeweils  neben  den 
Acker-  und  Vieharbeitern  einige  zu  gewerb- 
licher Tätigkeit  geschickte  Arbeitskräfte  ge- 
funden, die  sich  zu  einer  Art  Guts-  oder  auch 
Dorfhandwerker  entwickelten.  Für  letztere 
war  die  Dorfgemeinschaft  der  sozial  gleichgestellte 
Arbeitgeber,  während  die  Gutshandwerker,  die 


sich  seit  dem  9.  Jahrh.  mit  der  zunehmenden 
Kultur  vermehrten  und  differenzierten,  bei  den 
Freihofs-  und  Klosterherren  um  so  mehr  begehrt 
wurden,  je  schwieriger  es  war,  den  Bedarf  an 
diesen  vielseitigen  Hauswerkern  zu  decken. 

Ob  aber  die  Behandlung  der  hörigen  Arbeits- 
kräfte sich  dementsprechend  gestaltete,  ist 
zweifelhaft  angesichts  der  Tatsache,  daß  so 
viele  Hörige  seit  dem  Aufkommen  der  Städte 
dem  Frondienst  entliefen  und  in  der  Stadtluft 
Freiheit  zu  erlangen  suchten.  Ursprünglich 
regelten  zwar  Königsrechte  und  geistliche  Rechte 
die  Fronarbeit  und  begrenzten  sie  meist  auf  3  Tage 
in  der  Woche,  aber  die  Stellung  der  Grundherr- 
schaft war  das  Entscheidende.  Das  Hofrecht 
umschrieb  nicht  nur  Besitz  und  Nutzung  der 
Hufner,  sondern  auch  Rechte  and  Pflichten  der 
Fronpflichtigen.  Auf  dem  platten  Lande  haben 
die  fronenden  Hörigen  und  Leibeigenen ,  dieschließ- 
lich  in  Deutschland  bis  zu  vier  Fünfteln  des  Volkes 
ausmachten,  jenachderagrar-  und  geldwirtschaft- 
lichen, der  kriegs-  und  siedlungspolitischen 
Gesamtentwicklung  eine  verschiedenartige  recht- 
liche und  soziale  Wandlung  ihres  Dienst-  und  Unter- 
tänigkeitsverhältnisses erfahren,  im  Osten  ganz 
anders  als  im  westlichen  und  südlichen  Europa. 
Persördiche  Freiheit  erreichten  diese  Massen, 
die  sich  teils  zu  freien  selbständigen  Bauern  und 
erblichen  Pächtern  aufschwangen,  größtenteils 
aber  in  tiefste  Erbuntertänigkeit  und  Arbeits- 
versklavung hinabsanken,  in  den  einzelnen  Län- 
dern durch  Freilassung,  Loskauf  oder  Ablösungs- 
gesetze in  sehr  verschiedenen  Zeitstufen  erst  vom 
15.  bis  zum  19.  Jahrh.  Durch  die  länd- 
liche Bevölkerungszunahme,  auf  wenig  erweiter- 
barem Boden,  durch  Erbteilung  und  Grund- 
besitzverschiebung, nicht  zuletzt  durch  die 
Art  der  Freilassung  und  der  Ablösungsgesetze, 
wurde  aber  eine  große  Zahl  der  persönlich  freien 
ländlichen  Bewohner  auf  derartig  winzige  Boden- 
nutzung beschränkt  oder  landlos  gemacht,  daß 
sie  nur  noch  als  ländliche  Tagelöhner  ihr  Dasein 
fristen  konnten  oder  in  den  Städten,  in 
Söldnerheeren,  in  Hausindustrien  und  bei  diesen 
oder  jenen  Forst-,  Berg-  und  Bauarbeiten  ihre 
Nahrung  suchen  mußten.  Hier  fließt  eine  Quelle 
für  die  Entstehung  des  modernen  persönlich 
freien  Arbeiterproletariats  in  Italien,  England 
und  zuletzt  auch  in  Deutschland. 

Die  Arbeitskräfte,  die  in  den  mittelalter- 
lichen Städten  entweder  als  unentbehrliche 
Werkkundige  planvoll  zusammengeholt  wurden 
oder  aus  eigenen  Interessen  dorthin  strömten, 
haben  nicht  nur  fast  von  Anfang  an  persönliche 
Freiheit,  sondern  auch  eine  selbständige  Existenz 
erlangt,  teils  unter  Protektion  der  stadtgründen- 
den Geschlechter,  teils  in  genossenschaftlichem 
Emporringen.  Aus  lohnwerkelnden  Arbeitern 
wuchsen  zünftige  Meister  empor,  die  schließlich 
neben  Lehrlingen  vielfach  auch  1  bis  höchstens  6, 
ganz  ausnahmsweise  vielleicht  einmal  mehr 
Gesellen,  Knechte,  Knappen,  Diener,  Gehilfen 
oder,  wie  sie  sonst  hießen,  beschäftigten.  Die 
Art  der  Produktion  und  des  Nah-  oder  Fern- 
absatzes beeinflußte  zunächst  die  Zahl  der 
Arbeitskräfte  weit  mehr  als  die  geschäftliche 
Rührigkeit  des  Meisters,  der  ja  gemäß  der  Zunft- 
politik und  der  kanonistisch-kirchlichen  Ethik 
auf  seine  „Nahrung"  sich  beschränken  sollte,  dem 
also  die  „Ausbeutung"  zahlreicher  Arbeitskräfte 
ganz  fern  lag. 
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Das  handwerkerliche  Arbeitsverhältnis  war 
in  der  AufschwunKszeit  nicht  das  Verhältnis 
zwischen  Arbeilgebern  und  Lohnempfängern, 
sondern  der  Meister  war  der  Familienvater,  d<(r 
Fachlehrer  und  Erzieher  seiner  schutzbefoblenen 
Gewerksgehilfen  und  Lehrlinge,  die  nach  dem 

wohlgeordneten  Gang  der  Dinge  in  bestimmter  Kindcrbeteiligt  waren.  Diesen  Gefal 
Zeit  auch  zur  Meisterwürde  aulzusteigcn  hofften,  die  landcsfiirstlichen  Reglements,  die  an  Stelle 
Solange  es  an  ausreichendem  gewerblichen  Nach' 
wuchs  für  die  vielseitigen  empirischen  Handwerks 
kUaste  mangelte,  war  das  Mitarbeits-  und  Munt 


Personen  mit  dem  eigentlichen  Arbeitgeber,  dem 
Verleger,  in  Verbindung  standen,  infolge  Unstet- 
heit der  Beschäftigung,  willkürlicher  Unterbift- 
tung  oder  Ucbervorteilun"  ein  unregelmäßiges, 
ausbentprischos  Arbcitsverliältnis  zu  entwickeln, 
an  dem  ja  neben  Männern  nun  auch  Frauen  und 
Gefahren  suchten 


schaftsverhiiltnis  der  Gesellen  nicht  übel,  ob- 
gleich es  an  eifersüchtigen  Reibungen  zwischen 
den  Meistern  und  Gesellen  auch  in  der  guten 
Zeit  nicht  gefehlt  hat.  Erst  als  infolge  der  zu- 
nehmenden Volksverdichtun"  bei  gleichzeitiger 
Verengung  des  Nahrungsspi^raums  nicht  mehr 
iwei  M-ister  einem  Gesellen  nachliefen,  sondern 
das  Verhältnis  sich  mehr  als  umkehrte  —  vom 
16.  Jahrh.  an  — ,  durchsetzte  sich  diese 
patriarchalisch- herrschaftliche  Arbeits-  und 
Ausbildungsgemeinachaft  mit  starken  sozialen 
Spannungen,  und  die  Interessengegensätze  ent- 
luden sich  nicht  selten  in  schweren  Zusammen- 
stößen, Arbeitseinstellungen,  Verrufen  und  ge- 
waltsamen Kämpfen  der  sieh  „rottierenden" 
Gesellen  und  Gesellenverbände  wider  die  Meistcr- 
zünftc.  Gleichwohl  sind  diese  Kämpfe  trotz 
ihrer  äußeren  Aehnlichkeit  den  Arbeitszwisten 
des  l'J.  Jahrh.  zwischen  den  gewerblichen 
Unternehmern  und  den  Arbeitern  kaum  gleich- 
zustellen; es  waren  keine  ,,Mchrwertsstreitig- 
keiten  zwischen  Kapital  und  Arbeit",  da  auf 
der  Seit«  der  zünftigen  Kleinmeister  Kapital 
und  kapitalistischer  Geist  fast  völlig  fehlten 
oder  doch  hinter  der  persönlichen  Arbeitsleistung 
und  dem  gcnossenscbaftlich  geordneten  „Nah- 
rungs"-Streben  völlig  zurücktraten.  Nicht 
kapilalbesitzende  Arbeitgeber  und  kapitalloso 
Arbeiter,  sondern  Handwerker  mit  Zunft- Vorzugs- 
rechten auf  Berufsausübung  und  Handwerker 
ohne  solche  kämpften  damals  um  meist  kümmer- 
liche Arbeitse.xistenz  und  um  Rechte  (Herbergs- 
und  Arbcitsvermittlungsrechtc,  mildere  Bestra- 
fung des  Bruches  des  Arbeitsverhältnisses, 
guten  Montag  usw.).  Daß  es  später  nicht  selten 
auch  um  Kost  und  Lohn  und  Arbeitszeitverkür- 
zung ging,  ändert  an  dem  Kern  des  Zwistes,  der 
durch  das  zünftische  Hecht  und  seine  Bindungen 
hauptsächlich  bestimmt  war,  wenig. 

3.  Die  Arbeiterfragen  im  Gewerbewesen  der 
kapitalistischen  Unternehmungen  der  Neu- 
zeit. Eine  ganz  andere  Gestaltung  des  Arbeits- 
verhältnisses und  der  Arbeiterfragen  im  Go- 
werbewesen  bringt  die  neue  Zeit  der  kapitalisti- 
schen Unternehmungen,  wie  sie  sich  in  Form  dea 
hausindustriellen  Verlagswesens,  der  Fabrik- 
industrie und  der  Großbetriebe  unter  allmäh- 
licher Nutzbarmachung  der  technischen  Erfin- 
dungen und  der  Kraft-  und  Arbeitsmaschinen 
entwickeln.  Die  Hausindustrie  verdankt  ihre 
starke  Ausbreitung  neben  der  kapitalistisch- 
kaufmännischen  Organisation  wesentlich  dem 
Umstände,  daß  sie  sich  fast  überall  auf  ein 
Ueberangebot  ländlicher  oder  städtischer  Ar- 
beitskräfte stützen  konnte.  Da  sie  sich  von 
zünftischen  Bindungen  meist  bald  lo.slöste  oder 
eigene  Verla|szünfte  zeitigte,  die  hauptsächlich 
ihre  eigenen  Interessen  im  Auge  hatten,  so  drohte 
sich  unter  den  weit  über  das  Land  verstreuten 
Heimarbeitern,  die  meist  nur  durch  Zwischen- 


des  Zunftrechts  die  Hausindustrie  ordneten, 
allerdings  vorzubeugen.  Wir  können  in  ihnen 
ebenso  wie  in  den  Tandesfürstlichen  Ordnungen 
des  handwerkerlichen  Zunftrechts,  das  nunmehr 
auch  besondere  Rechts-  und  Schutzvorschriften 
für  die  Gesellen  enthielt,  die  Anfänge  einer  staat- 
lichen Arbeitsrechtsbildung  und  Arbeitcrschutz- 
ge-ietzgebung  erblicken. 

Und  zwar  regelt  dieses  Arbeitsrecht  zum 
ersten  Male  Arbeitsverhältnisse,  die  nicht  mehr 
eine  privatrechtliche  familienartige  oder  herr- 
schaftliche Arbeitsgemeinschaft  mit  dem  Arbeit- 
eeber darstellen,  sondern  zu  neuzeitlichen  Ar- 
beits Vertragsverhältnissen  überleiten.  Jedoch 
bildet  sich  der  sog.  freie  individuelle  kündbare 
Arbeitsvertrag,  losgelöst  von  korporativer  Nor- 
mierung, erst  mit  dem  Verfall  der  hausindustri- 
ellen Reglements,  und  in  reiner  Gestalt  in  den 
unregulierten  Fabrikindustrien  heraus,  die  von 
der  Mitte  des  18.  Jahrh.  an  in  England 
und  bald  dann  auch  auf  dem  europäischen 
Festlande  das  Gewerbewesen  kapitalistisch- 
rationalistisch  durchsetzen  und  eine  neue  Arbeiter- 
klasse heranbilden,  das  moderne  industrielle, 
vom  fremden  Kapitalbesitz  abhängige  Produzon- 
tenproletariat.  Gewerbefreiheit,  Arbeitsver- 
tragsfreiheit, Freizügigkeit  räumen  die  Bahn 
für  diese  Entwicklung  frei. 

Diese  moderne  Industriearbeiterschaft  ist 
aus  sehr  verschiedenen  Wurzeln  zusammen- 
gewachsen. Welches  die  Hauptwurzeln  sind, 
und  wie  tief  sie  in  frühere  Wirtschaftsschichten 
zurückreichen,  darüber  gehen  die  Ansichten 
auseinander.  Ob  die  beschäftigungslosen,  auf 
fremde  Wohltätigkeit  angewiesenen  JClemente,  die 
in  den  Städten  es  zu  keiner  rechten  „Nahrung" 
brachten,  ob  die  unzüiiftischen,  die  unehrlichen, 
die  verlegten  Handwerker  und  die  ungelernten 
städtischen  Arbeiter  die  Hauptmasse  gestellt 
haben  oder  die  „gelegten"  oder  geflüchteten 
Bauern  und  die  infolge  llufenzersplitterung  ab- 
wandernden, ist  noch  unentschieden;  auch  die 
soziologische  These  (Nehring),  daß  es  sich  um 
Volkstcile  von  germanischer  oder  germanisch 
beeinflußter  „unkanitalistischer"  Denkweise  und 
Anpassungsunfähigkeit  handelt,  ist  mehr  kühn 
und  geistreich  als  beweisbar.  Jedenfalls  handelte 
es  sich  um  verdrängte  und  denossedierte 
Existenzen,  die  die  proletarischen  Schöpfbecken 
der  aufsteigenden  kapitalistischen  Industrie- 
wirtschaft bildeten.  Relative  gesellschaftliche 
oder  berufliche  Uebcrvölkerung  standen  in 
Wechselwirkung  damit.  Marx,  Kautsky  und 
Sombart  legen  besonderen  Nachdruck  auf  den 
Satz,  daß  die  kapitalistische  Warenproduktion 
das  Vorhandensein  eines  freien  Proletariats  be- 
reits zur  historisch  notwendigen  Voraussetzung 
hat.  Aber  die  kapitalistische  Wirtschaft 
züchtete  ebensosehr,  zumal  in  den  An- 
fängen der  fabrikindustriellen  Revolution  — 
in  England  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts,  in  Deutschland  im  19.  Jahr- 
'  hundert  —  durch  ihre  Produktions-,  Arbeits- 
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nnd  Absatzweise  recht  eigentlich  erst  die  ^oßen 
Massen  des  Industrieproletariats,  des  arbeiten- 
den und  des  arbeitslosen  („industrielle  Reserve- 
armee"). Es  wächst  die  Abhängiekeit  der  Lohn- 
arbeiter vom  fremden  Kapital  und  von  der  unter- 
nehmerischen Kalkulation  in  raschester  Progres- 
sion, es  verschärft  sich  die  Unsicherheit  ihres 
Daseins  (Unsicherheit  der  Verdienstgelegenheit 
und  des  Auskommens,  Berufsgefahren,  Alters- 
not) Die  gelernte  Arbeit  verliert  viele  ihrer  Vor- 
züge und  Vorrechte  infolge  Verschiebung  der 
Arbeit  durch  die  Maschinen  und  durch  die  mit 
der  kapitalistischen  Technik  zusammenhängende 
Bedarlswandlung,  infolge  der  Zerlegung  und 
Mechanisierung  der  Arbeit  und  infolge  der  ver- 
stärkten Heranziehung  ungelernter  Frauen-  und 
Kinderarbeitskräfte  (gewerbliche  Frauenarbeit 

fab  es  freilich  schon  in  den  Manufakturen  und 
lausindustrien,  ja  nach  Fagniez  schon  im  13. 
Jahrh.  in  zahlreichen  Pariser  Handwerken, 
während  die  Kinderarbeit  —  abgesehen  von  der 
Lehrlingszüchterei  und  der  Mitbeschäftigung 
durch  hausindustriell  tätige  Eltern  —  erst  in  den 
Textilfabriken  aufkommt).  Die  Ausbeutung 
gerade  der  schwächeren,  körperlich  oder  wirt- 
schaftlich weniger  widerstandsfähigen  Arbeits- 
kräfte ist  eine  Begleiterscheinung  des  ersten 
Entwicklungsabschnittes  der  Fabrikindustrie,  die 
zur  verschärften  „Proletarisierung'"  der  Fabrifc- 
arbeiterwelt  erheblich  beiträgt. 

4.  Arbeiterklassenfragen   der  Gegen- 
wart.  Auf  diesem  Untergründe  erwachsen 
Sehl  bald  die  neuzeitlichen  Arbeiterklassen-  I 
fragen:  die  industriellen  Arbeiterkoalitionen 
zur  Abwelir  und  Selbsthilfe,  die  politische  Ar- 
beiterbewegung, die  Klassenkämpfe  zwischen 
Kapital  und  Arbeit,  das  System  der  Arbeiter- ! 
scbutzforderungen  und  der  Gesetzgebungs-  [ 
versuche  zu  ihrer  Erfüllung.  Die  ersten  Ar-  j 
beitertragen  dieser  Art,  die  das  Klassen- 1 
bewußtsein  der  gewerblichen  Arbeiterschaft  ■ 
zu  erwecken  beginnen,  beziehen  sich  auf  die  [ 
Maschinenarbeit,  die  die  Handarbeit  stark  | 
bedroht  und  die  Löhne  herabdrückt,  zumal  | 
da  minderwertige  Kräfte  Teilarbeit  an  der  1 
Maschine  verrichten  können,  und  auf  die 
abscheulichen  und  gesundheitszerrüttenden 
Betriebsverhältnisse  und  Arbeitszeiten.  Um 
geschlossen  dagegen  Front  machen  zu  können, 
bedürfen  die  Arbeiter  des  gewerkschaftlichen 
Koaiitionsrechtes.  Sie  erringen  es  je  nach  der 
industriellen  und  politischen  Struktur  der 
europäischen  Staaten,  jedoch  erst  in  schweren 
Kämpfen  und  in  zeitlichen  und  rechtlichen 
Abstufungen,  von  1824  an  bis  18C9,  ja  teil- 
weise erst  1918  nach  dem  Weltkriege,  und  die 
Arbeiterkoalitionen  rufen  vielfach  frühzeitig 
Gegenkoalitionen  der  Unternehmer, ,, Arbeit- 
geberverbände", auf  den  Plan,  sobald  nämlich 
der  alleinstehende  Arbeitgeber,  der  zunächst 
in  seiner  Person  eine  Machtkoalition  gegen- 
über den  Arbeitern  bedeutet  ("Brentano),  sich 
nicht  mehr  stark  genug  fühlt,  der  Arbeiter- 
gewerkschaft zu  trotzen,  und  der  Staat,  der 
Gesetzgeber,  die  Behörden  und  die  Richter  aus 
feudal-patriarchalischer  und  bourgeoiser  Tra- 


I  dition  oder  aus  Angst  vor  der  ,, schwieligen 
Faust"  nicht  mehr  in  oft  einseitiger  Partei- 
nähme  den  Arbeitgebern  bei  Arbeitsstreitig- 
keiten Beistand  leisten. 
!  Zu  dieser  Wandlung  der  Haltung  des 
j  Staates  und  der  öffentlichen  Meinung  gegen- 
über der  Arbeiterbewegung  und  den  Ar- 
beiterforderungen haben  die  Vorkämpfer  der 
Sozialreform,  die  das  Verständnis  für  die 
Arbeiterfragen  vertieften,  und  die  wachsende 
politische  Geltung  der  Arbeitermassen  bei 
gleichzeitiger  Demokratisierung  des  Wahl- 
rechts vor  allem  beigetragen.  Das  Verdienst 
der  neutralen  gemeinnützig  wirkenden  So- 
zialreformer  um  die  Klärung  und  Förderung 
berechtigter  Arbeiterinteressen,  die  mit  der 
Gesamtwohlfahrt  der  Gesellschaft  in  Ein- 
klang stehen,  ist  auch  bei  der  gesetzlichen 
Entw'icklung  des  gesundheitlichen  und  sitt- 
lichen Arbeiterschutzes  von  dem  moral  and 
health  act  von  1802,  dem  ersten  englischen 
Fabrikgesetz,  bis  zu  der  staatlichen  Arbeiter- 
Versicherung  und  den  internationalen  Ar- 
beiterschutzkonventionen des  20.  Jahrh- 
fühlbar.  Nur  die  Verwirklichung  der  klas- 
sischen sozialistischen  Achtstundentagsforde- 
rung 1918/20  ist  durch  den  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  revolutionären  Druck  der  Ar- 
beiterklassen selbst  in  allen  Kulturstaaten 
erfolgt.  Der  Einfluß  neutraler  Sozialreformer 
(Owen,  V.  A.  Huber,  Schulze-Deiitzsch)  ist 
schließlich  noch  auf  zwei  bedeutsamen  Fel- 
dern der  Arbeiterfragen,  bei  den  Anfängen 
der  Genossensehaftsbewegung  und  beim  Ar- 
beiterbildungswesen beachtlich,  wenn  auch 
die  Haupterrungenschaften  der  späteren 
Entwicklung  hier  Frucht  des  staatlichen 
Schulwesens  und  der  organisierten  Selbst- 
hilfe der  Arbeiterklasse  sind. 

Die  wichtigsten  Arbeiterfragen,  die  sich 
auf  die  Lohnhöhe  und  auf  die  Reglung  des 
Arbeitsverkehrsrechts  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  beziehen,  hat  die  Arbeiter- 
schaft, im  Rahmen  der  volkswirtschaftlichen 
Voraussetzungen  und  Möglichkeiten,  in  der 
Hauptsache  allein  gelöst  mit  den  Methoden 
der  Gewerkschaftspolitik.  Diese  hat  insbe- 
sondere den  sog.  freien  individuellen  Arbeits- 
vertrag, das  Symbol  des  aus  zünftischer 
Reglementierung  gelösten  Arbeitsverhält- 
nisses zu  Beginn  der  kapitalistischen  In- 
dustriewirtschaft, durch  den  kollektiven  pari- 
tätischen Tarifvertrag,  das  Symbol  der 
Gleichberechtigung  der  organisierten  Ar- 
beiterschaft mit  dem  Arbeitgebertum  in  der 
sozialen  Selbstverwaltung  der  Arbeitswelt, 
abgelöst  (soweit  nicht  bereits  wieder  be- 
hördliche Zwangsregelung  die  soziale  Selbst- 
verwaltung verdrängt  hat). 

Die  politische  Machtentfaltung  endlich 
der  Arbeiterklasse,  die  im  Schatten  der 
Denkarbeit  der  großen  Sozialisten,  vor  allem 
durch  erfolgreiche  Agitation  und  Führer- 
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kunst  von  Arbeitern  und  Literaten,  zu  ge- 
waltigem Umfange  Jielangt  Ist,  bat  an  der 
Lösung  einer  Reihe  der  wichtigsten  Arbeiter- 
fragen schon  seit  etwa  einem  Menscbenalter 
(in  den  einzelnen  Ländern  verschieden)  star- 
ken Anteil  gehabt.  In  den  plutokratlschen 
und  ,, bürgerlichen"  Staatsordnungen  sind  die 
Lösungen  infolge  der  Machtkonflikte  mit  der 
sozialistischen  Arbeiterbewegung  aller- 
dings vielfach  dadurch  nicht  beschleunigt  und 
eher  verwickelt  worden.  Seit  dem  Weltkrieg, 
der  auf  die  proletarischen  Arbeitcrmasscn  der 
ganzen  Welt  wirtschaftlich  und  politisch  be- 
sonders aufstachelnd  gewirkt  hat,  hat  der 
politische  Machtgedanke  die  gesamte  Ar- 
beiterbewegung in  fast  allen  Ländern  ent- 
scheidend erfaßt  und  sucht  auch  die  ge- 
werkschaftlichen und  z.  T.  auch  die  genossen- 
schaftlichen Organisationen  stärker  als  vor- 
dem in  seinen  Dienst  zu  ziehen,  mit  dem  Er- 
folge, daß  die  Behandlung  aller  Arbeiter- 
fragen durch  diese  neue  politische  Macht- 
bewegung ihr  Gepräge  erhält  und  eine  Ten- 
denz entsteht,  alle  Fragen  des  Staats-  und 
Wirtschaftslebens  zu  „Arbeiterfragen"  zu 
stempeln,  wie  das  in  den  von  Arbeitern  be- 
herrschten australischen  Staaten  schon  vor 
dem  Weltkriege  versucht  worden  ist.  Die 
oben  erwähnte  Ausweitung  des  Begriffes 
„Arbeiter"dient  dieser  Tendenz.  Das  überall 
im  Werden  begriffene  neue  Arbeitsrecht 
zeigt  schon  deutliche  Niederschläge  dieser 
Tendenz. 

in.  Besondere  Probleme  nach  dem 
Weltkriege. 

Da^>  zuletzt  Gesagte  hat  bereits  weit 
über  die  Interessen-  und  Gedankenwelt  der 
industriellen  Arbeiterschaft,  deren  Ent- 
wicklungsfragen wir  hier  zunächst  skizzieren 
wollten,  hinausgegriffen.  Die  gewerbliche 
Arbeiterklasse  hat,  zumal  nach  dem  Welt- 
kriege, eben  auch  andere  Berufsarbeiter- 
gruppen, die  Angestellten  und  die  Land- 
arbeiterschaft teilweise  in  ihren  Bannkreis 
gezogen.  Die  geschichtliche  und  die  sozio- 
logische Betrachtung  verlangt  aber  die  Fest- 
stellung, daß  die  Landarbeiterfragen  sich 
nicht  nur  in  wesentlich  anderen  Bahnen  ent- 
wickelt haben,  sondern  daß  die  Landarbeiter 
auch  noch  nach  dem  Kriege  in  den  Ländern, 
welche  eine  breite  Landarbeiterschaft  be- 
sitzen, anderen  Zielen  zustreben  als  die  ge- 
werblichen Arbeiter  (vgl.  das  oben  Gesagte 
über  das  anders  geartete  physische  Schicksal 
des  Landarbeiters).  Wie  nicht  Heraus- 
bildung kapitalistischer  Unternehmungen  mit 
neuer  Technik  und  arbeitsteiliger  Maschinerie 
die  Landarbeiter  als  besondere  Klasse  hat 
entstehen  lassen,  sondern  das  Bauernlegen, 
die  Fehler  der  Bauernbefr.;iungspolitik,  die 
Großgrundbesitzentfaltung,  der  Landmangel, 
•die    Parzellenzersplitterung,  Mißwirtschaft 


I  und  Verschuldung,  die  viele  Bauern  ins  länd- 
liche Proletariat  herabsinken  ließ,  hier  vor 
allem  ursächlich  zusammenwirkten,  wie  nicht 
I  Großbetrieb  und  Kleinbetrieb  in  der  Land- 
I  Wirtschaft  als  gegensätzliche  gesellschaftliche 
Organisationsformen  der  Produktion  wie  im 
Gewerbewesen  wirken,  so  sind  auch  die 
Landarbeiterfragen  nicht  so  sehr  durch  den 
Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit  wie 
durch  den  Kampf  um  die  Scholle  als  Grund- 
lage der  Aufstiegsmöglichkeit,  um  persön- 
liche Bewegungsfreiheit  und  mehr  Kultur- 
Jgenuß  bestimmt.  Die  gesundheitlichen  Ar- 
bciterschutzfragen  und  die  Koalitionsrechts- 
fragen spielten  bis  zum  Kriege  in  der  Land- 
arbeiterwclt  niemals  die  Rolle  wie  in  der  In- 
dustrie, so  arg  es  um  die  Gesundheitspflege 
und  Wohnungshygiene  wie  um  die  Notver- 
sorgung invalider  und  alter  Landarbeiter  in 
zahlreichen  Ländern  auch  bestellt  war  und 
zum  Teil  noch  bestellt  ist.  Der  viel  beklagte 
chronische  Arbcitcrmangel  und  die  Arbeiter- 
abwanderung aus  den  Gebieten,  wo  nicht 
der  bäuerliche  Mittelstand  mit  seiner  Fa- 
milienarbeitsgemcinschaft  die  sozialen  Gegen- 
sätze überbrückte,  sind  charakteristische 
Züge,  die  in  der  Welt  der  industriellen  Ar- 
beiterfragen nicht  ihres  Gleichen  haben  und 
andere  Mittel  zu  ihrer  Lösung  erfordern  als 
das  Arsenal  der  gewerblichen  Arbeitersozial- 

Eolitik  sie  kennt.  Auch  gestalten  sich  die 
andarbeiterfragen  in  den  einzelnen  Staaten 
nach  geschichtlicher  Entwicklung,  Klima  und 
Agrarverfassung  viel  verschiedenartiger  als 
die  wesentlich  gleichmäßigeren  gewerblichen 
I  Arbeiterfragen  der  konkurrierenden  Industrie- 
staaten (Näheres  Art.  „Landwirtschaftliche 
Arbeiter")'). 

!  Hier  gilt  es  nur  auf  die  grundver- 
schiedenen Probleme,  die  sieh  unter  dem 
Sammelwort  ,, Arbeiterfragen"  bergen,  hin- 
zuweisen. Ausblicke  auf  die  häuslichen  Be- 
diensteten, die  Heimarbeiter,  die  Verkehrs-, 
die  Bergarbeitor,auf  die  kaufmännischen  und 
technischen  Privatangestclltcn,  die  den  kapi- 
talistischen Unternehmer  gegenüber  der  Ar- 
beiterschaft zu  vertreten  haben,  auf  die 
freien  Berufstätigen  mit  Einkünften,  die 
kaum  den  Arbeiterdurchschnitlslohn  über- 
steigen usw..  bestätigen  die  bereits  eingangs 
betonte  Differenziertheit  der  Arbeiterfragen. 
(Cf.  die  betr.  Spezialartikel).  Einige 
wichtige  Züge  aber,  die  in  der  Entwick- 
lung der  Arbeiterfragen  aller  dieser  ver- 
schiedenen Gruppen  der  Wirtschaftsgesell- 
schaft in  den  letzten  Zeiten  allenthalben 
gleichmäßig  mehr  oder  weniger  deutlich 
zutage  getreten  sind  oder  aber  die  Neigung 

')  Vgl.  hierzu  und  zum  Folgenden  die 
Zahlcntafel:  Verschiebungen  im  Verhältnis  von 
selbständigen  Angestellten  und  Arbeitern  1882 
bis  1897  und  die  Zahlentafel  IV  Verteilung  der 
Arbeiter  auf  Stadt  und  Land  (unten  S.  399  u.  400) 
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haben,  sich  überall  stärker  auszuprägen, 
seien  zum  Schluß  in  Zusammenfassung  her- 
vorgehoben. Die  „Proletarisierung"  in  dem 
Sinne,  daß  die  Erlangung  der  Produktion?- 
mittel  zur  selbständigen  Ausübung  einer 
Berufsarbeit  immer  schwieriger  wird,  sowie 
die  Mechanisierung  und  Normalisierung  der 
zerlegten  Arbeit,  die  die  Arbeitskräfte  immer 
austauschbarer  machen  soll,  haben  sich  so 
verschärft,  daß  gegen  beide  Tendenzen  sich 
sehr  starke,  mehr  vom  Menschlichen  als  vom 
Programmatischen  ausgehende  instinktive 
Reaktionen  zeigen,  die  in  ihren  Forderungen 
und  Wegen  zwar  unklar,  unsicher,  wider- 
spruchsvoll, teilweise  sogar  utopisch  sind,  die 
aber  die  , .Arbeiterfrage"  künftig  in  mancher 
Hinsicht  neu  orientieren.  Hierher  gehören 
alle  die  unter  verschiedenen  Schlagworten 
sich  regenden  Bestrebungen  wie  „Soziali- 
sierung", ,,Entmechanisierung  der  Arbeit", 
Pflege  des  Berufsethos  neben  fortschreiten- 
der Verkürzung  der  Arbeitszeit,  rhyth- 
mischem Arbeitswechsel  u.  a.,  Demokratisie- 
rung der  Arbeits-  und  der  Betriebsverwal- 
tung, um  den  Arbeiter  vom  Handlanger  der 
Produktion,  der  jetzt  nur  noch  ein  Zipfelchen 
von  ihr  auf  seinem  Arbeitsplatze  über- 
sieht, zum  Mitarbeiter,  zum  Mitschöpfer  er- 
heben soll,  der  die  Freude  fühlt,  wieder  an 
einem  Ganzen  mitzuwirken.  Solange  das 
alles  aber  nicht  verwirklicht  ist,  entwickelt 
vorerst  eine  den  Arbeitern  vielleicht  unbe- 
wußte, aber  praktisch  schon  fühlbare 
Tendenz  zur  Verbeamtung  des  Arbeits- 
verhältnisses ihre  Einflüsse  in  der  Arbeits- 
verfassung und  Lohnreglung  einzelner 
Länder.  Die  Arbeiterstellung  soll  durch 
Kündigungs-  und  Entlassungsbeschrän- 
kungen, sei  es  unter  Arbeiterkontrolle 
(Deutschland),  sei  es  durch  Entschädigungs- 
gesetz (Italien)  gefestigt  werden;  die  Tarif- 
verträge regeln  den  Lohn  und  den  Urlaub 
nach  Dienstaltersstufen  und  unter  Berück- 
sichtigung des  Familienstandes;  der  Arbeits- 
nachweis soll  die  Einstellung  der  Arbeits- 
kräfte nach  der  Anwärterliste  besorgen.  Die 
Gesetze  über  die  Bevorzugung  der  Kriegs- 
teilnehmer haben  in  demselben  Sinne  gewirkt. 

Entwickeln  sich  diese  Tendenzen  subjek- 
tiv aus  der  Arbeiterschaft  heraus, so  treten  an- 
dere objektive  Wandlungen  infolge  der  volks- 
und  weltwirtschaftlichen  Verschiebungen  ein. 
Die  Verstädterung  der  Bevölkerung  und  der 
Arbeiterschaft  aller  Berufe,  nicht  nur  der 
Wohnweise,  sondern  in  der  Lebensweise, 
macht  die  Arbeiterfragen  zunehmend  schwie- 
riger in  ihrem  Charakter  wie  in  ihren  Lö- 
sungsschwierigkeiten. Die  Arbeiterwande- 
rungen, die  früher  nach  den  überseeischen 
Agrarstaaten  gingen,  haben  sich  auf  die 
städtisch-industriellen  Zivilisationsstätten 
konzentriert.  Die  einseitige  Richtung  der 
horizontalen  Wanderung  hat  die  Möglich- 


keiten vertikaler  Aufwärtswanderung  auf  der 
sozialen  Stufenleiter  relativ  beeinträchtigt. 
Mit  der  Verdichtung  und  der  Proletarisierung 
der  Arbeitermassen  hat  die  Solidarität  gegen- 
über dem  „Kapitalismus"  allen  politischen, 
religiösen  und  nationalen  Gegensätzen  zum 
Trotz  stark  zugenommen  und  sich  von  der 
Handarbeiterklasse  auf  andere  Arbeiter- 
schichten übertragen,  so  sehr  dogmatischer 
Parteifanatismus  die  radikalen  und  weniger 
radikalen  „Arbeiterbrüder"  da  und  dort  zer- 
i  klüftet.  Dank  dem  Weltkrieg  und  seinen  Nach- 
1  wehen,  insbesondere  Dank  den  zerrüttenden 
1  Wirkungen  des  Friedensvertrages  und  seiner 
j  Handhabung  hat  diese  soziale  Solidarität 
]  über  die  Landesgrenzen  hinaus  die  Arbeiter- 
!  klassen  verschiedener  Staaten  ergriffen  und 
!  die  früher  nur  theoretisch  vom  sozialistischen 
Programm  konstruierte  und  gewünschte 
internationale  Vereinigung  der  Proletarier 
aller  Länder  praktisch  einen  Schritt  vor- 
wärts gebracht.  Die  scharfen  nationalen 
[  Gegensätze  der  ,, bürgerliehen"  Staatsregie- 
rungen können  darüber  nicht  hinwegtäuschen. 
Daß  im  Friedensvertrage  eine  „Organisation 
der  Arbeit"  nach  international  gemeinsamen 
[  Gesichtspunkten  vereinbart  und  auch  ein 
,, Internationales  Arbeitsamt"  aller  Staaten 
(das  frühere  I.  A.  A.  in  Basel  war  eine 
wesentlich  private  Gründung  der  Sozial- 
reformer der  Kulturwelt)  errichtet  haben, 
ist  ein  Zeichen,  daß  auch  die  nicht-sozia- 
listischen Vertreter  der  politischen  Gewalten 
die  wachsende  Bedeutung  des  internationalen 
Arbeiterproblems  erfaßt  haben.  „The 
Labour  International  Handbook",  das  der 
Sekretär  R.  Palme  Dutt  der  Internatio- 
nalen Sektion  des  Labour  Research  Depart- 
ment in  London  (1921)  herausgibt,  vermittelt 
das  eindringlichste  Bild  von  den  durch  die 
Kriegsrevolution  befruchteten  internatio- 
nalen Zusammenhaltsbestrebungen  der  Ar- 
beiter aller  Welt.  Die  Tatsache,  daß  die 
Internationale  Föderation  der  Gewerk- 
schaften bereits  1920  wieder  237,  Mill.  Mit- 
glieder um  ihre  Fahnen  scharte  und  darunter 
Millionenmassen  von  Arbeitergruppen  (Land- 
arbeiter, Fabrikarbeiter,  Angestellte  usw.) 
zählte,  die  früher  in  der  gewerkschaftlichen 
Internationale  fast  gar  nicht  vertreten  waren, 
ist  beachtenswert.  l5ie  sozialpolitische  Litera- 
tur, die  die  Arbeiterfrage  unter  internationalen 
Gesichtspunkten  behandelt,  ist  gerade  in  den 
angelsächsischen  Ländern,  die  bisher  in  die- 
sem Punkte  sehr  spröde  waren,  in  auffälligem 
Wachsen.  Freilich  wird  gerade  in  den  angel- 
sächsischen Ländern  das  Rassenproblem,  das 
immer  schärfer  auftretende  Problem  der 
gelben  und  schwarzen  Arbeiter,  die  inter- 
nationale Lösung  der  Arbeiterfragen  in  der 
Praxis  schwer  durchkreuzen. 

Das  bedeutsamste  neue  Element  in  der 
Arbeiterfrage  aller  Länder  ist  das  Streben, 
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durch  ein  besonderes  Rätesystem  das  Ver- 
hältnis der  Arbeiterklasse  zu  allen  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Mächten  von  Grund 
aus  umzugestalten.  Der  Kätegedanke  ist 
keineswegs  bloß  eine  bolschewistische  oder 
radikal-sozialistische  Erfindung,  sondern  hat 
Widerhall  auch  in  allen  anderen  Arbeiter- 
gruppen gefunden.  Die  christlich-nationalen 
Gewerkschaften  Deutschlands  erklärten  in 
einer  Vorstandskundgebung  über  das  Räte- 
system im  April  1919:  sie  erblicken  in  dem 
Bemühen,  den  Arbeiter  an  der  Stätte  seiner 
lebenswichtigen  Betätigung  als  Mensch,  als 
mit-ausschlaggebenden Produktionsfaktor  zur 
Geltung  zu  bringen,  eine  natürliche  Folge- 
erscheinung der  großindust.iellen  Entwick- 
lung. „Unser  wirtschaftliches  Leben  hatte 
Formen  angenommen,  in  denen  die  Arbeits- 
kräfte weder  nach  der  rechtlichen  noch  nach 
der  sittlichen  Seite  befriedigt  wurden  und 
keineswegs  das  beglückende  Gefühl  auf- 


I  kommen  konnte,  verantwortlicher  Mitträger 

des  Unternehmens  zu  sein."  Alles,  was  sich 
an  innerer  Auflehnung,  ja  an  Haß  gegen  die 
seelenlose  Mechanik  der  industriellen  Ar- 
beitsweise nicht  nur,  sondern  gegen  die  Ent- 
seelung  und  Versachlichung  unserer  Wirt- 
schafts- und  Lebensführung  in  den  letzten 
Jahrzehnten  angesammelt,  was  dann  durch 
den  vierjährigen  Krieg,  in  dem  der  Mensch 
nur  noch  als  Nummer  in  dem  Militärapparat 
verbraucht  und  in  dauernde  Abhängigkeit 
und  Gebundenheit  eingespannt  war,  zu 
stärkster  Reaktion  gegen  Zentralismus  und 
fremde  Bevormundung  geführt  hat,  strebt 
in  der  Arbeiterrätebewegung  in  aller  Welt 
nach  Ausdruck  und  Gestaltung.  Diese  Ar- 
beiterrätebewegung in  die  geschichtlich  ge- 
wordenen Ordnungen  der  Gesellschaft,  der 
Wirtschaft  und  des  Rechtes  gedeihlich  ein- 
zufügen, wird  die  schwierigste  Arbeiterfrage 
der  Zukunft  sein. 


I.  Die  Verschiebungen  im  Verhältnis  von  Arbeitern,  Angestellter  und  Selbständigen  in  dem  Viertcljahrhundert 

11682/1907  in  Deutschland. 


Selbständige 

Angestellte 

Arbeiter 

Berufsabteilungen 

1907       1895  1882 

1907      1895  1882 

1907        1895  1882 

Absolute  Zahlen 

A  Landwirtschaft 


B.  Industrie 


C.  Handel 


A— C.  Zusammen 


A.  Landwirtschaft 


ii.  Industrie 


C.  Handel 


m. 
w. 
Sa. 
m. 
w. 
Sa. 
m. 
w. 
Sa. 
m. 
w. 
Sa. 


2  172  740  2  221  82612  010  865 
328  234     346  899]    277  168 
2  500  974  2  568  725  2  288  033 

I  499  832  I  542  272 Ii  621  668 
477290    519492!  579478 

I  977  122  2  061  764  2  201  146 
765551  640941  550936 
246641    202616  150572 

I  012  192    843  557    701  508 

4  438  123  4  405  039  4  183  469 
052  165  I  069  007  1  007  218 

5  490  288  5  474  046  5  190  687 


82  548  78  066    60  763 
16  264   18  107      5  881 
98812  96173  66644 
622  071  254  421    96  807 
63  936I    9324  2269 
686  007  263  745    99  076 
426220249920  138387 
79  689]  II  987  I    3  161 
505  909  261  907  141  548 
'30839582  407  295957 
159889  39418  I  II  311 
I  290  728  621  825  307  268 


3  028  9831  3  239  646 
4254488  2388  148 
7283471  5627794 


7030  427; 
I  562  698 
8  593  125 
I  354  482 
605  043 
I  959  525 
II  413  892 
6  422  229 


4  963  409 
992  302 

5  955  7" 
868  042 
365005 

I  322  047 
9  071  097 
3  745  455 


3  629  959 

2  251  861 
5881  819 

3  551  014 
545  229 

4  096  243 
582  885 

144  377 

727  262 
7  763  858 
941  46& 


7  836  121  12  816  552  10705  324 


Verhältniszahlen  (von  100  Erwerbstätigen  sind  Selbständige  usw.) 


A— C.  Zusammen 


1 


m. 

41,12 

40,11 

35,27 

1,56 

1,41 

1,07 

57,32 

58,48 

w. 

7.14 

12,60 
30,98 

10,93 

0,35 

0,66 

0,23 

92,51 

86,74 

Sa. 

25,31 

27,78 

1,00 
6,80 

1,16 

0,81 

73,69 

67,68 

m. 

16,39 

22,82 

30,77 

3,76 

1,84 

76,81 

73,42 

w. 

22,69 

34,15 

51,42 

3,04 

0,61 

0,20 

74,27 

65,24 

Sa. 

17,56 

24,90 

34,41 

6,09 

3,18 

1,55 

76,35 

71,92 

m. 

30,07 

36,44 

34,31 

16,74 

14,21 

10,88 

53,19 

49,35 

w. 

26,48 

34,96 

50,51 

8,56 

2,07 

1,06 

64,96 

62,97 

Sa. 

29,11 

36,07 

44,67 

14,55 

11,20 

9,02 

56,34 

52,73 

m. 

26,13' 

31,34 

34,17 

6,66 

4,14 

2,42 

67,21 

64,52 

w. 

13,78 

22,02 

25,43 

2,10 

o,8i 

0,29 

84,12 

77,17 

Sa. 

22,30 

28,94 

32,03 

5,24 

3,29 

1,90 

72,46 

67,77 

63,66 
88,84 
71,41 
67.39 
48,38 

64,04 

45,81 
48,43 
46,31 
63,41 
74,28 

66,07 


II.  Altersschichtung  der  Arbeiter  in  Deutschland  (nach  den  Berufszahlungen  von  1882, 1896  und  1907)- 


Altersklassen 

1882 

männlich    |  weiblich 

1895 

männlich    1  weiblich 

1907 

männlich    |  weiblich 

unter  20 

2  091  477 

I  034  604 

2  564  310 

I  294  812 

2  979  225 

I  821  316 

über  20-30 

2  306  019 

917  910 

2  684  324 

I  176  785 

3  397  427 

r  758  676 

„  30-40 

I  407  731 

340  569 

I  684  565 

463  169 

2  341  462 

I  053  969 

„  40-60 

955  429 

279  047 

I  038  470 

346  540 

I  441  684 

830  oiS 

„  60-60 

588  186 

215  903 

669  336 

274  360 

795  521 

574  257 

„  60-70 

330  320 

123  139 

328  275 

145  276 

362  ii6 

307  637 

,.  70 

84  696 

30  294 

loi  817 

44513 

95  593 

75  979 

Insgesamt 

7  763  858 

2  941  466 

9071  097 

3  745  455 

II  413  028 

6  421  852 

400 
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III.  Der  Familienstand  der  Arbeiter  und  Angestellten  (verglichen  mit  den  Selbständigen)  in  Land- 
wirtschaft, Industrie,  Handel  und  Verkehr. 


Soziale  Gruppen 

ledig 

verheiratet 

oder  ge- 
trennt lebend 

verwitwet 
oder  ge- 
schieden 

in  Verhältniszahlen 

ledig   1  verheiratet  1  verwitwet 
!    oder  ge-    |  oder  ge- 
trennt lebend,  schieden 

Selbständige 

Sa  '  1^^^ 
\  1895 

™  (1907 
1  1895 
1  1907 

^-  ( 1895 

670  531 
715  593 
351  874 
353  106 
318  e>57 
362  487 

4  079  030 
3  981  408 
3  848  655 
3  795  890 
230  375 
185518 

740  727 
777  045 
237  594 
256  043 

503  133 
521  002 

12,21 
13107 
7.93 
8,00 

2Q 

33.91 

74.30 
72.73 
86,72 
86,17 
21,89 
17.35 

13.49 
14,20 

5.35 
5.81 

48.74 

Angestellte 

{  1895 
(  1907 
»  1895 
„  /  3907 
^-  V1895 

630  085 

295  "4 
481  941 
260  756 
I48  144 
34  358 

635  346 
311  850 
628  396 

6  950 
2  453 

25  297 
14  804 
20  502 

122 

^j4 
4  795 
2  607 

48,82 

47.46 
42,62 

44.77 
92,65 
87,16 

49,22 
50,15 
55.57 
53.12 
4.35 

6,22 

1,96 
2.35 
1,81 

2,11 
2,00 
6,62 

Arbeiter 

\  1895 
^  1  1907 
™-  \  1895 
„  i  1907 

1 1895 

9  628  959 
7  7Ö8  399 
6  073  706 
5  140  936 
3  555  253 

2  627  4O3 

7  590  384 

4  531  164 

5  103  278 
3  723  992 
2  487  105 

807  172 

616  778 
516  989 
236  908 
206  169 
379  870 
310  820 

53.99 
Co,6i 

53.21 
56,68 
55.36 
70.15 

42.55 
35.36 
44.71 
41.03 
38,72 

21.55 

3.46 
4.03 
3,08 
2,27 
5.9z 
8,30 

IV.  Verteilung  der  Arbeiter  in  Deutschland  (1907)  auf  Stadt  und  Land. 


Groß- 
städte 

Sonstige 
Städte 

Städte 
überhaupt 

Plattes 
Land 

F 

Groß- 
städte 

rozentual 

Sonstige 
Städte 

e  Verteilung 

Städte  Plattes 
überh.  Land 

A.  Landwirtschaft  .  .  . 
C.  Handel  und  Verkehr . 

52537 
2  106  268 
761  080 

Arbe 

933032  '  985569 
4  353  S36  [  6  460  104 
863  197  1  I  624  277 

iter  überha 

6  297  902 
2  133  021 
335  248 

11p  t 

73,83 
75,03 
54,99 

71.74 
78.17 
57.22 

71.84   1  73:99 
77,12  74,07 

56,15   i  57,31 

A.  Landwirtschaft  .  .  . 
C.  Handel  und  Verkehr . 

2919885 

160S2 
452  630 
206  494 

6  150  065 

504  834 
792  561 
266  823 

9  069  950 

daru 

520  916 
I  245  191 
473  317 

8  766  171 

nter  Arbeit 

3  733  572 
317  507 
13t  726 

68,50 

erinnen 

87,20 
71,08 
58,71 

73.40 

88,94 
77.86 
67.50 

71.75   1  73.20 

88,88  93,04 
75,25  70,68 
63,36    i  71.45 

075  206 

I  564  21S 

2  239  424  1  4  182  805 

67,06 

78.97 

74.95    1  90,02 

Literatur  :  Allgemeines.  Schmollei;  Die  Arbeitei- 
fmije,  J'renß.  Jahrbücher  Bd.  XVI,  ISfi^.  — 
jP.  A.  Lanr/e,  Die  Arheiterfrarfe,  1.  Aufl.  l.SCfi, 
S.  Aufl.  ;,S7.;.  —  Karl  Marx,  Das  Kapital, 
I.—III.  Bd.  1867— m.',.  —  Bi-entaiio.  Dir 
gewerbliche  Arbeiterfrage,  Schönbergs  Handbuch, 
1.  Aufl.  ISSa  (später  jion  Schijnbcrg  selbst).  — 
Herkner,  Die  Arbeiterfrage,  1'.  Aufl.  ISB4, 
(1.  Aufl.  (n  Bde.)  1921.  —  Franz  Hitze.  Die 
Arbeiterfrage,  J,.  Aufl.  190^.  —  Ferd.  Toenntes, 
Die  Eutiricklung  der  sozialen  Frage,  1907  u.  191S. 
—  A<1.  Levenstein,  Die  Arbeiterfrage  1912.  — 
Schmoller,  Die  soziale  Frage  (Klassenbildung,  Ar- 
beiterfrage, Klassenkampf),  ms.  Ferner  :v.  Zivie- 
tUneck-Siidenhorst,  SozUdpolüik,  1911.  — 
Zur  Oesehichte  der  Arbeiterklassen: 

Altertum.   K.Bücher,  Die  Aufstände  der 
unfreien  Arbeiter  149— Igg  v.  Chr.,  1S7/,.  —  Der- 


selbe, Die  FnUtehung  der  VolksUHrtschnft,  6.  Aufl. 
190S.  —  F.  Caucr,  Die  Stellung  der  arbeitenden 
Klassen  in  Hellas  und  Rom.  N.  Jb.  d.  ktass. 
Altert.  1899.  —  Ciccotti.  Der  Untergang  der 
Sklaverei  im  Altertum,  deutseh  1910.  —  Guirand, 
La  niain  d'ccimre  indicstrietle  dans  l'ancienne 
Irrere  1900.  —  Eduard  Meyer,  Die  Sklaverei 
m  Altertum  1S95  —  Hostowzew,  Studien  zur 
Geschirltte  des  römischen  Kdonat-s  1905.  — 
Salvioli.  Der  Kapitalismus  im  Altertum,  deutsch 
1912.  —  M.  Wehet',  Agrargeschichte  des  Alter- 
tums, Hdw.  d.  ».  3.  Aufl.,  I.  Bd. 

Mi ttelalter.  Jnania~Stemegg ,  Deutsche 
Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  I—III 1877—99.  —  K. 
Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  lS91~!89e. 
—  Schanz,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Ge- 
selle nverbände,  1877.  —  Schniolle^r,  Geschichte 
der  dexäschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahrh.,  1870, 
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—  Bruno  Schamlankf  Soziale  Kämpfe  vor 
SOO  Jakren  189/,.  —  Siebccfc,  Der  Frondienst  ah 
Arbeitsay Stern,  I904.  —  Sombartf  Der  moderne 
Kapitali^xis,  4-  Auß.  lOSl. 

JVc  uze  it.  G.  Barbereif  Le  Travailen  France, 
1886.  —  Bensen,  Die  Proletarier,  1847.  —  Ed. 
Bernstein,  Geschichte  der  Berliner  Arbeiter- 
bewegung,  1907.  —  Booth,  Life  and  labour  0/ 
the  people,  IX  vol.,  1889—1897.  —  Le  Play,  Les 
ouvriers  Europccns,  IV  vol.,  2.  ed.  1877.  —  Der- 
selbe (Fortsetzung),  Les  ouvricrs  des  deux  Mondes, 
seit  1858.  —  Levasseitrf  Ilistoire  des  classes 
ouvrieres  en  France,  £.  ed  1900 — 04.  —  Rudolf 
JUey  eVf  Der  Em  a  nzipat  ionska  mp f  des  vierten 
.Standes,  II  Bde.  1874—81.  —  v.  Noattz,  Das 
Aufsteigen  des  Arbeiterstandes  in  England  1900. 

—  Rogers,  iS"i>  ccnturies  of  tcorks  and  vages 
I884.  —  Hombartf  Sozialismus  und  soziale 
Bewegung,  9.  Auß.  1919.  —  Derselbe,  Die  gs- 
'Werbliche  Arbeiterfrage,  S.  Auß.  191S. 

Gegenwart.  Ashley,  Das  Aufsteigen  der  ar- 
bettenden  Klassen  Drnt-Hc/Uands  im  letzten  Viertel- 
jahrh.  1908.  —  Bernstein,  Die  Arbeiterbewegung, 
1910.  —  R.  Best,  Die  Metallarbeiter  von  Berlin 
und  Birmingham —  ein  Vergleich,  1910.  —  Broda 
und  DeittHfh,  Das  moderne  Proletariat,  1910. 
~~  ir.  //.  Daivrtonf  The  german  Workman,  1907. 
Ad.  Lcvtmstein,  Axis  der  Tiefe  (Arbeiterbrieje), 
12.  Avß.  1909.  —  Mitchell,  Organised  Labor, 
1904.  —  Pushitnoiv,  Die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  in  Rußland,  1906.  —  I*istor,  Beitrag  zur 
Psychologie  der  amcrik.  Arbeiter,  Jb.  f.  Nal.  III.  F, 
XXV,  l'JOS.  —  A.Shadwell,  IndustrialEfßcienaj, 
1906.  —  Sotnbart,  Das  Proletariat,  1906.  — 
Derselbe,  Studien  zur  Entwicklungsgeschichte 
des  nordamerikanisclien  Proletariats,  Areh.  f. 
soz.  G.,  Bd.  XXI,  1905.  —  rr.  Tünzlcr,  Eng- 
lische Arbeiterverhältnisse,  1912.  —  Adolf 
Weber,  Der  Kampf  zwischen  Kapital  und 
Arbeit,  4.  Avß.,  1921. 

Sammelv  er  öff  entlichung  en  :  Unter- 
suchungen des  Vereins  für  Sozialpolitik  über 
Arbcitcrverhältnissc  der  einzelnen  Wirtschaf ts- 
zivcigc  (1871  bis  zur  Gegenwart).  Erhebungen 
des  Evang.- Sozialen  Kongresses,  des  Beirats  für  Ar- 
beiterstaiistik,  der  Oesellsc/iaft  für  Soziale  Beform, 
des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden 
Klassen,  des  Ständigen  Ausschusses  zur  Fürderung 
der  Arbeit crinncnintcr essen  itsw.  Gewerkschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  Arbeiterverhältnisse 
u.  Lebenshaltung.  —  ücbersicht  im  lieichsarbeits- 
blatt  X,  1912.  Femer  die  Lebensbeschreibungen 
und  Denkwürdigkeiten  einzelner  Arbeiter  ans 
dem  Verlage  E.  Dicdcrichs-Jcna  (herausgegehcri 
von  Paul  Goehrc  1004 — 1910);  auch  L.  Fischer, 
Arbeitersehicksale,  1906,  und  August  Bebel,  Aus 
meinem  Leben,  1910. 

Ein  zelf  ragen  :  Mai'ie  Baum,  Der  Ein- 
fluß  der  gewerblichen  Arbeit  auf  das  persönliche 
Leben  der  Frau.  —  R.  Fröhlich,  Alkohol  und 
Arbeiterfrage.  —  Fritz,  Das  moderjie  Volks- 
bildungswesen,  2.  Auß.  1920.  —  H.  Sterne- 
ring,  Da*-  Arhcitcrlnldungswescn  in  Berlin 
und  Wien,  1911.  —  HerUncr,  Die  Bedeutung 
der  Arbeitsfreude,  1905.  —  Ilgenstein,  Die 
Gedankenwelt  der  modernen  Arbeiterjugend, 
1912.  —  H.  Potthoff',  Probleme  des  Arbeits- 
rechts, 1912.  • —  X.  Slnzheinier,  Die  Arbeiter- 
Wohnungsfrage,  1902.  —  S.  uyid  B.  Webb,  The 
prevention  of  dcstitution,  1911.  —  Weifl,  Handbuch 
der  Arbeiter krankheiten,  1908.  —  Wilbvandt,  Die 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  4.  Aufl. 


Frauenarbeit  ein  Problem  des  Kapitalismus,  1904. 
~~  Wygodstnski,  Die  Landarbeiterfragc,  1917. 

Internationales.  R,  Palme  Dutt,  Th. 
Labour  Intcrnaiicrnal  Ilaiidbook,  1931.  — •  W. 
Schiff,  Der  Arbeiter  schütz  der  Welt,  1920.  — 
Solana,  Labour  an  International  Problem,  1920. 
—  Bulletins  des  Internationaleii  Arbeitsamtes 
Basel,  Jena  1901—1919.  —  Bulletins,  Informations 
und  Rapports  des  Internationalen  Arbeitsamtes 
(Völkerbund),  London  1919,  Genf  1920  f.  All- 
gemeine Jahresberichte  der  Diternationalen 
Föderation  der  Gewerkschaften. 

Fo  rtlaufende  Quellen:  Soziale  Praxis 
und  Archiv  für  Volkswohlfahrt,  1890 ff.  —  Die 
amtlichen  Arbeitsblätter  in  den  eimeinen  Ländern. 
Die  politische  und  die  gewerkschaftliche  Arbeiter' 
presse  sowie  d ie  sozia l pulit inehe n  A  rbeitgeber- 
zeitsehriften.  Jahresberichte  der  G  c^c  erbe  aufs  ichls- 
beamten.  Vgl.  femer:  Gebiete  und  Metlioden 
der  amtlichen  Arbeiterstatistik  in  den  wichtigsten 
Industriestaaten.  (Brifn'ige  des  Reichsstatistischen 
Amtes  zur  Arbeiter  Statistik  Nr.  12,  191S.) 

Waldemar  Zinimer^nann. 


Arbeiterkammern 

s.  Arbeitskammem,    Arbeiter-    und  Wirt- 
schaftsrate. 


Arbeiterkolonien 

s.  Wanderarbeitsstiltten. 


Arbeiter-  und  Wirtschaftsräte 

s.  Arbültskaminem,    Arbeiter-    und  Wiit- 
schaftsräte. 


Arbeiterschutzgesetzgebung, 

I.  Kinioilung.  II.  Die  Arbeiter.schutz- 
eesetzgebung  in  den  einzelnen  Ländern 
Gor  Welt.  III.  Internationaler  Arbeiter- 
schutz. 

I. 

Einleitung. 

1.  Wesen  des  Arbeitcrsrhul  zes.  2.  Ent- 
stehungsursachen um!  Leilgedanken. 

I.  Wesen  des  Arbeiterschutzes.  Die 
geistigen  und  kürporliclicn  Arboitsener- 
gien,  durch  deren  Wirksamkeit  Natur- 
krät'tc  ausgelöst  und  die  Güter  des  Welt- 
bedarfs gefördert  werden,  unterliegen  täg- 
licher und  periodischer  Erschöpfung;  sie 
bedürfen  steten  Ersatzes  und  des  Schutzes 
gegen  vorzeitige  Verkümmerung.  Der  Unter- 
gang aller  großen  Sklavennaturen,  die  einer 
Minderheit  die  unbeschränkte  Verfügungs- 
gewalt Uber  die  Arbeitskraft  der  Massen 
einräumten  und  der  Uebergang  der  ökono- 
misclien  V'orlierrschaft  an  Völker,  die  die 
freie  Persönlichkeit  der  Werktätigen  gegen 
Raubbau  schützten,  lassen  die  geschicht- 
liche Aufgabe  erkennen,  die  der  Erhaltung 
und  Förderung  der  Produktivität  des  Arbeits- 
Bd.  I.  26 
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faktors  zukommt  und  die  das  eigentliche 
Wesen  des  Arbeitersciiutzes  bUden.  Die 
Zweckbestimmung  des  Arbeiterschutzes  zielt 
auf  die  Sicherung  der  günstigsten  Entwick- 
lungsmöglichkeiten der  Arbeiterpersönlichkeit 
ab.  Der  Arbeiterschutz  sichert  erstens  die  In- 
standhaltung und  Ausbildungsmöglichkeit 
der  körperlichen  und  geistigen  Kräfte 
(Verbot  der  Erwerbsarbeit  vor  einem  be- 
stimmten Alter,  Nachweis  des  Schulbesuchs, 
Höchstarbeitszeit  usw.);  er  gewährleistet 
zweitens  ein  Mindestmaß  wirtschaft- 
licher Sicherheit  (Truckverbot,  Mindest- 
löhne, Koalitionsrecht);  er  schafft  drittens 
in  einer  besonderen  Arbeitsverwaltung 
Organe,  die  rechtliche  und  gesellschaft- 
liche Bürgschaften  für  den  Vollzug  des 
Arbeiterschutzes  und  sodann  die  Möglich- 
keiten des  wirtschaftlichen,  geistigen  und 
sozialen  Aufstieges  innerhalb  der  Arbeiter- 
klasse gewähren  (Arbeitsnachweis,  Gewerbe- 
aufsicht, Betriebsräte).  Geschichtlich  sind 
es  religiöse  Bedürfnisse  —  die  Sonntags- 
heüigung  —  und  wirtschaftliche  Bedrückun- 
gen —  das  Trucksystem,  die  Unter- 
entlohnung — ,  die  zu  den  ersten  Maß- 
regeln des  Arbeiterschutzes  fülirten.  Das 
Merkantilsystem  nützt  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert die  Waisenkinderarbeit  in  seinen 
Manufakturen  aus;  in  den  TestUfabriken 
des  18.  und  des  beginnenden  19.  Jahrhunderts 
führt  die  Zusammenpferchung  und  Miß- 
handlung armer  Kinder  zu  Epidemien  und 
hoher  Sterblichkeit.  Der  Protest  gegen  diese 
Orgien  der  industriellen  Revolution  führte 
zu  dem  Schutze  der  körperlichen  und 
eistigen  Persönlichkeit,  insbesondere  zum 
chutze  des  Kindes  und  der  Frauen.  Die 
Aufhebung  oder  Lockerung  des  Arbeiter- 
schutzes während  des  Weltkrieges  hat  zur 
Ueberspannung  der  Arbeitskraft,  auf  die 
Dauer  zu  Minderleistungen  und  schließlich  zu 
einem  Gegendrucke  geführt,  der  in  der  inter- 
nationalen Bewegung  für  den  Achtstunden- 
tag (s.  diesen  Art.,  oben  S.  29 ff.)  und  in  dem 
Verlangen  nach  Einführung  von  Betriebs- 
räten, also  in  Forderungen  klassenmäßiger 
gesellschaftlicher  HöherstelJung  ihren  Aus- 
druck fanden.  Seit  1918  weist  das  Streben 
nach  Mitspracherecht  in  den  Betrieben 
darauf  hin,  daß  aus  dem  obrigkeitlichen 
Schutz  die  Ausübung  eines  Selbstbestim- 
mungsrechtes sich  zu  entwickeln  beginnt. 
Immer  enger  berühren  sich  daher  die  Kjeise 
der  Wirksamkeit  freier  Organisationen  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  und  der  durch 
den  Staat  geschaffenen  oder  anerkannten 
Organe,  die  der  Durchführung  und  der 
Demokratisierung  des  Arbeiterschutzes 
dienen. 

Diese  Entwicklungslinien  treten  um  so 
scharfer  zutage,  je  aUgemeineren  Charakter 
die   Arbeiterschutzvorschriften   tragen,  je 


mehr  sie  für  alle  Lohnarbeit  verwendendeo 
Betriebe  und  für  alle  Länder  gleichartiger 
Entwicklung  zutreffen.  An  die  Stelle  des 
bescheideneu  Berg-  und  Textilfabrikarbeiter- 
schutzes  von  einst  ist  fast  in  allen  Ländern 
der  Schutz  aller  Lohnarbeiter  getreten  und 
ebenso  hat,  wie  dies  einer  der  Herausgeber  des 
„Handwörterbuches"  vor  12  Jaliren  an  dieser 
Stelle  andeutete,  der  internationale  Ar- 
beiterschutz sein  Werk  der  Vereinheitlichung 
und  Höherentwicklung  seit  1906  begonnen. 
Im  weiteren  Sinne  gehört  auch  die  Ar- 
beiterversicherung  dem  Gebiete  der  wirt- 
schaftlichen Garantien  an,  die  der  Arbeiter- 
schutz zu  bieten  sucht.  Sie  wird  jedoch 
eine  besondere  Darstellung  finden. 

2.  Entstehungsursachen  und  Leitgedan- 
ken. Abseits  von  der  zünftigen  Ordnung  des  Ar- 
beitsverhältnisses im  Mittelalter,  die  der  Heran- 
bildung künftiger  Meister  und  der  Fernhaltung 
von  Eindringlingen  diente,  taucht  im  14.  Jahrh. 
vor  allem  im  Bergbau  und  in  den  Exportgewerben 
der  WoU-  und  Seidenwarenerzeugung  der  Ver- 
leger auf,  der  Kaufmann,  der  an  mittellose  Ar- 
beiter Vorschüsse  leistet,  sie  finanziert  und 
organisiert.  Hier  bildet  sich  die  erste  Gruppe 
von  Lohnarbeitern  auf  Lebenszeit  Das  älteste 
von  Professor  Gozzi  von  Orvieto  redigierte  Berg- 
gesetz, die  sogenannte  Kuttenberger  Ordnung 
(1300-1310),  enthält  bereits  die  Grundsätze, 
nach  denen  der  Staat  den  Arbeitern  gegenüber 
zu  verfahren  hat.  Dieselben  Grundsätze  hat 
S.  Antonius  von  Florenz  in  seiners  Summa 
theologica  (1448—1455),  der  geltendeni  Gesetz- 
gebung gemäß,  niedergelegt.  Sie  kehren  in  den 
Denkschriften  des  Bischofs  Las  Casas  wieder, 
des  Schöpfers  des  kurzlebigen  Indianerschutz- 
gesetzes von  1543.  Der  Schutz  dieser  Arbeiter- 
kategorien durch  die  Gesetzgebung  gilt  als  For- 
derung des  Naturrechts,  er  erfolgt  ex  debito 
justitiae,  er  soll  die  Pauperisierung  verhüten 
und  ist  ein  Gebot  der  Nächstenliebe  und  des  Mit- 
leids (misericordia).  Aber  auch  die  wirtschaft- 
liche Klugheit  (prudentia  oeconomica)  gebietet, 
keine  Unterentlohnung  oder  Entlohnung  in 
Waren  zuzulassen,  weil  sonst  der  Diebstahl 
gezüchtet  würde.  Im  religiösen  Interesse  wird 
die  Freigabe  der  für  den  Kirchenbesuch  erforder- 
lichen Zeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  vorgeschrie- 
ben; im  Bergbau  finden  sich  Verbote  der  Ueber- 
schichten;  bei  Antonin  von  Florenz  Ermah- 
nungen an  die  Arbeitgeber,  die  Dauer  der  Ar- 
beitszeit den  Kraftanstrengungen  anzupassen, 
im  Interesse  des  inneren  Friedens  (res  domestica 
in  pace  quiescet).  Das  Indianergesetz  von  1543 
verbietet  den  Arbeitszwang,  die  Plantagenarbeit 
von  Frauen  und  von  Kindern  unter  12  Jahren, 
die  Arbeit  nach  Sonnenuntergang  bis  Sonnenauf- 
gang. Die  Lohnregelung  durch  den  Staat 
dient  vor  allem  seit  dem  Ausbruch  der  Pest  von 
1360  der  Niederhaltung  der  Arbeit.  Der  Arbeiter- 
mangel in  den  Städten  führt  zum  Einströmen 
von  ,, unständigem  Gesindel",  von  Sonntags-  oder 
Wochenknechten,  die  nicht  in  Kost  und  Logis 
wohnen,  und  daher  an  der  Höhe  des  Geldlohnes 
Interesse  haben.  Sie  gehören  keiner  einzelnen 
Haushaltung  an;  daher  muß  ihr  Lohn  vom  Rate 
oder  dem  Richter  festgestellt  und  nicht  über- 
sehritten, nicht  gehöcht  werden.  In  das  14.  und 
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15.  Jahrh.  fällt  so  die  Verbreitung  des  Maximal- 
lohnes. 

Die  gewaltigste  Verstärkung  erfährt  das  un- 
ständige Gesinde  durch  die  Kriege  des  16.  und 

16.  Jalüh.,  namentlich  den  Bauernkrieg.  Aus 
ausgebranntem  oder  geplündertem  Haus  und  Hof 
gehen  Wegelagerer  und  Landstreicher  haufen- 
weise hervor,  das  sogenannte  herrenlose  Gesindel; 
von  entlassenen  Landsknechten  geführt,  ver- 
breitet es  nicht  nur  Schrecken,  sondern  steckt 
auch  das  ständige  Gesinde  mit  dem  Sinn  für 
freies  Leben  an.  Und  nun  wird  seit  der  Reichs- 
polizeiordnung  1530  erstens  der  Vagant  zu  Ge- 
sindedienst oder  Handwerk  gezwungen,  zweitens 
das  Entlaufen  des  Gesindes  mit  Gefängnis  und 
Prügelstrafe  bedroht  und  der  Dienstaustritt 
nur  mit  einem  Ab-schiedsbricf  undDienstleistungs- 
zougnis  gestattet.  Zur  Verhütung  des  Abdingens 
unuder  Lohnsteigerung  sind  Maximallohnc  all- 
gemein festzusetzen.  Ferner  werden  Kostbe- 
schränkungen eingeführt,  so  das  Verbot,  öfter 
als  zweimal  im  Tage  warme  Speisen  zu  verab- 
reichen; zu  diesen  treten  nach  dem  dreißigjäh- 
rigen Kriege  Kleider-  undv  Wäschcbcschrän- 
kungen  hinzu.  Der  Merkantilismus  weiß  in  dieser 
Epoche  schweren  Druckes  die  zünftigen  Privi- 
legien zu  zertrümmern;  er  beschäftigt  Kinder 
und  Frauen  auf  dem  flachen  Lande.  So  ist  das 
Industriegebiet  von  Armenti^res,  so  Manchester, 
so  Birmingham  entstanden:  durch  Flucht  aus 
der  zünftigen  Stadt.  Man  sucht  auf^dem  Lande 
,,Libertät''^nnd  flüchtet  vor  „Restrictien"  wie  eine 
flämische  Chronik  sagt.  Die  Freiheit  besteht 
darin,  daß  man  Weberinnen  und  Spinnerinnen 
Nachtarbeit  gestattet  (in  Florenz  seit  1342) 
und  auch  Sonntagsarbeit  ausüben  läßt,  sofern 
sie  nicht  störend  wirkt.  Die  Ausnutzung  der 
Arbeitskraft  erweckt  die  ersten  revolutionären 
Regungen  in  Italien.  Die  Arbeiter  bemächtigen 
sich  1378  in  Florenz  des  Stadtregiments,  um 
höhere  Löhne  und  das  Recht  zu  erzielen,  Brüder- 
schaften und  Widerstandsverbände  zu  bilden. 
Blutig  niedergeschlagen,  jedes  Koalitionsrechtes 
berauDt,  erringen  sie  doch  zweierlei:  F;inmal  das 
Truckverbot,  das  Verbot  der  Zahlung  des 
Lohnes  in  Waren;  den  Färbern  und  ihren  un- 

febärdigen  Jugendlichen  gelingt  es  ferner  in 
lorenz  neben  Maximal-  auch  Mindestlöhne 
zu  erringen. 

Diese  drei  Grundsätze:  Verbot  der  Natural- 
löhnung  in  der  nirhtzünftigcn  Exportindustrie, 
vor  allem  der  Wolltuch-  und  Seidenindustrie, 
Mindestlohn  und  Koalitionsverbote  werden  nun 
in  Italien,  in  Frankreich,  in  England,  in  den 
Niederlanden  und  in  der  Schweiz  bis  Mitte 
des  18.  .Tahrh.  zur  herrschenden  Sozial- 
politik. Nach  den  Textilarbeitern  sind  es  die 
Buchdrucker,  die  in  Lyon  1672  nach  einem 
Streik  das  Recht  verlangen,  Mindestlöhne'durch 
eine  gleiche  Zahl  von  Meistern  und  älteren  Ge- 
sellen festzusetzen,  die  die  Arbeit  kennen;  damit 
wird  der  Grundsatz  des  Tarifvertrags  prokla- 
miert. Er  wird  nicht  errungen;  der  Staat  tritt 
durch  die  Festsetzung  von  Höchstlöhnen  auf  die 
Seite  der  Meister;  neue  Lohnkonflikte  schwächen 
die  Buchdrurkindustrie.  Dagegen  hat  sich  unter 
dem  System  des  Mindestlohnes  die  Luxusindustrie 
glänzend  entwickelt;  in  Basel  stieg  die  Zahl 
der  Bandstühle  von  1690  bis  1786  von  399  auf 
2268.  Die  Entwicklung  solcher  Hausindustrien 
im  Westen  führte  zu  ihrer  künstlichen  Einführung 


im  Osten.  Die  Handelskriege  erschöpften  die 
Finanzen.  Waisen-  und  Findclhäuser  sind  über- 
füllt, von  1665—1697  wurden  die  Kinder  in 
Holland,  Lyon,  Basel,  Norwich,  Wien  mit  Strick- 
arbeit beschäftigt,  um  die  Kosten  der  Armen- 
pflege abzuwälzen.  Fönäon  schreibt  dem  König 
1.  .1.  1699:  „Sire,  vos  peuples  .  .  .  meurent  de 
faim  .  .  ha  France  entiöre  n'est  plus  qu'un 
grand  hOpital  dÄsoIö  et  sans  provisions."  Nicht 
Besser  stand  es  in  Mittel-  und  Osteuropa.  Nach 
dem  siebenjährigen  Kriege  mußte  zur  Hebung 
der  Finanzen  die  österreichische  Regierung 
trachten  „dem  Landvolke  einen  solchen  Neben- 
verdienst zu  verschaffen,  wodurch  dasselbe  einen 
ergiebigen  Zuwachs  in  der  Nahrung  erhalten 
möge".  Man  suchte  künstlich  im  Wettbewerb 
mit  Friedrich  dem  Großen  in  Schlesien  Haus- 
industrien anzusetzen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
durch  das  SpinnschulenaufrichfungsG.  v.  27./XI. 
1765  allen  Städten  und  Märkten  geboten, 
Spinnschulen  für  Kinder  vom  7.  — 16.  Jahre  zu 
errichten.   Ihr  Besuch  war  bei  Arreststrafe  obli- 

fitorisch.  Müßiggänger  und  Bettler  werden  in 
Irafspinnhäuser  gesteckt.  Die  Gewerbefreihoit 
wird  für  Fabrik  und  Verlag  in  der  Spinnerei 
proklamiert.  „In  der  Weberei  darf",  heißt  es 
am  16./1X.  1768,  „jedermann  Junge  in  eine  Lehre 
nehmen,  damit  dieses  Gewerbe  in  eine  Ilausnah- 
rung  eingeleitet?  werden  möge."  Der  Gedanke 
der  Regierungskreise  ging  dahin,  daß  die  be- 
stehenden geschlossenen  Großbetriebe  „die  Fabri- 
katur  in  eine  Hausarbeit  oder  Landesmanufaktur 
würden  verwandelt  werden".  In  Wahrheit  wurde 
die  Hausarbeit  der  Kinder  zum  Reservoir  der 
Kinderarbeit  in  der  Fabrik.  1774  tritt  in  Oester- 
reich, 1778  in  Zürich  an  die  Stelle  der  Spinn- 
schule die  Volksschule.  Ein  Jahr  nach  der 
Einführung  der  Schulpflicht  in  Zürich  1779  muß 
bereits  die  Beschäftigung  von  Kindern,  die  in 
Webkellern,  Spinnstuben  und  Baumwolldrucke- 
roien  beschiiftigt,  dem  Elternhause  entlaufen  und 
auf  eigene  Kosten  leben,  das  sogenannte  Rast- 
geben verboten  werden.  Geistliche  und  Lehrer 
verlangen  diese  Vorschrift.  Vereinzelt  tauchten 
im  18.  Jahrh.  bereits  Verordnungen  zum  Schutze 
der  Kinder  in  Luxusmanufakturen  auf;  so  in 
Oesterreich  i.  J.  1768.  Aber  selbst  die  einfach- 
sten Schritte  für  die  Gesundheit  und  Rein- 
lichkeit blieben,  wie  i.  J.  181G  die  Regie- 
rung feststellte,  unausgeführt.  Erst  der  Ausbruch 
der  industriellen  Revolution  in  England  schuf 
Wandel. 

Denn  England  war  es  beschieden,  die  groß- 
industrielle  Aera  zu  eröffnen;  von  England  ging 
der  industrielle  Arbeiterschutz  aus  und  griff  über 
nach  Preußen,  nach  Frankreich,  der  Schweiz, 
Oesterreich,  Rußland,  Skandinavien.  Holland, 
Belgien,  zuletzt  nach  dem  Süden  und  Südosten 
Europas;  er  erfaßt  die  Vereinigten  Staaten,  Ka- 
nada, Australien,  Südafrika  und  endet  in  Indien 
und  Japan.  Das  ist  der  große  Prozeß  der  Re- 
zeption des  britischen  Arbeitsrechtes, 
der  an  Tragweite  für  die  Menschheit  mindestens 
so  wichtig  ist  wie  die  Ucbernahme  und  Umbil- 
dung des  römischen  Eigentums-  und  Obliga- 
tionenrechts. Es  ist  ein  internationaler  Prozeß, 
dem  Ende  des  19.  Jahrh.  die  Ausgestaltung  der 
staatlichen  Zwangsversicherung  gegen  Erwerbs- 
losigkeit aller  Art  —  Kranken-,  Unfall-,  Inva- 
liditäts-.  Alters-,  Witwen-,  Waisen-,  Arbeitslosen- 
versicherung —  folgte,  deren  Ausgangspunkt  das 
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Deutsche  Reich  gewesen  ist.  Der  moderne  Ar- 
beiterschutz jedes  Landes  hat  außerdem  die  als 
wirksam  erprobten  Einrichtungen  auch  anderer 
Länder  den  seinen  angepaßt;  so  ist  der  Schutz 
der  Arbeiterin  nach  der  Niederkunft  der  Schweiz, 
der  Schutz  erwachsener  Männer  Frankreich,  der 
Schweiz  und  Oesterreich,  das  Verbot  des  giftigen 
Phosphors  in  der  Zündholzindustrie  Finnland  und 
Dänemark  zu  verdanken.  Diese  Auslese  der 
Erfahrungen  aller  Länder  bildet  das  internatio- 
nale Element  des  Wachstums  des  Arbeiter- 
schutzes in  jedem  Lande.  Dieses  ist  nun  in  der 
Reihenfolge  seiner  Wirksamkeit  zu  verfolgen. 
Die  Arbeiterschutzgesetze  der  meisten  Länder 
sind  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestandes  un- 
ausgeführt geblieben;  selbst  ihr  Scheindasein  gab 
einen  Rechtsanspruch  auf  ihre  Durchführung. 
Aber  erst  der  Zeitpunkt  des  faktischen  Vollzuges, 
nicht  der  des  Erlasses  von  Schutzgesetzen  ist 
maßgebend  für  ihre  Wirkungen  auf  Volksgesund- 
heit, Arbeitsleistung  und  Gesittung.  Daher  wird 
die  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  einzelnen 
Ländern  der  Welt  in  der  Reihenfolge  ihrer  Wirk- 
samkeit darzustellen  sein. 

Allgemeine  Literatur:  I.  Bibliographien. 
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Library  of  Polilical  Science  (London 
School  of  Economic^,  London,  Claremarket) 
bringt  Sonderbibliographien.  Trefflicher  kurzer 
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Travail:  Hygiene  et  Sccurite  des  Travailleurs 
dam  les  ateliers  industriels.  Paris,  Impr.  Nat. 
1895.  Femer,  wenn  auch  unvollständig,  in 
Heinr.  Brauns  Arch.  für  soziale  Gesetz- 
gebung und  Statistik,  Tübingen  1898 — 1906. 
Von  1896— 1918:  Office  du  Travail:  An- 
nuaire  de  la  legislation  du  travail, 
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Bulletin  des  Interna  tio7ialen  Arbeits- 
amtes, Jena.  (Enthält  Gesetzestexte,  Analysen, 
Synojitische  Tabellen,  Parlanirnlnrische  Arbeiten, 
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Arbeidsstatistisk  Tidskrift;  Social  Tidskrift 
(Helsingfors).  —  Frankreich.  Bulletin  du 
Minist'ere  du  Travail  et  de  la  Prevoyance  So- 
ciale (Paris);  Bulletin  de  l'Inspection  du  Tra- 
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Monthly  Circular  of  the  Labour  Research  De- 
partment, 16S,  Buckingham  Palace  Baad,  London. 

—  Italien.  Bolletino  dell'  Ufficio  del  Lavoro  ; 
Bolletino  dell'  Ispettoralo  dell'  Industria  e  del 
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wegen. Sociale  Meddelelser  (Kristiania).  — 
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kommissariats   der    Arbeit,     Moskau  (russ.). 

—  Schweden.  Sociale  Meddelanden.  — 
Tschechoslowakei.  Socialni  Revue, 
Ministerium  für  Soziale  Wohlfahrt.  —  Ame- 
rika: Argentinien  (Buenos  Aires).  Cronica 
Mensual  del  Dep.  Nacional  del  Trabajo ; 
Boletin  del  Dep.  Nac.  del  Trabajo;  Boletin 
del  Museo  social  Argentino.  In  La  Plata : 
Boletin  de  la  Direciön  General  de  Esta- 
distica,  Dep.  prov.  del  trabajo.  —  Brasilien 
(Sdo  Paulo).  Boletin  do  Departemento  Estadual 
do  Trabalho.  —  Chile.  Boletin  de  la  Officina 
del  Trabajo  (Santiago  de  Chile).  —  Kanada. 
Gazette  du  Travail,  Ottowa,  Dep.  du  Travail. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
(Washington).  MontJUy  Labour  Review  ;  Bulletin 
of  the  Womens  Bureau;  The  American  Fe- 
derationist,  Washington,  The  American  Child; 
The  American  Labour  Legislation  Review,  New 
York.  —  Mexiko.  Gaceta  mensual  del  Dep.  del 
Trabajo  ;  Boletiii  de  Industria,  Commercio  y  Tra- 
bajo.—  Australien:  TheNew  South  Wales 
Industrial  Gazette,  Sydney,  Dep.  of  Lahour ;  The 
Queensland  Industrial  Gazette,  Brisbane. — 
Afrika:  South  Afrika  Journal  of  Indu- 
stries. —  Asien:  Indian  Trade  Journal.  — 
International.  Revue  internationale  du  Tra- 
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praxis.   Das  beste  Handbuch  für  anglo-ameri- 
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kanische  Sozialgesetzgebung  wC  John  Jt.  Com- 
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Lahor  Legislation,  J\rw  York,  Snd  ed. 
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Der  Arbeiterschutz  der  Welt,  Tübingen  1920. 

V.  L'eber  W  e  s  e  n  xi  n  d  A  uj  g  ab  e  des  Ar  ■ 
beitcrschutzes.  A.  E.  F.  SchOffle,  ZurTheo- 
rie  u.  Politik  des  Arbeitersrhutzes,  Z.  f.  St.  XLVL 
Bd.,  1890,  XL  VJL  Bd.,  1S9J.—K.  Frankenstein, 
Der  Arbriterschutz,  1890. —  ir.  Sanibart,  Ideale 
der  Sozialpolitik,  Arch.f.soz.  (iesctzg.,  X,  1897. 

—  E.  Solvayj  Principes  de  politique  sociale 
Ann.  Inst,  des  Sc.  ttoe.,  IV,  1898.  —  O.  Cassel^ 
Sozialpolitik,  Stockholm  1908.  —  L.  V.  Bort- 
Meivlcz,  Der  Begri£'  Sozialpolitik,  Jb.  f.  Nat., 
Bd.  LXXII,  1899.  —  J.  Jastrow,  Was  ist 
„Arbeitcrschutx"  f  Berlin,  Leipzig  191S.  — 
H.  Oehrlg,  Die  Begründung  des  Prinzips  der 
Sozialreform,  Jena  1914.  —  Elsterf  Lexikon 
des  Arbeitsrechts,  Jena  1910.  —  H.  HcrlcneTf 
Die  Arbeiterfrage.  Eine  Einführung,  Berlin 
6.  Aufl.,  2916,  Bd.  I,  S.  S61ff.  —  Rieh.  Ely, 
Property  and  contract,  New  York  1914.  — 
II.  W.  Famam  f  Some  fundamental  distinc- 
tions  in  Labor  Legislation,  Wisc.  1909. 
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George  Ttenard,  Histoire  universelle  du  Tra- 
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iexcsky,  Die  Ökonom.  Entwicklung  Europas 
bis  zum  Beginn  der  kapitalistischen  Wirt- 
Schaftsform,  Bd.  V,  S.  S04—SSI,  446—458, 
Berlin  1911.  —  W.  Sombart,  Der  moderne 
Kapitalismus,  München  1917,  Bd.  11^,  Kap.  48. 

—  J*.  E,  Brauny  Die  geschichtl.  Entw.  der 
Sonntagsruhe,  in  Vicrteljahrsschr.  f.  Sozial-  u. 
Wirtsehaftugesch.,  19SS,  325 ff.  —  Zycha,  Das 
böhm.  Bergrecht  des  MA.,  Berlin  1900.  —  A. 
V.  Kostancckif  Arbeit  und  Armut,  1909.  — 
ligner f  Die  volksw.  Anschauungen  Antonius 
von  Florenz,  Paderborn  190/f.  —  A.  Dören, 
Die  fiorentin.  Wollentuchindustrie,  1908.  — 
H.  Piremzef  Ilistmre  de  la  Belgi^que,  Bru- 
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La  grande  industHc  sous  le  Rtgne  de  Louis 
XIV,  Paris  1899  eh.  V.  —  K.  Pribrani,  Gesch. 
der  österr.  (iewerbcpolitik,  1907.  —  Weitere 
lAteraturaiigaben  bei  den  einzelnen  Ländern. 
Diese  können  aus  liatimrücksichten  nur  eine 
Auswahl  der  wichtigsten  Schriften  und  keinerlei 
Propaganda literatur  verzeichn en . 

II.    Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  einzelnen  Ländern 
der  Welt'). 
A.  Europa.    I.  Großbritannien.    II.  Deut- 
sches Reich.     III.  Frankreich.     IV.  Schweiz. 

^)  Die  Reihenfolge  der  Staaten  ist  die  der 
Wirksamkeit  der  Gesetze,  wenigstens  in  den 
industriellen  Teilen  der  Länder.  Der  Vorzug 
dieser  Einteilung  besteht  darin,  daß  sie  die 
Wirkungen  des  älteren  Arbeiterschutzes  richtig 
beurteilen  läßt. 


V.  Oesterreich.  VL  Liechtenstein.  VII.  Ruß- 
land. VIII.  Finnland.  IX.  Skandinavien  (Däne- 
mark. Schweden.  Norwegen).  X.  Niederlande. 
XL  Belgien.  XIL  PortugaL  XIIL  Ungarn. 
XIV.  Luxemburg.  XV.  Bulgarien.  XVI.  Italien. 
XVII.  Spanien.  XVIII.  Rumänien.  XIX.  Ser- 
bien. Bosnien,  Herzegowina.  XX.  Griechenland. 
XXI.  Polen.  XXIL  Tschechoslowakei.  XXIIL  Li- 
tauen. XXIV.Estland.  B.Amerika.  XXV.  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika.  XXVI.  Kanada. 
XXVn.  Mexiko.  XXVIII.  Zentral-  und  Süd- 
amerika. XXIX.  Französisch-amerikanische 
Kolonien.  C.  Australien  und  {)zea nien, 
XXX.  Australien  und  Neuseeland.  XXXI.  Euro- 
päische und  amerikanische  Kolonien  in  Ozeanien. 
D.  Afrika.     XXXIl.  Union  von  Südafrika. 

XXXIII.  Andere  britisch-afrikanische  Kolonien. 

XXXIV.  Aegypten.  XXXV.  Belgischer  Kongo. 
XXXVL  Früf  lere  deutsche  Kolonien.  XXXVII. 
Französische    Kolonien   (Algier,    Tunis  usw.). 

XXXVIII.  Portugiesische  Kolonien.   E.  Asien. 

XXXIX.  Britisch-Indicn  und  malaiischcBnndes- 
staaten.  XL.  Ceylon.  XLI.  Niederliindisch- 
Indien.     XLII.  Philippinen.     XMII.  .lapan. 


A.  Europa. 

I.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Großbritannien. 

A.  Geschichte  und  Leit geda nk(^n  des 
industriellen  Arbeiterschutzes.  B.  Rei- 
tendes Recht.  1.  Fabriken  und  Werkstätten, 
a)  Geltungsgebiet.  b)  Beschäftigungsbedin- 
gungen und  Arbeitszeit.  «)  Kinderarbeit; 
p)  Jugendliche;  y)  Arbeiterinnen;  A)  Sonntags- 
ruhe und  Arbeitszeit  (Nachtarbeit),  c)  Gesund- 
heitsschutz, d)  Betriebsschutz  und  Unfallver- 
hütung, c)  Gefährliche  und  gesundheitsschäd- 
liche Betriebe,  f)  Sondervorschriften  und  Aus- 
dehnungen. 2.  Heimarbeit.  3.  Lohnzahlung  und 
Stücklohnvorschriften.  4.  Gewerkämter  in 
unterentlohnten  Gewerben.  Mindestliihne  im 
Kohlenbergbau,  in  der  Landwirtschaft,  ö.  Berg- 
bau. 6.  Handelsangestellte  und  Gastwirtschaften. 
7.  Eisenbahnbetrieb.  8.  Handelsschiffahrt. 
9.  Vollzug  des  Arbeiterschutzes.    Straf siitze. 

A.  Geschichte  und  Leitgedanken 
des    industriellen    Arbeiterschutzes  in 
England. 

In  England  liat  derselbe  .John  Locke,  der  die 
Pädagogik  Rousseaus  und  Pestalozzis  so  tief 
beeinflußte,  in  einer  Denkschrift  an  das  Han- 
delsamt i.  ,1.  1()97  den  Vorschlag  gemacht,  es 
sollten  in  jeder  Gemeinde  die  Armenkinder  von 
5—14  Jahren  in  neu  zu  errichtende  Arbeits- 
schulen geschickt  werden.  Ganz  ähnlich  lauteten 
die  Vorschläge  der  Einführung  der  Kinderarbeit 
Sir  William  Pettys  und  Andrew  Yarrantons, 
die  der  Praxis  Deutschlands,  Hollands  und  der 
Refugianten  von  Norwich  entsprachen.  In  De 
Foes  Tour  wird  die  Unterstützung  der  Haus- 
weber in  der  Wollindustrie  von  YorKshire  durch 
ihre  Kinder  hervorgehoben.  Daß  die  Fabrik- 
textilindustrie wesentlich  durch  Kinder,  aber 
ohne  ihre  Eltern,  betrieben  wurde,  war  die 
Neuerung,  die  die  industrielle  Revolution  her- 
beiführte, nicht  die  Kinderbeschäftigung  an  sich. 
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Die  Kinderirage  wurde  in  den  Anfängen  der  in- 
dustriellen Umwälzung  durch  Jonas  Hanways 
Act  1767  brennend;  zum  Schutz  der  früher  zu 
Tausenden  sterbenden  Armenkinder  bestimmte 
dieses  Gesetz,  daß  die  Armenkinder  bis  zum 
Alter  von  sechs  Jahren  außerhalb  Londons  (3  Mei- 
len weit  im  Minimum)  und  zum  mindesten  zum 
Lohne  von  2 1/4  Shillings  proWoche  zu  beschäftigen 
seien;  für  jedes  lebende  Kind  wurde  den  Pflegern 
eine  Prämie  von  10  Shillings  gegeben.  Diese 
Fürsorge  für  die  Armenkinder  führte  zur  Ueber- 
lastung  der  Landgemeinden;  diese  entledigten 
sich  dieser  Kinder,  die  sie  als  Fabriklehrlinge  an 
Lehrlingsheime  der  Fabriken  von  Manchester  und 
Umgebung  lieferten.  In  diesen  Fabriken  dauerte 
die  Arbeitszeit  12.  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
15  Stunden.  Die  Faulfieber,  die  in  den  Textil- 
betrieben 1784  und  1796  und  besonders  in  den 
Peelschen  Fabriken  ausbrachen,  führten  auf  An- 
regung des  Chefs  des  Gesundheitsamtes  von 
Manchester,  Dr.  Perceval,  zum  Erlaß  des  ersten 
Kinderschutzgesetzes  von  1802  (Sir  Robert 
Peels  Morals  and  Health  Act). 

Dieses  erste  Arbeitergesetz  bezieht  sich  er- 
stens auf  alle  Fabriken,  die  3  oder  mehr  Lehr- 
linge und  zweitens  auf  BaumwoU-  und  Woll- 
warenfabrikanten, die  20  oder  mehr  Personen 
beschäftigen.  Die  Textilfabriken  sind  zu  weißein 
und  zu  lüften.  Für  Fabriklehrlinge  bestanden 
die  Vorschriften,  sie  nicht  länger  als  12  Stun- 
den, bei  Nacht  von  1804  an  gar  nicht  arbeiten 
zu  lassen,  und  ihnen  Elementarunterricht  zu  er- 
teilen. Sie  sollen  jedes  Jahr  ein  frisches  Kleid 
erhalten,  alle  Monate  einmal  dem  Sonntags- 
gottesdienst beiwohnen;  es  ist  für  getrennte 
Schlafräume  für  beide  Geschlechter  zu  sorgen 
und  für  höchstens  zwei  Lehrlinge  ein  Bett  ein- 
zuräumen. Diese  Vorschriften  sind  eigentlich 
als  Bestimmungen  über  den  Vollzug  der  Armen- 
kinderpflege gedacht.  Als  Vollzugsbeamte  fun- 
gierten der  Geistliche  und^der  Friedensrich- 
ter, keine  Staatsbeamten,  sondern  Gemeinde- 
vertreter, die  natürlich  den  großen  Wohltäter  des 
Ortes  höchst  glimpflich  behandelten.  Peel  schätzte 
die  Zahl  der  Lehrlinge,  auf  die  das  Gesetz  An- 
wendung fände,  auf  20  000.  Im  J.  1816  verbot 
ein  Gesetz  Lehrlinge  von  weiter  als  40  Meilen 
Umkreis  den  Fabriken  zu  liefern  (56  Geo.  III, 
c.  139)  und  damit  hörte  der  Fabriklehrling  auf, 
Objekt  schwunghafter  Nachfrage  zu  sein.  Es  gab 
nun  andere  Quellen  der  Versorgung  mit  Kinder- 
arbeit. Mit  dem  Sinken  der  Hausweberlöhne 
auf  6%  Shillings  per  Woche  waren  die  Heim- 
arbeiter gezwungen,  ihre  Kinder  gegen  ihren 
Willen  in  die  Fabrik  zu  schicken.  Oft  war  das 
Mitbringen  von  Kindern  die  Bedingung  der 
Beschäftigung  eines  Erwachsenen.  Die  kleinsten 
Kinder  (4— 5jährige)  wiu-den  zum  Sammeln  der 
Abfälle  verwendet;  sie  krochen  unter  die  Ma- 
schuien.  In  den  heißesten  Spinnsälen  arbeiteten 
sie  von  5  (6)  Uhr  morgens  bis  7  (8)  Uhr  abends. 
Während  der  Pausen  der  Erwachsenen  putzten 
sie  die  Maschinen.  In  einigen  Fabriken  dauerte 
die  Arbeitszeit  von  6  Uhr  früh  bis  9  Uhr  abends 
nnd  dazu  zweimal  wöchentlich  die  ganze  Nacht. 
Solche  Kinder  konnten  nach  schwerer  Arbeits- 
erschöpfuug  von  Aufsehern,  die  im  Stücklohn 
standen,  nur  durch  Terror  und  Brutalität  zur 
Arbeit  angehalten  werden.  1816  wurde  daher  eine 
Kommission  zur  Prüfung  der  Lage  der  Kinder 
eingesetzt.    Das  Zulassungsalter  wird  von  den 


von  Peel  proponierten  10  auf  9  Jahre  herab- 
gesetzt. Auen  die  erwachsenen  Arbeiter  von 
Manchester  petitionierten  1818  um  eine  lOy.- 
stündige  Maximalarbeitszeit  (12  Stunden  weniger 
114  Stunden  Pausen).  Sir  Robert  Peel  erklärte, 
der  Anblick  der  Leute,  die  die  Petition  brachten, 
habe  ihm  Tränen  entlockt.  Der  Gesetzentwurf 
wurde  1818  durch  Lord  Landerdale  im  House 
of  Lords  Committee  niedergeschlagen. 

In  den  Bergwerken  wurden  Kinder  als 
Klappenöffner  in  Wetterschächten,  als  Füller  der 
Karren,  als  Schlepper  verwendet.  Sie  arbeiteten 
von  4  Uhr  morMns  bis  5%  Uhr  abends  halbnackt, 
wie  Lasttiere  die  Karren  ziehend.  Am  schlech- 
testen wurden  Armen lehrlinge  behandelt;  ihr 
Lohn  betrug  noch  10  Pence  per  Tag  i.  J.  1832. 
Etwa  1000  Kamiufegerlehrlinge  schützte  das 
Gesetz  von  1788.  Gelegentlich  wurden  diese 
Kinder  für  8  £  an  Bettler  verkauft.  Erst  1834 
wurde  das  Zulassungsalter  von  10  Jahren  für 
Kaminfegerlehrlinge  erreicht. 

Als  Mittel  gegen  geisttötende  Mechanisierung 
der  Arbeitsprozesse  hatte  schon  A.  Smith  den 
Volksschulzwang  betrachtet;  er  trat  für  die 
Koalitionsfreiheit  und  gegen  die  „stille  Verschwö- 
rung der  Meister"  ein  sowie  für  alle  Maßregeln, 
die  ein  Steigen  der  Löhne,  dieses  klaren  Sym- 
ptoms steigender  Nachfrage  und  zunehmender 
produktiver  Kapitalanlage,  befördern  und  die 
Uebervorteilung  des  Arbeiters  verhüten;  er 
stimmt  den  Truckgesetzen  zu.  Den  Einfluß,  den 
diese  optimistische,  an  Hutcheson,  die  Enzy- 
klopädisten und  die  Physiokraten  erinnernde 
Note  auf  Staatsmänner  wie  Pitt  ausübte,  be- 
kämpften nach  dem  Terror  der  französischen 
Revolution  die  Gegenrevolutionäre.  Sie  betonen 
die  unfehlbare  Autorität  des  Unternehmers 
gegenüber  den  Arbeitern  (Edmund  Burke)  und 
sehen  in  sozialen  Reformen  nur  Reizmittel 
für  Begehrlichkeit,  Uebervölkerung  und  Laster 
(Robert  Malthus).  Die  Anhänger  dieser  Rich- 
tung laden  die  Bürde  der  Entsagung  auf  die 
Schultern  der  Arbeiter;  sie  erblicken  in  dieser 
Askese  den  Zwang  eines  Naturgesetzes,  das  mit 
der  Zuchtrute  der  Arbeitslosigkeit  und  des  Elends 
auftritt,  wenn  die  Verteilungsquote  des  Lohn- 
fonds durch  Lohnsteigerungen  überschritten 
würde.  Diese  Doktrin  der  Entsagung  und  der 
Dankbarkeit  der  Armen,  der  Wohltätigkeit  und 
des  Kirchenbaus  der  Reichen  ist  auch  die  des 
Methodismus;  Wilberforce,  Hannah  More,  Paley, 
Arthur  Young  gehören  dieser  Richtung  an,  die 
bei  alleräußerster  Rückständigkeit  immerhin 
durch  Gründung  von  Sonntagsschulen  und  Ver- 
breitung populärer  Schriften  in  die  Lücken  des 
Bildungswesens  eintrat.  Den  Tendenzen  von 
Malthus  kam  die  Praxis  durch  abschreckend 
brutale  Handhabung  des  Armengesetzes,  die 
Abschaffung  der  Armenunterstützung,  die  Ab- 
lehnung von  Schutzgesetzen  für  Kinder  nach. 
Lord  Landerdale  stimmt  gegen  das  Schutzgesetz 
von  1819  mit  der  Begründung,  daß  „die  Arbeit- 
geber die  besten  Richter  über  Ueberarbeitung 
der  Arbeiter  sind  und  zwar  in  ihrem  eigenen 
Interesse".  Ricardo  und  MacCulloch  haben  sich 
in  den  Fragen  des  Kinderschutzes  und  der  Koa- 
litionsfreiheit als  aufrechte  Nachfolger  A.  Smiths 
erwiesen;  dagegen  sind  Andrew  Üre,  Torrens, 
Nassau  Senior  vorwiegend  politische  und  ökono- 
mische  Interessenvertreter   der  Industriellen. 
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Ure  vertritt  die  Fabrikautokratie,  Torrens  be- 
kämpft Owens  und  Ficldens  Achtstundenbe- 
wegung. Nassau  Senior  verlegt  die  Entstehung 
des  Profits  in  die  letzte  Stunde. 

Dieser  Klassendoktrin  von  oben  folgt  die  Ant- 
wort durch  Robert  Owen,  Cobbett.  Fielden, 
Sadler  bis  zu  den  Chartisten  und  zum  Marxismus 
auf  dem  Festlande;  dieser  Widerstand  war  kräftig 
genug,  um  den  starrgläubigen  Konservatismus 
zu  sozialpolitischen  Zugeständnissen  zu  zwingen; 
Coleridge,  Southey,  Carlylo,  Shaftesbury,  die 
christlichen  Sozialisten  folgen  dieser  Richt- 
linie. 

Robert  Owen  hat  in  seiner  Fabrik  von  New 
Lanark  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
10  Jahren  abgeschafft,  und  eine  12stündige  Ar- 
beitszeit mit  Einschluß  der  Pausen  eingeführt;  er 
erklärte,  durch  diese  Kürzung  von  14  auf  12  Stun- 
den sei  keine  Verkürzung  der  Leistung  herbeige- 
führt worden.  Elementarunterricht  war  für  die 
Kinder  von  über  10  Jahren,  der  Besuch  von  Haus- 
haltungsschulen für  Mädchen  Voraussetzung  der 
Zulassung  zur  Fabrikarbeit.  In  einer  nach  Glasgow 
von  ihm  einberufenen  Versammlung  der  Baum- 
wollindustriellen suchte  Owen  die  Annahme  der- 
selben Grundsätze  von  ihnen  zu  erwirken  (1815). 
Da  dieser  Versuch  mißlang,  war  nur  der  Weg  der 
Gesetzgebung  aussichtsreich.  Für  Owen  sind 
Schule  und  Arbeiterschutz  Mittel  menschlicher 
Charakterbildung,  die  durch  bewußte  Verände- 
rungen der  den  Charakter  beeinflussenden 
Umwelt  sich  vollzieht.  Owen  kündigte  am  l./I. 
1816  seine  Agitation  für  ein  seinen  Grundsätzen 
entsprechendes  Fabrikgesetz  an.  Dio  Vorteile 
solcher  Gesetze  sollen  nicht  auf  ein  Land  be- 
schränkt sein,  —  dio  Idee  des  internationalen 
Arbeiterschutzes  wird  klar  angedeutet.  Owen 
besuchte  i.  J.  1818  dio  großen  Pädagogen  seiner 
Zeit,  Obeilin,  Fellenbcrg  und  Pestalozzi  in  der 
Schweiz,  bekehrte  Sismondi  vom  gläubigen 
Smilhianer  zum  Kritiker  der  industriellen  Revo- 
lution und  unterbreitete  eine  Denkschrift  den 
Vertretern  der  in  Aachen  tagenden  heiligen  Alli- 
anz mit  der  Aufforderung,  der  drohenden  Prole- 
tarisierung durch  Sozialreformen  nach  dem 
Muster  New  Lanarks  entgegenzutreten. 

Die  Argumente  der  Gegner  des  Kinderschutzes 
im  Parlamente  (1818)  waren  diese:  Der  Beweis 
der  Notwendigkeit  eines  Eingriffs  sei  nicht  ge- 
liefert; die  elterliche  Autorität  werde  gelähmt; 
der  Kinderarbeitsregelung  werde  die  Ein- 
schränkung der  Arbeitszeit  auch  der  Erwach- 
senen folgen;  das  sei  eine  Prämio  für  die  auslän- 
dische Konkurrenz;  die  Abnahme  der  Arbeit 
der  Kinder  führe  zu  ihrem  Müßiggang,  zur 
Trunksucht;  die  besten  Richter  über  die  In- 
teressen der  Arbeiter  seien  ihre  Arbeitgeber. 

Die  Gegner  halten  die  Notwendigkeit  der 
Staatseingriffe  für  erwiesen;  der  Kindersebutz 
kräftigt  das  Familienleben.  Eltern,  die  Kinder 
ausnutzen,  dürfen  nicht  ermutigt  werden.  Gute 
Eltern  wünschten  die  gesetzlicTie  Kürzung  der 
Arbeitszeit  ihrer  Kinder;  die  gegenwärtigen  Zu- 
stände sind  gegen  Natur  und  Christentum.  Eine 
selbsttätige  Kur  gegen  diese  Uebel  sei  im  Fabrik- 
system nicht  zu  erwarten. 

Das  Gesetz  von  1819,  das  Owen  inspiriert 
hatte  und  das  seinen  Urheber  nicht  befriedigte, 
sagte  folgendes:  Kinder  unter  9  Jahren  dürfen  in 
Baumwollspinnereien  (mit  mehr  als20Perso- 


ncn)  nicht  beschäftigt  werden;  von  9—16  Jahren 
dürfen  sie  höchstens  12  Stunden  beschäftigt 
werden.  Die  Ziffer  16  Jahre  wurde  trotz  Ein- 
spruchs der  Aerzte  aufgenommen  (sie  wollten 
18  Jahre);  ein  Schweizer  Kommissionär  in  Man- 
chester jagte  dem  Parlament  Furcht  vor  der  fran- 
zösischen, rheinischen  und  .schweizerischen  Kon- 
kurrenz ein;  die  Kinder  arbeiteten  also  72 Stunden 
in  der  Woche.  Nachtarbeit  ist  ihnen  verboten 
f9— 5  Uhr),  die  Mahlzeitpauscn  betragen  1% 
Stunden,  die  Mittagspause  ist  zwischen  11—2 
Uhr  zu  legen.  Bei  Zwischenfällen  kann  eine 
Ueborstundo  per  Tag  gemacht  werden.  Fabrik 
und  Plafonds  sind  zweimal  jährlich  zu  waschen. 
Das  Gesetz  von  1819  ist  auszuhängen.  Das  war 
der  einzige  Fortschritt  des  Vollzugs.  Owen  halte 
staatlich  bezahlte  Beamte  verlangt,  man  ließ 
es  bei  den  Friedensrichtern.  Kleine  und  doch 
wichtige  Fortschritte  weist  bis  1833  trotzdem 
die  Gesetzgebung  auf.  Der  (Hobhouse)  Act  von 
1825  setzte  am  Samstag  die  Arbeitszeit  der  unter 
16jährigen  auf  9  Stunden  (bis  4.30),  also  dio 
wöchentliche  Arbeitszeit  von  72  auf  69  Stunden 
herab.  Als  verbotene  Nachtarbeit  gilt  die  Zeit 
von  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  (statt 
9—5);  dies  ergibt  also  9  Stunden  Nachtruhe. 
1831  wird  das  geschützte  Alter  für  Tagesarbeit 
auf  18  Jahre,  das  Verbot  der  Nachtarbeit  bis  zum 
21.  Lebensjahre  verlängert.  An  Stelle  des  Aus- 
hanges tritt  ein  Tagebuch  der  Arbeitszeit,  das 
dem  Friedensrichter  vorzuweisen  ist.  Nach  der 
Abschaffung  der  Koalitionsverbote  i.  J.  1824, 
an  der  Radikale  wie  Fr.  Place,  Joseph  Ilume  und 
Oweniten  wie  John  Doherty  den  Ilauptantcil 
nahmen,  wurden  die  Arbeil erverbände  zu  Or- 

fanen  der  Agitation  für  den  Arboiterschntz. 
)ie  National  Association  for  the  Protection 
of  Labour,  die  erste  Arbeiterzeitung  (the  Voico 
of  the  Pcople)  werden  1825  gegründet.  Aus  einer 
rein  philanthropisch-pädagogischen  wird  eine 
sozialpolitische  Bewegung.  Sie  ergreift  nun  auch 
die  Woilwarenindustric,  den  Bergbau.  Ihre 
Schützlinge  sollen  nicht  mehr  Kinder,  sondern 
auch  Jugendliche  und  Frauen,  ja  auch  erwachsene 
Männer  sein;  die  zehnstündige  jVrbeitszeit  soll 
verwirklicht  werden.  Der  Vollzug  des  Schutz- 
gesetzes soll  nicht  in  den  Händen  geschäftlich 
voreingenommener  Kreise  liegen.  Den  stärksten 
Impuls  gaben  der  Zehnstundenbewegung  die 
offenen  Briefe  Richard  Oasllcrs,  des  „Fabrik- 
königs", über  „Sklaverei  in  Yorkshire"  im  Sep- 
tember 1830,  die  Wahl  Michael  Sadicrs  zum 
parlamentarischen  Vertreter  dieser  Forderung 
1831,  die  Einsetzung  eines  parlamentarischen 
Ausschusses  1832  und  die  Vorlage  eines  Regie- 
rungsentwurfes  Lord  Althorps  1833.  Althorps 
Act  von  1833  suchte  der  Zehnstundenforderung 
durch  eine  Reihe  von  Zugeständnissen  auszu- 
weichen. Vor  allem  durch  Kürzung  der  Arbeits- 
zeit der  Kinder  von  69  auf  48  Stunden  in  der 
Woche,  die  der  Achtstundenbewegung  (s.  d.  Art.) 
Owens  und  Fieldens  Stützpunkte  verlieh,  durch 
die  Ausdehnung  des  Geltungsgebietes  des  Ge- 
setzes auf  die  ganze  Textilindustrie  und  durch 
die  Einführung  der  staatlichen  Fabrikinspek- 
tion. Den  festländischen  und  amerikanischen 
Fabrikgesetzen  aus  der  ersten  Hälfte  des  19. 
Jahrh.  hat  das  britische  Fabrikgesetz  von  1833 
als  Vorbild  gedient. 

Der  Artikel  VIII  des  Gesetzes  von  1833  (Acht- 
stundentag für  unter  13jährige)  sollte  etappen- 
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weise  für  11-,  12-,  13jährige  Kinder  eingeführt 
werden,  so  daß  es  am  l./III.  1836  für  alle  Kinder 
unter  13  Jahren  in  Kraft  trat.  Im  Februar  1836 
versuchte  der  Präsident  des  Handelsamtes  Pou- 
lett  Thompson  die  Aufhebung  dieser  Bestim- 
mung zu  erwirken;  dies  war  für  John  Fielden 
der  Anlaß,  in  seiner  Schrift  „The  Curse  of  the 
Factory  System"  eine  neue  Achtstundenbewegung 
anzukündigen.  Das  Parlament  gab  dem  durch  die 
Drohungen  der  Industriellen  beeinflußten  Mi- 
nister nicht  nach.  Nun  versuchten  manche  Textil- 
fabrikanten  die  Achtstundenschicht  der  Kinder 
zu  umgehen;  sie  schoben  sie  innerhalb  der  nach 
Abzug  der  Pausen  verbleibenden  15  Stunden  hin 
und  her  und  beschäftigten  die  Kinder  in  völlig 
unkontrollierbaren  Zwischenräumen  (sog.  falsche 
Relais)  unter  dem  Vorwande  des  normalen 
Schichtenwechsels.  Der  Fabrikinspektor  Leonard 
Horner  fand  nur  ein  einziges  Mittel  gegen  diesen 
Mißbrauch:  Kinder  unter  13  Jahren  sollen  nur 
vor-  oder  nur  nachmittags  arbeiten  (Halbzeit- 
system). Dadurch  würden  2—3  Schulstunden 
für  jede  Schicht  erzielt;  zur  Entschädigung  armer 
Eltern  könnte  man  nach  Horner  selbst  8jährige 
Kinder  (statt  9jährige  wie  bisher)  zu  so  kiu-zer 
Arbeit  zulassen.  Horner  betrachtet  ferner  den 
bisherigen  Kinderschutz  in  der  Textilindustrie 
als  zu  eng  begrenzt:  in  allen  Erwerbszweigen 
sollten  lohnarbeitende  Kinder  von  8—13  Jahren 
nur  halbtags  arbeiten;  Nachtarbeit  sollte  ihnen 
verboten  sein;  ein  Teil  ihres  Lohnes  sollte 
zu  Zwangsersparnissen  für  Erziehungszwecke 
verwendet  und  den  Arbeitgebern  wöchent- 
lich die  Schulausweiso  vorgewiesen  werden.  (On 
the  employment  of  children  in  factories  or  otlier 
works,  London  1840,  p.  19.)  Zunächst  erheischten 
die  Kinder  in  den  Seidenwaren-,  Buntdruck-, 
Spitzenfabriken  und  Bergwerken  dringenden 
Schutzes.  Diese  Gedanken  sind  im  folgenden 
Jahrzehnte  verwirklicht  worden.  Es  war  das 
hohe  Verdienst  Lord  Ashleys  (Shaftesbury),  den 
Bergbaubesitzern  durch  eine  königliche 
Untersuchungskommission,  deren  Bericht  1842  er- 
schien, das  Schreckbild  der  Zustände  im  Bergbau 
vorgehalten  zu  haben.  Es  kam  vor,  daß  Kinder 
mit  3  Jahren  in  die  Grube  gingen;  besonders  in 
engen  Gängen  war  ihre  Verwendung  beliebt. 
Die  Spiel-  und  Trunksucht  der  Väter  wiu-de 
durch  Frauen-  und  Kinderarbeit  nur  gefördert. 
Wo  keinErwachsener  oder  Knabe  .arbeiten  wollte, 
da  schanzten  bis  zu  den  Knien  in  Grubenwasser 
stehend,  bis  zur  Stunde  der  Entbindunghalbnackte 
Frauen;  sie  trugen  Kohlen  für  die  Männer,  die 
meist  ganz  nackt  arbeiteten.  Die  jugendlichenAr- 
beiter,  zwei  bis  drei  Siebentel  aller  Arbeiter  wur- 
den von  Zwischenmeistern  (Butties)  geschröpft, 
junge  Mädchen,  mit  Ledergürtel  angetan,  zogen 
auf  allen  vieren  kriechend  die  Kohlenkarren 
durch  12—14  Stunden.  Keinerlei  Maßregeln  der 
Unfallverhütung  waren  getroffen.  „Niemals", 
rief  Ashley,  ,,ist  seit  der  Enthüllung  der  Greuel 
des  afrikanischen  Negerhandels  eine  solche 
Schmach  bloßgelegt  worden."  Endlich  kam 
nach  hartem  Kampfe  mit  den  Grubenbesitzern 
das  G.  V.  lO./VIII.  1842  zustande.  Das  Berg- 
werkgesetz enthält  das  Verbot  weiblicher  Arbeit 
unter  Tage,  ferner  von  Knaben  unter  10  Jahren, 
verbietet  die  Lohnzahlung  in  Wirtshäusern  und 
sorgt  für  eine  Bergaufsicht.  Das  Gesetz  war  die 
unentbehrliche  Grundlage  der  Bildung  von  Ge- 
werkvereinen der  Bergarbeiter.  Im  J.  1844  legte 


die  Regierung  eine  Abänderung  des  Fabrikge- 
setzes im  Sinne  der  Einführung  des  Halbzeit- 
systems dem  Parlamente  vor.  Lord  Ashley 
verlangte,  daß  die  Dauer  der  verbotenen  Nacht- 
arbeit auch  für  Frauen  auf  die  Zeit  von  6  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens  gelegt  werde;  nach 
Abzug  der  Pausen  wäre  damit  der  Zehnstunden- 
tag gewonnen  gewesen.  Eine  erbitterte  Debatte 
folgte:  Sir  James  Grahams  .sprach  von  kommuni- 
stischer (Jack-Cade-)Gesetzgebung.  Nach  vor- 
übergehender Annahme  verwarf  das  Parlament 
mit  3  Stimmen  Mehrheit  den  Vorschlag  und 
nahm  einen  Regierungsentwurf  an,  der  für  8- 
(nicht  mehr  9)  bis  13jährige  Kinder  eine  Höchst- 
arbeitszeit von  6^2  Stunden  (bisher  8)  festsetzte 
und  ihnen  sowie  den  Jugendlichen  die  Nacht- 
arbeit (von  7  Llir  abends  bis  5.30  Uhr  mor- 
gens, im  Winter  von  8—6.30)  verbot.  Die 
große  Neuerung  dieses  Gesetzes  v.  6./VI.  1844 
bildet  jedoch  die  Bestimmung,  daß  auch  er- 
wachsene Frauen  so  gut  wie  bisher  Jugendliche 
von  13  —  18  Jahren  von  7.30  morgens  bis 
7.30  abends  einschließlich  IV2  Stunden  Mahl- 
zeitpause, also  höchstens  10%  Stunden  und 
jedenfalls  nicht  nach  4.30  am  Sonnabend  arbeiten 
sollten. 

L.  Horner  hat  betont,  daß  die  Ueberarbei- 
tung  der  Frauen  über  12  Stunden  in  vielen 
Fabriken  alles  Maß  überschreite.  Sie  seien 
physisch  nicht  so  widerstandsfähig  als  die  Männer 
und  die  Folgen  der  Untergrabung  ihrer  Gesund- 
heit habe  weittragende  Folgen  für  die  Gesell- 
schaft. Dazu  komme  die  durch  die  Frauenklei- 
dung erhöhte  Unfallgefahr.  Das  Gesetz  von  1844 
ist  nun  wesentlich  unter  dem  Einfluß  der  In- 
spektoren, vor  allem  Horners  zustande  gekommen. 
Es  behält  die  Bestimmungen  des  1833er  Ge- 
setzes über  die  Arbeitszeit  der  13— 18jährigen 
bei  (Zwölfsfundentag,  5.30-8.30;  das  Gebot 
gleichzeitiger  Mahlzeitpause;  Regelung  der  Ar- 
beitszeit nach  der  öffentlichen  LTir). 

Da  man  nachgewiesen  hatte,  daß  nebst  der 
Kinderarbeit  die  Frauenarbeit  nicht  nur  quanti- 
tativ in  den  Fabriken  gestiegen  war.  sondern 
auch  der  Grad  ihrer  Ausnutzung  (50%  der 
Textilarbeiter  waren  jetzt  weiblich,  27,5%  ver- 
heiratete Frauen,  die  14—16  Stunden  bis  zur 
Entbindung  arbeiteten),  wurde  der  Schutz  der 
Jugendlichen  auf  die  Frauen  ausgedehnt.  Selbst 
frühere  Gegner  des  gesetzlichen  Schutzes  er- 
wachsener Frauen  erklärten  ihn  für  geboten, 
weil  sonst  für  niedrig  entlöhnte  Frauenarbeit 
das  Fehlen  der  Regelung  der  Arbeitszeit  eine  Be- 
schäftigungsprämie gegenüber  den  Jugendlichen 
bilden  würde.  Das  Gesetz  von  1844  bildet  außer- 
dem die  Grundlage  der  modernen  Arbeitsver- 
waltung; es  verwirklicht  die  Erfordernisse  der 
Gewerbeaufsicht.  Ihre  Befugnisse,  die  das  Gesetz 
von  1883  zum  Teil  schleuderhaft  geordnet  hatte, 
was  z.  B.  zu  Kollisionen  mit  den  Friedensrichtern 
führte,  sind  sorgsam  abgegrenzt.  Gegen  Fäl- 
schungen der  Alterszeugnisse  (es  gab  Standes- 
ämter erst  seit  1837)  wurden  Vorkehrungen  ge- 
troffen, eigene  befugte  Amtsärzte  (certifying 
surgeons)  angestellt  und  auch  die  Schulbesuchs- 
kontrolle nach  Horners  Vorschlägen  geordnet. 
Es  gelang  sodann  Lord  Ashley  die  Nachtarbeit 
der  Frauen  und  Jugendlichen  (nur  bis  16  Jahren) 
in  Zeugdruckereien  durch  G.  v.  30./VI.  1845 
zu  verbieten;  die  Arbeitsdauer  blieb  ungeregelt. 
Diese     Vorschriften,     namentlich     über  die 
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Schulbesuchskontrolle  durch  die  Arbeitgeber 
hatten  den  Ersatz  der  Kinder  durch  Frauen  und 
Maschinen  zur  Folge;  1835  —  1850  nahm  die  Zahl 
der  Fabrikkinder  um  15  318  (auf  40  775)  ab.  1 
Nach  dem  vorläufigen  Abschlüsse  des  Kindcr- 
schutzcs  schien  den  Zehnstundenfreunden  der 
Augenblick  gekommen,  ihr  Ziel  zu  erreichen. 
Die  Neuwahlen  von  1846,  die  Krise  von  1847, 
die  den  Fabriken  nicht  einmal  zehnstündige 
Arbeit  gestattete,  begünstigten  den  Erfolg.  Im 
Mai  1846  hielt  Macanlav,  ein  früherer  Gegner 
Lord  AslUeys,  seine  berühmte  Zehnstundenrede, 
die  voraussieht,  daß  wenn  England  jemals  seine 
Vorzugsstellung  unter  den  Ilundelsvölkern  auf- 
geben müßte,  es  diese  Stellung  nur  einem  geistig 
und  körperlich  hervorragend  tüchtigen  Volke 
zu  überlassen  hätte.  Uhnc  starke  Opposition 
ging  das  von  .lohn  Ficlden  eingebrachte  Zehn- 
stundengesetz durch  beide  Häuser,  durch  das 
vom  l./VII.  1847  an  die  elfstündjge  Arbeitszeit 
(63  Stunden  wöchentlich)  und  vom  l./V.  1848 
der  Zehnslundcntag  (58  Stunden)  für  Frauen 
und  .iugendliche  gelten  sollte  (G.  v.  8./VI.  1847). 
Alle  übrigen  liest immungen  der  Gesetze  von  1833 
und  1844  blieben  aufrecht.  Mit  dem  Eintreten 
einer  günstigen  Konjunktur  begannen  viele 
Fabrikanten  das  Zehnstundengesetz  durch  ,, fal- 
sche Relais"  der  .Jugendlichen  zu  durchbrechen; 
der  Court  of  E.xchequer  erklärte  1849  ihr  Vor- 
gehen für  juristisch  zulässig.  Um  ein  Chaos 
zu  verhindern,  stimmten  die  Freunde  des  Ge- 
setzes einem  von  der  Regierung  vorgeschlagenen 
Kompromiß  zu.  Die  Arbeitszeit  der  geschützten 
Personen  dauerte  demgemäß  von  6  Uhr  morgens 
bis  6  Uhr  abends  oder  7  Ulir  morgens  bis  7  Uhr 
abends  mit  IVj  Stunden  Mahlzeitpausen  und 
endet  Samstag  um  2  Uhr  nachmittags  (60  Stun- 
den). Diese  Gesetzgebung  hemmte  nicht  im 
geringsten  den  .Aufschwung  der  englischen  In- 
dustrie; sie  gab  ihr  erst  eine  leistungsfähige  Ar- 
beiterschaft. Karl  Marx  hat  das  Ergebnis 
in  klassischer  Weise  gekennzeichnet:  ,,Ihre  wun- 
dervolle Entwicklung  von  1853—1860,  Hand  in 
Hand  mit  der  moralischen  und  physischen  Wie- 
dergeburt der  Arbeiterklasse,  schlug  das  blödeste 
Auge.  Die  Fabrikanten  selbst,  denen  die  gesetz- 
liche Schranke  und  Regel  des  Arbeitstages  durch 
halbhundertjährigen  Kürgerkrieg  Schritt  für 
Schritt  abgetrotzt,  wiesen  prahlend  auf  den 
Kontrast  mit  den  noch  freien  Exploitations- 
gebieten hin"  (Kapital,  1,  299).  Und  der  englische 
Fabrikinspektor  K.  Baker  sagt  i.  J.  ISöO:  „Das 
Fabrikbein  ist  ni(  ht  mehr  unter  uns,  es  sei  denn, 
daß  ein  alter  Mann  oder  eine  alte  Frau  hinkt 
und  uns  an  eine  fürchterliche  Vergangenheit 
erinnert.  Das  gesundheitliche  Aussehen  der 
Leute  ist  ein  erfreuliches."  Die  Inspektoren 
stellten  fest,  daß  in  10  Stunden  ebensoviel  pro- 
duziert werde,  in  manchen  Fällen  mehr,  als  vor- 
her. Daher  wird  von  1850—1867  der  Textil-  zum 
Fabrik-  und  zum  Werkstättenarbeiter- 
schutz  erweitert.  Es  ging  dabei  nicht  ohne 
schwierige  Anpassungen  und  Ausnahmen  ab.  So 
waren  in  der  Spitzenfabrikation  von  Nottingham 
gewisse  Einzelverrichtungen  noch  in  Heimarbeit 
vergeben  worden;  die  Aibeit  der  Frauen  bestand 
in  Vor-  und  Nacharbeiten  auch  innerhalb  der 
Fabriken.  Die  Länge  der  Präsenz  bot  hier  ebenso 
Schwierigkeiten  wie  die  Ausdehnung  der  Heim- 
arbeit. Den  stärksten  Anstoß  fand  aber  die 
Erweiterung  der  Sphäre  des  Arbeiterschutzes 


durch  die  Einsetzung  einer  königlichen  Kommis- 
sion auf  Antrag  Shaftesburys  (1862—1866, 
V.  Bd.).  Sie  untersuchte  insbesondere  die  ge- 
|f ährlichen  und  gesundheitsschäd- 
lichen Industrien.  In  der  Töpferindu- 
strie von  Staffordshire  war  infolge  von  Kinder- 
arbeit, der  Hitze  der  Arbeitsräume,  des 
Hanticrens  mit  giftigen  Bleiglasuren  die  Ar- 
beiterschaft physisch  herabgekommen.  26  Groß- 
industrielle petitionierten  selbst  um  Kinder- 
schutz. Jlan  schlug  die  Einsetzung  eines 
Medizinalinspektors  vor;  im  Einvernehmen  mit 
ihm  sollten  Spezialvorschriften  vom  Unternehmer 
erlassen  werden,  Special  Rules  (nach  dem  Vor- 
bilde des  Berggesetzes). 

Zum  ersten  Male  wtirdcn  in  England  feiner 
die  Gefahren  der  Zündhölzererzeugung  —  die 
Phosphornekrose  —  bekannt,  sowie  die  Unfall- 
gefahr in  der  Zündhütchen-  und  Patronenerzeu- 
gung. Die  Tapetenfabrikation  litt  gleich  der 
Färberei  unter  stoßweiser  Ueberarbeit.  Sehr 
interessant  ist  die  Regelung  der  Baumwoll.samt- 
schneiderei,  die  stark  mit  Heimarbeifsbetrieben 
durchsetzt  war.  Dennoch  hat  das  Ausdehnungs- 
G.  V.  25./VII.  1864  auch  diese  Industrien  ein- 
bezogen und  zwar  wurde  für  die.se  Industrien 
als  Fabrik  bezeichnet ,, jeder  Platz  wo  eine  Person 
im  Lohne  arbeitet";  ausgeschlossen  blieben  in 
diesen  Industrien  nur  Familienbetriebe.  Das  Ge- 
setz schützte  hier  dieselben  Personenkategorien 
wie  in  der  Textilindustrie.  Es  kam  nur  infolge  der 
gesundheitsschädlichen  Natur  der  keramischen 
Industrie  das  Verbot  des  Einnchmens  der  Mahl- 
zeiten und  des  Aufenthalts  in  den  Arbeitsräumen 
in  der  Mittagspause,  sowie  die  Vorschrift  der  Ven- 
tilation der  Arbeitsräume  hinzu.  Die  Wirkungen 
des  Gesetzes  waren  dieselben  wie  in  der  Textil- 
industrie. V'orerst  Widerspruch  der  Unter- 
nehmer. Furcht  vor  der  auswärtigen  Konkurrenz, 
dann  aber  Steigen  des  Exports,  Steigen  der 
Löhne. 

Die  Enquete  hatte  ferner  noch  die  Ueber- 
arbeitung  der  Kinder  in  Strohf  locht  ereicn 
konstatiert;  elende  Wohnräume  und  Ueberfül- 
lung  derselben  in  der  halb  fabrikmäßig,  halb  heim- 
industriell betriebenen  Strunipfwirkerei.  In  der 
Metallwarenindustrie  von  Birmingham  sowie  in 
den  Messerschleifereien  von  Sheffield  wurde  das 
starke  Auftreten  von  Tuberkulose  (Metallstaub), 
namentlich  in  kleinen  Werkstätten,  festgestellt; 
gesundheitliche  Mißstände  in  der  Papier-,  Glas- 
industrie, in  Druckereien  und  Buchbindereien. 
Die  stärksten  Uebelstände,  auf  die  schon  ein 
Ausschuß  der  Lords  von  1855  hingewiesen 
hatte,  befanden  sich  in  der  Bekleidungs- 
industrie (Kleidermacherei,  Näherei,  Hut-, 
Schuh-  und  Handschuhmacherci).  Hier  waren 
600  000  Frauen  beschäftigt,  meist  von  14 
bis  30  Jahren;  in  der  Saison  oft  durch 
14.  16,  18  Stunden,  vor  allem  in  kleinen  Werk- 
stätten und  in  der  Heimarbeit.  So  ging  man 
denn  daran,  die  Kleinbetriebe  dem  Arbeiterschutz 
zu  unterwerfen.  Das  ersteGewerbe  dieser .\rt  war 
die  Bäckerei,  wo  die  Nachtarbeit  der  Jugend- 
lichen und  die  Sanitätswidrigkeit  der  Lokale 
die  Aufmerksamkeit  auf  sich  zog.  Hier 
WTirde  durch  Bakehouses  Act  (13./VII.  1863)  die 
Nachtarbeit  den  Jugendlichen  (von  9  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens)  verboten,  für  die 
Werkstatthygiene  gesorgt,  aber  der  Vollzug 
den  Ortsbehörden  überlassen.    Da  es  nun  fest- 
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stand,  daß  in  den  Fabriken  seit  1844  die 
Arbeitsbedingungen  sich  wesentlich  gebessert 
hatten,  dachte  man  nicht  daran,  dem  Kleinbe- 
triebe eine  Prämie  auf  Ausnutzung  der  Kinder- 
arbeit zu  verleihen.  Man  beschloß  erstens  durch 
ein  AusdehnungsG.  nö./VIII.  1867),  die  noch 
ungeschützten  Fabrikbetriebe  einzuschließen  und 
zwar  Schmelzöfen,  Kupferhämmer,  Eisenhämmer, 
Gießereien,  ferner  die  früher  genannten  Fabriken, 
Buchdruckereien,  alle  mechanischen  sowie  alle 
anderen  Betriebe,  in  welchen  50  oder  mehr  Per- 
sonen bei  irgendeinem  gewerblichen  Verfahren 
beschäftigt  wurden.  Vielfach  wurde  die  Ver- 
längerung der  Arbeitszeit  der  Verordnungsgewalt 
des  Ministers  des  Innern  überlassen  (so  für 
Druckereien,  Papierfabriken).  Man  beschloß 
zweitens  in  den  Kleinbetrieben  eine  gemilderte 
Fabrikgesetzgebung  durch  ein  Werkstätten- 
regelungsgesetz 1867  einzuführen.  Es  umfaßt 
,, jeden  Kaum  oder  jedes  Lokal,  gleichgültig  ob 
unter  freiem  Himmel  oder  unter  Dacn,  worin 
irgend  welche  Handarbeit  von  einem  Kinde,  einer 
jugendlichen  oder  einer  Frauensperson  verrichtet 
wird,  und  zu  welchem  oder  über  welchem  diejenige 
Person,  von  welcher  ein  Kind,  eine  jugendliche 
oder  eine  Frauensperson  beschäftigt  wird,  das 
Recht  des  Zutritts  und  der  Aufsiebt  hat".  Beide 
Gesetze  enthalten  die  Vorschrift  der  Sechzig- 
stundenwoche:  10'/2  Stunden  an  5  Tagen, 
Samstagschluß  2  Uhr.  Aber  im  Fabrikgesetz 
ist  der  Arbeitstag  auf  die  Zeit  von  6—20,  im 
Werkstättengesetz  vonö— 21  für  Jugendliche  und 
Frauen  und  auf  die  Zeit  von  6—20  für  Kinder 
von  8—13  Jahren  gelegt.  Der  freie  Samstag- 
nachmittag  fällt  ferner  bei  Kleinbetrieben  (bis 
6  Personen  aus);  Mahlzeitpausen  fehlen,  ebenso 
Feiertage;  der  Schulbesuch  ist  auf  10  (statt  wie 
in  Fabriken  121/2)  Stunden  wöchentlich  be- 
schränkt. In  Mühlen  wird  Nachtarbeit  gestattet. 
Aufsichtsorgane  im  Kleinbetriebe  waren  nicht 
die  Fabrikinspektoren,  sondern  Gemeindeorgane 
der  Sanitäts-  und  Baupolizei.  Diese  Organe 
erwiesen  sich  jedoch  als  gänzlich  abhängig  und 
unzulänglich.  Im  J.  1871  wurde  die  Inspektions- 
befugnis auch  für  Kleinbetriebe  den  Fabrik- 
aufsiehtsbeamten  übertragen. 

Das  Jahr  1867  bringt  der  britischen  Arbeiter- 
klasse neben  der  Erweiterung  des  Geltungsge- 
bietes des  Arbeiterschutzes  auf  die  gesamte  In- 
dustrie das  Wahlrecht  (in  den  Städten)  und  die 
für  die  Anerkennung  ihrer  Verbände  (1871)  maß- 
gebende öffentliche  Erhebung.  In  der  Textil- 
industrie führt  alsbald  die  Steigerung  der  Tech- 
nik und  die  Zunahme  der  Inanspruchnahme  der 
Arbeiter  (Bedienung  mehrerer  Stühle,  steigende 
Tourenzahl)  zum  Verlangen  nach  einer  von  den 
Aerzten  Dr.  Bridges  und  Holmes  unterstützten 
Kürzung  der  Arbeitszeit.  Das  G.  v.  30./IX.  1874 
bestimmt  daher,  es  sollen  2  Stunden  Pausen 
(statt  11/2)  außer  am  Samstag  gewährt  werden, 
also  50  Stunden  auf  die  ersten  5  Wochentage 
entfallen,  im  ganzen  561/2  auf  die  Woche,  nicht 
mehr  60,  aber  auch  nicht  54,  wie  die  Führer 
der  Neunstundenbewegung  wünschten.  Mindest- 
alter für  Halbzeitarbeiter  soll  10  (statt  8)  für 
Vollarbeiter  14,  mit  Schulausweis  13  Jahre  sein. 
Das  Gesetz  von  1874  erweckte  den  Widerspruch 
bürgerlicher  Frauenrechtlerinnen  (Mrs.  Farvcett), 
die  sich  auf  die  Autorität  J.  St.  Mills  beriefen, 
um  den  gesetzlichen  Schutz  der  erwachsenen 
Frauen  zu  bekämpfen. 


Für  J.  St.  Mill  bildet  die  erste  Ausnahme 
von  dem  Prinzip  der  reinen  Selbsthilfe  der  Schnl- 
zwang.  Denn  hier  versagt  der  Entscheid  des 
'Eigeninteresses;  auch  das  Urteil  der  Eltern  ist 
nicht  zuverlässig,  sonst  gäbe  es  keine  Vorschriften 
gegen  Kindermißhandlung.  Daher  sindiGesetze 
zum  Schutz  der  Kinder  und  Jugendlichen  gegen 
Ueberarbeit  berechtigt  (Pol.  Ec.  B.  V.  Ch.  p.  582, 
IX,  S.  9).  „Freedom  of  contract  in  the  case 
of  children  is  but  an  other  word  for  freedom  of 
coercion."  Ebenso  sollte  die  Bildungsmöglich- 
keit nicht  von  Gleichgültigkeit,  Neid  oder  Geiz 
der  Eltern  abhängen.  Dagegen  bekämpft  Mill 
die  Gleichstellung  von  Frauen  und  Jugendlichen 
in  den  Fabrikgesetzen  (.S.  583).  Er  erblickt  in  dem 
Frauenschutz  ein' der  Frau  beruflich  schädliches 
Privileg  gegenüber  demManne.  DasGesetzvonl874 
führte  zu  Kollisionen  mit  den  Volksschulgesetzen 
von  1870  und  1876  (in  Schottland  1872  und  1878), 
den  ersten,  die  den  Schulzwang  einführten.?,  Diese 
Tatsache  sowie  die  herrschende  Zersplitterung 
des  Arbeiterschutzes  in  Spezialvorschriften  führte 
nunmehr  zur  Kodifikation  des  Fabrik-  und  Werk- 
stättenG.  v.  27./V.  1878.  Es  bildet  in  seiner 
Systematik  die  Grundlage  auch  des  geltenden 
Rechtes  von  1901  und  1907  und  ist  wesentlich 
das  Werk  der  Kommission  von  1876  nnd;der 
Inspektoren  Redgrave  und  Baker.  Das  Gesetz 
unterscheidet  6  Geltungsgebiete  verschiedenen 
Schutzgrades:  Textil-,  Nichttextilfabriken, 
Werkstätten;  Werkstätten  ohne  Kinder  und 
Jugendliche,  Familienbetriebe  mit  regelmäßiger 
Erwerbsarbeit.  Dem  neuen  Fabrik-  und  Werk- 
stättengesetz war  ein  Bergarbeitergesetz  von 
1872  vorangegangen,  das  den  Zehnstundentag 
für  Arbeiter  unter  16  Jahren  vorsah.  Vertreter 
der  Arbeiter  haben  das  Recht  einer  Inspektion 
im  Monat,  der  Betriebsleiter  die  Pflicht  täglicher 
Inspektionen.  Eine  Reihe  von  Explosionen 
waren  durch  Deckeneinstürze  und  scnlagende 
Wetter  erfolgt,  die  eine  Verschärfung  der  Un- 
fallvorschriften i  wünschbar  machten.  Eine 
Expertenkommission  entdeckte  die  Selbstent- 
zündung des  Kohlenstaubs,  die  durch  Besprengen 
mit  Wasser  verhütet  werden  kann.  Es  kam  end- 
lich zu  dem  Kohlenarbeitergesetz  1887.  Durch 
dieses  Gesetz,  sowie  die  von  Sir  Charles  Düke 
1900  durchgesetzte  Novelle  wurde  verboten, 
Knaben  von  unter  12  Jahren  über  und  von 
unter  13  Jahren  unter  Tage  zu  beschäftigen  (die 
Zahl  der  Knaben  von  12—13  Jahren  sank  von 
1874-84  von  11  309  auf  3364).  Durch  Gesetz 
von  1911  wurde  das  Zulassungsalter  auf  14  Jahre 
erhöht.  Ueber  Tage  wurde  das  Fortschieben  von 
Eisenbahnwagen  Knaben  und  Frauenspersonen 
untersagt.  Jeder  alleinarbeitende  Häuer  muß 
durch  2  Jahre  Lehrhäuer  gewesen  sein.  Frauen- 
arbeit unter  Tage  blieb  verboten.  Jugendliche 
unter  16  Jahren  hatten  höchstens  10  Stunden 
(54  Stunden  pro  Woche)  zu  arbeiten.  Verboten 
wurde  die  Lohnzahlung  in  Schenken.  Die  Ar- 
beiter erhielten  freie  Wahl  der  Wiegekontrolleure, 
Lohnzahlung  nach  Gewicht.  Das  Gesetz  von  1887 
verlangte  sodann  Schutzmaßregeln  (zwei 
Schächte).  Der  Staatssekretär  kann  besonders 
gefährliche  Sprengstoffe  verbieten. 

Ueber  diese  Grenze  hinaus  ging  die  Forde- 
rung der  Achtstundenschicht,  die  lange  Zeit 
daran  scheiterte,  daß  die  erwachsenen  Bergleute 
im  Norden  nur  7V4  Stunden  arbeiteten;  mit  der 
Einfahrtszeit  gerechnet  war  die  Arbeitszeit  8'/«, 
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in  der  Woche  nie  mehr  als  45  Stunden.  Die  Be- 
zirke mit  kurzer  Arbeitszeit  waren  die  rentabel- 
sten, -.i,- 

Ueber  Trucksystem  und  Schulunterricht 
schweigt  das  Berggesetz,  über  Truck  deshalb, 
weil  das  System  fast  ausgestorben  war  und  weil 
nach  dem  Truckgesetz  von  1896  Abzüge  für 
Gezähe  und  Gelenmte  nur  gegen  öffentlichen 
Aushang  gestattet  wurden,  lieber  den  Srhul- 
unterricat  entschied  nunmehr  das  Schulgesetz. 
Das  schulpflichtige  Alter  war  infolge  der  Fabrik- 

fesetze  von  12  auf  13  bzw.  von  13  auf  14  er- 
öht  worden  (Elcmcntary  Education  Act  1899 
und  1901). 

Für  die  ungelernte  Arbeiterschaft,  vor  allem 
für  die  Arbeiterinnen  der  großstädtischen  Kon- 
fektion und  die  Heimarbeiter  im  allgemeinen 
war  das  Fabrikgesetz  bedeutungslos  geblieben. 
Die  neuen  Gewcrkvercinp  iler  Ungelernten  stellten 
das  Verlangen  nach  Jlindestlohn  und  Achtstun- 
dentag —  das  Programm  John  Burns'  von  1888. 
Die  Untersuchung  des  Oberhauses  (Report 
no.  62,  1890)  über  das  Schwitzsystem  ergab  seine 
Menschpnunwürdigkeit.  Neben  dem  Kampf  gegen 
das  Schwitzsystem  lag  die  Verpflichtung  vor,  ge- 
mäß den  Wünschen  der  Internationalen  Arbeiter- 
schutzkonfercnz  in  Berlin  das  Alter  geschützter 
Kinder  auf  12  Jahre  hinaufzusetzen;  die  Textil- 
arbeiter verlangten  ein  gesetzliches  Verbot  der 
blinden  Akkor(ie,  Bekanntgabe  der  Stücklohn- 
Sätze  bei  Ucbernahme  der  Arbeit.  Die  Erfüllung 
dieser  Wünsche  erfolgte  durch  das  Fabrik-  und 
Werkstättengesetz  1891  nur  sehr  unvollständig. 
Diese  Unzulänglichkeit  bewies  die  nach  dem 
Dockstrike  einberufene  königl.  Kommission  über 
Arbeiterfragen  1892.  So  kam  es  zum  Ausdch- 
nungsG.  v.  6./VII.  1895  (Lex  Asquith).  Dieses 
verschärft  zunächst:  1.  die  Verbote  gesundheits- 
schädlicher oder  gefährlicher  Prozesse:  es  kann, 
falls  nicht  Aenderung  getroffen  wird,  der  Betrieb 
eingestellt  werden,  2.  bestraft  das  Gesetz  das  An- 
fortigenlassen  von  Kleidern  in  Räumen,  wo  an- 
steckende Krankheiten  herrschen,  3.  Uebor- 
stundenarboit  der  jugendlichen  Arbeiter  wird  ver- 
boten und  für  Frauen  auf  3  Tage  wöchentlich,  an 
höchstens  30  Tagen  im  Jahre  beschränkt. 

Die  Regelung  der  Heimarbeit  ging  nun  über 
den  ersten  Versuch,  der  sich  auf  Registrierungs- 
zwang beschränkte,  hinaus.  Das  Gesetz  erklärt, 
daß  geschützte  Personen  an  demselben  Tage 
außerhalb  der  zulässigen  Arbeitszeit,  nicht 
nach  der  Fabriksarbeit  noch  in  einer  anderen 
Fabrik  oder  Werkstätte  tätig  sein  dürfen.  Die 
hier  und  dort  verbrachte  Arbeitszeit  unterliegt 
also  dem  Fabrikgesetz;  ebenso  in  Läden. 

Der  Fabrikinspektor  kann  eine  Räumlichkeit, 
von  der  aus  Arbeit  ausgegeben  wird,  als  gesund- 
heitsschädlich bezeichnen;  diese  wird  dann  wie 
eine  Werkstatt  behandelt. 

Docks,  Werften,  Ladestellen,  Warenhäuser, 
Banken,  die  mit  mechanischen  Hebewerken 
arbeiten,  werden  der  Inspektion  zur  Vorsorge 
gegen  Unfälle  unterworfen,  als  wären  sie  Fabriken. 
Für  die  von  Arbeitern  gemieteten  Fabriken 
(Tenement  faetories)  in  Sheffield  und  Birming- 
ham wird  die  Haftung  für  Unfälle,  Sanität  usw. 
auf  die  Eigentümer  übertragen.  Kellerbäckereien 
werden  verboten.  In  gesundheitsschädlichen  Ge- 
werben kann  im  Verordnungswege' die  Regierung 
die  für  geschützte  Personen  geltenden  Vor- 
schriften nun  auch  auf  männliche  Erwachsene 


nach  40tägiger  Vorlage  vor  beiden  Häusern 
des  Parlaments  erweitern.  Jeder  Arzt  hat  jeden 
Fall  von  Blei-,  Phosphor-,  Arsenikvergiftung 
dem  Gcwerbeinspektorat  bei  Strafe  zu  melden. 
Das  Gesetz  verlangt  ferner  von  den  Textilfabri- 
ken  die  genaue  Bekanntgabe  der  Stücklohn- 
sätze, eventuell  ihre  Festsetzung  durch  auto- 
matische Uhren;  auf  diesen  sollen  die  Zahl  der 
Zähne  jedes  Rades  und  die  Durchmesser  der 
Treibwalzen  angegeben  sein. 

In  das  letzte  Jahrzehnt  des  19.  Jahrb.  fiel 
noch  die  Erweiterung  des  Arbeiterschutzes  auf 
Handel  und  Verkehr  und  seine  Verschärfung 
im  Bergbau.  Die  lange  Arbeitsdauer  im  Han- 
del stellte  ein  Select  (iommittee  1886  fest.  Die 
Ladengesetzo  von  1886,  1892,  1893,  1896  und 
1899  bestimmen  eine  Maximalarbeitsdauer  von 
74  Stunden  für  jugendliche  Personen;  die 
Stundeniahl  muß  sichtbar  im  Laden  aufge- 
hängt werden.  Die  Durchführung  legte  man  in 
die  Hand  der  von  den  Gemeinderäten  zu  ernen- 
nenden Inspektoren. 

Was  nun  die  Regelung  der  Arbeitszeit  der 
Eiscnbah  na  ngostellten  betrifft,  so  hatte 
schon  das  ,, Select  Committce"  des  Unterhauses 
von  1891/92  die  Unfallgefahren  betont,  die  bei  den 
rascheren  Zuggeschwindigkeiten  dem  Publikum 
aus  der  langen  Arbeitszeit  der  Angestellten  er- 
wuchsen. Hier,  wie  bei  den  gcfährlichenBetrieben, 
beugte  sich  also  von  jeher  der  engli.sche  Gesetz- 
gebor dem  Zwang,  die  Arbeit  erwachsener  Männer 
zu  beschränken.  Dies  geschah  durch  den  Rail- 
way  Regulation  Act  1893.  Der  Erfolg  des 
Gesetzes  war  die  Vorherrschaft  der  8-,  10-  und 
höchstens  12  stündigen  Arbeitszeit.  Die  Zahl 
der  Klagen  betrug  1895:  156,  1900  nur  41. 
,  Zum  Schutze  der  Seeleute  enthielt  das 
Handcisflottengesetz  1894  (57  u.  68  V.  c.  60)  die 
Bestimmung,  daß  die  Aufnahme  der  (gewöhnlich 
von  ArmenUmtern)  angebotenen  Schiffsjungen 
nicht  vor  dem  12.  .fahr  und  nur  bei  hinlänglich 
physischer  Entwicklung  erfolgen  dürfe.  Jeder  See- 
mann unterschreibt  bei  seiner  Einschiffung  ein 
amtlich  vorgeschriebenes  Formular,  in  welchem 
sein  Lohn,  seine  Funktionen,  scineArbeitszeit  an- 
gegeben sind.  Endlich  wurden  die  Akrobaten- 
kinder durch  die  Gesetze  von  1879,  1894  und 
1897  geschützt:  Personen,  die  männliche  Kinder 
unter  16  und  weibliche  unter  18  Jahren  zu 
gefährlichen  Produktionen  verwenden,  werden 
mit  10  £  bestraft. 

Die  neuen  Gesetze  bedurften  bald  einer  neuen 
Vereinheitlichung,  bei  der  ein  rascherer  Vorgang 
bei  der  Aufstellung  von  Spezialvorschriften  in  ge- 
fährlichen Industrien,  eine  stärkere  Kontrolle  der 
Heimarbeit,  eine  Stärkung  der  Aufsichtsbehörde 
gleichzeitig  zu  erzielen  war.  Aus  einem  ßcgie- 
rungsentwurf  von  1901  ist  so  das  geltende  Fabrik- 
und  WerkstättenG.  1.  Ed.  7  ch.  22  v.  17./Vin. 
1901  geworden. 

Der  Zeitraum  1910—1920,  eine  Epoche  der 
Preissteigerung,  der  Hochkonjunktur,  drohender 
Entrechtung  der  Arbeiter  durch  die  Rüstungs- 
gesetze, dann  der  Generalstrikes  und  der  Forde- 
rung staatlicher  Bewirtschaftung  der  Schlüssel- 
industrien, hat  den  britischen  Arbeitern  zunächst 
die  Erfüllung  aller  als  utopistisch  verrufenen 
Wünsche,  denMinimallohn,  und  wenn  auch,  außer 
im  Bergbau,  nicht  gesetzlich,  den  Achtstundentag, 
die  Kranken-  und  Arbeitslosenversicherung  ge- 
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bracht.  Seit  1921  ist  aber  in  der  britischen  So- 
zialpolitik ganz  unverkennbar  ein  Rückschlag 
eingetreten. 

B.  Geltendes  Recht. 

1.  Fabriken  und  Werkstätten,  a)  Gel- 
tungsgebiet. Das  Factory  and  Work- 
shop Act  (FWA.)  unterscheidet  (a)  Textil- 
fabrikeii,  Betriebsstätten,  wo  unter  Anwen- 
dung von  Triebkraft  Baumwolle,  Wolle, 
Haar,  Seide,  P'lachs,  Hanf,  Jute  und  andere 
Faserstoffe  verarbeitet  werden,  jedoch  nicht 
Zeugdruckereien,  Bleichereien,  Färbereien, 
Spitzen-,  Seil-,  Hutfabriken  und  Flachs- 
schwingereien. 

(b)  Nichttcxtilfabriken;  zu  diesen  ge- 
hören in  erster  Linie  die  gefährlichen  und 
andere  Industrien,  die  namentlich  in  zwei 
Verzeichnissen  aufgezählt  werden  (6.  und 
7.  Anhang).  Ferner  Betriebsstätten,  in 
denen  Handarbeit  gewerbsmäßig  oder  ge- 
winnshalber betrieben  wird,  um  Waren 
anzufertigen,  zu  verändern,  auszubessern, 
zu  verzieren  oder  für  den  Verkauf  herzu- 
richten, wenn  dabei  Triebkraft  verwendet 
wird. 

(c)  Werkstätten  (Workshops)  sind  Be- 
triebsstätten ohne  Verwendung  von  Trieb- 
kraft, zu  denen  der  Arbeitgeber  freien 
Zutritt  hat.  Auch  Betriebsstätten  im  Freien 
können  unter  den  Begriff  des  geschützten 
Betriebes  fallen. 

(d)  Mietsfabriken  und  Mietswerk- 
stätten sind  Betriebsstätten,  die  in  einige 
Gebäude  räumlich  aneinandergeschlossen 
gemeinsame  Triebkraft  erhalten,  so  daß  die 
einzelnen  Teile  sich  als  Fabriken  darstellen. 
Mietswerkstätten  sind  vorhanden,  wenn  zwei 
oder  mehr  Inhaber  von  Werkstätten  in  einem 
Räume  tätig  sind. 

(e)  Unter  Männerwerkstätten  (men's 
Workshops)  sind  solche  verstanden,  in  denen 
Arbeiterinnen,  Jugendliche  uncl  Kinder 
grundsätzlich  nicht  beschäftigt  werden. 

(f)  Unter  Heimfabrik  und  Heim- 
werkstatt (domestic  factory,  domestic  Work- 
shop, §  116)  werden  Räume  verstanden,  die 
als  Privatwohnuug  dienen,  wogen  der  dort 
ausgeführten  Arbeiten  als  Werkstätten  gel- 
ten müssen,  wenn  darin  keine  Dampf-, 
Wasser-  oder  andere  Triebkraft  verwendet 
wird,  und  wenn  nur  Mitglieder  der  dort 
wohnenden  Familie  beschäftigt  werden. 
Endlich  sind  gewisse  Nebenbeschäftigungen 
in  Heimwerkstätten  (Strohfleehten,  Spitzen- 
klöppeln und  Handschuhmachen)  und  eben- 
daselbst unregelmäßiger,  nebensächlicher  Er- 
werb durch  Ausbessern,  Verzieren,  Waschen, 
Reinigen  u.  a.  von  der  Anwendung  der 
FWA.s  ausgenommen. 

(g)  Frauenwerkstätten  (women's  Work- 
shops) sind  solche,  die  keine  Kinder  und 
Jugendliche  beschäftigen  (§  29).  Frauen! 


(women)  sind  weibliche  Personen  von  18 
und  mehr  Jahren. 

Kinder  sind  Personen  im  Alter  von 
unter  14  Jahren  (vor  1921  galten  als  Kinder 
Personen,  die  13  Jahre  alt  sind,  aber  das 
gesetzliche  oder  Fortgangsschulzeugnis  er- 
langt haben);  Jugendliehe  (young  persons) 
sind  Personen,  die  nicht  mehr  Kinder,  aber 
unter  18  Jahre  alt  sind. 

b)  Beschäftigungsbedingungen  und 
Arbeitszeit,  a)  Kinderarbeit.  Durch 
das  G.  V.  23./XII.  1920  wird  gemäß  den 
Beschlüssen  der  internationalen  Arbeiter- 
schutzkonferenzen vonWashington  und  Genua 
bestimmt,  daß  kein  Kind  (unter  14  Jahren) 
in  einem  industriellen  Betrieb  beschäftigt 
werden  darf;  ebensowenig  an  Bord  eines 
Schiffes.  Dies  ist  am  l./I.  1921  in  Kraft 
getreten  und  gilt  für  Bergbau,  Schiffe  und 
industrielle  Betriebe  jedes  Umfanges,  jedoch 
nicht  für  Familienbetriebe.  Das  Halbzeit- 
system mit  seinen  Finessen  —  Halbtags- 
oder Uebertagsarbeit  —  gehört  der  Ver- 
gangenheit an,  aber  ebenso  die  patriarcha- 
lische Pflicht  des  Arbeitgebers,  an  jedem 
Montag  sich  den  Schidbesuchsausweis  der 
Kinder  vorlegen  zu  lassen. 

Die  Erwerbstätigkeit  der  Schulkinder,  die 
nicht  in  Fabriken,  sondern  meist  im  Straßen- 
handel, in  der  Landwirtschaft  und  in  häus- 
lichen Diensten  beschäftigt  waren,  weckte 
Ende  des  19.  Jahrh.  die  Aufmerksamkeit  be- 
sonders der  Lelirerkreise.  Wohl  war  wie 
ein  Echo  der  Armenkinderpflege  für  Schul- 
speisungen armer  Kinder  Fürsorge  getragen 
worden  durch  den  Education  (Provision 
of  Meals)  Act  1906.  Ferner  wurde  unter  dem 
Impulse  Lord  Shaftesburys  durch  den 
ChUdrens  Dangerous  Performances  Act  1879 
die  Verwendung  von  Kindern  zu  „gefähr- 
lichen" Verrichtungen,  nach  Ansicht  des 
Gerichtshofs,  verboten.  Das  aber  blieb  toter 
Buchstabe  und  wurde  erst  durch  Prevention 
of  Cruelty  to  Children  Act  1894  wirksam, 
der  die  Verwendung  von  Kindern  unter 
12  Jahren  zum  Betteln,  das  Singen  und 
Spielen  bei  Vorstellungen  für  12— 14jährige 
zur  Nachtzeit,  sowie  die  Einübung  von  Kin- 
dern unter  16  Jahren  zu  Schaustellungen, 
ausgenommen  der  eigenen  Kinder  durch 
ihren  Vater,  untersagte.  Der  Unternehmer 
hat  für  jedes  derartige  Theaterkind  eine 
Konzession  bei  der  Lokalpolizei  zu  lösen 
und  diese  abschriftlich  dem  Gewerbeinspektor 
zu  senden.  Weittragender  war  die  Regelung 
aller  Erwerbsarbeit  von  Kindern  durch  den 
Employment  of  Children  Act  vom  14./VIII. 
1903.  Hervorgegangen  aus  dem  Unfug 
der  Kinderbeschäftigung  im  Straßenhandel 
von  Liverpool  (Spielsucht,  Prostitution  der 
Straßenkinder),  dem  der  Stadtrat  durch 
ein  von  der  Regierung  ausnahmsweise  ge- 
nehmigtes  Konzessionssystem  der  Kinder 
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bis  zu  16  Jahren  entgegenwirkte  (1903), 
wurde  das  Geltungsgebiet  sehr  bald  auf  alle 
noch  ungeregelten  Kinderbenife  erweitert. 

Der  Employment  of  Children  Act 
vom  14./VI11.  i90:!  versteht  unter  Kindern 
solche  unter  14  Jahren  und  unter  Beschäf- 
tigung jede  Beschäftigung  in  einem  Gewerbe 
oder  in  der  Absicht  eines  Gewinns.  Durch 
das  Gesetz  wird  es  untersagt:  1.  Kinder 
zur  Nachtzeit  (9  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens)  zu  beschäftigen,  jedoch  mit  dcraV'or- 
behalt  von  Abänderungen  dieser  Zeitgrenzen 
durch  Verordnung  der  Ortsbehörden;  2.  der 
Straßenhandel  (Feilbieten  von  Zündhölzern, 
Zeitungen,  Blumen  u.  a.,  gewerbsmäßiges 
Spielen,  Singen  oder  Schaustellen,  Schuh- 
putzen und  älinliche  Beschäftigungen  auf 
Plätzen  und  StraUen)  für  Kinder  unter 
11  Jahren;  3.  die  Halbzeiter  im  Sinne  der 
FWA.s  noch  zu  anderen  gewerblichen  Ver- 
richtungen zu  verwenden;  4.  Kinder  zum 
Heben,  Tragen  oder  Fortbewegen  von  Lasten, 
das  sie  schädigen  kann,  oder  5.  zu  Ver- 
richtungen, die  ihrem  Leben,  ihrer  Gesund- 
heit oder  Erziehung  nachteilig  sind,  zu  ver- 
wenden. 

Die  Ortsbehörden  erhalten  durch  das 
Gesetz  die  Befugnisse,  die  Verwendung  von 
Kindern  in  bestimmter  Art  zu  verbieten, 
von  Bedingungen  abhängig  zu  machen,  das 
Zulassungsalter  festzusetzen  und  die  Arbeits- 
zeiten zu  regeln,  ferner  den  Straßenhandel 
für  alle  Personen  unter  16  Jaliren  zu  ver- 
bieten oder  durcli  verschiedene  Maßnahmen 
zu  regeln.  Solche  Verordnungen  bedürfen 
indessen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Bestätigung 
des  Staatssekretärs,  der  zuvor  die  etwa 
erhobenen  Einwände  jjrüfen  soll  und  Er- 
hebungen vornehmen  lassen  kann.  Die  Vor- 
schriften der  FWA.s  und  Bergwerksgesetze 
können  durch  solche  Verordnungen  nicht 
geändert  werden. 

Das  Gesetz  ändert  auch  den  Prevention 
of  Cruelty  Act  1894  dahin  ab,  daß  die 
Ausnahmen  auf  Grund  desselben  nicht 
Kindern  unter  10  Jahren  bewilligt  werden 
dürfen. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  hat  u.  a.  der 
Londoner  Grafschaftsrat  den  eigentlichen 
Straßenhandel  für  Mädchen  unter  IG  Jahren 
ohne  Begleitung  Erwachsener  untersagt, 
ebenso  die  Verwendung  von  Kindern  unter 
11  Jahren  im  Hausierhandel  u.  a. 

Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz 
sind  mit  Strafen  bis  zu  5  £  bedroht;  strafbar 
sind  je  nach  den  Umständen  die  Arbeit- 
geber, ihre  Angestellten  oder  Arbeiter, 
Eltern  oder  Vormünder  oder  die  Personen 
unter  16  Jahren,  gegen  die  auch  Zwangs- 
erziehung zulässig  ist.  Die  Ausführung  der 
Verbote  im  Gesetz  liegt  bei  Kindern,  die 
auf  Grund  der  FWA.s  und  Bergwerksgesetze 


beschäftigt  werden,  den  Inspektoren  oder 
den  Ortsbehörden,  in  Schottland  den  Schul- 
behörden ob. 

Das  Gesetz  hat  nicht  den  Erwartungen 
entsprochen,  obwohl  ein  Teil  der  Ortsbehörden 
der  größten  Städte  alle  Kräfte  des  Vollzuges 
ans|)annte.  Es  hat  nach  den  besten  Schätzun- 
gen nur  etwa  10—15%  der  ungeregelten  Kin- 
derarbeit beseitigt.  Erst  das  Volksschul- 
gesetz vom  8./VIII.  1918  überwand  die 
Widerstände  (z.  B.  der  Zeitungsherausgeber) 
gegen  eine  Verschärfung  des  Kinderschutz- 
gesetzes  von  1903.  Es  verbietet  die  Kinder- 
beschäftigun"  nach  getaner  Fabrik-,  Werk- 
statt- oder  Grubenarbeit.  Nachtarbeit  ist 
von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  ver- 
boten. Beschäftigung  von  Kindern  unter 
12  Jahren  ist  untersagt;  Sonntagsarbeit 
höchstens  für  2  Stunden  den  12  -14jährigen 
gestattet.  Vollzug  und  Strafbefugnisse  liegen 
bei  den  Schulbehörden. 

Die  Schulgeselze  sind  gleichzeitig  Schutz- 
gesetze für  Kinderarbeit  in  der  Landwirt- 
schaft; sie  traten  1876  an  die  Stelle  des 
Agricultural  Children  Gangs  Act.  Ueber 
den  Umfang  der  Kinderarbeit  i.  J.  1912 
lieferte  Fr.  Keeling  i.  J.  1914  folgende 
Anschläge:  Total  577  321.  Davon  VoUzcit 
in  Fabriken  60  000,  Halbzeit  34  535,  Berg- 
bau 4824,  Vollzeit  außerhalb  dieser  An- 
lagen 164  590,  Halbzeit  dgl.  9372,  somit  er- 
werbstätige Schulkinder  304  000. 

ß)  Jugendliche.  Voraussetzung  der 
Zulassung  zur  Fabrikarbeil  (nicht  zur  Arbeit 
in  Werkstätten)  ist  bis  zum  16.  Lebensjahre 
die  Beibringung  eines  Tauglichkeits- 
zeugnisses (Certificate  of  fitness),  das  der 
Amtsarzt  nach  ärztlicher  Untersuchung  am 
Orte  der  Beschäftigung  auszufertigen  oder 
mit  Begründung  zu  verweigern  hat  und  das 
dem  Arbeitgeber  und  dem  Inspektor  vorzu- 
weisen ist.  Das  Zeugnis  hat  den  Altersnaeh- 
wcis  und  die  Erklärung  zu  enthalten,  daß 
keine  gesundheitlichen  Bedenken  der  Be- 
schäftigung (evtl.  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen) entgegenstehen.  Freiwillig  können 
Werkstattinliaher  solche  Zeugnisse  verlangen, 
nur  der  Staatssekretär  kann  sie  ihnen  vor- 
schreiben. (So  durch  V.  v.  31./VIIL  1906 
Nr.  680).  Auch  wenn  ein  Zeugnis  vorliegt, 
können  die  Inspektoren  wegen  Krankheit  oder 
Schwäche  eines  Kindes  oder  eines  Jugend- 
lichen Einsjjruch  gegen  deren  weitere  Be- 
schäftigung erheben,  und  diese  darf  erst  fort- 
gesetzt werden,  wenn  der  Arzt  sie  neuer- 
dings für  zulässig  erklärt  hat.  Im  J.  1919  wur- 
den im  Vereinigten  Königreich  447087  Unter- 
suchungen von  Kindern  und  Jugendlichen 
vorgenommen,  15,6  v.  H.  weniger  als  1913; 
von  diesen  wurde  13858  (3,  v.  H.)  das  Taug- 
lichkeitszeugnis veriveigert  davon  3896  wegen 
fehlendem  Altersnachweis,  4439  wegen  Un- 
reinlichkeit. 
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Jugendlichen  ist  die  Beschäftigung  ver- 
boten bei  bestimmten  gefährlichen  Arbeiten 
und  zum  Schutz  gegen  gewerbliche  Ver- 
giftung. Das  Verzeichnis  dieser  Betriebe 
ist  unten  im  Abschnitt  e  wiedergegeben. 

Die  Arbeitszeit  der  Jugendlichen  unter- 
liegt folgenden  Bestimmungen: 

1.  Textilf abriken.  Jugendliche  (und 
Arbeiterinnen)  dürfen  von  6  bis  18  Uhr 
oder  von  7  bis  19  Uhr  einschließlich  min- 
destens 2  Stunden  Pausen,  am  Sonnabend 
von  6  bis  11 '/a  oder  6  Uhr  früh  bis  Mittag, 
wenn  weniger  als  eine  Stunde  Pause  gewährt 
wird,  sonst  von  6  bis  12y,  oder  von  7  bis 
1214  Uhr  beschäftigt  werden.  Eine  weitere 
halbe  Stunde  am  Sonnabend  darf  nur  zu 
anderen  als  den  eigentlichen  Fabrikations- 
arbeiten  benutzt  werden.  Nach  4 stündiger 
Arbeit  muß  eine  Pause  eintreten.  Die  zu- 
lässige Arbeitszeit  (ohne  Pausen)  betrug 
somit  für  die  eigentliche  Fabrikarbeit,  nach- 
dem der  FWA.  1901  die  Sonnabendsarbeit 
um  Stunde  verkürzt  hat,  höchstens 
5554  Stunden  in  der  Woche. 

Die  Zeugdruckereien,  Bleichereien  und 
Färbereien  sind  in  den  genannten  Beziehungen 
den  TextUfabriken  gleichgestellt,  nur  darf  die 
Beschäftigung  5  Stunden  ohne  Pause  dauern. 

2.  In  den  Nichttextilfabriken  und 
Werkstätten  ist  der  Arbeitstag  fixiert  auf 
die  Stunden  6-18,  7-19  und  8-20,  Sonn- 
abends Schluß  14,  15  oder  16  Uhr;  die 
Pausen  brauchen  nur  1 Stunde  zu  betragen 
und  erst  nach  5  Stunden  Arbeit  einzutreten. 
Es  ergibt  sich  demnach  als  höchste  Arbeits- 
zeit in  der  Woche:  60  Stunden  für  Jugend- 
liche und  Arbeiterinnen. 

y)  Arbeiterinnen.  Spezifischer 
Frauenschutz  ist  der  Schutz  der  Wöch- 
nerinnen, das  Verbot  ihrer  gewerblichen 
Arbeit  durch  4  Wochen  nach  der  Kieder- 
kunft.  Unternehmer,  die  wissentlich  dem 
zuwiderhandeln,  werden  straffällig.  Zu 
diesem  Arbeitsverbot  trat  der  Kotification 
of  Birth  Act  1907,  der  die  unentgeltliche 
Beistellung  von  Pflegerinnen  der  Mütter 
verfügt  und  ein  Sinken  der  Kindersterblich- 
keit von  132  auf  109  per  Tausend  im  Zeit- 
räume 1907—1909  zur  Folge  gehabt  hat. 

In  reinen  Frauenwerkstätten  (women's 
Workshops),  ohne  Jugendliche,  dürfen  Ar- 
beiterinnen 12  Stunden  zwischen  6  Uhr 
morgens  und  10  Uhr  abends  mit  mindestens 
1%  Stunde  Pause  arbeiten,  Sonnabends 
8  Stunden  bis  4  Uhr  nachmittags  mit 
14  Stunde  Pause,  zusammen  60  Stunden. 
In  Nichttextilfabriken  und  Werkstätten  mit 
tatsächlichem  Achtstundenbetrieb 
können  Jugendliche  und  Arbeiterinnen  auch 
am  Sonnabend  von  6  bis  4  Uhr  mit  2  Stunden 
Pause  beschäftigt  werden  (§  30).  Um  die 
doppelte  Achtstundenschicht  zu  ermög- 
lichen, bestimmt  Art.  2  des  G.  v.  23  /XIl 


'  1920,  daß  diese  jederzeit  durch  Verordnung 
in  die  Zeit  von  6  bis  22  Uhr,  Samstags  von 
6  bis  14  Uhr  verlegt  werden  kann.  "Diese 
Verordnungen  erlöschen  binnen  4  Monaten, 
wenn  gegen  sie  von  Verbänden  der  .\rbeit- 
!  gebcr  oder  Arbeiter,  die  die  Mehrheit  ihrer 
I  Auftraggeber  bilden,  Einspruch  erhoben  wird. 
[  Diese  Bestimmungen  sind  um  so  wichtiger, 
da  seit  1919  ohne  gesetzlichen  Zwang  die 
britische  Industrie  zum  Achtstundenbetheb 
übergegangen  ist. 

Um  eine  Umgebung  der  vorgeschriebenen 
Arbeitszeiten  zu  verhindern,  sind  die  ge- 
schützten Personen  verpflichtet,  die  gleich- 
zeitig für  alle  eintretenden  Mahlzeit  pausen 
außerhalb  ihrer  Arbeitsstätte  zu  verbringen. 
Ferner  ist  an  demselben  Tage  eine  Be- 
schäftigung innerhalb  der  Fabrik  oder  Werk- 
statt und  außerhalb  derselben  oder  auch 
eine  Mitgabe  von  Hausarbeit  untersagt. 
Die  zulässige  Arbeitszeit  darf  nicht  bei 
etwaiger  Weiterbeschäftigung  in  einem  Laden 
überschritten  werden.  Ferner  sind  die  An- 
ordnungen über  Arbeitszeiten,  Pausen  usw. 
in  jedem  Betrieb  durch  Aushang  bekannt- 
zumachen. Das  Gesetz  gestattet  implicite 
keine  Ueberstunden  für  Arbeiterinnen 
;  in  TextUfabriken.  Nur  in  Nichttextil- 
fabriken und  Werkstätten  dürfen  Arbeite- 
rinnen 1.  wegen  dringender  Arbeiten, 
2.  bei  der  Bearbeitung  dem  Verderben  aus- 
gesetzter Stoffe  an  3  Tagen  in  der  Woche 
(nicht  Sonnabends)  zwischen  6  und  20, 
oder  7  und  21,  oder  8  und  22  Uhr  einschließ- 
lich 2  Stunden  Pause  beschäftigt  werden, 
jedoch  nur  3 mal  wöchentlich,  und  in  12  Mo- 
naten nicht  mehr  als  an  30  Tagen.  Diese 
Vorschrift  gilt  für  die  in  einer  Anlage  zu 
dem  FWA.  aufgeführten  Nichttextilfabriken 
und  Werkstätten,  ferner  für  die  Herstellung 
von  Frucht-  und  Fischkonserven,  konden- 
sierter Milch,  sowie  für  das  Einpökeln 
von  Fischen.  In  beiden  Fällen  kann 
der  Staatssekretär  die  Vorschriften  aus- 
^  dehnen,  wie  im  ersten  Fall  für  15  Saison- 
j  gewerbe  (z.  B.  Erzeugung  von  Weihnachts- 
1  karten)  unter  der  Bedingung,  daß  die  Be- 
i  triebsstätte  jeder  Person  mindestens  4(K( 
j  Kubikfuß  Luftraum  gewährt  (V.  v. 
!l3./X.  1908  Nr.  809).  Die  sonst  noch  zu- 
'  gelassene  halbe  Ueberstunde  für  Jugend- 
liche und  Arbeiterinnen  wegen  unfertiger 
Arbeit  besteht  für  Bleichereien,  Färbereien, 
Zeugdruek;  Eisenwerke,  Gießereien,  Papier- 
fabriken, die  nachts  Jugendliche  nicht  be- 
schäftigen; dieselbe  Ausnahme  wird  den 
Betrieben  mit  Wasserkraft  nach  Ueber- 
flutung  oder  Dürre  zugebilligt. 

6)  Sonntagsruhe  und  Arbeitszeit 
(Nachtarbeit).  An  Sonntagen  dürfen 
Arbeiterinnen  und  Jugendliche,  mit  Aus- 
nahme der  im  Gesetz  bestimmten  Fälle  in 
Fabriken  und  Werkstätten  nicht  beschäftigt 
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auch  auf  Kosten  des  Eigentümers  oder  Inhabers 
ausgeführt  worden. 
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Als  Ueberf iillung  gilt  es  sowohl  bei  Fa- 
briken als  auch  bei  Werkstätten,  wenn  der 
Mindestrauni,  der  auf  eine  der  gleichzeitig  be- 
schäftigten Personen  entfällt,  weniger  als  250 
Kubikfuß  (  =  etwa  7  cbm)  oder  bei  Ueberstunden 
weniger  als  400  Kubikfuß  (=  etwa  11,3  cbm) 
beträgt.  Diese  Masse  kann  der  Staatssekretär 
in  bestimmten  Fällen  noch  erhöhen,  namentlich 
in  dem  Fall,  wenn  anderes  als  elektrisches, 
künstliches  Licht,  benutzt  wird,  oder  wenn  Werk- 
stätten und  Werkplätze  (ausgenommen  domestic 
workhouse)  nachts  als  Schlafräume  dienen.  In 
letzterem  Falle  gelten  (V.  v.  17./I.  1902  Nr.  23) 
für  Werkstätten  400  Kubikfuß  als  Mindestraum; 
dieser  ist  erhöht  bei  Bäckereien  (V.  v.  30./XII. 
1902  Nr.  1157)  und  in  mehreren  Fällen  als  Bedin- 
gung für  die  Bewilligung  von  Ueberzeit.  Ueberall 
gilt  die  Vorschrift,  daß  in  jedem  Raum  durch 
einen  Aushang  bekanntgemacht  werden  muß, 
wieviel  Personen  nach  obigen  Vorschriften  darin 
beschäftigt  werden  dürfen. 

In  allen  Fabriken  und  Werkstätten  soll  für 
eine  angemessene  Temperatur  gesorgt  werden. 
Zu  dem  Zweck  kann  der  Staatssekretär  die  Auf- 
stellung von  Thermometern  in  bestimmten 
Betrieben  anordnen.  Gleichfalls  soll  in  Fabriken 
und  Werkstätten  mittels  geeigneter  Einrich- 
tungen für  eine  genügende  Lufterneuerung 
gesorgt  werden,  über  deren  Maß  der  Staatssekretär 
für  gewisse  Betriebe  Bestimmungen  treffen  kann, 
wie  es  schon  für  Textilfabriken  geschehen  ist 
(V.  V.  4./II.  1902  Nr.  79).  Ueberdies  hat  das 
Home  Office  die  Fragen  der  Ventilation  zum 
Gegenstand  von  Erörterungen  vor  einer  Kom- 
mission gemacht,  die  zwei  Berichte  (1902 
und  1907)  erstattet  hat.  Besondere  Vor- 
schriften enthält  der  FWA.  noch  über  die 
Trockenlegung  von  Fußböden  und  über  die 
Anlage  von  Aborten.  Letztere  haben  in  einer 
Verordnung  des  Staatssekretärs  (4./n.  1903 
Nr.  89)  eine  Ergänzung  erhalten. 

Der  Staatssekretär  ist  befugt,  sofern  er 
sich  von  einer  Naclüässigkeit  der  Lokal- 
behörden in  der  Ausführung  der  Gesund- 
heitsvorscliril'ten  des  FWA.  oder  der  Ge- 
sundheitsgesetze überzeugt  liat,  zeitweilig 
einen  Fabrikinspektor  zu  ermächtigen,  die 
geeigneten  Maßnahmen  durchzufahren.  Dem 
Inspektor  steheu  alsdann  dieselben  Be- 
fugnisse wie  gegenüber  den  Fabriken  auch 
gegenüber  den  Werkstätten  und  Werk- 
plätzen zu,  und  er  darf  dieselben  Maßnahmen 
ergreifen  wie  die  Bezirksämter.  Außerdem 
haben  die  Inspektoren,  wenn  sie  der  Aufsicht 
der  Bezirksämter  unterliegende  Mißstände 
bez.  der  Abzugskanäle  u.  dgl.  bemerken, 
die  Bezirksämter  zu  benaclirichtigen.  Unter- 
bleibt die  Bestrafung  oder  Abhilfe  einen 
Monat  liindurch,  so  sollen  die  Inspektoren 
selbst  einsclireiteu. 

d)  Betriebsschutz  und  Unfallver- 
hütung. Der  FWA.  1901  schreibt  so- 
dann im  allgemeinen  gewisse  Sicherheits- 
maßnahmen vor  (§§  10— IC);  er  sieht  im 
weiteren  den  Erlaß  "besonderer  Vorschriften 
für  die  als  gefälirlich  erkannten  Betriebe 
vor  (§§  79-80)  und  gibt  auch  den  Behörden 


die  Befugnis,  bei  gewissen  Gefahren  Betriebe 
zu  sehließen  (§§  17  und  18).  Im  Anschluß 
an  diese  Vorschriften  ist  dann  im  FWA. 
das  Anzeige-  und  Untersuchungsverfahren 
bei  Unfällen  geordnet  (§§  19  und  22)  doch 
ist  §  19  FWA.  (Unfallanzeigen)  durch  den 
Notice  of  Accidents  Act  1906  ersetzt  worden. 

Im  allgemeinen  ist  nun  vorgeschrieben, 
daß  in  denFabrikenSchutzvorrichtungen 
an  den  Aufzügen,  Schwungrädern,  Riemen- 
scheiben, an  dem  Getriebe  und  an  anderen 
gefährlichen  Teilen  angebracht  werden 
müssen.  Bei  der  Anlage  und  Bedienung 
von  Maschinen  mit  selbsttätig  auslaufenden 
Wagen  müssen  gewisse  Vorschriften  be- 
achtet werden,  um  der  Gefahr  von  Quet- 
schungen vorzubeugen.  Die  Reinigung  von 
Maschinen,  die  sich  noch  in  Gang  befinden, 
ebenso  Arbeiten  unter  solchen  Maschinen 
sind  Ivindern  überhaupt  untersagt,  und  im 
ersteren  Falle  dürfen  JugencUiche  die  Getriebe 
und  gefälirliche  Teile,  Arbeiterinnen  die 
Getriebe  nicht  reinigen.  In  Fabriken  und 
Werkstätten  unterliegen  Dampfkessel  alle 
14  Monate  einer  Prüfung.  Fabriken  und 
Werkstätten  mit  mehr  als  40  Arbeitern 
müssen  den  Nachweis  führen,  daß  sie  Sicher- 
heitsmaßnahmen gegen  Feuersgefahr  ge- 
troffen und  solche  Einrichtung  der  Türen 
vorgenommen  haben,  daß  sie  leicht  vou 
innen  geöffnet  werden  können. 

Wenn  die  Zugänge,  Maschinen  und  An- 
lagen von  Fabriken  oder  Werkstätten  sich 
in  solchem  Zustande  befinden,  daß  sie  nicht 
ohne  Gefalu'  für  Leib  oder  Leben  benutzt 
werden  können,  sind  die  Gerichte  mit 
summarischer  Jurisdiktion  ermächtigt,  auf 
Antrag  der  Inspektoren  ihre  Benutzung  zu 
verbieten,  sei  es  überhaupt,  sei  es  bis  zur 
Beseitigung  der  Mißstände;  die  Inspektoren 
können  schon  vorher  einstweilige  Verfügungen 
erlassen.  Unter  ähnlichen  Umständen  kann 
der  Gebrauch  eines  als  Fabrik  oder  Werk- 
statt benutzten  Platzes  für  den  Gewerbe- 
betrieb verboten  werden.  Zuwiderhand- 
lungen gegen  diese  Anordnungen  sind  mit 
Geldstrafen  bis  40  shUlings  für  jeden*  Tag 
bedroht. 

e)  Gefährliche  und  gesundheits- 
schädliche Betriebe.  Die  FWA.  (73 
bis  80)  enthält  erstens  besondere  Vor- 
kehrungen gegen  bestehende  Gefährdungen, 
zweitens  die  Methode  ilirer  Bekämpfung 
durch  die  Verwaltung.  Zu  den  ersteren 
gehören  die  Anzeigepflicht  für  bestehende 
Berufskrankheiten,  Vorscliriften  zu  ihrer 
Bekämpfung  und  Arbeitsverbote.  Die 
Anzeigepflicht  besteht  für  Erkrankungen 
an  Blei-,  Phosphor-,  Arsenik-  oder  Queck- 
silbervergiftung sowie  an  Milzbrand.  Hierzu 
kamen  toxische  Gelbsucht  durch  Tonitruol 
bei  der  Geschoßerzeugung  im  Kriege,  ferner 
durch  V.  V.  28./XI.  1919  epitheliomatische 
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und  Chromekzeme,  und  zwar  besteht  die 
Anzeigepflicht  sowohl  für  die  behandeln- 
den Acrzte  an  den  ersten  Inspektor  als 
auch  für  die  Betriebsinhaber  an  den  zu- 
ständigen Inspektor  und  Bezirksarzt.  Den 
Inspektoren  ist  ferner  die  Befugnis  erteilt, 
die  Anbringung  von  Fächern  oder  ähnlichen 
Einrichtungen  zu  fordern,  wo  es  zur  Rein- 
haltung der  Luft  nötig  ist  und  angeht. 
In  Betrieben,  wo  giftige  Stoffe  (Blei,  Arsenik) 
gebraucht  werden,  müssen  die  nötigen  Wasch- , 
gelegenheiten  sein,  und  es  dürfen  in  den , 
Fabrikationsräumen  keine  Mahlzeiten  ein- 
genommen werden.  Diese  Vorschrift  gilt 
auch  in  einigen  anderen  Betrieben  (Glas- 
hütten, Töpfereien,  Zündholzfabriken)  für 
Arbeiterinnen,  Jugendliche  und  Kinder,  und 
der  Staatssekretär  kann  sie  noch  weiter 
ausdehnen  (auf  eine  Reihe  von  Staub- 
bctrieben 23./III.  1898  Nr.  227,  2.  Verz.). 
Seit  Februar  1903  ist  ein  besonderer  Ober- 
inspektor als  Superintending  Inspector  for 
dangcrous  trades  bestellt.  Die  Zahl  der 
angezeigten  Fälle  von  Berufskrankheiten 
betrug  1919  (in  Klammern  die  Ziffern  für 
1915-1917):  Bleivergiftungen  207  (349), 
Phosphornekrose  1  (3),  Arsenik  4  (3),  Queck- 
silbervergiftung 7  (14),  toxische  Gelbsucht  3 
(132,  davon  34  Todesfälle),  Milzbrand  57 
(83).  Unter  Special  Rules  standen  1919: 
74  202  Betriebe.  Die  Zahl  der  Special  orders 
betrug  33.  Hauptgebiete  der  Regelung 
waren  die  Herstellung  von  Bleiwciß,  Blei- 
schmelzereien,  Töpferei,  elektrische  Akkumu- 
latoren, Farbwarenfabriken,  Nitro-  und 
Amidoderivatc  von  Benzin,  Herstellung  von 
Zündhölzern,  die  chemischen  Industrien, 
Flachsspinnereien  und  Webereien,  Wollsor- 
tierereien,  elektrische  Werke,  Docks  u.  v.  a. 
(vollständig  in:  Factory  Workshop  Orders  ed. 
1919).  Jugendliche  dürfen  zum  Belegen  von 
Spiegelglas  mit  Quecksilber  und  zur  Herstel- 
lung von  Bleiweiti  nicht  verwendet  werden; 
jugendliche  Arbeiterinnen  nicht  beim  Brennen 
oder  Sehmelzcn  von  (Jlas;  Arbeiterinnen 
unter  10  Jahren  nicht  bei  der  Her- 
stellung von  Ziegeln,  Backsteinen  und 
Salz;  Jugendliche  und  Arbeiterinnen 
dürfen  außer  unter  bestimmten  Vorkeh- 
rungen nicht  in  Naßspiniiereien  beschäftigt 
werden.  Zweitens  schreibt  nun  das  Gesetz 
folgenden  Vorgang  bei  der  künftigen  Re- 
gelung vor.  Der  Staatssekretär  kann  (§  79) 
Gewerbe  aus  dem  Grunde  für  gefährlich 
erklären  (dangerous  trades),  weil  ihm  der 
Betrieb,  die  Anlage,  die  Maschinen,  die 
Arbeitsarten  oder  das  Verfahren  solcher 
Fabriken  und  Werkstätten  gesundheitsge- 
fährlich oder  schädlich  oder  gefährlich  für 
Leib  oder  Leben  im  allgemeinen  oder  für 
einzelne  Personenklassen  erschienen  sind. 
Er  ist  dann  befugt,  nach  seinem  Ermessen 
den  besonderen  Umständen  entsprechende 
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Anordnungen  (Regulations)  zu  treffen,  u.  a. 
darf  er:  1.  die  Beschäftigung  aller  Personen 
oder  einzelner  Klassen  in  der  als  gefährlich 
erkannten  Beziehung  untersagen,  abändern 
oder  einschränken;  2.  die  Anwendung  eines 
Stoffes  oder  Verfahrens  untersagen,  ein- 
schränken oder  unter  Kontrolle  stellen; 
3.  die  für  irgendeine  Klasse  von  Fabriken 
oder  Werkstätten  in  dem  Gesetz  gegebenen 
Vorschriften  abändern  oder  ausdehnen. 

Bevor  jedoch  der  Staatssekretär  zu 
einem  solchen  Erlaß  schreitet,  soll  er  einen 
Entwurf  desselben  aufstellen  und  veröffent- 
lichen, damit  alle  beteiligten  Personen, 
seien  es  Unternehmer,  seien  es  Arbeiter, 
ihre  etwaigen  Einwände  dagegen  scliriftlich 
geltend  machen  können.  Wenn  der  Staats- 
sekretär solchen  Einreden  nicht  Folge  geben 
will,  so  soll  er  zunächst  eine  Erhebung 
durch  Sachverständige  anordnen,  die  öffent- 
lich zu  führen  ist  und  dem  Chefinspektor 
wie  auch  den  Beteiligten  Zutritt  gestattet. 
Die  Zeugen  können  unter  Eid  vernommen 
werden.  Wird  eine  V'erordnung  erlassen,  so 
gilt  sie  für  alle  Fabriken  und  Werkstätten, 
wo  die  als  gefährlich  bezeichneten  Umstände 
vorliegen;  sie  kann  auch  die  Inhaber  und 
Eigentümer  von  Mietsfabriken  und  Werk- 
stätten treffen.  Indessen  müssen  die  Ver- 
ordnungen sobald  als  möglich  beiden  Häusern 
des  Parlaments  vorgelegt  werden,  von  denen 
jedes  sie  innerhalb  40  Tagen  ganz  oder 
teilweise  außer  Kraft  setzen  kann. 

Die  Regelung  der  gefährlichen  Gewerbe 
hat  auf  Grund  der  Vorschriften  der  Novelle 
von  1891  begonnen  und  wurde  fortgesetzt 
nach  dem  FWA.  1901.  Die  weitgehendste 
Maßregel,  zu  der  sich  Großbritannien  ent- 
schloß, ist  das  Weißphosphorverbot, 
das  in  der  Zündholzindustrie  durch  G. 
V.  21./XII.  1908  und  durch  den  Beitritt 
zur  Berner  Konvention  am  28./XII.  1908 
erfolgte.  Maßregeln  zur  Desinfektion  milz- 
brandgefälirlicher  Stoffe  trifft  der  Anthrax 
Prevention  Act  1919.  Es  ist,  wie  in  diesen 
beiden  Fällen,  das  Ergebnis  internationaler 
Bescldüsse,  wenn  durch  Gesetz  betr.  besseren 
Schutz  der  Frauen  und  Jugendlichen  gegen 
Bleivergiftung  v.  23./XII.  1920  die  Beschäf- 
tigung von  Frauen  oder  Jugendlichen  bei 
einer  der  folgenden  Verrichtungen  ver- 
boten wurde:  Arbeit  an  einem  Ofen,  in  dem 
die  Reduktion  oder  Behandlung  von  Zink- 
oder Bleierzen  vor  sich  geht;  Verarbeitung, 
Behandlung  oder  Reduktion  bleihaltiger 
Aschen,  Entsilberung  des  Bleies  oder 
Schmelzen  von  Blei-  oder  Zinkabfällen; 
Herstellung  von  Lot  oder  Legierungen  mit 
einem  Bleigehalt  von  mehr  als  10%;  Her- 
stellung von  Bleioxyden,  -karbonaten,  -Sul- 
faten, -Chromaten,  -acetaten,  -nitraten  oder 
-Silikaten;  Mischen  oder  Einstreichen  der 
Füllmasse  bei  der  Herstellung  oder  Aus- 
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besserung  von  elektrischen  Akkumulatoren; 
Keinigen  der  Arbeitsräume,  in  denen  eine 
der  genannten  Arbeiten  ausgefülirt  wird. 

Die  Beschäftigung  von  Frauen  oder 
Jugendlichen  bei  anderen  Arbeiten,  bei  denen 
Bleiverbindungen  verwendet  werden,  ist 
verboten,  wenn  bei  diesen  Arbeiten  Staub 
oder  Dämpfe  von  Bleiverbindungen  entstehen 
oder  die  beschäftigten  Personen  während 
ilirer  Beschäftigung  mit  Bleiverbindungen 
bespritzt  werden  können,  es  sei  denn,  daß 
in  bezug  auf  sämtliche  beschäftigten  Frauen 
und  Jugendliche  die  gesetzlichen  Vor- 
schriften (Absaugevorrichtung,  ärztl.  Unter- 
suchung, Schutzkleider  usw.)  beobachtet 
werden. 

f)  Sondervorschriften  und  Ausdeh- 
nungen (FWA.  §§  87  bis  106).  Sonder- 
vorschriften bestehen  fürMietsfabriken, 
Naßspinnereien  und  Bäckereien.  Für 
die  Ausführung  des  Arbeiterschutzes  in  den 
Mietsfabriken  (bes.  in  den  oft  hygienisch 
rückständigen  Schleifereien  von  Sheffield, 
§  88)  ist  es  sehr  wichtig,  daß  hier  die 
Eigentümer  der  Mietsfabriken  an  Stelle 
der  Betriebsinhaber  für  die  Durchführung 
der  Gesundheits-  und  Sicherheitsmaßnahmen, 
für  den  Aushang  von  Bekanntmachungen 
u.  a.  verantwortlich  und  strafbar  gemacht 
sind.  Gleichfalls  den  Eigentümern,  zum 
Teil  daneben  noch  den  Inhabern,  sind  ferner 
besondere  Scliutzvorschriften  (Anl.  3  des 
Gesetzes)  auferlegt,  sofern  Schleiferei  von 
Stahlwaren  in  Mietsfabriken  vorgenommen 
wird.  Im  weiteren  werden  für  Naß-(Baum- 
woll-)spinnereien  genaue  Vorschriften 
über  Ventilation  und  Temperaturen  sowie 
Vorschriften  für  Bäckereien  (97  bis  102) 
einschließlich  der  zugehörigen  Schlafräume 
über  ihre  Reinhaltung  und  gesundheitlichen 
Verhältnisse  gegeben.  Bäckereien  dürfen 
(seit  l./I.  1904)  in  Kellerräumen,  d.  h. 
solchen,  die  mit  dem  Fußboden  mehr  als 
3  Fuß  unter  der  Straße  liegen,  nur  dann 
betrieben  werden,  wenn  das  Bezirksamt 
die  Räume  in  bezug  auf  Bau,  Licht,  Venti- 
lation und  sonst  tauglich  befunden  und  dies 
bescheinigt  hat. 

Ausdehnungen  der  FWA.  1901  sind 
erfolgt  auf  Docks,  Werften,  Kais,  Waren- 
magazine (warehouse),  ferner  auf  Bauten 
unter  Verwendung  mechanischer  lüaft  oder 
auf  gewisse  Bauten  von  über  30  Fuß  Höhe, 
endlich  auf  gewerbliche  Bahngleise,  die 
nicht  unter  das  Eisenbahngesetz  von  1900 
fallen.  AUe  diese  Betriebe  hat  man  gewissen 
Teilen  der  FWA.  unterstellt,  um  Schutz 
gegen  ihre  Betriebsgefahren  zu  gewähren. 
Bei  Bauten  über  30  Fuß  Höhe  handelt  es 
sich  um  die  Unfallanzeigen  und  Unter- 
suchungen; in  den  übrigen  Fällen  ist  die 
Anwendung  der  Vorschriften  über  gefähr- 
liche Betriebe,  über  die  Schließung  von 


Betrieben,  über  Unfälle  und  über  die  bezüg- 
lichen KontroUmaßnahmen  ausgesprochen. 

Die   Unterstellung   der  Wäschereien 
unter  die  FWA.s  beginnt  sehr  zögernd  mit 
der  Novelle  von  189ö,  ihr  Schutz  vande 
durch  den  FWA.  1901  erweitert,  ist  aber 
I  durch  G.  v.  28./VIII.  1907  (FWA.  1907) 
neu  geordnet  worden.     Danach  sind  die 
Wäschereien  in  das  Verzeichnis  der  Nicht- 
textUfabriken  undWerkstätten  aufgenommen, 
also  denselben  Vorschriften  wie  diese  unter- 
j  worfen,   doch   können  3  mal  wöchentlich 
Beginn  und  Schluß  auf  6  und  19  Uhr  gelegt 
werden,  oder  auf  7  und  20,  oder  8  und  21. 
Doch  darf  das  Wochentotale  HS  Stunden  nicht 
überschreiten.    Zugleich  erfaßt  das  Gesetz 
nicht  nur  das  eigentliche  Wäschereigewerbe, 
sondern  auch  derartige  Nebenbetriebe  und 
die  Anstaltswäschereien  (z.  B.  in  Ivlöstern  in 
Irland),  die  früher  frei  geblieben  waren.  Ab- 
gesehen von  der  Hauswäscherei  gilt  die  regel- 
i  mäßige  Arbeitszeit,  jedoch  ist  für  Arbeiterin- 
j  nen  (nicht  auch  für  Jugendliche)  eine  Ueber- 
'  stunde  gestattet  entweder  an  3  Wochentagen 
I  (nicht  Samstag),  60  Stunden  jährlich,  oder 
4  Tage  wöchentlich,  höchstens  60  Tage  im 
Jahre.    Zur  Verhütung  der  Nachteile  von 
Dampf,  Hitze  und  nassen  Fußböden  be- 
stehen besondere  Vorschriften. 

2.  Heimarbeit  (FWA.  §§  107  bis  145). 
Im  J.  1844  ergab  eine  Umfrage  des  Ge- 
werkvereins der  Schneider  von  London, 
daß  676  Menschen  im  Westend  in  92  Stüb- 
chen,  im  ,,domestic  s}'stem"  unter  „Schwitz- 
meistern" (swcaters)  arbeiteten.  Politische 
Verfolgungen  in  Osteuropa  vermehrten  ihre 
Zahl  bereits  1848,  bis  im  Ostende  Londons 
und  anderwärts  walire  Fremdenkolouien  der 
Unterentlohnung,  maßlos  ausgedehnter  Ar- 
beitszeit, des  Schmutzes,  der  Krankheiten, 
die  Brutstätten  des  „Schwitzsystems"  sich 
bildeten.  Die  ersten  Anfänge  der  Heim- 
arbeitspolitik mußten  sich  darauf  beschrän- 
ken, die  Anzeigepflicht  durchzuführen, 
und  darauf  gestützt,  Gesundheitspolizei  zu 
treiben.  Die  Arbeitgeber  (Inhaber  von  Fa- 
briken, Werkstätten,  Arbeitausgabestellen  so- 
wie die  Zwischenmeister)  in  den  vom  Staats- 
sekretär benannten  Beschäftigungsarten  (V. 
V.  23./V.  1907)  sind  verpflichtet,  Verzeichnisse 
der  von  ihnen  beschäftigten  Heimarbeiter 
(outworkers)  zu  führen  und  sie  zweimal  im 
Jahre  dem  Bezirksamt,  auf  Verlangen  auch 
den  Inspektoren,  mitzuteilen.  Die  Bezirks- 
ämter sollen  eine  Prüfung  der  Listen  veran- 
lassen. Sie  sind  befugt,  den  genannten  Arbeit- 
gebern eine  Mitteilung,  daß  eine  Arbeitsstätte 
gesundheitsschädlich  oder  gefährlich  sei, 
mit  der  Wirkung  zugehen  zu  lassen,  daß 
die  Arbeitgeber  einer  Strafe  verfallen,  wenn 
sie  dahin  nach  einem  Monat  noch  Arbeit 
ausgeben  und  das  Gericht  die  Gesund- 
heitswidrigkeit bestätigt.     Ferner  ist  die 
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Ausgabe  von  Kleidungsstücken  in  ein  Haus, 
wo  ein  Pocken-  oder  Scharlaclikranker  sich 
befindet,  strafbar,  sofern  nicht  der  Arbeit- 
geber beweist,  daß  er  von  der  Erkranliung 
nichts  wußte  und  billigerwcise  nichts  wissen 
konnte.  Endlich  können  die  Bezirksämter 
die  Ausgabe  gewisser,  vom  Staatssekretär 
zu  bestimmender  Arbeiten  (V.  v.  23./V. 
1907)  in  solche  Häuser  untersagen,  wo  ein 
Bewohner  an  einer  zur  Anzeige  verpflichten- 
den Krankheit  leidet.  Durch  diese  Vor- 
schriften und  infolge  der  ihnen  obliegenden 
Ausfülirung  der  Gesundheitsgesetze  ist  die 
Tätigkeit  der  ürtsbchörden  für  die  Uebcr- 
wachung  der  Heimarbeiter  von  größter 
Bedeutung.  Eine  Kontrolle  derselben  ist 
insofern  eingeführt,  als  ihre  ärztlichen  Be- 
amten zu  jährlichen  Berichten  an  den 
Staatssekretär  verpflichtet  sind  (FWA.  ^  132). 

Die  Ausdehnungen  des  §  116  FWA. 
betr.  Stückloh  nvorschriften  schließen  auch 
die  Heimarbeiter  ein.  Der  Kinderschutz 
ist,  soweit  es  sich  um  Familienbetriebe 
handelt,  durch  das  G.  v.  14./VIII.  1903  ge- 
regelt. 

Auf  Heimfabriken  und  Heimwerk- 
Btättcn  findet  der  FWA.  nur  mit  gewissen 
Einschränkungen  Anwendung.  Danach 
gelten  u.  a.  für  Jugendliche  und  Kinder 
bestimmte  Arbeitszeiten,  nicht  aber  für 
Arbeiterinnen  überhaupt,  die  allerdings  Sonn- 
tags nicht  beschäftigt  werden  dürfen.  Die 
Arbeitszeit  Jugendlicher  ist  in  die  Zeit  von 
6  bis  21  Uhr  mit  414  Stunden  Pause,  Sonn- 
abends zwischen  G  und  16  Uhr  mit  2 Vi  Stun- 
den Pause  zu  legen  (60  Stunden).  Kinder 
dürfen  nur  in  der  Vor-  oder  in  der  Nach- 
mittagsschicht, 6  bis  12,  oder  13  bis  20, 
Samstags  13  bis  16  Uhr  (nach  je  5  Stunden 

Stunde  Pause),  beschäftigt  werden.  Die 
Vorschriften  über  Feiertage,  Unfallanzeigen, 
Ventilation  u.  a.  haben  keine  Geltung.  (Vgl. 
Art.  „Hausindustrie"  V.  Bd.,  S.  203  ff.). 

3.  Lohnzahlung  und  Stücklohnvor- 
schriften. Von  den  Truckgesetzen  des  Ancien 
Regime  abgesehen  hat,  nach  einem  gewissen 
Rechtsschutz  für  Stücklohnvereinbarungen, 
die  Gesetzgebung  für  große  Arbeiterkatego- 
rien aus  verschiedenen  Motiven  das  Mindest- 
Inhnprinzip  wieder  in  Anwendung  gebracht. 
Wie  die  Mindest  lohne,  so  sind  im  Ausgang  des 
Mittelalters  Truckverbote  Mittel,  um  denVer- 
leger  in  der  Tuchexportindustrie  in  seinen 
händlerischen  Methoden  bei  der  Naturalent- 
lohnung  aus  seinem  Kramladen  etwas  einzu- 
schränken (1465).  Nach  dieser  plumpen  Be- 
nachteiligung hat  sich  aus  den  Gewohnheiten 
des  Bergbaues,  des  Handwerks,  der  Fabrik- 
disziplin etwas  Neues  entwickelt:  das  Abzugs- 
wesen für  iMirnituren  und  die  Bußen  für 
Ordnungswidrigkeit.  Das  Verlagssystem  hat 
bewirkt,  daß  z.  B.  Wirkrahmen  den  Arbeitern 
gegen  Zins  zur  Verfügung  gestellt  wurden  (fra- 


■  merents)  ;  derAbzug  dieses  Zinses  von  denLöh- 
,  nen  ist  als  Truck  30./VII.  1874  durch  Hosiery 
Manufacture  (Wages)  Act  verboten  worden. 
Die  geltenden  Truckgesetze  v.  15./X.  1831, 
16./1X.  1887,  14./V1II.  1896  enthalten 
folgende  Grundsätze:  erstens  Lohnverab- 
1  redungen  und  Lohnzahlungen  sollen  bei 
Vermeidung  der  Nichtigkeit  des  Vertrages 
oder  der  Zahlung  nur  in  gangbarer  Landes- 
niünze  erfolgen;  Verabredungen  sind  un- 
gültig, welche  die  Arbeiter  verpflichten 
sollen,  ihren  Lohnverdienst  an  bestimmten 
Orten  oder  in  bestimmter  Weise  auszu- 
geben. Der  Begriff  der  „Arbeiter",  auf  die 
die  Gesetze  Anwendung  finden,  ist  oft 
zweifelhaft,  obwohl  das  Gesetz  von  1887 
Tagelöhner,  landwirtschaftliche  Arbeiter, 
Gesellen,  Handwerker,  Bergleute  ausdrück- 
lich einbegreift.  Für  Ladengehilfen  gelten 
jedenfalls  die  Vorschriften  über  Geld- 
strafen nach  dem  Gesetz  von  1896.  Von 
diesen  Hegeln  gelten  Ausnahmen.  Unter 
der  Voraussetzung  eines  schriftlichen  Ver- 
tragsabschlusses kann  ein  ,, billiger  und  ver- 
1  nünftiger"  Lohnabzug  für  Arzneilieferung, 
'  ärztliche  Pflege,  Brenn-,  Rohmaterial,  Werk- 
zeuge, Geräte  der  Bergleute,  Heu,  Korn, 
Viehfutter,  für  die  unter  dem  Dach  des 
Arbeitgebers  gebotene  Kost  vorgenommen 
werden.  Gestattet  sind  ferner  Abzüge  für 
[  Hilfs-  oder  Sparkassenbeiträge  und  für 
Schulbeiträge,  für  das  Schleifen  und  Repa- 
rieren des  Werkzeugs.  Der  Vertrag  muß 
entweder  vom  Arbeiter  unterzeichnet  sein, 
oder  auf  einem  Aushang  an  einer  leicht  zu- 
gänglichen, sichtbaren  Stelle  sich  befinden. 
Geldstrafen  dürfen  nur  für  solche  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  festgesetzt 
werden,  die  in  der  Vereinbarung  genau 
bezeichnet  worden  sind  und  geeignet  sind, 
dem  Arbeitgeber  Schaden,  Verlust  oder 
Betriebsstörungen  zu  verursachen;  die  Ab- 
züge sollen  nicht  den  Betrag  des  wirklichen 
;  oder  geschätzten  Schadens  oder  Verlustes 
übersteigen;  die  Ansprüche  für  Matcrial- 
benutzung  usw.  sollen  nach  Maßgabe  der 
Selbstkosten  berechnet  werden.  Es  ist 
ferner  zur  Bedingung  gemacht,  daß  Arbeit- 
geber, welche  eine  Forderung  erheben, 
dem  Arbeiter  eine  genaue  schriftliche 
Mitteilung  über  den  Grund  und  Betrag 
derselben  verabfolgen,  daß  sie  also  z.  B. 
die  Handlungen  oder  Unterlassungen  schrift- 
lich bezeichnen  müssen,  wegen  deren  eine 
Geldstrafe  verwirkt  sein  soll. 

Als  strafbare  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  Truckgesetze  gelten  nicht  nur  gesetz- 
widrige Abzüge  und  Zahlungen,  sondern 
schon  gesetzwidrige  Verträge.  Die  Arbeiter 
können  gesetzwidrig  gezahlte  oder  abge- 
zogene Beträge  noch  binnen  6  Monaten 
zurückfordern,  jedoch  in  dem  Fall,  daß  sie 
zugestimmt  haben,  nur  den  etwa  über  das 
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billige  Maß  hinausgehenden  Betrag.  Um 
dem  Gesetz  Geltung  zu  verschaffen,  ist  auf 
die  Möglichkeit  einer  Kontrolle  besonders 
Bedacht  genommen:  dadurch,  daß  die  Ver- 
träge und  Mitteüungen  schriftlich  gemacht 
werden  müssen,  ferner  dadurch,  daß  die 
Arbeitgeber  zur  Führung  von  Kegistern 
verpflichtet  sind,  in  die  sie  jeden  Fall  einer 
Zahlung  oder  eines  Abzuges  eintragen  müssen. 
Sowolü  in  diese  Register  als  auch  in  die 
scliriftlichen  Verträge  dürfen  die  Inspektoren, 
denen  die  Ueberwachung  des  Gesetzes  (ein- 
schließlich der  Heimarbeit)  übertragen  ist, 
jederzeit  Einsicht  nehmen.  Geltungsgebiet 
der  Truckgcsetze  ist  jede  manuelle  Erwerbs- 
arbeit (auch  der  Handelsangestellten),  Dienst- 
boten ausgenommen.  Landwirtschaftlichen 
Arbeitern  dürfen  Nahrung,  nichtberauscheude 
Getränke,  ein  Haus  neben  dem  Geldlohn 
überlassen  werden,  sonst  unterliegen  sie 
dem  Gesetze  (1883/84).  Von  der  Wirksam- 
keit der  Truckgcsetze  von  1896  sind  durch 
V.  V.  3./III.  1897  die  Baumwollwebereien 
in  Lancashire,  Cheshire,  Derbyshire  und  des 
West  Riding  von  Yorkshire  ausgenommen. 
Zu  vgl.  Report  of  Depart.  Committee  of 
the  Truct  Acts  1908;  der  Minderheitsbericht 
befürwortete  völliges  Verbot  des  Logis- 
zwanges. 

Von  den  besonderen  Gesetzen  ist  hervor- 
zuheben das  Kohlenbergwerksgesetz  von 
1887  (§§  10  bis  15)  nebst  Zusatzgesetzen  von 
1894  und  1905.  Es  sclireibt  vor,  daß  in  den 
Fällen,  in  denen  die  Höhe  des  Lohnes  nach 
der  geförderten  Menge  berechnet  wird,  das 
Gewicht  zugrunde  zu  legen  ist,  und  gibt 
den  Arbeitern  das  Recht,  einen  Wiege- 
kontrolleur (check  weigher)  nebst  Stell- 
vertreter anzustellen,  um  die  Richtigkeit 
des  Wiegens  und  der  Abzüge  zu  übersvachen. 

Bezüglich  der  Lohnzahlungen  an  See- 
leute enthalten  die  Merchants  Shippmg 
Acts  1894  bis  1911  auch  solche  Vorschriften. 
Ein  G.  V.  16./X11.  1911  ermöglicht  den  beim 
Stauen  oderLö  sehen  von  Schiffsladungen 
oder  beim  Kohlentrimmen  beschäftigten 
Hafenarbeitern,  ilire  Lohnforderungen  in 
wirksamer  Weise  geltend  zu  machen.  Diese 
Möglichkeit  fehlte  bisher  gegenüber  auslän- 
dischen Schiffseigentümern  oder  Schlffs- 
charterern.  Die  Stauer  und  Trimmer  galten 
nicht  als  Seeleute  und  besaßen  infolgedessen 
das  Seerückbehaltungsrecht  („maritime 
lien")  nicht.  Nach  dem  neuen  Gesetz  kann 
nunmehr  jeder  Stauer  oder  Trimmer  für 
Beinen  Lohnanspruch  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  einen  Arrestbefehl  gegen  das 
Schiff  des  Schuldners  erwirken.  Auf  Grund 
eines  derartigen  richterlichen  Arrestbefehls 
kann  jeder  Zollbeamte  das  betreffende 
Schiff  so  lange  festhalten,  bis  der  Anspruch 
befriedigt  oder,  falls  es  der  Schuldner  zum 
Prozesse   kommen   läßt,    eine  genügende 


Sicherheit  hinterlegt  wird;  Lät  mit  der 
Möglichkeit  zu  rechnen,  daß  das  Schiff 
den  richterlichen  Entscheid  nicht  abzuwarten 
beabsichtigt,  so  kann  das  Handelsministerium 
(Board  of  Trade)  seine  Festhaltung  verfügen. 
Lohnforderungen  genießen  nach  dem  Kon- 
kursgesetz von  1911  im  Falle  eines  Bankerotts 
ein  Vorzugsrecht,  ebenso  Versicherungs- 
beiträge und  fällige  Renten. 

Die  Stücklohnvorschriften  (Parti- 
culars)  beginnen  in  der  Novelle  von  1891, 
damals  veranlaßt  durch  die  Klagen  der 
Textilarbeiter  über  Lohnverkürzungen  durch 
falsche  Berechnung  ihrer  Stückarbeit. 
Mit  der  Novelle  von  1895  geschah  ein  be- 
deutender Schritt  weiter,  indem  genauere 
Vorschriften  für  alle  Stückarbeiter  in  der 
Textilindustrie  gegeben  vrurden  und  zugleich 
dem  Staatssekretär  die  Befugnis  erteilt 
wurde,  diese  Vorschriften  auch  auf  andere 
Arten  von  Fabriken  und  Werkstätten  aus- 
zudehnen. Demgemäß  bestehen  solche 
Lolmvorschriften  bei  der  Herstellung  ge- 
wisser Eisenwaren  (Wagen,  Ketten,  Anker, 
Schlösser,  Drücker,  Schlüssel,  1902)  und 
gewisser  Konfektionsartikel  (Taschentücher, 
Schürzen,  Blusen  1898),  ferner,  bei  der 
Filzhutfabrikation,  1903,  und  Großschneiderei 
(1900),  endlich  bei  der  Federfabrikation, 
Schuh-,  Schirm-,  Kunstblumen-  und  10 
weiteren  Industrien,  1907.  Der  FWA.  1901 
war  noch  weiter  gegangen  und  erweiterte 
das  Geltungsgebiet  auf  die  Heimarbeiter. 

Es  handelt  sich  bei  den  „Particulars" 
darum,  daß  der  Arbeitgeber  (Betriebs- 
inhaber, Zwischenmeister)  jeden  Stück- 
arbeiter in  den  Stand  setzen  muß,  den 
Gesamtbetrag  des  Lohnes,  der  ihm  für  seine 
Arbeit  zukommt,  berechnen  zu  können; 
j  der  Arbeitgeber  hat  daher  die  Angaben 
!  sowohl  über  die  Lohnsätze  als  auch  über 
die  zu  verrichtende  Arbeit  genau  bekannt- 
zugeben. Hierzu  sind  nähere  Anweisungen 
für  die  Textilindustrie  im  Gesetz  selbst, 
für  die  NichttextUindustrien,  auf  die  der 
Staatssekretär  die  Vorschriften  ausdehnen 
kann,  in  den  bezüglichen  Verordnungen  er- 
teilt worden.  In  der  Kegel  soll  die  Bekannt- 
machung schriftlich  bei  Ausgabe  der  Arbeit 
an  jeden  Stücklohnarbeiter,  oder  in  dem 
Betriebsraum  durch  Aushang  erfolgen;  in 
manchen  Textilindustrien  (WoU-  und  Baum- 
wollwaren) wird  beides  verlangt.  Buchstaben- 
symbole sind  untersagt.  Automatische  Meß- 
apparate, Gewichte  und  Maße  unterliegen 
der  Maß-  und  Gewichtsinspektion.  Zu- 
widerhandlungen der  Arbeitgeber  sind  mit 
Strafen  bis  zu  10  £  bedroht,  andererseits 
ebenso  der  Verrat  von  Geschäftsgeheimnissen 
durch  die  Arbeiter.  Bis  1913  waren  31  In- 
dustrien der  Stücklohnklausel  unterworfen. 

4.  Gewerkämter  (Trade  Boards)  in 
unterentlohnten  Gewerben.  Mindestlöhne 
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im  Kohlenbergbau,  in  der  Landwirtschaft. 
Weit  hinaus  über  das  Maß  einer  rein  wirt- 
schaftlichen Reform  ging  die  Einführung 
des  Mindestlohnprinzips  durch  staatliche 
Vollmacht.  Dies  ist  zunächst  für  die  unter- 
entlohnten Gewerbe,  die  swcated  In- 
dustries erfolgt  (nicht  nur  in  der  Heimarbeit, 
wie  oft  fälschlich  auf  dem  Fcstlande  ange- 
nommen). Die  Entstehung  dieser  Einrichtung 
vollzog  sich  in  folgender  Weise:  In  Au- 
stralien gab  es  seit  1895  paritätische 
Kommissionen  und  Schiedsgerichte  zur 
Verhütung  der  Unterentlohnung.  Nach 
diesem  Vorbilde  hatte  seit  1898  das  Parla- 
mentsmitglied Sir  Charles  Düke  unab- 
lässig Entwürfe  von  Mindestlohngesetzen 
vorgelegt.  Aber  erst  1906  gelang  es,  unter 
dem  Einflüsse  der  Londoner  Heimarbeits- 
ausstcllung  (die  der  ücrlincr  Ausstellung 
nachgebildet  war)  eine  Liga  zur  Bekämpfung 
des  Schwitzsystems  zu  begründen.  Sie 
berief  im  September  1906  eine  große,  von 
allen  Gewerk vereinen  Englands  beschickte 
Konferenz  nach  London,  in  welcher  alle 
Seiten  des  Problems  der  Unfercntlohnung  be- 1 
sprochen  wurden.  Die  Regierung  entschloß 
sich  nunmelir,  einen  E.xperten  E.  Aves  zur 
Untersuchung  der  Wirkungen  der  Mindest- 
löhne nach  Australien  abzusenden,  und  das 
Unterhaus  wählte  einen  eigenen  Heimarbeits- 
ausschuß, der  i.  J.  1908  unter  dem  Vorsitz 
Sir  Thomas  Whittakers  tagte  und  Zeugen 
aus  allen  bedeutenden  Heimarbeitszweigen 
Englands  und  Irlands  einvernahm.  Die  we- 
sentlichen Ergebnisse  dieser  Enquete  (Report 
no.  246,  1908)  bestanden  in  der  Feststellung 
des  fortgesetzten  Sinkens  der  Lohnsätze 
in  der  Heimarbeit.  Von  1904  bis  1908  ist 
z.  B.  der  Preis  der  Uniformen  für  das  I'ost- 
departement  von  15  auf  10  Schilling  ge- 
sunken, für  die  Polizei  von  Vs  'i"f  '  « 
Schilling.  In  Birmingham  fand  man  Kinder 
von  3  Jahren,  die  regelmäßig  bei  der  Häkchen- 
fabrikation beschäftigt  wurden.  Unter 
solchen  Umständen  hat  im  Februar  1908 
der  Heimarbeitsaupschuß  beschlossen,  die 
Regierung  aufzufordern,  eine  Gesetzgebung  i 
über  Mindestlohnsätze  in  der  Heimarbeit 
einzuführen,  die  ebenso  gerechtfertigt  sei, 
wie  jene,  die  bereits  in  den  Fabriken  ein 
Mindestmaß  von  Gesundheit,  Reinlichkeit, 
Lüftung  und  von  Arbeitsruhe  festsetzt. 
Diese  Gesetzgebung  solle  vorerst  versuchs- 
weise vorgehen  und  nur  die  Ketten-,  die 
Schachtelerzeugung,  die  Konfektion  und  die 
Spitzenanfertigung  umfassen.  Die  Lohn- 
bestimmung soll  sowohl  Zeit-  als  Stücklöhne 
betreffen,  die  Unterbietung  der  Mindest- 
löhne soll  bestraft  werden. 

Am  21./II.  1908  beschloß  ein  einstimmiges 
Votum  aller  Parteien  des  englischen  Unter- 
hauses, der  Liberalen,  der  irischen  Nationa- 
listen, der  Konservativen  und  der  Arbeiter- 


partei, die  Einführung  dieser  Grundsätze. 
In  seiner  Thronrede  erklärte  hierauf  der 
König,  daß  seine  Regierung  beauftragt  sei,  ein 
Gcwerkamtsgesetz  für  die  Unterentlohnung 
dem  Unterhause  vorzulegen.  Dieser  Entwurf 
passierte  am  16./VII.  1909  die  dritte  Lesung 
ohne  jede  Abstimmung. 

Das  GewcrkämterG.  v.  20./X.  1909,  das  am 
l./I.  1910  in  Kraft  trat,  ermächtigt  das 
Handclsamt,  OcwerkUmter  in  folgenden  Ge- 
werbezweigen zu  errichten,  auf  die  das  Ge- 
sotz Anwendung  findet:  Konfektions-  und 
Großmaßschneiderci,  sowie  jeder  andere  Zweig 
der  Schneiderei,  in  dem  nach  der  An- 
schauung des  Handelsamtcs  die  Betriebsform 
der  in  der  Großschnciderei  vorherrschenden  im 
allgemeinen  analog  ist.  Erzeugung  von  Schachteln 
oder  Schachtelteilen,  die  völlig  oder  teilweise 
aus  Papier,  Pappe,  Span  oder  ähnlichem  Stoffe 
verfertigt  werden.  Ausrüstung  von  Maschinen- 
spitzen und  -netzen  und  Ausbesserungs-  oder 
Slopfarbeitcn  bei  der  Spitzenvorhangausrüsf erci. 
Erzeugung  von  gehämmerten  und  mit  der  Talge 
oder  dem  Gesenkfallhammer  hergestellten  Ketten. 

Alle  Arbeiter  dieser  Gewerbe,  gleichviel  ob 
sie  in  Fabriken  oder  Werkstätten  oder  in  ihren 
Wohnungen  beschäftigt  sind,  fallen  unter  die 
Wirksamkeit  des  Gesetzes. 

Der  Hauptzweck,  zu  dem  die  Gewerkämtor 
errichtet  werden,  besteht  in  der  Festsetzung  von 
M indest loh nen,  d.  h.  Lohnsätzen,  die  nach 
der  Ansicht  des  Gcweikamtes  die  niedrigsten  sind, 
welche  Arbeitern  des  Gewerbes  und  Bezirkes, 
für  den  die  Löhne  festgesetzt  werden,  noch  ge- 
zahlt werden  sollten.  Doch  können  von  jedem 
Regierungsdepartement  andere  auf  die  indu- 
strielle Lage  des  betreffenden  Gewerbes  bezüg- 
liche Angelegenheiten  dem  Gewerkamt  zur  Be- 
richterstattung überwiesen  werden. 

Das  Gesetz  enthält  1.  Bestimmungen,  welche 
es  ermöglichen,  ein  Gewerbe,  auf  das  es  Anwen- 
dung findet,  seiner  Wirksamkeit  zu  entziehen, 
wenn  die  Arbeitsbedingungen  sich  so  geändert 
haben,  daß  sich  seine  Anwendung  als  unnötig 
erweist,  und  2.  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  auf 
ein  neues  Gewerbe  auszudehnen,  ,,wenn  der  in 
irgendeinem  Zweig  des  Gewerbes  vorherrschende 
Lohnsatz  ausnehmend  niedrig  ist  im  Vergleich 
zum  Lohnsatz  in  anderen  Beschäftigungsarten 
und  die  übrigen  Verhältnisse  des  Gewerbes  derart 
sind,  daß  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  das 
betreffende  Gewerbe  angezeigt  scheint".  In 
beiden  Fällen  wird  im  Wege  eines  provi.sorischen 
Erlasses  (Provisional  Order)  verfahren,  den  das 
Handelsamt  erläßt  und  dem  Parlamente  zur 
Genehmigung  unterbreitet.  Dieses  Verfahren 
gestattet  die  Einreicbung  von  Beschwerden  gegen 
den  in  Aussicht  genommenen  provisorischen 
Erlaß,  die  sodann  einem  Ausschuß  eines  oder 
beider  Häuser  des  Parlaments  zu  überweisen 
sind,  in  welchem  sich  die  Parteien  durch  Rechts- 
beistände können  vertreten  lassen. 

Jedes  Gewerkamt  bilden  drei  Kategorien  von 
Personen:  „Ernannte  Mitglieder",  d.  h.  Personen, 
die  vom  Handelsamte  ernannt  werden;  Mit- 
glieder, welche  die  Arbeitgeber,  und  Mitglieder, 
welche  die  Arbeiter  vertreten,  die  beiden  letzteren 
in  gleicher  Zahl.  Die  Anzahl  der  ernannten  Mit- 
glieder ist  kleiner  als  diejenige  der  Mitglieder, 
welche  jede  Partei  vertreten.     Frauen  sind 
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ebensowohl  als  Mitglieder  von  Gewerkämtern 
wählbar  wie  Männer;  handelt  es  sich  um  ein 
Gewerkamt  für  ein  Gewerbe,  in  dem  Frauen  in 
weiterem  Umfange  beschäftigt  werden,  so  muß 
wenigstens  eines  der  ernannten  Mitglieder  des 
Amtes  eine  Frau  sein. 

Die  Ernennung  des  Vorsitzenden  aus  den 
Reihen  der  Mitglieder  des  Gewerkamtes  vollzieht 
das  Handelsamt. 

Die  ernannten  Mitglieder  sind  nicht  ständige 
Beamte  des  Handelsamtes,  sondern  Personen  von 
gewissem  Ansehen,  die  in  keinerlei  Beziehung 
zu  den  betreffenden  Gewerbezweigen  stehen 
dürfen  (z.  B.  Vorstandsmitglieder  der  Anti- 
Sweating-League).  Abgesehen  von  ihrem  Ob- 
manne,  nimmt  ihre  Arbeit  in  den  Gewerk- 
ämtern nur  einen  kleinen  Teil  ihrer  Zeit 
in  Anspruch.  Für  ihre  Anwesenheit  an  den 
Gewerkamtssitzungen  erhalten  sie  Sitzungs- 
gelder. Die  Kettenschmiederei  wurde  als  erste 
Industrie  ausgewählt,  in  der  ein  Gewerkamt  er- 
richtet werden  soll.  Diese  Industrie  wird  bei- 
nahe ausschließlich  in  einem  kleinen  und  deut- 
lich umgrenzten  Gebiet  der  Midlands  betrieben; 
es  war  daher  möglich,  das  Amt  aus  wenigen  Per- 
sonen zu  bilden.  Dementsprechend  erließ  das 
Handelsamt  Vorschriften,  in  denen  verfügt 
wurde,  daß  dieses  erste  Gewerkamt  aus  6  Ar- 
beitgebervertretern, 6  Arbeitervertretern  (2  in 
Frauenversammlungen  und  4  in  Männerver- 
sammlungen gewählt)  und  3  vom  Handels- 
amte ernannten  Personen  bestehen  soll.  Schon 
im  ersten  Jahre  seines  Bestandes  hat  das 
Kettengewerkamt,  nachdem  eine  dreimonat- 
liche Frist  zur  Entgegennahme  und  Anhörung 
von  Beschwerden  gewährt  worden  war,  endgültig 
Mindestzeitlohnsätze  und  gewisse  allgemeine 
Mindeststücklohnsätze  für  die  Erzeugung  ge- 
hämmerter Ketten  festgesetzt.  Ihre  Erzeugung 
erfolgt  zumeist  in  kleinen  Werkstätten,  zu  einem 
großen  Teil  auch  in  Werkstätten  oder  Anbauten, 
die  an  der  Wohnung  des  Arbeiters  angebracht 
sind.  Oft  arbeiten  ganze  Familien  zusammen, 
einschließlich  der  Kinder,  die  häufig  schon  in 
frühester  Jugend  das  Gewerbe  erlernen.  Viele 
der  in  dem  Gewerbe  beschäftigten  Frauen  ar- 
beiten lediglich  um  eine  Zulage  zu  dem  Verdienst 
ihres  Gatten  oder  ihres  Vaters  zu  erwerben,  nicht 
in  der  Absicht,  ilu'en  selbständigen  Lebensunter- 
halt zu  gewinnen.  Diese  Frauen  führen  ihre  Ar- 
beit oft  neben  ihren  Haushaltungsobliegen- 
heiten aus. 

Das  zweite  Gewerkamt,  das  errichtet  werden 
sollte,  war  das  Papierschachtelgewerkamt,  wel- 
ches sich  mit  der  „Herstellung  von  Schachteln 
oder  Schachtelteilen,  die  völlig  oder  teilweise  aus 
Papier,  Pappe  oder  ähnlichem  Stoffe  verfertigt 
werden",  befassen  sollte.  Dieses  Gewerbe  ist 
weit  über  das  ganze  Land  verstreut,  es  war 
deshalb  notwendig,  das  Amt  größer  zu  gestalten 
als  für  das  Kettengewerbe.  Eines  der  Ergebnisse 
des  Gesetzes  ist  einstweilen  die  Förderung  der 
Organisation  in  den  beteiligten  Gewerben  ge- 
wesen. 

Ferner  hat  das  Handelsamt  Vorschriften  für 
die  Errichtung  eines  Gewerkamtes  für  gewisse 
Zweige  des  Schneidergewerbes  erlassen.  Das 
Amt  hatte  in  erster  Linie  sich  mit  „demjenigen 
Zweige  der  Konfektion  und  Großmaßschneiderei 
in  Großbritannien  zu  befassen,  der  sich  mit  der 
Anfertigung  von  Männer-  und  Knabenkleidern 


beschäftigt";  doch  blieb  dem  Handelsamt  aus- 
drücklich die  Befugnis  vorbehalten,  die  Funk- 
tionen des  Gewerkamtes  auszudehnen  und  seiner 
Wirksamkeit  jeden  anderen  Zweig  der  Schneiderei 
zu  unterstellen,  in  dem  nach  der  Anschauung  des 
Handelsamtes  die  Betriebsform  der  in  der  Groß- 
schneiderei vorherrschenden  im  allgemeinen  ana- 
log ist.  Die  die  Parteien  vertretenden  Mitglieder 
sollen  aus  lOArbeitgebervertretern,  welche  als  Fa- 
brikinhaber und  nicht  gewöhnlich  als  Zwischen- 
meister tätig  sind,  aus  3  Vertretern  der  übrigen 
Arbeitgeber  und  aus  18  Arbeitervertretern  be- 
stehen. Sämtliche  die  Parteien  vertretenden 
Mitglieder  wurden  vom  Handelsamt  auf  Grund 
von  Vorschlägen  der  Angehörigen  der  entspre- 
chenden Kategorien,  die  vertreten  werden  sollen, 
gewählt. 

Das  Gewerkämtergesetz  sieht  auch  die  Er- 
richtung von  Bezirksgewerkausschüssen 
durch  das  Gewerkamt  vor,  deren  Hauptaufgabe 
darin  bestehen  soll,  dem  Gewerkamt  die  Mindest- 
zeitlohnsätze und  nach  Gutfinden  die  allgemeinen 
Mindeststücklohnsätze,  die  auf  das  Gewerbe  in 
den  bezüglichen  Gebieten  für  anwendbar  ge- 
halten werden,  vorzuschlagen.  Die  Errichtung 
von  Bezirksgewerkausschüssen  durch  ein  Ge- 
werkamt muß  gemäß  den  Vorschriften  des  Han- 
delsamts erfolgen.  Solche  Vorschriften  sind  am 
22./VII.  1910  erlassen  worden;  nach  Maßgabe 
des  Gewerkämtergesetzes  bestimmen  diese  Vor- 
schriften, daß  die  Bezirksgewerkausschüsse  aus 
drei  Kategorien  von  Mitgliedern  bestehen  sollen: 
Mitgliedern,  die  vom  Handelsamt  ernannt 
werden;  Mitgliedern  des  Gewerkamtes,  die  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  in  gleichem  Verhältnis  ver- 
treten; Vertretern  der  ortsansässigen  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  in  gleichem  Verhältnis. 

Die  Mindestlohnsätze  werden  vom  Gewerk- 
amt festgesetzt;  falls  jedoch  Bezirksgewerkaus- 
schüsse bestehen,  darf  ein  Lohnsatz  erst  dann 
festgesetzt,  abgeändert  oder  aufgehoben  werden, 
wenn  dem  Bezirksausschuß  für  das  Gebiet,  auf 
welches  der  Lohnsatz  Anwendung  findet,  Ge- 
legenheit zur  Prüfung  der  Sache  und  zur  Ein- 
reichung von  Vorschlägen  gegeben  worden  ist. 
Wenn  solche  Ausschüsse  bestehen,  so  ist  ihre 
Aufgabe.  Mindestlohnsätze  für  ihr  Gebiet  vor- 
zuschlagen; hierdurch  soll  erreicht  werden, 
daß  die  von  den  verschiedenen  Ausschüssen  vor- 
geschlagenen Lohnsätze  in  allen  ihren  Zusam- 
menhängen vom  Gewerkamt  geprüft  und  dann 
erst  die  verschiedenen  örtlichen  Lohnsätze  fest- 
gesetzt werden. 

Bevor  das  Lohnamt  einen  Mindestlohnsatz 
festsetzt,  hat  es  den  in  Aussicht  genommenen 
Satz  bekanntzumachen  und  alle  Einsprachen, 
zu  prüfen,  die  ihm  binnen  drei  Monaten  vorgelegt 
werden.  Ist  der  Lohnsatz  festgesetzt,  so  muß 
er  vom  Gewerkamt  den  beteiligten  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  zur  Kenntnis  gebracht  werden. 

Der  derart  festgesetzte  Lohnsatz  hat  unver- 
züglich beschränkte  Wirkung  (limited  Opera- 
tion) in  folgendem  Sinne: 

a)  Die  Arbeitgeber  haben  einen  Lohn  min- 
destens in  der  Höhe  des  Mindestsatzes  zu  zahlen, 
wofern  nicht  eine  schriftliche  Vereinbarung  vor- 
liegt, derzufolge  sich  der  Arbeiter  auch  mit 
weniger  zufrieden  erklärt.  Wird  weniger  als  der 
Mindestsatz  bezahlt  und  besteht  keine  solche 
Vereinbarung,  so  kann  der  Arbeitgeber  auf  Zah- 
lung des  Mindestsatzes  wie  auf  einer  Schuld  bo- 
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langt  werden  (ohne  jedoch  einerBuße  zu  verfallen),  i 
b)  Arbeitgeber  erhalten  nur  dann  Lieferungen 
seitens  eines  Regierungsdepartements  oder  einer 
Ortsbehördc  zugeschlagen,  wenn  sie  dem  Ge- 
werkamt mitgeteilt  haben,  daß  sie  gewillt  sind, 
sich  dem  festgesetzten  Lohnsatze  zu  unterwerfen 
und  sich  dieselbe  Buße  für  Untcrentlohnung  auf- 
erlegen zu  lassen,  wie  wenn  der  Lohnsatz  obli- 
gatorisch gewesen  wäre  (siehe  unten). 

Die  obengenannte  beschränkteWirkung  dauert 
fort,  bis  das  Handelsamt  im  Wege  einer  Verfügung 
den  Lohnsatz  für  obligatorisch  erklärt.  Diese 
Verfügung  des  Handelsamtes  muß  sechs 
Monate,  nachdem  vom  Oewerkamt  der  fest- 
gesetzte Lohnsatz  zur  Kenntnis  der  Interessenten 
gebracht  worden  ist,  erlassen  werden,  wofern  nicht 
das  Ilandelsamt  eine  Zwangsvollzugsverfügung 
für  verfrüht  oder  sonstwie  unerwünscnt  erachtet. 
In  diesem  Falle  wird  die  Zwangswirkung  des 
Lohnsatzes  aufgeschoben.  Doch  kann  nach  sechs 
Monaten  das  ücwerkamt  beim  Ilandelsamt  um 
eine  Zwangsvollzugsverfügung  einkommen. 

Das  t;esctz  schreibt  vor,  daß  die  Gewerk- 
ämter Mindestzeitlohnsätze  für  ihr  Gewerbe  fest- 
setzen sollen;  es  verleiht  ihnen  auch  die  Befugnis, 
allgemeine  Mindeststücklohns  ätze  zu 
fixieren;  diese  Lohnsätze,  gleichviel  ob  für  Zeit- 
oder .Stückarbeit,  können  so  festgesetzt  werden, 
daß  sie  sich  auf  das  ganze  Gewerbe  oder  ein  be- 
sonderes Verfahren  oder  eine  besondere  Kategorie 
von  Arbeitern  oder  ein  besonderes  Gebiet  be- 
zichen. 

Erforderlichenfalls  kann  ein  Gewerkamt  nach 
gehöriger  Bekanntmachung  die  derart  festgesetz- 
ten Lohnsätze  aufheben  oder  abändern;  auf  An- 
weisung des  Handelsamtcs  hat  es  jeden  Lohn- 
satz neuerdings  zu  prüfen. 

Den  Arbeitgebern  steht  frei,  sich  mit  ihren 
Arbeitern  darüber  zu  vcrstUndieen,  ob  sie  nach 
Stück  oder  nach  der  Zeit  bezalilt  sein  wollen; 
werden  die  Arbeiter  für  Verrichtung  von  Arbeit, 
für  welche  ein  Mindestzeitlohnsatz,  jedoch  kein 
allgemeiner  Mindeststücklohnsatz  festgesetzt 
worden  ist,  nach  Stück  bezahlt,  so  stehen  dem 
Arbeitgeber  zwei  Wege  offen: 

a)  Er  kann  selbst  den  Stücklohnsatz  bestim- 
men; in  diesem  Falle  muß  er  imstande  sein,  auf 
eine  entsprechende  Aufforderung  hin  nachzu- 
weisen, daß  sein  Lohnsatz  einem  ordentlichen  ] 
Arbeiter  unter  denselbenVerhältnissen  wenigstens 
ebensoviel  abwerfen  würde,  wie  der  vom  Gework- 
amt festgesetzte  Zeitlohnsatz  (wobei  er  nicht 
nachzuweisen  braucht,  daß  der  von  ihm  fest- 
gesetzte Stücklohnsatz  jedem,  auch  dem  lang- 
samsten und  unfähigsten  Arbeiter  den  gleichen 
Geldbetrag  abwirft,  den  der  Mindestzeitlohnsatz 
abwerfen  würde);  oder  b)  er  kann,  wenn  er  dies 
vorzieht,  beim  Geworkamt  um  Festsetzung  eines 
besonderen  Mindcststücklohnsatzes  für  die  Per- 
sonen, die  er  beschäftigt,  einkommen.  Derlei 
besondere  Stücklohnsätze  werden  in  praxi  all- 
gemein von  einem  ständigen  Unterausschuß  be- 
stimmt. 

Das  Gewerkamt  kann  auf  Ansuchen  des 
Arbeitgebers  jeden  besonderen  Mindeststück- 
lohnsatz aufheben  oder  abändern;  dasselbe  kann 
geschehen  ohne  ein  solches  Gesuch,  wofern  das 
Gewerkamt  dem  Arbeitgeber  mindestens  einen 
Monat  zuvor  seine  Absicht  bekanntgibt. 

Ist  ein  Mindestlohnsatz  durch  Verfügung 
des  Handelsamtes  für  obligatorisch  erklärt  wor- 


I  den.  so  ist  jede  Vereinbarung  über  die  Zahlung 
eines  Lohnes  von  geringerem  Betrage  als  dem 
Mindestsatz  ungültig;  jeder  Arbeitgeber,  der 
Löhne  von  geringerem  Betrage  als  dem  Mindest- 
satz (alle  Abzüge  abgerechnet)  zahlt,  verfällt 
einer  Buße  bis  zu  20  £. 

Wird  jedoch  dem  Gewerkamt  nachgewiesen, 
daß  ein  Arbeiter  infolge  Gebrechlichkeit  oder 
Körperverletzung  den  Mindestzeitlohn  nicht  ver- 
dienen und  auch  nicht  in  geeigneter  Weise  auf 
Stückarbeit  gesetzt  werden  kann,  so  kann  es 
dem  Arbeiter  eine  Bewilligung  erteilen,  die 
gestattet,  ihn  unter  besonderen  Bedingungen 
zu  beschäftigen,  und  seine  Beschäftigung  der 
W'irkung  des  Gesetzes  für  so  lange  entzieht,  bis 
die  vom  Gewerkamt  bei  der  Erteilung  der  Be- 
willigung vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt 
werden. 

Das  Handelsamt  ernennt  Beamte  zur  Unter- 
suchung von  Beschwerden  und  zu  anderweitiger 
Sicherung  eines  gehörigen  Vollzugs  des  Gesetzes. 

Diese  Gewerkaratsinspektoren  sind  be- 
fugt, Fabriken,  Werkstätten  und  Orte,  die  zur 
Vergebung  von  Arbeit  verwendet  werden,  zu 
betreten,  sowie  die  Vorweisung  von  Lohnlisten 
usw.  zu  verlangen. 

Wer  die  Beamten  in  der  Ausübung  ihrer  Be- 
fugnisse hindert,  verfällt  einer  Buße  von  6  £ 
und  wer  wissentlich  den  Beamten  unrichtige 
Lohnlisten  vorweist  oder  andere  unrichtige  Aus- 
künfte erteilt,  verfällt  nach  Ueberführung  einer 
Buße  bis  zu  20  £  oder  einer  Gefängnisstrafe 
bis  zu  drei  Monaten  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit. 

Jeder  jVrbeiter  kann  Klage  erheben  oder  durch 
eine  andere  Person  erheben  lassen,  daß  er  (sie) 
einen  Lohn  von  geringerem  Betrage  erhält  als  der 
vom  Gewerkarat  festgesetzte  Mindestsatz;  das 
Gewerkamt  kann  nach  Gutfinden  für  den  Arbeiter 
gerichtliche  Schritte  einleiten. 

Charakteristisch  war  somit  für  das  Gesetz  von 
1909  1.  daß  die  Lohnfestsetzung  nur  in  Gewerben 
mit  abnorm  tiefen  Löhnen,  2.  durch  in  gleicher 
Zahl  vertretene  Delegierte  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  und  einige  ernannte  Mitglieder 
und  3.  zunächst  subsidiär  und  fakultativ  (in 
Ermanglung  anderer  Verabredung),  und  erst 
nach  6  Monaten  obligatorisch  erfolgen  und 
I  4.  schließlich  durch  strafrechtlichen  Zwang  vull- 
1  streckt  werden  sollte.  Vier  weitere  Gewerkämter 
traten  zu  den  4  bestehenden  i.  J.  1913  hinzu:  für 
Zuckerbäckerei  und  Konservenindustrie,  für 
Hemdenerzeugung,  Hohlwaren-  und  Blcch- 
schachtelerzeugung,  und  für  die  Leinen-  und 
Baumwollstickerei.  Es  gelang,  ohne  Schädigung 
des  Konsumenten  in  allen  diesen  Industrie- 
zweigen „das  Schwitzsystem"  auszumerzen. 
Gegen  Schluß  des  Krieges,  der  starke  Lohn- 
steigerungen herbeigeführt  hatte,  entstand  die 
Befürchtung  eines  plötzlichen  Lohnfalles;  man 
befürwortete  erstens  Ausdehnung  des  Mindest- 
lohnprinzips  auf  alle  Arbeiterinnen  (Wiederauf- 
baukomitee Bericht  Cd.  9239,  App.  V.  1919), 
zweitens  seine  Uebertragung  auf  alle  Industrien, 
die  keine  paritätische  Organisation  der  Ar- 
beiter und  Arbeitgeber  besitzen,  bis  solche  Be- 
zirks- und  Nationalbetriebsräte  möglich  sind 
(2.  Bericht  des  unter  dem  Vorsitz  von  J.  H. 
Whitley  tagenden  Ausschusses  über  die  Be- 
ziehungen der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  1919). 
Diesen  Wünschen  sollte  nun  eine  Abänderung 


424 


AxVieiterschutzgesetzgebimg  ( Großbritannien) 


des  Stammgesetzes  von  1909,  betreffend  die  Ge- 
werkämter, die  Novelle  v.  8./VIII.  1918  ent- 
sprechen. 

Das  Stammgesetz  nannte  4  Gewerbe,  auf 
welche  es  Anwendung  finden  sollte;  weitere  4  Ge-  | 
werbe  sollten  durch  vorläufigen  Erlaß  (provisional 
Order)  des  Handelsamtes  dem  Gesetze  unter-  \ 
stellt  werden.  Das  Verfahren  war  schwerfällig  und 
erforderte  jeweilen  die  Einbringung  eines  Gesetz- 
entwurfes zur  Genehmigung  des  Handelsamts- 
erlasses, einer  confirming  Bill,  deren  parlamen- 
tarische Fertigstellung  natürlich  Störungen  und  i 
Aufenthalten  ausgesetzt  war.  DieNovelle  vonl918  ' 
beseitigt  diesen  Nachteil,  indem  sie  den  Arbeits- 
minister ermächtigt,  neue  Gewerbe  statt  durch 
einen  ,, provisional  order"  durch  einen  „Sonder-  i 
erlaß  (special  order)"  dem  Gesetze  zu  unterstellen, 
wobei  das  Bedürfnis  nach  einem  Genehmigungs- 
gesetz im  einzelnen  Falle  entfällt,  da  die  parla- 
mentarische Kontrolle  über  die  Tätigkeit  des 
Ministers  durch  die  Bestimmung  gewahrt  bleibt, 
daß  „Sondererlasse"  gemäß  einer  vom  Ober-  '. 
oder  Unterhaus  eingereichten  Eingabe  an  den 
König  binnen  40  Tagen  nach  Erlaß  ungültig  er- 
klärt werden  können;  ferner  ist  vorgesehen,  daß, 
falls  begründete  Einwendungen  gegen  einen  Son- 
dererlaß erhoben  werden,  eine  öffentliche  Er- 
hebung vorzunehmen  ist.  Die  Novelle  erweitert 
die  Befugnis  des  Arbeitsministers  zur  Ausdeh- 
nung des  Stammgesetzes  auf  neue  Gewerbe  ganz 
besonders  dadurch,  daß  sie  ihn  ermächtigt,  es  auf 
ein  neues  Gewerbe  anzuwenden,  wenn  er  findet, 
„daß  kein  geeigneter  Apparat  zur  wirksamen 
Regelung  des  Lohnes  in  dem  Gewerbe  vorhanden  ] 
ist  und  daß  demgemäß  unter  Berücksichtigung 
der  in  dem  Gewerbe  oder  einem  Teile  desselben 
üblichen  Lohnsätze  die  Anwendung  des  Stamm- 
gesetzes auf  das  betreffende  Gewerbe  angezeigt 
ist".  Diese  Bestimmung  geht  weit  über  die  Be- 
schränkung des  Gesetzes  von  1909  hinaus,  wonach 
dasHandelsamt  lediglich  eingreifen  durfte,  „wenn 
der  in  einem  Gewerbszweige  übliche  Lohn  außer- 
ordentlich niedrig  war  im  Vergleich  zum  Lohn 
bei  anderen  Besch.iftigungsarten".  Da  in  vielen 
Fällen  die  Frauenlöhne  in  normalen  Zeiten  sehr 
niedrig  waren,  hielt  es  schwierig,  den  Nachweis  zu 
führen,  daß  die  Löhne  in  einem  gegebenen  Ge- 
werbeaußerordentlich niedrig  seien.  Nach  der 
neuen  Bestimmung  kann  selbst  einem  befürch- 
teten Fallen  der  Löhne  infolge  Veränderungen  der 
Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  zuvorgekommen 
werden.  Die  Novelle  beschleunigt  ferner  das 
Verfahren  bei  der  Festsetzung  obligatorischer 
Mindestlohnsätze;  statt  6  Monate  kann  fortan 
ein  Lohnsatz  schon  3  Monate,  nachdem  ihn  das 
Gewerkamt  vorgeschlagen  hat,  oder  in  dem  Zeit- 
punkt, den  der  Minister  in  seiner  Bestätigungs- 
verordnung festsetzt,  in  Ivraft  treten.  Ferner  ist 
vorgesehen,  daß  Gewerkämter  nicht  nur  Mindest- 
zeit- und  Mindeststüeklöhne,  wie  gemäß  Gesetz 
von  1909,  aufzustellen  befugt  sind,  sondern  auch 
Ueberstundenlohnsätze,  Garantiezeitlöhne  und 
solche  Stücklohnsätze,  die  dem  Normalarbeiter 
die  Erzielung  von  Lohnverdiensten  in  der  Höhe 
der  als  Basis  des  Akkords  veranschlagten  Zeit 
(Akkord-Zeitgrundlohnsätze)  ermöglichen.  Der 
Arbeitgeber  darf  von  Lehrlingen  keine  Vergü- 
tungen annehmen  (abgesehen  von  einem  allfällig 
vertraglich  stipulierten  Lehrgeld  innerhalb  der 
ersten  4  Wochen  der  Beschäftigung).  Endlich 
wird,  einem  Vorschlag  des  Whitley  Committee  ge- 


mäß, den  Gewerkämtern  die  Befugnis  verliehen, 
den  Regierungsdepartementen  Vorschläge  in  be- 
zug  auf  die  industriellen  Verhältnisse  in  den  Ge- 
werben, für  die  sie  geschaffen  worden  sind,  zu 
machen.  —  Die  Folge  des  Gesetzes  von  1918  war 
die  Entstehung  von  neuen  Gewerkämtern;  15  i.  J. 
1919,  34  i.  J.  1920,  3  i.  J.  1921,  an  dessen  SchluS 
es  somit  63  Gewerkämter  gab,  die  für  rund 
3  Mill.  Arbeiter  (zu  70  v.  H.  Frauen)  Mindest- 
löhne aufstellten.  Diese  bewegten  sich  für  Männer 
von  44  -  66,  für  Frauen  von  28-381/,  jh 
wöchentlich;  für  besonders  gelernte  oder  Vor- 
arbeiter stiegen  sie  bis  94  sh.  Mit  dem  Ein- 
treten der  Wirtschaftskrisis  Ende  1920  begann 
in  Arbeitgeberkreisen  namentlich  in  der  Kon- 
fektion die  Agitation  für  Lohnabbau,  dem  diese 
Mindestlohnämter  im  Wege  standen.  Das  Unter- 
haus beauftragte  einen  Ausschuß  mit  der  Unter- 
suchung der  Wirkungen  des  GewerkamtsG.  am 
21./IX.  1921;  dieser  von  Viscount  Cave  präsi- 
dierte Ausschuß  hat  am  11. /IV.  1922  seinen  Be- 
richt an  den  Arbeitsminister  (Cmd.  1645)  er- 
stattet. Dieser  empfiehlt  zwar  eine  Einschrän- 
kung der  durch  das  Gesetz  von  1918  erteilten 
Befugnisse,  jedoch  die  Erhaltung  der  durch  das 
Gesetz  von  1909  erprobten  Wirksamkeit  der  Ge- 
werkämter. 

Am  21. /XL  1918  ist  unter  dem  kurzen 
Titel  „Gesetz  betr.  die  zeitweilige  Lohn- 
regelung von  1918"  (Wages  [Temporary 
Regulation]  Act,  1918)  ein  Gesetz  erlassen 
worden,  das  darauf  abzielt,  während  eines 
Zeitraums  von  6  Monaten  die  Aufrechterhal- 
tung der  im  Zeitpunkt  der  Unterzeichnung 
des  Waffenstillstandes  für  Arbeiter  irgend- 
welcher Art  gültigen  Mindestlöhne  zu  siciiern, 
sofern  diese  nicht  durch  Schiedssprechung  oder 
Vereinbarung  abgeändert  werden.  Als  ,, Arbeiter" 
im  Sinne  des  Gesetzes  gelten  Männer  und  Knaben, 
Frauen  und  Mädchen,  als  ..vorgeschriebener  Lohn- 
satz" der  anerkannte  Zeitlohnsatz  oder  eine 
anderweitige  anerkannte  Lohngrundlage  (z.  B. 
j  je  nach  dem  Gewerbe  Schichtlohn,  Stücklohn- 
[  tarif  u.  dgl.),  mit  Einrechnung  der  üblichen 
Zuschläge  für  Ueberstunden,  Nachtarbeit, 
Wochen-  oder  Feiertagsarbeit  und  der  allgemeinen 
Kriegsprämien  oder  Kriegszulagen,  die  für  die 
einzelnen  Arbeiterkategorien  maßgebend  sind. 
Während  der  6  Monate  nach  dem  Erlaß  des  Ge- 
setzes kann  der  „vorgeschriebene  Lohnsatz" 
bloß  auf  Grund  einer  schiedsgerichtlichen  Ent- 
]  Scheidung  oder  einer  vom  Arbeitsminister  ge- 
nehmigten Vereinbarung  abgeändert  werden. 
Das  Gesetz  sieht  die  Errichtung  eines  interi- 
mistischen Schiedsgerichtshofes  durch  den  Ar- 
beitsminister vor,  welcher  die  ihm  vom  Arbeits- 
ministerium vorgelegten  Streitfälle,  über  die 
sich  die  Parteien  nicht  haben  verständigen  kön- 
I  nen,  zu  beurteilen  hat.  Dem  Schiedsgerichtshof 
1  gehören  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der  Ar- 
1  beitnehmer,  sowie  Unabhängige  an.  Gleichzeitig 
'  wurden  Teile  der  Kriegsrüstungsgesetze  aufge- 
hoben. 

Dem  Gesetz  von  1909  für  die  Unterentlohnten 
folgte  das  Mindestlohngesetz  für  Kohlen- 
grubenarbeiter V.  29./nL  1912.  Der  bri- 
tische Kohlenbergbau  beschäftigte  (15  th  Ab- 
stract  of  Labour  Statistics  of  the  United 
[  Kingdom)  i.  J.  1911  über  eine  Million  Men- 
j  sehen.  Die  Lohnregelung  ruhte  auf  folgender 
i  Grundlage:    In  allen  Bezirken,  außer  Durham 
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und  Northumberland,  bestand  ein  sogenannter  | 
allgemeiner  Mindestlohn,  der  sich  aus  einem  1 
festen,  in  der  Hauptsache  dem  Durchschnittslohn 
der  Jahre  1879  bzw.  1888  entsprechenden  Grund- 
lohn (Standard)  und  einem  mit  dem  Steigen  und 
Sinken  der  Kohlenpreise  wechselnden,  meist 
alle  paar  Monate  von  den  Einipingsämtern  fest- 
gestellten prozentualen  Zuscliliig  zusammen- 
setzte. Diesen  allgemeinen  Mindest  lohn  beein- 
flußten jedoch  verschiedene  Umstände  in  un- 
günstigem .Sinne.  Vor  allem  führte  die  Arbeit  an 
..schlechten  Oertern"  (abnormal  places),  für  die 
(iie  Bcwcislast  oft  den  Arbeitern  zugeschoben 
wurde,  zu  Minderverdiensten.  Der  Vertreter 
der  Bergleute  von  Lancashire,  St.  Walsh.  schätzte 
die  Zahl  der  gesamten  Bergarbeiter,  die  das  ganze 
Jahr  pro  Woche  mehr  als  30  s  verdienten,  auf 
nur  130  000. 

So  handelte  es  sich  für  die  Arbeiter  darum, 
den  allgemeinen  d.  h.  durchschnittlichen 
zu  einem  persönlichen  Mindest  lohn  umzuge- 
stalten, wenn  notig  auf  dem  Wege  des  Kampfes. 
An  der  Southporter  Konferenz  vom  6.  — 7./X.  1911 
wurde  zum  erstenmal  die  Mindestlohnforderung 
formuliert  und  auilerdem  Ziff.  21  der  Satzungen 
des  Bergarbeilerverbandes  dahin  abgeändert, 
daß  eine  allgemeine  Arbeitseinstellung  nicht  nur 
zu  Abwehr-,  sondern  auch  zu  Angriffszwecken 
unternommen  werden  kiinne.  Bei  den  nun  folgen- 
den Unterhandlungen  verhielten  sich  namentlich 
die  Grubenbesilzer  von  Schottland,  Ünrham, 
Northumberland  und  Südwales  vollständig  ab- 
lehnend; die  letzteren  erblickten  in  den  neuen 
Forderungen  den  Bruch  der  kürzlich  abgeschlos- 
senen Vereinbarung.  In  anderen  Kevieren 
fanden  die  Arbeiter  größeres  oder  geringeres  Ent- 
gegenkommen. An  der  Londoner  Spezialkonfe- 
renz  v.  20.  und  21. /XII.  beschlossen  die  Arbeiter 
eine  Urabstimmung  über  den  Streik.  Das  Er- 
gebnis dieser  Abstimmung  wurde  in  der  Bir- 
minghamer Nationalkonferenz  v.  18./I.  1912 
bekanntgegeben;  446  801  Stimmen  sprachen 
sich  für,  116  721  gegen  den  allgemeinen  Ausstand 
aus.  Am  2./I1.  1912  beschloß  der  Bergarbeiter- 
verband, den  Unternehmern  seine  Forderungen 
einzureichen.  Für  jeden  Häuer  wurde  ein  Mindest- 
lohn pro  Schicht  verlangt,  der  7  s  bis  714  s 
beträgt  in  Yorkshire,  Lancashire,  Derbyshire, 
Nottinghamshire.  Leicestershire,  Südwales,  6  bis 
7  s  2  d  in  Midlands,  Nordwales,  Cumberland, 
Schottland,  Northumberland,  Durham,  4  s  11  d 
bis  6  s  1  d  in  Somerset  und  Bristol,  Forest  of 
Dean  und  Cleveland. 

Ueberdies  wurde,  außer  in  Somerselshirc, 
dem  Forest  of  Dean  und  Bristol,  für  alle  anderen 
erwachsenen  Untertagarbeiter  ein  Mindestlohn 
von  5  s  pro  Tag  verlangt,  für  Jugendliche  ein 
solcher  von  2  s.  Vergleichsvorschläge  der  Re- 
gierungen blieben  fruchtlos  bis  zur  Ankün- 
digung, die  der  Premierminister  den  streitenden 
Parteien  über  das  weitere  Vorgehen  der  Re- 
gierung, nämlich  die  Einbringung  einer  M  indest- 
lohnvorlage,  machte.  Dies  geschah  am 
19./III.  1912  (Parliamentary  Debates  H.  C. 
Bd.  XXXV  Sp.  1713)  mit  folgender  Bestimmung: 
Es  handle  sich  zunächst  nur  um  eine  vor- 
übergehende Maßregel,  deren  Dauer  auf  3  Jahre 
beschränkt  sei.  Für  jeden  Arbeitsvertrag  im 
Kohlenbergbau  wird  grundsätzlich  der  Min- 
destlohn vorgeschrieben,  soweit  Untertagearbeiter 
in  Betracht  kämen;  ohne  diese  Bestimmung  sei 


der  Vertrag  nichtig.  Der  Arbeiter  solle  das 
Recht  haben,  auf  dem  Wege  des  Zivilprozesses 
den  Arbeitgeber  für  den  Mindestlohn  zu  belangen. 
Der  Mindestlohn  müsse  rückwirkend  von  der 
ersten  Einfahrt  des  Arbeiters  nach  dem  In- 
krafttreten dieses  Gesetzes  an  gerechnet,  ausbe- 
zahlt werden.  Ausnahmen  seien  vorgesehen 
für  alte  und  kranke  Arbeiter.  Der  Entwurf 
sehe  ferner  den  Erlaß  von  Vorschriften  zur  Siche- 
rung der  Regelmäßigkeit  und  Ergiebigkeit  der 
Leistungen  vor;  verstoße  der  Arbeiter  dagegen, 
so  gehe  er  des  Anspruchs  auf  Mindestlohn  ver- 
lustig. Die  Höhe  der  Mindestlöhne,  sowie  die 
Vorschriften  zur  Sicherung  der  Leistungen  sollten 
durch  gemeinsame  von  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern beschickte,  von  einem  Unparteiischen 
geleitete  Revierämter  (Joint  District  Boards) 
festgesetzt  und  abgeändert  werden.  Als  solche 
Revierämter  sollen  entweder  die  bestehenden 
Einigungsämter  oder  andere,  vom  Ilandelsamt 
anerkannte  paritätisch  zusammengesetzte  Aem- 
ter  fungieren  können;  der  Vorsitzende,  der  den 
Stichcni!scheid  habe,  sei  entweder  von  den  Ver- 
tretern der  Parteien  zu  wählen  oder,  mangels  Ver- 
ständigung der  Parteien,  von  der  Regierung  zu 
ernennen.  Nötigenfalls  sollten  diese  Aemter 
innerhalb  ihres  Reviers  noch  Unterämter  für 
einzelne  Teile  des  Reviers  einsetzen  oder  gewisse 
Reviere  zusammenlegen  können.  Zum  Schlüsse 
wies  der  Premierminister  darauf  hin,  daß  der 
Gesetzentwurf  auf  Strafbestimmnngen  verzichte, 
daß  aber  dennoch  zu  hoffen  sei,  das  Gesetz  werde 
nicht  ohne  Wirkung  bleiben,  da  nun  beide 
Parteien  mit  einem  Eingreifen  des  Staates  zu 
rechnen  hätten. 

Die  Arbeiter  hielten  an  ihrer  Forderung 
eines  fast  in  allen  Revieren  gleichen  Mindest- 
tagelohns  von  6  s  (2  s  für  Jugendliche)  hart- 
näckig fest.  Sie  unterlagen.  Am  27./III.  wurde 
der  Entwurf  in  drit  t  er  Lesung  mit  213  gegen 
38  Stimmen  angenommen  (Parliamentary 
Debates  H.  C.  Bd.  XXXVI  Sp.  410);  die  Unio- 
nisten  stimmten  für,  die  Arbeiterpartei  gegen 
das  Gesetz.  Am  16./IV.  wurde  in  allen  Re- 
vieren wieder  gearbeitet. 

Die  Rovierämter  haben  die  ihnen  durch 
das  Gesetz  übertragenen  Befugnisse  in  folgender 
Weise  ausgeübt: 

1.  Sämtliche  Vorschriften  erklären,  daß  der 
Mindestlohn  abzugsfrei  sein  solle.  Die  einzige 
Ausnahme  bilden  die  Kosten  der  Explosiv- 
stoffe, die  in  Lancashire  und  Cheshire  vor  der 
Feststellung  des  Mindestlohnes  in  Abzug  zu 
bringen  sind,  während  sie  in  Schottland  zum 
Mindestlohnc  gehören;  2.  die  Vorschriften 
schließen  bestimmte  Arbeiterkategorien  von  der 
Mindestlohnregelung  aus.  Auch  hier  sind  die 
Vorschriften  nicht  einheitlich.  So  werden  in 
der  Regel  Feuermänner  und  Schießmeister,  in 
einzelnen  Revieren  auch  Pferdelührer  und  Prüfer 
ausgeschlossen,  in  Schottland  und  Cumber- 
land dagegen  nur  die  Steiger  (overmen);  da- 
gegen werden  Feuermänner  und  Schießmeister 
ausdrücklich  für  mindestlohnberechtigt  erklärt; 
3.  Gründe  zur  Vcrwirkung  des  Mindestlohnes 
sind  die  folgenden:  Alter  (57—63  Jahre  in  ver- 
schiedenen Revieren)  und  Erwerbsunfähigkeit. 
Unterleistungsfähigkeit.  Diese  wird  in  der  Weise 
kontrolliert,  daß  die  Reviervorschriften  den  Zeit- 
raum festsetzen,  innerhalb  des.sen  der  Arbeiter  die 
zur  Zahlung  des  Mindestlohnes  berechtigende  Min- 
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destleistung  erreicht  haben  muß.  Für  diesen 
Zeitraum  wird  sein  Gesamtverdienst  durch  seine 
Schichtenzahl  dividiert;  der  Zeitraum,  nach 
dessen  Ablauf  die  Wahl  zwischen  Entlassung 
oder  Mindestlohnzahlung  freisteht,  beträgt  in 
Süd-Staffordshire  5  Wochen;  in  Bristol  ent- 
scheidet bereits  ein  14  tägiger  Zahlungstermin; 
in  Nordwales  muß  die  Minderleistung  in  einem 
dreimonatigen  Zeitraum  konstatiert  werden. 

Ausgenommen  von  dieser  Verwirkung  des 
Mindestlohnes  wegen  Minderleistung  ist  Ar- 
beit an  schlechten  Oertern  (abnormal 
places).  Diese  sind  sofort  nach  Verlassen  der 
Arbeit  anzuzeigen.  Die  Reviervorschriften  von 
Südderbyshire  erklären  als  schlechten  Ort  einen 
solchen,  in  welchem  durch  „Bunkers",  Verwer- 
fungen, schlechte  Zimmerung,  Steinfall,  Wasser- 
einbruch oder  infolge  von  Schwierigkeiten,  die 
der  Betriebsleitung  zur  Last  fallen,  es  auch  ohne 
Fahrlässigkeit  dem  Arbeiter  unmöglich  wird, 
einen  vollen  Tagesverdienst  zu  erzielen. 

Die  Zahl  der  versäumten  Schichten  darf 
nach  gewissen  Reviervorschriften  ein  gewisses 
Maß  nicht  überschreiten,  wenn  nicbt  das 
Anrecht  auf  den  Mindestlohn  verloren  gehen 
soll. 

Behauptet  der  Arbeiter,  daß  ihm  durch  Ver- 
schulden dei  Verwaltung  Arbeitsschwierigkeiten 
erwachsen,  so  soll  er  beim  Verlassen  der  Arbeit 
seine  Beschwerde  vor  einem  Vertreter  der  Ar- 
beiter und  des  Grubenbesitzers  zu  Protokoll 
geben. 

Neulinge  im  Bergmannsberuf  erhalten  das 
Anrecht  auf  den  Mindestlohn  erst  nach  einer 
bestimmten  Arbeitsperiode.  Diese  beträgt  in 
Cleveland,  Northumberland  und  Nordwalcs  3  Mo- 
nate für  völlige  Neulinge,  einen  Monat  für  solche, 
die  zwar  nicht  vor  ihrem  Eintritt,  wohl  aber  in 
einem  weiter  zurückliegenden  Zeitpunkte  als 
Häuer  (getters)  tätig  waren. 

Einzelne  Vorschriften  enthalten  die  Ver- 
wirkungsklausel des  Mindestlohnes  zu  disziplina- 
rischen Zwecken. 

4.  Alle  Streitfragen  über  Höhe,  Verwirkung, 
Anrecht  auf  den  Mindestlohn  werden  in  erster 
Instanz  zwischen  dem  betroffenen  Arbeiter  und 
dem  zuständigen  Grubenbeamten  geschlichtet. 
Als  zweite  Instanz  fungiert  in  Derbyshire,  Süd- 
derbyshire, Warwickshire,  Nottinghamshire,  Süd- 
staffordshire,  Südwales  und  Monmouthshire  der 
Grubenverwalter  einerseits,  der  Delegierte  (agent) 
der  Miners  Association  andererseits.  In  den 
übrigen  Revieren  amtet  in  zweiter  Instanz  ein 
Ortsausschuß  von  je  2—3  Vertretern  der  Ar- 
beiter und  Arbeitgeber.  Für  die  Arbeitgeber 
sind  als  Vertreter  die  Delegierten  der  Ortsloge 
des  Gewerkvereins  oder,  wenn  die  Arbeiter 
nicht  organisiert  sind,  ad  hoc  zu  wählende  Ver- 
treter vorgesehen.  Als  dritte  Instanz  fungiert 
ein  paritätischer  Ausschuß  (Joint  Committee); 
wenn  dieser  keine  Entscheidung  zu  fällen  ver- 
mag, gilt  der  Stichentscheid  eines  unabhängigen 
Vorsitzenden  als  endgültig. 

Der  Weltkrieg  hat  nun  die  Regierung  ge- 
zwungen, zur  Beschwichtigung  der  durch  die 
Ungleichheit  der  Löhne  und  das  Steigen  der 
Kohlenprofite  erregten  Stimmung  dem  Ruf 
nach  gleicher  Entlohnung  in  allen  Revieren 
durch  die  'Gründung  eines  Notfonds  (pool) 
nachzukommen,  aus  dem  die  lokalen  Lohnunter- 
schiede ausgeglichen  wurden.   Dies  ging  auch  in 


I  das  G.  betr.  die  Bewirtschaftung  der  Berg- 
werke, die  Regelung  der  Kohlenindustrie  und 
andere  mit  der  Bergbauindustrie  und  den  darin 
beschäftigten     Personen  zusammenhängende 
'  Zwecke,  v.  16./VIII.  1920  über.  Dieses  erklärte: 
Während  eines  Zeitraums  von  einem  Jahre,  v. 
31. /VIII.  1920  an  gerechnet,  kann  das  Handels- 
amt jeweilen  Weisungen  erteilen  zur  Regelung 
!  der  Ausfuhr  von  Kohle  und  der  Lieferung  von 
I  Kohle  zum  Bebunkern  von  Schiffen  und  zur 
Regelung  des  Preises  ab  Schacht  (pithead  price) 
für  Kohle,  die  zum  Verbrauch  auf  den  britischen 
Inseln  und  für  Kohle,  die  zum  Bebunkern  von 
!  Schiffen,  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  sich 
nach  außerhalb  der  britischen  Inseln  gelegenen 
Häfen  begeben,  verkauft  wird. 

Solange  diese  Anweisungen  in  Kraft  stehen, 
kann  das  Handelsamt  auch  in  bezug  auf  die  den 
Kohlengrubenarbeitern  zu  zahlenden  Löhne  An- 
I  Weisungen  erteilen,  sowie  durch  Erlaß  die  Ge- 
winnverteilung regeln.   Der  genannte  Erlaß  hat 
'  Bestimmungen  zu  enthalten,  die  auf  ähnlichen 
!  Grundsätzen  aufgebaut  sind  wie  die  Bestim- 
I  mungen  des  Kohlengruben-(Not-)Gesetzes  von 
1920  (Goal  Mines  (Emergency)  Act,  1920)  be- 
hufs Erzielung  einer  möglichst  gerechten  Ver- 
teilung zwischen   den  verschiedenen  Kohlen- 
gruben. 

j  Bevor  ein  solcher  Erlaß  verfügt  wird,  ist 
j  er  im  Entwurf  beiden  Häusern  des  Parlaments 
I  vorzulegen.  Der  Entwurf  darf  erst,  wenn  er  durch 
Beschluß  beider  Häuser  des  Parlaments  genehmigt 
worden  ist,  und,  falls  beide  Häuser  gemeinsame 
Abänderungen  des  Entwurfes  beschließen,  ledig- 
lich in  der  so  abgeänderten  Fassung  verfügt 
werden. 

Der  beratende  Ausschuß  für  Kohle  und  die 
Koblenindustrie  (advisory  committee  on  coal 
and  the  coal  industry)  besteht  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  24  weiteren  Mitgliedern,  und  zwar: 
je  vier  Vertretern  der  Eigentümer  von  Kohlen- 
gruben und  der  in  oder  bei  Kohlengruben  be- 
schäftigten Arbeiter;  je  drei  Vertretern  der  in 
anderen  Industrien  tätigen  Arbeitgeber  und  der 
in  anderen  Industrien  beschäftigten  Arbeiter; 
einem  Bergingenieur;  zwei  Beauftragten  oder 
Betriebsleitern  oder  Unterbetriebsleitern  von 
Kohlengruben,  die  im  Besitze  von  Fähigkeitsaus- 
weisen der  ersten  Klasse  sind;  einem  Kohlenaus- 
fuhrhändler;  einem  Kohlenzwischenhändler  oder 
Kohlenhändler;  einer  mit  dem  Handel  auf  einem 
anderen  Gebiete  als  der  Kohlengewinnung  oder 
-Verteilung  vortrauten  Person;  einer  mit  dem 
genossenschaftlichen  Handel  vertrauten  Person; 
drei  mit  der  medizinischen  oder  sonst  einer 
Wissenschaft  vertrauten  Sachverständigen. 

Die  Arbeiterfragen  sind  Grubenausschüssen, 
bzw.  Revierausschüssen.  Gebietsämtern  oder 
t  dem  Landesamt  vorzulegen. 

Von  dem  oben  erwähnten  Notfonds  sagt 
Art.  20:  Es  wird  ein  Fonds  errichtet,  der  gewissen 
vom  Handelsamt  nach  Befragung  der  beteilig- 
ten Regierungsdepartemente  zu  genehmigenden 
Zwecken,  die  mit  dem  sozialen  Wohlergehen,  dem 
Unterhalt  und  der  Lebensweise  der  in  oder  bei 
Kohlengruben  beschäftigten  Arbeiter  und  mit 
bergbaulicher  Ausbildung  und  Forschung  zu- 
sammenhängen, gewidmet  ist. 

Die  Eigentümer  jeder  Kohlengrube  haben  bis 
zum  31. /III.  1921  und  in  den  folgenden  fünf 
Jahren  jeweilen  bis  zum  nämlichen  Tage  für 
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jede  im  Laufe  des  vorhergehenden  Kalender- 
jahres aus  der  Grube  geförderte  Tonne  1  d  in 
den  genannten  I'onds  einzuzahlen.  15er  für  jede 
Grube  zu  zahlende  Betrag  ist  als  Bestandteil  der 
Betriebsauslagcn  der  Grube  zu  entrichten  und 
kann  entweder  als  Forderung  der  Krone  oder 
vom  Ilandelsamt  im  summarischen  Verfahren  als 
zivilrechtliche  Forderung  eingetrieben  werden. 

Bei  der  erstmaligen  Zahlung  ist  jedoch  der 
Betrag  entsprechend  der  Förderung  während 
der  sechs  am  31./XI1. 1920  ablaufenden  Kalender- 
monate  zu  berechnen. 

Die  Bewilligung  der  jeweilen  dem  genannten 
Fonds  gutgeschriebenen  Geldbeträge  für  die 
verschiedenen  genannten  Zwecke  liegt  einem 
aus  fünf  Personen  bestehenden  Ausschuß  ob. 
Die  Bestellung  dieser  Personen  erfolgt  durch  das 
Handelsamt,  und  zwar  wird  ein  Sfitelied  vom 
Handelsamt  nach  Befragung  des  Verbands  der 
Bergwerkseigentümer  (.Mining  .Association)  Groß- 
britanniens und  ein  Mitglied  nach  Befragung  des 
Bcrgarbeiterverbandcs(Miners'  Federation)  Groß- 
britanniens bestellt.  Dem  Ausschuß  stehen  drei 
vom  Gesumlhoitsminister,  Erziehungsarat,  bzw. 
Staatssekretär  für  Schottland  bestellte  Beisitzer 
zur  Seite;  die  Beisitzer  dürfen  den  Sitzungen 
des  Ausschusses  beiwohnen  und  an  den  Be- 
ratungen teilnehmen,  jedoch  nicht  mitstimmen; 
für  verschiedene  Angelegenheiten  können  von 
den  genannten  Departementen  verschiedene 
Personen  von  Beisitzern  bestellt  werden. 

Der  Aus.schuß  hat  jeden  von  einem  Revier- 
ausschuß ihm  unterbreiteten  Plan  zu  prüfen; 
bevor  für  einen  örtlichen  Zweck  irgendein  Geld- 
betrag bewilligt  wird,  ist  der  beteiligte  Kevier- 
ausschuß  zu  befragen;  der  Ausschuß  hat  zu- 
gunsten der  verschiedenen  Reviere  einen  Betrag 
m  der  Höhe  von  «/s  der  von  den  Eigentümern 
von  Kohlengruben  in  den  betreffenden  Revieren 
geleisteten  Beiträge  zu  bewilligen. 

In  keinem  Falle  dürfen  jedoch  aus  dem  Fonds 
Unterstützungen  für  den  Bau  oder  die  Ausbesse- 
rung von  Wohnhäusern  gewährt  werden. 

lieber  die  Rechnung  hat  dci  Überrechnungs- 
revisor (Comptroller  and  Auditor-General)  Be- 
richt zu  erstatten.  Rechnung  und  Bericht  sind 
dem  Parlament  vorzulegen. 

Es  ist  der  Abbau  dieser  Bestimmungen,  die 
nur  ein  .lahr  gelten  sollten,  durch  den  Goal  Mines 
(Decontrol)  .'\ct  1921,  der  den  Kohlenarbeiter- 
stieik  von  1921  herbeigeführt  hat.  Das  Kom- 
promiß vom  Juni  1921  hat  wesentlich  zur  Er- 
neuerung der  Zehnmillionensubvcntion  des 
Staates  und  zur  Beteiligung  der  Ar- 
beiter an  83%  des  Reinertrags  nach  Abzug 
von  Normallöhnen  anderen  Produktionskosten 
und  17%  für  Unternehmergewinn  geführt.  (Vgl. 
Labour  Gazette,  Juli  1921,  XXIX,  7,  p.  336.) 

Die  dritte  Klas.se  von  Empfängern  gesetz- 
lichen Mindestlohnes  waren  die  Landarbeiter. 
Kurz  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  sind  im  Ver- 
einigten Königreich  die  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnis.se  der  Landbevölkerung 
(Bauern  und  Landarbeiter)  zum  Gegenstand  einer 
umfassenden  Untersuchung  gemacht  worden. 
In  bezug  auf  die  Lohnverhältnisse  der  Landarbei- 
ter stellte  der  von  A.  H.  Dyke  Acland  präsidierte 
Ausschuß  (S.  35)  folgendes  fest: 

1.  Ungefähr  60%  der  ordentlichen  erwach- 
senen Landarbeiter  verdienen  weniger  als  18  s 


Wochenlohn  —  unter  Einrechnung  aller  Bezüge 
- ;  20-30000  Arbeiter  erhalten  weniger  als  16  s. 

2.  Wenn  man  die  zunehmende  Lebensteuerung 
in  Betracht  zieht,  ist  der  Realverdienst  der 
Arbeiter  in  den  niedrig  entlohnten  Grafschaften 
seit  1907  gesunken. 

3.  Der  Verdienst  wird  zum  Teil  in  Natural- 
leistungen (Feldfrüchten,  Wohngelcgenheit)  ge- 
währt, eine  Löhnungsweise,  die  bei  den  Arbeitern 
vielfach  verpönt  ist ;  die  amtlichen  Zahlenangaben 
über  den  Verdienst  enthalten  auch  die  besonderen 
Vergütungen  für  die  Heu-  und  Getreideernte, 
während  welcher  Zeit  aber  Ueberstunden  gemacht 
werden. 

4.  Die  Landarbeiter  werden  in  einem  großen 
Teile  des  Landes  für  eine  außerordentlich  lange 
Arbeitszeit  beansprucht  (in  mindestens  •/»  der 
Dorfschaften  im  Sommer  10  Stunden  und  mehr, 
die  .Mahlzeiten  abgerechnet  und  ohne  Berück- 
sichtigung der  Ueberstunden  zur  Erntezeit); 
außerdem  entbehren  sie  im  Gegensatz  zu  nahezu 
allen  anderen  Arbeitergruppon  des  wöchentlichen 
Halbfeiertags. 

6.  Das  Viehwartepersonal  bezieht  im  all- 
gemeinen höhere  Löhne,  hat  jedoch  längere  Ar- 
beitszeit und  Sonntagsarbeit  zu  leisten. 

6.  Nur  in  wenigen  (Grafschaften  von  England 
und  Wales  genügt  der  Durchschniltsveraienst 
ordentlicher  Arbeiter,  um  eine  Familie  von  mitt- 
lerer Größe  körperlich  leistungsfähig  zu  erhalten. 

7.  Diese  niedrigen  Löhne  verschulden  den 
großen  Wohnnngsniangel  in  den  ländlichen  Be- 
zirken; die  Wohnungsfrage  läßt  sich  niemals  zu- 
friedenstellend lösen,  wenn  nicht  die  landwirt- 
schaftlichen Löhne  derart  erhöht  werden,  daß 
der  Landarbeiter  ein  Haus  zu  wirtschaftlichem 
Mietzins  erlangen  kann  (pay  a  commercial  rent 
for  a  house). 

8.  Viele  der  tatkräftigsten  und  unabhängigsten 
Arbeiter  wandern  entweder  nach  den  Kolonien 
aus  oder  ziehen  in  die  Stadt,  wo  sie  den  Wett- 
bewerb vergrößern  und  die  Löhne  der  städtischen 
Arbeiter  herunterdrücken. 

Die  Kommission  gelangte  zum  Schlüsse, 
daß  den  mißlichen  Lohnverhältnissen  weder 
durch  Vermehrung  der  kleinen  bäuerlichen  Sied- 
lungen (Small  Holdings)  noch  durch  besonderes 
Gedeihen  der  Landwirtschaft  noch  durch  die 
Ausbreitung  der  gewerkschaftlichen  Organisation 
gesteuert  werden  könne,  daß  die  Lage  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  eine  außerordentliche 
Aehnlichkeit  mit  derjenigen  der  unterenilohnten 
Arbeiter  aufweise,  die  i.  J.  1909  dem  Gewerk- 
amtsgesetz  unterstellt  worden  seien,  und  daß  die 
Erfahrungen,  die  man  mit  jenem  Gewerkamts- 
gcsetz  gemacht  habe,  günstig  gewesen  seien  und 
dessen  Ausdehnung  auf  weitere  unterentlohnte 
Gewerbezweige,  insbesondere  auf  die  Landwirt- 
schaft, nahelegten.  „Wir  sind  überzeugt,  daß 
keine  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  ange- 
messen sein  wird,  die  nicht  einer  Lohninstanz 
(wages  tribunal)  die  bestimmte  gesetzliche  Pflicht 
auferlegt,  den  Lohn,  sofort  oder  binnen  einer 
kurzen  und  bestimmten  Frist,  mit  mindestens 
einem  solchen  Betrage  anzusetzen,  daß  der  Ar- 
beiter sich  selbst  und  eine  Familie  von  mittlerer 
Größe  bei  körperlicher  Leistungsfähigkeit  er- 
halten und  für  sein  Haus  einen  wirtschaftlich 
berechtigten  Mietzins  (commercial  rent)  zahlen 
kann"  (S.  47).  In  ausführlichen  Darlegungen 
(S.    48—54)    suchte    die    Kommission  die 
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Einwände  gegen  einen  landwirtschaftlichen 
Mindestlohn  zu  entkräften.  Dem  Einwand 
gegenüber,  daß  die  Verschiedenartigkeit  der 
landwirtschaftlichen  Löhne  nach  Höhe  und 
Zahlungsweise  die  Festsetzung  eines  einheitlichen 
Satzes  unmöglich  mache,  wird  auf  den  Umstand 
hingewiesen,  daß  das  Truckverbotgesetz  sich 
auch  auf  die  Landwirtschaft  ausdehnen  lasse  und 
daß  übrigens  ein  Lohnamt  gar  wohl  auch  Natur- 
leistungen bewerten  könne.  Der  Befürchtung, 
die  Einführung  dos  Mindestlohngesetzes  könnte 
zur  Entlassung  von  alten  und  gebrechlichen 
Arbeitern  führen,  hielt  die  Kommission  entgegen, 
daß  höchstens  Vis  der  landwirtschaftlicien 
Arbeiter  über  65  Jahre  alt  sei,  daß  diese  Leute 
oft  durch  ihre  große  Erfahrung  wertvolle  Ar- 
beitskräfte bleiben  und  daß,  übrigens  wie  beim 
Gewerkamtsgesetz,  auch  hier  ein  Lohnamt  nied- 
rigere Löhne  für  alte  und  gebrechliche  Arbeiter 
festsetzen  könne.  Eine  Bevorzugung  der  un- 
ständigen Arbeitskräfte  (casual  labour)  —  zur 
Zeit  sei  das  Verhältnis  der  unständigen  zu  den 
ständigen  Arbeitern  wie  1:5  —  könne  durch 
die  Vorschrift,  daß  Gelegenheitsarbeit  mit  einem 
höheren  Stundenlohn  zu  bezahlen  sei,  ausge- 
schaltet werden,  auch  daß  die  Farmer  Ackerland 
in  Grasland  umwandelten,  um  weniger  Leute 
beschäftigen  zu  müssen,  sei  nicht  anzunehmen, 
da  die  Ertragsverhälfnisse  sich  geändert  hätten 
und  heutzutage  anerkanntermaßen  (Beispiel 
Dänemarks)  Ackerland  selbst  für  die  Milchwirt- 
schaft wichtiger  sei  als  Grasland. 

Rascher  als  vorauszusehen  war,  hat  der  Krieg 
die  Vorschläge  der  Kommission  der  Verwirk- 
lichung entgegengeführt.  Am  2L/Vin.  1917 
erschien  das  ,, Getreideerzeugungsgesetz", 
welches  einerseits  den  landwirtschaftlichen  Loh  n- 
arbeitern  einen  Mindestlohn  zusichert,  anderer- 
seits den  Landwirten  selbst  einen  Mindestpreis 
für  ihr  Getreide  während  eines  6  jährigen  Zeit- 
raumes von  1917  —  1922  sowie  Schutz  gegen 
Pachtzinssteigerungen  gewährleistet.  Das  Gesetz 
galt  sowohl  für  England  und  Wales  wie  (mit 
gewissen  Abänderungen)  für  Schottland  und 
Irland.  Seine  Bestimmungen  in  bezug  auf  die 
Mindestlohntestsetzung  waren:  Das  Landwirt- 
schafts- und  Fischereiministerium  hat  ein  land- 
wirtschaftliches Lohnamt  für  England  und 
Wales  zu  bestellen,  dessen  Hauptaufgabe 
die  Festsetzung  von  Mindestlöhnen  für  die  in 
der  Landwirtschaft  im  weitesten  Sinne  beschäf- 
tigten Arbeiter  ist.  Das  Lohnamt  besteht  aus 
dreierlei  Mitgliedern:  a)  ernannten  Mitgliedern, 
d.  h.  Personen,  die  unmittelbar  vom  Ministerium 
ernannt  werden  und  die  nicht  der  Landwirt- 
schaft anzugehören  brauchen,  jedoch  Gewähr 
für  unparteiische  Behandlung  von  Arbeitsstreitig- 
keiten bieten;  b)  Arbeitgebervertretern;  c)  Ar- 
beitervertretern. Auch  Frauen  können  dem 
Lohnamt  angehören.  Die  Vertreter  der  Arbeit- 
geber und  der  Arbeiter  müssen  in  gleicher  Zahl 
vorhanden  sein;  die  Anzahl  der  ernannten  Mit- 
glieder darf  höchstens  y,  der  Gesamtmitglieder- 
zahl betragen.  Den  Vorsitzenden  und  den 
Schriftführer  bezeichnet  das  Ministerium.  — 
Das  Lohnamt  hat  Mindestzeitlöhne  für  alle 
Arbeitergruppen  festzusetzen;  es  kann  erforder- 
lichenfalls auch  Mindeststücklöhne  bestimmen. 
Diese  Lohntarife  können  nach  Bezirken,  Arbeiter- 
grupnen  oder  Arbeitsarten  oder  -bedingungen 
verstliiedcnartig  gestaltet  sein.    Bei  der  Auf- 


stellung dieser  Tarife  hat  das  Lohnamt  derart 
zu  verfahren,  daß  ein  rüstiger  Mann  einen  Lohn 
erhält,  der  seine  Leistungsfähigkeit  fördert  und 
ihn  instand  setzt,  sich  und  seine  Familie  unter 
normalen  Verhältnissen  auf  einem  seiner  Be- 
schäftigung entsprechenden  Lebensfuße  zu  er- 
halten. Als  unterste  Grenze  eines  solchen  Lebens- 
lohnes bezeichnet  das  Gesetz  einen  Wochenlohn 
von  25  s.  Als  „rüstiger  Mann"  gilt  ein  Arbeiter, 
der  nicht  infolge  hohen  Alters  oder  geistiger  oder 
körperlicherGebrechen  außerstande  ist,  die  Arbeit 
eines  Arbeiters  von  normaler  Leistungsfähigkeit 
zu  verrichten.  Bei  der  Berechnung  des  Lohnes 
können  Naturalleistungen  nach  einer  vom  Lohn- 
amte aufzustellenden  Werttafel  angerechnet 
werden.  —  Das  Lohnamt  hat  den  in  Aussicht 
genommenen  Lohntarif  bekanntzumachen  und 
Einsprachen  dagegen  zu  prüfen.  Der  aufgestellte 
Tarif  ist  stets  zu  veröffentlichen.  —  Sobald  ein 
Mindestlohn  festgesetzt  ist,  sind  alle  auf  einen 
niedrig:eren  Lohnsatz  lautenden  Vereinbarungen 
ungültig.  Zuwiderhandelnde  Unternehmer  werden 
mit  Buße  bis  zu  20  £  und  bei  Fortsetzung  der 
Zuwiderhandlung  mit  Buße  von  1  £  für  jeden 
weiteren  Tag  gestraft.  Bei  nachweisbarer  kör- 
perlicher oder  geistiger  Gebrechlichkeit  eines 
Zeitlohnarbeiters  kann  das  Lohnamt  dessen 
Beschäftigung  zu  einem  niedrigeren  Lohnsatz 
bewilligen.  Wird  ein  Arbeitgeber  verklagt, 
weil  er  angeblich  weniger  als  den  Mindestlohn 
bezahlt  hat,  so  kann  das  Gericht,  gleichviel  ob 
er  schuldig  befunden  wird  oder  nicht,  ihm  die 
Nachzahlung  der  rückständigen  Lohnbeträge 
auferlegen.  Jeder  Arbeiter  ist  befugt,  persönlich 
oder  durch  Dritte  seinen  Arbeitgeber  beim  Lohn- 
amt zu  verklagen;  außerdem  steht  den  Arbeitern 
der  Weg  der  Zivilklage  offen.  Auch  Stücklohn- 
arbeiter können  persönlich  oder  durch  Dritte 
beim  Lohnamt  klagbar  werden,  wenn  sie  finden, 
daß  ihr  Lohn,  an  dem  für  diese  Arbeit  bestehen- 
den Zeitlohntarif  gemessen,  zu  niedrig  ist;  das 
Amt  kann  den  Arbeitgeber  einladen,  dem  Ar- 
beiter den  Unterschied  zwischen  dem  wirklich 
gezahlten  Stücklohn  und  dem  tarifmäßigen  Zeit- 
lohn nachzuzahlen.  Das  Landwirtschafts-  und 
Fischereiministerium  kann  besondere  Beamte 
mit  Erhebungen  über  Beschwerden  und  mit  der 
üeberwachung  des  strengen  Vollzuges  der  Min- 
destlohnbestimmungen  beauftragen;  diesen  Be- 
amten ist  bei  Strafandrohung  Einsicht  in  die 
Lohnurkunden  zu  gewähren  und  jede  gewünschte 
Auskunft  zu  erteilen.  —  Das  Lohnamt  kann  für 
bestimmte  Gebiete  Bezirkslohnausschüsse  er- 
richten; auf  Verlangen  des  Ministeriums  hat  dies 
zu  geschehen.  Auch  in  diesen  Bezirkslohnaus- 
schüssen müssen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in 
gleicher  Zahl  vertreten  sein;  als  Unparteiischer 
h.at  ihnen  jeweilen  wenigstens  ein  Mitglied  des 
Lohnamtes  oder  sonst  eine  vom  Ministerium 
ernannte  Person  anzugehören.  Jeder  Bezirks- 
lohnausschuß hat  dem  Lohnamt  die  in  seinem 
Bezirk  einzuführenden  Mindestlohnsätze  vorzu- 
schlagen. Das  Lohnamt  kann  den  Bezirkslohn- 
ausschüssen bestimmte  Fragen  zur  Prüfung  und 
Berichterstattung  vorlegen  und  ihnen  überhaupt 
seine  eigenen  Befugnisse  (mit  Ausnahme  der 
Befugnis  zur  Festsetzung  des  Mindestlohntarifes) 
übertragen.  —  Sämtliche  Auslagen  für  das  land- 
wirtschaftliche Lohnamt  und  die  Bezirksaus- 
schüsse trägt  der  Staat.  Im  Sommer  1921  begann 
ein  lebhafter  Kampf  zum  Abbau  dieser  Lohn- 


Arbeitersohutzgesetzgebung  (Großbritannien) 


429 


Ämter,  der  zum  G.  v.  19./VIII.  1921  betr.  Auf- 
hebung der  Gotreideerzeugungsgesetze 
von  1917  und  1920, . . .  Förderung  der  iärrichtung 
von  paritätischen  Einigungsausschiissen  für  die 
Landwirtschaft  usw.  führte.  Das  Gesetz  ver- 
wandelt die  bestehenden  Bezirkslohnausschüsse 
in  Einigungsaussdiüsse  (joint  conciliation  com- 
mittccs  for  the  industry  of  agricullure).  Verein- 
barungen solcher  Ausschüsse,  die  vom  Ackerbau- 
minister  genehmigt  und  bekanntgemacht  worden 
sind,  sind,  falls  der  Ausschuß  nicht  eine  besondere 
Erlaubnis  der  Minderentlohnung  bescheinigt, 
unabdingbar;  das  Khigerccht  auf  Auszahlung 
der  Unterentlohnung  kann  3  Monate  nach  Aus- 
tritt des  Arbeiters  nur  zur  Eintreibung  von 
3  Monatslöhnen  (nach  Ermessen  des  Richters 
evtl.  höchstens  zur  Zahlung  des  i'"ehlbctragcs  zu 
einem  .lahresvcrdineste)  au.sgcübt  werden. 

5.  Bergbau.  Die  KolilenbergwerlvC 
unterliegen  den  Goal  Mincs  Acts  1887  bis 
1919  (1887,  1900,  1911,  1914,  1919)  und  den 
Wiegekontrüllcurv()r.schriften  1894,  1903. 
Die  Bergarbeitergesetzgebung  umfaßt  zu- 

leich  den  Abbau  von  flüzartig  verkommen- 
en Eisenerzen,  bituminösem  Schiefer  und 
feuerfestem  Ton.  Für  Zinnbergwerke  gilt 
ein  Gesetz  von  1869  mit  Ergänzungen  von 
1887  (Stannarics  Act)  und  für  sonstige 
Erzbergwerke  ein  Gesetz  von  1872  nebst 
einer  Novelle  von  1875  (Metalliferous 
Mincs  Acts).  Letzteren  Gesetzen  sind  auch 
die  Steinbrüche  von  mehr  als  20  Fuß  Tiefe 
durcli  ein  Gesetz  von  1894  unterstellt 
Quarrics'  Act),  während  auf  andere  Brüche 
ie  Fabrikgesetze  mit  einigen  Aenderungen 
Anwendung  finden.  Vor  allem  aber  ist  das 
G.  v.  23./XI1.  1920  maßgebend.  Dadurch 
können  in  den  Bergwerken  Knaben  unter 
14  Jahren  (Frauen  und  Mädchen  seit  1841) 
weder  unter  noch  über  Tage,  Frauen  und 
Mädchen  nicht  mit  dem  Sdiieben  von 
Wagen  beschäftigt  werden.  Die  Arbeits- 
zeit ist  gesetzlich  7  Stunden  unter  Tage, 
in  der  Woche  nicht  mehr  als  45  Stunden. 
Die  Nachtarbeit  ist  für  Arbeiterinnen  ganz 
beseitigt,  nachdem  das  Gesetz  von  1907 
eine  allein  noch  in  dem  Kolilenbergwerks- 
esetz  zugelassene  Möglichkeit  aufgehoben 
at.  Es  ist  auch  unter.sagt,  die  Löhne  in 
Schankwirtschaften  auszuzahlen.  Ferner 
enthält  das  Gesetz  manche  Vorscliriftcn  zur 
Sicherheit  der  Arbeiter  in  den  Gruben  (Be- 
fähigung der  Betriebsleiter,  Besichtigungen) 
und  gewährt  den  Arbeitern  das  Recht, 
auf  ihre  Kosten  durch  Bergleute  Prüfungen 
der  Sicherheitsverhältnisse  des  Betriebes 
vornehmen  zu  lassen.  Dazu  kommen  Sicher- 
heitsvorkehrungen gegen  Selbstentzündung 
des  Kohlenstaubes,  über  Rettungswesen 
(V.  V.  30./VII.  1920)  und  namentlich  die  im 
4.  Abschnitt  über  Mindestlöhne  dargelegten 
Vorschriften. 

6.  Handelsangestellte  und  Gastwirt- 
schaften. Das  britische  G.  v.  29./in.  1912 
betr.  die  Konsolidierung  der  Laden- 


regelungsgesetze von  1892—1911  be- 
deutet den  vorläufigen  Abschluß  einer  im 
Jahre  1886  begonnenen  Reform.  In  diesem 
Jahre  war  dem  Parlamente  von  Sir  John 
,  Lubbock  ein  Gesetzentwurf  unterbreitet 
worden,  der  für  Personen  unter  18  Jahren 
eine  Maximalarbeitszeit  von  74  Stunden  in 
der  Woche  vorsah.  Den  Anlaß  zu  diesem 
Gesetzentwurf  gab  die  Erhebung  der  im 
Jahre  1883  begründeten  Ladenschlußliga 
(Shop  Hours  Leaguc)  über  die  Arbeitszeit 
und  die  hygienischen  Bedingungen  in  den 
Geschäften  Londons,  deren  Ergebnisse  der 
Präsident  der  Liga,  Thomas  Sutherst, 
unter  dem  Titel  ,,l)eath  and  Disease  behind 
the  Counter"  veröffentlicht  hatte.  Ein  Viertel 
der  Angestellten  arbeitete  90,  die  Hälfte 
80  Stunden  und  nur  ein  Viertel  weniger.  Wäh- 
rend die  i.  J.  1842  begründete  Frühladen- 
schlußvereinigung (Early  Giesing  Association) 
gehofft  hatte,  ohne  gesetzlichen  Zwang 
kürzere  Ladenschlußzeiten  zu  erwirken,  er- 
gab der  Bericht  des  Select  Gommittee  über 
den  Ladenschlußgesetzentwurf  von  1886 
die  völlige  Erfolglosigkeit  dieser  Bemühungen. 
Das  G.  v.  25./VL  1886  (Shop  llours  Regu- 
lation Act),  das  bis  zum  Ende  der  Parla- 
mentssession in  Kraft  bleiben  sollte,  bestimmte 
daher,  daß  jugendliche  Personen  untt^r 
18  Jahren  in  oder  in  der  Nähe  eines  Detail- 
oder Großhandelsgeschäfts,  Marktes,  Lagers, 
Warenhauses,  eines  konzessionierten  Wirts- 
hauses und  Restaurants  irgendeiner  Art  in 
der  Woche  nicht  länger  als  74  Stunden, 
einschließlich  der  Pausen,  beschäftigt  werden 
sollten  und  daß  dies  durch  Aushang  an  auf- 
fälliger Stelle  zur  Kenntnis  zu  bringen  sei. 
Eine  Buße  bis  zu  1  £  wurde  für  jede  gesetz- 
widrig beschäftigte  Person  angesetzt.  Fa- 
milienmitglieder, die  Wohnungsgenossen  des 
Arbeitgebers  sind,  wurden  ausgenommen. 
Das  Verfahren  gegen  Zuwiderliandlungen 
wurde  ähnlich  wie  in  den  Fabrik-  und  Werk- 
stattgesetzen von  1878  geregelt,  eine  Laden- 
inspektion jedoch  nicht  vorgesehen.  Ebenso 
wurde  kein  Ladenschlußzwang  ausgesprochen, 
obwohl  das  erste  Ladenschlußgesetz  von 
Victoria  (1885)  den  Gesetzgebern  bekannt 
war.  Das  Fehlen  der  Ladeninspektion  machte 
sich  während  der  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes ebenso  fühlbar,  wie  die  Notwendigkeit, 
auch  erwachsenen  Frauen  seine  Wohltaten 
zukommen  zu  lassen.  Doch  wurde  gegen  die 
Kürzung  der  Arbeitszeit  auch  der  Frauen 
geltend  gemacht,  daß  dies  zur  Entlassung 
weiblicher  Handelsangestellten  und  zu  ihrem 
Ersatz  durch  Männer  führen  würde.  Es  wurde 
also  durch  G.  v.  28./VI.  1892  das  Gesetz 
von  1886  einfach  erneuert,  aber  eine  Laden- 
inspektion fakultativ  eingefülirt,  d.  h. 
den  Lokalbehörden  anheimgestellt,  die  Laden- 
aufsicht nach  Analogie  der  Aufsicht  über 
Werkstätten  durchzuführen.  Ferner  wurden 
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ausdrücklich  Dienstboten  der  Ladenbesitzer 
von  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  ausge- 
schlossen. 

Inzwischen  war  die  Bewegung  für  einen, 
auch  auf  die  erwachsenen  Männer  sich! 
erstreckenden  Ladenschluß  immer  stärker  i 
geworden;  vor  allem  forderte  die  National 
Union  of  Shop  Assistants  den  Frühladen- 
schluß am  Samstag.     Ein  Gesetzentwurf 
Sir  John  Lubbocks  aus  dem  Jahre  1895 
übertrug  den  Lokalbehörden  die  Befugnis, 
auf  Ansuchen  von  zwei  Dritteln  aller  Laden- 
besitzer  Ladenschlußverordnungen   zu  er- 
lassen (Local  Option).  Der  Entwurf  gelangte 
nicht  zur  Verabschiedung.    Dagegen  wurde 
das  Bußen-  und  Abzugswesen  auf  Antrag 
Sir  Charles  Dükes  im  Truckgesetze i 
von  1896,  das  bisher  nur  auf  gewerbliche 
Arbeiter  (Workmen)   sich  bezogen   hatte,  ( 
auf  Ladenbedienstete  (Shop  Assistants)  er-  j 
weitert.  Derselbe  Abgeordnete  brachte  einen 
Entwurf  ein,   der  den  Ladenbediensteten 
folgende  Vorteile  sichern  sollte:  1.  Laden- 
schluß um  7  Uhr  abends  dreimal  in  der 
Woche;  2.  einen  Halbfeiertag  in  der  Woche; 
3.   Beschränkung  der  Ueberstunden  nach 
Ladenschluß;    4.    Maximalarbeitszeit  von 
60  Stunden  in  der  Woche;  5.  Gewähning 
von  Mahlzeitpausen;  6.  sanitäre  Vorscliriften 
und  7.  Gewährung  von  Sitzgelegenheiten 
für  Frauen.  Nur  diese  letztere  Vorkehrung 
ist  durch  das  G.  v.  O./VIIL  1899  zunächst; 
in  Wirksamkeit  getreten.  | 

Erst  dem  G.  v.  15./VIIL  1904  gelang  es, ! 
die  Regelung  des  Ladenschlusses  anzu- 
bahnen.    Dies  geschah  zunächst  auf  der 
Grundlage  der  Local  Option  (Zustimmung 
der  Zweidrittelmehrheit  der  Ladenbesitzer ! 
zum  ortsbehördliehen  Schließungserlaß  mit ' 
Bestätigungs-   und   Widerrufsbeiiugnis   der , 
Zentralbehörden);    die    Schlußstunde    darf  j 
an  keinem  Wochentag  vor  7  Uhr  abends 
fallen,    mit   Ausnahme   eines  bestimmten 
Wochentags,  an  welchem  sie  nicht  vor  1  Uhr 
nachmittags  fallen  darf.   Der  Vollzug  dieses  , 
Gesetzes  brachte  keine  Besserung  in  der 
Arbeitszeit  des  Detaühandels.     (Die     Er- ! 
hebungen  von  1901  hatten  ergeben,  daß  | 
84  Arbeitsstunden  per  Woche,  also  rund 
14    Stunden   per   Tag   den  Durchschnitt 
bildeten  und  die  ,, Zustände  dieselben  seien 
wie  1886  oder  noch  schlimmer").  Das  Home 
Office  stellte  fest,  daß  die  Frühladensschluß- 
verordnungen  der  Ortsbehörden  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  1904  an  der  Gegnerschaft 
der  Lokalbehörden  gescheitert  seien.   Daher  ! 
nahm    denn    die    Regierung    i.    J.  1911 
den  Grundsatz  der  Regelung  der  Arbeits- 
zeit der  Handlungsgehilfen  in  einem 
Regicrungsentwurf e  wieder  auf.  Sie 
schlug   vor,    eine   Maximalarbeitszeit  von 
60  Stunden  pro  Woche,  ausschließlich  der 
Mahlzeitpausen,  und  mit  einem  Halbfeiertag 


pro  Woche  gesetzlich  einzuführen,  Ueberzeit 
dann  zu  gestatten,  wenn  den  Handlungs- 
gehilfen eine  oder  zwei  Wochen  vollbezahlten 
Urlaubs  gewährt  werden,  und  die  Ortsbehör- 
den zu  verpflichten,  Aufsichtsbehörden  zu  er- 
nennen. Gleichzeitig  sollte,  wie  der  Minister 
des  Innern,  W.  Churchill,  hervorhob, 
die  Frage  der  Sonntagsruhe  im  Handels- 
gewerbe, der  jüdischen  Sabbatruhe  und  der 
Schankwirtsgehilfen  in  Irland  eine  Regelung 
erfahren.  Die  Kürzung  der  Arbeitszeit 
auf  60  Stunden  begegnete  solchen  Schwierig- 
keiten, daß  die  Regierung  diese  Klausel 
aufgab,  um  wenigstens  die  Mahlzeitpausen 
und  den  Halbfeiertag  zu  retten.  In  dieser 
Gestalt  ist  das  KonsolidierungsG.  v. 
29./III.  1912  entstanden,  dessen  Haupt- 
bestimmungen die  folgenden  sind:  Gesetz- 
liches Verbot  der  Beschäftigung  von  Laden- 
gehilfen an  wenigstens  einem  Wochentage 
nach  11/2  Uhr  nachmittags  (ausgenommen 
die  Woche  vor  dem  Bankfeiertag);  hiervon 
sind  nur  Handlungsgehilfen  ausgenommen, 
die  2  Wochen  bezahlten  Urlaub  im  Jahre  er- 
halten. Gewährung  gesetzlicher  Essenspausen 
an  die  nicht  in  Hausgemeinschaft  mit  dem 
Ladenbesitzer  wohnenden  Gehilfen  (in  der 
Regel  20  Minuten  nach  höchstens  6  Stunden). 
Verbot  der  Beschäftigung  von  Personen  im 
Alter  von  weniger  als  18  Jahren  während 
mehr  als  74  Stunden  pro  Woche.  Bei- 
stellung von  mindestens  einer  Sitzgelegen- 
heit für  je  drei  in  einem  Räume  beschäftigte 
weibliche  Ladengehilfen.  Gesetzlicher  Laden- 
schluß an  einem  Wochentag  spätestens 
um  1  Uhr  nachmittags;  die  Feststellung 
dieses  Tages  erfolgt  auf  Grund  von  Er- 
hebungen über  die  Wünsche  der  Mehrheit 
der  Ladeninhaber  durch  die  Ortsbehörde. 
An  den  übrigen  Wochentagen  wird  der 
Ladenschluß  nach  den  Vorschriften  des 
Gesetzes  von  1904  fakultativ  von  der  Orts- 
behörde geregelt,  wozu  es  des  Einverständ- 
nisses einer  Zweidrittelmehrheit  der  Laden- 
besitzer bedarf. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über 
Arbeitszeit  wurden  sodann  auf  Anregung  der 
Verbände  der  Erfrischu ngs-  und  Kaffee- 
hausbesitzer, sowie  der  Ciewerkvereine  der 
Kellner  durch  G.  v.  7./III.  1913  ihren  Be- 
dürfnissen angepaßt:  Höchstarbeitszeit  ein- 
schließlich Pausen  65,  2  Stunden  Pause 
(%  an  Halbfeiertagen);  nach  längstens 
6  stündiger  Arbeit  eine  mindestens  halb- 
stündige Pause  (außer  Familienmitglieder). 
32  ganze  Ruhetage  an  Wochentagen  (davon 
6  vollbezahlte  Wochentage),  26  ganze  Sonn- 
tage (womöglich  jeder  dritte)  im  Jahre 
und  Aushang  dieser  Bestimmungen  ist 
vorgeschrieben. 

7.  Eisenbahnbetrieb.  Nachdem  seit 
langer  Zeit  berechtigte  Klagen  des  Personals 
wegen    übermäßiger    Arbeitszeit  bekannt 
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geworden  waren,  und  im  Hinblick  auf  das 
Interesse,  das  alle  Reisenden  an  der  Zu- 
verlässigkeit der  Eiscnbalinbediensteten 
haben,  ist  die  Regelung  der  Arbeitszeit 
erwachsener  Männer  im  Transportdienste 
durch  den  Railway  Regulation  Act, 
1893,  erfolgt.  Man  stand  allerdings  in  der 
Einflußsphäre  der  großen  Eisenbahngescll- 
schaftcn;  daher  wurden  nach  dem  Vorschlag 
eines  parlamentarischen  Ausschusses  weder 
im  allgemeinen  noch  für  einzelne  Personal- 
klassen Beschränkungen  der  Arbeitszeit 
vorgenommen,  sondern  folgendes  Verfahren 
eingeführt.  Das  Handelsamt  (Board  of 
Trade)  ist  ermächtigt,  Beschwerden  von 
Eisenbahnbediensteten  —  jedoch  nicht  von 
Angestellten  in  Bureaus  oder  Werkstätten 
—  anzunehmen  oder  zu  prüfen.  Findet 
das  Amt  die  Arbeitszeit  übermäßig  oder 
die  Pausen  ungenügend,  so  soll  es  die 
Eisenbahngcscllschaft  veranlassen,  einen 
Dienstplan  aufzustellen,  womit  den  Be- 
schwerden unter  Berücksichtigung  der  Ver- 
kehrs- und  Arbcit.sverhältnisse  abgeholfen 
wird.  Kommt  die  Eisenbahngesellschatt 
dieser  Aufforderung  nicht  nach  oder  wird 
der  vom  Amt  gebilligte  Dienstplan  nicht 
eingehalten,  so  sollte  das  Amt  die  Angelegen- 
heit vor  die  ,, Railway  and  Canal  Com- 
missioners"  (ein  Verwaltungsgerichf)  bringen, 
dessen  Entscheidung  bei  Vermeidung  einer 
Strafe  bis  zu  100  £  für  jeden  Tag  zu  befolgen 
ist.  Die  Berichte  über  die  Ausführung  des 
Gesetzes  ließen  günstige  Folgen  erkennen. 
Fälle  von'ungcwühnlicli  langen  Arbeitszeiten, 
die  im  ersten  Jahre  vorkamen,  sind  schon 
nach  Angabe  des  zweiten  Berichts  ver- 
schwunden. 

Der  Railway  Employment  (Prevcn- 
tion  of  Accidents)  Act  1900  gab  dem  Board 
of  Trade  die  Befugnis,  geeignete  Maßnahmen 
anzuordnen,  um  die  Gefahren  des  Eisenbahn- 
dienstes zu  vermindern.  Besondere  Eisen- 
bahninspektoren sicherten  die  Durchführung 
dieser  Gesetze. 

Während  des  Weltkrieges  übernahm  die 
Regierung  auf  (jrund  des  Wchrniachtgesetzcs 
1871  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  und  be- 
hielt sie  durch  das  Transportniinisteriiims- 
gesetz  von  1919  bei.  Da  diese  Maßregeln  im 
August  1921  erlöschen  sollten,  gab  schon  im 
Juni  1920  der  Transportminister  Sir  Eric 
Geddes  die  Neuorganisation  bekannt.  An 
Stelle  der  erwarteten  Eisenbahnverstaat- 
liehung  trat  durch  G.  über  Reorganisa- 
tion und  weitere  Regelung  des  Eisen- 
bahnwesens V.  19./Vm.  1921  das  Ver- 
langen des  Gesetzgebers  nach  Fusionierung 
der  Eisenbalingesellschaften  durch  „kon- 
stituierende Kompagnien",  die  die  „subsi- 
diären" Gesellschaften  absorbieren  sollen. 
Dagegen  behielt  man  die  seit  1919  wirksamen 
Maßregeln  zur  Regelung  der  Löhne  fest:  in 


I  Ermangelung  von  Tarifverträgen  sind  Strei- 
tigkeiten über  Lohnsätze,  Dienstzeit  u.  ä. 
dem  Zentrallohnamte  (Central  Wages 
Board;  und  in  zweiter  Instanz  dem  Natio- 
nallohnamte (National  Wages  Board)  vor- 
zulegen. Die  früher  den  (iesellschaften  allein 
zustehende  Regelung  der  Stundenpläne  usw. 
wird  nun  paritätischen  Räten  (Whit- 

I  Icyschen  Joint  standingCouncils)  übertragen; 
über  diesen  steht  ein  aus  fj  Direktoren  der 
Eisenbahnabrechnungsstelle  und  6  Ver- 
tretern der  Eisenbahner-  und  Beamten- 
verbände gebildeter  Ausschuß,  dessen 
Pläne  12  monatlicher  Kündigung  unter- 
liegen (frühestens  am  l./l.  1923).  Von 
der  paritätischen  Konferenz  jeder  Eisen- 
bahngesellschaft kann  an  die  Zentralkon- 
ferenz  Großbritanniens  Berufung  eingelegt 
werden.  Die  bereits  früher  eingesetzten 
Schlichtungsämter  werden  durch  das  Gesetz 
von  1921  zu  Organen  einer  Arbeits- 
gemeinschaft umgebildet:  das  Zentral- 
lohnamt  wird   paritätisch    gebildet  aus 

\  8  Vertretern  der  Gesellschallen  einerseits,  von 
4  Vertretern  der  Nationalgewerkschaft  der 
Eisenbahner,  2  von  der  Vereinigten  Gesell- 
schaft derLokomotivführer  und  Heizer,  2  vom 

I  Eisenbahnbeamtenverband.  Das  National- 
lohnamt besteht  aus  6  Vertretern  der 
Eisenbahngcsellschaften,  6  Vertretern  des 
Eisenbahnpcrsonals  und  4  Vertretern  der 
Eiscnbahnbenützer,  mit  einem  unabhängigen 
vom  Arbeitsminister  zu  ernennenden  Ob- 
mann. Von  den  4  Vertretern  der  Eiscn- 
bahnbenützer ist  zu  ernennen:  einer  vom 
parlamentarischen  Ausschuß  des  Gewcrk- 
vereinskongresses,  einer  vom  Konsumge- 
nossenschaftsverbandc  (Co-ojierative  Union), 
einer  von  der  Vereinigung  britischer  Handels- 
kammern und  einer  vom  Bunde  britischer 
Industrien  (Föderation  of  British  In- 
dustries). 

8.  Handelsschiffahrt.  Die  ältere  Gesetz- 
gebung ist  in  dem  Merchant  Shipping  Act 
1894  zusaniniengelaßt  und  durch  eine  No- 
velle vom  Jahre  190G  ergänzt.  Durch  diese 
Gesetzgebung  wird  die  Werbung  und  der 
Abschluß  der  Verträge  geregelt;  Vorschriften 
werden  erlassen,  um  Unfällen  von  Schiff 
und  Personal  vorzubeugen;  die  Verpflegung 
an  Bord  und  ein  Mindestraum  zum  Schlafen 
(120  Kubikfuß)  sind  festgesetzt,  die  Rechte 
auf  I^ohnzahlung  und  Heimsendungen  von 
Geld  gesichert,  ebenso  Fürsorge  im  Falle  der 
Erkrankung  oder  Zurücklassung.  Das  G. 
V.  23./XII.  1920  unterwirft  die  Schiffahrt 
den  internationalen  Gnindsätzen  des  Kin- 
derschutzes (Verbot  der  Beschäftigung 
jüngerer  als  14  jähriger  außer  in  Familien- 
betrieben usw.) 

9.  Vollzug  des  Arbeiterschutzes.  Straf- 
sätze. Die  Uebertretungen  der  Vorschriften 
der  Arbeiterschutzgesetze  unterliegen  Bußen, 
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die  beispielsweise  bei  gesetzwidriger  Verwen- 
dung geschützter  Personen  1  £  als  Mini- 
mum für  jeden  Fall  betragen,  ebenso  bei 
Nichtdarbietung  von  Sitzgelegenheit  (Gesetz 
von  1899).  Bei  drohender  Gesundheits-  und 
Lebensgefahr  kann  auf  Antrag  des  Inspek- 
tors der  Betrieb  eingestellt  (FWA.  S.  95), 
einem  Bergverwalter  bei  schwerer  Un- 
fähigkeit und  Nachlässigkeit  seine  Lizenz 
entzogen  werden  (Goal  Mines  Reg.  Acts  1887 
S.  27).  Uebertretungen  der  Truckverbote 
(Truck  Act  1831  S.  9)  sind  mit  einem  Maxi- 
mum von  10  £,  bei  Rückfall  mit  derselben 
Summe  als  Minimum,  bei  späteren  Wieder- 
holungen mit  100  £  im  Maximum  bedroht. 
Uebertretungen  der  Gesundheitsvorscliriften 
in  Bäckereien  werden  mit  höchstens  2  £ 
und  5  sh  jeden  weiteren  Tag  bestraft  (FWA. 
S.  97,  98). 

Der  Staatssekretär  des  Innern  steht 
an  der  Spitze  der  Vollzugsorgane  des  Ar- 
beiterschutzps.  Unter  ihm  stehen  die  Fabrik-, 
die  Bergbauinspektoren,  er  hat  die  Oberauf- 
sicht über  die  Durchfülirung  der  Gesundheits- 
gesetze durch  die  Lokalbehörden.  Nur  die 
Eisenbahninspektoren  sind  dem  Handels- 
amte unterstellt.  Ueber  seine  Befugnisse 
Verordnungen  zu  erlassen,  die  Pflicht,  ge- 
wisse Verordnungen  durch  40  Tage  vor  ilirem 
Inkrafttreten  Ijeiden  Häusern  des  Parla- 
mentes vorzulegen,  über  seine  Macht,  beim 
Versagen  der  Lokalbehörden  seine  eigenen 
Aufsichtsorgane  mit  dem  Vollzüge  zu  be- 
trauen, ist  an  entsprechender  Stelle  bereits 
gesprochen  worden.  Die  britische  Fabrik- 
und Werkstätteninspektion  (seit  1833  Fabrik-, 
seit  1871  auch  Werkstätteninspektion)  ist  die 
älteste  der  Welt.  Es  ist  ihrer  Organisation 
zu  verdanken,  sowie  der  Persönlichkeit 
hervorragender  Männer,  die  ilire  Leitung 
übernahmen,  und  ihrem  steten  Kontakt  mit 
Technik  und  Wissenschaft,  wenn  sie  der 
Gefahr  der  Verknöcherung  oder  Politisie- 
rung entgangen  ist.  Diese  Organisation 
ist  eine  zentrale.  An  der  Spitze  des  Aufsichts- 
dienstes steht  der  Chefinspektor  (seit 
1908  auch  ein  Chefinspektor  für  Bergbau). 
Das  Factory  Department  bestand  1919 
aus  1  Chefinspektor,  2  Stellvertretern,  2  ärzt- 
lichen Inspektoren,  1  Elektrizitätsinspektor, 
1  Inspektor  für  gefährliche  Betriebe,  3  andere 
der  Zentrale  zugeteilte  Inspektoren,  1  Vor- 
stand der  weiblichen  Inspektion.  In  den 
6  Inspektionsbezirken:  6  Oberinspektoren, 
51  Bezirks-  und  59  andere  Inspektoren, 
51  Assistenten,  6  Seniorinspektorinnen,  11 
andere  Inspektorinnen,  1  Inspektor  für 
Lohnangaben  in  der  Textilindustrie  mit 
4  Assistenten.  Die  weibliche  Inspektion  seit 
1893  auf  Eingabe  der  Womens  Trade  Union 
League  begründet  und  von  hervorragender 
Tüchtigkeit  (Miß  May  Abraham  u.  a.)  bildet 
eine  besondere  Abteilung.  Die  Befugnisse  der 


Inspektoren  bestehen  in  dem,, Recht  des  freien 
Eintritts,  der  Besichtigung  und  Prüfung  von 
Fabriken  oder  Werkstätten  zu  allen  passen- 
den Zeiten  bei  Tag  und  Nacht  und  jeder  ihrer 
Teüe,  wenn  er  ein  begründetes  Motiv  zur  An- 
nahme besitzt,  daß  irgendeine  Person  dort 
beschäftigt  ist".  Sie  haben  ferner  das  Recht, 
die  Arbeiter  privatim  auszufragen  und  über 
diese  Aussagen  einen  Revers  unterzeichnen  zu 
lassen.  Sie  haben  das  Recht  auf  Vorlage 
bestimmter  Bücher,  Arbeiterverzeichnisse, 
Nachweise.  Sie  müssen  bei  der  Bewilligung 
der  Baupläne  von  Zündholz  und  von  Blei 
verarbeitenden  Fabriken  (nicht  anderer 
Fabriksbauplänen)  herangezogen  werden. 
Jeder  Unfall  muß  ihnen  gemeldet  werden. 
Sie  sind  zu  Stillschweigen  über  ihre  Wahr- 
nehmung der  Oeffentliehkeit  gegenüber 
verpflichtet.  Die  Organe,  deren  Mitarbeit 
dabei  in  bestimmten  Fällen  nötig  ist,  sind 
einmal  Lokalbehörden  (Gesundheitsbeamte, 
Bezirksausschüsse),  zweitens  die  vom  Chef- 
inspektor ernannten  Amtsärzte,  „zeugnis- 
befugte Aerzte"  (certifying  surgeons),  die 
zwar  Privatpraxis  ausüben,  aber  nicht  durch 
irgendein  materielles  Interesse  von  den 
Fabriken  des  Bezirkes  abhängig  sein  dürfen. 
Die  Stellung  der  Inspektoren  ist  sehr  un- 
abhängig. Der  Inspektor  ist  nur  seinem 
Vorgesetzten  im  Fabriksdepartemeut  ver- 
antwortlich. Wenn  hier  ein  Inspektor 
seinen  detaillierten  und  motivierten  Straf- 
antrag bei  seinem  Oberinspektor  (oder  der 
Oberinspektorin)  stellt  und  dieser  von  dem 
Vorgesetzten  genehmigt  wird,  so  hat  der 
Inspektor  in  eigenem  Namen  vor  dem 
Summargerichte  (Polizei-  oder  Sheriffgericht, 
vor  der  Quartalssession  als  Berufungs- 
instanz oder  dem  Obergericht  in  Rechts- 
auslegungsfragen) Klage  zu  erheben,  ohne 
sich  eines  Anwaltes  bedienen  zu  müssen. 
Ebenso  erheben  die  lokalen  Gesundheits- 
inspektoren selbständig  Klage.  Die  weib- 
lichen Inspektoren  müssen  Klage  durch  ihre 
männlichen  Kollegen  erheben  lassen.  Nur 
die  Berginspektoren  bedürfen  zur  Einleitung 
des  Verfahrens  der  ministeriellen  Genehmi- 
gung. Mit  besonderer  Genehmigung  des  Mi- 
nisters können  im  Bergbau  auch  andere  Per- 
sonen Klage  erheben.  Dem  Chefinspektor 
liegt  die  jälirliche  Berichterstattung  an 
seinen  Chef,  den  Minister  des  Innern,  ob. 
In  der  Einleitung  dieses  Berichtes  werden 
die  Hauptänderungen  gegen  frühere  Berichts- 
perioden hervorgehoben  (z.  B.  1914—1919 
die  Abnahme  der  Werkstätten  um  8000,  z.  T. 
durch  Elektrifizierung  und  Verwandlung 
in  Fabriken,  die  um  13  396  zunahmen), 
über  Neuerungen  der  Gesetzgebung  und 
Aenderungen  in  Beamtenstatus.  Im  1.  Ab- 
schnitt wird  die  Konjunktur  besprochen, 
im  2.  die  Unfallverhütung,  im  3.  die 
gefährlichen  Betriebe,  im  4.  die  Elektri- 
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fizierung  der  Industrie,  im  5.  Betriebshy- 
giene, im  6.  Berufskrankheiten,  im  7.  neue 
Berufskrankheiten  (Zwirnerkrampf),  im 
8.  Wohlfahrtseinrichtungen,  im  9.  erste 
Hilfe,  im  10.  Arbeitszeit,  im  11.  Nachtarbeit 
der  Jugendlichen,  im  12.  Seidenindustrie,  im 
13.  Arbeiterausschüsse  und  Gewerkämter. 
Statistische  Tabellen  beschließen  den  Be- 
richt. Einige  Daten  aus  diesen  Tabellen 
seien  hier  noch  aufgeführt.  Die  Zahl  der 
Inspektoren  blieb  von  1914-1919  auf  der 
Ziffer  von  222;  die  Zahl  der  registrierten 
Fabriken  stieg  von  123  058  auf  135  459,  die 
der  Werkstätten  sank  von  153  797  auf  145737. 
Regulierte  und  gefährliche  Industrien  stiegen 
von  69  650  auf  77957.  In  beiden  Jahren  gab 
es  fast  gleichviel  Niclittextilbetriebe  unter 
Zwang  der  Stücklohnangabc  bei  Arbeitsüber- 
nahme (28000,  28678)  und  eine  kleine  Zu- 
nahme der  Textilbetriebe  (10263  auf  10787). 
Der  Krieg  machte  sich  in  der  Abnahme  dar 
effektiven  Inspektionen  bemerkbar:  Sinken 
in  Fabriken  von  187740  auf  147379,  in 
Werkstätten  von  238594  auf  145G01 ;  der  vor 
Beginn  oder  nach  Schluß  der  Arbeit  vorge- 
nommenen Inspektionen  von42()29  auf  20804, 
der  mehrmaligen  Besuche  eines  Betriebes 
von  71545  auf  44331,  der  Strafverfolgungen 
von  2852  auf  1127.  Es  ist  der  Personalmangel, 
der  aus  diesen  Ziffern  spricht.  Die  In- 
spektoren nehmen  an  zahlreichen  sozial- 
politischen Erhebungen  und  Kommissionen 
teil  (Social  Committees  der  Arbeiter,  Medical 
Research  Board  u.  a.).  Die  Erkenntnis 
ihrer  rein  sachlich  orientierten  Tätigkeit 
hat  seit  dem  Kriege  selbst  Unternehmer 
veranlaßt,  sich  an  sie  mit  der  Bitte  um  Rat 
und  um  Besuch  ihrer  Werke  zu  wenden, 
ohne  daß  da»  Vertrauen  der  Arbeiter  er- 
schüttert worden  wäre.  Die  Teilnahme  der 
Arbeiter  an  der  Inspektion  ist  nur  dann 
beschränkt,  wenn  ihr  Bildungsstand  in  tech- 
nischen oder  hygienischen  Fragen  versagt. 
Da  die  Prüfungen  für  Inspektionsassistenten 
nicht  schwer  sind,  ist  ein  großer  Teil  dieser 
Assistenten  aus  der  Arbeiterklasse  hervor- 
gegangen. Im  Bergbau  haben  die  Arbeiter 
das  Recht,  Sicherheitsmänner  auf  eigene 
Kosten  anzustellen,  denen  einmal  im  Monat 
die  Inspektion  gestattet  werden  muß. 
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II.  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung 
in  Deutschland'). 

A.  GeschichtlicheEntwicklung.  1.  Preu- 
ßen.  2.  Bayern.   3.  Sachsen.   4.  Württemberg. 

6.  Baden.    6.  Die  übrigen  deutschen  Staaten. 

7.  Reichsgesetzgebung:  Von  der  Novelle  von  1878 
bis  zur  Novelle  von  1891.  8.  Die  Novelle  von 
1891  (Lex  Berlepsch).  9.  Sonstige  Reichsgesetze. 

10.  Jüngste  Entwicklung.  B.  Geltendes  Recht. 
I.    Geltungsgebiet    und  Zuständigkeit. 

11.  Sonderschutz  der  Kinder  und  Lehr- 
linge. 1.  Beschäftigungsverbote.  2.  Verbot  der 
Nachtarbeit,  Maximalarbeitszeit,  Arbeitspausen. 
3.  Lehrlingsschutz,  a)  Allgemeine  Bestimmungen, 
b)  Handwerkslehrlinge,    c)  Handlungslehrlinge. 

III.  Sonderschutz  der  jugendlichen  Ar- 
beiter. 1.  Beschäftigungsverbote  und  Beschrän- 
kungen der  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen  und 
während  des  Beicht-  und  Konfirmandenunter- 
richts. 2.  Verbot  der  Anleitung  durch  Bescholtene. 

3.  Rücksichtnahme  auf  Gesundheit  und  Sittlich- 
keit. 4.  Fortbildungsunterricht.  6.  Lohnzahlung. 

IV.  Sonderschutz  der  Arbeiterinnen.  1.  Ver- 
bot der  Nachtarbeit.  2.  Mutterschutz.  S.Beschäf- 
tigung in  ungesunden,  gefährlichen  Industrien. 

4.  Strafbestimmungen.  V.  Höchstarbeits-  und 
Mindestruhezeit.  1.  Allgemeine  für  alle  Ar- 
beiter gültige  Vorschriften.  2.  Der  sanitarische 
Höchstarbeitstag.  3.  Für  kaufmännische,  Bureau- 
und  technische  Angestellte.  4.  Die  Verbände  land- 
wirtschaftlicher Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer. 
VI.  Arbeitsruheschutz  an  Sonn-  und 
Festtagen.  VII.  Gesundheitsschutz,  Un- 
fallverhütung, Sittlichkeits  Vorschriften. 

VIII.  Vertragsrecht  und  Aufkündigung. 

IX.  Arbeitszeugnis  und  Arbeitsbuch. 
1.    Arbeitszeugnisse.      2.    Das  Arbeitsbuch. 

X.  Truckverbot  und  Lohnzahlungswesen. 

XI.  Arbeitsordnungen;  Mitspracherecht 
der  Betriebsräte.  XII.  Strafbestim- 
mungen. XIII.  Kontrollmittel  und  Voll- 
zug. XIV.  Tarifrecht  und  beruflicher  Son- 
derschutz. 1.  Tarifverträge.  2.  Bergarbeiter. 
3.  Heimarbeiter.  4.  Die  Apothekergehilfen  und 
-lehrlinge.  5.  Verkehrsgewerbe.  XV.  Ausblick. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Preußen.  Am  Ausgange  des  18.  Jahrh. 
trägt  die  deutsche  Volkswirtschaft  rein  agrarisch- 
zünftigen Charakter;  es  gibt  keine  Arbeiterklasse, 
nur  verstreute  Gruppen  von  Lohnarbeitern  mit 
starkem  Standesgeiühl;  die  Bergknappen,  die 
Glas-  und  Hüttenarbeiter,  die  zünftigen  Ge- 
sellen; diese  lebten  noch  zum  größten  Teil  in 
Kost  und  Logis  bei  ihren  Meistern.  Das  all- 
gemeine Landrecht  für  die  preußischen  Staaten 
enthält  T.  II  Tit.  8  §§  278-400  das  Normal-In- 
nungsrecht jener  Epoche,  das  Pflichten  und 
Rechte  von  Meister,  Gehilfen  und  Lehrling 
festsetzt.  Als  nun  durch  das  Gewerbesteueredikt 
von  1810  der  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  in 
Preußen  proklamiert  wurde,  wurde  auch  die 
Mehrzahl  der  alten  landrechtlichen  Schranken 
hinfällig  (G.  v.  7./IX.  1811,  §§  7-11  GS.  S.  263). 
Nunmehr  erfolgte  vor  allem  im  Rheinland,  die 

')  In  dem  nachfolgenden  Aufsätze  ist  der 
entsprechende  Artikel  von  v.  Landmann  in  der 
3.  Aufl.  dieses  ,, Handwörterbuchs"  in  seinen  von 
der  Entwicklung  nicht  überholten  Teilen  viel- 
fach benutzt  worden. 


Gründung  von  Spinnereien,  die  der  Einfuhr 
billiger  englischer  Garne  die  Stirn  boten.  Schon 
1828  berichtete  der  Generalleutnant  v.  Horn, 
daß  „wol  infolge  der  Nachtarbeit  der  Fabrik- 
kinder" die  Fabrikbezirke  Preußens  ihr  Kontin- 
gent zum  Ersatz  der  Armee  nicht  mehr  voll- 
ständig stellten.  Vergeblich  verlangte  Fried- 
rich Wilhelm  III.  durch  Kabinettsorder  gesetz- 
liche Abhilfe.  Erst  dem  Drängen  des  Oberpräsi- 
denten von  Bodelschwingh  und  des  Barmer 
Fabrikanten  Schuchard  auf  dem  Rheinischen 
Provinziallandtage,  die  auf  die  in  England 
durch  das  Gesetz  von  1833  erwiesene  Möglich- 
keit einer  Regelung  hinwiesen,  gelang  es,  die 
Regierung  sowohl  zu  einer  Erhebung  über  Kin- 
derarbeit, als  zum  Erlaß  eines  Fabrikregulativs 
vom  9./in.  1839  zu  veranlassen. 

Die  Enqueten  über  Kinderarbeit  ergaben,  daß 
z.  B.  in  Berlin  1610  Kinder  und  Jugendliche 
täglich  11  —  14  Stunden,  in  manchen  Betrieben 
auch  nachts,  arbeiteten.  Nadelfabriken  und 
Spinnereien  erwiesen  sich  als  besonders  gesund- 
'  heitsschädlich.  Daher  verlangte  der  Rheinische 
I  Provinziallandtag  in  seiner  Petition:  Zulassungs- 
alter 9  Jahre  (wie  England),  ferner  Nachweis  der 
i  absolvierten  3  jährigen  Schulpflicht.  Jugend- 
I  liehe  sollen  nicht  länger  als  10  Stunden  einschließ- 
!  lieh  2  Stunden  Pausen  (8  Stunden  effektiv), 
1  beschäftigt  werden;  sie  sollen  in  den  Pausen  sich 
1  in  freier  Luft  tummeln  können.  Das  Regulativ 
I  von  1839  verwirklichte  diese  Wünsche,  setzte 
j  aber  die  Dauer  der  Pausen  auf  Iii  Stunden 
herab,  fügte  das  Gebot  der  Sonn-  und  Feiertags- 
ruhe und  das  Verbot  der  Nachtarbeit  hinzu,  ver- 
langt die  Führung  von  Arbeiterverzeichnissen 
der  Jugendlichen  und  führt  Höchstbußen  von 
6  Tlrn.  für  jede  gesetzwidrig  verwendete 
Person  ein.  Als  Jugendliche  wurden  nicht, 
wie  in  England,  Personen  unter  18,  sondern  nur 
unter  16  Jahren  betrachtet,  ,,da  der  Staats- 
minister der  Ansicht  war,  daß  in  Deutschland 
die  Vollendung  des  16.  Lebensjahres  die  Periode 
bilde,  in  der  das  allgemeine  und  körperliche 
Wachstum  hinlänglich  vorgeschritten  sei,  um 
größere  körperliche  Anstrengungen  auszuhalten". 
In  bezug  auf  das  sachliche  Geltungsgebiet  — 
das  Regulativ  bezog  sich  auf  alle  Bergwerke, 
Fabriken,  Poch-  und  Hüttenwerke,  nicht  nur 
Textilfabriken  —  sowie  in  bezug  auf  den  Schutz 
der  Jugendlichen  von  14—16  Jahren  war  Preußen 
weiter  gegangen  als  England  (England:  9—13:  48, 
14—18:  69  Stunden  wöchentlich;  Preußen:  9  bis 
16:  51  Stunden).  Dagegen  fehlte  es  an  Vollzugs- 
organen. Erst  durch  das  G.  v.  16./V.  1863 
wird,  wo  sich  dazu  ein  Bedürfnis  ergibt,  eine 
staatliche  Inspektion  eingeführt.  Die  Kinder- 
arbeit unter  12  Jahren  wird  beseitigt  (Eng- 
land erst  1901).  Die  Arbeitszeit  beträgt  für 
Kinder  von  12—14  Jahren  ohne  Pausen  6  Stun- 
den (36  gegen  30-411/,  in  England  im  Halb- 
zeitsystem). Die  Sonntagsruhe  wird  gesichert. 
Im  übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  von 
1839  bestehen.  Beide  Gesetze  wurden  (V.  v. 
22./IX.  1867)  in  den  neu  erworbenen  Landes- 
teilen eingeführt  und  von  der  GO.  für  den 
Norddeutschen  Bund  v.  21. /VI.  1869  rezi- 
piert. Es  kam  hier  noch  die  Verpflichtung  des 
Unternehmers  hinzu,  Vorsorge  für  Unfallver- 
hütung zu  treffen  (§  107);  die  für  die  Fabriken 
geltenden  Vorschriften  wurden  auch  auf  die 
Arbeiter  des  Bergbaus,  der  Aufbereitungsan- 
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stalten,  der  Untertagsbauten  in  Brüchen  oder 
Gruben  ausgedehnt. 

Für  den  Schutz,  der  Handwerksgehilfen  hatte 
Preußen  durch  die  allgemeine  GO.  v.  17./I.  1846 
(GS.  S.  41),  die  im  allgemeinen  gewissen  Grund- 
sätzen des  prcußisclien  Landrechts  folgte, 
Vorsorge  getroffen.  In  bezug  auf  den  Ar- 
beiterschutz schreibt  dieses  Gesetz  namentlich 
vor,  daß  die  Ortspolizeiobrigkeit  darauf  zu 
achten  habe,  daß  bei  Beschäftigung  und  Be- 
handlung der  Gesellen  und  Lehrlinge  die  gebüh- 
rende Rücksicht  auf  Gesundheit  und  Sittlich- 
keit genommen  und  denjenigen,  welche  des 
Schul-  und  Keligionsunterrichls  bedürfen,  Zeit 
dazu  gelassen  werde.  Außerdem  trifft  dasselbe 
nähere  Bestimmungen  zum  Schutze  der  Lehr- 
linge. Durch  die  V.  v.  9./II.  1849  betr.  die  (fakul- 
tative) Errichtung  von  Gewerberäten  usw. 
(GS.  S.  93  ff.)  wurde  ausgesprochen,  daß  zum 
Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen  niemand  ver- 
pflichtet ist,  vorbehaltlich  der  anderweitigen 
Vereinbarung  in  Dringlichkeitsfällen.  Ferner 
wurde  bestimmt,  daß  die  tägliche  Arbeitszeit 
der  Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Fabrik- 
arbeiter vom  Gewerberate  für  die  einzelnen 
Ifandwerks-  und  Fabrikzwoigo  nach  Anhörung 
der  Beteiligten  festzusetzen  sei.  Die  Tätigkeit 
der  Gewerberätc  erwies  sich  als  ziemlich  erfolglos. 
Endlich  enthielt  diese  Verordnung  das  Verbot  des 
sog.  Trucksystems:  Fabrikinhaber  sowie  alle 
diejenigen,  welche  mit  Ganz-  oder  Ilalbfabrika- 
tion  Handel  treiben,  wurden  verpflichtet,  die 
Arbeiter  in  barem  Gelde  zu  befriedigen,  und  zu- 
gleich wurde  denselben  verboten,  den  Arbeitern 
Waren  zu  kreditieren. 

Nach  Errichtung  des  Deutschen  Reiches  wurde 
sodann  die  GO.  für  den  Norddeutschen  Bund 
am  l./I.  1871  in  Südhessen,  am  l./I.  1872  in 
Württemberg  und  Baden,  am  l./I.  1873  in 
Bayern,  endlich  am  l./L  1889  in  Elsaß-Loth- 
ringen eingeführt. 

In  materieller  Hinsicht  bedeutete  die  Aus- 
dehnung der  preußischen  Vorschriften  auf  das 
übrige  Deutsrnland  eine  Erweiterung  des  Ar- 
beiterschutzes, da  in  den  übrigen  Staaten  die 
Arbeiterschulzgesetzgebung  teils  weniger  ent- 
wickelt war,  teils  überhaupt  nicht  existierte. 

2.  Bayern.  In  Bayern  war  durch  die  GO.  v. 
ll./IX.  1825  das  Konzessionssystem  eingeführt. 
Die  zum  Vollzüge  dieses  Gesetzes  erlassenen 
Instruktionen  enthielten  auch  Bestimmungen 
über  das  Verhältnis  der  Gewerbetreibenden  zu 
ihren  Gehilfen  und  Lehrlingen  (Instr.  v.  28./XII. 
1825,  RGBl.  1826  S.  83 ff.:  Instr.  v.  24./VI.  1835 
[Döll.VOS.  Bd.  XIV  S.  886],  und  v.  17./XII. 
1836,  RGBl.  S.  1863  ff.),  die  schließlich  dem 
fast  unbeschränkten  Prinzipc  der  Vertragsfrei- 
heit huldigten  (Instr.  v.  21./IV.  1862,  RGBl. 
S.  713  ff.).  Das  GewerbeG.  v.  30./I.  1868 
enthält  keine  Bestimmungen  über  die  Ver- 
hältnisse der  gewerblichen  Arbeiter  zu  ihren 
Arbeitgebern,  es  blieben  also  diese  Verhältnisse 
lediglich  der  freien  vertragsmäßigen  Regelung 
bzw.  dem  Zivilrecht  überlassen.  Dagegen  war 
in  Artt.  213  und  128  PStGB.  v.  lO./XL  1861 
die  Erlassung  polizeilicher  Vorschriften  zum 
Schutze  der  jugendlichen  Arbeiter  in  Fabriken 
und  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Gesund- 
heitsbeschädigungen beim  Gewerbebetriebe,  wie 
solche  bereits  seit  einiger  Zeit  bestanden,  vor- 
gesehen.   Zum  Schutze  der  Kinder  in  Fabriken 


wiirden,  nachdem  man  sich  in  Nürnberg  und 
Fürth  anfänglich  durch  ortspolizeiliche  Anord- 
nungen geholfen  hatte,  allgemeine  Vorschriften 
zuerst  durch  die  V.  v.  15./1.  1840  (RGBl.  1840 
S.  97  ff.),  betr.  die  Verwendung  der  werktags- 
schulpflichtigen Jugend  in  Fabriken,  getroffen. 
Verschärft  wurden  sodann  diese  Bestimmungen 
durch  die  V.  v.  16./VII.  1864,  die  sanitäts-  und 
sittenpolizeiliche  Fürsorge  für  jugendliche  Ar- 
beiter in  Fabriken  betr.  (RGBl.  1864  S.  6611. 
Hiernach  war  die  Zulassung  der  werktagsschul- 
pflichtigen Kinder  zu  einer  regelmäßigen  Be- 
schäftigung in  Fabriken  und  grölJeren  Gewerkcn 
durch  das  vollendete  10.  Lebensjahr  und  durch 
den  Nachweis  der  diesem  Alter  entsprechenden 
I  Elementarbildung  und  eines  entsprechenden 
Religionsunterrichtes  bedingt.  Das  Ma.\imum 
der   Arbeitszeit   für   solche   Kinder   war  auf 

9  Stunden  des  Tages  festgesetzt,  die  Nachtarbeit 
derselben  verboten,  ein  täglicher  dreistündiger 

,  Schulunterricht  für  sie  vorgeschrieben.  Der 
j  Schutz  der  Arbeiter  gegen  Gesundheitsbeschädi- 
gungen beim  Gewerbebetriebe  war  anfänglich 
'  ebenfalls  der  polizeilichen  Regelung  von  Fall 
I  zu  Fall  (im  Wege  der  Konzessionsbedingungen) 
überlassen.  Allgemeine  Vorschriften  wurden 
durch  MinVfg.  v.  ll./X.  1849  zum  Schutze 
der  in  Zündliolzfabriken  beschäftigten  Arbeiter 
gegen  die  Phosphornekrose  getroffen.  Weiter 
ging  sodann  die  auf  Grund  des  Art.  128  des 
PStGB.  von  1861  erlassene  MinVfg.  v.  8./IV. 
1863,  die  Verhütung  von  Gefahren  beim  Arbeits- 
betriebe in  Fabriken  und  Gewerben  betr.  (RGBl. 
S.  577).  Diese  schrieb  für  alle  Fabriken  und 
Werkstätten,  in  welchen  Quecksilber,  Arsenik, 
Phosphor,  gifthaltige  Farben  oder  andere  che- 
mische Produkte  hergestellt  werden,  vor,  daß 
für  die  Entfernung  (icr  gesundheitsschädlichen 
Abfälle  und  (iase  durch  sorgfältige  Reinigung 
und  Lufterneucrung  der  Arbeitsräume  Sorgo 
zu  tragen  sei,  und  traf  außerdem  spezielle  An- 
ordnungen für  Spiegclbelegen,  Phosphorzünd- 
holzfabriken, Nadelfabriken  und  Fabriken,  in 
welchen  Arsenik  produziert  oder  verarbeitet 
wird. 

3.  Sachsen.  Im  Königreich  .Sachsen  durften 
nach  dem  GewerbeG.  v.  16./X.  1861  (G.-  u.  VBl. 
S.  187ff.)  Kinder  unter  10  .lahren  (von  1865  ab 
unter  12  Jahren)  in  Fabriken  nicht  beschäftigt 
werden.  Als  Fabrik  galt  jedoch  nur  eine  Unter- 
nehmung mit  mehr  als  20  Arbeitern,  das  regel- 
mäßige Maximum  der  täglichen  Arbeitszeit  von 
Kindern  bis  zu  14  Jahren  in  Fabriken  war  auf 

10  Stunden  täglich,  einschließlich  der  Pausen, 
festgesetzt  und  die  Nachtarbeit  verboten.  Für 
Fabriken  war  die  Erlassung  einer  Fabrikordnung 
vorgeschrieben.  Das  Trucksystem  war  allgemein 
verboten.  Den  Arbeitgebern  war  die  Ver- 
pflichtung zur  Herstellung  der  zur  Sicherung 
der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und 
Gesundheit  erforderlichen  Einrichtungen  aufer- 
legt. Im  übrigen  war  der  Arbeitsvertrag  im 
allgemeinen  frei,  über  Ein-  und  Austritt  aus 
der  Arbeit  ohne  Kündigung,  über  die  Zulässig- 
keit  von  Lohnabzügen  und  über  das  Lohnver- 
hältnis waren  indes  einige  Bestimmungen  ge- 
troffen. —  Von  den  älteren  sächsischen  zum 
Schutze  der  Arbeiter  getroffenen  Bestimmungen 
ist  insbesondere  das  Verbot  des  Trucksystems 
zu  erwähnen.  (V.  v.  22./X.  1849,  den  Betrieb 
des  Kramhandels  durch  Holzhändler  usw.  betr. 
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und  V.  V.  18./XII.  1865,  betr.  das  Auslohnen 
der  Arbeiter  bei  den  fabrikmäßig  oder  als  Haus- 
industrie betriebenen  Gewerbszweigen.)  Die  Ver- 
leihung von  Konzessionen  zum  Dorfkram  an 
Faktoren  oder  Verleger  und  deren  Ehegatten 
wurde  schon  durch  eine  V.  von  1848  verboten. 

4.  Württemberg.  Die  württembergische  neue 
GO.  V.  12./I1.  1861  (RGBl.  S.  67ff.)  enthielt  in 
Artt.  17—39  einige  Bestimmungen  über  die 
Verhältnisse  der  Lehrlinge  und  Gehilfen  und 
regelte  in  Artt.  44—45  die  Verhältnisse  der 
Fabrikarbeiter.  Als  F'abriken  waren  Gewerbe- 
unternehmungen angesehen,  welche  in  ge- 
schlossenen Etablissements  unter  Verwendung 
von  mehr  als  20  Arbeitern  mit  Hilfe  elemen- 
tarer Betriebskräfte  oder  nach  dem  Prinzip  der 
Arbeitsteilung  betrieben  wurden.  Für  solche 
Unternehmungen  war  die  Erlassung  von  Werk- 
stätteordnungen vorgeschrieben.  Ferner  war 
bestimmt,  daß  bei  den  Einrichtungen  der  Fa- 
briken, dem  Betriebe  des  Gewerbes  in  denselben 
sowie  bei  der  Verwendung  oder  Ausscheidung 
gesundheitsschädlicher  Stoffe  Vorkehrung  gegen 
Beschädigung  der  Arbeiter  zu  treffen  sei;  das 
Trucksj'stem  war  verboten.  Die  Verwendung 
von  Schulkindern  und  jungen  Leuten  unter 
18  Jahren  in  Fabriken  durfte  nur  in  einer  Weise 
stattfinden,  bei  welcher  solche  Arbeiter  an  dem 
geordneten  Besuche  des  Gottesdienstes  und  der 
Erfüllung  der  gesetzlichen  Schulpflicht  nicht  ge- 
hindert und  wobei  für  ihre  Gesundheit,  ihre 
körperliche  Entwicklung  und  ihre  religiöse  und 
sittliche  Erziehung  und  Ausbildung  keine  Nach- 
teile zu  besorgen  wären.  Zum  Vollzug  dieser 
sehr  vagen  Vorschriften  waren  indes  keine  nä- 
heren Bestimmungen  getroffen,  sondern  die  Aus- 
führung den  Lokalbehörden  überlassen. 

5.  Baden.  Im  Großherzogtum  Baden  wurden 
schon  durch  die  MinVfg.  V.4./111. 1840,  den  Schul- 
unterricht der  in  Fabriken  beschäftigten  Kinder 
betr.  (RGBl.  S.  41  ff.),  einige  Beschränkungen 
der  Verwendung  von  schulpflichtigen  Kindern 
in  Fabriken  eingeführt.  Solche  Kinder  durften 
nur  nach  vollendetem  11.  Jahre  vom  Besuche 
der  Volksschule  dispensiert  werden  und  mußten 
dann  in  einer  Fabrikschule  einen  mindestens 
zweistündigen  täglichen  Unterricht  erhalten. 
Die  Arbeits-  und  Unterrichtsstunden  zusammen 
durften  täglich  in  der  Regel  nicht  mehr  als 
12  Stunden  betragen,  ausgenommen  bei  Be- 
schäftigung im  Freien;  die  Nachtarbeit  sowie 
die  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  solcher  jungen 
Leute  war  verboten.  Durch  das  badische  Ge- 
werbeG.  v.  20./IX.  1862  und  die  VollzugsV.  dazu 
V.  24./IX.  1862  (RGBl.  S.  409  ff.,  S.  407  ff.) 
wurden  diese  Bestimmungen  aufrecht  erhalten. 
Dieses  Gesetz  schrieb  vor,  daß  das  Hilfspersonal 
nicht  in  einer  Weise  beschäftigt  werden  dürfe, 
durch  welche  es  von  der  vorgeschriebenen  Be- 
nutzung der  Unterrichtsanstalten  abgehalten 
oder  zur  regelmäßigen  Versäumung  seiner 
Religionspflichten  veranlaßt  oder  in  seiner 
körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Entwick- 
lung gefährdet  würde.  Ferner  wurden  durch 
dieses  Gesetz  alle  Gewerbetreibenden,  welche 
regelmäßig  mehr  als  20  Arbeiter  beschäftigen, 
verpflichtet,  eine  Dienstordnung  aufzustellen 
und  in  den  Arbeitsräumen  anzusciilagen.  Jeder 
Gewerbeunternehmer  wurde  als  verpflichtet  er- 
klärt, auf  seine  Kosten  in  den  Arbeitsräumen, 
an  den  Maschinen,  in  der  Behandlungsweise  der 


zu  verarbeitenden  Haupt-  und  Hilfsstoffe  alle  die- 
jenigen Einrichtungen  Herzustellen  und  zu  unter- 
halten, welche  mit  Rücksicht  auf  die  besondere 
Beschaffenheit  des  Gewerbebetriebs  und  der  Be- 
triebsstätte zur  Schonung  der  Arbeiter  gegen 
Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  erforderlich 
sind.  Im  übrigen  war  das  V'erhältnis  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  (einschließlich 
des  Lehrverhältnisses)  der  freien  vertragsmäßigen 
Regelung  überlassen. 

6.  Uebrige  deutsche  Staaten.  In  den  übrigen 
deut.schen  Staaten  bestand  vor  der  Einführung 
der  preußischen  bzw.  norddeutschen  GO.  eine 
eigentliche  Arbeiterschutzgesetzgebung  über- 
haupt nicht,  abgesehen  von  den  teilweise  noch 
erhaltenen,  den  Schutz  der  Lehrlinge  betreffen- 
den Bestimmungen  und  vereinzelten  Anord- 
nungen zur  Abstellung  besonders  in  die  Augen 
fallender  Mißstände,  z.  B.  der  in  Zündholz- 
fabriken auftretenden  Phosphornekrose  usw. 
(s.  z.  B.  die  hessische  V.  v.  9./VI1I.  1852,  Maß- 
regeln gegen  die  in  Zündholzfabriken  vorkommen- 
denKieferknochenkrankheitenbetr.,RGBl.S.363). 

7.  Reichsgesetzgebung:  Von  derNovelle  von 
1878  bis  zur  Novelle  von  1891.  Der  durch  die 
Einführung  der  norddeutschen  GU.  geschaffene 
Zustand  befriedigte  keineswegs  allgemein.  Ver- 
schiedene Industriezweige  fühlten  sich  durch 
die  ihnen  auferlegten  Fesseln  beengt  und  be- 
nachteiligt, während  von  anderen  Seiten  ein 
viel  weiter  gehender  Schutz  der  Arbeiter,  na- 
mentlich der  in  Fabriken  beschäftigten  Frauen 
und  Minderjährigen  gegen  sonntägliche  Arbeit 
und  gegen  übermäßige  Beschäftigung  an  Werk- 
tagen gefordert  wurde.  Die  formaljuristische 
Auffassung  von  der  Freiheit  der  Kontrahenten 
beim  Abschluß  des  Arbeitsvertrages,  wie  sie 
diese  Gesetzgebung  verkörperte,  war  auch  in 
Deutschland  längst  auf  Widerspruch  gestoßen. 
Es  waren  Schüler  Hegels,  Fichtes,  Schleier- 
machers, aber  auch  Sismondis  und  Carlyles, 
die  zuerst  Ivritik  an  der  liberalen  Harmonielehre 
übten  und  Vorkämpfer  der  gesellschaftlichen 
Regelung  der  Arbeitsbedingungen  wurden.  Von 
Thünen,  Lorenz  v.  Stein,  Ahrens,  Friedrich 
Engels,  Karl  Marx,  Rodbertus,  Hildebrand, 
Robert  v.  Mohl  schmieden  das  Rüstzeug,  mit 
dem  F.  Lassalle  gegen  eine  ausschließlicli  auf 
gehobene  bürgerliche  Existenzen  zugeschnittene 
Sozialpolitik  zu  Felde  zog.  Schaffte,  Schmoller, 
Brentano,  der  Verein  für  Sozialpolitik  haben  so- 
dann von  1863  —  1873  den  Umschwung  in  den 
Anschauungen  über  die  Pflichten  des  Staates 
einer  neuen  Klasse  gegenüber  gefördert;  der 
Verein  für  Sozialpolitik  hat  1872  und  1873 
durch  Eingaben  an  den  Reichskanzler  den  Ausbau 
des  Arbeiterschutzes  und  zunächst  die  Vornahme 
einer  Enquete  angeregt.  Durch  Beschluß  v.  30./I  V. 
1873  forderte  der  Reichstag  den  Reichskanzler  zu 
einer  Enquete  darüber  auf,  ob  ein  solcher  weiter- 
gehender Schutz  angemessen  und  notwendig  sei. 
Diese  Enquete  erfolgte  in  den  Jahren  1874  und 
1875,  und  ihr  Ergebnis  wurde  1877  vom  Reichs- 
kanzleramt publiziert  (Berlin,  C.  Heymann). 

Eine  praktische  Folge  der  Enqueten  und  des 
fortgesetzten  Drängens  des  Reichstages  war  die 
Vorlage  zweier  Gesetzentwürfe,  von  welchen 
sich  der  eine  (Abänderung  des  Tit.  VII.  der  GO. 
betr.)  mit  dem  Arbeiter.schutze  befaßte,  während 
der  andere  die  Verhältnisse  der  gewerblichen 
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Schiedsgerichte  näher  regeln  wollte.  Während 
über  den  letzteren  Gesetzen(»-urf  eine  Ver- 
ständigung nicht  erzielt  wurde,  kam  der  crstcrc 
zustande,  und  die  auf  ihm  beruhende  Fassung 
der  einschlägigen  Bestimmungen  der  GO.  bildete 
für  eine  Reihe  von  .lahren  den  Kern  der  deutschen 
Arbeiterschutzgesetzgebung.  Der  Zweck  der  No- 
velle von  1878  war  zunächst,  wie  die  Motive  sagen, 
eine  größere  Sicherheit  der  Beteiligten  gegen 
die  Verletzung  der  durch  den  Arbeitsvertrag 
eingegangenen  Verpflichtungen,  eine  strengere 
Ordnung  des  Lehrverhältnisses  und  eine  Rege- 
lung der  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter, 
welche  den  besonderen  Verhältnissen  der  ver- 
schiedenen Industriezweige  Rechnung  trägt. 
Außerdem  wurde  das  Verbot  des  Trucksystems 
verallgemeinert,  und  dem  Bundesrat  die  Befug- 
nis erteilt,  die  Beschäftigung  von  Frauen  und 
jugendlichen  Arbeitern  aus  Rücksichten  der 
Gesundheit  und  .Sittlichkeit  zu  beschränken. 
Das  Institut  der  P'abrikinspoktoren  wurde  für 
alle  Bundesstaaten,  die  Fabrikgesetzgebung 
auf  alle  mit  Dampfkraft  arbeitenden  Betriebe,  auf 
Hüttenwerke,  Bauhöfe  und  Werften  ausgedehnt. 

Diese  Reformen  konnten  nicht  als  genügend 
erachtet  werden,  namentlich  weil  sie  sich  fast 
ausschließlich  auf  die  jugendlichen  Arbeiter  be- 
zogen, im  Interesse  der  Arbeiterinnen  aber  nur 
wenig  und  für  die  Sonntagsruhe  nichts  ge- 
schehen war.  Von  Session  zu  Session  wurden  da- 
her im  Reichstage  immer  wieder  neue  Anträge 
eingebracht,  die  eine  Erweiterung  der  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung, insbesondere  bezüglich  der 
Sonntagsruhe  und  der  Frauen-  und  Kinderarbeit 
bezweckten.  Allein  der  Reichskanzler  und  die 
verbündeten  Regierungen  trugen  Bedenken,  auf 
diese  Reformen  einzugehen.  Die  Befürchtung, 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  Industrie 
und  die  AuloritUt  des  Unternehmers  einzu- 
schränken, lag  diesen  Widersländen  zugrunde. 
Jeder  Kritik  des  geltenden  Arbeiterschutzes 
wurde  stets  die  vorbildliche  Initiative  des  Reiches 
auf  dem  (Gebiete  der  Arbeiterversicherung  ent- 
gegengehalten, als  ob  niclil  Schutz  und  Versiche- 
rung. Vorbeugung  und  Entschädigung,  sich  not- 
wendig ergänzten.  Auch  den  beiden  in  der 
I.  und  II.  Session  der  7.  Legislaturperiode 
(1887/88)  aus  der  Mitte  des  Hauses  hervorge- 
gangenen und  vom  Reichstage  angenommenen 
Gesetzentwürfen,  deren  einer  weitgehende  Schutz- 
bestimmungen bezüglich  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit enthielt,  wälirend  der  andere  erhebliche 
Einschränkungen  der  Soniilagsarlieit  vorsah, 
wurde  seitens  des  Bundesrates  die  (Icnehmigung 
versagt.  Die  Motive  dieser  ablehnenden  Haltung 
sind  aus  den  Erklärungen  zu  entnehmen,  die  in 
den  Reichstagssitzungen  v.  23.  und  31. yL  1889 
abgegeben  wurden:  ein  dringendes  Bedürfnis 
sei  weder  in  der  einen  noch  in  der  anderen  Rich- 
tung vorliegend;  vielmehr  seien  schwere  Nach- 
teile sowohl  für  die  Industrie  wie  für  die  Arbeiter- 
familien zu  befürchten;  die  Regelung  der  not- 
wendigen Ausnahmen  von  der  Sonntagsruhe  sei  zu 
schwierig. 

8.  Die  Novelle  von  1891  (Lex  Berlepsch). 
Indes  konnte,  nachdem  die  Arbeiterversiche- 
rungsgesetzgebung mit  dem  Invaliditäts-  und 
AltersversicherungsG.  v.  22./VI.  1889  vorläufig 
abgeschlossen  war,  das  allgemeine  Verlangen 
nach  einer  Verbesserung  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung nicht  länger  mehr  mit  Erfolg  zurück- 
gedrängt werden. 


Am  4./n.  1890  erschienen  die  beiden  be- 
rühmten kaiserlichen  Erlasse  an  den  Reichs- 
kanzler und  an  den  preußischen  Handelsminister, 
von  denen  der  erstere  die  Abhaltung  einer  inter- 
nationalen Konferenz  in  Aussicht  nahm  zur 
Verständigung  über  die  Möglichkeit,  den  Be- 
dürfnissen der  Arbeiter  entgegenzukommen, 
welche  in  den  Ausständen  der  letzten  Jahre 
und  anderweit  zutage  getreten  seien,  während 
der  letztere  die  Berufung  des  preußischen  Staats- 
rates anordnete,  um  über  Zeitdauer  und  Art  der 
Arbeit  der  Fabrikarbeiter,  über  die  Heranziehung 
von  Arbeiterverlrelern  zur  gemeinsamen  Be- 
ratung mit  den  Arbeitgebern  und  den  Organen 
der  Regierung,  sowie  über  die  Entwicklung  der 
staatlicJnen  Bergwerke  zu  Musteranstalten  und 
die  bessere  Beaufsichtigung  der  Privatbergwerke 
zu  beraten. 

Zunächst  trat  der  preußische  Staatsrat  zu- 
■sammen  und  stellte  die  Konzessionen  fest,  welche 
in  bezug  auf  einen  wirksamen  Arbeiterschutz 
zu  machen  .seien.  In  der  Zeit  vom  16.  bis 
29./III.  tagte  sodann  die  internationale  Ar- 
beiterschutzkonferenz unter  dem  Vorsitze  des 
preußischen  Handelsministers  Freiherrn  von 
Berlepsch.  (Vgl.  Abschnitt  III.  Internatio- 
naler Arbeil erscliulz.)  Schon  am  12./1V.  ge- 
langte der  Antrag  Preußens  wegen  Abänderung 
der  GO.  an  den  Bundesrat  und  nach  der  Erledi- 
gung durch  letzteren  am  6./V.  an  den  Reichstag; 
ein  anderer  von  den  Bundesratsausschüssen 
schon  seit  längerer  Zeit  vorbereiteter  Gesetz- 
entwurf, betr.  die  Gewerbegerichte,  wurde  gleich- 
zeitig eingebracht.  Der  Inhalt  der  beiden  Vor- 
lagen ist  skizziert  in  der  Thronrede,  mit  wel- 
cher der  Reichstag  vom  Kaiser  am  6./V.  er- 
öffnet wurde: 

,,Es  handelt  sich  dabei  in  erster  Linie  um 
die  den  Arbeitern  zu  gewährleistende  Sonn- 
tagsruhe sowie  um  die  durch  Rücksichten 
der  Menschlichkeit  und  im  Hinblick  auf  die 
natürlichen  F^ntwicklungsgesetze  gebotene 
Beschränkung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit. 
Die  verbündeten  Regierungen  haben  sich 
überzeugt,  daß  die  von  dem  letzten  Reichs- 
tag in  dieser  Beziehung  gemachten  Vorschläge 
ihrem  wesentlichen  Innalte  nach  ohne  Nach- 
teil für  andere  Interessen  zu  gesetzlicher 
Geltung  gebracht  werden  können.  Im  Zu- 
sammenhange damit  hat  sich  aber  noch  eine 
Reihe  weiterer  Bestimmungen  als  der  Ver- 
besserung bedürftig  und  fähig  erwiesen.  Hier- 
her gehören  insbesondere  <lie  gesetzlichen  An- 
ordnungen zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen 
Gefahren  für  Leben,  Gesundheit  und  Sittlich- 
keit sowie  über  den  Erlaß  von  Arbeitsord- 
nungen. Auch  die  Vorschriften  über  die 
Arbeitsbücher  bedürfen  einer  Ergänzung  zu 
dem  Zwecke,  um  dps  elterliche  Ansehen 
gegenüber  der  zunehmenden  Zuchtlosigkcit 
der  jugendlichen  Arbeiter  zu  stärken.  Die 
hiernach  erforderliche  Umgestaltung  und 
weitere  Ausbildung  der  GO.  findet  ihren 
Ausdruck  in  einer  Vorlage,  welche  Ihnen  un- 
verzüglich zugehen  wird." 

Die  Vorlage  über  die  Gewerbegerichte 
wurde  noch  im  Sommer  1890  erledigt. 
Das  Arbeiterschutzgesetz  nahm  dagegen  län- 
gere Zeit  in  Anspruch,  wobei  namentlich 
die    im    Entwürfe    vorgesehenen  Beschrän- 
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kungen  der  Beschäftigung  von  weiblichen 
Personen  etwas  gemildert  wurden;  anderer- 
seits wurden  gewisse  gegen  den  Kontrakt- 
bruch gerichtete  Bestimmungen  des  Ent- 
wurfes teils  gestrichen,  teils  erheblich  abge- 
schwächt. Der  abgeänderte  Entwurf  wurde  am 
l./VI.  1891  vom  Kaiser  vollzogen  und  in  Nr.  18 
des  RGBl.  S.  261  ff.  publiziert.  Die  Inkraft- 
setzung der  Novelle  erfolgte  stückweise.  Die 
meisten  Bestimmungen  traten  schon  am  l./IV. 
1892  in  Kraft,  die  Vorschriften  über  die  gewerb- 
liche Sonntagsruhe  aber  erst  am  l./IV.  1895, 
die  wichtige  Vorschrift  des  §  154  Abs.  3, 
wonach  die  Fabrikgesetzgebung  auch  auf  Werk- 
stätten mit  Motorbetrieb  Anwendung  finden  soll, 
ist  erst  am  l./I.  1901  in  Kraft  gesetzt,  und 
von  §  154  Abs.  4  (Ausdehnung  der  Fabrik- 
gesetzgebung auf  andere  Werkstätten  und  auf 
Bauten)  erst  durch  die  Kaiserl.  V.  v.  31./V.  1897 
über  die  Werkstätten  der  Konfektionsindustrie 
und  V.  21./II.  1907  betr.  die  Werkstätten  der 
Tabakindustrie  Gebrauch  gemacht  worden. 

9.  Sonstige  Reichsgesetze.  Die  später 
folgenden  Verbesserungen  des  reichsgesetzlichen 
Arbeitersehutzes  galten  hauptsächlich  den  Lehr- 
lingen, dem  Personal  im  Handelsgewerbe,  den 
Betriebsbeamten  und  den  Kindern.  Die  Novelle 
von  1891  hatte  an  den  Bestimmungen  für  die 
im  Handwerke  und  in  Fabriken  be- 
schäftigten Lehrlinge  nur  eine  unerheb- 
liche Aenderung  vorgenommen.  Für  diese  sind 
nun  eingehende  Bestimmungen  getroffen  worden 
durch  die  Nov.  v.  26./VII.  1897  (RGBl.  S.  663) 
—  die  sog.  Handwerkernovelle.  Ferner 
sind  die  zivilrechtlichen  Bestimmungen  über  das 
Verhältnis  der  Handlungsgehilfen  und  -lehrlinge 
zu  ihren  Prinzipalen  erheblich  verbessert  worden 
durch  die  Vorschriften  des  neuen  HGB. 
V.  10. /V.  1897.  Im  Interesse  der  Betriebsbeamten, 
Werkmeister  und  Techniker  ist  ferner  durch 
das  EG.  zum  neuen  HGB.  v.  lO./V.  1897  wie 
auf  die  Beschränkung  der  sog.  Konkurrenz- 
klausel  gerichteter  neuer  §  133  f.  in  die  GO. 
eingefügt  worden.  Durch  das  RG.  v.  30./VI. 
1900,  betr.  Abänderung  der  GO.  (RGBl. 
S.  483)  ist  dem  Tit.  VII  der  GO.  ein  neuer 
Abschnitt  VI  (§§  139c-139m),  welcher  den 
Schutz  des  Personals  in  offenen  Verkaufsstellen 
bezweckt,  hinzugefügt  und  die  Kündigung 
des  Vertragsverhältnisses  der  Betriebsbeamten 
besser  geregelt  worden  (neue  §§  133aa— ac). 
Bezüglichjder  Beschäftigung  von  Kindern  beim 
Hausierhandel  u.  dgl.  hat  die  Nov.  v.  6./VIIL 
1896  (RGBl.  S.  685)  Ergänzungen  zu  §  42b  und 
60b  der  RGO.  gebracht.  Von  größerer  Trag- 
weite war  endlich  das  RG.  v.  30./in.  1903 
betr.  die  Kinderarbeit  in  gewerblichen 
Betrieben  (RGBl.  S.  113),  welches  über  den 
persönlichen  Geltungsbereich  der  GO.  hin- 
ausgreifend und  auch  den  Familienbetrieb  er- 
fassend, die  Beschäftigung  von  schulpflichtigen 
Kindern  im  Gewerbe  einer  eingehenden  Regelung 
unterworfen  hat. 

Außerdem  sind  hier  noch  zu  erwähnen  die 
beiden  GG.  v.  15./VI.  1895,  betr.  die  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Binnenschiff- 
fahrt (RGBl.  S.  301)  und  betr.  die  privat- 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Flößerei  (RGBl. ! 
S.  341),  durch  welche  hinsichtlich  der  Rechts- 
verhältnisse der  in  diesen  Betrieben  beschäftigten 
Personen  Bestimmungen  getroffen  wurden,  und 


die  Seemannsordnung  v.  2./VI.  1902  (RGBl. 
S.  175),  durch  welche  die  Rechtsverhältnisse 
der  Schiffsoffiziere  und  der  Schiffsmannschaft 
auf  Seeschiffen  geregelt  sind. 

Für  den  Schutz  der  Handlungsgehilfen  war 
sodann  das  HGB.  v.  lO./V.  1897  von  größter 
Bedeutung,  das  i.  J.  1900  gleichzeitig  mit  dem 
BGB.  V.  IS./VIII.  1896  in  Kraft  trat;  diesen 
Schutz  verstärkte  die  Nov.  zur  GO.  v.  30./VI. 
1900  (RGBl.  S.  32)  durch  den  Neunuhrladen- 
schluß, sie  gewährte  auch  einen  gewissen  Schutz 
gegen  systematische  Uebervorteilung  bei  der 
Lonnzahlung  (besonders  in  der  Konfektion). 

10.  Jüngste  Entwicklung.  War  durch  den 
Elfstundentag  der  Gewerbenovelle  von  1891 
die  deutsche  Arbeiterschutzgesetzgebung  i.  J. 
1891,  wag, 'die  Arbeiterinnen  betrifft,  auf  gleiche 
Höhe  gelangt  wie  die  der  Schweiz  (1877)  und 
Oesterreichs  (1883),  so  wurde  nach  dem  Ueber- 
gange  Frankreichs  zum  Zehnstundentage  (1900 
bis  1904),  nach  dem  schweren  Zehnstundenstreik 
der  Weber  von  Krimmitzschau  (1903)  die  weitere 
Kürzung  der  Arbeitszeit  unabweislich.  Jedes 
Bedenken  dagegen  mußte  schwinden,  wenn,  wie 
dies  durch  die  Berner  Konvention  v.  26./IX.  1906 
geschah,  die  Nachtarbeit  der  Frauen  in  der  In- 
dustrie international  durch  elf  Stunden  verboten 
wurde.  Das  G.  betr.  Abänderung  der  GO.  v. 
28./XII.  1908  Nr.  3553  (RGBl.  63  S.  667)  hat, 
der  Berner  Konvention  entsprechend,  erstens  den 
Schutz  der  Arbeiterinnen  auf  Betriebe,  in  denen 
in  der  Regeljmindestens  zehn  Arbeiter  beschäftigt 
werden,  erweitert  und  den  vagen  Begriff  der 
,, Fabrik"  beseitigt;  der  Zehnstundentag  (am 
Sonnabend  und  den  Vorfeiertagen  der  Acht- 
stundentag), wurde  auf  den  l./I.  1910  für  Ar- 
beiterinnen und  Jugendliche  unter  16  Jahren 
eingeführt.  Die  Mittagspause  wurde  für  Ar- 
beiterinnen, die  ein  Hauswesen  zu  besorgen 
I  haben,  von  1  auf  114  Stunden  auf  Antrag  ver- 
längert und  die  Schonungszeit  für  Wöchnerinnen 
von  4  auf  6  Wochen  nach  der  Niederkunft 
|(8'Wochen  vor  und  nach  dieser)  mit  Rücksicht 
[  auf  die  Abnahme  des  Selbstnährens  und  der 
starken  Kindersterblichkeit  in  Industriebezirken 
verlängert.  Ferner  wurde  die  Umgehung  der 
Vorschriften  über  Arbeitszeit  in  geschlossenen 
I  Betrieben  durch  das  Nachhausegeben  von  Ar- 
beit nach  Ablauf  der  Höchstarbeitszeit  verboten; 
die  Nov.  V.  27./XL  1911  (RGBl.  1921  S.  139) 
'  brachte  die  Vorschrift  der  Aushändigung  von 
I  Lohnzetteln  und  gab  für  gesundheitsschädliche 
Betriebe  dem'Bundesrat  die  Befugnis  eine  kürzere 
als  die  sonst  geltende  Maximalarbeitszeit  (hygie- 
nischen Höclistarbeitstag)  einzuführen.  Zu 
I  diesen  Novellen  traten  das  erwähnte  Kinder- 
larbeitsG.  v.  30./in.  1903  (RGBl.  S.  113)  und 
das  HausarbeitsG.  v.  20./Xn.  1911  (RGBl. 
S.  976);  von  diesen  suchte  das  erste  den  Kinder- 
schutz auf  alle  gewerblichen  Beschäftigungen, 
besonders  die  heimindustrielle  Erwerbstätigkeit 
und  häusliche  Dienste  zu  erweitern;  das  Haus- 
arbeitsgesetz sollte  durch  die  Einführung  von 
Fachausschüssen  mehr  Klarheit  über  die  Lohn- 
verhältnisse erzielen.  Im  Bergbau  hatte  Preußen 
durch  eine  Novelle  von  1892  den  Bergbehörden 
die  Befugnis  erteilt,  an  heißen  Orten  eine  ent- 
sprechend erniedrigte  Höchstarbeitszeit  einzu- 
führen; diese  wurde  durch  eine  Novelle  von  1905 
auf  6  Stunden  festgesetzt,  wenn  die  Hitze  28°  C 
übersteigt.  Ferner  wurde  das  Wagennullen  ver- 
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boten  und  Arbeiterausschfisse  obligatorisch  ein- 
geführt; in  einer  dritten  Novelle  von  1909  wurde 
den  Arbeitern  die  Befugnis  der  Wahl  von  Sicher- 
heitsmännern eingeräumt.  Aehnliche  Bestim- 
mungen ergingpn  in  Sachsen.  Elsaß-Lothringen 
(1909)  und  Bayern  (1910).  Den  Arbeiterschutz- 
gesetien  der  Vorkriegsperiode  ist  auch  durch 
seine  Mindestlohngarantie  das  Gesotz  über  den 
Kalibergbau  v.  a6./V.  1910  (RGBl.  S.  775)  zu- 
zuzählen. Am  4./VIII.  1914  wurde  das  Gesetz 
betreffend  Ausnahmen  von  den  Beschäftigungs- 
beschränkungen gewerblicher  Arbeiter  (RGBl. 
S.  333)  erlassen.  Die  Regierung  machte  zwar  von 
der  ihr  gebotenen  Befugnis,  die  Arbeiterschutz- 
bestimmungen für  .lugi'ndliche  und  -Vrbeite- 
rinnen  generell  aufzuheben,  keinen  Gebrauch. 
Aber  die  .Anforderungen  der  Rüstungsindustrien 
führten  zu  Ausnahmnbewilligungen  in  solchem 
Umfange,  daß  gegen  Knde  des  Krieges  „in  man- 
chen Bezirken  und  Gewerbezweigen  nicht  ohne 
eine  gewisse  Berechtigung  von  einer  Aufhebung 
der  Sonderbestimmungen  zum  Schutze  der 
Jugendlichen  und  .\rbeitorinnen  gesprochen 
worden  konnte"  (Levmann  in:  Arboitcrschutz 
und  .\rbeilsrecht,  i92i,  .S.  23).  Am  I2./XI.  1918 
wurde  rlurch  die  Verordnung  über  Arbeiterschutz 
(RGHI.  S.  1309)  das  G.  v.  l./VIII.  1914  aufge- 
hoben und  durch  .\ufruf  des  Rats  der  Volks- 
beauftragten der  Achtstundentag  (s. 
diesen  Art.)  eingeführt.  Daran  schloß  sich 
die  genauere  Anordnung  des  Demobilmachungs- 
amtes  v.  23./XI.  1918  (RGBl.  S.  1334), 
das  dauernde  Verbot  der  Nai-hfarbeit  in  Bäcke- 
reien (23./XI.  1918,  RGBl.  S.  1329),  die  erste 
bedeutende  Regelung  des  .\rbeiterschutzcs  in  der 
Landwirtschaft  v.  24./I.  1919  (RGBL  S.  III 
und  184),  die  Regelung  der  Sonntagsruhe  für  das 
Handelsgewerbe  (5./II.  1919,  RGBl.  S.  176)  und 
der  Arbeitszeit  der  Angestellten  (18./IIL  1919, 
RGBL  S.  315).  Am  15./XIL  1918  wurden  die 
Satzungen  der  Zentralarbeitsgemeinschaft 
verüffenl  licht  und  für  jede  Industrie  eine 
Reichsarbeitsgemeinschaft  gegründet.  Diese  pari- 
tätischen Vertretungen  sichern  den  Abscnluß 
gleichartiger  Tarifvorträge.  Sie  stehen  auf  dem 
Boden  voller  Koalitionsfreiheit  und  des  Acht- 
stundentages. Sie  sind  in  dem  durch  V.  v.  4./V. 
1920  geregelten,  den  Arboiterschutz  vorbereiten- 
den Reichswirtschaf tsrato  vertreten.  Am 
23./XII.  1918  (RGBl.  S.  1456)  wurde  das  Recht 
der  Tarifverträge  (abgeändert  30./V.  1920,  RGBl. 
S.  1128)  -  ihre  Unabdingbarkeit  und  allgemeine 
Verbindlichkeit  —  festgelegt  und  es  wurden  neue 
Vertretungskörper  der  Arbeiter  durch  das  Be- 
triebsräteG.  v.  4./IL  1920  (RGBL  S.  147) 
geschaffen  (abgeändert  12./V.  1921,  RGBl.  S.  961 
und  ergänzt  durch  das  G.  über  Betriebsbilanz 
V.  5./lf.  1921,  RGBL  S.  159).  Aus  den  noch 
geltenden  Grundsätzen  der  GO.,  aus  diesen 
grundlegenden  Gesetzen  und  den  zu  ihnen  er- 
lassenen Verordnungen  setzt  sich  das  heute  gel- 
tende .\rbeiterschntzrecht  zusammen. 

B.  Geltendes  Recht. 
I.  Geltungsgebiet  und  Zuständig- 
keit. 

Der  Arbeiterschutz  bezieht  sich  zunächst 
im  Sinne  des  VII.  Hauptstückes  der  GO. 
auf  ,, gewerbliche  .\rbeiter".  Als  solche 
gelten   im   allgemeinen   Personen,  welche 


in  einem  industriellen,  Handels-,  Ver- 
kehrs- oder  sonstigen  Betriebe  auf  Grund 
eines  Dienstverhältnisses  als  Fabrikarbeiter, 
Gesellen,  Gehilfen,  Techniker,  Werkmeister, 
Betriebsbeamte,  Lehrlinge  oder  in  ähnlichen 
Stellungen  beschäftigt  werden.  Das  Haus- 
arbeitsgesetz (1911)  gilt  für  alle  Werkstätten, 
in  denen  nicht  ausschließlich  für  den  per- 
sönlichen Bedarf  des  Bestellers  oder  seiner 
Angehörigen  gearbeitet  wird.  Arbeiter  im 
Sinne  des  Betriebsrätegesetzes  §  11  sind 
„die  im  Dienste  anderer  gegen  Entgelt  oder 
als  Lehrlinge  beschäftigten  Personen  mit 
Ausschluß  der  .\ngestellten".  Als  Arbeiter 
gelten  ferner  Hausgewerbetreibende,  die 
selbst  keine  .Arbeitnehmer  beschäftigen. 

Zuständig  zum  Erlaß  solcher  Arbciter- 
schutzgesetzc  ist  das  Reich:  ,,Das  Reich 
schafft  ein  einheitliches  Arbeitsrecht"  (Art. 
157  der  Verfassung).  Der  Erlaß  von  Ver- 
ordnungen zu  diesen  Gesetzen  lag  bis  zum 
UebergangsG.  v.  4./I11.  1919  §  3  und  dem 
Erlaß  der  Reichsverfassung  v.  Il./Vlll.  1919 
beim  Bundesrate,  seitlier  bei  der  Reichs- 
regierung. Der  Arbeiterschutz  im  Bergwesen 
und  in  der  Viehzucht  war  den  Bundesstaaten 
in  der  Weise  überlassen  worden,  daß  die  (iO. 
auf  diese  Erwerbszweige  ,,nur  insoweit  An- 
wendung findet,  als  sie  ausdrücklich  Be- 
stimmungen darüber  enthält"  (GO.  §  6). 
Dagegen  hat  die  GO.  den  Gemeinden  zur 
Regelung  durch  Ko m mu nals tatu t  über- 
wiesen: die  Sonntagsruhe  im  Handelsgcwerbe 
(§  105b  .Vbs.  2),  die  Lohnzahlungen  in  Fristen 
und  an  Minderjährige  (§  119a  .'\bs.  13),  der 
Zwang  zum  Besuch  einer  Fortbildungsschule 
(§  120  Abs.  3),  die  Mindestruhezeit  für  Ge- 
hilfen und  Lehrlinge  in  offenen  Verkaufs- 
stellen in  Orten  unter  20000  Einwohnern 
(§  139c  Abs.  2).  Mit  Bezug  liierauf  sind  in 
§  142  folgende  Bestimmungen  getroffen: 

Statutarische  Bestimmungen  einer  Gemeinde 
oder  eines  weiteren  Kommunalverbandes  können 
die  ihnen  durch  das  Gesetz  überwiesenen  ge- 
werblichen Gegenstände  mit  verbindlicher  Kraft 
ordnen.  Dieselben  werden  nach  Anhörung  be- 
teiligter Gewerbetreibender  und  Arbeiter  ab- 
gefaßt, bedürfen  der  fjenehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  und  sind  in  der  für  Bekannt- 
machungen der  Gemeinde  oder  des  weiteren 
Kommunalverbandes  vorgeschriebenen  oder  üb- 
lichen Form  zu  veröffentlichen.  Die  Zentral- 
behörde ist  befugt,  statutarische  Bestimmungen, 
welche  mit  den  Gesetzen  oder  den  statutarisAen 
Bestimmungen  des  weiteren  Kommunalverbandes 
in  Widerspruch  stehen,  außer  Kraft  zu  setzen. 

II.   Sonderschutz    der    Kinder  und 
Lehrlinge. 

1.  Beschäftigungsverbote,  a)  Die  Be- 
schäftigung volksschulpflichtiger  Kin- 
der (Kinder  unter  13  Jahren  oder  Kinder 
über  13  Jahren,  die  noch  zum  Besuche  der 
Volksschule  verpflichtet  sind)  ist  verboten: 
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durch  die  Gewerbeordnung  in  Betrieben, 
in  denen  in  der  Regel  mindestens  10  Arbeiter 
beschäftigt  werden  (§  135),  Bergwerken 
(§  154a),  Hüttenwerken,  Zimmerplätzen  und 
anderen  Bauhöfen,  in  Werften  sowie  in  den 
Werkstätten  der  Tabakindustrie;  sie  findet 
auch  dann  entsprechende  Anwendung,  wenn 
in  ihnen  in  der  Eegel  weniger  als  10  Arbeiter 
beschäftigt  werden;  auf  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  Ziegeleien  und  über  Tage  be- 
triebenen Brüchen  und  Gruben,  auch  dann, 
wenn  in  ihnen  mindestens  5  Arbeiter  be- 
schäftigt werden  (§  154  Abs.  2),  in  Werk- 
stätten, in  welchen  durch  elementare  Kraft 
(Dampf,  Wind,  Wasser,  Gas,  Luft,  Elek- 
trizität usw.)  bewegte  Triebwerke  nicht  bloß 
vorübergehend  zur  Verwendung  kommen, 
auch  wenn  in  ihnen  in  der  Regel  weniger  als 
10  Arbeiter  beschäftigt  werden,  unter  Vor- 
behalt der  vom  Bundesrat  von  gewissen  Be- 
stimmungen der  §§  135,  136,  137,  138  nach- 
zulassenden Ausnahmen  (§  154  Abs.  3, 
Kaiserliche  V.  v.  9./VII.  1900,  RGBl.  S.  565, 
und  Bek.  v.  13./VII.  1900,  RGBl.  S.  566), 
ferner  in  den  Werkstätten  der  Kleider-  und 
Wäschekonfektion  (§  154  Abs.  4  und  Kaiser- 
liche V.  V.  317V.  1897,  RGBl.  S.  459,  er- 
weitert durch  V.  V.  17./II.  1904,  RGBl.  S.  62). 

Das  KinderarbeitsG.  v.  30./III.  1903 
§  4  verbietet  die  Beschäftigung  fremder 
Kinder:  bei  Bauten  aller  Art,  im  Betriebe 
der  von  der  Gewerbeordnung  nicht  ge- 
schützten Ziegeleien,  Brüche  und  Gruben, 
in  gewissen  namhaft  gemachten  Werkstätten, 
welche  durch  Staub,  Vergiftungs-,  Infektions- 
und Unfallgefalir  für  Kinder  besonders  nach- 
teilig werden  können,  dann  beim  Stein- 
klopfen, im  Schornsteinfegergewerbe,  in  dem 
mit  dem  Speditionsgeschäft  verbundenen 
Fuhrwerkbetrieb,  beim  Mischen  und  Mahlen 
von  Farben  und  beim  Arbeiten  in  Kellereien. 
Diese  Verbote  gelten  auch  hinsichtlich  der 
Beschäftigung  eigener  Kinder  (§  12).  In 
anderen  als  den  durch  §  12  verbotenen  Ge- 
werben, Werkstätten  dürfen  fremde  Kinder 
unter  12  Jahren,  eigene  unter  10  Jahren  über- 
haupt nicht,  eigene  Kinder  über  10  Jahre 
nicht  zwischen  8  Uhr  abends  und  8  Ulir 
morgens  und  nicht  vor  dem  Vormittagsunter- 
richte beschäftigt  werden 

Ueber  die  Zehnarbeitergrenze  und  §  105  a 
GO.  hinaus  sichert  das  KinderschutzG. 
v.  30./III.  1903  (p  9, 13  Abs.  3, 16, 17,  24,  25) 
den  schulpflichtigen  Kindern  die  Wochen- 
ruhe. An  Sonn-  und  Festtagen  dürfen 
fremde  Kinder  nur  bei  solchen  Vor- 
stellungen und  Schaustellungen  beschäftigt 
werden,  bei  denen  ein  höheres  Interesse 
der  Kunst  oder  Wissenschaft  obwaltet;  die 
untere  Verwaltungsbehörde  kann  nach  An- 
hörung der  Schulaufsichtsbehörde  Aus- 
nahmen bewilligen  für  Kinder  über  12  Jahre 
zum  Austragen  von  Waren  und  bei  sonstigen 


Botengängen,  jedoch  nicht  länger  als  2 
Stunden,  nicht  über  1  Uhr  nachmittags,  und 
nicht  in  der  letzten  halben  Stunde  vor  Be- 
ginn des  Hauptgottesdienstes  und  während 
desselben  (§9).  Eigene  Kinder  dürfen  an 
Sonn-  und  Festtagen  im  Betriebe  von  Werk- 
stätten und  im  Handelsgewerbe  sowie  im 
Verkehrsgewerbe  nicht  beschäftigt  werden 
(§  13).  Gestattet  ist  die  Beschäftigung  eige- 
ner Kinder  bei  öffentlichen  theatralischen 
Vorstellungen  und  sonstigen  Schaustellungen 
in  demselben  Umfange  wie  die  fremder  Kin- 
der; im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften, sowie  beim  Austragen  von  Zei- 
tungen, Milch  und  Backwaren  ist  die  Be- 
schäftigung eigener  Kinder  fast  denselben 
Beschränkungen  unterworfen,  wie  die  Be- 
schäftigung fremder  Kinder  (§§  16,  17). 

b)  Handels-  und  Verkehrsgewerbe. 
§§  5,  11,  13  des  Kinderschutzgesetzes  ver- 
bieten in  demselben  Ausmaße  die  Beschäf- 
tigung von  Kindern  unter  10  bzw.  12  Jahren 
in  Handels-  und  in  Verkehrsgewerben. 
Ferner  enthält  die  Gewerbeordnung  Be- 
schäftigungsverbote der  Kinder  im  Hau- 
sierhandel. Die  Mitführung  von  Kindern 
unter  14  Jahren  zu  gewerblichen  Zwecken 
ist  verboten.  Die  Erlaubnis  zur  Mitführung 
von  Kindern,  welche  schulpflichtig  sind,  ist 
zu  versagen  und  die  bereits  erteilte  Er- 
laubnis zurückzunehmen,  wenn  nicht  für 
einen  ausreichenden  Unterricht  der  Kinder 
gesorgt  ist.  Die  Erlaubnis  zur  Mitführung 
von  Kindern  unter  14  Jahren  kann  über- 
haupt versagt  und  wieder  zurückgenommen 
werden  (§  62  Abs.  3—5).  Minderjährigen 
Personen  kann  die  Beschränkung  auferlegt 
werden,  daß  sie  das  Gewerbe  nicht  nach 
Sonnenuntergang  betreiben,  und  minder- 
jährigen Mädchen  außerdem,  daß  sie  das 
Gewerbe  nur  auf  öffentlichen  Wegen,  Straßen 
und  Plätzen,  nicht  aber  von  Haus  zu  Haus 
betreiben  dürfen  (§  60  b  Abs.  1  und  2). 
Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Straßen,  Plätzen  oder  an 
öffentlichen  Orten  oder  ohne  vorgängige  Be- 
stellung von  Haus  zu  Haus  Gegenstände 
nicht  feilbieten.  In  Orten,  wo  ein  derartiges 
Feilbieten  durch  Kinder  herkömmlich  ist, 
darf  die  Ortspolizeibehörde  ein  solches  für 
bestimmte  Zeitabschnitte,  welche  aber  in 
einem  Kalenderjahre  4  Wochen  nicht  über- 
schreiten dürfen,  gestatten  (§  42  b  Abs.  5). 

Das  Hausieren  mit  selostgewonnenen 
oder  selbstverfertigten  Gegenständen  der 
Landwirtschaft  oder  des  Wochenmarktver- 
kehrs  kann  von  der  Ortspolizeibehörde  Kin- 
dern unter  14  Jahren  verboten  werden  (§  60b 
Abs.  3). 

c)  Oeffentliche  Schau-  und  Vor- 
stellungen. Durch  §  6  und  15  des  Kinder- 
arbeitsgesetzes von  1903  ist  diese  Beschäfti- 
gung von  Kindern  im  allgemeinen  verboten, 
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die  untere  Verwaltungsbehörde  kann  aber 
nach  Anhörung  der  Schulaufsichtsbehörde 
bei  Vorstellungen  von  höherem  künstlerischen 
oder  wissenschaftlichen  Interesse  Ausnahmen 
zulassen. 

d)  Gast-  und  Schankwirtschaf ts- 
gewerbc.  Im  Betriebe  von  Gast-  und 
Schankwirtschaften  dürfen  Kinder  unter 
12  Jahren  und  Mädeheii  nicht  zur  Bedienung 
der  (iäste  verwendet  werden.  Für  Orte 
unter  20  000  Einwohnern  kann  die  untere 
Verwaltungsbehörde  Ausnahmen  für  solche 
Betriebe  zulassen,  in  denen  in  der  Regel 
aussfhließlith  zur  Familie  des  Arbeitgebers 
gehörige  Personen  beschäftigt  werden.  Die 
Kachtarbeit  (8  ühr  abends  bis  8  Uhr  mor- 
gens) ist  nach  §  13  verboten.  Fremden  Kin- 
dern ist  die  Beschäftigung  nicht  gestattet, 
wenn  ihnen  nicht  zuvor  vom  Arbeitgeber 
eine  Arbeitskarte  eingehändigt  wird  (§§  7, 
11,  10  Kinderschutzgesetz). 

e)  Botendienste.  Für  die  Beschäfti- 
gung von  fremden  Kindern  beim  Austragen 
von  Waren  und  sonstigen  Botengängen 
gelten  die  gleichen  Bestimmungen  wie  für 
die  Beschäftigung  von  fremden  Kindern  im 
Handels-  und  Verkehrsgewerbe;  die  Be- 
schäftigung eigener  Kinder  ist  an  sich  ge- 
stattet, kann  aber  durch  Polizeiverord- 
nungen beschränkt  werden  (§§  8,  17  Kinder- 
arbeitsgesetz). 

f)  Gefährliche  Gewerbe.  Nach  §139a 
Ziff.  1  GO.  ist  der  Bundesrat  ermächtigt, 
die  Verwendung  sowohl  von  Arbeiterinnen 
wie  auch  von  jugendlichen  Arbeitern,  d.  i. 
von  Personen  unter  16  Jahren,  in  gewissen 
Gewerbezweigen,  die  mit  besonderen  (Jc- 
fahren  für  Gesundheit  oder  Sittlichkeit 
verbunden  sind,  gänzlich  zu  untersagen 
oder  von  besonderen  Bedingungen  abhängig 
zu  machen.  Von  dieser  Befugnis  hat  der 
Bundesrat  in  verschiedenen  Verordnungen 
(s.  unten  S.  447)  Gebrauch  gemacht.  Dazu 
kommt  noch  die  Bek.  v.  8./X1I.  1909  betr. 
die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  bei 
der  Verarbeitung  von  Faserstoffen,  Tier- 
haaren, Abfällen  oder  Lumpen  (RGBl.  S.  969). 
Danach  darf  in  Heehclräumen,  in  Räumen, 
in  welchen  Maschinen  zum  Oeffnen,  Lockern, 
Zerkleinern,  Entstäuben,  Anfetten  oder 
Mengen  von  rohen  oder  abgenutzten  Faser- 
stoffen, von  Tierhaaren,  von  Abfällen  oder 
Lumpen  im  Betriebe  sind,  sowie  in  Räumen, 
in  welchen  Tierhaare  durch  Handarbeit 
entstäubt  oder  gelockert  (gefacht)  werden, 
jugendlichen  Arbeitern  während  des  Be- 
triebes eine  Beschäftigung  nicht  gewährt  und 
der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden. 

2.  Verbot  der  Nachtarbeit,  Maximal- 
arbeitszeit, Arbeitspausen.  In  Betrieben, 
in  denen  in  der  Regel  mindestens  10  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  darf  die  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  14  Jahren  die  Dauer  von 


6  Stunden  täglich  nicht  überschreiten  (§  135 
Abs.  2).  Von  14  Jahren  an  tritt  seit  Anord- 
nung v.  23./X1.  1918  die  achtstündige  Ar- 
beitszeit für  Jugendliche  wie  für  Erwachsene 
—  bis  dahin  galt  die  10  stündige  Arbeitszeit 
nur  für  Jugendliche  bis  16  Jahren  —  in 
Kraft.  Die  Arbeit  der  Personen  zwischen 
13  und  10  Jahren  darf  nicht  vor  G  Uhr 
morgens  beginnen  und  nicht  über  8  Uhr 
abends  dauern.  Die  Pausen  sind  für  Jugend- 
liche (sowie  Arbeiterinnen)  folgendermaßen 
geregelt:  bei  einer  Beschäftigung  von  höch- 
stens 4  Stunden  keine,  nach  4— 6stündiger 
Arbeit  eine  viertelstündige,  bei  6— 8stündiger 
Arbeit  eine  halbstündige  oder  zwei  viertel- 
stündige Pausen  (Anordnung  v.  23./XI.  1918, 
V,  Abs.  3).  Bei  längerer  als  8 stündiger  Ar- 
beitszeit muß  mittags  eine  1  stündige,  sowie 
vor-  und  nachmittags  je  eine  halbstündige 
Pause  gewährt  werden  (GO.  130  Abs.  1). 
Während  der  Pausen  darf  den  jugendlichen 
Arbeitern  eine  Beschäftigung  in  dem  Fabrik- 
betriebe überhaupt  nicht  und  der  Aufenthalt 
in  den  Arbeitsräunien  nur  dann  gestattet 
werden,  wenn  in  denselben  diejenigen  Teile 
des  Betriebes,  in  welchen  jugendliche  Ar- 
beiter beschäftigt  sind,  für  die  Zeit  der 
Pausen  völlig  eingestellt  werden  oder  wenn 
der  Aufenthalt  im  Freien  nicht  tunlich  und 
andere  geeignete  Aufentlialtsräume  ohne  un- 
verhältnismäßige Schwierigkeiten  nicht  be- 
schafft werden  können.  Nach  Beendigung 
der  täglichen  Arbeitszeit  ist  den  jugend- 
lichen Arbeitern  eine  ununterbrochene  Ruhe- 
zeit von  mindestens  11  Stunden  zu  gewähren 
(§  136  Abs.  2,  3). 

Diese  Bestimmungen  gelten  gemäß  §  154a 
auch  für  Bergwerke.  Salinen,  Aufbereitungs- 
anstalten und  unterirdische  Gruben  und 
gemäß  §  154  Abs.  2  auch  für  Hüttenwerke, 
Bauhöfe",  Werften,  ferner  für  größere  Ziege- 
leien und  Gräbereien,  die  in  der  Kegel  we- 
niger als  10,  und  in  Ziegeleien  und  Brüchen 
über  Tage,  die  mindestens  5  Arbeiter  be- 
schäftigen. Sie  sind  gemäß  §  154  Abs.  3 
auf  die  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  und 
gemäß  §  154  Abs.  4  auf  die  Werkstätten  der 
Kleider-  und  Wäschekonfektion  ausgedehnt 
worden. 

Die  Gewährung  von  Ausnahmen  von 
den  Vorschriften  der  GO.  ist  im  §  139  für 
einzelne  Anlagen  in  analoger  Weise  wie  für 
die  weiblichen  Arbeiter  vorgesehen.  Das 
Gesetz  gibt  dem  Bundesrate  die  Ermäch- 
tigung, für  Anlagen  mit  kontinuierlichem 
oder  unregelmäßigem  oder  auf  bestimmte 
Jahreszeiten  beschränktem  Betrieb  Aus- 
nahmen von  §  135  Abs.  2  und  3  und  §  136 
nachzulassen  (§139a,Abs.l  Ziff.  2),  ferner  für 
gewisse  Gewerbezweige,  soweit  die  Natur  des 
Betriebes  oder  die  Rücksicht  auf  die  Arbeiter 
es  erwünscht  erscheinen  lassen,  die  Ab- 
kürzung oder  den  Wegfall  der  für  jugendliche 
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Arbeiter  vorseschriebenen  Pausen  zu  ge- 
statten (§  139a  Ziff.  3);  in  den  Fällen  des 
§  139  a  Ziff.  2  darf  die  Dauer  der  wöchent- 
lichen Arbeitszeit  für  Kinder  36  Stunden, 
für  junge  Leute  (zwischen  14  und  16  Jahren) 
48  (bisher  60)  Stunden  nicht  überschreiten; 
die  Nachtarbeit  darf  10  in  24  Stunden  nicht 
überschreiten.  Solche  Ausnahmebestim- 
mungen bezüglich  der  jugendlichen  Arbeiter 
auf  Grund  des  §  139a  gelten  noch  für  die 
Beschäftigung  männlicher  jugendlicher  Ar- 
beiter in  Glashütten,  Glasschleifereien,  Glas- 
beizereien  und  Sandbläsereien  zufolge  der 
Bek.  V.  9./III.  1913  (RGBl.  S.  129),  v. 
22./VIII.  1917  (RGBl.  S.  727),  v.  5./XI.  1918 
(RGBl.  S.  1290)  und  23./I.  1920  (RGBl. 
S.  75)  und  Einführung  der  8 stündigen 
Höchstarbeitszeit.  Die  Bek.  betr.  den 
Betrieb  der  Anlagen  der  Großindustrie  v. 

4.  /V.  1914  (RGBl.  S.  118),  schrieb  Pausen 
und  Ruhezeiten  bei  längerer  als  83tündiger 
Schicht  vor;  sie  ist  nunmehr  als  gegenstands- 
los durch  V.  V.  23./I.  1920  (RGBl.  S.  79) 
aufgehoben  worden,  in  Walz-  und  Hammer- 
werken zufolge  der  Bek.  v.  20./V.  1912  (RGBl. 

5.  311),  und  auf  Steinkohlenbergwerken  in 
Preußen,  Baden  und  Elsaß-Lothringen  zu- 
folge der  Bek.  v.  7./III.  1913  (RGBl.  S.  125). 

Für  Werkstätten,  welche  mit  Elementar- 
motoren betrieben  werden,  können  im  ein- 
zelnen Falle  ebenfalls  Ausnahmen  auf  Grund 
des  §  139  bewilligt  werden.  Der  Bundesrat 
ist^ermächtigt,  für  gewisse  Arten  solcher  Be- 
triebe Ausnahmen  von  §§  138  Abs.  2  und  3 
und  136  nachzulassen  (§  154  Abs.  3).  Dies 
ist  durch  Bek.  v.  13./VII.  1900  (RGBl.  S.  565) 
erfolgt. 

Vorschriften  über  das  Verhalten  der 
minderjährigen  Arbeiter  außerhalb 
des  Betriebes  können  nach  §  134b  Abs.  3 
GO.  in  die  Arbeitsordnung  von  Betrieben, 
die  in  der  Regel  mindestens  10  Arbeiter  be- 
schäftigen, mit  Zustimmung  des  ständigen 
Arbeiterausschusses  aufgenommen  werden. 
Dahin  gehören  die  Bekämpfung  des  früh- 
zeitigen Verlassens  des  elterlichen  Hauses, 
mangelnder  Sparsinn,  übermäßiger  Besuch 
von  Wirtshäusern  und  Tanzböden,  früh- 
zeitiges Heiraten  (Motive  zur  Nov.  1891  S.  15). 

3.  Der  Lehrlingsschutz.  Die  patri- 
archalischen Grundsätze,  die  zur  Rege- 
lung des  Lehrverhältnisses  durch  die  Zünfte 
geführt  hatten,  waren  durch  das  allge- 
meine Landrecht  1794  bestätigt  worden, 
so  namentlich  in  bezug  auf  die  Pflicht  zur 
beruflichen  Unterweisung,  Anhaltung  zum 
Schulbesuch,  Gewährung  des  väterlichen 
Züchtigungsrechtes.  .  Einen  Rückschlag 
bildet  sodann  der  Erlaß  der  Gewerbeordnung 
von  1869,  die  den  Ansprüchen  des  Großbe- 
triebes entsprechend  den  Grundsätzen  der 
Lehrlingsfreihcit  huldigt.  Die  Gewerbeord- 
nung von  1878  suchte  eine  straffere  Bindung 


von  Lehrherr  und  Lehrling  herbeizuführen, 
und  grundlegend  wirkte  die  sog.  Handwer- 
kernov.  v.  26./Vn.  1897.  Ueber  diese  und 
ihre  Wirkungen  vgl.  die  Artt.  „Handwerk" 
und  ,, Lehrlings wesen". 

Die  Lehrlingsverhältnisse  regelt  die  Ge- 
werbeordnung erstens  durch  allgemeine  Be- 
stimmungen (§§  126—128),  zweitens  durch 
besondere  Bestimmungen  für  das  Handwerk 
(§§  129— 132a).  Für  Handelslehrlinge  gelten 
die  §§  77-82  des  HGB.  Es  finden  daher 
auf  Apotheken  und  Handelsgeschäfte 
die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über 
die  Lehrlinge  im  allgemeinen  keine  Anwen- 
dung (§§  154  Abs.  1). 

a)  Allgemeine  Bestimmungen,  a)  Die 
Befugnis  zum  Halten  und  zur  Anlei- 
tung von  Lehrlingen  steht  solchen  Per- 
sonen nicht  zu,  welche  sich  nicht  im  Besitze 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden  (§  126). 
Die  Befugnis  zum  Halten  und  zur  Anleitung 
von  Lehrlingen  kann  ganz  oder  auf  be- 
stimmte Zeit  Personen  entzogen  werden, 
welche  sich  wiederholt  grober  Pflichtver- 
letzungen gegen  die  ihnen  anvertrauten 
Lehrlinge  schuldig  gemacht  haben  oder  gegen 
welche  Tatsachen  vorliegen,  die  sie  in  sitt- 
licher Beziehung  zum  Halten  und  Anleiten 
von  Lehrlingen  ungeeignet  erscheinen  lassen; 
die  Befugnis  zur  Anleitung  (nicht  auch  zum 
Halten)  von  Lehrlingen  kann  außerdem 
solchen  Personen  entzogen  werden,  welche 
wegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen 
zur  Erteilung  einer  sachgemäßen  Anleitung 
eines  Lehrlings  nicht  geeignet  sind  (§  126a). 

Wenn  der  Lehrherr  eine  im  Mißverhältnis 
zu  dem  Umfang  oder  der  Art  seines  Gewerbe- 
betriebes stehende  Zahl  von  Lehrlingen 
hält  und  dadurch  die  Ausbildung  der  Lehr- 
linge gefährdet  erscheint,  so  kann  dem  Lehr- 
herrn von  der  unteren  Verwaltungsbehörde 
die  Entlassung  eines  entsprechenden  Teils 
der  Lehrlinge  auferlegt  und  die  Annahme  von 
Lehrlingen  über  eine  bestimmte  Zahl  hinaus 
untersagt  werden.  Unbeschadet  dieser  Be- 
stimmung können  durch  Beschluß  des  Bun- 
desrates für  einzelne  Gewerbezweige  Vor- 
schriften über  die  höchste  Zahl  der  Lehr- 
linge erlassen  werden,  welche  in  Betrieben 
dieser  Gewerbszweige  gehalten  werden  darf; 
soweit  solche  Vorschriften  nicht  erlassen 
sind,  können  sie  durch  Anordnung  der 
Landeszentralbehörde  erfolgen  (§  128). 

Diese  Vorschriften  gelten  auch  bezüg- 
lich des  Haltens  von  Lehrlingen  in  offenen 
Verkaufsstellen  sowie  in  anderen  Betrieben 
des  Handelsgewerbes  (§  139  e). 

Personen,  welche  den  angeführten  Be- 
stimmungen zu  widerLehrlinge  halten,  anleiten 
oder  anleiten  lassen,  können  von  der  Ortspoli- 
zeibehörde durch  Zwangsstrafen  zur  Entlas- 
sung derLehrlinge  angehalten  werden(§144a). 
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ß)  Pflichten  des  Lehrherrn  und 
des  Lehrlings.  Der  Lehrherr  iät  ver- 
pflichtet, den  Lehrling  in  den  bei  seinem 
Betriebe  vorkommenden  Arbeiten  des  Ge-  j 
werbes  dem  Zwecke  der  Ausbildung  ent- 
sprechend zu  unterweisen,  ihn  zum  Besuche 
der  Fortbildungs-  oder  Fachschule  anzu- 
halten und  den  Schulbesuch  zu  überwachen. 
Er  muß  entweder  selbst  oder  durch  einen 
geeigneten,  ausdrücklich  dazu  bestimmten 
Vertreter  die  Ausbildung  des  Lehrlings  leiten, 
den  Lehrling  zur  Arbeitsamkeit  und  zu  guten 
Sitten  anhalten  und  vor  Ausschweifungen 
bewahren,  er  hat  ihn  ge^cn  Mißhandlungen 
seitens  der  Arbeits-  und  Hausgenossen  zu 
schützen  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß 
dem  Lehrling  nicht  Arbeitsverrichtungen  zu- ' 
gewiesen  werden,  welche  seinen  körperlichen 
Kräften  nicht  angemessen  sind.  Kr  darf  dem 
Lehrlinge  die  zu  seiner  Ausbildung  und  zum 
Besuche  der  Fortbildungs-  oder  Fachschule 
erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  nicht  ent- 
ziehen. Zu  häuslichen  Dienstleistungen  dür- 
fen Ivehrlinge,  welche  im  Hause  des  Lehr- 
herrn weder  Kost  noch  Wohnung  erhalten, 
nicht  herangezogen  werden  (§  127). 

Der  Lehrling  ist  der  väterlichen  Zucht 
des  Lehrherrn  unterworfen  und  dem  I^ehr- 
herrn  sowie  dem  an  seiner  Stelle  zur  Aus- 
bildung bestimmten  Vertreter  zur  Folgsam- 
keit und  Treue,  zu  Fleiß  und  anständigem 
Betragen  verpflichtet.  Uebermäßige  und 
unanständige  Züchtigungen  jedoch  sowie 
jede  die  Gesundheit  des  Ijrihrlings  gefähr- 
dende Behandlung  sind  verboten  (§  127a). 

•')  Der  Lehrvertrag  ist  binnen  4  Woclien 
nacli  Beginn  der  Jjehre  schriftlich  abzu- 
schließen. Derselbe  muß  enthalten:  1.  Die 
Bezeichnung  des  Gewerbes,  in  welchem  die  I 
Ausbildung  erfolgen  soll,  2.  Angabe  der  Dauer 
der  Lehrzeit,  3.  der  gegenseitigen  Leistungen, 
4.  gesetzliche  und  sonstige  Voraussetzung  der 
einseitigen  Auflösung  des  Vertrages.  Er  ist 
kosten-  und  stempelfrei.  Der  Ijohrvertrag 
ist  von  dem  Gewerbetreibenden  oder  seinem 
Stellvertreter,  dem  Lahrling  und  dem  gesetz- 
lichen Vortreter  des  Lehrlings  zu  unter- 
schreiben und  in  einem  Exemplar  dem  ge- 
setzlichen Vertreter  auszuhändigen;  der  Lehr- 
herr ist  verpflichtet,  der  Ortspolizeibehörde 
auf  Erfordern  den  Jjehrvertrag  einzureichen 
(§  126  b). 

(5)  .Auflösung.  Das  Lehrverhältnis  kann 
während  der  ersten  4  Wochen  nach  Beginn 
der  Lehrzeit  durch  einseitigen  Rücktritt 
aufgelöst  werden.  Später  kann  der  Lehrling 
nur  dann  zurücktreten,  wenn  der  Lehrherr 
das  ihm  zustehende  Recht  der  väterlichen 
Zucht  mißbraucht  oder  wenn  der  Lehrherr 
seine  gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den 
Lehrling  in  einer  die  Gesundheit,  die  Sitt- 
lichkeit oder  die  Ausbildung  desselben  schä- 
digen len   Weise  vernachlässigt  (§  127  b). 


Verläßt  der  Lehrling  in  einem  durch  diese 
Bestimmungen  nicht  vorgesehenen  Falle 
ohne  Zustimmung  des  Lehrlierrn  die  Lehre, 
so  kann  letzterer  den  Anspruch  auf  Rück- 
kehr des  Ijchrlings  evtl.  polizeilich  erzwingen, 
wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich  abge- 
schlossen ist  (§  127d). 

c)  Beschäftigungszeugnis.  Bei  Be- 
endigung des  Lehrverhältnisses  hat  der  Lehr- 
herr dem  Lehrling  unter  Angabe  des  Ge- 
werbes, in  welchem  der  Lehrling  unter- 
wiesen worden  ist,  über  die  Dauer  der  Lehr- 
zeit und  die  während  derselben  erworbenen 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten  sowie  über  sein 
jBetragen  ein  Zeugnis  auszustellen;  dasselbe 
ist  von  der  Gemeindebehörde  kosten-  und 
stcmpclfrei  zu  beglaubigen.  An  Stelle  der 
Zeugnisse  treten  I..ehrbriefo  der  Innungen, 
wo  solche  bestehen  (§  127c). 

b)  Besondere  Bestimmungen  für 
Handwerkerlchrlinge.  In  Handwerks- 
betrieben steht  die  Befugnis  zur  Anleitung 
von  Lehrlingen  nur  denjenigen  Personen  zu, 
welche  das  24.  Lebensjahr  vollendet  und  eine 
Meisterprüfung  (§133;  bestanden  haben  (§129 
Abs.  I).  Als  Ersatz  der  Meisterprüfung  be- 
zeichnet das  Gesetz  die  Zurücklegung  der 
Ijohrzeit  und  .\blegung  der  Gesellenprüfung 
oder  die  persönliche  selbständige  Ausübung 
des  Handwerks  durch  5  Jahre.  Die  höhere 
Verwaltungsbehörde  kann  Personen,  welche 
diesen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  die 
Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  beson- 
ders verleihen;  der  Bundesrat  ist  befugt,  für 
einzelne  Gewerbe  Ausnahmen  zuzulassen. 
Die  Zurücklegung  der  Lehrzeit  kann  auch 
in  einem  dem  Gewerbe  angehörenden  Groß- 
betriebe erfolgen  (§  129  Abs.  5  und  129a). 

Die  Lehrzeit  soll  in  der  Regel  3  Jahre 
dauern;  sie  darf  den  Zeitraum  von  4  Jahren 
nicht  übersteigen.  Von  der  Handwerks- 
kammer kann  mit  Genelimigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  die  Dauer  der  Lohrzeit 
für  die  eiiuolnen  Gewerbe  oder  Gewerbs- 
zweigo  festgesetzt  werden.  Die  Hmdwcrks- 
kammer  ist  befugt,  Lehrlinge  in  Einzel- 
fällen von  der  Innchaltun"  der  so  festge- 
setzten Lehrzeit  zu  entbinden  (§  130a). 

Dem  Lelirling  ist  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  nach  Ablauf  der  Lehrzeit  der  Gesellen- 
prüfung zu  unterziehen  (§  131).  Die  Innung 
und  der  Lehrherr  sollen  den  Lehrling  zur 
Ablegung  dieser  Prüfung  anhalten  (§  131c). 

c)  Besondere  Bestimmungen  für 
Handlungslehrlinge.  Handlungslehrlinge 
unterliegen  den  Vorschriften  der  §§  76— 82a 
des  HGB.  (§§  72  und  82a  in  der  neuen 
Fassung  des  G.  v.  lO./VI.  1914,  RGBl. 
S.  209).  Dieses  Gesetz  erklärt  Vereinbarungen 
für  nichtig,  durch  die  Lehrlinge  nach  Be- 
endigung ihrer  Lehr-  und  Dienstzeit  in  ihrer 
gewerblichen  Tätigkeit  beschränkt  werden. 
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Wie  die  Gewerbeordnung,  so  verbietet 
das  Handelsgesetzbuch  (§  81)  die  Haltung 
und  Anleitung  von  Handlungslehrlingen 
durch  Bescholtene.  Die  Pflichten  der 
Lehrherren  regelt  §  76  HGB.  analog  §  120 
der  GO. 

Der  Lehrvertrag  bestimmt  die  Dauer  der 
Lehrzeit.  In  Ermangelung  vertragsmäßiger 
Festsetzung  regeln  sie  örtliche  Verordnungen 
oder  der  Ortsgebrauch.  Das  Lehrverhältnis 
kann,  sofern  nicht  eine  längere  Probezeit  ver- 
einbart ist,  während  des  ersten  Monats  nach 
dem  Beginne  der  Lehrzeit  ohne  Einhaltung 
einer  Kündigungszeit  gekündigt  werden; 
eine  Vereinbarung,  nach  der  eine  Probezeit 
mehr  als  3  Monate  betragen  soU,  ist  nichtig. 
Auf  die  Kündigung  finden  die  für  Handlungs- 
gehilfen geltenden  Vorschriften  (§§  70—72) 
Anwendung;  als  ein  wichtiger  Grund  zur 
Kündigung  ist  es  insbesondere  auch  anzu- 
sehen, wenn  der  Lehrherr  seine  Verpflich- 
tungen gegen  den  Lehrling  in  einer  dessen 
Gesundheit,  Sittlichkeit  oder  Ausbildung  ge- 
fährdenden Weise  vernadilässigt  (§  77).  Aus 
diesen  Gründen  kann  über  den  Lehrherrn 
und  ebenso  im  Falle  seiner  Bescholtenheit  bis 
zu  1500  M.  Strafe  verhängt  werden  (§  82). 
Der  Lehrherr  wird  verpflichtet,  die  Aus- 
bildung selbst  oder  durch  einen  geeig- 
neten, ausdrücklieh  dazu  bestimmten 
Vertreter  vorzunehmen  und  in  der  durch 
den  Lehrzweck  gebotenen  Reihenfolge 
und  Ausdehnung  den  Lehrling  in  den  bei 
dem  Betriebe  des  Geschäfts  vorkommen- 
den Arbeiten  zu  unterweisen.  Die  zur  Aus- 
bildung und  die  zum  Besuche  des  Gottes- 
dienstes erforderliche  Zeit  ist  zu  gewähren; 
der  Lehrling  ist  zu  Arbeitsamkeit  und  zu 
guten  Sitten  anzuhalten.  In  bezug  auf  den 
Besuch  der  Fortbildungsschulen  güt  §  120 
GO.  auch  für  Handlungslehrlinge  (§  76) 
(s.  unten  sub  III,  4).  Bei  Beendigung  des 
Lehrverhältnisses  hat  der  Lehrherr  dem 
Lehrling  ein  schriftliches  Zeugnis  über  die 
Dauer  der  Lehrzeit  und  über  die  während 
dieser  erworbenen  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten sowie  über  sein  Betragen  auszustellen 
(§  80). 

Vgl.  auch  die  nachfolgenden  Ausfüh- 
rungen unter  III  (Sonderschutz  der  jugend- 
lichen Arbeiter). 

III.  Sonderschutz  der  jugendlichen 
Arbeiter. 
1.  Beschäftigungsverbete  und  Be- 
schränkungen der  Arbeit  an  Sonn-  und 
Festtagen  und  während  des  Beicht-  und 
Konfirmandenunterrichts.  Jugendliehe 
Arbeiter,  d.  i.  Personen  beiderlei  Geschlechts, 
welche  das  16.  Lebensjahr  noch  nicht  voll- 
endet haben,  dürfen  in  Betrieben,  die  min- 
destens 10  Arbeiter  beschäftigen,  an  Sonn- 
und  Festtagen  sowie  während  der  von  dem 


ordentlichen  Seelsorger  für  den  Katechu- 
menen-  und  Konfirmanden-,  Beicht-  und 
Kommunionunterricht  bestimmten  Stunden 
nicht  beschäftigt  werden  (§  136).  Diesen 
Betrieben  sind  durch  §  154  a  Abs.  1  in  bezug 
auf  die  Anwendung  der  §§  135— 139b  gesetz- 
lich gleichgestellt:  Bergwerke,  Salinen,  Auf- 
bereitungsanstalten, unterirdische  Brüche 
oder  Gruben  auch  für  den  Fall,  daß  in  ihnen 
in  der  Regel  weniger  als  10  Arbeiter  be- 
schäftigt werden;  ferner  Hüttenwerke,  Zim- 
merplätze und  andere  Bauhöfe,  Werften, 
Ziegeleien  und  Gräbereien,  welche  nicht  bloß 
vorübergehend  und  in  geringem  L'mfange  be- 
trieben werden,  die  mit  Elementarmotoren 
betriebenen  Werkstätten,  ferner  die  Werk- 
stätten der  Kleider-  und  Wäschekonfektion 
und  der  Tabakindustrie.  Ausnahmen  von 
§  136  kann  für  kontinuierliche  und  unregel- 
mäßige Betriebe  nach  §  139a  Abs.  1  Ziff.  2 
der  Bundesrat  gestatten. 

2.  Verbot  der  Anleitung  durch  Beschol- 
tene. Gewerbetreibende,  welchen  die  bürger- 
lichen Ehrenrechte  aberkannt  worden  sind, 
dürfen,  solange  ihnen  diese  Rechte  entzogen 
bleiben,  mit  der  Anleitung  von  Arbeitern 
unter  18  Jahren  sich  nicht  befassen.  Die 
Entlassung  der  diesem  Verbote  zuwider  be- 
schäftigten Arbeiter  kann  polizeilich  er- 
zwungen Werder,  GO.  §  106. 

3.  Rücksichtnahme  auf  Gesundheit  und 
Sittlichkeit.  Durch  §  120c  GO.  wird  be- 
stimmt, daß  die  Gewerbeunternehmer,  welche 
jugendliche  Arbeiter  unter  18  Jahren  be- 
schäftigen, verpflichtet  sind,  bei  der  Ein- 
richtung der  Betriebsstätte  und  bei  der 
Regelung  des  Betriebes  diejenigen  beson- 
deren Rücksichten  auf  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  zu  nehmen,  welche  durch  das 
Alter  dieser  Arbeiter  geboten  sind. 

4.  Fortbildungsunterricht.  Nach  §  120 
sind  die  Gewerbeunternehmer  verpflichtet, 
ihren  Arbeitern  unter  18  Jahren,  welche  eine 
von  der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staate 
als  Fortbildungsschule  anerkannte  Unter- 
richtsanstalt besuchen,  hierzu  die,  erforder- 
lichen Falles  von  der  zuständigen  Behörde 
festzusetzende,  Zeit  zu  gewähren.  Die  Prin- 
zipale haben  die  gleiche  Verpflichtung  gegen- 
über Handlungsgehilfen-  und  Handlungs- 
lehrlingen an  Orten,  wo  eine  vom  Staate 
oder  der  Gemeindebehörde  anerkannte  Fach- 
schule besteht  (§  120).  Am  Sonntag  darf 
der  Unterricht  nur  stattfinden,  wenn  die 
Unterrichtsstunden  so  gelegt  werden,  daß 
die  Schüler  nicht  gehindert  werden,  den 
Hauptgottesdienst  oder  einen  mit  Geneh- 
migung der  kirchlichen  Behörden  für  sie  ein- 
gerichteten besonderen  Gottesdienst  ihrer 
Konfession  zu  besuchen.  Als  Fortbildungs- 
schulen im  Sinne  dieser  Bestimmung  haben 
auch  Anstalten,  in  welchen  Unterricht  in 
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weiblichen  Hand-  und  Hausarbeiten  er- 
teilt wird,  zu  gelten. 

Durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal- 
verbandes kann  für  männliche  Arbeiter  unter 
18  Jahren  sowie  für  weibliche  Handlungs- 
gehilfen und  -lehrlinge  die  Verpflichtung 
zum  Besuche  einer  Fortbildungsschule,  soweit 
diese  Verpflichtung  nicht  schon  landesgesetz- 
lich besteht,  begründet  werden.  Diese 
Pflicht  besteht  dann  auch  für  die  Zeit  ihrer 
Arbeitslosigkeit.  Auf  demselben  Wege  kön- 
nen die  zur  Durchführung  dieser  Verpflich- 
tung erforderlichen  Bestimmungen  getroffen 
werden.  Insbesondere  können  durch  statu- 
tarische Bestimmung  die  zur  Sicherung  eines 
regelmäßigen  Schulbesuches  den  Schul- 
pflichtigen sowie  deren  Eltern,  Vormündern 
und  Arbeitgebern  obliegenden  Verpflich- 
tungen bestimmt  und  diejenigen  Vorschriften 
erlassen  werden,  durch  welche  die  Ordnung 
in  der  Fortbildungsschule  und  ein  gebühr- 
liches Verhalten  der  Schüler  gesichert  wird. 
Von  der  durch  statutarische  Bestimmung 
begründeten  Verpflichtung  zum  Besuche 
einer  Fortbildungsschule  sind  diejenigen  be- 
freit, welche  eine  Innungs-  oder  andere  Fort- 
bildungs-  oder  Fachschule  besuchen,  sofern 
der  Unterricht  dieser  Schule  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  als  ein  ausreichender 
Ersatz  des  allgemeinen  Fortbildungsschul- 
unterriclites  anerkannt  wird. 

Die  Vorschriften  des  §  120  gelten  für 
alle  gewerblichen  Arbeiter  im  Sinne  des 
Titel  VII,  auch  für  Gehilfen  und  Lehrlinge 
in  Handelsgeschäften,  dagegen  nicht  für 
Apothekergehilfcn  und  -lehrlinge,  ferner  nicht 
für  die  Bergarbeiter.  Nach  §  139i  hat  in  Han- 
delsbetrieben der  (Geschäftsinhaber  die  Ge- 
hilfen und  Lehrlinge  zum  Besuche  der  Fort- 
bildungs-  und  Fachschule  anzuhalten  und 
den  Schulbesuch  zu  überwachen.  Die  Be- 
stimmungen des  §  120  haben  durch  V.  über 
Erweiterung  der  iVortbildungsschulpflicht  für 
die  Zeit  der  wirtschaftlichen  Demobil- 
machung  v.  28./111.  1919  eine  bedeutende 
Erweiterung  erfahren.  Dadurch  können  alle 
Personen  unter  18  Jahren,  die  seit  Ostern 
1918  die  Volksschule  verlassen  haben  und 
keine  weitergehende  wissenschaftliche  und 
künstlerische  Ausbildung  genießen,  statu- 
tarisch verpflichtet  werden,  die  Fortbil- 
dungsschule ihrer  Wohnorte  zu  besuchen. 
Von  den  Arbeitgebern  ist  die  nötige  Zeit  für 
den  Schulbesuch  zu  gewähren  und  zum 
pünktlichen  und  regelmäßigen  Schulbesuch 
anzuhalten  (Geldstrafe  bis  200  M.,  evtl.  bis 
3  Tage  Haft,  §  150  Ziff.  4). 

5.  Lohnzahlung.  Durch  §  119a  Abs.  2 
Ziff.  2,  3  wird  bestimmt,  daß  durch  statuta- 
rische Bestimmung  einer  Gemeinde  oder 
eines  weiteren  Kommunalverbandes  für  alle 
Gewerbetreibenden  oder  gewisse  Arten  der- 


selben festgesetzt  werden  kann,  1.  daß  der 
von  minderjährigen  Arbeitern  verdiente 
Lohn  an  die  Eltern  oder  Vormünder  und 
nur  mit  deren  schriftlicher  Zustimmung  oder 
nach  deren  Bescheinigung  über  den  Empfang 
der  letzten  Lohnzahlung  unmittelbar  an  dio 
Minderjährigen  gezahlt  wird,  2.  daß  die 
Gewerbetreibenden  den  Eltern  oder  Vor- 
mündern innerhalb  gewisser  Fristen  Mit- 
teilung von  den  an  minderjährige  Arbeiter 
gezahlten  Lohnbeträgen  zu  machen  haben. 
Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  Bergarbeiter 
(§  154a). 

IV.  Sonderschutz  der  Arbeiterinnen. 

Daß  Kinderpflege  und  Haushaltsführung 
ein  höheres  Ausmaß  von  Freizeit  der  Arbei- 
terin erheischen,  daß  das  Stillen  der  Säug- 
linge eine  längere  Schonzeit  nach  der  Nieder- 
kunft, daß  die  Eigenart  des  weiblichen  Or- 
ganismus erhöhte  Abwehr  gegen  gesund- 
heitsschädliche Betriebseinflüsse  erfordern, 
haben  bereits  die  Novelle  zur  GG.  von  1891 
und  das  G.  v.  28./X11.  1908  in  §  137  der  GO. 
anerkannt.  Nach  der  im  nächsten  Abschnitt 
zu  erörternden  Einführung  des  Achtstunden- 
tages auch  für  erwachsene  Männer  bleiben 
als  Sonderschutzbestimmungen  übrig:  1.  Das 
Verbot  der  Nachtarbeit  (Nacht:  8  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens],  um  eine  ununter- 
brochene 11  stündige  Ruhezeit  gemäß  dem 
internationalen  Abkommen  von  Bern  v. 
20./1X.  190G(§  137  Abs.  1,  4)  herbeizuführen, 
2.  das  Verbot  des  Nachhauscgebens  von 
Arbeit  für  Rechnung  Dritter  nach  Beendi- 
gung der  gesetzlich  zulässigen  Arbeitszeit 
(§  137a  Abs.  1),  3.  das  Arbeitsverbot  nach 
5  Uhr  nachmittags  am  Sonnabend  sowie  an 
Vorfeiertagen  (§  137  Abs.  1),  4.  die  Ge- 
währung mindestens  einstündiger  Mittags- 
pausen und  möglicherweise  längerer 
Ruhepausen  als  für  andere  Arbeiter.  Arbeite- 
rinnen, die  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben, 
sind  auf  ihren  Antrag  eine  halbe  Stunde  vor 
der  Mittagspause  zu  entlassen,  sofern  diese 
nicht  mindestens  l'A  Stunde  beträgt  (§  137 
Abs.  5).  Für  Landarbeiterinnen  hat  die 
Landarbeitsordnung  §  14  ähnliche  Anord- 
nungen getroffen  (s.  unten  V,  4);  ebenso 
Vorschriften  über  Mutterschutz  und  über 
den  Gesundheitsschutz  in  gefährlichen 
Betrieben. 

1.  Verbot  der  Nachtarbeit.  Es  bestehen 
die  folgenden  Ausnahmen  von  den  oben 
angeführten  Vorschriften  der  §§  13G  und  137. 

a)  Wegen  außergewöhnlicher  Häu- 
fung der  Arbeit  kann  auf  Antrag  des 
Arbeitgebers  die  untere  Verwaltungsbehörde 
auf  die  Dauer  von  2  Wochen  die  Beschäfti- 
gung von  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  bis 
9  Uhr  abends  an  den  Wochentagen  außer 
Sonnabends  unter  der  Voraussetzung  ge- 
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Btatten,  daß  die  tägliche  Arbeitszeit  12  Stun- 1 
den  nicht  überschreitet.    Jedoch  darf  diese 
Erlaubnis  innerhalb  eines  Kalenderjahres 
einem  Arbeitgeber  für  seinen  Betrieb  oder 
für  eine  Abteilung  seines  Betriebes  auf  mehr 
als  40  Tage  nicht  erteilt  werden.    Für  eine 
2  Wochen  überschreitende  Dauer  kann  die 
gleiche  Erlaubnis  nur  von  der  höheren  Ver- 1 
waltungsbehörde  und  auch  von  dieser  für 
mehr  als  40  Tage  im  Jahre  nur  dann  erteilt 
werden,  wenn  die  Arbeitszeit  für  den  Betrieb 
oder  die  betreffende  Abteilung  des  Betriebes  i 
so  geregelt  wird,  daß  ilire  tägliche  Dauer 
im  Durchschnitt  der  Betriebstage  des  Jahres 
die  regelmäßige  gesetzliche  Arbeitszeit  nicht  i 
überschreitet.   Gegen  die  Versagung  der  Er- 
laubnis steht  die  Beschwerde  an  die  vorge- 
setzte Behörde  zu. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  kann  die 
Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  16 
Jahre,  welche  kein  Hauswesen  zu  besorgen 
haben  und  eine  Fortbildungsschule  nicht  be- ' 
suchen,  bei  den  im  §  105c  Abs.  1  unter  Ziff.  3 
und  4  bezeichneten  Arbeiten  an  Sonnabenden 
und  Vorabenden  von  Festtagen  nachmittags 
nach  5  Uhr,  jedoch  nicht  über  8  Uhr  abends 
hinaus  unter  der  Voraussetzung  gestatten, 
daß  diese  Arbeiterinnen  am  folgenden  Sonn-  i 
oder  Festtage  arbeitsfrei  bleiben.    Die  Er- 1 
laubnis  ist  scliriftlich  zu  erteilen  und  vom  | 
Arbeitgeber  zu  verwahren  {§  138a  in  der 
Fassung  der  Novelle  v.  28./XII.  1908  und 
Erl.  V.  25./XI.  1909  HMBl.  S.  506). 

b)  Wenn  Naturereignisse  oder  Un- 
glücksfälle den  regelmäßigen  Betrieb  einer 
Fabrik  unterbrochen  haben,  so  können  Aus- 
nahmen von  den  aufgeführten  Beschrän- 
kungen auf  die  Dauer  von  4  Wochen  durch 
die  höhere  Verwaltungsbehörde,  auf  längere 
Zeit  durch  den  Reichskanzler  zugelassen  wer- 
den. In  dringenden  Fällen  solcher  Art  sowie 
zur  Verhütung  von  Unglück.sfällen  kann  die 
untere  Verwaltungsbehörde,  jedoch  höchstens 
auf  die  Dauer  von  14  Tagen,  solche  Aus- 
nahmen gestatten.  Wenn  die  Natur  des  Be- 
triebes oder  Rücksichten  auf  die  Arbeiter  in 
einzelnen  Fabriken  es  erwünscht  erscheinen 
lassen,  daß  die  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen 
(oder  jugendlicher  Arbeiter)  in  einer  anderen 
als  der  durch  §  136  Abs.  1,  2,  4,  §  137  Abs.  1,  3 
vorgesehenen  Weise  geregelt  wird,  so  kann 
auf  besonderen  Antrag  eine  anderweitige 
Regelung  hinsichtlich  der  Pausen  durch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde,  im  übrigen 
durch  den  Reichskanzler  gestattet  werden. 
Jedoch  dürfen  in  solchen  Fällen  die  jugend- 
lichen Arbeiter  nicht  länger  als  6  Stunden 
beschäftigt  werden,  wenn  zwischen  den  Ar- 
beitsstunden nicht  Pausen  von  zusammen 
mindestens  1  stündiger  Dauer  gewährt  wer- 
den. Die  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  zu 
treffenden  Verfügungen  müssen  schriftlich 


erlassen  werden.  Vor  Erlaß  von  Verfügungen 
auf  Grund  des  Abs.  2  ist  den  Arbeitern,  und 
wo  ständige  Arbeiterausschüsse  auf  Grund 
reichs-  oder  landesgesetzlicher  Vorschriften 
bestehen,  diesen  Gelegenheit  zu  geben,  sich 
gutachtlich  zu  äußern  (§  139,  Fassung  von 
1908). 

c)  Gemäß  §  139a  ist  der  Bundesrat  er- 
mächtigt a)  für  Anlagen,  die  mit  ununter- 
brochenem Feuer  betrieben  werden,  oder 
die  sonst  durch  die  Art  des  Betriebes  auf  eine 
regelmäßige  Tag-  und  Nachtarbeit  ange- 
wiesen sind,  ferner  für  solche  Anlagen,  deren 
Betrieb  eine  Einteilung  in  regelmäßige  Ax- 
beitsschichten  von  gleicher  Dauer  nicht  ge- 
stattet oder  seiner  Natur  nach  auf  bestimmte 
Jahreszeiten  beschränkt  ist,  Ausnahmen  von 
den  in  §  135  und  136,  jedoch  von  §  136  nur 
für  männliche  Jugendliche,  aufgeführten 
Vorschriften  zuzulassen.  In  diesen  Fällen 
darf  die  Dauer  der  wöchentlichen  Arbeitszeit 
für  Kinder  36  Stunden,  für  junge  Leute  60, 
für  Arbeiterinnen  58  Stunden  nicht  über- 
sclireiten;  die  Nachtarbeit  darf  in  24  Stunden 
die  Dauer  von  10  Stunden  nicht  überschreiten 
und  muß  in  jeder  Schicht  durch  eine  oder 
mehrere  Pausen  in  der  Gesamtdauer  von 
mindestens  einer  Stunde  unterbrochen  sein; 
die  Tagschichten  und  Nachtschichten  müssen 
wöchentlich  wechseln,  ß)  Für  Gewerbezweige, 
in  denen  regelmäßig  zu  gewissen  Zeiten  des 
Jahres  ein  vermehrtes  Arbeitsbedürfnis  ein- 
tritt (Saisonindustrien),  kann  der  Bun- 
desrat auf  höchstens  40  Tage  im  Kalenderjahr 
Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  des  §  137 
Abs.  1  und  2  mit  der  Maßgabe  zulassen,  daß 
die  tägliche  Arbeitszeit  12  Stunden,  an  Sonn- 
abenden 9  Stunden  nicht  überschreitet  und 
die  zu  gewährende  ununterbrochene  Ruhezeit 
nicht  weniger  als  10  Stunden  beträgt.  In 
der  ununterbrochenen  Ruhezeit  müssen  die 
Stunden  zwischen  10  Uhr  abends  und  5  Uhr 
morgens  liegen.  Die  Erlaubnis  zur  Ueber- 
arbeit  bis  zu  30  Tagen  im  Jahre  darf  nur  dann 
erteilt  werden,  wenn  die  Arbeitszeit  so  ge- 
regelt ist,  daß  ihre  tägliche  Dauer  im  Durch- 
schnitt der  Betriebstage  des  Jahres  die  regel- 
mäßige gesetzliche  Arbeitszeit  nicht  über- 
steigt, y)  Ausnahmen  von  §  137  Abs.  1—4 
können  getroffen  werden  für  Gewerbezweige, 
in  denen  die  Verrichtung  der  Nachtarbeit 
zur  Verhütung  des  Verderbens  von  Roh- 
stoffen oder  des  Mißlingens  der  Arbeits- 
erzeugnisse dringend  erforderlich  erscheint. 
Die  ununterbrochene  Ruhezeit  kann  an 
höchstens  60  Tagen  im  Jahre  bis  auf  8'/^ 
Stunden  täglich  herabgesetzt  werden.  Die 
durch  Beschluß  des  Bundesrats  getroffeneu 
Ausnahmebestimmungen  sind  zeitlich  zu 
begrenzen  und  können  auch  auf  bestimmte 
Bezirke  beschränkt  werden;  sie  sind  durch 
das  Reichsgesetzblatt  zu  veröffentlichen  und 
dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten  Zu- 
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Bammentritt  zur  Kenntnisnahme  vorzulegen 
(§  139a  Abs.  b). 

Solche  Ausnahmevorschriften  sind  er- 
lassen: für  die  Beschäftigung  von  Arbeite- 
rinnen auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink-  und 
Bleicrzbcrgwerken  und  auf  Kokereien  im 
Regierungsbezirk  Oppeln  (Bek.  v.  24./111. 
1892,  in  der  Fassung  der  Bek.  V.12./IV.  1907, 
RGBl.  1892  S.  331,  1902  S.  77,  1907  S.  93), 
für  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  in 
Meiereien  (Molkereien;  und  Betrieben  zur 
Sterilisierung  von  Milch  (Bek.  v.  4./VI.  1910, 
RGBl.  S.  868)  und  in  Konservenfabriken 
(Bek.  V.  26./X1.  1909,  RGBl.  S.  96ö). 

Auch  bei  der  Ausdehnung  des  §  137  auf 
Motorwerkstätten  kann  der  Bundesrat  Aus- 
nahmen zulassen  (Bek,  v.  13./VI1.  1900, 
RGBl.  S.  3GG). 

Ferner  können  nach  der  Anordnung  des 
Reiehsamts  für  wirtschaftliche  Demobil- 
niachung  über  die  Regching  der  Arbeitszeit 
gewerblicher  Arbeiter  v.  23,/XI.  1918  Abs.  V, 
abweichend  von  den  allgemeingültigen  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung,  Arbeite- 
rinnen über  16  Jahre  in  zwei-  oder  mehrschich- 
tigen Betrieben  bis  10  l'hr  abends  beschäf- 
tigt werden,  wenn  ihnen  nach  Beendigung 
der  Arbeitszeit  eine  ununterbrochene  Rulie- 
pause  von  mindestens  16  Stunden  gewahrt 
wird.  In  diesen  I-'ällen  kiinnon  an  Stelle  der 
1  stündigen  Jlittagpause  eine  halbstündige 
oder  2  viertelstündige  Pausen  treten,  die 
auf  die  Dauer  der  Arbeitszeit  anzurechnen 
sind. 

2.  Mutterschutz.  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen vor  und  nach  der  Niederkunft  ist 
im  ganzen  während  8  Wochen  seit  1908  (1891 
bis  1908  vier  Wochen)  nicht  gestattet.  Ihr 
Wiedereintritt  ist  an  den  Ausweis  ge- 
knüpft, daü  seit  ilirer  Niederkunft  mindestens 
C  Wochen  verflossen  sind  (§137  Abs.  6).  Ver- 
sicherte Wöchnerinnen  erhalten  nach  dem  Ge- 
setz über  Wochenhilfe  und  Woehenfürsorgc 
v.  26./X.  1919  (RGBl.  S.  1757)  Wochenhilfe, 
Entbindungsbeiträge  und  Stillgeld,  unver- 
heiratete weibliche  Angehörige  von  Ver- 
sicherten Familienhilfe,  minderbemittelte 
Wöchnerinnen  Wochenfürsorge. 

3.  Beschäftigung  in  ungesunden,  ge- 
fährlichen Industrien.  Arbeiterinnen  dür- 
fen gemäß  §  154a  in  Bergwerken,  Salinen, 
Aufbereitungsanstalten  und  unterirdisch  be- 
triebenen Brüchen  oder  Gruben  nicht ,, unter 
Tage"  (unter  der  Eidoberfläche)  beschäftigt 
werden.  Ihre  Beschäftigung  bei  der  Förde- 
rung mit  Ausnahme  von  Separation  und 
Wäsche,  bei  Transport  und  Verladung  ist 
auch  über  Tage  verboten  (§  154a  Abs.  2). 

Der  Bundesrat  ist  durch  §  139a  Ziff.  1 
ermächtigt,  die  Verwendung  von  Arbeite- 
rinnen (sowie  von  jugendlichen  Arbeitern) 


für  gewisse  Fabrikationszweige,  welche  mit 
besonderen  Gefahren  für  Gesundheit  oder 
Sittlichkeit  verbunden  sind,  gänzlich  zu 
untersagen  oder  von  besonderen  Bedin- 
gungen abhängig  zu  machen. 

Auf  Grund  des  §  139a  Ziff.  1  bestehen 
folgende  Vorschriften: 

1.  Für  Anlagen  zur  Herstellung  elek- 
trischer Akkumulatoren  aus  Blei-  oder 
Bleiverbindungen  durch  Bek.  v.  ll./V.  1898 
(RGBl.  S.  176),  V.  6./V.  1908  (RGBl.  S.  172): 
Verbot  der  \  erwendung  von  Arbeiterinnen 
sowie  von  jugendlichen  Arbeitern  zu  Ver- 
richtungen, welche  sie  mit  Blei-  oder  Blei- 
verbindungen in  Berührung  bringen; 

2.  für  Ziegeleien  durch  Bek.  v.  15./VI. 
1903  (RGBl.  S.  286):  Verbot  der  Verwendung 
von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
zu  festen  Beschäftigungen; 

3.  für  Anlagen,  in  denen  T  h  0  m  as  s  c  h  1  a  c  k  e 
gemahlen  oder  Thomasschlackenmehl  ge- 
lagert wird  durch  Bek.  v.  S./VII.  1909  (RGBl. 
S.  643),  abg.  23./X1!.  1911  (R(;BI.  S.  1153), 
darf  in  denjenigen  Räumen  der  Anlage,  in 
denen  Thnmasschlacke  oder  Thomas- 
schlackenmehl eingebracht  wird,  Arbeite- 
rinnen und  jugendliehen  Arbeitern  die  Be- 
schäftigung und  der  Aufenthalt  nicht  ge- 
stattet werden; 

4.  für  Zinkhütten  durch  Bek.  v.  IS./XII. 
1912  (RGBl.  S.  564):  Verbot  der  Beschäfti- 
gung von  Arbeiterinnen  und  jugendliehen 
Arbeitern,  insbesondere  bei  der  Ijedienung 
der  Destillationsöfen,  beim  Entleeren  der 
Ballons,  Kanäle  usw.,  beim  Verladen  und 
Abfahren  der  Räumasche  sowie  der  Asche 
aus  den  Feuerungen  sowie  beim  Sieben  und 
Verpacken  der  bei  der  Zinkdestillation  ge- 
wonnenen Nebenprodukte; 

5.  für  Fabriken  und  Motorwerkstätten  zur 
Zichorieherstellung  durch  Bek.  v.  25./XI. 
1909  (RGBl.  S.  968):  Verbot  der  Beschäfti- 
gung und  des  Aufenthalts  in  Räumen,  in 
welchen  Darren  im  Betrieb  sind; 

G.  in  Ziegeleien  und  Anlagen  zur  Her- 
stellung von  Dinasteinen,  Schamottesteinen 
u.  a.  Sehamotteerzeugnissen  v.  8./XII.  1913 
(RGBl.  S.  777):  bei  den  Abraumarbeiten,  bei 
Gewinnung,  Verladung  und  Beförderung  der 
Rohstoffe;  bei  der  Handformerei  der 
Steine  mit  Ausnahme  von  Dachziegeln 
(Dachpfannen)   und   von  Bimssandsteinen 

Schwemmsteinen);  Ofenarbeiten  und  Be- 

örderung  geformter  Steine; 

7.  für  Glashütten,  Glasschleifereien 
und  Glasbeizereien  sowie  Sandbläsereien 
durch  Bek.  v.  9./III.  1913  (RGBl.  S.  129): 
verschiedene  wegen  Hitze  und  Staubentwick- 
lung gebotene  Beschränkungen  der  Be- 
schäftigung von  Arbeiterinnen  und  jugend- 
lichen Arbeitern;  aus  gleichen  Gründen: 
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8.  für  Rohzuckerfabriken,  Zucker- 
raffinerien und  Melassen-Entzuckerungsan- 
stalten  durch  Bek.  v.  24./XI.  1911  (RGBL 
S.  958); 

9.  für  Walz-  und  Hammerwerke  durch 
die  Bek.  v.  20./V.  1912  (RGBl.  S.  311):  in 
Metall-,  Walz-  und  Hammerwerken,  welche 
mit  ununterbrochenem  Feuer  betrieben  wer- 
den, dürfen  Arbeiterinnen  bei  dem  unmittel- 
baren Betrieb  der  Werke  nicht  beschäftigt 
werden  und  ist  die  Beschäftigung  von  Kin- 
dern unter  14  Jahren  überhaupt  verboten; 

10.  für  Anlagen  zur  Herstellung  von 
Bleifarben  und  anderen  chemischen  Blei- 
produktcn  durch  V.  v.  27./I.  1920  (RGBl, 
b.  225):  Arbeiterinnen  dürfen  Räume  nicht 
betreten,  in  denen  bleihaltige  Stoffe  herge- 
stellt, gemischt,  verpackt,  gelagert  oder  be- 
fördert werden;  dürfen  in  Fabriken  dieser 
Art  nur  insoweit  zum  Aufenthalt  und  zur 
Beschäftigung  zugelassen  werden,  als  sie  dabei 
der  Einwirkung  bleihaltigen  Staubes  und 
bleihaltiger  Dämpfe  nicht  ausgesetzt  sind  und 
mit  bleihaltigen  Stoffen  nicht  in  Berührung 
kommen,  jugendliche  .Arbeiter  dürfen  in 
Fabriken,  welche  ausschließlich  oder  vor- 
wiegend der  Herstellung  von  Bleifarben  oder 
anderen  chemischen  Bleiprodukten  dienen, 
nicht  beschäftigt  werden  und  sich  nicht  auf- 
halten. 

4.  Strafbestimmungen.    Mit  Geldstrafe 

bis  zu  20000  M.,  im  Unvermögensfalle  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  ü  Monaten  werden  bestraft  Ge- 
werbetreibende, welche  den  unter  Ziff.  1  und  3 
angeführten  Bestimmungen,  ferner  den  auf 
Grund  der  §§  139  und  139a  getroffeneu 
Verfügungen  zuwiderhandeln.  Mit  Geld- 
strafe bis  zu  300  M.,  evtl.  Haft  bis  zu  8  Tagen 
werden  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Be- 
stimmung bestraft,  daß  die  in  §  138a  näher 
bezeichnete  behördliche  Erlaubnis  vom  Ar- 
beitgeber zu  verwahren  ist  (§§  146,  149). 

V.     Höchstarbeits-    und  Mindest- 
ruhezeit. 

1.  Allgemeine  für  alle  Arbeiter  gül- 
tige Vorschriften  über  die  Höchstdauer 
der  Arbeitszeit  oder  die  Mindestdauer  der 
Ruhezeit  bestanden  bis  zum  23./XI.  1918 
im  Deutschen  Reiche  nicht.  Lediglich  für 
Jugendliche  und  für  Arbeiterinnen  in  „Fa- 
briken" (seit  1908  in  Betrieben  mit  mehr 
als  10  Arbeitern)  galt  der  Höchstarbeitstag 
von  10  Stunden  (58  in  der  Woche).  Durch 
den  Aufruf  des  Rates  der  Volksbeauftragten 
an  das  deutsche  Volk  vom  12./XI.  1918 
(RGBl.  S.  1303)  wurde  die  Einführung  des 
Sstündigen  Höchstarbeitstages  spä- 
testens zum  l./I.  1919  in  Aussicht  gestellt. 
Die  Anordnung  des  Demobümachungsamtes 
V.  23./XI.  1918  (RGBl.  S.  1334)  be- 
stimmte sodann,  daß  für  die  gewerblichen 


'  Arbeiter  in  allen  gewerblichen  Betrieben 
einschließlich  des  Bergbaus,  in  den  Be- 
trieben des  Reichs,  des  Staates,  der  Gemein- 
den und  Gemeindeverbände,  auch  wenn 
sie  nicht  zur  Gewinnerzielung  betrieben 
werden,  sowie  in  landwirtschaftlichen  Neben- 
betrieben gewerblicher  Art  die  regelmäßige 
I  tägliche  Arbeitszeit  ausschließlich  der 
Pausen  die  Dauer  von  8  Stunden  nicht 
überschreiten  darf.  Wenn  in  Abweichung 
hiervon  durch  Vereinbarung  eine  Ver- 
1  kürzung  der  Arbeitszeit  an  Vorabenden 
der  Sonn-  und  Festtage  herbeigeführt 
wird,  kann  der  Ausfall  der  Arbeits- 
stunden an  diesen  Tagen  auf  die  übrigen 
Werktage  verteilt  werden.  Für  die  in 
Verkehrsgewerben,  einschließlich  der  Eisen- 
bahn-, Post-  und  Telegraphenverwaltung 
erforderlichen,  durch  die  Zeitverhältnisse 
bedingten,  allgemeinen  Ausnahmen  von 
vorstehenden  Vorschriften  sind  alsbald  Ver- 
einbarungen zwischen  Betriebsleitungen  und 
den  Arbeitnehmerverbänden  zu  treffen. 
1  Sollten  die  Vereinbarungen  nicht  innerhalb 
j  zweier  Wochen  zustande  kommen,  bleiben 
I  weitere  Anordnungen  vorhalten.  Weitere 
'  Ausnahmen  sind  gestattet  in  Betrieben, 
deren  Natur  eine  Unterbrechung  nicht  ge- 
stattet oder  bei  denen  eine  ununterbrochene 
Sonntagsarbeit  zurzeit  im  öffentlichen  In- 
teresse nötig  ist.  Zur  Herbeiführung  eines 
regelmäßigen  wöchentlichen  Schichtwechsels 
dürfen  männliche  Arbeiter  über  16  Jahre 
innerhalb  eines  Zeitraums  von  3  Wochen 
einmal  zu  einer  Arbeit  von  höchstens 
16  stündiger  Dauer  einschließlich  der  Pausen 
herangezogen  werden,  sofern  ihnen  in  diesen 
3  Wochen  zweimal  eine  ununterbrochene 
Ruhezeit  von  je  24  Stunden  gewährt  wird. 

Abweichend  von  den  allgemeingültigen 
Vorschriften  der  GO.  dürfen  in  zwei-  oder 
mehrschichtigen  Betrieben,  wie  bereits  oben 
unter  IV,  1  (S.  447)  erwähnt  worden  ist,  auch 
erwachsene  Arbeiterinnen  bis  10  Uhr  abends 
beschäftigt  werden,  wenn  ihnen  nach  Be- 
endigung der  Arbeitszeit  eine  ununter- 
brochene Ruhepause  von  mindestens  12 
Stunden  gewährt  wird. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden 
keine  Anwendung  auf  vorübergehende  Ar- 
beiten, welche  in  Notfällen  unverzüglich 
vorgenommen  werden  müssen. 

In  Betrieben,  deren  Natur  eine  Unter- 
brechung nicht  gestattet,  oder  deren  unbe- 
schränkte Aufrechterhaltung  im  öffentlichen 
Interesse  nötig  ist,  kann  eine  von  den  vor- 
stehenden Bestimmungen  abweichende  Re- 
gelung durch  den  zuständigen  Gewerbeauf- 
sichtsbeamten, bei  bergbaulichen  Betrieben 
durch  den  Bergrevierbeamten  widerruflich 
genehmigt  werden,  wenn  die  erforderliche 
Zahl   geeigneter   Arbeitskräfte   nicht  zur 
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übrigen  finden  die  in  Keichs-  und  Landn- 
gesctzen  und  die  auf  Grund  dieser  Gesetze 
erlassenen  Vorschriften  im  bisherigen  Um- 
fang soweit  Anwendung,  als  sie  nicht  den 
vorstehenden  Beslimmungcn  zuwiderlaufen. 

Die  §5  IX>  und  1.37  Abs.  2  GO.,  die 
seit  1908  Jen  Zchnstundentag  für  Jugendliche 
und  Frauen  (für  die  von  1891  —  1908  die  elf- 
ftündige  Höchstarbeitszeit  galt)  einfilhrten, 
treten  damit  auQer  Kraft.  Dagegen  bleiben 
'die  Vorschriften  betreffend   da^  Verbot 
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agt  (§  137a).    Bei  kürzerer  Benrhäf- 
im   Betriebe  als  der  graetzlichen 
Maxiiiialzcit  entupricht,  ist  das  Nachhause- 
peben  von  Arbeit  ,,nur  in  dem  Unifangu 
in  welchem  Durch«chnitt"arbeiter 
Art  die  .\rbeit  Vürau-nichllich  in  dem 
■  nd   des    Bestes   der  gesetz- 
\rbeiti(zeit  wurden  liemtellen 
...  .r  Siinn-  und  Kcsttago  über- 
haupt nicht"  (§  137a  Ab».  2). 

2    Dt  Mni'.iri'..  Höchstarbeititag. 

II  durch  BcschluB 
:.i;    Gewerbe,  in 
II  durch  uberiiiaUige   Dauer  der 
'  hen  Arbeitszeit  die  (iesundheit 
lief   Arbeiter  gefährdet   wird,  iJauer, 
Beginn  und  Ende  der  zula.<siKen  liiglichcn 
\' '         ■  1 1  und  der  zu  gewahrenden  l'auseo 
Ijen  und  die  zur  DiirchfQhrung 
.1      i     .  .r-ihriflen    erforderlichen  Anord- 
niingi'H  1TI.-1--C1I  werden.    Auch  diese  Vor- 
'  ■•  den  sind  durch  das  Beich'geselzblatt  zu 
i-nllichen  und  dem  Keich^lng  bei  seinem 
ten  Zu.-'ammentritt  zur  Kenntnisnahme 
vorzulegen.  Auf  Grund  des  §  120c  sind  vom 
Bundesrat  bis  jetzt  folgende  Vorschriften 
erlassen  worden: 

a)  Die  Nacht-  und  Sonntagsarbeit,  die 
Gesundheitswidrigkeit  von  Betriebs-  und 
Schlafstätten  in  Bäckereien  hatte  bereit« 
am  31./V11. 1894  der  Bericht  der  Kommission 
für  Arbeits.stalistik  dargelegt.  Die  Bek. 
des  Rcichsk.  v.  4./III.  1896  (RGBl.  S.  65) 
wagte  nicht,  der  Nachtarbeit  Schranken 
zu  setzen;  erst  die  V.  v.  15./I.  1916  (RGBl. 
;  S.8)  führte  aus  Gründen  derMehlrationieruog 
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zum  Nachtarbeitsverbot  von  7—7  Uhr. 
Dieses  erwies  sich  als  durchaus  durchführbar; 
ein  entsprechender  Gesetzentw-urf  wurde  am 
1  /IX.  1918  dem  Reichstag  vorgelegt.  Die 
Bek.  des  Reichst  v.  4./I1I.  1896  wurde 
aufgehoben  durch  V.  des  Rats  der  Volks- 
beauttragtcn  über  die  Arbeitszeit  in  den 
Bäckereien  und  Konditoreien  v.  23./XL 
1918  §  13.  Diese  bezieht  sich  auf  gewerb- 
liche Bäckereien  (auch  von  Konsum-  und 
anderen  Vereinen)  und  auf  Konditoreien, 
in  denen  auch  Bäckerwaren  hergestellt 
werden.  Die  Maximaidauer  der  Arbeitsschicht 
der  Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlinge  und  son- 
stigen Arbeiter  vor  1911,  für  Arbeiterinnen 
und  Jugendliche  ist  auf  8,  (früher  12)  Stunden 
festgesetzt,  die  durch  eine  Pause  von  min- 
destens 1  Stunde  unterbrochen  wird.  Alle 
Arbeit  hat  mindestens  von  10  Uhr  abends 
bis  6  Ulir  morgens  vollständig  zu  ruhen. 
An  Sonntagen  darf  nur  nach  6  Uhr  abends 
1  Stunde  zur  Wiederaufnahme  des  regel- 
mäßigen Betriebes  am  kommenden  Werk- 
tage (früher  10  Stunden!)  gearbeitet  werden. 

b)  Bek.  V.  26./1V.  1899,  betr.  den  Betrieb 
von  Getreidemühlen  (KGBl.  S.  273), 
ergänzt  durch  Bek.  v.  15./XI.  1903  (RGBl. 
S.  287).  Dieselbe  sichert  den  Gehilfen  und 
Lehrlingen,  die  bei  Bedienung  der  Melilgänge 
verwendet  werden,  eine  ununterbrochene 
Mindestriihezeit  von  8,  in  Dampf mühlen 
10  Stunden. 

c)  Bek.  v.  23.^L  1902,  betr.  die  Be- 
schäftigung von  Geliilten  und  Lehrlingen 
in  Gast-  und  Schankwirtschaften 
(RGBl.  S.  33  u.  40).  Dieselbe  gilt  für  alle 
Personen  männlichen  und  weiblichen  Ge- 
schlechts, welche  im  Betriebe  der  Gast-  und 
Schankwirtschaften  als  Oberkellner,  Kellner 
oder  Kellnerlehrlinge,  als  Köche,  Koehlehr- 
linge  oder  Küchenmädchen,  am  Büfett 
oder  mit  dem  Fertigmachen  kalter  Speisen 
beschäftigt  werden.  Sie  sichert  dem  Personal 
tägliche  Ruhezeiten  von  8  Stunden  (den 
Gehilfen  und  Lehrlingen  unter  16  Jahren 
solche  von  9  Stunden)  sowie  in  jeder  dritten 
Woche  eine  Ruhezeit  von  24  Stunden 
(in  Gemeinden  mit  mehr  als  20000  Ein- 
wohnern in  jeder  zweiten  Woche),  und  be- 
schränkt die  tägliche  Arbeitszeit,  einschließ- 
lich der  Arbeitsbereitschaft  auf  16  bzw. 
15  Stunden.  Ausnahmen  für  Bade-  und 
Kurorte  sind  vorgesehen.  Zur  Kontrolle 
dienen  Verzeichnisse  des  Personals  und  Ein- 
träge seiner  Ruhezeiten,  welche  auf  Er- 
fordern den  zuständigen  Beamten  zur  Ein- 
sicht vorzulegen  sind. 

3.  Für  kaufmännische,  Bureau-  und 
technische  Angestellte  (Betriebsbeamte, 
Werkmeister,  Techniker),  nicht  für  leitende 
Beamte,  die  Vorgesetzte  von  mindestens 
20  Angestellten  oder  50  Arbeitnehmern 
sind    oder    deren  Jahresarbeitsverdienst 


130000  M.  übersteigt,  auch  nicht  für  land- 
und  forstwirtschaftliche  Angestellte,  Ge- 
hilfen und  Lehrlinge  in  Apotheken,  gilt  nun- 
mehr die  V.  des  Reichsministeriums  für 
wirtschaftL  Demobilmachung  über  die  Re- 
gelung der  Arbeitszeit  der  Angestellten 
v.  18./1IL  1919  (RGBl.  S.  315)  vielfach  an 
Stelle  der  ^§  139e-139h  der  GO.,  die  seit 
1909  nur  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter 
in  offenen  Verkaufsstellen  schützten.  Dieser 
Schutz  bestand  erstens  in  einer  täglichen 
Ruhezeit  von  mindestens  10  und  einer 
Ladenschlußzeit  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
morgens.  Die  V.  von  1919  gewährt  den 
Angestellten  eine  effektive  tägliche  Arbeits- 
zeit von  8,  eine  Ruhezeit  von  11  Stunden 
und  eine  Ladenschluüzeit  von  7  Uhr  abends 
bis  7  Uhr  morgens  (mit  Ausnahme  von 
Apotheken).  Endet  die  Arbeitszeit  nach 
4  Uhr,  so  ist  eine  ly.stündige  Mittagspause 
auswärts  speisenden  Angestellten,  sonst  eine 
halbstündige  Pause  einzuräumen.  Von 
7  bis  längstens  9  Uhr  abends  dürfen  Ver- 
kaufsstellen an  jährlich  höchstens  20  Tagen 
geöffnet  bleiben,  die  von  der  Ortspolizei- 
behörde  bestimmt  werden.  Lebensmittel- 
geschäfte dürfen  um  5  Uhr  morgens  öffnen. 
Durch  Tarifvertrag  kann  die  Arbeitszeit  auf 
48  Stunden  in  der  Woche  oder  auf  96  in  der 
Doppelwerktagswoche  festgesetzt  werden; 
in  Ermangelung  eines  Tarifs  vereinbart  der 
Betriebsrat  diese  Bestimmungen  (Betriebs- 
räteG.  v.  4./1L  1920  §  104).  Ausnahmen 
gelten  erstens  für  20  Tage  im  Jahre,  an  denen 
bis  10  Stunden  und  zwar  längstens  bis 
10  Uhr  abends  gearbeitet  werden  darf; 
ferner  in  Notfällen,  im  öffentlichen  Literesse, 
zur  Verhütung  von  Warenverderb  oder  Miß- 
lingen von  Arbeitsprodukten;  die  Führung 
von  Ueberstundenverzeichnissen  ist  vorge- 
geschrieben.  Gegen  Ausnahmebewilligungen 
können  die  Aufsichtsbeamten  Einspruch  er- 
heben. Die  Vorschriften  über  Sonntagsruhe 
des  §  105a  gelten  auch  für  die  Angestellten. 

4.  Die  Verbände  landwirtschaftlicher 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  haben 
mittels  Vereinbarung,  die  durch  die  Bek. 
des  Staatssekretärs  des  Reiehsernährungs- 

lamts  V.  22.,'XI.  1918  (RA.  Nr.  278 
vom  25./X1.  1918)  in  Kraft  gesetzt  ist, 
den  Reichs-Bauern-  und  -Landarbeiterrat 
in  Berlin  geschaffen.  Die  in  ihm  zu- 
sammengeschlossenen Verbände  haben  unter 
dem  20./XII.  1918/23.  I.  1919  die  folgende 
Regelung  der  Arbeitszeit  vereinbart,  die 
als  V.  betr.  eine  vorläufige  Landarbeits- 
ordnung (Nr.  6673)  v.  24./L  1919  (RGBl. 
S.  III)  bestätigt  wurde:  Die  tägliche 
Höchstarbeitszeit  beträgt  in  vier  Monaten 
durchschnittlich  acht,  in  vier  Monaten 
durchschnittlich  zehn  und  in  weiteren  vier 
Monaten  elf  Stunden.  Darüber  hinaus 
geleistete  Ueberstunden  sind  besonders  zu 
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VI.  A  r  bei  tkr  u  hc  tc  h  u  tx  «nSonn-  und 
Frtttagen. 

Vor  1801  br*(«ndra  in  allen  deutlichen 
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nerh  versclmrtt  worden.    Die  Vor- 

«ehrili'  I.  .  •  1 . 1- wer  lieord  n  u  nK  und  der  .»ie 
enranrendin  V  v.  f).  II.  llil'J  und  18./III. 
1619  §  H  haben  (abci^-ehen  von  den  bereit.t 
erwähnten  zivilrechtlichen  lief  tiinmungen 
der  §§  ia')a  Ab».  1  und  10f)i  Abs.  2)  folgen- 
den Inhalt. 

Nach  §  105b  Abi.  1  dOrfen  im  Betriebe 
von  Htrpwrrken,  Salinen,  Aufberci- 
tunRi^anstaltcn,  UrQchen  und  Gruben, 
von  H ut  t  en wer ken,  Fabriken  und  Werk- 
stätten, von  Zimnicrplatzen  und  anderen 
Bauhöfen,  von  Werften  und  Zießeleien 
Bowie  bei  Bauten  aller  Art  Arbeiter  jeder 
Art  an  Sonn-  und  Fcsttapcn  nicht  b»-schiiftiKt 
werden.  Die  den  Arbeitern  zu  gewährende 
Ruhe  hat  mindesten!«  für  jeden  Sonn-  und 
Festtag  24,  ffir  zwei  aufeinander  folgende 
Sonn-  und  Festtage  36,  für  das  Weihnachts-, 
Oster-  und  Pfingstfcst  48  Stunden  zu  dauern. 
Die  Ruhezeit  i.«t  von  12  Uhr  nachts  zu  rechnen 
und  muß  bei  zwei  aufeinander  folgenden 
Sonn-  und  Festtagen  bis  6  Uhr  abends  des 
zweiten  Tages  dauern.  In  Betrieben  mit 
regelmäßiger  Tag-  und  Nachtschicht  kann 
die  Ruhezeit  frühestens  um  6  Uhr  abends 
des  vorhergehenden   Werktags,  spätestens 
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'  ir  den 
'  ^i'icht- 

I.  Stun- 
den r  \lis.  3). 
Fui  1 ;  ■  1  :■■  tuiinit 
le  V.  Uber  !.e  im  llandelü- 
.«rrbe  und  in  ,  .  ii  v.  6./II.  11U9 
litUI.  S.  176).  die  an  .Melle  d.«  §  lüöb 
\l.  2  der  Cf)  tritt,  daß  Gehilfen,  Lehr- 
I  ■  r  an  Sonn-  und  Fe*llngen 
I  werden  dürfen.  Die  rulizei- 
bri.tiiar  k.iiiii  (ur  0  Sonn-  und  Fenttoge, 
die  höhere  Verwaltungrbehorde  für  weitere 
4  .Sonn-  und  Fe>ttage  im  Jahre,  an  denen 
besondere  Verhall  ni.><^e  einen  erweiterten 
(,.  '  '  .rkehr  erforderlich  machen,  für 
if  einzelne  Gcnchatt-HZweige  eine 
■  •  I  '  :  H  Stunden,  jedoch 
hinau»  zulo-ssen 
i  iiden  mit  Heruck- 
Mclitigiing  der  lur  den  ollentlichen  (iotlcü- 
dien-.!  bestimmten  '/•■it  ff  t  rt7en.  F'ür  da« 
Spe<iiti(inj(-  und  ^erbe,  Howiü 
für  andere  (iew.  .■.eit  en  hich 
um  Abfertigung  umi  djimn  von  (iUtern 
handelt,  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
eine  Bmcliaftigung  bu  zu  2  Stunden  zulaxxen. 
Diese  Ik>timmiingen  finden  auf  die  Biwchaf- 
tigung  von  Gehillen,  Lehrlingen  unil  Ar- 
beitern im  Genchaft-betriebe  von  Konsum- 
und  anderen  Vereinen  enthprcc liende  An- 
wendung, ebenso  auf  VerMcherungs-  und 
Sparka.ihcnwesen.  Die  höhere  Verwaltungs- 
behörde L«t  ferner  befugt,  in  (iemeinden  mit 
mehreren  Apotheken  abwechselnd  einen  Teil 
(bis  Montag  8  Uhr  morgens)  zu  Rchließen. 
Die  in  den  offengehaltenen  Apotheken  be- 
findlichen Dieastangi-stelllen  haben  auf  einen 
Krsatzruhetag  oder  zwei  freie  Nachmittage 
Anspruch.  Alle  früheren  Ausnahme-  und 
Sonderbestimmungen  über  Sonntagsruhe  im 
Handelsgewerbe  sind  außer  Kraft  getreten. 

Um  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  ohne 
Schwierigkeit  und  Weitläufigkeit  Lücken  zu 
erganzen,  welche  sich  etwa  bei  der  Hand- 
habung der  §§  lOöbff.  an  der  Hand  der 
Rechtsprechung  herausstellen  sollten,  ferner 
auf  Grund  der  Erwägung,  daß  die  für  eine 
große  Reihe  der  Gewerbe  nunmehr  rcichs- 
gesetzlich  gewährleistete  Sonntagsruhe  ein 
entsprechendes  Bedürfnis  auch  in  anderen 
Gewerben  wachrufen  dürfte,  wurde  in 
§  105g  bestimmt,  daß  da.s  Verbot  der  Bc- 
1  schäftigung  von  Arbeitern  an  Sonn-  und 
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Festtagen  durch  Kaiserliche  VerordnuDg 
mit  Zustimmung  des  Bundesrats')  auf  andere 
Gewerbe  ausgedehnt  werden  darf. 

Bezüglich  der  einzelnen  Landesgesetz- 
gebungen stellt  §  105h  ausdrücklich  fest, 
daß  die  Bestimmungen  der  GO.  über  die 
Sonntagsruhe  weitergehenden  landesgesetz- 
lichen Beschränkungen  der  Arbeit  an  Sonn- 
und  Festtagen  nicht  entgegenstehen. 

Von  den  im  §  105b  (in  Verbindung  mit 
§  41a)  aufgestellten  Verboten  bzw.  Be- 
schränkungen der  Sonntag.^beschäftigung  ist 
in  den  folgenden  Paragraphen  der  GO. 
eine  Reihe  von  Ausnalimen  zugelassen, 
und  zwar  entweder  in  der  Weise,  daß 
die  Aufnahmen  schon  kraft  Gesetzes 
gelten  (§  105c)  oder  daß  sie  durch  den 
Bundesrat  [die  Reichsregierune]  (§  105  d) 
oder  durch  cfie  unteren  und  höheren  Ver- 
waltungsbehörden (§§  105e  und  105f) 
oder  durch  die  Landeszentralbehörden 
h  105h)  statuiert  werden  können.  Diese 
Ausnahmen  gelten  aber  nicht  für  die  Be- 
schäftigung von  Kindern  (?.  oben  III,  1). 

a)  Kraft  Gesetzes  finden  die  Bestim- 
mungen des  §  105b  keine  Anwendung: 

1.  auf  Arbeiten,  welche  in  Notfällen  oder 
im  öffentlichen  Interesse  unverzüglich 
vorgenommen  werden  müs-:en; 

2.  für  einen  Sonntag  auf  Arbeiten  zur 
Durchfüiirung  einer  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Inventur; 

3.  auf  die  Bewachung  der  Betriebsanlagen, 
auf  Arbeiten  zur  Reinigung  und  Instand- 
haltung, durch  welche  der  regelmäßige 
Fortgang  des  eigenen  oder  eines 
fremden  Betriebes  bedingt  ist,  sowie 
auf  Arbeiten,  von  welchen  die  Wieder- 
aufnahme des  vollen  werktätigen  Be- 
triebes abhängig  ist,  sofern  nicht  diese 
Arbeiten  an  Werktagen  vorgenommen 
werden  können; 

4.  auf  Arbeiten,  welche  zur  Verhütung 
des  Verderbens  von  Rohstoffen  oder 
des  Mißlingens  von  Arbeitserzeug- 
nissen erforderlich  sind,  sofern  nicbt 
diese  Arbeiten  an  Werktagen  vorge- 
nommen werden  können; 

5.  auf  die  Beaufsichtigung  des  Betriebes, 
soweit  er  nach  Ziffer  1—4  an  Sonn- 
und  Festtagen  stattfindet. 

Bei  den  unter  Ziffer  3  und  4  bezeich- 
neten Arbeiten,  sofern  dieselben  länger  als 
3  Stunden  dauern  oder  die  Arbeiter  am 
Besuche  des  Gottesdienstes  hindern,  sind 
die  Gewerbetreibenden  verpflichtet,  jeden 
Arbeiter  entweder  an  jedem  dritten  Sonntage 
volle  36  Stunden  oder  an  jedem  zweiten 
Sonntage  mindestens  in  der  Zeit  von  6  Uhr 
morgens  bis  6  Uhr  abends  von  der  Arbeit 

')  An  ihre  Stelle  ist  jetzt  Verordnung  der 
Reichsregierung  mit  Zustimmung  des  Reichsrats 
getreten. 


frei  zu  lassen;  doch  können  selbst  von 
diesen  Vorschriften  Ausnahmen  durch  die 
unteren  Verwaltungsbehörden  dann  gestattet 
werden,  wenn  die  Arbeiter  am  Besuche  des 
sonntäglichen  Gottesdienstes  nicht  gehindert 
werden  und  ihnen  an  Stelle  des  Sonntages 
eine  24 stündige  Ruhezeit  an  einem  Wochen- 
tage gewährt  wird. 

Um  eine  Kontrolle  dafür  zu  bieten, 
daß  die  Beschäftigung  gewerblicher  Ar- 
beiter an  Sonn-  und  Festtagen  sich  auf 
diejenigen  Arbeiten  beschränkt,  welche  nach 
der  Absicht  des  Gesetzes  ohne  weiteres 
gestattet  sein  sollen,  ist  ferner  bestimmt, 
daß  Gewerbetreibende,  welche  Arbeiter  an 
Sonn-  und  Festtagen  mit  Arbeiten  der  unter 
Ziffer  1  bis  5  erwähnten  Art  beschäftigen, 
verpflichtet  sind,  ein  Verzeichnis  anzulegen, 
in  welches  für  jeden  einzelnen  Sonn-  und 
Festtag  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter, 
die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  sowie  die 
Art  der  vorgenommenen  Arbeiten  einzutragen 
sind;  das  Verzeichnis  ist  auf  Erfordern  der 
Ortspolizeibehörde  sowie  dem  Gewerbeauf- 
sichtsbeamten jederzeit  zur  Elinsicht  vor- 
zulegen. 

b)  Durch  Beschluß  des  Bundes- 
rates können  gemäß  S  105d  .\usnahmen 
von  der  Bestimmung  ües  §  105b  Abs.  1 
(Sonntagsruhe  für  Industrie  und  Handwerk) 
zugelassen  werden  für  bestimmte  Gewerbe, 
insbesondere  für  Betriebe,  in  denen  Arbeiten 
vorkommen,  welche  ihrer  Natur  nach  eine 
Unterbrechung  oder  einen  Aufschub  nicht 
gestatten,  sowie  für  Betriebe,  welche  ihrer 
Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten  be- 
schränkt sind  (sog.  Kampagneindu- 
strien, z.  B.  Rübenzucker-,  Ziehorien- 
und  Krautfabriken,  Feldziegeleien,  Fisch- 
räuchereien, Frucbtkonservenfabriken  usw.) 
oder  welche  in  gewissen  Zeiten  des  Jahres 
zu  einer  außergewöhnlich  verstärkten  Tätig- 
keit genötigt  smd  (sog.  Saisonindustrien, 
z.  B.  insbesondere  verschiedene  Zweige 
der  Textilindustrie,  Strohhutfabriken,  Spiel- 
warenfabriken usw.).  Die  Regelung  der 
an  Sonn-  und  Festtagen  in  diesen  Betrieben 
gestatteten  .\rbeiten  und  der  Bedingungen, 
unter  welchen  sie  gestattet  sind,  erfolgt 
für  alle  Betriebe  derselben  Art  gleichmäßig 
und  unter  Berücksichtigung  der  Bestim- 
mung des  §  105c  Abs.  3,  wonach  im  Falle 
einer  mehr  als  3stündigen  Dauer  dieser 
Arbeiten  oder  wenn  die  Arbeiter  dadurch 
am  Besuche  des  Gottesdienstes  gehindert 
werden,  die  Gewerbetreibenden  verpflichtet 
sind,  jeden  Arbeiter  entweder  an  jedem 
dritten  Sonntage  volle  36  Stunden  oder  an 
jedem  zweiten  Sonntage  mindestens  in  der 
Zeit  von  6  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends 
von  der  Arbeit  freizulassen.  Die  vom  Bundes- 
rate in  dieser  Hinsicht  getroffenen  Be- 
stimmungen sind  durch  das  Reichsgesetz- 
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Ober   die  industrielle 
durch  Kai  ■  r'   1  .■  V  v. 
;i.HI.  S.  11)  ii:  .tzt 
.  r   III  .!.r  U.  1  .         .  :  ung 

da  Krichnka 
Verbote  der 

'    .\unuahnu-n  vom 
.rbrit   im  dewcrbe- 

betriebe,  bntiiiinil,  UaU  in  Hetrieben,  in 
welchen  auf  (inind  dieser  AuKn»limevor- 
»cbriden  Arbeiter  an  Sonn-  und  Kcsltapen 
benehafiiet  wrrden,  der  Arbeitgeber  innerhalb 
der  Helr  an  ReeiRneter,  den  Ar- 

beitern .  r  Stelle  eine  Tafel  au<- 

zuhant;rii  i  .  .  .v.i.hc  in  deutlicher  Schrift 
den  Inhalt  drr  Beslimmungcn  der  erwähnten 
Bekanntmachung  und  aus  der  Tabelle  die 
auf  »einen  Betrieb  bczOglichen  Vorschriften 
enthält. 

c)  Auch  die  Verwaltungsbehörden 
können  gewisse  Ausnahmen  ge-tatten.  Vor- 
wiegend örtlichen,  von  Sitte  und  Gewohn- 
heit beeinflußten  Verhältnissen  trägt  ein 
Teil  der  im  §  IO.tc  vorgesehenen  Ausnahms- 
falic  Rechnung;  es  handelt  sich  hier  ins- 
besondere um  Gewerbe,  deren  vollständige 
oder  wenigstens  teilweise  Au.sfibung  an  Sonn- 
nnd  Festtagen  erforderlieh  ist  zur  Befrie- 
digung entweder  taglicher  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  (also  namentlich  die 
der  Herstellung  und  dem  Vertriebe  von 
Nahnings-  und  Genußmitteln  dienenden 
Gewerbe)  oder  an  diesen  Tagen  be- 
sonders   hervortretender  Bedürfnisse 


Jrr  Uevölkeninp  I  i.  Ü  liail.irrr  uud  Kn-cure, 
Zi|?irrrn-  und  Tabakhandlungen,  Blunien- 
I   ■  '  ir  dioe  Betriebe  üowie  für 

au.^pchlieUlich   oder  vor- 
,.i  .  . , ..  ,|,r  durch 
r  itt  be- 
.iig  der 

reo  Vr:  Au»- 
.  n  v^.n  .1.  J  1^*» 

1.41  auch  hier  die 
11   unter  BerQck- 
r,U  dem  §  lO&c  Abs.  3 
■;        oben  "ub  b)  zu 
■■  n  und 
ih  inen 
.\b».  2 
vom 

..         ....     ■    I..   :  i;  :  .       .  .,  .■.■troffen 

worden  (Brk.  v.  3, IV.  IKOl,  lUIBI.  S.  117). 

Vdn  dm  unteren  Verwaltungi.bc- 
n  können  griiiaü  §  lüfif  ruurlnrn  Bis 
11  unter  Umstanden  vorubergrhcndB 
ihincn  von  den  Vorichritten  doi 
Ii  .\ba.  1  auch  in  »olchen  Kallrn  bewilligt 
.Milien,  die  nicht  schon  unter  §  105r  fallen; 
'lerartigc  .\usnahinen  sind  zula.sMg  wenn 
zur  Verhütung  eines  unverhältnis- 
mhOipen  Schallen«  ein  nicht  vorbcr- 
'  iler  Beschälligung  von 

und  Krirftagen  ein- 
1 '  .    V  .  '. '    ;■•■'■  Verwal- 

tungsbehörde I  '  .  n  und 

muß  von  .'■  '  '  r  l.  rn 

dem  für  Ii  .  n 

an  der  Bii :  ■  :  ^t 

werden;  eine  .'.  i   \  rrluguiig  uit 

innerhalb  der  I  .:te  an  einer  den 

Arbeitern  leicht  zugaii^i:i'hen  Stelle  aurzu- 
hnnr-en  Um  den  vorgivelzten  Behörden 
ime  Aufsicht  und  evrnlurll  das 
I  11  gegen  eine  Uxc  Handhabung 

.1.  •  j  ii'.il  zu  ermöglichen,  ijst  weiter  vor- 
gefchrieben,  daß  die  unteren  Verwaltungs- 
behörden über  die  von  ihnen  gestalteten 
Aufnahmen  ein  VerzeichniK  zu  führen  haben, 
in  welchem  die  Betriebs.stätte,  die  ge.-latteten 
Arbeiten,  die  Zahl  der  in  dem  Betriebe  be- 
schäftigten und  der  an  den  betreffenden 
Sonn-  und  Fis'ttagen  tälig  gewc.--cnen  Ar- 
beiter, die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  sowie 
der  Grund  der  Erlaubnis  einzutragen  sind. 

d)  Den  Landeszenlralbchörden  bleibt 
es  gemäß  §  105h  Abs.  2  voibehalten,  für 
einzelne  Festtage,  welche  nicht  auf  einen 
Sonnlag  fallen,  Abweichungen  von  der  Vor- 
schrift des  §  105b  .\ba.  1  zu  gestatten. 
Diese  Bestimmung  wurde  im  Hinblick  darauf 
getroffen,  daß  in  einigen  Teilen  des  Reichel 
eine  Reihe  von  kleinen  konfessionellen  Fest- 
tagen landesrechtlich  unter  die  Zahl  der 
anerkannten  Festtage  aufgenommen  ist, 
welche  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches 
nicht  gefeiert  werden  oder  nicht  als  aner- 
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kannte  Festtage  gelten  (bei  den  Reichstags- 
verhandlungen wurde  zur  Begründung  haupl- 
Bächlich  auf  die  Verhältnisse  in  Bayern  hin- 
gewiesen); „die  volle  Beobachtung  der  Vor- 
schriften des  §  105b  Abs.  1  an  diesen  Fest- 
tagen würde  einzelne  industrielle  Betriebe, 
welche  mit  Betrieben  gleicher  Art  in  anderen 
Teilen  des  Reiches  im  Wettbewerbe  stehen, 
diesen  gegenüber  in  Nachteil  versetzen" 
(Motive).  Auf  das  Wcihnachts-,  Neujahrs-, 
Oster-,  Hiramelfahrts-  und  Pfingstfest  findet 
diese  Bestimmung  jedoch  keine  Anwen- 
dung. 

e)  Eine  Ausnahmestellung  nehmen 
nach  §  105i  die  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft sgewerbe,  Musikaufführungen, 
Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungen 
und  sonstige  Lustbarkeiten  sowie  die 
Verkehrsgewerbe  ein.  Diese  Gewerbe 
sind  von  den  sämtlichen  vorstehenden  Be- 
stimmungen über  die  Sonntagsruhe  ausge- 
nommen; die  Gewerbetreibenden  können 
jedoch  die  Arbeiter  in  diesen  Gewerben  an 
Sonn-  und  Festtagen  nur  zu  solchen  Arbeiten 
verpflicliten,  welche  nach  der  Natur  des 
Gewerbebetriebes  einen  Aufschub  oder  eine 
Unterbrechung  nicht  gestatten  (s.  oben 
sub  a,  1). 

Im  Hinblick  auf  den  Umstand,  daß  gerade 
auch  im  Verkehrsgewerbe  ein  dringen- 
des Bedürfnis  nach  Gewährung  einer  Sonn- 
tagsruhe für  die  Angestellten  erforderlich 
sei,  trotz  der  erheblichen  Schwierigkeiten 
der  Durchführung,  wurde  schon  bei  Beratung 
des  Arbeiterschutzgesetzes  im  Reichstage 
eine  Resolution  angenommen,  wonach  der 
Reichskanzler  ersucht  wird,  zur  Förderung 
der  Gewährung  ausreichender  Sonntagsruhe 
beim  Eisenbahndienste  seine  Vermittlung 
bei  den  verbündeten  Regierungen  eintreten 
zu  la.«sen  und  insbesondere  dahin  zu  wirken, 
daß  der  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
an  Sonn-  und  Festtagen  möglichst  einge- 
schränkt werde.  Nachdem  bereits  i.  J.  1893 
für  das  Gebiet  der  preußischen  Staatseisen- 
bahnen die  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr 
eingeführt  worden  war,  wurden  weiter  seitens 
des  Reichseisenbahnamtes  mit  den  Vertretern 
der  verbündeten  Regierungen  Verhandlungen 
eingeleitet  über  die  Einführung  der  Sonntags- 
ruhe im  Güterverkehr  auf  den  sämtlichen 
Eisenbahnen  Deutschlands.  Das  Ergebnis 
dieser  Verhandlungen  ist  enthalten  in  den 
bei  der  Berliner  Konferenz  v.  8./V. 
1894  aufgestellten  „Grundsätzen  für  die 
Einführung  der  Sonntagsruhe  im 
Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
Deutschlands".  Nach  Maßgabe  dieser 
Grundsätze  wurde  noch  im  Laufe  desselben 
Jahres  seitens  der  bayerischen,  württem- 
bergischen, badischen  Staatseisenbahnen,  der 
Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen,  der  pfälzi- 


schen Eisenbahnen,  der  hessischen  Ludwigs- 
bahn und  der  Main-Neckarbahn  ein  L'eber- 
einkommen  getroffen  über  die  Einführung 
der  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  auf  den 
ihnen  unterstellten  Eisenbahnen.  Der  Inhalt 
dieses  Uebereinkommens  ist  folgender:  Der 
Eisenbahngüterverkehr  (ausschließlich  des 
Vieh-  und  des  Eilgut  Verkehrs)  ist  an  Sonn- 
und  bestimmten  Festtagen  insoweit  einzu- 
stellen, als  dies  mö^ich  ist,  ohne  daß  um- 
fassendere bauliche  Einrichtungen  getroffen 
und  ohne  daß  die  Betriebsmittel  oder  das 
Personal  vermehrt  werden.  Auch  abgesehen 
hiervon  ist  es  zulässig,  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen einzelne  Güterzüge  zu  fahren,  sofern 
und  insoweit  dies  durch  die  besonderen 
Bedürfnisse  des  Verkehrs  oder  des  Wett- 
bewerbes mit  dem  Auslande  erforderlich 
werden  sollte.  Solche  Güter,  welche  aus 
besonderen  wirtschaftlichen  Rücksichten  eine 
Verzögerung  in  der  Beförderung  nicht  er- 
tragen können  (insbesondere  leichtverderb- 
liche Güter)  dürfen  regelmäßig  auch  an 
Sonn-  und  Festtagen  transportiert  werden. 
Als  Sonn-  und  Festtag  wird  die  Zeit  von 
Mitternacht  zu  Mitternacht  gerechnet,  doch 
ist  es  ausreichend,  wenn  völlige  Buhe  in 
der  Zeit  von  4  Uhr  morgens  bis  8  Uhr 
abends  herrscht  und  die  ersten  Morgen- 
und  letzten  Abendstunden  zur  Ueberleitung 
des  Dienstes  in  die  Ruhe  und  umgekehrt 
verwendet  werden.  Um  es  dem  Fahrpersonal 
zu  ermöglichen,  die  ihm  gebotene  Ruhe  in 
der  Heimat  zuzubringen,  sind  die  Angestellten 
spätestens  morgens  4  Uhr  nach  ihrer  Heimat- 
station zurückzuführen  und  bis  abends  6  Uhr 
außer  Dienst  zu  stellen,  wenn  nicht  etwa 
der  Personenverkehr  oder  Stellvertretungen 
eine  andere  Verwendung  erforderlich  macheiL 
Eine  zeitweilige  Einschränkung  oder  völlige 
Aufhebung  der  Sonntagsruhe  auf  einzelnen 
Strecken  oder  in  ganzen  Verwaltungsbezirken 
kann  für  die  Zeiten  des  stärksten  Verkehrs 
durch  die  Betriebsleitungen  der  einzelnen 
Verwaltungen  angeordnet  werden.  Endlich 
wurde  als  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens 
der  Sonntagsruhe  der  1.  Mai  1895  be- 
stimmt. 

Die  Bestimmungen  der  00.  über  die 
Sonntagsruhe  sind  durch  ausgiebige  Straf- 
androhungen geschützt.  Mit  Geldstrafe 
l  bis  zu  6000  M.,  im  Unvermögensfalle  mit 
Haft,  wird  bestraft,  wer  den  vorstehend 
aufgeführten  Bestimmungen  oder  den  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Anordnungen 
zuwider  Arbeitern  an  Sonn-  und  Festtagen 
Beschäftigung  gibt,  ferner  wer  den  in 
§  41a  (bez.  des  Gewerbebetriebes  in  offenen 
Verkaufsstellen)  und  in  §  55  a  (bez.  des  Ge- 
werbebetriebes im  Umherziehen  an  Sonn-  und 
Festtagen)  getroffenen  Bestimmungen  zu- 
widerbandelt. 
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VII.  Cef uadheititcbuti,  UnfallTcr. 

hütung,  SitttichkeilsTorichriften. 

I '      ■    ■    I    .  ,  . 

Üflll  I.  ' 

l>eitand 


höro  '1  Anordniincpn  ru  • 

Itn.  »ti,  .lc'  Arbri' 

(icfalir  Inf  I       rn  ii 

lind  l§  le  ||'^^    Wn  »ulrhi'  Br<liii„uiij;i ii 

nicht  cinliall,  wird  mit  (■•M-irnfc  in«  iii 

3000  M.  ;       '  • 

bmtr.ift, 

dif  \V.  ■  :  .'v:...!.:'   ■.  1.  ... 

»tri!  iigun(;rn  rnttprechFodco 

XudU:.  .•      .i:.      .:.  ).. 

Neben  dicaer  auch  jetzt  noch  maßgeben- 
den  !!■   HO    in  der 

(rul<  II  all:;pmeinpn 

tin.  '  .    ;  t  .  ,  f  .  .  'i  lllpf 

bei  .  i-r- 

pfl;.  1.  .,'cn 
oefzujilt'llcn  und  lu  uiilirliailrn,  »ilrlic  mit 
Kurk  ir-til  reif  fli<-  li^-  ..nilrrt'  lirnchaffcnhcit 
di~  md    diT  Uetnebs- 

wrr,.  r  Sichcrhrit  t<vrn 

(ictalir  tut      ifU  uiui  I ii-<undhi-it  rv  ' 
hind.  Dem  Kundi^rat  war  die  Krm.i 
zum  Vjlhtl  von  Vur<rhrifti'n  darul/' r  •  .u- 
Keraumi,  wdchc  KinrirhlunKi'n  (ur  alle  An- 
lagen  einer   be»timmten   ;Vrt  hcrzutteJIcn 
teten. 

Durch  dii'  Novelle  von  IS'Jl  haben  diese 
Ur»timmuiisen  eine  biHieulende  Krweileriiiii; 
und  Au-i;e>l.illunt;  erfahren.  §  l^Ua  zahlt  die 
Aiiforderiinycn  «u(,  welche  in  Bezieliuni;  auf 
Sicherheit  und  (jcsundheit  der  Arbeiter, 
ohne  Kucluicht  darauf,  ub  der  Uetrieb  uder 
die  betriebs,-tattc  besondere  Gefahren  mit 
«ich  brini;en,  an  jeden  Oewcrbctreibendcn  zu 
stellen  sind,  und  bezeichnet  die  dabei  in 
Frage  kommenden  Bedürfnis.^c  im  einzelnen 
soweit,  daß  die  Ucwerbetrcibenden  fUr  die 
von  ihnen  zu  erfüllenden  Verpflichtungen, 
die  Ueliurdcn  für  die  von  ihnen  zu  stellenden 
Anforderiinsen  cenucendc  Anhalttipunkte  er- 
halten. Die  Gewerbeunlernehmer  i'itnl  ver- 
pflichtet, die  .\rbeit.-rä»iiie,  Betriebsvorrich- 
tunfien,  M.vchincn  und  (ierät.-'chaften  .so  ein- 
zurichten und  7.11  unterhalten  und  den  Betrieb 
»0  zu  regeln,  daß  die  .\rbciter  pccen  (icfahrcn 
für  Leben  und  Gesundheit  soweit  geschützt 
sind,  wie  es  die  Natur  des  Betriebes  ge- 
stattet. In.ibesondere  ist  für  genügendes 
Licht,  ausreichenden  Luftraum  und  Luft- 
wechsel, Beseitigung  des  bei  dem  Betriebe 
entstehenden  Staubes,  der  dabei  entwickelten 
Dünste  und  Gase  sowie  der  dabei  entstebcn- 


zum  .Schutze  der  .\r 


\'-'  .  h.        I.Iii  :.  llld 

i-n  herzustellen,  welche 
'•r  i;ecen  gefahrliche 
i  oder  Ma.schinen- 
\n  der  Natur  der 
ler  dt»  Betriebes  liegende 
■itlirh  «Urb  ret'en  die  Ge- 
•  11  erwachsen 
.  i'li  ^ind  die- 
•  hi  (irdnung  dos 
len  der  .\rbeiter 
'  '  '  i  Mg  eines  ge- 
ind. 
r.'Ub  die 
■  II  (iefahren 
'  ,r  .'•-••!     '1  .  I  zu  ^tellen- 

ud  die  (ie- 
diejenigcn 

Kinriclitungen  zu  trellen  und  zu  unterhalten 
und  diejenigen  Vornchriften  über  da«  Ver- 
halten der  Arbeiter  im  Betriebe  zu  erla.M<en, 
welche  erforderlich  «ind,  um  die  Aufrecht- 
erhaltung der  guten  .Sitten  und  des  An- 
«tandn  zu  i>ichern.  Innbrnundere  muß,  so- 
weit es  die  Natur  d(«<  Betriebes  zulalil,  bei 
der  .\rbeil  die  Trennung  der  i;e.><nlilechler 
'!  ■  '  .I  rl  werden,  mfern  nicht  die  Auf- 
.ng  der  guten  Sitten  und  diw 
.\  clurch  die  Kinrirhlung  den  Be- 

triebci  ohnehin  gesichert  i.»l.  In  Anlagen, 
•  l.'<n  H.iri.li  ••  i'iil  sich  bringt,  daß  die 
'.-n  und  nach  der  Arbeit 
■  ri  auüreiehende,  nach 
tie.iclilecliurii  filrennte  Ankleide-  und 
Waschräume  vorhanden  »ein.  Die  BedUrf- 
nuanntalten  mU.«!>en  »o  eingerichtet  sein, 
daii  i>ip  für  die  Zahl  der  Arbeiter  auxreichen, 
dali  den  .\nfiirderungen  der  (j«<undheitii- 
pflege  ent-iirnrhen  wird  und  daß  ihre  Be- 
nutzung ohne  Verletzung  von  Sitte  und 
.\n-tand  erfolgen  kann. 

.Außerdem  i*t  im  §  120e  vorgcHchrieben, 
daß  Gewerbeunlernehmer,  welche  Arbeiter 
unter  IM  Jahren  beschäftigen,  bei  der  Hin- 
richtung der  Betrieb«nlatte  und  der  Regelung 
des  Betrieb»  diejenigen  besonderen  Kück- 
sichtcn  auf  Gesundheit  und  Sittlichkeit  zu 
nehmen  haben,  welche  durch  das  Alter 
dieser  Arbeiter  geboten  »ind;  und  durch 
das  Kinderschutzgcsctz  sind  Kinder  von 
einer  croßen  Anzahl  von  Gewerben  über- 
haupt au.^gesehlossen. 

GemäU  §  120 c  Abs.  1  können  nun  durch 
BeschlulS  des  Bundesrates  Vorschriften  dar- 
über erlassen  werden,  welchen  Anforde- 
rungen in  bwtimintcn  Arten  von  Anlagen 
zur  Durchführung  der  in  den  §§  120a  und 
120b  sowie  §  120c  enthaltenen  Grundsätze 
zu  genügen  ist.  Soweit  solche  Vorschriften 
durch  den  Bundesrat  nicht  erlassen  sind, 
können  dieselben  durch  Anordnung  der 
Landeszentralbehörden  oder  durch  polizei- 
liche Verordnungen  der  hierzu  berecntigten 


456 


Arbeiterschutzgesetzgebung  (Deutschland) 


Behörden  erlassen  werden.  Vor  dem  Erlaß 
solcher  Anordnungen  und  polizeilicher  Ver- 
ordnungen sind  aber  die  Vorstände  der  be- 
teiligten Berufsgenossenschaften  oder  Be- 
rufsgenossenschaftssektionen gutachtlich  zu 
hören  (§  120e  Abs.  2).  Die  vom  Bundesrat 
erlassenen  Vorschriften  sind  durch  das 
RGBl,  zu  veröffentlichen  und  dem  Reichs- 
tag bei  seinem  nächsten  Zusammentritt  vor- 
zulegen. 

Die  im  VoUzuge  des  §  120  e  Abs.  1  er- 
folgten noch  geltenden  Bundesratsverord- 
nungen sind  in  nachstehenden  Verordnungen 
und  Bekanntmachungen  des  Reichskanzlers 
enthalten: 

1.  V.  V.  27./I.  1920,  betr.  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  von  Anlaecn  zur  Herstellung 
von  lileifarben  und  anderen  Bleiverbin- 
dung en  (Nr.  7268). 

2.  V.  v.  2./X1.  J921  über  die  Ausführung 
von  Anstreicherarbeiten  in  Schiffsräumen 
(RGBl.  S.  142 ff.). 

3.  Bek.  v.  17./II.  1907,  betr.  die  Einrichtung 
und  den  Beirieb  der  zur  Anfertigung  von  Zi- 
garren bestimmten  Anlagen  (RGBl.  S.  34ff.). 

4.  Bek.  v.  ll./V.  1907,  betr.  den  Betrieb  von 
Anlagen  zur  Herstellung  von  Alkalicbromaten 
(RGBl.  S.  233 ff.). 

6.  Bek.  v.  31. /VII.  1897,  betr.  die  Einrich- 
tung und  den  Betrieb  der  ISuchdruckereien 
und  Schriftgießereien  (RGBl.  S.  G14),  ab- 
geändert durch  die  Bek.  v.  6./V1I.  1907  (l^GBl. 
S.  40Ö)  und  V.  22./XII.  1908  (RGBl.  S.  CM). 

6.  l5ek.  v.  C./V.  1908,  betr.  die  Einrichtung 
lind  den  Betrieb  von  Anlagen  zur  Herstellung 
elektrischer  Akkumulatoren  aus  Blei 
und  Bleiverbindungen  (RGBl.  S.  172) 

7.  Bek.  V.  22./X.  1902,  betr.  die  Einrichtung 
und  (Ion  Betrieb  der  Roßhaarspinnereien, 
Haar-  und  Borstenzurichtereien  sowie 
der  Bürsten-  und  Pinselraachereien  (RGBl 
S.  2G9). 

8.  Bek.  v.  3./VII.  1909  (RGBl.  S.  643)  ab- 
geändert durch  Bek.  v.  23./XII.  1911  (RGBl. 
S.  1153),  lietr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
gewerblicher  Anlagen,  in  denen  Thomas- 
schlacke gemahlen  oder  Thomasschlak- 
kenmehl  gelagert  wird. 

9.  Bek  ,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Be- 
trieb von  Zinkhütten  und  Zinkerzröst- 
hiitten,  v.  13./X1I.  1912  (RGBl  S  bdi). 

10.  Bek.  v  l./IIl.  1902,  betr  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  gewerblicher  Anlagen  zur 
Vulkanisierung  von  Gummiwaren  (RGBl 
S.  69).  ^  I 

11  Eck.  V.  9./ni.  1913  ^RGBI.  S.  129).  betr. 
die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugend- 
lichen Arbeitern  in  Glashütten,  Glasschlei- 
f^^reien  und  Glasbeizereien,  sowie  Sand- 
blä^ereien  (RGBl.  S.  G5^. 

12.  Bek.,  betr.  die  Einrichtung  und  den 
Beilieb  von  Steinbrüchen  und  Steinhaue- 
reion  Steinmetzbetrieben),  v.  31./V-  1909 
(RGBl.  471  aigeäudcrt  durch  Bek.  v.  20./XI. 
1911  (RGBl.  S.  955). 

13.  Bek.  betr.  den  Betrieb  von  Anlagen 
zur  Herstellung  von  Präservativs,  Si- 
Cherlieitspessarien,  Suspensorien  u.  dgl., 


'  v.  30./I.  1903  (RGBL  S.  3),  erginit  durch  Bek 

v.  I.  IV.  1903  (RGBl.  S.  123);  Verbot  in  der 
Hausarbeit:  V.  v.  I./Xl.  1921  (RGBl.  S.  145). 

14.  Bek.,  betr.  die  Einrichtung  und  den 
Betrieb  der  Bleihütten,  v.  16.AL  1906  (RGBL 
S.  545). 

15.  Bek.,  betr.  Betriebe,  in  denen  Maler-, 
Anstreicher-,  Tüncher-,  Weißbinder- 
oder Lackiererarbeiten  ausgeführt  werden 
V.  27./VI.  19UÖ  (RGBL  S.  655). 

16.  Bek.,  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  bei  der  Bearbeitung  von  Faserstoffen, 
Tierbaaren,  Abfallen  oder  Lumpen  v. 
8./Xn.  1909  (RGBL  S.  969). 

17.  Bek.,  betr.  die  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen und  jugendlichen  .\rbeitern  in  Roh- 
zockerfabriken, Zuckerraflinerien  und 
Melasseentzuckerungsanstalten  v.  24./XI. 
1911  (RGBL  S.  958). 

18.  Bek.,  betr.  die  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen und  jugendlichen  Arbeitern  in  An- 
lagen, die  zur  Herstellung  von  Zichorie  dienen 
v.  25./XI.  lyiiy  (RGBl.  S.  968). 

19.  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in- 
Ziegeleien,  Schamottesteinen  und  an- 
deren Schamotteerzeugnissen  v.  8./XIL 
1913  (RGBL  S.  777> 

Durch  ein  besonderes  G.  v.  lO./V.  1903 
(RGBl.  S.  217)  ist  ferner  die  Hersteilung 
von  Wcißphosphorzündhölzern,  die 
früher  unter  gewissen  Beschränkungen  ge- 
stattet war,  gänzlich  verboten  worden. 

Solange  nicht  für  bestimmte  Arten  von 
Anlagen  auf  dem  in  §  120  e  bezeichneten 
Wege  besondere  Vorschriften  erlassen  worden 
sind,  sollen  nach  §  120d  die  zuständigen 
Polizeibehörden  im  Wege  derVerfügung 
feststellen,  was  auf  Grund  der  §§  120a  und  b 
(sowie  5  r20c)  von  dem  einzelnen  Gewerbe- 
treibenden zu  leisten  ist;  seitens  der  Polizei- 
behörden kann  jedoch  im  Vollzuge  dieser 
Bestimmung  die  Ausführung  lediglich  der- 
jenigen Maßnahmen  angeordnet  werden, 
weiche  zur  Durchführung  der  Grundsätze 
der  §§  120a  und  120b  auch  wirklich  er- 
forderlich und  nach  der  Beschaffenheit  der 
Anlage  ausführbar  erscheinen;  insbesondere 
können  sie  anordnen,  daß  den  Arbeitern  zur 
Einnahme  von  Mahlzeiten  außerhalb  der 
Arbeitsräume  angemessene,  in  der  kalten 
Jahreszeit  geheizte  Räume  unentgeltlich  zur 
Verfügung  gfstcllt  werden.  Soweit  die  an- 
geordneten Maßregeln  nicht  die  Beseitigung 
einer  dringenden,  das  Leben  oder  die  Ge- 
sundheit bedrohenden  Gefahr  bezwecken, 
muß  für  die  Ausführung  eine  angemessene 
Frist  gelassen  werden.  Gegen  die  Ver- 
fügung der  Polizeibehörde  steht  dem  Ge- 
werbeuntcrnehmer  binnen  zwei  Wochen  die- 
Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde zu.  Gegen  die  Entscheidung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  ist  binnen  vier 
Wochen  die  Beschwerde  an  die  Zentral- 
behörde zulässig;  diese  entscheidet  end- 
gültig.    Widerspricht  die  Verfügung  dei\ 
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von  der 
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'-notMiuehaft '  m 


-hOtun«  von  ' 


'  ikt  auf  Grund 
V.  L'VXI.  ItWO 
;  (;elegfnlli!it  für 
a  Verkaulittolleo, 


<ler  Vonund  der  BmiligeiioMeD- 


d"T  i 

VcrfUiiiiiitm  oUef 

»o  »ir'l  'Irr  <irwi-rl 
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'J  oder  ( 

.  ,],-r  .!.-■ 


ii<  UhtTO  du  1. 


'.1.=.  1  Zili.  4  M 
M.  und  im  i, 


U  li  i... 

.  lur  V 


uDlrn  >ub  XIV,  'i). 
•  er  die  Un- 

:i  Arbeiter 

lur  den  I 
«ih-T  (Qr  i 

'  nrleii  udir  bo- 
rke Vornelirif- 
■  1  <i.i'  '.uu  den  MilRlicdrrn 
von  Cnfallen  in  ihren 


uiiiiiittclbsr  Ki" 
fQr  deren  Nichj- 
und  zivilrechl- 
■  n:  in  zivilrrrht- 


rin;  von  > 

^  .nn,  komrnon  naiiirnllicli  die  lle- 

►  :  II   Uber  (alirln^M^e  TutunR  und 

fnlirla.-  ife  KOrper^'erletzung  in  Uetracht. 

Nicht  ur'  '  •  '  .•  und  120»  mit  120d 
llllt   die    I  .'   von   ürhilirn  und 

I.ehr Im ifr I.  hrkm  und  llandeli- 

letchtltrn        ii>i  Ahl.  1):   jrdorli  iiit  nach 
(  76  Abi.  1  mit  3  in  Verbindung  mit  i  C>'i  Abu.  1 
<li-i    HCl!     .!■  r    l'nn.-ip.il       •■  '     '  ■  ■  , 
Im--'  li.if'  ■  ra  Uli-:  <!.■  >: 

1"    '   '    I    •  ■  ■.     \  orr  1'      llll^*'  II      ...     '    ■  ,    .     ■  ;, 

'in  und  lu  uniribaltin,  aucii  den 
'  rjrb  und  die  Arbcil.uell  (o  lu  re(;eln, 

dib   il.  I    I,  '!.■  biw.    llandi  Lilehrling 

(^('Prn  finr  '  ■  Ä^iinrr  Gesumlhcit,  »o- 

weit  dio  N.-\  .-  1  .irirbos  e»  f^eittadi't,  ge- 

•rhUtit  und  die  Aulrorhtrrhaltung  der  guten 
Sittrn  und  do^  An^fanil»-*  ci-^-irbert  int,  b)  wenn 
<l  lirhr  Grmi'intchalt 

u'  diT  Arbeits-  und 
J.:  I  !.  .  ■  1.  j ,  i.nrhtungcn  und  An- 

ordniingt'ii  lu  Iriilen,  welche  mit  KUcksicht  auf 
die  (ii'sundhi'it,  Sittlichkeit  und  Religion  de« 
Gehillon  erforderlich  sind.  Die  Nirhterfflilung 
dieser  Verpflichtungen  begründet  eventuell  einen 
Srhadenserul!ian.<pruch  gegen  den  Prinzipal; 
auliirdem  aber  sind  gem&U  §  139g  der  GÜ. 
die  Polizeibehörden  befugt,  die  Durchführung 
jener  Vorschriften  hinsichtlich  der  Einrichtung 
der  Geschiftsriume  usw.  im  Wege  der  Einzcl- 
Torfflgung  eben.w  zu  erzwingen  wie  die  Durch- 
führung der  Bestimmungen  der  §§  120a— c  CO., 
und  gemiB  §  139h  GO.  können  auch  seitens 
des  Bundesrats,  der  Landeszcntralbehörden  und 
der  Polizeibehörden  generelle  Vorschriften  hier- 


I    1.    I  .        .1.   .  I..    I,..j,i  !!• 
e  oder,  falln  Urb  die»elben  be- 
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linden,  mit  .  j  bis  zum  doppelten 

Betrage  ihri  r  i       .  .  ,  ferner  über  da»  in 
den   Betrieben   von   den   Versicherten  zur 
Verhütung  von  rnfsllen  zu  beobnclitende 
Verfahren  unter  liedruhung  der  Niehtbeach- 
lunt'  mit  ticld'tr.-ifi-n  bi«  7u  <V)  M.  Uer- 
'         '  (ienehnii- 
n»*  bzw. 
■      1..U.  jiiitm. 
r.'  ■  der  (in  ■  I  be- 

ari.:.  :,,   .....    .  ,    •  ,  ,  ...  nicht 

mit  den  bir.  '  rnlllelien 

oder  landiTti  •  ■    •  Kolli- 

sion  kommen.  1  iflen 
haben  vi     i!.  r  l;.  .•  von 

Unfalls  rrclinlten    zumeinl  de- 

br.nif-l.  Diese  werden  in  den 

■  II  .''lai iifichten  d»  Kcichnveniicbe- 
.tes  veröffentlicht. 

VIII.  Vertragsrecht  und  Aufkündi- 
gung. 

,,Dic  Kculüetzung  der  VcrhältniH.fc  zwi- 
schen den  selbständigen  Gewerbetreibenden 
und  den  gewerblichen  Arbeitern  ist,  vorbe- 
haltlich der  durch  Reichsge^etz  begrQndetcD 
be«chränkungen.  Gegenstand  freier  Ucbcr- 
einkunft"  (GO.  J  105,  BGB.  §§  611  ff.).  In- 
des sind  der  privatrechllichen  Freiheit  des 
Arbeitf Vertrages  teils  durch  die  GO.,  tcild 
durch  das  HGB  ,  teil?  durch  gewi.sse  Spezial- 
gesetze in  verschiedenen  Beziehungen  reicha- 
gesetzliche  Sehranken  gezoKcn. 

a)  So  können  zum  Arbeiten  an  Sonn- 
und  Festtagen  die  Gewerbetreibenden 
ihre  Arbeiter  nicht  verpflichten,  ausge- 
nommen zu  solchen  Arbeiten,  welche  nach 
den  Bestimmungen  der  GO.  auch  an  Sonn- 
und  Festtagen  vorgenommen  werden  dürfen, 
solchen  Arbeiten  im  Gast-  und  Scbank- 
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wirtschaftS5ewerbe,  bei  Musikauffübningen, 

Schaustellun£rcn,  theatralischen  Vorstel- 
lungen und  sonstigen  Lustbarkeiten,  sowie 
im  Verkehrsgeweroe,  welche  ihrer  Natur 
nach  einen  Aufschub  oder  eine  Unter- 
brechung nicht  gestatten  (§  105a  Abs.  1, 
§  105 i  Abs.  2).  Für  Gehilfen  und  Lehrlinge 
in  Apotheken  gelten  diese  Bestimmungen 
nicht  (§  154  Abs.  1). 

b)  Das  iVrbeitsverhältnis  zwischen  Gesel- 
len oder  Gehilfen  und  ihren  Arbeitgebern 
kann  mangels  einer  anderen  Verabredung 
durch  eine  jedem  Teile  freistehende  14  Tage 
vorher  erklärte  Autkündigung  gelöst  wer- 
den; bei  Verabredung  anderer  Aufkündi- 
gungsfristen müssen  diese  Fristen  für  beide 
Teile  gleich  sein;  Wreinbarungen,  welche 
dieser  Bestimmung  zuwiderlaufen,  sind 
nichtig  (§  122). 

Diejenigen  Gründe,  welche  den  Arbeit- 
geber berechtigen,  den  Arbeitnehmer  vor 
Ablauf  der  vertragsmäßigen  Zeit  und  ohne 
Kündigung  zu  entlassen,  sind  in  §  123  im 
einzelnen  aufgeführt.  Im  Vertragswege 
können  noch  andere  Entlassungsgründe  hin- 
zugefügt und  kann  insbesondere  auch  die 
Entlassung  ohne  Aufkündigung  verabredet 
werden.  Für  Fabriken,  welche  mehr  als 
20  Arbeiter  beschäftigen,  ist  eine  solche 
Erweiterung  der  Entlassungsgründe  aber 
nur  mittels  der  Arbeitsordnung  möglich 
(§  134b  Abs.  1  Ziff.  3  und  §  139c  Abs.  2). 

Andererseits  steht  auch  den  Gesellen 
oder  Gehilfen  in  einer  Reihe  von  Fällen  das 
Recht  zu,  vor  Ablauf  der  vertrags- 
mäßigen Zeit  und  ohne  Aufkün- 
digung die  Arbeit  zu  verlassen, 
nämlich  1.  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der 
Arbeit  unfähig  werden;  2.  wenn  der  Arbeit- 
geber oder  seine  Vertreter  sich  Tätlichkeiten 
oder  grobe  Beleidigungen  gegen  die  Arbeiter 
oder  gegen  ihre  Familienangehörigen  zu- 
schulden kommen  lassen;  3.  wenn  der  Ar- 
beitgeber oder  seine  Vertreter  oder  Familien- 
angehörige derselben  die  .\rbeiter  oder  deren 
Familienangehörige  zu  Handlungen  verleiten 
oder  zu  verleiten  suchen  oder  mit  den 
Familienangehörigen  der  iVrbeiter  Hand- 
lungen begehen,  welche  wider  die  Gesetze 
oder  die  guten  Sitten  verstoßen;  4.  wenn 
der  Arbeitgeber  den  Arbeitern  den  schul- 
digen Lohn  nicht  in  der  bedungenen  Weise 
auszahlt,  bei  Stücklohn  nicht  für  ihre  aus- 
reichende Beschäftigung  sorgt  oder  wenn 
er  sich  widerrechtlicher  Uebervorteilungen 
gegen  sie  schuldig  macht;  5.  wenn  bei  Fort- 
setzung der  Arbeit  das  Leben  oder  die  Ge- 
sundheit der  Arbeiter  einer  erweislichen 
Gefahr  ausgesetzt  sein  würde,  welche  bei 
Eingehung  des  Arbeitsvertrages  nicbt  zu  er- 
kennen war.  In  den  unter  Nr.  2  gedachten 
Fällen  ist  der  Austritt  aus  der  Arbeit  nicht 
mehr  zulässig,  wenn  die  zugrunde  liegen- 


'  den  Tatsachen  dem  Arbeiter  länger  als  eine 
Woche  bekannt  sind  (§  124).  Ein  im  vor- 
aus erklärter  Verzicht  auf  einen  der  gesetz- 
lichen Austrittsgründe  ist  unwirksam. 

Außerdem  ist  aber  ganz  allgemein  be- 
stimmt (§  124a),  daß  der  Gehilfe  oder  Ge- 
selle (ebenso  der  Arbeitgeber!  „aus  wich- 
tigen Gründen"  vor  Ablauf  der  vertrags- 
mäßigen Zeit  und  ohne  Innebaltung  einer 
Kündigungsfrist  die  Aufhebung  des  Arbeits- 
verhältnisses verlangen  kann,  wenn  dasselbe 
auf  mindestens  4  Wochen  vereinbart  oder 
wenn  eine  längere  als  14tägige  Kündigungs- 
frist ausbedungen  ist.  Wenn  diese  Voraus- 
setzungen nicht  gegeben  sind,  so  verbleibt 
es  bei  den  gesetzlichen  oder  speziell  ver- 
einbarten Entlassungs-  und  Austrittsgründen. 

Hat  ein  Geselle  oder  Gehilfe  oder  Fabrik- 
arbeiter rechtswidrig  die  Arbeit  verlassen 
(Kontraktbruch),  so  findet  nur  der  Zivil- 
rechtsweg statt;  zur  rascheren  Erledigung 
der  Entschädigungsansprüche  aber  ist  in 
der  GO.  (§  124b)  bestimmt,  daß  in  einem 
solchen  Falle  der  Arbeitgeber  eine  fixe 
Entschädigung  fordern  kann,  nämlich 
für  den  Tag  des  Kontraktbruchs  und  jeden 
folgenden  Tag  der  ausbedungenen  oder  ge- 
setzlichen Aroeitszeit,  höchstens  aber  für 
1  Woche,  den  Betrag  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes (§  8  des  Reichskrankenversiche- 
rungsG.  v.  15./VL  1883,  RGBl.  S.  73). 
Diese  Forderung  ist  an  den  Nachweis  eines 
Schadens  nicht  gebunden,  auch  der  Gegen- 
beweis, daß  Schaden  nicht  entstanden  sei, 
ist  unzulässig.  Durch  die  Geltendmachung 
dieser  fixierten  Entschädigungsforderung 
wird  der  Anspruch  auf  Erfüllung  des  Ver- 
trages und  auf  weiteren  Schadenersatz  aus- 
geschlossen. Dasselbe  Recht  steht  dem 
Gesellen  oder  Gehilfen  g^en  den  Arbeit- 
geber zu,  wenn  er  von  diesem  vor  recht- 
mäßiger Beendigung  des  .\rbeitsverhältnisse3 
entlassen  worden  ist.  Die  Bestimmungen 
des  §  124  b  finden  jedoch  gemäß  §  134 
Abs.  2  auf  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in 
Fabriken,  in  welchen  in  der  Regel  min- 
destens 20  Arbeiter  beschäftigt  werden, 
keine  Anwendung;  den  Unternehmern  solcher 
Fabriken  ist  untersagt,  für  den  Fall  der 
rechtswidrigen  Auflösung  des  Arbeitsverhält- 
nisses durch  den  Arbeiter  die  Verwirkung 
des  rückständigen  Lohnes  über  den  Betrag 
des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  hinaus 
aus  zubedingen.  Dem  Unternehmer  eines 
j  solchen  größeren  Betriebes  steht  sonach 
picht  wie  dem  kleineren  Gewerbetreibenden 
ein  gesetzlicher  Entschädigungsanspruch  zu, 
er  ist  vielmehr  auf  die  Vereinbarung  einer 
Konventionalstrafe  —  deren  Höhe  wieder 
gesetzlich  begrenzt  ist  —  angewiesen. 

Durch  §  119a  GO.  ist  ferner  den  Lohn- 
einbehaltungen, welche  zur  Sicherung 
gegen  Kontraktbruch  ausbedungen  werden 
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—  du  Auibedinci  h  ■.'..<!  LohnzurOck- 
bohsltuni;  lu  ainK-rcn  Zwecken,  itLibesonderc 
zur  Aufbrini,'um;  tnn-r  Kauliun,  ut  nichl 
verboten  —  um-  t'i»i--e  Grenze  gezogen. 
Lohneinbrhaltuu^in.  Milche  von  Gewerbe- 
unternebinerD  zur  .Sicheruni;  d«  Ersätze« 
eins  ihnen  aus  «Icr  wiiliTrcchtlichen  Auf- 
löiunc  liof  Arlv  iiincii  erwach»en- 

ilen   Srha<len%  •   für  (lii-«en  Kall 

\  -  ■    ■  ■  -.  II, 

'II 

I  1.  .illll- 

I  i'hnitllichen 

V,       .  .         ..  ..       ,         ■.     .    .  ...-.M. 

c;  l'ur  die  .Schilftnianniicbaft  in 
<lcr   binnen»r  Ii  :  tf.  r  I- 1    und   die  KloO- 


iiiannicbatt 

h  der  Auf- 

lo-uliK  lirt  Arb. 

irti-tehendc 

(irund-ai/i-   !> ,  .  HuU- 

Rianiii-«  iTidik'l.  ver- 
abredet mit  ürf  \  uiltiiiiuui;  livr  Reise 
und  der  Alilirfenini»  i\rt  Kloßei«.  Kezuglicb 
■  I'  •      '.  ■     ■  Ml  dem 

luf  un- 

I  •          1'..  ■  • .  • 

■  r  Gt).  ( 1  , 
K  .  •      !!,■   .  :. 

'i>  I    ■  !i  dem 

I..'''  .  .Ml  bzw. 

<!' III  iimer  und  dem  KluUmann 

'I  i-  K  :il,  die  .Xufluiunt;  den  Uienst- 

vcrhaltiii»««  vor  Ablauf  der  vertrac»- 
tiiaUi^en  /eit  l)zw.  ohne  Kinhaltung  einer 
Kuiii  'ZU  verlangen,  finden  die 

H.-ii  lef       lSA-\Ha  der  Gü. 

I    '  \     .  .  die  «o- 

iiannesi  bzw. 

I  i  i-iii.i:iii'  .  .,  r. Ii  I.. Hin,  wenn  der 
Antritt  oder  di.-  I'  url.-eliunK  der  Kei-ie  durch 
den  Kintritt  de»  Winten*  verhindert  wird. 
Ii-t  ein  die  üufiirlige  Knlla.-iunK  rechtferti- 
gender Grund  nicht  vorhanden,  so  kann  der 
Iiitf'mann  bzw.  KloUmann  zwar  jederzeit 
>li .  Iiien-tcji  enthoben  werden,  jedoch  unbe- 
schadet xeiner  Knt.schädiguu^.tan.iprüchc  für 
die  vertraKunalliKe  Dauer  des  Üicn.'itvcr- 
hdltnU.Hcx  bzw.  bis  zum  .\blnuf  der  Kün- 
digungufrist.  Wird  lia»  biciintverhaltni«  vor 
der  Ankunft  des  Schiffes  am  He^liiii" 
iirlo  bzw.  de»  Kloßes  am  Abliefern 
wahrend  der  Rei.sc  aufgehoben,  so  li.ii  .i.  r 
Schiff- mann  bzw.  Kloßmann  An.«pruch  auf 
die  Ko-ilen  der  KOckkehr  nach  dem  Orte, 
:in  welchem  er  in  Dicn.st  eetrctcn  ist;  dieyc 
licstininiuni;  findet  jedoch  keine  Anwendune, 
wenn  der  Schiff-smann  oder  Kloßmann  »ich 
einer  Handlung  schuldig  gemacht  hat,  welche 
geeignet  ist,  seine  sofortige  Enllassung  zu 
rechtfertigen 

d)  Bctriebübeamte,  Werkmeister 
und  Techniker.  Die  Personen,  auf 
welche  sich  die  besonderen  Bestim- 
mungen des  durch  die  Gcwcrbcnovellc  1891 


eingefu-       .:    Ijnitte«  lllb  des  VIL  Titel« 

der  Gu.  be/ii  hen,  zerfallen  in  zwei  Gruppen: 
ai  1  '     '  •'  |i    ii.len  lietrieb>beanitcn 

»°  ■  b)  die  mit  höheren 

t'  Hingen  betrauten  üe- 

aiulcn.     Lille  erschöpfende  Definition  der 


in  Krage  itchenden  Kategorien  gibt  lias 
Gesetz  nicht,  ei  ^tellt  vielmehr  nur  gewisse 
Merkmale  und  Het>pielc  auf:  der  §  133» 
^prlcht  von  solchen  ,,von  den  Gewerbe- 
unlernehmern  gegen  fwle  UrzUge  bcscliaf- 


ti.  •  •        •  Mnen,    welche    nicht  lediclicb 
id  mit  der  Leitung  oder  Henuf- 

f.  !!••'  •  '  r  .  -.r  AI.- 
!•  illili', 
\S.::  :     .     .    .  .     \      .   I,.r 


mit  höheren  li-clinnchen  Dienslleislui:  n 
beiraut  «ind  (Manchinentechniker,  Uauti  .  ii- 
niker,  Chemiker,  Zeichner  u.  «Igl.)".  Den 
Vornchriften,  welche  für  die  in  §  1338  be- 
zeichneten I'er»onen  gelten,  unterliegen  den 
beiden  Heichsgnietzen  Uber  <lie  privatrechl- 
lichen  Verhalt  nluo  der  liinnea^chilfahrt 
bzw.  Klößerei  zufolge  auch  die  Schiffer 
1    '  •  •  .Schiffes)  und  die  Kloßfulirer 

M     im    narh.Htelienden  niilzu- 
:  i  .r  :.     .  'ilmlifikationen. 

Kur  dir«o  Kategorien  und  deren  Dien-it- 
berren  bentimint  nun  §  133a,  daß,  wenn 
nichtn  andern  vereinbart  ii>t,  von  jedem 
Teile  mit  .\blauf  jedes  Kalendervierteljahrm 
nach  6  Wochen  vorher  erklärter  Aufkunili- 
ung  da.4  DiemtverhaltniH  aufgehoben  wer- 
cn  kann:  die  Krint  int  abo  erheblich  weiter 
ab  die  für  die  Gesellen  oder  (iehilfen  Wird 
durch  Vertrag  eine  kürzere  oder  längere 
Kündigungsfrist  bedungen,  so  muß  sie  fUr 
beide  Teile  gleich  sein  und  darf  nicht 
weniger  als  einen  Monat  betragen;  die 
Kündigung  kann  nur  für  den  Schluß  dcM 
Kalendermonats  zugelassen  werden  (§  l.'J.'laa). 
Diese  Vorschriften  finden  indes  keine  An- 
wendung, wenn  der  Angestellte  ein  (iehall 
von  mindestens  KXJOOÜ  Sl.  für  da.s  Jahr  be- 
zieht, oder  wenn  der  Ange.itelltc  für  eine 
außereuropäische  Niederlassung  angenommen 
ist  und  nach  dem  Vertrage  der  Arbeitgebor 
für  den  Kall,  daß  er  das  Dienstverhiiltnis 
I.  die  Kosten  der  Kückreise  des  An- 
■n  zu  tragen  hat  (§  133ab).  Wird 
■  .11  .ui;;estellter  zur  vorübergehenden  Aus- 
hilfe angenommen,  so  finden  die  Vorschriften 
des  §  133a.i  keine  Anwendung,  e?  sei  denn, 
daß  da.s  Dicnstverhiiltnis  über  die  Zeit  von 
3  Monaten  hinaus  fortgesetzt  wird  (§  133ac). 
Jeder  der  beiden  Teile  kann  vor  Ablauf 
der  vertragsmäßigen  Zeit  und  ohne  Inne- 
haltung einer  Kündigung-^frist  die  Auf- 
bebung des  Dienstverhältnisses  verlangen, 
wenn  ein  wichtiger,  nach  den  Umständen 
des  Kalles  die  Aufhebung  rechtfertigender 
Grund  vorliegt  (§  133b).  Die  §§  133c  und 
133  d  zählen  eine  Reihe  von  solchen  wich- 
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tigenGründen,  wie  Hintergehung,  Vertrauens-  über  Sonntagsruhe  im  Handebeewerbe  und 
mißbrauch  usw.  auf,  welche  insbesondere  in  Apotheken,  auf  das  Versicherungsge- 
die  Aufhebung  rechtfertigen.  werbe    und    die   Sparkassen.  Außerdem 

Während  die  in  Abschnitt  I  des  VII.  sind  die  Handlungsgehilfen  durch  das  HGB. 
Titels  getroffenen  allgemeinen  Bcstim-  v.  lO./V.  1897  mit  den  Abänderungen 
mungen  (über  Sonntagsruhe  usw.)  auch  für  des  G.  v.  10/\'L  1914  mit  ausgiebigerem 
die  Belriebsbcaraten  usw.  gelten,  ist  durch  Arbeiterschutz  bedacht  worden.  Hierzu 
§  133e  bestimmt,  daß  der  von  den  Lohn-  kommt  das  durch  die  Währungskrisis  hervor- 
einbehaltungen  handelnde  §  119a  auf  diese  gerufene  G.  betr.  die  Neuregelung  der  Ge- 
Personen keine  Anwendung  findet;  dagegen  fjalt.*grenzen  v.  12./VI1.  1921  (RGBl.  S.  927). 
gelten  für  sie  die  Vorschriften  des  §  124  b  Zwar  gelang  es  ihren  Verbänden  nicht,  das 
(Kortraktbruch  s.  o.)  und  §  125.  Verbot  der  Konkurrenzklausel  zu  er- 

Endlich  ist  mit  Art.  9  Ziff.  II  des  EG.  wirken,  wohl  aber  seit  1919  den  Grundsatz 
zum  HÜB.  V.  lO./V.  1897  ein  neuer  der  bozahlten  Sperrfrist  (Karenz).  Von  den 
§  133f  eingestellt  worden,  welcher  eine  die  Handlungsgehilfen  betreffenden  hier  in 
Beschränkung  der  sog.  „Konkurrenz-  Rede  stehenden  zivilrechtlichen  Bestim- 
klausel"  aufstellt:  „Eine  Vereinbarung  mungen  des  Handelsgesetzbuchs  sind  fol- 
zwisehen    dem    Gewerbeunternehmer    und  gende  zu  erwähnen: 

einem  der  im  §  133a  bezeichneten  Ange-  Wird  der  Handlungsgehilfe  oder  Hand- 
stellten, durch  die  der  Angestellte  für  die  lungslehrling  durch  unverschuldetes  ün- 
Zcit  nach  der  Beendigung  des  Dienstverhält-  glück  an  der  Leistung  der  Dienste  ver- 
nisses  in  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  be-  hindert,  so  behält  er  seinen  .\nspruch  auf 
schränkt  wird,  ist  für  den  Angestellten  Gehalt  und  Unterhalt,  jedoch  nicht  übe:  die 
nur  insoweit  verbindlich,  als  die  Beschrän-  Dauer  von  (j  Wochen  hinaus;  das  etwaige 
kung  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  nicht  Krankengeld  oder  die  Unfallentschädigung 
die  Grenzen  überschreitet,  durch  welche  eine  braucht  er  sich  nicht  anrechnen  zu  lassen 
unbillige  Erschwerung  seines  Fortkommens  (§  63). 

ausgeschlossen  wird.  Die  Vereinbarung  ist  Die  Zahlung  des  dem  Handlungsgehilfen 
nichtig,  wenn  der  Angestellte  zur  Zeit  des  zukommenden  Gehalts  hat  am  Schlüsse 
Abschlusses  minderjährig  ist."  jedes  Monats  zu  erfolgen;  die  Abrede  einer 

Für  die  Binnenschiffer  und  die  Floß-  späteren  Zahlung  ist  nichtig  (§  64). 
führer  gelten  hinsichtlich  der  Auflösung  Bezüglich  der  Auflösung  des  Dienst- 
des  Dienstverhültnisfes  nachstehende  Grund-  Verhältnisses  gelten  nahezu  die  gleichen 
Sätze:  Das  Dienstverhältnis  des  Schiffers  Bestimmungen,  wie  sie  in  der  GO.  für  die 
kaun  mangels  anderweitiger  Vereinbarungen  Werkmeister  usw.  enthalten  sind.  Dasselbe 
von  jedem  Teile  mit  Ablauf  eines  Monats  kann,  wenn  für  unbestimmte  Zeit  eingegangen, 
nach  6  Wochen  vorher  erfolgter  Kündigung  von  beiden  Teilen  für  den  Schluß  eines 
aufgcliübcii  werden.  Das  Dienstverhältnis  Kalendervierteliahres  unter  Einhaltung  einer 
des  Floßführers  endigt  mangels  anderweitiger  sechswochentlichen  Kündigungsfrist  gekün- 
Vereinbarung  mit  der  Vollendung  der  Reise  digt  werden;  wird  eine  kürzere  oder  längere 
und  der  Ablieferung  des  Floßes.  Hinsicht-  Kündigungsfrist  ausbedungeu,  so  muß  sie 
lieh  der  Voraussetzungen,  unter  welchen  für  beide  Teile  gleich  sein  und  darf  jeden- 
beidcu  Teilen  das  Recht  zusteht,  die  Auf-  falls  nicht  weniger  als  einen  Monat  betragen 
lösung  des  Dienstverhältnisses  vor  Ablauf  (§§  66  und  67).  Die  Kündigung  darf  nur  für 
der  vertragsmäßigen  Zeit  und  ohne  Einhai-  den  Schluß  eines  Kalendermonats  zuge- 
tung  einer  Kündigungsfrist  zu  verlangen,  lassen  werden.  Die  Vorschriften  des  §  67 
bewendet  es  bei  den  Vorschriften  der  §§  133 b  finden  keine  Anwendung,  wenn  der  Hand- 
bis  133d  der  GO.  Bezüglich  des  durch  Auf-  lungsgehilfe  einen  Gehalt  von  mindestens 
hebung  des  Dienstverhältnisses  während  30(XX)  M.  für  das  Jahr  bezieht  oder  wenn  er 
der  Reise  begründeten  Anspruches  auf  für  eine  außereuropäische  Handelsnieder- 
Ersatz  der  Kosten  der  Rückreise  sowie  lassung  angenommen  ist  und  nach  dem 
beziiglich  der  Entschädigungsansprüche  des  Vertrage  der  Prinzipal  für  den  Fall,  daß 
Schiffers  bzw.  Floßführers  im  Falle  einer  er  das  Dienstverhältnis  kündigt,  die  Kosten 
ohne  rechtfertigenden  Grund  erfolgenden ;  der  Rückreise  des  Handlungsgehilfen  zu 
sofortigen  Entlassung  gelten  analoge  Vor-  tragen  hat.  Ohne  Einhaltung  einer  Kün- 
schriften  wie  hinsichtlich  der  Schiffs-  bzw.  j  digungsfrist  kann  das  Dienstverhältnis  von 


e)  Handlungsgehilfen.  Für  Grundes"  gelöst  werden  (§  70).  Einzelne 
das  Verhältnis  der  Handlungsgehilfen  zu  Gründe,  welche  namentlich  als  „wichtige"  an- 
ihren  Prinzipalen  gilt  von  den  vorstehend  ,  zusehen  sind,  sind  in  §§  71  und  72  beson- 
erörterten  Bestimmungen  der  GO.  nur  der  !  ders  aufgezählt. 

§  105a,  Verbot  der  Sonn-  und  Festtags- 1  Bei  der  Beendigung  des  Dienstvcrhält- 
arbeit,  erweitert  durch  die  V.  v.  5./II.  1919 '  nisses  kann  der  Handlungsgehilfe  ein  schrift- 
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Bchädiuung,  die  am  Schlüsse  jedes  Monats 
lu  zahlen  Lst,  sind  nach  §  74b  vertragsmäßig 
zugesicherte  Provi.sionen  oder  andere  wech- 
eelndc  Bezüge  bei  der  Berechnung  der  Ent- 
schädigung nach  dem  Durchschnitt  der 
letzten  3  .Jahre  in  Ansatz  zu  bringen.  Hat 
die  entsprechende  Vertragsbcatimniung  noch 
nicht  3  Jahre  bestanden,  so  erfolgt  der  An- 
satz nach  dem  Durchschnitt  des  Zeitraums, 
für  den  sie  in  Kraft  war.  Außerdem  muß 
(§  74c)  der  Handlungsgehilfe  sich  auf  die 
fällige  Entschädisning  anrechnen  lassen,  was 
er  während  des  Zeitraums,  für  den  die  Ent- 
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rinzip  i      .  X 
den  Vor»chriIt<n  dir       7U,  ~ii  wi-«iii  vcr- 
Irit'-widricTi'n  Verhallens  lin  (jehilten  auf, 
Gchille  keinen  Anspruch  auf  die 
i.  mg. 

Iiir  l'rmzipal  kann  (§  75a)  vor  der 
Beendigung  des  Dicnslverliältni«ses  durch 
schriftliche  Erklärung  auf  das  Wetlbewerb- 
verbot  mit  der  Wirkung  verzichten,  daß  er 
mit  dem  Ablauf  eines  J.ihrtu  seit  der  Er- 
klarunt.'  von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung 
der  Entschädigung  frei  wird. 

Ist  der  Gehilfe  für  eine  Tätigkeit  außer- 
halb Europas  angenommen  (§  75b),  so  ist 
die  Verbindlichkeit  des  Wetlbewerbverbots 
nicht  davon  abhärgie,  daß  sich  der  Prinzipal 
zur  Zahlung  der  im  §  74  Abs.  2  vorgesehenen 
Entschädigung  verpflichtet.  Das  gleiche 
gilt,  wenn  die  dem  Gehilfen  zustehenden 
vertragsmäßigen  Leistungen  den  Betrag  von 
40(X»0  M.  für  das  Jahr  übersteigen. 

Hat  der  Handlungsgehilfe  für  den.  Fall, 
daß  er  die  in  der  Vereinbarung  übernommene 
Verpflichtung  nicht  erfüllt,  eine  Strafe 
versprochen  (§  75c),  so  kann  der  Prinzipal 
Ansprüche  nur  nach  Maßgabe  der  Vorschriften 
jdes  §  340  BGB.  geltend  machen.  Die  Vor- 
I  schritten  des  BGB.  über  die  Herabsetzung 
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einer  unverhältnismäßig  hohen  Vertrags- 
strafe bleiben  unberührt.  Ist  die  Ver- 
bindlichkeit der  Vereinbarung  nicht  davon 
abhängig,  daß  sich  der  Prinzipal  zur  Zahlung 
einer  Entschädigung  an  den  Gehilfen  ver- 
pflichtet, so  kann  der  Prinzipal,  wenn  sich 
der  Gehilfe  einer  Vertragsstrafe  der  im 
Abs.  1  bezeichneten  Art  unterworfen  hat, 
nur  die  verwirkte  Strafe  verlangen;  der 
Anspruch  auf  Erfüllung  oder  auf  Ersatz 
eines  weiteren  Schadens  ist  ausgeschlossen. 

Auf  eine  Vereinbarung,  durch  die  von 
den  Vorschriften  der  §§  74  bis  75  zum  Nach- 
teil des  Handlungsgehilfen  abgewichen  wird, 
kann  sich  der  Prinzipal  nicht  berufen  (§  75d). 
Das  gilt  auch  von  Vereinbarungen,  die 
bezwecken,  die  gesetzlichen  Vorschriften 
über  das  Mindestmaß  der  Entschädigung 
durch  Verrechnungen  oder  auf  sonstige 
Weise  zu  umgehen. 

Die  Entschädigung,  die  der  Handlungs- 
gehilfe aut  Grund  der  Vorschriften  der 
§§  74  bis  75d  für  die  Zeit  nach  der  Be- 
endigung des  Dienstverhältnisses  bean- 
spruchen kann,  gehört  zu  den  Dienstbezügen 
im  Sinne  des  §  61  Nr.  1  der  Konkursordnung. 

Der  Anspruch  auf  die  Entschädigung 
kann  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  oder 
Befriedigung  eines  Gläubigers  erst  dann 
gepfändet  werden,  wenn  der  Tag,  an  dem  sie 
zu  entrichten  war,  abgelaufen  ist,  ohne  daß 
der  Gehilfe  sie  eingefordert  hat.  Die  Pfän- 
dung ist  jedoch  zulässig,  soweit  die  Ent- 
schädigung allein  oder  zusammen  mit  den 
in  den  §§  1,  3  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Beschlagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienst- 
lohns, bezeichneten  Bezügen  die  Summe 
von  1500  M.  für  das  Jahr  übersteigt  (§  75e). 

Auf  eine  Vereinbarung,  durch  die  sich 
ein  Prinzipal  einem  anderen  Prinzipal 
gegenüber  verpflichtet,  einen  Handlungs- 
gehilfen, der  bei  diesem  im  Dienste  ist  oder 
gewesen  ist,  nicht  oder  nur  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  anzustellen,  findet  die  Vor- 
schrift des  §  152  Abs.  2  GO.  Anwendung 
(d.  h.  solche  „geheime  Konkurrenzklauseln" 
sind  unklagbar).   (§  75  f.) 

Die  Vorschriften  der  §^60  bis  63,  75f  gel- 
ten auch  für  Handlungslehrlinge.  Verein- 
barungen, durch  die  diese  für  die  Zeit  nach 
der  Beendigung  des  Lehr-  oder  Dienst- 
verhältnisses in  ihrer  gewerblichen  Tätigkeit 
beschränkt  werden,  sind  nichtig  (§  76 
Abs.  1).  Ebenso  gelten  die  für  Handlungs- 
gehilfen geltenden  Vorschritten  für  Personen, 
die,  ohne  als  Lehrlinge  angenommen  zu  sein, 
zum  Zwecke  ihrer  Ausbildung  unentgeltlich 
mit  kaufmännischen  Diensten  beschäftigt 
werden,  soweit  diese  Vorschriften  nicht 
auf  das  dem  Gehilfen  zustehende  Entgelt 
Bezug  nehmen.  (Vergl.  auch  den  Art. 
„Handlungsgehilfe".) 

f)  Land-  und  Forstarbeiter.  Für 


die  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
einschließlich  ihrer  Nebenbeiriebe  gelten 
die  Vorschriften  des  BGB.  über  den  Dienst- 
vertrag, ergänzt  durch  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  der  Verordnung,  betreffend 
eine  vorläufige  Landarbeitsordnuns,  v.  24./L 
1919.  In  Betrieben  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft einschließlich  ihrer  Nebenbetriebe, 
für  welche  ein  Tarifvertrag  nicht  besteht, 
sind  Dienstverträge  mit  mehr  als  halbjähriger 
Dauer  schriftlich  abzuschließen,  sofern  darin 
Bezüge  nicht  barer  Art  zugesichert  sind. 
Den  Dienstverpflichteten  L-^t  auf  Verlangen 
eine  Vertragsabschrift  auszuhändigen  (§  2). 

Der  Barlohn  ist  in  der  Regel  wöchentlich 
zu  zahlen  (  §  6).  Die  als  Teil  des  Lohnes 
vereinbarten  Naturalien  sind  in  Waren 
von  mittlerer  Beschaffenheit  der  Ernte  zu 
liefern  und  in  der  Kegel  nach  metrischen 
Maßen  und  Gewichten  zu  bemessen.  Die 
Lieferung  hat  in  der  Regel  vierteljährlich 
zu  erfolgen,  sofern  Art  und  Gebrauch  der 
Naturalbezüge  nicht  eine  auf  längere  oder 
kürzere  Zeit  bemessene  Lieferung  erfordert. 
Nicht  lieferbare  Naturalien  sind  in  bar 
nach  dem  amtlichen  Erzeugerhöchstpreis 
oder,  wenn  ein  solcher  nicht  besteht,  nach 
dem  Marktpreis  des  nächsten  Marktorts 
zu  vergüten  (§  7). 

Wohnung,  Landnutzung  und  andere 
Leistungen,  die  keinen  Marktwert  haben, 
sollen,  wenn  sie  als  Teil  der  Entlohnung 
vom  Arbeitgeber  zugesichert  sind,  mit  ihrem 
Geldwert  scliriftlich  festgesetzt  werden.  Ist 
dies  unterblieben,  so  entscheidet  in  Streit- 
fällen der  Schlichtungsausschuß  (§  8).  In 
Jahresverträ"en  darf  die  Entlohnung  auf 
die  verschiedenen  Jahreszeiten  nicht  unan- 
gemessen verteilt  sein,  so  daß  die  Entlohnung 
in  der  Winterzeit  in  auffälligem  Mißver- 
hältnisse zu  der  auf  sie  entfallenden  Arbeits- 
leistung und  zur  Entlohnung  für  das  ganze 
Jahr  steht  (§  9).  Als  Vergütung  für  eine 
Ueberstunde  soll  mindestens  Vio  des 
Ortslohns  im  Sinne  der  Reichsversicherungs- 
ordnung mit  50  V.  H.  Aufschlag  zugrunde 
gelegt  werden  (§  11).  Fütterung  und  Pflege 
der  Tiere  sowie  sonstige  naturnotwendige 
Arbeiten  sind  solchen  Arbeitern,  welche  diese 
Arbeiten  nicht  allgemein  vertraglich  über- 
nommen haben,  als  üeberstunden  zu  ver- 
güten. Andere  dringliche  Arbeiten  an  Sonn- 
und  Festtagen  sollen  mit  mindestens  dem 
doppelten  Ortslohn  im  Sinne  der  Reichs- 
versicherungsordnung vergütet  werden  (§  12). 

Wohnungen  sollen  in  sittlicher  und  ge- 
sundheitlicher Beziehung  einwandfrei  und 
für  Verheiratete  unter  Berücksichtigung 
der  Kinderzahl  und  Geschlechter  ausreichend 
sein.  Wohnungen  der  Ledigen  sollen  heizbar, 
verschließbar  und  mindestens  mit  Bett, 
Tisch,  Stuhl,  verschließbarem  Schranke  und 
Waschgelegenheit  ausgestattet  sein  (§  15). 
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Kcartxlicbe  oder  vertragliche  Arbeitsbe- 
dingungen bleiben  bestehen  (§  20). 

IX.  Arbeitszeugnil  und  Arbeitsbuch. 

1.  Arbeitsieugnisse.  Srlion  vor  KrlaU 
der  Novelle  von  lt>91  waren  die  Arbeiter 
bercchtiirl,  beim  Ab^ance  au»  dem  Dienste 
ein  ZeuLMii.i  Uber  die  Art  und  Dauer  ihrer 
lieschaftigung  zu  fordern,  welches  auf  ihr 
Verlangen  aiich  auf  ihre  Führung  aus- 
r.udehnen  war.  Dies  entsprach  auch  der 
Uebuns  der  ZOnftc,  die  im  If  Jnhrli.  auf 
vorgodrucktcn  Formularen  die  erlangten 
Kenntni.iae  und  guten  Sitten  bescheinigten. 
Die  Novelle  (§  113)  brachte  die  Neuerung, 
daß  das  Zeiiiinis  auf  Verlangen  des  Ar- 
beiter« auch  iiber  seine  Leistungen  Aus- 
kunft zu  geben  hat  und  daß  es  den  Arbeit- 
^rebern  untersagt  ist,  die  Zeugnisse  mit 
Merkmalen  zu  versehen,  welche  den  Zweck 
haben,  den  iVrbciter  in  einer  aus  dem  Wort- 
laut des  Zeugnisses  nicht  ersichtlichen  Weise 
zu  kennzeichnen.      Die  Zuwiderhandlung 
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iid  eine  in  ihren  Ur- 
.  c  he,  polizeiliche  l'aß- 
;  zur  völligen  lieseitigung 
fuhren  kann.    Auf  Antrag 
11  K'Mu-in aimr  Seile  wurden  die  Ucsliin- 
iingen  über  Arbeit» bücher  und  Arbeitn- 
k.'irlen  in  die  Novelle  von  1878  nufgenoiiiiiien. 
Die  Novelle  von  18tM  bexeitiglc  7»nr  die 
\  '  ••r-n",  hiand  jedoch  unter  dem 

•  Klagen  Uber  die  Lockerung  der 
.  .>itte  und  Uber  da.i  Schwinden 
der  elteilirhen  Autorität  bei  den  jugend- 
lichen Arbeitern;  nie  erhielt  da«  Arbeitsbuch, 
da«  für  erwachsene  Arbeiter  in  Frankreich 
zur  gleichen  Zeit  abgeschafft  wurde. 

Auf  die  in  liergwerken.  Salinen,  Auf- 
bereitungsanstalten, unterirdisch  betriebenen 
brüchen  oder  (iruben  besehnlligten  Ar- 
beiter linden  die  Vori-chrilten  über  Arbcitn- 
bücher  keine  Anwendung  (§  lfj4a  Abs.  1); 
dcügleichen  nicht  auf  die  (iehilfen  und  Lehr- 
linge in  Apotheken  und  lland.-lsge*chiiflen 
(§  1&4  Abs.  1).  Aufgehoben  ist  lerner  die 
durch  Erl.  v.  8./VII.  IHbC  (Ml'.l.  S.  20G)  (ur 
die  Mannschaften  aller  preußischen  Fliiß- 
schitle  eingeführte  l'llicht  zur  Fuhrung  von 
Dienstbüchern  durch  liinnenschiffahrtsG.  §21 
Abs.  2  (KG Hl.  1898  .S.  8t>8|. 

Gemäß  den  geltenden  Bestimmungen  der 
GO.  (§§  lü7  bi«  114)  dürfen  minderjährige 
Personen,  soweit  reichsgesetzlich  nicht  ein 
anderes  zugelassen  ist,  als  Arbeiter  nur  be- 
schäftigt werden,  wenn  sie  mit  einem  Ar- 
beits buche  versehen  sind.  Diese  Vorschrift 
gilt  nicht  für  Kinder,  welche  zum  Besuche 
der  Volksschule  verpflichtet  sind. 

Da.s  Arbeitsbuch  muß  den  Namen  des 
j\jbeitcrs,  Ür(,  Jahr  und  Tag  seiner  Geburt, 
Namen  und  letzten  Wohnort  seines  Vaterg 
oder  Vormundes  und  die  Unterschrift  des 
Arbeiters  enthalten  (§  110).  Der  Arbeit- 
geber ist  verpflichtet,  das  Arbeitsbuch  bei 
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der  "Annahme  eines  jugendlichen  Arbeiters 
einzufordern,  dasselbe  zu  verwahren,  auf 
amtliches  Verlangen  vorzulegen  und  nach 
rechtmäßiger  Lösung  des  Arbeitsverhält- 
nisses dem  Arbeiter  wieder  auszuhändigen. 
Die  Aushändigung  erfolgt  an  den  gesetz- 
lichen Vertreter,  sofern  dieser  es  verlangt  oder 
der  Arbeiter  das  16.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  hat,  anderenfalls  an  den  Arbeiter 
selbst.  Mit  Genehmigung  der  Gemeinde- 
behörde kann  die  Aushändigung  des  Arbeits- 
buches auch  an  die  Mutter  oder  einen  son- 
stigen Angehörigen  oder  unmittelbar  an 
den  Arbeiter  erfolgen  f§  107). 

Bei  dem  Eintritte  des  Arbeiters  hat  der 
Arbeitgeber  an  den  dafür  bestimmten  Stellen 
des  Arbeitsbuchs  die  Zeit  des  Eintritts  und 
die  Art  der  Beschäftigung,  am  Ende  des 
Arbeitsverhältnisses  die  Zeit  des  Austritts 
und,  wenn  die  Beschäftigung  Aenderungen 
erfahren  hat,  die  Art  der  letzten  Beschäfti- 
gung des  Arbeiters  einzutragen.  Die  Ein- 
tragungen sind  mit  Tinte  zu  bewirken  und  von 
dem  Arbeitgeber  oder  dem  dazu  bevoll- 
mächtigten Betriebsleiter  zu  unterzeichnen. 
Sie  dürfen  nicht  mit  einem  Merkmal  ver- 
sehen sein,  welches  den  Inhaber  des  Arbeits- 
buches günstig  oder  nachteilig  zu  kenn- 
zeichnen bezweckt.  Die  Eintragung  eines 
Urteils  über  die  Führung  oder  die  Leistungen 
des  Arbeiters  sowie  sonstige  durch  das  Gesetz 
nicht  vorgesehene  Eintragungen  oder  Ver- 
merke in  oder  an  dem  Arbeitsbuehe  sind  un- 
zulässig (S  III).  Auf  Antrag  des  Arbeiters 
hat  die  Ürtspolizei  die  Eintragung  in  das 
Arbeitsbuch  kosten-  und  stempelfrei  zu  be- 
glaubigen (§  114). 

Das  Arljeitsbuch  wird  dem  Arbeiter  durch 
die  Polizeibehörde  kosten-  und  stempelfrei 
ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  auf 
Antrag  oder  mit  Zustimmung  des  gesetz- 
lichen Vertreters;  ist  die  Erklärung  desselben 
nicht  zu  beschaffen  oder  verweigert  derselbe 
die  Zustimmung  ohne  genügenden  Grund 
und  zum  Nachteile  des  Arbeiters,  so  kann  die 
Gemeindebehörde  die  Zustimmung  desselben 
ergänzen.  Vor  der  Ausstellung  ist  nachzu- 
weisen, daß  der  Arbeiter  zum  Besuche  der 
Volksschule  nicht  mehr  verpflichtet  ist, 
und  glaubhaft  zu  machen,  daß  bisher  ein 
Arbeitsbuch  für  ihn  noch  nicht  ausgestellt 
war  (§  108). 

Für  den  Fall  des  Mißbrauches  des  Ar- 
beitsbuches, der  durch  Umstände  veran- 
laßt wird,  welche  in  dem  Verhalten  des 
Arbeitgebers  liegen,  namentlich  für  den  Fall, 
daß  die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  vom 
Arbeitgeber  ohne  rechtmäßigen  Grund  ver- 
weigert wird,  kann  die  Ausstellung  eines 
neuen  Arbeitsbuches  auf  Kosten  des  Arbeit- 
gebers beansprucht  werden  (§  112  Abs.  1). 
Ein  Arbeitgeber,  welcher  das  Arbeitsbuch 
■seiner  gesetzlichen  Verpflichtung  zuwider 


nicht  rechtzeitig  ausgehändigt  oder  die  vor- 
schriftsmäßigen Eintragungen  zu  machen 
unterlassen  oder  unzulässige  Eintragungen 
oder  Verni' '' •  ■  v  uht  hat,  ist  dem  Ar- 
beiter ent  -pflichtig.  Der  An- 
spruch auf  i.  .  .;;ii;ung  erlischt,  wenn  er 
nicht  innerhalb  vier  Wochen  nach  der  Ent- 
stehung im  Wege  der  Klage  oder  Einrede 
geltend  gemacht  ist  (§  112  Abs.  2). 

X.  Truckverbot  und  Lobnzablungs- 
wesen. 

a)  Geltungsgebiet.  Die  Vorschriften, 
welche  sich  gegen  die  bei  der  Lohnzahlung 
zum  Nachteil  der  Arbeiter  vorkommenden 
Mißbräuche,  insbesondere  das  sog.  Truck- 
system, richten  (§§  115— 119a),  gelten  nicht 
nur  für  die  Gewi'ri  •  i' .  -uien  selbst,  sondern 
auch  für  deren  1  Jer,  Gehilfen,  Be- 
auftragte, Gesi :  ..  .  .  rc"-,  Aufseher  und 
Faktoren  sowie  auch  lür  andere  Gewerbe- 
treibende, bei  deren  Geschäft  eine  der  hier 
erwähnten  Personen  untnittelbar  oder  mittel- 
bar beteiligt  ist  (§  119);  sie  gelten  ferner 
auch  zum  Schutze  „derjenigen  Personen, 
welche  für  bestimmte  Gewerbetreibende 
außerhalb  der  Werkstätten  der  letzteren  mit 
Anfertigung  gewerblicher  Erzeugnisse  be- 
schäftigt sind"  —  d.  i.  für  Hausarbeiter 
und  Hausgewerbetreibende  —  und  zwar  auch 
dann,  wenn  sie  die  Roh-  und  Hilfsstoffe 
selbst  beschaffen  (§  119  b);  sie  gelten  end- 
lich auch  für  die  Besitzer  und  .Arbeiter  von 
Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten 
und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder 
Gruben  (§  154a  Abs.  1);  dagegen  finden 
sie  keine  Anwendung  auf  die  Gehilfen  und 
Lehrlinge  in  Handelsgeschäften  und  Apo- 
theken (§  154  Abs.  1). 

b)  Umfang  des  Truckverbotes.  Die 
Gewerbetreibenden  sind  nach  §  115  ver- 
pflichtet, die  Löhne  ihrer  Arbeiter  in  Reichs- 
währung zu  berechnen  und  bar  auszu- 
zahlen. Sie  dürfen  den  Arbeitern  keine 
Waren  kreditieren.  Doch  ist  es  gestattet, 
den  Arbeitern  Lebeasmittel  für  den  Betrag 
der  Anschaffungskosten,  Wohnung  und  Land- 
nutzung gegen  die  ortsüblichen  Miel-  und 
Pachtpreise,  Feuerung,  Beleuchtung,  regel- 
mäßige Beköstigung,  Arzneien  und  ärztliche 
Hilfe  sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den 
ihnen  übertragenen  Arbeiten  für  den  Betrag 
der  durchschnittlichen  Selbstkosten  unter 
Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung  zu  verab- 
folgen. (Zu  den  „Anschaffungskosten"  dürfen 
die  Transportkosten  gerechnet  werden,  wäh- 
rend die  „durchschnittlichen  Selbstkosten" 
neben  den  Anschaffungskosten  noch  die 
Kosten  für  Lagerung,  Versicherung,  Zinsen 
enthalten.)  Eine  Ausnahme  ist  jedoch  zuge- 
lassen bez.  der  Verabfolgung  von  Werkzeugen 
und  Stoffen  für  Akkordarbeiten:  hier  ist 
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die  Vmtbrolfpjii);  in  einem  höbereo  Preii« 
»b  den  durrhtchnilllichen  SeJbstkoiteo 
unter  der  dupprlieD  Vorauurtiunx  zuIämik, 
d&B  dmer  faührre  l'rcu  den  orUOblicbtn 
Dicht  ubmtrif;!  und  im  voraui  verrinbu't 
u( :  dme  Ausnahme  rnI^|>rani;  der  Bc»orf;nu, 
dali  die  Arbflirr  niil  den  ibneo  lu  bill>Krrera 
l'rrur  Cibrrla.t>eneD  Waren  it.  U.  Nftbgarnj 
lUodd  ireibrn  könnten. 

Die  Nichibcachlung  der  in  Rede  iteheoden 
Bfütimmunseo  ut  nicht  nur  unter  Strafe 
Kr^trlli  iCrMMrafr  hi.  tu  20000  M.  und  im 
L'nv.r  '  '.     '11  bu  lu  6  Mo- 

Dal«!  rn  hat  auch  tivil- 

recli  1 1 ,.  I.  •-  i    1^  1  Ii  ■  1    •  l.-. 

runKrn  nicht  bar  in  K  -t 
wurden  »ind  oder  di  u.  ;.  [  .■  .  ,  n  i.  r- 
»pruche  mit  (  116  Abi.  '1  kreditierte  Waren- 
tchulil,  «r-  1.  mit  ihrer  jCmtiminung, 
bei  der   1  ■  ein  Abiui;  semarht 

«riitdcn       .  .  i  jeder  Zi'it  —  auOer  im 

Falle  einüelfrirner  \  rrjahruni;  —  nach- 
träglich nurh  HirriMung  (ordern,  ohne  daB 
ihnen  eine  I  dein  an  /Cahlunf^  Statt 

(I>»Th.nr  .  liereirhrrunir«-,  Kum- 

1  in-i-inrede    mw  )  ent- 

kann; da«  an  iCihlun^ 
il  Ol  noch  bei  dem 
'  dieser  darau<  be- 


an  dem  (Ii  :■  r  (irmi'inde- 

behorde  Iii  .   .  <\  .   >  und  in  deren 

ErniangelunK  der  UrLsarini-nka'>io  i§  110). 

Verlra(;e,  durch  welche  eine  andere  ab 
die  in  \  ll.'i  vorje^chricbenc  iiCahlunKiwrue 
•Uibe<Juiigi-n  wurde,  «ind  nichtis(.  Uatnelbe 
gilt  von  Verabredungen  zwischen  den  (je- 
werbetreibenden  und  den  von  ihnen  be- 
ichaftii;len  Arbeitern  über  die  Entnahme 
der  Hi-<liirlni!t«e  der  letzteren  au«  (fewuiKcn 
Verkaufftellen  sowie  überhaupt  über  die 
Vrrwenduni;  de»  Verdien*!«  uer«ellien  zu 
einem  anderen  /werk  aU  zur  Ueteilii;iing 
•n  Kinrichtunjen  zur  Vcrbe^seruni;  der 
Laj;c  der  Arbeiter  oder  ihrer  Kaimlien 
(§  117).  Korderungcn  für  Waren,  welche 
dem  $  11.^  zuwider  kreditiert  worden  sind, 
können  von  dem  (Jlaubierr  weder  einf;e- 
klnijt  noch  durch  Anrechnung  oder  *ovM 
geltend  (;<'niachl  werden,  ohne  Unterschied, 
ob  sie  zwischen  den  Beteiligten  unmittelbar 
entstanden  oder  mittelbar  erworben  sind. 
Dagegen  fallen  dercleichen  Forderungen 
derjenigen  llilf.^kas.'.c  zu,  welcher  der  Ar- 
beiter angehört,  bzw.  einer  anderweitigen 
Arbpiterliilf>ka«se  dea  Ortes  oder  der  Orts- 
ar menkas.se  (§  118). 

Zu  diesen  ihrem  wesentlichen  Inhalte 
nach  schon  vor  dem  Jahre  1891  bestehenden 
Vorschriften  traten  nun  noch  die  Arbeiter- 
schutzbestimmungen  der  Novelle  von  1891: 

HaiidiV')n<'rbacb  der  SuauwiMeoacliari«n.  4.  Aull 


Nach  {  Uöa  dOrfen  seiteni  der  Ge- 
werbetreibenden bzw.  der  ihnen  nach  J  119 
(•.  oben  )ub  a)  gleichzuarhlenden  l'erMinen 
Lohn-  und  Abichla^^zalilungcn  an  Arbeiter 
emichlieUlich  der  im  ^  I19b  genannten  Per- 
■onen  in  (iait  -  und  Scbankwirtschaftea 
oder  Verkaufsstellen  nicht  ohne  Cieneh- 
inigung  durch  die  untere  Verwaltungi'behörde 
erfulgeiL  Dieae  lipstimmung  soll  der  bei 
lyihnzablungen  an  den  bezeichneten  Orten 
oahelieeenden  (iefahr  vorbeugen,  dall  die 
Arbeiter  verleitet  werden,  aUbald  einen  Teil 
da  l»hnni  an  (Jrt  und  Stelle  auszugeben. 

Nach  J  116a  in  Verbindung  mit  §  148 
Abt.  1  /.ilf.  13  dürfen  ferner  Ixilinzahlungen 
an  Dritte  nicht  erfolgen  auf  (irund  von 
K'  '  'der  l'rkunden  Uber  Hechts- 

V-  nach  §  2  de*  (ie>e|ie«  betr. 

dl'  .  .    .  i   .IM-  ile*  Arbelt»   oder  Dien^t- 

lohnci  v.  21. /VI.  18tW  rechtlich  unwirk-am 
>ind.  Hiernach  ist  dem  Arbeitgeber  bei  Strafe 
verboten,  den  l/<jhn  des  Arbeiters,  insoweit 
derselbe  IWJO  U.  fUr  daa  Jahr  nicht  über- 
steigt, an  einen  Zessionar  oder  Assignalar 
auazuzahlen,  wenn  die  Zasion  oder  An- 
weisung vor  .\blauf  drai  Tage«,  an  welchem 
der  I/ohn  fällig  wurde,  odej-  vor  LeLilung 
der  Arbelt  erf'iigt  1*1. 

Die  Hmiimiiiunk'en  des  §  110a  Ober  die 
I!       ri-r  -  rib  ehaltungen, 

I  K'intraktbriich 

1.    j  ...il  .iii-r  den  AnMiruch 

auf  eine  fixierte  Kn  t  sc  h  ad  lg  u  n  g  bei  Kon- 
traktbruch sind  bereits  erwiihiit  worden. 

Durch  Statut  arische  Hestiininung 
einer  Gemeinde  oder  eines  Welteren  Kom- 
mun.ilverband«  kann  für  alle  (iewerlie- 
treibenilen  oder  gewfse  Arten  derselben 
fesLge*etzt  werden,  daO  Lohn-  un<l  Ab- 
schlagszahlungen IQ  festen  Fristen 
erfolgen  inu**en,  welche  nicht  länger  aU 
einen  Monat  und  nicht  kurzer  als  eine 
Woche  M'in  dürfen  (§  llOa  Abs.  2). 

Weuen  der  MiU-lande,  zu  denen  die 
Unklirheit  der  .^rbeil-bedingiingen  in  der 
Kleider-  und  Wasclieki'nfekiion  und  in 
anderen  (iewerben  geführt  hat,  ist  ferner 
dem  Bundi!<rat  durch  §  114a  die  Kriiiach- 
tigung  erteilt  Worden,  für  ,,gewi<se  riewerbc" 
Lohnbücher  oder  Arbeilszettel  vorzu- 
schreiben, in  welcher  der  Arbeitgeber  oder 
sein  Bevollina<-htigter  gewisse  im  (iesetze 
bc-timmle  Eintragungen  zu  machen  hat.  In 
F'abriken,  für  welche  hesomlerc  Beitim- 
mungen  auf  (iruml  de*  §  114a  nicht  crla.ssen 
sind,  i-t  gemäß  §  1.34  3  auf  Ko*len  des 
Arbeitgebers  für  je<len  minderjiihrigcn  Ar- 
beiter ein  Lohnzahlungsbuch  einzu- 
richten, in  welche:)  bei  jeder  Lohnzahlung 
der  Betrag  de«  verdienten  Lohnes  einzu- 
tragen ist. 

Zuwiderhandlungen  gegen  §  114a  oder 
§  116a  oder  gegen  die  aiJ  Grund  des  §  119a 
Bd  1.  30 
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Arbeiterschutzgesetzpebung  (Deutschland) 


Abs.  2  erlassenen  statutarischen  Bestim- 
mungen werden  mit  Geldstrafe,  im  Unver- 
möüpnsfalle  mit  Haft  bestraft  (§  150  Ziff.  2, 
§  148  Ziff.  13). 

Für  land-  und  forstwirtschaftliche 
Arbeiter  gilt  die  V^orschrift  der  vorläufigen 
Landarbeitsordnung  v.  24./1. 1919  §10:  Lohn- 
einbelialtungen  zur  Sicherung  des  Schadens- 
ersalzes bei  widerrechtlicher  Lösung  des  Ver- 
trags dürfen  ein  Viertel  des  falligen  Barlotins 
der  einzelnen  Lohnzahlung  und  im  Gesamt- 
beträge die  Höhe  des  fünf  zehnfachen  Orts- 
lolins  im  Sinne  der  Reichsversicherungs- 
ordniing  nicht  übersteigen  und: 

Renten  irgendwelcher  Art,  insbesondere 
Kriegsbeschädigten-  und  Hinterbliebenen- 
renten dürfen  auf  den  Lohn  nicht  angerechnet 
werden.  Bei  Streitfällen  darüber,  ob  der 
den  Kriegsbeschädigten  oder  anderen  Minder- 
leistungsfäbigen  gezahlte  Lohn  ein  ange- 
messener ist  oder  ob  die  solchen  Arbeitern 
zugemutete  Arbeit  der  Leistungsfähigkeit 
entspricht,  entscheidet  der  Schlichtungs- 
ausschuß. 


XI.  Arbeitsordnungen  ;  Mitsprache- 
recht der  Betriebsräte. 

Für  das  Zeitaller  des  sog.  freien  Arbeits- 
vertrages war  nichts  charakteristischer  ab 
der  Erlaß  von  Arbeitsordnungen,  d.  h.  von 
einseitigen  Willensäußerungen  des  Ar- 
beitgebers über  Arbeitszeit,  Arbeitslohn, 
Kündigung,  Entlassung,  Bußen,  Abzüge, 
also  der  ganze  Komplex  der  Arbeitsbedin- 
gungen und  der  Garantien  der  Disziplin,  die 
Andrew  Ure  als  den  Fabrikkodex  ArkwTights 
gefeiert  hatte.  Die  britische  Gesetzgebung 
hat  nie  solche  Erlasse,  wohl  aber  jedes 
Element  ihres  Inhaltes  gesetzlich  gereselt. 
Nach  dem  Vorgehen  der  Schweiz  (1877) 
und  Oesterreichs  (1885)  hat  jedoch  die  Ge- 
werbcnovelle  von  1891  zur  Verhütung  der 
M  ßbräuche,  die  bei  dem  einseitigen  Erlasse 
solcher  Arbeitsordnungen  auftraten,  ihren  Er- 
laß für  Fabriken,  und  seit  1900  auch  für  große 
Handelsgeschäfte  obligatorisch  gemacht. 
Wie  in  der  Schweiz  sollte  sonach  durch  vor- 
gänsrige  Befragung  der  Arbeitervertretungen 
(Arbeiterausschüsse),  wo  solche  freiwillig  be- 
standen, wie  durch  eine  Kontrolle  der  Be- 
hörden und  Publizität  (Aushang)  der  dikta- 
torische Charakter  der  Fabrikordnung  abge- 
schwächt und  diese  gewissen  Garantien 
unterworfen  werden.  Als  solche  ständigen 
Arbeiterausschüsse  (§  134h  GO.)  galten  so- 
wohl die  von  den  volljährigen  Arbeitern  mehr- 
heitlich aus  ihrer  Mitte  gewählten  Vertreter 
als  auch  Vorstände  von  Betriebskranken- 
kassen und  Knappschaftsälteste  von  Knapp- 
schattsvereinen.  Obligatorisch  wurden  zu- 
nächst solche  Ausscinisse  nur  in  Bergwerken 
mit  mindestens  100  Arbeitern  eingeführt 


(Preuß.  G.  V.  14./\'IL  1905 abg.  28.fVlL  1909); 
erst  während  des  Krieges  ergab  sich  zur  Ver- 
meidung von  Konflikten  die  Notwendigkeit, 
obligatorische  Ausschüsse  in  Betrieben  mit 
mindestens  50  Arbeitern  einzusetzen  (Vater- 
land. HilfsdiensiG.  5.,X1L  1916).  Ent- 
sprechend den  weitergehenden  Forderungen 
der  deutschen  Gewerkschaften  wurden  nach 
der  Revolution  durch  V.  über  Tarifverträge 
V.  23./X1L  1918  (RGBL  1456)  Arbeiter-  und 
Angestelltenausschüsse  allen  Betrieben  mit 
mindestens  20  Arbeitern  vorgeschrieben;  so- 
dann wurde  auf  Grund  der  Beschlüsse  des 
Nürnberger  Gewerkschaftskongresses  und  von 
Art.  165  der  Reichsverfassung  das  G.  über 
die  Betriebsräte  v.  4./ II.  1920  erlassen. 
Arbeiterrat  und  Angestelltenrat  oder,  wo 
solche  nicht  bestehen,  der  Betriebsrat,  haben 
nach  §  78  Abs.  3  dieses  Gesetzes  die  Aufgabe, 
die  Arbeitsordnung  oder  sonstige  Dienstvor- 
schriften für  eine  Gruppe  der  Arbeitnehmer 
im  Rahmen  der  geltenden  Tarifverträge  nach 
Maßgabe  des  §  80  mit  dem  Arbeitgeber  zu  ver- 
einbaren Für  den  Fall,  daß  zwischen  Be- 
triebsrat und  Arbeitgeber  keine  Einigung  über 
den  Entwurf  einer  Arbeitsordnung  zustande 
kommt,  wird  die  endgültige  Entscheidung 
dem  Schlicblungsausschuß  übertragen  (  §  75). 
Das  Reichsarbeitsniinisterium  hat  für  die 
bis  zum  I./IX.  1920  neu  zu  erlassenden  Ar- 
beitsordnungen eine  Musterarbeitsordnung 
herausgegeben  (31./VII.  1920,  Zeniralbl.  f.  d. 
D.  R.  1920  Kr.  45,  Reichsarbeitsbl.  L  N.  F. 
S.  10). 

Nach  geltendem  Recht  ist  der  Erlaß  einer 
Arbeitsordnung  (§§  134a,  139k)  für  Betriebe 
obligatorisch,  in  denen  in  der  Regel  min- 
destens 20  Arbeiter  beschäftigt  werden  (auch 
wenn  dies  nur  während  der  Saison  der  Fall 
ist),  und  für  Geschäfte,  in  denen  in  der  Regel 
mindestens  20  Handlungsgehilfen  und  -lehr- 
linge  beschäftigt  werden;  keine  ^Vnwendung 
findet  diese  Vorschrift  auf  Arbeiter  in  Apo- 
theken, in  Heilanstalten.Genesungsheimeii,  bei 
Musikaufführungen,  Schaustellungen,  sonsti- 
gen Lustbarkeiten  (§  154  Z.  1,3).  Innerhalb  4 
Wochen  uach  Eröffnung  des  Betriebes  ist  eine 
Arbeitsordnung  zu  erlassen.  F'ür  die  einzelnen 
Abteilungen  des  Betriebes  oder  für  die  einzel- 
nen Gruppen  der  Arbeiter  können  besondere 
Arbeitsordnungen  erlassen  werden.  Der  Er- 
laß der  Arbeitsordnung  erfolgt  durch  deren 
Aushang  an  geeigneter,  allen  beteiligten  Ar- 
beitern zugänglicher  Stelle;  der  Aushang  muß 
stets  in  lesbarem  Zustande  erhalten  werden; 
die  Arbeitsordnung  ist  jedem  Arbeiter  bei 
seinem  Eintritt  in  die  Beschäftigung  zu  be- 
händigen (§  134 e).  Die  Arbeitsordnung  muß 
den  Zeitpunkt  ihres  Inkrafttretens  (frühe- 
stens 2  Wochen  nach  ihrem  Erlaß)  angeben. 
Abänderungen  des  Inhalts  der  Arbeits- 
ordnung können  nur  durch  Erlaß  von  Nach- 
trägen in  der  Weise  erfolgen,  daß  an  Stelle 
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lier  hrttehtndn  eine  neue  Arbeitsordonn^  |  Betraft  des  durch«rhnittlichrn  Tacwarbriu- 
rrlt-nfn  wird.  verdiewt«  bdret  wrnlpn.    Alle  Slriifi;i-ld»T 

UiF  Arbrii^ordnune  muB  ab  not  wen- '  mÜMcn  tum  Htsien  drr  Arbi-itrr  des  Hc- 
di^rn  Inhalt  U<«limmungrn  rnthaltrn  '  triebet  varwrndrt  «rrdrn.  Da«  Hcriit  diu 
(J  134b  Ab«.  1),  Arbeilreben,  Srhadrnrnatz  zu  (ordtTn,  wird 

1.  Ubrr  Anfang  und  Knd<.  drr  rrnr\-  durch  dieae  Ueatimmung  nicht  berührt  (§  134b 
maßiern  taelichrn  Arbcit.-iril  lüWiF  drr  Aba.  2). 

(ür  dir  rrwach-rnen  Arbeiter  vorge- 1  l>rr  Inhalt  der  Arbeitsordnung  int,  iiowcit 
■rhrnrn  Pau«rn;  er  dm  (ic>rticn  nicht  zuwiilrrlauft,  für  die 

2.  übrr  Zrit  und  Art  drr  Abrrrhnune  und  ArbrilRrbcr  und  Arbritrr  rrrlit.sverbindlich 
ly.htiTahlunir  mit  d<-r  M.Aß^abr,  daOdir  (§  l^c).    Andere  ai«  dir  in  der  .\rbrilsord- 

'         i      .   nicht   am  nunß  oder  in  dm  §§        und  124  HO.  (in 
.\u«nahmrn  55  IKiH.)  vorRrsrhi-urn  (iriindr  der 

luMi  I..  !,  .:.■■!.;,  \  erwallun^-  fenllannuni»  und  uoi  AuKirilt«  au«  ilrr  Arbeit 

brliördr  iuerla>-rn  werdin;  dürfen  im  Arbeil*%'rrtra^e  mrht  vi'reinbnrt 

3.  aolrrn  «  '  !•  !•,•'!..  «.-(.II  Andrre  aU  dir  in  drr  Arbeil.M>rdnuii|; 
Hmlimmt. '  ticnrn  Strafen  diirfrn  über  ilen  Ar- 
l'-   •   !.'                                                    nicht  verhängt  werden;  die  Strafen 

.•  DiUNim  ohne  Vrrzuf;  fnlf;mrtzt  und  dem  Ar- 
1  nr  beitcr  mi((;ririlt  werden;  dir  verhängten 

AilH-it  ohne  Aulkunüiguni;  rrlulgen  (jrlditrafrn  rind  in  rin  Verzeirhni.i  einzu- 
dar(;  traj;en,  welche«  den  Namen  drs  Ueülraltm, 

4.  »ofrrn  Strafen  ■■  »erden,  über  den  Tac  der  lie^lrafunj;,  »owie  den  (irund 
dir  Art  und  II  .  n,  über  die  und  die  Hohr  der  Strafe  erReben  und  nuf 
Art  ihrer  Kr«i  i  U-  in.;  i.ud,  wenn  ne  Krfordrrn  dem  (jcwrrbeauf>ieht>beamten 
in  (leid  be»lehrn,  Uber  deren  Kin-  bzw.  der  Ort>()olizeibehorde  ( §  KlUk  Abf.  4) 
Ziehung  und  über  den  Zweck,  für  jederzeit  zur  Kinmclit  Vürt'elej;!  winlen  muU. 
welchen  »ir  verwendet  wrrdrn  iiolirn;        l'ie  Arbeitnurdnung  fowie  jeder  Nachtrag 

6.  »ofern  die  Verwirkune  \  •  !  '■  ■  I  .  "i  der-elben  i»t  binnen  .'i  Tnt;en  nach  <lem 
tragen  narh  M.ilitMlie  ili  r  i  l.ili  in  zwei  Ausferti^iiin^-en  der  unteren 

dm  5  i:i4  .\'     I   1  '  '   \-  .  ■  fwaltungjbrhorde  ein.'  ;  ■    !  ■  n  (§  134e). 

oder  Arl«  j  wird,  Arbeiljordnungen  und    '  zu  dcn- 

Ober  dir  \  ■  ^irklrn  »ellnn,   welche  nicht  inallig  er- 

Hetragr.  lafscn  sind,  oder  deren  inii.iil  den  geM-tz- 

Dem  Heim b' Inhaber  bleibt  w  Qberla«im,  Itchm  limtimmungrn  zuw iilerUufl,  Mnd  auf 
noch  A  .'i  i'unktr  betreffende,  Anordnung  der  unteren  Verwaltungsbehörde 

diedr  '  bev  und  da- Verlialten  durch   gi*etzmuUige   Arbeilnordnungrn  zu 

der- All"  II' r  .in  Iii  iriebe  betreffende  Vor-  ernetzen  oder  den  geretzliehrn  VorHchriflen 
»chriltrn  in  dir  Arbeit.*ordnung  (fakultativ)  cnttprechend  abzuändern;  gegen  dioie  An- 
aufzunehnien.  In  die  vom  Arbeitgeber  gc-  Ordnung  findet  binnen  zwei  Wochen  die  He- 
niein>am  mit  dem  Vorsitzenden  eines  Br-  »chwerue  an  die  höhere  Verwoltungnbehordo 
Irieb-rati-- Oller  einem  Helm  b»(ibmnnn  unter-  "tali  (§  l^f). 

zeichneten  .Vrbeitsnrdnungen  I Hetneb'-rätei;.  Mit  (ieldntrofe  bin  zu  '.WtOil.,  im  Unvcr- 
V.4.,  II.  lyjtl  6  104)  können  auch  Vnr-rhriftcn  mogenffallc  mit  IlaJt,  wird  be.-tralt,  wer  eine 
über  da<  Verhniten  der  Arbeiter  bei  Bcnut-  gewerbliche  Anlage  betreibt  oder  eine  offene 
zung  der  zu  ihrem  Helten  grlroffenen,  mit  Verkaufii.ilrllc  halt,  für  welche  eine  Arbeiti- 
dcr  Kabrik  verbundenen  Einrichtungen  go-' Ordnung  nicht  bortcht,  oder  wer  der  cnd- 
wir  über  da.*  Verhallen  der  minderjährigen  gültigen  Anordnung  der  Uehurdc  wegen  Er- 
Arbeiler  auüerhalb  des  Hetriebci)  aufgc- '  »etzung  oder  Abänderung  der  ArbeiLsord- 
nommen  werden  (§  1.34b  Abs.  3).  l  nung  nicht  nachkommt.    Die  Zuwiderhand- 

Strafbr^limniungen,  welche  das  Ehr-  limg  gegen  die  Vor«clirifl  des  §  134c  über 
gcfühl  Oller  die  guten  Sitten  verletzen,  dürfen  die  Eintragung  der  Ocid.'-trafcn  in  ein  Ver- 
in  dir  Arbeitsordnung  nicht  aufgenommen  zeichnis  ihl  mit  Ueldstrufe  bis  zu  200  M. 
wrrdrn.  Geldstralen  dürfen  dir  Hälfte  des  evtl.  mit  Haft  bi.s  zu  3  Tagen  bedroht.  Die 
durchschnitllichen  Tage-arbeit.sverdienüles  Nichterfüllung  der  bezüglich  des  Aushangcai 
nicht  übersteigen;  jedoch  können  Tällich-  der  Arbeitsordnung  bestehenden  Vorschriften 
keiten  gegen  Mitarbeiter,  erhebliche  Ver-  wird  mit  (Jrldslrafc  bis  zu  30Ü  M.  evtl.  Haft 
Stöße  gegen  die  guten  Sitten  sowie  gegen  die  :  bis  zu  8  Tagen  bestraft.  Endlich  wird  mit 
zur  Aufrechterhaltung  drr  Ordnung  des  Be-  Geldstrafe  bis  zu  1600  iL  evtl.  Haft  bis  zu 
triebes,  zur  Sicherung  eines  gefahrlosen  Be-  4  Wochen  bestraft,  wer  der  Bestimmung 
tricbcs  oder  zur  Durchführung  der  Be- '  des  §  134c  zuwider  Strafen  verhängt,  welche 
Stimmungen  der  Gewerbeordnung  erlassenen  in  der  Arbeitsordnung  nicht  vorgesehen  sind 
Vorschrilten  mit  Geldstralen  bis  zum  vollen  oder  den  gesetzlich  zulässigen  Betrag  über- 

30» 
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steigen,  oder  wer  Strafgelder  oder  verwirkte 
Lohnbeträge  in  einer  in  der  Arbeitsordnung 
nicht  vorgesehenen  Weise  verwendet,  ferner 
wer  den  Verpflichtungen  zur  Einreichung 
der  Arbeitsoranung  und  ihrer  Abänderungen 
nicht  nachkommt  (^  147  Ziff.  ö,  150  Ziff.  5, 
149  Ziff.  7  und  148  Ziff.  11  und  12).  (Vgl. 
auch  den  Art.  „Arbeitsordnungen"). 

XII.  Straf bestimmungen.*) 

Die  Strafsätze  der  Gewerbeordnung  i 
(Titel  X)  sind  stets  mit  den  von  ihnen  be-  i 
rührton    Vorschriften    abgeändert  worden. 
Zuständig  für  alle  Ucbertretungen  sind  die 
Schöffengerichte  für  Vergehen  mit  Höchst- 
strafsatz von  COOO  M.  (3  Monaten  Gefängnis), 
sonst  die  Strafkammern      Für  Ui-bi-rtre- 
tungen  (Höchststrafe  300  M.,  3  Tage  Hafi) 
ist    auch    die   Ortspolizeibehörde   stiafbe- ' 
rechtist  (GcrVerfG.  §  29  v.  5./VI.  1905 
(RGBl.  S.  533).    Die  einzelnen  Strafsäize 
sind  I.  20000  M.  (im  Unvermöeensfalie  bis 
6    Monate    Gefängnis,    evtl.  Gewerbeent- 
zieliung  oder  Betricbseinsiellung)  (§  14fi). 
II.  0000 M.  (evtl.  Haft)  (§146a).  III.  3000 M. : 
(evtl.  Haft),  bei  dringender  Gefahr  Betriebs- 1 
einstellung  durch  die  Polizei  (§  147).  IV. 
1600  M.  (evtl.  Haft  bis  4  Wochen)  (§  148).  [ 

V.  200  M.  (evtl.  Haft  bis  3  Tagen)  (§  150). 

VI.  00  M.  (evtl.  Halt  von  1  Tage)  (§  150a). 
Strafsätze  der  1.  Art  treffen:  Truck  (§  115), 
Arbeitszeit,  Nachtruhe  usw.  (§  135—137, 
137a  Abs.  1,  139c,  Schutzvorrichtungen: 
§  120e,  120f,  139,  139a.  Anordnung  v.  j 
23./X1. 1918  (dgl.  für  Bäckereien  §  12  Art.  X), 
V.  V.  8./II1.  1919  §  18  (im  Wiederholungsfall 
bis  30000  M.  Strafe).  Arbeitsbuch:  III  Abs.  2, 
113  Abs.  3,  114  Abs.  4.  Straffolgen  der 
11.  Klasse  bestehen  für  Verlelzunsien  der 
Vorschriften  über  Sonntagsruhe  §§  105b' 
bis  105g.  Strafen  der  III.  Klasse  wegen 
Nichlbcobaclitung  der  Verfügungen  der  Ver- , 
waltung  (§  120d).  Betr.  Sicherheitsvorrich- : 
tungeil  (§  r2üc),  betr.  Verfügungen  über  Ge- 
schäftsräume (139g,  1391)).  Die  IV.  Klasse 
von  Sirafsätzen  betrifft  Verletzung  von 
Kinderschutz  im  Hausierhandel  (§  148  7d>, 
die  V.  Klasse  die  Nichtanhaltunt;  zum  Schul- 
besuch (120  Abs.  1,  1.^0  Z.  4),  ordnungs- 
widriger Abschluß  des  Lchrvertrages  (§  108e 
Abs.  1,  §  12Gb).  Die  VI.  Klasse  betrifft 
Uebertretungeu  der  Schutzvorschriften 
durch  Arbeiter  im  Betriebe  (§  120e  Abs.  1 
Satz  2).  —  Das  Kinderarbeitsgesetz 
§§23—27  büßt  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000UM. 
oie  Beschäftigung  fremder  Kinder  mit  ver- 
botenen Arbeiten,  im  Falle  gewohnheits- 
mäßiger   Zuwiderhandlung   kann   auf  Ge- 

')  Wegen  der  Höhe  dor  Guldstrafen  vergleiche 
Gesetz  zur  Erweiterung  des  Anwendungsgebiets 
der  Geldstrafe  und  zur  Einschränkung  der  kurzen 
Freiheitsstrafen  vom  21./X11.  1921  (RGBl. 
S.  1604  £f.).  ^ 


fängiiisstrafe  bis  zu  6  Monaten  erkannt  wer- 
den. Bis  zu  6000  M-,  im  Falle  sewohnheits- 
mäßigen  Zuwiderhandelns  mit  Haft,  wird  die 
verbotswidrige  Beschäftigung  von  fremden 
Kindern  an  Sonn-  und  Festtagen  bestraft. 
Für  gesetzwidrige  Beschäftigune  eigener 
Kinder  beträgt  die  Strafe  bis  zu  1500  SL  und 
bei  Gewohnheitsdelikten  Haft.  Mit  200  M. 
wird  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschrif- 
ten über  Arbeitskarten  guhndet. 

XIII.  Kontrollmittel  und  Vollzug. 

Kontrollniittel  zur  Durchführung  der 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  bilden: 
die  Führung  bestimmter  Einträge,  die  Aus- 
händigung von  Lohnzetteln  und  die  Anzeige- 
pflicht.  Hierüber  bestimmt  (bei  Geldstrafe, 
§§  148,  149)  die  Gewerbeordnung  folt^endes: 

Gewerbetreibende  haben  ein  Verzeich- 
nis anzulegen  über  Zahl  der  an  Sonntagen 
und  Feiertagen  be:^chäft  igten  Arbeiter 
(§  105c);  die  unteren  Verwaltungsbehörden 
haben  ein  Verzeichnis  über  die  von  ihnen 
gestatteten  Ausnahmen  zu  führen  (§  lOöf 
Abs.  3t  und  ebenso  der  ArbeilReber  über  die 
nach  der  Arbeiuordnung  verliänjjlen  Geld- 
strafen (5  134c).  Ueber  die Anzeigepflichl  be- 
stimmt 5  138  GO:  Süllen  Arbeiterinnen  oder 
jugendliche  Arbeiter  beschäftiKt  werden,  so 
hat  der  Arbeilgeber  vor  dem  Beginn  der  Be- 
schäftigung der  Ortspulizeibehörde  eine 
schriftliche  Anzeige  zu  machen.  Inder  Anzeige 
sind  der  Betrieb,  die  Wochentage,  an  welchen 
die  Beschäftigung  stattfinden  soll.  Besinn 
und  Ende  der  Arbeitszeit  und  der  Pausen 
sowie  die  Art  der  Beschäftigung  anzugeben. 
Eine  Aenderung  hierin  darf,  abgesehen  von 
Verschiebungen,  welche  durch  Ersetzung 
behinderter  Arbeiter  für  einzelne  Arbeils- 
schichten  nutwendig  werden,  nicht  erfolgen, 
bevor  der  Behörde  eine  entsprechende  weitere 
Anzeige  gemacht  ist.  In  jedem  Betriebe  hat 
der  Arbeitgeber  dafür  zu  sorgen,  daß  iu  den 
Räumen,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  ein  Verzeichnis  der  jugend- 
lichen Arbeiter  unter  Angabe  ihrer  Arbeits- 
tage sowie  des  Beginnes  und  Endes  ihrer 
Arbeitszeit  und  der  Pausen  ausgehängt  ist. 

Ebenso  hat  er  dafür  zu  sorgen,  daß  in 
den  betreffenden  Räumen  eine  Tafel  aus- 
gehängt ist,  welche  in  der  von  der  Zentral- 
behörde zu  bestimmenden  Fassung  und  in 
deutlicher  Schrift  einen  Auszug  aus  den 
Bestimuiungen  über  die  Beschäftigung  von 
Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
enthalt.  Neben  dieser  durch  §  138  der  GO. 
erforderten  Gesetztafel  sind  noch  in  den 
Arbeits-  bzw.  den  Ankleide-  und  Speise- 
rauiiien  Abschriften  oder  Abdrücke  der 
Bundesraisverordnungen  auszuhängen,  die 
auf  Grund  vou  §§  105d,  120e,  130a,  154 
Abs.  3  erlassen  worden  sind. 
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Dtr  KoDtroll«  difnrn  ferner  die  (Qr  min- 
drrjahrier  gurerblicbe  Arbeiter  vorRmchric- 
benen  Arbeitubucher  (§J  1Ü7-1M  GO  i 
die  LohnbOcher  oder  ArbtiuteltrI  i 
114t— IMe),  die  der  liundn'rat  (Or  Kewi- 
(irwrrbr  (ur  Klarttellunf;  der  Akkord- 
bereclmunf  und  dn  Abzii^wcseiu  vor- 
tehrril>en  ^  'r  dir  Arbriltkartro 

dn  Kindr-  von  10,  11). 

<  '    ■  ,     -  ,      ■      ft  wer- 

den, nn  der 

!'  nie  eine 

In  der  An- 
\.|,,  •- 


:  >  

ut  nicht  KoUttet,  «trnn  dein  Arbeilgrber 
n  rlit  Tiivnr  für  da<«elbc  eine  Arbeiulcarte 
iJif  Arbriltkartrn  werden 
:  mil  Zuilinmmnr  ilr«  i;ifielz- 
liiliiu  \  Ulli  Irl»  Von  der  '  lirhörde 
de«  letilen  daurrndrn  .\  rl»  de« 

Kinil'  ;  •  ilr.  ,  j..-i;e«tellt. 

Sie  '  und  Nkinen  des 

Kimli  .  .'i  ■  '  ■  •  -»nd  »eine«  gnett- 
lirhrn  Vertreten)  tu  enthalten.  l>t  die  Kr- 
V  'i-  .  !■  ■  •  '  .  lien  Vertreter»  nicht  zu 
I  die  liriiieindrbehördo 

,.  .  ,  ,  ..nzen.    Der  Arbeitgeber 

hat  Ute  KAtlr  zu  wrMahren,  auf  anillirheii 
Verlangen  xorzuzi-icrn  und  nach  rerhtmaOiger 
Liituni;  ileü  Arbeit*verhallniffes  dem  geaelt- 
lirhen  Vertreter  wieder  aunzuhandigen.  Die 
Uebertretung  dieser  lient  ininiunKen  wird 
durch  §^  2.'i.  26  mit  (icIditraiiD  bu  tu  30U 
biw  2UU  M.  be»trBlt 

Die  Durrhfuhruni;  dei  Schutzea 
iiiC'"'"ll""'"'f  Arbeiter  la«  noch  gemäß  Gewer- 
bcordiiiiiit;  den  nurddculrchen  Uundcs  IbGO 
(§§  \'^».  KIO)  in  den  llandon  der  Urliipolizei- 
und  teilweine  di  r  Srhulbcliorden.  Lrst  durch 
die  Novelle  von  1H78  wurde  die  »eil  1863 
in  I'reuUcn,  «cit  lbi2  in  Sachücn  bestehende 
besondere  »toatlichc  ]-°abrikin.'<poktion  obli- 
gktoriiirh  gcniarht.  Der  liundc«rat.'<br«chluB 
V.  10.  XII.  iüla  erteilte  den  Fabrikimpek- 
toren  Aufsicht.-befugnissc  neben  und  mit  den 
Poliicibeliörden.  Die  Novelle  von  18U1  be- 
•tinimt  in  §  138b  GO.,  daß  besondere  von  den 
Landesregierungen  zu  ernennende  lieamtc 
ausschlieiilich  oder  neben  den  ordentlichen 
Polizeibehörden  die  Ausführung  der  Vor- 
schriflcn  über  Sonntagsruhe,  über  den 
Schutz  gejen  alle  Gefahren,  die  mit  der  ge- 
werblichen Bejchältigung  zusammenhängen 
(Unfall  und  Krankheiten),  über  die  Arbeiu- 
ordnuncen,  über  das  Truckverbot,  Über  die 
Dauer  der  Beschäftigung  der  Arbeiurinnen 
und  jugendlichen  Arbeiter  usw.,  allein  oder 
neben  den  ordentlicben  Polizeibehörden  aua- 
Oben. 

Die  Ordnung  der  Zuständigkeit^verhält- 
nisse  zwischen  beiden  Organen  i^t  der  landee- 


5'  eaetilicben  Rcf^elung  in  den  einzelnen  Bun- 
^  nvlaaten  überla-^ten.     Diese  ist  gani  all- 

'.-i  !'  '  n  in  der  Weüe  erfolgt,  daß  die  Polizei- 
•  n     neben     den  Gewerbeaufsichl»- 
'  II  die  Aufticht  au>Oben.  Sie  haben  tu 
üiui  Zwecke  halbjährlich  in  jeder  gcwerb- 
llichen  Anlage,  in  der  .\rlieitrrinnen  oder 
I  ju^endlicbe    Arl»  hafligl  werden, 

I  mindntriu  eine  1  rzuiiehinen  (vgL 

'  PreiiB.  Au>'  ■  •  uiig  zur  GO.  v. 

l./Y.  \\M.  .  I'ie  Uevihion  in  Ga.nt- 

und   Si  '  ,   ;i  n   wird  in  l'reuUea 

tatl  a'.  i  von  den  I'uliz4'lbeliurden 

*  i!  •  \     I        I  der  hi-rntchciideD 

rden  bei  der  Auf- 
.iig  der  Holiin- 
niuugeii  zum  .Mhulze  lier  Atlieiter  gegen  Un- 
fälle und  Krankheiten  nur  auf  lvr^ucllen  der 
(iewerbeauf-irhtrbeaniten  vor.  Die»e  sind 
wieder  auf  die  Uitwiikung  der  i'olizeibe- 
börden  angewmen,  denn  wenn  ihnen  auch 
durch  §  13lMi  tomtliehe  lii  fuL'nisse  der  Urts- 
polizeibehordc  Uli' :  •  •  •  ■  '  •  '  "iider« 
da«  Itcchl  zur  ,  n  der 

Anlagen,  »o  int  il  >;    !i.  Inensl- 

lanweu'ungen  vi>i  daU  sie  von 

'dem  Hechte,  »eil.  i  ,  iiche  Strafen  zu 
,  verhängen,  keinen  Gebrauch  und  von  dem 
Itechlc,  polizeiliche,  nuligenfalls  im  Zwangs- 
verfahren durrhzululirende  Verfugungen  tu 
erlaiuien,  nur  in  Notfallen  (iebrauch  machen 
»ollen.  1>  Werden  «omit  die  (ie»erbtaul>iclitii- 
beamten,  wenn  es  »ich  z.  11.  um  .\nbringung 
von  Schutzvorrichtungen  handelt,  in  «ehr 
dringenden  Fallen  »elbit  die  Verfugung  er- 
lauen,  in  der  Jtegel  aber  die  OrL-polizei- 
beborden  um  deren  Krlaü  ernuclien,  wenn 
CS  »ich  dagegen  um  geriehllirhe  llcrstrofun- 
gen  handi'll,  an  die  Staat>anwalLschalt  um 
deren  llirlK'iführung  herantreten.  Die  Poli- 
zeibehörden find  verpflichtet,  den  Kr- 
«uchen  der  <iewerbeauf>icht>ibeamten  nachzu- 
kommen. Vitnn  »le  in  einzelnen  Fallen  Be- 
denken dagegen  haben,  mUiuien  sie  die  Fnt- 
»cheidung  de«  lU;giening>prä«identen  ein- 
holen. Auch  bei  »olchen  Anordnungen, 
welche  ^undsatzlich  der  Polizei  vorbehalteo 
Bind,  wie  z.  B.  die  Kegelung  der  Sonntags- 
ruhe, »oll  der  zuständige  Gewerbeinspektor 
»ich  vor  deren  Erlaß  gutachtlich  äuUerD 
(Preuß.  Ausluhrungsanwcisung  Z.  154^. 

Die  (ieni'hiiiigung  zur  Sonnlogsarbcit  und 
Uebcrarbeit  wird,  soweit  sie  nicht  höheren 
Stellen  vorbehalten  int,  von  den  üewerbe- 
inspektoren  erteilt. 

Die  Arbeitgeber  sind  vernflichtet,  den 
genannten  Ueamten  oder  der  l'olizeibeborde 
diejenigen  atatiütiscben  Uittcilungen  über 
die  Verhältnisse  ihrer  Arbeiter  zu  machen, 
welche  vom  Bundesrat  oder  von  der  Landes- 
'  Zentralbehörde  unter  Festsetzung  der  dabei 
zu  beobachtenden  Fristen  und  Formen  vor- 
I  geschrieben  werden.   Die  Gewcrbeaufsicbts- 


470 


Arbeiterechutzgesetagebang  (Deutsc'hland) 


bearaten  sind  vorbehaltlich  der  Anzeige  von 
GeBetzwidrigkeiten  zur  Geheimhaltung  der 
amtlich  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Ge- 
schäfts- und  Betricbsverhällnisse  der  ihrer 
Revision  unterliegenden  Fabriken  zu  ver- 
pflichten. Die  Gewerbeinspektoren  haben 
Jahresberichte  über  ihre  amtliche  Tätig- 
keit zu  erstatten.  Diese  Jahresberichte  oder 
Auszüge  aus  denselben  sind  dem  Bundes- 
rate und  dem  Reichstage  vorzulegen.  Die 
Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichisbeamten 
werden  vom  statistischen  Reichsamt  bear- 
beitet und  vom  Reichsarbeitsministerium 
nach  der  Anleitung  v.  16./\'II.  1910  und 
Erl.  V.  2./X.  1919  unter  dem  Titel  „Jahres- 
berichte der  Gewerbeaufsichtsbi-amten  und 
Bergbehörden"  veröffentlicht  (auszugsweise 
seit  1892  als  ..Amtliche  Mitteilungen",  voll- 
ständig seit  1899). 

Wer  die  in  §  139b  vorgeschriebenen  Ver- 
pflichtungen, den  Inspektoren  die  Kontrolle 
zu  ermöglichen,  nicht  erfüllt,  wird  nach 
§  149  Z.  7  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  ÄL  uud 


j  im  Unvermögeasfalle  mit  Haft  bis  tu  8  Tagen 
bestraft,  bei  Zuwiderhandluneen  segen  end- 
gültige Verfügungen  bis  3000  M.  (bei  Gewalt 
oder  Drohung  bis  3  Monate  Hjaft,  §  114, 
RSirG.). 

Durch  technisch  vorgebildete  Aufsichts- 
beamte der  zum  Vollzuge  der  Cnfallversiche- 
rungsgesetze  gebildeten  Berufsgenossen- 
schaften wird  die  Befolgung  der  Unlall- 
verhütungsvorschriften  überwacht.  Die  einer 
Genossenschaft  angehörigen  Betriebsunter- 
nehmer sind  verpflichtet,  den  als  solchen 
legitimierten  Beauftragten  der  beteiligten 
Genossenschaft  auf  Erfordern  den  Zutritt  zu 
ihren  Bestriebsstätten  während  der  Be- 
triebszeit zu  gestatten  und  können  hierzu 
von  den  unteren  Verwaltungsbehörden  durch 
!  Geldstrafen  angehalten  werden.  Sie  sind  ver- 
pflichtet, den  staatlichen  Gewerbeauf^ichts- 
beauiten  auf  Erfordern  über  ihre  Ueber- 
wachungstätigkeit  und  deren  Ergebnisse  Mit- 
teilung zu  machen. 


Jahr 

Zahl  der 
Revisionen 

Davon 
in  der  Nacht 

Zahl       1  % 

Revisionen 
an  SoDD-  und 
Festtagen 

Zahl  % 

Zahl  der  revi- 
dierten Anlagen 

Zusammen 

1919 

1913 

224  268 
313  -44 

1 

--35        1  0,9 
4<->"7  i.i 

4  4'' 

143  711 
2'4  45' 

einmal 

Davon 

zweimal 

drei-  und 
mehrmal 

Unfalls- 

unter- 
sucbungen 

Zahl  der  Betriebe  mit  mindestens  10  Arbeitern 
und  gleichgestellte 

revisionspflich-      Total      revidierte  1   t  i, 
tige  Betriebe     Arbeiter  1  Betriebe  Af^euer 

117961 
182  652 

16S44 
21  594 

890O 
10  205 

26985 
37694 

286946        6301  146 
324  524      i  7386  173 

128386 
181  797 

4  957  579 
6321  642 

Auf  je  100  Betriebe  entfielen  1919:  44,7 
(1913:  5(3)  revidierte,  auf  je  100  Arbeiter  über- 
haupt Arbeiter  in  revidierten  Betrieben  1919: 
78,7  (1913:  83,3).  In  182  Aufsichtsbezirken 
(71  Bergrevieren)  waren  im  Aufsiclitsdienste 
tätig:  58  Regierungs-  und  Gewerberäte, 
244  Gewerbeinspektoren,  100  Assistenten, 
83  Assistentinnen,  7  chemische  Sachver- 
ständige, 22  Gehilfen  aus  dem  Arbeiter- 
stande, 115  Bergrevierbeamte,  im  ganzen 
689  Personen.  Die  Intensität  der  Inspek- 
tion kennzeichnen  einige  vergleichbare  An- 
gaben über  die  bestraften  üebertretungen 
der  Vorschriften  z.  B.  betr.  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter. 


1919 

1913 

1907 

Anzahl  der  Anlagen,  in 

denen  Zuwiderhand- 

lungen stattfanden  .  . 

9635 

15842 

IS  755 

V.  H.  der  revidierten  An- 

lagen   

7.5 

8.7 

10,6 

Anzahl  der  bestraften 

290 

I  813 

1837 

Die  Inspektorenberichte  enthalten  für 
1919  auch  eine  Uebersicht  der  zugelassenen 
Ueberschreitungen  der  achtstündigen  Ar- 
beitszeit: 


Zahl  der 
Betriebe 

Zahl  der 
Bewilligungen 

Zahl  der 

beschäftigten 
Arbeiter 

Zahl  der  Ueberarbeits- 
bewilligungen  (Stunden) 

bis  1  1 1-1%  t  iy2-2  1  über  2 

Zurück- 
gewiesene 
Anträge 

6071 

5046 

348  374 

1032 

273 

3108 

633 

633 

davon:  1378  Nahrungsmittelindustrie,  1077  Steine  und  Erden,  767  Bekleidungsgewerbe 
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XrV.   Tarifrecht    und  beruflicher 
Sonderichut  z. 

1.  Tariirertxige.   Kur  die  Nachkrie^ir« 

des  driiltclien  Arbrilpr^chiilrc«  itt  da« 
Beruftrrchl.  wie  «  durch  Tarifverträge 
begrüDdrl  wird,  von  KrundlcRender  Be- 
dnitun«.  Uan  ericcont  darau»,  daU  die 
Arbeilervrrbande  die  ntärkMrn  ätUltrn  dir« 
Seltntbeitimmun^rechl«  ^cwurdrn  «ind  und 
dicMB  in  lUrht  und  Vcrwalttin:;  eellrnd 
Rem»'  '  '  I  i'  '  fi,  iJie«  gehl  «owohl  aus 
fliT  I  der  Kinx-lirankiinKi-o  der 

Koaj  '  1  hei  t ,  der  Auf  liehu '1  ■  ■! .  ' 

(imindrurdnuneen  und  Au«nahni' 
(;r«en    Landarbntrr    (Aufruf    de«  i.. 
der  Volkiheauflracten  12 /XI.  lUlH  L.  l 
und  3),  au<  drr  Ancrkenniin;  der  Gewerk- 
»rhaflen    durch    die  Arbeileeberverhande 
(Vrrcinbarun?  v.  15 /XI.  191Mi,    der  Kr- 


rirhtung  i|.  •  '                  I  Urbi-ilerrate 

C.'J./XI.  1                                -owohl  au> 

drill  I  ' 
wie 

hiTV.  ■  .     ,.     ....  ,:  ;    I,  , 

in  dl-  11%  drt  TarifrrchteH  und  in 

der  1,  .      Jrr  |{clrich«ralo  (vkI.  d. 


Arlikfl)  bli-ibcnden  .Xn'.druck.  Uic  Ver- 
cir'lniin.'  rtli-r  T.ir  (virlraite,  Arbeiter-  und 
•■  und  .'>rhlirhtuni;  der 
.  il.,XII.  1U18(K(;UI. 
1  i  Iii)  il.liiinii  ul-  1  aritvcrirag  einen  »chrift- 
In  hen  Vrrirac,  drr  dir  UiilitiiMingen  für  den 
.Mxcliluü  von  .\rli'  ■  ■  .  ■•  11  zwinrhen 
N'i  rriniKunKrn  von  .\  rn  und  ein- 

zi  lm  n  .\rbrii(;rbrrn  >■  r  wr  .m^jun^rn  von 
.\rhiil;;rbrrn  rt-.;rll  |§  \).  .VrbriLtvrrlra^ie 

7.  »i-ilirn  den  bririligtcn  l'tTj'onen  »ind  un- 
wirk-sani,  wrnn  \w  v<in  drr  tarillirhrn  l{4-go- 
liMiR  iuuni;uii.lrii  dri  .Arbeiters  ubwnchrn. 
Drr  Tarifvrrlraj;  ist  aUo  erstens  fUr  unab- 
dingbar erklärt;  er  kann  zweiten'«  auf  .\n- 
tr.i!;  der  Vertrajc-parteien  vom  Kriclisarbrit-s- 
aiiit  nach  Vrroflriitlichun^  im  lU'ichsanzi'ii;rr 
V.  l./X.  192U  und  im  l^'lchsarbeiL'•blatl  und 
Anhören  drr  Linwrndungeo  (§  4;,  (Bc<t.  v. 

8.  /X1.  1U20)  für  allgemeinverbindlich 
erklart  werden  (§§  2,  3).  Hierauf  erfolgt  die 
Eintragung  in  daa  Tarifregistcr  (§  das 
öffentlicher  Lin.-iichtnahmr  unterliegt  (über 
seine  Führung  vgl.  die  Bestimniungeo  v. 
7./V.  l'.Uy  KGHl.  44Ü). 

Dem  lirdankendergcmciiuamen  Regelung 
der  .'Vrbeitäbrdingungrn  durch  die  Verbände 
enl.tprach  c--<,  wenn  die  vom  Kcichübaucrn- und 
Landarbeiterratc  au.'igcarbcitctc  Verordnung 
betr.  eine  vorläufige  Landarbeitsordnung 
Oesetieskraft  erhielt  124./L  191Ö  RUBI.  111, 
184).  Auf  die  durch  sie  erfolgte  Regelung 
der  Arbeitszeit  wurde  bereits  verwiesen.  Sie, 
sorgt  außerdem  für  die  Rechtssicherheit,  in- 
dem  sie  bei  Naturalentlohnung  schriftlichen 
Vertragsabschluß    bei    längerer   als  balb- 


'  jähriger  Vertrag«dauer  vorschreibt.  D«r 

li.irl  .hn  i«t  in  der  Rejel  wöchentlich  zu 
rMvn  (§  Ci.  Die  aU  Teil  de^  Lohnes  ver- 
einbarten Naturalien  sind  in  Waren  von 
mittlerer  Bi-.-chaffrnhrit  der  Ernte  zu  liefern 
und  in  drr  Rj-grl  nach  metrischen  MiUrn 
und  Gewichten  zu  bemeMep.  Die  Lirfcriing 
hat  in  drr  Itrgrl  virrteliahrlirh  zu  erfolgen, 
»ofern  Art  und  Grbraurd  drr  NaturalbrzQi^ 
nicht  rine    .  '  '!•  (idrr  kürzrre  Zeit 

bemc^«ene  I  fordert.   Nicht  liefer- 

bare .N  \'  ■  .  II  bar  narli  dem  amt- 

lirhrn  prell  mlrr,  wenn  ein 

'  ■  '    .  »ach  drm  iLirkiiirris 

.  ii-lrn  M.irkicirl»  zu  vergUlrn  (§  7). 
.lig.   I^iidniilzung  und  andrre  Lri- 
»lungen,  die  krinrn  MArktwrrl  haben,  aollen, 
wenn  »ir  »I-  Ti  ll  (Irr  Entlohnung  vom  Arbrit- 
Keber  /  ■  -ind,  mit  ihrem  (jeldwrrt 

»rhrifti  <  tzt  werden.   Ist  dir«  unter- 

blieben, -II  iiii  rhndet  in  Strcilfalirn  der 
.Srhlichlung'>au-«rhuU  (§  8|.    In  Jahmver- 

r  r^rn  darf  die  Knllohnung  auf  dir  vcr^chie- 
rirn  J.»lire.,«zrilrn  nicht  unangrinr«srn  ver- 
ilt  nrin,  ro  daQ  die  Knllohnung  in  der 
Winterzril  in  nuffalligrm  Miüvrrliallnis  zu 
der  auf  sie  rnllallrndrn  .Vrbcil^lriiilung  und 
zur  Entlohnung  für  das  g.inzr  Jahr  hiebt 
(§  9).  I»hneinbrhaltiingrn  zur  .Sichrrung 
des  .Schadenrrsatzes  bei  widcrr<-chllirher 
ly04ung  de«  Vertrags  dürfen  ein  Viertel  des 
falligrn  Barlohnrs  drr  einzelnen  Lohnzahlung 
und  itn  Gr'amtbelrage  die  Hobe  des  fünf- 
zi '  '  irtulohmi  im  Sinne  der  Reirhu- 

v>  irdnung     nicht  Uberstngrn 

(6  1",.  II.  r  I irwrrbrordnung  enLsprrchrn  die 
Beslimmungrn,  dali  in  Bririrbni,  in  drnen 
ein  .\rbriirrauri-chuU  be-irht,  n.ioh  dessen 
,\nhorung  nur  .Vrbriijiordnung  zu  crlosiien 
und  an  pichlb.irrr  Slrllr  auszuhangrn  ist. 
.Sie  muU  Bestimmungen  enthalten  Uber  die 
Arbeitszeit  sowie  über  etwaige  Strafen  und 
über  die  Verwendung  der  Sirafgrldrr,  die 
nur  zum  Be-ten  der  Arbeiter  des  Betricbea 
zulä.ssig  sind  (§  13).  Arbeiterinnen,  die  ein 
Hau.swcsen  zu  versorgen  haben,  sind  so  früh 
von  drr  Arbeit  zu  entlassen,  dali  sie  eine 
Stunde  vor  der  Hauptmahlzeit  in  ihrer 
Haudirhkrit  eintreffen.  Au  den  Tagen  vor 
Weihnachten,  (Jslern  und  l'fingstcn  sind 
bie  von  drr  .tVrbeil  entbunden.  Arbeiterinnen, 
die  ein  gröUeres  Haut^wcsen  zu  versorgen, 
insbesondere  auch  Gehilfen,  die  nicht  zur 
eigenen  Kamille  geboren,  zu  bckostigcD 
haben,  sind  abgesehen  von  Notfallen  nur 
insoweit  zur  ;Vrbeit  zu  verpflichten,  als  die« 
ohne  erhebliche  Beeinträchtigung  ihrer  häus- 
lichen Pflichten  zulässig  ist  (6  14). 

Wohnungen  sollen  in  sittlicher  und  ge- 
sundheitlicher Beziehung  einwandfrei  und 
für  Verheiratete  unter  Berücksichtigung  der 
Kinderzahl  und  Geschlechter  ausreichend 
sein.  Wohnungen  der  Ledigen  sollen  heizbar. 
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verschließbar  und   mindestens   mit   Bett,  i 
Tisch,  Stuhl,  verschließbarem  Schranke  und 
Waschgelegenheit  ausgestattet  sein  (§  15). 

Als  wichtiger  Grund  zur  sofortigen  Lö- 
sung des  Vertrags  werden  u.  a.  wiederholt 
unpünktliche  Lohnzahlung,  anhaltend 
schlechte  Kost  und  gesundheitsschädliche 
Wohnung  angesehen.  Politische  und  ge- 
werkschaftliche Betätigung  ist  kein  Ent- 
lassungfgrund  (§  16). 

Dienstverpflichteten  mit  eigenem  Haus- 
halt steht  bei  vorzeitiger  unverschuldeter 
Auflösung  des  Dienstvertrages  für  sich  oder 
ihre  Familie  die  Benutzung  der  vom  Arbeit- 
geber gewährten  Wohnung  bis  zu  drei 
Wochen  nach  Vertragsende  ohne  Vergütung 
zu,  sofern  der  Vertrag  nicht  ohnehin  vorher 
abläuft;  bei  Verschulden  des  Dienstpflich- 
tigen steht  ihm  die  Benutzung  der  Wohnung 
nur  bis  zu  zwei  Wochen  gegen  Vergütung  zu 
(§  17);  von  dem  ihm  vom  Arbeilgeber  ge- 
währten Lande  stehen  dem  Dienstverpflich- 
teten die  Früchte  in  einem  seinen  bisherigen 
Leistungen  entsprechenden  Anteil  unter  Zu- 

frundelegung  des  Durchschnittsertrags  der 
'lache  zu  (§  18).  Renten  irgendwelcher  An, 
insbesondere  Kriegsbeschädigien-  und  Hinter- 
bliebenenrenten dürfen  auf  den  Lohn  nicht 
angerechnet  werden.  Bei  Streitfällen  darüber, 
ob  der  den  Kriegsbeschädigten  oder  anderen 
Minderleisiungsfähigen  gezahlte  Lohn  ein 
angemessener  ist  oder  ob  die  solchen  Ar- 
beitern zugemutete  Arbeit  der  Leistungs- 
fähigkeit entspricht,  entscheidet  der  Schlich- 
tungsausfchuD  (§  10). 


Das  Gesetz  bestimmt  die  Voraussetzungen 
der  Wahlberechtigung  (5  80fb)  und  bei  feh- 
lender Wahlbefugnis  die  Ernennung  der 
Sicherheitsmänner  durch  das  Oberbereamt 
(§80fc).  Die  Arbeiterausschüsse  müssen 
in  ihrer  Mehrzahl  von  den  Arbeitern  gewählt 
werden,  und  zwar  je  ein  Vertreter  auf  400 
Hann,  unter  Tage  durch  die  Sicherheits- 
niänner,  ober  Tage  von  den  Arbeitern  ober 
Tage.  Die  Sicherheitsmänner  sind  zu  2 mal 
monatlicher  Befahrung  ihrer  Abteilung  ver- 
pflichtet, ferner  dann,  wenn  der  Arbeiter- 
ausschuß es  für  notwendig  erklärt;  das  Er- 
gebnis ist  in  ein  Fahrbuch  einzutragen 
(§  P). 

Einen  weitgehenden  Schutz  gegen  Lohn- 
kürzungen von  Bergarbeitern  bedeutet  das 
Keich^G.  über  den  Absatz  von  Kalisalzen 
V.  25./ V.  1910.  Sinkt  auf  einem  dem  Kartell 
angehörigen  Werke  der  Lohn  unter  die  Be- 
zugsziffer von  1907—1908,  so  tritt  eine  der 
hüchsibetroffenen  Arbeiterkategorie  gleiche, 
mindestens  10  v.  H.  betragende  Verminde- 
rung des  Kontingents  des  betreffenden  Wer- 
kes ein.  Dasselbe  gilt  von  einer  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  über  daj  Maß  von  1909  {§  13); 
Beschränkungen  des  Koalitionsrechts  im 
Kartellvertrage  sind  verboten,  Arbeiter  oder 
Beamte,  die  durch  Fusionen  arbeitslos  wer- 
den, smd  durch  2Ö  Wochen  für  den  Einnahme- 
ausfall zu  entschädigen  (§  19).  Bei  der  Ent- 
scheidung der  Verteilungsstelle  über  die 
1  Kürzungen  13)  der  Beteiligungsziffer 
wirken  an  Stelle  der  Unternehniervertreter 
2  Beisitzer  mit,  die  von  den  Arbeiten-er- 
2.  Bergarbeiter.  Auf  das  Bergwesen  findet  tretern  der  Knappschafts-Berufsgenussen- 
,nur  insolern  Anwen-  Schaft  (§§  113,  114,  GewUniVersG.)  aus 
beim  Kalibergbau  beschäftigten  Ar- 
beitern gewählt  werden. 

Dieses  Gesetz  ging  weit  über  die  bisherigen, 
rein  landesgesetzlichen  Bergwerksordnungen 
hinaus.  Doch  wurde  der  Grundsatz  landes- 
gesetzlicher Regelung  erst  1918  durchbrochen, 
und  zwar  erstens  durch  die  Anordnung  v. 
23./XL  1918,  die  die  achtstündige  Arbeitszeit 
den  gewerblichen  Arbeitern  in  allen  gewerb- 
lichen Betrieben  „einschließlich  des  Berg- 
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dung,  als  sie  ausdrückliche  Bestimmungen  den 
darüber  enthält"  (§  7).     Solche  Bestim-  ' 
mungen  betreffen  die  Einhaltung  der  Sonn- 
und  Festtagsruhe  (§  105b  Abs.  1  und  §146a), 
die  Vorschrift  von  Lohnbüchern  oder  Lohn- 
zetteln (§  114a  Abs.  1,  4,  §  114b  Abs  1 
§  114c,  d,  e,  §  134  Abs.  2),  die  Truckverbote 
(§§  115— 119a)  und  die  Arbeiterschutzvor- 
schriften für  Kinder,  Jugendliche,  Arbeite- 
rinnen und  Gewerbeaufsicht  (§§  135— 139b) 
werden  gemäß  §  154a  auf  sie  angewendet. 

Von  den  landesgesetzlichen  Schutzbe- 
stimnningen  seien  erstens  die  Kürzungen 
der  Schicht  an  heißen  Orten,  dann  die  Wahi- 
befugnisse  zur  Schaffung  von  Sicherheits- 
männern und  Arbeiterausschüssen  her- 
vorgehoben, wie  sie  das  Preuß.  G.  v.  287VII. 
1909,  in  Abänderung  des  A.  BergG.  v 
24./V1.  1865/1892  GS.  S.  677  schuf.  Dies  sind 
die  ersten  obligatorischen  Arbeiter- 
vertretungen im  Deutschen  Reiche,  die 
auf  Steinkohlenbergwerken,  auf  Braun- 
kohlen- und  Erzgruben,  auf  Kalisalzberg- 
werken, sobald  die  Belegschaft  mindestens 
100  Mann  beträgt;  auf  jede  Steigerabteilung 
muß  ein  Sicherheitsmann  entfallen  (§  80f,  fa). 


baues"  brachte,  sodann  durch  Art.  157  der 
Reichsverfassung  v.  ll./VHL  1919:  „Das 
Reich  schafft  ein  einheitliches  Arbeitsrecht", 
vor  allem  aber  durch  die  nach  der  V.  über  den 
Bergbau  v.  18./I.  1919  (RGBl.  S.  64)  er- 
lassenen V.  über  die  Errichtung  von  Ar- 
beitskammern im  Bergbau  v.  8./XL  1919 
(RGBl.  S.  202).  Diese  Arbeitskammern  haben 
an  den  Vorarbeiten  für  eine  Beeinflussung 
des  Bergbaues  durch  das  Reich  und  eine  Be- 
teiligung der  Volksgesamtheit  an  seinen  Er- 
trägen (Sozialisierung)  durch  Auskünfte,  Gut- 
achten und  Anträge  sieb  zu  beteiligen  sowie 
,,.  .  .  eine  Vertretung  in  Verbänden  zur  Rege- 
lung der  Erzeugung  und  des  Absatzes  herbei- 
zuführen" (§  2).  Sie  haben  ferner  u.  a.  Gut- 
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achttD  Ob«r  den  ErUB  roa  Vomchriftpn  auf 

(jrund  drr  Til  VII  und  IX  der  Gewerbe- 
ordnung, der  lJ<-rKee»elie  und  der  Ber?- 
politeiordnuncen  u»w.  lu  emutten.  Sumit 
durfte  die  vullige  KegelunK  de»  Ber^baue« 
durrh  da»  Keirh  nur  eine  KraRe  der  Zeil  »ein. 

3.  Heunarbciter.  l)u  HaunarbeitiU.  r 
'ai./\n.  m\  (KtiKI.  S.  97Gfr.)  hatte  einen 
umfassenden  Schutz  «owohl  der  reinen  Fa- 
r  •  «-be  al«   der  tpezifurhen  Heini- 

rbe  („die  nicht  von  einem  den 
■  ■  .hfT  be- 

zwecken 

>  ■  ■'•  '••    .\  .  i  .iiitn  von 

I  m  den  lUunien,  in  denen  Arbeit 

.  »-ft  '  '■  '■■  .  ;»!  •!  ;-i,ne  von 


Lolii  I»urch 

die  r  •       .  .  ;••  11 

Zeit\'  •  lu  UrlliU,  Uic  U-i  .'. 

oilrr   :  Irr  Arbelt  die  ileiii  .. 


lg  J)  lowie  ^e^eo  Ke»utiilliia<- 
oder    petahrliche  Arbeilobedin- 
Küii^i  Ii  I  j  (i).  A  •  •!  (irOndm  kann  für 

Kinder  ein  hi.i  durch  Kindcr- 

■  •    •  I  .  .  ■,   •  ,      •  .  '  .  ne 

.  G 

Ai   ...        ' ...!.:  .  .!>■  1.  iM- 

tundcrt  bei  Orr  lictttcllunf;  von  .Valirunt,'"- 
und  lienuUniittrin  cinKi^chrillcn  »rrdco 
({  7);  der  llundorat  kann  Arbeiten  verbieten, 
,,die  mit  erhibliclirli  Cielahrrn  für  l^bcn, 
Gnundheit  oder  .Sittlichkeit  der  llaur- 
arbeiter  oder  für  die  otfcQiliche  OtKUndhiil 
verbunden  iiod"  (i  lU).  Die  Verleger  nnd 
verpflichtet,  ein  Verieichni»  der  Auüro- 
arbeiler  Xu  führen,  da«  Urltpolizei-  und  Auf- 

■  ichttbehurdcii  jcdertcil  zur  Lim-icht  vurzu- 
le^en  l«l       Iii-    Die  Aufnichljibrhordc  darf 
nachlD   lUvi.-mnin  nur  vurnchnirn,  wenn 
Talrachen   den   Verdacht    bcKrundcn,  dali 
geRcn  §§  Ü,  7,  11)  vcr^toUcn  witd.    I  m  die 
U<ilininiung   der   LuhnAatze  enibrannti- 
lebhafte  Ürbatle  bei  der  beratuug  dca  üe- 
•elze«:  daji  l'rinzip  dc8  britikchrn  Mindol- 
lohnKeretzes  anzunehmen,  lehnte  der  Slaal-i- 
lekretar  v.  llethiiiann-ilollweg  al*  ,, ernten 
Schritt  in  den  »uzialibtirchen  Staat"  ab. 
Damit  war  da.i  we^entllch8le  Mittel  zur  lie- 
kaiiipfuni;    der    ärgsten    Auswuchne  der 
Scliwitzarbeil,  wie  mc  in  Deulechland  in  der 
Kleider-  und  WaM'hekonfektioD,  der  Spirl- 
warinindustrie  vielfach  gan^  und  gäbe  ist, 
den  Lxportphanlomen  zum  Upfcr  gebracht. 
Ks  wurde  zwar  dem  Uundcaral  die  liefugnui 
erteilt,   Kachausücbüsse   für  b&tinimte 
Gebiete  der   Heimarbeit  einzusetzen  und 
deren  wesentlich  begutachtende  Tätigkeit  in 
§18  umschrieben.  Selbst  eo  in  usum  delphini 
zugestutzte  FachausäcfaUsse  traten  bis  1919 
nicht  in  Kraft.     Im  Kriege  erkannte  die 
Heeresverwaltung  die  Kotwendigkeit,  Min- 
destlöhne  festzusetzen  und  setzte  Schlicb- 
tuDgsausscbüsse  ein   —    ein  Beweis  des 


Fiatkoi  d«  Haiuarbeitsgfcetzes        Dr.  K. 

('•aebel  und  Uag.-K.M  Dr.  M.  v.  SU-hulz.  Die 
Heimarbeit  im  Kriege  1917  S.  177).  Erst 
durch  die  V.  v.  13./1.  1919  (RGBl.  S.  &')), 
27  /XII.  1919  (RGBl.  S.  2)  und  lO./Il.  1921 
(RGBl.  S.  109)  sind  30  FachauMchüsbe  ein- 
gesetzt worden,  davon  24  wie  in  Frankreich 
für  Kleider-  und  Wa.-chekonfektion,  dann 
3  tOr  Hausweberei,  1  fOr  WeiOzeug-tickerei, 
1  für  Krawaltennäherei,  1  fUr  Strohhut- 
naherei.  L'eber  die  All  de«  Vollzüge»  liegen 
Berichte  zurzeit  noch  nicht  vor  («.  den  Art. 
,.Hau'indu»lrir'"|. 

4.  Die  Apothekergehilfenund  -lehrlinge. 
GeniaU  (  IM  '/..  3  der  GO.  grli.  n  nicht  (Ur 
die  (iehilfen  und  l-ehr|iii:'i  n  .\|Mith(ken  die 
Vonchrilten  der  §§  l'-  m  (Arbeit.i- 

iirdnung,   Kinder-,   Ji.  <■  .  Frauen- 

liutz).  K«  gilt  demnaili  lur  üii.i  ,\piilheker- 

•  werbe  nur  der  letzte  Ab>atz  di-s  §  l.'i9b  (die 
Verpflichtung  der  ArbeilKeber  zu  utatintiKchcn 
Mitteilungen  über  die  Verhaltniiike  ihrer  Ar- 
beiter). Da»  D'-  ■luü  der  (iehilfen 
und  l-4.hrlinge  in  regeln  zum  Teil 
ilie  limtiminungih  ll'.Jl.  .')9tf.,  da  die 
Apothrkergehilfen  und  lehrlinge  noch  der 
Art  ihrer  Be-rli  i''  in  ■  .1  Handlung»- 
getiilfen  und  II.'  anzusehen 
und.  Ihre  Som  die  V.  v. 
6,/ll.  1919  (RGBl.  .V  17i>;:  mc  gewahrt  Kr- 
natzruhetage  oder  zwei  freie  Nacliriiitlage  für 
Sonnlag»arbeiU  Die  V.  v.  18./II1.  1919 
(R(iBI.  S.  316)  §  12  /.  4  beatimmt,  daO  die 
Vonchriften  über  8«IUndige  Arbeitszeit  auf 
l>ehrlinge  und  Gehilfen  in  Apotheken  keine 
Anwendung  finden. 

5.  Verkchrigewerbc.  Das  Bahnperao- 
nal  unlerliii;!  nicht  der  (iewerbenrdnung. 
Dagegen  Int  durch  (i.  v.  29./VI.  1873  eine 
Aufsirl  •  I  I  '  !.-,  da.H  Reic(ii.eiiienbahn- 
aml.  worden,  da.t  in  den  Jahren 

1873  u:  „r  die  Be^u■^^ung  der  Dienil- 

und  Ruhezeit  de»  I'emonaU  allgemeine 
Grundsalze  aufutellte;  1.  J.  1899  verinitlelto 
da»  Reirh>ei.>enbalinamt  sodann  ein  Konkor- 
dat der  Kifenliahnverwallungen  der  Bundc«- 
siaaten,  die  ,, Bestimmungen  Uber  die  plan- 
maliige  Dienst-  und  Ruhezeit  der  Kisenbalin- 
belrielwbeamten",  die  1909  revidiert  wurden. 
Danach  waren  Acht.'lunden.^rhichten  für  da« 
Station«-,  Elfstundenschichten  im  Monals- 
durch.'chnitt  fUr  da.s  Zugbegleitpersonal 
und  eine  Ruhezeit  von  8  Stunden  war 
für  beide  Kategorien  vorgcnehen;  ferner 
waren  geregelt:  die  Ruhetage  (monatlich 
mindotens  2),  Urlaube  (von  3jährigcr  bis 
3öjahrigcr  Dienstzeit  ansteigend  von  3—14 
Tagen).  Das  WerkstättenperBonal  hatte 
seit  1905  den  Neunstundentag.  In  Baden 
wurden  alle  Dienslschichtcn  von  über  14 
Stunden  seit  1907  beseitigt.  Die  Begutach- 
tung der  Arbeitsordnungen  durch  Arbeiter- 

•  ausbchüsse  ist  z.  B.  in  Baden  seit  1897  erfolgt. 
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Die  Anordnungen  v.  23./XI.  1918  (RGBl. 
S  1334)  Art.  III  und  die  V.  über  Arbeitszeit 
V.  18./III.  1919  (RGBl.  S.  315)  §  15  erklären, 
daß  für  die  in  Verkehrsgewerben  (inkl.  Eisen- 
bahn, Post  und  Telegraph)  erforderlichen 
allgemeinen  Ausnahmen  flsbald  Verein- 
barungen zwischen  Betriebsleitungen  und 
Arbeiterverbänden  zu  treffen  sind;  falls  diese 
nicht  zustande  kommen,  hat  der  zuständige 
Demobilmachungskommissar  weitere  An- 
ordnung zu  treffen. 

Den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung 
unterliegen  die  in  der  gewerbsmäßig  betrie- 
benen Binnenschiffahrt  und  Flößerei  be- 
sciiäftigten  Personen,  dagegen  nicht  die 
Mannschaft  der  Seeschiffe  (§  6  GO.).  Für 
die  Dienstverträge  der  Binnenschiffahrt 
gelten  noch  das  G.  v.  20./V.  1898  (RGBL 
S.  868)  und  §  17  des  FlößereiG.  v.  15./VI. 
1895  (RGBl.  S.  341).  Auf  die  Seeschiffahrt 
sind  die  Grundsätze  des  Arbeiterschutzes 
durch  die  Seemannsordnung  v.  2./VI. 
1902  (RGBl.  S.  175)  und  23./IV.  1903  ange- 
wendet worden,  die  an  Stelle  des  G.  v. 
27./X1I.  1872  (RGBl.  S.  409)  trat.  Die  See- 
mannsordnung  regelt  den  Heuervertrag 
(Ucbergabe  eines  Heuerscheines),  kürzt  in 
den  Tropen  den  lOstündigen  Höchstarbeits- 
tag auf  8  Stunden,  schränkt  die  Sonntags- 
arbeit auf  das  unumgänglich  Notwendige  ein; 
das  Gesetz  ordnet  ferner  genaue  Lohnberech- 
nung (Uebergabe  eines  Heuerbuches),  Verbot 
der  Auszahlung  in  Gast-  und  Schankwirt- 
suhaftcn,  Ansprüche  auf  Krankenpflege  und 
regelt  die  Entlassung.  Die  Mitnalime  heim- 
zuschaffender Seebeutc  regelte  das  G.  v. 
2./V1.  1902,  und  unter  gleichem  Datum 
das  Gesetz  betr.  die  Stellenvermitt- 
lung für  Schiffsleute  in  Anlehnung  an  das 
dänische  G.  betr.  Verlieuerungsagenien  v. 
12./V.  1902  und  das  Hamburgische  Regle- 
ment. Die  Verteilung  des  Bergelohnes  ist 
durch  das  abgeänderte  HGB.  §  749  neu  ge- 
regelt worden;  die  Rechtsverhältnisse  des 
Kapitäns  HGB.  §§  545—555.  Ausführungs- 
verordnungen des  Reiches  betreffen:  die 
Tauglichkeit  zum  Schiffsdienst  (Bek.  v. 
I./Vll.  1905  RGBl.  S.  561),  Logis,  Bade-, 
Waschräume,  Aborte  (Bek.  v.  2./VIL  1905 
RGBL  S.  563)  und  Krankenfürsorge  auf 
Kauffahrteischiffen  (Bek.  v.  3./VIL  1905, 
RGBl.  S.  568). 

XV.  Ausblick. 

Die  deutsche  Sozialgesetzgebung  der 
Vorkriegszeit  hat  durch  die  Umwälzung 
zwar  nicht  in  ihren  Formen,  aber  materiell 
tiefgreifende  Aenderungen  erfahren.  Aus 
einem  bald  angst-,  bald  gnadenhalber  er- 
teilten Sonderrecht  ist  ein  verfassungsmäßiger 
Anspruch  geworden:  „die  Arbeitskraft  steht 
unter  dem  besonderen  Schutz  des  Reiches". 


Mitten  im  Zusammenbruche  des  militärischen 
und  politischen  Systems  blieb  aber  zweierlei 
intakt:  eine  mustergültige  Gewerbeaufsicht 
und  ein  hochgebildetes  Arbeilerbeamtenlum. 
In  ihrem  Schöße  wird  die  Fortbildung  des  Ar- 
beitsrechtes am  besten  gesichert  sein.  Eine 
Kodifikation  des  gesamten  Sozialrechtes 
ist  zur  Beseitigung  zahlreicher  Widersprüche 
in  Vorbereitung.  Dadurch  wird  auch  der  Inhalt 
der  internationalen  Arbeiterschutz- 
verträge nach  Maßgabe  ihrer  Ratifikation 
in  das  deutsche  Arbeitsrecht  Eingang  finden, 
das  nach  der  Reform  des  Rechtes  der  Heim- 
arbeit, der  Hafenarbeit  u.  a.  schlecht  organi- 
sierter Arbeiterkategorien  den  Typus  höchst- 
entwickelter Sozialgesetzgebung  wird  dar- 
stellen können. 

Literatur:  i'me  yule  Biblio^pkie  j\Ui. 

tlftfizfsnusgalffn:  H.  v.  Lantlinntin^  Kon- 
rnrntur  zur  OrvrriKortinang  fiir  tiiU  ItruUchi 
Krick,  iiiinclitn  191i.  —  £.  Srukamp,  Üie 
iiruttchf  Getcerb*ge*eUgrhung  mi7  ErtduUrun^en, 
Tübingen  1914.  —  f-  Ultrr-'ktmlu,  OncrHu- 
Ordnung  für  das  DeuUckf  Hfi<h,  Mannhrim  191S. 

—  JC.  FteAcht  GrverbrQrdnung  für  dm  DeuUcke 
Krick,  lirrlin  191S.  —  W.  w'rHthoff  und  tV. 
Schlüter,  Altgtmfinft  BcrggfjrU  für  die  preußi- 
frlirn  Stauten  ron  liitixi,  Berlin  191S.  —  H, 
Jünger,  IHe  Kriegtge*et:e,  Hannover  1915.  — 
Handausgabe  der  Gewerbeordnung  für  dat 
DeuUcke  Reick  mit  den  Kricksgeteizen  betreffend 
Kinderarbeit  in  geicerblicken  Betrieben  usv., 
Anjfback  1916.  —  Redaktion  de«  deutscktn  Reichs- 
gfsttzbuckes  für  Industrie,  Jiandet  und  Gewerbe 
t.S-imtl.  Kriegigesetze),  Berlin  l'.'lo.  —  O.  H'uld- 
gchütz,  IHe  Kriegsnotgesetze,  Berlin  191S. 

H.  Kündig,  Geschickte  der  bayeriscken 
Arbeitertckatzgetelzgebung,  München  191S.  — 
Rauctc,  i>ie  gesetzlicken  Bestimmungen  über 
die  Sonntagsruke  im  liandclsgeicerbe  und  in 
der  Industrie,  Müncken  ISSn.  —  V.  Küdlger, 
Die  Sonntagsruhe  im  Gewerbebetriebe  auf  Grund 
der  kaiserl.  W  und  Bek.  v.  4.  u.  S.III  IS95,  Berlin 
1895.  —  Werner,  Die  Sonntagsruhe  in  Industrie 
und  Handwerk,  1.  .iufl.,  Berlin  1895.  —  f.  Benn- 
hotd.  Allgemeines  Berggesetz  für  die  preußischen 
.Staaten,  Essen  I914.  —  H.  liraxsert,  Allgeneines 
Berggesetz  für  die  preußischen  Staaten,  Bonn  1913. 

—  C.  Voelkel,  Grundzüge  des  preußischen  Berg- 
reckts,  Berlin  1914.  —  J,  Kainbounek,  Unsere 
tiächsten  Ziele  und  W'ege  im  Arbeiterschutz  und 
in  der  Gewerbehygiene,  Berlin  1915.  —  SL 
Gerhardt  Die  geltenden  preußischen  Gesinde- 
Ordnungen,  Berlin  1919.  —  Uiutav  Bauer, 
Arbeitsrecht  u.  Arbeitsschutz  (fortgeführt  von  den 
tuständigen  Referenten  des  Reicksarbeitsministg- 
riums),  Bert  in  19SI.  —  Rob.  Schmld,  Der  Ar- 
beiterschutz,  1915.  —  IF.  Kaskel,  Das  neue 
Arbeitsrecht,  Berlin  1910.  —  Fr.  Hitze,  Zur 
Würdigung  der  deutscken  .irbeilersozialpolitik. 

—  Hugo  Sinzheimer,  Ein  .Arheitertarifgesetz, 
München  1916.  —  H.  Höniger  und  Kmil 
iVehrle,  Arbeitsrecht,  Sammlung  reichsgcsetzl. 
Vorschriften ,  Mannheim  19S1.  —  Paul  Um- 
breit, Das  Betriebsrätegeselz.  —  &  Rogen- 
feld, Das  neue  Landarbeiterrecht,  Berlin, 
Lichtenau.  —  Rudolf  Witisell,  Praktische  Wirt- 
sckaftspolitik,  1919.  —  Stephan  Poer^chlee, 
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ih>  EilirlfilttKf  irr  ür^trht^ufntkl  im  Pnl-  ' 
stkrm  Krüh.  Jrma  1913.  —  Kihnr,  lUt  .lr*rf 
ordmunyrn    tm  druUeken    tir^terhrrtekl,  JUr- 
l'J*Jl.  .Srukftinit,  1rVl/*orJnur. 

offen'    IVri  ■../..  /V    .V/.  .>• 

OvrtmaHH,    /'■  .Valwr  drr 

orimmmf  im  dtr  /n/y.i/^  /«r  A*.  ilätUf 
1906.  —  Jnhnnn  tjnntlnu,  l>i'  Arl" 
in  I-  '  ■  ■ 

Ih : 

uk..:         ,   (.  II.-.  -  II  .  I..  . 

Jh.  /.  Ü.  r,  ,V.  F.  XXII   •    —  «.W(/<l.  /'.' 
/Uiasimmf  der  i.    1*^  ^ 
tiekfntm^»-    ttmi  dt* 

u.  r.  iV.  y.  XXIII         n  ^  '•■,/. , 

»ekieklum^    rf#T    .irt^xlnrkmrrkttwe    umd     .^  ■ 
ordnun'j    <1'i    <  '.\.\!rt,ku     IN  liffkl   Mnd   \\  ' 
ttk  .                                         iMtlu-lp  llryi-l. 
AI  ,                                              tuH  ,   /^i,.:..!  . 
fr"<  ^           "        I-.      ■  .•>■;,.    —   Nhnätrrli , 
Indkistrtnl   t/ßrtrm-y.    .'  fU,    hmdam    VJ*"'.  — 
M'.  II.    Untr»aM.    Tkr    '•Vraun    ^t••'l<•   i 

timdjf     II»    li»ii*l#fri.l/    rfl%/-tfwt/-y.  /. 

Ol-"       ■  -  ■  ' 

ctr. 
•<•>. 

—  Ii.  i'IAU,  Itr  y.Vi,/i>,.  . 
firklrrnntt  -  //  Isrhaffrr,  Itr- 
II,,  '  .rnl.tr,  llf 

vn   .//r     »  . 

Tri.  -  Käg.  T'X  '  

TVarviArtfcirn,  /»i*  JUruJ**Ulmdr,  ikrf 
tm    ».F  I  if»>  if   «i'f   </f*   drulMfhr  Wirlj 

/u.  —  »I.  f »Ith. ,11. 

J  ,    .Ktulif^.irt    ftrtt  ' 

  Ix  I  ■■  ".    /»  ■      ^*t:lrr  u.  Hyiniit.  ^'' 

XrUtrkn/l  J.   i  \l  tntikrim  . 

—  SrkriJIrm  ■/'  •  i  />i>-  ».•ii'ii- 
ArWiN  fil  rj"l.          II.    Ilornlurr,  .1  ■ 
.irl-rilrnfkU,  lU.  l,   1919— ^'1,  .».innkrim  fjtl. 


III.  DieArbeiterschutzgejetzgebung 
in  Frankreich. 

A.  üfirhirhtlirhi-  KntwifklunE.  1.  Hii 
tum  Kinclcrurhut/pi^ifti  von  l'Ml.  2.  IlmumAr- 
biMicr« liuli-  und  In^pcklionjccuelx  von  1874. 

8.  Iiis  lur  üoEPnwart.  H.  Urltrndui  li«rht. 
1.  Kindprtchutz.  2.  Arbpitsdancr.  3.  Wochcnruhf . 
4.  Srhontcit  der  Würhncrinncn,  Stillzrit  d<>r 
Mutter.  5.  ItiTiididicr  Arbi  itcr^rhuli.  a|  Üitr- 
wcrkr.  b)  Arht.iIundrntOK  nach  Induilritn. 
e)  llandcLisrhillo.  d)  HinnpnsrhiHahrt.  <•)  Kifcn- 
bahnpn.  I)  ViTftnQKunesRpwirb».  g)  Vcrgoliiinf; 
Ollpnilirhor  Arboilcn  6.  Schuli  von  üoiundheil 
und  Sichorhoil.   7.  Die  Inspektion.   8.  Strali-n. 

9.  Arbpit-tvcrtra^urhutz,  Lohnzahlung,  Truck- 
verbot,  MindnHilühno. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Bit  zum  Kinderschutzgeietz  Ton  1841. 

Die  Schrecken  der  industriellen  Revolution  haben 
Mit  1841  Frankreich  veranlaßt,  dem  engliwhcn 
und  preuQischen  Vorbilde  (1833.  1839)  der  Ar- 
boiterscbutigesetzgebung  zu  folgen.  Das  Zögern 


äit  newUceben  erkllrt  licli  au>  der  Stellung  der 
halt  vor  1848  zur  Arbeitrrfrape.  Die 
|p  di-r  Arbeiter  geht  in  Frankreich  aui 

• '  i'  !.  ■!  I ■  ■  •  1  •■  nns»!'»)  her- 
'  ilitT  waren 
..llurlindcn 

liii  Kampl  ireht 
1  fini'H  'I'a^rluhn 
:  'I  und  4u  .'^oul 
'-lini^terium 

.  "  ■  «T  auf  und 

Ubrilallt  dir  I  'Irr  lii'irii  Konkurrenz. 

In  l'arii  Qbrrr  VrbriiiwilliKt-n"  durch 

'ii'    Neinourt  der 
IM.    17'.«l  eine 
.    ,  .k*    der  (lesellen- 

man  lurrkui  iliie  .SlarkunK  durrh 
bei     Nntitandurbeilen  bevhliliitrte 
■    '    ■  I  e  Chapelirr«  b.  M  li|.,U 

r   Taiiik   die  K<>i>  ti 
..lumal  r»  »ich  »1  iiitir 
uro  l.i  i  all  um  Anjiiftunf;  von  l'n- 

ruhrn  I  \  rrtiiil   II.Tn(>vrrliHnd...  ..die 


narh  l'ubll* 
.     .   i .  Jii  wurden 
landutlic  Heu  ciii);«-»!'  Iii,   KnnMiUt  und 
irh    «urhien    von   ihrer  niiliiiifi»rhen 
'     \rt   von   Koaliliiin  nur 
irken.  Hat  (ieM  t/.  vom 
,  XI  ( IWtll  »et;!  auf  die 
ifH-dlirho  Auulljuiix  dei   KoaliltorurtK-htei  bii 
.   Monate   lUft   und   bei   (iewaltuiipkeit  die 
.-itraleii    t  '  '  .irt.  T.H.    Kine  cleirhe 

Frucht  ■  ■  .»ne  »at  die  Kinluliruni; 

<]..«  All.        ...  de«  livrei  ouvrier 

1 .  V.  ;•.  Kiimaire  uml  IM.  Ventöw  An  XII  1804). 
im  Arbeit»burh  wdlle  vom  Arbeitgeber  ein- 
behalten Werden  bii  zur  eventuellen  Uurkzah- 
lung  von  IxjhnvorsrhÜMien.  Wi.4entlirh  im 
Inieretne  der  ulfentlirhen  .'Sicherheit,  nicht  de» 
Arbeiternchul/e«  wurden  lelierwachunpivor- 
•rhiiflen  lui  unf.iun'l"  Ih  Im  imn  crlapix-n 
CJI.,  IX.  iHid  1:1  -VI  !  .  14./1. 
IM.'.       \  II  I-I-.  7    II  deren 

I  ;•  .  .. .■  i«l:  di-r  1 .1  ■.jii'    i.  iiie  Art 

I  I.  1  im  .Staat  geworden,  das  einer  be- 

,}.'■'■  .ir  i  zu  unterwerfen  «ei.  ltedeul»am 

für  den  Arbeitrmrhulz  wurde  nur  das  Dekret  über 
Kcrgwerkupolizei  v.  3./I.  1813,  dai  verbietet. 
Kinder  unter  l'l  .fahren  in  (iruben  herabsteigen 
oder  in  Tagebiulen  .irlieiten  zu  lassen,  (ileich- 
zeitig  wurde  für  alle  llergarbeiter  da«  Arbeitsbuch 
eingeführt.  Die  Kentauration  hat  die  Sonolaga- 
heiligung  durch  G.  v.  18./XI.  1814  wieder 
eingeführt.  Kin  Arbeitsverbot  an  den  Dceadii 
und  .Nationalfesten  hatte  bereits  der  Konvent 
(Ii.  v.  17.  Thermidor  Jahr  VI)  erlassen;  e» 
wurde  aber  nur  von  den  öffentlichen  Acmtom 
beobarhtet  und  das  organische  Gesetz  über  den 
katholischen  Kultus  v.  18.  Gcrininal  X  verlegte 
'  die  Wochenruhc  der  Ucamtcn  auf  die  Sonntage. 
(Das  Gesetz  von  1814,  da«  je  nach  den politiichen 
Strömungen  mehr  oder  weniger  beobachtet 
wurde,  ist  durch  G.  v.  12./VIL  1880  aufgehoben 
worden.  Doch  arbeiteten  1890  nur  9  v.  II.  aller 
lictricbe  den  ganzen  Sonntag.)  Seit  1827  wird 
aber  die  Aufmerksamkeit  auf  das  Auftreten  der 
Schwindsucht  und  von  Kinderselbstmord  in 
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neaen  Textilzentren  wie  MOlhaasen  von  Aentea 
(Dr.  Gerspach  in  Thann)  und  Fabrikanten 
(Bourcart  in  Gebweiler)  öffentlich  bekannt. 
Von  ihnen  ging  auch  das  Verlangen  nach  Kürzung 
der  Arbeitszeit  aus;  aber  er^t  das  briiische  Gesetz 
von  1833  löste  unter  dem  geistlichen  Einflüsse 
des  protestantischen  Pietismus  (Oberlin,  Le 
Grand,  Delessert)  und  katholischer  Soziologen 
(Alban  de  Villeneuve)  in  Frankreich  zunächst  die 
von  Dr.  Villerm^  und  Benniton  de  Chateauneuf 
im  Auftrage  der  Akademie  geführte  Erhebung 
über  die  Lage  der  Fabrikarbeiter  aus.  Dieser 
dauernd  wertvollen  Enquete  (verarbeitet  in 
Villerm^,  Tableau  physique  et  moral  1840) 
folgte  eine  Kegierungserhebung:  auf  dieser 
Grundlage  wurde  nach  bewegten  Debatten  das 
KinderschutzG.  v.  22./HI.  1841  erlassen. 

2.  Bis  zum  Arbeiterschutz  und  Inspek- 
tionsgesetz von  1874.  Das  Gesetz  betraf  die  Kin- 
derarbeit ., in  Manufakturen"  (motori'^che  und  un- 
unterbrochene Hetriebe,  nichtmotorisihe  mit  über 
20 Arbeitern);  Kinderarbeit  war  verboten  vor  voll- 
endelem  8.  Lebensjahr  (wie  gleichzeilig  in  Eng- 
land und  Preußen);  die  Arbeitszeit  betrug  für  8- 
bis  12jährige  Kinder  8  Stunden  (wie  England, 
10  Stunden  Preußen),  von  12-16  Jahren  12  Stun- 
den (in  England  von  12  —  18  Jahren  12,  in  Preußen 
von  12  —  16  Jahren  10  Stunden)  Nachtarbeit  war 
unter  13  Jahren  (England  unter  18,  Preußen 
unter  16)  verboten;  die  Dauer  der  Pausen  lag 
im  Helieben  des  Betriebsinhabers  (gegen  1'; 
Stunden  für  unter  18jährige  in  England  und 
nnter  I6jährige  in  Preußen).  Das  Ausmaß 
des  Schulbesuches  bis  zum  12.  Lebensjahre 
Sellien  Verordnungen  regeln  (gegen  täglich  2  Stun- 
den in  England  und  gesetzliche  Schulpflicht  in 
Preußen).  Den  Vollzug  sollten  Spezialkommis- 
sionen  ehrenamtlich  besorgen,  seit  1845  auch  die 
Maß-  und  Gewichtsaufseher.  Dieser  mißratene 
Abklatsch  der  englischen  Gesetzgebung  sollte 
1848  —  zu  spät  —  Verbesserungen  erfahren,  als 
die  Februarrevolution  ausbrach.  Die  Gärung 
in  den  Volksniassen  war  durch  die  Haltung  der 
Julimonarchie  und  vor  allem  des  Kabinetts 
Thiers-Guizot-Broglie  gesteigert  wwden,  das 
durch  G.  v.  lO./lV.  1834  die  Strafen  des  Code 
pönal  art.  291  gegen  die  Bildung  von  Berufs- 
verbänden von  über  20  Personen  von  2  Monaten 
auf  1  Jahr  Haft,  von  60  auf  lOOO  Fr.  ver- 
schärft hatte.  Eine  Revolte  in  Lyon,  die  blutig 
niedergeworfen  wurde,  war  die  Antwort  auf  das 
Gesetz.  Unter  dem  Einfluß  der  Krise  von  1847 
war  der  Tagelohn  von  Textilarbeiterinnen  auf  45 
Centimes  gefallen.  Im  strikten  Gegensatz  zur 
Julimonarchie  anerkannte  die  von  der  Februar- 
revolution eingesetzte  provisorische  Regierung 
am  27./1I.  1848  offiziell,  daß  die  Arbeiter  auf 
dem  Wege  der  Assoziation  zum  Genüsse  ihres 
vollen  Arbeitsverdienstes  gelangen  sollen.  Aus 
den  Beratungen  des  Luxembourg  gingen  die 
ihrer  Zeit  vorgreifenden  Dekrete  v.  2./1II.  1848 
hervor,  von  denen  das  erste  den  Subkontrakt 
im  Baugewerbe  (Marchandage)  untersagt,  das 
zweite  den  Maximalarbeitstag  auch  erwachsener 
männlicher  Arbeiter  in  Paris  auf  zehn,  in  der 
Provinz  auf  11  Stunden  reduzierte.  Dazu  kamen 
das  Dekret  V.8./IIL  1848,  das  die  private  Stellen- 
vermittlung beseitigte  und  durch  die  gemeind- 
liche ersetzte,  und  die  paritätische  Behandhing  der 
Gewerbegerichte,  Dekret  v.  27./V.  1848.  Nach 
der  Niederwerfung  des  Juniaufetaudes  wird  das 


Dekret  v.  2./nL  durch  ein  G.  v.  9./IX  1848 
ersetzt  Die  Reaktion  Bchrinkte  das  Anweii> 
dungsgebiet  des  Gesetzes  auf  das  der  Kinder- 
Schutzgesetze  von  1841  ein  (auf  motorische,  un- 
unterbrochene Betriebe,  usines  und  manufac- 
tures,  und  nichtmoioriscbe  Betriebe  mit  mehr  als 
20  Arbeitern);  zweitens  wurde  die  Arbeitszeit 
erwachsener  Arbeiter  auf  12  Stunden  im  Maxi- 
mum verlängert.  Die  Dekrete  v.  17./V.  1851 
und  3I./L  1866  durchbrachen  diese  Norm  durch 
zahlreiche  Ausnahmen;  keine  Aufsichtsbehörde 
war  bestellt,  die  Gerichte  kümmerten  sich  eben- 
sowenig um  Übertretungen.  Erst  die  Bestellung 
von  .^rbeitsinspektoren  durch  G.  v.  16./IL  18^ 
führte  zum  \  ollzuge  des  Gesetzes  von  1848. 
Dagegen  blieb  die  Reform  de«  Lehrlines- 
wesens durch  das  organische  G.  V.22./IL  — 4./fn. 
1851  von  dauerndem  Werte;  es  gehört  auch  beut« 
zum  geltenden  Recht.  Die  Aufhebung  der  Rege- 
lung di-s  Lehrlingswesens  i.  J  1791  hatte  zur 
Anarchie  in  der  Berufsbildung  geführt.  Dies 
hatte  bereits  die  Gesetzgebung  v.  22.  Germinal 
XL  (1803)  erkannt.  Der  Staatsstreich  Napoleons 
v.  2./XII.  1861  eröffnete  die  sozialpolitist h  ste- 
rilste Periode.  Der  erste  Akt  des  neuen  Regi- 
ments ist  die  Auflösung  der  Arbeiterv'erbände 
und  Genossenschaften;  die  Wiederherstellung 
der  Koalitionsbedrückung  vor  1848.  Ein  Um- 
schwung trat  erst  nach  1859  mit  dem  Beginn 
internationaler  Ausstellungen,  freihändlerisch 
eingestellter  Auslandsbeziehungen,  der  Flucht 
aus  dem  isolierenden  Egoismus  ein.  .\us  diesem 
liberalisierenden  Geiste  ging  das  G.  v.  25./V. 
1864  her^■or,  das  die  Art.  414-416  Code  pinü 
gegen  Koalitionen  aufhob,  ohne  jedoch  die 
Berufsverbände  für  gesetzlich  erlaubt  zu  er- 
klären; ihre  Mitglieder  unterlagen  auch  weiterhin 
Verurteilungen  durch  die  Gerichtshöfe. 

3.  Bis  zur  Gegenwart.  Die  dritte  Republik, 
mitten  im  Aufstand  der  Kommune  geboren, 
begann  ihre  soziale  Tätigkeit  mit  Repressiv- 
maßregeln (G.  V.  14./in.  1872  gegen  die  erste 
Internationale,  schärfste  Anwendung  von  Art. 
291  StrG.).  Die  Arbeiterklasse  erwiderte  die 
Aufforderungen,  sich  an  einer  Regierungs- 
enquete über  ihre  Lage  zu  beteiligen,  mit 
eisigem  Schweigen.  Den  ersten  sozialen  Fort- 
schritt bildete  die  Ersetzung  des  Kinderschuti- 
gesetzes  von  1841  durch  ein  weitgehenderes; 
Charles  de  Freycinet  wies  auf  den  Vollzug  in 
England  hin  und  eine  Spezialinsnektion  wurde 
durch  G.  V.  19./V.  1874  eingeführt:  15  Be- 
zirksinspektoren und  eine  aus  9  vom  Präsi- 
denten der  Republik  ernannten  Mitgliedern  be- 
stehende Kommission.   Das  neue  Kinderschutz- 

:  G.  V.  19  /V.  1874,  das  an  einen  vom  Staatsrat 
1868  durchberatenen  Entwurf  und  an  Entwürfe 
des  Papierfabrikanten  Ambroise  Joubert  und 
des  Berichterstatters  Talion  anknüpfte,  fand  seine 
Ergänzung  durch  die  Einführung  der  obliga- 
torischen Schulpflicht  (G.  V.  28./II1.  1882). 
Das  G.  V.  19./V.  1874  bezog  sich  auf  alle  Betriebe, 
ausgenommen  Familienbetriebe.  Das  Zulas- 
sungsalter wurde  von  8  auf  12,  ausnahmsweise 
für  die  Uebergangszeit  10  Jahre  (Dekr.  27./III. 
1875,  l./III.  1877)  erhöht.  Die  Arbeitsdauer 
sollte  bis  zum  12.  Jahre  höchstens  6  (früher  8), 
von  12  bis  zu  16  Jahren  wie  bisher  12  Stunden 

:  betragen;  ebenso  für  Arbeiterinnen  bis  21  Jahren 
(der  von  Wolowski  verlangte  Schutz  erwachsener 

I  Arbeiterinnen  wurde  abgelehnt).  Arbeit  bei  Nacht 


t 
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(9  Uhr  abcndi  bU  6  Uhr  morsriH)  nad  aa  Sonn-  ' 
und  Pnttafro  «urdr  i^niniUliilicD  vrrbotPD:  Iflr 
Arliriimnfu-n  von  IG  21  Jihrrn  nur  in  Ktbnkrn 
und  M>nulik(ur»n.  Vor  %'ollrndrtrm  l'J,  J&hr« 
i>t  Arb>-it  uni»r  T»<;e  dm  Arbrllrrn  und  Ar- 
brilrfinnrn  jrd«  Allrri  vrrboten  (Art,  7).  l>rt 
Srbulbnueb  iit  bit  lum  l'J.  Jihr»  obli^xoriich, 
b«i  KrhIrD  dn  i'rimtrvbuUruüniurt  bii  lum 
\b.  Jihrr.  ArbrilkbOrhi^  DiUufn  drn  ür- 
■rhOtitrn     »Ui<»*lirlf-Tl.  Arbritm'prteirbniue 

fpfuhrt  und  dfti  (it^ti  ftUftf^f-hin^t  wrrdvn. 
)urrh  l)rkr»l  »llim  Qbrr «mif rngrndp  arbrlirr- 
griundhrii»»rh»dltrhp  odT  prfthrliciiP  tnduit/tfn 
■  ulKfXAhlt  »  Miirrn  vrrbotpn  lind 

/u    Vulli  n    drn  |;rn*nnipn 

•  ■  1  ^  '    I  i      n  drn  (irnml- 

it>inaprkl<irrn 

I  :i  von  Ixikal- 
k'iiiiiuini' ■  1 'ir  .-^irafpn  b^trurrn 
6*1  Kr.,  ir  !  II»»  Fr.  b^i  Wjrjrr- 
bolunr  [)]<■•■  .  i  "  ■  ■  -  <irb  (urh 
lU(b  Vrrrophruni;  dpr  h  I>ckr. 

!'•  ■  *irn,  b»- 

vor  ■'.  rrluhr. 

!■    ■  ■ 

Iii- 

y  ,Iid 

dip  KoaJitiontlf nlii  Ii  drit  Aibtiitin  vrrtpruchpn 
halt«,  ((«nibpii«.  Mir'in  Ni'Uud  u.  a.  pll- 
dirftpn  narh  l'^."!  iQr  '■         '  '  ' 

biirh«.  !ur  rinr  Ali<-r 

l'nUllp:  diP  Alliani  i  ;  f 

Bourtpoiil»  «rklarl«  liainbriia  lur  Min  Idoai. 
Dai  (i    r   21/111.  IHIH  Ubpr  dio  .Srndikat«. 

vom   ^'  '-t    Innrrn  W>bWk-^<ou>vau 

wann  !Uhft  rur  Aiifliihung  d«  Art. 

41*1     '    I  jur  ,\nrrkrnntinff  drr  llrrtidi* 

yprbandp.  iili-irtwiiic  rrrsnjvn  bi-i  di-n  Wabli'n 
von  di^  Irlf*rn  i!pr  radikalen  Su/ialri'iorin 

aurh  atiUor^ialb  (l>n  offuh'llt-n  Su:iali»rnui  iniini'r 
mrhr  Krt'undp  ( .l»uri^*.  Mitlerandi.  An  drn 
\  f  <    .    i,  .  .1  ,.  ,„.„ 

\ 

(  ,       .  ■     .    .  .      .  ■  jilC 

diinrh  l  h  (iiilv,  1  aiiw^i.  II.  Jaj,  I  Ii.  Ki<l)  llic 
Wirkunc  dip<u>«  l'ni«rhwunyp»  trat  bpi  der  An- 
nahmp  Hot  (i  T.  H./VII.  IHIH)  Obpr  dip  Sirhpr- 
hciHmannpr  in  Herrworkfn  zu  tapp,  sndann  bei 
di-r  Aii^ili'hnune  der  Vnrnrhrilicn  dpi  Gp^ptiPt 
vun  mH  auf  diP  prwachvnnn  Arbelterinnpn 
durch  da«  G.  v.  2./.\l.  1802.  dpm  0.  T.  27  /.\ll. 
1H!I2  Obpr  daj  Kl nigu ngiwpiipn  und  dpm 
V.  12./V1.  imi3  Übor  llrRipne  und  Un- 
(allvprhutunc.  |)pr  Spnat  prwipi  ijrh  iwar 
alt  !<rb»-orp<i  lipmmnli  di-r  SoiialRMPUephunR. 
vprmnrhie  aber  nur  da«  Tempo  dor  Rplormen 
ju  v.r/nircrn.  Dai  HauptRpsptz  Qbpr  Kindcr- 
iin  I  I  raii.'iiarbpit  Ton  1H'.I2  orhiihtp  da«  Zu- 
l.'t>Miii£;>Alii-r  auf  13  Jahrp  (12  Jabrp  IQr  Kinder 
mit  I^llna^^^hulzpu^ni^)  und  vprlan^tn  Arzt- 
lirhpi  Tauglirhkpitiizeucnis;  die  llörhilarbpita- 
zpit  sollip  «pin:  10  Stundpn  bis  zum  16.  Jahrp 

II  Slundi-n  für  IG- If  jihrice  und  prwarhvnp 
Kraui-n,  dannbpn  galt  für  NIanncr  dai  12stQn- 
difp  Maximum  dpi  (jesotzps  von  1H48.  üivr 
un(;lpirhpn  Arbpliizplipn  Ifihrlen  besondpr»  In 
Bp'ripbpn.  In  welchen  Frauen  und  Männer 
Hand  In  Hand  In  demselben  I<ptrleb>lokale 
arbi'iteten.  zu  Vollzupisehwierigkelten.  zu  deren 
Behelligung  der  HandcLsministcr  des  Kabinett« 


Waldfck-Rounrau,  A.  Millersad.  folgend« 
Svtlem  vorwhlug:  UilOndice  Arbeititeit  fflr 
a(|p.  Juerndlirhp  und  Fraurn,  und  die  mit 
ihnrn  arbpiirndpn  mlnnllrhrn  Krvachienpn,  (ür 
Iplttpip  12  .^Tundpn  nur  vo  »ip  allrin  arbpitrn 
(wie  narb  dm  (1.  v.  1MH|;  von  l'Mri  an:  lU^, 
von  l^>4  aa:  lU  .Stunden  .\rbpiuipiu  Din  wurde 
tum  (!.  V.  3fl. 'III.  prhfibrn.  Der  ni-ue  Kur« 
b»'  -  '      I'.krne  v.  10./\ III. 

•I  ^ubniiuionrn  >ur  llpob- 

a .  lur  Kimtrilung  nur 
pinpr  ilu-Dit^uuir  aatUndiarhpr  Arbeit,  zur 
Iteobarhfunf  dp*  Artlirbpn  Uurrharhnittitldhnpj 
v.'  !.-fpn   Kontrolle  die  Hrhörds 

<t  Mal}>iali  aiuuwrndrn  halle; 

ila  ■  ■■ir  I >< |iari<  mpnirn  tip- 

mpindrn  un'l  •  ■  iiumialim  iiir  l'flirht 

grmarht.  Kii.  .Krbritubtrilunf;  wurde 

am   l./VIII.  III)   llanilpUminiiterium  in« 

I^ben  (fprulrn.  nrbit  einem  Unrat,  dem  Conipil 
«ipfrirur  du  Travail,  lum  Tnl  aui  rrnannipn, 
zum  anderen  aui  den  von  ArbeitPi-  und  Arbeit' 
gebrrvrrbknden  gpwkhlten  Vertretern  beliebend. 
Au«  der  Arbeilaableilunf;  |>1  daa  Mini<teriuro 
IQr  Arbelt  und  loiiale  Voraorge  (Dekr. 
V.  2.'>./X.  im)  b.  '  •••n.     In  die.e  l'e- 

riode  >Urk«lpn  '  '  n   Aufliaiia  lallt 

lerner  da«  (I    v  .  •••)  zur  Kegelung 

der  Arbriitl  der   Arbriierinnen  in 

Ijkden  und  \-  -  ri     Ohwuhl  dipu>r  so- 

:.  1  IhW- ll»t«|  di>-  Kample 
\al,  dann  die  dir  i{U^lu^|;1■ 
k  lutfflen,  kam  ei  durh  zu 
keinem  .Siillmandp  der  »ozlalen  lieaeligpbung; 
der  (ranzOiiwh-ifali''nl»rhe  Vertrag  Über  Ar- 
beiterirhulz.  '  '  :  unter  dein  Kinfliune 
der  in  l'ari«  i'<deten  Iniernaiionalr-n 

'   ■     :■  tien  Arbi'iler»«  huiz  ab- 

tie  Annahme  der  l(prnrr 
K'  ■    r.«ili.  luhrlen  zu  den 

li  kr.  \  1    lifi.l  1.;   IX    r.no:  Verhol  der 

Nai'htarbeit  der  Arbriierinnen  diireh  1 1  Siunden« 
Verbot  der  Verwendung  von  WeiUnho«phor  in 
der  /.Qndholzinduitrie.  Da«  (i  v  h/W.  lIKKi 
kOnle  die  Arbeiiiteil  in  Kohlengruben  auf  K. Stun- 
den lür  Hauer,  dai  ti.  v.  13./VI.  1'.««;  gewthrl«  dl« 
Worhenruhe  für  Arbeiter  un»!  Angeilrllle,  die  leit 
1HH<J  aulgehoben  war  und  daher  im  Handel»-  und 
(iaathauigeaerbe  grolle  Hc'ibiingen  hirvorrirf; 
daa  Jahr  llHiy  bringt  dai  «i  v.  :VI./IV.  betr.  die 
Arbeiuverbot*  lür  Kinder  und  Krauen,  dai  ge- 
•etzlirhe  Verbot  von  Aaiiriihen  mit  illeiwelB 
vom  .30./VII.  und  vom  7. /XI.  betr.  .Schulz  der 
Wöchnerinnen,  daa  G.  betr.  Lohnaui/ahliing 
V.  7. /XII.  I>ai  <i.  V.  25./III.  I'JIO  bringt  ein 
Trurkverbot.  Und  nun  erlulgle  der  Versuch 
einer  vorwiegend  formalen  Kudiliziening:  Zur 
Orientierung  und  Auamerzung  von  Widersprüchen 
wurde  eine  A  r  bei  I  enc  h  u  t  zo  rd  n  u  n  g  (Tode  du 
Travail  et  de  la  Prfvoyanre  Sociale)  durch  G. 
V.  28./XII.  1910  erlaiison.  An  diesen  (irundsiock 
de«  Arbeitemchulze«  icbloMien  sich  In  der  Vor- 
kriegszeit noch  (ieietze  Uber  Arbeitshygiene  und 
über  Arb>'iisini.p<'kliun  V.31./XII.  I!M2.  Uber  die 
Arbeil  auf  Kauffahrtelsrhillen  4./1II.  I'J13,  über 
Stillpausen  der  Wöchnerinnen  17./VII.  11)13 
(ergiinzt  ÖVIX,  1917).  da»  für  die  Kriegsdauer 
erlassene  G.  v.  Il./Vl.  1917,  das  den  freien 
Samstagnaehmittag  den  Arbellerinnen  der 
Konfektion  unter  (erstmaliger)  Berücksichtigung 
einzclberuflicber  Tarifvertrigo  erwirken  sollte, 
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vor  allem  aber  zwei  grundsätzliche  Nenerungen: 
das  während  des  Krieges  von  beiden  Häusern 
des  Parlaments  fast  einstimmig  angenommene 
llindestlohngesctz  für  die  Heimarbeit  in  der 
Konfektion  (G.  v.  lO./VII.  1915)  und  das  G. 
über  den  Achtstundentag  v.  23./IV.  1919. 
Diesem  Rahmengesetz,  das  die  Anwendung  auf 
einzelne  Industrien  der  Verordnung  überließ, 
folgten  i.  J.  1919  die  Vollzugsdekrete  für  den 
Bergbau,  das  lJurligewerbe  usw.,  die  unter  B  6  b 
unten  angeführt  sind. 

B.  Geltendes  Recht 

Die  vorerwähnten  Gesetze  und  Verord- 
nungen sind  bis  1919  aufgenommen  in  der 
Arbeiterschutzordnung  (Code  du  Tra- 
vail  et  de  la  prevuyance  sotiale).  Diese 
beruht  auf  dem  G.  v.  28./X11.  1910,  Dekr. 
V.  12./1.  1911,  G.  v.  2()./Xl.  1912.  Dekr. 
V.  28./XI.  1912  und  zerfällt  in  zwei  Bücher. 
Das  erste  behandelt  die  Regelung  der  Ar- 
beitsvcrträf;e,  das  zweite  die  der  Arbeits- 
bedingungen. Im  folgenden  wird  zuerst  der 
Inhalt  des  2.  Buciics  wiedergegeben. 

1.  Kinderschutz.  Verboten  ist  Be- 
schäftigung oder  Zulassung  von  Kindern 
(auch  von  Lehrlingen)  vor  vollendetem 
13.  Lebensjahre  in  Hüttenwerken,  Fabriken, 
Bergwerken,  Gruben,  Steinbrüchen,  auf 
Zinimerplätzen,  in  Wcrk.-^täiten  und  deren 
Zubehör,  gleichviel  ob  diese  Unternehmungen 
üffcnllicli  oder  privat,  weltlich  oder  geist- 
licii  sind,  ob  sie  gewerblichen  (Jharak'er 
haben  oder  wohltätigen  Zwecken  dienen, 
mit  Ausnahme  der  ausschließlichen  Familien- 
betriebe (Art.  1). 

Kinder,  welche  ein  Elementarunferrichts- 
zeugnis  besitzen,  können  jedoch  vom  12.  Le- 
bensjahr an  beschäftigt  werden  (Art.  2). 

In  iVlgerien  dürfen  (Dfkr.  v.  15./1.  1921) 
eingeborene  Kinder  beiderlei  Geschlechts 
vom  12  Altersjahr  an  beschäftigt  werden, 
auch  wenn  sie  nicht  im  Besitze  des  Priniar- 
sclmlzeugnisscs  sind;  sie  haben  ein  ärzt- 
liches Zeugnis  über  ihre  körperliche  Taug- 
lichkeit beizubringen.  Dagegen  darf  in 
Frankreich  kein  Kind  unter  13  Jahren  zur 
Arbeil  zugelassen  werden,  wenn  es  nicht 
mit  einem  Zeugnis  über  körperliche  Eignung 
versehen  ist,  welches  kostenfrei  von  einem 
Kinderarzt,  einem  Pchuliiispektion.-arzt  oder 
einem  anderen,  vom  Präfekten  bestimmten 
dmtsarzt  auszustellen  ist.  Auf  Verlangen 
Aer  Eltern  kann  diese  Untersuchung  in 
kontradiktorischem  Verfahren  erfolgen 
(Art.  3). 

Die  Arbeitsinspektoren  können  jederzeit 
die  ärztliche  Untersuchung  bereits  zuge- 
lassener Kinder  unter  16  Jahren  verlangen, 
um  festzustellen,  ob  die  den  Kindern  über- 
tragene Arbeit  ihre  Kräfte  übersteigt.  In 
diesem  Falle  erfolgt  der  Ausschluß  solcher 
Kinder  aus  dem  Betrieb  (Art.  4). 


I  In  Waisenhäusern  und  Wohltätigkeits- 
anstalten, in  welchen  Elementarunterricht 
erteilt  wird,  darf  der  Handarbeits-  oder 
gewerbliche  Unterricht  für  Kinder  unter 
13  Jahren  3  Stunden  täglich  nicht  über- 
schreiten, ausgenommen  für  Kinder  von 
12  Jahren,  welche  ein  Zeugnis  über  den 

.  Hementarunterricht  besitzen  (Art.  ö). 

2.  Arbeitsdauer.  Für  denselben  in- 
dustriellen Geltungsbereich  wie  der  Kinder- 
schutz, femer  auch  für  Handelsbetriebe, 
darf  die  effektive  Arbeitsdauer  der  Arbeiter 
oder  Angestellten  beiderlei  Geschlechts  und 
jedes  Alters  8  Stunden  im  Tage  oder  48 
Stunden  in  der  Woche  oder  einen  auf  Grundlage 
eines  anderen  Zeitabschnittes  als  der  Woche 
festgesetzten  gleichwertigen  Zeitraum  nicht 
übersteigen  (Art.  6,  G.  v.  23./IV.  1919). 

Die  Fristen  und  die  Bedingungen  (inkL 
Ausnahmen)  für  die  Anwendung  des  vorher- 
gehenden Artikels  bestimmen  Spezialverord- 
\  nungen  (Art,  7). 

I  Diese  Verordnungen  haben,  falls  zwischen 
den  beteiligten  nationalen  oder  regionalen 
Arbeitgeber-  und  Arbeiterorganisationen  ab- 
geschlossene Vereinbarungen  bestehen,  auf 
diese  Bezug  zu  nehmen.  Die  Verordnungen 
müssen  revidiert  werden,  wenn  die  von  ihnen 
vorgesehenen  Fristen  und  Bedingungen  den 
Bestimmungen  einschlägiger  internationaler 
Abkommen  widersprechen  (Art,  7). 

j  Höchstens  8  Stunden  darf  die  tägliche 
Arbeitszeit  für  Arbeiter  und  Angestellte  über 
i  und  unter  Tage  im  Bergbau,  in  Brüchen, 
j  beim  Schürfen  betragen  (Art.  9,  G.  v.  24./V1. 
1919);  die  Arbeitszeit  unter  Tage  gilt  vom 
Beginn  der  Einfahrt  der  ersten  Arbeiter 
bis  zur  Ankunft  der  letzten  Arbeiter  ober 
I  Tage  bzw.  vom  Eingang  des  Zugangs- 
'  Schachtes  bis  zur  Rückkehr  an  denselben  Ort 
(Art.  10).  Von  diesen  Vorschriften  bleiben 
Tarifverträge,  die  niedrigere  Arbeitszeiten 
festsetzen,  unberührt  (Art.  11).  Bei  ununter- 
brochener Arbeit  darf  auf  den  einzelnen 
Arbeiter  nur  ein  Höchstmaß  von  48  Stunden 
pro  Woche  entfallen  und  es  darf  nicht  mehr 
als  5%  der  Gesamtbelegschaft  ununter- 
brochen beschäftigt  werden  (Art.  12).  Ver- 
längerungen über  die  Arbeitszeiten  von 
8  Stunden  sind  nur  im  Kriegsfall  oder  bei 
auswärtiger  Spannung  gestattet  (tension  ex- 
terieure),  und  zwar  unter  Verantwortung 
des  Ministers,  dem  der  Bergbau  untersteht 
(Art.  13). 

Nachtarbeit  ist  allen  irgendwie  di- 
rekt und  indirekt  bei  der  Erzeugungsar- 
beit von  Brot-  und  Zuckerbäckerwaren 
beschäftigten  Arbeitern  von  22  bis  4  Uhr  ver- 
boten (Art.  20,  G.  v.  28./1I1.  1919).  In  den 
geschützten  Betrieben  dürfen  Kinder,  Ar- 
beiter oder  Lehrlinge  unter  18  Jahren  sowie 
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Kr*urn  zu  kf  inrrlei  Nachtarboit  hpran^rzcK^rn 
werden  (ArU  20).  AU  Nachtarbeit  gilt 
jede  Arbeit  zwi>rhen  21  und  5  L'hr  (Art.  21). 
l)ie  Narhtruhe  der  Arboiterinnen  niuO  min- 
deuten:  11  aufeinandcrfnleende  ."stunden  be- 
trafen (Art.  22).  K*  int  jc<ioch  ct»tattet, 
ffir  Arbeiterinnen  Über  18  Jalire  in  be- 
ilimmten  Sanunindu^trien  auf  einfarlie  Vor- 
anzeige und  unter  bevliniiiiten  lirdineungen, 
die  Arbeitszeit  zu  ^ewis-rn  Jahreszeiten  an 
iti<enanit  höchMen»  CO  Taficn  bu  10  Uhr 
abend«  zu  »i-rlanerrn.  In  keinem  Kalle 
darf  der  Arbeii»ia?  über  12  Stunden  yer- 
lan{;ert  werden  (Art.  23).  In  brntininitrn, 
durrh  Verurdnung  bezeichneten  lndu^t^ic- 
zweigen  i«t  e»  ei-^i«iiel,  auf  einfache  Vor- 
an;. •■  •  !  ii'i-.r  b(-<lininiten  lirtlincungen 
.;  n  der  Art.  20  und  21  zeit- 

w.        .  :.eren  (.\rt.  24).   Da*  Verbot 

der  Nachlartieii  kann  ferner  in  jeder  In- 
dustrie aufgehoben  werden  bei  einer  durch 
/.ufall  oder  höhere  Gewalt  bewirkten  De- 
tnebieinnlellung  für  die  l)auer  der  verloren 
Rcganeenen  Arlieitstage  und  zwar  nach  vor- 
heriger Verständigung  dei  ln>nektoni  und 
unter  den  durch  Verordnung  lestgeiietzten 
Hedingungen.  Hoch  darf  der  Leiter  de* 
rnlrrnehnieni  von  dieser  Abweichung  nicht 
länger  aU  1.')  Naclile  ohne  Krlniibni«  ileit 
ln»pektor<  tiebrauch  machen  (Art.  2.')). 
In  ununterbrochenen  Heirieben  können  iniinn- 
liche  Jugendliche  und  grnUjnhrige  Krauen 
auch  nnchl.«  bei  unvermeidlichen  Arbellen 
bc^chndigi  werden.  Die  erlaubten  Arbeilen 
und  ihre  Dauer  werden  durrh  Verordnung 
bmtimmt  (Art.  20).  Im  Bergbau  wirci 
ausnahin«wei«e  unter  Tage  Nachtarbelt 
der  Jugendlichen  trotz  Art.  20  ge>latlel. 
In  Abweichung  von  den  Art.  20  und  21  wird 
die  Arbeit  von  Kindern  männlichen  (ie- 
srlileclin  unter  Tag  In  Hergwerken,  (iniben 
und  Steinbrüchen  von  4  Uhr  früh  bis  22  l'hr 
abend  g(~tntlet,  wenn  »ie  zwischen  zwei  Ar- 
beltvrlilchten  aufgeteilt  int,  von  denen  keine 
länger  aU  9  Stunden  arbeilen  darf.  Die  Arbeil 
jeiler  Schicht  niuU  durch  eine  Kiihe|)au«e  von 
mindestens  1  Stunde  unterbrochen  sein 
(Art.  27).  In  den  durch  Verordnung  be- 
»onder«  bezeichneten  Hergwerken,  die  infolge 
ihrer  natürlichen  Hetrlebsbedlngungen  diese 
Ausnahme  erheischen,  kann  die  Arbelt  von 
Jugendlichen  von  4  Uhr  morgens  bis  Mitter- 
natht  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung 
gestattet  werden,  daß  sie  nicht  länger  al.H 
8  Stunden  wirklich  arbeilen  und  nicht 
länger  als  10  Stunden  in  24  Stunden  im 
Bergwerk  sieh  befinden  dürfen  (Art.  28). 
Abgesehen  von  den  genannten  Betrieben 
dürfen  Lehrlinge  unter  10  Jahren  zu  keiner- 
lei Nachtarbeit  herangezogen  werden.  Aus- 
nahmen hiervon  kann  nur  ein  Erlaß  des 
l'räfektcn  nach  Anhörung  des  Gemeinde- 
vorstehers gewähren  (Art.  29). 


3.  Wochenruhe.  Diese  gilt  für  denselben 
Bereich  wie  die  ,\rbeitszeit :  für  Jndustrio- 
und  Handelsbetriebe  jeder  .\rt,  jedoch  nicht 
für  Transportunternehmungen  (.\rl.  30).  Ks 
ijt  verboten,  denselben  .\ngestellten  oder 
Arbeiter  langer  als  ü  Tage  während  der 
Woche  zu  beschäftigen  (.\rt.  31).  Die 
Wochenruhe  hat  mindestens  24  aufeinander- 
folgende Stunden  zu  dauern  (^\rt.  32).  Dia 
Wochenruhe  ist  am  Sonntag  zu  gewähren 
(Art.  33).  Wenn  '      'cht,  daß  nach- 

weiflich  die  tilei.  •  der  Sonntags- 

nihe  flu  ■  ■  l'ii         lur  da.s  Publi- 

kum n  i  oder  den  normalen  (lang 

dr^  Bit:  !'  inelnlrachtigt,  konn  die 
Wochennihe  »tandig  oder  nur  zu  gewinsen 
Jahreszeiten  auch  gewahrt  werden:  a)  an 
einem  anderen  Tage  als  Sonnlag  für  dos 
ganze  Belrleb^personal;  b)  von  Sonnlai; 
Mittag  bis  Montag  Mittag;  c)  Sonntag  nach- 
mittags mit  einem  Krsalzruhelaß  alle  14  Tage 
wechselweise;  d)  wechselweise  für  da>  ganze 
Personal  oder  einen  Teil  desselben  (Art  34). 
Das  (iesuch  um  solche  Ausnahmen  ist  an 
den  I'rafekten  zu  richten,  der  die  (iutachten 
des  (iemeinclerals,  der  Handelskammer  und 
der  beteiligten  Arbcilfelier-  und  .Xrbeller- 
cyndikate  binnen  Monatsfrist  einholt  (.\rl,  3.')). 
l'tle  vom  I'rafekten  erleilte  Bewilligung  muß 
auf  alle  Betriebe  derselben  Stadt  ausgedehnt 
werden,  welche  die  gleichen  desehafle  be- 
treiben und  »ich  an  dieselbe  Kundschaft 
wenden  (.\rt.  30).  liegen  den  KrIaU  de« 
I'rafekten  kann  binnen  14  Tagen  nach  seiner 
Mitteilung  Berufung  an  den  Staatsrat  er- 
folgen. Der  Staalsral  faßt  innerhalb  des  Mo- 
nats, der  dem  Tage  des  Rekurses  folgt  seinen 
Bc-chliiß,  der  aufschiebenile  Wirkung  hat 
(Art.  37).  Zur  Krtellung  der  Wochennihe  an 
ihr  Personal  in  einem  Turnus  sind  folgende 
Betriebszweige  dauernd  befugt:  I.  Er- 
zeugung von  I-ebensiiiilteln  zu  soforligem 
Verbrauche;  2.  liasthöfe,  Kestauranta 
und  Schankwirtschaften;  3.  Tabnkläden 
und  Naturblumengesehäfte;  4.  Splläler, 
Hospize,  iVsyle,  Versorgungs-  und  Irren- 
anstalten, Verpficgungsstälten,  Kliniken, 
Apotheken,  Drogerien  und  Ccschäfte  für 
medizinische  und  chirurgische  Behelfe; 
5.  Badennstallen;  6.  Zeilungsunterneh- 
inungen.  AuskunftübureauH,  Theater,  Museen, 
Ausstellungen;  7.  Leihbibliotheken,  Trag- 
scsscl-  und  Transportmittelvermictungen; 
8.  Belouchtungs-,  Wa.sBer\'erKorgungs-  und 
Kraftverteilungsanlagen;  9.  Transportunter- 
nelimungen  zu  Lande,  ausgenommen  dio 
Eisenbahnen,  Lade-  und  Löscharbciten  in 
Häfen,  Landungs-  und  llallenlätzen;  10.  In- 
dustrien, die  sehr  ra.sch  verucrblichc  Stoffe 
verarbeiten;  II.  Industrien,  für  welche  jede 
Arbeilsuntcrbrechung  den  Verlust  oder  die 
Entwertung  der  in  Verarbeitung  befindlichen 
Produkte  zur  Kolge  hätte.     Die  genauere 
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Abgrenzung  ist  durch  Dekrete  v.  14./VIIL  Rechnung  des  Staates  and  im  Interesse 
1907,  lO./IX.  1908,  31./IV.  1909  erfolgt;  der  nationalen  Verteidigung  ausgefülirt  wer- 
ferner auf  Grund  von  Axt.  39  eine  solciie  den,  können  die  beieiligien  Minister  die 
für  die  Wochenrulie  der  Uochofenarbei-  Wochenruhe  lömal  jährlich  ausfallen  lassen 
ter,  Dckr.  v.  Sl./VHI.  1910.  Bei  dringen-  (Art.  49).  Die  obigen  Bestimmungen  gelten 
den  liettungsarbeilen  kann  die  Wocbenruhe  auch  für  die  Angestellten  der  Notariats- 
für das  zu  dringenden  Arbeiten  nötige  Per-  bureaus.  Für  diese  sichern  die  Diiziplinar- 
Eonal  aufgeliuben  werden.  Dies  gilt  auch  für  kammern  unter  Aufsicht  der  Staatsanwalt- 
die  Arbeiter  einer  mit  diesen  dringenden  schaft  den  Vollzug  der  Sonntagsrulie  (.\rt.  51 ). 
Arbeiten  für  Rechnung  der  ersten  Unter-  Die  Sonntagsruhe  in  den  Zentralhallen 
netimung  beschäftigten  Unternehmung.  Bei  von  Paris  ist  durch  U.  v.  4./IV.  1914 
dieser  zweiten  Unternehmung  muß  jeder  (Art  51a  bis  51h)  geregelt  worden.  Ar- 
Arbeiter  als  Ersatzruhe  einen  dem  eut-  beiter  oder  I^ehrlinge  unter  18  Jahren  und 
fallenen  gleich  langen  Ruhetag  erhalten.  Frauen  dürfen  in  den  geschützten  Betrieben 
Diese  Ausnahmen  gelten  nicht  für  Jueend-  an  den  gesetzlich  anerkannten  Feiertagen 
liehe  unter  18  Jahren  und  minderjährige Mäd-  selbst  nicht  mit  dem  Aufräumen  der  Werk- 
chen (Art.  40).  In  Betrieben,  die  die  Wochen-  statten  beschäftigt  werden.  Ausnahmengel- 
ruhe für  alle  Angestellten  am  selben  Tage  ten  für  die  in  ununterbrochenen  Betrieben 
gewähren,  kann  diese  Ruhe  auf  einen  halben  arbeitstätige  jugendlichen  Arbeiter  und 
Tag  für  Personen  verkürzt  werden,  die  bei  volljährigen  Frauen.  Doch  ist  diesen  wenig- 
der  Bedienung  der  Dampfkessel  und  Kraft-  stens  ein  Ruhetag  wöchentlich  zu  gewähren 
maschincn,  mit  dem  Schmieren  und  Kontrolle  (.Vri.  51,  52).  Lehrliiige  können  von  ihren 
der  Transmissionen,  mit  der  Reinigung  der  Lehrherren  unter  keinen  Umständen  zu 
Arbcitsräurae,  der  Magazine  und  der  Bureaus  iigeinleiner  gewerblichen  Arbeit  während 
beschäftigt  sind,  sowie  für  die  Wächter  der  Sonntage  und  gesetzlicher  Feiertaije  an- 
und  Pförtner.  Diese  Ausnahme  gilt  nicht  gehalten  werden.  In  den  sonst  nicht  ge- 
für  Personen  unter  18  Jahren  und  minder-  schützten    Betrieben    darf   durch  Verein- 

1 'ährige  Mädchen  (Art.  41 1.  In  Detail-  barun;»  oder  nach  Herkommen  das  .\uf- 
landeUgeschäften  von  Li'bensmittelu  kann  räumen  der  Werkstätle  an  einem  Sonn- 
den  Angestellten  unter  21  Jahren,  welche  oder  Feierlage  nicht  über  10  Uhr  vormittags 
bei  ihrem  Arbeitgeber  wohnen,  die  Wochen-  ausgedehnt  werden  (.\rt.  54) 
ruhe  am  Sonntag  Nachmittag  und  als  Ersatz-  4-  Schonzeit  der  Wöchnerinnen,  Still- 
ruhe ein  anderer  Nachmittag  pro  Woche  zeit  der  Mutter.  In  sämtlichen  industriellen 
wechselweisegewährt, allen  übrigen  Angestell-  und  Handelsbetrieben  oder  in  ihren  Zweig- 
ten aber  ein  ganzer  anderer  Tag  alle  2  Wochen  betrieben  ist  es  verboten,  Wöchnerinnen 
wechselweise  freigegeben  werden  (.\rt.  42).  während  der  ihrer  Niederkunft  folgenden 
In  Betrieben,  welche  weniger  als  5  .\rbeiter  4  Wochen  zu  beschäftigten  (.Art.  54a,  G.  v. 
und  Angestellte  beschäftigen,  und  den  Ruhe-  17./VI.  1913).  In  denselben  Betrieben  steht 
tag  wechselweise  gewähren  dürfen,  kann  die  während  eines  Jahres  nach  dem  Tage  der 
Wochenruhe  durch  2  halbe  Ruhetage  er-  Niederkuntt  den  Müttern,  welche  ihre  Kinder 
setzt  werden,  die  zusammen  so  lang  sein  stillen,  täglich  eine  Stunde  während  der 
müssen,  wie  ein  ganzer  Arbeitstag.  Diese  Arbeitsstunden  zur  Verfügung.  Diese  Stunde 
Ausnahme  gilt  nur  für  erwachsene  Minner  wird  in  zwei  Freizeiten  von  je  30  Minuten 
(.\rt.  43).  In  allen  Industrien,  in  denen  geteilt,  eine  während  der  morgendlichen 
Witterungseinflüsse  zur  Einstellung  der  Ar-  Arbeitszeit  und  eine  während  des  Nach- 
bcit  führen,  kommen  die  Tage  der  .\rbeits-  mittags,  die  von  den  Müttern  zu  den  im 
losigkeit  von  den  Ruhetagen  des  laufenden  Einvernehmen  zwischen  ihnen  und  den 
Monats  in  Abzug  (Art.  45).  Die  im  Freien  Arbeitgebern  festgesetzten  Stunden  ge- 
betriehenen  und  die  nur  zu  bestimmten  numinen  werden  können.  Kommt  eine 
Jahreszeiten  arbeitenden  Industrien  können  Einigung  nicht  zustande,  so  sind  die  Still- 
den  wöchentlichen  Ruhetag  lötnal  im  Jahre ,  stunden  jeweilen  in  die  Mitte  jedes  der 
ausfallen  lassen  (Art.  40).  Industrien,  die  beiden  Zeiträume  zu  verlegen  (Art.  54b). 
verderbliche  Stoffe  verwenden,  sowie  Saison- :  Die  Stillzeiten  können  auf  je  20  Minuten 
Industrien,  die  für  das  ganze  Personal  den- )  verkürzt  werden,  wenn  der  Betriebsinhaber 
selben  Wochentag  für  die  Wochenruhe  I  der  Verordnung  entsprechende  Sliliräume 
festgesetzt  haben,  können  diesen  lömal  im  in  der  Nähe  der  Arbeitsräume  beistellt. 
Jahre  ausfallen  lassen  Beide  Industrien  Die  Mutter  soll  ihr  Kind  stets  im  Betriebe 
müssen  jedoch  den  Angestellten  oder  Ar-  stillen  könneiu  Die  Bedingungen,  denen 
heitern  mindestens  2  Ruhetage  im  Monate  der  Raum,  in  welchem  die  Mutter  ihr  Kind 
gewäliren  (Art.  47).  Das  Dekr.  v.  29./1V.  1913  \  soll  stillen  können,  zu  entsprechen  hat, 
zählt  die  hierz\i  gehörigen  Industrien  auf.  |  sind  je  nach  der  Bedeutung  der  Betriebe 
In  den  unter  der  Staatskontrolle  stehenden  durch  Verordnung  aufzustellen.  An  die 
Betrieben  sowie  in  jenen,  wo  Arbeiten  für  i  Betriebsinhaber,  welche  mehr  als  100  Ar- 
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bcitrrinnrn  im  Alter  Ton  mehr  aU  15  Jahren]     e)  Handelxchiffe.  Die  GG.  v.  17./IV. 

.  !,:,(i  .  ,  n,  kann  die  amlliche  AufforHe-  1907.  4.'II1.  1913.  O.'VII.  und  2./VIII.  1919 

ruf..'  iT  'lilrt  werden,  in  ihron  Urlrirbrn  rrcdn  du-  Arl)oi|yzeil  auf  Handcl-^ihiffcn; 

odiT  III  il<r<n  Niilie  Slillraunip  rinruricliH-n.  d  ^  "  -  Arbpit.<dnucr  botra:;!  seil  1919 
I>i«e  Kauiiip  iiui-->-n  ro  vji'b-  Kindrr  unirr  pro  Woche  oder  Kicichwcriige 

fincni  Jal  '■       '■     'iii-n  können.  al<  dem  !{■  .r  das  soamic  Personal.  Das 

Verlialtni-  ml.  dem  ein  VerRieirh  n.  Minen  Verordnungen  mit  ItDrk- 

der  liwain:  :  ■       .  :   in  der  (iemeindc  an-  m  ■  :  .     •    jeiiiaU  Dekret  v.  24.;ll.  1920. 

ett-'ii;en   Frauen   im   .Mter  %'on   mehr   aU  Aul  br-lehende  Tarifverträge  i.«t  den  See- 

1.')  Jahren  mit  der  Anzahl  der  in  dem  Be-  leuten   neben   der    Woehenrulie  ein  freier 

triebe   biThallislen  Frauen   im  .Mter   von  Narhinilt«|;  im  Hafen  einzuräumen.  Au»- 

melir  aU  l.'i  .laliren  entspricht.  Hwchwerden  Eenommen  von  dii^en  Vorschriften  sind  die 

der  Uelrub«inhabrr  t'ev'en  »olche  amtliche  Seeler  mit  hoch'ten»  H  l'er«nnen  unil  Damiiter 

Aufforderuntr   sind   dein   oberen   Ausschuß  mit  huchtlens  24'.lUndi(;er  Fahrtdauer.  Wer- 

tum  Schutze  dm  er-len  Kindeoalteri  (Comit6  den  mehr  als  2-t  ."stunden  Refahren,  so  sind 

Bup^rieur  de  proliximn  du  premier  .iRr)  zu  monatlich  00  l'eber-lunden  Restaltel,  auf 

unterbreiten,  bevor  sie  vor  den  beratenden  .Seslern    100.   auf    FluOen    mit  hüchstenn 

Au>sehuU  für  (iewerbe  und  Industrie  (('oinit^  2üsiundii!er  F'ahrl  24  L'eberjtunden.  Aehn- 

contiillilif  dm   aria   et  manufaclurct)  ge-  liehe    liestimmuncen    Hind    fOr  .Schlepn- 

brachl  werden  (An.  .Md).  schiffe    und    Fiseherbonle    getroffen  (192 

$.  Beruflicher  Arbeiterichutz.  a)Berg  -  Stunden    monatliches    Maximum),   für  die 

werke.     Die   liejelung   der  Arb^iusdauer  auch  24  Stunden  Wochenruhe  nach  Giaji^er 

(8  Stunden.  «.  o.  Art.  10)  durch  das  (j.  v.  Arbeit    vorceschrieben   ist.  Ueberstunden 

24/VI    1919  bmiand  bereit«  seit  Dekr.  v.  können  jederzeit  auferlejl  werden  bei  Kel- 

3  /V    IHU3  für  Arbeiier  unter  Tage  unter  tungsarbeiien,  Nebel,  Sirandun?.  Brand  usw., 

Iii  Jahren.     Dieses  Dekret  zahlt  die  Ver-  bei  Ausschiffung  eine«  kranken  oder  ver- 

rirtiiuni'en  auf,  mit  denen  unter  Idjahrige  letzten  und  nicht  sofort  ersetzliarcn  See- 

!■  •    werden  dürfen,   und  untersagt  manns,  und  analugen  Krankheit-fallen. 

.  bergmännische  Arbeiten  in  an-       d)   Binnenschiffahrt.      Das  iJekret 

«lii.  f  I .     n  rli.-itl  .il'  in  iler  von  Lehrlingen  v.  28./XI.  1919  begrenzt  die  Maximalarbeils- 

und  diirrli  iiii'lir  .-il-  l.i-lir)i     Stunden.    I>ie  zeit   derart,    daU   jedenfalls   dos  l'ersonai 

Arbeit  der  Frauen  unter  Taee  (geschildert  24  Wochenruhetage  einzeln  oder  zusammen- 

in   Zola»  ..fierminal")  i«l  seil  dem  (i.  v.  hangend  erhalt  und  an  den  Werkla:.'en  eine 

7. /XII.  1874  untersagt  (jetzt  Art.  öf),  Code  tägliche   Maximalpräsenzzeit    von  9  Slun- 

du  Travail).  den   November    bis    Januar,    10  Stunden 

b)   Die   Durchfahrung  der  Aehtund- 1  F'ebruar   bis   April,   Aueusi    l>is  Oktober, 

T  ierziest  unden  Woche    in    verschiwienen  1 1  Stunden  Mai  Iiis  Juli  einhält.  Ausnahme! 

Kinzelinduslrien  erfolgte  durch  lirL  v.  von  dieser  Be-chrankung  gelten  für  gewis«e 

3Ü./VIII.  1919  für  das  Buchgewerbe,  für  Spezialarbeiter,  ferner  im  Falle  der  Dring- 

die  Bearbeiluns;  von  Leder  und  Häuten,  lichkeit   und   der    Interessen   der  Landcn- 

T.  19. /XI.  1919  für  die  CiroOschustcrei,  Verteidigung. 

T.  12. /XII.  1919  tiir  die  Textilindustrie       e)  Kiscnbahnen.  Diesen  konzessionier- 

unil  die  Bekleidungsindustrie,  r.  ten  A.-(i    oder  Staatsbetrieben  schrieb  bis 

27/VIII.  192ilLedcrhandschuhindustrie,  zum  8./XI.  1919  kein  C.csetz  die  Arbciu- 
Ü./Vlll  192(1  Huttenwesen  und  Metall zeit  vor   Dagegen  haben  Krla«.sc  des  Min.  der 

induslrie,  v.  .i./VIII.  1920  Baugewerbe  offenlliehen  .\rbeiten  Arbeit.s- und  Kuhezeiten 

im  befreiten  (iebielc  und  öff.  Arbeilen,  v.  einzelner  Kategorien  gcrecelt  (KrI.  v.  4./XI. 

14./VIII.  1920  llutfabriken.  V.  2fl./VIIl  1H99,  lO./X.,  2:i./XI.  1901,  20./V.  1902). 

1920  Friseiirgfschäftc,  v.  30./V1II.  1920  Wie  wenig  die  Kiscnbahngesellschaflen  sich 
IJektrizilälswcrke,  8./XII.  1920  die  Verbesserung  der  .Vrbcitsbedinguntren 
Waffen  fabri ken ,  v.  30./XII.  1920  Uebcr-  angelegen  sein  ließen,  bewiesen  die  darüber 
schuhe  usw.,  ferner  Ledergalanlerie-,  sich  beschwerenden  MinKrI.  v.  G./IV.  1909 
Satllerwarpn.v.31./Xll.l920Mullerei,v.  und  2.'1./V.  1912.  Die  bisherigen  KrIassc  ge- 
19.'1II.  1921  Möbelindustrie,  v.  I7./VII1.  währten   eine  effektive  Maximalarbcilszcit 

1921  Apotheken.  Diasc  Verordnungen  von  täglich  10  Stunden,  denen  eine  Kulie- 
bratimmen  in  jeder  Industrie  die  Verteilung  pause  von  wenigstens  10  Stunden  folgte, 
der  48  Stumlcn  (8  Stunden  jeden  Tag, '  den  Heizern  und  Lokomotivführern;  für  daa 
0  Stunden  und  freien  Samstagnachmittag,  Zugbejleilungs-,  da«  Bahnhofs- und  Strccken- 
Ö  Tage  zu  10  Stunden,  durchgehende  oder  personal  betrug  die  effektive  Arbeitszeit 
unterbrochene  Schichten),  ferner  die  Vor-  nöchstcns  12  Stunden.  Die  KrI.  v.  8./XI.  1919 
bedingung  und  Dauer  von  Ueberstunden  haben  endlich  den  Achtstundentag  so- 
(Sehinicren  von  Mivschincn,  Werkmeister,  wohl  für  MaschinLitcn  und  Heizer,  wie  für 
Heizer,  Wächter,  Magazincure).  das  Zugbegleitungspersonal  v.  lö./Xl.  1919 

U*atlwort«rbuca  der  ät*AUwiMoo*cbafc«n.  4  Aafl.  Bi.  1.  31 
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an  auf  dem  Staatsbabnnetze,  den  Haupt-  Bubezeiten  außerhalb  des  Wohnorts  ge- 
bahnen  und  der  Pariser  Gürtelbahn  ein-  währt  werden;  jedoch  darf  dies  zwischen 
geführt.  Jedenfalls  darf  die  Gesamtheit  zwei  aufeinanderfolgenden  periodischen  Voll- 
der  zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden  Voll-  ruhezeiten  nur  einmal  der  Fall  sein;  keine 
ruhczeiten  fallenden  Arbeitsperioden  hoch-  dieser  beiden  Kuhezeiteu  aulierhalb  des 
stcns  9  Stunden  tatsächlicher  Arbeit  im  Tag  Wohnorts  darf  eine  Dauer  von  weniger  als 
aufweisen;  ausnahmsweise  kann  eine  täg-  9  Stunden  aulweisen.  Auf  0  Arbeitstage  hat 
liehe  Arbeitsdauer  von  mehr  als  9,  aber  durchschnittlich  eine  periodische  VoDruhe- 
nicht  mehr  als  10  Stunden  zugelassen  werden,  zeit  von  mindestens  3ästündiger  Dauer  zu 
jedoch  höchstens  zweimal  zwischen  zwei  auf-  entfallen. 

einanderfolgcnden  periodischen  Ruhezeiten  Die  periodischen  Vollruhezeiten  sind  auf 
und  sechsmal  im  Monat.  Ist  eine  Arbeits-  zwei  aufeinanderfolgende  Käcbte  zu  ver- 
dauer  von  mehr  als  9  Stunden  vorgesehen,  legen  und  so  zu  gestalten,  daß  die  erste  Nacht 
so  sind  die  Gründe,  die  diese  Ueberschreitung  spätestens  gegen  22  Uhr  beginnt  und  die 
veranlassen,  dem  beteiligten  Personal  zur  zweite  spätestens  gegen  ü  Uhr  endigt. 
Kenntnis  zu  bringen.  Die  Gesamtheit  der  Zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden  Voll- 
zwiscben  zwei  auleinanderfolgenden  Vollruhe-  ruhezeiten  dürfen  höchstens  9  Arbeitstage 
Zeiten  fallenden  Arbeits-  und  Kuheperioden  liegen.  Die  zwischen  zwei  Vollruhezeiten 
(Amplitude  des  Arbeitstags)  darf  eine  Dauer  liegende  Arbeitsperiode  darf  jedoch  10  Tage 
von  12  Stunden  nicht  übersteigen.  Diese  statt  9  Tage  zählen,  wenn  die  folgende 
Dauer  kann  jedoch,  und  zwar  höchstens  Arbeitsperiode  nicht  mehr  als  ö  Tage  umfaßt, 
zweimal  zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden  Auf  den  Monat  müssen  mindestens 
periodischen  Vollruhezeiten,  bis  zu  14  Stunden  4  periodische  Ruhezeiten  entfallen,  von  denen 
verlängert  werden.  Der  Durchschnitt  der  zwei  zu  einer  Doppelruhezeit  von  mindestens 
Amplituden  zwischen  zwei  aufeinanderfolgen-  l)2slündiger  Dauer  zusammengelegt  werden 
den  periodischen  Vollruhezeiten  darf  10  können  (Art.  3).  In  ähmicli  eingehender 
Stunden  nicht  übersteigen,  vorbehältlich  Weise  wird  die  Arbeitsdauer  bei  Rangier- und 
unbeabsichtigter  Abweichungen,  die  etwa  Depoldienst  bei  drei-  und  zweischichtigem 
am  Ende  der  Periode  vorkommen.  Betrieb  geregelt.     Liegen  höchstens  1 

Muß  die  Dauer  der  Arbeit  über  8  Stunden  Stunden  zwischen  Ankunft  und  Abfahrt 
hinaus  verlängert  werden,  so  ist  den  Arbeit-  eines  Zuges,  so  gelten  sie  als  Arbeitszeit 
ncliniern  die  Möglichkeit  zum  Einnehmen  (Art.  0).  Aushilfsreservedienst  kommt  mit 
einer  Mahlzeit  nach  höchstens  Ü  Stunden  einem  Drittel  der  Arbeitszeit  in  ^Vnrechnung. 
Arbeit  zu  gewähren;  die  für  die  Mahlzeit  Bereiischaftsreserve  im  ganzen  Umfang, 
gewahrte  Zeit  (ungefähr  30  Minuten)  ist  Bereitschaft  in  der  Wohnung  mit  V4  bei 
auf  den  Dienstlabellen  (roulements)  zu  ver- ,  über  4stündiger  Dauer.  Unfälle,  öffentliche 
merken  (Art.  2).  [  Interessen,  außerordentliche  ^Vrbeitshäufung 

Als  Vollruhezeiten  (grand  repos)  gelten  bilden  Ausnahmsmotive  für  längere  Arbeits- 
Icdiglicli  zwei  Ruhezeiten,  die  eine  unuuter-  dauer.  Solche  Abweichungen  sind  dem 
brocliene  Dauer  von  mindestens  —  am  Arbeitskontrolldienst  zu  melden. 
Wohnort  des  Arbeitnehmers  —  14  Stunden  f)  Verguügungsgewerbe;  Kindcr- 
und  —  außerhalb  des  Wohnortes  desselben  —  schütz.  Kinder  unter  13  Jahren  dürfen 
9  Stunden  aufweisen.  |  nicht  als  Schauspieler,  Statisten  usw.  bei 

Die  Dauer  der  Ruhe  außerhalb  des  Wohn-  ]  öffentlichen  Schauspielen  oder  in  ständigen 
orts  darf  weniger  als  9,  jedodi  nicht  weniger  j  Varietes  beschäftigt  werden  (Code  du  travail 
als  8  Stunden  betragen,  wenn  der  Dienst '  Art.  58).  Ausnahmen  kanii  für  Paris  der 
den  Arbeitnehmer  zu  seinem  Wohnort  zu-  Unterrichtsminister,  in  der  Provinz  der 
rückführt.  Präfekt   für    bestimmte    Stücke  zulassen 

Andererseits  dürfen  auf  die  Zeit  zwischen  '  (Art.  59).  Strafbar  ist  die  Beschäftigung 
zwei  aufeinanderfolgenden  periodischen  Voll- 1  fremder  Kinder  unter  16  und  eigener  Kinder 
ruhezeiten  entfallen:  Entweder  zwei  Ruhe-  unter  12  Jahren  bei  gefährlichen  Kunst- 
zeiten am  Wuhnort,  deren  Dauer  weniger  stücken  als  Akrobaten,  Seiltänzer,  Zauber- 
ais 14,  jedoch  nicht  weniger  als  13  Stunden  künstler,  Tierbändiger  oder  Zirkusleiter 
betragen  darf;  oder  eine  Ruhezeit  am  Wohn-  (Art.  CO).  Strafbar  ist  ferner  dieUeberlassung 
ort,  deren  Dauer  weniger  als  14,  jedoch  nicht  von  Kindern  an  Akrobaten  usw.  oder  an 
weniger  als  12  Stunden  betragen  darf.  Ist  Landstreicher,  Heimatlose  oder  gewerbs- 
an  einem  Arbeitstag  während  mehr  als  ,  mäßige  Bettler,  sowie  Vermittler  oder  Agen- 
9  Stunden  tatsächlich  gearbeitet  worden,  j  ten,  die  diese  Beschäftigung  veranlaßt  haben 
so  ist  eine  Herabsetzung  der  Ruhezeit  '  (Art.  61).  Die  Konsularagenten  haben  die 
unter  13  Stunden  möglichst  zu  vermeiden,  i  zur  Repatriierung  der  aus  Frankreich  stam- 
Einer  Ruhezeit  außerhalb  des  Wohnorts  mcnden  Kinder,  die  im  Auslande  solche 
hat  gewöhnlich  eine  Ruhezeit  am  Wohnort  |  Gewerbe  treiben,  notwendigen  Maßnahmen 
zu  folgen.    Es  können  hintereinander  zwei !  zu  ergreifen  (Art.  63). 
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g)   Arbeitibedingungen   bei  Ver- 

gebuni;  öfleotlichtr  Arbeiten  und  Lir- 

leruDRcn.  l'üirlitinhrfte  dir  l'iitrr- 

Debnur,  ilip  «lurcti  >li  r.  i  ,■ 

bchurdt'ii  iiiit  il>  r  1  >  . 

Ai  l«it<  n  oder  vuii  1,;. 

hab.n  laut  v.  lo,  VIII.  i- 

ArbiMlern  unti  Ani;i~i' It'' ii  i-  r 

ruhelag  zu  «lehi-rn, 

nur  in  einer  von  iIt 

dm  Hohe  tu  Ii  .rimtir 

lollen  den  in  >:  '  il  il<-r 

Au«fulirunK  der  Aib..t  ■  ' 

erbülicn  und  4.  in  dir  da  > 

beiUdauer  1.        .'     '  • 

bewdlij;lir  > 

luichlttr.  I>  I 

eni»itJ>r  auf  dr  . 

in  I •■  V'  lun,; 

I.  '..n.      I) - 

»  ■    .  :  >  Ii  zwei  Kn 

den  lJi'|iarteinrMli  und  lur  diu  VS  uidlali);keiU- 
amtallen  den  (ienHinden  auferluRt. 

6.  Schulz  der  Cetundheit  und  Sicher- 
heit, l)em  (A>de  du  Travail  Mnd  hier  ein- 
verleibt die  durch  (i.  v.  31.  MI.  IUI 2  ab- 
ReandrrlenCt;.  v.  12./VI.  18U3  und  v.  ll./VU. 

.'■M  'n    Ueinlinltung  und 

SielnrlMil  ■  u   lur  füllende  He- 

triebr:    M.ii   .  ■ :,,    l-'aliriken,  Hütten- 

werke, ZiniiM  r|ilalze,  Werkstätten,  I^bu- 
raturHn,  ku'lnn,  Keller  und  ebenerdige 
Im». .Hl.  (.!.-),  Warenhäuser,  Laden, 
Kun.iu  ,  \'rii<li'-  und  Kntladeunterneh- 
niun;;en,  lliKinr,  Zirl.u  -e  und  andere  der 
Sehavi-I<  lluni;  ilii  iiiiulr  riilernehniungen  «u- 
wic  ihr  Zubehör  ji-der  ;Vrt,  seien  es  uffentliehe 
oder  private,  weltliche  oder  kirchliche  Kin- 
rli'lilungen  auch  dann,  wenn  «ic  den 
i'li.ir.ikter  öffentlicher  Unterricht«-  oder 
Wnlili  r  •  talten  trn^^cn. 

A.  !    Mnd    reine  Kaniilienbr- 

iriilir,  r  .'im  die  Arbeit  dn-selbül  mit 
Hille  viin  |)ani|ifke.<seln  oder  Motoren  aus- 
geführt wird  oder  da*  betreffende  tiewerbc 
unter  die  ^'efahrlirhen  oder  ungesunden 
eingereiht  ist  (Art.  iJu).  Das  Ciesetz  verlanct, 
daU  .\rbeiter  in  Sehachten,  Ga.sleitunt;en, 
Kauchkanalen,  Senkgruben,  Bottichen  oder 
sonstigen  nioglieherweLsc  Kchädlichc  (io.sc 
enthaltenden  Kauiiien  an  einem  liurtcl 
befestigt  oder  durch  andere  Vorrichtungen 
geschützt  ütin  sollen.  Schächte,  Falltüren 
und  Kinfalirtsüffnungen  müssen  geschlossen 
«ein.  Mdlonn  müssen  mit  Wänden  oder 
Schul  zgelandern  umgeben  sein.  Stiegen 
müssen  fi^t  gebaut  und  mit  starken  Ge- 
ländern versehen  sein.  Baugcrü.stc  müssen 
mit  festen  Geländern  von  90  cm  Höbe  ver- 
sehen sein. 

Das  Gesetz  verlangt  die  Anbringung  von 
Schutzvorrichtungen  an  bestimmten  Ma- 
schinenteilen und  Transmissionen  (Art.  66). 


I  Durch  ü.  V.  6./III.  1917  iitt  ferner  die  Ver- 
abreichung von  alkoholischen  (jetränken 
in  den  .\rbeii-raumeii  und  da.<  Verweilen 

i       ■  •  ■   ■        '   !  .  ■  Ibsl  verhüten 

',at  das  weilesto 

  .i.ebiete(.\rt.07) 

ln-|iekl<iren  linbeu  die  .Arbeitgeber 
,'if.Mi(..rclirn,  den  erla^senen  Kc.;le- 
Vlinde!<tfri>t  von  4  Togen 
her  Arbeitgeber  kann 
tiiiiiuii  It  l.i(;iii  i      '        III  den  Arbeit«- 
mini.'ter  mit  auf  Wirkung  ein- 

'rn.     Vor  dem  l.iii  cinul  hat  sieii  da« 
mite«   (ur   (.iewerbc   und    Industrie  zu 
.Liiiern  (  .\rtu  0«  70). 

Die  Dekrete  v.  10/Vll.  und  13./V1IL 
!■''  ■    .' \    1917  enthalten  die  durch  dai 
•  ■Tien  allgiiiuinen  ge^undlieit- 
Millen  über  Keinigung,  Huden, 
rilte  leiner  nundeslen»  auf  je  f»0  I'er- 
i.enj,  Minde-itluftraum  (7  ebm  für  eine 
,  rcrtonl,    StaubabüBugvorrichtungen,  Ver- 
'  bot    der    Kinnahme    von    Mahlzeiten  in 
den  .'Vrbeitsraunien,  Vorsorge  für  Keuent- 
gelahr,  Nolau-gaiige,  Stiegen,  Heizung,  Hc- 
leuehtung.    In  Kabrik.Hchlalroumen  soll  der 
Mindestlufirauni    14    cbm    betrogen,  dun 
Schlafen  in  den  Werkraumen  int  verboten; 
VerhulungsiiiaUnaliiiien  gegen  'l'uberkuloKO 
sind    in    den    Sriilnf-Iallen  auszuhängen. 

Spezialvorschriften  beireifen  den  Srhutz 
gfljen  Hieivergili  "  M  /  \'i<-  I tekretc  v.  l./X. 
1913  belrelleii  er  >  lusclie  Verhal- 

tungsnornien,  zwi  .  •  iliot  den  trocke- 

nen Abkralzens  oder  Abliiiii'-enji  von  HleiweiO- 
anntrichen.  Der  Code  du  trovail  verbietet 
vom  l./I.  1916  an  die  Verwendung  von 
Uleiw'ciU  oder  von  bleihaltigem  Leinöl  bei 
Anistriehen  im  Innern  oder  an  der  AuQen- 
seite  von  (lebauden  (.i\rl.  79).  Kin  dritte» 
Dekret  die^in  Dnlums  verbietet  das  Saugen 
'an  XinngetoUen  (zur  Kesislellung  des 
hermelUclien  Versehlussei-),  ein  vierU-s  die 
Verhütung  der  Linalmung  von  Queeksilber- 
damplen  in  Hoorsehneidereien  (dettgL 
KrI.  V.  9./X.  1913),  ein  fünfte«  den  Schutz 
gegen  Schweinlurtergrün,  ein  sechstes 
gegen  Milzbrand  (Merkblatt  v.  9./X.  1913); 
»eitere  Dekrete  betreffen  den  (jesundhcits- 
scbutz  in  Wäschereien,  dis  Verbot  ge- 
brauchter Verbandstoffe  in  .Xbfallverarbci- 
tungstabriken,  die  Desinfektion  der  Glas- 
pfeifen, in  die  mehrere  (jlitsarbeiter  blasen, 
die  Verhütung  von  Hautausschlägen  bei 
der  Verwendung  von  Zement,  die  Vorsorge 
gegen  L'nfalle  durch  Kraftstromleitungen, 
gegen  Gefährdung  der  Drucklultarbeitcr. 

Arbeitsverboten  und  Arbeil.sbeschrän- 
I  klingen  ist  die  Beschäftigung  von  Jugend- 
lichen unter  18  Jahren  und  von  Krauen 
unterworfen  zur  Wahrung  der  Sitten  und 
des  AnStandes  (Art.  71),  zur  Verhütung 
von  Ueberanstrengung  und  Gefährdung  in 

31* 
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gewissen  durch  Verordnung  namhaft  zu 
machenden  Industrien  (Art.  72),  oder  bei 
gefährlichen  Verrichtungen  und  Aus- 
dünstunsen  (Art.  73). 

üie.-;en  Grundsätzen  gemäß  hat  das  Dekret 
T.  21./11I.  1914  das  Verzeichnis  der  Ar- 
beiten aufgestellt,  von  denen  einzelne  den 
Jugendlichen  unter  15,  unter  16,  unter  18, 
mandie  Jugendlichen  und  Frauen  verboten 
sind,  ferner  der  Verrichtungen,  zu  denen 
der  Zutritt  geschützten  Personen  verboten 
ist,  oder  für  welche  die  Erfüllung  gewisser 
Bedingungen  vorgeschrieben  ist.  Das  Dekret 
T.  28./XII.  1909  hat  die  Maxima  der 
Gewichte  der  von  Männern  und  Frauen 
auf  Schienen,  Schubkarren  fortzubewegenden 
Lasten  usw.  je  nach  Altersstufe  aufgestellt. 
Auch  die  Handelsarbeiter  erfahren  den 
Schutz  gegen  Wind  und  Wetter  durch  Dekret 
T.  21./VI.  1913,  das  ein  Arbeitsverbot  in 
den  Verkaufsständen  auf  offener  Straße 
vor  Läden  und  Warenhäusern  für  Knaben 
unter  14,  Mädchen  unter  16  Jahren  aus- 
spricht, die  Arbeitszeit  für  Jugendliche 
unter  16  Jahren  auf  6  Stunden  beschränkt, 
und  bei  Temperaturen  unter  Null  die  Arbeit 
nach  8  Uhr  abends  (auch  Frauen)  verbietet. 
Besondere  Wetterschutzvorkehrungen  für 
diese  Arbeiter  enthält  Dekret  v.  22./rX.  1913. 
Den  Warenhäusern,  Läden  und  Handels- 
betrieben ist  für  jedes  Mitglied  des  weiblichen 
VerUaufspersonals  Sitzgelegenheit  zu 
erinogliclien  (Code  du  Travail,  Art.  76,  seit 
G.  v.  29./Xn.  1900). 

Arbeiter,  die  von  Blei-  und  Queck- 
silbervergiftungen bestimmter  Art  be- 
fallen werden,  haben  nach  dem  G.  t.  25./X. 
1919  Art.  6  Anspruch  auf  eine  Unfallrente 
gemäß  HaftpfliehtG.  v.  9./IV.  1898.  Die 
Aerzte  haben  die  angeführten  Berufskrank- 
heiten anzuzeigen  (Art.  12).  Durch  Dekret 
V.  19./X1.  1919  ist  eine  besondere  Höhere 
Kommission  für  Berufskrankheiten  einge- 
setzt und  durch  Erl.  v.  29./I.  1920  ein 
Ministerium  für  Gesundheits-,  Unter- 
Btützungswesen  und  Sozialversiche- 
rung neu  errichtet  worden. 

7.  Die  Inspektion.  Das  KinderschutzG. 
v.  19./V.  1874  führte  zur  Ernennung  von 
15  Kreisinspektoren  als  Vollzugsorganen,  die 
über  ihre  Beobachtungen  an  die  Ober- 
kommission für  Arbeit  zu  berichten  hatten. 
Diese  erstattet  einen  Jahresbericht  an  die 
gesetzgebende  Versammlung,  sorgt  für 
gleiche  Durchführung  in  allen  Landesteilen 
und  hat  das  Vorschlagsrecht  für  die  Er- 
nennung der  meist  als  Staatsingenieure 
vorgebildeten  Inspektoren.  Diese  Organi- 
sation übernahm  das  G.  v.  2./XI.  1892 
Art.  17 [f.  und  cab  der  Inspektion  mit  den 
Polizeiorganen  konkurrierende  Schutzbefug- 
nisse über  Kinder  im  Hausierhandel  (G.  v. 
7./XII.  1847).     Das  G.  v.  12./VL  1893 


I  (Artt  4,  10)  hat  sodann  die  Fürsorge  für 
Gesundheit  und  Sicherheit  den  Inspektoren 
anvertraut,  deren  Wirkunzskreii  seit  G.  t. 
ll./VIL  1903  (Artt.  1  u.  4)  alle  gewerblichen 
Betriebe  mit  Ausnahme  der  nichtmolorische« 
und  nicht  gesundheitsschädlichen  Familien- 
betriebe umfaßt.  Im  Code  du  Travail  habet 
diese  seit  1893  erlassenen  Gesetze,  ferner 
das  den  Aushang  regelnde  G.  v.  31./XIL 
1912  und  das  G.  v.  4.'IIL  1913  Aufnahme 
gefunden.  Danach  haben  die  Inspektorea 
für  den  Vollzug  der  Bestimmunsen  über 
Trucksystem,  Fabrikskantinen,  Lohnzahlung, 
Kautionen,  Heimarbeitsverzeiclinisse,  Min- 
destlohnkonirolle,  für  die  Einhaltung  der 
Schutzvorschriften  des  2.  Buches  des  Code 
du  Travail  und  für  die  Berichterstattung 
über  Betriebsunfälle  und  ihre  Verhütung 
,(G.  T.  9./IV.  1898  Art.  11)  zu  sorgen  und  die 
Anzeige  wegen  Uebertretung  dieser  Vor- 
schriften und  der  über  Au.-hang  der  ünf.ill- 
i  Vorschriften  (.\rt.  31)  zu  erstatten  (An.  08 
C.  2  Code  du  Travail).  Nur  zu  den  im 
;  Dekret  v.  27./in.  1904  bezeichneten  Militär- 
:  Werkstätten  und  zu  den  Befestigungsarbeitei 
bat  der  Inspektor  keinen  Zutritt;  der  Vollzug 
des  Arbeiterschutzes  ist  hier  in  den  Händem 
von  Organen  des  Kriegs-  und  des  Marine- 
ministeriums (Art.  94).  Die  Arbeitsinspek- 
toren ernennt  der  Arbeitsminister  (Art.  99); 
das  Inspektorat  besteht  aus  Kreisinspcktoren 
(inspecteiirs  dirisionnaires)  und  den  ihnen 
I  untergeordneten  Departementsinspektorei 
|(Art.  100).  Voraussetzung  der  Ernennung 
'  ist  die  erfolgreiche  Ablegung  der  Prüfungen, 
deren  Modus  von  der  Oberkommission  für 
Arbeit  (Art.  113)  geregelt  wird  und  die 
Leistung  einer  einjährigen  Probezeit  (Artt. 
103,  104). 

j  Die  Arbeitsinspektoren  haben  einen  E.\i 
zu  leisten,  daß  sie  keine  Fabrikationsgeheim- 
'  nisse  und  überhaupt  kein  Betriebsrerfahre« 
'  preisgeben  werden,  von  welchem  sie  in  Aus- 
übung ihrer  Funktionen  Kenntnis  erlangem 
können  (bei  Ahndung  gemäß  Art.  378  des 
Strafgesetzes  Art.  102).  Die  Inspektorei 
haben  Zutritt  zu  allen  Betrieben,  auf  welche 
sich  die  Vorschriften  beziehen,  für  deren 
Durchführung  sie  zu  sorgen  haben,  um 
daselbst  die  Ueberwachung  und  die  Unter- 
suchungen vorzunehmen,  mit  denen  sie  be- 
traut sind.  Wenn  jedoch  Malerarbeiten  im 
bewohnten  Räumen  ausgeführt  werden, 
können  die  Inspektoren  diese  nur  mit  Er- 
laubnis der  Bewohner  betreten  (Art.  105). 
Die  Inspektoren  können  die  Vorweisung  der 
vorgeschriebenen  Verzeichnisse,  Arbeits- 
bücher, Betriebsordnungen  und  des  Zeug- 
nisses über  körperliche  Eignung  verlangen 
(Art.  106).  Arbeitsinspektoren,  Bergingenieure 
und  Aufseher  haben  Uebertretungen  durch 
Protokolle  festzulegen,  welche  bis  zum 
Beweise  des  Gegenteils  Beweiskraft  haben 
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(Art  107).  Die  Inforktorrn  fObren  die 
ArbeiUitatittik  (Irr  IniiuMrir  ihrn  Bt- 
iirkr<  und  hibrn  jährlich  über  dif  An- 
mriiiii  ■  i.r  \  '  r  .(ton,  für  dfttn  Uurrli- 
luliruni;  m  zu  nr.-' ii  haben,  rini;rhcDil  Uc- 
richt  zu  crtUttcn  lArt.  1U8,  100). 

I)ir  Orcani-ation  dc-r  Iluprktion  int 
durch  Kr!.  \.  ,  IX  r.M.i.  13./1.  und  7./XII. 
lUU.  l'.tlij  unl  IJ  VI.  1919  geregelt. 
Der  Iclite  trUll  (l'Jl'Ji  bc?tiinml  ein.' 
Sund  von  II  Krei»-,  l'Xi  llepartenieni 
in>iiikloren  (davon  weiblich  2C),  zunamnim 
144   i'ertoDcn:  100(1  «ar  du  Total  130, 


!100C:  128.     Die  Iiuppktoren  können  auf 

hüch-ti'tin  3  Jahre  in  [)L<poMibiliiat  versetzt 
«erden.  Wahrend  der  Probezeit  bptrii|;t 
ihr  (ieh.ill  'J4iii)  Fr.  Die  Deporloiiients- 
in>prkluren  hezichen  in  fünf  Oelialtskla^ücn 
3000- IiOUO  F'r.,  die  Kreihin>pektorcn  in 
drei  Klassen  C(»üO,  7000,  8UUÜ  Fr.  (unver- 
iindcrt  »eit  1907!).  VrI.  ferner  Dekret 
V.  3 /V.  1907  ergänzt  durch  KrI.  v.  II. /III. 

II.  und  20./XI.  1911,  13./VII.  1912, 

1910. 

I Uevijiionitätigkeit  illuitrirren  folgende 
Ziffern: 


Zahl  in  Rrvi- 
•lODrO 

ReTidim« 

Iletrirba 

Mit  riorr  Ar- 
bcitenabi  von 

Intpi  kifom- 
pflirhiige 
lleirirbe 

1 

Arbeitertalil 

i;h.i.7 

148351 

548  325 

3864  007 

19« '"J 

168080 

3  b^i  II  1 

548  <*9 

4  133  237 

ms 

«7«  5J.4 

3  99»  J3< 

5'333l 

4  400  »OJ 

Kür  d  ■                       ^   '  »ind  narh  Ansahen  der  In- 

ipektoiro  i'etxaliUn  erhohen  worden; 

1,313.377  (llv  .   ;    ^1-   il.i.   .1.  .   '  -     11'  IÖU-4S1). 


Die  obere  Ar''  ■  '  mminKion  begut- 
achtet    die    Vi:  über  ,\rbeiler- 

prl.iitr,  regelt  d  •  1  :  .  .;  .-^programnie  der 
Ii.  I  i-ktoren  und  rrttattet  einen  Jahre»- 
bfti.  Iii.  Sie  be*.!'  11  zwei  Senatoren, 
iwri    Depulieri'  Iteni    und  fünf 

anderen  (vom  l'i..  'ler  Hepiiblik  auf 

4  Jahre  ernannlcn;  MuKiiedern  (Artt.  III 
bin  114).  Die  (ieneralrate  jedes  Departe- 
ment» netzen  ferner  Koninii>>ionen  ein,  die 
an  die  Uberkonl^lU^iun  Ucrichtc  über  den 
Vollzug  erntallen,  der  die  In-pektoren,  die 
Voriitzenden  des  (iewerbegerichle«  des 
ll.iuplort.i,  eventuell  der  Uergingenieur  an- 
(Tflioren.  Die  (ieneralrate  errichten  ferner 
l'alronate  (coniit^x  de  patronage)  zum 
.^chulz  der  Lehrlinge  und  Kinder  und  zur 
Forderung  ihrer  .\u>-bildung.  Sic  werden 
ehrenamtlich  von  einer  Kommission  ver- 
waltet, von  der  der  tieneralral  vier,  der  l'ri- 
ffkt  drei  Mitglieder  ernennt. 

In  Bergwerken,  drüben  und  Stein- 
brüchen übernehmen  die  Bergingenieure 
und  -aufseher  die  F'unktion  der  tiewerbe- 
au(>icht  und  sind  für  diesen  Dienst  dem 
ArbeiLtminister  (sonst  dem  Minister  für 
•(fentliche  Arbeiten)  unterstellt;  da-sselbe 
gilt  von  der  Durchführung  der  Wochenruhe 
(Am.  95,9<'i).  Indessen  haben  nach  schweren 
Wcttercxplosionen  in  den  Loirebcrgwcrkcn 
die  Gewerkschaften  der  Bergarbeiter  ener- 
gisch die  Unzulänglichkeit  der  Gruben- 
ingenieure  hervorgehoben  und  die  Anstellung 
Ton  den  Belegschaften  gewählter  Bcrgbau- 
delegierter  verlangt.  Dieses  Verlangen  er- 
füllte das  G.  V.  8./VI1.  1890,  das  mit  den 
Abänderungen  durch   G.   v.   4./11I.  1913 


und  2-I./V1.  1919  nunmehr  die  Artt.  120  1&7 
de«  lÄiiv  du  Travail  bildet.  Danach  haben 
die  Delegierten  für  die  Sicherheit  der  Herg- 
arbeiter die  L'ntertagbaue  zu  besichtigen, 
die  Sicherheils-  und  (ienundheilsverhalt'- 
nbse  des  dort  bn>cliaft igten  Per^onalfü  und 
die  L'nutande,  unter  welchen  hich  ein  Un- 
glücksfall ereignet  hat,  zu  unter>uchen. 
Sic  melden  rebertretungen  der  Bintim- 
mungcn,  belreflend  die  Kinder-  und  F'rauen- 
arbeil,  die  Arbeilsdauer  und  den  wöchent- 
lichen Ruhetag,  welche  nie  gelegentlich  ihrer 
Befahrungen  fcsmiellen  (Art.  120).  AU 
,\ulsichtsbezirk  gilt  die  (jeitamtheit  der 
demselben  Bergwerksunlernehmer  gehören- 
den Schachte,  Strecken  und  Arbeitsorte, 
deren  sorgfältige  Befahrung  nicht  mehr 
als  0  Tage  erfordert.  Der  Delegierte  koU 
zweimal  im  Monat  alle  Schachte,  Strecken 
und  Arbeitsorte  seines  Auf-ichlsbezirkea 
befahren.  In  gleicher  Weise  soll  er  die  Vor- 
richtungen besichtigen,  welche  zum  Verkehr 
und  zur  Beförderung  der  Arbeiter  dienen 
(.\rt.  12G).  Ur  soll  weiter  ohne  Verzug 
jene  Orte  besichtigen,  an  welchen  sich  ein 
Unfall  ereignet  hat,  der  den  Tod  oder  die 
schwere  Verletzung  eines  oder  mehrerer 
;\rbeiter  verur.-aclit  hat  oder  die  Sicherheit 
der  Arbeiter  gefährden  konnte.  Von  einem 
Unfall  ist  der  Delegierte  auf  der  Stelle 
durch  den  Bergwerksunternehmer  zu  ver- 
ständigen (;Vrt.  127);  die  bei  jeder  Befahrung 
von  ihm  gemachten  Wahrnehmungen  sind 
spätestens  am  nächsllolgcnden  Tage  von 
ihm  in  ein  besonderes  vom  Unternehmer 
beigestelltes  Verzeichnis  einzutragen,  das 
ständig  auf  der  Tagesanlage  der  Unter- 
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nehmung  zur  Verfügung  der  Arbeiter  zu 
halten  ist.  Der  Bcrgwcrksunternehiner 
kann  seine  Wahrnehmungen  und  Bemer- 
kungen hinsiclitlich  jener  des  Delegierten 
in  dasselbe  Verzeichnis  eintragen.  Ab- 
schriften beider  Einträge  gehen  an  den 
Präfekten  (Art.  130).  Wählbar  sind  nur 
französische  Staatsbürger,  die  unbescholten 
Bind  und  deren  Name  in  der  letzten  Lohn- 
liste steht  (Art.  134);  Analphabeten  haben 
kein  passives  Wahlrecht.  Dieses  erheischt 
Vollendung  des  25.  Lebensjahres,  Besitz 
der  politischen  Rechte,  Beschäftigung  durch 
mindestens  5  Jahre  unter  Tage  und  zum 
mindesten  2  Jahre  in  demselben  oder  einem 
benachbarten  Bezirke  derselben  Unter- 
nehmung; ehemalige  jVrbeiter  sind  unter 
den  obengenannten  Voraussetzungen  wähl- 
bar, wenn  sie  über  10  Jahre  unter  Tage 
gearbeitet  haben  oder  Bergdelegierte  waren. 
Sic  dürfen,  wenn  sie  einen  Monatslohn  von 


20  Arbeitstagen  erhalten,  keine  Scbank- 
wirtschaft  treiben  (Art.  137).  Die  Funktions- 
dauer der  gewählten  Delegierten  betrifft 
3  Jahre  (Art.  150).  Bei  schwerer  Vernach- 
lässigung seiner  Obsorge  kann  nach  vor- 
gängiger Untersuchung  der  Präfekt  den 
Delegierten  suspendieren;  der  Minister  kann 
diese  Strafe  bestätigen  und  selbst  durch 
Absetzung  des  Delegierten  seine  Wählbarkeit 
auf  3  Jahre  sistieren.  Der  Präfekt  bestimmt 
alljährlich  die  Zahl  der  lnspektionen  des 
Delegierten  und  die  Höhe  der  Entschädigung, 
die  der  Staatsschatz  vergütet:  für  Sonder- 
inspektionen (Unfälle)  erfolst  Kxtraentsehä- 
digung,  höchstens  bis  zur  Höhe  von  30  Ar- 
beitstagen pro  Monat.  Die  Inspektionskosten 
der  Delegierten  werden  wie  direkte  Steuern 
bei  den  Betriebsunternehraern  eingehoben 
(Art.  150). 

Im  Bergbau  betrugen  die 


Zalil  dir 
Revisionen 

Revidierte 
Uetrii'bc  j 

Zahl  der 
Arbeiter 

KcvisionspOichtige 
Betriebe  .\rbeiter 

lOO'J 
Dez.  1921 

1 3  6o^ 

239924 

3939S 

Die  Zahl  der  Bcrgclief  ingenieure  betrug  15,  üeber  das  Ergebnis  des  Einschreitens 
der  gcwöhnliciien  Ingenicure  33,  Unteriuge-  der  Inspektoren  gibt  die  folgende  Ueber- 
nieure  122,  total  170.  sieht  Aufschluß: 


1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

Protokolle 

mit 
folgender 

zu  Jahresschluß  anhängig  . 
als  erfolglos  erkannt  von 
der  Inspektion  .... 
dgl.  von  den  Gerichten.  . 

2S99 
90 
150 

33 
61 

3303 
79 
263 

34 

156 

44"- 
löl 
278 

»65 
437 

5343 
"7 
2S9 

58 
430 

453I' 
93 
485 

40 

240 

5201 
90 
534 

31 

33 

Total  .  .  . 

3:!33 

3S35 

5443 

6237 

5394 

5889 

%  der  er- 

1 

folglosen 
Falle 

6,0 

7.0 

14,0 

9.7 

5.^ 

1903       1904    j  19(J5 

Durchschnitt  der  Bussen,  Fr  |    33,7    j    28,7    |  28,3 

Dem  Vollzuge  dienen  ferner  die  von  den  \  erzogeneu  Kinder  vorzulegen  (Art.  87). 
Unternehmern  vorzunehmenden  Aushänge  i  In  Handelsbetrieben  ist  Art.  76  Code  du 
verschiedener  Bestimmungen.  Dieser  Vor- ,  Travail  (Sitzgelegenheit  für  Frauen)  anzu- 
schrift  unterliegen:  Verordnungen  über  Kin-  schlagen.  Der  Kontrolle  des  Kinderschutzes 
der-  und  Frauenschutz,  Adresse  des  Inspek-  |  dient  das  (für  Erwachsene  seit  1890  abge- 
tors,  Beginn,  Schluß,  Unterbrechungen,  in  i  schaffte)  von  den  Bürgermeistern  unent- 
Wohltätigkeitsanstalten  außerdem  die  Unter-  ;  geltlich  auszuhändigende  Arbeitsbuch  (Ein- 
richts-  und  Mahlzeitstunden  (Artt.  83-86).  träge:  Vor-,  Zuname,  Datum,  Ort  der 
Dem  Inspektor  ist  von  den  Anstaltsleitern  j  Geburt,  Wohnort),  für  Kinder  unter  13  Jahren: 
alle  3  Monate  das  Verzeichnis  der  dort  { Besitz  des  Elementarschulzeugnisses,  Ein- 
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und  Ati  •'  ■  dfin  Betrifb  (Art.  88.  89). ' 
Dimr  I  '  vom  ArbcitacbtT  ia  i-in 

(fL«t<T    i-i  (ur 

V  I 

y  ■ ,  WO  wcniu'tpai 

«Iii-  r  mehr  Arbeil  er 

bf^i'll&ltlCl  »rfilcli. 

8.    S(rA(rn.      Iti<"   I'r'brrlrctiin"i'n    <]•  ■ 

\ 

tl. 

(uliirr  »i-r  irii  \uiij  i'  Hut  .>  l<. 

U)  Kr.  pfbiiUl.  Im  Wh-  illcOiinm: 
\  >  M<pi  •  Indiii 

Vor  ili  •  und 

mit     <:.'  ■  I     1 ,  .  ,  ■ .    :.  '    I  r 

beirrt    (Arl.    Dil).       Hri  KU' 
kann  der   <     i"  ■^     ■  •   d<T   i.  .  . 
jedoch,  wri.'  I  fbi-rln  ; 

der  Artt.  Ü    •      .       ,  .  •  «i  Kr.  und, 
c*   »ich   um    LcbrrirciunKfn  der  Braiim- 
mtiii''"n  dl-  Kit»    IV  dl-    Tit.  1  fwiirlipnt- 
h     ■  - 
III 

di'i   1^  II  uiiir  üir   KiiuJir-  iiiiii 

FmiKM.  .  'i  da«  (iericht  im  \Vie<bT- 

b"'  ■  1»  frteil.«  vom 

/  I  und  anordnen, 

dttk/  11  dra  Zuwider- 

handle .riTen  /.i-ilun','en 

de«     h'i'.  ::>'nllirht  werde 

(Art.  lti;i).  'I  "ind  nicht  anwend- 

bar, wenn  <  '  nn  tune  der  lic^tim- 

munccn  über  die  KiiKbrarbeil  btliitlich 
durch  einen  Irrtum  verur»aoht  wurde  (.\rl. 
164 1.  Ilei  febertretutigen  der  Be-itim- 
muncen,  betreffend  die  Arbeit  von  Krauen, 
die  erft  kurzhch  entbunden  haben,  finden 
die  in  den  vorhergehenden  .\rtikeln  vorge- 
Hchrnen  Strafen  auf  den  lletriebiinhaber 
oder  »einen  Aufseher  nur  dann  Anwendung, 
wenn  es  fich  um  wi.ispnllich  becangcnc  Ueber- 
iretuniren  handelt  (.\rl.  lO'la). 

|)ie  übricen  Slr.if>alr.e  Miid:  5  —  100  Kr. 
(ur  jeden  ge>etr.»idrii;  be^cliiifticten  .Vrbeiter 
bei  Uebertretuns;  von  .\rtt.  <>  8  (8-Stunden- 
tas).  ö  -IT)  Kr.,  Kiiekfall  15  Tage  H.ifl: 
cegcn  Artt.  18,  2Vt,  64  (LelirlinRswesen), 
16  -  200  Kr.  und  G  Monate  bis  2  Jahre: 
Artt.  60,  61  (Kinderbe-schäftiRunc;  als  Akro- 
baten, Bettler  usw.),  16—50  Kr.  und 
I  C.  Monate  Haft:  Art.  92  (Kehlen  des 
ldentität.inachwei.«e^  dej  Kindes),  5—15  Kr. 
bei  Verletzuni  der  Vorschriften  über  (Je- 
.•iundheit  und  Sicherheit  (einschließlich 
Art.  66b,  Kinffihren  von  Alkohol  in  die 
Werkräunie),  Totalmaximum  200  Kr.  Bei 
Ruckf.ill  50  -  500  Kr.  pro  Kall,  Total- 
maximum 2000  Kr.,  eventuell  Schließun);  I 
des  Betriebes  durch  strafecrichtlichcs  Urteil 
(Art.  176  Code  du  Travail),  100-  500  Kr., 
Rückfall  500-1000  Fr.,  Widersetzlichkeit 
geaen  lnspektion  (Art.  178):  ferner  straf- i 


(•ct'.  '  •'  ' .  T'  '  •  •  ■  ' .  n<o  Rüllig  fflr  Bm^- 
ba  .  1  Kr.,  1  Miinat  bin 

'   '  .:      ,      .  influs.'iung  der  Berg- 

durch    Ürohuni;   oder  Be- 
.•  181). 

9.    ArbeittTcrtrsKSSchutz,  Lohnzah- 
!'in(;  Truckverbot,  Mindrstlolinr.  IiiierKten 
■  Code  du  Trnv  ,  •  ■  (la.<  ü.  v. 

1910  7iir   K-  von  10 

•    1.1  lir-,  Kienstvcr- 
kret  V.  12./I.  1911, 
<.c..   V.    28. 'XI.  1912, 
.  II.  liM5.  18./VI..  18./X. 
I.'..,  _  ,  Iii    IM'    '     MI    1920.  Diese 
Vorschriften  betn!  t  den  Lehr- 

\  ■      ■ '.n  Ab  •   .  ^  .:!.ilt't  Kchrifilich 

lie(  Notar,  dewerbe-,  Krii-deiLs- 
.  r  private  Urkunde  (im  erjilcn 
.■  1,ijO  Kr.  tiebuhr,  2  Kr.  Vergütung); 
.iidlich  nur  im  Kähmen  dcD  Code  civil 
i/eugenbcwei»  bis  zu  Del  ragen  von  150  Kr.) 
(An.  2).     Die  Lehrberechtigung  b(~.itzen 
Ober  21  Jahre,  für  minderjührii^c 
nur   verheiratete   Meisler.  Sie 
durch   Verurteilung  (.Vrtt.   :1ÜH,  401, 
4a')    408,  423  StrC.)  verloren  (Artt.  4-6). 
Die   l'flichlen  des   Ixdirherrn   be-tchen  in 
iler    beruflicliin    Au-bildung    ( Unleri.Tgung 
nichtberuflicher    Verrichtungen    ohne  Ver- 
einbarung),  in  der   Kreigabe  von  taglich 
höchsten«  2   ."-''  i'!  !'  n   an   l/chrlinge  unter 
16  Jahren  z  .-  mg  der  Klemcntar- 

bililii'' ■  'Ih  \  m:;  einf  ' Knlla.'i.'tungif- 

ziMi  :igv  d  aci^uit);  dai  Ab'ipannen 

viii,  II  macht  eritatzpftichtig.  Der 

Lchrliiii;  liai  langer  nU  14  tagige  Unter- 
brechungen der  Lehrzeit  an  deren  SchluB 
nachzuholen  (.Vrtl.  8  12).  Die  ernten 
2  Monate  gelten  al«  frei  aufludiche  Probezeit 
(.\rt.  13|.  Aunoi'ung«grunde  i-ind:  Tod, 
Wehrpflicht.  >trafrerlillii-he  Verurteilung, 
Verwitwung  oder  Scheidung  des  MeistcrH 
für  minderjährige  Lehrmädchen.  Auf  An- 
trag: Vertrat'-brucli,  schwere  (ieietzcsver- 
letzung,  Verurteilung,  Ueber.^iedlung  des 
Mei.-ters;  Ktändige  Liederlichkeit  des  Lehr- 
lings; Heirat  dw  Lchrlingn.  Uebcrslcigt 
die  Lehrzeit  die  örtlichen  tsanccn,  ro  kann 
sie  verkürzt  oder  der  Lehrvcrlr.'ig  auf- 
gehoben werden  (Art.  10).  Zuständig  in 
Lehrlingr^treitigkeiten  «ind  die  Gewerbc- 
gericlite,  in  ihrer  Ermangelung  die  Kricdcn.s- 
richter  (.\rtt.  17.  18). 

Die  Vor.<chriften  über  den  Dicnstvcr- 
trag  bestimmen,  daß  beim  Kehlen  vertrag- 
licher Be.-^timmungen  liörlisten.^  einjährige 
Arbeitsverpflichtungen  angenommen  werden, 
außer  für  Werkführer  und  .Vufsehcr  (Art.  22). 
Der  Dien.st  berechtigt  zum  Verlangen  eines 
(stempelfrcicn)  Zeugnis.scs  beim  Abi^ang 
(.\rt.  24).  Obligatori.schcr  Militärdicast 
bildet  keinen  Auflö.sungsgrund  (Artt.  25 
bis  28).     Erkennbar  .Schwangere  »ind 
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jederzeit  befugt,  ohne  Kündigung  die  Arbeit 
zu  verlassen  (Art.  29a).  In  den  8  Wochen 
vor  und  nach  der  Niederkunft  bildet  die 
angekündigte  Einstellung  der  Arbeit  keinen 
Entlassungsgrund  (Art.  29).  Verboten  ist 
die  Ausbeutung  des  Arbeiters  durch  Sub- 
unternehmer und  Unterakkordanten  (mar- 
cliandagc).  Arbeiterverbände,  die  keine 
Ausbeutung  treiben,  fallen  nicht  unter 
dieses  Verbot  (Art.  30b,  Text  des  Jahres 
1848).  Die  Tarifverträge  regeln 
die  Artt.  31-32  gemäß  G.  v.  25./II1. 
1919;  Artt.  32a-32f  regeln  die  Hinter- 
legung von  Kautionen  beim  Arbeitgeber 
nach  dem  G.  v.  18./X.  1917.  Der  Abschnitt 
über  Lohntixierung  (Artt.  33— 33n)  ent- 
stammt dem  M  i  n  d  estloh  ngeset  7.  für  Heim- 
arbeiterinnen der  Konfektion  v.  lO./VII.  1915. 
Er  enthält  die  Pflichten  des  Verlegers, 
die  Adressen  der  Heimarbeilerinnen  dem 
Inspektor  mitzuteilen,  die  Lohnsätze  in 
seinen  Räumen  der  Arbeitsverteilung  an- 
zuschlagen (Art.  33b),  ihnen  ein  mit  Juxten 
versehenes  Stücklohnbuch  und  nach  der 
Fertigstellung  einen  Licferungszettel  aus- 
zuhändigen. Die  Stücklohnsätze  sollen 
einem  Arbeiter  von  mittlerer  Geschicklich- 
keit in  10  Stunden  gestatten,  den  von  den 
Aibeitsräten  oder  besonderen  Ausschüssen 
festgesetzten  Mindestlohn  zu  verdienen.  Diese 
Lohnausschüsse  bestehen  aus  dem  Friedens- 
richter als  Vorstand  und  2—4  Arbeitern 
oder  Arbeiterinnen  und  gleich  viel  Arbeit- 
gebern derselben  Industrie;  ihre  Wahl  trifft 
das  Gewerbegericht,  bei  Uneinigkeit  der 
Präsident  des  Zivilgerichts.  Ferner  werden 
ähnlich  zusammengesetzte  berufliche  Unter- 
suchungsausschüsse eingesetzt  (comites  pro- 
fessionels  d'expertise),  die  die  Zahl  der 
Arbeitsstunden  feststellen,  die  zur  Erlangung 
des  Mindestverdienstes  notwendig  sind  (Art. 
33g).  Binnen  3  Monaten  kann  hiergegen 
Rekurs  an  eine  im  Ministerium  tagende 
Zentralkommission  ergriffen  werden.  Bei 
Entlohnung  unter  dem  Mindestlohn  ist 
die  entsprechende  Klage  bei  dem  Gewerbe- 
gericht (eventuell  dem  Friedensrichter)  an- 
hängig zu  machen,  das  zur  Zahlung  des 
Lohnunterschiedes,  eventuell  zu  Schaden- 
ersatz verurteilen  kann.  Klagherechtigt 
sind  auch  die  nicht  der  Heimarbeit  ange- 
hörigen  Mitglieder  der  Gewerkvereine  des 
Bekleidungsgewerbes  (Art.  33k).  Erhalten 
männliche  Heimarbeiter  niedrigere  Löhne 
als  die  Mindestlöhne  der  Arbeiterinnen  für 
gleiche  Arbeit,  so  können  sie  wie  diese  das 
gleiche  Minimum  verlangen  (Art.  33m). 
Entgegenstehende  Vereinbarungen  sind 
nichtig.  Zu  vergleiclien  noch  Dekret  v. 
24./IX.  1915  und  24./1X.  1919. 

Das  Verbot  blinder  Akkorde,  Bekannt- 
gabe der  Lohnsätze  und  ihrer  Elemente 
bei  der  Uebernahme  der  Arbeit  schreiben 


die  Artt.  34—42  vor  für  Weberei,  Spulerei, 
Bau  m  Wollsamt  sehn  ei  der  ei,  Färberei, 
Bleicherei  und  Appretur.  Für  die  Lohn- 
zahlung gilt  die  Vorschrift  der  Leistung 
in  Währungsgeld,  zweimal  monatlich  in 
höchstens  16  Tagen  Abstand;  bei  länger 
dauernder  Stückarbeit  sind  die  Arbeiter  zu 
Vorschüssen  alle  14  Tage  befugt.  Verboten 
ist  Lohnzahlung  an  Ruhetagen;  in  Schenken 
oder  Verkaufsläden  darf  nur  das  dort  be- 
schäftigte Personal  entlohnt  werden  (Artt.  43 
bis  45).  Pfändungsprivilegien  gebühren  bei 
öffentlichen  Arbeiten  den  Arbeitern  vor  den 
Lieferanten  (Art.  46).. 

Die  Lohnforderungen  des  Dienstpersonals 
genit  ßen  ein  Vorzugsrecht  auf  das  beweg- 
liche und  unbewegliche  Eigentum  des  Schuld- 
ners, Art.  2104  Punkt  4  des  BGB.,  für  die 
Arbeiter    und    Handelsangestellten  gemäß 
I  Art.  549  des  HGB.     Bauarbeiter  können 
j  Vorzugsrechte  geltend  machen  unter  den 
Bedingungen  des  Art.  1798  BGB.;  Ernte- 
I  und  Gutsarbeiter  gemäß  Art.  2102  Punkt  1 
lund  3  des  BGB.;  Matrosen  und  Schiffs- 
l  mannschaften    gemäß    Artt.    191  ff.,  271 
[und  272  HGB. ;  Schiffbauarbeiter  laut  Art.  191 
HGB.  (Art.  47). 

,  Dem  Arbeiter  steht  ferner  ein  Retentions- 
[  recht  im  Falle  des  Art.  570  BGB.  zu.  Lohn- 
abzüge sind  im  allgemeinen  verboten, 
i  außer  für  Fournituren  (Werkzeuge,  übliche 
Beistellung  von  Rohstoffen)  geleistete  Vor- 
schüsse; die  ratenweise  Rückzahlung  polcher 
Vorschüsse  soll  nicht  am  Zahltag  ein  Zehntel 
des  Lohnes  überschreiten.  Der  Verleger,  der 
einen  Stückmeister  beschäftigt,  der  einem 
früher  ihn  beschäftigenden  Verleger  noch  Vor- 
schüsse schuldet,  kann  für  diesen  ihm  ein 
Achtel  des  Fassonpreises  abziehen  (Art.  57). 
Artt.  52—60  regeln  das  Zahlungsverhällnis 
zwischen  Verleger  und  Stückmeister. 

Die  Löhne  der  Arbeiter  und  des  Dienst- 
personals dürfen  nur  bis  zu  einem  Zehntel 
gepfändet  werden;  ebenso  die  Gehalte  der 
Angestellten  oder  Handelsgehilfen  sowie  der 
Beamten,  wenn  sie  2000  Fr.  jahrlich  nicht 
übersteigen.  Diese  Löhne  und  Gehalte 
dürfen  nur  bis  zu  einem  zweiten  Zehntel 
zediert  werden.  Artt.  64—73  betreffen 
Vorgang  und  Kosten  der  Pfändung.  Die 
Löhne  der  Seeleute  können  außer  in  den 
in  den  geltenden  besonderen  Gesetzen  vor- 
gesehenen Ausnahmefällen  weder  zediert 
noch  gepfändet  werden  (Art.  74). 

Das  Truckverbot  des  französischen 
Gesetzes  vom  25./]II.  1910  verbietet  zugleich 
die  Errichtung  von  Kantinen  und  die  Fort- 
führung der  bestehenden  „Economats".  Aus- 
genommen sind  die  Kantinen  der  Staats- 
bahnen unter  der  Voraussetzung:  daß  das 
Personal  nicht  gezwungen  wird,  seine  Ein- 
käufe in  diesen  Kantinen  zu  machen;  daß 
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der  Verkauf  der  Lebensmittel  und  Waren 
dem  Unternelinier  keinen  ücwinn  bring^t; 
daü  die  Kantine  von  einer  Kommission 
Terwaltet  wird,  die  wenigstens  zu  Vi 
gewiilillen  Vertretern  der  Arbeiter  und  An- 
gestellten der  betreffenden  Linie  zusammen- 
gesetzt ist.  Doch  hat  der  Minister  für 
öffentliche  Arbeiten  5  Jahre  nach  dem 
25./I11.  1910  eine  Befragunt;  des  Personals 
über  die  Abschaffung  oder  l-orlführune  der 
Kantine  jeder  Linie  zu  veranstalten.  Diese 
Abstimmung  ist  alle  5  Jahre  zu  wiederholen. 
Dieselben  Bestimmungen  gehen  für  die 
Kantinen,  welche  mit  industriellen  Unter- 
rchmungen  verbunden  sind,  die  von  Gesell- 
schaften abhängen,  deren  Kapital  zum 
größeren  Teile  pensionierten  oder  nicht- 
pensionierlen  Arbeitern  und  Angestellten 
des  Unternehmens  gehört  und  deren  General- 
Tcrsanimlungen  statutengemäU  der  Mehrheit 
nach  aus  denselben  Personen  zusammen- 
gesetzt sind  (Art.  77). 

Der  Anspruch  der  verheirateten 
Frauen  auf  den  Erlrag  ihrer  persönlichen 
Arbeit  und  die  daraus  sich  ergebenden 
Anordnungen  sind  in  dem  G.  v.  13./V11.  1907, 
betreifend  den  freien  Lohn  der  verheirateten 
Frauen  und  den  Beitrag  der  Khegatten  zu 
den  Ehelasten  enthalten  (Art.  78). 

Den  Arbeitsnachweis  behandeln  die 
Arft.  79-98  des  1.  Buches  des  Code  du  Tra- 
Tail.  Ueber  das  Konlitions recht  vgl.  Art. 
„Koalitionen  und  Koalitionsverbote"  V.  Bd., 
S.  7ö3.  Die  Strafsütze  wegen  Verletzung 
der  Vorschriften  des  1.  Buches  des  Code  du 
Travail  sind:  5-  95  Kr.  (Rückfall  1-5  Tage 
Haft),  V'erletzung  der  Lchrlingsartikel4,ö,f),  9 
(Hücktall  bei  Art.  6  unbefugte  Haltung 
Ton  Lehrlingen  50—300  Fr.,  eventuell 
14  Tage  bis  3  Monate  Haft).  Ebenso  5—15  I'>. 
bei  Verletzung  der  Luhiizalihingsartikel  43 
bis  45,  der  Minilestlohnvorschriften  Artt.  33a, 
33b,  33c  (33c:  5—15  Fr.  pro  Person, 
Maximum  500  Fr,  Rückfall  10-100  Fr.; 
bei  konkurrierenden  Uebcrtretungen  Maxi- 
mum: 3000  Fr.).  Strafsatz  11-15  Fr.  bei 
blinden  Akkorden  (Artt.  33-42).  Bei 
Rückfall:  Veröffentlichung  im  Lokalblatt. 
Gegen  unbefugten  Arbeitsnachweis  (Artt.  79, 
81,  82,  87-91)  Strafe:  16-100  Fr.,  ferner 
6  Tage  bis  1  Monat  Haft,  bei  Rüclifall  das 
Strafmaximum.  Besonders  scharf  wird 
der  Lohndruck  durch  subakkordicrcndc  Stück- 
lühnorbeiter  (marchandage)  bestraft:  50  bis 
100  Fr.  (Alt.  30)  im  ersten  Fall,  100-200  Fr. 
beim  ersten  und  1-0  Monate  beim  zweiten 
Rückfall.  „Die  Summe  der  Bußen  ist 
zur  Unterstützung  der  Invaliden  der  Arbeit 
bestimmt"  (Art.  103).  Die  Führung 
von  Kantinen  (Artt.  75—77)  wird  mit 
50-2000,  bei  RückfaU  bis  zu  5000  Fr. 
bestraft. 


Ltferalnr;  Dit  gründlichste  Orientierung  iibrr  Iii- 
btiof/rnphie  uvd  GfKfizgfhung  bri   Paul  PiCt 
Traite  de  Uyislatxon  ouvriere  et  industrielle,  .5-  Ed. 
Paria  IS!!;   über  die   Getchichle  des  Arbeiter- 
Schutzes     in     Frankreich    bei:     Virtor  Ma~ 
tlijit,    Die    Anfänge    des    Arbeiterschutxes  in 
Frankreich,   Z.  f.    Volksw.,    5.   Jahrg.,  Wien 
ISOG.     Französisch :    Les    dccrets  nur  la  jour- 
nee    de    travail    en    1S48,    Hevnc  d'cconomie 
politique  ISOä,  und  Les  origines  de  la  protection 
ouvriere  en  France,  ebenda  1S95  und  ISVO.  — 
E.  LevuHttrurf   Jlistoire  des  classes  ouvrih-e« 
et  de   l'induslrie  en  France   de  I7S9  ä  1870, 
Paris  1904.       <Jueslions  ouvritres  et  industrielles 
en  France,  Paris  1007.  —  E.  Marlin  St.  Lfon, 
Le    Compagnonnage ,    Paris   1011.    —  Uuner 
l'lllhiüra,  J./1  Protection  Legale  des  Traraiiieurs 
en  France  Cvmmentairc  du  Lirre  11,  du  (ode 
de  Travail,  Paris  I'JIS.  —  E.  Coliendii,  (Jode 
du  travail  et  de  la  prevoyance  sociale  et  les  lois 
industrielles  usuelles,  Paris  IUI!.  —  Jfitlloz, 
Code  du   travail   et  de   la  prevoyance  sociale, 
ParisIOlS.  —  Z..  .if/Uil  lotif  Le'gislations  de  .Mines 
en    France,    J'aris    101!.    —   J.   illlliiud  de 
Salnt'Sauvntr,  Etüde  Critigue  sur  la  leijis- 
lation  miniere  et   les  modißcatiuns  rcceniment 
proposees,  Paris  lOlS.  —  M.  Anthier,  L'ainrlio- 
ration  legale  de  la  condition   des  travailleurs 
agricoles,  J'aris  1011.  —  H.   Cardciir,  Code 
pratigue  du  travail,  Paris  lOI/f,  —  M.  tjudfien-t 
La  protection  legale  des  travailleurs  de  l'agri- 
culture,  Paris  101!.  —  C  Ilcvai  d,  Le  parle- 
ment  et  la  legislation  du  travail,  Paris  lOl.t.  — 
J'd.    Pogcttf    La   reglementation    du  travail 
r&ilisi'e  ou  projetee :  ses  itlusions  et  ses  dan- 
gers, Paris  lOIS.  — A.  UeauqutH,  Ciiide  pratigue 
de  la  reglementation  du  travail  dans  les  ctablisse- 
ments   de   l'industrie   teitile ,    Paris   101.^.  — 
Jliilloz,    Guerre  de   IOI4.     JJoniments  o/Jiciels. 
Textes  legislatifs  et  rtglcmcntaires,  Paris  lOl/tjlS, 
— ■  Ija  legislation  fran^aise  dcpuis  la  guerre, 
Paris  1916.  —  .innuaire  de  la  legislation  Jrani;aise 
XXXVI  e   annee,  Paris  lOlS.  —  I.ois,  dccrets, 
arretes  concernant  la  reglementation  de  travail 
et  nomenclature  des    etablissements  dangereux, 
insalubresou  incommodes  1  .4vril  IOI4,  Paris  l'JH. 
AUtt^  Ldm're,  Le  travail  de  nuit  des  enfarU« 
da.ns  les  usines  ä  Jeu  continu,  Paris  1011.  — 
Justin  Codurl,   Le  travail  de  nuit  dans  le* 
buulangeries,  Paris  1010.  —  M.  UoxttelouPf  Le 
travail  de  nuit  des  boulangers,   Paris  101!.  — 
/.  'tJ.    llretoUf    Les    Maladies  Professionelles, 
J'aris    lOlI.   —    AUivrt    Kourderon,  Jiap- 
port    sur    la    rcorganisation    du    Service  de 
l'inspection     du     travail    presente     au  nom 
de    la     cominission     permanente     du  (Jonseil 
superieur   du   travail,    Parts    100(1  (.Minist^re 
du    commerce).    —    Emile  Vtti-ttnd ,  L'in- 
spection du  travail  en  J'rance  de  IS4]  d  lOOi 
(Thise),  *»,  l'aris  1002.  —  l'lrrre  MonHier, 
Le  rolc  social  et  economique  de  1' inspection  du 
travail.    Elude  expcrimentale  sur  le  röle  social 
et  economUjue  de  l'inspection  du  travail  dans 
la  S  section  de  l'inspection  (Cote-dn-Nord,  Ille- 
et-Vilaine)    de    1000  ä    10t  1,    These,  Renne» 
1011.  —  Monteil,   J/inspection  du   travail  en 
J''rance.    A'a    reforme,    These,    J'aris    1009.  — - 
Eug&ne  Pellt,   Jiapport   sur   la  reforme  de 
l'inspection  du  travail  en   France,  presenle  ä 
la  &ection  fran<;aise  de  l' Association  internatio- 
nale pour  la  protection  legale  des  travailleurs^ 
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m,  Orliant  JMS.  —  Mine.  Aldona  Paul 
tluiflevat,  L'in^pf.ction  du  travail,  son  rulr 
(■('ojwinü/itp ,  ses  effct^  Tccls ,  ses  difßcullrn, 
«CÄ  lacuneit,  Revue  f.connm.  internal,  annee  4, 
(.  4,  1907.  —  Henri  Lorin,  Cdllahoralion  des 
ourriers  organisett  ä  l'oeuvre  de  t'inspection 
du  travail.  Rapport.  Compte-rendu  des  düt. 
cussiort^.  Votes  adoptes,  Paris  1909  (.'Ixso- 
ciation  luit.  fran^.  pour  la  protection  legale 
de.i  travaitlcurs  ser.  5,  Nr.  S).  —  Eugene 
J)oUfnt<8  -  FratlcoZf  Essai  kistori^jue  sttr  la 
fcndUiiiii  Icfjalr  da  vdneur  apprenti,  mivrier 
d'iiiduiitrie  oii  employc  de  comvuree,  Parin 
1900.  —  A,  Fontaine,  Nütes  sur  rinterventioii 
de  l'ctat  dann  Ii:  euntrai  de  travail,  Paris 
1896.  —  It.  ilay,  La  protection  legale  rfe-s 
travailU'urs,  Paris  190/f.  —  Les  lois  ouvHeres. 
Quest.  jirat.  de  lefjisl.  ouvr.,  1906.  —  J.  Land~ 
inantl,  Die  Ausdr-hnung  des  Arbeitersehutzes  in 
Frankrtirh,  Arch.  f.  S.,  190^.  —  P.  Louis, 
L'ourrkr  devantl'etat,  Paris  190.'i.  —  E.  Martin' 
Saint-L^on,  Le  travail  des  adolesreiii.s  datts 
rindustrie  franQaisCf  Paris  1906.  —  A.  Maurice, 
La  reglementation  du  travail  des  cmployes  de 
ciiemiiis  de  fer,  Paris  1906.  ■ — •  Caroline  Mil~ 
hnuil,  L'iiiivriere  ett  France,  Paris  1907.  — 
Ch.  Itistf  La  juurnee  du  travail  de  t'ourrier 
adnlte  en  France,  1S9S.  —  L.  Armbru.'iter, 
Le  repos  hehdfunadaire,  Paris  1907.  —  Paul 
lioyaval,  La  luttc  amtre  le  Sweating-Systeui, 
J'ariK,  Alcan  1911  (mit  liibliogr.).  —  Cf'sar 
Sl'U,  La  saisie-arrel  des  salaires,  Paris  1S97. 
—  A.  FoniHn,  Ite  la  saisie-arret  des  salaires. 
Paris  190r,.  —  Adolphe  d' Hooghe,  Traitc  sur 
la  saisie-arret,  Jlordcaax  1S97.  Pohier,  l)e 
la  saisic-arret  et  la  loi  du  12  jauviev  ]S9.'i, 
Paris  1902.  —  Schaff liauser  et  Chevresson, 
La  saisie-aii-et  des  gages,  .'lalaires  et  petits 
traitements,  Paris  1S97.  —  I£.  Jay,  Le  rrpn.t 
du  dimanehc,  in :  Association  cathctl.,  1906.  — 
Mauzel,  La  saisie-ail-et  des  salaires  et  petits 
trnitrments,  Paris  1S9S.  —  Mazcyer,  Lcs 
conditinns  du  travail  dans  les  cltantiers  de  la 
■ville  de  Paris,  Paris  1900.  —  Le  repos  liebdo- 
madaire,  Bordeaux  1905.  —  Nüsse  it.  P&rin, 
De  Vemploi  des  enfants  dans  les  profcssions 
amb-ulantes  etc.,  Paris  1878.  —  Oubert,  Les 
conditions  du  travail  dajis  les  adjudieatiuus  des 
Iravaux  publies,  Paris  1900.  —  H.  Sebastiani, 
La  questinn  du  repos  lirhdomadair,  daits  l'in- 
duslrie,  Paris  1904.  —  M.  Turmann,  ie  repos 
hebdomudaire,  Paris  190a.  —  Publications  de 
V  Association  nationale  fran^aise  pour  la  pro- 
tection legale  des  travailleurs.  Alcan  ei  Marcel 
Riviere,  Paris. 


IV.    Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung der  Schweiz. 

A.  Gesclii  ch  1 1  i  ch c  Entwicklung.  1.  Vor- 
industrielle Mindcstlohngcsetze.  2.  Kinderschutz 
und  industrielle  Revolution.  3.  Das  Vorbild  von 
Glai  us.  4.  Das  eidgenüssische  Fabrikgesetz  1877. 
6.  Haftpdicht,  Lohnzahlung.  C.  Sc'hutz  gegen 
Phosphornekrose.  7.  Kantonaler  Arbeiterschutz 
in  Kleinbetrieben.  B.  Geltendes  Recht. 
1.  Die  Revisionen  des  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes von  1905,  1914,  1919  und  1922.  2.  Die 


Bundesgesetze  betr.  die  Arbeitszeit  der  Vcr- 
kehrsanstalten.  3.  Der  Heimarbeiterschutz. 
4.  Der  Vollzug  und  seine  Kontrolle.  Die  Bußen. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Vorindustrielle  Mindestlohngesetze. 
Hundert  Jahre  vor  der  industriellen  Revolution 
haben  in  der  Schweiz  die  Mißstände  des  Ver- 
lagssystems die  ersten  gesetzlichen  Schutzmaß- 
regeln gegen  Lohndruck  und  Kinderausbeutung 
ausgelöst.  Die  kantonale  Gesetzgebung  schützte 
von  1674  bis  179S  die  Heimarbeiter  und  entsprach 
so  auch  der  Bevölkerungs-  und  Exportförderungs- 
politik  des  merkantilistischen  Zeitalters.  In 
St.  Gallen  ist,  für  das  bis  in  das  17.  Jahrh. 
maßgebende  Exportgewerbe  der  Schweiz,  die 
Leinwanderzeugung,  in  der  Leinwathordnung 
des  Jahres  1563  die  Bestimmung  getroffen  wor- 
den, daß  ein  besonderer  Lohn  von  jedem  zu 
webenden  Tuch  bei  jeder  Neuwahl  der  Zunft- 
behörden aufgestellt  und  der  Genehmigung  des 
kleinen  und  großen  Rates  der  Stadt  unterbreitet 
werden  solle.  Es  war  eine  .Art  Minimallohn: 
es  sollte  „zu  dess  Meisters  freiem  Willen  stöhn . . ., 
einem  Lohnweber  ein  Besserung  oder  Trinckgeld 
zu  geben  je  nach  seinem  guten  willen  und  ge- 
dunkhen".  Im  J.  16S8  wurden  im  Kanton  Bern 
durch  den  Kommerzienrat  die  .Arbeitslöhne  der 
Strumpfwirker  je  nach  der  Feinheit  und  Länge 
der  Ware  bestimmt.  Abweichungen  von  den  fest- 
gesetzten Massen  wurde  mit  Strafe  bedroht; 
doch  ist  1728,  als  die  Wirkerei  unter  schlechtem 
Absatz  litt,  die  Festsetzung  der  Löhne  wieder 
der  freien  Vereinbarung  überlassen  worden. 
Ebenso  wurde  damals  wieder  die  Entlohnung 
mit  Waren  gestattet,  die  in  dem  Reglement  von 
1703  verboten  worden  war.  Die  höchste  Aus- 
bildung fand  diese  hausindustrielle  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung in  Z  ürich.  Diese  beginnt  hier 
in  den  Jahren  1674  und  1675  mit  Lohnfestset- 
zungen für  die  Florweber  auf  dem  Lande,  die 
Seidenkämbier,  Seidenspinner  und  Seidenwinder; 
diese  Ordnungen  wurden  infolge  von  Beschwer- 
den der  Hausarbeiter  durch  das  1662  begründete 
kaufmännische  Direktorium  erlassen  und  vom 
Rate  bestätigt,  „um  dem  unbilligen  und  unchrist- 
lichen Beginnen  etlicher  derjenigen  Handels- 
leuten vorzubeugen,  welche  eine  Zeit  her  die 
armen  Arbeitsleut  mit  Schmälerung  ihres  Löhnli 
hart  beschwert  haben".  Im  J.  1678  wird  bereits 
des  Trucksystems  gedacht  in  einer  vom  kauf- 
männischen Direktorium  ratifizierten  Verein- 
barung von  36  Wollenfabrikanten,  deren  erster 
Artikel  dahin  lautete,  „dass  jeder  Fabrikant 
seine  Arbeiter  ehrlich  zu  behandeln  und  ihren  Lohn 
ohne  alles  Aufdrängen  von  Ware  in  gutem  barem 
Gelde  auszubezahlen  hat".  Neue  obrigkeitliche 
Lohnbestimmungen  erfolgen,  teils  auf  Anregung 
der  ,, Fabrikanten",  teils  auf  Beschwerden  der 
Arbeiter,  in  den  Jahren  1687  für  das  Florgewerbe, 
'  1689  für  das  Weben  seidener  Halstücher,  1692 
für  die  Wollen-  und  Seidenmanufaktur,  wobei 
besonders  die  Reduktion  der  Löhne  für  die 
,, Träger"  (die  jetzigen  Ferger)  zugunsten  der 
Seidenspinnerinnen  zu  beachten  ist.  1705  werden 
in  der  Ordnung  für  das  Winden  der  Seide  die 
Winderlühne  erhöht,  weil  das  Winden  seit  1675 
,, böser  und  schwerer"  geworden  sei.  Eine  zu- 
sammenfassende Regelung  erfolgte  sodann  in 
der  Fabrikordnung  von  1717,  welche  sich 


Arbeiterschutzgesetzgebung  (Schweiz) 


491 


auf  alle  „Fabriken  und  Manufakturpn"crstrcckto  [bctrap;  dos  Arbrilslohnos  für  die  verschiedenen 
■■■         ™     .  .  -  .-r.o  ■„  i.-__ti  I  Sorten  von   Seidenbändern,  dircn 

Länpp  obrigkeitlich  vorjoschrioben  wird,  mit  dem 
lU'ifiifren.  „dali  die  Herren  liandfabrikanten  gc- 


und  bis  zur  StaatsuinwUlzun;;  von  1798  in  Kraft 
blieb.  Nach  dieser  Fabrikordnung  sind  1.  die 
Akkordlohnsätzo,  nicht,  wie  dieLohntaxenin 

den  gleichzeitigen  llandwerksordnungen,  Maxi-  halten  sevn,  keinem  Arbeiter  einen  geringeren 
mallöhne,  sondern  Minimallohne  (der  Lohn    '     '  "  "         '  < i  -• 


als  den  jetzt  stipulicrten  Lohn  auf  keinerlcy 
Weiss,  auch  unter  was  Vorwand  es  immer  seyn 
möchte,  anzunehmen  zumuthen,  obligieren  und 
aiifdringi'U'".  Die  Kntlohnung  in  Waren  wird 
den  Fabrikanten  verboten,  „weilen  durch  Zu- 
rückgebnng  der  verderbten  Ware  bis  dahin 
vieler  läetrug  verborgen  geblieben,  indem  die 
Arbeiter,  unter  solchem  Vorwand,  allerhand 
Orten  verdachtige  Waren  öffentlich  verkaufen." 
höht  werden  muU  (z.  I!,  für  das  Winden  „extra- i  Eine  ähnliche,  nur  weit  iimfan''reichere  ..Tax- 
böser Scido.")    3.  Ks  wird  für  verschiedene  I  Ordnung  des  Arbeitslohnes"  wurd  ■  1753  erlassen 


soll  „weniger  nicht  als  .  .  .'"  betragen);  sie  vcr 
bieten  blinde  Akkor<le:  wenn  ..wegen  der  steten 
Veränderung  ein  bestimmter  Lohn  nicht  wohl  aus- 
findig gemacht  werden  kann",  soll  der  Fabrikant 
..che  er  der  Spinnerin  die  Ware  ausbin  gibt, 
den  Preis  anzeigen".  2.  werden  Lohnabzüge 
für  bestimmte  Fälle  verboten  und  bestimmt,  in 
welchen  Fällen  der  Lohn  und  um  wieviel  er  er 


Arten  von  Geweben  Gleichheit  der  Länge 
vorgeschrieben.  4.  Es  wird  bestimmt,  ob  bei  den 
verschiedenen  Arten  von  Geweben  der  Fabrikant 
oder  der  Arbeiter  das  „Geschirr"  unterhalten 
muli.  5.  .lede  Art  des  Trucks  wird  verboten: 
die  Arbeiter  sollen  nicht  „mit  verrufenem  un- 
gangbarem Gcide  oder  statt  des  Geldes  mit 
Aufdringung  essiger  oder  anderer  Waren  ab- 
geführt wer3en."  (i.  Die  Fabrikordnung  von  1717 
bestimmte.  dalJ  die  durch  ihre  Zwiscbengewinne 
die  Löhne  schmälernden  Träger  (Fergerj  „so- 
viel als  möglich  abgeschafft  und  dali  näher  als 
3-4  Stunden  weit  von  der  Stadt  keine  Träger 
angestellt  werden  "  Zur  Verhütung  von  Lohn- 
Unterschlagungen  durch  die  Träger  werden 
Lohnzettel  eingeführt.  ..Die  Träger  sollen 
auch  weder  liäcker  noch  Krämer  sein,  sondern 
den  Arbeitsleulen  den  ihnen  gebülirenden  Lohn 
an  barem  unverrub'iiem  und  gangbarem  Oelde, 
nicht  aber  in  Waren  oder  Speisen  zustellen." 
„Es  sollen  die  Herren  Pfarrer  auf  der  Träger 
Tun  eine  fleißige  Aufsicht  halten."  7.  Der  Fa- 
brikkommission wird  aufgetragen,  „auf  alles 
fleissig  zu  vigiliercn.  was  wider  diese  Ordnung 
erlaufen  möchte".  Sie  soll  sicli  woi-lieuilich  ein- 
mal zur  Anhörung  von  lieschwerdcu  der  Arbeiter 
versammeln.  „Sie  sollen  ferner  auch  alle  Fabri- 
kanten einmal  des  .lahrcs  auf  das  Kathaus  zu- 
sammenberufen, ihnen  die  diesfällige  Ordnung 
vorlesen  lassen  und  sie  zu  fleißiger  und  getreuer 
Handhabung  derselben  erinnern;  dabei  auch  von 
den  Fabrikanten  vernehmen,  ob  in  den  Fabriken 
der  Löhne  halber  Abänderungen  vorgekommen 


zugleich  mit  einer  ,, erneuerten  EllenmaUtabellc" 
und  auf  ihre  Uebertretung  durch  die  Fabrikanten 
eine  Strafe  von  lÖO  Speziestalern  gesetzt.  Ar- 
beiter, welche  ihren  Akkord  brechen,  werden 
mit  Infamie  uml  Güterkonfiskation  gebüßt. 
Aehrdiclie  Garantie  (gefängliches  Anhalten  da- 
vongelaufener Arbeiterl  gewährt  ein  Patent  v. 
lO./lll.  llb'i  einem  Indiennefabrikanten.  I7ti() 
und  17BS  petitionierten  die  I'"abrikanten  um 
Herabsetzung  dieser  Lohntaxen,  beide  Male 
vergebens.  In  den  letzten  7Öer  .fahren  finden 
sich  Klagen  von  Fabrikanten  gegen  Fabrikanten 
wegen  liezahlens  geringerer  Arl)eitslühne,  wo- 
gegen diese  sich  damit  entschuldigten,  daß  die 
einzelnen  Xummern  der  Bänder  jetzt  schmäler 
gemacht  würden.  Dies  hatte  den  F>laß  neuer 
Ellenmaßtabellen  in  den  .lahren  17.Si;.  1811, 
IH'Jil  zur  Folge;  dagegen  verschwinden  die  Lohn- 
tabellen nach  einem  vergeblichen  Erneuerungs- 
versuche von  1821.  1848  bricht  der  erste  liaiid- 
weberausstand  aus. 

2.  Der  Kinderscbutz  und  die  industrielle 
Revolution.  Den  Anlaß  zum  staatlichen  Ein- 
schreiten gef;eii  Kinderarbeit  gab  die  im  Ver- 
lags.ivslcni  in  Spinnstuben,  Webplätzen  und  Web- 
ki-ilern  helriebene,  zum  Teil  zur  lieschäftigung  des 
verarmten  Landvolks  Anfang  des  18.  Jahrh. 
künstlich  eingepflanzte  Baumwollindustrie.  Der 
Vollzug  der  seit  1774  in  Zürich  eingeführten 
S(  liiilpfliidit  wurde  unmöglich,  wenn  Kinder  von 
5  .Jahren  ihren  Eltern  entliefen  und  sieh  gegen 
Erarbeitung  von  Kost  und  Logis  von  Schule  und 
Haus  fernhielten.     Gegen  die  entsittlichenden 


oder  ob  neue  Fabrikate  eingeführt  worden  seien,  1  Wirkungen  dieser  Zustande  erging  in  Zürich  am 
für  die  der  Lohn  noch  zu  bestimmen  wäre."  1  25./I1I.  177!»  das  Mandat  wegen  dem  Itastgeben. 
Die  Fabrikordiiung  von  1717  (durchgesehen  und  i  Dieses  besondere  Kost- und  Logisunwcsen  wird  ur 
erneuert  1727)  wurde  später  in  einzelnen  Punkten  |  "■"'■^  .-f„,.=  o.f  „nn  H,.  )„. 


vervollständigt;  insbesondere  wurde  176ö  ver- 
ordnet, daß  die  Fabrikanten  ..die  ihnen  nicht 
anständig  fabrizierten  Seidenwaren"  den  Arbei 


die  Dauer  der  Schulpflicht  untersagt,  von  da  bis 
zur  Konfirmation  (d,  h.  von  etwa  9-18  Jahren) 
nur  aus  zulässigen  Gründen  mit  Vorwissen  von 
Eltern,  Pfarrer  und  Kirchenvorstand  bei  unver- 


tern  nicht  beimschlagen.  sondern  „gemäß  der  ;  leumdlich  redlichen  Leuten  erlaubt  und  den  Kin 
Fabrikordnung  Klage  gegen  solche  Arbeiter  bei  dern  der  Besuch  der  Repetierschule  aufgetragen 
j...  i.>„i,.:i,i.„„..,:.,„:„„  „,i,„i,on'-  Qniitnn     Tin.  Sehr  hnld  tr.at  die  Kinderarbeit  in  weit  größeren: 


der  Fabrikkommission  erheben"  sollten.  Da- 
neben wird  den  Fabrikanten  aufgetragen,  „Ar- 
beiter, die  der  Untreue  genugsam  überwiesen 
werden  können,  durch  einen  eigens  hierzu  ver- 
ordneten Mann  den  übrigen  Fabrikanten  mit 
Namen  und  Zunamen  zur  Kenntnis  zu  bringen." 

Die  Basler  Gesetzgebung  über  die  Band- 
fabrikation sucht  zunächst  rein  mcrkantilistisch 
die  Industrie  im  Lande  zu  erhalten,  Ausreißer  zu 
bestrafen.  Betrug  und  Unterschleif  der  Haus- 
arbeiter zu  verhüten  (V.  v.  IS./VI.  1735).  Bald 
werden  auch  hier  in  den  VV.  v.  19./I1.  U.23./VII. 
1738  Festsetzungen  getroffen  über  den  Miudest- 


Sehr  bald  trat  die  Kinderarbeit  in  weit  größerem 
Umfange  auf:  das  Eindringen  billiger  englischer 
Maschinengarne  führte  zur  Erriclilung  t\fr  ersten 
..Spinnermühlen"  der  Schweiz  1801  in  St.  Gallen, 
in  Wülflingen,  1804  in  Zürich;  man  zählt  1813 
1124  Ivinder  in  den  Spinnereien  des  Kt.  Zürich, 
i.  J.  1820:  1150  in  St.  Gallen  und  Appenzell. 
Vom  6.  oder  8.  .Jahre  an  verrichteten  sie,  wie  eine 
Züricher  Enquete  des  Erziehungsrates  von  1812 
nachweist,  jede  zweite  Woche  Nachtarbeit.  Ge- 
wöhnlich dauerte  die  Arbeitszeit  von  Mitternacht 
bis  Mittag  und  von  Mittag  bis  Mitternacht.  In 
nichtkontinuierlichen    Betrieben    von   5  Uhr 
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morgens  bis  8Vj  Uhr  abends.  Von  ihrem  Heimat- 
orte lagen  oft  die  Fabrilien  stundenweit,  so  daß 
das  „Rastgeben"  fast  zur  Notwendigkeit  wurde. 
Als  Ergebnis  bezeiclinct  der  Berichterstatter  der 
Enquere  kürperliohe  und  sittliche  Entartung 
und  krasse  Unwissenheit  der  Jugendlichen.  Dies 
war  der  Anlaß,  der  im  Kt,  Zürich  am  7./XI.  1815 
zum  Erlasse  der  Verordnung  wegen  der  minder- 
jährigen Jugend  in  Fabriken  überhaupt  und 
in  Spinnmaschinen  besonders  und  im  Kt.  Thur- 
gau  zur  Verordnung  über  Beschulung  und  Be- 
aufsichtigung der  bei  den  Arbeiten  in  Fabriken 
angestellten  Kinder  v.  22./XII.  181.5  führte. 
Erstere  bestimmt,  daß  kein  Kind  vor  Antritt 
des  10.  Lebensjahres  und  auch  dann  nur  auf 
ein  Zeugnis  des  Pfarramtes  in  eine  Fabrik  auf- 
genommen werden  dürfe,  verpflichtet  die  Auf- 
genommenen zu  fernerem  Besuch  der  Repetier- 
schule und  Kinderlehre,  beschränkt  die  Arbeits- 
zeit der  jungen  Leute  auf  12  —  14  .Stunden  täglich 
von  5,  im  Winter  von  6  Uhr  an,  mit  Ausschluß 
der  Nachtarbeit,  gebietet  den  Eltern  den  Lohn  der 
Minderjährigen  womöglich  als  Sparpfennig  auf- 
zubewahren, schärft  die  Beobachtung  der  Sonn- 
tagsruhe ein  und  trifft  Vorkehrungen  für  die 
Ueberwachung  der  Fabrikkinder  durch  die  Geist- 
lichen und  die  Gemeindebehörden  sowie  für  die 
Berichterstattung  über  die  Wirkungen  der  Ge- 
setzgebung durch  die  Lehrer.  Die  thurgauische 
Verordnung  war  der  von  Zürich  nachgebildet; 
doch  wurde  nicht  das  vollendete  9.  Lebensjahr 
als  Zulassungsalter  fixiert,  sondern  lediglich  die 
Beschäftigung  von  Kindern  an  die  Bedingung  der 
Erfüllung  der  Schulpflicht  geknüpft.  Sie  ver- 
bietet, daß  „Jungen  Leuten",  weim  die  Eltern 
am  Orte  selbst  wohnen,  bei  jemand  anderem 
als  bei  diesen  Kost  und  Herberge  nehmen.  Be- 
ginn und  Schluß  der  Arbeitszeit  werden  vorge- 
schrieben, die  Nachtarbeit  der  ,, jungen  Leute" 
verboten.  Die  Aufsicht  über  die  Fabrikkinder 
haben  die  Schulvorstcher  und  Pfarrherren;  sie 
haben  das  Recht,  jederzeit  die  Fabriken,  wo 
Kinder  beschäftigt  sind,  zu  betreten. 

Diese  Maßnahmen  blieben  vereinzelt  und 
gerieten  allmählich  außer  Uebung.  Die  schweren 
Leiden,  der  dumpfe  Druck  der  Arbeitermassen 
machte  sich  im  Zürcherischen  Oberland  in  einer 
Bewegung  gegen  den  Masrhinismus  Luft,  der  im 
November  1832  zum  Brand  von  Uster  führte.  Die 
Verblendung  der  emporgekommenen  Industriellen 
kennzeichnet  der  Ausspruch  dos  Spinnerkönigs 
Kunz  von  Uster  bei  einer  Fabrikenquete  von  1834, 
es  heiße  die  heimische  Industrie  dem  Au.slande 
gegenüber  schwächen,  wenn  man  unter  eine 
Hstündige  Arbeitszeit  herabginge.  Durch  solche 
Anschauungen  wurde  die  Durchführung  des 
SchulG.  V.  28./1X.  1832.  das  die  Primarschul- 
pflicht von  e-12  und  die  Rcpetierschulpflicht 
von  12-15  Jahren  eingeführt  hatte,  fast  aus- 
sichtslos. Einen  Versuch,  dies  dennoch  zu  ermög- 
lichen, bihicte  1837  di'r  Erlaß  einer  neuen  Ver- 
ordnuiiK  ül)er  die  Beschäftigung  der  Kinder  in 
den  Fabriken.  Sie  verbot  die  Aufnahme  von 
Kindern,  die  nicht  aus  der  Alltagsschule  entlassen 
sind  (12  Jahre),  in  Spinnereien,  untersagt  die 
Nachtarbeit  für  junge  Leute  unter  16  Jahren  und 
beschränkt  ihre  Tagcsnrhcit  auf  14  Stunden. 

3.  Das  Vorbild  von  Glarus.  In  anderen  Kan- 
tonen (Bern,  liasi'lland,  Aargau)  wurde  nicht  ein- 
mal das  in  Zürich  erreichte  erzielt.  Es  war  dem 
Volke  von  ülarus  vorbehalten,  den  bedeutend- 


sten Fortschritt  anzubahnen.  In  diesem  Kantone 
waren  seit  1813  Spinnereien  errichtet,  die  der  seit 
1811  bestehenden  obligatorischen  staatlichen 
Feuerversicherung  unterlagen.  Daher  untersagte 
ein  Mandat  v.  28./1. 1824  „zu  möglichster  Abwen- 
dung von  Feuersgefahr  und  in  Anschluß  an  die 
bestehende  Feuerwehrordnung"  allen,  auch  den 
erwachsenen  Personen,  die  Nachtarbeit  (nach  8, 
im  Sommer  nach  9  Uhr  abends)  in  Spinnereien. 
Der  Rat  des  Kantons  verwarf  zunächst  alle 
Proteste  der  Fabrikanten.  Als  jedoch  i.  J.  1846 
der  Eintritt  von  Wassermangel  die  Spinnerei- 
besitzer bewog,  gegen  dieses  Verbot  vorstellig 
zu  werden,  entschloß  sich  der  Rat  zum  Erlasse 
einer  neuen  V.  v.  14./L  1846  über  das  Arbeiten 
an  den  Spinnmaschinen.  Diese  Verordnung  ge- 
stattet zwar  die  Nachtarbeit,  aber  unter  folgen- 
den Bedingungen:  1.  Bei  ununterbrochener  Ar- 
beit darf  kein  Arbeiter  mehr  als  13  Stunden  bei 
Tage,  11  Stunden  nachts  beschäftigt  werden; 
Schichtbeginn  6  Uhr  morgens,  Ablösung  7  Uhr 
abends,  dann  6  Uhr  morgens.  2.  Verboten  ist  Tag- 
oder Nachtbeschäftigung  alltagsschulpflichtiger 
Schulkinder  (d.  h.  unter  12  Jahren),  sowie  für 
repetierschulpflichtige  Kinder(12  — 15)  dieNacht- 
arbeit  vor  Repetierschiiltagen.  3.  In  Spinne- 
reien mit  einsi  hirhtigem  Betrieb  beträgt  die 
Höchstarbeitszeit  binnen  24  Stunden  für  Kinder 
von  12—14  Jahren  14.  für  ältere  Personen  15 
Stunden,  die  Mittagsstunde  eingerechnet.  4.  An 
Samstagen  und  Vorfeiertagen  waren  die  Ma- 
schinenwerke um  7  Uhr  abends  abzustellen,  alle 
Arbeiter  spätestens  8  Uhr  zu  entlassen  und  am 
folgenden  Montag  die  Arbeit  nicht  vor  5  Uhr  mor- 
gens zu  beginnen.  ,,Bei  ausgebrochenem  Föhn- 
wind ist  das  Arbeiten  beim  Licht  förmlich  unter- 
sagt." Bei  Uebertretungen  wurden  Bußen  von 
10-20  Kr.,  im  Wiederholungsfall  verdoppelt, 
angedroht.  Die  Landsgemeinde  von  1848  be- 
stätigte die  angefochtene  Verordnung,  die  da- 
durch Gesetzeskraft  erhielt.  Im  J.  1856  wurde 
durch  G.  betr.  Verwendung  der  Kinder  in  in- 
dustriellen Etablissements  der  bisher  nur  für 
Spinnereien  geltende  Kinderschutz  auf  alle  in- 
dustriellen Etablissements  ausgedehnt.  Die  Be- 
stimmungen verfehlten  nicht  ihre  Rückwiikung 
auf  Zürich,  wo  1859  die  Arbeitsd,auer  von  14 
auf  13  Stunden,  die  .Altersgrenze  des  Schutzes 
von  15  auf  16  Jahre  erhöht  wurde.  Nunmehr 
faßten  im  Glarus  4  Arbeiter  i.  J.  1863  den  Ent- 
sclduß,  durch  eine  Fingabe  denselben  Schutz 
wie  England  :  womöglich  einen  Ma.ximalarbeils- 
tag  von  11  Tagesstunden,  Vorschriften  über  gute 
Ventilation  der  Arbeitssäle  und  Errichtung  eines 
Fabrikinspektorats,  „besorgt  durch  industrielle 
und  Staatsbeamte"  zu  verlangen.  Dem  gleich- 
zeitig begründeten  Fabrikarbeitervercin  gelang 
e.,  mit  Unterstützung  von  religiöser  und  ärzt- 
licher Seite  (insbesondere  Pfarrer  Dr.  Bernhard 
Becker,  der  Aerzte  Dr.  Nikiaus  Tschudi  und 
Dr.  Fridolin  Schuler),  die  Einführung  des  zwölf- 
stündigen  Maximalarbeitstages  in  den  Fa- 
briken auf  der  Landsgemeinde  (G.  v.  lO./VlII. 
18G4)  zu  erringen.  Das  Gesetz  von  1864  führte 
den  Frühschluß  an  Samstagen  (6  Uhr)  und  Vor- 
feierlagen (4  Uhr)  ein  und  verbot  neuerdings  die 
Nachtarbeit  (8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens), 
schützte  zum  ersten  Male  di.,  Fabrik,arheitf rin 
als  Wöchnerin  durch  ein  Verbot  der  Arbeit 
während  6  Wochen  nach  der  Niederkunft  und 
traf  für  eine  staatliche  Inspektion  Vorsorge. 


Arbeiterschutzgesetzgebung  (Schweiz) 


493 


Dem  Zcntralarbeitcrvprcin  gelang  es  sodann,  der 
Forderung  des  Maximalarbcitstagcs  von  elf 
Stunden  für  alle  Arbeiter  bei  der  stür- 
mischen Landsgemeinde  von  1872  (G.  v.  '29./IX. 
1872)  zur  Annahme  zu  verhelfen. 

4.  Das  eidgenössische  Fabrikgesetz  von 
1877.  Gegen  ihre  Ausnahmestellung  gegenüber 
den  Nachbarkantonen  legten  die  Glarncr  In- 
dustriellen Protest  ein;  sie  verlangten  seit  1855 
den  Abschluß  interkantonaler  Konkordate. 

Es  wurde  1  auch  und  18ß4  Konferenzen 
in  Hern  abgehalten;  alli'in  auf  keiner  derselben 
war  unter  den  beteiligten  Regierungen  auch  nur 
über  die  notdürftigsten  Grundlagen  einer  einiger- 
maßen gleichartigen  Gesetzgebung  Kinigung  zu 
erzielen.  Dies  führte  1867  in  der  Hundesversaram- 
lung  zu  einem  .Vntrag  des  NR.  Dr.  Joos  auf 
Uebernahmc  wenigstens  der  Kinderschutzgesetz- 
gebung  durch  den  ISund.  Nachdem  durch  eine 
Enquete  über  die  Arbeit  der  Fabrikkinder 
(18(i8/G!))  z.  T.  recht  bedenkliche  Tatsachen  fest- 
gf.stellt  worden  waren  und  der  Hundesrat  1870 
erklärt  hatte,  dali  es  ,, geboten  und  an  der  Zeit 
«ei,  die  Arbeit  der  l'abrikkinder  gesetzlich  zu 
regulieren  und  daß  dies  liundessache  sein  solle", 
wurde  in  die  revidierte  liundesvcrfassung  nicht 
ohne  Widerstand  ein  Artikel  aufgenommen, 
welcher  der  eidgenössischen  Gesetzgebung  die 
hierfür  nötige  Kompetenz  zu  sichern  bestimmt 
war.  Als  jedoch  der  erste  Verfassungsentwurf 
durch  Volksabstimmung  v.  r2./V.  1872  verworfen 
worden  war  und  neue  Konkordalsvcrhand- 
lungen  (in  Glarus,  November  1872)  zwar  re- 
sultatlos verlaufen  waren,  aber  wichtige  Kinger- 
leige  für  die  Vcreinhei. Iii  hung  der  Gesetz- 
gebung geliefert  hatten,  gelan;  es,  in  die  neue 
am  If./IV.  1874  auch  vom  Volke  gut  geheißene 
Bundesverfassung  folgenden  Artikel  (34)  auf- 
zunehmen: ..Der  Hund  ist  befugt,  einheitliche 
Hestimnningen  über  die  Verwendung  von  Kin- 
dern in  den  Fabriken  und  über  die  Dauer  der 
Arbeit  erwachsener  Personen  in  denselben  auf- 
xustellen.  Kbenso  ist  er  berechtigt,  Vorschriften 
zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  einen  die  Ge- 
sundheit und  Sicherheit  gefährdemlen  Gewerbe- 
betrieb zu  erlassen."  Nach  umfassenden  Vor- 
arbeiten, bei  welchen  alle  irgendwie  beteiligten 
Kreise  zu  Worte  gelangten,  wurde  im  Frühjahr 
1875  ein  erster  Kntwurf  eines  eidgenössischen 
Fabrikgesetzes  veröffentlicht,  hauptsächlich  das 
Werk  des  Hundesrats  Heer  (aus  Glarus).  Nach-! 
dem  dieser  in  der  Presse  reichlich  erörtert  wor- 
den war  und  auch  die  Interessenten  sich  über 
ihn  hatten  vernehmen  lassen,  wurde  am  G./V.  1875 
der  definitive  Entwurf  der  Hundesversammlung 
vorgelegt,  die  erst  im  März  1877  nach  wechsel- 
vollen Verhandlungen  sich  über  ein  Gesetz  zn 
einigen  vermochte.  Am  21./X.  1877  wurde  dieses 
vom  Volke  mit  knapper  Mehrheit  angenommen 
und  am  l./I.  1878  in  Kraft  erklärt. 

Dem  eidgenössi  eben  Gesetzgeber  lagen 
als  Vorbilder  die  englischen,  die  französischen 
und  einige  amerikanische  Gesetze  vor,  und 
als  unmittelbare  Entwiekhingsgrundlage  der 
Stand  der  kantonalen  Gesetze.  Dieser  war 
der  folgende: 

1.  Zulassungsalter:  Glarus  (1872):  Zu- 
lassungsalter 13,  aber  durch  ScIiulG.  v. 
ll./V.  1873  wird  die  Schulpflicht  auf  das 


vollendete  13.  .fahr  erweitert;  13  Jahre  be- 
saßen als  Zulassungsalter  Aargau  (1802), 
Basel  (Land)  (18(i8),  Basel  (Stadt)  (1869)  und 
Schaffhausen  (1872);  12  Jahre:  Zürich  (1859), 
St.  Gallen  (1853). 

2.  Auch  Erwachsene  schützten;  Glarus: 
ebenso  Basel  (Stadt)  und  Tcssin  (1873);  nur 
Jugendliche  bis  16  Jahre;  Schaffhausen, 
Ba-sei  (Land),  Aargau,  Zürich,  Thurgau; 
bis  1.')  Jahre:  St.  Gallen. 

3.  Arbeitszeit:  a)  Alle  Altersstufen: 
11  Stunden:  Glarus,  12;  Tessin,  Basel 
(Stadt),  b)  Nur  für  Jugendliche:  13-14: 
6  St.  14-10:  10  St.:  Schaffhausen,  10  Hasel 
(Land),  12  Aargau,  St.  Gallen,  13  Zürich, 
12-14  Thurgau. 

4.  Verbote  der  Nachtarbeit  (alle  Alters- 
stufen: Glarus,  Tessin;  bis  18  Jahre:  Basel, 
sonst  10  Jalire,  15  Jahre:  St.  Gallen.  14  Jahre: 
Schaffhausen),  Zahl  dieser  Kuheslunden: 
9;  Glarus,  Aargau,  Schaffliausen,  8  yi: 
Tessin,  8;  Basel  (Stadt),  Basel  (Land),  Zürich, 
10:  Thurgau. 

6.  Schonzeit  der  Wöchnerinnen:  0  Wochen: 
Glarus,  Basel  (Stadt). 

0.  Vollzug;  Inspektorate  in  Glarus,  Aar- 
gau, Zürich,  Basel  (Stadt);  I'olizeiorgane: 
Scliafthausen,  St.  Gallen. 

Das  Bundesgesetz  betr.  die  .\rbeit 
iii  den  Fabriken  v.  23./11I.  1877  halte 
die  Aufgabe,  die  von  den  vürgeschrittenslen 
Kanlcjnen  erprobten  Möglichkeiten  des  Ar- 
beiterschutzes  den  Arbeitern  aller  Kantone 
zuteil  werden  zu  lassen.  So  entnahm  ma» 
fast  wörtlich  den  (ilarner  Gesetzen  von 
1804  und  1872  die  Definition  der  Fabrik: 
,,jede  industrielle  Anstalt,  in  welcher  gleich- 
zeilig  und  regelmäßig  eine  Mehrzahl  von 
Arbeitern  außerhalb  ihrer  Wohnungen  in 
geschlossenen  Räumen  beschäftigt  wird". 
In  Zweifelsfällen  entscheidet  der  Bundesrat. 
Die  unbestimmte  „Mehrzahl  von  Arbeitern" 
sollte  auch  kleinere  Betriebe  mit  großer 
Gesundheitsgefährliclikeit  umfassen.  Dag 
führte  allerdings  zu  Schwierigkeiten,  die 
die  früliere  Verwaltung^praxis  damit  löste, 
daß  sie  alle  Industriebetriebe  als  F'abri- 
ken  behandelte,  welche  entweder  1.  mehr 
als  25  Arbeiter  beschäftigen  oder  2.  bei 
Beschäftigung  von  mehr  als  5  Arbeitern 
Motoren  oder  Dampfgefäße,  giftige  oder 
scharfe  Stoffe  verwenden  oder  Frauen  und 
junge  Li'ute  unter  18  Jahren  beschäftigen. 
Durch  Beschluß  des  Bundesrats  v.  3./VI.  1891 
wurden  die  Grenzen  weiter  gezogen,  in- 
dem dem  Gesetze  unterstellt  wurden:  1.  alle 
Betriebe  mit  mehr  als  10  Arbeitern,  2.  Be- 
iriebe mit  mehr  als  5  Arbeitern,  welche 
mechanische  Motoren  verwenden  oder  Per- 
sonen unter  18  Jahren  beschäftigen  oder 
gewisse  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben 
der  Arbeiter  bieten,  3.  Betriebe  mit  weniger 
als  11  bzw.  6  Ajbeitern,  welche  außer- 
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gewöhnliche  Gefahren  für  Gesundheit  und 
Leben  bieten  oder  den  unverliennbaren 
Charaliter  von  Fabrilicn  autweisen.  Teil- 
weise abweichend  von  diesen  Normen  sind 
dem  B'abrikKcsetz  unterstellt:  alle  Getreide- 
mühlen und  Elektrizitätswerke  mit  mehr 
als  2  iVrbeitern,  falls  diese  nicht  Familien- 
mitglieder des  Besitzers  sind,  alle  poly- 
graphischen Gewerbebetriebe,  Gasanstalten 
und  Brauereien  mit  mehr  als  5  Arbeitern, 
Maschinenstickereien  mit  drei  und  mehr 
Maschinen,  falls  nicht  ausschließlich  Familien- 
angehörige beschäftigt  werden,  alle  Zünd- 
hölzchenfabriken. (Nicht  als  Fabriken 
wurden  in  der  Praxis  behandelt:  Hotel- 
wäschereien, Ausrüstereien  in  der  Stickerei- 
industrie und  gewöhnliche  Metzgereien.)  — 
Ausgesehlossen  von  der  Beschäftigung  in 
Fabriken  wurden  Kinder,  welche  das  14. 
Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben, 
(wieder  mit  Rücksicht  auf  das  Glarner  Schul- 
gesetz von  1873).  Wie  in  Glarus  wurde  ferner 
Sonntags-  und  Nachtarbeit  von  jungen  Leuten 
unter  18  Jahren  untersagt  (Ausnahmen  ge- 
stattet der  Bundesrat  unter  bestimmten  Bedin- 
gungen),Fr  auenspersonen  unter  keinenUm- 
ständen  Sonntags-  und  Nachtarbeit  gestattet, 
und  vor  und  nach  ihrer  Niederkunft  Wöcli- 
nerinnen  die  Beschäftigung  in  Fabriken,  im 
ganzen  SWochen,  verboten.  Bei  ihrem  Wieder- 
eintritt müssen  nachweislich  6  Wochen  seit  dci- 
Niederkunft  verflossen  sein.  Der  Bundesrat 
kann  in  gewissen  Fabrikationszweigen  das 
Arbeiten  schwangerer  Frauen  und  von  Per- 
sonen unter  lü  Jahren  ganz  verbieten.  End- 
lich entspracli  der  Glarner  Gesetzgebung  das 
Gebot  des  Maximalarbeitstages  für  alle 
Fabrikarbeiter;  es  darf  die  regelmäßige 
Arbeit  eines  Tages  nicht  mehr  als  11  Stunden, 
an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Festtagen 
nicht  mehr  als  10  Stunden  betragen  und 
muß  in  die  Zeit  zwischen  6  (in  den  Sommer- 
monaten ö)  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends 
(nach  der  öffentlichen  Uhr)  verlegt  werden 
(9  Stunden  wie  in  Glarus).  Wie  dort  die 
„Handlanger",  waren  nun  in  der  Schweiz 
die  Arbeiter,  die  Hilfsarbeiten  und  Reini- 
gungsarbeiten besorgen,  von  der  Wirksamkeit 
der  Zeitvorschriften  ausgenommen.  Ueber 
seine  kantonalen  Vorbilder  ging  das  eid- 
genössische Fabrikgesetz  nur  in  der  Regelung 
der  Fabrikordnung,  der  Kündigung,  der 
Lohnzahlung  hinaus.  Dem  Streben  nach 
Krankheits-  und  Unfallverhütung  entsprechen 
die  Vorschriften  über  Beleuchtung  und  Ven- 
tilation der  Arbeitsräunie  sowie  Einfriedi- 
gung von  Maschinenteilen  und  Treibriemen. 
Endlicli  noch  die  allgemeine  Vorschrift,  daß 
überhaupt  „alle  erfahrungsgemäß  und  durch 
den  jeweiligen  Stand  der  Technik  sowie  durch 
die  gegebenen  Verliältnisse  ermöglichten 
bchutzniittel"  angewendet  werden  sollen, 
wodurch  dem  Eingreifen  der  Ueberwachungs- 


beamten  jede  wünschenswerte  Handhabe  ge- 
boten wird.  Im  Sinne  dieser  Bestimmung  hat 
der  Bundesrat  durch  V.  v.  16./X.  1897 
Aufstellung  und  Betrieb  von  Dampf- 
kesseln und  Dampfgefäßen  geregelt 
und  die  widersprechenden  kantonalen  Vor- 
schriften beseitigt.  Die  Kantone,  denen 
der  Vollzug  obliegt,  können  dem  schweize- 
rischen Verein  von  Dampfkesselbesitzern  die 
Vornahme  aller  erforderlichen  Prüfungen, 
Revisionen  usw.  übertragen.  Die  Kessel 
sind  jährlich  mindestens  einmal  innerlich, 
einmal  äußerlich  zu  untersuchen.  Sodann 
hat  die  Fabrikinspektion  Anleitungen  zur 
V'erhütung  der  Bleikrankheit,  von  Unfällen 
im  Baugewerbe,  in  Holzbearbeitungswerk- 
stätten, bei  Sprengarbeiten,  beim  Betriebe 
von  Bahnen,  der  Ansteckung  mit  Tuberkulose 
und  der  Ueberfüllung  in  Zigarren-  und  Tabak- 
fabriken verfaßt  (1896-1900).  Bezüglich  der 
Jacquard-Webereien  ist  1884  ein  Kreis- 
schreiben des  Bundesrats  erlassen  worden, 
durch  welches  die  Beseitigung  der  an  den 
Webstühlen  auf-  und  niedersteigenden,  ge- 
sundheitsschädlichen Staub  verursachenden 
Bleistäbchen  und  ihre  Ersetzung  durch 
Eisengewichte  innerhalb  einer  später  auf 
6  Jahre  verlängerten  Frist  angeordnet  wurde. 
Verboten  wurde  ferner  durch  Bundesrats- 
beschluß 1903  das  Heben  und  Tragen  von 
Getreidelasten  von  mehr  als  100  Kilo  Netlo- 
gewicht durch  je  einen  einzelnen  Arbeiter 
und  die  Verwendung  undurchsichtiger  Fenster- 
scheiben in  Fabriken,  in  denen  das  Auge  des 
Arbeiters  überanstrengt  werden  kann.  Er- 
richtung und  Umgestaltung  von  Fabriken 
unterliegen  der  Genehmigung  der  Kantons- 
regierungen;  ebenso  deren  Eröffnung 
welche  bei  Fabriken,  deren  Betrieb  ihrer 
Natur  nach  mit  besonderen  Gefahren  ver- 
bunden ist,  an  angemessene  Vorbehalte  ge- 
knüpft werden  kann.  „Erzeigen  sich  beim 
Betriebe  Uebelstände,  welche  clie  Gesundheit 
und  das  Leben  der  Arbeiter  oder  der  um- 
gebenden Bevölkerung  gefährden,  so  soll  die 
Behörde  unter  Ansetzung  einer  perem- 
torischen  Frist  oder  je  nach  Umständen 
unter  Suspendierung  der  Betriebsbewilligung 
die  Abstellung  der  Uebelstände  verfügen." 
Ausführliche  Vorschriften  hat  der  Bundesrat 
unterm  13./XII.  1897  über  den  Neu-  oder 
Umbau  von  Fabrikanlagen  erlassen.  —  An 
die  Bestimmungen,  welche  die  Sicherung  der 
Arbeiter  gegen  Lebens-  und  Gesundheits- 
gefahren bezwecken,  sehließen  sich  (in  Artt.  4 
und  b)  solche  über  das  bei  erfolgter  Schädi- 
gung einzuschlagende  Verfahren.  „Der 
Fabrikbesitzer  ist  verpflichtet,  von  jeder  in 
seiner  Fabrik  vorgekommenen  erheblichen 
Körperverletzung  oder  Tötung  sofort  der 
kompetenten  Lokalbehörde  Anzeige  zu 
machen.  Diese  hat  über  die  Ursachen  und 
Folgen  des  Unfalles  eine  amtliche  Unter- 
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suchung  einzuleiten  und  der  Kantonsregie-  j  an  dem  Auftauchen  technisch  rüciiständiger 
rang  davon  Kenntnis  zu  geben."  Sodann  und  gefährlidicr  Fabriliate;  es  wurde  im 
folgen  Bestimmungen  über  die  vorläufige  Sommer  1882  durch  Beschluß  der  Bundcs- 
Ordnung  der  Haft()flicht:  1.  Anerkennung  Versammlung  aufgehoben  und  durch  das 
der  Haftpflicht  des  Fabrikanten  auch  beim  vom  Bundesrat  unterm  17./X.  1882  er- 
bloßen Zufall,  2.  Beweispflicht  des  Fabri-  lassene  Reglement  über  die  Fabrikation 
kanten  und  3.  Ausdehnung  der  Haftpflicht '  und  den  Verkauf  von  Ziindliölzchen  ersetzt, 
auf  Beruf skranklieiten.  Der  Bundesrat  Allein  trotz  der  eingehendsten  Schutzvor- 
hat durch  Beschluß  v.  18./1.  1901  als  In-  Schriften  setzte  die '  Phosphornekrose  ihr 
dustrien,   „die   erwiesenermaßen  und  aus-  zerstörendes  Werk  fort,  und  bei  erneuter 


schließlich  bestimmte  gefahrliche  Krank- 
heiten erzeugen"  und  aut  welche  deshalb  die 
Haftpflicht  auszudehnen  ist,  diejenigen  be- 
zeichnet, in  welchen  namentlich  folgende 
Stoffe  verwendet  werden  bzw.  vorkommen: 
Blei,  Quecksilber,  Arsen,  Cyan  und  ihre  Ver- 


Anregung der  Frage  in  der  Bundesversamm- 
lung (188ti  und  1889)  neigten  sich  die  An- 
sichten der  maßgebenden  Kreise  ininu  r  mehr 
der  schon  1882  von  JJK.  Gurti  vertretenen 
Auffassung  zu,  daß  nur  von  der  Einführung 
eines   Bundesnionojjols   für  Fabrikation, 


bindungen,  gelber  Phosphor,  irrespirable  und  \  Kinlulir  und  Verkauf  von  Zündliiilzclien 
giftige  (iase,  Benzin,  Anilin,  Nitroglyzerin,  j  wirksame  Abhilfe  zu  erwarten  sei.  Unterm 


Pocken-,  Milzbrand   und  I{otzgift. 


20./X1.  1891  erließ  der  Bundesrat  eine  dem- 


5.  Haftpflicht,  Lohnzahlung.  Die  im  1  entsprechende  Botschaft  an  die  Bundesver- 
Anschhiß  an  Art.  ,0  des  Fabrikgesetzcs  er-  Sammlung,  und  am  2G./11I.  189Ü  beschloß 
lassenen  liaflpflichlgesetzc  (Bundes-  letztere  einige  Zusätze  zu  Art.  34  der  Ver- 
GG.  betr.  die  Haftpflicht  aus  Fabrik-  fassung,  durch  welche  Fabrikation.  iMiifulir 
betrieb  v.  2ü./VI.  1881  und  v.  2G./IV.  1887;  und  Verkauf  der  Zündholzchen  und  ahnlicher 
vgl.  auch  das  Bundesgeselz  betr.  die  Haft-  Erzeugnisse  als  Bundessache  erklärt  wurde, 
pllicht  der  Eisenbahn- und  Dampfschiffahrts- ;  Obwohl  man  bei  diesem  Beschlüsse  die 
Unternehmungen  v.  28./111.  1900)  sowie  das  1  Vorsicht  beobachtet  hatte,  den  etwa  zu  er- 


Bundesgesetz  betr.  Lohnzahlung  und 
Bußenwesen  v.  20./VI.  1902  erweitern 
den    Geltungsbereich    des  Fabrikgesetzes, 


wartenden  Ertrag  für  Verbesserungen  des 
Betriebes  und  Herabsetzung  des  Verkaufs- 
preises festzulegen,  so  wurde  derselbe  den- 


was  die  möglichste  Unfallverhütung,  die  1  noch  (aus  parteipolitischen  Gründen)  in  der 
Anzeigepflicht  bei  Unfällen,  die  Vorschriften  '  Volksabstimnning  am  30./X.  1895  verworfen, 
über  Lohnzahlung,  Zahlungsfristen  und  Unter  diesen  Umständen  griff  man  wieder 
Bußen  betrifft,  auf  alle  Betriebe,  die  Ex- '  auf  das  G.  v.  23./X11.  1879  zurück.  Am 
plosivstoffe  erzeugen  oder  verwenden;  dann  j  23./X1.  1897  legte  der  Bundesrat  einen  neuen 
bei  Verwendung  von  mehr  als  fünf  Arbeitern  Gesetzentwurf  vor,  der  mit  geringen  Abändo- 
auf  die  Hoch-  und  Tieibauten,  die  Fuhr- 1  rungen  am  2./XL  1898  angenommen  wurde, 
halterei,  den  Schiffsverkehr,  die  Flößerei,  j  Das  ßundesgesetz  betr.  die  Fabri- 
tcchnische  Installation,  Montierung,  den  kation  und  den  Vertrieb  von  Zünd- 
Bergbau,  die  .Steinbrüche  und  Gruben.  '  hölzchen  unterwirft  alle  Betriebe  dem 
6.  Schutz  gegen  Phosphornekrose.  j  Fabrikgesetze  und  verbietet  die  Heim- 
Die  furchtbaren  Erkrankungen  der  Kiefer-  arbeit  (die  Erzeugung  darf  „nur  in  solchen 
knochen  (Phosphornekrose),  denen  die  bei  I  Räumen  betrieben  werden,  welche  aus- 
der  Anfertigung  von  Zündhölzchen  mit 'schließlich  dieser  Fabrikation  dienen"), 
gelbem  Phosphor  beschäftigten  Arbeiter  |  Fabrikation,  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Verkauf 


ausgesetzt  sind,  hatten  schon  früh  die  kan 
tonale  Gesetzgebung  in  Bewegung  gesetzt. 
So  waren  1846  und  iSOl  im  Kanton  Zürich, 
18G4  im  Kanton  B  ern,  1873  in  Schwyz 
Schutzbestinimungen  für  die  mit  diesem 
Fabrikationszweige  beschäftigten  (z.  T.  recht 
kleinen)  Betriebe  erlassen  worden,  freilich 
ohne  sonderlichen  Erfolg.  Nach  Erlaß  des 
eidgenössischen  I'abrikgesetzes  wandte  auch 
der  Bund  dem  Gegenstande  seine  Aufmerk- 
samkeit zu,  und  einem  Spezialberichte  und 


von  Zündhölzchen  mit  gelbem  Phonjibor 
sind  verboten.  Doch  wurde  der  Bundesrat 
ermächtigt,  Rezepte  neuer  Herstellungs- 
verfahren zu  erwerben  und  den  l'abrikanten 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Hiervon  wurde 
indessen  in  der  Folge  abgesehen  und  auch 
ein  Entschädigungsbegehren  der  Zündholz- 
fabrikanten abgewiesen.  Dagegen  wurde 
am  30./XII.  1899  eine  Voilziehungsver- 
ordnung  nebst  besonderen  Vorschriften  für 
die  Pliosphorsesquisultidhölzererzeugung  cr- 


Antrage  des  Fabrikinspektorats  v.  17./V.  1879  ,  lassen.      Seither  ist  die  Phosphornekrose 


zufolge  wurde  am  23./X]I.  1879  ein 
Bundesgesetz  erlassen,  durch  welches 
die  Fabrikation,  die  Einfuhr  und  der  Ver- 
kauf von  Zündhölzchen,  bei  denen  gelber 
Phosphor  zur  Verwendung  kommt,  verboten 
wurde.   Das  wohlgemeinte  Gesetz  scheiterte 


in  der  Schweiz  so  gut  wie  ausgestorben. 
Zur  Fabrikation  bedarf  es  der  Bewilligung 
der  Kantonsregierung  nach  Zustimmung 
des  Bundesrats;  dieser  wird  hierbei  die- 
jenigen Bedingungen  aufstellen,  welche  mit 
Rücksicht  auf  die  Gesundheit  und  Sicherheit 
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der  Arbeiter  und  der  Konsumenten  erforder- 
lich sind.  Der  Verlcauf  von  Zündhölzehen 
soll  nur  in  Verpaclcungen  stattfinden  dürfen, 
wclclie  die  Firma  oder  die  amtlich  deponierte 
Fabriliuiarke  des  Fabrilianten  tragen.  Zu- 
widerhandlungen sind  mit  Bußen  bis  zu 
1000  Fr.,  im  Wiederholungsfälle  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  3  Monaten  bedroht.  Es 
wurden  diesmal  keine  Vorschriften  bezüg- 
lich anderer  Fabrikationsweisen  erlasseh, 
um  der  Fortbildung  der  Technik  keine 
Hindernisse  zu  bereiten  und  zugleich  die 
lüippe  zu  vermeiden,  an  welcher  das  Gesetz 
von  1879  seinerzeit  gescheitert  war. 

7.  Kantonaler  Arbeiterschutz  in  Klein- 
betrieben. Üurcli  Art.  20  des  Bundesgesetzes 
über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  von  1877  wur- 
den die  Bestimmungen  kantonaler  Gesetze 
und  Verordnungen,  welche  jenem  Bundesge- 
setze widersprechen,  aufgehoben.  Dagegen 
war  es  den  Kantonen  nicht  verwehrt,  durch 
Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  auf  andere 
als  Fabrikbetriebc  über  die  dein  Bunde  ge- 
zogenen Grenzen  hinauszugehen.  Den 
ersten  Anlaß  liierzu  gab  die  Vergebung  von 
Arbeit  durch  große  Warenhäuser  in  Klein- 
und  Heimbetriebe,  ein  System,  das  zu  un- 
gemessener Nachtarbeit  führte.  Die  Initia- 
tive ergrilt  Basel  (Stadt)  durch  das  Gesetz 
betr.  die  Arbeitszeit  der  weiblichen  Ar- 
beiter V.  11. /II.  1884,  vervollständigt  durch 
das  Gesetz  betr.  den  Schutz  der  .\rbeite- 
rinnen  v.  23./1V.  1888,  das  durch  das  gel- 
tende G.  v.  27./IV.  1905  ersetzt  wurde. 
Es  findet  Anwendung  auf  alle  dem  Fabrik- 
gesetz nicht  unterstellten  gewerblichen  Be- 
triebe mit  Inbegriff  der  Ladengeschäfte,  in 
denen  eine  (G.  v.  1888  erst  drei)  oder 
mehrere  weibliche  Personen  gegen  Lohn 
(Gehalt)  oder  zur  Erlernung  eines  Berufes 
beschäftigt  werden.  Das  Gesetz  unterwirft 
die  Betriebsinhaber  der  Anzeigepfliclit  und 
der  kantonalen  Inspektion.  Die  Vorschriften 
über  Arbeitszeit  ersetzte  das  ArbeitszeitG. 
v.  8,/lV.  1920  (48  Stunden;  51  Stunden: 
Bäcker,  Konditoren,  Gärtner,  ("oiffeure, 
Lanwagenchauffeure,  Verkaufspersonal, 
Pferdehallfreien;  54  Stunden:  Apotheken-, 
Thealer-,  Kundenarbeiter;  60  Stunden:  Haus- 
ifarte,  Taxameterchauffeure,  Droschken- 
kutscher, Dienstmänner,  Heimarbeiter,  Hotel- 
und  Wirtschaftspersonal).  Seit  1905  be- 
trug, in  Zürich  schon  seit  13estehen  des 
G.  v.  12./VIII.  1894,  die  Arbeitszeit  10 
(früher  wie  im  Fabrikgesetz  11),  an  Sonn- 
und  Feiertagen  9  Stunden.  In  Bern  (21./XI. 
1907)  soll  sie  10  Stunden  täglich  oder  00  in 
der  Woche  nicht  übersteigen.  An  Vorabenden 
von  Sonn-  und  Feiertagen  ist  Ueberzeit  (über 
10  Stunden)  nicht  zu  gewähren.  Nur  für 
Verkäuferinnen  im  Alter  von  mehr  als 
17  Jahren  gilt  die  elfstündige  Höchstarbeits- 
leit.  Sie  haben  nach  Sonnlagsarbeit  auf  die 


doppelte  Ersatzruhezeit  an  einem  Wochen- 
tage Anspruch.  Die  Verbote  der  Sonntags- 
und Nachtarbeit,  der  Beschäftigung  von 
Wöchnerinnen,  die  Bestimmungen  über  Zu- 
lassungsalter, Lohnzahlung  und  Kündigungs- 
fristen entsprechen  den  Vorschriften  des 
ersten  eidgenössischen  Fabrikgesetzes  von 
1877  und  waren,  was  z.  B.  die  Regelung 
der  Bußen  betrifft,  deren  Einforderung 
Bern  vollständig  untersagte,  günstiger  als 
diese.  Dagegen  wird  von  den  kantonalen 
Gesetzen    auf    Ansuchen     Ueberzeit  bis 

10  Uhr  abends  gestattet,  nach  dem  Fabrik- 
gesetz nur  bis  8  Uhr.  Diese  in  Zürich, 
sodann  in  Basel,  Luzern,  Solothurn  und 
in  Bern  ausgesprochenen  Verbote  d« 
Nachhausegebens  von  Arbeit  haben  auf  die 
eidgenössische  Gesetzgebung  eingewirkt.  Ana- 
loge Gesetze  für  den  Kleinbetrieb,  die  noch 

11  Stunden  zu  arbeiten  erlaubten,  erließen: 
Glarus  (1892,  auch  für  erwachsene  Männer 
in  Kleinbetrieben),  Luzern  (1895),  Solo- 
thurn (1896),  Neuenburg  (1901,  auch  für 
Kontoristinnen  in  Bureaus,  die  sonst  stets 
ausgenommen  werden),  Aargau  (1903), 
Appenzell  A.-Rh.  (1908)  und  Tessin 
(1912).  Nur  Minderjährige  beiderlei  Ge- 
schlechts trifft  das  Genfer  G.  v.  1899; 
ihre  Arbeitszeit  soll  höch-^tens  10  Stunden, 
mit  Ueberzeit  11,  aber  höchstens  zusammen 
60  Stunden  in  der  Woche  betragen.  Der 
Kanton  Waadt  hat  nach  vergeblichen  Ver- 
suchen, ein  Arbeiterschutzgesetz  von  der 
agrarischen  Mehrheit  des  Rates  zu  erringen, 
In  einem  Verwaltungsgesetz  von  1907  den 
Gemeinden  die  Befugnis  erteilt,  Bestim- 
mungen über  den  Schutz  der  Angestellten, 
Albeiter  und  Arbeiterinnen,  die  dem  Fabrik- 
gesetz nicht  unterstehen,  durch  Polizei- 
verordnung zu  erlassen.  Lediglich  Vor- 
schriften über  Lohnzahlung,  Fürsorge  bei 
Erkrankungen,  Verbot  des  Trucksystems 
enthalten  die  Schutzgesetze  von  Obwalden 
(1887)  und  Nidwaiden  (1888)  für  Arbeiter 
bei  Straßen-,  Eisenbahn-  und  Tunnelbauten, 
von  Flußkorrektionen,  Entsumpfungsarbeiten 
und  Ausbeutung  von  Steinbrüchen,  sofern 
mindestens  lüuf  Arboiter  beschäftigt  werden. 
Dem  Schutze  des  Personals  der  Gastwirt- 
schaften und  Hotels  gegen  Ueberan^trengun; 
dienen  die  Vorschriften  teils  der  vorstehen- 
den, teils  besonderer  Wirtschaftsgesetze. 
Das  Vorbild  gab  Basel  (Stadt)  durch  das 
WirtschaftsG.'  v.  19./X1I.  1887-;  die  gel- 
tenden Bestimmung;en  von  1905  und  14. /I. 
1909  verbieten  die  Verwendung  schulpflich- 
tiger Kinder  in  Wirtshäusern,  sowie  die  Be- 
dienung durch  fremde  männliche  Personen 
unter  1(5  und  durch  weibliche  unter  18  Jahren. 
Das  ganze  Personal  hat  auf  9  Stunden  un- 
unterbrochene Ruhezeit  Anspruch,  ferner 
wöchentlich  auf  6  Stunden  freie  Zeit  und 
monatlich  einmal  volle  24  Stunden.  Die 
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Schlafräume  des  bei  dem  Wirte  wohnenden  j 
Personals  sowie  seine  Stundenverzeichnisse 
■werden  inspiziert.      9   Stunden  Ruhezeit 
^spätestens  von  Mitternacht  angefangen)  ge- 
währt auch  Neuenburg  (1901),  dagegen  1 

8  Stunden  Luzern  (1895),  Zürich  (1896), 
Solothurn  (1903),  St.  Gallen  (1893  und 
1905),  Aargau  (1902),  Thurgau  (1906), 
Appenzell  /V-Rh.  (1908):  endlich  Frei- 
burg (1893),  Bern  (1894)  und  üraubünden 
(190Ü)  nur  7  Stunden,  wie  da.s  ursprüngliche 
Gesetz  von  Basel  (Stadt).  Das  Mitführen 
tichulpflichtiger  Kinder  beim  Wanderhandel 
verbieten  die  llausicrgesctze  fast  aller 
Kantone.  Nur  in  Bern  (1907)  wird  durch 
da-s  Schutzgesetz  von  1907  gesetzlich  den 
Arbeiterinnen  die  Arbeit  unter  Tage  in 
eigentlichen  Bergwerken  untersagt.  Der 
Kanton  Tessin  hat  als  erster  am  3./VII. 
1906  (erneuert  und  ergänzt  19./VI.  1908) 
«in  Dekret  zur  Abschaffung  der  Nacht- 
arbeit von  9  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens, 
im  Sommer  (April  bis  inkl.  September)  von 

9  Uhr  abend-i  bis  3  Uhr  morgens,  in  Brot- 
und  Feinbäckereien  erlassen.  Nachtarbeit 
ist  regelmäßig  an  Samstagen  und  Feiertagen 
und  in  Dringlichkeitsfällcn  durch  12  Stunden 
gestattet  für  1—2  StundenbeiMesscn,  während 
der  Fremdensaison,  vor  Märkten  oder  bei 
periodischem  Arbeitsandrang.  Dieses  Dekret 
schien  unhaltbar  zu  sein,  da  es  einen  unter 
das  Fabrikgesetz  fallenden  Großbetrieb  nicht 
berührte  und  so  den  Kleinbetrieb  schädigte. 
Zu  Rationierungszwecken  erließ  nun  der 
Bundesrat  am  2./11.  1917  einen  Beschluß, 
betreffend  den  Verkauf  von  frischem  Brot, 
auf  den  gestützt  Basel  (Stadt)  durch 
V.  V.  21./11.  1917  das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit in  Bäckereien  aller  .Vrt  von  abends 
11  bL-!  morgens  7  Uhr  aussprach.  Zum 
Schutze  der  Anstreicher  und  Maler  haben 
Neuenburg  (19Ü3)  und  Gent  (1907)  Ge- 
setze zur  Verhütung  der  Bleiweißvcrgiftung 
und  i.  J.  1904  die  Kantone  Basel  (Stadt) 
(erneut  28./II.  1908),  Zürich  und  Schaff- 
hausen die  Verwendung  von  Bleiweiß  auf 
4  Jahre  bei  öffentlichen  Bauten,  analog 
einem  Bundesbeschluß  v.  5./I.  1904  für 
Bundesbauten,  bei  kantonalen  Bauten  ver- 
boten. Die  gesetzliche  Regelung  des  Lehr- 
lingswesens, der  Sonntagsruhe,  des 
Verfahrens  bei  Arbeitseinstellungen,  des 
Arbeitsnachweises  und  der  Vorkehrungen 
gegen  Arbeitslosigkeit  fällt  gleichfalls 
in  die  Kompetenz  der  Kantone. 

Als  1892  eine  Bewegung  für  obligatorische 
Syndikate  (Innungszwang)  sich  geltend 
machte,  beschloß  die  Bundesversammlung 
<20./XII.  1893)  der  Verfassung  einen  Art.  34 
einzufügen:  „Der  Bund  ist  befugt,  auf  dem 
Gebiete  des  Gewerbewesens  einheitliche  Vor- 
schriften aufzustellen."  Am 4./III.  1894 wurde 
dieser  Vorschlag  durch  Volksentscheid  verwor- 

Uandwörterbach  der  StsatswissenBcbaften.  4.  Aufl. 


fen.  Da  seither  der  Innungszwang  seine  Reize 
verloren  hat,  dagegen  Genossenschafts-, 
Lehrlingswesen,  Gewerbegerichte,  Tarifver- 
träge, Arbeiterschutz,  Konzessionierungswesen 
usw.  einer  einheitlichen  Handhabung  na- 
mentlich auch  im  Gefolge  internationaler 
Arbeiterschutzverträge  bedürfen,  ist  der  an- 
gefochtene neue  Vcrfassungsartikel  vom  Par- 
lamente wieder  beschlossen  und  vom  Volke 
am  ö./VlI.  1908  angenommen  worden. 
Doch  hat  die  eidgenössische  Gesetzgebung  von 
den  neuen  Befugnissen,  auch  für  nichtfabrik- 
niäßige  Betriebe  Gesetze  zu  erlassen,  noch 
keinen  Gebrauch  gemacht,  sondern  im 
FabrikG.  v.  1914  Art.  77  bestimmt:  „Bis 
zum  Inkrafttrcien  eines  Bundesgesetzes  über 
das  Lchrlingswescn  bleiben  die  kantonalen 
öffentlich-rechtlichen  Vorschriften,  beson- 
ders diejenigen  über  die  Ausbildung,  vor- 
behalten, soweit  sie  den  Vorschriften  des 
Obligationcnrechts  und  des  Fabrikgesetzes 
nicht  widersprechen." 

B.  Geltendes  Recht. 
1.  Die  Revisionen  des  cidgen.  Fabrik- 
gesetzes von  1905,  1914,  1919  und  1922. 

Von  einem  Teile  der  ostschweizerischen 
Textilindustrielleu  wurde  bereits  i.  J.  1880 
eine  Petition  an  den  Bundesrat  gerichtet, 
welche  namentlich  Abänderungen  zugunsten 
der  Industriellen  auf  dem  Gebiete  des 
Kinderschutzes,  des  Normalarbcitstages  und 
der  Sonntagsarbeit  beanspruchte.  Dies 
lehnte  der  Bundesrat,  den  eingeholten  Gut- 
achten der  Kantonsregierungen  entsprechend, 
ab  und  versuchte  zunächst  durch  die  An- 
bahnung internationaler  Abmachungen 
die  Befürchtungen  der  Industriellen  zu  be- 
schwichtigen. Nach  dem  Fehlschlagen  der 
ersten  Versuche  auf  diesem  (iebiete  und  der 
Ablehnung  der  Versicherungsvorlagen,  denen 
die  Priorität  eingeräumt  worden  war,  kam 
es  zunächst  zu  einer  Teilrevision,  der  sog. 
Samstagsnovellc  (Botschaft  v.  14./XI. 
1902),  die  nach  langwierigen  Verhandlungen 
mit  wenig  Aenderungen  am  l./IV.  1905  zum 
Gesetz  erhoben  wurde.  Dieses  bestimmt, 
daß  an  Samstagen  und  Vorabenden  gesetz- 
licher Feiertage  in  den  dem  Fabrikgesetze 
unterstellten  Betrieben  nur  9  Stunden  und 
keinesfalls  länger  als  bis  abends  5  Uhr 
gearbeitet  werde.  Ausgenommen  sind  Hilfs- 
arbeiten  (Art.  12  des  Fabrikgesetzes),  aber 
nicht  Reinigungsarbeiten.  Ausgenommen 
sind  ferner  die  Betriebe,  denen  ständig  so- 
wohl Nacht-  als  Sonntagsarbeit  gestattet  ist, 
nicht  aber  ohne  besondere  Ermächtigung 
solche,  welchen  keine  Sonntags-,  sondern 
nur  Nachtarbeit  bewilligt  ist.  Die  Umgehung 
des  Fabril^esetzes  (Art.  11)  oder  der  Sams- 
tagsnovelle durch  Nachhausegeben  von  Arbeit 
nach  getaner  Fabrikarbeit  wird,  nach  dem 
Vorbilde  der  Kantonalgesetze  von  Zürich, 
Bd.  I.  32 
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Luzern,  Solothurn,  verboten.  Ueberzeit- 
bewillisungen  können  nur  aus  bestimmter  und 
zwingender  äußerer  Veranlassung  auf  zwei 
Wochen,  in  gewissen  vom  Bundesrate  zu 
bezeichnenden  Industrien  auch  auf  längere 
Zeit  von  den  Kantonen  erteilt  werden. 
Durch  Kreisschreiben  v.  14./VII.  1905  wurde 
das  Gesetz  auf  l./l.  1906  in  Kraft  gesetzt^ 
und  durch  Kreisschreiben  v.  20./XI1.  1905 
die  Industrien,  welche  länger  als  zwei 
Wochen  v'on  den  Vorschriften  des  Gesetzes 
dispensiert  werden  können,  bezeichnet.  Es 
sind  dies:  die  aargauische  Strohindustrie,  die 
Erzeugung  von  Kleidern,  Wäsche,  Schuhen, 
deren  Reparatur  und  Reinigung,  die  Obst-und 
Gemüsekonserven-,  Mineralwasser-,  Kunst- 
düngerfabrikation, Buch-  und  Zeitungsdruek, 
Werkstätten  für  Fahrzeugreparatur  und  der 
Hufbeschlag.  Die  bewilligte  Nachtarbeit  an 
Samstagen  und  Vorfeiertagen  wurde  auf- 
gehoben in  Schokolade-,  Gips-,  Zement- 
fabriken, Brauereien,  Holz-  und  Steinsägen. 
Indessen  wurde  im  Juni  1903  im  National- 
rat eine  Motion  auf  Totalrevision  des  Fa- 
brikgesetzes gestellt.  Sie  wurde  1904  für  er- 
heblich erklärt.  Der  Bundesrat  erteilte  nun- 
mehr den  Fabrikinspektoren  den  Auftrag, 
ein  neues  Fabrikgesetz  zu  entwerfen.  Dieser 
Entwurf  wurde  am  31./XII.  1904  eingereicht 
und  den  Kantonsregierungen  sowie  den  Ver- 
tretungen der  Industriellen  und  Arbeiter  zur 
Begutachtung  zugestellt.  Auf  dieser  Grund- 
lage fanden  im  Herbst  1907  und  Frühjahrl908 
Beratungen  einer  Expertenkommission  statt, 
deren  Ergebnis  in  dem  Bundesgesetz, 
betr.  die  Arbeit  in  den  F'abriken  v. 
18./VI.  1914,  vorliegt.  Die  Hauptunter- 
schiede von  seinem  Vorgänger  sind:  die 
Erweiterung  des  Geltungsgebietes,  die  Ein- 
führung der  Sechzig-,  später  (seit  1919) 
der  Achtundvierzigslundenwoche  und  Vor- 
schriften über  Kollektivstreitigkeiten. 

Durch  das  neue  Fabrikgesetz  wurde  die 
Einschränkung  des  Begriffes  der  Fabrik  auf 
„geschlossene  Räume"  fallen  gelassen.  Fabrik 
ist  nunmehr  eine  industrielle  Anstalt,  wenn 
sie  eine  Mehrzahl  von  Arbeitern  außerhalb 
ihrer  Wohnräume  beschäftigt,  sei  es  in  den 
Räumen  der  Anstalt  und  auf  den  zu  ihr 
gehörenden  Werkplätzen,  sei  es  anderwärts 
bei  Verrichtungen,  die  mit  dem  industriellen 
Betriebe  im  Zusammenhang  stehen  (Art.  1). 
Der  Bundesrat  entscheidet  auf  Bericht  der 
Kantonsregierung,  ob  eine  industrielle  An- 
stalt den  Charakter  einer  Fabrik  besitzt 
(Art.  2).  Ueber  die  Fabriken  führen  die  In- 
spektoren Verzeichnisse  (Art.  3).  Zu  den 
Vorschriflen  über  Schutzvorrichtungen, 
Lufterneuerung,  Reinhaltung  der  Betriebs- 
räunie  tritt  nun  die  Vorschrift  der  Ge- 
nehmigung der  Baupläne  neuer  Anlagen 
(Art.  6)  und  der  Betriebseröffnung  durch 
die  Kantonsregierung,  die  im  ersten  Falle 


das  Gutachten  des  eidgenössischen  Fabrik- 
inspektors einholt  (Art.  8).    Für  die  Be- 
seitigung nachträglich  erkannter  Gebrechen 
des  Betriebes  kann  dem  Fabrikinhaber  eine 
Frist  gesetzt  werden  (Art.  9).  Dieser  hat  ein 
Arbeitciverzeichnis  zu  führen  (Art.  10)  und 
über  Arbeitsordnung,  die  Fabrikpolizei  und 
die  Auszahlung  des  Lohnes  eine  Fabrik- 
ordnung zu  erlassen.  Die  Vorschriften  über 
die   Fabrikpolizei    können  Bestimmungen 
enthalten,  wonach  der  Verkehr  mit  geistigen 
Getränken  und  der  Genuß  solcher  im  Be- 
reiche der  Fabrik  während  der  Arbeitszeit 
eingeschränkt  oder  gänzlich  untersagt  wird 
(Art.  11).    Die  Strafe  des  Ausschlusses  von 
der  Arbeit  darf  nicht  durch  Fabrikordnung 
über  den  Arbeiter  verhängt  werden,  außer 
wenn  sein  Zustand  ihn  zur  Erfüllung  seiner 
Pflichten  untauglich  macht,  das  Zusammen- 
arbeiten stört  oder  die  Sicherheit  des  Be- 
triebes gefährdet  (Art.  12).  Die  V'erhängung 
vonBußen  ist  bloß  zulässig  zum  Zwecke  der 
Aufrechterbaltung  der  Arbeitsordnung  und 
der  Fabrikpolizei  und  nur  dann,  wenn  sie 
in    der    Fabrikordnung    vorgesehen  sind 
(Art.  13).    Bußen  über  25  Cts.  sind  vom 
Fabrikinhaber  unterschriftlich  zu  bestätigen 
und  unter  Angabe  des  Grundes  schriftlich 
mitzuteilen.    Die  Bekanntmachung  der  aus- 
gesprochenen Bußen  durch  Anschlag  oder 
auf  ähnliche  Weise  ist  verboten.    Die  ein- 
zelnen Bußen  dürfen   ^  des  Tagelohnes 
des  Gebüßten  nicht  übersteigen  und  sind 
im  Interesse  der  Arbeiter,  namentlich  für 
Unterstützungskassen,  zu  verwenden  (Art. 13). 
Die  Fabrikordnung  unterliegt  der  Geneh- 
migung der  Kantonsregierung,  die  das  Gut- 
achten des  eidgenössischen  Fabrikinspektors 
einholt  (Art.  14).  Vor  Einholung  dieser  Ge- 
i  nehmigung  muß  der  Entwurf  der  Fabrik- 
ordnung vom  Fabrikinspektor  in  den  Arbeits- 
räumen angeschlagen  oder  den  Arbeitern 
ausgeteilt  werden,  mit  Ansetzung  einer  Frist 
von  wenigstens  zwei,  höchstens  vier  Wochen, 
innerhalb  welcher  sich  die  Arbeiter,  sei  es 
selbst,  sei  es  durch  eine  von  ihnen  aus  ihrer 
Mitte  gewählte  Kommission,  schriftlich  dar- 
über äußern  können.  Die  Aeußerung  der  Ar- 
beiter ist  dem  Genehmigungsgesuche  beizu- 
legen oder  kann  von  ihnen  der  Kantons- 
regierung unmittelbar  eingereicht  werden, 
die  in  diesem  Falle  vom  Inhalt  dem  Fabrik- 
inhaber in  gutscheinender  Weise  Kenntnis 
gibt   (Art  15).     Ein  gedrucktes  Exemplar 
der  Fabrikordnung  oder  verwandter  Regle- 
mente,    die    für    beide    Teile  verbindlich 
und  auf  Verlangen  der  Kantonsregierung 
abänderbar  ist,  ist  den  Arbeitern  einzu- 
händigen (Arft.  16— 19).  Die  Kündigungs- 
frist für  Fabrikarbeiter  ist   14tägig,  sie 
kann  jedoch  durch  schriftliche  Abmachung 
oder  Tarifvertrag  in  einer  für  beide  Teile- 
gleichen   Weise   abgeändert   oder  wegbe- 
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düngen  werden;  die  Vollendung  von  Akkord- 
arbeit vor  dem  Austritt  bleibt  vorbehalten 
(Art.  21).  Die  Kündigung  kann  durch 
Fabrikordnung  oder  Vertrag  auf  den  Sams- 
tag oder  den  Zahltag  beschränkt  werden 


kostenlos  und  beruht  auf  freier  Beweis- 
wQrdigung  (Art.  29).  Das  Fabrikgesetz  von 
1914  hat,  nachdem  das  Obligalionenrecht 
(G.  V.  30./I1I.  1911)  in  Art.  323  den  Tarif- 
vertrag („Gcsamlarbeitsvcrtrag")  für  un- 


(Art.  22).     Der  Fabrikinhaber  kann  nicht  abdini;bar  erklärt  hatte 


kündigen:  a)  während  einer  ohne  Verschul 
den  des  Arbeiters  durch  Unfall  oder  Krank- 
heit verursachten  Erwerbsunfähigkeit  bis 
zum  Ablauf  von  vier  Wochen;  b)  wegen 
schweizerischen  obligatorischen  Militär- 
dienstes.   Für  den  in  solchem  Militärdienst  ^   .    

befindlichen  Arbeiter  steht  der  Ablauf  der  |  Erschcinungs-,  Verhandlungs-  und  Äu'skimfVs- 
Kündigungsfrist  wahrend  der  Dauer  dieses  [  zwang  (Art.  31);  die  Kantone  können  auch 
Dienstes  still  (Art.  23).  Die  ersten  14  Tage  weil  ergehende  Befugnisse  (z.  B.  schieds- 
vom  Emtritt  an  gelten  als  Probezeit,  wenn  I  gerichlliche  Funktion)  diesen  Einiguno-s- 
nichts  anderes  durch  schriftliche  Abmach-  j  stellen  erteilen.  Schwieriger  war  die  Regelung 
ungen  bestimmt  ist.    Während  dieser  Zeit '  der  Arbeitszeit.    Der  Widerstand  richtete 


,  zur  Vermittlung 
von  Kollektivstreitigkeiten  über  das  Arbeits- 
verhältnis sowie  über  die  Auslegung  und 
Ausführung  von  Gesamtarbeits-  oder  Nor- 
malarbeits(Muster-)verträgen  angeordnet,  daß 
die  Kantone  ständige  Einigungsämter 
errichten  (Art.  30).     Vor  diesen  herrscht 


kann  Austritt  und  Entlassung  ohne  Kün 
digung  stattfinden  (Art.  24).  Die  Lohn- 
zahlung hat  spätestens  alle  14  Tage  in  bar, 
in  gesetzlicher  Währung  und  unter  Bei- 
fügung einer  Abrechnung  in  der  Fabrik 
selbst,  und  zwar  innerhalb  der  Arbeitszeit  an 
einem  Werktage  zu  erfolgen.    Der  Zahltag 


sich  nicht  gegen  ihre  Kürzung  auf  10  Stunden; 
ein  Schokoladenindustrieller  führte  im  Na- 
tionalrat an,  daß,  wenn  zur  Weihnachtszeit 
die  bei  ihm  übliche  Arbeitszeit  von  10  auf 
11  Stunden  verlängert  würde,  die  Arbeits- 
leistung bei  Männern  nach  3,  bei  Frauen 
nach  2  Wochen  wieder  auf  die  des  Zehn- 


darf nur  ausnahmsweise,  aus  zwingenden  stundentags  sinke;  die  größte  Schuhfabrik 


Gründen,  auf  den  Samstag  verlegt  werden. 
Am  Zahllag  darf  nicht  mehr  als  der  Lohn 
für  die  letzten  G  Arbeitstage,  bei  Akkord- 
arbeit nicht  mehr  als  ein  dem  Lohn  der 


berichtete  von  der  nützlichen  Verwendunir  des 
freien  Sanistagnachiiiitlags,  dem  seit  1007  eine 
Zwcidriltcimchrhüit  der  Arbeiter  gegen  eine 
Verlängerung   der   Arbeitszeit  zugestimmt 


letzten  G  Arbeitstage  ungefähr  entsprechen- '  hatte.  Man  gelangte  aus  diesem  Zwiespalt 
der  Betrag  ausstehen  bleiben  (sog.  De- '(.5  Tage  10,  Samstag  9  Stunden  oder  f)  Tage 
compte)  (Art.  25).  Bei  rechtswidriger  Auf-  lO'/j,  Samstag  ü'/.  Stunden?)  schließlich  zu 


lösung  des  Dienstverhältnisses  hat  der 
Fabrikinhaber  als  schuldiger  Teil  dem  Ar- 
beiter einen  Betrag,  der  dem  Lohne  von 

6  Tagen  gleichkommt,  zu  ersetzen;  ist  der: 9  Stunden  dauern  (^Vrt.  40).  Wenn  die 
Arbeiter  der  schuldige  Teil,  so  hat  er  von  Arbeil  an  Samstagen  regelmäßig  C'/a  Stunden 


„  ,.   

folgendem  Kompromisse:  „Die  Arbeit  eines 
Tages  darf  nicht  mehr  als  10,  an  den  Tagen 
vor  Sonn-  und  Feiertagen  nicht  mehr  al.s 


seinem  l-ohngulhaben  dem  Fabrikinhaber 
den  Lfthnbetrag  von  3  Tagen  zu  überlassen. 
Der  Anspruch  darauf  erlischt,  wenn  der  Fa- 
brikinhaber unterläßt,  seine  Klage  innerhalb 
10  Tagen  seit  der  Beendigung  "des  Dienst- 
verhältnisses anhängig  zu  machen  (Art.  2G). 
Lohnzuschläge  sind  bei  Verlängerung  der 
normalen  Tagesarbeit  (Art.  48),  sowie  bei 
vorübergehender  Nacht-  und  Sonntagsarbeit 
(Art.  b2)  Voraussetzung  der  Bewilligung. 
Sic  darf  nur  erteilt  werden,  wenn  der 
Fabrikinhaber  den  beteiligten  Arbeitern 
einen  Lohnzuschlag  von  25%  zusichert. 
Bei  Akkordarbeit  kann  der  Zuschlag  auf 
Grund  des  Durchschnittsverdienstes  des 
betreffenden  Arbeiters  berechnet  werden. 
Ist  bei  Akkordarbeit,  abgesehen  vom  Akkord- 
lohn, ein  fester  Lohn  vereinbart,  so  ist  der 
Zuschlag  auf  diesen  zu  berechnen  CArt.  27). 

Für  Lieferung  von  Furnituren 
darf  der  Fabrikinhaber  vom  Arbeiter  nicht 
mehr  als  den  Betrag  der  Selbstkosten  fordern. 
Die  Verrechnung  darf  nicht  auf  dem  Wege 
des  Lohnabzugs  stattfinden  (Art.  28).  Das 
Rechts  verfahren  in  Lohnstreitigkeiten  ist 


nicht  übersteigt  und  spätestens  um  1  Uhr 
aufhört,  darf  sie  an  den  übrigen  Tagen 
IOV2  Stunden  dauern.  Diese  Bestimmung 
gilt  für  eine  Frist  von  7  Jahren,  vom  In- 
krafttreten des  Art.  40  an  gerechnet" 
(Art.  41).  Der  Kriegsausbruch  führte  jedoch 
dazu,  daß  sowohl  auf  Grund  seiner  außer- 
ordentlichen Vollmachten  als  des  Art.  43 
des  neuen  Fabrikgesetzes  („verlangt  es 
das  Interesse  der  Landesverteidigung,  so  ist 
der  Bundesrat  an  die  Vorschriften  des  Fabrik- 
gesetzes nicht  gebunden"),  nicht  nur  das 
Fabrikgesetz  von  1914  nicht  in  Kraft  gesetzt, 
sondern  auch  die  Einschränkungen  von 
Sonntags-,  Ueberzeit-,  Nachtarbeit  des  alten 
Fabrikgesetzes  suspendiert  wurden.  Mit 
dem  Kriegsende  erwachte  in  der  Arbeiter- 
schaft der  Drang  nicht  nur  na  h  Wieder- 
herstellung des  Status  quo,  sondern  nach 
Erzielung  rascherer  Fortschritte  nach  Jahren 
schwerer  Senkung  des  Lebensfußes.  Im 
November  1918  'brach  ein  Generalstreik 
aus,  zu  dessen  Programmpunkten  die  Er- 
oberung des  Achtstundentages  gehörte.  Von 
gegnerischer    Seite   wurde    erwidert,  dies 
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könne  ohne  Schaden  für  die  Schweiz  nur 
auf  internationalem  Wege  geschehen.  Der 
Agitation  des  Scliweizer.  Gewerlischafts- 
bundes  gelang  es,  mit  Hinweis  aut  günstige 
Ergehnisse  des  Achtstundentages  in  der 
chemischen  und  der  Schuhindustrie,  den 
Ersatz  der  Artt.  40-64  des  Fabril;gcsetzes 
von  1914  durch  neue  Bestimmungen  durch- 
zusetzen, die  als  Bundesgesetz  be- 
treffend die  Arbeitszeit  in  den  Fa- 
briken am  27./VI.  1919  promulgiert  und 
nach  Erlaß  der  Vollzugsverordnung  v.  3./X. 
1919  auf  l./I.  1920  in  Kraft  gesetzt  wurde.  | 

Die  Dauer  der  Arbeitswoche  betragt  i 
im  einschichtigen  Betriebe  für  den  einzelnen  1 
Arbeiter  nicht  mehr  als  48  Stunden.  Wird 
am  Samstag  weniger  als  8  Stunden  gear- 
beitet, und  ergäbe  dies  für  die  AVoche  eine 
kürzere  als  die  48stündige  Arbeitsdauer,  so  j 
darf  der  Rest  der  48  Stunden  auf  die  übrigen 
Werktage  verteilt  werden  (Art.  40j.  Zu  Aus-  j 
nahmen  ist  der  Bundesrat  ermächtigt:  a)  für 
einzelne  Industrien  kann  er  bis  zu  52  Stun- 
den zulassen,  wenn  sonst  die  Konkurrenz- 1 
tähigkeit  im  Hinblick  auf  die  in  anderen ': 
Ländern  bestehende  Arbeitsdaucr  in  Frage 
gestellt  wäre,  und  b)  während  einer  Ueber- 
gangszeit  von  längstens  '/j  Jahre,  nach  lu- 1 
krafttreten   des    Gesetzes,    für   Industrien  i 
die  noch  eine  wesentlich  längere  Arbeits-, 
dauer  haben,  kann  er  eine  Wochenarbeits- 
zeit von  höchstens  50  Stunden  bewilligen 
(Art.  41).  1 

Pausen  im  einschichtigen  Betrieb  dürfen  i 
nur  dann  von  der  Arbeitsdaucr  abgerechnet 
werden,  wenn  das  Verlassen  der  Arbeits-  '< 
stelle  gestattet  ist  (Art.  57).  Sie  können  Staffel- 1 
weise  abgehalten  werden  und  betragen  bei ' 
Achtstundenschicht  '/j.  bei  längerer  Schicht  \ 

1  Stunde  und  entfallen,  wenn  die  Arbeit ! 
spätestens  um  1  Uhr  aufhört  (Art.  42). 
Die  Arbeit  muß  vom  l./V.— 15./IX.  in  die 
Zeit  zwischen  5  Uhr  morgens  und  8  Uhr 
abends,  im  übrigen  Teil  des  Jahres  zwischen 
b  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends  gelegt 
werden;  an  Samstagen  und  Vorfeiertagen 
muß  sie  spätestens  um  5  Uhr  aufhören 
(Art.  43).  Arbeitsstunden  und  Pausen 
Bind  nach  der  öffentlichen  Uhr  zu  richten, 
durch  Anschlag  bekanntzugeben  und  der 
Ortsbebörde  schriftlich  anzuzeigen  (Art.  44). 

Die  Umgehung  der  Vorschriften  über 
Arbeitszeit  durch  Nachhausegeben  von  Arbeit 
oder  freiwilliges  Arbeiten  ist  verboten  (Art.  45). 
Der  Bundesrat  ist  befugt,  in  bestimmten 
gefährlichen  Industrien  die  Arbeits- 
dauer zu  verkürzen,  bis  die  Gefahr  beseitigt 
ist  (Art.  46).  Der  Bundesrat  kann  bei 
Kachweis  des  Bedürfnisses  die  Grenzen  der 
Tagiaarbeit  verschieben  oder  zweischichtigen 
Betrieb  zu  höchstens  je  8  Stunden  bewilligen, 
ü  eher  zeit  darf  nur  in  Notfällen  mehr  als 

2  Stunden  betragen  (Art.  48);  zuständig 


sind  für  deren  Bewilligung  für  höchstens 
10  Tage  Bezirks-  oder  Ortsbehörde,  für  mehr 
als  10  Arbeitstage  die  Kantonsregierung, 
Die  Bewilligung  darf  auf  einmal  höchstens 
für  20  Arbeitstage  erteilt  werden.  Die 
Zahl  der  Arbeitstage  mit  Ueberzeit  darf 
in  der  Regel  80  in  einem  Jahre  niciit  über- 
schreiten (Art.  49).  An  den  Tagen  vor  Sonn- 
und  Feiertagen  ist  aus  zwingenden  Gründen 
Verlängerung  der  Arbeitsdauer  mit  lokal- 
oder  bezirksbehördlicher  Bewilligung  für 
höchstens  2  Tage  zulässig;  ebenso  mit  kan- 
tonaler Bewilligung  für  Fabriken,  die  wegen 
ihrer  besonderen  Betriebsverhaltnisse  dessen 
bedürfen  (iVrt.  50). 

Nacht-  und  Sonntagsarbeit  sind  nur 
ausnahmsweise  und  nur  mit  Bewilligung  der 
zuständigen  Behörde  und  mit  Zustimmung 
der  Arbeiter  zulässig  (Art.  51).  Die  Bewilli- 
gung steht  in  Notfällen  und  aus  zwingenden 
Gründen  zu:  für  höchstens  6  aufeinander- 
folgende Nächte  oder  einen  Sonntag  der 
Bezirks-  oder  Ortsbehörde;  darüber  hinaus 
und  für  einen  Sonntag  dem  Kanton.  Binnen 
24  Stunden  darf  Tag-  oder  Nachtarbeit  höch- 
stens 8,  die  Schichtdauer  höchstens  9  Stun- 
den betragen.  Nach  mehr  als  5  Stunden 
Arbeit  hat  eine  wenigstens  halbstündige 
Pause  einzutreten  (Art.  52). 

Wenn  dauernde  Nacht-  und  Sonn- 
tagsarbeit technisch  oder  wirtschaftlich 
unentbehrlich  ist,  erteilt  der  Bundesrat  die 
Bewilligung  dazu,  wenn  der  Gesuchsteller 
die  Uncntbehrlichkeit  für  seinen  Betrieb 
nachweist  und  einen  Schichtenplan  einreicht. 
Auch  hier  darf  die  Arbeitsdauer  für  den 
einzelnen  Arbeiter  nicht  mehr  als  8,  die 
Schichtdauer  nicht  mehr  als  9  Stunden 
betragen  (Art.  53).  Ist  Nachtarbeit  bewilligt, 
so  ist  den  Arbeitern  jeden  Sonntag  eine 
Ruhezeit  von  wenigstens  24  Stunden  frei- 
zugeben. Ist  Sonntagsarbeit  oder  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  bewilligt,  so  ist  jedem 
Arbeiter  jeder  zweite  Sonntag  und  für  jeden 
Arbeitssonntag  in  der  Woche  vorher  oder 
nachher  ein  Werktag  von  24  Stunden 
freizugeben.  Bei  ununterbrochenem  Be- 
trieb darf  eine  Verkürzung  eines  Teiles 
der  52  freien  Tage  bis  auf  20  Stunden  statt- 
finden. Unter  diesen  freien  Tagen  müssen 
mindestens  26  Sonntage  sein.  Betriebe 
gelten  als  dreischichtig,  wenn  über  den 
Sonntag  zweischichtig  gearbeitet  wird  und 
die  gesamte  Stundenzahl  einer  Schicht  im 
Wochendurchschnitt  nicht  mehr  als  56  be- 
trägt (Art.  54).  Tages-  und  Nachtarbeit 
sollen  längstens  alle "  14  Tage  für  jeden 
Arbeiter  wechseln  (Ai-t.  55). 

Die  Kantone  können  8  Feiertage  im 
Jahre  bestimmen,  die  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes als  Sonntage  zu  gelten  haben.  Kon- 
fessionelle Feiertage  sind  nur  für  die  An- 
gehörigen der  betreffenden  Konfession  vei- 
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bindlicfa.  Der  Arbeiter  ist  berechtigt, 
an  anderen  als  den  vom  Kanton  bestimmten 
konfessionellen  Feiertagen  die  .Vrbcit  in 
der  Fabrik  auszusetzen,  hat  jedoch  sein 
Vorhaben  dem  Fabrikinhaber  oder  seinem 
Stellvertreter  spätestens  bei  Beginn  der 
Arbeit  am  Vortage  anzuzeigen  (;Vrt.  58). 

In  Notfällen  hat  der  Fabrikinhaber  die 
Abweichung  von  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften spätestens  am  folgenden  Tage  der 
Behörde  anzuzeigen.  Die  Vorschriften  über 
Arbeitszeit  gelten  nicht  für  die  der  eigent- 
lichen Fabrikation  vor-  oder  Dacbgeheodcn 
Hilfsarbeiten  (^Vrt.  C4). 

In  bezug  auf  Frauenarbeit  hat  das 
Gesetz  von  1914  an  dem  Verbot  der  Nacht- 
nnd  Sonntagsarbeit  festgehalten  und  ihre 
Nachtruhe  gemäß  internationalen  Ueberein- 
kommens  von  Bern  (1906)  auf  11  Stunden 
fixiert,  die  die  Zeit  von  10  Uhr  abends  bis 
3  Uhr  morgens  in  sich  schließen.  Ebenso 
entsprechen  dem  Börner  Uebereinkommen 
die  zulässigen  Ausiiahnien.  Das  Maximuni 
der  Ueberstundcn  darf  für  weibliche  Per- 
sonen nicht  mehr  als  140  Stunden  im  Jahre 
betragen  (Art.  61). 

Arbeiterinnen,  die  ein  Hauswesen  zu 
besorgen  haben,  dürfen  zu  den  llilfsarbeiten 
nicht  verwendet  werden,  soweit  diese  die 
Dauer  der  normalen  Tagesarbeit  überschreiten. 
Beträgt  die  Mittag.-pause  nicht  wenigstens 
anderthalb  Stunden,  so  dürfen  sie  die  Arbeil 
eine  halbe  Stunde  vor  Beginn  der  Pause 
verlassen.  Vom  l./I.  1925  an  ist  diesen  Ar- 
beiterinnen auf  ihren  Wunsch  der  Samstag- 
aachmittag freizugeben  (Art.  ö8). 

Wöchnerinnen  dürfen  von  ihrer  Nieder- 
kunft an  ü  Wochen  lani;  in  der  Fabrik  nicht 
beschäftigt  werden;  auf  ihren  Wunsch  soll 
diese  Zeit  bis  auf  8  Wochen  verlängert 
werden.  Es  darf  ihnen  während  dieser  Zeit 
oder  auf  einen  Termin,  der  in  diese  Zeit  fällt, 
nicht  gekündigt  werden.  Schwangere  dürfen 
auf  bloße  Anzeige  hin  die  Arbeit  vorüber- 
gehend verlassen  oder  von  ihr  wegbleiben. 
Es  darf  ihnen  deshalb  nicht  gekündigt  werden 
(Art.  69). 

Kinder,  die  das  14.  Lebensjahr  noch 
nicht  zurückgelegt  haben  oder  über  dieses 
Alter  hinaus  zum  täglichen  Schulbesuch 
gesetzlich  verpflichtet  sind,  dürfen  zur  Arbeit 
in  Fabriken  nicht  verwendet  werden. 

Für  Jugendliche  unter  16  Jahren  gilt 
das  Verbot  der  Ueberzei  t arbei t  (Art.  71), 
Gebot  einer  llstündigcn  Nachtruhe  (Art.  72), 
Einschluß  der  Schul-  und  Religionsunter- 
richtsstunden in  die  normale  Tagesarbeits- 
zeit (Ai't.  75).  Grundsätzlich  ist  auch 
Nacht-  und  Sonntagsarbeit  vom  16.— 18. 
Lebensjahre  untersagt;  llstündige  Nacht- 
ruhe bei  zweischichtigem  Betriebe  vorge- 
schrieben; der  Fabrikinhaber  hat  Personen 


unter  18  Jahren  nur  mit  Altersausweis 
zuzulassen  (Art.  72)  und  ihnen  wöchentlich 
mindestens  5  Stunden  lür  den  Unterricht 
freizugeben  (Art.  76).  Auf  Lehrlinge  finden 
die  Arbciterscliutzbestimmungen  Anwendung. 
Auch  die  Wohlfahrtseinrichtungcn 
werden  geregelt:  sie  müssen  den  Anforde- 
rungen der  Hygiene  entsprechen;  an  der 
Verwaltung  der  Fabrikkranken-  und  Pen- 
sionskassen sind  die  Arbeiter  wenigstens 
nach  Maßgabe  ihrer  Beitrüge  zu  beteiligen. 
Die  Kantone  genehmigen  die  Kassestatuten 
und  verlangen  eine  Sicherstellung  (Art.  78 
bis  80).  Die  Gesetzgebung  von  1919  hat  in 
der  Schweiz  nach  dem  Einsetzen  der  Wirt- 
schaftskrise aus  agrarischen  Kreisen  lebhafte 
I  Anfechtungen  erfahren.  Ein  Antrag,  den 
!  Achtstundentag  durch  den  Neunstundcntag 
zu  ersetzen,  drang  zwar  nicht  durch,  aber  die 
{ Beschlüsse  der  Bundesversammlung  von 
Juni  1922,  die  noch  dem  Volksentscheid 
unterliegen,  beweisen,  daß  eine  ad  hoc  ar- 
beitende Gesetzgebung  den  bislang  erreich- 
ten Arbeitcrschulz  schwer  bedroht. 

2.  Die  Bundesgesetze  betr.  die  Arbeits- 
I  zeit  der  Verkehrsanstalten.   Die  zweite  bc- 
:  deutende  Initiative  der  Schweiz  auf  deniFest- 
lande  bildet  der  Arbeilerschutz  in  den  Ver- 
kelirsanslalten.    Art,  9  des  EiscnhahnG.  v. 
23./X1I.  1872  halte  bestimmt,  daß  den  Be- 
amten und  Angestellten  der  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffe  wenigstens  jeder  3.  Sonntag 
freizugeben  sei;  das  gleiche  sollte  auch  bei  den 
vom  Bunde  konzessionierten  oder  betriebenen 
Transportanstalten  gelten.     Die  Durchfüh- 
rung dieser  Bestimmung  stieß  aul  manche 
Schwierigkeiten,  welche  1878  zu  einer  Ein- 
!  schränkung  derselben   führten,  dergestalt, 
;  daß  der  Freisonntag  durch   einen  freien 
Werktag  für  gewisse  Kategorien  von  Ar- 
beitern   ersetzt    werden    konnte.  Einem 
I  Wunsche  des  Nationalrates  zufolge  wurden 
sodann  1882  Normen  für  die  Maximaldauer 
der  täglichen  Arbeitszeit  der  Eisenbahn- 
langesteilten aufgestellt;  allein  diese  wurden 
von  den  Eisenbahngescilschaften  ungenü- 
gend beobachtet,  und  so  gelangte  man  dazu, 
auch  hierin  den  Weg  der  Snezialgcsetzgebung 
zu  beschreiten.   Das  auf  Grund  von  Art.  26 
der  Bundesverfassung  erlassene  G.  v.  27./VL 
1890  findet  Anwendung  auf  die  im  Betriebs- 
'  dienste  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffs- 
;  Unternehmungen,  der  Postverwaltung  sowie 
auf  andere  in  vom  Bunde  konzessionierten 
'  oder  betriebenen  Transportan-italten  ange- 
stellten Personen.  Die  tägliche  Arbeitszeit  soll 
12  Stunden  nicht  überschreiten;  die  ununter- 
brochene Ruhezeit  beträgt  für  das  Maschinen- 
und  Zugpersonal  wenigstens  10,  für  die  übri- 
gen Angestellten  9  und  bei  Wohnung  auf  dem 
I5ahnhof  8  Stunden.     In  der  Mitte  der 
Arbeitszeit  ist  eine  Ruhepause  von  mindestens 
einer  Stunde  zu  gewähren.    Beamten,  .\n- 
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gestellten  und  Arbeitern  sind  (ohne  Lohn- 
abzug) im  Jahre  52  Tage  freizugeben  von 
denen  17  Sonntage  sein  müssen.  An  bonn- 
tagen ist  der  Güterdienst  untersagt. 
Uebertretungen  werden  mit  Geldbußen  bis 
zu  500,  im  'Wiederhohaigsfo.il  1000  Fr.  be- 
straft. „Der  Verzicht  auf  die  gesetzlich  zu- 
gesicherte Dienstbefreiung  schließt  die  Straf- 
barkeit der  Widerhandlung  nicht  aus." 
Ausnahmen  bewilligt  der  Bundesrat.  Die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  sind  durch 
V  V  9./I.  1891  auf  die  Post  und  durch 
G.  V.  22./X1I.  1892  auf  den  Telegraphen- 
und  Telephonbetrieb  ausgedehnt  und  1894 
ist  beschlossen  worden,  die  Kontrolle  über  die 
Beobachtung  des  Gesetzes  durch  besondere 
Organe  des  Eisenbahndepartements  ausüben 
zu  lassen.  Nach  der  Eisenbahnverstaatlichung 
von  1898  kam  sodann  der  Bundesrat  einer 
Eingabe  des  „Verbandes  des  Personals 
schweizerischer  Transportanstalten"  um 
weitere  Reduktion  der  Arbeits-  und  Ueberzeit 


Dem  Fabrikgesetze,  dessen  Bestimmungen 
jedesmal  auf  die  Regelung  der  Arbeitszeit 
in  Transportanstalten  rückgewirkt  hatten, 
ließ  der  Bundesrat  mit  Botschaft  v.  16./VL 
1919  eine  Abänderungsvorlage  für  die  Ver- 
kehrsanstalten folgen,  die  am  6./III.  1920 
alsBG.  betr.  die  Arbeitszeit  beim  Be- 
triebe der  Eisenbahnen  und  anderen 
Verkehrsanstalten  kundgemacht  und  vom 
Volke  am  31./X.  1920  angenommen  wurde. 

Art.  3  des  Gesetzes  normiert  die  Arbeits- 
zeit wie  folgt:  Die  tägliche  Dauer  der  Ar- 
beitszeit darf  innerhalb  einer  Gruppe  von 
höchstens  14  aufeinanderfolgenden  oder  durch 
einzelne  Buhetage  getrennten  Tagen  durch- 
schnittlich 8  Stunden  nicht  übersteigen. 
Für  Dienste,  bei  denen  die  Arbeitszeit  in 
reichlichem  Maße  aus  Zeiten  bloßer  Dienst- 
bereitschaft besteht,  ist  eine  durchschnitt- 
liche Dauer  der  Arbeitszeit  bis  auf  9  Stunden 
zulässig;  diese  Dienste  sind  in  den  Voll- 
ziehungsverordnungen zu  bezeichnen.  Inner- 


und  Vermehrung  der  dienstfreien  Tage  durch  j  halb  einer  einzelnen  Dienstschicht  darf  die 
eine  neue  Vorlage  entgegen.  Daraus  erwuchs  ]  Arbeitszeit  im  Ausgleiche  höchstens  10  Stun- 
dasBundesgesetz,  betr.  die  Arbeitszeit :  den  betragen. 


Ein  Ausgleich  hat  nicht 
stattzufinden,  wenn  dem  Beamten,  Ange- 
stellten oder  Arbeiter  mit  seiner  Zustimmung 
für  die  Ucberschreitung  der  maßgebenden 
durchschnittlichen  Arbeitszeit  Barvergütung 
geleistet  wird.  Die  Barvergütung  ist  auf 
Grund  des  Gehaltes  oder  Lohnes  mit  einem 
Zuschlage  von  wenigstens  25%  zu  be- 
rechnen. Der  Verzicht  auf  den  Ausgleich 
darf  150  Stunden  im  Kalenderjahre  nicht 
übersteigen.  Wird  infolge  von  Zugs-  oder 
Kursverspätungen  oder  aus  anderen  zwingen- 
den Gründen  des  Betriebes  die  gesetzliche 
Höchstdauer  der  Arbeitszeit  um  mehr  »h 
eine   Viertelstunde   überschritten,   so  hat 


beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und 
anderer  Verkehrsanstalten  v.  15./X1I. 
1902.  Es  gewährt  allen  bisher  geschützten 
Verkehrsbeamten,  Angestellten  und  Arbeitern 
eine  wirkliche  Maximalarbeitszeit  von  11 
Stunden,  die  bei  besonderem  Erfordernis 
vom  Bundesrat  weiter  gekürzt  werden  kann. 
Im  Durchschnitt  von  3  Tagen  muß  die 
Ruhezeit  mindestens  9,  für  Maschinen- 
und  Zugpersonal  10  Stunden  betragen. 
Zum  Nachtdienst  dürfen  von  11  Uhr  abends 
bis  4  Uhr  morgens  Frauen  nur  als  Tele- 
graphistinnen,  Wartefrauen  usw.  und  Ange- 
stellte nur  durch  14  Tage  innerhalb  eines  ^ 

Monats  angehalten  werden;  Nachtdienst  wird  !  innerhalb  der  nächsten  3  Arbeitstage  ein 
mit  25%  Zuschlag  entlohnt.  Von  den  52  Ausgleich  stattzufinden. 
Ruhetagen  sind  mindestens  8  als  zusammen- j  Die  tägliche  Dauer  der  Dienstschicht 
hängender  Urlaub  zu  gewähren;  dieser !  darf  innerhalb  einer  Gruppe  von  höchstens 
Urlaub  wird  um  je  einen  Tag  nach  dem  14  aufeinanderfolgenden  oder  durch  einzelne 
'  ~   -  -     —         Ruhetage  getrennten  Tagen  durchschnitt- 

lich 13  Stunden,  und  wenn  der  Beamte, 
Angestellte  oder  Arbeiter  Dienstwohnung 


9.  Dienstjalire  für  das  Personal  der  Haupt- 
bahnen verlängert,  für  die  übrigen  Verkehrs- 
angeslellten  steigt  nach  dem  10.  Dienstjahre 
die  Zahl  der  freien  Tage  auf  60.  Zur  Erleich- 
terung der  durch  Organe  des  Eisenbahn-  und 
Postdepartements  auszuübenden  Kontrolle 
hat  das  Personal  geordnete  Tagebücher  zu 
führen.  Aus  den  Vollziehungsverordnungen 
V.  22./IX.  und  lO./Xl.  1903  ist  der  Schutz 
der  Wöchnerinnen  (Dienstverbot  durch  vier 


in  der  Nähe  der  Arbeitsstelle  hat,  13%  Stun- 
den nicht  übersteigen.  Wo  die  Verhältnisse 
es  gestatten,  soll  die  Dienstschicht  im 
Mittel  bis  auf  12  Stunden  reduziert  werden. 
Die  Höchstdauer  einer  einzelnen  Dienst- 
schicht beträgt  im  Ausgleiche  14  Stunden. 
Wo  besondere,  in  den  VoUziehungsverord- 


Wochen  nach  der  Niederkunft)  und  die  j  nungen  festzustellende  Verhältnisse  vorliegen. 


Weisung  bemerkenswert,  Eheleuten,  die  im 
Verkelirsdicnste  stehen,  17  Freisonntage 
und  die  übrigen  Urlaubstage  womöglich 
zusamrucnliängend  freizugeben.  Den 
Nebenbahnen  liat  eine  bundesrätliche  Voll- 
zichungsverordnung  v.  9./X.  1903  Erleichte- 
rungen, wie  z.  B.  12stündige  Arbeitszeit  bei 
unlerbrochcucr  Beschäftigung,  gewährt. 


darf  die  Dienstschicht  bis  auf  15  Stunden 
ausgedehnt  werden,  vorausgesetzt,  daß  ihre 
durchschnittliche  Dauer  innerhalb  dreier 
auTcinanderfolgender  Tage  die  maßgebende 
durchschnittliche  Dauer  im  Sinne  von  Abs.  1 
hiervor  nicht  übersteigt  (Art.  5). 

Die  tägliche  Dauer  der  Ruheschicht 
darf  innerlialb  emer  Gruppe  von  höchstens 
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14  aufeinanderfolgenden  oder  durch  einzelne 
Ruhetage  getrennten  Tagen  durchschnitt- 
lich nicht  wenic;er  als  II  Stunden,  und 
wenn  der  Beamte,  Angestellte  oder  Arbeiter 
Dienstwohnun"  in  der  Nähe  der  Arbeits- 
stelle hat,  nicht  weniger  ak  lO'/i  Stunden 
betragen.  Wo  die  Verhältnisse  eine  kürzere 
Dauer  nicht  notwendig  machen,  soll  die 
Ruheschicht  im  Mittel  nicht  unter  12  Stunden 
herabgesetzt  werden.  Die  Mindestdauer 
einer  einzelnen  Kuhcschicht  beträgt  im 
Ausgleiche  10  Stunden  (;\rt.  6). 

Die  in  die  Zeit  von  11  Uhr  abends  bis 
5  Uhr  morgens  fallenden  Dienstleistungen 
gelten  als  Nachtdienst.  Nachtdienst  darf 
nicht  mehr  als  7 mal  hintereinander  und 
innerhalb  eines  Zeitraumes  von  4  Wochen 
an  höchstens  14  Tagen  zugeteilt  werden. 
Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung 
auf  Dienstschichten,  deren  Beginn  oder 
Ende  sich  nicht  um  mehr  als  eine  Stunde 
in  den  Nachtdienst  hinein  erstreckt;  sie 
bezieht  sich  aucli  nicht  auf  Personen,  die 
ausschließlich  für  den  Nachtdienst  ange- 
stellt sind  (\rt.  7). 

Wöchnerinnen  dürfen  von  ihrer  Nieder- 
kunft hinweg  wahrend  ü  Wochen  nicht  im 
Dienste  einer  Vcrkelirsanslall  beschäftigt 
werden  (Art.  8).  Die  Zaiil  der  Ruhetage 
beträgt  56,  wovon  wenigstens  20  auf  Sonn- 
und  allgemeine  Feiertage  zu  fallen  haben. 
Diese  Zahl  kann  der  Bundesrat  für  einzelne 
Kategorien  des  Personals  von  Nebenbahnen, 
Schiffahrts-  und  Kraftw;igenunternchmun(;en 
auf  12  heraliset/.cu.  Der  Ruhetag  beträgt 
24  Stunden;  er  muß  am  Wohnorte  zuge- 
bracht werden  können  (.Vrt.  9).  Dem  Ruhe- 
tage hat  unmittelbar  oder  kurz  vorher  eine 
Ruheschicht  von  wenigstens  9  Stunden 
voranzugehen.  Für  das  Personal,  das  aus- 
schließlich in  Diensten  verwendet  wird, 
die  zwischen  5  Ulir  morgens  und  11  Uhr 
abends  liegen,  muß  die  dem  Ruhetage 
vorausgehende  Ruheschicht  innerhalb  eines 
Zeitraumes  von  höchstens  ü  Wochen  durch- 
schnittlich wenigstens  10  Stunden,  für  das 
übrige  Personal  durchschniitlich  wenigstens 
12  Stunden  betragen.  Bei  Aufeinanderfolge 
von  2  oder  mehr  Ruhetagen  ist  die  Riihe- 
schicht  nur  einmal  zu  berechnen.  Beim 
Uebergange  vom  Spät-  oder  Nachtdienste 
zum  Mittel-  oder  Frühdienste  dürfen  Ruhe- 
schichten von  wenigstens  28  Stunden  als 
halbe  Ruhetage  angerechnet  werden  (Art.  9). 

Die  Ferien  betragen  7  Tage  vom  1.  bis 
inkl.  7.  Dienstjahr,  14  Tage  von  dem  Jahre 
des  zurückgelegten  8.  Dienst-  oder  28.  Alters- 
jahres,  21  Tage  nach  dem  15.  Dienst-  oder 
35.  Altersjahr  und  28  Tage  nach  dem 
ÖO.  Altersjahr  (.Vrt.  10). 

An  Sonntagen  sowie  an  allgemeinen 
Feiertagen  ist  der  Güterdienst  untersagt. 
Vorbehalten  bleiben  die  vom  Bundesrate 


I  festzusetzenden  Ausnahmen.  Die  Kantone 
können  4  weitere  Feiertage  im  Jahre  be- 
stimmen, an  denen  die  Annahme  und  Aus- 
lieferung von  Gütern  auf  gewisse  Ausnahmen 
(leicht  verderbliche  Güter)  zu  beschränken  ist 
(/Vrt.  13). 

Für  das  Personal,  das  Pausen  und  Ruhe- 
sciiichtcn  nicht  am  Wohnorte  zubringen 
kann,  sind  heizbare  und  mit  Einrichtungen 
zum  Wärmen  der  Speisen  versehene  Unter- 
kunftsräume zur  Verfügung  zu  stellen. 
Die  Unterkunftsräumesollen  auch  billigen 
Anforderungen  an  Behaglichkeit  Rechnung 
tragen. 

3.  Der  Heimarbeiterschutz.  Die  Rege- 
lung der  Heimarbeit  hat  in  der  Schweiz 
seil  1909  gewisse  Forlschritte  gemacht.  In 
diesem  Jahre  fand  in  Zürich  eine  Heimarbcits- 
;  ausstcllung  und  ein  Kongreß  statt,  dessen 
Beschlüsse  von  den  Entwürfen  des  britischen 
Gewerkämtergesetzes  beeinflußt  waren.  Es 
:  gelang  einem  dort  eingesetzten  Ausschusse, 
nach  dem  Vorbilde  des  i.  J.  1918  erweiterten 
britischen  Gewerkämtergesetzes,  ein  Bundes- 
gesetz v  27./VI.  1919  votieren  zu  lassen, 
betreffend  die  Ordnung  des  Arbeitsverhält- 
j  nisses  in  licimarbeil,  Industrie,  Gewerbe  und 
Handel,  deren  Erforschung  Aufgal)c  eines  cid- 
I  gcnössisdien  -Arbeitsamtes  sein  sollte.  Es  soll- 
ten in  den  Heimarbcilcrgebieten  eidgenös- 
sische Lohnstellen,  eine  Lolinkommission 
!  und  Lohnausschüssc  eingesetzt  werden; 
gleichzeitig  sollte  das  Gesetz  das  Eini- 
gungswesen regeln.  Durch  seine  nicht  gerade 
glückliche,  stark  bureaukratische  Fassung 
entfesselte  das  Gesetz  lebhafte  Opposition 
in  der  föderalistischen  Presse  und  wurde, 
von  der  Arbeiterpresse  nur  lau  unter- 
stützt, im  V^olksentscheidc  verworfen. 
An  seine  Stelle  trat  der  Bundesbe- 
schluß über  die  Errichtung  des  eidge- 
nössischen Arbeitsamtes  v.  8./X.  1920, 
in  dem  diesem  besonders  die  Vorbereitung 
und  Durellführung  von  Erlassen  und  Maß- 
nahmen über  Arbeitsnachweis  und  Arbeits- 
losigkeit zugewiesen  wird.  Außerdem  be- 
stimmt Art.  3:  Zur  Vorbereitung  und  zum 
Vollz\ig  der  nationalen  Gesetzgebung  und 
der  internationalen  Beschlüsse  über  das 
Arbeitsrecht  sowie  im  Interesse  der  Ver- 
meidung und  Beilegung  von  Arbeitskon- 
flikten hat  das  Arbeitsamt  die  Arbeits- 
verhältnisse und  Arbeitsbedingungen  in  Heim- 
arbeit, Industrie,  Gewerbe  und  Handel  zu 
erforschen,  die  Kosten  der  Lebenshaltung 
festzustellen  und  den  Arbeitsmarkt  zu  be- 
obachten. Zu  diesem  Zwecke  können  die 
Behörden  und  Amtsstellen  der  Kantone 
und  Gemeinden,  die  Arbeitsnachweisstellen 
sowie  die  beteiligten  Berufsverbände  in 
Anspruch  genommen  werden.  Die  Betriebs- 
inhaber und  die  im  Betriebe  beschäftigten 
Personen  sind  zur  Auskunft  und  zur  Vorlage 
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von  Lohnlisten  verpflichtet,  soweit  dies  zur 
Erfüllung  der  in  Abs.  1  umschriebenen 
Aufgaben  erforderlich  ist.  Im  Weigerungs- 
falle werden  Polizeibußen  von  10— ÖOO  Fr. 
verhängt  (Art.  6). 

Der  Grundsatz  des  Mindestlohues 
hat  in  der  Heimarbeit  seit  dem  Auftreten 
der  Krise  in  der  Stickerei  wieder  Eingang 
gefunden:  durch  Bunde-beschluß  v.  2./III. 
1917 siud  Mindcststichpreise  undMindest- 
stundenlöhne  (28—60  Cts.  pro  Stunde) 
für  Schiff  limaschinen-  und  Hand- 
maschinenstickerei eingeführt  worden. 
Diese  Löhne  sind  um  2  Cts.  niedriger  bei 
Vergeljung  der  Arbeit  durch  Ferger  (Ai  t.  9). 

lieber  Streitigkeiten  entscheidet  das  Fach- 
gericht für  Stickerei  in  St.  Gallen.  Zur 
Begutachtung  des  Vollzuges  besteht  eine 
Fachkommission  im  Volkswirtschaftsdeparle- 
ment.  Die  Geldbußen  für  Minderentlohnung 
betragen  bis  10000  Fr.  oder  Gefängn  s  bis 
3  Monate  (Art.  15).  Lohnregelungen 
werden  indirekt  auch  bei  Submissionen 
beobachtet;  bei  Vergebung  öffentlicher  Ai'- 
beiten,  bei  eidgenössischen  Bauten  wer- 
den Angebote  von  Bewerbern  ausgeschlossen, 
deren  Arbeitsbedingungen  hinter  den  üb- 
lichen zurückbleiben  (V.  des  Bundesrats 
V.  29./XI1.  1917,  Art.  23  und  in  Zürich  die 
V.  betr.  Vergebung  von  Arbeiten  v.  21./IL 
1914). 

4.  Der  Vollzug  und  seine  Kontrolle. 
Die  Bußen.  Der  Vollzug  des  eidgenössischen 
Fabrikgesetzes  und  der  Verordnungen  des 
Bundesrates  ist  Aufgabe  der  Kantone.  Sie 
bezeichnen  die  kantonalen  Vollzugsorgane 
und  erstatten  alle  2  Jahre  dem  Bundesrate 
Bericht  (Art.  81).  Gegen  Entscheide  der 
kantonalen  Aufsichtsorgane  kann  Rekurs 
an  die  Kantonsregierung,  von  dieser  an  den 
Bundesrat  eingelegt  werden  (Art.  80). 

Die  Oberaulsicht  über  den  Vollzug  des 
Gesetzes  liegt  dem  Bundesrate  ob.  Kon- 
trollorgane des  kantonalen  Vollzugs  sind  die 
eidgenössischen  Fabrikinspektorate  (Art.  84). 

Der  Bundesrat  bestellt  ferner  zur  Begut- 
achtung der  Erlasse  eine  Fabrikkommis- 
sion, in  der  die  Wissenschaft  und  unter  sieh 
zu  gleichen  Teilen  Fabrikinhaber  und  Ar- 
beiter vertreten  sind  {Ait.  85).  Kantonalen 
und  eidgenössischen  Inspektoren,  die  über 
ihre  den  Vollzug  betreffenden  Wahrneh- 
mungen zur  Verschwiegenheit  verpflichtet 
sind,  ist  jederzeit  der  Zutritt  zu  allen  Räumen 
der  Fabrik  während  des  Betriebes  und  zu 
den  mit  ihr  verbundenen  Anstalten  zu 
platten  (Art.  87).  Ein  Bergwerksinspektor 
konlrulliert  und  untersucht  seit  1896  die 
Untallnielduiigen  der  haftpflichtigen  Gruben. 
In  die  Aufsicht  über  Elektrizitätswerke 
teilen  sich  das  Fabrik-  und  das  vom  schweize- 
rischen elektrotechnischen  Verein  unter- 
haltene Starkstrominspektorat  (Bundesrats- 


beschluß V.  23./VI.  1903).  Die  Stellung  der 
Fabrikinspektoren  ist  durch  Instruktion 
V.  18. /VI.  1883  und  die  Verordnung  über 
den  Vollzug  des  Bunde-gesetzes  über  die 
Fabriken  v.  3./X.  1919,  Art.  201-212 
geregelt.  Ueber  ihre  Tätigkeit  geben  die 
alle  1—2  Jahre  erscheinenden  „Berichte 
über  die  Fabrikin^pektion  in  der  Schweiz"' 
Auskunft.  Die  Reorganisation  dieser  In- 
stitution durch  Bundesbefchluß  v.  13./1. 1917 
führte  zur  Errichtung  von  4  Inspektoraten 
(Lausanne,  Aarau,  Zürich,  St.  Gallen),  jedes 
mit  einem  Inspektor,  zwei  Adjunkten,  zwei 
Kanzlislen,  besoldet  nach  G.  v.  24./VI.  1909, 
die  dem  Volkswirtsebaftsdepartcment,  Ab- 
teilung Industrie  und  Geweibe,  unterstellt 
sind.  Die  Zahl  dieser  Organe  ist  zu  gering: 
die  Zahl  der  Fabrikrevisionen  betrug  1909: 
8416,  1919:  8437  Besuche  trotz  bedeutender 
Steigerung  der  Zahl  der  inspektionspilich- 
tigen  Betriebe. 

Eine  gedrängte  Uebersicht  des  Vollzuges 
gibt  jährlich  der  Geschäftsbericht  des  eid- 
genössischen Volkswirtschaft  sdcpartements 
im  Schweizerischen  Bundesblatt.  Die  Stei- 
gerung der  RevL=ionspflicht  kennzeichnen 
folgende  Ziffern  der  Schweizerischen  Fabrik- 
statistik: 

im  Jahre         Betriebe  Beschäftigte 
3882  -642  134862 

1888  3786  159 106 

1895  4933  200199  • 

1901  60S0  242  534 

1911  7785  32S841 

1920  S787  381 170 

Diese  Arbeiterzahl  beträgt  61,3  v.  K, 
aller  iUbeiter  der  Industrie  i.  J.  1910. 
Manche  Kantone  haben  in  der  Erkenntnis 
der  Unzulänglichkeit  der  gewöhnlichen  Po- 
lizeiorgane als  Aufsichtsbeanite  besondere 
kantonale  Inspektorate  geschaffen  (Basel, 
Solothurn  und  Aargau)  oder  lokale  Kom- 
missionen (Zürich,  Appenzell  A.  Rh.)  ein- 
gesetzt. Ain  meisten  Schwierigkeiten  fand 
und  findet  die  Vollziehung  des  Gesetzes  in 
der  Innerschweiz,  in  Genf,  Waadt,  Wallis, 
F'reiburg.  Gegen  allzu  freigebige  Bewilligung 
von  Ucbcrzeit  durch  die  Regierungen  ein- 
zelner Kantone  haben  die  Inspektoren  viel- 
fach erl  olgreich  Einspruch  erhoben  und  eine 
gleichmäßigere  Praxis  zu  erzielen  gesucht; 
es  wird  aber  auch  im  Berichte  tür  1918—19 
über  die  nachsichtige  Praxis  der  Kantone 
geklagt.  Nur  wenige  Kantone  haben  Voll- 
zugsverordnungen zum  Fabrikgesetze  er- 
lassen (z.  B.  Baselstadt,  30./XIL  1919). 
Den  Vollzug  des  Arbeitsgesetzes  für  An- 
gestellte der  Verkehrsanstall  en  überwacht 
der  Bundesrat  selbst  durch  Beamte,  welche 
die  Stunden-  und  Ruhetagstabellen  der 
Verwaltungen,  die  Tagebücher  des  Perso- 
nals und  ihre  Beschwerden  prüfen.  Auf 
Grund  ihrer  Rapporte  berichtet  das  Eisen- 
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bahndepartement  alljährlich  über  den  Voll- 
zug; über  die  mangelhafte  Führung  der 
Kontrollbücher  durch  das  Personal  wird  ge- 
klagt. Bedeutendere  Beschwerden  leitet  das 
Departement  an  das  Juslizdepartpment, 
dieses  an  den  Bundesrat,  der  bei  der  Kantons- 
regierung Klage  führen  kann.  Von  dieser 
geht  der  Rcclitszug  an  die  zur  Aburteilung 
zuständigen  (icrichte. 

Die  kantonalen  Arbeitcrschutzgesctze 
werden  neuerdings  überall  durchgeführt,  wo  | 
eigene  Vollzugsorgane  bestellt  worden  sind: 
in  Basel,   St.   Gallen,   Zürich,  Solothurn, 
Neuenburg,  Aargau. 

Uebcrtretungen    des  Fabrikgesetzes 
werden,  wenn  sie  von  kantonalen  Inspek-  > 
toren  den  Gerichten  angezeigt  werden,  von  ; 
diesen  mit  Bußen  von  5—50  Fr.  in  leichten, 
mit  50—500  Fr.,  eventuell  Gefängnis  bis 
zu  3  Monaten  in  schweren  Fällen  bestraft  | 
(Art.  88).    Straferhohend  wirken  Rückfall, 
Gefährdung  von   Gesundheit  und  Leben, 
dauernde  und  bedeutende  Uebcrschrcitung 
der  Arbeitszeit.   Der  Bundesrat  kann  gegen 
ihm  unbillig  erscheinende  Entscheide  die 
Kassalionsbcschwcrdo   erheben    (Art.  92). 
Die  folgenden  Ziffern  illustrieren  Zahl  und  i 
Höhe  der  Bestrafungen.  | 


Datum 

Zahl  der  Fälle 

Mittlere  Buße 

19U0-Ü1 

336 

20,58 

1902-03 

356 

21,29 
26,89 

1904  -  06 

490 

1906-  07 

772 

26,19 

1908-09 

61S 

23,56 

1918-19 

720 

35,65 

Literatur:  /•  Uesckichtlichcs:  Jiibliogr.  bei 
IV.  E.  Kapparä,  La  llcunlution  indu*tridlt: 
H  le»  OTt/jinca  de  la  protection  legale  du  travuil 
en  SuU»e,  Berne  1914,  p.  317— SS8.  — 
E.  L,ei'Lhf  Der  Jiern.  Komutt-rzienrnt  im  I.S. 
Jahrk.,  lubingrn  1008.  —  HiirUt-Meyerf  Die 
ZüricJicrische  l''abrikgr.i>ctzg»bu  ug  vom  Jicgiu  n 
de«  14.  Jahr/t.  bis  zur  Schweiz,  iitaataumwälzung 
von  179S  fJleilage  zum  Jahrenberichi  der  kauj'in. 
GeeelUchajl  Zürich  für  1SS3}.  —  DerselbCy 
Geschickte  der  Ziirichcrischen  iicid^nindustn'c, 
Zürich  IS84.  —  Sammlung  der  bürgert,  und 
Polizeygc^cfze  und  Ordnungen  der  löbl.  Stadt 
and  Landschaft  Zürich,  1757—70,  Jid.  I,  JI 
und  V.  —  (liachofen- Marian) f  Kurze  Gc- 
»diichte  der  Bandweberei  in  Basel,  1SG2.  — 
U,  Jonelt  in  Basier  Z.  f.  Gesch.  u.  Alters- 
künde,  Bd.  VT,  S.  180 J)\  —  Mandate  und 
Ordnungen  der  Stadt  Basel  (Einzeldrucke) 
aus  dem  vorl.  Jahrh.  —  A.  Thürka\ify  Verlag 
und  Heimarbeit  in  der  Boiler  Seidenband- 
hidmtrie,  Stuttgart  1909.  —  Ed.  CUttpultiat, 
Le  commerce  et  l'industric  ä  Genecc  pcndant 
la  domin.  fran^.  Gencve,  Pürw  1008.  —  O.  Kar- 
min. Essa  i  s.  l.  derniercs  a  n  n  ees  du  reg  im  e 
oorporatif  d  Genevc,  1013.  —  (Anon.)  Zeitbe- 
obachlungen  über  das  schweizerische 
Baumwolle  ngcwerbe ,  Schweiz  1806.  — 
—  E,  Künzle,  Die  Züreh.  Banmwollindustrie 
von  ihren  Anfängen  biit  zur  Einführung  drr 
Fabrikbetriebe,   Zürich   1906.   —    Chr,  Bcr- 


nouitUf  Untersuchungen  über  das  Fabrik-  und 
Jfaschinenwesen ,  Basel  18S8.  —  (Anojt.)  Vor- 
schlag zur  üntrrstützjing  des  Fabriktresrns  int 
Kanton  Zürich,  Zürich  1831.  —  C.  .1.  Sdiltiied, 
Wie  schützte  früher  der  Kanton  Zürich  sdiic 
Fabrikkinder  f  o.  J.  —  Ucbcr  dir  Fabrikarbeiter- 
Verhältnisse  der  Baseler  Industrie  Gedr.  auf 
Veranst.  d.  Gesellsch.  z.  Bcfürdcr.  d.  Gut^n  und 
Gemeinnützigen,  18^3,  Basel.  —  Die  iMgc  der 
Schweiz.  Fabrikbevötkcrung  und  Vorsehlägc  zur 
Jlcbuug  derselben.  I  o«  einem  Ai'bcitrr.  Winter- 
thur  18',-,,  bes.  S.  IJ  (Arbeitszeit).  —  J.  J. 
Trelchler,  Jfitteihmgcn  uns  den  Akten  der 
Ziirichrrisehen  Fahrikkomniission,  '3  Teile,  Zürich 
1858.  —  Verhandlungen  über  dos  Gesetz  betr. 
das  Verhültnis  der  Fahrikarbeitrr  im  Kanton 
Zürich,  18G2.  —  E.  Uofmxinn.  Gesch.  der 
Fabrikgesetzgebung  im-  Kanton  Thurgnu  bis  zunt 
Jiihrr  1877,  Fraurnfrld  1892.  —  Bcrüh.  Becker, 
Ein  Wort  über  dir  Fabrik! ndustric  mit  besonderer 
Hinsieht  auf  dm  Knntttn  Glnrus,  Basel  1858.  — 
Ifcrselbef  Das  Familien  leben  in  drr  Fabrik- 
iiiduytrie,  Glnrus  18t',2.  —  A.  Jenny -Trümpy, 
Jlaudel  und  Industrie  d.  Kantons  Glums,  gesch. 
dargest.,  Iiistor.  Jb.  des  Kantons  Glarus,  Urft 
KXXIV,  2  Bde.,  1808,  1002.  —  E.  Jiohtf  Die 
Entwicklung  der  Fabrikgesetzgebung  im  Kantern 
Glarus,  Bern  1930  (Diss.  Jur.  Bern  mit  Bibliogr.). 

—  Th.  Curtt  in  I\  Seippcl,  Die  Schveiz  im 
10.  Jahrh.,  Bd.  III,  S.  202.  —  C  B.  A.  Em- 
minohaus.  Die  Schweizerische  Volkswirfscfioft , 
Leipzig  18G0,  S.  20SJ}'.  —  Böhmert,  Arbeifer- 
Verhältnisse  u.  Fabrikeinrichfunf/en  der  Schweiz^ 
Zürich  1873,  I,  S.  72g.  —  Ii.  v.  Scheel  in 
den  Jb.  f.  Nat.  XX  (1S7S),  S,  llS  ß\  —  F.  Kauf- 
mattn  in  Vo l k s w irtschaftslexikon  der 
Schweiz,  herausg.  von  A.  Furrer,  I,  S.  588ff. 

—  II.  X  euere  Gesetzgebung :  Ucbcr  die 
Vorarbeiten  zum  Bundcsgcsetzc  rgl.  „Bundes- 
blatt  d.  Schweiz.  Eidgenossenschaft",  1860,  Bd.  II, 
S.  GG9fj\,  1875,  Bd.  III,  S.  S4J,  Bd.  IV,  S.  021  (f., 
1876,  Bd  .II,  S.  7S6f)\,  Bd.  IV,  S.  205ß:,  5.t7jr., 
680 f.,  1801,  Bd.  III,  S.  104 ff.,  Eidg.  Gewn'br- 
gcsctzgebung :  1802,  Bd.  V,  S.  .WOß'.,  Lohnzahlung 
und  S^tmstagsarbeit :  1894,  Bd.  III,  S.  ixt,  1807, 
Bd.  I,  S.  69,  Bd.  III,  S.  840,  1002,  Bd.  V, 
S.  £89.,  FiscnbahnG.:  1800,  XI,  718,  716,  S^nns- 
tagnovclle:  1005,  XXI,  ,186,  FabrikG.:  1014, 
XXX,  535,  Fabrikinspvktoratc :  XXXIII,  15, 
Arbeitszeit  in  Fabriken:  A'A'AT,  782,  780,  Eid- 
gen. Arbeitsamt:  XXXVII,  00,  119,  671,  Eisen- 
bahnen: XXXVI,  777,  X.KXVII,  G25,  64I.  — 
Ucbcr  das  FabrikG.  v.  1S77 :  Cohn  in  den  Jb.  f. 
Nat.,  Supplementheft  III,  S.  ^:5(r.,  X.  F.  III, 
313 ff.  und  sonst  Ufter.  —  C.  Zehnder,  Aerzi- 
lichc  Glossen  zum  Fabrikgesetzen tu}trf,  Zürieh 
1876.  —  M,  Büchlcr  in  Z.  f.  Schweiz.  Sta- 
tistik, 1002,  S.  216ff.  —  Das  BundesG.  betr. 
die  Arbeit  in  den  Fabriken  v.  S3.,III.  1877, 
komvientiert  durch  seine  Ausführung  in  den 
ersten.  10  Jahren  seines  Bestehens,  Bern  1888 
(of/iziell).  —  Berichte  über  die  Fabrikinsj>ck- 
t io n  in  der  Schweiz  seit  1879  (A ara u,  Saar- 
länder). —  Z  u  s  a  m  menstellun  g  über  die 
Berichte  der  Kantonsregierungen  über  die  Aus- 
führung des  Gesetzes  in  den  Jahren  1878 — 1882, 
1883  84  WÄ't'.  —  J.  Landm€innf  Die  Arbeiter- 
schntzgesetzgebung  der  Schweiz,  Basel  IOO4  (mit 
GesetzrsfextüUSgabe).  —  J*ei'tiL'lbe,  Die  ges.  Be~ 
.^rhrä/ikii iig  der  Arbeitsdauer  iler  in  Handel 
und  Industrie  der  Schveiz  beschäftigten  Arbeiter. 
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Die  NacUarbcit  der  Jugendlichen  in  der  Schweiz, 
Bern  1006.  —  F.  Goldstein,  Der  Arbeiter- 
ickutz  zugmuten  der  Kinder  und  Frauen  in 
der  mwei:,  Bern  1894.  —  A.  Wild,  Bericht 
liljrr  die  gewerbl.  Kinderarbeit  in  der  Schweiz, 
Basel  l'JOS.  —  Ph.  Zlnsli,  Einderarbeit  und 
Kinderschutz  in.  der  Schweiz,  Bern  1908  (m. 
Literatur).  —  Bulletin  des  internatio- 
nalen Arbeitsamtes,  Jena  1902— 1919. — 
Schriften  der  Schweizer.  Vereinigung 
z.  Förderung  des  intern.  Arbeiter- 
.nehutzes,  Bern  und  Zürich ,  Grütlive.rl.  — 
Süsperll,  Apparate  und  Einrichtungen  zum 
Schutze    von     Fabrilcarbeitcrn ,     Aarau  18SS. 

—  Uebrr  den  Kampf  gegen  die  Phosphor- 
'ündhSlzchen:  Bundesblatt  1879,  Bd.  III, 
S.  792ff.,  1881,  Bd.  IV,  S.  620ff.,  1882,  Bd.  II, 
S.  9C(iff.,  1880,  III,  S.  566  ff.,  1891,  V, 
S.  /,lSff.,  189B,  III,  S.  OSS,   1897,  IV,  S.  998ff. 

 iunff*",  Das  Verbot  der  Phosphorzündhölzchen 

in  der  Schweiz  und  dessen  Wiederaufhebung, 
Zürich  188S.  —  Custer,  Fort  mit  den  Phosphor- 
zündlmlzehen;  1887.  —  Schuler  im  Arch.  f. 
.soz.  Ges.  V,  S.  70ff.  —  ErlHmann  ebendaselbst, 
XII,  S.  179ff.  —  Schmid,  Das  Zdndhölzchcn- 
monopol.  Eine  Forderung  der  Gesundheitspflege, 
Bern  189,').  —  H.  Rauschenbach,  Das  Verbot 
der  Wcif^phosphorzUndhölzcrfabrikation  in  der 
Seliwei:,  in  St.  Bauer,  Gesundheitsgefährliche  In- 
dustrien, Jena  1903,  S.  88Sff.  —  Ueber  die  Gesetz- 
gebung betr.  die  Arbeitszeit  in  den  Transportan- 
staltru :  Th.  Curti  im  Arch.  f.  soz.  Ges.  VII,  S. 
ti.'i.'i  ff.  —  K.  Bücher  in  den  „Deutschen  Worten" 
VIJI  (18H8),  S.  J,Off.  und  im  Arch.  f.  soz.  Ges. 
und  Stat.  I  (1888),  S.  S20ff.  —  Blocher  in 
■der  Z.  /.  Schweiz.  ,SYn(.  XXIV  (18SSJ,  S.  Iff.  — 
Schuler  (Fabrikinspektor}  im.  Arch.  f.  soz.  Ges. 

IV,  s.  82 ff.,  VI,  s.  ssrff.,  VII,  s.  401  ff;  xi, 

X  2ö2ff.  und  Art.  „Arbeiterschutz"  im  Schweiz. 
Ildw.  f.  Volhiw.  u.  Sozialpolitik,  Bd.  I,  1908. 

—  Derselbe,  Erinnerungen  eines  Siebcnzig- 
jährigen,  Frauenfeld  1905.  —  Derselbe  in  Z. 
J.  S.  II,  S.  89ri'ff.  —  Derselbe,  Ausgewählte 
Schriften,  Karlsruhe  lOOÖ.  —  E.  Hufmann  in 
den  Jb.  /.  Xat.  III,  F.,  Bd.  XIX,  S.  227 ff.  — 
G.  Benz,  Der  freie  Sam.U(Lg-Naehniittag,  Basel 
1900.  —  O.  LanOf  Arch.  f.  soz.  Ges.  und 
Stal.  XI,  S.  88 ff.  —  Schw.  Blätter  für  Wirt- 
sehafts-  n.  Sozialpolitik,  I,  S.  88,  II,  'l,  S.  ISS, 
.',05,  III,  2..:o,  S.i2,  IV,  S.  151.  Neue  Zeit  XVII. 
Jahrij.  (ISSOj.  —  R.  tfaif,  Etudes  Sur  la  epie- 
stion  ouvriire  cn  Suissc,  Paris  1898.  —  E.  Wax- 
weilerf  Notes  de  Suisse.  Les  lois  proteetriees 
du  travail.  lirnxelles  1896.  —  AT.  Ansiaux, 
Travail  de  nuit  des  ouvrieres  de  l'industrie  dans 
les  pays  ctrangers,  Brnxelles  1898,  p.  73 — HO. 

—  Paul  LouiSj  in  Musee  social,  3Iemoires  et 
<lomments,  Paris  1908,  Nr.  2.  La  nouvcUc  legis- 
iation  onvriire  de  la  Confedrro.tion  he.lvctique. 

G.  Adler,  Basel's  Sozialpolitik  in  neuester  Zeit, 
nibingcn  1890.  —  E.  IVullschlcger,  Schw. 
Blätter  f.  Wirtschafts-  u.  Sozialp.  X  (1902),  S.  109. 

—  Kiiniu ,  Die  Durchführung  des  Schweiz. 
FabrikgeHetzes,  Ilerlin  1891.  —  V.  Adler,  in 
Jh.  f.  Not.,  N.  F.,  Bd.  VIII,  S.  19Sff:  - 
F.  Schuler,  Weibliehe  Fabrikinspektion  im 
-Irch.  f.  soz.  Ges.  u.  Stat.  XVII,  S.  884  ff.  — 
Jl.  Greulich,  Bericht  des  Schweiz.  Arbeiter- 
sekrttariats  über  Anwendunq  des  eidg.  Fabrik- 
yetelzet,  Zürich  1898.  —  AT.  llelchesbcrg  in 
Jiehweiz.   Bt.  f.    Wirtachafts-    und  Soziälpol. 


1901,  S.  215 ff.  —  H.  Wegmann,  Die  Durch- 
führung der  Arbeiterschutzgesetze  in  der  Schweiz, 
Bern  1907.  —  Jul.  Zuppinger,  Die  Not- 
wendigkeit einer  lievisietn  des  Fabrikgesetzes, 
Zürich  1880.  —  F.  Schuler  im  Arch.  f.  soz. 
Ges.  u.  SltU.,  Bd.  XVIII,  190S,  S.  21  ff.,  28! ff.  — 
Der  Arbeilerlag  in  Ollen  zu  Ostern  1890,  4.  «. 
5.  .Tahresber.  des  leit.  Au.^tchusses  des  Schweiz. 
Arbeilerbundes  und  Arbeiteriekretariats,  Zürich 
XS'J2.  —  A.  HCUtenschwyler  in  Monatssckr. 
f.  Christi.  Soz.-Ilef.  l'.nj.',.  —  J.  Lorenz  in 
Soziale  Revue  VI,  S.  2,  1906.  —  G.  Benz,  Zvr 
Bcvision  des  eidgen.  Fubrikgcsctzes,  Basel  1906.  — 
O.  Lang,  /.  Scheidegger,  Sulzer-Ziegler, 
Verhandlungen  der  Sektion  Bern  über  die  Re- 
vision des  eidg.  FabrikG.  Schweiz.  Vereinigung 
2.  Förderung  d.  intern.  Arbeiterschutzes,  Heft  8, 
Bern  1904.  —  Gesetzentwurf  des  Schweiz.  At- 
beiterlmndes,  Zürich  (1906).  —  Zur  Revision 
des  Fabrikgesetzes,  in  Wirtschafll.  Puhl,  der 
Zürcher  Ifandclskammcr,  Heft  S,  Zürich  1906.  — 
A,  PJleghard,  Die  Schweiz.  Uhrenindustrie, 
Leipzig  190S.  —  B.  Lincke,  Die  Schweiz.  Ma- 
schinenindustrie,  Frauenfeld  1911.  —  A.  Stein- 
mann, Die  ostschweiz.  Stiekereiindustrie,  Zürich 
190,-,.  —  Heimarbeit  (neben  den  oben  ange- 
führten Rappard,  Chapuisat,  Thürkauf): 
M.  Fallet- Scheurcr,  Le  travail  ä  domicile 
dans  V horlogerie,  Suisse,  Berne  1912.  —  A.  de 
Mdday ,  Enquete  sur  le  travail  a  domicile 
chez  les  bijoutiers  «  Geneve,  Geneve  1909.  — 
F.  Mangold  Die  Seidenweberei  in  Basel-Land, 
Zürich  1910.  —  .Tak.  Lorenz,  Die  wirtsch.  v. 
soz.  Verh.  in  der  Schweiz.  Heimarbeit,  Zürich 
1911,  4  Bde.  —  Entwurf  eines  Bundesgesetzes 
betreffend  die  Arbeit  in  den  Gewerben.  Beschluß 
der  Jahresversammlung  vom  9.1  VI.  1918,  Bern 
191S.  —  C.  Hafner,  Die  wichtigsten  Kriegs- 
verordnungen für  (/((.s'  schweizerische  Bäcker- 
gewerbe, o.  J.  —  Derselbe,  Die  schweizerische 
Gewerbegesetzgebung  und  der  schweizerische 
Bäckerstand,  Zürich  1914.  —  Schweizerische 
Landesaussteil  iing  Bern  I914.  Protection 
ottvrierc.  Hggiene  industrielle.  Precention  d'aeci- 
dcnts.  Fachberichtc.  Bern  1916.  -  O.  Zoller, 
Das  neue  schweizerische  Fabrikgesetz  und  die 
internationalen  Verträge.  —  F.  Volmar,  Die 
wirtschaftlichen  Notgesetze  und  Verordnungen 
des  Bundes  nebst  einer  Attjnvahl  aus  den  Not- 
erlassen der  Kantone,  Bern  1915.  —  A,  Stein- 
niann,  Jlundesgesetz  betreffend  die  Arbeit  in 
den  Fabriken  com  18.1  VI.  1914,  Zürich  1916.  — 
H.  Greulich,  Zum  Fabrikgesetz,  Zürich  1914. 


V.  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung 
in  Oesterreich. 

A.   Geschichtliche  Entwicklung 
1.  Von  den  Lohntaxen  des  Merkantilismus  bis  zur 
GO.  V.  1859.  2.  Bis  zur  Gewerbenovelle  von  1885. 
3.  Bis  1918.  4.  Seit  Ende  191S.  B.  Geltendes 
Recht.  Geltung.sgebict.  1.  lünderschutz.  2.  Der 
Schutz  der  Jugendlichen.  3.  Der  Sonderschutz 
der  Arbeiterinnen.  4.  Die  Regelung  der  Höchst- 
arbeitszeit.   5.  Arbcitcrurlaube.    6.  Heimarbeit 
i  und  Mindestlohnkoraraissionen.  7.  Hausgehilfen. 
I  8.  Privatangestelltc  und  HandelsgehilJen.  9.  Ge- 
I  sundheitsschutz  und  Unfallverhütung.  10.  Lohn- 
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Zahlung,  Truckvcrbot,  Arboitsausweis.  H.  Ar- 
beitsordnung und  Tarifvertrag.  12.  Gewerbe- 
aufsicht.  13.  Strafbcstimmungcn. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Von  den  Lohntaxen  des  Merkantilis- 
mus bis  zur  GO.  von  1859.  In  den  üster- 
reiehischen  Erblanden  ist  auf  Anregung  J.  J. 
Bechers  die  Seidennianufaktur  seit  1676  ein- 
geführt und  mit  allen  Mitteln  des  Merkan- 
tilismus gefördert  worden.  ITül  wird  die  erste 
Manufakturordnung  für  Seidenzeuge  erlassen, 
die  auch  die  Norinallöhno  regelt;  auch  für 
die  Samtindustric  werden  sie  17G3  festgesetzt 
und  am  24./I11.  17G8  die  Löhne  in  ländlichen 
Seidenzeugfabriken  geregelt.  177U  werden  die 
Iiohnregelungen  aufgehoben;  dem  Ansteigen  dar 
Löhne  solle  durch  Verwendung  von  >fädchen 
•entgegengearbeitet  werden;  seit  1762  waren  von 
Schweizern  begründete  Bandfabrikca  als  Groß- 
betriebe entstanden. 

In  der  Baumwollindustrie  normierte  das 
Spinnerpatent  v.  1G/.\I.  17tiH  auf  Grund  einer 
Erhebung  über  den  Spinnlolin  im  Inlande  und 
in  der  Schweiz  den  sog.  SpinnfuB  zunächst 
in  der  Staatsfabrik,  dann  in  I'rivatfabriken.  Der 
Lohn  war  so  tief  angesetzt,  daU  die  Kabrikanten 
ficb  gezwungen  sahen,  ihn  durch  eine  l'rämie 
zu  ergänzen.  Diese  Spinnlohnta.xen  fielen  schon 
1775.  17Ö6  wird  die  Leineweberei  für  unzünftig 
erklärt,  1765  die  Wollwarcnindustrie  von  Pro- 
duklionseinschränkungen  befreit.  Zur  Schaffung 
von  Hausindustrien  wird  durch  das  Spinnschulen- 
AufrichtungsG.  v.  27. 1765  allen  Städten 
und  Märkten  die  Errichtung  von  .Spinnschulen 
für  Kinder  von  7  —  15  Jahren  geboten,  deren 
Besuch  bei  Strafe  zu  erzwingen  ist.  Anderer- 
seits wurde  seit  6./XII.  1774  (in  voller  Kraft 
seit  l./X.  1781)  die  obligatorische  Volksschul- 
pflicht eingeführt.  Die  Seidenzeugordnung  von 
1768  bestimmt  nun  bereits,  daU  Lehrlinge  und 
Lehrmädchen  ein  Aller  von  wenigstens  KJ  .lahren 
haben  müssen  und  auch  nicht  länger  als  3  Monate 
in  die  Probe  genommen  werden  dürfen.  Ueble 
Behandlung  wird  verboten.  Vorgeschrieben 
wird  die  Xrt  der  Kost,  der  Wäschewechsel,  die 
christliche  Fürsorge  gegen  Krankheit  durch 
Wochenbeiträge.  Dieses  Kindersehutzgesctz 
wurde  nicht  vollzogen,  und  Kaiser  .Joseph  II. 
konstatierte  bei  einem  Kabrikbesurhe  das  Auf- 
treten epidemischer  Kaulfieber  und  die  namen- 
lose Unreinlichkeit  und  Unbildung  unter  den 
Kindern.  Seinem  Auftrage  v.  2()./XI.  1786  ent- 
sprach eine  tags  darauf  erlassene  Verordnung, 
dann  jene  v.  18./I1.  1787.  Fabrikkinder  sollen 
vor  Antritt  des  6.  Jahres  die  Schule  besuchen 
und  vor  dem  Antritt  des  9.  Jahres  nicht  ohne  Not 
zur  Fabrikarbeit  aufgenommen  werden.  Da- 
gegen soll  für  9  — 14  jährige  Kinder  dort  wo  im 
Winter  auch  bei  Licht  gearbeitet  wird,  nur  ein 
Sonn-  und  Feiertagsunteiricht  statthaben. 
Denn  man  künno  nicht  fordern,  daß  die  Fabri- 
kanten sich  des  Tages  ein  paar  Stunden  an  ihren 
Arbeiten  abbrechen;  ebenso  könne  man  den 
Kindern  nicht  zumuten,  daß  sie,  wenn  sie  im 
Sommer  von  5  oder  6  Uhr  früh  bis  abends 
um  7  Uhr  gearbeitet  haben,  noch  ein  oder  zwei 
Stunden  auf  den  Schulunterricht  aufwenden 
sollen.  Ein  deutlicher  Beweis  der  Abhängigkeit 
von  ausländischem  Kapital.  Wie  unwirksam 
■diese  Verordnung  übrigens  war,  beweist  die 


Tatsache,  daß  sie  durch  V.  v.  IS./III.  1816  neu 
eingeschärft  werden  mußte. 

Im  Vorarlberg  bewog  das  Studium  der  eng- 
lischen Gesetzgebung  und  die  Beobachtung  der 
Fabrikverhältnisse  zwei  treffliche  Beamte,  Jo- 
hann V.  Ebner  und  Ritter  v.  Toggenburg  in  den 
Jahren  1834,  lS3b  und  1840  Verbote  gegen  die 
Beschäftigung  schulpflichtiger  Kinder  außerhalb 
der  Ferienzeit  zu  erlassen;  Alterszeugnisse  sind 
dem  Landgerichte  vorzulegen.  Die  genannten 
Beamten  verlangen  in  ihren  Berichten  das  Ver- 
bot der  Nachtarbeit,  die  12stündige  Arbeitszeit, 
die  Einführung  von  Inspektoren  nach  englischem 
Muster.  Ein  analoger  Entwurf  der  niederöster- 
reichischen Regierung  wurde  aber  18H9  von  dsr 
vereinigten  llofkanzlei  sistiert.  Ein  sensationeller 
Vortrag  des  Kinderarztes  Dr.  Ludwig  v.  Mauthner 
über  die  Fabrik-Kinderkrankheiten.  Bauchskro- 
feln, Tuberkulose,  englische  Krankheit,  Heinfraß 
und  die  Notwendigkeit  der  Abhilfe  erfuhr  1841 
lebhaften  Widerspruch.  Eine  Regic^rungsenquete 
von  1846  beschließt  neue  Nachweisungen  von 
den  Länderstellen  einzuholen.  Bis  1859,  dem 
..ahre  des  Erlasses  der  GO.  stockt  diese  Gesetz- 
gebung vollständig;  nur  eine  Reform,  die  man 
dem  Arzte  Dr.  Lorinser  verdankt,  das  Verbot 
der  Verwendung  von  Kindern  und  Frauen  bei 
der  Bereitung  der  Zündmasse  von  Phosphor- 
zündhölzern fällt  in  das  Jahr  1846  (Ilofkanzlei- 
dekret  v.  3./1X.).  Dadurch  wurde  die  Aus- 
breitung der  Phosphornekrosc  etwas  eingedämmt. 

Indessen  war  nach  dem  Vorgehen  l'reußens 
(1S39),  Frankreichs  (1841)  und  der  loinbardo- 
vcnezianischen  V.  v.  ll./XII.  1843  (vgl.  Italien) 
das  Verharren  im  vormärzlich- n  Kanzleiquietis- 
mus  unmöglich  geworden.  Ein  englischer  Be- 
obachter, Symons,  schrieb  in  einem  amtlichen 
Berichte:  „Die  Arbeitszeit  in  den  Fabriken  Oester- 
reichs ist  von  grausamer  Länge,  sie  beträgt  oft 
15  Stunden  ohne  Pausen  und  nicht  s;dten  17  Stun- 
den; in  Lombardo-Venezien:  10  Stunden  für 
9-12,  12  Stunden  für  12-14jährige".  Mit  der 
Errichtung  eines  besonderen  Handelsministe- 
riums (1852)  kam  der  Anlaß  zur  Xormierung  des 
Kinderschutzes  für  das  Reich. 

2.  Bis  zur  Gewerbenovelle  von  1885.  Die 
GO.  v.  20./X11.  1859,  die  am  l./V.  1860  in 
Kraft  trat,  sollte  nun  für  25  Jahre  die  einzigen 
Arbeiterschutzbestimmungen  Oesterreichs  bilden, 
Sie  lehnte  sich  in  dieser  Hinsicht  an  die  preu- 
ßischen, französischen  und  lombardo-venezia- 
nischen  Schutzvorsehriften  an  und  setzte  sie 
in  Kraft  in  ,. größeren  Gewerbeunternehraungen", 
d.  h.  solchen,  „in  welchen  gewöhnlich  mehr  als 
20  Arbeiter  ohne  Unt.rschied  des  (ieschicchts 
und  des  Alters  in  gemeinschaftlichen  Werk- 
stätten zusammenwirlken".  Sie  erhöht  hier 
das  Zulassungsalter  von  9  auf  10  Jahre  mit 
Erlaubnissehein  der  Gemeindevorstehung,  auf 
12  Jahre  ohne  solchen,  schränkt  bis  zum  14.  Le- 
bensjahre (nicht  wie  in  Preußen  bis  zum  16.)  die 
Arbeitszeit  auf  10  Stunden,  bis  zum  IG.  Lebens- 
jahre wie  in  Frankreich  auf  12  Stunden  ein  und 
verbietet  wie  in  Preußen  die  Nachtarbeit  bis 
zum  16.  Altersjahre.  Die  Nachtruhe  betrug  in 
allen  Ländern  8.  in  England  9  Stunden.  Dazu 
kommen  Schritte  der  Regelung  des  Lehrlings- 
wesens: Verbot  der  Mißhandlung,  Anhaltung 
des  Lehrlings  zum  Fachschulunterricht,  bei 
eventuellem  Entzug  des  Rechtes  der  Lchrlings- 
haltuDg. 
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Dio  poHtischpn  Behörden  hatten  die  Duroh- 
führung  dieser  Vorschriften  zu  besorgen.  Ein 
Antrag  des  Finanzministeriums  auf  Einführung 
einer  "besonderen  Inspelttion  war  von  der  Re- 
daktionskommission der  GO.  von  ISö'.J  als 
Beeinträchtigung  der  Gowerbefreiheit  abgelehnt 
worden. 

Der  ersten  GO.  folgte  der  Erlaß  der  Verfassung 
von  1867  und  des  Reiclisvolksschulgesotzes  von 
1869.  Es  hat  die  Errichtung  von  Fabrikschulen 
dort  verlangt,  wo  den  Fabrikkindern  der  Volks- 
■schulbesuch  nicht  möglich  wäre.  All  dies  führte 
zu  weitläufigen  Beratungen  in  den  Landtagen, 
aber  zu  keiner  Verwirklichung.  Vergeblich  ver- 
langte der  Abg.  Dr.  Roser  am  18./XII.  18G9 
die  Erhöhung  des  Zulassungsalters  auf  14  Jahre 
nach  dem  Muster  des  Glarner  Gesetzes  von  1864, 
vergeblich  mahnte  8chäffle  in  seinen  Vorträgen 
über  Kapitalismus  und  Sozialismus  zur  Einkehr 
und  vergeblich  appellierte  E.  v.  Plener  in  einer 
1872  veröffentlichten  Schrift  über  englische 
Fabrikgesetzgebung  an  die  politische  Einsicht 
seiner  Parteigenossen.  Der  Aera  der  Verblendung 
folgte  die  Krisis  von  1873.  Die  Kapitalverluste 
der  Industrie  führten  zur  Hilfsaktion  für  die 
Börse  und  zum  Schutzzoll,  vor  allem  für  Textil- 
und  Eisenindustrie.  Dio  Revision  der  GO. 
wurde  hinausgezogen.  Eine  Koalition  der  von 
der  Agrarkrise  betroffenen  landwirtschaftlichen 
Krdse  mit  den  durch  die  Finanzkrise  in  Jlit- 
leidenschaft  gezogenen  kleingewerbliehen  In- 
teressen war  bald  geschlossen;  die  Gefahr  pro- 
letarischer Revolte  war  für  die  Koalition  ein 
wertvolles  Sehreckmittel. 

3.  Bis  1918.  Den  Enthüllungen  einer  von  der 
christüch-sozialen  Partei  veranlaßten  Erhebung 
über  die  Fabrikzustände  folgte  die  offizielle  Ge- 
werbeenquete  v.  30/IV.-8./V.  1883.  Sie  ergab, 
daß  in  einem  Teil  der  Tcxtilfabriken  achtjährige 
Kinder  durch  12  Stunden,  und  daß  Frauen  stän- 
dig nachts  arbeiteten.  Unter  dem  Einflüsse  der 
von  Dr.  Rudolph  Meyer  beratenen  Konservativen 
entstanden  so  dasG.v.  17./VI.  1883  betr.Bestel- 
lung  von  Gewerbeinspektoren,  die  Gewer- 
ben ovelle  V.8./III.  1885,  das  G.  V.21./VI.  1884 
über  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbei- 
tern und  Frauenspersonen,  dann  über  die  tägliche 
Arbeitsdauer  und  die  Sonntagsruhe  beim  Berg- 
bau. Durch  dio  Gewerbenovelle  von  1885  wird 
das  Zulassungsalter  der  Kinder  im  Kleingewerbe 
von  10  auf  12,  in  fabrikmäßigen  Betrieben  auf 
14  Jahre  erhöht.  Die  Arbeitszeit  beträgt  bis 
zum  14.  Jahre  (in  Kleinbetrieben)  8  Stunden; 
n  allen  Betrieben  ist  Nachtarbeit  wie  bisher  für 
14—16  jährige  verboten.  Neu  ist  der  Schutz  der 
Wöchnerinnen,  die  Verschärfung  der  Sonntags- 
ruhe, vor  allem  aber  die  Einführung  des  elf- 
stündigen  Maximalarbeitstages  für  alle 
(irwachscnen  Arbeiter  wie  in  der"  Schweiz  für 
Fabriken.  Gegen  diese  Bestimmung  wandte 
sich  der  Sturm  der  Fabrikanten;  nur  durch 
internationale  Abmachungen  könne  Oesterreich 
derlei  einführen,  allein  nie.  Leider  gelang  es, 
durch  Ausnahmen  für  einzelne  Industrien  die 
Arbeitszeit  weit  über  die  gesetzlichen  Schranken 
zu  verlängern. 

Im  Bergbau  waren  bis  zum  allgemeinen 
BergG.  v.  23./V.  1854  die  österreichischen, 
böhmischen  und  steirischcn  Bergordnungen  mit 
ihren  alten  sozialpolizeiliehen  Vorschriften  der 
Achlstundenschicht  und  des  Truckveibots  in 


'  Kraft  gewesen.     Das  Berggesetz  von  1854 
machte  dem  ein  Ende;  es  schrieb  in  §  200  nur 
vor,  daß  jeder  Werkbesitzer  eine  Dienstordnung 
zu  erlassen  habe,  die  von  den  Bergbehörden  zu 
prüfen  und  zu  genehmigen  sei.  .Sie  solle  örtlich 
oder  eventuell  für  jedes  Bergwerk  verschiedene 
Bestimmungen  enthalten  über  die  Verwendung 
von  Weibern  und  Kindern  im  Bergbau  mit 
Rücksicht  auf  die  physische  Kraft  und  die  gesetz- 
;  liehe  Unterrichtsteilnahme  der  letzterciL  Erst 
30  Jahre  später  vermochte  durch  das  Verbot 
j  der  Frauen-  und  dem  der  Kinderarbeit  bis  zum 
1 14.  Jahre  und  durch  die  Vorschrift  einer  zwölf- 
stündigen  Brutto-  und  zehnstündigen  Kstto- 
!  arbeitszeit  unter  Tage  und  die  Einschärfung  der 
'  Sonntagsruhe  das  BergG.  v.  21./VI.  1884  die- 
selben Grundsätze  des  staatlichen  Schutzes  in 
Oesterreich  einzuführen,  die  seit  41  Jahren  in 
England  den  ersten  Einbruch  in  die  Ausnützungs- 
freiheit  bedeutet  hatten. 

'    Die  Gewerbenovellen  v.  16./1. 1895  und  18./VII. 
1905  dehnten  sodann  die  24  stündige  Sonntags- 
ruhe auch  auf  das  Handelsgewerbe  aus,  das  G. 
;  v.  28./IV.  1895  auf  den  Hausierhandel.  Die  be- 
deutendsten Fortschritte  bildeten  bis  1909  unter 
dem  Einflüsse  der  inzwischen  trotz  aller  Aus- 
1  nahmcgesetze    entwickelten  Gewerkschaftsbe- 
I  wegung  die  Einführung  des  Neuns  tun  den  tages 
für  Arbeit  unter  Tage  im  Kohlenbergbau  G.  v. 
27./VI,  1901  (V.  V.  8./VI.  1907),  das  Ergebnis 
I  einer  Enquete,  die  nach  dem  drei  Monate  dauern- 
1  den  Kohlenarbeiterstreik  von  1900  um  den 
[  Achtstundentag  eingesetzt  worden  war.  und  die 
I  Gleichstellung  von  Bauten  mit  mehr  als  20  Ar- 
beitern und  von  Eisenbahnregiebauten  mit 
Fabriken  in  bezug  auf  Schutz  und  Arbeitszeit 
(G.  V.  28./VI.  1902).    Nach  dem  Muster  des 
Neunstundengesetzes  von  1901  gingen  Frankreich 
1905,   die   Niederlande   1907,  Großbritannien 
1908,  Belgien  1909  zur  9-,  8'i-,  und  8  stündigen 
Schicht  über.  Den  Anstoß  zu  den  letzten  sozialen 
'  Fortschritten,  die  dem  sterbenden  altüsterreichi- 
!  sehen  Parlamente  abgerungen  wurden,  gab  der 
[  Beitritt  zu  den  internationalen  Verträgen  von 
Bern  (1906);  nach  langem  Sträuben  gegen  die 
japanische  Konkurrenz  im  Zündholzexport  trat 
Oesterreich  nach  Erlaß  des  G.  v.  13./VII.  1909 
dem  internationalen  Verbot  der  Herstellung  von 
Zündhölzchen  aus  weißem  Phosphor  und  durch 
I  G.  V.  21./n.  1911  dem  Verbot  der  Nachtarbeit 
der  Frauen  in  der  Industrie  bei.   Die  Handels- 
gehilfenbewegung   erzielte    das  Handlungsge- 
iiilfenG.  v.  16./I.  1910,  das,  durch  kaiserliche 
V.  V.  16./I.  1915  ergänzt,  gesetzliche  bezahlte 
jährliche  Urlaube  und  Ladenschlußbestimmun- 
I  gen  brachte.  Die  letzten  Gewerbenovellen  (G.  v. 
j  21./iy.l913)  enthielten  die  Befugnis  zur  Kürzung 
der  Arbeitszeit  auf  weniger  als  11  Stunden  in  ge- 
!  sundheitsgefährüchen  Betrieben  und  die  Ver- 
längerung der  Schonzeit  der  Wöchnerinnen  auf 
6  Wochen(G.  v. 3./XI1. 1917).  Diezivih-echtlichen 
Vorschiiften  über  den  Dienstvertrag  ersetzte 
die  Novelle  zum  ABG.  v.  19./III.  1916. 

4.  Seit  Ende  1918.  Der  Zusainmenhruch  des 
alten  Oesterrdch  führte  zum  Teil  unter  dem  Ein- 
flüsse russisch 'r  und  deutscher  Vorarbeit,  jeden- 
falls infolge  der  lang  vermißten  .Xrbeitsfähigkeit 
der  Volksvertretung  zu  der  letzten  Phase  des  Ar- 
beiterschutzes; sie  bringt  den  Achtstundentag, 
Mindestlohnkommissionen  für  die  Heimarbeit, 
ein  Kinderschutzgesetz  (vom  früheren  Par- 
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lamenc  verabschiedet,  aber  jetzt  in  Kraft  ge- 
scUt),  sämtlich  v.  19./XI1.  1U18;  es  folgen  i.  J. 
1019  am  25./I.  das  G.  betr.  Aufhebung  der 
Arbeitsbücher,  dann  Ucsctze  über  Arbeit  in 
Bäckereibetrieben  v.  Ü./IV.,  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  für  Frauen  und  Jugendliche  v. 
14./V.,  das  BetriebsrUtegeaetz,  ferner  das  Ge- 
bets über  Mindestruhe,  Ladenschluß  usw.,  beide 
vom  15./V.,dasBergarbeitergesetz(Achtstunden- 
tag  in  allen  liergbauciij,  ArbeiterurlaubsG.  v. 
30./VII.,  das  (Erucuerungs-;G.  v.  17./XII.  über 
den  achtstündigen  Arbeitstag.  Im  J.  1920  folgte 
die  Errichtung  von  Arbeiterkammern  (G.  v. 
26./II.),  die  Ordnung  der  Dienstbotenverhält- 
nisse durch  das  G.  v.  2C./II.,  über  den  Dienst- 
vertrag  der  Ilausgehilfen,  und  am  ll./V.  1021 
das  Bundesgesetz  über  den  Uienstvertrag  der 
Privatangestellten. 

B.  Geltendes  Recht. 

Geltungsgebiet.  Die  Schulzbc,stimmuu!;en 
Bind  für  Kleingewerbe  und  Handel  weniger 
eingreifend  als  für  die  „fabriknüißisen" 
liel  riebe.  Ais  solche  betra  eh  tele  nach  dem  Vor- 
bild des  französischen  Kindcrschulzgesetzes 
von  1841  (und  dieses  nach  dem  englischen 
(Jesctze  von  1802!)  das  Kindcrschutzgesetz 
von  Lombardo-Venezicn  von  1843  Betriebe, 
die  mehr  ah  20  Arbeiter  über  15  Jahre  beschäf- 
tigen. Die  öslerreichische  GO.  von  1859 
§  tiO  schützt  Kinder  „in  größeren  Gewcrbc- 
unternchmungen,  in  welchen  gewöhnlich 
mehr  als  20  Arbeiter  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes  und  des  Alters  zusammen- 
arbeiten". Die  Gcwcrbenovclle  von  1883 
gab  keine  Definition  des  fabrikmäßigen 
Betriebes.  Da  aber  die  Inspektion  bestimmter 
Merkmale  des  Fubrikbcgriffes  bedurfte,  wurde 
dieser  in  einer  möglichst  vagen  Form  von 
der  Verwaltung  gekennzeichnet,  wobei  wieder 
das  Merkmal  der  20  Arbeiter  auftaucht. 
Als  fabrikmäßig  sind  nach  dem  MiuE. 
V.  18./VII.  1883  Z.  20037  „Gewerbsunter- 
nehmungen anzusehen,  in  welchen  die  Her- 
stellung oder  Verarbeitung  von  gewerblichen 
Verkehrsgegenständen  in  geschlossenen  Werk- 
stätten unter  Beteiligung  einer  gewöhn- 
lich die  Zahl  von  20  übersteigenden, 
außerhalb  ilirer  Wohnung  beschäftigten  An- 
zahl von  gewerblichen  Hilfsarbeitern  er- 
folgt, wobei  die  Benutzung  von  Maschinen 
als  Hilfsmittel  und  die  Anwendung  eines 
arbeitsteiligen  Verfahrens  die  Kegel  bildet 
und  bei  denen  eine  Unterscheidung  von 
den  handwerksmäßig  betriebenen  Produk- 
tionsgewerben als  durch  die  Persönlich- 
keit des  zwar  das  Unternehmen  leiten- 
den, jedoch  an  der  manuellen  Arbeitsleistung 
nicht  teilnehmenden  Gewerbsunternehmers, 
dann  durch  höhere  Steuerleistuug,  durch 
Firmaprotokollierung  u.  dgl.  eintritt".  Diese 
Auslegung  steht  noch  in  Kraft. 

1.  Kinderschutz,  a)  Die  weitesten  Ge- 
biete umfaßt  das  G.  v.  19./XII.  1918:  es 


i  gilt  für  jede  entgeltliche  und  die,  wenn  auch 
nicht  besonders  entlohnte  regelmäßige  Vcr- 
.  Wendung  von  Kindern  (Personen  vor  vollen- 
detem 14.  Lebensjahr)  zu  Arbeiten  jeglicher 
Art;  also  auch  für  Haushaltsarbeit  schwererer 
x\rt  und  landwirtschaftliche  Arbeiten.  Da- 
I  durch  geht  das  österr.  Gesetz  weiter  als 
:  das   diese    letzten   Kategorien   nicht  ein- 
I  schließende  deutsche  Kindcrschutzgesetz  von 
1903.  Im  übrigen  hat  dieses  dem  österreichi- 
schen Gesetze  als  Vorbild  gedient;  wie  jenes 
unterscheidet  dieses  zwischen  fremden  und 
eigenen   Kindern;  fremde  Kinder  müssen 
der  Ortsbehörde  angezeigt  werden,  sobald 
ihre   Beschäfligungsdaucr   14   Tage  über- 
schreitet; w'ic  in  Deutschland  hat  für  sie 
der  Arbeitgeber  eine  Arbeitskarte  zu  lösen. 
I  Das  Zulassungsalter  beträgt  mindestens  das 
'  10.  Altersjahr  in  Landwirtschaft  und  Ilaus- 
,  halt,  12  Jahre  in  allen  anderen  Erwerbs- 
arbeiten.   Eine  Liste  verzeichnet  die  ver- 
I  botene  Arbeit.      Was  die  Nachtarbeit 
betrifft,  so  verbietet  das  österreichische  Kin- 
derschutzgesetz  nicht  wie  das  deutsche  die 
Nachtarbeit  durch  12  Stunden  (8  Uhr  abends 
bis  8  Uhr  morgens),  sondern  in  Landwirt- 
schaft und  Haushall  10  Stunden  im  Winter, 
9  Stunden  im  Sommer,  in  den  übrigen 
Erwerbszweigen   beträgt  sie  11  Stunden. 
Die  Arbeitszeit  der  12— 14jährigen  darf  in 
beiden  Ländern  nicht  länger  als  3  Stunden, 
an  schulfreien  Tagen  4  Stunden  (im  Wider- 
spruch zu  §  94  der  GO.,  der  8  Stunden 
g&statlet),  in  Landwirtschaft  und  Haushalt 
ti  Stunden  dauern;  nach  Schulschluß  ist  eine 
Stunde  freizugeben. 

Das  Verbot  der  Gästebedienung  in  Gast- 
wirtschaften dauert  bis  zum  14  Jalire 
(Deutschland  bis  12  )(§  11),  ebenso  bei  öffent- 
lichen Schaustellungen  (§  12,  fast  gleichlau- 
tend mit  §  b  des  deutschen  Gesetzes).  Wie 
in  Deutschland  (S§  10,  11  des  Gesetzes  von 
1903)  ist  der  Arbeitgeber  zur  Anzeige  der 
Kinderbeschäfligung  verpflichtet  und  hat 
,  eine  Arbeitskarte  zu  lösen  (§§  15,  16). 
:  In  bczug  auf  die  Aufsicht  hat  der  Gesetz- 
geber in  Oesterreich  von  den  deutschen 
Erfahrungen  gelernt,  daß  hier  nicht  nur 
amtliche  Organe,  Schulleitungen,  Vorniund- 
schaftsräte,  Lehrer,  Aerztc,  Seelsorger,  son- 
dern auch  private  Vereine  der  Jugendfür- 
sorge zur  Mithilfe  heranzuziehen  sind.  Das 
neue  Gesetz  erweitert  also  das  Geltungs- 
gebiet der  Bestimmungen  der  GO.  §  94: 
Kinder  vor  vollendetem  12.  Jahre  dürfen 
zu  regelmäßigen  gewerblichen  Beschäfti- 
gungen nicht  verwendet  werden.  Weiter 
gehen  die  Vorschriften 

b)  in  fabrikmäßigen  Betrieben  (GO. 
§  96b):  Kinder  vor  vollendetem  14.  Jahre 
dürfen  hier  zu  regelmäßigen  gewerblichen 
Beschäftigungen  nicht  verwendet  werden. 
Beim  Bergbau  dürfen  diese  gleichfalls  nicht 
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beschäftigt  werden  (G.  v.  28./VL  1919,  §  1). 
Diese  Kinder  haben  vor  dem  Eintritt  in 
die  fabrikarbeit  die  Schule  absolviert, 
niclitabcr  notwendig  dicunter  a) angeführten; 
allerdings  hat  die  Schnlgesetznovelle  von 
1883  den  Landgemeinden  im  7.  und  8.  Schul- 
jahr Erleichterungen  gewährt,  und  30% 
der  Schulkinder  im  14.  Lebensjahre  haben 
nach  der  letzten  Statistik  davon  Gebrauch 
gemacht.  Was  da  im  Interesse  der  Bauern 
und  Großgrundbesitzer  geschah,  schien  der 
Erhöhung  des  Zulassungsnlters  für  das  ge- 
samte Gewerbe  auf  14  Jahre  im  Wege  zu 
stehen.  Um  jedoch  dieses  Privileg  dem 
Mißbrauch  zu  entziehen,  wurde  bestimmt,  daß 
die  12— 14jährigen  Hilfsarbeiter  nur  unter 
folgenden  Bedingungen  verwendet  werden 
dürfen:  1.  die  Arbeit  darf  der  Gesundheit 
nicht  nachteilig  sein  oder  2.  die  körperliche 
Entwicklung  hindern,  3.  der  Erfüllung  der 
gesetzlichen  Schulpflicht  nicht  im  Wege 
stehen,  4.  ih'e.  Dauer  darf  täglich  8  Stunden 
nicht  überschreiten  und  5.  nicht  in  die  Nacht 
(8  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens)  fallen. 
Diese  letztere  Bestimmung  gilt  bis  zum 
vollendeten  16.  Lebensjahre. 

2.  Der  Schutz  der  Jugendlichen  galt 
bis  1919  nur  bis  zum  16.  Lebensjahre. 
Seit  dem  G.  v.  14.  V.  1919  ist  in  allen  ge- 
werblichen Betrieben  die  Nachtarbeit  der 
Jugendlichen  bis  zum  18.  Lebensjahre  durch 
11  Stunden  und  in  den  Zeiträumen  von 

8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  bei  mehr- 
schichtigem 8-Stundenbetrieb  von  10  Uhr 
abends  an  verboten.  Ausnahmen  sind  bisher 
nur  zulässig  für  Arbeiter  von  16—18  Jahren, 
die  durch  höchstens  8  Tage  gegen  Anmeldung 
bei  der  Gewerbebehörde  1.  Instanz  nachts 
arbeiten  dürfen:  a)  zur  Beseitigung  einer 
nicht  vorherzusehenden  und  nicht  periodisch 
wiederkehrenden  Betriebsstörung,  b)  zur 
Verhütung  des  sonst  unvermeidlichen  Ver- 
lustes von  Arbeitsstoffen.  Das  Maximum 
dieser  Nachtarbeit  beträgt  24  Tage  im 
Kalenderjahre  (§  3).  Damit  ist  §  95  (wohl 
auch  §  96b  Z.  3,  4)  GO.  aufgehoben.  Weitere 
Ausnahme  ist  das  Staatsamt  für  soziale 
Verwaltung  nach  Anhörung  der  Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerorganisationen  zu  erteilen 
befugt  (§  4).  Eine  solche  ist  durch  Vollzugs- 
anweisung (VA.)  V.  6./IIL  1920  für  das 
Gast-  und  Schankgewerbe  erfolgt  (bis  16  Jahre 
bis  10  Uhr  abends,  16-18  Jahre  unbe- 
schränkt   bei    folgender     Ruhezeit  von 

9  Stunden), 

3.  Der  Sonderschutz  der  Arbeiterinnen 
besteht  ohne  Altersgrenze  in  dem  Verbot  der 
Nachtarbeit  wie  für  Jugendliche  (11  Stun- 
den Mindestruhe:  dieselben  Ausnahmen  wie 
für  niannhche  Jugendliche  über  16  Jahre 
gellen  für  Frauen  über  18  Jahre,  G.  v.  14  /V 
1919)  und  in  dem  für  Wöchnerinnen  be- 
stehenden  Verbot    der    regelmäßigen  o-e- 


1  werbliehen  Beschäftigung  vor  Verlauf  von 
'  6  Wochen  (bis  zur  Kais.  V.  v.  4./I.  1917  ge- 
jmäß  GO.  §  94  Abs.  5  nur  4  Wochen).  Im 
I  Bergbau  dürfen  Arbeiterinnen  nur  über  Tage, 
[  sichtbar  Schwangere  nur  zu  leichten  Ar- 
beiten, Wöchnerinnen  erst  6  Wochen  nach 
der  Niederkunft  beschäftigt  werden  (G  v. 
28./VIL  1919,  §  1).  Nachtarbeit  (8-5)  ist 
ihnen  verboten  (§  2);  doch  darf  bei  zwei- 
schichtigem Betrieb  die  Nachtruhe  um 
10  Uhr  abends  beginnen  und  11  Stunden  be- 
tragen. 

4.  Die  Regelung  der  Höchstarbeitszeit 

erfolgte  auf  der  Basis  des  8-Stundentage3 
(der  44-Stundenwoche  für  Frauen  und 
Jugendliche)  durch  G.  v.  19./XIL  1918 
nur  für  fabrikmäßige  Betriebe.  Die 
Erneuerung  des  G.  v.  17./XII.  1919  brachte 
eine  Erweiterung  seines  Geltungsgebietes: 
es  hat  nunmehr  in  allen  Betrieben,  die 
den  Vorschriften  der  GO.  unterliegen,  die 
Arbeitszeit  des  Arbeiters  und  des  An- 
gestellten (früher  nur  des  Hilfsarbeiters) 
ohne  Einrechnung  der  Arbeitspausen  nicht 
mehr  als  höchstens  8  Stunden  binnen 
24  Stunden  zu  betragen.  Die  Arbeitszeit 
von  weiblichen  Arbeitern  und  Angestellten 
und  von  männlichen  jugendlichen  Arbeitern 
und  Angestellten  bis  zum  \ollendeten 
18.  Lebensjahr  darf  nicht  mehr  als  44  Stunden 
innerhalb  der  Arbeitswoche  ausmachen  und 
hat  an  Samstagen  um  12  Uhr  mittags  zu 
enden  (§  1).  Diese  Vorschriften  finden  ferner 
Anwendung  auf  nichteewerbliche  im  §  2 
des  HandlungsgehilfenG.  v.  lO./I.  1915 
angeführte  Unternehmungen  (Kredit-,  Ver- 
sicherungsinstitute,  Zeitschriften,  Kanzleien, 
Auskunfteien,  Patentanwälte,  Tabaktra- 
fiken, Lottokollekturen);  auf  Staats-  und 
andere  öffentliche  Unternehmungen;  auf 
die  staatliche  Monopolverwaltung;  auf  Unter- 
nehmungen öffentlicher  Belustigungen  und 
Schaustellungen,  periodischer  Druck- 
schriften und  deren  Verschleiß  (§  2).  Es 
gelten  folgende  Ausnahmen:  1.  die  Arbeits- 
zeit wird  verlängert  (bloße  Anmeldung 
bei  der  politischen  Behörde  1.  Instanz),  wenn 
eine  nicht  vorherzusehende  und  nicht  peri- 
odisch wiederkehrende  Betriebsunterbrechung 
dies  zur  Behebung  der  Betriebsstörung  er- 
heischt (§  3);  2.  zur  Befriedigung  eines  er- 
höhten Arbeitsbedürfnisses  bis  zu  höchstens 
10  Stunden  täglich,  jedoch  höchstens  an 
30  Tagen  innerhalb  eines  Kalenderjahres; 
3.  bei  den  dem  Einflüsse  der  Jahreszeiten 
unterworfenen  Saisonindustrien  bis  60  Tage 
im  Kalenderjahre  (§  4). 

Als  kollektive  Arbeitsverträge  gelten 
jene  Vereinbarungen,  die  zwischen  Berufs- 
vereinigungen der  Arbeiter  oder  Angestellten 
und  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern 
oder  Berufsvereinigungen  der  letzteren  ab- 
geschlossen wurden  und  die  gegenseitigen. 
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aus  dem  Arbeits-  oder  Dienstverhältnisse 
entsprechenden  Rechte  und  Pflichten  oder 
sonsti£;e  Angelegenheiten  regeln,  die  für 
das  iVrbeits-  oder  Dienstverhältnis  wirt- 
schaftlich von  Bedeutung  sind.  Als  kollektive 
Arbeitsverträge  gelten  ferner  die  gemäß 
§  114  b  der  UO.  von  der  Genossenschafts- 
versaninilung  im  Einvernehmen  mit  der 
Gehilfcnversamnilung  festgestellten  Bestim- 
mungen, desgleichen  die  von  den  Betriebs- 
räten oder  Vertrauensmännern  gemäß  §  3, 
Punkt  Ib  des  G.  v.  lö./V.  1919  getroffenen 
Vereinbarungen  (§  ü).  Zur  Krteilung  von 
Ausnahmen  ist  das  Slaatsamt  für  soziale 
Verwaltung  befugt  nach  Verrelinmng  der 
beiderseitigen  Berufsvereinigungen  und  nach 
Anhörung  eines  paritätisch  zusammengc- 
gesetzten  Beirate,*  unter  Bezeichnung  der 
Bedingungen,  die  bei  der  Verlängerung  der 
Arbeitszeil  zu  beobachten  sind  (§  6).  Aus- 
genommen von  den  Vorschriften  über  Ar- 
beitszeit sind  Vorbereitungsarbeiten  des 
eigentlichen  Arbeitsprozesses  (Reinigung, 
Heizung  u.  dgl.l,  sofern  diese  Arbeiten 
nicht  von  jugendlichen  Arbeitern  oder  An- 
gestellten bis  zum  vollendeten  16.  Lebens- 
jahre verrichtet  werden.  Diese  Vorberei- 
tung?arbeilpn  sind  jedoch  als  Ueberstunden 
zu  entlohnen  (§  7).  Die  Entlohnung  für 
Ueberstundcn  soll  um  mindestens  50% 
höher  sein  als  der  Kornialzeitlohn.  In  den 
Vcrkehrsanstalten  (Eisenbahnen  und 
Danipfschiffalirts-,  Post-,  Telegraphen-  und 
Fernspreclianstalten)  darf  die  Arbeitszeit 
der  .\rbeiler  und  Angestellten  ohne  An- 
rechnung der  Arbeitspausen  nicht  mehr  als  i 
48  Stunden  innerhalb  der  Arbeitswoche 
betragen.  Ausnahmen  kann  das  Staatsamt 
für  Verkehrswesen  nach  Vernehmung  der 
Vertretungen  der  Arbeiter  oder  Angestellten 
erteilen  (§9).  I 
Das  Gesetz  trat  am  16./VII.  1920  inj 
Kraft  (VA.  v.  2f>./VII.  1920).  Es  ergingen  j 
sodann  AusnaluneviTiirdiuingcn  am  29./V1I., 
2./V111.  und  9./XI  1919.  Aus  diesen  ist  ^ 
hervorzuheben,  daß  die  8-Stundenvorschrift  i 
auf  Pförtner,  Feuer-Nachtwächter  keine 
Anwendung  findet  (außer  als  Normallohn- 
grenzc).  Ferner  sind  gestattet:  9ü  Stunden 
(und  weitere  16  Ueberstundcn)  in  zwei 
Arbeitswochen  für  Fuhrleute,  Chauffeure, 
Industriebahnpersonal  in  ununterbrochenen 
Betrieben;  168  Stunden  in  3  Wochen  zur 
Herbeiführung  des  Schichtwechsels.  Zwölf- 
stundenschichtcn  in  24  Stunden  werden 
gestattet:  1.  Papierindustrie  an  Sonntagen 
zum  Schichtwechsel,  2.  Ziegelei,  Keram. 
Industrie,  3.  Zuckerindustric  und  Rüben- 
brennerei in  der  Kampagne,  4.  Spiritus-, 
Preßhefe-,  Malzindustrie  (auch  96  Stunden 
in  2  Wochen),  5.  Brauerei  in  Sud-  und  Kühl- 
räumen: 96  Stunden  in  2  W^ochen,  6.  Eisen- 
hütten: 144  Stunden  in  3  Wochen.    7.  In 


Kalkwerken,  Steinbrüchen,  Zementfabriken 
sind  10  Ueberstundcn  pro  Woche  auch  an 
über  60  Tagen  im  Jahre  gestattet.  Durch 
Tarifvertrag:  58  Stunden  pro  Woche.  Für 
Brenner  und  Ofenarbeiter  kann  nach  An- 
hörung der  Arbeiterverbände  die  12-Slunden- 
schicht  an  180  Tagen  eingeführt  werden. 

8.  Torfwerke:  288  Stunden  in  6  Wochen. 

9.  Getreidemühlen:  144  Stunden  in  3  Wochen 
bei  unter  100  dz  Mahlkapazität,  96  Stunden 
in  2  Wochen  bei  100-400  dz  Mahlkapazität. 

10.  Baugewerbe:  48  Stunden,  bei  erhöhtem 
Arbeitsbedürfnis  10  Stunden  (Maximum 
10  Ueberstundcn  die  Woche)  höchstens 
180  Tage  im  Jahre.  Durch  Tarifvertrag: 
58  Stunden  in  der  Bausaison.  Arbcits- 
ausfälle  durch  Störungen,  Materialmangel, 
Witterung.  Feiertage  sind  in  derselben 
Woche  cinbringlich.  Bei  Vorbercitungs- 
oder  Abschlußarbeiten  ist  täglich  1  Ueber- 
stundc  durch  '/»  ^Ics  Baupersonols,  falls 
dieses  unter  60  Personen  beträgt,  sonst 
'/s  zulässig.  11.  Fleischer:  Verschleiß- 
personal 60.  anderes  48  Stunden.  12.  Gast- 
und  Schankgewcrbe:  Präsenzzeit  10  Stunden, 
60  wöchentlich,  10  Ueberstundcn  wöchent- 
lich. 13.  Gemüsegärtnerei:  im  Sommer 
120  Stunden  in  2  W^jchen,  davon  8  Ueber- 
stundcn. In  Gärtnereien  mit  Winterheizung: 
108  Stunden  in  2  Wochen;  davon  12 
Ueberstundcn.  Das  Maximum  der  Ueber- 
stundcn aller  anderen  Gärtnereien:  120 
im  Jahre.  14.  Kleinhandel,  Warenver- 
schleiß der  Produzenten,  Konsumver- 
eine: a)  andere  Waren  als  Lebensmittel 
48  Stunden  wöchentlich;  b)  Lebensniittel- 
handel:  54  Stunden,  evtl.  6  weitere  Ueber- 
stundcn oder  Aenderung  durch  Tarifvertrag; 
in  Orten  mit  weniger  als  6000  Einwohnern, 
an  Ausflugs-,  Kur-,  Walitahrtsorten: 
60  Stunden  wöchentlich,  davon  6  Ueber- 
stundcn. 15.  Groß-,  Vermitllungs-,  Kom- 
missionshandel: 46  Stunden  wöchentlich 
durch  Vertrag.  16.  Kreditinstitute,  Bank- 
geschäfte: 48  Stunden  wöchentlich,  durch 
Tarifvertrag  weitere  8  Ueberstundcn. 
17.  Speditionsgewerbe:  48  Stunden,  ferner 
8  Ueberstundcn  ohne  Bewilligung.  18.  Fri- 
seure, Raseure:  48  Stunden,  an  Orten  mit 
Sonntagsarbeit  54  Stunden  wöchentlich, 
an  60  Tagen  bis  zu  TO  Stunden  täglich. 
19.  Landhandwerker:  Huf-,  Wagenschmiedc, 
Wagner,  Saltler  mit  höchstens  3  Hilfs- 
arbeitern: 48  Stunden  wöchentlich,  in  Anbau- 
und  Erntezeit  60  Stunden,  davon  6  Ueber- 
stundcn. 20.  Oeffentliche  Belustigungen, 
Schausteller  56  Stunden  Arbeit  wöchentlich 
und  8  in  24  Stunden. 

Diesen  gesetzlichen  Ausnahmen  hat  sich 
i.  J.  1920  noch  die  Praxis  zugesellt,  durch 
Tarifvertrag  die  48-Stundenwoche  in  Be- 
trieben einzuführen,  in  denen  erwachsene- 
Männer    mit    den    zu    einer  gesetzlichen. 
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44-Stundenwoche  berechtigten  Frauen  und 
Jugendlichen  zusammen  arbeiten.  An 
diwcr  44-Stundenwoche  hielten  jedoch  im 
Monatslohne  stehende  Arbeiterinnen  fest 
<Ber.  des  Gew.-Iusp.  f.  1920  S.  LXXIII). 

Besonders  geregelt  ist  die  Arbeit  in 
Bückereien  und  Zuckerbäckereien  (G.  v. 
3./IV.  1919);  hier  ist  Sstiindige  Arbeitszeit, 
unterbrochen  durch  mindestens  halbstündige 
Pause;  Ueberzeit  ist  bei  unvorhergesehener 
Betriebsstörung  zur  Verhütung  des  Roh- 
stoffverderbcs,  ferner  bei  vermehrtem  Ar- 
beitsbedürfnis bei  sofortiger  Anzeige  zu- 
lüssig,  in  letzterem  Falle  Isann  10  Stunden 
gearbeitet  werden.  Nachtarbeit  (9—5  Uhr) 
ist  verboten,  ferner  Sonntagsarbeit  (Sonn- 
abend 9  Uhr  abends  bis  Montag  5  Uhr 
morgens)  (§  4).  Ausnahmen  für  10  Nächte 
bzw.  5  Sonntage  bis  10  Uhr  vormittags 
im  Jahre  erteilt  die  Gewerbebehörde  1.  In- 
stanz, in  letzterem  Falle  gegen  Ersatzruhe 
(§5);  ferner  gewähren  die  Landesregierungen 
an  Festtagen,  besonderen  örtlichen  Anlässen, 
bis  zu  10  Stunden  Arbeitszeit  (§  6);  diese 
Ueberzeit  ist  mit  50  v.  H.  Zuschlag  zu 
entlohnen.  Lehrlinge  sind  nur  mit  amts- 
ärztlichem Zeugnis  aufzunehmen,  ein  Unter- 
nehmer, der  keinen  oder  nur  einen  Gehilfen 
beschäftigt,  darf  nur  einen  Lehrling  halten 
(§  10).  Vor  vollendetem  18.  Jahr  dürfen 
Lehrlinge  nicht  zum  Austragen  verwendet 
■werden  (§  11).  Einen  Sonderschutz  genießt 
das  Arbeitspersonal  des  Handelsgewerbes 
durch  Abänderung  der  §§  96d,  e  und  h  im 
G.  V.  15./V.  1919.  Hier,  sowie  in  Magazinen 
und  Kontoren  des  Speditionsgewerbes,  ist 
eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  12,  im 
Lebensmittelvertrieb  von  mindestens  11  Stun- 
den nur  für  Kutscher  der  Spediteure  vor- 
geschrieben, ferner  Mittagspausen  (2  Stun- 
den bei  Essen  außer  Hause,  sonst  1  Stunde, 
bei  7stündigeni  Betrieb  halbstündige  Pause 
§  96d).  Der  Ladenschluß  erfolgt  von 
7  Uhr  abends  (Lebensmittel  8  Uhr  abends) 
bis  5  Uhr  morgens;  die  Landesregierungen 
können  diesen  zwischen  6  Uhr  abends  und 
nach  5  Uhr  morgens  verlegen;  für  den 
Parteiverkehr  im  Großhandel  ist  um  6  Uhr 
abends  Geschäftsschluß  (§  96  e).  Ausnahmen 
hiervon  bilden  die  Zeiten  der  Inventur, 
Bilanz,  Uebersiedlung,  Neueinrichtung, 
Marktbesuchs,  Arbeiten  zur  sofortigen  Ver- 
hütung des  Warenverderbes,  im  Lebens- 
mittclhandel  an  Samstagen  und  Vorfeiertagen, 
ond  ebenso  kann  an  20  Tagen  im  Jahre 
die  Ruhezeit  um  1  Stunde  gekürzt  werden; 
für   gewisse    Kurorte   kann   die  Landes- 


regierung um  1,  im  Lebcnsmittelhaudel  um 
2  Stunden  den   Ladenschluß  verlängern. 

Im  Bergbau  darf  die  wirkliche  Arbeits- 
Mit  des  einzelnen  Arbeiters  ohne  Einrechnung 
Oer  in  der  Schichtordnung  vorgesehenen 
Uber  Tage  verbrachten  Arbeitspausen  nicht 


mehr  als  8  Stunden  binnen  24  Stunden 
betragen.  Eine  längere  tägliche  Arbeitszeit 
kann  unter  der  Voraussetzung,  daß  48  Ar- 
beitsstunden in  der  Woche  nicht  über- 
schritten werden,  in  Gesamtarbeitsverträgen 
oder  durch  Einigung  mit  Betriebsräten, 
Vertrauensmännern  oder  durch  Einigungs- 
amt eingeführt  werden  (G.  v.  28./VII.  1919). 
Bei  nicht  unterbrechbaren  Arbeiten  darf 
die  Gesamtarbeitszeit  binnen  3  Wochen 
168  Stunden  nicht  überschreiten.  Die 
Arbeitszeit  unter  Tage  beginnt  mit  der 
Einfahrt  des  Arbeiters  bis  zur  Vollendung 
seiner  Ausfahrt  (§  3).  An  besonders  gesund- 
heitsschädlichen Orten  kann  das  Revier- 
bergamt eine  kürzere  als  die  8 stündige 
Arbeitszeit  fixieren  (§  4).  Ueberstunden 
sind  bei  Arbeiten,  die  wegen  dringender 
Gefahr  für  die  Sicherheit  des  Lebens  und 
für  die  Gesundheit  oder  für  den  Bestand  oder 
die  Betriebsfähigkeit  des  Bergwerkes  un- 
aufschiebbar sind;  an  Arbeitsstellen,  in  denen 
aus  Sicherheitsrücksichten  der  Wechsel  der  Ar- 
beiter vor  Ort  geboten  ist ;  bei  Arbeiten,  die  vor 
Beginn  oder  nach  Schluß  der  regelmäßigen 
Arbeitszeit  verrichtet  werden  müssen,  um 
höchstens  2  Stunden;  ebenso  in  Bergbauen, 
deren  Betrieb  von  der  Jahreszeit  oder  der 
Witterung  abhängig  ist  zu  bewilligen.  Das 
Maximum  dieser  Ueberstunden  beträgt  180 
im  Kalenderjahre  (§  5).  Die  Arbeitszeit 
der  Kutscher,  Fuhrleute  u.  a.  nicht  regel- 
mäßig an  bestimmte  Tagesstunden  gebunde- 
ner Arbeiter  kann  96  Stunden  innerhalb 
zweier  aufeinanderfolgender  Wochen  betragen 
(§  6)  und  darf  nur  durch  16  Ueberstunden 
innerhalb  zweier  aufeinanderfolgender 
Wochen  verlängert  werden.  Ueberstunden- 
arbeit  ist  Jugendlichen  unter  16  Jahren 
verboten  (§  7).  In  die  Arbeitszeit  wird  die 
Zeit  des  Verlesens,  der  Uebernahme  und 
Abgabe  von  Geleucht,  Gezähe  und  Spreng- 
mitteln eingerechnet.  Lohnauszahlung  er- 
folgt nach  Arbeitsschluß  über  Tage  (§  8). 
Die  Zeiteinteilung  ist  durch  Schichtordnung 
bekanntzugeben  (§  9).  Ueberzeit  ist  mit 
50  v.  H.  Lohnaufschlag  zu  vergüten  (§  12). 

5.  Arbeiterurlaube.  Nachdem  durch 
Tarifvertrag  bezahlte  Ferien  den  Arbeitern 
gewisser  Industrien  zugesprochen  waren, 
hat  zuerst  das  HandlungsgehilfenG.  v.  16./I. 
1910  §  17  den  Handlungsgehilten  nach 
6  Monaten  Dienstzeit  den  Anspruch  auf 
10  Tage  Jahresurlaub,  nach  5  Jahren  2, 
nach  15  Jahren  3  Wochen  gesichert.  An 
Stelle  des  Handlungsgehilfengesetzes  ist  am 
ll./V.  1921  das  Angestelltengesetz  ge- 
treten. Es  gewährt  nach  1  Jahr  2  Wochen, 
nach  5  Dienstjahren  3,  nach  10  Dienstjabren 
4,  nach  25  Dienstjahren  5  Wochen.  Bei 
2jähriger  Dienstdauer  kann  jedes  frühere 
mindestens  6  monatliche  DienstverhäJtcis  im 
Inlands    hinzugerechnet    werden;  ebenso 


Ärbeiterschutzgesetzgebung  (OesteiTeich) 


öt» 


Hochschulstudien  bis  zu  5  Jahren  Dauer; 

Dienstvcrsäumon  durch  Krankheit  oder  Un- 
fall sind  in  die  Urlaubsdauer  nicht  einzu- 
rechnen (§  17).  Im  An-ichlussc  an  das 
nunmehr  aiilicr  Kraft  i^esctzte  Gesetz  von 
1910  hat  das  ArbeitcrurlaubsG.  v.  30./VII. 
1919  bestimmt,  daß  alle  Arbeiter  im  BerKbau, 
liiduslrio,  Handel,  in  öffentlichen,  in  Mono- 
pol-, in  Verkehrsbetrieben,  bei  Belusiigun!;en 
und  Schausti'lluris^en,  Anspruch  haben  auf 
eine  Woche  Urlaub,  wenn  ihr  Dienstver- 
hältnis 1  Jahr,  auf  2  Woclien,  wenn  es 
i)  Jahre  t;edauert  hat;  2  Wochen  Urlaub 
gebühren  ferner  Jugendlichen  unter  Iti  Jahren 
nach  1  Jahr  Dienstzeit.  Sie  beziehen  in 
der  Urlaubswoche,  mangels  anderer  Tarifver- 
abredunt;,  den  Durchschnittslohn  der  letzten 
12  Wochen.  An  Stelle  von  Vc'rpfle<;un!;  tritt 
Vorbezaliluns  von  Krankengeld  (§  3).  Kün- 
(iiijun^  nach  lOmonallicher  Dienstzeit  macht 
die  Urlaubsansprüche,  die  in  diesem  Kalle 
denen  einjähriger  Dienstzeit  gleichgestellt 
»erden,  nicht  hinfälli'^  (§  .5).  Da?e2;en  er- 
lischt dieser  Anspruch  bei  Kün(li;5un'.;  durch 
den  Arbeiter  oder  Entlassun'j;  aus  wichli'^cn 
gesetzlichen  Gründen  (§  0).  Der  Urlaub 
kann  in  Betrieben  mit  höchstens  ö  Arbeitern 
in  zwei  Teilen  gewahrt  werden;  dies  kann 
auch  durch  Tarifvertrag  vereinbart  werden 
(§  8).  Tritt  durch  den  Urlaub  ein  erheb- 
licher IVoduklionsausfall  ein,  so  kann  dies 
durch  Ueberzeit  (14  Tage  im  Jahre,  bis  zu 
2  Stunden  im  Tage)  durch  Tarifvertrag 
(bis  zu  30  Tagen)  gegen  50  v.  H.  Lohnzuschlag 
eingeholl  werden  (§  9). 

6.  Heimarbeit  und  Mindestlohnkom- 
missionen.  D.irch  (1.  v.  I9./X11.  1918  sind 
zum  ersten  Mde  nacli  zahlreichen  lüiqueten 
der  Vorkriegszeit  die  Arbeits-  und  Lohn- 
verhiiltnisse  der  Heimarbeiter,  die  aiiUerhalb 
der  Betriebsstätten  ihrer  Arbeil^'eber  von] 
letzteren  mit  der  Herstellung  oder  Be- 
arbeituni;  von  Waren  beschäftigt  sind,  ge- 
regelt worden  (§  1).  Nach  dem  Muster  des 
britischen  (Jesetzes  von  1909  und  des 
französischen  Gesetzes  von  1915  sucht  das 
Gesetz  zunächst  die  Anzeigepflicht  der 
Auftraggeber  (Verleger,  Faktoren,  Zwischen- 
meister) über  die  Verwendung  von  Heim- , 
arbeitern  oder  Zwischenmeistern  an  die 
lokale  Gewerbebehörde  und  die  Fuhrung 
von  Heimarbeiterverzeichnissen  zu  sichern. 
Diese  Verzeichnisse  sind  dem  Gewerbe-  ; 
Inspektor  auf  Verlangen  vorzulegen  (der 
diese  wichtigen  Angaben  von  der  Gewerbe-  j 
behörde  nicht  erhält!).  Zweitens  wird  den. 
Auftraggebern  die  Bekanntgabe  der  Ter- 
mine, der  Löhne,  Abzüge,  Materialpreise  usw. 
durch  Anschlag  zur  Pflicht  gemacht  (§§  7,  8); 
dem  Heimarbeiter  ist  ein  Lieferungsbuch 
einzuhändigen  (§§  9,  10).  Das  Gesetz  ver- 
bietet die  Verlängerung  der  gesetzlichen 
Arbeit  in  Werkstätten  durch  Nachhause- 


Uandworterbuch  der  Staatswisfienacbaften.  4.  Aufl.  Bd.  1 


I  geben  von  Arbeit  (§  12),  verbietet  den  Heim- 
arbeitern die  Haltung  familienfremJer  Ge- 
hilfen oder  Lehrlinge  (§  11)  und  erstreckt 
die  Gewerbeinspektion  auf  die  Hoiinirbeit; 
arbeitet  diese  unter  gesundheitsgefährlichen 
Verhältnissen,  so  können  Sondervorschriften 
erlassen  werden.     Zur  Vornahme  von  Er- 
hebungen, Abgabe  von  Gutachten,  Regelung 
der   Löhne  werden   vom   Staatsamte  für 
soziale    Fürsorge  Zentralheimarbeiter- 
komniissionen  auf  3  Jahre  errichtet  (§  16), 
die  sofort  für  die  Kleider-,  Schuh-,  Wasche- 
konfeklion  in   Kraft  treten;  das  Element 
der   Unternehmer,   Heimarbeiter  und  un- 
interessierten   Sachkenner    ist  paritätisch 
vertreten  (§  21).    Die  Zentralheiunrbeiter- 
kommission  kann  rechtsgültig  Mindestlöhne 
für    Humarbeiter    und  Werkstattgehilfen 
und  Mindestpreise  für  die  an  die  Auftrag- 
geber zu  liefernden  Waren  festsetzen  und  dem 
Staatsamt   für  soziale  Fürsorge  zur  Ge- 
nehmigung   vorlegen.       30    Tage  nach 
ihrer  Kundmachung  treten  diese  Vorschriften 
als    „Satzungen"    in    Kraft   (§§    2G -29). 
Als  solche  können  auch  bestehende  Tarif- 
verträge erklärt  werden  (§§  30—31).  Das 
Staatsamt  für  soziale  Fürsorge  kann  auch 
an  den  Standorten  der  Heimarbeit  Lokal- 
heimarbeit erkommissionen  einsetzen. 
Diese  haben  erstens  an  die  Zentralheim- 
arbeiterkommission  Bericht    und  Antrage 
zu  erstatten,  sodann  bei  Streitigkeiten  als 
Einigungsstellen  zu  fungieren  (§5  3()— 43). 
Es   ist   verboten,   dem   Arbeitnehmer  un- 
günstigere als  die  durch  Satzung  bestimmten 
Arbeitsbedingungen    aufzuerlegen    (§  44). 
Unternehmer   und   Mittelspersonen  haften 
solidarisch    für    diese    Schädigung  durch 
Unterenllohnung  (§  451.     Bei  wiederholter 
Straffälligkeit  kann  Mittelspersonen  die  Aus- 
übung der  Vermittlungstätigkeit  auf  Zeit 
oder  dauernd  untersagt  werden.  Dieses 
Gesetz    ist   den    Berichten    d?r  (Jewerbe- 
inspektoren  zufolge  bis  Ende  1920  vielfach 
unbekannt  geblieben,  zum  Teil  infolge  der 
Gleichgültigkeit  der  Arbeiterschaft,  nament- 
lich infolge  der  Unzulänglichkeit  des  Auf- 
sichtspersonals.      Tarifverträge    regeln  in 
Wien  die  Löhne  in  der  Weiß-,  Kunstblumen-, 
Schuhwarenerzeugung,  Kleidermacherei;  be- 
sonders ungünstig  stehen  die  Arbeiterinnen 
der  Papiersäckekonfektion  und  Zigaretten- 
hülsenerzeugung. In  der  Stickereiheimarbeit 
des  Vorarlberg  ist  das  Gesetz  „so  gut  wie 
unbekannt   geblieben"  (Inspektorenbericht 
für  1920  S.  358). 

7.  Hausgehilfen.  Die  Rechte  und  Pflich- 
ten der  Dienstboten  regelt  seit  der  fran- 
zösischen Revolution  in  Westeuropa  das 
Zivilgesetzbuch.  In  Oesterreich  plante  die 
Aufklärung  das  gleiche;  1798  gibt  das 
westgalizische  BGB.  den  Dienstboten  die 
nötige  Zeit  zum  Besuche  des  gewöhnlichen 
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Gottesdienstes,  das  Kündigungsrecht  bei 
ausstehendem  Lohne  und  verpflichtete  die 
Dienstgeber  für  ihre  Pflege  im  Krankheilsfalle 
zu  sorgen;  aber  in  das  österreichische  BGB. 
fand  dies  aus  politischen  Gründen  keinen 
Eingang.  Es  blieb  bei  den  Dienstboten- 
ordnungen der  Städte  (Wien  1782)  und 
Länder,  die  wie  in  Deutschland  und 
Rußland  die  rückständigsten  Normen 
aufrechthielten.  Das  G.  v.  26./1L  1920, 
das  Hausgehilfengesetz,  nimmt  nun  die 
häuslichen  Dienstboten  in  Städten  von 
über  5000  Einwohnern  von  den  bestehenden 
Gesindeordnungen  aus  (§  32);  es  betrifft 
also  die  in  Städten  von  mehr  als  6000  Ein- 
wohnern zur  Leistung  von  hauswirtschaft- 
Jichen  Diensten  angestellten  und  in  die 
Hausgemeinschaft  des  Dienstgebers  auf- 
genommenen Personen  (§  1).  Das  Gesetz 
bestimmt  erstens  den  Inhalt  des  Dienst- 
vertrages: Dienstleistung  und  Entgelt  richten 
sich  mangels  Vereinbarung  nach  Ortsgebrauch. 
Der  Hausgehilfe  kann  sofort  nach  Dienst- 
antritt eine  Kennzeichnung  seiner  Rechte 
und  Pflichten  in  einem  Dienstheim  ver- 
langen. Ueber  das  Entgelt  wird  bestimmt, 
daß  Geldbezüge  spätestens  am  1.  des  folgen- 
den Monats,  dascgen  Kostgeld  halbmonat- 
lich im  vorhinein  zu  entrichten  sind  (§  4). 
Die  vereinbarte  Kost  soll  in  der  Regel 
der  des  erwachsenen  gesunden  Familien- 
gücdes  gleich  sein  (§  5);  die  Unterkunft 
muß  gesund,  von  innen  abschließbar,  mit 
Kasten  versehen  sein.  Drittens  wird  die 
Ruhezeit  geregelt:  mindestens  9  Stunden, 
in  der  Regel  in  die  Zeit  von  9  Uhr  abends 
bis  6  Ul:r  früh  fallend.  Mahlzeitpauj-en 
betragen  2  Stunden.  Hausgehdfen  unier 
16  Jahren  haben  Anspruch  auf  11  Stunden 
Ruhezeit  (8—7)  und  3  Stunden  Tagesruhe- 
zeiten. Diese  ist  nur  bei  unaufschiebbaren 
Arbeiten  zu  kürzen,  für  erhebliche  Kürzung 
ist  besondere  Entlohnung  Vorschrift.  An 
jedem  zweiten  Sonntag  spätestens  von 
3  Uhr  nachmittags  bis  11  Uhr  abends  hat 
der  Hausgehilfe  das  Recht,  sich  vom  Hause 
zu  entfernen;  desgleichen  an  einem  Werklag- 
naclimittag  oder  zweiten  Sonntag  auf 
1  Stunden;  die  Mittagspause  wird  auf 
1  Stunde  verkürzt.  In  diese  Zeit  ist  die  für 
die  religiösen  Pflichten  erforderliche  Zeit 
nicht  einzurechnen  (§  8).  Auf  Urlaub  hat 
der  Dienstgehilfe  Anrecht:  1  Woche  nach 
1  Jalir,  2  Wochen  nach  2  Jahren,  3  Wochen 
nach  b  Jiiliren  Dienstzeit.  Der  Hausgehilfe 
erhält  lu'ben  den  regelmäßigen  Geldbezü"en 
für  den  Urlaub  einen  Zuschuß,  der  je  nach 
d'T  Dauer  (1,  2,  3  Wochen)  die  Hälfte 
d.i^  Einfache,  das  1 14  fache  der  Monatsbezüge 
In'lraj;!  und  der  im  voraus  zu  bezahlen  ist 
liei  Kündigung  vor  Ablauf  des  8.  Monats 
crlisclii  der  Urlaubsanspruch  (§  9)  Der 
Dienstgeber  hat  ferner  seine  Fürsorge- 


Ipf  licht  für  Sicherheit  und  Gesundheit 
des  Dienstgehilfen  zu  erfüllen  (§10).  Dienst- 
verhinderung durch  Krankheit  gibt  nach 
14   Tagen   Dienst   Anspruch   aut  Entgelt 

I  durch  2  Wochen,  bei  mehr  als  Omonatlichem 
Dienst  durch  4  Wochen.  Im  Krankheitsfall 
hat  der  Dienstgehilfe  Anspruch  auf  unent- 
geltliche ärztliche  Hilfe,  Heilmittel,  nur  die 
Geldbezüge  gebühren  ihm  bei  Aufnahme  in 
eine  Heilanstalt.  Bei  Uebersiedlung  des 
Dienstgebers  hat  der  Hausgehilfe  auch 
Anspruch  für  die  entgehenden  Naturalbezüge 
bis  zur  Lösung  des  Dienstverhältnisses  (§  14). 
Die  Kündigung  beträgt  14  Tage,  ist  für 
beide  Teile  gleich  und  kann  nicht  durch 
Vertrag  unter  8  Tage  herabgesetzt  werden 
(§  15).  Dem  gekündigten  Hausgehilfen  sind 
zur  Stellensuche  je  4  Stunden  an  zwei 
Nachmittagen  in  der  Woche  freizugeben 
(§  17).  Bei  Entlassung  ohne  Verschulden 
nach  lOjähriger  Dauer  gebührt  dem  Haus- 
sehilfen  eine  Prämie  von  '/«  der  Jahres- 
bezüge, die  jedes  weitere  Dienstjahr  um 
5  V.  H.  bis  zum  vollen  Betrag  der  Jalires- 
bezüge  steigt  (§  19).  Bei  vorzeitiger  grund- 
loser oder  vom  Dienstgeber  verschuldeter 
Entlassung  i^t  sowohl  das  Entgelt  bis  zum 
Ablauf  der  Vertragszeit  (binnen  3  Monaten 
sofort  ohne  Abzug)    nebst  Schadenersatz 

'unter  Abzug  des  inzwischen  Erworbenen 

[klagbar  (§§  21-24).  Der  Hausgehilfe  hat 
Ansprudi  auf  ein  Dienstzeugnis,  das 
lediglich  Dauer  und  Art  der  Dienstleistung 
zu  enthalten  hat  (§  25)  und  muß  mit  einer 
Dienstkarte  der  Gemeindebehörde  ver- 
sehen sein  (§  26).  Für  die  Leistung  von 
Diensten  höherer  Art  werden  günstigere 
Sonderbestimmungen  getroffen  (besonderer 
Wohnraum,  3  Stunden  tägliche  Ruhezeit, 
2  —  4  Wochen  Urlaub  bei  1  — 2jährigem 
Dienst,  Zuschuß  einfach  bis  doppelter  Mo- 

i  natsgehalt,  6wöchentliche  Kündigung, 
4  Stunden  an  4  Werktagen  für  Stellensuche). 
Endlich  werden  diese  Vorschriften  auch 
auf  Personen  die  nicht  im  Hause 
wohnen  ausgedehnt,  wenn  ihre  Erwerbs- 
tätigkoit  durch  dieses  Dienstverhältnis  voll- 
ständig oder  hauptsächlich  in  Anspruch 
genommen  wird.  Doch  ent'ällt  der  Urlaubs- 
zuschiiß,  wenn  keine  Verpflegung  geleistet 
wird  (§§  28,  29).  (Vgl  Art.  „Hausgehilfe", 
V.  Bd.,  S.  159). 

l  8.  Privatangestellte  und  Handels- 
gehilfen. An  die  Stelle  des  Handlungs- 
gehilfenG.  v.  16./1. 1910  und  der  V.  v.  22./in. 
1921  trat  das  AngestelltenG.  v.  ll./V.  1921, 
das  auch  die  zu  nichtkaufmännischen  Dien- 
sten oder  zu  ICanzleiarbeilen  Ansrestellten 
betrifft,  dagegen  nicht  Bundes-,  Verkehrs-, 
landwirtschaftliche  Beamte.  Ueber  die 
Regelung  ihres  Dienstvertrages,  der  Kon- 
kurrenzklausel, der  Provision,  Gewinnbe- 
teiligung, Remuneration,  des  Urlaubs,  der 
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Fürsorge,  Kaution,  Kündigung  und  Ab- 
fertigung vgl.  Art.  „I'r  i  val  b  eil  IM  t  c'. 

9.  Gesundheitsschutz  und  Unfallver- 
hütung. Üen  Gewerbcinliaber  verpfliciitete 
bereits  §  74  GO.  (in  der  Fassung  der  Novelle 
V.  8.  III.  188ÖJ  „auf  seine  Kosten  alle  die- 
jenigen Kinriclitungen  beiüulicli  der  Arbeits- 
räuiiie,  Ma.scl]inen  und  Werkgerätscijaften 
herzu.-itellen  und  zu  erhalten,  welche  mit 
Rücksicht  auf  die  Ueschaffenheit  seines 
(jewerbebetriebes   oder   der   Betriebsstätte  1 


nehnier  verpflichten  können,  die  Arbeiter 
regelmäßig  einer  ärztlichen  Unter- 
suchung unterziehen  zu  lassen  (§  74a). 
In  diesen  Verordnungen  können  auch  den 
Arbeitern  gewisse  gesundheitliche  Ver- 
haltungsmaßregeln unter  Strafandrohung  vor- 
geschrieben werden  (§  74e).  Infolge  des 
Krieges  sind  solclie  Vorschriften  niclit  er- 
lassen worden.  Dagegen  konnten  die  Un- 
fallvcrsicherungsanstalten  auf  Grund  der 
Mitteilungen    der    Gewerbeinspektoren  bei 


zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesund- ]  der  politischen  Behörde  auf  Vornahme  von 


heit  der  Hilfsarbeiter  erforderlich  sind". 
Diese  Fa.ssung  erwies  sich  als  lückenhaft. 
Durch  MinE.  v.  23. /XI.  1905  waren  zwar 
Vorschriflen  über  Arbeitsräunic,  Schutz- 
vorrichtungen, Autzüge,  Aborte  usw.  er- 
gangen. Aber  es  war  doch  fraglich,  ob 
andere  gewerbehygienische  Maßnahmen,  wie 
die  Beislelliing  von  gutem  Trinkwasser, 
von  Waschvorrichtungen,  von  gewissen 
Schutzbehelfen  wie  Schutzbrillen,  Re«pi- 
raloren,  von  Arbeitskleidern  usw.  in  dieser 
Gcsetzesstellc  eine  unzweifelhafte  Grundlage 
fanden. 

Diese  Lücke  füllte  die  Novelle  v.  21.  IV. 
1913  nach  dem  Vorbild  der  Gesetzgebung 
vim  Belgien,  Dänemark,  des  Deutschen 
Reichs,  Frankreichs,  Englands,  Norwegens 
und  der  Schweiz.  Sie  eulliält  in.-besontlere 
neue  Vorschriflen  über  die  kün.slliehe  Be- 
leuchtung der  Arbeilssiätlen,  die  Beschaffen- 
heit der  allfällig  den  Hilfsarbeitern  zu  über- 
lassenden Wolinräiime  und  über  die  Bei- 
stclliing  von 

Wasser  (§74J.  Sodann  führte  sie  den  Grund 
satz   des   „sanitären  Maximalarbeits 


U  n  fall  v  er  hütungs  maßregeln 
stellen   (UnfallversichcrungsG.  v. 


Antrag 


28./X1I. 

1887,  §  28).  Im  Bergbau  dienen  diesen 
Zwecken  die  Vorschriften  des  G.  v.  31./XI1. 
1893  und  der  V.  v.  II./IV.  1894  über  die  Auf- 
stellung von  Betriebsleitern  und  -aufseliern 
beim  Bergbau,  sowie  eine  Fülle  berirpolizei- 
licher  Vorschriflen  (vgl.  Das  Allg.  Berg- 
gesetz, Wien,  Miinz,  1911,  S.  279-31.'')). 

Auf  diesen  Grundlagen  konnte  die  öster- 
reichische Gesetzgebung  auch  den  inter- 
nationalen Anforderuiiiien  Folge  leisten.  Sie 
ergriff  sogar  die  Initiative  in  der  Beküiiipfung 
der  Bleivergiftung  der  Anstreither,  Linkierer 
und  Makr  durch  ein  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Bleiweiß  bei  Innenanstrichen 
durch  V.  V.  15./IV.  1908,  die  zudeich 
betriebshygicnisolic  und  Keinlichkcitsvor- 
schriften  enthält  und  die  Verwendung 
von  Frauen   und   Jugendlichen    bei  Blei- 


anstrichen verbietet.  Für  größere  Be- 
triebe ist  ärztliche  Untersuchung  alle  3  Mo- 
gesundem  Trink-  und  Nutz-  J  nate  vorgeschrieben.  Das  Verbot  der  Ver- 
wendung des  weißen  Phosphors  in  der 
Zündholzerzeugung  ist  durch  G.  v.  13./V1I. 


tages"  in  die  österreii^hische  Gesetzgebung ;  19Ö9    unter    hartem    Kampfe   gegen  die 


ein  (§  74d),  indem  das  Gesamtministeriuni 
ermächti'^l  wird,  nach  .Viihörung  der  Inter- 
essenvertretungen im  Verordnungswege  für 
einzelne  gewerliliclie  Verrichtungen,  bei  denen 
die  übermäßi-ie  Dauer  der  Arbeitszeil  die 
Gesundlieit  der  Arbeiter  in  erhelilieliem 
Maße  gefährdet  (der  Mulivenberielit  erwähnt 
als  Beispiele  die  Gaissonfuiidierungen,  den 
Bau  von  Tunnels  und  Stollen,  die  Reinigung 
von  Flugstaubkanälen  und  Kammern,  Ar- 
beiten, bei  denen  irrespirable  Gase  sich 
entwickeln,  die  Arbeiter  sehr  hohen  Tempe- 
raturen, intensiver  Liehtentwicklung  oder 
anderen  Gefahren  ausgesetzt  sind),  die 
Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  und 
die  Ruhepausen  vorzuschreiben.  Der 
Handelsminisler  wird  ermächtigt,  innerhalb 
des  Rahmens  des  §  74  im  Verordnungswege 
allgemeine  Vorschriften  zum  Schutze 
des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Hilfs- 
arbeiter zu  erlassen,  sowie  hinsichtlich  ein- 
zelner Arten  von  gefährlichen  oder  gesund- 
heitsschädlichen Gewerben,  gewerblichen 
Verrichtungen  und  Verfahren  besondere  Vor- 
schriften zu  treffen,  die  auch  den  Unter- 


Exporlinleressenten  erfol;;t,  wnbei  der  Ver- 
zicht Englands  auf  die  Verwendung  giftigen 
l'liosphors  (1908)  besonders  bestimmend 
wirkte.  Beschlüssen  der  internationalen 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterseliiilz 
entsprach  die  V.  v.  23./VI11.  1911  für  Bucli-, 
Steimlriickereien  und  Schriftgii  ßereien  (ärzt- 
liche Untersuchung,  Ausschluß  von  Frauen 
und  Jugendlichen  an  Setzniaschiiieii),  ferner 
dieVerordniumen  für  Hochbauten  (V./l  1. 1907), 
Steiiibrüi-lic,  Lehm-,  Sand-,  Scliollergruben 
(29./V.  1908),  Zellidoid  (lö./VII.  1908), 
Sodawassererzeugung  (29./X1.  1910),  Zucker- 
fabriken (22./VIII.  1911).  Papierliibriken 
(25./IX.  1911),  Azetylen,  Karbid  (lO./lX. 
1912),  Seehandelsschiffe  (19./VIII.  1912). 
Die  Dienstgeber  der  Privat  a  ngestcllten 
verpflichtet  das  G.  v.  ll./V.  1921,  §  18, 
dafür  zu  sorgen,  daß  die  Arbeitsräurae 
während  der  Arbeitszeit  licht,  rein  und  staub- 
Irei  gehalten,  im  Winter  geheizt  sind  und 
ausreichende  Sitzplätze  zur  Benutzung 
für  die  Ansestclllen  in  den  Arbeitspausen 
vorhanden  sind.  Durch  Vollzugsanweisung 
V.  11. /VII.  1919  §  10  zum  Betriebsrätegesetz 
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wird  den  Betriebsräten  die  Mitwirliung  und  ;  < 
Meldepflicht  gesundheitswidriger  Betriebs- 1  ] 
zustände  an  den  Betriebsinhaber  zur  Pflicht  j  1 

gemacht.  .  1, 

10    Lohnzahlung,    Truckverbot,    Ar-  I 
beitsausweis.    Gemäß  GO.  v.  8./III.  1885  I 
sind  die  Gewerbsinhaber  verpflichtet,  die  1 
Luhne  der  Hilfsarbeiter  in  barem  Oelde  aus- 
zuzahlen.   Sie  können  jedoch  den  Arbeitern  i 
nach  vorausgegangener  Vereinbarung  Woh-  ■ 
nung,  Feuerungsniaterial,   Benutzung  von  , 
Grundstücken,  Arzneien  und  ärztliche  Hdfe 
sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  von  ihnen 
anzufertigenden    Erzeugnissen    unter  An- 
rechnung^ bei  der  Lohnzahlung  zuwenden. 
Die  Verabfo^gung  von  Lebensmitteln  oder 
der  regelmäßigen  Beköstigung  auf  Rechnung 
des  Lohnes  kann  vereinbart  werden,  sofern 
sie  zu  einem  die  Beschaffungskosten  nicht 
übersteigenden  Preise  erfolgt.  Dagegen  darf 
nicht  vereinbart  werden,  daß  die  Hilfs- 
arbeiter  Gegenstände  ihres   Bedarfes  aus 
gewissen  Verkaufsstätten  beziehen  müssen. 
Gewerbsinhaber  dürfen  den  Arbeitern  an- 
dere als  die  bezeichneten  Gegenstände  oder 
Waren  und  insbesondere  geistige  Getränke 
auf  Rechnung  des  Lohnes  nicht  kreditieren. 
Die  Auszahlung  der  Löhne  in  den  Wirts- 
häusern und  Sohanklokalen  ist  untersagt  (00. 
§  78).  Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf 
diejenigen  Hilfsarbeiter  Anwendung,  welche 
außerhalb  der  Werkstätten  für  Gewerbs- 
inhaber    die    zu    deren  Gewerbsbetriebe 
nötigen  Ganz-  und  Halbfabrikate  anfertigen 
oder  solche  an  sie  absetzen,  ohne  aus  dem 
Verkaufe  dieser  Waren  an  Konsumenten 
ein  Gewerbe  zu  machen  (§  78a).    Die  rück- 
sichtlich der   Gewerbsiuhaber  hiermit  ge- 
troffenen Bestimmungen  finden  auch  An- 
wendung auf  Familienglieder,  Gehilfen,  Be- 
auftragte, Geschäftsführer,  Aufseher  undFak- 
toren  der  Oewerbsinhaber  sowie  auf  andere 
Gewerbetreibende,  an  derenOesohäfte  eine  der 
hier  erwähnten  Personen  unmittelbar  oder 
mittelbar  beteiligt  ist(§78b).  Vertragsbestim- 
mungen und  Verabredungen,  welche  den 
angeführten  Bestimmungen  zuwiderlaufen, 
sind  nichtig  (§  78c).   Das  dem  Truckverbot 
zuwider  an  Zahlungsstatt  Gegebene  tilgt 
die  Lohnforderung  des  Arbeiters  nicht.  So- 
weit es  bei  dem  Empfänger  noch  vorhanden 
ist   oder   dieser    daraus    noch  bereichert 
erscheint,    tritt    Verfall    der    Sache  oder 
ihres  Wertes  zugunsten  der  Krankenkasse, 
evtl.  des  Armeni'onds  ein  (§  78 d).  Forde- 
rungen für  Gegenstände  oder  Waren,  welche 
den    Hilfsarbeitern  gesetzwidrig  kreditiert 
wurden,  können  von  den  Gewerbsinhabern 
und  den   ihnen   gleichgestellten  Personen 
weder  eingeklagt  noch  durch  Anrechnung 
oder  in  anderer  Weise  geltend  gemacht 
werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  zwischen 
den  Beteiligten  unmittelbar  entstanden  sind 


oder  unmittelbar  erworben  wurden.  Diese 
Forderungen  fallen  gleichfalls  der  Kranken- 
kasse, evtl.  dem  Ärmenfonds  zu  (§  78e). 

Pfändung  oder  Sieherheitsmaßre^eln 
können  gemäß  0.  v.  28./IV.  1873  Lohn- 
forderungen nicht  dauernd  angestellter  Ar- 
beiter nicht  treffen  und  auch  nicht  den 
Gegenstand  eines  Rechtsgeschäftes  bilden, 
ehe  die  Arbeit  geleistet  und  der  Fälligkeits- 
tag verstrichen  ist.  Dieses  Gesetz  ist  durch 
Art.  IX  Z.  10  des  Einführungsgesetzes  zur 
Esekutionsordnung  (G.  v.  27./V.  1896) 
mit  der  Abänderung  aufrechterhalten  worden, 
daß  bei  Exekutionen  zugunsten  von  Steuern, 
öffentlichen  Abgaben,  Vermögensüber- 
tragungsgebühren und  gesetzlichen  Unter- 
haltsansprüchen eine  Hälfte  der  Dienst- 
und Lohnbezüge  ganz  frei  bleiben  muß, 
während  die  andere  Hälfte  der  Exekution 
unterworfen  ist. 

Im  Bergbau  berechtigt  nach  dem  A. 
BergO.  V.  23./V.  1854  §131g  die  Bergwerks- 
verleihung den  Besitzer  zugleich,  das  eigene 
Arbeiterpersonal,  jedoch  ohne  gewerbs- 
mäßigen Gewinn,  mit  den  nötigen  Lebens- 
mitteln zu  versehen.  Jeder  Bergbauunter- 
nehmer ist  verpflichtet,  mindestens  monat- 
lich, bei  dem  Dienstaustritte  aber  sogleich, 
mit  dem  Personale  abzurechnen.  Durch  Ver- 
ordnung können  auch  kürzere  Lohnzahlungs- 
termine festgestellt  werden.  Wegen  Forde- 
rungen des  Unternehmers  oder  Dritter  darf 
der  Dienstaustritt  nicht  versagt  werden.  Vor- 
schriften über  die  Vorschußerteilung  müssen 
in  die  Dienstordnung  aufgenommen  werden 
(§  206,  abgeändert  durch  G.  v.  3./V.  1896). 

Auf  den  Oeding-  oder  Schichtenlohn  der 
Bergarbeiter  findet  weder  gerichtliches  Ver- 
bot noch  Exekution  statt  (A.  BergO.  §  207). 

Die  Freizügigkeit  des  Arbeiters  ist  seit 
1919  gesichert  worden  durch  die  Beseiti- 
gung des  Arbeitsbuches.    An  die  Stelle 
der  Bestimmungen  über  Arbeitsbuch  und 
Kontraktbruch    (§§    79-86)    der  00. 
und  des  Berggesetzes,  die  wesentlich  polizei- 
lichen Intentionen  entsprangen,  sind  durch 
0.   V.   25./I.   1919   folgende  Vorschriften 
getreten:  Auf  Verlangen  des  Hilfsarbeiters 
ist  die  Gemeindebehörde  seines  Aufenthalts- 
ortes verptlichtet,  ihm  nach  entsprechender 
1  Ausweisleistung  innerhalb  zweier  Tage  eine 
;  Urkunde  zur  Beglaubigung  seiner  Eigenschaft 
•  als  gewerblicher  Hilfsarbeiter  gegen  Ver- 
,  gütung  der  Beschaffungskosten  stempelfrei 
■  auszustellen.     Die  näheren  Bestimmungen 
'  über   Form   und    Inhalt   dieser  Urkunde 
;  und  über  die  Voraussetzungen,  unter  denen 
1  sie  auszustellen  ist,  werden  vom  Staatsamte 
1  für  soziale  Fürsorge  im  Einvernehmen  mit 
;  dem  Staatsamte  für  Gewerbe,  Industrie  und 
t  Handel  und  dem  Staatsamte  des  Innern  Vo"-- 
1  Schriften  erlassen  (neuer  §  79  0  0.;  §§  80, 
1  80a~80i,81,85,99Abs.4treten  außer  Kraft.) 
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Wenn  ein  Hilfsarbeiter  ohne  gesetzlich  zuläs- 1  entscheidet  das  Einigungsamt  (G.  v. 
sigcn  Grund  (§§  82  und  lülj  das  Arbcitsvcr- ,  18./XII.  1919  §  9c).  Dieses  ist  borufen, 
hältnis  vorzeitig  auflost,  so  haftet  für  den  auf  Antrag  beim  Abschluß  oder  AeiuUrungin 
geniiiü  §  lltj2a  des  allgemeinen  BGH.  von  Kollektivverträgen  mitzuwirken  und 
dem  Hilfsarbeiter  obliegenden  Schadenersatz  sie  zu  registrieren  (§§  12, 131.  Diese  KoUektiv- 
aucli  jener  Gewerbeinhaber,  der  ihn  zum  I  vertrüge  sind  durcli  Sonuervereiubarungen, 
Vertragsbruche  verleitet  hat  oder  ihn  vor  sofern  sie  der  Kollektivvertrag  nicht  aus- 
rechtniiilliger  Heendigung  des  früheren  Ar-  schließt,  nur  dann  abanderbar,  wenn  sie  dem 
beilsverhallnisses  in  Verwendung  niiiinit  i  Arbeiter  oder  Angestellten  günstiger  sind 
oder  in  Arbeit  behält  (neuer  §  85).  Die  ent-  oder  Gegenstände  betreffen,  die  im  Kollektiv- 
sprechenden Bestiiiiniungen  des  Eisenbahn- 1  vertrage  keine  Kegelung  erfahren  haben 
bauG.  v.  28./V11.  iyU2  (§§  20,  27,  28)  und  (§  14). 

des  A.  UergG.  v.  2;i/V.  1854  (§§  2ü8  Abs.  2,  12.  Gewerbeaufsicht.  Das  G.  v.  17./VI. 
248  Abs.  2)  treten  gleichfalls  außer  Kraft.  1883  betr.  die  Bestellung  von  Gewcrbe- 
II.  Arbeitsordnung  und  Tarifvertrag,  insjiektorcn  wurde  2  Jahre  vor  der 
Die  GO.  verlangt,  dali  in  den  Fabriken  Gewerbenovelle  erlassen,  die  Inspektion 
und  in  jenen  Gewerbeunlernehinungcn,  in  wurde  dem  Haiidelsminister  unterstellt,  der 
welchen  über  2U  Hilfsarbeiter  in  gemein-  !  im  Kiiivernehmen  mit  dem  Minister  des 
schaftlichen  Lokalen  beschäftigt  sind,  eine  Innern  die  Gewerbeinspektoreii  und  den  Zcn- 
voni  Gewerbeinhaber  unterschriebene,  samt- '  tralgcwerbeinspektor  ernennt.  Alle  gewerb- 
lichen Hilfsarbeilern  bei  ihrem  Eintritte  i  liehen  Unternehmungen  unterliegen  der  Gc- 
zu  verlautbarende  (d.  h.  dem  einzelnen  wcrbeautsiclit;  einzelne  Industrien  können 
Arbeiter  besonders  bekanntzugebende)  unter  die  Aufsicht  eines  Spezialgewerbe- 
Arbeitsordnung  angeschlagen  sei.  iJiesc  hat  Inspektors  gestellt  werden  f  ■!);  solche 
Vorschriften  zu  enthalten:  a)  über  die  ver-  I  Inspektorate  bestehen  für  Bauarbeiten  und 
schiedencn  Arbeilerkategorien  sowie  über  für  Binnenschiffahrt  in  Wien.  Ihr  sachlicher 
die  Art  der  Verwendung  der  l'rauenspersonen  Wirkungskreis    ist    der    folgende:    1.  Die 


die  Art  und  Weise,  wie  die  jugendlichen  die  Gewerbeinliaber  zum  Schutze  des  Lebens 
Hilfsarbeiter  den  vorgeschriebenen  Schul-  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  sowohl 
Unterricht  genießen;  c)  über  Arbeitstage,  ,  in  den  Arbeitsräumen  als  in  den  Wohn- 
Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeit  und  über  1  räumen,  falls  sie  solche  bestellen,  zu  treffen 
die  Arbeitspausen;  d)  über  die  Zeit  der  verpflichtet  sind;  2.  die  Verwendung  von 
Abrechnung  und  der  Auszahlung  der  Arbeits-  Arbeitern,  die  tägliche  Arbeitszeit  und  die 
lohne;  e)  über  die  Befugnisse  und  Obliegen- ,  periodischen  Arbeitsunterbrechungen;  3.  die 
heilen  des  Aufsicht^personals;  f)  über  die  Führung  von  .Ubeilerver/.eiclinissen  und  das 
Beliandliing  der  Arbeiter  im  Falle  der  Er-  Vorliandenseiii  von  Dienstordnungen;  die 
kraiikung  oder  Veruiiglückung;  g)  über  Lohnzahlungen  und  Arbeiterausweise;  4.  die 
Konventionalstrafen,  welche  bei  Ueber-  gewerbliche  Ausbildung  der  jugendlichen 
trelung  der  Arbeitsordnung  eintreten,  und  Hilfsarbeiter  (§  5).  Dazu  kommt  die  Begut- 
deren  Verwendung,  dann  über  andere  all-  achtung  der  Gesuche  um  Genehmigung 
fällige  Lohnabzüge;  h)  über  die  Kündigungs- '  von  Betriebsanlagen  mit  Rücksicht  auf 
fristen  und  die  Fälle,  in  welchen  das  Arbeits-  Unfallverhütung  (§  ti).  Den  Inspektoren 
Verhältnis  sogleich  aufgelöst  werden  kann,  ist  gegen  Vorweisung  der  Legitiniationskarte 

Ueber  die  erwähnten  Konventionalgeld- ,  jederzeit  der  Eintritt  in  säiiilliclie  Arbeits- 
strafen sowie  ihre  Verwendung  ist  ein  Ver- '  räume  und  Arbeiterwohnungen,  in  der  Nacht 
zeichnis  zu  führen,  dessen  Einsichtnahme  1  jeoch  nur  während  des  Betriebes,  gestattet, 
der  Behörde  und  den  Hilfsarbeitern  frei-  und  sie  sind  befugt,  jede  l'erson,  welche  in 
steht  (§  88  GO.).  dem   Gewerbeunternehmen  beschäftigt  ist. 

Auch  lür  die  Bergwerksbetriebe  ist  auch  die  Gewerbeinhaber  oder  deren  Stell- 
die  Aufstellung  von  Dienstordnungen,  die  '  Vertreter,  nötigenfalk  ohne  Zeugen,  jedoch 
der  behördlichen  Genehmigung  unterliegen  i  tunlichst  ohne  Störung  des  Betriebes  zu 
und  entsprechend  zu  verlautbaren  sind,  1  vernehmen  (§  8).  Wird  die  Abstellung  von 
obligatorisch  (§  200  ABergG.).  Gesetzwidrigkeiten  oder  Uebelständen  vom 

Die  Erlassung  und  Aenderung  der  Ar-  Gewerbeinhaber  verweigert,  so  hat  der 
beitsordnung  kann,  soweit  sie  nicht  zwischen  Inspektor  die  Anzeige  an  die  Gewerbe- 
den Gewerkschaften  der  Arbeiter  oder  der :  behörde  zu  erstatten,  welcher  allein  das 
Angestelltenorganisationen  und  den  Unter- '  Entscheidungsrecht  zusteht.  Die  Entschei- 
nehinerorganisationen  vereinbart  ist,  nur  j  dung  der  Gewerbebehörde  kann  aber  vom 
mit  Zustimmung  des  Betriebsrates  erfolgen  ,  Gewerbeinspektor  mittels  Einspruches  an- 
(G.  v.  15./V.  1919  §  3  Z.  4).  Ueber  Streitig- 1  gefochten  werden  (§  10).  Das  österreichische 
keiten,  die  aus  diesem  Anlasse  zwischen  1  Gesetz  legt  den  Inspektoren  nahe,  bei 
Betriebsinhaber  und  Betriebsrat  entstehen,  i  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  durch  eine  wohl- 


und 
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wollend  kontrollierende  Tätigkeit  nicht  nur  (§  19).  Der  Personalbestand  betrug  i.  .1.1910 
den  als  Hilfsarbeiter  beim  Gewerbe  in  Ver-  126,  1920:  76  Funktionäre,  davon  5  (1920:  8) 
Wendung  stehenden  Personen  die  Wohltaten  Assistentinnen  und  85  Bergwerksinspektoren 
des  Oes°etzes  zu  sichern,  sondern  auch  die  (Min.  d.  öff.  Arb.  V.  v.  12./III.  1920).  Den 
Gewerbeinhaber  in  der  Erfüllung  der  An- ,  Vollzug  der  Eisenbahnvorschriften  Über- 
forderunsen, welche  das  Gesetz  an  dieselben  wacht  die  Generalinspektion  der  öster- 
Btcllt,  taktvoll  zu  unterstützen,  zwisciien  den  reichischen  Eisenbahn. 
Interessen  der  Gewerbeinhaber  einerseits  und  '  Der  Ausbau  der  Inspektion  war  vor  dem 
der  Hilfsarbeiter  andererseits  auf  Grund  Kriege  bereits  hinter  der  Steigerung  der 
ihrer  saclilichen  Kenntnisse  und  amtlichen '  Industrie  zurückgeblieben,  die  Aufsichts- 
Erfaliningen  in  billiger  Weise  zu  ver-  bezirke  waren  zu  groß,  Spezialinspektoren 
niitteln  und  sowohl  den  Arbeitgebern  als  für  die  chemischen  Betriebe  erforderlich, 
den  Arbeitnehmern  gegenüber  eine  Ver- :  ebenso  eine  höhere  Zahl  von  fachlichen 
traucnsstelliing  zu  gewinnen,  welche  sie  in  |  Aufsichtsorganen  aus  Arbeiterkreisen  und 
den  Stand  setzt,  zur  Erhaltung  und  An- 1  Assistentinnen  für  Heimarbeit  und  Jugend- 
bahnung  guter  Beziehungen  zwischen  den  ;  fürsorge.  Die  trostlose  Finanzlage  machte 
beiden  Kategorien  beizutrasen  (§  12).  dies  unmöglich.  Immerhin  versuchte  die 
Die  Gewerbeinspektnren  sind  zur  Bericht- !  Vollzugsanweisung  v.  23. /I.  1920  über  die 
erstattung  an  den  Handelsministcr  ver- '  Ucberwachung  der  Kinderarbeit  Aufsichts- 
pflichtet;  der  Bericht  ist  alljährlich  dem  Istellen  nach  Anhörung  der  Gewerbeinspek- 
Parlanieiit  vorzulegen  (§  13).  Sie  sind  zur  torate  und  der  Landesorganisationen  für 
Geheimhaltung  der  Geschäfts- und  Betriebs- '  Kinderschutz  und  Jugendfürsorge  zu  er- 
geheininisse  bei  Strafe  von  3  Monaten  bis  '  richten.  Als  Aufsichtsstellen  wurden  vor 
2  Jahren  verpflichtet  (§  16),  dürfen  ni( ht  allem dieZiehkinderaufsichtsstellen bestimmt; 
an  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  beteiligt  |  sie  sollen  den  Gewerbeinspektoren  Berichte 
sein,  oder  als  Betriebsleiter  usw.  in  Ver- 1  über  die  von  den  Schulleitungen  erhobene 
Wendung  stehen;  sie  dürfen  Vergütungen  j  industrielle  Verwendung  von  Schulkindern 
nicht  annehmen  und  haben  angebotene  Gast-  einsenden.  Bis  jetzt  ist  nach  dem  letzten 
freundschaft  abzulehnen  (§  18).  Sie  dürfen  Inspektorenberichte  (1920,  S.  LXVII)  die 
mit  Aufgaben  der  Finanzverwaltung  nicht  \  Durchführun?;  der  Kinderschutzgesetze  noch 
in  Anspruch  genommen  werden  und  haben  1  höchst  mangelhaft. 

kein  Einsichtsrecht  in  Geschäftsbücher  usw.  |      Im  neuen  Staatsgebiete  befanden  sich 


im  Jahre 

Unfall- 
versichorungs- 
pflichtige 
Betriebe 

Fabrik- 
mäßige 
Betriebe 

Revidierte  Betriebe 

ohne  Motor 

Zahl  der 
Arbeiter 

(u) 

(f) 

(u) 

(f) 

1917 
1918 
1919 

60953 
6r  540 
56  189 

6331 
6414 
62S3 

5217 

6552 

2302 
2419 
3024 

1776 
1921 

159  351 
241  758 
229  406 

Die  Zahl  der  Uebertretungen  betrug  1917:  314,  1918:  473,  1920:  348. 


13.  Strafbestimmungen.  Da  dielnspekto- 
ren  bei  Uebertretungen  der  Schutzgesetze  kein 
selbständiges  Anklagerecht  wie  in  England 
besitzen,  sondern  duich  die  politischen 
Gewerbebehörden  Abstellung  solcher  Miß- 
bräuche verlangen  müssen,  kann  diese  von 
den  Gewerbeinhabern  leicht  hinausgezogen 
werden.  Die  Höhe  der  Strafsät ^.e  ist  gemäß 
§§  133,  133a  133b,  135,  137-139  GO. 
und  dem  (i.  v.  6./11.  1907  bei  Verletzung  der 
Vorsclinflen  über  Kinder-,  Gehilfenschutz, 
Iruckverbot  20-lOUO  Kronen,  bei  wieder- 
holter Kückfälligkeit  Gcwerbeeptzichun?  und 
Entziehung  der  Rechte,  Lehrlinse  und  ju- 
gendliche Arbeiter  zu  halten.  Bei  Wider- 
stand ge^en  die  Anordnungen  der  Aufsichts- 
organe  treten  dieselben  Strafen,  evtl.  Arrest- 
Strafe  cm  (GO.  §  135). 
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Xir.  Bd.,  S.  SOSff.  —  Misch'lef  und  Vllii  ieli, 
Oc^terr.  Staatswörterbnch,  Wien  1S95,  Mischier, 
Art.  ,, Arbeiterschuf z"  mit  weiteren  Literatur- 
iiugahen.  —  Hugo  Herz,  ,Stand  und  Wirksa-m- 
keit  der  Arbeilerschutzgesetzgebuiig  in  Oesterreich, 
Leipzig  u.  Wien  1S9^,  ebenfalls  mit  Literatur- 
angaben. —  Jospf  Tausch ,  Das  Bergrecht  de« 
österreichischen  Kaiserstaates,  'J.  Auß.,  Wien 
—  Ffnnz  X.  Schneidpr,  Lehrbuch  des 
Bergrechts  für  die  gesamten  Länder  der  österr. 
Monarchie,  Prag  IS4S.  —  C.  l'.  Srhntchen- 
stnei,  Motive  zu  dem  allgemeinen  österreichi- 
schen Berggesetze  r.  ..'.!./!'.  1.9.54,  Wien  ISSS.  — 
Haberer  und  Zechner,  Handbuch  des  öster- 
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reiehUehen  BergrechU,  Wien  I884.  —  S.  Krawt, 
Kinderarhrit  und  gesetzlicher  Kimlerschutz  tu 
Oetterreich,  Wien  lOOf.  —  K.  Prlbrain,  Der 
NormalaTbeitstng  in  den  gewerblichen  Beiriehen 
und  im  Ilertjhau  Oenterreirlui,  Sehr.  d.  öiiterr. 
Gesellschaß  j'dr  Arbeiterschutz,  ?.  Heft,  Wien 
1900.  —  K.  Herlml,  Die  gewerbliche  Nacht- 
arbeit der  jugendlichen  Arbeiter  und  Kinder  in 
Oesterreich,  .Sehr.  d.  iisterr.  Ges.  Jiir  Arbeiter- 
tchulz,  S.  lieft,  Wien  I90ß.  —  IV.  Ilauek, 
Die  Sachlarbeit  der  Jugendlichen  in  der  mter- 
reichischen  Industrie,  .Sehr.  d.  iisterr.  Ges.  für 
Arbeiteruclmtz ,  11.  Heft,  Wien  19U7.  —  R,  Hasen- 
iSItrl,  Das  Gesetz  r.  lO.  l.  ISU.t,  betr.  die  .Sonn- 
tagmihe,  X.  f.  Volkfii'.,  Wien  1.995,  Bd.  IV, 
S.  iSlJf.  —  H.  Krannopulskt,  Der  zivil- 
rechtliche  Inhalt  des  G.  v.  H-IItl.  1SS5  betr.  die 
Atninderung  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung, 
Griinhuts  Z.  f.  d.  Privat-  und  öffentliche  Hecht, 
XIV.  Bd.,  .S.  S7Sff.  —  K.  Prlhram,  Der 
Ixthnschutz  des  gewerbl.  Arbeitern  nach  11.  Iii. 
Wien,  (Wiener  staatswiss.  Studien  V.  S).  — 
Vihtor  Mtttoja,  Die  üsterreichische  Ge- 
werheinspeklion,  Jb.  f.  Nat.,  \.  F.,  XVlll., 
S.  f.57.  —  MiHchler  f  Die  Gewerbeinspek- 
titm  in  Oesterreich,  Z.  f.  Vulksw.,  Wien 
1S96,  Bd.  V,  S.  tioff.  —  JifnjL.  Qaarck,  Die 
ticwerbeinspektion  in  Deutschland ,  England, 
Frankreich  und  Oesterreich,  der  Schiveiz  usw. 
Kritische  Darstellung  ihrer  Geschichte  und  ihrcK 
gegenwärtigen  Zustanden,  Niirnherg  1S90.  — 
U.  S.  Dept.  of  Jjibtir.  Bureau  of  lAibor  Sta- 
listics  Bulletin  14^.  —  aeo.  »/.  l'rtce,  Admini- 
stration of  l.,abor  Lawn  and  Factorg  Inspection 
in  ccrtAiin  European  t'ountrien,  W'tsliington  191.', 
(Gr.  Britain,  Gcnnany,  France,  Austria,  Hr.hji- 
cum,  Switzertaiidj.  —  AI.  Ltlklnnh,  Die  Ge- 
wcrbeinspektion  in  Oesterreich,  Wien  190S.  — 
Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  über  die 
Heimarbeit  1«  Oesterreich,  .1  Bde.,  Wien  1900. 
—  /?.  Schwledlfind,  Kleingewerbe  und  Haus- 
industrie in  Oesfrrreirh ,  Leipzig  1S9.J.  — 
II.  HatuiMch,  Die  Heimarbeit  in  Oesterreich, 
Sehr.  d.  iisterr.  Ges.  f.  .-irbeiterschutz,  10.  Heft, 
Wien  1900.  —  .7.  Kaup,  Blei-  und  Phonphor- 
Vergiftungen,  Wien  190S  (Sehr,  des  ö.  Ges.  f. 
.Irbeitcrgch.  III.).  —  L.  Teleky,  Die  Phosphor- 
uekrose,  Wien  1907  (Sehr.  d.  ii.  Ges.  f.  Ar- 
br.itersch.  Xll.).  —  L.  il'ltlmagi'r,  Oesterreich. 
.Arbciternchntzgcsetzgebu itij  mm  Sta7tdpuiiktc  der 
Unfallverhütung  au.i,  Wien  191.',. —  K  Hanusch, 
Parlament  und  .•irbritcrschufz,  Wien  191.1.  — 
A.  Panr,  Die  Dienntpragmatik,  Wien  191.',.  — 
Soziale  Verwaltung  in  Oesterreich  am  Ende  dctt 
19.  Jahrh.,  Bd.  j,  Wien  1001  —  Z.  f.  Kindcr- 
Kchntz  und  Jugendfiirxorge.  Zentrale  f.  Kinder- 
Schutz  und  .lugendfürnunie,  Wien.  —  Z.  f.  Ge- 
werbehggienc  u.  l'nfitltverkiitung.  Offiziellen 
Organ  der  „Gesellschaft  für  Sozialtechnik"  in 
Wien,  Leipzig.  —  Arbeitgeber  u.  Arbeitnehmer. 
Hb.  herausg.  vom  Hauptverband  der  Industrie 
Deulseh-Oeslerr.,  Wien  19S0. 


VI.  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung 
in  Liechtenstein. 

Nach  dem  Vorbild  der  österreicliischen 
Gewerbeordmiiii;  vom  Jahre  1859  hat 
Liechtenstein  am  16./X.  1865  eine  Gewerbe- 


ordnung erlassen,  an  deren  Stelle  eine  No- 
velle V.  30.MV.  1910  mit  folgender  Be^rün- 
diins  trat:  „Die  in  der  alten  Gewerbeordnung 
enthaltene,  sehr  weitgehende  Gewerbcfrei- 
heit  ist  in  unseren  Nachbarstaaten  durch 
neue  innert  der  letzten  30  Jahre  eingeführte 
Gesetze  sehr  eintjcschriinkt  worden.  An  ihre 
Stelle  traten  humanitäre  Arbeiterschutz- 
bestimmunjen,  die  Forderung  des  Be- 
fähigungsnachweises für  verschiedene  Ge- 
werbe, die  Ausdehnung  der  Konzessions- 
pflicht und  der  obligatorische  Beitritt  zu 
den  gewerblichen  Genossenschaften.  Diese 
fortschrittlichen  Neuerungen,  welche  durch 
die  mächtige  industrielle  Entwicklung  der 
Kulturstaaten  notwendig  wurden  und  zur 
Lösung  der  sozialen  Frage  viel  beigetragen 
haben,  haben  nun  auch  in  dem  uns  vor- 
liegenden Gesetzentwurf,  mit  Rücksicht- 
nahme auf  die  besonderen  V'erliällnisse 
unseres  kleinen  I>andes  ihren  I'latz  gefun- 
den." Das  Gesetz,  dessen  Entwurf  vom  Go- 
werbeinspektor  von  Vorarlberg  gemeinschaft- 
lich mit  der  fürstl  Regierung  ausgearbeitet 
worden  ist,  schließt  sich  formell  an  die 
Systematik  der  alten  Gewerbeordnung  an. 
Seine  Neuerungen  folgten  zum  grolien  Teil 
den  in  der  österreichischen  GO.  v.  5./II. 
1907  enthaltenen  Gesetzesbestimmungen. 
Eine  teilweise  Abänderung  dieser  GG.  ist 
durch  das  gellende  G.  v.  13./XI1.  1915  er- 
folgt. Die  Arbeiterschutzbestimnuingen  dos 
bestehenden  Gesetzes  von  1915  bedeuten 
einen  Rückschritt  gegenüber  1910.  Das  Zu- 
lassungsaltcr  betrug  bis  1915  in  Liechten- 
stein 15  Jahre,  das  höchste  in  Europa,  seit 
1915:  14  Jahre  (§  46).  Jugendliche  im  Alter 
von  14  —  17  Jahren,  sowie  Frauen  dürfen 
nur  zu  leichten  ungefährlichen  Arbeiten  ver- 
wendet werden.  Wöchnerinnen  dürfen  erst 
vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  wieder 
ntit  regelmäßigen  gewerblichen  Arbeilen  be- 
schäftigt werden.  Jugendlichen  und  Frauen 
ist  Nachtarbeit  (zwisciien  8  Ulir  abends  und 
6  Uhr  morgens)  verboten;  ausgenommen 
sind  erwachsene  Frauen,  die  im  (Jastgewerbe 
verwendet  werden.  Zwischen  den  Arbeits- 
stunden sind  Ruhepausen  zu  gewähren  von 
mindestens  l!4stündiger  Gesaintdauer.  Die 
Dauer  des  Arbeitstages  in  Unternehmungen 
mit  mehr  als  10  Arbeitern  bleibt  auf  11  Stun- 
den festgesetzt  (igt'S,  §  49;  Dekr.  v.  17./in. 
1873: 12  Stunden,  V.  v.  28./1V.1884: 11  Stun- 
den). Eine  Verlängerung  der  täglichen  Ar- 
beitsdauer kann  von  der  Regierung  in  Not- 
fällen durch  höchstens  60  Tage  während  des 
Jahres  gestattet  werden.  Die  Einführung 
regelmäßiger  Tag-  und  Nachtschichten  bedarf 
besonderer  Bewilligung  der  Regierung.  Die 
Regierung  ist  ermächtigt,  zum  Schutze  des 
Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter 
besondere  Vorschriften  für  die  Einrichtung 
der  Betriebsstätten  zu  erlassen,  die  Ver- 
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Wendung  der  Arbeiter,  die  Grenzen  der 
Nachtruhe  und  der  Ruhepausen,  die  Ueber- 
zeitarbeit  und  die  Sonntagsarbeit  den  Be- 
dürfnissen der  Gewerbekategorien  ent- 
sprechend durch  besondere  Bestimmungen 
zu  regeln  und  noch  weitergehendere  Aus- 
nahmen zu  gestatten  (§  50). 

An  Sonntagen  und  gebotenen  Feiertagen 
hat  die  gewerbliche  Arbeit  im  allgemeinen  zu 
ruhen.    Die  Bestimmungen  über  das  Lohn-  ■ 
Wesen  sind  meistens  der  bisherigen  Uebung  ' 
entnommen:  Lohnverrechnung  auf  Grund-, 
läge   von    Lohnlisten   oder  Lohnbücheln; 
Barzahlunc;  höchstens  einmonatliche  Ter- 
mine; Standgeld  in  der  Höhe  eines  Wochen- 
verdienstes;  Maximum  der  Lohnrückhalts- 
strafen nach  dem  Muster  der  Schutzbestim- 
mungen der  Schweiz  ein  halber  Tagelohn, 
zugunsten  der  Betriebskrankenkasse  (§  53). 
Den    Vollzug  besorgte  der  österreichische 
Gewerbeinspektor  von  Vorarlberg;  die  GO. 
betrifft  rund  löOO  Arbeiter  in  43  Betrieben. 


VII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Rußland. 

A.  G  esc  hich  t  Ii  c  he  Entwicklung.  1.  Bis 
zum  Kinderschutzgcsetz  von  1882.  2.  Bis  zum 
Gesetz  über  die  Arbeiterältesten  19U^.  3.  Die  Ent- 
wicklung seit  1ÜU3.  B.  Geltendes  Recht. 
1.  Arbeitspflicht.  2.  Recht  auf  Arbeit.  3.  Vor- 
prüfung. 4.  Versetzung  und  Entlassung  der  Ar- 
beitnehmer. 5.  Vergütung  für  geleistete  Arbeit. 
6.  Arbeitszeit,  Schonzeit.  Urlaube.  7.  Sicherung 
der  erforderlichen  Arbcitsteistung.  8.  Arbeits- 
inspektion, y.  Vollzug  des  Arbeitskodex  von  lyiU. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Bis  zum  Kinderschutzgesetz  von  1882. 
In  das  riesige  Rohstoff-  und  Nährstoffgebiet 
der  russischen  Erde  sind  Handwerk  und  In- 
dustrie als  fremde  Fertigprodukte  zu  bestimm- 
ten Zeiten  aus  dem  Ausland  eingeführt  wor- 
den: Fremde  Handwerker  im  10.,  die  Manu- 
faktur im  17.  und  18.,  die  Fabrik  samt  Ka- 
pital und  Direktoren  im  19.  Jahrb.  Da  der 
Zunftzwang  im  städtearmen  Rußland  nie  Ein- 
gang gefunden  hatte,  konnte  der  Großbetrieb 
schon  im  18.  Jahrh.  sich  hemmungslos  entfalten. 
Peter  der  Große,  der  den  Anschauungen  Colberts, 
J.  J.  Bechers  und  der  hohen  Schule  des  Merkan- 
tilismus huldigte,  ist  so  der  große  industrielle 
Kolonisator  seines  Landes  geworden,  dessen 
Bergbau  durch  sächsische  Knappen,  dessen 
Luxusfabriken  mit  Hilfe  italienischer  und  franzö- 
sischer Direktoren  gefördert  wurden.  1719  wurde 
die  Pursorge  für  das  Fabrikwesen  dem  Manu- 
lakturkolleg  übertragen  und  den  Fabrikanten 
U2l  die  Befugnis  erteilt,  ganze  Dörfer  mit  den 
Hauern  aufzukaufen  und  diese  an  die  Fabrik 
zu  binden,  ein  Recht,  das  erst  am  29./III.  1762 
»ulKchoben  wurde.  Durch  Ukas  v.  IB./VII.  1722 
wurden  alle  straffälligen  Frauen  auf  Bergwerke 
h    l  '"  ^'*"iiiakturen  verschickt;  1724 

alle  hindelkiniler  zu  „Handwerkern  und  Fabri- 
kinten zu  erziehen"  zur  Pflicht  eemacht  Die 
Verrohung  dieser  Kinder  führte  1736  zur  An- 


ordnung der  Errichtung  von  Fabrikschulen;  die 
Flucht  der  Fabrikarbeiter  aus  den  Fabriken 
führte  1736  zum  Paßzwang.  Aber  auch  die  Quali- 
tät der  hergestellten  Produkte,  besonders  der 
Militärtuche,  erwies  sich  als  minderwertiger  als 
die  des  Auslandes.  Eine  Enquete  ergab,  daß  die 
elenden  Zustände  der  Betriebsstätten  und  die 
Behandlung  der  Arbeiter  hieran  Schuld  trügen. 
Dies  bewog  auf  Anregung  v.  Münnichs  die  Re- 
gierung, zur  Ordnung  des  Fabrikwesens  das  Regle- 
ment für  Tuchfabriken  v.  2./IX.  1741,  wohl  die 
weitgehendste  Manufakturordnung  jener  Zeit,  zu 
erlassen. 

Das  Reglement  verlangt,  daß  Betriebsstätten 
hell,  luftig,  rein  seien;  daß  Arbeiterwohnungen 
in  der  Nähe  der  Fabriken  erbaut  und  kranke 
Arbeiter  in  Hospitälern  behandelt  werden;  der 
Lohn  ist  pünktlich  zu  zahlen  und  dabei  höch- 
stens V4  auf  die  folgende  Woche  zu  übertragen. 
Die  Arbeitszeit  beträgt  15  Stunden  mit  Aus- 
schluß einer  2stündigen  Pause  im  Sommer,  einer 
1  stündigen  im  Winter;  Samstag  ist  Fabrrkschluß 
zur  Mittagsstunde  vorgeschrieben.  Frauen  von 
Meistern  und  freien  Arbeitern  sind  nur  auf  ihren 
besonderen  Wunsch  zu  beschäftigen  und  zwar 
zu  gleichem  Lohn  wie  Männer.  Die  Arbeiter  sind 
zu  be.stimmten  Mindestleistungen  verpflich- 
tet (z.  B.  Weber  zu  4  Arschin  täglich).  Die  Ar- 
beitsnormallöhne der  verschiedenen  Kate- 
gorien fixiert  das  Reglement  sowohl  als  Zeii- 
wie  als  Gewichts-  und  Stücklöhne  (z.  B.  bis 
3Vi>  Kopeken  für  1  Pfd.  Gespinst);  bei  beson- 
derem F'leiß  sind  Prämien  zu  bezahlen.  Für 
schlechte  Arbeit  waren  Abzüge,  bei  Rückfall 
Prügelstrafe  vorgesehen,  aber  Knuten-  und  Ga- 
leerenstrafe verboten;  in  jedem  Monat  war  das 
Reglement  der  Arbeiterschaft  vorzulesen. 

Der  Vollzug  dieses  Reglements  scheint  in- 
folge des  Widerstandes  der  Interessenten  unter- 
blieben zu  sein;  mit  Katharina  II.  kam  der 
Einfluß  der  Gegner  des  Merkantilismus  zu  voller 
Geltung,  der  Staat  zog  seine  schirmende  Hand 
zurück.  ,,Der  eigene  Nutzen  ist  die  beste  und 
zuverlässigste  Begünstigung"  sagt  ein  Reskript 
der  Kaiserin.  Dennoch  ging  man,  als  die  in- 
dustrielle Revolution  zur  Gründung  von  Baum- 
wollspinnereien drängte,  zum  staatlichen  Betrieb 
über:  1798  oder  1799  geht  die  Ossowskische 
Spinnerei  an  die  Regierung  über  („Alexandri- 
nische  Manufaktur")  und  wird  mit  Prohibitiv- 
zöllen umgeben.  Die  Hälfte  der  Fabrikarbeiter 
Rußlands  um  die  Wende  des  19.  Jahrh.  bestand 
nunmehr  aus  freien  Arbeitern,  vor  allem  in 
Textilfabriken;  in  den  für  den  Staatsbedarf  ar- 
beitenden Adels-  (Erbgut-,  Possessions-)Fabriken 
waren  sie  Leibeigene.  Ende  1833  erreichten  den 
Zaren  Klagen  über  Kinderarbeit  in  Moskau,  die 
zu  bloßen  Mahnungen  an  die  Fabrikanten  führ- 
ten, die  Kinder  nicht  gesundheitlich  zu  schädigen 
und  für  ihre  Bildung  zu  sorgen.  Sodann  sollte 
den  Klagen  über  Lohnsteigerungen  einerseits, 
über  Kontraktbruch  andererseits  das  G.  v. 
24./V.  1835  abhelfen.  Das  Gesetz  verbot  den 
Arbeitern,  vor  Ablauf  des  Kontrakttermins  die 
Arbeit  zu  verlassen  oder  eine  Lohnerhöhung  zu 
verlangen,  gestattete  aber  zu  gleicher  Zeit  den 
Fabrikbesitzern,  die  Arbeiter  vor  Ablauf  des 
Kontrakttermins  zu  entlassen  ,, wegen  Nicht- 
erfüllung der  Pflichten  oder  schlechten  Be- 
tragens", und  verpflichtete  die  Fabrikherren 
lediglich  zu  einer  14tägigen  Kündigungsfrist.  Um 
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die  Arbeiter  vor  ungerechten  Abrechnungen 
seitens  der  Fabrikbesitzer  zu  schützen,  wurde 
letzteren  zur  Pflicht  gemacht,  besondere  Riicher 
lum  Eintragen  der  Abrechnungen  einzurichten. 
Allein  dieser  Punkt  des  (Gesetzes  blieb  in  der 
Tat  nur  loter  Huchslabe. 

Erst  der  Ausbruch  schwerer  Arbciterun- 
ruhcn  in  Moskau  (1H44)  führte  zum  Erlaß  des 
ersten  Uesctzes,  das  generell  die  Arbeitsbedin- 
gungen regelte,  zum  G.  v.  7./V111.  1845,  durch 
welches  hindi'rn  unier  12  Jahren  die  Nacht- 
arbeit in  den  Fabriken  verbot -n  wurde.  Ohne 
Vollzugsbcstimmungcn  und  Sanktionen  blieben 
diese  Gesetze  auf  dem  Papier,  wie  in  Westeuropa 
vor  1833. 

Die  ersten  Bergbauvorschriften  betrafen  die 
Kronbergwerke   und    lloldgruben   in  .Sibirien; 
Hier  war  die  Schichtdauer  lill4  auf  12  Stun- 
den fixiert,  180:^  die  Arbeil  von  Kindern  unter 
lU  und  Erwachsenen  Uber  &(1  Jahren  unter- 
sagt worden.   Sodann  wurden  durch  die  (iU.  v. 
14./VI.  18:58  un<l  v.   ll./V.   1847  die  Kinder 
äiT  unfreien  Arbeiler  in  Kronbergwerken  ver- 
pflichtet, vom  8.  Jahre  an  die  Schule  zu  be- 
suchen; bis  zum  15.  Lebensjahre  konnten  die 
Kinder  im  Notfalle,  jedoch  nur  zu  einer  leichten 
Arbeit  herangezogen  werden  und  höchstens  8 
Stunden  täglich.   Die  Nachtarbeit  war  den  Kin- 
dern unter  15  Jahren  verboten.  Nach  Aufhebung 
der   Leibeigenschaft  wurde   durch   das   G.  v. 
4./IV,  18tj2  verboten,  Kinder  unter  \2  Jahren 
für  die  Hergarbeit  zu  dingen  und  Kinder  von 
12  -15  Jahren  nachts  oder  unter  Tage  arbeiten 
zu  lassen.     In  den  Werkstätten  des  Marine- 
ministeriums wurden   Minderjährige  nur  vom 
14.  Lebensjahre  an  zur  Arbeit  zugelassen  (Befehl 
V.  2G./X1.  18()ü).    Auf  den  arlillerielechnisclien 
Anstalten  (Befehl  v.   J.   1870)  war  im  allge- 
meinen ilie  Arbeit   Minderjähriger  unter  dem 
18.  Lebensjahre  verholen,  in  einigen  Fällen  je- 
doch sogar  die  .\roeit  von  Kindern  gestattet, 
jedenfalls  aber  nicht  unter  12  Jahren.    Die  Ar- 
beit sowohl  Erwachsener  wie  auch  von  Kindern 
wurde  auf  10  Stunden  täglich  beschränkt,  gegen 
eine  besondere  Vergütung  aber  auch  Ueberzeit 
zugelassen.    Im  l'rivalbergbau  war  durch  G.  v. 
3Ü./1V.  1838  die  Nachtarbeit  von  8  Uhr  abends  bis 
5  Ühr  morgens  verboten,  die  (ioldwäscherei  bei 
eintretender  Kälte  und  mangels  heizbarer  Woh- 
nungen untersagt  (v.  lU./lX.  an),  Sonn-  und 
Feiertagsruhe   geboten,    das    Truckwesen  mit 
Lu.\usartikeln  verboten. 

2.  Bis  zum  Gesetz  ijber  die  Arbeiter- 
ültesten  1903.  Nach  dem  Krinikrieg  begann 
die  Epoche  der  Reformen  und  damit  auch  i.  J. 
1859  die  Einsetzung  einer  Kommission  über 
Kinderarbeit  in  St.  Petersburg  unter  dem  Vorsitz 
Stakelbergs.  Als  die  Anträge  dieser  Kommission 
(Zulassungsalter  von  12  Jahren,  von  12-18 
Jahren  lOstündige  Arbeitszeit,  Verbot  der 
Nachtarbeit,  Fabrikinspektion,  Gewerbegerichte) 
den  Fabrikanten  unterbreitet  wurden,  stimmte 
die  Mehrzahl  der  Petersburger  Spinnereien  für, 
die  der  Moskauer  gegen  das  Projekt.  Dieser 
Gegensatz  beherrschte  von  nun  an  die  Entwick- 
lung der  russischen  Fabrikgesetzgebung;  die 
niedrigen  Lohne  der  Zentralgouvernements  (Mos- 
kau-WlaUimir)  standen  im  Gegensatze  zu  den 
höheren  Ansprüchen  der  Arbeiter  Petersburgs, 
dessen  Spinnereien  stärkere  Garne  verarbeiteten 
und  bei  höherer  technischer  Ausrüstung  keiner 


'  Nachtarbeit  bedurften.  Den  Sieg  der  Peters- 
burger über  die  Moskauer  Interessen  besiegelte 
die  Krisis  von  1882.  Die  Petersburger  Indu- 
striellen betrachteten  Verbote  der  Nachtarbeit, 
Kürzung  der  Arbeitszeit  ähnlich  wie  die  El- 
I  sässer  Fabrikanten  1827  als  Einschränkungen 
der  l'ebcrproduktion. 

Unter   dem   Einflüsse  des  Finanzministers 
V   Bunge  kam  es  so  zunächst  zum  Erlasse  des 
kinderschulzG.   v.   1./13./V1.  1882  (Verbot 
i  der  Fabrikarbeit  unter  12  Jahren.  Maximal- 
'  arbeilszeit  von  8  Stunden  für  Jugendliche  von 
12-15  Jahren,  Verbot  der  Nachtarbeit  für  diese 
von  !)  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens.  Verwen- 
dungsverbot bei  gesundheitsschädlichen  Arbeiten). 
Das  Gesetz,  später  ergänzt  und  durch  Ausnah- 
men durchlöchert  durch  die  GG.  v.  12./24./V1. 
1884,  3./15 /VI.  1885.  24./1V./6./V.  1890,  bildete 
Art.  107-120  der  Gü.   Es  betraf  in  St.  Peters- 
burger Spinnereien  nur  471)  Kinder.    Die  Intir- 
'  essen  der  St.  Petersburger  Industrie  drangen 
nunmehr  um  so  leichler  durch,  als  unter  dem 
Einflüsse  der  Krise  die  Ansammlung  von  Arbeits- 
losen  zu    Befürchtungen   revolutionärer  Kala- 
\  Strophen  AnlaU  gab.    In  Moskau  brachen  1885 
Utsächlich  die  schwersten  Unruhen  aus.  Ueber 
ihre  Motive  gibt  am  besten  ein  Sclir>'iben  de» 
Ministers  des  Innern,  Tolstoi,  an  den  Finanz- 
1  minister  Bunje  Aufschluß:  „die  Untersuchung 
der  Beweggründe  besagter  Arbeiterstrikes  seitens 
;  der  LokaTbehörilen  hat  ergeb<'n,  daß  dieselben 
'  Dimensionen  ernster  Unruhen  anzunehmen  ge- 
droht haben  und  hauptsächlich  darauf  zurück- 
I  zuführen  seien,  daß  unsere  Gesetze  keine  all- 
gemeinen Bestimmungen  enthalten,  auf  Grund- 
lagc'  derer  das  gegenseitige  Verhältnis  der  Fabrik- 
besitzer unil  Arbeiler  bnstimnit  werden  kann. 
Eine  derartige  Lücke  in  der  Gesetzgebung  .  .  .  . 
eröffnete  ein  weites  Feld   willkürlicher  Anord- 
nungen seitens  der  Fabrikbesitzer  zum  Schaden 
der  Arbeiter  und  setzte  die  letzleren  in  eine 
äußerst  schwere  Lage:  unverhältnismäßig  hohe 
Geldstrafen  .  .  .  dienten  den  Fabrikbesitzern 
I  oft  als  Mittel  zur  künstlichen  ller.absetzung  des 
!  Arbeitslohns  .  .  .,  hohe  Preise  in  den  Fabrik- 
kantinen ....  erweckten  Unzufriedenheit  unter 
den  Arbeitern,  Ungenauigkeit  bei  der  Aufsetzung 
von  Lohnbedingungen  mit  Leuten,  die  des  l-eseiis 
und  Schreibens  kaum  kundig  sind,  rief  beständig 
Streitigkeiten    während    der    Abrechnung  des 
Wochenlohns  hervor.      Alle  die  aufgezählten 
Gründe  und  noch  viele  andere  insgesamt  lii'terlen 
wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  den  Beweggrund 
zu  den  Unruhen;  die  Unmöglichkeit,  dieselben 
anders  als  durch  Waffengewalt  zu  unterdrücken, 
legt  zur  Genüge  Zeugnis  ab  von  der  unumgäng- 
lichen Notwendigkeit  einer  Ausarbeitung  der- 
artiger   Bestimmungen,    welche    in  gewissem 
Grade  die  Willkür  der  Fabrikbesitzer  zugein 
würden,  zugleich  aber  zur  Beseitigung  dergleichen 
beklagenswerter  Fälle  in  Zukunft  dienen  konnten, 
wie  die  letzthin  im  Moskauer  und  Wladimirschen 
Gouvernement  stattgefundenen". 

Diesen  Argumenten  gemäß  wurde  eine  Kom- 
mission unter  dem  Vorsitz  des  früheren  Polizei- 
ministers  v.  Plehwe  eingesetzt.  Aus  ihr  gingen 
die  ersten  grundlegenden  ArbeiterschutzGG.  v. 
3 /15 /VI.  1885 (später  ergänzt  durch  G.  V.24./IV./ 
6  /V.  1890),  das  die  Nachtarbeit  der  Frauen  und 
'  Jugendlichen  bis  17  Jahren  in  der  Textilindustrie 
verbot  (als  Nacht  gilt  die  Zeit  von  9  Uhr  abends 
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bis  5  Uhr  morgens,  bei  2schichtigem  Betrieb  mit 
l{<stüii(lif;i'r  Wccliselscliicht  die  Zeit  von  10  Uhr 
abcruis  his  4  Ulir  morgens)  und  das  G.  v.  3./15./VI. 
188t),  das  die  allgemeinen  nnd  die  für  Fabrik- 
arbeiter geltenden  Vertragsbedingungen  imd  die 
grundsätzlich  schon  durch  G.  v.  1./13./VI.  1882 
beschlossene  Fabrikinspektion  regelte.  Sie  wurde 
durch  G.  v.  24./IV./6./V.  1890  und  mini- 
sterielle Instruktion  v.  11./23./V1.  1894  reorgani- 
siert. Seit  1885  war  nun,  trotz  der  Koalitions- 
verbote, auch  unter  den  Textilarbeitern  die 
sozialdemokratische  Agitation  tätig  geworden, 
1895  wurde  der  geheime  „Verband  für  die  Be- 
freiung der  Arbeiterklasse"  gegründet.  Dieser 
verfaßte  während  der  fast  1  monatliehen  Arbeits- 
einstellung der  Spinner  von  St.  Petersburg  ein 
Flugblatt,  in  dem  der  Maximalarbeitstag  ge- 
fordert wurde. 

Trotz  aller  Repressivmaßregeln  stellte  an- 
fangs 1897  die  grüßte  Spinnerei  mit  3000  .Ar- 
beitern die  Arbeit  ein.  Nach  einigen  Tagen  wurde 
den  .\rbeitern  im  Auftrage  des  Finanzministers 
Witte  mitgeteilt,  daß  ein  Gesetz,  das  den  11  »i- 
Stundentag  bringen  solle,  vorbereitet  werde. 
Diese  Zusage  hatte  folgende  Vorgeschichte.  Im 
J.  1875  hatte  die  Versammlung  der  Maschinen- 
bauer in  Petersburg  fast  einstimmig  um  die  Be- 
schränkung des  Arbeitstages  in  allen  Fabriken, 
Bergwerken  und  kleineren  Industriewerkstätten 
Rußlands  auf  10  Stunden  petitioniert.  Im  J.  1883 
petitionierten  einige  Besitzer  der  größten  Textil- 
fabriken  St.  Petersburgs  um  die  Einführung  eines 
gesetzlichen  Maximalarbeitstages  von  12  Stunden. 
Nunmehr  ergriff  Lodz  die  Initiative  einer  Be- 
wegung für  Kürzung  des  Arbeitstages.  In  den 
Lodzer  Fabriken  war  der  Arbeitstag  stets  be- 
deutend kürzer  als  in  den  Moskauer  Fabriken 
und  die  Nachtarbeit  nur  wenig  verbreitet. 
Nach  dem  i.  .1.  1894  von  der  ,, Lodzer  .Abteilung 
der  Gesellschaft  zur  Hebung  russischer  Industrie 
und  Handels"  ausgearbeiteten  Projekt  sollte  die 
Nachtarbeit  in  allen  industriellen  Etablissements 
außer  in  kontinuierlichen  Betrieben  des  Reiches 
verboten  werden.  Die  Maximalarbeitszeit  sollte 
betrag<'n:  in  den  Bergwerken  10  Stunden,  in 
den  Fabriken,  welche  Metalle  bearbeiten, 
11  Stunden,  in  allen  übrigen  12  Stunden.  Bei 
zweischichtiger  Arbeit  sollte  die  Arbeit  jeder 
Schicht  nicht  länger  als  9  Stunden  dauern.  Im 
J.  1895  ernannte  die  Moskauer  „Gesellschaft 
zur  Förderung  und  Hebung  der  Manufaktur- 
industrie" eine  Kommis.-^ion,  welche  die  Frage, 
ob  eine  Normierung  der  Arbeitszeit  im  Spinnerei- 
und  Webereiwesen  erwünscht  sei,  auf  dem  Wege 
direkter  Anfragen  bei  den  Fabrikbesitzern  Zen- 
tralrußlands zu  lösen  suchte.  Es  erwies  sich, 
daß  die  Mehrzahl  der  befragten  Fabrikbesitzer 
einer  gesetzlichen  Normierung  des  Arbeitstages 
zuneigte  und  als  besonders  vorteilhaft  für  größere, 
in  technischer  Hinsicht  gut  organisierte  Fabriken 
bezeichnete.  Die  Gesellschaff  beschloß,  die  Re- 
gierung um  ein  gesetzliches  Verbot  der  Nacht- 
arbeit zu  ersuchen,  ebenso  auch  um  die  ISe- 
scliränkung  der  maximalen  Dauer  des  Arbeits- 
tages für  alle  Fabriken  auf  12  Stunden,  für  einige 
Bügar  auf  11  Stunden  tSpinnereien  und  mecha- 
nische Webereien),  dabei  sollten  die  Bestim- 
mungen der  gesetzlichen  Normierung  sich  nicht 
auf  llandwebereien  (mit  einer  Arbeiterzahl  unter 
51»  PiTMinenj  erstrecken  und  der  Termin  für  die 
endgültige  Aufhebung  der  Nachtarbeit  auf  4 


Jahre  verlängert  werden.  Das  von  der  GeseD- 
sehaft  gesammelte  Material  zur  Prüfung  der 
Folgen  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  ergab,  daß 
in  den  Spinnereien  die  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit eine  merkliche  Hebung  der  Qualität  des 
Gespinstes  zur  Folge  harte  während  die  Quan- 
tität des  innerhalb  einer  bestimmten  Zeiteinheit 
produzierten  Gespinstes  sich  um  ein  weniges 
vermehrte.  In  den  Webereien  hingegen  hatte 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  einigen  Fällen 
die  Gesamtmenge  der  täglichen  Warenproduk- 
tion überhaupt  nicht  vermindert  und  der  Fabrik- 
besitzer war  durch  Ersparnis  von  Regiekosten 
und  Hilfsarbeiten  im  Vorteil.  Dieselbe  Frage 
der  Einwirkung  der  verkürzten  Arbeitszeit  auf 
die  Produktivität  der  Arbeit  wurde  i.  J.  1896 
auf  Anordnung  des  Departements  für  Handel 
und  Manufakturen  durch  die  Fabrikinspektoren 
einer  Untersuchung  unterzogen.  Die  Fabrik- 
inspektoren gaben  im  allgemeinen  ihr  Urteil  in 
einem  für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  äußerst 
günstigen  Sinne  ab.  In  den  meisten  Fällen  hatte 
sich  die  Produktivität  der  Arbeit  so  bedeutend 
vergrößert,  daß  die  Unternehmer  durch  die  Ein- 
führung eines  kürzeren  Arbeitstages  keinen  we- 
sentlichen Verlust  erlitten.  Auch  das  Finanzmini- 
sterium setzte  eine  Kommission  über  die  Ursachen 
des  Streiks  ein.  Sie  ergab,  „daß  die  überlange 
Arbeitszeit  in  dumpfigen  Werkstätten  nament- 
lich im  Sommer  die  Hauptursaehe  der  Gärung 
sei.  „.  .  .  Die  .Arbeiter  sind  nach  ihrem  äußeren 
Aussehen  entkräftet,  abgemagert,  erschöpft,  mit 
eingefallener  Brust;  sie  sehen  so  krank  aus,  als 
wären  sie  eben  aus  dem  Spital  entlassen  worden". 
Alle  diese  Beratungen  »Tirden  wohl  kaum  irgend- 
welche tatsäcldichen  Resultate  erzielt  haben, 
wenn  die  Arbeiter  nicht  die  öffentliche  Meinung 
durch  den  Maistreik  von  1896  und  den  Januar- 
streik von  1897  aufgerüttelt  hätten.  Bald  nach 
dem  Mai- Junistreik  wurde  zur  Ausarbeitung 
eines  Normalarbeitsgesetzes  vom  Kaiser  ein  be- 
sonderes höheres  Komitee  unter  dem  Vorsitz 
j  des  Prokurators  des  heiligen  Synods,  Pobjedono- 
szew,  aus  den  Ministern  des  Innern,  der  Justiz  und 
der  Finanzen  bestehend,  gebildet,  das  mit  der 
Ausarbeitung  des  Gesetzesprojekts  eine  beson- 
dere Kommission  beim  Manufaktur-  und  Handels- 
departement beauftragte.  Die  Vertreter  des 
Ministeriums  des  Innern  in  dieser  Kommission 
drängten  mehr  als  alle  anderen  auf  die  Not- 
wendigkeit, wirksame  Maßregeln  zur  Kürzung 
des  Arbeitstages  zu  ergreifen,  ohne  den  Arbeits- 
lohn herabzusetzen.  Um  eine  solche  Herab- 
setzung, welche  neue  Unruhen  hervorrufen 
könnte,  zu  vermeiden,  beantragten  die  Ver- 
treter des  Ministeriums  des  Innern  die  gesetzliche 
Normierung  des  Arbeitslohnes  und  eine  Fest- 
stellung des  Mindestlohns.  Die  Vertreter  des 
Finanzministeriums  erklärten  sich  ganz  ent- 
schieden gegen  diese  Idee.  Aus  den  von  Kowa- 
lewski  geleiteten  Kommissionsberatungen  und 
der  Abänderung  des  Finanzministeriums  ging 
das  G.  V.  2./VI.  1897  hervor,  das  die  von  der 
Kommission  beschlossene  11  stündige  Maximal- 
arbeitszeit (nach  dem  Muster  der  Si-hweiz  und 
Oesterreichs)  auf  11 '/j  Stunden  steigerte.  Das  Ge- 
1  setz  bestimmt,  daß  der  Maximalarbeitstag  in  Fa- 
I  briken  bei  einschichtigem  Betrieb  IIV?  Stunden, 
Sonnabends  und  an  Vorfeiertagen  10  Stunden  be- 
tragen soll.  Für  Arbeiter,  die  auch  nur  teilweise, 
zur  Nachtzeit  beschäftigt  sind,  darf  die  Arbeits- 
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zeit  nicht  10  innerhalb  24  Stunden  öbersteigen. 

Als  Narhtzcit  gilt  bei  finsrhiohticer  Arbeit  die 
Zeit  zwischen  9  Uhr  abends  und  ö  Uhr  morgens; 
bei  zwei  und  mehrschichtiger  Arbeit  die  Zeit 
zwischen  10  Uhr  abends  und  4  Uhr  morgens. 
An  Sonn-  und  großen  Feiertagen  hat  die  Arbeit 
lU  ruhen.  Es  gibt  14  gesetzliche  Feiertage; 
weitere  3  Feiertage  fügte  ein  Ukas  von  1900 
hinzu.  Doch  kann  auch  Sonntagsarbeit  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  von  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  bei  Gewährung  von  Ersatzruhe- 
tagen stattfinden.  Eine  1  stündige  Pause  ist 
je  nach  lokalen  UmnUnden  geboten,  wenn  die 
Arbeit  über  10  Stunden  dauert  (Regulativ  v. 
20./IX.;2./>;.  1897,  Art.  8).  Ist  es  unmöglich, 
nach  6  Stunden  eine  Mahlzeitpause  eintreten  zu 
lassen,  so  hat  der  Arbeiter  seine  Mahlzeit  bei 
der  Arbeit  einzunehmen  (Art.  9). 

Nach  dem  Reg),  v.  20./1X./2./X.  1897. 
Art.  7  war  es  gestattet,  bei  2schichtiecr  Arbeit 
von  im  ganzen  18  Stunden,  eine  dieser  2  Schichten 
auf  12  Stunden  auszudehnen;  doch  soll  binnen 
14  Tagen  die  durchschnittliche  Arbeitszeit  höch- 
Btcns  9  Stunden  Ijctragen.  In  der  Regel  wurde 
ein  täglicher  Schichtwechsel  von  12  und  C 
Stunden  durchgeführt. 

Hei  kontinuierlichem  Betriebe  betrug  die 
Schicht  12  Stunden,  jeder  3.  Sonntag  ist  frei- 
zugeben ,, alliier  in  Füllen,  in  denen  es  schwierig 
ist.  Ersatzarbeiter  zu  beschaffen".  Ausgenommen 
sind  von  der  Norm  des  Ma.\imalarbeitstagcs  Ar- 
beiter, die  bei  Reparaturarbcilen,  Kesseln,  Mo- 
toren, der  Heizung,  Wasserversorgung,  be- 
leuchtung  usw.  heschäfligt  sind.  Den  schwersten 
SloU  erhielt  die  Regelung  der  Arbeitszeit  durch 
ein  Zirkular  des  Finanzministers  v.  14./1I1.  1898; 
durch  lirteilung  ungemessener  Ueberstunden 
suchte  man  die  Steigerung  der  Konjunktur  aus- 
zunutzen  und  die  Ansprüche  Moskaus  zu  be-  , 
friedigen.  Hatte  schon  das  Regulativ  v.  20./IX. 
1897  permanente  Ausnahmen  für  den  Fall  von 
Betriebsstörungen  (sog.  obligatorische,  in  der 
Arbeitsordnung  vorgesehene  technisch-notwen- 
dige Ueberstunden)  ohne  ziffcrmiiUige  Begren- 
zung vorgesehen,  und  lediglich  für  Ueberzeit  aus 
anderen  Gründen  (z.  K  Arbeitsandrang)  ein  j 
Maximum  von  120  Ueberstunden  i.  J.  festgesetzt, 
so  wurde  auch  diese  Grenze  durch  Zirkular  des 
Finanzministers  v.  14./111.  189»  beseitigt.  Es 
wurde  lediglich  bestimmt,  daü  für  Ueberzeit- 
bewilligungen  an  einzelne  Arbeiter  die  Fabrik- 
inspektoren, bei  größerem  Umfange  von  Ueber- 
zeit die  Lokalbehörden  für  Fabrik-  und  Berg- 
wesen zuständig  seien  (Erl.  d.  Oberen  Industrie 
und  Bergbehörde  v.  18./IX.,'1  ./X.  1903). 
Faktisch  scheint  dennoch  die  Arbeitszeit  die 
gesetzliche  Höhe  von  11 '/i  Stunden  nach  Er- 
hebungen von  Leontieff  1906  nicht  überschritten 
zu  haben;  eine  amtliche  Enquete  von  1907 
führt  zu  dem  durch  den  Wechsel  von  12-  mit 
6stnndiger  Schichtarbeit  getrübten  Ergebnisse, 
daß  rund  drei  Viertel  der  Arbeiter  in  der  Te.\til- 
industrie  10  und  weniger  Stunden  arbeiteten. 

Die  Arbeitszeit  im  Bergbau  war  gleichfalls 
durch  das  G.  v.  1897  wie  in  den  Fabriken  ge- 
regelt; ebenso  war  dasselbe  Ziila=sung<,alter  von 
12  Jahren  für  sie  in  Kraft.  Der  Art.  120  der  GO. ! 
erklärte  ferner,  daß  es  verboten  ist,  Frauen  unter 
Tage  in  Bergwerken,  Steinbrüchen  und  Gruben 
im  Gouvernement  Polen  zu  beschäftigen.  Erst 
durch  Kais.  V.  v.  l,fi./28./XI.  1906  wurde  die 


I  Arbeitszeit  im  Handwerk  geregelt:  das  Maxi- 
mum betrug  für  Erwachsene  12  Stunden  ein- 
schließlich 2  Stunden  Pausen.  2  Ueberstunden 
an  höchstens  60  Tagen  i.  J.  Vor  erreichtem  17. 
Lebensjahre  haben  die  liehilfen  3  Stunden  täg- 
lich die  Schule  zu  besuchen,  außer  dort  wo  die 
Arbeitszeit  weniger  als  8  Stunden  beträgt.  Die- 
selbe Regelung  der  Arbeitszeit  (10  Stunden, 
2  Stunden  Pausen)  ist  durch  MinisterialV.  v. 
19./XI./2./XIL  1906  auf  die  Handels- 
betriebe ausgedehnt  worden.  F'ür  Gast-  und 
Schankwirtschaften  betrug  sie  15  in  24 
Stunden.  Höchstens  2  Ueberstunden  sind  jahr- 
lich an  40  Tagen,  ferner  bei  Unglücksfällen  und 
zur  Verhütung  des  Warenverderbes  gestattet. 
Auch  die  Vorschriften  über  3stündigen  täglichen 
Schulbesuch  der  Jugendlichen  galten  für  llandels- 
1  betriebe.  Von  diesen  Normen  ausgenommen 
!  sind  Apotheken,  Verkehrsunternehmungen,  Mes- 
j  sen,  Lustbarkeiten,  Ausstellungen. 

Vorschrifti'n  über  Gesundheitsschutz  und 
Unfallverhütung  waren  gemäß  G.  v.  3./I5./VI. 
188G  (Art.  34-60  GO.)  die  Verwaltungsbehörde, 
die  Inspektoren  und  die  Regierungskomniissionen 
zu  crla.ssen  ermächtigt.    Vorschriften  dieser  Art 
sind  vor  allem  die  Arbeitsverbote  für  Jugend- 
liche unter  lö  Jahren  in  gefährlichen  In- 
dustrien, deren  Liste  der  Finanzminister  1884 
'auf  Grund  von  Art.  111  der  GO.  am  14./V. 
1 1893    herausgab   (abgedruckt   in    Hygii^ne  et 
Sfcurilt-  p.  875).     Die  strengsten  Vorschriften 
'  dieser  Art  sind  durch  V.  des  Oberen  Industrie- 
'  und  Bergrats  v.  8./21./V.  1903  für  guecksilber- 
gruben  und  Verarbeitungsstätten  erlassen  worden. 
Vorgeschrieben  sind  ärztliche  Untersuchung  1-  bis 
2mal  wöchentlich,   evtl.  Arbeitsverbot  für  er- 
krankte  Arbeiter,    Arbeitskleider,  hygienischer 
Arbeitstag  (§  11)  von  3  Stunden  in  den  Kammern 
und  Schächten,  von  6  Stunden  in  den  Oefen,  Kon- 
densatoren und  der  Schmelze.  Für  die  Erzeugung 
von  Bleipräparaten  schreibt  die  V.  v.  31./1II.; 
13./1V.  1913  eine  Maximalarbeitszeil  von  &  Stun- 
den  für  die  Arbeit   in   Bleiweißkanimern  vor, 
von  8  Stunilen  bei  ihrem  Beschicken  und  Ent- 
leeren, beim  Durchreiben,  Gießen  und  Mahlen  von 
Bleiweiß,   sonst   10  Stunden.   Für  Bergwerke 
gelten  die  V.  V.8./21./VII.  190.5,  jene  des  l'inanz- 
ministers  v.  25./V./7./VI.  19(i5,  der  Erlaß  des 
Handi.lsmini.stcrs  v.  19./VI./2./VII.  19(16,  die  für 
die  Bildung  von  Rettungsartelen  der  Belegschaft 
Sorge  tragen.  Bedeutsamer  sind  die  Arbeitsver- 
bote für  Frauen  und  für  Jugendliche  unter  15  Jah- 
ren, die  Vorschriften  arztlicher  Voruntersuchung, 
Reinlichkeitsv'irschriften  für  Zinkhütten,  l'.rl. 
d.  oberen  Industrie-  und  Hergrats  v.  19./IV.  bis 
12./V.  1906:   dieselben  Vorschriften   für  Erz- 
rösterei  und  Bessemerprozeß  in  den  kupfer-, 
silberhaltiges  Blei  oder  Zink  bearbeitenden  Be- 
trieben enthält  der  Erlaß  des  oberen  Industric- 
rats  v.  17./30./III.  1909.    Zu  den  Industrien, 
aus  denen  Jugendliche  unt.r  16  Jahren  ausee- 
schlossen  sind,  gehören  die  Arbeiten  in  Zündholz- 
fabriken (seit  1898  hier  auch  Verbot  der  Nacht- 
arbeit bis  17  Jahren),  wo  die  Produktion  von 
Zündhölzern    mit   Verwendung   von  weißem 
Phosphor  seit  l./V.  1888  durch  deren  Be- 
lastung mit  dem  doppellen  Akzisebetrag  der 
phosphorfreien  Hölzer  auf  Vu  der  Totalproduk- 
tion eingeschränkt  wurde. 

Die  letzte  Maßregel  des  allgemeinen  Arbeitet- 
schutzes  bildete  im  alten  Regime  das  G.  v. 
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23./VI./6./V1I.  1912  (Krankenversichenings- 
G.)  diirch  das  Verbot  der  Beschäftigung  von 
Wöchnerinnen,  die  Mitglieder  einer  Kranken- 
kasse sind;  die  Wöchnerinnen  verlieren  den 
Krankengeldanspruch,  wenn  sie  vor  Ablauf  von 
4  Wochen  nach  der  Niederkunft  an  die  Arbeit 
gehen  (Art.  56). 

Der  Arbeitsvertrag  in  Fabriken  und  Manu- 
fakturen hat  besondere  Regelung  durch  das  G. 
V.  3./VI.  1886  (etwas  geändert  und  ergänzt 
8./VI.  1893)  erfahren: 

1.  Die  Arbeiter  können  angestellt  werden: 
auf  bestimmte  Zeit,  2.  auf  unbestimmte  Zeit 
und  3.  auf  Fertigstellung  einer  übernommenen 
Arbeit  (Art.  94).'  Bei  Dienstverträgcn,  welche 
auf  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  sind,  steht 
beiden  Teilen  eine  zweiwöchentliche  Kündigung 
zu.  Vor  Ablauf  des  mit  den  Arbeitern  auf  be- 
stimmte Zeit  geschlossenen  Dienstvertrags  rcsp. 
vorgeschriebener  zweiwöchentlicher  Kündigung 
bei  unbefristetem  Dienstvertrage  darf  der  Lohn 
nicht  herabgedrückt  werden,  sei  es  durch  Fest- 
setzung neuer  Grundlagen  für  die  Berechnung 
desselben,  sei  es  durch  Kürzung  der  Arbeitstage 
in  der  Woche  oder  der  Arbeitsstunden  am  Tage, 
sei  es  durch  Abänderung  der  für  die  Stückarbeit 
geltenden  Bestimmungen.  Ebensowenig  sind 
die  Arbeiter  berechtigt,  vor  Beendigung  des 
Vertrags  eine  Veränderung  der  in  demselben 
stipulierten  Bedingungen  zu  fordern  (Art.  96). 
Die  Lohnzahlung  darf  nicht  weniger  als  einmal 
im  Monat  erfolgen,  wenn  der  Dienstvertrag  auf 
mehr  als  einen  Monat  abgeschlossen  ist,  und  nicht 
weniger  als  zweimal  monatlich  bei  unbefristetem 
Dienstvertrage.  Beim  Eng.agement  zur  Aus- 
führung einer  bestimmten  Arbeit,  mit  Ausnahme 
der  Stückarbeit,  wird  der  Lohn  im  Zweifel  erst 
nach  Beendigung  der  Arbeit  gezahlt.  Ueber  die 
Abrechnung  mit  den  Arbeitern  muß  ein  beson- 
deres Buch  gefuhrt  werden  (Art.  97).  Es  ist 
verboten,  mit  den  Arbeitern  statt  in  Geld  durch 
Hingabe  von  Kupons,  Wertzeichen,  Waren  oder 
anderen  Gegenständen  als  in  gesetzlicher  Wäh- 
rung abzurechnen  (Art.  99).  Bei  der  Lohnaus- 
zahlung an  die  Arb"iter  dürfen  keine  Abzüge  für 
die  Schulden  derselben  gemacht  werden.  Als 
Schulden  der  Arbeiter  werden  jedoch  die  den 
Fabrikverwaltungen  zustehenden  Forderungen, 
welche  auf  Vorschüssen,  Verpflegung  oder  Ge- 
währung von  notwendigen  Gebrauchsgegen- 
ständen aus  den  Fabrikkantinen  beruhen,  nicht 
betrachtet.  Diese  Abzüge  dürfen  für  ledige  Ar- 
beiter höchstens  ein  Drittel,  für  Familienväter 
ein  Viertel  des  Lohnes  betragen  (Art.  100).  Den 
Leitern  von  Fabriken  ist  es  nicht  gestattet,  sich 
Zinsen  für  die  den  Arbeitern  gegebenen  Darlehen 
resp.  eine  Provision  für  Uebernahme  von  Bürg- 
schaften zugunsten  der  von  den  Arbeitern  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  zu  berechnen 
(Art.  101).  Von  den  Arbeitern  dürfen  nicht 
folgende  Zahlungen  erhoben  werden:  1  für 
geleistete  ärztliche  Hilfe,  2.  für  Beleuchtung  der 
Werkstätten.  3.  für  Benutzung  von  Werkzeugen 
zur  Fabrikarbeit  (Art.  102).  Der  Dienstvertrag 
zwischen  dem  Arbeiter  und  der  Fabrikverwal- 
tung, welcher  auf  besliminte  Zeit  abgeschlossen 
ist  kann  durch  den  Leiter  der  Fabrik  einseitig 
gelost  werden  wegen  Nichterscheinens  des  Ar- 
beiters zur  Arbeit  und  wegen  „Insolenz  des  Ar- 
" wem   letzteres   die  materiellen 
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murossen  der  l'abrik  oder  die  persönliche  Sicher- 


heit der  Glieder  der  Fabriksleitung  oder  die 
Arbeitsaufseher  zu  bedrohen  geeignet  ist",  — 
und  bei  ansteckender  Krankheit  (Art.  105).  Der 
Arbeiter  ist  berechtigt,  einseitig  den  Dienstver- 
trag aufzuheben  wegen  Mißhandlung,  schwerer 
Beleidigung  und  schlechter  Behandlung  seitens 
des  Fabriknerrn,  dessen  Familie  oder  derjenigen 
Personen,  welche  mit  der  Aufsicht  über  die  Ar- 
beiter betraut  sind,  wegen  Verletzung  der  Ver- 
einbarung über  Nahrung  und  Wohnung,  wegen 
Zuweisung  gesundheitsscbädlicher  Arbeiten  usw. 
(Art.  106).  Jeder  Fabrikarbeiter  bekommt  bei  der 
Mietung  ein  Lohnabrechnungsbüchlein  nach 
dem  von  der  Gouvernementsbehörde  für  Fabrik- 
angelegenheiten bestätigten  Schema  (Art.  134). 
Dieses  ist  gegen  Rezepisse  abzugeben  und  nach 
einer  Woche  dem  Arbeiter  zurückzustellen  (Art. 
138).  Die  Beiträge  zu  Wohlfahrtseinrichtungen 
der  Fabriken  werden  vom  Fabrikinspektor  be- 
stätigt. Ebenso  bestätigt  der  Fabritinspektor 
die  Verzeichnisse  der  Artikel,  mit  Preisangabe 
und  Taxe,  welche  von  den  Fabrikkonsumrer- 
einen  feilgeboten  werden  (Art.  141).  Der  Be- 
triebsleiter hat  das  Recht,  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit Geldstrafen  zu  diktieren,  und 
zwar  ].  für  untaugliche  Arbeit,  2.  Versäumnisse 
und  3.  Störung  der  Ordnung  (Art.  143).  Die 
einer  Geldstrafe  unterliegenden  Uebertretungs- 
fälle  müssen  in  besonderen  Tabellen  verzeichnet 
werden,  unter  Angabe  der  Höhe  der  Strafen. 
Diese  Tabellen  werden  von  der  Fabrikinspektion 
bestätigt  und  in  den  Werkstätten  ausgehängt 
(Art.  147).  Geldstrafen  dürfen  Vj  desjenigen 
Lohnbetrags  nicht  übersteigen,  welcher  dem 
Arbeiter  hei  dem  regelmäßigen  Abrechnungs- 
termin zukommen  würde.  Wenn  aber  die  Anzahl 
der  dem  Arbeiter  zur  Last  gelegten  Uebertre- 
tungen  (die  Gesamtsumme  der  zudiktierten 
Geldstrafen)  die.se  Norm  übersteigen  sollte,  so 
hiit  der  Betriebsleiter  das  Recht,  den  Dienstver- 
trag aufzuheben  (Artt.  148,  149). 

Einen  Monat  nach  Erlaß  dieses  Gesetzes 
wurden  seine  Grundsätze  durch  G.  v.  12./V!. 
1886  auf  die  Landarbeit  ausgedehnt.  Der 
Erlaß  dieses  Gesetzes  wurde  durch  Klagen  der 
adeligen  Grundbesitzer  über  Kontraktbruch 
hervorgerufen.  Zugleich  aber  enthält  das  Ge.setz 
besondere  Bestimmungen  zugunsten  der  land- 
wirtschaftlichen LTnternehmer.  So  z.  B.  be- 
stimmt das  Gesetz,  daß  ein  Arbeitgeber,  welcher 
einen  notorisch  bereits  gemieteten,  durch  einen 
schriftlichen  Kontrakt  anderweitig  gebundenen 
Arbeiter  dingt,  einem  Arrest  bis  zu  3  Monaten 
oder  einer  Geldstrafe  bis  zu  300  Rubel  unter- 
liegt; das  Erheben  einer  Kriminalklage  ist  dem 
früheren  Lohnherrn  anheimgestellt,  dem  außer- 
dem noch  das  Recht  zusteht,  Schadenersatz 
vom  Lohnherrn,  der  notorisch  ihn  geschädigt 
hat,  zu  beanspruchen.  Dem  Lohnherrn  droht  das 
j  Gesetz  in  Fällen  von  Nichteinhaltung  der  Kon- 
;  traktbedingungen  mit  einer  Geldstrafe;  dem  Ar- 
beiter aber  in  Fällen,  wo  derselbe  seinen  Pflichten 
dem  Lohnherrn  gegenüber  nicht  nachkommt, 
droht  das  Gesetz  mit  Haft.  Zugleich  enthält  das 
G.  v.  12./VL  einige  Bestimmungen,  die  die 
Wahrung  der  Interessen  des  Arbeiters  bezwecken. 
So  z.  B.  bekräftigte  das  Gesetz  nochmals  das 
Verbot,  dem  Arbeiter  seinen  Lohn  in  Ware  oder 
Getreide  aufzuzwingen,  und  erhöhte  die  Straf- 
sätze, verbot  ferner  den  Eltern  und  Vormündern, 
minderjährige  Arbeiter  ohne  deren  Einwilligting 
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zur  Lohnarbeit  abzugehen.  Der  Lohnhcrr  hat 
kein  Recht,  Minderjährieon  Arbeiten  aufzuer- 
legen, „die  ihrem  Alter  und  ihren  Kräften  nieht 
angemessen  sind,  und  ist  verpflichtet,  dieselben 
am  Besuch  der  Kirche  und  Scnulc  in  der  arbeits- 
freien Zeit  nicht  nur  nicht  zu  verhindern,  son- 
dern sie  dazu  gerade  anzuspornen".  Dem  er- 
krankten Arbeiter  muli  der  Lohnherr  Unter- 
stützung zuteil  werden  lassen  und  „im  Kalle 
der  Notwendigkeit  ihm  behilflich  sein,  damit  er 
an  seinen  Wohnort  zurückziehen  ü<ler  in  ein 
Krankenhaus  untergebracht  werden  kann". 

Der  Vollzug  dieser  Gesetze  war  durch  die 
Vorschriften  Uber  die  Fabrikinspekl  ion  geregelt: 
GG.V.1./14./V1.1882,  3./15./VI.  188G,  24./1V.  bis 
«,/V.  18'J0,  U./2G./11I.  18'J4,  Zirkular  v.  11./24./ 
VI.  1894,  Ukas  v.  30./V.  1903.  Hierzu  treten  noch 
ministerielle  Instruktionen.  Die  rus.sische  Fabrik- 
inspektion wurde  nach  dem  Muster  des  engli- 
8chenGesetzcsvonl833  ursprünglich  zentral  organi- 
siert. Das  Gesetz  von  188C  unterstellt  die  Faurik- 
inspektion  dem  Finanzministerium,  .\bteilung 
für  Handel  und  Industrie.  Sie  bestand  aus  einem 
('hefinsnektor  und  den  Bezirksinspektoren.  Die 
Oberautsicht  über  die  Anwendung  der  Arbeiter- 
schutzgesetze lag  in  den  Händen  des  llaupt- 
ratcs  für  Fabrik-  und  Bergwesen,  der  ermächtigt 
war,  Ausführungsbestitnmungen  und  Dienstan- 
weisungen zu  erlassen.  Die  Inspektoren  hatten 
die  Aufgabe  der  Durchführung  der  Arbeiter- 
schutzgesetze und  der  Schulpflicht  der  Fabrik- 
kinder, sie  hatten  gemeinsam  mit  der  ürtspolizei 
die  Uebertretungen  gegen  die  Arbeiterschutz- 
pesetze  zu  Protokoll  zu  nehmen,  sie  den  Gerichts- 
behörden zu  übermitteln  und  bei  voll  nachge- 
wiesener Uebertretung  die  Strafverfolgung  ein- 
zuleiten. Die  Inspektoren  hatten  das  Recht,  den 
Heistand  der  Orlspolizei  zu  verlangen  (Art.  41), 
sie  gehören  den  Regierungskommissionen  für 
Fabriksachen  an,  die  noch  außerdem  vom  Gou- 
verneur, dem  Vizegouverneur,  dem  Staatsanwalt, 
di'm  Poiizeichef  gebildet  wurden;  der  Medizinal- 
inspektor, der  Provinzialingenieur,  Architekt 
und  Mechaniker  konnten  mit  beratender  Stimme 
zugezogen  werden.  Von  dieser  Kommission 
gingen  Rekurse  an  das  Finanzministerium,  das 
im  Einvernehmen  mit  dem  .Minister  des  Innern 
entschied.  Die  Gewerbeinspektion  hatte  auch 
die  Tarife,  Fabrikordnungen  und  inneren  Regle- 
mente  der  Fabriken  zu  prüfen  und  zu  geneh- 
migen, Konflikte  und  Mißverständnisse  unter  den 
Parteien  nach  sorgsamer  Erhebung  zu  schlichten 
(Art.  54).  (iegen  ihre  Entscheidung  war  Be- 
rufung an  die  Regierungskommission  für  F'abrik- 
wesen  zulässig.  Der  Kreis  der  inspektionspflich- 
tigen  Betriebe  war  nie  klargestellt  worden.  Im 
Dezember  190S  erklärte  das  Hauptkomifee  für 
Fabrik-  nnd  Montanangelegenheiten,  daß  in 
bi'treff  des  Kreises  der  inspektionspflichtigen 
Betriebe  keine  Einheit  herrsche  und  in  den  ein- 1 
zelnen  Gouvernements  des  russischen  Reiches 
die  persönlichen  Anschauungen  der  Fabrik-  i 
inspektoren  ausschlaggebend  seien.  Während 
die  einen  sich  auf  größere  Anlagen  mit  Motor- 
betrieb beschränkten,  erstreckten  andere  die  .\iif- 
sicht  bis  auf  die  kleinsten  motorischen  Betriebe. 
Die  Gouvernementskomitees  für  Fabrikwesen 
verfuhren  ferner  ungleichmäßig  in  bezug  auf  ihre 
Antr.igstellung  auf  Befreiung  kleiner  Fabrik- 
und  Hüttenwerke  von  der  Inspektion.  Was  ihre 
Befugnisse  betrifft,  so  besaßen  die  russischen 


I  Inspektoren  das  Recht  des  freien  Eintrittes  (Art. 
120  der  GO.),  das  Recht  der  Zeugenvernehmung 
der  Arbeiter  und  das  Recht,  den  Ausknnftszwang 
auf  die  Unternehmer  auszuüben,  die  Arbeits- 
bücher, Lohnlisten,  Register  und  statistische 
Angaben  vorzuweisen  hatten.  Ferner  wurde 
ihnen  die  Frage  der  Arbeiterwohnungen,  der 
Führung  der  Streikstatistiken,  der  Unter- 
.suchung  der  Unfälle  und  sehr  zum  Schaden  der 
Institution  die  Kesselinspeklion  i.  J.  lb'J4,  über- 
tragen. Alljährlich  hatten  die  Fabrikinspekloren 
an  das  Gewerbeamt  und  die  Bergingenieure 
an  das  Bergdepartement  Berichte  einzusenden. 
Diese  Berichte  zeichneten  sich  bis  zum  Jahre  1888 
unter  dem  Einflüsse  des  Kinanzministers  Bunge 
und  des  Fahrikinspcktors  Janschul  durch  ihren 
wissenschaftlichen  Charakter  aus.  Nach  dem 
Sturze  Bunges  1888  und  dem  Rücktritt  Jan- 
schuls  wurde  eine  Zeitlang  ihre  Publikation  ein- 
gestellt, dann  wieder  in  eiiu?r  ziemlich  slatistisch- 
schematischen  Form  aufgenommen  (zuletzt 
Sammlung  der  Rechenschaftsberichte  der  Fabrik- 
inspektoren, St.  Petersburg  1912).  Die  russische 
Gewerbeinspektion  bestand  i.  J.  1884  aus  20, 
1907  aus  209  Aufsichtsbeamten,  davon  231 
Distriktsinspektoren.  Die  Zahl  der  Revisionen 
betrug  i.  J.  1H97,  dem  letzten  Jahre,  aus  dem 
solche  Angaben  zu  finden  waren,  24575  Ri'vi- 
sionen  in  l().')(j9  Betrieben  (von  14190  revisions- 
nfliclitigen  Betrieben).     Die  Zahl  der  Arbeiter 

'  netrug  in  den  revidierten  Betrieben  1721!  177. 
Seit  1894  ging  die  Tendenz  in  der  russischen 
Verw,altung  immer  mehr  dahin,  die  Inspek- 
toren vorwiegend  aus  den  Kreisen  der  Techniker 
zu  wählen  und  ihnen  auch  die  Funktion  techno- 
logischer Ratgeber  der  Industriellen  anzuver- 
trauen. Je  stärker  die  reaktionäre  Richtung 
Plehwes  gegen  Witte  den  Sieg  davon  trug,  desto 
stärker  wurde  die  Inspektion  dezentralisiert  und 
unter  den  Einfluß  von  Generalgouverneuren  gc- 

I  bracht,  die  bei  der  Erteilung  von  Ausnahmen 
an  einzelne  Fabriken  auch  innerpolitische  Motive 
verfolgten. 

Strafbestimmungen.  Die  Strafsätze  für 
Uebertretungen  der  Arbeiterschutzgcsetzgebung 
enthält  die  GO.  in  Art.  153-155.  Keine 
Sanktion  ist  für  Uebertretungen  des  Gesetzes 
über  die  Normalarbeitszeit  v.  2 /VI.  1897  vor- 
handen. Die  Strafsätze  sind:  5  —  25  Rubel  für 
Beschäftigung  von  .\rbeitern  ohne  Lohnbücher, 
für  deren  Fälschung;  25  —  100  Rubel  für  eine 
Reihe  von  Uebertretungen,  die  <lie  Kontrolle 
des  Gesetzes  erschweren,  z.  B.  Aufbewahrung 
der  Pässe,  Ernennung  von  Betriebsleitern;  50  bis 
300  Rubel  für  Umgehung  des  Truckverbotes; 
100-300  Rubel  für  Lohnkürzung;  charakte- 
ristisch ist  der  Zusatz,  daß  bei  Rückfälligkeit, 
falls  diese  Arbeiterunruhen  zur  Folge  haben,  an 
Stelle  der  Geldstrafe  Haft  bis  zu  drei  Monaten 
treten  kann,  außerdem  kann  der  Bestrafte  auf 
die  Dauer  von  zwei  Jahren  des  Rechtes  als  Be- 
triebsleiter verlustig  erklärt  werden.  In  diesen 
Fällen  entscheidet  das  Gericht.  100  Rubel  ist 
die  Strafe  für  Behinderung  der  Kinder  am 
Schidbesuch. 

3.  Die  Entwicklung  seit  IQ03.  Die  Er- 
schütterung des  russischen  Arbeiterschutzes 
durch  die  revolutionäre  Bewegung  läßt  sich 
bis  in  das  Jahr  1903  zurückverfolgen.  Ge- 
waltige Streiks  mit  wechselndem  Erfolge 
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machten  sich  derart  fühlbar,  daß  die  Re- 
gierunf,'  zu  dem  Mittel  griff,  den  revolutio- 
nären Organisationen  sozialpolitische  Gegen- 
organisaliunen,  die  in  Moskau  auf  Anregung 
Siibatoffs  und  in  St.  Petersburg  auf  Anre- 
gung des  Priesters  Gapon  gegründet  wurden, 
entgegenzustellen.  Außerdem  erließ  die  Re- 
gierung auf  Anregung  des  Senators  Schid- 
lowsky  ein  Gesetz  über  die  Einführung 
von  Starosten  (Arbeiterältesten)  in 
Industrieunternehniungen  (19 ./ VI./2./VI1. 
1903).  Dieses  Gesetz  gab  den  Fabriklei- 
tungen die  Befugnis,  mit  Genehmigung  der 
für  das  Fabrikwesen  eingeführten  Provin- 
zialräle,  die  Arbeiter  ihrer  Betriebe  in  Grup- 
pen einzuteilen  und  diesen  Gruppen  das 
Wahlrecht  zur  Funktion  von  Starosten  oder 
Aeltesten  einzuräunu'n.  Jede  Gruppe  in  der 
Fabr  k  schlägt  ihre  Kandidaten  vor,  aus 
denen  der  Fabrikleiter  einen  genehmigt. 
Diese  Kandidaten  müssen  mindestens  25 
Jahre  alt  sein,  doch  kann  der  Fabrikleiter 
auch  ein  höheres  Alter  bestimmen.  Kann 
eine  Gruppe  keinen  Kandidaten  oberhalb 
dieser  Altersgrenze  finden,  so  wählt  sie  ihre 
Kandidaten  aus  einer  anderen  Gruppe. 
Durch  die  Wahl  von  solchen  Starosten  sind 
die  Arbeiter  nicht  des  Rechtes  verlustig,  sieh 
direkt  an  die  Fabrikleitung  zu  wenden,  doch 
sind  die  Aeltesten  die  IJeauftragten  ihrer 
Gruppe  gegenüber  der  Fabrikleitung.  Der 
Aelleste  hat  das  Recht,  die  Arbeiter  seiner 
Gruppe  an  den  von  der  Fabrikleitung  zu- 
gewiesenen Orten  und  Zeiten  einzuberufen. 
Wenn  es  sich  um  die  Angelegenheiten  meh- 
rerer Gruppen  handelt,  vereinigen  sich  die 
Aeltesten  dieser  Gruppen  allein."  Das  Regle- 
ment über  die  Aeltesten  hat  auf  Bericht  des 
Cheffabrikinspektors  die  Regierung  zu  ge- 
nehniisen.  Dieses  enthält  auch  die  Dauer 
des  Mandates.  Wie  ersichtlich  war  die  Idee 
der  deutschen  und  österreichischen  fakiM- 
tativen  Arbeiterausschüsse  damit  in  Ruß- 
land einireführt.  Solche  Ausschüsse  befanden 
sich  nanu'ntlich  auch  in  den  Pufilowwerken, 
in  denen  ein  geringfügiger  Anlaß,  die  Ent- 
lassung von  vier  Arbeitern  durch  einen 
Meisler,  zur  Arbeitseinstellung,  dann  zum 
Generalstreik  sämtlicher  Baumwollarbeiter 
führte,  in  dessen  Verlaufe  der  Priester  Gapon 
am  9./I.  IflO,")  die  bekannte  Petition  dem 
Zaren  überbringen  wollte,  worauf  die  ihn 
begleitenden  Arbeiter  niedergeschossen  wur- 
den. Einige  Monate  später  bemächtiiten 
su-h  die  revolutionären  Parteien  der  Arbeiter- 
aiisschüsse  und  bereiteten  durch  sie  den 
Massenaufstand  vom  Oktober  1905  vor 
durch  den  St.  Petersburg  für  einige  Tage 
in  die  Macht  des  Arbeiterdeputiertenrates  ge- 
lanirte,  der  hier  sofort  den  achtstündio-°n 
Maxinialarbeitstau  dekretierte.  Hierauf''er- 
klarte  der  Zar,  e  ne  Duniaverfassung  geben  zu 
wollen  und  mit  Manifest  v.  17./30  /X  1905 


ging  der  Streik  zu  Ende.  Strenge  Straf- 
verschärfungen gegen  Streiks  ergingen  durch 
kaiserliche  V.  v.  2./15./XII.  1905  und  V.  des 
Reichsrates  v.  15./28./IV.  1906  (Land- 
arbeiter). Dagegen  wurde  durch  kaiserliche 
V.  V.  4./17./III.  1906  über  die  Gesellschaften 
und  Verbände  das  Koalitionsrecht  der 
Arbeiter  und  Unternehmer  anerkannt  und 
nur  die  Bildung  von  Syndikatsverbänden 
verboten.  Die  Arbeiterorganisation  machte 
von  nun  an  rapide  Fortschritte.  Am 
l./V.  1906  standen  fast  alle  Fabriken 
in  St.  Petersburg  still.  Dem  Beamten- 
tum des  alten  Regimes  gelang  eü  noch, 
das  G.  V.  23./VI./6./VII.  1912  über 
Kranken-  und  Unfallversicherung  zu  ver- 
abschieden. Ueber  die  Art  der  Suspension 
der  Arbeiterschutzgesetze  während  des  Welt- 
krieges fehlen  Angaben.  Die  erste  Mani- 
festation des  Regimes  der  Räterepublik  war 
das  Dekret  v.  29./X./19./XI.  1917,  durch 
das  die  Arbeitszeit  auf  acht  Stunden  am 
Tage  und  achtundvierzig  in  der  Woche, 
einschließlich  der  Hilfsarbeiten,  und  der 
Arbeitsschluß  in  der  Mittagsstunde  am  Weih- 
nachtsabend und  vor  Ostern  dekretiert 
wurde.  Die  Nachtarbeit  wurde  den  Frauen 
und  den  Jugendlichen  unter  16  Jahren  ver- 
boten (fl— 5  Uhr).  Die  Arbeit  von  Kindern 
unter  14  Jahren  wurde  verboten  und  die 
Maxinialarbeitszeit  der  Jugendlichen  unter 
18  Jahren  auf  sechs  Stunden  im  Maximum 
beschränkt.  Es  sollte  ferner  das  Zulassungs- 
alter V.  l./I.  1919  an  auf  15  und  v.  J.  1920 
an  auf  20  Jahre  erhöht  werden.  Die  Arbeits- 
zeit kann  in  gefährlichen  Betrieben  noch 
weiter  reduziert  werden.  Ueberstunden  sind 
mit  100%  Lohnzuschlag  zu  bezahlen.  Sie  sind 
Frauen  und  Jugendlichen  unter  18  Jahren 
nicht  gestattet.  Die  Gesamtüberzeit  darf 
50  Tage  i.  J.  und  4  Stunden  binnen  zweimal 
24  Stunden  nicht  überschreiten.  Durch  De- 
kret der  städtischen  Duma  von  Petrograd  v. 
23./III.  1918  wurde  der  Achtstundentag  der 
Erwachsenen  und  der  Sechsstundentag  für 
Jugendliche  auch  auf  die  Handelsbetriebe 
ausgedehnt  (10  Uhr  morgens  bis  6  Uhr 
abends;  Märkte  7  Uhr  morgens  bis  3  Uhr 
nachmittags;  Bureaus  10  Uhr  morgens  bis 
4  Ulir  nachmittags).  Ferner  erließ  die  neue 
Regierung  ein  jirovisorisches  Dekret  v.  20./VL 
1918  über  Urlaube  (14  Tage  während  des 
Jahres  1918).  Durch  Erlaß  "des  Arbeitskom- 
niissärs  wurde  dann  am  24. /IX.  1918  die  Ar- 
beitszeit neuerdings  geregelt  und  für  die  Kanz- 
leiarbeit ein  6stündiger  Maximalarbeitstag 
festgesetzt.  Ueberstunden  wurden  untersagt. 
Gleichzeitig  wurde  die  Zahl  der  Feiertage  ge- 
regelt; die  Sonntagsruhe,  die  unter  dem  alten 
Regime  durchaus  nicht  obligatorisch  war, 
wurde  durch  Reglement  v.  5/XII.  1918 
geregelt.  Aus  der  Fabrikinspektion  wurde 
eine  allgemeine  Arbeitsinspektion  durch  das 
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Dekret  v.  31./VII.  1918,  wobei  die  Mitwir- 
kung der  Betriebsräte  besonders  betont 
wurde.  Diese  Dekrete  enthalten  ausführ- 
liclic  Fragenscheniata  für  die  Inspektoren 
und  im  Zusammenhange  damit  werden 
durch  das  Dekret  v.  l./XI.  1918  Arbeitsin- 
spektionen  bei  den  i;xek»li\ komitee«  der 
Lokalsowjets  und  Inspekt  icjnen  für  den  Ar- 
beitsnacliweis  tregründel.  Viel  weitgehender 
noch  ist  die  Tragweite  der  BestinimunL'en, 
£U  denen  die  Räteregierung  durch  die  Ent- 
wickiuns  der  Lohne  u'edränct  wurde.  Im 
August  1917  wurde  in  l'etrocrad  ein  Tarif- 
vertrag zwisclien  dem  Meiallarbeiterverband 
und  dem  Arbeitgeberverband  abgesclilossen; 
sechs  Monate  später  war  eine  so  rapide  Preis- 
steigerung eingetreten,  daß  der  Metall- 
arbeitcrverband  um  eine  Abänderung  der 
Lolinsälze  ersuchte.  Dii-se  wurde  von  den 
Arbeitgebern  abgeschlagen,  worauf  durch 
Dekret  v.  17./I  1918  der  Volkskommissär 
für  Arbeit  den  Tarifvertrag  in  abgeänderter 
Form  in  Kraft  setzte,  allerdings  mit  be- 
stimmten charakteristischen  Zusätzen:  der 
Garantie  einer  Mi  nd  est  leist  u  ng,  bei  deren 
Nichtcrreichung  der  Arbeiter  nur  Anrecht 
auf  zwei  Drittel  seines  Lohnes  hat  und  dem 
Verbot  der  Steigerung  der  im  Tarife  nieder- 
gelegten Lohnsätze.  Hierauf  wurden  auch 
für  Moskau  die  Löhne  der  Metallarbeiter 
durch  IJikret  des  Hat  es  der  Volkskommissäre, 
9./V1  1918,  und  ebenso  für  eine  Reihe  an- 
derer Ai  lieiterkatejjorien  in  Kraft  gesetzt. 
Durch  Dekret  v.  lO./lX.  1918  wurde  hierauf 
das  ganze  Tarif\vc<en  derart  ireregelt,  daß 
als  Slaiidardlohn  der  Mindestlohn  eines  er- 
wachsenen Arbeiters  in  Moskau,  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechtes,  von  15  Rubel  Iß  Ko- 
peken pro  Arbeitstag  festgesetzt  wurde. 
Dieser  wird  gleich  hundert  gesetzt  und  hierauf 
die  (iraduierung  für  die  im  Di'kret  nieder- 
gelegten Regionen  berechnet.  Durch  Dekret 
v.  ti./XIl.  1918  wurden  sodann  die  Gehalte 
der  Arbeit crfunktionäre  bestimmt.  Eine 
Vereinheitlichung  der  gesamten  Gesetz- 
gebuni;  ist  endlich  durch  den  dritten  all- 
russischen Rätekongreß  der  Arbeiter-,  Sol- 
daten- und  Bauerndeputierten  zu  einem 
Kodex  der  Arbeit  der  russischen  sozia- 
listischen föderativen  Sowjetrepublik  i.  J 
1919  vereinigt  worden.  Die  wesentlichen 
Bestimmungen  dieses  Kodex  bilden  das ; 
geltende  Recht.  i 

B.  Geltendes  Recht.  j 

1.  Arbeitspflicht.  1.  Für  alle  Bürger 
wird  die  Arbeitspflicht  eingeführt.  2.  Von 
der  Arbeitspflicht  sind  völlis  befreit: 

a)  Personen,  die  das  10.  Lebensjahr  noch  , 
nicht   erreicht,   b)   Personen,   die  das  50.  ; 
Lebensjahr  überschritten,  c)  Personen,  die 
infolge  von  Invalidität  oder  Krankheit  ihre 
Arbeitsfähigkeit  für  immer  eingebüßt  haben.  1 


3.  Von  der  Arbeit  werden  zeitweilig  be- 
freit: a)  Personen,  die  vorübergeheiul  infolge 
von  Krankheit  oder  Verstümmelung  ihre 
A-beitsfähickeit  eingel)üßt  haben,  für  die 
zur  Wiederherstellung  ihrer  Arbeitsfähiirkeit 
erforderliche  Zeil:  b)  schwanirere  Frauen 
für  die  Zeit  von  8  Wochen  vor  und  8  Wochen 
nach  der  Entbindunsr. 

4.  Die  Schüler  sämtlicher  Lehranstalten 
genügen  ihrer  Arbeitspflicht  in  der  Schule. 
5.  Die  Tatsache  der  dauernden  oder  vurüber- 
gehenden  Arbeitsnnfähiükeil  ist  durch  ärzt- 
liche Untersuchung  zu  bestätigen.  0.  Arbeit 
findet  Verwendung  als:  a)  orcanisierte  Mit- 
arbeit; b)  individuelle,  persönliche  Dienst- 
leistung; c)  Verrichtung  einzelner,  bestimmter 
Arbeiten. 

7.  Die  Arbeitsbedingungen  in  Staats(R.nte)- 
behörden  werden  durch  die  vom  Volkskom- 
missariat für  Arbeit  zu  bestäticenden  Tarif- 
bestimmiingen  geregelt.  8.  Die  Arheils- 
bedingungen  in  allen  rätoslaallichen,  natio- 
nalisierten, öffentlichen  und  privaten  Unter- 
nehmuniren  und  Wirtschaften  werden  durch 
Tarifbestimnmngen  geregelt,  die  von  den 
Gewerkschaften  im  Einvernehmen  mit  den 
Leitern  bzw.  Besitzern  der  Unternehmungen 
und  Wirtschaften  ausgearbeitet  und  vnm 
Volkskommissariat  für  Arbeit  zu  beslätisren 
sind.  9.  D;isselbe  silt  von  der  Arbeit  als  m- 
dividueller,  persönlicher  Dienstleistung. 

2.  Recht  auf  Arbeit.  Alle  arbeitsfähigen 
Bürger  liahen  ein  Recht  auf  .\rbeit  in  ihrem 
Fach  und  erhallen  die  für  diese  Arbeit  fest- 
gesetzte VergiU.ung. 

Das  Recht  auf  Arbeit  steht  in  erster  Linie 
den  arl.eitspflichtiiren  Personen  zu.  Von  den 
von  der  .Vrbei'spflieht  befreiten  Personen 
wird  das  Recht  auf  .\rl)eil  nur  Personen,  die 
das  50.  Lebensjahr  überschritten  haben,  zu- 
erkannt. Keinerlei  Personen  weiblichen  und 
keine  männlichen  Geschlechts,  die  da.s  18. 
Lebeu.sjahr  noch  nicht  erreicht  haben,  be- 
sitzen ein  .\nrecht  auf  Nachtarbeit  oder  auf 
besonders  schwere  oder  gesundheitsgefähr- 
dende .Arbeit. 

3.  Vorprüfung.  Handelt  es  sich  um  eine 
dauernde  Täti<,'keit,  so  seht  der  endgültigen 
Anstellunt;  eine  Prubezeit  voran,  die  für 
Arbeiter  nicht  mehr  ?ls  (i  Tage,  bei  Räle- 
behörden  für  nicht  qualifizierte  und  weniger 
verantwortliche  Arten  von  Arbeiten  zwei 
Wochen  und  für  qualifizierte  und  verant- 
wortliche einen  Monat  dauert.  Je  nach  den 
Ergebnissen  der  Prüfung  erfolst  entweder 
die  endgültige  Anstellung  des  Arbeitnehmers 
oder  seine  Entlassung  unter  Auszahlung  der 
tarifmäßigen  Vergütung  für  die  Probezeit. 
Von  den  Ergebnissen  der  Prüfung  (.\nstelUing 
oder  Entlassung)  wird  die  Verteilupgsstelle 
für  Arbeitskräfte  sofort  in  Kenntnis  gesetzt. 
Bis  zum  Ablauf  der  Probezeit  gilt  der  Arbeit- 
nehmer als  Arbeitsloser  und  wird  bei  der 
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Verteilungsstelle  für  Arbeitskräfte  in  der 
Liste  der  Arbeitslosen  an  der  gleichen  Stelle 
weitergeführt. 

4.  Versetzung  und  Entlassung  der  Ar-  ^ 
beitnehmer.     Üie  Versetzung  von  Arbeit- 
nehmern in  allen  Unternehmungen,  Behörden 
und  Wirtschaften,  die  fremde,  bezahlte  Ar- ; 
beitskräfte  beschäftigen,  darf  nur  aus  sach- 
lichen   Gründen   auf    Beschluß    des    ent-  [ 
sprechenden  Verwaltungsorgans  erfolgen.  I 

Gegen  den  Beschluß  des  erwähnten  Ver- 
waltungsorgans auf  Versetzung  kann  von 
den  beteiligten  Personen  oder  Organisa- 
tionen bei  dem  zuständigen  Ürts-  oder  Gaii- 
arbeitsanit  Einspruch  erhoben  werden.  Die 
Entlassung  eines  Arbeitnehmers  durch  eine 
Unternehnuing,  Behörde  oder  Wirtschaft, 
bei  der  er  beschäftigt  ist,  ist  in  folgenden 
Fällen  zulässig:  a)  wegen  völliger  oder  teil- 
weiser Auflösung  der  entsprechenden  Be- 
hörde, Unternehmung  oder  Wirtschaft  oder 
infolge  Fortfalls  einzelner  Obliegenheiten 
oder  Arbeiten;  b)  wegen  Arbeitseinstellung 
für  die  Dauer  von  mehr  als  einem  Monat; 

c)  wegen  Ablauf  der  Frist  oder  Vollendung 
der  Arbeit,  falls  diese  eine  zeitweilige  war; 

d)  bei  oftensichtlicher  Untauglichkeit  zur 
Arbeit,  auf  besonderen  Bescliluß  der  Ver- 
waltungsorgane der  Unternehmung,  Behörde 
oder  Wirtschaft  im  Einvernehmen  mit  der 
zuständigen  gewerkschaftlichen  Organisa- 
tion; e)  auf  eigenen  Wunsch  des  Arbeit- 
nehmers. 

Von  der  bevorstehenden  Entlassung  aus 
den  in  den  Punkten  a,  b  und  d  bezeichneten 
Gründen  unterrichtet  das  Verwaltungsorgan 
der  Behörde,  Unternehmung  oder  Wirt- 
schaft, bei  der  der  Arbeitnehmer  beschäftigt 
ist,  oder  die  Person,  bei  der  der  Arbeit- 
nehmer arbeitet,  diesen  zwei  Wochen  vor  der 
Entlassung  unter  gleichzeitiger  Benach- 
richtigung der  örtlichen  Verteilungsstelle  für 
Arbeitskräfte. 

Erkennt  das  Organ  der  Arbeiter-Selbst- 
verwaltung (der  Betriebsrat  oder  ein  ähn- 
liches Komitee),  nachdem  es  den  Kündi- 
gungsgrund kennengelernt  hat,  diesen  nicht 
für  stichhaltig  an,  so  ist  der  Arbeitnehmer 
verpflichtet,  die  Arbeit  fortzusetzen,  kann 
jedoch  gegen  den  Beschluß  des  Organs  der 
Arbeiter-Selbstverwaltung  bei  dem  zustän- 
digen (iewerkschaftsverband  Einspruch  er- 
heben. 

Bei  eigenmächtigem  Verlassen  des  Ar- 
beitsplatzes entgegen  dem  eben  erwähnten 
Beschhiß  wird  dem  Arbeitnehmer  für  die 
Dauer  einer  Woche  das  Recht  auf  Eintra'^unc 
bei  der  Verteilungsstelle  für  Arbeitskräfte 
entzogen. 

Die  Behörden  und  Personen,  die  bezahlte 
Arbeitskräfte  beschäftigen,  sind  verpflichtet 
jeden  tall  des  Ausscheidens  eines  Arbeit- 
nehmers aus  seiner  SteUung  der  örtlichen 


Verteilungsstelle  für  Arbeitskräfte  und  dem 
Gewerkschaftsverband  zu  melden,  dessen 
Mitglied  der  Arbeitnehmer  ist,  unter  Angabe 
der  Zeit  und  Ursache  der  Kündigung. 

5.  Vergütung  für  geleistete  Arbeit. 
Die  Höhe  der  V^ergütung,  die  der  .Arbeit- 
nehmer erhält  für  die  Tätigkeit  in  Unter- 
nehmungen, Behörden  oder  Wirtschaften, 
die  fremde  Arbeitskräfte  beschäftigen,  die 
ausführlichen  Bedingungen  und  die  Art  der 
Entlohnung  werden  durch  Tarife  bestimmt, 
die  für  jede  Ait  von  Arbeit  auf  dem  durch 
die  Gesetzsammlung  bezeichneten  Wege 
ausgearbeitet  werden.  Bei  Festsetzung  der 
Tarifsätze  dürfen  die  sie  ausarbeitenden 
Behörden  die  Vorschriften  der  Arbeitsgesetze 
nicht  übertreten.  Die  den  Tarif  ausarbeiten- 
den Behörden  teilen  bei  Festsetzung  der 
Normalsätze  alle  einen  bestimmten  Beruf 
ausübenden  Arbeitnehmer  in  Gruppen  und 
Kategorien  und  setzen  für  jede  Gruppe  und 
Kategorie  eine  bestimmte  Höhe  der  Ver- 
gütung fest.  Die  Höhe  der  in  der  Tarifbe- 
stimmung festzusetzenden  Vergütung  darf 
keinesfalls  unter  dem  vom  Volkskommis- 
sariat für  Arbeit  für  die  Bevölkerung  einer 
jeden  Ortschaft  der  Russischen  Sozialistischen 
Föderativen  Sowjetrepublik  festgesetzten 
und  in  der  „Sammlung  der  V^erordnungen  und 
Bestimmungen  der  Arbeiter-  und  Bauern- 
regierung" veröffentlichten  Existenz- 
minimum bleiben.  Bei  Festsetzung  der 
Höhe  der  Vergütung  für  jede  Gruppe  und 
Kategorie  werden  in  Betracht  gezogen:  die 
Schwierigkeit  der  Arbeit,  die  Betriebsgefahr, 
die  Kompliziertheit  und  Genauigkeit  der  aus- 
zuführenden Arbeit,  der  Grad  der  Selbstän- 
digkeit und  Verantwortlichkeit  für  die  Aus- 
führung, die  für  die  Ausübung  des  Berufs 
erforderliche  Schulung  und  Erfahrung. 

Die  Vergütung  für  einen  jeden  Arbeit- 
nehmer wird  durch  seine  Einreihung  in  eine 
bestimmte  Gruppe  und  Kategorie  festgelegt. 
Die  Einteilung  der  Arbeitnehmer  in  Gruppen 
und  Kategorien  im  Rahmen  eines  jeden 
Arbeitszweiges  erfolgt  durch  besondere  ört- 
liche und  zentrale  Schätzungskomraissionen, 
die  bei  den  entsprechenden  gewerkschaft- 
lichen Organisationen  gebildet  werden.  In 
der  Tarifbestimmung  wird  die  Höhe  der 
Vergütung  für  den  normalen  Arbeitstag  oder 
für  Akkordarbeit  bestimmt  und  die  Höhe 
der  Vergütung  für  Ueberstunden  besonders 
angegeben.  Die  Vergütung  für  2\kkordarbeit 
wird  bestimmt,  indem  man  den  tariflichen 
Taglohn  durch  die  Stückzahl  teilt,  die  nor- 
malerweise als  Arbeitsleistung  zu  gelten  hat. 
Die  Höhe  der  für  Ueberstunden  festgesetzten 
Vergütung  darf  den  anderthalbfachen  Be- 
trag der  normalen  Vergütung  nicht  über- 
schreiten. Außer  der  Vergütung  für  ge- 
leistete Ueberstunden  auf  dem  gleichen  oder 
einem  anderen  Arbeitsgebiet  ist  keinerlei  (die 
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für  die  betreffende  Gruppe  und  Kategorie  | 
festgesetzten  Sätze  überschreitende)  ergän- 
zende Verf,'üluni;  zulässig,  unlcr  wckficin 
Verwände  und  in  welcher  Form  sie  immer 
auch  gewährt  werden  würde  und  unabhängig 
davon,  ob  die  Auszahlung  der  Vergütung  an 
der  gleichen  oder  an  verschiedenen  Stellen, 
an  denen  die  .\rbeit  geleistet  wird,  erfolgt. 
Personen,  die  an  mehreren  Stellen  sich  be- 
tätigen, sind  verpflichtet  zu  erklären,  von 
welcher  dieser  Arbeitsstellen  sie  ihre  Ver- 
gütung zu  beziehen  wünschen. 

l'ersoncn,  die  entgegen  den  bestehenden 
Bestimmungen  eine  ergänzende  Vergütung 
erhalten,  werden  wegen  Betrugs  zur  straf- 
gerichtlichen Verantwortung  gezogen  und 
die  ihnen  über  die  normale  Kntlohnung  hinaus 
ausgezahlte  Vergütung  wird  ihnen  von  ihrem 
nächsten  Gehalt  abgezogen.  Von  der  an  den 
Arbeitnehmer  zur  Auszahlung  gelangenden 
Vergütung  darf  das  entgegen  den  Bestim- 
mungen ausgezahlte  lirgänzungsgehalt  sowie 
der  vom  Arbcitnehiner  während  des  Urlaubs 
verdiente  Betrag  zurückbehalten  werden, 
■wobei  auch  Abzüge  für  versäumte  Arbeitszeit 
zulässig  sind. 

Außer  den  hier  angegebenen  sind  keinerlei 
andere  Abzüge  statthaft,  in  welcher  Form 
und  unter  welchem  Verwände  immer  sie  auch 
vorgenommen  werden  so  llen.  Die  Aus- 
zahlung der  Vergütung  darf  nicht  erfolgen, 
bevor  die  .\rbeit  geleistet  ist.  Handelt  es  sich 
um  ständige  Arbeit,  so  hat  die  .\uszahlung 
der  Vergütung  periodisch  zu  erfolgen,  jedoch 
nicht  seltener  als  alle  zwei  Wochen.  Uie  Ver- 
gütung für  zweiteilige  Arbeiten  und  für  die 
Leistung  einer  einzelnen  bestimmten  Arbeit 
von  weniger  als  zwei  Wochen  Dauer  erfolgt 
sofort  nach  Beendigung  der  Arbeiten.  Die 
Auszahlung  der  Vergütung  erfolgt  in  Geld 
und  in  Naturallohn  (Ucberlassung  von 
Wohnräumen,  Verpflegung,  Lebensmitteln). 
Die  .\uszahhing  von  Naturallohn  bedarf  der 
Genehmigung  des  örtlichen  Arbeitsamtes, 
das  gemeinsam  mit  dem  zuständigen  Ge- 
■werkschaftsverband  die  Schätzting  vornimmt. 

Die  Auszahlung  der  Vergütung  hat  wäh- 
rend der  Arbeitszeit  an  der  Arbeitsstelle  zu 
erfolgen.    Der  Arbeitnehmer  erhält  die  Ver- ! 
gütung  nur  für  wirklich  geleistete  Arbeit,  j 
Wenn  die  Arbeit  im  Laufe  des  Arbeitstages  j 
aus  vom  Arbeitnehmer  unabhängigen  Grün- 1 
den  (wegen  zufälligem  oder  durch  die  Ver- ! 
waltung  verschuldetem  Warten)  nicht  ver- 
richtet werden  konnte,  wird  die  V^ergütung  \ 
für  die  übertragene  und  übernommene  .\rbeit 
bezahlt,  und  ihre  Höhe  muß  bei  Arbeiten 
gegen  tägliche  Vergütung  den  Tarifsätzen 
für  Tageslohn  und  bei  Akkordarbeit  dem 
durchschnittlichen  Tagesverdienst  des  be- 
treffenden Arbeitnehmers  entsprechen.  Die 
Vergütung  steht  dem  Arbeitnehmer  auch 
während  seines  Urlaubs  zu.   In  Krankheits- 

Baailwurterbucb  der  StaatäWissenscbattcD.   4.  Äutl 


fällen  wird  dem  Arbeitnehmer  die  ihm  zu- 
stehende Vergütung  in  Form  einer  Unter- 
stützung, die  von  den  Krankenkassen  ge- 
zahlt wird,  ausgehändigt.  Arbeitslosen- 
unterstützung wird  aus  dem  Arbeitsloscn- 
fonds  gewährt.  Jeder  Arbeitnehmer  ist  ver- 
pflichtet, ein  Arbeitsbuch  zu  besitzen,  in 
das  Vermerke  über  die  von  ihm  verrichteten 
Arbeiten  und  die  erhaltenen  Vergütungen 
und  Unterstützungen  eingetragen  werden 

6.  Arbeitszeit,  Schonzeit,  Urlaube.  .\la 
normale  Arbeitszeit  gilt  die  in  den  Tarifbe- 
stimmungen für  die  Ausführung  der  betreffen- 
den Arbeit  festgesetzte  Zeit.  Die  normale  Ar- 
beitszeit eines  jeden  Arbeitnehmers  darf 
8  Tages-  bzw.  7  Nachtstunden  nieht  über- 
schreiten. Die  normale  .Vrbeitszeit  eines  jeden 
Arbeitnehmers  darf  G  Stunden  nicht  über- 
schreiten: a)  bei  Personen,  die  das  18.  Lebens- 
jahr noch  nicht  erreicht  haben;  b)  bei  be- 
sonders schweren  oder  gesundheitsgefähr- 
denden Arbeiten  (deren  Verzeichnis  die  .\bt. 
Arbeiterschutz  des  Volkskommissariats  für 
Arbeit  aufstellt).  Während  der  normalen 
Arbeitszeit  muß  den  .Vrbeitnelinu'rn  eine 
Erholungs-  und  Frühstückspause  gewährt 
werden.  Maschinen,  Antriebe  und  Arheits- 
maschincn  müssen  während  der  Pause  ab- 
gestellt werden,  abgesehen  von  Fällen,  wo 
deren  Stillegung  aus  technischen  Gründen 
nicht  möglich  ist  oder  wenn  sie  Zwecken 
der  Lüftung,  Wasserhaltung,  Beleuchtung 
u.  a.  m.  dienen. 

Die  vorgesehene  Pause,  die  nicht  später 
als  4  Stunden  nach  Arbeitsbeginn  eintreten, 
nicht  weniger  als  eine  halbe  Stunde  und  nicht 
länger  als  2  Stunden  dauern  darf,  ist  nicht  in 
der  Arbeitszeit  einbegriffen. 

Für  stillende  Arbeiterinnen  müssen  je- 
doch alle  3  Stunden  ergänzende  Pausen  von 
mindestens  '/^stündiger  Dauer  festgesetzt 
werden.  Die  Arbeitnehmer  verfügen  über 
die  Arbeitspause  nach  eigenem  Ermessen. 
Im  besonderen  steht  iimcn  das  Hecht  zu,  wäh- 
rend der  Arbeitspause  den  Arbeitsplatz  zu 
verlassen.  Ist  der  Charakter  der  Arbeiten 
ein  solcher,  daß  ihre  .\ustührung  eine  den 
für  den  betreffenden  Arbeitszweig  normalen 
Arbeitstag  überschreitende  Zeitdauer  bean- 
sprucht, so  kann  die  Ausführu  ng  der  Ar- 
beiten in  zwei  oder  mehr  Arbeitsschichten 
erfolgen.  Bei  Schichtarbeit  muß  jede  Ar- 
beitergruppe die  normale  Arbeitszeit  leisten; 
der  Schichtwechsel  hat  in  den  in  der  Be- 
triebsordnung vorgeschriebenen  Stunden 
und  ohne  Störung  des  normalen  Arbeits- 
ganges zu  erfolgen.  Arbeiien  über  die  nor- 
male Arbeitszeit  hinaus  (Ueberstunden)  sind 
im  allgemeinen  nicht  gestattet.  Ueber- 
stunden sind  in  folgenden  Ausnahmefällen 
zulässig:  a)  bei  Ausführung  von  Arbeiten 
zur  Verhinderung  von  öffentlichem  Unglück 
und  Gefahr,  die  das  Bestehen  der  Räte- 
Bd.  I.  34 
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Ordnung  bedrohen  und  Menschenleben  ge- 
fährden; b)  bei  Ausführung  von  für  die  All- 
gemeinheit wichtigen  Arbeiten  auf  dem  Ge- 
biete der  Wasserversorgung,  Beleuchtung, 
Kanalisation  und  des  Transportwesens,  zur 
Beseitigung  zufälliger  oder  unerwarteter 
Umstände,  die  eine  Störung  in  ihrem  nor- 
malen Betrieb  verursacht  haben;  c)  im  Falle 
der  Notwendigkeit,  eine  in  Angriff  genom- 
mene Arbeit  zu  Ende  zu  führen,  die  durch 
unvorhergesehene  und  zufällige  Verzögerung 
aus  technischen  Betriebsgründen  während 
der  normalen  Arbeitszeit  nicht  beendigt  wer- 
den konnte,  sofern  eine  Unterbrechung  dieser 
Arbeit  eine  Beschädigung  des  Materials  und 
der  Maschinen  zur  Folge  haben  kann;  d)  bei 
Ausführung  zeitweiliger  Reparatur-  und 
"Wiederherstellungsarbeiten  an  maschinellen 
Vorrichtungen  oder  Anlagen,  wenn  Stö- 
rungen an  diesen  eine  Einstellung  der  Ar- 
beiten für  eine  bedeutende  Zahl  von  Arbeit- 
nehmern zur  Folge  haben.  In  dem  in  Funkt  c 
vorgesehenen  Falle  sind  Ueberstunden  nur 
mit  Genehmigung  des  entsprechenden  Ge- 
werkschaftsverbandes zulässig.  Zur  Lei- 
stung von  Ueberstunden  in  dem  in  Punkt  d 
vorgesehenen  Falle  ist  außer  der  in  vor- 
stehendem Artikel  angeführten  Genehmigung 
die  Erlaubnis  der  örtlichen  Arbeitsinsptktion 
erforderlich.  Die  Leistung  von  Ueberstunden 
ist  allen  Personen  weibliehen  und  solchen 
männlichen  Geschlechts,  die  das  18.  Lebens- 
jahr noch  nicht  erreicht  liaben,  unter  keinen 
Umständen  gestattet.  Die  Zahl  der  Ueber- 
stunden, die  ein  Aibeitnchmer  an  zwei  auf- 
einanderfolgenden Tagen  leistet,  darf  die 
Dauer  von  vier  Stunden  nicht  überschreiten. 
Ueberstunden  als  Ersatz  für  die  durch  Ver- 
spätung des  Aibeituehmers  eingebüßte  Zeit 
sind  niclit  gestattet. 

Jede  vom  Arbeitnehmer  geleistete  Ueber- 
stunde  muß  in  seinem  Arbeitsbuche  ver- 
merkt werden  unter  Angabe  der  ihm  für  die 
geleistete  Arbeitsstunde  gezahlten  Vergütung. 
Die  Gesamtzahl  der  Tage,  an  denen  in  den 
Abteilungen  von  Unteinelimungeu,  Behörden 
oder  Wirtschaften  Ueberstunden  geleistet 
■werden,  darf  i.  J.  die  Zahl  von  50  Tagen 
nicht  überschreiten,  einschließlich  solcher 
Tage,  an  denen  in  der  betreuenden  Abteilung 
auch  nur  ein  Arbeiter  Ueberstunden  ge- 
macht hat.  In  jeder  Unternehmung,  Be- 
hörde oder  Wirtschaft  muß  über  geleistete 
Ueberstunden  besonders  Buch  geführt  wer- 
den. Sämtlichen  Ai  Ijeitnelimern  muß  wöchent- 
lich eine  Ruhezeit  von  mindestens  42 
Stunden  gewährt  werden.  An  den  besonders 
fcstgc-etzlen  Feiertagen  wird  keine  ^\ibeit 
verrichtet.  Der  noriiiaie  Arbeitstag  wird  an 
dem  dem  Ruhetag  vorangehenden  Tage 
um  2  Stunden  gekürzt.  Allen  Arbeitnelimern, 
die  mindestens  (j  Monate  ununterbrochen 
talig  gewesen  sind,  muß  unabhängig  davon, 


ob  sie  ihre  Arbeit  in  ein  und  demselben  oder 
!  in  verschiedenen  Unternehmungen,  Be- 
hörden und  Wirtschaften  ausgeübt  haben, 
I  ein  zweiwöchiger  Urlaub  gewährt  wer- 
den. Alien  Arbeitnehmern,  die  mmdestens 
[  ein  Jahr  ununterbrochen  tätig  gewesen  sind, 
muß  unabhängig  davon,  ob  sie  ilire  Arbeit 
in  ein  und  demselben  oder  in  verschiedenen 
Unternehmungen,  Behörden  und  Wirt- 
schaften ausgeübt  haben,  ein  einmonatiger 
Urlaub  gewährt  werden.  Urlaub  kann  im 
Laufe  des  ganzen  Jahres  gewährt  werden; 
er  darf  aber  nicht  den  normalen  Gang  der 
Arbeiten  in  den  Unternehmungen,  Behörden 
und  Wirtschalten  stören.  Die  Urlaubszeit, 
der  vorgeschriebene  Weg  und  die  Reihen- 
folge bei  der  Urlaubserteilung  müssen  im 
Einvernehmen  mit  den  Verwaltungsorganen 
der  Unternehmung,  Behörde  oder  Wirtschaft 
und  den  Selbstverwaltungsorganen  der  Ar- 
beitnehmer (den  Betriebsräten  und  sonstigen 
Komitees)  festgesetzt  werden.  Es  ist  während 
des  Urlaubs  nicht  gestattet,  bezahlte  Arbeit 
zu  verrichten.  Dem  Arbeitnehmer,  der  wäh- 
rend seines  Urlaubs  bezahlte  Arbeit  rer- 
richtet  hat,  wird  der  von  ihm  im  Urlaub 
verdiente  Betrag  von  der  ihm  zukommenden 
Vergütung  in  Abrechnung  gebracht.  Ein 
durch  außergewöhnliche  Umstände  rerur- 
sachtes  und  mit  Genehmigung  des  Arbeits- 
leiters erfolgtes  Fernbleiben  des  Arbeit- 
nehmers vom  Arbeitsplatz  gilt  nicht  als 
Urlaub;  die  infolge  eines  solchen  Fern- 
bleibens versäumte  Arbeitszeit  wird  nicht 
vergütet. 

7.  Sicherung  der  erforderlichen  Ar- 
beitsleistung. Jeder  Arbeitnehmer  muß 
während  eines  normalen  Arbeitstages  und 
unter  normalen  Bedingungen  eine  bestimmte 
Arbeit  leisten,  die  nicht  geringer  sein  darf, 
als  die  für  die  Kategorie  und  Gruppe,  der  der 
Arbeitnehmer  zugezählt  ist,  festgesetzte  Pro- 
duktionsnorm 

Als  normale  Bedingungen  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  gelten:  a)  gut  instandgehaltene 
Maschinen,  Werkzeugmaschinen  und  Vor- 
richtungen; b)  rechtzeitige  Belieferung  mit 
den  zur  Ausführung  notwendigen  Materialien 
und  Werkzeugen;  c)  geeignete  Beschaffenheit 
der  Materialien  und  Werkzeuge;  d)  ent- 
sprediende  Ausrüstung  des  Arbeitsraunies  in 
hygienischer  und  sanitärer  Beziehung  (ge- 
eignete Beleuchtung,  Heizung  u.  a.  m.). 

Die  Festsetzung  der  Produktionsnormen 
für  Arbeitnehmer  eines  jeden  Berufs  und  die 
Bestimmung  der  Produktionsnornien  für  die 
Ai  beilnehmer  einzelner  Gruppen  und  Kate- 
gorien eriolgt  durch  Schätzungskonimis- 
sionen  bei  den  zuständigen  gewerkschaft- 
lichen Organisationen.  Bei  Festsetzung  der 
Pioduktionsnormen  hat  die  Schätzungs- 
kommission  die  Arbeitsleistung,  die  ein 
Arbeitnehmer  des  betreffenden  Berufs,  der 
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betreffenden  Gruppe  und  Kategorie  während 
eines  normalen  Arbeitstages  und  unter  nor- 
malen technischen  Bedingungen  vollbringt, 
zu  berücksichtigen.  Die  von  der  Schäl zungs- 
koniniission  festgesetzten  I'roduktionsnormen 
werden  von  dem  betreffenden  Arbeitsamt 
unter  Beteiligung  des  V'olkswirlschaftsrates 
bestätigt.  Einem  Arbeitnehmer,  dessen 
Leistungen  systematisch  hinter  den  in  den 
Produklionsnormen  festgesetzten  zurück- 
bleiben, kann  auf  Beschluß  der  zuständigen 
Schätzungskomniission  eine  andere  Arbeit  in 
der  gleichen  Gruppe  und  Kategorie  zuge- 
wiesen werden,  oder  aber,  er  kann  in  eine 
niedere  Grujipe  oder  Kategorie  versetzt 
werden  unter  entsprechender  Herabsetzung 
der  Vergütung. 

Gegen  den  Beschluß  der  Versetzung  in 
eine  niedere  Gruppe  oder  Kategorie  unter 
Herabsetzung  der  Vergütung,  kann  der 
Arbeil  nelimer  bei  dem  örtlichen  Arbeitsamt 
nnd  weiter  bei  dem  Gauarbeitsamt  Einspruch 
trhiben,  dessen  Entscheidung  als  endgültig 
zu  betrachten  ist  und  nicht  weiter  angefochten 
werden  kann.  Wenn  die  Leistung  des  Arbeit- 
neliiners  hinter  den  l'roduktionsnormen  zu- 
rückbleibt infolge  mangelnder  Gewissen- 
halligkeit  oder  grober  Kaclilässigkeit,  kann 
«r  auf  dem  oben  in  Punkt  d  bezeichneten 
Wege  ohne  vorherige  zweiwöchige  Kündi- 
gung entlassen  werden. 

Es  bleibt  dem  Obersten  Volkswirtschafts- 
rat vorbehalten,  gemeinsam  mit  dem  Volks- 
kuniiuissariat  für  Arbeit  eine  allgemeine 
Einschränkung  bzw.  Erhöhung  der  l'roduk- 
tioiisiiüniicu  und  der  Leistung  lür  alle  j\rbeit- 
neliiiier  und  sämtliche  Unternehmungen,  Be- 
hunlin  und  Wirtschaften  eines  bealimniten 
Be/.iiks  vorzunehmen.  Eine  entsprediende 
Arbeitsleistung  wird,  abgesehen  von  Inne- 
halluiig  der  in  diesem  Abschnitt  angeführten 
Besliiiuiuingen  über  Produktions-  und  Lei- 
Btuiit;Miuriiien  für  Unternehmungen,  Be- 
höriU'ii  und  Wirtschaften,  auch  üurcli  die 
Vuischritten  für  den  inneren  Dienst  gewähr- 
leistet. Die  Vorschriften  für  den  inneren 
Dienst  in  den  Kätebehörden  werden  von  den 
Organen  der  Käteniachl  ausgearbeitet  und 
Toiii  Volkskommissariat  für  Arbeit  oder 
dessen  Zweigstellen  bestätigt.  Die  Vor- 
schrilten  lür  den  inneren  Dienst  werden  für 
rätestaatliche,  nationalisierte,  öffentliche  und 
private  Unternehmungen  und  Wirtschaften 
von  den  Gewerksehaflsverbänden  ausge- 
arbeitet und  von  den  zuständigen  Arbeits- 
äiulern  bestätigt.  Die  Vorsclirüten  für  den 
inneren  Dienst  müssen  klare,  genaue  und 
möglichst  erschöpfende  Angaben  enthalten 
über:  a)  die  allgemeinen  Pflichten  aller  Ar- 
beitnehmer (sorglällige  Behandlung  der  an- 
vertrauten Materialien  und  Arbeitsgeräte, 
Befolgung  der  Anweisungen  der  Leiter  be- 
züglich der  Ausführungen  der  Arbeiten,  Inne- 


'  haltung  der  festgesetzten  Arbeitszeit  u.  a.  m.); 
b)  die  besonderen  Pflichten  der  Arbeitnehmer 
eines  bestimmten  Produktionszweiges  (vor- 
sichtiges Umgehen  mit  Eeuer  in  Betrieben, 
in  denen  leicht  entzündbare  Materialien  ver- 
arbeitet werden,  Beobachtung  peinlichster 

!  Sauberkeit  bei  der  jVrbeit  in  Unterneh- 
mungen, in  denen  Nahrungsmittel  herge- 
stellt werden  usw.);  c)  Umfang  und  Art  der 
Verantwortung  bei  Verstößen  gegen  die  in 
den  Punkten  a  und  b  bezeichneten  Pflichten. 
Die  Aufsicht  über  die  Befolgung  der  Vor- 
schriften für  den  inneren  Dienst  ruht  in  den 
Kätebehörden  auf  deren  verantwortlichen 

;  Leitern.  Die  Aufsicht  über  die  Befolgung 
der  Vorschriften  für  den  inneren  Dienst  in 
den  rätestaatliclien,  nationalisierten,  öffent- 
lichen und  privaten  Unternehmungen  und 
Wirtschaften  ruht  auf  den  Selbstverwal- 
tungsorganen der  Arbeitnehmer  (Betriebsräte 
und  sonstige  Komitees). 

8.  Arbeitsinspektion.   Der  I..ebens-,  Ge- 

,  sundheits-  und  Arbeitsschutz  von  Personen, 
die  irgendeine  wirtschaftliche  Tätigkeit  aus- 

i  üben,  obliegt  der  Arbeitsinspektion,  den 
technischen  Inspektoren  und  den  Ver- 
tretern der  Aufsichtsstelle  für  Sanitäts- 
wesen. Die  Arbeits  lnspektion  untersteht 
dem  V'olkskoniniissariat  für  Arbeit  und 
seinen  örtlichen  Organen  (den  Arbeilsänitern) 
und  wird  von  gew  ählten  Arbeitsinspektoren 

j  (-inspeklorinnen)  gebildet.  Die  Arbeits- 
inspektoren (-inspektorinnen)  werden  von  dea 
Gewerkschaltsrälen  gewählt. 

I  Die  Organe  der  Arbeitsinspektion  ver- 
wirklichen die  ihnen  auferlegten  Aufgaben 
des  Lebens-  und  Gesundheitsschutzes  der 
Arbeitnehmer,  indem  sie  die  Durchführung 
der  Bestimmungen  der  erlassenen  (jesetze 
und  der  dem  Lebens-  und  Gesundheits- 
schutze  der  arbeitenden  Massen  dienenden 
Handlungen  der  Kälemacht  überwachen. 

Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  Organe  der 
Arbeitsinspektion:  a)  zu  jeder  Tages-  und 

t  Nachtzeit     alle  Induslrieunternelimungea 

'  ihres  Bezirks  und  alle  Arbeitsstellen,  sowie 
alle  beim  Unternehmen  bestehenden  Ein- 
richtungen für  die  Arbeiter  (Wohnungen, 
Krankenhäuser,  Kinderheime,  Badeanstalten 
u.  a.  ni.)  besichtigen;  b)  von  den  Leitern  der 
Unlernelimungen  und  Wirtschaften,  und  in 
solchen  Unternehmungen  und  Wirtschaften, 
an  deren  Verwaltung  gewählte  Organe  der 
Arbeitnehmer  (Betriebsräte  u.  a.  m.)  be- 
teiligt sind,  von  diesen  Organen  die  Vorlegung 
aller  notwendigen  Bücher,  Dokumente  und 
Berichte  verlangen;  c)  sie  müssen  Vertreter 
der  aus  Wahlen  hervorgegangenen  Ange- 
Etelltenorganisationen,  sowie  Mitglieder  der 
Verwaltung  (Leiter,  Meister,  Aulseher,  Ko- 
lonnenlührer  u.  dgl.)  zur  Ausübung  der 
Ueberwaehungstätigkeit  heranziehen;  d)  bei 
Verstößen  gegen  die  bestehenden  Vorschrif- 

34* 
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ten,  die  betreffenden  Personen  zur  straf- 
reobtliclien  Verantwortung  ziehen;  e)  an  den 
der  Klarstclhing  der  Aj-beitsbedingiingen 
sowohl  in  einzelnen  Unternehmungen  als 
auch  In  ganzen  Industriezweigen  dienenden 
Arbeiten  der  Gewerkschaftsverbände  und 
Betriebsräte  teilnehmen. 

Außerdem  sind  die  Organe  der  Arbeits- 
inspelition  berechtigt,  außerordentliche  Maß- 
uahmen  zu  treffen  zur  Beseitigung  solcher 
Verhältnisse,  die  das  Leben  und  die  Gesund- 
heit der  Arbeiter  bedrohen,  auch  wenn  die 
Ergreifung  der  bezeichneten  Maßnahmen 
nicht  in  eineni  besonderen  Gesetz  oder  einer 
besonderen  Bcstimnumg,  Instruktion  oder 
Verfügung  des  Volkskommissariats  für  Arbeit 
oder  des  "örtlichen  Arbeitsamtes  vorgesehen 
sein  sollte.  Ausführlicht  Bestimmungen  über 
Umfang  und  Art  der  Tätigkeit  der  Organe 
der  Arbeitsinspektion  werden  durch  In- 
struktionen und  Vcrfügunsen  des  Volks- 
kommissariats lür  Arbeit  geti offen.  Die  Auf- 
sicht über  die  genaue  Anwendung  und  Aus- 
führung der  Verfügungen,  Vorscljriftcn  und 
obligatorischen  Bestimmungen  auf  dem  Ge-  \ 
biete  der  Sicherheitstechnik  obliegt  den  tech- 
nischen Inspektoren.  Die  technischen  In- [ 
spektoren  werden  aus  der  Zahl  der  tech- 
nischen Fachleute  von  den  örtlichen  Arbeits- 
ämtern ernannt  und  üben  im  Rahmen  ihrer 
Befugnisse  alle  oben  erwälinlen  den  Arbeits- 
inspelstüren  vorgeschriebenen  Pflichten  aus. } 
Die  technischen  Inspektoren  richten  sich  in  j 
ihrer  Tätigkeit,  abgesehen  von  den  allge- 1 
memen  Bestimmungen,  Verfügungen  und 
Instruktionen  des  Volkskommissariats  für 
Arbeit,  auch  nach  den  von  der  technischen 
Unterabteilung  des  örtlichen  Arbeitsamtes 
ausgehenden  Anweisungen.  Die  Tätigkeit 
der  Aufsichtsstelle  für  das  Sanitätswesea 
wird  durch  Anweisungen  des  Volkskommis- 
sariats für  Gesundheitspflege  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Volkskommissariat  für  Ar- 
beit geregelt. 

9.  Vollzug  des  Arbeitskodex  von  1919. 
An  dem  geltenden  Arbeiterschutze  Rußlands 
sind  drei  Momente  charakteristisch:  einmal 
die  Einführung  des  Achtstundentages  für 
Erwachsene  neben  dem  Sechsstundentage 
für  Jugendliche;  zweitens  die  Feststellung 
von  Mindestlühn  und  Mindestleistung  (wie 
in  den  Anfängen  der  kapitalwirtschaftlichen 
Manufaktur  1741);  drittens  der  Vollzug  durch 
vorwiegend  gewählte  aus  Arbeiterkreisen 
stammende  Organe.  Ueber  die  Wirksam- 
keit dieser  Gesetzgebung  hat  die  Presse  wider- 
sprechende Angaben  verbreitet,  so  daß  nur 
zuverlässigen  Erliebungen  oder  dem  Augen- 
schein Vertrauen  zu  schenken  ist.  Es  liegen 
nun  in  der  von  der  Räteregierung  deutsch 
herausgegebenen  „Russischen  Korrespon- 
denz" Jahrg.  1,  Bd.  2,  Nr.  11  (August  1920, 
S.  521J  und  .Nr.  19-20  (Dezember  1920  S 


1211)  die  Ergebnisse  von  Erhebungen  vor, 
die  Anfang  1919  besonders  über  den  Ar- 
beiterschutz der  Jugendlichen  unternom- 
men wurden.  Was  das  Arbeitsverbot  für 
Kinder  unter  14  Jahren  betrifft,  so  be- 
fanden sich  gesetzwidrig  2,6  v.  H.  der 
7695  Personen  unter  18  Jahren  in  den  Mos- 
kauer Betrieben.  Die  Z.ahl  der  demnächst 
auszusciiließenden  14— löjährigen  betrug 
23,8  V.  H.;  verbotene  Nachtarbeit  der  Jugend- 
liclien  fand  man  bei  328  von  4340  Jugend- 
lichen. Der  gesetzliche  Sechsstundentag  ist 
von  72,9  V.  H.  überschritten  worden,  zwei 
Drittel  der  Jugendlichen  arbeiteten  8  Stun- 
den, ein  Beweis,  wie  schwierig  es  ist, 
zwei  Regelungen  der  Arbeitsdauer  neben- 
einander durchzuführen;  unter  dem  Min- 
destlohn des  Tarifs  arbeiteten  von  5698 
Jugendlichen  803,  also  14,1  v.  H.  (be- 
sonders Tabakarbeiter).  Man  beklagt  auch 
den  Mansel  an  Schutzvor.schriflen  für  Frauen 
in  gesun'dheitsgefährlichen  Betrieben.  Das 
Personal  der  Inspektion  bestand  1920  in 
Rußland  aus  129,  in  Moskau  aus  34  In- 
spektoren, davon  sind  15  Arbeiterinnen, 
12  Angestellte,  7  Vertreter  freier  Berufe;  3 
haben  Hochschul-,  9  Mittelschul-  und  mittlere 
Fachschul-,  19  Volksschulbildung  genossen; 
25  gehören  den  Kommunisten  und  nahe- 
stehenden Parteien  an,  10  von  den  Inspek- 
torinnen haben  Streiks  organisiert.  Wie  offen 
einbekannt  wird,  hat  die  wLtschaf  fliehe 
Zerrüttung  auch  der  Durchführung  des  Ar- 
beiterschutzes gewaltige  Schwierigkeiten  be- 
reitet. Die  Zahl  der  Industriearbeiter  be- 
trug 1918  in  33  Gouvernements  1'/«  Mill. 
in  6090  Betrieben,  1920:  867  000  Arbeiter 
in  5877  Betrieben;  Ende  Februar  1922  (nach 
anderen  Quellen):  7G9  000  Arbeiter  in  3354 
Industriebetrieben. 

Literatur:  In  russ.  Spracht^  (mu-h  Tugan-Bara- 
voivskij,  lldw.  d.  St.  S.  Auß.J:  Berichtp  der  Fabrik- 
inspcktorpii.  —  IV,  Andrejv.w.  Die  Arbeit  der 
Miiiderjakri(jen  in  Uitßland  und  in  Westeiiropap 
ISS4.  —  L.  Siii!ietuwitHch,  Gesch.  der  Gesetz- 
gebung für  Montan-  und  Fabrikwescn,  S  Bde., 
6'^.  — .  A.  FedCloroiL't  IJie  Fabrikgesetz- 
gebung der  zivilisierten  Staaten,  ISS4.  -  J.  J", 
JttHsItuI ,  Sammlung  von  Artikeln  über  Volks- 
wii-tschafl,  Politik  ujid  Gesetzgebung,  ISS4.  — 
.■i.  .\.  MUciUin,  Grundriß  der  Gesch.  der  An- 
wendung des  G.  V.  ü'./  VI.  ISSG  über  die  Ver- 
dingung von  Arbeitern  in  den  Fabriken  des 
Gouv.  Wladimir,  1S9S.  —  Columb.  Weltaui- 
stcLlung  in  Chicago,  JS9S.  —  Fubrikindustri« 
■und  llindcl  Rußlands,  1S9S  (auch  englische 
Ucbersetz.j.  —  yi.  Titgaii'üaranowsh'ii,  Die 
geschichtliche  Entwicklung  der  russischen  Fabrik, 
I.  Bd.,  ISOS  (im  Deutsche  übers.).  —  lAtwinow- 
l<\llin»ky ,  Die  Fabrikgesetzgebung  in  Rußland, 
l'JOO.  —  Mikul  in,  Die  Fabrikinspektion  in 
Rußland,  1905.  —  Ä'.  Pfokopoivituch,  Zur 
Arbeiterfrage  in  Rußland,  1005.  —  J,  Osei'ow^ 
Die  Arbeiterpolitik  in  Rußland  in  den  letzten 
Jahren,  1905.  —  Paahitnow,  Die  Lage  der  Ar- 
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keiterkla^se  in  Rußland  (ins  Deutsche  übersetzt), 
2906.  — f/.  JutiMltul,  JCrinnerungcn  eines  Fabrik' 
injtpektors,  1906.  —  Jn  deutscher  Sprache  : 
K.  liilcher.  Das  russische  Oesetz  über  die  in 
Fabriken  und  Manu/aktnrrn  arbeitenden  Minder- 
jährigen von  1SS2,  Jb.  j.  Sat.,  N.  F.  VII,  S.  54I. 

—  Zur  Arbeiterversicherung  in  Rußland,  Russische 
Revue,  I884.  S.  78,  —  Die  industrielle  Statistik  und 
die  Gesetzgebung  über  Fahrikeu,  Russische  Rcrue, 
1884.  S.  äsO.  —  S.  V.  Ovdfua,  Die  Gewerbepolitik 
Rußlands  v.  Peter  I.  bis  Katharina  II.,  1885.  — 
A.  atflhnacher,  Ein  lieitrag  zur  Darstellung 
der  Hausindustrie  in  Rußland  (Kap.  15),  1880. 

—  Ii.  ZejfHH  u.  &  SlarIcOHf  Russisches  G.  betr. 
die  Verdingungen  laudwirtsch.  Arbeiten,  Jb. 
f.  Nat.,  N.  F.  XV,  S.  SO.  —  M.  v.  SoboU'/J\ 
Die  itirtschajtliche  Gesetzgebung  Rußlands  i.  J. 
1805,  Jb.  f.  Nat.,  XI,  S.  1806,  706.  —  */.  v. 
Jieti  fiter ,  Die  Arbeitrrschutzgesetzgebung  in 
Rußland,  Ildw.  d.  St.,  J.  Aujl.  Jld.  I,  1800. 
I8najtj',  Zur  Politik  des  russischeii  Finanz- 
minist'  riums,  Stuttgart  1808.  —  E.  il.  De- 
meutjijf,  Die  russische  Fabrikgesetzgebung, 
Arch.  /.  soz.   Ges.  u.  St.,   III.  Bd.,   S.  S84. 

—  Die  Fabrikgesetzgebung  des  russ.  Reichs, 
I8O4.  —  C  J.  UoHtiiberg  f  Zur  Arheiter- 
sebutzgesetsgebung  in  Rußland,  1805  (unzuver- 
lässig, s.  die  Besprechung  von  P.  v.  Slruve, 
Arch.  f.  soz.   Ges.  u.  Stat.,  IX.  Bd.,  S.  S07). 

—  Die  neuere  Fabrikgesetzgebung  Rußlands, 
Arch.  f.  soz.  Ges.  u.  Stat.,  XII.  Bd.,  S.  473. 

—  ir.  Leontir/ft  Die  Lage  der  Bauniwoll- 
mrbeiter  in  St.  Pcter-^burg.  Die  Gcttch.  d.  In- 
dustrie u.  die  Fabrikgesetzgebung,  München  1006. 

—  Im  sozialpol.  Zentralblatt:  S.  DtDiZynsIca, 
Die  neuesten  Fortschritte  der  Fabrikgesetzgebung 
vn  Rußland,  I.  Bd.,  S.  83.  —  O.  Paliukouaky, 
Die  neuesten  Veränderungen  in  der  russischen 
Fabrikgesetzgebung,  III,  S,  162.  —  /'.  v.  >/nn'€', 
Das  Lodzer  Projekt  einer  gesetzlichen  Regelung 
der  Arbeitszeit  in  den  Fabrik-  und  Ilandwerk- 
unternehmen  Rußlands,  IV,  S.  ^5.  —  Russischer 
Gesetzentwurf  gegen  Handel  mit  Arbeitshänden, 
I V,  S.41O.  —  Schutiaho/J ,  Der  Streik  der  Spinner 
in  St.  Petersburg,  V,  S.  IS64.  —  /n  russ.  Sprache 
nach  Mitteilung  von  N.  Rubakin,  Lausanne: 
J.  A Ivxaiiü rovsky,  „Arbeitsschutzbiblio- 
thek",  Petersburg  1016  (eine  Sammlung  von  Uro- 
schüren  über  den  Arbeiterschutz).  —  ÜrravlbCf 
Arbeitcrlebens-  und  Gesundheitsschutz  in 
der  Industrie,  Petersburg  Uli,"!.  —  1(.  Itvlsky, 
K.  Ooman,  I.  Sclntkovsky.  L>.  Keller, 
A.  Jinuiziiif  Berichte  des  Fubrikärztekongrcsses 
und  der  Voisteher  der  FabriJnnduslrie,  Moskau 
1908  u.  1910,  S  Bde.  —  S.  Itvrnstein-Koauji, 
Die  Zahl  und  die  Lage  der  Petersburger  Arbeiter. 
Versuch  einer  vergleichenden  ICrj'orschung.  Aus 

dem  Petersburger  PolytecKninchcn  Institut,  Peters- 
burg 1910.  —  P.  BriiuelKf  Der  Advokat  der 
Arbeit.  Ein  Sainmelwerk  über  die  Rechte  der 
Beamten  in  Handels-  u.  Gewerhcuniernehmnngen 
und  auf  den  Eisenbahnen,  Pcter.sbnrg  IOI4.  — 
A .  liy  kov  f  Fabrikgesetzgeb u ng  in  Ru ßla n d, 
1909.  —  Derselbe,  Das  Arbeitsamt  in 
Rußland.  Eine  Reihe  von  Angaben  über  den 
Arbeiterschutz,  Moskau  1016.  —  K.  Uementj*tl\ 
Die  Autokratie  jind  die  Arbeiterstreike. 
Min  schriftlicher  Bericht  des  Finanznünisters 
Witte  über  die  Bewilligung  der  Arbeiter- 
streike (von  der  Zarenregierung  mit  Beschlag 
belegt).  —  Derselbe,   Ein  summarischer 


Bericht  der  Fabrikinspektoren.  Oj^z.  jährt.  Ausg. 
(seit  1900).  —  V.  Kancl,  Arbeitervertrag.  Zur 
Frage  über  die  Lage  der  Arbeiterklasse  in 
Rußland,  Moskau  1907.  —  Ä  Gvoi-idcv,  Tage- 
buch eines  Fabrikinspektors,  Moskau  1911.  — 
A.  Gtidvan,  Arbeiterschutzgesetzgebung,  Odessa 
191S.  —  /.  KoHminychlanin,  Ausdehnung 
des  Arlei'stages  und  des  Arbeitsjahres  in  den 
Fabriken  im  Moskauer  Gotivernemenl,  Ausg.  des 
Museums  für  Arbeitsförderung,  Moskau  lOlS.  — 
M.  Ltinz,  Eine  Sammeljichrifl  zur  Geschichte 
der  Fabrikgesetzgebung  in  Rußland,  Moskau  1909. 
(Von  der  Zarenregierung  mit  Beschlag  belegt).  — 
Materialien  über  die  Ausdehnung  der  Arbeits- 
zeit. Amtl.  Ausg.  (seit  1004). —  Materialien 
Uber  die  Arbeiterfrage,  Stuttgart  1013  (von  der 
Zarenregierung  mit  Beschlag  belegt).  — 
K.  PiiMchttnoVp  Einige  Ergebnisse  und 
und  Aussichten  in  der  .Xrbeiterfrage  in  Rußland, 
Petersburg  lOlv.  —  F.  PavtoJ\  Zehn  Jahre 
Arbeit,  3Ionkau  10O6.  —  X.  I*olian.sky,  Die 
russische  Kriminalgesetzgebung  über  die  .Arbeiter- 
Streike,  Moskau  lUlS.  —  V.  Stiattovsicy,  Ar- 
beitervereinsgesetzgebung in  Rußland  und  im 
Westen,  Petersburg  1007.  —  M.  Uvavoff'  und 
JjiaUn^  Arbeiterlebens-  u.  •gesundheitsschutz, 
3Ioskau  1907.  —  G,  Vcrchovsky,  Ruhezeit  der 
Handels-  u.  Industriebe.amten.  Eine  Enquete 
v.  1000,  S.Lieferung,  IOIS—IOI4.  — I.  VoÜlnsky, 
Arbeitseinstellung  und  der  Arbeitsvertrag  auf 
Grund  des  russischen  Gesetzes,  Petersburg  1910. 

—  V.  Sehet ki^wltticU,  Aper^  general  de  la 
legislation  generale  russe,  Paris  1912.  — 
ElUiHHon,  Gesetz  zur  Regulierung  der  Be- 
ziehungen zwischen  Fabrikunternehmern  und 
Arbeitern  in  Rußland,  Petersburg  1008  — 
Derselbe,  Erstes  Arbeitsgesetzbuch  in  franzö- 
sischer,  englischer  und  deutscher  Sprache,  1919 
A.  ISucharin  u.  E.  PrfuttraHchvnakyf  Das 
AliC  des  Kommunismus,  Kap.  XVIII,  ArbtiUn-- 
schütz  und  soziale  Versorgung,  Moskau  lÜÜO.  — 

—  /.  Esmantikyj  Der  souittisrhe  Aufbau  und 
die  Theorie  der  Arbeifsfunktionen,  Taganrog 
19S0.  —  y.  aredeskul,  Die  befreite  Arbeit. 
Der  Arbeitstag  beurteilt  vom  psychologischen, 
ökonomischen  u.  kulturellen  Standpunkte,  Peters- 
burg lOSO.  —  U.  Guchmanti,  Materialien 
über  Arbeitsstatistik,  Azerhaidsehaner  statisti- 
sches Arbeitsamt,  1021.  —  Helfer,  Die  Prole- 
tarierrevolution und  die  soziale  Versorgung  der 
Arbeitenden,  Moskau  1010.  —  S.  Kaplan,  Ar- 
beitrrschutz  u.  seine  Organe,  Moskau  1910.  — ■ 
-1.  Kollontalf  Die  Gesellschaft  und  die  .Mutter- 
schaft, I.  Bd.,  Staatsmutterschaf Isversichr.rung, 
Petersburg  1015.  —  V.  Vletneff,  Arbeiter- 
kontrolle. Praktische  Ilinweisnufjen  für  den 
Fabrikaftsschuß,  Moskau  1018.- —  Ivg.  SihnroVf 
Arbeitsreguliciung  als  ein  Mittel  der  Produk- 
tivitätsvergrößerung, Moskau  1920.  —  Derset  be, 
Statistik  der  Arbeiterstreike.  Amtliehe  Aus- 
gabe seit  I8O0.  —  Derselbe,  Statistik  des 
Resultats  der  Einfüh  ru  ng  des  Fahrt ksgcsetzea 
vom  2.  VI.  190S  im  Zeiträume  von  drei  Jahren 
1904- 1006  (amtl.  Ausgabe).  ~  S.  Slrumilln, 
Materialien  der  Arbeitsstatistik,  Moskau  1920, 
—  Z.  Tetenborn,  Die  Arbeitersehutzgesctze  der 
Sorjets,  Moskau  1920.  —  Kodex  der  Arbeit, 
Russ.  KvT^espondenz ,  Hamburg.  1020  (deutsch).  — 
Bureau  International  du  Travail.  Les  Conditions 
du  Travail  dans  la  Russie  des  Sowjets  (Biblio- 
graphiej,  Genf  1930.  —  K,  Eabry,  Cne  legisla- 
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tioncormmmistf,  Paris,  1920.  —  Persel  be,  L'in- 
duslric.  Riisse  et  la  molution,  Paris  1HI9.  — 
Kllha7i>~ky.  Die  Gesctzgehnng  dn-Bolschnfiki, 
Leipzig  1020,  (sehr  unvollsl.i  —  S.  Xatioi-sicii, 
La  Republique  des  Soviets,  Bilan  economiqiie, 
Paris  1921.  Uerselbe,  L' Evolution  actuelle  du 
Bolchivisme  Russe.  Preface  de  E.  Vandervelde, 
Paris  1921.  —  Spectator,  Sowjet-Rußland  in 
Zahlen,  Berlin  1931.  —  Bureau  Inlernatinnai 
du  Travail  (Genf);  L'orgnnisation  de  l'indusrie 
et  les  conditions  du  trarail  dajis  la  Bussie 
des  Snitiets.  lEludes  et  Documenis,  No.  S,  t^erie 
B,  Juli  1922). 


VIII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Finnland. 

A.  Gesell  i  ch  tli  ch  e  Entwicklung.  1.  Bis 
1917.  2.  Seit  1917.  B.  Geltendes  Recht  und 
Vollzug. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 
1.  Bis  1917.  Dieses  Land  zählte  1S90  nur 
6500  Gewerbebetriebe  mit  59000  Arbeit  tu,  bei 
einer  Gesamtbevölkerung  von  2,4  Millionen. 
Dennoch  machte  sich  der  Mangel  an  Normen 
der  Gewerbe-  und  Sozialpolitik  fühlbar,  dem 
durch  die  GO.  v.  31./1II.  1879  und  die  In- 
dustriearbeiterschutz V.  v.  15./IV.  1889  ab- 
geholfen werden  sollte.  Die  letztere  galt  nur  für 
Motorbetriebe.  Sie  fi.xierte  das  12.  Lebensjahr  als 
Zulassungsalter  zur  industriellen  Arbeit.  Die  Ma- 
ximalarbeitszeit war  lediglich  bis  zum  vollen- 
deten 15.  Lebensjahre  (wie  gleichzeitig  in  Ruß- 
land) geregelt  und  zwar  auf  8  Stunden  mit,  auf 
G'/o  Stunden  ohne  Pausen  im  Maximum.  Das  Ver- 
bot der  Nachtarbeit  galt  bis  zum  18.  Lebens- 
jahre durch  8  Stunden  (9-5).  Bei  ärztlich  nach- 
gewiesener Tauglichkeit  konnten  Ausnahmen  von 
dieser  Norm  eingeräumt  werden.  Die  erwach- 
senen jVrbciter  waren  ungeschützt;  selbst  Wöch- 
nerinnen war,  wie  in  Ungarn,  keine  Schonzeit 
gewährt.  Das  Gesetz  führte  die  Fabrikinspektion 
ein.  Wie  in  Skandinavien  folgte  dem  Industrie- 
arbeiterschutz der  der  Bäcker-  und  Zucker- 
bäckergehilfen durch  das  G.  v.  22./V./4./VI.  1908 
mit  Nachtarbeitsverbot  (9  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens),  Arbeitsschluß  an  Vorfeiertagen  um 
6  Uhr  und  Sonntagsruhe.  Bei  besonderen  An- 
lässen kann,  höchstens  10  mal  im  Jahre,  Nacht- 
arbeit ge.=tattet  werden.  Dieses  Gesetz  von  1908 
ist  das  erste  europäische  Achtundvierzig- 
stundengesetz  für  Erwachsene.  An  ein- 
zelnen Tagen  darf  nicht  mehr  als  10  Stunden  ge- 
arbeitet werden  (§  3).  Höchstens  100  Ueber- 
stunden  im  Jahre  (10  in  der  Woche)  sind  gegen 
50  v.  H.  Lohnzuschlag  zulässig.  Ein  weiterer 
Fortschritt  ist  die  Abschaffung  des  Kost-  und 
Logiszwanges.  Arbeiter  sind  in  bar,  nicht  in 
Leistungen  zu  bezahlen  (^  5).  Sanitäre  Maß- 
regeln 111  liäckereien  enthält  der  Senatsbeschluß 
y.  11;./ VII.  191«.  Noch  früher  hat  Finnland  die 
Initiative  zum  Weißphosnhorverbot  in  der 
Zündholzindustrie  ergriffen.  Einer  Kaiserl.  V. 
V.  21./V1I.  18G5,  die  die  Zündholzerzeugun" 
außerhalb  der  Fabriken  untersagte,  folgte  anc'e- 
sirhts  der  Steigerung  der  Fälle  von  PhospliSr- 
nekrose,  von  Dorfbränden  durch  leicht  entzünd- 
hclie  Zündhölzer,  zuletzt  infolge  der  Zunahme 
weiblicher  belbstmordc  mittels  solcher  Abortiv- 


mittel, das  Verbot  der  Verwendung  des  Weiß- 
phosphors durch  Kaiserl.  Bek.  v.  13./XI.  1872. 

Die  Zunahme  der  Industrie  hatte  1909  eine 
Reorganisation  der  Gewerbeaufsicht  zur  Folge; 
es  wurde  ferner  das  G.  v.  15./VI.  1889  in  bezug 
auf  Gesundheitsschutz  und  Ünfallverhütung  er- 
setzt durch  die  Kaiserl.  V.  betr.  Schutz  gegem 
Betriebsgefahren  v.  4./IV.  1914,  die  den  skandi- 
navischen Bestimmungen  über  Lüftung,  Mindest- 
luftraum pro  Arbeiter  (§  2:  10  cbm),  .\nzeige- 
pflicht  usw.  entspricht  und  den  Senat  bevoll- 
mächtigt, Schutzvorschriften  für  gefährliche 
Gewerbe  zu  erlassen  (§  17).  Auf  Grund  dieser 
Befugnis  sind  Senatsbeschlüsse  ergangen  für 
Druckereien  25./V.,'7./VI.  1917,  Stein - 
hauerei  25./V. .^./VI-  1917,  Zigarren-,  Zi- 
garetten-, Tabakfabriken25./V./7./VI.1917. 

2.  Seit  1917.  Unter  dem  Drucke  der  nach  der 
Märzrevolution  von  1917  einsetz  -nden  Streik- 
bewegung entschloß  sich  die  provisorische  rus- 
sische Regierung  die  Hauptbestimmungen  der  V. 
v.  15./IV.  1889  aufzuheben  und  an  ihre  Stelle 
eine  Verordnung  zum  Schutze  der  Arbeiter  in 
Fabrik-  und  Handwerksbetrieben,  Bauarbeiten, 
Eisenbahnen  usw.  am  18./VIII.  1917  zu  erlassen. 
Die  Verordnung  gilt  auch  für  Staats-  und  Ge- 
meindebetriebe, aber  nicht  für  Bauarbeilen  von 
Privatpersonen  auf  dem  flachen  Lande,  .M'iereien 
und  ländliche  Unternehmungen  mit  weniger  ali 
drei  Arbeitern.  Kinder  dürfen  in  der  Regel  erst 
vom  14.  (bisher  12.1  Jahre  an  arbeiten.  Kindern 
und  Jugendlichen  (unter  18  Jahren)  sind  Unt.r- 
tagcarbeitund  anderegefährliche  undgesundheits- 
schädlirhe  .Arbeiten  (das  Tragen  schwerer  Lasten 
u.  dgl.)  untersagt.  Kinder  und  weibliche  Jugend- 
liche dürfen  weder  zum  Zutragen  von  Mörtel 
und  Ziegeln  bei  Bauarbeiten  noch  zum  Laden 
und  Löschen  von  Waren  verwendet  werden. 
Kinder  und  Jugendliche  haben  ein  Alterszeugnii 
und  eine  ärztliche  Bescheinigung  beizubringen, 
daß  die  vorgesehene  Arbeit  ihrer  Gesunilheit  und 
körperlichen  Entwicklung  nicht  nachteilig  ist. 
Nachtarbeit  ist  Kindern  von  7  Uhr  abends  bis 
7  Uhr  morgens.  Jugendlichen  von  7  lihr  abends 
bis  G  Uhr  morgens  verboten,  ihre  Arbeitsdauer 
darf  höchstens  G  bzvr.  8  Stunden  im  Tag  be- 
tragen. Für  Jugendliche  kann  die  Industrie- 
behörde Ausnahmen  zulassen,  wenn  dies  zn 
Zwecken  der  Berufslehre  notwendig  ist.  Im  all- 
gemeinen ist  auch  erwachsenen  Arbeitern  (über 
18  Jahre)  die  Nachtarbeit  (9  Uhr  abends  bis 
6  Uhr  morgens)  verboten.  Wird  jedoch  in  zwei 
höchstens  Sstündigen  Schichten  gearbeitet,  s* 
darf  die  Arbeit  bis  11  Uhr  abends  fortgesetzt 
werden;  auch  ist  das  3-Schichtensystem  ge- 
stattet (jede  Schicht  höchstens  8  Stunden).  Als 
Höchstarbeitsdauer  für  alle  erwachsenen  Ar- 
beiter setzte  das  Gesetz  als  Regel  den  Zehn- 
stundentag  (120  Stunden  in  2  Wochen)  fest 
(§  10).  Das  Gesetz  enthält  kein  Verbot  der 
Frauennachtarbeit,  gewährt  aber  den  Wöch- 
nerinnen 4  Wochen  Schonzeit  und  verbietet  ge- 
sundheitsschädliche Arbeit  der  Schwangeren  (§17). 

Diese  Konzessionen  erwiesen  sich  als  un- 
zulänglich. Der  Senat  beschloß  nun  die  Ein- 
führung des  Achtstundentages  in  den  Eisen- 
bahnwerkstätten und  in  der  Senatsdruckerei. 
Die  Metallarbeiter  setzten  die  Forderung  des 
Achtstundentages  in  einem  eintägigen  Streik 
(18./ IV.  1917)  durch;  denselben  Erfolg  erzielten 
die  Arbeiter  der  graphischen  Gewerbe,  der  Säge-, 
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der  Papier-  und  Holzstoff-,  der  Glasindustrie.  | 
Arbeitgeber  der  versebiedcnstcn  Gewerbe,  ferner 
Stadtverwaltungen  wie  diejenige  von  Helsinjfors, 
fol^lcn.  Im  Landtag  wurden  von  Sozialdemo- 
krat ischor  Seite  zwei  Gesetzentwürfe  betr.  Ein- 
führung des  Achtstundentages  in  der  Industrio  ' 
und  in  der  Landwirtschaft  eingebracht.  Aus  dem 
ersten  dieser  Entwürfe  ist  im  wesentlichen  das 
AchtstundcnG.  v.  27./X1.  1917  hervorge- 
gangen. Es  bezieht  sich  auf  alle  Arten  von  Be- 
trieben außer  Kamilienbetriebe,  Mauswirtschaft 
und  Landwirtschaft.  Die  Arbeit  darf  in  der 
Regel  nicht  länger  als  8  Stunden  tätlich  und 
96  Stunden  in  zwei  Wochen  dauern.  Wenn  die! 
technische  Eigenart  der  Arbeit  oder  sonstige 
zwingende  Umstände  es  erfordern,  dürfen  die 
Arbeiter  langer  als  8  Stunden  täglich  beschäftigt 
werden,  doch  so,  daß  die  Zahl  der  wöchentlichen 
Stunden  dadurch  nicht  erhöht  wird.  Bei  ein- 1 
zelnen  Arbeilsarten,  z.  B.  im  Verkehrswesen,  in 
Krankenhäusern  und  Gefängnissen,  bei  der  i 
Flößerei,  Molkerei,  bei  Lade-  und  Löscharbeiten 
usw.  darf  die  Arbeitszeit  in  4  Wochen  192  Stun- 
den nicht  überschreiten,  so  daß  also  ein  Mittel 
von  täglich  8  Stunden  gewahrt  bleibt.  Hei 
Gruben-  und  Uergwerksarbeit  wird  die  Zeit  der 
Ein-  und  Ausfahrt  in  die  Arbeitszeit  eingerechnet. 
Ueberslunden  sind  in  beschränktem  Maße  zu- 
lässig und  sind  in  den  ersten  zwei  Stunden  mit 
mindestens  50%,  weiterhin  mit  mindestens  100% 
Lohnzuschlag  zu  bezahlen.  Hei  Arbeitsunter- 
f>rechiing  und  drohendem  Sachschaden  infolge 
Ton  Naturereignissen  können  die  täglichen  Ar- 
beitizeiten  während  höchstens  4  Wochen  ango- 
nieisen  ül)erschritten  werden.  Den  Arbeitern 
ist  am  Sonntag  oder,  wenn  dies  nicht  möglich,  an 
«inem  Wriilientage  eine  ununterbrochene  min- 
destem SOstündige  Freizeit  zu  gewähren.  Bei 
ßstündiger  Arbcit.sdauer  muß  den  Arbeitern  eine 
mindestens  1  stündige  Essenspause  eingeräumt 
werden;  bei  Schichtbetrieb  muß  die  Pause 
Vi  Stunde  betr.igcnodor  den  Arbeitern  Gelegenheit 
gegeben  werden,  während  der  Arbeitszeit  ihre 
Mahlzeit  einzunehmen.  Dem  Arbeitgeber  ist 
Torboten,  Arbeit  nach  Hause  zu  geben.  Das 
Gesetz  ist  3  Monate  nach  seiner  Genehmigung 
in  Kraft  getreten. 

I)is  Gesetz  war  eine  in  bezug  auf  Frauen- 
schutz und  Z;'.lil  der  Wochenstunden  abge- 
schwächte Ausgabe  des  russischen  Achtstunden- 
G.  T.  29./X./11./XL  1917.  Dennoch  erhob 
sich  ge^en  seine  Durchführung  solcher  Wider- 
stand, daß  weitere  Abschwächungon  durch  Ge- 
währung von  Ucberstimden  und  l'auschalaus- 
nahmen  in  einer  Novelle  v.  14./V1II.  1918  er- 
folgten. Nach  §  3  des  ersten  G.  v.  29./X.  1917 
w,iren  in  der  Regel  —  bei  Zustimmung  der  Ar- 
beiter und  gegen  höhere  Entlohnung  —  10  Ueber- 
stunden  in  der  Woche  bzw.  40  Ueberstunden  in 
4  Wochen,  insgesamt  höchstens  150  Ueber- 
stunden im  Jahre,  und  außerdem  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Inspektionsbehörde,  falls  der 
regelmäßige  Fortgang  der  Arbeit  es  unbedingt 
erheischte,  noch  bis  zu  100  weiteren  Ueber- 
stunden gestattet.  Die  Novelle  v.  14./Vin.  1918 
läßt  nunmehr  bis  zu  24  Ueberstunden  in 
2  Wochen  und  bis  zu  48  Ueberstunden  in  4  Wochen, 
insgesamt  bis  zu  200  Ueberstunden  im  Jahre, 
zu  und  erhöht  die  für  unbedingt  notwendige 
Arbeiten  erforderliche  von  der  Inspektionsbe- 
hörde zu  bewilligende  Anzahl  von  außerordent- 


lichen Ueberstunden  auf  150  im  Jahr,  gestattet 
jedoch  diese  Art  der  Ueberarbeit  nur  Arbeitern, 
die  das  18.  .\ltersjahr  zurückgelegt  haben.  Die 
Bußenbestimmung  (§  11)  ist  durch  die  Novelle 
dadurch  ergänzt  worden,  daß  nicht  mehr  ein 
Gesamtbußenma.ximum  von  10000  M.  ange- 
droht, sondern  ausdrücklich  gesagt  wird,  daß  der 
fehlbare  Unternehmer  für  jeden  gesetzwidrig  be- 
schäftigten Arbeiter  pro  Tag  mit  5-25  M.  Buße 
belegt  wird.  Enillich  hat  §  12  Abs.  2,  der  vorsah, 
daß  in  einem  beschränkten  Umfange  (für  Vor- 
kehrswesen, Fuhrwesen,  Krankenhäuser)  der 
Senat,  falls  infolge  der  technischen  Beschaffen- 
heit der  Arbeit,  der  Jahreszeit  oder  anderer 
zwingender  Umstände  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes sich  als  undurchführbar  erweise,  jeweilen 
für  ein  Jahr  eine  .\bwi'irliung  von  dem  Ai  ht- 
stundentaggesetzo  verordnen  könne,  diese  Er- 
mächtigung für  alle  Gewerbe  erhallen.  Auf 
Grund  dieser  letztgenannten  Bestimmung  hat 
dann  auch  der  Senat  durch  V.  v.  19./V1I1.  1918 
mit  Gellung  v.  27./VI1I.  1918  bis  27./V111,  1919 
beschlossen,  daß  das  Achtstundentaggesetz 
keine  Anwendung  finde  auf  1.  die  Errichtung  von 
Privatbauten  auf  dem  Lande  und  Instandstol- 
lungs-  und  Unterhalt.sarbeiten  im  Baugewerbe; 
2.  Rodungs-,  Säuberungs-  und  Trockenleguiigs- 
arbeiten  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  der 
Landwirtschaft;  3.  Holzfällerei ;  4.  Holzflößerei; 
5.  Laden  und  Löschen  von  Waren;  0.  den  Be- 
triebsdienst im  Eisenbahn-  und  Postwesen;  Zoll- 
wesen; Kanäle,  sowie  Telephoneinrii-hlungen  mit 
Ausnahme  von  Gesprächabfertigung;  7.  Kranken- 
häuser und  Gefängnisse.  Das  Achtstundentagge- 
setz bleibt  somit  vorläufig  in  Kraft  für:  1.  Hand- 
werks-, Fabrik-  und  Industriebetriebe;  2.  Teile 
des  Baugewerbes;  3.  Bergungs-  und  Taucher- 
arbeiten; 4.  Badeanstalten;  5.  Ilandelsunter- 
nehmungen;  6.  Gastwirtschaftsgewerbc;  7.  Teile 
des  Verkehrswesens;  8.  Fuhrwesen.  Ferner  wird 
in  Abweichung  von  §  2  des  Gesetzes  bestimmt, 
daß  Arbeiter  über  18  Jahre  in  Dreischichtcn- 
bctrieben  1.5G  bzw.  1G8  Stunden  im  Laufe  von 
3  Wochen  beschäftigt  werden  dürfen,  je  nachdem 
die  Arbeit  am  Feiertag  eingestellt  werden  kann 
oder  nicht.  Ueber  den  Rahmen  dieser  Verord- 
nung hinausgehende  Ausnahmen  kann  der  Senat 
unter  gewissen  Voraussetzungen  gestatten. 

B.  Geltendes  Recht  und  Vollzug. 
Alle  vorstehenden  Gesetze  mit  Ausnahme 
der  bescitieten  Artikel  der  V.  v.  l.'j./IV.  1889 
stehen  in  Kraft.  Hierzu  treten  noch  die  Vor- 
schriften über  Arbeilsin^peklion  in  der  V.  v. 
25.;V.  1917.  Diese  weisen  die  .A.u[sieht  über 
die  Fabriken  den  staatlichen  In<[)ektoren, 
über  Handwerks-  und  Handelsbetriebe  den 
Gesundlieitskomniissionen  und  Koiiiiiiunal- 
behörden  ähnlich  wie  in  Schweden  und  Nor- 
wegen zu.  Der  Inspektor  hat  das  Recht  des 
freien  Eintritts  in  die  Betriebsräume  und 
Arbeiterwohnungen  der  Unternehmungen; 
der  Betriebsinhaber  ist  auskunftspflichtig. 
Für  die  Aufsichtsorgane  besteht  das  Gebot 
der  Geheimhaltung  der  Betriebsgeheimnisse 
utid  das  Verbot  der  Geschäftsbeteiligung. 
Die  Inspektoren  werden  auf  Antrag  der  In- 
dustriebehördo  vom  Senat  auf  5  Jahre  ge- 
wählt (§  2). 
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Im  J.  1919  wurden  in  den  Inspektion?- [ 
bezirken  3424  Revisionen  vorgenommen  0  3 
naclits).    Die  Zahl  der  besuchten  Betriebe  ! 
war  2714  (inspektionspflichtig:  2940)  mit 
67077  Arbeitern.    Die  Zahl  der  Aulsichts- 
organe betrug  25,  darunter  4  weibliche,  Ge- ; 
nieindeaufsiciitsorgane  befanden  sieh  in  38  ] 
städtischen  Gemeinden,  4  Marktflecken  und 
498  Landgemeinden.    Anzeigen  von  üeber- 
tretungen  erfolgten  in  228  Fällen  (davon  66 
Fälle  der  Uebertretung  des  Achtstunden- 
tages).   Strafsätze.    Die  Bußen  betragen 
10-2000  M.  (§  2.3,  V.  V.  18./VIII.  1917);  für 
den  Vormund  bei  vorsätzlich  gesetzwidriger 
Kinderbescliäftigung  bis  300  M. 
Lileraliir:  Uebcr  die  V.  r.  IS.iIV.  1SS9:  Ang. 
Iljelt  in  JSnnins  Areh.  f.  soziale  Gesetzprlmny, 
TiibiiHieti  ;,S4'9.  —  Srlir.  der  ßnnländiselien  IVr- 
einnjmig  für  Arheiierschutz  (Föreningen  for 
Arhelarcshydd    och    s  o  cialför  s  ä  krin  g 
i  Fin  land) ,    Nodern   tinrialpolitik,  IMsing- 
fOTS  191'2,  mni  kleinere  Srliriften.  —  Uebcr  Weiß- 
phosphiirrerbot :  L.  v.  Pfiihler  in  St.  ßnuer, 
Gesinidlirtl.iffefuhrliche  Industrien,  Jena  JOOS.  — 
yrkesinspektinnen  i  Finland  ('ir  1018,  Jlclsing- 
fors  1920.  —  Social  Tidskri/t.  Utgiven  av  Social- 
ministeriet  och  Socialsiyrelsen  i  Finland.  —  So- 
ciala  littudbUeker.    Utgirna  av  Sociahninisteriet 
tch  S*'rinl^hirrl^en  i  Finland.  III.  Arbelarski/dd 
och  Arbetarräljärd.    Füredrag  haltna  rid  Jöre- 
läsningsdagarna  für  kovxmunala  yrkesinspekWrer 
vnder  nov. — dec.  dr  1919. 


IX.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung   in    den  skandinavischen 
Reichen. 

A.  G  eschi  cb  tlich  e  Entwicklung.  l.Der 
gesetzliche  Schutz  der  Kinder  und  Jugendlichen 
bis  zur  Einführung  der  Gewerbefreiheit  (1G21  bis 
1864).  2.  Vom  ersten  nordischen  Industrie- 
kongreß bis  zur  Einführung  der  staatlichen 
Fabrikinspektion  in  Dänemark  und  Schweden 
(1872-ltiyU).  3.  Unfallverhütungsgesetze  in 
Schweden  und  Dänemark  18Slt.  4.  Bekäiupfung 
der  Phosphornokrose.  5.  Revision  des  Arbeiter- 
schutzes von  der  Berliner  internationalen  Ar- 
beitcrschutzkonferenz  189Ü  bis  zur  Gegenwart. 
M.  Geltendes  Recht.  I.  Industrie  und 
Bergbau.  I.Dänemark.  2.  Norwegen.  3.  Schwe- 
den.     II.    Gewerbliche  Spezialgesetze. 

1.  Bäckerschutz,    a)  Dänemark,    b)  Norwegen. 

2.  Heimarbeit,  Norwegen.  3.  Handelsbetriebe, 
a)  Dänemark.  b)  Schweden,  c)  Norwegen. 
4.  Gewerbehygienische  Regulative.  5.  Schutz 
ausländischer  Arbeiter  besonders  in  der  Land- 
wirtschaft. III.  Vollzug  der  Gesetzgebung. 
1.  Dänemark.    2.  Norwegen.    3.  Schweden. 

Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Der  gesetzliche  Schutz  der  Kinder  und 
Jugendlichen  bis  zur  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit (1621-1864).  Von  den  drei  skan- 
dinavischen Reifhen  hat  Schweden  zuerst  die 
Kinder  gegen  gewerbliche  Ausnützung  geschützt. 
Schon  die  Zunftordnungen  von  1621  und  1720 
bestiimiii-n,  duU  Lehrlinge  „um  das  14.  Lebens- 
jahr" aufgedungen  werden  sollen.     Die  Hall- 


ordnungen von  1739  und  1770  setzen  zwar  dieses 
Zulassungsalter  für  Manufakturen  auf  das  10. 
und  12.  Lebensjahr  herab,  verlangen  aber  die 
vorherige  Unterweisung  der  Lehrkinder  in  der 
Christenlehre,  im  Lesen,  ein  wenig  im  Schreiben 
und  Rechnen.  Die  Kgl.  V.  v.  22./XI1.  1846  zur 
Regelung  der  Manufakturen  und  Handwerke 
untersagte  aufs  neue,  Lehrlinge  oder  Arbeiter  in 
Werkstätten  oder  Fabriken  vor  dem  zurückge- 
legten 12.  Lebensjahre  zu  beschäftigen.  Die 
Dienst-  und  Lfhrverträge  Minderjähriger  dürfen 
sich  nicht  auf  die  Zeit  der  Volljährigkeit  erstrek- 
ken,  die  Kontrakte  mit  Volljährigen  nicht  3  Jahre 
überschreiten  (Art.  IV  §  32  Nr.  4).  Den  Arbeit- 
gebern wird  gebührende  Rücksicht  auf  Gesund- 
heit und  Kraft  der  Arbeiter  zur  Pflicht  gemacht 
(5  34).  Die  Uebertretung  dieser  Bestimmungen 
wird  in  der  V.  v.  22./V.  1852  für  strafbar  er- 
klärt und  außerdem  bestimmt:  Kein  Arbeiter 
unter  18  Jahren  soll  in  Fabriken  des  Reiches 
nachts  in  der  Zeit  von  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens  beschäftigt  werden.  Für  jede  gegen 
dieses  Gebot  besr.häftigte  Person  wird  der 
Fabrikbesitzer  mit  6  Rtlr.  gebüßt.  Die  schwe- 
dische Gesetzgebung  war  damit  wesentlich  der 
preußischen  von  1839  und  der  französischen  von 
1841  gefolgt  und  in  der  Normierung  des  Zu- 
lassungs-  und  Schutzalters  über  sie  hinaus- 
gegangen. Mit  diesen  Vorbildern  teilte  sie  aber 
die  Gebrechen  der  Durchführung.  Die  Ver- 
wahrlosung der  Schulzustände  an  Fabriksorten 
bewog  den  Reichstag  am  12./IX.  1857,  der  Re- 
gierung die  Einschränkung  der  Arbeitszeil  der 
12— 15  jährigen  Personen  auf  8,  der  15— 18- 
jährigen  auf  10  Stunden  täglich  vorzuschlagen. 
Die  Regierung  gab  dem  Antrage  keine  Folge. 
In  die  Kgl.  V.  zur  Erweiterung  der  ßc- 
werbefreiheit  v.  18./VI.  1864  (§§  15  und  16) 
wurden  vielmehr  die  Vorschriften  von  1846  und 
1852  unverändert  aufgenommen. 

In  Norwegen  war  durch  das  SchulG.  v. 
16./\'.  1860  die  Einrichtung  von  Fabrikschulen 
solchen  Werkbesitzern,  die  über  20  Personen 
beschäftigen,  aufgetragen  worden;  es  untersagte 
die  gewerbliche  Verwendung  von  Kindern  zum 
Schaden  des  Schulunterrichtes.  Eine  Verord- 
nung desselben  Datums  über  die  Einrichtung 
von  Sanitätskommissionen  ordnete  die  Lüftung 
der  Fabriken  an. 

In  Dänemark  waren  schon  durch  die  00. 
V.  29./XII.  1857  die  Gilden  und  die  Zunftord- 
nungen V.  6./V.  1682  und  v.  21./III.  1800  (für 
Kopenhagen)  aufgehoben  und  von  allen  drei 
Reichen  zuerst  die  Freiheit  des  Arbeitsvertrages 
proklamiert  worden.  Hier  trat  denn  auch  nach 
16  Jahren  zuerst  der  Umsch%vung  ein. 

2.  Vom  ersten  nordischen  Industriekon- 
greß bis  zur  Einführung  der  staatlichen  Fa- 
brikinspektion in  Danemark  und  Schweden 
(1872  — 1890).  Unter  dem  Einflüsse  der  ,. skan- 
dinavischen Bewegung"  fand  im  Juli  1872  in 
Kopenhagen  der  erste  nordische  Industriekon- 
greß statt.  Da  in  demselben  Jahre  die  sozia- 
listische Bewegung  in  Dänemark  Wurzel  gefaßt 
hatte,  behandelte  der  Kongreß  auch  die  Fragen 
des  Arbeiterschutzes  und  beschloß,  es  solle  nach 
gleichen  Grundsätzen  in  allen  drei  nordischen 
Reichen,  analog  der  geltenden  schwedischen 
Fabrikgesetzgebung,  d.xs  Zulassungsalter  zur 
Fabriksarbeit,  die  Verpflichtung  zum  Schul- 
unterricht und  die  behördliche  Kontrolle  dieser 
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Bestiminungcn  gesetzlich  festgelegt  werden.  Aus 
diesen  Anregungen  ging  das  dänische  G.  v. 
23./V.  1873  „betr.  die  Arbeit  der  Kinder  und  der 
jugendlichen  Personen  in  Fabriken  und  fabrik- 
müUigen  Betrieben,  sowie  über  die  Aufsicht  der- 
selben" hervor. 

Ks  unterwarf  solche  Anlagen  nur  dann  der 
staatlichen  Kontrolle,  wenn  in  ihnen  minder- 
jährige (unter  18jährige)  Personen  bei  irgend- 
einer Verrichtung  beschäftigt  sind.  Bestehen 
Zweifel  über  den  fabrikniuliigcn  Charakter  eines 
Betriebes,  so  entscheidet  das  Ministerium  des 
Innern.  In  diesen  Anlagen  dürfen  Kinder, 
welche  das  10.  Lebensjahr  noch  nicht  zurück- 
gelegt haben,  nicht  verwendet  werden.  Kinder 
zwischen  10  und  14  Jahren  dürfen  im  Laufe 
von  24  Stunden  nicht  mehr  als  G'/i  Stunden, 
einschlielilicb  einer  mindestens  halbstündigen 
Ruhepause  arbeiten;  sie  dürfen  ihre  Arbeit  nicht 
vor  ü  Uhr  morgens  beginnen  und  nicht  nach 
8  L'hr  abends  fortsetzen.  Ilaben  sie  vor  11  Uhr 
vormittags  gearbeitet,  so  dürfen  sie  weder  in 
demselben  noch  in  einem  anderen  Betriebe  nach 

I  Uhr  nachmittags  arbeiten.  Die  gewerbliche 
Verwendung  von  Kindern  während  der  Stunden 
des  Schulbesuchs  und  eine  Stunde  vor  Schul- 
beginn sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen  ist 
untersagt.  Jugendliche  Personen  beiderlei  Ge- 
schlechtes zwischen  14  und  18  Jahren  dürfen 
in  Fabriken  und  Werkstätten  nicht  mehr  als 

II  Stunden  täglich  und  weder  vor  5  Uhr  mor- 
gens noch  nach  '.>  Uhr  abends  arbeiten.  Von 
der  Arbeitszeit  von  12  Stunden  sollen  den 
jugendlichen  Personen  zwischen  8  Uhr  morgens 
und  G  Uhr  abends  mindestens  2  Stunden  Ruhe- 
pause und  davon  Stunden  vor  3  Uhr  nach- 
mittags gewährt  werden.  —  Kinder  und  jugend- 
liche Personen  dürfen  während  der  Mahlzeiten 
sich  in  keinem  zur  Fabrik  oder  Werkstatt  ge- 
hörigen Räume,  in  welchem  zu  dieser  Zeit  ge- 
arlieilet  wird,  aufhalten.  Wo  die  Beschaffen- 
heit der  Arbeit  es  mit  sich  bringt,  daü  die  Luft 
itn  Arbeitsraume  mit  Staub  oder  anderen  ge- 
sundheitsschädlichen Stoffen  erfüllt  wird,  muli 
auf  Verlangen  der  Gesundheitspolizei  den  Ar- 
beitern ein  eigener  Raum  zugewiesen  werden, 
in  welchem  sie  während  der  Ruhepausen  ver- 
weilen und  ihre  Mahlzeiten  einnehmen  können. 
Kinder  und  jugendliche  Personen  weiblichen 
Geschlechts  sollen  während  der  Arbeltszeit  und 
der  Mahlzeiten,  wenn  diese  innerhalb  der  Ar- 
beitsräume  eingenommen  werden,  von  den  Ar- 
beitern männlichen  Geschlechts  getrennt  sein, 
sofern  dies  Arbeits-  und  Raumbeschaffenheit 
gestatten.  Erachtet  der  Minister  des  Innern 
gewisse  Arten  der  von  dem  Gesetze  betroffenen 
Arbeit  besonders  anstrengend  oder  gesundheits- 
schädlich, so  darf  er  die  obengenannten  .\lter3- 
grenzen  erhöhen  oder  Personen  unter  lö  Jahren 
die  Teilnahme  an  solchen  Arbeiten  untersagen. 
Auch  kann  der  Minister,  wenn  besondere  Wit- 
terungs-,  Saison-  oder  andere  Verhältnisse  dafür 
dringlich  sprechen,  Ausnahmen  von  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  Arbeitszeit  für 
einzelne  Arbeitsstätten  oder  Betriebsarten  ge- 
statten. Er  darf  jedoch  unter  keinen  Um- 
ständen erlauben,  Kinder  über  G'/j  Stunden 
oder  nachts  zu  beschäftigen.  Jeder  Arbeitgeber 
hat,  bevor  er  ein  Kind  oder  eine  jugendliche 
Person  zur  Arbeit  in  den  erwähnten  Arbeits- 
stätten aufnimmt,  deren  Alter  durch  einen  Ge- 


I  bnrtsschcin  festzustellen  und  durch  eine  ärzt- 
liche Untersuchung  sich  den  Beweis  zu  ver- 
schaffen, daß  der  Gesundheitszustand  der  bo- 
treffenden Person  ihrer  gewerblichen  Verwen- 
dung nicht  im  Wege  steht.  Arbeitsstätten  und 
Maschinen  sind  so  einzurichten,  daß  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter  auf  die  zweckmäßigste 
Weise  bei  der  Arbeit  sowie  bei  dem  Aufenthalt 
in  den  Arbeitsräumen  geschützt  werden.  Kinder 
und  junge  Leute  dürfen  nicht  zur  Reinigung 
irgendeines  Maschinenteils  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstätte  verwendet  werden,  solange  sich  die 
Ma.schinen  im  Gange  befinden. 

[  Das  G.  V.  1873  traf  zugleich  für  den  Vollzug 
durch  Bestellung  zweier  Inspektoren  ad  hoc 
Vorsorge. 

Das  dänische  Gesetz  sowie  die  einschlägigen 
Bestimmungen  der  norddeutschen  GO.  v.  1869 
(Titel  VII)  fanden  in  Schweden  ihren 
Widerhall.  Im  Reichstage  wurde  1876  nachge- 
wiesen, daß  selbst  die  geringfügigen  Vorschriften 
der  GO.  nicht  eingehalten,  Kinder  durch  10  —  14 
Stunden  beschäftigt,  der  ■Schulbesuch  ihnen  da- 
her unmöglich  werde  und  Kürperschwäche  und 
Verrohung  die  Folgen  seien.  In  einer  neuen  Vor- 
stellung an  den  König  wurde  die  Einschränkung 
der  Arbeitszeit  der  Minderjährigen  und  staatliche 
Aufsicht  über  die  Durchfülirung  verlangt.  Eine 
parlamentarische  Enquete  ergab,  daß  vielfach 
Kinder  unter  12  Jahren  im  Durchschnitt  durch 
12,  hier  und  da  aber  auch  13  — IG  Stunden  be- 
schäftigt und  in  ununterbrochenen  lietrieben  zu 
gleich  langen  Schichten  wie  die  Erwachsenen  an- 
gehalten wurden.  Bericht  und  Gesetzesvorschlag 
des  Ausschusses  (19./IV.  1877)  wurden  dem 
Kommerzkollegium  überwiesen,  nach  dessen 
Aeußerung  (17./XII.  1879)  die  Beratung  und 
Beschlußfassung  erfolgte.  Das  so  entstandene 
G.  V.  IS./XL  18H1  „über  die  Arbeit  der 
Kinder  und  Minderjährigen  in  Fabriken, 
Hüttenwerken  und  Manufakturen"  be- 
stimmt, daß  Kinder,  die  das  12.  Lebensjahr 
nicht  zurückgelegt,  das  Primarschulexamen  nicht 
bestanden  haben  und  nicht  die  nötige  Kraft 
und  Gesundheit  besitzen,  weder  in  einer  Fabrik 
noch  in  irgendeinem  Handwerk  beschäftigt 
werden  dürfen.  In  Fabriken  dürfen  Kinder  (von 
12-14  Jahren)  höchstens  durch  G  Stunden  ein- 
schließlich einer  halbstündigen  Ruhepause, 
Jugendliche  (von  14  — IG  Jahren)  durch  höch- 
stens 10  Stunden,  in  welche  zusammen  2  Stunden 
Ruhepausen  fallen  sollen,  beschäftigt  werden. 
Kein  Minderjähriger  darf  zwischen  8  Uhr  abends 
und  G  Uhr  morgens  in  Manufakturen  und  anderen 
Gewerben  beschäftigt  werden.  Von  diesem  Ver- 
bote sind  Ausnahmen  nicht  gestattet;  von  den 
Vorschriften  über  die  Arbeitszeit  kann  für  höch- 
stens 4  Wochen  Dispens  erteilt  werden.  Die  Ar- 
beit unter  Tage  in  Bergwerken  und  Steinbrüchen 
ist  Minderjährigen  und  Frauen  untersagt.  Der 
Vollzug  wurde  den  kommunalen  Sanitätsbehör- 
den in  den  Städten  und  den  Gemeinderäten  auf 
dem  Lande  anvertr,aut.  Trotz  diesem  gelinden 
Vorgehen  stieß  das  Gesetz  auf  solchen  Wider- 
stand, daß  seine  Einführung  auf  den  l./VI.  1882, 
für  Bergwerke  sogar  bis  l./XI.  1883  verschoben 
und  diesen  sowie  der  Metallindustrie  Erleichte- 
rungen zugestanden  werden  mußten:  sie  wurden 
durch  Kgl.  Erlaß  v.  22./VI.  1883  ermächtigt,  14 
bis  18jährige  Personen  bis  zu  12  Stunden  ar- 
beiten zu  lassen.   Für  die  so  wichtigen  und  ge- 
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fälirliclien  Sägewerke  und  Bretterfabriken 
wurde  das  G.  am  13./IV.  1883  außer  Kraft 
gesetzt.  Diese  Nachgiebigkeit  hatte  einen  nur 
um  so  allgemeineren  Ansturm  aller  industriellen 
Kreise  gegen  das  Gesetz  zur  Folge.  Die  Regie- 
rung beschloß  daher,  eine  Enquete  über  die  Wir- 
kungen des  Gesetzes  vorzunehmen.  Im  Oktober 
18SG  konnte  jedoch  das  Kommerzkollegium  be- 
richten, daß  sich  das  Gesetz  allmählich  eingelebt 
habe  und  die  Zeit  gekommen  sei,  für  die  staat- 
liche Aufsicht  und  die  Unfallverhütung  Vorsorge 
zu  treffen. 

3.  Unfallverhütungsgesetze  in  Schweden 
und  Dänemark  1889.  Diese  Vorschläge  wurden 
in  Schweden  durch  das  ., Gesetz  zum 
Schutze  gegen  die  Betriebsgefahren"  (Lag 
angaende  skydd  mot  yrkesfara)  v.  tO./V.  188Ö 
verwirklicht.  Nach  den  Erhebungen  der  Kom- 
mission waren  i.  J.  188-1/85  auf  13.3861  Industrie- 
arbcilrr  .^>f^i;n  Unfälle  gezählt  worden;  auf  die 
Fabiikindustrie  entfielen  davon  2892  (49,3%); 
1932  Unfälle  waren  durch  Maschinen  oder  Werk- 
zeuge verursacht.  Fast  gleichzeitig  erging  in 
Dänemark  das  „Gesetz  zur  Verhütung  von 
Unfällen  durch  Maschinenbetrieb"  v.  12./1V. 
1889.  Beide  Gesetze  bedeuten  den  Beginn  der 
seriösen  staatlichen  Fabrikinspektion,  die  in 
Dänemark  an  Stelle  der  bisher  ad  hoc  ernannten 
Arbeitsinspektion,  in  Schweden  an  Stelle  der 
Kommunalbehörden  trat.  Beide  Gesetze  sind 
Ergebnisse  von  Kommissionsberatungen  zur 
Einführung  der  Unfallversicherung.  In  bezug 
auf  ihre  Tragweite  gehen  jedoch  beide  Gesetz- 
gebungen weit  auseinander. 

Das  dänische  Gesetz  schützte  die  bei 
irgendeinem  Motorbetrieb  beschäftig- 
ten Arbeiter  gegen  die  seitens  der  Motoren, 
der  Werkzeugmaschinen,  Transmissionen  oder 
ihres  Zubehörs  drohenden  Gefahren.  Neben  Vor- 
schriften über  Reinigung  und  Beleuchtung  ist 
besonders  die  Bestimmung  bemerkenswert,  daß 
der  Justizminister  den  Gebrauch  nachweislich 
gefälirlicher  Milchzentrifugen  verbieten  kann, 
und  daß  kein  Maschinenerzeuger  oder 
-licferant  neue  Werkvorrichtungen  ohne  die  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Schutzvorkeh- 
rungen liefern  darf.  Kinder  unter  10  Jahren 
dürfen  nur  unter  ständiger  Aufsicht  ilirer  Eltern 
landwirtschaftliche  M.aschinen  bedienen.  Kinder, 
Jugendliche  unter  16  Jahren  dürfen  gefährliche 
Apparate  nicht  bedienen;  sie,  sowie  die  Frauen, 
dürfen  im  Gange  befindliche  Maschinen,  auch 
wenn  sie  geschützt  sind,  nicht  reinigen  oder  ölen. 
Eine  V.  v.  l./XI.  1902  machte  diejenigen  M.x- 
schinen  namhaft,  bei  welchen  Personen  unter 
16  Jahren  überhaupt  allein  nicht  zu  beschäftigen 
sind.  Das  schwredische  Gesetz  betraf  lediglich 
Großbetriebe  der  Hauptgewerbe  des  Landes. 
Dagegen  waren  Bergwerke  und  Baugewerbe  aus- 
drücklich ausgenommen.  Für  die  Technik  der 
Unfallverhütung  galten  nahezu  dieselben  Vor- 
schriften wie  in  Dänemark.  Doch  fehlten  hier 
die  besonderen  Schutzvorschriften  Dänemarks 
für  Jugendliche  und  Frauen  sowie  das  Verbot 
des  Verkaufes  gefährlicher  Maschinen  ohne 
Schutzvorrichtung.  Diese  Gesetze  sind  sodann 
als  selbständige  Akte  aufgehoben  und  ihr  Inhalt 
in  die  allgemeinen  dänischen  und  schwedischen 
Arbeitcrschutzgesetze  von  1912  und  1913  auf- 
genommen worden. 


I  4.  Bekämpfung  der  Phosphornekrose  in 
der  Zündholzerzeugung.  Das  .\uftreten  der 
Phosphornekrose  der  Zündholzarbeiter,  von 
Dorfbränden,  die  Zunahme  der  Selbstmorde 
durch  Vergiftung  mit  Zündhölzern  führten  seit 
I802  zur  steigenden  Verwendung  des  ungiftigen 
(amorphen)  roten  Phosphors  als  Zündmasse  für 
die  sog.  ,. Schwedenhölzer".  Die  Möglichkeit 
dieses  Ersatzes  bewog  bereits  i.  J.  18T2  die  Ge- 
setzgebung Finnlands,  ein  Verbot  der  Her- 
stellung und  Einfuhr  giftiger  Zündhölzer  zu  er- 
lassen: dieselben  Motive  führten  in  Dänemark 
,  zum  Gesetz  betr.  Verbot  der  weißen  Zünd- 
hölzer V.  14./I.  1874.  Das  Gesetz  verbietet  v. 
l./I.  1875  an  die  Erzeugung,  v.  I./Vll.  1875  an 
den  Verkauf  und  die  Einfuhr  von  Weißphosphor- 
zündhülzern  und  untersagt  zugleich  die  Her- 
stellung anderer  als  der  an  präparierten  Reib- 
flächen entzündbaren  Zündhölzer.  Es  verlangt 
ferner  die  Trennung  der  Arbeitsräume,  in  welchen 
amorpher  Phosphor  behandelt  wird,  von  jenen, 
in  welchen  mit  chlorsaurem  Kali  hantiert  wird. 
Es  gab  damals  in  Dänemark  nur  256  Arbeiter  in 
den  Zündholzfabriken,  darunter  180  Kinder. 

In  Schweden,  das  zuerst  in  Jönküping  dii 
neue  Fabrikationsweise  eingeführt  hatte,  wurde 
am  IS./II.  1870  eine  Verordnung  betr.  die  Fabri- 
kation von  Zündhölzern  erlassen,  welche  für  den 
Abzug  der  Phosphordämpfe  in  Weißphosphor- 
hölzerfabriken  und  für  die  Reinigung  der  .Arbeiter 
Vorsorge  traf.  Schweden  besaß  damals  19  Zünd- 
holzfabriken mit  1858  Arbeitern.  Die  Einfüh- 
rung der  Lagermannschen  ,. Komplettmaschine" 
i  schränkte  zwar  die  Zahl  der  Nckrosefälle  ein, 
I  konnte  sie  aber  nicht  gänzlich  beseitigen.  Die 
i  Fälle  von  Vergiftung  (meist  zu  Abtreibungs- 
j  zwecken)  durch  Phosphor  stiegen  von  1873  bis 
1892  von  11,6  auf  75,4  pro  Jahr;  in  Dänemark 
waren  in  derselben  Periode  nur  13  Fälle  vorge- 
kommen. Das  schwedische  Parlament  lehnte 
jedoch  in  den  Jahren  1874.  1882,  1892  alle  An- 
träge, die  ein  Phosphorverbot  betrafen,  ab;  da- 
gegen forderte  es  die  Regierung  i.  J.  1896  auf, 
einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen 
Zündhölzer,  in  deren  Zündmasse  gewöhnlicher 
(weißer  oder  gelber)  Phosphor  vorkommt,  nur 
exportiert,  aber  nicht  im  Inlande  ver- 
kauft oder  angeboten  werden  dürfen.  Dieser 
Grundsatz  wurde  durch  Kgl.  V.  v.  30./III.  1900 
zum  Gesetz  erhoben.  Für  die  Exportfabriken, 
die  weißen  Phosphor  verwenden  dürfen,  bestanden 
die  Vorschriften  der  kgU  V.  v.  9./Xn.  1895. 
Sie  verlangten:  fabrikmäßigen  Betrieb;  Tren- 
nung der  Tunk-,  Trocken-  und  Packräume;  Ab- 
saugung der  Phosphordämpfe;  Zuweisung  be- 
sonderer Speise-  und  Waschräume  und  Garde- 
roben; ärztliche  Untersuchung  vor  Arbeitsantritt 
und  alle  Quartale  usw.  Dennoch  sind  von  1902 
bis  1906  17  Fälle  von  Phosphornekrose  zu  be- 
hördlicher Kenntnis  gelangt.  Ebenso  bestanden 
in  Norwegen  durch  kgl.  Resolution  v.  17./VIII. 
1899  ,, Gesundheitsvorschriften  für  Phos- 
phorzü ndhol zf abriken"  nach  Art  der  schwe- 
dischen Normen  von  1896.  Durch  G.  v.  25./Vn. 
1913  hat  aber  Norwegen  die  Verwendung  von 
Weißphosphor  in  der  Zündholzcrzeugung  ver- 
boten und  ist,  wie  Dänemark,  dem  Berner 
internationalen  Vertrage  v.  26./IX.  1906 
betr.  das  Weißphosphorverbot  bei  der  Zündholz- 
erzeugung beigetreten.  Schließlich  hat  sich  nach 
der  Einfuhrsperre  auch  des  fernen  Ostens  gegen 
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Gifthölzer  auch  Schweden  durch  kgl.  V.  v.  '  waren:  Sä"en  und  ihre  Workplätze,  Bergbau- und 
27./II.  1920  diesem  Verbote  angeschlossen  und  ähnliche  Betriebe.  Ilülten-,  Walzwerke  und 
hat  zugleich  die  V.  v.  9. /XII.  189G  aufgehoben.  :  andere,   nicht   kleingcwerbliche  Aufbereilungs- 

S.  Revision  des  Arbeiterschutzes  von  der  betriebe  mineralischer  Stoffe;  Fabriken;  Schiff- 
Berliner  internationalen  Arbeiterschutzkon-  i  baubetriebe,  Steinhauereien,  Molkereien,  Braue- 
ferenz  1890  bis  zur  Gegenwart.  Die  Einführung  reien,  Mälzereien,  sowie  Anlagen,  die  in  solchem 
eines  gesetzlichen  Normalarbcitstages  in  der  Umfange  oder  im  allgemeinen  unter  solchen 
Schweiz  (1877)  und  in  Oesterreich  (1885)  beweg  Bedingungen  betrieben  werden,  daß  sie  von 
188G  den  norwegischen  Gewerkschaftsbund,  bei  Rechts  wegen  als  fabrikmäßige  zu  betrachten 
den  Behörden  um  einen  Maxim.ilarbeitstag  von  sind;  Buchdruckereien;  Brennereien  und  andere 
10  Stunden  vorstellig  zu  werden.  Dies  wurde  ,  fabrikähnliche  Betriebe  (§  1).  Auch  die  ein- 
ebenso,  wie  ein  in  diesem  Jahre  im  schwedischen  ,  schlägigen  Staats-  und  Gemeindebetriebe  ohne 
Reichstage  eingebrachter  Neunstundenentwurf,  Erwcrbsabsirht  gehörten  dahin  (§22).  Wie  bisher 
abgelehnt.  In  Dänemark  kam  es  i.  J.  1890  zu  wurde  die  Vollendung  des  12.  Lebensjahres,  die 
Neunstundcnslreiks.  Die  von  den  Vertretern  der  Beibringung  eines  ärztlichen  Gesundheitsattestes 
ikandlnavischcn  Reiche  an  der  Berliner  inter-  und  die  Absolvierung  der  Primarschule  als  Vor- 
nationalen Konferenz  (1890)  gesammelten  Er-  bedingung  der  Zulassung  zur  Aibeil  in  geschütz- 
fahrungen  bewogen  ihre  Regierungen,  die  Ar-  ten  Betrieben  aufgestellt.  Doch  war  vor  absol- 
beiten  der  Koininissioncn  zur  Revision  der  be- ;  vierter  Schulpflicht  solche  Arbeil  in  den  Schul- 
atchenden  Schutzgesetzgebung  zu  beschleunigen  ferien  (§  2)  sowie  die  Beschäftigung  von  Kindern, 
oder  solche  damit  zu  betrauen.  Diese  Arbeiten  die  das  11.  Lebensjahr  vollendet  haben,  bei 
führten  zunächst  in  Norwegen  zum  G.  v.  27. /VI.  I  leichter  Arbeit  in  freier  Luft  in  Berg-,  Säge- 
1892  über  die  Aufsicht  der  Arbeit  in  j  werken  und  den  dazu  gehörigen  Werkplätzen 
Fabriken  (Lov  om  Tilsvn  med  Arbejde  i  Fa-  gestattet  (§  8  Abs.  2).  Die  Arbeit  unter  Tage 
briker).  Es  faßte  wesentlich  die  Bestimmungen;  war  bis  zum  M.  Lebensjahr  verboten  (5  7). 
des  schwedischen  Unfallverhiitungs-  und  des  1  In  Dänemark  war  bereits  1875  von  einer 
Gesetzes  zum  Schutze  der  Minderjährigen  (lO./V.  zur  Untersuchung  der  Arbeitsverhältnisse  cin- 
1889  und  18./XI.  18H1).  zusammen,  und  er- 1  gesetzten  Kommission  die  Unzulänglichkeit  des 
weiterte  sein  Geltung.sgebiet  auf  alle  in- '  Kinder-  und  Krauenschutzes  durch  das  geltende 
dustriellen  Betriebe,  in  denen  gleichzeitig  oder  Fabrikgesetz  erkannt  worden.  Nach  der  Ber- 
rcgelmäßig  eine  größere  oder  kleinere  Zahl  von  j  liner  Konferenz  wurde  1891  eine  neue  Kommis- 
Arbeitcrn  beschäftigt  wird  (Definition  der  sion  eingesetzt.  Der  Ausbruch  des  nahezu  zwölf- 
Schweiz),  auch  lIan(Werksbetriebe  gewerblicher  jährigen  Verfassungskonfliktes  legte  jedoch  alle 
Art,  ferner  Berg-  und  Hüttenwerke,  Gießereien, '  Kräfte  für  die  Sozialreform  lahm.  Erst  am 
überhaupt  alle  Anlagen  zur  Gewinnung  oder  Ver-  ll./IV.  1901  gelang  es,  das  Gesetz  über  die 
«rbeitung  von  Mineralien.  Im  Zweifel  ent-  Arbelt  In  Fabriken  und  damit  gleich- 
Bchciden  die  Aufsichtsbehörden,  ob  ein  Betrieb  gestellten  Betrieben  sowie  über  deren 
unter  das  Gesetz  fällt  (Art.  1).  Die  Betriebs-  staatliche  Aufsicht  (fjov  om  Arbedje  i 
inhabcr  unterliegen  der  Anzei"epflicht.  Sie  F.ibriker)  zu  erlassen,  das  nun  an  die  Stelle  des 
haben  der  Inspektion  vor  Betriebseröffnung  die  Fabrikgesetzes  von  187-t  trat.  Das  dänische 
Baupläne  zur  IJegutachtung  vorzulegen  (§§  2,  3).  ,  definierte  ähnlich  wie  das  schweizerische  Fabrlk- 
Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  14  Jahren  gesetz  als  sein  Geltungsgebiet  ,, Fabriken  und 
ist  in  den  geschützten  Betrieben  untersagt;  Kin-  j  Werkstätten  mit  fabrikmäßigem  Betrieb  sowie 
der  im  Alter  von  12  —  14  Jahren,  die  ein  ärzt-  1  andere  Gewerbe-  und  Industriebetriebe,  in  denen 
liebes  Tauglichkeitszeugnis  beibringen,  durften  regelmäßig  eine  größere  Zahl  Arbeiter  gleichzeitig 
jedoch  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörden  außerhalb  ihrer  Wohnung  ausschließlich  oder 
mit  leichteren  Arbeiten  durch  0  Stunden  täglich,  ]  hauptsächlich  in  geschlossenen  Räumen  bcschäf- 
mit  einer  spätestens  4',2  Stunden  nach  dem  ^  tigt  werden".  Ausgeschlossen  blieben  reine  Fa- 
Anfang  der  Arbeit  eintretenden  halbstündigen  milien-  und  landwirtschaftliche  Betriebe  und 
Pause,  beschäftigt  werden  (§  17).  Die  Nacht-  Meiereien  (§  1).  Der  Anzeigepflicht  an  die  In- 
arbcit  (8  Uhr  abends  bis  (>  Uhr  morgens)  und  die  |  spektion  unterliegen  alle  Arbeitgeber  im  Hand- 
Arbeit  unter  Tage  in  Bergwerken  und  ähnlichen  werk  oder  Industrie,  die  in  demselben  Betriebe 
Betrieben  wurde  Kindern  untersagt  (§§  14,  22).  I  über  5  Arbeiter  beschäftigen  oder  motorische 

In  Schweden  wurde  am  l.'!./I.  i891  mit  Kraft  benützen;  gegen  den  hierauf  erfolgenden, 
Rücksicht  auf  die  auf  der  Berliner  interna-  den  Betrieb  dem  Gesetze  unterstellenden  Be- 
tionalcn  Konferenz  von  1.S90  geäußerten  scheid  kann  an  den  Arbeitsrat  und  an  den  Mi- 
Wünsche  ein  Ausschuß  mit  der  Revision  des  be-  nister  Rekurs  ergriffen  werden  (§  2).  Das  (jesotz 
stehenden  Gesetzes  beauftragt.  Auf  Grund  einer  I  erhöhte  das  Zulassungsalter  zur  gewerblichen 
Enquete  legte  er  am  ll./III.  1891  Bericht  und  j  Beschäftigung  in  geschützten  Betrieben  von  10 
Vorschläge  vor.  Aber  erst  dem  Reichstag  von  '  auf  12  Jahre.  Uebcr  12jährige.  aber  noch  schul- 
1899  unt-rbioitete  die  Regierung  auf  dessen ;  pflichtigc  Kinder  durften  täglich  nur  6  (nach 
Wunsch  einen  Entwurf,  dem  der  Reichstag  einen  dem  früheren  Gesetze  6 ',2)  Stunden,  einsehließ- 
Gegenentwurf  ent^efrenstellte.  Nach  Erhöhung  ,  lieh  einer  halbstündigen  Pause  nach  längstens 
des  Kredits  für  das  Gewerbeinspektorat  kam  ein  4 ','2  Stunden  Arbeit  beschäftigt  werden.  Nacht- 
Kompromiß  zustande  dem  das  G.  v.  17. /X.  1900  arbeit  (8—6),  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  und 
(Lag  ang:iende  rainderärigas  och  kvinnors  an-!  Beschäftigung  während  der  Schulzeit,  sowie  IVz 
vändande  tili  arbete  i  industriellt  yrke)  seine  |  Stunden  vor  Schulbeginn  und  Konfirmanden- 
Entstehung  verdankte.  Dieses  Gesetz  hob  die  Unterricht  wurde  ihnen  verboten  (§  9).  Die 
V.  v.  18./XI.  1881  auf,  ausgenommen  die  Vor-  Maximalarbeitszeit  der  jugendlichen  (14  —  18- 
schriften,  die  sich  auf  nichtfabrikmäßige  Be-  jährigen)  Personen  betrug  10  (gegen  früher  12) 
triebe  beziehen.     Geltungsgebiet  des  Gesetzes  Stunden;  nach  je  4"4  Stunden  Arbeit  hatte  jo 
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eine  mindestens  halbsfündige  Ruhepause  (also 
1  Stunde  gegen  früher  2  Stunden)  einzutreten. 
Das  Naehhausegeben  von  Arbeit  an  Jugendliche 
über  diese  Maxiraalarbeitszeit  wurde  verboten, 
der  Besuch  von  Fach-  oder  technischen  Schulen 
eeboten.  Nachtarbeit  (8-6)  war  untersagt,  doch 
durfte  sie  der  Minister  auf  besondere  Eingabe 
jungen  männlichen,  über  15  Jahre  alten  Arbeitern 
zu  Zwecken  ihrer  Berufsausbildung  gestatten 
(§  10).  Andererseits  wurde  für  besonders  gesund- 
heitsschädliche oder  anstrengende  Betriebe  der 
Arbeitsrat  ermächtigt  (im  früheren  Gesetze  der 
Minister),  eine  höhere  als  die  normale  Alters- 
grenze zu  fixieren  oder  ein  Verbot  der  Arbeit 
der  Jugendlichen  zu  erlassen  (§  12).  Auf  Grund 
einer  der  Einstellung  von  Kindern  oder  Jugend- 
lichen vorangehenden  bezirksärztlichen  Unter- 1 
suchung  ist  schriftlich  festzustellen,  ob  Größe 
Gewicht  und  Brustweite  geringer  sind  als  die 
normale  gleichaltriger  Personen  (§  15). 

Die  einzige  Schutzbestimmung  des  Gesetzes 
für  erwachsene  Frauen  betraf  die  Wöchne- 
rinnen, die  erst  4  Wochen  nach  der  Niederkunft 
(vorher  nur  gegen  ärztliches  Attest)  beschäftigt,  : 
und  im  Falle  der  Unterstützung  aus  öffentlichen  j 
Mi(teln    nicht    als    armengenössig  betrachtet 
werden  sollen  (§  18).  Der  Versuch  des  Ministers 
Bramsen,  ein  Nachtarbeitsverbot  der  erwach- 
senen Frauen  durchzusetzen,  scheiterte  an  dem  ' 
Widerstande   bürgerlicher   Frauenrechtlerinnen.  , 

Die  Neugestaltung  dieser  Gesetze  ging  nun 
sowohl  von  denjenigen  aus,  die  auch  die  Arbeiter 
des  größeren  handwerksmäßigen  Betriebes 
und  die  gesundheitsgei'ährlichen  Betriebe  durch  \ 
Sondervorschriften  geschützt  sehen  wollten,  so- ' 
dann  aber  von  der  durch  das  internationale 
Verbot  der  Frauennachtarbeit  wieder  ent- 
fesselU'ii  Diskussion  über  die  Tragweite  des 
Frauensi.hutzes.  Die  Arbeiterinnen  selbst  waren 
darüber  uneinig:  die  organisierten  Arbeiterinnen  ! 
der  Zeitungsdruckereien  sprachen  sich  gegen 
den  Sonderschutz  der  Frauen  aus,  der  ihnen  die 
bi'sscrbezahlten  Verwendungsgebiete  versperren 
würde,  die  politischen  Frauenorganisationen  der 
Sozialdemokratie  traten  für  den  Sonderschutz  der 
Frauen  (Regelung  der  Tagesarbeit,  Nachtarbeits- 
verbote, Ausschluß  aus  Giftbetrieben) ein.  Durch 
die  Einführung  des  Achtstundentages  für  beide 
Geschlechter  in  Schweden  und  Norwegen  1919 
sind  die  wesentlichsten  Differenzen  dahin- 
gefallen.  Die  Revision  der  Gesetzgebung  für 
Großbetriebe,  die  in  Dänemark  längstens  alle 
10  Jalire  zu  erfolgen  hat,  begann  in  Norwegen 
mit  dem  G.  betr.  die  Aufsicht  in  Fabriken  v. 
lO./VIll.  1909,  führte  in  Schweden  zum  Ver- 
bot der  Fraupnnachtarbeit  durch  G.  v.  20./XI. 
19Ü9,  18./X.  1912  und  zum  ArbeiterschutzG.  v. 
29./VI.  1912;  in  Dänemark  zur  Revision  des 
FabrikG.  v.  29./1V.  1913. 

Eine  starke  Initiative  in  der  Sozialgesetz- 
fiebiing  Norwegens  führte  hier  sodann  zur  Ein- 
führung des  Neunstundentages  (der  54-Stun- 
denwoche)  durch  die  Lex  Castbeig,  G.  v.  18./IX, 
1915,  Endlich  drang  die  Hochflut  der  Acht- 
stundenbewegung auch  in  die  Fjorde  Nor- 
wegens durch  G.  v.  14,/Vin.  1918,  ersetzt  durch 
G.  V.  Il./Vll.  1919;  in  Schweden  kam  es  zu- 
nächst zum  G.  v.  17./X.  1919,  ersetzt  durch 
G.  V.  22./V1.  1921,  das  den  Industriellen  einige 
Konzcssionen  machte;  in  Danemark  wurde 
»■enigst«ns  die  Achtstundenschicht  in  ununter- 


brochenen Betrieben,  G.  v.  12./II.  1919,  einge- 
führt. 

Der  Arbeiterschutz  im  Kleingewerbe  be- 
gann wie  anderwärts  mit  der  Regelung  der  Miß- 
stände in  den  Bäckereien. 

Zunächst  trat  in  Norwegen  das  G.  v.  6./V11I. 
1897  zur  Beschränkung  der  Arbeitsdauer 
in  Bäckereien,  ergänzt  durch  das  G.  v.  20./V. 
1899  an  die  Stelle  des  BäckerschutzG.  v.  ll./VI. 
1885.  Beide  Gesetze  wurden  durch  das  ziemlich 
gleichlautende  G.  v.  24./IV.  1906  (Lov  om 
indskränkning  af  arbeidstiden  i  bagerierne).  Re- 
gulativ V.  26./1I.  1910,  und  diese  durch  G.  v. 
9./VI.  1920  ersetzt.  Hygienische  Vorschriften 
über  die  dem  Arbeiterschutzgesetz  unterstellten 
Bäckereien  brachte  die  Kgl.  Resol.  v.  26./VIIL 
1916. 

In  Dänemark  erwies  sich  der  Schutz,  den  das 
G.  über  das  Lehrlingswesen  v.  30./III.  1889 
darbot,  als  unzulänglich,  zumal  die  Bäckerei 
von  dem  darin  enthaltenen  Nachtarbeitsverbote 
(9—6,  auch  für  Handelslehrlinge)  ausgenommen 
war.  Daher  erfolgte  nun  der  Erlaß  des  G.  betr. 
die  Arbeit  in  Brot-,  Kuchenbäckereien 
und  Konditoreien  v.  6./1V.  1906,  das  noch 
teilweise  in  Kraft  steht,  aber  Abänderungen  durch 
Regulativ  v.  2G./II.  1910.  Bek.  v.  7./X.  1910, 
durch  G.  v.  8./VL  1912  und  Bek.  v.  17./YL  1920 
erfahren  hat. 

Den  Schutz  der  Handelsangestellten  haben 
in  allen  3  Reichen  Ladenschlußgesetze 
erwirkt:  in  Dänemark  durch  die  G.  v.  19./VL 
1908,  30./1V.  1909,  in  Schweden  v.  5./VL 
1909  und  6./VL  1912,  in  Norwegen  v.  25./VII. 
1913.  Den  Einwandererschutz  der  Landar- 
beiter hat  zur  Sicherung  gegen  Leutenot  Däne- 
mark durch  das  G.  über  die  Verwendung  aus- 
ländischer Arbeiter  v.  l./IV.  1912  eingeführt.  Die 
Unterentlohnung,  die  in  der  Heimarbeit  der 
Bekleidungsindustrie  durch  Heimarbeitsausstel- 
lungen und  durch  Enqueten  klargelegt  wiu-de, 
schützt  Norwegen  mittels  Mindestlohnbestim- 
mungen  durch  G.  v.  15./IL  1918.  In  Schweden 
ist  (1922)  ein  solches  in  Vorbereitung.  In  Nor- 
wegen allein  sind  auch  Betriebsräte  durch 
ein  vorläufiges  G.  betr.  Arbeiterbetriebsaus- 
schüsse in  gewerblichen  Betrieben  v.  23. /VIT. 
1920  eingeführt  worden. 

B.  Geltendes  Recht. 
1.  Industrie  und  Bergbau. 
1.  Dänemark  (G.  v.  29./IV.  1913).  Das 
Reitende  Gesetz  bezeichnet  als  Geltungs- 
bereich „Fabriken  und  fabrikmäßig  ge- 
führte Betriebe,  sowie  andere  Handwerks- 
und Industriebetriebe  (worunter  Steinbrüche, 
Kalkbrüche  u.  dgl.),  in  denen  in  der  Regel 
mehrere  Arbeiter  ausschließlich  oder  haupt- 
sächlich in  "Werkstätten  oder  an  anderen 
ständigen  Arbeitsplätzen  gleichzeitig  be- 
schäftigt werden,  und  deren  Unterstellung 
unter  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  (vgl.  §  3)  als  notwendig  erachtet 
wird.  Diese  unterliegen  sämtlichen  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes.  Andere  Arbeits- 
stätten unterliegen  mit  Rücksicht  auf  den 
Schutz  gegen  Unfallgcfahr  beim  Gebrauch 
von  Maschinen  den  in  Kap.  III  des  Gesetzes 
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gegebenen  Normen.  Mit  Ausnahme  der  Bc- '  Fabriken  kann  das  Gutachten  der  Fabrik- 
stiiiHiuingen  des  Kap.  III  des  gegenwärtigen  lnspektion  verlangt  werden,  und  diese  ihrer- 
Gesetze?  findet  das  Gesetz  im  übrigen  keine  scits  gegen  einzelne  Vorkehrungen  Ein- 
Anwendung auf  solche  Betriebe,  welche  auf  spräche  erheben  f§  7). 
Grund  des  G.  Nr.  155  v.  8./V1.  1912  über  Die  Mindcsthölic  der  Werkstütlcn  muß 
die  Arbeit  in  Brot-  und  Kuchenbäckereien,  2  5  m  betragen.  Die  bereits  im  alten  Gesetz 
sowie  Konditoreien  der  Aufsicht  unterliegen,  enthaltene  Vorschrift,  daß  auf  jeden  Ar- 
Fiir  Vcrlagswerkstätten  und  Mietswerk-  heiter  ein  Mindestluflraum  von  8  cbm  zu 
Stätten  gelten  besondere  Normen,  vgl.  §  3  entfallen  hat,  ist  erweitert  durch  den  Zusatz, 
des  Gesetzes.  Für  Heimarbeit  gelten  nur  daß  dieser  Luftraum  je  nach  der  Art  des  Be- 
die  in  §  30  gegebenen  Bestimmungen"  (An-  triebcs  auf  12  cbni  erliölit  werden  kann.  Der 
zcigepilicht  und  das  liecht,  gcsundheits-  Zutritt  zu  Gifträumen  ist  Unbefugten  zu 
schällliche  Heimarbeit  zu  verbieten).  verbieten;  größere  Koch-,  Schmelz-  oder 

Die  Staats-  oder  Gemeindebetriebe  wer-  Aetzkessel  sollen  eingefriedigt  werden.  Das 
den  nach  denselben  Normen  wie  andere  Be-  Gesetz  enthält  ferner  Bestimnmngen  über 
triebe  der  Aufsicht  unterworfen.  Der  Jli-  Reinigung,  Beleuchtung,  über  die  Heizung 
nister  des  Innern  kann  nach  Verhandlung  der  Arbeitsräume,  die  Beschaffung  von  Eß- 
mil  dem  betreffenden  Minister  bestimmen,  räumen  und  Gelegenheiten  zum  Erwärmen 
daß  Staatsbetriebe  von  der  Aufsicht  auf  der  Speisen  (§  9j.  Der  Minister  des  Innern 
Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ausge-  kann  auf  Antrag  des  Arbeitsrates  und  nach 
nomiiien  sind,  wenn  durch  die  zuständigen  Anhörung  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  für 
Behörden  dalür  gesorgt  wird,  daß  die  Vor-  einzelne  Arten  von  Betrieben  besondere  Vor- 
schriften des  Gesetzes,  sowie  die  auf  Grund  Schriften  über  deren  Einrichtung  in  Form  von 
desselben  ausgefertigten  Anordnungen  und  Regulativen  erlassen,  die  aucii  auf  größere 
Regulative  für  die  Betriebe  durchgeführt  Verlags-  und  Mielwerkställen  Anwendung 
werden.  Landwirlscliafllichc  Meiereibetriebe  finden  können,  während  für  kleinere  Betriebe 
und  Familienbetriebe  unterliegen  nur  bei  dieser  Art  besondere  Regulative  aufgestellt 
Verwendung  von  Maschinen  den  Schulzvor-  werden  können;  fordert  ein  Regulativ  bau- 
schriftcn  von  Kap.  III.  Kleinbetriebe,  die  '  liehe  Veränderungen,  so  hat  es  zu  bestimmen, 
sonst  nicht  unter  §§  1  und  4  des  Gesetzes  ob  und  in  welchem  Umfange  bestehende 
fielen,  können  bei  besonderer  Gefährdung  Betriebe  zu  solchen  baulichen  Veränderungen 
den  Vorschriften  des  Schutzes  von  Kindern  .  anzuhalten  sind;  in  der  Regel  ist  für  um- 
und  Jugendlichen  unterworfen  werden  (§  2).  fassende  bauliche  Veränderungen  an  be- 
Binnen  8  Tagen  nach  Neuerrichtung  eines  ^  stehenden  Betrieben  eine  10jährige  Durch- 
Betriebs ist  diese  anzuzeigen,  wenn  der  lie-  führungsfrist  zu  gewähren, 
trieb  wenigstens  0  Arbeiter  beschäftigt  Die  Bestimmungen  von  Kap.  III:  Ver- 
oder  beschäftigen  läßt  oder  wenn  er  moto-  hütung  von  Unfällen  beim  Gebrauch 
riseli  betrieben  wird.  ICin  Rekurs  gegen  Unter- '  von  Maschinen  entstammen  -  mit  eini- 
stcllung  eines  Betriebes  unter  das  Gesetz  geht  gen  Aendcrungcn  —  dem  G.  v.  12./IV'.  1889. 
an  den  Arbeilsrat,  von  da  an  den  Minister  des  Gas  und  Elektrizitätswerke  luiben  der 
Innern,  von  da  an  das  Gericht  (§  3).  Dem  ,  Fabrikaufsicht  ein  Verzeichnis  aller  Betriebe 
Gesetze  sind  ferner  Handwerks-  und  Zwi-  einzusenden,  die  aus  den  Werken  motorische 
schcnmeisteruetricbo  unterworfen:  jegliche  Kraft  von  mindestens  '/j  l'S  beziehen  (§  11); 
Handwerks- und  Industricarbeit  zu  Erwerbs-  die  gleiche  Anzeigepflicht  besteht  für  die 
zwecken,  die  ganz  oder  teilweise  in  „Ver- ,  Verkäufer  gewisser  Motoren,  und  maelit  den- 
lagsworkstätten"  oder  „Mietswerkstätten"  |  jeni^'en,  der  die  .'\ulstelliing  von  Maschinen 
auf  fremde  Rechnung  ausgeführt  wird.  Unter  ]  überwacht,  für  die  Erfüllung  der  gesetz- 
„Verlagswerkstätten"  („Andenhaandsvirrk-  liehen  Vorschriften  verantwortlich.  Aus- 
stcder")  ist  in  diesem  Gesetze  ein  Raum  ver- ,  genommen  in  landwirtschaftliche« 
standen,  in  dem  Arbeit  für  Personen  ausge- '  Betrieben  dürfen  schulpfliclitige  Kinder 
führt  wird,  welche  als  Vermittler  zwischen  |  nicht  zu  Arbeiten  mit  Maschinen  lieran- 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  auftreten.  Unter  gezogen  werden;  für  die  Verwendung  an 
„Mietswerkstätten"  („Udlejuingsvii-rksteder")  landwirtschaftlichen  Maschinen  beträgt 
wird  ein  Arbeitsraum  verstanden,  der  von  das  Zulassungsalter  10  Jahre,  und  es  bedarf 
mehreren  voneinander  unabhängig  arbeiten-  bis  zum  Alter  von  12  Jahren  der  unraittel- 
den  Personen  gemeinsam  gemietet  oder  als ,  baren  ständigen  Aufsicht  der  Eltern  (außer 
Werkstättenplatz  an  Personen,  deren  jede  '  für  die  Bedienung  von  Göpeln).  Jugend- 
für sich  arbeitet,  vermietet  wird.  liehe  im  Alter  von  weniger  als  16  Jahren 

Sie  sind  anzeigepflichtig;  der  Arbeitgeber  i  dürfen  weder  zur  selbständigen  Bedienung 
hat  das  Adreßverzeichnis  des  Außenarbeiters  |  gefährlicher  Maschinen,  noch  zu  Arbeiten 
zu  führen.  Die  Vorschriften  über  Gesund-,  an  Maschinen,  die  eine  besondere  Aufmerk- 
heitsschutz  und  Unfallverhütung  ent- j  samkeit  erfordern  (Riemenauflegen,  Rei- 
hält  Kap.  II.  Bei  Neu-  und  Umbauten  von  I  nigen,  Schmieren  usw.)  verwendet  werden; 
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das  gleiche  Verbot  gilt  für  Frauen  jeden 
Alters,  sofern  sie  keine  Mannstracht  und 
olfene' Haare  tragen  (§  IC).  Für  besonders 
gelährliclie  Maschinen  kann  der  Minister  des 
Innern  ein  Verwendungsverbot  oder  beson- 
dere Vorschriften  erlassen  und  für  die  mit 
der  Bedienung  der  Maschinen  betrauten  Per- 
sonen eigene  Prüfungen  vorsehreiben  {§  17). 
Das  Verbot  des  Verkaufes  gefährlicher  Ma- 
schinen (1889)  ohne  Schutzvorrichtungen 
wird  wiederholt  (§  18). 

Der  Kinderschutz  (Kap.  IV)  hat  in- 
sofern einen  Fortschritt  seit  1901  gemacht, 
als  damals  das  Beschäftigungsalter  von 
12  Jahren  an  und  nach  schuLtreiem  Alter  ge- 
stattet wurde.  Durch  SchulG.  v.  29./111. 1901 
ist  die  Schulpflicht  in  dem  Halbjahre,  in  dem 
ein  Kind  das  14.  Lebensjahr  erreicht  hat, 
zu  Ende;  vor  erlangtem  Ausweis  erfolgt  nur 
unter  besonderen  häuslichen  Verhältnissen 
die  Scliulentlassung  verlier.  Das  dänische 
Gesetz  bestimmt  einfach  das  Verbot  der 
Aufnahme  von  Kindern  in  aufsichtspflichtige 
Betriebe,  die  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Schulpllicht  noch  nicht  erfüllt  haben  (§  2tJ). 
Für  die  Jugendlichen  beiderlei  Geschlechts 
ist  vor  dem  18.  Lebensjahr  ein  Maximal- 
arbeitstag von  10  Stunütn  und  ein  Verbot 
der  Nachtarbeit  (von  8—6)  vorgeschrieben 
•»■orden.  Diese  Arbeitszeit  soll  entweder  nach 
höchstens  je  4y2Stündiger  zusammenhängen- 
der Arbeitszeit  durch  eine  mindestens  54- 
stüudige  Kuhepause  oder  spätestens  3  Stun- 
den nach  Beginn  der  Arbeitszeit  durch  eine 
mindestens  i/jstündige  Ruhepause  und  spä- 
testens 6  Stunden  nach  dem  Ende  der  Pause 
durch  eine  gleichfalls  y2''tündige  Piuhepause 
unterbrochen  werden.  Ueber  die  so  festge- 
fetzieii  Ai  beitszeiten  hinaus  dürfen  die  ge- 
nannten Personen  auch  nicht  zu  irgendeiner 
Aibeit  im  Dienste  der  Fabrik  oder  Weikstatt 
in-  oder  aiilierlialb  derselben  verwendet  wer- 
den. Für  jugendliche  Personen,  welche  tech- 
nische oder  Fachschulen  besuchen,  soll  die 
Arbeitszeit  so  gelegt  werden,  daß  sie  nicht 
an  dem  Besuche  dieses  Unterrichts  zu  der 
für  die  betreifenden  Schulen  gewöhnlichen 
Unterrichtszeit,  wenn  diese  in  die  Zeit  nach 
6  Uhr  nachmittags  fällt,  gehindert  werden. 

Der  Minister  des  Innern  kann  jedoch  nach 
Antrag  des  Arbeitsrates  aut  ein  bezügliches 
Gesuch  hin  jugendlichen  Arbeitern,  die  das 
15.  Altersjalir  zurückgelegl  haben,  Nacht- 
arbeit gestatten,  wenn  dies  für  ihre  fachliche 
AusbdUuiig  als  notwendig  erachtet  wird  (§21). 

Andererseits  kann  bei  besonders  getähr- 
licheii  Arbeiten  der  Arbeitsrat  bestimmen, 
dali  eine  Krliöhung  der  Altersgrenze  lür  die 
mit  dieser  Arbeit  beschäftigten  Personen  ein- 
trete, oder  verbieten,  daß  männliche  Per- 
Huncn  unter  18  Jahren  oder  Arbeiterinnen 
daran  teilnehmen  (§  2'6). 


Ferner  kann  bei  besonderer  Gesundheits- 
gefahr der  Minister  des  Innern  nach  Antrag 
des  Arbeitsrates  und  Anhörung  der  Zeniral- 
verbände  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
(G.  V.  12./IV.  1910  über  ständige  Schieds- 
gerichte) die  Zahl  der  Stunden  innerhalb 
des  24stündigen  Zeitraums,  zu  welchen  Ar- 
beiter über  18  Jahre  solche  Arbeiten 
ausführen  dürfen,  begrenzen. 

Vor  ihrer  Aulnahme  sind  Jugendliche 
einer  ärztlichen  Voruntersuchung  zu  unter- 
werfen. Der  Arbeitgeber  hat  ein  Register  der 
Jugendlichen  zu  tütiren  (§  28j. 

Die  Arbeitszeit  der  Erwachsenen  ist 
nur  durch  G.  v.  12./II.  1919  in  Fabrikunter- 
nehmungen mit  regelmäßigem  ununterbro- 
chenem Betriebe  auf  höchstens  8,  bei  Wechsel- 
schicht auf  brutto  16  Stunden  (ohne  pro  Ar- 
beiter in  3  Wochen  160  Stunden  zu  über- 
schreiten) fixiert.  Ausnahmen  sind  bei  Sai- 
souindustrien  von  längstens  4 monatlicher 
Kampagne  gestaltet;  das  Verbot  der  iN'acht- 
arbeit  ist  bisher  an  dem  Widerstande  der 
'  Frauenrechtlerinnen  gescheitert  (vgL  Bul- 
letin des  Intern.  Arbeitsamtes  Bd.  XI  (1913), 
S.  LI).  Die  Arbeit  an  kirchlichen  Feier- 
tagen iüt  verboten.  Ausnahmen  können  für 
Saison-,  kontinuierliche  Betnebe  und  dort, 
wo  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  eine 
Vereinbarung  über  üie  Arbeitsfreizeit  besteht, 
I  bewilligt  werden.  Im  ersten  Falle  ist  den 
Arbeitern  wenigstens  die  HäUte  aller  Sonn- 
tage 1111  Jahre,  im  zweiten  Falle  jeder  zweite 
oder  bei  Dreischiclitenbetrieb  jeder  dritte 
Sonntag  freizugeben.  Die  Fabrikautsicht  ist 
zur  Gewährung  von  Ausnahmen  für  un- 
aufschiebbare Arbeiten  (Kemigung  und  In- 
standstellung von  Maschinen)  befugt.  Das 
Setzen  und  Drucken  von  Tageszeitungen 
hat  an  Sonn-  und  Feiertagen  von  9  Uhr  mor- 
gens bis  12  Uhr  nachts  zu  ruhen  (§  26). 
j  Die  einzige  Maßregel  des  Fraucn- 
schutzes  biluet  die  Schonzeit  der  Wöch- 
nerinnen (4  Wochen  nach  der  Niederkunft). 
I  Die  Vorschrift,  daß  das  aus  öffentlichen 
Mitteln  gewährte  Wochengeld  nicht  den 
Charakter  einer  Armenunterstützung  haben 
soll,  hat  seit  1901  den  Zusatz  erhalten,  daß 
diese  Norm  nur  gelten  soll,  wenn  die  Mutter 
ihr  Kind  bei  sich  behält,  und  daß  die  Unter- 
stützung m  Kopenhagen  durch  eine  Kranken- 
kasse oder  einen  Wohltäligkeitsverem  und 
außerhalb  Kopenhagens  durch  eine  Hilfs- 
kasse ausgezahlt  weriien  kann.  In  Betrieben 
mit  wenigstens  25  Arbeiterinnen  muß  ein 
heizbarer  Raum  zum  Stillen  der  Kinder 
vorhanden  sein  (§  29). 

Ueber  die  Heimarbeit  (§  30),  die  am 
12./V1.  1906  nach  der  Gewerbezählung 
17U00  Personen  (8  v.  H.  der  Industrie- 
arbeiter) betrug  s.  oben  S.  541,  1.  Sp. 

2.  Norwegen  (G.  v.  18./IX.  1915,  ll./VIL 
1919).      Der   Geltungsbereich  des  Haupt- 
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gcsetzes  von  1916  ist  derselbe  wie  der  in 
außer  Kraft  getretene  von  1909  umschrie- 
bene: 

I.  a)  Fabriken  und  Handwerks-  oder  in- 
dustrielle Belriube,  die  fabrikniäßi;;  betrieben 
werden  oder  in  denen  eine  andere  Triebkraft 
als  die  menschliche  Muskelkraft  oder  Dampf- 
kessel benutzt  werden,  ausgenommen  Be- 
triebe mit  Motoren  von  weniger  als  1  HP; 

b)  Stein-,  Kalkbrüche  und  Steinhauereien 
mit  mindestens  5  Arbeitern; 

c)  Gruben,  Aufbcreitungsanstalten,  Hüt- 
tenwerke u.  ä. ; 

d)  Betriebe,  in  denen  Sprengstoffe  her- 
gestellt oder  verwendet  werden; 

II.  a)  Handwerks-  und  industrielle  Be- 
triebe mit  mindestens  ö  Arbeitern  (außerhalb 
ihrer  Hi'imstiitle); 

b)  Kisgewinnungsbctriebe;  außerdem  ist 
für  eine  Reihe  von  Verrichtungen  des  Ver- 
kehrs- und  Baugewerbes  (c  und  d)  der  Re- 
gierung, nach  Begulachtune  durch  den  Ar- 
bcitsiat  die  Befugnis  der  Kinreiliung  in  die 
gescliülzlen  Betriebe  erteilt  (§  1).  Ucber 
die  Unterstellung  unter  das  Ucsctz  ent- 
scheidet der  Arbeitsrat.  Binnen  8  Tagen 
seit  Eröffnung  solcher  Betriebe  sind  sie 
anzeigepflichtig  (§  4).  Das  Gutachten  der 
Kabrikinspcktion  über  die  Bauanlage  kann 
vom  IruluslrielUn  verlangt  werden  (§5).  Dem 
Gesundheitsschutz  und  der  Unfallver- 
hütung dienen  älinliche  Vorseliriflen  wie 
1892  und  1909  (Zugänglichkeit,  leichler  Ver- 
kclir  in  llascliinenriiumen,  Siclierung  von 
Kessel-  und  Rölireiileilungen,  Seliutzvorrieh- 
tungeii,  Beleuchtung,  Lüflung,Giflschutz,Bei- 
stelhing  wärnibarer  Speiseräume  §§  G— IG). 
Kür  besonders  gefährliche  Betriebe  sind  ver- 
schärfte Vorschriften  zulässig:  1.  Anordnung 
besonderer  V'orsichtsniaßrcgeln,  2.  kürzere  als 
die  8s  t  ü  ndige  Arbci  Is  zei  t  (Aenderung  seit 
1919),  3.  Bescliüftigungswcclisel,  4.  Verbot  der 
Verwendung  von  Kindern,  Jugendlichen, 
Schwangeren.  Verbot  der  Einnahme  von  Mahl- 
zeiten in  Arbeitsräunien  (§  18).  Arbeits- 
verbole bestehen:  In  Bergwerken  unter 
Tage  für  Personen  unter  16  Jahren  und 
Frauen  (nur  leiclilere  Arbeiten  für  IG— 18- 
jährige  Arbeiter  sind  gestaltet I,  Kindern  und 
Frauen  das  Reinigen  von  Transmissionen, 
Kindern  und  Jugendlichen  die  Aufsicht  über 
Dampfkessel  (§§  19-21).  Für  Unfälle  be- 
stellt Aiizeigepllicht  binnen  3  Tagen  an  die 
Inspektion. 

Die  Arbeitszeit  betrug  nach  dem  Ge- 
setz von  1915:  10  Stunden  für  alle  Arbeiter 
und  64  in  der  Woche;  in  Gruben,  Hütten, 
Buch-  und  Zeitungsdruckereien  48  Stunden 
wüchentlieli,  ferner  besteht  grundsätzlich,  wie 
in  der  Schweiz,  Verbot  der  Nachtarbeit 
(9— G).  Im  2schichtigen  Beirieb:  Aeht- 
stundenschichten.  So  war  der  Achtstunden- 
tag für  Norwegen  kein  völliges  Novum,  als  das 


Gesetz  von  1918  ihn  brachte;  der  Wortlaut 
des  geltenden  Gesetzes  ist  dieser: 

1.  Die  allgemeine  Arbeitszeit  eines  Ar- 
beiters darf  8 Vi  Stunden  täglich  und  48 
Stunden  wochenllich  nicht  überschreiten. 
Zur  Arbeitszeit  in  Gruben  wird  auch  die  Zeit 
der  Ein-  und  Ausfahrt  (faringsliden)  ge- 
rechnet. 

Für  Arbeiter  in  Gruben  und  Schmelz- 
hütten, die  regelmäßig  am  Samstag  frei 
haben,  kann  die  allgemeine  Arbeitszeit  eines 
Arbeiters  bis  zu  91/2  Stunden  täglich,  höch- 
stens jedoch  48  Stunden  wöchentlich  be- 
tragen. 

2.  In  Betrieben,  die  in  wesentlichem  Grade 
von  der  Jahreszeit,  dem  Klima  oder  anderen 
Nalurverhällnissen  abhängig  sind,  kann  mit 
Zustimmung  des  Königs  die  allgemeine  Ar- 
beitszeit dergestalt  geordnet  werden,  daß  sie 
im  Sommerhalbjahr  länger  wird  als  im 
Winterhalbjahr. 

Umfaßt  die  bezügliche  Bestimmung  Tä- 
tigkeiten, bei  denen  die  Arbeiter  oder  die 
Arbeitgeber  einer  beruflichen  Landesorgani- 
satinn  angehören,  so  ist  dieser  Gelegenheit  zu 
geben,  sich  zu  äußern.  In  jedem  Fall  ist  eine 
Erklärung  des  Arbeitsrates  einzuholen. 

3.  Die  allgemeine  Arbeitszeit  ist  in  die 
Zeit  zwischen  G  Uhr  morgens  und  9  Uhr 
abends  zu  legen.  An  Orten,  an  denen  die 
wirkliche  Zeit  der  Kornialzeit  mindestens 
um  1  Stunde  vorgeht,  kann  jedoch  der  Be- 
ginn der  allgemeinen  Arbeitszeit  bis  zu  einer 
Stunde  vorgerückt  werden. 

In  Betrieben  oder  Teilen  von  Betrieben, 
in  denen  2  Tagschichten  von  höchstens  8 
Arbeitsstunden  pro  Schicht  eingeführt  wer- 
den, kann  die  allgemeine  Arbeitszeit  in  die 
Zeit  zwischen  G  Uhr  morgens  und  12  Uhr 
nachts  gelegt  werden. 

4.  Die  allgemeine  wöchentliche  Arbeits- 
zeit eines  Arbeiters  ist  dergestalt  zu  ver- 
teilen, daß  er  jede  Woche  eine  zusammen- 
hängende Freizeit  von  mindestens  24  Stun- 
den hat. 

5.  Ueberzeitarbeit  ist  verboten  außer 
a)  bei  Betriebsstörung  durch  unvorherge- 
sehene Ereignisse; 

b)  zur  Verhütung  des  Verderbs  von  Roh- 
stoffen oder  Erzeugnissen; 

c)  bei  unerwartetem  Arbeitsandrang; 

d)  wenn  der  gewöhnliche  Betrieb  nicht 
vor  sich  gehen  kann,  ohne  Vor-  oder  Nach- 
arbeiten einzelner  Arbeiter; 

e)  wenn  öffentliche  oder  allgemeine 
Interessen  dies  erheischen, 

G.  Arbeiter  unter  18  Jahren  dürfen  nicht 
zur  Ueberzeitarbeit  verwendet  werden. 

Bescheinigt  ein  Arbeiter  mittels  eines 
ärztlichen  Zeugnisses,  daß  seine  Gesundheit 
bei  einer  längeren  als  der  für  seine  Arbeit 
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geltenden  allgemeinen  Arbeitszeit  leidet, 
kann  der  Arbeitgeber  nicht  Ueberzjitarbeit 
verlangen  (§  26). 

Ueberzeitarbeit  kann  bis  zu  10  Stunden 
wöchentlich  stattfinden. 

Die  Aufsichtsbehörde  kann  für  höchstens 
6  Monate  aufs  Mal  für  den  einzelnen  Ar- 
beiter Ueberzeitarbeit  bis  zu  15  Stunden 
wöchentlich  gestatten.  Doch  darf  Ueberzeit- 
arbeit für  einen  Arbeiter  in  keinem  Falle 
mehr  als  30  Stunden  in  4  aufeinanderfolgen- 
den Wochen  betragen.  Weitere  Ausnahmen 
gelten  für  Betriebe,  die  zu  einzelnen  Zeiten 
des  Jahres  einer  längeren  Arbeitszeit  be- 
dürfen. Doch  darf  die  Gesamtanzahl  von 
Üebcrstunden  im  Kalenderjahr  nicht  größer 
sein,  als  30  Runden  (§  27  G  v.  1915). 

In  ununterbrochenen  Betrieben  kann  ein 
Scliichtplan  erlassen  werden,  der  im  Laufe 
einer  Schichtperiode  jedem  .Arbeiter  eins  all- 
gemeine Arbeitszeit  von  durchschnittlich 
48  Stunden  wöchentlich  und  eine  zusammen- 
hängende Freizeit  vim  durclischnitiiich  24 
Stunden  wöchentlich  sichert.  Bei  de"-  Ent- 
scheidung ist  besonderes  Gewicht  darauf  zu- 
legen, was  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  wünscht. 
Können  solche  Betriebe  am  Sonntag  ein- 
gestellt werden,  so  können  sie  an  Vorfeier- 
tagen bis  10  Uhr  abends  im  Gang  bleiben. 

7.  Die  Bestimmungen  des  Verbots  der 
Nachtarbeit  und  der  §§  24  und  30  finden 
für  Arbeiter  des  Handwerks  (§  1  IIa)  im 
Aller  von  mehr  als  18  Jahren  keine  Anwen- 
dung. 

Kür  Hafenarbeiter  über  18  Jahre  ist  ein 
Maxinuun  von  192  Stunden  in  4  Wochen  auf- 
gestellt (§31  3,  4). 

Wenn  die  Lohnsätze  bestehender  Ta- 
rifverträge verkürzt  und  Streitigkeiten  dar- 
über ausbrechen  sollten,  soll,  falls  die 
Organisationen  sich  nicht  einigen  können, 
ein  vom  König  ernanntes  ögliedriges  Lohn- 
amt bis  zum  Ablauf  des  Tarifvertrages  ohne 
Arbeitseinstellung  (Strafen  dagegen  G.  v. 
6./V1I.  191G)  entscheiden.  Kinder,  die  das 
14.  Jahr  nicht  zurückgelegt  haben,  dürfen 
nicht  zu  den  unter  das  Gesetz  fallenden 
Arbeiten  verwendet  weiden;  doch  können 
Kinder  im  iVlter  von  mehr  als  12  Jahren, 
nach  Anhörung  der  Schul-  und  mit  Erlaubnis 
der  Gewerbeaufsichtsbeliörde  bis  zu  5  Stun- 
den im  Tage  zu  solchen  leichteren  Arbeiten 
verwendet  werden,  die  der  Gesundheit 
der  Kinder  nicht  schaden  oder  deren 
körperliche  Entwicklung  nicht  hemmen,  falls 
ein  ärztliches  Tauglichkeitszeugnis  beige- 
bracht wird.  Die  Kinder,  deren  Beschäf- 
tigung gestattet  ist,  dürfen  in  keinem  Falle 
in  dem  Ausiiialäe  beschäftigt  werden,  daß 
ihre  Schul-  und  Arbeitszeit  zusammen  7 
Stunden  im  Tage  überschreitet;  Nacht- 
arbeit vor  0  Uhr  morgens  und  nach  8  Uhr 
abends  ist  Kindern  verboten.    Die  Bescliäf- 


i  tigung  von  Kindern  oder  jugendlichen  Ar- 
beitern Ist  an  die  Beibringung  eines  Geburts- 
scheines gebunden.  Für  die  Kontrolle  über 
die  Beschäftigung  von  Kindern  und  Jugend- 
lichen ist  wie  bisher  die  Führung  eines  Ver- 
zeichnisses durch  den  Arbeitgeber  vorge- 
sehen (§  35). 

Für  die  Lohnzahlung  ist  bei  Fehlen 
anderer  V^ereinbarungen  allwöchentliche  Ab- 
rechnung, Zahlung  in  gangbarer  Münze  und 
an  der  Arbeitsstätte  vorgeschrieben.  Abzüge 
'  dürfen  nur  mit  Zustimmung  des  Arbeiters 
I  oder  auf  Grund  von  Gesetz  oder  Arbeits- 
ordnung gemacht  werden.     Die  geltenden 
Lohnsätze  sind  den  Ai^beitern  mitzuteilen 
(§  37).  Die  Kündigungsfrist  für  ausdrück- 
lieh testangestellte  oder  mindestens  durch  4 
Wochen  regelmäßig  mindestens  2  Wochen  be- 
schäftigte  Arbeiter   beträgt,   sufern  nicht 
,  schriftlich  oder  durch  Arbeitsordnung  etwas 
anderes  bestimmt  worden  ist,  14  Tage  und 
muß  jedenfalls  für  beide  Teile  gleich  sein 
(§  38).    Arbeitsverträge,  die  schriftlich 
errichtet  werden,  sind  24  Stunden  vor  Unter- 
fertigung dem  Arbeiter  einzuhändigen  (§  39). 
Arbeitsordnungen  sollen   in   allen  Be- 
trieben mit  über  10  Arbeitern,  in  kleineren 
[  Betrieben  auf  Anordnung  der  Aufsichts- 
behörden erlassen  werden;  vor  Erlaß  der 
Arbeitsordnung  müssen  gemäß  G.  v.  23./Vn. 
1920  §  5  die  Betriebsausschüsse  der  Arbeiter 
(bisher  5  ad  hoc  Gewählte)  in  sie  Einsicht 
nehmen;  es  ist  diesen  eine  Frist  von  min- 
destens 14  Tagen  zur  Beratung  zu  gewähren. 
Der  Entwurf  der  Arbeitsordnung  ist  dem 
Inspektor  einzusenden;  sie  bedarf  nach  dessen 
;  Begutachtung  noch  der  Genehmigung  des 
I  Arbeitsrates,  die  zu  versagen  ist,  wenn  die  Be- 
stimmungen gegen    das   Gesetz  verstoßen 
(§  43).  Die  Arbeitsordnung  soll  die  geltenden 
Disziplinarvorschriften,  die  Bedingungen  für 
Annahme  und  Entlassung  der  Arbeiter  und 
;  die  Bestimmungen  über  Lohnzahlungen  ent- 
j  halten.  Bußen  dürfen  (wie  in  der  Schweiz) 
;  in  der  Regel  den  halben  Tagelohn  nicht 
;  übersteigen;  die  verwirkten  Beträge  sind  an 
die  Krankenkassen  abzuführen;  Lohnabzüge 
wegen  mangelhafter  Arbeit  oder  Material- 
beschädigung gelten  nicht  als  Bußen  (§  40). 
Der  Anschlag  des  Gesetzes  in  den  Arbeits- 
räumen ist  vorgeschrieben  (§  45).  Seine  Vor- 
schriften sind  unabdingbar  (§  46). 

Wöchnerinnen  dürfen  in  den  ersten  6 
Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  nicht  ar- 
beiten; diese  Zeit  kann  auf  4  Wochen  ein- 
geschränkt werden,  wenn  ein  ärztliches  Zeug- 
nis vorliegt;  eine  allfällige  staatliche  Unter- 
stützung gilt  nicht  als  Armenunterstützung 
(§  33). 

3.  Schweden  (G.  v.  20./XI.  1909  [Nacht- 
arbeit], v.  29./VL  1912,  abgeändert  17./VI. 
1916,  26./1V.  1918,  20./VI.  1918  und  22./VI. 
1921).     Geltungsbereich.     Das  Gesetz 
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erstreckt  sich  in  bezug  auf  sämtliche  Be- 1  reichun?  des  18.  Jahres  der  königlichen 
Stimmungen  mit  Ausnaliine  jenes  über  die48-  Arbeitsvcrwaltuni;  zur  statistischen  Bear- 
Slundenwoche  auf  alle  Lolinarbeit  außerhalb  beitung  übersendet. 

vciii  Iliim  oder  Familie,  von  Schiffsdienst  Die  Arbeitszeit  beträft  (§  13)  für  12- 
und  l^aiiilarbcit;  die  Bestimmuni^en  über  bis  ISjahrice  6  Stunden  (36  in  der  Woche). 
Arbeitszeit  betreffen  solche  Betriebe  nebst  Von  da  an  gilt  die  Vorschrift  des  Acht- 
Hoch-  und  Tiefbauunternchmuni;en  nur  stundeptages.  Doch  dürfen  Jugendliche  bis 
dann,  wenn  sie  mehr  als  4  Arbeiter  beschäf-  zum  16.  Jahr  unter  ke  nen  Umständen 
tijen.  Ausgeschlossen  ist  dann:  Heimarbeit,  Nachtarbeit  (7—6  Ulir)  verrichten  (§  13d). 
der  Familienbetrieb,  Gelegenheitsarbeit,,  Ausnahmen  von  den  Normen  über  die 
St  latsarbeit,  Kranken-,  Armen-,  Kinder-  Dauer  der  Besehätt'gung  von  Jiiijendlichen 
pflege  und  Erziehung,  Schitfsdienst  (wo-  über  14  .lahren  sind  nach  Betriebsstörungen 
rüber  ein  besonderes  Gesetz),  Forstwirt-  durch  Naturereignisse  oder  Unglücksfälle 
scliaft,  Köhlerei.  FlöUerei,  Ackerbau,  Gärt-  j  zu  bewilliiten  (für  höchstens  1  Monat  vom 
nerei,  Viehzucht,  Verkehrsdienst  der  Eisen-  Bezirks-,  bis  4  Monate  vom  Zentralinspektor), 
bahnen,  Ladenangestcllte,  Barbiere,  Bade-  Ausgenommen  ist  das  Wenden  und  Auf- 
aiiätaltcn,  Bedienungspersonal  in  Hotels,  '  stapeln  von  Torf,  wobei  auch  vom  Zu- 
Gastwirtscliaften,  Gates.  Den  Vorschriften  lassungsalter  von  12  Jaliren  dispensiert  wird 
über  Arbeitszeit  werden  Werkmeister,  Zeich-  (§16  des  G.  v.  17. /VI.  1916).  Endlich  sind 
ner,  Buchhalter,  Pförtner  nicht  unterworfen.  Jugendliche  über  16  Jahre  im  ununter- 
Gericlite,  die  über  Fragen  dieser  .\ngehörig-  brochenen  Betrieb  vom  Verbot  der  Nacht- 
keit  zu  entscheiden  haben,  müssen  das  (jut-  arbeit  (7  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens) 
achten  des  Arbeitsralcs  einholen  (§  3  G.  v.  i  dispen^ierbar  (§  15).  Ueber  die  Kuhe- 
1921).  iVus  den  Vorschriften  des  Ci.  v.  1912  pausen  trifft  "mit  Jiücksicht  auf  gewisse 
zur  Sicherung  von  Gesundheitsschutz  Landesindustrien  (Sä'.;erei  usw.)  das  Gesetz 
und  Unfallverhütung,  die  den  norwe- !  keine  Regelung:  sie  sollen  „angemessen  und, 
eischen  im  übrigen  entsprechen  (§§  3  — 7),  ist  I  wenn  d^e  Art  der  Arbeit  dies  zuläßt,  regel- 
liervorzuheben:  die  l'>mächtiguns  zur  ge- i  mäßig  wiederkehrend  sein"  (§  13c,  G.  v. 
ziemenden  Einschränkung  der  Arbeitszeit  17./VI.  1916).  Dagegen  wird  der  Aufenthalt 
bei  besonders  gesundheitsgefährlichen  Be- !  in  gesundheitsschädlichen  Arbeitsräumen 
Bchäft'gungcn  (^  5e),  Herstellung  von  Ge- !  während  der  Pausen  verboten  und  die  Bei- 
leu'enhcil  zum  Wärmen  der  Speisen,  die  Mög- ;  Stellung  von  Malilzeiträumen  verlangt.  Den 
lichkeit  der  Sonntagsruhe  (§  f)i).  Die  Kin- i  Jugendlichen  im  llandelsgewerbc  und  bei 
derarbeit  ist  in  den  industriellen  Betrieben  Botengängen  und  Austri^erarbeiten  wird 
(Verwcndun'.:  von  mehr  als  10  Arbeitern  oder  eine  llstündige  Freizeit,  die  die  Nacht- 
von  motorischer  Kraft  von  mehr  als  ,0  effek-  stunden  (10  Uhr  abends  bis  ö  Uhr  morgens) 
tiven  l'ferdekräften)  nicht  vor  Vollendung  einzubegreifen  hat,  gesichert  (G.  v.  20./VI. 
des  13.,  weiblichen  Personen  nicht  vor  der  1912,  §  12). 

des  14.  Lebensjahres  gestattet;  für  alle  j  Der  Frauenschutz  umfaßt:  die  Arbeits- 
andere geschützte  Arbeit  ist  das  vollendete  I  verböte  unter  Tage  in  Steinbrüchen  und 
12.  Lebensjahr  Voraussetzung  der  Zii'assung,  ;  Gruben  (§  18),  6  Wochen  nach  der  Nieder- 
in  Steinbrüchen  oder  Gruben  unter  Tage  das  |  kunfi  (vorher  nur  mit  ärztlichem  Zeugnis); 
15.  Lebensjahr  (§§  9,  11,  15).  Weitere  Vor- :  das  Austrittsrecht  der  Schwangeren  mit 
aussetziing  der  Zulassung  ist  erfüllte  Volks- !  Zeugnis  von  Arzt  oder  Hebamme  2  Wochen 
schulpllicht  oder  die  Aneignung  cntspre- 1  vor  der  erwarteten  Niederkunft  f§  19),  der 
chender  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  oder  I  Anspruch  der  Mütter  auf  Stillpausen  (§  20), 
Dispens  vom  Schulbesuch  nach  Vollendung  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Arbeiterinnen 
des  13.  Jahres;  der  Arbelt  während  der  Schul- '  (G.  v.  20./X1.  1909,  aut  dem  internationalen 
ferien  stehen  diese  Vorschriften  nicht  im '  Uebcreinkommen  von  Bern  1900  beruhend) 
"Wege  (§  9).  Die  Minderjährigen  sind  vom  |(§  22)  und  die  Befugnis  der  Verwaltung,  für 
Betriebsinhaber  vor  gesundheitlichen  oder  \  gesundheitsschädliche,  anstrengende  oder 
Bittlichen  Gefahren  im  Betriebe  zu  schützen  '  sittlich  schädigende  Verrichtungen  Beschrän- 
und  es  ist  ihnen  die  erforderliche  Freizeit ;  kungen  oder  Verbote  der  Arbeit  zu  erlassen 
zum  Besuche  öffentlicher  Schulen  einzu-|(§  21).  Dementsprechend  untersagt  die 
räumen.  1  Kgl.  Bek.  v.  7./1V.  1916  das  Laden  oder 

Allen  Jugendlichen  unter  18  Jahren ,  Löschen  von  Waren  durch  Frauen  unter 
muß  ein  Zeugnisbuch  (intygsbok)  einge-  '  21  Jahren  an  Bord  von  privaten  oder  staat- 
händigt werden  (§  15,  34),  das  die  Persona- 1  liehen  Fahrzeugen  mit  Verdeck  und  Netto- 


lien,  die  Daten  der  Dienstein-  und  -austritte 
die  Arbeitszeit  der  Beschäftigung  und  das 
Zeugnis  der  jährlichen  ärztlichen  Unter- 
suchung (einschl.  Gewicht,  Brustumfang, 
Länge)  zu  enthalten  hat;  es  wird  nach  Er- 

Handwörterbuch  der  Staatawissenschaften.   4.  Aufl 


tragfähigkeit  von  80  Reg. -Tonnen. 

Die  allgemeine  Arbeitszeit  (G.  v. 
22./VI.  1921)  beträgt  im  Maximum  8  Stunden 
im  Tage  oder  48  in  der  Woche  ohne  Ruhe- 
pausen; zur  Erzielung  der  48  Stunden  ist  an 
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einzelnen  Wochentagen  die  Arbeitszeit  nicht 
über  9  Stunden  zu  verlängern  (im  aufgehobe- 
nen Gesetze  von  1919:  8^2  Stunden).  Bei 
mehrschichtigem  Betrieb  darf  die  Summe  der 
Arbeitsstunden  in  3  Wochen  das  entspre- 
chende Vielfache  der  48-Stundenwoclie  nicht 
überschreiten  (§  4).  In  den  von  Jahreszeit 
oder  Witterung  erheblich  abhängigen  oder 
mit  wechselnder  Stundenzahl  arbeitenden 
Industrien  kann  der  Arbeitsrat  Stunden- 
pläne bewilligen,  durch  die  innerhalb  einer 
bestimmten  Wochenzahl  das  entsjirechende 
Vielfache  von  48  Stunden  nicht  über- 
ichrilten  wird  (§  4).  Ist  im  ununterbrochenen 
dreischichtigen  Betrieb  Sonn-  und  Feier- 
tagsaibeit  absolut  notwendig,  so  steht  dem 
Aibeitsrat  das  Dispensationsrecht  zu;  ebenso 
kann  er  vom  Achtstundentag  für  Arbeiten 
Ausnahmen  gestatten,  die  nur  für  relativ 
kurze  Zeit  vorgenommen  werden  oder  nur 
geringen  Kraltaufwand  erheischen  oder  von 
außi-rgiwohnlith  hohem  öffentlichen  Inler- 
essesind  (§5).  Ueberzeitist  nach  unvorher- 
üehbaren  Betriebsstörungen  oder  bei  Gefahr 
einer  solchen  für  Leben,  Gesundheit  oder 
Eigentum  gestattet,  sofern  der  Arbeitgeber 
spätestens  2  Tage  nach  ihrem  Beginn  die 
Aufsichtsbehörde  durch  eingeschriebenen 
Brief  benachrichtigt  (§  6).  In  anderen  als 
diesen  Fällen  dürfen  nur  über  18jährige  Ar- 
beiter und  zwar  höchstens  30  Stunden  im 
Kalendernionat,  2Ü0  Stunden  im  Kalender- 
jahr (im  früheren  G.  von  1919:  30  und 
150  Stunden),  für  Vorbereitungs-  oder  Fer- 
tigstellungsarbeiten können  7  Ueberstunden 
wöchentlich  (im  früheren  G.  v.  1919: 
10  Stunden  im  Kalendermonat)  bewilligt 
werden.  Weitere  Ausnahmen  darf  der 
Arbeitsrat  höchstens  im  Umfange  von  20 
Stunden  monatlich,  120  jährlich  gewähren 
(früher  1919:  lU  bzw.  75  Stunden).  Dieser 
entscheidet  auch  darüber,  an  welchen  solcher 
Ucberzeitarbeiten  Jugendliche,  die  das  16.. 
aber  nicht  das  18.  Jahr  erreicht  haben,  teil- 
nehmen dürfen.  Die  Verpflichtung  zu  Ueber- 
stundenarbeit  ist  Sache  der  Vereinbarung  mit 
dem  Arbeilgeber  (§  7). 

Sind  Landesverbände  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitern,  die  als  Vertreter  der  Mehr- 
zahl beider  Parteien  in  einer  Industrie  an- 
zusehen sind,  damit  einverstanden,  so  können 
solche  Ueberstunden  (§5,  §  7  Abs.  3j  auf 
Antrag  oder  nach  Gutachten  des  Arbeits- 
rats vom  König  der  Ge'samtindustrie  zuer- 
kannt werden  (§  8,  neu  1921).  Ueberstunden 
jedes  Arbeiters  sind  in  ein  besonderes  Tage- 
Duch  gemäß  Formular  des  Arbeitsrats  ein- 
zutragen. Ausgenommen  sind  die  Vorbe- 
reitungs- und  Fertigstellungsarbeiten,  die  im  ! 
Stundenplan  zu  verzeichnen  sind  (neu  1921).  ! 
Die  Entscheide  des  Arbeitsrates  sind  3  Jahre 
nach  dem  letzten  Eintrage  aufzuheben  (§  9). 
In  dringenden  Fällen  kann  die  GewäJirung  von  | 


Ueberstunden  (§§  6,  7)  vom  Präsidenten  der 
I  Arbeifsrates  vorbehaltlieh  spaterer  Geneh- 
migung durch  diese  Behörde  verfügt  werden 
(§  10  Abs.  8,  neu). 

Gesetz  und  Stundenplan  sind  auszu- 
hängen (§  11  Abs.  2). 

i 

II.  Gewerbliche  Spezialgesetze. 

1.  Bäckerschutz,  a)  Dänemark  (Regu- 
lativ V.  2ü  /IL  1910;  Bek.  v.  7./X.  1912,  abge- 
ändert durch  G.  v.  9./VL  1920).  Hauptbe- 
stininiuug  ist  das  Verbot  der  Nachtarbeit 
C§  6!  (8  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens).  Hier- 
von allgemein  ausgenommen  sind  Arbeit  des 
I  Betriebsiuhabers,  Reinigung,  Störung  durch 
I  Unfälle,  außergewöhnliche  Umstände.  Bei 
der  Herstellung  von  Roggenbrot  in  ununter- 
brochenem Dreischichtenbetrieb  ist  Nacht- 
arbeit derselben  Schicht  nur  jede  3.  Woche 
gestattet;  jede  2.  Woche  dann,  wenn  da- 
neben Tagesschiehten  für  Fein-  und  franzö- 
sisches Brot  bestehen;  ausgenommen  ist  be- 
sonders Maschinen-  und  Ofenpersonal  bei 
Reparaturen.  Für  alte,  baulich  rückstän- 
dige Betriebe  können  Ausnahmen  bewilligt 
I  werden,  wenn  ein  paritätisch  aus  je  3  Ver- 
tretern des  Bäckermeister-  und  des  Bäcker- 
uud  Konditorenverbandes  bestehender  Aus- 
schuß dem  Arbeitsrate  und  dieser  dem  Mi- 
nisterium des  Innern  empfehlende  Gut- 
achten erstatten  (§6).  Das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit betrifft  ferner  nicht  Betriebe,  die  mit 
der  Frau  des  Betriebsinhabers  und  seinen 
Kindern  unter  18  Jahren  betrieben  werden. 
Dagegen  gelten  für  diese  die  Vorschriften  des 
Regulativs  von  1910  betr.  Betriebshygiene, 
Mindestluftraum  (8  cbm  pro  Kopf)  und 
Ausschluß  der  Personen  mit  ansteckenden 
Krankheiten.  Für  Unfallverhütung  gelten 
die  Vorschriften  des  Fabrikgesetzes  (§  1). 
Neueröffnete  Bäckereien  sind  binnen  8  Tagen 
anzumelden  und  haben  der  Fabrikinspektion 
gewünschte  Auskunft  und  Statistik  zu  liefern 
(§  2).  Die  Beschäftigung  schulpflichtiger 
Kinder  ist  verboten  (§  3).  Jugendliche 
unter  18  Jahren  dürfen  nur  nach  ärztlicher 
Untersuchung  und  Zustimmung  angestellt 
werden;  das  ärztliche  Zeugnis  ist  einem 
Arbeitsbuch  beizulegen,  das  der  Arbeitgeber 
ausfertigt,  und  das  Angaben  über  Arbeitszeit 
und  F>eizeit  der  Jugendlichen  enthält  (§  19). 
Die  Aibeitszeit  der  Jugendlichen  beträgt  wie 
bisher  höchstens  10  Stunden,  nach  je 
414  Stunden  durch  Vi  Stunde  Ruhepause 
unterbrochen;  die  Zeit  ihres  Einfalles  ist 
im  Arbeitsbuch  zu  notieren  (§  4).  Ueber- 
zeit  ist  verboten  (§  5).  Allen,  auch  den  er- 
wachsenen Arbeitern  ist  eine  Gesamtfreizeit 
von  24  Stunden  in  der  Woche  (abzüglich  3 
Stunden  für  Teigbereitung,  Reinigung,  Hei- 
zung am  Ruhetage)  zu  gewähren.  Gegen 
Entschädigung  sind  bei  besonderen  Anlässen 
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(Festen  usw.)  Ausnahmen  von  diesen  Vor- !  Bei  der  Festsetzung  ist  auf  die  für  gleiche 
Schriften  bis  20nial  jährlah  zuläs.-^ig  (§  8).      oder  entsprechende  Arbeit  in  Werlvstälten, 

Für  Arbeiterinnen  gilt  derselbe  Wöth-  Fabriken  und  für  andere  Heimarbeiter  orts- 
nerinnenschutz  (Arbeitsverbot  4  Wochen  üblichen  I^oline  Kücksieht  zu  nehmen.  Der 
usw.)  wie  lur  Fabriken  (§  11).  Lohn  ist  n'ii  dem  Betrag  festzusetzen,  den 

b)  ln>iorwe''en  (Kgl.  Kesol  V.  26./VI1I.  ein  Arl.eiter  mit  durchschnittlicher  Ge- 
1910,  U.  Y.  4./V1.  1918)  ist  der  Bäckerschulz  schicklichkeit  nach  Maügabc  dieser  Löhne 
weit  vorgeschrittener:  Verbot  der  Nacht-  voraussichtlich  verdienen  würde.  Es  ist 
arbeit  von  8  Uhr  abends  bis  ü  Uhr  morgens  darauf  zu  achten.  dalS  der  Mindestzeitlohn 
(in  Dänemark  8—4),  8stündige  Arbeitszeit  ,  in  einem  solchen  Verliiiltiiis  zum  Verdienst 
(48  iiro  Woche),  Verbot  der  Verwendung  '  in  Werkstätten  und  Fabriken  steht,  daß  die 
von  Kindern  unter  14  Jahren.  Heimarbeit  nicht  verdrangt  wird.  Außer 

2.  Heimarbeit.  Norwegisches  G.  v.  dem  llindestzeillolin  soll  das  Amt  tunlichst 
iö./ll.  l'J18.  Das  Gesetz  deliniert  als  Heim-  auch  einen  Mindeststücklohn  entweder  für 
arbeit  gewerbliche  entgeltliche  Aibeit  für  alle  oder  für  einzi  hie  in  dem  Gewerbe  (den 
einen  Aibcilgeber  oder  Zwischenmeisler  in  Gewerben)  vurkeninu  nili  n  Artikel  fcst- 
der  Wiihnung  des  Arbeiters,  oder  in  Käumen,  setzen.  Der  Stücklohn  soll  in  riiu  m  dcr- 
übcr  die  der  Arbeitgeber  nicht  Aufsicht  iülirt,  artigen  Verhältnis  zum  Mindeslzeitlolm 
oder  in  der  Werkstatt  eines  Zwischennieisters  stehen,  daß  dieser  einem  ArLeiter  mit  durch- 
(§  1).  Jeder  Arbeitgeber  oder  Zwischen- !  schnitllicher  Geschicklichkeit ,  gesichert  ist 
nieistcr  hat  2  AbscIiri^Tien  des  Verzeichnisses  (§  11). 

der  60  Beschält i;.'t(  n  der  Aufsiehisbehorde  Das  Lohnamt  sendet  dem  Heiniarbeitsrat 
vor  Ende  Februar  alljährlich  zu  senden  (§  2);  seinen  Entscheid;  dieser  fordert  die  Be- 
er ist  ferner  zum  Aushang  seiner  Mindest-  teiligten  auf,  sich  in  Monatsfrist  zu  äußern, 
lohnsätze  an  einer  für  Heimarbeiter  Zugang-  Wird  sodann  der  Entscheid  genehmigt,  so 
liehen  Stelle,  lerner  zur  Aushändigung  eines  wird  der  Entscheid  im  Amtsblatt  publiziert 
Lühiibuclis  an  die  Heiiriai beit er  verpflichtet  und  darf  frühestens  nach  2  Monaten  in  Kraft 
und  hat  eine  Abschnit  der  Lohnverzeieh-  treten. 

nisse  alljährlich  dem  vom  König  ernannten  Findet  der  Heiniarbeitsrat,  daß  der  für 
3— öglicdrigen  Heiniarbeitsrat  vorzulegen,  ein  Gewerbe  festgesetzte  M.ndestluhn  die 
eine  paritätische  Behörde,  von  neutralem  >  Heimarbeit  zurückgedrängt  oder  auf  andere 
Vorsitzenden  und  Stellvertreter  geleilet,  die  W'cisc  die  Arbeitsverhältnisse  in  einer  für 
mit  dem  Medizinaldirektor,  dem  Chefinspek-  die  Arbeiter  ungünstigen  Richtung  umge- 
tor  und  dem  Arbeiterrat  Vorschläge  zur  staltet  hat,  oder  befürchtet  er,  daß  dies  ein- 
Besserung der  Heimarbeitsverhältnisse  treffen  werde,  so  kann  er  durch  Bekannt- 
macht (§  7).  Der  Hcimarbeilsrat  kann  die  machung  im  Amlsblatte  erklären,  daß  der 
Ausführung  gewisser  gesundheitsschädlicher  festgesetzte  Mindestlolin  auch  für  diejenige 
l'ruduktiunen  in  Heimarbeit  verbieten  (§  5).  Arbeit  in  dem  Gewerbe,  die  in  einer  Werk- 
Uas  Hcimarbeitsgesetz  betrifft  zwar  nur  die  statt  oder  einer  Fabrik  ausgeführt  wird, 
llcrslelluiig  von  B(  kleidung  und  Naharbeiten  gelten  soll,  oder  kann  beschließen,  daß  für 
aller  Art,  kann  aber  vom  König  auch  auf ;  derartige  Arbeit  ein  besonderer  Mindestlohn 
andere  Gewerbe  in  der  Heimarbeit  ausge-  gemäß  den  Vorschrillen  der  §§  9— lö  fest- 
dehnt werden  (§  8).  Verlangen  6  oder  mehr  gesetzt  werden  soll  (§  17). 
Arbeiter  oder  Arbeitgeber  eines  Gewerbes  Ist  für  ein  Gewerbe  lediglieh  ein  Mindest- 
eine Lohnerhebung,  so  muß  der  Heiniarbcits-  Zeitlohn  festgesetzt,  so  kann  der  Arbeit- 
rat eine  solche  vornehmen;  ergeben  sich  un-  geber  seine  Stücklohnsätzc  dein  Heim- 
zufriedenstellende  Zustände,  so  beschließt  er  arbcitsrat  zur  Prüfung  vorlegen.  Findet 
nach  Einvernehmen  der  betr.  Gemeinde- 1  dieser,  daß  die  Sätze  einem  Arbeiter  mit 
Verwaltung  die  Einsetzung  eine  Lohnamts  I  durchschnittlicher  Geschicklichkeit  den  Min- 
(lonsnaevnd),  das  Mindestlöhne  nicht  mit  '  destzeillohn  sichern,  so  werden  diese  Sätze 
Kücksieht  auf  Wohnstätte  oder  Arbeitsort  als  Mindeststücklohn  für  das  Gewerbe  ge- 
des  Heimarbeiters,  sondern  des  Standorts  des  :  nebmigt. 

Verlegers  aufstellt  (§  9).  Die  paritätisch  zu- !  Mit  der  Neuaufstellung  des  Lohnsatzes 
sammengesetzten  Lohnämter  bestehen  aus  kann  auch  ein  neues  Lohnamt  beauftragt 
mindestens  4  Parteivertretern  und  einem  ;  werden  (§  20).  Wird  ein  Tarifvertrag  abge- 
neutralen  Vorsitzenden.  Die  Mitglieder  ;  schlössen,  so  kann  der  Heimarbeitsrat  be- 
werdcn  von  der  Gemeindeverwaltung  ge-  schließen,  daß  für  seine  Dauer  die  lohn- 
wählt, vorher  sind  die  Interessenten  zu  Wahl-  amtliehen  Mindestlöhne  außer  Kraft  treten 
vorschlagen  aufzufordern  (§  lü).  Die  Wahl  (§  22).  Die  Lohnämter  sind  zur  Geheira- 
gilt  für  3  Jahre  mit  Amtszwang;  den  Vor-  haltung  von  Betriebs-  und  Geschäftsgeheira- 
sitzenden  ernennt  der  Heimarbeitsrat.  Das  nissen  verpilichtet  und  dürfen  geheimge- 
Lohnamt  besitzt  zur  Aufstellung  der  Mindest- 1  haltene  Einrichtungen  und  Verfahren  nicht 
löhne  Auskunftszwang  (§  12).  i  nachahmen. 

35* 
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3.  Handelsbetriebe.  a)  Däneraarls. 
Die  Laden^c-hlußGG.  v.  19./VI.  1908  und 
30./IV.  1909  dienen  mehr  de  n  Schutz  gegen 
Konliurrenz  als  dem  Arbeiterscliutz;  es  wird 
Kauf  und  Verkauf  in  Läden  und  die  Arbeit 
in  Friseurgescliäften  untersagt  von  8  Uhr 
abends  b'S  4  Uhr  morgen?,  Sonntags  von 
11  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens.  Ausge- 
nommen sind  Apotheken,  Erfrischungsge- 
werbe, Eisenbahnbuchhandlungen;  Tabak- 
läden von  8  Uhr  morgens  bis  11  Uhr  abends 
in  Kopenhagen,  ohne  familienfremdes  Laden- 
personal. Der  Verkauf  über  die  Gasse  ist 
Konditoren  nach  9  Uhr  verboten,  Wirten 
und  Restaurateuren  nach  8  Ulir.  Das  G. 
V.  30./V1.  1909  über  die  Handelslehr- 
linge verpflichtet  die  Handeltreibenden, 
bei  der  Aufnahme  von  Jugendlichen  unter 
18  Jahren  einen  Lehrvertrag  zu  er- 
richten. Kinder  unter  12  Jahren  dürfen 
nicht  als  Lehrlinge  aufgedungen  werden 
den.  Die  Höchstdauer  der  Lehrverträge  be- 
trägt mit  Probezeit  (2  Monate)  5  Jahre,  die 
Höchstarbeitszeit  12  Stunden  einschließlich 
2  Ruhestunden.  Nur  im  äußersten  Notfall 
darf  Nachtarbeit  (9—6)  oder  Sonntagsarbeit 
(diese  auch  bei  der  Inventur)  gestattet  wer- 
den. Der  Lelirling  liat  im  Sommer  Anspruch 
auf  10  Tage  Urlaub  (§  8). 

Im  Gastwirtschaftsgewerbe  ist  es  durch 
G.  V.  lO./V.  1912  (§  31)  verboten.  Kinder  im 
schulpflichtigen  Alter  zur  Bedienung  in 
■Wirtshäusern  zu  verwenden,  in  denen  alko- 
holische Getränke  verwendet  werden. 

b)  Schweden.  Das  LadenschlußG.  v. 
Ö./VI.  1909,  abgeändert  durch  G.  v.  6./VI. 
1912  geht  weiter  als  in  Dänemark:  die 
Schlußstiinden  sind  8  Uhr  abends  bis  7  Uhr 
morgens,  an  Vorfeiertagen  9  Uhr  abends  bis 
7  Uhr  morgens.  Ausnahmen  gelten  für 
Lebensmittel,  Tabakläden  usw.  ähnlich  wie 
in  Dänemark. 

c)  Norwegen  hat  durch  G.  v.  9./VIII. 
1918  Mindestlohnschutz  für  ,, untergeord- 
nete Handelsangestellte'"  (underordnede 
handelsvolk)  eingeführt  und  liat  die  Wirk- 
samkeit dieses  G.  bis  30./IX.  1922  ver- 
längert (G  V.  6./VII1.  1921).  Das  Gesetz  be- 
trifft das  Verkaufs-  und  Biireaupersonal,  das 
vom  Inhaber  eines  Betriebes  mit  kommer- 
ziellem oder  industriellen!  Charakter  be- 
schäftig; wird,  findet  also  aucii  Anwen- 
dung auf  Angestellte  von  Fabriken, 
Bergwerken.  Reedereien,  Sparkassen,  Ver- 
sicherungsgesellschaften, Aktiengesellschaf- 
ten aller  Art,  nicht  aber  auf  solche  Betriebe 
öffentlichen  Charakter'.  Auf  Beschluß 
einer  Genie'ndebeliörde,  die  die  Löhne 
der  Angestellten  unbefriedigend  findet,  er- 
folgt für  alle  oder  einen  Teil  der  angefülirten 
Betriebe  die  Aufstellung  von  Mindestlöhnen 
(§  2)  durch  Lohnämter,  die  paritätisdi  und 


analog  den  in  der  Heimarbeit  (siehe  oben  ge- 
schildert^ eingerichtet  sind  CErnennung  durch 
Gemeinde,  des  Vorsitzenden  durch  einen 
vom  König  ernannten  Handelslohnrat,  §  7). 
Die  Hölle  der  Mindestlöhne  soll  der  Stellung 
der  Angestellten  und  den  örtlichen  Verhält- 
nissen derart  entsprechen,  daß  sie  die  Lebens- 
kosten dieser  Personen  deckt  und  ihre  Lei- 
stungsfähigkeit aufrechtbält.  Doch  können 
für  Angestellte  ohne  theoretische  Vorbildung 
und  Praxis  niedrigere  Lohnsätze  aufgestellt 
werden.  Die  Lohnämter  können  ferner  ört- 
liche Teuerungszuschläge  aufstellen,  auch 
die  Kosten  des  Familienumfangs  berück- 
sichtigen, die  Stundenzahl  festsetzen,  für 
die  Normallöhne  gelten,  Ueberstundenlöhne 
fixieren,  ferner  alten  oder  gebrechlichen  Per- 
sonen mit  geminderter  Leistungsfähigkeit 
niedrigere  Lohnsätze  zusprechen  (§  4).  Die 
Vorschriften  über  Genehmigung  der  Vor- 
schläge der  Lohnämter  durch  den  zentralen 
'  Handelslohnrat  (Aufforderung  der  beteiligten 
Verbände  sich  binnen  Monatsfrist  zu  äußern, 
sodann  evtl.  Genehmigung,  Veröffentlichung 
im  Amtsblatt  frühestens  nach  1  Monat; 
Aufhebung  der  gesetzlichen  Löhne  bei  Ab- 
schluß von  Tarifverträgen)  sind  fast  gleich- 
lautend mit  denen  für  Lohnämter  der  Heim- 
arbeit. 

4.  Gewerbehygienische  Regulative  sind 
besonders  in  Dänemark  für  Buchdrucke- 
reien (9./I.  1904),  Zigarren-  und  Tabak- 
fabriken a./VI.  1904),  Gießereien  und  Ma- 
schinenfabriken (30./Vni.  1906),  Schuh- 
zeugfabriken (3./X.II.  1906),  Lithographien 
(31./V.  1907),  Wäschereien,  Färbereien  (237L 
1908),  Testilfabriken  (23./I.  1908)  und 
Tischlereien  (21./V.  1908)  ergangen. 

Norwegen  hat  ein  Verzeichnis  gesund- 
heitsgefährlicher Betriebe  (§  18  des  G.  v. 
jl8./IX..  1916)  aufgestellt  und  sozialhygie- 
nische Maßnahmen  für  Metallsehleifereien 
durch  Kgl.  Beschluß  29./X.  1920  vorge- 
schrieben. 

5.  Schutz  ausländischer  Arbeiter  be- 
sonders in  der  Landwirtschaft  (Dän.  G.  v. 
l./IV.  1912  trat  an  SteUe  von  G.  v.  21./Vin. 

11908).    Der  Schutz  dieses  Gesetzes  betrifft 
Wanderarbeiter  [angeworbene,  nicht  2  Jahre 
ununterbrochen  in  Dänemark  ansässige  Ar- 
beiter (nicht  Dienstboten,  nicht  Wirtschafta- 
beamte)].  Man zähUe  1911  10320  solcher  aus- 
ländischer Arbeiter,  94  v.  H.  davon  in  der 
Landwirtschaft.     Das  Gesetz  bezieht  sich 
i  daher  auf  Land-,  Forst-,  Gartenwirtschaft, 
■  Ziegelei,     Torfstecherei,  Rohrschneiderei, 
I  Kies-,    Lehm-,   Me'-gelgruben,  Steinbrüche 
usw.  (§  1).    Es  besteht  Meldepflicht  dieser 
Arbeiter  spätestens  4  Tage  nach  ihrer  An- 
kunft unter  besonderer  Angabe  der  Eltern 
der   Jugendlichen,    des   Vorarbeiters  oder 
ihres  Führers,  des  Arbeitsvermittlers,  der 
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Eontraktdauer,  der  Arbeitsart,  der  Wohnung. 
Kranke  Arbeiter  sind  sofort  zu  verijflegcn. 
Die  Arbeitäverlräge  sind  sofort  schriftlich 
zu  errichten  und  von  allen  Teilnehmern  zu 
unterfertigen.  Für  richtige  Lohnzahlung 
kann  der  Arbeitgeber  nicht  die  Haftung  auf 
den  Anwerber  oder  Fiihrer  abwälzen.  Der 
Text  des  Abrechnungsbuches  ist  dänisch 
mit  beigefügter  Ucbersctzuug  in  der  Mutter- 
sprache de,s  Arbeiters  abzufassen  (§  7).  Er 
hat  genaue  Angaben  über  Lohn  und  Reise- 
kosten zu  enthalten  (§  9).  Die  ausländischen 
Arbeiter  sind  sofort  gegen  Krankheit  und 
Unfall  zu  versichern  8).  Besondere  Vor- 
schriften sollen  die  MilSstände  des  Kasernen- 
wesens verhüten  (§§  10,  11).  Bei  Arbeits- 
streitigkeilen sucht  die  Ürlsbchörde  zu  ver- 
mitteln. Liegt  Konlraklbrucli  des  Arbeit- 
gebers vor,  so  kann  bis  zur  Pfändung 
des  Entschädigungsbetrages  geschritten 
werden. 


III.  Vollzug  der  Gesetzgebung. 

1.  In  Dänemark  entzogen  sieh  nach  der 
Einführung  des  Fabrikgeselzes  und  der 
Fabrikiiispcktion  1873 vier F'ünftel  der  scliutz- 
pfbchligen  betriebe  der  Anzeigepilicht.  Die 
vage  Definition  des  „iabrikähnliehen  Be- 
triebes" trug  dazu  das  ihrige  bei.  Die  Be- 
fugnisse der  F'abrikinspektion,  die  dem  Mi- 
nisterium des  Innern  unterstanden,  kreuzten 
sich  ferner  mit  jenen  der  Arbeitsinspektoren, 
die,  dem  JusUzniinistcr  untergeordnet,  den 
Vollzug  des  Unfallverliütungsgcsclzes  von 
1889  und  die  Kesselprülung  (UG.  v. 
24./111.  1875,  I./IV.  18%,  2G.ylll.  1898)  zu 
besorgen  halten.  Dalier  vcreinigie  (l;us 
Fabrikü.  v.  l'JUl  (§§  19-21)  beide  Aufsichls- 
behörden  zu  einer  Arbeits-  und  F'abrik- 
inspcktion,  deren  Zentraldireklion  sowie 
deren  Mitglieder  (1915:  i)U,  davon  ein  weib- 
liches und  ein  besonderer  Bäckereiinspeklor 
in  Kopenhagen)  auch  in  bezug  auf  Unfall- 
verhütung und  Dampfkesselbedienung  in  der 
Landwuisehaft  usw.,  dem  Ministerium  des 
Innern  veranlwurllich  sind.  Den  Koniniu- 
nalbchorden  ist  lediglich  die  Aufsieht  über 
solche  Maschinen,  die  auf  dem  Lande  durch 
Wind,  Wasser  oder  tierische  Kraft  betrieben 
werden  und  landwirtschaftliche  Betriebe  mit 
geringer  Gefahrenhöhe  belassen  worden.  Die 
Inspektoren  haben  in  Fabriken  „zu  jeder 
Zeit  bei  Tag  oder  Kachl,  wenn  jemand  da- 
selbst beschäftigt  ist,  zu  allen  Teilen  der  unter 
das  Gesetz  fallenden  Betriebsstätten, Zutritt" 
(§  39,  G.  V.  29./1V.  1913).  Sie  können  Auf- 
schlüsse und  Vorlage  der  Register  verlangen, 
und  sind  verpflichtet  das  Produktionsge- 1 
heimnis  zu  wahren.  Sie  haben  auch  die  Pläne  j 
neuer  Industrieanlagen  zu  begutachten  (Fa- < 
bnkgesetz  §  5),  Gutachten  über  deren  F"abriks- 
eharakter  abzugeben,  und  im  F'ebruar  jede« ' 


Jahres  Bericht  zu  erstatten.  Sie  können  Gut- 
achten von  einer  i.  J.  1901  geschaffenen 
Behörde  verlangen,  dem  Arbeitsrat 
(§§  40,  41). 

Dieser  jVrbeitsrat  besteht  aus  8  vom  Mini- 
sterium des  Innern  ernannten  Mitgliedern 
(darunter  je  3  Arbeitgeber  und  Arbeiter;  sie 
sind,  wo  Beru'sverbäude  bestehen,  von  dieseu 
zu  wählen);  ferner  aus  dem  vom  König  er- 
nannten Prä-sidenten  und  cnem  Vertreter  des 
ärztlichen  Beirates  des  Gesundheitsamtes.  Der 
Arbeitsrat  hat  sozialpolitische  Vorschläge 
und  Gutachten  zu  erteilen,  jährlich  Bericht  zu 
erstatten  (§  41)  urd  Regulative  über 
Werkstältenhygienc  zu  begutachten. 
Solche  Regulative  sind  oben  unter  II,  4  ange- 
führt. Die  Zenlraldircktion  der  Inspektion 
ist  befugt,  nach  Prüfung  der  Beralite  der 
Inspektoren  die  polizeigcrichtliche  Be- 
i  Btrafuiig  zu  veranlassen. 
1  2.  Norwegen  lial  durch  das  G.  v.  27./VI. 
i  1892  (§  30)  und  V.  v.  27./V1.  und  l./VI.  1893, 
deren  Vorschriften  das  geltende  G.  v.  18./IX. 
1915  nu:  wenig  verändert  hat,  eine  staat- 
liche Inspektion  eingeführt,  von  der  beson- 
ders technische  Kenntnisse  verlangt  werden; 
an  Orten  mit  scliutzpllichtigen  Betrieben 
sollen  ihnen  von  den  Gemeinden  gewählte 
Inspeklioiiskomilees  zur  Seile  stellen  (ein 
Ar/A,  ein  iVrbeiter,  eine  F'rau).  Beide  Organe 
haben  zu  jeder  Zeit  das  unbeschränkte  Recht 
des  Eintrittes  in  die  Betriebe.  Nur  dann, 
wenn  die  Mitglieder  des  Lokalausschusscs 
an  Konkurrenzbetrieben  beteiligt  sind, 
sind  sie  vom  Besuchsreclitc  auszuschließen. 
(§  52). 

Die  ürtsbehördcn  sollen  mindestens  ein- 
mal im  Halbjahr  jeden  schutzpflichtigen  Be- 
trieb ihres  Bezirkes  besichtigen.  Entschei- 
dungen dürfen  von  ihnen  nur  vorläufig  gc- 
trollen  und  vom  Oberinspektor  genehmigt 
werden.  Die  Orlsbeliörden  sollen  dagegen 
Unfallmeldungeu  annehmen,  Untersuchiingen 
vornehmen,  Register  führen,  mit  dem  In- 
spektor oder  lieigamt  im  weitesten  Uni- 
iange  zusammenwirken  (§  49).  Bei  schwe- 
ren VerstütScn  gegen  das  Gesetz  sollen  die 
Inspektoren  Anzeige  erstatten,  bei  leichteren 
zunächst  auf  Abhilfe  hinwirken;  die  In- 
spektoren sollen  auch  statistisches  Material 
über  Fabriken  und  Arbeitsverhältnisse  sam- 
meln und  jährlich  Bericht  erstatten.  Als 
beratendes  Organ  besonders  für  Fragen  der 
Fabrikaufsicht  ist  1915  ein  Arbeitsrat  von 
5  Mitgliedern  (2  von  der  Regierung  ernannt, 
2  vom  Parlament  gewählt,  der  Vorsitzende 
vom  König  eingesetzt)  beim  zuständigen 
Departement  errichtet  worden  (§  56). 

3.  In  Schweden  war  die  Durchführung  des 
G.  V.  1881  den  städtischen  Gesundheits- 
räten, auf  dem  Lande  den  Gemeinderäten 
übertragen  worden,  die  Vierteljahresberichte 
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an  die  Amtsleute  zu  erstatten  hatten  (§§  1 
und  14).  Er'^t  das  UnfallverhiitungsG.  v. 
1889  und  die  V.  v.  20./VI.  1890  brachten 
die  Institution  der  staatlichen  Fabrikin.'pek- 
toren  (§  5).  Ihre  Befugnisse  beeinträchtigte 
freilich  das  Gesetz  ganz  erheblich  durch  die 
Vorschri't,  daß  sie  das  Eintrittsrecht  in 
Betriebe  „nur  während  der  Arbeitszeit  und 
nach  vorhergängiger  Benachrichtigung  des 
Fabriklc'ters"  besitzen  sollten  und  daß  „zur 
Wahrung  der  Fabrikgeheimnisse  einzelne 
Arbeitsräunie  der  Inspektion  entzogen  wer- 
den können'i  (§  6).  Dies  trotz  schwerer 
Bestrafung  der  Verbreitung  der  Fabrik- 
geheimnisse durch  das  Inspektorat  (§  7).  Die 
geltenden  Vorschriften  des  G.  v.  29./VI.  1912 
(nebst  Instruktionen  v.  31./XII.  1917  und 
5./XII.  1919,  Vorseht,  f.  elektr.  Anlagen- 
injäpektoren  16./V.  1918,  Bergwerke  26./1X. 


1918,  17./X.  1919)  enthalten  nur  wenig 
davon  abweichende  Bestimmungen  (§  29). 
Die  Gewerbeaufsicht  besteht  ähnlich  wie  in 
Norwegen  aus  staatlichen  Arbeitsinspektoren 
(darunter  ist  ein  Spczialinspektor  für  die  Er- 
zeugung von  Explosivstotfen),  Bergmeistern, 
Unterinspektoren  und  andererseits  aus  Ge- 
meindeaufsichtsorganen. Wenn  diese  ver- 
sagen, so  können  sie  von  der  politischen  Be- 
hörde gebüßt  oder  die  Aufsiehtstätigkeit 
anderen  Personen  übertragen  werden  (§  24) 
Die  Anweisungen  der  Inspektoren  sind  in 
Miirkbücher  einzutragen  (§  30).  Haben  die 
Arbeiter  eines  Betriebes  Vertreter  ernannt, 
um  Wünsche  betr.  Sicherheit  und  Gesundheit 
dem  Inspektor  vorzubringen,  so  ist  diese 
Wahl  dem  Arbeitgeber  anzuzeigen,  der  die 
Arbeitervertreter  von  dem  Besuche  des  In- 
spektors zu  unterrichten  hat  (§  31).  Dieser 


• 

Zahl  der 
revidierten 
Beiriebe 

mit  Arbeitern 

Zahl  der 
Revisionen 

Zalil  der 
Inspektoren 

Dänemark    .  .  .  liMKi 
1919 

Norwegen    .  .  .  1909 
1919 

Schweden    .  .  .  1909 
1919 

10777 
11027 
4076 

7727 

19  701 

lokal:  2624S 
staatl.    3  902 

96896 
107851 
99145 

162528 

(revisionspflicht.) 

ca.  350000 
(revisiünsptlkht.) 
85231 
2.(6 190 

15932 
21694 
lokale  3819 
staatl.  526 
lokal  7727 
staatl.    3 159 
fehlt 

staatl.  30 
32 

lokale  ? 
staatl.  3 
lokale  613 
staatl.  26 
lokale  ? 
staatl.  16 

lokale  2651 
staatl.  69 

(revidiert) 

kann  bei  der  politischen  Behörde  die  Ab- 
stellung gefährlicher  Verrichtungen  oder  die 
Einstellung  eines  gefährlichen  Betriebes  be- 
antragen (§  38). 

Die  Statistik  der  Tätigkeit  der  staatlichen 
Aufsichtsbeaniten  ergibt  folgendes: 

Straftätigkeit.  Die  Zahl  der  Ueber- 
tretungen  der  Arbeiterschutzgesetze  betrug 
in  Dänemark  1919:  407  (1909:  12G),  in  Nor- 
wegen 1919:  72  (1906  und  1907:  117,  also 
jährlich  59),  in  Schweden  1919:  263  (1908: 
211,  unvollständig). 

Die  Bußen  betragen  in  Dänemark  10  bis 
200  Kr.  für  gesetzwidrige  Beschäftigung  für  | 
jeden  derartigen  Arbeiter,  für  Renitenz  der 
Arbeiter  gegen  das  Gesetz  5—100  Kr.; 
gegen  Hygiene:  5—50  Kr.  Arbeitgeber;  2  bis 
10  Kr.  Arbeiter;  Eltern  gesetzwidrig  be- 
schäftigter Kinder:  2—20  Kr. 

In  Norwegen  fällt  die  Höhe  der  Buße 
(§§  57-67,  G.  V.  18./IX.  1915)  ins  richter- 
liche Ermessen  (früher  1909:  1-1000  Kr.). 
In  Schweden  betragen  die  Bußen  für  ge- 
setzwidrige Beschäftigung  10—500  Kr.  für 
Arbeitgeber,  5—20  Kr.  für  Zustimmung  der 
Eltern.  Für  Unterlassung  der  Führung  von 


Merkbüchern  u.  dgl.  5—200  Kr.  Fortführung 
gefährlicher  verbotener  Prozesse  10—500  Kr. 
Entfernung  von  Schutzvorrichtungen  durch 
Arbeiter  5  —  200  Kr.  Verrat  von  Geschäfts- 
geheimnissen durch  frühere  Aufsichtsorgane 
25-1000  Kr.  Diese  Uebertretung  ist  vor 
dem  öffentlichen  Gerichte,  die  übrigen  sind 
vor  dem  Polizeigericht  oder  der  Polizei- 
kammer anhängig  zu  machen. 

Litei'attir:  Vanmarlcs  sociallovgivniyig,  Gylden- 
dal,  Köbrnhavn  1920.  —  H.  Smith,  Den  sociale 
Lovgivning,  Kebenhavn  1014-  Samfundels  Kröv,  — 
IV,  SchwaneußCigel,  Svrry-igs  ny  Fabrikiov, 
Kopenhagen  191S.  /Social  Forsorg.  —  Sämling 
af  Love,  Anordninger,  offentlige  Kundg0reher, 
ministerielle  Cirkulaerer  og  Skrivelser  for  Aaret 
1914,  ndgiven  efter  IndeyirigsministtrieU  For- 
anstaltning  af  Oskar  Damkier,  Fr,  Kretz  og 
F.  Marie nsen  -  Larsen ,  Kebenhavn  1915.  — 
C,  Mfltin^n,  Lagor  och  förfaltningar  om 
sj'ifartssäkerheten,  Stockholm  1915.  —  F.  Jebe, 
Lov  om  arbeiderbeskyttelse  i  indyistrielle  virk- 
somheler  av  IS  September  1918,  Kristiania  1918. 
—  Aellere  Gesetzestexte  bei  Tli  .  Loh  mann, 
Die  Fabrikgesetzgebungen  der  Stabilen  des  europ. 
Kontinents,  Berlin  1878,  S,  l.-iGff.  —  Hygünc 
et  SecuritS  des  Travailleurs,  Office  du  Travaü, 
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Parü  1895,  S.  139—160,  5ti—554,  BuUetin  of\ 
the  Depart.  of  Lahor,  Wiuhington  no.  SO,  Sept.  \ 
1900,  p.  WH  ff.  —  H.  Forsspll,  iMg  om  iki/dä  ] 
mot  yrkfjifara,  Stockholm  1900.  —  U.  Berg^ 
girönl,  F'irfatlningnr  om  minderärttjtu  använd. 
i  arbet^,  om  ekydd  mot  yrkc«fara  etc.,  Stockholm. 
1906.  Annuaire  de  la  UgUlation  du  travail, 
Bd.  IV.  S.  StS,  S.  sse,  Bd.  VII,  S.  an,  Bd.  IX, 
8.^87.  —  lieber  frühere  amtliche  und  par- 
lamentarische Berichte  vgl.  Hdw.  d.  St., 
3.  Aufl.,  I.  Ild.  S.  70.1.  —  Priv.  Puhlikatio- 
n«n:  Sociatreformrn  i  de  nordijtke  Lande, 
♦n  For  Industrie  og  Uaandvaerk,  Kopenhagen 
lS9t.  —  Di'inemark:  C.  Syrop:  Snmling  of 
Danmarkjf  hiugtfskrnaer  fra  .Middehitderen.  — 
Hawert,  Kongsriget  Danmark»  indiutrielie  For- 
hold,  Kühenhavn  IH.W.  —  Prantz  Plo,  Den 
fri  Konkurreners  Gennembrtid  i  ICiigland  (der  Ab- 
tehn,iu  L'tuggvalden  i  D'inm^trk).  —  >/.  Itulttn, 
Den  oekon.  Udvikling  i  Danmark  i  det  sidste 
Slaegtled  1900.  —  \V.  Sclinrllna,  in  Natio- 
naläk.  Tidsakrifl  187.^.  —  Den  voxne  Kvin-  og 
Arbejderkonferencen  i  Berlin,  in  Kvinden  og 
Samfundet  1893.  —  A.  TllomHon,  Lee  Con- 
diliann  du  travail  en  Danem^irk,  Paris  1891.  — 
//.  Vfdcl  in ;  Congris  international  pour  la 
prel.  legale  de»  Iravaillrurt,  Pari»  ÜIOl,  S.  I9ff. 

—  Annett^i  Vedel,  in  St.  Bftuer,  Die  gewerbliche 
Naclaarbeit  der  Fmnen,  Jena  190S,  S.  l8J,ff.  — 
A.  rrterHen-Sludiiltz,  in  Jb.  f.  Not.,  Bd. 
Xl.lX,  IS.n.  ~  Ati.  Jfnxrn,  in  Arch.  f.  soz. 
Guttzg.  «.  .S(.i(..  Itd.  XVI/,  1901.  —  Nor- 
wegen: //.  K.  Ufruer,  in  Xoneai/,  Off.  Publ. 
for  the  Pari»  lirhibition,  Kristiania  1900,  S.  SOSff. 
Forhandlinger  ved  det  ßir»te  til  femte  nor»ke 
Arbeidermnde,  Kri.it.  1891.  —  A.  Tit.  Klacr. 
in  GesHndheitsgefährlichc  Industrien,  Jena  r.iO.^, 
S.  f99ff.  —  Schireden:  Axel  ll'ipUacl, 
im  Arch.  f.  soz.  Geselzg.  u.  Stat.,  Bd.  III,  1890, 
S.  HO  ff.;  Ild.  VIII,  189.^  S.  S83ff.;  bei  (i.  Sund- 
bdrg,  Sverigeg  Land  och  Falk,  Stockholm  1901, 
S.  97tff.,  und  Sweden,  IU0.'„  S.  10r,7 :  in  Ge- 
sundlieitsgefährliehe  Industrien" ,  Jena  1903, 
S.  S7Sff.  —  .id.  Hedin,  Om  Skgdd  für  Ar- 
betame  mot  Yrkesfaran  1883.  —  Ni'l^ra  Ilisto- 
riska  Anteckningar  ur  Arbetarerorelsen,  Stock- 
holm 1888.  —  l{.  MtUe.t,  Conditions  du  travail 
en  Saide  et  Nori'ige  1891.  —  Bulletin  de  Vln- 
speetion  du  Travail,  Paris  1895,  S.  395. 
I.  H.  G,  Fredholm.,  bei  G.  Snndbärg,  Im. 
Suide,  son  peupte  et  son  Industrie,  .Stockholm 
1900,  S.  503 ff.  —  Th.  Fürst  und  M.  .Hardts. 
bei  G.  II.  V.  Koch,  ,Social  Ilandbok,  Stockholm 
1908,  S.  13ff.,  eoff.  —  Dansk  Forening  for 
Arb  ej  derb  eskijtt  eise.  Beretning  om  Virk- 
somhedrn.  —  .\'.  /f  i/f/f/,  Undersßkeher  angaaende 
Iljemmeindustrien,  Kri.itiania  1911.  —  Fr.  Kretz, 
Aarbog  for  liigi^dagssamlingen ,  Kebcnhavn  191.t. 

—  Beretning  om  Arbejds-  og  FabriktiUynels 
Virksomhed  i  .-iarene  1919  og  19S0,  Kobenhavn 
19!g.  —  Vrkesinspcklionens  Verksamhet  rtr  1919, 
Stockholm  19S0.  —  Aarberatninger  fra  Fabrik- 
inspekliireme  for  1919  og  19S0,  Kristiania  1921. 

—  The  Seafaring- Trade  in  Srocden,  publ.  for 
the  Geiioa  Conference  in  19S0,  by  Order  of  the 
Swedish  Gouvernement.  —  The  Swedisk  Agri- 
adtural  Labourer,  publ.  for  the  Geneva  Con- 
ference in  19S1,  by  Order  of  the  Swedish 
Gouvernement.  —  Legislation  ouvri^re  et  pre- 
voyance  sociale  eri  Suide,  bref  resume  ptihlic 
par  ordre  du   Gouvernement  sicedois  d  l'occa- 


I     rion  de  la  Vllle  Session  du  Conseil  d'Admi- 
I     nistratio  du  B.  J.   T.  d  Stockholm  en  juillef 
19SI,   Stockholm  19S1.     —  Harald  Wenter- 
g€Uird,  The  economic  development  of  Denmark, 
London  19t2. 


X.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gcbung  in  i^n  Niederlanden. 

A.  Gösch ic h  tl  i c, ho  Entwicklung.  1.  Bis 
zum  Arboitsgosetz  von  18S9.  2.  Ci?  ?,ur  Gegen- 
wart. B.  GoTtendos  Rocht.  1.  Allgeinnino  Be- 
schränkung di»r  Arbi'its7,pit  und  Vorhütung  ge- 
fiihrl'chcr  Arbeit.  2.  Bäckereien.  S.Läden.  4.  Bu- 
r3au3.  5.  Apotheken.  6.  Kaffeehäuser,  Hotels. 
7.  Verpflegungsanstalton.  8.  Hergwerk^arbeit. 
9.  Eisenbahnen.  10  Steinhauerarbeit.  11.  Stauer- 
arbeit. 12.  Besonders  gefährliche  Industrien. 
13.  Gesundheitsschutz,  Unfallverhülung.  14.  Ar- 
beitsordnung, Tarifvertrag.  15  Lohnzahlung, 
Truckverbote,  Standgeld.  16.  Vollzug.  17.  Straf- 
bestimmungen. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Bis  zum  Arbeits^esetz  von  i88l-),  Leyden, 
Amsterdam,  Delft,  Dordrecht.  Ilarli'm  haben 
vom  14.  bis  17.  Jahrh.  städtische  Verordnungen 
zur  Regelung  des  Arbeitsvertrags,  vor  allem  Ver- 
bote der  Nachtarbeit  erlassen  und  gleichzeitig 
schwere  Strafen  gegen  Koalitionen  ausgesprochen 
(1682  in  Amsterdam  Geißelung  und  Zuchthaus); 
die  Gehilfen,  durch  Quäker  und  Sektierer  „fero 
ad  seditionem"  gebracht,  pflegten  den  Arbeits- 
nachweis und  das  Unterstützungsweson  durch 
ihre  „Knechtsgildcn".  Ende  des  16.  Jahrh. 
betrug  die  Arbeitszeit  der  Leineweber  15,  die  der 
Maurer  im  Sommer  12  Stunden.  Die  Ein- 
schränkungen der  Kinderarbeit  durch  Lchrlings- 
statuten  der  Zünfte  fii'len  weg  als  Ki.SS  auf  Ver- 
lanien  franzüsischer  Refu»ianten  in  Amsterdam 
für  Waisenkinder  von  7  —  12  Jahren  ein  Seiden- 
windhaus errichtet  wurde.  Seit  1687  stieg  die 
Frauenarbeit  in  Kattundruckereien,  beim  Salz- 
sieden, Lumpenzerreißen,  in  Ziegeleien. 

Dennoch  scheitorten  alle  Versuche,  Geworbe- 
freiheit mit  Arbeiterschutz  zu  verbinden  und 
die  niederländische  Arb'Mterschutzgesetzgebung 
des  19.  Jahrh.  beginnt  mit  der  Lex  van  Houten 
vom  September  1874  „zur  Verhütung  von  über- 
mäßiger Arbeit  und  Verwahrlosung  der  Kin- 
der". Wie  das  gleichzeitige  Gesetz  in  Frank- 
reich verbietet  es  die  Beschäftigung  von  Kindern 
unter  12  Jahren,  ausgenommen  bei  Haushal- 
tungs-  und  landwirtschaftlicher  Arbeit,  und 
setzt  hierauf  Strafsanktionen  von  2  —  25  Gulden 
und  Haft  von  1—3  Tagen;  im  Wiederholungs- 
falle nur  Haft.  Von  einer  Ausführung  des  Ge- 
setzes war  ebensowenig  die  Rede  wie  in 
Frankreich. 

2.  Bis  zur  Gegenwart.  Erst  die  Arbeiter- 
bewegung der  80er  Jahre  und  eine  i.  J.  1887 
abgehaltene  parlamentarische  Enquete  führten 
am  5./V.  1889  zum  Gesetz  über  die  Maßnah- 
men zur  Einschränkung  der  übermäßigen  und 
gesundheitsgefährlichen  Arbeit  der  jugendlichen 
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Arbeiter  und  Frauen.  Das  Gesetz  erstreckte  sich 
auf  alle  Erwerbsarbeit  mit  Ausnahme  der  Land- 
wirtschaft, der  Torfstecherei  und  der  Arbeiten 
außerhalb  der  Fabriken  und  Werkstätten,  ausge- 
nommen solche,  die  in  einem  Haushalte,  einer 
Heimstätte  oder  in  einer  Stallung  sich  vollziehen. 
Es  wurde  also  grundsätzlich  auch  die  Heimarbeit 
geschützt.      Ausgeschlossen   blieben  Fischerei, 
die  Fachschulen  und  die  Staatsbetriebe.  Das 
Zulassungsalter  für  Kinder  blieb  dasselbe  von 
Ii  Jahren.     Jugendliche  wurden  bis  zum  16.  i 
Jahre  geschützt  und  für  diese  wie  für  Frauen 
eine  11  stündige  Arbeitszeit  mit  1  stündiger  Ruhe- 
pause eingeführt.    Die  Nachtarbeit  von  7  Uhr 
abends  bis  5  Uhr  morgens  ebenso  wie  die  Sonn- 
tagsarbeit wurde  Jugendlichen  und  Frauen  unter- 
sagt und  ein.\rbeitsbuch  eingeführt.  Gleichzeitig 
wurden  3  Spezialinspektoren  zum  Vollzug  des 
Gesetzes  ernannt,  die  mit  den  weitesten  Rechten 
des  freien  Eintrittes  in  Betriebsräume  und  in 
Arbeiterwohnungen  ausgestattet  wurden.  S'e 
erhielten  eine  Dienstanweisung  durch  Dekret 
V.  21./II.  1890.   Eine  neue  Enquetekommission 
beantragte  in  ihrem  Bericht  von  1894  den  Erlaß 
eines  Gesetzes  zum  Schutze  von  Leben  und  Ge- 
sundheit in  Fabriken  und  Werkstätten.  Dieser 
trat  durch  das  G.  v.  20./VII.  1895  i.  J.  1898  in 
Kraft  und  wurde  am  I./Vll.  19U9  und  2./VIL 
1915  zeitgemäß  abgeändert.     Zur  Schüclitung 
der  Arbeitskonflikte  wies  der  eiwähnte  Bericht 
auf    das    belgische    Gesetz    über    die  Ar- 
beits-  und   Industrieräte  von   1887    als  Vor- 
bild hin    und  erwirkte    dadurch    den  Erlaß 
eines  Arbeiterkammergesetzes  vom  Jahre  1897. 
Die  Unzulänglichkeit  der  aus  der  Herrschaft  des 
Code  civil  in  das  niederländische  Bürgerliche 
Gesetzbuch  aufgenommenen  Bestimmungen  über 
den  Arbeitsvertrag   führte   sodann   zur  Neu- 
bearbeitung der  betreffenden  Partien  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches,  welche  Bestimmungen  über 
Lohnzahlungen,    Standgeld,   Trucksystem,  Ar- 
beitsordnung  und    Tarifverträge    enthält  und 
Prof.  Dr.  H.  L.  Drucker  in  Leyden  zum  Urheber 
hat.  Der  große  Eisenbahnstreik  vom  Jahre  1903 
führte  sodann  zur  Regelung  der  Arbeitsbedin- 
gungen  und   namentlich   der   Arbeitszeit  des 
Eisenbahnpersonals  (Erlasse  v.  7./1V.  1903,  1905, 
190G,  1907  und  Eisenbahnreglement  von  1913). 
Die  gefährlichen  Industrien  erfuhren  weitgehende 
Regelung  durch  das  gesetzliche  Verbot  der  Ver- 
wendung weißen  Phosphors  bei  der  Herstellung 
von  Zündhölzern  v.  28./V.  1901,  dann  durch  den 
Schutz  der  Bergarbeiter,  denen  für  Untertage- 
arbeit der  ÖV2-Slundentag  durch  G.  v.  27./1V. 
1904  und  V.  v.  22./IX.  19Ü6  zugesprochen  wurde, 
und  durch  das  DruckluftG  v.  22./V.  1905.  Die 
Gesetzgebung  hat  ferner  Initiative  entwickelt  bei 
der  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  und  der 
Arbeitszeit  in  den  Steinhauereien  in  der  Er- 
kenntnis, daß  hier  die  größte  Gefahr  beruflicher 
Sterblichkeit  vorliegt.     Die  Umgestaltung  des 
Gesetzes  von  1889,  seine  Erweiterung  auch  auf 
Familienbetriebe  i.  J.  1911  führten  dann  nach 
dem  Kriege  mit  der  einsetzenden  Achtstunden- 
bewegung zu  einem  , Gesetz  zur  allgemeinen  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  und  Verhülurj  ge- 
fährlicher Arbeit,"  kurzweg  Arbeidswet  genannt, 
V.  l./XI.  1919,  das  den  Achtstundentag  und  die 
46-Stundcnwoche  für  Fabriken  und  Werkstätten 
und  den  ]0-Stundentag  und  die  51-Stundcn- 
woche  für  alle  anderen  kleinen  Betriebe  einführt. 


Gleichzeitig  wurde  das  Zulassungsalter  der 
Kinder  auf  14  Jahre  und  das  Alter  der 
geschützten  Jugendlichen  auf  18  Jahre  er- 
höht. Das  Gesetz  enthält  weiterhin  Aus- 
nahmen für  Bäckereien,  Läden,  Bureaus,  Apo- 
theken, Kaffeehäuser,  Hotels  und  Verpflegungs- 
anstalten. 


B.  Geltendes  Recht. 

1.  Allgemeine  Beschränkung  der  Ar- 
beitszeit und  Verhütung  gefährlicher  Ar- 
beit (G.  v.  l./XL  1919).  a)  Geltungs- 
gebiet. Die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
erstrecken  sich  auf  alle  Verrichtungen,  aus- 
genommen in  Landwirtschaft,  Gärtnerei, 
Forstwirtschaft,  Viehzucht,  den  Bergwerks- 
betrieb unter  Tage  (geregelt  durch  das  Berg- 
baugesetz),  die  durch  den  Betriebsinhaber 
oder  seinen  Ehegatten  vorgenommenen  Ar- 
beiten, ausgenommen  in  der  Brolbäckerei, 
Haushaltungsarbeiten,  Steinbauereien  (G. 
V.  7./X.  1911)  und  Hafenarbeiten  (StauerG. 
v.  IG./XL  1914);  dagegen  gehören  unter  den 
Wirkungsbereich  des  Gesetzes  Kranken- 
häuser, sowie  die  auch  in  Privatbetrieb  aus- 
geübten Tätigkeiten  in  öffentlichen  Betrieben, 
Bureaus  der  Vertreter  freier  Berufe,  von 
Vereinen,  Stiftungen  und  Gesellschaften. 
Als  Fabriken  oder  Werkstätten  bezeich- 
net das  Gesetz  otfene  oder  geschlossene 
Räume,  in  denen  nicht  ausschließlich  für  den 
Bedarf  einer  daselbst  niedergelassenen  Haus- 
haltung an  oder  zu  der  Erzeugung,  Abände- 
rung, Ausbesserung,  Ausschmückung,  Fertig- 
stellung, sonstigen  oder  besseren  Nutzbar- 
machung zu  Verkaufs-  oder  Gebrauchs- 
zwecken oder  an  oder  zu  der  Vorrichtung  von 
Gegenständen  oder  Kohstotfen  gearbeitet 
zu  werden  pflegt,  oder  in  denen  Gegenstände 
oder  Rohstoffe  einer  darauf  hinzielenden 
Bearbeitung  zu  unterliegen  pflegen.  Ferner 
Elcktrizitätsgewerbe,  Bau-  oder  Wasser- 
werksgewerbe, den  Püldermühlenbetrieb. 
Nicht  zu  Fabriken  oder  Werkstätten  zählen: 
Apotheken,  Kaffeehäuser,  Hotels,  Küchen 
und  Fischereifahrzeuge,  in  denen  die  F'sch- 
konservierung  ausgeübt  wird.  Als  Läden 
(Winkels)  bezeichnet  das  Gesetz  Räume  für 
den  Verkauf  im  kleinen,  mit  Ausnalime 
von  Apotheken,  Kaffeehäusern,  Hotels.  Bu- 
reaus sind  Räume,  in  denen  administrative 
Verriebtungen  ausgeübt  zu  werden  pflegen, 
dagegen  nicht  Post-,  Telegraphen-  und 
Administrationsbureaus  oder  die  mit  einer 
Fabrik,  Werkstatt  oder  Laden  in  Verbindung 
stehenden  Verwaltungsräume.  Im  Zweifel 
gelten  die  weitestgehenden  Bestimmungen 
(Art.  1-7). 

b)  Kinderschutz.  In  einer  Unter- 
nehmung im  Sinne  des  Art.  1  darf  ein  Kind, 
das  weniger  als  14  Jahre  alt  oder  noch 
schulpflichtig  ist,  keine  Arbeit  verrichten 
(Art.  9). 
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c)  Schutz  der  jugendlichen  Per- 
sonen (unter  18  Jalircn).  Die  Verwaltung 
wird  angewiesen  ein  Verzeichnis  der  Arbeiten 
anzulegen,  von  welchen  Jugendliche  (und 
Frauen)  infolge  ihre'  Gcsundhcits-  und  Sitl- 
lichkeitsgctahr  ausgeschlossen  sind  oder  bei 
welchen  gewisse  Beschränkungen  (z.  B. 
Akkordarbeit)  vorzunehmen  sind  (Art.  10). 
Jugendlichen  ist  durch  wenigstens  8  Stunden 
in  der  Woche  der  Besuch  des  Rcligions-, 
Fortbildungs-,  \ViedcrlKilung,<-  oder  Fach- 
unterrichts zu  ermöglichen.  Die  Eltern  des 
Ju^cntiliclien  haben  das  entsprechende  Ge- 
such an  den  Betriebsinhaber  zu  leiten;  Mei- 
nungsverschiedenlieiten  über  die  Stunden 
des  Schulbesuchs  entscheidet  der  Bezirks 
chcf  (.\rl.  \2).  Jugendliche  Per.'^onen  haben 
sowohl  in  als  außerhalb  der  Fabriken,  Werk- 
stätten, Läden  usw.  Sonntags  keine  Arbeit 
zu  verrichten  (Art.  22).  Es  ist  ihnen  ferner 
die  Nachtarbeit  zwischen  7  Uhr  abends  und 
6  Uhr  morgens  verboten  (Art.  17).  Bei 
außerordentlichem  Arbeitsandrang  in  be- 
stimmten Jalircszcilen  muß  jedenfalls  die 
Arbeit  Jugendlicher  an  zwei  aufeinander- 
folgenden Tagen  durch  eine  Nachtruhe  von 
mindestens  11  aufeinanderfolgende  Stunden 
unterbrochen  sein  und  diese  muß  jedenfalls 
die  Stunden  von  10  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
morgens  einbegreifen  [Art.  19).  Es  kann  je- 
doch durch  Verwaltungsvorschrilt  gestattet 
werden,  daß  ausnahmsweise  Arbeiter  von 
15  Jahren  und  darüber  zwischen  6  und  10 
Uhr  abends  und  .')  und  7  Uhr  morgens  Ar- 
beiten verrichten  (Art.  2:1).  Die  Arbeitszeit 
der  Jugendlichen  beträgt  wie  die  der  Er- 
wachsenen in  Fabriken  und  Werkstätten 
nicht  mehr  als  8  Stunden  im  Tag  und  46 
Stunden  in  der  Woche  (Art.  24).  Außerhalb 
von  Fabriken  oder  Werkstätten,  l>äden, 
Bureaus,  Apotheken,  Kaffeehäusern,  Hotels 
und  Vcrpfh'gungsanstalteii  beträgt  die  Maxi- 
malarbcitfzcit  10  Stunden  im  Tag  und  55 
Stunden  in  der  Woche.  Diese  kann  durch 
Verwaltungsregcln  gekürzt,  aber  auf  nicht 
weniger  als  8  Stunden  im  Tag  oder  45  Stunden 
in  der  Woche  gebracht  werden  (Art.  16). 
In  Fabriken  und  Werkstätten  kann  eine 
Höchstarbeitszeit  von  10  Stunden  im  Tag 
(57  in  der  Woche  für  Männer,  61  Stunden  für 
Frauen)  von  der  Verwaltung  ausnahmsweise 
gestattet  werden  für  Personen,  welche  mit 
dem  Zurechtmachen  von  Arbcitsräunien, 
Werkzeugen  und  Gerätscha'ten  vor  oder 
nach  Beginn  der  Betriebsarbeit  beschäftigt 
sind.  Dasselbe  gilt  von  Männern,  welche 
ausschließlich  den  Bewachungsdienst  (nachts 
zwischen  6  Uhr  abends  und  7  Uhr  morgens) 
versehen:  Maximum  60  Stunden  in  der 
Woche.  Bestimmte  Arten  von  Arbeiten 
dürfen  bis  auf  11  Stunden  im  Tag,  aber  nicht 
länger  als  45  Stunden  in  der  Woche  normiert 
werden.    Bei  ununterbrochener  Arbeit  wird 


Nachtarbeit  gestattet  entweder  durch  3 
Wochen  hintereinander  10  Uhr  abends  bis 
U  Uhr  nioigens,  hoehitens  48  Stunden  in 
der  Woche,  135  Stunden  in  3  Wochen;  oder 
4  W'ochen  nacheinander  10  Uhr  abends  bis 
6  Uhr  morgens  48  Stunden  in  der  Woche, 
ISO  Stunden  in  4  Wochen  (Art.  25).  Außer- 
dem werden  Ueberzeiten  durch  4  Jahre  nach 
dem  Inkrafttreten  der  Arbeitsze  tvorschritten 
des  Gesetzes  gewährt  (höclislens  1  Stunde 
im  Tag  und  5  Stunden  in  der  Woche  über  die 
Sstündige  Arbeitszeit)  {Mt.  27). 

d)  F'rauenschutz  F'ür  Arbeitei innen 
gelten  gemeinsam  mit  den  Jugendlichen  die 
Vorschriften,  daß  im  Falle  von  Arbeitsüber- 
häufung in  bestimmten  Jahrcs/.e'ten  Ueber- 
zeitbewilligungen  bis  zum  Totale  von  nicht 
mehr  als  10  Stunden  im  Tag  und  55  Stunden 
in  der  Woche  (Männer  12  Stunden  im  Tag 
und  72  Stunden  in  der  Woche)  erteilt  werden 
dürfen  (Artt.  ]!t,2  und  28,2).  In  Dringlich- 
keitpfällen  dürfen  sie  durch  höchstens  24 
Tage  11  Stunden  im  Tage  und  (Iii  in  der 
Woche  in  nicht  fabrikmäßigen  Betrieben  be- 
schäftigt werden  (Art.  20).  in  fabriktuäßigen 
Betrieben  nicht  länger  als  11  Stunden  im 
Tag  und  45  Stunden  in  der  Woche  (Axt.  25). 
Sonntagsarbeit  ist  F'rauen  verboten,  außer 
gemäß  Verordnung  in  Butter-  und  Käse- 
fabriken (Art.  22).  Auch  Männern  ist  Sonn- 
tagsarbeil grundsätzlich  untersagt  (.\rt.  22). 
In  Ausnahmefällen  sind  4  Stunden  .\rbeit 
zu  gestatten,  in  diesem  Falle  jedoch  wäh- 
rend eines  Zeitraums  von  3  mal  24  Stunden 
vor  oder  nach  dieser  Arbeit  eine  un- 
unterliroehene  Kuhezeit  von  mindestens 
30  Stunden  zu  gewähren.  Für  die  Nacht- 
arbeit der  Frauen  gilt  dasselbe  Nacht- 
arbeitsverbot wie  für  die  Männei  zwischen 
0  Uhr  abends  und  7  Uhr  morgens.  Hier- 
von gilt  nun  als  Ausnahme,  daß  Frauen  von 
21  Jahren  oder  darüber  oder  Männer  beim 
Ihringsspießcn  v.  l./X.  bis  15/111.  bis 
12  Uhr  nachts  und  v.  1.5./111.  bis  l./Vl.  bis 
2  Uhr  morgens  beschäftigt  werden  können, 
ferner,  daß  für  das  Zureehliiiaehen  von 
Arbeitsräumen,  Werkzeugen,  (ierätschaften 
vor  oder  nach  der  Betriebsarbeit  F'rauen  51 
und  Männer  57  Stunden  in  der  Woche  ar- 
beiten können.  Wird  11  stündige  Arbeit 
Männern  oder  Frauen  gestattet,  so  darf  sie 
in  der  Woche  doch  nicht  mehr  als  45  Stunden 
betragen  und  nicht  in  die  Zeit  von  10  Uhr 
abends  und  5  Uhr  morgens  fallen.  Die 
Nachtruhe  der  Frauen  hat  wie  die  der 
Jugendlichen  in  Fabriken  oder  Werkstätten 
mindestens  11  aufeinanderfolgende  Stunden 
zu  betragen  und  sie  dürfen  in  der  Zeit  von 
10  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  nicht  ar- 
beiten (Art.  30,2).  Innerhalb  8  Wochen  nach 
ihrer  Niederkun't  darf  eine  Wöchnerin 
keine  Arbeit  verrichten.  2  Wochen  vor 
diesem  Zeitraum  kann  sie  ihre  Arbeit  ein- 
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Blellen  und  in  diesem  Falle  die  Schonzeit 
auf  6  Wochen  reduziert  werder.  Für  Brust- 
kinder sind  vom  Betriebsinhaber  passende 
Stillräume  zu  beschaffen  (Art.  11). 

c)  Die  Sarastagäarbeit  ist  in  Fabriken 
oder  Werkstätten  nach  1  Uhr  untersas^t 
(Art.  23|.  Arbeiter  die  länger  als  12  Stunden 
in  der  Woche  in  einei  Fabrik  oder  Werk- 
statt Arbeit  zu  verrichten  pflegen,  dürfen  in 
der  fabriksfreien  Zeit  keine  Arbeit  verrichten 
(Art.  32),  außer  mit  schriftlicher  Erlaubnis 
des  Bezirkschefs. 

f)  Pausen.  Nach  je  4i/2Stündiger  Arbeit 
tritt  in  Fabriken  oder  Werkstätten  eine 
mindestens  54stündige  Pause  ein,  doch 
steht  es  dem  ßezirksehet  frei,  längere  und 
häufigere  Pausen  aufzustellen.  Kürzere  als 
V4stündige  Pausen  gelten  als  Arbeitszeit. 
Während  der  Pausen  dürfen  sich  die  Arbeiter 
nicht  in  geschlossenen  Räumen,  in  denen 
Betriebsarbeit  verrichtet  wird,  aufhalten, 
soweit  Verwaltungsvorschrift  nichts  anderes 
bestimmt  (Art.  31). 

2.  Bäckereien.  In  Bäckereien  ist  Sonn- 
tags- und  Nachtarbeit  (8  Uhr  abends  bis 
6  Uhr  morgens)  verboten.  Ausnahmen: 

a)  Samstag  zwischen  4  und  6  Ulir  morgens; 

b)  an  10  anderen  Tagen  im  Kalenderjahr 
zwischen  4  und  6  Uhr  morgeus;  c)  Montag 
zwischen  24  und  0  Uhr  morgens  für  das 
Anheizen  von  Heißluft-  oder  Heißwasser- 
öfen (Art.  35).  Für  jüdische  Bäckereien 
gilt  Arbeitsverbot  am  Sabbat  und  Verbot 
der  Nachtarbeit  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens,  außer  Freitag  und  Sonntag  zwischen 
4  und  6  Uhr  morgens,  ferner  an  15  anderen 
Tagen.  Ausnahmen  können  Bäckereien, 
in  denen  mindestens  6  Bäckergesellen  Arbeit 
verrichten,  für  Arbeit  zwischen  2  und  4  Uhr 
morgens  zur  Teigzubereitung  gewährt  wer- 
den, doch  darf  ein  Bäckergeselle  höchstens 
an  f)  Tagen  während  3  Wochen  solche  Arbeit 
verrichten,  kein   Gebäck  die   Räume  vor 

9  Uhr  morgens  verlassen  oder  vor  10  Uhr 
morgens  verkauft  oder  abgeliefert  werden. 
Wo  wenigstens  in  4  Oefen  Roggenbrot  ge- 
backen wird,  darf  ein  Bäckergeselle  höch- 
stens an  6  Tagen  während  4  aufeinander- 
folgenden Wochen  solche  Nachtarbeit  von 
2—4  Uhr  morgens  verrichten.  Bäcker, 
welche  ohne  H'ife  von  Gesellen  arbeiten, 
können  nachts  mit  Erlaubnis  des  Bezirks- 
chefs arbeiten,  faUs  kein  Teig  oder  Brot, 
die  am  selben  Tage  zubereitet  oder  aufge- 
wärmt worden  sind,  zwischen  10  Uhr  abends 
und  9  Uhr  morgens  das  Gebäude  verlassen 
(Art.  38).  Nachtarbeit  kann  vom  Minister 
für  1  Jahr  gestattet  werden,  jedoch  so,  daß 
kein  Bäckergeselle  mehr  als  6  Tage  während 
3  aufeinanderfolgenden   Wochen  zwischen 

10  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens  be- 
schäftigt wird.    Die  Gesamtarbeitszeit  eines 


Bäckergesellen  darf  in  der  Woche  nicht 
länger  als  44  Stunden  und  im  Tage  nicht 
länger  als  8  Stunden  dauern,  ausgenommen 
an  den  Tagen,  an  denen  die  Bäckerarbeit  um 
4  Uhr  morgens  beginnen  darf.    An  diesen 
Tagen  kann  höchstens  11  Stunden  Arbeit 
verrichtet  werden  (Art.  40).     Bei  Arbeits- 
überhäufung oder   besonderen  Umständen 
kann  der  Bezirkschef  Ueberstundenbewil- 
ligungen  erteilen,  doch  darf  die  Arbeitszeit 
im  Tag  um  höchstens  2  Stunden,  in  der 
l  Woche  um  höchstens  12  Stunden  und  der 
■  Zeitraum  zwischen  Anfang  und  Ende  der 
'  Arbeitszeit  um  höchstens  2  Stunden  ver- 
längert werden  (Art.  42).      Den  Bäcker- 
gesellen ist  außerhalb  der  Bäckerei  die  V^er- 
richtung  von  Arbeit  ohne  Erlaubnis  des  Be- 
zirkschefs nicht  gestattet  (Art.  43). 
I      3.  Arbeit  in  Läden.  Für  diese  gilt  Verbot 
der  Sonntagsarbeit  für  Jugendliche  (Art.  45) 
und  der  Nachtarbeit,  8  Uhr  abends  bis  8  Uhr 
morgens  (Art.  46);  für  Erwachsene  beiderlei 
]  Geschlechts   Verbot   der   Nachtarbeit  von 

11  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  und  un- 
I  unterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens 
'  11  Stunden,  Höchstarbeitszeit  von  10  Stun 

\  den  im  Tag,  55  Stunden  in  der  Woche, 
Wochenruhe  von  32  Stunden  und  Früh- 
ladenschluß um  1  Uhr  nachmittags  an  einem 
Wochentage.  Der  freie  Samstagnachmittag 
darf  nicht  in  die  Stunden  der  Sonntagsruhe 
gerechnet  werden,  sondern  muß  mit  dieser 

j  zusammen  wenigstens  41  Stunden  betragen. 

I  Das    Bewachungspersonal    kann  längstens 

12  Stunden  im  Tag  beschäftigt  und  durch 
Verordnung  eine  kürzere  Arbeitsdauer  vor- 
geschrieben werden,  jedoch  nicht  weniger 

1  als  8  Stunden  im  Tag  und  45  Stunden  in  der 
Woche.  Nach  12stündiger  wöchentlicher 
Arbeit  im  Laden  ist  anderweitige  Arbeit  nur 

i  mit  Erlaubnis  des  Bezirkschefs  gestattet 
(Art.  48). 

4.  Arbeit  in  Bureaus.  Sonntagsarbeit 
ist  jugendlichen  Personen  überhaupt  nicht, 
Frauen  nur  durch  Verordnung  gestattet  und 
es  muß,  wenn  diese  mehr  als  4  Stunden  ge- 
dauert hat,  eine  ununterbrochene  Ruhezeit 
von  mindestens  30  Stunden  während  der 
;  3  Tage  vor  oder  nach  der  Arbeit  gewährt  wer- 
I  den.  Bureauschluß  Samstag  um  1  Uhr  gilt  als 
Regel.  Ausnahmen  bewilligt  der  Bezirks- 
|chef.  Nachtarbeit  ist  jugendlichen  Personen 
von  6  Uhr  abends  bis  8  Uhr  morgens  ver- 
boten. Die  Arbeitszeit  beträgt  in  Bureaus 
im  Maximum  8  Stunden  im  Tag  und  45 
Stunden  in  der  Woche;  Bewachungspersonal 
12  Stunden  im  Tag.  Bei  Arbeitsliäutung 
bewilligt  schriftlich  der  Bezirkschef  oder  bei 
Berufung  der  Minister  eine  täglich  längstens 
lOstündige,  wöchentlich  längstens  5.'islün- 
dige  Arbeit  und  in  Dringliclikeitsfällcn  kann 
für  24  Tage  11  Stunden  im  Tage  und  65 
in  der  Woche  von  den  Eiwachsencn  Arbeit 
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verrichtet  werden  (Art  52).  Auch  hier  gilt  [  durch  längere  Totalarbeitszeit  zu  arbeiten 
das  Verbot  der  Arbeit  auRorlialb  des  Bureaus  (Art.  C3). 

nach  12stündiger  Arbeit  in  der  Woche  (Art.  7.  Verpflegungsanstalten.  Die  Wochen- 
63).  ruhezeit  beträ.'t  3(1  Stunden:  Maxiiii.-ilarbeits- 

5.  Arbeit  in  Apotheken.  Sonnlagsarbeit  z«"'!  10  Stunden  im  Tag.  ü.ö  Stunden  in  der 
ist  jugcndlielien  Personen  verboten,  ebenso  Woche.  Evtl.  durch  Verordnung  8  Stunden 
Nachtarbeit,  8  Uhr  abends  bis  8  Ul.r  morgens  ,  Tag  und  45  Stunden  m  der  Woche  (Art. 
(Artt.  55  und  50).  Für  erwachsene  Männer  60).  Verboten  ist  längere  Arbeit  außcr- 
und  Frauen  ist  eine  Wochenruhe  von  min-  ha"'  Verpflcgungsanstalt  nach  12stün- 
de.stens  36  Stunden  und  zwar  2Gmal  im  1  diger  Woehenarbeit  in  derselben. 
Kalenderjahr  am  Sonntag  vorgeschrieben.  8.  Bergwerksarbeit.  Das  G.  v.  27./IV. 
Ferner  eine  Arbeitszeit  von  höchstens  10  1904  bestimmt  in  §  9,  daß  die  Sicherstellung 
Stunden  im  Tag,  55  Stunden  in  der  Woche,  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit, 
durch  Verordnung  zu  kürzen  auf  mindestens :  die  Arbeitszeit,  die  Beschäftigung  jiigend- 
8  Stunden  im  T.ig,  45  Stunden  in  der  Woche  lieber  Arbeiter  und  von  Arbeiterinnen  und 
(Art.  57).  Dieselbe  Arbeitszeil  ist  auch  die  Ueberwachung  der  darüber  zu  erlassenden 
außerhalb  der  ;\polliel;e  nacli  12stündiger  Vorschriften  in  einer  allgemeinen  Regierungs- 
Arbeit  wöchentlich  in  der  Apotheke  einzu- '  maßregel  zu  regeln  sind.  Diese  erfolgte  durch 
halten  (Art.  58).  —  I  Beschluß  v.  22./1X.  190Ü. 

I  Die  Vorschriften  des  ArbeitsG.  sind  durch  ,  ,  13-  Hauptstück  (Artt.  224-272)  cnt- 
den  „Arbeitserlau  '  für  Fabriken  und  Werk-  ^ält  die  Arbeitcrschutzbestimmungcn: 
Stätten  v.  23./1.X  1920  Slßl.  1920  Nr.  747,  a)  Frauen-  und  Kinderarbeit.  Kin- 
den  Uebcrgangserl.iß  v.  27./IX.  1921  und  der  unter  13  Jahren  und  Frauen  dürfen  in 
den  Kuhezeit- und  Arbeitslistcnerlaß  gleichen  den  Tagesanlagen  nicht  beschäftigt  werden. 
Datums  ergänzt  worden.  Der  Arbeitserlaß  Personen  unter  16  .laliren  dürfen  ober  Tage 
enthalt  die  Ausnahmen  vom  Verbot  der  zu  einer  Reihe  angelührter  beschwerlicher 
Sonntags-  und  Samstagsnachmiltagsarbeit,  Verrichtungen  nicht  verwendet  werden  (Art. 
führt  die  Industrien  mit  gestalteter  Nacht-  225».  Arbeiter  über  60  Jahre,  die  noch  nicht 
arbeit  und  die  Hilfsarbeiten  auf,  für  welche  auf  diese  Weise  gearbeitet  haben,  und 
51  stündige  Arbeitszeit  in  der  Woche  den  jugendliche  Arbeiter  unter  IG  Jahren  und 
Frauen,  57stündige  den  Männern  bewilligt  Frauen  düifen  nicht  unter  Tag,  und  .'Vrbeiler 
wird  (iVrt.  30),  sowie  die  Regelung  der  Arbeits-  unter  20  Jahren  ohne  ärztliches  Zeugnis  nicht 
zeit  beim  Heringspießen  (Artt.  37— 45)  Der  unter  Tag,  noch  mit  schwerer  Arbeit  über 
„Uebergangserlaß"  gewährte  meist  für  Tag  beschäftigt  werden  (Artt.  233,  234). 
2  Jahre  (bis  Ende  1922)  eine  Arbeitszeit  von,  b)  Arbeitszeit.  Für  erwachsene  Ar- 
10  Stunden  (55  in  der  Woche)  Blumenbiiide-  beiter  gilt  jetzt  die  Vorschrift  des  8stündigen 
reien.  Kalksandsteinfabrikcn,  Phosphor-  Maximalarbeitstags  ober  Tage.  Für  unter- 
mülilen,  Baeksteinfabriken ,  Stärkereien,  irdische  Arbeit  beträgt  er  seit  l./I.  1908 
Stickstoffbindungsfabriken,  Seilereien,  Torf-  8V2  Stunden,  und  zwar  wird  die  Zeit  vom 
siecliereien,  Segelfabriken.  Auf  48  Stunden  Beginne  der  Einfahrt  der  Abteilung  bis  zum 
erhöhte  sich  die  45slündige  Wochenarbeits-  Beginn  der  Wiederausfalirt  derselben  Ab- 
zeil  in  Textil-,  Maschinen  ,  Metalhvarenfa-  teilung  gerechnet  (Art.  243).  Diese  Arbeits- 
briken,  auf  .50  (9  Stunden  im  Tage)  für  Netz-  zeit  ist  für  Mascliinenfülirer,  -lieizer  und 
Webereien.  Diese  Ausnahmen  betreffen  nur  Kutscher  1  Stunde  länger  (Art.  242).  Eine 
erwachsene  Männer  in  6  der  angeführten  30stündige  Sonntagsruhe  von  0  Uhr  vor 
Industrien.  mittags  ab  ist  zu  gewähren  mit  Ausnahme 

6.  Kaffeehäuser  und  Hotels.  Hier  gilt '  von  Bewachungs-  iind  Inganghaltungs- 
für Jugendliche  das  Verbot  der  Sonntags-  arbeiten  (Artt.  248,  249). 

arbeit  (Art.  150)  und  der  Nachtarbeit  von  Jugendliche  Arbeiter  dürfen  nicht 
8  Uhr  abends  bis  8  Uhr  morgens  (Art.  Ol),  länger  als  10  Stunden  zwischen  0  Uhr  vor- 
Die  tägliche  ununterbrochene  Ruhezeit  be-  und  6  Uhr  nachmittags  beschäftiet  werden, 
trägt  mindestens  10  Stunden,  die  Wochen-  Knaben  von  14—16  Jahren  jedoch  auch  in 
ruhe  36  Stunden,  26 mal  im  Jahre  am  Sonn-  Schichten  bis  10  Uhr  abends,  dann  aber 
tag.  Die  Maximalarbeilszeit  beträgt  9  Stun-  nicht  länger  als  8  Stunden  pro  Tag  und  mit 
den  für  Jugendliche,  10  Stunden  für  Er- :  einer  Ruhezeit  von  15  Stunden  zwischen  den 
wachsene  und  12  Stunden  für  Bewachungs-  Schichten  (Art.  228). 

personal.  Durch  Verordnung  erfolgt  evtl  c)  Sicherstellung  von  Leben  und 
Herabsetzung  bis  auf  8  Stunden  im  Tag  Gesundheit.  Weitläufige  Vi.rscliririeii 
und  45  Stunden  in  der  Woche.  Es  ist  ver- |  behandeln  den  über-  und  unterirdischen 
boten  nach  wöchentlich  12stündiger  Arbeit  Verkehr;  den  Eintritt  zu  den  unterirdischen 
im  Katteehaus  oder  Hotel,  außerhalb  des- ;  Anlagen  und  den  Verkehr  in  den  Schächten; 
selben  außer  mit  Erlaubnis  des  Bezirkschefs  '  Wasserbeseitigung,  Fahrung,  Bewetterung, 
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Temperatur,  Beseitigung  schädlicher  Dünste,  [  dienst  auf  Stationen  oder  an  Halten  zu  ver- 
Gase  und  Stoffe;  Kleide-,  Bade- und  Speise-  richten  haben,  sowie  für  Wachpersonal  an 
räume  und  Aborte:  Trinkwasser;  Feuer- und  besonders  wichtigen  Stellen  die  Zahl  der 
Unfallverhütung;  Transport,  Aufbewahrung  Dienst=tunden  bis  auf  10  herabsetzen, 
lind  Gebrauch  von  Explosivstoffen,  Maß- '  Zwischen  je  zwei  Dienstzeiten  ist  dem  Per- 
nahmen  bei  Unfällen.  sonal  eine  ununterbrochene  Ruhepause  von 

9.  Eisenbahnen.  Dieses  G.  (v.  9./IV.  mindestens  lOstündiger  Dauer  zu  gewähren; 
1875)  bestimmt,  daß  die  Regierung  eine  all-  die  Dauer  der  Pause  kann  in  gewissen  Fällen 
»emeine  Regicrungsmaßregel  (königliche  Ver-  vom  Minister  bis  auf  8  Stunden  herabgesetzt 
Ordnung]  zu  erlassen  hat,  welche  den  Eisen- ,  werden.  Frauen  dürfen  zwischen  10  Uhr 
bahngesellschaften  Maßnahmen  zur  Schaf-  abends  und  5  Uhr  morgens  nicht  zu  Wach- 
fung  eines  sicheren  Verkehrs  vorschreibt.  ;  d'enst  herangezogen  werden.  Die  Sonn- 
Auf  Grund  der  ihr  vom  EisenbahnG.  v.  tagsruhe  ist  folgendermaßen  geregelt:  Den 
9./IV.  1875  erteilten  Befugnisse  hat  die  Re-  Beamten  und  Bediensteten  steht  entweder 
"ierung  durch  kgl.  VV.  v.  9./II.  und  17./1V.  jede  2.  oder  jede  3.  Woche  am  Sonntag  eine 
1899  die  Arbeitszeit  des  Personals  geregelt  1  mindestens  24stündige  Ruhezeit  zu,  von  der 
unddurchkgl.VV.v.7./lV.  1903, 15./VI1. 1905  mindestens  18  Stunden  auf  den  Sonntag 
■nd  29./VI.  1907,  stark  abgeändert  durch  selbst  fallen  müssen;  erhäU  der  Beamte 
Eisenbahnreglement,  Erl.  V.  26./VI.  1913,  oder  Angestellte  nur  jeden  3.  Sonntag  frei, 
die  Verpflichtung  für  die  Eisenbahnen  hinzu-  so  müssen  ihm  außerdem  noch  mindestens 
gefügt,  eine  je  nach  5  Jahren  zu  erneuernde  0  Ruhetage  von  mindestens  30stündiger 
und  vom  Minister  zu  genehmigende  Arbeits-  Dauer  im  Jahre  gewährt  werden;  die  Ver- 
ordnung zu  erlassen,  welche  Bestimmungen  ,  waltungen  können  gewissen  Arbeitsper- 
übcr  Aufnahme,  Beschäftigung,  Löhne  und  !  sonen  auch  nur  an  jedem  4.  Sonntag  28 
Dienstbeendigung  der  Angestellten  zu  ent-  Stunden  frei  geben,  von  denen  mindestens 
halten  hat.  Erhält  die  Arbeitsordnung  die  ,  18  auf  den  Sonntag  selbst  fallen  müssen; 
Genehmigung  des  Ministers  nicht,  so  setzt  die  Arbeiter  sind  alsdann  für  den  AusfaU 
dieser  selbst  eine  solche  fest.  Diese  muß  durch  mindestens  13  weitere  Buhetage  von 
auch  Bestimmungen  über  die  Möglichkeit,  :  mindestens  SOstündigcr  Dauer  zu  ent- 
Wünsche und  Beschwerden  zur  Kenntnis  scliädigen.  Abweichungen  von  sämtlichen 
des  Eisenbahnvorstandes  zu  bringen,  und  Arbeitszeitbestimnuingen  sind  gestattet, 
über  eine  höhere  Berufung  gegen  Bestra- i  wenn  aus  dienstlichen  oder  Sicherheits- 
tungen enthalten.  gründen  eine  andere  Lösung  nicht  möglich 

Zu  diesem  Zwecke  werden:  a)  Arbeiter- ;  ist.  Die  Dienstverhältnisse  sind,  einschließ- 
ausschüsse  eingesetzt.  Die  Arbeitsordnung  lieh  der  Lohn-  und  Kündigungsverhältnisse, 
hat  das  Personal  in  Gruppen  (Lokomotiv-,  von  den  Verwaltungen  in  einem  Dienst- 
Zug-,  Bahnhof-,  Wcrkstättenpersonal  usw.)  reglement  (Reglement  Dienstvoorwaarden) 
zu  teilen;  die  Wahl  von  Gruppenvorstehern  zum  Ausdrucke  zu  bringen,  welches  der  Ge- 
und  deren  Zahl  zu  bestimmen;  die  Versamm-  nehmigung  des  Ministers  bedarf;  kommt  ea 
lungen  der  Vertreter  zu  regeln  und  anzu-  zwischen  Verwaltung  und  Minister  zu  keiner 
geben,  wie  sie  Wünsche  und  Beschwerden  '  Verständigung,  so  kann  der  Minister  von 
der  Gruppe  dem  Vorstand  mitteilen  können  1  sich  aus  ein  Dienstreglement  aufstellen, 
und  wie  der  Vorstand  dieselben  untersucht!  c)  Schiedsgerichte.  Die  Arbeitsord- 
und  entscheidet.  j  nung  hat  die  Errichtung  und  das  Verfahren 

b)  Was  die  Dienstzeit  betrifft,  so  gilt  '  von  Schiedsgerichten  zu  regeln,  welche  in 
im  allgemeinen  für  das  Fahrdienstpersonal  \  höchster  Instanz  über  Rechtmäßigkeit  und 
die  Rege',  daß  keine  Dienstzeit  mehr  als  I  Billigkeit  von  auferlegten  disziplinaren 
16  Stunden  dauern  und  daß  während  eines  I  Strafen,  mit  Ausnahme  der  zur  Sicher- 
Zeitraumes  von  28  aufeinanderfolgenden  Stellung  des  Verkehrs  auferlegten. 
Tagen  die  Gesamtdaucr  der  Dienstzeiten  280  zu  urteilen  haben.  Sie  bestehen  aus  5  Mit- 
(Lokomotivpersonal)  bzw.  308  Stunden  (Zug- i  gliedern,  davon  2  und  deren  Stellvertreter 
personal)  nicht  übersteigen  darf;  die  Höchst- 1  vom  Eisenbahnvorstand,  2  und  deren  Stell- 
dienstzeit des  Streckenbewachungspersonals  j  Vertreter  vom  Gestratten  und  der  5.,  der 
beträgt  16  Stunden.  Bei  den  ütirigcn  Be-  |  Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter,  von 
amten  und  Angestellten  (mit  Ausnahme  des  |  den  4  anderen  mit  allen  Stimmen  oder  wenn 
Kontroll-  und  Bureanpersonals)  darf  die  ;  sie  nicht  einig  werden,  vom  Minister  ernannt. 
Dienstzeit  nicht  mehr  als  16  Stunden  dauern  j  d)  Kündigungen  gegen  den  Willen  der 
und  während  eines  Zeitraumes  von  14  auf- 1  Beamten  sind  nur  mit  einer  Frist  von  2—4 
einanderfolgenden  Tagen  die  Gesamtdauer  Wochen  zulässig  und  zwar  unter  Zahlung 
der  Dienstzeiten  nicht  mehr  als  168  Stunden  einer  nach  Billigkeit  (innerhalb  in  der  Ar- 
betragen.  Der  zuständige  Minister  kann  für  beitsordnung  zu  bestimmender  Grenzen)  zu 
bestimmte  Beamte  und  Bedienstete,  die  ermessenden  Vergütung.  An  das  sub  c)  ge- 
inen außergewöhnlich  anstrengenden  Außen-  nannte  Schiedsgericht  kann  über  die  Frage 
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der  Art  und  der  EntscbädigunR  für  die  Ent- 
lassung UiTufiing  eincflcgt  wenlcn. 

10.  Steinhauerarbeit  (Befchiuß  v.  20./I 
1913).  iJie  Stcinhaucrarbrlt  war  auf  An- 
regung der  sozialtcchnischcn  Vereinigung 
demokrati'-'chcr  Ingenieure  und  Architekten 
i.  J.  1910  zum  Gegenstände  einer  Unter- 
suchung von  Dr.  S.  Elias  gemacht  worden, 
welche  ergab,  daß  in  diesem  Berufe  für  die 
Altersklasse  23—35  Jahre  die  höchste  Sterb- 1 
lichkeit  sich  befand,  für  die  Altersklasse  von 
36—50  Jahre  die  dritthöchste,  ebenso  für  die 
chronischen  Krankheiten  der  Atmungs- 
organe. Es  erwies  sich  als  notwendig  ein 
Spezialgesetz  auszuarbeiten,  da  das  Allge- 
meine Arbeit-igeselz  in  seiner  Fassung  von 
1911  für  Männer  keine  Schutzmöglich- 
keiten bot.  Das  neu  erlassene  Gesetz 
verlangt,  daß  jeder  Arbeiter  unter  21 
Jahren  im  Besitze  einer  Steinhauerkarte 
sein  muß,  die  er  nur  erhält,  wenn  durch 
ärztliche  Untersuchung  schriftlich  bestätigt 
wird,  daß  die  Steinliauerarbeit  für  ihn  keine 
besonderen  Gefahren  birgt  (Art.  1).  Jeder 
Steinhauer  ist  alljährlich  zu  einer  ärztlichen 
kostenfreien  Untersuchung  berechtigt  und 
die  Steinliauerarbeit  darf  höchstens  ununter- 
brochen 3  Stunden  verrichtet  werden.  Der 
Ai'beitstag  be.rägt  für  Arbeiter  von  mehr 
als  17  Jahren  9  Stunden,  unter  17  Jahren 
lYi  Stunden  (Art.  9).  Außerdem  gilt  Ver- 
bot der  Nachtarbnit  von  7  Uhr  abends  bis 
0  Uhr  morgens  (Art.  9).  Personen  unter 
18  Jahren  dürfen  als  Vergütung  keinen  Bar- 
lohn erhalten,  der  anders  al*  nach  der  Zeit 
bereclinet  ist  (.\rt.  14).  Durch  Ausführun^'s- 
Erl.  V.  7./X.  1911  ist  riie  Einrichtung  der 
Werkräume,  die  Einrichtung  von  Eßräumcn 
und  Aborten,  der  Scliutz  gegen  Witterungs- 
unbilden,  Be^stellung  von  Trinkwasser.  An- 
kleideräunie,  Unf,".llverhülung,  Staubbe- 
kämpfung geregelt.  Stockhämmer,  die  mehr 
als  31/2  kg  wiegen,  dürfen  nur  bei  der  Be- 
arbeitung von  Granit  verwendet  werden: 
Steinhauerkrünel  überhaupt  nicht.  Der  Er- 
laß entliält  abweichende  Kegehingen  der 
Arbeitszeiten  in  Bildliauerwerkstätlen  und 
zwar  Tür  Arbeiter  von  mehr  als  17  Jahren 
Maximum  10  Stunden,  Arbeiter  unter  17 
Jahren  höchstens  8  Stunden.  Verboten  ist 
Nachtarbeit  von  7  Uhr  abends  bis  fl  Uhr 
morgens.  Ruhepausen  von  mindestens  I/2 
Stunde  nach  5 stündiger  Arbeit  sind  vorge- 
schrieben CVrt.  441 

11.  Stauerarbeit  (G.  v.  16./XI.  1914  und 
Erl.  V.  5./IX.  1916).  Dieses  Gesetz  ist 
das  erste  europäische  Gesetz  über  die  Arbeit 
des  Löschens  und  Ladens  von  Schiffen  und 
Arbeiten  auf  Kais,  in  Warenhäusern  und 
Vorratsräumen,  in  einem  Schiffe,  dessen 
Waren  geladen  oder  entladen  werden  sollen. 
Kriegsschiffe  oder  Fischerboote  sind  aus- 
geschlossen.     Ebenso   Seeleute,  die  beim 


Laden  oder  Löschen  behilflich  sind.  Die 
Stauer  unterliegen  der  Kegistrierungspflicht, 
Betriebsleiter  haben  dafür  zu  sorgen,  daß 
diese  Arbeit  nicht  von  Frauen  oder  Jugend- 
lichen unter  18  Jahien  verrichtet  wird.  Jeder 
Stauer  hat  eine  Arbeitskarte  zu  lösen.  In 
bezug  auf  die  Arbeitszeit,  die  in  Kotterdam 
zu  großen  Exzessen  geführt  hatte,  wird 
bestimmt,  daß  diese  aul  10  von  24  Stun- 
!  den  im  Höchstausmaße  zu  beschränken 
ist.  In  außerordentlichen  Phallen  wird 
Ueberzeit  selbst  bis  zui  Höhe  von  24  Stun- 
den einschließlich  einer  (istündigen  Ruhe- 
zeit gestattet.  An  Sonnt.igen,  von  Samstag 
Mitternacht  bis  (i  Uhr  morgens  Montag,  darf 
von  den  Dockarbeitern  ohne  behördliche 
Erlaubnis  nicht  gearbeitet  werden.  Um  alle 
Art  von  Lohnkonflikten  bei  Akkordarbeit 
zu  verhüten,  können  die  Inspektoren  die 
schriftliche  Angabe  der  geladenen  oder  ge- 
löschten Gewichtsmengen,  von  denen  der 
Lohn  berechnet  wird,  verlangen.  Zur  Durch- 
führung des  Gesetzes  können  (laritätischc 
Kommissionen  mit  einem  neutralen  Vor- 
sitzenden zur  Beratung  des  Ministers,  der 
Provinzial-  und  der  Gemeindebehörden  ein- 
gesetzt werden  (.\rt.  19). 

12.  Besonders  gefährliche  Industrien. 
Für  die  Züiulholzinduslrie  hat  das  (i.  v. 
28./V.  1901  (mit  kleiner  Abänderung  v. 
l./VII.  19091  die  Herstellung,  den  Verkauf 
und  den  Transport  von  Zündhölzern,  zu 
deren  Herstellung  weißer  Phosphor  ver- 
wendet wurde,  verboten.  Zur  Verliütung 
der  durch  Dnickluftarbeit  entstehenden  Er- 
krankungen ist  die  Arbeit  in  tJaissons 
durch  das  G.  v.  22./V.  1905  und  Beschluß 
V.  20./ 1.  1907  geregelt  worden.  Abgesehen 
von  Vorschriften  über  die  Einrichtung,  den 
Zustand,  die  Höhe  der  Arbeitskästeu,  die 
V'orsichtsmaßrcgeln  beim  Ein-  und  Au8- 
schleußen,  die  Lufterneuerung  und  die  Be 
leuchtung  der  Caissons,  die  Möglichkeit 
ärztlicher  Hilfe,  enthalten  die  Vorschriften 
über  die  Zulassung  von  Personen  zur  Ver- 
richtung von  Druckluftarbeiter  folgendes: 
Für  Personen  unter  20  Jahren  wird  Zu- 
lassuns  nur  gewährt,  wenn  der  Ueberdruck 
weniger  als  5/.  Atniospliäre  beträgt;  20  bis 
45jährige  sind  bei  einem  Ueberdruck  von 
;  1/4  Atmosphäre  bis  3  Atmosphären  zuzu- 
lassen. Beträgt  der  Ueberdruck  mehr  als 
1 3  Atmosphären,  so  ist  die  Einschleußung  nur 
1 20— 35jährigen  gestattet.  Voraussetzung  ist 
:  ferner  vorgängige  ärztliche  Untersuchung, 
'  namentlich  des  Blutumlaufs,  der  Atmungs- 
organe, des  Nervensystems  und  des  Gehörs 
(Art.  46).  Vor  der  Einschleußung  dürfen 
alkoholische  Getränke  nicht  genossen  werden. 
:  Die  Arbeitszeit  wird  je  nach  der  Höhe  des 
Ucberdruckes  durch  die  Ein-  und  Ausschleuß- 
;  Zeiten  und  Ruhezeiten  bestimmt.  Diese 
Ruhezeit  darf  nicht  weniger  als  8  Stunden 
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betragen.     Beim  Ueberdruck  von  3  oder 

mehr  Atmosphären  darf  der  Aufenthalt  pro 
Tag  im  Arbeitskasten  nicht  mehr  als  3 
Stuniltn  betragen. 

13.  Gesundheitsschutz  und  Unfallver- 
hütung (U.  V.  20.  Vll.  1895,  abgeändert 
am  l./VIl.  1909  und  durch  Nov.  v.  2./V1I. 
1915).  Die  Maßregeln,  die  dem  Betriebs- 
schutz dienen,  beziehen  sich  auf  Betriebe, 
in  welchen  Motoren  oder  offene  Oefen  ge- 
brauclit  werden  oder  in  der  Regel  (seit  1915) 
5  oder  mehr  Pertonen  sich  aufzuhalten 
pflegen.  Ferner  bezieht  sieh  das  Gesetz  auf 
alle  geschlossenen  Räume,  wo  in  einem 
oder  für  einen  Betiieb  Flachs  gebrochen  oder 
geschwungen  zu  werden  pflegt,  auch  wenn 
diese  Räume  zu  landwirtschaftlichen  Be- 
trieben gehören.  Ferner  wurden  ihr  unter- 
worfen (1909)  elektrische  Zentralen  und 
elekfrischc  Unterslationen  und  (1915)  Polder- 
mülilen  (bemalingsinrichtingen).  Das  Gesetz 
enthäll  die  üblichen,  auch  in  den  VV.  v.  7. /XII. 
1896  und  16./1]1.  1903  näher  detaillierten 
Vorschriften  über  Luftraum  pro  Arbeiter, 
Beleuchtung,  Lüftung,  Vorkehrungen  gegen 
Feuersgefalir,  Ankleide-  und  Speiseräume, 
Abtritte,  über  Staub-  und  Gasabsaugung, 
Beistellung  von  gutem  Trinkwasser,  Ver- 
hütung von  Berufskrankheiten.  Der  Be- 
triebsinhaber ist  verpflichtet  nach  den  An- 
weisungen des  Bezirkschefs  der  Arbeits- 
inspektion Gelegenheit  zu  geben,  die  Ar- 
beiter unter  Ausschluß  Dritter  ärztlich  unter- 
suchen 7.n  lassen.  Das  Gesetz  gilt  zwar  nicht 
für  die  eigentliche  Landwirtschaft,  wohl  aber 
für  Torfstechereien  und  für  landwirtschaft- 
liche Industrien,  Milchwarenfabriken,  Kar- 
toffelmehl-, Strohkarton-,  Zichorien-,  Kon- 
scrvenlabriken,  Getreidemühlen. 

Auf  Grund  der  Weisungen  des  Arbeits- 
gesetzes von  1919  Art.  10  hat  nun  der  ,, Ar- 
beitserlaß" v.  lO./VIlI.  1920  in  75  Artikeln 
mii  weitgehendster  Ausführlichkeit  die  Be- 
dingungen aufgestellt,  unter  denen  ge- 
schützte Personen  in  gefährlichen  Arbeits- 
räumen arbeiten  dürfen.  Ihre  Wiedergahe 
verbieten  Raumrücksichten;  die  wesentlich- 
sten Vorschriften  bestehen  darin,  daß  in  der 
gefährlichsten  der  10  Gefahrenklassen  der 
Industrie  vollige  Arbeitsverbote  für  Frauen 
und  Jugendliche  bestdien. 

Diese  Kategorie  A  umfaßt  Arbeit  in 
Arbeitsräumen,  in  denen  oder  in  denen  in 
der  Regel:  1.  Bleiweiß  erzeugt  wird;  2.  Blei- 
zucker, Bleioxyd  (Bleigelb,  Bleiglätte)  oder 
Mennige  erzeugt  wird;  3.  Bleiasche  gebrannt 
(reduziert)  wird;  4.  Chromatstoffe;  6.  queck- 
silberhaltige Farbstoffe;  6.  giftige  Zyan- 
verbiudungen;  7.  Grünspan;  8.  weißer  Phos- 
phor erzeugt  oder  verarbeitet  wird;  9.  Subli- 
mat; 10.  Quecksilber  oder  Quecksilberfolie; 
11.  Atsenik  oder  Arsenikverbindungen  er- 
zeugt oder  verarbeitet  werden;  12.  Zinkweiß 


erzengt  wird;  13.  die  unter  1—12  genannten 
Stoffe  einer  weiteren  Behandlung  unter- 
zogen werden  in  der  Absicht,  sie  zur  Abliefe- 
rung oder  zum  Gebrauche  btreif  zu  machen; 
14.  elektrische  Akkumulatoren  hergestellt 
oder  ausgebessert  werden;  15.  Zink  aus  den 
Erzen  gewonnen  wird;  16.  Emails  zur  Her- 
stellung emaillierter  Gegenstände  erzeugt 
oder  verarbeitet  werden,  sofern  diese  Emails 
mehr  als  V2%  B'c'i  im  Trockengewicht  ent- 
halten; 17.  die  Luft  durch  Staub  verun- 
reinigt wird,  der  beim  Brechen,  Mahlen, 
Mischen  oder  Sieben  von  Kunstdünger,  von 
Phosphaten  oder  anderen  zur  Herstellung  von 
Kunstdünger  dienenden  Grundstoffen,  von 
Zement,  Kalk,  Kreide,  ausgeglühten  Kohlen, 
Schlacken,  Masnesit,  Gips,  Steinen,  Glas, 
Schalen  oder  Traß,  beim  Trockenschleifen 
von  Metallen  (mit  Ausnahme  der  in  der 
!  Fabrik  oder  Werkstatt  gebrauchten  Geräte) 
oder  Glas,  oder  bei  der  Bearbeitung  von 
Gegenständen  oder  Stoffen  mittels  des  Sand- 
strahlgebläses entsteht  oder  sich  verbreitet; 
18.  Chlorkalk  erzeugt,  gemahlen  oder  ver- 
packt wird;  19.  Briketts  mittels  Pech  her- 
gestellt werden;  20.  die  Gefahr  der  Ver- 
giltung durch  Anilin  und  seine  Homologen 
und  Derivate,  Arsenwasserstotf,  Chlor,  Fluor- 
wasserstoff, nitrose  Verbindungen,  Phos- 
phorwasserstoff, Sahsäure,  schweflige  Säure, 
Schwefelsäure,  Salpetersäure,  Blausäure, 
Schwefelwasserstoff,  Benzol  und  seine  Honio- 
'  logen  und  Derivate,  in  einem  nach  der  An- 
sicht des  Bezirkschefs  als  schädlich  anzu- 
sehenden Umlange  besteht;  21.  Holz  oder 
andere  Stoffe  kreosottiert  werden;  22.  Petrol 
raffiniert  oder  destilliert  wird, 
j  Als  Mindestluftraum  in  Fabriken  und 
i  Werkstätten  wird  für  jeden  Arbeiter  6  cbm 
vorgeschrieben,  wovon  mindestens  2,4  cbm 
über  der  Höhe  von  1,80  m  (Art.  16).  Die 
Arbfit  in  Räumen,  die  gleichzeitig  als  Schlaf- 
räume dienen,  ist  Frauen  und  Jugendlichen 
verboten  (Art.  17).  Der  Arbeitserlaß  ent- 
hält noch  minutiöse  Vorschriften  für  die 
Arbeit  der  unter  15-,  lOjährigen  und  der 
FVauen  für  8  verschiedene  Klassen  von 
Arbeitsprozessen  in  keramischen  Fabriken 
(Bleigefahr),  in  Plättereien,  Läden,  Apothe- 
ken, Bureaus  und  Schaustcllungsgewcrben. 

14.  Arbeitsordnung,  Tarifvertrag.  Den 
Artt.  1637j  bis  1637  m  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs (Ci.  über  den  Arbeitsvertrag  v. 
13./VII.  1907,  AusführungsV.  v.  21.  und 
31./I1I.  1903)  zufolge  ist  die  Arbeitsordnung 
nur  rechtsverbindlich,  wenn  der  Arbeiter 
schriftlich  erklärt  hat,  mit  dem  Inhalt  ein- 
verstanden zu  sein;  wenn  ihm  kostenfrei 
ein  beglaubigtes  Exemplar  derselben  über- 
mitte't  ist,  wenn  ein  Exemplar  der  Arbeits- 
ordnung in  der  Kanzlei  des  Kanlousgerichts 
zur  Einsicht  aulliegt  und  wenn  sie  an  einer 
leicht  zugänglichen  Stelle  und  lesbar,  wo- 
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möglich  in  der  Betriebsstätte,  ausgehängt 
ist.  Wälircnd  der  Dauer  des  Arbeitsver- 
trages ist  eine  neue  Arbeitsordnung  oder  eine 
AbändiTLing  einer  bestehenden  nur  rechts- 
verbindlich, wenn  sie  unmittelbar  vor  der 
Erlassung  so  lange  kostenfrei  jedem  Arbeiter 
zur  Einsicht  oflen  stand,  daß  dieser  sich  ge- 
hörig darüber  schlüssig  werden  konnte.  Ver- 
weigert er  die  Erklärung,  daU  er  mit  dem 
Inhalt  einverstanden  ist,  so  wird  dies  als 
Kündigung  spätestens  auf  den  Tag  des  In- 
krafttretens der  Arbeiistrdnung  betrachtet; 
liegen  zwischen  dem  Tage  der  Einhändigung 
und  dem  Tage  des  Inkrafttretens  weniger 
volle  Tage,  als  die  Kündigungsfrist  beträgt, 
80  ist  der  ^Vrbeitgeber  scliadenscrsatzpflichtig. 

Verabredungen,  welche  diese  Bestim- 
mungen beiseite  setzen,  sind  nichtig,  ebenso 
wie  eine  Erklärung  des  Arbeiters,  daß  er  sich 
allen  zukünftigen  Arbeitsordnungen  oder  Ab- 
änderungen der  bestehenden  Arbeitsordnung 
unterwirft.  Durch  individuellen  Arbeits 
vertrag  kann  nur  von  den  Bestimmungen  der 
Arbeitsordnung  abgewichen  werden,  wenn 
der  Vertrng  schriftlich  eingegangen  wird. 

Wesentlich  beeinflußt  durch  das  Schwei- 
zerische Obligationeiirecht  ist  die  V'orschrift 
der  II  nah  d  i  ng  bar  keil  der  Tarifverträge 
(lü37n):  Jede  .Vhrnacliung  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeiter,  die  einem  kollektiven 
Arbeitsvertrag  zuwiderläuft,  der  beide  Teile 
bindet,  soll  auf  Antrag  eines  der  Kontra- 
henten des  kollektiven  Vertrages  mit  Aus- 
schluß des  ArbcitL'cbers  selbst,  lür  nichtig 
erklärt  werden.  Unter  kollektivem  Arbeits- 
vertrag wird  eine  Regelung  verslanden,  die 
von  einem  oder  mehreren  Arbeilgebern  oder 
einer  oder  mehreren  als  juristische  Personen 
anerkannten  Arbeitgebervereinigungen  mit 
einer  oder  mehreren  als  juristische  Person 
anerkannten  Arbeitervereinigungen  verein- 
bart wird  und  sich  aut  Arbeitsbedingungen 
bezieht,  die  beim  Abschluß  von  ArbeitsTcr- 
trägen  zu  berücksichtigen  sind. 

15.  Lohnzahlung,  Truckverbote,  Stand- 
geld. Dasselbe  Gesetz  bestimmt  durch  die 
Artt.  1637s-lü37w,  1638f  ff.  des  BGB., 
daß  die  Zahlung  in  gesetzlicher  Keiehs- 
währung  zu  erfolgen  hat,  mit  Zuslinimungdes 
Arbeiters  in  bestimmten  Grenzgemeinden 
auch  in  Banknoten  des  Grenzlandes,  dessen 
Metallgeld  an  den  Grenzorten  zirkuliert  (Art. 
1638  h). 

Die  Beschlagnahme  darf  höchstens 
zum  Betrag  eines  Fünftels  des  Lohnes  statt- 
finden, wenn  dieser  weniger  als  4  fl.  pro  Tag 
beträgt;  diese  Beschränkung  gilt  nicht  für 
die  gesetzliche  Unterhaltspflicht  noch  auch  , 
für  den  4  II.  pro  Tag  übersteigenden  Lohn ' 
(Art.  1638  f).  j 

Nichtig  ist  jede  Bestimmung  im  Arbeits- ' 
vertrag,  durch  welche  der  Arbeiter  sich  ver- 
pflichtet, den  Lohn  auf  bestimmte  Weise  zu 


[verwenden  oder  seine  Lebensbedürfnisse 

an  einem  bestimmten  Ort  oder  bei  einer  bc- 
stimmten  Person  anzuschaffen.  Nur  darf  der 
Arbeitgeber  fordern,  daß  er  an  einer  Fabriks- 
kasse, deren  Statut  einer  königlichen  Ver- 
ordnung genügt,  teilnimmt  und  daß  ein  Teil 
des  Lohnes  eines  Minderjährigen  von  ihm  in 
'eine  Sjjarkasse  gebracht  wird  (Art.  1637s). 
I  Die  königl.  V.  über  die  Fabrikskassen 
v.  31./1II.  1908  bestimmt,  daß  die  Kasse 
vom  Vermögen  des  Arbeitgebers  getrennt 
bleiben,  daß  die  Arbeiterschalt  im  Vorstand 
vertreten  sein  muß,  daß  die  Kechts- 
ansprüche  der  Arbeiter  durch  ihre  Ent- 
lassung nicht  verwirkt  werden  dürlen  und 
daß  das  Statut  der  Kasse  zu  veröffenilichen 
sei  —  Das  für  Minderjährige  aufgesparte 
Geld  muß  ihnen  beim  Erreichen  des  21. 
Jahres  oder  mit  Erlaubnis  des  Friedens- 
richters auch  früher  ausgezahlt  werden. 

Aufrechnung  gegen  die  Lohnforderung 
ist  nur  wegen  fnlgender  Gründe  erlaubt: 
1.  Schadensersatz;  2.  Geldbußen,  welche 
durch  schriftlichen  Vertrag  bedungen  sind; 
3.  Beiträge  für  Fabrikkassen  oder  Einlagen 
in  die  Keichssparkasse,  die  der  Arbeitgeber 
nach  Art.  lG37s  für  jugendliche  .Arbeiter 
einbczahlt  hat;  4.  Miete  einer  Wohnung, 
eines  (irundstücks  oder  von  Gerätschaften; 
i&.  der  Kaufpreis  von  Artikeln  des  häuslichen 
{Tagesbedarfes  (mit  Ausnahme  geistiger  Ge- 
!  tränke)  oder  der  Koh  oder  Hilfsstoffe  für 
den  Betrieb  des  Arbeiters,  wenn  dies  schrift- 
lich verabredet  und  falls  nicht  höhere  Kosten- 
preisc  berechnet  werden,  als  diejenigen,  zu 
denen  anderwärts  die  Anschaffung  crtolgen 
konnte;  6.  Lolinvorschüsse;  7.  Mehrbeträge 
über  die  Lohnrechnung;  8.  bei  einer  vom 
Arbeiter  verschuldeten  oder  beim  Eintritt 
verhehlten  Krankheit  die  von  ihm  (Art. 
16,38y)  zu  tragenden  Kosten  für  ärztliche 
Hilfe  und  Krankenverpflegung.  —  Für  die 
unter  2.,  3.  und  f).  genannten  Zwecke  darf 
nicht  mehr  als  ein  Fünftel,  für  alles  zusammen 
bei  jeder  Zahlung  nicht  mehr  als  zwei  Fünftel 
des  zu  zahlenden  Betrages  zurückbehalten 
werden  (Art.  1638r).  Jede  Buße  hat  auf 
einen  bestimmten  Betrag  und  in  derselben 
Geldsorle,  in  welcher  der  Lohn  verabredet 
ist,  zu  lauten  und  ist  schriftlich  unter  Angabe 
des  Betrages,  der  Zeit  der  Uebertretung, 
der  Ursache  und  der  übertretenen  Bestim- 
mung der  Arbeitsordnung  oder  des  Arbeits- 
vertrages aufzuerlegen  (.Art.  1638r,  Z.  2). 
Sie  darf  in  einer  Woche  den  Geldlohn  eines 
Tages  nicht  übersteigen.  Weder  der  Arbeit- 
geber noch  die  strafende  Person  dürfen 
Voiteil  aus  der  Strafe  ziehen;  der  Vertrag 
hat  die  Verwendung  des  Geldes  anzugeben. 
Wenn  der  Lohn  mehr  als  4  fl.  pro  Tag  be- 
trägt kann  schriftlich  von  einzelnen  dieser 
Beschränkungen  abgewichen  werden  (Art. 
1637  t). 
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Außerdem  darf  noch  ein  Standgeld  Der  Wirkungskreis  und  die  Befugnisse 
(Decompte)  bis  zu  einem  Zehntel  des  fälligen  '  der  A  beitsinspektion  werden  durch  Dienst- 
Lohnes  bei  jeder  Zahlung  für  evtl.  Schadens- '  anweisung  festgesetzt.  Die  Inspektoren 
ersatz  bei  vertragswidrigem  Austritt  zurück-  haben  das  Recht  des  Auskunftszwanges 
behalten  werden.  Das  ganze  „Standgeld"  ;  gegenüber  den  Betriebsinhabern,  sie  dürfen 
darf  den  Lohn  für  eine  Kündigungsfrist,  von  diesen  verlangen  Proben  von  Rohstoffen 
höchstens  aber  Tar  12  Tage  nicht  über-  ode-  Gegenständen  zu  nehmen,  die  in  der 
schreiten,  falls  der  Lohn  weniger  als  4  fl.  Unternehmung  erzeugt  oder  gebraucht  wer- 
pro  Tag  Ijeträgt.  Das  Standgeld  muß  inner-  den,  den  Beamten  ist  die  mittelbare  oder  un- 
halb 3  Tagen  auf  den  Namen  des  Arbeiters  mittelbare  Beteiligung  an  Unternehmungen 
in  die  Reichspostsparkasse  gebracht  werden  vci  boten.  Jeder  Arzt  ist  verpflichtet  den 
und  tritt  vom  Moment  der  Lohnauszahlung  Aufsichtsbehörden  schriftlich  Anzeige  über 
an  in  das  Eigentum  des  Arbeiters  über  {Art.  die  durch  Verordnung  als  anzeigepflichtig 
1638s).  bezi'ichneten  Berufskrankheiten  zu  erstatten. 

Alle  Bestimmungen  im  Arbeitsvertrag,  Unfälle  sind  nach  Art.  12  des  Sicherhcits- 
welche  den  genannten  Beschränkungen  zu-  gesetzes  vom  Bürgermeister  zur  Kenntnis  des 
widerlaufen,  "sind  nichtig.  Ist  dem  Arbeiter  Arbeitsinspektors  zu  bringen,  der  eine  nähere 
etwas  vorenthalten,  welches  das  Gesetz  Untersuchung  abhalten  kann.  Bei  Todes- 
ihm  zuerkennt,  so  kann  er  innerhalb  fällen  ist  eine  Untersuchung  stets  in  An- 
6  Monaten,  auch  wenn  er  doch  schon  Wesenheit  eines  Autsichtsbeamten  vorzu- 
etwai  genossen  hat,  eine  gesetzliche  Zahlung  nehmen. 

fordern,  welche  jedoch  vom  Richter  auf ;  Für  die  bestehende  Organisation  des  VoU- 
einen  nach  dessen  E'"raessen  billigen  Betrag,  zugs  maßgebend  ist  der  Erl.  v.  lO./VIII. 
jedenfalls  aber  nicht  auf  weniger  als  den  1909.  Durch  diesen  wird  ein  Generaldirektor 
vom  Arbeiter  erlittenen  Schaden  herab-  eingesetzt,  dem  die  Leitung  des  Arbeits- 
gesetzt werden  kann  (Art.  1637t).  Wenn  der  inspektionsdienstes  obliegt  und  der  den 
Lohn  nicht  am  dritten  Tag  nach  Ablauf  der  Arbeitsministcr  beim  Erlaß  neuer  Arbeiter- 
ZahlungsfrKl  im  Besitze  des  Arbeiters  ist,  Schutzmaßnahmen  zu  beraten  hat.  Dem 
60  hat  dieser  Anspruch  auf  eine  Lohner  Generaldirektor  stehen  zur  Seite:  ein  Chef- 
böhung  von  5  v.  H.  pro  Tag  bis  zum  8.  Ar-  inspektor,  ein  ärztlicher,  ein  chemischer 
beitstag  und  für  jeden  weiteren  Tag  1%,  Sachverständiger  und  ein  elektrotechnischer 
bis  die  Hälfte  des  Lohns  erre'cht  ist,  auch  Ingenieur.  Diese  mehr  Sachverständigen- 
dann kann  aber  der  R'chter  den  Betrag  her-  als  Inspektionsfunktionen  ausübenden  Be- 
absetzen. Bei  einem  Tageslohn  von  mehr  ;  amten  bilden  zusammen  mit  dem  General- 
als  4  fl.  kann  von  dieser  Bestimmung  ab- :  direktor  den  Zentraldienst  der  Arbcitsinspek- 
gewichen  werden  (All.  1638z).  i  tion  mit  Sitz  im  Haag.  Diesem  Zentraldienst 

i6.  Der  Vollzug  (G.  v.  l./XI.  1919  '  ist  die  Anstellung  von  Untersuchungen  und 
[Artt.  77—82))  beruht  zunächst  auf  der  die  regelmäßige  Generalberichterstattung  an 
Beobachtung  gewisser  Kontrollvorschrif-  den  Minister  übertragen,  sowie  die  Bericht- 
icn:  das  Arbi'ifsgesetz  verpflichtet  die  Be- 1  erstattung  über  besondere  Gegenstände  und 
triebsinhabcr  dafür  zu  sorgen,  daß  jiigend-  die  Veröffentlichung  von  Rapporten  der 
liehe  Personen  oder  verheiratete  Frauen :  Bezirksbeamten.  Das  Land  zerfällt  in  10 
mit  Arbeitskarten  versehen  sind,  die  vom  Aufsiehtsbezirke,  an  deren  Spitze  ein  Chef- 
Bürgermeister  der  Gemeinde  abgegeben  und  inspektor  steht,  dem  meist  ein  Adjunkt  und 
unterzeichnet  werden.  Die  Bürgermeister ;  e^ne  Inspektrice  (besonders  tür  Frauen 
führen^ jiucli  ein  Verzeichnis  dieser  Karten  und  Kinder)  beigegeben  sind.  Das  Totale 
(Art.  67).  Ebenso  hat  der  Betriebsinhaber  dieser  Organe  betrug  1919:  29  Personen, 
ein  Arheitsverzeichnis  zu  führen,  wenn  im  Dazu  kommen  rund  20  technische  Beamte. 
Betrieb  eine  oder  mehrere  jugendliche  Per-  Endlich  wurde  eine  neue  Klasse  von  Be- 
sonen  ode  -  Frauen  oder  b  oder  mehr  Männer  amten,  die  „Arbeitskontrolleure",  geschaffen 
Arbeit  verrichten.^  In  einer  besonderen  Ar-!  (1919:  i5i_  jje,  vornehmlich  den  Kreisen  der 
beitsliste  ist  der  Standort  des  Bezirkschefs  Arbeiterschaft  entnommen,  den  Bezirkschefs 
und  der  Stundenplan  einzutragen  (Art.  68).  unterstehen  und  die  ohne  wissenschaftliche 
Der  Aushang  von  Abschriften  der  Arbeits- '  Vorbildung  leicht  feststellbare  Tatbestände 
liste  und  Vorweisung  des  Arbeiterverzeich- 1  zur  Kenntnis  des  Chefinspektors  bringen, 
nisses  an  den  Aufsichtsbeamten,  die  Ein- 1  Die  Zahl  der  Arbeiter  in  Betrieben  mit  mehr 
tragung  de  von  der  Inspektion  zur  Durch-  als  15  Arbeitern  betrug  am  l./V.  1914: 
führungdesGesetzesgeraachtenBemerkungen  313944;  1917:  327387;  1920:  339150,  da- 
smdfiirFabrikenundWerkstättenvorgeschrie- ,  von  ein  Fünftel  Frauen  (1914:  20%;  1920: 
Den  (Art.  69|,  doch  können  entsprechende  :  22%).  Die  Zahl  der  Besuche  in  Fabriken 
Vorschri'h  n  auch  für  Läden,  Bureaus,  |  und  Weikstätten  betrug  i.  J.  1919:  5650. 
Apothckrn,  Kaffeehäuser,  Hotels  und  Ver- 1  Die  Zahl  der  Arbeiter  in  den  revidierten  Be- 
pilegungsanstaltcn  erlassen  werden  (Art.  71).  trieben  betrug 
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1909  :  200377;  1913:  382565;  1919:  390431 

ijZai.)^^^  66  63  .; 

Die  Zatil  der  [>rotokollierten  IJebertre- ; 
tungen  der  Hestimmuni^en  über  Ziilassungs- 
alter  und  Arbeitszeit  der  Juj^endlicheii  betrug 
1918:  200;  1919:  462  (vor  Inkrafttreten  des 
Achtstundentages). 

Mit  der  Ueberwachung  der  Bestim- 
mungen über  Bergbaue  sind  ein  Oberberg- i 
Werksingenieur  mit  Ingenieuren,  Hilfs- ^ 
Ingenieuren  und  Grubenaufsehern  beauftragt. ; 
ücr  Oberingenieur  kann  Vorschriften  er- , 
Jassen.  Ciegen  seine  Entscheidungen  kann  I 
Berufung  an  den  Minister  eingelegt  werden  J 
(Berggesetz  lOOti  An.  255).  \ 

Für  jede  (irube,  wo  mehr  als  100  Ar- 1 
heiter  in  der  Regel  beschättigt  werden,  muß  I 
ein  ArbeitcrauHschuÜ  gebildet  werden,  I 
welcher  Wünsche,  Klagen  und  Beschwerden  ; 
betr.    Sicherheit,   Gesundheit   und   Arbeit,  \ 
welche    ihm    rechtmäßig    erscheinen,    zur  j 
Kenntnis  des  Vorstandes  bringen  darf.    Er  , 
besteht  aus  6  Personen,  die  von  den  nieder- ! 
ländischen  Arbeitern  über  21  Jahre  für  6 ! 
Jahre  gewählt  werden.    Ein  Mitglied  wird 
zum  Vorsitzenden  und  ein  anderes  zum 
Sekretär  gewählt.   Ein  Verzeichnis  zur  Ein- 
ßchreibung  der  Klagen  wird  gehalten,  in 
welchem  der  Vorstand  seine  Bemerkungen ' 
wöchcntlirh  hinzufügt:  außerdem  hat  der  I 
Vorstand  ilem  Ausscliuß  in  jeder  4.  Woche  i 
GelegenficiL  zu  mündliehen  Mitteilungen  zu  | 
geben  (Artt.  207-272). 

17.  Strafbestimmungen.      Die   Ueber- ! 
tretung  der  Vorschrilten  über  Beschäftigung 
geschützter  Per>onen  werden  mit  Hafi  bis 
zu  einem  Monat  oder  Buße  bis  zu  100  Gulden 
bestraft.    Bei  Kiickfali  binnen  2  Jahren  mit 
der  dopf)elten  Buße,  beim  2.  Rückfall  nur  i 
mit  Hatlstrafe;  Unterlassung  der  ärztlichen  i 
Anzeige  wird  bis  zu  50  fl,  gebüßt,  bei  Wieder- 1 
holung  ]00  fl. ;  vorsätzliche  Verletzung  der 
'Geheimhallungspflicht  der  Autsichtsorgane 
wird  mit  6  Monaten  Haft  oder  bis  600  fl., 
fahrlässige  Verletzung  mit  der  Hälfte  dieser 
Strafen  gebüßt  (Artt.  83,  80  Arbeitsgesetz).  ■ 
Fälschung  der  Steinhauerkartc:  bis  zu  3  Mo- 
Tiaten  Haft;  (Jeldbuße  bis  zu  150  Gulden. 

Xiteratiir:  J.  it.  Veyrot,  Sociale  wctgeving, 
Haarlcm.  1897—1907.  —  O.  mnaslielm,  Dan 
niederUiiidi^chc.  Arheiter^^chntzgesetz  vom  5.j  V. 
1889,  im  Arch.  /.  soz.  Grurtzg.  u.  Stat.,  Bd.  II, 
1889,  S.  506 ff.  —  Verselbe,  Beiträge  zur  wirt- 
schaftlichfin  EntwirkhingageitchichtA  der  Ver- 
einigten Niederlande  im  17.  u.  18.  Jahrh., 
Leipzig  1890,  Sehmollers  Staats-  und  soziale 
Forschungen,  X,  S.  ■ —  Z.  W.  Sneller,  Eco- 
nomisclie  en  sociale  denkbeeiden  in  Nederland 
in  den  annvang  dr.r  ncgentiende  eeuw  (J8I4  — 
I8S0).  Rede,  hij  de  aanvaarding  van  hei  ambt 
ran  hongleeraar  in  de  eronomischc  gesckiedenis 
aan  de  Nederlandsche  handehhoogschool  te  Rotter- 
dam, uit^csproken  den  5en  April  192S,  ITaarlem 
19S2.  —  Verslagcn  van  de  Kamers  van  Arbeid, 
s'Gravenkage  1919.  —  St/itistiek  van  de  bereck- 

Handnorlerbuch  der  Staatswißsonschaften.   4.  Aufl. 


ting  der  overtredingen  van  de  Arbeids-  en 
Veiiigheidmcetten,  'sGravenhage.  — •  Statistick 
van  de  toepassing  der  Kinderwetten  van  1912. 

—  Ccntraal  Verslag  der  Arbeidsinspeclic  in  hei 
Koninkrijk  der  Ncderlanden  over  1919.  Uit- 
gegeven  door  ket  Departement  van  Landbonm, 
Nijvrrheid  en  Handel,  'sGravenkage.  —  G, 
St.  \olens  in:  Congrls  Intern,  de  Ugisln- 
tion  du  Travail,  Bruxelleg  1897,  S.  351  ff.  —  l*h. 
Fallcenburg,  Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete 
des  ArbeAtcrschutzes  in  den  Niederlanden,  Arch. 
f.  S..  N.  F.,  I.  Bd.,  190/f.  S.  641  ff.  —  J.  U. 
van  Zanteti,  Gids  roor  werkgcvera,  Zwolle 
1903.  —  Bernhartl  ilarnis,  Die  holländischen 
Arbeifskammem,  ihre  Entstehung,  Organisation 
und  Wirksamkeit,  Tübingen  190S,  —  Ph.  Fallcen- 
bürg  und  Gustav  jVfij/cr,  Das  Gesetz  betr. 
Errichtung  von  Arbcitskammem  in  den  Nieder- 
landen, in  Arch.  f.  soz.  Grsrtzg.  u.  Stnt.,  Bd.  XI, 
1897,  S.  750ff.  —  E.  M.  Me'yern,  Ilet  arbcids- 
eontract,  Haarlcm  1907.  —  U.  lie»,  Ilet  arbeids- 
contract,  Groningen  1907.  —  De  NederUindschc 
Mijnwetgeving,  Üaarle.m  1916.  —  //.  SmiitHaertf 
De  vciligheidsxret  en  havc  uitvocringnbcpalingcn 
der  arbeidswet  1911,  'sGravcnhagc  1913.  —  Verslag 
van  de  staatscommissie  tot  voorbereiding  van  de 
herziening  vaji  de  loonrcgeling  van  het  spoorxceg- 
personeel,  'sGravenkage  1918.  —  Ueber  Bleifrage: 
JF*.  Verhave  en  C.  Jiroerse,  Voorschriften  vor 
het  loodgietersbedrijf  in  Amslerdarn,  Amsterdam 
1917.  —  Schriften  der  Ncderl.  Mattsrhappij  van 
wettelike  hencherning  van  arbcid'-r«  (Haag  IS 
Nieuire  Uitirg)  «.  a.  —  J.  «/.  KlompCf  Be- 
richt aber  die  Betriebe,  in  denen  Blei  U7td  Blci- 
verbindungen  verwendet  werden,   Arnheim  190^. 

—  /«.  P.  de  VoojfHf  Die  gewerblichen  Gifte 
(mit  Ausnahme  von  Blei  und  Phosphor)  in  den 
Niederlanden,  Arnheim  I904.  —  Derselbe, 
Bleircrgiflungen  in  der  niederländischen  kera- 
mischen Industrie,  Amsterdam  1908.  —  Der- 
selbe, Bleivergiftung  in  den  polygraphischen 
Gexcerben  in  den  Niederlanden ,  Amsterdam 
1908.  —  Alph.  AfdetiSf  Die  Arbeitsdauer  der 
niederländischen  TextHin  dttstrie ,  Amsterdam 
1906.  —  C.  C.  A.  Ltiütf  Arbcidsipet  1911 
met  populaire  toelichtingen  bewertet,  191S.  — 
Rapport  inzake  de  arbeidstoestanden  in  de 
bruinkoolindustrie.  Uitgegcven  door  /let  departe- 
ment  van  arbeid,  'sGravenhage  1920.  —  Arbeits- 
wet  1919  en  haar  uitvoering,  Arbeidswet  1919, 
houdende  bepulingen  tot  beperking  van  den  ar- 
beidsduur  in  het  algemecen  en  tot  het  tegengaau 
van  gevaarlijken  arbeid  met  den  daarbij  he- 
hoorende  koninklijke  besluiten  zijn  voorzien  van 
een  alphabetisch  register,  Alphen  a.  d.  Rijn  19S0. 

—  Verslag  vaji  de  commissie,  ingest^ld  bij 
koninklijk  besluit  van  9  Mci  1919,  no.  71,  aan 
welke  commissie  werd  opgedragen  een  ondcrzoek 
iji  te  stellen  omtrent  de  werking  van  de  visscherij- 
inspectte,  Dl.  I.  'sGravenhage  1920.  —  C.  ter 
Jlaalc,  Werkt ij de nbesUiit  voor  fabrieken  of  werk- 
plaatsen  1920.  Naar  de  bedrijfsyroepen  ingc- 
dreld  en  overzichtelijk  samengeslrld  ten  dienste 
van  hoofden  of  Oestuurders  van  "udernerningen  ; 
besluren  vanvakvereenigingen;  rijka-  cn  gemeente- 
politie;  kon.  marechaussce  en  ambtenaren  speciaal 
belast  met  het  toezicht  op  de  naleving  van  d^ 
arbeidswet  1919,  Baarlem  1920.  —  H.  van 
Haastert,  De  bedrijfsraden  en  de  landbouw. 
Door  de  bedrijfsraden  tot  den  socialen  vrede. 
Dl  opdraeht  van  ket  bcstuur  van  den  Algem. 
R.  K.  landbouwbedr^jfsraad,  'sHertogenbosck.  — 
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Onze  Wetgeving,  Popviaire  todichtivg  op  de 
Nederlandäche  atnutun-etten,  onder  leidivg  van 
H.  Ch.  G.  J.  van  der  Mavdere,  Baarn,  iVo. 
J.  H.  Schaper,  De  nieuwe  arbeidmvet  in  uit- 
voering,  2920.  —  Vcrslag  van  de  commimie  van 
onderzoek  naar  te  fticKtaitden  in  het  houwhedrijf. 
üitgegeven  voor  rekening  van  het  departement 
van  arbeid,  'sGravenhage.  —  A.  Haex,  Itatißca- 
tie  van  Iwt  vertrag  van  Washington  betreffende 
den  arbeid^tijd.  Eede,  nitgesproken  in  de  alge- 
meene  vergadering  van  het  Verbond  van  Neder- 
landsrhe  fabrikantenvereenighigen  op  9  November 
19il,  Rott.  —  A.  W.  van  der  Bürgt,  Kinder- 
rechter en  ondertoeziehtstelling  van  minderjari- 
gen.  Leziitg  gehouden  voor  den  Bond  van 
inspecteurs  bij  de  Amsterdain^clie  politie  op 
15  Fehruari  lOäJ.  Alphen  aan  den  Rijn.  — 
B.  M,  Cohen  Stuart,  delijke  sataieering  vaii 
mannen  tu  vro/iinu'f  'atirut'euhage  19äS.  — 
6.  J,  van  ThU'tiett,  Gr.'irlzlirher  J^chutz  der 
Caismnarbeiter  (Arbeiter  in  komprimierter  Luß), 
Amsterdam  191U.  —  «/.  B.  Petjrot,  Die  Durch- 
führung der  Arbeiterschutzgesetze  in  den  Nieder- 
.andru,  Amsterstam  1910.  —  //.  Ä.  van  JJssel- 
»teijn,  Die  Arbcitcrvcrhättnisse  in  den  nieder- 
ländischen Seehäfen,  Amsterdam  1914. 


XI.  Die   A  r  be i  t e  r s c h u  t z ges e  t z- 
gebung  in  Belgien. 

A.  Gesc  Iii  i  li 1 1  iche  Entwicklung.  B.  Gel- 
tendes Recht.  1.  Schutz  der  Kinder  und 
Frauen,  Arbeitszeit,  a)  Geltungsgebiet,  b)  Kin- 
derschutz, c)  Wöchnerinnenschutz,  d)  Arbeits- 
zeit, ß)  Jugendliche  und  Frauen.  |3)  Allgemeine 
Arbeitszeit.  2.  Arbeitsordnung.  3.  Gesundheits- 
schutz, Unfallverhütung.  4.  Lohnzahlung.  6.  Kon- 
trolle und  Vollzug.  Strafsiitze. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Von  Gent,  dein  alten  Schauplatz  der  Kämpfe 
der  Porterie  gegen  die  reichen  Verleger  im 
15.  Jalirh.,  geht  in  Belgien  auch  die  moderne  Fa- 
brikarbeiterbewegung aus.  Die  wertvolle  Enquete 
von  Mareska  und  Heymann  von  1843  zeigt  noch 
das  Bild  der  ländlichen  Heimarbeit  einer  durch 
Armut  herabgekommenen  amorphen  Masse,  die 
namentlich  in  der  Leinenindustrie  Flanderns 
auf  das  Niveau  der  schlesischen  und  irischen 
Hungerkonkurrenz  gebracht  worden  war.  Man 
konstatierte  ein  Sinken  der  Kaufkraft  der  Spinn- 
löhne in  der  neuen  Baumwollindustrie  seit  1830. 
Die  Hungersnot,  die  1847  —  1848  infolge  der 
Kartoffelfäule  in  Flandern  ausbrach,  führte  zu 
Stromertum  und  Hungerrevolten;  79  v.  H.  der 
Arbeiter  waren  Analphabeten,  die  sich  demütig 
in  ihr  Schicksal  ergaben.  Die  Fabrikordnungen 
verlangten  von  ihnen  Sonntagsarbeit,  Bezahlung 
für  Beleuchtung,  für  Maschinenreparatur;  das 
Trucksystem  stand  in  Blüte.  Streike  gegen  diese 
Uebung  wurden  als  Uebertretungen  der  Koa- 
litionsverbote gewaltsam  unterdrückt.  Die  Er- 
niedrigung der  Textilschutzzölle  1861  und  1883 
führte  sodann  zu  Krisen,  denen  die  Fabrikanten 
durch  Reduktion  der  Löhne,  billigere  Bedienung 
der  Spinnmaschinen  oder  durch  Uebersiedlung 
in  Landorte  mit  billigen  Lohnen  zu  begegnen 
suchten.  Die  Arbeitszeit  betrug  nach  Abzug  der 
Pausen  in  der  Textilindustrie  12—13,  in  Woll- 
spinnereien 14,  in  Eisenwerken  12,  in  Kohlen- 
gruben 8-12  Stunden.     Man  zählte  1846  in 


der  belgischen  Industrie  314842  Personen,  da- 
von rund  ein  Fünftel  Kinder,  und  über  ein 
Drittel  Kinder  in  der  Baumwollindustrie.  Die 
Art  der  Beschäftigung  der  Kinder  in  Kohlen- 
gruben unter  Tage  war  ebenso  empörend,  wie 
in  England  vor  1842.  obwohl  durch  das  franzö- 
sische G.  v.  21./IV.  1810  und  Dekr.  v.  3./I.  1813 
das  Verbot  der  Kinderbeschäftigung  unter  Tage 
ausgesprochen  und  das  Korps  der  Bergingenieure 
als  Auisichtsstelle  organisiert  worden  war.  Den 
Anstoß  zu  einer  eingreifenden  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung gaben  Edouard  Ducpötiaux  (De 
la  condition  nhysique  et  morale  des  jeunes 
ouvriers,  2  Bde.,  1843)  und  Briavoine  (De 
l'industrie  en  Belgique,  1839).  Auf  Andrängen 
Ducp^tiaux'  fand  die  große  Erhebung  über  die 
Lage  der  Arbeiterklasse  1843—1846  statt  (Brüs- 
sel 1848);  aber  kein  Antrag  der  Reform  der 
Kinderarbeit  (1849, 1859, 1869, 1878)  fand  Gehör. 
Seit  1880  bildet  sich  in  Flandern  eine  geschlos- 
sene sozialistische  Partei,  die  die  Genossenschaft 
des  Vooruit  begründet  und  mittels  dieser  große 
Ausstände,  wie  den  der  Baumwollindustrie- 
arbeiter von  1884  unterstützte.  Nun  erst  begann 
die  belgische  Sozialgesetzgebung,  zunächst  durch 
Kgl.  V.  V.  28./VI.  1884,  das  Mindestalter  für  die 
Zulassung  in  Bergwerken  zu  erhöhen  und  zwar 
für  Knaben  auf  12,  für  Mädchen  auf  14  Jahre 
(obwohl  in  Frankreich  ihnen  die  Untertage- 
arbeit seit  zehn  Jahren  untersagt  war).  Es 
wurde  hierauf  im  August  1886  eine  Enquete  einge- 
setzt, die  die  Beschäftigung  der  Kinder  und 
Frauen  in  der  Industrie  untersuchen  sollte.  Unter 
der  Führung  des  Abb^  Daens  vollzog  sich  auch 
in  der  katholischen  Partei  der  Umschwung  zu- 
gunsten staatlicher  Einschränkungen  der  Ar- 
beitsbedingungen. Dies  führte  zum  G.  v.  16./VIII. 
1887,  abgeändert  durch  G.  v.  15./17./VI.  1896 
über  die  Lohnzahlung,  dem  G.  v.  18./V1II.  1887 
in  bczug  auf  die  Unpfändbarkeit  und  Unabtret- 
barkeit  der  Löhne  und  endlich  am  13./XII.  1889 
zum  G.  über  die  Arbeit  der  Frauen  und 
Kinder.  Eine  Ausdehnung  dieser  unzuläng- 
lichen Gesetzgebung  war  erst  nach  den  Kämpfen 
um  die  Wahlreform  von  1891  möglich.  Die  V.  v. 
22./IX.  1895,  das  G.  v.  ll./IV.  1896,  v.  17./VL 
1902  und  1/VlI.  1905  führten  die  Arbeitsinspek- 
tion und  die  ärztliche  Inspektion  ein.  Hierzu 
traten  das  G.  v.  15./V1.  1896  über  die  Arbeits- 
ordnung, V.  ll./IV.  1897  über  Bergwerksaus- 
schüsse, v.  lO./III.  1900  über  den  Arbeitsvertrag, 
V.  30./VII.  1901  über  die  Messung  der  Lei- 
stungen der  Arbeiter.  Durch  das  G.  v.  25./VL 
1905  wurde  den  weiblichen  Handelsangestellten 
Sitzgelegenheit  geboten  und  die  .\rbeitsinspek- 
tion  auf  sie  ausgedehnt.  Durch  das  G.  v.  17./VII. 
1905,  abgeändert  25./V.  1914  wurde  die  Sonn- 
tagsruhe in  gewerblichen  und  kaufmännischen 
Betrieben  eingeführt.  Während  bisher  die  bel- 
gische Gesetzgebung  nur  unter  dem  äußersten 
Zwang  der  Ereignisse  sich  zuKonzessionen  an  die 
dringendsten  Gebote  des  Arbeiterschiitzes  herbei- 
ließ, gelang  es  doch  unter  dem  internationalen 
Einflüsse  der  Berner  internationalen  Experten- 
konferenz für  gesetzlichen  Aibeiterschutz  von 
1905  Belgien  zum  Verbot  der  Nachtarbeit  auch 
erwachsener  Frauen  durch  G.  v.  lO./III.  1911 
zu  bewegen.  Sodann  kam  es  zur  Revision  des 
Kinder-  und  Frauenschutzgesetzes.  Diese  war 
die  notwendige  Folge  der  Durchführung  der 
großen    Reform,    die    durch    Einführung  der 
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Schnipflicht  sich  als  notwendig  ergab.  Zu  diesem 
Zwecke  legte  die  Regierung  am  12./XI.  1912  dorn 
Repräsentantenhaus  einen  Entwurf  vor,  welcher 
die  Bestimmungen  des  G.  v.  13./XII.  I(i89  über 
die  Arbeit  der  Kinder  hinsichtlich  des  Zulas- 
sungsallors  und  im  Sinne  einer  Ausdehnung  des 
gesetzlichen  Schutzes  au(  alle  gewerblichen  Unter- 
nehmungen abzuändern  vorschlug  (Revue  du 
Travall,  1912,  1425).  Nach  Art.  2  des  G.  v. 
13./X11.  1889  war  die  Beschäftigung  von  Kin- 
dern unter  12  Jahren  verboten.  Dieses  Verbot 
betraf  jedoch  nicht  Werkstätten  ohne  motorische 
Kraft,  die  nicht  bedeutend  genug  waren,  um  als 
„Hüttenwerke,  Manuf.ikturcn  oder  Fabriken" 
bezeichnet  werden  zu  können  und  die  nicht  als 
gefährlich,  gesundhcilsschUdlich  oder  lästig 
„klassiert"  waren.  Wie  aus  den  parlamen- 
tarischen Verhandlungen  über  das  Gesetz 
von  1889  hervorgeht,  wollte  man  ausdrücklich 
die  kleinen  Putzmacher-  und  Rekleidungswerk- 
stätten  dem  Gesetze  entziehen.  Aus  dieser  Be- 
schränkung waren  dem  Gesetze  verschiedent- 
lich Auslegung«-  und  Anwendungsschwierig- 
keiten erwachsen.  So  unterstanden  z.  B.  die  in 
bezug  auf  die  Kinderarbeit  dem  Gesetze  ent- 
zogenen Werkstätten  trotzdem  der  Aufsicht  der 
ArbeitJiinspektion,  soweit  es  sich  um  die  Lohn- 
zahlung und  das  Verbot  der  Sonntagsarbeit 
handeile.  In  der  Krwägung,  daß  „die  schädliche 
Wirkung  frühzeitiger  Arbeit  nicht  von  der 
Größe  des  Betriebes  abhängt",  schlug  deshalb 
die  Regierung  in  ihrem  neuen  Entwurf  eine  Er- 
weiterung des  Geltungsbereiches  des  Gesetzes 
auf  die  ,, Werkstätten"  vor  (Art.  1  des  Ent- 
wurfes). Eine  entsprechende  Erweiterung  schien 
angezeigt  in  bezug  auf  das  Nachtarbeitsver- 
bot. Als  man  seinerzeit  über  das  Hemer  Ueber- 
cinkommcn  betr.  die  Nachtarbeit  der  Frauen 
legifcrierte,  hatte  die  Regierung  geglaubt,  über 
den  Wortlaut  des  Uebereinkommens,  das  nur 
die  industriellen  Betriebe  mit  mehr  als  10  .\r- 
beilern  oder  Arbi'ilerinnen  einbezog,  hinausgehen 
und  überhaupt  alle  dem  G.  v.  13./XI1. 1889  unter- 
stellten Betriebe,  auch  wenn  sie  weniger  als  10 
Arbeiter  beschäftigen,  einbeziehen  zu  sollen. 
Dieser  Vorschlag  hatte  die  Zustimmung  des 
ParlamciUes  gefunden.  Das  Zulassungsalter, 
das  nach  Art.  2  des  G,  v.  13./X11.  1889  12  Jahre 
betrug,  sollte  gcmäU  Art.  1  Ziff.  II  des  Entwurfes 
auf  14  Jahre  erhöht  werden;  die  in  Aussicht  ge- 
nommene Schaffung  einer  ,, vierten  Unterriehts- 
stufe",  eines  den  Regionalbedürfnissen  angc- 
palSten  Fachunterrichts,  erheischte  diese  Herauf- 
setzung der  ,, industriellen  Volljährigkeit".  Um 
allfälligen  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  sah  der 
Entwurf  die  Mü^lichkeit  der  Bewilligung  von 
Ausnahmen  für  Kinder  im  Alter  von  melir  als 
13  Jahren  vor;  die  üegründung  der  Regierung 
sicherte  für  den  .\nfang  eine  weitherzige  Hand- 
habung dieser  Ausnahmebestimmungen.  Endlich 
bezweckte  der  Entwurf  durch  die  Festsetzung 
desselben  Zulassungsalters  für  die  zu  Hause  auf 
Rechnung  eines  Unternehmers  verrichtete  Ar- 
beit auch  eine  Verstärkung  des  Schutzes  für  die 
in  der  Heimarbeit  beschäftigten  Kinder. 

Nach  den  großen  Ausständen  im  Bergbau 
ging  ferner  Belgien  durch  G.  v.  31./X1I.  19U9 
zum  Maximalarbeitstig  von  9  Stunden  unter 
Tage  über.  Schon  in  der  Session  1889  —  1890 
hatte  der  Abgeordnete  Paul  Janson  einen  Gesetz- 
entwurf über  den  Zehnstundentag  in  Kohlen- 


gruben eingebracht,  dem  die  Kammer  keine 
Folge  gab.  Am  6./111.  1907  wurden  Anträge 
aller  Parteien  (Beernaert,  Helleputte,  Vander- 
velde,  Denis)  angenommen,  die  den  Achtstunden- 
tag unter  Tage  für  Häuer  im  nördlichen  Kohlen- 
becken einführen  wollten.  Es  wurde  utin  eine  aus 
Parlamentariern,  Fachleuten  und  Interessenten 
bestehende  Kommission  zum  Studiuni  der  Frage 
des  Achtstundentages  im  Bergbau  eingesetzt 
und  außerdem  die  Zentralsektion  des  Par- 
laments mit  der  Beratung  eines  am  2G./II.  1903 
vom  Abgeordneten  Destree  eingebrachten  Acht- 
stundenantrages beauftragt.  Ihr  Bericht  vom 
18./X11.  1908  empfahl  der  Regierung  den  Neun- 
stundentag für  alle  Untertagsarbeiler  anzu- 
nehmen. Die  Regierung  nahm  dies  an  und  hier- 
aus ist  das  bis  1921  geltende  Gesetz  hervor- 
gegangen. Um  dieses  Gesetz  mit  den  Bestim- 
mungen des  G.  v.  13./XII.  1889  in  Einklang  zu 
bringen,  wurde  ein  neuer  Text  durch  kgl.  Erl. 
V.  28./1I.  1919  herausgegeben.  Durch  G.  v. 
30./V11I.  1919  ist  sodann  die  belgische  Itegie- 
rung  dem  durch  das  Berner  internationale  Ab- 
kommen ausgesprochenen  Verbot  der  Erzeugung, 
Einfuhr  und  des  Verkaufs  von  Zündhölzchen  mit 
Weißphosphor  beigetreten  und  durch  G.  v.  14./VI. 
1921  zum  Achtstundentag  und  der  48  Stun- 
denwoche übergegangen. 

B.  Geltendes  Recht. 

1.  Schutz  der  Kinder  und  Frauen,  Ar- 
beitszeit {k.,'l.  Erl.  v.  28./11.  l'Jllt,  G.  v. 
14./V1. 1921).  a)  Geltungsgebiet.  Für  Kin- 
der- und  Frauensehutz  gelten  als  Geltungs- 
gebiet 1.  Unternehmungen,  die  unter  das  Ge- 
setz zur  Einführung  des  Achtstundentages 
und  der48-Stundenwoclie  fallen.  Es  sind  dies: 
Hcr'j;werke,  Gruben,  Brüche  und  andere  An- 
lagen zur  (iewinnung  von  Bcdenseliiitzen ;  Ge- 
werbe, welche  die  Herstellung  von  Waren, 
die  Uniwandlung  von  Kohstuffcn  oder  Er- 
zeugnissen, deren  Verzierung  oder  Voll- 
endung, deren  Reinigung,  deren  Herriehtung 
zu  Verkaufszwecken  zum  Gegenstand  haben; 
Ausbesserung,  Reinigung,  Instandstellung 
von  gebraucbten  Stoffen,  Gütern  oder  an- 
deren Gegenständen,  sowie  das  Abbrechen 
von  Stoffen;  das  Baugewerbe  und  die  damit 
in  Zusammenhang  stehenden  Gewerbe,  mit 
Einsehluli  der  Instandhaltungs-,  Ausbcsse- 
rungs-  und  Abbrucliarbeiten;  Unterneh- 
mungen, die  öffentliche  iVrbeitcn  ausführen; 
die  nicht  zum  Baugewerbe  gehörenden  Privat- 
arbeiten der  Zivilingenieiire;  Gas-  und  Was- 
serwerke; die  Erzeugung,  Umformung  und 
Uchertragung  von  Elektrizität  und  moto- 
rischer Kraft;  der  Bau,  der  Umbau,  der  Ab- 
bruch von  Schiften  oder  Fahrzeugen,  deren 
Instandhaltung  oder  Ausbesserung  durch 
andere  xVrbeiter  als  die  Mitglieder  der  Sehitts- 
mannschaft ;  Landlransportunternehmungeu ; 
das  Aufladen,  Abladen  und  der  Verkehr 
mit  Waren  in  Häfen,  Ausladeplätzen,  La- 
gern, Stationen;  Molkereien  und  Käsereien; 
Bureaus  von  Handelsunternehraungen,  2.  Be- 
triebe, die  als  gefährlich,  gesundheitsschäd- 
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lieh  oder  lästig  klassiert  sind  und  3.  der 
Transport  zu  Wasser. 

Im  Laufe  eines  Jahres  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  zur  Einführung  des  Acht- 
stundentages und  der  48-Stundenwoche  wer- 
den dessen  Bestimmungen  durch  kgl.  Erlaß 
ohne  weiteres  oder  mit  gewissen  Abwei- 
chungen ausgedehnt  auf:  Klein  Verkaufs- 
geschäfte; Gasthäuser,  Speise-  und  Schank- 
wirtschaften ;  Arbeiter,  sowie  Angestellte,  die 
in  Handelsunternehmungen  beschäftigt  wer- 
den, soweit  sie  nicht  Bureauangestellte  sind. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  finden 
sowohl  auf  öffentliche  ah  auch  auf  private 
Betriebe   Anwendung,   selbst   dann,  wenn 
diese  Betriebe  dem  gewerblichen  Unterricht 
oder   einem    wohltätigen    Zwecke  dienen. 
Sie  finden  außerdem  auf  Nebenbetriebe  der 
unter  das  Gesetz  fallenden  Unternehmungen 
Anwendung,  gleichviel  welcher  Natur  sie ' 
auch  seien.  Ausgenommen  sind  die  Arbeiten,  j 
die  in  Botrieben  ausgeführt  werden,  in  denen 
lediglich  Mitglieder  der  Familie  unter  der ! 
Leitung  des  Vaters,  der  Mutter  oder  des  V'^or- 1 
mundes  arbeiten,  sofern  diese  Betriebe  nicht 
als    gefährlich,    gesundheitsschädlich  oder 
lästig  klassiert  sind,  oder  die  Arbeit  nicht  mit  \ 
Hilfe  von  Dampfkesseln  oder  mechanischen 
Motoren  vor  sich  geht. 

b)  Kinderschutz.  Kinder  unter  14  Jah- 
ren dürfen  nicht  beschäftigt  werden.  Aus- 
genommen sind  Kinder,  die  das  13.  Lebens- 
jahr vollendet  haben  und  im  Besitze  eines 
gesetzmäßigen  Schulabgangszeugnisses  sind 
(Art.  3).  Die  Bestimmung  des  14.  Lebens- 
jahres findet  auch  auf  die  für  Rechnung  eines 
Unternehmers  ausgeführten  Arbeiten  An- 
wendung, dagegen  nicht  auf  Fachschulen, 
sofern  deren  Einrichtung  von  der  öffent- 
lichen Behörde  genehmigt  und  ihr  Betrieb 
von  ihr  überwacht  ist.  Arbeitsverbote  tür 
Jugendliche  unter  16  und  Mädchen  unter 
21  Jahren  können  durch  Verordnung,  nach 
vorheriger  Einholung  des  Gutachtens  der 
Industrie-  und  Arbeitsräte,  des  oberen  Ge- 
sundheits-  uiiJ  des  oberen  Arbeitsrates  (Art. 
15)  infolge  Gefährlichkeit  oder  Gesundheits- 
schädlichkeit bestimmter  Einrichtungen  er- 
la.ssen  oder  die  Arbeit  in  bestimmter  Weise 
oder  durch  bestimmte  Voraussetzungen  ein- 
geschränkt werden  (Art.  4). 

c)  Wöchnerinnenschutz.  Es  besteht 
ein  Beschäftigungsverbot  durch  4  Wochen 
nach  der  Niederkunft  (Art.  5). 

d)  Arbeitszeit,  a)  Jugendliche  und 
Frauen.  Für  Kinder  unter  16,  Mädchen 
oder  Frauen  unter  21  Jahren  kann  je  nach 
Art  der  Arbeit  und  nach  den  Bedürfnissen 
der  Gewerbe,  Berufe  oder  Handwerke  die 
Arbeitszeit  durch  Verordnung  verschieden 
geregelt  werden.  Soweit  dies  nicht  dem 
Gesetze  über  den  Achtstundentag  und  die 
48-Stundenwoche     widerspricht,  können 


Jugendliehe  unter  16  und  Arbeiterinnen 
unter  21  Jahren  nicht  länger  als  10  Stunden 
(im  Gesetze  von  1889:  12  Stunden)  beschäf- 
tigt werden.  Die  Ruhepausen  betragen  min- 
destens 1  Stunde  bei  8  Stunden  effektiver 
Arbeit,  l'/i  Stunden  bei  8—9  Stunden  Ar- 
beit und  darüber  hinaus  li/j  Stunden.  Bei 
Schichtwechsel     beträgt     die  Ruhepause 
1/2  Stunde  (Art.  6,  abgeändert  durch  Art.  31 
des  Achtstundengesetzes).    Die  Nachtarbeit 
ist  allen  Arbeiterinnen  und  den  männlichen 
Jugendlichen  unter  18   Jahren  verboten, 
unter  Vorbehalt  der  in  Ausführung  der  von 
der  Internationalen  Konferenz  von  Washing- 
ton zu  fassenden  eventuellen  Beschlüsse  der 
Internationalen  Arbeitskonferenz  von  1921. 
Die  Arbeitsruhe  beträgt  mindestens  11  auf- 
einanderfolgende Stunden,  die  in  den  Zeit- 
raum von  10  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens 
fallen   sollen,    unbeschadet    der   über  die 
Sstündige  Arbeitszeit  für   Bäckereien  ge- 
troffenen Bestimmung  (9  Uhr  abends  bis 
4  Uhr  morgens).     In  den  Kohlengruben 
können  Jugendliche  über  16  Jahre  nach  10 
Uhr  abends  und  vor  5  Uhr  morgens  beschäf- 
tigt werden,  wenn  der  ihnen  zugehörigen 
.\rbeitsschicht  eine  mindestens  löstündige 
Ruhescbicht  folgt.    Dieselbe  Gestattung  der 
Nachtarbeit   kann   durch   Verordnung  er- 
lassen werden  für  über  16jähriee  männliche 
Jugendliche  in  Eisen-  und  Stahlwerken  (Ar- 
beiten, zu  denen  Reverberations-  und  Re- 
generativöfen verwendet  werden,  bei  der 
Galvanisierung  von  Eisenblech  und  Eisen- 
draht, ausgenommen  in  Glühräumen),  ferner 
in  Glashütten.  Papierfabriken,  Rohzucker- 
fabriken, Golderzröstereien.     In  den  Gast- 
und  Schankwirtschaften  kann  durch  Ver- 
ordnung die  Arbeit  erwachsener  Frauen  über 
10  Uhr  abends  verlängert  werden,  wenn  eine 
mindestens  11  stündige   Ruhezeit  der  Ar- 
beitsschieht  folgt  (Art.  11).     Das  Nacht- 
arbeitsverbot kann  für  über  ISjährige  Ar- 
beiterinnen aufgehoben  werden,  wenn  sonst 
der  Verlust  leicht  verderblicher  Rohstoffe 
und  Produkte  unvermeidlich  wäre  (Art.  12). 
In  den  Saisonindustrien  kann  die  Nacht- 
ruhe'.eit  von  11  auf  10  Stunden  an  60  Tagen 
im  Jahr  verkürzt  werden.    Das  Verzeichnis 
dieser  Industrien  wird  durch  Verordnung 
bekanntgegeben    (Art.  13).     Für  alle  In- 
dustrien kann  nach  Gutachten  des  Arbeits- 
inspektors vom  Previnzialgouverneur  Nacht- 
arbeit gestattet  werden  im  Falle  der  höheren 
Gewalt  und  unter  außerordentlich  dring- 
lichen durch  ein  öffentliches  Interesse  er- 
heischten Umständen.   Die  Geltung  des  Er- 
lasses des  Gouverneurs  erlischt,  wenn  nicht 
binnen  10  Tagen  der  Minister  ihn  genehmigt, 
doch  können  derlei  Ausnahmen  für  nicht 
mehr  als  60  Tage  im  Jahre  gewählt  und  die 
Dauer  der  Nachtruhe  auf  nicht  weniger  als 
10  Stunden  verkürzt  werden  (Art  15) 
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ß)  Allgemeine  Arbeitszeit.  Die 
Dauer  der  talsäclilichen  ilrbeitszcit  des  Pcr- 
Konals  darf  8  Stunden  im  Taßc  und  48  in  der 
Woche  nitlit  übersteigen.  Es  kann  jedoch 
durch  Tarifvertrag  der  Mehrzahl  der  Unter- 
nehmer und  der  Mehrzahl  der  .\rbcitnehmer 
in  einem  (iewcrhe  zur  Einführung  der  Sanis- 
tagsnachmittaesruhe  die  Grenze  von  8  Stun- 
den übersehritten  und  lediglich  die  48- 
Stundengrenzc  eingehalten  werden.  Ebenso 
kann  ein  Unternehmer  mit  seinen  Arbeitern 
auf  die  Dauer  eines  Jahres  mit  behördiieher 
ticnehmigung  solche  Vereinbarungen  treffen. 
In  Sieinkoldenbergwcrken  wird  für  Unter- 
tagsarbeiten mit  Einseliluß  von  Ein-  und 
Ausfahrt  die  Achtstundenschicht  eingeführt 
und  zwar  vom  Eintritt  des  Arbeiters  in  den 
Zugangsstollcn  bis  zu  seiner  Rückkehr  an 
diesen  Punkt.  An  die  8stündige  Arbeitszeit 
.sind  nicht  gebunden  die  Leiter  oder  Ver- 
trauensleute der  Unternehmung,  Han- 
delsreisende, Heimarbeiter  (Art.  2).  Bei 
Schichtarbeit  darf  auf  einen  Zeitraum  von 
höchstens  3  Wochen  berechnet  die  durch- 
schnittliche Arbeitszeit  8  Stunden  täglich 
und  48  Stunden  wöchentlich  nicht  über- 
schreiten (Art.  3).  Bei  technisch  ununter- 
brochenen Arbeiten  darf  auf  3  Wochen  be- 
rechnet die  Arbeitszeit  56  Stunden  in  der 
Woche  niclit  überschreiten.  Hierfür  müssen 
jedoch  Ausgleichsurlaube  von  im  ganzen 
wenigstens  20  vollen  Tilgen  im  Jahr  gewährt 
werden  (Art.  4).  Ausnahmen  von  diesen 
Bestimmungen  können  durch  Verordnung 
erlassen  werden  tür  Gewerbe,  die  dem  Ein- 
fluß der  Jahreszeit  unterworfen  sind,  in 
denen  der  Wind  als  ausschließliche  Trieb- 
kraft verwendet  wird  oder  beim  Stillstand 
der  Wasserkraft.  Erweist  sich  die  Sstündige 
Arbeitszeit  als  undurchführbar,  so  können 
Abänderungen  nur  durch  Verbandsbeschlüsse 
der  Mehrzahl  der  Unternehmer  und  iVrbeiter 
getroffen  werden  (.\rt.  5).  Ueberschrei- 
tungen  der  Sslündigen  Arbeitsschicht  können 
durch  kgl.  Erlaß  bewilligt  werden  in  Ge- 
werben, in  denen  die  notwendige  Arbeitszeit 
nicht  testgcstellt  werden  kann,  und  in  Ge- 
werben, in  denen  die  zu  verarbeitenden  Stoffe 
sehr  raschem  Verderben  ausgesetzt  sind 
(Art.  G).  Bewilligungen  des  Ministers  für 
Industrie,  jVrbeit  und  Nahrungsmittclver- 
sorgung  können  für  höchstens  3  Monate  im 
Laufe  eines  Jahres  erteilt  werden,  die  Ar- 
beitszeit kann  sodann  höchstens  10  Stunden 
im  Tage  betragen  (Art.  7).  Die  tägliche  Ar- 
beitszeit fällt  in  den  Zeitraum  von  6  Uhr 
morgens  bis  8  Uhr  abends  (allgemeines  Ver- 
bot der  Nachtarbeit).  Hiervon  ausgenommen 
sind:  Bureaus  von  Gasthäusern  und  öffent- 
lichen Schaiistellungsunternehmungen;  Zei- 
tungsunternehnuingen;  Auskunfteien;  Land- 
transportunternehmungen; das  Aufladen, 
Ablaaen  und  der  Verkehr  mit  Waren  in 


I  Häfen,  Ausladeplätzen,  Lagern,  Stationen; 

Ausbesserung  und  Instandstcllung  von  Schif- 
fen; Gas-  und  Wasserwerke;  die  Erzeugung, 
Umlormung  und  Uebertrasung  von  Elektri- 
zität und  motorischer  Kraft;  Unterneh- 
mungen, in  denen  die  zu  bearbeitenden  Stolfe 
sehr  raschem  Verderben  ausgesetzt  sind  und 
bei  einer  zu  langen  Unterbrechung  der  Ar- 
beit zugrunde  gehen  könnten;  Arbeiten, 
deren  Ausführung  ihrer  Natur  nach  nicht 
unterbrochen  oder  verzögert  werden  oder  nur 
zu  bestimmten  Stunden  stattfinden  kann ;  Un- 
ternehmungen oder  Zweige  von  Unterneh- 
mungen, in  denen  die  Arbeit  in  sich  ablösen- 
den Schichten  angeordnet  ist.  In  Bäckereien 
kann  die  tägliche  Arbeitszeit  in  den  Zeit- 
raum zwischen  4  Uhr  morgens  und  9  Uhr 
abends  fallen.  Der  König  kann  Abwei- 
chungen von  dieser  Bestimmung  für  die  dem 
Einfluß  der  Jahreszeiten  unterworfenen  Ge- 
werbe gestatten  (Art.  8).  Die  festgesetzten 
oder  vorgesehenen  tirenzen  können  über- 
sehritten werden:  für  Vorbercitungs-  oder 
Ergänzungsarbeiten,  die  notwendigerweise 
außerhalb  der  für  die  eigentliche  Betriebs- 
arbeit festgesetzten  Zeit  stattfinden  müssen; 
für  Arbeiten,  die  im  Kalle  eines  eingetretenen 
oder  bevorstehenden  Unlalles  ausgeführt 
werden  müssen;  für  dringende  Arbeiten  an 
Maschinen  oder  Material  und  lür  Arbeiten, 
die  durch  höhere  (iewalt  od'^r  unvorher- 
gesehene Notwendigkeit  erfordert  werden, 
wofern  deren  Ausführung  außerhalb  der  ge- 
wöhnlichen Arbeitszeit  unerläßlich  ist,  um 
eine  ernsthafte  Störung  des  normalen  Ganges 
des  Betriebes  zu  verhüten  (Art.  Für  die 
mit  der  Ausführung  von  Vorbercitungs-  oder 
Ergänzungsarbeiten  beauftragten  Personen 
kann  die  Dienstbereitschaft  bis  zu  2  Stun- 
den im  Tag  über  die  Arbeitszeit  derjenigen 
Arbeiter  hinaus  verlängert  werden,  die  mit 
der  eigentlichen  Betriebsarbeit  beschäftigt 
sind  (Art.  10).  Durch  kgl.  Erlaß  kann  die 
zulä-ssigc  Arbeitsdauer  für  die  auf  besonders 
gesundheitsschädlichen  Werkplätzen  oder  in 
besonders  gesundheitsschädlichen  Bäumen 
:  beschäftigten  Arbeiter  herabgesetzt  werden 
i(Art.  11).  Der  König  kann  die  Anwendung 
der  in  diesem  Gesetze  festgesetzten  oder  vor- 
gesehenen Arbeitszeitbestimmungen  auf- 
heben: im  Kriegstalle  oder  bei  Ereignissen, 
die  eine  Gefahr  für  die  nationale  Sicherheit 
[darstellen;  wenn  nach  Ansicht  des  oberen 
I  Arbeitsrates  und  des  oberen  Gewerbe-  und 
Handelsrates  das  Landesinteresse  erheischt, 
daß  durch  Vermehrung  der  Ausfuhr  die  zur 
Einfuhr  von  Gegenständen  des  Lebens- 
bedarl'cs  erforderlichen  Tauschmittel  be- 
schafft werden  (Art.  12).  Die  aus  der  An- 
wendung des  Gesetzes  sich  ergebende  Herab- 
setzung der  Arbeitsdauer  darf  in  keinem  Falle 
eine  Lohnverininderung  zur  Folge  haben. 
Außerdem  ist  die  außerhalb  der  festgesetzten 
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Arbeitszeit  geleistete  Arbeit  für  die  beiden 
ersten  Ueberstunden  um  wenigstens  25% 
und  für  die  weiteren  Ueberstunden  um  50%  ; 
höher  zu  entlohnen,  als  die  gewölmliehe  Be- 
zahlung beträgt.  Ueberzeit  am  Sonntag  ist 
mit  100%,  Zuschlag  auf  den  gewöhnlichen 
Lohn  zu  bezahlen  (Art.  13).  Die  Unter- 
nehmer haben  die  Ueberstunden  oder  Bruch- 
teile von  Ueberstunden,  während  deren  sie 
haben  arbeiten  lassen,  sowie  die  Zahl  der 
derart  beschäftigten  Arbeitnehmer  fort- 
laufend in  ein  besonderes  Verzeichnis  einzu- 
tragen. Außerdem  haben  sie  allen  anderen 
Bestimmungen,  die  zu  Kontrollzwecken 
durch  kgl.  Erlaß  aufgestellt  worden  sind, 
nachzukommen  (Art.  IG). 

2.  Arbeitsordnung  (G.  v.  15./VI.  1896 
und  Artt.  15-17  G.  v.  14./VI.  1921).  In 
Industrie-  und  Handelsbetrieben,  in  Ge- 
meindebetrieben, die  mindestens  5  Arbeiter 
beschäftigen,  ist  der  Aushang  von  Arbeits-  J 
Ordnungen  vorgeschrieben;  in  kleineren  Be- 
trieben hat  eine  gleichfalls  auszuhängende 
Bekanntmachung  Beginn  und  Ende  der 
regelmäßigen  Arbeitszeit  und  die  Ruhe- 
pausen anzuzeigen.  Ausgenommen  sind  land- 
wirtschaftliche Betriebe,  die  Arbeiten  des 
Gesindes  und  Familienbetriebe.  Die  Arbeits- 
ordnungen müssen  in  französischer,  flä- 
mischer oder  deutscher  oder  in  mehreren 
dieser  Sprachen  abgefaßt  sein  (Art.  1).  Die 
Arbeitsordnung  hat  Beginn  und  Ende  der 
Arbeitszeit,  die  Buhepausen,  die  regel-  j 
mäßigen  Feiertage  anzugeben,  ferner  die  Art ; 
der  Lohnfestsetzung,  die  Kontrolle  der 
Lohnberechnung,  die  Lohnzahlungstermine 
(Art.  2).  Wo  die  Art  der  Unternehmung 
dies  zuläßt,  soll  ferner  die  Arbeitsordnung 
Rechte  und  Pflichten  des  Aufsiehtspersonals, 
die  Beschwerdeinstanz  für  die  Arbeiter,  die 
Fournitüren,  die  dem  Arbeiter  unter  Lohn- ! 
abzug  geliefert  werden,  evtl.  die  Kündigungs- 
fristen, die  Bußen  und  die  Art  der  Verwen- 
dung derselben  angeben  (Art.  3).  Andere  Ab- 
züge sind  nicht  gestattet.  Sie  werden  an 
demselben  Tage,  an  dem  sie  auferlegt  werden,  i 
angezeigt  und  unter  Angabe  des  (jrundes  in  [ 
ein  Verzeichnis,  das  vom  Betriebsleiter  zu  j 
genehmigen  und  dem  Arbeitsinspoktor  vor- 
zulegen ist,  eingetragen  (Art.  4).  Durch  Ver- 
ordnung kann  auch  verlangt  werden,  daß 
besondere  Sicherheits-,  Gesundheits-,  Sitt- 
lichkeitsmaßregeln und  die  erste  Hilfe  bei  i 
Unfällen  in  die  Arbeitsordnung  aufgenommen 
werden  (Art.  5).  Vor  Inkraftsetzung  oder 
Aenderung  der  Arbeitsordnung  ist  der  Ent- 
wurf durch  Aushang  durch  8  Tage  den  I 
Arbeitern  bekanntzugeben,  die  entweder 
einzeln  oder  durch  ihre  Vertreter  im  Fabrik- 
ausschuß oder  jeden  andern  Delegierten  ihre 
Bemerkungen  in  ein  Hett  eintragen  können; 
sie  können  auch  ihre  Wünsche  schriftlich 
dem  zuständigen  Ai'beitsinspektor  mitteilen, 


der  ihre  Namen  geheim  zu  halten  hat.  Handelt 
es  sich  um  vorübergehende  Aenderungen  des 
Beginnes  oder  des  Endes  des  täglichen  Nor- 
malarbeitstages und  der  Ruhepausen,  so  hat 
der  Unternehmer  im  Einvernehmen  mit 
seinen  Arbeitern  diese  Aenderung  wenigstens 
24  Stunden  vorher  durch  eine  Bekannt- 
machung zur  Kenntnis  zu  bringen,  die  dem 
Gewerbegericht  und  dem  Arbeitsinspektor 
zuzustellen  ist  (Art.  11).  14  Tage  nach  dem 
Aushange  tritt  eine  Arbeitsordnung  in  der 
Regel  in  Kraft.  Ein  Exemplar  ist  dem  Ge- 
werbegerichte und  dem  Arbeitsinspektor 
einzusenden  (Art.  7).  Unter  der  Arbeits- 
ordnung sind  auch  Namen  und  Adressen  der 
Inspektoren  anzugeben  (Art.  11). 

3.  Gesundheitsschutz,  Unfallverhütung 
(G.  V.  2./VIL  1899,  Regl.  v.  30./III.  1905, 
Kgl.  V.  v.  31./IIL1905).  Die  Regierung  ist  er- 
mächtigt nach  Anhörung  der  Indnstrieräte, 
der  Ausschüsse  der  Provinzialräte,  der  kgl. 
Akademie,  des  obersten  Sanitäts-  und  Ar- 
beitsrates den  Arbeitgebern  und  nötigenfalls 
auch  den  Arbeitern  in  industriellen  und 
Handelsgewerben,  auch  wenn  diese  nicht  als 
gefährlich,  ungesund  oder  belästigend  klas- 
siert sind,  soweit  der  Arbeitgeber  nicht  nur 
mit  Angehörigen  allein  arbeitet,  Maßnahmen 
zur  Reinhaltung  und  Sicherheit  vorzu- 
schreiben. Das  Generalregl.  v.  30./III.  1905 
enthält  Vorschriften  für  alle  unter  das  Un- 
fallversicherungsG.  v.  24./XII.  1903  fallen- 
den Betriebe.  Das  Reglement  enthält  aus- 
führliche Vorschriften  über  Reinlichkeit, 
Unfallverhütung,  Schutzvorrichtungen,  Auf- 
züge, Prüfung  der  Apparate,  Behälter,  Stie- 
gen, Feuer,  Beleuchtung,  Verbot  des  Alko- 
hols in  den  Betrieben  (Art.  46),  dann  beson- 
dere Verhaltungsmaßregeln  tür  die  Arbeiter. 
Belgien  hat  durch  Erl.  v.  13 /XII.  1889 
Arbeitsverbote  oder  -beschränkungen  für 
Jugendliche  (Knaben  bis  16,  Arbeiterinnen 
bis  21  Jahre)  erlassen  und  ein  Verzeichnis  ge- 
fährlicher Gewerbe  aufgestellt,  außerdem  er- 
ging das  Weißphosphorverbot  in  Zünd- 
holzfibriken  G.  v.  30./VIII.  1919;  das  G.  v. 
20./V11I.  1909  enthält  das  Verbot  des  Ver- 
kaufs von  Bleiweiß  in  anderer  als  flüssiger 
Form,  sowie  das  trockene  Abkratzen  und  Ab- 
bimsen von  Bleiweißanstrichen.  Das  G.  v. 
25./VI.  1905  verlangt  die  Beistellung  von 
Sitzgelegenheiten  für  das  weibliche 
Handelspersonal. 

4.  Lohnzahlung  (G.  v.  16./VIII.  1887, 
ergänzt  durch  G.  v.  15./17./V1.  1896  und 
3L/VII.  1901).  Die  Löhne  sind  in  Wäh- 
rungsgeld (Metallgeld  oder  Noten)  zu  zahlen. 
Alle  anderen  Arten  der  Entlohnung  sind 
nichtig  (Truckverbot).  Doch  können  ge- 
wisse Leistungen  und  Nutzungen  (Logis, 
Boden,  Werkzeug,  Fournitüren,  Uniformen) 
zum  Kostenpreis  vom  Lohn  in  Abzug  gebracht 
werden  (Art.  2).    Verboten  ist  die  Lohnaus 
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Zahlung  in  Schankwirtschaften,  Magazinen,  |  didaten  für  diesen  Posten  müssen  Belgier, 
Läden  oder  deren  Nebenräumen  (Art.  29).  mindestens  30  Jahre  alt  und  10  Jahre 
Löhne  von  über  5  Kr.  sind  wenigstens  2 mal  Grubenpraxis  als  gelernter  Arbeiter  besitzen 
im  Monat,  längstens  alle  16  Tage  auszu-  und  gewisse  Voraussetzungen  der  Klciiientar- 
zahlen  (Art.  ö);  für  Stücklohne  hat  in  jedem  bildung  erfüllen  (.\rt.  6).  Die  Ernennung 
Monat  wenigstens  eine  vollständige  oder  teil-  erfolgt  auf  3  Jahre;  Wiederwahl  ist  nach 
weise  Abzahlung  stattzufinden.  Dem  Ar- 1 1  jähriger  Wiederaufnahme  des  Bergarbeiter- 
bciter  ist  eine  Aufstellung  der  von  ihm  ge- 1  bcrufs  gestattet  Das  Pensum  der  Dele- 
liefcrtcn  Arbeit  und  des  verdienten  Lohnes  I  gierten  bilden  monatlich  18  Ivontrollbesuche 
auszuhändigen.  Abzüge  sind  nur  gestaltet  i  unter  Tage,  über  deren  Ergebnisse  sie  Ein- 
für Cii  ldstraten  und  als  Schadenersatz  für  I  träge  in  ein  Register  machen,  und  dessen 
schlechte  .\rbeit  oder  Materialverderb,  Ver- 1  Abschritt  sie  dem  Bergingenieur  einsenden, 
sicherungsbeitri^e,  Fournilüren  und  Rück-  Sie  dürfen  Begleitung  niclit  ablehnen,  aber 
Zahlung  von  Vorschüssen;  letztere  nur  bis !  können  sich  allein  mit  den  Arbeitern  be- 
zu  einem  Fünftel  des  Lohnes.  Der  Arbeiter  sprechen.  Sie  dürfen  keine  Handelsgeschäfte 
hat  stets  das  Recht  durch  Nachmessen  oder  ausüben  und  erhallen  aus  Staatsmitteln  eine 
Wägen  die  Höhe  seiner  Leistung  und  seines  jährliche  Unterstützung. 
Verdienstes  zu  prüfen  (Art.  10).  Genaue  Sodann  üben  in  der  übrigen  Industrie  die 
Vorschriften  über  die  Kontrolle  automa-  Arbeitsinspektoren  die  Aufsicht  au.s,  die 
tiseher  Meßapparate  in  Weberei<'n  geben  die  ursprünglich  durch  G.  v.  5./V.  1888  nichts 
VV.V.7./X.  1903, 16./Vn.l'J0rj,  G.  V.30./VII.  weiter  als  slaalliche  Aufsichtsorgane  in 
1901.  Doch  gestattet  das  (Jesetz  über  den  lästigen  und  gefährlichen  Betrieben  und 
Arbeitsvertrag  v.  lO./lIl.  1900  ein  Fünftel  Dampfkesselinspektoren  waren,  und  erst 
als  Standgeld  gegen  Vertragsbruch  (d6-  nach  der  Schaffung  eines  Ministeriums 
compte)  einzubelialten,  wenn  dieser  Betrag  der  Industrie  und  der  Arbeit  (kgl.  Erl. 
einer  von  den  Parteien  gemeinsam  gewählten  v.  2Ö./V.  1895)  diesem  unterstellt  und  als 
Person  oder  der  Rcichssparkassc  zur  Auf-  Arbeiterschutzorgane  durch  Erl.  v.  22./X. 
bewahnuig  übergeben  wird.  1 1895  anerkannt  wurden.     Hierzu  trat  die 

5.  Kontrolle  und  Vollzug.  Strafsätze.  Sclialfung  von  Amtsärzten  (mcdecins  agr<;fe) 
Das  älteste  Aufsichtsnrgan  sind  die  In-  durch  kgl.  Erl.  v.  7./VI.  1902,  die  auch  zur 
gcnieure  des  Bergbaukorps,  denen,  durch  Aufsicht  über  Staub-  und  Giftbetriebe  sich 
V.  V.  18./XI.  1810  ursprünglich  zur  Ver-  als  notwendig  erwiesen,  und  eincM  ed  i  zi  nal- 
hütung  von  Unfiillcn  im  Bergbau  eingesetzt,  lnspektion  durch  MinisterialErl.  v.  17. /VI. 
durch  die  kgl.  Dckr.  v.  21./IX.  1894  und  1902  und  l./Vlll.  1905.  Zum  Vollzuge  des 
22./X.  1895  auch  liie  Aufsicht  über  den  Kinder-  und  Frauenschutzes  schreibt  das  Gc- 
Vollzug  des  Arbeiterschutzes  im  Bergbau,  :  setz  die  Austeilung  von  .\rbeitsbüchern  (car- 
terner in  Hüttenwerken  (G.  v.  21./IV.  1810)  I  nets)  an  die  geschützten  Personen  vor.  Um 
und  Torfstechereien,  zugewiesen  wurde.  Zu  |  der  Unzulänglichkeit  der  Zahl  der  Vollzugs- 
diesen  Organen  kamen  durch  G.  v.  11. /IV.  Organe  zu  steuern,  ist  durch  kgl.  Erl.  v. 
1897  die  Bergaufsichtsdelegierten  (d6- ;  20./IX.  1919  (§  l.'S)  ein  Arbeitskontrol- 
Ifgues  de  l'inspeclion  des  mines),  deren  Ein-  leurkorps  geschaffen  worden.  Die  Arbeits- 
fülirung  nach  den  großen  Grubenkata-  konlrolleure  haben  die  ihrer  Aufsicht  unter- 
strophen  der  90er  Jahre  die  internationalen  stellten  Betriebe  zu  besuchen,  durch  Proto- 
Kongresse  der  Kohlenarbeiler  gefordert  und  kolle  die  begangenen  Zuwiderhandlungen 
deren  Einsetzung  die  sozialistische  Frak-  festzustellen  und  die  (jutachten  und  Sta- 
tion in  Belgien  1895  verlangt  hatte.  Für  die  t istischen  und  sonstigen  Nachweisungen  zu 
Regierung,  die  diesem  Vorschlag  entgegen- ,  liefern,  die  ihre  vorgesetzten  Behörden  zur 
kam,  war  maßgebend,  daß  zwar  die  dem  |  Feststellung  der  Wirkungen  der  Arbeits- 
Eingreifen  der  Ingenieure  unterworfenen  gesetzgebung  und  -regclung  und  zur  Prüfung 
Unfallursachen  sich  verringert  hatten,  be-  der  an  denselben  vorzunehmenden  Verbesse- 
sondors  Schlagwetter,  Wasserbruch,  Schacht-  :  rungen  von  ihnen  verlangen.  Sie  sind  zu  be- 
unfälle,  dagegen  nicht  Unfälle  durch  Stein- .  eidigen.  Die  Anzahl  der  Inspektionstage,  die 
fall  und  Schießarbeit,  die  unmittelbar  mit  1  Anspruch  auf  die  im  kgl.  Erl.  v.  30./X.  1899 
der  Praxis  des  Bergarbeiters  zusammen- 1  vorgesehenen  Entschädigungen  gewähren, 
hängen.  Dem  Gesetze  gemäß  haben  alle  wird  auf  200  im  Jahre  testgesetzt.  Außerdem 
3  Jahre  die  Industrie-  und  Arbeitsräte  (eine  ',  besteht  durch  kgl.  Erl.  v.  l./VI.  1920  eine 
paritätische  Behörde,  eingesetzt  durch  G.  v.  i  Aufsicht  für  den  Gesundheitsschutz  der 
16./VI1I.  1887  zur  Beilegung  von  Arbeits- j  Jugendlichen  unter  18  Jahren  für  die 
konflikten)  dem  Arbeitsminister  2  Kandi-  j  unter  das  G.  v.  2./VII.  1899  fallenden  Be- 
daten  zur  Ernennung  von  Grubenautsichts-  triebe,  durch  die  die  Wirksamkeit  des 
delegierten  namhaft  zu  machen.  Es  dürfen  i  arbeitsärztlichen  Dienstes  ungemein  erhöht 
jedem  Delegierten  höchstens  45  Autsichts-  wird.  Ueber  die  Wirksamkeit  der  Inspek- 
bezirke  (Reviere)  überwiesen  werden.    Kan- 1  tion  kann  auf  Grund  des  letzten  für  1919 
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veröffentlichten  Berichtes  (der  alle' 3  Jahre 
erscheint)  kein  zutreffendes  Bild  geliefert 
werden,  da  die  1919  fortdauernde  Arbeits- 
losigkeit für  die  Gegenwart  nicht  zutrifft. 
Im  ganzen  fungierten  57  Aufsichtspersonen 
in  der  Industrie,  davon  28  Inspektoren,  22 
Kontrolleure  und  10  Inspektorinnen  (1908: 
45). 

Die  Stratsätze  betragen  im  G.  über 
den  Achtstundentag  v.  14./VI.  1921  (Artt. 
20,  21):  2ß-200  Fr.  pro  gesetzwidrig  be- 
schäftigte Person;  Maximum  2000  Fr.  oder 
Haft  von  8  Tagen  bis  1  Monat  oder  bei  Rück- 
fall in  dem  der  Verurteilung  folgenden  Jahre 
Verdopplung  bis  zum  Maximum  von  401 0  Fr., 
unbeschadet    strafrechtlicher   Folgen    (CP.  ' 
Artt  269-274).  Strafsätze  des  G.  v.  15./VI. 
1896  (Arbeitsordnung)  für  Art.  11  (Nicht- 
aushang):   26— 100  Fr.,   Verdopplung  bei 
Rückfall.  Kgl.  Dekr.  v.  28./II.  1919  (Kinder 
und  Frauen):  Art.  20:  26  ("Kinderschutz  50) 
bis  200  Fr.,  Haft  von  8  Tagen  bis  1  Monat 
pro    gesetzwidrig    beschäftigten  Arbeiter, 
Maximum  2000,  Rückfall  4000  Fr.  G.  v. 
17./VII,   1905  (Sitzgelegenheiten)  Art.  4:' 
1-25  Fr.,  Verdopplung  bei  Rückfall.  In: 
gefährlichen  klassierten  Betrieben  kann  ihre  i 
Schließung  wegen  Nichtachtung  der  Vor- j 
Schriften  verhängt  werden:  G.  v.  13./XII. 
1899  Artt.  14,  17c;  G.  v.  5./V.  1888  Art.  2;  I 
G.  V.  ll./IV.  1896;  G.  v.  25./VI.  1905  Art.  4. 1 

Literatur:   Extrait   dfs  lots  et  regUments  con- \ 
cernmit  la   police  du   travail,   Bnizelles  19£0.  \ 
Off  ice  du   'Travail.    Rapports  annuels  de  \ 
l'inspectioii   du  travail.  —  A.    Fermeersc/i,  ! 
S.    J.,    Manuel    social,    la   Ugislation    et  les 
Oeuvres   en   Btlgique,    Paris   1904.    —  Jules 
Destr^e    et    M  ajc    Hai  let ,    Code    du  tra- 
vail,   ßruxelles     I904.     —     ConnniSf^ion  du 
travail ,     instituee    par    arrete    royal    du   15  \ 
avriL     18S6,     BruxclUs    1S87 — 1S88.    —     F.  \ 
Oendebietit     Cvminentaire     de     la     loi    du  \ 
16  auut  1887  Sur  le  payement  des  salaires  auz 
OHvriers.    Extrait  de  la  Revue  de  droit  beige,  \ 
Bruxellea  1897.  —  Gust.  Abelj  La  loi  sur  les  I 
reglementft  d'ateliers,   2e  eilit.,   Gand  1S97.  —  \ 
Victor  BruiitSf   Les  nouvcllis  lois  sociales  en  ! 
£elgi'p/e.  La  Reforme  sociale,  1888.  —  K.  Bücher j  1 
Die  belgische  ISozialgesetzgibnng  und  das  Arbeifer- 
wohnungsgesetz,   Arch.  f.  saz.  Geselzg.  u.  Stat.,  \ 
1891.  —  RamaiXf   La  reforme  sociale  et  eco-  \ 
nomigue  cn  Ettrope.    La  leyislation  du  travail 
en  Belgiqne,   Brnxelles  ~i8S9.  —   Th.  Th^ate,  i 
Commeniaire  legialatif  de  la  loi  du  15  juin  1896  i 
sur   les    rcglfvievts   d'atclier.    Liege    1896.    —  ' 
JS.  Vandervelde,    La  ha  beige  sur  les  regle- \ 
ments  d'ateliers,   Paris  U97,    deutsch  Arch.  f.  j 
soz.  Gesetzg.  u.  Stat.,  1897.  —  L.  Bechesne,  \ 
Le  repiis  de  dimanche  en  Relgigue,  Revue  d'eco- 
nomie  poHliguc,  1905.  —  H.  Isay,  Liberalismus 
und  Arbeiterfrage  in  Belgi-n  1830—52,  185.  St.  \ 
Minic/nicr  i'olk.^w.  Studien,  Stuttg.1915  (Bibliogr.J. 
—   Bvlavoine,    De    l'lndiistne    en  Belgigve, 
Bruxclles  1839.   —  Enqueic  sur  l'iud.  liinen, 
BruxclUs  IM4L  ~  JJucji^tiwux  y   De  la  c&n- 
ditions  physiqxte  et  morale  des  jeunes  ouvHers, 


g  voU,  Bruxelles  I84S.  —  Derselbe,  De  la  am- 
dition  des  ouvriers  mineurs  en  Grande  Bretagne 
et  en  Btl^iquF.,  Bruxelles  IS4S.  —  Derselbe, 
Les  vrais  et  les  faux  hberaux,  Bruxelles  1868. 

—  K.  G»*ü«,  Die  soziale  Bewegxng  in  Frank- 
reich und  Belgien,  1845.  —  Enquete  sur  la  cot^ 
dilvm  des  classes  ouvrieres  et  »ur  le  travail  des 
en  fants,  8  rols,  Bruxelles  I846 — 48.  —  De  Potter, 
Cmip  d'oeil  sur  la  question  des  ouvriers,  Bruxellea 
I848.  —  Dauby,  La  question  ouvriere  tn  BeU 
giqite,  Bruxelles  1871.  —  A.  Julin,  Recherche 
sur  le  salaire  des  ouvriers  des  cha/  bwtnages 
beiges  (1810—1889),  Liege  1889.  —  De  Camps, 
L'evolution  sociale  en  Belgique,  Bruxelles  1890.  — 
Rutteitf  La  population  en  Belgique  depuis  ISSO, 
Ltnivain  1899.  —  C.  Bertratid^  Ht»t.  de  la 
democratie  et  du  socialtsvie  eji  Belyique  depuis 
18S0,  Bruxelles  1907.  —  Ministdre  du  Travailf 
Les  indmtries  ä  domicile  en  B*lgique,  Bruxelles 
190g.  —  E.  Vandervelde^  L'esode  rurat  et  le 
retour  aux  champs,  Paris  1908.  —  Derselbe, 
Enquete  sur  les  associations  profesnionelhs  d'arti- 
sans  et  d'mtvriers  en  Belgique,  S  Bde.,  Bruxelles 
189S.  —  Derselbe,  Le  cvllectivtsuie  et  l'evolu^ 
tion  industrielle.  Societe  nouvelle  de  librairie 
et  d'edition,  Paris  1903.  —  Vandervelde  et 
Destr^e,  Le  socialisme  en  Belgique,  £e  edition, 
Paris  190Ü  (mit  Bibl'OCiraphie  des  belgvicken 
Sozialismus).  —  B.  S.  Jiowntree,  Land  and 
Labour:  lessons  from  Belgiuni,  London  2910.  — 
G.  Bar7iich,  La  U'gislation  et  l'urgmiufotion 
ouvnere  en  Belgique,  Bruxelles  19 IS.  —  Revue 
du  travail,  Bruxelles:  Legislatiim  du  tra- 
vail en  Belgique  et  dans  hs  patlu ments  ctrungere. 

—  Ch.  H.  Huberich  und  R.  Nicol-^eyer, 
Deutsche  Gesetzgebung  für  die  okkupierten  Ge- 
biete Belgiens,  Buy  1915.  —  L.  H.  van  den 
Berghf  De  btlgiese  wet  van  75  äfci  1914  o^p  de 
kinderbeschfrming  niet  de  ncdtrlaudse  kinder- 
weiten Vergeltken,  Amsterdam  1915.  —  Schriften 
des  Comite  btlge  de  l'Ass.  intern,  pour  la  pro- 
tection legale  des  travaillcurs,  u.  a. :  Louis 
Varlez,  Le  travail  de  nutt  des  femmes  en 
Belgique.  —  V.  Bvants,  Le  travail  de  nuit 
des  jrinies  ouvriers  tn  Belgique,  Liege  1906.  — 
Ch.  Genart,  Le  travail  a  domtctle  en  Bel- 
gique, Liege  1906.  —  Armafid  Julin,  Les 
industries  d  domirile  en  Belgique  vis-d-vis  de  la 
concurrenre  etraugerc.  Liege  1908.  —  E,  Ma- 
hainif  Note  sur  l'inspfction  du  travail  en  Bei- 
gique,  Liege  1908.  —  Hector  Denis,  Lea  pro- 
jets  de  limifation  de  la  duree  du  travail  des 
adultes  en  Belgique,  Lihge  1908. 


XII.  Die  Arbei  te  rschu tzgesetz- 
gebung  in  Portugal. 

I.  Geschichtliche  Entwicklung.  II.  Gel- 
tendes Recht.  1.  Geltungsgebiet.  2.  Kinder  und 
Jugendliche.  3.  Arbeitszeit.  4.  Gewerbeinspek- 
tion.   5.  Strafen. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  sozialen  Spannungen  der  Industrieeut- 
wicklunfr  sind  im  kapital-  und  kohlenarmen 
Portugaf  später  als  in  Spanien  hervorgetreten. 
Die  Betriebszählung  von  1881  ergab  4G000  In- 
dustriearbeiter in  338  Fabriken  und  907  anderen 
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Werkstätten,  sowie  45000  Heimarbeiter.  Im 
J.  19(IK  lionstatierte  man  rund  80UO  Berg-  und 
rund  ÜOOIHJ  Industriearbeiter.  Erst  die  Berliner 
internationale  Arbeiter.sehutzkonfcrenz  bewog 
Portugal  zur  Regelung  der  Arbeit  der  Kinder, 
Minderjährigen  und  Frauen  in  Fabriken  und 
Werkstätten  durch  DekretG.  v.  14./IV.  1891. 
Das  Zulassunpsaller  beträgt  hier  im  Minimum 
10  Jahre  nach  erfolgter  Schulbildung  und  mit 
ärztUchem  Tauglichkeitsnachweis,  sonst  12  Jahre 
(Art.  2).  Dieses  zum  Teil  noch  immer  geltende 
Gesetz  von  18'Jl  ist  eine  fast  wörtliche  Kopie  des 
französischen  G.  v.  19./V.  1874  und  hat  auch  in 
ähnlicher  Weise  die  Inspektion  organisiert.  In 
der  Folgezeit  wurden  seine,  nur  jugendliche  Per- 
sonen betreffenden  Vorschriften  der  Sonntags- 
ruhe (Art.  4)  auf  alle  Arbeiter  durch  Dekret  v. 
7./V1I.  1907  und  8./11I.  1911  auf  alle  Gewerbe- 
betriebe ausgedehnt  und  für  Bäckereien  be- 
sonders geregelt.  Der  AnstoU  zur  einzigen  Rege- 
lung der  Arbeitszeit  der  Frauen  kam  eleichfalls 
von  BulSen,  von  der  internationalen  Konferenz 
von  Bern  1906.  Durch  Erl.  v.  24./V1.  1911 
verbot  Portugal  die  Nachtarbeit  der  F'rauen 
durch  11  .Stunden  Uebergangsfrist  bis  1919  er- 
hielten Schafwollkämmereien  und  -Spinnereien, 
die  Uebertagsarbeit  in  Bergwerken,  in  denen 
die  Arbeit  4  Monate  ruht,  und  die  Rübenzucker- 
fubriken.  Die  Ktaalsumwälzung  brachte  sodann 
eine  Anzahl  kleinerer  Verbesserungen  des  Ge- 
setzes von  1891,  sowie  den  Zehnstundentag 
den  industriellen  und  Handelsbetrieben,  den 
Siebenstundentag  den  BureauangestcU- 
ten  in  den  drei  GG.  v.  22  /1.  1916.  Diese  Gesetze 
sind  durch  Dekret  über  die  Arbeitszeit  v.  7./V. 
1919  zum  grolien  Teil  ersetzt  worden,  das  den 
Achtstundentag  in  Industrie  und  Handel  (in 
Banken  und  Bureaus  7  Stunden  wie  seit  1915) 
einführt.  Dem  internationalen  Weiliphosphor- 
verbot  in  der  Zündholzindustrie  ist  Portugal  nicht 
beigetreten.  Der  Schulz  der  Kinder  und  der 
Heimarbeit  harrt  noch  (August  1922)  immer 
der  internationalen  Anglicderung. 

B.  Geltendes  Recht. 

1.  Geltungsgebiet:  18'.)!  — 1915  alle  mo- 
torischen Betriebe;  nitht  motorische  Be- 
triebe mit  melir  als  5  Arbeitern.  Seit  1915 
alle  privaten  und  öffentlichen  Betriebe,  Bau-, 
Bergbaubetriebe,  Steinbrüche,  Arsenale, 
Werften,  Fabriken,  Werkstätten,  motorische 
und  gesundlieitssehädliche  Heimarbeit  mit 
familienfremden  Betriebskräften  (Art.  1 
ex  1915). 

2.  Kinder  und  Jugendliche.  Allgemeines 
ZulasBungsalter  ist  das  zurückgelegte  12. 
Lebensjahr.  Mit  dem  vollendeten  10.  Jahre 
16t  jedoch  die  Fabrikarbeit  in  den  durch 
Verordnung  aufzuzählenden  Industrien  er- 
laubt nach  Ablegung  der  Elementarschul- 
prüfung,  bei  kräftigem  Körperbau,  bei  Ver- 
wendung für  leichte  Arbeiten  mit  Gestattung 
des  Fabrikinspektors  (Art.  2). 

3.  Die  Arbeitszeit  beträgt  von  10—12 
Jahren  6  Stunden.  1  %  Stunden  Pause  haben 
nach  längstens  4  Stunaen  Arbeit  einzutreten. 
An  die  Stelle  des  Zehnstundentages  für  12- 


bis  Ifijährige  Knaben,  12— 18jährige  Ar- 
beiterinnen ist  seit  7./V.  1919  der  Acht- 
stundentag oder  die  48-Stundenwoche  für 
alle  Arbeiter  getreten.  Diese  gilt  für  die- 
selben wie  die  unter  1.  genannten  Betriebe, 
nicht  für  Land-,  Haus-,  Gastwirtschaft.  In 
Banken  und  Bureaus  gilt  der  Sieben- 
stundentag; Gastwirtschaften  ist  Mehr- 
schichtenbetrieb gestattet,  ebenso  den  un- 
unterbrochenen und  den  Transporlbetrieben. 
An  Samstagen  kann  in  Handelsbetrieben 
12stündige  Arbeit  (Ladensclduli  längstens 
11  Uhr  abends)  geleistet  werden.  Die  Ver- 
waltung ist  ermächtigt  weitere  Ueberzeilen 
zu  bewilligen.  Der  Lohnzuschlag  lür  Ueber- 
stunden  beträgt  100%  des  Normallolins. 
Verboten  sind  Kindern  unter  12  Jahren  die 
Tätigkeiten  des  Postillons  und  Fuhrmanns; 
unter  16  Jahren  die  Ausübung  des  Akro- 
balenberufes  und  die  Mitwirkung  bei  öffent- 
lichen Schaustellungen  (Art.  f)  Gesetz  von 
1891).  Arbeit  unter  Tage  und  Nachtarbeit 
(Mai  bis  Oktober  9—5,  sonst  8— ü  Uhr),  sind 
männlichen  Jugendlichen  von  weniger  als 
14  Jahren,  weiblichen  von  weniger  als  21 
Jahren  untersagt  (Arlt.  7  und  10);  von  14  bis 
16  Jahren  dürfen  zu  solchen  Arbeiten  Jugend- 
liche nur  durch  (i,  durcli  mindestens  1  stün- 
dige Pausen  unterbrochene  Stunden  und 
nie  zur  Nachtarbeit  beschäftigt  werden  (Artt. 
12,  13).  Alle  Minderjälirigen  (bis  16  männ- 
liche, bis  18  weibliche)  müssen  sich  alle 
7  Jahre  impfen  lassen  (Art.  15).  Verboten 
ist  Lohnverkürzung  aus  Anlaß  des  U(ber- 
gangcs  zum  Achtstundentag.  Nachtarbeit 
ist  nur  in  ununterbrochenen  Betrieben  und 
bei  Betriebsgefahren  gestattet.  Jugendliche, 
die  sowohl  Tag-  als  Nachtarbeit  verrichten, 
dürfen  bei  dieser  höelistens  6  durch  Pausen 
unterbrochene  Stunden  beschäftigt  werden 
(Art.  8).  Den  Jugendlichen  sind  ferner  ge- 
sundheitsgefährliche Arbeiten  verboten;  das 
Tragen  von  Lasten  darf  im  Maximum  be- 
trafen: für  12— 14jährige  10  kg  auf  Kopf 
oder  Schulter,  das  Schle])pcn  höchstens  80  kg 
einschlietilich  des  Karrens;  den  über  14- 
jährigen  ist  das  Tragen  von  mehr  als  15  kg, 
das  Schieben  von  mehr  als  160  kg  verboten 
(Art.  17).  Zur  Unfallverhütung  sind  Schutz- 
vorrichtungen (Art.  18)  vorgeschrieben. 
Ebenso  ist  die  Aufsicht  über  das  sittliche 
Verhalten  der  Jugendlichen  den  Betriebs- 
leitern geboten  (Art.  26).  Fabriken,  die  über 
50  Arbeiter  beschäftigen,  haben  besondere 
Eßräume  bereitzuhalten  (Art.  241.  Schul- 
pflichtigen sind  während  der  jVrbeit  t;i[;lich 
2  Stunden  für  ihren  Unterricht  freizu(.'eben 
(Art.  14  ex  1915).  Aut  Wunsch  der  Litern 
oder  Vormünder  wird  ihnen  unentgeltlich 
von  der  Polizeibehörde  ein  Arbeitsbuch 
ausgehändigt.  Sie  haben  ein  Alterszeugnis 
und  einen  Empfangsschein  vorzuweisen. 
Ohne  diese  drei  Belege  sind  Minderjährige 
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nicht  zur  industriellen  Arbeit  zuzulassen; 
das  Buch  bleibt  in  der  Hand  des  Minder- 
jährigen, seiner  Eltern  oder  Vormünder;  der 
Betriebsinhaber  hat  das  Eintritts-  und  das 
Austrittsdatum  in  das  Arbeitsbuch  einzu- 
tragen und  ebenso  ein  Arbeitsregister  zu 
führen.  Die  Fabrilien  haben  Betriebs- 
ordnungen zu  erlassen  und  eine  Abschrift 
dem  Gewerbeinspelitor  zu  übermitteln.  Die 
darin  angedrohten  Bußen  dürfen  nicht  einen 
halben  Tagelohn  pro  Woche  übersteigen 
und  ihr  Ertrag  ist  einer  Hilfskasse  oder  einem 
Hilfsverein  zuzuführen  (Art.  27  ex  1915). 
Fabrikskrippen  sind  bei  jeder  Fabrik,  in 
welcher  täglich  mehr  als  50  Frauen  arbeiten, 
einzurichten.  Die  Krippen  dürfen  von  der 
Fabrikanlage  nicht  weiter  als  300  m  entfernt 
sein  (Art.  21).  Wöchnerinnen  dürfen 
während  der  4  Wochen  nach  ihrer  Nieder- 
kunft in  industriellen  Anlagen  nicht  be- 
schäftigt werden  (Art.  22).  Mütter  dürfen 
sich  zum  Stillen  ihrer  Kinder  in  die  Krippen 
begeben. 

4.  Gewerbeinspektion.  Zu  Inspektions- 
zwecken ist  Portugal  in  5  Bezirke  eingeteilt 
worden.  Die  Inspektoren  werden  unter  den 
Ingenieuren  der  öffenclichen  Arbeiten  aus- 
gewählt, deren  höchste  Rangstellung  sie 
teilen.  Sie  haben  bei  Uebertretungen  des 
Gesetzes  Protokoll  aufzunehmen  und  eine 
Abschrift  hiervon  sofort  der  Staatsanwalt- 
schaft und  eine  andere  davon  der  Gcneral- 
direktion  für  Handel  und  Industrie  zu  über- 
senden. Sie  haben  alle  ihre  Bemerkungen  in 
ein  Fabrikbuch  einzutragen,  die  Arbeits- 
Btundenpläne  zu  genehmigen,  bei  Ausnahmen 
zu  entscheiden,  ob  höhere  Gewalt  vorliegt 
und  über  Arbeiterunfälle  Untersuchungen 
vorzunehmen.  Sie  haben  tür  die  Hygiene  zu 
sorgen  und  jährlich  Bericht  zu  erstatten. 
Die  Regierung  kann  in  jedem  Verwaltungs- 
bezirk eine  industrielle  Dreierko  mmission, 
der  auch  ein  Arzt  angehört,  als  Beirat  der 
Inspektoren  setzen.  Diese  Kommissionen 
können  im  Einvernehmen  mit  dem  Inspektor 
die  industriellen  Anlagen  der  Privaten  be- 
suchen (Artt.  38,  39).  Für  eine  gleichmäßige 
Anwendung  der  Vorschrilten  des  Gesetzes 
hat  der  am  3. /II.  1887  begründete  Obere  Rat 
für  Handel  und  Industrie  Vorsorge  zu  treffen 
(Art.  40).  Die  portugiesische  Gewerbe- 
inspektion bestand  i.  J.  1910  aus  21  Per- 
sonen in  der  Industrie,  30  Aufsichtsbeamten 
in  den  Bergwerken.  Die  Zahl  der  Besuche 
betrug  3536  in  2313  revidierten  Betrieben 
mit  89533  Personen.  Dazu  kamen  54  Re- 
visionen in  54  Gruben  mit  7824  Arbeitern. 
Die  Zahl  der  Strafverfolgungen  war  äußerst 
geling. 

5.  Strafen.  Die  Stratsätze  betragen  für 
Verwendung  Minderjähriger  10—80  Mürels 
für  jeden  gesetzwidrig  beschäftigten  Arbeiter; 
Uebertretung  anderer  Bestimmungen  1—20 


Milreis,  bei  Rückfall  wird  diese  Strafe  ver- 
doppelt, evtl.  in  der  Zeitung  verölfentlieht. 
Uebertretung  der  Sonntagsruhebestim- 
mungen werden  mit  20—100  Milreis  evtl. 
Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft.  Jedem 
Arbeiter,  dem  die  Sonntagsruhe  entgangen 
Lst,  werden  20  Milreis  für  den  Tag  bezahlt. 
Für  Uebertretungen  der  Höchstarbeitszeit- 
bestimmungen des  Gesetzes  von  1919  wird 
der  Arbeitgeber  gebüßt  in  der  Höhe  des 
Monatslohnes  jedes  ungesetzlich  Arbeiten- 
den; Ve  dieser  Strafe  erhält  der  Gewerbe- 
inspektor.  Arbeiter,  die  wegen  Beobachtung 
des  8-Stundentages  entlassen  werden,  er- 
halten ihren  Jahreslohn  nach  Abzug  von 
10  V.  R  für  den  Gewerbeinspektor. 

Literatur:  George  Toung,  Portugal  old  and 
iftv,  a  hist'irical  n/wJy,  Oxford.  Univ.  Press. 
1917.  —  B.  Ctirqiieja,  O  Puro  Portugcz. 
Aspectos  Sociaes  e  Eroiinmiros ,  Oporlo  1916. 
—  R-'latorio  Gerat  da  fn'fpecgtto  da  ^a  Circumi- 
crip^äo  induntriiil  de-tde  a  itua  lustaWi^do  ate 
Sl  de  Dezeinbro  de  1896  por  Adriano  Monteiro, 
Lishna  1903.  (Lnprcmta  N irinnal).  —  Bolefin 
do  irabalhn  indastrial  d^s  MiniHerio  das  obras 
publicaSf  commercio  e  industriaf  seit  1907, 


XIII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Ungarn. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung.  B.  Gel- 
tendes Recht.  1.  Kinderarbeit.  2.  Frauen- 
arbeit. 3.  Allgemeiner  Ruheschutz.  4.  Lohn- 
zahlung, Arbeitsordnungen.  6.  Gesundheits- 
schutz, Unfallverhütung.  6.  Sonderschutz  der 
Landarbeiter.  7.  Verbot  der  Nachtarbeit  in 
Bäckereien.  8.  Handelsangestellte.  9.  Vollzug. 
Strafsätze. 

A.  Geschichtliche  Entwricklung. 

Das  Gewerbegesetz  von  1840,  das  erste,  das 
eine  staatliche  Regelung  des  zünftigen  Gewerbe- 
betriebes in  Ungarn  brachte,  verbot  Lehrlinge 
vor  dem  12.  Jahre  aufzudingen,  es  sei  denn  dies 
ihrer  Gesundheit  nicht  unzuträglich;  sie  durften 
von  12  —  16  Jahren  höchstens  9  Stunden  ar- 
beiten. Dieses  Gesetz  verschwand  nebst  dem 
Berggesetze  in  den  Stürmen  des  Jahres  1849. 
An  seine  Stelle  trat  die  österreichische  GG.  v. 
1859,  und  an  Stelle  der  Bergor<lnungen  das  öster- 
reichische Berggesetz  von  18£>4,  gemäß  Verein- 
barung der  Au^igleichskonferenzen  von  1807.  Da 
jedoch  die  öffentliche  Meinung  ein  nationales 
Gewerbegesetz  verlangte,  wurde  ein  solches  1872 
auf  Grundlage  völliger  Gewerbefreiheit  erlassen. 
Zehn  Jahre  später  setzte  wie  in  Oesterreich  die 
Gegenströmung  ein.  Ihr  Ergebnis  war  das  gel- 
tende Gesetz  von  1884. 

B.  Geltendes  Recht. 

1.  Kinderarbeit.  Zum  Schutze  der  Ar- 
beiter in  Bergwerken  ober  und  unter  Tage 
bestehen  keine  Vorschriften,  ein  Unikum 
in  Europa.    In  der  Landwirtschaft  (G. 
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V.  30./VII.  1907  §  3)  dürfen  Kinder  unter  bis  zu  4  Wochen  nach  ihrer  Entbinduns; 
12  Jafircn  nicht  gediinnen  werden;  der- 1  von  der  Erfülhin;;  ihrer  vertragsmäßi;;  über- 
arti^e  Verträse  sind  nicliti;;;  eine  vorbildliehe  nommenen  Arbeit  ohne  Erlöschen  des  Vcr- 
Bestimniun?.  Ganz  anders  in  Fabriken.  Hier  träges  befreit  (§  IIG  G.  v.  1884). 
können  mit  Rücksicht  auf  das  Schulgesetz  I  3.  Allgemeiner  Ruheschutz.  Erwach- 
Kinder  unter  lü  Jahren  nicht  zugelassen !  sene  Arbeiter  genießen  den  Schutz  der 
werden,  wohl  aber  von  10—12  mit  bchörd-  Sonntagsruhe  (G.  v.  1893  Art.  XIII) 
lieber  Bewilligung.  Diese  Bewilligung  ist  durch  24  Stunden  von  Samstafr  0  Uhr  abends 
nur  dann  zu  erteilen,  wenn  entweder  der  angefangen.  Ferner  ist  den  Arbeitern  wäh- 
ordentliche  Schulbesuch  sich  mit  der  V'cr- 1  rend  der  Arbeit  sowohl  vor-  als  nachmittags 
Wendung  in  der  Fabrik  vereinigen  läßt  oder  je  '/j,  mittags  aber  1  sanze  Stunde  Ruhe  zu 
wenn  durch  Errichtung  besonderer  Schulen  gewähren.  In  den  Fabriken,  in  welchen  die 
von  Seiten  der  Fabrikanten  für  den  Unter- ,  .Arbeit  Tag  und  Nacht  forlscsetzt  wird,  ist 
rieht  der  Kinder  nach  den  Verordnungen  der  der  Fabriknnl  verpflichtet,  für  die  .Ablösung 
Schulbehörde  gehörig  gesorgt  ist.  Kinder  der  zur  Nachtzeit  verwendeten  Arbeiter  zu 
über  12,  aber  unter  14  Jahren  können  zur ,  sorgen.  Die  Tagesarbeit  darf  nicht  vor  .5  Uhr 
Fabrikarbeil  täglich  höchstens  8  Stunden  1  morgens  beginnen  und  nicht  über  9  Uhr 
angehalten  werden.  Jugendliche  Arbeiter,  l  abends  ausgedehnt  werden  (§  117). 
die  das  14.  Lebensjahr  bereits  zurückgelegt,  1  4.  Lohnzahlung,  Arbeitsordnungen 
das  IG.  Lebensjahr  aber  noch  nicht  erreicht!  (Gewerbegesetz  1884  (.\rtt.  118—120]).  Der 
haben,  können  täglich  nur  10  Stunden  zur  Fabrikant  ist  verpflichtet  die  Arbeitslöhne 
Arbeit  verwendet  werden  (§  Uü).  Arbeiter ,  bar,  und  wenn  eine  andere  Vereinbarung 
unter  lü  Jahren  dürfen  entweder  gar  nicht '  nicht  getroffen  ist,  wöchentlich  aiiszubezah- 
oder  nur  unter  gewissen  BedingunRcn  in  den  Icn.  Waren  und  geistige  (jetränke  dem  Ar- 
als  ungesund  oder  gefährlich  erklärten  (ic-  beiter  zu  kreditieren,  ist  dem  Fabrikanten 
werbezweii;(  n  angehörenden  Fabriken  be-  \  nicht  gestattet,  d(]ch  kann  er  den  Arbeiter, 
schäftigt  werden  und  können  überhaupt  nur  ]  wenn  derselbe  einwilliirt,  mit  Wohnung, 
zu  solchen  Arbeilen  verwendet  werden,  Brennholz,  Grundnutznießung,  ordentlicher 
welche  ihrer  (iesuiidheit  nicht  schädlich  sind  Verpflegung,  Arzneien  und  ärztlicher  Hilfe 
und  ihre  körperliche  Entwicklung  nicht  ^'er.sehen  und  die  hierfür  auflaufenden  Kosten 
hindern  (§  110).  Für  da.s  Kleingewerbe  be-  bei  Gelegenheit  der  Auszahlung  des  Lohnes 
stellt  die  Vorschrift,  daß  Lehrlinge  vor  Voll-  in  Abzug  bringen.  Unter  dieser  Bedingung 
endung  des  12.  Lebensjahres  nicht  aufzu-  kann  der  Fabrikant  den  Arbeiter  auch  mit 
dingen  sind.  Die  zuständige  Behörde  kann  den  zur  Herstellung  der  in  seiner  Fabrik 
Ausnahmen  bewilligen;  der  Lehrherr  hat  erzeugten  Artikel  erforderlichen  Werkzeugen 
aber  darüber  zu  wachen,  daß  der  Lehrling  und  Materialien  versehen,  wenn  der  Arbeiter 
bis  zum  12  Lebensjahre  die  Schule  besucht  letztere  aus  eigenen  Mitteln  beizuschaffen 
(Art.  00).  Die  Lehrzeit  dauert  bis  zum  voll-  vertragsmäßig  verpflichtet  ist.  F'orderungen 
endeten  IT).  Lebensjahre  (.Art.  61).  Die  Ar-  für  solche  Waren,  welche  den  Arbeitern 
beitszeit  der  Lehrlinge  beträgt  10  Stunden  entgegen  diesem  Verbote  kreditiert  wurden, 
bis  zum  14.,  über  14  Jahre  12  Stunden  mit  1  können  weder  im  Rechtswege  noch  mittels 
Einschluß  der  Schule.  Die  Pausen  betragen  I  Einrechnung  in  den  Lohn  irelteiul  gemacht 
je  1/2  Stunde  vor-  und  nachmittags  und  werden  und  Verträge,  welclie  diesen  Be- 
1  Stunde  mittags.  Die  Behörde  kann  kürzere  Stimmungen  zuwiderlaufen,  haben  keine 
Arbeitszeit  für  gewisse  Berufe  ansetzen  bindende  Kraft.  Gleichfalls  ungültig  sind 
(Art.  04).  Lehrlingen  ist  Nachtarbeit  (19  Uhr  J  solche  zwischen  den  Fabrikanten  und  den 
abends  bis  4  Uhr  morgens)  verboten,  außer  ■  Arbeitern  zustande  gekommene  Verein- 
in Berufen,  in  denen  Nachtarbeit  unver- i  barungen,  laut  welchen  die  letzteren  ihren 
meidlich  ist  und  in  denen  über  14jährige  Bedarf  aus  bestimmten  Verkaufsstellen  zu 
mit  Bewilligung  nachts  6  Stunden  arbeiten  ,  beziehen  oder  einen  Teil  ihres  Arbeitslohnes 
können  (.Art.  051  1  zu  anderen  Zwecken  als  zur  Aufbesserung 

2.  Frauenarbeit.  Durch  G.  v.  14./VIII.  !  des  Loses  der  Arbeiter  zu  verwenden  ver- 
1911  ist  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Ar- 1  pflichtet  werden. 

beiterinnen  durch  11  Stunden  auch  für  1  Arbeitsordnungen  sind  sowohl  für  alle 
Berg-,  Bau-  und  Verkehrsbetriebe  ergancen,  1  Fabriken  (Angabe  des  Stundenplans,  Lohn- 
nicht  für  Landwirtschaft,  Familienbetriebe,  '  Zahlungsfristen,  Bußen,  Verwendung  von 
Eisenbahnbeamte.  In  Betrieben,  in  denen  '  Frauen  und  Kindern)  als  besonders  in  Be- 
kraft  internationalen  Vertrags  Nachtarbeit  trieben  mit  mehr  als  10  Arbeitern  vorge- 
gestattet  ist,  kann  diese  13  Stunden  ohne  ^  schrieben,  die  dem  Verbot  der  Nachtarbeit 
Einrechnung  der  Ruhepausen  in  24  Stunden  :  der  Frauen  unterliegen, 
dauern.  Auch  dies  kann  aufgehoben  werden,  5.  Gesundheitsschutz,  Unfallverhü- 
wenn  die  Arbeit  nur  3  Nächte  dauert  und  tung.  Das  Gewerbegesetz  von  1884  bestimmt: 
«ehr  dringend  ist  (§  5).  Wöchnerinnen  sind  Jeder   Fabrikbesitzer   ist   verpflichtet,  in 
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seiner  Fabrik  auf  seine  Kosten  alle  Ein- 
richtungen zu  treffen  und  zu  erhalten, 
welche  im  Hinblick  auf  die  Beschaffenheit 
des  Gewerbebetriebes  und  der  Anlage  zur 
möglichsten  Sicherung  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  Arbeiter  dienen.  Sodann  ist 
durch  das  Gewerbeinspektionsgesetz  (s.  u.) 
von  ]f!93  (Ges.  Art.  XXVIII)  auch  die  Unfall- 
verhütung geregelt  worden.  Der  Arbeit- 
geber ist  verpflichtet,  in  dem  gewerblichen 
Betriebe  alles  7u  bewerkstelligen,  was 
nach  Art  des  Etablissements  und  des  Be- 
triebes im  Interesse  der  möglichsten  Siche- 
rung des  Lebens  und  der  körperlichen  Un- 
versehrtheit und  Gesundheit  der  Angestellten 
notwendig  ist  (§  1).  Der  Arbeitgeber  ist  ver- 
pflichtet, jeden  in  dem  gewerblichen  Be- 
triebe vorgekommenen  Unfall,  welcher  die 
Verletzung  eines  oder  mehrerer  Angestellten 
zur  Folge  hat,  binnen  48  Stunden  nach  Ein- 
tritt des  Unfalles  dem  kompetenten  Ge- 
werbeinspektor anzuzeigen. 

6.  Sonderschutz  der  Landarbeiter  (G. 
V.  1907).  Das  Gesetz  trat  an  Stelle  des  G. 
II.  von  1898;  es  gilt  nur  für  kontraktlich  für 
mindestens  1  Monat  gebundene  Land- 
arbeiter und  für  das  Wirlschaftsgesinde, 
nicht  für  landwirtschaftliche  Taglöhner  und 
Akkordarbeiter  (§  1).  Ein  (unentgeltlich  ver- 
abfolgtes) Dienstbuch  ist  für  jeden  Be- 
diensteten obligatorisch  (§  2).  Minderjährige 
unter  12  Jahren  dürfen  nicht  als  landwirt- 
schaftliches Gesinde  eingestellt  werden  und 
dürfen  nicht  im  Besitze  eines  Dienstbuches 
sein;  Minderjährigen  über  12  Jahren  darf 
ein  Dienstbuch  nur  mit  Zustimmung  ihres 
gesetzlichen  Vertreters  gegeben  werden;  der 
minderjährige  Bedienstete  steht  bis  zum 
18.  Lebensjahre  unter  der  häuslichen  Zucht 
des  Dienstherrn  (§  3).  Der  Dienstvertrag 
(§§  4—12)  kann  schriftlich  oder  mündlich 
geschlossen  werden;  bei  mündlichem  Ab- 
schluß hat  der  DienstgeDer  jedem  Bedien- 
steten auf  Wunsch  einen  separaten  Lohn- 
brief zu  geben.  Vor  Verabfolgung  des  Ent- 
lassungszeugnisses darf  dem  Bediensteten 
kein  Reisepaß  ausgestellt  werden.  Als  Ver- 
tragsdauer ist  1  Jahr  bestimmt.  Der  Vertrag 
darf  keinerlei  Vereinbarungen  über  Zwangs- 
gesindedienst (Robot)  der  Familienmit- 
glieder des  Bediensteten,  über  das  Verbot 
von  Arbeitsleistungen  der  Familie  des  Be- 
diensteten bei  fremden  Dienstherrn,  über 
die  Verpflichtung  zum  Verkauf  von  Bezügen 
an  den  Dienstgeber  oder  zur  Ablösung  von 
Bezügen  durch  geistige  Getränke  usw.,  über 
die  Verpflichtung,  beim  Dieuslgeber  Ein- 
käufe zu  machen,  enthalten.  Der  Abschnitt 
über  die  Erfüllung  des  Vertrages  (§§  13—39) 
regelt  den  Eintritt  in  das  Gesindeverhältnis 
und  bestimmt,  unter  welchen  Umständen 
der  Dienstgeber  nicht  zur  Aufnahme  des 
Bediensteten,  und  der  Bedienstete  nicht  zum 


'  Antritt  des  Dienstes  verpflichtet  ist.  Unter 
den  Pflichten  des  Dienstherrn  sind  zu  be- 
achten: pünktliche  Lohnzahlung;  wo  keine 
andere  Vereinbaruns  besteht,  sind  die  Be- 
züge, welche  ihrer  Natur  nach  täglich  ver- 
abfolgt werden  müssen,  z.  B.  Futter  und 
Milch,  täglich  zu  verabreichen;  die  Bezah- 
lung in  JBargeld  hat  vierteljährlich  post- 
numerando, die  Verabfolgung  sonstiger  Be- 
züge vierteljährlich  pränumerando  zu  ge- 
schehen; der  Dienstherr  darf  dem  Gesinde 
keine  die  Körperkraft  übersteigende  oder  ge- 
sundheitsgefährliche Arbeit  zumuten;  das 
Gesinde  hat  ein  Anrecht  auf  die  landes- 
übliche Nachtruhe;  bei  unvermeidlicher 
Nachtarbeit  ist  eine  Ersatzruhezeit  im  Laufe 
des  Tages  zu  gewähren;  wird  das  Gesinde 
durch  den  Dienstgeber  verköstigt,  so  muß  die 
Kost  hinreichend  und  von  gesunder  Be- 
schaffenheit sein;  Produktenbezüge  müssen 
gute  Qualität  aufweisen;  es  ist  verboten, 
Löhne  mit  Anweisungen  zu  bezahlen.  Bis 
zum  Erlaß  gesetzlicher  Bestimmungen  über 
die  Krankenunterstützung  der  landwirt- 
schaftlichen Bediensteten  gelten  die  in  §  28 
gegebenen  Regeln  für  die  Krankenpflege  der 
Bediensteten  und  seiner  Familie.  Der 
Dienstgeber  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  seine 
Bediensteten  an  Sonntagen  und  an  ihren 
hohen  Festen  keine  Arbeit  zu  verrichten 
haben  und  von  Zeit  zu  Zeit  dem  Vormittags- 
gottesdienst ihrer  Konfession  beiwohnen 
können.  An  Sonntagsarbeit  darf  verlangt 
werden:  Wartung  der  Haustiere,  Futter- 
bereitung, sowie  gegen  Taglohnvergütung 
dringliche  Arbeiten  zur  Verhütung  schwerer 
materieller  Schädigungen;  Kutscher,  die- 
jenigen landwirtschaftlichen  Arbeiter,  die 
auch  Hausarbeiten  verrichten,  sowie  die 
Arbeiter,  deren  Arbeit  ihrer  Natur  nach 
keine  Unterbrechung  gestattet,  müssen  mo- 
natlich einen  ganzen  oder  alle  2  Wochen  einen 
halben  Tag  abgelöst  werden.  Für  die  Zeit 
der  Waffenübung  dürfen  verheirateten  oder 
Familie  besitzenden  Jahresbediensteten 
weder  Lohnabzüge  angerechnet  noch  Stell- 
vertreterkosten aufgebürdet  werden  (aktiver 
Dienst  oder  Mobilisationen  heben  jedoch  den 
Vertrag  auf).  Schulpflichtigen  Kindern  des 
Gesindes  hat  der  Dienstgeber  die  Eiuschreibe- 
und  Schulgelder  für  den  Elementarunter- 
richt zu  bezahlen  und  Gelegenheit  zu  ordent- 
I  lichem  Schulbesuch  zu  geben.  Der  Dienst- 
I  gcber  hat  das  Recht  auf  Retention  des 
Lohnes  des  Bediensteten  für  verursachten 
Schaden,  nicht  aber  für  sonstige  Forde- 
rungen. Die  §§  40—45  handeln  vom  Aufhören 
des  Vertrages.  Beim  Tode  des  Bediensteten 
muß  der  Dienstgeber  dessen  Familie  noch 
1  Munat  in  der  Wohnung  belassen  und  ihr 
einen  Monatslohn  auszahlen.  Der  Abschnitt 
behandelt  ferner  die  Lösung  des  Vertrags 
mit  einmonatlicher  Kündigung  und  führt  die 
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Bedingungen  auf,  unter  denen  ohne  KQndi- 
gung  der  Bedienstete  entlassen  oder  der 
Dienst  verlassen  werden  kann. 

7.  Verbot  der  Nachtarbeit  in  Bäcke- 
reien (MinV.  V.  24./VI.  1910).  Die  Nacht- 
arbeit ist  in  Bäckereien  und  damit  ver- 
bundenen Zuckerbäekercien  verboten  von 
6  Uhr  abends  bis  0  Uhr  morgens.  Die  Ge- 
wcrbi'beliörde  2.  Instanz  kann  die  Stunden 
des  Arbeitsbeginns  auf  7  Uhr  morgens  und 
des  Aibeil.sschlusses  auf  5  Uhr  abends 
setzen,  doch  muß  stets  eine  12sliindige  Ein- 
stellung der  .\rbeit  erfoli^en.  ' 

8.  Handelsangestellte.  Das  Laden- 
schlußgesetz für  Budapest  von  1913  (Ges. 
Art.  XXXV 1)  besaß  mehr  als  lokale  Bedeu- 
tung, da  CS  allen  Gemeinden  Ungains  die 
Befugnis  erteilte,  diese  Vorschriften  auf  ihr 
Gebiet  auszudehnen.  Das  Gesetz  enthält 
ein  Arbeitsverbot  der  Angestellten  nach 
Ladenschluß,  der  von  8  Ulir  (für  Lebens- 
mittelgeschäfte von  8'/2  Uhr)  bis  ö  Uhr] 
niori^ens,  an  Sonnabenden  von  H  Uhr 
abends  an  dauert.  An  30  Tagen  im  Jahre 
können  die  (icnieindcbehorden  den  Laden- 
schluß er.'t  um  9  Uhr  abends  bes^innen 
lassen.  Die  Betriebsinhaber  können  wegen 
außurordentliclicm  .'Vrbeitsandrang,  Inventar, 
Messen  usw.  an  14  Tagen  des  Jahres  die 
beliördliche  Bewilligung  zur  Verlängerung 
erhallen,  falls  eine  lOstündige  Ruhezeit  den 
Angestellten  gesichert  wird.  In  bezug  auf 
Kündigung,  Probezeit,  Abfindung  enthält 
die  V.  v.  l./lll.  1920  folgende  Bestimmungen: 
Der  auf  uubcsi  iiiinile  Zeit  geschlossene 
Dienstvertrag  kann  durch  vorherige  schrift- 
liche Kündigung  aufgelöst  werden.  Die  in 
bezug  auf  die  Kündigungsfrist  bestehenden 
Keclitsnormen  werden  insofern  abgeändert, 
als  die  Kündigungszeit  bei  zweijährigem 
oder  diesen  Zeitraum  überschreitendem 
Dienste  drei  Monate  und  für  die  mit  wich- 
tigeren Tätigkeiten  betrauten  Angestellten 
Bcchs  Monate  beträgt.  Die  Kündigung  kann 
nur  auf  den  letzten  eines  Monats  erlolgen 
(§  2).  In  l)i'zug  auf  die  Kündigungszeit  kann 
in  die  Zeitdauer  des  Dienstverliältnisses  nicht 
eingerechnet  werden  die  Praktikanten-,  bzw. 
Lehrzeit  der  Praktikanten  und  Lehrlinge; 
wohl  aber  muß  die  Probezeit  in  dieselbe  ein- 
gerechnet werden,  wie  auch  die  im  Zeit- 
raum v.  25./VIL  1914-21./111.  1919  im 
militärischen  Kriegsdienste  verbrachte  Zeit. 
Vom  gleichen  Gesichtspunkte  aus  wie  die 
militärische  Kriegszeit  muß  betrachtet  wer- 
den die  im  Dienste  der  Feldgendarraerie 
verbrachte,  sowie  die  Zeit,  welche  in  amt- 
licher Eigenschaft  bei  der  kriegsbereiten 
Armee  von  eingeteilten  oder  zu  deren  Be- 
gleitung gehörenden  Zivilpersonen  verbracht 
wurde,  dann  die  Zeit  der  bei  der  kriegs- 
mäßigen Armee  eingeteilten  sanitären  Teil- 
nehmer, ferner  jene  Zeit,  während  welcher 


der  Angestellte  durch  den  Feind  in  seiner 

persönlichen  Freiheit  gehemmt  worden  ist 
(Kriegsgefangener,  Geißel,  Internierter)  (§  3). 
Wenn  durch  die  Parteien  eine  Probezeit  aus- 
bedungen worden  ist,  kann  das  Dienstver- 
hältnis während  der  Dauer  derselben  jeder- 
zeit durch  beide  Parteien  mit  sofortiger  Wir- 
kung aufgelöst  worden.  Die  Dauer  der 
Probezeit  darf  nicht  mehr  als  l  Monat  und 
für  uie  mit  wichtigen  Arbeiten  betrauten  An- 
gestellten nicht  mehr  als  2  Monate  betragen. 
Wenn  durch  die  Parteien  eine  ungleiche 
Probezeit  ausbedungen  worden  ist,  so  gilt 
für  beide  Teile  die  kürzere  Probezeit.  Die 
Dauer  der  Probezeit  darf  im  Kalle  der  Ver- 
längerung der  ausbedungenen  Probezeit  im 
ganzen  1  Monat  und  gegenüber  den  mit 
wichtigen  Tätigkeiten  betrauten  Angestellten 
2  Monate  nicht  überschreiten  (§  5).  Der  dem 
Angestellten  füi  die  Kündigungszeit  zu- 
stehende Arbeitslohn  ist  nach  dem  Arbeits- 
1  lohn  (Gehalt,  Wohnungsniiete,  wie  immer 
bezeichnete  und  regelmäßig  bezahlte  Zu- 
schläge, Unterstützungen,  (iewinnanleile, 
Naturalleistungen  usw.)  zu  berechnen,  wel- 
cher dem  Angestellten  gemäß  den  Bestim- 
nuingen  des  beim  Kündigungszeitpunkte 
geltenden  Arbeitsvertrages  zusteht.  Bei  der 
Berechnung  des  für  die  Kündigungszeit  ge- 
bührenden Arbeitslohnes  darf  jedoch  die 
Vergütung,  welche  der  Angestellte  als  Grati- 
fikation oder  Remuneration  bezieht,  ferner 
der  Gewinnanteil,  den  er  in  öffentlichen  Ver- 
kaufsgeschäften an  den  an  den  Konsumenten 
abgegebenen  Waren  genießt,  niclil  iu  Be- 
tracht gezogen  werden  (§  7).  Wenn  der  Ar- 
beitgeber an  den  Angestellten  auf  die  Dienst- 
dauer als  Naturalleistung  oder  in  Miete  eine 
Wohnung  abgibt,  so  ist  er  verpflichtet,  dem 
Angestellten  nach  Beendigung  des  Dienst- 
vertrages zur  Uebersiedlung,  bzw.  zur  Räu- 
mung der  Wohnung  eine  der  Billigkeit  ent- 
sprechende Zeit  zu  lassen.  Im  Kalle  einer 
Meinungsverschiedenheit  entscheid(^t  die  im 
§  15  der  MinV.  Nr.  1552/1920  M.  Pr.  (s.  Nr.  42 
des  „Budapest  i  Közlöny"  v.  21./1I.  des  1.  J.) 
festgesetzte  Behörde  (§  8).  Bei  der  Auf- 
losung des  Dienstverhältnisses  gebührt  dem- 
jenigen Angestellten,  der  bei  seinem  Arbeit- 
I  geber  wenigstens  5  Jahre  ohne  Unter- 
brechung im  Dienste  gestanden  hat,  eine 
I  Abfindung.  Die  Höhe  der  Abfindung  ist 
gleich  dem  dem  Angestellten  bei  Auflösung 
des  Dienstverhältnisses  zustehenden  Monats- 
lohn nach  je  dreijähriger  Dienstzeit.  Die 
Summe  der  Abfindung  kann  aber  in  keinem 
Kalle  den  Jahresarbeitslohn  überschreiten. 
Bei  Festsetzung  der  Abfindungssumme  muß 
die  Quote  einer  jeden  im  Dienste  verbrachten 
dreijährigen  Periode  proportional  berück- 
sichtigt werden  (§  9).  Der  Arbeitgeber  ist 
verpflichtet,  einen  in  der  Zeit  v.  25./V1I.  1914 
bis  21./III.  1919  in  Kriegsgefangenschaft  ge- 
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ratenen  oder  durch  den  Feind  internierten 
oder  als  Cleißel  verh.nfteten  Angestellten,  der 
kurz  vor  seinem  Einrücken  zum  Militär- 
dienste, bzw.  vor  seiner  Internierung  oder 
Verhaftung  als  Geißel  wenigstens  1  Jahr 
ohne  Unterbrechung  bei  ihm  im  Dienste 
gestanden  hat  und  der  seine  persönliche 
Freiheit  nach  Inkrafttreten  der  gegenwär- 
tigen Verordnung  zurückgewinnt,  wieder 
in  seinen  Dienst  zu  nelnuen  (§  14). 

9.  Vollzug.  Strafsätze.  Die  Gewerbe- 
behörde ist  verpflichtet,  die  Fabriken  jedes 
Vierteljahr  wenigstens  einmal  inspizieren  zu 
lassen.  Außerdem  bevollmächtigt  das  Ge- 
werbegesetz den  Minister  für  Ackerbau,  Ge- 
werbe und  Handel,  in  der  Hauptstadt  Buda- 
pest und  in  Gegenden,  in  denen  eine  größere 
Anzahl  von  Fabriken  sich  befindet,  mit  der 
Untersuchung  der  Fabriken  auch  besondere 
Organe  zu  betrauen.  Das  Institut  der  Ge- 
werbeinspektoren  bestand  zu  Zwecken 
der  Industrieförderung  seit  1881,  erhielt  seit 
1887  Arbeiterschutzfunktionen,  wurde  aber 
erst  nach  der  Berliner  Arbeiterschutzkon- 
ferenz durch  das  G.  XXVIII  v.  1893  über 
Arbeitsunfälle  und  Gewerbeaufsicht  organi- 
siert. Sein  Hauptinhalt  ist  der  folgende:  Die  j 
Durchführung  der  auf  das  Gewerbewesen 
bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen  und 
die  Aufgaben  der  Gewerbcpflege  werden  vom 
Handels  minister  innerhalb  der  Grenzen  der 
in  dem  Gesetze  enthaltenen  Verfüg\ingen 
durch  Gewerbeinspektoren  überwacht  (§  8). 
Der  Handelsminister  kann  mit  diesen  Aut- 
gaben auch  Beamte  der  Zentrale  oder  son- 
stige Fachleute  betrauen  (Art.  11).  Die 
Gewerbeinspektoren  üben  die  Fabrikauf- 
sicht aus  und  nehmen  an  der  Industrieförde- 
rung teil  (Art.  13).  Die  Gewerbeinspektoren 
sind  gehalten,  die  Fabriken  und  größeren 
Gewerbeetablissements  jährlich  wenigstens 
einmal  zu  besuchen  (§  4).  Hauptsächlich  soll 
ihr  Augenmerk  darauf  gerichtet  sein:  1.  ob 
die  Bestimmungen  des  Oiewerbegesetzes,  aes 
Gesetzes  über  die  Sonntagsruhe  und  über  die 
Krankenunterstützung  eingehalten  werden, 
2.  ob  das  Gesetz  über  Unfälle  eingehalten 
wird,  3.  welche  Unfälle  vorkamen  und  welches 
die  Folgen  waren,  4.  ub  die  Angestellten  gegen 
Unfall  versichert  sind,  5.  ob  nicht  Miß- 
bräuche (Trucksystem)  bestehen,  welche  den 
Genuß  des  Arbeitseinkommens  verkürzen 
{§  14).  Die  hier  vorgeschriebene  Inspektion 
ist  auf  alle  Fabriken  resp.  gewerbliche  An- 
lagen auszudehnen,  welche  mit  elementaren 
Kräften  arbeitende  Motoren  anwenden  oder 
in  welchen  wenigstens  20  Angestellte  regel- 
mäßig beschäftigt  sind  (§  16).  Außerdem 
wird  noch  eine  Keihe  von  Betrieben  aufge- 
zählt (§  17),  auf  welche  die  gewerbliche  In- 
spektion ausgedehnt  wird.  Nach  Notbedarf 
kann  die  Gewerbeinsiiektion  auch  auf  andere 
induBlriellc  Betriebe  von  der  liecierung  aus- 


gedehnt werden  (§  19).  Der  Gewerbeinspektor 
ist  berechtigt,  alle  zum  Etablissement  ge- 
hörigen Lokalitäten  zu  jeder  Stunde  des 
Tages  zu  besuchen.  Zur  Nachtzeit  oder  von 
8  Uhr  abends  bis  morgens  6  Uhr  darf  er  nur 
den  Teil  des  Etablissements  besuchen,  in  dem 
zu  jener  Zeit  gearbeitet  wird  (§  20).  Der 
Gewerbeinspektor  ist  berechtigt,  an  jeden 
der  Angestellten  im  Bereiche  seines  Wir- 
kungskreises Fragen  zu  stellen,  Ausweise  und 
Dokumente  bez.  des  Inspektionskreises  ein- 
zusehen und  mit  dem  Etablissement  in  Ver- 
bindung stehende  Institute  (Schulen,  Spi- 
täler) zu  besichtigen  (§  21).  Der  Arbeitgeber 
ist  verpilichtet  auf  die  zum  Kreise  der  In- 
spektion gehörigen  Fragen  des  Inspektors  zu 
antworten  und  darf  die  Angestellten  nicht 
hindern,  ihm  ihre  Beschwerden  darzulegen 
(§  22).  Doch  können  Untersuchungen  von 
patentierten  oder  geheimen  Verfahren  ihm 
entzogen  werden,  wenn  nicht  der  Minister 
auf  Beschwerde  des  Inspektors  die  gegen- 
teilige Verfügung  trifft  ( §  23).  Der  Inspektor 
hat  Wohlwollen,  Billigkeit  und  Gerechtigkeit 
den  Interessen  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
gegenüber  an  den  Tag  zu  legen  und  derart 
vorzugehen,  daß  weder  der  Betrieb  noch  das 
Interesse  irgendeines  Teiles  verletzt  werde. 
Er  hat  alles  zu  vermeiden,  was  Zweifel  an 
seiner  Unparteilichkeit  erwecken  könnte 
(§  2ö).  Von  jeder  Inspektion  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen  (§  29).  Ueber  das  Resultat  der 
gewerblichen  Inspektion  ist  alljährlich  an  den 
Handelsmiuister  ein  erschöpfender  Bericht 
abzustatten  (§  31).  Solche  Berichte  scheinen 
seit  dem  Weltkriege  nicht  erschienen  zu  sein. 
Vor  dem  Kriege  (1909)  bestand  die  Inspek- 
tion aus  52  Beamten  und  42  Bergaufsichts- 
beamten. Die  Zahl  der  Revisionen  betrug 
9905,  ferner  520  im  Bergbau  in  9433  Be- 
trieben und  31  Gruben  mit  351028  Arbeitern 
und  35158  Bergarbeitern.  Ueber  die  Zahl 
der  Uebertretungen  und  ihre  Bestrafung 
geben  die  ungarischen  Berichte  keine  Aus- 
kunft. Die  Strafsätze  betragen  bei  Ueber- 
tretung  des  G.XVII  vonl884(Artt.l57— 161, 
1Ü5)  20-200  fl.  In  schweren  Fällen  erfolgt 
Entzug  der  Lehrlingshaltung,  in  Fabriken 
Verbot  der  Verwendung  Jugendlicher  durch 
ein  Jahr  und  Bußen  von  100-311  fl.  (evtl. 
Strafgesetz).  Nach  wiederholter  behörd- 
licher Mahnung  kann  Einstellung  des  Be- 
triebes auf  ein  Jahr  erfolgen.  Die  Bußen 
betragen  bei  Zuwiderhandlung  gegen  das 
Sonntagsruhegesetz  XII  von  1891:  2—600 
Kr.;  gegen  das  Landarbeiterverträgegesetz 
von  1907  bis  100  Kr.  für  jeden  Fall. 

Literatur:  J.  Szterenyif  La  protcetiun  teyule 
iUrs  tt'availleurs  en  Jloiigrie,  Budapest  1900,  — 
UerselbCf  Entwurf  für  ein  neues  uiujarvtches 
Gewerbe-  und  ArbeiterschntzyeselZy  Jena  1908.  — 
J.  Bunzel,  Studien  zur  i^ozial-  und  Wirt- 
schaflxpulitik  Unyams,  Leipzig  190g.  —  E.  de 
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Odalf  Economical  and  Social  Politicg  in  ffun- 
gart/f  Pees  1907.  —  ISehri/ten  der  uvgaii^eften 
Vereiniyvng  für  gefe/zlichen  Arbetierschuiz : 
B,  Chyzer,  VeOrr  die  im  ungaimrhen  Ton- 
warrnyeicerltc  vot  kommenden  Jiirirergiflungen, 
1908.  —  Ht.  Varrö,  Die  Durchführung  der 
ArbrUergehutzgeiielze  in  Ungarn,  J9U8.  —  J?»t- 
mertch  Fereticzi,  Die  JJawtivdW'trte  in  Un- 
garn und  die  /tiidopruler  Deimarbeit,  1908,  — 
H'itlmlm  Friedrich,  Die  JViottphornehrose  in 
Uniiam,  1910.  —  Gdza  Kölns,  Z»r  Frage  der 
Regelung  der  Arbtit^zcit  in  Eisenhütten,  Walz- 
werken und  Clafhü/ten,  1910.  —  Jon.  Of. 
yiajlttth,  Stvditn  über  die  l.andorbeitcrjragt 
in  Ungarn,  Witn  19('4  (Witner  StW.  ütudujt 
VI.  £}.  —  Derselbe,  Die  Arbeiter/tage  itn 
tandw.  Beiriebe,  Z.  f.  Agrarpol.  1908  und  Re- 
vue d'Ee.  pol.  Jnin  1907.  —  O.  v.  Gömöry, 
Der  Ungar.  G.Etilwutf  betr.  landw.  Arbeitti- 
verh.  in  Z.  /.  VW.,  Soz.  Pol.  Venp.,  Wien 
1898.  Ucber  daa  G.  v.  1907  in  Ungar.  Sprache ; 
Harfiiriu«f  A  csrU-dlöiyvi'ny  javatlat  und 
O.  ICdcZf  A  cäeledlöryveny  javaslat  birälata, 
Budapest,  DeuUch  1907 ;  ferner:  E.  lAikäcs, 
Die  virluch.  und  toz.  Lage  den  Eeldtirbeiter- 
atanden  in  Ungarn,  Heidelberg  1910  (IMjts.l.  — 
A  Magyar  Kiidlyi  Jpnrf  liigyeWk  Tevekenygegr 
az  1909,  evben.,  Budapest  1909  (Ge^eerbeintpek- 
torenbericlue.) 


XIV.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Luxemburg. 

1.  Kinder-  und  Fraucnschutz.  2.  Ropelung 
licr  Arbeitszeit.  3.  Gesundheitsschutz  und  Un- 
fallverhütung. 4.  Lohnzahlung.  5.  Vollzug  der 
Gesetz«. 

1.  Kinder-  und  Frauenschutz.  Die  Zu- 
naliiiie  der  industriellen  Bedeutun;;  Luxem- 
burgs naeli  1871,  vor  allem  die  Verwertung 
seiner  Eisenerze  durch  große  Hüttenwerke 
führte  zur  Notwendigkeit  der  Regelung  der 
Arbeitsbedingungen.  Zunächst  beliielt  sich 
die  Regierung  vor,  die  Zulassung  gefiihrlicher 
Hetriebe  u.  a.  an  die  Krfüllung  der  Gesund- 
hcitsintcressen  der  Arbeiter  zu  knüpfen 
(Erl.  V.  17.  VL  1872).  Sodann  wurde 
der  Kinder-  und  Frauenscbutz  durch 
(i.  V.  6./Xn.  1876  in  einer  z.  T.  über  die 
Normen  der  Nachbarländer  gehenden  Weise 
geregelt.  Gemäß  (i.  v.  (i./Xll.  187G  und 
den'  VV.  V.  23./Vin.  1877  und  30./V. 
1883  durften  Kinder  vor  vollendetem!  2.  Jahre 
in  Fabriken  und  Werkstätten,  außerhalb 
des  Familienkreises  nicht  beschäftigt  werden 
(Art.  )).  Seither  ist  durch  G.  v.  lO./VIIL 
1912  über  den  Primärunterricht  dieses  Alter 
auf  13  erhöht  worden.  Kinder  unter  16  Jah- 
ren dürfen  nicht  in  Anstalten  beschäftigt 
werden,  in  denen  Explosivstoffe  verwendet 
und  explodierende  Mischungen  fabriziert 
werden  oder  die  Zubereitung,  Destillation 
oder  Bearbeitung  von  ätzenden  und  gif- 
tigen Substanzen  geschieht  oder  sich  explo- 
sionsfähige  Gase  entwickeln  (Art.   4  der 


V.  V.  23./Vin.  1877).  .Außerdem  ist  Kin- 
dern von  12—14  Jahren  das  Tragen  von 
Lasten  von  mehr  als  10  kg,  Kindern  von 
14—16  Jahren  von  über  15  kg  auf  dem 
Kopf  oder  dem  Rücken  (Art.  7  ders.  V.), 
ferner  den  Arbeitern  unter  16  Jahren  da-s 
Drehen  von  Motoren,  das  Treten  auf  Pedalen, 
der  Dienst  bei  Danipfhähnen  untersagt.  In 
Bergwerken  dürfen  gemäß  G.  v.  30./IV.  1890 
Kinder  unter  16  Jahren  überhaupt  nicht, 
Arbeiter  von  16—18  Jahren  nur  mit  leichter 
Arbeit  unter  Tage  beschäftigt  werden  (V. 
V.  7./L  1891).  Arbeiterinnen  dürfen  auch  im 
Tagebau  und  in  Steinbrüchen  nicht  be- 
schäftigt werden. 

2.  Die  Regelung  der  Arbeitszeit  war 
durch  G.  v.  6 /XII.  1876  nur  auf  Kinder 
und  jugendliche  Arbeiter  beschränkt,  ist 
Jedoch  durch  den  Beilritt  Luxemburgs  zum 
internationalen  Abkommen  von  Hern  und 
G.  V.  3./VIII.  1907  auf  Frauen  erweitert 
worden.  Am  14./X1L  1918  ist  Luxemburg 
durch  großh.  Bcschl.  zum  Achtstunden- 
tage in  allen  konzcssionspfliclitigen  Be- 
trieben und  bei  Bauarbeiten  mit  mehr  als 
20  Arbeitern  übergegangen.  Dadurch  sind 
zum  Teil  die  Vorschriften  des  (iesetzes  von 
1876  hinfällig  geworden;  immerhin  dürfen 
Kinder  unter  14  Jahren  n'clit  länger  als 
8  Stunden  arbeiten  und  die  jugendlichen 
Arbeiter  von  14-16  Jahren  nicht  länger  als 
10  Stunden  (Art.  1.  2  großh.  Beschl.  v. 
2.3./V11I.  1877).  Vor-  und  nachmittags  soll 
eine  halbstündige  und  mittags  eine  cin- 
stündige  Pause  gewälirt  werden.  Nacht- 
arbeit (9.30  Uhr  abends  bis  .^1.30  Uhr  mor- 
gens) ist  den  Arbeitern  unter  16  Jahren 
untersagt  (ti.  v.  6./X1I.  1876  Art.  2).  Die 
Nachtarbeit  der  Frauen  untersagen  das 
G.  v.  3./V1II.  1907  und  großh.  Beschl.  v. 
lO./Xll.  1907  in  würtlieher  Wiedergabe 
des  Berner  internationalen  Cebercinkommens 
v.  26./IX.  19üG.    Das  veraltete  Gesetz  von 

1876  soll  demnächst  durch  ein  den  inter- 
nationalen Uebereinkommen  von  Washington 
und  Genf  entsprechendes  Gesetz  ersetzt 
werden.  Die  Sonntagsruhe  ist  durch  (i.  v. 
21./Vin.  191.3,  AusführBeschl.  v.  21./VIIL 
1914  fniit  Gestattung  von  3  Stunden  Sonn- 
tagsarbeit in  kaufmännischen  Betrieben 
gegen  (iewährung  von  Ersatzruhc)  eingeführt 
worden. 

3.  Gesundheitsschutz  und  Unfallver- 
hütung.   Der  Großh.  Beschl.  v.  23./VI1L 

1877  schrieb  in  Art.  3  vor,  daß  die  Werk- 
räume allen  zum  Schulz  des  Lebens  und  der 
Gesundheit  der  Kinder  nötigen  Fürsorge- 
vorschriften zu  entsprechen  haben;  Brunnen, 
Falltüren  und  Treppenöffnungen  müssen 
verschlossen  sein,  die  Werkstätten  sind 
stets  rein  zu  halten  und  gehörig  zu  lüften. 
Das  SicherheitsG.  v.  15./VI.  1903  bestimmte 
weiter,  daß  eine  großherzogliche  Verordnung 
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Vorschriften  zum  Schutze  des  Lebens  und  \ 
der  Gesundlieit  aller  Arbeiter  und  zwar  in 
der  Industrie  und  im  Handel  7ii  enthalten  \ 
habe.  Dieser  großh.  Beschl.  v.  ll./IH.  1904 
enthält  Bestimmungen  über  Reinlichkeit  der 
Arbeitsplätze,   Raum  für  jeden  Arbeiter, 
i.uttwcchsel.  Beseitigung  schädlicher  Dünste 
und  Gase,  Beleuchtung,  Heizung,  Aborte, 
Verhütung  von  Unfällen  durch  Maschinen 
usw.,  Feuerverhütung,  Verbot  alkoholischer  [ 
Getränke  usw.   Für  den  Bergbau,  Tagebau, 
Steinbrüche  enthält  der  Beschl.  v.  7./L  1891 1 
die  entsprechenden  Verhaltungsmaßregeln, : 
für  Bau-  und  Erdarbeiten  der  großli.  Beschl.  j 
V.  22./Vni.  1908.  Durch  G.  v.  3./VIII.  1907 
hat  Luxemburg  sich  dem  internationalen 
Weißphosphorverbot  in  der  Zündholz- 
industrie angeschlossen. 

4.  Lohnzahlung  (GG.  v.  12./VIL  1895 
19./VII.  189,0  und  AbändG.  v.  7./VIII  1906). 
Der  Lohn  muß  mindestens  zweimal  monatlich 
in  kursfähigeni  Gelde  ausgezahlt  werden  (Art. 
1,  4).  Die  Zahlung  darf  nicht  in  Wirtschaften, 
Läden  stattfinden.  Lohnabzüge  für  Werk- 
zeuge und  Arbeitsmaterialien  sind  gestattet 
(Art.  2).  Diese  Bestimmungen  beziehen  sich 
weder  auf  die  Landarbeiter  noch  auf  Dienst- 
boten. Bei  einem  täglichen  Verdienst  von 
weniger  als  6  Fr.  (bei  Handelsangestellten 
1500  Fr.  jährlich)  darf  bei  Arbeitern  und  Ge- 
sinde höchstens  '/^  bzw.  '/lo  abgetreten  oder 
gepfändet  werden,  bei  höherem  Einkommen 
höchstens  7b  und  '/s- 

5.  Vollzug  der  Gesetze  (G.  v.  22./V. 
1902).  Strafsätze.  Mit  der  Ueberwachung 
der  Arbeiterschutzgesetze  mit  Ausnahme  der- 
jenigen für  Bergwerke  und  Steinbrüche,  die 
der  Minenverwaltung  unterstellt  sind,  sind 
zwei  Inspektoren,  eine  Inspektorin  und  ein 
Arbeiterdelegierter  betraut,  mit  dem  Recht 
des  jederzeit  freien  Eintritts  und  dei  Lohn- 
listeneinsicht. Die  Arbeiterdelegierten  wer- 
den aus  einer  Liste  von  drei  Kandidaten  er- 
nannt, die  von  den  Krankenkassen  und  den 
von  den  Arbeitsinspektoren  einberufenen 
und  präsidierten  Versammlungen  der  Mit- 
glieder vorgeschlagen  werden.  Die  Arbeiter- 
schaft der  revisionspflichtigen  Betriebe  be- 
trug 1913:  25927  (davon  1331  weibliche) 
Personen.  In  Bergbau  und  Steinbrüchen 
6706.  Die  Stratsätze  betragen  für  jede  Ueber- 
tretung  des  Frauen-  und  Kiuder^esetzes 
5-10  Fr.,  bei  Rückfall  15-25  Fr.  Maxima 
200  und  500  Fr  ;  für  Uebertretun»-  der 
übrigen  Gesetze:  26—200  Fr. 

Literatur:  Das  ATlmlerrecht.  Bearb.  v.  Staats- 
minulerinm,  Luxemburg  l'JOS.  —  Utbfr  die  am 
II. II.  I'JI'J  eingesetzten  und.  am  Jl.jjfl.  l'jgi 
axi/gcliobnien  lietriebmte:  E.  Mireaux,  Les 
crnimh  d-Hiine  dann  le  Grand-[Jucki  de  iMxem- 
bourg,  Revue  de  Pari»,  IjlX.  1921. 


XV.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Bulgarien. 

Neben  der  Landwirtschaft  seiner  klein- 
bäuerlichen Bevölkerung  betreibt  Bul- 
garien Staatsbergwerke  und  einige  Textil- 
waren- und  Zigarettenfabriken  und  Heim- 
arbeit. Dem  Schutze  dieser  Arbeiter  dienten 
die  der  österreichischen  GO.  nachgebildeten 
GG.  V.  20./VI./3./VII.  1903,  betr.  die  Or- 
ganisation des  Handwerks  und  der  Berufs- 
verbände (abgeändert  27./II1./9./IV.  1910), 
sowie  das  G.  v.  23./III./5./IV.  1905  über  die 
Arbeit  der  Frauen  und  Kinder.  Hierzu 
kam  einFeiertagsruheG.  v.  7./20./II.  1911,  das 
eine  Wochenruhe  von  36  Stunden  (in  den  In- 
dustrien und  Baugewerben  von  Sonnabend  5, 
den  Handwerkern  von  6  Uhr  an)  gewährt; 
ferner  14  Stunden  an  18  Feiertagen.  Den 
Beschluß  machte  der  Erlaß  des  Gesetzes 
betr.  dieHvgiene  und  Sicherheit  der  Ar- 
beit v.  5./18./IV.  1917.  Das  Geltungsgebiet 
ist  erweitert.  Während  dem  Gesetz  über  die 
Arbeit  der  Frauen  und  Kinder  alle  indu- 
striellen Betriebe  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  der  daselbst  Beschäftigten,  sowie  die 
Heimarbeit  mit  mehr  als  5  farailienfremden 
Frauen  oder  Kindern  unterstanden,  findet 
das  Gesetz  von  1917  (Art.  1)  Anwendung  auf 
alle  Industrie-,  Handwerks-,  Handels-,  Bau- 
und  Transportunternehinungen,  sowie  auf 
die  Heimarbeit,  ausgenommen  Familien- 
betriebe, die  nicht  der  Kategorie  der  gefähr- 
lichen oder  schädlichen  Arbeiten  angehören. 
Bis  1911  durften  ferner  in  Handwerks- 
und industriellen  Betrieben  Kinder  unter 
12  Jahren  nicht  beschäftigt  werden;  doch  war 
in  der  Industrie  eine  ausnahmsweise  Be- 
schäftigung von  10— 12jährigen  Kindern 
außerhalb  der  Unterrichtsstunden  in  ge- 
wissen Betrieben  zulässig.  Nunmehr  durften 
Kinder  unter  12  Jahren  und  solche  unter 
14  Jahren  vor  Abschluß  des  Elementar- 
unterrichts in  allen  geschützten  Betrieben 
überhaupt  nicht  beschäftigt  werden  (Art.  13). 
Nach  den  Vorschriften  von  1905  durften 
Knaben  unter  15  Jahren  und  Frauen  jeden 
Alters  nicht  zu  Untertagearbeiten  in  Berg- 
werken und  Steinbrüchen,  Jugendliche  unter 
18  Jahren  nicht  in  gesundheits-  oder  lebens- 
gefährlichen Betrieben  verwendet  oder  als 
Lehrlinge  in  Handwerksbetrieben,  die  das 
Leben  und  die  Gesundheit  gefährden  und 
die  Körperkräfte  der  Lehrlinge  übersteigende 
Arbeiten  erfordern,  aufgenommen  werden. 
Demgegenüber  weist  das  Gesetz  von  1917 
eine  Reihe  von  Arbeitsverboten  für  Jugend- 
liche unter  16  bzw.  18  Jahren  und  Frauen 
auf  (Artt.  14, 15).  Durch  kgl.  Ukas  kann  das 
Verzeichnis  der  den  Jugendlichen  und  Frauen 
verbotenen  Arbeiten  erweitert  oder  gekürzt 
werden,  wenn  es  die  Arbeitsbedingungen  oder 
die  Fortschritte  der  Technik  erheischen  oder 
gestatten.     Ebenso  können  für  gefährliche 
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oder  schädliche  Arbeiten  besondere  Arbeits- 
bedingungen aufgestellt  werden  (Art.  16). 
Die  Zulas.sung  von  Jugendlichen  beider  Ge- 
schlechter unter  18  Jahren  zur  Arbeit  ist 
wie  bisher  an  die  Beibringung  eines  Arbeits- 
buches gebunden  (Art.  17).  Nach  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  von  1905  durften  in 
der  Industrie  Kinder  unter  15  Jaliren  höch- 
stens 8,  Frauen  jeden  Alters  höchstens  10 
Stunden,  bei  der  Heimarbeit  mit  mehr  als5  fa- 
milicnfrcmden  Krauen  oder  Kindern  überdies 
Kinder  von  10—12  Jahren  höchstens  6,  im 
Handwerk  Lehrlinge  unter  15  Jahren  höch- 
stens 8,  solclie  zwischen  15  und  16  Jahren 
höchstens  10  Stunden  einsclilii'ßlicli  der 
Schulzeit  beschäftigt  werden;  für  erwachsene 
Männer,  im  Handwerk  auch  für  Frauen, 
war  eine  Höchstarbeitszeit  nicht  vor- 
geschrieben. Das  Gesetz  von  1917  (Art.  18) 
schreibt  in  den  ihm  unterstellten  Betrieben 
eine  tägliclie  Höchstarbeitszeit  von  8  Stun- 
den für  Kinder  und  Jugendliche  unter 
16  Jahren,  von  10  Stunden  für  Jugendliche 
unter  18  Jahren  und  Frauen  und  von  11 
Stunden  für  Männer  über  18  Jahre  vor. 
Nachtarbeit  (Art.  18,  Abs.  2  und  3)  war 
schon  bisher  in  der  Industrie  für  Kinder  unter 
15  Jahren  verboten.  Das  V'erbot  ist  1917 
für  alle  unter  das  neue  Gesetz  fallenden  Be- 
triebe auf  Jugendliche  unter  18  Jahre  aus- 
gedehnt worden.  Frauen  ohne  Unterschied 
des  Alters  bleiben  auch  fernerhin  von  jeder 
Nachtarbeit  ausgeschlossen;  als  Nacht- 
arbeit gilt  die  Zeit  von  8  Uhr  abends  bis 
6  Uhr  morgens;  erlaubte  Nachtarbeit  darf 
höchstens  10  Stunden  dauern.  Ausnahmen 
von  den  Arbeitszeit-  und  Nachtarbeits- 
vorschriften (Art.  18,  Anmerkung)  können 
für  Betriebe  und  Arbeiten,  deren  Arbeits- 
bedingungen dies  erfordern,  durch  kgl.  Ukas 
(kürzere  Arbeitszeit  oder  Schichtwechsel) 
vorgeschrieben  werden;  desgleichen  kann 
infolge  unvorhergesehener  Umstände  oder 
wenn  es  unbedingt  notwendig  ist,  eine  be- 
sonders zu  entlohnende  Arbcitszcitverlänge- 
rung,  sowie  sonst  verbotene  Nachtarbeit 
gestattet  werden;  diese  Ausnahmebewilli- 
gungen dürfen  sich  jedoch  nicht  auf  Jugend- 
liche beider  Geschlechter  unter  16  Jahren 
erstrecken.  Das  Gesetz  von  1917  schreibt 
(Art.  19)  eine  bis  3  Arbeitspausen  in  der 
Gesamtdauer  von  mindestens  2  Stunden  vor, 
wobei  die  Mittagspause  wenigstens  1  Stunde 
betragen  muß.  Bei  mehr  als  Sstündiger 
Nachtarbeit  ist  gegen  Mitternacht  eine  ein- 
stündige Pause  zu  gewähren.  Die  Beschäf- 
tigung in  unmittelbar  aufeinanderfolgenden 
Tag-  und  Nachtschichten  ist  unstatthaft; 
zwischen  Tag-  und  Nachtarbeit  oder  umge- 
kehrt muß  eine  mindestens  12  stündige 
Ruhezeit  (bisher  eine  solche  von  8  Stunden, 
jedoch  nur  für  Knaben  über  13  Jahren  in 
kontinuierlichen     Feuerbetrieben)  liegen. 

HaudworterbQcb  der  StaatswiBscnBchaften.   4.  Aufl. 


Hatten  früher  nur  in  der  Industrie  beschäf- 
tigte Frauen  jeden  Alters  und  Kinder  unter 
15  Jahren  auf  einen  arbeitsfreien  Tag  in  der 
Woche  Anspruch,  so  gewährt  das  Gesetz  von 
1917  allen  Arbeitern  in  den  ihm  unterstellten 
Betrieben  eine  wöchentliche  ununterbrochene 
36stündige  Ruhezeit.  Auch  der  Wöchne- 
rinnenschutz wurde  erweitert  (Art.  21). 
Die  bisherigen  gesetzlichen  Vorschriften 
sahen  lediglich  ein  Arbeitsverbot  für  4,  aus- 
!  nahmsweise  für  3  Wochen  für  Wöchnerinnen 
bei  Offcnhaltung  des  Arbeitsplatzes  ohne 
Entlohnung  vor.  Nach  dem  Gesetze  von 
1917  dürfen  schwangere  Frauen  und  Wöchne- 
rinnen während  insgesamt  8  Wochen,  davon 
bis  zu  4  Wochen  vor  der  Entbindung,  nicht 
beschäftigt  werden.  Sie  gelten  während 
dieser  Zeit  als  beurlaubt  und  erhalten  den 
halben  Arbeitslohn.  Entlassung  wegen 
Schwangerschaft  ist  ausdrücklich  verboten. 
Während  weiterer  6  Monate  ist  nach  der 
Niederkunft  Arbeiterinnen  jeden  Samstag 
ein  um  2  Stunden  früherer  Arbeitsschluß 
bei  ungekürztem  Arbeitslohne  zur  Besorgung 
ihres  Säuglings  zu  gewähren.  Die  Gesund- 
heits-undSicherlicitsvorschrif  ten(Artt. 
3-12,  22-24)  sind  ausführlicher  als  bisher 
und  gelten  nunmehr  für  alle  Arbeiter,  nicht 
nur  für  Betriebe  mit  Frauen  und  Kindern. 
Nötigenfalls  kann  der  Handelminister  nach 
Anhörung  des  obersten  Arbeitsrates  die 
Arbeitgeber  zur  Errichtung  von  Arbeiter- 
wohnungen mit  Steuerfreiheit  verpflichten 
(Art.  10).  Betriebe  mit  mehr  als  10  Arbeitern 
müssen  einen  eigenen  Arbeiterarzt  haben,  der 
vom  Unternehmer  gewählt  und  vom  Han- 
delsministerium bestellt,  entlassen  und  auf 
Kosten  des  Unternehmers  bezahlt  wird,  sowie 
dem  Handelsministerium  untersteht;  mehrere 
Unternehmer  können  gemeinsam  einen  Ar- 
bciterarzt  halten  (Art.  22).  Gemeinden 
mit  mehr  als  1000  Arbeitern  müssen  eigene 
Arbeiterärzte  halten,  denen  die  Rechte  der 
Arbeitsinspektoren  zukommen;  die  Kosten 
ihrer  Bezahlung  kann  die  Gemeinde  von  den 
Unternehmern  einhoben;  die  ärztliche  Be- 
handlung der  Arbeiter  und  ihrer  Familien 
in  staatlichen  oder  Gemeindckrankenan- 
stalten  erfolgt  kostenlos  (Art.  24).  In  bezug 
auf  den  Vollzug  sah  bereits  das  Frauen- 
und  Kinderarbeitsgesetz  von  1905  einen 
eigenen  Inspektionsdienst  vor,  der  bis  zur 
Ernennung  von  Arbeitsinspektoren  einem 
speziell  in  den  Städten  zu  organisierenden 
ögliedrigen  Arbeiterkomitee  obliegen  sollte. 
Das  Gesetz  von  1917  enthält  besondere 
Vorschriften  über  die  Organisation  der 
Arbeitsinspektion  (Art.  25).  Danach  liegt 
die  Aufsicht  über  die  Durchführung  des  Ge- 
setzes sowie  der  Ausführungsverordnungen 
dem  Handelsministerium  ob,  das  die  nötige 
Anzahl  von  Haupt-  und  Kreisinspektoren 
bestellt.  Zu  Arbeitsinspektoren  können  nur 
Bd.  1  37 
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Personen  mit  vollendeter  höherer  technischer, 
medizinischer,  juristischer  und  national- 
ökonomischer Bildung,  im  Notfall  auch  Per- 
sonen ohne  solche,  aber  mit  genügender 
praktischer  Erfahrung  ernannt  werden.  Für 
jeden  Kreis  mit  mehr  als  1000  Arbeitern 
wird  ein  von  den  dortigen  Arbeitern  ge- 
wählter Gehilfe  des  Kreisinspektors  bestellt, 
dessen  Wahl  und  Befugnisse  im  Verordnungs- 
wege geregelt  werden.  Die  Arbeitsinspek- 
toren haben  jederzeit  freien  Zutritt  zu  sämt- 
lichen Räumen  der  dem  Gesetz  unterstellten 
Betriebe  und  können  die  Arbeiter  nach  Be- 
lieben einvernehmen  (Art.  27).  Jede  Be- 
sichtigung ist  im  Eevisionsbuche  des  Be- 
triebes zugleich  mit  den  Bemerkungen  über 
wahrgenommene  Unregelmäßigkeiten  ein- 
zutragen. Ueber  beobachtete  Uebertretungen 
des  Gesetzes  und  der  Ausführungsverord- 
nungen haben  die  Inspektoren  ein  Protokoll 
aufzunehmen.  Sie  sind  zur  Geheimhaltung 
der  Betriebsgeheimnisse  und  zur  Erstattung 
eines  jährlichen  Berichtes  verpflichtet  (Art. 
28).  Als  Beirat  zur  Durchführung  des  Ge- 
setzes wird  im  Handelsministerium  ein 
oberster  Rat  für  Arbeit  und  Arbeiterver- 
sicherung aus  Vertretern  sämtlicher  zu- 
ständigen und  beteiligten  Kreise  gebildet 
(Art.  26). 

Die  Strafmaße  (Art.  30)  sind  im  Gesetz 
von  1917  durchweg  erhöht  worden.  Sie  be- 
trugen bei  üebertretung  der  Gesundheits- 
schutzvorschriften bis  200  und  bis  500  Lewa, 
bei  ungenügender  Maschinensicherung  bis 
1000  Lewa;  Kinder-  und  Frauenschutz: 
50  Lewa  für  jede  gesetzwidrig  beschäftigte 
Person,  Maximum  2000  Lewa.  Gefälirdet  die 
Widersetzlichkeit  eines  Arbeitgebers  Leben 
und  Gesundheit  der  Arbeiter,  so  kann  die 
Schließung  des  Betriebes  verfügt  werden 
(Art.  31). 

Durch  die  Einführung  der  Arbeits- 
pflicht durch  das  G.  v.  5./VI.  1920  werden 
die  Interessen  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung über  die  einer  Klasse  hinaus  zum 
Range  eines  allgemeinen  sozialen  Interesses 
erhoben. 

Alle  bulgarischen  Staatsangehörigen  bei- 
derlei Geschlechts,  und  zwar  die  Männer  vom 
vollendeten  20.,  die  Mädchen  vom  vollendeten 
16.  Altersjahre  ab,  unterliegen  der  Arbeits- 
pflicht, d.  h.  der  obligatorischen  Gemein- 
schaftsarbeit. Die  Arbeitspflicht  bezweckt: 
a)  die  Arbeitskräfte  des  Landes  gemein- 
schaftlich zu  organisieren  und  nutzbar  zu 
machen,  um  die  Erzeugung  und  die  Wohlfahrt 
des  Landes  zu  fordern;  b)  bei  den  Bürgern 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  gesellschaftliche  Stel- 
lung und  ihre  Vermögensverhältnisse  die 
Liebe  zur  Gemeinschaftsarbeit  und  zur 
körperlichen  Betätigung  zu  wecken;  c)  den 
sittlichen  und  wirtschaftlichen  Zustand  des 
Volkes  zu  bessern,  beim  Bürger  das  Bewußt- 


sein seiner  Pflicht  gegen  sieh  selbst  und  die 
Gesellschaft  zu  pflegen,  sowie  ihn  zu  zweck- 
mäßiger Betriebsweise  in  allen  Zweigen  der 
Volkswirtschaft  anzuleiten. 

Literatur:  H-  Januloff  ATbeiisinspektion  und 
soziale  Gesetzgebung  (Bulgar.J,  Sofia  2906.  — 
Ch.  Mfyutafoff,  Legülation  ouvriere  et  in- 
dustrielle  en  BulgaHe  in :  Mouvement  econ. 
Janr.  1907.  —  G.  Entscheff,  Die  Industrie 
Bulgariens,  Zürich,  Leipzig  1915. 


XVL  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Italien. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung.  1.  Vor- 
industrielle Epoche.  2.  Großindustrielle  Epoche. 
B.  Geltendes  Recht.  1.  Schutz  der  Jugend- 
lichen und  Frauen,  a)  Geltungsgebiet,  b)  Schutz 
der  Kinder  und  Jugendlichen,  c)  Arbeitszeit, 
d)  Nachtarbeit,  e)  Schutz  der  Wöchnerinnen, 
f)  Wochenruhe.  2.  Arbeitsordnungen.  3.  Gesund- 
heits-,  Sicherheits-,  Sittlichkeitsschutz  und  Un- 
fallverhütung. 4.  Bäckerschutz.  5.  Sonder- 
schutz der  Landarbeiter  im  Reisbau.  6.  Voll- 
zug und  Strafen. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

1.  Vorindustrielle  Epoche.  Das  Italien  der 
Antike  hat  das  wirtschaftliche  Erbe  Griechen- 
lands und  Karthagos  angetreten,  aber  mili- 
tärisch-fiskalische Einrichtungen  —  Staats- 
bergwerke, Staatsfabriken,  in  der  Kaiserzeit 
Zwangskorporationen,  Preistaxen  —  an  die  Stelle 
der  händlerischen  Bewegungsfreiheit  seiner  Vor- 
gänger gesetzt.  Diese  Monopole  und  Bindungen 
verschärften  sich  im  byzantinischen  Reich; 
der  Kontakt  mit  dem  Orient  und  der  enorme 
Luxus  der  Hauptstadt  führten  zur  Entwicklung 
des  Verlagssystems  in  der  Seidenweberei  Grie- 
rhenlands  (Theben,  Korinth,  Patras),  das  durch 
S)Ter,  Juden,  Armenier  organisiert  war.  Von 
Theben  aus  wnirden  solche  Arbeiterkolonien 
nach  Lucca  und  Venedig  verpflanzt  und  mit 
ihnen  das  Verlagssystem,  das  in  der  floren- 
tinischen  Wollindustrie  seine  klassische  Organi- 
sation erfuhr.  Von  den  Herrenzünften  der  Händ- 
ler beeinflußt,  wurden  die  kleinen  Leute  in 
ständiger  Verschuldung  erhalten ;  sie  durften  nicht 
für  eigene  Rechnung  arbeiten,  keine  eigene  Zunft 
gründen.  Daher  ihr  Kampf  gegen  Lohndruck 
und  Ausbeutung  (Truckverbot,  Mindestlohn). 
In  der  Einleitung  ist  bereits  der  Kämpfe 
gedacht  worden,  durch  die  1378  in  Florenz 
vorübergehend  solche  Forderungen  im  Auf- 
ruhr des  Ciompi  diuchgesetzt  wurden.  Diese 
Kämpfe  wiederholen  sich  in  Siena,  in  Lucca. 
In  Lucca  ziehen  die  Stracchioni  am  l./V.  1531 
mit  Waffen  unter  Trommelschall  ins  Rathaus, 
um  gegen  die  Herabsetzung  des  Lohntarifs  dm-ch 
die  Patrizier  Einspruch  zu  erheben  und  das  Recht 
zu  erzielen,  auf  eigene  Rechnung  zu  arbeiten. 
Sie  erzielen  eine  günstige  Revision  der  Mindest- 
löhne 1570.  So  durchbricht  die  Arbeiterbewegung 
das  Prinzip  des  Höchstlohns,  das  auf  die  Teue- 
rungspolitik des  sinkenden  weströmischen  und 
des  byzantinischen  Reiches  zurückgeht  und  in 
allen  Städten  mit  patriarchalischem  Regiment  er- 
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halfen  blieb.  Daneben  wurden  Verbote  der  Ent- 
lohnung in  Waren  erlassen  in  Florenz  (1394, 1444, 
1466),  in  Venedig  (1428,  1472),  in  Genua  (1479, 
1506,  1558,  1578).  Venedig  allein  scheint  auch 
den  Lehrlingsschutz  eingeführt  zu  haben. 
Seit  G.  V.  lU./III.  1396  müssen  alle  Lehrverträge 
den  Gerichten  (giustizieri)  vorgewiesen  und  von 
ihnen  genehmigt  werden.  Kein  Lehrling  war 
vor  zurückgelegtem  13.  Lebensjahre  aufzu- 
dingcn.  Dieses  Gesetz  wurde  durch  G.  v.  25./IX. 
1402  auf  die  Dienstboten  erweitert.  Händler  und 
Handwerker  haben  der  Giustizia  Vecchia  nach 
G.  v.  5./VI11-  1468  die  Zahl  ihrer  Arbeiter, 
ihre  Löhne,  die  Kontraktdauer  anzugeben.  Diese 
Behörde  war  befugt,  mit  Bußen  vorzugehen, 
wenn  ihr  die  Arbeitsbedingungen  der  armen 
Knaben  zu  ungünstig  erschienen.  Die  Arbcit.s- 
zeit  ist  in  der  Hegel  ab  ortu  solis  usquc  ad  oc- 
casum  (z.  B.  Fcrrara,  Statuten  1534  S.  236). 
Nachtarbeit  wird  in  den  Zunfikapitolaren 
Venedigs  von  1278  den  Glasarbeitern  von  Murano 
nach  dem  Läuten  der  Glocke,  die  von  St.  Maria 
von  Murano  zu  den  Vigilien  ruft  (Art.  48)  ver- 
boten. -Vber  1286  wird  bestimmt,  daß  Mcisters- 
söhne  zur  Bcrufslehre  Tag  und  Nacht,  ausge- 
nommen an  68  Festtagen,  arbeiten  dürfen. 

Der  Niedergang  der  italienischen  Volkswirt- 
schaft vom  17.  bis  Milte  des  18.  .lahrh.  führte 
zur  Auswanderung  von  Seidenarbeitern  und 
-Unternehmern,  obwohl  betriebstechnisch  die 
italienische  Textilindustrie  allen  anderen  Ländern 
vorausging;  geht  doch  der  Betrieb  von  Spinne- 
reien mit  Wasserkraft  auf  das  vom  Engländer 
Lombo  1719  abgelauschte  italienische  Vorbild 
zurück.  In  diesen  bald  manufakturmäUig  organi- 
sierten Betrieben  herrschte  Kinder-  und  Fraiieii- 
arbeit  vor.  Daher  wurde  von  der  österreichi- 
schen Regierung  in  Lnmbardo-Veneticn  das 
Josephinische  Kinder.schutz(;.  v.  20./XI.  1786 
in  Kraft  gesetzt  und  am  12 /IX.  1818  eine 
kais.  Entschließung  erlassen,  durch  die  die 
Schulpflicht  eingeführt  wurde. 

2.  Großindustrielle  Epoche.  Die  Anfänge 
der  großindustriellen  Epoche  fallen  für  die  Seiden- 
industrie in  Como,  Sondrio,  Mailand,  Bergamo, 
für  die  Baumwollindustrie  in  Brescia  und  Mai- 
land in  den  Zeitraum  von  1820-1835.  Die 
Indnstricbevülkerung  steigt  1800-1840  von 
800  000  auf  2^'..  Mill.  (G.  Sacchi).  Aber  die 
Niedrigkeit  der' Löhne  zwang  die  Eltern,  ihre 
Kinder  der  Schule  zu  entziehen,  die  ihnen  auf- 
erlegten Bußen  erwiesen  sich  als  uneinbringlich; 
fast  ein  Fünftel  aller  Fabrikarbeiter  in  Sardinien 
war  unter  15  Jahre  alt,  und  arbeitete  12—14 
Stunden.  1838  begann  der  Arzt  Dr.  Bianchi  die 
Kampagne  für  gesetzlichen  Kinderschutz,  ge- 
stützt auf  das  Vorbild  Englands  (Gesetz  von 
1833).  Eine  Regierungsenquete  von  1839  ergab 
die  Unzulänglichkeit  des  Schulreglements  (§  64 
Art.  IX)  von  1818  und  führte  scliließlich  unter 
Mitwirkung  von  Sacchi,  Petitti,  Correnli  zur 
vizekönigl.  V.  v.  ll./XII.  1843:  In  Betrieben 
mit  über  20  Personen  dürfen  Kinder  unter  9  Jah- 
ren nicht  zugelassen  werden,  bei  Gefahr  für  Ge- 
sundheit und  Leben  erst  nach  dem  14.  Lebens- 
jahre. Die  Arbeitszeit  beträgt  10  Stunden  im 
Maximum  für  9-12jährige,  12  Stunden  für 
12  — 14 jährige.  Ruhepausen  werden  angeordnet, 
aber  ihre  Dauer  nicht  fi.xiert.  Die  Nachtarbeit 
ist  den  9  — 12jährigen  verboten.  Körperliche 
Züchtigung  ist  untersagt;  ein  zweistündiger  täg- 


licher Schulunterricht  hat  bis  zum  12.  Jahre  zu 
dauern.  Die  Lokalbehörden,  welchen  Aerzte 
zuzuteilen  sind,  über  die  Aufsicht  aus.  Ueber- 
tretungen  werden  mit  Buße  bis  zu  50  fl.  be- 
straft. Durch  V.  V.  20./XI.  1859  wurde  die 
Arbeit  von  Kindern  unter  10  Jahren  im  Berg- 
bau verboten.  Nach  der  Einigung  des  König- 
reichs begannen  sofort  (am  6./X1I.  1870,  Ent- 
wurf Lanza)  Versuche,  diese  ersten  Kinder- 
schutzvcrordnungen,  deren  Vollzug  alles  zu 
wünschen  ließ,  durch  ein  neues  Gesetz  zu  er- 
setzen. Alle  scheiterten,  nur  das  von  Guerzoni 
beantragte  gesetzliche  Verbot  der  Mitnahme  von 
Kindern  durch  Hausiererfand  durch  G.v.  21./XII. 
1873  Annahme.  Man  wartete  das  Vorgehen 
Frankreichs  und  Belgiens  ab.  Erst  der  am  31./1. 
1884  eingebrachte  Entwurf  Berti  wurde  zum  G. 
V.  11. /II.  1886  über  die  Kinderarbeit.  Es  be- 
zieht sich  aufallcmotorischenBetriebe;  auf  nicht- 
motorische,  wenn  sie  mindestens  10  Arbeiter 
regelmäßig  beschäftigen.  Das  Zulassungsalter 
beträgt  9  Jahre  in  der  Industrie,  10  Jahre  in 
Bergwerken  unter  Tage.  Bis  zum  Alter  von  15 
Jahren  wird  ein  ärztliches  Tauglichkeitszeugnis 
vor  der  Zulassung  verlangt  (Art.  1).  Zu  gefähr- 
lichen und  gesundheitsschädlichen  Arbeiten, 
deren  Verzeichnis  ein  Dekret  zu  veröffentlichen 
hat,  dürfen  Arbeiter  unter  16  .lahrcn  nicht  zu- 
gelassen werden  (Art.  2),  von  9-12  Jahren 
beträgt  die  Arbeitszeit  8  Stunden,  von  da  an  ist 
sie  unbeschränkt  (Art.  3).  Nachtarbeit  wagte 
das  Gesetz  nicht  zu  verbieten;  das  Verbot  wurde 
in  das  Ausführungsdekret  v.  17./IX.  1886  Art.  9 
aufgenommen.  liier  wird  Nachtarbeit  (ohne 
Fixierung  ihrer  Dauer)  als  gefährliche  Arbeit  den 
9-12jährigcn  untersagt,  und  auf  6  Stunden 
für  12  — 15jährige  beschränkt.  Aber  in  ununter- 
brochenen Betrieben  kann  auch  Nachtarbeit  der 
9  — 12jährigen  bis  zu  6  Stunden  bewilligt  werden. 
Der  Vollzug  lag  in  den  Händen  der  Berginge- 
nieure und  Intlustrieinspektoren  (einer  zur  In- 
dustrieförderung im  Sinne  des  Colbertismus  einge- 
setzten Behörde).  Das  Gesetz  gestattete  somit 
die  Kinderausbeutung  namentlich  im  Bergbau;  in 
den  Schwefelgruben  Siziliens  wurden  zur  Kosten- 
ersparnis Kinder  rücksichtslos  in  den  engsten 
Gängen  verwendet;  das  Gesetz  übte  als  Vorbild 
auf  .Spanien  und  Rumänien  die  schädlichste  Wir- 
kung aus.  Der  Schutz  der  Frauen  war  unter- 
blieben. Diese  Lücke,  die  nach  der  internatio- 
nalen Arbeiterschutzkonferenz  von  Berlin,  1890, 
besonders  sichtbar  geworden  und  nach  den 
Fortschritten  der  französischen  Gesetzgebung 
sich  atich  mit  Konkurrenzmotiven  nicht  be- 
mänteln ließ,  suchten  bereits  die  Abg.  Luzzatti, 
Minghetti,  dann  Lacava  (1893),  Guiccarduni 
1897),  Coccö-Ortu  (1898),  Fortis  (1899),  Car- 
cano  (1900)  zu  beseitigen.  Endlich  wurde  der 
von  letzterem  vorgelegte  Antrag  und  em 
1901  eingebrachter  sozialistischer  Initiativ- 
antrag (Agnini,  Turati  und  Gen.)  zu  einem 
Kommissionsentwurf  verarbeitet  und  zum 
geltenden  G.  über  die  Arbeit  der  Frauen  und 
Jugendlichen  v.  19./VI.  1902  und  Reglement 
v.  29./I.  1903.  Das  Gesetz  erhöhte  das  Zulas- 
sijngsalter  auf  12  Jahre,  schränkte  die  Arbeits- 
zeit unter  16  Jahren  auf  11  und  für  Arbeiterinnen 
über  15  Jahre  auf  12  Stunden  ein.  Durch  G.  v. 
29./VI.  1902  erfolgte  die  Schaffung  eines  arbeits- 
statistischen Amtes  (Regl.  29./I.  1903).  Zur 
Sicherung  des  Vollzugs  der  italienischen  Ar- 
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beiterschutzgesetzgcbung  und  zur  Verhütung  des 
Handels  mit  Italienerkindern  nach  französischen 
Glashütten  schlössen  sodann  Frankreich  und 
Italien  den  ersten  Arbeiterschutz  vertrag, 
der  durch  fi.  v.  29./IV.  1904  ratifiziert  wurde.  Ein 
G.  V.  7./VII.  1907  führt  die  Sonntagsruhe  ein. 
Die  Nachtarbeit  in  Bäckereien  wurde  durch 
G.  V.  22./III.  1908  (V.  V.  28./VI.  1908)  verboten. 
Das  Verbot,  eine  ständige  Forderung  der 
Bäckereiarbeiterkongresse  (Brescia  1883,  Turin 
1884),  war  zum  erstenmal  in  Turin  durch  einen 
Gemeinderatsbeschluß  v.  6./XII.  1904,  der  am 
2./V.  1906  in  Kraft  trat,  verwirklicht  worden; 
den  gegen  diesen  Beschluß  wegen  Verfassungs- 
widrigkeit erhobenen  Rekurs  wies  der  Kassa- 
tionshof in  Rom  am  21. /IV.  1906  ab.  Auf  ein 
Gutachten  des  ständigen  Arbeitsausschusses  hin 
unternahm  dann  das  Arbeitsamt  eine  Erhebung 
über  die  mit  der  Brotbereitung  beschäftigten 
Arbeiter.  (Ministero  di  agricultura,  industria  e 
commercio.  Ufficio  del  lavoro.  Inchiesta  sul 
lavoro  notturno  dei  fornai,  Serie  B,  Nr.  14,  1906). 
Am  24./V.  1906  lud  der  obere  Arbeitsrat  auf 
Grund  dieser  Erhebung  die  Regierung  ein,  einen 
Gesetzentwurf  auf  folgender  Grundlage  vorzu- 
bereiten: o)  Aufhebung  der  Nachtarbeit  (9  Uhr 
abends  bis  4  Uhr  morgens)  in  der  Bäckerei; 
b)  Gestattung  von  Ausnahmen  für  außerordent- 
liche Umstände  wie  Messen  und  unvorhergesehene 
Zuwanderung;  c)  Errichtung  eines  paritätischen, 
vom  örtlichen  Gesundheitsbeamten  präsidierten 
Arbeitsnachweises  in  jedem  Bevölkerungszen- 
trum. (Atti  del  Consiglio  Superiore  del  lavoro, 
VII  Sessione,  maggio  1906.  Pubblicazioni  dell' 
Ufficio  del  lavoro,  Serie  A,  Nr.  7.  1906.)  In 
diesem  Stadium  legten  der  Abgeordnete  Bertesi 
und  Gen.  der  Kammer  einen  Vorschlag  zu 
einem  Gesetz  betr.  die  Aufhebung  der  Nacht- 
arbeit in  der  Bäckerei  vor  (Bollettino  dell'  Uf- 
ficio del  lavoro  VII,  1300).  Eine  ministerielle 
Enquete  führte  zum  Ergebnis,  daß  ungef,Hhr  200 
Gemeinden  durch  Gemeindebeschluß  oder  durch 
Kollektivvertrag  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  zur  bloßen  Tagarboit  überge- 
gangen waren.  Hierauf  legte  die  Regierung  der 
Kammer  am  28./XI.  1907  einen  Entwurf  (Text 
und  Motivenbericht  Bollettino  VIII,  1453)  vor, 
der  am  22./III.  1908  Gesetz  wurde.  Sodann 
erfolgte  eine  Revision  des  Kinder-  und  Frauen- 
schutzgesetzes,  da  die  Durchführung  des  neuen 
SchulG.  v.  8./VIII.  1904  höhere  Anforderungen 
an  die  Zulassung  von  Kindern  stellte;  dies  fand 
im  G.  V.  7./VI1.  1907  Ausdruck.  Das  Stamm- 
gesetz und  die  Novelle  von  1907  wurden  durch 
kgl.  Dekret  v.  lO./XI.  1907  konsolidiert.  Die 
Schulanforderungen  wurden  dann  durch  Aus- 
führungsV.  v.  14.  /V  1.1909  gemildert,  diese  Kon- 
zessionen sodann  durch  G.  v.  3./VII.  1910  fest- 
gelegt. Dem  internationalen  Verbot  der  Nacht- 
arbeit der  Frauen  in  der  Industrie  trat  Italien 
am  29./VII.  1909,  dem  Weißphosphorverbot 
m  der  Zündholzindustrie  am  23./VI.  1910  bei. 
Der  Entwurf  eines  Achtstundentagsgesetzes  liegt 
der  Kammer  noch  unerledigt  vor  (Bericht  Turati 
5./II.  1920  Cam.  dei  Deputati  Nr.  274  und  20  /VI 

1921  Nr.  197).  Doch  hat  Italien  durch  G.  v.  ö./iv! 

1922  die  vier  internationalen  Verträge  von  Wa- 
shington, betr.  Arbeitslosigkeit,  Wöchnerinnen- 
Schutz,  Nachtarbeit  der  Flauen  und  der  .lugend- 
lichcn  ratifiziert.  Ausschließlich  dem  Gesund- 
neitsschutz  und  der  Sicherheit  dienen  das  G  v 


30./III.  1893  über  die  Polizei  in  Bergwerken, 
Gruben,  Torf  stechereien,  das  kgl.  Dekret  v.  18./VL 
1899  und  das  Reglement  kgl.  Dekr.  v.  lO./I.  1907. 
Die  hervorragendste  Initiative  Italiens  bUdet 
der  Schutz  der  Landarbeit,  hervorgerufen 
durch  den  Kampf  gegen  die  Malaria  in  den  Ge- 
bieten der  Reiskultur  (G.  v.  16./VI.  1907,  kgl. 
Dekret  l./VIII.  1907,  AusführungsV.  v.  29./III. 
1908,  5./L  1911,  15./VI.  1911J.  Dieses  Gesetz, 
das  an  die  Stelle  des  ersten  \  ersuches  trat,  die 
Malaria  im  Reisbau  zu  bekämpfen  (G.  v.  12./VI. 
1906)  ist  dem  Sanitätsgesetz  als  Artt.  72-113 
einverleibt  worden.  Die  Antimalariaexperimente 
in  Pavia  hatten  1904  die  Möglichkeit  der  Ein- 
dämmung des  Uebels  erwiesen,  der  große  Streik 
der  Reisarbeiter  von  Juli  bis  September  1906 
führte  zu  Veranstaltung  einer  Enquete  durch  eine 
am  28./VIII.  1906  eingesetzte  Kommission.  Auf 
Grund  dieser  Erhebung  legte  die  Regierung  am 
21. /II.  1907  einen  Gesetzentwurf  vor,  der  von  der 
Kommission  stark  abgeändert  zum  G.  v.  16./VI. 
1907  wurde.  Die  Dringlichkeit  von  Schutz- 
bestimmungen gingaus  dem  Kommissionsberichte 
hervor.  Die  Säuberungsarbeit  beginnt  in  der 
Regel  Ende  Mai  oder  Anfang  Juni  und  dauert 
5—7  Wochen;  die  Arbeiter  stehen  dabei  mit 
bloßen  Füßen  und  in  gebeugter  Haltung  im 
Wasser,  das  während  dieser  Zeit  noch  25  cm 
hoch  über  den  Feldern  steht.  Die  Arbeitszeit  ist 
je  nach  den  Provinzen  und  selbst  nach  den  ein- 
zelnen Ortschaften  verschieden;  selten  ist  eine 
Ostündige  .\rbeitszeit,  häufiger  (43%)  sind  9—10 
Stunden;  in  38%  findet  sich  eine  10-10^4- 
stündige,  ganz  selten  eine  längere  Arbeitsdauer. 
Die  Arbeiter  zerfallen  in  ortsansässige  und  zu- 
gewanderte; die  ersteren  pflegen  nach  Beendi- 
gung der  eigentlichen  Säuberungsarbeit  noch 
Nebenarbeiten  (calca)  zu  besorgen  und  sich  dann 
in  ihre  Gehöfte  zu  begeben;  die  letzteren,  welche 
ihre  Schlafstätten  an  Ort  und  Stelle  beziehen, 
werden  zu  längerer  Säuberungsarbeit  angehalten. 
Häufig  wird  zur  Einholung  verlorener  Arbeits- 
zeit namentlich  von  den  zugewanderten  Arbeitern 
Ueberzeitarbeit  verlangt.  Die  Säuberungsarbeit 
wird  zum  größten  Teil  von  Frauen  und  Kindern 
verrichtet.  An  der  Kampagne  des  Jahres  1904 
nahmen  130  713  Arbeiter  teil,  und  zwar  85  780 
ortsansässige,  44933  zugewanderte  Arbeiter,  zu 
70—86  V.  H.  Frauen  und  Jugendliche,  männ- 
liche unter  16,  weibliche  unter  21  Jahren.  Die 
Wohnverhältnisse  waren  besonders  für  zuge- 
wanderte Arbeiter  schlecht  (offene  Heuschober). 
Die  Nahrung  wird  in  den  meisten  Fällen  als  Be- 
standteil des  Lohnes  teils  von  den  Arbeitsleitern, 
öfters  von  den  Vermittlern  beschafft  (morgens 
Brot,  mittags  und  abends  Minestra,  Wasser 
nicht  immer  gesund  und  ausreichend,  kein  Wein). 
Die  Anwerbung  der  Reissäuberer  (mondarisi)  er- 
folgt durch  Vermittler  (capi  mondini)  für  die 
ganze  Dauer  der  Säuberungsarbeit  oder  für  un- 
gefähr 40  Tage  gegen  eine  Abfindungssumme,  die 
sie  vom  Arbeitsleiter  erheben  und  dann  den  Ar- 
beitern unter  Abzügen  für  Vorschüsse,  Reise- 
.snesen,  ärztliche  Behandlung  usw.  verabfolgen. 
Endlich  war  die  Zusage  einzulösen,  die  Italien  im 
französisch-italienischen  Arbeiterschutzvertrage 
von  1904  gegeben  hatte,  eine  wirksame  Inspek- 
tion einzuführen.  Der  erste  Gesetzentwurf  v. 
ll./XI.  1905  wurde  von  der  Kammer  verworfen, 
und  nur  Kredite  für  einen  provisorischen  Inspek- 
tionsdienst wurden  bewilligt  (G.  v.  19.  /Vn.l906). 
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Im  J.  1909  erschien  der  erste  Bericht  über  die 
Tätigkeit  der  Arbeitsinspektion  in  Italien  (Rap- 
porti  sulla  ispezione  dcl  lavoro  1906— 1908.  PuD- 
blicazione  deirUfficio  dcl  lavoro,  1909).  Am 
27./XI.  1909  legten  der  Minister  für  Landwirt- 
schaft, Industrie  und  Handel  Cocc6-Ortu  und  der 
Finanzminister  Carcano  der  Dciputiertenkammcr 
einen  Gesetzentwurf,  betr.  die  Organisierung  der 
Arbeitsinspektion  vor.  Dieser  Entwurf  wurde  von 
der  Dcputiertenkammer  abgeändert  und  dies 
bildete  die  Grundlage  eines  neuen  Regierungs- 
entwurfes, der  am  7./VII.  1910  von  den  Ministern 
Raineri  und  Tedesco  im  Senat  eingebracht  (Be- 
richt des  Senatsausschusses  v.  28./VI.  1912)  und 
am  22. /XII.  1912  Gesetz  wurde.  Seinen  Vollzug 
unterbrach  der  Ausbruch  des  Krieges.  Daher 
enthält,  nachMitteilung  des  italienischen  Arbeits- 
ministeriums, der  i.  J.  191.3  vom  Minister  Kr.  Nitti 
der  Kammer  vorgelegte  Bericht  ,, Opera  com- 

fiiuta  dairUfficio  e  dal  Consiglio  superiore  del 
avoro  dal  1«  Luglio  1908  al  30  Dicembre  1912 
(Supplemente  al  Bolletino  dell'  Ufficio  del  lavoro 
no.  18)"  die  letzte  Berichterstattung  über  den 
durch  den  Weltkrieg  schwer  betroffenen  Vcr- 
waltungszweig  der  Gewerbeaufsicht,  die  bisher 
übrigens  nur  in  Norditalien  und  Rom  in  Wirk- 
samkeit getreten  war. 

B.  Geltendes  Recht. 

1.  Schutz  der  Jugendlichen  und  Frauen 
((;.  V.  19,/Vl.  1902,  7./ViI.  1907,  Dekr.  v. 
lO./XI.  1907,  V.  v.  14./VI.  1909,  G.  v. 
.3./VII.  1910j. 

ii)  Geltungsgebiet.  Der  Schutz  der 
Kinder  und  Frauen  erstreckt  sich  sowohl 
auf  Fabriken  und  Untertagsbetriebe  im 
Bergbau,  als  auch  auf  Werkstätten  (labora- 
tori),  auf  Bauarbeiten  und  Tagbauten,  da- 
gegen nicht  auf  Handel  und  Gastwirtschaft. 
Kerner  gehören  gefährliche  und  gesundheits- 
schädliche Arbeiten,  auch  wenn  diese  nicht 
in  Fabriken,  Steinbrüchen,  Bergwerken  und 
Stollenbauten  stattlinden,  zu  den  geschützten 
Betrieben  (.Vrt.  1  letzter  Abs.).  Hierdurch 
wurde  die  Möglichkeit,  auch  die  Landarbeit 
(Reisbau)  zu  schützen,  eröffnet.  Alle  diese  Be- 
triebe unterliegen  der  .\nzeige])flicht  (Art.  31. 

b)  Schutz  der  Kinder  und  .higend- 
lichen.  Das  fi.  v.  19./V1.  1902  erhöhte  das 
Zulassungsalter  vom  vollendeten  9.  Alters- 
jahre  in  Fabriken  und  dem  10.  .lahre  bei 
flntcrtagearbeiten  in  Bergwerken  auf  das 
vollendete  12.  Lebensjahr  in  den  unter  a 
angeführten  Betrieben  und  auf  das  vollendete 
13.  Lebensjahr  und  von  1905  an  das  14. 
bei  Arbeiten  unter  Tage  in  Bergwerken, 
Stollen  und  Steinbrüchen,  in  welchen  keine 
mechanische  Förderung  sich  befindet.  In 
den  Schwefelgruben  Siziliens  dürfen  Kinder 
erst  nach  dem  vollendeten  14.  Lebensjahre 
zur  Arbeit  des  FüUens  und  des  Entleerens 
der  Oefen  zugelassen  werden.  Von  gefähr- 
lichen und  gesundheitsschädlichen  Arbeiten 
können  Kinder  vor  dem  vollendeten  14. 
Lebensjahr  ausgeschlossen  werden.  Die  Be- 
deutung dieser  Bestimmung  bestand  darin, 


daß  in  den  Schwefelgrubcn  Siziliens  die 
Quote  der  Kinder  unter  12  Jahren  i.  J.  1900 
noch  18,6  V.  H.  aller  9160  unter  löiährigen 
betrug.  Das  Verzeichnis  der  gefährlichen 
Industrien  war  bereits  durch  das  Ausführungs- 
rcglemcnt  v.  17./IX.  1886  und  in  den  kgl. 
Dekreten  v.  8./IV.  1888,  5./I.  1899  und 
l./IIl.  1900  enthalten.  Weitere  gefälirliche 
und  gesundheitsschädliche  .\rbeiten  werden 
durch  das  Dekret  des  Obersten  Sanitäts- 
rates und  des  Industrie-  und  Handelsratcs 
bekanntgegeben  (Art.  4).  Die  Arbeit  von 
Frauen  ieden  Alters  bei  Untertagearbeiten 
in  Steinbrüchen,  Bergwerken  und  Stollen- 
bauten ist  verboten.  Knaben  unter  15  und 
Arbeiterinnen  unter  21  .fahren  dürfen  ferner 
in  den  geschützten  Betrieben  nicht  beschäf- 
tigt werden,  wenn  sie  nicht  im  Besitze  eines 
.Arbeitsbuches  und  eines  ärztlichen  Taug- 
lichkeitszeugnisses sind.  An  dem  .\rbeits- 
buch,  das  durch  das  Gesetz  eingeführt  wurde, 
wurde  mit  Rücksicht  auf  das  Auswanderungs- 
G.  v.  31./I.  1901,  durch  welches  dem  Kinder- 
und  Mädchenhandel  vorgebeugt  werden 
sollte,  festgehalten,  während  die  sozia- 
listischen Vertreter  an  seiner  Stelle  ein  Ge- 
werbeschulzeugnis verlangten.  Das  Arbeits- 
buch enthält  Geburtsdatum,  Impfzeugnis, 
Tauglichkeitszeugnis  und  für  Kinder  bis  zum 
zurückgelegten  15.  Altersjahre  den  Nachweis 
der  Ablegung  der  Schlußprüfung  für  den 
niederen  Elementarunterricht,  außer  bei 
sehulbehördlich    bestätigter   geistiger  Un- 

f  fähigkeit,  sowie  den  Nachweis  des  Besuches 
der  obligatorischen  Klassen  des  höheren 
Klementarschulunterrichts,   wo   solche  be- 

j  stehen.  Die  Ergänzung  des  verlangten  Unter- 

I  richts  kann  auch  durch  Besuch  und  Absol- 
vierung anerkannter  Abend-,  Feiertags-  und 
Privatschulen  erfolgen.  Die  Auslagen  für  die 
ärztlichen  Untersuchungen  fallen  der  (Je- 
meinde  zur  Last.  Die  beizubringenden  Do- 
kumente sind  stempelfrei. 

]  c)  Arbeitszeit.  Die  Arbeitszeit  beträgt 
für  Kinder  von  12—15  .Jahren  höchstens 

1 11  Stunden,  für  Frauen  ohne  Altersunter- 
schied höchstens  12  Stunden  innerhalb  24 
Stunden.  Doch  kann  ausnahmsweise  auf 
(irund  des  Gutachtens  des  Provinzialsani- 

[  tätsrates  der  Minister  eine  Verlängerung  der 

I  Arbeitszeit  der  12— 15jährigen  auf  12  Stun- 
den gestatten  (Art.  7).  Die  Ruhepausen 
betragen  für  die  geschützten  Kategorien  bei 
6—8  Stunden  Gesamtarbeitszeit  wenigstens 
1  Stunde,  bei  8—11  Stunden  wenigstens 
IVii  bei  mehr  als  11  Stunden  2  Stunden.  Sie 
haben  längstens  nach  östündiger  Arbeitszeit 
einzutreten  (Art.  8). 

d)  Nachtarbeit.  Was  die  Nachtarbeit 
betrifft,  so  gelten  seit  1912  die  Berner 
Grundsätze  des  internationalen  Verbotes  der 
Frauennachtaxbeit  in  der  Industrie,  be- 
stätigt und  ergänzt  durch  das  Nachtarbeits- 
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verbot  für  jugendliche  Arbeiter  bis  zum 
18.  Altersjalire  (internationaler  Vertrag  von 
Washington).  Dadurch  wird  für  die  ge- 
schützten Kategorien  das  bereits  in  Art.  5 
des  italienischen  Gesetzes  enthaltene  Verbot 
der  Nachtarbeit  (Wintermonate  von  8  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens,  6  Sommermonate, 
V.  I./IV.  beginnend,  9  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens)  von  8  auf  10  und  11  Stunden  er- 
höht. Ebenso  werden  die  nur  durch  die  Gut- 
achten des  Provinzialsanitätsrates  gegebenen 
Befugnisse  zu  Nachtarbeitsbewilligungen  ein- 
geschränkt durcli  die  im  Vertrage  gewährten 
Ausnahmen.  (Höhere  Gewalt,  Verderb  des 
Materials,  Beschränkung  der  Nachtruhe  auf 
10  Stunden  an  60  Tagen  im  Jahre  in  Saisoii- 
betriebcn,  für  Jugendliche  unter  16  Jahren 
in  ununterbrochenen  Betrieben,  namentlicli 
Stahl  und  Eisen,  Glas,  Papier,  Rohzucker, 
Goldschmelzerei.  Im  Bäckereigewerbe  von 
■9  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens  nur  in 
dringenden  Fällen  als  Gebot  des  öffentlichen 
Interesses.) 

e)  Schutz  der  Wöchnerinnen.  Das 
italienische  Gesetz  gebot  eine  Schonzeit  der 
Wöclmerinnen  von  einem  Monat  nach  der 
Entbindung.  Ausnahmsweise  konnte  schon 
nach  drei  Woclien  mit  sanitätsbehördlichem 
Nachweis  der  Unschädlichkeit  solcher  Arbeit, 
diese  aufgenommen  werden.  Durch  den  Bei- 
tritt zum  Washingtoner  Vertragsentwurfe 
wird  1.  das  Geltungsgebiet  des  Wöchnerinnen- 
schutzes auch  auf  die  Handelsbetriebe  er- 
streckt und  2.  wird  die  Schonzeit  auf  6 
Wochen  nach  der  Niederkunft  erhöht.  Die 
Frauen  haben  das  Recht,  die  Arbeit  jederzeit 
zu  verlassen,  wenn  sie  ein  ärztliches  Zeugnis 
darüber  beibringen,  daß  ihre  Entbindung 
wahrscheinlich  innerlialb  6  Wochen  statt- 
finden wird.  Es  ist  ihnen  eine  Unterstützung 
zu  zahlen,  die  zu  ihrem  und  ihres  Kindes 
vollem,  gesundheitsgemäßem  Unterhalte  ge- 
nügt. Sie  haben  ferner  das  Recht  auf  freie 
ärztliche  Behandlung  und  Hebammenhilfe. 
Den  Frauen  sind  2  Stillpausen  von  je 
Stunde  wäiirend  der  Arbeitszeit  zu  gewähren. 
Die  Kündigungsmögliclikeit  ist  auch  während 
der  Nachkrankheiten  der  Niederkunft  be- 
schränkt, wäiirend  der  Schonzeit  aufgehoben. 
Die  Bestimmung  über  Stillpausen  war  bereits 
im  italienischen  Gesetz  von  1902  (konsolidiert 
1907)  Art.  10,  Abs.  2  enthalten.  Dieses 
hat  ferner  aus  dem  portugiesischen  G.  v. 
14./IV.  1891,  Art.  21-33  auf  Antrag  des 
Abgeordneten  Agnini  die  Bestimmung  auf- 
genommen, daß  Betriebsinhaber  von  Unter- 
nelimungen,  welche  Frauen  und  Kinder 
beschäftigen,  besondere  Stillräume  für  Säug- 
linge bereitzuhalten  haben  und  daß  in 
labriken,  in  welchen  nicht  weniger  als 
50  Frauen  beschäftigt  werden,  eine  beson- 
dere Fabrikskrippe  zum  Stillen  der  Säuglinge 
vorhanden  sein  muß. 


f)  Wochenruhe.  Ein  voller  24 stündiger 
Ruhetag  ist  durch  Art.  9  des  Gesetzes  Frauen 
sowie  Kindern  bis  zum  vollendeten  15.  Le- 
bensjahre gewährt  worden,  der  sodann  durch 
das  Ruhetagsgesetz  von  1907  allgemeine  An- 
wendung fand. 

2.  Arbeitsordnungen.  Die  Arbeits- 
ordnungen, die  auch  den  Stundenplan  ent- 
halten müssen,  haben  gemäß  Art.  11  des 
Gesetzes  mit  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes in  Einklang  zu  stehen  und  müssen 
vom  Bürgermeister  beglaubigt  und  an  leicht 
sichtbarer  Stelle  angeschlagen  werden  (Re- 
glement v.  14./VI.  1909,  Art.  27). 

3.  Gesundheits-,  Sicherheits-,  Sittlich- 
keitsschutz   und    Unfallverhütung  sind 

durch  entsprechende  Maßregeln  der  Betriebs- 
leiter sowohl  in  Arbeitslokalen  als  in  Sclüaf-, 
Speise-  und  Stillräumen  zu  sichern  (Art.  10, 
Abs.  1).  Ueber  die  auf  alle  industriellen  und 
auf  Handelsbetriebe  ausgedehnte  Sonntags- 
ruhe von  24  Stunden  enthält  das  G.  v.  7./VII. 
1907  (mit  der  AusführungsV.  v.  7./XI.  1907) 
nähere  Bestimmungen.  Für  die  Unfallver- 
hütung sorgen  auch  dieUnfallversicherungsge- 
setze,  vor  allem  das  kgl.  Dekret  v.  31./1. 1904, 
abgeändert  durch  G.  v.  20./III.  1921,  welche 
von  allen  Unfallversicherungspflichtigen  Be- 
trieben die  von  Gesetz  und  Verordnung  vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorkehrungen  ver- 
langen (Art.  3).  Für  den  Vollzug  dieser  Un- 
fallverhütungen hat  das  Arbeitsministerium 
nicht  nur  Staatsbeamte,  sondern  nament- 
lich den  technischen  Stab  der  Verbände  zur 
Unfallverhütung  und  der  Hüfskassen  (Sin- 
dacati  di  assicurazione  mutue)  zur  Sicherung 
der  vorgeschriebenen  UnfaUverhütungsmaß- 
regeln  zu  verwenden  (Art.  5).  Denselben 
Verbänden  ist  auch  die  Unfallverhütung  in 
der  Landwirtschaft  durch  DekretG.  v. 
23./VII.  1917  und  20./III.  1921  (Art.  5)  auf- 
getragen. Vorkehrungen  gegen  Maschinen- 
und  Brandunfälle  enthält  das  kgl.  Dekret 
V.  18./VI.  1899  und  ebenso  für  Bergwerke 
und  Gruben  das  BergpolizeiG.  v.  30./III. 
1893  und  kgl.  Dekret  v.  lO./I.  1907.  Das 
Geltungsgebiet  der  Sicherungsvorkehrungen 
gegen  Unfälle  erstreckt  sich  auch  auf  Ver- 
kehrsbetriebe, auf  maschinelle  Betriebe  mit 
mehr  als  5  Arbeitern,  auf  maschinell  und 
motorisch  betriebene  landwirtschaftliche  Be- 
triebe und  auf  Wetterschießen  zur  Hagel- 
verhütung. Den  Gesundheitsschutz  in  der 
Zündholzindustrie  erzielte  das  G.  v.  23./VI. 
1910,  welches  mit  diesem  Datum  das  in 
Bern  am  26./IX.  1906  unterzeichnete  ücber- 
einkomnien  betr.  das  Verbot  der  Verwen- 
dung von  weißem  Phosphor  in  dieser  In- 
dustrie in  Kraft  setzte.  Dieses  Verbot  ist 
neuerlich  durch  DekretG.  v.  23./XII.  1920 
eingeschärft  worden,  das  auch  für  den  Voll- 
zug die    notwendigen  Weisungen  erteUt. 
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Diese  neuen  Bestimmungen  traten  mit  l./I. 
und  l./VII.  1921  in  Kraft. 

4.  Bäckerschutz  (G.  v.  22./III.  1908, 
Kgl.  Dekret  28./VI.  1908).  Die  Nacht- 
arbeit in  Brot-  und  Zuckerbäckereien  ist 
verboten  von  9  Uhr  abends  bis  4  Uhr  mor- 
gens, Samstags  von  11-4  Uhr  morgens 
(Art.  1).  \^on  Juni  bis  September  kann  zur 
Abkühlung  des  Sauerteiges  die  Arbeit  mit 
Zustimmung  des  Genieinderat.s  schon  um 
2  Uhr  beginnen.  Dies  darf  nur  einen  Ar- 
beiter betreffen,  der  binnen  2  Wochen  diese 
Arbeit  höchstens  an  0  Tagen  verrichten  darf 
(Art.  3).  Dasselbe  gilt  für  einen  Arbeiter  für 
jede  Keueröffnung  (Art.  4).  Aus  Anlaß  von 
Märkten  oder  Kesten  kann  der  (lemeinderat 
auf  eine  Woche  das  Verbot  der  Nachtarbeit 
suspendieren;  über  eine  Woche  hinaus  steht 
dem  Minister  das  Bewilligungsrecht  zu  (Art. 
5).  Den  Vollzug  sichern  Arbeitsinspektoren, 
lokale  Sanitätsbehörden,  Gerichts-  und  Ge- 
meindepolizei. 

5.  Sonderschutz  der  Landarbeiter  im 
Reisbau  (G.  v.  lü./Vl.  1907,  Kegl.  v.  29./III. 
1908,  kgl.  Dekret  v.  5./I.  1911  für  Mailand). 
Das  Gesetz  über  den  Keisbau  hat  in  erster 
Reihe  hygicni.scne  Zwecke.  Ks  verlangt  ge- 
wisse Minimalentfernungen  des  Anbaus  von 
Reisfeldern  von  Wohnhäusern  und  enthält 
Vorschriften  über  Abfluß  und  Ableitung 
des  Wassers.  li'erner  Vorschriften  über  die 
Wohnungen,  die  den  Bestimmungen  des 
ArbeiterwohnungsG.  v.  25./1I.  1904  ent- 
sprechen müssen,  für  die  I.,ieferung  von  ge- 
sundem und  hinreichendem  Trinkwasser  und 
falls  die  liiefening  von  Nahrungsmitteln  zum 
Geldlohn  hinzutritt,  einwandfreie  Be- 
schaffenheit der  Nahrung.  Das  II.  Kapitel 
des  (iesetzcs  enthält  Bestimmungen  über 
den  Arbeitsvertrag.  Hier  wird  verlangt,  daß 
für  die  Reinigungsarbeit  in  den  Reisfeldern 
Kinder  vor  dem  vollendeten  14.  Leben.sjahre 
und  Frauen  im  letzten  Monat  ihrer  Schwan- 
gerschaft und  im  ersten  Monat  nach  ihrer 
Entbindung  nicht  verwendet  werden  dürfen. 
Knaben  vor  dem  vollendeten  IG.,  Frauen  vor 
dem  vollendeten  21.  Lebensjahre  müssen  mit 
Geburtsschein  versehen  sein,  um  zur  Bei- 
nigungsarbeit  zugelassen  zu  werden.  Alle 
Reisarbeiter  müssen  mit  ärztlichem  Zeugnis 
darüber,  daß  sie  von  ansteckenden  Krank- 
heiten (Malaria)  frei  sind,  das  unentgeltlich 
ausgestellt  wird,  schwangere  Frauen  mit 
einem  ärztlichen  Zeugnis  der  Dauer  der 
Schwangerschaft  versehen  sein  (Art.  11). 
Die  Arbeitszeit  darf  nicht  vor  Sonnenauf- 
gang beginnen  und  für  die  nicht  ortsan- 
sässigen Arbeiter  9  Stunden,  für  die  auf  den 
Gnindstücken,  auf  denen  die  Reinigungs- 
arbeit vor  sich  geht,  übernachtenden  Ar- 
beiter 10  Stunden  auch  dann  nicht  über- 
schreiten, wenn  die  durch  die  Witterungs- 
verhältnisse versäumte   Arbeitszeit  einge- 


liolt  werden  soll.      Weitere  Ergänzungs- 
I  reinigungsarbeiten  sind  verboten  (Art.  12). 
Ruhepausen  werden  in  einer  durch  Pro- 
j  vinzialverordnung  zu  regelnden  Weise  ge- 
währt, die  ebensowenig  wie  der  Weg  zur  und 
von  der  Arbeitsstätte  in  die  .\rbeitszeit  ein- 
zurechnen sind.     F'rauen  sind  nach  der 
Niederkunft  für  ihre  eigenen  Kinder  Still- 
pausen zu  gewähren,  die  nicht  von  der  Ar- 
beitszeit in  Abzug  zu  bringen  sind  (Art.  13). 
Alle  Reinigungsarbeiten  haben  Anspruch  auf 
eine  24  stündige  Wochenruhe.  Jugendlichen 
Arbeitern  von  mehr  als  14  Jahren  wird  ledig- 
lieh für  Verträge  im  Reisbau  die  Rechts- 
fähigkeit  des   Vertragsschlusses  zuerkannt 
(Art.  17).  Zur  Bekämpfung  der  Ausnutzung 
j  der  .\rbeiter  durch  Vermittler  und  zur  Sichc- 
Irung   des   geschuldeten    Lohnes    wird  be- 
istimmt, daß  Abmachungen,  die  Lohnabzüge 
für  die  Vermittler  festsetzen,  nichtig  sind 
(Art.  20).  Ausnahmen  für  geleistete  Arbeiten, 
j  für  Aufsuchen  und   Dingen  der  Arbeiter 
(Art.    21).      Zur   Sicherstellung   der  Ab- 
machungen kann  der  Betriebsleiter  einen 
Höchstbetrag   von   20";,    des    Lohnes  als 
Standgeld    zurückbehalten,    falls    er  den 
gleichen  Betrag  deponiert  (Art.  25).  Streitig- 
keiten aus  dem  Vertrage  werden  durch  Ver- 
]  mittlungsausschüsse  von  5  Mitgliedern  er- 
!  ledigt  (Artt.   27-35).      Einstimmige  Be- 
,  Schlüsse  haben  den  Charakter  fricdensrichter- 
j  lieber  Entscheide. 

6.  Vollzug  und  Strafen.  Der  Vollzug  des 
I  Gesetzes  über  Arbeit  der  h'rauen  und  Kinder 
liegt  gemäß  G.  v.  22./XI1.  ]912  in  den  Hän- 
den der  dem  Arbcitsministcrium  untcr- 
j  stehenden  Gewerbe-  und  Arbeitsinspektion. 
'  Ilire  Funktionen  bestehen  in  der  Aufsicht 
über  die  Durchführung  der  (iesetze  betr.  die 
F'rauen-  und  Kinderarbeit,  die  Arbeitsunfälle, 
die  wöchentliche  Ruhezeit,  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  der  Bäcker  und  die  Mutter- 
i  Schaftsversicherung  in  allen  unter  diese  (ie- 
setze fallenden  Unternehmungen;  die  Ueber- 
wachung  der  Einhaltung  der  Gesetze  und 
Verordnungen  über  Dampfkessel  und  -be- 
hälter:  die  F>hebung  der  technischen  und 
gesundheitlichen  Verhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Industrien;  die  Sammlung  von  Mit- 
teilungen über  die  Entwicklung  der  hei- 
mischen Erzeugung,  die  Lohn-  und  Arbeits- 
verhältnisse, die  Arbeitslosigkeit,  die  Wir- 
kung der  Arbeitsgesetzgebung  und  die  Be- 
richterstattung hierüber  an  das  Ministerium. 
Die  Arbeitsinspektoren  können  auf  Er- 
suchen der  Parteien  auch  bei  der  Verhütung 
oder  Beilegung  von  Arbeitsstreitigkeiten  mit- 
wirken. Die  Inspektoren  haben  das  Recht, 
die  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Betriebe,  so- 
wie die  mit  den  Anlagen  verbundenen  Schlaf- 
und  Speiseräume  jederzeit  zu  besichtigen. 
Behinderung  der  Inspektoren  wird  bestraft. 
Nachforschungen  in  bezug  auf  Arbeitsver- 
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fahren,  welche  die  Unternehmer  geheim- 
halten wollen,  haben  sich  auf  die  Gesund- 
heits-  und  Sicherheitsverhältnisse  der  Ar- 
beiter zu  beschränken.  Die  Inspektoren  und 
ihre  Untergebenen  haben  das  Amtsgeheimnis 
zu  wahren.  Das  Inspektionspersonal  zer- 
fällt in  Bezirksvorstände,  Inspektoren  und 
Hilfsinspektoren.  Der  Bezirksvorstand  leitet 
die  Inspektionstätigkeit  in  seinem  Bezirk  und 
trägt  die  Verantwortung;  die  übrigen  Organe 
versehen  die  in  dem  Gesetze  bezeichneten 
und  im  Verordnungswege  näher  festzusetzen- 
den Obliegenheiten.  Zum  Wettbewerbe  um 
die  eigentlichen  InspektorensteUen  werden 
nur  Personen  mit  Ingenieurdiplom  und 
wenigstens  2jähriger  jjraktischer  Tätigkeit  in 
einem  gewerblichen  Betriebe  oder  im  Bau- 
fach zugelassen;  je  eine  Bezirksvorstands- 
und Inspektorstelle  bleiben  dem  Ministerium 
zur  Besetzung  mit  approbierten  Aerzten  vor- 
behalten. Bewerber  um  Hilfsinspektoren- 
steUen  müssen  sich  über  den  erfolgreichen 
Besuch  der  technischen  oder  einer  gewerb- 
lichen Schule  und  eine  öjährige  praktische 
Tätigkeit  in  Betrieben,  die  dem  Arbeitsunfall- 
oder dem  Frauen-  und  Kinderarbeitsgesetze 
unterliegen,  ausweisen.  (Art.  12  des  kgl.  Dekr. 
V.  lO./XI.  1907  der  Frauen  und  Kinder  und 
kgl.  Regl.  V.  14./V1.  1909  [Art.  46  bis  51].) 

Die  Begründung  des  italienischen  Arbeits- 
amtes, dessen  erster  Chef  Prof.  G.  Monte- 
martini  Energie  und  wissenschaftlichen  Sinn 
vereinigte,  führte  zur  Veröffentlichung  der 
ersten  Berichte  (Rapporti  suUa  Ispezione  del 
lavoro,  1906-1908,  Roma  1909).  In  dieser 
Zeit  fungierte  die  Inspektion  nur  in  den 
Industriebezirken  Norditaliens.  Man  stellte 
375  Uebertretungen  des  Kinder-  und  Frauen- 
schutzgesetzes  fest  in  7023  besuchten  Be- 
trieben mit  durchschnittlich  352  479  Ar- 
beitern, ferner  966  Bergbaue  mit  37  243 
Personen  (revisionspflichtig  waren  26  481 
Betriebe  mit  1  197 127  Arbeitern,  ferner 
14  132  Gruben  mit  171  387  Bergarbeitern  in 
ganz  Italien).  Das  Inspektionspersonal  be- 
stand aus  20  Personen,  darunter  4  Arbeitern, 
einer  Inspektrice  und  88  Bergingenieuren. 

Der  letzte  Bericht  der  Inspektoren  von 
1912  (vgl.  oben  A.  2.  Geschichtliche  Entwick- 
lung am  Schlüsse)  weist  4985  revidierte  Be- 
triebe mit  157  750  Arbeitern  auf;  als  revi- 
sionspflichtig galten  28  750  Betriebe  mit 
1  270  000  Arbeitern.  Das  Personal  der  In- 
spektion bestand  aus  29  Personen. 

Die  Strafsätze  der  italienischen  Gesetz- 
gebung betragen:  Uebertretungen  des  G.  v. 
7./VII.  1907  (Wochenruhe):  5-10  Lire  pro 
geschützte  Person;  Maximum  1000  Lire; 
des  G.  v.  22./III.  1908  Art.  7  (Bäckerei), 
Inhaber:  bis  50  Lire  pro  Arbeiter;  Total 
1000  Lire;  Arbeiter:  bis  30  Lire  außer  bei 
nachweisbarem  Zwang  durch  den  Arbeit- 
geber; Dekret  v.  lO./XL  1907  Art.  13  (Frauen 


und  Kinder):  bis  50  Lire  pro  geschützte  Per- 
son; Totalmaximum  5000  Lire;  Art.  10—11 
50—500  Lire;  Uebertretungen  des  Regle- 
ments: bis  50  Lire.  G.  v.  31./I.  1903  Art.  31, 
Regl.  V.  13./III.  1904  Art.  146  (Unfallver- 
hütung): Fehlen  oder  Verzögerung  der  Ver- 
sicherung: 5  Lire  für  jeden  Arbeiter  bis 
Maximum  2000  Lire;  Lohnzurückhaltung: 
4000  Lire  Maximum;  falsche  Angabe  des 
Namens  der  Arbeiter:  50—1000  Lire;  Nicht- 
beachtung der  Formalitäten:  20—300  Lire. 
Uebertretungen  des  G.  v.  l./IX.  1907  (Reis- 
bau) Art.  35  (107  Sanitätsgesetz)  bis  500 
Lire,  ferner  bis  100  Lire  für  jeden  gesetz- 
widrig Beschäftigten,  Maximum  5000  Lire. 
Bei  Rückfall  &höhung  um  '/e— %;  bei 
RückfaU  gegen  G.  v.  7./VII.  1907  um  1/3-%; 
die  Bußen  werden  der  Nationalen  Versor- 
gungskasse für  Alte  und  Invalide  einbezahlt 
(G.  V.  17./Vn.  1898).  Bei  Bezahlung  der 
Maximalbußen  und  der  Prozeßkosten  findet 
keine  Strafverfolgung  statt. 

Literatnr:  Eine  Bibliographie  fehlt,  die  Senati- 
hibliotbck  in  Horn  ist  die  Fundgrube  vieler 
folgender  Angaben,  Geschichtliches  in  den 
Werken  von  Salvioli  für  die  Antike,  für 
Venedig  bei  Giov.  Monticolo ,  Capitolari 
delle  Arti  Veneziane,  Borna  Farzani  1905,  bei 
Sagredo  und  P.  Malmenti,  für  Florenz  bei 
R.  Davids  söhn ,  A.  Dören,  George 
Jlenard,  dann  in  den  Geschichten  der  Zünfte 
von  Viterbo  von  T.  Cuturi,  Korn  188S, 
V.  E.  Orlando  für  Italien,  Florenz  1884, 
Gambirasio  für  Mailand,  189?,  Michele 
für  Parma  1897.  Vgl.  auch  die  Recht-sgeschichte 
von  Pertile  und  die  Bibliographie  des  italien. 
Rechte  von  Fontana;  zusammenfassend  bei 
JP.  BoissonadCf  Le  travail  dans  l'Europe 
chretienne  au  Moyen  dge,  Paris  1921.  — 
Für  die  Vorgeschichte  des  modernen  Arbeiter- 
schutzes  vgl.  A.  Bianchi,  Annali  Un.  di  Sta- 
tistiea  Giiigno  18SS  tnaggio,  sett.  18^0,  Genaio  I84I. 
—  Lorenso  Valei'io,  Igiene  e  moralitd  degli 
operai  di  setterie,  Torino  JS40.  —  BerselbCf 
Jnterrogazioni  proposte  a  chi  intende  visitare 
le  maiiifatture,  Torino  I841  (zitiert  Villerme, 
Degerando,  Beres,  Buret,  Fregier,  Lafarelle, 
Villeneuve — Bargemont,  Gregory,  Naville,  Sis- 
mondi,  Cherbuliez,  Arrivabenes,  Senior,  Babbage, 
üre,  Petitti).  —  Petitti  di  Boreto,  Del 
lavoro  dei  fanciulli  nelle  manifatture.  Schriften 
der  Accademia  delle  scienze  (Clause  sc.  moralij, 
Serie  II,  t.  III,  Torino  IS41.  —  Derselbe, 
Otto  letterc  sul  lavoro  dei  fanciulli  in :  Lettere 
di  Famiglie,  Torino  I844.  —  Oiua.  Sacchi, 
Sullo  Stato  dei  fanciulli  nelle  manifatture,  Ann. 
Un  di  Stat.,  Luglio  ed  Agosto  IS42,  Milano.  — 
Cesare  Correnti,  Scriiti  Scelti  ed.  T.  Massa- 
rani,  Roma  1891  vol.  1  (1831 — 1897).  Sul  lavoro 
dei  fanciulli  negli  opifici  italiani.  Voto  dellu 
commissione  nominata  nel  V.  Congresso  degli 
Scienziati,  Annali  univ.  di  statistica  settembre 
1844,  vol.  LXXXI.  —  Sul  lavoro  dei  fanciulli 
nelle  rnanufattureinPiemonte,  Annali  Un.  Statist., 
Agosto  I844.  —  F.  Lanipertlco,  II  lavoro, 
Milano  1857.  —  Bonomif  Proposte  sul 
I     lavoro  dei  fanciulli  negli  opißci,  Como  Ann.  un. 
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di  rrudie.  1872,  vol.  CCXXI.  —  Derselbe,  187S, 
ibid.  CCXXVI.  —  L.  Ltizzatti,  La  tuUla  del 
lavoro  nelle  fahbriehe.  Nuova  Antologia  di 
geiente,  Uttere  ed  arti,  Seconda  Serie  I,  1876.  La 
legiilazione  sociale  in  InghilUrra  in :  Giom.  Eeon. 
2876.  —  Alessandro  Ro»sif  Di  una  proposla 
di  legge  ml  lavin-o  dei  fanciulli  e  delU  dornte 
nelU  /abbricht,  Nuova  Antologia  1876.  —  Der~ 
aelbCf  Perchi  una  legrjeT  Firenze  1880.  — 
Osservazioni  ml  progetto  di  legge  etc.,  ibid  1878, 
CCXLIX.  —  Alb.  MoreUif  II  Uivoro  indxuiiriaU 
dei  fanciulli  e  dcllc  donne  nella  provinda  di 
Padova,  Padova  1879.  —  Annali  del  Tndiutria 
e  del  commercio  1880,  No.  IG.  Inchieata 
1877 — 79,  No.  SO  m.  2S.  Relasione  e  progetto 
di  Ugge  (Miceli-Depreti*)  1884  id.  prog.  Berti 
1886.  Atti  della  comm.  ReaU  1889,  Relazione 
ml  applicazif/ne  della  legge  ll.jll,  1886,  Atti 
pari,  legitl.  XVI,  4.  Scg«.,  1889,  Xo.  XIX.  — 
V.  H.  SalvoH-nif  Conditioni  ßsicke  c  morali 
dei  laroraltori  nclh  miniere  di  zol/o  e  deglt 
ngricultori  uclla  provinda  di  Oirgenti,  Girgenii 
1881.  —  Ettore  rricdländer,  II  lavoro  delle 
donne  c  dei  fanciulli,  Roma  2886  (deutsch  von 
Fleischer,  Forbach  1887).  —  T.  MoMarani, 
II  lavoro  dei  fanciulli  e  gl'infortuni  del  lavoro, 
Roma  1886.  —  Ronaldo  Stringhcr,  Veber 
italicn.  Arbeitsgegetzgebung,  Z.  f.  St.,  XLIII  Jid., 
2887.  —  /«  lAUzattl,  De  l' Organisation  de 
l'inspection  en  Italic.  Conftrencc  Intern,  des 
Acc.  du  Travail  II,  1890,  p.  257.  —  V.  Branta, 
La  Ugislation  ital,  mr  Ic  travail  des  enfant-s, 
Ref.  soc,  lti90.  —  F.  S.  Xittif  La  legislation 
sociale  en  Italic,  Revue  d'rconomie  politique, 
289S.  —  Werner  Sonihart,  Studien  zur  Ent- 
ineklungsgeschiehfc  des  italienischen  Proletariats, 
Arch.  f.  soziale  Gesetzgebung  u.  Stat.,  VI.  Bd., 
189S,  —  Brizlf  II  lavoro  dei  fanciulli,  Perugia 
189S.  —  LAtigi  BelloCf  Lc  travail  des  femme« 
et  des  enfants  dans  les  atelicrs  et  manufactures 
et  dans  les  mines  d' Italic,  in  Congrcs  inter- 
national des  accidcnts  du  travail  et  de«  asm- 
rances  sociales,  troi»itme  Session,  Milan  1894. 

—  FiUppo  Virgilt,  La  legislation  ouvricre 
en  Italic  in  :  Dcvcnir  social  und  Sep.-Ausg.,  Paris 
1897.  Die  soziale  Gesetzgebung  in  Italien. 
Arch.  f.  soziale  Gcsctzy.  u.  Stat.,  XI.  Bd.,  2897. 

—  Augiatto  Grazinnif  Sul  pagamento  dei 
salari  in  Italta,  La  liiforma  Sociale,  1894.  — 
AUlo  ContentOf  La  legislazione  opcraia,  Torino 
2901.  —  Ahramo  Levi,  La  legge  e  il  rcgola- 
mento  sul  lavoro  dei  fanciulli,  Torino  1902.  — 
Romolo  D'AglianOf  Labor  legislation  in  Italy, 
in :  Journal  of  pol.  econ.,  Chicago  1896.  — 
Gasparotto,  Per  un  giomo  di  riposo,  MUano 
1903.  —  R.  Mlchelttf  Der  Kampf  um  eine  Arbeitt' 
Hnnenschutzgesetsgebung  in  Italien,  in:  Die  Frau, 
Berlin  2902.  —  E.  Lolo-Piccolomini,  II 
riposo  fcstivo  in  Italia,  La  Riforma  Sociale, 
2905.  —  Boggianoy  II  riposo  festivo  dopo  le 
discussioni  nel  Parlamento  italicmo.  Rivista 
intern,  di  scienze  soc,  2904.  —  Neppt  Modonay 
La  legi-slazione  opcraia  e  V  Uffido  del  lavoro, 
Arezzo  1904 — 06.  —  L.  Baudouin,  La  regle- 
mentation  legale  du  travail  des  femmes  et  des 
enfants  dans  l'industrie  italienne,  Paris  1905. 

—  G.  Bevilacqua,  Saggio  siilla  legislazione 
operaia  in  Italia,  Torino  1906.  —  M.  Chtri, 
n  lavoro  dei  fanciulli  nelV  indxistria  in  Italia. 
Revista  intern,  di  sdenze  soziali,  Dicernbre  1907. 

—  Rapporti  sidla  Ispezione  del  Lavoro,  1  di' 
cembre  1906  ßno  al  SO  Giugno  1908,  Roma  1909  \ 


(Offidna  Poligrafica  Italiana).  —  C.  I>ragoni, 
L'ispezione  del  lavoro :  studt  suWorganizza- 
zione  del  servizio  di  vigiUinta  per  l'applicazione 
delle  leggi  operaie,  4t  Roma  1905  ( Pubblicazione 
deWVfficio  del  lavoro).  —  Sull'istitttzione  di  un 
ispetioralo  del  lavoro,  Giorn.  degli  Econom., 
1904,  "Of*  —  Boltetino  delV  tspettorato  dell' 
industria  et  del  lavoro,  Koma,  22  Bde.  seit  29S1 
sistiert).  —  Enea  XonedUf  Xuovo  Codice  di  La* 
voro,  Milano  192S.  —  L.  Andoly,  La  protection 
Ugale  des  travailleurs  agricolcs  en  Italic,  Paris 
191.1.  —  Carlo  Melogranif  Legislazione  mi 
lavori  publid,  Nnpoli  2924.  —  BxizanOf 
La  legislazione  del  lavoro,  Torino  1915.  —  La 
legislazione  italiana  duranle  la  gucrra  nazionale, 
Varese  1916 — 1917.  —  Ang.  Cabrint,  La  legis- 
lazione sodale  1859 — 191S,  Roma  1924.  — 
Luigl  Carozzt ,  Inchista  igienico-sanitana 
neW industria  poligrafica  in  Italia,  2922.  — 
Alessandro  Schiavif  Saggio  di  un'Inchiestn 
ml  lavoro  a  domidlio  in  Milano,   Torino  2908. 

—  A.  Ranelettl,  II  lavoro  a  domidlio  per 
le  fomiture  militari  in  Roma.  —  JJertielbe, 
Rimltati  dell'  inchiesta  «uW  impiego  della  biaeca 
in  Roma,  in  rapporto  al  pedcolo  del  satumismo, 
Roma  192S.  —  L.  ßorri,  GH  infortuni  del 
lavoro  sotto  il  d-spetto  mcdico  legale,  Milano 
292S.  —  Ettore  Levi,  La  medidna  sodale. 
Prefaz.  di  L.  lAtzzatti,  Roma  „La  Voce",  29S1.  — 
AT.  Iluinif  II  condglio  nazionalc  del  lavoro, 
Bologna  1920.  —  I*.  Colajanniy  La  le- 
gislazione ml  lavoro  e  Vindustria  zolfifera, 
in  „Rassegna  della  Previdenza  Sociale",  1919, 
Xr.  S,  Roma.  —  II  Contratto  collettivo  dt  lavoro 
per  le  azicnde  induslriali.  A  cura  dell'  Uffido 
di  Lavoro  e  Statistica  del  Comtme  di  Milano, 
Milano  19S0.  —  F.  MfiSHarelli,  Ijl  legislazione 
del  lavoro  reUitivamente  agli  opcrai  delle  in- 
dustrie  e  gli  organi  di  vigilanza,  Milano  1914. 

—  R,  "Pilottif  Legislazione  operaia  in  Italia, 
Ciltu  di  Castcllo  1914'  —  Guido  MaHtdmario 
della  legge  sul  lavoro  delle  donne  c  dei  fandulli 
ü.  S.  I.  L.  A.,  Roma  1914.  ~  G.  Prato,  Problcmi 
del  la  voro  n eil 'ora  presen  te,  Milano  1920.  — 
/  Problemi  del  lavoro  —  Monografie  mensili, 
Firenze.  —  Toesca  dl  Castellaszo,  Coopcra- 
zione  tra  capitale  e  lavoro  nel  dopoguerra  e  la 
partedpazione  operaia  ai  proßtti  delle  imprese 
industriali,  Torino  1929.  —  G.  Monicif  La 
donna  operaia  in  Roma,  Roma  2924-  —  Rela- 
zione sull'applicasione  della  legge  sul  l^ivoro 
delle  donne  e  dei  fanduiU,  a  cura  dell*  Uffidft 
del  lavoro,  Roma  1026.  —  G.  Angelicif  Le 
Otto  ore  e  Vorganizzazionc  sdentißca  della  fab- 
brica,  Roma  1920.  —  F.  Turati,  L'nrario  di 
lavoro  delle  otto  ore  Milano  1920.  —  F»  Mar- 
concinif  L'industda  domestica  salariata,  Tonno 
2924.  —  R.  RigolUf  Lavoro  e  lavoranti  a  dornt' 
dlio,  „Collezione  di  problcmi  del  lavoro",  Xr.  4, 
2922,  Firenze  2922.  —  Concorsi  intemazionali  a 
premio  per  convegni  e  siMemi  di  prevenzione  degli 
inff/rtuni  sul  lavoro.  A  cura  delMinistero  diAgn- 
coltura  Industria  e  Commerdo,  Roma  1914-  — 
Guamierif  I  consigli  difabbrica,Citta  di  Caslello 
2922.  „Ii  Solco".  —  F.  Colonibo,  II  controllo 
sulle  industrie,  Firenze  1922.  „La  CHtica  So- 
ciale". —  Consigli  d'azienda  e  sodalizzazione, 
presso  l'  Uffido  del  lavoro  e  della  Statistica 
del  Comune  di  Milano,  1920.  —  Toeaca  di 
CastelUizzOy  Controllo  operaio  e  partedpazione 
agli  utili,  Tori/no  1920. 
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XVII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Spanien. 
A.  Geschichtliche  Entwicklung. 
B.  Geltendes  Recht.  1.  Schutz  der  Kinder, 
Jugendlichen  und  Frauen.  2.  Arbeitszeit. 
3.  Bergbau.  4.  Arbeitszeit  im  Handelsgewerbe. 
5.  Vollzug. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

In  Spanien  waren  bereits  i.  J.  1855  vom 
Volkswirtschaftsminister  Francisco  Luxän  Ent- 
würfe zu  einer  Studienkommission  über  die 
Konflikte  zwischen  Fabrikanten  und  Arbeitern 
formuliert  worden,  die  jedoch  zu  keinem  Er- 
gebnisse führten.  Erst  unter  dem  Einflüsse  der 
Staatsumwälzung  hat  die  konstituierende  Cortes 
am  24./VI1.  1873  ein  Gesetz  über  die  Arbeit  der 
jugendlichen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
und  über  Fabrikschulen  verabschiedet.  Alle  wei- 
teren Versuche  in  den  Jahren  1878,  1889,  1893 
die  Arbeit  der  erwachsenen  Frauen  zu  regeln, 
scheiterten,  bis  es  endlich  dem  Minister  Dato 
gelang  durch  G.  v.  13./ni.  1900  auch  die  Rege- 
lung der  Frauenarbeit  durchzusetzen.  Die  Re- 
gierung wurde  dabei  wesentlich  durch  die  Grün- 
dung des  Instiluto  de  Reformas  Sociales  unter- 
stützt. Dieses  war  aus  einer  vom  Minister  Moret 
durch  V.  V.  5./XI1, 1883  begründeten  Kommission 
hervorgegangen,  die  i.  J.  1889  eine  Unter- 
suchung über  den  Zustand  der  Arbeiterklasse  in 
Spanien  publizierte.  In  der  Folge  wurde  aus 
dem  Schöße  dieser  Kommission,  die  am  13./III. 
1890  reorganisiert  wurde,  die  Sektion  für  Arbeits- 
statistik (9./V1II.  1894)  und  die  Sektion  für 
Industrie  und  Handel  im  Ministerium  der  Ar- 
beiten (7./IX.  1903)  organisiert.  Durch  G.  v. 
11. /IV.  1902  wurde  sodann  vom  Minister  für 
Ackerbau  Canalejas  eine  Zusammenfassung  dieser 
Dienste  in  einem  Arbeitsinstitut  dem  Parlamente 
vorgeschlagen,  welches  die  Fragen  der  Lohn- 
arbeit in  Spanien  und  im  Auslände  zu  studieren, 
die  Statistik  und  Arbeitsinspektion  zu  organi- 
sieren und  der  Regierung  über  die  vorzulegenden 
Entwürfe  über  Arbeiterschutz  Vorschläge  zu 
erstatten  hätte.  Dieses  Departement  erhielt 
den  Namen  Institut  der  Sozialreformen 
durch  königliches  Dekret  v.  23./IV.  1903  (Regle- 
ment v.  15./IX.  1903). 

Zur  Regelung  der  Sonntagsruhe  gaben 
erst  die  Beschlü.sse  der  Berliner  Internationalen 
Konferenz  v.  29./III.  1890  die  Anregung.  Noch 
ein  i.  J.  1899  vom  Minister  Dato  eingebrachter 
Entwurf  fand  keine  Zustimmung,  bis  am  20./VI. 

1903  Staatsminister  Maura  dem  Senate  einen 
Sonntagsruheentwiirf  vorlegte,  der  am  3./III. 

1904  zum  (jes(^tz  erhoben  wurde.  Ein  G.  v. 
8./I.  1907  verlängerte  sodann  die  Schonzeit  der 
Wöchnerinnen  von  3  (G.  v.  1873)  auf  4  und 
mit  ärztlicher  Bescheinigung  auf  6  oder  6  Wochen, 
während  welcher  Zeit  ilinen  der  Arbeitsplatz  re- 
serviert bleibt.  Das.selbe  gilt  von  der  Aufgabe 
der  Arbeit  im  8.  Monat  der  Schwangerschaft. 
Das  Gesetz  erfordert  ferner  Freistunden  während 
der  Arbeitszeit,  um  Brustkinder  zu  stillen.  Diese 
Freistunden  sind  in  2  Pausen  von  30  Minuten 
morgens  und  nachmittags  zu  teilen  und  ihre  Be- 
nützung darf  keinen  Abzug  vom  Tagelohn  zur 
folge  haben.  Das  Trucksystem  ist  verboten 
in  der  Form  von  Läden,  Kantinen,  Tabaksbuden 
durch  königlichen  Erl.  v.  IS./VIL  1907,  ebenso 


die  Auszahlung  in  Schenken  und  in  anderer  als 
gesetzlicher  Währung.  In  den  dem  Finanz- 
ministerium unterstellenden  Staatsbetrieben 
wurde  durch  ErL  v.  ll./IIL  1902  der  Acht- 
stundentag eingeführt.  Das  Prinzip  der  Rege- 
lung des  Maximalarbeitstages  aucli  der  er- 
waclisenen  Personen  wurde  sodann  zuerst  im 
Bergbau  durch  das  G.  v.  27./Xn.  1910  ein- 
geführt. Es  ist  namentlich  die  Lage  der  Berg- 
arbeiter von  Biscaya  mit  ihrer  langen  Arbeitszeit, 
den  schlechten  Schlafräumen,  den  weit  ausein- 
anderliegenden Lohnzahlungsfristen  und  dem 
Trucksystem,  und  die  Tatsache,  daß  für  ihre 
meist  ausländischen  Arbeitgeber  eine  Arbeiter- 
aussperrung das  gleichgültigste  Geschäft  der 
Welt  war,  die  zu  einer  Reihe  von  großen  Aus- 
ständen in  Bilbao,  zuletzt  im  April  1906,  führten. 
Die  Forderungen  der  Arbeiter  waren:  Neun- 
stundentag, Abschaffung  der  Zwangsüberzeit, 
Anerkennung  der  Arbeitervereine.  Im  Parlament 
beantragten  Pablo  Iglesias  und  Genossen  die  Ein- 
führung des  Achtstundentages  für  die  Arbeiter 
unter  Tage,  nach  desssen  Ablehnung  der  Neun- 
stundentag durch  das  Gesetz  eingeführt 
wurde;  über  Tage  im  Jahresdurchschnitt  9^2  Stun- 
den. Sodann  wurde  für  Verkäuferinnen  in  Ma- 
gazinen, Läden,  Bureaus,  Kontoren  usw.  und  in 
allen  nicht  fabrikmäßigen  Betrieben  durch  die 
sog.  Ley  della  Silla  v.  27./II.  1912  nach  dem  Vor- 
bilde Englands,  Deutschlands,  Frankreichs,  Bel- 
giens, Amerikas  und  einiger  Schweizer  Kantone 
der  Geschäftsinhaber  verpflichtet,  für  jede  An- 
gestellte eine  Sitzgelegenheit  beizustellen. 
Das  Gesetz  über  Sitzgelegenheit  erhielt  auch  auf 
männliche  Handelsgehilfen  Anwendung  durch 
das  G.  V.  4./Vn.  1918  über  die  tägliche  Arbeits- 
zeit im  Handelsgewerbe  (Art.  18).  Durch  das 
G.  über  Frauennachtarbeit  v.  11. /VII. 
1912  trat  sodann  Spanien,  nachdem  es  seinen 
Textilfabrikanten  in  Gatalonien,  die  mit  intermit- 
tierender Wasserkraft  als  Triebkraft  arbeiten, 
eine  Uebergangszeit  zugesichert  hatte,  dem  inter- 
nationalen Ucbereinkommen  von  Bern,  be- 
treffend Verbot  der  industriellen  Nachtarbeit  der 
Frauen  durch  11  Stunden  bei.  Unter  inter- 
nationalem Einflüsse  wie  unter  dem  Drucke  des 
großen  Textilarbeiterausstandes  in  Barcelona  im 
Sommer  1913  wurde  sodann  die  königliche  Verf. 
v.  24./VIII.  1913  erlassen,  durch  die  die  Höchst- 
arbeitswoche auf  60  Stunden,  das  Höchstarbeits- 
jahr  auf  3000  Stunden  für  Frauen  und  Jugend- 
liche in  der  Textilindustrie  festgesetzt  wurde. 
Im  Verhältnis  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  ist 
der  Akkordlohn  zu  erhöhen.  Diese  Bestim- 
mungen sind  hinfällig  geworden  durch  den  könig- 
lichen Erl.  V.  3./IV.  1919,  der  die  gesetzliche 
Höchstarbeitsdauer  bei  allen  Arbeiten  vom 
Oktober  1919  an  auf  8  Stunden  im  Tag  oder 
48  Stunden  in  der  Woche  festsetzte  und  pari- 
tätische Betriebsausschüsse  mit  der  Ausarbeitung 
der  Ausnahmen  zu  Händen  des  Instituts  der 
Sozialreformen  beauftragte.  An  demselben  Tage 
wurde  auch  ein  königlicher  Erlaß  betreffend  das 
Verbot  der  Nachtarbeit  in  Bäckereien  und 
ähnlichen  Betrieben  in  den  in  die  Zeit  von  6  Uhr 
abends  und  5  Uhr  morgens  fallenden  Stunden 
verboten,  ausgenommen  aus  öffentlichen  An- 
lässen an  39  Tagen  im  Jahr,  bei  Unfällen  und  bei 
Lieferungen  an  die  bewaffnete  Macht.  Abände- 
rungen des  Achtstundenerlasses  von  1919  sind 
durch  2  königliche  Erl.  v.  15./I.  1920  erfolgt. 
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Durch  königliches  Dekret  v.  lO./X.  1919  ist 
ferner  die  Dienstzeit  an  Bord  der  Fracht- 
und  Passagierschiffe  mit  einer  Präsenzzeit 
von  12  und  effektiven  Arbeitszeit  von  10  Stunden, 
für  das  Maschinenpersonal  von  8  Stunden,  48  in 
der  Woc  he,  geregelt  worden.  Auf  dem  Gebiete  des 
Kinderschutzes  sind  noch  das  ü.  betreffend 
den  Lchrvertrag  v.  17./VI1.  1911,  das  jedoch 
keine  fixen  Bestimmungen  über  Arbeitszeit  ent- 
hält, sowie  der  königliche  Erl.  betreffend  Ver- 
folgung und  Bestrafung  von  Personen,  welche 
Minderjährige  zur  Arbeit  im  Auslande  anwerben, 
sowie  von  Personen,  welche  zu  ihrer  Verwahr- 
losung beitragen,  v.  18./XI.  1912,  hervorzuheben. 
Kinder,  welcne  zu  diesen  Zwecken  angeworben 
.sind,  sind  den  Kindcrschutzstellen  oder  ihren 
Familien  zu  übergeben.  Dasselbe  gilt  von  Kin- 
dern unter  10  Janren  im  Hausiergewerbe. 

B.  Geltendes  Recht. 

(G.  V.  13./II1.  lÜOO,  Reglement  dazu  vom 
gleichen  Datum  mit  Abänderungen  v.  13./XI. 
1900,  2Ü./VI.  1902,  (i.  V.  8./I.  1907,  v.  U./VII. 
1912,  Dekret  v.  24./VI1I.  1913,  Erl.  v. 
3./IV.  1919,  lö./I.  1920.) 

1.  Schutz  der  Kinder,  Jugendlichen 
und  Frauen.  Das  Gesetz  von  1900  bedeutet 
in  bczug  auf  das  Zulassung.salter  keinen  Fort- 
schritt iiber  das  G.  v.  24./V1I.  1873.  Beide 
bestimmen  ein  Zulassung.salter  von  zurück- 
gelegten 10  Altersjahrcn,  doch  erweitert  das 
Gesetz  vom  Jahre  1900  die  i.  J.  1873  nur 
für  Fabriken,  Steinbrüche,  Bauarbeiten  und 
Gruben  geltende  Bestimmung  auf  jede  Art 
von  Arbeit  (Art.  1,  2).  Es  gestattet  jedoch 
durch  Art.  8,  daß  Kinder,  welche  lesen 
und  schreiben  können,  in  der  F'abrik  ein 
Jahr  vor  dem  Gesetz  aufgestellten  Zu- 
lassungsalter beschäftigt  werden  dürfen  (also 
mit  9  Jahren).  V'oraussetzung  der  Zu- 
lassung von  Jugendlichen  und  I'raucn  ist 
ferner  die  Vorweisung  eines  Impfzeugnisses 
und  die  Freiheit  von  ansteckenden  Krank- 
heiten (Art.  10).  Kinder  von  10—14  Jahren 
dürfen  nach  dem  Gesetz  von  1900  in  ge- 
werbiiclien  Betrieben  nicht  molir  als  6,  in 
Handelsbetrieben  nicht  mclir  als  8  Stunden 
mit  Ruhepausen  von  1  Stunde  arbeiten. 
(Diese  Arbeitszeit  betrug  im  (iesetze  von 
1873  für  Knaben  bis  13  Jahre  nur  5  Stun- 
den; für  .Jugendliche  von  13— lü  Jahren 
und  Mädchen  von  14  —  17  Jahren  war  der 
Achtstundentag  vorgeschrieben.)  Ueber 
diese  Arbeitszeit  hinaus  können  die  Orts- 
behörden bei  Betriebsunfällen  oder  infolge 
von  Witterungseinflüssen,  wenn  die  Fabrik 
mit  Wasserkraft  betrieben  wird,  dann  in  den 
Industrien  mit  kurzer  Saisontätigkeit  Ueber- 
stunden  gewähren.  Die  Uebcrzeit  darf  12 
Stunden  in  der  Woche  nicht  übersclireiter 
(Art.  3).  Die  Nachtarbeit  ist  den  Jugend- 
lichen unter  14  Jahren  im  allgemeinen  und 
in  bestimmten,  von  den  Orts-  und  Provinz- 
behörden zu  bestimmenden  Industrien  auch 
Jugendlichen  bis  zu  18  Jahren  verboten 


(7  Uhr  abends  bis  5  Ulir  morgens).  Die  Nacht- 
arbeit darf  in  der  Woche  höchstens  48  Stun- 
den betragen  (Art.  4).  (Im  Gesetz  von  1873 
Nachtarbeitsverbot  bis  zum  15.  Jahre  für 
Knaben,  17.  Jahre  für  Mädchen  in  motori- 
schen Betrieben).  Arbeitsverbote  bestehen  bis 
zum  zurückgelegten  1().  Alter.sjahre  für  Arbeit 
unter  Tage,  ebenso  für  Betriebe,  die  leicht 
entzündliche  Stoffe  bearbeiten  und  von  der 
Regierung  als  gcsundheit.sgelährlich  bezeich- 
net sind,  ihr  das  Reinigen  von  .Motoren  und  das 
Hantieren  mit  Transmissionen  der  in  (iang 
befindlichen  Maschinen  (Art.  ö).  F'erner 
besteht  für  Jugendliche  von  10  —  10  Jahren 
und  für  F'rauen  das  Verbot  der  Arbeit  in 
graphischen  Betrieben  an  Gegenständen,  die 
der  Sittlichkeit  zuwiderlaufen.  Auch  soll 
in  den  Betriebsstätten  eine  völlige  Trennung 
der  Personen  verscnicdener  Gcschh^cliter 
durchgeführt  werden  (Art.  11).  Den  Jugend- 
lichen von  10—16  Jahren  ist  ferner  die 
Akrobatenarbeit  verboten,  und  es  werden 
die  Vormünder,  Sjjielleiter  usw.  bei  Zu- 
widerhandlung gemäli  G.  v.  2Ü./VI1.  1878 
bestraft.  Sonntags-  und  Feiertagsarbeit  ist 
den  geschützten  Arbeiterkategorien  (Jugend- 
liche und  F'rauen)  verboten  (Art.  6).  Für  die 
Fortbildung  der  Jugendlichen  sind  täglich 
zwei  Stunden  von  der  Arbeitszeit  in  Abzug 
zu  bringen,  die  den  Primarschul-  und  Reli- 
gionsunterricht den  Kindern  unter  14  Jahren 
erlauben  sollen.  Ist  die  nächste  Schule 
weiter  als  2  km  von  der  Arbeitsstätte  ent- 
fernt, so  hat  der  Unternehmer,  der  mehr 
als  20  Arbeiter  (im  Gesetz  von  1873:  mehr 
als  80)  beschäftigt,  auf  eigene  Kosten  eine 
Fabrikschule  selbst  zu  erhalten.  Der  Wöch- 
nerinnenschutz bestand  in  einem  Arbeits- 
verbot durch  3  Wochen  nach  der  Nieder- 
kunft. Dieses  Verbot  ist  durch  das  G.  v. 
8./I.  1907,  wie  oben  angeführt,  abgeändert 
und  auf  4  Wochen,  mit  ärztlichem  Zeugnis 
6  Wodien,  verlängert  worden.  Außerdem 
wurden  Stillpausen  bereits  durch  das  Gesetz 
vom  Jahre  1900  und  StilLräume  durch  das 
Gesetz  von  1907  eingeführt  (Gesetz  von  1900 
Art.  9). 

2.  Arbeitszeit.  Die  achtstündige  Höchst- 
arbeitszeit gilt  für  Gewerbe,  Berufe  und 
Lohnarbeiten  aller  Art,  die  unter  fremder 
Leitung  und  Aufsicht  vor  sich  gehen.  Nicht 
unter  diese  Bestimmung  fallen  Direktoren 
und  höhere  Beamte,  häusliche  Dien.ste, 
Hauswarte  in  Privathäusern,  F'eldhüter  und 
ähnliche  Bewachungsdienste,  Ingangsetzungs- 
oder Beendigungsarbeiten,  Arbeiten  in  hoch- 
gelegenen Bergwerken,  in  denen  höchstens 
()  Monate  im  Jahre  gearbeitet  werden  kann, 
Arbeiten  der  Hirten,  Viehhüter,  Kellner, 
die  als  Hausgesinde  zu  zählen  sind  (abge- 
sehen von  einer  Mindestnachtruhe  von  8 
Stunden  und  gottesdienstlicher  Freizeit), 
Apothekergehilfen.  Ueberstunden  können  im 
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Falle  dringenden  Bedaries  durch  Verein- 
barung zugelassen  werden,  und  zwar  bis  50  im 
Monat,  120  im  Jahr.  Ist  die  Vereinbarung 
in  Form  eines  regekechten  KoUektivarbeits- 
vertrages  erfolgt  und  fehlt  es  besonders  an 
geeigneten  Arbeitskräften,  so  kann  die 
Oesamtzahl  der  Ueberstunden  bis  auf  240 
im  Jahr  erhöht  werden.  Der  Arbeiter  hat 
das  Recht,  Ueberstundenarbeit  abzulehnen. 
Die  Ueberstunden  werden  mit  mindestens 
20%  Lohnzuschlag  vergütet;  nach  Ablauf 
von  10  Arbeitsstunden  mit  40%,  ebenso  für 
außerordentliche  Nacht-  und  für  Sonntags- 
arbeit. Die  Gesamtarbeitsdauer  von  Ar- 
beiterinnen darf  10  Stunden  im  Tage  nicht 
überschreiten.  Ihr  Ueberstundenzuschlag  be- 
trägt 50%.  Jugendlichen  unter  16  Jahren 
ist  Ueberstundenarbeit  nicht  gestattet.  Nach 
gewöhnlichem  Lohnsatz  werden  Ueber- 
stunden vergütet,  die  lediglich  den  Ausfall 
durch  traditionelle  Feste  nach  Vereinbarung 
kompensieren  sollen.  Als  Ueberzeitarbeit 
ist  die  Uebersehreitung  einer  wöchentlichen 
Arbeitszeit  von  54  Stunden  zu  berechnen. 
Spezialausnahmen  für  einzelne  Gewerbe  ent- 
hält die  Ausführungsverordnung,  und  zwar 
können  Textillabriken,  die  mit  Wasserkraft 
betrieben  werden,  höchstens  70  besonders 
zu  vergütende  Stunden  im  Jahr  (höchstens 
6  in  der  Woche)  Ueberzeit  verlangen,  doch 
darf  die  durch  Trockenheit  oder  Ueber- 
treten  von  Wasserläufen  versäumte  Arbeits- 
zeit nicht  nachgeholt  werden.  Mit  dem  Fuhr- 
halterpersonal und  ähnlichen  Transport- 
arbeitern kann  vereinbart  w'erden,  daß  die 
ersten  6  Ueberstunden  jeder  48-Stunden- 
woche  nach  dem  üblichen  Lohnsatz  zu  ver- 
güten sind.  Die  Arbeitszeit  in  der  Land- 
wirtschaft erfährt  folgende  Ausnahmen: 
nicht  betroffen  ist  das  mit  dem  Betriebs- 
inhaber in  Hausgemeinschaft  lebende,  durch 
.Jahreskontrakt  gebundene  Gesinde.  Dieses 
hat  jedocli  Anspruch  auf  ununterbrochene 
8 stündige  Nachtruhe,  die  auf  9  Stunden 
zu  verlängern  ist,  wenn  nachts  unumgäng- 
liche Arbeiten  zu  verrichten  sind.  Nach 
Perioden  besonders  anstrengender  Arbeit  ist 
nebst  Sonn-  und  Feiertagen  ein  besonderer 
Ruhetag  auf  6  Arbeitstage  zu  gewähren. 
Dem  Achtstundentag  nicht  unterworfen  sind 
Gelegenheitsarbeiter,  die  ausschließlich  für 
Erntearbeiten  oder  zur  Bekämpfung  von 
Schädlingen  angestellt  sind,  der  Transport 
von  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  zur 
Erntezeit,  die  Arbeit  der  Aussaat  und  der 
Ernte,  die  auf  Beschluß  des  Ortsausschusses 
auf  10  Stunden  verlängert  werden  kann.  Die 
Arbeitszeit  kann  in  einzelnen  Fällen  bis  zu 
12  Stunden  verlängert  werden,  wenn  bei 
verkürzter  Arbeitszeit  die  Anwerbung  eines 
größeren  Arbeiterpersonals  nach  überein- 
stimmender Ansicht  von  Arbeitern  und 
Arbeitgebern    auf    Schwierigkeiten  stößt 


(Art.  4.  Dekr.  v.  15./I.  1920).  Aus- 
genommen sind  ferner  die  zur  Weinbereitung 
und  Obstweinerzeugung  erforderlichen  Ar- 
beiten unmittelbar  nach  der  Ernte  (Art.  6). 
Dagegen  gilt  der  Achtstundentag  im  Gärt- 
nereibetrieb, ausgenommen  in  den  3  Monaten 
des  stärksten  Betriebes.  Die  erforderlichen 
Ueberstunden  können  durch  Tarifvertrag 
mit  Lohnzuschlag  ausgeführt  werden  (Artt. 
4  und  5).  Zur  Saat-  und  Erntezeit  kann 
auch  die  tägliche  Arbeitszeit  der  Hufschmiede 

I  bis  auf  10  Stunden  im  Tage  verlängert  wer- 
den (Art.  7).  Die  Friseure,  Barbiere,  Kellner, 

]  Schuhputzer,  Handlungsgehilfen  im  allge- 
meinen, mit  Ausnahme  der  Bureauange- 
stellten, können  mit  ihren  Arbeitgebern 
Ueberzeitarbeit  vereinbaren  bis  zur  Höchst- 
anzahl der  durch  G.  v.  4./VII.  1918  (Hand- 
lungsgehilfengesetz) gestatteten  Stunden 
(Art.  10).  Männliche  Ziegeleiarbeiter  von 
mehr  als  18  Jahren  können  mit  ihren  Arbeit- 
gebern bis  zusammen  66  Arbeitsstunden  in 
der  Woche  vereinbaren,  sofern  diese  Ziffer 
jährlich  nicht  mehr  als  durch  8  Wochen 
erreicht  wird.  Als  Ueberstunden  gelten  die 
Stunden  über  48  Stunden  in  der  Woche  (Art. 
11).  Ebenso  sind  besondere  Tarifverein- 
barungen gestattet  für  Hilfsarbeiten  eines 
Hauptgewerbes  und  für  die  Arbeiten  in 
Lohumühlen  (Art.  12).  Außerdem  sind  für 
kürzere  Zeiträume  zur  leichteren  Einfüh- 
rung der  neuen  Arbeitszeit  Uebergangs- 
bestimmungen  getroffen  worden. 

3.  Bergbau.  Im  Bergbau,  einschließlich 
Torfstechereien,  Steinbrüche,  Baumaterialien- 
gewinnung, Salinen,  Mineralwasserquellen 
darf,  wenn  sie  zu  den  hochgelegenen  des 
Achtstundengesetzes  zählen,  die  Arbeitszeit 
9  Stunden  betragen.  Bei  der  Abbauarbeit 
soll  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  nicht  mehr 
als  10  Stunden  verlängert  werden. 

DerNormalarbeitstagbeginnt  bei  Arbeiten 
unter  Tage  mit  dem  Eintritt  des  ersten 
Arbeiters  in  den  Schacht,  Stollen  oder  Gang 
ohne  Abrechnung  des  Weges  von  der  Ar- 
beitsstelle vor  Ort  und  endigt  mit  dem  Augen- 
blick des  Wiedererscheinens  der  ersten  aus- 
fahrenden Arbeiter  beim  Grubeneingang. 
Die  Arbeitsdauer  läuft  vom  Verlesen  bis 
zur  Beendigung  der  Schicht  vor  Ort.  Ver- 
längerungen des  Arbeitstages  sind  nur  durch 
Betriebsstörungen  und  unmittelbare  Gefahr 
motiviert.  Die  Zahl  der  Ueberstunden  darf 
höchstens  eine  pro  Tag  und  6  in  der  Woche 
betragen.  An  heißen  Orten  mit  mehr  als 
33°  C  Temperatur  oder  bei  Arbeiten  in 
Wasser  oder  Schlamm  dürfen  die  Arbeiter 
höchstens  6  Stunden  pro  Tag  arbeiten,  bei 
42"  C  nur  im  Falle  dringender  Gefahr;  6  Stun- 
den in  den  Quecksilbergruben  von  Almad6n 
(Art.  13).  Untertagearbeit  von  Frauen  und 
Kindern  unter  16  Jahren  ist  verboten  (Art. 
14). 
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4.  Arbeitszeit  im  Handelsgewerbe.  Im 
Handelsgcwerbc  kann  gemäß  G.  v.  4./VII. 
1918  durch  Tarifvertrag  die  Bestimmung 
dieses  Gesetzes  als  Gesamtarbeitszeit,  ein- 
schließlich der  Ueberstunden,  betrachtet 
werden.  Dieses  Gesetz  erteilt  dem  Handels- 
pcrsonal  an  den  Tagen  von  Montag  bis 
Samstag  eine  12stündigo  ununterbrochene 
Ruhezeit  und  eine  2 stündige  Essenspause, 
80  daß  faktisch  eine  10  stündige  Arbeitszeit 
aus  dieser  Regelung  resultiert.  Oeffnungs- 
und  Schlußstundo  der  Handelsbetriebe  wird 
von  den  Ortsausschüssen  für  Sozialreformcn 
festgesetzt,  wobei  Samstags  um  eine  halbe 
Stunde  später  geschlossen  werden  kann. 
Aenderungcn  sind  im  beiderseitigen  Einver- 
nehmen und  falls  dieses  nicht  zu  erzielen,  von 
den  Ortsausschüssen  für  Sozialreformen 
durchzuführen.  Ausnahmen  von  den  Ruhe- 
und  Schließungsvorschriftcn  werden  gewährt 
zur  Verhütung  drohenden  Schadens,  zur 
Vornahme  von  Inventar-,  üilanzarbeiten, 
Betriebsverlegungcn  an  höchstens  6  auf- 
einanderfolgenden Tagen,  höchstens  30  Tage 
im  Jahr. 

5.  Vollzug.  Das  BcrgG.  v.  6./VII.  1859, 
abgeändert  am  4./III.  1868,  hatte  den 
Bergingenieuren  die  Aufsicht  über  die 
Sicherlieit  der  Bergwerke  anvertraut, 
ohne  hierbei  besondere  Arbeiterschutz- 
maßrcgeln  im  Auge  zu  haben.  Im 
KinderschutzG.  v.  24./VI1.  1873  war  dessen 
Durchführung  durch  gemischte  Kommis- 
sionen, denen  nntornclimer,  .\rbciter,  Be- 
hörden und  Schullehrer  angehören  sollten, 
vorgesehen  (Art.  8).  Es  ist  begreiflich,  daß 
dieses  Gesetz  völlig  undurchgeführt  blieb. 
Ebensowenig  hat  das  G.  v.  13./III.  1900 
(Artt.  31—36)  eine  ernsthafte  staatliche 
Inspektion  eingeführt,  sondern  diese  wurde 
Lokal-  und  Provinzialkommissionen  (Juntas) 
übertragen,  die  Inspektionen,  „die  sie  ge- 
ziemend finden",  anordnen  können.  Von 
einer  wirklichen  Arbeitsinspektion  in  Spanien 
kann  erst  seit  dem  Reglement  v.  I./IH.  1906, 
ferner  Erl.  v.  12./XII.  1906  und  24./I. 
1907  die  Rede  sein.  Der  Inspektionsdienst 
liegt  einer  Zentralbehörde  und  Regional- 
inspektoren ob.  Die  Ernennung  der  In- 
spelvtoren  erfolgt  nunmehr  durch  das  Mini- 
sterium des  Innern  auf  Vorschlag  des  In- 
stituts für  Sozialreformcn,  das  gleichzeitig 
die  Zentralinspektion  ausübt  und  auf  Vor- 
schlag der  Regionalinspektoren  deren  Ge- 
hilfen (auxiliares,  eskubicntes)  ernennt. 
Die  Inspektoren  haben  das  Recht  des  freien 
Eintrittes  in  die  Arbeitsräume,  der  Prüfung 
des  Arbeitsmaterials,  der  Personenverzeich- 
nisse, der  Reglemente  und  der  Zeugenein- 
vernahme. Behinderung  der  Inspektion  wird 
mit  Bußen  bis  zu  ÖOO  Peseten  bestraft. 

Im  J.  1921  betrug  die  Zahl  der  staat- 
lichen   Aufsichtsbeamten    (ohne  Zentral- 


j  dienst):  10  Regional-,  45  Provinzialinspek- 
toren,  33  Gehilfen.  Die  Zahl  der  Revi- 
sionen betrug  1907:  7376,  die  der  revidierten 
Betriebe  7188  und  270664  Arbeitern.  Auf 
die  revidierten  Betriebe  entfielen  25336 
Uebertretungen.  Die  Inspektion  stößt  in 
Spanien  auf  den  Widerstand  der  Unter- 
nehmer und  der  mit  ihnen  liierten  Orts- 
behörden wie  kaum  anderwärts  in  West- 
europa. Der  Inspektorenbericht  spricht  von 
„skandalösen  Uebertretungen"  in  Cata- 
lonien;  die  Zahl  der  Verletzungen  der  Kinder- 
schutzbestimmungen  sei  hier  festzustellen 
unmöglich  (Memoria  de  Servicio  de  In- 
speccion,  Madrid  1908,  S.  76,  77).  Monatliche, 
rein  statistische  Inspektionsberichte  ver- 
öffentlicht das  Boletin  dcl  Instituto  de 
Reformas  sociales. 

Strafen.  Uebertretungen  betr.  Sitz- 
gelegenheit 25-250  Peseten  (Art.  3).  Höchst- 
arbeitszeit in  Textilfabriken  50  -  2500  Pe- 
seten, bei  Rückfällen  doppelte  Buße  (Art.  7). 
Arbeit  in  Bäckereien  25—125  Peseten  Buße 
(Art.  7).  Kinder-,  Jugendlichen-  und  Frauen- 
schutz 25-250  Peseten  Buße  (Art.  13 
Hauptgesetz).  Arbeitszeit  in  Bergwerken 
60  —  2500  Peseten  Buße,  Verdoppelung  bei 
Rückfällen  (Art.  17). 

Literatnr:  LegUlacwn  del  Trabajo.  InttüuU)  de 
licjorme«  SocüUe«,  3Iadri'l.  —  /.  VintrOj 
HUOfria  delta  indiuitria  Uinera  CataUina,  Barce- 
lona lOOff.  —  t/.  Sartilou,  Lok  aHocüiciones 
obreras  in  Etpana,  1000.  —  E.  CViauvet,  La 
protection  Uffale  de«  travaitteur«  en  Kgpagne, 
Parti  lao.ijr,.  —  Ivan  Strohl,  La  I'rutec- 
cion  legal  de  Ion  Trabajadorf-M,  Madrid  1007.  — 
Buyllaf  Posada  y  HorotVy  El  inuituto  del 
trabajo.    Von  prologo  de  C'analejas,  Madrid  lOOS. 

—  AiL  PoHatla,  La  rlforme  sociale  cn  Ks- 
pagrte,  Parin  1007.  —  P.  San(/ro,  La  reduclioii 
de  la  joumee  de  travait  dann  Ics  mine»  en  Es- 
pagne,   in:    3lus^e  gocial,  Annale»,  avril  1911. 

—  JOH^,  Ubcda  y  Correal,  Mediog  de  pre- 
vcnir  ImPeligros  dcl  Manejo  del  Plomo 
en  les  Fäbrican  de  CoUiren  etc.,  Madrid  1008. 
(Blcikrankheit.)  —  Joni  Manuel  de  Bayo, 
La  prohibitiMi  del  Trabajo  nocturno  de  loa 
menorcs  de  IS  aw>n,  Madrid  1908.  — 
Miguel  Flg-ueras  y  Lopez,  Iai  ApUcaei6n 
de  loi  legen  Protectftras  del  Ohero  en  Enpatia, 
Madrid  1008.  (Volhng.)  —  Mdro  de  Vtllota 
y  PresUla,  El  Trabajo  de  U>n  Menores  de 
18  .inos  en  Efpana,  Madrid  1908.  —  Amanda 
Castroinejo  und  Pedro  Saitgro  y  Hos  de 
OlanOf  Et  Trabajo  a  Domicilio  en  Enpana, 
Madrid  1908.  (Heimarbeit.)  —  Salvador 
Crespo  y  Lopez  de  Acre  und  V.  Adolf o 
A.  Uitylla  y  O.  Alegre,  Im.  .Jornada  Maxima 
de  Trabajo  en  Enpana,  Madrid  1908.  —  Adolfo 
A.  Uuylla  y  G.  Alegre,  El  Contrato  de 
Trabajo,  Madrid  1009,  39  p.  --  Jos6  (laacon 
y  Marin,  Notan  leginlativan  nobre  la  reglemen- 
tacion  de  la  jornada  de  trabajo  de  lan  mujeres 
y  de  Ion  adolescentes  en  Enpana,  Madrid  1011. 
— -  Julian  Juderia«,  La  Hi<jiene  y  aa  in- 
ßuencia  en  la  leginlacion,  Madrid  1011.  —  Jos4 


590 


Arbeitersohutzgesetzgebung  (Spanien  —  Rumänien) 


H.  Tallada,  Los  venenos  induslriales  en  el 
trabajo  a  domicilo,  Madrid  1911.  —  Derselbe, 
El  trabajo  en  los  Cameras  de  aire,  Madrid  1911. 

  Jost;   Ubeda  y  Correal,  Higiene  de  las 

indMlrÜLS  mineras,  Madrid  1912.  —  ArisHdes 
Ocuho  y  Sanchez,  Estudio  del  carbunco  come 
enfcrmedad  profesional  y  medios  para  evitar  el 
contagio,  Madrid  1912.  (Milzbrand.)  —  Ricardo 
Oy  Udos,  El  apren  dizoje  en  Espana  desde  el 
punlo  de  vista  profesional,  Madrid  1912.  (Lehr- 
lingswesen.) —  Cl.  Perkins,  Spanish  labour 
legislation  since  1S99  in :  Polit.  science  Qtiar- 
terly,  New  York  1911  no.  2.  —  M.  Medina  Fer- 
nandes,  Copilariön  codißcada  de  la  legislacion 
obrera  vigente  en  Espana,  Valladolid  1914.  —  Ed. 
Acevedo,  Temas  de  legislaciön  obrera,  Paris  1914. 
—  F.  GutMrrez-Gamero,  Legislaciön  indu- 
strial,  Madrid  1914.  —  Colleccion  legialativa  de 
Minas,  Madrid  1914.  —  J.  Prato  Garcia- 
Olalla  y  J.  Hermdndex-Plnteno,  Enciclo- 
pedia  Juridica  Minera,  Madrid  1915.  —  J.  Vila 
Serra,  Manual  con  la  legislaciön  de  minas, 
Valencia  191S.  —  Memoria  del  Servicio  de  In- 
specciin  en  1907,  Madrid  190S.  —  Memoria 
general  de  la  Inspeccion  del  Trabajo  corrcspon- 
dente  al  ano  190S,  Madrid  1910. 


XVIII.    Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Rumänien. 

1.  Der  Arbeitersohutz  in  Industrie  und  Ge- 
werbe. 2.  Schutz  der  Landarbeiter.  3.  Vollzug. 

1.  Der  Arbeiterschutz  in  Industrie  und 
Gewerbe.  Hervorragend  als  Exportgebiet 
von  Getreide,  Petroleum,  Oelsamen,  Holz, 
ist  Rumänien  vor  dem  Weltkriege  industriell 
nur  wenig  bedeutend  gewesen.  Selbst  das 
heimische  Kleingewerbe  war  sozusagen  aus- 
gestorben. Seine  zünftige  Organisation  war 
zwar  durch  das  ..Organisch'e  Reglement" 
von  18.34  abgeschafft  worden,  bestand  aber 
formell  noch  fort  bis  zum  22./VI./2./VII.  1873, 
wo  sie  durch  ein  „Journal"  des  Minister- 
rates beseitigt  wurde.  Die  rumänischen 
Handwerker  wurden  durch  fremde  ersetzt, 
die  den  neuen  Ansprüchen  besser  Genüge 
leisteten.  Nach  und  nach  erlernten  die  ru- 
mänischen Lehrlinge  von  den  fremden  Hand- 
werkern die  moderne  Ausübung  ihres  Be- 
rufes. Im  J.  1888  versuchte  der  erste  Gesetz- 
entwurf zur  Organisation  der  Handwerke, 
den  der  Minister  P.  P.  Carp  verfaßt  hatte, 
namentlich  die  Gründung  von  Werkstatt- 
schulen  bei  den  neu  zu  errichtenden  In- 
nungen zu  sichern.  Dieser  Gesetzentwurf 
wurde  jedoch  nicht  verabschiedet.  Auch  ein 
i.  J.  1898  vom  Minister  N.  Filipescu  ein- 
gebrachter Gesetzentwurf  wurde  nicht  Ge- 
setz. Ebenso  ist  der  Bergbaugesetzentwurf 
von  P.  P.  Garp  (1895),  der  die  Kranken-, 
Unfall-,  Invahditäts-  und  Altersversiche- 
rung der  Bergarbeiter  regelte,  bis  zum  heu- 
tigen Tage  auf  dem  Papier  geblieben. 


Die  Finanzkrise  des  Jahres  1898,  die  die 
Lage  der  Handwerker  noch  mehr  ver- 
schlechterte, gab  Anlaß  zu  Handwerker- 
bewegungen. Im  J.  1902  kam  endlich  der 
Gesetzentwurf  B.  M.  Missir  über  die  Or- 
ganisation der  Handwerke  zur  Verabschie- 
dung. Es  wurde  eine  Art  halb  fakultativer, 
halb  obligatorischer  Innungen  eingeführt, 
die  jedoch  namentlich  auf  dem  Gebiete  der 
Versicherung  kaum  für  ein  Viertel  ihrer 
96000  Mitglieder  sich  als  wirksam  erwiesen. 

Das  vom  Minister  D.  S.  Neniteseu  ein- 
gebrachte Gesetz  über  die  Organisation  der 
Handwerke,  des  Kleinkredites  und  der 
Arbeiterversicherungen  v.  25./I./7./II.  1912 
geht  von  dem  Gedanken  aus,  daß  die  Haupt- 
sorge bei  der  Abfassung  jedes  Gesetzes,  das 
von  der  Lage  der  Handwerker  und  In- 
dustriearbeiter handelt,  die  Befriedigung 
zweier  großer  Interessen  bewirken  sollte, 
des  nationalen,  welches  erfordert,  daß  die 
rumänischen  Handwerker  und  Industrie- 
arbeiter ihre  technischen  Kenntnisse  ver- 
vollkommnen, damit  sie  auf  dieselbe  Höhe 
wie  die  fremden  gelangen,  und  des  sozialen, 
welches  eine  rasche  Organisation  der  Ar- 
beiterversicherung verlangt.  Die  Lehrzeit 
darf  erst  mit  dem  vollendeten  11.  Lebens- 
jahre beginnen  und  dauert  3—5  Jahre 
(Artt.  22,  23).  Nach  dieser  Zeit  wird  der 
Lehrling  für  1—2  Jahre  HalbgeseUe;  nach 
diesem  Termin  erhält  er  das  Zeugnis,  auf 
Grund  dessen  er  erst  das  Gesellenbucli  ver- 
langen darf.  Knaben  unter  15  und  Mädchen 
unter  17  Jahren  dürfen  zu  gefährlichen,  ge- 
sundheitsschädlichen oder  ihre  Kräfte  über- 
steigenden Arbeiten  nicht  herangezogen 
werden  (Art.  22).  Jeder  Arbeitsvertrag 
tritt  erst  nach  einer  Probezeit,  die  für  Lehr- 
linge und  Halbgesellen  1  Monat  und  für  alle 
anderen  Arbeiterkategorien  15  Tage  be- 
trägt, endgültig  in  Kraft  (Art.  33).  Der 
Vertrag  zwischen  dem  Patron  und  dem 
Lehrling  oder  HalbgeseUen  kann  von  jedem 
der  beiden  Vertragsteile  in  den  im  Gesetze 
vorgesehenen  Fällen  gegen  15tägige  Kün- 
digung (Artt.  48,  49),  derjenige  zwischen 
Patron,  Handlangern,  Gehilfen,  Arbeitern 
oder  Meistern  gegen  8tägige  Kündigung 
gelöst  werden  (Art.  59).  Hat  der  Arbeiter 
auf  seinen  Lohn  einen  Vorschuß  erhalten, 
so  kann  er  den  Vertrag  nur  nach  Rücker- 
stattung des  erhaltenen  Lohnes  lösen;  ar- 
beitet er  nach  dem  Stück,  so  hat  er  die  be- 
gonnene Arbeit  vertragsmäßig  fertigzu- 
stellen (Art.  59).  Der  Arbeitgeber  dagegen 
hat  dem  Arbeiter  den  auf  die  Kündigungs- 
frist entfallenden  Lohn  und,  wenn  er  bei 
ihm  auch  in  Kost  stand,  den  doppelten  Lohn 
auszuzahlen  (Art.  60).  Ohne  Kündigungs- 
frist kann  der  Vertrag  nur  in  den  im  Gesetze 
vorgesehenen  Fällen  gelöst  werden  (Artt.  61, 
62).  Wöchnerinnen  dürfen  in  den  ersten 
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6  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  zur  Arbeit 
nicht  verwendet  werden;  sie  verlieren  wegen 
dieser  Abwesenheit  ihren  Arbeitsplatz  nicht 
(Art.  63).  Die  tägliche  Höchstarbeits- 
zeit (Art.  36)  darf  zwischen  dem  11.  und 
15.  Lebensjahre  höchstens  8  Stunden, 
zwischen  dem  15.  und  20.  Lebensjahre  höch- 
stens 10  Stunden  betragen.  Krauen  jeglichen 
Alters  dürfen  höchstens  11  Stunden  hin- 
durch beschäftigt  werden.  In  gewissen  Fällen 
kann  das  Zentralamt  eine  Verlängerung 
dieser  Arbeitszeiten  bewilligen.  Die  tägliche 
Arbeitszeit  muU  durch  wenigstens  eine 
Istündigo  Ruhepause  (Art.  37)  unter- 
brochen werden.  Lehrlinge  unter  15  und 
Lehrmädchen  unter  17  Jahren  dürfen  zur 
Nachtzeit,  und  zwar  in  der  Zeit  v.  l./X. 
bis  31./III.  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
früh,  während  der  übrigen  Jahreszeit  von 
8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  früh,  nicht  beschäf- 
tigt werden  (Art.  38).  Der  Arbeitslohn 
wird  für  die  noch  nidil  16  Jahre  alten  Lehr- 
linge und  Halbgesellen  nach  Abzug  des 
Krankeiivcrsiclierungsbeitrags  den  Kitern 
oder  deren  Stellvertretern  übergeben;  mit 
erreichtem  16.  Lebensjahr  wird  der  Arbeits- 
lohn den  Arbeitern  selbst  eingehändigt  (Artt. 
46,  47).  Aus  diesen  Vorschriften  geht  hervor, 
daß  die  GO.  von  1902  zurückrevidiert 
wurde;  diese  verbot  die  Beschäftigung  von 
Kindern  unter  14  Jahren  (Art.  84).  Dagegen 
ist  auf  Wunsch  der  Kleinhandwerker  die  Ar- 
beit von  Kindern  und  Frauen  in  Gewerbe- 
betrieben und  Bergwerken  durch  G.  v. 
11./24./11.  1906  geregelt  worden.  Geltungs- 
gebiet sind:  Gewerbebetriebe,  Werkstätten, 
Bauplätze,  Untertagearbeiten.  Kinder  wer- 
den hier  vor  zurückgelegtem  12.  Lebensjahr 
und  vor  Absolvierung  des  Elementarunter- 
richts (an  Orten  ohne  Schulen  der  Fabrik- 
schule) nicht  zugelassen.  Sie  sind  vor  dem 
15.  (Mädchen  vor  dem  17.  Jahre)  nicht  ohne 
Arbeitsbuch  und  ärztliches  Tauglichkeits- 
zeugnis zu  beschäftigen  (Art.  2)  und  werden 
von  gefährlichen  und  gesundheitsschäd- 
lichen Betriehen  ausgeschlossen.  Von  1911 
an  durften  Kinder  unter  15  Jahren  in  Berg- 
werken, (irubnn,  Brüchen  ohne  maschinelle 
Förderung  nicht  unter  Tage  beschäftigt  wer- 
den (Art.  24).  Für  Minderjährige  besteht  ein 
unbedingtes  Verbot  der  Bedienung  von 
Dampfmaschinen  oder  Motoren,  der  Reini- 
gung im  Gang  befindlicher  Maschinen  oder 
von  Riemen,  Wellen  oder  anderen  Kraft- 
übertragungsvorrichtungen, ferner  bei  der 
Herstellung  sittensehädigender  Druckschrif- 
ten (Art.  3),  akrobatischen  Uebungen  (Art.  4). 
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  jährlich 
Verzeichnisse  seiner  jugendlichen  Arbeiter 
vorzulegen.  Die  Arbeitszeit  beträgt  für 
Knaben  und  Mädchen  im  Alter  von  12—15 
Jahren  höchstens  8  Stunden  im  Tag,  aus- 
nahmsweise für  Kinder  im  Alter  von  13—15 


Jahren  10  Stunden  im  Tag.  An  Ruhepausen 
ist  eine  Stunde  im  Tag  zu  gewähren,  Mädchen 
von  weniger  als  17  Jahren  und  Knaben  dürfen 
keinesfalls  länger  als  6  Stunden  ununter- 
brochen arbeiten.  Auf  jede  Woche  muß  ein 
Ruhetag  entfallen  (Art.  7).  Nachtarbeit  ist 
Knaben  im  Alter  von  weniger  als  15  Jahren 
und  .Mädchen  im  Alter  von  weniger  als 
17  Jahren  verboten;  dabei  gilt  als  Nacht- 
arbeit V.  l./X.  bis  31  ./Hl.  die  Zeit  von  8  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens,  v.  I./IV.  bis 
30./IX.  die  Zeit  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
morgens.  In  Betrieben  mit  2  Arbeitsschichten 
darf  jedoch  die  Arbeit  um  5  Uhr  morgens 
beginnen  und  um  11  Uhr  abends  enden.  Der 
Minister  ist  bei  besonderen  Verhältnissen 
des  Klimas  oder  der  Arbeit  zu  Aenderungen 
der  Arbeitszeitbedingungen  befugt  (Art.  5). 

Für  Frauen  jedes  Alters  besteht  ein  Ar- 
beitsverbot für  Arbeiten  unter  Tage  (Art.  24). 
Wöchnerinnen  dürfen  4  Wochen  nach 
ihrer  Niederkunft,  ausnahmsweise  3  Wochen 
mit  ortsärztlicher  Kriaubnis,  nicht  beschäf- 
tigt werden;  sie  besitzen  keinen  Lohnan- 
spruch während  dieser  Zeit,  doch  ist  ihnen 
uer  Arbeitsplatz  offen  zu  halten.  Ohne  Be- 
einträchtigung der  Ruhepausen  ist  den 
F"rauen  Zeit  zum  Stillen  der  Kinder  in  der 
Fabrik  zu  gewähren.  Der  Unternehmer  ist 
verpflichtet,  jährlich  Verzeichnisse  der  von 
ihm  beschäftigten  Frauen  vorzulegen.  Die 
Arbeitszeit  der  Frauen  ist  auf  höchstens 
10  Stunden  festgesetzt;  doch  darf  in  Fällen, 
in  denen  der  Arbeitsschluß  der  Frauen  auch 
den  Schluß  der  Männerarbeit  zur  Folge  hätte, 
eine  11  stündige  Arbeitszeit  für  F'rauen  be- 
willigt werden.  Eine  Ruhepause  von  min- 
destens einer  Stunde  im  Tag  und  ein  Ruhe- 
tag in  der  Woche  sind  zu  gewähren  (Art.  7). 
Wie  in  Portugal,  Spanien  und  Italien  soll  in 
allen  Fabriken,  in  denen  Frauen  beschäftigt 
werden,  diesen  gestattet  sein,  abgesehen  von 
den  vorgesehenen  Ruhepausen,  in  einem 
besonderen  zur  Fabrik  gehörenden  Raum 
oder  außerhall)  der  Fabrik  ihre  Kinder  zu 
stillen.  Betriehe,  die  wenigstens  50  Ar- 
beiterinnen beschäftigen,  müssen  einen  be- 
sonderen Btium  für  das  Stillen  der  Kinder 
aufweisen.  Die  Arbeitsordnung  muß  von 
dem  Ortsvorstehcr  visiert  sein  und  muß  an- 
geschlagen werden.  Das  Gesetz  und  die  zu- 
gehörige Ausführungsverordnung  sind  in 
allen  Betrieben  anzuschlagen,  in  denen 
Knaben  und  Frauen  beschäftigt  werden. 

Ein  allgemeines  Sonntagsgesetz  für 
Arbeiter  und  Angestellte  in  gewerblichen 
und  Handelsbetrieben,  das  24  Stunden 
Wochenruhe  (von  6  Uhr  morgens  Sonntag 
bis  6  Uhr  morgens  Montag),  mit  Ausnahmen 
besonders  für  Gastwirtschaften  an  Land- 
orten, während  der  Saison  in  Bädern  und 
Kurorten,  gewährt,  ist  am  10./23./IV.  1910 
erlassen  worden.  Es  gewährt  die  gleiche  Ar- 
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beitsruhe  an  11  Feiertagen.  Die  Ratifika- 
tion der  Vertragsentwürfe  der  internatio- 
nalen Konferenz  von  Washington  durch 
Rumänien  am  13./VI.  1921  (voUes  Inkraft- 
treten erfolgt  am  l./VII.  1924)  bedeutet  einen 
mächtigen  Fortschritt  seiner  Gesetzgebung: 
Zulassungsalter  14  Jahre,  Mutterschutz,  Ar- 
beitslosenfürsorge, Nachtarbeits-,  Weißphos- 
phorverbote, Achtstundentag,  —  hoffentlich 
auch  ihres  Vollzuges. 

2.  Schutz  der  Landarbeiter.  Rumänien 
besitzt  wie  Rußland,  wie  Polen,  wie  Sizilien 
eine  aus  der  Unzulänglichkeit  der  Boden- 
zuteilung bei  der  Bauernbefreiung  (1864), 
vor  allem  infolge  des  Mangels  an  Weide- 
und  Wieseland  der  Kleingrundbesitzer,  her- 
vorgegangene Klasse  von  Parzellenbauern. 
Diese  hat  wiederholt,  besonders  1888  und 
1907  in  Unruhen,  die  durch  Waffengewalt 
unterdrückt  wurden,  ihrer  Unzufriedenheit 
Luft  gemacht,  um  der  zur  Steigerung  der 
Großproduktion  von  Getreide  zunehmenden 
Belastung  durch  die  Großgrundbesitzer  zu 
entgehen"  In  dieser  Atmosphäre  ist  das  G. 
über  landwirtschaftliche  Abreden  v. 
23./XII.  1907  entstanden,  das  den  Arbeits- 
vertrag der  Bauern  mit  den  Grundbesitzern 
regelt.  Es  bezieht  sich  auf  a)  die  Abreden 
in  Geld  oder  Zehnt,  mittels  deren  dem  Bauern 
eine  Bodenfläche  von  unter  20  ha  pro  Fami- 
lienoberhaupt als  Acker-,  Heu-  oder  Weide- 
land gegeben  wird.  Ausgenommen  sind  die 
Abreden  bezüglich  Gemüse-,  Tabak-  und 
Melonenkultur;  b)  die  Abreden  bezüglich 
Weiden  von  Vieh  bis  zu  6  Stück  Groß-  und 
10  Stück  Kleinvieh  pro  Familienoberhaupt, 
wobei  5  Stück  Kleinvieh  (Schafe,  Ziegen) 
einem  Stück  Großvieh  gleich  gerechnet 
werden;  c)  die  Abreden,  durch  die  der  Bauer 
sich  zur  Arbeit  im  Tag-  oder  Akkordlohn  bei 
folgenden  Aekcrbauarbeiten  verpflichtet: 
Pflügen,  Säen,  Eggen,  Einwalzen,  Behacken, 
Umgraben,  Einernten,  Abmähen,  Jäten, 
Einbringen,  Aufhäufeln,  Dreschen,  Verbrin- 
gen in  Heuschober,  Tennen  und  Magazine, 
Getreidetransport  nach  Stapelplätzen  und 
Bahnhöfen  und  Winzerarbeit,  sowie  jegliche 
andere  Arbeiten,  die  für  die  Bodenkultur 
erforderlich  sind  (Art.  1). 

Die  unter  a)  und  b)  geschlossenen 
Verträge  gelten  als  höchstens  auf  5  Jahre, 
die  unter  c)  als  nur  für  1  Jahr  geschlossen 
(Art.  48).  Die  Unterverpachtung  des  den 
Bauern  überlassenen  Bodens  ist  verboten. 
Sodann  regelt  das  Gesetz  die  Pacht  und  die 
Nutzung  der  Allmende,  verbietet  fron- 
arbeitsähnliche Verpflichtungen  (Ueberlas- 
sung  von  Landnutzung  gegen  Arbeitsleistung), 
gestattet  jedoch  die  Umwandlung  von  Geld- 
in Arbeitsleistungen  (Art.  31).  Für  die 
Feldarbeiten  in  Tag-  und  Akkordlohn 
besteht  ein  Verbot  des  Trucksystems. 
Diese  Feldarbeiten  können  nur  in  Geld  ver- 


gütet werden;  doch  darf  der  Arbeitslohn 
die  Beköstigung  der  Bauern  umfassen.  Die 
Arbeitslöhnung  darf  nur  in  Geld  erfolgen;  sie 
kann  nicht  durch  andere  Werte,  wie  Marken, 
Waren,  Getränke  usw.  ersetzt  werden.  Auch 
kann  nicht  vereinbart  werden,  daß  die 
Bauern  sich  Kleider,  Lebensmittel,  Gerät- 
schaften usw.  beim  Grundbesitzer  oder 
Pächter  oder  den  von  diesen  bestimmten 
Personen  zu  beschaffen  haben  (Art.  35). 
Diese  Bestimmungen  des  Gesetzes  finden  nur 
Anwendung  auf  die  mindestens  30  Tage  vor 
Beginn  der  betreffenden  Arbeiten  an  dem 
Orte  gedungenen  Bauern,  dagegen  nicht  für 
ausländische  Arbeiter,  noch  für  rumänische 
in  der  Arbeitszeit  gedungene  Arbeiter.  Die 
von  Grundbesitzern  und  Pächtern  auf  den 
Monat  oder  das  Jalir  gedungenen  Feldarbei- 
ter unterliegen  den  Bestimmungen  des 
Dienstbotengesetzes  (Art.  36).  Den  Grund- 
besitzern und  Pächtern  ist  bei  einer  Geld- 
buße von  200—500  Lei  verboten,  Bauern 
oder  Feldarbeiter  durch  Vermittlung  ge- 
werbsmäßiger Vermittler  zu  dingen,  die  keine 
gesetzliche  Erlaubnis  besitzen  und  die  einer 
anderen  Nationalität  angehören,  als  die  von 
ihnen  beschafften  Arbeiter;  solche  gewerbs- 
mäßigen Vermittler  ohne  Erlaubnis  unter- 
liegen einer  Geldbuße  von  200  Lei  (Art.  38). 
Jeder  Bauer,  der  sich  zu  Feldarbeit  ver- 
pflichtet, hat  beim  Gemeindesekretär  ein 
Feldarbeitsbuch  zu  empfangen  (Art.  39).  Die 
Registrierung  der  Verträge  durch  die  Ge- 
meinde bezweckt  Kollisionen  mit  anderen 
Gemeinden  zu  verhüten.  Der  Grundbesitzer 
oder  Pächter,  der  bei  der  Dingung  auch  Be- 
köstigung des  Bauern  übernommen  hat,  ist 
verpflichtet,  in  den  Vertrag  die  Ration  (von 
Brot  oder  Maiskuchen,  Gemüse,  Fisch, 
Fleisch  usw.)  einzutragen.  Bei  Tagesver- 
köstigung  ist  die  Zahl  der  Mahlzeiten  festzu- 
setzen. Die  Beköstigung  ist  im  Vertrag  stets 
in  Geld  zu  schätzen.  Die  gelieferten  Quanti- 
täten dürfen  nicht  unter  dem  Minimum  der 
nötigen  Nahrung,  wie  es  vom  Obersanitätsrat 
bestimmt  wird,  bleiben.  Die  Kost  soll  gut, 
gesund  und  genügend  sein.  In  gegenteiligem 
Falle  kann  der  Bauer  vom  Bürgermeister 
fordern,  daß  er  konstatiert,  es  entspreche 
die  Kost  diesen  Bedingungen  nicht.  Findet 
der  Bürgermeister  diese  Klage  begründet, 
so  beschließt  er  in  endgültiger,  dem  Grund- 
besitzer oder  Pächter  mitzuteilender  Ver- 
fügung, daß  die  Kost  des  Bauern  in  Geld  zu 
leisten  sei  (Art.  45).  Der  Grundbesitzer  oder 
Pächter  ist  verpflichtet,  während  der  Ar- 
beitszeit sich  um  den  Gesundheitszustand  der 
von  ihm  beschäftigten  Arbeiter  aus  anderen 
Orten  zu  kümmern.  In  dringenden  Fällen 
hat  er  den  Bezirksarzt  zu  benachrichtigen  und 
die  Arzneimittel  zu  beschaffen  (Art.  46). 
Kinder,  die  den  Priraarunterricht  besuchen, 
können  nur  nach  einem  besonderen  Regle- 
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mcnt  pedunKcn  werden,  in  welchem  ange- 
geben wird,  für  welche  Feldarbeiten,  unter 
welchen  Bedingungen  und  zu  welcher  Jahres- 
zeit Minderjährige  gedungen  werden  dürfen 
(Art.  47).  In  solchen  Kontrakten  sind  ver- 
boten: a)  Konvcntionalstraf-  oder  Gemein- 
bürgschaftsklauseln;  b)  alle  Ergänzungs- 
leistungcn  in  Natur  oder  Geld,  anteils- 
mäßige oder  namentliche,  auch  Ueber- 
leistungcn  in  Geld  oder  Arbeiten  (Geschenke 
usw.),  die  nicht  zu  den  im  Gesetze  vorge- 
sehenen gehören,  wie  nominelle  Abgaben, 
Hutungsgebühren,  gleichförmige,  für  angeb- 
liche Vorteile,  die  nicht  von  allen  Insassen 
wirklich  genossen  werden,  wie  Fisctifang, 
Brennholz,  Kräuter  usw.,  obligatorische 
Lasten.  Kur  Fi.schfang,  Brennholz,  Kohr, 
Schilf,  Kräuter  usw.  sind  besondere  Akkorde, 
und  zwar  stets  in  Geld,  abzuschließen. 
Ackerbaukontrakte  mit  Bestimmungen,  die 
dem  Gesetze  zuwiderlaufen,  sind  rechtlich 
nichtig.  Sodann  werden  in  jedem  Be- 
zirke fiinfgliedrige,  aus  dem  Agrarinspektor, 
2  Grundbesitzer-  und  2  Bauerndelegiertcn  be- 
stehende Kommissionen  eingesetzt,  die 
festzustellen  haben  1.  die  faktischen  Löhne 
der  letzten  3  Jahre,  2.  die  Mindestlöhne 
beim  Abschluß  der  agrarischen  Arbeitsver- 
träge, 3.  die  Preise,  über  die  hinaus  die 
Landpacht  in  Geld  nicht  gesteigert  werden 
darf,  wie  auch  die  höchste  Höhe  des  zu  neh- 
menden Erntezehnts,  4.  den  höchsten  Weide- 
lohn auf  ein  Viehliaupt  und  ein  Hektar, 
sowie  die  Zahl  der  auf  das  Hektar  gehenden 
Vieliliäupter  unter  Berücksichtigung  der 
Qualität  der  Gemeindeweidc  (Art.  (55).  Die 
von  der  Bezirkskommission  festgesetzten 
Preise  werden,  wenn  einmal  vom  Oberen 
Ackerbaurate  genehmigt,  im  Regierungsblatt 
(Monitorul  Oficial)  veröffentlicht  und  seitens 
der  Gemc'indesekretäre  durch  bedruckte 
Tafeln,  die  vom  Domänenininisterium  ge- 
liefert werden,  zur  Kenntnis  des  Publikums 
gebracht.  Die  Gemeindesekretäre  sind  ver- 
pflichtet, diese  Tafeln  in  den  Bürgermeister- 
ämtern zur  Kunde  der  (irundbcsitzer,  Päch- 
ter und  Bauern  auszuhängen.  Diese  Tafeln 
bleiben  in  den  Bürgermeisterämtern  wäh- 
rend der  Dauer  ihrer  Gültigkeit  ausgehängt. 
Bei  Zuwiderhandlungen  werden  dicfiemeinde- 
sckrctäre  mit  einer  Geldbuße  von  50  Lei 
zum  Besten  der  Gemeinde  bestraft  (Art.  G(3). 
Rekurse  gehen  an  den  Oberen  Ackerbaurat 
im  Ackerbauministeriuni,  der  auch  die  V^or- 
.schlags-  und  Disziplinarbehörde  der  Acker- 
bauinspektoren bildet  (Art.  70).  Nach 
Schluß  der  Feldarbeiten  erfolgt  die  Ab- 
rechnung nach  folgenden  Grundsätzen: 
a)  Wenn  Arbeit  wegen  Verschuldens  des 
Bauern  unausgeführt  geblieben  oder  nur 
teilweise  ausgeführt  worden  ist,  sind  Grund- 
besitzer wie  Pächter  zur  Rückforderung  der 
dafür  geleisteten  Zahlung  oder  Verschiebung 
Handwörterbacb  der  Staatswissenschaften  4.  Äafl. 


der  Arbeit  auf  das  folgende  Jahr  berechtigt; 
b)  ist  die  Arbeit  wegen  Verschuldens  des 
Grundbesitzers  oder  Pächters  nicht  ausge 
führt  worden,  weil  er  ihrer  nicht  bedurfte 
oder  weil  die  verlangte  Arbeit  die  Kräfte  des 
Bauern  überstieg,  kann  der  Bauer  sieh  durch 
Rückzahlung  der  empfangenen  Vor.sehüssc 
oder  Antrag  auf  Verschiebung  der  unaus- 
geführten Arbeit  auf  das  folgende  Jahr  be 
I freien;  c)  konnte  die  Arbeit  wegen  höherer 
Gewalt  nicht  ausgeführt  werden,  hat  der 
Bauer  die  auf  Rechnung  der  unmöglich  ge- 
wordenen Arbeiten  empfangene  Summe  zu- 
rückzuerstatten, wenn  er  nicht  beweisen 
kann,  daß  er  in  Rücksicht  auf  diese  Arbeit, 
die  er  zu  leisten  bereit  war,  andere  Abreden 
ausgeschlagen  hat  (Art.  81).  Es  können  nie 
mehr  als  5%  Zins  pro  Jahr  für  Geldvor- 
schüsse auf  rückständige  Arbeiten  oder  Ar- 
beiten auf  (irund  von  landwirtschaftlichen 
Abreden  gemäß  dem  Gesetze  vereinbart 
werden  (Art.  82).  Die  den  Bauern  für  Arbeit 
geschuldeten  Summi'n  können  wegen  keiner 
anderen  Verpflichtung  zurückbehalten  wer- 
den (Art.  83).  Die  Grundbesitzer  oder 
Pächter  sind  verpflichtet,  am  Ende  jeder 
Ackerbauperiode  dem  Bauern  Rechnung  zu 
legen  und  im  Bürgermeisteramte  bis  zum 
31./XII.  die  Liste  der  rückständigen  Arbeiten 
oder  der  aus  landwirtschaftlichen  Abreden 
resultierenden  Gelder  zu  deponieren.  Sind 
die  Vertragsbauern  aus  einer  mehr  als  10  km 
entfernten  Gemeinde,  so  sind  die  Grund- 
besitzer oder  Pächter  zur  Heclinungslegung 
sofort  nach  Abschluß  der  vereinbarten  Ar- 
beiten verpflichtet  (Art.  85).  Die  mit  der  Ab- 
rechnung unzufriedenen  Bauern  haben  das 
Recht,  nach  15  Tagen  sich  beim  Kreisrichter 
zu  beklagen,  der  binnen  10  Tagen  sich  in 
die  (remeinde  zu  begeben  und  über  die  Klage 
zu  entscheiden  hat.  Seine  Entscheidung 
ist  endgültig  (Art.  86). 

Den  meisten  Beobachtern  zufolge  haben 
bis  zum  Weltkriege  die  Vorschriften  des  (ie- 
setzes  von  1908  über  Mindestlöhne  keine 
Beachtung  gefunden.  Es  ist  anzunehmen, 
daß  das  G.  v.  24./V.  1921  über  die  Be- 
rufsverbände hier  eine  Wendung  voll- 
ziehen wird.  Es  ermächtigt  die  Arbeiter- 
syndikate in  Art.  33a  durch  die  vom  Syn- 
dikate ernannten  Delegierten,  im  Einver- 
nehmen mit  den  beteiligten  Arbeitgebern 
oder  seinen  Beauftragten  und  mit  den  Or- 
ganen des  Arbeitsministeriums  die  Arbeits- 
aufsicht über  alle  (iesetze  und  Reglemente 
auszuüben,  die  den  Arbeiterschutz,  die  Or- 
ganisation der  Arbeit,  die  Tarifverträge,  die 
Arbeitsordnungen  berühren. 

3.  Vollzug.  Die  Durchführung  erfolgt 
durch  die  Gewerbeinspektoren,  Berginge- 
nieure, die  jederzeit  freien  Eintritt  besitzen, 
Steinbruchsaufsichtsbeamte  und  Beamte  der 
Gerichtspolizei.  Die  über  die  Zuwiderhand- 
Bd.  I.  38 
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hingen  aufgenommenen  Protokolle  sind  un- 
verzüglich den  zuständigen  Gerichtsbehörden 
zuzustellen  und  in  Abschrift  dem  Minister 
der  Landwirtschaft,  der  Industrie,  des  Han- 
dels und  der  Domänen  und  der  beteiligten 
Präfektur  zu  übermitteln.  Die  Inspektionen, 
die  von  den  zuständigen  Organen  vorgenom- 
men werden  und  die  ärztlichen  Unter- 
suchungen, über  welche  dem  Minister  der 
Landwirtschaft,  der  Industrie,  des  Handels 
und  der  Domänen  Bericht  zu  erstatten  ist, 
erfolgen  auf  Kosten  der  Inhaber  oder  der 
Betriebsleiter  nach  Maßgabe  der  Bedin- 
gungen und  zu  den  Gebühren,  die  in  der 
Ausführungsordnung  festgesetzt  sind.  Zur 
Vergütung  der  Inspektionen  und  ärztlichen 
Untersuchungen  wird  aus  den  Beiträgen  der 
Inhaber  und"  Betriebsleiter,  die  der  Inspek- 
tion unterworfen  sind,  ein  Spezialfonds  an- 
gelegt. Diese  Beiträge  erfolgen  in  Form 
einer  jährlichen,  in  der  Ausführungsverord- 
nung festzusetzenden  Gebühr. 

Durch  G.  v.  l./IV.  1908  ist  ein  beson- 
deres Industrie-  und  Handelsministe- 
rium geschaffen  worden.  Das  dazugehörige 
OrganisationsG.  v.  14./IV.  1909  regelt  Ein- 
teilung und  Befugnisse  des  neuen  Ministe- 
riums. Ihm  unterstehen  die  Fabrikinspek- 
toren, deren  Zahl  von  1  i.  J.  1903  auf  7  i.  J. 
1909  erhöht  wurde.  Strafsätze.  Verrat 
von  Geschäftsgeheimnis  gemäß  Art.  305  des 
Strafgesetzbuches;  Zuwiderhandlungen  gegen 
Arft.  1-9  und  15-18:  bis  zu  50  Fr.  für 
jeden  beschäftigten  Arbeiter,  Maxiraalbuße 
5000  Fr.,  im  Wiederholungsfall  binnen 
12  Monaten  werden  die  Bußen  um  Ve  bis  1/3 
erhöht;  Verwehrung  des  Eintritts  oder  Ver- 
hinderung der  Kontrolle:  100—300  Fr.,  un- 
beschadet der  in  Artt.183,  184  und  186  des 
Strafgesetzes  vorgesehenen  Strafen;  im 
Wiederholungsfalle  binnen  12  Monaten:  Ver- 
doppelung der  Buße;  gesetzwidrige  Be- 
schäftigung von  Kindern  durch  die  Eltern 
oder  Vormünder  50  Fr.  im  Wiederho- 
lungsfalle binnen  12  Monaten  Verdoppelung, 
bei  Zahlungsunfähigkeit  Haft  bis  zu  3  Mo- 
naten. Der  Bußenertrag  wird  der  Depositen- 
kasse zur  Schaffung  einer  Alters-  und  Inva- 
liditätsversicherungskasse  übergeben. 

Literatur;  Lcgm  paUru  invoelile  agricoh  diu 
1907  cu  vwdificarUe  diu  1908,  1909,  1910  si  191?. 
(Diu  Gesetz  über  die  landwirtschaftlichen  Ver- 
träge, Bucareali  191S.  Legen  servitilor  diu 
IC.  Juine  189?  cu  viodificarile  diu  1896  (Ge- 
nndcgesetz).  —  G.  V.  Creanga,  Grundbentz- 
rerleilung  und  Bauernfrage  in  Rumänien, 
München  1907.  —  V.  Joneseu,  Die  Agrar- 
vcrfoHsung  Rumäniens,  München  1909.  —  V. 
iladgeaiii,  Zur  industriellen  Enlwickhatg 
Rumäniens,  Leipzig  1910.  —  O.  Oane,  In- 
daitria  in  Romania  si  invatamantul  nnstnt 
'uperior  (Industrie  und  Unterrichlmesen), 
Bukarest  1014.  —  J.  Anglielescu,  Histoire, 
iMnomigue   des  Romains,    Genhe  1910.   


Vasile  Bartm,  Theodorescu,  Ueber  den 
Ursprung  und  die  gegenwärtige  Lage  der  in 
den  landwirtschaftlichen  Industrien  beschäftigten 
Arbeiter  Rumäniens,  Diss.  Zürich  1915.  — 
M.  Serbatif  Rumänietis  Argrarverhälinisse, 
Berlin  1915  —  Femer  die  Abhandl.  v.  K.  Grün- 
berg,  Arch.  f.  soz.  Ges.  II.  74,  Revue  d'Ec. 
pol.  III.,  Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebung  in 
Rumänien",  3.  Auß.,  Hdw.  d.  St.  und  die  Z.  ,,Le 
mouvement  economique",  Bouearest. 


XIX.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung  im  serbo-kroatisch-slowe- 
nischen  Königreiche. 

1.  Allgemeine  Vorschriften.  2.  .Srhutzbestim- 
mungen  für  industrielle  Unternehmungen.  3.  Voll- 
zug.   4.  Bosnien  und  Herzegowina. 

1.  Allgemeine  Vorschriften.      Als  in 

Serbien  die  Verfassungsfragen  zur  Ruhe 
gekommen  waren,  wurde  das  Bedürfnis 
nach  einer  Reform  der  Gewerbegesetz- 
gebung dringender,  da  das  grundlegende  Ge- 
setz, die  Zwangsgenossenschaftsordnung  (Es- 
nafska  Uredbaj,  noch  aus  dem  Jahre  1847 
stammte  und  in  den  Jahren  1849,  1853  und 
1870  nur  unbedeutende  Aenderungen  er- 
fahren hatte.  Ende  der  80  er  Jahre  arbeitete 
K.  Tauschanowic  einen  Entwurf  zu  einem 
Gewerbegesetz  aus,  der  aber  ebenso  wie  die 
Entwürfe  Radowanowic  (1903),  Radiwojewic 
und  Stojanowic  auf  dem  Papier  blieb.  Als 
J.  M.  Prodanowic  das  Volkswirtschafts- 
ministerium übernahm,  ernannte  er  einen 
großen  Ausschuß,  bestehend  aus  Beamten 
des  Volkswirtschaftsministeriums,  aus  Volks- 
vertretern, Handels-,  Industrie-  und  Hand- 
werksunternehmern und  Vertretern  des  Ar- 
beiterstandes und  betraute  ihn  mit  der 
Prüfung  dieser  Entwürfe.  Die  Beschlüsse 
dieses  Ausschusses  legte  er  seiner  eigenen 
Vorlage  zugrunde,  die  am  29./VI./12./VII. 
1910  Gesetz  wurde  und  das  vielfach  Anklänge 
an  die  österreichische  GO.  enthält. 

Sowohl  Betriebsinhaber  als  Arbeiter 
haben  nach  dem  Gesetze  das  Recht,  sich  zu 
Vereinigungen  zum  Schutze  ihrer  wirtschaft- 
lichen und  moralischen  Interessen  (Berufs- 
vereinigungen) zusammenzuschließen.  Die 
Gehilfen  der  zu  Zwangsgenossenschaften 
(Zünften)  vereinigten  Meister  können  durch 
Vermittlung  eines  Gehilfenausschusses 
an  gewissen  Geschäften  der  Genossenschaft 
(Regelung  der  Arbeitsverhältnisse,  Wahl 
des  Prüfungsausschusses  für  die  Gehilfen- 
prüfungen, Wahl  des  gewerblichen  Schieds- 
gerichtes und  Gründung  und  Verwaltung 
der  Hilfsinstitutionen)  teilnehmen.  Wie  die 
Arbeitgeber  können  auch  die  Arbeiter  als 
oberste  Interessenvertretung  eine  Arbeiter- 
kammer mit  Sitz  in  Belgrad  wählen.  Unter 
gewerblichem  Hilfspersonal  versteht 
das  Gesetz  alle  Personen  ohne  Unterschied 
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des  Geschlechtes,  die  zur  Erlernung  des  Be- 
rufes oder  gegen  Lohn  ständig  in  einem 
Betriebe  beschäftigt  sind,  gleichviel  ob  die 
Beschäftigung  im  Lokal  des  Arbeitgebers 
oder  in  den  Wohnungen  des  Hilfspersonals 
erfolgt  (Art.  40)  Für  den  Arbeitsvertrag 
ist  die  schriftliche  Form  vorgeschrieben,  das 
Arbeitsverhältnis  darf.  auBer  bei  Lehrlingen, 
die  Dauer  eines  Jahres  nicht  übersteigen 
(Art.  48).  Außer  den  üblichen  Bestim- 
mungen über  die  Kündigung  und  die  Auf- 
lösung des  Vertrages  ohne  Kündigung  ent- 
hält das  Gesetz  die  ausdrückliche  Aner- 
kennung des  Streik-  bzw.  Aussperrungs- 
rechtes in  folgender  Form:  „Der  Arbeits- 
vertrag kann  aucli  vor  Ablauf  der  Kündi- 
gungsfristen ohne  Schadenersatzanspruch  ge- 
löst werden,  wenn  im  Betriebe  Streik  oder 
Aussperrung  herrscht;  ein  Streik  im  Sinne 
des  Gesetzes  besteht,  wenn  mehr  als  die  Hälfte 
der  Arbeiter  des  Betriebes,  ausschließlich  der 
Lehrlinge,  die  Arbeit  aufgibt,  eine  Aussper- 
rung, wenn  mehr  als  die  Hälfte  der  Arbeiter 
auf  längere  Zeit  kollektiv  entlassen  wird. 
Für  diejenigen  Arbeiter,  welche  nicht  im 
Streik  stehen  oder  nicht  ausgesperrt  sind, 
sowie  für  die  Lehrlinge,  bleibt  der  Arbeits- 
vertrag auch  weiter  in  Kraft,  wenn  der  Ar- 
beitgeber sich  zur  Fortführung  der  Arbeit 
bereit  erklärt".  Arbeiter  aus  dem  Auslande, 
welche  vom  Arbeitgeber  einen  Lohnvorschuß 
empfangen  haben,  können  keinen  Streik  be- 
schließen noch  an  einem  solchen  teilnehmen, 
'solange  sie  den  Vorschuß  nicht  zurück- 
erstattet oder  abverdient  haben.  Arbeiter 
mit  Lohnforderungen  können  nicht  ausge- 
sperrt werden.  Bei  Streiks  oder  Aussper- 
rungen haben  die  Arbeiter  die  eingeräumten 
Wohnungen  binnen  3  Tagen  zu  verlassen,  auf 
Wunsch  des  Betriebsinhabers  das  ihnen  an- 
vertraute Werkzeug  oder  sonstige  Material 
abzuliefern  und  das  Arbeitslokal  und  den 
Hof  des  Betriebes  zu  verlassen  (Art.  56). 

Ruhetage  sind  die  Sonntage,  der  zweite 
Oster-  und  Pf ingstf eiertag,  die  beiden  Weih- 
nachtsfeiertage und  die  staatlichen  Feiertage. 
Die  Feiertagsruhe  hat  .30,  bei  zwei  aufein- 
anderfolgenden Feiertagen  00  Stunden  zu  be- 
tragen. Der  Samstag  sahen  d  Schluß  und 
.'Vuslöhnunffstermin  ist  für  industrielle  Be- 
triebe auf  5  I'lir,  für  Ilandwerksunterneh- 
mungen  auf  0  Uhr,  für  Friseurläden  und  Han- 
delsgeschäfte auf  9  Uhr  abends  festgesetzt 
(Art.  58).  Bezüglich  der  täglichen  Arbeits- 
dauer bestimmte  das  Gesetz,  daß  in  indu- 
striellen und  Handwerksbetrieben  das  Maxi- 
mum mit  Ausschluß  der  Ruhepausen  10  Stun- 
den betragen  soll;  das  Gesetz  schrieb  für  die 
Handelsbetriebe  ein  Maximum  der  Arbeits- 
dauer (12  Stunden)  vor  und  verwies  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verschiedenheit  der  örtlichen 
Verhältnisse  die  Regelung  der  Oeffnungs-  und 
Schließungszeit  auf  den  Verordnungsweg. 


Gegenwärtig  herrscht  auch  hier  der  gesetz- 
liche Achtstundentag  (s.  u.).  Bei  Saison- 
arbeiten kann  der  Minister  zweistündige, 
besonders  zu  entlohnende  Ueberzeitarbeit 
gestatten.  Die  Mittagspause  soll  mindestens 
1  Stunde,  bei  Arbeiten  in  der  Sonne  während 
der  Sommerzeit  2''/>  Stunden  betragen 
(Art.  60).  Nachtarbeit  (zwischen  8  Uhr 
abends  und  5  Uhr  morgens  im  Sommer,  6  Uhr 
morgens  im  Winter)  ist  Frauenspersonen 
überhaupt  und  männlichen  Arbeitern  von 
weniger  als  18  .lahren  verboten  (Art.  61). 

2.  Schutzbestimmungen  für  industrielle 
Unternehmungen.  Für  industrielle  l'nlcr- 
neliniungen  bestelii-n  besondere  Bi'stini- 
mungen.  Als  industrielle  rnternelimungen 
gelten  Motorbetriebe  mit  mehr  als  15  und 
nicht  Motorbetriebe  mit  nn-lir  als  25  Ar- 
beitern, einschließlich  der  Lehrlinge  (Art.  60). 
Der  Volkswirtschaftsminisler  ist  befugt,  die 
Beschäftigung  Jugendlicher  im  Alter  von 
weniger  als  16  Jahren  und  von  Frauen  in 
gesundheitsschädlichen  und  gefährlichen  In- 
dustriebezirken zu  verbieten  oder  einzu- 
schränken. Jugendliche  unter  16  Jahren 
dürfen  nicht  länger  als  8  Stunden  im  Tage 
verwendet  werden;  für  diese  Kategorie  von 
Arbeitern  und  für  Frauen  ist  auch  das  ab- 
solute Feiertagsverbot  der  Arbeit  aufge- 
stellt. Frauen  dürfen  je  6  Wochen  vor  und 
nach  der  Niederkunit  nicht  beschäftigt 
werden  (Art.  (58),  der  weitgehendste  Schutz 
der  Wöchnerinnen.  Die  vom  Fabriks- 
Inhaber  aufzustellende  .Arbeitsordnung 
(Art.  70)  ist  der  Industrie-  und  Arbeiter- 
kammer zur  Genehmigung  vorzulegen.  Bei 
Meinungsversehiedenlieiten  entscheidet  der 
Volkswirtscliaftsminister.  Bußen  dürfen 
nie  einen  Tageslolin  übersteigen  und  sind  der 
Krankenkasse  zu  überweisen.  Arft. 71-  79be- 
handeln  die  Lehrlinge,  deren  Zulassungs- 
alter 14  Jahre  und  mit  ärztlichem  Taug- 
lichkeiLszeugnis  12  Jahre  beträgt  (Art.  71). 
Durch  V.  v.  12./IX.  1919  hat  das  neue  König- 
reich der  Serben,  Kroaten  und  Slowenen  be- 
stimmt, daß  die  Arbeitszeit  in  Industrie, 
Gewerbe,  Bergbau  (bisher  ungeregelt),  Handel, 
Verkehr  und  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Nebengewerben  8  Stunden  im  Tag  oder 
48  Stunden  in  der  Woche  betragen  soll. 
Ausgenommen  sind:  Familienbetriebe  der 
Heimarbeit  (überhau))tj;  2  Ueberstunden  an 
3  Tagen  pro  Monat  sind  gestattet:  für  Hilfs- 
arbeiten vor  Beginn  oder  nach  Schluß  der 
Produktionsarbeit ,  unaufschiebbare  Arbeit 
unter  außerordentlichen  Verhältnissen.  Fer- 
ner kann  in  ununterbrochenen  Betrieben  zur 
Ermöglichung  des  Schichtwechsels  alle 
3  Wochen  einmal  16  Stunden  nach  einer 
24stündigen  Ruhepause  von  erwachsenen 
männlichen  Arbeitern  gearbeitet  werden. 
Ueberzeit:  (Totalarbeitszeit  10  Stunden  im 
Tage,  60  in  der  Woche)  kann  für  4  Wochen 
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im  Jahre  bewilligt  werden.  Lohnreduk- 
tioneii  aus  Anlaß  der  Einführung  der  kür- 
zeren Arbeitszeit  sind  untersagt;  für  Ueber- 
stunden  ist  ein  Lohnzuschlag  von  50%  vor- 
geschrieben. Die  üblichen  Unfallverhütungs- 
und  Gesundheitsvorschriften  enthält  das 
GcwerbeG.  Artt.  29-45. 

3.  Der  Vollzug  ist  durch  Artt.  144—152 
geordnet,  die  Straf  Sätze  durch  Artt.  153—159 
des  Ii.  V.  1910  festgesetzt.  Zur  unmittelbaren 
Beaufsichtigung  der  unter  dicsesGesetz  fallen- 
den Betriebe  sind  der  Sektion  für  Industrie, 
Gewerbe  und  Sozialpolitik  wenigstens  3  Ge- 
werbeinspektoren zuzuteilen,  die  im  Range 
eines  Sekretärs  oder  Inspektors  des  Volks- 
wirtschaftsministeriums stehen.  Die  Ge- 
werbeinspektoren werden  vom  Volkswirt- 
schaftsrainister  ernannt.  In  Ermangelung  ge- 
eigneter Beamter  können  vorläufig  Privat- 
personen als  Honorargewerbeinspektoren 
fungieren  (Art.  140).  In  Ausübung  ihrer  Ob- 
liegenheiten steht  den  Gewerbeinspektoren 
das  Recht  zu:  a)  jederzeit,  bei  Tag  und  bei 
Nacht,  während  der  Arbeitsstunden  alle 
Betriebe  samt  allen  ihren  Abteilungen  zu  be- 
sichtigen; b)  sich  nach  Ermessen  von  Fach- 
personen oder  Vertretern  der  Arbeiterorgani- 
sationen begleiten  zu  lassen;  c)  im  Rahmen 
der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  und 
anderer  einschlägiger  Gesetze  alle  vorge- 
schriebenen Verzeichnisse,  Zeugnisse,  Akten, 
Dokumente  usw.  zur  Einsicht,  zum  Studium 
oder  zur  Abschrift  einzufordern.  Bei  kon- 
zessionierten Unternehmungen  gelten  für  die 
Einsicht  in  Bücher  und  Dokumente  die  Ge- 
setze über  ihre  Konzessionierung;  d)  er- 
forderlichenfalls jede  in  der  Unternehmung 
beschäftigte  Person  einzuvernehmen  und  zu 
verhören,  um  in  Erfahrung  zu  bringen,  ob 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  eingehalten 
werden  und  welche  Verhältnisse  überhaupt 
in  der  Unternehmung  herrschen;  e)  die  von 
den  Kindern  der  Arbeiter  der  betreffenden 
Unternehmungen  besuchten  Schulen  zu  in- 
spizieren; f)  sich  mit  Beihilfe  eines  Arztes 
über  die  Gesundheitsverhältnisse  des  Be- 
triebsinhabers und  seines  Hilfspersonals  zu 
informieren  und  bei  Konstatierung  an- 
steckender Krankheiten  die  zuständige  Sani- 
tätsbehörde hiervon  zu  verständigen  und 
g)  alles  vorzukehren,  was  zur  Vollziehung 
dieses  Gesetzes  nötig  ist  (Art.  148). 

Die  Strafsätze  für  gesetzwidrige  Be- 
schäftigung geschützter  Personen  betragen 
100-200  Dinar,  bei  Uneinbringlichkeit  Haft 
(1  Tag  gleich  10  Dinaren). 

4.  In  Bosnien  und  der  Herzegowina 
stehen  die  von  der  früheren  gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen  Verwaltung  ein- 
geführten Gewerbe-  und  Sozialgesetze 
in  Kraft,  soweit  sie  nicht  durch  die 
das  ganze  Königreich  betreffende  V.  v. 
12./IX.  1919  (Einfuhrung  des  Achtstun- 


dentages) abgeändert  sind.  Es  gelten 
insoweit:  das  Ber^G.  v.  14./V.  1881, 
V.  V.  30./VIII.  1899,  21./III.  1900, 
lO./XI.  1913;  die  V.  der  Landesregierung  v. 
20./II.  1907  betr.  Wochenruhe  (24  Stun- 
den); das  G.  betr.  Gewerbeinspektion  v. 
9./IV.  1907;  der  Erl.  des  Reichsfinanzmini- 
steriums V.  5./VII.  1908  gab  eine  Dienst- 
ordnung für  das  Personal  der  staatlichen 
Tabakfabriken,  deren  tägliche  Arbeits- 
zeit innerhalb  der  Stunden  von  6  Uhr  mor- 
gens bis  6  Uhr  abends  10  Stunden  nicht  über- 
schreiten darf,  abzüglich  einer  1  stündigen 
Mittagspause,  an  Samstagen  9  Stunden, 
außer  in  Achtstundenbetrieben;  für  Ueber- 
zeit  ist  ein  Mehrlohn  zu  gewähren  (Artt.  17 
bis  19).  Sodann  folgten  die  maßgebenden 
Vorschriften  für  die  Privatindustrie  und  den 
Handel  in  den  Verordnungen  der  Landes- 
regierung, betr.  das  Verhältnis  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitnehmern  v.  3./II.  1909 
und  die  gleichdatierte  Verordnung,  betr. 
Schutz  des  Lebens  und  der  Gesundheit  und 
Bewilligung  von  Ueberstunden,  endlich  über 
den  Betrieb  von  Steinbrüchen  v.  24./IX. 
1913.  Diese  Bestimmungen  sind  der  älteren 
österreichischen  Berggesetzgebung  und  der 
GO.  nachgebildet;  daneben  sind  einzelne 
Bestimmungen  dem  Entwürfe  einer  Rege- 
lung der  Arbeitszeit  im  Handelsgewerbe  ent- 
nommen. Für  Kind  er  gilt  als  Zulassungsalter 
zu  regelmäßiger  Arbeit  in  fabriksmäßigen 
oder  solchen  Großbetrieben,  in  denen 
regelmäßig  mehr  als  20  Hilfsarbeiter  be- 
schäftigt werden,  das  vollendete  14.  Lebens- 
jahr (§  46).  Kein  Zulassungsalter  besteht 
für  andere  Betriebe,  sondern  lediglich  die 
Vorschrift,  jugendliche  Hilfsarbeiter  nicht 
zu  gesundheitsschädlichen  Verrichtungen  zu 
verwenden  (§  34).  Im  Bergbau  ist  das  Zu- 
lassungsalter das  10.  Jahr.  Von  14—16 
Jahren  unterliegen  Jugendliche  dem  Ver- 
bot der  Nachtarbeit  (8  Uhr  abends  bis 
5  Uhr  morgens)  (§  35).  Ihre  Arbeitszeit  be- 
trägt im  Maximum  8  Stunden.  Im  Berg- 
bau kann  jedoch  Kindern  über  12  Jahren 
4  Stunden  Nachtarbeit  zur  Erraöglichung 
des  Naehtbetriebes  gestattet  werden.  Der 
Wöchnerinnenschutz  dauert  4  Wochen 
nach  der  Niederkunft.  Die  Arbeitszeit  be- 
trägt für  alle  Arbeiter  über  16  Jahre  höch- 
stens 11  Stunden  in  Fabriken  und  Großbe- 
trieben; für  Kutscher  im  Speditionsgewerbe 
10  Stunden;  seit  Oktober  1919  gilt  der 
Achtstundentag  in  der  unter  2  dargestellten 
Weise. 

Bis  Juli  1922  hatte  das  Königreich  keinen 
Entwurf  oder  Vorschlag  der  internationalen 
Konferenz  von  Washington  ratifiziert. 
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XX.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Griechenland. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 
B.  Geltendes  Kecht.  1.  Kindcrschutz.  2.  Ar- 
beitszeit. 3.  Beschüftigungsverbüte,  Mutter- 
schutz. 4.  Gesundheitsschutz.  5.  Lohnzahlungs- 
wcsen.  6.  Gewerbeaufsicht  und  Strafsätzc. 
7.  Stellung  zu  den  internationalen  Arbeiterschutz- 
vertrügen. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  hcllcnisi-lu'  Bcvülkcrunf;,  zum  über- 
wiegenden Teil  ein  Volk  vcni  Hauern  und 
Halbpächtern,  hat  den  durch  Dürre  häufig 
sinkenden  Krtrai;  der  Koriiitlien- und  Dliven- 
ernten  stets  durdi  Handel,  (iewerbetätigkeit 
und  namentlich  durch  den  Bergbau  ergänzen 
müssen,  dessen  Erze  nebst  Südfrüchten,  AVein 
und  Ücl  den  Hauptexport  liefern.  Die  ersten 
Arbeitcr.scliutzgesetze  des  modernen  Griechen- 
land sind  dem  Bergarbeitcrschutze  ge- 
widmet. Durch  kgl.  V.  v.  30./V.  1882  wurde 
eine  rnterstützungskasse  für  verunglückte 
Bergarbeiter  errichtet;  dann  infolge  schwerer 
Bergunfälle  in  Laurion  am  21./11.  lüül  ein 
Gesetz  zur  Kntschädigung  der  in  Berg-  und 
Hüttenwerken  von  Unfall  Betroffenen  für 
solche  Schäden,  die  eine  4  Tage  übersteigende 
Erwerbslosigkeit  verursachen.  Die  Unter- 
stützungskasse wurde  in  eine  Rentenanstalt 
(Knappschaflskasse)  verwandelt.  Ein  ernst- 
licher Versuch  einer  systematischen  Ar- 
bciterschutzgcsctzgcbung  wurde  jedoch  erst 
nach  der  friedlichen  Revolution  v.  14./27./ 
Vlll.  1909  gemacht.  Die  Regierung  Vcni- 
zclos  kam  mit  einem  Programm,  das  eine 
ganze  Reilii'  sozialiiolitischer  (icselzentwürfe 
enthielt,  ans  Kuder.  Die  Kammer  nahm  einen 
Teil  dieses  Programms  an.  Diese  gesetz- 
geberische Tätigkeit  wurde  von  sozialpoliti- 
schen Ideen  getragen,  die  besonders  seit  1909 
von  der  damals  gegründeten  soziologischen 
(jcsellschaft  ausgingen;  ihre  führenden  Mit- 
glieder, die  ihre  soziahvissenschaftliclie  Aus- 
bildung in  Deutschland  genossen  hatten, 
waren  bei  den  Kammerwalilen  von  1910  in.s 
Parlament  gelangt  und  hatten  dort  eine 
sozial  orientierte  Partei  gegründet.  Das 
Ergebnis  war  der  Erlaß  folgender  Arbeiter- 
schutzgesetze: G.  v.  7./20./X11.  1910  betr. 
die  Sonn-  und  Feiertage  für  Athen,  den 
Piracus  und  Volo,  weiterhin  das  G.  v. 
22./I./4./I1.  1910  und  G.  v.  11./24./III.  1910; 
es  erstreckt  sieh  auch  auf  3  Feiertage  und  ist 
allerdings  reich  an  Ausnahmen;  das  Gesetz 
von  1910  über  die  Berg-  und  Hütten- 
werke verbot  absolut  Untertage- und  Nacht- 
besehäftigung  der  Arbeiterinnen,  die  Beschäf- 
tigung von  Kindern  unter  12  Jahren;  die 
Beschäftigung  von  12— 16jährigen  Jugend- 
lichen mit  schweren  Arbeiten;  es  verpflichtete 
den  Arbeitgeber,  Maßnahmen  zur  Sicherung 


des  Lebens  der  Arbeiter  zu  treffen.  Gestützt 
auf  dieses  Gesetz  von  1910  hat  der  Berg- 
inspektor am  25./I./7./II.  1911  ein  Regle- 
ment erlassen,  welches  in  9  Kapiteln  all- 
gemeine Bestimmungen,  Vorschriften  über 
die  Verwendung  von  Sprengstoffen,  über 
Grabarbeiten,  Schächte,  Forderung,  Brems- 
berge, besondere  Anstalten,  Unfälle,  .sowie 
Schlußbestimmungen  enthält.  Die  allge- 
meinen Bestimmungen  verlangen  u.  a.,  daß 
in  jedem  Bergwerksbetriebe  mit  mehr  als 
50  Arbeitern  ein  diplomierter  Ingenieur  die 
Aufsicht  führe,  der  bei  einer  länger  als  20  Tage 
dauernden  Abwesenheit  durch  einen  anderen 
diplomierten  Ingenieur  oder  durch  einen 
Werkführcr  mit  mindestens  lOjähriger 
Praxis  ersetzt  werden  muß.  Untertagc- 
arbeit  darf  höchstens  8  Stunden,  üeber- 
tagearbeit  höchstens  10  Stunden  ununter- 
brochen dauern;  haiulelt  es  sich  um  Erz- 
wäsche und  andere  Arbeiten,  die  lediglich  die 
Anwesenheit  des  Arbeiters  erfordern,  so  kann 
der  Minister  der  Nationalen  Wirtschaft  auf 
Antrag  des  Berginspektors  eine  .'Xusdehnung 
der  Arbeitsdauer  bis  auf  12  Stundeji  be- 
willigen. Gefährliche  oder  besondere  Acht- 
samkeit erheischende  Arbeiten  dürfen  nur 
solchen  Arbeitern  anvertraut  werden,  die 
nachgewiesenermaßen  die  einschlägigen  Vor- 
.schriften  des  Reglements  kennen.  Mädchen 
und  Frauen  dürfen  nicht  zu  Untertage-  oder 
Nachtarbeit  in  Berg-  oder  Hüttenwerken 
angestellt  werden  (Art.  50).  Kinder  unter 
12  Jahren  dürfen  zum  Verlesen  von  Berg- 
werkserzeugnissen verwendet  werden,  sofern 
deren  Ausdünstungen  nicht  fiesundheits- 
schädlich  sind.  Kinder  zwischen  12  und  16 
Jahren  dürfen  Lasten  bis  zu  höchstens  10  kg, 
solche  zwischen  16  und  18  Jahren  Lasten 
bis  zu  höchstens  lö  kg  auf  den  Schultern 
tragen  (Art.  51).  Das  G.  v.  12./25./X1.  1911 
führte  zur  Errichtung  einer  Abteilung  für 
Arbeit  und  soziale  Fürsorge  im  Ministerium 
der  Nationalen  Wirtschaft.  Grundlegend 
wurden  sodann  die  G.  v.  19./X1./2./X1I. 
1911,  betr.  die  Hygiene  und  Sicherheit 
der  Arbeiter  und  betr.  die  Arbeitszeit 
und  V.  24./I./6./II.  1912  über  die  Arbeit 
der  Frauen  und  Minderjährigen.  Ferner 
wurde  ein  G.  v.  24./L/6./11.  1912.  betr. 
Zahlung  der  Tagelöhnc  der  Arbeiter 
und  betr.  den  Lohn  von  Dienstpersonal  und 
Angestellten  erlassen. 


B.  Geltendes  Recht. 

1.  Kinderschutz.  Nach  dem  Gesetze  von 
1912  dürfen  von  1917  an  Kinder  im  Alter  von 
12—14  Jahren,  welche  die  Elementarschule 
nicht  absolviert  haben,  nicht  als  Arbeiter 
oder  Lehrlinge  in  Fabriken  und  Werkstätten, 
in  Steinbrüchen  und  Bergwerken,  in  Bau- 
unternehmungen,  im  Verkehrsgewerbe,  in 
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Handelsbetrieben,  im  Beherbergungs-  und 
Erquickungsgewerbe  beschäftigt  werden. 
Ausgenommen  ist  die  Beschäftigung  von 
Kindern  über  10  Jahren  unter  der  Leitung 
von  Vater,  Mutter  oder  Vormund,  wenn  die 
Arbeiten  nicht  gefährlich  oder  schädlich  sind, 
den  regelmäßigen  Besuch  der  Elementar- 
schule nicht  hindern  und  täglich  nicht  länger 
als  3  Stunden  dauern  (Art.  1). 

2.  Arbeitszeit.  Die  Arbeitszeit  beträgt 
in  Fabriken  und  Werkstätten,  in  Stein- 
brüchen und  Bergwerken  und  im  Baugewerbe 
für  Kinder  unter  14  Jahren  höchstens 
6  Stunden,  für  jugendliche  Personen  unter 
18  Jahren  und  Frauen  höchstens  10  Stunden 
pro  Tag,  an  Sonnabenden  und  Vorfeiertagen 
höchstens  8  Stunden.  Den  geschützten 
Personen  sind  regelmäßige  Ruhepausen 
zu  gewähren  (Kindern:  mindestens  54 
Stunde;  Jugendlichen  und  Frauen  minde- 
stens 2  Stunden,  an  Sonnabenden  1  Stunde). 
Für  bestimmte  Beschäftigungen  können  im 
Verordnungswege  Ausnahmen  gestattet  wer- 
den mit  der  Maßgabe,  daß  nach  höchstens 
6stündiger    Arbeitszeit    eine  mindestens 

I  stündige  Ruhepause  eintreten  muß  (Art.  3). 
Den  geschützten  Personen  darf  nach  Ablauf 
der  gesetzlichen  Höchstarbeitszeit  keine  Ar- 
beit nach  Hause  mitgegeben  werden  (Art.  4). 
An  Sonn-  und  Feiertagen  ist  die  regel- 
mäßige Beschäftigung  von  Jugendlichen 
unter  16  Jahren  und  Frauen  in  sämtlichen 
dem  Gesetze  unterworfenen  Industriekate- 
gorien mit  Ausnahme  des  Verkelirsgewerbes 
verboten;  für  gewisse  Unternehmungen  kann 
durch  Geraeinderatsbeschluß  statt  des  Sonn- 
tags ein  anderer  Tag  als  Ruhetag  bestimmt 
werden  (Art.  5).  Zur  Nachtarbeit  zwischen 
9  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens  dürfen 
Jugendliche  unter  18  Jahren  und 
Frauen  in  Fabriken  und  Werkstätten,  in 
Steinbrüchen  und  Bergwerken,  im  Bauge- 
werbe und  im  Handelsgewerbe  grundsätzlich 
nicht  verwendet  werden,  und  es  ist  ihnen  eine 
ununterbrochene  Nachtruhe  von  mindestens 

II  Stunden  zu  gewähren  (Art.  6).  Gestattet 
ist  Nachtarbeit  von  Frauen  im  Alter  von 
mehr  als  18  Jahren  in  Fabrikationszweigen, 
in  denen  die  Nachtarbeit  zur  Vermeidung 
des  Verderbens  von  Rohstoffen  oder  Arbeits- 
erzeugnissen notwendig  ist  (Art.  7).  Mit 
dieser  Bestimmung  schließt  sich  das  G.  nicht 
nur  dem  Berner  internationalen  Ueberein- 
knmnien  v.  2(;./IX.  1906,  betr.  das  Verbot 
der  Nachtarbeit  der  in  der  Industrie  be- 
schäftigten Frauen  an,  sondern  es  erfüllt 
auch  die  Forderung  des  Verbotes  der  Nacht- 
arbeit der  Jugendlichen,  die  die  Internatio- 
nale Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
schutz wiederholt  aufgestellt  und  die  Kon- 
forenz von  Washington  1919  beschlossen  hat. 
Im  Falle  unvorhergesehener  Arbeitsunter- 
brechungen infolge  von  Unglücksfällen  kön-| 


nen  für  Jugendliche  im  Alter  von  mehr  als 
16  Jahren  Ausnahmen  von  den  Vorschriften 
über  die  Arbeitszeit,  die  Arbeitspausen  und 
die  Nachtarbeit  bis  zur  Dauer  von  4  Wochen 
zugestanden  werden  (Art.  7).  In  Saison - 
Industrien  und  bei  außergewöhnlichem 
Arbeitsandrang  kann  bis  zur  Dauer  von 

4  Wochen  die  Beschäftigung  von  Jugend- 
lichen und  Frauen  außer  an  Samstagen  auf 
12  Stunden  täglich  verlängert  werden;  hierbei 
kann  die  ununterbrochene  Naehtruhezeit 
auf  10  Stunden,  mit  Beginn  um  10  Uhr 
abends,  verkürzt  werden  (Art.  8). 

3.  Beschäftigungsverbote,  Mutter- 
schutz. Der  Straßenhandel  ist  Kindern 
unter  14  Jahren  überhaupt.  Jugendlichen 
unter  16  Jahren  zwischen  9  Uhr  abends  und 

5  Uhr  morgens  verboten;  ausgenommen  ist 
der  Zeitungsverkauf  durch  Knaben  im  Alter 
von  mehr  als  12  Jaliren  (Art.  10).  Ebenso 
ist  die  regelmäßige  Beschäftigung  von  Kin- 
dern unter  14  Jahren  im  Schaustellungs- 
gewerbe (Art.  11)  und  die  Verwendung 
Jugendlicher  unter  15  Jaliren  und  von 
Frauen  bei  Untertagearbeiten  in  Berg- 
werken und  Steinbrüchen  verboten  (Art.  12). 
Frauen  dürfen  4  Wochen  vor  und  4  Wochen 
nach  ihrer  Niederkunft  nicht  beschäftigt 
werden  (Art.  13).  Im  Verordnungswege  kann 
die  Verwendung  von  Kindern,  Jugend- 
lichen und  Frauen  zu  Arbeiten,  die  ihre 
Kräfte  übersteigen  oder  ihre  Gesundheit 
oder  Sittlichkeit  gefälirden,  verboten  werden 
(Art.  17).  Die  Beschäftigung  von  Jugend- 
lichen unter  16  Jahren  in  Fabriken  und 
Werkstätten,  Steinbrüchen  und  Bergwerken, 
bei  Bauunternehmungen  und  im  Verkehrs- 
gewerbe ist  nur  nach  vorausgegangener  ärzt- 
licher Untersuchung  gestattet,  deren  Er- 
gebnis in  das  durch  den  Bürgermeister  zu 
liefernde  Arbeitsbuch  einzutragen  ist  (Art. 
14).  Jede  Beschäftigung  von  Personen  im 
Alter  von  weniger  als  18  Jahren  oder  von 
Frauen  in  Fabriken  und  Werkstätten,  Stein- 
brüchen und  Bergwerken  und  in  Bauunter- 
nehmungen hat  der  Arbeitgeber  vor  Beginn 
der  Arbeit  der  Polizei  anzuzeigen;  ein  Ver- 
zeichnis der  von  ihm  beschäftigten  Kinder, 
Jugendlichen  und  Frauen  hat  der  Arbeit- 
geber binnen  3  Monaten  nach  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  der  Polizei  vorzulegen; 
in  allen  Arbeitsräumen  sind  Angaben  über 
die  Arbeitszeit  und  die  Namen  der  Arbeits- 
personen anzuschlagen  (Art.  15).  Zuwider- 
handlungen seitens  der  Arbeitgeber  oder  der 
Eltern  werden  mit  Bußen  von  25—1000 
Drachmen  geahndet;  die  Bußen  fließen  einer 
zu  errichtenden  ,,Arbeiterfürsorgeka.sse"  zu. 

4.  Den  Gesundheitsschutz  regelt  das  G. 
V.  19./XI./2./XII.  1911.  Es  verpflichtet  alle 
Arbeitgeber  ihre  Fabriken,  Werkstätten  und 
sonstigen  Anlagen,  sowie  die  darin  befind- 
lichen Maschinen,  Werkzeuge  usw.  derart 
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einzurichten  und  zu  unterhalten,  daß  Leben, 
Gesundheit  und  körperliche  Sicherheit  der 
Arbeiter  soweit  geschützt  sind,  als  es  die 
Natur  des  Betriebes  gestattet.  Insbesondere 
haben  die  Unternehmer  dafür  zu  sorgen, 
daß  an  den  Arbeitsstätten  die  gebotene  Rein- 
lichkeit beobachtet  wird,  daß  die  Arbeits- 
räume entsprechend  licht,  beleuchtet,  groß, 
gelüftet  und  trocken,  die  Maschinen  und 
Baugerüste  in  einer  das  Leben  und  die 
Sicherheit  der  Arbeiter  nicht  gefährdenden 
Weise  eingerichtet  und  bei  Arbeiten  im 
Freien  die  Beschäftigten  gegen  jegliche  Ge- 
fahr, im  Sommer  insbesondere  gegen  die 
Wirkung  der  Sonnenstrahlen,  geschützt  sind. 
Durch  kgl.  V'erordnung  können  auf  Vor- 
schlag des  oberen  .\rbeitsratcs  für  jede  in- 
dustrielle Unternehmung  ihrer  Natur  ent- 
sprechend die  .\rbeitszeit  und  die  Ruhe- 
pausen geregelt  werden.  Znwiderliandlungen 
sind  mit  Geldbuße  von  .50— .ÖOO  Drachmen 
zu  ahnden,  welche  einer  zu  errichtenden  ,, Ar- 
beiterfürsorgekasse" zufließen  sollen.  Zu 
diesen  allgemeinen  treten  besondere  hygie- 
nische V'ursehriften  hinzu  zum  Schutze  der 
Schwammfiseher,  G.  v.  10./23./in.  1910 
und  Vollzugs V.  V.  25./IL/9./in.  1912;  in 
Druckereien  Regl.  v.  ll./24./n.  1914 
(Höhe  der  Setzstuben  mindestens  3  m; 
3  cbm  Luftraum  für  jeden  Setzer,  in  den 
Linotypräumen  20  cbm,  Verbot  der  Keller- 
druckercien,  der  Beschäftigung  Jugend- 
licher unter  16,  Arbeiterinnen  unter  18 
Jahren  in  Schriftgießereien,  Stereotypien, 
an  Linotvpmaschinen).  Durch  das  G.  v. 
14./27./IX.  1912  wurde  die  Nachtarbeit 
von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  in 
Bäckereien  verboten,  sodann  ist  durch 
Dekret  v.  24./Xn./a/l.  191.5  die  dreifache 
Achtstundenschicht  bei  Feinbäckereien 
bei  wöchentlichem  Schichtwechsel  zugelassen 
und  dafür  das  Verbot  der  Nachtarbeit  aufge- 
hoben worden.  Ebenso  ist  Achststunden- 
be trieb  durch  kgl.  Erl.,  betr.  Arbeitszeit  der 
Arbeiter  in  Tabakmagazinen  und  (staat- 
lichen) Tabakfabriken  v.  28./V./10./VL 
1914  für  l./X.  bis  31./IIL,  9 '2  Stunden  im 
Sommer,  eingeführt  worden;  die  Mitt;igs- 
pausen  betragen  im  Winter  1,  im  Sommer 
2^  Stunden.  Höchstens  2  Ueberstunden 
sind  an  60  Tagen  des  Jahres  gestattet. 

Das  Verbot  der  Verwendung  weißen 
Phosphors  in  der  Zündholzindustrie 
brachte  das  G.  v.  24./VI./7./VII.  1920. 

5.  Das  Lohnzahlungswesen  regelt  das 
G.  V.  24./I./6./n./1912.  abgeändert  durch 
das  G.  v.  26./II1./8./IV.  1914.  Das  erstge- 
nannte Gesetz  definiert  zunächst  die  Be- 
griffe „Arbeiter"  und  „Aibeitgeber"  (.'Vrt.  1). 
verbietet  die  Lohnzahlung  außerhalb  des 
Betriebes,  besonders  in  Schenken;  sie  hat 
nach  Arbeitsschluß  und  nach  Ortssitte 
wöchentlich  oder  2— 3mal  monatlich,  in 


gesetzlicher  Währung,  nicht  in  Natural- 
leistungen zu  erfolgen  (Art.  2).  Abzüge  sind 
für  Vorschüsse  und  Geldbußen  gestattet 
(diese  dürfen  '/,  des  Tagelohnes  nicht  über- 
steigen und  müssen  in  der  ausgehängten 
Arbeitsordnung  vorgesehen  sein;  sie  sind  der 
jVrbeiterhilfskasse  zuzuweisen),  sodann  für 
Kassenbeiträge,  ferner  im  Einverständnis 
mit  dem  Arbeiter  für  Vereinsbeiträge,  für 
zugefügten  Sachschaden,  für  Wohnungs- 
mieten und  für  Bedarfs-  und  Nahrungsmittel 
zu  Großhandelspreisen,  vermehrt  durch 
Transport-  und  Vertriebskosten.  Das  Kün- 
digungswesen hat  das  G.  v.  IL/ÜL  1920 
vorerst  für  Privatangestellte  geregelt,  so- 
dann sind  di(^selben  Regeln  auf  Arbeiter, 
Handwerker  und  Bedienstete  ausgedehnt 
worden  (G.  v.  16./VII.  19201.  Diese  Regeln 
sind  die  folgenden:  Die  Entlassung  eines  auf 
unbestimmte  Frist  angenommenen  Privat- 
angestellten darf,  sofern  diese  Frist  bereits 
mehr  als  2  Monate  gedauert  hat,  nicht  ohne 
vorhergehende  Kündigung  des  Anstellungs- 
vertrages stattfinden,  welche  nach  Maßgabe 
der  nachfolgenden  Bestimmungen  erfolgen 
soll:   a)   für   Angestellte,   die   noch  nicht 

2  Diensljahre  vollendet  haben,  30  Tage  vor 
der  Entlassung;  b)  für  Angestellte,  die  2, 
jedoch  nicht  5  Dienstjahre  vollendet  haben, 
60  Tage  vor  der  Entlassung;  c)  für  An- 
gestellte, die  b  Dienstjahre  vollendet  haben, 

3  Monate  vor  der  Entlassung;  d)  für  jedes 
Dienstjahr  über  10  .Jahre  hinaus  erhöhen 
sich  die  vorstehend  angegebenen  Fristen  um 
.30  Tage  bis  zur  Höchstdauer  von  l'/i  Jahren; 

e)  die  in  den  vorstehenden  Bestimmungen 
aufgeführten  Kündigungsfristen  finden  keine 
Anwendung,  wenn  durch  Vertrag  oder  Orts- 
sitte ein  größeres  .\usmaß  vorgesehen  ist; 

f)  die  vorstehend  angegebenen  Fristen  werden 
vom  Beginn  oder  von  der  Mitte  jedes  Monats 
an  gerechnet. 

6.  Gewerbeaufsicht  und  Strafsätze.  Mit 
der  Aufsicht  über  das  Gesetz  zum  Schutz 
der  Kinder  und  Frauen,  sowie  über  alle 
übrigen  Arbeiterschutzgesetzc  mit  Aus- 
nahme der  Berg-  und  Eiscnbahngesetzo, 
werden  die  Polizeibehörden,  sowie  eine  im 
Ministerium  der  Nationalen  Wirtschaft  (Ab- 
teilung für  Arbeit  und  soziale  Fürsorge)  zu 
errichtende  Arbeitsinspektion  betraut, 
welche  seit  G.  v.  5./VL  1920  aus  3  Arbeits- 
inspektoren und  4  Arbeitsaufsehern  besteht; 
die  gleichen  Befugnisse  wie  die  Arbeits- 
inspektoren besitzt  auch  der  Vorsteher  der 
Ministerialabteilung  für  Arbeit  und  soziale 
Fürsorge.  Die  Inspektionsorgane  sind  be- 
fugt, die  zu  beaufsichtigenden  Betriebe  jeder- 
zeit während  des  Tages,  und,  wo  nachts  ge- 
arbeitet wird,  auch  während  der  Nacht- 
stunden zu  betreten  und  bei  Wahrnehmung 
von  Gesetzesübertretungen  Anklage  zu  er- 
heben; sie  sind  zur  Wahrung  der  Betriebs- 
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geheimnisse  verpflichtet  und  haben  dem 
Minister  für  Nationale  Wirtschaft  jährlich 
über  ihre  Tätigkeit  Bericht  zu  erstatten. 

Die  Strafsätze  des  Arbeiterschutzge- 
setzes von  1919  sind  verschärft  worden  durch 
das  G.  v.  5./VI.  1920:  100-400  Drachmen 
für  jede  gesetzwidrig  verwendete  Person, 
Maximum  3000  Dr.,  bei  Kückfall  bis  6000  Dr., 
bei  Uneinbringlichkeit  Gefängnis  bis 
3  Wochen,  bei  Rückfall  bis  3  Monate.  Für 
Eltern,  Vormünder  von  wissentlich  gesetz- 
widrig beschäftigten  Kindern:  mindestens 
50  Dr.  oder  Gefängnis  bis  zu  2  Monaten, 
üebertretungen  des  Gesundheitsschutz- 
gesetzes von  1911  werden  mit  100—500  Dr. 
(Haft  bis  zu  2  Monaten)  gebüßt,  Maximum 
3000  Dr.,  bei  Rückfall  Verdoppelung. 

7.  Stellung  zu  internationalen  Arbeiter- 
schutzverträgen.  Die  oben  angeführten 
Fortschritte  der  hellenischen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung machen  es  begreiflich,  daß 
Griechenland  zu  den  ersten  Staaten  gehörte, 
die  allen  internationalen  Arbeiterschutzver- 
trägen von  Washington  (1919)  schon  i.  J. 
1920  beitrat.  Demnach  wird  die  obige  Dar- 
stellung durch  die  Annahme  des  Zulassungs- 
alters von  14  Jahren  und  des  Achtstunden- 
tages (48-Stundenwoche)  in  allen  Industrie-, 
Handels-  und  Verkehrsbetrieben  verändert 
werden,  die  am  l./VII.  1924  in  Kraft  treten. 
Alle  übrigen  Vertragsbestimmungen  hatte  die 
nationale  Gesetzgebung  bereits  erfüllt. 


XXI.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Polen. 

1.  Achtstundengesetz.  2.  Arbeitsinspektion 
und  Landwirtschaft.  3.  Koalitionsfreiheit.  4.  Ar- 
beiterurlaube.  5.  Gesundheitsschutz.  6.  Die  Ar- 
beiterschutzklauseln  der  Verfassung.  7.  Das 
Arbeitsministerium.  8.  Stellung  zum  inter- 
nationalen Arbciterschutze. 

1.  Achtstundengesetz.  Die  Wiederver- 
einigung der  Landesteile  der  Polnischen  Re- 
publik hat  bereits  i.  J.  1918  zum  plan- 
mäßigen Aufbau  einer  modernen  Sozial- 
gesetzgebung und  zur  schrittweisen  Verein- 
heitlichung der  verschiedenen,  in  den  drei 
Landesteilen  geltenden  sozialpolitischen  Ge- 
setze geführt.  Am  23./XI.  1918  erschien  der 
Erlaß  über  den  Achtstundenarbeitstag 
bzw.  die  4G-Stundenwoche.  Dieser  Erlaß 
wurde  in  ein  ausführliches  Gesetz  umge- 
wandelt, das  am  18./XII.  1919  vom  Parla- 
ment verabschiedet  wurde.  Auf  Grund  des 
Arbeitszeitgesetzes  hat  der  Arbeitsminister 
mehrere  Erlasse  veröffentlicht,  nämlich:  am 
5./VL  1921,  betr.  Nachtarbeiten  in  den 
Druckereien;  25./X.  1921,  betr.  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  in  den  Zuckerfabriken  für  die 
Penode  1921/22;  am  lO./XlI.  1921,  betr.  die 


Vorbereitungsarbeiten  nachts  oder  an  Sonn- 
bzw. Festtagen  in  den  Bäckereien ;  am  26./L 
1922,  betr.  die  Arbeitszeit  von  Wächtern, 
Portieren  usw.;  das  Geltungsgebiet  des  abge- 
änderten Gesetzes  umfaßt  Industrie,  Bergbau, 
Handel,  Handwerk,  Eisenbahnen  und  Trans- 
port zu  Lande  und  zu  Wasser.  Die  Arbeit 
darf  Samstags  nur  6  Stunden  dauern.  Ueber- 
stunden  über  8  bzw.  46  Stunden  sind  laut 
Gesetz  nur  in  ganz  außerordentlichen  Fällen 
zulässig.  Die  Ueberstundenarbeit  soll  50% 
bzw.  100  %  (wenn  es  sich  um  Sonntags-  oder 
Nachtarbeit  handelt)  höher  bezahlt  werden. 
Eine  Verringerung  des  Lohnes  infolge  der 
Einführung  des  Achtstundentages  ist  nicht 
statthaft.  Dem  Arbeitsminister  steht  das 
Recht  zu  in  Fabriken  mit  ununterbrochenem 
Betrieb,  wenn  die  Kontinuierlichkeit  des  Be- 
triebes durch  die  Art  der  Fabrikation  er- 
forderlich ist,  die  Arbeitszeit  bis  zu  56  Stun- 
den zu  verlängern  (z.  B.  in  der  Zucker- 
industrie), jedoch  erst  nach  Abschluß  eines 
Uebereinkommens  der  Arbeitgeber-  und  der 
Arbeitnehmerorganisationen.  In  anderen 
besonderen  Fällen,  wie  z.  B.  bei  Inventur- 
aufnahmen, kann  der  Arbeitsminister  Ueber- 
stundenarbeiten,  jedoch  nicht  über  120  Stun- 
den jälirlich,  zulassen.  Eine  Ruhepause  ist 
nach  sechsstündiger  ununterbrochener  Arbeit 
vorgeschrieben.  Das  Achtstundengesetz  gilt 
für  ganz  Polen  und  ersetzt  die  bisherigen,  im 
russischen  Gewerbearbeitsrecht,  in  den  deut- 
schen und  österreichischen  Gewerbeord- 
nungen enthaltenen  Bestimmungen. 

2.  Arbeitsinspektion  und  Landwirt- 
schaft. Die  Aufsichtsbehörde  wurde  eben- 
falls in  ganz  Polen  einheitlich,  und 
zwar  auf  Grund  des  Erl.  v.  3./1.  1919 
(mit  Zusatz  v.  2./III.  1920)  organisiert. 
Die  Arbeitsinspektion  besteht  aus  einem 
Generalarbeitsinspektor,  der  dem  Arbeits- 
minister direkt  unterstellt  ist,  einer  Reihe 
Bezirksarbeitsinspektoren,  denen  wiederum 
Kreisarbeitsinspektoren  zur  Seite  stehen. 
Die  Arbeitsinspektion  ist  von  der  Verwal- 
tungsbehörde unabhängig.  Die  Inspektoren 
müssen  Hochschulbildung  (Diplomingenieure 
haben  den  Vorzug),  genügende  industrielle 
Praxis  und  entsprechende  sozialwissen- 
schaftliche, juristische  und  gewerbehygie- 
nische Kenntnisse,  die  sie  bei  einer  Prüfung 
im  Arbeitsministerium  nachweisen  müssen, 
besitzen.  Frauen  mit  entsprechender  Vor- 
bildung sind  den  männlichen  Kandidaten 
gleichgestellt.  Es  ist  vorgesehen,  daß  die 
Vertreter  der  Arbeiterschaft  zum  Dienst  in 
der  Arbeitsinspektion  als  Assistenten  zuge- 
lassen werden  können.  Außer  der  Kon- 
trolle der  Ausführung  des  Gesetzes  in  Fa- 
briken, Werkstätten,  in  Handel  und  Land- 
wirtschaft, haben  die  Arbeitsinspektoren  die 
Tarifverträge  zu  genehmigen,  bei  Arbeits- 
streitigkeiten zu  vermitteln,  mitunter  auch 
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als  Schiedsrichter  (z.  B.  im  Schiedsver- 
fahren bei  Arbeitsstreitigkeiten  in  der  Land- 
wirtschaft) mitzuwirken,  ein  Register  der 
Arbeitnehnierorganisationen  zu  führen  (s. 
sub  3  Koalitionsfreiheit),  statistische  Da- 
ten über  die  Arbeitsbedingungen,  Arbeits- 
löhne usw.  zu  sammeln  und  sie  zu  verar- 
beiten und  dergleichen  mehr. 

Die  Tätigkeil  der  Arbeitsinspektion  in 
der  I>andwirf Schaft  entwickelte  sich  in 
Polen  vollständig  eigenartig,  da  kein  Vor- 
bild hierzu  in  anderen  Ländern  vorhanden 
war.  Da  es  gelang  durch  Tarifverträge  die 
Arbeitsbedingungen  der  Landarbeiter  im 
ganzen  Reiche  zu  ordnen,  wurde  es  den 
Arbeitsinspektoren  zur  Pflicht  gemacht,  bei 
Streitigkeiten,  die  aus  den  Tarifverträgen 
in  der  Landwirtschaft  entstanden,  zuerst 
vermittelnd  einzugreifen  und  nötigenfalls 
durch  Schiedsspruch  zu  entscheiden.  Ein 
besonderes  G.  v.  28./IIL  1919,  abg.  l./VIII. 
1919,  ist  zur  Regelung  der  Streitigkeiten 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in 
der  I>andwirtschaft  geschaffen  worden.  Die- 
ses Gesetz  regelt  das  Verfahren  beim  Ab- 
schluß von  Tarifverträgen  in  der  Landwirt- 
schaft und  sieht  bei  Streitigkeiten  auf  Grund 
des  Tarifvertrages  zuerst  die  Vermittlung 
seitens  des  Arbeitsinspektors,  dann  einer 
Schlichtungskommission  und  letzten  Endes 
einen  Schiedsausschuß,  der  endgültig  die 
Streitigkeit  regelt,  vor.  Eine  Berufung  an 
die  ordentlichen  Gerichte  ist  nach  Entscheid 
des  Schiedsausschusses  nur  aus  formellen, 
nicht  aber  aus  materiellen  Gründen  zulässig. 
Somit  hat  Polen  als  erster  Staat  den  Versuch 
eines  obligatorischen  Schiedsver- 
fahrens bei  der  Regelung  der  Arbeitsver- 
hältnisse in  der  Landwirtschaft  gemacht, 
und  auf  Grund  der  bisherigen  dreijährigen 
Erfahrungen  kann  man  fi'ststellen,  daß  das 
Gesetz  sich  durchaus  bewährt  hat. 

3.  Koalitionsfreiheit.  Für  die  Ent- 
wicklung der  Arbeitnehmerorganisationen, 
die  bei  dem  oben  besprochenen  Gesetz  über 
die  Regelung  der  Arbeitsstreitipkeiten  in  der 
Landwirtschaft  eine  wichtige  Rolle  spielen, 
war  ein  Erl.  v.  8./II.  1919  über  die  Ge- 
werkschaften von  entscheidender  Bedeu- 
tung. Die  Bestimmungen  v.  8. /II.  1919  er- 
möglichen eine  freie  Bildung  und  eine  un- 
behinderte Tätigkeit  der  Arbeitnehmer- 
organisationen, die  als  solche  vom  Staat  nur 
nach  formeller  Eintragung  in  ein  im  Arbeits- 
ministerium geführtes  Register  anerkannt 
werden.  Damit  sind  alle  Beschränkungen, 
die  die  russische  Gesetzgebung  der  Organisa- 
tion der  Arbeiterschaft  in  den  Weg  stellte, 
gefallen.  Eine  rasche  Entwicklung  der  Ar- 
beitnehmerorganisationen sowohl  in  der  In- 
dustrie wie  auch  in  der  Landwirtschaft  war 
eine  direkte  Folge  der  neuen  Gesetzgebung. 
Auch  die  polnische  Verf.  v.  17./IIL  1921 


garantiert  in  ihrem  §  108  volle  gewerkschaft- 
liche Freiheit. 

Das  G.  v.  8./L  1920  über  die  Abschaf- 
fung des  Arbeitsbuches,  das  nach  der 
österreichischen  Gesetzgebung  obligatorisch 
war,  beseitigte  ebenfalls  eine  gegen  die  Frei- 
zügigkeit der  Arbeiterschaft  gerichtete  Ver- 
ordnung des  alten  Regime. 

4.  Arbeiterurlaube.  Ein  für  die  Arbeiter 
besonders  günstiges  Gesetz  über  Urlaube 
für  Arbeitnehmer,  die  in  der  Industrie  und 
im  Handel  beschäftigt  sind,  ist  am  lO./V.  1922 
vom  Parlament  verabschiedet  worden.  Ein 
achttägiger  Urlaub  nach  einem  .lahr  Dienst 
und  ein  lötägiger  Urlaub  nach  drei  .Jahren 
Dienst  wird  jedem  Arbeiter  und  .Angestellten 
bei  voller  Entlohnung  gesetzlich  zugesichert. 
Für  jugendliche  Arbeiter  und  geistig  ar- 
beitende Angestellte  sieht  das  Gesetz  längere 
lirlaubsfristi  n  vor. 

5.  Gesundheitsschutz.  Zum  Schutze 
der  Gesundheit  und  des  Lebens  der  Ar- 
beiter sind  einige  Verordnungen  des  Ministers 
für  Gesundheilswesen  erlassen  worden:  Erl. 
V.  2Ü./1X.  1920,  betr.  Anzeigepflicht  von 
Blei-,  Zink-,  Phosphor-,  Arsenik- 
und  Quecksilbervergiftungen  in  ge- 
werblichen Betrieben.  Erlaß  von  192J  über 
Hygiene  in  den  Bäckereien  und  Erlaß  von 
1922  über  Hygiene  in  den  Frisier-  und  Bar- 
bierstuben. Ferner  ist  Polen  der  Berner 
Konvention  von  1906  über  das  Weiß- 
phosphorverbot in  der  Zündholzindustrie 
beigetreten.  Außer  dem  (iesundheitsdienstc, 
der  die  Vorschriften  l)ezüglich  allgemeiner 
Hygiene  überwacht  und  dem  Ministerium 
für  Gesundheitswesen  unterstellt  ist,  ist  vom 
Arbeitsniinisterium  im  Rahmen  der  Arbeits- 
inspektion eine  Anzahl  Aerzte  angestellt 
worden,  die  den  Bezirksinspektoren  als 
gewerbehygienisehe  Berater  zur  Seile  stehen. 
Diese  ärztlichen  Arbeitsinspektoren  besuchen 
ebenfalls  Fabriken  und  Werkstätten  und 
üben  bei  den  Inspektionen  hauptsächlich  die 
gewerbshygienisctie  Aufsicht  aus.  Unter  den 
Aerzteinspektoren  befinden  sich  einige 
Frauen,  die  sich  in  erster  Linie  mit  Frauen- 
und  Kinderarbeit  in  den  Fabriken  und  Werk- 
stätten beschäftigen  und  die  besonderen 
Vorschriften  für  Frauen-  und  Kinderarbeit 
zu  überwaclien  haben. 

6.  Die  Arbeiterschutzklauseln  der  Ver- 
fassung. Die  den  Arbeiterschulz  betreffen- 
den Artikel  der  polnischen  Staatsverfassung 
V.  17./III.  1921  sind  hier  ebenfalls  anzu- 
führen. Laut  Art.  102  der  Verfassung  „steht 
die  Arbeit,  die  eine  Hauptquelle  des  Reich- 
tums der  Republik  bildet,  unter  besonderem 
Schutze  des  Staates";  ferner  „jeder  Bürger 
hat  ein  Recht  auf  staatlichen  Schutz  seiner 
Arbeit  und  bei  Arbeitslosigkeit,  Krankheit, 
Unfall  oder  Invalidität  —  auf  soziale  Ver- 
sicherung, die  durch  besonderes  Gesetz  ge- 
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regelt  wird".  In  Art.  103  „besondere  Gesetze 
regeln  die  Muttertürsorge  und  den  Schutz 
der  arbeitenden  Frauen  und  Kinder.  Die 
Lohnarbeit  der  Kinder  unter  15  Jahren,  die 
Nachtarbeit  der  Frauen  und  der  jugendlichen 
Arbeiter  in  den  gesundheitsschädlichen  Be- 
trieben ist  untersagt". 

7.  Das  Arbeitsministerium.  Auf  Gnind 
des  Erl.  v.  22./IV.  1920  wurden  von  der  .Ar- 
beitsvermittlung die  Fragen  der  Auswande- 
rung abgetrennt  und  im  Arbeitsministerium 
ein  autonom  verwaltetes  Auswanderungsamt 
gegründet.  FAne  polnisch-französische  Kon- 
vention V.  3./IX.  1919  regelt  bereits  die  Aus- 
wanderungsfrage der  polnischen  Arbeiter  nach 
Frankreich;  eine  Abmachung  zwischen  den 
polnischen  und  den  deutschösterreichischen 
Behörden  bezüglich  der  Beschäftigung  pol- 
nischer Arbeiter  in  Deutschösterreich  ist 
am  24./VI.  1921  getroffen  worden. 

Das  Arbeitsministerium  besteht  in  Polen 
seit  Wiedererrichtung  der  Polnischen  Repu- 
blik, d.  h.  seit  November  1918  gegenwärtig 
unter  Bezeichnung  ,, Ministerium  für  Arbeit 
und  Soziale  Fürsorge".  Es  ist  in  4  Direk- 
tionen eingeteilt:  1.  Allgemeine  Fragen, 
2.  Arbeiterschutz,  3.  Soziale  Versicherung, 
4.  Soziale  Fürsorge  (einschl.  Arbeitsvermitt- 
lung). Dem  Ministerium  sind  die  Arbeits- 
inspektionen, das  Auswanderungsamt,  das 
Arbeitsvermittlungsamt  u.  a.  angegliedert. 
Das  Arbeitsministeriuni  gibt  eine  offizielle 
Zeitschrift  unter  dem  Titel  „Arbeit  und  So- 
ziale Fürsorge"  (Praca  i  Opieka  Spoteczna) 
heraus.  Die  Arbeitsstatistik  wird  vom  Zen- 
tralamt für  Statistik  bearbeitet  und  in  mo- 
natlich erscheinenden  Heften  veröffentlicht. 

8.  Stellung  zum  internationalen  Ar- 
beiterschutze.  Seit  Begründung  der  inter- 
nationalen Arbeitsorganisation  hat  die  pol- 
nische Regierung  an  deren  Entwicklunc;  stets 
mitgewirkt.  Die  in  Washington  und  in  Genua 
von  den  internationalen  Arbeitskonferenzen 
beschlossenen  Konventionen  sind  bereits  dem 
Parlament  zur  Ratifizierung  vorgelegt  wor- 
den. Außer  dem  erwähnten  internationalen 
Weißphosphorverbot  in  der  Zündholzfabrika- 
tion ist  Polen  auch  der  Berner  Konvention 
von  1906,  betr.  das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit der  Frauen  in  der  Industrie 
beigetreten. 

Literatur ;  (Mitgeteilt  von  F.  Sokalf  Warschau) 
Gesetzblatt  der  Polniuchen  Republik,  191S, 
1919,  1920,  1021,  1922  CDiiennik  Ustaw 
lizeczypoBpolitej  PolakieJ",  polnisch).  —  „Biu- 
Itlyn  Ministeratwa  Pracy  i  Opieki  Spolecznej", 
lieft  1,  2,  S,  4,  5,  1919  (polnisch),  vergriffen.  — 
Praca  i  Opieka  Spoieczna  Organ  des  Arbeits- 
minitteriuma,  Heft  1,  S,  1921,  Heft  1,  1922 
(polnisch  —  Inhaltsverzeichnis  und  Auszüge  aus 
den  Hauptaufsälzen  auch  französisch).  —  Les 
loit  ouvrierea  et  leiir  application  depuis  le 
II  novembre  1918.  —  Rapport  de  la  Delegation 


Polonaise  a  la  Conference  Internationale  du 
Travail  a  Washington  1919  (Depot  General : 
lAbrairii  Marcel  Riviere,  Paris  VI),  Var- 
sovie  1920  (französisch).  —  Arbeitsnach- 
weis in  Polen  mit  besonderer  Berücksichti- 
gung der  Tätigkeit  der  Arbeitsnackweisbureaus 
im  Jahre  1920,  Warschau  1921  (polnisch).  — 
Miesiecznik  Pracy  (Monatshefte  für  Arbeits- 
Statistik),  herausg.  vom  Zentralamt  für  Statistik, 
Redakteur  E.  Lipinski,  Chef  der  Abteilung  für 
Arbeitsstatistik,   Warschau  1921,  1922  (polnisch 

—  Inhaltsverzeichnis f  Aufschriften  in  den  Ta- 
bellen, Hauptartikel  auch  französisch).  —  Zofja, 
Daszynska-GoUjiskay  Beiträge  zur  Ar- 
beiterfrage in  Pulen,    Warschau  1919  (polnisch}. 

—  J.  Okofoicicz,  Polnische  Auswanderung 
und  Ansiedelung  vor  dem  Weltkriege,  War- 
schau  1920  (polnisch).  —  O.  Simon,  La  le- 
gislation  ouvriere  de  la  Republi^ue  Polonaise, 
1921  (französisch).  —  F.  Sokalf  Löhne  und 
Lebenskosten  der  städtischen  Arbeiter  in  War- 
schau, Warschau  1918  (polnisch).  —  Derselbe, 
Berichte  der  Arbeitsinspektion  1919  (polnisch). 

—  Derselbe,  Arbeitskommission  des  Friedens- 
kongresses in  Paris,  1919  (polnisch).  —  Der- 
selbe,', Internationale  Arbeitskonferenz  in  Wa- 
shington 1919  (polnisch).  —  Melanja,  Bom- 
steln,  Löhne  und  Arbeiterbewegung  in  War- 
schau im  Zusammenhang  mit  der  Tätigkeit  der 
deutschen  Lohnkommission ,  Warschau  1919 
(polnisch). 


XXII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung   in    der  tschechoslowaki- 
schen Republik. 

1.  Uebersicht.  2.  Kinderschutz.  3.  Heim- 
arbeit. 4.  Achtstundentag.  5.  Erholungsurlaube 
im  Bergbau.  G.  Vollzug  und  Strafsätze.  7.  Stel- 
lung zum  internationalen  Arbeiterschutze. 

1.  Uebersicht.  Die  bei  der  Begründung 
der  Republik  geltende  österreichische  Sozial- 
gesetzgebung ist  wesentlich  unter  dem  Ein- 
flüsse der  hochentwickelten  Gewerkschaften, 
der  neuen  Gesetzgebung  Oesterreichs  und 
Deutschlands  und  der  sozialpolitischen  Ein- 
stellung von  Staatsleitung  und  Parlament 
ausgebaut  worden.  Zunächst  wurde  die 
achtstündige  Arbeitszeit  durch  G.  v. 
19./XII.  1918  geregelt  (Erl.  v.  21./III.  1919); 
sodann  ein  den  deutschen  und  englischen 
Kinderschutzgesetzen  von  1903  und  dem 
österreichischen  G.  v.  19./XII.  1918  ent- 
sprechendes G.  v.  17./VII.  1919  erlassen; 
Mindestlohnärater  wurden  in  der  Heimarbeit 
durch  G.  V.  12./XII.  1919  (wie  in  Oesterreich 
19./XII.  1918)  eingeführt,  ebenso  folgen  die- 
sem und  dem  deutschen  Beispiel  das  G.  v. 
25. /II.  1920  über  Betriebs-  und  Revierräte 
im  Bergbau,  über  Bergbauschiedsgerichte 
und  das  G.  v.  12./VIII.  1921  über  Betriebs- 
ausschüsse; besonders  bemerkenswert  ist  das 
gleichdatierte  Gesetz,  betr.  Teilnahme  der 
beim  Bergbau  Beschäftigten  an  der  Gruben- 
verwaltung und  ihre  Beteiligung  am  Rein- 
gewinne, sowie  das  G.  v.  l./VII.  1921  über 
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bezahlte  Urlaube  der  Bergarbeiter  (vgl. 
österr.  G.  v.  SO-zVII.  1919),  die  Einsetzung 
einer  SchiedskommisBion  in  der  Metall- 
industrie (G.  V.  5./Xn.  1919),  von  Schieds- 
und Preisgerichten  im  Baugewerbe  (G.  v. 
ll./lll.  1921,  V.  V.  31./V.  1921).  Die  durch 
die  österr.  kaiserl.  V.  v.  19./II1.  191Ü  voll- 
zogene Abänderung  der  Vorschriften  des 
BGB.  über  den  Dienstvertrag  sind  durch 
G.  V.  I./IX.  1921  aus  disnositivem  in  zwin- 
gendes Recht  umgewandelt  worden.  Sie 
,, können  durch  den  Dienstvertrag  nicht  auf- 
gehoben oder  beschränkt  werden". 

2.  Kinderschutz.  Durch  einzelne  Be- 
stiniMiungen  geht  die  Tschechoslowakei  über 
die  Bestimnuingen  der  Nachbarländer  hin- 
aus. Sein  Kinderschutzgesetz  untersagt 
jede  Erwerbsarbeit  oder  regelmäßige  Arbeit, 
auch  ohne  Entgelt,  vor  dem  vollendeten  12., 
in  der  Landwirtschaft  und  im  Haushalt  vor 
dem  10.  Jahre  (§§  2  und  4)  mit  Ausnahme 
leichter  Arbeiten.  Von  12  bzw.  10  bis  14  Jah- 
ren ist  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  verboten, 
außer  zu  unaufschiebbaren  Arbeiten  in 
der  Landwirtschaft  und  im  Haushalt 
(§§  ,'),  G).  Die  Nachtarbeit  ist  verboten 
und  zwar  ist  in  der  Landwirtschaft  und  im 
Haushalte  den  Kindern  zur  Nachtzeit  eine 
ununterbrochene  Ruhe  von  10  Stunden  zu 
gewähren.  Als  Zeil  der  Nachlnihe  gelten 
die  Stunden  zwischen  8  Uhr  abends  und 
6  Uhr  früh;  die  (politischen  Landesverwal- 
tungen können  als  Ausnahme  von  dieser 
Regel  auch  andere  (jrenzen  derselben  fest- 
setzen, ohne  das  gesetzlich  bestimmte  Aus- 
maß der  ununterbrochenen  Nachtruhe  abzu- 
kürzen. In  den  übrigen  Zweigen  der  Kinder- 
arbeit ist  die  Verwendung  von  Kindern 
zwischen  8  Uhr  abi'nds  und  7  Uhr  früh  ver- 
boten. An  Sehultagen  dürfen  Kinder  zur 
Arbeit  nicht  länger  als  2  Stunden  verwendet 
■werden;  ihre  Verwendung  zur  Arbeit  vor 
dem  Vormittagsunterrichte  und  2  Stunden 
unmittelbar  vor  dem  Nachmittagsunter- 
richte ist  verboten.  In  der  Landwirtschaft 
und  im  Haushalte  wird  dieses  Verbot  all- 
gemein auf  2  Stunden  unmittelbar  vor  dem 
Unterrichte  beschränkt.  Nach  dem  Unter- 
richte ist  eine  einstündige  I<>holung  zu  ge- 
währen. An  schulfreien  Tagen  darf  die 
Kinderarbeit  nicht  länger  als  4  Stunden,  in 
der  Landwirtschaft  und  im  Haushalte  nicht 
länger  als  6  Stunden  dauern.  In  einer  großen 
Reihe  von  Industrien  und  Prozessen  (§  7 
Anhang)  ist  Kinderarbeit  verboten;  so  auch 
bei  Ciästebedienung  in  Schankwirtsehaften, 
bei  öffentlichen  Schaustellungen  (§  8).  Den 
Lohnschutz  der  Kinder  betrifft  §  9:  Soweit 
das  Entgelt  für  die  Arbeit  fremder  Kinder 
(§  3)  im  Geldlohn  besteht,  können  auf  Rech- 
nung desselben  nur  Wohnung,  Kleidung, 
Nahrungsmittel  und  Schulbehelfe  gewährt 
werden;  der  hierfür  berechnete  Preis  darf 


nicht  jenen  übersteigen,  für  den  sie  ange- 
schafft wurden.  Den  Kindern  alkoholische 
Getränke  an  Stelle  der  Entlohnung  für  ihre 
Erwerbsarbeit  zu  verabreichen,  ist  ver- 
boten. .Mkoholische  (ietränke  und  Tabak 
dürfen  für  Arbeiten  oder  aus  Anlaß  diT  Ar- 
beit überhaupt  nicht  gegeben  werden.  Wie 
in  Oesterreich  und  Deutschland  ist  Melde- 
pflicht fremder  Kinder,  die  Lösung  von  Ar- 
Ijeitskarten,  die  Mitwirkung  der  Vereine  für 
Kinderschutz  und  Jugendfürsorge,  der  Leh- 
rer, Aerzte  und  Seelsorger  angeordnet  (§  13) 
und  dem  Minister  für  soziale  Verwaltung  die 
Ermächtigung  erteilt,  zur  Sicherung  des 
Vollzuges  im  Auslande  Vereinbarungen  mit 
anderen  Staaten  zu  treffen  (§  14). 

3.  Heimarbeit.  Die  Regelung  der  Heim- 
arbeit erfolgt  gemäß  G.  v.  12./XII.  1919 
erstens  durch  Einführung  der  Anzeigepflicht 
der  Adressen  der  Heimarbeiter  seitens  des 
Unternehmers  (§§  4—5),  ferner  durch 
Bekanntgabe  der  Lohn-  und  Arbeitsbe- 
dingungen, deren  Eintrag  in  Lieferungs- 
bücher (§§  6-8),  sodann  durch  Mindestlohn- 
ämter-Zenlralkommissionen  im  Ministerium 
für  soziale  Fürsorge  für  jeden  Zweig  (§§  9  bis 
13);  davon  sind  sofort  zu  erreichten:  Zentral- 
kommissionen für  Tcxtil-,  Kleider-,  Wäsche-, 
Schuhe-,  Glas-  und  Perlmutterindustrie 
(je  3  Unternehmer  und  Heimarbeiter, 
3  neutrale  Sachkenner).  Tarifverträge 
heben  die  Satzungen  dieser  Kommissionen 
auf  (§  20).  Doch  kann  jede  Partei 
binnen  6  Wochen  einen  der  Satzung  wider- 
sprechenden Tarifvertrag  kündigen  (§  21). 
Auch  auf  einzelne  Bezirke  beschränkte  Di- 
striktskommissionen können  sowohl  zur  Vor- 
bereitung der  .\nträge  als  auch  als  Schlieh- 
tungsorgane  errichtet  werden.  Rekurse 
gehen  an  die  Zentralkommission  (§§  24 
bis  29).  .Viißer  di-n  Mitgliedern  ihrer  eige- 
nen Familie  dürfen  die  Heimarbeiter  in 
ihren  Wohnungen  oder  Werkstätten  für 
sich  keine  Hilfsarbeiter  oder  Lehrlinge  be- 
schäftigen (§  30).  Der  Gewerbeinspektor  übt 
die  Aufsieht  über  das  Arbeitsverhältnis  der 
HeiniarbeitcT  und  über  alle  Räumlichkeiten 
aus,  in  denen  Erzeugnisse  der  Heimarbeit 
hergestellt,  Arbeiten  vergeben  und  abge- 
liefert werden  (§  32).  Vereinbarungen,  aus 
denen  dem  Arbeitnehmer  (Heimarbeiter, 
Werkstättengehilfen  oder  Zwischenmoister) 
ungünstigere  Bedingungen  entstehen,  als  ihm 
nach  §§  G  und  7  bekanntgegeben  wurden, 
haben  keine  rechtliche  Wirkung;  der  Arbeit- 
nehiuer  ist  berechtigt,  vom  Arbeitgeber  den 
Ersatz  des  ihm  entstandenen  Schadens  zu 
;  begehren.      Verletzt  der  Arbeitgeber  die 

■  geltende   Satzung,  den   Tarifvertrag,  den 
Vergleich  oder  das  rechtskräftige  Schieds- 

,  gerichtserkenntnis  der  Distriktionskommis- 
;  sion  dadurch,  daß  er  für  die  Arbeitnehmer 

■  (Heimarbeiter,  Werkstattgehilfen,  Zwischen- 
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meister)  ungünstigere  Lohn-,  Arbeits-  und 
Lieferungsbedingungen,  als  in  den  ange- 
führten Beschlüssen,  Vereinbarungen  und 
Erkenntnissen  bestimmt  wurde,  festgesetzt 
hat,  so  sind  die  dadurch  geschädigten  Arbeit- 
nehmer berechtigt,  den  Ersatz  des  ihnen  da- 
durch erwachsenen  Schadens  zu  verlangen. 
Der  Unternehmer  haftet  in  diesem  Falle 
gemeinsam  und  zur  ungeteilten  Hand  mit 
den  von  ihm  verwendeten  Mittelspersonen 
(§  33). 

4.  Achtstundentag.  Das  im  Schöße 
des  tschechoslowakischen  Gewerkschafts- 
bundes ausgearbeitete  Achtstunden G.  v. 
19./XII.  1918  ist  besonders  durch  seine 
Elastizität,  die  den  Tarifverträgen  auch 
im  Rahmen  des  Gesetzes  Spielraum  ge- 
währt, und  durch  die  diesen  Tarifverträgen 
Rückhalt  gewährende  Ausdehnung  der  Rege- 
lung der  Arbeitszeit  auf  Land-  und  Forst- 
wirtschaft bemerkenswert:  ein  Vorgang, 
den  besonders  die  Arbeitsverhältnisse  in 
der  Rübenwirtschaft  hervorriefen.  Gel- 
tungsgebiete des  Achtstundentags  (48-Stun- 
denwoche)  sind:  1.  die  der  Gewerbeord- 
nung unterworfenen  oder  gewerbsmäßig  be- 
triebenen Unternehmungen;  2.  die  vom 
Staate,  von  öffentlichen  oder  Privatverbän- 
den, Fonden,  Vereinen  und  Gesellschaften 
betriebenen  Unternehmungen,  Betriebe  und 
Anstalten,  mögen  sie  einer  Erwerbs-,  gemein- 
nützigen oder  wohltätigen  Art  sein;  3.  Berg- 
baubetriebe (Gruben,  Kokswerke,  Röstöfen 
und  Hochöfen)  sowohl  unter  der  Erde  als 
auch  auf  der  Erdoberfläche.  Die  Ein-  und 
Ausfahrt  ist  als  eine  Hilfsarbeit  nach  §  7 
anzusehen,  doch  darf  dadurch  die  Schicht 
keinesfalls  um  mehr  als  eine  halbe  Stunde 
von  der  Einfahrt  des  ersten  bis  zur  Ausfahrt 
des  letzten  Arbeiters  derselben  Schicht  an 
gerechnet,  verlängert  werden.  Für  Arbeiten, 
die  bei  dauernd  hoher  Temperatur,  unge- 
nügender Lüftung  und  bei  Zufluß  von  Wasser 
verrichtet  werden,  kann  die  Bergbehörde 
nach  Einvernehmung  der  Vertrauensmänner 
der  Arbeiterschaft  und  der  Betriebsleitung 
die  Arbeitszeit  entsprechend  verkürzen,  da- 
mit sie  einschließlich  der  Ein-  und  Aus- 
fahrtsdauer 7  Stunden  nicht  überschreitet; 
4.  die  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
trieben regelmäßig  beschäftigten  Personen, 
welche  außerhalb  des  Haushaltes  des  Dienst- 
gebers wohnen  und  Tages-,  Wochen-  oder 
Monatslohn  beziehen.  Der  Minister  für 
soziale  Fürsorge  kann  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  einzelnen  Gruppen 
von  Unternehmungen,  insbesondere  Trans- 
port- und  landwirtschaftlichen  Betrieben, 
eine  andere  als  die  angeführte  Regelung  der 
Arbeitszeit  bewilligen,  doch  darf  sie  in  einem 
Zeiträume  von  4  Wochen  insgesamt  192 
Stunden  nicht  überschreiten.  (Wie  die  Er- 
hebung Prof.  G.  Pardos  vom  Internationalen 


Arbeitsamt  in  Genf  gezeigt  hat,  ist  die  in 
der  Landwirtschaft  nicht  durchführbare 
Regelung  durch  Tarifverträge  ersetzt  wor- 
den.) Dem  Arbeitgeber  ist  es  verboten,  dem 
in  seinem  Betriebe  beschäftigten  Arbeit- 
nehmer zwecks  Verlängerung  der  festge- 
setzten Arbeitszeit  Arbeit  nach  Hause  mitzu- 
geben (§§  1,  2).  Einer  zwischen  den  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  zu  treffenden 
Vereinbarung  bleibt  es  überlassen,  sowohl  die 
Tages-  als  auch  die  Wochenarbeitszeit  einzu- 
teilen und  bestimmte  Arbeitspausen  fest- 
zusetzen. Es  muß  jedoch  nach  längstens 
5  Stunden  ununterbrochener  Arbeit  eine  min- 
destens viertelstündige  Pause  gewährt  wer- 
den. Jugendliche  Arbeitnehmer  bis  zum  18. 
Lebensjahre  dürfen  aber  nicht  länger  als 
4  Stunden  ununterbrochen  arbeiten.  Diese 
Arbeitspausen  können  bei  über  18  Jahre 
alten  Arbeitern  entfallen,  vorausgesetzt,  daß 
bei  einem  regelmäßigen  Gang  der  Erzeugung 
eine  angemessene  Ruhezeit  gesichert  ist  (§  3i. 
Unbedingt  muß  dem  Arbeitnehmer  einmal 
in  der  Woche  eine  ungestörte  Ruhe  von 
mindestens  32  Stunden  gewährt  werden. 
Diese  Arbeitsruhe  hat  in  Betrieben,  in  wel- 
chen der  Betrieb  technisch  ohne  Schwierig- 
keiten unterbrochen  werden  kann,  in  der 
Regel  auf  den  Sonntag  zu  fallen,  es  wäre 
denn,  daß  im  Gesetze  über  die  Sonntags- 
ruhe Ausnahmen  gestattet  sind.  Weitere 
Ausnahmen  von  der  32 stündigen  Arbeits- 
ruhe sind  für  ununterbrochen  betriebene 
Unternehmungen  zugelassen,  doch  müssen 
die  Arbeitsschichten  derart  eingeteilt  werden, 
daß  die  32 stündige  Arbeitsruhe  des  Arbeit- 
nehmers wenigstens  jede  3.  Woche  auf  den 
Sonntag  fällt.  Stunden,  um  welche  beim 
Schichtwechsel  die  wöchentliche  Arbeit 
48  Stunden  überschreitet,  gelten  als  Ueber- 
stunden  (§  4).  Die  im  §  3  angeführte  unge- 
störte Ruhepause  beginnt  für  die  in  Fabriks- 
betrieben beschäftigten  Frauenspersonen 
schon  Samstag,  spätestens  2  Uhr  nach- 
mittags (§  5).  Im  Falle  von  Betriebs- 
störungen infolge  von  Elcmentarereignissen 
oder  Unfällen  oder  wenn  im  öffentlichen 
Interesse  oder  aus  sonstigen  zwingenden 
Gründen  ein  erhöhter  Arbeitsbedarf  eintritt 
und  andere  Vorkehrungen  nicht  tunlich 
sind,  kann  in  einzelnen  Betrieben  bzw. 
auch  einzelnen  Kategorien  von  Betrieben 
gestattet  werden,  die  Arbeitszeit  zeitweilig, 
längstens  jedoch  für  die  Dauer  von  4  Wochen 
im  Jahre  und  höchstens  2  Ueberstunden 
im  Tage  zu  verlängern.  Solche  Bewilli- 
gungen werden  für  die  der  Gewerbein- 
spektion unterliegenden  Betriebe  vom  Ge- 
werbeinspektor, für  Bergbaubetriebe  vom 
Revierbergamte,  für  Eisenbahnarbeiten  vom 
Eisenbahnministerium,  für  land-  und  forst- 
wirtschaftliche Betriebe  von  dem  Gemeinde- 
vorstand und  für  die  übrigen  Unterneh- 
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mungcn,  Betriebe  und  Anstalten  von  der 
politischen  Verwaltun;»  I.  Instanz  erteilt. 
Weitere  Ueberstunden  bis  zu  2  Stunden 
täfclich  für  die  Dauer  von  längstens  16  Wochen 
im  Jahre  können  unter  denselben  Um- 
ständen für  UerKbaubetriebe  von  der 
Berghauptmannschaft,  für  Eisenbahn- 
arbeiten vom  Eisenbahnniinisterium,  für 
land-  und  forstwirtsehaftlirhe  Betriebe  von 
der  politischen  Behörde  I.  Instanz  und  für 
die  übrigen  Unternehmungen,  Betriebe  und 
Anstalten  von  der  politischen  Verwaltung 
II.  Instanz  gestattet  werden.  Diese  außer- 
ordentlichen .\rbeitsstunden  gelten  als 
UebiTslunden  und  müssen  besonders  ent- 
lohnt werden.  Dii'  Ueberstunden  dürfen 
insgesamt  20  Wochen  oder  240  Stunden  im 
Jahre  nicht  überschreiten  (§  fi).  In  für 
öffentlichen  Bedarf  bestimmten  Unterneh- 
mungen kann  für  einzelne  Gruppen  von 
Arbeitnehmern  die  regelniäUige  Arbeitszeit 
verlängert  werden,  falls  der  Angestellte  zwar 
länger  am  Dienstorte  (in  Bereitschaft)  zu 
verbleiben  hat,  seine  Arbeit  jedoch  nicht 
melir  als  G  Stunden  täglich  in  Anspruch 
nimmt.  Diese  Verlängerung  ist  nur  im  Falle 
von  kollektiven,  zwischen  den  Arbeitgebern 
und  ;\rbiitnelinuTn  abgeschlossenen  und 
vom  Minister  für  soziale  Fürsorge  im  Ein- 
vernehmen mit  den  beteiligten  Ministern 
genehmigten  Verträgen  zulässig.  Bei  Eisen- 
bahnunternehmungen entscheidet  über  diese 
Arbeitsregelung  der  Eisenbahnminister,  wel- 
cher vorher  ein  Ciutachten  der  Arbeit- 
nehmervertreter einzuholen  hat  (§  7).  Die 
Arbeit  zur  Nachtzeit,  das  ist  in  den 
Stunden  zwischen  10  Uhr  abends  und 
5  Uhr  früh,  ist  nur  in  ununterbrochen  be- 
triebenen Unternehmungen  gestattet,  in  wel- 
chen die  Fabrikation  aus  technischen  Grün- 
den nicht  eingestellt  werden  kann  (§  8).  Zur 
Nachtarbeit  dürfen  nur  männliche  Arbeit- 
nehmer über  lü  Jahre  verwendet  werden. 
Frauenspersonen  dürfen  zur  Nachtarbeit 
nicht  verwendet  werden.  Der  Minister  für 
soziale  Fürsorge  wird  im  Einverständnis 
den  beteiligten  Ministern  jene  Gruppen  von 
Unternehmen  und  Betrieben  bezeichnen,  in 
welchen  bei  Verarbeitung  von  einem  raschen 
Verderben  unterliegenden  Rohstoffen  und 
Materialien  die  Nachtarbeit  von  Frauens- 
personen über  18  Jahre  ausnahmsweise  und 
vorübergehend  für  kürzere  Zeit  gestattet 
wird  (§  9).  In  den  im  §  1  angeführten  Unter- 
nehmungen dürfen  Kinder  vor  dem  be- 
endeten Pfliehtsehulbesuche  und  vor  dem 
vollendeten  14.  Lebensjahre  gegen  Entgelt 
nicht  verwendet  werden.  Jugendliche 
Arbeitnehmer  männlichen  Geschlechts  bis 
zum  16.  und  weiblichen  Geschlechtes  bis 
zum  18.  Lebensjahre  dürfen  nur  zu  leichten 
Arbeiten,  welche  ihrer  Gesundheit  nicht 
nachteilig  sind  und  die  körperliche  Ent- 


wicklung nicht  hindern,  herangezogen  wer- 
den. Personen,  welche  im  Haushalte  des 
Arbeitgebers  verwendet  werden  und  unter- 
gebracht sind  und  für  länger  als  einen  Monat 
gedungen  oder  zu  persönlichen  Dienst- 
leistungen bestimmt  sind  feinschlietilieh  der 
sog.  Deputatisten),  gebührt  innerhalb  24 
Stunden  eine  12stündige  Arbeitsruhe,  wovon 
mindestens  8  Stunden  auf  ununterbrochene 
Nachtruhe  und  wenigstens  eine  halbe 
Stunde  auf  Mittagsruhe  zu  entfallen  haben. 
Dasselbe  gilt  auch  von  Personen.  w<  lehe  zu 
unregelmäßig  verrichteten  und  unbedeutend 
anstrengenden  Dienstleistungen  wii'  Autsicht 
und  Bewachung  von  Häusern,  Unterneh- 
mungen und  Wartung  von  Tieren  bestimmt 
sind,  .\usnahmen  von  der  Nachtruhe  sind 
nur  für  vereinzelte,  unregelmäßig  vor- 
kommende und  dringende  Fälle  gestattet. 
Schwere  ,\rbeit  darf  in  der  Zeit  zwischen 
9  Ulir  abends  und  ö  Uhr  früh  nicht  verrichtet 
werden.  Die  Einteilung  der  Arbeitszeit  bleibt 
der  freien  Vereinbarung  der  Partelen  über- 
lassen. Den  Arbiitnehmern  muß  jedoch 
mindestens  einmal  wöchentlich  eine  un- 
unterbrochene ISstündige  .Xrbiitsruhe  ge- 
währt werden,  welche  in  der  Kegel  auf  den 
Sonntag  fallen  soll.  Während  dieser  Arbeits- 
ruhe dürfen  nur  aufschiebbare  Arbeiten 
im  Haushalt  oder  in  der  Landwirtschaft  ver- 
richtet werden,  wobei  darauf  zu  sehen  ist, 
daß  dem  .\rbeitnehmer  ein  freier  Sonntags- 
nachmittag gesichert  wird.  Für  die  an 
Sonntagen  verrichtete  Arbeit  ist  eine  ent- 
sprechende Ersatzruhepause  an  einem 
Wochentage  zu  gewähren.  Diese  Bestim- 
mungen finden  auf  Personen,  die  aushilfs- 
weise zur  Pflege  von  Kranken,  zur  Haus- 
haltungs-  und  Feldarbeit  bestellt  wurden, 
insofern  diese  Aushilfe  die  DauiT  von  ti  Tagen 
nicht  übersteigt,  keine  Anwendung  (Art.  12). 
In  Betrieben,  in  welchen  die  Arbeitsdauer 
nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  verkürzt  wird, 
darf  aus  diesem  Anlasse  der  nach  Arbeits- 
dauer bemessene  Lohn  nicht  herabgesetzt 
werden. 

Durch  die  DurchführungsV.  v.  ll./I.  1919 
sind  u.  a.  die  Gewerbe  verzeichnet  worden, 
in  welchen  an  Stelle  der  48  Stunden  in  der 
Woche  die  Gesamtarbeitszeit  von  192  Stun- 
den in  4  Wochen  tritt.  Es  sind  dies  land- 
wirtschaftliche Betriebe  und  mit  der  Land- 
wirtschaft in  Verbindung  stehende  Neben- 
betriebe, Handelsgärtnereien,  Ziegeleien, 
Glashütten  mit  ununterbrochenen  Schmel- 
zen, Betriebe  für  die  Erzeugung  ke- 
ramischer Waren,  Gießereien,  Wasser- 
mühlen und  Wassersägen,  Bierbrauereien  im 
Sommer,  Sodawassererzeugung,  Arbeiten  an 
Bauplätzen,  Wasserwerke,  Natureisgewin- 
nung, Spediteure,  Verfrachter,  Fluß-  und 
Sonnenbäder,  Elektrizitätswerke,  Floßfahrt. 
Bemerkenswert  sind  ferner  die  Ausnahmen  für 
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Nachtarbeit  (10  Uhr  abends  bis  5  Uhr  früh),  | 
welche  bestehen  in  Handelsgärtnereien  für  die 
Vernichtung  von  nächtlichen  Schädlingen, 
für  Begießen  von  Blumen  und  Warentrans- 
port auf  die  Frühmärkte,  in  landwirt- 
schaftlichen Unternehmungen,  in  Wein- 
und  Obstunternehmungen,  für  Viehwartung, 
Herrichtung  und  Vorbereitung  landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse,  unaufschiebbare 
Marktzufuhrarbeiten;  in  Papierfabriken, 
Mühlen,  Molkereien,  Elektrizitätswerken  und 
Gasanstalten;  in  IBauunternehmungen  mit 
Wasserschöpfwerk,  Zeitungsdruck  und  -ex- 
pedition,Transport-,Theaterunternehmungs-, 
Erquickungs-,  Musikergewerben,  Betriebs- 
überwachung, Krankenanstalten,  Gebär- 
häusern, Irren-,  Straf-,  Besserungsanstalten. 

5.  Erhtlungsurlaube  im  Bergbau.  Das 
G.  V.  l./VII.  1921  gewährt  den  beim  Bergbau 
auf  vorbehaltene  Mineralien  (§  3  Allg.  Berg- 
gesetz) und  den  dazu  gehörenden  Neben- 
betrieben beschäftigten  Arbeitern  nach  ein- 
jähriger ununterbrochener  Dienstzeit  im 
Bergbau  eines  Reviers  bei  einer  Dienstzeit 
von  wenigstens  1  Jahr  bis  einschließlich 
wenigstens  5  Jahren  ö,  von  5  —  10  Jahren  7, 
von  10  —  16  Jahren  10,  von  mehr  als  15  Jahren 
12  Tage  Urlaub.  Die  einfallenden  Sonn- 
und  Feiertage  werden  eingerechnet  und  be- 
zahlt. Die  Urlaubszeit  wird  nicht  verringert, 
wenn  zwischen  Austritt  und  Wiedereintritt 
in  Gruben  desselben  Reviers  nicht  mehr  als 
14  Tage,  bei  einem  Wechsel  des  Reviers  nicht 
mehr  als  21  Tage  verstrichen  sind.  Unrecht- 
mäßig versäumte  Schichten  werden  vom 
Urlaub  abgezogen.  Der  Betrag  für  den  Ur- 
laub wird  dem  Arbeiter  am  ersten  Zahltage 
nach  Arbeitsantritt  bezahlt.  Für  Tage,  an 
denen  der  Beurlaubte  gegen  Entgelt  für 
fremde  Personen  gearbeitet  hat,  wird  kein 
Ersatz  gezahlt.  Des  bezahlten  Urlaubs 
gehen  Arbeiter  verlustig,  die  die  Bergarbeit 
in  einem  Revier  verlassen  haben,  die  mit 
Zustimmung  des  Betriebsrates  strafweise 
entlassen  wurden  oder  die  wegen  straf- 
barer Handlungen  ohne  Kündigung  entlassen 
wurden.  Ueber  die  Einteilung  der  Urlaube 
entscheidet  die  Betriebsleitung  im  Einver- 
ni^limen  mit  dem  Betriebsrate." 

6.  Vollzug  und  Strafsätze.  In  bezug 
auf  den  Vollzug  gelten  die  früher  herrschen- 
den Vorschriften.  Die  Strafsätze  betragen; 
Verletzung  des  Kinderschutzgesetzes  bis 
1000  Kr.  i  oder  Arrest  bis  zu  3  Monaten: 
gesetzwidrige  Verwendung  eigener  Kinder; 
Verweis,  bei  erschwerenden  Umständen  Geld- 
strafe bis  300  K.  C  oder  Arrest  bis  14  Tage. 
Die  Strafen  sind  für  Zwecke  der  öffentlichen 
Jugendfürsorge  zu  verwenden  und  verjähren 
binnen  6  Monaten.  Heimarbeit:  Ueber- 
tretungen  der  Formalvorschriften:  Geld- 
strafe bis  1000  Kr.  e  oder  Arrest  bis  zu 
1  Monat;  Uebertretung  der  Satzungen  und 
lanf vertrage:  50-10  000  Kr.  f,  Arrest  bis 


zu  3  Monaten;  bei  Rückfall  Ausschluß  der 
Vermittlertätigkeit  und  Arrest  bis  zu  6  Mo- 
naten. Verwendung  der  Geldstrafen  zu 
Zwecken  der  sozialen  Fürsorge.  Gesetz  über 
den  Achtstundentag;  bis  zu  2000  Kr.  c, 
evtl.  Arrest  bis  zu  3  Monaten,  bei  Rückfall 
bis  5000  Kr.  i,  Arrest  bis  zu  6  Monaten. 

7.  Stellung  zum  internationalen  Ar- 
beiterschutze.  Die  tschechoslowakische 
Republik  hat  am  24./VIII.  1921  die  folgen- 
den Abkommen  von  Washington  ohne  Auf- 
schubsklausel ratifiziert:  über  Arbeitszeit, 
Nachtarbeit  der  Frauen,  Zulassungsalter, 
Weißphosphorverbot  in  der  Zündholzin- 
dustrie, ferner  die  Empfehlungen  betr.  Gieich- 
behandlung  ausländischer  Arbeiter;  diese  Ra- 
tifikationen werden  keine  wesentliche  Aende- 
rung  der  nationalen  Gesetzgebung  hervor- 
rufen. 

Literfttur:  Prager  Archiv  für  Gesetzgebung  und 
Verwaltung.  —  Frevdenberg,  Gesetze  der 
tschechosl.  Republik,  C.  Sozialpolitik:  Brünn, 
Rohrer.  —  Internationales  Arbeitsamt,  Genf: 
The  Eight  Hour  Day  Act  and  its  application 
to  Agriculture  in  Czechostovakia,  Genf  19S1. 
— ■  Amtsblatt  des  Ministeriums  für  soziale  Für- 
sorge. Red.  Aug.  Zalud,  Prag  1920 ff.  Sammlung 
der  Sozialpolitischen  Gesetze,  Verordnungen  u. 
Erlässe.  —  H.  W.  Lamberg,  Handbuch  des 
Arbeitsrechts.  Sammlung  der  das  Arbeits-  und 
Dienstverhältnis  betreffenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. Gesetzausgaben  Prager  Archiv, 
Prag  192S.  —  A.  Lenhoff,  Das  Gesetz 
über  die  Betriebsaussch  üsse  vom  12. j  VJJJ. 
1921  mit  Kommentar.  Gesetz-Ausgabe  Prager 
Arch.,  Prag  1921.  —  In  tschechischer 
Sprache  (mitgeteilt  von  MinR.  E.  Stern,  Prag): 
Socialnt  Revue,  Vestnt'k  ministerstva  sociähit 
ptce.  Red.  A.  Zalud,  Praha  1920  asl.  — 
Lev  T/Vinter,  Politika  sociälni  (Ceske  politiky 
SV.  IV),  Praha  1919.  —  K.  EngUs,  Sociälni 
politika.  (Dich  a  svet  SO),  Praha  1916,  F.  Topic 
II.  vgd..  Ibidem  1921.  —  Josef  Picele  a  Evzen 
SteTHf  Nase  delnicke  zäkonodnrstvi.  Sociälni 
pojiMoväni.  Novä  üprava  pracovni'ho  pomeru, 
Praha  1920.  Ustfedni  delnicke  knihkupectvi  — 
Evzen  Sfem,  Zäkon  o  osmihodinne  dobe 
pracovni  ze  dne  19.  prosince  1918.  Sbt'rka 
sociälne  pnlitickych  zakonü  Ccskoslovenske  re- 
publiky  1,  Praha  1919.  —  Fr anzösisc h  :  Jac- 
ques Sousekf  La  Conference  du  travail  et 
l'etat  Tchecoslovaque  Prague  1919,  Ministere  de 
la  Prcvoyance  sociale.  —  DerselbCf  La  joumee 
de  huit  heitres  dans  l' agriculture  Tchecoslovatjue, 
Extrait  du  Bulletin  Mensuel  des  Inslitutions 
Economiques  et  »Soziales  XII,  Ko  5,  Rome  1921. 

—  Eugime  Stertif  La  legislation  ouvritre 
tchecoslovaque,  Prague  1921,  „Orbis**.  - —  Con- 
seils  d'entreprises  et  tribunaux  d'arbitrage 
dans  les  mines  en  Tchecoslovaquie  in:  Revue 
Internationale  du  Travail,  Geneve  Vol.  II,  1. 

—  La  legislation  ouvriere  en  Tchecoslova/juie, 
Revue  Internationale  du  Travail,  Genive  1921, 
Vol.  /.,  s. 
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XXIII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Litauen. 

Die  Randstaaten  Lilauen  und  Estland 
haben  zwar  im  allgemeinen  die  russische  Ar- 
beiterschutzgcsetzgebunK  der  zaristischen  Pe- 
riode weiter  in  Kraft  gelassen,  aber  sich  den 
Neugestaltungen  in  den  Nachbarländern 
nicht  völlig  entziehen  kOnncn. 

Daher  hat  Litauen  zunächst  durch  G. 
V.  16./VIL  1919  im  Ministerium  für  Ar- 
beit und  soziale  Fürsorge  ein  Departement  der 
Arbeitsinspektion  errichtet,  aus  Vor- 
steher, Bezirksarbeitsinspektoren  und  Ge- 
hilfen bestehend.  Sein  Aufgabenkreis  ist  fol- 
gender Innerhalb  ihres  (jeschäftskreises  hal- 
ten sich  die  ^Vrbeitsinspektoren  vorläufig  an 
die  Bestimmungen  der  Gewerbegesetze  frussi- 
sche  Gesetzgebung  XI,  Teil  II,  Buch  Ii,  mit 
den  folgenden  Abänderungen:  a)  die  Ueber- 
wachung  des  technischen  Teils  (1er  Fabriken 
und  Werkstätten  fällt  nicht  in  den  Ge- 
schäftskreis der  Arbeitßinspektoren ;  b)  die 
Tätigkeit  der  .\rbeit.5inspektoren  erstreckt 
sich  in  ihrem  ganzen  L'iiifange  sowohl  auf 
Fabriken  und  Werkstätten,  als  auf  Ilandels- 
uiid  Handwerksbetriebe;  c)  Klagen  über  die 
Amtsführung  der  Arbeitsinspektoren  und 
ihrer  (ieliilfen  sind  an  den  Minister  der  Arbeit 
und  der  sozialen  Fürsorge  zu  richten.  So- 
dann hat  Litauen  durch  G.  v.  30./XI.  1919 
den  Ach  tsl  u  nden  tag  (48  Stunden  wöchent- 
lich) als  Maxinialarbeifszeit  eingeführt  (Art  4) 
und  die  Artt.  150' -156»  des  5.  Abschnitts 
der  GO.  (GS.  d.  russ.  Reichs,  Ausg.  1895, 
Ergänz.  1906)  außer  Kraft  gesetzt.  Gel- 
tungsgebiet des  .Achtstundentags  sind  alle 
Werkstätten  und  Fabriken,  in  denen  min- 
destens .3  Arbeiter  mit  Lohnarbeit  beschäf- 
tigt werden  (§1)  mit  Ausnahme  von  1.  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben,  in  denen 
die  tägliche  Arbeitszeit  durch  besondere 
Verordnungen  geregelt  ist,  und  2.  denjenigen 
Abteilungen  von  Transportunternehmungen, 
in  denen  die  Arbeiter  zur  Arbeit  nach  aus- 
wärts geschickt  werden  (Eisenbahnzüge, 
Dampfschiffe,  Boote  usw.).  In  diesem  Falle 
wird  die  tägliche  Arbeitszeit  von  den  Ar- 
beitern und  den  Arbeitgebern  im  gemein- 
samen Einverständnis  festgesetzt  (§  2). 
Eine  Ausnahme  wird  lediglich  denjenigen 
Arbeitern  gewährt,  die  Hilfsarbeiten  ver- 
richten (Beaufsichtigung  von  Kesseln,  Trieb- 
werken und  Pumpen,  üeberwachung  der 
Fabrik-  und  Werkslattgebäude,  Beleuchtung, 
Heizung,  Wasserversorgung),  die  den  Wach- 
und  Feuerlöschdienst  versehen  und  über- 
haupt diejenigen  Arbeiten  vornehmen,  ohne 
deren  vorherige  Ausführung  der  Betrieb  zur 
bestimmten  Zeit  die  Arbeit  nicht  auf.- 
nehmen  kann  und  infolge  deren  Einstellung 
die  Arbeit  notwendigerweise  eine  Unter- 
brechung erfährt  (§  5).  Die  Verrichtung  von 
üeberzeitarbeit  ohne  vorherige  Einholung 


der  Bewilligung  des  Arbeitsinspektors,  je- 
doch unter  nachträglicher  Verständigung 
desselben,  ist  gestattet:  a)  wenn  die  Arbeit 
nicht  ohne  Beschädigung  der  Arbeitsgeräte, 
der  in  Verarbeitung  befindlichen  Stoffe  oder 
der  Erzeugnisse  unterbrochen  werden  kann; 
b)  wenn  Ausbesserungen  unvorhergesehener 
Schäden  an  Kesseln,  Triebwerken,  Apparaten 
und  sonstigen  Einrichtungen  vorzunehmen 
sind,  infolge  deren  die  Arbeit  in  dem  ganzen 
Betriebe  oder  einer  Abteilung  desselben  still- 
steht; c)  wenn  die  infolge  unvorhergesehener 
Umstände  eingetretene  Störung  der  .Arbeit 
in  einer  Abteilung  die  Arbeit  in  den  übrigen 
Abteilungen  des  Betriebes  hindert;  d)  in 
Betrieben,  die  für  die  Landesverteidigung 
arbeiten;  e)  zur  Bekämpfung  von  Unglücks- 
fällen; f)  durch  einzelne  Arbeiter  oder  klei- 
nere Gruppen  von  solchen  (§  9).  .\n  Sonn- 
tagen und  den  landesüblichen  höheren 
Feiertagen  ist  den  Arbeitern  frei  zu  geben. 
In  Betrieben,  in  denen  eine  Arbeiterschicht 
arbeitet,  ist  eine  Ruhezeit  von  mindestens 
36  Stunden,  in  Betrieben,  in  denen  2  Schich- 
ten arbeiten,  eine  solche  von  mindestens  29 
Stundc^n  und  in  solchen,  in  denen  3  Schichten 
arbeiten,  von  mindestens  24  Stunden  ohne 
Unterbrechung  zu  gewähren  (§  11).  In  un- 
unterbrochenen Betrieben  dürfen  erwachsene 
Arbeiter,  d.  h.  Arbeiter  im  Alter  von  mehr  als 
18  Jahren,  sofern  keine  andere  Vereinbarung 
besteht,  einmal  im  Laufe  dreier  Wochen 
16  Stunden  ohne  Unterbrechung  arbeiten; 
doch  ist  ihnen  in  diesem  Falle  im  Laufe  der- 
selben 3  Wochen  zweimal  eine  24  stündige 
Ruhezeit  zu  gewähren  (§  12).  Bei  ZuwHder- 
handlungen  gegen  dieses  Gesetz  werden  die 
Fehlbaren  gerichtlich  mit  lü  ÜÜO  Auksinas 
Geldstrafe  oder  4  Wochen  Gefängnis  be- 
straft. Diese  Geldstrafen  fließen  dem  Kran- 
kenkassenfonds des  Ministeriums  des  Innern 
zu  (§  15). 


XXIV.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Estland. 
In  Estland  ist  am  lO./X.  1919  ein 
Gesetz  über  die  Enteignung  des  Grund- 
besitzes eingeführt  worden  und  es  wurden 
nach  dem  Frieden  von  Dorpat  (1920)  weitere, 
der  Russischen  Agrarbank  gehörige  120  Be- 
sitzungen hinzugefügt.  Aber  von  den  so  zur 
Schaffung  von  Bauernland  verfügbaren 
Böden  (2383  Mill.  ha)  konnte  nur  für  26  000 
Familien  eine  Wirtschaftsgrundlage  ge- 
schaffen werden;  gegen  100  000  Familien 
gingen  leer  oder  mit  unzulänglichem  Besitze 
aus  und  wurden,  da  nun  die  Nachfrage  nach 
faniilienfremden  Arbeitskräften  abnahm,  ar- 
beitslos und  drückten  auf  den  Lohn.  So 
entschloß  sich  die  Regierung  am  13./X.  1919 
zum  Erlaß  eines  LandarbeiterG.,  das  am 
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21  /X.  1921  durch  ein  neues  ersetzt  worden 
und  als  interessanter  Versucii  zu  betrachten 
ist  das  Achtstundenprinzip  in  der  Land- 
wirtschaft einzuführen.  Die  Regelung  der 
Arbeitsbedingungen  erfolgt  durch  Lokal-, 
Provinzialaussehüsse  und  einen  allgemeinen 
Zentralrat  im  Ackerbauministerium.  Die 
Wahl  der  paritätischen  Lokalausschiisse  er- 
folgt in  besonderen  Arbeiter-  und  Arbeit- 
gcberversammlungen.  Die  Lokalausschüsse 
wählen  sodann  in  jeder  der  9  Provinzen  je 
2  Vertreter  jeder  Partei  in  die  Provinzial- 
aussehüsse. Diese  arbeiten  die  Vorschläge 
über  die  Arbeitsbedingungen  der  nächsten 
Saison  bis  15./I.  jedes  Jahres  zu  Händen  des 
Ministers  für  Arbeit  und  soziale  Fürsorge  aus. 
Dieser  veröffentlicht  sie  mit  bindender  Kraft 
im  Amtsblatte.  Auf  Grund  der  Ankündigung 
des  Achtstundentages  in  der  Proklamation 
der  provisorischen  Regierung  vom  November 

1918  hatte  das  erste  LandarbeitsG.  v.  13./X. 

1919  ein  Totale  von  2250  Stunden  im  Jahre 
als  Maximum  festgesetzt.  Aber  schon  1920 
fügte  der  Zentralausschuß  weitere  54  Stun- 
den, i.  J.  1921  den  2250  Stunden  264 
Stunden  hinzu,  so  daß  faktisch  ein  Neun- 
stundendurchschnitt erzielt  wurde,  und 
zwar  betrug  i.  J.  1921  die  Stundenzahl  10  im 
April,  11  im  Mai  bis  September,  9  im  Oktober, 
7  im  November,  6  im  Dezember  und  Januar, 
7  im  Februar,  März.  Nach  den  Zeiten  der 
längsten  Arbeitsdauer  ist  eine  Ruhezeit  von 
9  Stunden  zu  gewähren.  Die  Sonntags- 
und Festtagsruhe  ist  auch  für  Viehwar- 
tung im  Turnus  zu  sichern.  Der  Landarbeiter 
ist  ferner  zu  1  y.  Stunden  Mehrarbeit  zur  Vieh- 
wartung oder  Mahlzeitbereitung  verpflichtet ; 
erst  nach  diesen  beginnt  die  mit  50%  Lohn- 
zuschlag entlohnte  Ueberzeit;  diese  ist 
Jugendlichen  unter  17  Jahren  untersagt. 
Minimalrationen  (Roggen,  Gerste, Weizen, 
Bohnen)  und  Mindestlöhne  werden  in 
verschiedener  Höhe  festgesetzt:  1.  nach  dem 
Alter:  voll  an  18-55 jährige,  75%  an  16-18- 
und  55— 60jährige,  50%  an  12  —  16-  und 
über  OOjälirige;  2.  an  Frauen:  18— 55jährige 
75%,  die  zweite  Altersklasse  50%,  die  dritte 
25%  der  vollen  Männerlöhne.'  Die  Aus- 
zahlung der  Mindestlöhne  ist  an  eine  be- 
stimmte, nachweisbare  Mindestleistung, 
wie  in  der  Sowjetrepublik  geknüpft  worden, 
über  deren  Wirksamkeit  derzeit  Berichte  feh- 
len. Als  Zulassungsalter  wurde  das  12.  Jahr 
als  das  der  in  der  Regel  vollendeten  Schulpflicht 
festgesetzt;  Kinder  von  12  —  16  Jahren  dürfen 
nur  mit  leichter  Arbeit  beschäftigt  werden. 

Die  Aufsicht  über  die  Durchführung, 
die  Schlichtung  von  Streitigkeiten,  die  ge- 
richtliche Verfolgung  von  Uebertretungen 
ist  Sache  des  Ministeriums  der  Arbeit  und 
der  Abteilung  für  soziale  Fürsorge  der  Be- 
zirks verwaltu  ngsbehördcn. 


B.  Amerika. 

XXV.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika, 

1.  Entwicklungsgang  bis  1912.  2.  Bundes- 
gesetzgebung von  1912 — 1921.  3.  Entwicklung 
des  Arbeiterschutzes  in  fuhrenden  Einzelstaaten, 
a)  Massachusetts,  b)  New  York,  c)  Pennsylva- 
nien.  d)  Kalifornien,  e)  Die  Südstaaten.  4.  Zu- 
lassungsalter und  Arbeitszeit.  5.  Unfallverhütung 
und  Werkstatthygiene.  Bäckereien.  6.  Lohn- 
schutz, Truckverbote.  Kündigung.  7.  Heim- 
arbeitsgesetze. 8.  Mindestlohnämter.  9.  Die 
Arbeiterschutzgesetze  vor  den  Gerichtshöfen, 
lü.  Der  Vollzug  der  Arbeiterschutzgesetze. 

1.  Entwicklungsgang  bis  1912.  Nach  ihrer 
Befreiung  vom  Kolonialsystem  des  Mutterlandes 
beeilten  sich  die  Väter  der  Republik,  die  ihr  bisher 
versagte  merkantilistische  Gewerbepolitik  mit 
allen  Methoden  einzuführen;  und  so  empfahl  denn 
auch  Ale.\ander  Hamilton  in  seinem  Report  on 
Manufactures  1791  die  Einführung  der  Kinder- 
und  Frauenarbeit  in  der  Industrie.  Das  Bedenken, 
daß  dadurch  der  Landwirtsihaft  Hände  entzogen 
würden,  war  leicht  zu  zerstreuen:  Kinder  und 
Frauen,  sagte  man,  seien  hier  nicht  produktiv, 
w-ühl  aber  in  Fabriken;  ihre  Löhne  kämen  dem 
väterlirhen  Anwesen  zugute,  die  Gründung  be- 
nachbarter Industrien  bilde  ein  neues  Absatz- 
gebiet für  Agrarprodukte.  Vor  allem  würden  Per- 
sonen, die  bisher  das  Brot  des  Müßigganges  ver- 
zehrt hätten  und  deren  Löhne  nicht  höher  seien 
als  in  England,  dazu  beitragen,  Amerika  von 
der  Einfuhr  fremder  Industrieprodukte  unab- 
hängig zu  machen.  Damit  war  auch  ein  wert- 
volles Schutzzollargument  gewonnen:  der  Schutz 
ihrer  Beschäftigung. 

Die  Einwanderung  bis  zum  Jahrzehnt  des 
Burgerkrieges  (1821—30:  143000;  1831—40: 
5990U();  1841— 5U:  1713000;  1851—60:  2598000) 
brachte  nun  neben  dem  bisher  überwiegenden 
irischen  und  deutschen  Elemente  auch  britische 
Arbeiter  nach  Amerika,  die  Organisation  und 
Sehutzgesetzgebung  des  Mutterlandes  in  der 
neuen  Heimat  zur  Geltung  zu  bringen  gedachten. 
Im  J.  1822  beschlossen  in  Philadelphia  die  Fa- 
briktagelöhner und  Maschinenarbeiter,  zehn  Stim- 
den  Arbeit  seien  genug  für  ein  Tagewerk;  die  Ar- 
beitszeit solle  von  6  Uhr  morgens  bis  6  Uhr 
abends  dauern,  nicht  wie  damals  noch  üblich,  von 
Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntergang.  Die  Bau- 
schreiner von  I5oston  traten  für  den  Zehnstundcn- 
tag  i.  J.  182Ö  in  den  Ausstand,  die  von  Philadel- 
phia i.  J.  1827.  Die  Folge  dieser  Ausstände  war 
die  Bildung  des  ersten  alle  Arbeiter  einer  Stadt 
umfassenden  Verbandes  (Mechanics'  Union  of 
Trade  Associations),  aus  dem  im  Juli  1828  die  erste 
kurzlebige  politische  Arbeiterpartei  (work- 
ingmen's  party)  hervorging.  Zu  den  Motiven 
der  Gärung  trug  nun  noch  die  Kinderausnüt- 
zung  in  Textilfabriken  bei,  wo  man  i.  J.  1833 
13-stündige  Arbeitszeit  7 — 16  jähriger  Kinder  fest- 
stellte; die  Zahl  der  die  Schule  nicht  besuchenden 
Kinder  in  Amerika  wurde  auf  eine  Million  ge- 
schätzt. 

Die  Hauptforderung  der  Reformer  bildete 
daher  eine  radikale  Schulgesetzgebung,  nament- 
lich die  Errichtung  von  Internaten,  besonders 
nach  dem  Muster  von  Fellenbergs  Anstalt  in 
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Hofwyl,  deren  Zögling  einer  der  Führer  der 
amerikanischen  Arbeiter,  Robert  Dale  Owen,  der 
Sohn  des  ersten  Sozialisten,  gewesen  war.  Mit 
<iicser  Forderung  ging  die  Agitation  für  den 
Zehnstundentag  einher.  Den  Wendepunkt  der 
Bewegung  bildete  der  Erfolg  des  Generalstreiks  in 
Philadelphia  für  den  Zohnstundentag  im  Juni 
1835.  Er  ermutigte  die  Arbeiter,  sich  zur  Erzielung 
des  Zehnstundentages  auch  an  die  ßundes- 
bchörden  und  zwar  direkt  an  den  Präsidenten  zu 
wenden.  In  der  Tat  ordnete  am  31./III.  1840 
Präsident  Martin  van  Buren  die  Einführung 
des  Zehnstundentages  in  allen  staatlichen 
Schiffswerften  der  Vereinigten  Staaten  an.  Das 
Vorbild  der  Bundesregierung  fand  aber  in  der 
Privatindustrie  wenig  Anklang.  Daher  drängte 
seit  1842  eine  „Repuhlikanischo  Zehiisiiinden- 
vereinigung"'  auf  den  Erlaß  von  Zelinstunden- 
ge.setzen  durch  die  Einzelstaaten.  Solche  Ge- 
setze wurden  nun  zwar  1847  in  New  Hampshire, 
18-18  in  Pennsylvanien  und  Maine,  18.52  Ohio, 
1853  Rhode  Island  und  Californien,  1855  in  Con- 
necticut erlas,sen,  aber  sie  gestatteten  fast  durch- 
wog, durch  Sonderabmachung  längere  als  10- 
stündige  Arboilszeit  zu  vereinbaren;  Georgia 
(Gesetz  von  1853)  bliel)  bei  der  Regelung  der 
Arheitszeit  von  Sonnenaufgang  bis  Sonnenunter- 
gang in  Te.xtilfabriken  für  Weiße  unter  21  Jahren. 
Üeber  solche  Scheinreformen  und  über  einzelne 
Kinderschutzgesetzc  hinaus  gelangte  man  erst 
nach  dein  Bürgerkriege.  Mit  dem  Kongreß  von  Bal- 
timore 18(;G  setzte  die  Ach  t  st  und  enbewegung 
(s.  diesen  Art.  oben  S.  31)  der  National  Labor 
Union  ein.  Sie  errang  einen  polltischen  Erfolg 
im  Bundosparlamcnte,  wo  ein  Ach  tstund  en  G. 
für  alle  Staatsarheiter  der  Union  am  26./VI.  1868 
beschlo.ssen  wurde.  Ein  Erlaß  des  Präs.  U.  Grant 
V.  19./V'.  181)9  untersagte  die  Vornahme  von 
Lohnkürzungen  bei  Einführung  der  achtstün- 
digen -Arbeitszeit.  Gesetz  und  Erlasse  wurden 
wenige  Jahre  später  nicht  beachtet.  Der  Präsi- 
dent mußte  .seinen  Erlaß  am  ll./V.  1872  neu 
einschärfen;  ein  BundesG.  v.  18./V.  1872  ver- 
ordnete die  Rückzahlung  aller  aus  Anlaß  der 
Kürzung  der  Arbeitszeit  auf  8  Stunden  erfolgten 
Abzüge.  Die  industrielle  Krise  von  1873 — 1877 
bereitete  der  Wirksamkeit  des  Arbeiterschutzes 
und  vor  allem  seinem  Vollzüge  auch  in  den  Ein- 
zelstaaten ein  Ende.  In  Californien  führte  die 
Krise  am  23./V11.  1877  zu  der  Plünderung  des 
Chinesenviertels  von  San  Francisco,  und 
diese  vom  Iren  D.  Kearney  im  Namen  der  Ar- 
beitslosen geführte  Agitation  erhielt  Sukkurs 
von  amerikanischen  Industriellen,  denen  die 
bei  Ihnen  als  Arbeiter  so  gern  gesehenen  Chi- 
nesen späterals  selbständige  Unternehmerschwere 
Konkurrenz  bereiteten.  So  gelang  es.  Im  August 
1882  das  erste  Ch  inesenau sschlu  ßgesetz  des 
Bundes  auf  10  Jahre  zu  erwirken.  Schwere  Zeiten 
der  Reaktion  folgten  auch  auf  dem  Gebiete  so- 
zialer Reform  dem  Bombenattentate  von  Chicago 
1884,  bis  es  Ende  1886  gelang,  die  American 
Federation  of  Labor  (A.  F.  L.)  neben  der  1885 
begründeten  Naticmal  Federation  of  Miners  and 
Mine  Laborers  ins  Leben  zu  rufen,  die  sich  beide 
vor  allem  für  die  Reform  des  Koalitionsrechtes 
und  für  die  Gründung  arbeitsstatistischer  Aemter 
einsetzten.  Diese  Politik  erwies  sich  seit  der  Er- 
holung von  der  Krlsis,  seit  1889,  als  um  so  notwen- 
diger, well  die  Organisationen  der  Unternehmer 
auch  auf  die  Einwanderung  billiger  unorga- 
Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.  4.  Aufl. 


nisierter  Arbeitskräfte  gewaltigen  Einfluß  nahm 
und  damit  zumal  In  Krisenzeiten  die  Arbeiter- 
Verbände  zu  zermalmen  drohten.  Die  Einwande- 
rung stieg  im  Jahrzehnt  1881—18911  auf  ö'/i 
Millionen  und  betrug  trotz  der  folgenden  Ein- 
wanderungsbeschränkungen von  1891—1900  noch 
Immerhin  weitere  3  Millionen.  Durch  den  starken 
süd-  und  osteuropäischen  Zuzug  wurde  sowohl 
die  nationale  Eigenart  wie  die  soziale  Schichtung 
der  Arbeiterschaft  von  Grund  aus  verändert. 
So  stieg  von  1870—1890  (nach  den  zu  korri- 
gierenden Ziffern  des  Zensus)  der  Anteil  der  er- 
werbstätigen an  der  Gesamtheit  der  Kinder  unter 
15  Jahren  auf  mehr  als  13%,  jener  der  Industrie- 
tätigen  Frauen  von  2,5  auf  4,5.  Das  starke  Ein- 
dringen der  „Hunnen"  Osteuropas  in  die  Kohlen- 
industrie, der  Italiener  und  russischen  Jiulen  in 
die  Konfektion,  das  Emporwuchorn  des  .Schwitz- 
systoms,  die  Verdrängung  der  Yankees  aus  den 
'lextilfabriken  des  Ostens  und  ihr  Ersatz  durch 
Franzosisch-Kanadler,  Griechen  und  Portu- 
giesen sind  charakteristisch  für  diesen  Zeitraum. 
Ihn  erfüllt  die  Bildung  von  Riesenbetrieben,  der 
Vertrustung  der  Industrie,  der  Ausbruch  blutiger 
Riesenausstände  und  -aussperrungen  wie  des 
Homestead-strikes  In  den  Carnegiewerken  von 
1892,  des  Pullman-strikes  von  1894.  Seit  1888 
begannen  die  Gerichtshöfe  durch  Einlialtsbefehlc 
(Injunctions),  oft  verbunden  mit  Strcikarbelts- 
bcfehlen,  die  Streiks  als  Eigentumsgefährdung  zu 
brechen.  Die  Leichtigkeit,  mit  der  so  industrielle 
Korporationen  die  Erfolge  der  Arbeiterverbände 
zunichte  machten,  veranlaßle  diese  wieder, 
immer  größere  Ansprüche  an  die  Gesetzgebung  zu 
stellen.  Aber  die  Gefäiligkellsgesetze  dieser  Zeit 
wurden  vielfach  nicht  durchgeführt  oder  von  den 
die  Doktrin  der  formalen  Rechtsgleichheit  der 
Kontrahenten  vertretenden  Gerichtshöfen  für 
verfassungswlilrig  erklärt.  Die  Arbeiter  selbst, 
die  nur  darauf  sannen,  durch  hohe  Löhne  und 
Uoborzeitarbelt  sich  die  Mittel  zur  Flucht  aus 
der  Arbeiterklasse  zu  verschaffen,  wurden  aus 
ihrer  Gleichgültigkeit  gegen  gesetzlichen  Ar- 
beiterschutz erst  durch  die  mit  der  Industriellen 
Besiedlung  der  Südstaaten  verbundenen  Vor- 
gängeaufgerüttelt. Seit  der  Baumwollausstellung 
von  Atlanta  (1881)  war  ein  jäher  Aufschwung 
der  Textilindustrie  in  den  Südstaaten  sichtbar 
geworden.  Ersparnis  von  Transportkosten  in- 
folge der  Nähe  des  Rohmaterials,  von  Kohle, 
Eisen  und  Bauholz,  die  Billigkeit  des  Bau- 
grundes, das  Brachliegen  der  bisher  für  den 
Eigenverbrauch  tätigen  Arbeil  skraft  der  ,, armen 
Weißen"  bildeten  die  Hauptmotive  der  Gründer- 
tätigkeit; die  Spindelzahl  wuchs  in  den  Süd- 
staaten von  667000  auf  9205000  in  der 
Zeit  von  1880—1906.  In  den  Fabriken  von 
Alabama,  Georgia  und  beider  Carolina  zählte 
man  1905  238881  Arbeiter,  von  welchen 
ein  Viertel  unter  14,  kaum  ein  Drittel  über 
21  Jahre  alt  war.  Es  begann  die  Flucht  der 
Kinder  aus  der  Schule,  der  Arbeitermangel  auf 
dem  Lande.  So  wurde  das  Klnderschutz- 
problem  für  die  Vereinigten  Staaten  zu  einer 
nationalen  Frage:  30 — 42%  der  Kinder  In 
den  großen  Industriestaaten  des  Ostens  waren 
nach  einer  Erhebung  des  Bundes-Arbeitsamtes 
(Bull.  vol.  IX.  1904  p.  517)  Ausländer:  Italiener 
In  der  Textll-,  Slawen  In  der  Kohlenindustrie; 
von  den  Vätern  dieser  Kinder  waren  75 — 90% 
fremde  Einwanderer.  Nur  die  Schule  vermag 
.  Bd.  I.  39 
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diese  Kinder  zu  amerikanisieren.  Diesen  Miß- 
ständen im  Osten  stand  fast  völlige  Unwissenheit 
des  Kindes  in  den  Südstaaten  zur  Seite,  wo 
21—37%  der  überwiegend  eingeborenen  Kinder 
Analphabeten  waren.  Die  American  Federation 
of  Labor  suchte  nun  Schutzgesetze  in  den  Süd- 
staaten durchzusetzen;  allein  die  Arbeitgeber- 
verbände des  Südens  und  die  mit  ihnen  verbün- 
deten Eisenbahngesellschaften  hatten  gegen  die 
von  ihnen  als  „mill  baby  cranks"  verhöhnten 
Reformer  bereits  einzelne  Parlamente  der  Süd- 
staaten sich  verpflichtet.  Die  Lage  schien  so 
aussichtslos,  daß  der  Gedanke,  durch  eine  Ver- 
fassungsänderung die  Gesetzgebung  über  Kinder- 
arbeit und  Arbeitszeit  dem  Bunde  zu  übertragen, 
im  Kongreß  i.  J.  1896  und  im  Parlament  von 
Massachusetts  1902  und  1906  beifällige  Zustim- 
mung fand.  Ein  Antrag,  zur  Vorbereitung 
einer  Bundesarbeitsgesetzgebung  eine  Industrie- 
kommission einzusetzen,  wurde  zwar  1896  durch 
Veto  des  Präs.  Cleveland  hinfällig,  aber  1897 
wieder  aufgenommen.  Die  auf  Grund  desselben 
eingesetzte  Industrial  Commission  (1898 — 1901, 
19  Bde.)  erneuerte  den  Vorschlag  einheitlicher 
Bundesvorschriften  über  Arbeiterschutz.  Sie 
fand  Unterstützung  in  der  Botschaft  des  Präsi- 
denten Roosevelt  v.  3./X1I.  1907;  diese  ver- 
laugte erstens  den  Erlaß  eines  Haftpflichtgesetzes, 
welches  ,,die  Bundesgesetzgebung  auf  die  von 
allen  europäischen  Staaten  erreichte  Höhe 
brächte";  zweitens  ein  Mustergesetz  über  Frauen- 
und  Kinderarbeit  für  den  Distrikt  Columbia,  der 
als  Sitz  des  Bundes  der  Gesetzgebung  des  Kon- 
gresses untersteht;  drittens  sollte  auch  in 
Lieferungsverträgeu  für  den  Bund  der  Acht- 
stundentag gesichert  werden.  „Die  allge- 
meine Einführung  des  Achtstundentages  sei  das 
Ziel,  dem  man  unablässig  zustreben  müsse". 

2.  Die  Bundesgesetzgebung  von  1912  bis 
1921.  Mit  dem  demokratischen  Regime  schien 
die  hier  angedeutete  Wandlung  in  der  Bundes- 
gesetzgebung einzutreten.  Durch  den  Clayton 
Act  V.  14./X.  1914  wurde  die  Anwendung  des 
Shcrman  .\ntitrustgesetzes  auf  Arbeiter- 
koalitionen und  Strikes,  wie  sie  die  Gerichts- 
praxis vorgenommen  hatte,  ausdrücklich  aus- 
geschlossen: „die  menschliche  Arbeit  ist  keine 
Ware",  die  Einschränkung  ihres  Angebots  nicht 
strafbar.  Die  Achtstundenklausel  wurde  ein 
Bestandteil  aller  Submissionen  der  Bundes- 
regierung (G.  V.  19./VI.  1912).  Einen  von  der 
Arbeiterschaft  gegen  das  Taylorsvstem  er- 
rungenen Erfolg  bedeuteten  die  GG.  Nr.  271  und 
292  v.  3.  bzw.  4./1II.  1915,  welche  bestimmen, 
daß  die  in  den  genannten  Gesetzen  für  den  See- 
dienst bzw.  die  Arsenale  bewilligten  Kredite  nicht 
zur  Entlohnung  von  Kontrollulirbeamten  und 
zur  Auszahlung  von  Autmunterungsprämien  ver- 
wendet werden  dürfen. 

Ebenso  hat  der  Kongreß  im  Einzelstaat 
Columbia  seines  Sitzes,  dessen  Gesetzfeber 
er  ist,  am  24./I1.  1914  die  tägliche  Hüchstarbeits- 
dauer  der  Frauen  auf  8  Stunden,  die  wöchent- 
liche auf  48  Stunden  an  6  Tagen  beschränkt.  In 
den  Geltungsbereich  des  Gesetzes  fallen  alle 
tabrik-  und  Handelsbetriebe,  AVäschereien,  Be- 
herbcrgungs-  und  Erquickungsgewerbe,  Tele- 
graphen- und  Telephonbureaus,'  Beförderungs- 
anstalton usw.  Es  ist  verboten,  Arbeiterinnen 
unter  Ib  Jahren  nachts  (zwischen  6  Uhr  abends 
Dis  7  Ulir  morgens)  zu  beschäftigen.  Werden  3 


oder  mehr  Arbeiterinnen  länger  als  6  Stunden 
beschäftigt,  so  ist  eine  %  stündige  Pause  zu  ge- 
währen, außer  wenn  die  Arbeit  bis  höchstens 
1.30  nachmittags  dauert;  in  diesem  Falle  darf 
die  ununterbrochene  Arbeitszeit  GV.  Stunden 
dauern.  In  jedem  Betriebe  ist  ein  Arbeitszeit- 
buch oder  -verzeiclinis  zu  führen.  Drei  Auf- 
sicbtsbeamte,  darunter  2  Frauen,  sind  mit  der 
Ueberwachung  der  Durchführung  des  Gesetzes 
beauftragt.  Diese  Aufsichtsbeamten  haben 
jederzeit  Zutritt  zu  den  Arbeitsräumen.  Sie  sind 
gleichzeitig  mit  der  Aufsicht  über  das  G.  v.  2./1II. 
1895  betr.  .Sitzgelegenheiten  für  Frauen  be- 
traut. 

In  den  Jahren  1915  und  1916  hat  die  Bundes- 
regierung namentlich  die  Arbeitsbedingungen  im 
Verkehrswesen  geregelt.  Die  Seemannsordnung 
von  1915  geht  auf  die  ältesten  Versuche  der  Union 
zurück,  für  Schutz  und  Disziplin  zur  See  gleich- 
zeitig zu  sorgen.  Am  20./VII.  1790  wurde  ein  Ge- 
setz über  die  Dienstverhältnisse  (government  and 
regulation)  der  Seeleute  in  der  Handelsmarine  er- 
lassen. Es  stellte  das  Erfordernis  eines  schrift- 
lichen Heuervertrages  zwischen  Seemann  und 
Arbeitgeber  auf.  In  Ermanglung  eines  Heuer- 
vertrages  war  der  Kapitän  verpflichtet,  dem 
Seemann  den  in  dem  betreffenden  Hafen  während 
der  3  Monate  vor  der  Reise  für  ähnliche  Reisen 
üblichen  Höchstlohn  zu  zahlen.  Die  Unter- 
suchung der  Seetüchtigkeit  der  Schiffe  wurde  ge- 
regelt. An  jedem  Entladepiatz  mußte  ein  Drittel 
des  rückständigen  Lohnes  bezahlt  werden,  wäh- 
rend der  Rest  am  Ende  der  Reise  zu  erlegen 
war.  Jedes  Schiff  war  gehalten,  eine  Schiffs- 
apotheke (medicine  ehest)  und  gewisse  Vorräte 
zu  führen.  Tage  mit  knappen  Rationen  waren 
durch  einen  Tagelohn  in  bar  zu  entschädigen.  So- 
dann enthält  das  Gesetz  die  Strafen  für  Ausreißer. 
Das  G.  V.  7./VI.  1872  ergänzte  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  von  1790.  Es  schuf  in  den  „district 
Courts  of  shipping  commissioners",  eine  Ver- 
waltungsbehörde, welcher  vor  allem  die  Aufsicht 
über  die  .\bschließung  der  Heuerverträge  über- 
tragen wurde.  Es  räumte  dem  Seemann  ein 
Pfandrecht  für  Lohnforderungen  auf  das  Schiff 
ein  und  bestimmte,  daß  der  Seemannslohn  nicht 
vom  Frachtertrag  des  Schiffes  abhängig  gemacht 
werden  dürfe.  Zum  Schutze  vor  sog.  Landhaien 
(land  sharks),  d.  h.  Maklern,  welche  den  Seemann 
zur  Abtretung  künftiger  Lobnansprüche  für 
Trink-  und  andere  Vergnügimgen  zu  veranlassen 
pflegen,  stellte  das  Gesetz  "das  Betreten  des 
Schiffes  durch  Dritte  vor  dessen  Landung  und 
die  Werbetätigkeit  für  bestimmte  Wohngelegen- 
heiten unter  Strafe.  Das  Gesetz  von  1872  wurde 
der  Kodifizierung  (Revised  Statutes)  von  1878 
einverleibt,  und  später  durch  eine  Reihe  weiterer 
Gesetze  ergänzt,  namentlich  diejenigen  der  Jahre 
1884,  1895,  1897,  1898  und  1906. 

Das  6.  V.  26./VI.  1884  verbot  unter  anderem- 
die  Auszahlung  noch  nicht  verdienter  Seemanns- 
löhne; es  ließ  Vorschüsse  nur  zugunsten  der 
Mutter,  der  Ehefrau  und  anderer  Familienange- 
hörigen des  Seemanns  zu.  Eine  Novelle  von  1886 
gestattete  die  Lohnabtretung  (allotment  of  wages) 
bis  zum  Betrage  von  10  $  im  Monat  an  Gläubiger 
erster  Hand,  welche  dem  Seemann  Kost  und 
Kleidung  vorschießen.  Das  G.  v.  2./III.  1895 
sah  vor,  daß  in  neuerbauten  Schiffen  jedem  Mann 
72  Kubikfuß  Luftraum  und  12  Quadralfuß  Deck- 
I  oder  Bodenraum,  gehörig  beleuchtet,  entwässert. 
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gelüftet  und  erwärmt,  einzuräumen  seien.  Eine 
neue  und  umfassende  .Maßnahme  war  das  G.  v. 
21./XII.  18'J8.  Es  behandelte  ausführlich  die 
Fragen  des  Lohnes  und  der  Manneszucht  und 
änderte  in  verschiedener  Hinsicht  die  Strafbe- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1872.  Das  Vor- 
gehen der  Verbündung  zum  Zwecke  des  Unge- 
horsams gegen  rechtmäßige  Befehle,  der  Pflicht- 
versäumnis oder  der  Verhinderung  der  Fahrt 
oder  Weiterfahrt  des  Schiffes  wurde  gestrichen. 
Bei  Entweichung  oder  vorsatzlichem  Ungehorsam 
sollte  der  Schuldige  nunmehr,  wenn  die  strafbare 
Handlung  in  einem  fremden  Hafen  verübt  wurde, 
mit  1  Monat  (früher  mit  2  Monaten)  fi'reihcits- 
entzug  und,  wenn  die  strafbare  Handlung  in 
einem  heimischen  Hafen  verübt  wurde,  mit  Ver- 
lust seiner  Habseligkeiten  und  seines  Lohngut- 
habens bestraft  werden;  auf  fortgesetztem  vor- 
sätzlichem Ungehorsam  stand  nach  Wahl  des 
Kapitäns  die  Strafe  der  I'"cssclung  bei  Wasser 
und  lirot  oder  —  in  einem  fremden  —  Hafen  der 
Einsperrung  bis  zu  3  (früher  6)  Monaten.  Das 
G.  V.  28./VI.  1906  bedrohte  das  sog.  Shang- 
haien.  Dieser  Handlung  macht  sich  schuldig, 
wer  durch  Drohungen  oder  unter  Anwendung 
von  Gewalt,  betäubenden  Mitteln  oder  be- 
rauschenden Getränken  jemanden  veranlaßt,  an 
Bord  eines  Schiffes  zu  gehen  oder  einen  Heuer- 
vertrag zu  unterzeichnen  (Geldstrafe  bis  zu 
1000  $  oder  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahr). 

Durch  das  G.  v.  4./I1I.  1916  sollte  sodann  die 
berufliche  Sicherheit  der  Seeleute  erhöht  werden, 
eine  Frage,  die  namentlich  durch  die  internatio- 
nalen Unterhandlungen,  die  sich  an  den  Unter- 
gang des  Ueberseedampfcrs  Titanic  am  14./IV. 
1912  geknüpft  hatten,  gefördert  wurde.  Dieses 
Seeunglück  hatte  zu  einer  von  vielen  Staaten 
beschickten  Konferenz  in  London  (12./XI.  1913 
bis  20./I.  1914)  geführt,  die  eine  in  74  Artikeln 
abgefaßte  Vereinbarung  mit  Austührungsbestim- 
mungen  zuwege  brachte. 

Die  Hauptvorschriften  des  Gesetzes  lassen 
sich  wie  folgt  darstellen:  1.  Eine  Anzahl  von  Be- 
stimmungen bezieht  sich  auf  Arbeit  und  Le- 
bensweise des  Schiffspersonals  zur  See.  Auf 
den  Kauffahrteischiffen  der  Vereinigten  Staaten 
ist  in  der  Regel  jedem  Manne  ein  Luftraum  von 
120  Kubikfuß  und  ein  Deckraum  von  mindestens 
16  Quadratfuß  einzuräumen.  Das  Gesetz  ver- 
langt femer  eine  besondere  Schlafstätte  für  jeden 
Seemann,  sowie  angemessene  Beleuchtung,  Ka- 
nalisation, Heizung  und  Lüftung,  angemessene 
Waschräume  und  das  Räuchern  der  Vorderdecke 
in  bestimmten  Zwischenräumen.  Die  Seeleute 
müssen  zur  See  in  mindestens  2  Wachen,  die 
Heizer,  Schmierer  und  Wasserwärter  in  min- 
destens 3  Wachen  geteilt  werden.  Im  sicheren 
Hafen  darf  die  Arbeitszeit  9  Stunden  nicht  über- 
schreiten und  an  Sonntagen  und  6  besonderen 
Feiertagen  dürfen  die  Seeleute  nicht  beschäftigt 
werden.  Es  ist  auch  verboten,  Seeleute  abwech- 
selnd im  Feuerraum  und  auf  Deck  zu  beschäf- 
tigen. Wer  für  Deckdienst  geheuert  ist,  darf  nicht 
zum  Feuerdienst  herangezogen  werden  und  um- 
gekehrt. Die  Lohnzahliingsbestinimungen  gelten 
nunmehr  auch  für  die  Küstenschiffahrt  und  nicht 
bloß  für  die  Schiffahrt  zwischen  atlantischen 
und  pazifischen  Häfen.  Der  Lohn  muß  spä- 
testens 1  Tag  nach  Ablieferung  der  Ladung 
oder  4  Tage  nach  Entlassung  des  Seemanns  ge- 
zahlt werden.   Die  Seeleute  sind  berechtigt,  in  I 


jedem  Hafen,  in  welchem  geladen  oder  gelöscht 
wird,  die  Hälfte  ihres  Lohnes  zu  beziehen;  diese 
Bestimmung  kann  nicht  abgedungen  werden, 
sie  gilt  auch  für  Seeleute  auf  ausländischen 
Schiffen,  solange  diese  in  Häfen  der  Vereinigten 
Staaten  liegen.  Dadurch  wird  den  fremden  See- 
leuten der  Zutritt  zu  den  Gerichten  der  Ver- 
einigten Staaten  eröffnet  und  verhütet,  daß 
Schiffe  mit  ausländischer  Mannschaft  günstiger 
gestellt  sind  als  amerikanische  Schiffe  in  aus- 
ländischen Häfen.  Die  Klagcfülirung  wegen  See- 
uptüchtigkoit  eines  Schiffes  oder  mangelhafter 
Vorräte  ist  erleichtert.  Jedwede  Körperstrafe  ist 
bei  Gefängnis  von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren  vor-  ♦ 
boten.  Das  Stäupen  war  bereits  im  G.  v.  28./IX. 
1850  in  allgemeinen  Wendungen  verboten,  aber 
ohne  daß  eine  Strafe  auf  Zuwiderhandlungen 
gesetzt  worden  wäre.  Ebenso  waren  die  Strafen 
für  gewisse  Vergehen  auf  hoher  See  schon  durch 
das  Gesetz  von  1898  gemildert  worden.  Einige 
dieser  Strafen  sind  weiter  abgeschwächt  worden. 
Doch  kann  bei  vorsätzlichem  Ungehorsam  auf 
hoher  See  der  Schuldige  immer  noch  nach  Wahl 
des  Kapitäns  bei  Wasser  und  Brot  —  mit  VoU- 
ration  an  jedem  5.  Tage  —  in  Eisen  gelegt  und 
bei  der  Ankunft  im  Hafen  bis  zu  3  Monaten  ein- 
gesperrt werden,  während  gleichzeitig  die  Kon- 
sularbeamten verpflichtet  werden,  gegen  Un- 
botmäßigkeit  mit  allen  in  ihrer  Macht  stehenden 
Mitteln  aufzutreten. 

2.  Der  Lohnvertrag  wird  durch  die  bereits 
erwähnte  Bestimmung  abgeändert,  welche  die 
Auszahlung  der  Hälfte  des  verdienten  Lohnes  in 
jedem  Hafen,  in  welchem  geladen  und  gelöscht 
wird,  vorschreibt,  ferner  durch  die  Beseitigung 
jeglicher  Strafe  für  Eutweichung  mit  Ausnahme 
des  Verlustes  der  an  Bord  gelassenen  Habselig- 
keiten und  des  verdienten  Lohnes. 

3.  Kein  Schiff  von  lUU  t  und  mehr,  mit  Aus- 
nahme der  Schiffahrt  auf  Flüssen  und  kleineren 
Seen  soll  künftig  einen  Hafen  der  Vereinigten 
Staaten  verlassen  dürfen,  wenn  nicht  min- 
destens 75%  seiner  Bemannung  in  jeder  Abtei- 
lung imstande  sind,  die  von  den  Offizieren  des 
Schiffes  gegebenen  Befehle  zu  verstehen,  und 
nicht  mindestens  65%  der  Deckmannschaft  mit 
Ausschluß  der  patentierten  Offiziere  und  Schiffs- 

t'ungen  mindestens  den  Rang  fähiger  Seeleute 
lesitzen.  Als  „fähige  Seeleute"  werden  Seeleute 
bezeichnet,  die  19  Jahre  alt  oder  darüber  sind 
und  behufs  Erlangung  des  Fähigkeitsausweises 
zum  Dienst  auf  hoher  See  3  Jahre  zur  See  oder 
auf  den  großen  Seen  oder  behufs  Erlangung  des 
Fähigkeitsausweises  zum  Dienst  auf  den  großen 
Seen  18  Monate  Deckdienst  geleistet  haben. 
Graduierte  von  Schulschiffen  können  nach 
12  Monaten  Seedienst  als  fähige  Seeleute  bezeich- 
net werden.  Gesicht,  Gehör  unil  körperlicher 
Zustand  sind  einer  Prüfung  zu  unterwerfen. 

4.  Die  Bestimmungen  betr.  Rettungsvor- 
richtungen (Art.  14)  nehmen  zwei  Drittel  des 
Gesetzes  ein. 

5.  Die  internationalen  Beziehungen 
werden  in  Artt.  16  und  17  geregelt.  Gemäß  diesen 
Artikeln  sollen  allfällige  Bestimmungen  in 
Ktaatsverträgen,  die  sich  auf  die  Festnahme  und 
Gefangensetzung  von  Offizieren  und  Seeleuten 
beziehen,  welche  von  Kauffahrteischiffen  der 
Vereinigten  Staaten  in  fremden  Häfen  tatsäch- 
lich oder  angeblich  entwichen  sind,  aufgehoben 
werden.    Der  Präsident  wird  angewiesen,  der- 
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artige  Vertragsbestimmungen  spätestens  90  Tage 
nach  dem  Erlaß  des  Gesetzes  zu  kündigen.  Nach 
Ablauf  der  für  die  Kündigung  erforderlichen 
Frist  und  nach  Ablauf  eines  Jahres,  soweit  der 
Konsostaat  in  Frage  kommt,  gelten  die  ein- 
schlägigen Staatsvertragsbestimmungen  als  er- 
loschen und  sind  die  Artt.  6280  und  4081  der 
revidierten  Gesetze  aufzuheben. 

G.  Die  Haftbarkeit  von  Schiffen  ist  in 
Art.  20  geregelt.  Dieser  Artikel  bestimmt,  daß 
Seeleute,  welche  eine  Kommandostelle  versehen, 
in  Unfallsachen  gegenüber  dem  ihrem  Befehl 
unterstehenden  Personal  nicht  als  Arbeitsge- 
nossen (fellow  servant)  gelten,  also  nicht  die 
Einrede  des  Mitverschuldens  geltend  machen 
können.  — 

Die  achtstündige  Normalarbeitszeit 
(Standard  oder  basic  8  hours  üa.y)  ist  vom  Bunde 
im  zwischenstaatlichen  Eisenbahnwesen 
eingeführt  worden.  Zu  Beginn  des  Jahres  1916 
forderten  die  Eisenbahnangestellten  die  acht- 
stündige Arbeitszeit  für  das  gesamte  Eisen- 
bahnpersonal. Sie  weigerten  sich,  diese  und 
andere  Forderungen  durch  ein  Schiedsgericht 
entscheiden  zu  lassen.  Darauf  lud  der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten,  Wilson,  die  Arbeiter 
zu  einer  Besprechung  in  Washington,  zu  der  er 
auch  die  Direktoren  und  Vorsitzenden  der  Eisen- 
bahngesellschaften berief.  Das  Bestreben  des 
Präsidenten  ging  dahin,  die  Arbeitgeber  zur  güt- 
lichen Gewährung  des  Achtstundentags  zu  be- 
wegen, die  übrigen  Streitpunkte  dagegen  schieds- 
gerichtlich austragen  zu  lassen.  Da  die  Unter- 
nehmer hierzu  ihre  Zustimmung  nicht  geben 
wollten,  schien  der  Ausstand  unvermeidlich.  Der 
Präsident  legte  die  Angelegenheit  dem  Kongreß 
in  vereinigter  Sitzung  vor  und  empfahl  folgendes 
Vorgehen:  1.  Der  Senat  solle  unverzüglich  dem 
Gesetz  über  die  Reorganisation  der  Kommission 
für  zwischenstaatlichen  Handel  (Interstate  Com- 
merce Commission)  und  die  Erweiterung  ihrer 
Befugnisse  seine  Zustimmung  erteilen;  2.  es 
solle  ein  Gesetz  erlassen  werden,  wonach  für  das 
Personal  von  Zügen,  welche  den  Verkehr  zwischen 
den  einzelnen  Staaten  vermitteln,  der  Acht- 
stundentag eingeführt  wird;  3.  der  Präsident 
solle  eine  Kommission  einsetzen  mit  der  Aufgabe, 
die  Wirkung  der  Achtstundenbestimmung  zu 
untersuchen;  4.  der  Kongreß  solle  grundsätzlich 
als  Folge  des  Achtstundentages  eine  Erhöhung 
der  Frachtsätze  durch  die  Kommission  für 
zwischenstaatlichen  Handel  genehmigen;  5.  bis 
die  Forderungen  und  Beschwerden  der  Eisen- 
bahnangestellten untersucht  seien,  dürften  auf 
den  Eisenbahnen  keinerlei  Ausstände  und  Aus- 
sperrungen stattfinden;  6.  der  Regierung  solle 
die  Befugnis  verliehen  werden,  Maßnahmen  zu 
ergreifen,  um  im  Falle  militärischer  Notwendig- 
keit den  Zugsverkehr  zu  sichern.  Die  Eisen- 
bahner lehnten  Punkt  5  ab.  Punkt  2  fand  seine 
Erlullung  durch  das  G.  v.  3./5./IX.  1916  (Adam- 
son  Act).  ^ 

Das  ü.  bestimmt  im  allgemeinen,  daß  v.  l./I. 
1917  an  den  Dienstverträgen  von  Eisenbahnern 
eine  achtstündige  tägliche  Arbeitszeit  zugrunde 
zu  legen  ist.  Ueborstunden  sind  nicht  verboten 
müssen  jedoch  im  Verhältnis  zum  Taglohn  be- 
sonders vergütet  werden.  Der  Präsident  ernennt 
ein  rfgliodrige  Kommission,  die  während  G— 9 
Monaten  die  Wirkungen  des  Gesetzes  unter- 
suchen und  spätestens  30  Tage  nach  Ablauf  der 


genannten  Frist  Bericht  erstatten  soll.  Vor  Ab- 
lauf von  30  Tagen  nach  dem  Erscheinen  dieses 
Berichtes  darf  an  den  bestehenden  Lohnnormen 
nicht  gerüttelt  werden.  Das  Gesetz  verbietet 
also  im  Gegensatz  zu  dem  Achtstundentaggesetz 
für  die  öffentlichen  Arbeiten  (Gesetz  von  1868 
mit  späteren  Abänderungen)  und  dem  bisherigen 
Sechzehnstundentaggesetz  für  Eisenbahnange- 
stellte mit  seinen  Beschränkungen  der  Arbeits- 
dauer auf  9  und  13  Stunden  für  Bahntelegra- 
phisten  und  -telephonisten,  sowie  zu  gewissen 
einzelstaatlichen  Achtstundentaggesetzen  für 
gefährliche  Betriebe  Ueberstundenarbeit  nicht; 
es  schreibt  lediglich  deren  Entschädigung  vor. 

Die  Bundesregierung  hat  ferner  den  Ver- 
such unternommen,  die  Kinderarbeit  zu 
regeln;  dieses  Gesetz  ist  vom  obersten  Gerichts- 
hofe für  verfassungswidrig  erklärt  worden.  Das 
BundesG.  über  Kinderarbeit  v.  l./IX.  1916  ver- 
bietet den  zwischenstaatlichen  Verkebr  mit  Berg- 
werkserzeugnissen, die  aus  der  Arbeit  von  Kin- 
dern unter  16  Jahren  herrühren,  oder  mit  Fabrik- 
erzeugnissen, die  von  Kindern  unter  14  Jahren 
oder  die  von  14 — 16jährigen  in  mehr  als  8stün- 
diger  Arbeitszeit  oder  in  Nachtarbeit  hergestellt 
worden  sind.  „Der  Kongreß  hat  die  Befugnis, 
durch  Regelung  des  zwischenstaatlichen  Ver- 
kehrs dasjenige,  was  er  als  angemessene  Norm 
der  öffentlichen  Gesundheit,  Sittlichkeit  und 
Sicherheit  ansieht,  durchzusetzen.  Es  ist  voll- 
kommen gleichgültig,  ob  die  Personen,  welche 
bei  den  dieses  Ideal  oder  diese  Norm  verletzenden 
Geschäftsvorgängen  in  erster  Linie  beteiligt  sind, 
sich  am  einen  oder  anderen  Ende  der  Linie  be- 
finden", d.  h.  ob  es  sich  um  den  Schutz  der 
Konsumenten,  wie  z.  B.  beim  Lebensmittelgesetz, 
oder  von  Produzenten,  wie  beim  lünderarbeits- 
gesetz,  handelt.  (Gutachten  Parkinson  in  Report 
Nr.  46  To  prevent  Interstate  Commerce  in  the 
products  of  Child  Labor,  p.  15.  House  of  Re- 
presentatives,  64 th  Congress,  Ist  Session,  Ja- 
nuary  17,  1916.)  Das  Gesetz  war  das  Ergebnis 
langjähriger  Bestrebungen,  die  innerhalb  des 
Parlaments  zum  erstenmal  am  23./I.  1907  in 
dem  auf  den  Bezirk  Columbia  sich  beschränken- 
den Gesetzentwurf  des  Senators  Beveridge  zum 
Ausdruck  gelangten  und  später  von  Palnier- 
Owen  und  Keating  wiederaufgenommen  und  vom 
Präsidenten  Wilson  kräftig  unterstützt,  in  beiden 
Häusern  angenommen  wurden.  Der  Widerstand 
gegen  den  Entwurf  sowohl  außerhalb  als  inner- 
halb des  Parlaments  ging  hauptsächlich  von  den 
Baumwollindustriellen  der  Staaten  Virginia, 
North  Carolina,  South  Carolina  und  Alabama 
aus  (Hearings  before  the  Committee  on  Labor. 
H.  0.  R.  64th,  Congr.  Ist.  Sess.  on  H.  R.  8234. 
January  10,  11  and  12,  1916),  welchen  entgegen- 
gehalten werden  konnte,  daß  Massachusetts,  der 
Unionsstaat  mit  der  bedeutendsten  Textil- 
industrie,'bereits  seit  4  Jahren  mit  Erfolg  den 
Achtstundentag  für  Kinder  unter  16  Jahren 
eingeführt  habe  (Report  Nr.  46  p.  7).  Zu  den 
Befürwortern  der  Vorlage  gehörten  namentlich 
die  alle  Südstaaten  umfassende  Farmers'  Educa- 
tional  and  Cooperative  Union  und  die  amerika- 
nische Federation  of  Labor.  Unter  Zugrunde- 
legung der  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  1910 
und  Außerachtlassung  der  seitherigen  Fort- 
schritte der  Gesetzgebung  in  einzelnen  Staaten 
konnte  gesagt  werden,  daß  im  Bergbau  2266 
Kinder  zwischen  10  und  13  und  15411  Kinder 
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von  14  und  15  Jahren,  in  den  Fabrikbetrieben 
27005  10— 13jährige  und  176137  14-  und  15- 
jährige  aus  dem  neuen  Gesetz  Nutzen  zögen. 
Nachtarbeit  von  Kindern  unter  16  Jahren  kam 
bi.slier  lediglich  noch  in  der  Glasindustrie  vor. 
Gegen  das  Gesetz  machte  eine  Baumwollspinnerei 
in  Nordcarolina  den  Vater  zweier  Fabrikkinder 
mobil,  die  nach  den  Gesetzen  dieses  Südstaates 
60  Stunden  arbeitciL  konnten. 

Am  3./V1.  1918,  (38  Supremo  Court  Reporter 
p.  629  llammerers,  Uagcnhart)  entschied  mit 
6  gegen  4  Stimmen  der  Oberste  Gerichtshof,  das 
Kinuerschutzgesetz  der  Vereinigten  Staaten  sei 
verfassungswidrig,  es  umgehe  die  Zuständigkeit 
der  Einzclstaatcn.  Ucr  Entscheid  ist  zunächst 
nur  für  Nordcarolina  ergangen  und  am  22./IX. 
1921  bestätigt  worden;  der  Oberste  Gerichtshof 
als  Berufungsgericht  hat  noch  nicht  entschieden. 
Der  Mißerfolg  dieser  vom  National  l'hild  Labor 
Committee  ausgehenden  Bewegung  wäre  um  so 
bedauerlicher,  weil  nach  den  Erhebungen  des 
Kinderschutzbureaus  der  Vereinigten  Staaten 
die  Kinderarbeit  während  des  Krieges  infolge 
der  Steigerung  der  Lebenskosten  und  der  Mo- 
bilisierung der  Väter  bedeutend  zugenommen 
hat.  Ueber  seine  Ausdehnung  in  den  Südstaaton 
erteilten  diedortigen  lndustrieslU<ltedeni  liundes- 
amte  für  ivinderschutz  bezeichnenderweise  keine 
Auskunft  (Monthly  Labor  Hevicw  Washington, 
April  1921,  p.  2). 

Das  Gesetz  bestimmte,  daß  vom  zwischenstaat- 
lichen Verkehr  ausgeschlossen  sind:  1.  Erzeug- 
nisse von  Bergwerken  und  Steinbrüchen,  in  denen 
binnen  30  Tagen  vor  dem  Abtransport  der  Er- 
zeugnisse Kinder  unter  16  Jahren  gearbeitet 
haben,  und  2.  Erzeugnisse  von  I'^abrikbetrieben, 
in  denen  binnen  30  Tagen  vor  dem  Abtransport 
der  Erzeugnisse  a)  Kinder  unter  14  Jahren  ge- 
arbeitet haben  oder  b)  Kinder  im  Alter  von  14 


bis  zu  16  Jahren  länger  als  8  Stunden  im  Tage 
oder  länger  als  6  Tage  in  der  Woche  oder  zwischen 
7  ühr  abends  und  6  Uhr  morgens  gearbeitet 
haben.  Der  Vollzug  des  Gesetzes  liegt  dem  Ar- 
beitsdepartement OD,  welches  mit  den  einzel- 
staatlicnen  Behörden  Hand  in  Hand  arbeitet. 
Der  Generalanwalt,  der  Ifandelssckretär  und  der 
Arbeitssekretär  bilden  einen  Dreierausschuß  zur 
Ausarbeitung  von  Vollziehungsbestimnuingen. 
Die  Organe  des  Arbeitsdepartementcs  sind  be- 
fugt, überall  die  erforderlichen  Besichtigungen 
vorzunehmen.  Die  Bezirksanwältehaben  Auftrag, 
Uebertretungen,  die  ihnen,  sei  es  vom  Arbeits- 
sekretär, sei  es  von  einzelstaatlichcn  Autsichts- 
organen  —  zu  diesen  gehören  Fabrik-,  Berg- 
werks-, Steinbruchsinspektoren,  Arbeitskommis- 
säre, ärztliche  Aulsichtsorgane,  Schulbesuch- 
beamte —  angezeigt  werden,  unverzüglich  vor 
dem  zustundigen  Unionsgericht  einzuklagen.  Ein 
GewUhrleistungssystem,  nach  welchem  Händler 
nicht  verurteilt  werden  dürfen,  wenn  sie  sich 
durch  eine  Garantie  des  Erzeugers,  daliiiigchend, 
daß  die  Ware  nicht  durch  gesetzwidrige  Kinder- 
arbeit erzeugt  worden  ist,  gedeckt  haben,  sollte 
den  Vollzug  des  Gesetzes  erleichtern. 

Mit  bedeutendem  Erfolg  hat  die  Bundes- 
gesetzgebung auf  dem  durch  den  Verfassungs- 
grundsatz der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege 
gegen  richterliche  Angriffe  geschützten  Gebiete 
des  Gesundheitsschutzes  und  der  Unfall- 
verhütung operiert.  Hier  sind  namentlich  dio 
GG.  V.  2./riI.  1893,  ergänzt  I./IV.  1896,  ch.  976, 
1902—1903,  ch.  160,  1909-1910,  betr.  Anbrin- 
gung selbsttätiger  Kuppelungsvorrichtungen 
an  Eisen  bahn  wag  en  hervorzuheben.  Die 
nachstehende  Tabelle  zeigt,  daß  bei  steigender 
Gefährdung  des  Eisenbahnpersonals  im  ganzen 
die  des  Zugpersonals  seither  abgenommen  hat. 


Jahr- 
gang 

Gcsamtziffor 
der  Eisenbahn- 
angestellten 
am  30./Vf. 
jedes  Jahres 

Auf  je  1000 
Eisenbannarbeiter 
entfielen 

Ziffer  des 

Zug- 
personals 
(Trainnien) 

Aul  JL'  IUI)  di'S  Zugpersonals 
entfielen 

Getötete 

Ver- 
wundete 

Getötete 
und  Ver- 
wundete 

Getötete 

Ver- 
wundete 

1896 
1900 
1906 
1908 

7S5  034 
I  017  653 
I  382  igö 
I  458  244 

2.307 
2,500 

2,43J 
2,380 

32.73 
38,96 
48,36 
57.17 

157  731 
191  198 
265  175 
281  O45 

18,59 
13,47 
10,90 

10,75 

41,20 
21,64 
II, II 
8,70 

39,75 
21,04 
11,10 
8,So 

Eine  zweite  Tat  auf  sozialhygienischem  Ge- 
biete war  die  Erschwerung  der  Verwendung  von 
Weißphosphor  in  der  Zündholzindustrie  durch 
das  G.  V.  9./fV.  1912,  betr.  Einführung  einer 
Abgabe  auf  Weißphosphorzündhölzer.  Der 
Entwurf  eines  solchen  Gesetzes  war  von  der 
amerikanischen  Sektion  der  Internationalen 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  aus- 
gearbeitet und  vom  Abg.  Esch  Ende  1910  ein- 
gebracht worden,  nachdem  am  7./XII.  1910  eine 
Botschaft  des  Präsidenten  auf  die  Gefahren  der 
Nekrose  hingewiesen  und  eine  Bundessteucr 
empfohlen  hatte.  Die  einzige  Schwierigkeit  be- 
stand in  der  Befürchtung,  es  könne  dadurch  die 
einzige  Inhaberin  eines  Patentes  für  giftfreie 
Zündmassen  (Diamond  Match  Company)  ein 
Monopol  erlangen.  Dem  Drängen  der  ameri- 
kanischen Sektion  für  Arbeiterschutz  folgend, 


verzichtete  i.  J.  1911  die  Diamond  Match  Com- 
pany auf  ihr  Patent.  Eingaben  des  Bureaus  der 
Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen 
.\rbeiterschutz  an  Präsident  und  Kongreß  der 
Vereinigten  Staaten  führten  zu  neuen  Erhe- 
bungen. Der  Präsident  der  amerikanischen  Sek- 
tion, Professor  Scagcr,  teilte  mit,  daß  die  Stadt 
New  York  aus  feuerpolizeilichen  Gründen  ein 
städtisches  Weißphosphorzündholzverbot  mit 
Wirkung  v.  l./I.  1913  an  zu  erlassen  beschlossen 
habe.  Die  Chemiker  von  Boston  ersuchten  mit 
Rücksicht  auf  die  Vergiftungsgefahren  gleich- 
falls um  Erlaß  des  Verbotes;  ebenso  der  Medi- 
zinalinspektor von  New  York,  Dr.  Rogers.  Der 
Sekretär  der  amerikanischen  Sektion,  Dr.  John 
B.  Andrews,  legte  die  Ergebnisse  einer  Unter- 
suchung von  150  Nekrosefällen  vor;  es  gelang 
ihm  ferner,  einem  Fabrikanten,  der  erklärt  hatte: 
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es  Kebe  keine  Ersatzmittel  für  Weißphosphor; 
dieser  sei  ungefährlich ;  er  fabriziere  seit  6  Jahren 
und  habe  nie  einen  NelirosefaU  verzeichnet 
(Hearings,  p.  48)  solche  NekrosefäUe  in  dessen 
eigenem  Betriebe  nachzuweisen  (Hearings,  p.  90). 
Die  überwiegende  Mehrheit  der  Zündholzfabri- 
kanten der  Vereinisten  Staaten  mit  ungefähr 
95%  der  gesamten  Erzeugung  gebe  zu,  daß  ver- 
schiedene ungiftige  Ersatzstoffe  in  den  Phosphor- 
verbotsländern bereits  verwendet  würden  und  daß 
die  Bestimmungen  des  Entwurfes  (Esch  Bill) 
„vernünftig  und  angemessen"  seien.  Schließlich 
wünschte  der  Vertreter  der  Diamond  Match  Com- 
panv  lediglich  Verschiebung  des  Inkrafttretens 
des 'Verbotes  um  1  Jahr.  Was  die  Konkurrenz- 
verhältnisse betrifft,  erklärte  er,  daß  die  bri- 
tische Großtirma  Bryant  &  May  jeden  amerika- 
nischen Fabrikanten  unterbieten  könnte,  die 
Schweden  wieder  diesen  unterböten  und  die 
Belgier  wieder  die  Schweden.  Die  Krone  der 
Billigkeit  gebühre  Belgien,  wo  kleine  Kinder 
Zündhölzer  erzeugten  (Hearings,  102).  Die  De- 
batten fanden  am  28./III.  1912  im  Repräsen- 
tantenhause, am  3./IV.  im  Senate  statt.  Das 
Gesetz  unterwirft  Erzeuger  von  Weißphosphor- 
hölzern der  Pflicht  der  Registrierung  und  einer 
Stempelabgabe  von  2  Cents  (8  Pf.)  für  je  100 
Zündhölzer;  die  Buße  für  Uebertretungen  beträgt 
bis  500  S.  Das  Einfuhrverbot  für  solche  Zünd- 
hölzer trat  am  l./I.  1913,  das  Ausfuhrverbot  am 
l./I.  1914  in  Kraft. 

Nach  dem  Kriege  ist  die  Aufmerksamkeit  der 
Bundesgesetzgebung  auf  die  Einholung  der 
Leistungsfähigkeit  der  durch  Unfall  oder  Krieg 
geschwächten  Personen  gelenkt  worden,  und  ein 
G.  V.  2. /VI.  1920  bezweckt  die  Erleichterung 
ihrer  Rückkehr  in  die  bürgerlichen  Berufe.  Durch 
dieses  Gesetz  ist  zum  erstenmal  die  Dotierung 
der  Einzelstaaten  durch  den  Bund  für  sozial- 
politische Zwecke  erfolgt,  so  daß  v.  30./VI.  1922 
angefangen  eine  Million  Dollar  pro  Jahr  hierfür 
den  Einzelstaaten  zugeteilt  wird.  Jedem  Staate 
werden  außerdem  alljährlich  mindestens  5000  $ 
zugewiesen,  und  die  Kredite  sind  an  die  Bedin- 
gung geknüpft,  daß  für  jeden  ausgegebenen 
BuudesdoUar  ein  mindestens  ebenso  großer  Betrag 
von  jedem  Einzelstaatc  ausgegeben  wird.  Ferner 
hat  jedes  Einzelstaatsaint  dem  Bundesamt 
einen  Arbeitsplan  zur  Genehmigung  vorzulegen, 
der  über  die  Art  der  Berufslehre  Auskunft  er- 
teilt und  ebenso  alljährlich  Rechnung  zu  legen. 
Jeder  Staat,  der  solche  Ivredite  erzielen  will,  muß 
ein  Staatsamt  für  Berufserziehung  errichten  imd 
gemeinsam  mit  dem  Bundesamt  für  Berufs- 
erziehung das  BernfserziehungsG.  v.  23./II.  1917 
durchführen.  Die  Begünstigung  oder  Benach- 
teiligung von  Personen,  die  Anspruch  auf  die 
Wohltaten  des  Gesetzes  haben,  wegen  ihrer 
Zugehörigkeit  oder  Nichtzugehörigkeit  zu  in- 
dustrieUon,  geselligen  oder  privaten  Verbänden 
ist  bei  Strafe  von  200  $  verboten.  Das  Gesetz 
ist  von  der  Mehrzahl  der  Einzelstaaten  ange- 
nommen worden.  In  ähnlicher  Weise  hat  der  Kon- 
greß nach  dreijährigem  Kampfe  um  die  Shep- 
pard-Towner  Bill  am  23./XI.  1921  den  Mutter- 
schutz, der  bisher  von  allen  Einzelstaaten  außer 
Massachusetts  vernachlässigt  worden  war,  ein- 
gelührt.  Schon  vorher  haben  6  Einzelstaaten 
nach  einem  von  der  amerikanischen  Sektion  für 
Arbcitcrschutz  verfaßten  Entwürfe  die  zur  Ver- 
wirklichung des  Bundesgesetzes  nötigen  Vor- 


kehrungen getroffen.  Die  Kindersterblichkeit  im 

1.  Jahre  betrug  1920  in  den  Vereinigten  Staaten 
119000  Kinder  (8,7  v.  H.  der  Geburten)  und 
23000  Mütter  wurden  im  Wochenbett  dahin- 
gerafft. Das  Bundesgesetz  gibt  den  Einzel- 
staaten Bundesbeiträge,  sofort  jedem  10000  S 
und  allen  zusammen  zur  Aufteilung  nach  Maß- 
gabe der  Bevölkerung  1  MiU.  §:  jeder  Staat  hat 
einen  dem  ihm  hiervon  zugeteilten  gleichen  Be- 
trag für  Mutter-  und  Kinderschutz  auszuwerfen. 
Den  Zentraldienst  versieht  ein  Mutterschutz- 
und  Kindergesundheitsamt,  an  dessen  Spitze 
der  Generalarzt  der  Vereinigten  Staaten,  der  Er- 
ziehungskommissär der  Vereinigten  Staaten  und 
der  Chef  des  Kinderschutzamtes  stehen.  Die 
•Bundesbeiträge  gehen  an  die  in  den  ELnzelstaaten 
zu  errichtenden  Kiudergesundheitsämter.  Diese 
haben  den  Müttern  Ratgeberinnen  und  Pflege- 
rinnen vor  der  Niederkunft,  sodann  Spitalpflege 
und  nach  der  Entbindung  ihren  Kindern  die 
nötige  Fürsorge  unter  Geheimhaltung  des  Na- 
mens der  Mutter  zukommen  zu  lassen. 

Die  Arbeitsverwaltung  der  Vereinigten 
Staaten  hat  folgende  Etappen  durchgemacht: 
Nach  dem  Vorbilde  von  Massachusetts  er- 
folgte durch  G.  v.  13./VI.  1888  die  Grün- 
dung des  arbeitsstatistischen  Bureaus  der 
Vereinigten  Staaten,  das  direkt  dem  Präsidenten 
der  Republik  unterstellt  wurde.  Im  J.  1902/1903 
ch.  552  wurde  das  Handels-  und  Arbeitsdeparte- 
ment mit  Sitz  im  Kabinett  begründet,  dem  das 
arbeitsstatistische  Bureau  zugeteilt  wurde.  Durch 
Gesetz  von  1912  ch.  141  wurden  die  Departemente 
Handel  und  Industrie  getrennt  und  ein  beson- 
deres Staatsdepartement  für  Arbeit  begründet. 
Diesem  gehören  als  Abteilungen  jene  für  Ein- 
wanderung und  Naturalisation,  das  arbeits- 
statistische Amt,  das  Kinderschutzamt  an.  Die 
Hauptaufgaben  des  Arbeitsdepartements  be- 
stehen in  Erhebungen  über  Arbeitsverhältnisse 
in  den  gesamten  Vereinigten  Staaten,  Publika- 
tionen, Schlichtung  bei  Arbeitsstreitigkeiten 
und  in  der  Berichterstattung  an  den  Kongreß. 
Neben  der  eigentlichen  Fürsorge  für  den  Fort- 
schritt des  Arbeiterschutzes  liegt  diesem  Departe- 
ment, wie  erwähnt,  auch  die  Durchführung  der 
Einwanderungspolitik  der  Vereinigten  Staaten 
ob.  Dabei  sei  hier  hervorgehoben,  daß 
seit  1890  die  Einwanderung  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  ihren  ursprünglich  anglo- 
germanischen  Charakter  verloren  und  vor- 
wiegend Süd-  und  osteuropäische,  sowie  orien- 
talische Elemente  dem  amerikanischen  Arbeits- 
markte zugeführt  hat,  gegen  deren  Eindringen 
Bedenken  über  die  Schwierigkeiten  der  natio- 
nalen Assimilation  immer  stärker  geltend  ge- 
macht wurden.  Schließlich  sind  die  im  Ein- 
wanderungsgesetz von  Natal  1897  zuerst  ver- 
wirklichten Maßregeln,  die  des  Lesens  einer 
europäischen  Sprache  unfähigen  Einwanderer  aus- 
zuschließen, die  Analphabetenklausel,  durch 
das  G.  V.  5./II.  1917  über  das  Veto  des  Präsi- 
denten Wilson  hinweg  angenommen  worden. 
Von  der  Prüfung  des  Lesens  einer  europäischen 
Sprache  sind  nur  Jugendliche  unter  16  Jahren 
und  bestimmte  Nächstverwandte  des  Aus- 
wanderers befreit.  Die  Kopfsteuer  wurde  auf 
8  $  gesteigert.  Schon  vorher  waren  ausgeschlossen 
worden  1.  Orientalen  (Chinesen,  Japaner)  und 

2.  kontraktlich  gebundene  Arbeiter,  die  von 
Auswanderungsgesellschaften  mit  Unterstützung 
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amerikanischer  Untemehmerverbändo  ange- 
worben worden  waren  (seit  26./II.  1885).  Bei 
dem  Erlasse  des  Einwanderungsgesetzes  von  1917 
war  auch  die  Befürchtung  der  American 
Föderation  of  Labor  maßgebend,  die  das  Ein- 
strömen von  Kriegskrüppeln  nach  dem  Welt- 
kriege und  das  S'inken  des  Lebensfußps  des 
amerikanischen  Arbeiters  durch  ihren  Lohndruck 
zu  verhüten  strebte. 

3.  Entwicklung  des  Arbeiterschutzes  in 
führenden  Einzelstaaten,    a)  Massachusetts. 

Nach  dem  Census  zahlte  man  1914  in  den  Vor- 
einigten Staaten  7036337  Industriearbeiter;  ihre 
Arbeitszeit  betrug  faktisch  48  und  weniger  Stun- 
den für  11,8,  48—54  für  38,8  über  64— HO  Stunden 
für  43,1  V.  H.  Dazu  kommen  1107401  Arbeiter 
in  Bergbau  und  Petroleumanlaecn;  12659203 
Landarljeiter;  2637671  im  Verkehrswesen; 
3614670  im  Handel  und  459291  im  öffentlichen 
Dienste.  Ucber  die  Hiilfto  der  Industriearbeiter 
befindet  sich  in  den  8  besonders  zu  behandelnden 
Staaten.  Im  führenden  Te.Ytilstaate  der  Union 
wurde  zunilchst  durch  die  Schulgesetze  von  1836 
c.  245  und  18.38  c.  107  die  Zulassung  von  Kindern 
zur  Kabrikarbeit  von  dem  Nachweise  der  Absol- 
vierung eines  3  monatlichen  Schulbesuches  ab- 
hängig gemacht.  Der  eigentliche  Kinderschutz 
begann  mit  dem  Gesetz  «von  1842  c.  60. 
Es  verbot  Personen  unter  12  Jahren  länger 
als  10  Stunden  zu  beschäftigen,  durch  das 
Gesetz  von  1866  c.  273  §  3  wurde  vor- 
übergehend der  Achtstundentag  für  Kinder 
unter  14  Jahren  eingeführt.  Aber  schon  durch 
das  Gesetz  von  1867  c.  285,  das  zum  ersten  Male 
das  Zulassungsalter  auf  10  Jahre  normiert,  trat 
an  die  Stelle  des  .Maximums  von  8  und  früher 
10  Stunden  pro  Tag  ein  Maximum  von  60  Stun- 
den pro  Woche  für  10— 15jährige  Arbeiter.  Von 
1876—1894  c.  508  wird  für  eine  schärfere  Kon- 
trolle der  Schulpflicht  gesorgt;  Kinder,  die  nicht 
englisch  lesen  und  schreiben  können,  hat  der 
Fabrikant  den  Schulbehörden  namhaft  zu 
machen.  Indirekt  wurde  so  eine  Erhöhung  des 
Zulassungsalters  herbeigeführt;  dieses  wurde 
durch  Gesetz  von  1898  c.  494  in  Fabriken,  Werk- 
stätten und  Handelsgeschäften  direkt  auf 
14  Jahre  erhöht.  Axieh  über  14jährigo  sind  bis 
zum  21.  Jahre,  falls  sie  lesonsunkundig  sind, 
zum  Besuch  der  städtischen  Abendschulen  ver- 
pflichtet und  nur  durch  ärztliches  Zeugnis  davon 
zulbefreien  (1913  c.  467). 

Die  Arbeit  der  Frauen  und  Jugendlichen 
in  Fabriken  wurde  i.  J.  1874  c.  221  einem  Zehn- 
stunclengesctz  unterworfen.  Nur  um  durch 
Keparaturarboit  verursachte  Zeitverluste  einzu- 
bringen oder  an  einem  Wochentage  weniger 
Stunden  zu  arbeiten,  durfte  jeweils  mehr  als 
10  Stunden,  aber  in  der  Woche  nie  mehr  als 
60  .Stunden  gearbeitet  werden.  Als  „absichtliche" 
Verletzung  dieser  Vorschrift,  die  mit  50  S  ge- 
büßt wird,  gilt  die  dem  ausgehängten  Stunden- 
lane  widersprechende  Anwesenheit  einer  Ar- 
eiterin.  Dieses  Gesetz  wurde  zwar  von  den  Ge- 
richten als  verfassungsmäßig  anerkannt  (120  Mass. 
383  für  ständig  verwendete  Arbeitskräfte),  aber 
erst  seit  1879  c.  207  (seit  Streichung  des  Wortes 
„absichtlich")  durchgeführt;  1883  c.  157  wurde 
es  auf  ,, mechanische  und  Handelsbetriebe"  aus- 
gedehnt und  1892  c.  357  die  Summe  des  Wochen- 
stundenmaximums  von  60  auf  58  reduziert,  aus- 


genommen im  Monat  Dezember  (1899  c.  378). 
Das  G.  V.  24./V.  1911  ch.  484  setzt  sodann  für 
Jugendliche  (von  16 — 18)  und  Frauen  das 
Wochenmaximum  auf  54  Stunden;  für  Jugend- 
liche von  14 — 16  Jahren  wurde  die  Arbeitszeit 
auf  höchstens  8  Stunden  (48  wöchentlich)  Gesotz 
von  1913  ch.  779,  gekürzt.  Nach  je  sechs  .\rbeits- 
stunden  wurde  1887  c.  215  oino  halbstündige 
Pause  vorgeschrieben.  Das  Gesetz  von  1916 
gewährte  Frauen  und  unter  18jährigen  Personen 
die  48-Stundenwoche  (10  Stunden  pro  Tag 
Maximum);  wöchentlich  sind  auch  höchstens 
52,  aber  im  Jahresdurchschnitt  höchstens  48 
Stunden  gestattet  (Gen.  Laws  1921  ch.  149 
s.  56).  Nach  je  6  Stunden  Arbeit  hat  eine 
Kuhepauso  von  wenigstens  45  Minuten  ein- 
zutreten. Die  Nachtarbeit  wurde  Kindern 
unter  14  Jahren  seit  1888  c.  348  von  7  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens  in  Gewerbe-  und 
Handelsbetrieben,  Frauen  über  21  Jahre,  Minder- 
jährigen von  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens 
bei  gewerblichen  Vorrichtungen  untersagt.  Durch 
das  Gesetz  von  1909  ch.  514  wurde  die  Nachtruhe 
verlängert  (6—6.30)  für  unter  16jährigo,  dagegen 
für  16— 18 jährige  Knaben  (bis  21  jährige  Mäd- 
chen) auf  7  Stunden  verkürzt  (10  Unr  abends  bis 
ö  Uhr  morgens,  Telephonistinnen  11  Uhr  abends 
bis  5  Uhr  morgens)  und  beträgt  11  Stunden 
(6  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens)  nur  in  Textil- 
betrieben; für  Frauen  über  21  Jahro  beträgt 
hier  die  Nachtruhe  12  (6—6),  sonst  8  Stunden 
(10—6).  (Gen.  Laws  1921  ch.  149  s.  59). 
Für  Straßenbahner  beträgt  die  Arbeitszeit 
9  Stunden  in  11  Dienststunden  (1913  c.  833, 
1915). 

Die  sanitären  und  sozialen  Mißstände  der 
Heimarbeit  in  der  Kleiderkonfektion  nahmen 
seit  1890  in  solchem  Maße  zu,  daß  ihre  Rege- 
lung sich  aufdrängte.  Diese  bezog  sich  zunächst 
(18Ö1  c.  357)  auf  ,, Häuser,  Stuben  oder  Räume, 
dio  zugleich  als  Wohnung  und  als  Erzcugungs-, 
Reparatur-  oder  Anfertigungsstätten  fertiger 
Kleider,  Westen,  Hosen,  Ueberröcke  zu  Verkaufs- 
zwecken, außer  durch  die  hier  wohnende  Fa- 
milie, dienen".  Die  Inhaber  unterlagen  der  An- 
zeigepflicht an  die  Polizei,  sowie  der  Inspektion, 
dio  sanitätswidrige  Zustände  dem  Gesundheits- 
amt zu  berichten  hat.  Sodann  schrieb  das  Gesetz 
von  1892  e.  296  vor,  daß  an  jede  verfertigte  Ware 
eine  2  Zoll  lange,  1  Zoll  breite  Etikette  mit  der 
•Aufschrift  ,,tenement  made"  und  Angabe  des 
Standortes  der  Erzeugung  angebracht  werde. 
Wer  ,, wissentlich"  solche  Ware  ohne  Etikette 
verkauft,  wird  bestraft.  Das  Gesetz  von  1893 
c.  240  bestimmte,  daß  vor  Antritt  des  Betriebes 
eine  Hoiniarbeitskonzcssion  zu  lösen  sei;  1898 
c.  150  wird  endlich  dio  Heimarbeit  in  der  Kon- 
fektion, außer  in  reinen  Familienbetrieben,  ver- 
boten; auch  die  letzteren  sind  konzessionspflich- 
tig.  Nur  Wohnungen,  in  welchen  Arbeits-  und 
Schlafstätten  getrennt  sind  und  die  besondere 
Ausgänge  besitzen,  sowie  die  Kundennäherei  sind 
ausgenommen.  Auch  ,, unwissentlicher"  Verkauf 
von  Produkten  verbotener  Heimarbeit  macht 
straffällig.  Auch  in  den  Staat  eingeführte  ver- 
dächtige Ware  unterliegt  der  Inspektion  (Seit 
Rev.  Laws  1902  ch.  105  s.  56—61). 

Der  Straßenhandel  durch  Kinder  konnte 
von  den  Stadtbehörden  eingeschränkt  werden 
(1864  c.  151;  erst  seit  1892  c.  331  durchgeführt); 
Hausierer,  die  ohne  Konzession  mit  Minder- 
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jährigen  ihr  Gewerbe  betreiben,  sind  strafbar 
(1887  c.  422).  Nach  harten  Kämjjfen  gelang  es 
1915  (P.  L.  286)  das  14.  Jahr  für  jede  Erwerbs- 
arbeit durchzusetzen;  von  14—16  Jahren  sind 
8  Wochenstunden  Unterricht  vorgeschrieben  bei 
einer  Maximalarbeitszeit  von  51  Stunden  in  der 
Woche,  9  pro  Tag,  einschließlich  der  Schulstun- 
den; Nachtarbeit  ist  von  8  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens  verboten.  Den  Straßenbahnen  ist  es 
wegen  der  häufigen  Unfälle  der  Zeitungsjungen 
verboten,  Kinder  unter  10  Jahren  in  den  Eisen- 
bahnwagen ihre  Wagen  vertreiben  zu  lassen  (1889 
c.  229  und  1906  ch.  463).  Verbote  der  Beschäf- 
tigung von  schulpflichtigen  Kindern  bei  Schau- 
stellungen wurden  seit  1874  c.  279  bis  1898 
c.  494  erlassen ;  durch  das  Gesetz  von  1909  ch.  514 
wurde  dieses  Alter  auf  15  Jahre  gesteigert.  Ver- 
bote der  Verwendung  bei  im  Gange  befindlichen 
Maschinen  erst  1887  c.  121  und  1890  c.  90;  die 
Bedienung  von  Personenaufzügen  in  Boston  ist 
unter  ISjilhrigen  untersagt  (1913  c.  714). 

Im  Handel  betrifft  den  Frauenschutz  seit 
1882  c.  150  die  Vorschrift  der  Gewährung  von 
Sitzgelegenheit,  die  seither  (Gen.  Laws 
1921,  ch.  149  s.  103)  auf  Kinder  und  Frauen 
in  der  Industrie  ausgedehnt  worden  ist. 

Die  Staatsarbeiter  erhielten  1890  c.  375 
den  gesetzlichen  Neunstundentag;  ebenso  die 
Grafschafts-  und  städtischen  Arbeiter  1891  c.  3.50 
und  alle  bei  Staatslieferungsarbeiten  tätigen 
Arbeiter  1893  c.  406.  Die  Mehrheit  der  Stimm- 
berechtigten konnte  beschließen,  daß  hier  der 
Achtstundentag  Platz  greife,  ferner  daß  die  Be- 
hörden ihnen  einen  wöchentlichen  Halbfeiertag 
ohne  Lohneinbuße  zusprechen  (1902  c.  20,  25, 
26).  Nachdem  die  Mehrzahl  der  größeren  Ge- 
meinwesen dies  angenommen,  bestimmte  das 
geltende  Gesetz  1906  c.  517,  daß  acht  Stun- 
den (bei  längerer  Tagesarbeit  jedenfalls  48  Stun- 
den pro  Woche)  in  Staats-,  städtischen  Be- 
trieben und  bei  Lieferungsarbeiten,  außer  bei 
bloßer  Rohmaterialbeschaffung  und  in  außer- 
ordentlichen Notfällen  die  Maximalarbeitsdauer 
bilden  sollten  (geltendes  Gesetz  von  1916  ch.  240). 

Dem  Einfluß  der  Gewerkvereine  ist  die  For- 
mulierung der  Grundsätze  über  Koalitions- 
recht, Lohnzahlung  und  Abzüge  zuzu- 
schreiben. Die  Gesetzgebung  schützt  noch  1875 
c.  211  lediglich  die  Arbeitswilligen  gegen  Ein- 
schüchterungen und  Gewalt;  seit  1892  c.  330 
wird  auch  der  Versuch  des  Unternehmers,  durch 
solche  Mittel  vom  Eintritte  in  einen  Gewerk- 
verein abzuhalten,  bestraft  (Rev.  Laws  1902 
ch.  106  s.  11,  12).  1888  c.  134  hatten  die  Gewerk- 
vereine die  Rechtsfähigkeit  erhalten;  1902  c.  72 
c.  430  werden  ihre  Warenzeichen  und  Abzeichen 
staatlich  geschützt,  und  (1903  c.  275)  registriert. 
Seit  1875  agitierten  die  Textilarbeiter  für 
wöchentliche  Lohnzahlung  ohne  Retention: 
dies  wurde  1879  c.  136  zunächst  minderentlohnten 
städtischen,  1886  c.  87  allen  Lohnarbeitern  von 
Industrie-  und  Verkehrsunternehmungen  zu- 
gestanden und  die  Verabredung  längerer  Zah- 
lungsperioden verboten  (1896  c.  241,  1902  c.  450 
s.  62  und  dl.  «7,  1916).  Das  Verbot  der  Lohn- 
abzüge für  Webfehler  des  Gesetzes  von  1891 
c.  125  wurde  von  den  Gerichten  155  Mass.  117 
lOr  verfassungswidrig  erklärt.  An  seine  Stelle 
trat  1892  c.  410  die  Vorschrift,  Webfehler  vor- 
zuweisen und  über  die  Höhe  der  Abzüge  ein  Ab- 
kommen zu  treffen.    Seit  1894  e.  144  und  534 


sind  die  Weblohnsätze  auszuhängen  und  genau» 
Abrechnungszettel  einzuhändigen.  Kein  Lohn- 
abzug darf  weibliche  und  jugendliche  Zeitlohn- 
arbeiter treffen,  die  während  emer  Betriebs- 
störung in  den  Werkräumen  verweilen  müssen 
(1898  c.  505,  1902  c.  106  s.  63—70). 

Einen  SpezialSchutz  gegen  Verkürzung  der 
Dividenden  genießen  die  nur  an  Angestellte 
desselben  Etablissements  'übertragbaren  „Ar- 
beiteraktien" (Minimum  10  S  bei  monat- 
licher Zahlung  von  1  8),  die  bis  zur  Höhe  von 

2  Fünfteln  des  Gesamtaktienkapitals  emit- 
tiert werden  dürfen  (Rev.  Laws  1902  c.  110 
s.  37,  38). 

Für  Unfallverhütung  und  Hygiene 
sorgte  in  steigendem  Maße  die  Inspektion.  1852 
war  die  Prüfimg  der  Dampfmaschinen,  1880 
jene  der  Kessel  noch  Sache  der  Lokalbehörden; 
seit  1895  (c.  418  und  471)  wurde  sie  den  bei 
der  Arbeitsinspektion  angestellten  Ingenieuren 
übertragen.  1877  c.  214  werden  zuerst  Schutz- 
vorrichtungen, dann  Staubabsauger  usw.  vor- 
geschrieben (1902  c.  105  s.  1—12,  c.  104  s.  23 
bis  56).  Kindern  (nicht  Frauen!)  ist  die  Reini- 
gung im  Gange  befindlicher  Maschinen  ver- 
boten (Rev.  Laws  1902  c.  106  s.  42).  Das  Ge- 
sundheitsamt kann  Jugendlichen  die  Beschäf- 
tigung in  den  ihnen  nachweislich  schädlichen 
chemischen  Fabriken  untersagen  (1902  c.  106 
s.  44).  Teilweise  hierher  gehören  auch  die  Schutz- 
maßregehi  für  Eisen-  und  Straßenbahn- 
arbeiter (1902  c.  III,  112),  in  Elektrizitäts- 
werken (1902  c.  122),  das  Verbot,  Personen 
unter  16  Jahren  bei  Aufzügen  zu  verwenden 
(1902  c.  350),  Bau-  und  Reinlichkeitsvorschriften, 
Trennung  von  Schlaf-,  Wasch-  und  Arbeits- 
räumen usw.  in  Bäckereien  (1902  c.  75  s.  28 
bis  34  und  c.  403),  sowie  die  Beistellung  von 
Trinkwasser  in  Fabriken  (1902  c.  322). 

Der  Vollzug  der  Arbeiterschutzge- 
setze gilt  seit  1892  in  Massachusetts  als  ge- 
sichert. Bis  dahin  war  die  Inspektion  unzu- 
länglich. Sie  war  von  1842—1866  Sache  der 
lokalen  Schulausschüsse  und  deren  Truant 
officers.  1866  c.  273  erhält  die  Polizei  das  Recht 
der  Kontrolle  und  Verfolgung  von  Uebertre- 
tungen.  Nach  dem  Gesetze  von  1867  c.  285 
sollte  ein  einziger  Polizist  dieser  Aufgabe  ge- 
nügen! Die  Berichte  des  arbeitsstatistischen 
Amtes  erklären  noch  1873,  daß  ,, keine  der  zahl- 
reichen Uebertretungen  ihre  Ahndung  gefunden 
habe  .  .  .  Einige  Gesetzgeber  sind  selbst  die 
ärgsten  Gesetzesbrecher".  Da  diese  Gesetze  nur 
die  ,, wissentliche"  oder  ,, absichtliche"  Ueber- 
trctung  bestraften,  schien  jede  Verfolgung  aus- 
sichtslos. Erst  1877  c.  214  erhielt  diese  Fabrik- 
polizei das  Recht  des  freien  Eintritts  und  1879 
c.  305  wurden  2  Personen  ständig  damit  beauf- 
tragt. Endlich  wurde  im  Polizeidepartement 
1888  c.  113  je  eine  besondere  Detektiv-  und 
Inspektionsabteilung  errichtet  und  die  Zahl  der 
Inspektoren  auf  10  erhöht;  dazu  kamen  seit 
1891  c.  302  2  weibliche  Inspektoren.  1893  c.  387 
besondere  Kesselinspektoren,  deren  Zahl  bis  1898 
c.  261  auf  10  stieg.  Im  ganzen  betrug  i.  J.  1907 
die  Zahl  der  Inspektoren  27.  Durch  ch.  350 
Gesetz  von  1919  sind  die  verschiedenen  Zweige 
der  Arbeitsverwaltung  zum  Departement  für 
Arbeit  und  Industrien  vereinigt  worden;, 
an  der  Spitze  stehen  5  Kommissäre;  davon  sind 

3  Beiräte  des  Arbeitskommissärs  und  besonders 
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mit  Schlichtung,  Untersuchung  von  Arbeits- 
konflikten und  Mindestlohnfragen  betraut.  Das 
Departement  hat  5  Abteilungen:  Unfallverhü- 
tung, Arbeits-  und  Industriestatistik  und  Ar- 
beitsnachweis; Mindestlöhne  und  Einigungs- 
wesen und  Maß-  und  Gewichtswesen  (Standards). 
Die  Zahl  der  Inspektoren  beträgt  36  (1920), 
davon  7  Inspektorinnen.  In  den  Großstädten 
werden  jedem  Inspektor  bestimmte  Häuser- 
blocks zugeteilt;  2U5  Ucbertrctungen  wurden 
untersucht,  252  gebüßt,  21399  Revisionen  vor- 
genommen. Die  Eisenbahnen  beaufsichtigt  das 
1874  c.  372  geschaffene  Eisenbahnamt.  Auf  die 
zunehmende  Intensität  des  Vollzuges  ist  die  zu- 
nehmende Sicherung  des  Ileimarbeitcrschutzes, 
den  eine  Privatenquete  der  Konsumentcnliga  in 
Boston  schon  1898  konstatierte,  zurückzuführen. 

b)  New  York.  Im  J.  1853  c.  185  wurde 
im  Staate  Xew  York  ein  Schulgesetz  erlassen, 
und  1874  c.  421  die  Schulpflicht  für  alle  Kinder 
von  8 — 14  Jahren  durch  mindestens  14  Wochen 
im  Jahre  aufgestellt.  Beide  Gesetze  blieben  auf 
dem  Papier;  i.  J.  1880  kam  es  sogar  in  einer 
Fabrik  zu  einem  Kinderstreik!  Den  Bcmüliungen 
philanthropischer  und  ärztlicher  Vereine  gelang 
CS  endlich  nach  mehrfachen  parlamentarischen 
Niederlagen  und  nach  der  Publikation  einer 
Kinderarboitscnquete  durch  das  arbeitsstatisti- 
sche Amt  am  18./V.  1886  c.  409  das  erste 
Fabrikgesetz  (An  Act  to  regulato  the  cmploy- 
ment  of  women  and  childrcn  in  manufacturing 
establishments)  durchzusetzen.  Es  bezog  sich 
außerhalb  der  Städte  nur  auf  Anlagen  mit  6 
und  mehr  Arbeitskiäftcn.  Das  13.  Lebensjahr 
galt  als  Zulassungsalter;  geschützt  sind  nur 
männliche  Jugendliche  bis  zum  18.,  weibliche 
bis  zum  21.  Lebensjahr.  Die  Maximalarbeits- 
dauer  betrug  ,,60  Stunden  in  der  Woche,  außer 
für  notwendige  Reparaturen".  Ein  Fabrik- 
inspektor und  ein  Assistent  sollen  vom  Gouver- 
neur mit  dem  Vollzuge  betraut  werden.  Auf 
Uebertretungen  wurden  50 — 100  $  Buße,  im 
Nichteinbringungsfalle  30 — 90  Tage  Gefängnis 
esetzt.  Die  Industriellen  hatten  die  Einführung 
es  Zehnstundentages,  die  Normierung  des  Zu- 
lassungsalters auf  14  Jahre  und  das  beabsich- 
tigte Verbot  der  Verwendung  von  Kindern  bei 
gefährlichen  Verrichtungen  zu  Falle  gebracht. 
Langsam  galt  es  nun.  die  Lücken  des  Gesetzes 
wieder  zu  füllen.  1887  c.  462  wird  das  Verbot 
des  Roinigens  im  Gange  befindlicher  Maschinen 
durch  geschützte  Personen,  die  Unfallanzeige- 
pflicht, die  Beislellung  besonderer  Waschräume 
und  Abtritte  für  Frauen  vorgeschrieben.  Für 
alle  Personen  wird  eine  Mittagspause  von  45 
Miimten  eingeführt.  Der  Fabrikinspektor  er- 
hielt das  Recht,  8  Beauftragte  zu  ernennen. 
Aber  erst  das  Gesetz  von  1889  c.  560  brachte 
egen  die  Mißstände  der  wochenweisen  Regelung 
er  Arbeitszeit  Abhilfe.  Bisher  hatte  man  Feier- 
tage oder  Betriebsunterbrechungen  von  1  oder 
2  Tagen  an  den  übrigen  Werktagen  durch  un- 
mäßige Ueberstunden  eingebracht,  ohne  die 
Sechzigstundengrenze  zu  überschreiten.  Nun- 
mehr wurde  wieder  bestimmt,  daß  die  Jugend- 
lichen nur  10  Stunden  täglich,  und  nur  zum 
Zwecke  einer  Kürzung  der  Samstagsarbeit  an 
den  ersten  Werktagen  je  2  Ueberstunden  ar- 
beiten dürften.  Ferner  wurde  zum  ersten  Male 
die  Nachtarbeit  (9  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens)  ihnen  verboten.    Endlich  wurde  das 


Zulassungsalter  auf  14  erhöht,  die  Inspektoren 
ermächtigt,  ärztliche  Zertifikate  für  schwäch- 
liche Kinder  einholen  zu  lassen  und  verboten, 
Kinder  unter  16  Jahren  zu  bcschältigen,  die 
nicht  englisch  lesen  und  schreiben  können.  Das 
Gesetz  von  1890  c.  398  beseitigte  sodann  die 
Möglichkeit  der  Verlängerung  des  Ma.ximal- 
arbeitstages  bei  „notwendigen  Reparaturen"  und 
verstärkte  die  Inspektion  um  8  weibliche  Assi- 
stenten. Im  J.  1892  c.  673  wird  die  Mittags- 
pause von  45  auf  60  Minuten  verlängert,  für 
Ventilation,  gegen  Ueberfüllung  der  Werkräume 
vorgesorgt  und  der  bisherige  Schutz  auf  allo 
Werkstätten,  die  einen  oder  mehrere  .Vrbeiter 
beschäftigen,  erweitert.  1893  c.  173  und  1896 
c.  991  wird  die  Zahl  der  Inspektoren  erhöht 
und  für  jede  Person  unter  16  Jahren  ein  Zeug- 
nis der  lokalen  Gesundheitsbehörde  und  ein 
Schulzeugnis  verlangt,  um  falschen  Zeugnissen 
der  käuflichen  Notare  ein  Ziel  zu  setzen. 

Aus  der  zur  Untersuchung  der  Frauenarbeit 
im  März  1895  eingesetzten  „Reinhardt"-Kom- 
mission  ging  noch  das  Gesetz  zum  Schutz 
der  Kinder  und  Frauen  in  Han- 
delsbetrieben 1896  c.  384  hervor.  Auf 
diesem  Gebiete  war  bisher  nur  ein  völlig  un- 
beachtetes Gesetz  i.  J.  1881  c.  298  betr.  Sitz- 
gelegenheit für  Frauen  in  Handelsbetrieben 
erlassen  worden.  Das  Gesetz  von  1896  führte 
den  Zehnstundentag  in  Städten  von  mehr  als 
3000  Einwohnern  außer  an  .Sonnabcnilen  und 
außer  der  Zeit  v.  lö./XII.— l./I.  in  Handels- 
geschäften ein.  Nachdem  das  Gesetz  durch  ein 
Jahr  gewissenhaft  vollzogen  war,  gelang  es 
den  Vertretern  der  großen  Warenhäuser,  durch 
Streichung  der  Kredite  für  die  Inspektion  seinen 
Vollzug  unmöglich  zu  raachen.  Eine  Kodifika- 
tion der  bestehenden  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung erfolgte  1897  c.  415;  aber  schon  in  das 
Jahr  1899  c.  197  und  c.  375  fallen  wichtige 
Neuerungen:  die  Beschränkungen  der  .Arbeits- 
zeit wurden  auf  erwachsene  Frauen  erweitert, 
die  Verwendung  der  Geschützten  in  Edel- 
stoinschlcifereien  verboten,  die  Kessciprüfung 
eingeführt  und  der  Inspektion  zugewiesen, 
deren  Stab  wieder  erhöht  wurde.  1901  e.  475 
wurden  die  -Arbeitsstatistik,  die  Inspektion,  das 
Einigungs-  und  Schicdswesen  als  besondere  Ab- 
teilimgen  zu  einem  „Arbeitsdepartement"  ver- 
einigt. Die  Gesetze  von  1903  c.  184,  1906  c.  490 
und  1907  c.  286  und  c.  507  und  die  geltenden 
Consolid.  Laws  1909,  1912  c.  539,  1913  c.  465 
und  1919  c.  .582  haben  endlich  folgenden  Rechts- 
zustand geschaffen:  1.  die  Kontrolle  des  Zu- 
lassungsalters (14  Jahre)  geschieht  so,  daß  Ge- 
burts-,  Taufschein,  Schidzeugnis,  Paß  und  son- 
stige Dokumente  von  den  lokalen  Gesundheits- 
behörden beizustellen  sind;  der  Schulbesuch 
muß  130  Tage  vor  Vollendung  des  14.  Lebens- 
jahres gedauert  haben.  Jeder  Unternehmer  hat 
Register  und  Belege  der  Jugendlichen  zu  führen, 
2.  Personen  unter  16  Jahren  dürfen  niiht  mehr 
als  8  Stunden  an  6  Tagen  der  Woche  und  zwar 
innerhalb  der  Zeit  von  8  Uhr  morgens  und  5  Uhr 
abends,  männliche  Minderjährige  (unter  18 
Jahren)  nicht  zwischen  Mitternacht  und  4  Uhr 
morgens,  weibliche  Jugendliche  unter  21  Jahren 
und  Frauen  nicht  zwischen  9  und  6  Uhr,  alle 
Geschützten  nicht  mehr  als  60  Stunden  in  der 
Woche  beschäftigt  werden.  Dieses  Maximum  darf 
nicht  durch  Arbeit  in  2  Fabriken  an  einem  und 
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demselben  Tage  überschritten  werden.  Der  Kon- 
servenindustrie  wird  eine  dauernde  Verlängerung 
auf  66  Stunden  in  der  Woche  v.  25./VI.  bis 
5./Vni.  gewährt  (1913,  c.  465).  Das  gesetzliche 
Verbot  der  Nachtarbeit  der  erwachsenen  Frauen 
ist  (People  v.  Williams  189  NY.  131)  für  ver- 
fassungswidrig erklärt  worden.  Dagegen  wurde 
§  93b,  der  von  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens 
zum  Schutze  von  Gesundheit  und  Sittlichkeit  den 
Frauen  in  Fabriken  zu  arbeiten  verbot  (Text 
1913  ch.  83),  aufrecht  erhalten  (People  v.  Ch. 
Schweinler-Press  234  NY.  395).  Die  tägliche  Ar- 
beitszeit darf  10  Stunden  regelmäßig  über- 
schreiten, um  an  einem  anderen  Werktage  so  viele 
Stunden  zu  kürzen,  oder  auch  unregebnäßig  an 
3  Tagen  der  Woche  um  höchstens  2  Stunden 
verlängert  werden,  vorausgesetzt  daß  die  Zahl 
von  54  Stunden  in  der  Woche  nicht  überschritten 
wird  (1912  ch  639,  1919  c.  582).  Das  Zulassungs- 
alter der  Kinder  zur  Arbeit  in  Bergwerken  oder 
in  Verbindung  mit  Bergwerken  beträgt  16  Jahre. 
Die  Verwendung  von  Frauen  in  Bergwerken  oder 
Steinbrüchen  ist  verboten  (§  131  Cons.  1909). 
Im  Handelsgewerbe  beträgt  das  Zulassungs- 
alter 14  Jahre  (§  162),  12  Jahre  für  konzessionierte 
Zeitungsausträger,  16  für  Mädchen  (§  220); 
Kinder  unter  dem  Alter  von  16  Jahren  dürfen 
zwischen  6  Uhr  abends  und  8  Uhr  morgens  nicht 
beschäftigt  und  bei  Tage  nicht  länger  als  8  und 
wöchentlich  über  48  Stunden  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  (§  161).  Für  weibliche  Ange- 
stellte über  16  Jahre  beträgt  das  Maximum  der 
Arbeitszeit  9  und  wöchentlich  54  Stunden;  für  sie 
gilt  das  Verbot  der  Nachtarbeit  von  10  Uhr 
abends  bis  7  Uhr  morgens.  Die  Mittagspause  muß 
mindestens  45  Minuten  betragen.  Im  Straßen- 
handel, in  dem  in  den  Städten  kein  Knabe 
unter  12,  kein  Mädchen  unter  16  Jahren  die  be- 
hördliche Verkaufserlaubnis  erhält,  erstreckt 
sich  das  Verbot  der  Nachtarbeit  von  8— 6  (§  224). 
Einen  besonderen  Schutz  genießen  Frauen  durch 
die  Vorschrift  der  Sitzgelegenheit  in  Fa- 
briken, kaufmännischen  Gewerben  und  Hotels,  in 
den  erstenauch  durch  besondere  A  n  kl  eid  eräu  m  e 
(1913  ch.  197),  Kinder  unter  18  Jahren  durch 
das  Verbot  der  Beschäftigimg  bei  Fabriksauf- 
zügen, welche  schneller  als  200  Fuß  in  der  Minute 
laufen  sowie  beim  Reinigen  von  im  Gange  be- 
findlichen Maschinen,  beim  Polieren  und  Schleifen 
gewisser  Substanzen  (1919  ch.  299,  1913  ch.  464, 
1919  ch.  544).  Seit  1912  ch.  331  besteht  der 
Schutz  der  Wöchnerinnen  ;  ihre  Beschäftigung 
ist  in  allen  industriellen  und  Handelsbetrieben 
durch  4  Wochen  nach  der  Niederkimft  verboten. 
Das  Arboitskommissariat  hat  besondere  Sani- 
tätsvorschriften in  Bäckereien  (§§  110—117), 
Unfallverhütungsmaßregeln  vorgesehrieben  für 
Bergwerke  und  Steinbrüche  und  für  die  An- 
wendung von  Dynamit  bei  Tunnelarbeiten.  Eine 
Keiho  von  Vorschriften  schreibt  den  Schutz  der 
Gerüste  bei  Bauarbeiten  und  die  Inspektion  von 
Tauen,  Schiffen  (Aufzügen)  bei  Bauten  usw.  vor. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  Vorschriften 
über  Feuerausgänge,  Ventilation,  Waschräume, 
Abtritte,  die  Kontrolle  <lor  Vornahme  der  halb- 
jährigen Kesselprüfungen  durch  die  vom  In- 
spektor approbierton  Personen  (meist  Versiehe- 
rungsbcamte)  und  über  die  Miotsfabriken  (tenant 
laetories),  m  welchen  der  Hauseigentümer  für 
uio  Instandhaltung  dem  Inspektor  gegenüber 
verantwortlich  bleibt  (1915  ch.  653).  Ueber  die 


Regelung  der  Heimarbeit,  die  für  diesen  in 
der  Beldeidungsindustrie  führenden  Staat  be- 
sonders bedeutsam  wurde,  wird  eingehend 
weiter  unten  sub  7  berichtet. 

Der  Vollzug  ist  Sache  des  Departement  of 
Labor;  an  seiner  Spitze  steht  die  Arbeitskom- 
mission —  5  auf  Vorschlag  und  mit  Zustimmung 
des  Senats  vom  Gouverneur  auf  6  Jahre  er- 
nannte Kommissäre  — ,  von  denen  höchstens  3 
derselben  Partei  angehören  dürfen  (§  40).  Der 
Gouverneur  ernennt  femer  den  Industrierat,  als 
Beirat  der  Kommission.  Das  Departement  um- 
faßt Inspektion;  Industriegesetze;  Statistik; 
Einigungswesen;  Industrie  und  Einwanderung; 
Arbeitslosigkeit;  Unfallentschädigung  industriel- 
ler Frauenarbeit.  Der  erste  Kommissärstellver- 
treter ist  Chef  Inspektor.  Auf  Grund  des  Gesetzes 
von  1919  ch.  403  und  1920  ch.  604  können  225 
Inspektoren,  davon  bis  50  Inspektorinnen  er- 
nannt werden,  ferner  20  Handelsinspektoren, 
davon  bis  zu  4  Inspektorinnen.  Durch  Gesetz 
von  1913  ch.  145  ist  eine  Abteilung  für  Heim- 
arbeit, für  Industriehygiene  und  eine  lledizinal- 
inspektion  geschaffen  worden.  Der  Vollzug  in 
New  York  ist  sehr  intensiv:  es  wurden  1919 — 20: 
55068  Betriebe  mit  317500  Arbeitern  revidiert: 
342  Uebertretungen  festgestellt,  u.  a.  daß  von 
8584  Kindern  und  Jugendlichen  unter  16  Jahren 
nur  4315  dem  Gesetz  gemäß  beschäftigt  waren. 

c)  Pennsylvanien.  In  dem  heutigen  Hochsitz 
der  Kohlen-  und  Eisenindustrie  und  der  Schutz- 
zöllner nahm  die  Arbeit  der  Kinder  zunächst  in 
Textilfabriken  so  rasch  überhand,  daß  schon 
1824,  1827  und  1833  Anträge  auf  Normierung 
ihres  Zulassungsalters,  der  Erfüllung  ihrer  Schul- 
pflicht, der  Einschränkung  ihrer  Arbeitsdauer 
auf  8  Stunden  gestellt  wurden.  Solche  Anträge 
lehnte  der  Senat  prompt  ab.  Unter  dem  Ein- 
flüsse der  Erfahrungen  der  britischen  Fabrik- 
gesetzgebung wurde  sodarm  1837  ein  Senatsaus- 
schuß mit  der  Vornahme  einer  Enquete  beauf- 
tragt. Diese  lieferte  folgende  Ergebnisse:  Ein 
Fünftel  der  Kinder  war  unter  12iährig;  die 
tägliche  Arbeitszeit  betrug  11 — 14,  in  der  Woche 
69 — 72  Stunden,  in  einzelnen  Fällen  84  Stunden. 
,, Menschlichkeit  oder  Geldgier",  sagt  der  Bericht, 
„ist  hierfür  der  einzige  Regulator."  Skrofulöse 
und  Tuberkulose  nahmen  zu.  Zwei  Drittel  der 
Kinder  unter  18  Jahren  waren  Analphabeten.  Die 
Unternehmer  waren  bereit,  ein  Gesetz  zu  akzep- 
tieren, das  die  ihnen  von  den  Eltern  aufge- 
drungenen Kinder  unter  12  Jahren  zu  verwenden 
verboten  hätte.  Die  Krise  von  1837  machte  diesen 
Bestrebungen  ein  Ende.  Erst  unter  dem  Ein- 
flüsse von  Massenpetitionen  drang  das  erste 
Schutzgesetz  von  1848  Nr.  227  durch,  das 
die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  12  Jahren 
in  Textilfabriken  bei  50  $  Strafe  verbietet  und 
den  Zehnstundentag.  jedoch  mit  dem  vom 
Senate  eingefügten  Vorbehalte  einfuhrt,  ,,daß 
durch  besonderen  Vertrag  mit  den  Vormündern 
oder  Eltern  Arbeiter  über  14  Jahre  sich  zu  länge- 
rer Arbeitszeit  verpflichten  können".  Diese 
Klausel  führte  zu  Streiks.  Ein  neues  Gesetz  von 
1849  Nr.  415  erhöhte  das  Zulassungsalter  auf  13 
Jahre,  erweiterte  das  Geltungsgebiet  auf  Papier- 
und  Säckefabriken,  untersagte  die  Beschäftigung 
von  Personen,  die  nicht  eine  dreimonatliche  Schul- 
pflicht erfüllt  haben,  durch  mehr  als  9  Monate 
und  unterwarf  auch  die  14 — 16jährigen  dem 
Zehnstundentag.  Für  den  Vollzug  war  in  keinem 
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der  beiden  Gesetze  gesorgt.  Diesen  Rechtszu- 
Gtand  verschlechterte  womöglich  ein  neues  Ge- 
setz von  1855  Nr.  501,  das  zwar  das  geschützte 
Alter  auf  21  Jahre  erhüllte,  aber  die  Vorschrift 
der  täglichen  lOstündigen  durch  jene  der  60- 
stündigen  Arbeitsdauer  pro  Woche  ersetzte  und 
dadurch  maßlose  Ueberstundcn  und  Relais  er- 
möglichte. Wogen  Uebertrotung  dieser  Vor- 
schriften durfte  von  demselben  Anzeiger  bei  der 
Polizei  nur  gegen  eine  Fabrik  gleichzeitig  Klage 
eingebracht  werden.  Das  Gesetz  fiel  gänzlich 
der  Vergessenheit  anheim.  Als  1881  ein  Gesetz 
die  Lohnzahlung  in  Anweisungen  auf  Fabrik- 
läden und  Kantinen  verbot,  erklärte  der  oberste 
Gerichtshof  dies  für  einen  verfassungswidrigen 
„insultierenden  Versuch,  den  Arbeiter  zu  be- 
vormunden" (1886).  Es  gelang  jedoch  i.  J. 
1887  auf  Grund  einer  Enquete  des  arbeitssta- 
tistischen Amtes  den  lii'mühungen  des  Vereins 
^egen  KindormiUliandlung,  und  vor  allem  der 
in  Philadelphia  residierenden  Rittor  der  Arbeit, 
ein  Gesetz  durchzusetzen,  das  in  irgendeiner 
geworbliclion  jVnlago  oder  einem  liandelsge- 
schäfte  Kinder  unter  12  Jahren  zu  beschäftigen 
verbietet.  Das  erste  wirksame  Fabrik- 
goselz,  das  wesentlich  dem  von  Mrs.  Florence 
Kelley  begründeten  Arbeiterinnenvereine  zu 
verdanken  ist,  war  indessen  erst  jenes  von 
I.SS'J  Nr.  236.  Es  galt  nur  für  Botriebe,  die 
10  Kinder  oder  Frauen  verwenden,  verlangte 
strengere  Altersiuicluveise,  untersagte  Jugend- 
liche unter  16  Jahren  länger  als  wöchentlich 
60  Stunden  (e.\kl.  Mittagspause  von  45  Minuten) 
zu  beschäftigen  und  schuf  eine  staatliche  In- 
spektion. Auf  Veranhissung  dieser  Behörde 
wurde  sodann  diese  Altersgrenze  auch  auf  die 
bei  .\ufzugen  beschäftigten  Knaben  erweitert. 
Im  J.  1893  gelang  es  einer  Deputation  der  In- 
dustriellen, eine  vom  Senate  geplante  Erhöhung 
des  Ziilassungsalters  von  14  Jahren  auf  13  Jahre 
zu  reduzieren,  die  Ausdehnung  des  Zehnstunden- 
tages auf  Frauen  zu  hintertreiben  und  lediglich 
ein  Maximum  von  12  Stunden  für  Jugendliche 
zuzulassen.  Das  Gesetz  bezog  sich  auf  Anlagen 
mit  5  und  mehr  Arbeitern.  Dadurch  wurde  ein 
Teil  der  „Schwitzbuden"  der  Inspektion  unter- 
worfen und  so  der  fast  einstimmigen  Annahme 
des  Sweat  Shop  Act  1895  vorgearbeitet.  Er 
schrieb  die  Lösung  einer  Konzession  zur  Be- 
schäftigung von  lleiraarbeitern  seitens  der  sie 
verwendenden  Personen  oder  Firmen  der  Kon- 
fektion, Kunstblumen-  und  Zigarrenindustrie 
beim  FabrikinKpcktnr  vor.  Diese  ist  nur  zu  er- 
teilen, wenn  250  Kubikfuß  Luftraum  joder  Person 
gewährleistet  sind.  Da  die  reinen  Familien- 
betriebe, die  von  der  Wirkung  des  Gesetzes  aus- 
genommen waren,  nunmehr  den  anderen  Heim- 
arli.'itbetrieben  scharfe  Konkurrenz  machten, 
wurde  diese  Ausnahme  1897  beseitigt,  1899  wurde 
bestimmt,  daß  in  ungesunden  Werkstätten  er- 
zeugte Kleider  vom  Inspektor  vernichtet  werden 
können ;  das  geschah  in  diesem  Jahre  in  60  Fällen. 
In  das  Jahr  1897  fällt  auch  der  Erlaß  eines  neuen 
Fabrik-  und  Bäckerschutzgesetzes,  das  dem 
Personal  die  Sonntagsruhe  bis  G  Uhr  nach- 
mittags und  den  Jugendlichen  unter  18  Jahren 
die  Nachtarbeit  von  9 — 5  verbieten  sollte.  Die 
Gerichte  (Commonwealth  v.  Junker)  erklärten 
diese  Bestimmungen  für  widerspruchsvoll  und 
hinfällig.  Erst  1901  gelang  es,  im  neuen  Fabrik- 
gesetze wenigstens  den  Forderungen  der  Hygiene 


im  Bäckergewerbo  gerecht  zu  werden.  Das 
Fabrikgesetz  von  1897,  das  1901  nur  un- 
wesentlich ergänzt  wurde,  führte  die  Sechzig- 
stundenwoche  auch  für  erwachsene  Frauen  ein, 
übertrug  die  Kesselinspektion  den  Fabrikinspek- 
toren und  beseitigte  die  Einschränkung  dos 
Schutzes  auf  Anlagen  eines  bestimmten  Um- 
fanges.  Die  Gerichte  erklärten,  die  Fürsorge  für 
Sicherheit  und  Gesundheit  der  Arbeiter  bilde 
keinen  verfassungswidrigen  Eingriff  des  Staates 
in  die  Vortragsfroiheit  (1899  Commonwealth  v. 
Beatty,  Ch.  Ct.  Rep.  vol.  XXIH  300).  Als  nun 
aus  den  Erhebungen  der  Kommission  über  den 
Kohlonarbeiterstreik  von  1903  hervorging,  daß 
die  Kinder  oft  gut  bezahlter  Kohlenarbeiter  von 
diesen  zu  21  stündiger  Nachtarbeit  in  Seiden- 
fabrikon  angehalten  würden,  wurde  ein  Kinder- 
arbeitskomitee gegründet,  das  den  Rückgang  der 
Schulbildung,  die  Niedrigkeit  der  Lohne  der 
Kinder  und  ihre  physische  Verkümmerung  auf- 
deckte. Aus  den  Entwürfen  des  Komitees  und  der 
Zontralunion  der  Textilarbeiter  ging  nun  das 
Kinderschutzgosetz  von  1905  hervor.  Es 
setzt  das  Zulassungsalter  auf  14  Jahre  fest  (zu- 
letzt 1915  Penn.  Laws  286).  Das  Gegenargu- 
ment der  Schädigung  des  ,, Kindes  der  armen 
Witwe"  wurde  wirksam  durch  den  Verein  für 
Volkserziehung  bekämpft,  der  sich  erbot,  den 
Lobnverlust  jedes  nunmehr  ausgeschlossenen 
12 — 14jährigen  mittellosen  Kindes  zu  ersetzen. 
Das  Verbot  der  Nachtarbeit  (9—6,  seit  1915: 
8 — 6)  für  unter  16jährige  wurde  dagegen  für 
Glashütten  und  Gießereien  aufgehoben  und 
durch  die  Vorschrift  der  Nennstundennacht- 
schicht ersetzt.  Dadurch  wurde  ihre  Schul- 
bildung völlig  untergraben.  Der  Vollzug  ist 
hier  machtlos.  Die  Vorschriften,  welche  das 
Reinigen  im  Gange  befindlicher  Maschinen  und 
die  Vorwendung  von  Kindern  unter  16  Jahren 
bei  Aufzügen  verbieten,  werden  durchgeführt. 
Endlich  suchte  das  Kinderschutzgesetz  die 
Altersangaben,  die  namentlich  Eltern  fremd- 
bürtigor  Kinder  durch  erkaufte  notarielle  Af- 
fidavits zu  erlangen  wußten,  durch  die  Schul- 
behörden und  andere  Dokumente  bestätigen  zu 
lassen.  Aber  am  12./III.  1906  erklärte  das  Ober- 
gericht (Collet  vs.  Scott),  ,, willkürliche  Auslese 
könne  nicht  durch  die  Bezeichnung  einer  Klassi- 
fikation des  Bildungsgrades  gerechtfertigt  wer- 
den"; die  Kontrolle  widerspreche  der  Gleich- 
heitsklausel der  Verfassung.  Im  J.  1913  (Penn. 
Laws  1024)  wurde  die  Arbeitszeit  der  Frauen  auf 
54  Stunden  in  der  Woche,  10  pro  Tag  gekürzt  (mit 
%  stündiger  Pause)  außer  in  Konservenfabriken; 
die  Nachtarbeit  ist  von  10—6,  für  Mädchen  unter 
21  Jahren  von  9—6  verboten,  Telephonistinnen 
von  über  18  Jahren  ausgenommen.  Das  Schutz- 
gesetz von  1915  (Penn.  Laws  286)  schloß  Kinder 
unter  16  Jahren  vom  Bergbau  und  anderen  ge- 
fährlichen Industrien  aus,  führte  die  Schulpflicht 
von  14 — 16  Jahren  ein,  normierte  ihre  Höchst- 
arbeitsdauer  mit  9  Stunden  (51  in  der  Woche  ein- 
schließlich Schulstunden)  und  verbot  ihnen 
Nachtarbeit  von  8—6.  Der  Vollzug  liegt  in  der 
Hand  von  41  Inspektoren,  die  dem  i.  J.  1913 
No.  267  errichteten  Arbeits-  und  Industrie- 
departement angehören;  dieses  umfaßt  die  Ab- 
teilungen der  Inspektion,  der  Statistik,  der 
Schiedsgerichtsbarkeit.  Ueber  die  Uebertre- 
tungen  geben  die  Berichte  keine  Auskunft, 
d)  Kalifornien.  Für  den  führenden  Staat  des 
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pazifischen  Westens  sind  sozial  charakteristisch 
starke  Konzentration  der  Bevölkerung  in  San 
Francisco,  die  Eigenart  ihrer  nationalen  Zu- 
sammensetzung (unter  den  männlichen  Er- 
wachsenen vom  Jahre  1900:  51572  Briten, 
47092  Deutsche,  42297  Chinesen,  28909  Irländer, 
29090  Angehörige  lateinischer  Nationen),  und 
die  starke  gewerkschaftliche  Organisation  des 
angelsächsischen,  deutschen  und  skandinavischen 
Elements.  Die  Ausschließung  der  Negersklaven 
und  farbiger  Arbeiter  geht  auf  die  Konstituierung 
Kaliforniens  als  Einzelstaat  der  Union  zurück 
(1848).  Der  Ausschluß  auch  freier  Neger  aus 
Kalifornien  wurde  1849  verlangt,  weil  1.  ihre 
Rasseniuieriorität  die  Assimilation  unmöglich 
mache,  2.  sie  die  Einwanderung  der  guten  staats- 
erhaltenden weißen  Mittelklasse  entmutigen, 
3.  Mono|i()le  und  soziale  Ungleichheiten  aus  ihrer 
Ausbiuitiint;  hervorgingen,  4.  sie  ein  lasterhaftes 
und  liederliches  Element  darstellen,  5.  die  Steuer- 
last durch  die  Kosten  ihrer  Erhaltung  ge- 
steigert würde.  Aber  diese  Entwürfe  wurden 
nie  Gesetz  und  die  Sklavenhalter  setzten  das 
Recht  durch,  schwarze  Ausreißer  in  Kalifornien 
sich  ausliefern  zu  lassen.  Da  aber  1860  neben 
4000  Negern  nicht  weniger  als  47000  Chinesen 
im  Staate  gezählt  wurden,  trat  die  Chinesenfrage 
in  den  Vordergrund.  Dies  war  das  Resultat  des 
Goldfiebers.  Die  ersten  Chinesen  wurden  sehr 
freundlich  empfangen.  Bald  aber  erfuhr  man, 
daß  1847—1850  50000  kontraktlich  gebundene 
Arbeiter  nach  Kuba  verschifft  wurden.  Daher 
erklärte  der  Bericht  des  Bergwerksausschusses 
von  Kalifornien  am  16./IV.  1852,  daß  die  Einfuhr 
von  Asiaten,  Hörigen,  Me.xikanern  und  südameri- 
kanischen Peoneii  den  inneren  Flieden  der  Berg- 
baureviere bedrohe.  Als  Mittel  gegen  die  Zulas- 
sung fremder  Arbeiter  erließ  man  1850  ein  Gesetz 
betr.  Fremdenbesteuerung  (20  $  pro  Monat, 
Lösung  einer  Arbeitslizenz).  1854  wird  den 
Chinesen  die  Zeugnisablegung  vor  Gericht  wie 
Negern,  Mulatten  und  Indianern  versagt,  denn 
Columbus  habe  ja  die  Indianer  für  Asiaten  ge- 
halten. Erst  das  BundesG.  v.  17./V.  1871  machte 
solche  Freibeutereien  unmöglich.  Aber  jeder 
Reaktion  gegen  solche  Gesetze  folgte  eine  starke 
Einwanderuugswelle  und  neue  Ausschließungs- 
gesetze. 1870  nach  dem  Bau  der  Ueberlandbahn 
wurden  lUOOO  Chinesen  und  2—3000  Weiße 
arbeitslos.  Die  arbeitslosen  Chinesen  wurden  als 
Streikbrecher  nach  Massachusetts  gebracht;  dies 
hatte  die  Ausbreitung  der  Antikulibewegung  nach 
dem  Osten  zur  Folge.  1873  stieg  die  Einwande- 
rung der  Chinesen  auf  17000.  Die  Folge  war 
eine  Riesenagitation,  ein  Petitionssturm  beim 
Kongreß.  Man  wollte  mit  Zopfabschneiden  und 
degressiver  Besteuerung  der  Wäschereien  vor- 
gehen. Der  Bürgermeister  von  San  Francisco 
Alvord  legte  Veto  gegen  diese  Barbareien  ein. 
187G  stiegen  die  Landungen  der  Chinesen  auf 
2.3000;  1876—1879  beginnt  das  Zopfabsehneiden, 
bis  CS  für  verfassungswidrig  erklärt  wurde.  1880 
wurde  durch  Vertrag  mit  China  die  Befugnis 
zur  Limitierung  der  Arbeitereinwanderung  er- 
wirkt. Die  Gesetze  von  1882,  1884  und  1888  ver- 
langen die  Lösung  von  Zulassungsscheinen  von 
den  Zollbehörden,  die  von  den  Chinesen  zum 
Icil  bestochen  wurden.  Die  Maxima  der  Lan- 
dungen betrugen  46000  und  19  000  vor  den 
Oeseizen  von  1882  und  1888.  Die  Konkurrenz 
aul  dem  Arbcitsmarkt  wurde  immer  größer,  die 


Organisation  stärker,  die  Bedeutung  der  Frage 
aus  politischen  Gründen  übertrieben.  1886 
beschlossen  die  Ritter  der  Arbeit  den  Ausschluß 
der  Chinesen.  Das  G.  v.  l./X.  1888  gestattete 
Chinesen,  die  aus  Amerika  ausgereist  sind,  nicht 
mehr  die  Rückkehr.  Das  Ergebnis  dieser  Gesetze 
lieferten  die  Censusziffern  der  Chinesen  für 
1880  (105500),  für  1890  (107500)  und  für 
1900  (106700).  Sie  kamen  über  Canada,  Mexiko 
nach  San  Francisco  sogar  mittels  einer  Unter- 
grundbahn (1892);  daher  bestimmte  der  Geary 
Act,  jeder  verhaftete  Chinese  habe  den  Nachweis 
seines  rechtmäßigen  Aufenthaltes  bei  sonstiger 
Deportation  zu  liefern  (auf  10  Jahre).  Der 
Registrierung  imterwarfen  sich  12243  Chinesen, 
man  hätte  also  85000  deportieren  müssen.  Das 
hätte  10  Mill.  S  gekostet;  daher  wiirde  am  3./XL 
1893  die  Pflicht  des  Vollzuges  dieses  Gesetzes 
aufgehoben  (Mc  Creary  Act).  Ein  entsprechen- 
der Vertrag  wnirde  am  8./XIL  1894  auf  10  Jahre 
mit  China  geschlossen.  Am  29./IV.  1902  wurden 
auf  unbestimmte  Zeit  diese  Gesetze  verlängert 
und  auf  Hawaii  erweitert.  Und  nun  erst  er- 
wachte das  Interesse  am  eigentlichen  Arbeiter- 
schutz. 

Der  Zehnstnndentag  wurde  in  Kalifornien 
durch  G.  v.  17./V.  1853  als  Maßregel  der  Lohn- 
steigerung (a  legal  days  work)  eingeführt,  nach- 
dem ein  Entmirf,  der  Ueberschreitnngen  der 
lOstündigen  Arbeitszeit  mit  Strafen  bedrohte, 
abgelehnt  worden  war.  Gleich  nach  dem  Bürger- 
krieg, als  die  Gefahr  der  Auflösung  der  Gewerk- 
schaften infolge  der  Krise  drohte,  schlug  ihr 
Sekretär  Kenaday  eine  Achtstundenbill  vor; 
Wilcox,  der  Grobschmied  von  Mariposa,  brachte 
sie  mit  11000  Unterschriften  versehen  ein.  Es 
wurde  auf  das  Vorbild  von  Australien  und  Neu- 
seeland verwiesen.  Aber  der  Senat  erdrosselte 
den  Gesetzentwurf  durch  die  Klausel,  er  solle 
erst,  sobald  Massachusetts  ein  gleiches  Gesetz  er- 
lasse, in  Kraft  treten.  Darauf  begann  eine  starke 
Tarifbewegung  für  8  Stunden  im  Baugewerbe 
Aber  selbst  die  Buchdrucker  waren  nicht 
bereit  mitzutun.  1867  wurde  ein  neues  Acht- 
stundengesetz eingebracht;  8  Stunden  für  Er- 
wachsene, faUs  keine  andere  Verabredung  ge- 
troffen ist,  8  Stunden  zwingend  für  Jugendliche; 
Ausschluß  von  Landwirtschaft,  Rebbau,  Garten- 
bau und  häuslichen  Diensten.  Daraus  wurde  am 
21./II.  1868  das  zweite  Aehtstundengesetz. 
Das  Verlangen  nach  der  Eroberung  des  wirklichen 
Achtstundentages  führte  1869  zu  Streiks,  in  deren 
Verlauf  die  Gewerkvereine  den  Achtstunden- 
betrieben die  Stempelung  ihrer  Produkte  mit 
ihrem  Siegel  gestatteten  (Label);  die  Gerichte 
erklärten,  ein  richtiger  Achtstundentag  wäre  ein 
unzulässiger  Eingriff  in  die  verfassungsmäßigen 
natürlichen  Rechte.  Der  Mechanics  State  Council 
wandte  sich  nun  an  den  Industria!  Congress  in 
Chicago  1875  mit  dem  Antrage,  eine  große  Acht- 
stundendemonstration zur  Jahrhundertfeier  der 
Unabhängigkeitserklärung  am  4./VII.  1876  zu 
veranstalten.  Der  Kongreß  nahm  das  an,  war 
aber  angesichts  der  herrschenden  Arbeitslosig- 
keit und  der  stärkeren  Anziehungskraft  des 
Antichineseirrummels  nicht  imstande,  dies  ins 
Werk  zu  setzen.  Am  l./IX.  1882  erzielten  die 
Holzarbeiter  den  Achtstundentag  am  Samstag. 
Am  9./II.  1883  beschlossen  sie,  am  l./V.  1884  den 
Stücklohn  abzuschaffen  und  den  Neunstundentag 
einzuführen.    Dies  gelang.    1884  nahmen  die 
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Ritter  der  Arbeit  die  Achtstundenforderung  in 
ihr  Programm  auf.  Diese  Forderung  übernahm 
die  American  Federation  of  Labor  1888  und 
setzte  in  St.  Louis  auf  den  l./V.  1890  den  Ueber- 
gang  fest.  Dieser  Tag  verging  in  San  Francisco 
fast  ohne  !^treik;  viele  Kürzungen  der  Arbeitszeit 
waren  immerhin  die  Folge.  Bei  öffentlichen  Ar- 
beiten sollte  1899  ein  neues  Gesetz  den  Liefe- 
ranten verbieten,  mehr  als  8  Stunden  Arbeit  „zu 
verlangen  oder  zu  gestatten".  Diese  Stipulation 
mußte  nach  dem  Gesetz  von  1903  n.  119  bei 
sonstiger  Nichtigkeit  in  die  Kontrakte  aufge- 
nommen werden.  Im  J.  1903  erhielt  die  Polizei 
den  Achtstundentag  und  die  Angestellten  der 
Drogcngeschiifte  durch  Gesetz  von  1905  p.  28 
die  60-Stundenwoche  und  durch  Gesetz  von 
1921  c.  765  den  Neunstundentag  (Ö4-Stunden- 
woche).  Seit  Juni  1901  errangen  die  Baugewerbe 
den  Achtstundentag;  im  Metallgewerbe  erzielte 
ihn  Jos.  F.  Valentine  durch  den  Abschluß  eines 
Tarifes,  der  alle  (i  Monate  eine  Verkürzung  von 
15  Minuten  v.  I./Xll.  1908  an  brachte  und  so 
auf  den  l./Vl.  1910  den  Achtstundentag  erzielte. 
So  wurde  es  möglich,  am  22./III.  1911,  ergänzt 
1913  c.  352,  ein  allgemeines  Achtstunden- 
gesetz (48  in  der  Woche)  (ch.  258  v.  1911 
und  352  ex  1913,  ergänzt  1919  S.  394)  zu 
erlassen  für  Arbeiterinnen  in  Fabriken, 
Handelsbetrieben,  mechanischen  Werkstätten, 
Wäschereien,  Jlotols,  Gastwirtschaften,  Ver- 
gnügungsgewerben, Hospitälern,  Verkehrsge- 
worben, Telegraphen-,  Telepliondiensl.  Ausge- 
nommen sind  die  Ernte,  das  Einmachen,  Konser- 
vieren, Trocknen  leichtverderblicher  Früchte 
oder  Gemüse  und  graduierte  Spitalpflegerinnen. 
Die  i.  J.  1913  eingesetzte  Wohlfahrtskommission 
regelte  sodann  die  Arbeitszeit  in  Konserven- 
fabriken mit  60  Stunden  in  der  Woche  (mit 
Ueberstunden  höchstens  72)  durch  V.  v.  14./1I. 
1916.  Im  J.  1921  wurde  diese  Kommission  be- 
auftragt, nicht  nur  wie  bisher  Mindestlöhnc, 
sondern  auch  Höchstarbeitszeiten  für  Frauen  in 
allen  Gewerben  mit  bindender  Kraft  aufzu- 
stellen (ch.  279  in  Kraft  .seit  28./VII.  1921).  Im 
Bergbau  und  den  Hochöfen  und  Hüttenwerken 
ist  der  Achtstundentag  strikt  eingcfülirt  durch 
G.  v.  30./V.  1913  ch.  186;  sodann  ist  das  Ma.ximum 
von  16  .Stunden  mit  folgender  lOstündiger  Kuhe- 
schicht  für  die  Eisenbahner  vorgeschrieben 
(G.  V.  21./IV.  1911  ch.  184,  ergänzt  1913 
ch.  226). 

Der  Kinderschutz  hat  in  Kalifornien  ge- 
ringere Bedeutung  als  anderwärts  gehabt;  die 
Verrichtungen,  die  Frauen  und  Kindern  sonst 
zulirk'U,  übernahmen  die  Chinesen.  1858  wurde 
ein  Lehrlingsgesetz  erlassen  und  1860, 1862, 1863, 
1872  ergänzt,  in  das  Zivilgesetzbuch  aufge- 
niininien.  Die  Revision  von  1876  beseitigte  die 
Mn.;lichkeit  kontraktlicher  Bindung  auch  Groß- 
jähriger auf  ein  Jahr  zur  Bezahlung  der  Reise- 
kosten nach  Kalifornien.  Als  Zulassungsalter 
galt  das  14.  (seit  1858),  als  Ende  der  Lehrzeit 
das  21.  Jahr  (für  Mädchen  18).  Die  Lehrzeit- 
nornien  waren  für  die  Buchdrucker  wichtig;  daher 
verfaßte  einer  von  ihnen,  A.  M.  Kenaday  das 
Verbot,  Minderjährige  mehr  als  8  Stunden  zu  be- 
schäftigen (Gesetz  von  1868  p.  63).  Das  wtirde  zu 
einem  Neunstundentag  (im  Penal  Code  1872  sec. 
651).  1889  p.  4  wurde'das  vollendete  10.  Jahr  als 
Zulassungsalter  und  Registrierung  aller  Jugend- 
lichen unter  16  Jahren  verlangt.  Dieses  Gesetz 


wurde  nie  durchgeführt,  und  es  galt  als  ganz  neu, 
als  1901  der  Arbeiterbund  12  Jahre  als  Zu- 
lassungsalter und  einen  Neunstundentag  für 
Arbeiter  unter  16  Jahren  verlangte  (Cal.  Sta- 
tutes 1901  p.  631)  und  auch  dies  durchgeführt 
wurde.  Gegen  das  14.  Lebensjahr  als  Zulassungs- 
alter wurden  die  Fruchtkonservenfabriken  und 
ihr  agrarischer  Troß  1903  mobil  gemacht.  Erst 
1905  p.  12  gelang  es,  die  Zulassungsgrenze  des 
14.  Leben.sjahres  durchzusetzen,  mit  Ausnahmen 
für  die  Schulferien  (auch  12— 14jährige)  und 
für  Kinder  armer  Eltern  mit  Erlaubnis  des 
Jugendgerichtshofes;  Nachtarbeit  unter  16  Jah- 
ren ist  verboten. 

Das  KinderschutzG.  v.  19./V.  1919  läßt 
Kinder  unter  IG  Jahren,  die  nicht  Primär-  und 
gewisse  Teile  des  Fortbildungswesens  absolviert 
haben,  nicht  zur  Erwerbsarbeit  zu,  verbietet  den 
Straßcnhandel  Knaben  unter  10,  Mädchen  unter 
18  Jahren  und  enthält  zahlreiche  Beschäfti- 
gungsverbote. Von  1900  auf  1905  nahm  die 
Arbeiterzahl  in  der  Industrie  um  30%  zu,  die 
Kinderzahl  um  14,1%  ab. 

Der  Frauenschutz  begann  mit  einem  Gesetz 
zur  Sicherung  gleicher  Bezahlung  von  Frauen  und 
Männern  im  Lehrberuf,  1873—1874  n.  93,  und  der 
Grundsatz,  daß  das  Geschlecht  kein  Berufs- 
hindernis sein  solle,  wurde  in  die  Verfassung  von 
1879  Art.  XX  sec.  18  aufgenommen.  Ein  sehr  zwei- 
felhaftes Privileg,  das  z.  B.  zur  Erhaltung  weib- 
licher Bedietmng  in  Schankwirtschaften  diente. 
1889  wird  die  6ü-Stundcnwoche  für  Personen 
unter  18  Jahren,  1889  und  1903  für  Frauen  die 
Erstellung  von  Sitzgel egenh eit  gesetzlich  er- 
wirkt. Der  Arbeitskommissär  hat  den  Vollzug  zu 
besorgen;  er  hat  dazu  keine  Mittel  und  hat  nie 
Klagen  erhoben.  Die  Mehrzahl  der  Frauen  ist  in 
Schuh-,  Handschuh-,  Konservenfabriken  und 
Wäschereien  und  als  Angestellte  tätig. 

Für  den  Bäckerschutz  trat  der  deutsche 
Bäckerverein  in  San  Francisco  ein  und  errang  das 
Gesetz  von  1880  p.  80,  das  die  Nachtarbeit  an 
Samstagen  und  .Sonntagen  verbot.  Der  Oberste 
Gerichtshof  erklärte,  eine  solche  Spezialgesetz- 
gebung  sei  in  Kalifornien  verfassungswidrig. 

Charakteristisch  für  die  Macht  der  Schank- 
wirte war  die  Aufhebung  der  Sonntags- 
ruhegesetze von  1855,  1861,  1870,  die  ur- 
sprünglich zur  Unterdrückung  von  Fandango, 
Stier-  und  Hahnenkämpfon  in  den  Goldminen- 
zentren erlassen  worden  waren.  Die  Auf- 
hebung erfolgte  am  24./I.  1883.  Erst  am 
27./XI.  1893  wurde  das  geltende  SonntagsruheG. 
wieder  hergestellt. 

In  bezug  auf  Gesundh  eitsschutz  u  nd  Un- 
fall verhütuug  steht  Kalifornien  nicht  in  erster 
Reihe:  1876  wurde  ein  Dampfkesselinspektor 
ernannt,  aber  die  Institution  1880  aufgehoben 
und  den  Städten  überwiesen.  Ebenso  ist  1921 
ein  Dampfkesselinspektionsgesctz  von  1917  be- 
seitigt worden.  Die  Unfallverhütung  in  Kohlen- 
gruben ist  äußerst  geringfügig,  Straf  Sanktionen 
fast  Null.  Als  der  Arbeitskommissär  in  einer 
Metallschleiferei  Absaugeapparate  anordnete,  er- 
klärte dies  der  Oberste  Gerichtshof  für  ver- 
fassungswidrig; der  Inspektor  habe  nicht  den  Ge- 
setzgeber zu  spielen. 

Seit  1850  ist  für  den  Lohnschutz  zunächst 
der  Bauarbeiter  durch  Lohnpfandrecht  (me- 
chanicslien)  gesorgt  worden,  das  seit  1867 — 1907 
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auch  auf  Sägewerke,  Landwirtschaft,  Schiffahrt 
ausgedehnt  wurde.  Lohnforderungen  bis  100  $ 
gewähren  ein  Konkursprivileg.  Dagegen  blüht 
in  manchen  Landesteilen  das  Trucksystem, 
dessen  gesetzliches  Verbot  die  Gerichte  für  un- 
zulässig erklären.  1895  wurde  festgestellt,  daß 
Arbeiter  mit  Dreimonatswechseln  bezahlt  wurden. 
Dies  wurde  durch  G.  v.  l./IH.  1911  (ergänzt 
1915  p.  1215)  verboten.  Mindestlohnämter 
sind  seit  ch.  321  26./V.  1913  und  ch.  571 
(1915)  von  der  Industrial  Weifare  Commission 
paritätisch  zur  Lohnregelung  in  allen  In- 
dustrien eingesetzt  worden,  wo  dies  nötig 
ist,  und  Frauen  und  Jugendliche  beschäftigt 
werden.  Solche  in  Monatsfrist  in  lüaft  tretende 
Mindestlohnverordnungen  sind  für  die  Frucht-, 
Fischkonservenindustrie,  Wäschereien,  Hotels, 
Handelsangestellte,  die  Landwirtschaft  1920  er- 
lassen worden. 

Der  Vollzug  der  Arbeiterschutzgesetze  ist 
seit  1889  dem  1883  nach  dem  Vorbild  von  Massa- 
chusetts begründeten  arbeitsstatistischen  Amte 
übertragen  worden.  Seine  Beamten  werden  auf 
4  Jahre  entweder  als  Schützlinge  der  Arbeiter- 
organisationen oder  der  Southern  Pacific  Eisen- 
bahngesellschaften ernannt;  die  Kredite  des 
Amtes  waren  ebenso  kläglich  wie  seine  Lei- 
stungen, etwa  mit  Ausnahme  der  Durchführung 
des  Kinderschutzes.  Die  Zahl  der  verfolgten 
Uebertretungen  betrug  1919  und  1920:  73  mid 
54.  Erst  durch  G.  v.  28./Vn.  1921  c.  604  ist 
ein  Arbeitsdepartement  organisiert  worden,  das 
die  Kommissionen  für  Unfallverhütung,  Ein- 
wanderung, Wohnungswesen,  industrielle  Wohl- 
fahrt und  Arbeitsstatistik  umfaßt  und  die  Kre- 
dite bedeutend  erhöht. 

e)  Die  Südstaaten.  Die  Südstaaten  sind 
die  letzten,  erst  seit  40  Jahren  industriell  be- 
siedelten Gebiete  der  Union.  Man  zählte  1884 
1150000  Baumwollspindeln  in  den  Südstaaten, 
12%  Mill.  in  den  Nordstaaten;  1920  dagegen: 
151/4  Mill.  im  Süden,  201/4  Mill.  im  Norden.  Die 
Testilfabriken  des  Südens  befinden  sich  mitten 
im  BaumwoUpflanzungsgebiet,  besitzen  also  die 
Vorteile  der  Transportkostenersparnis  des  Roh- 
stoffes, sowie  der  Kohlenersparnis  durch  aus- 
schließlich elektromotorischen  Betrieb.  Außer- 
dem ist  dies  das  Land  der  „armen  Weißen",  kleiner 
Landwirte,  die  vielfach  durch  Fabrikarbeit  ihrer 
Kinderschar  eine  Aufbesserung  des  kärglichen 
Ertrages  ihres  landwirtschaftlichen  Anwesens 
erstrebten.  Dies  erklärt  die  zahlreichen  Miß- 
stände, die  aus  der  Kinderarbeit  im  Süden  er- 
wachsen. 

In  Georgia  ist  i.  J.  1853  ein  Gesetz  erlassen 
worden,  welches  für  alle  freien  weißen  Männer 
unter  21  Jahren  in  allen  BaumwoU-,  WoUwaren- 
und  anderen  Fabriken  die  Dauer  der  Arbeitszeit 
regelte.  Sie  hat  zu  dauern  von  Sonnenaufgang 
bis  Sonnenuntergang;  damit  war  die  Nachtarbeit 
verboten.  Charakteristisch  für  die  Verhältnisse 
dieses  Sklavenstaates  war,  daß  erst  i.  J.  1861 
Körperstrafen  in  Fabriken  verboten  wurden. 
1886  begann  die  Agitation  der  Ritter  der  Arbeit, 
aber  noch  1887  wurde  ihr  Entwurf  eines  Kinder- 
schutzgesetzes  aus  puritanischen  Motiven  ver- 
worfen (,,Ein  müßiger  Geist  ist  des  Satans 
Werkstatt").  Außerdem  wurden  Versuche  des 
Kinderschutzes  als  Intrigen  der  Yankees  denun- 
ziert, die  dem  Süden  seine  Vorteile  neideten,  seine 
Produktion  verringern  und  die  Baumwollpreise 


drücken  wollten.  1889  wirrde  ein  Elfstunden- 
gesetz durchgesetzt,  zu  dessen  Erlaß  namentlich 
der  Brief  eines  Spinnereidirektors  beitrug,  der 
erklärte,  daß  in  11  Stimden  billiger  als  in  12 — 13 
Stunden  produziert  werde.  Aus  der  Gesetzes- 
bestimmung einer  eUstündigen  Arbeitszeit  wurde 
die  Erlaubnis  herausgelesen,  auch  durch  11  Stun- 
den Nachtarbeit,  die  von  1853 — 1889  verboten 
war,  vorzunehmen.  Erst  i.  J.  1906  gelang  es 
ein  Kinderschutzgesetz  zu  erwirken,  das  von 
1907  an  die  Nachtarbeit  (7  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens)  Kindern  unter  14  Jahren  und  die  Be- 
schäftigung lesensunkundiger  Kinder  verbot, 
die  noch  nicht  12  Wochen  Schulbesuch  absol- 
viert haben.  Von  1908  an  sollte  das  Zulassungs- 
alter 14  Jahre  betragen.  Erst  i.  J.  1914  gelang 
es,  den  Zehnstundentag  (die  60-Stundcnwoche)  in 
Baumwoll-  oder  Wollwarenfabriken  durchzu- 
setzen. In  allen  anderen  Fabriken  gilt  die  ehr- 
würdige Regel  der  Arbeitsdauer  von  Sonnenauf- 
gang bis  Sonnenuntergang.  Das  Zulassungsaltei 
von  14  Jahren  wird  auf  12  reduziert  für  Kinder 
von  Witwen  luid  für  Waisenkinder,  sobald  sie  ein 
Zeugnis  über  12wöchentlichen  Schulbesuch  be- 
sitzen. Nachtarbeit  ist  bis  zum  Alter  von  14% 
Jahren  verboten  (7  Uhr  abends  bis  6  Uhr  mor- 
gens). Für  Austrägerarbeit  beträgt  das  Zu- 
lassungsalter 16,  für  Akrobatenkinder  12  Jahre. 
Das  Trucksystem  ist  seit  1888  verboten. 

Alabama  erließ  1887  ein  Gesetz,  das  das 
14.  Lebensjahr  als  Zulassungsalter  und  die 
8stündige  Maximalarbeitszeit  für  Frauen  und 
Jugendliche  unter  18  Jahren  einführte.  Kindern 
unter  15  Jahren  wurde  die  Arbeit  in  Kohlen- 
gruben verboten.  Dieses  Gesetz  wurde  i.  J.  1894 
aufgehoben.  Im  J.  1900  gab  es  2400  Kinder  in 
Fabriken,  29%  der  Fabrikarbeiterschaft.  Im  J. 
1903,  Gesetz  Nr.  57,  gelang  es  erst,  ein  Zulassungs- 
alter von  12  Jahren  und  ein  Verbot  der  Nacht- 
arbeit bis  zum  13.  Lebensjahre  zu  erringen. 
Kinder  von  Witwen  und  von  Invaliden  konnten 
auch  nach  vollendetem  10.  Lebensjahre  be- 
schäftigt werden.  Das  Maximum  der  Nacht- 
arbeit beträgt  für  Kinder  von  14 — 16  Jahren 
48  Stunden  in  der  Woche.  Kinder  von  10—12 
Jahren  dürfen  höchstens  66  Stunden  in  der 
Woche  arbeiten.  Für  den  Vollzug  war  nicht 
gesorgt.  Das  geltende  Gesetz  vom  Jahre  1908 
hat  es  bei  dem  12.  Lebensjahre  als  Zulassungs- 
alter ohne  Ausnahmen  gelassen,  also  das  Armuts- 
privileg für  10 — 12jährige  beseitigt.  Die  Arbeits- 
zeit beträgt  bis  zum  Alter  von  14  Jahren  60 
Stunden,  Nachtarbeit  ist  bis  zum  16.  Lebens- 
jahr verboten  und  darf  bis  zum  18.  Lebensjahre 
nicht  mehr  als  8  Stunden  betragen.  Im  Bergbau 
wurde  das  Zulassungsalter  (1907,  Code  Section 
1035)  auf  14  Jahre  erhöht  und  der  Direktor  der 
Gefängnisse  und  Armenhäuser  mit  der  Aufsicht 
über  Spinnereien  und  Fabriken  betraut.  Im  J. 
1915  ist  das  Arbeitszeitgesetz  (p.  193,  Section  2) 
ergangen,  das  die  60-Stundenwoche  für  sechs- 
tägige Arbeit  durchgängig  einführt  und  die  Nacht- 
arbeit Kindern  unter  16  Jahren  verbietet.  Gleich- 
zeitig wird  auch  Kindern  unter  16  Jahren  in  ge- 
fährlichen Industrien,  einschließlich  des  Berg- 
baus, die  Erwerbsarbeit  verboten,  im  Straßen- 
handel Knaben  unter  16,  Mädchen  unter  18 
Jahren  und  von  1917  an  die  Schulpflicht  vom 
8.— 15.  Lebensjahre  eingeführt.  Von  dieser 
Vorschrift  befreit  nur  nachgewiesene  Armut  bis 
zu  dem  Zeitpunkte,  von  dem  an  der  Staat  mittel- 
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losen  Kindern  Lehrmittel  und  Kleider  unent- 
geltlich liefert. 

Das  Gros  der  Kinderarbeit  befindet  sich  in 
Nord-Carolina  und  Süd-Carolina.  In  Nord- 
Carolina  geht  die  Arbeiterschutzgesetzgebung 
auf  die  Agitation  der  Ritter  der  Arbeit  zurück, 
die  i.  J.  1887  ein  arbeitsstatistisches  Amt  er- 
wirkte. Die  Arbeiterschutzentwürfe  dieses 
Amtes  scheiterten  sowohl  an  dem  Armutsargu- 
ment als  an  den  agrarischen  Baiimwollinteressen: 
Kürzere  Arbeitszeit  bedeute  geringere  Produk- 
tion, diese  geringeren  Absatz  von  Baumwolle 
an  die  Spinnereien.  1893  betrug  die  Arbeitszeit 
noch  12—13  Stunden,  die  Zahl  der  Kinder  stieg 
von  1880—1900  von  741  auf  7129.  Nach  An- 
gabe der  Fabrikanten  gab  es  auch  G— 7  jährige 
Kinder,  die  hie  und  da  über  12  Stunden  ar- 
beiteten, und  zwar,  wie  eine  Enquete  ergab,  für 
25  Cents  pro  Tag.  Drei  Fünftel  der  "Kinder 
gingen  nicht  zur  Schule.  Daher  führte  ein  Ge- 
setz von  1903,  ch.  473,  ein  Arbeitsverbot  für 
Kinder  unter  12  Jahren  ein,  außer  in  Austern- 
konservierungsfabriken (in  denen  Negerkinder 
arbeiteten).  Von  12—18  Jahren  sollte  das  Maxi- 
mum der  Arbeitszeit  66  Stunden  betragen.  Die 
Nachtarbeit  war  nicht  verboten.  Im  J.  1906 
versuchte  das  National  Child  Labour  Committee 
diese  Lücke  zu  beseitigen,  und  es  gelang  i.  J.  1908 
durch  Gesetz,  ch.  463,  das  Zulassungsalter  auf 
13  Jahre  zu  erhöhen,  wobei  als  Hintertür  eine 
Klausel  für  Lehrlinge  eingeschaltet  wurde,  die 
CS  ermüglichte,  diese  im  Alter  von  12  Jahren  nach 
4monatlichem  Schulbesuch  aufzudingen.  Nacht- 
arbeit unter  14  Jal;ren  wurde  von  8  Uhr  abends 
bis  5  Uhr  morgens  verboten.  Allmählich  er- 
starkten die  Arbeiterverbände.  Die  Nachtarbeit 
wtirde  1913  bis  zum  16.  Lebensjahre  und  von 
9  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  verboten;  Sitz- 
gelegenheiten für  Frauen  in  demselben  Jahre 
vorgeschrieben.  Endlich  wurde  i.  J.  1915  die 
elfstündige  Arbeitszeit  (60  Stunden  Inder  Woche) 
für  Frauen  und  Minderjährige  eingefülirt.  Doch 
sind  diese  Maximalarbeitszeiten  durch  Ueber- 
zeiten  beliebig  überschrcitbar. 

In  Süd-Carolina  war  nach  vergeblichen 
Versuchen,  Kinder-  und  andere  Schutzgesetze 
einzuführen,  die  bis  auf  das  Jahr  1884  zurück- 
reichen, 1892,  Nr.  39,  ein  11-Stundengesetz  für 
Frauen  eingeführt  worden.  Dieses  wurde  nicht 
durchgeführt.  Erst  i.  J.  1900  beginnt  die  Agi- 
tation für  Kinderschutzgesefzgebung  durch  die 
Federation  of  Labor.  30%  der  Arbeiterschaft 
der  Spinnereien  bestand  aus  Kindern  unter 
12  Jahren.  Durch  Gesetz  Nr.  74  des  Jahres  1903 
wurde  ein  Zulassungsalter  von  12  Jahren  erzielt, 
doch  war  Arbeit  der  10— 12iährigen  mit  Aus- 
nahme der  Nachtarbeit  (8  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
inorgens)  in  den  Schulferien  nach  viermonat- 
lichem Schulbesuch  und  ständig  auch  den  Kin- 
dern armer  Witwen  gestattet.  1912  section  422 
wurde  diese  Ausnahme  aufgehoben  und  in 
Fabriken,  im  Bergbau  und  in  der  Textilindustrie 
durchweg  das  12.  Lebensjahr  als  Zulassimgsalter 
festgesetzt  und  Nachtarbeit  vom  12. — 16.  Lebens- 
jahre verboten  (9  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens), 
außer  nach  Betriebsstörungen.  In  gefährlichen 
Betrieben  und  seit  1903  bei  Schaustellungen  ist 
das  14.  Lebensjahr  das  Zulassungsalter.  Die 
Arbeitszeit  der  Frauen  und  Jugendlichen  wurde 
1907  auf  62  Stunden,  1908  auf  60  Stunden  in  der 
Woche  gekürzt  und  1913  durch  code  240  10  Stun- 1 


den  für  Normaltagesarbeitszeit  für  Frauen  und 
Kinder  unter  14  Jahren  erklärt,  wenn  nicht 
kürzere  Arbeitzeit  ausdrücklich  stipuliert  ist. 
Das  Zulassungsalter  in  gefährlichen  Betrieben 
beträgt  16  Jahre.  '  Für  Frauen  wurden  Sitz- 
gelegenheiten eingefülirt.  Eine  staatliche  In- 
spektion wurde  durch  Act  Nr.  4  des  Jahres  1909 
eingeführt.  Diese  entfernte  1500  gesetzwidrig 
beschäftigte  Kinder  und  stellte  fest,  daß  18,8% 
der  Arbeiterschaft,  9016  Personen,  Kinder  seien. 
Es  besteht  kein  Verbot  der  Nachtarbeit  für 
Kinder  unter  12  Jahren  und  Frauen,  keine  Schul- 
pflicht und  kein  standesamtliches  Geburts- 
register in  diesem  Staate. 

4.    Zulassungsalter   undjf  Arbeitszeit. 

Das  Geltungsgebiet  des  ArboitiTschutzes 
unifaßt  in  den  Vereinigten  Staaten  auch 
nichtfabrikniäßige  Betriebe  (manufactures). 
Connecticut  und  Vermont  bescliränken  den 
Schutz  auf  motorische,  Oregon  und  Rhode 
Island  auf  Betriebe  mit  mehr  als  5,  Iowa 
mit  über  8  Personen.  Nur  Bergbau-, 
Hüttenbetrieb  und  gefährliche  Industrien 
sind  Geltungsgebiete  des  normalen  Arbeiter- 
schutzes in  Utah  und  Wyoming.  In 
32  Staaten  unterliegen  die  Jugendlichen, 
die  im  Handel,  in  Gastwirtschaften,  bei 
Botendiensten  usw.  beschäftigt  sind,  ähn- 
lichen oder  denselben  Vorschriften  wie  in 
der  Industrie.  Der  Schutz  der  Frauen 
besteht  in  30  Staaten  für  Gewerbe-  und 
Handels-,  in  Georgia,  Indiana,  Maine,  North 
Carolina  nur  für  Gewerbebetriebe.  Inner- 
halb der  Industrie  schützen  Georgia  und 
Süd-Carolina  die  Frauen  nur  in  BaumwoU- 
und  Wollspinnereien.  Die  Frauenarbeit  ist 
noch  ungeregelt  in  Alabama,  Alaska,  Iowa, 
Kansas,  North  und  South  Dakota  und 
West-Virginia. 

Ueber  den  Kinderschutz  hatten  bis  Ende 
1920  50  von  56  Staaten  und  Territorien 
zum  Teil  sehr  buntartige  Schutzvorschriften 
erlassen.  Als  Zulassungsalter  ist  bei  Nicht- 
erfüllung der  Schulpflicht  das  16.  Lebens- 
jahr in  Montana  (Rev.  Codes  1907  s.  1746) 
und  Kalifornien  (G.  v.  lO./V.  1919)  im 
Bergbau,  Fabriken,  Werkstätten,  gefährlichen 
Betrieben  festgesetzt.  Das  15.  Lebensjahr 
ist  während  des  Schuljahrs  Zulassungsalter 
für_  Arbeiter,  das  16.  für  Arbeiterinnen  in 
Ohio,  für  beide  Geschlechter  das  15.  in 
Michigan  und  Texas,  das  14.  Lebens- 
jahr in  41  Staaten,  das  12.  Lebensjahr  für 
Knaben,  das  14.  für  Mädchen  in  Mississippi, 
für  beide  das  12.  in  North  Corolina.  Kein 
Zulassungsalter  besitzen  Alaska  und  Ha- 
waii, ferner  Utah  und  Wyoming  außer 
im  Bergbau.  Rein  ziffermäßig  betrachtet 
wäre  das  Ergebnis  ein  vortreffliches,  wenn 
es  nicht  folgenden  Einschränkungen  unter- 
läge: in  Minnesota,  Missouri,  Maryland 
wurde  vom  normalen  Zulassungsalter  bei 
Mittellosigkeit  der  Pabrikkinder  herabge- 
gangen; dieses  Beispiel  hat  auf  die  Süd- 
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Staaten  ansteckend  gewirkt;  7  Staaten  ge- 
statten den  Kindern  mittelloser  Eltern 
bereits  mit  12  Jahren,  North  Carolina  sogar 
mit  8  Jahren  die  Beschäftigung  in  Gewerbe- 
betrieben. Sodann  bereitet  der  Alters- 
nachweis Schwierigkeiten.  Die  Möglich- 
keit, sich  für  25  cts.  ein  falsches  Zeugnis 
von  einem  öffentlichen  Notar  zu  erschleichen, 
hat  manche  der  führenden  Staaten  bewogen, 
eine  unabhängige  Kontrolle  der  Alters- 
zeugnisse einzuführen  z.  B.  in  Ermangelung 
sonstiger  Dokumente  das  Gutachten  zweier 
Staatsärzte  zu  verlangen.  In  der  Mehrzahl 
der  Staaten  ist  für  eine  Kontrolle  des  Schutz- 
alters nicht  gesorgt.  Ferner  ist  die  Mindest- 
dauer der  Schulpflicht  im  Schuljahre 
8  —  9  Monate  in  den  industriellen  Oststaaten, 
3—5  Monate  in  den  agrarischen  Südstaaten. 
Das  Zulassungsalter  zur  Arbeit  unter 
Tage  in  Bergwerken  beträgt:  18  Jahre 
in  Wisconsin,  17  in  Texas,  16  Jahre  in  den 
19  bedeutendsten  Montanstaaten,  15  Jahre 
in  3,  14  in  13,  12  in  2  Staaten  (Nord-  und 
Süd-Carolina). 

Zur  Verhütung  der  körperlichen  und 
sittlichen  Gefährdung  der  Kinder  haben 
40  Staaten  erst  im  15.  bis  21.  Lebensjahr 
ihre  Verwendung  bei  Aufzügen,  beim 
Reinigen  von  Maschinen,  bei  gefährlichen 
Betrieben,  in  Schankräumen,  Theatern,  in 
Vergnügungslokalen  und  bei  gewissen  Boten- 
diensten gestattet. 

Der  Schutz  der  Nachtruhe  der  Kinder 
und  Jugendlichen  ist  gegenwärtig  in  42 
Einzelstaaten  (davon  in  Washington  nur  in 
Bäckereien)  gesichert.  Ihre  Dauer  schwankt 
von  16  Stunden  in  New  York,  13  in  9  Einzel- 
staaten, 121/)  in  Massachusetts,  12  in  11 
Staaten,  11%  und  11  in  8,  10  in  4,  9  in  5 
Staaten,  8  in  Hawaii,  bis  zu  7  Stunden  für 
die  15— 18jährigen  in  Kalifornien.  Colorado 
verbietet  ohne  Angabe  der  Dauer  „Arbeit 
nach  8  Uhr  abends".  Das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit der  erwachsenen  Frauen  ist  in 
13  Staaten  und  das  Verbot  ihrer  Arbeit 
unter  Tage  in  Bergwerken  in  17  Staaten, 
ihrer  Bedienungstätigkeit  in  Schankräu- 
men in  18  Staaten  erlassen  worden. 

Der  Maximalarbcitstag  für  er- 
wachsene Frauen  ist  in  43  Staaten 
geregelt.  Der  Portschritt  auf  diesem  Ge- 
biete seit  15  Jahren  ist  unverkennbar.  Der 
Achtstundentag  ist  gesetzlich  für  In- 
dustrie und  Handel  eingeführt  in  Kalifornien, 
Colorado,  Columbia,  Massachusetts  (48-Stun- 
denwoche),  New  Mexico,  Portorico  und  Wa- 
shington; 15  Staaten  haben  den  Neun- 
stunäentag  (die  54-Stundenwoche,  50  in 
Ohio) ;  13  Staaten  gestatten  55  —58  Stunden 
und  8  Staaten  60  Stunden  in  der  Woche.  In 
manchen  Staaten  wird  nur  bei  nachweisbarer 
Betriebsstörung,  zum  Zwecke  der  Kürzung 
der  Arbeitszeit  am  Samstag,  bei  Eeparatur- 


arbeiten,  eine  halbe  Stunde  Ueberzeit  ge- 
stattet, und  durch  den  Aushang  eines 
Stundenplans  die  Kontrolle  erleichtert.  Eine 
gesetzliche  Regelung  des  Beginnes  und 
Schlusses  der  Arbeitszeit  trifft  New  Jersey 
(7-12,  1-6,  Samstags  7-12). 

Der  Achtstundentag  ist  Vorschrift  für 
Jugendliche  unter  18  Jahren  in  Kali- 
fornien und  Portorico,  unter  16  Jahren  in 
26  Staaten;  Idaho,  Pennsylvanien,  Vermont 
und  Wyoming  halten  noch  am  Neunstunden- 
tage, 8  Staaten  am  Zehnstundentagc  fest; 
Alabama  und  Süd-Carolina  sind  die  letzten 
Vertreter  des  Elfstundentages  für  Jugend- 
liche. 

Vorschriften  über  Mittagspausen  haben 
nur  16  Staaten  erlassen;  eine  volle  Stunde 
gewähren  davon  6,  1  Stunden  New  Hamp- 
shire, 45  Minuten  5,  30  Minuten  4  Staaten. 

In  Bergwerken  galt  früher  dieselbe 
Arbeitszeit  wie  in  Fabriken.  Ende  1920 
gewährten  Alaska,  Arizona,  Kalifornien,  Colo- 
rado, Idaho,  Nevada,  New  Jersey,  Okla- 
homa, Oregon,  Utah,  Washington,  Wyoming 
die  gesetzliche  Achtstundenschicht  auch 
männlichen  erwachsenen  Arbeitern,  Penn- 
sylvanien nur  den  mit  der  Fahrung  betrauten 
Arbeitern  (hoisting  engineers);  Illinois, 
Iowa,  Kansas  haben  nur  für  Jugendliche 
ein  8-Stundenmaximum  vorgeschrieben;  die 
Maxima  sind  in  Pennsylvanien  noch  10 
Stunden  pro  Tag  und  54  in  der  Woche  und 
10  Stunden  pro  Tag  und  60  wöchentlich  in 
Louisiana,  Maryland,  Virginia. 

Einen  besonderen  Ruheschutz  gewähren 
den  Bäckern  New  Jersey  (Verbot  der 
Nachtarbeit  von  7  —  7  bis  16  Jahre,  all- 
gemeine 60-Stundenwoche)  und  Pennsyl- 
vanien (Nachtarbeitsverbot  9— 5  bis  18  Jahre, 
60  Stunden  für  Frauen).  Vereinzelt  steht 
der  Achtstundentag  für  Zigarrenarbeiter 
auch  in  nichtfabrikmäßigen  Betrieben  für 
Personen  unter  18  Jahren  in  Wisconsin,  der 
Zehnstundentag  auch  für  männliche  er- 
wachsene Textilarbeiter  in  beiden  Carolina. 
Seit  1912  ist  in  Nevada  das  Achtstunden- 
maximum in  Zementfabriken  eingeführt, 
in  Arizona  in  Wäschereien  und  Elektrizitäts- 
werken. Entsprechend  den  Beschlüssen  der 
Internationalen  Vereinigung  f.  gesetzl.  Ar- 
beiterschutz ist  die  Achtstundenschicht  1913 
zur  Verhütung  der  Druckluftkrankheit 
bei  Caisson-  und  Tunnelarbeiten  in  New 
York  und  New  Jersey  eingeführt  worden ;  in 
Ziegeleien  ist  der  Zehnstundentag  in  New 
York  Normalarbeitstag,  m  Sägewerken  in 
Arkansas. 

Dem  Schutz  der  zwischenstaatlichen 
Eisenbahnangestellten  durch  die  Bun- 
desgesetzgebung (4./III.  1907)  folgten  die 
Einzelstaaten.  Für  Straßenbahnangestellte 
hat  Rhode- Island  10,  Massachusetts  9  Stun- 
den Arbeitszeit  in  11  Stunden  Präsenzzeit, 
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Kalifornien  12  Stunden  vorgesehrieben. 
Nach  11  stündiger  Dienstzeit  schreibt  auch 
New  York  eine  10  stündige  Ruheschicht 
vor  (1913  ch.  462). 

Die  Achtstunden  Vorschriften  des  Bundes 
für  öffentliche  Arbeiten  sind  in  di» 
Gesetzbücher  von  30  Einzelstaaten  über- 
gegangen. Massachusetts  hat  1913  den 
Neunstundentag  eingeführt  und  gestattet 
die  Einführung  des  Achtstundentages  durch 
Referendum.  Seit  Erlaß  des  BundesG.  v. 
9./V1.  1912  wird  auch  von  den  Einzelstaaten 
„Nötigung  zu  Ueberstunden"  außer  in  Not- 
fällen bestraft,  und  seither  der  Achtstunden- 
tag eingehalten. 

5.  Unfallverhütung  und  Werkstatthygiene. 
Bäckereien.  Der  Verlust  von  Menschenleben 
bei  Fabrikbränden  führte  in  den  Vereinigten 
Staaten  zur  Uebernahrae  der  Fcuerpobzei 
durch  den  Staat  und  zur  Forderung,  daß 
der  Inspektor  vor  Eröffnung  eines  Betriebes 
über  die  Baupläne,  einschließlich  der  für  Ven- 
tilation und  Feuersicherheit  getroffenen  Vor- 
kehrungen, sein  Gutachten  abgebe.  Dies  ist  be- 
sonders in  Massachusetts  für  alle  über  2  Stock 
hohen  Fabriken  vorgeschrieben.  Der  Inspektor 
kann  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  den  obersten 
Stockwerken  verbieten,  wenn  diese  nur  einen 
besonderen  Ausgang  besitzen.  Sodann  wird  das 
Versperren  der  Werkstätten  während  der  Ar- 
beitszeit verboten  und  die  Anbringung  von 
Signalapparaten  und  Sprachrohren  vorgeschrie- 
ben. Es  wird  untersagt,  in  halbfertigen  Fabriken 
die  Eisenrahmen  der  Stiegen  unbedeckt,  Fall- 
türen uneingefriedet,  Aufzüge  ungesichert  zu 
lassen.  Endlich  werden  Schutzvorrichtungen 
an  gefährlichen  Maschinen  vorgeschrieben  (seit 
1877  in  Massachusetts)  und  das  Reinigen  der 
im  Gange  befindlichen  Maschinen  untersagt,  mit 
Ausnahme  der  Dampfmaschine. 

Ohio  schreibt  vor,  daß  gefährliche  Maschinen 
mit  Plakaten  versehen  werden  müssen,  bis  sie 
mit  Schutzvorrichtungen  versehen  sind.  Be- 
sondere Vorsorge  ist  bei  Schmirgelrädern  und 
Poliermaschinen  in  Massachusetts,  Illinois,  in 
Walzwerken  in  Ohio  und  Wisconsin  vorge- 
schrieben. Kessel  sind  in  Massachusetts  von 
staatlichen  Kesselprüfern  seit  1907  zu  kontrol- 
lieren, in  Philadelphia  von  den  städtischen 
Kesselprüfern,  in  anderen  Städten  von  Privat- 
beamten zu  untersuchen,  ihr  Ma.ximaldruck  zu 
bestimmen.  Die  Angestellten  der  Straßen- 
bahnen sind  gegen  die  Unbilden  des  Wetters 
in  fast  allen  Staaten  durch  die  Anbringung  von 
Schutzdächern  gesichert.  Hygienische  Zwecke 
verfolgt  die  Anordnung  besonderer  Waschräume 
in  Gießereien  (Connecticut,  Michigan,  Rhode- 
Island),  das  Verbot,  Matratzenfabriken  anders 
als  maschinell  zu  betreiben  in  Wisconsin,  der 
Erlaß  besonderer  Bau-  und  Reinigungsvor- 
schriften für  Kunstbutter-  und  Eiscremefabriken 
in  Illinois.  Massachusetts  schreibt  1907  vor, 
daß  in  j  edcr  Fahr  ik  Verbandszeug,  N  e  u  -  M  e  x  i  k  0, 
(laß  stets  ärztliche  Hilfe  bei  Bleivergiftungen 
in  Schmelzhütten  zur  Stelle  sei;  die  Beistellung 
frischen  Trinkwassers  fordern  neuere  Gesetze 
in  Massachusetts  und  Rhode-Island.  46  Staaten 
haben  ferner  gesetzlich  für  Sitzgelegenheit 
der  Frauen  gesorgt;  nur  wenige  Staaten  be- 
Handwörterbuch der  Staatswissenschaften.   4.  Änfl. 


schränkten  diese  Sitzgelegenheit  auf  Handels- 
geschäfte. Ebenso  haben  die  führenden  Staaten 
besondere  Ankleideräume  und  Abtritte  für  beide 
Geschlechter  vorgeschrieben.  In  New  York  wird 
der  Betrieb  von  Wäschereien  (nicht  von  Fa- 
milien- und  Hotelwäschereien)  in  Schlaf-  und 
Wohnräumen  verboten. 

Von  Giftarbeiterschutz  oder  von  ü'gend- 
welcheni  Schutz  der  Wöchnerinnen  war  bis  1910 
und  1911  keine  Spur  zu  finden.  Es  ist  das  Ver- 
dienst der  amerikanischen  Sektion  der  Inter- 
nationalen Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
schutz, das  erste  Gesetz,  das  von  Kalifornien 
(1911),  das  die  Meldepflicht  der  Aerzte  für 
Berufskrankheiten  einführte,  entworfen  zu 
haben;  diese  Meldepflicht  besteht  nunmehr  in 
zahlreichen  Staaten  für  Blei-,  Phosphor-, 
Arsenik-,  Quecksilber-  (in  Connecticut  und  New 
York  auch  Bronze-  unn  Holzgeist-)  Vergiftung, 
ferner  für  Milzbrand  und  Druckluftkrankheit. 

Der  Schutz  der  Wöch  nerinnen  begann  1911 
in  Massachusetts:  Verbot  der  Beschäftigung 
2  Wochen  vor,  4  Wochen  nach  der  Niederkunft 
jetzt  Gen.  Laws  1921,  ch.  149,  S.  56);  es 
olgten  ch.  331.  1912  New  York  (4  Wochen  nach 
Niederkunft),  No.  85,  1912,  Vermont  (2  Wochen 
vor,  4  Wochen  nach  der  Niederkunft)  und  Con- 
necticut 1913  (total  8  Wochen  vor  und  nach  der 
Niederkunft.)  Seit  1911  haben  29  Staaten 
zur  Verringerung  der  Kindersterblichkeit  Müttern, 
die  ihre  Kinder  selbst  stillen  oder  aufziehen, 
Mutterpensionen  ausgeworfen. 

Die  Verpflichtung,  Unfälle  der  Inspektion 
anzuzeigen,  ist  in  20  Staaten  (für  Bergwerke 
in  28  Einzelstaaten)  mit  verschiedenen  Fristen 
für  Anzeige  und  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit 
(Tennessee  sofort,  Pennsylvanien  binnen  24, 
New  York  und  Indiana  binnen  48  Stunden, 
Massachusetts  nach  4,  Ohio  nach  6,  Minnesota 
nach  10  Tagen,  Missouri  und  New  Jersey  binnen 
2  Wochen,  Illinois  binnen  30  Tagen)  gesetzlich 
vorgeschrieben. 

Die  Agitation  der  Bäckerverbände  gegen 
die  Zustände  in  Kellerbäckereien  führte 
zu  besonderen  Schutzmaßregeln  für  Bäcke- 
reien, die  in  25  Staaten  einer  besonderen 
Aufsicht  unterliegen.  Die  ziemlich  gleich- 
lautenden Vorschriften  sind:  Reinhaltung 
von  Fußböden  und  Wänden,  Weißein  der- 
selben in  gewissen  Zeiträumen,  Verbot  der 
Kellerbäckereien,  Vorschrift  der  Trennung 
von  Wasch-  und  Schlafräumen  und  Abtritten 
von  den  Backräunien,  gehörige  Kanalisation 
und  Ventilation,  Anbringung  von  Fliegen- 
gittern, Beistellung  von  Spucknäpfen,  von 
besonderen  Arbeitskleidern,  endlich  das  Ver- 
bot der  Beschäftigung  der  mit  Skrofeln, 
Tuberkulose,  venerischen  und  Hautkrank- 
heiten behafteten  Bäckergehilfen.  Bei  Miß- 
achtung dieser  Vorschriften  können  in 
New  York  sofort  die  Backöfen  versiegelt 
und  die  Bäckergerätschaften  mit  Plakaten, 
welche  die  Aufschrift  „unrein"  tragen,  ver- 
sehen werden;  in  New  Jersey  kann  die 
Bäckerei  geschlossen  werden.  New  York 
hat  1913  ch.  463  S.  115  von  der  Lösung 
eines  Gesundheitszeugnisses  die 
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Weiterführung  einer  Bäckerei  abhängig 
gemacht.  Diese  Gesetze  werden  gut  durch- 
geführt. 

6.  Lohnschutz,  Truckverbote,  Kün- 
digung. Die  Arbeiterverbände  der  Ver- 
einigten Staaten  haben  sich  früher  und  in- 
tensiver für  die  Sicherung  des  Lohnes  als 
für  die  Kürzung  der  Arbeitszeit  eingesetzt; 
für  die  letztere  im  Grunde  nur,  um  höheren 
Ueberzeitverdienst  zu  erlangen.  Es  lag  im  In- 
teresse der  industriellen  Besiedlung,  sogar 
gewisse  Lohnprivilegien  einzuräumen.  Dahin 
gehören:  ein  dinglicher  Anspruch  auf  Befrie- 
digung von  Lohnforderungen  gegenüber  dem 
Bauherrn,  Baupfandrecht  (Lien  Law  von 
New  York,  zuerst  1830,  jetzt  1916  ch.  507) ; 
ein  besonderes  Klagerecht  gegen  Städte 
wegen  rückständiger  Löhne;  die  Kautions- 
pflicht der  Unternehmer  für  Lohnzahlung 
bei  öffentlichen  Arbeiten,  die  auch  bei 
Bundesbauten  vorgeschrieben  ist;  Privi- 
legien im  Konkurse  des  Arbeitgebers.  Die 
Löhne  werden  ferner  von  allen  Staaten, 
aber  in  verschiedenen  Grenzen,  für  exe- 
kutionsfrei (exempt  from  garnishment) 
erklärt:  z.  B.  in  Massachusetts  drei  Viertel 
des  Wochenlohnes,  in  New  York  nur  bis  zu 
10  V.  H.,  100  Dollars  durch  4  Wochen  in 
Washington,  90%  der  letzten  3  Monate  in 
Nebraska,  die  ganzen  letzten  Zweimonats- 
löhne in  New  Jersey;  völlig  exekntionsfrei 
sind  hier  die  beanspruchten  Löhne,  wenn 
Gläubiger  und  Schuldner  im  Staatsgebiet 
nicht  ansässig  sind  und  ihre  Staaten  Gegen- 
recht erhalten.  In  Pennsylvanien  haften  die 
individuellen  Aktionäre  von  Eisen-  und  Stahl- 
werksgesellschaften für  rückständige  Löhne 
nur  durch  6  Monate.  Das  Recht  der  Ar- 
beiterin auf  ihren  Lohn  wird  fast  von 
allen  Staaten  dem  Manne  gegenüber  garan- 
tiert; sie  hat  als  Ehefrau  darauf  Anspruch 
„als  ob  sie  ledig  wäre",  sagt  New  Jersey. 
Die  Termine  der  Lohnzahlung  waren  früher 
meist  monatliche;  eine  bedenkliche  Kredit- 
wirtschaft des  Arbeiters  war  die  Folge.  Ein 
Gerichtshof  in  Rhode-Island  erklärte,  kürzere 
Lohnfristen  seien  „ein  Schutz  gegen  die 
Habgier  des  organisierten  Kapitals". 
Wöchentliche  Lohnauszahlung  ist  Vor- 
schrift in  Connecticut,  Kansas,  Massachusetts, 
New  York,  New  Hampshire,  Rhode-Island, 
Süd-Carolina  für  Textilarbeiter;  vierzehn- 
tägige in  den  übrigen  Staaten;  in  Missouri 
und  Texas  müssen  Lohnreduktionen 
30  Tage  vor  Inkrafttreten  von  den  Eisen- 
bahngesellschaften angekündigt  werden. 
Lohnvorschüsse  dürfen  in  New  Jersey  nur 
zum  gesetzlichen  Zinsfuß  angerechnet  wer- 
den. Gegen  die  Bewucherung  der  Arbeiter 
haben  Colorado  (1907  c.  241)  und  Louisiana 
(1916  No.  102)  bestimmt,  daß,  wer  Vor- 
schüsse auf  Beinen  künftigen  Lohn  nimmt 
(assignmcnt),  dies   schriftlich   mit  Hinzu- 


fügung der  Unterschrift  seiner  Frau  tun 
und  seinem  Arbeitgeber  anzeigen  müsse. 
Lohnmakler  („Wage  brokers"),  die  über 
2%  monatlich  in  New  York  (1911  ch.  626) 
und  in  Louisiana  mehr  als  18,  in  New  Jersey 
mehr  als  12%  im  Jahre  an  Zinsen  ver- 
langen, gehen  ihres  Vorschusses  verlustig. 
Lohnsummen  dürfen  nicht  zur  Speisung 
von  Krankenkassen  zurückbehalten  werden 
(Illinois  1903  p.  198,  Nevada  1912  s.  1943); 
New  Jersey  verbietet  dies  als  Mißbrauch  des 
Rückhaltungsrechts  auch  bei  Zustimmung 
der  Arbeiter  (1910  p.  109).  Nur  gegen 
Eisenbahnen  richtet  sich  diese  Vorschrift 
in  Indiana,  Maryland,  Michigan,  Nevada, 
Ohio.  Abzüge  für  Webfehler  dürfen 
nicht  einseitig  diktiert,  sondern  müssen  ver- 
einbart werden  (Massaeh.  1902  c.  106);  die 
Lohnsätze  sind  vorher  von  den  Spinnern  und 
Webern  mitzuteilen  und  ihr  Aushang  ist  zu 
veranlassen  (Particulars  clause,  das.  s.  65 
bis  69).  Ohio  hat  Abzüge  wegen  Sachbeschä- 
digung ganz  verboten  (Ann.  St.  s.  7016). 

Die  vielgestaltige  Erscheinung  des 
Trucksystems  —  Lohnzahlung  in  An- 
weisungen auf  Kantinen,  in  schlechtem  Geld, 
in  Bruchware  (Glashütten),  in  langfristigen 
Lohnmarken  (Scrips),  in  Wirtshäusern  —  hat 
alle  Staaten  entweder  zu  völligen  Verboten 
solcher  Mißbräuche  (Colorado,  Kalifornien, 
Maryland,  Massachusetts,  New  Jersey,  New 
York,  Pennsylvania)  oder  wenigstens  zur  Vor- 
schrift veranlaßt,  die  Unternehmer  mögen 
solche  Waren  zu  den  „üblichen,  vernünftigen 
Preisen"  abgeben.  Das  Trucksystem  grassiert 
am  stärksten  im  Bergbau  und  im  Eisenbahn- 
wesen; daher  die  ausführlichsten  Vorschriften 
in  Colorado  und  Pennsylvanien.  Neben 
den  Verboten  der  Anweisungen  auf  Kantinen 
sind  jene  der  Zahlung  in  Scrips  charak- 
teristisch, Lohnmarken,  die  zwar  auf  Sicht 
in  Waren  des  Arbeitgebers,  aber  erst  nach 
1—5  Jahren  in  Geld  einlösbar  sind.  Gegen 
solche,  auch  auf  5  Cents  lautende,  „Shin- 
plasters"  gingen  die  Staatsanwälte  mit 
Erfolg  auf  Grund  des  Nationalbankgesetzes 
der  Vereinigten  Staaten  vor,  das  die  Emission 
der  seinen  Vorschriften  nicht  entsprechenden 
Noten  mit  10%  des  Wertes  besteuert. 
Ausnahmen  vom  Truckverbote  werden  für 
Gruben  mit  weniger  als  20  Arbeitern  in 
Arkansas  (1901  No.  161)  gemacht.  Massa- 
chusetts verbietet  den  Eisenbahngesell- 
schaften, sich  von  ihren  Angestellten  Kau- 
tionen stellen  zu  lassen,  außer  für  Geld- 
sachen (1904  c.  106  s.  16).  In  Bergwerken 
haben  die  Arbeiter  zur  Verhütung  des  Nullens 
der  Wagen  das  Wägen  der  Kohle  vor 
der  Scheidung  (weighing  coal  before  Screen- 
ing) und  die  Anstellung  eines  Wäge- 
kontrolleurs aus  ihrer  Mitte  (Check  wcigh- 
man)  verlangt.  Die  letztere  Forderung  ist 
in  17  Bergbaustaaten  in  der  Weise  erfüllt 
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worden,  daß  neben  dem  beeideten  Wäge- 
raeister  der  Grubengesellschaft  jener  der 
Arbeiter  fungiert;  Konflikte  zwischen  ihnen 
werden  vom  Bergbauinspektor  entschieden. 
Pennsylvanien  hat  auch  die  erste  Forderung, 
die  genaue  Feststellung  der  geförderten 
Anthrazitkohle  an  der  Stelle,  wo  sie  in 
Karren  gefüllt  wird  (at  the  mine's  ohutes) 
gewährt  (1913  No.  468).  Zehn  Staaten,  dar- 
unter Connecticut,  New  Jersey  und  Penn- 
sylvanien, bestrafen  Werkmeister  und  Vor- 
arbeiter, die  für  die  Verschaffung  von  Arbeits- 
gelegenheit Schmiergelder  annehmen. 
Als  Lohnschutz  kann  endlich  der  Schutz  des 
registriertenGewerkvereinsabzeichens  (label) 
gegen  Nachahmung,  der  von  fast  allen 
Staaten  gewährt  wird,  betrachtet  werden. 
Minimallöhne  sind  bei  öffentlichen 
Arbeiten  gesetzlich  eingeführt  in  Kali- 
fornien, Nebraska,  Nevada,  bei  Straßen- 
arbeiten in  Indiana;  daneben  auch  Maximal- 
lohnsätze in  den  Staatsdruckereien  der 
Union  und  Kaliforniens.  Für  das  Kün- 
digungswesen besteht  nur  die  Vorschrift 
gleicher  Fristen  für  beide  Teile  in  Massa- 
chusetts und  New  .Jersey,  und  der  Angabe 
des  Kündigungsgrundes  in  Ohio,  Montana, 
Florida,  Wisconsin,  Indiana.  Colorado 
verbietet  rüstige  Arbeiter  unter  60  Jahren 
wegen  ihres  Alters  zu  entlassen  (190.3  c.  137); 
in  27  Staaten  sind  Verbote  der  Führung 
schwarzer  Listen,  in  41  Staaten  Verbote 
der  Lühnabzüge  wegen  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes erlassen  worden. 

7.    Heimarbeitsgesetze.       Die  ersten 
und  mißglückten  Versuche  einer  Regelung 
der  Heimarbeit  gingen  von  den  Zigarren- 
arbeitern von  New  York  aus,  die  zum 
größten  Teil  in  Mietshäusern  fabrizierten. 
Es  gelang  ihnen,  ein  Gesetz  1833  c.  93 
durchzusetzen,  das  den  Mietern  den  Ge- 
brauch   von    Schlafräumen   als  Zigarren- 
werkstätten  verbot.      Das   Gesetz  wurde 
zunächst  aus  technischen  Gründen  von  den 
Gerichten    angefochten,    aber   auch  nach 
Vornahme  entsprechender  Aendeningen  (1884 
c.  272)  vor  der  Appellinstanz  am  20./I.  1885 
(re  Jacobs  98  N.  Y.  98)  für  verfassungs- 
widrig erklärt.   Ein  Jahrzehnt  nach  diesem 
Versuche  begann  die  Aera  des  modernen, 
die  Heimarbeit  reformierenden  Schutzes.  In 
den  Jahren  1882—1902  landeten  in  Amerika  ■ 
107  347  russische  Flüchtlinge,  zweieinhalb-  ' 
mal  soviel  als  in  den  früheren  60  Jahren,  j 
Diese  Bevölkerung  wandte  sich  vorwiegend  ( 
in  Boston,  New  York  und  Chicago  der  1 
Schneiderei  zu,  die  nun  durch  die  in  der  ' 
Heimarbeit  bis  aufs  äußerste  getriebene  Zer-  ' 
legung  in  Einzelverrichtungen  zu  einem  un-  J 
gelernten  Gewerbe  wurde.  Maßlose  Arbeits-  j 
Zeiten,  niedrigste  Lohnsätze,  Kinderarbeit,  ] 
Ueberfülhing  "der  Wohnräume  waren  die  t 
Folgen.    In  Massachusetts  wurde  ein  Aus-  ! 


-  Schuß  mit  der  Erhebung  der  Mißstände  und 

■  der  Erstattung  von  Vorschlägen  i.  J.  1892 
1  beauftragt.  Ein  Versuch,  den  Bund  zum 
.  Erlaß  eines  Gesetzes  für  den  Zwischen- 
,  Staatenverkehr  in  Produkten  der  Heimarbeit 
I  zu  bewegen,  schlug  fehl.  Daher  entschloß 
1  sich  zunächst  Massachusetts,  die  oben 

S.  615,  sub  3,  geschilderten  Maßregeln  zu  er- 
•  greifen:  Konzessionierung  der  Heimarbeiter, 

■  Verbot  anderer  als  von  Familienhauswerk- 

■  Stätten,  Vernichtung  von  Waren  aus  Schlaf- 

■  räumen  mit  ansteckend  kranken  Personen, 
Bezeichnung  der  Ware  als  ,, Heimarbeit" 
(1891  c.  357,  1892  c.  296,  1894  c.  508, 
1898  c.  150).  Hierzu  trat  noch  1905  c.  238 
die  Vorschrift,  es  habe  jeder  mit  heimarbei- 
tenden Familienmitgliedern  kontrahierende 
Unternehmer  ein  Register  mit  Adreßangabe 
dieser  Personen  in  englischer  Sprache  zu 
führen.  Die  Vernichtung  der  nach  Massa- 
chusetts eingeführten,  diesen  Vorschriften 
widersprechenden  Waren  bewog  sodann  New 
York  (1892  c.  673,  1893  c.  173,  1896  c.  991) 
und  New  Jersey,  1893  (Gen.  St.  1895 
p.  2345  s.  71),  gleichfalls  den  Weg  der  Kon- 
zessionierung zu  beschreiten.  Wirkungslos 
wie  die  ersten  Maßregeln  dieser  beiden 
Staaten  waren  auch  jene,  die  Illinois  1893 
traf  (Ann.  St.  1895  c.  485  17-19).  Dem 
Beispiele  New  Yorks  folgten  nun  in  den 
Jahren  1895  und  1897  Pennsylvanien 
(Digest  1893-1903  p.  825),  i.  J.  1896  Ohio 
(Ann.  St.  s.  4364-80-85)  und  Maryland 
(Publ.  G.L.  Art.  27  s.  240),  1897  Indiana 
(Ann.  St.  7087  n.  0.).  Missouri  (1899 
c.  161  d.  10096ff.)  verbot  Heimarbeitsstätten 
nur  dann,  wenn  3  und  mehr  familienfremde 
Personen  hier  beschäftigt  sind;  Connec- 
ticut, das  unter  dem  Schwitzsystem  weniger 
litt,  führte  1899  nur  die  Anzeigepflicht  und 
Inspektion  ein.  Dem  Vorbilde  New  Yorks 
folgten  wieder  Michigan  (1901  no.  113  s. 
17,  1907  no.  169),  Wisconsin  (1901  e.  239) 
und  auch  die  neuere  Gesetzgebung  von 
New  Jersey  (1910  p.  3026  s.  46),  Ohio 
(1910  s.  1020)  und  Pennsylvanien  (1913 
no.  428).  Daher  verdient  "nur  die  Gesetz- 
gebung New  Yorks  eine  eingehendere  Dar- 
stellung. 

Das  Gesetz  von  New  York  in  seiner  letzten 
Fassung  0  909  ch.  3]  mit  Zusätzen  bis  zum 
3./V.  1921)  definiert  (§  2)  als  tenement-house 
,, irgend  ein  Haus,  Gebäude,  Teil  eines  Ge- 
bäudes, das  vermietet,  verpachtet,  ausgeliehen 
Oller  ausgedungen  wird,  das  als  Heimstätte 
oder  Domizil  von  drei  oder  mehr  voneinander 
unabhängig  lebenden,  innerhalb  ihrer  Wohnung 
kochenden  Familien  verwendet  werden  soll  oder 
wird,  und  schließt  Miethäuser,  Stockwerkwohn- 
häuser (flat  houses)  und  alle  anderen  bewohnten 
Häuser  ein,  und  soll  jegliches  auf  demselben 
Baugrunde  wie  das  Tpnementhaus  befindliche 
andere  Gebäude  raitoinschließen,  das  den  in 
§  100  dieses  Kapitels  erwähnten  Zwecken  dient"; 
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§  100,  abgeändert  durch  Gesetz  von  1913  ch.  2G0, 
erklärt  nun,  daß  die  Erzeugung  keiner  Ware  in 
einem  tcnoment-house  ohne  vorherige  Lösung 
einer  Konzession  betrieben  werden  dürfe,  aul3er 
Artikel,  die  ausschließlich  dem  Selbstverbrauch 
der  Erzeiigcr  dienen.  Keine  Konzession  ist  nötig 
für  die  Erzeugung  von  Kragen,  Manschetten, 
Hemden  oder  Westen  aus  Leinen  oder  Baum- 
wolle, die  vor  dem  Verkauf  noch  gewaschen 
werden  müssen.  Der  Eigentümer  eines  solchen 
Hauses  hat,  um  eine  Konzession  zu  erlangen,  ein 
Gesuch  an  den  Arbeitskommissär  unter  genauer 
Angabe  der  Adresse  und  unter  Anführung  der 
Zahl  der  Wohnr.äume  auf  einem  von  der  Inspek- 
tion zu  verteilenden  Formulare  zu  richten.  Das 
Gesuch  ist  ohne  weiteres  abzuweisen,  wenn  aus 
den  Akten  des  Gesundheitsamtes  sich  sanitäts- 
widrige Zustände  oder  das  Vorhandensein  an- 
steckender Krankheiten  ergeben.  Ist  dies  nicht 
der  Fall,  so  hat  der  Arbeitskommissär  eine  In- 
spektion in  dem  Gebäude  vorzunehmen,  um  fest- 
zustellen, daß  daselbst  keine  ansteckende  Krank- 
heit herrscht,  daß  die  Kanalisation  keine  Ge- 
brechen aufweist  und  die  Erzeugung  unter  hygie- 
nischen Verhältnissen  vor  sich  gehen  kann.  Die 
Bescheinigung  an  den  Hauseigentümer  ist  im 
Flur  anzuschlagen  und  kann  widerrufen  werden, 
wenn  10  Tage  nach  Empfang  der  Aufträge  des 
Arbeitskommissärs  oder  auf  Grund  seiner  spä- 
teren Erfahrungen  die  Gesundheitswidrigkeit  des 
Iiokales  konstatiert  wird  oder  Kinder  gesetz- 
widrig beschäftigt  werden.  Einmal  im  Halbjahre 
soll  wenigstens  jedes  konzessionierte  Gebäude 
auf  seinen  sanitären  Zustand,  die  Freiheit  von 
Ungeziefer  und  ansteckenden  Krankheiten  unter- 
sucht werden.  Findet  der  Kommissär  ständig 
gewisse  Lokale  in  schmutzigem  Zustande,  so  kann 
er  auf  der  Eingangstür  zu  denselben  durch  Plakat 
darauf  aufmerksam  machen  und  die  weitere  ge- 
werbliche Tätigkeit  untersagen.  Ebenso  hat 
diese  in  dem  Falle  des  Ausbruches  ansteckender 
Krankheiten  aufzuhören,  bis  das  Gesundheits- 
amt den  Arbeitskomraissär  über  die  Vornahme 
der  Desinfektion  benachrichtigt  hat. 

Verboten  wird  ferner  die  Arbeit  in 
Kellerräumen,  welche  mit  mehr  als  der 
Hälfte  ihrer  Höhe  sich  unter  dem  Straßen- 
niveau befinden.  Verboten  ist  jedem  Unter- 
nehmer die  Beschäftigung  irgendwelcher  Lohn- 
arbeiter in  solchen  Häusern,  die  keine  in  der 
angegebenen  Weise  gelöste  Konzession  besitzen. 
Vorbedingung  der  Konzessionierung  solcher 
Werkräume  ist;  gute  Beleuchtung,  Ventilation 
und  das  Vorhandensein  von  wenigstens  600 
Kubikfuß  Luftraum  für  jede  darin  arbeitende 
Person  oder  für  irgendeine  andere  Person  als 
die  Familienglieder.  Doch  sollen  in  konzes- 
sionierten Mietshäusern  tamilienfremde  Personen 
in  den  im  Parterre  oder  den  in  höheren  .Stock- 
werken gelegenen  Wohnungen,  die  nur  als  Ge- 
schäftsläden für  Kundenschneider  verwendet 
werden,  beschäftigt  werden  dürfen,  falls  solche 
Wohnungen  nach  der  Ansicht  des  Kommissärs  im 
höchsten  Maße  gesund,  gut  beleuchtet,  ventiliert 
und  kanalisiert  sind,  und  die  Gesamtzahl  der 
darin  beschäftigten  Personen  nicht  mehr  als  eine 
auf  je  1000  Kubikfuß  Luftraum  beträgt  und  keine 
Kinder  unter  14  .lahren  sich  darin  aufhalten. 
Für  die  Benützung  eines  solchen  Zimmers  oder 
Wohnraumes  muß  eine  besondere  Erlaubnis 
vom  Kommissär  erwirkt  werden,  über  die  dieser 


besondere  Nachweise  zu  führen  hat.  Keine 
dieser  Bestimmungen  soll  für  die  Verwendung 
eines  Schneiders  oder  einer  Näherin  durch  eine 
Person  oder  Familie  zum  Zwecke  der  Anferti- 
gung, Abänderung,  Ausbesserung  oder  Fertig- 
stellung für  den  persönlichen  oder  den  Familien- 
gebrauch ein  Hindernis  bilden.  Aber  es  beziehen 
sich  diese  Vorschriften  nicht  auf  ein  Haus,  in 
dem  die  Arbeit  an  den  angeführten  Artikeln  in 
einem  im  Paterre  oder  Hauptflur  befindlichen 
und  von  der  Straße  besonders  zugänglichen 
Laden  ausgeführt  wird,  der  mit  Wohnzimmern 
in  keiner  Verbindung  steht,  von  den  übrigen 
Teilen  des  Gebäudes  durch  Wände  ohne  irgend- 
welche Oeffnungen  abgetrennt  ist  und  nicht  zum 
Schlafen  oder  Kochen  verwendet  wird  (§  100, 
ergänzt  1913  ch.  260). 

Alle  Personen,  welche  Heimarbeiter  beschäf- 
tigen, haben  über  die  Adressen  der  letzteren  Re- 
gister zu  führen  und  diese  auf  Verlangen  des 
Kommissärs  vorzuweisen.  Sie  haben  sich  vor 
dem  Hinausgeben  der  Arbeit  auf  dem  Amte  des 
Arbeitskommissärs  zu  erkundigen,  ob  das  Ge- 
bäude, in  welchem  die  Heimarbeit  ausgeführt 
werden  soll,  gesetzmäßig  konzessioniert  ist,  und 
auf  dem  Gesundheitsamt  sich  nach  dem  Vor- 
handensein von  ansteckenden  Krankheiten  zu 
erkundigen.  Nach  §  102  hat  nun  der  Kom- 
missär, sobald  er  Artikel  findet,  die  unter  un- 
gesetzlichen Bedingungen  erzeugt  worden  sind, 
die  Wahl,  eine  Etikette  (label)  mit  der  Aufschrift 
,, Heimarbeit"  (,,tenement-made"  I  zu  befestigen 
und  dies  den  Erzeugern  anzuzeigen,  oder  den 
Artikel  zu  konfiszieren,  bis  auf  Kosten  des  Eigen- 
tümers der  Artikel  desinfiziert  oder  gereinigt 
worden  ist;  im  Weigerungsfalle  hat  er  den  Artikel 
zu  vernichten.  §  103  bestimmt,  daß  der  Arbeits- 
kommissär sofort  dem  lokalen  Gesundheitsamt 
Bericht  zu  erstatten  hat,  wenn  er  in  einer  der 
angeführten  Heimwerkstätten  Ansteckendkranke 
vorfindet.  Das  Gesundheitsamt  soll  daselbst 
binnen  48  Stunden  seine  Inspektion  vornehmen 
und  für  die  Desinfektion  oder  Vernichtung  der 
infizierten  Artikel  Sorge  tragen.  Derselbe  Vor- 
gang ist  einzuhalten,  wenn  dem  Fabrikinspektor 
Mitteilung  gemacht  wird,  daß  von  auswärts  in 
den  .Staat  eingeführte  Artikel  Ungeziefer  ent- 
halten oder  unter  ungünstigen,  unge.sunden  Zu- 
ständen erzeugt  worden  sind.  Die  Erzeugung  von 
Nahrungsmitteln,  Puppen,  Puppen-  oder 
Kinderkleidern  ist  in  Heimarbeitsräumen  seit 
1913  gänzlich  verboten  (§  101).  Der  Eigentümer 
oder  Verwalter  eines  solchen  Hauses,  in  dem 
sich  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz 
zugetragen  haben,  ist  vom  Arbeitskommissär 
zu  benachrichtigen.  Er  macht  sich  ebenso  straf- 
bar wie  der  schuldige  Teil,  wenn  er  nicht  ver- 
anlaßt, daß  binnen  10  Tagen  nach  einer  solchen 
Anzeige  das  ungesetzliche  Vorgehen  abgestellt 
oder  binnen  15  Tagen  das  Verfahren  zur  Delo- 
gierung des  Mieters  eingeleitet  wird.  Die  Ge- 
■setzesübertretung  ist  ein  rechtmäßiger  Delo- 
gierungsgrund eines  Mieters  im  Summarver- 
fahren (§  105).  Fabrikanten,  die  in  Heimarbeits- 
häuser Arbeit  vergeben,  haben  beim  Arbcits- 
konimissär  jederzeit  widerrufliche  Erlaubnis- 
scheine (permits)  zu  lösen  (§  106,  seit  1913). 

Die  Wirkung  der  ersten  Schutzgesetze 
dieser  Art  in  Massachusetts  bestand  in  einer 
Massenauswanderung  der  Konfektion  nach  New 
York,  Chicago  und  Rochester;  nur  dadurch  er- 
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klärt  sich  die  bedeutende  Besserung  der  Lage 
in  Boston.  Die  ersten  Gesetze  in  New  York 
zwangen  dann  über  17000  Personen,  die  Miets- 
häuser zu  verlassen;  85  Häuser  wurden  umge- 
baut, aber  ein  großer  Teil  der  früheren  Mieter 
wanderte  über  den  Hudson  nach  New  Jersey. 
In  Illinois  sicherte,  als  auch  hier  die  Gesetz- 
gebung eingriff,  der  Konfektionärverein  den  an- 
geklagten Zwischenmeistern  unentgeltliche 
Rechtshilfe.  Eine  Wendung  trat  erst  nach  den 
Ausständen  der  Bekleidungsarbeiter  von  New 
York  von  1903  und  1910  ein,  die  die  zwischen- 
staatliche Gewerkschaft  der  Frauenkleider- 
arbeiter  organisiert  hatte.  Da  die  öffentliche 
Meinung  über  die  gesundheitswidrigen  Zustände 
des  Schwitzsystems  in  New  York  hierdurch,  so- 
wie auch  durch  die  ausgezeichneten  Erhebungen 
des  Bundesarbeitsamtes  (unter  Charles  Neill) 
unterrichtet  wurde,  kam  es  zunächst  zu  gründ- 
licher Inspektion,  die  z.  B.  1918  in  New  York 
274464  Besuche  in  Heimarbeitshäusern  vollzog 
und  1919-20  von  19378  Konzessionen  2366 
zurückzog.  Da  infolge  der  Unerschwinslichkeit 
der  Instandhalfungskosten  der  Häuser  'der  Ge- 
sundheitszustand der  Heimarbeiter  ungemein  ge- 
schädigt wurde,  war  es  von  Vorteil,  daß  eine  von 
Arbeitgeber-  und  Arbeiterverbänden  gemeinsam 
unterstützte  paritätische  Zentralstelle  für  Ge- 
sundheitsaufsicht in  der  Konfektion  von  New 
York  (Joint  Board  of  Sanitary  Control)  ins  Leben 
trat.  Der  Statistik  dieses  freiwilligen  Amtes  von 
1922  ist  zu  entneh  men,  daß  von  1914 — 1921  in 
dieser  Industrie  die  Zahl  der  Betriebe  sich  zwar 
vermehrt  hat,  dagegen  die  Arbeiterzahl  von 
83963  auf  48414  zurückgegangen  ist.  Es  gibt 
keine  Kellerbetricbe  mehr.  Der  Umfang  der 
größeren  Konfektionswerkstätten  hat  von  45 
Arbeitern  auf  den  Betrieb  auf  13  abgenommen. 

S.  Mindestlohnämter.  Noch  größere  Bedeu- 
tung nimmt  die  ans  denselben  LTrsachen  hervor- 
egangene  Bewegung  für  Mindestlohnämter  in 
en  Vereinigten  Staaten  an,  die  natürlich  durch 
das  britische  Gesetz  von  1909  verstärkt  wurde. 
Das  erste  Gesetz  dieser  Art  wurde  in  Massa- 
chusetts i.  J.  1912  erlassen,  für  dessen  Gesetz- 
gebung maßgebend  sind  die  Gesetze  von  1912 
ch.  706;  1914  ch.  368;  1915  ch.  65:  1916  ch 
303;  1920  ch.  151.  Es  folgte  sodann  i.  J.  1913 
Kalifornien  (ch.  324,  ergänzt  1915  ch  571- 
1919  p.  302;  1921  p.  379);  Colorado  (jetzt 
1917  ch.  98);  Minnesota  (ch.  547);  Oregon 
(ch.  62,  erggänzt  1916  ch.  25);  Utah  ch.  63); 
Washington  (ch.  174,  ergänzt  1917  ch.  29); 
Wisconsin  (ch.  712).  Hierzu  traten  noch 
Arkansas  (1915  ch.  191.  ergänzt  diu-ch  1919  ch. 
275);  Kansas  (1915  ch.  215);  Arizona  (1917 
ch.  38);  District  of  Columbia  (1918  eh  174)- 
North  Dakota  (1919  ch,  174);  Porto  Rico 
(1919  ch.  46);  Texas  (1919  ch.  160).  Es  sind 
somit  16  Staaten,  die  solche  Gesetze  einführten. 
Ein  Gesetz  von  Nebraska  (1913)  ist  nie  in 
Kraft  getreten  und  wurde  1919  aufgehoben.  Auch 
in  Colorado  und  Porto  Rico  ist  das  Gesetz 
auf  dem  Panier  geblieben.  Versuche,  ein  solches 
Gesetz  in  Ohio  durchzusetzen,  sind  am  Wider- 
stande der  gesetzgebenden  Körper  gescheitert. 
Von  diesen  Mindestlohngesetzen  setzen  einzelne 
selbst  die  Lohnsätze  fest,  während  andere  einer 
eigenen  Kommission  die  Aufgabe  stellen,  die  indu- 
striellen Bedingungen  zu  untersuchen  und  auf 
Empfehlung  von  Lohnämtern  oder  Lohnkonfe- 


renzen die  Löhne  in  der  Regel  30  Tage  nach  Be- 
kanntgabe in  Kraft  zu  setzen.  Mit  Ausnahme  von 
Arizona,  Porto  Rico  und  Utah  folgen  alle  Mindest- 
lohnämter diesen  Grundsätzen.  Arkansas  schreibt 
einen  allgemeinen  Lohnsatz  vor,  dessen  Ab- 
änderung nach  oben  oder  nach  unten  einer  Kom- 
mission überlassen  wird.  Massachusetts  allein 
hat  keine  Strafsanktionen  für  Nichtbezahlung 
des  Mindestlohnes  eingeführt.  Die  Namen  der 
Arbeitgeber,  die  unter  dem  Mindestlohn  entlohnt 
haben,  sollen  hier  veröffentlicht  werden.  Diese 
Drohung  ist  niemals  verwirklicht  worden.  Da' 
Geltungsgebiet  dieser  Gesetze  erstreckt  sich  auf 
alle  minderjährigen  Arbeiter  und  auf  alle  Frauen, 
in  Texas  niu-  auf  Personen  unter  15  Jahren. 

Diese  Mindestlohngesetze  bekämpfen  ferner 
die  Unterentlohnung  in  Betrieben  aller  Art  und 
aller  Berufe.  Von  diesen  sind  in  Agrarstaaten  wie 
North  Dakota  und  Texas  die  Landwirtschaft  und 
die  häuslichen  Dienste  ausdrücklich  ausgenom- 
men, in  Arkansas  die  Konserven-  und  Baum- 
wollwarenfabriken.  Für  die  Festsetzung  des  Min- 
destlohnes bestehen  nicht  einheitliche  Grund- 
sätze; er  soll  na<-h  den  einen  Gesetzen  insbe- 
sondere für  Jugendliche  „nicht  unvernünftig 
niedrig",  nach  anderen  „entsprechend"  sein,  nach 
den  dritten  die  „zur  Erhaltung  von  Ciesundheit 
und    Wohlfahrt    erforderlichen  Lebenskosten 
decken".    Immerhin  haben  in  den  Jahren  1919 
bis  1920  die  Lohnämter  von  Mas.sachusetts  auch 
Ausgaben  für  Krankenversicherung,  Ersparnisse 
für  Fehlbeträge  und  für  Bildungswesen  in  die 
Lebenskosten  eingerechnet.        Ein  Lohnamt 
wünschte,  es  solle  die  Kommission  befugt  sein, 
Lohnsätze  je  nach  den  Indexnummern  der  Preis- 
statistik des  Bundesarbeitsamtes  abzuändern. 
Unterdurchschnittlich  Leistungsfähigen  werden 
niedrigere  als  die  gesetzlichen  Mindestlohnsätze 
bewilligt;  die  Zahl  dieser  Ausnahmen  wird  in 
einzelnen  Gesetzen  auf  ein  Zehntel  der  Arbeiter- 
schaft der  entsprei  hendeu  Gruppe  im  Maximum 
beschränkt.    Der  Vollzug  liegt  entweder  in  den 
Händen  ständiger  staatlich  angestellter  und  be- 
soldeter Wohlfahrtskommi.ssionen  (besonders  in 
Kalifornien,  Massachusetts,  Wisconsin),  oder,  und 
zwar  mit  geringerem  Erfolge,  bei  unbesoldeten 
Kommissären;  .als  ihre  Beiräte  fungieren  aus 
Vertretern  der  Arbeitgeber,  der  Arbeiter  und  des 
Publikums  zusammengesetzte  I,ohnämter.  Ueber 
die  Wirkung  der  Mindestlohngesetze  äußern  sich 
die  Berichte  der  Wohlfahrtskommissionen  in  dem 
•Sinne,  daß  durch  sie  nicht  nur  das  Einkommen 
einzelner  Arbeitergruppen  vorteilhaft  beeinflußt, 
sondern  ganze  Industrien  einer  gesunderen  Or- 
ganisation unterworfen  wurden;  aus  einer  Um- 
frage des  Bundesarbeitsamtes  geht  hervor,  daß 
die  große  Mehrzahl  der  Firmen  dem  Mindest- 
lohnprinzip  zustimmt,  ihm  eine  stabilisierende, 
die  berufliche  Selbstachtung  der  Arbeiter,  die 
den  Mindestlohnsatz  zu  überschreiten  trachten, 
fördernde  Wirkung  zuschreibt  und  daß  nur  eine 
Minderzahl  an  dem  „paternalistischen"  Wesen 
der  Einrichtung  Anstoß  nimmt.  Das  Arbeitsamt 
von  Massachusetts  hebt  1920  in  seinem  Berichte 
hervor,  daß  von  manchen  Unternehmern  Ar- 
beiterinnen, die  nicht  den  Mindestlohn  zu  ver- 
dienen schienen,  auf  Stücklohn  gesetzt  wurden 
und  daß  dadurch  das  Mindestlohngesetz  produk- 
tionsfördernd  gewirkt  habe.    In  Massachusetts 
wurden  i.  J.  1920  Lohnangaben  für  23349  Arbeite- 
rinnen gesammelt,  von  "denen  983  nicht  dem 
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Gesetze  entsprachen;  von  diesen  erfuhren  681  1 
eine  Steigerung  direkt  oder  durch  Stücklohn- 
metboden. 

9.  Die  Arbeiterschutzgesetze  vor  den 
Gerichtshöfen.  Die  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  erklärt,  daß  „alle  Menschen 
frei  und  gleich  geboren  sind  und  gewisse 
natürliche,  wesentliche  und  unveräußerliche 
Rechte  besitzen;  dazu  gehört  das  Recht, 
Leben  und  Freiheit  zu  genießen  und  zu 
verteidigen,  der  Erwerb,  Besitz  und  Schutz 
des  Eigentums,  überhaupt  die  Verfolgung 
und  Erreichung  der  Wohlfahrt  und  Glück- 
seligkeit". „Kein  Bürger  soll  verhaftet  oder 
eingezogen  werden,  oder  Schaden  oder  Ver- 
lust an  seinem  Eigentum,  seiner  Sicherheit, 
seiner  Vorrechte  leiden,  des  Rechtsschutzes 
beraubt,  verbannt  werden,  sein  Leben,  seine 
Freiheit,  sein  Vermögen  verlieren,  außer 
kraft  Urteils  seines  Peers  oder  der  Grund- 
gesetze des  Landes."  Der  14.  Zusatz  zur 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  (1868) 
besagt  endlich :  „Kein  Einzelstaat  darf  Gesetze 
erlassen  oder  durchtüliren,  die  die  Vorrechte 
oder  Freiheiten  der  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  verkürzen  können;  auch  soU  kein 
Einzelstaat  eine  Person  des  Lebens,  der 
Freiheit  des  Eigentums  anders  als  auf  dem 
regelmäßigen  Rechtswege  berauben  noch  ihr 
innerhalb  seiner  Jurisdiktion  den  gleichen 
Rechtsschutz  versagen." 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  der 
Bundesverfassung  sowie  jener  der  Ver- 
fassungen der  Einzelstaaten  ist  fast  jede 
Vorschrift  der  amerikanischen  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung durch  die  Gerichtshöfe 
geprüft  und  entweder  als  rechtmäßig  auf- 
rechterhalten oder  verworfen  worden.  Ver- 
hütung willkürlicher  Klassengesetzgebung 
und  der  Ueberschreitung  der  Polizeigewalt 
durch  die  Gesetzgebung  ist  der  Sinn  dieser 
Einrichtung;  sie  verfehlt  ihren  Zweck,  wenn 
mit  formalrechtlichen  Argumenten  Gesetze 
verworfen  und  an  die  Stelle  des  Schutzes 
der  Verfassungszwecke  (Gesundheit,  Ge- 
rechtigkeit, Wohlfahrt)  der  Schutz  der  zu 
ihrer  Erzielung  im  18.  Jahrh.  bewälirten 
Mittel  (Vertragsfreiheit  der  Individuen  usw.) 
tritt.  So  ist  über  die  Stellung  der  Gerichte 
zu  der  Bundesgesetzgebung  über  Kinder- 
schutz, die  sie  verwarfen,  oben  S.  612 
gesprochen  worden.  Symptomatisch  für 
die  starre  Auslegung  der  Grundsätze  der 
Vertragsfreiheit  war  das  Verhalten  der 
Gerichte  zu  einem  Truckverbot  in  Penn- 
sylvanien  (26./VI.  1881  i.  J.  1886:  Fall 
Godcharles  v.  Wigeman  113  Penna  State 
R.  431).  Das  Gesetz  wurde  für  nichtig 
erklärt,  denn  eine  Person  sui  juris  dürfe 
man  am  Vertragsschluß  nicht  hindern.  Das 
Gesetz  sei  ein  insultierender  Versuch  der 
Bevormundung,  beschämend  für  den  Cha- 
rakter eines  amerikanischen  Bürgers.  Er 


kann  kaufen  und  verkaufen,  was  ihm  be- 
liebt. Diesem  VorbUde  folgten  dann  die 
Entscheide  1892  in  Illinois  (141  lU.  171), 
West  Virginia  (23  W.  Virg.  188),  North 
Carolina  (112  N.  G.  164)  und  1894  in  Ken- 
tucky (28th  South  W.  R.).  Schließlich  hat 
der  Oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten 
Staaten  (Fall  Knoxville  Iren  Co.  v.  Har- 
bison,  U.  S.  Supr.  A.  1901,  183  U.  St.)  sich 
f  ü  r  die  Aufrechterhaltung  der  Truckverbote 
entschieden,  die  doch  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber auf  gleiche  Stufe  stellen.  Dagegen  ist 
die  Bestimmung,  daß  ein  Unternehmer  im 
Auftrage  der  Stadt  New  York  den  vor- 
herrschenden Lohnsatz  an  die  Straßen- 
arbeiter zu  zahlen  habe,  von  den  Gerichten 
für  nichtig  erklärt  worden  (59  North  Eastern 
R.  p.  716).  Wechselvoll  war  das  Schicksal 
der  Vorschrift  der  Scheidung  der  Kohle 
(Screening  coal)  vor  dem  Wägen  (Verhütung 
des  Nullens),  die  von  den  Arbeiterverbänden 
angestrebt  und  endlich  erzielt  wurde.  In  West- 
virginia wurde  1889  (33  W.  Va.  179)  ein 
solches  Gesetz  für  verfassungswidrig  erklärt, 
weil  es  sich  nur  auf  Bergarbeiter  beziehe, 
also  ein  Klassengesetz  sei;  diese  Bestimmung 
wurde  später  von  den  Gesetzgebern  aus- 
gemerzt (Code  1891  p.  998)  und  sodann 
vom  Gerichte  nachgewiesen,  daß  nunmehr 
das  Gesetz  nur  ein  rechtmäßiger  Ausfluß 
der  Polizeigewalt  des  Staates  sei.  Noch 
am  27./XI.  1900  erklärt  der  0.  G.  von  Ohio, 
ein  Gesetz,  daß  das  Wägen  der  Kohle  vor  der 
Lohnberechnung  vorschreibe,  untergrabe  die 
durch  die  Bill  of  Rights  zugesicherte  Kon- 
traktfreiheit. ,,Das  Gesetz  hätte  einen  ein- 
förmigen Lohnsatz  für  Erwerbsfähige  zur 
Folge.  Dem  Verdienste  seinen  Lohn  vorzu- 
enthalten, mag  ja  nun  wohl  ein  Lieblings- 
argument des  Sozialismus  sein,  widerspricht 
aber  den  Rechten  des  Individuums,  die  die 
Verfassung  schützt." 

Der  Behauptung  dieses  schrankenlosen 
Schutzes  des  freien  Vertrages  durch  die 
Verfassung  widersprach  entschieden  der  0.  G. 
von  Massachusetts  am  6./VI.  1895  (Vol.  40 
Northern  Rep.  713):  die  Gesetzgebung  über 
Feuerversicherung,  über  Eisenbahntarife  usw. 
liefere  den  Gegenbeweis.  Dennoch  erfolgten 
Nichtigkeitserklärungen  analoger  Gesetze  in 
Illinois  (142,  III.,  380,  32  N.  E.  364,  43  N.  E. 
624  1896),  dann  wieder  1898  Entscheide 
zugunsten  solcher  Gesetze  in  Kansas  mit 
dem  Argument:  wenn  den  Käufern  zuliebe 
unsere  Städte  Kohlen-,  Heu-,  Getreide- 
wagen aufstellen,  warum  dürfe  man  nicht 
auch  zugunsten  der  Verkäufer  das  Wägen 
der  Kohle  gestatten?  (53.  Pac.  Rep.  S.  371). 
Diese  Strömung  hat  gesiegt.  Dagegen 
lehnte  das  Gericht  ein  Gesetz  von  Kali- 
fornien von  1917  ch.  172,  das  verbietet,  die 
Angestellten  zu  zwingen,  das  erhaltene 
Trinkgeld  dem  Arbeitgeber  auszuliefern. 
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als  Bruch  der  Kontraktsfreiheit  ab  (30./VII. 
1918,  174  Pacit.  p.  320  ex  parte  Färb,  Supr. 
Ct.  Calif.).  Dagegen  sind  die  meisten 
Mindestlohngesetze  allen  Anfechtungen 
entgangen. 

Die  Einschränkung  der  Arbeitszeit 
der  Erwachsenen  hat  den  stärksten 
Widerstand  der  Gerichte  hervorgerufen. 
Schon  i.  J.  1869  hat  der  0.  G.  bestimmt, 
daß  die  Vorschrift:  ,,acht  Stunden  sei  eine 
gesetzliche  Tagesarbeit"  die  Bedeutung  habe, 
daß  jede  beliebige  Ueberzeit  über  acht 
Stunden  gegen  Ueberstundenlohn  stipuliert 
werden  könne  (Drews  v.  Smith,  28.  Calif. 
p.  225),  und  er  wiederholte  dies  i.  J.  1876 
für  Staatsarbeiter,  indem  er  erklärte,  daß  die 
Weisung  acht  Stunden  zu  arbeiten  nur  ein 
Auftrag  an  die  Beamten  sei  und  kein 
Hindernis  bilde,  Kontrakte  für  längere  Dauer 
abzuschließen  (St.  v.  Martin  94  Ü.  S.  400). 
Daher  erklärten  auch  die  Gerichte  in  New 
York,  daß  diese  Bestimmungen  lediglich  für 
Regiearbeiter  des  Staates  und  der  Städte, 
die  nur  Organe  des  Staates  bilden,  gälten 
und  für  diese  verfassungsmäßig  seien,  nicht 
aber  für  private  Unternehmer  von  Staats- 
arbeiten (67  N.  E.  R.  S.  129).  Diese  Ent- 
scheidung wiederholte  sieh  dann  in  Ohio 
(65  N.  E.  R.  S.  885)  und  Washington  (60 
Pac.  R.  S.  1120).  Die  Einführung  des  Acht- 
stundentages in  Bergwerken  führte 
zu  den  klassischen  Fällen  Ritchie  v.  People 
(155  III.  98)  und  Holden  v.  Hardy 
(14  Utah  71,  18  Sup.  Court  R.  383, 
Bull,  of  the  Dcpt.  of  Labor  1898  S.  625 
bis  637).  Die  glänzende  Entscheidung  weist 
darauf  hin,  daß  die  Arbeit  unter  Tage  ge- 
sundheitsschädlich sei  und  daß  über  der 
formalen  Kontraktfreiheit  das  Interesse  des 
Staates  und  der  Volkshygiene  stehe.  Die- 
selbe Entscheidung  fiel  sodann  für  Nevada 
und  Missouri  (BuÜ.  1904  S.  078),  während 
in  Colorado  das  bereits  einmal  für  ver- 
fassungswidrig erklärte  und  sodann  ab- 
geänderte Achtstundengesetz  i.  J.  1899 
umgestoßen  wurde,  da,  wie  das  Gericht 
erklärte,  die  Verfassung  von  Colorado  nicht 
dieselben  Befugnisse  habe  wie  jene  von 
Utah  und  nach  Prof.  Tiederaanns  Buch 
über  die  Polizeigewalt  des  Staates  hier  ein 
Uebergriff  der  Gesetzgeber  vorliege  (Re 
Morgan  1899  59  Pac.  1071).  Nur  wegen 
Formfehlers  wurde  das  Achtstundengesetz 
von  Alaska  i.  J.  1918  für  unhaltbar  erklärt 
(Un.  States  v.  Howell  5  Alaska  Rcp.  p.  578). 

Nachdem  in  der  Bäckerei  der  Ver- 
such, das  Verbot  der  Snnntagsarbeit  zu 
sichern  i.  J.  1880  (656  Cal.  550)  vor  den 
Gerichten  Kaliforniens  gescheitert  wai, 
mißlaug  1905  auch  der  Versuch,  den  Zehn- 
stundentag in  der  Bäckerei  einzuführen, 
vor  den  Gerichten  in  New  York  (Lochner 
V.  N.  Y.  U.  St.  Sup.  C.  25.  S.  C.  R.  S.  539)  | 


und  sodann  vor  dem  0.  Bundesgerichte 
(U.  S.  Supr.  Ct.  1905, 198  U.  St.).  Der  0.  G. 

der  Vereinigten  Staaten  erklärte,  das  Bäcker- 
gewerbe sei  nicht  das  ungesundeste;  wenn 
man  die  Arbeitszeit  der  Buchdrucker, 
Schlosser,  Schreiner  regeln  woUte,  würde 
das  Publikum  vollständig  den  Majoritäten 
der  Parlamente  ausgeliefert  sein.  Eine 
Minorität  der  Richter  erklärte  dagegen, 
der  Entscheid  beruhe  auf  einer  Wirtschafts- 
theorie, die  ein  großer  Teil  des  Landes 
nicht  teile.  Die  Verfassung  sei  nicht  da, 
um  die  Grundsätze  von  Herbert  Spencers 
,, Social  Statics"  in  Kraft  zu  setzen;  ein 
anderer  Richter  zitiert  Hirths  „Gewerbe- 
krankheiten" gegen  den  Entscheid.  —  Nach- 
dem sodann  seit  1876  (120  Mass.  383)  die 
Gerichte  die  Einführung  eines  Maximalarbeits- 
tages für  Frauen  als  verfassungsmäßig  er- 
laubt hatten,  begann  ihr  Kainpt  dagegen,  und 
zwar  zunächst  gegen  das  Gesetz  von  Illinois 
1883  S.  99,  welches  die  48 -Stundenwoche 
für  Frauen  eiitführen  wollte.  Dies  wurde 
vom  0.  G.  i.  J.  1895  für  einen  verfassungs- 
widrigen Eingriff  in  Freiheit  und  Eigentum 
unter  Vermeidung  des  Rechtsweges  erklärt 
(Ritchie  v.  People  40  N.  E.  R.  S.  454). 
Als  sodann  1894  in  Massachusetts  die  60- 
Stundenwoche  für  Frauen  eingeführt  wurde, 
erklärte  bei  einem  auftauchenden  Falle  der 
Gerichtshof,  daß  sich  diese  Vorschrift  nur 
auf  ständiges  Personal  beziehe  und  diese 
Ständigkeit  bewiesen  werden  müsse  (130 
Mass.  33).  Ein  den  Frauenschutz  mehr  als 
alle  vorhergehenden  untergrabender  Ent- 
scheid erfolgte  im  Falle  People  v.  Williams 
von  1907  (81  N.  E.  R.  778).  Das  Gesetz 
von  New  York  hatte  verboten,  erwachsene 
Frauen  nach  9  Uhr  abends  oder  vor  6  Uhr 
morgens  zu  beschäftigen.  Dies  sei,  sagt  das 
Gericht,  eine  unrechtmäßige  Unterscheidung, 
die  den  weiblichen  Bürgern  die  gleichen 
Rechte  mit  den  Männern  nehme;  eine  Frau 
stehe  nicht  unter  dem  besonderen  Schutz 
des  Staates.  Dagegen  entschied  am  24./II. 
1908  der  G.  0.  in  dem  Falle  Curt  Muller 
V.  State  of  Oregon:  „die  physischen  Unter- 
schiede zwischen  Mann  und  Weib  und  die 
Funktionen  der  Mutterschaft  erheischen 
einen  besonderen  Frauenschutz",  und  im 
Jahre  1910  verwarf  der  0.  G.  den  Entscheid 
von  1895  im  Falle  Ritchie  v.  Wayman 
(III.  91  N.  E.  695).  Ebenso  entschied  sich  das 
Gericht  für  die  Verfassungsmäßigkeit  des 
Achtstundengesetzes  für  Frauen  in  Kali- 
fornien von  1911  c.  258  ergänzt  1913  c.  352 
im  FaUe  Miller  v.  WUson  (162  Cal.  687; 
236  U.  S.  373)  (1915).  In  früheren  Jahren 
erschwerten  gerichtliche  Entscheide  auch  den 
Vollzug.  Ein  Gesetz,  welches  in  Missouri 
die  Gewerbeaufsicht  einführen  sollte,  wurde 
als  Klassengesetzgebung  (discrimination)  ab- 
gewiesen (84  S.  W.  R.  S.  908).  Die  Befugnis 
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des  Inspektors,  Absaugevorrichtungen  zur 
Beseitigung  giftiger  Dämpfe  anzuordnen, 
wurde  vom  Polizeigericht  von  San  Fran- 
cisco für  verfassungswidrig  erklärt,  denn 
„das  Gesetz  dürfe  nicht  auf  ein  Individuum 
die  Befugnis  übertragen,  für  andere  Personen 
Gesetze  zu  raachen  und  anzuordnen"  (1902, 
67  Pac.  Rep.  755).  Nur  sehr  langsam  über- 
windet die  richterliche  Mentalität  die  Autori- 
tät des  Präzedenzfalles  und  beugt  sich  dem 
Nachweise  neuer  zwingender  Tatsachen. 

IG.  Der  Vollzug  der  Arbeiterschutz- 
gesetze. Als  Vollzugsorgane  der  primitiven 
Kinderschutzbestimmungen  nach  dem  Bür- 
gerkrieg dienten  die  Schulbehörden  (truant 
officers  oder  school  trustees),  städtischen 
Beamten  oder  die  Ortspolizei  (Sheriffs)  auf 
dem  Lande.  Ihre  Unzulänglichkeit  und  Ab- 
hängigkeit bewog  die  Ritter  der  Arbeit,  die 
Gründung  arbeitsstatistischer  Aemter 
in  Massachusetts  1869,  Pennsylvanien  und 
Maine  1872,  Ohio  und  New  Jersey  1877, 
New  York  1883  zu  verlangen.  Einigen 
dieser  Aemter,  die  durch  den  Auskunfts- 
zwang bereits  Boden  gefaßt  hatten,  wurde 
dann  später  der  Vollzug  der  Gesetze  neben 
der  Beobachtung  der  Löhne,  Arbeitsdauer 
usw.  eingeräumt.  Diese  Kumulierung  der 
Aufgaben  des  arbeitsstatistischen  Amtes  mit 
jenen  der  Inspektion  hat  sich  nicht  be- 
währt. Die  Besetzung  der  Stellen  wurde 
zum  Anlasse  politischer  Pfründenjagd  und 
Korruption.  Der  Krebsschaden  des  Voll- 
zuges ist  das  Fehlen  unparteiischer,  kennt- 
nisreicher Exekutivbeamten.  Man  hat  jedoch 
aus  der  Geschichte  des  Vollzuges  in  Massa- 
chusetts, New  York  und  Pennsylvanien 
gesehen,  daß  allmählich  eine  Reorganisation 
dieses  Dienstzweiges  sich  anbahnt;  ein 
Reisebericht  britischer  Aufsichtsbeamter 
(1920)  hebt  hervor,  daß  in  manchen  Punkten 
New  York  die  britische  Inspektion  über- 
treffe. Diese  Besserung  ist  zum  Teil  auf  die 
Verwaltungsreformen  zurückzufüliren,  die 
nur  geprüftes  Personal  anzustellen  gestatten, 
sowie  auf  die  Errichtung  von  Industrie- 
und  Wohlfahrtskommissionen,  denen 
das  Verordnungsrecht  überlassen  wird,  und 
die  zu  diesem  Zwecke  Erhebungen  vorzu- 
nehmen haben.  Solche  Kommissionen  be- 
stehen seit  1911  in  Wisconsin,  1913  Ohio, 
1913—15  New  York,  Oregon,  Pennsylvanien, 
1915  Colorado,  Kalifornien,  1916  Washington, 
Connecticut,  Delaware,  1917  Texas  und  Utah. 
In  den  Südstaaten  liegt  der  Vollzug  noch  im 
argen:  in  Mississippi  stellte  das  National 
Child  Labor  Committee  das  völlige  Ver- 
sagen des  Kinderschutzgesetzes  i.  J.  1914 
fest,  das  die  zum  Vollzug  bestimmten  Orts- 
behörden kaum  kannten;  erst  nach  dieser 
Enthüllung  bestellte  die  Gesetzgebung  In- 
spektoren. In  Alabama  war  noch  1919 
tler  Gefängnis-  und  Armeninspektor  gleich- 


zeitig Fabrikinspektor.  Doch  ist  die  Zahl 
der  Staaten  mit  selbständiger  Inspektion 
von  12  i.  J.  1908  auf  26  gestiegen  (1919). 
Nur  in  Massachusetts,  New  York,  Wis- 
consin entsprechen  die  Berichte  der  Inspek- 
toren höheren  Anforderungen.  Gewerbe- 
ärztliche Inspektoren  besitzen  Kalifor- 
nien, Illinois,  Iowa,  Kentucky,  Maryland, 
Massachusetts,  Nevada,  New  Jersey,  New 
York,  Ohio,  Oklahoma,  Oregon,  Washington. 
Diese  Inspektoren  sind  namentlich  seit  der 
durch  die  amerikanische  Sektion  der  inter- 
nationalen Vereinigung  für  gesetzlichen  Ar- 
beiterschutz geführten  Kampagne  gegen  Be- 
rufskrankheiten (Blei,  Phosphor,  Quecksilber, 
Arsenik,  Milzbrand)  notwendig  geworden.  Im 
J.  1907  wurde  in  New  York  der  erste  Medi- 
zinalinspektor eingesetzt,  dessen  erste  Er- 
hebung den  Fragen  der  Staub-  und  Gift- 
krankheiten galt.  Massachusetts  hat  sodann 
15  Medizinalinspektoren  seines  Gesundheits- 
amtes mit  Erhebungen  über  Tuberkulose  in 
Fabriken  beauftragt.  Berginspektoren 
bestehen  in  33  Staaten;  sie  fungieren  zu- 
gleich als  Prüfungsbehörde  für  die  Steiger. 
Diese  Prüfungsbehörde  wird  in  einzelnen 
Staaten  z.  B.  Colorado  durch  vier  von  dem 
Bezirksrichter  vorgeschlagene  Bergleute  ver- 
stärkt, in  Illinois  ist  sie  paritätisch  aus 
Arbeitern,  Grubenbesitzern  und  einem  Berg- 
ingenieur als  Vorsitzenden  organisiert.  In 
manchen  Staaten  ist  die  Inspektion  auf 
Kohlengruben  mit  mehr  als  20  Arbeitern 
beschränkt  (Arkansas),  in  anderen  auf  jene 
mit  über  10  Personen  (Colorado).  Montana 
schreibt  besonders  vor,  daß  der  Berginspektor 
kein  materielles  Interesse  an  den  inspizierten 
Gruben  besitzen  darf.  In  Kansas  wird  ver- 
langt, daß  neben  dem  geprüften  Fahrsteiger 
(mining  boss)  auch  ein  Wettersteiger  (fire 
boss),  der  vor  Beginn  der  Arbeit  die  Gruben 
auf  das  Vorhandensein  von  Schlagwettern 
zu  untersuchen  hat,  angestellt  werde. 

Die  Bundesgesetzgebung  (1890  ch. 
564)  endlich  bestimmt,  daß  der  Präsident 
der'  Vereinigten  Staaten  einen  Inspektor 
für  jedes  Territorium  ohne  selbständige 
Verfassung,  welches  über  1000  Tonnen 
Kohlen  jährlich  produziert,  ernennen  soll. 
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Select  lisi  of  books  on  labour,  Washing- 
ton 1903.  —  Geo  E.  Bamett,  A  Trial 
Bibliography  of  American  Trade  Union  Publi- 
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S.  196ff.  —  J.  Addams,  in  Annais  of  the  Am. 
Academy  of  P.  and  S.  Sc,  vol.  XXVII,  1906, 
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Laucheimer,  Labour  laws  in  Maryland,  Bal- 
timore 1919.  —  J.  E.  Briggs,  History  of  So- 
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1.  Fabrikgesetze,  Entwicklung  und  Stand. 

Die  Provinzen,  die  die  Dominion  von  Kanada 
bilden,  sind  z.  T.  rein  agrarischen  Charakters, 
teils  spezifische  Bergwerksgebiete,  wie  Nord-  und 
Westontario,  British  Columbia,  Nova  Scotia, 
Quebec,  Alberta,  Yukon  und  nur  zu  geringem 
Teil  mit  verarbeitenden  Industrien  besiedelt. 
Eisen-,  Stahl-,  Holzindustrie  beschäftigen  die 
stärksten  Kontingente  der  Industriearbeiter- 
schaft, die  ohne  Bergbau  i.  J.  1918:  678337 
Personen  bei  einer  Totalbevölkerung  von  rund 
9  Hill,  ausmachte. 

Die  Ungleichmäßigkeit  der  ersten  Gesetz- 
gebungen und  die  Zunahme  ihrer  Gleichar- 
tigkeit in  den  letzten  Jahren  erklären  sich 
aus  der  Tatsache,  daß  das  Gewerkvereinswesen 
in  diesem  enorm  ausgedehnten  Gebiete  sich  spät 
in  engem  Anschluß  an  die  American  Federation 
of  Labor  entwickelte,  namentlich  als  das  Ein- 
strömen der  Französisch-Kanadier  sich  durch  den 
Druck  auf  die  Löhne  in  Amerika  fühlbar  machte. 
Eine  besondere  Labour  Party  gibt  es  erst  seit 
dem  Gewerkvercinskongreß  von  Victoria  (Bri- 
tish Columbia)  von  1906.  Seither  sind  nament- 
lich in  die  Reihen  der  Bergarbeiter  auch  die  syn- 
dikalistischen Ideen  der  Industrial  Workers  of  the 
World  eingedrungen.  Der  Gegendruck  der 
agrarischen  Kreise  besonders  gegen  den  Acht- 
stundentag ist  nicht  ausgeblieben.  Immerhin 
haben  schon  Ende  des  19.  Jahrb.  die  kanadischen 
Provinzialregierungen.  dem  Beispiel  Amerikas 
folgend,  den  Schutz  der  Kinder  und  Arbeite- 
rinnen gepflegt.  Ontario  ging  1884  mit  einem 
Fabrikgesetz  voraus  (abg.  26./IV.  1904  und 
14./IV.  1908),  Quebec  folgte  1885.  dann  1894. 
1900,  1903  und  1907,  dann  4,/VI.  1910  und 
14./in.  1912  („An  Act  respecting  industrial 
establishments"),  Manitoba  mit  dem  Fabrik- 
gesetz von  1900,  Nova  Scotia  am  4./IV.  1901 
und  23./IV.  1909.  Diese  Gesetze  setzten  zu- 
meist das  14.  Jahr  als  Zulassungsalter  ein  (in 
Quebec  auch  für  Knaben  seit  G.  v.  14./III.  1907) 
und  führten  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der 
Jugendlichen  und  Frauen  und  für  beide  das 
Maximum  von  60  Stunden  Arbeitszeit,  10  Stun- 
den im  Tage,  ein;  Quebec  hat  durch  G.  v.  14./II1. 
1912  in  Textilfabriken  eine  Arbeitszeit  von  10, 
wöchentlich  höchstens  55  Stunden  für  Jugend- 
liche unter  18  Jahren  und  Frauen  und  das  Verbot 
der  Nachtarbeit  (6,30  Uhr  abends  bis  7  Uhr 
morgens)  eingeführt. 

Einen  bedeutenden  Fortschritt  bildete  die 
Aenderung  des  FabrikG.  von  Manitoba  v.  8./II. 
1904:  das  Zulassungsalter  der  Mädchen  wurde 
auf  15  erhöht,  der  Staatsrat  befugt,  ihnen  ge- 
fährliche Verrichtungen  auch  im  Alter  von  15 
bis  18  Jahren  zu  verbieten.  Keine  Maximal- 
arbeitszeit besteht  für  Männer  über  14  Jahre, 
dagegen  9  Stunden  täglich,  64  wöchentlich,  für 
Arbeiterinnen.  Bei  Ueberstundenbetrieb  (nach 
Betriebsstörungen)  beträgt  das  tägliche  Maximum 
12%,  das  wöchentliche  1212  Stunden,  das  jähr- 
liche 36  Tage.  Neubraunschweig  (mit  19642 
Industriearbeitern,  Bevölkerung  388000  Ein- 
wohner) erhielt  ein  G.  zum  Schutze  der  in 
Fabriken  beschäftigten  Personen  am  8./IV.  1905. 
Als  Fabriken  gelten  Produktionsstätten  mit  10 
oder  mehr  bescliäftigten  Personen,  Motorbetriebe, 
Bäckereien  und  Wäschereien.  Das  Zulassungs- 
alter beträgt  14  Jahre,  der  Schutz  gegen  gefähr- 
liche Betriebe  geht  bei  Knaben  bis  zum  16.. 


bei  Mädchen  bis  zum  18.  Jahre.  Für  Arbeite- 
rinnen jedes  Alters  gilt  als  Maximum  der  Zehn- 
stundentag (60  pro  Woche),  und  mit  Ueber- 
stunden:  IS'-i  täglich,  81  wöchentlich  und  höch- 
stens an  36  Tagen  jährlich.  Normale  Pause 
1  Stunde,  bei  Arbeit  zwischen  6—8  Uhr  meistens 
45  Minuten;  auch  dann  Verbot  der  Nachtarbeit 
von  10'/,  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens.  Ein 
Abänderüngsgesetz  (G.  v.  29./IV.  1909)  ver- 
pflichtet den  Inspektor  zu  jährlicher  Bericht- 
erstattung. Nova  Scotia  folgte  dem  Beispiel 
Manitobas  und  führte  durch  G.  v.  23./IV.  1909 
den  Neunstundentag  für  über  16jährige  Arbei- 
terinnen, für  jüngere  Personen  beiderlei  Ge- 
schlechts den  Achtstundentag  (4  Stunden 
am  Samstag)  ein.  Kinder  von  weniger  als 
14  Jahren,  ciie  von  Juli  bis  Oktober  zur  Zu- 
richtung von  Früchten  und  Gemüse  für  die  Kon- 
servenfabriken beschäftigt  werden  dürfen,  sind 
gleichfalls  an  die  Einhaltung  von  44  Wochen- 
stunden gebunden.  Der  Neunstundentag  für 
erwachsene  Frauen  ist  durch  G.  v.  22./IV.  1910 
beseitigt  worden. 

Die  jüngste  Provinz  Saskatchewan  (bis 
1905  ein  Teil  des  Nordwestterritoriums)  hat 
mit  ihren  647830  Einwohnern  wesentlich  Prärie- 
charakter; die  Zahl  der  Industriearbeiter  betrug 
1918:  8188.  Sie  erhielt  am  18./XII.  1909  ein 
Fabrikgesetz,  das  durch  G.  v.  23./III.  1911  ein- 
schneidend geändert  wurde.  Das  Geltungsgebiet 
des  Stammgesetzes  wurde  zwar  von  Betrieben  mit 
mehr  als  5  auf  solche  mit  über  3  Personen  erwei- 
tert. Aber  der  i.  J.  1909  eingeführte  Achtstun- 
dentag (45-Stundenwoche)  für  14~16jährige 
und  Arbeiterinnen  wurde  auf  9  Stunden  (60  in  der 
Woche)  zurückrevidiert.  Die  Ueberstunden- 
regeln  sind  dieselben  wie  in  Manitoba.  Durch 
Gesetz  vom  Jahre  1921  wurde  das  Zulassungs- 
alter von  Mädchen  auf  15  Jahre  erhöht.  Bri- 
tish Columbia  hat  am  7./III.  1908  ein  durch 
die  Novellen  v.  25./II.  1910,  l./III.  1913  und  1921 
abgeändertes  Fabnkgesetz  erhalten.  Das  Fabrik- 
gesetz bezieht  sich  auf  Betriebe  mit  5  und  mehr 
Arbeitern,  auf  motorische  und  durch  Gesetz 
oder  Verordnung  benannte  Betriebe.  Zulassungs- 
alter: 14  für  Knaben,  15  für  Mädchen.  Maximal- 
arbeitszeit: 8  Stunden  (48  pro  Woche)  für  15- 
bis  18jährige  und  Frauen  über  18  Jahren;  die 
Ueberzeitmaxima  sind  36  Tage  im  Jahre,  Total- 
arbeitszeit 9  (64  Wochen-)  Stunden.  Die  Nacht- 
arbeit ist  von  8  Uhr  abends  bis  7  Uhr  morgens  ver- 
boten. Seit  1921  ist  die  Schonzeit  der  Frauen 

6  Wochen  nach  der  Niederkunft  gesichert,  das 
Verlassen  der  Arbeit  ohne  Kündigung  6  Wochen 
vorher  mit  ärztlichem  Zeugnis  gestattet.  On- 
tario hat  in  seinem  konsolidierten  Fabrik-  und 
LadenG.  v.  6./V.  1913  die  Ausnahmebestim- 
mungen zugunsten  der  Konservenindustrie  näher 
bestimmt:  Auslese-  und  Ziu'üstungsarbeiten  sind 
auch  weniger  als  12  jährigen  v.  15./VI.  bis  16./IX. 
gestattet,  ferner  dürfen  Frauen  an  20  Tagen  über 
9  Uhr  abends  (mit  %  Stunden  Essenspause  nach 

7  Uhr)  beschäftigt  werden;  12— 14jährigen  bleibt 
Nachtarbeit  (6Uhr  abends  bis  7  Uhr  morgens)  auch 
dann  verboten  und  ihre  Arbeitsdauer  auf  10  Stun- 
den beschränkt.  Im  J.  1921  ist  der  Kinderschutz 
(14  Jahre  Zulassungsalter)  auf  alle  Kinder  in 
allen  Betrieben,  außer  auf  die  eigenen  Kinder  des 
Arbeitgebers  ausgedehnt  worden  und  die  Fort- 
bildungsschulpflicht durch  Adolescent  Atten- 
dance  Act  bis  zum  16.  Jahre  verlängert  worden. 
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Endlich  sind  Kinderschutzgesetze  in  Ontario 
und  Manitoba  nach  Art  des  britischen  Gesetzes 
von  1903,  Vorschriften  zur  Unfallverhütung  fast 
in  allen  Provinzen  erlassen  worden. 

2.  Bergarbeiterschutz.  British  Colum- 
bia hatte  den  Zehnstundentag  im  Untertags- 
betriebe durch  Coal  mines  Regulation  Act  1897 
ch.  138,  Rev.  Stat.  eingeführt;  das  G.  v.  lO./II. 
1904  führte  die  Achtstundensehicht  vom 
Verlassen  der  Oberfläche  bis  zur  Wiederkehr  des 
Bergmanns  ein.  Das  KonsolidierungsG.  v. 
l./III.  1911  verbietet  Untcrtagcarbeit  Kindern 
unter  15  Jahren  und  Frauen,  Obertagearbeit 
Kindern  unter  14  Jahren.  Ontario  hat  in 
seinem  konsolidierten  BergG.  v.  14./IV.  1908 
das  Verbot  der  Untcrtagcarbeit  von  unter 
15  jährigen  seit  dem  G.  v.  IG./IV.  1912  für  Knaben 
unter  17  Jahren  und  Frauen  ausgesprochen  und 
die  Achtstundenschicht  für  15— 17iährige 
seit  G.  V.  6./V.  1913  für  alle  Arbeiter  unter 
Tage  vorgeschrieben.  Nova  Scotia  gestattet 
dagegen  in  seinem  G.  v.  16./IV.  1908  die  Gruben- 
arbeit schon  den  ]2jährigcn  und  schreibt  für 
12— 16jährige  ein  Maximum  von  10  Stunden 
(54  wöchentlich)  vor;  es  wird  aber  auch  der  Aus- 
weis des  Schulbesuchs  von  7  Klassen  nunmehr 
verlangt.  Neufundland  (G.  v.  18./II.  1908 
und  konsolidiertes  G.  v.  13. /V.  1913  zum  Stamm- 
G.  V.  lO./V.  190fi)  erhöhte  das  Zulassungsalter 
für  Untertagearbeit  von  12  auf  13  Jahre,  verbot 
hier  die  Frauenbeschäftigung,  enthielt  sich  aber 
jeder  Regelung  der  Arbeitszeit. 

Die  Achtstundensehicht  unter  Tage  hat  auch 
die  1905  geschaffene  Provinz  Alberta  in  Ab- 
änderung ihres  KohlengrubenG.  v.  9./V.  1906 
durch  G.  v.  5./III.  1908  eingeführt.  Knaben 
unter  16  Jahren  dürfen  unter  Tage  nicht  mehr 
arbeiten,  weibliche  Personen  auch  nicht  ober 
Tage. 

Das  seit  1898  selbständig  verwaltete  Terri- 
torium Yukon  mit  8500  Einwohnern,  größten- 
teils Bergarbeitern,  hat  sich  1921  ein  Gesetz 
zum  Schutze  der  Arbeiter  im  Quarz-  und  Schiefer- 
bergbau gegeben;  die  Achtstundensehicht  ist, 
außer  bei  Wechselschichten,  die  Norm,  dringende 
Fälle  ausgenommen,  über  deren  Vorhandensein 
der  Arbeitgeber  entscheidet. 

3.  Ladenschlußgesetze,  Angestelltenschutz. 
Dem  Ladenschlußzwange  unterwarf  seine  Han- 
delsbetriebe British  Columbia  im  Shops  Re- 
gulation Act  V.  31./VIII.  1900,  abg.  21./VI.  1902 
(6  Uhr  abends,  durch  G.  v.  25./IV.  1907  auch 
5  Uhr  für  gewerbliche  Bezirke  und  Freigabe 
eines  Halbtags  auf  Wahl  der  Ortsbehörde).  Nova 
Scotia  hat  zuerst  ch.  124,  Rev.  Gesetz  von  1900 
die  Arbeitszeit  des  jungen  Handelspersonals 
(Knaben  bis  14,  Mädchen  bis  16  Janre)  auf 
72  Wochenstunden  beschränkt  (12  täelich,  14 
Samstags),  seit  G.  v.  23./IV.  1909  jedoch  beträgt 
diese  Arbeitszeit  8,  an  Samstagen  4  Stunden. 
Quebec  hat  durch  G.  v.  25./IV.  1908  die  Be- 
schaffung von  Sitzgelegenheit  für  weibliches 
Personal  vorgeschrieben.  Ontario  bestimmt  im 
konsolidierten  Fabrik-  und  LadcnG.  v.  6./V.  1913, 
daß  auch  Bureaus  der  Gewerbeaufsicht  unter- 
liegen. Das  Zulassungsalter  beträgt  12  Jahre,  für 
Jugendliche  (bis  16  J.  Knaben)  und  Frauen  gilt 
der  Zehnstundentag  (60  pro  Woche)  als  Maxi- 
mum, Nachtarbeit  ist  von  6  Uhr  abends  bis 
7  Uhr  morgens  untersagt. 

Die  Methode,  die  Ladenschlußzeiten  inner- 
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halb  gewisser  Grenzen  durch  Ortsstatut  der  Lo- 
kalbehörde bestimmen  zu  lassen,  befolgen 
Manitoba  (Shops  Regul.  Act  1902  ch.  156  und 
G.  V.  24./1II.  1911).  wo  die  Grenze  mit  6  Uhr 
abends  bis  5  Uhr  morgens  bestimmt  wird,  und 
ebenso  New  Brunswiek  (GG.  v.  6./IV.  1911, 
20./1V.  1912). 

4.  Verkehrsgewerbe.  Für  das  Verkehrs- 
gewerbe bestehen  den  amerikanischen  analoge 
Schutzvorschriften:  das  Eisenbahngesetz  von 
Ontario  v.  14./V.  1906  (konsolidiert.  G.  v.  9./V. 
1913)  gewährt  nach  16  Stunden  Arbeit  eine 
6stündige  Ruheschicht.  Den  Straßenbahnern 
wird  wenigstens  ein  freier  auf  zwei  Sonntage  und 
der  Zehnstundentag  gesichert.  Dasselbe  gilt  in 
Nova  Scotia,  G.  v.  13./V.  1913.  Neufund- 
land erteilt  durch  G.  v.  26./in.  1907  dem  Re- 
gierungsingenieur das  Recht,  die  Arbeitsdauer 
in  den  Stundenplänen  der  Eisenbahnen  einzu- 
schränken. Saskatchewan  hat  den  Sonntags- 
betrieb der  Straßenbahnen  durch  G.  v.  23./III. 
1911  untersagt. 

5.  Beherbergungsgewerbe.  Alberta  (G.  v. 
2^./n.  1909)  und  Saskatchewan(G.  v.  IS./XH. 
1909)  verbieten  die  Tätigkeit  von  Frauen  in  Bars 
und  von  Männern  unter  21  Jahren. 

6.  Mindestlohnämter.  Auch  in  Kanada 
sind  Mindestlohnämter,  und  zwar  vorerst 
durch  G.  v.  17,/111.  1919  in  Quebec  für  Frauen 
in  industriellen  Betrieben,  ferner  in  British 
Columbia,  Alberta,  Manitoba  und  1921  in 
Saskatchewan  eingeführt  worden;  drei  von  der 
Regierung  ernannte  Kommissäre  holen  die  Vor- 
schläge einer  paritätischen  Konferenz  beider 
Parteien  ein  und  publizieren  ihren  Entscheid, 
der  60  Tage  später  in  Kraft  treten  kann.  On- 
tario hat  mit  der  Mindestlohnbegutachtung 
i.  J.  1921  die  Inspektoren  betraut. 

7.  Bundesgesetze  der  Dominion.  Aehnlich 
wie  in  Australien  und  den  Vereinigten  Staaten 
hat  die  Bundesverwaltung  sorgsam  nur  die 
interprovinziellen  Fragen:  Statistik,  Verkehrs- 
wesen, Aus-  und  Einwanderung  zu  regeln  unter- 
nommen. Am  bekanntesten  wurde  Kanada  durch 
das  G.  v.  lO./VII.  1903,  das  für  Streitigkeiten 
zwischen  Eisenbahnverwaltungen  und  ihren 
Angestellten  den  Schiedszwang  einführte,  be- 
sonders aber  durch  das  sog.  kanadische 
System  des  Aufschubes  von  Streiks  und  Aus- 
sperrungen bis  nach  Schluß  einer  amtlichen 
Untersuchung,  das  der  Lömicux  Act  v.  22./in. 
1907  Art.  56  für  Bergwerke  und  öffentliche 
Betriebe  einführte.  Chineseneinwande- 
rungsgesetze sind  am  13./Vn.  1906  Rev.  St. 
ch.  95  und  20./VI1.  1908  ergangen.  Am  27./V. 
1914  hat  Kanada  mit  Hinweis  auf  das  Vorgehen 
Großbritanniens  und  die  Befürwortung  durch 
die  Royal  Society  of  Canada  ein  Gesetz,  betr. 
das  Verbot  der  Verwendung  von  Weißphosphor 
in  der  Zündholzerzcugung  erlassen.  Der  Ab- 
schluß der  internationalen  Arbeitsverträge  von 
Washington  1919  (vgl.  unten  sub  III  Inter- 
nationaler Arbeiterschutz)  veranlaßte 
British  Columbia  den  Achtstundentag  unter 
der  Bedingung  einzuführen,  daß  die  anderen 
Provinzen  folgen.  Ein  Bundesbeschluß  v.  6./X1. 
1921  bestimmte  sodann,  welche  internationalen 
Verträge  in  die  Kompetenz  von  Bundes-  oder 
in  die  der  Provinzialverwalf  ung  fallen.  Faktisch 
herrscht  der  Achtstundentag  auch  im  Verkehrs- 
wesen durch  entsprechende  Tarifverträge.  Den 
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Vollzug  der  Arbeiterschutzgesetze  besorgen  aus- 
schließlich Provinzialorgane;  ein  zusammen- 
fassender Bericht  fehlt. 

Literatur :  Hauptquelle  die  (kanadische)  Labour 
Gazette  (Gaz.  du  Travail)  Ottawa.  —  Laws 
affecting  labour,  in  l^th  Report  of  the  bureau 
of  labour  of  the  province  of  Ontnrio,  Toronto 
Z9I4.  — •  Canadian  Year  book,  Ottawa.  — 
A.  Fleck,  Kanada,  in  Probleme  der  Weltwirt- 
schaft, Jena  1913.  —  F.  X.  Garneau,  Eistoire 
du  Canada,  Paris  1921.  —  Canadian  Na- 
tional  Problems.  The  Annale  of  the  American 
Acadeiiiy  of  Political  and  Social  science,  191S. 
—  Sociale  Meddelelser,  Kristiania. 
Arbeiderlovgicning  i  de  forenede  Stater  og  Ca- 
nada, 1914.  —  K.  Derry  and  P.  H.  Douglas, 
The  minimum-wage  in  Canada  in:  Joum.  Pol. 
Ec.  Chicago,  April  19äS. 


XXVII.    Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Mexiko. 

Die  Sozialgeschichf e  Mexikos  knüpft  an  den 
auf  die  Ureinwohner  geübten  Arbeitszwang  durch 
die  spanischen  Eroberer  an.  Neben  wirkliche 
Sklaverei  trat  namentlich  im  Bergbau  schon 
unter  spanischer  Herrschaft  und  auf  den  Planta- 
gen das  System  der  Abarbeitung  von  I>ohnvor- 
schüssen,  deren  Höhe  durch  das  Trucksystem 
gesteigert  wurde,  die  Peonage,  Zwangsarbeit 
durch  künstliche  Verschuldung.  Die  Peoncn 
wurden  jahrhundertelang  mit  ein  paar  Hand 
voll  Reis  abgefunden  und  durch  die  bewaffnete 
Macht  an  jedem  Fluchtversuch  gehindert.  Die 
feudal-militaristischen  Parteien  erhielten  dieses 
System  und  verschärften  es  (Kaiser  Maximilian, 
Porfirio  Diaz),  die  demokratischen  (Juarez, 
Francisco  Madero)  suchten  es  abzuschaffen.  Die 
ersteren  fanden  die  Unterstützung  der  hohen 
Finanz.  Der  Bergbau  Mexikos,  der  1920  121,4 
Mill.  ks  Blei,  46  Mill.  Kupier,  14,4  Mill.  Zink, 
2  Mill.  Silber  und  im  Staate  Coahuila  900000  kg 
Kohle  lieferte,  wii  d  in  24  der  31  Einzelstaaten  be- 
trieben. Jn  der  Baumwollindustrie  zählte  man 
1913  32600  Arbeiter  in  144  Betrieben,  deren 
leitendes  und  gelerntes  Arbeiterpersonal  aus 
Franzosen,  Spaniern  und  Deutschen  bestand, 
während  die  mexikanisch-indianische  ungelernte 
Arbeiterschaft  sich  noch  1920  mit  Tagelühnen  von 
1,83  Pesos  (3,68  M.  Vorkriegswert)  begnügte. 
Diese  Sachlage  erklärt  den  Zusammenbruch  des 
Systems  Diaz,  den  Erlaß  der  ersten  demo- 
kratisch-radikalen Gesetze  im  Kohlendistrikt 
Coahuila  de  Zaragoza  v.  27./X.  1916,  das  im 
Gewerbe,  Bergbau,  Landwirtschaft  den  Acht- 
stundentag, im  Handel  den  Neunstundentag 
einführt,  3  Ueberstunden  höchstens  an  30  Tagen 
im  Jahre  gestattete,  den  Sechsstundentag  für 
Jugendliche  (12  — 18jährige)  vorschreibt,  Nacht- 
arbeit Frauen  und  Jugendlichen  verbietet,  Min- 
destlöhne durch  die  Arbeitsabteilung  vorschreibt, 
das  Trucksystem  strenge  verbietet,  die  Wochen- 
ruhe und  für  Wöchnerinnen  eine  40tägige  Schon- 
zeit vorschreibt.  Nach  dem  Siege  der  Maderisten 
unter  Carranza  wurde  am  31. /I.  1917  die  neue 
Staatsverfassung  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Mexiko  proklamiert,  deren  6.  Titel 
Bestimmungen  über  ,, Arbeit  und  soziale  Für- 
sorge" enthält.   Der  grundlegende  von  amerika- 


nischen Industriellen  stets  angefochtene  Art.  123 
sehreibt  dem  Kongreß  der  Union  und  den  gesetz- 
gebenden Behörden  der  Einzelstaaten  den  Erlaß 
von  Arbeitsgesetzen  vor,  die  sich  an  folgende 
Normen  zu  halten  haben:  1.  Dauer  der  täg- 
lichen Arbeitszeit  8  Stunden:  2.  Höchst- 
dauer der  Nachtarbeit  7  Stunden.  Gesundheits- 
schädliche oder  gefährliche  Arbeiten  sowie  ge- 
werbliche Nachtarbeit  sind  Jugendlichen  unter 
16  Jahren  und  Frauen  verboten;  in  Handels- 
betrieben ist  diesen  Kategorien  Beschäftigung 
bis  höchstens  10  Uhr  abends  gestattet;  3.  Hüchst- 
arbeitsdauer  für  Jugendliche  zwischen  12  und 
16  Jahren  6  Stunden.  Kinder  unter  12  Jahren 
dürfen  nicht  zum  Gegenstand  eines  Arbeits- 
vertrages gemacht  werden;  4.  mindestens  1  Ruhe- 
tag soll  6  Arbeitstagen  folgen;  5.  ein  Monat 
absoluter  Schonzeit  für  Wöchnerinnen  mit  An- 
.spruch  auf  den  vollen  Lohn  und  Uffenhaltung 
ihrer  Stelle;  3  Monate  Befreiung  von  schweren 
Arbeiten;  2  halbstündige  Stillpausen  im  Tage 
während  der  ganzen  Stilldauer:  6.  als  Mindest- 
lohn ist  ein  Lohn  festzusetzen,  der  je  nach  den 
Verhältnissen  der  einzelnen  Landesgegend  zur 
Befriedigung  der  normalen  Lebensbedürfnisse 
des  .\rbeiters  und  zur  Bestreitung  der  Kosten 
seiner  Ausbildung  und  anständiger  Vergnü- 
gungen hinreicht;  in  landwirtschaftlichen,  Han- 
dels-, Fabrik-  und  Handwerksunternehmungen 
haben  die  Arbeiter  Anspruch  auf  (iewinn- 
beteiligung;  7.  für  gleiche  Arbeit  gleicher 
Lohn  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht  oder 
Staat.sangehörigkeit;  8.  der  Mindestlohn  ist  von 
Beschlagnahme  und  Abzügen  befreit;  9.  Min- 
destlohn und  Gewinnbeteiligung  werden  durch 
Gemeindekommissionen,  die  einzelstaatlichen 
Zentraleinigungsausschüssen  unterstehen,  fest- 
gesetzt; 10.  Lohnzahlung  in  bar  und  gesetzlicher 
Währung;  11.  Lohnzuschlag  für  Ueberstunden 
100%;  höchstens  3  Ueberstunden  im  Tag  an 
nicht  mehr  als  3  aufeinanderfolgenden  Tagen; 
Ueberstundenverbot  für  Jugendliehe  unter 
16  Jahren  und  Frauen;  12.  und  13.  Verpflichtung 
der  Unternehmer  zur  Erstellung  von  Arbeiter- 
wohnungen, Schulen,  Krankenhäusern.  Markt- 
plätzen.  Erholungsstätten  u.  dgl.;  14.  Haftbar- 
keit der  Unternehmer  für  Arbeitsunfälle  und 
Berufskranklieiten;  15.  Verpflichtung  der  Ar- 
beitgeber zur  Beobachtung  cler  gesetzlichen  Ge- 
sondheits-,  Reinlichkeits-  und  Sicherheitsvor- 
schriften; 16.  Anerkennung  des  Vereinsrechtes  der 
Arbeiter  und  der  Arbeitgeber:  17.  Anerkennung 
des  Streik-  und  Aussperrungsrechtes;  18.  Streiks 
sind  zulässig,  wenn  sie  bezwecken,  das  Gleich- 
gewicht zwischen  den  produktiven  Faktoren  da- 
durch herbeizuführen,  daß  sie  die  Rechte  der 
Arbeit  mit  denjenigen  des  Kapitals  in  Einklang 
bringen;  die  Angestellten  bei  öffentlichen  Ar- 
beiten haben  dem  Einigungs-  und  Schiedsaus- 
schuß die  Arbeitseinstellung  10  Tage  zuvor 
anzuzeigen;  die  Ausstände  gelten  als  unzulässig, 
wenn  die  Mehrzahl  der  Ausständigen  sich  Gewalt- 
tätigkeiten gegen  Personen  oder  Eigentum  zu- 
schulden kommen  läßt;  eben.so  ist  im  Kriegsfälle 
der  Ausstand  in  Staatsbetrieben  unstatthaft  (die 
Arbeiter  der  Kriegswerkstätten  gelten  als  Heeres- 
angehörige und  fallen  nicht  unter  diese  Bestim- 
mung); 19.  Aussperrungen  sind  nur  zulässig, 
wenn  Ueberproduktion  die  Einstellung  der 
Arbeit  notwendig  macht,  damit  die  Preise  inner- 
halb der  Kostengrenzen  gehalten  werden  können; 


638  Aibeitersohutzgesetzgebung  (Mexiko — Zentral-  und  Südamerika) 


zudem  ist  die  Genehmigung  des  Einigungs-  und 
Schiedsausschusses  erforderlich;  20.  und  21.  Strei- 
tigkeiten zwischen  Kapital  und  Arbeit  sind  einem 
paritätischen  Einigungs-  und  Schiedsausschuß, 
in  dem  auch  die  Regierung  vertreten  ist,  zu  unter- 
breiten; weigert  sich  der  Arbeitgeber,  die  Streit- 
angelegenheit dem  Einigungsausschuß  zu  unter- 
breiten oder  sein  Urteil  anzunehmen,  so  gilt 
der  Arbeitsvertrag  als  beendigt  und  ist  der 
Arbeiter  mit  3  Monatslöhnen  zu  entschädigen; 
geht  die  Weigerung  vom  Arbeiter  aus,  so  gilt 
lediglich  der  Arbeitsvertrag  als  beendigt;  22.  bei 
ungerechtfertigter  Entlassung  des  Arbeiters 
wegen  dessen  Beitritt  zu  einem  Gewerkverein 
oder  Teilnahme  an  einem  zulässigen  Ausstand 
hat  der  Arbeitgeber  entweder  den  Vertrag  zu  er- 
füllen oder  3  Monatslöhne  als  Entschädigung  zu 
zahlen;  23.  Vorzugsrecht  der  Lohnforderungen 
der  Arbeiter:  25.  Unentgeltlichkeit  des  Arbeits- 
nachweises; 26.  Legalisierung  von  Arbeitsver- 
trägen zwischen  Mexikanern  und  ausländischen 
Unternehmern  durch  die  Gemeindebehörde  und 
den  Konsul  des  Auswanderungslandes  (Heim- 
schaffung des  Arbeiters  7U  Lasten  des  Unter- 
nehmers); 27.  nichtig  sind  folgende  Vertrags- 
bedingungen: Notorisch  übermäßige  Arbeits- 
dauer, unzulänglicher  Lohn;  mehr  als  ein- 
wöchentliche Lohnzahlungsfrist;  Lohnzahlung  in 
Gastwirtschaften.  Läden  u.  dgl.;  Truckvor- 
schriften;  Abzüge  für  Bußen:  Verzicht  auf  Ent- 
schädigungen und  andere  Ansprüche;  28.  Er- 
richtung unveräußerlicher,  unpiändbarer  Heim- 
stätten; 29.  und  30.  Förderung  der  Errichtung 
gemeinnütziger  Anstalten,  als  welche  Versiohe- 
rungseinrichtungen  aller  Art  und  Wohngenossen- 
schaften  gelten.  Es  besteht  immerhin  die  Absicht, 
durch  eine  Verfassungsrevision  die  obligatorische 
Gewinnbeteiligung  durch  ein  System  obliga- 
torischer Versicherungen  zu  ersetzen. 

Literatur:  -F.  Madcro.  La  succe&iön  Presiden- 
cial,  Mexiko  1908.  —  J,  Kenneth  Turner, 
Barharous  3fexico  an  indictment  of  a  Corrupt 
and  Cruel  Sys*lpm,  London,  Cassell  d-  Co.  —  Ent- 
gegnung der  Regientng  Lh'az,  mit  Raiscnsoziologie 
zweifelhaften  t'harakters :  Volkswirtschaftlich' 
gesellschaftliche  Studien  der  Generalackerbau- 
direktion im  Fomento- Ministerivm,  Mexiko  1912. 
Deutsche  Ausgabe  von  Mexico  y  el  problema 
obrero  rural.  —  Ueber  Peonage :  IV.  E.  Carson, 
Mexico,  The  Wonderland  of  the  South,  London 
191S.  —  Rieh.  T.  Ely,'  Propcrty  and  Con- 
Iract  ch.  X,  New  York,  Macviillan,  ID14.  — 
C.  K.  Jones,  Bibliography  of  the  Mcxican 
Revolution,  Washington  19S0.  —  T.  ehester 
Lloyd,  Mexico  and  its  Reconstritction,  London 
19SS.  —  Justo  Sierra,  Le  Mtxique,  son  evo- 
lution  sociale,  vol.  III,  Mexiko  1900  —  1902.  — 
P,  H.  Middleton,  Induatrial  Mexico,  I^cw 
York  1919.  —  J.  Bonillas,  Labor  Legisl-ation 
in  Mexiko  in  Americas  Federationist,  Washing- 
ton  1918. 


XXVIII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Zentral  -  und  Südamerika. 

1.  Argentinien.  2  Panama.  3.  Uruguay. 
4.  Costa  Rica.  5.  Ecuador.  6.  Brasilien.  7.  iPerü. 
8.  Venezuela.  9.  Nicaragua.  10.  Guatemala,  Sal- 
vador, Honduras.    11.  Chile,  Cuba. 


1.  Argentinien.  Die  Verarbeitung  der  Boden- 
produkte, namentlich  durch  die  Nahrungsmittel- 
industrie, dann  in  Textilfabriken  ist  in  Argen- 
tinien seit  20  Jahren  beträchtlich  gestiegen. 
Man  zählte  i.  J.  1920  48779  Gewerbebetriebe  mit 
410201  Arbeitern  bei  einer  Totalbevölkerung  von 
8,7  Mill.  Einwohnern. 

Nachdem  vorerst  seit  1905  die  Einzelstaaten 
Gesetze  zur  Einhaltung  der  Sonntagsruhe 
erlassen  hatten  (Argentinien  Sl./VIII.  1905, 
Santa  3./VII.  1906,  Entre  Rios  31./X.  1906, 
Juiuv  l./Il.  1907,  Tuminän  25./VII.  1907,  C6r- 
doba"8./X.  1907,  Buenos  Aires  8./I.  1908,  Cata- 
marca  28./1X.  1909)  ist  in  Argentinien  durch 
G.  V.  14./X.  1907  die  Arbeit  der  Frauen  und 
Kinder  geregelt  worden.  Ein  absolutes  Arbeits- 
verbot besteht  für  Kinder  unter  10  .lahren; 
Schulpflichtigen  im  Alter  von  mehr  als  10  Jahren 
kann  der  DefeUEor  de  menores  Arbeit  gestatten, 
wenn  diese  für  den  Unterhalt  der  Kinder  oder 
deren  Familie  notwendig  ist.  Für  Minderjährige 
bis  ZU  16  Jahren  besteht  ein  absolutes  Nacht- 
arbeitsverbot  und  ein  Verbot  gesundheits-  und 
siitlichkeitsgefährdender  Arbeiten.  Die  Orts- 
behörden haben  Kompetenz  zum  Erlaß  weiterer 
Anordnungen,  welche  geeignet  sind,  die  hygie- 
nischen Grundsätze  des  Gesetzes  durchzuführen. 
—  Ueber  diese  Bestimmungen  hinaus  ist  die 
Arbeit  der  Frauen  und  Kinder  in  der  Haupt- 
stadt der  Republik  noch  besonders  geregelt:  dort 
gebt  das  absolute  Arbeitsverbot  bis  zu  12  Jahren, 
das  Verbot  der  Beschäftigung  in  gefährlichen  und 
gesundheitsschädlichen  Industrien  erstreckt  sich 
auf  Minderjährige  bis  zu  16  Jahren  und  auf  alle 
Frauen  und  diesen  beiden  Kategorien  ist  jegliche 
Nachtarbeit  (9  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens) 
verboten.  Beide  Kategorien  haben  ein  Anrecht 
auf  eine  zweistündige  Mittagspause,  die  Arbeits- 
zeit der  Minderjährigen  ist  überdies  auf  8  Stunden 
pro  Tag  und  48  Stunden  pro  Woche  begrenzt. 
Den  Wöchnerinnen  sind  nach  ihrer  Nieder- 
kunft unter  Reservierung  des  Arbeitsplatzes 
30  Freitage  und  später  alle  2  Stunden  zum 
Stillen  der  Kinder  15  Minuten  zu  gewähren. 

Argentinien  besitzt  ferner  ein  Gesetz  zum 
Schutze  der  Heimarbeiter  Nr.  10505  von  1918 
und  AusffihrungsV.  v.  30./XII.  1918.  Haupt- 
vorschriften sind:  Anzeige  des  Betriebes.  Führung 
eines  Heimarbeiterverzeichnisses  und  Einsicht- 
gewährung für  den  Inspektor,  Aushändigung  von 
Arbeitsbüchern,  Beschränkung  von  Bußen  auf 
ein  Sechstel  des  Tagesverdienstes;  Verbot  der 
gefährlichen,  ungesunden  Heimarbeitsbetriebe, 
Errichtung  von  Lohnkommissionen  durch 
das  Arbeitsdepartement  auf  Eingabe  von  min- 
destens 60  Arbeitern  solcher  Gruppen;  Inkraft- 
treten ihrer  Lohnentscheide  15  Tage  nach  Ver- 
öffentlichung. 

Literatur:  Legislacion  nacicmal  e  ordinanzas 
municipales.  Dep.  national  del  trabajo,  Buenos 
Aires  191S.  —  M.  A.  Musain,  Manual  dt  la 
legislacion  obrera  argentina,  Buenos  Aires  1915. 
• —  Verselbe,  Leyes  obreros  Argentinos,  Buenos 
Aires  1916.  —  K.  Kürger,  Landwirtschaft  und 
Kolonimtion  im  Spanischen  Amerika,  2  Bde., 
Leipzig  1901.  —  T.  P.  O'Ilallora,  Bibliography 
of  South  America,  London,  Buenos  Aires  19 IS.  — 
Petrr  H.  Goldsmilh,  A  brief  Bibliography 
of  Books  rel.  to  the  Latin  American  Republics, 
New  York  1915.  —  C.  S.  Veaey  Brown,  The 
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South  American    Yearbook,    London  19S0.   

J.  Bryce,  South  America:  Observalions  and 
impressions,  London  191J:.  —  A.  N.  Schuster, 
Argentinien,  München  19IS.  —  W.  Stevers 
Süd-    und    Mittelamerika,    Leipzig  I914.   

D.  a.  Hiller,  Einwanderung  und  Koloni- 
eation  in  A.,  Berlin  1912.  —  F.  Latzina, 
La  Argentina  on  m  aspecto  fisico,  social  y 
economico  Buenos  Aires  1910.  —  W.  A.  Birst, 
Argentina,   London,   Fisher   XJnwin,  1910.   

E.  Tornqvist,  The  Economic  Derolopment  of 
the  Argentine  Republic  in  the  last  SO  years, 
Buenos  Aires  1919.  —  A.  L.  Palacios,  Dos 
anoB  de  acri/m  socialistica  en  el  Partamento 
argentino,  Valencia  19 IS.  —  M.  A.  Bivarola, 
Ourso  de  Legislaciön  indmtrial  Argentina, 
Buenos  Aires  1917.  —  Ingegnlei-os,  La  legis- 
lation  du  travail  dans  In  Eepubligue  Argentine, 
Paris  1906.  —  Qnesada,  El  problema  nacional 
obrere,  Buenos  Aires  1907.  —  Bulletin  nf  the 
Panamerican  Union,  Washington,  unter:  Lrqis- 
lation,  für  alle  Süd-  und  zentralamer.  Republiken. 
Statistische  Orientierung  in:  The  Statesman's 
Year-Book  19^2,  London  19SS. 

2.  Panama,  dessen  400000  Einwohner  fast 
aiisschlieljlich  von  der  Kultur  tropischer  Pro- 
dukte (Bananen,  Kautschuk,  Kaffee,  Zurker) 
leben,  hat  für  die  Gewerbebetriebe  durch  G.  v 
29./X.  1914  für  Arbeiter  und  Handelsangeste'llte 
den  8stündigen  Arbeitstag  eingeführt.  In- 
haber von  Betrieben,  die  infolge  ihrer  Beschaffen- 
heit eine  längere  Arbeitszeit  erheischen,  können 
durch  Vertrag  mit  den  Arbeitnehmern  besonders 
bezahlte  Ueberarbeit  vereinbaren.  In  alle  Ver- 
dingungsverträge  ist  eine  Klausel  aufzunehmen, 
durch  die  sich  der  Unternehmer  verpflichtet 
ständig  wenigstens  60  v.  H.  landesangehörige 
Arbeiter  zu  be.sch.lftigen.  Arbeiter  können  nur 
mit  ihrer  Zustimmung  zur  Sonntagsarbeit  heran- 
gezogen werden,  doch  gilt  diese  Bestimmung 
nicht  für  kontinuierliche  oder  im  öffentlichen 
Interesse  nicht,  unterbrechbare  Arbeiten  und  in 
Füllen  höherer  Gewalt.  Handelsbetriebe 
haben  ihren  Angestellten  täglich  eine  mindestens 
12stündige  Ruhezeit  und  eine  2stündige  Mittags- 
pause zu  gewähren.  Die  Läden  usw.  müssen 
zwischen  9  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens  und 
an  Sonntagen  geschlossen  bleiben;  ausgenommen 
sind  Verkaufsstellen  für  Gegenstände  des  täg- 
lichen Bedarfes,  Zeitungen,  Apotheken,  in 
welchen  erwachsene  männliche  Bedienung 
vorgeschrieben  ist.  Inhaber  von  Handels- 
betrieben, die  infolge  ihrer  Beschaffen- 
heit Nachtdienst  erheischen,  müssen  zwei  Per- 
sonalschicbten  haben;  der  Nachtdienst  darf  ' 
höchstens  8  Stunden  dauern.  Betriebe  des  Be- 
herbergungs-  und  Erquickungsgewerbes,  Friseur-  1 
geschäfte  und  Zigarrenläden,  welche  nach  9  Uhr 
abends  offen  bleiben,  sind  von  den  Inhabern  oder  , 
einem  besonders  zu  diesem  Zwecke  angestellten  \ 
Personal  zu  bedienen.  Verboten  ist  die  Be- 
schäftigung Jugendlicher  unter  18  Jahren  in  , 
Schankräumen,  unter  14  Jahren  mit  schwerer 
Arbeit  in  Kellern,  Restaurants  u.  dgl.  ! 

3.  Uruguay  wies  im  Jahrzehnt  1910-1920  ' 

eine  stark  industrielle  Entwicklung  auf,  die  von  ' 

einem  Rückgange  der  landwirtschaftlichen  Be-  1 

vülkerung  begleitet  war.  , 


Durch  G.  v.  17./XI.  1915  hat  Uruguay  die 
'  Sstundige  Arbeitszeit  im  weitesten  Umfange 
,  (in  Industrie,  Baugewerbe,  Handel  und  Ver- 
kehrsgewerbe und  im  Staatsbetriebe)  eingeführt. 
In  besonderen  Fällen  kann  unter  Verständigung 
der  Verwaltung.sbehörde  die  tägliche  Arbeitszeit 
innerhalb  der  48-Stundenwoche  verlängert  wer- 
den. Werden  Arbeiter  in  mehreren  Betrieben  be- 
schäftigt, so  darf  ihre  tägliche  Gesamtarbeitszeit 
die  gesetzliche  Höchstdauer  nicht  überschreiten. 
Den  Vollzug  des  Gesetzes  überwachen  25  Arbeits- 
inspektoren.  —  Eine  umfangreiche  Ausführung.s- 
V.  V.  31./I.  1916  umschreibt  und  enthält  Be- 
stimmungen über  die  Berechnung  der  Arbeits- 
dauer des  Aufsichtspersonals,  der  Vorarbeiter, 
Maschinisten  und  Heizer  in  nicht  kontinuier- 
lichen  Betrieben,    der   Bauarbeiter,    die  eine 
größere  Strecke  Weges  zur  Arbeitsstelle  zurück- 
zulegen haben  usw.    Nach  der  Ausführungsver- 
ordnung fallen  folgende  Gewerbe  nicht  unter  das 
Gesetz:  Landwirtschaft,  häusliche  Dienste  und 
Lohnkutscherei;  ferner  sind  dem  Gesetze  ent- 
zogen die  nicht  zu  einer  regelmäßigen  Arbeitszeit 
verpflichteten  Geschäftsleiter  und  die  am  Gewinn 
der  Unternehmung  beteiligten  Arbeiter  oder  An- 
gestellten, deren  Verdienst  mindestens  3000  £ 
im  Jahr  beträgt.   Damit  in  kleineren  Unterneh- 
mungen ein  Teilhaber  nicht  als  Arbeiter  oder  An- 
gestellter betrachtet  werde,  muß  sein  Mindest- 
anteil  einen  bestimmten  Prozentsatz  des  Ge- 
winnes des  Prinzipals  ausmachen,  wofür  Art.  8 
der  Verordnung  eine  ausführliche  Stufenleiter 
aufstellt.    Kann  die  Arbeit  infolffe  besonderer 
Umstände  von  den  Arbeitern  nichf  nach  8stün- 
diger  Tätigkeit  unterbrochen  werden,  so  darf 
sie  fortgesetzt  werden  unter  der  Bedingung,  daß 
die  Arbeitszeit  48  Stunden  in  6  Tagen  nicht 
überschreitet.   Ohne  Rücksicht  auf  den  Normal- 
arbeitstag können,  jedoch  immer  innerhalb  der 
48-Stundenwoche,  beschäftigt  werden:  die  Ar- 
beit ^r  in  Pökel-  und  Gefrierhäusern,  Ziegeleien, 
Küstenschiffahrtsunternehmungen,  die  Handels- 
reisenden  u.  dgl.,  nach  auswärts  abgeordnete 
mehr  oder  weniger  unabhängige  Angestellte  von 
Handels-  und  anderen  Unternehmungen,  Fuhr- 
leute, soweit  sie  nicht  dem  Gesetze  überhaupt 
entzogen  sind,  das  Eisenbahn-  und  Straßenbahn- 
personal,  die  Arbeiter,  die  in  Fällen  höherer  Ge- 
walt oder  bei  technisch  ununterbrechbaren  Ar- 
beiten beschäftigt  sind,  das  beim  Laden  und 
Löschen  der  Ueberseeschiffe  beschäftigte  Per- 
sonal. Bis  zu  9  Stunden  im  Tag  dürfen  mit  Ein- 
willigung der  Arbeiter  an  6  Tagen  der  Woche 
diejenigen  Betriebe  ihre  Arbeiter  beschäftigen, 
die  am  6.  Tag  nur  3  Stunden  arbeiten  lassen. 
Arbeitern,    die   Arbeiten    auszuführen  haben, 
welche  eine  ununterbrochene  Ausführung  oder 
Beaufsichtigung  erfordern,  ist  nach  spätestens 
östündiger  Arbeit  eine  mindestens  Istündige 
Ruhepause  zu  gewähren;  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten darf  die  tägliche  Arbeitszeit  ebenfalls 
nicht  längeralsöStunden  ununterbrochen  dauern, 
und  es  ist  den  Arbeitern  vor  der  Beendigung 
des  Sstündigen  Arbeitstages  eine  Mindestruhe- 
pause von  2  Stunden  einzuräumen.  Den  Handels- 
angestellten, welche  weniger  als  8  Stunden  ar- 
beilen, gebühit  eine  Istündige  Ruhepause  nach 
4  Stunden  Arbeit.    Die  In.snektoren  können  die 
Betriebe  in  den  Dienststuncien  betreten  und  Ar- 
beitgeber und  Arbeiter  einvernehmen;  sie  haben 
danach  zu  trachten,  möglichst  wenig  Betriebs- 
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Störungen  zu  verursachen.  —  Ein  Erlaß  v.  21./II. 
1916  regelt  die  Ruhepausen  der  Bankangestellten; 
bei  8  stündiger  Arbeit  hat  die  Frühstückspause 
als  gesetzliche  Pause  zu  gelten  und  mindestens 
11/2  Stunden  zu  dauern;  bei  6stündiger  Arbeit 
ist"  hingegen  eine  halbstündige  Pause  in  die 
6  stündige  Dienstdauer  einzuschalten.  —  Um 
mißbräuchlicher  Verteilung  der  Arbeitszeit  und 
der  Pausen  im  Bäckergewerbe  zu  steuern, 
bestimmt  eine  Ministerialentschließung  v.  22./II. 
1916,  daß  die  Ruhepausen  in  diesem  Gewerbe 
2  Stunden  nicht  überschreiten  dürfen  und  so  zu 
verteilen  sind,  daß  Arbeitszeit  und  Ruhepausen 
zusammen  im  Tag  höchstens  10  Stunden  aus- 
machen. —  In  einem  weiteren  Erlaß  v.  25. /II. 
1916  hat  der  Präsident  für  die  Schuhindustrie 
das  8-Stundensystem  verfügt,  weil  die  Arbeiter 
ihre  Einwilligung  zum  System  der  9  Stunden 
an  6  Tagen  und  3  Stunden  am  6.  Tage  nicht 
geben  wollten.  Ein  Erlaß  v.  22./III.  1916  stellt 
die  Regel  auf.  daß  die  Sonn-  oder  Feiertage 
nicht  in  die  „6tägigen  Zeiträume"  im  Sinne  des 
Gesetzes  eingerechnet  werden  dürfen,  außer  so- 
weit es  sich  um  kontinuierliche  Betriebe  oder 
solche  des  Verkehrs-  und  Wirtschaftsgewerbes 
handelt.  Eine  neue  AusführungsV.  v.  21. /V.  1920 
präzisiert  die  Aufgaben  der  Inspektion;  durch 
JSrl.  V.  18./VI.  1920  ist  die  Kontrolle  der  Arbeits- 
dauer auf  Eisenbahnen  durch  Fahrbücher  ver- 
fügt, durch  G.  v.  22./XI.  1920  ist  die  Wochen- 
ruhe eing  eführt  und  durch  Erl.  v.  18./X.  1920 
sind  die  Boten  dem  Achtstundengesetze  unter- 
worfen worden. 

Lltemtur :  Annuario  Estadistico,  Montevideo  X918. 
—  H.  I.  Gordon  Ross,  Argentinaand  Uruguay, 
London  1917. 

4.  Costa  Rica  besitzt  neben  Gold-  und  Silber- 
minen, Kaffee-  und  Banancnpflanzungen,  3296 
meist  elektrisch  betriebene  Industriebetriebe 
(Dörrereien,  Stärke-,  Holzboarbeitungsfabriken). 
Durch  Erl.  Nr.  100  v.  9./XII.  1920  ist  die  Ar- 
beitszeit der  Arbeiter  festgesetzt  worden,  und 
zwar  auf  acht  Stunden  für  Tagelöhner,  Hand- 
werker und  sonstige  Arbeiter  in  landwirt- 
schaftlichen Betrieben  (fincas),  in  Werk- 
stätten und  anderen  ähnlichen  Unternehmungen 
und  auf  zehn  Stunden  für  Gehilfen  und  An- 
gestellte in  Handelsgeschäften  und  Bureaus. 
Die  Betriebsinhabor,  Arbeitgeber  oder  Unter- 
nehmer bemessen  den  Tag-  oder  Monatslohn 
entsprechend  der  festgesetzten  Arbeitszeit 
(Art.  1). 

Ueberzeitarbeit  ist  mit  einem  Lohnzuschlag 
von  25  V.  H.  für  die  ersten  drei  Ueberstunden 
und  mit  einem  Lohnzuschlag  von  mindestens 
50  V.  H.  für  den  Rest  zu  entlohnen  (Art.  2).  Doch 
darf  die  Zahl  der  täglichen  Arbeitsstunden 
nicht  mehr  als  15  betragen;  in  diesem  Falle  ist 
der  gute  Gesundheitszustand  des  Arbeiters  nach- 
zuweisen. 

5.  Ecuador.  In  Ecuador  war  die  im  Ab- 
schnitte über  Mexiko  beschriebene  Hörigkeit 
durch  Verschuldung,  die  Peonage,  in  der 
schlimmsten  Form  üblich,  bis  sie  durch  Erlaß 
V.  20./X.  1918  abgeschafft  wurde.  Neben  den 
Kakaopflanzungen  beschäftigt  Ecuador  In- 
dustriearbeiter in  Fabriken  von  landwirtschaft- 


lichen Produkten  und  Panamahüten.  Durch 
G.  V.  4./IX.  1916  bestimmte  Ecuador,  daß  kein 
Arbeitnehmer  zu  Sonntagsarbeit  oder  zu  mehr 
als  8  stündiger  Arbeit  an  Werktagen  gezwungen 
werden  darf.  Ueberzeitarbeit  ist  tagsüber  mit 
20%,  zwischen  6  und  12  Uhr  abends  mit  50%, 
nach  Mitternacht  mit  100%,  Lohnzuschlag  zu 
vergüten.  Für  die  Auflösung  eines  Arbeitsver- 
hältnisses wird  eine  SOtägige  Kündigungsfrist 
vorgeschrieben  bei  sonstiger  Schadenersatzpflicht. 

Literatur :  Annuario  de  legislacion  Ecuatoriana 
Quito. 

6.  Brasilien.  In  Brasilien  hat  besonders 
der  Staat  Säo  Paulo  für  den  Gesundheitsschutz 
der  Arbeiter  vorgesorgt.  Der  Staat  Säo  Paulo 
ist  vorwiegend  Agrargebiet,  er  deckt  die  Hälfte 
des  Weltverbrauches  an  Kaffee  durch  seine 
Pflanzungen;  aber  auch  die  Baumwollweberei 
ist  seit  20  Jahren  hier  bedeutend  fortge- 
schritten. 1921  zählte  man  242  Textilfabriken 
mit  11 2  Mill.  Spindeln  und  108960  Arbeitern. 
Dazu  kommen  Seiden-.  Wollwaren-,  Jute-,  Zi- 
garren-, Zuckerfabriken,  Mühlen  mit  weiteren 
42800  Arbeitern,  ferner  die  Bergleute.  Das  Ge- 
sundheitsG.  von  Säo  Paulo  v.  29./XII.  1917 
überträgt  den  Organen  des  Gesundheitsdienstes 
im  Innern  des Lanaes( Gesundheitsdelegierten  und 
Gesundheitsinspektoren)  die  Ueberwachung  von 
Hotels,  Fabriken  und  landwirtschaftlichen  Be- 
trieben, sowie  die  Bekämpfung  der  Wurmkrank- 
heit. Unter  den  gewerbehygienischen  Vor- 
schriften des  Gesetzes  figuriert  das  vollständige 
Verbot  der  Zulassung  von  Kindern  unter  12  Jan- 
ren zur  Arbeit  in  Fabriken,  Werkstätten,  ge- 
werblichen Betrieben  und  bei  Bauten.  Jugend- 
liche zwischen  12  und  15  Jahren  können  mit 
Zustimmung  ihrer  gesetzlichen  Vertreter  bis  zu 
5  Stunden  im  Tag  mit  leichteren  Verrichtungen, 
die  weder  die  Gesundheit  schädigen  noch  den 
Schulbesuch  beeinträchtigen,  beschäftigt  werden; 
sie  bedürfen  eines  ärztlichen  Tauglichkeitszeug- 
nisses und  eines  Zeugnisses  über  Zurücklegung 
der  Primarschule,  widrigenfalls  ihnen  der  Schul- 
besuch während  der  Arbeitszeit  zu  ermöglichen 
ist.  Die  Jugendlichen  zwischen  12  und  15  Jahren 
dürfen  1.  nicht  im  Alkoholgewerbe  oder  in  ge- 
fährlichen oder  gesundheitsscliädlichen  Gewerben 
beschäftigt  werden,  2.  nicht  gefährliche  Maschinen 
bedienen,  unfallgefährliche  Verrichtungen  oder 
Arbeiten,  welche  besondere  Kenntnisse  oder  Auf- 
merksamkeit erfordern,  ausführen,  3.  nicht  all- 
zuanstrengende Arbeiten  verrichten  und  4.  nicht 
mit  der  Herstellung  sittlichkeitswidriger  Preß- 
erzeugnisse beschäftigt  werden.  Jugendliche 
unter  18  Jahren  und  Frauen  dürfen  nicht  zur 
Nachtarbeit  herangezogen  werden.  Ebenso  ist 
die  Beschäftigung  von  Frauen  im  letzten  Monat 
vor  und  ersten  Monat  nach  der  Niederkunft  ver- 
boten. 

Das  Fehlen  von  Arbeiterschutzvorschriften 
hatte  vorher  gegen  Brasilien  bereits  zu  Ein- 
wanderungsverboten geführt.  Durch  Vfg. 
V.  26./Vin.  1910  hat  Spanien  bis  auf  weiteres 
den  Passagieren  mit  unentgeltlicher  Fahrkarte 
die  Auswanderungnach  Brasilien  verboten. 
Der  Antrag  hierzu  wurde  vom  Oberen  Aus- 
wanderungsrat mit  Dringlichkeit  gestellt.  Der 
Motivenbericht  (Boletln  del  Institute  de 
Reformas  Sociales  VII,  404)  begründet  diese 
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Maßnahme  u.  a.  damit,  daß  der  Lohn  nicht  in 
Geld,  sondern  in  Gutscheinen  ausbezahlt  wird, 
welche  nur  im  Laden  der  Farm  verwertbar  sind 
und  nur  auf  den  zum  Kauf  von  Bohnen,  Reis 
und  Butter  (zusammen  mit  dem  Kaffee,  ihrer 
hauptsächlichsten,  oft  sogar  einzigen  Nahrung) 
notwendigen  Betrag  lauten    Die  erwähnten  Be- 
richte stellen  ferner  fest,  daß  auf  bestimmten 
Farmen  bis  zu  sieben  Monate  vergehen,  ehe  auch 
nur  diese  Gutscheine  ausgestellt  werden,  und 
fügen  bei,  daß  die  Einwanderer,  wenn  sie,  von  der 
Not  getrieben,  selbst  auf  die  Gefahr  des  Ver- 
lustes ihres  Viehes  und  ihrer  geringen  Habe  hin 
zu  fliehen  versuchen,  nicht  entkommen  können 
infolge  der  strengen  Uebcrwachung  durch  die 
sog.  Capangas,  eine  Art  Schildwachen,  die  im 
Dienste  der  Verwalter  stehen  und  deren  Aufgabe 
darin  besteht,  die  Flucht  der  Landarbeiter,  im 
Notfall  mit  Gewalt,  zu  verhindern.   Aus  den  in 
den  Händen  des  Auswanderungsrates  befind- 
lichen Angaben  geht  auch  hervor,  daß  man  den 
Auswanderer  auf  den  Farmen,  die  ihm  die  An- 
legung einer  Maispflanzung  für  eigene  Rechnung 
gestatten,  zwingt,  seine  Ernte  den  Inhabern  der 
Farm  zu  einem  von  diesen  zu  bestimmenden 
Preise  zu  verkaufen,  wobei  die  Zahlung  niemals 
in  bar  erfolgt,  sondern  der  Betrag  einfach  dem 
Landarbeiter  gutgeschrieben  wird.    Zu  alledem 
kommt,  daß  die  Verhängun»  von  Bußen,  deren 
Höhe  ganz  im  Belieben  des  Verwalters  steht,  aus 
allen  möglichen  Grijnden  sehr  häufig  ist;  daß  die 
den   Land,irbeitern   zur   Verfügung  gestellten 
Häuser   ein   einziges   Zimmer   enthalten  und 
meistenteils  nur  aus  Pfählen  bestehen,  die  in 
den  Boden  gerammt  und  durch  ein  mit  Lehm 
beworfenes  Rohrgeflecht  verbunden  sind;  daß 
die   Krankenhäuser   viel   zu   wünschen  übrig 
lassen;  daß  die  Landarbeiter  nur  schwer  vor  Ge- 
richt ihre  Ansprüche  geltend  machen  können; 
daß  das  für  die  Pflanzung  bestimmte  Land  so 
rauh  und  schlecht  ist,  daß  der  Pflug  nicht  für 
die  Arbeit  verwendet  werden  kann,  sondern 
durch  die  Hacke  ersetzt  werden  muß,  und  daß 
die  Behandlung,  welche  die  Familien  der  Ein- 
wanderer auf  den  Farmen  erfahren,  so  hart  ist, 
daß  98%  gern  in  die  verlassene  Heimat  zurück- 
kehrten, wenn  sie  könnten;  man  begreift  somit, 
daß  dem  Vorschlag  des  Oberen  Auswanderungs- 
rates  seine  Berechtigung  nicht  abgesprochen 
werden  kann.  ...  In  der  Ueberzeugung,  daß  es 
sich  hier  um  große  Gefahren  handelt,  haben  sich 
verschiedene  fremde  Staaten  entschlossen,  ein 
solches  Verbot  zu  erlassen:  so  die  Niederlande,  das 
Deutsche  Reich  und  Italien;  besonders  das  Bei- 
.«piel  des  letztgenannten  Staates,  in  welchem  die 
Auswanderung   mit   unentgeltlicher  Fahrkarte 
durch  Verfügung  des  Ministers  Prinetti  verboten 
worden  ist,  verdient  Beachtung  wegen  der  Aehn- 
lichkeit  der  italienischen  Auswanderung  mit  der 
spanischen.  Nicht  unbeachtet  darf  ferner  bleiben, 
daß  Portugal,  welches  infolge  der  gemeinschaft- 
lichen Herkunft  wie  in  früheren  Jahren  auch 
weiterhin  die  natürliche  Quelle  eines  namhaften 
Auswandererstroms  nach  jenen  Gegenden  bildet, 
die  Auswanderung  schon  vor  vielen  Jahren  nach 
einer  bestimmten  Richtung  geleitet  hat. 

Llteratar  :  La  legislaciün  del  trabojo  cn  el  Brazil 
in  Hevista  de  Ottncias  Economicas,  Buenos  Aires 
lälS.  —  A.  L.  Garraiix,  Bibliographie  bresi- 
lienne,  Paris  1S9S.  —  A.  Levasseur,  Le  Bresil, 
Paris  1899.  —  K.  Kärger,  Brasilianische  Wirt- 
schaftsbilder, Leipzig  1891. 

Handwörterljuch  dor  Staatswisaenscbaften.  4.  Aull. 


7.  Peru.  Dieses  Land,  durch  seine  Boden- 
schätze an  Silber,  Petroleum,  Kohle  berühmt, 
hat  durch  G.  v.  25./XL  1918  das  Zulassungs- 
alter in  allen  Betrieben,  außer  Familienbetrieben 
und  nicht  motorischer  Landwirtschaft  auf  12 
Jahre  festgesetzt,  erst  nach  dem  14.  Jahre  ohne 
ärztliches  Zeugnis.  Arbeit  unter  Tage  ist  bis 
zum  18.  Lebensjahre  und  Frauen  verboten; 
unter  14  Jahren  Arbeit  bei  Schaustellungen, 
unter  16  Akrobatenkindern. 

Die  Arbeitszeit  beträgt  für  12— 143ährige 
6  (33  wöchentlichi,  für  14— 18  jährige  und  Frauen 
höchstens  8  (wöchentlich  45)  Stunden  mit  aus- 
schließlich 2  Stunden  Mittagspause;  2  Stunden 
Ueberzeit  sind  an  höchstens  60  Tagen  im  Jahre 
gestattet.  Nachtarbeit  (8-7  Uhr)  ist  Frauen 
und  Jugendlichen  unter  21  Jahren  verboten. 
Wöchnerinnen  haben  Anspruch  auf  40  Tage 
Schonzeit;  sie  können  die  Arbeit  20  Tage  vor 
der  Entbindung  mit  äiztlichem  Zeugnis  ver- 
lassen; sie  haben  Recht  auf  1  Stunde  Stillpause 
ohne  Lohnverlust  und  auf  BeistelhiiiL'  von  Still- 
räumen  und  Krippen,  im  F'all  der  Eni  la.ssung  auf 
3  Monatslöhne  bis  zum  3.  Monat  nach  oder  vor 
der  Niederkunft.  Das  Gesetz  verpflichtet  zur 
Beistellung  von  Sitzgelegenheit  und  gibt  den 
Heimarbeitern  der  Konfektion  Anspruch  auf 
gleichen  Lohn  wie  Werkstattarbeiterinnen. 

Literatur:  C/i.  Wiener,  Pirou  et  Bolivie,  Paris 
1880.  —  E.  Higginson,  Mines  and  Mining  in 
Peru,^  Lima  1908.  —  F.  Garcia  Calderon, 
Le  Pcrou  Contemporain,  Paris  1907.  —  G,  Re~ 
ginaia  Enock,  Peru,  London  1908. 

8.  Vereinigte  Staaten  von  Venezuela.  Der 

Reichtum  dieses  Staates  an  Gold,  Kupfer,  Kohle, 
Petroleum.  Salz  hat  auch  zur  Entwicklung  einiger 
Industrien  (Textil-,  Zement-,  Glasfabriken)  ge- 
führt, die  vielfach  von  englischen  Gesellschaftern 
geleitet  werden.  Ein  BergG.  v.  3./VIII.  1906 
und  AusführungsV.  v.  23./n.  1906  verbietet  die 
Bergnrbeit  Kindern  unter  12  Jahren  und  B'rauen 
und  führt  die  dreifache  Achtstundenschicht 
im  Bergbau  ein. 

Literatur:  Annuario  Esladistico  de  Venezuela, 
Caracas.  —  i.  T.  Ballon,  Venezuela,  London 
191S. 


9.  Nicaragua  dessen  Goldgi-uben  von  eng- 
lischen und  amerikanischen  Gesellschaften  aus- 
gebeutet werden,  hat  dmch  BergG.  v.  19./II. 
1906  das  Verbot  der  Arbeit  unter  Tage  von  Kin- 
dern unter  12  Jahren  und  Frauen  ausgesprochen. 

10.  Die  Staaten  Guatemala,  El  Salvador 
und  Honduras  traten  in  Tegucigjalpa  (Ilond.) 
am  9./VIII.  1921  zusammen,  um  die  Bundesver- 
fassung der  zentralamerikanischen  Föderation  zu 
genehmigen.  Diese  Verfassung  sollte  durch  Art. 
163  die  Bundesstaaten  verpflichten,  den  Grund- 
satz des  Achtstundentages  für  alle  Lohn- 
arbeit in  ihren  Gesetzen  auszusprechen.  Indessen 
haben  sich  am  l./II.  1922  Guatemala  und  El 
Salvador  vom  Bunde  zurückgezogen. 

11.  Chile,  Paraguay,  Cuba.  Chile  hat 
diu-ch  G.  V.  26./VI.  1907  eine  36stündige 
Wochenruhe  obligatorisch  für  Jugend- 
liche unter  16  Jahren  und  Frauen  einge- 
führt. Es  sichert  den  Handelsangestellten 
ly..  Stunden  Mittagpause,  und  Sitzgelegenheit 
dem  weiblichen  Personal.  Chile  gehört  zu  den 
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wenigen  südamerikanischen  Republiken,  die 
die  Ratifikation  der  Entwürfe  internationaler 
Arbeiterschutzverträge  für  Landarbeiter  und 
Seeleute  (Genua  1920  und  Genf  1921)  empfohlen 
haben.  Paraguay  hat  lediglich  ein  Sonntags- 
ruheG.  (v.  7./XI.  1902)  erlassen.  In  Cuba  sind 
die  Arbeiterschutzentwürfe  von  1912  noch  nicht 
verabschiedet. 

Literatar:  IT,  L.  F.  Latorre,  Lcgislacion 
obrera  Facnltativa,  Colombia  1913.  —  *T.  L, 
Perez,  ün  proyecto  de  ley  del  trabajo,  Ha- 
bana 191S.  —  Labor  Gonditions  in  Cuba,  Bull. 
U.  St.  Bureau  of  Labor,  July  1902.  —  Porter, 
Industrial  Cuba,  1898. 


XXIX.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  französisch-ameri- 
kanischen Kolonien. 

Auf  Guadeloupe.  Martinique,  Guayana  und 
St.  Pierre  et  Miquelon  ist  durch  Erl.  "v.  8./VII. 
1913  das  französische  G.  v.  17./IV.  1907  über  die 
Regelung  der  Arbeitsbedingungen  in  der  Han- 
delsschiffahrt ausgedehnt  worden  (Maximal- 
arbeitszeit auf  See  12,  im  Hafen  10,  für  Maschi- 
nisten 8,  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Schiffs- 
jungen 8  Uhr  abends  bis  4  Uhr  morgens,  Unfall- 
verhütungsvorschriften);  für  Guadeloupe  und 
Martinique  allein  gelten  die  Dekrete  v.  l./III. 
1912,  12./II.,  4.  und  7./IX.  1913,  die  namentlich 
für  die  Arbeiter  der  Zucker-  und  Rumfabriken 
von  Wert  sind.  Durch  diese  wird  a)  das  Zu- 
lassungsalter der  Kinder  in  allen  gewerblichen 
Betrieben  auf  12  Jahre  nach  vollendetem  Primar- 
schulunterricht und  mit  Beibringung  eines  Taug- 
lichkeitszeugnisses, ohne  diese  Nachweise  auf  13 
Jahre  festgesetzt;  dieses  letztere  Alter  bildet  auch 
das  Minimum  für  öffentliche  Schaustellungen, 
b)  In  Gewerbe  und  Handel  ist  die  Beschäftigung 
von  Ju  gen  dl  ich  en  unter  18  Jahren  und  Frauen 
bei  gesundheitsgefahrlichen  oder  sittenwidrigen 
Verrichtungen  untersagt.  c)  Die  Maximal- 
arbeitszeit beträgt  10,  die  Mindestruhezeit 
11  Stunden,  die  Sonn-  und  Festtagsruhe  ist 
gleichfalls  für  Jugendliche  und  Frauen  vorge- 
schrieben. Die  Behörden  sind  befugt,  Vor- 
schriften zur  Sicherung  des  Gesundheitsschutzes 
in  den  Betrieben  zu  erfassen.  Der  Vollzug  erfolgt 
durch  Arbeitsinspektoren. 


C.  Australien  und  Ozeanien. 

XXX.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Australien  und  Neusee- 
land. 

1.  Charakter  dieser  Gesetzgebung.  2.  Anfänge 
der  Achtstundengesetzgebung  in  Victoria. 
3.  Erste  Achtstundengesetze  im  Bergbau  und 
Verkehrswesen.  4.  Mindestlohnämter  in  Victoria. 
5.  Schutz  der  Handelsangestellten  und  der  Heim- 
arbeiter. 6.  Sozialhygiene.  7.  Die  Fabrikgesetz- 
gebung in  Neusüdwales.  8.  Mindestlohn- 
ämter,  Schiedsgerichte,  Einigungsämter  in  Neu- 
südwales. 9.  Bergarbeiterschutz.  10.  Handelsan- 
gestelltenschutz.    11.  Vollzug  in  Neusüdwales. 

12.  Die  Fabrikgesetzgebung  in  Queensland. 

13.  Lohnämter  und  Schiedsgerichtswesen.  14. 


Bergarbeiterschutz.  15.  Schutz  der  Landarbeiter. 
16.  Arbeiterschutz  für  staatlich  unterstützte 
Privatbetriebe.  17.  Fabrikgesetzgebung  und 
Lohnämter  in  Südaustralien.  18.  Das  In- 
dustriegesetz von  1920.  19.  Vollzug.  20.  Fabrik- 
gesetzgebung in  Westaustralien.  21.  Fabrik- 
arbeiterschutz in  Tasmania.  22.  Handelsange- 
stelltenschutz. 23.  Lohnämter  und  Vollzug. 
24.  Schutz  der  Kinder,  Jugendlichen  und  Frauen 
in  Australien.  25.  Bundesgesetzgebung. 
26.  Fabrik-  und  Ladengesetzgebung  in  Neusee- 
land. 27.  Mindestlöhne.  28.  Schiedsgericht- 
liche Lohnbestimmung.  29.  Die  Krise  des 
Schiedszwanges  von  1913.  30.  Bergarbeiter- 
schutz. 31.  Schutz  der  Handelsangestellten. 
32.  Vollzug. 

1.  Charakter  dieser  Arbeiterschutzgesetz, 
gebung.  Sind  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  Zufluchtstätten  der  unorganisierten 
Arbeit  gewesen,  so  ist  der  australische  Kontinent 
Kolouialland  der  organisierten  Arbeit.  Suchen 
in  Amerika  die  Einwanderer  in  ihrer  Isolierung 
durch  hemmungslose  Mehrarbeit  die  Mittel  zur 
Flucht  aus  der  Arbeiterklasse  zu  gewinnen,  so 
geht  in  Australien  das  Trachten  der  Organisierten 
dahin,  den  Zuzug  schwer  organisierbarer  Ele- 
mente fernzuhalten,  der  Verelendung  durch  das 
Eindringen  des  europäischen,  amerikanischen 
oder  asiatischen  Schwitzsystems  vorzubeugen, 
um  den  relativen  Hochstand  der  materiellen 
Kultur  einer  Arbeitermittelklasse  zu  begründen. 
Nirgends  haben  Natur  und  Geschichte  die  Ver- 
wirklichung dieser  Absichten  so  nahe  gerückt. 
Der  außerordentliche  Einfluß  der  Arbeiterver- 
bände auf  Gesetzgebung  und  Verwaltung  hat 
bewirkt,  daß  ohne  Schädigung  der  Produktion 
der  Achtstundentag  in  Australien  um  sechzig 
Jahre  früher  als  in  Europa  zur  herrschenden 
Arbeitszeit  wurde  und  der  Grundsatz  der  Auf- 
rechterhaltung eines  Mindestlohnes  in  der  austra- 
lischen Gesetzgebung  fünfzehn  Jahre  vor  der 
englischen  Anerkennung  fand.  Dagegen  ist  der 
Uebergang  zum  Zwangsverbande  stets  miß- 
lungen und  zuletzt  1913  in  Neuseeland  auch  die 
Zwangsvollstreckung  von  Lohnfestsetzungen 
durch  Schiedsgerichte  beseitigt  worden.  Obwohl 
keine  generelle  Lösung,  kein  Arbeiterparadies, 
sondern  das  Stuck  einer  ganz  besonderen  Ein- 
stellung und  Entwicklung  darstellend,  bleibt 
die  experimentelle,  jederzeit  abtastende  und  ver- 
bessernde Methode  der  australischen  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung, auch  jetzt,  da  sie  den  Reiz 
der  Neuheit  eingebüßt  hat,  reich  an  Anregungen 
für  den  Beobachter  der  alten  Welt. 

2.  Anfänge  der  Achtstundengesetzgebung 
in  Victoria.  Die  AnTänge  der  indu^itricllcn 
Entwicklung  Australiens,  das  bis  1851  lediglich 
ein  Land  der  Wollzucht  und  der  Sitz  von  Sträf- 
lingskolonien war,  gehen  auf  die  Entdeckung 
der  Goldfelder  durch  einen  aus  Kalifornien  heim- 
gekehrten Goldgräber  am  12./II.  1851  zurück. 
Die  Inflation  des  Goldfiebers  zog  starke  Ein- 
wandererstrüme  in  die  Städte  und  in  die  Minen, 
und  brach  den  herrschenden  Einfluß  der  Squat- 
ters.  Unter  den  Goldgräbern  und  Neuankömm- 
lingen befanden  sich  manche  frühere  Pioniere  der 
britischen  Arbeiterbewegung,  Chartisten  u.  a., 
die  besonders  im  städtischen  Baugewerbe  für 
starke  Organisationen,  in  den  Städten  für  Ge- 
werkschaftsräte (Trade  Councils)  eintraten  und 
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in  Melbourne  am  21./IV.  1856  den  Achtstun- 
dentag errangen;  den  Versuch  ihn  zu  beseitigen, 
beantworteten  die  Bauarbeiter  mit  einem  3- 
monatlichen  Streik  i.  J.  1859.  Nach  den  Bau- 
gewerhen errang  eine  Gewerkschaft  nach  der 
anderen  den  Achtstundentag. 

Im  J.  1873  kam  in  Victoria  das  erste  Fabrik- 
gesetz zustande;  es  bezeichnete  als  Fabrik  jeden 
Raum,  in  dem  „bei  der  Erzeugung  von  Gütern 
nicht  weniger  als  10  Personen  beschäftigt  wer- 
den". Weibliche  Personen  durften  höchstens 
8  Stunden  im  Tage  beschäftigt  werden,  länger 
nur  mit  Erlaubnis  des  Ministers.  Der  Kolonial- 
sekretär konnte  den  Begriff  Fabrik  für  einzelne 
Betriebe  aufheben.  Das  Gesundheitsamt  war  zum 
Erlaß  sanitari,scher  Vorschriften  befugt;  über  die 
Durchführung  des  Gesetzes  sollten  die  lokalen 
tiesundheitsämter  wachen. 

Sodann  führte  in  Victoria  die  Beobachtung 
langer  Arbeitszeiten  der  Bäcker,  Kellner,  Han- 
delsangestellten nach  den  Erhebungen  einer  Royal 
Commission  (1882-1886)  zu  den  Factories  and 
Shops  Acts  von  1885,  1887  und  1890.  Das  Gel- 
tungsgebiet dieser  Gesetze  waren  Betriebe,  in 
denen  mindestens  G  weiße  Arbeiter  oder  2  Chi- 
nesen tätig  sind,  oder  die  motorisch  und  länger  als 
3  Monate  im  Jahre  und  nicht  lediglich  von  Fa- 
milienmitgliedern betrieben  wurden.  Lokales 
Geltungsgebiet  war  Melbourne  und  die  Städte; 
der  Gouverneur  war  befugt,  das  Gesetz  in  anderen 
Grafschaften  auf  deren  Beschluß  in  Kraft  zu 
setzen.    Das  Zulassungsalter  der  Kinder  betrug 
seit  1890: 13  Jahre  und  nur  unter  Beibringung  der 
Schulzeugnisse  bis  zu  15  Jahren,  nur  mit  ärzt- 
lichem Tauglichkeitszeugnis  bis  zu  16  Jahren. 
Nachtarbeit  (6  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens) 
war  verboten  für  Knaben  unter  14  und  Mädchen 
unter  16  Jahren.    Das  Gesetz  beschränkte  die 
.Arbeitszeit  der  Frauen  und  noch  nicht  IGjährigen 
jugendlichen  Personen  auf  48  Stunden  in  der 
Woche.    Der  Minister  war  ermächtigt,  wenn  es 
das  dringende  Geschäftsinteresse  erfordern  sollte, 
nach  Untersuchung  von  Fall  zu  Fall  diese  Be- 
stimmung für  einzelne  Fabriken  einer  besonderen 
Gattung  außer  Kraft  zu  setzen,  was  in  dem  Amts- 
hlatte  zur  Kenntnis  gebracht  werden  mußte. 
Eine  solche  Suspension  trat  3  Monate  nach  ihrer 
amtlichen  Kundmachung  außer  Kraft.  Außer  in 
Zeitungsdruckereien  und  an  Sanistagshalbfeier- 
tagen  durften  Frauen  und  junge  Personen  unter 
18  Jahren  nicht  länger  als  5  Stunden  ohne  eine 
mindestens  einhalbstündige  Molilzrilpause  ver- 
wendet werden;  auch  hierin  konnte  der  Minister 
durch  amtliche  Kundmachung  Ausnahmen  ein- 
treten lassen.  Für  Druckereien  aller  Art  galt  die 
Bestimmung,  daß  kein  Knabe  unter  16  Jahren 
oder  ein  Mädchen  unter  18  Jahren  als  Setzer  ; 
länger  als  8  Stunden  verwendet  werden  durften; 
die  Nachtarbeit  war  denselben  untersagt,  es  ; 
wäre  denn  im  Falle  der  Dringlichkeit  unter  Ein-  i 
holung  der  Erlaubnis  des  Ministers,  und  dann  ' 
auch  nur  unter  der  Bedingung,  daß  sie  zu  solcher  1 
Nachtarbeit  12  Stunden  vorher  und  nachher  nicht  - 
verwendet  wurden.  Daran  schloß  sich  eine  Reihe  ] 
von   sanitätspolizeilichen   Schutzbestimmungen  i 
in  gesundheitsschädlichen  Betrieben,  die  nach  i 
dem  Alter  der  Personen  und  der  Gefährlichkeit  ] 
der  Produktion  sorgsam  abgestuft  waren.   End-  ' 
lieh  wurde  Frauen  und  noch  nicht  ISjährigen  ] 
Personen  das  Reinigen,  sowie  überhaupt  jede  i 
Arbeitsverrrichtung  zwischen  dem  fixen  Teile  und  1 1 


-  der  Transmission  der  Maschine,  solange  dieselbe 
,  im  Gange  ist,  verboten. 

Zur  Durchführung  dieser  Bestimmungen  be- 

■  saßen  nicht  nur  die  Gewerbeinspektoren  unge- 
r  mein  weitgehende  Gewalten,  sondern  sie  fanden 

gesetzlich  auch  an  den  von  der  Regierung  auf 

■  Empfehlung  des  Gesundheitsamtes  bestellten 
1  Aerzten,  an  den  Sanitäts-  und  an  den  Schul- 
1  Inspektoren  Unterstützung.    Diese  letzteren  hat- 

■  ten  das  Recht,  die  Fabriken  zu  visitieren  und  die 
i  Vorlage  eines  Verzeichnisses  aller  unter  20jäh- 
•  rigen  Personen  zu  verlangen.   Außerdem  waren 

■  Geldbußen  nicht  nur  auf  das  Zuwiderhandeln 
!  der  Unternehmer,  sondern  auch  auf  die  Konni- 
1  Venz  der  Eltern  gesetzt. 

3.  Erste  Achtstundengesetze  im  Bergbau 
1  und  Verkehrswesen.    Abgesehen  von  den  Be- 
stimmungen der  eigentlichen  Fabrikgesetzgebung 
;  wußten  die  australischen  Arbeiter  für  gewisse 

■  Betriebe  das  gesetzliche  Verbot  der  Frauen- 
!  arbeit  und  den  Achtstundentag  auch  für  die 

erwachsenen  männlichen  Arbeiter  zu  erwirken. 
So  in  Victoria  in  den  Jahren  1883  und  1886 
durch  die  Acte  über  die  Arbeit  in  den  Minen 
(46  Vict.,  no.  783.  S.  6  und  49  Vict.,  no.  803, 
S.  2).  Gegenwärtig  verbietet  in  Victoria  das 
G.  V.  4./I.  1910  Knaben  unter  17  Jahren  unter 
Tage  zu  beschäftigen.  Knaben  im  Alter  von 
weniger  als  14  Jahren  und  Frauen  dürfen 
überhaupt  nicht  im  Kohlenbergbau  Verwen- 
dung finden.  Außerdem  ist  verboten,  Knaben 
mit  dem  Auf-  und  Abladen  der  Förderkörbe  und 
als  Abnehmer  (lander  or  braceman)  zu  beschäf- 
tigen. Außer  in  Notfällen  darf  die  Arbeitsdauer 
8  Stunden  pro  Tag  (einschließlich  einer  halb- 
stündigen Essenspause)  und  48  Stunden  pro 
Woche  nicht  übersteigen.  Als  Schicht  gilt  die 
Zeit  vom  Beginn  der  Einfahrt  des  einzelnen 
Bergarbeiters  bis  zur  Rückkehr  über  Tage. 
Ueberzeitarbeit  ist  besonders  zu  entlohnen,  und 
zwar  die  ersten  2  Stunden  mit  dem  1 1/4  fachen, 
weitere  Stunden  mit  dem  1 14  fachen  Lohnbetrage. 
Der  Leiter  der  Unternehmung  hat  ein  Jugend- 
hchenregister  zu  führen.  Vorgeschrieben  ist 
ferner  die  Bestellung  von  WiegekontroUcuren, 
die  Bestellung  von  Betriebsführern,  die  im  Be- 
sitze eines  Befähigungsnachweises  sein  müssen 
(certiticated  managers),  die  Prüfung  der  Maschi- 
nisten durch  einen  Prüfungsausschuß,  die  Aus- 
stellung von  Befähigungsausweisen  für  die 
Kesselwärter,  die  Markscheiderei,  Grubenauf- 
sicht, Unfallanzeige  und  -Untersuchung. 

In  Queens!  and  bestimmte,, The  Mines  Regu- 
lation Act,  1889":  Kein  Knabe  unter  14  Jahren 
und  keine  Frau  sollen  unter  Tage  verwendet  wer- 
den. Kein  Knabe  unter  16  Jahren  darf  Spreng- 
stoffe laden  oder  zünden.  Keine  bei  den  Maschi- 
nen in  den  Bpif,'werkcn  tätige  Person  darf  länger 
als  8  in  24  Sf  iiiKlni  (.•iussc)ili,.ß|i,li  der  Feuerungs- 
und der  Mahlzcitpau.scn)  bei  bis  50  £  Strafe 
verwendet  werden.  Gleiche  Vorschriften  ent- 
halten die  Coal  Mines  Acts  1886  und  1890, 
48  Vict.,  no.  19  und  54  Vict.,  no.23  in  Neusee- 
land sowie  Coal  Mines  Regul.  Act  1908,  1915 
m  Westaustralien.  Ebenso  war  in  Victoria 
der  gesetzliche  Achtstundentag  im  Interesse  der 
Bediensteten  der  städtischen  Omnibusse  und 
Tramways  (47  Vict.,  no.  765,  S.  10)  sowie  der 
Hafenarbeiter  seit  1883  in  Geltung,  von 
welchem  nur  gegen  Vergütung  der  Ueberstunden 
abgegangen  werden  konnte.  Durch  einfache  Ver- 
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Ordnung  hatte  die  Regierung  denAchtstundentag 
in    allen    Staatsbetrieben  eingeführt.  Sie 
folgte  damit  nur  einer  fast  allgemeinen  Uebung. 
4.    Mindestlohnämter   in   Victoria.  Im 

Jahre  1890  erfuhr  nun  der  Charakter  der 
australischen  Sozialgesetzgebung  eine  ent- 
scheidende Wandlung.  Der  Kampf  der  Gewerk- 
vereine um  die  ausschließliche  Beschäftigung 
organisierter  Arbeiter  führte  zur  Boykottierung 
der  Verladung  von  Wolle,  die  von  unorganisierten 
Wollscherern  geschoren  war;  der  Generalstreik 
der  Hafenarbeiter  und  Seeoffiziere  in  Brisbane 
war  die  Folge;  er  dehnte  sich  auch  auf  Gasarbeiter, 
Bergarbeiter  und  Wollscherer  aus  und  endete 
nach  2  Monaten  mit  einer  schweren  Niederlage 
der  Gewerkvereine.  Die  Folge  dieser  Erfahrungen 
war  das  Verlangen  nach  Einigungs-  und  Min- 
destlohnämtern  zur  Verhütung  aussichtsloser 
Lohnkämpfe.  Schon  i.  J.  1884  hatte  in  Victoria 
eine  parlamentarische  Kommission  auch  über  das 
Schwitzsystem  zu  Gericht  gesessen.  Sie  hatte  die 
Einführung  von  Einigungsämtern  empfohlen, 
deren  Lohnentscheide  bindende  Kraft  haben 
sollten.  Der  Gedanke  war  von  einem  austra- 
lischen Publizisten,  David  Syme,  in  seinem 
Büchlein  „Outlines  of  an  industrial  science"  1876 
als  Heilmittel  gegen  Streiks  im  Gegensatz  zu 
den  Lehren  John  Stuart  Mill's,  der  höchsten  volks- 
wirtschaftlichen Autorität  jener  Epoche,  lanziert 
worden.  Die  Lehre  vom  prädestinierten  Lohn- 
fonds, dessen  wundersame  Verteilung  jede  Ar- 
beitslosigkeit streng  genommen  unmöglich 
machen  müßte,  ist  von  Stuart  Mill  1869  aufge- 
geben worden.  Damit  fiel  die  ganze  Beweis- 
führung gegen  die  Möglichkeit  der  Aufstellung 
von  Mindestlöhnen  danin.  Ein  Schüler  und 
Freund  Stuart  MiU's,  Sir  Charles  Düke,  griff  den 
Gedanken  Syme's  auf;  seiner  Eingebung  folgend 
hat  dann  in  Victoria  Mr.  Alfred  Deakin  i.  J.  1884 
den  Antrag  auf  Lohnämter  gestellt  und  1893 
eine  Antischwitzsystemliga  in  Melbourne  ge- 
gründet. Das  Geltungsgebiet  des  Fabrikgesetzes 
wurde  auf  Betriebe  mit  4  und  mehr  Personen 
cr;v  eitert  (64  Vict.,  no.  1333). 

Die  für  Heimarbeit  gezahlten  Preise  mußten 
fortab  dem  Cheffabrikinspektor  mitgeteilt  werden. 
Zugleich  wurde  eine  parlamentarische  Kommis- 
sion, Factory  Act  Inquiry  Board,  zum  Studium 
der  Fabrikarbeit  und  des  Schwitzsystems  ein- 
gesetzt. Auf  Grund  der  Arbeiten  dieser  Kom- 
mission legte  Sir  A.  S.  Peacock  am  4./VI.  1895 
einen  Entwurf  vor,  der  nach  hartem  Kampf  mit 
dem  Legisl.  Council  am  28./VII.  1896  (60  Vict., 
no.  1446,  The  Factories  and  Shops  Act  1896) 
angenommen  wiu'de.  Das  Gesetz  bezeichnete 
als  Fabrik  jeden  Platz,  an  dem  Güter  zum  Handel 
oder  Verkauf  zubereitet  werden  und  a)  4  oder 
mehr  Personen  arbeiten,  oder  b)  Dampf,  Wasser, 
Gas,  Petroleum,  elektrische  Kraft  verwendet 
werden,  oder  c)  1  oder  mehr  Chinesen  arbeiten, 
oder  d)  Möbel  hergestellt  oder  Brot  oder  Pasteten 
zum  Verkauf  gebacken  werden.  Seine  Haupt- 
aufgabe war  die  Bekämpfung  des  Schwitz- 
systems in  der  Heimarbeit.  Peacock  wollte 
die  Heimarbeit  in  jedem  Falle  von  der  beson- 
deren Erlaubnis  des  Chefinspektors  abhängig 
machen,  und  diese  Erlaubnis  sollte  nur  solchen 
Personen,  die  durch  häusliche  Pflichten  oder 
körperliche  Leiden  an  der  Fabrikarbeit  gebindert 
und  überdies  auf  den  Ertrag  ihrer  Heimarbeit 
angewiesen  waren,  gewährt  werden.  Der  Sturm, 


der  sich  gegen  diesen  Artikel  erhob,  hatte  zur 
Folge,  daß  der  Entwurf  6  mal  in  jedem  Hause 
beraten  wurde;  die  liberale  Majorität  des  Unter- 
hauses bestand  auf  strengen  Bestimmungen,  die 
konservative  Majorität  des  Oberhauses  wider- 
stand unter  der  Flagge  der  „persönlichen  Frei- 
heit". Nach  der  fünften  Beratung  durch  das 
Unterhaus,  am  6./III.  1896,  ging  die  Session  zu 
Ende.  Im  Wahlkampf  war  allerlei  vom  Anachro- 
nismus eines  Oberhauses  die  Rede,  und  als  das 
neue  Parlament  zusammentrat,  kam  der  Kompro- 
miß zustande.  Die  Bedingungen,  unter  denen 
Heimarbeit  gestattet  sein  sollte,  wurden  fallen  ge- 
lassen. Es  sollte  dagegen  erstens  jede  Heimarbeit 
beim  Cheffabrikinspektor  registriert  werden; 
es  sollte  zweitens  die  Bestimmung  des  Arbeits- 
lohnes in  der  Kleider-,  Möbel-  und  Brotindustrie 
nicht  mehr  dem  freien  Uebereinkommen  über- 
lassen werden,  sondern  den  Lohn-  oder 
Spezialämtern,  die  zu  gleichen  Teilen  aus 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  zusammen- 
gesetzt sein  sollten. 

Neun  Gesetze  (1896—1904)  wurden  durch  das 
G.  V.  6./X.  1906  (6  Edward  VII,  no.  1957,  The 
Factories  and  Shops  Act  1905)  konsolidiert  und 
die  Ladenbestimmungen  des  konsolidierten  Ge- 
setzes durch  ein  G.  v.  12./Xn.  1905  (5  Edward 
VII,  no.  2008,  The  Factories  and  Shops  Act  1905 
no.  2)  abgeändert.  Eine  weitere  Novellierung 
fand  durch  G.  v.  23./Xn.  1907  statt.  In  den 
Jahren  1909—1911  erfuhr  das  Gesetz  nicht 
weniger  als  4  sehr  wesentliche  Abänderungen. 
Die  4  genannten,  nachstehend  besprochenen 
Novellen  sind:  1.  Das  G.  Nr.  2177,  betr.  Ein- 
führung eines  Halbfeiertages  an  Samstagen 
in  Läden  des  hauptstädtischen  Bezirkes.  V.2./III. 
1909;  2.  die  Novelle  Nr.  2241  zum  Fabrik-  und 
LadenG.  v.  4./I.  1910;  3.  die  Novelle  Nr.  2291 
zum  Fabrik-  und  LadenG.  (Lehrlinge  und  Halb- 
gelernte), V.  4./I.  1911  und  4.  die  Novelle  Nr.  2305 
zum  Fabrik-  und  LadenG.  v.  4./I.  1911. 

Das  victorianische  Fabrik-  und  LadenG. 
V.  23./XII.  1907,  das  die  GG.  v.  6./X.  und  12./XII. 
1906  abgeändert  hat,  hat  den  Wirkungskreis  der 
Lohnämter  bedeutend  erweitert.  Die  Beschrän- 
kung auf  Gewerbe,  die  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten betrieben  werden,  ist  aufgehoben  worden. 
Hinfort  konnten  auch  für  offene  Verkaufsge- 
schäfte, für  das  Fahren,  für  das  Baugewerbe,  für 
Steinbruchbetriebe,  für  die  Zurüstung  von  Brenn- 
holz und  den  Verkauf  von  Holz,  Koks  und  Kohle 
durch  Beschluß  beider  Häuser  Lohnämter  er- 
richtet werden.  Auch  die  Beschränkungen,  die 
das  Gesetz  Nr.  1857  von  1903  für  die  Lohn- 
festsetzungen auferlegt  hatte,  sind  gefallen.  Die 
Aemter  waren  nicht  mehr  an  die  von  ,, acht- 
baren Arbeitgebern"  (reputable  employers) 
tatsächlich  bezahlten  Durchschnittslöhne  ge- 
bunden. Die  Zuständigkeit  sämtlicher  Aemter 
wiu-de  auf  Arbeiter,  die  mit  Ausbessern  be- 
schäftigt sind,  die  des  Schreineramtes,  im  be- 
sonderen auf  männliche  und  weibliche  Tape- 
zierer ausgedehnt. 

Die  Novelle  Nr.  2241  v.  4./I.  1910  änderte 
die  Bestellung  von  Lohnämtern:  nach  dem 
Victorianischen  System  mußte  die  Befugnis  zur 
Schaffung  eines  Lohnamtes  (in  Victoria  ,,Spezial- 
amt"  genannt)  zuerst  gesetzlich  festgelegt 
werden;  nur  innerhalb  des  gesctzliclien  Rahmens 
kann  die  Regierung  ein  Amt  bestellen  und  es 
bedarf  hierzu  erst  noch  der  Genehmigung  des 
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Parlaments.  Eine  solche  gesetzliche  Befugnis  war 
bisher  nach  Art.  75  des  Stammgesetzes  von  1905 
eingeräumt  worden  für:  a)  die  Kleider-  und 
Möbelerzeugung;  b)  die  Brotbäckerci;  c)  sämtliche 
in  Fabriken  und  Werkstätten  im  Sinne  des 
Gesetzes  betriebenen  Gewerbe;  d)  das  Metzger- 
gewerbe. Art.  6  der  Novelle  von  1910  erweiterte 
nun  den  gesetzlichen  Rahmen  auf  a)  elektrische 
Installationen;  b)  Leichenbestatter;  c)  Heizer, 
Kesselwärter  und  Maschinisten;  d)  Taschen-  und 
Wanduhrmacher;  e)  Fahrstuhlführer;  f)  Gold-, 
Kohlen-,  Erzbergleute.  Bei  diesem  Anlasse  be- 
antragte die  Opposition,  die  Arbeiterpartei,  die 
Regierung  sollte  ermächtigt  sein,  auf  einen  von 
beiden  Häusern  des  Parlaments  angenommenen 
Beschluß  hin  .,für  jedes  andere  Gewerbe  und 
jeden  Teil  eines  solchen"  ein  Spezialamt  zu  be- 
stellen. Der  Antrag  fand  ein  Jahr  später  in  der 
Novelle  Nr.  2305  v.  4./I.  1911  seine  Verwirk- 
lichung. 

Die  Spezialämter  erhielten  die  Befugnis,  für 
Arbeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  besondere  Löhne 
festzusetzen.  Art.  8  nimmt  Rücksicht  auf  die 
große  Verschiedenheit  der  örtlichen  Verhältnisse 
im  Bergbau  und  sieht  deshalb  vor,  daß  für  den 
Bergbau  nicht  nur  ein  (wie  es  in  anderen  Ge- 
werben Regel  ist)  sondern  mehrere  Spezialämter 
geschaffen  werden  können.  Art.  37  ersetzt  die 
in  verschiedenen  Artikeln  der  Fabrikgesetz- 
novelle von  1907  auf  6  d  pro  Stunde  festgesetzte 
Ueberzeitvergütung  durch  eine  Lohnquote 
(das  Anderthalbfache  des  normalen  Lonnes, 
jedoch  mindesten  6  d).  Sodann  regelte  die  No- 
velle von  1910  das  Lehrlingswesen.  In  Victoria 
besaßen  bis  zum  Jahre  1903  die  Lohnämter  die 
Befugnis,  die  Zahl  der  Lehrlinge,  die  in 
jedem  Betriebe  beschäftigt  werden  dürfen,  fest- 
zusetzen. Diese  Befugnis  wnrde  aber  i.  J.  1903 
aufgehoben.  Dadurch  trat  Victoria  in  Gegensatz 
zu  seinen  Schwesterkolonien,  welche  ein  bestimm- 
tes Zahlenverhältnis  zwischen  Lehrlingen  und 
Vollarbeitern  vorschrieben.  Es  war  namentlich 
die  große  Zahl  von  Lehrlingen  im  Victorianischen 
Schuhgewerbe,  welche  von  der  Konkurrenz  in 
den  Nachbarstaaten  als  unlauterer  Wettbewerb 
empfunden  und  vom  Premierminister  von  Neu- 
südwales,  Wade,  bei  einer  Konferenz  der  Pre- 
miers zur  Sprache  gebracht  wurde.  Durch  diese 
und  andere  Umstände  sah  sich  die  Regierung  von 
Victoria  veranlaßt,  in  ihrem  Entwurf  (Art.  13) 
die  Befugnis  der  Lohnämter  zur  Festsetzung 
der  Zahl  oder  der  Verhältniszahl  der  Lehrlinge 
wiederherzustellen.  Im  Legislative  Council 
wies  die  Regierung  namentlich  darauf  hin,  wie 
schwer  es  sei,  bei  dem  gegenwärtigen  Zustande 
sich  vor  den  anderen  Staaten  zu  verantworten; 
außerdem  böten  solche  zwischenstaatliche  Mei- 
nungsverschiedenheiten einen  guten  Anlaß,  die 
Arbeitgeber  auf  Grund  des  Bundesschiedsspre- 
chungsgesetzes  zu  ihrem  Schaden  vor  das  Bun- 
desscniedsgericht  zu  laden,  ein  Verfahren,  das 
von  den  Angestellten  des  Schuhgewerbes  im  sog. 
Boot  Trade  Gase  mit  Erfolg  eingeschlagen  worden 
sei.  Trotzdem  lehnte  der  Legislative  Council  den 
Antrag  der  Regierung  ab.  Die  Regierung  wies 
in  der  folgenden  Session  darauf  hin,  daß  die 
Lehrlingszüchterei  nach  der  Aufhebung  der  Be- 
schränkung ins  Ungemessene  gewachsen  sei.  Ein 
G.  V.  4,/L  1911  Nr.  2291  ermächtigte  nunmehr  die 
Lohnämter,  für  jedes  Gewerbe  die  Anzahl  oder 
Verhältnisanzahl  der  Lehrlinge  (apprentices)  oder  ' 


Halbgelernten  (improvers),  sowie  deren  Mindegt- 
lohn  festzusetzen.  Um  allzu  harten  Entscheiden 
der  Lohnämter  zuvorzukommen  und  um  jedem 
Betrieb  wenigstens  1  Lehrling  zu  sichern,  fügte 
der  Legislative  Council  die  Bestimmung  bei,  daß 
auf  je  3  oder  jeden  Bruchteil  von  3  Arbeitern 
1  Lehrling  entfallen  darf.  Durch  einen  weiteren 
Zusatz  des  Legislative  Council  soll  verhütet 
werden,  daß  in  einem  Betriebe  durch  gleich- 
zeitiges Ablaufen  sämtlicher  Lehrverträge  plötz- 
lich Lehrlingsmangel  eintritt.  Gleichzeitig  wurde 
durch  die  Novelle  Nr.  2305  v.  4./I.  1911 
das  Erfordernis  der  gesetzlichen  Ermächtigung 
beseitigt,  an  die  bisher  die  Schaffung  von 
Lohnämtern  geknüpft  war,  und  die  Befugnis 
der  Regierung  zur  Ausdehnung  von  Lohnamts- 
entscheiden auf  die  Landbezirke  erweitert. 

Der  liberale  Premierminister  Murray  betonte 
bei  der  Einbringung  der  Vorlage,  wie  zufrieden- 
stellend die  Tätigkeit  der  Lohnämter  sei  und  wie 
sich  selbst  die  Arbeitgeber  mit  der  früher  von 
ihnen  bekämpften  Einrichtung  abgefundenhätten. 
Im  J.  1897  hätten  bei  einer  Zahl  von  insgesamt 
45178  Arbeitern  6  Spezialämter  für  10635  An- 
gestellte  bestanden;  jetzt  betrage  die  Gesamt- 
arbeiterzahl der  registrierten  Fabriken  79848 
und  nur  für  65  Gewerbe  mit  14962  Personen 
seien  keine  Lohnämter  bestellt;  den  übrigen 
Gewerben,  auch  nicht  fabrikmäßigen  (Fuhrge- 
werbe, Außenarbeiter,  Ladengewerbc,  Friseur- 
gewerbe), mit  ungefähr  75000  Arbeitern  ständen 
71  Spezialämter  zur  Verfügung.  Während  der 
vergangenen  10  Jahre  habe  sich  in  den  dem  Lohn- 
ämtersystem unterstellten  Gewerben  nur  ein 
kurzer  Streik  (der  Bäckerstreik)  ereignet.  In 
Vorbereitung  befänden  sich  zurzeit  21  neue 
Spezialämter,  darunter  solche  für  die  Gold- 
grubenarbeiter (6000  Mann),  die  Kohlengruben- 
arbeiter (2000),  die  Mechaniker  und  Kessel- 
macher (3500),  die  Hotelangestellten  (3000),  die 
Schuhhändler  (600)  und  die  Eisenhändler  (464); 
die  durch  die  Lohnämter  beschlossenen  Lohn- 
erhöhungen würden  auf  3  Mill.  £  geschätzt.  Be- 
züglich der  beiden  hauptsächlichsten  Neuerungen 
des  Entwurfs  bemerkte  der  Premierminister 
folgendes:  Die  Beseitigung  der  Vorschrift,  daß 
für  ein  Gewerbe  erst  dann  ein  Lohnamt  bestellt 
werden  dürfe,  wenn  im  Gesetze  eine  entsprechende 
Bestimmung  aufgenommen  worden  sei.  beein- 
trächtige das  Recht  des  Parlaments  durchaus 
nicht;  der  Bestellung  eines  Amtes  müsse  immer 
ein  Beschluß  beider  Häuser  vorausgehen.  Die 
Ausdehnung  der  Lohnamtsentscheide  auf  die 
Grafschaften  (shires)  sei  ein  Gebot  der  Gerech- 
tigkeit; nach  Art.  101  des  Stammgesetzes  finde 
gegenwärtig  der  Entscheid  einesLohnamtes  ohne 
weiteres  nur  auf  Stadtgemeinden  (city  and  town) 
Anwendung;  für  die  Einbeziehung  von  Wahl- 
flecken (boroughs)  bedürfe  es  eines  besonderen 
Beschlusses  der  Regierung.  Der  jetzige  Zustand 
treibe  die  Fabrikanten  aufs  Land,  wo  sie  sich  der 
Regelung  der  Arbeitsbedingungen  entziehen 
könnten;  das  führe  zu  unlauterem  Wettbewerb; 
in  gewissen  Boroughs  beginne  das  ungeschützte 
Gebiet  oft  schon  auf  der  anderen  Seite  der  Straße; 
in  den  Landbezirken  seien  auch  größere  Bevölke- 
rungszentren entstanden,  auf  welche,  da  sie 
rechtlich  weder  Städte  noch  Boroughs  seien,  die 
Entscheide  der  Lohnämter  überhaupt  nicht  aus- 
gedehnt werden  könnten;  denn  Art.  101  Ziff.  3b 
des  Stammgesetzes  sei  toter  Buchstabe  geblieben; 
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die  Grafschaftsräte  hätten  bisher  erst  in  ein  oder 
zwei  Fällen  davon  Gebrauch  gemacht. 

In  der  Generaldebatte  sprachen  die  Vertreter 
der  ländlichen  Bezirke  vor  allem  die  Befürchtung 
aus,  daß  bei  der  einfachen  Ausdehnung  der  doch 
meist  im  Hinblick  auf  die  städtischen  Verhältnisse 
von  den  Lohnämtern  getroffenen  Entscheidungen 
auf  die  Shires  die  besonderen  Bedürfnisse  der 
ländlichen  Bezirke  (Ernten;  weniger  strenge  Ar- 
beitsteilung) nicht  genügend  berücksichtigt  wür- 
den. Sie  forderten  die  Errichtung  von  besonderen 
Laudlohnämtern  (Country  Boards)  und  wiesen 
auf  ähnliche  Bestrebungen  in  Neusüdwales  und 
Südaustralien  hin.  Die  Vertreter  der  Arbeiter- 
partei bekämpften  den  Gedanken  der  Schaffung 
von  Landämtern  und  erklärten,  sich  eher  mit 
gemischten  Aemtern  (in  denen  die  ländlichen 
Berufsgenossen  gebührend  vertreten  wären)  be- 
freunden zu  können;  es  handle  sich  hier  um  eine 
Bestrebung  der  Buchdrucker,  welche  auf  dem 
Lande  billige  Lohnsätze  zu  erzielen  hofften;  die- 
selben Leute,  welche  jetzt  für  die  Landämter 
einträten,  seien  es  auch  gewesen,  die,  um  die 
Löhne  niederzuhalten,  den  Gerichtshof  für  ge- 
werbliche Berufungen  eingeführt  hätten. 

Angesichts  der  starken  Strömung  zugunsten 
von  Landämtern  ließ  sich  die  Regierung  durch 
Art.  2  des  G.  v.  4./L  1911  Nr.  2305  die  Voll- 
macht erteilen  1.  für  jedes  Gewerbe,  jede  Ge- 
werbegiuppe  oder  jeden  Gewerbezweig  ein  oder 
mehrere  Spezialämter  zu  bestellen,  2.  das  Gebiet 
oder  den  Ort  zu  bestimmen,  innerhalb  dessen 
der  Entscheid  jedes  Spezialamtes  gelten  soll,  und 
3.  zwischen  den  einzelnen  Spezialämtern  die 
Befugnisse  nach  freiem  Ermessen  zu  verteilen. 
Der  Premierminister  Murray  suchte  die  Be- 
fürchtungen der  Arbeiteropposition  zu  zerstreuen 
(Parliamentary  Debates,  Session  1910  S.  2598): 
die  Regierung  glaube  nicht,  daß  die  Schaffung 
von  Landämtern  den  unlauteren  Wettbewerb 
zwischen  städtischen  und  ländlichen  Gebieten 
fördern  werde;  in  sehr  vielen  Fällen  stehe  das 
Land  nicht  in  Wettbewerb  mit  der  Stadt.  Sollte 
je  ein  Lohnamt  eines  bestimmten  Bezirkes  Be- 
dingungen vereinbaren,  die  von  einem  anderen 
Bezirk  als  illoyale  Konkiurenz  empfunden  wür- 
den, so  wäre  die  Regierung  befugt,  eine  neue  Ab- 
grenzung vorzunehmen  und  nötigenfalls  den 
Bezirk,  dessen  Lohnamtsentscheide  beanstandet 
würden  wieder  dem  ursprünglichen  Lohnamt  zu 
unterstellen.  Zu  niedrige  Löhne  würden  auch 
von  den  Lohnämtern  nicht  festgesetzt  werden, 
weil  ja  die  Landarbeiter  in  diesen  Ausschüssen 
vertreten  seien.  Der  Umstand,  daß  die  Lebens- 
bedingungen auf  dem  Lande  billiger  seien,  wäh- 
rend die  Fabrikanten  unter  weniger  günstigen 
Bedingungen  produzierten  als  in  der  Stadt,  ver- 
diene Berücksichtigung. 

Eine  auch  in  Neuseeland  und  Neusüdwales 
geltende  Bestimmung,  wonach  ein  Angestellter 
wegen  Handlungen,  die  er  in  seiner  Eigenschaft 
als  Mitglied  eines  Lohnamtes  vorgenommen  hat, 
nicht  entlassen  werden  darf,  wurde  angenommen 
(Art.  4).  Ein  Antrag  der  Regierung,  auch  den 
Sekretären  der  Arbeiterorganisationen 
die  Wählbarkeit  zu  Mitgliedern  der  Spezialämter 
zu  verleihen,  erlitt  das  gleiche  Schicksal  wie  ein 
ähnlicher  Antrag  i.  J.  1909.  Die  Legislative 
Assembly  nahm  den  Vorschlag  an;  der  Legislative 
Council  lehnte  ihn  mit  starker  Mehrheit  (20  gegen 
9  Stimmen)  ab.  —  Ein  im  Legislative  Council 


angenommener  Art.  7  bestimmt  in  Abänderung 
des  Art.  76  Ziff.  2  des  Stammgesetzes,  daß  die  Ver- 
treter der  beiden  Parteien  in  den  Lohnämtern  in 
den  drei  Jahren  vor  ihrer  Ernennung  „min- 
destens 6  Monate  hindurch"  wirklich  Arbeitgeber 
bzw.  Arbeitnehmer  gewesen  sein  müssen. 

Endlich  wurde  die  Stelle  eines  Hilfsober- 
inspektors der  Fabriken  und  Werkstätten  ge- 
schaffen, die  infolge  der  Ausdehnung  des  (sich 
nunmehr  auf  ungefähr  100000  Personen  er- 
streckenden) Lohnamtssystems  notwendig  ge- 
worden war. 

In  Art.  119  des  Stammgesetzes  wurde  der 
Betriebsinhaber,  der  gegen  den  Entscheid  eines 
Lohnamtes  verstößt,  mit  schweren  Strafen  be- 
droht; ein  vom  Legislative  Council  angenom- 
mener und  trotz  dem  Widerstand  der  Legislative 
Assembly  nicht  wieder  preisgegebener  Zusatz(Art. 
53  der  Novelle)  bestimmt,  daß  die  Uebertretung 
wissentlich  und  vorsätzlich  erfolgt  sein  muß. 

Da  die  Friseure  gelegentlich  die  Entscheide 
des  Lohnamtes  dadurch  zu  umgehen  suchten,  daß 
sie  Stühle  oder  Teile  ihres  Ladens  vermieteten, 
bestimmt  Art.  26,  daß  bei  derartigen  Mietge- 
schäften der  Mieter  als  Arbeitnehmer  gilt  und 
demgemäß  zu  entlohnen  ist. 

Durch  die  Novellen  v.  31./XII.  1912  Nr.  2447 
und  2./XI.  1914  Nr.  2568  sind  den  Lohnämtern 
neue  Befugnisse  bei  der  Lohnfestsetzung  zuer- 
kannt worden.  Sie  können  bei  Schichtarbeit 
Beginn  und  Schluß  der  Schichten  bestimmen, 
für  Tag-  und  Nachtschicht  verschiedene  und  für 
Ueberstunden  höhere  Lohnsätze  festsetzen;  sie 
können  auch  Ueberstundenlöhne  für  einzelne 
Tage  festsetzen  (daily  overtime);  ferner  wie 
bisher  für  Sonn-  und  Feiertagsarbeit  und  für 
den  Weg  vom  und  zum  Arbeitsplatze  besondere 
Lohnsätze  aufstellen.  —  Art.  30  bestimmt, 
daß  das  Kohlengrubenarbeiter-Spezialamt  künf- 
tig auch  Vorschriften  über  die  Verlosung  der 
im  Stücklohn  abgebauten  Arbeitsplätze  in 
Kohlengruben  aufstellen  kann;  die  Verlosung 
hat  durch  die  Arbeitnehmer  zu  erfolgen.  Ein 
industrielles  Berufungsgericht  kann  Entscheide 
der  Lohnämter  abändern.  Im  .J.  1913  bestanden 
132  (i.  ,1.  1920:  169)  Lohnämter  für  ungefähr 
8000  (1920:  8600)  registrierte  Fabriken  und  un- 
gefähr 120000  (oder  einschließlich  der  nicht  in 
Fabriken  beschäftigten  ungefähr  150000  und  im 
.1.  1920:  165000)  Arbeiter. 

5.  Schutz  der  Handelsangestellten  und  der 
Heimarbeiter.  In  Handelsbetrieben  wurde 
als  gesetzliche  Sperrstunde  für  Kaufläden  aller 
Art  mit  gewissen  namentlich  aufgezählten  Aus- 
nahmen 7  Uhr  abends,  Sonnabends  und  an  dem 
einem  öffentlichen  Feiertage  vorangehenden  Tage 
10  Uhr  abends  festgesetzt.  Auch  die  Polizeige- 
setze über  Sonntagsruhe  winden  in  Victoria  er- 
neuert. Den  Stadträten  war  die  Befugnis  einge- 
räumt, diese  Bestimmungen  sowohl  auf  die  exi- 
mierten  Läden  auszudehnen  und  einen  weiteren 
freien  Nachmittag  in  jeder  Woche  zu  bestimmen, 
als  auch  die  Sperrstunde  gegen  Lizenz  hinauszu- 
schieben, wenn  die  Majorität  der  Ladenbesitzer 
darum  petitionieren  sollte;  auf  die  Nichtbefol- 
gung  dieser  Vorschriften  konnte  bis  10  £  Buße 
verhängt  werden.  Endlich  konnte  der  Inspektor 
durch  Bericht  an  das  Gesundheitsamt  dieses 
ersuchen,  in  gewissen  Kaufläden  Sitzvorrich- 
tungen anbringen  und  Ruhepausen  für  die 
Handlungsgehilfen  bei  Strafe  von  höchstens  6  £ 
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in  der  Woche  anordnen  zu  lassen.  Die  Vorschriften 
des  Fabrikgesetzes  von  1890  verlangten  auch  die 
Führung  von  Heimarbeiterlisten,  in  die  die 
Fabrikinspektoren  Einsicht  erhielten.  Dies  hatte 
erst  Erfolg,  als  i.  J.  1911  die  Registrierung 
der  Heimarbeiter  der  Kleiderfconf ektion 
durch  die  Arbeitgeber  vorgeschrieben  wurde 
(Art.  27).  Die  Regierung  berief  sich  zur  Begrün- 
dung ihres  Vorschlages  darauf,  daß  eine  wirksame 
Kontrolle  durch  die  Behörde  nur  möglich  sei, 
wenn  die  Registrierung  durch  den  Arbeit- 
geber obligatorisch  gemacht  werde  (laut  Art.  23 
des  Stammgesetzes  hatten  sich  bisher  die  Heim- 
arbeiter selbst  zur  Registrierung  zu  melden).  Der 
Legislative  Council  nahm  entgegen  dem  Wunsche 
der  Regierung  noch  einen  Zusatz  an,  wonach 
derartige  Heimarbeiter  nur  Familienangehörige 
beschäftigen  dürfen. 

Das  Gesetz  von  1911  schützt  Ladenange- 
stellte, die  in  den  GeschäftsgebUiidcii  iles  Laden- 
inhabers wohnen,  vor  willkürlichen  Lohnabzügen, 
indem  es  bestimmt,  daß  in  einem  solchen  Falle 
pro  Woche  höchstens  10  sh  für  Wohnungsmiete 
angerechnet  werden  dürfen  (Art.  21). 

Das  SamstaghalbfeiertagsG.  v.  2./in. 
1909  verpflichtete  die  Inhaber  von  Läden  im 
hauptstädtischen  Bezirk  (mit  Ausnahme  a)  der 
Apotheken,  Kaffeehäuser,  Konditoreien,  Speise- 
häuser, Fisch-  und  Austernläden,  Obst-  und  Ge- 
müseläden. Restaurants,  Tabakläden,  Buchhand- 
lungen, Zeitungsläden  und  Garküchen,  sowie  b) 
der  Blumenläden.  Fahrradhandlun^en,  Friseur-, 
Metzger-  und  Bäckerläden)  zum  Ladenschluß  am 
Samstag  von  1  Uhr  an,  wogegen  sie  am  Freitag  bis 
10  Uhr  offen  halten  dürfen.  Im  Verordnungsnege 
kann  der  Staatsrat  die  Samstaghalbfeiertags-Vor- 
schrift  auch  auf  die  unter  b)  der  Ausnahme  ge- 
nannten Läden  ausdehnen.  Andererseits  kann  auf 
Wunsch  der  (die  Hälfte  um  50  übersteigenden) 
Mehrheit  der  Ladeninhaber  durch  Regierungser- 
laß die  gesetzliche  Verpflichtung  für  die  Dauer  von 
6  Monaten  bis  zu  2  Jahren  aufgehoben  werden. 
Durch  die  neue  Vorschrift  wurden  die  übrigen 
Bestimmungen  des  Stammgesetzes  über  den 
Frühladenschluß  nicht  berührt,  so  daß  also  neben 
dem  zwangsmäßigen  Samstaghalbfeiertag  auch 
der  Frühladenschluß  am  Mittwoch  durchgeführt 
werden  konnte.  Die  Novelle  von  1910  hat  sodann 
die  Ruhepausen  geregelt.  Bisher  war  allen  in 
Läden  beschäftigten  Personen  unter  16  Jahren 
und  Frauen  und  Mädchen  nach  fünfstündiger 
Arbeit  eine  halbstündige  Essenspause  zu  ge- 
währen; da  sich  herau.sstellte,  daß  erwachsene 
Arbeiter  8—9  Stunden  hindurch  ohne  Essens- 
pause beschäftigt  wurden,  dehnte  Art.  18  der 
Novelle  die  Vorschrift  einer  halbstündigen  Pause 
auf  alle  Arbeiter  in  Ladengeschäften  aus. 

Nach  Art.  146  Ziff.  2  des  Stammgesetzes 
konnte  ein  Ladeninhaber  an  40  Tagen  im  Jahr 
seine  Angestellten  Ueberzeit  arbeiten  lassen. 
Durch  diese  Möglichkeit  wurden  gelegentlich 
die  Inhaber  in  Versuchung  geführt,  ihr  Personal 
schon  bei  den  ersten  Anzeichen  einer  Krise  zu 
vermindern.  Die  Arbeiterpartei  schlug  deshalb 
im  Legislative  Council  vor,  die  Zahl  der  Ueber- 
zeittage  auf  12  zu  vermindern;  angenommen 
wurde  ein  auf  25  Tage  lautender  Vermittlungs- 
antrag der  Regierung  (Art.  47);  zugleich  erhöhte 
Art.  48  das  außer  der  Entschädigung  von  6  d 
bei  Ueberzeitarbeit  zu  bezahlende  Teegeld  von 


6  d  auf  1  sh.  —  Art.  49  gewährt  dem  Wachpersonal 
einen  wöchentlichen  Feiertag. 

Die  Novellen  v.  Sl./XIL  1912  Nr.  2447  (Kon- 
solidierung) und  2./XI.  1914  Nr.  2558  führten  zu 
der  Ausdehnung  der  bisher  nur  für  städtische 
Geraeinwesen  geltenden  Ladenbestimmungen 
auf  das  ganze  Staatsgebiet  und  zur  Registrierung 
sämtlicher  Läden;  2.  zur  Festsetzung  des  Sams- 
taghalbfeiertages für  alle  Läden  und  zur 
Einführung  eines  24  stündigen  Ruhetages  für 
Angestellte  des  Beherbergungs-  und  Erquickungs- 
gewerbes. 

6.  Sozialhygiene.  Alt.  33  der  Novelle  v. 
23./XII.  1907  enthält  das  Weißphosphor- 
verbot. Die  Verwendung  von  weißem  oder 
gelbem  Phosphor  bei  der  Zündholzfabrikation 
ist  bei  Strafe  bis  zu  10  £  verboten.  Bei  der 
Behandlung  dieses  Artikels  im  Parlament  wurde 
bedauert,  daß  Victoria  nicht  die  Möglichkeit 
habe  (wie  seinerzeit  Großbritannien)  den  Pa- 
tentinhaber der  ungiftigen  Ersatzmasse  zur 
Aufgabe  seines  Monopols  zu  veranlassen.  Das 
Patentwesen  sei  Angelegenheit  der  Common- 
wealth und  es  frage  sich  sehr,  ob  die  Bestimmung 
des  Teiles  5  des  Patentgesetzes  des  Staaten- 
bundes von  1905,  wonach  Patente  freizugeben 
seien,  wenn  nachweislich  der  Patentschutz  die 
allgemeine  GeWerbetätigkeit  des  Landes  schädige, 
in  diesem  Falle  angerufen  werden  könnte.  Die 
Regierung  wies  darauf  hin,  daß  überhaupt  nur 
1—2  Firmen  für  die  Herstellung  von  Zünd- 
hölzern in  Frage  kämen.  —  Art.  35  bestimmt, 
daß  in  allen  Magazinen  und  Läden  für  die  vom 
Spezialamte  vorgeschriebenen  Lüftungseinrich- 
tungen zu  sorgen  ist.  Im  J.  1916  folgte  Neusüd- 
wales. 

In  Stärkefabriken  kam  es  oft  vor,  daß  jugend- 
liche Arbeiterinnen  zu  schwere  Lasten  zu  trans- 
portieren hatten;  Art.  22  beschränkt  deshalb 
das  Höchstgewicht  der  Lasten,  welche 
Mädchen  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren 
heben  oder  tragen  dürfen,  auf  25  Pfund. 

7.  Die  Fabrikgesetzgebung  hat  in  Neusüd- 
wales nach  vergeblichen  Versuchen  (1876  bis 
1896)  erst  durch  das  G.  v.  16./XI.  1896  Fuß 
gefaßt,  und  dieses  wurde  durch  die  Novellen 
v.  24./XIL  1908  und  v.  29./XIL  1909  abge- 
ändert und  konsolidiert.  Die  Novellierung 
brachte  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen 
im  Anschluß  an  das  Berner  Uebereinkommen  von 
1906  und  die  Regelung  der  Arbeit  der  Asiaten. 
Bis  1909  war  die  Nachtarbeit  von  Frauen 
im  Alter  von  mehr  als  18  Jahren  unbeschränkt 
gestattet,  da  Art.  40  des  Gesetzes  von  1896  nur 
männliche  Jugendliche  unter  16  Jahren  und 
Arbeiterinnen  unter  18  Jahren  dem  Nacht- 
arbeitsverbot (7  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens) 
unterstellte.  Das  Gesetz  von  1909  dehnte  das 
Verbot  auf  alle  Frauen  aus  und  der  Legislative 
Council,  welcher,  wie  die  Legislative  Assembly, 
dieser  Vorschrift  stillschweigend  beipflichtete, 
beschloß  außerdem  den  Beginn  der  Nachtzeit 
von  7  Uhr  auf  6  Uhr  abends  vorzurücken  (6  Uhr 
abends  bis  6  Ulir  morgens).  Das  Fabrikgesetz 
enthält  besonders  scharfe  Bestimmungen  gegen 
die  Arbeitsbedingungen  der  Chinesen.  Ueber  die 
Arbeit  der  Chinesen  machte  der  Unter- 
richtsminister Hogue  bei  der  zweiten  Lesung 
der  Novelle(Parliamentary  Debates  1909,  S.  2298) 
der  Legislative  Assembly  folgende  Mitteilungen: 
„Es  ist  anerkannt,  daß  die  Asiaten  häufig  in  sehr 
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unerwünschter  und  unlauterer  Weise  mit  unserer 
Bevölkerung  in  Wettbewerb  treten  und  daß  die 
Bedingungen,  unter  denen  sich  ihre  Tätigkeit 
vollzieht,  besonders  in  gesundheitlicher  Hinsicht 
höchst  ungünstig  sind.  Es  ist  nicht  nur  schwierig, 
sondern  geradezu  unmöglich,  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  gehörige  sanitarische 
Zustände  herbeizuführen,  ebensowenig  wie  eine 
genaue  Beobachtung  der  Gesetze.  Der  vor- 
liegende Gesetzentwurf  ist  bestimmt,  die  Fabrik- 
auisicht  derart  auszugestalten,  daß  den  Chinesen 
die  Beschäftigung  in  Fabriken  vor  l^A  Uhr 
morgens  oder  nach  6  Uhr  abends  unmöglich  ist. 
Durch  weitreichende  Inspektionsbefugnisse  ist 
dafür  gesorgt,  daß  Asiaten  nicht  zu  verbotener 
Stunde  im  geheimen  arbeiten  können  (der  Aus- 
druck „Asiaten"  wird  in  dem  Entwurf  gebraucht, 
weil  er  umfassender  ist  als  der  Ausdruck  ., Chi- 
nesen" des  bisherigen  Gesetzes).  Asiaten  soll 
Ueberzeitarbeit  nicht  gestattet  werden.  In  ein- 
zelnen Fällen  arbeiten  die  Chinesen  in  eigent- 
lichen Privathäusern  oder  sie  schlafen  in  den 
Fabriken.  Beides  soll  verhütet  werden.  Der 
Gesetzentwurf  verleiht  jedem  Inspektor  die  Be- 
fugnis, Einlaß  in  die  Räume  zu  verlangen,  in 
denen  Angestellte  einer  Fabrik  untergebracht 
sind.  Ist  in  irgendeinem  Gebäude  zu  verbotener 
Stunde  ein  Geräusch  vernehmbar,  welches  auf 
die  Verrichtung  von  Fabrikarbeit  schließen  läßt, 
so  sollen  die  Polizei-  und  Inspektionsorgane  Zu- 
tritt zu  den  Betrieben  verlangen;  die  Verweige- 
rung des  Einlasses  gilt  ohne  weiteres  als  Beweis 
ungesetzlicher  Arbeit."  Der  Art.  28  der  Novelle 
(Art.  42  A  der  Konsolidierung)  verbot  demgemäß 
in  Fabriken,  in  denen  irgendein  Chinese  ar- 
beitet, und  in  anderen  Fabriken,  in  denen  irgend- 
welche Personen  mit  der  Znrichtung  oder  Her- 
stellung von  Möbeln  beschäftigt  werden,  an  den 
5  ersten  Wochentagen  vor  T^/i  Uhr  morgens  oder 
nach  6  Uhr  abends,  an  Samstagen  nach  1  Uhr 
nachmittags  und  am  Sonntag  überhaupt  zu 
arbeiten  oder  arbeiten  zu  lassen,  sowie  irgend- 
einen Teil  einer  Fabrik  als  Schlafraum  zu  ver- 
wenden. Zuwiderhandlungen  werden  mit  Geld- 
strafe (bis  zu  10  £  für  jeden  Uebertretungstag,  bis 
zu  25  £  im  Wiederholungsfalle)  und  Verlust  der 
Registrierung  geahndet.  Die  Uebertretung  gilt 
schon  als  bewiesen,  wenn  zu  einer  verbotenen 
Zeit  aus  der  Fabrik  ein  Arbeitsgeräusch  ver- 
nommen und  dem  Inspektor  oder  dem  Polizei- 
organe sofortiger  Zutritt  nicht  gestattet  worden 
ist.  Der  Minister  kann  bis  zur  Höchstdauer  von 
2  Monaten  Ueberzeitbewilligungen  erteilen. 

Auch  durch  Aenderung  der  Definition  des 
Begriffes  ,, Fabrik"  wurde  eine  Verschärfung 
der  Kontrolle  über  die  chinesischen  Arbeiter 
erzielt.  Das  Stammgesetz  von  1896  bezeichnete 
in  Art.  2  als  ,, Fabrik":  a)  jeden  Ort,  an  dem  4 
oder  mehr  Personen  mittelbar  oder  unmittelbar 
gewerblich  oder  bei  der  Zurichtung  oder  Her- 
stellung von  Gegenständen  zu  Handels-  oder 
Verkaufszwecken  beschäftigt  werden,  einschließ- 
lich der  Bäckereien,  Wäschereien  und  Färbereien, 
in  denen  4  oder  mehr  Personen  beschäftigt  wer- 
den, jedoch  ausschließlich  der  nichtmotorischen 
Familienbetriebe;  b)  jeden  Ort,  an  dem  Chinesen 
derart  beschäftigt  werden,  c)  Dampf-  oder  Motor- 
betriebe. Lit.  b)  wurde  nun  allgemein  und  auch 
von  den  Gerichten  so  ausgelegt,  daß  mindestens 
2  Chinesen  beschäftigt  sein  müssen,  damit  ein 
Betrieb  dem  Fabrikgesetz  unterstellt  werden 


könne.  Diese  Auslegung  hatte  aber  eine  wirksame 
Durchführung  des  Gesetzes  verhindert,  weil  die 
Chinesen  stets,  selbst  wenn  sie  zu  20  in  einer 
Schreinerwerkstätte  arbeiteten,  dem  besuchenden 
Inspektor  angaben,  sie  arbeiteten  auf  eigene 
Rechnung.  Um  derartige  Umgehungen  zu  ver- 
hüten, und  auch  um  die  Gesundheitskontrolle 
über  die  chinesischen  Arbeitsstätten  (Verheim- 
lichung der  Pest)  zu  verschärfen,  erklärte  die 
Novelle  lit.  b),  daß  als  Fabrik  jeder  Ort  aufzu- 
fassen ist,  in  dem  1  oder  mehrere  Chinesen  zu 
Handels-  oder  Verkauiszwecken  arbeiten.  Nach 
Art.  13  der  Novelle  (Art.  35  A  der  Konsolidierung) 
kann  der  Minister  im  Verordnungswege  die  Be- 
schäftigung von  männlichen  Jugendlichen 
unter  16  Jahren  und  von  Frauen  bei  bestimmten 
gefährlichen  Industrien  verbieten. 

8.  Mindestlohnämter,  Schiedsgerichte, 
Einigungsämter  in  Neusüdwales.  Durch  das  G. 
V.  16./XI.  1896  wurde  der  freie  Arbeitsvertrag  zu- 
nächst für  die  Herstellung  von  Kleidern  und 
Kleidungsstücken,  Möbeln  und  Brot  aufgehoben. 
Lohnämter  waren  befugt,  Zeit-  und  Stücklöhne 
festzusetzen,  und  sollten  dabei  die  Natur,  Art  und 
Kategorie  der  Arbelt,  die  Art  der  Arbeitsver- 
richtung und  alle  etwa  vorgeschriebenen  Punkte 
in  Erwägung  ziehen,  d.^s  Verhältnis  von  Lehr- 
lingen und  Volontären  zu  den  Arbeitern  fest- 
setzen, ebenso  die  Löhne  der  Lehrlinge  und 
Volontäre. 

Noch  im  selben  Jahre  wurde  das  G.  v.  16./XT. 
1896  durch  ein  G.  v.  24./XII.  1896  (60  Vict., 
no.  1476,  The  Factories  and  Shops  Amendment 
Act  1896)  abegändert.  welches  bestimmte,  daß  das 
Spezialamt  für  die  Möbelindustrie  zum  Unter- 
schiede von  den  übrigen  Aemtern  nicht  durch 
Wahl  der  Arbeitgeber  ui^d  Arbeitnehmer,  sondern 
durch  den  Staatsrat  bestellt  werden  sollte.  Diuch 
diese  Bestimmung  wurden  Chinesen,  die  in  der 
Möbelindustrie  zahlreich  sind,  vom  Einfluß  im 
Spezialamt  ausgeschlossen. 

Ein  G.  V.  27./IX.  1897  (61  Vict.,  no.  1518, 
The  Factories  and  Shops  Act  1897)  gab  dem 
Staatsrat  die  Befugnis,  Entscheide  eines  Spezial- 
amtes  zu  suspendieren.  Ein  Amt  hatte  im  Falle 
einer  solchen  Suspension  die  Angelegenheit  noch 
einmal  zu  untersuchen  und  konnte  danach  auf 
seinem  ersten  Entscheide  bestehen  oder  ihn 
abändern. 

Durch  das  G.  v.  20./!!.  1900(63  Vict.  No.  1654) 
wurde  eine  königl.  Kommission  zur  Unrer- 
suchung  der  Wirksamkeit  der  Fabrik-  und  Laden- 
gesetze und  der  Wirkungen  dieser  Gesetze  auf 
Arbeit,  Industrie  und  Handel  eingesetzt.  Hinfort 
konnte  durch  Beschluß  eines  Hauses  des  Parla- 
ments für  jeden  Beruf  ein  Spezialamt  eingesetzt 
werden.  Darauf  wiu-den  durch  Beschlüsse  des 
Unterhauses  mehr  als  30  solcher  Aemter  be- 
stellt. Stücklohnsätze  sollten  die  Arbeitgeber 
auf  Grund  der  von  den  Aemtern  fixierten  Zeit- 
löhne selbst  festsetzen  dürfen.  Der  Cheffabrik- 
inspektor durfte  alten  und  gebrechlichen  Ar- 
beitern gestatten,  zu  einem  niedrigeren  als  dem 
Mindestlohn  zu  arbeiten. 

Am  16./VII.  1902  wurde  dann  in  der  Legis- 
lative Assembly  ein  Entwurf  betr.  die  Fortfüh- 
rung des  Gesetzes  von  1896  und  seiner  Abände- 
rungsgesetze eingebracht.  Am  lO./IX.  1902 
wurde  das  Parlament  aufgelöst  und  damit  zeit- 
weilig die  Wirksamkeit  dieser  Gesetze  aufge- 
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hoben.  Auf  Grund  des  nach  den  Neuwahlen 
erstatteten  Berichts  einer  durch  das  Gesetz  von 
1900  eingesetzten  Kommission  wurde  durch  G. 
V.  30./X.  1903  (3  Edward  VII,  no.  1857,  The 
Factories  and  Shops  Act  1903)  die  Wirksamkeit 
aller  Fabrik-  und  Ladengeset^e  bis  zum  31./XII. 
1905  verlängert.  Für  die  Fällung  der  Spezial- 
amtsentscheide  wurde  an  Stelle  der  Mehrheit  von 
wenigstens  7  von  10  Mitgliedern  (ohne  den  Vor- 
sitzenden) wieder  das  absolute  Mehr  eingeführt. 
In  Zukunft  sollten  Spezialämter  nur  durch  einen 
Beschluß  beider  Häuser  eingesetzt  werden.  Die 
festzusetzenden  Preise  und  Löhne  durften  nicht 
höher  sein  als  die  tatsächlichen  Durchschnitts- 
preise und  -lohnsätze,  die  von  ,,achtbaren"Arbeit- 
gebern  (reputable  employers)  Arbeitnehmern 
mittlerer  Qualität  bezahlt  werden.  Langsame 
Arbeiter  durften  mit  Erlaubnis  des  Inspektors 
unter  dem  Minimallohn  arbeiten.  Das  Verhältnis 
der  Lehrlinge  zu  den  erwachsenen  Arbeitern 
durfte  nicht  mehr  festgesetzt  werden.  Gegen 
einen  Entscheid  eines  Spezialamtes  konnte  an 
den  Gerichtshof  für  gewerbliche  Berufungen, 
der  durch  das  Gesetz  geschaffen  wurde,  appel- 
liert werden.  Der  Gerichtshof  hatte  die  ihm  zu- 
gewiesenen Entscheide  auf  ihre  üebereinstim- 
mung  mit  den  Grundsätzen  des  Gesetzes  hin  zu 
prüfen  und  zu  untersuchen,  ob  ein  Entscheid  be- 
wirkt hat  oder  bewirken  kann,  daß  der  Fort- 
schritt, die  Erhaltung  oder  Ausdehnung  der  In- 
dustrie geschädigt  werde.  Der  Gerichtshof 
konnte  an  jedem  ihm  zugewiesenen  Entscheide 
Aenderungen  vornehmen,  die  geeignet  waren, 
eine  allfällige  Schädigung  der  Industrie  zu  be- 
seitigen, zugleich  aber  doch  den  Arbeitern  aus- 
kömmliche Löhne  zu  sichern.  Inzwischen  hatte 
der  Attorney  General,  Mr.  Bernard  Wise,  i.  J. 
1900  den  Entwurf  eines  Schiedsgerichtes  nach 
neuseeländischem  Muster  eingebracht,  der  am 
lO./XII.  1901  angenommen  wurde.  In  dem 
heftigen  Kampfe  um  dieses  G.,  das  am  30./VI. 
1905  abgeändert  wurde,  war  dem  Oberhause 
zugestanden  worden,  daß  seine  Gültigkeit  zu- 
nächst nur  bis  zum  30./VI.  1908  dauern  sollte. 
Der  im  Frühjahr  1908  eingebrachte  Entwm-f,  der 
am  24./IV.  1908  Gesetz  wurde,  vereinigt  die 
Methoden  des  Neuseeländer  Schiedsgerichts- 
hofes und  der  victorianischen  Lohnämter, 
eine  Vereinigung,  die  Victoria  selbst  schon  in 
seinem  Abänderungsgesetz  Nr.  1857  von  1903  vor- 
genommen hatte.  Auf  Grund  des  Gesuches  eines 
mindestens  20  Arbeiter  desselben  Gewerbes  be- 
schäftigenden Arbeitgebers  oder  eines  Gewerk- 
vereins mit  mindestens  20  Mitgliedern  desselben 
Gewerbes  oder  auch  ohne  solche  Gesuche  kann 
der  Gewerbegerichtshof  dem  Minister  die  Er- 
richtung von  Lohnämtern  für  60  in  der  Anlage 
zum  Gesetz  genannte  Gewerbe  vorschlagen, 
worauf  der  Minister  die  Errichtung  zu  verfügen 
hat.  Gegen  Entscheide  der  Lohnämter,  die  aus 
einem  Vorsitzenden  und  zwei  bis  zehn  Mitgliedern, 
ZOT  Hälfte  Arbeitgebern,  zur  Hälfte  Arbeitneh- 
mern, bestehen  müssen,  kann  beim  Gewerbe- 
gericbtshof  Berufung  eingelegt  werden.  Kollek- 
tivverträge können  registriert  werden  und  er- 
halten durch  die  Registrierung  bindende  Kraft. 
Ausstände  und  Aussperrungen  sind  verboten  und 
werden  mit  Bußen  bis  zu  1000  Pfund  oder  Ge- 
fängnisstrafen bis  zu  zwei  Monaten  geahndet.  Auf 
Grund  von  Art.  61  dieses  Gesetzes  hat  der  Ge- 
richtspräsident  des    Gewerbegerichtshofes  am 


20./V.  1908  eine  Ausführungsverordnung  er- 
lassen. 

Ziu-  Ergänzung  dieser  korporativen  Mindest- 
lohnfixierung  hat  Neusüdwales  auch  gesetzlich 
am  24./XII.  1908  durch  ein  neues  Minimallohnge- 
setz drei  Neuerungen  eingeführt:  1.  Arbeiter  und 
Ladengehilfen  dürfen  nicht  unter  einem  Wochen- 
lohn von  wenigstens  4  sh.  beschäftigt  werden; 
2.  männlichen  Arbeitern  unter  16  Jahren  und 
Arbeiterinnen  jedes  Alters  ist  Ueberzeitarbeit 
mit  wenigstens  3  d  pro  Stunde  zu  vergüten:  3.  je- 
der Ueberzeit  arbeitenden,  geschützten  Person 
ist  für  jeden  Tag,  an  dem  Ueberzeitarbeit  ver- 
richtet wird,  6  d  Teegeld  zu  bezahlen. 

Von  verschiedenen  Seiten  wurden  zahlreiche 
Beispiele  dafür  beigebracht,  daß  jugendliche 
Arbeiter  im  allgemeinen  in  vielen  Fabriken  über- 
haupt nicht  entlohnt  werden.  Mädchen  würden 
ohne  eigentliche  Lehrzeit  in  Betrieben  mit  der 
Aussicht  auf  Entlohnung  eingestellt  und  dann, 
nach  etwa  zweijähriger  unbezahlter  Beschäfti- 
gung entlassen.  Es  wurde  ein  Fall  zitiert,  in  dem 
eine  Schneiderin  10  Jahre  lang  überhaupt  keine 
Löhne  bezahlte,  weil  sie  immer  wieder  Mädchen 
zur  Erlernung  des  Berufs  annahm,  um  sie,  sobald 
sie  Lohn  verlangten,  durch  neue  ungelernte 
Kräfte  zu  ersetzen  (Parliamentary  Debates  2. 
Session  1908  p.  3184ff.  und  4060ff.). 

Ueber  die  Höhe  eines  solchen  Mindestlohnes 
gingen  die  Ansichten  auseinander.  In  Victoria 
betrug  derselbe  gesetzlich  vorgeschriebene 
Wochenlohn  2  sh.  6  d  (Fabrikgesetz  von  1905 
Art.  48),  in  Südaustralien  4  sh.  (Fabrikgesetz 
von  1907  Art.  114),  in  Neuseeland  6  sh.  (Fabrik- 
gesetz von  1908  Art.  32).  Das  erste  Neusee- 
länder Gesetz  dieser  Art,  das  G.  Nr.  11  v.  21./X. 
1899  zur  Verhinderung  der  Beschäftigung  von 
Knaben  und  Mädchen  ohne  Bezahlung,  hatte 
für  Mädchen  4  sh.,  für  Knaben  6  sh.  in  der  Woche 
festgesetzt.  Die  Regierung  wies  darauf  hin,  daß 
in  Neuseeland  die  Lebenshaltung  teurer  sei  als 
in  Neusüdwales  und  die  Kaufkraft  von  4  sh.  in 
Neusüdwales  der  von  5  sh.  in  Neuseeland  gleich 
komme;  der  Schiedsgerichtshof  in  Neusüdwales 
habe  solche  Mindestlöhne  auf  2  sh.  6  d  festgesetzt, 
und  diese  Summe  habe  bis  vor  kurzem  auch  auf 
dem  Programm  der  Arbeiterpartei  gestanden. 
Höher  zu  gehen  als  4  sh.,  sei  darum  gefährlich,  weil 
sonst  das  Minimum  zum  Maximum  werde,  die 
höheren  Löhne  also  fallen  würden  und  die  Lohn- 
festsetzung zur  Entlassung  von  Arbeitern  führen 
könnte.  Demgegenüber  erklärte  die  Opposition 
einen  Mindestlohn  von  4  sh.  für  völlig  wertlos,  weil 
man  von  einem  solchen  Lohne  doch  nicht  leben 
könne.  Den  Entwurf  mit  einem  so  niedrigen 
Ansätze  annehmen,  sei  schlimmer,  als  sich  eines 
Eingriffes  enthalten,  weil  dadurch  Grundsätze 
festgelegt  würden,  an  die  man  sich  in  Zukunft 
halten  werde.  Urteile  des  Schiedsgerichtshofes 
hätten  die  Mindestlöhne  für  Jugendliche  in  den 
letzten  3  oder  4  Jahren  meistens  auf  6  sh.  fest- 
gesetzt, diu-ch  die  gesetzliche  Festlegung  von  4  sh. 
würde  aber  den  Lohnämtern  und  dem  Schieds- 
gerichtshofe eine  Norm  gesetzt,  an  die  sich  diese 
l  Behörden  gebunden  glauben  könnten.  Die  Oppo- 
sition beantragte,  5  sh.  statt  4  sh.  zu  setzen.  Von 
Seiten  der  Regierung  wurde  entgegnet,  daß  man 
von  6  sh.  so  wenig  leben  könne,  wie  von  4  sh.  (li- 
ving  wage);  es  solle  auch  kein  Existenzminimum 
garantiert,  sondern  nur  mit  dem  Grundsatze  un- 
'  bezahlter  Arbeit  gebrochen  werden.     ,,Es  ist 
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nur  eine  Entschädigung  für  Lehrlinge.  Nur 
eine  Entschädigung  für  in  anderer  Form  ent- 
lohnte Personen,  die  einen  Beruf  erlernen"  (ib. 
3203).  Die  Behörden  zur  Festsetzung  von  Min- 
destlöhnen auf  Grund  des  G.  v.  24./IV.  1908 
würden  durch  diese  untereGrenze  in  keiner  Weise 
gebunden,  sondern  könnten  nach  wie  vor  darüber 
hinaus  Löhne  festsetzen.  Es  handle  sich  um 
einen  Versuch,  auf  Grund  dessen  man  später 
vielleicht  auf  5  sh.  gehen  könne.  Der  Ausdruck 
„Fabrik  und  Laden"  wurde  ersetzt  durch  ..alle 
Gebäude,  Räume  und  Stätten,  von  denen  ein 
Inspektor  triftigen  Grund  hat  anzunehmen, 
daß  darin  ein  Arbeiter  oder  Ladengehilte  be- 
schäftigt wird". 

Dieses  G.  v.  24./IV.  1908  erfuhr  schon  am 
21. /XL  1908  eine  Abänderung.  Der  Vorschrift 
des  Stammgesetzes,  für  etwa  CO  Gewerbe  pari- 
tätisch mit  höchstens  5  Mitgliedern  auf  jeder 
Seite  besetzte  Lohnämter  zu  bestellen,  ent- 
sprachen die  Arbeiter  so,  daß  sie  gleich  in  den 
ersten  4—5  Wochen  der  Wirksamkeit  des  Ge- 
setzes überall  die  Höchstzahl  von  Vertretern 
wählten,  was  für  die  Arbeitgeber,  besonders 
wenn  es  sich  um  einzelstehende  Geschäftsleiter 
handelte,  eine  starke  Inanspruchnahme  und  ge- 
schäftliche Schädigung  bedeutete.  Weitere 
Schwierigkeiten  bereitete  die  Wahl  des  Vor- 
sitzenden (Art.  18  des  Stanimgcsetzes).  Das 
gleichzeitige  Entstehen  von  4,  5,  6  Lohnämtern 
machte  es  beinahe  zur  Unmöglichkeit,  eine  ge- 
nügende Anzahl  geeigneter  und  den  Parteien 
genehmer  Vorsitzender  zu  finden.  Der  Vor- 
schlag des  .Tustizministers  ging  darum  dahin, 
einmal  die  Anzahl  der  Mitglieder  der  Lohnämter 
auf  höchstens  zwei  Vertreter  auf  jeder  Seite,  also 
im  ganzen  mit  dem  Vorsitzenden  auf  höchstens 
fünf,  zu  beschränken  (wobei  die  Erwartung  aus- 
gesprochen wiude,  in  der  Praxis  werde  es  sogar 
bei  einem  Dreierkollegium  sein  Bewenden  haben), 
und  zin  Beratung  in  Detailfragen  dem  Voi- 
sitzenden  die  Beiziehnng  von  sachverständigen 
Beisitzern  ohne  beschließende  Stimme  zu  ge- 
statten, andererseits,  im  Gegensatz  zu  Victoria, 
und  der  unter  dem  früheren  Schiedssprechungs- 
gesetz  gepflogenen  Uebung  entsprechend,  das 
Laienelement  aus  dem  Vorsitz  auszuschalten,  da 
es  dem  Vorwurf  der  Parteilichkeit  und  der  In- 
kompetenz ausgesetzt  war,  und  durch  den  Gou- 
verneur jeweilen  einen  Richter  ans  einer  der 
beiden  gerichtlichen  Instanzen,  dem  Bezirks- 
gericht oder  dem  Obergericht,  zum  Vorsitzenden 
dieser  Aemter  bestimmen  zu  lassen.  Weitere 
Bestimmungen  des  Vorschlags  sollten  eine  Ver- 
einfachung der  vorbereitenden  Maßnahmen  bei 
der  Errichtung  der  Aemter,  der  Bestellung  der 
Mitglieder  und  der  Wahl  des  Vorsitzenden  be- 
wirken. Außerdem  sollte  die  Zahl  der  Gewerbe, 
für  die  Lohnämter  errichtet  werden  können,  um 
19  bereichert  und  dem  Gewerbegerichtshof  die 
Kompetenz  gegeben  werden,  für  weitere  Gewerbe 
nach  Gutfinden  Lohnämter  ms  Leben  zu 
rufen. 

Das  G.  V.  24./IV.  1908  ist  im  Laufe  der 
folgenden  Jahre  weiterhin  wiederholt  abge- 
ämlert.  (Novellen  v.  21./XL  1908,  v.  20./XII. 
1909  und  V.  9./VIII.  1910.)  Die  wichtigste  und 
umstrittenste  dieser  neuen  Novellen  war  die- 
jenige V.  20./XII.  1909,  welche  -  eine  Folge 
der  voraufgehenden,  das  wirtschaftliche  Leben 
des  Staates  in  höchstem  Grade  lähmenden  Ar- 


beitskämpfe von  Bröken  Hill  —  für  Streik- 
vergehen schwere  Gefängnisstrafen  ein- 
führte. 

Die  in  Betracht  fallende  Bestimmung  des 
G.  V.  20./XII.  1909  lautete: 

Art.  42b.  Jede  Versammlung  von  2  oder 
mehr  Personen,  die  abgehalten  wird  zum  Zwecke: 

a)  eine  Aussperrung  oder  einen  Ausstand  an- 
zustiften oder  zu  unterstützen;  oder 

b)  die  Fortsetzung  einer  bestehenden  Aus- 
sperrung oder  eines  bestehenden  Aus- 
standes zuführen,  zu  leiten,  zu  beaufsich- 
tigen oder  dabei  behilflich  zu  sein,  gilt 
als  ungesetzlich,  wofern  sich  die  Aussper- 
rung oder  der  Ausstand  auf  Gegenstände 
des  täglichen  Bedarfes  (Kohle,  Gas ,  Wasser, 
Nahrungsmittel)  oder  auf  die  der  Versor- 
gung mit  solchen  Gegenständen  dienenden 
staatlichen  Verkehrsmittel  bezieht.  Wer 
an  einer  solchen  Versammlung  teilnimmt 
und  triftigen  Grund  zur  Annahme  hat,  daß 
als  mutmaßliche  Folge  der  Fortsetzung 
einer  solchen  Aussperrung  oder  eines  sol- 
chen Ausstandes  der  Bevölkerung  voll- 
ständig oder  zu  einem  großen  Teil  die  Ver- 
■sorgung  mit  einem  Gegenstände  des  täg- 
lichen Bedarfes  abgeschnitten  werden  wird, 
verfällt  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  12 
Monaten. 

Bei  den  Neuwahlen  des  Jahres  1910  siegte  die 
Arbeiterpartei  und  an  Stelle  des  liberalen 
Kabinetts  Wade  trat  das  Arbeiterrainisterium 
McGowen.  Die  neue  Regierung  beeilte  sich  nun- 
melir,  nicht  nur  diese  strengen  Strafbestim- 
mungen zu  beseitigen,  sondern  eine  Reihe  von 
Reformen,  auf  welche  die  Arbeiterpartei  schon 
seit  Jahren  bei  jeder  Revision  des  Schiedsgerichts- 
gesetzes gedrungen  hatte,  durchzuführen.  Sie 
legte  einen  neuen,  alle  früheren  Gesetze  über 
diesen  Gegenstand  aufhebenden  Entwurf  vor, 
der  am  15./IV.  1912  Gesetz  wurde. 

Es  wurde  daran  erinnert,  daß  schon  unter  der 
Herrschaft  des  Gesetzes  von  1908  der  Versuch  ge- 
macht wmrde,  provisorisch  in  der  Person  von 
Untersuchungsbeamten  (,,lnvestigation  officers") 
Organe  zu  schaffen,  mit  der  Aufgabe,  bei  drohen- 
dem Streikausbruch  einen  vorläufigen  Vergleich 
zustande  zu  bringen,  um  so  dem  Lohnamt 
zu  ermöglichen,  die  Angelegenheit  in  Ruhe  zu 
untersuchen.  Es  sollte  darauf  verzichtet  wer- 
den, jeden  Streik  unter  Strafe  zu  stellen.  Es 
geht  nicht  an  und  ist  praktisch  undurchführbar, 
die  wenigen  rückständigen  Organisationen,  die 
noch  am  Streikrecht  festhalten,  zum  Verzicht 
darauf  zu  zwingen.  Gegenwärtig  sind  die  meisten 
Organisationen  (rund  150)  als  Industrial  Unions 
auf  Grund  des  Gesetzes  registriert;  die  einzigen 
großen  Organisationen,  welche  noch  außerhalb 
der  Registrierung  stehen,  sind,  nachdem  auch 
die  Küstensektion  der  Kaiarbeiter  sich  hat  re- 
gistrieren lassen,  die  Kohlengrubenarbeiter 
und  die  Kohlenbrecher  (coal-lumpers).  Wenn 
diese  großen  Organisationen  sich  einmal  frei- 
willig dem  Gesetz  unterwerfen,  so  ist  auch  an- 
zuneiimen,  daß  sie  die  Entscheide  der  Schieds- 
behörden  achten  werden.  Es  ist  besser,  Bestim- 
mungen, die  man  nicht  durchführen  kann,  gar 
nicht  Gesetz  werden  zu  lassen;  wie  will  man 
I  Tausende  von  Gesetzesübertretern  einsperren? 
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Den  Organisationen  soll  daher  das  Recht  ver- 
liehen werden,  sich  registrieren  zu  lassen  und 
unter  gewissen  Bedingungen  die  Registrierung 
wieder  abzumelden;  andererseits  soll  dafür 
gesorgt  werden,  daß  auch  unregistrierte  Organi- 
sationen ihre  KoUektiNTerträge  achten.  Das 
Ergebnis  ist  also,  daß  Streiks  nichtregistrierter 
Vereine  nur  bestraft  werden,  wenn  sie  mit  dem 
Bruch  eines  Kollektivvertrages  einhergehen  oder 
wenn  die  Behörde  nicht  rechtzeitig  von  dem 
Ausstand  in  Kenntnis  gesetzt  wird.  Bisher 
sind  229  Gesuche  um  Errichtung  von  gewerb- 
lichen Aemtern  eingereicht  und  204  Aemter 
errichtet  worden,  die  insgesamt  150  Entscheide 
gefällt  haben.  Das  ist  eine  zu  große  Zersplitte- 
rung. Es  bestehen  Aemter  für  Berufe,  Berufs- 
zweige und  Unterabteilungen  von  Berufszweigen. 
Diesem  Uebelstand  soll  dirrch  eine  neue  Grup- 
ierungnach  Berufen  —  crafts  — ,  nicht  nachln- 
ustrien  —  industries  —  wie  bisher  in  etwa  25 
bis  30  Gruppen  mit  je  einem  Amt  abgeholfen 
werden.  Die  Bestellung  des  Vorsitzenden  des 
gewerblichen  Amtes  soll  durch  den  Minister  statt 
wie  bisher  durch  den  Richter  des  Schiedsgerichts- 
hofes erfolgen. 

Das  Gesetz  bestimmt,  daß  als  gewerbliche 
Vereine  Personen  oder  Körperschaften,  die 
wahrend  der  letzten  6  Monate  wenigstens  50 
Arbeiter  beschäftigt  haben,  ihre  Eintragung  bei 
dem  vom  Gouverneur  zu  ernennenden  Register- 
führer als  ,, gewerblicher  Arbeitgeberverein"  be- 
antragen können.  Das  gleiche  Recht  steht 
unter  gewissen  Voraussetzungen  den  Ar- 
beitergewerkvereinen zu,  die  sich  als  „gewerb- 
liche Arbeitnehmervereine"  können  eintragen 
lassen.  Diese  Eintragung  kann  rückgängig  ge- 
macht werden,  wenn  es  die  Mehrheit  der  Mit- 
lieder in  geheimer  Abstimmung  verlangt  oder 
er  Verein  zu  einem  nach  dem  Gesetze  straf- 
baren Ausstand  (oder  einer  strafbaren  Aussper- 
rung) anstiftet  oder  behilflich  ist. 

Kollektivverträge  kann  jeder  gewerbliche 
Arbeitnehmerverein  mit  einem  Arbeitgeber  oder 
einem  anderen  gewerblichen  Verein  auf  höch- 
stens 5  Jahre  über  gewerbliche  Angelegenlieiten 
abschließen  und  im  Registerbureau  hinterlegen. 
Derartigen  Verträgen  werden  auch  allfällige  von 
nichtregistrierten  Gewerk\-ereinen  abgeschlossene 
Vereinbarungen  gleichgestellt,  wenn  sie  von 
beiden  Teilen  im  Registerbureau  hinterlegt  wer- 
den. Vertragsbruch  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
50  £  geahndet;  außerdem  kann  bei  bösem  Vor- 
satz zur  Verhütung  von  Wiederholungsfällen  ein 
Einhaltsbefehl  erlassen  werden,  auf  dessen  Ueber- 
tretung  Gefängnisstrafe  bis  zu  sechs  Monaten 
steht. 

Durch  das  G.  v.  15./IV.  1912  ist  in  Neusüd- 
wales, später  in  Queensland  und  Südaustralien 
ein  gemischtes  System  für  Lohnentscheide 
eingeführt  worden:  im  Gegensatz  zum  bloßen 
Lohnämtersystem  von  Victoria  und  Queensland 
besteht  hier  eine  Verbindung  von  Lohnamt  und 
Schiedsgericht.  Indessen  überwiegen  völlig  seit 
1917  —  1920  schiedsgerichtliche,  also  von  Ver- 
bänden provozierte  Entscheide;  die  Tätigkeit 
der  Lohnämter,  die  die  Entlohnung  in  einer  In- 
dustrie als  Ganzes  regeln,  trat  in  den  Hinter- 
grund. Westaustralien  hat.  keine  lohnamtlichen, 
sondern  nur  schiedsgerichtliehe  Institutionen. 
Das  Gesetz  von  1912  löste  in  Neusüdwales  die 


bisherigen  Lohnämter  (Boards)  auf  —  doch 
bleiben  durch  automatische  Uebertragung  alle 
bestehenden  Lohnamtsentscheide  aufrechter- 
halten —  und  sah  die  Einsetzung  von  gewerb- 
lichen Aemtern  (Industrial  Boards),  die 
durch  den  Minister  auf  Vorschlag  des  Ge- 
richtshofes für  gewerbliche  Schiedssprechung 
erfolgen  soll,  vor.  Jedes  gewerbliche  Amt 
besteht  aus  einem  für  die  betreffende  Berufs- 
gruppe gemeinsamen  Vorsitzenden  und  je  nach 
Vorschlag  des  Gerichtshofes  für  gewerbliche 
Schiedssprechung  aus  2—4,  je  zur  Hälfte  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  des  Berufs- 
zweiges entnommenen  Mitgliedern.  Sonder- 
ämter können  zur  Entscheidung  der  Frage,  ob 
Arbeitnehmer  bestimmter  Berufe  berechtigt 
seien,  gewisse  Arbeiten  unter  Ausschluß  der  Ar- 
beiter anderer  Gewerbe  zu  verrichten,  vom 
Gerichtshof  eingesetzt  werden.  Das  Verfahren 
vor  dem  gewerblichen  Amte  besteht  zunächst  in 
einem  Versuch  des  Vorsitzenden,  eine  gütliche 
Vereinbarung  zwischen  den  Parteien  zustande  zu 
bringen.  Kommt  es  zu  keiner  Vereinbarung,  so 
hat  das  gewerbliche  Amt  einen  Entscheid  (award) 
zu  fällen,  der  für  alle  beteiligten  Parteien  wäh- 
rend höchstens  3  Jahren  bindende  Kraft  hat. 
Berufungsinstanz  ist  der  gewerbliche  Schieds- 
gerichtshof. Ein  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ge- 
fällter Entscheid  kann  Mindestsätze  für  Stück- 
und  Zeitlöhne,  für  Ueberzeit-,  Feiertags-  und 
sonstige  außergewöhnliche  Arbeit,  die  Arbeitszeit, 
die  zulässige  Zahl  von  Lehrlingen  und  Anfängern 
und  deren  Mindestlöhne  festsetzen,  sowie  ent- 
scheiden, daß  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen 
den  Mitgliedern  eines  gewerblichen  Arbeiter- 
vereins eine  Vorzugsbeschäftigung  (preference) 
vor  anderen  gleichzeitig  Arbeit  suchenden  Per- 
sonen eingeräumt  wird.  (Dies  gilt  auch  in  Queens- 
land.) Nimmt  ein  Verein  oder  eine  größere  Zahl 
seiner  Mitglieder  an  einem  Streik  teil,  so  geht  er 
dieses  Vorrechtes  verlustig.  Für  Arbeiter  in  staat- 
lichen Betrieben  dürfen  keine  niedrigeren  Löhne 
als  für  die  nichtstaatlichenmit  ähnliciienArbeiten 
beschäftigten  Arbeiter  festgesetzt  worden.  Alte, 
gebrechliche  oder  langsame  Arbeiter  dürfen  mit 
Erlaubnis  des  Registerführers  zu  einem  ge- 
ringeren als  dem  festgesetzten  Lohne  arbeiten. 
Die  Auszahlung  des  durch  einen  Entscheid  fest- 
gesetzten Lohnes  hat  in  bar  zu  erfolgen;  gericht- 
liche Beitreibung  ist  bis  zu  6  Monaten  nach  der 
Fälligkeit  der  Zahlung  statthaft.  In  den  einem 
Amtsentscheid  unterworfenen  Betrieben,  zu 
deren  Beaufsichtigung  der  Gouverneur  besondere 
Inspektoren  ernennen  kann,  haben  die  Arbeit- 
geber genaue  Arbeitszeit-  und  Lohnlisten  zu 
führen.  Zuwiderhandlungen  gegen  Entscheide 
werden  wie  Bruch  eines  Kollektivvertrages  be- 
straft. Die  Zahl  der  gewerblichen  Aemter  in 
Neusüdwales  betrug  1913:  223,  1920:  265;  die 
Zahl  der  registrierten  Fabriken  1920  :  9746, 
ihrer  Arbeiter  rund  276000. 

Dem  Einigungswesen  dienen  gemäß  dem 
G.  V.  15./IV.  1912  folgende  Einrichtungen: 
Der  zuständige  Minister  wird  beauftragt,  einen 
Sonderkommissär  (special  commissioner)  zu 
ernennen,  der  berechtigt  ist,  bei  Fragen,  die 
zu  einer  Arbeitsstreitigkeit  führen  können, 
wenn  kein  zuständiges  gewerbliches  Amt  be- 
steht oder  vor  Anrufung  des  gewerblichen 
Amtes  eine  vorläufige  Vereinbarung  angezeigt, 
wäre,  die  Streitteile  bei  Geldstrafe  bis  zu  60  £ 
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zu  einer  Besprechung  einzuladen  und  auf  eine 
Einigung  hinzuwirken.  Kommt  keine  Einigung 
zustande,  so  kann  der  Minister  die  Angelegenheit 
dem  Gerichtshof  für  gewerbliche  Schieds- 
sprechung  überweisen,  der  außer  seinen  eigenen 
höheren  Befugnissen  alle  Rechte  eines  gewerb- 
lichen Amtes  hat.  die  Angelegenheit  untersuchen 
und  einen  Entscheid  fällen  kann.  Ferner  sieht 
das  Gesetz  aie  Errichtung  von  Einigungsaus- 
schüssen (Conciliation  Committees)  für  die  ver- 
schiedenen Kohlenreviere,  sowie  für  jeden 
anderen  Berufszweig,  in  welchem  mehr  als  500 
Arbeiter  beschäftigt  sind,  vor.  Diese  Ausschüsse 
werden  vom  Minister  aus  2—4  paritätisch  er- 
nannten Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerver- 
tretern gewählt;  der  Vorsitzende  ist  von  den 
Ausschußmitgliedern  zu  wählen  oder  bei  Mei- 
nungsverschiedenheit vom  Gouverneur  zu  be- 
stimmen. Die  Ausschüsse  dürfen  nur  eingesetzt 
werden,  wenn  die  Arbeiter  des  betreffenden  Ge- 
werbes als  gewerblicher  Verein  registriert  sind. 
Die  Ausschüsse  haben  lediglich  die  Befugnisse 
einer  Einigungsinstanz.  Die  Beschlüsse  der 
Aussschußmitglieder  sind  schriftlich  niederzu- 
legen und  von  sämtlichen  Mitgliedern  zu  unter- 
zeichnen; ist  eine  derartige  Vereinbarung  vom 
Vorsitzenden  beglaubigt,  so  hat  sie  die  Wirkung 
eines  Kollektivvertrages. 

Die  Durchführung  von  Ausständen  und 
Aussperrungen  sowie  jede  Teilnahme,  An- 
stiftung oder  Hilfeleistung  hierbei  ist  verboten, 
es  sei  denn  14  Tage  vorher  Anzeige  erstattet  und 
der  Ausstandsbeschluß  mit  Zweidrittelmehrheit 
gefaßt  worden.  Uebertretungen  dieser  Be- 
stimmung werden  bei  einer  Aussperrung  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1000  £,  bei  einem  Streik  bis 
zu  600  £  geahndet.  Bei  Ausständen  hat  das 
Gericht  die  den  Arbeitnehmern  gebührenden 
Löhne  bis  zur  Höhe  des  Strafbetrages  mit 
Beschlag  zu  belegen  und  der  Arbeitgeber  muß 
dieselben,  soweit  sie  fällig  sind,  bei  Gericht 
erlegen.  Die  Geldstrafen  können  auch  in  Raten 
gezahlt  werden.  Hat  eine  wegen  eines  Aus- 
standes  straffällige  Person  zur  Zeit  ihrer  straf- 
baren Handlung  einem  Gewerk-  oder  gewerb- 
lichen Verein  angehört,  so  kann  der  Gerichts- 
hof auch  diese  Organisation  mit  einer  Geld- 
strafe bis  zu  20  £  belegen,  sofern  die  Organisation 
nicht  nachweist,  daß  sie  alles  veranlaßt  hat,  um 
das  Mitglied  von  der  strafbaren  Handlung  abzu- 
halten. Hat  jedoch  die  Arbeiterorganisation 
selbst  die  Uebevtretung  begangen,  so  verfällt  sie 
in  eine  Geldstrafe  bis  zu  1000  £  und  der  Gerichts- 
hof kann  die  Tätigkeit  der  Organisation  sus- 
pendieren, ihre  Registrierung  löschen  sowie  jeden 
Gewerbeamtsentscheid  und  jeden  Kollektiv- 
vertrag mit  Zustimmung  der  anderen  beteiligten 
Parteien  hinsichtlich  der  Mitglieder  der  be- 
treffenden Organisationen  außer  Kraft  setzen. 
Zur  Verhütung  weiterer  derartiger  Uebertre- 
tungen kann  der  Gerichtshof  einen  Einhalts- 
befehl erlassen,  dessen  Nichtbeachtung  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  6  Monaten  bestraft  wird. 

Das  Indnstrial  Arbitration  Amendment  Act 
V.  21./III.  1918  hat  sodann  ein  Wirtschaftsamt 
(Board  of  Trade)  und  besondere  berufliche  in- 
dustrielle Schiedsgerichtshöfe  eingeführt  und 
eigene  Industrieämter  (Industrial  Boards)  auf 
Vorschlag  des  Schiedsgerichtshofes  zugelassen. 

Die  Schiedsgerichtsgesetzgebung  hat  durch 
Ergänzungsgesetze  von  1919  und  1920  Abände- 


rungen erfahren.  Im  J.  1919  wi;rde  das  Geltungs- 
gebiet dieser  Gesetzgebung  auf  alle  unter  dem 
Staatsdienstgesetz  angestellten  Personen  aus- 
gedehnt. Die  besondere  Existenz  von  Beamten- 
verbänden wird  in  Sektion  8  des  Gesetzes  an- 
erkannt. Außerdem  ist  dem  Schiedsgerichtshof 
die  Möglichkeit  verliehen  worden,  Entscheide 
nicht  erst  14  Tage  nach  ihrer  Bekanntgabe, 
sondern  sofort,  und  selbst  mit  rückwirkender 
Kraft,  in  Geltung  zu  bringen.  Ferner  ist  in  bezug 
auf  die  Dauer  der  Entscheide  eine  wichtige  Be- 
stimmung getroffen  worden,  daß  nämlich  beim 
Walten  außerordentlicher  Umstände  noch  vor 
Ablauf  der  ordentlichen  Dauer  des  Entscheides 
(gewöhnlich  von  3  Jahren),  insbesondere  bei  not- 
wendigen Aenderungen  im  Lebenslohn  die  jähr- 
lich vom  Board  of  Trade  festgestellt  werden,  auf 
Ansuchen  eines  Arbeiterverbandes  der  Schieds- 
gerichtshof in  Wiedererwägung  der  Lohnsätze 
eintreten  darf. 

Das  Gesetz  von  1920  enthält  eine  wichtige 
Aenderung  insofern  als  es  nunmehr  dem  Handels- 
amt möglich  ist,  Untersuchungen  über  die  Lebens- 
haltung zum  Zwecke  der  Bestimmung  eines  Le- 
benslohnes nicht  nur  für  örtlich  bestimmte  Ge- 
biete, sondern  für  den  ganzen  Staat  vorzu- 
nehmen. 

9.  Den  Bergarbeiterschutz  regelte  für  Koh- 
lengruben das  KohlengrubenregelungsG.  v. 
9./IX.  1902.  Eine  Novelle  v.  28./Xn.  1910 
(„Goal  Mines  Regulation  (Ventilation)  Act,  1910") 
zwingt  die  Kohlengrubeninhaber  ihre  Bewette- 
rungsvorrichtungen auch  über  die  Sonn-  und 
Feiertage  in  Gang  zu  halten,  damit  sich  über  diese 
Zeit  nicht  schädliche  Gase  in  den  Gruben  an- 
sammeln können.  —  Die  früher  bestehenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  Uber  Kohlengruben, 
nämlich  das  KohlengrubenregelungsG.  v.  9./IX. 
1902,  das  Kohlengrubcnregelungs(Inspektions-) 
gesetz  1904,  die  Kohlengrubennovelle  1905,  die 
Kohlengrubennovellel908(24./Xn.l908)  und  das 
erwähnte  Kohlenerubenregelungs(Ventilations-) 
gesetz  1910  (28./Xn.  191Ö)  sind  am  26./XL 
1912  konsolidiert  worden.  Die  Beschäfti- 
gung von  Knaben  unter  14  Jahren  und  von 
Frauen  ist  verboten.  Die  Untertagearbeit  der 
Jugendlichen  zwischen  14  und  18  Jahren  ist 
an  den  Samstagen  abwechselnd  auf  6  und  8 
Stunden,  an  den  übrigen  Wochentagen  auf  9 
Stunden  ohne  die  1  stündige  Essenspause  be- 
schränkt; zwischen  jeder  Schicht  muß  eine 
12stündige  Ruhezeit  liegen;  es  ist  ein  Jugend- 
lichenverzeichnis zu  führen.  Mit  der  Vertiefung 
der  Kohlengruben  war  in  vielen  derselben  die 
Gasgefährlichkeit  gestiegen  (Explosionen  in  den 
Dudley-,  Burwood-  und  Mount-Kemblegruben). 
Daher  hat  eine  Novelle  v.  15./X.  1913  die  Be- 
stellung eines  Wettermanns  (Deputv)  in  allen 
Gruben  vorgeschrieben,  in  denen  Sicherheits- 
lampen erforderlich  sind,  und  stellt  Vorschriften 
auf  für  dessen  Befähigungsausweis.  Weitere  Aen- 
derungen berücksichtigen  die  häufiger  werdende 
Einführung  des  elektrischen  Betriebes;  in  Art.  10 
werden  die  Inspektoren  dem  Staatsdienstgesetz 
von  1902  (Public  Service  Act,  1902)  unterstellt 
und  dadurch  für  pensionsberechtigt  erklärt.  Nach 
Explosionen  oder  Unfällen  soll  gleichzeitig  mit 
dem  Inspektor  ein  Vertreter  der  Arbeiterschaft 
zur  Besichtigung  der  Unglücksstelle  zugelassen 
werden  und  dieser  soll  im  Grubenbuch  das  Ergeb- 
nis seiner  Besichtigung  vermerken;  über  gewisse 


Arbeiterschutzgesetzgebung  (Australien  und  Neuseeland)  653 


Vorfälle  (Förderungsfehler,  Seilbrüche,  Wasser- 
einbrüehe,  Feuersbrünste,  Gas-  oder  Staub- 
entzündung) ist  dem  Inspektor  Bericht  zu  er- 
statten, auch  wenn  dabei  Menschenleben  nicht 
umgekommen  sind;  die  gewonnene  Kohle  ist 
wenn  möglich  zu  wägen,  bevor  sie  geschieden 
worden  ist. 

10.  Die  Handelsangestellten  schützte  zuerst 
das  FrühladenschlußG.  v.  22,/XII.  1899.  Es  ge- 
währte einen  Halbfeiertag  in  der  Woche,  Mitt- 
woch oder  Samstag  nach  Wahl  des  Arbeitgebers. 
Inzwischen  hatte  sich  der  allgemeine  Samstags- 
halbfeiertag aber  in  der  Hauptstadt  Victorias, 


Melbourne,  eingelebt  (G.  v.  2./1II.  1909)-  die  f'-'^'^-S^  7°°.  (Agreement  Validating  Act), 
Berichte  des  Oberfabrikinspektors  von  Victoria  Registrierungsgesetzes  für  Gewerkvereine 


Novelle  v.  27./VIII.  1910  aufgeführten,  nicht 
zum  Samstagnachmittagsschluß  verpflichteten 
Geschäften  die  Geflügelhandlungen  beigefügt 
worden, 

11.  Der  Vollzug  des  Arbeiterschutzes  in  Neu- 
südwales bezieht  sich  auf  die  Diu-chführung  des 
Factories  and  Shops  Act,  1912,  der  Achtstunden- 
gesetze von  1916  und  1920,  der  Industrial  Arbi- 
tration  Acts  von  1902,  1916,  1918  (2  G.),  1919 
und  1920,  der  Frühladenschlnßgesotze  von  1899 
1900,  1906  (Friseure),  1910,  linS  (Metzger),  1919,' 
der  Lehrlingsgesetze  von  19ül,  1915,  des  Tarif- 
esetzes  von  1912  (Agreement  Validating  Act), 


hoben  den  seit  der  Einführung  de7  dortigen  lofo^'^q^^'^fq;«"';!^,'^^'^ 

re\  eingetretenen  MeinungsumschwSng  lllL^^^h^^i  ^^}9'  '^''l  h^-uf  ^ighalbfeiertags- 
hervor.    Infolfedessen  legte_d,e  R^^ierung  vof  f^/p ^''1  ^';;i^L^:^"t„."f,l^l^^^^^f 


Maßregel 


Neusüdwales  (Wade)  dem  Parlament  beT  Be- 
ginn der  Session  1910  einen  Entwurf  zur  Ab- 
änderung des  Frühladenschlußeesetzes  im  Sinne 

der  Verallgemeinerung  des  Samltagshalbteiertags  |  ^"'^"'f  "gsgeserze  von  laib  una  1920  (a  ü.) 
vor.  DerEntwuxfführtezumG.v.l7,/VIII.1910:  4"^"'^?"  veröffentlicht  da.s  Arbeits-  und  In 
Dieses  bestimmt,  daß  die  Schließungszeit  für  alle 


1912,  des  Weißphosphorgesetzes  1915,  des  Ge- 
setzes über  Beschäftigung  zurückgekehrter  Sol- 
daten und  Seeleute  1919,  endlich  der  Unfallent- 
schädigungsgesetze von  1916  und  1920  (3  G.). 


Läden  —  mit  gewissen  Ausnahmen  — ,  die  im 
Einkaufsbezirk  (Shopping  district)  der  Haupt- 
stadt New  Castles  und  der  Grafschaft  North- 
umberland  gelegen  sind,  am  Samstag  auf  1  Uhr, 
am  Mittwoch  auf  6  Uhr  und  am  Freitag  auf 
10  Uhr  abends  festgesetzt  wird.  Ausgenommen 
sind  von  dieser  Bestimmung  die  Apotheken, 
Drogerien,  Privat-  und  öffentlichen  Armen- 
apotheken (dispensaries),  Blumen-,  Obst-,  (Ge- 
müse-, Tabakläden,  Zeitungshandlungen,  Schen- 
ken, Hotels  und  Weinläden,  Leichenbestattungs- 
geschäfte, Restaurants,  Erfrischungsräume, 
Fisch-  und  Austernläden  und  Garküchen,  sowie 
Friseur-  und  Metzgerläden;  diese  können  den 
Halbfeiertag  beliebig  auf  Mittwoch  oder  Sams 


dustriedepartement  die  Industrial  Gazette,  in 
der  die  Fragen  der  Arbeitslosigkeit,  des  Arbeits- 
nachweises, der  Einwanderung,  der  öffentlichen 
Arbeiten,  der  Ausbildung  für  landwirtschaftliche 
Beschäftigung  behandelt  werden 

Der  Vollzug  der  die  Arbeitszeit  betreffenden 
Vorschriften  der  Arbeiterschutzgesetze  in  Neu- 
südwales hat  durch  die  Achtstundengesetze 
von  1916  und  1920  eine  Ergänzung  erfahren. 
Durch  diese  Gesetze  wird  ein  besonderer  Richter 
des  industriellen  Industriegerichtshofes  mit  der 
Prüfung  der  Gesuche  derjenigen,  welche  eine 
Verkürzung  oder  Verlängerung  der  gesetzlichen 
Arbeitszeit  in  der  Industrie  verlangen,  betraut. 
Die.se  spezielle  Behörde  hat  die  Ko'mpetenz  des 
gewerblichen  Schiedsgerichtshofes  mit  Ausnahme 


tag  verlegen.  Die  neue  Gesetzesbestimmung  kann  '  ''er  Befugnis  Entscheide  zu  fällen.  Ihre  Aufgabe 
durch  Bekanntmachung,  nach  vorhergehendem  besteht  in  eingebender  Untersuchung  und  Er- 
Beschluß des  Parlaments      "  "     •■■  -    -      -  ^   ■  .  . 


auf  ländliche  Bezirke  \  stattung  von  Berichten  und  Vorschlägen  an  den 
ausgedehnt  werden.  —  Auch  die  Regelung  des  "  '  ' 
Frühladenschlusses  auf  dem  Lande  erwies  sich 


Minister.  Diese  Vorschläge  können  sodann  durch 

.„    „[Verordnung  vom  Gouverneur  in  Kraft  gesetzt 

als  revisionsbedürftig.  Das  Stammgesetz  von  werden.  Die  Berichte  haben  die  Wirkungen  einer 
1899  gab  denländlichenLadenbezirkeirdas  Recht,  i  Kürzung  der  Arbeitszeit,  die  Möglichkeit  Schädi- 
die  Ladeninhaber  durch  eine  Abstimmung  den  |  fangen  einer  Industrie  zu  verhüten,  die  Wir- 
Ladenschlußtag  frei  wählen  zu  lassen.  In  25  ;  kungen  auf  die  Produktionskosten,  auf  die  Ge- 
Landstädten wurde  hierfür  der  Samstag  ohne  |  sundheit  und  Wohlfahrt  der  Arbeiter,  festzu 


Ausnahme  ausersehen.  Durch  diesen  Beschluß 
sahen  sich  Metzger,  Geflügelhändler  und  Friseure 
in  ihren  Interessen  geschädigt.  Eine  Novelle  v 
20./XII.  1910  zum  Frühladenschluß-  und  Sams- 
tagshalbfeiertagsgesetz  schafft  deshalb  für  diese 
drei  Arten  von  Ladengeschäften  in  denjenigen 
ländlichen  Bezirken,  die  den  Samstagshalbfeier- 
tag  eingeführt  haben,  eine  besondere  Regelung, 
indem  sie  folgende  Schlußstunden  vorsieht:  Am 
Mittwoch  1  Uhr  nachmittags,  am  Samstag  10  Uhr 
abends,  an  den  übrigen  4  Wochentagen  für 
Metzger-  und  Geflügelläden  6  Uhr  abends,  für 
Friseurläden  "i-i  Uhr  abends.  In  derselben 
Novelle  wird  den  Buch-  und  Zeitungshandlungen, 
die  nach  Art.  6  der  Frühladenschlußnovelle  von 
1900  bisher  am  Samstagabend  bis  10  Uhr,  an 
den  übrigen  5  Abenden  der  Woche  bis  8  Uhr 
offenbleiben  durften  und  für  die  auch  durch  die 
Novelle  v.  27./VIII.  1910  der  Samstagschluß 
nicht  obligatorisch  gemacht  wiurde,  nunmehr 
gestattet,  am  Freitag  bis  10  Uhr  abends  offen- 
zubleiben.   Sodann  sind  den  in  der  Anlage  zur 


stellen.  Gleichzeitig  wurde  diese  Behörde  ohne 
weitere  Untersuchung  ermächtigt,  die  von  der 
königl.  Untersiichungskommission  über  die 
Metall-  und  Baugewerbe  vom  Richter  Beeby 
am  28./IX.  1920  verordnete  Kürzung  der  Ar- 
beitszeit von  48  auf  44  Stunden  in  Kraft  zu 
setzen. 

Die  Gewerbeaufsicht  ist  dem  Departement  für 
Arbeit  und  Industrie  eingeordnet;  dieses  zerfällt 
in  folgende  Sektionen:  1.  Ministerielle;  2.  Wirt- 
schaf tsamt  (Board  of  Trade);  3.  spezieller  Schlich- 
tungskommissär; 4.  Industriesekretär  (Rcgi- 
strar);  5.  öffentlicher  Arbeitsnachweis  und  Ein- 
wanderung; 6.  Fabrikinspektion  und  Enquete- 
amt; 7.  Departementsingenieur  und  Haupt- 
inspektor für  Gerüste  und  Aufzüge;  8.  Gasunter- 
sucliung.  Besondere  Landämter  befinden  sich 
ferner  in  Bröken  Hill,  Goulburne  und  6  anderen 
Orten.  Die  ministerielle  Sektion  hat  die  Aufgabe 
der  Vorbereitung  der  Gesetzgebung;  das  Wirt- 
schaftsamt, aus  einem  Präsideuten,  einem  Vize- 
präsidenten und  8  Kommissären  bestehend,  hat 
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wesentlich  die  Fragen  der  Lebenshaltung  unter- 
sucht und  öffentliche  Erhebungen  an  Ort  und 
Stelle  gepflogen.  Auf  Grund  dieser  Erhebungen 
vermochte  gemäß  der  Gesetzgebung  zum  Beispiel 
das  Wirtschaftsamt  die  Lebenslöhne  am  8./X. 
1919  für  erwachsene  männliche  Arbeiter  in  der 
Hauptstadt  auf  3  £  17  sh,  für  erwachsene  Frauen 
auf  1  £  10  sh  und  1  £  19  sh  kundzugeben.  Ebenso 
hat  das  Wirtschaftsamt  eine  Untersuchungs- 
kommission für  Blei-,  Wurmkrankheiten  und  Er- 
krankungen der  Atmungsorgane  der  Bergarbeiter 
eingesetzt  und  beschäftigt  sich  ebenfalls  mit  dem 
Lehrlingswesen.  Die  Gewerbeinspektion  bestand 
aus  einem  Chefinspektor  und  11  Inspektoren. 
9003  Fabriken  beschäftigen  im  Staate  116905 
Personen,  davon  27,7  %  Arbeiterinnen.  Im  ganzen 
wurden  237  Kinder  zwischen  13  und  14  Jahren 
beschäftigt,  und  zwar  fast  ausschließlich  in  der 
Hauptstadt,  davon  200  Knaben.  Die  Ueberzeit 
über  48  Stunden  betraf  468  Frauen.  Es  wurden 
73  Uebertrctungen  konstatiert,  von  denen  18 
auf  mangelnde  Schutzvorrichtungen  und  11  auf 
unerlaubte  Ueberzeit  entfielen. 

12.  Die  Fabrikgesetzgebung  in  Queensland. 

Diese  Kolonie  verdankt  der  seit  1862  eingeführten 
Zuckerrohrkultur  neben  dem  Gold-  und  Kupfer- 
bergbau ihren  exportindustriellen  Aufschwung. 
Mit  der  Ausdehnung  der  Zuckerpflanzungen  nach 
dem  tropischen  Norden  stellte  sich  Mangel  an 
weißen  Arbeitern  ein,  es  wurden  daher  aus  den 
Neuen  Hebriden  eingeborene  Kanakas  oft  mit 
Zwangsmitteln  eingeführt  und  als  diese  infolge  der 
hohen  Sterblichkeit  der  Kanakas  versagten, 
wurde  staatliche  Unterstützung  für  die  Ein- 
wandetung  indischer  Kulis  verlangt.  Der  Coolic 
Labour  Act  wurde  jedoch  1886  aufgehoben  und 
die  Einführung  von  Kanakas  v.  31./XII.  1891 
an  verboten.  Nun  erst  kamen  die  Fragen  des 
Arbeiterschutzes  im  „weißen  Queensland"  zum 
Austrage.  Das  FabrikG.  v.  28./XII.  1900  führte 
Arbeiterschutzvorschriften  nach  dem  Muster 
Victorias,  jedodi  ohne  Lohnamtsbestimmungen 
ein.  Das  Gesetz  betrifft  Betriebe  mit  2  und  mehr 
erwerbstätigen  Personen  oder  einem  Asiaten.  Die 
Arbeitszeit  in  der  Woche  beträgt  höchstens  48 
Stunden  für  Arbeiterinnen  jeden  Alters  und  für 
Arbeiter  unter  16  Jahren.  Das  Verbot  der 
Nachtarbeit  galt  für  Arbeiterinnen  unter  18, 
Arbeiter  unter  16  Jahren  von  6  Uhr  abends  bis 
6  Ulir  morgens.  Das  Höchstausmaß  der  Ueberzeit 
betrug  3  Stunden  im  Tage.  8  in  der  Woche,  an 
40  Tagen  im  Jahre;  der  Ueberzeitlohn  sollte  um 
die  Hälfte  höher  sein  als  der  Normallohn  und 
mindestens  6  Pence  pro  Stunde  betragen.  Für 
Handelsbetriebe  galten  die  gleichen  Bestim- 
mungen bei  höchstens  53  stündiger  wöchentlicher 
und  an  5  Tagen  höchstens  Oy, stündiger  Arbeits- 
zeit; für  je  drei  weibliche  Angestellte  ist  Sitz- 
gelegenheit zu  sichern.  Das  Gesetz  hat  nur  un- 
bedeutende Aenderungen  in  seinen  Schutzbe- 
stimmungen in  den  Jalu'en  1904  (23./X.)  und 
1917  erfahren  (AusführungsV.  v.  8./III.  1917). 

13.  Lohnämter  und  Schiedsgerichtswesen. 
Dem  System  der  Lohnämter  Victorias  ist 
Queensland  in  großenteils  wörtlicher  Anlehnung 
durch  das  G.  v.  15./IV.  1908  als  letzter  Staat 
Australiens  gefolgt.  Eine  Novelle  v.  9./I.  1912 
nimmt  an  diesem  Gesetze  eine  Reihe  von  Aende- 
rungen vor,  von  denen  die  wesentlichsten  die 
folgenden  sind: 


Für  die  Verhandlungen  vor  den  Spezial- 
ämtern  besteht  der  Erscheinungs-  und  der  Zeug- 
niszwang; ein  Arbeitgeber,  der  infolge  schlechten 
Geschäftsganges  die  Anzahl  seiner  Arbeiter  hat 
vermindern  müssen,  darf  mit  Erlaubnis  des  Mi- 
nisters seine  sämtlichen  Lehrlinge  behalten,  auch 
wenn  das  von  dem  Spezialamt  auf  Grund  von 
Art.  21  des  Stammgesetzes  festgesetzte  Zahlen- 
verhältnis zwischen  Arbeitern  und  Lehrlingen 
durch  die  Arbeiterentlassungen  gestört  worden 
ist.  —  Art.  26  der  Novelle  trifft  Vorkehning  gegen 
eine  in  der  Möbeltischlerei  beobachtete  Um- 
gehung der  Spezialamtvorschriften,  die  darin 
besteht,  daß  Arbeiter  sich  als  Teilhaber  des  Be- 
triebsinhabers ausgeben,  um  Ueberzeit  arbeiten 
zu  können;  der  neue  Artikel  bestimmt,  daß  in 
solchen  Betrieben  jeweilen  nicht  mehr  als  ein 
Teilhaber  nach  Schluß  der  vorschriftsgemäßen 
Arbeitszeit  arbeiten  darf. 

Für  die  Weiterentwicklung  der  Gesetzgebung 
wurde  die  Neuerung  vorbildlich,  die  Neusüd- 
wales durch  das  G.  v.  24./IV.  1908  und  die  No- 
velle V.  15./IV.  1912  in  das  australische  Recht 
eingeführt  hat:  die  Vereinigung  von  Lohnamt 
und  Schiedsgerichtshof.  Ein  eigenartiger  Zug 
des  neuen  G.  v.  7. /XII.  1912  Nr.  10  betr.  den  ge- 
werblichen Frieden  besteht  darin,  daß  die 
gewerblichen  Aemter  (industrial  boards  heißen 
nunmehr  die  Lohnämter)  die  erste  Instanz  bilden 
und  der  Schiedsgerichtshof  im  allgemeinen  als 
Berufungsinstanz  dient. 

Der  Schiedsgerichtshof  wird  aus  einem 
hohen  richterlichen  Beamten  gebildet,  den  die 
Regierung  bezeichnet.  Er  ist  in  erster  Instanz 
nur  dann"  zuständig,  wenn  für  den  betreffenden 
Beruf  kein  gewerbliches  Amt  vorhanden  ist  oder 
wenn  ein  bestehendes  Amt  sich  Verzögerungen 
zuschulden  kommen  läßt.  Er  kann  vom  Mi- 
nister bzw.  dem  gewerblichen  Registerführcr, 
von  einem  mindestens  20  Arbeiter  beschäftigen- 
den Arbeitgeber  oder  von  mindestens  20  Ar- 
beitern angerufen  werden.  In  der  Regel  aber  ist 
der  Gerichtshof,  wie  erwähnt,  Berufungsinstanz. 
Er  kann  ferner,  wenn  seines  Erachtens  das  öffent- 
liche Interesse  es  erheischt,  Vergleichsverhand- 
lungen veranlassen  und  die  Parteien  zum  Er- 
scheinen zwingen;  kommt  ein  Vergleich  zustande, 
so  besitzt  dieser  die  Ivraft  eines  gerichtlichen 
Entscheides;  scheitert  der  Vergleichsvcrsuch,  so 
nimmt  das  ordentliche  Verfahren  vor  dem  ge- 
werblichen Amte  seinen  Laut.  Die  gewerb- 
lichen Aemter  sind  die  früheren  Lohnämter 
mit  erweiterten  Befugnissen.  Für  jeden  unter 
das  Gesetz  fallenden  Beruf  kann  ein  solches  Amt 
errichtet  werden.  Um  politischen  Beeinflus- 
sungen den  Boden  zu  entziehen  (vgl.  Pari.  De- 
bates,  Council,  Vol.  CXII,  p.  1268),  ist  dem 
Schiedsgerichtshof  ein  Vorschlagsrecht  verliehen 
worden  und  zwar  sowohl  für  die  Errichtung  eines 
gewerblichen  Amtes  als  auch,  falls  die  Mitglieder 
des  Amtes  sich  nicht  auf  einen  Vorsitzenden 
einigen  können  und  die  Regierung  denselben  zu 
bezeichnen  hat,  für  die  Ernennung  des  Vor- 
sitzenden. Die  Entscheide  der  Aemter  und  des 
Gerichtshofes  haben  bindende  Kraft.  Der  Grund- 
satz der  Vorzugsbehandlung  von  Gewcrkvereins- 
mitgliedern  ist  durch  Industrial  Arbitration 
Act  1916  anerkannt  worden.  Die  Bestim- 
mungen über  Aussperrungen  und  Aus- 
stände sind  weniger  drastisch  als  in  verschie- 
denen anderen  Staaten  des  Staatenbundes.  Das 
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Gesetz  kennt  lediglich  das  „bedingte  Verbot" 
(conditional  prohibition)  von  Streik  bzw.  Aus- 
sperrung. Das  Gesetz  macht  einen  Unterschied, 
je  nachdem  es  sich  bei  der  Arbeitsstreitigkeit  um 
einen  Gegenstand  des  allgemeinen  Bedarfs 
(public  Utility):  Gas,  Elektrizität,  Milch,  Mehl, 
Brot,  Fleisch,  Brennstoffe,  Feuerwehr,  handelt 
oder  nicht.  In  beiden  Fällen  muß  der  Arbeits- 
niederlegung bzw.  Betriebseinstething  eine  14- 
tägige  Anzeigefrist  und  eine  vom  gewerblichen 
Registerführer  angeordnete  geheime  Abstimmung 
unter  den  Arbeitgebern  bzw.  Arbeitern,  welche 
die  Aussperrung  bzw.  den  Ausstand  vorhaben, 
vorausgegangen  sein;  im  ersteren  Falle  außerdem 
eine  obligatorische  Besprechung  vor  dem 
Schiedsgerichtshof.  Erst  nach  Erfüllung  dieser 
Bedingungen  ist  die  Arbeitsniederlegung  bzw. 
Betriebseinstellung  gestattet.  Durch  Industrial 
Arbitration  Act  1916  sind  diese  gewerblichen 
Aemter  des  G.  v.  1912  (74  Aemter  für  rund 
100000  Arbeiter  in  3282  registrierten  Fabriken) 
aufgelöst  worden. 

14.  Bergarbeiterschutz.  Im  Bergbau  von 
Queensland  wurde  zuerst  der  Arbeiterschutz 
durch  Teil  XIII  des  Berggesetzes  von  1898  ge- 
regelt. Aus  verschiedenen  Unfalluntersuchungen 
(Mount  Morgan),  den  Erfahrungen  der  Beamten 
des  Bergdeparteniputs  und  dem  Vergleich  mit  der 
Berggesetzgclmiif:  amlcrer  Staaten  Australiens  er- 
gab sich  die  Uii/.ulänKlichkeit  der  bestehenden  Be- 
stimmungen. Unter  Benützung  der  britischen  und 
südafrikanischen  Gesetze  und  der  neueren  Ge- 
setze australischer  Staaten  arbeitete  deshalb  die 
Regierung  einen  Entwurf  zu  einem  „Gesetze  betr. 
bessere  Fürsorge  für  die  Regelung  und  Inspektion 
von  Bergwerken"  aus,  der  als  G.  v.  7./I.  1911  be- 
kanntgemacht wurde.  Das  Gesetz  erweitert  und 
vermehrt  die  Befugnisse  der  Inspektoren;  die 
ganze  Verantwortung  für  die  Durchführung 
seiner  Bestimmungen  wird  den  Grubeneigen- 
tümern und  -Verwaltern  aufgeladen;  die  Vor- 
kehrungen für  den  Schutz  von  Gesundheit  und 
Leben  der  Bergarbeiter  werden  auf  den  Ver- 
ordnungsweg gewiesen.  Der  Abschnitt  „Arbeit- 
nehmer" enthält  gegenüber  dem  früheren  Zu- 
stand nur  wenig  Aenderungen:  Personen  unter 
21  Jahren  dürfen  nicht  als  Grubenleiter,  solche 
unter  18  Jahren  nicht  als  Anschläger,  Abnehmer 
oder  Schießmeister  beschäftigt  werden;  Knaben 
von  14—16  Jahren  dürfen  nur  mit  ärztlicher  Er- 
laubnis und  erst  nach  Absolvierung  der  5.  Schul- 
stufe, Knaben  unter  14  Jahren  und  Frauen 
überhaupt  nicht  zur  Untertagearbeit  zugelassen 
werden;  an  gefährlichen  Stellen  müssen  die  ein- 
zelnen Arbeiter  sich  in  Hörweite  voneinander  be- 
finden. Wer  nicht  einen  Fähigkeitsausweis  im 
Sinne  des  ,, Maschinen-  und  Gerüstinspektions- 
gesetzes von  1908"  und  ein  ärztliches  Gesund- 
heitszeugnis besitzt,  darf  nicht  als  Fördermaschi- 
nist beschäftigt  werden;  über  fahrlässige  Förde- 
rung ist  dem  Insprktor  Bericht  zu  erstatten.  Die 
tägliche  Arbeitsdauer  ist,  außer  für  Wachperso- 
nal, auf  8  Stunden  beschränkt,  unter  Abrech- 
nung der  Essenspausen,  der  Rüstung  von  Dampf 
und  Feuer,  der  Beschäftigung  in  Notfällen  u.  dgl. 
Die  Sonntagsarbeit  ist  im  Grundsatz  ver- 
boten; doch  fallen  nach  westaustralischem  und 
südafrikanischem  Muster  eine  Reihe  von  Ver- 
richtungen nicht  unter  das  Verbot  (Wachdienst; 
ununterbrochene  Arbeiten  in  Schmelzöfen,  Re- 
duktionsanstalten   usw.;    Untersuchungs-,  In- 


standstellungs-  und  Reinigungsarbeiten,  die 
unter  der  Woche  den  Betrieb  stören  würden 
usw.). 

15.  Den  Schutz  der  Landarbeiter  in  Queens- 
land betrifft  ein  G.  v.  9./XL  1906;  in  Betrieben, 
in  denen  wenigstens  9  Scherer  oder  Zuckerrohr- 
arbeiter beschäftigt  werden,  müssen  gesunde  und 
geeignete  Unterkunftsräume  für  die  Arbeiter  be- 
schafft werden.  Wie  nach  dem  südaustralischen 
G.  V.  9./XII.  1905  müssen  die  Schlafräume  min- 
destens 240  Kubikfuß  Raum  für  jeden  Schlafen- 
den enthalten;  für  Asiaten  und  in  Zuckerrohr- 
pflanzungen für  pazifische  Kulis  sind  besondere 
Schlafgelegenheiten  zu  beschaffen.  —  In  einem 
AbänderungsG.  v.  14./XII.  1906  werden  als  Luft- 
raum für  jeden  Schlafenden  360  Kubikfuß  vor- 
geschrieben; auch  in  den  Fällen,  wo  Plantagen- 
besitzer oder  Zwischenmeister  das  Schneiden 
des  Zuckerrohrs  oder  andere  Zuckerbauarbeiten 
durch  vorübergehend  eingestellte  Arbeiter  vor- 
nehmen lassen,  können  auf  dem  Verordnungs- 
wege Vorschriften  für  die  geeignete  Unter- 
bringung solcher  Arbeiter  gegeben  werden; 
dasselbe  gilt  für  die  Schafschur  im  Umher- 
ziehen. 

16.  Arbeiterschutz  für  staatlich  unter- 
stützte Privatbetriebe.  Um  den  weißen  Ar- 
beitern den  Arbeitsmarkt  zu  erhalten,  haben 
sowohl  das  Zuckerf abrikG.  v.  26./X.  1911, 
wie  auch  ein  StraßenbahnG.  (The  Wee  Mac- 
gregor Tramways  Agreement  Act)  v.  12./XII. 
1912  in  diesen  staatlich  subventionierten  Be- 
trieben die  Beschäftigung  von  Personen  verboten, 
die  nicht  des  Englischen  in  Sprache  und  Schrift 
sich  als  kundig  erweisen;  ebensolche  Vorschriften 
bestehen  für  Ausländer,  die  Staatsland  von  mehr 
als  5  Acres  pachten  wollen  (The  Lease  to  aliens 
Restrictions  Act  v.  12./L  1912). 

Die  Zahl  der  Arbeiter  in  Fabriken  betrug 
1921:  32772  Personen,  davon  rund  13000  in  der 
Zuckerindustrie.  Der  Prozentsatz  der  Kinder 
beträgt  4,55  gegen  5,26  in  Neusüdwales  und  5,54 
in  Südaustralien.  Man  zählte  21724  Handels- 
angestellte. 

17.  Fabrikgesetzgebung  und  Lohnärater  in 
Südaustralien.  Südaustralien  hat  seine 
Fabrikgesetze  von  1894,  1900,  1904  und  1906 
nach  dem  Vorbilde  und  in  steter  Fühlung  mit 
den  Vorschriften  von  Victoria  erlassen.  Revi- 
sionen brachten  das  G.  v.  23./XII.  1907.  dann 
die  Novellen  v.  7,/XII.  1910  und  Nr.  1234  von 
1916.  Alle  diese  Gesetze,  sowie  das  Industrial 
Arbitration  Act  no.  1110  von  1912  nebst  Er- 
gänzungen von  1915  (no.  1236)  und  1916  (no. 
1234  und  1261)  sind  ersetzt  durch  den  In- 
dustrial Code  no.  1453  v.  9./XII.  1920.  Die 
wichtigste  Neuerung  der  Konsolidierungen  von 
1907  —  1910  war  die  Beseitigung  der  „reputable 
employers  clause".  Da  die  Umgrenzung  des 
Begriffs  „achtbarer  Arbeitgeber"  den  Lohn- 
ämtern große  Schwierigkeiten  verursachte,  be- 
rechneten diese  im  allgemeinen  den  Mindestlohn 
einfach  auf  der  Grundlage  des  in  dem  betreffen- 
den Gewerbe  durchschnittlich  bezahlten  Lohnes. 
Bei  dieser  Rechnungsart  kamen  aber  die  kleinen 
Arbeitgeber,  die  zumeist  auch  die  schlechtesten 
Löhne  bezahlten,  zu  stark  in  Geltung.  Die 
Entscheide  der  Lohnämter  wurden  daher  ge- 
legentlich als  Lohnkürzungen  statt  als  Lohner- 
höhungen empfunden  und  es  kam  zu  Reibungen 
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zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  und  zu 
Berufungen  an  den  Industrial  Court  of  Appeals. 
Wie  in  Victoria,  wurde  auch  bei  der  Gesetzes- 
revision in  Südaustralien  am  23./XII.  1907  die 
Bestimmung  über  die  achtbaren  Arbeitgeber  ge- 
strichen. 

Zum  Zwecke  der  Bestimmung  der  niedrigsten 
Preise  oder  Lohnsätze,  die  gezahlt  werden  dürfen, 
hat  nunmehr  ein  Lohnamt  dasjenige  Beweis- 
material zu  verwenden,  das  ihm  hinreichend 
scheint,  einschließlich  des  Beweismaterials  irgend- 
eines Entscheides  eines  ähnlichen  Amtes  im 
Staate  Victoria,  und  hat  a)  Natur,  Art  und  Kate- 
gorie der  Arbeit;  b)  die  Art  und  Weise,  in  der  die 
Arbeit  auszuführen  ist;  c)  Alter  und  Geschlecht 
der  Arbeiter  und  außerdem  bei  Lehrlingen  und 
Halbgelernten  ihre  Erfahrung  in  dem  Prozeß,  Ge- 
werbe, Geschäft,  der  Beschäftigung  oder  dem 
Berufe  und  d)  andere  vorgeschriebene  Umstände 
in  Erwägung  zu  ziehen. 

Das  Amt  soll  ferner  feststellen,  welche  Preise 
oder  Lohnsätze  als  niedrigste  noch  gerecht  und 
vernünftig  sind,  wobei  das  vorerwähnte  Beweis- 
material in  Erwägung  zu  ziehen  ist  (Art.  95  abg. 
durch  §  21  der  Novelle). 

Eine  weitere,  sehr  umstrittene  Frage,  bei  der 
es  sogar  zu  dem  allerdings  nicht  angenommenen 
Antrage  kam,  die  Ausdehnung  des  Geltungs- 
bereichs des  Gesetzes  vom  Oberhaus  gänzlich 
unabhängig  zu  machen,  war  diejenige  der  Aus- 
dehnung der  Entscheide  von  Lohn- 
ämtern auf  die  Landbezirke.  Das  Stamm- 
gesetz enthielt  in  Art.  4  die  Bestimmung,  daß 
das  Fabrikgesetz  nur  für  den  hauptstädtischen 
Bezirk  gelte  und  daß  dessen  Anwendung  auf 
andere  Gebiete,  gleichviel  ob  es  sich  um  das  ganze 
Gesetz  oder  um  Teilbestimmungen  handle,  niu: 
im  Wege  einer  Proklamation  und  mit  Genehmi- 
gung beider  Häuser  des  Parlaments  erfolgen 
dürfe.  Dieser  Bestimmung  derogierte  Ziff.  2  des 
Art.  105,  welche  die  Ausdehnung  des  Entscheides 
eines  Lohnamtes  und  damit  auch  der  zuge- 
hörigen gesetzlichen  Bestimmungen  im  Wege 
eines  Regierungserlasses  vorsah.  Die  Opposition 
wandte  sich  gegen  diese  Verdopplung  der  Kompe- 
tenzen (Parlament  und  Verwaltung),  einmal  aus 
sachlichen  Gründen,  weil  sie  befürchtete,  daß  auf 
Grund  des  Art.  105  Ziff.  2  die  ursprünglich  für 
städtische  Verhältnisse  berechneten  Lohnfest- 
setzungen ganz  mechanisch  in  ländliche  Bezirke, 
wo  die  Kosten  der  Lebenshaltung  viel  niedriger 
seien,  hinausgetragen  werden  könnten,  und  dann 
formell,  weil  sie  nicht  zugeben  konnte,  daß  durch 
eine  Maßregel  der  Exekutive  die  Zuständigkeit 
des  Parlaments  zur  Abgrenzung  des  Geltungs- 
bereichs des  Gesetzes  aufgehoben  werde.  Nach 
hartem  Kampfe  wiude  ein  Artikel  (Art.  50  der 
Novelle)  angenommen,  des  Inhalts,  daß  beide 
Häuser  des  Parlaments  die  Bestellung  von  Lohn- 
ämtern für  bestimmte  Gewerbe  auch  in  Be- 
zirken außerhalb  der  Hauptstadt  beschließen 
können  und  daß  sich  aus  einem  derartigen  Be- 
schluß auch  die  Anwendung  gewisser  Teile  der 
Fabrikgesetzgebung  auf  die  betreffenden  Bezirke 
ergibt. 

Das  Vollzugsgebiet  umfaßte  seit  1907  alle 
dem  Arbeitgeber  zugänglichen  Produktions- 
stätten, wo  auch  nur  ein  Lohnarbeiter  beschäf- 
tigt ist.  1907  —  1910  wurden  Elektrizitätswerke 
und  Gasfabriken  einbezogen,  dagegen  die  Labo- 


ratorien der  Aerzte,  Zahnärzte  und  Apotheker  der 
Wirkung  des  Fabrikgesetzes  entzogen.  Die  Ar- 
beitsdauer der  Frauen,  Kinder  und  Jugend- 
lichen beschränkte  Art.  66  des  Stammgesetzes 
von  1894  auf  48  Stunden  pro  Woche,  10  Stunden 
pro  Tag  und  bis  spätestens  9  Uhr  abends,  ge- 
stattete jedoch  Ausnahmen  von  allen  drei  Be- 
schränkungen bei  unvorhergesehenem  Arbeitsan- 
drang. Art.  16  der  Novelle  von  1910  ließ  nur 
noch  eine  Ueberschreitung  der  Zahl  der  Wochen- 
stunden zu,  während  der  Zehnstundentag  und 
der  Neunuhrschluß  unter  allen  Umständen  ein- 
gehalten werden  müssen.  Der  Kost-  und 
Logiszwang  wurde  verboten.  Art.  71  des 
Stammgesetzes  verbot  dem  Inhaber  eines  Be- 
triebes (occupier)  und  den  Mitgliedern  seiner 
Familie,  erwachsene  Personen,  die  in  seinem 
Dienst  stehen  und  deren  Lohn  von  einem  Lohn- 
amt festgesetzt  wird,  in  Kost  und  Wohnung  zu 
nehmen.  Art.  17  der  Novelle  von  1910  dehnte 
dieses  Verbot  ganz  allgemein  auf  den  „Arbeit- 
geber" aus,  und  beseitigte  zugleich  die  meisten 
Ausnahmen;  nur  für  Betriebe  des  Beher- 
bergungsgewerbes (mit  Rücksicht  auf  ein  später 
etwa  zu  errichtendes  Lohnamt  für  die  Hotel-, 
Club-  und  Logierhausangestellten),  des  Er- 
quickungsgewerbes,  für  Fischläden  und  für 
Apotheken  bestehen   die  Ausnahmen  weiter. 

Die  Arbeitgeber  haben  durch  Anschlag  die 
Zeiten  des  Arbeitsbeginnes  und  Arbeitsschlusses 
und  der  Pausen  bekannt  zu  geben  (Art.  38  der 
Novelle);  sie  haben  dafür  zu  sorgen,  daß  der 
Raum  um  die  Maschinen  herum  zum  Passieren 
frei  bleibt;  dies  gilt  besonders  für  Sägemühlen 
(Art.  39).  Ueberzeit  ist  dem  Oberinspektor 
schriftlicn  anzuzeigen  (Art.  40  der  Novelle). 
Ferner  bestehen  ausführliche  Vorschriften  über 
die  Lehrverträge  (Art.  41—43  der  Novelle),  Be- 
stimmungen zum  Schutze  der  Arbeitnehmerver- 
treter in  den  Lohnämtern  und  der  als  Zeugen  oder 
Partei  auftretenden  Arbeiter  gegen  Entlassung 
durch  den  Arbeitgeber  (Art.  45  der  Novelle). 
Einige  sehr  bedeut.same  Erweiterungen  der  Be- 
fugnisse der  Lohnämter  enthielt  der  Re- 
gierungsentwurf inArt.  20  (=  Art.  93  des  Stamm- 
gesetzes). Hier  war  vorgeschlagen,  den  Aemtern 
folgende  neue  Befugnisse  zu  verleihen:  a)  Fest- 
setzung der  Höchstanzahl  oder  der  Verhältnis- 
anzahl der  Lehrlinge,  die  in  jedem  Betrieb  be- 
schäftigt werden  dürfen;  b)  Festsetzung  der 
Ueberzeitentschädigung  für  Ajbeit  von  Kindern, 
Jugendlichen  und  Frauen,  welche  nicht  in  der 
Fabrik  verrichtet  wird;  c)  Festsetzung  des  An- 
fangs und  des  Schlusses  der  Arbeitszeit,  wobei 
alsdann  Arbeit  vor  oder  nach  dieser  Zeit  als 
Ueberzeit  zu  betrachten  wäre;  d)  Festsetzung 
besonderer  Löhne,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Ueberzeitentschädigung,  für  Arbeit  vor  6  Uhr 
morgens  oder  nach  6  Uhr  abends  oder,  im  Sinne 
des  Art.  5  des  Victorianischen  Gesetzes  v.  4./I. 
1910  für  Arbeit  an  Sonn-  und  Feiertagen.  Die 
unter  a),  c)  und  d)  aufgeführten  Befugnisse  win- 
den jedoch  im  Legislative  Council  gestrichen. 
Gegen  Punkt  a)  machten  die  Gegner  den  herr- 
schenden Mangel  an  gelernten  Arbeitern  und  die 
Gefahr  der  Auswanderung  der  Industrie  nach  den 
Oststaaten  geltend,  wogegen  der  Minister  hervor- 
hob, daß  die  Oststaaten  selbst,  wie  auch  Groß- 
britannien und  Amerika  ähnliche  Bestimmungen 
zur  Verhütung  der  Lehrlingszüchterei  besäßen. 
Was  c)  betrifft,  so  machte  die  Regierung  darauf 
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aufmerksam,  daß  ohne  eine  solche  Bestimmung 
kein  Ueberzeitanspruch  erhoben  werden  könne, 
bis  das  wöchentliche  Maximum  erreicht  sei, 
gleichviel  wie  lange  an  einem  Tag  gearbeitet 
werde;  die  Opposition  wollte  jedoch  den  Meistern 
die  Befugnis  lassen,  den  Stundenplan  nach  den 
Bedürfnissen  des  Gewerbes  aufzustellen.  Die 
Erweiterung  unter  b)  wurde  für  unnötig  erklärt, 
weil  bereits  Art.  93  Ziff.  IV  Ueberzeitbezahlung 
für  Arbeiter  im  Alter  von  mehr  als  16  Jahren 
vorsehe.  —  Art.  24  der  Novelle  schafft  eine  neue 
Kategorie  von  Arbeitern,  die  ,,  Ungeübten" 
(„ine.\:perienced"),  welchen  wie  den  ,, alten,  lang- 
samen und  gebrechlichen"  Arbeitern  vom  Chef- 
inspektor die  Bewilligung  erteilt  werden  darf, 
zu  einem  niedrigeren  als  den  vom  Lohnamte  fest- 
gesetzten Lohne  zu  arbeiten  (Art.  1U3  des  Stamm- 
gesetzes). Der  Zweck  dieser  Bestimmung  ist 
folgender:  Die  Befugnis  des  Lohnaratsvor- 
sitzenden,  gewissen  Leuten  die  Halbgelernten- 
bewilligimg  zu  erteilen  (ein  Halbgelernter  — 
improver  —  ist  eine  Person,  die  nicht  Lehrling, 
jedoch  höchstens  21  Jahre  alt  ist  oder  eine  Person 
im  Alter  von  mehr  als  21  Jahren,  die  kraft  einer 
Bewilligung  des  Vorsitzenden  des  Lnhnamtes  als 
Halbgelernter,  d.  h.  eben  geringer  als  ein  Ange- 
lernter, entlohnt  werden  darf),  hatte  sich  vom 
«rsten  Inkrafttreten  des  Gesetzes  an  als  störendes 
Element  bei  dessen  Durchführung  erwiesen.  Da 
<Jer  Posten  des  Vorsitzenden  häufig  nicht  besetzt 
war,  wurden  die  Bewilligungsgesuche  nicht  er- 
ledigt; andererseits  konnte  der  Vorsitzende  selbst 
<lie  Höhe  des  Lohnes  nicht  bestimmen  und  so 
kam  es  vor,  daß  erwachsenen  Inhabern  einer 
Halbgelerntenbewilligung  von  ihren  Arbeitgebern 
Kinderlöhne  bis  hinunter  zu  1  sh  pro  Woche 
gezahlt  wurden.  Diesen  Uebelstand  beseitigt  die 
neue  Fassung  des  Artikels. 

i8.  Das  Industriegesetz  von  1920  regelt  ein- 
mal die  industrielle  Schicdsgerichtsgesetzgebung 
in  Südaustralien,  dann  die  sog.  Industrieämter, 
weiterhin  das  Amt  für  Industrie,  die  Arbeiter- 
schutzbestimmungen und  die  Inspektion.  Die  Be- 
stimmungen über  den  Schiedsgerichtshof  blieben 
dieselben  wie  1912  und  1916."  Seine  Lohnent- 
scheide dürfen  nicht  unter  die  Höhe  eines  Lebens- 
lohnes herabgehen.  Die  Lohnämter,  die  unter 
dem  früheren  Gesetz  in  Südaustralien  bestanden, 
sind  durch  Art.  143  des  Gesetzes  von  1920  ähn- 
lich wie  in  Neusüdwales  durch  Gesetz  Nr.  17, 
1912,  Sect.  15  aufgelöst  worden,  und  es  werden 
neue  Korporationen  (Industrial  I3oards)  künftig- 
hin vom  Minister  auf  schriftliche  Empfehlung  des 
neu  zu  begründenden,  auf  3  Jahre  ernannten 
Indnstrieamtes  (Board  of  Industry)  gebildet 
werden.  Im  J.  1920  entstanden  so  anstelle  von 
54  Lohnämtern  2  solcher  neuer  Lohnämter  für 
27000  Lohnarbeiter.  Wenn  sich  Grenzstreitig- 
keiten über  die  Befugnisse  eines  Berufes  ereignen, 
so  können  Spezialindustrieämter  errichtet  werden, 
um  einen  Entscheid  Zufällen.  Die  neuen  Industrie- 
ämter sind  paritätisch  und  es  darf  auf  jeder  Seite 
ein  nicht  mehr  beruflich  tätiger  Vertreter,  der 
aber  kein  Advokat  sein  darf,  ernannt  werden.  In 
bezug  auf  die  Lohnfestsetzung  sind  die  Industrie- 
ämter an  den  Ausspruch  des  Industrieamtes  über 
die  Höhe  des  Lebenslohnes  gebunden.  Entscheide 
der  Industrieämter  dürfen  nicht  Staatsangestellte 
und  Eisenbahnangestellte  betreffen,  ohne  daß 
diese  Entscheide  den  beiden  Häusern  des  Parla- 
ments vorgelegt  und  falls  es  sich  um  eine  Gehalts- 
Handwörterbuch  der  Staatswiaaenachaften.  4.  Aufl. 


Steigerung  handelt,  die  hierfür  nötigen  Kredite 
vom  Parlament  gewährt  worden  sind.  Lohn- 
entscheide bleiben  höchstens  3  Jahre  in  Kraft 
oder  bis  zu  ihrer  Suspension  durch  den  Gouver- 
neur in  äußersten  Notfällen.   Das  Industrieamt 
(Board  of  Industry),  das  durch  das  Gesetz  von 
1920  eingesetzt  wurde,  ist  ein  vom  Gouverneur 
ernanntes,  aus  einem  Präsidenten,  einem  Vize- 
präsidenten und  4  Kommissären  bestehendes 
Amt;  von  den  4  Kommissären  sollen  2  die  Arbeiter 
und  2  die  Unternehmer  vertreten.  Den  Arbeiter- 
und Arbeitgeberverbänden  wird  ein  Vor.schlags- 
recht  gewährt,  die  Wahl  dieser  Vertreter  ge- 
schieht für  8  Jahre  und  die  Aufgabe  des  Amtes 
besteht  1.  in  der  Gruppierung  der  Industrien 
zum  Zwecke  der  Empfehlung  von  industriellen 
Aemtern;  2.  in  der  Entscheidung  über  Gesuche 
der  Arbeiter,  welche  von  einem  industriellen 
Amte  zu   einem   anderen  industriellen  Amte 
übertragen   werden   wollen;  3.   in   der  Fest- 
stellung des  Lebonslohnes;  4.  in  den  ihm  von 
beiden  Häusern  des  Parlaments  überwiesenen 
Aufgaben.    In  bezug  auf  den  Lebenslohn  sagen 
Art.  264—269  folgendes:  Die  Fi.xierung  soll  auf 
Grund  öffentlicher  Untersuchung  über  Zu-  oder 
Abnahme   der   Durchschnittslebenskosten  ge- 
schehen und  in  verschiedener  Höhe  für  ver- 
schiedene Plätze  diesen  Lebenslohn  für  erwach- 
sene männliche  und  erwachsene  weibliche  Ar- 
beiter feststellen.   Dies  soll  jedesmal  geschehen, 
wenn  bedeutende  Aenderungen  in  der  Lebens- 
haltung sich  ereignen,  aber  nicht  früher  als  ein 
Jahr  nach  seinem  ersten  Entscheide.  Lohn- 
abzüge sind  dabei  nicht  in  Rechnung  zu  bringen. 
Die  Entscheide  sind  im  Amtsblatte  zu  veröffent- 
lichen und  treten  14  Tage  nachher  in  Kraft. 
Sodann  folgen  dieselben  Bestimmungen  wie  für 
die  industriellen  Aemter  für  Lebenslohnbestim- 
mungon,  die  die  Staats-  und  Eisenbahnange- 
stellten angehen.   Das  Industrieamt  ist  zur  Ge- 
heimhaltung der  ihm  bekaimt  gewordenen  Tat- 
sachen durch  Eid  verpflichtet.  In  bezug  auf  den 
Arbeiterschutz  wird,  wie  in  dem  Gesetze  von  1907, 
die  Registrierung  der  Fabriken,  der  Außen- 
arbeiter, der  Aushang  der  Stundenpläne  ver- 
langt und  ebenso  die  Befugnisse  der  Inspektoren 
(freier  Eintritt,  freie  Befragung,  Einsichtnahme 
in  die  Bücher,  Berichterstattung)  festgesetzt. 
Das  Gesetz  setzt  auch  den  notwendigen  In- 
halt der  Berichterstattung  des  Chefinspektors 
fest.     Nach  den   üblichen  Vorschriften  über 
Reinigung,  Verbot  der  Verwendung  von  Fabriken 
als  Schlafräume,  Untallverhütungsmaßregeln  und 
besonderen     Vorschriften     für  Gesundheits- 
schutz in  Backhäusern,   in  Staub  und  Nässe 
arbeitenden     Industrien,     gegen  Gefährdung 
durch  Aufzüge,  Schleifereien  usw.  werden  die 
geltenden    Personalschutzvorschriften  erlassen. 
Diese  sind  die  folgenden:  Als  Zulassungsalter  der 
Kinder  wird  das  der  vollendeten  Schulpflicht 
bezeichnet,  wie  im   Gesetz  von   1910.  Der 
Chefinspektor  muß  Kindern,  d.  h.  Personen 
unter  13  Jahren  eine  Zulassungserlaubnis  geben. 
Für  alle  Arbeiter  gilt  der  Grundsatz,  daß  der 
Wochenlohn  bei  Strafe  von  10  £  nicht  weniger 
als  10  sh  betragen  darf.  Beschäftigungsverbote 
bestehen  für  Quecksilberbelege  von  Spiegeln  und 
für  die  Erzeugung  von  Bleiweiß  für  Personen 
unter  18  Jahren;  für  das  Glasschmelzen  für 
Arbeiterinnen  unter  18,  Knaben  unter  14  Jahren; 
für  die  Beschäftigung  in  gewöhnlichen  Ziegeleien 
Bd.  I.  42 
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und  bei  der  Salzgewinnung  für  Mädchen  unter 
16  Jaliren,  bei  Trockenschleifereien  in  der  Metall- 
industrie oder  bei  der  Tunlserei  der  Zündholz- 
fabriken für  Personen  unter  16  Jahren;  in 
BaumwoUsamtschneidereien  oder  anderen 
Trockenschleifereien  für  Personen  unter  14 
Jahren.  Die  Höchstarbeitszeit  beträgt  wie  seit 
1910  48  Stunden  pro  Woche,  10  Stunden  pro 
Tag  und  darf  nicht  länger  dauern  als  bis  9  Uhr 
abends  für  Frauen,  Kinder  und  jugendliche  Per- 
sonen. Bei  außerordentlichem  Arbeitsandrang 
können  Frauen  und  Knaben  über  14  Jahre  Ueber- 
stunden  arbeiten  und  zwar  bis  zu  55  Stunden 
in  der  Woche,  100  Ueberstunden  im  Jahr.  Der 
Zuschlag  für  Ueberzeit  hat  25%  über  den  Normal- 
satz zu  betragen  und  es  ist  jeder  nach  6  Uhr 
abends  beschäftigten  Person  IVa  sh  Teegeld  zu 
zahlen.  Besondere  Beschäftigungsverbote  be- 
treffen Jugendliche  und  Frauen  bei  Aufzügen, 
das  Verbot  des  Tragens  von  mehr  als  25  Pfund 
durch  Arbeiterinnen  unter  20  Jahren.  Ebenso 
ist  iPersonen  unter  18  Jahren  das  Reinigen  von 
in  Gang  befindlichen  Maschinen  verboten.  Per- 
sonen unter  16  Jahren  können  nur  mit  einem 
ärztlichen  Tauglichkeitszeugnis  beschäftigt  wer- 
den. In  der  Setzerei  von  Buchdruckereien  dürfen 
Knaben  unter  16  Jahren  nicht  länger  als  8  Stun- 
den, nicht  früher  als  6  Uhr  morgens  und  nicht 
später  als  6  Uhr  abends  beschäftigt  werden. 
Besondere  Arbeitszeiten  gelten  für  Chinesen. 
Die  Nachtarbeit  ist  ihnen  von  5  Uhr  abends  bis 
71/2  Uhr  morgens  verboten,  die  Samstagsarbeit 
nach  2  Uhr  nachmittags  und  vollständig  die 
Sonntagsarbeit.  Auf  Uebertretungen  steht  nebst 
Geldstrafe  evtl.  die  Streichung  der  Registrierung 
der  Fabrik  durch  den  Chefinspektor.  Als  Beweis 
der  Uebertretung  genügt  die  Tatsache,  daß  man 
Geräusche  betriebsähnlieher  Art  gehört  hat 
oder  daß  einem  Polizeibeamten  der  Eintritt 
verwehrt  wurde  (Art.  356).  Die  Strafen  be- 
tragen meistens  5—10  Pfund  und  werden  im 
Falle  der  Wiederholung  auf  20  bzw.  25  Pfund 
gesteigert. 

19.  Der  Vollzug  wird  besorgt  von  1  Chefin- 
spektor, einem  Aufzugs-,  3  anderen  Inspektoren, 
2  Inspektorinnen.  Er  umfaßt  die  Kontrolle  der 
folgenden  Gesetze:  Factories  Acts  no.  945,  1907; 
no.  961,  1908;  no.  1020,  1910;  no.  1234,  1915; 
no.  1222  Apprentices  etc.  Acts  1915;  no.  1294, 
1917;  no.  1062  Early  Closing  Acts  1911;  no.  1104; 
1912;  no.  949  Lifts  Regulation  Act  1908;  no. 
1218  Employes  Registry  Offices  Act  1915,  no. 
856  Sale  of  Furniture  Act. 

Hinzu  kam  1920  die  Durchführung  der  Ent- 
scheide der  Lohnämter,  und  der  Entscheide 
und  Tarifverträge  unter  no.  1110  Industrial 
Arbitration  Acts  1912  und  no.  1235,  1915; 
von  diesen  50  sind  9  Generaltarife  (common 
rules)  auf  das  ganze  Gewerbe  erstreckt. 

Auf  1  Inspektor  entfallen  2500  Revisionen. 
Die  Berichte  klagen  über  die  Zurückhaltung  der 
Arbeiter.  Was  die  faktische  Arbeitszeit  betrifft, 
so  besitzen  die  Baugewerbe  die  44-Stundenwoche, 
die  Buchdrucker  die  45-Stundenwoche,  sonst 
herrscht  die  48  Stundenwoche  vor.  Dagegen 
arbeiten  50 — 60  Stunden  die  Magazinarbeiter, 
Wächter,  Kellner,  Fuhrleute,  Ziegeleien  (60  Stun- 
den). Ueberstunden  werden  besonders  in  der 
Konservenindustrie  beansprucht. 

20.  Die  Fabrikgesetzgebung  in  Westaustra- 


lien. Westaustralien  hat  am  16./I.  1904 
das  erste  Fabrikgesetz  erhalten.  Die  Be- 
völkerung von  Westaustralien,  i.  J.  1902  auf 
rund  215000  Personen  geschätzt,  hatte  sich 
seit  zehn  Jahren  vervierfacht;  abgesehen  von 
den  Bergwerken  zählte  man  in  Westaustra- 
lien noch  i.  J.  1885  140,  1896  schon  368 
Gewerbebetriebe  mit  rund  2500  Arbeitern,  1918 
bis  1919  764  Fabriken  mit  12917  Arbeitern.  Die 
Hauptbestimmungen  des  Gesetzes  sind  die  fol- 
genden: 

1.  Als  Fabrik  wird  eine  Baulichkeit  oder  ein 
Platz  definiert,  in  dem  entweder  6  oder  mehr 
Personen  oder  ein  Asiate  gewerblich  arbeiten 
oder  Dampf  oder  andere  Triebkraft  verwendet 
werden  (§  2).  Das  Geltungsgebiet  des  Fabrik- 
gesetzes erstreckt  sich  aber  nur  auf  Bezirke,  für 
die  der  Gouverneur  die  Anwendbarkeit  ausdrück- 
lich erklärt.  Auch  hat  der  Gouverneur  das  Recht, 
Fabriken  oder  Klassen  von  Fabriken  von  der 
Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  oder  einzelner  seiner 
Bestimmungen  auszunehmen.  Fabriken  sind  zu 
registrieren  (§§  7 — 15);  die  Registrierung  von 
Fabriken  kann  verweigert  werden,  wenn  nach 
Ansicht  eines  Inspektors  eine  Fabrik  irgendeiner 
wichtigen  Anforderung  nicht  Genüge  leistet. 
2.  Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  nur  aus- 
nahmsweise mit  schriftlicher  Bewilligung  des 
Inspektors,  Mädchen  unter  15  Jahren  nicht  als 
Setzermädchen  und  solche  unter  16  Jahren  nicht 
zur  Herstellung  von  Backsteinen,  Ziegeln  und 
Salz  verwendet  werden  (§§  25,  26).  3.  Die  Ar- 
beitszeit der  Frauen  und  Knaben  (§§  20,  21) 
darf  ohne  Einrechnung  der  Mahlzeiten  nicht 
mehr  als  48  Stunden  in  der  Woche  und  8%  Stun- 
den im  Tage  betragen.  Nach  5  Stunden  Arbeit 
hat  eine  Pause  von  %  Stunden  einzutreten.  An 
einem  Tage  in  der  Woche  darf  nach  1  Uhr  nach- 
mittags nicht  mehr  gearbeitet  werden.  4.  Nacht- 
arbeit ist  Frauen  zwischen  6  Uhr  abends  und 
8  Uhr  des  folgenden  Morgens,  Knaben  zwischen 
6  Uhr  abends  und  7%  Uhr  morgens  verboten. 
5.  Es  ist  Knaben  und  Frauen  verboten,  ohne 
Erlaubnisschein  Mahlzeiten  in  Arbeitslokalen 
einzunehmen  oder  während  der  Mahlzeitpausen 
zu  arbeiten.  6.  Asiaten  (§  23)  dürfen  nicht  länger 
als  Frauen  und  nicht  vor  8  Uhr  morgens  und 
nicht  nach  5  Uhr  abends  beschäftigt  werden. 
7.  Die  Ueberzeitarbeit  (§  22)  ist  höchstens 
durch  3  Stunden  an  einem  Tage,  nicht  mehr  als 
an  2  aufeinanderfolgenden  Wochentagen  oder  an 
30  Tagen  im  Jahr  gestattet.  Sie  ist  um  ein  Viertel 
des  gewöhnlichen  Lohnes  höher  zu  bezahlen.  Der 
Betriebsinhaber  hat  über  alle  geleistete  Ueber- 
zeit Buch  zu  führen.  8.  Abzüge  für  verursachten 
Schaden  dürfen  Frauen  und  Knaben  nur  bis  zur 
Höhe  dieses  Schadens  bei  gesetzwidrigem  Ver- 
lassen der  Arbeit  gemacht  werden  (§  24). 
9.  Wöchnerinnen  dürfen  während  der  auf  die 
Entbindung  folgenden  4  Wochen  nicht  beschäf- 
tigt werden  (§  24).  10.  Gegen  Giftarbeit  be- 
steht das  Beschäftigungsverbot  von  Frauen  und 
Ivnaben  in  Lokalen,  in  denen  das  Quecksilber- 
belegen von  Spiegeln  oder  die  Herstellung  von 
Bleiweiß  betrieben  wird  (§  25).  11.  Zur  Sicherung 
der  Werkstättenhygiene  (§§  27—29)  und  der 
Unfallverhütung  (§§  32,  37—45)  verlangt 
das  Gesetz  Reinhaltung  der  Arbeitsräume,  Ein- 
richtung von  Abflußröhren,  Ventilation,  Trink- 
wasser und  genügenden  Luft-  und  Flächenraum. 
Personen,  die  mit  ansteckenden  Krankheiten  be- 
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haftet  sind,  dürfen  nicht  zur  Herstellung  von 
Artikehi  für  den  menschlichen  Bedarf  verwendet 
werden.      Zur  Verhütung  von   Unfällen  und 
Feuersgefahr   bestehen   besondere  Sicherheits- 
vorschriften {§§  3-2,  37).   Fahrstühle  und  Hebe- 
werke sind  mit  Schutzvorrichtimgen  zu  ver- 
sehen; an  ihnen  dürfen  Frauen  unter  21  und 
Knaben  unter  16  Jahren  nicht  beschäftigt  wer- 
den (§§  39— 41).-  In  jeder  Fabrik  ist  für  Aborte 
und  Waschvorrichtungen  Sorge  zu  tragen.  Be- 
sondere Bestimmungen  sind  für  Bäckereien 
getroffen,  die  einmal  in  6  Wochen  getüncht,  oder 
wenn  sie  mit  Oelfarbe  gestrichen  wurden,  abge- 
waschen werden  müssen.    Schlafräume  müssen 
vom  Backraum  vollständig  getrennt  und  ge- 
nügend ventiliert  sein.     Kein  Klosett  darf  in 
Verbindung  mit  einem  Backraum  stehen.  Die 
Wasserzufuhr  zu  den  Aborten  muß  von  der 
Wasserleitung  der  Bäckerei  getrennt  sein.  Röhren 
zur  Entfernung  von  Fäkalien  dürfen  in  der 
Bäckerei  keine  Oeffnung  haben.    12.  Um  dem 
Schwitzsystem    entgegenzutreten,    hat  der 
Betriebsinhaber,  sobald  er  Arbeiten  außerhalb 
der  Fabrik  ausführen  läßt,  ein  Verzeichnis  aller 
außerhalb  der  Fabrik  beschäftigten  Personen  und 
der  von  ihnen  geleisteten  Arbeiten  zu  führen.  E; 
ist  verboten,  Arbeiten  an  Dritte  weiterzuver 
geben.    13.  Asiaten  (vgl.  auch  6.)  dürfen  nur 
dann  als  Betriebsinhaber  registriert  oder  als 
Arbeiter  beschäftigt  werden,  wenn  sie  schon 
vor  dem  l./XI.  1903  das  betreffende  Geschäft 
betrieben  oder  darin  angestellt  waren.  Möbel, 
an  deren  Herstellung  Asiaten  beteiligt  waren, 
müssen  den   Stempel  ,, Asiatische  Arbeit" 
tragen  (§§  46,  47).  14.  Den  Vollzug  dieses  Ge- 
setzes besorgt  der  vom  Gouverneur  ernannte  Chef- 
fabrikinspektor; er  ernennt  Fabrikinspektoren 
beiderlei  Geschlechts,  denen  die  Durchführung 
dieses  Gesetzes  iibliegt  (§§  3—5).    Die  Fabrik- 
inspektiiren  sind  befugt  (§§  16—18),  jede  Fabrik, 
in  der  mutmaßlich  zur  Zeit  jemand  beschäftigt 
ist,  bei  Tag  und  Nacht,  jede  Fabrik  überhaupt  bei 
Tag  zu  betreten,  jede  zur  Durchführung  des  Ge- 
setzes notwendige  Untersuchung  vorzunehmen, 
jede  Person  bezüglich  der  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  zu  befragen,  in  Bücher,  Register  usw. 
Einsicht  zu  nehmen  und  endlich  alle  Befugnisse 
geltend  zu  machen,  die  dem  Gouverneur  zur 
Durchführung  dieses   Gesetzes  notwendig  er- 
scheinen.    Behinderung  des  Inspektors  in  der 
Ausübung  seiner  Pflichten  wird  bestraft.  Dem 
Inspektor  ist  verboten,  Informationen,  die  er  in 
der  Ausübung  seines  Amtes  erlangt,  bekanntzu- 
geben. Die  zur  Durchführung  des  Schulgesetzes 
ernaimten  Behörden  haben  Kompetenzen  eines 
Inspektors;  Anmaßung  der  Inspcki ifinshidugnisse 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  bestraft 
(§§  52,  54,  55).    15.  Jede  Uebertretung  des 
Gesetzes  wird  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  £, 
bei  andauernder  Zuwiderhandlung  mit  5  £  für 
jeden  Tag  bestraft.  Die  Richter  können  neben  der 
Strafe  oder  an  ihrer  statt  die  Durchführung  ge- 
wisser Maßnahmen  binnen  einer  zu  bestimmenden 
Zeit  verfügen.    Nach  der  zweiten  Verurteilung 
eines  Betriebsinhabers  kann  der  Minister  dessen 
Betrieb  aus  dem  Register  streichen  (§  56).  Die 
Inspektoren  haben  zu  den  im  Verordnimgswege 
zu  bestimmenden  Zeitpunkten  über  die  Wirk- 
samkeit dieses  Gesetzes  Bericht  zu  erstatten ;  dem 
Parlament   ist    ein    Jahresbericht  vorzulegen 
(§§  58,  59).  Der  Gouverneur  hat  das  Recht  zum 


Erlaß  von  Ausführungsbestimmungen.  West- 
australien besitzt  keine  Lohnämter. 

21.  FabrikarbeiterschutE  in  Tasmania. 
Tasmania  hat  durch  das  Frauen-  und  Kinder- 
schutzG.  V.  lO./XU.  1884  die  Sechzigstunden- 
woche  für  Frauen  und  Jugendliche  eingeführt 
und  ist  erst  durch  die  GG.  v.  lO./XlI  1903 
und  12./X.  1905  zur  48-Stundenwoche  überge- 
gangen. Am  13./I.  1911  ist  sodann  ein  durch 
eme  Novelle  v.  lO./I.  1912  abgeändertes  Fabrik- 
gesetz erlassen  worden,  durch  welches  die  vor- 
hergehenden Frauen-  und  Kinderarbeitsgesetze 
aufgehoben  wurden.  Als  Vorbilder  dienten  die 
Fabrikgesetze  von  Victoria,  von  Südaustralien 
und  von  Neuseeland.  1.  Als  Fabriken  gelten 
gewerbliche  oder  Produktionsbetriebe  mit  min- 
destens 4  Arbeitern;  Bäckereien,  Steinbrüche 
und  Lehmgruben;  Betriebe  mit  mindestens  1  PS 
motorischer  Kraft;  Elektrizitäts-  und  Gaswerke; 
gewerbliche  oder  Produktionsbetriebe,  welche 
mmdestens  1  Asiaten  beschäftigen.  Nicht  unter 
das  Gesetz  fallen  Bergbau,  Landwirtschaft, 
Schiffahrt,  Gefängnisse,  Besserungsanstalten, 
Wohltätigkeitsanstalten;  weitere  Ausnahmen 
kann  auf  Beschluß  des  Parlaments  hin  der  Gou- 
verneur verfügen.  2.  Das  Gesetz  enthält  die 
üblichen  Vorschriften  über  die  Registrierung  der 
Fabriken  und  die  durch  den  Inhaber  zu  führenden 
Verzeichnisse,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Aut- 
sichtsbeamten,  die  in  den  Fabriken  (inbesondere 
den  Bäckereien,  stauberzeugenden  Betrieben  und 
Naßspinnereien)  zu  treffenden  Sicherheits-  und 
Gesundheitsmaßnahmen.  Das  Zulassungs- 
alter beträgt  14  Jahre.  Jugendliche  unter 
18  Jahren  und  Frauenspersonen  dürfen  nicht 
bei  dem  Belegen  von  Spiegeln  mit  Quecksilber, 
der  Herstellung  von  Bleiweiß  und  der  Blei- 
glasierung  von  Tonwaren,  Frauen  ohne  Alters- 
unterschied überhaupt  bei  gefährlichen  Gewerben 
(ausgenommen  die  Kerzen-  und  Seifenfabrika- 
tion) nicht  beschäftigt  werden.  Arbeiterinnen 
unter  18  Jahren  ist  die  Beschäftigung  beim 
Schmelzen  und  Kühlen  des  Glases,  solchen  unter 
16  Jahren  die  Her-  und  Fertigstellung  von  Zie- 
geln und  Salz  verboten.  Jugendliche  unter 
16  Jahren  dürfen  weder  als  Trockenschleifer 
noch  als  Zündhölzchentunker  verwendet  werden. 
3.  Die  Höchstarbeitszeit  beträgt  für  Jugend- 
liche unter  16  Jahren  und  für  Frauen  48  Stun- 
den in  der  Woche  und  10  Stunden  im  Tag.  Nach 

9  Uhr  abends  dürfen  die  genannten  Arbeiter- 
kategorien nicht  mehr  bei  der  Herstellung  von 
Gegenständen  zu  Handels-  oder  Verkaufszw'ecken 
beschäftigt  werden.  4.  Jugendliche  über  14  Jahre 
und  Frauen  dürfen  im  Jahre  insgesamt  zu  200 
Ueberstunden  herangezogen  werden;  die 
wöchentliche  Arbeitsdauer  darf  hierbei  nicht 
mehr  als  55  Stunden  betragen.  Von  den  Arbeits- 
zeitbestimmungen befreit  sind  die  Konserven- 
fabriken während  der  Monate  Dezember  bis 
April.  Ueberstunden  sind  mit  dem  l'j fachen 
Lohnbetrag  zu  vergüten.  Für  erwachsene 
Männer  ist  der  Normalarbeitstag  ebenfalls  auf 

10  Stunden,  die  Normalarbeitswoche  auf  48 
Stunden  festgesetzt;  doch  darf  gegen  ent- 
sprechende Vergütung  (ly^facher  Lohnbetrag) 
beliebig  Ueberzeit  gearbeitet  werden.  5.  Die 
Arbeit  muß  nach  höchstens  5stündiger  Dauer 
durch  eine  Pause  von  1  Stunde  (bei  Jugend- 
lichen und  Frauen)  bzw.  %  Stunden  (bei  Män- 
nern) unterbrochen  werden.  Außerdem  ist  sämt- 
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liehen  Arbeitern  ein  wöchentlicher  Halbfeiertag 
(von  1  Uhr  an)  zugesichert.  6.  Im  Schrift- 
setzergewerbe dürfen  Ivnaben  unter  16  Jahren 
und  Frauen  höchstens  8  Stunden  im  Tag  und 
nicht  zwischen  9  Uhr  abends  und  6  Uhr  früh 
beschäftigt  werden.  7.  Besonderen  Bestim- 
mungen unterliegt  die  Beschäftigung  in  Läden. 
Die  Arbeitszeit  darf  hier  für  Jugendliche  unter 
16  Jahren  und  für  Frauen  höchstens  52  Stunden 
in  der  Woche  und  9  Stunden  im  Tage  betragen 
(mit  Ausnahme  eines  Tages,  an  dem  während 
12  Stunden  gearbeitet  werden  darf);  an  40 
Tagen  im  Jahr  kann  Ueberzeitarbeit  (bis  zu 
3  Stunden)  in  Anspruch  genommen  werden.  Nach 
östündiger  ununterbrochener  Arbeit  muß  eine 
%  stündige  Pause  eintreten.  Leistet  dieselbe 
Person  am  gleichen  Tage  Fabrikarbeit  und 
Ladendienst,  so  darf  die  Gesamtdauer  ihrer 
Arbeit  8  Stunden  nicht  überschreiten.  Das 
Gesetz  enthält  gesetzlich  festgestellte  Mindest- 
löhne. Jede  in  irgendeiner  Eigenschaft  be- 
schäftigte Person  hat  Anspruch  auf  Lohn,  der 
im  ersten  Jahr  mindestens  4  sh  pro  Woche, 
im  zweiten  mindestens  7  sh  betragen  soll,  und 
so  fort  bis  zum  6.  Jahre  (19  sh).  Vom  7.  Jahre 
ab  muß  der  Wochenlohn  mindestens  20  sh  be- 
tragen. Die  Lohnzahlung  hat  in  14tägigen 
Zwischenräumen  zu  erfolgen.  —  Die  Durch- 
führung des  Gesetzes  liegt  dem  seit  1903  be- 
stehenden Gesundheitsdepartement  ob. 

Für  den  Gesundheitsschutz  und  die  Un- 
fallverhütung sorgten  die  Maschinenaufsichts- 
gesetze von  1889  und  1896,  die  durch  G.  v.  l./XI. 
1902  aufgehoben  und  durch  eine  Konsolidierung 
ersetzt  wurden.  Eine  Novelle  v.  .30./XII.  1909 
stellte  die  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Ein- 
friedigung gewisser  gefährlicher  Maschinen  auf, 
die  zu  verfügen  bisher  dem  freien  Ermessen  der 
Inspektoren  überlassen  war,  und  verschärfte  die 
Bestimmungen  über  die  Verwendung  von  Kin- 
dern und  Jugendlichen  zur  Bedienung  von  Ma- 
schinen und  zur  Reinigung  von  in  Bewegung  be- 
findlichen Maschinen."  Durch  G.  v.  30./X.  1911 
hat  Tasmania  das  Verbot  der  Verwendung 
weißen  Phosphors  in  der  Zündholzindustrie 
erlassen. 

22.  Handelsangestelltenschutz.  Die  Vor- 
schriften des  Fabrikgesetzes  ergänzte  für  das 
Handelsgewerbedasam  l./I.  und  teilweise  am 
31./III.  1912in  Kraft  gesetzte  LadenG.v.  SO./XIL 
19ll.  Alle  Läden  sollen,  wenn  die  Gemeinden 
nicht  einen  anderen  Wochentag  als  Halbfeiertag 
wählen,  von  Samstags  1  Uhr  nachmittags  bis  Mon- 
tags 6  Uhr  vormittags  (Blumenläden,  Zeitungs- 
handlungen, Fisch-  und  Austernläden  bis  Sams- 
tags 7  Uhr  nachmittag)  geschlossen  bleiben.  Die 
Gemeindebehörden  sind  befugt,  einen  anderen 
Wochentag  zum  Halbfeiertag  zu  bestimmen;  auf 
Verlangen  von  100  oder  Vio  de  in  der  Gemeinde 
Wahlberechtigten  muß  jedoch  eine  Gemeinde- 
abstimmung angeordnet  werden,  die  sich  jähr- 
lich nicht  mehr  als  einmal  wiederholen  darf.  An 
einem  durch  Gemeindebeschluß  festgesetzten 
Halbfeiertag  müssen  die  Läden  von  1  Uhr  nach- 
mittagsbis  6  Uhr  vormittagsam  nächsten  Wochen- 
tag (Blumenläden,  Zeitungshandlungen,  Fisch- 
und  Austernläden  von  1—7  Uhr  nachmittags) 
geschlossen  bleiben.  Die  Gehilfen  müssen  spä- 
testens 1.1.5  Uhr  nachmittags  entlassen  werden. 
Denllalbfeiertags-Ladenschlußbestiramungensind 
entzogen;    Genuise-    und  Fruchthandinngen, 


Beherbergungs-  und  Erquickungsgewerbe,  Lei- 
chenbestattungsunternehmungen; dagegen  muß 
auch  in  diesen  Betrieben  sämtlichen  Gehilfen  ein 
freier  Nachmittag  (von  1  bzw.  in  Gastwirtschafts- 
gewerben 2^2  Uhr  nachmittags  an)  gewährt 
werden.  An  4  Wochentagen  sind  außerdem  alle 
Läden  um  6  Uhr  nachmittags,  an  1  Wochentag 
um  10  Uhr  nachmittags  zu  schließen;  ausge- 
nommen von  dieser  Bestimmung  sind  das  Be- 
herbergungs- und  Erquickungsgewerbe,  Tabak- 
läden, Photographenateliers  und  gewisse  Nah- 
rungsmittelhandlungen, sowie  „kleine  Läden", 
d.  h.  Läden,  die  in  jeder  anderen  Hinsicht  unter 
die  allgemeinen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
fallen,  in  denen  aber  keine  bezahlten  Gehilfen  be- 
schäftigt werden  und  deren  Inhaber  beim  Ober- 
fabrikinspektor registriert  sind.  Sie  können  an 
4  Abenden  der  Woche  um  9  Uhr,  einmal  um 
10  Uhr  schließen  und  am  Samstag  um  1  Uhr 
nachmittags.  Läden,  die  auch  Waren  verkaufen, 
die  in  anderen  gesetzlich  bereits  geschlossenen 
Läden  dem  Publikum  unzugänglich  sind,  müssen 
diese  Waren  den  Blicken  des  Publikums  ent- 
ziehen. Diese  letztere  Bestimmung  ist  eine 
Quelle  der  Umgehungen.  Für  Friseurläden, 
Apotheken  und  Fleischerläden  bestehen  be- 
sondere Bestimmungen.  Die  Ladengehilfen 
dürfen  während  der  Schließungszeit  nicht 
mit  geschäftliehen  Gängen  (zur  Einkassierung 
von  Rechnungen  oder  zur  Entgegennahme 
von  Bestellungen)  beauftragt  werden.  Die 
höheren  Polizeiorgane  sowie  die  Fabrikinspek- 
toren sind  mit  der  Ueberwachung  der  Durch- 
führung dieses  Gesetzes  beauftragt. 

23.  Lohnämter  und  Vollzug.  In  Tasmanien 
sind  Lohnämter  durch  die  Gesetze  von  1910, 
1911,  1913  und  1917  eingeführt  worden,  die 
bestimmten,  daß  auf  Beschluß  des  Parlamentes 
solche  Spezialämter  vom  Gouverneur  einzu- 
setzen seien.  Es  gab  solche  Aemter  für  die 
Bekleidungs-  und  andere  Industrien,  an  deren 
Spitze  ein  vom  Gouverneur  eingesetzter  Po- 
lizeibeamter stand.  Die  Mitgliederzahl  des 
paritätischen  Lohnamtes  sollte  mindestens 
4  und  höchstens  10  betragen  und  die  Ent- 
scheide vom  Chefinspektor  mit  Zustimmung 
des  Ministers  vollzogen  werden.  Berufung  gegen 
die  Gültigkeit  der  Entscheide  ging  nur  an 
den  Obersten  Gerichtshof.  Streiks  und  Aus- 
sperrungen waren  bei  Strafen  von  500  £  gegen 
Organisationen  und  20  £  gegen  Individuen  ver- 
boten. An  die  Stelle  dieser  Gesetze  trat  das 
Gesetz  von  1920.  Das  neue  Gesetz  löst  die  alten 
Lohnämter  auf  und  gibt  dem  Gouverneur  auch 
außerhalb  der  Session  des  Parlaments  die  Be- 
fugnis Lolinämter  zu  errichten.  Die  Lohnämter 
haben  nicht  bloß  die  Befugnis  der  Lohnfest- 
setzung, sondern  können  bei  Einstimmigkeit  bis 
zu  14  Tagen  vollbezahlten  Urlaub  festsetzen, 
Abzüge  für  Kost  und  Logis  machen  oder  ab- 
schaffen, Tag  und  Stunde  der  Lohnzahlung 
sowie  die  Zahl  der  Anlerner  und  jüngeren 
Arbeiter  im  Verhältnis  zu  den  ausgelernten 
Arbeitern  bestimmen.  Der  Minister  kann 
eine  Wiedererwägung  des  Entscheides  durch 
neue  Einberufung  des  Lohnamtes  herbeiführen. 
Wie  bei  den  übrigen  Lohnämtern  werden  be- 
sondere Lizenzen  vom  Chefinspektor  an  leistungs- 
unfähige oder  gebrechliche  Personen  erteilt,  die 
zu  einem  von  ihm  zu  bestimmenden  niedrigeren 
Lohne  arbeiten  dürfen.  Der  Entwurf  des  Lohn- 
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amtsgesetzes  sah  ähnliche  Einrichtungen  wie 
das  Board  of  Trade  von  Neusüdwales,  Gesetz 
Nr.  16  von  1918,  nämlich  eine  Staatsgrundlohn- 
kommission (State  Basic  Wage  Commission)  vor, 
die  aus  3  Mitgliedern  bestehend  und  auf  3  Jahre 
ernannt  und  mit  Hinzuziehung  des  Regienmgs- 
statistikers  als  Sekretär  die  Kosten  der  Lebens- 
haltung fiir  den  ganzen  Staat  und  für  einzelne 
Teile  feststellen  sollte.  Das  Parlament  hat  diesen 
Teil  des  Lohnamtsgesetzes  abgelehnt.  Die  Zahl 
der  alten  Lohnämter  in  Tasmania  (1913)  betrug 
21,  der  neuen  (1920)  44,  die  Zahl  der  registrier- 
ten Fabriken  1004,  die  der  den  Lohnämtern 
unterstellten  Arbeiter  15000. 

Der  Vollzug  erstreckte  sich  i.  J.  1921  auf 
9527  Personen;  es  erfolgten  1200  Revisionen  in 
652  Fabriken.  Die  Zahl  der  Uebertretungen  be- 
trug 278. 

24.  Schutz  der  Kinder,  Jugendlichen  und 
Frauen  in  Australien.    Nach  dem  i.  J.  1921 
geltenden  Rechte  beträgt  das  Zulassungsalter 
in  Betrieben  mit  mindestens  4  (in  Queensland  2, 
in   Südaustralien  1)  Personen:  14  Jahre  für 
Knaben,  15  für  Mädchen  in  Victoria  und  West- 
australien, 14  für  beide  Geschlechter  (bei  ab- 
solvierter Schulpflicht  auch  weniger)  in  Neu- 
südwales, Queensland  und  Tasmania,  13  in  Süd- 
australien (14  unter  Tage).     Die  Achtund- 
vierzigstundenwoche ist  in  allen  Kolonien 
für  Jugendliche  unter  16  Jahren  und  alle  Ar- 
beiterinnen vorgeschrieben  mit  Ausnahme  von 
Westaustralien,  das  die  44-Stundenwoche  für 
Arbeiterinnen  besitzt,  dagegen  besteht  diese  hier 
für  männliche  Arbeiter  nur  bis  zum  14.  Jahre. 
Die  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  im  Maximum 
10  Stunden  in  Victoria,   Südaustralien,  Tas- 
mania; 8V2  in  Westaiistralien;  sie  ist  ungeregelt 
in  Neusüdwales  und  Queensland.    Eine  Ruhe- 
pause (Istündig  in  Tasmania,  %  in  West- 
australien, sonst  1/2  Stunde)  tritt  spätestens  ein 
nach  5,  in  Westaustralien  4%  Stunden  Arbeit. 
Volles  Nachtarbeitsverbot  für  Arbeiterinnen 
besitzen  Neusüdwales  (12  Stunden,  6  Uhr  abends 
bis  6  Uhr  morgens)  und  Westaustralien  (14  Stun- 
den und  Samstagsruhe  von  1  Uhr  an);  Victoria, 
Südaustralien,     Tasmanien     verbieten  ihnen 
Nachtarbeit  nach  9  Uhr  (9  Stunden),  Queens- 
land nur  Arbeiterinnen  unter  18  Jahren  (12  Stun- 
den).   Dieselben  Verbote  gelten  für  Jugend- 
liche unter  16  Jahren;  in  Westaustralien  bis 
14  Jahren.  Der  Schutz  der  Wöchnerinnen  be- 
steht nur  in  Neusüdwales  (Schonzeit  4  Wochen 
nach  der  Niederkunft)  und  Westaustralien  (6  Wo- 
chen vor  und  nach  der  Niederkunft).  Das  Maxi- 
mum der  Ueberstunden  im  Jahre  beträgt:  200 
in  Tasmania,  120  in  Queensland,  104  in  West-, 
100  in  Südaustralien,  90  in  Neusüdwales,  72  in 
Victoria    (9  pro  Woche   durch    höchstens  8 
Wochen);  der  Lohnzuschlag  beträgt  in  4  Staaten 
50%,  in  Südaustralien  und  Tasmania  25%.  Im 
Handel  beträgt  die  Höchstarbeitszeit  63  Stun- 
den in  Queensland ;  48  für  Männer,  44  für  Frauen 
in  Westaustralien ;  in  den  anderen  Kolonien  noch 
52  Stunden.    Beschäftigungsverbote  in  gefähr- 
lichen Industrien  für  Frauen  unter  18  und 
Jugendliche  unter  16  bestehen  außer  in  Queens- 
land in  allen  Kolonien,  besonders  für  Setzereien, 
das  Trockenschleifen,  die  Zündholztunkereien, 
Ziegeleien,  Salzerzeugung.  Glasschmelzerei  und 
-löterei,  Spiegelbelege,  Weißphosphorzündholz- 
crzeugung,  Reinigung  in  Gang  befindlicher  Ma- 


schinen, Aufzugsbedienung,  Wäschereien.  Der 
gesetzliche  Mindestlohn  beträgt  wöchent- 
lich 10  sh  in  Südaustralien,  5  sh  in  Queens- 
land, 4  sh  in  Neusüdwales,  2%  sh  in  Victoria, 
4  sh  in  Tasmania  im  1.  Jahre'der  Berufstätig- 
keit. Prämienlöhne  sind  verboten:  allgemein 
in  Westaustralien  und  Tasmania,  für  Lehrlinge 
in  der  Kleiderkonfektion  in  Neusüdwales,  Vic- 
toria und  Südaustralien;  ohne  Erlaubnis  des 
Inspektors  in  Queensland. 

25.  Bundesgesetzgfbung.    Der  austra- 
lische Staatenbund  (Commonwealth)  be- 
steht seit  l./I.  1901;  er  besitzt  seit  l./l.  1911 
als  Bundesgebiet  das  früher  zu  Südaustralien 
gehörende   nördliche    Territorium    und  einen 
Landstrich  in  Neusüdwales,  der  seit  1917  2431 
qkm  beträgt.  Die  Hauptfimktionen  des  Staaten- 
bundes sind,  ähnlich  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  die  der  Regelung  des 
zwischenstaatlichen    Verkehrs    und    der  Ver- 
tretung nach  außen  (Währung,  Außenhandel, 
Schiffahrt,  Eisenbahnen,  Post,  Telegraph,  Pa- 
tentrecht),   ferner    Schlichtung    und  schieds- 
gerichtliche Entscheidung  von  Arbeitsstreitig- 
keiten, die  über  die  Grenzen  der  Einzelstaaten 
hinausreichen.    Diese  Bestimmungen  über  das 
Scliiedsgerichtswesen    haben    zu  Kompetenz- 
konflikten mit  den  Einzelstaaten  geführt.  Wie 
der  Chefinspektor  von  Tasmania  in  seinem  Be- 
richte für  1921  darlegt,  kam  es  vor,  daß  sich  ein 
Arbeiterverband  direkt  an  das  Bimdesschieds- 
gericht  wandte  und  höhere  Lohnsätze  als  vom 
Schiedsgerichtshofe   seines    Heimatstaates  er- 
zielte; die  zitierten  Arbeitgeber  hatten  dann  die 
höheren,  die  nichtzitierten  die  niedrigeren  Lohn- 
sätze zu  zahlen,  die  dann  ßrhöht  werden  mußten. 
Daher  ist  im  November  1921  ein  Bundesbeschluß 
zustande  gekommen,  durch  den  die  industriellen 
Befugnisse  ganz  dem  Bundesparlamente  über- 
tragen werden.    Ein  aus  Bundes-  und  Einzel- 
staatsrichtern bestehendes  gemischtes  Tri- 
bunalwird künftig  die  Höhe  des  Grundlebens- 
lohns (basic  wage)  und  die  Dauer  der  Normal- 
arbeitswoche  (Standard    work   week)  end- 
gültig festsetzen  und  darüber  zu  entscheiden 
haben,  ob  zwischenstaatliche  oder  innerstaat- 
liche Arbeitskonflikte  vorliegen,  die  Zuständig- 
keit von  Bundes-  oder  Einzelstaatsgerichten  be- 
stimmen und  als  Appellationsgericht  mit  end- 
gültiger Entscheidung  fungieren. 

So  hat  sich  die  australische  Bundesverfassung 
sozialpolitisch  weit  über  das  amerikanische  Vor- 
bild hinaus  entwickelt.  Das  gilt  auch  von  den 
Kompetenzen  der  z wisch  en staatlich en  Kom- 
mission (Inter-State  Commission),  Bundesverf. 
Art.  101—104.  Durch  G.  v.  24./XII.  1912  (Art. 
16)  erhielt  siedle  Aufgabe,  abgesehen  von  Wasser- 
rechtsfragen alle  in  das  öffentliche  Interesse  ein- 
schlagenden Fragen  zu  untersuchen,  die  folgende 
Punkte  betreffen:  a)  Erzeugung  von  und  Handel 
mit  Bedarfsgegenständen;  b)  Förderung,  Hebung 
und  Ausdehnung  australischer  Industrien  und 
Fabrikationszweige;  c)  Märkte  außerhalb  Austra- 
liens imd  Förderung  überseeischen  Absatzes; 
d)  Wirkung  von  Zolltarifen  und  anderen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  des  Staatenbundes  betr. 
Staatseinkünfte,  australische  Gewerbe  und  In- 
dustrien und  Handel  überhaupt;  e)  Preise  von 
Bedarfsgegenständen;  f)  Handels-  und  gewerb- 
liche Gewinne;  g)  Löhne  und  soziale  und  in- 
dustrielle Zustände;  h)  Arbeitsverhältnisse,  Ar- 
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beitsmarkt,  Arbeitslosigkeit  ;  i)  Prämien,  die  vom 
Auslande  zur  Förderung  des  Schiffsverkehrs  oder 
des  Ausfuhrhandels  gezahlt  werden;  j)  Bevülke- 
rungs Verhältnisse;  k)  Einwanderung  und  1)  an- 
dere Angelegenheiten,  die  der  Kommission  von 
einem  der  Häuser  des  Parlaments  durch  Beschluß 
zur  Untersuchung  überwiesen  werden.  Die  Kom- 
mission besteht  aus  3  vom  Generalgouverneur 
ernannten  Mitgliedern,  von  denen  eines  ein 
Jurist  sein  muß. 

Auf  dieser  Grundlage  hat  nun  die  Bundes- 
politik in  vierfacher  Weise  eingegriffen:  1.  als 
Industriesehutz  und  sozialer  Protektionismus; 
2.  zur  Lohnstabilisicrung  (Einiguugswesen, 
Schiedsentscheide);  o.  zur  Sicherung  des  Ar- 
beiterschutzes im  Verkehrswesen  und  4.  als  Zen- 
tralstelle des  Einwanderungswesens. 

1.  Der  Industrieschutz  knüpft  an  die  Be- 
strebungen von  Queensland  und  Neusüdwales 
an,  sich  ein  von  Polynesiern  freies  ,, weißes 
Australien"  in  der  Zuckerrohrkultur  zu  erhalten. 
Diese  Gesetzgebung  begann  mit  der  Aufnahme 
von  statistischen  Nachweisen  1901 — 1902  (Sugar 
statistics  re  White  and  Black  Labour)  luid  führte 
zur  Erteilung  von  Zuckerexportprämien  an 
Zuckererzeuger,  die  nur  weiße  Arbeiter  beschäf- 
tigen (Sugar  Bounties  Act  1905).  Nach  dem 
Zuckerprämiengesetz  von  1905  sollte  die 
Prämienzahlung  mit  Ende  des  Jahres  1912  auf- 
hören und  schon  in  den  Jahren  1910  und  1911 
um  ein,  dann  um  zwei  Drittel  gekürzt  werden. 
Diese  Aussicht  beunruhigte  den  queensländischen 
Zuckerbau.  Die  Regierung  befürchtete,  durch 
eine  Aufhebung  des  Prämienwesens  könnte  die  in 
Queensland  immer  noch  vorhandene,  etwa 
10000  Seelen  zählende  farbige  Bevölkerung 
wieder  dem  Zuckerbau  zugetrieben  werden.  Die 
Zuckererzeugung  durch  weiße  Arbeiter  stieg 
von  1902—1910  von  12254  auf  170684 1,  während 
die  Erzeugung  durch  farbige  Arbeiter  im  gleichen 
Zeitraum  von  65581  auf  15492  t  fiel  (Senator 
Pearc  e  von  Westaustralien,  Minister  der  Landes- 
verteidigung, im  Senat  am  13./X.  1910,  Par- 
liamentary  Debates,  S.  4496).  Die  Regierung 
beantragte  deshalb  dem  Parlamente  Fortführung 
der  vollen  Prämienzahlung  auf  unbestimmte 
Zeit.  Gleichzeitig  wurde  eine  Abänderung  der 
Arbeiterschutzbestimmung  des  Gesetzes 
von  1905  vorgeschlagen.  Die  Bestimmung  sah 
vor,  daß  der  Minister  dem  Pflanzer  die  Prämie 
ganz  oder  teilweise  entziehen  könne,  wenn  der 
von  diesem  bezahlte  Lohn  sich  unter  dem  in 
dem  Bezirke  üblichen  NormaUohn  halte.  Ge- 
wöhnlich bestand  kein  solcher  ortsüblicher  Nor- 
mallohn und  der  Minister  hatte  selbst  eine 
Lohnskala  aufzustellen  (z.  B.  1907:  Erwachsene 
22  sh  6  d  bis  25  sh,  Knaben  10  sh  bis  15  sh. 
Jugendliche  im  Alter  von  16—18  Jahren  15  sh 
bis  zu  1  £  und  alte,  kranke  und  gebrechliche  Ar- 
beiter 15  sh  bis  1  £,  sämtlich  mit  Kost).  Um  für 
die  Würdigung  der  Lohnverhältnisse  bessere 
Anhaltspunkte  zu  gewinnen,  schlug  daher  die 
Regierung  die  Aufnahme  einer  der  Arbeiter- 
schutzbestimmung des  Eisenprämien  G.  v. 
14./XII.  1908  gleichlautenden  Vorschrift  vor, 
wonach  der  Prämienentzug  oder  die  Prämien- 
kürzung stattfinden  kann,  wenn  der  Minister 
findet,  daß  alle  oder  einzelne  der  Lohnsätze  die 
von  einer  Gewerbebehörde  (d.  h.  einem  Lohnamt) 
des  Staatenbundes  oder  eines  Einzelstaates  vor- 
geschriebene oder  die  in  demselben  Staate  für 


ähnliche  Arbeit  anwendbare  oder  die  vom  Vor- 
sitzenden des  Einigungs-  und  Schiedsgerichts- 
hofes, einem  Richter  eines  einzeLstaatlichen  Ober- 
gerichts oder  eines  einzelstaatlichen  Lohnamtes 
für  angemessen  und  gerecht  erklärte  Norm  nicht 
erreichen  (Novelle  v.  29./X.  1912). 

Inzwischen  war  nun  aber  eine  auf  Abschaf- 
fung der  ganzen  Zuckerverbrauchssteuer-  (Sugar 
Excise-)  und  Zuckerprämien-  (Sugar  Bounty-) 
gesetzgebung  gerichtete  von  den  Zuckerpflanzern 
geförderte  Bewegung  zum  Durchbruch  gelangt. 
Eine  königl.  Kommission  schlug  folgende  Aende- 
rung  vor:  Aufhebung  der  Verbrauchssteuer  und 
Abschaffung  der  Prämien;  dagegen  Kontrol- 
lierung der  Einhaltung  der  Politik  eines  „weißen 
Australiens"  und  der  Arbeitsverhältnisse  der 
Zuckerarbeiter  durch  die  verschiedenen  Einzel- 
staaten; Ausschluß  der  Farbigen  aus  dem  Zucker- 
rohrgebiet durch  die  Gesetzgebung  von  Queens- 
land, auf  welches  90  v.  H.  der  gesamten  Zucker- 
erzeugung Australiens  entfallen,  und  Erlaß  von 
gesetzlichen  Schutzvorschriften  für  die  Arbeiter 
durch  die  gesetzgebenden  Behörden  der  be- 
teiligten Staaten  Queensland,  New  South  Wales 
und  Victoria  auf  Grundlage  eines  Mindestlohnes 
von  8  sh  pro  Tag,  von  Ueberzeitvergütung  usw. 
Nun  erfolgte  durch  G.  v.  24./XII.  1912,  die  Sugar 
Excise  Repeal  Bill  und  die  Sugar  Bounty  Abo- 
lition Bill,  die  Aufhebung  des  Zuckerprämien- 
gesetzes.  Queensland  hat  durch  das  Sugar 
Growers  Employees  Act  von  1913  den  verein- 
barten Lohntarif  gutgeheißen.  Der  erhebliche 
Einnahmeausfall,  den  die  Aufhebung  der  Ver- 
brauchssteuer auf  Zucker  für  den  Staatenbund 
im  Gefolge  hatte,  bewog  jedoch  i.  J.  1913  das 
liberale  Ministerium  Cook  neuerdings  eine  Ex- 
cise Tariff  (Sugar)  Bill  und  im  Zusammen- 
hang damit  eine  Sugar  Bounty  Bill  einzu- 
bringen. Das  aus  diesen  Beratungen  hervorge- 
gangene Prämien  G.  V.  30./X.  1913  enthält  im- 
plizite die  Lohnklauselbestimmung  des  früheren 
Gesetzes  in  folgender  Fassung  seines  Art.  3: 
,, Prämien  auf  Grund  dieses  Gesetzes  werden 
einem  Pflanzer  nicht  gezahlt  auf  Zuckerrohr  oder 
Zuckerrüben,  für  welche  nach  der  Ansicht  des 
Ministers  auf  Grund  des  Zuckerprämiengesetzes 
von  1905 — 1912  keine  Prämie  gezahlt  worden 
wäre,  wenn  jenes  Gesetz  nicht  aufgehoben  worden 
wäre".  Aehnliche  Lohnklauseln  sind  enthalten 
in  dem  G.  v.  19./XII.  1913  betr.  die  Erstellung 
einer  Eisenbahn  im  nördlichen  Territorium  von 
Pine  Creek  zum  Katharinenfluß  (Verpflichtung 
der  Bauunternehmer  sich  bei  Strafe  zur  Zahlung 
der  Mindestlohnsätze  und  zur  Einhaltung  der 
Arbeitsbedingimgen,  die  der  Minister  vorschreiben 
wird,  zu  verpflichten),  ferner  in  dem  am  24./XII. 
1912  beschlossenen  Gesetz  betr.  Prämien  für 
Holzstoff  und  mineralische  Phosphate  und 
in  der  gleichzeitig  genehmigten  Novelle  zum 
Prämiengesetz  von  1907,  welche  außerdem 
vorschreibt,  daß  in  einer  jährlich  dem  Parlamente 
vorzulegenden  Aufstellung  über  die  Durchführung 
des  Gesetzes  auch  die  Anzahl  der  in  den  be- 
treffenden Betrieben  beschäftigten  Arbeiter, 
nebst  Lohn-  und  Arbeitszeitverhältnissen  anzu- 
geben sind,  und  in  dem  Eisenprämien  G.  v. 
21./XII.  1914.  Eine  Novelle  v.  24./XII.  1912 
hat  die  Geltungsdauer  des  ,,Gewerbeförde- 
rungsG.  v.  14./XII.  1908"  zur  Förderung  der 
einheimischen  Drahtgeflechtindustrie  um  2  Jahre, 
bis  30./VI.  1914,  verlängert.    Die  Lohnschutz- 
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klausel  winde  in  der  beim  Zackerprämiengesetz 
gewählten  Fassung  in  die  Novelle  herüberge- 
nommen. Dieselbe  Arbeiterschutzbestimmung 
wie  die  Zuckerprämiennovelle  enthält  das  G. 
betr.  die  Auszahlung  von  Prämien  für  die 
Herstellung  von  Kerosin-  und  Paraffin- 
waehs  aus  australischem  Schiefer  v. 
17./X1.  I'JIÜ. 

Die  Lohnschutzfrage  in  der  Zuckerin- 
dustrie hat  der  Weltkrieg  verschärft:  durch 
Proklamation  v.  l./VI.  1915  übernahm  der 
australische  Bund  die  ganze  Zuckerausbeute 
(18  £  pro  t  Rohzucker,  1917:  21  £;  Raffinade 
kaufte  der  Staat  1915  zu  25  £  10  sh  (1916: 
29  £  5  sh)),  um  das  Pfund  la  Zucker  dem  Kon- 
sumenten für  3,  seit  191(5  für  3%  Pence  zu  er- 
stellen. Am  26./VI.  1920  wurde  mit  Queensland 
vereinbart,  es  solle  der  Preis  von  30  £.  6  sh,  8  d 
bis  inkl.  1922  den  Mindestpreis  für  Rohzucker 
bilden,  dessen  Steigerung  ausschließlich  auf  die 
durch  gesteigerte  Lebenskosten  hervorgerufenen 
Lohnerhöhungen  beschränkt  werden  dürfe. 
Gleichzeitig  wurde  (25./III.  1920)  zur  Entschä- 
digung für  Zuekereinfuhren  aus  dem  Ausland, 
da  das  Inland  den  Bedarf  nicht  deckte,  der 
Engrospreis  für  Raffinade  auf  49  £  pro  t,  der 
Detailpreis  auf  6  Pence  pro  Pfund  gesteigert. 

2.  Zur  Verhütung  und  Beilegung  zwischen- 
staatlicher, sowie  der  an  dem  künftigen  Sitze 
des  Bundes  und  des  dazu  gehörigen  Gebietes 
ausgebrochener  Arbeitskonflikte  wurde  auf 
Grund  der  Erfahrungen  der  Einzelstaaten  das 
G.  V.  15./XIL  1904  über  Einigungswesen  und 
Schiedssprechung  erlassen.  In  seiner  ur- 
sprünglichen Fassung  sah  dieses  folgende  Maß- 
regeln vor:  1.  Streiks  und  Aussperrungen  gewerb- 
lichen Charakters  sind  bei  Strafe  von  1000  £  ver- 
boten (nichtpolitische  Ausstände).  2.  Die  Förde- 
rung der  Organisationen  der  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber liegt  im  Interesse  des  Vollzuges  der  Schieds- 
sprechung. Sie  erfolgt  durch  Erteilung  der 
juristischen  Persönlichkeit  an  diese  Verbände, 
deren  Voraussetzung  ihre  Registrierung  bildet. 
Zu  dieser  werden  Verbände  zugelassen  oder  die 
Verbände  werden  zwangsweise  eingetragen,  die 
in  den  letzten  6  Monaten  über  100  Arbeitnehmer 
eines  Gewerbes  aufgewiesen  haben.  Die  Mit- 
glieder registrierter  Verbände  besitzen  das  Recht 
der  Vorzugsbeschäftigung  vor  den  Unor- 
ganisierten, es  sei  denn,  daß  die  Statuten  oder 
verbindlichen  Beschlüsse  die  Verwendung  der 
Vereinsbeiträge  zu  politischen  Zwecken  ge- 
statten. Der  Gouverneur  ernennt  einen  Bundes- 
richter zum  Präsidenten  des  Schiedsgerichts- 
hofes, der  seinen  Vertreter  ernennt;  die  Parteien 
schlagen  je  einen  Beisitzer  vor.  Seine  Verhand- 
lungen führen  entweder  zu  Tarifverträgen  (Ver- 
einbarungen, Agreements)  oder  zu  bindenden  ge- 
richtlichen Entscheiden  (Determinations,  Awards) 
auf  höchstens  5  Jahre.  Zur  Sicherung  des  Voll- 
zuges kann  bis  200  £  Kaution  von  den  Parteien 
verlangt  und  die  Kontrolle  der  Inspektoren  an- 
gerufen werden.  Strafen  für  Nichterscheinen, 
Zeugnisverweigerung,  Verweigerung  der  Bücher- 
vorlage 100  £  oder  3  Monate  Haft.  Inspektoren- 
behinderung 10  £.  Arbeiterentlassung  wegen 
ungünstigen  Schiedsspruches  20  £;  für  Bruch 
des  Tarifvertrages  wird  bis  500  £  Buße  den  Ver- 
bänden, einzelnen  Arbeitgebern  bis  200  £,  ein- 
zelnen Arbeitern  bis  10  £  auferlegt.  Das  Eigen- 
tum der  Organisation  haftet  für  diese  Bußen, 


das  der  einzelnen  Mitglieder  weiterhin  mit  je 
10  £.  Das  Urteil  kann  die  Organisation  ihrer 
durch  Registrierung  erworbenen  Rechte  ver- 
lustig erklären. 

Das  G.  V.  15./XII.  1904  ist  in  den  Jahren 
1909—1911  durch  drei  Novellen  abgeändert 
worden.  Da  es  vorkam,  daß  Arbeitgeber  ihre 
Arbeiter  entließen,  sobald  sich  ilire  Organisation 
zur  Registrierung  anmeldete,  bestimmt  nunmehr 
Art.  2  der  Novelle,  daß  kein  Arbeitgeber  einen 
Arbeitnehmer  lediglich  aus  dem  Grunde  aus 
seiner  Beschäftigung  entlassen  oder  in  seiner 
Beschäftigung  schädigen  darf,  weil  er  Arbeit- 
nehmer, Beamter  oder  Mitglied  einer  Organisa- 
tion oder  eines  Vereines,  der  um  Registrierung 
als  Organisation  nachgesucht  hat,  ist  oder  auf 
die  Vorteile  einer  gewerblichen  Vereinbarung 
oder  Urteils  Anspruch  hat.  Durch  die  Novelle 
V.  29./VIII.  1910  fallen  unter  die  Definition  des 
Begriffes  „Arbeitnehmer"  auch  solche  Per- 
sonen, die  unter  gewöhnlichen  Umständen  in 
einer  Industrie  beschäftigt  würden,  wenn  sie 
nicht  zufällig  arbeitslos  oder  anderweitig  tätig 
wären.  Die  häuslichen  Dienste,  die  Landwirt- 
schafts-, Weinbau-,  Gartenbau-  und  Milchwirt- 
schaftsbetriebe, werden  nunmehr  dem  Gesetze 
unterstellt  (Art.  2  der  Novelle).  Der  Präsident 
des  Einigungs-  und  Schiedsgerichtshofes  des 
Staatenbundes  erhält  die  Befugnis,  bei  drohender 
Gefahr  einer  Arbeitsstreitigkeit  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  vorzuladen  und  zum  Erscheinen  vor 
dem  Gerichtshofe  zu  zwingen:  Zuwiderhandehide 
verfallen  einer  Buße  von  500  £  (Art.  3).  Ein 
frühzeitigeres  Eingreifen  des  Einigungs-  und 
Schiedsgerichtshofes  sucht  auch  Art.  4  der 
Novelle  zu  ermöglichen. 

Zur  Verhütung  von  Konflikten  kann  der 
Einigungs-  und  Schiedsgerichtshof  auch  über 
Meinungsverschiedenheiten  erkennen,  die  sich 
noch  nicht  zu  einer  eigentlichen  Streitigkeit  ent- 
wickelt haben  (Art.  4). 

Bei  seinem  Entscheide  über  den  Bröken  Hill- 
und  Port  Piriekonflikt  hatte  der  Einigungs-  und 
Schiedsgerichtshof  sich  die  Freiheit  genommen, 
die  ursprüngliche  Klage  zu  amcndieren.  Diese 
Befugnis  bestritt  der  Oberste  Gerichtshof  (High 
Court).  Um  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  anerkennt 
Art.  8  der  Novelle  ausdrücklich  das  Recht  des 
Einigungs-  und  Schiedsgerichtshofes  zur  Amen- 
dierung  der  Klage. 

Endlich  anerkennt  die  Novelle  die  Vorzugs- 
klausel: der  Gerichtshof  kann  verfügen,  „daß, 
wenn  Mitglieder  von  Arbeitgeber-  oder  Arbeit- 
nehmerorganisationen und  andere  Personen  (nicht 
jedoch  Söhne  oder  Töchter  von  Arbeitgebern) 
gleichzeitig  Dienst  oder  Beschäftigung  anbieten 
oder  suchen,  auf  die  in  dem  Urteile  oder  Befehle 
des  Gerichtshofes  angegebene  Weise  der  Vorzug 
ceteris  paribns  den  betreffenden  Mitgliedern  der 
Organisationen  gegeben  werde". 

Die  Novelle  v.  23./XI.  1911  hat  die  Definition 
des  Begriffes  ,, gewerbliche  Streitigkeit"  dahin 
erweitert,  daß  künftig  der  Einigungs-  und 
Schiedsgerichtshof  über  jede  Streitigkeit  er- 
kennen kann,  gleichviel  ob  eine  Organisation 
daran  beteiligt  ist  oder  nicht. 

Durch  ein  G.  v.  18./XII.  1911  wurde  den 
(ungefähr  16000  ständigen  und  19000  unstän- 
digen)  Staatsbeamten  und  -angestellten 
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die  Möglichkeit  geboten,  Meinungs verseil ie- 
denlieiten  mit  den  Behörden  und  sonstige 
Forderungen  vor  dem  Einigungs-  und 
Schiedsgerichtshof  zum  Austrag  zu  bringen. 
Die  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  sind  im 
ganzen  denjenigen  des  Einigungs-  und  Schieds- 
sprechungsgesetzes  von  1904  nachgebildet. 

Der  Staat  als  Arbeitgeber  wird  bei  solchen 
Streitigkeiten  entweder  durch  den  Kommissär 
des  öffentlichen  Dienstes  oder  den  Minister  des 
betreffenden  Departements  oder  beide  vertreten. 
Die  Zuziehung  von  Rechtsbeiständen  ist  ausge- 
schlossen. Die  Befugnisse  des  Gerichtshofes  sind 
die  nämlichen,  wie  nach  dem  Stammgesetz.  Der 
Gerichtshof  kann  gewisse  Fälle  an  einzelstaat- 
liche Gerichtsinstanzen  zur  Untersuchung  und 
zur  Entscheidung  übertragen;  in  diesem  Falle 
steht  jedoch  den  Staatsvertretem  gegen  den 
Spruch  der  ersten  Instanz  Berufung  an  den  Ge- 
richtshof offen.  Gegen  die  Entscheidungen  des 
Gerichtshofes  hingegen  kann  nicht  rekurriert 
werden.  Der  Kommissär  des  öffentlichen  Dien- 
stes, die  Departementsvorsteher  und  die  übrigen 
staatlichen  Organe  haben  sich  den  Entschei- 
dungen des  Gerichtshofes  zu  fügen.  Für  die 
Kosten  hat  jede  Partei  aufzukommen.  Entschei- 
dungen des  Gerichtshofes,  die  mit  einer  gesetz- 
lichen Bestimmung  nicht  im  Einklang  stehen 
(z.  B.  betr.  irgendeinen  Gehaltsansatz  des 
,, Staatsdienstgesetzes"),  müssen  vorerst  dem 
Parlamente  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden 
und  sind  ungültig,  wenn  eine  Kammer  ihnen 
ihre  Genehmigung  versagt. 

Infolge  der  Teuerungsunruben  des  Jahres  1914 
kam  es  zu  Prozessen  vor  dem  Bundesschieds- 
gerichte, die  zu  Kollisionen  mit  dem  Obersten 
Gerichtshofe  (High  Court)  führten.  ,, Nachdem 
wir  viele  Monate  lang  auf  einen  Entscheid 
gewartet  haben,  wissen  wir  jetzt  alle,  daß, 
obschon  gewerbliche  Unruhen  in  Adelaide, 
Melbourne  und  Brisbane  ausgebrochen  waren, 
die  in  Brisbane  sehr  scharf  zum  Ausdruck  kamen 
und  bezüglich  deren  die  Regierung  von  Queens- 
land es  sogar  für  notwendig  erachtete,  den 
Premierminister  um  ein  Truppenaufgebot  zu  er- 
suchen, dieser  Konflikt  keine  Streitigkeit  im 
Sinne  des  Schiedssprechungsgesetzes  war.  Die 
Richter  des  Bundesgerichts  haben  so  entschieden" 
(Vizepräsident  des  vollziehenden  Rates,  Senator 
Gardiner,  am  27./XI.  1914  im  Senat.  Pari.  Deb. 
p.  1151). 

Daher  schuf  die  NoveUe  v.  7./XII.  1914  durch 
Art.  21 AA  die  Möglichkeit,  gleich  bei  der  An- 
hängigmachung  einer  gewerblichen  Streitigkeit 
vor  dem  Schiedsgerichtshof  durch  das  Bundes- 
gericht einwandfrei  feststellen  zu  lassen,  ob  ein 
Eintreten  des  Schiedsgerichtshofes  auf  den  Fall 
gerechtfertigt  ist  oder  nicht.  Es  soll  dadurch  ver- 
hütet werden,  daß  nach  jahrelanger  kostspieliger 
Prozeßführung  das  Bundesgericht  einen  Einhalts- 
befehl (writ  of  prohibition)  erläßt.  Ueber  die 
Steigerung  der  Kompetenzen  des  Buudesschieds- 
gerichtshofes  von  1922  an  ist  oben  gesprochen 
worden. 

3.  Den  Schutz  der  Seeleute  hat  der  Bund 
durch  das  G.  v.  24./X.  1913,  betr.  Schiffahrt 
und  Seewesen  gesichert,  das  dem  britischen 
Merchant  Shipping  Act  nachgebildet  ist.  Im 
Juni  1914  wurde  eine  königl.  Kommission  er- 
nannt, die  ausführlich  Bericht  erstattete  und 


deren  Vorschläge  zum  großen  Teil  in  den  dem 
neuen  Gesetze  zugrunde  liegenden  Regierungs- 
entwurf übergingen.  Der  das  Verhältnis  zwischen 
Kapitän  und  Seemann  regehide  Teil  II  zerfällt 
in  folgende  Abschnitte:  1.  Allgemeines  (10 — 12); 
2.  Der  Oberaufsichtsbeamte  (13);  3.  Offiziere 
(14—26);  4.  Stellung  von  Seeleuten  (28—33); 
5.  Schiffsjungen  (34 — 38);  6.  Rangstufen  der 
Seeleute  (39 — 42);  7.  Bemannung  (43 — 45); 
8.  Heuervertrag  (46 — 60);  9.  Entlassung  von, 
Seeleuten  (61 — 68);  10.  Löhnimg  der  Seeleute 
(69 — 94);  11.  Geldanweisungen  an  Seeleute 
(95-98);  12.  Manneszucht  (99—115);  13.  Vor- 
räte (116—122);  14.  Gesundheit  (123—134); 
15.  Unterkunft  (135—138);  16.  Schutz  der  See- 
leute (139 — 148);  17.  Eigentum  verstorbener 
Seeleute  (149—160);  18.  Unterstützung  für 
Familien  von  Seeleuten  (161—162);  19.  In  Not 
geratene  Seeleute  (163);  20.  Die  Kapitäne  (164 
—169);  21.  Das  Logbuch  (170—175);  22.  Unter- 
suchungen (176).  Vie  Lehrverträge  für  Schiffs- 
jungen sind  in  der  vorgeschriebenen  Form  zu  ver- 
fassen; der  künftige  Schiffsjunge  muß  freiwillig 
seine  Zustimmung  zum  Vertrage  geben,  das  14. 
Altersjahr  erreicht  haben  und  gesund  und  stark 
und  für  den  Seemaimsberuf  geeignet  sein.  Auch 
für  den  Heuervertrag  imd  den  Entlassungs- 
schein ist  eine  bestimmte  Form  vorgeschrieben. 
Lohnvorschüsse  sind  verboten;  bei  der  Entlas- 
sung ist  der  rückständige  Lohn  auszuzahlen;  alle 
Lohnabzüge  sind  im  Lohnzettel  aufzuführen;  die 
Lohnzahlungstermine  sind  je  nach  der  Art  der 
Seereise  verschieden  geregelt;  die  Lohnforde- 
rungen der  Seeleute  und  Seejungen  gehen  allen 
anderen  Ansprüchen  vor  und  sind  weder  pfänd- 
bar noch  verpfändbar.  Die  Lieferung  von 
schlechtem  Proviant  oder  schlechtem  Wasser 
setzt  den  Eigentümer  der  Bestrafung  aus  und 
berechtigt  die  Seeleute  zu  Geldentschädigungen. 
Der  Schiffseigentümer  haftet  für  ärztliche  Be- 
handlung erkrankter  oder  verletzter  Seeleute 
(abgesehen  von  venerisch  oder  durch  eigene 
Schuld  erkrankten);  auf  Schiffen,  welche  das 
Ausland  bereisen,  ist  die  Kleidung  den  Seeleuten 
vom  Schiffseigentümer  zu  liefern.  Der  Mindest- 
luftraum für  jeden  Seemann  soll  140  Kubikfuß, 
die  Mindestbodenfläche  18  Quadratfuß  be- 
tragen. 

4.  Endlich  hat  der  Commonwealth  Ein-  und 
Auswanderungsgesetze  erlassen.  Das  Ein- 
wanderungsbeschränkungsG.  des  Austra- 
lischen Staatenbundes  (v.  23./XII.  1901,  abge- 
ändert durch  eine  Novelle  v.  21./XII.  1906  und 
das  VertragseinwandererG.  v.  21./X1I.  1906) 
ist  durch  Novellen  v.  14./XII.  1908  und  v.  16./IX. 
1910  weiter  abgeändert  und  in  einer  konsoli- 
dierten Fassung  i.  J.  1910  veröffentlicht  worden. 
Zur  Ausführung  des  Gesetzes  ist  am  29./X.  1910 
eine  provisorische  Verordnung  ergangen.  Die 
Novellen  von  1908  und  1910  enthalten  vornehm- 
lich Bestimmungen  zur  genauen  Kontrolle  der 
blinden  Passagiere  und  unterwirft  die  Ein- 
wanderer einer  Diktatprüfung.  Nach  einer  Mit- 
teilung, die  der  Minister  des  Aeußeren  am  27./VII. 
1910  bei  der  2.  Lesung  des  Entwurfes  im  Re- 
präsentantenhaus machte  (Parliamentary  De- 
bates,  Session  1910,  S.  777),  hat  sich  die  im 
Einwanderungsgesetz  verkörperte  Politik  eines 
,, weißen  Australiens"  durchaus  bewährt. 
Durch  G.  v.  12./X.  1906,  betr.  Arbeiter  der  Insehi 
des  Stillen  Ozeans,  ist  der  Minister  ermächtigt 


Arbeiterschntzgesetzgebvmg  (Australien  und  Neuseeland) 


665 


jedem  solchen  Arbeiter  ein  Zeugnis  auszustellen, 
das  ihn  von  den  Bestimmungen  des  Stamm- 
gesetzes befreit.  Solche  Zeugnisse  werden  Ar- 
beitern gewährt,  deren  Fortschaffung  ihres  Alters, 
ihrer  Familien  oder  ihres  langjährigen  Aufent- 
haltes in  Australien  wegen  nicht  angezeigt  er- 
scheint. 

Wie  die  Beschränkung  der  Einfuhr  Farbiger 
ins  weiße  Australien  gehört  das  Verbot  der  Aus- 
fuhr weißer  Arbeiter  in  Gebiete,  die  von  Farbigen 
bewohnt  sind,  zu  den  Grundzügen  australischer 
Politik.  Es  handelt  sich  hierbei  namentlich  um 
das  Verbot  der  Beschäftigung  von  jungen  Mäd- 
chen in  Schauspielertruppen,  welche  Indien  und 
andere  Orientländer  bereisen  (vgl.  Parliamentary 
Debates,  Session  1910,  S.  5901).  Ein  G.  v.  25./XI. 
1910  verbietet  demgemäß  außer  mit  behörd- 
licher Erlaubnis  die  Auswanderung  oder  das 
Wegführen  gewisser  Personenkategorien  aus 
Australien:  diese  Kategorien  sind:  1.  Kinder 
(d.  h.  Mädchen  unter  18  und  Knaben  unter 
16  Jahren),  welche  vertraglich  zur  Beschäftigung 
im  Schaustellungsgewerbe  verpflichtet  sind, 
2.  Kinder  europäischer  Rasse  oder  Herkunft,  die 
nicht  unter  der  Obhut  eines  Erwachsenen  euro- 
päischer Rasse  oder  Herkunft  stehen  und  3.  ein- 
geborene Ureinwohner  (Papuas).  Die  behördliche 
Erlaubnis  wird  nur  erteilt,  wenn  nachweislich  das 
Kind  nicht  in  Verhältnis.se  kommt,  die  sein  Wohl 
gefährden  könnten.  Zuwiderhandelnde  verfallen 
Geldstrafen  von  100—200  £  oder  Gefängnis- 
strafen von  G  Monaten  bis  zu  2  Jahren.  Verträge 
mit  Kindern  oder  Ureingeborenen,  welche  die 
Bedingung  des  Verlassens  des  australischen 
Bodens  enthalten,  müssen  schriftlich  verfaßt 
werden  und  sind  nur  gültig,  wenn  sie  bei  den  Be- 
hörden hinterlegt  und  vom  Minister  genehmigt 
worden  sind  (Strafe:  20  £).  Zur  Durchführung 
dieses  Gesetzes  kann  der  Minister  besondere 
Beamte  bestellen.  Von  den  Antragstellern  kann 
die  Hinterlegung  von  Sicherheiten  verlangt  wer- 
den. Jeder  Schiffskapitän  oder  Eigentümer  hat 
verdächtige  Reisende  den  Zollbehörden  anzu- 
zeigen; die  zuständigen  Beamten  sind  befugt, 
Schiffsuntersuchungen  vorzunehmen. 

Zu  diesen  Bestimmungen  treten  noch  die  des 
G.  v.  2./XII.  1920  hinzu,  die  das  Landen  von 
Personen  verbieten:  a)  die  die  bestehende  Re- 
gierungsform von  Australien  oder  eines  zivili- 
sierten Landes  oder  jeder  gesetzlichen  Ordnung 
durch  Mittel  der  Gewalt  umzustürzen  auffordern, 
b)  auf  5  Jahre,  irgendeiner  Person  von  deutschen, 
deutschösteireichischen,  bulgarischen  oder  unga- 
rischen Eltern  und  Nationalität,  oder  Türken 
ottomanischer  Rasse,  c)  irgendeiner  Person  über 
16  Jahre,  die  keinen  gültigen  Paß  vorweist, 
d)  Personen,  die  zur  Deportation  verurteilt 
worden  sind,  e)  britische  Untertanen,  die  bei 
Aufforderung  den  Treueeid  zu  leisten  dies  ver- 
weigern. — 

26.  Fabrik-  und  Ladengesetzgebung  in 
Neuseeland.  Das  industrielle  Leben  von  Neu- 
seeland ist  kaum  60  Jahre  alt.  Im  J.  1885  be- 
trug die  Zahl  der  Fabrikarbeiter  22000,  4  v  H 
der  Bevölkerung;  i.  J.  1900/1901  betrug  sie 
47000  und  1919/1920  63000,  6  v.  H.  der  auf 
1,2  Mill.  gestiegenen  Bevölkerung.  Noch  vor  dem 
Beginne  der  großindustriellen  Besiedlung,  zur 
Verhütung  ihrer  Auswüchse,  kam  es  zu  Schutz- 
gesetzen. 


Neuseeland  folgte  dem  Vorbilde  Victorias. 
Em  Fabrikgesetzentwurf  passierte  1873  ohne 
Diskussion  das  Oberhaus  als  Frauenarbeitsgesetz 
(1873,  Nr.  71  The  employment  of  Females  Act). 
Es  erklärte  als  Werkstatt  jeden  Ort,  an  dem 
eine  einzige  weibliche  Person  Gegenstände  zu 
Handels-  oder  Verkaufszwecken  bearbeitete,  und 
verbot    die    Beschäftigung    solcher  Personen, 
Stückarbeiterinnen  ausgenommen,  in  einer  Werk- 
statt während  mehr  als  8  Stunden  und  vou  Sonn- 
abend mittags  um  2  Uhr  bis  Montag  morgens 
um  9  Uhr.  Die  Arbeit  eines  Tages  sollte  in  die 
Zeit  von  9  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends  fallen; 
4  Tage  im  Jahr  wurden  für  Feiertage  mit  vollem 
Lohn  erklärt.  Für  die  Lüftung  aller  Werkstätten 
sollte  gesorgt  werden.  —  Dieses  erste  Gesetz 
wurde  in  den  folgenden  Jahren  durch  zwei  Ge- 
setze „The  employment  of  feniales  1873  amend- 
ment  act,  1874  (Nr.  69)  und  „The  employment  of 
females  acts  amendment  act,  1875  (Nr.  89)  ab- 
geändert.  Die  dem  ersten  Gesetze  nicht  unter- 
stellten Stückarbeiterinnen  wurden  dadurch  den 
Zeitarbeiterinnon  gleichgestellt,  imd  für  Kinder 
von  10—14  Jahi-en  wurde  die  Halbzeit  einge- 
führt. —  Im  J.  1881  wurden  diese  drei  eisten 
Gesetze  aufgehoben  und  mit  Abänderungen  zu 
einem  Gesetze  (1881  September  23  Nr.  23  „The 
employment  of  females  and  others  act,  1881") 
verschmolzen.   Darin  wurde  für  Personen  unter 
12  Jahren  ein  unbedingtes  Verbot  der  Beschäf- 
tigung in  Fabriken  ausgesprochen;  weiblichen 
Personen  wurde  eine  Nachtruhe  von  6  Uhr 
abends  bis  8  Uhr  morgens  gewährt;  Malilzeits- 
pausen  wurden  festgesetzt;  Ueberzeitarbeit  weib- 
licher Personen  unter  18  Jahren  mußte  höher  als 
Normalzeit  entlohnt  werden.  Im  J.  1890  wurde 
eine  königl.  Kommission  über  Arbeit  und  Ge- 
werbe eingesetzt,  unter  deren  Gesetzentwürfen 
sich  auch  einer  über  Fabriken  und  Läden  nach 
dem  Muster  des  victorianischen  Gesetzes  von 
1885  befand.    Nach  zahlreichen  Abänderungen 
entstand  daraus  „The  factories  act,  1891"  (Nr.32), 
das  die  Gesetze  von  1881,  1884  und  1885,  soweit 
sie  Fabriken  betrafen,  aufhob;  soweit  sie  Läden 
betrafen,  blieben  sie  noch  bis  zum  Erlaß  des 
Ladengesetzes  von  1892  (Nr.  45)  in  Kraft.  Neu- 
seeland hat  also  1891  im  Gegensatz  zu  Victoria 
die  Fabrikgesetzgebung  von  der  Ladengesetz- 
gebung getrennt.  Das  neue  Gesetz  verlangte  zur 
Bildung  des  Begriffes  Fabrik  drei  Lohnarbeiter; 
ein  Kind  wurde  als  ein  Knabe  unter  13  oder  ein 
Mädchen  unter  14  Jahren  definiert.  Es  war  das 
erste  Fabrikgesetz  Neuseelands  in  der  heutigen 
Bedeutung  des  Wortes.  —  Schon  im  folgenden 
Jahre  wurde  dieses  Gesetz  abgeändert  (1892 
Nr.  49  „The  factories  act  amendment  act,  1892"), 
und  2  Jahre  darauf  wurden  beide  Gesetze  auf- 
gehoben und  durch  ein  weitergehendes  (1894 
Oktober  18  Nr.  31  „The  factories  act,  1894") 
ersetzt.    Dieses  neue  Gesetz  stammt  aus  dem- 
selben Jahre  wie  das  Schiedsgerichtsgesetz  und 
beide  haben  die  Sozialgesetzgebung  in  anderen 
Kolonien   nachhaltig   beeinflußt.      Das  neue 
Gesetz  verlangte  zur  Bildung  des  Begriffes  Fabrik 
nur  noch  2  Lohnarbeiter  oder  die  Verwendung 
von  Kraft;  als  Kind  wurde  ein  Knabe  oder  ein 
Mädchen  im  Alter  von  weniger  als  14  Jahren 
definiert,  das  geschützte  Alter  für  Knaben  also 
um  1  Jahr  verlängert.  —  Zwei  Jahre  darauf  wurde 
zu  diesem  Gesetz  eine  kurze  Novelle  (1896  Ok- 
tober 12  Nr.  31  „The  factories  act  amendment 
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act,  1896")  erlassen,  die  sich  gegen  das  Zwischen- 
meisterwesen richtete.  Im  J.  1899  erging 
dann  ein  Gesetz  (1899,  X.  21.  Nr.  11  „The 
employment  of  boys  or  girls  without  payment 
prevention  act,  1899"),  das  einen  Mindestwochen- 
lohn  für  jugendliche  Arbeiter  vorsah.  Die  Ab- 
änderungsgesetze von  1901  samt  den  Novellen 
von  1902,  1905,  1906  und  1907  und  etlichen  Be- 
stimmungen der  Art.  7  und  8  des  Beamten- 
gesetzes von  1904  (1904  Nr.  27  „The  public 
officers  appointment  and  powers  act,  1904") 
sind  ohne  Abänderungen  in  einem  Gesetze  von 
1908  (1908  Nr.  69  „The  factories  act,  1908") 
konsolidiert  worden. 

Seit  1908  war  die  Regelung  des  Achtstunden- 
tagsgesetzes (Factories  Act  Art.  18  und  19)  in 
Neuseeland  die  folgende:  Maximum  für  er- 
wachsene Männer  pro  Woche  48,  pro  Tag 
8%  Stunden;  für  Frauen  wöchentlich  45,  täg- 
lich 8^4  Stunden.  Der  Kinderschutz  bestand 
in  Neuseeland  seit  1894  in  der  Fixierung  eines 
Zulassungsalters  von  14  Jahren.  Durch  Edu- 
cation  Amend.  Act.  1920  no.  64  wird  frühestens 
von  1922  an  die  Beendigung  der  Schulpflicht 
auf  das  15.  Lebensjahr  erstreckt.  Verboten  ist 
Nachtarbeit  von  12 — 14  Jahren  (6  Uhr  abends 
bis  8  Uhr  morgens),  die  Uebersehreitung 
einer  Sstündigen  Arbeitszeit  durch  Jugend- 
liche (bis  18  Jahre)  und  Frauen;  nach  läng- 
stens 4'/2  Stunden  waren  halbstündige  Ruhe- 
pausen vorgeschrieben. 

27.  Mindestlöhne.  Schon  das  Hauptgesetz 
von  1901  hatte  einen  allgemeinen  Mindestlohn 
für  die  Fabrikarbeiterschaft  festgesetzt,  wenn 
auch  die  einzelberufliche  Festsetzimg  dem 
Schiedsgerichtshofe  Uberlassen  blieb.  Der  Anfang 
von  Art.  31  des  Hauptgesetzes  und  Abs.  1  dieses 
Artikels  lautete:  ,,Um  zu  verhindern,  daß  Per- 
sonen ohne  angemessene  Geldentschädigung  in 
Fabriken  beschäftigt  werden,  finden  die  folgenden 
Vorschriften  Anwendung:  1.  Jede  Person,  die  in 
irgendeiner  Eigenschaft  in  einer  Fabrik  be- 
schäftigt wird,  hat  ein  Anrecht  auf  Bezahlung 
ihrer  Arbeit  durch  den  Betriebsinhaber  zum  ver- 
einbarten Lohnsatze,  der  aber  in  keinem  Falle 
weniger  als  5  sh  pro  Woche  für  Knaben  und 
Mädchen  unter  16  Altersjahren  betragen  darf 
und  von  diesem  Alter  ab  jährlich  um  mindestens 
3  sh  bis  zum  20.  Altersjahre  steigen  muß." 
Dieser  Absatz  ist  durch  das  Gesetz  von  1902 
so  abgeändert  worden,  daß  der  Hauptsatz  gleich 
blieb,  der  Nebensatz  aber  lautete:  ,,der  aber 
in  keinem  Falle  weniger  als  5  sh  pro  Woche 
während  des  ersten  Jahres  der  Beschäftigung 
einer  Person  unter  20  Altersjahren  betragen  darf 
und  während  jedes  folgenden  Jahres  der  Be- 
schäftigung im  selben  Berufe  jährlich  um  min- 
destens 3  sh  pro  Woche  bis  zum  20.  Altersjahre 
steigen  muß."  Die  Lohnhöhe  wurde  also  nicht 
mehr  ausschließlich  vom  Alter,  sondern  auch 
von  der  Erfahrung  im  Berufe  abhängig  gemacht, 
eine  Aenderung,  die  auch  von  verschiedenen 
Victorianischen  Lnhnämtern  bei  den  Gehalts- 
skalen für  Lehrlinge  vorgenommen  worden  ist. 
Dieser  abgeänderte  Absatz  war  dann  wieder 
mittels  Gesetz  von  1905  durch  einen  neuen  Ab- 
satz ersetzt  worden,  der  noch  eine  Lohnfest- 
setzung für  Personen  im  Alter  von  mehr  als 
20  Jahren  vorsah,  sofern  solche  Personen  wäh- 
rend einer  Periode  von  mindestens  4  Jahren 
überhaupt  Fabrikarbeit  geleistet  hatten.  Diese 


Personen  mußten  nämlich  17  sh  pro  Woche 
im  ersten  und  20  sh  in  den  folgenden  Jahren 
erhalten.  Wenn  also  eine  Person'mit  16  Jahren 
in  eine  Fabrik  eintrat  und  bis  zum  20.  Altersjahre 
im  selben  Berufe  arbeitete,  so  mul3to  ihr  Lohn 
mindestens  betragen:  mit  16:5  sh,  mit  17:8  sh, 
mit  18: 11  sh,  mit  19:  14  sh,  mit  20:  17  sh, 
mit  21  und  mehr  Jahren  20  sh.  Das  Gesetz  von 
1907  hat  aber  diesen  vielfach  geänderten  Absatz 
wiederum  neu  redigiert  und  zwar  so,  daß  hin- 
fort das  Lohnminimum  überhaupt  nicht  mehr 
vom  Alter  einer  Person,  sondern  nur  noch  von 
der  Dauer  der  Berufstätigkeit  abhängt;  Anfangs- 
minimum und  Steigerungen  sind  gleich  geblieben. 
Ueber  die  Dauer  der  Berufstätigkeit  gilt  seit  dem 
Gesetz  von  1905  ein  Zeugnis  als  Ausweis,  zu 
dessen  Fertigung  in  der  vorgeschriebenen  Form 
die  Betriebsinhaber  verpflichtet  sind.  —  Das  Ab- 
änderungsgesetz von  1907  hat  den  Begriff  ,, Fa- 
brik" ausdrücklich  auf  Elektrizitäts-  und  Gas- 
werke ausgedehnt.  Eine  Schwächung  des  Frauen- 
und  Kinderschutzes  ist  im  Interesse  der  Frucht- 
konserven- und  Konfitürenfabriken  vorge- 
nommen worden.  Art.22  Abs.  1  des  Hauptgesetzes 
lautet:  „Die  vorgeschriebene  Anzahl  Arbeits- 
stunden darf  jeweilen  überschritten  werden,  doch 
darf  eine  solche  Uebersehreitung  für  Frauen  und 
Knaben  nicht  stattfinden:  a)  länger  als  3  Stunden 
an  einem  Tage,  b)  an  mehr  als  2  aufeinander- 
folgenden Tagen  in  einer  Woche,  c)  an  mehr  als 
30  Tagen  in  einem  Jahre,  d)  an  einem  Feiertag 
oder  Halbfeiertag."  Nach  dem  neuen  Gesetze 
brauchen  die  unter  b,  c  und  d  dieses  Absatzes 
vorgeschriebenen  Beschränkungen  der  Ueber- 
zeit  in  diesen  Betriehen  während  der  3  ersten 
Monate  jedes  Jahres  nicht  eingehalten  zu 
werden. 

28.  Schiedsgerichtliche  Lohnbestimmung. 

Ueber  die  gesetzliche  Grundlohnfixierung  hinaus 
geht  die  Mindestlohnbestimmung  durch  Schieds- 
gerichte, die  Geschichte  gemacht  hat.  Ihr  Ur- 
sprung ist  der  folgende: 

Nach  den  großen  australischen  Ausständen 
des  Jahres  1890,  dem  Streik  der  Seeleute  in  Neu- 
seeland in  demselben  und  dem  Londoner  Dockstreik 
im  vorhergehenden  Jahre,  war  es  mehr  als  ein 
zufälliges  Zusammentreffen,  daß  der  Hon.  C.  C. 
Kingston  in  Südaustralien  und  der  damalige 
neuseeländische  Arbeitsminister  W.  P.  Reeves 
nach  gesetzlichen  Mitteln  zur  Verhütung  der 
Schäden  wirtschaftlicher  Kämpfe  suchten.  Aber 
während  der  Entwurf  Kingstons,  der  am  21./XII. 
1894  Gesetz  wurde,  ohne  alle  Wirkung  blieb, 
hatte  der  des  neuseeländischen  Staatsmannes 
den  bemerkenswertesten  Einfluß  auf  das  ge- 
samte wirtschaftliche  Leben  Neuseelands.  Wäh- 
rend der  parlamentarischen  Kämpfe  um  diesen 
Entwurf  sah  allerdings  niemand  dessen  weit- 
gehende Bedeutung  voraus.  Während  ihn  das 
Unterhaus  in  den  Jahren  1892  und  1893  annahm, 
das  Oberhaus  ihn  zweimal  dadurch  abänderte, 
daß  es  alle  Teile,  die  den  Zwang  und  den  Schieds- 
gerichtshof betrafen,  strich  und  nach  den  Neu- 
wahlen des  Jahres  1893  schließlich  doch  annahm, 
blieb  das  Interesse  der  breiteren  Oeffentlichkeit 
gering,  da  man  an  eine  praktische  Wirksamkeit 
kaum  glaubte.  Der  Entwurf  wurde  am  31. /VIII, 
1894  Gesetz  als  ,,The  Industrial  Conciliation 
and  Arbitration  Act,  Nr.  14,  1894"  oder  wie  der 
ungekürzte  Titel  heißt:  ,, Gesetz  zur  Förderung 
der  Bildung  von  Berufsvereinen  und  -verbändea 
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und  zur  Erleichterung  der  Beilegung  gewerb- 
licher Streitigkeiten  mittels  Einigung  und 
Schiedssprechung".  Seine  Hauptbestimmungen 
waren  in  aller  Kürze:  Gesellschaften,  bestehend 
aus  7  Arbeitgebern  «der  aus  7  Arbeitnehmern 
können  registriert  und  unter  dem  Namen  „Be- 
rufsvereine" dem  Gesetze  unterstellt  werden. 
Jeder  Berufsverein  durfte  eine  gewerbliche 
Streitigkeit  vor  ein  lokales  Einigungsamt  bringen, 
das  aus  einem  Vorsitzenden  und  in  gleicher 
Anzahl  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
bestehend,  die  Streitigkeit  zu  entscheiden  hatte. 
Jede  Art  von  Ausstand  oder  Aussperrung,  Kün- 
digung oder  Entlassung  aus  Anlässen,  die  mit  der 
Streitigkeit  in  Zusammenhang  standen,  war  ver- 
boten, solange  die  Streitigkeit  beim  Einigungs- 
amte anhängig  war.  Die  Entscheidung  des 
Amtes  hatte  aber  nur  den  Charakter  eines  Gut- 
achtens oder  Vorschlags,  der,  von  den  Parteien 
angenommen,  als  gewerbliche  Vereinbarung 
(Kollektivvertrag)  bindende  Kraft  erhalten 
konnte.  Wollte  aber  auch  nur  eine  der  Parteien 
den  Vorschlag  nicht  annehmen,  so  konnte  sie 
oder  auch  das  Einigungsamt  an  den  Schieds- 
gerichtshot gelangen,  der,  aus  einem  Richter 
des  Obergerichtshofes  als  Vorsitzendem  und  je 
einem  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer als  Beisitzern  bestehend,  mit  den  weit- 
gehendsten Vollmachten  ausgestattet  war  und 
letztinstanzlich  entschied.  Seinen  Urteilen 
konnte  er  nach  Gutdünken  Gesetzeskraft  oder 
den  Charakter  eines  Gutachtens  geben. 

Das  Grund  G.  war  am  l./I.  1,895  in  Kraft  ge- 
treten. Schon  am  18./X.  1895  wurden  einige 
Artikel  durch  ein  kleines  Gesetz  Nr.  30  von  1895 
abgeändert  und  dabei  die  zur  Bildung  eines 
Berufsvereins  notwendige  Personenzahl  für  Ar- 
beitgeber von  7  auf  5  vermindert.  Andere  kleine 
Aenderungen  nahm  ein  Gesetz  Nr.  57  von  1890 
vor.  Zu  Anfang  des  Jahres  1898  zeigte  sich,  daß 
eme  unklar  abgefaßte  Strafbestimmung  nicht 
angewendet  werden  konnte  und  eine  neue  No- 
velle erheischte.  Diese  Novelle  Nr.  40  von  1898 
strich  die  Worte  „zur  Förderung  der  Bildung 
von  Berutsvereinen  und  -verbämlen"  aus  dem 
Titel  des  Grundgesetzes,  entzog  dem  Gerichtshof 
die  Befugnis  zur  Festsetzung  des  Alters  der  Lehr- 
bnge,  gab  ihm  aber  das  Recht,  für  die  Arbeiter 
aller  Berufe  Mindestlöhne  und  für  alte  und 
ungelernte  Arbeiter  niedrigere  Löhne  festzu- 
setzen. 

Ein  Entscheid  des  Schiedsgerichtes,  der  die 
Werftarbeiter,  Straßenbahnangestellten,  Spe- 
zereiangestellte  und  Stallknechte  als  dem  Ge- 
setze nicht  unterstehend  bezeichnete,  veran- 
laßte  i.  J.  1900  die  Regierung  zur  Konsolidie- 
rung der  bestehenden  Gesetze  durch  Gesetz 
Nr.  öl  V.  20./X.  1900,  das  die  Gesetze  Nr.  14 
von  1894,  Nr.  30  von  1895,  Nr.  57  von  1896  und 
Nr.  40  von  1898  aufhob.  Diese  Konsolidierung 
brachte  wesentliche  Verschärfungen  der  alten 
Gesetze:  der  dem  Schiedsgerichte  unterstellte 
Personenkreis  wurde  auf  N  ich  tgewerk  Vereins- 
mitglieder und  auf  Ladenangestellte  ausge- 
dehnt; Entscheide  konnten  künftig  räumlich 
auf  die  ganze  Kolonie  und,  was  die  Berufe  angeht, 
auf  ganze  Berufsgruppen,  verwandte  Gewerbe, 
erweitert  werden;  die  Einigungsämter  wurden 
Schiedsgerichte  erster  Instanz,  gegen  deren 
Entscheide  beim   Schiedsgerichtshof  Berufung 


eingelegt  werden  konnte;  die  Gültigkeitsdauer 
der  Entscheide  wurde  verlängert. 

Die  Erweiterungen  dieses  Konsolidierungs- 
gesetzes hatten  eine  beträchtliche  Zunahme  der 
Streitfälle  zur  Folge,  die  in  den  meisten  Fällen 
bis  Vörden  Schiedsgerichtshof  geschleppt  wurden. 
Ueber  die  Tätigkeit  der  Einigungsämter,  die  nach 
der  Ansicht  von  Judge  Backhouse  von  Neusüd- 
wales häufig  zur  Verschärfung  und  Hinaus- 
ziehimg der  Streitigkeiten  beitrugen,  wurden 
wiederholt  Klagen  laut,  die  schließlich  zum  Ab- 
änderungsG.  Nr.  37  v.  7./XI.  1901  führten. 
Dieses  Gesetz  gestattete,  mit  Umgehung  der 
Einigungsämter  direkt  an  das  Schiedsgericht 
zu  gehen  (Willis  clause).  Im  Herbst  1903  wurden 
dami3weitereAbänderungsGG.  erlassen:  zwei  GG 
Nr.  10  V.  4.  und  Nr.  14  v.  24./IX.  1903  und  ein 
G.  Nr.  62  V.  20./XI.  1903,  das  die  Befugnisse 
des  Gerichtshofes  hinsichtlich  der  Unterstellung 
von  Gewerk-  und  Berufsvereinen  unter  ein 
Urteil  neuerdings  erweiterte,  jeden  Versuch  der 
Hinfälligmachung  eines  Urteils  und  die  Ent- 
lassung von  Arbeitern  wegen  ihrer  Zugehörigkeit 
zu  einem  Berufsverein  oder  wegen  des  Genusses 
der  Vorteile  eines  Urteils  unter  Strafe  stellte 
und  die  Fabrik-  und  Kohlengrubeninspektoren  zu 
Inspektoren  für  Schiedssprüche  ernannte.  Ein 
AbänderungsG.  Nr.  53  v.  8./XI.  1904  dehnte  den 
Begriff  „Albeitgeber"  und  „Arbeiter"  aus. 

Die  Gesetze  Nr.  51  von  1900,  Nr.  37  von  1901, 
Nr.  10  und  62  von  1903  und  Nr.  53  von  1904 
wurden  aufgehoben  und  ihre  Bestimmungen  ohne 
Abänderung  durch  ein  G.  Nr.  32  v.  27./X.  1905 
zusammengefaßt,  das  noch  am  31./X.  1905  durch 
ein  Gesetz  Nr.  56  abgeändert  wurde. 

Dieses  Abänderungsgesetz  erlaubte  Berufs- 
vereinen desselben  Bezirks  und  derselben  Ge- 
werbegruppe, sich  zu  vereinigen,  und  verbot 
ohne  zeitliche  Einschränkimg  jeden  Ausstand  und 
jede  Aussperrung  in  einem  Gewerbe,  für  das  ein 
Schiedsspruch  oder  ein  Kollektivvertrag  vorlag, 
bei  einer  Strafe  bis  zu  10  Pfund  für  einzelne  Ar- 
beiter und  bis  zu  100  Pfund  für  einen  Verein, 
Verb,and  oder  Arbeitgeber.  Endlich  traf  noch  ein 
G.  Nr.  40  V.  29./X".  1906  ergänzende  Bestim- 
mungen über  die  Ernennung  und  Entschädigung 
der  Richter.  Die  Gesetze  Nr.  32  und  Nr.  56 
von  1905  und  Nr.  40  von  1906  wurden  in  einem 
Gesetz  Nr.  82  von  1908  ohne  Abänderung  kon- 
solidiert. 

Aber  schon  am  29./VL  1908  kündigte  die  Rede 
des  Gouverneurs  einen  neuen  Entwurf  infolge 
des  Ausbruches  „gewerblicher  Komplikationen" 
an  (Pari.  Deb.  Bd.  143  S.  3).  Diese  Schwierig- 
keiten bestanden  in  sieben  Ausständen,  die  in 
der  Zeit  vom  Ende  der  dritten  Session  (26./XI. 
1907)  bis  zum  Anfang  der  vierten  (29./VI.  1908) 
vorgefallen  waren,  und  bei  denen  die  IJinigungs- 
und  Schiedsgesetzgebung  versagt  hatte,  so  daß 
über  die  Notwendigkeit  einer  "Aenderung  kein 
Zweifel  bestehen  konnte.  Der  herrschenden 
Stimmung,  welche  das  Versagen  der  Gesetze  aufs 
lebhafteste  bedauerte,  aber  auch  gesonnen  war, 
deren  Hauptbestimmungen  festzuhalten,  gab 
der  Hon.  Mr.  Rigg  anläßlich  der  Dankadresse 
Ausdruck,  indem  er  zugleich  die  seiner  Ansicht 
nach  begangenen  Fehler  folgendermaßen  zu- 
sammenfaßte: 1.  An  Stelle  eines  Gesetzes  zur 
Schlichtung  gewerblicher  Streitigkeiten  ist  durch 
diis  ohne  Ueberlegung  und  zur  Verhinderung  eines 
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scheinbar  drohenden  Ausstandes  angenommene 
Streik-  und  Aussperrungsverbot  des  Abände- 
rungsgesetzes Nr.  56  von  1905  ein  Gesetz  zur 
Verhütung  von  Ausständen  und  Aussperrungen 
getreten,  das  nicht  durchgeführt  werden  konnte. 
2.  Durch  die  Umwandlung  der  dreijährigen  Amts- 
dauer d-es  Präsidenten  des  Schiedsgerichtshofes 
in  lebenslängliche  Amtsdauer,  zusammen  mit 
einer  Verschleppung  der  Urteilsfällungen  und 
zu  langer  Dauer  der  Urteile,  hat  der  Gerichtshof 
das  Vertrauen  der  Arbeiter  verloren.  3.  Die 
Tätigkeit  der  Einigungsämter,  ihre  Umwand- 
lung in  Schiedsgerichte  erster  Instanz  und  die 
Möglichkeit,  unter  Umgehung  dieser  Aemter 
unmittelbar  an  den  Schiedsgerichtshof  zu  ge- 
langen (Willis  clause),  hat  die  Einigungsämter 
diskreditiert,  so  daß  der  Plan,  sie  abzuschaffen 
und  durch  einfach  vermittelnde  Einigungsräte  zu 
ersetzen,  nur  zu  begrüßen  ist. 

Der  Entwurf  wurde  bald,  am  7./VII.  1908, 
im  Unterhause  eingebracht;  er  enthielt  folgende 
Hauptbestimmungen : 

1.  Jeder  Ausstand  und  jede  Aussperrung,  ob 
nun  ein  Urteil  oder  Kollektivvertrag  in  Kraft 
steht  oder  nicht,  ist  ein  Vergehen,  das  in  derselben 
Weise  geahndet  wird,  wie  die  Uebertretung  eines 
Urteils,  d.  h.  nur  auf  zivilrechtlichem  Wege  und 
ohne  Gefängnisstrafe. 

2.  In  gewissen  gemeinnötigen,  besonders  an- 
gegebenen Gewerben  ist  es  ein  mit  Buße  oder 
Gefängnis  strafbares  Vergehen,  ohne  vorherige 
Anzeige  an  den  Arbeitgeber  in  Ausstand  zu 
treten.  Diese  besonderen  Gewerbe  sind  die- 
jenigen, bei  denen  eine  plötzliche  Einstellung 
der  Allgemeinheit  ernsthaften  Verlust  oder 
Schwierigkeiten  und  dem  Arbeitgeber  Schädi- 
gung seines  Eigentums  bereiten  würde.  Dieser 
Grundsatz  steht  schon  auf  Grund  des  Conspiracy 
Law  Amendment  Act,  1894,  hinsichtlich  der 
öffentlichen  Versorgung  von  Gas,  Wasser  und 
Elektrizität  in  Kraft  und  der  neue  Entwurf 
schlägt  vor,  diese  Bestimmung  auch  auf  gewisse 
andere  Industrien  auszudehnen. 

3.  Ein  Ausstand  oder  eine  Aussperrung  ist  ein 
dauerndes  Vergehen  und  fällt  für  jede  Woche 
der  Dauer  unter  besondere  Strafe. 

4.  Aufreizung  zu  einem  Ausstand  oder  einer 
Aussperrung,  Unterstützung  und  Förderung 
(Geldbeiträge  und  öffentliche  Aeußerung  von 
Zustimmung  oder  Sympathie)  sind  ebenso  straf- 
bare Vergehen  wie  Ausstand  oder  Aussperrung 
selbst. 

6.  Ein  Gewerkverein,  welcher  der  Aufreizung 
zu  einem  Ausstand  überführt  ist,  kann  für 
3  Jahre  in  den  Registern  gelöscht  werden,  und 
seine  Mitglieder  verlieren  während  dieser  Zeit 
den  Genuß  aller  Schiedsurteile. 

Der  Durchführung  der  Urteile  dienen  Bußen, 
die  im  Prozeßwege  vor  dem  Polizeigericht  und 
nicht  wie  bisher  durch  Anrufung  des  Schieds- 
gerichtes einzutreiben  sind.  Das  Urteil  in  einem 
solchen  Prozeß  ist  in  derselben  Weise  durchführ- 
bar wie  irgendein  anderes  polizeigerichtliches 
Urteil.  Jede  derart  einem  Arbeiter  auferlegte 
Buße  ist  in  Zukunft  ratenweise  von  seinem 
Lohne  abzuziehen. 

Die  Einigungsämter  werden  abgeschafft. 
Es  werden  Einigungsräte  ernannt. 

Dem  Gerichtshof  kann  keine  Streitigkeit 
überwiesen  werden,  ohne  daß  sie  zuerst  einem 


Einigungsrate,  bestehend  aus  einem  Polizei-  j 
richter,    der  im    Gewerbebezirk   die   Rechts-  ', 
sprechung  ausübt,  und  2  Beisitzern,  unterbreitet 
worden  ist.  Die  Beisitzer  werden  von  den  Streit- 
parteien ernannt  und  müssen  tatsächlich  in  dem 
Gewerbe  der  Streitigkeit  tätig  oder  beschäftigt 
sein.  Wenn  die  Streitparteien  nicht  vorher  ihre  | 
Zustimmung  geben,  so  hat  die  Meinungsäußerung  j 
des  Einigungsrates  keine  bindende  Kraft,  son- 
dern gilt  nur  als  ein  Vorschlag  zur  gütlichen 
Vergleichung    und    als    öffentliche  Bekannt- 
machung der  Ansicht  des  Rates  über  die  Tatsache 
der  Streitigkeit. 

Außerdem  sollte  nun  dem  Gerichtshof  die 
Kompetenz  zuerkannt  werden,  mit  Zustimmung 
der  Streitparteien,  in  Ergänzung  des  unbedingt  j 
notwendigen  Familienbedarfslohnes  (needs  i 
wage)  noch  einen  Ueberlohn  für  Leistungen  i 
(exertion-wage)  zuzuerkeimen.     Ferner  soU  ' 
er  die  Kompetenz  besitzen,  einen  Kollektiv- 
vertrag auf  eine  dem  Vertrage  fernstehende 
Minderheit  von  Arbeitgebern  mit  bindender  , 
Kraft  auszudehnen. 

Das  bestehende  System  des  Schiedswesens 
galt  als  bewährt,  deim  seit  1894,  dem  Jahre,  i 
in  dem  das  Reevessche  Gesetz  in  Kraft  trat, 
waren  nur  23  Ausstände  von  auf  Grund  des 
Gesetzes  eingetragenen  Berufsvereinen  vorge- 
kommen. Die  Dauer  dieser  Ausstände  betrug 
316  Tage,  die  Anzahl  der  Streikenden  1117.  Von 
den  verhängten  Bußen  wurden  von  den  Arbeit- 
gebern 88J4%,  von  den  Arbeitnehmern  84% 
bezahlt,  so  daß  der  oft  wiederholte  Einwand,  von 
den  Arbeitern  könnten  keine  Bußen  eingetrieben 
werden,  hinfällig  war.  Die  Opposition  erklärte 
sich  grundsätzlich  für  Einigungswesen  und  gegen  ! 
die  obligatorische  Schiedssprechung,  und  wies 
auf  das  kanadische  Gesetz  als  Muster  hin.  Die 
Schiedsgesetze  hätten  die  Beziehungen  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  verschlechtert, 
und  die  Tätigkeit  des  Gerichtshofes  habe  die 
Lebenskosten  verteuert.  Die  Mißerfolge  der 
Einigungsämter  wui'den  auf  die  durch  das  Gesetz  , 
Nr.  37  von  1901  zuerst  eingeführte  sog.  Willis  ' 
clause  (Art.  60  des  konsolidierten  Gesetzes  von  | 
1908)  zurückgeführt,  welche  gestattete,  sich 
mit  Umgehung  der  Einigungsämter  direkt  an  den 
Gerichtshof  zu  wenden.  Die  Klausebi  über 
Familienbedarfslohn  und  Leistungslolm  wurden 
auf  Wunsch  der  Gewerkvereine,  die  eine  Vor- 
zugsbeschäftigimg der  Ledigen  befürchteten, 
fallen  gelassen.  In  dieser  Gestalt  trat  das  G.  v. 
lO./X.  1908  in  Kraft.  Zur  Untersuchung  der 
Lebenskosten  imd  Preishöhe  wurde  ein  Cost  of 
Living  Act  1915  erlassen,  der  ein  Wirt- 
schaftsamt (Board  of  Trade)  mit  diesen 
preisstatistischen  und  preispolitischen  Befug-  ( 
nissen  ausstattete.  Das  Gesetz  hat  durch 
Board  of  Trade  Act  1919  no.  15  technische  Ab- 
änderungen erfahren. 

29.  Die  Krise  des  Schiedszwanges  1913. 
Durch  11  Jahre,  von  1895—1906,  war  Neu-  1 
Seeland  als   Land    ohne    Streiks  gefeiert  I 
worden.  Dann  kam  die  Preissteigerung  imd  mit  j 
ihr  stieg  die  Opposition  gegen  den  Schiedszwang. 
Es  waren  die  nichterngetragenen  Gewerkvereine,  ; 
die  sich  gegen  das  Antistreik-  und  Schieds- 
gerichtsgesetz in  Opposition  stellten.    Im  Juli  ' 
1910  entstand  auf  einer  Konferenz  der  Gewerk- 
schaftsräte in  Auckland  die  Labour  Party;  ', 
bisher  hatten  die  Arbeiter  den  linken  Flügel  der 
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Liberalen  gebildet.  Der  Syndikalismus  der  ameri- 
kanischen International  Workers  of  the  World 
(I.  Vf.  W.,  die  Gegenorganisation  der  American 
Federation  of  Labour,  A.  F.  L.)  drang  in  die 
Reihen  der  Bergarbeiter  des  Westens  ein;  sie 
gründeten  die  rote  Föderation  (red  Fed)  der 
Arbeit.  Beide,  Labour  Party  und  Red  Fed,  ver- 
schmolzen bald  unter  dem  läinflusse  von  W.  T. 
MiUs  von  Milwaukee  zur  United  Labour  Party 
und  United  Federation  of  Labour.     In  den 
Goldgruben  von  Waihi  brach  zuerst  (Mai  bis 
November  1912)  der  Konflikt  zwischen  den  An- 
hängern des  Schiedszwanges  und  der  direkten 
Aktion  aus.   Bald  darauf  kam  es  am  ,, Einheits- 
kongreß" von  Wellington  1913  zur  Spaltung; 
die  Melirheit  bildete  die  „sozialdemokratische 
Partei",  die  Minderheit  blieb  „die  vereinigte 
Arbeiterpartei".  Der  Kampf  brach  zunächst  bei 
den  Hafenarbeitern  von  Wellington  im  Oktober 
1913  aus,  führte  im  November  zum  Generalstreik 
in  Auckland,  umfaßte  rund   13400  Arbeiter, 
brach  aber  anfangs  Januar  1914,  insbesondere 
infolge  des  Widerstandes  der  Bauern  und  der 
Regierung  zusammen.    Aus  Anlaß  des  Streik- 
fiebers wurde  am  15./X.  1913  ein  besonderes 
Labour  Disputes   Investigation  Act  für  die 
nichteingetragenen  Gewerkvereine  erlassen,  die 
nun  nicht  mehr  volle  Streikfreiheit  genießen, 
sondern  nach  dem  Vorbilde  Kanadas  erst  die 
Ergebnisse  von  Schlichtungsversuchen  abwarten 
müssen.   Die  durch  das  Schiedsgesetz  nicht  ge- 
bundenen Verbände  unterliegen  der  Pflicht,  jeden 
Arbeitskonflikt  dem  Arbeitsminister  anzuzeigen, 
der  entweder  einen  Schlichtungskommissär  ab- 
ordnet, oder  einen  paritätischen  Arbeitskon- 
fliktausschuß  (Labour  Disputes  Committee) 
einsetzt.   Ist  binnen  14  Tagen  nach  der  Anzeige 
kerne  Schlichtung  erfolgt,  so  ordnet  der  Ein- 
tragungssekretär der   Gewerkvereine  eine  ge- 
heime Abstimmung  darüber  an  a)  ob  die  Vor- 
schläge des  Ausschusses  angenommen  werden, 
b)  falls  von  ihm  keine  Vorschläge  erstattet  wur- 
den, ob  Streik  oder  Aussperrung  stattfinden  soll  ? 
Das  Ergebnis  ist  in  den  Tagesblättern  zu  publi- 
zieren.  Das  neue  Gesetz  ist  sehr  wenig  in  An- 
spruch genommen  worden  (4  Fälle  seit  1914). 
Seit  den  letzten  drei  Vorkriegsjahren  (1909—1913 
=  100)  sind  die  Detailpreise  i.  J.  1920  auf  192,5  : 
gestiegen  und  die  Zahl  der  Streikenden  von  265 
i.  J.  1910,  i.  J.  1913  auf  13,400,  i.  J.  1919  i 
auf  4030  und  auf  9612  i.  J.  1920.    Das  Ar-  I 
beitsdepartement    meint,    daß    in    manchen  i 
Fällen  der  Mindestlohn  der  Schiedsgerichte  zum  ■ 
Normallohn  geworden  sei.  „Für  ungelernte  oder  ' 
halbgelernte  Arbeit,  wie  für  Docker  oder  Kohlen-  ( 
arbeiter  mag  ja  nun  die  Fixierung  eines  Normal-  ' 
lohns  praktisch  sein;  für  gelernte  Berufe  sollte  ' 
es  dagegen  andere  Organisationen  (etwa  Be-  ( 
triebsräte  für  jedes  Unternehmen)  geben,  um  1 
deren  Löhne  je  nach  ihrem  Geschick  über  jenem  { 
Minimum  festzusetzen".  (Report  of  the  Labour  ( 
Dep.  1920).  , 
30.  Bergarbeiterschutz.     Den   Schutz  der  ! 
Bergleu  te  sichert  das  Kohleugrubcngesetz  Neu-  1 
Seelands  (Gesetz  von  1908  Nr.  24),  das  die  ältere  1 
Gesetzgebung  zusammenfaßte:  1905  Nr.  15  „Ge-  ] 
setz  von  1905  zur  Zusammenstellung  der  Kohlen-  1 
grubengesetze",  einschließlich  des  „Kohlengruben-  ; 
gesetzes  von  1905",  1906  Nr.  49  „Gesetz  von  1906  i 
betr.  das  Rechnungswesen  der  staatlichen  Kohlen-  z 
gruben",  1907  Nr.  19  „Novelle  von  1907  zum  c 


Kohlengrubengesetz",  1907  Nr.  35  „Novelle 
(Nr.  2)  von  1907  zum  Kohlengrubengesetz",  außer 
Art.  22.  Das  Berggesetz  (1908  Nr.  120)  vereinigt 
außer  den  einschlägigen  Bestimmungen  einer 
Reihe  von  Finanzgesetzen  folgende  Gesetze:  1905 
Nr.  39  ,,  Gesetz  von  1905  zur  Zusammenstellung 
der  Berggesetze,  einschließlich  des  Berggesetzes 
von  1905",  1905  Nr.  63  „Gesetz  von  1905 betr.  die 
öffentlichen  Arbeiten",  Art.  287,  1905  Nr.  56 
„Novelle  von  1905  zum  Berggesetz",  1906  Nr.  47 
„Novelle  von  1906  zum  Berggesetz". 

In  ihren  Bestimmungen  über  Arbeitsverbote 
und  Arbeitszeit  sind  die  durch  Goal  Mines  Am. 
Act  1919  No.  40  zusammengefaßten  Gesetze  ein- 
ander sehr  ähnlich.  Die  Beschäftigung  von 
Frauen  ist  verboten.  Für  Knaben  ist  das  Zu- 
lassungsalter im  Kohlengrubengesetz  auf  13, 
im  Berggesetz  auf  14  Jahre  angesetzt.  Jugend- 
liche (von  13  bzw.  14—18  Jahren)  dürfen 
nicht  als  Abnehmer  und,  außer  in  Notfällen, 
ro  Woche  höchstens  48,  pro  Tag  höchstens 
Stunden  beschäftigt  werden.  Die  Höchst- 
dauer der  Beschäftigung  von  Maschinisten  beträgt 
8  Stunden;  nach  achtstündiger  ununterbrochener 
Arbeit  muß  ihnen  eine  mindestens  4stündige 
Pause  gewährt  werden;  sie  haben  Anspruch  nach 
dem  Kohlengrubengesetz:  auf  12  halbe  oder 
6  ganze  Ruhetage  im  Laufe  des  Jahres,  nach  dem 
Berggesetz:  auf  2  halbe  oder  einen  ganzen  Tag 
fiir  jeden  achtwöchigen  Zeitraum;  in  der  8stün- 
digen  Arbeitszeit  sind  das  Anlegen  von  Feuer 
und  Auslassen  von  Dampf,  sowie  die  Essens- 
pausen inbegriffen.  Sonntagsarbeit  ist  verboten, 
außer  mit  vorgängiger  Bewilligung  des  Berg- 
inspektors, die  nur  erteilt  werden  darf,  wenn  die 
Arbeit  am  Sonntag  nicht  ohne  Schädigung  der 
Anlagen  oder  Arbeiten  eingestellt  werden  kann. 
Jeder  Arbeiter,  der  pro  Tag  mehr  als  8  Stunden, 
vom  Beginn  der  Einfahrt  bis  zum  Ende  der  Aus- 
fahrt an  gerechnet,  beschäftigt  wird,  hat  An- 
spruch auf  Ueberzeitvergütung;  nach  dem  Berg- 
gesetz soll  Sonntagsarbeit  mit  dem  anderthalb- 
fachen Betrage  vergütet  werden. 

31.  Schutz  der  Handelsangestellten.  Die 
Handelsangestellten  schützt  das  G.  betr. 
Läden  und  Bureaus  v.  8./XI.  1904,  das  durch 
Novellen  v.  30./X.  1905  und  25./XI.  1907  und 
i.  J.  1908  abgeändert  worden  ist.  Nach  den 
Bestimmungen  der  Novelle  von  1905  dürfen 
die  Angestellten  innerhalb  der  für  das  Offen- 
halten der  Läden  zulässigen  Zeit  täglich  höch- 
stens 9  Stunden  (an  einem  Tage  11  Stunden), 
wöchentlich  höchstens  52  Stunden  beschäftigt 
werden.  Die  Läden  Neuseelands  werden  in 
drei  Kategorien  eingeteilt:  a)  Läden,  die  in 
vereinigten  Bezirken,  d.  h.  Stadtgemeinden, 
welche  nicht  weiter  als  eine  Meile  voneinander 
entfernt  sind,  oder  in  Stadtgemeinden  (boroughs) 
liegen,  welche  nicht  zu  einem  vereinigten  Bezirk 
gehören  und  mehr  als  5000  Seelen  zählen;  b)  Lä- 
den, die  in  Stadtgemeinden  liegen,  welche  nicht 
unter  a  fallen;  c)  Läden  an  anderen  Orten.  In 
sämtlichen  Kategorien  ist  am  gesetzlichen  Früh- 
ladenschlußtag die  Schließungszeit  1  Uhr  nach- 
mittags; an  einem  Tag  der  Woche  dürfen  die 
Läden  unter  a  und  b  um  9  Uhr  geschlossen 
werden,  an  den  übrigen  Tagen  müssen  sie  in 
a  um  6  Uhr,  in  b  um  7  Uhr  geschlossen  werden ; 
in  Kategorie  c  steht  die  Wahl  der  Schließungs- 
zeit an  allen  Werktagen  außer  dem  Halbfeiertag 
den  Inhabern  frei.   Für  die  Geschäfte  des  Nah- 
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rungsmittel-  und  des  Reinigungsgewerbes 
(Bäcker,  Metzger,  Apotheker,  Zuckerbäcker, 
Milchwarenhändler,  Fisch-,  Blumen-,  Frucht- 
läden, Friseure,  Zeitungsverkäufer,  Schweine- 
metzger, Erlrischungsrauminhaber,  Tabakhänd- 
ler),  werden  die  Ladenschlußzeiten  besonders 
aulgelührt.  Familienangehörige  des  Ladenin- 
habers gelten  nicht  als  Gehilfen;  dagegen  werden 
Friseure,  die  beim  Inhaber  eines  Friseurladens 
Stühle  mieten,  als  solche  betrachtet.  Gehilfen 
in  Bäckereien,  Metzgereien  oder  Milch- 
geschäften dürfen  nicht  vor  4  Uhr  morgens 
beschäftigt  werden;  in  den  übrigen  Ladenge- 
schäften nicht  vor  7  Uhr  morgens.  Vor  Weih- 
nachten und  Neujahr  dürfen  die  Gehilfen  bis 
11  Uhr  nachts  beschäftigt  werden.  Die  Novelle 
von  1907  setzt  den  Arbeitsschluß  für  Gehilfen 
in  Erfrischungsräumen  am  Halbfeiertag  auf 
2  Uhr  an  und  gewährt  sämtlichen  Hotelange- 
stellten einen  Halbfeiertag  ebenfalls  von  2  Uhr 
an;  weitere  Bestimmungen  betreffen  den  Modus 
der  Wahl  eines  gesetzlichen  Ladenschlußtages 
durch  die  Bezirke.  Durch  AbänderungsG.  v. 
ll./XL  1920  ist  an  Stelle  der  52-  die  48-Stun- 
denwoche  im  Handelsgewerbe  eingeführt  wor- 
den. Ueberstundengrenzen  sind  3  Stunden  im 
Tag,  120  im  Jahre  für  Inventur-  oder  Spezial- 
arbeiten.  Neben  Ueberzeitlohn  ist  1%  sh  Mahl- 
zeitgeld zu  entrichten. 

32.  Vollzug.  Dem  Minister  für  Arbeit  und 
unmittelbar  dem  Sekretär  des  Departements 
für  Arbeit  unterstehen  die  Fabrikinspektoren. 
Die  Organisation  der  Verwaltung  der  Arbeit  ist 
geregelt  durch  Labour  Department  and  Labour 
Day  Act  1908  und  das  Fabrikgesetz  von  1908. 
Gemäß  den  Berichten  des  Departments  of  Labour 
von  1919  und  1920  betrug  der  Mitgliederstand 
des  Departments  63  männliche  und  4  weibliche 
Inspektoren,  ferner  1  Unterkunftsinspektor  für 
WoUscherer  und  Landarbeiter  und  1  Bibliothe- 
kar. Die  Kosten  des  Departements  betrugen 
32,954  £.  Das  Inspektionspersonal  hatte  im 
Jahre  1920/21  13,661  registrierte  Fabriken  mit 
96603  Arbeitern  zu  revidieren  (vor  dem  Kriege 
13469  Fabriken  mit  87  517  Arbeitern).  Die  Zahl 
der  angezeigten  und  bestraften  Uebertretimgen 
betrug  43  gegen  das  Fabrikgesetz,  129  (davon 
124  bestraft)  gegen  das  Laden-  und  Bureaugesetz. 
Gleichzeitig  haben  die  Inspektoren  auch  über 
die  Durchführung  der  Entscheide  des  Einigimgs- 
und  Schiedsamtsgesetzes  zu  wachen,  deren  Ueber- 
tretungen  in  241Fällen  von  ihnen  verfolgt  wiu'den. 
Sodann  haben  sie  auch  Anzeigen  über  die  Er- 
richtung von  Baugerüsten,  gemäß  dem  Bau- 
gerüstinspektionsgesetz, entgegenzunehmen  und 
die  Untersuchung  über  die  durch  schlechte  Ge- 
rüste erfolgten  Unfälle  (79  im  Jahre  1920) 
durchzuführen.  Ferner  ist  ihnen  auch  die  Durch- 
führung des  Gesetzes  zur  Verhütung  schlechter 
Fußbekleidung  (foot  wear  regulation  act)  über- 
tragen worden.  Die  Berichte  enthalten  auch 
wertvolle  Einzelheiten  über  die  allgemeine  Lage 
auf  dem  Arbeitsmarkte. 

Literatur:  A.  Geltende  Arbeiterschutz- 
gesetze. (1.  Fabrikgesetze.  S.  SchiecUgerichts- 
gesetze,  Loh/namtsgesetze.  S.  Bergbau.  I^.  Un- 
fallverhütung, Gerüste,  Aufzüge.  5.  Lohnzahlung. 
G.  Arbeiterwohnungen.  7.  Gewerkvereinc.  S.  Lehr- 
lingswesen.} —  New  South  Wales:  1.  Fac- 
tories  and  Shops  Act  1912 ;  Early  Closing  1899, 


1900,  1906,  1910,  1915,  1919;  Saturday  Half 
Holiday  1910 ;  Clerical  workers  1910  :  Eighl  Hours 
Acts  1916,  laSO;  Sunday  Trading  (Ecfreshment 
Boom«)  1916.      2.  Industrial  Arbitration  191S, 

1916.  1918  (S),  1919,  1920.      S.  Mine  Inspection 

1901,  1904;    Coals  Mines  Regulation  191g,  191S, 

1917.  4.  Scaffolding  and  LifU  Act  1912;  Boiler 
iTispection  Regulatiom  (under  Facti/ries  and 
Shops  Act  1912).  5.  Contractors'  Debts  1897; 
Attachmentof  Wages Limitation  1900;  Truck  1900, 
1901,  1918 ;  Bankruptcy  1S98  (preference  to  wages). 
6.  Shearers'  Accomodation  1901.  7.  Trade  Union» 
1881,  1915 ;  Re-regislration  1920.  8.  Masters  and 
Servants  1902;  Apprenticcs  1901;  Appreniices 
(Amendment)  Act  1915.  —  Victoria:  1.  Fac- 
lories  and  Shops  1915, 1919, 1920  (2).  2.  Oleichfalls 
Factories  and  Shops  1915, 1919,  1920  (2).  8.  Mines 
1915;  Goal  mines  regulation  1915.  4.  Boilers* 
Inspcction  1915;  Lifts  regulation  1915.  5.  Em- 
ployers  and  Employees  1915,  Insolvency  1915. 

6.  Shearers'  Hut  Accomodation  1915 ;  Closer 
Settlement  (workers'  Homes)  1915.  7.  Trade 
Unions  1915.  8.  Eviployers  and  Employees  1915; 
Masters  and  Apprentices  1915 ;  Servants'  Registry 
Offices  1915.  —  Queensland:  1.  Faetcries  and 
Shops  1900,  1908,  1914  and  1916  (2).  2.  In- 
dustrial Arbitration  Ad  1916.  S.  Mining  1898. 
1901,  1902,  1912  (2),  1914,  1915,  1920;  Mines  re- 
gulation 1910,  igiS,  1916.  4.  Inspection  of 
Machincry  1915  ;  Inspection  of  Scaffolding  1915. 
5.  Gontractors' and  Workmen's  Lien  1906 ;  Wages 
1870, 1SS4, 1918  (2);  Factories  and  Shops  (wie  oben); 
Insolvency  1874,  1876.  6.  Workers'  Accomodation 
1915;  Miners'  Homestead  Leases  191S  ;  Workers' 
Dwellings  1909, 1912, 1914  '•  Workers'  Homes  1919. 

7.  Trade  Unions  1915.  8.  Apprenticcs  1828, 
1S44>'    Wages  1916.    —    South  Aus  tralia: 

1.  Industrial  Gode  1920;  Amendment  1921 
(Pari  V);  Early  Giesing  1911,  1912.  2.  In- 
dustrial Gode  1920;  Arbitration  Acts  1912,  1915, 

1916,  1921.  S.  Mining  189S,  1895,  1900,  1911, 
191S.     4.  Steam  Boilers  and  Engine  Drivers 

1911  and  191s ;  Lifts  regulation  1908,  Scaffolding 
Inspection  1907  and  1908.  5.  Workmens'  Liens 
1S9S — 96;  Wages  Attachment  1898;  Industrial 
Gode  1920;    Insolvency  1886,  1887,  1896,  1915, 

1918.  6.  Shearers'  Accomodation  1905  and  1916. 
7.  Trade  Unions  1S76.  S.  Masters  and  Servants 
1878  ;  Apprenticcs  (War  Service)  Relief  Act  1915  ; 
Employees'  Registry  Office  Act  1915.  —  We  stern 
Aus  tralia:    1.   Factories   and  Shops  1920. 

2.  Industrial  Arbitration  Act  1912, 1920.  3.  Mines 
regulation  1906,  1911,  1915;  Goal  Mines  Regu- 
lation 1902,    1915;    Mining  1904,   1919,  1920. 

4.  Inspection   of   Machinery   1904   *^^^d  1911. 

5.  Workmens'  Wages  189S,  1S99, 1900, 1904  ;  Truck 
1899,    1900,    1904;     Baiikruptey    1892,  1898. 

6.  Shearers'  Accomodation  1912;  Workers' 
Homes  1911,  1912  (2)  and  1914  ;  Navigation  1904, 
1907;  Merchant  Shipping  Act  Application  1908; 
Inspection  of  Machinery  IO04  and  1911.  7.  Trade 
Unions  1902.  8.  Masters  and  Apprenticcs  1878 ; 
Masters  and  Servants  1892,  Employment  Brokers 

1912  (Gonsolidation)  1918.  —  Tasmania: 
1.  Factories  1910,  1911  and  1917 ;  Shops  Gtosing 
1911  and  1913.  2.  Wages  Boards  1920.  S.  Mining 

1917,  1918,  1920;  Mines  and  Works  regtdation 
1915.  4.  Inspection  of  Machinery  1902,  1909, 
1913.  5.  Wages  Attachment  1900;  Bankruptcy 
1870,  1899.  6.  Homes  1920.  7.  Trade  Unions 
1889.    8.  Masters  and  Servants  1856,  1882,  I884, 
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1887.  —  Veatchf  Mining  laws  0/  Aitslralia 
and  New  Zcaland,  Wellington  1911.  —  The  Acts 
nf  Parliament  of  the  Commonwealth  of  Austraiia 
passed  from  1901,  and  in  Force  on  Jannary, 
1912,  to  whi-ch  is  prefixed  the  Commonwealth  of 
AiLstralia  Constitution  Act,  London  2913. 

B.Monographien:  Plummer,  John,  The 
Colonies  and  the  English  Labouring  Classes. 
Proceedings  of  the  Royal  Coloniat  Institute, 
Bd.  VII,  1S77.  —  Sir  Charles  Wentworth 
mike,  M.P.  Bart.,  Greater  Brilain  —  a  Record 
of   Travel    in   English-speaking    Countries  in 

1S66  and  1SG7.    New  editton,  London  ISSS.   

Bruce-Smith,  Trade-Unionism  in  Victoria: 
or  who  shall  he  mastert  Victorian  Review, 
März  1SS5.  —  Jeannie  Lockelt,  The  Labour 
Question  in  Austraiia,  Westminster  Review, 
Dezember  1SS9.  —  Sir  Cliarles  Wentworth 
milce,  Bart.  M.P.,  Problems  of  Greater  Britain, 
2  Bde.,  London  Iggo.  —  Charles  Falrfield, 
State  Socialism  in  the  Antipodes.  In:  A  Plea 
for  Libertji,  ed.  by  Thomas  Mackay,  London  1891. 
—  John  Rae,  The  Eight  Hours  Day  in 
Victoria.  Economic  Journal  ed.  by  F.  Y.  Edge- 
Worth,  März  lagi,  Bd.  I,  Nr.  1  und  September, 
Nr.  S.  —  G.  Buhland,  Der  achtstündige 
Arbeitstag  und  die  Arbeiterschutzgesetzgebung 
der  australischen  Kolonien,  Z.  f.  St.,  i7.  Jahrg., 
2.  Heft,  im,  S.  279— S71.  —  St.  Baxier, 
Arbeiterfragen  und  Lohnpolitik  in  Australien, 
Jb.  f.  Nat.,  III  F.,  II  Bd.,  S.  1:41  ff.  —  B.  Rev. 
Alfred  Barry,  Social  Conditions  in  a  New 
England.  The  Economic  Review,  April  1891, 
Bd.  I,  Nr.  2.  —  Francis  Adains,  The  Labour 
Movement  in  Austraiia,  Fortnightli/  Reciew, 
August  1891.  —  „The  Australian  iVor  kman", 
The  Official  Organ  of  the  Trade  Unions  of  New 
South    Wales,   1891.    —    U.    TD.   Lloyd,  A 

country   without   strikes,   New    York  1900.   

A,  M4tin,   Legislation  ouvricre  et  sociale  en 

Auslralie   et  Nouvelle-Zelande,  Paris  1901.   

J.  Gregory,  Compulsory  arbitration;  is  it  a 
successf  Dunedin  1901.  —  Report  of  Royal 
Commission  of  inquiry  into  the  Working  of 
compulsory  Conciliation  and  Arbitration  Laws, 
Sydney  N.  S.  W.  1901.  —  Report  of  the  Royal 
Commission  on  Operation  of  Factories  and  Shops 
Law  in  Victoria,  Melbourne  1902(08.  —  West- 
awstralien:  Reports  of  Proceedings  before  the 
Boards  of  Conciliation  and  the  Court  of  Arbi- 
tration; Annual  Retums  of  Proceedings  imder 
the  IndustriMl  Conciliation  and  Arbitration  Act, 
1902.  —  V.  Clark,  Labor  Conditions  in  Austraiia 
bzw.in  New  Zealand,  im  Bulletin  of  the  Bureau  uf 
Labor  in  Washington  Nr.  56  (190ri)  bzw.  Nr.  49 
(1903).  —  L.  Hatch,  Government  industrial 
arbitration,  im  Bull,  of  the  Bureau  of  Labor  in 
Washington,  Nr.  60  (1905).  —  T.  Clegg, 
Factory  and  Shop  Legislation,  1904jOS.  — 
V.  Clark,  The  Labour  Movement  in  Austra- 
lasia,  London  1900.  —  F.  Leo,  Der  Tarif- 
vertrag im  Ausland,  in  „Beiträge  zur  Arbeiter- 
statistik" des  Kaiserl.  Statist.  Amts  in  Berlin, 
Nr.  3,  I,  1906.  —  R.  Schachner,  Wirt- 
schafts- und  Sozialpolitik  im  Commonwealth 
von  Australien,  in  Jb.  f.  Nat.,  III.  F., 
XXXII  Bd.,  S.  289 ff.;  in  der  Sozialen 
Praxis  1907,  Nr.  43.  —  Derselbe,  Schieds- 
gerichte und  Lohnausschüsse  in  Australien,  im 
Arch.  f.  Sozialw.  1908.  —  Home  Office,  Report 
on  Wage  Boards  of  Austraiia  and  Zealand  by 


E.  Aves,  London  1908.  —  n.   O.  Richter, 

Die  amtliche  -irbeitsstatistik  in  Australien  und 
Neuseeland,  in  „Beiträge  zur  Arbeiterstatistik" 
des  Kaiserl.  ,'itat.  Amts  in  Berlin,  Nr.  7,  1908. 

—  Robert  Böhringer,  Die  Lohnämter  in 
Victoria.  (Staats-  und  sozialwiss.  Forschungen 
154),  Leipzig  1911.  —  M.  B.  Hammond, 
The  Australian  Elperience  with  Wage  Boards, 
in  Survey,  e.jXI  191.5.  —  R.  Schachner, 
Australien  in  Politik,  Wirtschaft,  Kultur, 
2.  Bde,  Jena  1909  und  1911.  —  B.  R.  Wise, 
Commonwealth  of  Austraiia,  London  1909,  2.  Aufl., 
London  191S.  —  Derselbe,  The  Making  of  the 
Australian  Commonwealth  (1899—1900),  London 
1913.  —  Jlf.  B.  Hammond,  Judicial  Interpre- 
tation of  the  Minimum  Wage  in  Austraiia,  Amer. 

Econ.  Rev.,  June  191S,  III,  2,  p.  S59.          M.  T. 

Rankin,  Arbitration  and  Conciliation  in  Austra- 
lasia,  London  1916.  —  H.  M.  Murphy,  Labour 
and  Wages  in  Austraiia,  Melbourne  1917.  — 
Sir  T.  A.  Coghlan,  Labour  and  Industry  in 
Austraiia,  London  1918.  —  C.  H.  Northcott, 
.lustralian  Social  Development,  New  York  1918. 

—  Sir  C.  G.  Wade,  Austraiia  :  Problems  and 
Prospects,  London  1919.  —  H.  Heaton,  Modern 
Economic  History  (with  special  reference  to 
Austraiia),  Melbourne  1921.  —  S.  T.  Sutcliffe, 
The  History  of  Trade  ühionism  in  Austraiia, 
Melbourne  1921.  —  Official  Year-Book  of  the 
Commonwealth  of  Austraiia  ed.  John  Stonham, 
Melbourne  1921  no.  14.  Annual  Reports  of  Chief 
Inspector  of  Factories  für  Victoria  (Melbourne), 
Sädaustralien  (Adelaide);  für  Neusüdwales: 
Report  on  the  Operations  of  the  Dept.  nf  Labour 
and  Industry,  Sydney  1921.  —  Queensland: 
Report  of  the  Direclor  nf  Labour  und  Chief  In- 
spector of  Factories  and  Shops,  Brislnrne  I<'ll6ll7. 

—  Tasmania:  Annual  Report  oflhc  Industrial 
Departement,  Hobart  19n.  —  Neuseeland: 
T.  M.  Hocken,  Bibliography  of  the  Literature 
relating  to  Netv  Zealand,  Wellington  1908.  — 
H.  D.  Lloyd,   Ncwest  England,  London  1901. 

—  If-  P.  Reeves,  State  Experime^it^  in 
Austraiia  and  New  Zealand,  London,  Grant 
Richards,  1901.  —  .-1.  Siegfried,  La  De'mo- 
cratie  en  Nouvelle  Zelande,  Paris  I904.  Tra,ns- 
lated  by  E.  V.  Bums,  London  I914.  —  Henry 
Broadhead,  State  Regulation  of  Labour  and 
Labour  Disputes  in  Neiv  Zealand.  Christ- 
ehurch,    Whitcombe   <t   Tombs  (Limited)  1908. 

—  Sir  John  Eldon  Gorst,  New  Zealand 
revisited,  London  1908.  —  G.  H.  Scholefield, 
New  Zealand  in  Evolution,  Industrial,  Economic, 
and  Political.  With  an  introduction  by  W.  P. 
Reeves,  London,  T.  F.  ühwin,  1916.  — 
A.  P.  Douglas,  The  Dominion  of  New  Zea- 
land, London  1909.  —  James  W.  Mcllwrailh, 
The  Course  of  Pnces  in  New  Zealand,  Welling- 
ton, Government  Printer,  1911.  —  Census  and 
Statistics  Office,  Wellington.  An  Inquiry  into 
Prices  in  New  Zealand,  Wellington,  Government 
Pnnter,  1920.  —  J.  E.  Le  Rossignol  and 
Stewart  W.  Downie,  State  Socialism  in  Nelo 
Zealand,  London  G.  G.  Harrop  &  Co.,  1911.  — 
Sir  Robert  Staut,  and  J  Logan  Staut, 
New  Zealand,  Cambridge,  üniversity  Press,  1911. 

—  Giuseppe  Capra,  La-  Nuova  Zelanda,  Scuola 
Tipografica  D.  Bosco,  S.  Benigna  Canavese,  1918. 

—  H.  H.  Lusk,  Social  Weifare  in  New  Zealand, 
London  1913.  —  J.  Hight  and  Bam- 
ford,    The  Constitntional  History  and  Law  of 
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New  Zealand,  Christchureh,  Whitcombe  &  Toinbs 
(Limited),  19U-  —  I-  -E-  Kossignol, 
A  General  strike  in  New  Zealand,  in  American 
Econ.  Review,  June  19U,  vol.  IV,  S,  p.  29S.  — 
The  New  Zealand  Official  Year-Booh  19S1—M 
ed.  Malcolm  Fräser,  Wellington  19SS.  —  Ann. 
Report  of  Departement  of  Labour,  Wellington 
1921. 


of  Labor  on  Hawaii.  Bulletin  of  U.  St.  Bureau 
of  Labor,  No.  66,  Sept.  1906.  —  W.  F.  Black- 
man,  The  making  of  Hawaii,  New  York  1S99. 


XXXI.  Die  Ärbeiterschutzgesetz- 
gebung in  europäischen  und  ame- 
rikanischen Kolonien  in  Ozeanien. 

1.  Die  britischen  Fidschiinseln  mit  rund 
160000  starker  Bevölkerung  sind  zugunsten  der 
Albeiterschaft  ihrer  Zuckerfabriken,  Säge- 
mühleu, Bootswerften  usw.  den  Berner  inter- 
nationalen Verträgen  von  1906,  betr.  Verbot 
der  Nachtarbeit  der  Frauen  am  21./II. 
1908  und  betr.  Verbot  der  Verwendung  des 
Weißphosphors  bei  der  Zündholzerzeugung 
am  16./VI.  1910  beigetreten. 

Literatur:  Karl  Fricke,  D-ie  Arbeiterfrage  in 
Fidschi,  in :  Die  Gremboten  v.  S.jXH.  191S, 
S.  447.  Report  of  the  Committec  on  the  Emi- 
gration from  India  to  the  Crown  Coloniee  and 
Protectorates,  Lond^tn  1910. 


2.  Frankreich  hat  den  Beitritt  seiner  Kolonie 
Neu-Caledonien,  wo  auch  Nickelerze  in 
Hochöfen  aufbereitet  werden,  zum  internatio- 
nalen Verbot  der  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Erzeu- 
gung von  Weißphosphorzündhölzern  v. 
16./XI.  1909  erklärt  und  das  G.  V.  17./IV.  1907 
über  die  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  in 
der  Handelsschiffahrt  als  für  diese  Kolonie 
wirksam  anerkannt. 

3.  In  der  früheren  deutschen  Kolonie  von 
Neuguinea  galt  der  Zehnstundentag  und  das 
Verbot  der  Sonntagsarbeit  durch  V.  v.  4./III. 
1909. 

Literatars  ClasSy  Die  Rechtsverhältnisse  der 
f  reien,  farbigen  Arbeiter,  Ulm  191S.  —  H.  OördeSf 
Die  Arbeiterfrage  in  der  deutschen  Siidsee,  Er- 
langer Dis8.,  Karlsruhe  1918. 


4.  Amerika  hat  in  Hawaii,  seiner  reichen 
Zuckerplantage,  für  Mädchen  unter  16  Jahren  das 
Verbot  der  Nachtarbeit  durch  9  Stunden 
erlassen;  das  Zulassungsalter  für  Kinder  ohne 
absolvierte  Schulpflicht  beträgt  15  Jahre.  In 
Samoa,  zu  dessen  Kopragewinnung  sowohl  ein- 
geborene als  chinesische  kontraktlich  gebundene 
Arbeiter  aufgenommen  wurden,  wurde  die 
Sonntagsruhe  2mal  monatlich,  die  Arbeitsruhe 
an  chinesischen  und  deutschen  Feiertagen, 
1% stündige  Ruhepause,  das  Verbot  der  Arbeit 
vor  Sonnenaufgang  und  nach  Sonnenuntergang 
durch  V.  V.  25./iV.  1905,  16./XI.  1909,  18./VI. 
1910  eingeführt. 

Literatur:    Das   deutsche  Schutzgebiet  Samoa, 
Apia  1911.    Third  Report  of  the  Commuaioner 


D.  Afrika. 

XXXII.    Die  Ärbeiterschutzgesetz- 
gebung   in    der  südafrikanischen 
Union. 

1.  Die  Regelung  des  Arbeiterangebotes.  2.  Die 
Ärbeiterschutzgesetzgebung.  a)  Transvaal, 
b)  Natal,   c)  Kapland,  d)  Oranjeflußkolonie. 

1.  Die  Regelung  des  Arbeiterangebots.  Die 
Ausbeutung  der  Gold-,  der  Diamanten-,  Edel- 
stein- und  Kohlenbergwerke  in  Kapland,  Natal, 
Transvaal  und  am  Orangefluß,  den  Staaten,  die 
am  20./IX.  1909  zum  Südafrikanischen  Bunde 
sich  zusammenschlössen,  hat  dieses  Wirtschafts- 
gebiet vor  zwei  Fragen  der  Arbeitspolitik  gestellt: 
die  des  Arbeiterschutzes  der  weißen  und  schwar- 
zen Arbeiter,  und  die  der  Versorgung  mit  Arbeits- 
kräften.  Nirgends  sind  die  Schwierigkeiten  der 
kolonialen  Arbeiterfragen  so  kraß  hervorgetreten. 
Vor  dem  Weltkriege  (Ende  1912)  zählte  man  im 
Goldbergbau  24558  weiße,  207618  farbige,  in 
den  Diamantgruben  8874  weiße,  52369  farbige, 
in  den  Kohlengruben  1323  weiße,  23277  farbige, 
also  im  ganzen  318019  Arbeiter,  davon  ein 
Neuntel  weiße.  Die  Zahl  der  Fabrikbetriebe  be- 
trug nach  der  Betriebszählung  von  1919 — 1920: 
6890,  die  Zahl  ihrer  Arbeiter  175520  (davon 
62483  Weiße).  Die  Zahl  der  Bergarbeiter  betrug 
309118  (davon  38710  Weiße,  3139  Asiaten,  der 
Rest  Eingeborene).  Schon  Anfang  1890  hatte  die 
afrikanische  Arbeitskraft  nicht  genügt  und  starke 
Einwandererströme  drangen  in  die  Kolonien  ein. 
Von  diesen  hat  Natal  zuerst  durch  das  Gesetz 
Nr.  18  von  1896  sich  der  unerwünschten  Aus- 
wanderer erwehrt,  indem  es  in  seine  Einwande- 
rungsvorschriften den  Nachweis  des  Lesens  und 
Schreibens  einer  europäischen  Sprache,  die  später 
von  Kapland  (G.  v.  22./XII.  1902),  von  Kanada 
und  Amerika  übernommene  Analphabetenklausel 
setzte,  eine  Bestimmung,  die  durch  G.  Nr.  30 
V.  30./IX.  1903  verschärft  wurde;  ebenso  gelang 
es  den  Arbeiterverbänden  in  Natal  im  Berggesetz 
von  1899  Nr.  43  Zulassungsalter  und  Arbeitszeit 
zu  regeln.    Die  Anwerbung  von  Eingeborenen 
in  Natal  wurde  durch  die  Werbegesetze  (touts 
Acts)  v.  9./IX.  1901  Nr.  46  (abgeändert  20./I. 
1908)  verboten.    Gegen  diese  Bestrebungen,  die 
der  australischen  Gewerk\'ereins-  und  Sozial- 
politik parallel  liefen,  wurde  von  Arbeitgeber- 
seite alsbald  Front  gemacht  und  für  die  Einfüh- 
rung asiatischer  Arbeiter  Propaganda  entfaltet. 
Bei  steigender  Goldnachfrage  fehlte  es  an  ein- 
geborenen Arbeitern.    Viele  bedeutende  Minen 
in  Rhodesia  mußten  gefristet  werden,  und  die 
Britisch-Südafrikanische  Kompagnie  wandte  sich 
am  18./V11I.  1900  an  das  Kolonialamt  mit  dem 
Ersuchen,  den  Entwurf  einer  Verordnung  zu 
genehmigen,  die  für  die  Einführung  asiatischer 
Kontraktarbeiter  und  deren  Heimscliaffung  Vor- 
kehrungen treffen    sollte  (Southern  Rhodesia, 
Correspondence  relating  to  the  Regulation  and 
Supply  of  Labour  in  Southern  Rhodesia,  Cd.  1200, 
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1902,  p.  43).  Der  Kolonial  minister  Mr.  Chamber- 
lain  erklärte  sich  einer  Rekrutierung  von  Arabern 
aus  dem  Bezirke  von  Aden  geneigt,  lehnte 
aber,  solange  sich  nicht  darüber  eine  klare 
Meinung  in  Südafrika  gebildet  habe,  die  Be- 
günstigung einerChineseneinfuhr  ab  (26./VI.  1901, 

1.  c.  p.  74).  Der  Transvaal  erließ  sodann  die 
Ordinance  to  provlde  for  and  regulate  the  Im- 
portation  into  Southern  Rhodesia  (Ordin.  No.  18, 
1901,  p.  113  1.  c),  welche  auf  die  Erleichterung 
der  arabischen  Arbeitereinfuhr  einerseits,  den 
Schutz  dieser  Arbeiter  andererseits  abzielte.  In 
Transvaal  war  nach  Beendigung  des  Krieges 
eine  Reduktion  der  Bergarbeiterlöhne  der  schwar- 
zen Arbeiter  von  33%  beschlossen  worden.  Dies 
hatte  eine  Massenabwanderung  der  Kaffern  zur 
Folge  (South  Africa,  Further  Correspondence 
relating  to  the  Affairs  of  the  Transvaal  and 
Orange  River  Colony,  Cd.  1895,  1904,  p.  12,  17, 
29,  251,  269,  286,  306).  Es  entstand  Arbeiter- 
mangel. Die  Bevölkerung  südlich  vom  Zambesi 
betrug  nach  Schätzungen  6  Mill.  Personen,  da- 
von nur  1  Mill.  Weiße.  Nur  ein  Sechzehntel  der 
Farbigen  wurde  als  verfügbar  erachtet,  und  man 
berechnete  in  Minenkreisen  einen  momentanen 
Ausfall  von  91000  Arbeitskräften,  der  sich  in 
5  Jahren  auf  300000  steigern  würde.  Die  Berg- 
werkskammer von  Johannesburg  überreichte  dem 
Kolonialminister  im  Januar  1903  einen  Bericht, 
in  welchem  als  Mittel  zur  Abhilfe  empfohlen 
wurden:  größerer  moralischer  oder  gesetzlicher 
Arbeitszwang  auf  die  Eingeborenen,  Ausdehnung 
des  Anwerbegebietes,  Einfuhr  von  Asiaten  (Cd. 
1895,  p.  343).  Es  wurde  zugleich  betont,  daß 
diese  Arbeiter  nach  dem  Vorgange  Trinidads  nur 
unter  Regierungskontrolle  unter  Vertrag  ein- 
geführt und  ihre  völlige  Heimsendung  vorgesehen 
werden  müsse.  Die  Zentralsektion  der  ,,Liga 
der  Weißen"  bekämpfte  energisch  diese  Forde- 
rung; sie  wies  auf  die  Unmöglichkeit  hin,  die 
standige  Niederlassung  der  Asiaten  zu  verhüten, 
die  sich  in  Natal  gezeigt  habe  (p.  294,  299),  so- 
wie auf  das  Vorhandensein  eines  großen  Arbeiter- 
reservoirs im  Norden  des  Zambesi.  Aber  die 
kleineren  Landwirte  in  der  weißen  Bevölkerung 
bekämpften  wieder  die  stärkere  Inanspruch- 
nahme der  Kaffern  seitens  der  Minenbesitzer 
aus  Besorgnis  vor  Lohnsteigerungen  in  der  Land- 
wirtschaft (1.  c.  p.  32).  Die  Regierung  lehnte  das 
Ansinnen  der  Einführung  eines  Fronsystems 
unter  den  Schwarzen  ab  (p.  44),  ebenso  am 

2.  /VII.  1903  die  Repräsentantenversammlung 
in  Kapstadt  und  das  Kapministerium  den  Vor- 
schlag der  Chineseneinwanderung  (p.  64).  In- 
zwischen entsandte  die  von  den  Minenbesitzern 
gebildete  Labour  Importation  Association  Mr. 
H.  Ross  Skonner  zum  Studium  der  chinesischen 
Einwanderung  nach  China,  Japan,  Korea,  Au- 
stralien und  den  Vereinigten  Staaten  und  legte 
nebst  dessen  Bericht  (1.  c.  p.  76)  im  Juli  1903  die 
Grundzüge  einer  Verordnung,  betr.  Chinesen- 
einfuhr, vor  (p.  58,  59).  Die  von  der  Regierung 
«ingesetzte  Enquete  der  Labour  Commission  er- 
stattete am  19./XI.  1903  Bericht.  Sie  gelangte 
zu  dem  Schlüsse:  das  gegenwärtige  Defizit  der 
Arbeiternachfrage  betrage  129000  Personen,  in 
den  nächsten  5  Jahren  werde  es  auf  196000 
steigen,  die  in  Zentral-  und  Südafrika  nicht  auf- 
zutreiben seien.  Der  Gouverneur  unterbreitete 
dem  Kolonialamte  am  5./XII.  1903  (1.  c.  p.  120) 
einen  Verordnungsentwurf  der  Chineseneinfuhr. 

Handwörterbach  der  Staatawissenachaften  4.  Aufl. 


Gleichzeitig  wurde  der  Protest  der  Ministerien 
der  australischen  Kolonien  in  der  Bergwerks- 
kammer abgewiesen;  die  Minen  sollen  nicht, 
wie  ein  Redner  sich  ausdrückt  (1.  c.  p.  146), 
,,von  dem  Abschaum  der  lateinischen  Rassen 
Europas"  bearbeitet  worden.  Einem  Minen- 
besitzer, Mr.  Creswell,  der  es  versuchte,  weiße 
Arbeiter  über  Tage  arbeiten  zu  lassen,  wurde 
brieflich  aus  hohen  Minen-  und  Finanzkreisen 
erklärt,  man  befürchte  bei  der  Einfuhr  weißer 
-\rbeiter  ähnliche  Zustände  wie  in  Australien, 
,, nämlich,  daß  die  Vereinigung  der  arbeitenden 
Klassen  so  stark  werden  könnte,  daß  sie  nicht 
bloß  in  der  Lohnfrage,  sondern  auch  in  poli- 
tischen Fragen  das  Heft  mehr  oder  weniger  in 
die  Hände  bekommen  könnte,  sobald  Selbstver- 
waltung eingeführt  würde"  (I.  c.  p.  171).  Gou- 
verneur Lord  Milner  erklärte  nunmehr  (3./I. 
1904,  p.  176)  dem  Kolonialamte,  daß  das  Sinken 
der  Erträge  der  Eisenbahnen  zu  finanziellen 
Fehlbeträgen  führen  würde,  wenn  nicht  wieder 
die  normale  Höhe  der  Goldausbeute  erreicht 
würde.  Im  gesetzgebenden  Rate  von  Transvaal 
wurde  am  30./XII.  der  Antrag  Sir  George  Far- 
rars  angenommen,  die  Regierung  zur  Vorlage  einer 
Verordnung  aufzufordern  (p.  315 — 318).  Der 
Rückgang  der  Goldproduktion,  die  Steigerung 
des  Defizits  hielt  an,  und  am  13. /II.  entschied 
sich  der  britische  Kolonialminister  Mr.  Lyttleton 
für  die  Chineseneinfuhr  (Further  Correspon- 
dence, Cd.  1899,  p.  23).  Nach  Annahme  der  Ver- 
ordnung (3./III.  1904)  und  der  Ausführungs- 
reglemente  begannen  die  Verhandlungen  des 
Kolonialamtes  mit  der  chinesischen  Gesandt- 
schaft in  London.  Diese  bestand  auf  Bestellung 
eines  chinesischen  Berufskonsuls,  auf  der  Wer- 
bung der  Arbeiter  für  bestimmte  Minen  und 
Heimsendung  nach  dem  Auswanderungshafen 
(Further  Correspondence,  Cd.  2026,  p.  4).  Der 
Kolonialminister  forderte,  daß  die  Lohnbe- 
stimmuugen  im  Reglement  nicht  die  Wirkung 
haben  sollten,  den  Lohn  der  Kaffern  zu  drücken; 
die  ganze  Maßregel  solle  nur  dem  Arbeitermangel 
abhelfen  (1.  c.  46).  Am  13./V.  1904  wurde  der 
Vertrag,  betr.  die  Chineseneinwanderung,  mit 
China  erledigt.  Der  Inhalt  der  Verordnung  ist 
der  folgende:  Niemand  darf  chinesische  Arbeiter 
in  die  Kolonie  Transvaal  einführen  oder  sie  an- 
stellen, wenn  er  nicht  von  der  Regierung  eine 
Konzession  zur  Einführung  erhalten  hat.  Für 
jeden  ohne  Konzession,  also  gesetzwidrig  ein- 
geführten Arbeiter  hat  der  IJinführende  eine 
Buße  von  100  £  zu  bezahlen  und  die  Kosten  der 
Rücksendung  zu  tragen.  Eine  solche  Konzession 
darf  nicht  erteilt  werden,  wenn  der  Regierung 
nicht  Kaution  dafür  gestellt  wird,  daß  der  Ar- 
beiter nach  Ablauf  des  Vertrages  in  seine  Heimat 
zurückgeschickt  wird.  Ferner  darf  kein  Arbeiter 
ohne  Zustimmung  des  Importeurs  an  eine  andere 
Person  nach  seiner  Ankunft  in  Transvaal  über- 
wiesen werden  und  auch  dann  nur  an  eine  Person, 
die  eine  Regierungskonzession  besitzt.  Dagegen, 
daß  der  Arbeiter  während  der  Arbeit  sich  im 
Lande  ansiedle,  wird  durch  Art.  14  die  Maßregel 
getroffen,  daß  keine  Ausschanks-,  Bergbau-, 
Handels-,  Krämer-,  Import-,  Hausier-  oder  son- 
stige Konzession  einem  Arbeiter  oder  einem  Agen- 
ten resp.  Bevollmächtigten  einesArbeitersgewährt 
werden  darf.  Es  ist  verboten,  daß  ein  Arbeiter 
eine  Pacht  erwerbe,  direkt  oder  indirekt  Haus-, 
Land-,  baulichen  oder  Immobilienbesitz,  eine 
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Mynpacht,  Claim,  Schürf  oder  sonst  ein  Recht 
auf  Mineralien  oder  Edelsteine  besitze,  sei  es  in 
seinem  eigenen  oder  im  Namen  einer  anderen 
Person  zu  deren  Gunsten  oder  als  deren  Agent 
resp.  Bevollmächtigter.  Wird  der  chinesische 
Arbeiter  ohne  Erlaubnisschein  von  einem  Poli- 
zisten im  Lande  betroffen  und  weigert  er  sich, 
nach  seiner  Heimat  zurückzukehren,  so  kann  er 
nach  Art.  22  ohne  Verhaftsbefehl  festgenommen, 
zu  10  £  Strafe  oder  3  Monaten  Gefängnis  ver- 
urteilt und  nach  abermaliger  Weigerung  zwangs- 
weise in  seine  Heimat  zurückgesandt  werden. 

Die  Absicht,  das  Abströmen  der  chinesischen 
Arbeiter  aus  dem  Distrikt  von  Witwatersrand 
in  die  Städte  und  in  andere  Berufe  zu  verhüten, 
suchte  die  Verordnung  dadurch  durchzuführen, 
daß  die  vom  Gouverneur  ernannten  Arbeiter- 
inspektoren nicht  nur  mit  der  Aufgabe  betraut 
wurden,  die  sanitären  Interessen  der  Arbeiter 
wahrzunehmen,  sondern  daß  in  ihrem  Bureau 
auch  jeder  vom  Importeur  mit  den  Arbeitern 
schriftlich  abzuschließende  Vertrag  in  ihre  Liste 
eingetragen  werden  muß.  Erst  durch  die  Re- 
gistrierung erhält  dieser  Vertrag  Rechtskraft. 
Hierdurch  ist  es  dem  Inspektor  ermöglicht, 
Namen,  Zahl  und  Betriebe  zu  kennen,  in  welchen 
chinesische  Arbeiter  ange.stellt  worden  sind.  Jede 
Veränderung  im  Personalstatus  ist  dem  Inspektor 
anzuzeigen.  Außerdem  haben  Importeur  und 
Arbeiter  Pässe  zu  lösen.  Wenn  Arbeiter  sich  von 
ihren  Arbeitsstellen  über  eine  englische  Meile 
weit  entfernen  wollen,  so  müssen  sie  vom  Arbeit- 
geber einen  für  höchstens  48  Stunden  gültigen 
Erlaubnisschein  lösen.  Ein  nach  dem  Verlauf 
von  48  Stunden  ohne  Erlaubnisschein  ange- 
troffener Arbeiter  kann  festgenommen,  vor  den 
Richter  geführt  und  bestraft  werden. 

Um  zu  verhüten,  daß  die  ungelernte  Arbeit, 
zu  der  allein  die  eingeführten  Chinesen  verwendet 
werden  sollen,  die  ja  als  Ersatz  der  farbigen 
Arbeit  gedacht  sind,  der  gelernten  Arbeit  der 
Weißen  Konkurrenz  bereite,  wird  ein  Verzeichnis 
derjenigen  Berufe  gegeben,  von  denen  die  Chi- 
nesen ausdrücklich  ausgeschlossen  sein  sollen. 

Die  zu  dieser  Verordnung  erlassenen  Regle- 
mente  (Further  Correspondence,  Cd.  2026)  ver- 
langen die  ärztliche  Untersuchung  der  Arbeiter 
bei  ihrer  Ankunft  im  Hafen  von  Durban,  ihre 
Impfung,  schreiben  den  Unternehmern  bei 
Strafe  von  50  f  die  Fürsorge  im  Krankheitsfalle 
vor  und  verpflichten  sie,  durch  (3  Tage  der  Woche 
den  Arbeiter  mit  Arbeit  zu  versehen  und  zu  ent- 
lohnen. Lohnabzüge  oder  Abzüge  für  bezogene 
Waren  sind  nicht  gestattet.  Das  Lohnbuch  ist 
dem  Arbeitsinspektor  vorzuzeigen.  Jeder  Ar- 
beiter, der  zur  Stückarbeit  nicht  verwendet  wer- 
den kann,  ist  im  Taglohn  nach  den  Norniallohn- 
sätzen  der  Bergwerkskanimer  vom  Mai  1897,  die 
seit  Januar  1903  wieder  in  Kraft  standen,  zu 
beschäftigen.  Sollte  aber  binnen  G  Monaten 
nach  Ankunft  der  Arbeiter  im  Witwaterdistrikt 
die  Durchschnittsentlohnung  eines  Chinesen 
tM)  sh  für  30  Arbeitstage  nicht  erreichen,  so  soll 
der  Lohnsatz  von  1  sh  auf  1  sh  6  d  für  jeden 
Arbeitstag  erhöht  werden.  Die  Arbeiter  haben 
ferner  das  Recht,  auf  Kosten  des  Importeurs 
mit  ihren  Frauen  und  Kindern  unter  10  Jahren 
zu  kommen,  und  in  diesem  Falle  muß  für  ihre 
Unterkunft  vom  Importeur  Sicherheit  gewährt 
werden.  Die  Frauen  imtei  liegen  denselben  Paß- 
und  Erhuibnisscheinbestininuingen  wie  die  Män- 


ner. Die  Arbeiter  dürfen  nach  China  zurück  nur 
auf  Schiffen,  die  zum  Arbeitertransport  kon- 
zessiimiert  sind,  und  zwar  in  denselben  Hafen 
zurück,  in  dem  sie  sich  einschifften. 

Das  zwischen  Großbritannien  und  l^hina  am 
13. /V.  1904  getroffene  Abkommen  organisierte 
die  Anwerbung  in  den  chinesischen  Häfen  und 
die  chinesische  Konsularkontrolle  in  Transvaal. 
Die  britische  Regierung  stellt  auf  ihre  Kosten  die 
Lokalitäten  in  den  Häfen  her,  in  denen  die  Aus- 
wanderungsagenturen zu  installieren  sind  und 
in  denen  zugleich  vom  chinesischen  Inspektor, 
einem  Beamten,  den  der  Taotai  des  Hafens  er- 
nennt, den  Auswanderern  im  Verein  mit  dem 
britischen  Konsularbeamten  Auskunft  erteilt 
und  die  Bestimmungen  des  Abkommens  bekannt- 
gegeben werden.  Hier  wird  ferner  Register  über 
die  Auswanderer  geführt  und  in  Gegenwart  des 
Beamten  wird  der  Vertrag  unterzeichnet  und 
werden  die  .Auswanderer  ärztlich  untersucht. 
China  steht  es  frei,  in  Transvaal  Berufskonsuln  zu 
ernennen,  ohne  deren  Genehmigung  auch  mit  Zu- 
stimmung des  Auswanderers  die  Ueberlassung 
eines  solchen  an  einen  anderen  als  den  ursprüng- 
lich bestimmten  Arbeitgeber  ausgeschlossen  ist. 
Die  chinesische  Regierung  erhält  zur  Deckung  der 
Inspektionsausgaben  3  me.vikanischc  Dollars  pro 
Auswanderer,  wenn  deren  Gesamtzahl  10000 
nicht  erreicht  und  2  $  für  jeden  weiteren  Aus- 
wanderer aus  demselben  Vertragshafen.  Die  sani- 
tären Einrichtungen  auf  den  Auswandererschiffen 
unterliegen  den  ostindischen  Gesetzesbestim- 
mungen. 

Die  Südafrikanische  Union  istam  G,/XII.1910, 
rückwirkend  auf  den  3./V.  1909  dem  internatio- 
nalen Arbeiterschutzvertrage,  betr.  das  Verbot 
des  weißen  Phosphors  in  der  Zündholz- 
industrie und  die  Ein-  und  Ausfuhr  solcher  Zünd- 
hölzer beigetreten,  so  daß  dieses  Verbot  am  3./V. 
1914  in  Kraft  getreten  ist.  Vor  der  Errichtung 
der  Südafrikanischen  Union  war  der  Oranjestaat 
am  3./V.  1909  dem  Vertrage  beigetreten. 

2.  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  a)  Trans- 
vaal. Nach  dieser  Regelung  des  Arbeiter- 
angebotes schritt  man  in  den  Einzelstaaten  zum 
Ausbau  des  Arbeiterschutzes.  In  Transvaal 
wurde  eine  V.  zur  Regelung  in  Gruben  und  maschi- 
nellen Anlagen  v.  27./VII.  1903,  Nr.  54  (an  Stelle 
des  G.  Nr.  18  v.  1896)  erlassen,  die  ohne  Unter- 
schied der  Farbe  die  Arbeit  von  Fr.iuen  und  von 
Kindern  unter  14  Jahren  unter  Tage  verbot,  und 
für  Sonn-  und  Feiertagsruhe  sorgte.  In  den 
Jahren  1905,  1909,  1910  abgeändert  wurde  so- 
dann das  geltende  BundesG.  für  den  Bergbau, 
Werke,  Maschinenanlagen  und  Anwei- 
sungen am  15./IV.  1911  geschaffen,  eine  Art 
Berg-  und  Fabrikgesetz,  das  sich  auf  Bergwerke 
mit  allem  Zubehör,  auf  chemische,  metallur- 
gische Werke,  Schmelzhütten,  Erzröstereien, 
Petroleum-,  Salzwerke,  Ziegeleien,  Kalkbren- 
nereien, Töpfereien,  Zuckerfabriken,  Getreide-, 
Sägemühlen  und  andere  maschinelle  Anlagen 
erstreckt.  Dieses  Gesetz  regelt  das  Zulassungs- 
alter zur  Bergarbeit;  die  Untertagearbeit  vor 
vollendetem  IG.  Lebensjahr  ist  Knaben,  ferner 
Frauen  jeden  Alters  verboten  (Art.  8).  Ueber 
Tage  dürfen  weniger  als  16  Jahre  alte  Personen 
höchstens  8  Stunden  oder  48  Stunden  im  Laufe 
von  7  aufeinanderfolgenden  Tagen  beschäftigt 
werden  (nicht  eingerechnet  die  zum  Aufsuchen 
des  Arbeitsplatzes  erforderliche  Zeit).  Dieselbe 
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achtstündige  Maximalarbeitsdauer  ist 
auch  für  Erwachsene  Vorschrift  (Art.  9).  Aus- 
genommen sind  Notarbeiten,  der  Dienst  der  Be- 
amten, die  Arbeit  in  Kohlengruben  und  Unedel- 
metallgruben und  gewisse  Reviere  außerhalb 
Johannesburg,  Krügersdorp,  Bokersdorp. 

Das  LadenschlußG.  v.  22./VIII.  1908  setzt 
verschiedene  Ladenschlußzeiten  für  städtische 
(Mittwoch  1  Uhr,  Samstag  9  Uhr,  sonst  7  Uhr 
abends)  und  ländliche  (Samstag  7  Uhr,  sonst 
6  Uhr)  Orte  fest.  An  einem  Tage  wird  auch  auf 
dem  Lande  um  1  Uhr  geschlossen  und  dieser  Tag 
durch  Verordnung  nach  Befragen  von  Behörden 
und  Interessenten  gewählt.  Ausgenommen 
sind  Gasthäuser  und  Lebensmittelgeschäfte, 
Bahnhofbuchhandlungen  und  Blumenhand- 
lungen. Vom  22. — 31. /XII.,  außer  an  Feier- 
tagen, können  die  Läden  bis  9,  resp.  7  Uhr  auf 
dem  Lande,  offen  gehalten  werden.  Die  Ma.\i- 
malarbeitszeit  der  Handels-  und  Gastwirt- 
.schaftsangestellten  beträgt  54  Stunden  in  der 
Woche. 

Für  den  Vollzug  ist  in  Transvaal  durch 
das  G.  V.  7./VII.  19Ü9,  betr.  die  Errichtung 
eines  Arbeitsdepartements  Vorsorge  getroffen 
worden.  Danach  ernennt  der  Gouverneur  je- 
weilen  einen  Inspektor  der  weißen  Arbeiter,  der 
sowohl  bei  Arbeitsstreitigkeiten  zu  intervenieren 
und  den  streitenden  Teilen  Auskunft  zu  erteilen, 
als  auch  die  privaten  Arbeitsnachweise  zu  re- 
gistrieren und  zu  kontrollieren  und  Klagen  von 
weißen  Arbeitneliniern  über  die  Behandlung 
seitens  der  Arbeitgeber  und  ihre  Dienstverhält- 
nisse zu  untersuchen  und  über  die  Ergebnisse 
dem  Minister  zu  berichten  hat.  Der  Inspektor 
hat  ferner  die  Oberaufsicht  über  das  gewerb- 
liche Lehrwesen. 

b)  Natal.  Wöchnerinnenschutz:  Auf 
Grund  von  Art.  116  des  G.  Nr.  25  von  1891,  betr. 
die  Beschäftigung  von  Frauen  ergingen  Vor- 
schriften (Rules  Nr.  32U)  v.  27. /V.  1910,  die  wohl 
den  strengsten  Wöchnerinnenschutz  bilden.  Ver- 
boten sind  die  Beschäftigung  einer  schwangeren 
Frau  nach  Ablauf  des  7.  Schwangerschaftsmonats 
und  einer  Wöchnerin,  solange  sie  Mutter  eines 
Kindes  im  Alter  von  weniger  als  3  Monaten  ist. 
Findet  ein  Amtsarzt  für  Indier,  oder  ein  sonstiger 
praktischer  Arzt,  daß  schon  vor  dem  7.  Schwanger- 
schaftsmonat die  Arbeit  einer  Frau  aufhören 
sollte,  so  hat  auf  Anzeige  dieses  Arztes  an  den 
Arbeitgeber  die  Beschäftigung  dieser  Frau  auf- 
zuhören. Während  der  Schonzeit  ist  der  Arbeit- 
geber verpflichtet,  die  Schwangeren  oder  Wöch- 
nerinnen mit  Lebensmitteln  und  Tagesrationen 
nach  den  Mindestansätzen  zu  versorgen,  die 
in  dem  zwischen  ihm  und  der  Frau  abgeschlos- 
senen Dienstvertrage  niedergelegt  sind.  Wer  20 
oder  mehr  erwachsene  männliche  indische  Ein- 
wanderer beschäftigt,  hat  indische  Frauen  mit 
Kindern  einmal  wöchentlich  durch  den  Amtsarzt 
für  Indier  untersuchen  zu  lassen.  Die  Bußen 
betragen  bis  2  £;  die  Bestrafung  kann  auf  Ver- 
langen des  Protektors  der  indischen  Einwan- 
derer polizeilich  vollstreckt  werden.  Außerdem 
hat  Natal  am  2C./VIII.  1905  ein  Ladenschluß- 
gesetz mit  Sonntags-  und  Feiertagsruhe  er- 
lassen, durch  das  die  Ladenschlußstunden  an 
den  ersten  4  Tagen  der  Woche  auf  51/,,  Freitag 
10,  Samstag  2  Uhr  nachmittags  gelegt  werden. 
Das  Gesetz  enthält  die  üblichen  Ausnahmen  für 


Beherbergungs-  und  Erquickungsgewerbe,  be- 
stimmte Lebensmittelgewerbe,  Zeitungskioske, 
Apotheken,  Coiffeurläden.  Das  Gesetz  enthält 
gleichzeitig  die  Vorschrift  einer  Höchstar- 
beitszeit von  54  Stunden  in  der  Woche  in 
Hotels,  Restaurants,  Lebensmittel-,  Milchge- 
schäften, Zeitungskiosken,  Geflügel-  und  Fisch- 
handlungen. 

c)  Kapland.  In  Kapland  ist  durch  das 
Halbruhetagsgesetz  von  1899,  abgeändert  durch 
die  Gesetze  von  1904  und  durch  das  geltende  G 
Nr.  34  v.  6./VI.  1905,  den  Ladeninhabern  die 
Verpflichtung  auferlegt  worden,  an  einem 
Wochentage  nicht  später  als  um  '22  Uhr  nach- 
mittags ihre  Läd  en  zu  schließen.  Die  Wahl  des 
Tages  kann  durch  Mehrheitsbeschluß  der  Laden- 
inhaber auf  irgendeinen  Tag  der  Woche  gelegt 
werden.  Der  Ladenschluß  entfällt  lediglich  in 
Wochen,  in  welchen  ein  öffentlicher  Feiertag  auf 
einen  Werktag  fällt,  sowie  in  der  Weihnachts- 
und Neujahrswoche. 

d)  Die  Oranjeflußkolonie  hat  durch  die 
LadenschlußG.  v.  1909  und  l./1. 1910  den  Laden- 
inhabern gestattet,  eine  Schließstunde  zu  wählen, 
jedoch  spätestens  7.30  Uhr,  ausgenommen  an 
Samstagen  und  Halbfeiertagen.  Gastwirtschaf- 
ten, Metzgereien,  Fischhandlungen,  Lebens- 
mittelgewerbe, Bahnhofsbuchhandlungen  fallen 
nicht  unter  das  Ladenschlußgesetz.  Die  Laden- 
schlußzeit an  Samstagen  und  Vorabenden  von 
Feiertagen  darf  nicht  später  als  9.30  Uhr  fallen. 
An  Sonn-  und  Feiertagen  sind  die  Läden  zu 
schließen.  Die  früheste  Ladenöffnungszeit  ist 
5  Uhr  morgens.  Die  Höchstarbeitszeit  be- 
trägt für  Gehilfen  des  Handels-  und  Gasthaus- 
gewerbes 54  Stunden,  für  Metzgereien  und  Fisch- 
handlungen 60  Stunden. 

Literatur:  Social  Statütics,  Capetown,  S.  Men- 
cLelssohrif  Bibliography  of  Boobs  relating  to 
South  Aj'rica,  London  1921.  —  E.  D.  Morel, 
The  blackman's  bürden,  London,  National  Labour 
Press,  1920.  —  L.  S,  Woolfj  Empire  and  com- 
merce in  Africa  (Labour  Research  Department), 
London  1920.  —  James  Bryce,  Impressions 
of  South  Africa,  London  1899.  —  Sir  Harry 
tlohnstonf  The  Colonisatioii  of  Africa,  Cam- 
bridge  1899.  —  6.  Ä'tone,  The  Mining  Laws 
of  Nigeria,  London  1921. 


XXXIII.    Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  anderen  britischen 
Kolonien. 

Zur  Sicherung  der  Einwanderung  ist  in 
Sierra  Leone  bereits  am  29./VII.  1895  ein 
Gesetz  zur  Regelung  des  Arbeitsvertrages  von 
Professionisten,  Arbeitern,  ,,Kroomen,  Gromettas 
and  other  servants"  erla.ssen  worden,  das  durch 
die  geltenden  V.  v.  24./VII.  1905  und  24./IV.  1908 
aufgehoben  worden  ist.  Danach  gelten  Hand- 
arbeiter als  so  lange  gedungen  bis  ihre  Arbeit 
beendigt  ist.  Handelt  es  sich  um  fortlaufende 
Dienste,  so  gilt  als  Anstellungsdauer  in  Er- 
mangelung eines  schriftlichen  Vertrages  eine 
Woche.  Seeleute  gelten  bei  Hafenarbeiten  als 
für  einen  Monat,  im  Seedienst  als  für  eine  volle 
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Reise  geheuert,  Diener  als  für  einen  Monat  auf- 
genommen. Von  den  anderen  britischen  Kolo- 
nien sind  dem  Weißphosphorverbot  in  der 
Zündholzindustrie  v.  27./IX.  1906  beige- 
treten: am  4./I.  1910,  mit  Wirkung  v.  4./I.  1915 
Ostafrikanisches  Protektorat,  Mauri- 
tius, Seychellen,  Südnigeria,  Protek- 
torat Uganda;  am  24./II.  1910,  mit  Wirkung 
V.  24./II.  1915  Nordnigeria;  am  22./X.  1910, 
mit  Wirkung  v.  22./X.  1915  Gambia,  Gold- 
küste, Sierra  Leone;  am  20./II.  1911,  mit 
Wirkung  v.  20./II.  1916  Südrhodesia;  dem 
internationalen  Arbeiterschutzvertrage  betr.  das 
Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen  in  der 
Industrie  durch  11  Stunden  am  21./II. 
1908,  mit  Wirkung  v.  14./I.  1912  Goldküste, 
Nordnigeria,  Protektorat  von  Uganda. 


XXXIV.    Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Aegypten. 

Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  hier  durch 
die  Zunahme  der  Kinderarbeit  veranlaßt 
worden.  Ein  Bericht  der  schweizerischen  Han- 
delsagentur in  Alexandrien  (Handelsmuseum, 
Wien,  XXIV,  Nr.  31,  S.  490)  berichtete  über  die 
Ursachen  dieser  Kinderarbeit  folgendes:  „All- 
jährlich werden  Tausende  von  kleinen,  kaum 
8jährigen  Jungen  von  ihren  Eltern,  Verwandten 
und  Bekannten  nach  den  ägyptischen  Groß- 
städten gebracht,  um  hier,  1000  und  mehr  Kilo- 
meter von  ihrer  Familie  entfernt,  nicht  nur  ihr 
Brot,  sondern  auch  noch  einige  Ersparnisse  zu 
verdienen.  Nicht  nur  in  den  Großbetrieben,  son- 
dern auch  im  Kleingewerbe,  im  letzteren  in  den 
schlechtesten  Räumen  untergebracht,  sieht  man 
Tausende  dieser  ausgehungerten  Geschöpfe  in 
anstrengender  und  oft  sehr  gesundheitsschäd- 
licher Arbeit  ihren  geringen  Lohn  verdienen. 
Der  Bauer  schickt  seine  Mädchen  in  die  Baum- 
woUentkernungsanstalten,  der  unterägyptische 
Handweber  seine  Jungen  in  die  mechanische 
Spinnerei  und  Weberei.  Der  Städter  sendet  sie 
in  die  Gipsmühlen,  Zementfabriken,  Ziegeleien 
usw.,  während  der  Nubier  allein  seinen  früh- 
beschäftigten  Kindern  wenigstens  insofern  noch 
ein  besseres  Los  zuteil  werden  läßt,  als  er  sie  als 
Stiefelputzer,  Laufjungen  usw.  in  frischer  Luft 
und  ohne  allzu  drückende  Arbeit  heranwachsen 
läßt."  Die  V.  V.  4./VII.  1909  über  die  Arbeit  der 
Kinder  in  den  BaumwoUegrenier  (Entkernungs-) 
anstalten  verbietet  Beschäftigung  und  Aufenthalt 
der  Kinder  in  den  Arbeitsräumen  vor  dem  zurück- 
gelegten 9.  Lebensjahre  und  stellt  als  Zulassungs- 
bedingung für  9 — 13jährige  die  Vorweisung  eines 
behördlichen  Alters-  und  Tauglichkeits- 
zeugnisses auf.  Die  Arbeitsdauer  darf  für 
9 — 13jährige  8  Stunden  nicht  übersteigen.  Es 
ist  verboten,  solche  Kinder  zur  Nachtzeit 
(7  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens)  und  in  Ma- 
schinenräumen zu  beschäftigen.  Der  Stunden- 
plan muß  der  Behörde  zur  Kenntnis  gebracht 
und  im  Betriebe  angeschlagen  werden;  ebenso 
sind  der  Behörde  die  Namen  der  Anwerber 
(Cholis)  mitzuteilen.  Ueber  Unfälle  ist  ein  Re- 
gister zu  führen.  Die  Strafverfolgung  richtet 
sich  nicht  nur  gegen  die  Fabrikdirektoren  und 


Eigentümer  und  die  Cholis,  sondern  in  bestimm- 
ten Fällen  auch  gegen  die  Inhaber  der  elterlichen 
Gewalt.  Die  Fabrikaufsicht  liegt  eigens  hierzu 
bestellten  Inspektoren  ob. 

Literatur:  Earl  of  Cromer,  ilodern  Egypl, 
London  1908.  —  Hen4  Maunier,  Bibliographie 
Economique,  JuHdique  et  Sociale  de  V Egypte 
Moderne  (1798—1916).  Sociele  Sultanieh  d'Eeo- 
nomie  Politique,  Caire,  Institut  frangais  d'archeo- 
logie  orientalet  1918. 


XXXV.     Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung im  belgischen  Kongo. 

Die  Ausbeutung  der  Gummipflanzungen,  von 
Palmöl,  Kopal,  Kakao  durch  Handelsgesell- 
schaften führte  im  Kongo  zu  den  bekannten 
Exzessen  der  Habgier,  die  unter  dem  Drucke 
Englands,  dem  Einflüsse  des  Kardinals  Lavigerie 
und  der  sozialistischen  Partei  in  Belgien  auch 
hier  zur  Regelung  der  kontraktlich  gebundenen 
Arbeit  führten.  Das  geltende  Recht  über  den 
Arbeitsvertrag  ist  durch  einen  Erl.  v.  17./VII. 
1910  geregelt  worden,  der  die  früheren  Erl.  v. 
8./XI.  1888,  18./V.  1905  und  3./VI.  1906  aufge- 
hoben hat.  Durch  diesen  Erlaß  wird  die  Dauer 
des  Dienstvertrages  auf  höchstens  3  Jahre  be- 
schränkt. Die  Kündigungsfrist  beträgt  in  Er- 
manglung eines  Uebereinkommens  oder  eines 
Ortsgebrauehs  14  Tage.  Bargeldlöhnung  ist  vor- 
geschrieben und  klagbar.  Nach  Vertragsab- 
schluß ist  ein  Arbeitsbuch  einzuhändigen,  das  im 
Besitz  des  Arbeitnehmers  bleibt  und  in  das  je- 
weilen  die  Daten  der  Lohnzahlung  einzutragen 
sind,  ebenso  Bußen  und  Abzüge.  Die  Lohn- 
zahlung hat  monatlieh,  falls  Kost  und  Logis 
beim  Arbeitgeber  genommen  sind,  sonst  wöchent- 
lich zu  erfolgen.  Der  Arbeitgeber  ist  zur  Bei- 
stellung einer  angemessenen  Wohnung  und  aus- 
reichender Nahrung  verpflichtet,  hat  für  Ge- 
sundheit und  Sicherheit  der  Arbeit  zu  sorgen  und 
monatlich  mindestens  4  Ruhetage  zu  gewähren. 
Er  hat  für  Krankenpflege  und  Hilfe  bei  Un- 
fällen, sowie  für  die  Heimschaffung  in  die  Gegend 
zu  sorgen,  in  der  der  Vertragsabschluß  statt- 
fand. Bußen,  die  mehr  als  ^4  des  Taglohns  be- 
tragen, sind  ungültig,  den  Arbeitern  dürfen  auch 
nicht  Auslagen  für  Arbeitsbuch,  Medaillen,  Ab- 
zeichen oder  andere  Gegenstände  auferlegt  wer- 
den. Endlich  regelt  das  Gesetz  die  Anwerbe- 
bewilligung und  stellt  die  angeworbenen  und  ein- 
geborenen Schwarzen  unter  den  besonderen  Schutz 
des  Generalstaatsanwaltes  und  seiner  Beamten. 

LIteratar:  V.  L.  Stmar,  Bibliographie  du  Congo 
1S95—19I0,  Bruxelles  1911.  —  E.  D.  Morel, 
Red  Rubber,  Introd.  by  Sir  Harry  Johnston, 
London  1906.  —  E.  Vandervelde,  La  Belgique 
et  le  Congo,  Paris  1911. 
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XXXVI.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  früheren  deutschen 

Kolonien. 
(Kamerun,  Deutsch-Ostafrika,  Deutsch-Süd- 
westafrika.) 

In  den  deutschen  Schutzgebieten  war  es  vor 
allem  der  Eisenbahnbau,  der  nach  der  ersten  Be- 
siedlung steigenden  Bedarf  nach  Arbeitskräften 
hervorrief.  Die  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse 
erfolgte  zuerst  durch  Schutzgebiete,  v.  25. /VII. 
1900  §  5  und  Vfg.  des  Reichskanzlers  v.  27./1X. 
1903  §  15.  Diese  wurden  ersetzt  durch  V.  der 
Gouverneure,  von  Kamerun  v.  24. /V.  und 
Deutsch-Ostafrika  v.  27./I1.  1909.  Die  Anwer- 
bung von  Eingeborenen  (in  beiden  Schutzge- 
bieten ungefähr  10  Mill.)  war  an  die  Lösung  eines 
Anwerbescheins  geknüpft.  Nur  gesunde  Einge- 
borene sind  anzuwerben.  Die  Arbeitgeber  sind 
verpflichtet,  die  Eingeborenen  gut  zu  behandeln, 
für  gute  Unterkunft,  Verpflegung  und  Heim- 
schaffung zu  sorgen.  Der  Lohn  ist  in  bar  zu 
entrichten;  das  Verpflegungsgeld  kann  dann, 
wenn  die  Selbstverpflegung  des  Arbeiters  auf 
erhebliche  Schwierigkeiten  stößt,  durch  Liefe- 
rung von  Nahrungsmitteln  ersetzt  werden.  Die 
tägliche  Arbeitszeit  beträgt  (nach  der  Ver- 
ordnung von  Deutsch-Ostafrika)  höchstens 
10  Stunden;  bei  außerordentlichen  Umständen 
kann  länger  gearbeitet  werden.  In  Kamerun 
war  Ueborzeit  und  Sonntagsarbeit  nur  zulässig, 
wenn  Gefahr  im  Verzuge  und  gegen  normale 
Mehlentlohnung. 

In  Deutsch-Ostafrika  ist  die  V.  v.  27./1I. 
1909  wesentlich  durch  zwei  VV.  v.  5./II.  1913, 
die  Anwerbeverordnung  und  die  Arbeiter- 
verordnung, geändert  worden.  Die  neue  An- 
werbeverordnung verbot  die  Anwerbung  von 
Frauen  und  Kindern;  indessen  können  ange- 
worbene Arbeiter  mit  Genehmigung  der  örtlichen 
Verwaltungsbehörde  ihre  Ehefrauen  und  Kinder 
mitnehmen,  sofern  deren  freie  Rückbeförderung 
gewährleistet  ist.  Die  Genehmigung  kann  nur 
aus  wichtigen  Gründen  versagt  werden.  Der 
Anwerbeschein,  dessen  Erteilung  Voraussetzung 
für  die  Anwerbetätigkeit  ist,  wird  nunmehr  mit 
der  Maßgabe  erteilt,  daß  der  Berechtigte  in  einem 
bestimmten  Bezirk  allein  zur  Anwerljung  befugt 
ist.  Nur  aus  wichtigen  Gründen  kann  der  Gou- 
verneur weitere  Anwerber  im  gleichen  Bezirke 
zulassen;  auch  kann  Besitzern  und  Leitern  vim 
Pflanzungen  oder  Gewerbebetrieben  die  An- 
werbung einer  bestimmten  Zahl  von  Arbeitern 
für  den  eigenen  Betrieb  auf  bestimmte  Zeit  außer- 
halb ihres  Verwaltungsbezirkes  gestattet  werden. 
Der  Anwerbeschein  wird  zunächst  auf  ein  Jahr 
erteilt;  wird  die  Erlaubnis  nicht  sechs  Monate 
vor  Ablauf  zurückgezogen,  so  verlängert  sie  sich 
um  weitere  zwei  Jahre.  Die  Erhebung  von  Ge- 
bühren seitens  des  Anwerbers  darf  künftig  nur 
bis  zu  einem  in  dem  Anwerbeschein  festgesetzten 
Betrage  geschehen.  Daneben  dürfen  Vergü- 
tungen weder  verlangt  noch  gewährt  werden. 
Die  seitens  des  Anwerbers  zu  hinterlegende  Ge- 
bühr ist  von  5  Rps.  auf  2  Rps.  für  jeden  Arbeiter 
herabgesetzt  worden.  Um  der  Entvölkerung 
bestimmter  Gebiete  vorzubeugen,  kann  der 
Gouverneur  die  Anwerbung  für  in  Frage  kom- 
mende Teile  des  Schutzgebiets  verbieten  oder 
beschränken.  Für  den  Fall  der  Errichtung  einer 
oder  mehrerer  Zentralstellen  für  Arbeiterbe- 


schaffung kann  der  Gouverneur  anordnen,  daß 
die  Arbeiterbeschaffung  durch  Anwerber  nur  auf 
dem  Wege  über  die  Zentralstelle  erfolgt.  Die 
übrigen  Bestimmungen  der  Verordnung  über  die 
Pflichten  des  Anwerbers,  die  Entziehung  des 
Anwerbescheines  usw.  sind  ebenso  wie  die 
Strafbestimmungen  im  wesentlichen  unverändert 
geblieben. 

Gegen  Vertragsbruch  wurde  in  Deutsch- 
Ostafrika  durch  eine  V.  v.  7./XII.  1909  einge- 
schritten, welche  Vertragsbrüchige  Eingeborene 
mit  Kettenhaft  bis  zu  drei  Monaten  und  in  Ver- 
bindung mit  dieser  Strafe  oder  allein  mit  körper- 
licher Züchtigung  oder  mit  Geldstrafe  bedrohte. 
Auch  Deutsch-Südwestafrika  erließ  eine  V.  v. 
18./VIII.  1907,  welche  den  Arbeits-  und  Dienst- 
vertrag normiert;  Arbeits-  und  Dienstverträge 
mit  Eingeborenen,  die  das  14.  Lebensjahr  über- 
schritten haben,  erlangen  ihre  Gültigkeit  erst 
durch  Aushändigung  eines  von  der  zuständigen 
Polizeibehörde  ausgefertigten  Dienstbuches  an 
den  Dienstherrn;  solche  Verträge  dürfen  nicht 
auf  längere  als  einjährige  Dauer  geschlossen 
werden. 


XXXVII.   Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  französischen  Kolo- 
nien. 

(Algier,  Tunis,  Französischer  Kongo,  Ma- 
dagascar,  R^union  u.  a.) 
Algier.  Das  stärkste  industrielle  Interesse 
bieten  Erzminen  und  Phosphatlager  in  diesen  Ko- 
lonien. Daneben  hat  sich  die  Textil-  und  die  Ta- 
bakindustrie entwickelt.  Im  J.  1899  verlangten  die 
Verwaltungsräte  der  Arbeitsbörsen  in  Algier  und 
Constantine  die  Einführung  des  Arbeiterschutzes. 
Der  Generalgouverneur  setzte  eine  Studien- 
kommission ein,  aus  deren  Schoß  die  ersten 
Arbeiterschutzmaßregeln  hervorgingen,  die  V. 
V.  21./III.  1902.  Sie  betraf  11887  Betriebe  und 
51502  Arbeiter  und  AngesteUte  (3520  weiblich, 
3996  unter  18  Jahren).  Schwierig  war  die  Fest- 
stellung des  Zulassungsalters  der  Eingeborenen 
(5  Mill.  gegen  421000  Franzosen  und  246000 
Ausländer);  ebenso  war  ein  Arbeitsverbot  in 
der  Mittagszeit  aus  klimatischen  Gründen  wich- 
tiger als  das  der  Nachtarbeit.  Zunächst  wurden 
in  Bergwerken  und  Steinbrüchen  nur  die  Kinder- 
schutzvorschrilten  der  französischen  Gesetz- 
gebung in  Kraft  gesetzt;  das  Zulassungsalter 
für  europäische  Kinder  war  wie  in  Frankreich 
das  vollendete  13.  (mit  Schulausweis  das  voll- 
endete 12.)  Lebensjahr.  Für  eingeborene  Kinder 
ist  das  ärztliche  Tauglichkeitszeugnis  maß- 
gebend; doch  ist  auch  dann  die  Arbeit  unter 
12  Jahren  verboten.  Für  Jugendliche  unter  18 
Jahren  gilt  der  10-Stundentag  (seit  April 
1904);  sie  haben  Anspruch  auf  Sonn-  und  Feier- 
tagsruhe. Die  französischen  Vorschriften  über 
Gesundheitsschutz,  Unfallverhütung,  die  Ver- 
bote bestimmter  Verrichtungen  für  unter  16- 
jährige,  die  Pflicht  der  Anzeige  von  Unfällen 
kehrt  in  der  Verordnung  für  Algier  wieder.  In 
bestimmten  gefährlichen  und  die  Sittlichkeit 
gefährdenden  Betrieben  kann  durch  Verordnung 
die  Arbeit  der  Jugendlichen  und  Frauen  verboten 
werden.  Die  Nachtarbeit  der  Frauen  ist 
durch  11  Stunden  verboten,  da  Algier  am  26./III. 
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1909  dem  Bemer  internationalen  Ueberein- 
kommen  mit  Wirkimg  v.  14./I.  1912  beigetreten 
ist.  Sodann  ist  auf  Algerien  der  Geltungsbereich 
des  Buches  I  des  Gesetzbuches  der  Arbeit  und 
der  sozialen  Fürsorge  ausgedehnt  worden.  Die 
beiden  einzigen  .Abweichungen,  die  der  diese 
Ausdehnung  verfügende  Erl.  v.  19./I.  1915  aut- 
führt, bestehen  darin,  daß  unter  gewissen,  vom 
Generalgouverneur  aufzustellenden  Bedingungen 
die  Errichtung  oder  Weiterführung  von  Truck- 
läden  in  Betrieben,  die  von  Versorgungszentren 
entfernt  sind,  gestattet  ist,  sowie  daß  die  be- 
stehenden Gebühren  für  die  Registrierung  von 
Lehrverträgen  aufrechterhalten  werden. 

Tunesien.  Die  Frage  der  Einführung  des 
gesetzlichen  Arbeiterschutzes  in  Tunesien  rückte 
ihrer  Verwirklichung  entgegen,  als  durch  Dekret 
V.  30./XI1.  19U7,  Tangjährigen  Wünschen  der 
Arbeiterschaft  entsprechend,  bei  der  Direktion 
für  Landwirtschaft,  Handel  und  Kolonisation 
ein  Arbeitsamt  (Office  du  Travail),  geschaffen 
wurde.  Die  Schöpfung  fand  auch  bei  der 
italienischen  Kolonie  Anklang;  hatte  doch 
der  italienische  Generalkonsul  bei  jeder  Ge- 
legenheit darauf  hingewiesen,  daß  die  Ein- 
wanderung italienischer  Arbeitskräfte  Unter- 
brechungen erleiden  könnte,  falls  den  Ar- 
beitern nicht  ein  hinreichender  Schutz  zuteil 
würde.  Am  17./VII.  1908  wurden  zwei  Erlasse 
des  Beys  von  Tunis,  betr.  den  wöchentlichen 
Ruhetag  und  betr.  Arbeitsunfälle  bekanntge- 
macht. Dieser  Erlaß  verpflichtet  jeden  Inhaber 
eines  Handels-  oder  Industriebetriebes  seinen 
Arbeitern  oder  Angestellten  jährlich  52  Ruhe- 
tage zu  gewähren.  Die  Verteilung  der  Ruhetage 
erfolgt  durch  den  Unternehmer  mit  der  Maß- 
gabe, daß  die  Jahres-  oder  Monatsgehalt  be- 
ziehenden Arbeiter  oder  Angestellten  alle  11 
Tage  wenigstens  1  ganzen  oder  2  halbe  Tage  frei 
erhalten.  Die  verbleibenden  Ruhetage  können 
in  Gestalt  eines  einmaligen  Urlaubes  gewährt 
werden.  Für  die  Taglohn  beziehenden  Arbeiter 
oder  Angestellten  ist  die  Arbeit  so  zu  organi- 
sieren, daß  sie  alle  14  Tage  2  ganze  Tage  oder  1 
ganzen  und  2  halbe  Tage  frei  erhalten.  Beiden 
Kategorien  sind  alljährlich  mindestens  26  ganze 
Ruhetage  einzuräumen.  Die  Betriebsinhaber 
haben  ein  Naniensverzeichnis  mit  Angabe  der 
dem  Personal  gewährten  Ruhetage  zu  führen. 
Die  geltenden  Dekrete  v.  20.  und  2b. jV.  und 
16./VII.  1921  regeln  ausführlich  die  Gestaltung 
derWochenruhe(24  Stunden  am  Freitag,  Samstag 
oder  Sonntag)  im  Turnus  und  die  Ersatzruhe. 
Im  J.  1909  trat  ein  Aufsichtsdienst  (1  Inspektor, 
1  Inspektorin)  in  Tätigkeit,  der  sehr  bald  durch 
den  Vollzug  des  folgenden  Erlasses  zur  Rege- 
lung der  Arbeit  in  den  industriellen  und 
Handelsbetrieben  v.  15./VI.  1910  bean- 
sprucht wurde.  Vorbildlich  für  diesen  Erlaß 
war  die  einschlägige  französische  Gesetzgebung: 
das  Dekret  von  1848,  ergänzt  durch  das  G.  v. 
30./III.  1900  und  den  Erl.  v.  28./I1I.  1902,  des 
G.  V.  2./X.  1892  über  die  Arbeit  der  Frauen  und 
Kinder,  das  internationale  Berner  Ueberein- 
kommen,  betr.  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der 
Frauen  v.  26./IX.  1906,  das  G.  v.  29./XII.  1900 
(über  Sitzgelegenheiten).  Selbst  einige  Bestim- 
mungen des  Regierungsentwurfes  vom  Jahre  1906 
fanden  Aufnahme.  Doch  sieht  der  Erlaß  eine 
größere  Zahl  von  Ausnahmegründen  als  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  vor.  Der  Geltungsbereich 


des  Erlasses  erstreckt  sich  auf  Fabriken,  Werk- 
stätten, Werkplätze,  Bergwerke  und  Steinbrüche 
jeder  Art;  ausgenommen  sind  lediglich  nicht- 
motorische oder  nicht  als  gesundheitsgefährlich 
klassierte  Familienbetriebe.  Die  Arbeitszeit  be- 
trägt 10  Stunden,  die  durch  Pausen  von  min- 
destens 1  stündiger  Gesamtdauer  zu  unter- 
brechen sind.  An  60  (bei  Beschäftigung  im 
Freien  90)  Tagen  im  Jahr  können  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  im  Alter  von  mehr  als  16  Jahren 
bis  zu  2  Stunden  im  Tage  mit  Ueberzeitarbeit 
beschäftigt  werden.  Für  Maschinenbedienungs- 
und -reinigungspersonal  ist  eine  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  um  1  Stunde  statthaft.  In  un- 
unterbrochenen Betrieben  können  für  erwach- 
sene Männer  und  Knaben  besondere  Ausnahmen 
von  den  Vorschriften  über  die  tägliche  Arbeits- 
dauer, die  Pausen  und  die  Nachtarbeit  gewährt 
werden;  zuständig  ist  der  Direktor  für  Land- 
wirtschaft, Handel  und  Kolonisation,  der  das 
Gutachten  eines  technischen  Ausschusses  ein- 
zuholen hat.  Zur  Verhütung  drohender  Unfälle 
oder  im  Falle  höherer  Gewalt  kann  der  Unter- 
nehmer die  Arbeitszeit  des  Personals  verlängern; 
dauert  dies  mehr  als  2  Tage,  so  ist  der  Arbeits- 
inspektor zu  verständigen.  Auch  für  Arbeits- 
ausfall infolge  Stillstand  des  Betriebes  kann  bis 
zu  2U  Tagen  im  Jahre  höchstens  2stttndige 
Ueberzeitarbeit  angeordnet  werden.  Die  Zu- 
lassung von  Kindern  ist  an  die  Beibringung  eines 
Tauglichkeitszeugnisses  gebunden;  die  Arbeits- 
inspektoren sind  befugt,  Kinder  unter  12 
Jahren  aus  den  Betrieben  zu  entfernen,  wenn 
die  Arbeit  ihre  Kräfte  übersteigt;  dieselbe  Be- 
fugnis steht  ihnen  auf  Grund  eines  ärztlichen 
Gutachtens  gegenüber  den  12 — 16jährigen  zu. 
Kindern  unter  16  Jahren  und  Frauen  ist  Nacht- 
arbeit (9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens)  ver- 
boten; die  Nachtruhe  der  Frauen  muß  eine 
llstündige  Dauer  haben  und  den  angeführten 
Zeitraum  umschließen.  Vor  dem  vollendeten 
12.  Altersjahre  dürfen  Kinder  in  der  Regel  nicht 
bei  Schaustellungen  verwendet,  vor  dem  16. 
Altersjahre  nicht  zu  Akrobatenleistungen  heran- 
gezogen werden.  Arbeiterinnen  sind  von 
Untertagearbeiten  in  Bergwerken  und  Stein- 
brüchen ausgeschlossen. 

In  Bergwerken  und  Steinbrüchen,  die  laut 
Verfügung  des  Generaldirektors  der  öffentlichen 
Arbeiten  infolge  ihrer  Beschaffenheit  eine  Aus- 
nahme vom  Nachtarbeitsverbote  erheischen, 
kann  im  Verordnungswege  die  Beschäftigung  von 
Kindern  in  der  Zeit  zwischen  4  Uhr  morgens  und 
Mitternacht  gestattet  werden  unter  der  Be- 
dingung, daß  die  Kinder  während  24  Stunden 
höchstens  8  Stunden  arbeiten  und  höchstens 
10  Stunden  im  Bergwerke  anwesend  sind.  In 
Handelsbetrieben  muß  der  Tagesarbeit  jeder 
beschäftigten  Person  eine  mindestens  lOstündige 
ununterbrochene  Ruhezeit  folgen.  Auch  die 
Transportanstalten  (mit  Ausnahme  der 
Eisenbahnen  und  der  Sceschiffahrtsunterneh- 
mungen)  haben  binnen  6  Monaten  nach  Bekannt- 
machung des  Gesetzes  ihren  Dienst  im  Sinne  des 
Zehnstundentages  zu  ordnen  und  die  Dienst- 
tabellen der  Verwaltungsbehörde  zu  unterbreiten. 

Frauen  dürfen  während  8  Wochen  vor  und 
nach  der  Niederkunft  ihre  Arbeit  einstellen, 
ohne  daß  der  Arbeitgeber  hieraus  einen  Bruch 
des  Dienstvertrages  ableiten  darf.  Frauen  sollen 
ihre  Kinder  in  einem  mit  den  Arbeitsräumen  in 
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Verbindung  stehenden  Raum  stillen  dürfen;  in 
Betrieben,  die  mindestens  50  Arbeiterinnen  be- 
schäftigen, muß  ein  besonderer  Stillraum  vor- 
handen sein.  In  Läden  ist  eine  dem  weiblichen 
Bedienungspersonal  entsprechende  Anzahl  von 
Sitzgelegenheiten  beizustellen.  Der  Aushang 
von  Angaben  über  die  Arbeitszeitverhältnisse  ist 
für  alle  dem  Erlasse  unterstellten  Industrie-  und 
Handelsbetriebe  vorgeschrieben.  Die  Aufsicht 
über  die  Durchführung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen führen  unter  der  Leitung  des  Land- 
wirtschaftsdirektors und  im  Verein  mit  den  Be- 
amten der  Gerichtspolizei  der  Vorsteher  des 
Arbeitsamtes  und  die  Inspektoren;  sie  haben  zu 
den  ihrer  Ueberwachung  unterstellten  Betrieben 
Zutritt.  Ein  Erl.  v.  15./VI.  Utlü  hat  gleich- 
zeitig mit  dem  Haupterlasse  die  besonderen  Ar- 
beitsverhältnisse der  Kinder  männlichen  Ge- 
schlechtes im  Alter  von  weniger  als  lö  Jahren 
in  den  Untertagebauten  von  Bergwerken 
und  Steinbrüchen  geregelt.  Die  Arbeitsdauer 
für  Knaben  bis  zu  Ki  Jahren  darf  bei  Untertage- 
arbeiten auf  die  Schicht  und  innerhalb  24  Stunden 
8  Stunden  nicht  überschreiten  (Ein-  und  Aus- 
fahrt, der  Weg  von  und  zu  der  Arbeitsstätte 
und  die  mindestens  1  Stunde  betragemlen  Ruhe- 
pausen sind  nicht  zur  Arbeitszeit  zu  rech- 
nen). Die  gestatteten  Untertagearbeiten  sind: 
Sortieren  und  Verladen  des  Erzes,  Be- 
dienung und  Stoßen  von  Förderwagen,  Be- 
wachung und  Bedienung  von  Wettertüren 
und  Handventilatoren  und  andere  Hilfs- 
arbeiten,  die  die  Kräfte  der  Jugendlichen  nicht 
übersteigen;  die  Bedienung  der  Hanriventila- 
toren  darf  während  höchstens  eines  halben  Ar- 
beitstages fortgesetzt  werden  und  ist  durch  eine 
mindestens  Vi  stündige  Ruhepause  zu  unter- 
brechen. Der  Erlaß  erklärt  ferner  die  in  Art.  iL' 
Abs.  3  des  obengenannten  Erlasses  bezüglich  der 
Kinderarbeit  vorgesehene  Ausnahmebestim- 
mung, wonach  die  Verwendung  Jugendlicher 
zwischen  4  Uhr  morgens  und  Mitternacht  ge- 
stattet ist,  unter  der  Bedingung,  daß  der  einzelne 
Jugendliche  nicht  mehr  als  8  Stunden  zu  ar- 
beiten und  nicht  mehr  als  10  Stunden  im  Berg- 
werk anwesend  zu  sein  braucht,  auf  diejenigen 
Bergwerk.?-  und  Steinbruchunternehmungen  für 
anwendbar,  in  welchen  die  Arbeit  doppelschichtig 
organisiert  ist  und  die  Arbeit  der  einen  Schicht 
in  Räumungsarbeiten  besteht. 

Tunesien  ist  am  15. /VI.  1910  dem  inter- 
nationalen Weißphosphorverbot  in  der 
Zündholzindustrie  beigetreten.  Ein  Erl.  v. 
15. /VI.  1910  schreibt  die  Auszahlung  der 
Löhne  in  gesetzlicher  Währimg  vor,  und  zwar 
für  Arbeiter  mindestens  in  halbmonatlichen 
(höchstens  Ißtägigen).  für  Angestellte  in  monat- 
lichen Zwischenräumen.  Stückarbeiter  haben 
alle  14  Tage  Anspruch  auf  eine  Abschlags- 
zahlung und  müssen  spätestens  14  Tage  nach  Ab- 
lieferung des  Werkes  vollständig  entlohnt  sein. 
Die  Lohnzahlung  in  Schankstätten  und  Ver- 
kaufsläden ist  verboten. 

Auf  Französisch-Aequatorialafrika  (bis 
1910  Französischer  Congo  genannt)  ist  der 
Code  du  Travail  durch  Erl.  v.  7./IV.  1911  aus- 
gedehnt worden.  Gleichzeitig  wurden  die  Arbeits- 
kontrakte geregelt:  Ihre  Dauer  muß  bei  mehr  als 
Smonatlicher  Dauer  vertraglich  fixiert  werden. 
Das  Ma.ximum  der  Vertragsdauer  beträgt  2 
Jahre.     Die  Höchstarbeitszeit  beträgt  10 


Stunden,  die  Sonntagsruhe  24  Stunden.  Ein- 
schüchterung des  Eingeborenen  beim  Vertrags- 
abschluß wird  mit  Geld  oder  Haft  bestraft.  Die 
Lohnguthaben  sind  alle  6  Monate  in  die  Kasse  der 
Staatsverwaltung  einzuzahlen. 

Auf  der  Zucker  exportierenden  Insel  R^union 
war  durch  Erl.  v.  30./III.  1881  ein  Protektor  der 
Einwanderer  eingesetzt  worden.  Diese  Funk- 
tion wird  durch  Erl.  v.  22./V.  1916  den  neu  zu 
schaffenden  Arbeitsinspektoren  übertragen,  die 
den  Vollzug  der  auf  Rfanion  als  anwendbar  er- 
klärten Bücher  I,  II  des  Code  du  Travail  zu 
sichern  haben  (Zulassungsalter  vollendetes  13. 
Lebensjahr,  Verbot  der  Nachtarbeit  von  8  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens). 

Dem  internationalen  Weißphosphorver- 
bote in  der  Zündholzindustrie  von  Bern  traten 
bei:  am  26./X1.  1909  mit  Wirkung  auf  26./XI. 
1914:  Somaliküste,  Reunion,  Madagas- 
car  mit  Zubehör,  Französisch  Westafrika 
(Wadai.  Senegal,  Guinea,  Elfenbeinküste,  Da- 
horuey,  Niger,  Mauritanien)  und  Tunis  am  15./I. 
1910  mit  Wirkung  am  15./I.  1915. 

Literatur:  Rectenwald,  La  tegisl.  ouvriere  en 
Algerie,  in  Revue  algerienne,  Juli  1910.  —  La 
legi-slation  ouvrihe  en  Tunisie,  in  Bulletin  du 
Minislere  du  Travail,  Aug,  190S,  S.  765  und 
JVlj.  10—12,  mi,  S.  SSi.  —  CHrault,  Principes 
de  la  colonisativn  et  de  la  legislation  coloniale, 
Paris  1907. 


XXXVIII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  portugiesischen  Ko- 
lonien. 

(San  Thom6,  Principe,  Angola,  Mozambique.) 

Die  Inseln  San  Thome  und  Principe,  Haupt- 
zentren der  Kakaoproduktion  (1909-  30261000 
kg)  sind  infolge  ihrer  äquatorialen  Lage  auf 
Afrikanerarbeit  angewiesen.  Als  am  29./IV.  187.') 
Portugal  die  Sklaverei  in  seinen  Kronländern 
abschaffte,  mußten  die  Pflanzer  von  S.  Thome 
und  Principe  für  den  Abgang  an  früheren  Sklaven 
durch  Anwerbung  von  kontraktlich  gebundenen 
Arbeitern  auf  dem  afrikanischen  Festland  Er- 
satz suchen.  Diese  Arbeitereinfuhr  stieß  gleich 
beim  ersten  Versuche  in  Liberia  auf  Schwierig- 
keiten seitens  Englands  (die  Eigentümer  des 
wegen  Sklavenhandelsverdacht  gekaperten 
Werbeschiffes  Ovarense  wurden  allerdings  1880 
vom  Londoner  Zivilgericht  freigesprochen)  und 
das  Anwerbungs-  und  Kolonialarbeitssystem  ist 
seit  35  Jahren  Gegenstand  des  Streites  zwischen 
Portugal  und  der  öffentlichen  Meinung  in  Eng- 
land (Nevinson,  Pienaar,  Burtt,  und  the  Ah- 
origines  Protection  Society),  die  darin  verkappte 
Sklaverei  sieht.  Die  hauptsächlichsten  Werbe- 
gebiete sind  die  portugiesischen  Kolonien  An- 
gola, Cabinda,  Cap  Verde,  Portugiesisch-Guinea 
und  Mozambique.  Angola  liefert  an  die  ungefähr 
40000  Seelen  zählende  erwachsene  Arbeiter- 
schaft der  beiden  Inseln  das  Hauptkontingent, 
rund  32000  Personen.  In  Mozambique  stößt  die 
portugiesische  Anwerbung  auf  den  Wettbewerb 
der  oben  besprochenen  seit  1901  angebahnten, 
durch  ein  Abkommen  v.  l./IV.  1909  zwischen 
Transvaal  und  Mozambique  geregelten  Gewin- 
nung von  Arbeitern  für  die  Randminen. 
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Der  englischen  Kritik  gegenüber  berief  sich 
Portugal  auf  seine  weitgehende  Gesetzgebung 
zur  Regelung  der  Anwerbungs-  und  Arbeitsver- 
hältnisse in  den  afrikanischen  Kolonien  und  auf 
die  strengen  Instruktionen,  die  der  Gouverneur 
von  Angola  seit  Mitte  1906  erhalten  hatte  (vgl. 
Mtooire  justificatif  du  Gouvernement  portiigais 
Sur  le  travail  indigene  dans  les  colonies  portu- 
gaises,  Lisbonne  1906;  Le  Portugal  et  le  regime 
du  travail  indigene  dans  ses  colonies,  Memoire 
justificatif,  Lisbonne  1910;  Francis  Mantero, 
Manual  Labour  in  S.  Thom^  and  Principe,  Lis- 
bon  1910).  Es  waren  dies  bis  zum  Jahre  1907 
folgende  Erl. :  26./VII.  1876,  28./!.,  1.  und  20./1II., 
12./VI.,  7./Vn.,  17./XI.  und  ll./XIL  1877, 
21./XI.  1878  (neue  allgemeine  V.),  17./VIII.  1880 
(SpezialVerordnung  für  die  Provinz  S.  Thomf 
und  Principe),  25./V.  1881  (SpezialVerordnung 
für  Mozambique);  diese  letzteren  Verordnungen 
wurden  erweitert,  erklärt  und  interpretiert  durch 
neue  Erl.  v.  lO./VIII.  1893,  9./XL  1899,  IG./VIL 
und  2G./XII.  1902  und  29./I.  1903. 

Die  Hauptbestimmungen  des  Erl.  v.  29./I. 
1903  waren:  Die  Anwerbung  von  Arbeitern  für 
die  beiden  Inseln  darf  nur  durch  ermächtigte 
Agenten  gemäß  den  Bestimmungen  des  Erlasses 
erfolgen.  Arbeitersuchende  Pflanzer  haben  sich 
halbjährlich  beim  Generalkurator  in  S.  Thom^ 
oder  bei  dessen  Stellvertreter  in  Principe  zu 
melden,  der  ihr  Gesuch  an  das  Sekretariat  der 
Provinzialregierung  weiterleitet. 

Jeder  Hektar  Landes  gibt  Anspruch  auf  einen 
Landarbeiter  (halbjährlicher  Höchstbedarf  der 
Kolonie  3000  Arbeiter).  Die  Aufsicht  über  das 
Anwerbungswesen  führt  eine  aus  Beamten  und 
Pflanzern  zusammengesetzte  Zentralkommission 
für  Arbeit  und  Auswanderung  in  Lissabon  unter 
dem  Vorsitze  des  Generaldirektors  der  Kolonier; 
ihr  ausführendes  Organ  ist  die  Ortsarbeits-  und 
Auswanderungsjunta  in  S.  Thom^,  die  aus  dem 
Generalkurator  sowie  aus  Beamten  und  Pflan- 
zern besteht.  Die  Auswanderungsagenturen  be- 
dürfen der  Genehmigung  des  Gouverneurs  der 
Provinz  oder  des  Bezirks,  wo  sie  ihren  Sitz  haben. 
Jeder  Agent  hat  eine  Kaution  im  Betrage  von 
500  Mürels  zu  leisten;  außerdem  ist  für  jeden 
gedungenen  Arbeiter  eine  Gebühr  von  500  Reis, 
sowie  eine  jährliche  Patenttaxe  von  5  Mürels  zu 
zahlen.  Das  Patent  kann  jederzeit  ohne  Ent- 
schädigung entzogen  werden.  Die  Agenten 
haben  sich  jeder  mittelbaren  oder  unmittelbaren 
Einmischung  in  die  Eingeborenenpolitik  und  in 
die  Beziehungen  zwischen  Behörden  und  Ein- 
geborenen zu  enthalten.  Sie  sind  verpflichtet, 
unerlaubte  Auswanderung  zu  verhüten,  hinsicht- 
lich der  Identifizierung  der  Arbeiter  möglichst 
sorgfältig  zu  Werke  zu  gehen  und  sich  keinerlei 
gewalttätige  oder  betrügerische  Handlungen  zu- 
schulden kommen  zu  lassen.  Ihre  Tätigkeit  unter- 
steht der  Aufsicht  der  Provinzbehörden  und  der 
Eingeborenenkuratoren.  Die  Arbeitsverträge 
müssen  in  Gegenwart  der  Kuratoren  oder  anderer 
mit  Verwaltungsbefugnissen  ausgestatteter  Be- 
hörden errichtet  werden  (Gebühr:  1,5  Milreis). 
Transport  und  Verteilung,  Ernährung,  Verpfle- 
gung und  Kinderfürsorge  sind  ausführlich  ge- 
regelt. Der  Mindestmonatslohn  erwach- 
sener Männer  muß  2,5  Milreis,  erwachsener 
Frauen  1,8  Milreis  betragen.  Zwei  Fünftel  des 
Lohnes  werden  den  Arbeitern  monatlich  aus- 
bezahlt, die  übrigen  drei  Fünftel  dienen  zur  Bil- 


dung eines  Heimschaffungsfonds  und  werden 
nach  Ablauf  der  fünfjährigen  Vertragsdauer  dem 
Arbeiter  am  Ausschiffungsort  ausgehändigt, 
wenn  dieser  nicht  vorzieht,  den  Arbeitsvertrag 
gegen  ein  10%  ige  Lohnerhöhung  auf  die  gleiche 
Zeitdauer  zu  erneuern. 

Die  englische  Kritik  fand  ihren  Ausdruck  in 
den  FeststeUungen  des  Berichtes  v.  16./XII. 
1907,  den  sich  3  der  größten  englischen  Kakao- 
firmen (Cadbury,  Rowntree  und  Ery)  von  einer 
Untersuchungsexpedition  (J.  Burtt  &  W.  Claude 
Horton)  erstatten  ließen,  bevor  sie  am  15. /III. 
1909  im  Verein  mit  der  deutschen  Firma  StoU- 
werck  den  Boykott  über  den  Kakao  von  S.  Thomfi 
und  Principe  verhängten.  Dieser  Bericht  stellte 
folgendes  fest  (vgl.  H.  R.  Fox  Bourne,  Slave 
Traffic  in  Portuguese  Africa,  London  1908, 
S.  58): 

a)  ,,Die  große  Anzahl  der  Eingeborenen  aus 
Angola,  die  nach  S.  Thom6  bestimmt  sind,  wird 
gegen  ihren  Willen  an  die  Küste  gebracht  und 
nach  den  Inseln  eingeschifft;  wenn  sie  sich 
daher  der  Errichtung  eines  Vertrages  fügen,  so 
geschieht  es  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse 
und  nicht  als  freiwillige  Handlung. 

b)  Die  guten  Heimschaffungsgesetze  sind 
toter  Buchstabe  (vgl.  auch:  William  A.  Cadbury, 
Labour  in  Portuguese  West  Africa,  London  1910, 
3d). 

c)  Es  fintjen  unzählige  „Vergehen  gegen  die 
Person  der  Eingeborenen"  statt,  die  das  unver- 
meidliche Ergebnis  des  gegenwärtigen  Systems 
sind  und  weiterdauern  müssen,  bis  die  Arbeit 
in  Wirklichkeit,  nicht  nur  dem  Namen  nach,  frei 
wird. 

d)  Die  Behandlung  der  Eingeborenen  auf  den 
Inseln  ist,  jedenfalls  auf  den  großen  und  best- 
geleiteten Pflanzungen,  ausgezeichnet;  aber  trotz 
guter  Nahrung,  gesunder  Arbeit  und  unentgelt- 
licher ärztlicher  Behandlung  und  Spitalverpfle- 
gung ist  die  Sterblichkeit  unter  den  Eingeborenen 
erschreckend  groß,  zumal  es  sich  um  die  Mortali- 
tät einer  vornehmlich  aus  Erwachsenen  bestehen- 
den Bevölkerung  handelt. 

e)  Aus  den  ärztlichen  Berichten  geht  hervor, 
daß  die  große  Sterblichkeit  hauptsächlich  durch 
zwei  Krankheiten  verursacht  wird:  Anämie  und 
Dysenterie,  Krankheiten,  die  besonders  leicht 
bei  Menschen  in  bedrückter  Gemütsverfassung 
entstehen.  Es  wird  auch  zugegeben,  daß  die 
Sterblichkeit  unter  den  neuangekommenen  Ar- 
beitern am  größten  ist,  was  zu  erwarten  stand, 
da  diese  Leute  ja  zwangsmäßig  von  ihrer  Heimat 
fortgenommen  werden,  in  überseeische  Länder, 
ohne  Hoffnung  auf  Heimkehr." 

Die  portugiesische  Regierung  erließ  am 
17./VII.  1909  auf  Grund  der  Erhebungen  ihres 
Kommissärs,  des  früheren  Provinzgouverneurs 
Paulo  Cid,  eine  Verordnung,  die  bestimmte  Zonen 
festsetzt,  in  denen  die  Anwerbung  von  Einge- 
borenen ausschließlich  erfolgen  darf.  Die  Zahl 
der  Arbeiter,  die  jährlich  in  jeder  Zone  gedungen 
werden  dürfen,  ist  beschränkt.  Reiserouten  mit 
Ruhestationen,  welche  eine  genaue  Ueber- 
wachung  ermöglichen,  sind  vorgesehen,  femer 
die  staatliche  Beaufsichtigung  der  Eingeborenen 
während  des  ganzen  Hin-  und  Rückweges,  weiter 
wird  die  zulässige  Vertragsdauer  in  den  ersten 
5  Jahren  nach  Erlaß  der  Verordnung  auf  3  Jahre 
verkürzt  (statt  wie  bisher  5);  die  Entlohnimg  wird 
erhöht  und  ausgeglichen  (unmittelbar  ausgezahlt 
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wird  der  halbe  Lohn  statt  wie  bisher  '/s)-  Die 
Verordnung  regelt  endlich  die  Sicherstellung  der 
Heimschaffung  des  Arbeiters  auf  dessen  Wunsch 
(im  Sommer  1909  revoltierten  etwas  über  100 
mozambikanische  Vertragsarbeiter  auf  S.  Thom^, 
weil  sie  statt  eines  einjährigen,  wie  sie  glaubten, 
einen  dreijährigen  Kontrakt  unterzeichnet  hat- 
ten. Die  Regierung  gab  telegraphisch  Weisung, 
die  Arbeiter  zu  entlassen;  vgl.  Cadbury  S.  139). 
Die  Regierung  ist  befugt,  die  Auswanderung  von 
Eingeborenen  aus  Angola  nach  S.  Thom6  und 
Prmcipe  zeitweilig  gänzlich  zu  untersagen. 

Um  die  Durchführung  der  neuen  Verordnung 
zu  erleichtern,  suspendierte  die  Regierung  die 
Arbeitereinfuhr  (zuerst  durch  Erl.  v.  29./VII 
1909  auf  3  Monate,  dann  durch  kgl.  Vfg  v 
22./XI.  1909  weiter  bis  31./I.  1910).  Ein  Erl.  v. 
9./XII.  1909  erhöhte  die  Kaution  der  Auswan- 
derungsagenten auf  2000  Milreis,  verbietet  die 
Anwerbung  von  Jugendlichen  unter  15  Jah- 
ren; Kinder  unter  7  Jahren  müssen  ihre  Mütter 
begleiten. 

Den  Schutz  der  Eingeborenen  von  Mozam- 
bique  betreffen  die  Verträge,  die  beim  Ein- 
treten von  Arbeitermangel  mit  Transvaal  für 
den  Bergbau  abgeschlossen  wurden  (Verträge 
v  18./Xn.  1901  und  l./IV.  1909  auf  10  Jahre 
ä.bgeschlossen  und  von  der  inzwischen  errichteten 
Südafrikanischen  Union  übernommen).  Die 
ersten  Arbeitsverträge  dürfen  nur  auf  Jahres- 
dauer geschlossen  werden;  nur  mit  Sonderer- 
laubnis des  portugiesischen  Eingeborenen- 
pflegers 2  Jahre.  Besondere  Bürgschaften 
lerstete  Transvaal,  resp.  die  Südafrikanische 
Union,  für  die  rechtzeitige  Heimschaffung  der 
Emgeborenen  und  dafür,  daß  hinsichtlich  der 
Erneuerung  der  Verträge  kein  Druck  auf  die 
Eingeborenen  ausgeübt  wird  (Art.  XII). 


Literatur :  Die  im  Texte  angeführten  Schriften  von 
Cadbury,  Fox  Bourne,  ferner  Annitario 
Volonial,  Lisboa  seit  1916.  —  Further  Correspon- 
dence  respecting  contract  labnur  in  Portuguesc 
SouthrWest  Africa  1917,  Cd.  Nr.  S470. 


E.  Asien. 

XXXIX.    Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung    in     Britisch-Indien,  den 
Strait    Settlements    und    den  ma- 
laiischen Bundesstaaten. 

A.  GeschichtlicheEntwicklung. 
B.  Geltendes  Recht.  1.  Fabriken  und  Werk- 
stätten. 2.  Arbeitszeit.  3.  Hygiene  und  Sicherheit 
4.  Kontrollvorschriften  und  Strafen.  5.  Bergwerke. 
6.  Weißphosphorzündhölzerverbot.  7.  Landarbeit. 
8.  Fabrikinspektion. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

In  Britisch-Indien  ist  namentlich  auf  Ver- 
langen der  Fabrikanten  von  Manchester  gegen 
die  hemmungslose  Ausnutzung  der  Eingeborenen- 
arbeit ein  Fabrik-  und  Werkstättengesetz  i.  J. 
1881  zuerst  erlassen  und  i.  J.  1891  amendiert 
worden.  Diese  Gesetze  normierten  als  Zu- 
lassungsalter der  Kinder  9  Jahre,  verboten  ihre 
Nachtarbeit  bis  zu  14  Jahren,  verboten  die 
Frauenarbeit  länger  als  11  Stunden  und  be- 


schränkten  die  Arbeit  sämtlicher,  auch  der 
männlichen   Erwachsenen  durch   Verbote  der 
Sonntagsarbeit  und  Einführung  halbstündiger 
Essenspausen.   Mit  der  Installierung  der  elek- 
trischen Beleuchtung  seit  1905  in  Bombay 
begann  eine  bedeutende  Verlängerung  der  Ar- 
beitszeit einzutreten.   Die  Regierung  setzte  da- 
her eme  Fabrikarbeitskommission  i.  J  1907  ein 
und  diese  stellte  i.  J.  1908  fest,  daß  in  den  Fa- 
briken mit  Tagesbeleuchtung  die  durchschnitt- 
liche Länge  des  Arbeitstages  12  Stunden  und 
ö  Minuten  betrug  (Maximum  1314,  Minimum  11 
Stunden),  daß  hingegen  in  den  Fabriken  mit  elek- 
trischer Beleuchtung  der  Durchschnitt  weit  höher 
war:  in  Bombay  13— 1314  Stunden  (Maxima 
U'/i,  in  einem  Falle  mehr  als  15  Stunden);  in 
Ahmedabad     ähnliche  Arbeitsdauer,  Maxima 
von  über  14  Stunden;  in  Agra  133/4— 151/4  Stun- 
den; in  den  Jutefabriken  Kalkuttas  für  Weber 
sogar  15—16  Stunden.  Der  erste  Protest  gegen 
diese  Zustände  kam  aus  den  beteiligten  Unter- 
nehmerkreisen.   Eine  am  11. /VIII.  1905  abge- 
haltene Versammlung  der  Bombay  Millowners 
Association  sprach  sich  grundsätzlich  für  den 
Zwölf  stundentag  aus;  doch  hielt  sich  niemand 
an  diesen  Beschluß  und  auch  die  Arbeiter,  deren 
Löhne  infolge  der  Verkürzung  der  Arbeltszeit  in 
einzelnen  Betrieben  vermindert  worden  waren, 
wünschten  die  Rückkehr  zum  alten  System. 
Die  Angelegenheit  kam  jedoch  nicht  wieder  zur 
Ruhe.  In  einem  Aufsehen  erregenden  Artikel  ver- 
öffentlichte die  Zeitung  „Times  of  India"  die 
Ergebnisse  ihrer  eigenen  Untersuchung  über  die 
Arbeitszeitverhältnisse  und  andere  Mißstände 
im  indischen  Fabrikwesen  (Kinderausbeutung, 
Mängel  in   der  ärztlichen   Untersuchung  der 
Kinder  usw.). 

Da  ein  zweiter  Versuch  der  Fabrikinhaber, 
den  Zwölfstundentag  von  sich  aus  einzuführen, 
erfolglos  blieb,  sah  sich  die  Regierung  zum  Ein- 
schreiten veranlaßt.  Lord  Morley,  damals  Staats- 
sekretär für  Indien,  bestellte  einen  kleinen  Sach- 
verständigenausschuß zur  Untersuchung  der 
Arbeit  in  Textilfabriken.  Dieser  Ausschuß,  der 
unter  der  Leitung  des  früheren  Fabrikinspektors 
Sir  Hamilton  Freer-Smith  arbeitete,  er- 
stattete i.  J.  1907  seinen  Bericht  (Report  of  the 
Textile  Factories  Labour  Committee,  Gazette 
of  India,  June  1,  1907). 

In  d  em  Berichte  des  Ausschusses  fanden  sich 
die  Feststellungen  der  ,, Times  of  India"  vollauf 
bestätigt.  Habe  doch  der  Inhaber  einer  großen 
Fabrik,  in  der  ungefähr  400  Kinder  beschäftigt 
seien,  erklärt,  er  wisse  nichts  von  einem  Fabrik- 
gesetz, das  die  Kinderarbeit  einschränke;  häufig 
würden  Kinder  vor  dem  14.  Jahre  wie  Erwach- 
sene beschäftigt;  auch  die  Arbeit  der  erwach- 
senen Mäimer  bedürfe  der  Regelung  im  Sirme 
eines  gesetzlichen  Zwölfstundentages  bzw.  einer 
72-Stundenwoche  (Großbritannien:  551/2  Stun- 
den). Lord  Morley  ernannte  alsdann  eine'größere 
Kommission  (Factory  Labour  Commisslon)  unter 
dem  Vorsitz  W.  T.  Morisons,  eines  Mitglieds 
der  Regierung  Bombays.  Die  Kommission  ver- 
öffentlichte ihren  Report  of  the  Indian  Factory 
Labour  Commission,  1908;  Cd.  4292. 

Der  Bericht  zählt  die  Fälle  auf,  in  denen  das 
bestehende  Gesetz  mißachtet  oder  nicht  genau 
durchgeführt  werde.  So  werde  die  halbstündige 
Mittagspause  nicht  eingehalten  in  den  Jute- 
webereien und  Baumwollspinnereien  Kalkuttas 
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und  in  den  Reismühlen,  Eatkernungsfabriken, 
Pressen  und  Getreidemühlen  ganz  Indiens; 
Frauen  arbeiteten  in  Entlternungsfabriken  und 
in  den  Windereien  der  Jutefabriken  12 — 13 
Stunden;  die  Beschäftigung  der  Kinder  dauere  in 
den  Vereinigten  Provinzen  (außer  in  Agra),  im 
Pandschab,  in  tiüdmadras  und  in  den  Baum- 
wollspinnereien Bengalens,  solange  die  Fabrik 
im  Gange  sei,  lU — 14  Stunden;  in  Bombay  sei 
die  Arbeitszeit  der  Kinder  oft.  in  zwei  getrennte 
Schichten  geteilt,  und  da  die  KinderdieZwischen- 
zeit  in  der  Fabrik  zubrächten,  komme  miß- 
bräuchliche Verwendung  vor;  selbst  die  in  den 
Betrieben  eingerichteten  Schulen  für  Halbzeit- 
arbeiter müßten  gelegentlich  dazu  dienen,  die 
Kinder  in  der  Fabrik  zu  regelmäßiger  oder  zu 
gelegentlicher  Arbeit  zurückzuhalten.  In  den 
Baumwollfabriken  Bombays  seien  von  821  unter- 
suchten Halbzeitarbeitern  11.3,  d.  h.  14%, 
weniger  als  9  Jahre  alt  gewesen,  in  den  Bauni- 
wollfabrikcn  von  Madras  12%,  von  Nagpur  10%, 
von  Ahmedabad  7%.  'von  Kalkutta  17%,  von 
Cawnpore  15%.  In  den  Jutefabriken  Bengalens 
seien  selbst  6 — 7  jährige  Kinder  beschäftigt  und 
der  Prozentsatz  der  beschäftigten  Kinder,  die  das 
Znlassungsalter  nicht  erreicht  hätten,  betrage 
30—40.  Von  1057  als  Vollarbeiter  (Zulassungs- 
alter 14  Jahre)  in  der  Baumwollindustrie  be- 
schäftigten Jugendlichen  hätten  sich  bei  der 
Untersuchung  404  als  unter  diesem  Alter  stehend 
erwiesen;  in  Jutefabriken  schätze  die  Kommission 
die  Zahl  der  ungesetzlich  als  Erwachsene  be- 
schäftigten Jugendlichen  auf  ungefähr  25%  (Re- 
port S.  6—18). 

Für  die  Beurteilung  des  Einflusses  dieser 
Verhältnisse  auf  den  Gesundheitszustand  der 
Bevölkerung  fehlten  der  Kommission  statistische 
Grundlagen;  eine  Vergleichung  des  Körper- 
gewichts von  Fabrikarbeitern  und  Gefängnis- 
insassen habe  ergeben,  daß  im  Alter  von  20 
bis  50  Jahren  die  ersteren  durchschnittlich  8  bis 
10  Pfund  weniger  wögen  als  die  letzteren;  in  den 
Textilfabriken  Bombays  hätten  unter  den  Ar- 
beitern die  älteren  Jahrgänge  fast  vollständig 
gefehlt;  in  Madras,  den  Zentralprovinzen  und 
dem  Pandschab  sei  gelegentlich  das  magere 
und  schwächliche  Aussehen  der  Jugendlichen 
aufgefallen;  dieselbe  Beobachtung  sei  an  Kindern, 
namentlich  in  Baumwollfabriken,  zu  machen  ge- 
wesen (,,of  poor  physique,  thin  and  weakly  look- 
ing").  Andererseits  mußte  die  Kommission 
hervorheben,  daß  die  übermäßig  lange  -Arbeits- 
zeit nicht  sehr  intensiv  ausgenutzt  wird;  nach 
ihren  Feststellungen  bringt  der  indische  Baum- 
wollarbeiter durchschnittlich  11/2 — 2  Stunden 
untätig  zu;  er  nimmt  außer  den  Sonn-  und 
Feiertagen  im  Monat  2 — 3  freie  Tage  und  kehrt 
jährlich  auf  einen  bis  drei  Monate  in  sein  Dorf 
zurück. 

Die  Regierung  Mr.  W.  L.  Harvey)  folgte  in 
ihrem  am  27./Vil.  1909  veröffentlichten  Ent- 
wurf (Indian  Factories  Bill)  hinsichtlich 
des  Maximalarbeitstages  für  alle  Arbeiter  den 
Vorschlägen  des  Textilfabrikausschusses  von  1907. 
Die  Grundzüge  des  Regierungsentwurfes  waren: 

1.  Beschränkungen  für  Te.xtilfabriken  sowie 
für  andere  erforderlichenfalls  von  der  Regierung 
dem  Gesetz  unterstellte  Betriebe:  a)  Zwölf- 
stundentag für  alle  Arbeiter;  b)  Verbot  der  Nacht- 
arbeit (7  Uhr  abends  bis  5,30  Uhr  morgens); 
c)  Verbot  der  Benutzung  mechanischer  Kraft 


während  mehr  als  12  Stunden  im  Tag;  d)  Ver- 
bot der  Beschäftigung  von  Kindern  währeno 
mehr  als  6  Stunden  im  Tag. 

2.  Aufstellung  von  Bestimmungen  zum  Schutz 
der  Gesundheit  und  Sicherheit  der  Arbeiter 
nach  Maßgabe  des  britischen  Fabrik-  und  Werk- 
stattgesetzes von  1901  und  der  Provinzialvor- 
schriften. 

3.  Verschärfung  der  Fabrikaufsicht  durch 
Erweiterung  der  Befugnisse  der  Inspektoren  und 
Sicherung  einer  besseren  Durchführung  des  Ge- 
setzes. 

Der  Regierungsentwurf  erhielt  am  24./III. 
1911  die  Genehmigung  des  Gcncralgouverneurs. 

B.  Geltendes  Recht. 

1.  Fabriken  und  Werkstätten.  Unter 
den  Begriff  der  Fabrik  fallen  alle  Betriebe, 
in  denen  oder  auf  deren  Areal  Dampf-, 
Wasser-  oder  eine  andere  mechanische  Kraft 
oder  elektrische  Kraft  zur  Herstellung,  Ab- 
änderung, Instandstellung,  Verzierung,  Aus- 
rüstung oder  sonstigen  Herrichtung  eines 
Gegenstandes  oder  eines  Teiles  eines  Gegen- 
standes zu  Gebrauchs-,  Transport-  oder  Ver- 
kauf szwecken  verwendet  wird;  Bergwerke, 
Kraftstationen,  Indigofabriken,  Tee-  und 
Kaffeefabriken  und  diejenigen  Fabriken,  die 
im  Laufe  des  Jahres  niemals  mehr  als  49 
Personen  gleichzeitig  beschäftigen,  sind  je- 
doch dem  Geltungsbereich  des  Gesetzes 
entzogen;  immerhin  kann  die  Lokalregierung 
auch  schon  Fabriken  mit  mindestens  20 
Arbeitern  dem  Gesetze  ganz  oder  teilweise 
unterstellen  (Art.  2,  3). 

2.  Arbeitszeit.  In  den  gewöhnlichen  Fa- 
briken betrug  bis  1921  die  Maximalarbeits- 
dauer  der  Frauen  11  Stunden  (Art.  24),  der 
Kinder  (9-14  Jahre)  7  Stunden  (Art.23);  die- 
jenige der  Männer  war  nicht  geregelt;  in  Tex- 
tilfaljriken  durften  Frauen  und  Männer  nicht 
länger  als  12  und  Kinder  nicht  länger  als 
6  Stunden  beschäftigt  werden  (Art.  29,  32). 
Die  Bestimmungen  ütjer  den  Zwölfstundentag 
in  Textilfabriken  galten  nicht  für  Verrich- 
tungen wie  Kalendern,  Ausrüsten,  Nähen, 
Zeugdrucken,  Bleichen,  Färben  und  dring- 
liche Arbeiten,  die  verrichtet  werden  müssen, 
wenn  der  gewöhnliche  Betrieb  stillgelegt  ist 
(Reinigungs-  und  Instandstellungsarbeiten) 
(Art.  30).  Nachtarbeit  (7  Uhr  abends  bis 
5,30  Uhr  morgens)  ist  Frauen  und  Kindern 
und  in  Textilfabriken  auch  dem  männlichen 
Personal  verboten,  wenn  nicht  mit  Ge- 
nehmigung der  Inspektion  in  Schichten  ge- 
arbeitet wird.  Ferner  dürfen  in  Textilfabriken 
nur  bei  genehmigtem  Schichtwechselbetrieb 
die  Motoren  länger  als  12  Stunden  laufen 
(Art.  29).  Nach  sechsstündiger  Arbeitszeit 
muß  in  allen  Fabriken  die  Arbeit  durch  eine 
mindestens  halbstündige  Pause  unterbrochen 
werden  (Art.  21).  An  Stelle  der  obligato- 
rischen Sonntagsruhe  kann  mit  Genehmigung 
des  Inspektors  eine  entsprechende  Ersatz- 
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ruhezeit  an  einem  der  drei  Tage  vor  oder 
nach  dem  betreffenden  Sonntag  treten  (Art. 
22).  Durch  seinen  am  H./Vll.  1921  rati- 
fizierten Beitritt  zu  den  internationalen  Ver- 
tragsentwürfen von  Washington  führte  In- 
dien in  Fabriken,  Bergwerken  und  Eisen- 
bahnen die  Sechzigstundenwoche,  das  Ver- 
bot der  Nachtarbeit  durch  11  Stunden  für 
Frauen,  ferner  der  Jugendlichen  bis  zu 
14  Jahren  und  das  Zulassungsalter  von 
12  Jahren  ein. 

3.  Hygiene  und  Sicherheit.  Während 
das  alte  Gesetz  nur  einige  Bestimmungen 
über  die  Einfriedigung  von  Maschinen  ent- 
hielt, bestehen  nunmehr  ausführliche  Vor- 
schriften über  Reinlichkeit,  UeberfüUung, 
Ventilation,  Trink-  und  zu  technischen 
Zwecken  verwendetes  Wasser,  Abtritte,  Aus- 
gänge, Rettungsnüttel,  Beleuchtung,  Ver- 
hütung von  Feuersgefahr  und  Einfriedi- 
gungen (Art.  9—20).  Frauen  und  Kinder 
dtirfen  zur  Reinigung  von  Maschinen,  die  sich 
in  Bewegung  befinden,  und  in  der  Nähe  von 
Bau mwoll Öffnern  nicht  beschäftigt  werden. 
Die  internationalen  Vorschläge  zur  Ver- 
hütung von  Milzbrand  und  Bleikrankheit 
sind  durch  ErgänzungsG.  zum  FabrikG. 
am  I./Vll.  1922  in  Kraft  getreten. 

4.  Kontrollvorschriften  und  Strafen. 
Jeder  Arbeitsuchende  muß  im  Besitze  eines 
ärztlichen  Zeugnisses  sein,  aus  welchem  sein 
Alter  und  seine  Arbeifstaugliehkeit  hervor- 
gehen (Art.  7);  Kinder  müssen  dieses  Zeugnis 
oder  eine  darauf  bezügliche  Marke  als  Iden- 
titätsausweis stets  bei  sich  führen  (Art.  23). 
Unfälle,  die  den  Tod  zur  Folge  haben  oder 
den  Unfallbetroffenen  länger  als  48  Stunden 
an  der  Wiederaufnahme  der  Arbeit  hindern, 
müssen  vom  Betriebsleiter  der  zuständigen 
Behörde  angezeigt  werden  (.\rt.  34).  Die 
Inspektoren  sind  zum  Betreten  jedes  Be- 
triebes befugt,  in  dem  sie  eine  Fabrik  ver- 
muten (Art.  b).  Für  Uebertretungen  des 
Gesetzes  sind  Inhaber  und  Betriebsleiter 
solidarisch  und  individuell  haftbar  (eine  an- 
gefochtene Bestimmung  des  Entwurfes  wollte 
im  Gegensatz  zum  früheren  Gesetze  nur  den 
Betriebsleiter  haftbar  machen).  Das  Höchst- 
strafmaß beträgt  200  Rupien  (Art.  41  ff.). 

5.  Bergwerke.  Das  Bergwerksgesetz 
Nr.  VIII.  von  1901  regelt  die  Ernennung  des 
Oberstbergwerksinspektors  durch  den  Staats- 
rat, der  Lokalbergwerksinspektoren  durch 
die  lokalen  Regierungen  und  überweist 
ihnen  die  üblichen  Rechte  und  Pflichten. 
Dem  Staatsrat  erteilt  das  Gesetz  die  Er- 
mächtigung, Bewilligungen  zu  erlassen  über 
die  Sicherheit  der  in  den  Gruben  beschäf- 
tigten Personen,  ermächtigt  ihn  zu  einem 
Verbot  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  unter 
Tage,  verpflichtet  die  Eigentümer,  Ver- 
zeichnisse der  beschäftigten  Frauen  und 
Kinder  zu  führen  und  Maßregeln  des  Gesund- 


heitsschutzes zu  treffen.  Verletzungen  dieses 
Gesetzes  werden  mit  200—500  Rupien  oder 
Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft.  Ueber 
die  Einführung  der  60-Stundenwoche  vgl. 
oben  sub  2. 

6.  Durch  das  Weißphosphorzündhölzer- 
verbot-Gesetz  Nr.  5,  1913  wurde  sowohl  die 
Herstellung  als  die  Einfuhr  von  Zünd- 
hölzern, zu  deren  Erzeugung  weißer  Phosphor 
verwendet  worden  war,  verboten.  Dem 
Verbote  ging  ein  starker  Kampf  der  Inter- 
essenten, insbesondere  der  schwedischen 
Zündholzfabrikanten  voraus,  die  namentlich 
die  Unmöglichkeit  behaupteten,  im  feuchten 
Klima  Indiens  andere  als  Weißphosphor- 
zündhölzer zu  verwahren  und  zu  handhaben. 
Da  bereits  durch  Erl.  v.  7./III.  1910  der 
Gegenbeweis  durch  das  Weißphosphorverbot 
in  Niederländisch-Indien  geliefert  wor- 
den war,  konnte  der  Ausgang  dieses  Inter- 
essenkonfliktes nicht  zweifelhaft  sein  und 
führte  auch  indirekt  zum  Weißphosphor- 
verbot in  Belgien  und  später  in  Japan. 
Indien  ist  am  30./XII.  1919  der  Berner 
Konvention  beigetreten. 

7.  Landarbeit.  Zur  Sicherung  des  An- 
gebotes von  Landarbeitern  besonders  in  den 
Teepflanzungen  von  Assam,  Bengalen  sind 
seit  1882  und  1891  Arbeits-  und  Auswande- 
rungsgesetze, 1893  und  1897  Inland  Emi- 
gration Acts  erlassen  worden,  an  deren  Stelle 
Act  No.  6  von  1901  zur  Vereinheitlichung 
und  Verbesserung  des  Gesetzes  über  Aus- 
wanderung nach  Assam  trat.  Das  Gesetz 
schreibt  im  Maximum  4jährige,  bei  den  vom 
Inspektor  registrierten  Verträgen  einjährige 
Dauer  vor.  Für  jedes  dieser  Jahre  werden 
gesetzli  cheMindestmonats  löhne  (Art.5) 
fixiert.  Der  Maxinialarbeitstag  beträgt 
9  Stunden  (Art.  125);  ein  Wochenruhetag 
ist  zu  gewähren.  Diese  Vorschriften  enthält 
auch  das  Schutzgesetz  für  Einwanderer 
der  Strait  Settlements  Nr.  VI.  v.  lO./VI. 
1904.  Der  Grundsatz  des  Neun  stunden- 
tag es  ist  auch  in  den  Malaiischen  Bun- 
desstaaten (Federated  Malay  States)  in 
§  100  des  Labour  Code  1912  festgehalten 
worden,  der  die  seit  1899  erlassenen  Schutz- 
vorschriften für  Einwanderer  zusammen- 
faßt. Der  Staatssekretär  kann  auch  Min- 
destlöhne und  -rationen  festsetzen.  Diese 
Vorschriften  gelten  hier  sowohl  für  Land- 
wirtschaft als  für  Bergbau,  Ziegeleien,  Stein- 
arbeit, Hoch-,  Tief-,  Wegebau.  Bei  reiner 
Fabrikarbeit  dürfen  3  Ueberstunden  gegen 
Ueberstundenlohn  (ein  Achtel  mehr  als 
Normallohn)  verlangt  werden.  Truckwesen, 
Zahlung  in  anderer  als  gesetzlicher  Währung, 
Abzüge  sind  verboten. 

8.  Fabrikinspektion.  Jahresberichte 
der  Inspektoren  (Annual  Report  on  the 
Working  of  the  Indian  Factories  Act  1911) 
liegen  uns  vor  für  Bengalen,  Bihar,  Orissa 
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und  Assam,  Kalkutta  1921,  für  Punjab,  La- 
bore 1922,  Burma,  Rangoon  1921,  Zentral- 
provinzen und  Berar,  Nagpur  1921.  Der  In- 
spektorenbericht für  Bengalen,  Bihar  und  As- 
sam weist  651  Fabriken  mit  Jahres-  und  122 
mit  Saisonsbetrieb  auf.  In  diesen  befanden 
sich  491 499  und  33  009  Arbeiter ;  die  Zahl  der 
Revisionen  betrug  520;  die  Zahl  der  Kinder 
bezifferte  sich  auf  36  399  und  die  der  Frauen 
auf  65  190.  Der  Bericht  meldet  von  2  Betrie- 
ben, in  welchen  die  Arbeitszeit  überschritten 
wurde.  In  ganz  Indien  zählte  man  1921  in 
4827  Fabriken  1  238  410  Arbeiter;  dazu  kom- 
men 249  156  Bergarbeiter.  Es  wurden  57 
üebertretungen  des  BergG.  angezeigt,  und 
42  bestraft. 

lilteratnr:  /.  C.  Kydd,  A  hislory  of  faclory 
legislation  in  India,  CalcuUa  1921.  —  Report  of  the 
Indian  Faclory  Labour  Commi^sion,  Zondon 
1908,  Cd.  4S92.  —  A.  Y-usuf-AU,  Life  and 
Labour  in  India,  London  1907.  —  .7.  Ramsay 
Macdonald,  Labour  and  the  empire,  London 
1907.  —  J.  Kair  Hardie,  India:  impressions 
and  suggestions,  London  1906.  —  K.  H.  Simp- 
son, Report  of  the  Chief  Inspector  of  Minea  \ 
in  India,  Calctdta  19 W. 


XL.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung auf  Ceylon. 

Ceylon  ist  am  21./II.  1908,  mit  Wirkung 
V.  14./I.  1912,  dem  internationalen  Ueber- 
einkommen  betr.  Verbot  der  Frauen- 
nachtarbeit in  industriellen  Betrieben  mit 
mehr  als  10  Arbeitern  beigetreten.  Die 
GraphitbergbauGG  V.  12./IV.  1904,  lO./I. 
1906  und  5./X.  1906  sind  durch  die  Normen 
V.  13./VIII.  1908  ersetzt  worden.  Sie  ent- 
halten das  Verbot  der  Arbeit  von  Personen 
unter  15  Jahren  in  Graphitgruben,  von 
unter  18  und  über  65jährigen  bei  Spreng- 
arbeit. Die  Inspektoren  können  den  Eintritt 
in  gefährliche  Sehächte  verbieten. 


XLI.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung  in  Niederländisch-Indien. 

Der  Reichtum  dieser  Kolonien  ist  durch  die 
Befreiung  der  Landarbeiter  vom  wöchent- 
lichen  Frontage   (1882   und   1914)  gefördert 
worden.      Neben  der  Zuckerproduktion  (183 
Fabriken),  Kaffee-,  Kakaopflanzungen  sind  die 
vom    Staate  betriebenen   Zinnbergwerke  von 
Banca,  die  Privatgruben  von  Biliton  und  l<iar, 
die  Kohlengruben  und  Petroleumquellen  und 
-raffinerien  von  Bedeutung.    Durch  Erklärung 
V.  7./III.  1910  erfolgte  der  Beitritt  der  Kolo- 
nien   zum    internationalen  Weißphosphor- 
verbot in  der  Zündholzindustrie. 
Literatur;  F.  C.  Heckmeijer,  Weiten  en  ver- 
verordeningen  von  Nederlandsch  Indie,  Batavia 
1916.  —  A.  f.  V.  Blonimesteinf  De  nieuwe 
Koelie-ordonantie  voor  de  oostsust  van  Snvuitra, 
Amsterdam  1916.  —  E.  Ellendl,  SS  .Tahre  Pflanzer 
in  Niederl.  Indien,  Berlin- Friedenau  191S.  — 
Erich  Prager,  IKe  SoziaVpoUlik  der  Nieder- 
länder in  Ostindien  (Z.f.KoUmialpol.  1906,  Nr.  12). 


XLII.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  den  Philippinen. 

Die  industrielle  Entwicklung  dieser  ameri- 
kanischen Kolonie  äußert  sich  in  der  Errichtung 
von  Zuckerfabriken,  in  der  (staatlich  geförderten 
und  kontrollierten)  Manilahanfindustrie,  Kokos- 
nußölerzeugung  und  in  Gold-,  Silber-,  Kupfer- 
und  Kohlenbergbau.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung besteht  lediglich  in  der  Begründung 
eines  Arbeitsamtes  u.  a.  auch  mit  Inspektions- 
befugnis (1908  Act  No.  1868),  ferner  in  einem 
Truckverbote  (1913  No.  2Ia  3). 

Literatur:  Fictor  S.  Clark,  Labor  Conditions 
in  the  Philippines,  in:  Bulletin  of  U.  St.  Bu- 
reau of  Labor,  May  1905. 


XLIIL  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  Japan. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung.  B.  Gel- 
tendes Recht.  1.  Geltungsgebiet  des  Fabrik- 
gesetzes von  1911.  2.  Die  Hauptbestimmungen 
des  Gesetzes.  3.  Weißphosphorzündhölzerverbot. 
4.  Strafen. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  industrielle  Entwicklung  in  Japan  beruhte 
wesentlich  bis  Ende  des  19.  Jahrh.  auf  heim- 
industrieller und  handwerksmäßiger  Tätigkeit. 
Erst  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  begann 
die  Baumwollindustrie,  zum  Teil  mit  fremdem, 
zum  Teil  mit  heimischem  Kapital  begründet,  sich 
auszubreiten.  Es  wurde  sodann  i.  J.  1898  ein  Par- 
lamentsausschuß zur  Untersuchung  des  Fabrik- 
wesens eingesetzt,  der  den  Vorentwurf  eines 
Fabrikgesetzes  im  November  1902  veröffent- 
lichte. Der  Krieg  mit  China  beseitigte  die  Be- 
fürchtung, es  könne  durch  Arbeiterschutzgesetze 
der  Wettbewerb  der  japanischen  Industrie  er- 
schwert werden.  Der  Fabrikgesetzentwurf  von 
1902  gelangte  endlich  am  l./II.  1911  zur  parla- 
mentarischen Behandlung.  Die  Verbreitung  der 
Tuberkulose,  die  Mehrung  der  Unfälle,  die  ver- 
hältnismäßig hohe  Quote  der  Kinder  in  der 
Streichholz-  und  Glasindustrie  und  die  über- 
mäßige Arbeitszeit  ließen  eine  Regelimg  als  un- 
bedingt notwendig  erscheinen. 

Am  längsten  war  die  Arbeitsdauer  in  der 
Textilindustrie.  Das  Arbeitspersonal  war 
fast  ausschließlich  weiblichen  Geschlechtes;  die 
Arbeitsdauer  betrug  bis  zu  17  Stunden  im  Tag, 
und  in  vielen  Fabriken  gibt  es  keine  ständigen 
monatlichen  Ruhetage.  Da  die  Arbeiterinnen 
im  Akkord  gelöhnt  werden,  schlingen  sie  ihre 
Mahlzeiten  so  rasch  wie  möglich  herunter; 
von  einer  Essenspause  ist  keine  Rede.  In  den 
Spinnereien  wirti  Tag  und  Nacht  in  12  stün- 
digen Schichten,  bei  Arbeitsandrang  gelegent- 
lich in  ISstündigen  Schichten  gearbeitet.  Eine 
Erhebung  über  die  Einwirkimg  der  Nachtarbeit 
auf  das  Körpergewicht  hat  ergeben,  daß  der 
Verlust  an  Körpergewicht  während  einer  Nacht- 
arbeitswoche 50—60  Momme  (187—224  g),  ge- 
legentlich jedoch  mehr  als  200  Moninie  (754  g) 
beträgt  und  während  der  Tagesarbeitswoche 
nicht  wieder  eingebracht  werden  kann.  Zudem 
lassen  Schlafräume  und  ICost  der  Spinnerei- 
arbeiterinnen (die  gewöhnlich  Kost  und  Wohnung 
in  der  Fabrik  erhalten)  sehr  zu  wünschen  übrig, 
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wenn  auch  in  den  größeren  Fabrikunterneh- 
mungen in  den  letzten  Jahren  Anstrengungen 
gemacht  worden  sind,  die  Anlagen  in  jeder  Be- 
ziehung zu  verbessern. 

Nach  Ausweis  einer  dreijährigen  Aufstellung 
Uber  die  Krankheits-  und  Unfallverhält- 
nisse der  in  den  Fabrikschlafräumen  unterge- 
brachten Arbeiter  betrug  im  Jahresdurchschnitt 
die  Anzahl  der  Erkrankungen  bei  den  Männern 
767,  bei  den  Frauen  1068,  die  Anzahl  der  Unfälle 
bei  den  Männern  109,  bei  den  Frauen  39  Prom 
Krankheitsfälle  sind  am  häufigsten  in  den  Spin- 
nereien, den  Mousselin-,  Baumwoll-,  Tuch-  und 
Leinewebereien,  in  der  Pozellan-  und  Zement- 
industrie usw.,  verhältnismäßig  weniger  häufig 
in  der  Seidenindustrie.  Obwohl  vermutlich  die 
Angaben  der  Unfall-  und  Krankheitsstatistik 
hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleiben,  sind  die 
japanischen  Ziffern  doppelt  und  dreifach  so  hoch 
wie  diejenigen  der  übrigen  Industrieländer. 
Eine  durch  besondere  Beamte  in  den  Spinnereien 
und  Webereien  vorgenommene  Erhebung  hat 
ergeben,  daß  in  gewissen  Fabriken  auf  1000 
Arbeitspersonen  monatlich  400  Erkrankungen 
entfallen  und  von  1000  Arbeitern  täglich  70—80 
den  Arzt  aufsuchen  müssen. 

Aus  diesen  Motiven  ist  das  FabrikG.  v. 
28./III.  1911  nach  langen  Kämpfen  hervorge- 
gangen und  steht  seit  dem  l./IX.  1916  in  Kraft. 

B.  Geltendes  Recht. 

1.  Geltungsgebiet  des  Fabrikgesetzes 
von  1911.  Das  FabrikG.  v.  28./III.  1911 
findet  Anwendung  auf  Fabriken,  die  ständig 
mehr  als  15  Arbeiter  beschäftigen.  Ferner 
auf  Fabriken,  in  denen  die  Arbeit  gefährlich 
oder  gesundheitsschädlich  ist  (Art.  I).  Der 
Minister  kann  ferner  die  Schutzbestim- 
mungen des  Gesetzes  auf  alle  motorisch  be- 
triebenen Fabriken  ausdehnen. 

2.  Die  Hauptbestimmungen  des  Ge- 
setzes.   Zulassungsalter  ist  das  vollendete 
12.  Jahr,  doch  kann  die  Verwaltungsbehörde 
die  Beschäftigung  von  mehr  als  10jährigen 
mit  leichten  und  einfachen  Arbeiten  ge- 
statten (Art.   II).     Für  Jugendliche  von 
weniger  als  15  Jahren  und  Frauen  gilt  eine 
Höchstarbeitszeit  von  12  Stunden.  Während 
einer  Uebergangszeit  von  15  Jahren  kann 
diese  Arbeitszeit  auf  14  Stunden  erhöht 
werden  (Art.  III).  Die  Nachtarbeit  dieser 
Jugendlichen  und  Frauen  ist  von  10  Uhr 
abends  bis  4  Uhr  morgens  verboten  (Art.  IV). 
Während  der  Uebergangszeit  von  15  Jahren 
gilt  dieses  Verbot  nur  für  Jugendliche  unter 
14  Jahren  und  Arbeiterinnen  von  weniger 
als   20   Jahren,   namentlich   bei  ununter- 
brochener Arbeit  (Art.  V).  Für  Jugendliehe 
unter  15  Jahren  und  Frauen  sind  vom 
Fabrikseigentümer  zwei  Ruhetage  im  Monat 
zu  bestimmen,  bei  zweischichtiger  Arbeit  und 
Nachtarbeit  4  Ruhetage.  Die  Arbeitspau- 
sen sind  bei  mehr  als  6  stündiger  täglicher 
Arbeitszeit  30  Minuten  und  bei  mehr  als  10- 
stundiger  Arbeit  1  Stunde.  Bei  mehrschich- 
tiger Arbeit  hat  der  Schichtwechsel  alle  10 
Tage  stattzufinden  (Art.  VII).   In  Notfällen ' 


kann  durch  7  Tage  im  Monat  die  Arbeitszeit 
mit  Bewilligung  der  Verwaltungsbehörde  um 
2  Stunden  verlängert  werden.    Bei  Saison- 
arbeiten und  bei  besonderem  Arbeitsandrang 
um  1  Stunde.  Das  Maximum  der  Ueber- 
stunden  beträgt  120  im  Jahr  (Art  VIII) 
Arbeitsverbote  bestehen  für  Personen  im 
Alter  von  weniger  als  15  Jahren  und  Frauen 
in  bezug  auf  das  Reinigen,  Schmieren  ge- 
fährlicher Teile  von  Transmissionen,  solange 
die  Maschinen  im  Gange  sind.  Hantieren  mit 
Gilten,  gefährlichen  Stoffen,  gas-  oder  staub- 
entwickelnden  Substanzen  (Art.   IX,  X) 
Durch  den  Minister  kann  auch  die  Arbeit 
Kranker  oder  schwangerer  Frauen  verboten 
oder  eingeschränkt  werden  (Art.  XII).  Für  er- 
krankte oder  unverschuldet  verunfallte  Arbei- 
ter besteht  Unterstützungspflicht  (Art.  XV ) 
Das  japanische  FabrikG.  ist  auf  l./IX 
1916  nach  Erlaß  des  Reglements  v  3  /VIII 
191(5  in  Kraft  getreten.  Das  Reglement  hat 
noch  weitere  Uebergangskonzessionen  den 
Seidengarn-,  Trikotage-,  Konservenfabriken 
und   Zeitungsdruckereien   eingeräumt,  an- 
dererseits die  Schonzeit  der  Wöchnerinnen 
auf  5  Wochen  nach  der  Niederkunft  (mit 
ärztlicher  Erlaubnis  3  Wochen)  verlängert 
Nach  der  Japan  Times  v.  5./IV.  1917  war  die 
Wirkung  der  Reduktion  von  16  auf  14stün- 
dige  Arbeitszeit  in  einer  Seidenweberei  mit 
25  Fußantrittmaschinen  in  den  ersten  3 
Monaten  ein  Plus  von  75  Stücken  verglichen 
mit  dem  Vorjahr,  in  der  Mochida  Spin- 
nerei Co.  stieg  die  Monatsleistung  pro  Ar- 
beiter von  3186  auf  4622  Pfd.  Gleichzeitig 
wurde  die  Entlassung  der  nunmehr  unter- 
stützungspflichtigen tuberkulösen  Arbeiter 
und  das  Abströmen  der  Kinder  in  die  Klein- 
und  Heimatsbetriebe  beobachtet. 

ücber  die  im  Juli  1922  noch  nicht  ra- 
tifizierten Aenderungen  dieser  Gesetzgebung 
durch  internationale  Verträge  ist  das  Nähere 
unter  III.  4.  zu  vergleichen. 

3.  Weißphosphorzündhölzerverbot.  Am 
9./IV.  1921  ist  durch  das  Gesetz  Nr.  61  die 
Erzeugung  von  Weißphosphorzündhöl- 
zern, sowie  ihr  Verkauf  in  das  Ausland  oder 
nach  japanischen  Besitzungen  verboten  wor- 
den.  Das  G.  trat  am  l./VII.  1922  in  Kraft. 

4.  Strafen.  Bei  Verstößen  gegen  das  Be- 
schäftigungsverbot: Buße  bis  zu  500  Yen; 
Behinderung  der  Aufsichtsbearaten:  Buße 
bis  zu  300  Yen;  Uebertretungen  des  Weiß- 
phosphorverbotes: Buße  bis  zu  100  Yen, 
Haft  bis  zu  1  Jahr. 

Literatur:  Japanese  Faclory  Law  in  its  Relation 
U>  Weavers  and  Watchmakera,  in  Monthhj  Labor 
Review,  Washington  191S.  —  Saito  Kashiro, 

La  protection  ouvriere  du  Japon,  Paris  1000.   

Foxwetl,  TU  protection  of  labour  in  Japan 
in :  Economic  Journal  1901,  vol.  XI.   G.  Eck- 
stein und  Seil  Katayama  in:  Neue  Zeit, 
190S  und  1911.  —  Sen  Katayama,  The 
labour    movement    in    Japan,    Chicago  191S. 
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—  F.  r.  Wencksternj  A  Bibliography  of  the 
Japanese  Empire,  London  1805,  1907.  —  W.  M. 
Mc  GoverUf  Modein  Japan,  its  political,  mili- 
tary  and  industrial  Organisation,  Unwin  19£0. 

—  The  Japan  Yearbook,  Tokyo.  —  K.  Hath- 
getif  Die  Japaner  in  der  Weltwirtschaft,  1911. 

—  Ntshif  Die  Baumwollspinnerei  in  Japan,  Tü- 
bingen 1911.  —  E.  A.  Heber,  Japanische  In- 
dustriearbeit,  Jena  1912.  —  K.  Kwwata,  Die 
Arbeiterbewegung  in  .Japan  (Grünbergs  Arch,  f. 
Gesch.  d.  Sozial.,  1915,  S.  89).  —  Henry  Du- 
motardf  Le  Japan  politique,  cconomique  et  so- 
cial, 1913.  —  3Iax  Nietzsche,  Dif  japanische 
Konkurrenz,  Preußische  Jafirbücher,  1904-  — 
Jnazo  Nitob^f  The  Japanese  Nation,  New  York 
1912.  —  JC.  Morimoto,  The  Standard  of  living 
in  Japan,  Baltimore  1918. 


III.  Internationaler  Arbeiterschutz. 

A.  Begriff.  B.  Geschichte  und  Ergeb- 
nisse. 1.  Epoche.  Bis  zur  Berliner  internatio- 
nalen Arbeiterschutzkonferenz  1890.  2.  Bis  zum 
Abschluß  der  internationalen  Arbeiterschutzver- 
träge von  Bern  19UG.  3.  Bis  zur  Konferenz 
von  Washington  1919.  4.  Seit  1919. 

A.  Begriff. 

Der  internationale  Ausgleich  der  Arbeits- 
bedingungen nach  oben  —  so  kann  man 
den  internationalen  Arbeiterschutz  kenn- 
zeichnen. Unter  den  Begriff  des  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes  fallen  damit 
folgende  Bestrebungen:  1.  Das  Streben 
möglichst  gleichzeitig  in  allen  Ländern  die 
zur  Erhaltung  der  Arbeitskraft  nötigen  Ein- 
schränkungen des  freien  Abschlusses  des 
Arbeitsvertrages  einzuführen,  um  die  Aus- 
nutzung der  Arbeitskräfte  unter  dem  Drucke 
der  Konkurrenz  des  Auslands  zu  verhüten. 
Der  internationale  Arbeiterschutz  sucht 
2.  die  Beseitigung  der  Nachteile  herbeizu- 
führen, mit  denen  die  nationale  Gesetzgebung 
eines  Landes  fremde  Arbeiter  bedroht,  na- 
mentlich auf  dem  Gebiete  der  Versicherung. 
Endlich  kann  3.  der  Ausbau  eines  einheit- 
lichen Arbeiterrechts  aller  Länder,  eines  inter- 
nationalen Rechts  der  Arbeit,  das  körper- 
liche, geistige,  sittliche  und  wirtschaftliche 
Festigung  der  Persönlichkeit  des  Arbeiters 
anstrebt,  als  Ziel  des  internationalen  Arbeiter- 
schutzes betrachtet  werden.  Die  konkur 
renzpolizeilichen  Motive,  die  zu  Versuchen 
des  internationalen  Arbeiterschutzes  führten, 
sind  die  ältesten.  Man  kann  die  Geschichte 
dieser  Bestrebungen  in  4  Abschnitte  ein- 
teilen: 1.  von  1816-1890:  2.  von  1890  bis 
1906;  3.  von  1906-1919  und  4.  seit  1919. 

B.  Geschichte  und  Ergebnisse. 
1.  Epoche.  Bis  zur  Berliner  internatio- 
nalen Arbeiterschutzkonferenz  1980.  Am  l./I. 
191(i  hielt  Robert  Owen  bei  der  Eröffnung  des 
Volkshauses  seiner  Fabrik  in  New  Lanark  eine  An- 
sprache, in  der  er  die  Ausdehnung  der  in  seiner 
Fabrik  herrschenden  Bestimmungen  über  Zu- 


lassungsalter der  Kinder,  Volksschulpflicht, 
12 stündige  Höchstarbeitszeit  der  Erwachsenen 
auf  ganz  England  vorschlug  und  den  Satz  aus- 
sprach, daß  die  Wohltaten  eines  solchen  Schutz- 
gesetzes nicht  auf  ein  einzelnes  Land  beschränkt 
sein  sollten.  Am  14./VI.  1816  erklärte  ein  Fabri- 
kant von  Manchester,  George  Augustus  Lee,  vor 
der  Kommission,  die  die  Wirkungen  eines  solchen 
Schutzgesetzes  untersuchte,  daß  die  Auswande- 
rung der  Kapitalien  und  der  Arbeiter,  falls  Eng- 
land mit  diesem  Vorgehen  allein  bliebe,  die 
sichere  Folge  eines  solchen  Gesetzes  wäre.  Da 
diese  Einwürfe  die  Annahme  des  geplanten  bri- 
tischen Kinderschutzgesetzes  bedrohten,  begab 
sich  Robert  Owen  am  20./IX.  1818  nach  Frank- 
furt a.  M.,  von  wo  er  in  Denkschriften  an  die  Re- 
gierungen und  in  einer  Denkschrift  an  die  in 
Aachen  versammelten  Vertreter  der  Heiligen 
Allianz  das  Ersuchen  stellte,  die  von  ihm  ge- 
troffenen Einrichtungen  zu  prüfen,  um  ihre  An- 
nahme vorzubereiten.  Die  .Annahme  solcher 
Wohlfahrtseinrichtungen  sollte  auf  einer  ,, herz- 
lichen Einigkeitder  Regierungen  und  der  Völker", 
wie  er  in  seiner  Denkschrift  sagte,  beruhen;  den 
konkreten  Weg  internationaler  Verträge  hat 
Owen  in  seinen  Schriften  kaum  angedeutet.  Seine 
Versuche,  die  Alliierten  zu  gewinnen,  schlugen 
fehl,  hatte  doch  die  Heilige  .Allianz  am  Wiener 
Kongreß  nur  durch  papierne  Deklarationen  sich 
für  die  Abschaffung  des  Sklavenhandels  ausge- 
sprochen. Die  Großindustrie  stand  auf  dem 
Festlande  erst  in  den  Anfängen.  Erst  die  Juli- 
revoluticin  ließ  das  Vorhandensein  einer  der 
Aussichten  des  Aufsteigens  zum  Bürgertum  fast 
völlig  beraubten  Arbeiterklasse  erkennen.  Die 
Untersuchungen  von  ViUerm^  und  anderen  hatten 
fürchterliche  Ueberanstrengungen  in  den  ersten 
Fabriken  angezeigt.  Adolphe  Blanqui  erklärte 
in  seinem  Lehrkursus  der  industriellen  Oeknno- 
mie  am  14./XII.  1838,  daß  es  nur  ein  Mittel  gebe, 
um  einen  einheitlichen  Normalarbeitstag  von  13 
statt  der  üblichen  15  Stunden  ohne  schlimme 
Folgen  herzustellen,  nämlich  zur  selben  Zeit  durch 
alle  industriellen  Völker,  die  sich  gegenseitig  Kon- 
kurrenz machen,  ein  solches  Gesetz  annehmen  zu 
lassen.  „Man  hat  bisher  Allianzen  mit  der  Ver- 
pflichtung Menschen  zu  löten  abgeschlossen, 
warum  sie  nicht  heute  auch  abschließen,  um 
ihnen  das  Leben  zu  erhalten  und  es  erfreulicher 
zu  gestalten?  Die  Sache  wäre  wenigstens  neu 
und  könnte  vielleicht  aus  diesem  Grunde  einen 
J^rfolg  bedeuten:  Man  muß  es  versuchenl"  Das 
preußische  Regulativ  zum  Schutze  der  Arbeiter 
in  den  Fabriken  von  1839,  das,  wie  man  gesehen, 
zum  Teil  auf  das  Vorbild  des  britischen  Gesetzes 
v(]n  1833  zurückging,  gab  sodann  einem  Schüler 
Oberlins  und  Schleiermachers,  Daniel  Le- 
grand, dem  Sohne  eines  Ba.sler  Seidenband- 
fabrikanten und  Direktors  der  Helvetischen  Re- 
publik von  1798,  der  im  Steintal  im  Elsaß  eine 
große  Spinnerei  leitete,  die  Anregung,  einen 
offenen  13rief  i,  J.  1840  an  die  französische,  die 
schweizerische  Regierung  und  an  den  deutschen 
Zollverein  zu  richten,  um  für  ganz  Mitteleuropa 
nach  dem  Muster  des  preußischen  Gesetzes  ein 
Schutzgesetz  für  jugendliche  Arbeiter  zu  erzielen. 
Legrand  war  gleichzeitig  lebhaft  an  dem  Zu- 
standekommen des  ersten  französischen  Kinder- 
schutzgesetzes von  1841  beteiligt.  Im  Juni  1840 
sprach  der  britische  Fabrikinspektor  Leonhard 
Horner  in  seiner  Schrift  über  die  Beschäftigung 
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von  Kindern  in  Fabriken  in  Großbritannien  und 
im  Auslande  aus,  daß  die  englischen  Fabrikanten 
sicherlich  der  Fortentwicklung  der  britischen 
Arbeiterschutzgesetzgebung  weniger  Widerstand 
leisten  würden,  wenn  sie  sahen,  daß  das  Beispiel 
Englands  von  anderen  Nationen  befolgt  werde. 
Die  Unzulänglichkeit  des  französischen  Kinder- 
schutzes veranlaßt«  dann  Daniel  Legrand  von 
1847  an  seine  ,, Appels  respectueux  aux  Puis- 
sances"  zur  Forderung  eines  internationalen  Ar- 
beiterschutzes zu  richten,  in  welchen  die  12stiln- 
dige  Höchstarbeitszeit,  das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit der  Frauen  und  der  unter  18jährigen 
die  Hauptprograninipunkte  bildeten,  zu  denen 
später  die  Einführung  eines  Mindestalters  für 
die  Erwerbstätigkeit  von  Kindern,  die  Aus- 
dehnung des  Schutzes  auf  alle  mehr  als  10  Per- 
sonen beschäftigenden  Betriebe,  die  Forderung 


einer  Arbeitszeit  von  S  Stunden  für  Jugendliche 
von  12—18  Jahren,  das  Verbot  der  Beschäfti- 
gung in  gefährlichen  Industrien  für  Jugendliche, 
die  Einführung  der  8-Stundenschicht  im  Bergbau 
hinzutraten.    Er  sagte  voraus,  daß  wenn  diese 
Verlangen  nicht  befriedigt  würden,  der  revolu- 
tionäre Sozialismus  in  Erscheinung  treten  würde. 
Zwei  Monate  später  brach  die  Februarrevolution 
aus.    In  diesem  Monate  erschien  das  kommu- 
nisti.sche  Manifest  von  Marx  und  Engels;  es 
appellierte  an  den  internationalen  Zusammen- 
schluß des  Proletariats,  aber  nicht  mehr  für 
Zwecke  des  Arbeiterschutzes,  sondern  zur  Er- 
werbung der  Produktionsmittel,  zur  Enteignung 
der  Enteigner.    In  Frankreich  erließ  die  provi- 
sorische Regierung  am  2./III.  1848  ein  Zehn- 
stundengesetz für  Paris,  das  am  i:l/VIII.  aufge- 
hoben und  durch  ein  Zwölfstundengcsetz  ersetzt 
wurde  mit  der  Begründung,  ilaß  es  ja  unmöglich 
sei,  internationale  Verträge  über  diese  Frage  ab- 
zuschließen.   Dennoch  blieben  die  Bemühungen 
Legrands  nicht  ganz  unbeachtet.  Wie  aus  neuerer 
Forschung  hervorgeht,  hat  Friedrich  Wilhelm  IV. 
am  7./XII.  185(1  seine  Minister  Manteuffel  und 
von  der  Heydt  beauftragt,  bei  der  britischen 
Regierung  die  Initiative  zu  einer  internatio- 
nalen Aktion  für  Arbeiterschutz  anzuregen.  Der 
preußische  Gesandte  in  London  Josias  v.  Bunsen 
stand  auch  religiös  Daniel  Legrand  sowie  Lord 
Shaftesbury  nahe.  Dieser  und  Leonhard  Horner 
erklärten  sich  mit  Legrand  einverstanden.  Lord 
Palmerston  empfahl  nunmehr  zur  Vorbereitung 
kommissarische  Beratungen  in  Paris,  um  die 
Initiative  Frankreichs  zu  gewinnen.  Hierauf 
reichte  Legrand  bei  dem  französischen  Prinz- 
Präsidenten  einen  neuen  Entwurf  ein.  Ueber 
diesen    Entwurf    äußerte    sich    der  Minister 
Droujn  de  Lhuys  erst  am  9./III.  1855  dahin, 
daß  die  Verschiedenheiten  des  Fabrikregimes 
in  den  verschiedenen  Ländern  eine  Ueberein- 
stinimung  der  Regierungen  erheische,  die  die 
Moral  und  die  Politik  in  gleichem  Maße  emp- 
fehlen.    „Wenn  somit  das  Berliner  Kabinett 
entschlossen  wäre  die  Initiative  für  ein  gleich- 
förmiges industrielles  Regime  auf  dem  Wege 
einer  internationalen  Uebereinkunft  zu  ergreifen, 
in  dem  insbesondere  die  Gesetze  über  die  Arbeit 
der  Kinder  in  Fabriken,  über  die  Arbeitszeit  und 
Uber  den  Marken-  und  Musterschutz  usw. 
Platz  fände,  so  könnte  es  auf  die  sympathische 
und  warme  Unterstützung  der  Regierung  des 
Kaisers  sich  verlassen."  An  dieser  Verquickurg 
mit  der  Gesetzgebung  über  die  Fabrikzeichen  und  ' 


-muster  scheiterte  die  erste  dinlomatische  Aktion 
für  internationalen  Arbeiterschutz.  Legrand 
starb  1.  J.  1859.     Die  Internationale  des  Ar- 
beiterschutzes  verschwand  vom  Schauplatz  die 
Arbeiterinternationale  trat  i.  J.  1B64  ins  Leben 
Ihr  erster  Kongreß,  der  von  Genf  3./IX.  1866, 
proklamierte  nach  dem  Vorbild  des  Kongresses 
von    Baltimore,    20./VIII.    1860,    den  Acht- 
.stundentag.     Mit  dem  Kommuneaufstand  von 
18(1,  der  fälschlich  der  ersten  Internationale 
zugeschrieben  wurde,  trat  dann  die  Drinfflichkeit 
der  Behandlung  der  Arbeiterfragen  mit  Flammen- 
zeichen  vor  Augen.   Fürst  Bismarck  nahm  diese 
Ereignisse  i.  J.  1871  zum  Anlaß,  um  der  öster- 
reichi.schen  Regierung  den  Antrag  zu  gemein- 
samen koinmissari.schen  BeralungiMi,  und  zwar 
zum    Zwecke  sowohl  der  Repression  als  der 
Präventivpolitik  zu  machen.     Ueber  die  Ver- 
ständnislosigkeit  der  österreichischen  Regierung 
an  der  dieser  Plan  scheiterte,  hat  A.  E.  Schäfflc 
in  seinen  Memoiren  berichtet.     Sodann  gaben 
Adolf  Wagner,  der  sich  bereits  1861  in  seinem 
Kolleg  für  den  Gedanken  des  internationalen 
Arbeiterschutzes  ausgesprochen  hatte,  in  seiner 
Rede  über  die  sozialen  Fragen.  Oktober  1871, 
und  Gustav  von  Schönberg  in  seiner  Schrift 
..Arbeitsämter,   eine   Aufgabe   des  Deutschen 
Reiches",  1871,  gleichzeitig  und  unabhängig  von- 
einander dem   Wunsche  nach  internationalen 
Arbeiterschutzverlrägen  Ausdruck.      Die  ver- 
schollenen Aufrute  Daniel  Legrands  kamen  i  J 
1875  wieder  zu  Ehren,  als  Heinrich  W.  J.  Thiersch 
in  seiner  Schrift  ,,Der  christliche  Staat"  und 
Geheimrat  Wagener  in  der  deutschen  Eisen- 
bahnzeitung  .sie  abdruckten.     Thiersch  appel- 
lierte an  den  deutschen  Kaiser  die  Initiative 
zu  ergreifen:  „Versammelt  sich  gegenwärtig  ein 
Kongreß  zur  Autstellung  der  Normen  für  ein 
gemeinsames  Kriegsrecht,  warum  scjllte  ein  Kon- 
greß für  die  Aufstellung  der  Normen  des  inter- 
nationalen  Arbeiterschutzes   unmöglich   sein  " 
Die  Rede  Adolf   Wagners   über  die  sozialen 
Fragen  und  die  Notwendigkeit  des  internatio- 
nalen Arbeiterschutzes  gaben  dem  Präsidenten 
des  Schweizerischen  Nationalrates,  Oberst  Emil 
Frey,  den  Anlaß,  am  5./VI.  1876  den  Entwurf 
eines  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in 
den  Fabriken  in  einer  Ansprache  zu  verteidigen; 
er  bat  die  Versammlung  „die  Frage  in  Erwägunff 
zu  ziehen,  ob  nicht  seitens  der  Schweiz  der  Ab"^ 
Schluß   internationaler  Verträge  zum  Zwecke 
einer  möglichst  gleichmäßigen    Regelung  der 
Arbeiterverhältnisse  in  allen  Industriestaaten 
sollte  angeregt  werden.  Liegt  ja  doch  die  größte 
Schwierigkeit  der  Fabrikgesetzgebung  in  der 
Tatsache,  daß  durch  das  vereinzelte  Vorgehen 
eines  Staates  im  Sinne  der  Erleichterung  der 
Arbeiter   die    Konkurrenzfähigkeit   seiner  In- 
dustrie unter  Umständen  sehr  gefährdet  werden 
kann".   Erst  am  Ö./XII.  1880  wurde  ein  Antra? 
auf  diplomatische  Aktion  des  Bundesrates  ge'^ 
stellt.     Dieser  erste  Versuch  des  Bundesrates 
blieb  bei  den  völlig  in  den  Ideen  der  Freiheit 
des  Arbeitsvertrages  befangenen  Regierungen 
erfolglos.    Aber  die  Anregung  fiel  bei  der  Ar- 
beiterklasse auf  fruchtbaren  Boden.     Die  Ar- 
beiterkongresse  von  Zürich  und  Paris  machten 
188.-!  die  Forderung  zu  der  ihrigen.    Im  franzö- 
sischen und  deut.schen  Parlamente  traten  1883 
und  1886  sozialisti.sche  Deputierte  für  den  Ge- 
danken ein.   Inzwischen  begann  i.  J.  1886  eine 
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neue  Kampagne  der  schweizerischen  Fabrikanten 
gegen  das  Elfstundengesetz.  Dieser  Strömung 
traten  am  27./VI.  1886  die  im  Grütliverein  ge- 
einigten schweizerischen  Arbeiter  mit  der  Forde- 
rung des  Zehnstundentages,  des  15.  Lebensjahres 
als  Zulassungsalter,  dem  Kampf  gegen  gefähr- 
liche Gifte  und  dem  Verlangen  nach  Begründung 
eines  internationalen  Arbeitsamtes  entgegen. 
Diese  Forderungen  wurden  nicht  bloß  von  den 
sozialistischen  oder  demokratischen  Vertretern 
(Heinrich  Scherrer,  Curti,  Vögelin),  sondern 
auch  von  den  Führern  der  katholischen  Arbeiter- 
partei (Decurtins)  und  den  SoziaLradikalen  von 
Genf  (Favon)  angenommen.  Die  Gründung  des 
schweizerischen  Arbeitersekretariats  i.  J.  1887 
war  das  erste  Werk  der  sozialpolitischen  Eini- 
gung der  Parteien,  der  ein  Antrag  der  National- 
räte Decurtins  und  Favon  am  23./XII.  1887,  die 
Verhandlungen  über  internationalen  Arbeiter- 
schutz wieder  aufzunehmen,  folgte.  Der  Bun- 
desrat beauftragte  hierauf  Dr.  Decurtins  eine 
Denkschrift  auszuarbeiten,  die  am  2. /XII.  1889 
unter  dem  Titel:  La  question  de  la  protection 
ouvriere  internationale,  als  Vorarbeit  der  vom 
Bundesrat  zu  treffenden  Schritte  veröffentlicht 
wurde.  Dieser  erließ  nun  am  15./III.  1889  eine 
Einladung  an  sämtliche  europäische  Industrie- 
staaten zur  Beschickung  einer  internationalen 
Arbeiterschutzkonferenz.  Diese  Einladung  wurde 
von  der  Schweiz  auf  den  von  Berlin  ausgeübten 
Druck  hin  zurückgezogen,  denn  inzwischen  hatte 
Wilhelm  II.  auf  den  16./III.  1890  eine  inter- 
nationale Konferenz  über  Arbeiterschutz  ein- 
berufen. 

2.  Bis  zum  Abschluß  der  internationalen 
Arbeiterschutzverträge  von  Bern  1906.  Die 

Motive  der  Einberufung  derBerlinerArbeiter- 
schutzkonf erenz  haben  durch  das  6.  Kapitel 
des  3.  Bandes  der  Gedanken  und  Erinnerungen 
des  Fürsten  Bismarck  eine  neue  Beleuch- 
tung erfahren.  Am  14./V.  1889  hatten  die  Dele- 
gierten der  streikenden  Bergleute  im  Ruhr- 
revier in  einer  Audienz  beim  Kaiser  den  Mangel 
an  Arbeiterschutz  im  Bergbau  beklagt  und  schon 
früher  hatten  im  Bundesrate  Sachsen  und  Baden 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Frauen-, 
Kinder-  und  Sonntagsarbeit  im  ganzen  Reiche 
eingeführt  zu  sehen  gewünscht.  Der  Ober- 
präsident der  Rheinprovinz,  Freiherr  v.  Ber- 
lepsch, hatte  i.  J.  1889  die  Beilegung  des  Ruhr- 
kohlenarbciterstreiks  herbeigeführt.  Am  31./I. 
1890  erfolgte  seine  Ernennung  zum  Handels- 
minister. Als  nun  der  Kaiser,  von  Herrn  v. 
Bötticher  beraten,  im  Kronrat  v.  24./I.  1889 
eine  Kundgebung  für  den  Arbeiterschutz  in 
Deutschland  verlas,  suchte  Bismarck  nach  Mit- 
teln, um  den  Arbeiterschutz,  in  dem  er  nur  Ar- 
beiterzwang erblickte,  unmöglich  zu  machen.  In 
der  Ministersitzung  v.  26./I.  1890  suchte  Bis- 
marck für  den  Fall,  daß  das  Staatsministerium 
auf  die  Wünsche  nach  Arboiterschutz  eingehen 
würde  ,, andere  Faktoren  auf  den  Kaiser  wirken 
zu  lassen;  als  solche  erschienen  der  Staatsrat, 
der  Volkswirtschaftsrat,  denen  ich  ein  Ver- 
ständnis für  die  Rückwirkung  auf  die  unmittelbar 
bevorstehenden  Reichstagswahlen  zutrauen 
durfte  und  die  Regierungen  des  Auslandes, 
welche  von  dem  Eingreifen  des  Kaisers  in  die 
Arbeiterverhältnisse  analoge  Schäden  erwarten 
konnten,  wie  ich  sie  bei  uns  befürchtete.  Mein 
Vorschlag,  den  ich  in  derselben  Sitzung  des  26. 


machte,  den  Staatsrat  und  eine  internationale 
Konferenz  zu  berufen,  um  in  der  Erörterung 
sachverständiger  Männer  gegen  unwissende  Dilet- 
tanten ein  Gegengewicht  zu  schaffen,  fand  Zu- 
stimmung. Die  Redaktion  der  entsprechenden 
Erlasse  nahm  ich  selbst  in  die  Hand"  .  .  .  „Um 
die  Ungeduld  des  Kaisers  einigermaßen  zu  be- 
friedigen, gab  ich  den  beiden  betreffenden  Ent- 
würfen eine  seinem  Charakter  und  seinem  Ver- 
langen nach  schwunghaftem  Ausdruck  ent- 
sprechende Fassung"  usw.  So  war  eigentlich 
die  Berliner  Arbeiterschutzkonferenz  wenigstens 
von  Bismarcks  Seite  nur  einberufen  worden, 
um  die  Unmöglichkeit  auch  des  nationalen  Ar- 
beiterschutzes nachzuweisen,  oder,  wenn  auch 
mit  einiger  Unwahrscheinlichkeit,  Konzessionen 
des  Auslandes  herbeizuführen.  Aber  die  indi- 
vidualistischen Anschauungen  des  alternden 
Liberalismus  in  Frankreich,  England  und  Italien 
führten  zum  Versagen  des  internationalen  Appa- 
rats. Minister  Spuller  sagte  in  seinem  Schreiben, 
daß  die  Einschränkung  der  Arbeitszeit  weniger 
als  jede  andere  Frage  den  Gegenstand  einer 
internationalen  Entente  bilden  könne,  nament- 
lich was  die  Erwachsenen  betrifft,  sei  diese  Frage 
so  eng  an  die  besonderen  industriellen  Be- 
dingungen jedes  Landes  geknüpft,  daß  sie  sich 
einer  diplomatischen  Diskussion  nicht  unter- 
werfen lasse.  Lediglich  der  Arbeiterdelegierte 
Frankreichs,  Victor  Delahaye,  erklärte  in  seinem 
ausführlichen  und  wertvollen  Gutachten  (Bei- 
lage 11),  daß  er  in  seinem  persönlichen  Namen 
Anhänger  eines  wirklichen  internationalen  Ar- 
beiterschutzes sei.  Jules  Simon  erklärte,  daß 
die  französische  Gesetzgebung  beherrscht  sei  von 
dem  Gedanken,  daß  der  Fortschritt  sich  durch 
Freiheit  vollziehe,  dieser  Gedanke  habe  auch 
die  Haltung  der  Delegierten  an  der  Konferenz 
diktiert;  ,,wir  waren  sehr  eingenommen  für  den 
Schutz  der  Minderjährigen,  wir  haben  uns  ent- 
halten, als  es  sich  um  die  Erwachsenen  handelte". 
In  demselben  Sinne  sprachen  die  Vertreter  von 
Belgien  und  von  Schweden.  Der  Senator  Boc- 
cardo  meinte,  daß  eine  Steigerung  des  Zulas- 
sungsalters in  Italien  die  Seidenindustrie  der 
außereuropäischen  Konkurrenz  Chinas  und  Ja- 
pans gegenüber  wehrlos  machen  würde.  Daher 
müsse  für  die  südlichen  Länder  ein  um  wenig- 
stens 2  Jahre  niedrigeres  Zulassungsalter  fest- 
gesetzt werden  und  in  demselben  Sinne  sprach 
sich  der  Vertreter  Spaniens  aus.  Endlich  hatte 
England  schon  auf  die  Einladung  der  Schweiz 
geantwortet,  „daß  die  Regierung  (Marquis  of 
Salisbury)  nicht  der  Ansicht  ist,  daß  der  Gegen- 
stand der  in  Aussicht  genommenen  Unter- 
suchung sich  in  Einklang  bringen  lasse  mit  den 
Funktionen,  die  gewöhnlich  eine  internationale 
Konferenz  durch  die  Fassung  von  Beschlüssen 
oder  Uebereinkünften,  die  für  alle  Unterzeichnen- 
den bindend  sind,  ausübe"  (7./V1.  1889).  Fügt 
man  noch  hinzu,  daß  für  die  Vorbereitung  einer 
so  umfassenden  Konferenz  die  Zeit  unzureichend 
war  und  daß  Oesterreich,  Belgien,  Spanien, 
die  Niederlande  und  Portugal  nur  Beamte, 
Deutschland  außerdem  zwei  Unternehmer,  nur 
Frankreich  und  England  Arbeitervertreter  (Tol- 
lin, Delahaye,  Burt,  Birtwistle,  John  Bnrnett) 
delegiert  hatten,  so  wird  es  begreiflich,  daß  die 
Konferenz  lediglich  zu  platonischen  Wünschen 
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Konferenz  hat  mit  diesen  Formeln  die  Annahme 
folgender  Grundsätze  durch  die  internationale 
Gesetzgebung  empfohlen:  Verbot  der  Arbeit  von 
Kindern  unter  14,  im  Süden  unter  12  Jahren  und 
Verbot  der  Frauenarbeit  in  Bergwerken;  Begren- 
zung der  Maximalarbeitszeit  für  Kinder  unter 
14  Jahren  auf  täglich  6  Stunden;  Verbot  der 
Arbeit  für  Kinder  und  jugendliche  Personen 
zwischen  14  und  16  Jahren  an  Sonntagen  und 
zur  Nachtzeit  und  in  gesundheitsschädlichen 
Gewerben;   Beschränkung  der  Arbeitszeit  für 
jugendliche  Arbeiter  auf  täglich  10  Stunden; 
Verbot  der  Nachtarbeit  von  Frauen  und  Be- 
schränkung der  Frauenarbeit  auf  11  Stunden; 
Festsetzung  eines  wöchentlichen  Ruhetages  (wo- 
möglich des  Sonntags)  und  der  Ruhezeit  nach 
der  Niederkunft  durch  4  Wochen.  Die  beteiligten 
Staaten  sollten  für  eine  genügende  Anzahl  von 
Aufsichtsbeamten  sorgen  und  sowohl  den  Text 
neuer  Arbeiterschutzgesetze  wie  die  Berichte 
der  Fabrikinspektoren  und  die  Ergebnisse  ar- 
beitsstatistischer, möglichst  vergleii'hbarer  ent- 
sprechender Erhebungen  mitteilen.   Ueber  diese 
Ausführungsbestimmungen      bemerkten  die 
Schweizer  Delegierten  in  ihrem  Schlußbericht, 
daß,  wenn  dieselben  ihren  Wünschen  auch  nur 
sehr  teilweise  entsprächen,  doch  die  Fortsetzung 
der   Konferenzen  in  bestimmte  Aussicht  ge- 
nommen sei,  womit  wohl  auch  gesagt  sei,  daß 
folgende    Konferenzen    das    begonnene  Werk 
weiter  auf-  und  ausbauen  werden.  Zunächst 
müsse  nun  allerdings  abgewartet  werden,  wie 
sich  die  Wünsche  der  Konferenz  überall  in  Tat 
umsetzen;  zweifelsohne  werde  Deutschland  selbst 
in  allernächster  Zeit  in  entschiedener  Weise  vor- 
gehen, und  dies  werde  dann  auch  von  mäch- 
tigem Einfluß  auf  die  Regierungen  der  anderen 
Staaten  sein.    Die  Berliner  Arbeiterschutzkon- 
ferenz hat  nun  in  der  Tat  trotz  der  schwächlichen 
Form  ihrer  Beschlüsse  auf  die  nationale  Gesetzge- 
bung einer  Reihe  von  Staaten,  namentlich  dank 
dem  Nachweise  des  guten  gesetzgeberischen  Wil- 
lens in  Deutschland  selbst  (Lex  Berlepsch),  einge- 
wu-kt.   England  erhöhte  das  Zulassungsalter  zur 
Fabrikarbeit  auf  11  Jahre  i.  J.  1891;  Portugal 
und  Norwegen  erließen  ihre  ersten  Arbeiter- 
schutzgesetze 1891  und  1892;  Frankreich  er- 
höhte das  geschützte  Alter  der  männlichen  Ar- 
beiter auf  18  Jahre  i.  J.  1892  und  führte  1900 
den  Zehnstundentag  ein.     Die  pessimistischen 
Ausblicke  Bismarcks  haben  sich  nicht  bewahr- 
heitet und  nicht  der  Ruin,  sondern  der  mächtige 
Aufschwung   der    deutschen    Industrie,  deren 
Export  von  1891-1914  von  4  Milliarden  auf 
10  Milliarden  M.  gestiegen  war,  verbunden  mit 
dem  Sinken  der  Kindersterblichkeit,  bildet  die 
glanzvollste  Widerlegung  der  Gegner  des  Ar- 
beiterschutzes.   Aber  aus  den  oben  angeführten 
Gründen  hielt  sich  im  Gegensatz  zu  Oesterreich 
und  der  Schweiz  tbe  Berliner  Arbeiterschutz- 
konferenz von  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  der 
erwachsenen  Männer  fern  und  hatte  so  weder 
auf  diese  Hauptfrage,  noch  politisch  durch  blei- 
bende vertragsmäßige  Institutionen  einen  anderen 
als  einen  moralischen  Erfolg  zu  verzeichnen.  Un- 
garn, Belgien  und  Italien  blieben  bei  ihrer  rück- 
ständigen Sozialgesetzgebung.     Damit  war  die 
Notwendigkeit  gegeben    die  Frage  des  inter- 
nationalen Arbeiterscbutzes  wieder  in  das  Land 
zu  verlegen,  von  dem  sie  ausgegangen  war,  in 
die  Schweiz.    Im  April  1893  faßte  auf  Antrag 
Handwörterbnch  der  Staatswissenschaften.   4.  Anfl 


von  Nationalrat  Dr.  Decurtins  die  Delegierten- 
versammlung des  Schweizerischen  Arbeiter- 
bundes in  Biel  den  Beschluß  eine  Versammlung 
der  Delegierten  der  organisierten  Arbeiter  der 
verschiedenen  Länder  zur  Besprechung  und 
Beschlußfassung  über  die  Fragen  der  inter- 
nationalen Arbeiterschutzgesetzgebung  zu  ver- 
anstalten. Der  Gedanke,  sowohl  die  sozial- 
demokratischen als  die  katholischen  Arbeiter- 
vereine  zu  einem  Kongresse  zu  vereinigen 
scheiterte  zuerst  an  den  Parteikämpfen  iri 
Deutschland  und  Oesterreich,  und  erst  im  Früh- 
jahr 1897  gelang  es  nach  sorgfältiger  Vorberei- 
tung durch  den  Schweizerischen  Arbeitersekretär 
Hermann  Greulich  den  ersten  internatio- 
rialen  Kongreß  für  Arbeiterschutz  auf 
den  26.-28./Vin.  1897  nach  Zürich  einzu- 
berufen. An  diesem  Kongresse  nahmen  391  Ab- 
geordnete und  180  Gäste  aus  16  Ländern  teil- 
unter den  Abgeordneten  waren  203  Sozial- 
demokraten, 133  Christlich-soziale  und  56  Neu- 
trale. 

Die  Beschlüsse  des  internationalen  Kon- 
gresses für  Arbeiterschutz  verlangten  das  Verbot 
der  Sonn-  und  Feiertagsarbeit,  die  Untersagung 
der  Kinderarbeit  bis  zum  15.  Lebensjahre,  die 
Einführung  des  Achtstundentages  für  15—18- 
lährige,  ein.schließlich  der  Fortbildungsgelegen- 
heit;  für  die  erwachsenen  Männer  verlangte  er 
den  Achtstundentag  als  ein  erstrebenswertes  Ziel 
ms  Auge  zu  fassen,  wo  der  Uebergang  zu  ihm  zur- 
zeit nicht  möglich  erscheint,  soll  er  mit  dem 
Fortschreiten  der  Technik  durch  Einführung 
eines  möglichst  nähernden  Maximalarbeitstages 
vermittelt  werden.    Die  Maxima  der  Ueberzeit 
pro  Tag  und  Jahr  sind  festzusetzen.    Für  die 
Frauenarbeit  forderte  der  Kongreß  eine  Maximal- 
arbeitszeit  von  8  Stunden  pro  Tag  und  44  pro 
Woche,   den  Arbeitsschluß   am   Samstag  um 
12  Uhr,  daher  Wochenruhe  von  42  Stunden  bis 
Montag,  Arbeitsverbot  für  Wöchnerinnen  vor 
und  nach  der  Niederkunft  durch  8  Wochen  und 
staatliche   Unterstützung  im   Verhältnis  zum 
Lohnausfall;  Aufhebung  der  Gesindeordnungen, 
Beseitigung  der  Heimarbeit,  wo  dies  möglich 
für  gleiche  Arbeit  beider  Ge.schlechter  gleicher 
Lonn-    Die  Nachtarbeit  (von  8  Uhr  abends  bis 
6  Uhr  morgens)  soll  außer  für  ununterbrochene 
Betriebe  für  Arbeiterinnen  verboten,  Ueberzeit 
Kindern,  Jugendlichen  und  Frauen  nicht  ge- 
stattet werden.    Für  ununterbrochene  Betriebe 
sind  3  Achtstundenschichten  einzuführen.  In 
gesundheitsgefährlichen  Betrieben  soll  nach  dem 
Stande  der  Technik  das  Eindringen  schädlicher 
Stoffe  in  die  Atemluft  der  Arbeiter  vermieden,  die 
tägliche  Arbeitszeit  unter  den  gesetzlich  be- 
stimmten Maximalarbeitstag  nach  der  Gefähr- 
lichkeit des  Betriebes  gekürzt  werden;  peri- 
odische ärztliche  Untersuchungen  sind  vorzu- 
nehmen, die  Haftpflicht  für  Berufskrankheiten 
ist  einzuführen,  für  ersetzbare  Gifte  sollen  Ver- 
wendungsverbote erlassen  werden.    Die  Arbeit 
in  Bergwerken  über  und  unter  Tage  ist  Kindern, 
Jugendlichen  und  Frauen  zu  verbieten  und  ebenso 
die  Arbeit  in  gesundheitsgefährlichen  Betrieben 
Ueber  die  Mittel  und  Wege  zur  Verwirklichung 
des  Arbeiterschutzes  und  über  ein  internatio- 
nales Amt  für  Arbeiterschutz  referierten  die 
Nationalräte  Dr.  Decurtins  und  Curti.  Beide 
beriefen  sich  auf  den  Antrag  einer  schweize- 
rischen nationalrätlichen  Kommission,  die  i.  J. 
I.  Bd.  I.  44 
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1895  den  Antrag  gestellt  hatte,  der  Bundesrat 
wolle  die  Verhandlungen  über  eine  Regelung  der 
internationalen  Arbeiterschutzfragen  wieder  auf- 
nehmen und  ein  internationales  Arbeitsamt  er- 
richten. Die  Rundfrage  des  Bundesrates  war 
nicht  besonders  beifällig  aufgenommen  worden, 
trotzdem  verlangte  der  Kongreß  die  Errichtung 
eines  solchen  offiziellen  Amtes,  das  beauftragt 
sein  sollte,  die  Herausgabe  und  die  Sammlung 
aller  auf  den  Arbeiterschutz  sich  beziehender 
Gesetze  und  anderer  Amtspublikationen  in  eng- 
lischer, französischer  und  deutscher  Sprache 
vorzunehmen.  Das  Arbeiterschutzamt  sollte 
ferner  ein  Zentralbmeau  der  Sozialstatistik  wer- 
den, es  sollte  einen  Jahresbericht  über  die  ganze 
für  die  Fortbildung  des  Arbeiterschutzes  ent- 
wickelte Tätigkeit  abfassen,  es  sollte  eine  Aus- 
kunftei über  Arbeiterschutz  für  die  Regierungen 
sein  und  endlich  den  Mittelpunkt  von  Kongressen 
bilden,  an  welchen  Delegierte,  Amtspersonen, 
Parlamentarier  und  Vertreter  der  Ar  beiterorgani- 
sationen sich  ihre  Ansichten  mitteilen  sollten. 
Der  Kongreß  richtete  zu  diesem  Zwecke  ein  Ge- 
such an  den  schweizerischen  Bundesrat  und 
setzte  ein  Komitee  ein,  das  als  Zentralstelle 
zur  Förderung  der  internationalen  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung dienen  sollte.  Im  Monat 
September  1897  schloß  sich  an  diese  erste  Zen- 
trale eine  zweite  in  Brüssel  an.  Die  Anregung 
zu  diesem  Kongreß  war  von  Deutschland  aus- 
gegangen. Hier  war  nach  der  Verabschiedung 
des  Freiherrn  von  Berlepsch  die  Vorherrschaft 
der  Schwerindustrie  (Aera  Stumm)  dazu  ge- 
langt, die  Regierung  zur  Einstellung  der  auf 
Arbeiterschutz  gerichteten  Tätigkeit  zu  be- 
wegen. Deutsche  Sozialpolitiker,  namentlich 
Freiherr  von  Berlepsch,  Lujo  Brentano,  Gustav 
von  Schmoller,  Franz  Hitze  fanden  sich  mit 
Gesinnungsgenossen  aus  einer  Reihe  von  anderen 
Ländern,  namentlich  von  Akademikern  und 
Gewerbeinspektoren  zusammen,  um  in  Brüssel 
über  die  wirksame  Methode  der  Fortführung 
dessen,  was  die  Berliner  Konferenz  schuldig  ge- 
blieben war,  zu  einer  Verständigung  zu  gelangen. 
An  diesem  Kongresse  wiu'den  zwar  keine  Be- 
schlüsse gefaßt,  aber  nach  seiner  Schlußsitzung 
vereinigten  sich  die  Anhänger  des  Arbeiter- 
schutzes und  setzten,  einer  Anregung  des  rus- 
sischen Vertreters  Raffalovich  folgend,  sich  für  die 
Gründung  einer  privaten  Vereinigung  für  gesetz- 
lichen Arbeiterscnutz  und  eines  von  dieser  zu  be- 
gründenden privaten  Arbeitsamtes  ein,  um  durch 
das  Gelingen  ihrer  Wirksamkeit  die  Regierungen 
zur  Verwirklichung  der  Ideen  des  internatio- 
nalen Arbeiterschutzes  zu  bewegen.  Ein  Komitee, 
bestehend  aus  dem  Herzog  von  Ursel,  Professor 
Victor  Brants  und  Professor  Ernest  Mahaim 
wiu-de  eingesetzt,  um  die  Statuten  einer  solchen 
Vereinigung  zu  redigieren.  Dieses  Komitee 
setzte  sich  mit  jenem  von  Zürich,  neben  dem  sich 
eine  schweizerische  Vereinigung  zur  Förderung 
des  internationalen  Arbeiterschutzes  bildete,  in 
Verbindung  und  ebenso  mit  den  Vertretern  der 
Sozialreform  in  Frankreich,  den  Professoren 
Cauwfe  und  Jay.  Hier  war  inzwischen  eine 
starke  Wendung  zur  Sozialen  Gesetzgebung  er- 
folgt; der  Staatssozialist  A.  Millerand  war  als 
Handelsminister  in  das  Ministerium  Waldcck- 
Rousseau  eingetreten.  Auf  das  Ausstellungsjahr 
1900  wurde  von  den  Initianten  ein  internatio- 
naler Arbeiterschutzkongreß  nach  Paris  (25.  bis 


28./VII.)  einberufen.  An  diesem  Kongresse 
sollte  nicht  länger  die  Debatte  für  oder  gegen 
den  Arbeiterschutz  fortgeführt,  sondern  der 
internationale  Arbeiterschutz  organisiert  werden. 
Das  Programm  von  Paris  war:  gesetzliche  Ein- 
schränkung des  Arbeitstages,  Verbot  der  Nacht- 
arbeit, Arbeitsinspektion,  Internationale  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz.  Das 
Schwergewicht  lag  in  diesem  letzten  Programm- 
punkte. Aus  den  Verhandlungen  dieses  Kon- 
gresses gingen  die  Statuten  der  Inter- 
nationalen Vereinigung  für  gesetzlichen 
Arbeiterschutz  hervor,  deren  Hauptbestim- 
mungen dir  folgenden  waren:  Der  Sitz  dieser 
Vereinigung  ist  die  Schweiz.  Ihr  Zweck  ist 
1.  als  Bindeglied  für  diejenigen  zu  dienen,  die  in 
den  verschiedenen  Industrieländern  die  Arbeiter- 
schutzgesetzgebungfür notwendig  erachten;  2.  ein 
internationales  Arbeitsamt  zu  errichten, 
das  zur  Aufgabe  hat,  in  französischer,  englischer 
und  deutscher  Sprache  eine  periodische  Samm- 
lung der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  allen 
Ländern  herauszugeben  oder  einer  ähnlichen 
Publikation  zu  dienen.  Diese  Sammlung  soll 
enthalten:  a)  den  Wortlaut  oder  den  Haupt- 
inhalt aller  in  Kraft  bestehenden  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Beschlüsse  und  Erlasse,  betreffend 
den  Arbeiterschutz  im  allgemeinen,  namentlich 
denjenigen  über  Frauen-  und  Kinderarbeit,  über 
die  Einschränkung  der  Arbeitszeit  erwachsener, 
männlicher  Arbeiter,  über  Sonntagsruhe,  peri- 
odische Ruhezeiten  und  über  gefährliche  Gewerbe; 
b)  eine  geschichtliche  Darstellung  dieser  Gesetze 
und  Verordnungen;  c)  den  Hauptinhalt  der  amt- 
lichen Berichte  und  Schriftstücke  über  die  Aus- 
legung und  Vollziehung  dieser  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Beschlüsse  oder  Erlasse.  3.  Das 
Studium  der  Arbeitergesetzgebung  der  ver- 
schiedenen Länder  zu  erleichtern  und  besonders 
den  Mitgliedern  der  Vereinigung  über  die  in  Ivraft 
stehenden  Gesetze  und  deren  Anwendung  in  den 
verschiedenen  Ländern  Auskunft  zu  geben. 
4.  Durch  Ausarbeitung  von  Denkschriften  oder 
in  anderer  Weise  das  Studium  der  Frage  zu 
fördern,  wie  die  verschiedenen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebungen in  Uebereinstimmung  gebracht 
werden  können  und  wie  eine  internationale  Ar- 
beiterstatistik einzurichten  ist.  5.  Die  Ein- 
berufung internationaler  Arbeiterschutzkongresse. 
Später  (1902)  ist  im  Reglement,  das  die  Kölner 
Delegiertenkonferenz  dem  Arbeitsamte  gegeben 
hat,  seine  Aufgabe  in  folgender  Weise  um- 
schrieben worden:  1.  Das  internationale  Arbeits- 
amt ist  ein  wissenschaftliches  Institut;  es  hat 
die  ihm  durch  das  Statut  der  internationalen 
Vereinigung,  bzw.  die  ihm  auf  Grund  desselben 
durch  das  Komitee  der  Vereinigung  zugewiesenen 
Aufgaben  durchzuführen.  Das  Internationale 
Arbeitsamt  wird  den  Charakter  strengster  poli- 
tischer Neutralität  wahren.  2.  Auskünfte  über 
Fragen  des  Arbeiterschutzes  werden  an  Regie- 
rungen und  an  Mitglieder  der  Sektionen  und  der 
Vereinigung  vom  Arbeitsamte  unentgeltlich  er- 
stattet. Die  Erteilung  von  Auskünften  an  Nicht- 
mitglieder  und  deren  Honorierung  liegt  im  Er- 
messen des  Bureaus  der  Internationalen  Ver- 
einigung. Bei  Erteilung  solcher  Auskünfte  sind 
die  Funktionäre  des  Amtes  zu  unverbrüchlicher 
Diskretion  verpflichtet.  Denkschriften  für  die 
Generalversammlungen  der  Vereinigung  hat  das- 
Arbeitsamt  nur  zu  verfassen,  wenn  sie  ihm  vom 
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Bureau  der  Vereinigung  aufgetragen  werden. 
3.  Der  Direktor  des  Internationalen  Arbeitsamtes 
legt  alljährlich  dem  Komitee  einen  Bericht  über 
seine  Tätigkeit  im  abgelaufenen  Jahre  und  jeder 
Generalversammlung  ein  Arbeitsprogramm  für 
die  künftige  Periode  vor.  Der  Direktor  erstattet 
ferner  allmonatlich  an  den  Präsidenten  einen 
Bericht  über  die  Verwendung  der  an  das  Arbeits- 
amt zur  Auszahlung  gelangten  Beträge  Der 
Pariser  Kongreß  hatte  den  Beweis  erbracht,  daß 
sowohl  in  den  regierenden  Jvreisen  Belgiens, 
dessen  früherer  christlich-demokratischer  Arbeits- 
minister Nyssens,  als  auch  in  Italien,  dessen  Ver- 
treter Luigi  Luzzati,  ein  Vorkämpfer  des  Ar- 
beiterschutzes  in  Italien,  dem  Kongresse  beige- 
wohnt hatten,  ein  bedeutender  Umschwung  sich 
vorbereitete.    Unter  diesen  Umständen  trat  am 
27.  und  28./IX.  1901  die  Internationale  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  in  Basel 
das  von  dem  in  Paris  bezeichneten  Bureau  der 
Vereinigung  (Regierungsrat  Heinrich  Scherrer, 
bt.  Gallen,  Landamman  Theodor  Ciirti,  St.  Gal- 
len, Verfasser  dieser  Zeilen,  Basel)  als  Sitz  des 
Generalsekretariats  und  damit  auch  des  Inter- 
nationalen Arbeitsamtes  ausersehen  worden  war, 
zu   ihrer   konstituierenden    Versammlung  zu- 
sammen.    Die  Statuten  von  Paris  hatten  be- 
stimmt, daß  die  Internationale  Vereinigung  für 
gesetzlichen   Arbeiterschutz   von   einem  Aus- 
schusse geleitet  werde,  in  welchen  jedes  Land 
das  eine  wenigstens  50  Mitglieder  starke  Sek- 
tion gebildet  hat,  6  Vertreter  entsendet;  jede 
weitere  Gruppe  von  50  Vertretern  gibt  das  Recht 
auf  einen  weiteren  Delegierten  bis  die  Höchstzahl 
von  10  Delegierten  erreicht  ist.    Neben  diesen 
Delegierten  der  Sektionen  werden  in  den  leiten- 
den Ausschuß  Vertreter  der  Regierungen,  die 
beizutreten  aufgefordert  werden,  aufgenommen 
Die  Dauer  dieser  Delegiertenmandate  ist  unbe- 
grenzt.   Der  leitende  Ausschuß  versammelt  sich 
wenigstens  alle  zwei  Jahre  zu  einer  General- 
versammlung und  wählt  auf  diese  Dauer  einen 
Präsidenten,  einen  Vizepräsidenten,  einen  Gene- 
ralsekretär, sowie  den  Schatzmeister.  Dieses 
Bureau  setzt  sich  mit  allen  Spezialisten  in  Ver- 
bindung und  ernennt  die  Korrespondenten  der 
\ereinigung.  Jede  Landessektion  hat  wenigstens 
1000  Fr.  jährlich  als  Beitrag  zu  leisten.  Neben 
den  Sektionen  waren  noch  Einzelmitglieder  ohne 
Repräsentationsrecht  vorgesehen.    Diese  finan- 
zielle Grundlage  erwies  sich  von  vornherein  als 
unzulänglich  und  es  mußten  Staatssubventionen 
in  Anspruch  genommen  werden,  die  in  erster 
Linie  von  der  Schweiz,  Frankreich,  den  Nieder- 
landen, Belgien,  den  Vereinigten  Staaten,  Skan- 
dinavien, dem  Deutschen  Reich,  Oesterreich 
Italien  und  seit  1910  von  England  gewährt 
wurden.  Die  Tätigkeit  der  Internationalen  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiter.schutz  hat  sich 
m  folgenden  Bahnen  bewegt.    In  ihrer  konsti- 
tuierenden Versammlung  in  Basel  i.  J.  1901 
wurde  das  internationale  Arbeitsamt  beauftragt 
eine  Enquete  über  die  Nachtarbeit  der  Frauen  in 
der  Industrie  und  eine  solche  über  die  Bekämp- 
fung der  gefährlichen   Gifte,  namentlich  des 
Bleis  und  des  weißen  Phosphors  vorzunehmen. 
Ferner  sollte  eine  einheitliche  vergleichbare  Sta- 
tistik der  Arbeitsunfälle  in  den  verschiedenen 
Ländern    und    endlich    vergleichende  Unter- 
suchungen über  die  Sozialversicherung  der  aus- 
ländischen Arbeiter  angebahnt  werden.  Diese 


Enqueten  wurden  teilweise  durch  die  Sektionen, 
teilweise  von  den  Korrespondenten  der  Ver- 
einigung durchgeführt.  Als  Ratgeber  stand  in 
den  Anfängen  auch  der  ausgezeichnete  schweize- 
rische Fabrikinspektor  Fridolin  Schuler  dem 
Amte  zur  Seite.  Die  Ergebnisse  dieser  Enqueten 
sind  vom  Verfasser  erläutert  in  den  Schriften: 
Die  Nachtarbeit  der  Frauen  in  der  Industrie, 
Jena  1903  und  Gesundheitsgefährliche  Industrien 
Jena  1903. 

Diese  Schriften  lagen  bereits  i.  J.  1902  zum 
Teil  der  2.  Delegiertenversammlung,  die  aus  An- 
laß der  Ausstellung  in  Düsseldorf  .sich  in  Köln 
versammelte,  vor  und  diese  beschloß  die  Fragen 
des  Nachtarbeitsverbotes  wie  die  des  Verbotes 
der  Verwendung  des  giftigen  Phosphors  in  der 
Zündholzindustrie  einer  Spezialkommission  zu 
überweisen.   Diese  tagte  in  Basel  im  September 
1903  und  beauftragte  das  Bureau  nach  Veran- 
staltung  entsprechender   Denkschriften  durch 
das  Bureau  und  eine  Subkommission  (von  Ber- 
lepsch, Kerdijk,  Millerand,  Graf  Soderini)  an 
den  schweizerischen  Bundesrat  eine  Eingabe  um 
Einberufung    einer    internationalen  Arbeiter- 
schutzkonferenz zu  richten.  Es  wurde  bestimmt, 
daß  die  Denkschrift  über  das  Verbot  der  Nacht- 
arbeit der  Frauen  eine  Mindestruhe  von  12 
Stunden,  das  Verbot  aller  anderer  Ausnahmen 
als  der  höheren  Gewalt,  der  Verderblichkeit  der 
verwendeten  Rohstoffe  oder  der  zu  verarbeitenden 
Produkte  und  eine  Kürzung  auf  10  Stunden 
für  Saisonindustrien  enthalten  sollte.  Endlich 
sollte  das  Bureau  eine  Erhebung  über  die  Wir- 
kung der  Arbeiterschutzgesetzgebung  auf  die 
Heimarbeit  veranstalten.     Der  Schweizerische 
Bundesrat  erklärte  sich  bereit  auf  das  Jahr 
1905  die  erbetene  Arbeiterschutzkonferenz  ein- 
zuberufen und  wurde  in  dieser  Absicht  beson- 
ders durch  den  Abschluß  des  ersten  zweiseitigen 
Arbeiterschutzvertrages  (s.   u.)  zwischen 
Frankreich  und  Italien  am  15./IV.  1904  bestärkt, 
der  von  zwei  Regierungsdelegierten  der  Vereini- 
gung, dem  italienischen  Minister  Luzzati  und  dem 
französischen  Arbeitsminister  Arthur  Fontaine  ab- 
geschlossen wurde.  Die  Anfragen  des  Bundesrats 
an  seine  Vertreter  im  Auslande  v.  3./IV.  1904 
wurden  von  allen  Seiten  beifällig  aufgenommen. 
Inzwischen  wandte  sich  die  3.  Delegiertenver- 
sammlung in  Basel,  1904,  den  Fragen  des  Ver- 
botes der  Nachtarbeit  der  jugendlichen  Arbeiter, 
des  Maximalarbeitstages  der  Erwachsenen  in  der 
Industrie  und  im  Handel  und  in  der  Heimarbeit 
zu  und  faßte  namentlich  den  für  die  Sozialver- 
sicherung der  heimischen  Arbeiter  im  Auslande 
durch  einen  schweizerischen  Haftpflichtfall  her- 
vorgerufenen  Beschluß   (Antrag  Feigenwinter 
1901):  „Für  die  Rechte,  welche  dem  Arbeiter 
und  seinen  Hinterbliebenen  in  den  Versicherungs- 
haftpflichtgesetzen  gewährt  werden,  soll  kein 
Unterschied  nach  Staatsangehörigkeit,  Wohnort 
oder  Aufenthalt  der  Berechtigten  stattfinden; 
das  Gesetz  des  Ortes,  wo  der  Betrieb  liegt,  soll 
maßgebend  sein."  Die  Durchführung  dieses  von 
A.  Millerand  und  Caspar  unterzeichneten  Antrages 
und  Beschlusses  hat  dazu  geführt,  daß  Deutsch- 
land, Frankreich,  Belgien,  dieNiederlande,  Luxem- 
burg   mit  ihren  Nachbarstaaten  Unfallver- 
sjcherungsverträge  abschlössen  oder  solche 
Klauseln  in  ihre  Handelsverträge  aufnahmen  und 
so  der  erste  Grundstein  für  die  sozialpolitische 
Freizügigkeit  der  auswandernden  Arbeiter  gelegt 
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wurde.  Der  Kampf  gegen  die  Bleivergiftung 
wurde  der  Vereinigung  durch  eme  Spende  des 
Instituts  für  Gemeinwohl  in  Frankfurt  zur  Ver- 
anstaltung eines  internationalen  Preisausschrei- 
bens erleichtert.  Aus  der  internationalen  Jury, 
die  bei  diesem  Anlasse  eingesetzt  werden  mußte, 
gingen  später  der  ständige  hygienische  Beirat 
der  Internationalen  Vereinigung  und  das  In- 
stitut für  Gewerbehygiene  in  Frankfurt  a.  M. 
hervor. 

3.   Bis  zur   Konferenz  von  Washington 
loio.     Der  französisch-italienische  Ver- 
trag V.  3./IV.   1904  hatte  folgende  Fragen 
zwischen   beiden   Ländern   geordnet:    1.  die 
freie    Uebertragbarkeit    der    Ersparnisse  der 
Arbeiter   von   den   Sparinstituten   des  einen 
auf  das  andere  Land,  2.  die  Gewährung  der 
Rentenzahlung    an    unfallbetroffene  auslan- 
dische Arbeiter  und  deren  Angehörige  auch  nach 
ihrer  Rückkehr  in  ihr  Heimatland,  3.  die  biche- 
rung  des  Kinderschutzes  durch  Einsetzung  von 
Patronagekommissionen,  eine  Maßregel,  die  be- 
sonders gegen  den  Handel  mit  Italienerkindern 
und  ihre  Unterbringung  in  französischen  Glas- 
hütten gerichtet  war  (geschildert  bei  Edouard 
Rod,   Le  vainqueur).      Diese  Bestimmungen 
haben  ihre  weitere  technische  Regelung  durch 
Uebereinkommen   v.    lO./VI.    1910  erfahren. 
4.  Die  Zusage  Italiens,  auch  die  Arbeitszeit  der 
Frauen  besser  zu  regeln  und  eine  wirksame  Ge- 
werbeaufsicht einzuführen.  6.  Beide  Staaten  ver- 
pflichteten sich,  an  einer  von  dritter  Seite  einzu- 
berufenden internationalen  Arbeiterschutzkonfe- 
renz teilzunehmen.   Unter  so  verheißungsvollen 
Vorbereitungen  kam  es  denn  v.  8.  bis  16./V.  1905 
zur   ersten    Expertenkonterenz,   die  der 
schweizerische    Bundesrat    nach    Bern  einbe- 
rufen hatte.    Von  den  45  Delegierten,  die  sich 
im  Bundeshause  versammelten,  hatten  15  an 
den  Beratungen  der  Internationalen  Vereinigung 
teilgenommen  und  dieser  gründlichen  Vorbe- 
reitung darf  wohl  in  großem  Maße  das  Gelingen 
des  Werkes  von  Bern  zugeschrieben  werden. 
Obwohl  die  ununterbrochene  Nachtruhe  von 
12  Stunden  für  die  Arbeiterinnen,  wie  sie  die 
Internationale   Vereinigung   gewünscht  hatte, 
um  den  Beitritt  mancher  Länder  zu  erleichtern, 
auf  11  Stunden  gekürzt  und  manche  Ausnahmen 
bestimmten  Industrien  zugestanden  und  sehr 
lange  Uebergangsperioden  gewährt  wurden  so 
war  doch  der  Erfolg  derart,  daß  der  Präsident 
dieser  Konferenz,   Bundesrat  Deucher,  sagen 
durfte:  „Das  Eis  ist  gebrochen."   Es  galt  nun- 
mehr in  allen  denjenigen  Ländern,  die  der  Ver- 
einigung noch  nicht  angehörten,  für  das  Ergebnis 
dieser  Arbeiterschutzverträge,  die  unten  wieder- 
gegeben werden  sollen,  Werbetätigkeit  zu  ent- 
falten. Das  geschah  i.  J.  1906.   Erst  in  diesem 
Jahre  wurden  in  Großbritannien  und  m  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Sektionen 
gegründet,  1906  in  Dänemark  und  Spanien.  Vom 
17.-26./IX.  1906  trat  sodann  die  diplomatische 
Konferenz  für  Arbeiterschutz  in  Bern  zusammen, 
die  die  Schlußakte  der  beiden  internationalen 
Arbeiterschutzverträge,  die  von  den  Experten 
vorgelegt  worden  waren,  verfaßten  und  damit 
die  ersten  erfolgreichen  allgemeinen  Arbeitw- 
schutzverträge  zum  Abschluß  brachten.  Ihr 
Text  lautet: 


I.  Internationales  Uebereinkommen  betr.  das 
Verbot  der  Nachtarbeit  der  in  der  Industrie 
beschäftigten  Frauen. 
Art.  1.  Die  industrielle  Nachtarbeit  der 
Frauen  soll  ohne  Unterschied  des  Alters,  unter 
Vorbehalt  der  folgenden  Ausnahmen,  verboten 
sein. 

Das  vorliegende  Uebereinkommen  erstreckt, 
sich  auf  alle  industriellen  Unternehmungen,  in 
denen  mehr  als  zehn  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
beschäftigt  sind.  Es  findet  keine  Anwendung  auf 
Anlagen,  in  denen  nur  Familienglieder  tätig  sind. 

Jedem  der  vertragschließenden  Staaten  liegt 
es  ob,  den  Begriff  der  industriellen  Unternehmung 
festzustellen.  Unter  allen  Umständen  sind  aber 
hierzu  zu  rechnen  die  Bergwerke  und  Stein- 
brüche, sowie  die  Bearbeitung  und  Verarbeitung 
von  Gegenständen;  dabei  sind  die  Grenzen 
zwischen  Industrie  einerseits,  Handel  und  Land- 
wirtschaft andererseits  durch  die  Gesetzgebung 
jedes  Staates  zu  bestimmen. 

Art.  2.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  vor- 
gesehene Nachtruhe  hat  eine  Dauer  von  min- 
destens elf  aufeinanderfolgenden  Stunden.  In 
diesen  elf  Stunden  soll  in  allen  Staaten  der  Zeit- 
raum von  zehn  Uhr  abends  bis  fünf  Uhr  morgens 
inbegriffen  sein. 

In  denjenigen  Staaten  jedoch,  in  denen  die 
Nachtarbeit  der  erwachsenen  industriellen  Ar- 
beiterinnen gegenwärtig  nicht  geregelt  ist,  darf 
die  Dauer  der  ununterbrochenen  Nachtruhe  wah- 
rend einer  Uebergangsfrist  von  höchstens  drei 
Jahren  auf  zehn  Stunden  beschränkt  werden. 

Art.  3.  Das  Verbot  der  Nachtarbeit  soll  außer 
Kraft  treten  können: 

1.  im  Falle  einer  nicht  vorherzusehenden,  sich 
nicht  periodisch  wiederholenden  Betriebsunter- 
brechung, die  auf  höhere  Gewalt  zurückzuführen 
ist' 

'2.  für  die  Verarbeitung  von  Rohstoffen  oder 
die  Bearbeitung  von  Gegenständen,  die  einem 
sehr  raschen  Verderb  ausgesetzt  sind,  wenn  sich 
dies  zur  Verhütung  eines  sonst  unvermeidlichen 
Verlustes  dieser  Stoffe  als  notwendig  erweist. 

Art.  4.  In  den  dem  Einflüsse  der  Jahreszeit 
unterworfenen  Industrien  (Saisonindustrien),  so- 
wie unter  außergewöhnlichen  Verhältnissen  in 
allen  Betrieben,  kann  die  Dauer  der  ununt^er- 
brochenen  Nachtruhe  an  sechzig  Tagen  im  Jahre 
bis  auf  zehn  Stunden  beschränkt  werden. 

Art.  5  (1906).  Jedem  der  kontrahierenden 
Staaten  liegt  es  ob,  die  Verwaltungsmaßnahmen 
zu  treffen,  die  notwendig  sind,  um  in  seinem 
Territorium  die  strikte  Durchführung  der  Be- 
stimmungen des  vorliegenden  Uebereinkommens 
zu  sichern.  .   j-  . 

Die  Regierungen  teilen  sich  auf  diploma- 
tischem Wege  gegenseitig  die  Gesetze  und  Aus- 
führungsbestimmungen über  den  Gegenstand 
des  vorliegenden  Uebereinkommens  mit,  die  in 
ihrem  Lande  erlassen  sind  oder  erlassen  yerden, 
ebenso  auch  die  periodischen  Berichte  über  die 
Durchführung  dieser  Gesetze  und  Verordnungen. 

Art  6  (1906).  Die  vorliegenden  Bestim- 
mungen sind  auf  eine  Kolonie,  eine  Besitzung 
oder  ein  Schutzgebiet  nur  in  dem  Falle  anwend- 
bar wenn  durch  die  mutterstaatliche  Regierung 
eine  dahinzielende  Benachrichtigung  an  den 
Schweizerischen  Bundesrat  erfolgt. 

Der  Bundesrat  kann,  indem  er  das  Hinzu- 
treten einer  Kolonie,  einer  Besitzung  oder  eines 


Ai'beiterschutzgesetzgebuag  (Internationaler  Arbeiterschutz) 


693 


Schutzgebietes  bescheinigt,  zugleich  erklären, 
daß  das  Uebereinkommen  sich  nicht  auf  solche, 
den  Kolonien  eigentümliche  Arbeiten  bezieht, 
bei  denen  die  Durchführung  unmöglich  wäre. 

Art.  7  n.906).  Wenn  in  den  außereuropäischen 
Staaten,  ebenso  wie  in  den  Kolonien,  Besitzungen 
oder  Schutzgebieten  das  Klima  oder  die  Sitten 
der  Eingeborenen  es  erfordern,  so  kann  die  Dauer 
der  ununterbrochenen  Nachtruhe  niedriger  sein 
als  das  in  diesem  Uebereinkommen  festgelegte 
Minimum,  unter  der  Bedingung,  daß  ausglei- 
chende Ruhepausen  während  des  Tages  festgelegt 
werden. 

Art.  8.  Das  vorliegende  Uebereinkommen 
soll  ratifiziert  werden  und  die  Ratifikations- 
urkunden sollen  bis  spätestens  31./XII.  1908 
beim  Schweizerischen  Bundesrat  hinterlegt  wer- 
den. 

Ueber  diese  Hinterlegung  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen  und  eine  beglaubigte  Abschrift 
dieses  Protokolls  wird  auf  diplomatischem  Wege 
jedem  der  kontrahierenden  Staaten  zugestellt 
werden. 

Das  vorliegende  Uebereinkommen  tritt  in 
Kraft  zwei  Jahre,  nachdem  das  Protokoll  über 
sämtliche  Hinterlegungen  geschlossen  ist. 

Die  Frist  für  das  Inkrafttreten  wird  von  zwei 
auf  zehn  Jahre  verlängert: 

1.  für  die  Fabriken,  die  Rohzucker  aus  Rüben 
herstellen; 

2.  für  die  Schafwollkämmerei  und  -Spinnerei; 

3.  für  die  Arbeiten  über  Tage  in  Bergwerken, 
sofern  diese  Arbeiten  für  die  Dauer  von  min- 
destens vier  Monaten  im  Jahre  infolge  von  kli- 
matischen Verhältnissen  eingestellt  werden  müs- 
sen. 

Art.  9  (1906).  Die  Staaten,  die  das  vorliegende 
Uebereinkommen  nicht  unterzeichnet  haben, 
können  ihren  Beitritt  durch  einen  an  den  Schwei- 
zerischen Bundesrat  gerichteten  Akt  erklären, 
den  dieser  jedem  der  kontrahierenden  Staaten 
bekanntgeben  wird. 

Art.  10  (190G).  Die  im  Art.  9  vorgesehenen 
Fristen  für  das  Inkrafttreten  des  Ueberein- 
kommens  gelten  füi-  die  nicht  unterzeichneten 
Staaten,  ebenso  für  die  Kolonien,  Besitzungen 
oder  Schutzgebiete  erst  vom  Datum  ihres  Bei- 
trittes an. 

Art.  11  (1906).  Das  vorliegende  Ueberein- 
kommen kann  von  den  unterzeichneten  Staaten , 
ebenso  von  den  später  hinzutretenden  Staaten, 
Kolonien,  Besitzungen  oder  Schutzgebieten  nicht 
früher  als  nach  Ablauf  von  zwölf  Jahren  nach 
Abschluß  der  Protokolle  über  die  Ratifikationen 
gekündigt  werden. 

Das  Uebereinkommen  kann  dann  von  Jahr  zu 
Jahr  gekündigt  werden. 

Die  Kündigung  tritt  in  Kraft  ein  Jahr,  nach- 
dem sie  schriftlich  dem  Schweizerischen  Bundes- 
rat durch  die  beteiligte  Regierung  oder,  wenn  es 
sich  um  eine  Kolonie,  Besitzung  oder  Schutz- 
gebiet handelt,  durch  die  Regierung  des  Mutter- 
staates eingereicht  worden  ist;  der  Schweizerische 
Bundesrat  wird  sie  sofort  den  Regierungen  der 
anderen  kontrahierenden  Staaten  mitteilen. 

Die  Kündigung  tritt  nur  in  Kraft  in  bezug 
auf  den  Staat,  die  Kolonie,  das  Besitztum  oder 
Schutzgebiet,  in  deren  Namen  sie  eingereicht  war. 


[  II.  Internationales  Uebereinkommen,  betr.  das 
Verbot  der  Verwendung  weißen  (gelbenj  Phos- 
phors  in  der  Zündholzindustrie. 

Alt.  1.  Die  hohen  kontrahierenden  Parteien 
verpflichten  sich,  in  ihren  Territorien  die  Her- 
stellung, die  Einfuhr  und  den  Verkauf  von 
Zündhölzern  zu  verbieten,  die  weißen  (gelben) 
Phosphor  enthalten. 

Art.  2  (1906).  (Gleichlautend  dem  Art.  5  des 
vorhergehenden  I.  Uebereinkommens.) 

Art.  3.  (Gleichlautend  dem  Abs.  1  des  Art.  6 
des  L  Uebereinkommens.) 

Art.  4.  (Gleichlautend  in  Abs.  1  und  2  dem 
Art.  8  des  I.  Uebereinkommens;  Abs.  3  lautet): 
Das  vorliegende  Uebereinkommen  tritt  drei 
Jahre  nach  Abschluß  des  Protokolls  über  die 
Hinterlegungen  in  Kraft. 

Art.  5.  (Gleichlautend  wie  Art.  9  des  I.  Ueber- 
einkommens.) 

Art.  6.  Das  vorliegende  Uebereinkommen 
kann  von  den  unterzeichneten  Staaten,  ferner 
von  den  später  hinzutretenden  Staaten,  Kolonien. 
Besitzungen,  Schutzgebieten  nicht  vor  Ablaui 
von  fünf  Jahren  nach  Abschluß  des  Protokolls 
über  die  hinterlegten  Ratifikationen  gekündigt 
werden  (Fortsetzung  wie  Art.  11  des  I.  Ueber- 
einkommens). 

Ueber  das  Ergebnis  der  Konferenz  von  1906 
sprach  sich  die  britische  Regierung  folgender- 
maßen aus: 

„So  bescheiden  das  Ergebnis  der  Konferenz 
in  dieser  Beziehung  gewesen  ist,  so  muß  doch  die 
Unterzeichnung  der  Konvention  über  Frauen- 
nachtarbeit durch  die  Vertreter  so  mancher  In- 
dustrieländer als  bedeutender  Erfolg  der  Be- 
wegung angesehen  werden,  der  sie  entspringt. 
Von  der  Internationalen  Vereinigung  für  Ar- 
beiterschutz —  einer  unoffiziellen  Körperschaft 
mit  Sitz  in  Basel  und  Zweigvereinen  in  ver- 
schiedenen Ländern  -  ist  der  Anstoß  zu  dieser 
Bewegung  vornehmlich  ausgegangen;  ihren 
Weitergang  verdankt  sie  der  schweizerischen  Re- 
gierung. Die  vollständige  Einmütigkeit,  die  in 
allen  wesentlichen  die  Konvention  betreffenden 
Dingen  bei  den  Vertretern  der  Mächte  zutage 
getreten  ist,  bietet  begründete  Hoffnung,  sie  als 
Vorläuferin  weiterer  Abmachungen  zum  all- 
gemeinen Nutzen  der  arbeitenden  Klassen  in 
den  beteiligten  Staaten  betrachten  zu  dürfen." 
(Memorandum  des  Home  Office  über  die  Inter- 
nationale Konferenz  für  Arbeiterschutz.  Auf 
Befehl  Sr.  Majestät  beiden  Häusern  des  Parla- 
mentes vorgelegt.   S.  6,  London  1906  Cd.  3271.) 

Bei  der  Berner  Konferenz  von  1906  hat  die 
britische  Regierung  die  Anregung  gegeben,  es 
solle  eine  internationale  Kommission,  ähn- 
lich der  für  Zuckerprämien  bestellten,  ein- 
gesetzt werden,  die  sowohl  für  die  Einberufung 
und  das  Programm  künftiger  Konferenzen,  als 
auch  für  die  Auslegung  der  internationalen  Ar- 
beiterschutzverträge bei  Streitigkeiten  als  Organ 
dienen  sollte.  Dieser  Antrag  wurde  in  die  Form 
eines  Wunsches  gekleidet.  Die  dem  Antrage 
zugrunde  liegende  Idee  eines  Organes,  welches 
auch  die  Sicherheit  des  Vollzuges  solcher  inter- 
nationaler Schutzverträge  gewährleisten  solle, 
wurde  i.  J.  1906  auf  der  Genfer  Delegiertenver- 
sammlung der  internationalen  Vereinigung  in  der 
Weise  berücksichtigt,  daß  eine  internationale  Er- 
hebung über  die  Methoden  der  Gewerbeaufsicht 
in  allen  Ländern  vorgenommen  werden  sollte. 
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Außerdem  beriet  diese  Versammlung  die  Fragen 
des  Kinderschutzes,  der  Bleivergiftungen,  des 
Verbotes  der  Nachtarbeit  der  Jugendlichen,  des 
Maximalarbeitstages,  der  Heimarbeit  und  der 
Sozialversicherung.  Das  Internationale  Arbeits- 
amt legte  sodann  i.  J.  1908  der  Delegierten- 
versammlung von  Luzern  den  Entwurf  eines  Be- 
richtes über  die  Gewerbeinspektion  in  Europa 
vor,  der  i.  J.  1911  unter  dem  Titel:  Erster  ver- 
gleichender Bericht  über  die  zur  Durchführung 
der  Arbeiterschutzgesetze  getroffenen  Maßnah- 
men, veröffentlicht  wurde.  Für  den  Kinder- 
schutz wurde  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  für 
alle  Kinder  eine  Altersgrenze  zu  bestimmen  ist, 
unter  welcher  Erwerbstätigkeit  ihnen  verboten 
ist.  Diese  soll  in  der  Industrie  14,  in  der  Land- 
wirtschaft 13  Jahre  betragen.  Hier  soll  zwischen 
fremden  und  eigenen  Kindern  ein  Unterschied 
gemacht  werden.  Ferner  wurden  hier  die  end- 
gültigen Beschlüsse  für  eine  internationale  von 
einer  durch  den  schweizerischen  Bundesrat  ein- 
zuberufenden Konferenz  zu  regelnde  Ueberein- 
kunft  betreffend  das  Verbot  der  Nachtarbeit  der 
Jugendlichen  und  die  Einführung  der  zehn- 
stündigen Maximalarbeitszeit  der  Jugendlichen 
und  Frauen  gefaßt.  Außerdem  wurde  hier  zum 
ersten  Male  das  Verlangen  nach  internationaler 
Einführung  von  Mindestlohnämtern  in  der 
Heimindustrie  gestellt.  Die  auf  Wunsch  der  Ver- 
einigung von  Professor  Sommerfeld  aufgestellte, 
von  Gewerberat  Dr.  Fischer  ergänzte  Liste  der 
industriellen  Gifte  wurde  zur  nochmaligen 
Beratung  den  Sektionen  überwiesen  und  vom 
Internationalen  Arbeitsamte  i.  J.  1912  heraus- 
gegeben. Außerdem  wurden  aufs  neue  Beschlüsse 
über  den  Ausbau  der  internationalen  Sozialver- 
sicherung gefaßt.  Hier  wie  auch  an  der  folgenden 
Versammlung  in  Lugano  (1910)  wurde  der  Be- 
schluß gefaßt,  an  die  Regierungen  heranzutreten, 
um  die  Einführung  von  Selb  st  kupp  ein  ngs  Vor- 
richtungen der  Eisenbahnen  zur  Verhütung 
von  Unfällen,  nach  dem  Muster  der  Vereinigten 
Staaten  herbeizuführen.  Im  J.  1910  erzielte  die 
Internationale  Vereinigung  den  Beitritt  von 
Schweden  und  Norwegen  und  konnte  auf  Grund 
der  Veröffentlichung  des  Berichtes  über  den  Voll- 
zug der  Arbeiterschutzgesetze  Beschlüsse  fassen, 
durch  die  die  Art  der  Berichterstattung  der  Ar- 
beitsaufsichtsbeamten  vergleichbar  gestaltet  und 
dieTexte  der  Nachweise  in  einer  der  Weltsprachen 
abgefaßt  werden  sollten.  Sie  beauftragte  das 
Bureau  mit  der  Abfassung  einer  Denkschrift  über 
die  zehnstündige  Maximalarbeitszeit  der  Frauen 
und  der  Jugendlichen  und  beschloß  die  Ein- 
setzung einer  Spezialkommission  über  die  Ar- 
beitszeit in  ununterbrochenen  Betrieben  und 
die  Länge  der  Wechselschichten,  die  1911  in 
London  tagte.  Sie  gab  eine  Definition  über  die 
Arbeitszeit  von  8  Stunden  unter  Tage  im  Berg- 
bau, die  die  Einfahrt  des  ersten  Arbeiters  einer 
Schicht  bis  zur  vollendeten  Ausfahrt  des  ersten 
Arbeiters  derselben  Belegschaft  umfassen  sollte. 
Die  britische  Regierung  war  bei  dieser  Versamm- 
lung zum  ersten  Male  vertreten  und  ihr  Dele- 
gierter, der  bekannte  Nationalökonom  David 
F.1  Schloß,  hielt  hier  ein  eingehendes  Referat 
über  Mindestlohnämter.  Die  Versammlung  faßte 
der  neuen  britischen  Gesetzgebung  entsprechende 
Beschlüsse  und  versuchte  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Stickereiindustrie  internationale  Abma- 
chungen anzubahnen.     Auf  dem  Gebiete  der 


Sozialhygiene  hat  diese  Versammlung  ungemein 
wertvolle  Verhütungsmaßregeln  gegen  Blei- 
vergiftungen in  der  keramischen  und  in  der 
Buchdruckindustrie  gefaßt,  die  zum  großen  Teil 
in  die  Gesetzgebung  der  beteiligten  Länder  Ein- 
gang gefunden  haben,  außerdem  auch  zur  Ver- 
hütung der  Druckluftkrankheit.  Die  letzte 
Versammlung  der  Internationalen  Vereinigung 
vor  dem  Kriege  fand  1912  in  Zürich  statt.  Die 
Vereinigung  hatte  16  Landessektionen  und  es 
waren  hier  24  Regierungen  vertreten.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  der  Vereinigung  war  von  2300 
(1902)  auf  7011  gestiegen.  Die  Einnahmen  der 
Vereinigung  betrugen  rund  85000  Fr.,  von  denen 
64000  Fr.  auf  Regierungsbeiträge  entfielen.  Von 
den  Ausgaben  entfielen  36000  Fr.  auf  die  mit  der 
Herausgabe  des  Bulletins  des  internationalen 
Arbeitsamtes  verbundenen  Ausgaben,  27000  Fr. 
auf  Gehalte.  Finnland  trat  der  internationalen 
Vereinigung  bei  und  das  Bureau  wurde  nun  be- 
auftragt, an  die  Schweizerische  Regierung  eine 
Eingabe  um  Einberufung  einer  neuen  internatio- 
nalen Konferenz  zu  richten;  ferner  sollte  eine 
internationale  Festsetzung  des  Frühschlusses  am 
Samstagnachmittag  für  Frauen  und  jugend- 
liche Arbeiter  durch  eine  Denkschrift  vorbereitet 
und  baldmöglichst  eine  internationale  Kon- 
ferenz zur  Einführung  der  Achtstundenschicht 
in  ununterbrochenen  Betrieben  einberufen  wer- 
den. Weitere  Erhebungen  sollten  gepflogen 
werden  über  Eisenbahnarbeiterschutz,  Hafen- 
arbeiterschutz, den  hygienischen  Arbeitstag,  die 
Arbeiterurlaube,  das  Arbeitsrecht;  Leitsätze  zur 
Bekämpfung  der  beim  Verkehr  mit  Ferrosilicium 
möglichen  Gefahren  wurden  aufgestellt  und  der 
Schutz  der  beim  Tunnelbau  und  in  Steinbrüchen 
beschäftigten  Arbeiter  behandelt.  Spezial- 
kommissionen  von  Hygienikern  wruden  einge- 
setzt zur  internationalen  Bekämpfung  der  Milz- 
brandgefahr, zur  Verhütung  von  Quecksilber- 
vergiftung in  Hasenhaarschneidereien  und  bei 
Hutmachern  und  zum  Schutze  der  Caisson- 
arbeiter und  Taucher.  Die  Sektionen  wurden 
ferner  aufgefordert  die  Anlegung  einer  vergleich- 
baren internationalen  Statistik  der  Morbidität 
und  der  Mortalität  der  Arbeiter  auszuarbeiten, 
endlich  wurde  die  Behandlung  der  ausländischen 
Arbeiter  in  der  Sozialversicherung  vervoll- 
ständigt; diese  Beschlüsse  hatten  namentlich 
für  Länder,  die  Staatsbeiträge  zu  den  Unfall- 
renten leisteten,  Interesse.  Gleichzeitig  sprach 
man  sich  gegen  die  NichtVersicherung  auslän- 
discher Arbeiter  bei  nur  zeitweiliger  Besch.ifti- 
gung  (Wanderarbeiter)  aus.  Auf  Grund  von 
zwei  Denkschriften  der  internationalen  Ver- 
einigung berief  sodann  der  schweizerische  Bundes- 
rat auf  das  nächste  Jahr,  1913,  eine  Experten- 
konferenz ein,  deren  Vertragsentwürfe  über  das 
Verbot  der  Nachtarbeit  der  Jugendlichen  und 
zehnstündiger  Maximalarbeitstag  für  Jugend- 
liche und  Frauen  im  September  1914  einer  diplo- 
matischen Konferenz  nach  dem  Muster  von  1906 
vorgelegt  werden  sollten.  Nach  dem  Gelingen 
dieser  Konferenz  gedachte  die  Internationale 
Vereinigung  an  die  Regelung  der  ununterbroche- 
nen Arbeit  und  des  Kinderschutzes  heranzu- 
treten. Dieses  Werk  war  ihr  nicht  mehr  vergönnt; 
die  Schwerindustrie  hatte  gerade  gegen  die 
Reform  der  Arbeitszeit  in  ununterbrochenen 
Betrieben  in  vielen  Regierungskieisen  den  Wider- 
stand organisiert. 
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Dann  brach  der  Weltkrieg  aus.  Der  Ar- 
beiterschutz wurde  suspendiert,  Tag  und  Nacht. 
Wochen-  und  sonntags  wurde  von  Frauen  und 
Kindern  an  der  Geschoßerzeugung  gearbeitet. 
Neue  Gifte  (Tonitruoll)  verheerten  den  Arbeiter- 
nachwuchs  im  Hinterland.  Ueberarbeit  und 
Sonntagsarbeit  taten  ihr  Werk  und  führten  zu 
einer  dumpfen  Gärung  in  den  Massen,  bis  ein- 
zelne Regierungen  namentlich  die  britische, 
durch  ärztliche  Untersuchungen  darüber  Klar- 
heit gewannen,  daß  die  Geschoßproduktion  unter 
dem  Druck  der  Ueberarbeit  nachweisbar  zurück- 
ging. Die  Gefahr  der  Unterwühlung  der  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  aller  Länder,  die 
Untergrabung  der  gewerkschaftlichen  Disziplin 
und  Autorität  durch  die  Zwangsarbeit  des  Krieges 
stand  den  Führern  klar  vor  Augen.  So  wurde 
denn  im  Juli  1916  in  Leeds  ein  wesentlich  auf  den 
Beschlüssen  der  Internationalen  Vereinigung  be- 
ruhendes Programm  des  internationalen  Ärbeiter- 
schutzes  aufgestellt  und  in  diesem  als  Ausfüh- 
rungsorgan ein  internationales  Arbeitsamt  be- 
zeichnet; als  solches,  wurde  hier  gesagt,  könnte 
auch  das  bereits  bestehende  Basler  Amt  in  An- 
spruch genommen  werden.  Die  Beschlü.sse  von 
Leeds  sollten  einen  Bestandteil  des  Friedensver- 
trages bilden.  Diese  Beschlüsse  gelangten  an  die 
Adresse  der  Internationalen  Gewerkschafts- 
organisation, die  damals  ihren  Sitz  in  Berlin 
hatte.  Der  Schweizerische  Gewerkschaftsbund 
wurde  von  dieser  internationalen  Organisation 
ersucht,  einen  internationalen  Kongreß  einzu- 
berufen. 

Dieser  trat  am  l./X.  1917  in  Bern  zusammen 
und  nahm  in  Abwesenheit  der  verhinderten  Ver- 
treter der  Gewerkschaftsverbände  der  Entente 
das  Berner  Friedensprogramm  des  Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbundes  an,  das 
namentlich  in  bezug  auf  Arbeitszeit  (Acht- 
stundentag, Vierundvierzig-Stundenwoche  für 
Frauen)  weitergehendere  Forderungen  als  das 
Programm  von  Leeds  stellte,  an  das  es  an- 
knüpfte. Die  internationale  Vereinigung  für 
gesetzlichen  Arbeiterschutz  richtete  sodann  am 
11. /VL  1918  eine  Eingabe  an  den  Schweizer 
Bundesrat,  er  möge  sobald  hierzu  bei  den  Welt- 
friedensverhandlungen Gelegenheit  geboten 
würde,  ein  systematisches  (12  Punkte  umfassen- 
des) Programm  des  internationalen  Arbeiter- 
sehutzes  dem  Pakte  einzuverleiben  trachten. 
Anfang  August  1918  wurde  dieses  systematische 
Programm  in  der  Schrift  des  Verf.  „Arbeiter- 
schutz und  Völkergemeinschaft"  erläutert;  am 
6./X.  1918  gab  der  Reichskanzler  Prinz  Max 
von  Baden  in  seiner  Programmrede  seine  Zu- 
stimmung zu  den  Berner  Beschlüssen.  Dann 
kam  das  Kriegsende.  Die  Friedenspräliminar- 
konferenz  in  Paris  setzte  am  26./I.  1919  eine 
Kommission  von  16  Mitgliedern  zum  Studium 
des  internationalen  Arbeiterschutzes  ein,  die  vom 
1./II.-24./III.  1919  unter  dem  Vorsitze  von 
Samuel  Gompers,  Präsident  des  American  Fede- 
ration  of  Labor  tagte;  die  American  Federation 
hatte  schon  1914  bei  Kriegsausbruch  die  Forde- 
rung der  sozialpolitischen  Friedensklauseln  ge- 
stellt. Doch  waren  die  Entwürfe  im  britischen  Ar- 
beitsministerium vorbereitet  worden,  dessen  Ver- 
treter, G.  N.  Barnes,  als  2.  Vorsitzender  fungierte; 
der  Direktor  der  Arbeiterschutzabteilurg  Frank- 
reichs, A.  Fontaine,  war  Generalsekretär,  die 
Parlamentarier  waren  durch  Cabrini  und  Vander- 


velde,  Osteuropa  durch  Benesch  und  den  Grafen 
Zoltowski,  später  diu-ch  Fr.  Sokal,  die  belgische 
Sektion  der  Internationalen  Vereinigung  für  ge- 
setzlichen Arbeiterschutz  durch  ihren  Sekretär 
Prof.  Mahaim  vertreten.  Während  diese  Arbeiten 
im  Gange  waren,  tagte  v.  5.  — 9./IX.  1919  in 
Bern  eine  weitere  Internationale  Gewerkschafts- 
konferenz, die  endgültig  das  Programm  für  die 
internationale  Albeiterschutzgesetzgebung,  die 
sog.  Charte  du  Travail  festsetzte,  die  auch 
in  den  Protokollen  der  Pariser  Arbeiterschutz- 
kommission ihren  Platz  gefunden  hat.  Ihre  Pro- 
grammpunkte sind  kurz  folgende:  1.  Allgemeine 
Schulpflicht,  Fachschulunterricht,  Verbot  der 
Erwerbstätigkeit  unter  15  Jahren.  2.  Sechs- 
stundentag für  Jugendliche  unter  18  Jahren; 
Verbot  von  Nacht-,  Sonn-  und  Feiertagsarbeit. 

3.  Freier  Samstagnachmittag  für  F  rauen, 
Verbot  der  Nacht-,  Sonn-  und  Feiertagsarbeit,  der 
Arbeit  unter  Tage,  in  gefährlichen  Betrieben, 
6  Wochen  nach,  4  Wochen  vor  der  Niederkunft, 
Mutterschaftsversicherung,  Gleichentlohnung. 

4.  Achtstundentag,  Achtundvierzig- 
Stundenwoche  für  alle  Arbeiter,  Verbot  der 
Nachtarbeit  in  nichtkontinuierlichen  Betrieben. 

5.  Generelle  Wochenruhe  von  36  Stunden 
Samstag  bis  Montag,  jede  2.  Woche  in  kontinuier- 
lichen Betrieben;  Lohnzuschlag  für  Nacht-  und 
Sonntagsarbeit.  6.  In  Ge^undheits-  oder  un- 
fallgefährlichen Betrieben  ist  kürzere  Arbeits- 
zeit als  8  Stunden  einzuführen,  ersetzbare  Gifte 
zu  verbieten  (Weißphosphor,  Bleiweiß),  auto- 
matische Kuppelung  der  Eisenbahnwagen  einzu- 
führen. 7.  Heimarbeit  ist  in  gefährlichen  und 
Lebensmittelindustrien  zu  verbieten,  zu  ver- 
sichern, zu  registrieren,  der  Wohnungsinspektion 
zu  unterwerfen,  ihre  Löhne  durch  Mindestämter 
zu  regeln.  8.  Freies  Koalitions-  und  Streik- 
recht, keine  Einschränkungen  zuungunsten 
fremder  Arbeiter.  9.  Beseitigung  der  Ein-  und 
Auswanderungsverbote  außer  bei  Krisen, 
Epidemien,  oder  zur  Aufrechterhaltung  der  Volks- 
kultur. Verbot  der  Kontraktarbeit.  Arbeits- 
marktstatistik. 10.  Lohnämter  und  Mindest- 
löhne sind  für  alle  unorganisierte,  unterentlohnte 
Arbeit  aufzustellen.  11.  Internationale  Finanz- 
konferenz zur  Wiederherstellung  der  Kauf- 
kraft der  Löhne.  Zentralisation  der  Arbeits- 
nachweise, Arbeitslosenversicherung.  12.  Gleiche 
Ansprüche  auf  Renten  der  Sozialversicherung 
für  heimische  und  fremde  Arbeiter.  13.  Inter- 
nationales Seemannsrecht.  14.  Vollzug 
der  Gesetze  mit  Heranziehung  der  Gewerk- 
schaften. 16.  Durchführung  des  internatio- 
nalen Arbeiterschutzes  durch  eine  ständige  Kom- 
mission, bestehend  aus  Vertretern  des  Völker- 
bundes und  des  Internationalen  Gewerkschafts- 
bundes zur  Vorbereitung  alljährlicher  Konfe- 
renzen. ,,Die  Konferenzen  können  bindende  Be- 
schlüsse im  Rahmen  der  ihnen  zugewiesenen 
Kompetenzen  fassen.  Die  ständige  Kommission 
wird  mit  dem  internationalen  Ärbeitsamte  in 
Basel  und  mit  dem  internationalen  Gewerk- 
schaftsbunde ständig  zusammenarbeiten."  Diese 
Organisation,  der  der  Gedanke  eines  Weltparla- 
ments der  Arbeit  zugrunde  lag,  ist  nicht  verwirk- 
licht worden.  Die  Pariser  Kommission  arbeitete 
das  Kapitel  „Arbeit"  des  Friedensvertrages  von 
Versailles  v.  28./VL  1919  und  von  St.  Ger- 
main v.  lO./IX.  1919  aus,  das  als  ihr  XIII.  Teil 
in  Kraft  trat.  Als  Motive  der  Neuorganisation 
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des  internationalen  Arbeiterschutzes  wer- 
den angeführt:  1.  die  Sicherung  des  Weltfriedens 
(durch  den  Völkerbund)  durch  Institutionen  der 
sozialen  Gerechtigkeit;  2.  die  Beseitigung  der  so- 
zialen Unzufriedenheit  durch  Arbeitsbedingungen, 
die  Ungerechtigkeit,  Elend,  Entbehrungen  herbei- 
führen; 3.  die  Hemmung  nationaler  Fortschritte 
des  Arbeiterschutzes  in  manchen  Ländern  dmch 
den  passiven  Widerstand  seiner  Konkurrenten. 
Daher  wud  die  Mitgliedschaft  des  Völkerbundes 
gleichzeitig  zur  Mitgliedschaft  eines  ständigen 
Verbandes,  der  Organisation  der  Arbeit.  Dieser 
ist  am  Sitze  des  Völkerbundes  errichtet 
worden  und  eine  Einrichtung  des  Völkerbundes 
(Art.  392),  der  sie  finanziell  erhält,  ihre  diplo- 
matischen Schritte  registriert,  und  bei  Vertrags- 
verletzungen als  Exekutivorgan  auftritt. 

Im  übrigen  läßt  sich  eine  gewisse  Autonomie 
der  Arbeitsorganisation  im  Völkerbünde  nicht 
verkennen.  In  der  Tat  ist  internationaler  Ar- 
beiterschutz völlig  undenkbar  unter  Boykot- 
tierung oder  Fernhaltung  einzelner  großer  In- 
dustrievölker. Die  Konferenz  des  Internationalen 
Gewerkschaftsbundes,  die  am  26./VII.  1919  in 
Amsterdam  zusammentrat,  machte  die  Mitarbeit 
der  Arbeiterverbände  auch  der  Entente  von  der 
Zulassung  Deutschlands  und  Oesterreichs  ab- 
hängig. Wie  aber  werden  von  nun  an  inter- 
nationale Arbeiterschutzverträge  abgeschlossen? 
Die  alte  Methode,  die  zu  den  Arbeiterschutz- 
verträgen von  1906  führte,  bestand  wesentlich 
darin,  daß  die  Internationale  Vereinigung  für 
gesetzlichen  Arbeiterschutz  nach  Beendigung 
ihrer  Vorberatungen  und  Beschlußfassung  durch 
ihr  Bureau  an  den  Schweizerischen  Bundesrat 
das  Gesuch  richtete,  er  möge  eine  internationale 
Konferenz  einberufen.  Eine  solche  Konferenz 
pflegte  der  Bundesrat  binnen  Jahresfrist  unter 
Rücksichtnahrae  auf  die  weltpolitische  Lage  ein- 
zuberufen. Die  Signatarstaaten  eines  Vertrages 
legten  ihren  Parlamenten,  in  denen  sich  Mit- 
glieder der  Landessektionen  der  I.  Vereinigung  be- 
fanden, die  Vertragsentwürfe  vor.  Nur  in  unge- 
mein seltenen  Fällen,  z.  B.  infolge  der  Agitation 
der  skandinavischen  Frauen  gegen  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  der  Frauen,  versagten  die  Parlamente 
die  Ratifikation.  Staaten,  die  nicht  ratifizieren 
wollten,  gaben  ihren  Vertretern  bereits  auf  den 
offiziellen  Konferenzen  die  Instruktion  sich  der 
Unterzeichnung  zu  enthalten.  Auf  diese  Weise 
sind  einige  zwanzig  Ratifikationen  der  genannten 
Arbeiterschutzverträge  vor  sich  gegangen.  Die 
Urheber  der  neuen  Organisation  wünschten  je- 
doch solche  Verträge  und  ihre  Ratifikationen 
weit  rascher  und  wirksamer  herbeizuführen. 
Erstens  sollte  die  Einberufung  von  internatio- 
nalen Konferenzen  nicht  davon  abhängen,  daß 
der  Schweizerische  Bundesrat  evtl.  Absagen 
einzelner  Mächte,  sich  an  einer  solchen  Konferenz 
zu  beteiligen,  ausgesetzt  würde.  Zweitens  waren 
nun  die  Staaten  als  ursprüngliche  Mitglieder  des 
Völkerbundes  auch  ursprüngliche  Mitglieder  der 
Organisation  der  Arbeit;  sie  unterzeichnen  die 
Arbeiterschutzverträge  als  Garanten  des  Welt- 
friedens und  haben  sie  den  gesetzgebenden  Stellen 
und  Körperschaften  auch  zu  unterbreiten,  wenn 
sie  dagegen  gestimmt  haben.  Die  Organisation 
der  Arbeit  besteht  aus  einer  Hauptversammlung 
von  Vertretern  der  Mitglieder  des  Völkerbundes, 
die  mindestens  einmal  jährlich  ihre  Tagungen  ab- 
hält, und  aus  dem  Internationalen  Arbeitsamt, 


das  geleitet  wird  von  einem  vierundzwanzig- 
gliedrigen  Verwaltungsrat  und  an  dessen  Spitze 
ein  vom  Verwaltungsrat  ernannter  Direktor  steht 
(Art.  388,  389,  393).  In  der  Hauptversammlung 
bat  jeder  Mitgliedstaat  Anspruch  auf  vier  Ver- 
treter, zwei  Vertreter  der  Regierung,  einen  der 
Arbeitgeber  und  einen  der  Arbeiter.  Die  Er- 
nennung erfolgt  natürlich  durch  Regierungsvoll- 
macht für  sämtliche  vier  Vertreter,  doch  hat 
jeder  Vertreter  das  Recht,  unabhängig  für  sich 
selbst,  also  unabhängig  von  den  offiziellen  Re- 
gierungsvertretern abzustimmen.  Für  den  Ver- 
waltungsrat des  Internationalen  Arbeitsamtes 
gilt  dasselbe  Prinzip,  12  Regierungsvertreter, 
6  Arbeitgeber-  und  6  Angestellten-  und  Arbeiter- 
vertreter. Ihre  Funktionsdauer  währt  drei  Jahre. 
Von  den  zwölf  Regierungsvertretern  des  Ver- 
waltungsrates werden  acht  durch  die  Staaten 
bestellt,  denen  die  größte  industrielle  Bedeutung 
zukommt  (Art.  393  Abs.  3,  eine  Bestimmung, 
deren  Auslegung  ungemein  umstritten  ist).  Der 
Aufgabenkreis  des  Internationalen  Arbeitsamtes 
(Art.  396)  ist  wesentlich  auf  Grund  der  Er- 
fahrungen mit  dem  seit  19  Jahren  bestehenden 
Internationalen  Arbeitsamte  in  Basel  bestimmt 
worden.  Die  Bearbeitung  der  Fragen,  die  den 
Beratungen  der  Hauptversammlung  zum  Zwecke 
des  Abschlusses  internationaler  Vereinbarungen 
vorgelegt  werden  sollen,  die  Vorbereitung  der 
Erhebungen,  die  von  der  Hauptversammlung 
angeordnet  worden  sind,  die  Vorbereitung  der 
Tagesordnung  der  Hauptversammlung,  die  Her- 
ausgabe einer  Zeitschrift  über  Arbeiterschutz  in 
französischer,  englischer  und  in  jeder  anderen 
Sprache,  die  der  Verwaltungsrat  für  angebracht 
hält,  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  mit  den 
Ai'beitsministerien,  all  das  sind  traditionelle 
Aufgaben  und  selbst  die  Verbindung  des  Amtes 
eines  Generalsekretärs  der  Vereinigung  mit  der 
eines  Direktors  des  Internationalen  Arbeitsamtes 
ist  insofern  aufrechterhalten  worden,  als  der 
Leiter  des  neuen  Amtes  auch  das  Sekretariat  der 
Hauptversammluugen  versieht  (Art.  401).  Die 
Beschlußfassung  in  der  Hauptversammlung  ist 
in  der  Weise  geregelt,  daß  in  der  Regel  reine 
Mehrheitsbeschlüsse  genügen  (Art.  403),  während 
der  bisher  geltende,  für  den  Arbeiterschutz  sinn- 
lose Grundsatz  der  Einstimmigkeit  der  diplo- 
matischen Konferenzen,  zu  unbilligen  Zugeständ- 
nissen der  Mehrheit  an  die  Minderheit  führen 
konnte.  Die  Beschlüsse  der  Hauptversammlung 
nehmen  entweder  die  Form  von  Vertragsent- 
würfen, die  zu  ratifizieren  sind  oder  von  Vor- 
schlägen an,  die  in  der  Form  eines  Landes- 
gesetzes oder  anderswie  zur  Ausführung  gelangen 
können.  Diese  letzteren  bildeten  eine  für  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bestimmte 
Konzession,  da  hier  nicht  die  Bundesgewalt,  son- 
dern die  Einzelstaaten  die  „Polizeigewalt"  be- 
sitzen. Zur  Annahme  beider  Formen  gehört 
Zweidrittelmehrheit  (Art.  405).  Die  Mitglieder- 
staaten sind  verpflichtet,  auch  wenn  sie  zur 
verwerfenden  Minderheit  gehören,  mindestens 
ein  Jahr  nach  Schluß  der  Hauptversammlung, 
unter  keinen  Umständen  später  als  18  Monate 
nachher,  Entwurf  oder  Vorschlag  der  zuständigen 
Stelle  zu  unterbreiten,  damit  er  zum  Gesetz  er- 
hoben oder  eine  anderweitige  Maßnahme  ge- 
troffen wird  (Art.  406  Abs.  5).  Der  bestehende 
höhere  Arbeiterschutz  darf  jedenfalls  durch  die 
Annahme   eines   Uebereinkommens   nicht  ge- 
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mindert  werden;  Entwürfen,  die  nicht  zwei 
Drittel  Mehrheit  auf  sich  vereinigen,  können  von 
der  Minderheit  Sonderabkommen  gegenüber- 
gestellt werden  (Art.  407).  Die  Verletzung  eines 
Üebereinkommens,  die  von  einem  Berufsver- 
bande dem  Internationalen  Arbeitsamte  ge- 
meldet wird,  hat  eine  Erhebung  bei  der  Regie- 
rung des  betreffenden  Landes  zur  Folge.  Ist 
diese  unbefriedigend,  so  kann  die  Bildung  eines 
Untersuchungsausschusses  verlangt  werden  (Art. 
411).  Auf  Antrag  des  Verwaltungsrates  bestimmt 
der  Generalsekretär  des  Völkerbundes  drei  Per- 
sonen zur  Bildung  des  Untersuchungsausschusses 
und  eine  der  drei  Personen  zum  Vorsitzenden. 
Werden  nach  Mitteilung  der  Ergebnisse  des 
Untersuchungsausschusses  keine  befriedigenden 
Maßnahmen  getroffen,  so  hat  jeder  andere  Mit- 
gliedstaat das  Recht  den  ständigen  internatio- 
nalen Gerichtshof  anzurufen,  der  gegebenenfalls 
wirtschaftliche  Strafmaßnahmen  zu  bezeichnen 
hat  (Art.  416—420)  (s.  auch  Art.  „Arbeitsamt, 
Internationales"). 

4.  Seit  der  Konferenz  von  Washing- 
ton (1919).  Der  XIII.  Abschnitt  des  Frie- 
densvertrages enthält  in  einer  Anlage  das  Er- 
suchen an  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
die  erste  Hauptversammlung  der  neuen  Orga- 
nisation der  Arbeit  nach  Washington  1919  ein- 
zuberufen. Dabei  sollte  als  Tagesordnung  gelten: 
1.  Die  Durchführung  des  Grundsatzes  des  Acht- 
stundentages oder  der  Acbtundvierzig-Stunden- 
woche;  2.  Fragen  hinsichtlich  der  Mittel  zur  Ver- 
hütung der  Arbeitslosigkeit  und  zur  Beseitigung 
ihrer  Folgen;  3.  Beschäftigung  der  Frauen  (vor 
und  nach  der  Niederkunft,  Nachtarbeit,  gesund- 
heitsschädliche Arbeiten);  4.  Beschäftigung  der 
Kinder  (Altersgrenze,  Nachtarbeit,  gesundheits- 
schädliche Arbeiten);  5.  Ausdehnung  und  Durch- 
führung der  1906  in  Bern  angenommenen  Ar- 
beiterschutzverträge. Im  Art.  427,  „allgemeine 
Grundsätze"  überschrieben,  sind  wieder  als 
Grundlage  des  künftigen  internationalen  Ar- 
beiterschutzes bezeichnet:  Achtstundentag  oder 
Achtundvierzig-Stundenwoche,  volles  Koalitions- 
recht, Mindestlohn,  Sonntagsruhe,  Beseitigung 
der  Kinderarbeit,  gleicher  Lohn  für  gleiche  Ar- 
beit, Schutz  der  ausländischen  Arbeiter,  Vollzug 
der  Arbeiterschutzgesetze,  Teilnahme  der  Frauen 
am  Aufsichtsdienst.  Die  Konferenz  von  Wa- 
shington hat  auf  dieser  Grundlage  v.  29./X.  1919 
bis  29./XI.  1919  getagt.  In  der  Zwischenzeit 
war  allerdings  ein  politisches  Ereignis  von  so 
großer  Tragweite,  der  Nichtbeitritt  der  Ver- 
einigten Staaten  zum  Völkerbund,  erfolgt  ;  daher 
nahm  Amerika  nui'  als  Gastgeber  an  der  Kon- 
ferenz teil.  Die  Hauptversammlung  von  Wa- 
shington wählte  den  Verwaltungsrat  und  dieser 
designierte  Herrn  Albert  Thomas  als  Direktor 
des  Internationalen  Arbeitsamtes,  und  wählte 
den  bewährten  Förderer  des  französischen  und 
internationalen  Arbeiterschutzes  Herrn  Arthur 
Fontaine  zum  Präsidenten  des  Verwaltungsrates. 

Die  Konferenz  von  Washington  hat  folgen- 
den, hier  nur  kurz  zu  beschreibenden  Vertrags- 
entwürfen (VE.)  und  Empfehlungen  (E.)  die 
vertragsmäßige  Zustimmung  gegeben: 

I.  VE.  Beschränkung  der  Arbeits- 
dauer in  Industriebetrieben  auf  8  Stun- 
den täglich  und  48  Stunden  pro  Woche. 
Geltungsgebiet:  Private  (außer  Familien-)  und 
öffentliche  Betriebe  in  allen  Industrien  der  Ur- 


produktion und  der  Rohstoffverarbeitung,  Kraft- 
übertragung, Hoch-  und  Tiefbau,  Eisenbahn-, 
Hafen-,  Kanalarbeit,  Gas-  und  Wasserwerke; 
Verkehr  zu  Lande  außer  im  Handbetrieb;  für  den 
Verkehr  zu  Wasser  ist  eine  besondere  Konferenz 
einzuberufen  (Art.  1).  Von  der  Arbeitsdauer 
von  täglich  8  Stunden  und  48  in  der  Woche  sind 
ausgenommen:  a)  Das  Aufsichts-,  leitende  Ver- 
trauenspersonal, b)  Die  tägliche  Arbeitszeit  kann 
zur  Kürzung  der  Arbeitszeit  an  einem  Wochen- 
tage bis  9  Stunden  an  einem  oder  mehreren  Tagen 
der  Woche  betragen,  wenn  dies  durch  Tarif- 
vertrag vereinbart  wird,  c)  Bei  mehrschichtiger 
Arbeit  muß  die  Arbeitsdauer  nur  im  dreiwöchent- 
lichen Durchschnitt  8  Stunden  im  Tage,  48  in 
der  Woche  nicht  überschreiten  (Art.  2).  Ueber- 
schreitungen  sind  ferner  nach  Betriebsstörungen, 
bei  dringender  Instanzsetzung  von  Maschinen, 
höherer  Gewalt  zulässig  (Art.  3).  Ferner  in  tech- 
nisch notwendig  ununterbrochenen  Betrieben; 
Wochenmaximum:  56  Stunden  (Art.  4).  In  Aus- 
nahmefällen können  andere  Stundenpläne  durch 
Verordnung  in  den  Fällen  von  Art.  2  anerkannt 
werden,  wenn  das  Wochenmaximum  im  Durch- 
schnitte 48  Stunden  nicht  überschreitet  (Art.  5); 
ebenso  bestimmen  Verordnungen  ständige  Aua- 
nahmen für  Vor-  und  Nacharbeiten,  zeitliche 
Ausnahmen  für  Saisonarbeiter,  womöglich  nach 
vorheriger  Aeußerung  der  Arbeiter-  und  Arbeit- 
geberverbände; Ueberstunden  sind  um  Bin 
Viertel  höher  als  Normalzeitlöhne  zu  bezahlen 
(Art.  6).  Das  Zugeständnis  von  Sonderbestim- 
mungen erhielten: 

1.  Japan,  wo  nur  rohstoffverarbeitende 
Betriebe  mit  10  oder  mehr  Arbeitern  den 
Bestimmungen  unterliegen,  Baugewerbe  nur 
wenn  sie  im  Sinne  des  japanischen  Gesetzes 
Fabriken  sind;  Straßenverkehr  und  Hafen- 
arbeit sind  ausgenommen.  Die  Arbeitszeit  be- 
trägt 57,  in  der  Seidengr^generzeugung  60  Stun- 
den für  Personen  über  15  Jahren;  48  für  unter 
16jährige,  v.  l./VII.  1925  an  für  unter  16jäh- 
rige,  und  alle  Arbeiten  unter  Tage.  Eine  Wochen- 
ruhe von  24  Stunden  ist  einzuführen. 

2.  Britisch-Indien:  60-Stundenwoche  für 
alle  bisher  geschützten  Betriebe  (Art.  10). 
3.  Keine  Anwendung  des  Vertrages  erfolgt 
bis  auf  weiteres  auf  China,  Persien,  Siam  (Art. 
11).  4.  Fristerstreckung  auf  l./VIL  1924  für 
Griechenland,  Rumänien  (Art.  12,  13).  Der  Ver- 
trag kann  im  Kriegsfall  suspendiert  werden 
(Art.  14).  Nach  erfolgter  Ratifikation  tritt  der 
Vertrag  am  l./VII.  1921  spätestens  in  Kraft  und 
ist  nacb  10  Jahren  mit  einjähriger  Frist  künd- 
bar (Art.  19,  20). 

II.  VE.  betreffend  die  Arbeitslosig- 
keit. Verpflichtet  die  Staaten,  dem  inter- 
nationalen Arbeitsamt  (B.  I.  T.)  alle  3  Mo- 
nate eine  Statistik  der  Arbeitslosigkeit  zu 
liefern,  unentgeltliche,  neutrale  und  zentralisierte 
Arbeitsnachweise  einzurichten.  Die  Länder  der 
Arbeitslosenversicherung  sollen  die  Freizügigkeit 
für  ihre  Unterstützungen  anbahnen  (Art.  3). 

III.  E.  betr.  Arbeitslosigkeit:  empfiehlt 
Beseitigung  der  privaten  Stellenvermittlung, 
gegenseitige,  staatliche  Kontrolle  des  Anwer- 
bungswesens, Arbeitslosenversicherung,  Vor- 
nahme öffentlicher  Arbeiten  in  Krisenzeiten. 

IV.  E.  Gegenrecht  bei  der  Behandlungaus- 
ländischer Arbeiter  (wiederholt  die  Grund- 
sätze der  Internationalen  Vereinigung  für  die 


698  ÄrbeiterschutzgesetzgebuDg  (Internationaler  Arbeiterschutz) 


Sozialversicherung).  V.  VE.  betr.  Beschäfti- 
gung der  Frauen  vor  und  nach  der 
Niederkunft.  Geltungsgebiet:  wie  I.,  ferner 
jeder  dem  Warenverkauf  und  kaufmännischen 
Operationen  dienende  Handelsbetrieb.  Der 
VE.  verbietet  die  Erwerbstätigkeit  6  Wochen 
nach  der  Niederkunft,  gestattet  6  Wochen  vor- 
her mit  ärztlichem  Zeugnis  die  Arbeit  zu  ver- 
lassen, gibt  das  Anrecht  auf  Krankengeld  in 
genügender  Höhe,  um  sich  und  das  Kind  gesund 
zu  erhalten,  auf  ärztliche  Pflege,  auf  halbstündige 
Stillpausen  für  Brustkinder  (Art.  31).  Die  Nieder- 
kunft darf  nicht  als  Kündigungsgrund  benutzt 
werden  (Art.  4).  VI.  VE.  betr.  Nachtarbeits- 
verbot für  Frauen.  Geltungsgebiet  wie  VE.  I. 
Sonst  gleichlautend  mit  dem  Vertrage  von  Bern 
1906.  In  Indien  und  Siam  wird  das  Verbot  neu 
eingeführt,  aber  nur  in  „factories".  VII.  E.  Ver- 
hütung von  Milzbrand  (Allgemeine  Desin- 
fektionsvorschriften in  den  Abladestationen  von 
Häuten).  VIII.  E.  Schutz  der  Frauen  und 
Kinder  gegen  Bleivergif tung  (Liste  der  zu 
untersagenden  Verrichtungen).  IX.  E.  der  Er- 
richtung eines  öffentlichen  Gesundheits- 
dienstes und  einer  wirksamen  Gewerbe- 
inspektion. X.  VE.  betr.  das  Mindestzu- 
lassungsalter  der  Kinder  zu  industriel- 
len Beschäftigungen.  Geltungsgebiet  wie 
VE.  I.  Außer  in  Familienbetrieben  dürfen  Kin- 
der von  weniger  als  14  Jahren  nicht  beschäftigt 
werden  (Art.  2).  Verzeichnisführung  aller  Ar- 
beiter unter  16  Jahren  (Art.  4).  Ausnahmen: 
1.  Japan:  12  Jahre  bei  beendigter  Primarschul- 
pflicht. 2.  Indien:  nicht  unter  12  Jahren  in 
motorischen,  mehr  als  10  Personen  beschäftigen- 
den Betrieben,  nicht  im  Bergbau,  Brüchen,  nicht 
in  Verkehr  und  Hafenarbeit.  XI.  VE.  Verbot 
der  Nachtarbeit  der  Jugendlichen.  Gel- 
tungsgebiet wie  VE.  I.  Sonst  gleichlautend  mit 
dem  Vertragsentwurfe  von  Bern  1913,  verbietet 
jedoch  die  Nachtarbeit  den  unter  18-  (statt  wie 
damals,  gegen  die  Vorschläge  der  internationalen 
Vereinigung  16-)  jährigen  durch  11  Stunden; 
nur  unter  löjänrigen  in  Glas-,  Papier-,  Roh- 
zuckerfabriken, Goldscheideanstalten  (Art.  2). 
Die  Nachtruhe  kann  in  Kohlen-  und  Braun- 
kohlengruben dahinfallen,  wenn  jeder  Arbeits- 
eine Ruheschicht  von  16  Stunden  folgt  (Art.  3). 
Bei  Betriebsstörungen  ist  Nachtarbeit  mu-  über 
16  jährigen  gestattet  (Art.  4).  Für  Japan  gilt 
das  Verbot  v.  l./VII.  1926  an  für  unter  16,  bis 
<iahin  unter  15jährige.  XII.  E.  Die  Ausdeh- 
nung der  internationalen  Uebereinkunf t 
von  Bern  von  1906  betr.  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Weißphosphor  in  der 
Zündholzindustrie  auf  alle  Mitglieder  des 
Völkerbundes  wird  empfohlen. 

Ziu:  Ergänzung  dieser  Vertragsentwürfe  be- 
sonders des  Achtstundonentwrfes  wurde  eine 
Konferenz  über  den  Schutz  der  Seeleute 
nach  Genua  einberufen  (15./VI.  -lO./VII.  1920). 
Inzwischen  waren  die  Arbeitgeberorganisationen 
erstarkt,  die  Reaktion  schoß  in  die  Halme.  Der 
VE.,  der  den  Achtstundentag  den  Seeleuten 
bringen  sollte,  fand  nicht  die  vorgeschriebene 
Zweidrittelmehrheit.  Die  Konferenz  nahm  an: 
I.  E.  die  Arbeitszeit  in  der  Fischerei  auf 
8  Stunden  zu  beschränken,  ebenso  II.  E.  in  der 
Binnenschiffahrt;  III.  E.  einer  Kodifikation 
eines  internationalen  Seemannsstatuts;  IV.  einen 
VE.  der  das  Zulassungsalter  der  Kinder  zum 


Seemannsberuf  auf  14  Jahre  festsetzt,  außer  auf 
Schulschiffen  (Art.  2,  3);  V.  E.  einer  Arbeits- 
losenversicherung für  Seeleute;  VI.  einen  VE. 
der  im  Falle  der  Strandung  Arbeitslosen- 
unterstützung gewährt;  VII.  einen  VE. 
betr.  Stellenvermittlung  für  Seeleute 
(Ausschluß  der  gewinnbringenden  Nachweise. 
Paritätische  Ausschüsse).  Die  hier  angeregten 
VE.  betr.  Verbot  der  Beschäftigung  von  Heizern 
und  Trimmern  vor  dem  Alter  von  18  Jahren  und 
der  jährlichen  ärztlichen  Untersuchung  jugend- 
licher Seeleute  gelangte  in  der  nächsten  Kon- 
ferenz zur  Annahme. 

Die  3.  internationale  Konferenz  der 
neuen  Arbeitsorganisation  fand  vom  25./X.  bis 
19./XI.  1922  in  Genf  statt.  Sie  sollte  das  Gel- 
tungsgebiet der  Verträge  von  Washington  auf 
die  Landwirtschaft  erweitern.  Nach  zwei- 
tägiger Debatte  über  die  Frage,  ob  die  neue 
Organisation  zuständig  sei,  landwirtschaftliche 
Fragen  zu  behandeln,  wurde  dies  zwar  zugestan- 
den, aber  die  Frage  der  Regelung  der  Arbeitszeit 
wurde  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  und 
künftiger  Regelung  vorbehalten.  Man  hat  drei 
VE.  füi'  die  Landarbeit  angenommen;  sie  ge- 
währen I.  Schutz  des  Koalitionsrechtes, 
II.  Umfallentschädigung  und  IIL  Kinder- 
schutz (unter  14  jährige  nur  außerhalb  der 
Schulzeit).  Die  Form  von  Empfehlungen  für 
die  nationale  Gesetzgebung  erhielten  IV.  die 
Einführung  des  landwirtschaftlichen  Unterrichts, 
V.  des  Schutzes  gegen  Arbeitslosigkeit,  VI.  der 
Sozialversicherung  der  Landarbeiter,  VII.  das 
Verbot  der  Nachtarbeit  für  Jugendliche,  VIIL  der 
Mutterschutz  und  IX.  die  Vorsorge  für  Arbeiter- 
wohnungen. Zu  den  drei  VE.  für  die  Land- 
arbeiter kam  noch  X.  ein  VE.  über  Wochenruhe 
in  Industriebetrieben,  der  keine  Erweiterung 
der  Sonntagsruhe  erzielte,  und  XI.  ein  VE.  über 
das  Verbot  der  Verwendung  von  Bleiweiß  bei 
Innenanstrichen,  XII.  dem  Schutz  der  Sonntags- 
ruhe im  Handelsgewerbe  gab  man  nur  die 
Form  einer  E.  Starke  Wellen  warf  der  Kampf, 
der  schließlich  mit  starken  Ausnahmen  und  einer 
sechsjährigen  Frist  angenommene  VE.  betr. 
Verbot  des  Bleiweiß  im  Malergewerbe.  Nie 
noch  hatte  sich  wohl  die  Hartnäckigkeit  der 
materiellen  Interessen  so  hemmungslos  gezeigt. 
Sah  man  hier  doch  Arbeitervertreter  von  Austra- 
lien, die  gegen  das  Verbot  der  Verwendung  von 
Bleiweiß  im  Malergewerbe  stimmten,  weil  da- 
durch der  Abbau  von  Blei  und  damit  ihr  eigenes 
Beschäftigungsinteresse  gefährdet  sei.  Frank- 
reich und  Oesterreich  haben  schon  seit  10  Jahren 
gesetzlich  das  Verbot  des  Innenanstrichs  mit 
Bleiweiß  ausgesprochen  und  dadurch  den  Er- 
satz durch  Zinkweiß  herbeigeführt.  In  Genf 
schloß  sich  Deutschland  an,  dessen  Rheinische 
Bleiweißfabrikanten  bisher  entschiedenen  Wider- 
stand geleistet  hatten. 

Indessen  ist  der  Zeitpunkt  der  Ratifikationen 
der  VE.  von  Washington,  der  l./VII.  1921, 
längst  verstrichen.  Sämtliche  VE.  nahmen  bis 
dahin  Griechenland  und  Rumänien  an,  die  wie 
erwähnt,  zur  vollen  Inkraftsetzung  Frist  bis 
1924  erhalten  hatten,  also  wie  im  alten  Systein. 
Den  Arbeitszeitvertrag  ratifizierte  rechtzeitig 
nur  die  Tschechoslowakei  am  24./VIII.  1921  und 
Indien  14./VII.  1921,  dann  Bulgarien  am  14./!!. 
1922.  Großbritannien,  von  dem  die  neue  Or- 
ganisation geschaffen  worden  war,  wurde  vom 


Arbeiterschutzgesetzgebmg  (Internationaler  Ärbeiterschutz)  699 


Parlamente    nachdrücklich    veranlaßt,  diesen 
VE.  ihm  vorzulegen;  er  wurde  nicht  angenom- 
men.  Einzelne  Verträge  ratifizierten  bis  l./VII. 
1922  14  Staaten,  keinen  Vertrag  34  Signatar- 
Staaten.     M.  a.  W.:  ein  Stück  der  Friedens- 
verträge, das  sich  aui  die  Arbeit  bezieht,  ist 
nicht   eingehalten   worden.      Dieses  Ergebnis 
führte   wieder    die   Notwendigkeit    einer  den 
Arbeiterschutz    selbstlos    verfechtenden  Ver- 
einigung vor  Augen.     Die  Internationale  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  trat  im 
Juli  1920  wieder  in  Basel  zu  einer  Delegierten- 
Versammlung  zusammen.     Diese  Versammlung 
gab  der  Vereinigung  neue  Statuten  und  neue 
Lebenszwecke.    Zunächst  wurde  auf  Anregung 
der  britischen  Sektion  das  Eintreten  für  die 
Ratifikation  der  internationalen  Arbeiterschutz- 
verträge zur  Pflicht  der  interrationalen  Ver- 
einigung gemacht,  dann  aber  auch  die  Aufgabe, 
dem   neuen   Internationalen  Arbeitsamte  An- 
regungen zu  geben,  also  den  Vorspann  zu  bilden 
für  den  internationalen  Arbeiterschutz.  Der 
Gedanke  war  also  dieser,  daß  sowohl  die  Vor- 
bereitung der   Internationalen  Arbeiterschutz- 
verträge, wie  auch  die  Herausgabe  des  Bulletins 
des  Internationalen  Arbeitsamtes  an  das  neue 
B.  I.  T.  in  Genf  übergehen  sollten,  daß  dagegen 
dem  Generalsckretariat  der  Internationalen  Ver- 
einigung  die   Propaganda  für  internationalen 
Arbeiterschutz,  die  Erhebungen  über  neue  In- 
stitutionen des  Arbeiterschutzes,  die  noch  nicht 
international  spruchreif  wären,  als  einer  freien 
Organisation    mit    Sitz    in    Basel  überwiesen 
würden.     Es  wurde  der  Wunsch  ausgedrückt, 
daß  dieser  Einfluß  auf  das  neue  Amt  sich  auch 
dadurch  manifestieren  sollte,  daß  die  Jahresver- 
sammlung  beider   Organisationen  unmittelbar 
aufeinanderfolgen  und  an  demselben  Orte  abge- 
halten werden  sollten.   Im  übrigen  sollten  beide 
Organisationen   voneinander   durchaus  unab- 
hängig sein.     In  der  Tat  tagte  die  9.  Dele- 
giertenversammlung der   Internationalen  Ver- 
einigung in  Genf  am  17.  und  I87X.  1921.  Diese 
behandelte  zunächst,  wie  eine  Woche  später  die 
offizielle   Konferenz,    den   Schutz   der  Land- 
arbeiter. Sie  ging  jedoch  weiter  als  diese.  Wohl 
erkannte  sie,   daß   eine  vorbehaltlose  Ueber- 
tragung  der  Bestimmungen  der  Washingtoner 
Beschlüsse  über  die  Arbeitszeit  auf  die  Land- 
wirtschaft zurzeit  unmöglich  erscheine.  Indessen 
wird  grundsätzlich  eine  Beschränkung  der  Ar- 
beitszeit auch  für  die  Landarbeiter  für  not- 
wendig gehalten.     Hierbei  wird  auf  die  ent- 
sprechenden Gesetze,  Entwürfe  oder  Tarifver- 
träge  verschiedener    Staaten   hingewiesen,  so 
besonders  der  Tschechoslowakei,  des  Deutschen 
Reiches,  mehrerer  österreichischer  Länder,  Hol- 
lands und  Dänemarks.    Wie  dort  geschehen,  er- 
scheint die  Berücksichtigung  der  Unterschiede 
der  Jahreszeiten  geboten.    Es  wird  auch  emp- 
fohlen für  Ueberstunden  Zuschläge  zum  Lohn 
gesetzlich  festzulegen,  die  Zahl  der  Ueberstunden 
saisonweise  zu  begrenzen  und  eine  ausreichende 
ununterbrochene     Nachtruhe  sicherzustellen. 
Außerdem  beschloß  die  Genfer  Tagung  der  Ver- 
einigung das  Verbot  der  Beschäftigung  von 
Jugendlichen  an  landwirtschaftlichen  Maschinen, 
Stillpausen  und  die  Krankenunteistützung  in 
der  Dauer  von  sechs  Wochen  für  Wöchnerinnen, 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung,  grund- 
sätzlich auch  Alters-,  Invaliditäts-  und  Hinter- 
bliebenenfürsorge, Gesundheit  der  Wohn-  und 


Schlafräume,  Vorsorge  für  Fachabteilungen  des 
Gemeindearbeitsnachweises. 

Die  Genfer  Tagung  der  Internationalen  Ver- 
emigung  befaßte  sich  sodann  mit  dem  Schutz 
der  Hafenarbeiter  und  beriet  drittens  die 
Vornahme  emer  Enquete  über  Betriebsräte 
Ihr  Ergebnis  sowie  eine  Erhebung  über  die 
Angestellten  bilden  das  Programm  der  auf 
den  12.-14./X.  1922  nach  Genf  einberufenen  10 
Uelegiertenversammlung,  der  der  Antrag  der  Ein- 
berufung eines  internationalen  Arbeiterschutz- 
kongresses, 25  Jahre  nach  jenem  von  Zürich  vor- 
liegt, um  eine  Einigung  aller  Anhänger  sachlicher 
Reformen  zu  erzielen. 

Trotz  aller  Rückschläge  ist  das,  was  August 
Bebel  die  werbende  Kraft  des  Arbeiterschutzes 
nannte,  nicht  versiegt;  die  große  Masse  organi- 
sierter Arbeiter  des  Westens  bildet,  solange  dieser 
Schutz  nicht  zur  bloßen  Fassade  wird,  die  Stütze 
des  internationalen  Arbeiterschutzes.  In  den 
krisenhaften  Uebergängen  der  Gegenwart  machen 
sich  allerdings  die  Gebrechen  reiner  Interessen- 
vertretungen fühlbar,  wie  sie  die  Arbeitsorganisa- 
tion des  Völkerbundes  bildet;  die  Vertretung  des 
unbefangenen  geistigen  Elements,  die  Pflege  der 
wissenschaftlichen  Arbeit  und  der  Fachkenntnis 
sind  die  wnksamsten  Mittel,  um  konstruktive 
Arbeit  zu  fördern,  um  eine  Verknöcherung  der 
neuen  Organisation  zu  verhüten,  und  um  sie 
zum  zuverlässigsten  Teilbetrieb  eines  obersten 
internationalen  Volkswirtschaftsrates  zu  ge- 
stalten, dessen  Wirksamkeit  allein  den  be- 
stehenden internationalen  Organisationen  die 
Kraft  des  Entschlusses  verleihen  könnte. 
Anhang. 

Stand   der  Ratifikationen  am  15./VII.  1922. 

a)  Vertragsentwürfe  von  Washington 

1.  Achtstundentag:  Bulgarien  14./II.  1922 
Tschechoslowakei  24./Vin.  1921,  Griechenland 
13/VI  1921  ^""änien 

2.  Arbeitslosigkeit:  Bulgarien  14./n.  1922 
Dänemark  13./X.  1921,  Finnland  19./X  1921 
Großbritannien  14./VIL  1921,  Griechenland 
loihl-  ^F^^'  l^'/Vn.  1921,  Norwegen 
23./XI.  1921,  Rumänien  13./VL  1921,  Schweden 

3.  Mutterschutz:  Bulgarien  14./II  1922 
G^r^echenland  19./XL  1920,  Rumänien  13./Vl! 

4.  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen-  Bul- 
garien 14./II.  1922,  Tschechoslowakei  24 /VIII 

1921,  Großbritannien  14./Vn.  1921,  Griechen! 
land  19./XL  1920,  Indien  14./Vn.  1921  Ru- 
mänien 13./VI.  1921,  Südafrika  l./XI.  1921. 

5.  Zulassungsalter  14  Jahre:  Bulgarien  14  /II 

1922,  Tschechoslowakei  24./VIII  1921  Groß- 
britannien 14./VII.  1921,  Griechenland '19./XI 

1920,  Rumänien  13./VI.  1921. 

6.  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Jugendlichen- 
Bulgarien  14./II.  1922,  Großbritannien  14  /VIl' 

1921,  Griechenland  19./XI.  1920,  Indien  14  /VII 
1921,  Rumänien  13./VI.  1921. 

b)  Vertragsentwürfe  von  Genua 
(Seemannsschutz). 

1.  Zuiassungsalter  14  Jahre:  Großbritannien 
14./VII.  1921,  Rumänien  8./V.  1922,  Schweden 
27./IX.  1921. 

2.  Arbeitslosigkeit:  Kein  Staat. 

3.  Arbeitsnachweis:  Norwegen  23  /XI  1921 
Schweden  27./IX.  1921.  /    •  . 
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1921,  Rapport  du  Directeur,  Genhve,  B.  I.  T, 
1921.  —  Ferner  die  Schriften  des  B.  I.  T. :  In- 
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Arbeit    und  Produktion   im  Ruhrkohlengebiet 
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infortuni  anno  IX,  n.  1,  1923. 
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Arbeitervereine. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Die  katholischen 
Arbeitervereine.  3.  Die  evangelischen  Arbeiter- 
vereine. 4.  Arbeitervereine  zur  Pflege  geistiger 
(auch  künstlerischer)  Interessen.  5,  Arbeiter- 
vereine zur  Pflege  des  Sports. 

1.  Begriff  und  Arten.  Als  „Arbeiter- 
vereine" werden  in  Deutsehland  nicht  alle 
Vereine  von  erwachsenen  Arbeitern,  sondern 
nur  diejenigen  bezeichnet,  die  sich,  ohne 
bloße  parteipolitische  Organisationen  zu  sein, 
mit  der  Erweckung  und  Pflege  einer  be- 
stimmten Gesinnung  oder  mit  der  Pflege 
geistiger  oder  sportlichen  Interessen  befassen, 
wobei  den  geistigen  Interessen  auch  die 
künstlerischen  zugezählt  sind.  Insbesondere 
haben  also  nicht  als  „Arbeitervereine"  zu 
gelten:  Gewerkschaften  und  verwandte  In- 
teressenverbände, Arbeitergenossenschaften 
(Produktiv-  oder  Konsumgenossenschaften, 
auch  wenn  sie  ausschließlich  oder  weit  über- 
wiegend aus  Arbeitern  bestehen),  reine  Partei- 
organisationen und  Jugendvereine.  Kein 
Begriffsmerkmal  ist  die  ausschließliche 
Zugehörigkeit  von  Arbeitern,  wohl  aber  ihr 
Ueberwiegen,  sowie  die  Zielsetzung  im  aus- 
schließlichen Hinblicke  auf  sie.  Während  also 
ein  Arbeiterverein  nicht  dadurch  aufhört,  als 
solcher  zu  gelten,  daß  seine  Leitung  z.  B. 
einem  Geistlichen  obliegt,  geht  der  Begriff 
des  Arbeitervereins  verloren,  sofern  ein  Ver- 
ein, der  überwiegend  aus  Arbeitern  besteht. 


sich  z.  B.  das  Ziel  setzt,  Volksbildung  schlecht- 
hin, nicht  nur  in  Arbeiterkreisen,  zu  ver- 
breiten. Das  Bewußtsein,  einen  eigenen  Stand 
oder  eine  eigene  Klasse  zu  büden,  ist  Voraus- 
setzung der  Arbeitervereinsentwicklung;  aus 
diesem  Bewußtsein  erwächst  der  Wüle  zur 
Begrenzung  des  Wirkungskreises,  zumeist 
zugleich  in  der  Absicht,  dem  Stande  oder  der 
Klasse  durch  die  Vereinstätigkeit  zu  dienen. 
Dieser  Dienst  besteht  indessen  niemals  in 
der  unmittelbaren  Verfechtung  materieller 
Ansprüche  des  Arbeiters  gegenüber  dem 
Arbeitgeber  auf  Grund  individuellen  oder 
kollektiven  Vertrages  oder  gar  im  Abschluß 
von  Kollektivverträgen,  im  Lohnkampf  usw. ; 
diese  Aufgaben  bleiben  vorbehaltlos  den 
Gewerkschaften  überlassen.  Diese  klare  Ab- 
grenzung des  Tätigkeitsgebietes  gegenüber 
anderen  von  Arbeitern  gebildeten  Organi- 
sationen ist  freilich  das  Ergebnis  einer 
geschichtlichen  Entwicklung,  in  der  ins- 
besondere erst  allmählich  jedwede  Rivalität 
zwischen  einzelnen  Arten  von  Arbeitervereinen 
und  bestimmten  Gewerkschaften  überwunden 
worden  ist. 

Die  Gefahr  der  üeberkreuzung  von  Ar- 
beitervereins- und  Gewerkschaftsarbeit  hat 
am  meisten  und  am  längsten  bei  den  kon- 
fessionellen Arbeitervereinen  bestanden. 
Diese  bilden  die  wichtigste  Art  der  deutschen 
Arbeitervereine  und  scheiden  sich  natürlich 
in  evangelische  und  katholische  Vereine. 
Das  Sektentum  hat  sich  der  Arbeitervereins- 
bildung nicht  zugewandt.    Fast  nur  noch 
geschichtliche  Bedeutung  haben  in  Deutsch- 
land     die  Arbeiterbildungsvereine. 
Finden  sich  im  gesamten  deutschen  Arbeiter- 
vereinswesen Gesinnungspflege  und  Befrie- 
digung des  Geselligkeitsbedürfnisses  —  wenn 
auch  in  verschiedenem  gegenseitigen  Ver- 
hältnis —  nebeneinander,  so  tritt  bei  den 
Arbeitergesangvereinen  der  WiUe  zu 
künstlerischem  Verstehen  und  Gestalten,  bei 
den  Arbeiterturnvereinen,  Arbeiter- 
schwimm vereinen,  Arbeiterradfahr- 
vereinen usw.  die  Freude  am  Sport  und  an 
seiner  planmäßigen  Pflege  hinzu.  Wenn  sich 
die  folgende  Betrachtung  den  einzelnen  Ar- 
ten der  Arbeitervereine  zuwendet,  so  be- 
schränkt   sie    sich    auf    die  Haupttypen 
der  Bewegung.    Selbstverständlich  gibt  es 
neben  den   dargestellten   Arten   von  Ar- 
beitervereinen auch  noch  andere,  und  zwar 
völlig  verstreut  und  unübersichtlich,  z.  T. 
auch  Schöpfungen,  die  dem  Impulse  einer 
erregten  Zeit  entsprungen  sind  und  keine 
Lebenskraft  beweisen,  sowie  lose  örtliche 
Gruppen,  deren  Vereinscharakter  vielfach 
zweifelhaft  ist.  Sie  können  im  folgenden  ohne 
Bedenken  unbeachtet  bleiben. 

Den  hier  zur  Darstellung  gelangenden 
Arbeitervereinen  ist  die  Tendenz  zu  verbands- 
oder  bundesmäßiger  Zusammenfassung  über 
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den  Ort  hinaus  eigen;  die  örtliche  Grundlage 
überwiegt  bei  weitem  die  betriebliche,  da  die 
letztere  natürlich  beinahe  nur  bei  sehr  großen 
Betrieben  vorkommt.  Die  Zentralstellen 
arbeiten  zumeist  mit  besoldeten  Verwaltungs- 
und  Werbekräften.  Die  Beiträge  zu  den 
Arbeitervereinen  halten  sich  in  der  Regel  auf 
weit  tieferer  Stufe  als  die  Beiträge  zu  den 
Gewerkschaften,  vielfach  auch  auf  niedrigerer 
Stufe  als  die  Beitrüge  zu  politischen  Parteien. 

2.  Die  katholischenArbeitervereine.  a)  Vor- 
geschichte. Als  Wegbereiter  der  katholischen 
Arbeitervereinsbewegung  haben  in  Deutschland 
die  katholischen  Gesellenvereine  gedient,  die 
der  Kaplan  Adolf  Kolping  (1813-1865)  seit 
1847  im  Westen  ins  Leben  rief.  Kolping  hatte 
ursprünglich  kirchliche  „Bruderschaften"  grün- 
den wollen,  war  aber  hiervon  durch  den  nach- 
maligen Mainzer  Bischof  v.  Ketteier  (1811  — 
1877)  abgebracht  worden.  Kolpings  Gesellen- 
vereine waren  von  Anfang  an  Standesvereine  auf 
religiöser  Grundlage.  Ihre  Aufgabe  war  es, 
christliche  Zucht  und  Sitte  unter  den  ledigen 
Handwerksgesellen  zu  erneuern,  diesen  die 
Familie  zu  ersetzen,  ihnen  geistige  Anregung, 
einwandfreie  Unterhaltung,  insbesondere  durch 
Pflege  des  geistlichen  und  weltlichen  Gesanges 
und  Vortrags  ohne  jede  Engherzigkeit,  aber  auf 
streng  konfessioneller  Grundlage  zu  bieten. 
Kolping  war  ein  Volkserzieher  großen  Stils,  der 
die  Schwäche  intellektualistischer  Arbeiter- 
erziehungsversucho  mit  sicherem  Blick  erkannte 
und  alles  Schwergewicht  auf  Gemütsbildung  und 
Gesinnungspflege  legte.  Er  begriff  mit  richtigem 
Instinkt,  daß  in  seiner  Zeit  der  Handwerksgeselle 
diuch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  am  meisten 
bedroht  war:  er  war  recht  eigentlich  der  Prole- 
tarier der  vierziger  Jahre.  Zu  Kolpings  ernstesten 
Zielen  gehörte  es,  in  ihm  Berufsfreude  und  -stolz 
neu  zu  wecken.  Diesem  Gedanken  blieb  der 
„Gesellenvater"  treu,  auch  als  sich  die  soziale 
Frage  vom  Handwerkerstande  auf  die  Lohn- 
arbeiterklasse verschob.  Der  „Handwerker"  in 
der  Terminologie  der  Arbeiterschaft  selbst, 
nämlich  der  gelernte  Arbeiter,  auch  wenn  er  im 
Großbetrieb  arbeitete,  blieb  für  Kolping  und 
seine  Nachfolger  der  gegebene  Mittelpunkt  seiner 
Bestrebungen:  vom  gelernten  Arbeiter  aus  will 
der  „Verband  katholischer  Gesellenvereine"  auch 
heute  noch  auf  die  Gesamtheit  der  Arbeiter, 
deren  Aristokraten  die  gelernten  Handwerker 
bUden,  einwirken.  Er  hatte  1914  in  1276  Vereinen 
eine  Mitgliederzahl  von  86340  aktiven  und 
130000  außerordentlichen  (Ehren-)Mitgliedern 
erreicht.  Anfang  1920  zählte  er  1251  Vereine  mit 
62665  aktiven  und  115000  Ehrenmitgliedern  und 
erstreckte  sich  auch  auf  deutsche  katholische 
Gesellen  außerhalb  der  Reichsgrenzen.  Er  nimmt 
ledige  Gesellen  vom  18.  Lebensjahre  an  auf  und 
überführt  sie  mit  ihrer  Verheiratung  auf  die  katho- 
lischen Arbeitervereine.  Die  durch  so  lange  und 
wechselvolle  Zeit  lebenskräftig  gebliebene  Gc- 
sellenvereinsbewegung,  die  heute  in  einem  fest 
umgrenzten  Ergänzungsverhältnis  zu  den  Orga- 
nisationen der  christlich-nationalen  Arbeiter- 
bewegung steht,  ist  allmählich  aus  bescheidensten 
Anfängen  herausgewachsen.  Den  ersten  katho- 
lischen Gesellenverein  hatten  zwei  Schreiner- 
gesellen (Gerlach  und  Kamp)  in  Elberfeld  ge- 


gründet. Kolping  übernahm  ihn  1847  als  Präses 
und  ließ  am  5.  Mai  1849  die  Gründung  eines 
gleichartigen  Vereins  in  Köln  folgen,  der  rasch 
aufblühte  und  immer  der  Mittelpunkt  der  ge- 
samten Bewegung  blieb.  Die  vierziger  Jahre 
brachten  überhaupt  ein  Aufleben  des  katholischen 
Vereinslebens.  Insbesondere  erschien  für  die  Arbei- 
ter der  von  Prof.  Riffel  und  Donikapitular  Len- 
nig  gegründete  Piusverein,  der  diesen  Namen  „als 
sprechendes  Symbol  des  Geistes  und  der  Freiheit, 
die  diesen  Verein  durchweht",  wählte,  ein  ge- 
eigneter Ausgangspunkt  für  ihre  Standesarbeit, 
freilich  zunächst  noch  in  enger  Gemeinschaft  mit 
der  übrigen  katholischen  Bevölkerung.  Während 
die  Gesellenvereine  von  vornherein  auf  die 
selbständige  Standeskultur  entscheidenden 
Wert  legten,  begnügten  sich  die  Arbeiter  inner- 
halb des  Piusvereins  mit  einer  durchaus  bevor- 
mundeten, abhängigen  Stellung.  Dies  gilt  auch 
von  den  wenigen  Fällen,  in  denen  sich  besondere 
,, Arbeiter  -  Unterstützungsvereine",  zu- 
gleich in  der  Absicht,  den  liberalen  Arbeiter- 
(bddungs)vereinen  (s.  u.)  entgegenzuwirken,  auf 
Anregung  der  Geistlichkeit  büdeten;  dafür  ist  das 
bekannteste  Beispiel  der  1849  geschaffene 
,,St.  Josefs-Arbeiter-Unterstützungsverein  im 
Piusverein  zu  Regensburg",  der  nicht  nur  unter 
geistlicher  Leitung  stand  —  das  ist  geradezu 
Daseinsbedingung  der  katholischen  Arbeiter- 
vereine bis  zum  heutigen  Tage  geblieben  — , 
sondern  auch  seinen  ganzen  Vorstand  und  einen 
aus  ,, Bürgern  und  Meistern"  gebildeten  Ausschuß 
vom  Piusverein  selbst  erhielt.  Der  Regensburger 
Unterstützungsverein  führte  zunächst  bei  4  Kreu- 
zern monatlichen  Mitgliedsbeitrages  eine  Kran- 
kenunterstützung von  15  Kreuzern  täglich  auf 
6  Wochen  ein,  1856  wurde  eine  Invaliden-  und 
Witwenunterstützung  geschaffen;  1870  winde 
dem  Verein  ein  aus  Arbeitern  gebildeter  Ausschuß 
gegeben.  Unter  dem  Namen  „St.  Josefs- Arbeiter- 
verein" besteht  er  heute  noch;  auch  die  später 
entstandenen  katholischen  Ai-beitervereine  sind 
sehr  oft  satzungsgemäß  unter  den  Schutz  des  hl. 
Josef  gestellt  worden.  Es  wäre  indessen  falsch, 
wollte  man  annehmen,  daß  die  erste  Arbeiter- 
vereinsgründung die  spätere  Gründung  zahl- 
reicher derartiger  Vereine  wesentlich  beeinflußt 
hätte.  Es  blieb  zunächst  bei  wenigen,  nicht  viel 
beachteten  Gründungen,  und  erst  im  Verlaufe 
mehrerer  Jahrzehnte  wird  die  Bedeutung  der 
Gründung  von  Arbeitervereinen  für  diekatholisch- 
soziale  Bewegung  mehr  erkannt  und  diese  auf  den 
Katholikentagen  immer  wieder  empfohlen,  so 
besonders  auf  der  Bamberger  Tagung  von  1868. 
Die  seit  der  gleichen  Zeit  aufkommenden  „Christ- 
lich-sozialen Vereine",  auf  Kettelers  Anregung, 
das  Interesse  des  Klerus  und  der  gebddeten  Laien 
für  die  Arbeiterfrage  zu  wecken,  zurückgehend 
und  bisweilen  auch  evangelische  Mitglieder  auf- 
nehmend —  stellen  die  gleiche  Forderung  auf, 
ohne  daß  ein  nennenswerter  Erfolg  in  der  Zeit  des 
Krieges  gegen  Franfaeich  und  des  Kulturkampfes 
zu  verzeichnen  wäre.  Auch  ein  ,, Kongreß  der 
christlichen  Arbeiter  von  Rheinland  und  West- 
falen" (1873)  verpufft  trotz  der  Regsamkeit  seines 
gegen  die  untergeordnete  Stellung  des  Arbeiters 
in  den  christlich-sozialen  Vereinen  ankämpfenden 
Einberufers,  des  Kaplans  KronenbergfAachen). 
Es  scheint,  daß  die  Gesamtzahl  der  katholischen 
Arbeitervereine  bis  zum  Kriege  erst  etwa  ein 
Dutzend  betragen  hat;  Ende  der  70er  Jahre 
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wurden  52  Vereine  gezählt,  deren  Mitgliederzahl 
mit  10000  hoch  veranschlagt  scheint  und  die 
untereinander  keinen  wesentlichen  Zusammenhang 
hatten,  bisweilen  auch  den  Trennungsstrich  von 
den  Kleinmeistcrn  nicht  deutlich  zogen. 

b)  Die  katholischen  Arbeitervereine  nach  dem 
Kulturkampf.   Erst  in  den  80er  Jahren  beginnt 
eine  großzügige  und  erfolgreiche  Werbearbeit 
für  die  katholischen  Arbeitervereine.    Sie  fußt 
einerseits  auf  der  Encyclica  Leos  XIII.  „Huma- 
num  genus"  (1884),  andererseits  auf  der  Auf- 
klärungsarbeit des  Vereins  „Arbeiterwobl",  der, 
1880  gegründet,  den  höchst  beachtenswerten] 
aber  nicit  von  dauerndem  und  tiefgreifendem 
Erfolg  gekrönten  Versuch  machte,  die  soziale 
Frage  durch  die  Erfüllung  der  religiös  fundamen- 
tierten  Verpflichtungen  der  Arbeitgeber  lösen  zu 
lassen,  alsbald  aber  auch  mit  großer  Entschieden- 
heit die  Gründung  von  Arbeitervereinen  forderte 
und  zwar  um  den  trotz  des  Sozialistengesetzes 
stetig  wachsenden  Einfluß  der  Sozialdemokratie 
einzudämmen.     Der  Generalsekretär  des  „Ar- 
beiterwohl" war  der  nachmalige  Universitäts- 
professor und  Apostol.  Protonotar  Dr.  Franz 
Hitze.   Unter  seinem  Einfluß  entstanden  jetzt, 
besonders  seit  dem  Amberger  Katholikentag  — ' 
dem  ersten  nach  der  erwähnten  Encyclica  — 
viele  Arbeitervereine  mit  einem  von  tier  kirch- 
lichen Behörde  delegierten  Präses  an  der  Spitze, 
dem  oft  ein  aus  Ehrenmitgliedern  gebildeter 
„Ehrenrat"  zur  Seite  stand;  als  Vereinszwecke 
wurden  angegeben:  Schutz  und  Förderung  der 
Religiosität  im  festen  Anschluß  an  die  Kirche, 
Förderung  der  Standestugenden  und  Hebung  des 
Standesgefühls,  Pflege  kameradschaftlicher  und 
veredelnder   Unterhaltung    usw.;    unter  den 
Mitteln  für  diese  Zwecke  finden  sich  neben  der 
Erfüllung  bestimmter  kirchlicher  Verpflichtungen 
u.  a.  auch  die  Abhaltung  von  Vorträgen  religiösen 
und  bildenden  Inhalts  mit  Diskussion  und  Frage- 
stellung, Einrichtung  einer  Bibliothek  und  eines 
Lesezimmers,  Förderung  des  Fortbildungs-  und 
Fachunterrrichts,  Spareinrichtungen,  Schlichtung 
von  Streitigkeiten  der  Mitglieder  untereinander. 
Die  Politik  war  in  den  damaligen  katholischen 
Arbeitervereinen  verpönt.    Auf  dem  Bochumer 
Katholikentag  (1889)  wurde  von  Dr.  Hitze  mit- 
geteilt, daß  168  Arbeiter-  und  61  Knappenvereine 
bestünden;  ihre  Mitgliederzahl  wird  etwa  40000 
gewesen  sein.  Sie  waren  untereinander  nur  durch 
Versammlungen  ihrer  Präsides  verbunden,  die 
meist  diözesenweise,  in  den  Jahren  1889  bis  1894 
aber  auch  mehrmals  für  ganz  Deutschland  statt- 
fanden.   Diese  Reichskonferenzen  nun  weckten 
den  Zentralisationsgedanken,  und  er  wurde  in 
den  90er  Jahren  allerwärts  diskutiert.  Zuerst 
erfolgte  der  festere  Zusammenschluß  in  Süd- 
deutschland (,, Verband  süddeutscher  katholischer 
Arbeitervereine",  gegründet  1892,  anfangs  weit 
überwiegend  aus  bayerischen  Vereinen  bestehend- 
Sitz:  München);  erst  1900  begannen  die  west- 
deutschen Vereine,  in  naher  Fühlung  mit  dem 
Volksverein  für   das  katholische  Deutschland 
und  mit  dem  Sitze  am  gleichen  Orte  wie  dieser 
fM.-Gladbach),  auf  dem  gleichen  Wege  zu  folgen 
(„Verband  katholischer  Arbeiter-  und  Knappen- 
vereine   Westdeutschlands"),    brauchten  aber 
13  Jahre,  ehe  sie  zu  einer  völligen  Konsolidierung 
(Verbandstag,  -ausschuß,  -vorstand)  kamen.  Im 
Jahre  1900  betrug  die  Zahl  der  katholischen 
Arbeitervereine  in  ganz  Deutschland  gegen  800 


ihre  Mitghederzahl  170000.  Bis  1909  waren  diese 
Zahlen  auf  fast  3000  und  400000  angewachsen 
Ende  1913  zählte  der  Westdeutsche  Verband 
allein  1210  Vereine,  in  8  Diözesanverbänden  die 
wiederum  in  Bezirksverbände  gegliedert  waren 
föderativ   zusammengefaßt,    mit   220290  Mit- 
gliedern.   In  der  Erzdiözese  Köln,  die  damals 
allem  89394  Arbeitervereinsmitglieder  zählte  — 
ihr  kamen  am  nächsten  Münster  (60565)  und 
Paderborn  (46352)  -  waren  von  den  Mitgliedern 
unter  20  Jahre  alt  4.38  v.  H.,  von  20  bis  30  Jahre 
21,84  V.  H.,  von  30  bis  45  Jahre  42,29  v  H  und 
über  45  Jahre  31,4G  v.  H.;  während  diese  Ver- 
haltniszahlen  fast  genau   den  entsprechenden 
Ziffern  des  ganzen  Verbandes  entspracJien,  waren 
die  über  45jährigen  Mitglieder  im  Diözesan- 
verband  Münster  nur  25,61  v.  H.  der  Gesamt- 
mitgliedschaft;   andererseits    machten    sie  in. 
Mainz  47  v.  H.  aus.    Von  den  Mitgliedern  des 
Westdeutschen  Verbandes  waren  44104  Metall- 
37369  Berg-,  15237  Te.xtil-,  11716  Bauarbeiter;' 
die  übrigen  Berufsgruppen  blieben  unter  10000; 
25611  Mitglieder  gehörten  ungelernten  Berufen 
an  oder  waren  invalide.  Den  Christlichen  Gewerk- 
schaften gehörten  56077  Mitglieder  (29,01  v  H  ) 
an.  Am  1.  Januar  1921  wurde  die  Mitgliederzahl 
des  Westdeutschen  Verbandes  auf  212000  ge- 
schätzt. Der  süddeutsche  Verband  bestand  Mitte 
1920  aus  960  Vereinen  in  11  Diözesanverbänden 
darunter  als  den  stärksten  Freiburg,  Rottenburg 
und  München;  die  Mitgliederzahl  war  insgesamt 
63976.    Sowohl  im  Bereiche  des  westdeutschen, 
wie  in  dem  des  süddeutschen  Verbandes  bestehen 
neben  den  Verbänden  der  männlichen  Arbeiter- 
vereine auch  solche  von  Arbeiterinnenvereinen- 
in  Süddeutschland  hatten  sie  Mitte  1920  in  231 
Vereinen  23466  Mitglieder,  davon  in  39  Vereinen 
5470  Mitglieder  in  der  Erzdiözese  München 
In  Westdeutschland  stehen  die  Vereine  (35  mit 
etwa  4800  Mitgliedern)  den  Jungfrauen-Kongre- 
gationen zurzeit  noch  näher  als  den  Arbeiter- 
vereinen.    Die  Bedeutung  eines  „ostdeutschen 
Verbandes"  bleibt  weit  hinter  derjenigen  der 
beiden  älteren  zurück;  er  ist  stets  wesentlich 
Abwehrorganisation  gegen  den  unten  dargestellten 
,,  Verband    katholischer    Arbeitervereine,  Sitz 
Berhn",  gewesen  und  dürfte  nicht  auf  mehr  als 
10000  Mitglieder  angewachsen  sein,  die  sich  z  T 
aus  7600  im  Jahre  1906  aus  dem  Berliner  Verband" 
ausgetretenen  Mitgliedern  rekrutierten.  Seit  1911 
(Mainzer  Katholikentag)  sind  die  katholischen 
Arbeitervereine  West-,   Süd-  und  Ostdeutsch- 
lands zu  einem  Kartellverband  lose  zusammen- 
gefaßt, der  1912  in  Frankfurt  a.  M.  seine  erste 
Tagung  abhielt.   In  der  praktischen  Tagesarbeit 
besteht  indessen  zwischen  den  drei  Verbänden 
kein  wesentlicher  Zusammenhang.     Sie  haben 
nach  wie  vor  eigene  Zeitschriften  (vor  allem 
„Westdeutsche  Arbeiterzeitung",  M.-Gladbach; 
,,Der  Arbeiter",  München),  und  was  für  die  west- 
deutschen Vereine  der  Rückhalt  an  dem  starken 
Volksverein  für  das  katholische  Deutschland  mit 
seiner  überaus  regsamen  Zentrale  in  M.-Gladbach 
bedeutet,  das  versucht  -  übrigens  ohne  jeden 
Gegensatz  zum  Volksverein  —  in  München  die 
„Hauptstelle  katholisch-sozialer  Vereine"  („Leo- 
haus") zu  sein:  wie  der  Volksverein  die  Zeitungen 
und  die  Schriften  des  westdeutschen  Verbandes 
druckt  oder  verlegt,  so  das  Leohaus,  dessen  Leiter 
satzungsgemäß  der  Verbandspräses  der  Arbeiter- 
vereine ist,   die   Veröffentlichungen  des  süd- 
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deutschen  Verbandes.  Diese  katholisch-sozialen 
Zentralen  stellen  ferner  Vortragsmaterial  („Prä- 
sides-Korrespondenz", herausgegeben  von  Dr.  A. 
Pieper;  „Der  Vereinsvortrag"),  Lichtbilder  usw. 
zur  Verfügung.  Das  Leohaus  (München)  unter- 
hält auch  eine  Krankengeld-Zuschußkasse  als 
Zentralkasse  für  die  Krankenkassen  der  einzelnen 
katholisch-sozialen  Vereine  (Arbeiter[innen]-, 
Jugend-,  Dienstmädchen-  und  katholische  Ge- 
hilfenvereine), während  sich  die  westdeutschen 
Vereine  der  „Krankenkasse  der  katholischen 
Arbeitervereine,  Jünglingsvereine  und  christlichen 
Berufsverbände  Deutschlands"  (,, Zentralkranken- 
geld-Zuschußkasse, Düsseldorf"),  die  1912  be- 
reits 458  Verwaltungsstellen  mit  26074  Mitglie- 
dern hatte,  als  Verbandskrankenkasse  bedienen. 
Das  Leohaus  zentralisiert  ferner  in  einer  „Ver- 
bandsversicherung der  Arbeiter-  und  Arbeite- 
rinnenvereine" die  „Sterbegeld-Versicherung", 
der  jedes  Vereinsmitglied  angehört;  in  West- 
deutschland besteht  für  den  gleichen  Zweck 
seit  1895  die  „Leokasse"  (jetzt  „Leo,  Volksver- 
sicherungsbank auf  Gegenseitigkeit"  genannt; 
Sitz:  Köln),  die  jedoch  das  Risiko  auf  breiterer 
Grundlage  verteilt,  indem  sie  mit  allen  Arten 
katholisch-sozialer  Vereine  in  Geschäftsverbin- 
dung steht.  Den  einzelnen  Arbeitervereinen  ist 
in  Westdeutschland  die  Einführung  lokaler 
Sterbegeldkassen,  die  Veranstaltung  von  Um- 
lagen zwecks  Gewährung  dieser  Unterstützung 
und  die  unmittelbare  Gewährung  aus  der  Vereins- 
kasse durch  Verbandsbeschluß  von  1913  aus- 
drücklich verboten.  Erhebliche  Bedeutung  hat 
in  allen  Verbänden  die  Auskunftserteilung  und 
Beratung  in  Rechtsangelegenheiten  erlangt.  Sie 
wird  von  Arbeitersekretären,  die  tunlichst, 
in  den  Bezirksverbänden  als  ausführende  Hand 
des  Bezirkspräses  fungieren  und  die  allgemeine 
Organisationsarbeit  (haupt-  oder  nebenamtlich) 
leisten,  wahrgenommen.  —  Sind  so  die  katho- 
lischen Arbeitervereine  zu  einem  weitverzweigten 
und  wohldurchdachten  Organismus  geworden, 
so  haben  sie  sich  in  den  Jahrzehnten  ihres  Be- 
stehens natürlich  auch  in  ihrem  inneren  Wesen 
fortentwickelt.  Das  1920  entworfene  neue  Pro- 
gramm —  ausgearbeitet  vom  Ausschuß  des 
Kartellverbandes  der  Arbeitervereine  —  knüpft 
in  den  Grundlinien  durchaus  an  die  Gedanken 
der  Gründungszeit  (s.  o.)  an:  Bekenntnis  zur 
katholischen  Kirche  (unter  besonderem  Hinweis 
auf  die  Encyclica  Kerum  novarum)  und  zur 
„Schicksalsgemeinschaft  des  deutschen  Volkes", 
aber  auch  zum  Gedanken  der  ,, Völkerversöh- 
nung"; grundsätzliche  Anerkennung  des  Privat- 
«igentums,  das  ,,in  der  Natur  des  aufstrebenden 
Menschen  und  in  den  Bedürfnissen  des  Gesell- 
schaftslebens untilgbar  begründet"  sei;  Forde- 
rung einer  ,, sittlichen  und  sozialen  Wirtschafts- 
ordnung" ;  Freude  an  der  Arbeit  (als  eines  „Mittels 
zur  Selbstüberwindung  und  Läuterung");  Unter- 
ordnung wirtschaftlichen  Strebens  unter  die  Idee 
des  sittlichen  und  geistigen  Aufstieges  und  der 
Erhaltung  eines  gesunden  christlichen  Familien- 
lebens (—  für  die  der  Lohn  mindestens  ausreichen 
müsse  — );  Erziehung  zu  Wirtschaftlichkeit  und 
Sparsamkeit;  Pflege  der  Fach- und  Fortbildung; 
konfessionelle  Volksschule;  Gehorsam  gegen  die 
Obrigkeit;  gerechter  Ausgleich  der  Interessen 
aller  Erwerbs-  und  Volksschichten  usw.  Hier- 
neben aber  finden  sich,  als  das  Ergebnis  mancher 
inneren  Auseinandersetzung  und  mancher  Ab- 


wehr gegen  äußere  Gegner,  auch  Gedanken  wie 
die  folgenden:  „Bisher  ist  das  Privateigentum 
benutzt  worden  zur  Anhäufung  von  Besitz  in 
den  Händen  einzelner  Weniger,  die  dadurch  zu 
einer  ungebührlichen  wirtschaftlichen,  politischen 
und  kulturellen  Vormachtstellung  im  Volke  ge- 
langten. In  Zukunft  muß  durch  Eingreifen  der 
Volksgemeinschaft  die  wirtschaftliche  Aus- 
nutzung des  Eigentums  mehr  in  den  Dienst  des 
Gesamtwohls  gestellt  werden";  ,,Die  bisherige 
Wirtschaftsordnung  war  einseitig  auf  das  Er- 
werben materieller  Güter  eingestellt;  die  höheren 
Ziele  der  Menschheit,  wie  sie  besonders  die 
Religion  als  Gottes-  und  Nächstenliebe  fordert, 
waren  aus  dem  Erwerbs-  und  Wirtschaftsleben 
ausgeschaltet.  Die  Steigerung  der  Produktion 
brachte  eine  ungewöhnliche  Vermehrung  der 
höheren  Einkommen  und  größeren  Vermögen, 
aber  keine  entsprechende  Hebung  der  Lebens- 
haltung für  die  Volksgesamtheit.  Die  gesteigerte 
Güterproduktion  diente  zu  einem  großen  Teile 
der  Erzeugung  von  Lebensnichtigkeiten;  die 
Lebensbedürfnisse  eines  Volkes  an  Nahrung, 
Kleidung  und  Wohnung  wurden  weniger  be- 
friedigt. Die  wirtschaftliche  Vormachtstellung 
des  Kapitals  zog  auch  die  politischen  und  kultu- 
rellen Bestrebungen  des  Volkes  in  den  Dienst 
niedriger  Erwerbsinteressen."  Zeigt  sich  in 
solchen  Sätzen  unverkennbar  der  Einfluß  der 
sozialistischen  Kritik,  insbesondere  der  Konzen- 
trations- und  der  relativen  Verelendungstheorie, 
so  wird  mit  der  alten  katholisch-sozialen  Forde- 
rung der  ,, sittlichen  Wirtschaftsordnung"  zu- 
gleich ein  planwirtschaftlicher  Gedanke  ver- 
bunden: ,,Die  Steigerung  der  Gütererzeugungmuß 
auf  die  Beschaffung  des  notwendigen  Bedarfes 
für  eine  gesunde  und  menschenwürdige  Lebens- 
haltung aller  Volksschichten  eingestellt  werden. 
Die  wirtschaftliche  und  staatliche  Ordnung  muß 
derart  eingerichtet  sein,  daß  aller  Gebrauch  des 
Eigentums  zugleich  geschieht  im  Dienste  des 
leiblichen  und  geistig-sittlichen  Wohles  der 
Gemeinschaft.  Die  Volksgemeinschaft  ist  in 
ihrer  Gesamtheit  oder  durch  die  betr.  Wirt- 
schaftsgruppen an  der  Leitung  oder  Verwaltung 
der  wirtschaftlichen  Unternehmungen  zu  be- 
teiligen. Es  ist  deshalb  eine  wirtschaftliche 
Demokratie  durchzuführen.  .  .  .  Für  geeignete 
Wirtschaftszweige  (Verkehrswesen,  Gewinnung 
von  Bodenschätzen  und  Ausnutzung  der  Natur- 
kräfte) kann  die  Ueberführung  des  Eigentums 
in  die  Hände  der  Volksgemeinschaft  das  not- 
wendige Mittel  sein."  Diese  eklektische  Ver- 
wertung sozialistischer  Gedanken  erhält  indessen 
ein  Gegengewicht  darin,  daß  als  „ein  besonders 
erfolgreiches  Mittel  zur  Besserung  der  Arbeiter- 
lage die  Bestrebungen,  einen  wachsenden  Teil 
von  Lohnempfängern  zu  Eigentümern  und  Klein- 
besitzern zu  machen",  bezeichnet  werden;  auch 
die  Idee  der  Gewinnbeteiligung  klingt  leise  an, 
wenn  gesagt  wird,  „bei  der  Festsetzung  der  Löhne 
müsse  den  Arbeitern  eine  gebührende  Anteil- 
nahme an  den  Erträgnissen  ihres  Gewerbes  er- 
möglicht werden".  Ferner  wird  dem  Genossen- 
schaftsgedanken eine  bedeutende  Stellung  in  dem 
solidaristischen  Wirtschaftsprogramm  der  katho- 
lischen Arbeitervereine  eingeräumt:  insbesondere 
wird  konsumgenossenschaftlicher  Warenbezug 
und  „als  nutzreichc  F>gänzung",  sowie  zur  „An- 
bahnung der  Konsumgenossenschaften  die  Ein- 
richtung von  Einkaufskassen  durch  die  Arbeiter- 
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vereine"  empfohlen.  Die  Empfehlung  der  Kon- 
sumvereine beschränkt  sich  indessen  auf  „solche 
Genossenschaften,  die  den  Bestrebungen  der 
christlich-nationalen  Arbeiterschaft  nicht  ent- 
gegenwirken", d.  h.  offenbar  insbesondere  auf 
die  Vereine  des  ,, Reichsverbands  deutscher 
Konsumvereine".  In  entsprechender  Weise 
wird  zur  Gewerkschaftsbewegung  Stellung 
genommen,  doch  muß  diese  Frage  noch 
eingehender  betrachtet  werden  (s.  u.).  Der 
Teil  des  Programms,  der  sich  mit  „Staat, 
Ständen  und  Parteien"  befaßt,  sagt  u.  a.:  „Wir 
wollen  auf  dem  Boden  der  Verfassung  nach  allen 
Kräften  mitwirken  an  dem  Wiederaufbau  und 
Ausbau  der  staatlichen,  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Gemeinschaft  unseres  Volkes.  Un- 
ablässig werden  wir  dahin  streben,  daß  ein  Volk, 
das  alle  Staatsgewalt  selbst  ausübt,  die  erforder- 
liche Fähigkeit  und  Gesinnung  erwirbt  zur  ver- 
antwortlichen Leitung  seiner  Geschicke. .  .  .  Kein 
Stand  darf  Sondervorteile  wirtschaftlicher  oder 
politischer  Art  beanspruchen  oder  gar  mit  Ge- 
walt erzwingen  wollen.  .  .  .  Wir  werden  uns  nur 
solchen  Parteien,  deren  Grundsätze  und  deren 
Wirken  unseren  Anschauungen  über  staats- 
bürgerliche Betätigung  am  meisten  Rechnung 
tragen,  anschließen;  insbesondere  muß  unsere 
Partei  kraftvoll  dafür  eintreten,  daß  die  staat- 
liche Ordnung  auch  den  religiösen  Anschauungen 
der  Katholiken  gerecht  werde  und  ein  freies 
Wirken  der  Kirche  im  Volke  ermöfliche."  Der 
letztere  Gedanke  ist  an  anderer  Stelle  des  Pro- 
gramms ausdrücklich  noch  einmal  aufgegriffen, 
indem  gesagt  wird,  die  Kirche,  als  von  Gott  be- 
stellte unfehlbare  Lehrerin  des  geoffenbarten 
Glaubens,  müsse  gleichberechtigt  neben  den 
Organen  des  Reiches,  des  Staates  und  der  Ge- 
meinden auf  allen  kulturellen  Gebieten,  nament- 
lich in  der  Jugenderziehung,  mitwirken,  und  zwar 
auch  durch  Teilnahme  an  der  Beaufsichtigung 
des  Schulwesens.  Als  Partei,  die  diesen  Anforde- 
rungen genügt,  sehen  die  katholischen  Arbeiter- 
vereine, ohne  daß  dies  in  dem  neuen  Programm 
ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  die  Christliche 
Volkspartei  (Zentrum)  und  in  Bayern  die  Baye- 
rische Volkspartei  an.  Das  ist  „die  Partei,  welche 
die  politische  Organisation  für  die  katholische 
Arbeiterschaft  ist"  im  Sinne  des  §  2  Abs.  3d  der 
Mustersatzungen  für  die  katholischen  Arbeiter- 
vereine des  süddeutschen  Verbandes,  oder  ,,die 
Partei"(Bezirksverbandssatzungen,§  2  g)  schlecht- 
hin oder  die  ,,den  Arbeitervereinen  nahestehende 
Partei"  (§2  der  Mustersatzungen  für  die  west- 
deutschen Arbeitervereine).  Für  diese  Partei 
werben  nicht  nur  die  Vereinszeitungen  —  freilich 
unter  voller  Wahrung  ihrer  ki'itischen  Freiheit  — , 
sondern  es  bestehen  auch  in  den  Vereinen  ,, poli- 
tische Komitees",  um  die  Interessen  der  Arbeiter 
innerhalb  der  Partei  ,, energisch  geltend  zu 
machen",  und  zwar  tunlichst  in  enger  Fühlung 
mit  der  örtlichen  Parteileitung,  oder  es  bestehen 
bezirkliche  ,,  Arbeiter-Zentrumswähler- Vereini- 
gungen" organis.atorisch  unabhängig,  aber  tat- 
sächlich stark  auf  dem  Unterbau  der  ,, Politischen 
Komitees"  fußend.  Ein  „Politischer  Ausschuß 
der  Arbeiter-Zentrumswähler  Westdeutschlands" 
faßt  diese  Bestrebungen,  deren  Form  im  einzelnen 
örtlich  und  bezirklich  nicht  einheitlich  ist,  lose 
zusammen  und  verbindet  sie  mit  den  politisch 
führenden  Kreisen  der  Christlichen  Gewerk- 
schaften und  Genossenschaften,  soweit  sie  dem 
Handwörterbuch  der  Staatswisaenschafteu.   4.  Aufl. 


Zentrum  angehören').  Der  westdeutsche  Verband 
hat  zwar  1919  ausdrücklich  erklärt,  die  Arbeiter- 
vereine stünden  „politisch  auf  dem  Boden  der 
Zentrumspartei"  und  lehnten  den  Gedanken 
einer  Parteibildung  auf  ständischer  Grundlage 
ab ;  er  ist  aber  nicht  über  die  durch  die  Ausschüsse 
gegebene  Verbindung  mit  der  Partei  hinaus- 
gegangen, während  in  Süddeutschland  der 
,, Politische  Ausschuß  der  süddeutschen  Arbeiter- 
wähler" organisatorisch  enger  mit  dem  Verbands- 
vorstand verknüpft  ist  und  vor  allem  seit  1919 
der  Verband  als  solcher  Mitglied  der  Bayerischen 
Volkspartei  geworden  ist  und  jeder  Arbeiterverein 
einen  (sehr  niedrigen)  ,, politischen  Beitrag"  von 
seinen  Mitgliedern  erhebt,  durch  den  jedes  einzelne 
Mitglied  gleichzeitig  mit  seiner  Frau  sowohl  der 
örtlichen  als  auch  der  Landes-Parteiorganisation 
angeschlossen  ist.  So  ergibt  sich  als  ein  wesent- 
licher Unterschied  gegenüber  der  Gründungszeit 
der  katholischen  Arbeitervereine  heute  ein  erheb- 
licher politischer  Einschlag,  der  aus  dem  Be- 
dürfnis nach  Geltendmachung  der  Standes- 
forderungen im  Rahmen  einer  großen,  der  Sozial- 
demokratie an  innerer  Geschlossenheit  eben- 
bürtigen und  die  konfessionellen  Interessen  ent- 
schlossen wahrnehmenden  Partei  erwachsen  ist; 
wenn  auch  anzunehmen  ist,  daß  bereits  die 
Gründer  der  nach  dem  Kulturkampf  entstandenen 
Arbeitervereine  den  Wunsch  hatten,  daß  deren 
Mitglieder  sich  politisch  stets  zur  Zentrumspartei 
halten  würden,  so  ist  die  planmäßige  Verbindung 
zwischen  beiden  doch  erst  das  Ergebnis  einer 
langen  und  wechselreichen  Entwicklung,  die  mit 
dem  Erstarken  des  Selbstbewußtseins  der  Ar- 
beiterklasse nahe  zusammenhängt  und  daher 
auch  die  Aktivität  der  Arbeitervereinsmitglieder 
gegenüber  Strömungen  in  der  Zentrumspartei, 
die  sich  ihren  sozialen  Ansprüchen  zu  widersetzen 
suchten^),  gezeitigt  hat. 

c)  Katholische  Arbeitervereine  und  Christ- 
liche Gewerkschaften.  Als  nach  Ablauf  des  Sozia- 
listengesetzes die  freien  Gewerkschaften  wieder 
auflebten,  empfanden  die  katholisch-sozialen 
Kreise  den  Mangel  an  katholischen  Gewerk- 
schaften als  große  Gefahr  für  die  katholische 
Arbeiterschaft.  Sowohl  im  Westen  wie  im  Süden 
tauchte  daher  1891  und  1892  der  Gedanke  auf, 
die  katholischen  Arbeitervereine  zu  gewerkschaf  ts- 


')  Davon  zu  unterscheiden  ist  das  auf  dem 
Essener  Kongreß  der  Christlichen  Gewerkschaften 
(1920)  geschaffene  „Parlamentarische  Komitee", 
das  aus  Angehörigen  verschiedener  Parteien 
und  Konfessionen  besteht  und  die  Haltung  der- 
jenigen Parteien  nach  einheitlichen  Gesichts- 
punkten beeinflussen  will,  denen  Abgeordnete 
aus  den  Reihen  der  christlich-nationalen  Arbeit- 
nehmerbewegung angehören. 

^)  Dr.  0.  Müller  sagt  im  „Arbeiterführer", 
der  Monatsschrift  für  Vorstände  und  Vertrauens- 
männer des  westdeutschen  Verbandes  (Dezember 
1920):  „Sehen  wir  auf  die  Leistungen  des  Zen- 
trums in  der  Vergangenheit,  so  mü.ssen  wir  ge- 
stehen: von  allen  Parteien  hat  es  sich  am  meisten 
als  christliche,  demokratische  und  soziale  Partei 
erwiesen.  Aber  hinzufügen  müssen  wir  auch,  daß 
vieles  geschehen  ist  erst  nach  langem  Drängen 
der  Arbeiterwähler  und  ihrer  Freunde.  Es  ist 
manches  der  Zentrumspartei  erst  abgerungen 
worden,  weil  eben  der  Widerstand  bestimmter 
Kreise  in  ihr  zu  stark  war." 
Bd.  I.  45 
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artigen  Standesvereinigungen  entweder  fortzu-  ] 
entwickeln  oder  ihnen  besondere  „Fach ab t ei- 
lungen" anzugliedern.     Die  ersten  Entwürfe 
wollten  noch  „das  Verhältnis  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  auf  den  Boden  des  christlichen 
Rechts  und  der  christlichen  Liebe  gestellt" 
wissen,  sprachen  aber  z.  T.  doch  auch  schon  aus- 
drücklich von  der  „Erzielung  besserer  Arbeits- 
und Lohnverhältnisse,  Verschaffung  von  Arbeits- 
gelegenheit, Unterstützung  im  Falle  der  Arbeits- 
losigkeit".    Unter  dem  Einflüsse  Prof.  Hitzes 
wurde  dieser  Gedanke  in  den  folgenden  Jahren 
weiterverfolgt.    Hitze  entwarf  Leitsätze,  die  so- 
wohl für  katholische  wie  für  evangelische  Arbeiter- 
vereine bei  der  Gründung  von  Fachabteilungen 
angewendet  werden  sollten;  sie  erstreckten  sich 
besonders  auf  die  fachliche  Fortbildung,  die 
Unterweisung  in  den  Sozialgesetzen,  Besprechun- 
gen und  Erhebungen  über  bestehende  Arbeiter- 
verhältnisse, Klarlegung  von  Mißständen,  An- 
regung von  Verbesserungen,  Eingaben,  Appell 
an  die  öffentliche  Meinung  und  mäßigenden,  auch 
dem  Arbeitgeber  gerecht  werdenden  Einfluß  bei 
etwa  unvermeidlichen  Streiks,  die  als  letztes 
Mittel  dem  Arbeiter  nicht  verwehrt  werden 
dürften,  von  den  konfessionellen  Arbeitervereinen 
freilich  selbständig  wohl  kaum  würden  begonnen 
und  durchgeführt  werden  können.   Die  Präsides 
der  katholischen  Arbeitervereine  akzeptierten 
Hitzes  Leitsätze  1894.  Die  daraufhin  geschaffenen 
Fachabteilungen  traten  bisweilen  zu  einem  ört- 
lichen ,, Verein  Arbeiterschutz"  zusammen,  der 
in  mancher  Hinsicht  an  die  späteren  gewerk- 
schaftlichen Ortskartelle  erinnert.  Die  Bedeutung 
der  Fachabteilungsbewegung  ist  bescheiden  ge- 
blieben. In  den  Kreisen  um  Hitze  und  den  Volks- 
verein für  das  katholische  Deutschland  hatte 
man  sehr  bald  erkannt,  daß  eine  konfessionell 
katholische  Gewerkschaftsbewegung  den  deut- 
schen Verhiiltnissen  nicht  hätte  gerecht  werden 
können.    Die  durch  Hitzes  Leitsätze,  die  auch 
in  evangelischen  Kreisen  großes  Interesse  ge- 
funden hatten,  bereits  gewonnene  Fühlung  mit 
bewußt    evangelisch-sozialen    Geistlichen  und 
Arbeitern  wurde  gepflegt  und  erweitert;  sie  führte 
zur  Gründung  interkonfessioneller  Christlicher 
Gewerkschaften,  die  alsbald  vielerorts  die  katho- 
lischen Fachabteilungen  oder  (vereinzelt  vor- 
handene) ältere  katholische  Fachvereine  in  sich 
aufnahmen,  nicht  ohne  sofort  konfessionell  ge- 
richteten Widerständen  zu  begegnen,  die  indessen 
damals  meist  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  ge- 
brochen werden  konnten.  Erst  1899  beginnt  ein 
ganz  systematischer  Feldzug  der  „integralen" 
(sog.  ,, Breslauer"  oder  ,, Berliner")  Eiehtung  des 
deutschen  Katholizismus  gegen  die  interkonfessio- 
nellen Gewerkschaften.     Dieser  sog.  ,, Gewerk- 
schaftsstreit"   kann    hier    nur    insoweit  zur 
Sprache  gebracht  werden,  als  er  die  katho- 
lischen Arbeitervereine  selbst  berührte.   In  einer 
vielbeachteten  Aufsatzreihe  des  ,,Märk.  Kirchen- 
blattes" (Mai  1899)  wurden  ,, Arbeitervereine  und 
Gewerkschaftsorganisationen  im  Lichte  der  En- 
cyclica  Kerum  novaruni"  abgehandelt  und  dabei 
der  Fachabteilungsgedanke  erneut  propagiert. 
Die  Stellung  zum  (und  im)  Arbeitsvertrag  wurde 
als   eine    moralische    Frage    bezeichnet;  ,,die 
Pflichten  der  Moral  lassen  sich  aber  nur  vom 
konfessionellen  Standpunkt  aus  erörtern";  „bei 
ernster  Arbeit  sind  die  katholischen  Arbeiter- 
vereine geeignet,  dem  Arbeiter  alles  das  zu  ge- 


währen,  was  eine  Vereinigung  der  Standes- 
genossen zu  bieten  vermag. .  . .  Die  ,, christlichen" 
Gewerkschaften  aber  sind  ganz  einseitig,  unge- 
nügend, ja  unter  manchen  Gesichtspunkten  be- 
denklich und  unter  Umständen  geradezu  ge- 
fährlich." Dieser  und  ähnlichen  Stimmen  folgte 
am  22./VIII.  1900  ein  „Fuldaer  Pastorale"  der 
preußischen  Bischöfe,  das  sich  ebenfalls  für  Fach- 
abteilungen innerhalb  der  Arbeitervereine  —  als 
„starkes  Gegengewicht  gegen  jene  gewerkschaft- 
lichen Vereine,  die  unter  antichrisllicher  Leitung 
stehen",  einsetzte  und  durch  die  Fachabteilungen 
den  Beweis  geliefert  zu  sehen  hoffte,  ,,daß  es 
keiner  religiös  neutralen  Neuschöpfungen  bedarf, 
um  die  materiellen  Interessen  der  christlichen 
Arbeiterschaft  zu  verteidigen  und  zu  fördern, 
sondern  daß  die  katholischen  Arbeitervereine 
befähigt  und  stark  genug  sind,  neben  der  geistigen 
Wohlfahrt  auch  die  materiellen  Standesinteressen 
ihrer  Mitglieder  zu  vertreten".  Erzbischof  Noerber 
von  Freiburg  ging  in  einem  Begleitbrief  an  den 
Klerus  seiner  Erzdiözese  noch  über  den  Wortlaut 
des  Pastorales  hinaus  und  sagte  u.  a.,  es  habe  sich 
gezeigt,  daß  die  Christlichen  Ciewerkschaften  das 
Wort  ,, christlich"  nur  als  Aushängeschild  be- 
nutzten; daher  sollton  tunlichst  überall  Fach- 
abteilungen in  den  katholischen  Arbeitervereinen 
geschaffen  werden.    Während  im  Westen  und 
Süden  des  Reiches  der  Ruf  nach  Fachabteilungen 
im  allgemeinen  wenig  Widerhall  fand  —  daß  die 
Gesellenvereine  sie  mehr  und  mehr  einführten, 
hatte  seinen  guten  Grund  in  ihren  fachlichen  Aus- 
bildnngsbestrebungen  für  den  handwerksmäßigen 
Nachwuchs  — ,  beschloß  ein  im  Jahre  1897  zur 
Zusammenfassung  der  seit  1889  entstandenen 
katholischen  Arbeitervereine  Berlins  und  der 
Delegatur   gegründeter  „Verband  katholischer 
Arbeitervereine    Nord-    und  Ostdeutschlands" 
1902  mit  2G2  gegen  67  Stimmen  bei  8  Enthal- 
tungen die  Schaffung  von  Fachabteilungen.  Das 
Bedürfnis  hierfür  erschien  den  integralen  Kreisen 
im  Norden  und  Osten  am  dringlichsten,  weil  es 
sich  hier  meist  um  gemischt-konfessionelle  Be- 
zirke handelte,  in  denen  sich  die  Christlichen 
Gewerkschaften,  soweit  sie  damals  überhaupt 
bereits  Fuß  gefaßt  hatten,  nicht,  wie  im  Süden 
und  Westen,  weit  überwiegend  aus  Katholiken 
zusammensetzten.     Unter  dem  Einflüsse  von 
Lic.  Fournelle  und  Assessor  v.  Savigny  empfanden 
diese  Kreise  aber  bald  das  Verlangen,  ihre  Orga- 
nisation auch  in  den  Bereich  des  süd-  und  west- 
deutschen Verbandes  zu  erstrecken,  um  der 
dortigen  Resistenz  in  der  Fachabteilungsfrage- 
entgegenzuwirken.    Sie  gaben  daher  1903  ihrem 
Verbände  den  Namen  „Verband  katholischer 
Arbeitervereine  (Sitz   Berlin)",   und  der 
oben  erwähnte  Ostdeutsche  Verband,  der  sich 
mit  den  süd-  und  westdeutschen  gewerkschafts- 
freundlichen Verbänden  zum  ,, Kartellverband" 
zusammenschloß,  ist  eine  Gegengründung  gegen 
die  „Sitz-Berliner".    Die  nächsten  Jahre  waren 
vom  Streit  der  Christlichen  Gewerkschaften  mit 
diesen  letzteren  erfüllt,  und  die  katholischen 
Arbeitervereine  des  Westens  und  Südens  wurden 
in  ihn  um  so  mehr  hineingezogen,  als  sich  einzelne 
Bischöfe  auch  in  diesen  Teilen  Deutschlands  für 
den  Berliner  Verband  kräftig  einsetzten,  vor 
allem  Felix  Komm  von  Trier.  Ihre  stärkste  Stütze 
aber  fanden  die  Fachabteilungen  im  Fürstbischof 
Dr.    Kopp  (Breslau),   während  sich  Kardinal 
Fischer  (Köln)  und  Bischof  Schneider  (Paderborn) 
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schützend  und  vermittelnd  vor  die  westdeutschen 
Arbeitervereine  und  die  christlichen  Gewerk- 
schaften stellten  und  wiederholt  halbamtliche 
päpstliche  Erklärungen  über  die  Zulässigkeit  der 
interkonfessionellen  Berufsvereine  vom  Stand- 
punkte der  Kirche  aus  und  über  die  Notwendig- 
keit, daß  katholische  Mitglieder  der  christlichen 
Gewerkschaften  zugleich  den  katholischen  Ar- 
beitervereinen   angehören    müßten,  erwirkten. 
Dieser  Gedanke  eines  gegenseitigen  Ergänzungs- 
und Förderungsverhältnisses  entsprach  durchaus 
den  eigenen  Intentionen  der  Christlichen  Gewerk- 
schaften und  der  west-  und  süddeutschen  katho- 
lischen Arbeitervereine.   Als  ein  Hirtenbrief  des 
Erzbischofs  Fischer  .,im  Sinne  und  Geiste  des 
hl.  Vaters"  am  23.  November  1910  diesen  Ge- 
danken ausdrücklich  aussprach  und  dringend  zur 
Beilegung  des  Zwistes  mahnte,  schien  dieser  daher 
tatsächlich  beigelegt.  Auch  die  Fuldaer  Bischofs- 
konferenz von  1910  trat  im  großen  und  ganzen 
auf  diesen  Boden.  Der  Konflikt  lebte  aber  1912 
wieder  auf,  was  nicht  zu  verwundern  war,  da 
die  Rivalität  der  katholischen  Arbeitervereine 
Berliner  und  west-süddeutscher  Richtung  als 
solche  ja  nicht  beseitigt  war.   Als  Pfingsten  der 
neugeschaffene  „Kartellverband  der  katholischen 
Arbeitervereine  West-,   Süd-  und  Ostdeutsch- 
lands" in  Frankfurt  seinen  ersten  Vertretertag 
abhielt,  empfing  er  vom  päpstlichen  Kardinal- 
staatssekretär einen  kühlen  und  leicht  vermahnen- 
den Dank  auf  sein  Huldigungstelegramm  an  den 
Papst,  während  der  gleichzeitig  tagende  Berliner 
Verband  ein  weit  wärmer  gehaltenes  Telegramm 
erhielt.    Bald  darauf  antwortete  ihm  Pius  X. 
auf  eine  neue  Huldigung:  „...euch  lobe  ich, 
euch  billige  ich,  euch  anerkenne  ich.    Mit  allen 
Kräften  strebe  ich  an,  daß  alle  sich  eure  Grund- 
sätze aneignen  möchten.  Die  anderen  vermag 
ich  nicht  zu  billigen.    Ich  verdamme  sie  nicht; 
denn  zu  verdammen,  ist  nicht  meines  Amtes. 
Aber  ihre  Grundsätze  sind  falsch  und  können 
von  mir  nicht  anerkannt  werden.  .  .  .  Man  kann 
nicht  das  Individuum,  das  einzelne  Mitglied  von 
der  Organisation  trennen  und  sagen:  die  einzelnen 
Mitgbeder  unterstehen  der  kirchlichen  Autorität, 
die  Organisation  als  solche  aber  nicht.  .  .  .  Die 
Kirche  hat  auch  den  Organisationen  zu  gebieten." 
Wenn  sich  auch  diese  Wendung  zunächst  gegen 
die   Christlichen   Gewerkschaften  richtete,  so 
waren  die  Arbeitervereine  des  Kartellverbandes 
doch  durch  sie  mittelbar  mitbetroffen,  da  auch 
sie  den  Standpunkt  vertraten,  daß  das  einzelne 
Mitglied  der  Christlichen  Gewerkschaften  seinen 
religiösen   Verpflichtungen   durch  gleichzeitige 
Mitgliedschaft  im  katholischen  Arbeiterverein 
genügen  könne,  sofern  es  nach  den  Grundsätzen 
dieser  Arbeitervereine  auch  im  übrigen  Leben, 
also  auch  in  seiner  persönlichen  Betätigung  als 
Gewerkschaftsmitglied,  handle.   Die  päpstlichen 
Erklärungen  beunruhigten  daher  auch  die  Ar- 
beitervereine außerordentlich,  und  die  Erregung, 
die  sich  der  deutschen  Katholiken  bemächtigt 
hatte,  drängte  zu  einer  enr'gültigen  Klärung. 
Diese  wurde  in  der  Encyclica  Singulari  quadam 
angestrebt,  die  im  November  1912  veröffentlicht 
wurde.    Sie  enthielt  eine  Belobigung  der  katho- 
lischen Arbeitervereine  (im  Sinne  des  Berliner 
Verbandes)  und  verlangte  ihi-e  Förderung  überall 
da,  wo  sie  den  Bedürfnissen  voll  gerecht  werden 
könnten,  besonders  aber  in  rein  katholischen 
Gegenden;  im  Wege  des  Kartells  dürften  sie  sich 


mit   nichtkatholischen  Vereinigungen  zur  Er- 
strebung besserer  Leben.sverhältnisse,  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen   und   anderer  berechtigter 
Vorteile  verbinden.     Die  Christlichen  Gewerk- 
schaften könnten  geduldet  werden,  sofern  ihre 
katholischen  Mitglieder  zugleich  einem  katho- 
lischen Arbeiterverein  angehörten  und  sofern  sich 
die  Gewerkschalten  von  allem  fernhielten,  was 
mit  den  Lehren  der  Kirche  oder  der  kirchlichen 
zuständigen  Obrigkeit  nicht  im  Einklang  stehe. 
Die  letztere  entscheide  über  die  Zulassung  der 
gemischt-konfessionellen    Christlichen  Gewerk- 
schaften nach  Maßgabe  der  örtlichen  Verhält- 
nisse. Die  Encyclica  klang  in  eine  Mahnung  zum 
Frieden  aus.   Eine  Interpretation  der  Encyclica 
durch  die  deutschen  Bischöfe  stellte  als  ihren 
Sinn  fest,  daß  nicht  etwa  diözesenweise  eine 
Teilung  in  Gebiete,  für  die  die  Christlichen  Ge- 
werkschaften zugelassen  seien,  und  solche,  für 
die  die  katholischen  Arbeitervereine  des  Berliner 
Verbandes  allein  zugelassen  seien,  beabsichtigt 
sei,  sondern  daß  für  ganz  Deutschland  die  ört- 
lichen Voraussetzungen  der  Zulassung  gemischter 
Verbände  gegeben  seien.  Eine  andere  Frage  war 
freilich,  wie  sich  der  Klerus  selbst  zu  den  beiden 
zugelassenen  Organisationen  stellen  sollte,  ob 
fördernd  oder  duldend.  Bischof  Kerum  verlangte, 
daß  in  seiner  Diözese  nur  katholische  Arbeiter- 
vereine gefördert  würden,  und  die  dem  Berliner 
Verbände  nicht  angehörenden  Arbeitervereine 
wollte  er  sämtlich  dessen  Diözesanverbande  lose 
angliedern,  so  daß  sie  in  dessen  Vorstand  Sitz 
und  Stimme  erhielten,  wobei  christliche  Gewerk- 
schaftsmitglieder  nur   den   Lokalbeitrag  zum 
Arbeiterverein  zu  zahlen,  das  Verbandsorgan  nicht 
zu  halten  brauchten  und  in  Angelegenheiten  des 
Berliner    Verbandes   kein    Stimmrecht  haben 
sollten.     Derartige  Versuche,  die  katholischen 
Arbeitervereine  unter  die  einheitliche  Leitung 
der  Berliner  Richtung  zu  bringen,  sind  indessen 
vereinzelt  geblieben,  und  im  allgemeinen  hat  sich, 
besonders  unter  dem  Drucke  des  Krieges,  das 
Verhältnis  zwischen  den  Arbeitervereinen  beider 
Richtungen    friedlicher    fortcntwickcK,  zumal 
aktuelle  Streitfragen,  wie  die  Stellung  zum  Streik, 
praktisch  ausschieden.   Nach  dem  Umsturz  von 
1918  entstand  für  den  katholischen  Volksteil  das 
Bedürfnis,   möglichst  alle   Reibungen  in  den 
eigenen  Reihen  zu  beseitigen.      Die  Fuldaer 
Bischofskonferenz  von  1919  verlangte  energisch 
Vereinigung  der  Christlichen  Gewerkschaften  und 
der  katholischen  Arbeitervereine  (Sitz  Berlin) 
oder    ein   freundschaftliches  Zusammengehen. 
Kardinal  v.  Hartmann  erklärte  den  Berlinern, 
um  Weiterungen  zu  begegnen,  ein  neuer  Appell 
an  den  Papst  sei  unnötig.     Die  Christlichen 
Gewerkschaften  stellten  sich  auf  den  Standpunkt, 
ein  freundschaftliches  Nebeneinander  sei  un- 
möglich; die  Berliner  müßten  die  Mitglieder  ihrer 
Fachabteilungen  an  die  Christlichen  Gewerk- 
schaften überführen.    Schließlich  kam  eine  Ver- 
einbarung zustande,  in  der  die  Berliner  aner- 
kannten, „gegen   die  gemeinsame  Arbeitsein- 
stellung an  sich  sei  vom  Standpunkte  der  Moral 
nichts  einzuwenden";  sie  könne  allerdings  durch 
Absicht,  Umstände  und  Mittel  verwerflich  werden, 
insbesondere  stets  durch  „Anwendung  unge- 
rechter Gewalt".  Die  ChristlichenGewerkschaften 
anerkannten,  daß  eine  für  katholische  Mitglieder 
geeignete  Gewerkschaft  diesen  die  Möglichkeit 
bieten  müsse,  die  gewerkschaftliche  Tätigkeit 
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auch  vom  Standpunkte  der  Religion  und  Moral 
XU  beurteilen,  zu  beeinflussen  und  dement- 
sp-rechend  zu  handeln;  insbesondere  dürften 
„KStglieder  nicht  benachteiligt  werden,  wenn  sie 
auf  Grund  religiöser  Verpflichtungen  nach  den 
allgttmein  maßgebenden  kirchlichen  Normen 
Gewerkschaftsmaßnahmen  nicht  zustimmen 
können".  Dieser  Verständigung,  die  1920  vom 
Essener  Kongreß  der  Christlichen  Gewerkschaften 
gebilligt  wurde,  folgte  im  Februar  1921  eine  Ver- 
einbarung der  „Sitz-Berliner"  mit  dem  Kartell- 
verband der  West-,  süd-  und  ostdeutschen  katho- 
lischen Arbeitervereine:  die  Berliner  anerkannten 
das  Programm  des  Kartellverbands  und  ge- 
wannen so  die  Möglichkeit,  ihm  beizutreten. 
Ein  Kartellkongrcß  bestätigte  am  6.  Mai  1921 
diese  Uebereinkunft.  Durch  sie  ist  der  jahrzehnte- 
lange Konflikt  wohl  endgültig  beigelegt.  „Sitz 
Berlin"  hatte  1909  eine  Mitgliederzahl  von  etwa 
130000  erreicht,  die  aber  schon  vor  dem  Kriege 
nicht  behauptet  werden  konnte;  zuletzt  wurden 
60000  Mitglieder  gezählt.  Der  dem  Berliner  Ver- 
band nahestehende  „Verband  katholischer  er- 
werbstätiger Frauen  und  Mädchen"  ist  an  der 
Verständigung  mit  den  Christlichen  Gewerk- 
schaften nicht  beteiligt,  sondern  arbeitet  als 
katholische  Gewerkschaft  weiter. 

3.  Die  evangelischen  Arbeitervereine. 

Die  evangelischen  Arbeitervereine  haben  im 
Verhältnis  zur  Größe  des  evangelischen  Volks- 
teiles in  Deutschland  bei  weitem  nicht  die 
gleiche  Ausdehnung  zu  erlangen  vermocht 
wie  die  katholischen  Arbeitervereine;  auch 
die  Intensität  ilires  Vereinslebens  und  die 
Klarheit  ihrer  politisch-sozialen  Grundein- 
stellung sind  durchschnittlich  geringer,  hierin 
freilich  die  größere  Zerrissenheit  des  deutschen 
Protestantismus,  der  sich  nicht  in  der  Ab- 
wehrstellung einer  Minoritätskonfession  zu- 
sammengeschweißt hat,  widerspiegelnd.  Ihrer 
trotz  der  Bemühungen  unermüdlicher  Führer, 
vor  allem  des  Pfarrers  D.  Weber  (Bonn), 
geringer  gebliebenen  Bedeutung  entsprechend 
seien  sie  liier  wesentlich  kürzer  dargestellt. 

Ungefähr  gleichzeitig  mit  Kolpings  Bestre- 
bungen begannen  in  evangeli.schen  Kreisen  Ver- 
suche, christliche  Vereine  für  „Handwerker", 
worunter  besonders  die  Arbeiter  verstanden 
wirrden,  zur  Pflege  der  Geselligkeit  und  Bildung, 
insbesondere  auch  zu  religiöser  Erbauung,  zu 
gründen  (so  in  München  1847).  Sozialpolitische 
Bedeutung  hatten  diese  Vereinsgründungen  nicht. 
In  den  folgenden  Jahrzehnten  änderte  sich  daran 
auch  nicht  viel.  Ueberdies  bestand  fast  gar  keine 
Fülilung  unter  den  örtlichen  Vereinen.  Der  erste 
evangelische  Arbeiterverein  mit  sozialpolitischem 
Einschlag  entstand  in  Gelsenkirchen,  wo  der 
Bergmann  Fischer  1882  aus  dem  Christlich- 
sozialen Verein  (s.  0.)  austrat,  weil  sich  sein 
protestantisches  Gewissen  durch  einen  Vortrag 
des  Kaplans  Laaf  bedrückt  fühlte,  und  mit  dem 
Lehrer  Bischoff  einen  selbständigen  evangelischen 
Verein  gründete,  dem  in  den  folgenden  Jahren 
in  Rheinland  und  Westfalen  weitere  Gründungen 
folgten.  Die  Vereine  bestanden  keineswegs  aus- 
schbeßlich  aus  Arbeitern  und  unterstanden  oft 
geistlicher  Leitung.  Jedoch  war  ihre  Werbearbeit 
und  ihr  Name  durchaus  auf  den  Arbeiter  zuge- 


schnitten.   Ihre  Tendenz  war:  „gegen  Sozial- 
demokratie und  Ultramontanismus".  Sie  richteten 
Unterstützungskassen  ein  und  bekannten  sich 
programmatisch  zu  einem  „friedlichen  Verhältnis 
zwischen  Arbeitgebern  undArbeitnehmern".  1890 
bestanden  bereits  über  80  Vereine  in  Rheinland 
und  Westfalen,  von  denen  70  zu  einem  Provinzial- 
verband  zusammengeschlossen  waren;  ferner  in 
Schlesien  5,  in  der  Provinz  Sachsen  4,  im  König- 
reich Sachsen  6,  in  Bayern  41  und  im  übrigen 
Deutschland  einzelne  evangelische  Arbeiterver- 
eine. Von  D.Weber  und  D.  Adolf Stoecker  wurde 
1890  auf  dem  1.  Ev.-soz.  Kongreß  die  Gründung 
eines  Gesamtverbandes  empfohlen.    Sie  erfolgte 
im  selben  Jahre  diu-ch  Zusammenschluß  der 
Vereine  von  Rheinland- Westfalen,  Württemberg, 
Königreich  Sachsen  und  Breslau.  1893  gab  sich 
der  44000  Mitglieder  zählende  Gesamtverband 
ein  sozialpolitisches  Programm,  das  dem  der 
katholischen  Arbeitervereine  ungefähr  entsprach. 
Um  diese  Zeit  wurde  die  Gründung  von  Fach- 
abteilungen viel  besprochen:  Prof.  Hitzes  Vor- 
schläge (s.  0.)  fanden  in  einer  Ausschußsitzung 
des  Gesamtverbandes  1894  volle  Zustimmung. 
Hier  und  dort  wurden  auch  tatsächlich  Fach- 
abteilungen errichtet  (z.  B.  in  Frankfurt  a.  M., 
Erfurt  und  Krefeld).  Andererseits  beteiligte  sich 
D.  Weber  bereits  an  der  Gründung  des  Gewerk- 
vereins Christlicher  Bergarbeiter  im  gleichen 
Jahre,  aus  dessen  Ehrenrat  er  freilich  1898  in- 
folge eines  von  ihm  nicht  gebilligten  Streiks  aus- 
schied.   1899  wurde  sogar  erwogen,  eine  eigene 
evangelische  Bergarbeiterorganisation  zu  gründen. 
Der  Streit  um  die  zweckmäßige  Art  und  Richtung 
gewerkschaftlicher  Organisierung  hat  überhaupt 
jahrzehntelang  die  evangelischen  Arbeitervereine 
beschäftigt.     Der  Fachabteilungsgedanke  wie 
auch    derjenige   evangelischer  Gewerkschaften 
waren  zwar  bald  abgetan.    Im  Zusammenhang 
mit  dem  Gegensatz  zwischen  politischem  und 
kirchlichem  Liberalismus  einerseits  und  konser- 
vativ-positiven  Strömungen  andererseits,  der 
von   der   Christlich-sozialen   Partei   und  dem 
Ev.-sozialen  Kongreß  her  in  die  evangelische 
Arbeitervereinsbewegung    hinüberspielte,  rang 
die  letztere  aber  sowohl  um  grundsätzliche  Klar- 
heit gegenüber  den  sozialpolitischen  Zeitfragen 
als  auch  um  ilir  Verhältnis  zu  den  drei  großen 
Gewerkschaftszentralen.  Eine  ,, Bochumer  Rich- 
tung" wollte  die  Vereinstätigkeit  einseitig  auf 
religiös-patriotisches   Gebiet  beschränken  (Re- 
dakteur Quandel);  als  sie  1901  endgültig  unter- 
lag, schieden  ihre  Anhänger  aus  (7000  Mitglieder), 
um  erst  nach  manchen  Wandlungen  1916  als 
„Bochumer  Evangelischer  Arbeiterbund"  (12000 
Mitglieder)  in  den  Rheinisch- Westfälischen  Ver- 
band der  evangelischen  Arbeitervereine  zurück- 
zukehren. Größere  Schwierigkeiten  aber  bereitete 
der  Gegensatz  zwischen  Stoecker  und  Friedr. 
Naumann,  der  1902  dazu  führte,  daß  beide 
aus  dem  Ausschuß  des  Gesamtverbandes,  der 
künftig  nur  noch  aus  den  Vorsitzenden  von 
Provinzial-    und    Landesverbänden  bestehen 
sollte,    ausscheiden    mußten,    was  wiederum 
den  Austritt  des  württembergischen  Landes- 
verbandes (48  Vereine  mit  3964  Mitgliedern) 
zur  Folge  hatte.  Dieser  erlegte  seinen  1905  Mit- 
gliedern die  Pflicht  auf,  sich  gewerkschaftlich  zu 
organisieren,  stellte  aber  die  Wahl  der  Gewerk- 
schaftsrichtung in  ihr  eigenes  Ermessen.  Er  kam 
damit  Naumanns  Wunsch  nach,  daß  die  Mit- 
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glieder  der  evangelischen  Arbeitervereine  auch 
in  den  freien  Gewerkschaften  Mitglieder  werden 
sollten,  um   dort   der  sozialistischen  Geistes- 
richtiing  entgegenzuwirken.  Der  Gesamtverband 
hingegen  empfahl  1904  den  Beitritt  zu  den  Christ- 
lichen Gewerkschaften.    Diese  Empfehlung  ist 
aber  nicht  in  das  Programm  übergegangen,  als 
dieses  1906  revidiert  und  durch  eine  Reihe  von 
sozialpolitischen      Einzelfordcrungen  erweitert 
wurde  (unter  den  programmatischen  Forderungen 
befand  sich  u.  a.  auch  das  Verlangen  nach 
..Sicherung  des  vollen  Koalitionsrechts",  „gesetz- 
licher Anerkennung  der  Berufsvereine  und  Ver- 
leihung der  Rechtsfähigkeit  an  sie",  „Arbeiter- 
ausschüssen in  den  einzelnen  Betrieben,  sowie 
Errichtung    staatlicher    Arbeitskammern  für 
größere  Industriebezirke",  „gesetzlichen  Maß- 
regeln gegen  den  Mißbrauch  der  Macht  der  Syn- 
dikate" und  ..Ueberführung  geeigneter  Berufs- 
zweige und  Betriebe  in  Staats-  bzw.  Gemeinde- 
besitz und  -betrieb";  der  Einfluß  Adolf  Wagners 
ist  unverkennbar).    Hingegen  war  1905  in  einer 
Ausschußsitzung  beschlossen  worden,  den  Ver- 
bänden und  Vereinen  freizustellen,  ob  sie  „ihre 
Mitglieder  den  Christlichen  oder  auch  anderen 
von  der  Sozialdemokratie  nicht  abhängigen  und 
der  Pflege  der  christlich-nationalen  Ideen  Frei- 
heit lassenden  Organisationen  zuführen"  wollten; 
von  den  Gewerkschaften  aber  wurde  erwartet, 
daß  sie  ihre  evangelischen  Mitglieder  den  evan- 
gelischen Arbeitervereinen  zuführen.  Später 
haben  wiederholt   gemeinsame  Kundgebungen 
der  evangelischen  Arbeitervereine  und  der  Christ- 
lichen Gewerkschaften,  besonders  in  Gestalt  der 
„Deutschen  Arbeiterkongresse"  von  1907,  1913 
und  1917,  stattgefunden,  doch  blieb  ein  Teil  der 
Arbeitervereinsmitglieder  in  den  Gewerk vereinen 
(Hirsch-Duncker),  für  die  besonders  in  Württem- 
berg, im  Saargebiet  und  in  Baden  lange  Zeit  viel 
Neigung  bestand,  seit  Naumanns  gewerkschaft- 
liche Hoffnungen  von  den  sozialistischen  Ver- 
bänden auf  die  Gewerkvereine  (Hhsch-Duncker) 
übergegangen  waren.     Die  Grundtendenz  der 
Gesamtbewegung  ist  heute:  „Der  Feind  steht 
links";  D.  Weber  nimmt  im  Jahresbericht  1919/20 
an,  daß  wohl  alle  seine  Anhänger  auch  in  der 
Republik  („Obrigkeit  von  Gottes  Zorn")  Mon- 
archisten geblieben  sind;  eine  Aenderung  der 
Staatsform  sei  aber  nur  auf  gesetzlichem  Wege 
anzustreben.   Das  grundsätzlich  monarchistische 
Bekenntnis    verdient  Hervorhebung,   weil  die 
evangelischen  Arbeitervereine  1896  bei  Kaiser 
Wilhelm  II.  in  Ungnade  gefallen  waren  („Christ- 
lich-sozial ist  Unsinn")  und  dadurch,  besonders 
wegen  der  Auswirkungen  auf  die  Geistlichkeit, 
jahrelang  schwer  in  der  Entwicklung  beein- 
trächtigt wurden.   1919  ist  ein  neues  Programm 
des  Gesamtverbandes  entworfen  worden,  das  im 
grundsätzlichen  Teil  durchaus  auf  dem  bisherigen 
fußt  und  daher  wiederum  mit  dem  Programm 
der  katholischen  Arbeitervereine  in  den  großen 
Linien   übereinstimmt.      Bemerkenswert  sind 
folgende  Stellen:  „Damit  der  Gedanke  prak- 
tischen Christentums  in  immer  stärkerem  Maße 
unser  Volksleben  beherrsche,  fordern  wir  den 
Ausbau  unserer  evangelischen  Kirche  zu  einer 
wahren  Volkskirche,  der  auch  die  Arbeitermassen 
wieder    Achtung    und    Vertrauen  entgegen- 
bringen . .  .   Wir  bekämpfen  die  materialistische 
Weltanschauung   und   Lebensauffassung,  aber 
auch  die  Ansicht,  daß  evangelisches  Christentum 


nur  auf  überweltliche  Dinge  gerichtet  sei."  Das 
Programm  spricht  sich  ebenso  gegen  schranken- 
losen Individualismus  wie  gegen  den  Sozialismus 
aus  und  sagt  im  „besonderen  Teil"  u.  a.:  Wo 
im  öffentlichen  Interesse  die  Ueberführung"  der 
Privatwirtschaft    in   die  gemeinwirtschaftliche 
Betriebsform  der  Genossenschaft,  der  Gemeinde, 
des  Staates  oder  des  Reiches  geboten  und  rätlich' 
ist,  treten  wir  dafür  ein,  fordern  aber  ihre  sach- 
gemäße   und    fachmännische  Durchführung." 
Hinsichtlich  des  Arbeiterschutzes  wird  u.  a.  ge- 
fordert: „Festsetzung  der  Arbeitszeit  nach"  der 
Eigenart    der    Arbeitsleistung",  ausreichende 
Sonntagsruhe,  Arbeitermlaub  nach  Maßgabe  der 
Dienstzeit,  „möglichste  Ausdehnung  der  Arbeiter- 
schutzbestimmungen auf  die  Hausindustrie  und 
Heimarbeit,  das  Gesinde  und  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter".  Ferner  wird  des  Kleinwohnungs- 
imd  Siedlungswesens  gedacht,  das  dem  Gesamt- 
verband immer  besonders  am  Herzen  gelegen  hat. 
Der  Sozialisierungsgedanke  klingt  noch  einmal 
an  m  dem  Passus  „Wahrung  der  Rechte  der 
Gesamtheit  an  den  in  der  Erde  befindlichen 
Kohlen,  Salzen  und  Erzen".    Schließlich  wird 
noch   die  „Erhaltung  eines  gesunden  Mittel- 
standes" als  notwendig  erklärt.    Der  Gesamt- 
verband zählte  1914  in  1159  Vereinen  139376 
Mitglieder  (davon  280  Vereine  mit  51976  Mit- 
gliedern in  Rheinland-Westfalen,  120  mit  18626 
Mitgliedern  im  Königreich  Sachsen).  Außerhalb 
des  Gesamtverbands  standen  u.  a.  75  bayerische 
Vereine  mit  17000  Mitgliedern  und  47  württem- 
bergische mit  5000  Mitgliedern.  Die  Gesamtzahl  * 
der  evangelischen  Arbeitervereine  betrug  1400, 
ihre  Mitgliederzahl  über  176000;  hierzu  kam 
noch  (innerhalb  des  Gesamtverbands)  der  Verband 
evangelischer  Arbeiterinnenvereine  (1914/16:  45 
Vereine  mit  4880  Mitgliedern).    1921  hatte  der 
Gesamtverband  rund  120000  Mitglieder.  Das 
Rechtsauskunfts-   und   Versicherungswesen  ist 
ausgebaut,  besonders  im  Provinzialverband  Han- 
nover.   Eine  Zentral-Kranken-  und  Sterbekasse 
hat  ihren  Sitz  in  M.-Gladbach.   Der  Nachwuchs 
befähigter  Funktionäre  wird  in  der  Evangelisch- 
sozialen Schule  in  Bethel  bei  Bielefeld  geschult. 

4.  Arbeitervereine  zur  Pflege  geistiger 
(auch  künstlerischer)  Interessen.  Waren  die 
Ausgangspunkte  der  konfessionellen  Arbeiter- 
vereine religiöser  und  moralischer  Art,  so  fehlte 
es  am  Ausgang  der  40  er  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts und  in  der  Reaktionszeit  doch  auch 
nicht  an  Bemühungen,  die  Arbeiter  von  der 
intellektualistischen  Seite  her  zu  gewinnen. 
Dieser  Versuch  ging  von  liberaler  Seite  aus 
(Schulze-Delitzsch,  Sonnemann,  Prof.  Roßmäßler) 
und  hatte  besonders  in  Sachsen  Erfolge.  Aus  den 
so  entstandenen„Ar  beit  er  bil  du  ngs  vereinen" 
und  ,, Arbeiterlesevereinen"  rekrutierte  sich 
größtenteils  der  ,, Vereinstag  der  deutschen 
Arbeitervereine",  der  am  7.  Juni  1863  in  Frank- 
furt a.  M.  stattfand,  von  110  Delegierten  besucht 
war  und  über  17000  Arbeiter  vertrat.  Wenn  auch 
die  sittliche  Hebung  des  Arbeiters  durch  edle 
Geselligkeit  den  Vereinen  als  ein  selbstverständ- 
liches Ziel  vorschwebte  und  programmatisch 
festgelegt  wurde,  so  verfolgten  sie  dies  Ziel  doch 
nicht  um  seiner  selbst  willen,  sondern  es  schien 
ihnen  gewissermaßen  als  Nebenprodukt  der  Ver- 
standesbildung mit  abzufallen.  Die  Heraus- 
entwicklung der  deutschen  sozialistischen  Theo- 
rien aus  den  demokratischen  Ideen  jener  Zeit  zog 
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die  unter  diesen  Umständen  rasch  politisierten 
Arbeiterbildungsvereine  in  die  Spaltungen  und 
inneren  Kämpfe  des  Liberalismus  hinein.  Der 
Versuch,  sie  zu  einem  Bollwerk  des  letzteren  gegen 
Lassalles  Allgemeinen  Deutschen  Arbeiterverein 
zu  machen,  scheiterte;  auf  dem  Vereinstag  zu 
Gera  (1867)  unterlag  Dr.  Max  Hirsch  bei  der 
Wahl  des  Vorsitzenden  dem  Drechsler  August 
Bebel,  der  in  dem  rührigen  Leipziger  Arbeiter- 
bildungsverein sich  unter  Liebknechts  Einfluß 
von  den  bürgerlichen  Demokraten  innerlich  ent- 
fremdet und  sich  im  Kampfe  gegen  Lassalle  an 
dessen  Ideen  geschult  hatte.  Der  Nürnberger 
Vereinstag  (1868)  brachte  den  völligen  Abmarsch 
ins  Lager  der  Internationalen  Arbeiterassoziation. 
Der  Verband  hatte  damals  etwa  13000  Mitglieder, 
davon  2494  in  Sachsen,  und  wurde  1869  zu- 
gunsten der  ,, Sozialdemokratischen  Arbeiter- 
partei" aufgelöst.  In  den  folgenden  Jahrzehnten 
hat  es  eine  Arbeiterbildungsvereinsbewegung 
größeren  Stils  nicht  mehr  gegeben.  Hingegen  ist 
der  Gedanke  des  Arbeitervereins  demokratischer 
Tendenz  noch  einmal  1912  erwacht  (,, Reichs- 
verein liberaler  Arbeiter  und  Angestellten");  als 
die  Deutsche  Demokratische  Partei  gegründet 
wurde,  löste  sich  indessen  die  Sonderorganisation 
der  Arbeiter  auf,  nachdem  sie  es  infolge  geringer 
Unterstützung  durch  die  Fortschrittliche  Volks- 
partei und  die  Gewerkvereine  (H.-D.)  auf  nur 
etwa  4000  Mitglieder  gebracht  hatte  (1919). 

Als  die  Sozialdemokratie  die  Erfahrung 
machte,  daß  einige  geistige  Bedürfnisse  ihrer 
Mitglieder  außerhalb  der  Partei  und  der  Gewerk- 
schaften, die  sich  des  Bildungswesens  großzügig 
annahmen,  befriedigt  wurden,  nämlich  in  Orga- 
nisationen ohne  bewußte  Parteitendenz,  z.  B.  in 
allgemeinen  Vereinen  für  Naturheilkunde  oder  in 
,,Liedertafel"-Gesangvereinen,  drängte  ein  Teil 
ihrer  Anhänger  darauf  hin,  daß  eine  reinliche 
Scheidung  gegenüber  den  „bürgerlichen"  Ver- 
einigungen eintrete,  sowohl  durch  Einzelaustritt, 
als  auch  durch  Anstritt  ganzer  Vereine  aus  ihren 
größeren  Verbänden  oder  durch  Uebernahme  der 
Macht  in  diesen  und  Verdrängung  anders  Ge- 
richteter. Da  die  Ausgetretenen  das  Verlangen 
nach  neuer  Zusammenfassung  hatten  und  sich 
hierin  mit  älteren  Geselligkeitsvereinen  prole- 
tarischen Charakters,  wie  sie  hier  und  da  zu  allen 
Zeiten  ohne  eigentliches  Parteibewußtsein  be- 
standen hatten,  trafen,  wurden  Zentralverbände 
mit  sozialistischer  Tendenz  geschaffen,  die  bis- 
weilen in  ihrem  Verhältnis  zu  Partei  und  Gewerk- 
schaft als  ,, Nebenorganisationen"  bezeichnet 
worden  sind.  Es  handelt  sich  hier  zunächst  um 
den  Deutschen  Arbeiter-Sängerbund,  der 
1893  als  „Liedergemeinschaft  der  Arbeiter- 
Sängervereinigungen  Deutschlands"  gegründet 
wurde.  Seine  Wurzeln  liegen  in  der  Gesangs- 
abteilung des  Gewerblichen  Bildungsvereins  in 
Leipzig  (gegr.  1861),  der  Bebel  und  Liebknecht 
angehörten,  sowie  in  dem  auf  Lassalles  Anregung 
1863  in  Frankfurt  a.  M.  gegründeten  Arbeiter- 
gesangverein „Sängerbund".  Bei  Aufhebung  des 
Sozialistengesetzes  bestanden  bereits  zahlreiche 
derartige  Vereine;  auf  dem  ersten  Delcgierten- 
tage(1892)  wurden  14  Verbände  mit  319  Vereinen 
und  9150  Mitgliedern  gezählt.  Die  „Liedergemein- 
schaft" stellte  sich  vor  allem  die  Aufgabe,  für 
textliche  und  musikalische  Prüfung  von  Liedern, 
die  der  Vereinigung  gewidmet  oder  zum  Kaufe 
angeboten  wurden,  sowie  für  Anschaffung  und  | 


Herstellung  der  Lieder  zu  sorgen;  ,,im  Laufe  eines 
jeden  Jahres  werden  vier  Lieder  freiheitlichen 
Inhalts  für  Männerchor,  außerdem  nach  Bedarf 
für  gemischten  Chor,  herausgegeben".  1900 
wurde  die  ,, Arbeiter-Sängerzeitung"  geschaffen, 
1908  der  oben  erwähnte  neue  Name  des  Bundes 
geprägt.  In  seinen  Satzungen  heißt  es,  er  ,, stelle 
sich  in  den  Dienst  der  Arbeiterbildungsbestre- 
bungen" und  wolle  den  Vereinen  die  Fähigkeit 
vermitteln,  ,, mitzuwirken  bei  den  Bestrebungen, 
künstlerische  Kultur  in  der  Arbeiterschaft  zu 
wecken  und  zu  verbreiten".  Unter  den  Mitteln, 
die  diesem  Zwecke  dienen  sollen,  steht  u.  a. : 
„die  Beschaffung  und  Herausgabe  von  Freiheits- 
liedern sowie  von  Volksliedern  und  anderen  guten 
Chorwerken".  Die  Pflege  des  Tendenzliedes  hat 
im  Arbeiter-Sängerbund  immer  eine  große  Rolle 
gespielt.  Die  Arbeitergesangvereine  wirken  bei 
Partei-  und  Gewerkschaftsfesten,  Maifeiern  usw. 
mit.  Demzufolge  sind  sie  auch  etwas  in  die 
Spaltung  der  Sozialdemokratischen  Partei  hinein- 
gezogen worden;  es  hat  sich  ein  ,, Sozialistischer 
Arbeiter-Sängerbund"  kommunistischer  Richtung 
abgesondert,  und  stellenweise,  besonders  in  Ber- 
lin, hat  die  unabhängige  Sozialdemokratie  im 
A.-S.-B.  die  Oberhand  erlangt,  so  daß  sich 
außerhalb  des  A.-S.-B,  besondere  „S.-P.-D.- 
Chöre"  gebildet  haben.  Im  allgemeinen  aber 
behauptet  der  alte  Arbeiter-Sängerbund  mit 
190000  Mitgliedern  das  Feld.  Die  Leistungen 
der  Arbeiter-Gesangvereine  haben  eine  an- 
erkannte künstlerische  Höhe  erreicht;  das 
musikalische  Streben  steht  der  politischen  Ge- 
sinnungspflege gegenüber  mehr  und  mehr  im 
Vordergrunde.  Mit  dem  ..Reichsverband  der 
Arbeitergesangvereine  Oesterreichs"  besteht  enge 
Fühlung.  —  An  zweiter  Stelle  ist  der  „Verband 
Volksgesundheit"  zu  nennen,  der  sich  aus 
dem  ,, Verband  der  Vereine  für  Natur-  und  Volks- 
heilkunde" (gegr.  1890)  entwickelt  hat  und  jetzt 
61  Vereine  mit  11 000  Mitgliedern  zählt.  Er  will 
die  Arbeiter  über  Gesundlieitspflege  aufklären 
und  den  „Kapitalismus  in  der  Heilkunde",  ins- 
besondere den  ,, schädlichen  und  kostspieligen 
Heilmittelglauben",  bekämpfen  und  tritt  für 
„Sozialisierung  und  Demokratisierung  des  Heil- 
wesens" ein,  ausgehend  von  der  Ansicht,  daß  dem 
Heilpersonal  „nicht  das  Wohl  des  Kranken, 
sondern  sein  Profit  das  oberste  Gesetz"  sei.  Die 
Verbandszeitschrift  ist  ,,Die  Volksgesundheit".  — 
Von  geringerer  Bedeutung  sind  der  sehr  regsame 
,, Arbeiter  -  Abstinentenbund"  mit  etwa 
ÖOOO  Mitgliedern,  der  „Arbeiter- Schachbund" 
(2500  Mitglieder),  der  „Bund  freier  Musik- 
vereine" (noch  in  den  ersten  Anfängen)  und  der 
,, Arbeiter-Stenographenbund"  (etwa  3000 
Mitglieder).  —  Einige  andere  Organisationen,  die 
mit  einem  Teile  ihrer  Tätigkeit  nierher  gehören, 
sind  unter  den  Sportvereinen  aufgeführt. 

5.  Arbeitervereine  zur  Pflege  des  Sports. 
Die  sozialistisch  gerichteten  Arbeitersportvereine 
sind  (unter  Einschluß  des  ,, Verbands  Volks- 
gesundheit") in  einer  ,, Zentralkommission 
für  Sport  und  Körperpflege"  (Sitz  Leipzig) 
zusammengefaßt,  deren  Zweck  ,,die  systematische 
Agitation  gegen  die  bürgerlichen  gleichartigen 
Verbände  mit  dem  Ziel,  die  Arbeiter  aus  diesen 
Organisationen  herauszuholen  und  deren  Beitritt 
zu  solchen  Verbänden  zu  verhindern",  ist.  Die 
einzelnen  Verbände,  deren  Ortsvereine  zu  „Ar- 
I  beitcrsportkartellen"  nach  Art  der  Gcwerkschaft.s- 
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kartelle  zusammentreten,  um  im  Sinne  der 
Zentralkommission  zu  wirken,  haben  sich  immer 
mehr  ihren  rein  sportlichen  Aufgaben  gewidmet; 
insbesondere  ist  seit  Kriegsende  der  Kampf- 
charakter in  den  Hintergrund  getreten.  Die 
Spaltung  der  Sozialdemokratie  hat  zwar  viele 
Diskussionen,  aber  noch  keine  Absplitterungen 
von  den  Sportvereinen  gebracht.  Im  einzelnen 
bestehen  folgende  Verbände:  a)Arbeiter-Turn- 
und  -Sportbund,  gegr.  1893  mit  4000  Mit- 
gliedern; 1913  :  2409  Vereine  mit  186707  Mit- 
gliedern; jetzt  4575  Vereine  mit475000Mitgliedern 
und  100000  turnenden  Kindern.  Sitz:  Leipzig. 
Hauptgebiete:  Turnen,  leichtathletischer  Sport, 
Fußball,  vereinzelt  auch  Schwimmen.  Große 
Ausgaben  für  Unfallunterstützung  (1913:  2158 
Unfälle,  41965  M.)  und  für  Turn-  und  Sportkurse 
(1920:  60000  M.).  -  b)  Arbeiter-Athleten- 
bund, gegr.  1905  mit  6  Vereinen  und  200  Mit- 
gliedern; 1913:  300  Vereine  mit  10000  Mitgliedern, 
schwere  Kriegsverluste,  die  jetzt  wieder  ein- 
geholt sind.  -  c)  Arbeiter- Wassersport- 
verband, entstanden  1914  aus  dem  „Arbeiter- 
Schwimmerbund"  (gegr.  1897)  und  dem  „Freien 
Deutschen  Rudererverband"  (gegr.  1899);  1920- 
112  Vereine  mit  38000  Mitgliedern.  -  d)  Ar- 
beiter-Radfahrerbund „Solidarität",  gegr. 
1896  mit  467  Mitgliedern  in  8  Vereinen;  bei 
Kriegsausbruch  160000  Mitglieder,  bei  Kriegs- 
ende 23000,  1920:  150000  Mitglieder  in  3000 
Ortsgruppen.  Das  Bundesgeschäft  „Fahrradhaus 
Frischauf"  hatte  1920  5  Mill.  M.  Umsatz.  Auf- 
wand des  Bundes  für  Unfalluntcrstützung  1898 
bisl913  576531  M.,  davon  allein  1913:  104239  M 
Sterbegeld  128602  bzw.  31 749  M.  -  e)Arbeiter- 
Schützenbund  Norddeutschland  (Sitz: 
Braunschweig),  gegr.  1920.  -  f)  Touristenverein 
„Die  Naturfreunde",  international  (mit  Sitz 
in  Wien)  organisiert;  75000  Mitglieder,  davon 
im  Deutschen  Reich  23000.  Aufgaben  neben 
touristischen  und  naturwissenschaftlichen  Exkur- 
sionen u.a.:  Anlage  tachwissenschaf  tlicher  Samm- 
lungen und  Büchereien,  Herstellung  und  Unter- 
lialtung  von  Wegen  und  Schutzhäusern.  Laut 
Generalversamralungsbeschluß  ist  ,,bei  jeder 
passenden  Gelegenheit  der  Parteistandpunkt  in 
maßvoller,  aber  unzweideutiger  Weise  zu  be- 
tonen". —  g)  Arbeitersamariterbund.  Vor- 
läufer: einzelne  Arbeitersamariter-Kolonnen  in 
Berlin,  Dresden,  Köln  usw.  seit  den  80  er  Jahren. 
Bundesgründung:  1909  mit  996  Mitgliedern  in 
13  Vereinen.  1914  bestanden  103  Kolonnen  mit 
5500  Mitgliedern;  die  Kurse  wurden  von  3800 
Teilnehmern  besucht,  die  Zahl  der  Hilfeleistungen 
betrug  19600.  Die  Mitgliederzahl  sank  1917  auf 
1153,  betrug  aber  1920  bereits  wieder  9000.  - 
Eine  Arbeitersport-Internationale  (Sitz:  Brüssel) 
faßt  die  Arbeitersportvereine  des  Deutschen 
Reiches,  Deutschösterreichs,  der  Tschechoslo- 
wakei, Frankreichs  und  Belgiens  zusammen. 

Literatur:  A.  ,,ChristL- soziale  Bewegung"  von 
W.  Schneemelcher  und  W.  Liese  in  der 
S.  Aufl.  des  Hdw.  d.  St.  —  M.  Gastelger, 
Die  Christi.  Arbeiterbewegung  in  Süddeutschland, 
München  190S.  —  O.  Müller,  Kath.  Arbeiter- 
vereine, M.-Gladbach  1907.  —  A.  Erdmann, 
Die  Christliehen  Gewerkschaften,  insbesondere 
ihr  Verhältnis  zu  Zentrum  und  Kirche,  Stutt- 
gart 1914.  —  Schriftenreihe  „Die  kath.  Arbeiter- 
bewegung", M.-Gladbach.  —  Jahrbuch  des  Ver- 


bandes der  kath.  A.-  und  Knappenvereine,  der 
Erzdiözese  Köln.  —  O.  Müller,  Die  kath.  A.V. 
als  kirchl.  Bildungsvereine,  M.-Gladbach  1918 
(4.  Aufl.).  —  L.  Webet;  Die  Behandlung  der 
sozialen  Frage  auf  ev.  Seite,  Battingen  19S0 
f,5.  Aufl.)  —  Verselbe,  Lebenserinnerungen, 
Hamburg  (Rauhes  Haus).  —  H.  Müller,  Die 
Organisationen  der  Lithographen,  Steindrucker, 
und  verwandten  Berufe  (1.  Teil:  Allg.  Gewerk- 
schaftsgeschichte), Berlin  1917.  —  T.  \oack, 
Der  Deutsche  Arbeiter-Sängerbund,  Berlin  1911. 
—  Nachschlagebuch  für  die  Leitungen  dir  ört- 
lichen Sportkarlelle,  herausgegeben  von  der  Zen- 
tralkommission für  Sport  und  Körperpflege, 
Leipzig.  —  W.  Fillies,  Die  Arbeitersänger- 
bewegung (Rostdcker  Dissertation  von  193S).   

F.  Kühn,  Die  Arbeitersportbewegung  (Rostocker 
Dissertation  von  19:3^). 

L.  Heyde. 


Arbeiterversicherung. 

In  den  früheren  Auflagen  dieses  „Hand- 
wörterbuchs" sind  unter  dem  Stichwort 
„Arbeiterversicherung"  diojpnigon  Ver- 
sicherungseinriclitungen  behandelt,"  welche, 
auf  einem  gesetzlich  geregelten  Versiche- 
rungszwange beruhend,  dem  Arbeiter  und 
seinen  Angehörigen  und  Hinterbliebenen  einen 
Rechtsanspruch  auf  gewisse  Geld-  und 
geldwerte  Bezüge  beim  Eintritt  von  Ereig- 
nissen zusichern,  die  mit  einer  besonderen 
wirtschaftlichen  Belastung  des  Arbeiters 
verbunden  sind.  In  neuerer  Zeit  spricht  man 
statt  von  Arbeiterversicherung  zumeist  und 
wohl  richtiger  von  Sozialversicherung. 
Einmal  und  vor  allem,  weil  diese  Versiche- 
rung sich  jetzt  nicht  nur  auf  die  eigentliche 
Arbeiterklasse  bezieht,  sondern  in  sie  in 
immer  stärkerem  Maße  auch  noch  andere 
notleidende  Personenkreise  einbezogen  sind; 
im  weiteren,  weil  es  sich  bei  den  in  Betracht 
kommenden  Organisationen  um  sozial- 
politische Einrichtungen  handelt  im  Gegen- 
satz zur  Privatversicherung,  bei  der  privat- 
wirtschaftliche Gesichtspunkte  im  Vorder- 
grunde stehen. 

Daher  wird  in  dieser  Auflage  die  zur 
Sozialversicherung  erweiterte  Arbeiterver- 
sicherung unter  dem  Stichwort  „Sozialver- 
sicherung" im  allgemeinen  behandelt  werden. 
Im  übrigen  ist  auf  die  Spezialartikel  zu  ver- 
weisen, die  über  die  einzelnen  Versicherungs- 
zweige näheren  Aufschluß  geben.  Vgl.  vor 
allem  die  Artt.  „Altersversicherung"^  „An- 
gestelltenversicherung", „Arbeitslosigkeit  und 
Arbeitslosenversicherung",  ,, Hilfskassen", 
Invalidenversicherung",  „Krankenversiche- 
rung", „Unfallversicherung",  „Witwen-  und 
Waisenversicherung". 

L.  E. 
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Arbeitgeberverbände 


Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen 

s.  Wohlfahrtspflege. 


Arbeiterwohnungen 

s.  Wolinungsfrage. 


Arbeitgeberverbände. 

1.  Begriff.  2.  Stellung  zu  den  sonstigen  Unter- 
nehmerverbänden. 3.  Geschichte.  4.  Innere 
Organisation.  5.  Tätigkeit:  a)  politische  Macht- 
mittel; schwarze  Listen,  koalitionsfeindliche 
Reverse,  b)  Arbeitsnachweis,  c)  Anerkennung  der 
Gewerkschaften?  „Herrschaft  im  eigenen 
Hause",  d)  Streiklisten,  Aussperrungen,  e)  Ar- 
beitswillige, Gelbe  Vereine,  Streikarbeit,  Streik- 
klausel, Kundenschutz,  Streikversicherung, 
f)  paritätische  Schlichtungsstellen  und  Arbeits- 
nachweise, Tarifverträge,  Arbeitsgemeinschaften. 

1.  Begriff.  Arbeitgeberverbände  sind 
Vereinigungen  kapitalistischer  Unternehmer 
zur  Beeinflussung  der  Arbeitsverträge  in 
ihren  Betrieben.  Handwerkervereinigungen 
der  vorkapitalistischenZeit  fallen  nicht  unter 
den  Begriff  (Innungen,  Zünfte);  ebensowenig 
kapitalistische  Unternehmervereinigungen, 
die  sich  darauf  beschränken,  die  allgemeine 
Ausgestaltung  des  Arbeitsvertragsrechts  zu 
beeinflussen  (sozialpolitisch  tätige  Vereine, 
wie  etwa  jahrzehntelang  der  frühere  Zentral - 
verband  deutscher  Industrieller),  oder  die 
sich  nur  um  die  Schaffung  von  Arbeiterwohl- 
fahrtseinrichtungen  bemühen  (Wohlfahrts- 
vereine, wie  der  1887  gegründete  „Verein  der 
anhaltischen  Arbeitgeber").  Die  Arbeitgeber- 
verbände unterstützen  den  Unternehmer  in 
seiner  Tätigkeit  als  Einkäufer,  als  Abnehmer 
der  Ware  Arbeitsleistung;  sie  sind  Abnehmer- 
verbände und  suchen  die  Preise  auf  dem 
Arbeitsmarkt  möglichst  fest  und  oft  auch 
möglichst  niedrig  zu  halten.  Die  Bezeichnung 
„Arbeitgeber"  ist  unlogisch;  der  Arbeiter 
oder  Angestellte  „gibt"  die  Arbeit,  seine 
„Gewerkschaft"  ist  eine  Verkäufervereini- 
gung,  die  die  Preise  zu  heben  sucht.  Der 
Arbeitgeber  ist  also  in  Wirklichkeit  „Arbeit- 
nehmer" und  umgekehrt.  In  Holland  sagt 
man  „Werkgever". 

Frankreich  und  Belgien  sprechen  von 
„dMense  patronale",  Nordamerika  von  ,,in- 
dustrial  defense".  Der  Charakter  der  Arbeit- 
geberverbände als  Abwehrverbände  wird 
damit  deutlich.  In  Deutschland  hat  man  ge- 
legentlich in  gleichem  Sinne  von  „Antistreik- 
vereinen"  gesprochen.  Zuerst  gewerkschaft- 
licher Angriff,  dann  organisierte  Abwehr 
durch  Gründung  von  Arbeitgeberverbänden, 
meist  erst  Jahrzehnte  nach  dem  Anfang  der 
gewerkschaftlichen  Bewegung.  Umgekehrte 
Verhältnisse  (wie  bei  Adam  Smith,  Völker- 
reichtum, Buch  I,  Kap.  8)  sind  Ausnahmen. 
Im  ganzen  ist  im  frühen  Kapitalismus  bei 
schrankenlos  „freiem"  Arbeitsvertrag  die 
Stellung  der  Unternehmer  ohnehin  so  stark, 


daß  sie  keine  Verbände  zur  Beeinflussung  der 
Arbeitsverträge  brauchen.  Nach  Erstarkung 
der  Gewerkschaften  wird  die  Abwehr  dann 
oft  auch  im  Gegenstoß  geführt  —  Ahs- 
sperrungen  gegen  Streiks.  Der  Abwehr- 
charakter der  Arbeitgeberverbände  ist  aber 
im  allgemeinen  erhalten  geblieben;  es  gibt 
viel  mehr  Streiks  bei  steigender  als  Aus- 
sperrungen bei  sinkender  Konjunktur.  Ge- 
meinsames Vorgehen  zur  positiven  Ver- 
schlechterung der  Arbeitsbedingungen  ist 
selten.  In  Organisation,  Taktik  und  Tonart 
der  Arbeitgeberverbände  spiegelt  sich  meist 
das  Verhalten  der  gegenüberstehenden  Ge- 
werkschaften wider.  Die  Gewerkschaft  ist 
die  primäre,  der  Arbeitgeberverband  die 
sekundäre  Vereinigung. 

Das  gilt  wie  für  Deutschland  so  auch  für 
das  Ausland.  Großbritanniens  Arbeitgeber- 
verbände sind  ebenso  weitverbreitet  und 
ebenso  unsystematisch  aufgebaut  wie  seine 
Gewerkschaften,  und  wie  diese  scheuen  sie 
im  Einzelfall  schwere  Kämpfe  und  starke 
Mittel  (besonders  Aussperrungen)  nicht,  sind 
im  allgemeinen  aber  maßvoll  in  ihrer  Haltung 
und  wie  ihre  Gegner  zu  Verhandlungen  und 
Verträgen  bereit.  Viel  systematischer  durch- 
organisiert als  in  Großbritannien  sind  Arbeiter 
wie  Arbeitgeber  in  den  skandinavischen 
Ländern;  dem  straffen  Zentralismus  der 
Gewerkschaften  steht  hier  straffer  Zentralis- 
mus der  Arbeitgeberverbände  gegenüber,  der 
in  Dänemark  bereits  1899  zu  der  Waffe  der 
Generalaussperrung  greifen  konnte.  Frank- 
reich dagegen  mit  seiner  individualistisch  zer- 
faserten Gewerkschaftsbewegung  —  für  Bel- 
gien gilt  etwa  das  gleiche  —  hat  es  auch  auf 
der  Arbeitgeberseite  nicht  zu  allgemeiner  und 
systematischer  Zentralisierung  gebracht;  da- 
gegen hat  hier  die  besondere  Fülle  örtlicher 
Streiks  und  rasch  aufflackernder  Bewegungen 
zu  einer  besonderen  Entwicklung  der  Streik- 
versichcrung  geführt,  die  z.  B.  Großbritannien 
bis  zum  Weltkrieg  ganz  fehlte. 

Die  Haltung  der  Ünternehmerverbände  zu 
den  gegenüberstehenden  Gewerkschaften  war 
in  Frankreich  und  Belgien  vor  dem  großen 
Kriege  in  der  Regel  maßvoller  und  entgegen- 
kommender, als  dies  damals  in  Deutschland  üb- 
lich war.  Der  gedachte  Parallelismus  zwischen 
Gewerkschaft  und  Arbeitgeberverband  ist 
auch  in  den  anderen  Industrieländern  nach- 
weisbar. Das  alte  Oesterreich  stand  auf  beiden 
Seiten  unter  dem  starken  Einfluß  reichs- 
dcutscher  Vorbilder;  der  nationale  Streit,  der 
hier  die  Zentralisierung  der  stärksten  Gewerk- 
schaftsrichtung, der  sozialistischen,  immer 
wieder  behinderte,  hat  die  gegenüberstehende 
Arbeitgeberschaft  aber  nicht  gespalten,  da 
sie  ganz  überwiegend  dem  deutschen  Sjirach- 
stamme  zugehörte.  In  Oesterreich  und  in  der 
Schweiz  ist  wie  in  Deutschland  die  Gewerk- 
schaftsbewegung um  Jahrzehnte  älter  als  die 
Organisation  der  Arbeitgeber.  HauptsteUen 
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für  die  gesamte  Arbeitgeberschaft  des  Landes  [ 
haben  alle  drei  Länder  erst  im  1.  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  bekommen.  In  Oester- 
reich waren  besonders  die  handwerklichen 
Organisationen  oft  von  sehr  schroffer  Tonart. 
In  den  Vereinigten  Staaten  ist  das  Bild  dem 
deutschen  vielfach  ähnlich.  Oertliche  Abwehr- 
versuche setzten  in  einzelnen  Gewerben  hier 
wie  in  Deutschland  schon  in  den  70  er  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  ein;  starke  Zentral- 
verbände der  Arbeitgeber  und  ein  großer 
Landesbund  sind  aber  erst  nach  190Ö  ent- 
standen. Die  ungewöhnliche  Verbreitung  von 
Boykottbewegungen  in  Nordamerika  hat 
außerdem  1902  zur  Gründung  einer  beson- 
deren „Antiboycott  Association"  geführt. 
Auch  der  Gesamtverband  der  australischen 
Arbeitgeber  stammt  aus  dem  gleichen  Jahr- 
zehnt. Japan,  in  dem  der  Staat  bis  zum 
großen  Kriege  jede  Arbeiterbewegung  brutal 
unterdrückte,  bedurfte  der  Arbeitgeberorga- 
nisation  überhaupt  nicht,  während  sie  in 
Australien  schon  verhältnismäßig  früh,  1885, 
mit  Erfolg  einsetzte,  entsprechend  der  Leb- 
haftigkeit der  gegenüberstehenden  Arbeiter- 
bewegung. Aelter  als  die  Arbeitgeberverbände 
sind  in  allen  kapitalistischen  Ländern  die 
wirtschaftspolitischen  Vereine  der  Unter- 
nehmer; in  der  Zeit  ihrer  Entstehung  war  die 
Ordnung  der  Arbeitsbedingungen  noch  überall 
ganz  dem  einzelnen  Unternehmer  überlassen, 
ein  Bedürfnis  zur  korporativen  Vertretung 
von  Arbeitgeberinteressen  lag  noch  nicht  vor. 
Die  spätere  Arbeitgeberorganisation  hat  aber 
vielfach  an  diese  älteren  wirtschaftlichen 
Vereine  angeknüpft,  die  im  folgenden  dar- 
zustellende Ent.-wicklung  in  Deutschland  kann 
annähernd  auch  für  die  österreichischen  und 
Schweizer  Verhältnisse  als  typisch  gelten;  in 
Großbritannien  ist  die  Scheidung  beider 
Organisationsformen  auch  heute  noch  weniger 
systematisch  durchgeführt  als  auf  dem  euro- 
päischen Kontinent. 

2.  Stellung  zu  den  sonstigen  Unter- 
nehmerverbänden. Die  Unternehmer  haben 
viel  mannigfachere  Interessen  zu  wahren  als 
die  Arbeiter  und  Angestellten;  daher  ihr 
größerer  Reichtum  an  Organisationsformen. 
In  der  Frühzeit  kapitalistischer  Volkswirt- 
schaft entstanden  in  Deutschland  zuerst  zahl- 
reiche „wirtschaftliche  Vereine"  von  Unter- 
nehmern zur  Förderung  allgemeiner  ökono- 
mischer Angelegenheiten,  bald  ,, Zweckver- 
bände" (Krüger)  zur  Verfolgung  bestimmter 
Sonderinteressen  größerer  Gruppen  (z.  B.  für 
Verkehrs-,  Zoll-,  Handelsvertragsfragen),  bald 
„Fachverbände"  (Krüger)  zur  Führung  der 
Interessen  einzelner  Branchen  oder  Erwerbs- 
zweige, bald  —  meist  später  —  „Zentral- 
verbände" (Krüger)  zur  Vertretung  allge- 
meiner wirtschaftlicher  Interessen  der  Ge- 
samtheit. Alle  drei  Formen  der  „wirtschaft- 
lichen Vereine"  kommen  für  einzelne  Orte, 
größere  politische  oder  wirtschaftliche  Be- 


[  zirke  und  für  das  ganze  Reichsgebiet  vor;  von 
größter  Bedeutung  sind  natürlich  in  allen 
Fällen  die  Reichsverbände.  Jünger  als  die 
„wirtschaftlichen  Vereine",  insbesondere  die 
„Zweckverbände"  und  „Fachverbände",  sind 
im  allgemeinen  die  Kartelle,  Syndikate, 
Konventionen,  also  die  Verkaufsvereinigungen 
der  Unternehmer  zur  systematischen  Beein- 
flussung, wenn  möglich  monopolistischen 
Beherrschung  des  Warenmarktes,  meist  erst 
nach  1880,  vielfach  unter  dem  Einfluß  der 
Schutzzölle,  entstanden.  Die  jüngste  Gruppe 
sind  die  Arbeitgeberverbände,  seit  Ende  der 
80cr  Jahre  einsetzend,  erst  seit  Ende  der  90er 
Jahre  in  größter  Entwicklung,  erst  im 
20.  Jahrh.  zentral  zusammengefaßt;  ihre 
Gründung  erfolgte  oft  aus  den  Kreisen  „wirt- 
schaftlicher Vereine"  heraus,  aber  in  organi- 
satorischer Selbständigkeit;  im  Handwerk 
entsprechend  aus  Kreisen  der  seit  den  80  er 
Jahren  erneuerten  Innungen. 

Der  Grundsatz  ,,für  jeden  neuen  Zweck 
ein  neuer  Verband"  ist  jahrzehntelang 
ziemlich  streng  durchgeführt  worden ;  Organi- 
sationen wie  der  ,, Deutsche  Buchdrucker- 
verein" (gegr.  1869),  der  zugleich  Fach- 
verband und  Arbeitgeberverband  ist,  die 
„Konvention  sächsiseh-thüringischer  Färbe- 
reien" (gegr.  1894),  die  zugleich  Kartell,  Fach- 
verband und  Arbeitgeberverband  ist,  oder  der 
„Börsenverein  der  deutschen  Buchhändler" 
(gegr.  1825),  der  zugleich  Fachverband  und 
Kartell  ist,  blieben  bis  zum  großen  Kriege 
Ausnahmen.  Im  allgemeinen  hoffte  man, 
durch  Neugründung  von  Organisationen  für 
jeden  neuen  Zweck  leichter  alle  Interessenten 
zusammenbringen  zu  können.  In  Vorsitz 
und  Geschäftsführung  schuf  man  oft  Personal- 
unionen, besonders  zwischen  wirtschaftlichen 
Vereinen  und  Arbeitgeberverbänden,  auch 
zwischen  Innungen  undArbeitgeberverbänden 
des  Handwerks.  Sitzungen  und  Hauptver- 
sammlungen wurden  entsprechend  zusammen- 
gelegt. Ein  typisches  Beispiel  aus  dem  Jahre 
1921:  Am  28.  Juni  tagte  in  Weimar  der 
Arbeitgeberbund  der  Kalkindustrie  Deutsch- 
lands, am  29.  der  Verein  Deutscher  Kalk- 
werke (Fachverband),  am  30.  der  Deutsche 
Kalkbund  G.  m.  b.  H.  (Verkaufsvereinigung). 
Arbeitgeberbund  und  Kalkbund  hatten  den- 
selben Geschäftsführer,  Verein  deutscher 
Kalkwerke  und  Kalkbund  denselben  Vor- 
sitzenden. Die  Einladungen  zu  allen  drei 
Tagungen  ergingen  mit  einem  gemeinsamen 
Rundschreiben.  Dies  System  der  Personal- 
union herrscht  bis  hinauf  zu  den  Spitzen- 
verbänden: der  Kruppsche  Generaldirektor 
Dr.  Sorge  ist  1921  gleichzeitig  Vorsitzender 
des  ,,Reichsverbandes  der  deutschen  In- 
dustrie" und  der  „Vereinigung  der  deutschen 
Arbeitgeberverbände". 

Nach  dem  großen  Kriege  zwangen  seit 
1919  zahlreiche  Lohnbewegungen  auch  bisher 
nicht  gewerkschaftlich  organisierter  Arbeiter- 
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und  Angestelltengruppen  viele  wirtschaftliche 
Vereine   der   Unternehmerschaft,   sich  als 
Arbeitgeberverbcände   zu    betätigen,  insbe- 
sondere Tarifverträge  abzuschließen.  Das 
Statistische  Reichsamt  zählte  1919  an  reinen 
Arbeitgeberverbänden  in  Deutschland:  51 
Reichsverbände,  26  selbständige  Landes-  und 
Bezirksverbände,  46  selbständige  Ortsver- 
bände; daneben  aber  an  Verbänden,  die  sich 
„mit  wirtschaftlichen  und  Angestellten-  und 
Arbeiterfragen"  beschäftigen:  296  Rcichs- 
verbände,    84    selbständige    Landes-  und 
Bezirksverbände,  86  selbständige  Ortsver- 
bände.   In  dieser  2.  Gruppe  sind  allerdings 
zahlreiche  nur  sozialpolitisch  tätige  Verbände 
miterfaßt,  die  sich  mit  den  Arbeitsbedin- 
gungen der  einzelnen  angeschlossenen  Be- 
triebe nicht  beschäftigten.     Trotzdem  war 
1919  die  Tendenz,  wirtschaftliche  Vereine, 
insbesondere  Fachverbände,  mit  Arbeitgeber- 
verbandsaufgaben zu  betrauen,  unverkenn- 
bar. Am  4.  Februar  1919  beschloß  die  Haupt- 
versammlung   des    „Reichsverbandes  der 
deutschen  Industrie":  „Eine  Verschmelzung 
der  wirtschaftlichen  und  Arbeitgeberverbände 
ist  anzustreben."     Bei  diesem  Entschluß 
wirkten  offenbar  Besorgnisse  vorUeberorgani- 
sation  und  Kräftezersplitterung  mit.  Aus 
dem  Lager  der  reinen  Arbeitgeberverbände 
blieb  der  Widerspruch  nicht  aus:  die  Auf- 
gaben seien  durchaus  verschieden  und  von- 
einander  unabhängig,   der   Anspruch  der 
Arbeitgeberverbände  an  Disziplin  und  Opfer- 
willigkeit viel  größer,  rein  örtliche  Rück- 
sichten bei  ihnen  oft  viel  entscheidender  — 
eine  Verschmelzung  beider  Formen  sei  ein 
organisatorischer  Rückschritt.    In  der  Tat 
ist  es  auch  nach  dem  Februar  1919  noch  zu 
zahlreichen  Neugründungen  reiner  Arbeit- 
geberverbände gekommen,  selten  freilich  in 
den  meist  bereits  gut  organisierten  Einzel- 
zweigen der  Industrie,  stark  aber  im  Handel, 
in  der  Landwirtschaft,  für  öffentliche  Be- 
triebe und  für  die  Unternehmergesamtheit 
mittlerer  und  kleinerer  Städte.  Wie  die  Ent- 
wicklung endgültig  gehen  wird,  scheint  noch 
nicht  sicher  abzusehen.     Wo  alte  starke 
Arbeitgeberverbände  aus  der  Vorkriegszeit 
fehlten,  haben  sich  seit  1918  auch  viele  indu- 
strielle Fachverbände  zugleich  als  Arbeit- 
geberverbände betätigt.    Solange  die  Geld- 
entwertung fortdauert  und  alle  paar  Monate 
neue  Lohnsätze  vereinbart  werden  müssen, 
liegt  andererseits  die  Schaffung  besonderer 
Arbeitgeberverbände  für  die  schwierige  Auf- 
gabe der  Tarifvertragsverhandlungen  überall 
sehr  nahe.    In  keinem  Falle  haben  kleine 
Verbände  ohne  Rückhalt  an  größeren,  auch 
finanziell    kräftigeren    Organisationen  eine 
Zukunft  in  der  Vertretung  von  Arbeitgeber- 
interessen; die  Zentralverbände  der  Gegen- 
seite werden  hier  Konzentration  der  Kräfte 
erzwingen. 

3.  Geschichte.  Vereinzelte  Versuche  zur 


Gründung  von  Arbeitgeberverbänden  sind  in 
Deutschland  schon  in  den  Jahren  1840  bis 
1870  gelegentlich  gemacht  worden.  Sie 
blieben  für  die  Dauer  ergebnislos;  ebenso  die 
viel  zahlreicheren  Ansätze  der  „Gründerzeit" 
1871—73.  Nur  der  deutsche  Buchdrucker- 
verein von  1869,  zugleich  wirtschaftlicher 
Verein  und  Arbeitgeberverband,  hat  sich 
behauptet.  Die  ersten  reinen  Arbeitgeber- 
verbände, die  sich  als  dauernd  lebensfähig 
erwiesen,  sind  der  Verband  der  Eisenindustrie 
in  Hamburg  und  der  Arbeitgeberverband  für 
das  Baugewerbe  in  Altenburg,  beide  von  1887. 
Die  Hoclikonjunktur  von  1888-1890  brachte 
eine  größere  Zahl  dauerhafter  Neugründungen, 
darunter  den  Arbeitgeberverband  Hamburg- 
Altona,  das  Muster  für  gemischte  Ortsver- 
bände, und  den  Gesamtverband  deutscher 
Metallindustrieller,  das  Muster  für  reine 
Arbeitgeberverbände  großer  Industriezweige, 
beide  von  1890.  Die  weitere  Entwicklung 
spiegelt  die  Wellen  der  deutschen  Konjunktur 
und  die  Entwicklung  der  gegenüberstehenden 
Gewerkschaftsbewegung  wieder.  Jahre  gün- 
stiger Konjunktur,  erstarkender  Arbeiter- 
verbände, vermehrter  Lohnbewegungen  sind 
auch  Jahre  zahlreicher  Arbeitgeberverbands- 
gründungen, so  1896-1900  und  1904-1907, 
dann  die  erregte  Zeit  vom  Winter  1918/19 
bis  zum  Frühjahr  1920.  In  einigen  De- 
pressionsjahren dagegen  stand  die  Bewegung 
fast  ganz  still,  weil  gewerkschaftliche  Angriffe 
ausblieben.  An  Neugründungen  von  Arbeit- 
geberverbänden zählt  Kessler  von  1882  bis 
1902  nach  freilich  lückenhaftem,  amtlich 
gesammeltem  Material: 


1882:  0  1889:  14  1896:  11 
1883:  1  1890:  29  1897:  13 
1884:  1  1891:  1  1898:  19 
1886:  2  1892:  0  1899:  45 
1886:  2  1893:  2  1900:  50 
1887:  1  1894:  1  1901:  18 
1888:  4  1895:  4  1902:  15 
Für  1900-1913  bringt  Weber  nach  amt- 
lichem Material  folgende  Uebersicht:  


Grün- 
dungs- 
jahr 

Reichs- 
ver- 
bände 

Landes- 
und 
Bezirks- 
verbände 

Orts- 
verbände 

ins- 
gesamt 

vor  1900 

22 

74 

270 

366 

1900 

4 

12 

60 

76 

1901 

4 

6 

28 

38 

1902 

5 

17 

67 

89 

1903 

4 

13 

68 

85 

1904 

8 

22 

191 

221 

1906 

4 

28 

128 

160 

1906 

10 

55 

192 

257 

1907 

22 

40 

207 

269 

1908 

5 

39 

137 

181 

1909 

6 

16 

127 

149 

1910 

7 

27 

123 

157 

1911 

S 

13 

99 

120 

1912 

3 

17 

79 

99 

1913 

7 

0 

67 

80 
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Die  Reichsstatistik  erfaßte  bei  iiiren  Zähluns;cn  von  1910  —  1915: 


Landes- 

Davon 

Die  berichtenden  — 

Reichs- 

und 

Orts- 

V^erbände 

nicht  alle!  —  Ver- 

verbände 

Bezirks- 

verbände 

überhaupt 

sozialpol. 
Verbände 

Arbeit- 

band 

e  hatten 

verbände 

geber- 
Verbände 

Mitglieder 
Tausend 

Arbeiter 
Millionen 

1910 

84 

474 

2055 

2613 

121 

2492 

"5 

3.9 

1911 

93 

474 

2361 

2928 

179 

2749 

127 

4.0 

1912 

103 

461 

2521 

3085 

ig6 

2S89 

132 

4.4 

1913 

III 

511 

2809 

3431 

181 

3250 

143 

4.6 

1914 

121 

509 

3040 

3670 

140 

3530 

168 

4.8 

1915 

123 

499 

3059 

3683 

160 

3523 

157 

4.3 

Im  Jahre  1919  stellte  das  Statistische 
Reichsamt,  Anfang  1922  das  Rcichsamt 
für  Arbeitsvermittlung  an  Arbeitgeberver- 
bänden fest: 

Reichsverbändc 


Arbeitgeber-  und 
Reine  Arbeit-   wirtsch.  Verbände,  insgesamt 
geberverbände  auch  sozialpolitische 
Verbände 

1919     51  296  347 

1922     67  305  372 

Selbständige  Landes-  und  Bezirksverbände 


Arbeitgeber-  und 
Reine  Arbeit-    wirtsch.  Verbände,  insgesamt 
geberverbände  auch  sozialpolitische 
Verbände 
84 
53 


1919 
1922 


26 
34 


1 10 

87 


Selbständige  Ortsverbände 


Arbeitgeber-  und 
Reine  Arbeit-   wirtsch.  Verbände,  insgesamt 
geberverbände  auch  sozialpolitische 
Verbände 

1919     46  86  132 

1922     31  45  76 

Einigermaßen  vergleichbar  sind  hier  nur 
die  Zahlen  der  Reichs  verbände.  Das  beispiel- 
lose Wachsen  von  191.')  zu  1919  erklärt  sich 
durch  den  oben  besprochenen  Zwang  für  viele 
wirtschaftliche  Vereine,  sich  seit  1918  auch 
mit  den  Arbeitsbedingungen  in  ihren  Betrieben 
zu  beschäftigen. 

Hauptabschnitte  in  der  äußeren  Entwick- 
lung der  deutschen  Arbeitgeberverbändc  seit 
1890  liegen  1904,  191.3  und  1919.  Bis  1904 
umfaßt  die  allmählich  erstarkende,  aber  noch 
durchaus  planlose,  zufällige  Bewegung  außer 
der  Metallindustrie  und  einigen  Gebieten  der 
Textilindustrie  vorwiegend  kleinere  Fertig- 
industrien sowie  Zweige  des  Buchgewerbes 
und  des  Handwerks,  daneben  gemischte  Orts- 
verbände. 1904  bringt  der  Streik  in  der  Web- 
warenindustrie von  Crimmitschau  die  vom 
„Zentralverband  deutscher  Industrieller"  ge- 
führte Großindustrie  zur  systematischen 
Gründung  von  Arbeitgeberverbänden.  Der 


überwiegende  Teil  dieser  großindustriellen 
Arbeitgeberverbände  schließt  sich  alsbald  in 
Anlehnung  an  den  Zentralverband  in  der 
,, Hauptstelle  deutscher  Arbeitgeber  verbände" 
zusammen;  die  meisten  Verbände  der  weiter- 
verarbeitenden Industrie  und  des  Handwerks 
gründen  im  gleichen  Frühjahr  1904  unter 
Führung  des  Gesamtverbandes  deutscher 
Metallindustrieller  den  ,, Verein  deutscher 
Arbeitgeberverbände".  Die  Gründe  für  diese 
Parallelorganisation  sind  mehr  persönlicher 
als  sachlicher  Art;  immerhin  ist  man  im 
„Verein"  geneigter  zu  Verhandlungen  mit  den 
Gewerkschaften  als  in  der  ,, Hauptstelle". 
Diese  lehnt  auch  grundsätzlich  Aufnahme 
von  Handwerkerverbänden  ab.  Von  1904  bis 

1913  geht  der  Ausbau  der  Arbeitgeberver- 
bändc nunmehr  planmäßiger  und  intensiver 
weiter  als  vor  dem  Crimmitschauer  Streik. 
Erst  1913  aber  gelingt  die  Zusammenfassung 
von  ,, Hauptstelle"  und  „Verein"  zur  „Ver- 
einigungderdeutschen Arbeitgeberverbände"; 
damit  ist  für  die  Organisationen  im  Gewerbe 
endlich  eine  einheitliche  Spitze  geschaffen, 

1914  —  1918  stagniert  die  Bewegung.  Das 
stürmische  Jahr  1919  bringt  eine  starke 
Mehrung  der  Arbeitseberverbände  auch  über 
das  Gewerbe  hinaus;  es  entstehen  zahlreiche 
Arbeitgeberverbände  im  Handel  und  in  der 
Landwirtschaft,  an  Reichsverbänden  neben 
anderen  ein  „Reichsverband  der  deutschen 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeitgeber- 
vereinigungen", ein  ,, Arbeitgeberverband  für 
das  deutsche  Zeitungsgewerbe"  und  eine 
,, Vereinigung  der  Arbeitgeberverbände  des 
Großhandels".  Gleichzeitig  regt  das  hundert- 
fache Aufflackern  kleiner  "örtlieher  Arbeiter- 
und Angestelltenbewegungen  neu  zur  Cirün- 
d\ing  örtlicher  gemischter  Arbeitgeberver- 
bände an,  die  seit  1900  etwas  in  den  Hinter- 
grund getreten  waren.  Im  Jahre  1920  hat 
ein  „Arbeitgeberverband  deutscher  Gemeinde- 
und  Kommunalverbände"  die  letzte  größere 
Lücke  im  System  der  Arbeitgeberorganisation 
geschlossen.  Die  Bewegung  wird  in  Zukunft 
gewiß  noch  an  Mitgliedern  und  beschäftigten 
Personen,  aber  schwerlich  nennenswert  an 
Organisationsgebieten  und  Eeichsverbänden 
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wachsen  können.  Ein  am  18.  Juni  1920 
gegründeter  „Zentralausschuß  der  Unter- 
nehmerVerbände"  faßt  14  Zentralverbände 
aller  Erwerbsgruppen,  darunter  auch  die 
„Vereinigung  der  d.  Arbeitgeberverb<ände" 
und  die  Hauptarbeitgeberverbiinde  der  Land- 
wirtschaft, des  Großhandels,  des  Bank-  und 
des  Versicherungsgewerbes,  zu  einheitlichem 
wirtschaftspolitischem  Handeln  zusammen. 
Die  gemischten  Ortsverbände  der  Arbeit- 
geberschaft verfügen  über  eine  solche  Zentral- 
stelle nicht;  so  zahlreich  sie  neuerdings  ge- 
worden sind  und  so  sehr  sie  sich  für  Ortsfragen 
bewähren,  so  bleibt  ihre  Bedeutung  doch 
2.  oder  3.  Ranges,  wie  die  der  ihnen  gegenüber- 
stehenden Gewerkschaftskartelle  oder  Ge- 
werkschaftsausschüsse. Auf  beiden  Seiten 
liegt  das  Schwergewicht  in  den  fachlichen  und 
industriellen  Reichsverbänden  und  wird  vor- 
aussichtlich auch  trotz  der  Entwicklung  der 
Betriebsräte  und  trotz  ,,lokalistischer"  Unter- 
strömungen dort  verbleiben.  Uebersichten 
über  alle  1919  und  Anfang  1922  bestehen- 
den Reichsverbände,  nach  Berufsgruppen 
geordnet  und  teilweise  auch  mit  Mitglieder- 
und  Pcrsonalziffern,  bringen  die  Sonderhefte 
22  und  25  zum  Reichsarbeitsblatt.  Danach 
verteilen  sich  die  Reichs  verbände  auf  die 
einzelnen  Hauptberufsgruppen  folgender- 
maßen: 


,  > 

tc»  H  g!» 

6 

cd 

Es 

o-^Ä 

i   -^2  PO 
-"^  er;  ^ 

Landwirtschaft,  Gärtnerei, 

2 

12 

14 

Bergbau,  Hütten-  u.  Salinen- 

3 

I 

4 

Industrie  der  Steine  u.  Erden 

1 1 

23 

34 

Metallverarbeitung,  Industrie 

4 

30 

34 

Chemische  Industrie  usw.  . 

I 

10 

II 

I 

13 

14 

4 

10 

14 

Lederindustrie  usw  

2 

14 

lö 

Industrie    der    Holz-  und 

Schnitzstoffe  

4 

28 

32 

Nahrungs-  u.  Genußmittel- 

7 

28 

35 

Bekleidungsgewerbe  .... 

6 

27 

33 

Reinigungsgewerbe  

o 

9 

9 

3 

14 

17 

Vcrvielfältigungsgewerbe  .  . 
Künstlerische  Gewerbe    .  . 

3 

10 

13 

o 

3 

3 

7 

31 

38 

Versicherungsgewerbe   .  .  . 

3 

7 

10 

Verkehrsgewerbe  

4 

3 

7 

Gast-  und  Schankwirtschaft 

o 

10 

10 

Ocffentl.  Dienst,  freie  Berufs- 

I 

10 

II 

Allgomeine  und  gemischtberuf- 

I 

10 

1 1 

Sonst.  Verbände  (Hausfrauen) 

o 

2 

2 

Insgesamt    .  .  . 

67  1  305 

372 

Die  Mitglieder  dieser  Verbände  sind  meist 
gleichzeitig  auch  an  örtlichen  Arbeitgeber- 
verbänden oder  Arbeitgeber  verbandskartellen 
beteiligt,  so  daß  eine  besondere  Statistik  der 
Ortsverbände  entbehrlich  ist. 

Die  ,, Vereinigung  der  deutschen  Arbeit- 
geberverbände", seit  1913  Spitzenorgani- 
sation der  ganzen  Bewegung,  umfaßte 

1913:  61  selbst.  Verb,  mit  249  Unterverb. 
Anf.  1919:  76    „       „      „  298 
Anf.  1920:  130    „       „      „  575 
Anf.  1921:  200    „       „      „  1591 
Anf.  1922:  215     „       „      „  1760 

Die  Zahl  der  von  den  Mitgliedern  der 
„Vereinigung"  beschäftigten  Arbeiter  betrug 
1914  etwa  214,  Anfang  1919  etwa  214  Mil- 
lionen, Anfang  1920  etwa  4  Millionen,  Anfang 
1921  und  1922  je  etwa  8  Millionen.  Von  den 
66  fachlichen  Reichsverbänden  von  reinem 
Arbeitgeberverbandscharakter  gehörten  1922 
44  der  ,, Vereinigung"  an.  Nur  wenige  In- 
dustrien standen  noch  außen  (Edelmetall, 
Porzellan,  Grubenholz,  Knöpfe,  Margarine, 
Zigaretten,  Konfektion),  einige  Handwerke 
(Fleischer,  Tapezierer,  Schneider,  Putz- 
macher), dann  der  Großhandel,  die  Banken, 
die  Versicherungsvertreter  und  die  Ge- 
meinden. Seit"  1919  macht  die  Ver- 
einigung übrigens  Versuche,  ihre  Verwal- 
tung etwas  zu  dezentralisieren,  indem  sie 
für  einzelne  Wirtschaftsgebiete  (wie  Ost- 
preußen, Sachsen,  Thüringen,  Bayern)  be- 
sondere ,, Landesstellen"  eingerichtet  hat. 
Für  andere  Teilgebiete  bestehen,  z.  T.  schon 
seit  der  Vorkriegszeit,  gemischte  Landes- 
verbände (z.  B.  für  Mecklenburg,  das  Unter- 
elbegebiet, Hessen  und  Hessen-Nassau,  Baden, 
Württemberg).  An  Facharbeitgeberverbänden 
waren  im  Oktober  1921  insgesamt  108  mit 
970  Unterverbänden  angeschlossen,  und  zwar 


Hauptverb. 
(nicht  durch- 
weg Reichs- 
verbände! 

0 
> 

16 

13 

Industrie  der  Steine  und  Erden 

10 

93 

Glas-  und  keramische  Industrie  .  . 

2 

5 

II 

71 

I 

13 

Industrie  der  Oele  und  Fette  .  . 

I 

4 

139 

7 

72 

3 

18 

12 

245 

Nahrungs-  und  Genußmittelgewerbe 

15 

Io6 

5 

24 

5 

102 

4 

9 

33 

Gast-  und  Schankwirtschaft  .  .  . 

I 

25 

Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitäts- 

I 

10 

Musik-,  Theater-  undSchaustellungs- 

I 
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An  gemischton  Verbänden  waren  der  Ver- 
einigung im  Oktober  1921  insgesamt  103  mit 
746  Unterverbänden  angeschlossen.  Die 
meisten  gemischten  Unterverbände  bestanden 
in  Schleswig-Holstein  (91),  Sachsen  (88), 
Hessen  (74),  dem  Rheinland  (69),  Bayern  (56), 
Schlesien  (55),  Württemberg  (52),  Thüringen 
(48).  Die  Hauptverwaltungder„Vereinigung" 
in  Berlin  führt  der  frühere  Geschäftsführer 
der  „Hauptstelle",  Dr.  Tänzler,  unter 
3  Vorsitzenden  und  einem  25köpfigen  Vor- 
stand. Die  Geschäftsstelle  gliedert  sich  in 
11  Abteilungen;  für  die  neue  Zeit  kenn- 
zeichnend ist,  daß  neben  der  Abteilung 
für  „Streikabwehr"  jetzt  eine  eigene  „Tarif- 
abteilung"  mit  Tarifarchiv  besteht.  Als 
besondere  Einrichtungen  sind  der  Vereinigung 
der  „Deutsche  Streikschutz",  ein  Versiche- 
rungsunternehmen für  Streikentschädigungen, 
und  die  „Zentralstelle  der  deutschen  Arbeit- 
gebernachweise", eine  Zusammenfassung  der 
von    Arbeitgeberverbänden  eingerichteten 


Bild  der  heutigen  Organisationsverhältnisse 
des  Auslandes  kann  daher  hier  nicht  ge- 
zeichnet werden.  Nach  dem  Kriege  und  den 
Revolutionen  hat  die  ungeheure  Welle  der 
Erregung,  die  durch  die  Arbeiter-  und  Ange- 
stelltenschaft in  allen  kapitalistischen  Ländern 
ging,  wie  es  scheint,  auch  überall  die  Abwehr- 
verbände der  Unternehmer  vermehrt  und  ge- 
kräftigt. Den  Streiks,  vor  allem  des  Jahres 
1919,  sind  nicht  seltenAussperrungen  gefolgt; 
die  Streikversicherung  ist  besonders  in  den 
romanischen  Ländern,  Tarifvertrag  und  Eini- 
gungswesen wohl  mehr  in  den  germanischen 
Ländern  entwickelt  worden.  Der  Ausbau 
zentraler_  Organisationen  scheint  seit  1918 


Arbeitsnachweisstellen,   angegliedert.  Als 
Organ    der   Vereinigung    erscheint  unter 
Dr.  Tanzlers  Leitung  in  Berlin  die  Halb- 
monatsschrift „Der  Arbeitgeber",  1910  aus 
„Mitteilungen  der  Hauptstelle  deutscher  Ar- 
beitgeberverbände" erwachsen.  Bekannter 
und  vielleicht  auch  noch  verbreiteter  ist  die  im 
gleichen  Verlage  wöchentlich  erscheinende 
in  Hamburg  redigierte  „Deutsclie  Arbeit- 
geberzeitung",  die  seit  1902  besteht  und  von 
dem  Geschäftsführer  der  Arbeitgebcrverbändo 
„Hamburg-Altona"  und  „Unterelbe",  Frhr. 
V.  Reiswitz,  herausgegeben  wird.  Vertrau- 
liche „Mitteilungen"  der  „Vereinigung"  wer- 
den allwöchentlich  an  die  Mitglieder  versandt. 
Die  Arbeitgeberverbände  der  einzelnen  Be- 
rufsgruppeu  und  Industrien  bedienen  sich  im 
übrigen  zahlreicher  kleiner  Fachblätter.  Bei 
Gelegenheit  von  Kämpfen  wird  die  große 
politische  Presse  der  Rechten  stark  benutzt. 
Die  literarischen   Früchte   der  deutschen 
Arbeitgeberbeweguug  sind  noch  dürftig  und 
mit  dem  Reichtum  der  gewerkschaftlichen 
Literatur  nicht  vergleichbar.    Der  theore- 
tischen Klärung  und  praktischen  Verstän- 
digung dienen  neben  den  selbstverständlichen 
Hauptversammlungen    besondere  Arbeits- 
nachweiskonferenzen und  Geschäftsführer- 
sitzungen, die  jetzt  auch  von  der  „Ver- 
einigung der  deutschen  Arbeitgeberverbände" 
einberufen  werden. 

Für  die  Geschichte  der  Arbeitgeberver- 
bände des  Auslandes  darf  bis  1913  auf  die 
Bände  4—6  der  „Berufsvereine"  von  Kule- 
mann  verwiesen  werden;  was  an  Nachrichten 
nur  überhaupt  irgend  zugänglich  war,  ist  hier 
mit  beispiellosem  Fleiße  gesammelt  und  ver- 
arbeitet worden.  Seit  dem  Beginn  des  Welt- 
krieges sind  entsprechende  Nachrichten  dem 
deutschen  Beobachter  leider  nur  noch  sehr 
lückenhaft  zugeflossen;  ein  wirklich  scharfes 


wie  in  Deutschland  so  auch  im  Auslande 
eriiebliche  Fortschritte  gemacht  zu  haben; 
Zahlen  für  diese  Entwicklung  sind  in  Deutsch- 
land aber  noch  nicht  bekannt  geworden. 

4.  Innere  Organisation.    Im  Gegensatz 
zu  den  Gewerkschaften  der  Arbeiter  und  An- 
gestellten sind  in  Deutschland  die  Reichs- 
verbände der  Arbeitgeber  meist  nur  losere 
Föderationen;  das  Schwergewicht  liegt  orga- 
nisatorisch und  finanziell  meist  in  den  Orts- 
oder Bezirksvereinigungen.  Für  Fälle  äußer- 
ster Kraftanstrengung  haben  die  Reichsver- 
bände trotzdem  beträchtlichen  Wert;  auch 
lose  Föderationen  vermochten  große  Unter- 
stützungs-  und  Abwehrmaßnahmen  durchzu- 
führen, gelegentlieh  sogar  Aussperrungen  fast 
über  das  ganze  Reichsgebiet  hin  (1910  im 
Baugewerbe,  1913  im  Malergewerbe).  Ebenso 
genügt  die  heutige  lose  Zusammenfassung 
für  die  Vereinbarung  und  Durchführung  von 
Reichstarifverträgen.    Eine  straffe  Zentra- 
lisation der  Arbeitgeberschaft  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  Unternehmerpersönlichkeiten 
wie  auf  die  örtlicheEigenart  vieler  Wirtschafts- 
gebiete und  -zweige  immer  schwerer  sein  als 
auf  Seiten  der  Arbeiter  und  Angestellten. 
In  den  kleinen  Wirtschaftsgebieten  der  drei 
skandinavischen  Länder  ist  sie  bisher  am 
besten  gelungen. 

Die  Leitung  der  Arbeitgeberverbände 
lag  in  Deutschland  anfangs  fast  überall  nur 
in  der  Hand  eines  ehrenamtlichen  „Vor- 
standes", heute  tatsächlich  überwiegend  in 
der  Hand  des  besoldeten,  meist  volkswirt- 
schaftlich und  juristisch  vorgebildeten  „Syn- 
dikus", „Geschäftsführers"  oder  „General- 
sekretärs".    Viele  dieser  Beamten  führen 
gleichzeitig  die  Geschäfte  mehrerer,  manch- 
mal nicht  im  geringsten  Zusammenhang  mit- 
einander Steheuder  Organisationen.  Ver- 
einigte Geschäftsfülirung  von  Arbeitgeber- 
verband und  Fachverband  derselben  Berufs- 
gruppe oder  Industrie  ist  besonders  häufig. 
Außer  dem  Vorstand,  dem  der  Geschäfts- 
führer zunächst  verantwortlich  ist,  besteht 
meist  noch  ein  —  seltener  einberufener  — 
„erweiterter  Vorstand"  oder  „Ausschuß"; 
die  „Hauptversammlung"  sämtlicher  Mit- 
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glieder  oder  der  Delegierten  der  Mitglieder 
oder  Unterverbände  pflegt  alljährlich  zu 
tagen,  außerdem  bei  besonders  dringenden 
Anlässen.  Das  Stimmrecht  ist  dabei  nur  in 
kleinen  Verhältnissen  für  alle  Mitglieder 
gleich;  viel  verbreiteter  ist  Abstufung  des 
Stimmrechts  nach  der  Zahl  der  beschäftigten 
Arbeiter  oder  nach  der  Jahreslohnsumme 
(beides  meist  mit  Klassenbildung,  wobei 
kleinere  Betriebe  verhältnismäßig  begünstigt 
werden). 

Die  Beiträge  sind  in  der  Regel  ähnlich 
gestuft  wie  das  Stimmrecht  in  der  Hauptver- 
sammlung; Beitragsleistung  in  Anpassung  an 
die  Jahreslohnsumme  der  Betriebe  ist  wohl 
am  verbreitetsten.  Bei  den  Arbeitgeberver- 
bänden des  Handwerks  ist  eine  Kombination 
von  Kopfbeitrag  und  Umlagebeitrag  nach  der 
Jahreslohnsumme  häufig.  Die  Umlagen  sind 
je  nach  der  inneren  Stärke  der  Verbände  sehr 
verschieden  hoch;  Beiträge  von  50  Pf.  bis 
4  M.  auf  je  1000  M.  Jahreslohnsumme  dürfen 
als  typisch  gelten.  Föderationen  von  Arbeit- 
geberverbäiiden  verlangen  auch  noch  nie- 
drigere Sätze.  Verbände,  die  eine  versiche- 
rungsähnliche Streikentschädigung  einge- 
richtet haben,  erheben  natürlich  die  höchsten 
Beiträge.  Im  Notfalle  kommen  Sonderum- 
lagen, auch  Sammlungen  in  Unternehmer- 
kreisen für  einzelne  Verbände  oder  Betriebe 
vor.  Im  Baugewerbe  sind  sogar  Versuche  mit 
Besteuerung  der  Lieferanten  gemacht  worden. 
Die  Vermögensstöcke  der  Arbeitgeberver- 
bände sind  meist  gering,  keinesfalls  mit  den 
Beständen  der  großen  Gewerkschaften  ver- 
gleichbar. Nur  das  Vermögen  der  „Vereini- 
gung der  deutschen  Arbeitgeberverbände" 
soll ,, bedeutend"  sein.  Näheres  ist  aber  nicht 
bekannt  geworden.  Im  allgemeinen  macht 
die  Kapitalkraft  der  einzelnen  Betriebe  die 
Ansammlung  größerer  Verbandsvermögen 
entbehrlich,  außer  für  die  unten  besonders 
behandelten  Streikentschädigungsgesell- 
schaften, die  aber  bisher  nur  Minderheiten 
der  Arbeitgeberschaft  umfassen. 

Der  Beitritt  zum  Arbeitgeberverband 
steht  in  der  Regel  jedem  Interessenten  offen. 
Vereinzelt  werden  in  großstädtischen  ge- 
mischten Verbänden  und  in  Fachver- 
bänden der  Industrie  die  kleinsten  Betriebe 
ferngehalten.  Gegen  den  Beitritt  von  Be- 
trieben, in  denen  gerade  ein  Arbeitskampf 
ausgebrochen  ist  oder  offenbar  bevorsteht, 
enthalten  einige  Satzungen  Sicherungen;  er 
kann  ganz  abgelehnt  werden  oder  begründet 
doch  für  die  ersten  Monate  keine  geldlichen 
Unterstützungsansprüche.  Bei  großen  allge- 
meinen Kämpfen  wird  man  von  solchen 
Bestimmungen  aber  in  den  Arbeitgeber- 
verbänden wohl  ebensowenig  Gebrauch 
machen  wie  in  den  Gewerkschaften.  Der 
Austritt  ist  meist  nur  nach  mehrmonat- 
licher manchmal  einjähriger,   selbst  zwei- 


jähriger Kündigung  und  zum  Schluß  des 
Geschäftsjahres  möglich;  einige  Verbände 
verbieten  ihn  ausdrücklich,  solange  der  Ver- 
band in  einem  Kampfe  steht.  Selbstverständ- 
lich stehen  alle  diese  Beschränkungen  für  den 
Austritt  mit  §  152  Abs.  II  der  GO.  in  Wider- 
spruch und  sind,  solange  dieser  Paragraph  in 
Kraft  steht,  rechtsungültig. 

Die  Disziplin  im  Arbeitgeberverband 
wird  mit  den  schärfsten  Mitteln  gewahrt,  die 
in  der  (im  allgemeinen  älteren)  Kartell- 
bewegung ausgebildet  worden  sind;  sie  ist 
mindestens  ebenso  rücksichtslos  wie  die 
Disziplin  der  Gewerkschaften,  wenn  sie  auch 
an  Stelle  der  körperlichen  Bedrohung  und 
Beleidigung  nur  wirtschaftliche  und  gesell- 
schaftliche Schädigungen  anwendet.  Nach 
§  152  GO.  „steht  jedem  Teilnehmer"  an 
Vereinigungen  und  Verabredungen  gewerb- 
licher Arbeitgeber  „der  Rücktritt  frei",  und 
,,es  findet  aus  letzteren  weder  Klage  noch 
Einrede  statt".  Diese  Bestimmungen  haben 
aber  die  Ausbildung  eines  entwickelten  Straf- 
systems in  den  Arbeitgeberverbänden  nicht 
verhindert.  Um  die  oft  hoch  in  die  Tausende 
gehenden  Geldstrafen  sicherzustellen,  müssen 
die  Mitglieder  in  vielen  Verbänden  Kautionen 
in  Bargeld,  Wertpapieren  oder  (besonders 
häufig)  Sichtwechseln  hinterlegen.  Um  ihren 
Kredit  nicht  zu  gefährden,  werden  die  diszi- 
plinarisch bestraften  oder  ausgetretenen  Ver- 
bandsmitglieder solche  Kautionswechsel  in 
der  Regel  einlösen;  daß  sie  dazu  gesetzlich 
nicht  verpflichtet  sind,  ist  mehrfach  gericht- 
lich festgestellt  worden.  Innungen,  die  sich 
als  Arbeitgeberverbände  betätigten  (was  heute 
selten  geworden  ist),  gingen  gegen  ungehor- 
same Mitglieder  auch  mit  Ordnungsstrafen 
auf  Grund  des  §  92c  GO.  vor.  Seltener  als 
Geldstrafen  sind  Ausschließungen  aus  dem 
Arbeitgeberverband;  wenn  sie  mit  Verrufs- 
erklärungen bei  Lieferanten  und  Kunden  und 
mit  gesellschaftlichem  Boykott  verbunden 
sind,  was  gelegentlich  besonders  im  Klein- 
gewerbe vorgekommen  ist,  so  können  sie  bis 
zur  völligen  wirtschaftlichen  und  gesellschaft- 
lichen Existenzvernichtung  führen.  Die 
gleichen  Waffen  der  ,, Materialsperre"  und 
,,  Kundschaftssperre"  werden  in  erregten 
Zeiten  auch  gegen  Außenseiter  angewandt, 
die  sich  dem  Arbeitgeberverbande  nicht  an- 
schließen wollen  oder  gar  in  den  Weg  stellen. 
Dieser  „Terrorismus"  ist  aucli,  solange 
§  153  GO.  noch  in  Kraft  war  (bis  1918), 
kaum  je  auf  gerichtliche  Behinderung  ge- 
stoßen; er  spielt  sich  verborgener  ab  als  der 
,, Terrorismus"  der  Streikposten,  ist  aber 
nicht  weniger  wirksam.  Einige  Verbände 
(Metallschlägerei,  Chemigraphie,  Buchdruck, 
Malergewerbe)  haben  vielumstrittene  Ver. 
suche  gemacht,  mit  Hilfe  ihrer  Tarifverträge 
alle  Außenseiter  in  den  Arbeitgeberverband 
hineinzuzwingen.    Im  Buchdruck  hat  dieser 
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Versuch  zum  Organisationszwang  1906  zur 
Gründung  eines  „Arbeitgeberverbandes  für 
das  Buclidruckgewerbe"  als  Gegenorgani- 
sation gegen  den  „Deutschen  Buehdruciier- 
verein"  geführt.  Auf  der  anderen  Seite  sind 
gelegentlich  auch  von  gewerkschaftlicher  Seite 
Ueberläufervereine  von  Arbeitgebern  —  sozu- 
sagen „gelbe"  Arbeitgeberverbände  —  ge- 
schaffen worden,  in  denen  man  bei  Arbeits- 
kämpfen alle  Abgefallenen  und  Bewilligenden 
zusammenzufassen  suchte  („freie"  Vereini- 
gungen von  Bäckermeistern,  Glasermeistern, 
Schneidermeistern,  Friseuren  in  Berlin), 
natürlich  Organisationen  ohne  wirkliche 
Lebenskraft. 

Aeußerlich  sind  die  Organisationserfolge 
der  Arbeitgeberverbände  sehr  bedeutend;  die 
Mitglieder  der  Arbeitgeberverbände  beschäf- 
tigten schon  im  letzten  Jahrzehnt  vor  dem 
Kriege  mehr  Arbeiter,  als  die  ihnen  gegen- 
überstehenden Gewerkschaften  zu  organi- 
sieren vermocht  hatten.  Im  Innern  der 
Arbeitgeberverbände  ist  der  Z  u  s  a  m  m  e  n  h  a  1 1 
aber  nicht  so  stark  wie  bei  den  Gewerk- 
schaften. Gemeinsame  Abwehr  ist  kein 
positives,  mit  fortreißendes  Ideal;  die  privat- 
wirtschaftlichen Interessen  der  einzelnen  Mit- 
glieder sind  oft  stärker  als  alle  Solidarität. 
In  der  Hochkonjunktur  überbietet  man  ein- 
ander auf  dem  Arbeitsmarkt.  Oft  erschweren 
auch  persönliche  Gegensätze,  Unterschiede  in 
der  Betriebsgröße  und  in  der  gesellschaft- 
lichen Herkunft  der  Unternehmer,  manchmal 
auch  Stammesgegensätze  (Norden  und  Süden, 
Berlin  und  das  Rheinland)  das  dauernde  Zu- 
sammenarbeiten. Auch  die  Tatsache,  daß  die 
Führer  der  Arbeitgeberverbände,  akademisch 
gebildete  besoldete  Beamte,  nicht  aus  dem 
Unternehmertum  selbst  herausgewachsen  sind 
und  nie  so  vollständig  mit  ihm  denken  und 
fühlen  können  wie  die  aus  der  Arbeiterschaft 
stammenden  Gewerkschaftssekretäre,  mindert 
die  Stoßkraft.  So  wird  die  Abwehr  immer  die 
Hauptleistung  der  Arbeitgeberverbände 
bleiben. 

Nirgends  wohl  ist  die  tatsächliche  Disziplin 
der  Arbeitgeberverbandsmitglieder  —  strenge 
disziplinarische  Grundsätze  in  den  Satzungen 
sind  natürlich  viel  weiter  verbreitet!  —  größer 
als  in  den  drei  skandinavischen  Ländern.  In 
allen  drei  Ländern  sind  große  allgemeine 
Aussperrungen  mit  monatelanger  Stillegung 
der  Betriebe  durchgeführt  und  durchgehalten 
worden  (Dänemark  1899,  Schweden  1909, 
Norwegen  1911).  Dabei  waren  die  starken 
und  straffen  Arbeitgeberverbände  dieser  drei 
Länder  auch  schon  vor  dem  großen  Kriege 
durchaus  nicht  ,, scharfmacherisch",  verhan- 
delten ohne  weiteres  mit  den  entgegenstehen- 
den Gewerkschaften  und  entwickelten  den 
Tarifvertrag  in  mustergültiger  Weise. 

S.  Tätigkeit.  Auseinandersetzung  mit 
Arbeitern  und  Angestellten  ist  die  Hauptauf- 


gabe jedes  Arbeitgeberverbandes.  In  der 
Anfangszeit  hieß  das  in  Deutschland  nicht 
ganz  selten  —  im  Auslande  viel  seltener  — 
Vernichtung  der  Gewerkschaften;  später 
heißt  es  oft  genug  Kampf  mit  ihnen;  dann 
Verhandlung,  Verständigung,  selbst  Benut- 
zung ihres  Einflusses  zur  Ueljerwindung  eines 
„wilden"  Radikalismus.  So  hat  die  Tätigkeit 
der  Arbeitgeberverbände  im  einzelnen  ge- 
wechselt; Abwehr  von  Störungen  des  Wirt- 
schaftsprozesses, die  den  kapitalistischen 
Gewinn  einschränken  oder  gefährden  könnten, 
bleibt  aber  immer  das  Ziel. 

a)  Die  Vernichtung  der  Gewerkschaften 
ist  in  fast  allen  Ländern  vor  der  Entstehung 
von  Arbeitgeberverbänden  jahrzehntelang  mit 
politischen  Machtmitteln  versucht  wor- 
den. Allgemeines  Strafrecht  und  besonderes 
Koalitionsstrafrecht,  Gesetze  und  Gesetzes- 
entwürfe gegen  die  ,, Sozialisten"  und  gegen 
den  ,, Umsturz",  Verwaltungsraaßnalimen 
gegen  Arbeitervereine  und  Polizeimaßnahmen 
gegen  Streiks  schienen  geeignete  Mittel. 
Viele  ,, Fachverbände"  der"  Industrie  haben 
auch  in  Deutschland  in  dieser  Richtung  auf 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  eingewirkt; 
erst  nach  dem  Scheitern  der  sog.  „Zuchthaus- 
vorlage" von  1899  erschien  die  Selbstliilfe  im 
Arbeitgeberverband  allmählich  selbst  in 
löeisen  der  „schweren  Industrie"  aussichts- 
reicher als  der  Ruf  nach  Gesetzgebung  und 
Polizei.  Immerhin  sind  noch  1913  und  1914 
in  Deutschland  koalitionsfeindliche  Gesetz- 
gebungsvorschläge auch  von  Arbeitgeber- 
verbänden und  besonders  von  der  Arbeit- 
geberverbandspresse mit  Leidenschaft  ver- 
fochten worden.  Seitdem  hat  die  veränderte 
innerpolitische  Lage  diese  Bestrebungen  einst- 
weilen verschwinden  lassen. 

Die  bedeutendsten  eigenen  Waffen  der 
jungen  Arbeitgeberverbände  zur  Nieder- 
zwingung, wenn  nicht  gar  Vernichtung  der 
Gewerkschaften  waren  ,, schwarze  Liste", 
koalitionsfeindlicher  ,, Revers"  und  unpari- 
tätischer Arbeitsnachweis.  ,, Schwarze 
Listen"  —  im  Wirtschaftsleben  schon  früher 
verwendet  zur  Warnung  vor  Schwindel- 
firmen, Scliwindelwaren,  schlechten  Zahlern 
usw.  —  teilten  allen  Mitgliedern  des  Arbeit- 
geberverbandes die  Namen  von  ,, Agitatoren", 
,, Hetzern",  „Aufwieglern"  mit,  die  man  so 
aus  allen  Verbandsbetrieben  auszuschließen 
suchte.  Die  Listen  waren  geheim;  jede  Mög- 
lichkeit der  Kontrolle  und  Berufung  fehlte. 
Dauernde  Erfolge  haben  die  Listen  nicht 
gehabt.  Manche  deutsche  Arbeitgeberver- 
bände, wie  die  des  Buchdrucker-  und  des 
Baugewerbes,  haben  sie  niemals  verwendet. 
Sehr  verbreitet  waren  sie  im  Saarrevier,  als 
dort  Alexander  Tille  wirkte.  Abgemildert 
verwendete  sie  1908  der  rheinisch-westfälische 
Zechenverband,  indem  er  mit  ihrer  Hilfe 
Vertragsbrüchige  Bergarbeiter  für  6  Monate 
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auszusperren  versuchte.  Seit  den  damals  sekr 
leidenschaftlich  geführten  öffentlichen  Er- 
örterungen sind  Listen  dieser  Art  wohl  nur 
noch  ausnahmsweise  versandt  worden.  Auch 
der  koalitionsfeindliche  „Revers",  eine 
vom  Arbeiter  oder  Angestellten  bei  Strafe 
der  Entlassung  oder  Aussperrung  zu  unter- 
zeichnende Erklärung,  keiner  Organisation 
zurzeit  anzugehören  oder  in  Zukunft  bei- 
treten zu  wollen,  hat  die  Gewerkschafts- 
bewegung nicht  für  die  Dauer  aufhalten 
können.  Trotzdem  sind  Reverse  dieser  Art 
bis  in  das  letzte  Jahrzehnt  vor  dem  großen 
Kriege  immer  wieder  vereinzelt  aufgetaucht; 
alsdie Arbeiterbewegung  sich  bereits  durch- 
gesetzt hatte,  suchte  man  hier  und  da 
wenigstens  die  Angestelltenbewegung  mit 
solchen  Mitteln  zu  zerdrücken.  Koalitions- 
feindliche Reverse  sind  rechtsungültig,  weil 
sie  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen  (§  138 
BGB.);  auf  Arbeitgeberseite  rechnete  man 
aber  damit,  daß  viele  Unterzeichner  sich 
trotzdem  durch  ilire  Unterschrift  für  mora- 
lisch gebunden  halten  würden.  Am  längsten 
haben  die  Reverse  sich  gehalten,  wo  man  sie 
nur  in  Kampfzeiten  den  tatsächlich  wohl  stets 
unorganisierten  „Arbeitswilligen"  vorlegte, 
die  vorübergehend  in  bestreikte  Betriebe  ein- 
traten. 

b)  Die  stärkste  koalitionsfeindliche  Waffe 
in  der  Frühzeit  der  Arbeitgeberverbände  war 
der  von  den  Unternehmern  eingerichtete 
Arbeitsnachweis.  Der  deutsche  „Arbeit- 
gebernachweis" der  90er  Jahre  —  das  Aus- 
land zeigt  Versuche  mit  ähnlichen  Einrich- 
tungen besonders  in  Oesterreich,  Ungarn, 
Italien  und  vereinzelt  in  den  Vereinigten 
Staaten  —  war  in  friedlichen  Zeiten  KontroU- 
stellezurFernhaltungunerwünschter,, Hetzer" 
usw.,  in  Kampfzeiten  Werbestelle  für  ,, Ar- 
beitswillige"; er  war  also  durchaus  Kampfes- 
waffe und  betrieb  die  Arbeitsvermittlung 
nicht  um  ihrer  selbst  willen.  Die  ersten 
,, Arbeitgebernachweise"  sind  Ende  der  80  er 
Jahre  in  Hamburg  eingerichtet  worden;  Ver- 
bände der  Metallindustrie  und  gemischte 
Arbeitgeberverbände  waren  in  den  90  er 
Jahren  ihre  Vorkämpfer.  Seit  1898  fanden 
Jür  ihre  Leiter  und  Beamten  wiederholt 
Arbeitsnachweiskonferenzen  statt.  Bis  1914 
"war  der  Arbeitgebernachweis  —  wenn  auch 
in  starkem  Wettbewerb  mit  den  öffentlichen 
Arbeitsvermittlungen  — in  auf  steigender  Ent- 
wicklung; Kessler  zälilte  1911:  206,  Zahn- 
brecher 1914:  256  Nachweisstellen.  Von 
diesen  256  entfielen  auf  das  Baugewerbe  63, 
das  Verkehrsgewerbe  38,  die  Metallindustrie 
36,  gemischte  Arbeitgeberverbände  33,  den 
Bergbau  19,  die  Landwirtschaft  17,  das  Be- 
kleidungs-  und  Reinigungsgewerbe  15,  die 
Holzindustrie  9,  die  Textilindustrie  8,  Nah- 
rungs-und  Genußmittelgewerbe  6,  die  Papier- 
industrie 5,  die  Industrie  der  Steine  und 


Erden  4,  die  Lederindustrie  3.  Die  Verteilung 
über  die  einzelnen  Erwerbszweige  war  also 
lückenhaft  und  unausgeglichen.  Ebenso  auch 
die  Verteilung  über  das  Reichsgebiet:  Ham- 
burg-Altona und  seine  Nachbarschaft,  Berlin 
und  Brandenburg,  Königreich  und  Provinz 
Sachsen  sowie  Rheinland-Westfalen  waren 
Hauptgebiete.  Im  übrigen  Deutschland 
waren  Arbeitgebernachweise  selten,  in  großen 
Industriegebieten  wie  in  Oberschlesien,  im 
linksrheinischen  Textügebiet  und  an  der  Saar 
fehlten  sie  gänzlich.  Hauptsächlich  besetzt 
waren  Großstädte,  allen  voran  Hamburg- 
Altona  und  Berlin. 

Für  ihre  ursprünglichen  Aufgaben  haben 
die  Arbeitgebernachweise  sich  nicht  bewährt. 
Das  sogenannte  „Berliner  System",  das  die 
Umschau  auf  dem  Arbeitsmarkte  tatsächlich 
nicht  beseitigte,  sondern  nur  bereits  ange- 
nommene Arbeitskräfte  an  der  Hand  „schwar- 
zer Listen"  und  anderer  Notizen  nachträglich 
begutachtete,  wurde  nach  1900  allgemein 
aufgegeben.  Auch  die  Anwerbung  von 
,, Arbeitswilligen"  für  bestreikte  Betriebe 
konnte,  je  mehr  die  Gewerkschaftsbewegung 
und  die  Arbeiterpresse  erstarkte,  um  so 
weniger  Erfolge  erzielen;  man  überließ  sie 
schließlich  vielfach  ganz  gewerbsmäßigen 
Streikbrecheragenturen  in  Berlin  und  Ham- 
burg, die  aus  der  Hefe  der  Großstädte  ge- 
eignete Kräfte  zusammenzubringen  verstan- 
den. Inzwischen  gingen  die  Nachweise  der 
Arbeitgeberverbände  allmählich,  in  den  90  er 
Jahren  noch  vereinzelt,  im  letzten  Jahrzehnt 
vor  dem  großen  Kriege  allgemein,  zu  wirk- 
licher Arbeitsvermittlungstätigkeit  über,  die 
großindustrieUen  Nachweise  dabei  fast  all- 
gemein gestützt  auf  einen  streng  durch- 
geführten Zwang  für  alle  Verbandsfirmen, 
ihren  gesamten  Arbeiterbedarf  nur  durch  den 
Verbandsnachweis  zu  decken  („Hamburger 
System",  zuerst  durchgeführt  vom  Verband 
der  Eisenindustrie  in  Hamburg).  Von  70  Ar- 
beitgebernachweisen, die  1914  an  Zahn- 
brecher  berichteten,  hatten  diesen  Be- 
nutzungszwang 44.  Dies  waren  zugleich  auch 
die  Nachweise  mit  großen  Vermittlungs- 
ziffern (Bergbau,  Metallindustrie,  Verkehrs- 
gewerbe); die  anderen,  besonders  die  meisten 
des  Baugewerbes,  blieben  an  Bedeutung 
hinter  den  immer  weiter  um  sich  greifenden 
öffentlichen  Nachweisen  allmählich  zurück. 
Unter  dem  Gesichtspunkte  der  Ordnung  des 
Arbeitsmarktes  war  das  ,, Obligatorium" 
zweifellos  zu  begrüßen. 

In  den  letzten  Jahren  vor  dem  großen 
Kriege  waren  alle  Arbeitgebernachwcisewirk- 
liche  „Arbeitsnachweise".  Der  Gedanke,  sie 
zur  Ausmerzung  der  Organisierten  aus  den 
Betrieben  zu  benutzen,  bestand  nicht  mehr. 
Man  woUte  lediglich  ,,den  rechten  Mann  an 
die  rechte  Stelle  bringen".  Ausgeschlossen 
wurden  im  allgemeinen  nur  Streikende  und 
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Ausgesperrte,  solange  ihr  Kampf  dauerte, 
dann  auf  kurze  Fristen  nachweisbar  Vertrags- 
brüchige und  —  aus  disziplinaren  Gründen, 
■wie  auch  bei  anderen  Arbeitsnachweisen  — 
Skandalmacher,  die  durch  Beleidigungen 
u.  dgl.  den  Betrieb  des  Nachweises  schwer 
gestört  hatten.  Sperren  aus  anderen 
Gründen, Maßregelungen",  wurden  von  vielen 
musterhaft  geführten  Nachweisstellen  nicht 
mehr  verhängt;  die  entsprechenden  Erklär- 
ungen maßgebender  Verbandsgeschäftsführer 
(Dr.  Flechtner  1910  auf  dem  Breslauer 
Arbeitsnachweiskongreß;  Dr.  Zahnbrecher 
1914)  sind  durchaus  glaubwürdig.  Anderer- 
seits sind  noch  1909  Fälle  skandalöser,  will- 
kürlicher Ausschließung  beim  „Arbeitsnach- 
weis der  Industrie  Mannheim-Ludwigshafen" 
nachgewiesen  worden.  Fälle  von  Sperrung 
wegen  vielleicht  beträchtlicher,  jedenfalls 
aber  gerichtlich  nicht  nachgeprüfter  Delikte, 
auch  wegen  „agitatorischen  Eintretens  für 
unangemessene  Arbeitsbedingungen"  stellte 
Kessler  1911  zur  Erörtenmg,  und  selbst 
Zahnbrecher  berichtete  1914  noch  von 
Arbeitgebernachweisen,  bei  denen  dem  Ar- 
beiter über  die  erfolgte  Sperrung  ,,jede  Aus- 
kunft verweigert"  wurde,  und  bei  denen  ein 
Beschwerdeweg  in  keiner  Form  bestand. 
Kein  Wunder,  wenn  das  Mißtrauen  der  Ar- 
beiterschaft gegen  die  „Maßregelungsbureaus" 
nicht  zur  Ruhe  kam.  Möglichkeiten  für  die 
Arbeiter,  die  auf  dem  Nachweis  geführten 
Bücher,  Karten  und  Listen  nachzuprüfen 
und  an  der  Erledigung  von  Beschwerden  mit- 
zuwirken, fehlten  fast  durchweg;  nur  der 
Hamburger  Hafenbetriebsverein,  an  Ver- 
mittlungsziffern (freilich  für  ganz  kurzfristige 
Arbeitsverträge)  der  erste  im  ganzen  deut- 
schen Arbeitsnachweiswesen,  hatte  für  seine 
Nachweisstellen  in  Hamburg  und  Harburg 
paritätische  Beschwerdeausschüsse  einge- 
richtet. Im  übrigen  lehnten  die  Arbeitgeber- 
verbände jede  Beteiligung  der  Arbeiter  an 
der  Verwaltung  ihrer  Nachweise  entschieden 
ab,  so  nachdrücklich  sie  in  den  letzten  Vor- 
kriegsjahren die  völlige  Sachlichkeit  ihres 
Vermittlungsdienstes  betonten.  Selbst  die 
organisatorisch  vorzüglichen  Arbeitsnach- 
weise der  bayerischen  Metallindustriellen  in 
München,  Augsburg  und  Nürnberg,  die  ihre 
Nachweiskarten  vor  den  Augen  des  Arbeiters 
am  Schalter  ausfüllen  ließen  und  zweifellos 
keine  Geheimnisse  zu  verbergen  hatten, 
blieben  in  einseitiger  unparitätischer  Ver- 
waltung. So  konnten  bald  vermeintliche, 
bald  wirkliche  Mißstände  bei  einzelnen  Arbeit- 
gebernachweisen (Mannheim-Ludwigshafen, 
Leipziger  Metallindustrie,  Zechenverband  des 
Kuhrgebiets)  immer  wieder  zu  öffentlicher 
Erregung  führen  und  Kämpfe  um  den  Arbeits- 
nachweis die  Auseinandersetzungen  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  vermehren  und 
verschärfen.      Erst  das  Abkommen  vom 
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j  15./XL  1918  zwischen  den  großen  Verbänden 
I  der  Ai'beitgeber,  Angestellten  und  Arbeiter 
I  führte  die  Entwicklung  von  der  Kontrollstelle 
und   Streikbreeherwerbestelle   zur  gemein- 
I  nützigen  Vermittlungsanstalt  ganz  zu  Ende; 
I  die  Vereinbarung  legte  unter  Ziffer  5  fest: 
„gemeinsame  Regelung  und  paritätische  Ver- 
waltung des  Arbeitsnachweises".  Der  Arbeit- 
gebernachweis hat  seitdem  seine  Bedeutung 
als    selbständige    Nachweisform  verloren: 
seine  Ueberführung  in  die  allgemeine  öffent- 
liche Arbeitsvermittlung  ist  wohl  nur  noch 
eine  Frage  kurzer  Zeit.    In  manchen  alten 
Verbreitungsgebieten  wie  im  Baugewerbe, 
in  der  Textilindustrie,  der  Holzindustrie,  der 
Landwirtschaft  ist  diese  Entwicklung  schon 
'  vollzogen;  nur  im  Ruhrbergbau,  in  der  Metall- 
I  Industrie  und  im  Hamburger  Hafen  leben  die 
!  alten  Nachweisstellen  mit  paritätischer  Ver- 
[  waltung  noch  fort.  Insgesamt  entfielen  aber 
1919  von  4  678  000  statistisch  erfaßten  Arbeits- 
I  vermitthingen  nur  noch  462000  (d.  h.  10%) 
auf  solche  scheinbaren  „Arbeitgebernach- 
weise", während  1914  von  3215000  Vermitt- 
lungen 613000  (d.  h.  19%),  1913  von  2626000 
Vermittlungen  866000  (d.  h.  33%)  von  wirk- 
lichen „Arbeitgebernachweisen"  bewirkt  wor- 
den waren.  Die  Statistik  vieler  Arbeitgeber- 
nachweise hat  übrigens  vor  dem  Kriege  zu 
scharfer    Kritik    herausgefordert;    die  im 
„Reichsarbeitsblatt"  und  im  „Statistischen 
Jahrbuch"  veröffentlichten  Zahlen  sind  in- 
folge mannigfacher  Fehlerquellen  (vgl.  die 
Untersuchungen  von  Kessler  und  Zahn- 
brecher) teilweise  so  wenig  wertvoll,  daß 
vor  ihrer  wissenschaftlichen  Benutzung  ge- 
warnt werden  muß.   Nur  die  Vermittlungs- 
zahlen der  20  größten  Nachweise  aus  den 
letzten  Friedensjahren  seien  auf  S.  722  an- 
geführt. 

c)  Alle  Versuche  einzelner  Arbeitgeberver- 
bände, die  ihnen  gegenüberstehenden  Gewerk- 
schaften zu  vernichten,  sind  gescheitert.  In 
Deutschland  liegt  die  Zeit  dieser  Versuche 
nach  den  Ereignissen  von  1914  und  1918 
scheinbar  schon  so  fern,  daß  die  heutigen 
Arbeitgeberverbände  sich  ihrer  ungern  er- 
innern werden,  vielleicht  überhaupt  nicht 
mehrerinnern.  DieSchriften  vonLegienund 
Nestriepke  über  das  Koalitionsrecht  wie 
auch  die  Arbeiten  von  Kulemann  und 
Kessler  enthalten  aber  für  die  Vergangenheit 
Beweisstoff  genug  für  die  Betätigung  solcher 
Bestrebungen.  Vertiefte  Einsicht  auf  der 
Unternehmerseite  wie  verstärkte  Macht  auf 
der  Gegenseite  werden  diese  Ziele  aber  nun 
wohl  nie  wieder  auftauchen  lassen. 

Der  Weg  von  der  Erkenntnis,  daß  man 
die  Gewerkschaftsbewegung  nicht  vernichten 
könne,  bis  zur  planmäßigen  Zusammenarbeit 
mit  ihr  war  in  Deutschland  freilich  noch  weit. 

Schon  der  erste  Schritt  war  schwer,  die 
Anerkennung  der  Gewerkschaften  als 
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Hafenbetriebsverein,  Hamburg  mit  allen  Nebenstellen   

Zei-henverband,  Essen  mit  allen  Nebenstellen  

Verband  der  Eisenindustrie,  Hamburg  

Verband  Berliner  Metallindustrieller  

Verein  Hamburger  Reeder  

Arbeitgeberverband  der  Industrie  Mannheim-Ludwigshafen  

Verband  Deutscher  Landwirte,  Hamburg  

Chemnitzer  Bezirksverband  deutsrher  Metallindustrieller   

Arbeitgeborverband  Unterweser  (Metallindustrie),  Bremerhaven .  .  . 

Vereinigung  der  Eiscnindustriellcn,  Stettin  

Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe,  Hannover  

Arbeilgeberverband  für  die  Kreise  Hagen  und  Schwelm  

Verein  der  Metallindnstriellen,  Hannover  

Arbeitgeberverband  der  Eisen-  und  Metallindustrie,  Kiel  

Verband  der  Metallindustriellen,  Leipzig  

Arbeitgeberverband  (Metallindustrie),  Remscheid  

Verband  der  Textilindustriellen,  Chemnitz  

Arbeitgeberverband  der  Textilindustrie,  Forst  

Verein  der  Arbeitgeber,  Harburg  

Arbeitgeberverband  für  Handwerk,  Industrie  und  Landwirtschaft, 
Flensburg   


1913 

1912 

444  288') 

392  735') 

284  777 

228  297 

59 

64  538 

45  780 

60  930 

29  633 

27  825 

28  470 

28  623 

1 8  105 

16  931 

15  606 

23  860 

14  202 

II  728 

13  271 

II  721 

13050 

16  lOI 

12  460 

16303 

II  805 

19  038 

10  287 

13  731 

9  919 

1 7  619 

8  623 

10 174 

7995 

8993 

7941 

13  774 

7  836 

10  764 

7780 

6038 

')  Ganz  kurzfristige  Arbeitsstellen,  meist  nur  für  Tage  oder  Stunden. 


Vertreter  der  Arbeiterschaft.  „Niemals", 
hatte  H.  A.  Bueck,  der  Geschäftsführer  des 
Zontralverbandes  deutscher  Industrieller, 
1890  beim  „Verein  für  Sozialpolitik"  in 
Frankfurt  erklärt,  „niemals  werden  die 
deutschen  Arbeitgeber  mit  den  Vertretern  der 
Arbeiterorganisationen  oder  anderen  außer- 
halb stehenden  Leuten  auf  dem  Fuße  der 
Gleichberechtigung  verhandeln."  Die  Tat- 
sache, daß  die  Gewerkschaften  anfangs  nur 
Minderheiten  vertraten,  ihr  radikales  Auf- 
treten im  allgemeinen  und  Entgleisungen 
einzelner  in  Einzelfällen  mochten  oftmals  die 
Ablehnung  eines  Vcrhandelns  mit  ihnen 
erklären;  aus  dieser  Ablehnung  aber  einen 
leidenschaftlich  verfochtenen  Grundsatz  zu 
machen,  war  sicher  falsch.  Im  Ausland  hat 
die  Arbeitgeberbewcgung  in  der  Tat  nur 
selten  einen  solchen  Grundsatz  geäußert  oder 
gar  verfochten.  Buchdruckergewerbe  und 
Handwerk  haben  ihn  übrigens  auch  in  Deutsch- 
land nie  ausgesprochen,  auch  der  gemischte 
Arbeitgeberverband  in  Hamburg-Altonalehnte 
ihn  ab;  allmählich  griff  die  Verhandlungs- 
bereitschaft auch  in  der  deutschen  Industrie 
um  sich,  von  der  Brauindustrie,  Schuh- 
industrie und  Zigarettenindustrie,  die  voran- 
gingen, bis  hinein  in  die  Metall-  und  Textil- 
industrie. Am  längsten  wehrte  sich  der  Berg- 
bau und  die  Großeisenindustrie.  Das  Jahr 
1914  brachte  starke  Fortschritte,  aber  erst 
da?  Abkommen  vom  15. /XI.  1918  ließ  Biiecks 
„Niemals"  als  endgültig  und  allgemein  auf- 
gegeben erkennen.  Das  Abkommen  von  1918 
beginnt  mit  den  Sätzen :  „Die  Gewerkschaf len 
werden  als  berufene  Vertreter  der  Arbeiter- 
gchait  anerkannt."  Unterzeichnet  haben  dies 


Abkommen  unter  anderen  auch  die  Verbände 
der  Eisen-  und  Stahlindustriellen,  der  Metall- 
industrie, chemischen  Industrie,  Textilin- 
dustrie und  Papierindustrie,  also  die  alten 
Stützen  des  gewerkschaftsfeindlichen  „Zen- 
tralverbandes deutscher  Industrieller". 

Statt  mit  Gewerkschaftsvertretern 
wünschten  die  rückständigen  Arbeitgeber- 
kreise vor  1918  ausschließlich  „mit  der 
eigenen  Arbeiterschaft"  zu  verhandeln.  Sol- 
chen vom  Zufall  bestimmten,  im  Verhandeln 
ungeschulten,  wirtschaftlich  abhängigen 
„eigenen  Leuten"  gegenüber  hatte  man  da- 
mals meist  leichtes  Spiel.  1918  trat  darin  ein 
vollständiger  Umschwung  ein ;  wilde  ,,Betriebs- 
räte"  und  „revolutionäre  Obleute"  führten  in 
zahllosen  Betrieben  das  große  Wort,  und 
nicht  selten  wurden  gegen  diese  radikalen 
Geister  (die  meist  kurz  vorher  noch  un- 
organisiert gewesen  waren)  die  erfahrenen  und 
besonnenen  alten  Gewerkschaftsführer  zu 
Hilfe  herbeigerufen.  Nach  Schaffung  des 
Betriebsrätegesetzes  bietet  sich  nun  die 
Möglichkeit,  mit  einer  legalen  Vertretung  des 
eigenen  Personals  zu  verhandeln,  die  in  der 
Regel  zugleich  gewerkschaftlich  geschult  und 
beraten  sein  wird  (vgl.  §  31  und  §  47  BRü.). 
Die  Bedeutung  der  gewei  kschaf fliehen  Führer 
ist  heute  in  der  Arbeitgeberschaft  auch 
Deutschlands  allgemein  anerkannt. 

Im  Falle  von  Bewegungen  und  Streiks 
begibt  sich  das  einzelne  Mitglied  des  Arbeit- 
geberverbandes eines  erheblichen  Teiles  seiner 
Selbständigkeit.  Das  alte  individualistische 
Prinzip  unumschränkter  „Herrschaft  im 
eigenen  Hause",  inderFrühzeit  der  Arbeit- 
geberbewegung   viel    und  leidenschaftlich 
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zitiert,  läßt  sich  hier  so  wenig  aufrechter- 
halten wie  beim  Zusammenschluß  zu  Kon- 
ventionen und  Kartellen.  Der  Vorstand  oder 
der  Ausschuß  de?  Arbeitgeberverbandes, 
manchmal  ein  besonderer  Prüfungsausschuß 
oder  ein  Schiedsgericht,  prüft  die  Berech- 
tigung der  Bewegung  und  entscheidet,  ob  der 
Arbeitgeberverband  sein  Mitglied  unterstützen 
will  oder  nicht.  Klagbare  Ansprüche  auf 
Unterstützung  bestehen  nirgends,  ebenso- 
wenig wie  bei  den  Gewerkschaften.  Dem 
Mitglied  ist  in  der  Regel  Berufung  an  die 
Mitgliederversammlung  möglich.  Hat  der 
Arbeitgeberverband  seine  Hilfe  zugesagt,  so 
übernimmt  er  nunmehr  in  der  Regel  auch  die 
Weiterl'ührung  der  Angelegenheit  gegenüber 
der  Arbeiter-  oder  Angestelltenschaft;  eigne 
Verhandlungen  oder  Abmachungen  sind  dem 
Mitglied  von  jetzt  an  verboten.  Bei  Massen- 
bewegungen ist  für  den  einzelnen  Unter- 
nehmer oder  Handwerksmeister  ein  Ab- 
springen und  Einzelpaktieren  oft  von  privat- 
wirtschaftlichem Vorteil;  hiergegen  wirken 
darum  besonders  häufig  Konventionalstrafen, 
Materialiensperre,  Kundensperre,  all  die  von 
der  Kartellbewegung  übernommenen  Zwangs- 
mittel des  Unternehmer-„Terrorismus".  Die 
Verpflichtung,  bei  Bewegungen  auf  jedes 
selbständige  Handeln  zu  verzichten,  steht 
häufig  schon  in  den  Satzungen,  anderenfalls 
wird  sie  von  Fall  zu  Fall  durch  besondere 
Beschlüsse  begründet.  Durchführbar  ist  sie 
nicht  leicht,  besonders  schwer  bei  Verbänden, 
die  aus  Groß-  und  Kleinbetrieben  gemischt 
sind,  und  bei  Arbeitgeberverbänden  von 
Gemeinden,  die  an  die  Beschlüsse  ihrer 
Gemeinderäte  gebunden  sind.  Oft  siegt  das 
Firmeninteresse  über  die  Unternehmersoli- 
darität. 

d)  Bei  der  Durchführung  des  Kampfes  gilt 
es,  den  Gegner  wirtschaftlich  möglichst  zu 
schwächen,  die  eigene  wirtschaftliche  Notlage 
aber  möglichst  zu  beheben.  Schwächung  des 
Gegners  erreicht  der  Arbeitgeberverband, 
■wenn  er  das  anderweitige  Unterkommen  der 
Streikenden  verhindert,  und  wenn  er  den 
Streik  mit  einer  Aussperrung  beantwortet. 
Beide  Mittel  sind  im  Ausland  ebensoweit  ver- 
breitet wie  in  Deutschland,  während  das 
ältere  deutsche  System  grundsätzlicher  Ge- 
werkschaftsbekämpfung den  Arbeitgeber- 
verbänden des  Auslandes  viel  fremder  blieb. 
Der  Kampf  gegen  die  Einstellung  streikender 
Arbeiter  ist  in  Deutschland  sehr  alt;  schon 
bei  den  Streiks  der  „Gründerjahre"  (1871  bis 
1873)  kommt  er  vor.  Man  versendet  durch 
den  ganzen  Verband  und  an  die  Arbeitgeber- 
nachweise alphabetisch  geordnete  Listen  der 
Ausständigen;  diese  „Streiklisten"  gelten 
natürlich  nur  für  die  Dauer  des  Kampfes  und 
sind  mit  den  „schwarzen  Listen"  zur  dauern- 
den Aechtung  einzelner  Mißliebiger  nicht 
gleichzustellen,  obwohl  dies  in  der  Arbeiter- 


schaft und  ihrer  Presse  häutig  geschieht. 
Bei  Massenkämpfen  sind  Stieiklisten  mit 
Tausenden  von  Namen  unanwendbar;  hier 
genügt  die  Benachrichtigung  der  Arbeitgeber 
über  die  bestreikten  Orte  oder  Betriebe.  Am 
leichtesten  war  die  Kontrolle  da,  wo  Arbeit- 
gebernachweise mit  Benutzungszwang  be- 
standen. Aber  auch  ohnedem  läßt  sich  die 
Einstellung  von  Arbeitskräften  aus  Streik- 
orten bei  gutem  Willen  in  der  Regel  ver- 
meiden. Dieser  gute  Wille  ist  freilich  nicht 
immer  vorhanden.  Wenn  auch  fast  alle 
Arbeitgeberverbandssatzungen  die  Beschäfti- 
gung Streikender  ausdrücklich  verbieten,  ist 
sie  bei  Hochkonjunktur  besonders  in  Saison- 
gewerben bisher  nicht  auszurotten  gewesen. 
Abwandernde  ausständige  Bauarbeiter  ar- 
beiten gern  vorübergehend  auch  zu  niedrigen 
Löhnen,  um  nur  etwas  zu  verdienen  und  ihre 
Verbandskasse  zu  entlasten;  großindustrielle 
Werke  mit  eiligen  Bauten  stellen  unbedenk- 
lich auch  auswärtige  streikende  Bauarbeiter 
ein,  um  nur  vorwärts  zu  kommen.  Die  Er- 
ziehung zur  Solidarität  in  der  Arbeitgeber- 
bewegung ist  hier  noch  längst  nicht  beendet. 

Neben  der  Sperre  gegen  die  Ausständigen 
steht  die  Verschärfung  oder  Verbreiterung 
des  Arbeilskampfes  durch  Aussperrung. 
Aussperrung,  Gegenstreik  ist  Massenent- 
lassung von  Arbeitern  oder  Angestellten  zur 
Erreichung  von  Arbeitgeberzwecken,  ohne 
daß  Mangel  an  Arbeitsaufträgen  vorläge. 
Eine  scharfe  Waffe;  aber  zweischneidig,  da 
sie  auch  die  aussperrenden  Betriebe  selbst 
wirtschaftlich  schwer  trifft.  Viele  Arbeit- 
geberverbände verlangen  deshalb  für  den 
Aussperrungsbeschluß  qualifizierte  Mehr- 
heiten in  der  Mitgliederversammlung,  einige 
sogar  Einstimmigkeit.  Aussperrungen,  die 
von  schwachen  Mehrheiten  oder  gar  nur  von 
Vorständen  oder  Ausschüssen  verfügt  werden, 
sind  schwer  einzuleiten,  noch  schwerer  auf- 
rechtzuerhalten. Tatsächlich  wird  die  Waffe 
darum  in  Deutschland  mit  Vorsicht  gehand- 
habt, „frivole"  Aussperrungen  sind  wohl 
seltener  als  „frivole"  Streiks,  und  insbesondere 
die  Depression  wird  von  Arbeitgebern  viel 
seltener  zu  Aussperrungen  benutzt  als  die 
Hochkonjunktur  von  Arbeitern  zu  Streiks. 
Der  Abwelircharakler  der  Arbeitgeberver- 
bände tritt  dabei  deutlich  zutage;  die  an  sich 
bessere  wirtschaftliche  Lage  der  Unter- 
nehmerschaft, die  Kämpfe  weniger  dringlich 
macht,  spricht  dabei  aber  natürlich  auch  mit. 
Die  ersten  deutschen  Aussperrungen  haben 
in  dci  Gründerzeit  (1871  —  73)  stattgefunden 
(Baugewerbe  in  Berlin  und  in  Hamburg; 
Buchdruckergewerbe).  Seit  1890  setzte  unter 
Führung  des  Arbeitgeberverbandes  Hamburg- 
Altona  eine  Bekämpfung  der  Arbeitsruhe  am 
1.  Mai  durch  kleine  Aussperrungen  von  3  bis 
lOTagen  Dauer  ein.  Bis  über  die  Jahrhundert- 
wende hinaus   blieb  die  Aussperrung  in 
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Deutschland  aber  im  ganzen  eine  Seltenheit 
und  beschränkte  sich  meist  räumlich  auf 
einzelne  Plätze  oder  kleine  Wirtschafts- 
gebiete und  fachlich  auf  einige  Handwerke, 
besonders  das  Baugewerbe.  Erst  seit  1903 
beginnen  in  Deutsehland  Aussperrungen  über 
größere  Gebiete  hin  und  in  der  großen  In- 
dustrie, besonders  der  Metall-  und  Textil- 
industrie. Die  Hochkonjunktur  von  1903  bis 
1907  bildet  die  Technik  alsdann  aus,  die 
Hochkonjunktur  von  1910—13  wendet  sie 
mit  Schärfe  an;  1910  ist  Rekordjahr  durch 
die  große  Reichsaussperrung  im  Baugewerbe. 
In  den  Kriegsjahren  1915—18  ruhen  die  Aus- 
sperrungen ganz,  in  den  Jahren  1919  und 
1920  hält  die  politische  Lage  die  Arbeitgeber- 
verbände gleichfalls  zurück,  während  ge- 
waltige Streikwellen  über  das  ganze  Land 
fluten.  Im  einzelnen  ist  es  übrigens  oft  nicht 
leicht  zu  entscheiden,  ob  ein  Kampf  als  Streik 
oder  als  Aussperrung  anzusehen  ist:  ein  Teil- 
streik in  einem  einzelnen  Werke  führt  zu 

In  den  einzelnen  Jahren  wurden  gezählt: 

Aussperrende  Betriebe  

Höchstzahl  der  gleichzeitig  Aus- 
gesperrten   


Stillegung  des  ganzen  Betriebes;  diese  Aus- 
sperrung beantwortet  die  Arbeiterschaft  des 
Ortes  mit  allgemeinem  Ortsstreik,  auf  den  die 
Unternehmer  dann  mit  bezirklicher  oder 
noch  weiter  greifender  Aussperrung  erwidern! 
Mit  diesem  Vorbehalt  gegen  jede  statistische 
Erfassung  von  Lohnstreitigkeiten  seien  die 
wichtigsten  Zahlen  der  amtlichen  Aussper- 
rungsstatistik (seit  1899:  ohne  die  Maiaus- 
sperrungen) angeführt.  Für  Jahrfünfte  er- 
gaben sich  durchschnittlich: 


Höchst- 

Aus- 

zahl der 

Ans- 

sperrende 

gleich- 

gefallene 

IJetriebe 

zeitig  Aus- 

Mann  tage 

gesperrl.en 

1899-1903 

13075 

544  290 

1904-1908 

219 

68  884 

2  744 138 

1909-1913 

425 

loi  406 

4  859  022 

1914-1918 

23 

7700 

227  299 

Höchstzahl  der  gleichzeitig  Aus- 


Aussperrende  Betriebe  

Höchstzahl  der  gleichzeitig  Aus- 


1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

4^7 

607 

238 

948 

I  714 

I  "5 

i  859 

5298 

9085 

5414 

10  30^ 

35  273 

23  760 

11866.S 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

2  780 

5287 

I  758 

I  749 

10834 

I  933 

2  558 

77  109 

81  167 

43  718 

22  924 

214 129 

138  354 

74  780 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 

"579 

833 

7 

I 

r  060 

56  842 

36  45S 

1227 

0 

803 

12 

32324 

Die  amtliche  Statistik  über  die  „Erfolge" 
der  Aussperrungen  ist  nicht  immer  einwand- 
frei, doch  wird  man  ihr,  ohne  sich  auf  ihre 
Einzelzahlen  festzulegen,  unbedingt  zu- 
stimmen müssen,  wenn  sie  völlig  erfolglose 
Aussperrungen  als  große  Seltenheiten  er- 
scheinen läßt,  während  mißglückte  Streiks 
viel  häufiger  vorkommen.  Die  größere  Vor- 
sicht der  Unternehmer  bei  der  Einleitung 
eigener  Kanipfesmaßnahraen(bisauf  1910  war 
bisher  noch  in  jedem  Jahre  die  Zahl  der 
Streikenden  in  Deutschland  größer  als  die 
der  Ausgesperrten  I)  wirkt  zu  diesem  Ergebnis 
ebenso  mit  wie  ihre  im  allgemeinen  größere 
wirtschaftliche  Macht.  Oft  führt  übrigens 
schon  die  bloße  Androhung  einer  Aussperrung 
zu  nennenswerten  Ergebnissen,  z.  B.  zum 
Abbruch  von  Streiks  oder  zur  Ermäßigung 
von  Forderungen.  Ueber  die  Verbreitung  der 
Aussperrungen  im  Ausland  darf  auf  Kule- 
mann  verwiesen  werden. 

Im  einzelnen  kann  man  nach  dem  Zweck 
scheiden  zwischen  Hilfs-  oder  Sympathie- 
aussperrungen (die  verbreitetste  Form),  An- 
griffs- oder  Programmaussperrungen  und 
Strafaussperrungen,  wie  die  oben  erwähnte 


Maiaussperrung  (die  seltenste  Form).  Nach 
der  Art  der  Durchführung  scheidet  man 
allgemeine  (General-)  Aussperrungen  und 
Teilaussperrungen;  bei  jenen  werden  die 
Betriebe  vollständig  geschlossen,  bei  diesen 
werden  nur  Bruchteile  der  Arbeiterschaft  oder 
Angestelltenschaft  entlassen,  meist  eine  vor- 
her angekündigte  Prozentziffer,  manchmal 
einzelne  Betriebsabteilungen,  manchmal  auch 
alle  Angehörigen  bestimmter  Organisationen, 
soweit  man  sie  durch  Vorlegung  entsprechen- 
der Reverse  festzustellen  vermag.  Die  all- 
gemeine Aussperrung  ist  besonders  im  Bau- 
gewerbe, die  Prozentualaussperrung  in  der 
Metallindustrie  angewandt  worden.  Natür- 
lich sind  es  Rücksichten  auf  die  Kosten  wie 
auf  die  Kundschaft,  die  zur  Ausbildung  der 
komplizierteren  Formen  der  Teilaussperrung 
geführt  haben.  Bei  allgemeinen  Aussper- 
rungen werden  manchmal  die  unfreiwillig 
feiernden  Unorganisierten,  „Gelben"  oder 
„Arbeitswilligen"  vom  Arbeitgeberverbande 
systematisch  entschädigt  oder  unterstützt, 
mindestens  in  Höhe  der  gewerkschaftlichen 
Streikunterstützungen.  Das  erhöht  freilich 
die  Kosten  der  Generalaussperrung  beträcht- 
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lieh,  ist  aber  aus  Billigkeitsgründen  uner- 
läßlicli. 

e)  Neben  die  wirtschaftliche  Schwächung 
des  Gegners  durch  Einsteliungsverbot  für 
Streikende  oder  durch  Aussperrung  tritt  die 
wirtschaftliche  Stärkung  der  eigenen  Lage 
durch  Heranziehung  von  „Arbeitswilligen" 
Versendung  von  „Streikarbeit",  Verschiebung 
der    Liefertermine,    „Kundenschutz"  und 
„Streikversicherung".  Der  Heranziehung  von 
„Arbeitswilligen"   dienten  anfangs  be- 
sonders die  Arbeitsnachweise  der  Arbeifo-eber- 
verbände.    Mit  dem  Ausbau  der  Gewerk- 
schafts- und  Arbeiterpresse  und  dem  Er- 
starken der  Gewerkschaften  wurden  diese 
Bemühungen  aber  fast  gänzlich  ergebnislos. 
Auch  Inserate  -   besonders  in  Zeitungen  des 
gewerkschaftlich  schwach  organisierten  Ostens 
—  brachten  nur  selten  wirklich  vollwertigen 
Ersatz.  Im  letzten  Jahrzehnt  vor  dem  großen 
Kriege  wurden  deshalb  vielfach  gewerbs- 
mäßige Stellenvermittler  mit  der  Anwerbung  ! 
von  „Arbeitswilligen"  betraut;  einige  viel-' 
zitierte  „Firmen"  dieser  Art  erboten  sich, 
im  Notfall  Tauseiide  von  Arbeitskräften  für 
alle  Berufszweige  zu  beschaffen,  natürlich 
meist  gescheiterte  Existenzen,  Abenteurer 
oder  Schlimmeres.   Große  Freude  haben  die 
Arbeitgeberverbände  an  diesen  „Helfern" 
nicht  gehabt.  Nach  dem  großen  Kriege  sind 
sie  erfreulicherweise  nicht  wieder  aufgetaucht 
Eine  besondere  Rolle  spielten  als  ,,Aibeits- 
willjge"  in  einigen  Gewerben  (Schiffahrt  und 
Hafenbetrieb,  Baugewerbe,  Ziegelei,  Bergbau) 
auch  ausländische  Arbeiter,  deren  Erscheinen 
als  Streikbrecher  oft  Anlaß  zu  wüsten  Szenen 
gab.    Manche  Verbände  machten  mit  den 
Arbeitswilligen  langfristige  Verträge;  meist 
war  man  aber  froh,  sie  nach  beendigtem 
Kampfe  rasch  wieder  abschieben  zu  können, 
weil  sie  meist  viel  kosteten,  Mäßiges  leisteten 
und  viel  verdarben.    Wertvoller  als  die  von 
außen  herangezogenen  Streikbrecher  war  ein 
fester  Bestand  grundsätzlich  streikgegne- 
rischer Arbeitskräfte  im  eigenen  Betriebe. 
Darum  förderten  viele  Arbeitgeberverbände 
die     Gründung     „gelber  Werkvereine" 
,,reichstreuer",  „vaterländischer"  und  ähn- 
licher, oft  sehr  irreführend  bezeichneter 
Organisationen.     Noch  1913  besagte  ein 
vertraulicher  Katechismus  für  die  Mitglieder 
des  Arbeitgeberverbandes  deutscher  Papier- 
und  Zellstoffabri kanten:  „Versuche  in  deiner 
Fabrik  einen  vaterländischen  Werkverein  zu 
gründen  oder  deine  Arbeiter  wenigstens  teil- 
weise einem  nationalen  Arbeiterverbande  an- 
zuschließen.    Diese  Verbände  wollen  den 
Ausstand  vermeiden  und  wollen  dir  in  Streik- 
fällen eine  wertvolle  Stütze  sein"  (Soz  Pr 
XXIII  Sp.  72).     In  der  Tat  konnte  die 
Existenz    solcher    „gelber"    Vereine  eine 
schwere    Lähmung    für    die    echten  Ge- 
werkschaften   bedeuten,   und   die  für  sie 


aufgewendeten  Unterstützungen  schienen  sich 
zu  lohnen. 

Sie  haben  nicht  immer  gelohnt,  denn  nach 
dem  Zusammenbruch  von  1918  schwenkten 
gerade   manche   bisherigen   „Gelben"  ins 
äußerste  linke  Lager  hinüber;  Betriebe  z.  B. 
wie  die  Firma  Siemens  oder  der  Mansfeldische 
Bergbau  waren  vor  dem  Kriege  Hochburgen 
der  „Gelben",  wurden  nachher  Sitze  des 
schärfsten  Radikalismus.  Fast  alle  Industrien 
haben  einige  „gelbe"  Experimente  gemacht, 
besonders  viele  die  Riesenbetriebe;  im  Hand- 
werk vorwiegend  Bäcker  und  Fleischer,  deren 
I  Meistersöhne  naturgemäß  selten  in  Gewerk- 
i  schalten  eintreten.     Das  Abkommen  vom 
15./X1.  1918  brachte  dann  auch  hier  einen 
I  entscheidenden  Umschwung;  es  besagte  unter 
Ziffer  3:  „Die  Arbeitgeber  und  Arbeitgeber- 
!  verbände  werden  die  Werkvereine  (die  sce- 
j  nannten  wirtschaftsfriedlichen  Vereine)  fortab 
vollkommen  sich  selbst  überlassen  und  sie 
weder  mittelbar  noch  unmittelbar  unter- 
stützen." 

Seitdem  haben  die  ,, Gelben"  in  Deutsch- 
land wohl  endgültig  ausgespielt,  wenn 
auch  Reste  noch  fortleben  und  nunmehr 
von  parteipolitischer  Seite  gefördert  werden 
Im  Ausland  sind  „gelbe"  Versuche  besonders 
m  Frankreich,  aber  auch  in  Großbritannien 
der  Schweiz,  Oesterreich,  Rußland  gemacht 
worden,  nie  mit  dauernden  Erfolgen. 

Wo  „Arbeitswillige"  zur  Erlediguno-  der 
dringlichsten  Aufträge  nicht  zu  besclfaffen 
waren,  versuchten  die  Arbeitgeberverbände 
die    Verteilung    der   Aufträge  bestreikter 
firmen  auf  ihre  übrigen  Mitglieder  zu  orga- 
nisieren: es  wurde  „Streikarbeit"  versandt 
soweit  es  technisch  irgend  möglich  war" 
Dieser  Betätigung  des  Solidaritätsgefühls  auf 
der  Unternehmerseite  folgte  aber  iiberall,  wo 
der  Charakter  der  neuen  Aufträge  erkannt 
I  wurde,  als  Antwort  der  Arbeiterschaft  eine 
schroffe  Ablehnung  und  nicht  selten  damit 
eine  Verbreiterung  des  Streiks.  In  der  Nach- 
kriegszeit scheint  die  Versendung  von  Streik- 
arbeit keine  große  Rolle  mehr  zu  spielen 
kommt  aber  auch  in  neuesten  Satzungen  noch 
vor,  wie  bei  der  1919  eingerichteten  „Schutz- 
abteilung"  des  deutschen  Buchdruckervereins 
Im  allgemeinen  ist  jetzt  bei  jedem  Streik 
eine  automatische  Hinausschiebung  auch  der 
dringlichsten  Aufträge  und  Lieferfristen  da- 
durch möglich  geworden,  daß  sich  eine  ent- 
sprechende „Streikklausel"  in  die  Verträo-e 
hat  einfügen  lassen.    Nur  Staats-  und  Ge- 
meindebehörden    sowie  Genossenschaften 
schließen  in  der  Regel  auch  heute  ohne  Streik- 
klausel ab  und  entscheiden  sich  hinsichtlich 
ihrer  Vertragsansprüche  von  Fall  zu  Fall 
Die    meisten    Streikklauseln   gelten  ohne 
weiteres  auch  für  den  Fall  der  Ausspernino-. 
Die  Streikklausel  war  schon  der  Gründerzeit 
bekannt,  größere  Verbreitung  hat  sie  abpr 
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erst  mit  dem  Erstarken  der  Arbeitgeber- 
verbände, also  seit  den  90er  Jahren  und 
nach  der  Jahrlinndertwende  finden  können. 
Auch  im  Ausland  ist  sie  verbreitet,  z.  B.  in 
Oesterreich  und  in  der  Schweiz. 

Nennenswerte  Erleichterung  während 
einesoffenen  Kampfes  gibt  auch  der  Kunden- 
schutz, der  allen  Mitgliedern  eines  Verbandes 
bei  schweren  Strafen  untersagt,  in  irgend- 
einer Form  Geschäftsbeziehungen  mit  der 
Kundschaft  kämpfender  Verbandsbetriebe 
anzuknüpfen.  Dieser  Kundenschutz  wird 
entweder  durch  die  Satzungen  allgemein  fest- 
gelegt oder  in  besonderen  Kundenschutz- 
verträgen  vereinbart  und  unterschrieben. 
Die  Gefahr  egoistischer  Entgleisungen  ist  hier 
aber  ähnlich  groß  wie  bei  der  Beschäftigung 
streikender  Arbeitskräfte. 

Je  länger  ein  Kampf  dauert  und  je  gründ- 
licher die  Stillegung  eines  Betriebes  erfolgt 
ist,  um  so  fühlbarer  ist  schließlich  das  Be- 
dürfnis nach  Unterstützung  mit  barem  Gelde. 
Die  Unkosten  laufen  ja  weiter;  Zinsen,  Ge- 
hälter, Versicherungen,  Vorrats-  und  Ma- 
schinenpflege, der  Kampf  selbst  verursachen 
Kosten,  der  Unternehmer  selbst  zehrt,  ohne 
zu  verdienen  --  für  alles  dies  reichen  Dar- 
lehen, auch  wohl  gelegentliche  kleine  Bei- 
hilfen aus  dem  Vermögen  des  Arbeitgeber- 
verbandes nicht  aus,  Notsammlungcn  wie 
1903/04  für  die  Crimmitschauer  Textilfabri- 
kanten  oder  1905  für  die  Weißenfelser  Schuh- 
fabrikanten sind  meist  schwierig,  dazu  immer 
für  die  Unterstützten  peinlich  —  so  ist  man 
zu  dem  Wege  einer  regelrechten  Streik- 
versicherung mit  testen  Beiträgen  und 
festen  Leistungen  gekommen.  Aufgetaucht 
ist  der  Gedanke  in  Deutschland  zuerst  1872 
im  Baugewerbe,  verwirklieht  zuerst  1890  im 
„Ausstandsversicherungsverband  des  Ober- 
bergamtsbezirks Dortmund",  der  allerdings 
seit  1892  nur  noch  als  Geheimorganisation 
bestand  und  heute  im  „Zechenverband"  fort- 
lebt. Ein  Versuch  des  Berliner  Fabrikanten 
Weigert,  die  Streikversicherung  einer  reinen 
Erwerbsgesellschaft  (Aktiengesellschaft  „In- 
dustria")  zu  übertragen,  scheiterte  1897/98. 
Dagegen  kam  für  die  Metallindustrie  1900 
eine  kleine,  auf  Gegenseitigkeit  aufgebaute 
„Gesellschaft  zur  Entschädigung  bei  Arbeits- 
einstellungen" in  Leipzig  zustande,  und  einige 
Arbeitgeberverbände  versuchten  etwa  gleich- 
zeitig, wenigstens  für  ihre  Mitglieder  an  die 
Stelle  unregelmäßiger  Unterstützungen  regel- 
mäßige Entschädigungen  zu  setzen.  Eine 
wirkliche  Bewegung  setzte  aber  erst  1905  auf 
Anregung  des  Metallindustriellen  Heekmann 
ein;  ihr  Ergebnis  sind  die  heute  bestehenden 
Einriclitungen,  die  in  dem  großen  Rekord- 
jahr 1919  (mit  48  Millionen  durch  Streik  oder 
Aussperrung  ausgefallener  Manntage,  gegen- 
über 17,8  Millionen  in  dem  bisherigen  Rekord- 
jahr  1910)  ihre  Feuerprobe  zu  bestehen  hatten. 


Beim  Kriegsausbruch  1914  war  für  die 
Streikentschädigung  folgender  Stand  erreicht: 
Von  167673  Mitgliedern  statistisch  berichten- 
der deutscher  Arbeitgeberverbände  mit 
4841217  Arbeitern  hatten  72121  (43,0% 
gegen  42,7,  37,6,  37,1,  23,5%  in  den  vorauf- 
gehenden Jahren)  mit  3081551  (66,4% 
gegen  61,9,  60.2,  57,5,  50,7%  in  den  vorauf- 
gehenden Jahren)  im  Falle  von  Arbeits- 
einstellungen Geldunterstützungen  in  irgend- 
einer Form  zu  erwarten.  Nur  für  34333 
Arbeitgeber  mit  1654218  Arbeitern  handelte 
es  sich  dabei  um  Ansprüche  an  besondere 
StrcikentschädigunssL'eselbchaften,  deren  19 
bestanden;  die  übrigen  Arbeitgeber  richteten 
ihre  Ansprüche  an  ihre  Arbeitgeber- 
verbände selbst,  von  denen  ein  Teil  nach 
freiem  Ermessen  von  Fall  zu  Fall  Entschädi- 
gungen zahlte,  ein  Teil  aus  eigenen  Mitteln 
nach  festen  Grundsätzen  entschädigte,  eine 
dritte  Gruppe  ihrerseits  an  Streikentschädi- 
gungsgesellschaften angeschlossen  war.  Die 
große  Zahl  der  beteiligten  Firmen  zeigt,  daß 
das  Bedürfnis  weithin  anerkannt  war;  der 
organisatorische  Formenreichtum  aber,  um 
nicht  zu  sagen  das  Chaos  der  Organisationen, 
beweist  zugleich,  daß  man  über  den  besten 
Weg  zum  Ziele  noch  nicht  einig  war.  Das  gilt 
nun  auch  für  die  Gegenwart,  in  der  immer 
noch  Arbeitgeberverbandskassen  mit  un- 
systematischer und  mit  systematisch  ge- 
ordneter Streikentschädigung,  Streikentschä- 
digungskassen oder  -gcsellscliaften  als  halb 
selbständige  Ableger  einzelner  Arbeitge- 
berverbände und  organisatorisch  vollstän- 
dig unabhängige  Streikentschädigungsgesell- 
schaften nebeneinander  stehen.  Allen  ge- 
meinsam ist  nur,  daß  sie  keinem  Mitglied 
klagbare  Ansprüche  auf  Geldleistungen 
zugestehen,  um  von  der  gesetzlichen  Beauf- 
sichtigung des  privaten  Versicherungswesens 
frei  zu  bleiben;  dabei  wird  aber  überall  um 
eine  versicherungsmäßige  Ausgestaltung  der 
Entschädigungen  gerungen.  Die  leistungs- 
fähigste selbständige  Streikentschädigungs- 
gesellschaft ist  der  „deutsche  Industricschutz- 
verband"  in  Dresden,  1905  zunächst  für  Mit- 
glieder des  „Verbandes  Sächsischer  Indu- 
strieller" gegründet,  seit  1911  allen  Mit- 
gliedern des  „Bundes  der  Industriellen", 
heute  überhaupt  allen  Interessenten  zugäng- 
lich. Für  die  Versicherung  bestehen  hier  seit 
1911  zwei  Gruppen.  Gruppe  A  erhebt  Bei- 
träge von  2»'oo  (bis  1920:  1»/J  der  Jahres- 
lohnsumme  und  gewährt  dafür  25%  des 
durchschnittlichen  Tagesverdienstes  der 
Streikenden  als  Entschädigung.  Diese  Form 
istfürvieleStreikentschädigungsgesellsehaften 
typisch,  wenn  auch  im  einzelnen  die  Beiträge 
meist  zwischen  0,5  und  5  •/  „,  die  Entschädi- 
gungen zwischen  4  und  50%  des  Tagesver- 
dienstes schwanken.  Gruppe  B,  1911  neu 
eingerichtet,  erhebt  Beiträge  von  0,5%  der 
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jährlichen  Geschäftsunkosten  und  gewährt 
dafür  Entschädigungen  bis  zur  Höhe  der 
durchschnittlichen  Tagesunkosten  —  also  eine 
vollkommenere  Form,  die  nach  französischem 
Muster  geschaffen  wurde.  Ende  1919  umfaßte 
der  Industrieschutzverband  10501  versicherte 
Betriebe  (Ende  1920:  11971),  teils  Einzelmit- 
gliedcr,  teils Milglitdcr  zahlreicher  angeschlos- 
sener Arbeitgeberverbände,  mit  360925  Ar- 
beitern; davon  waren  in  Gruppe  B  aber  nur 
165  Betriebe  mit  14  14  Mill.  M.  Geschäfts- 
unkosten versichert.  1919  zahlte  der  Verband 
911532   M.    Entschädigungen   aus,  1920: 
1552056  M.,  nachdem  er  in  den  13  Jahren 
1906-1918  insgesamt  nur  1157566  M.  hatte 
zahlen  müssen.  Der  Verband  greift  bei  allen 
Bewegungen,  die  seine  Mitslieder  berühren, 
sofort  vermittelnd  ein  und  hat  dabei  oft  auch 
volkswirtschaftlich  sehr  wertvolle  Erfolge 
erzielt;  1919  führten  2160  Bewegungen  in 
Milgliederbetrieben    zu    1785  Aussländen, 
1906—1918  hatten  rund  5000  Bewegungen 
nur    zu    1246  entschädigungsberechtigten 
Streiks  geführt.     Die  Deckungsmittel  des 
Verbandes  betrugen  Ende  1920  rund  15  Mill. 
Mark.    Die  unabhängige  Stellung  des  In- 
duslrieschutzverbandes    neben    der  „Ver- 
einigung der  deutschen  Arbeitgebervcrbände" 
hat  seit  vielen  Jahren  zu  mannigfachen 
Reibungen  geführt.    Nach  Verständigungs- 
versuchen im  Jahre  1919  ist  von  der  „Ver- 
einigung" 1920  ein  neues  konkurrierendes 
Streikversicherungsunlernehmen  gegründet 
worden,   der  „Deutsche  Streikscliutz"  in 
Berlin,  der  zugleich  mit  der  eigentlichen 
Streikversicheruiig  für  seine  Mitglieder  eine 
risikenausgleichendc   Rückversicherung  für 
angeschlossene     kleinere  Streikentschädi- 
gungsgesellschaften betreibt.  Für  die  Rück- 
versicherung hatten  schon  1906  die  „Haupt- 
stelle" wie  der  „Verein  deutscher  Arbeit- 
geberverbände"  eig(ne  Organisationen  ge- 
schaffen, die  1913  bei  der  Verschmelzung  zu 
einer  „Zentrale  der  deutschen  Arbeitgeber- 
verbände fürStreikversicherung"  umgestaltet 
wurden.  Bei  dieser  Zentrale  waren  1913  Ver- 
bände und  Firmen  mit  insgesamt  675000, 
1918  mit  590000  Arbeitern  rückversichert' 
vorwiegend  aus  der  Eisen-  und  Metallindustrie 
und  aus  gemischten  Entscliädisungsgesell- 
schaften  von  Berlin  und  Haniburg-Unterelbe, 
also  meist  Verbände  und  Betriebe  mit  hoher 
Streikgefahr.  Die  nächste  Zukunft  wird  vor- 
aussichtlich starke  Konzentration  des  Streik- 
entschädigungswesens   unter   Führung  des 
„Industrieschutzverbandes"  und  des  „Streik- 
schutzes" bringen,  nachdem  die  Stürme  von 
1918/19  nicht  wenige  kleinere  Entschädi- 
gungsgesellschaften (für  Ostpreußen,  für  Süd- 
deutschland, für  die  Holzindustrie,  das  bran- 
denburgische Baugewerbe,  das  Schneider- 
gewerbe, das  Transportgewerbe,  die  west- 
fälische   Zigarrenindustrie)    zur  Liquida- 


tion oder  zur  Verschmelzung  mit  dem  In- 
dustrieschutzverbande  geführt    haben.  — 
Das  Ausland    hat  Streikversicherung  be- 
sondeis  in  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Spa- 
nien, Skandinavien,  Finnland  und  in  den 
Vereinigten  Staaten,  aber  auch  hier  kann 
von  allgemeiner   Verbreitung    und  abge- 
schlossenem System  noch  keine  Rede  sein. 
,      f )  Das  Wesen  des  Arbeitgeberverbandes  ist 
Abwehrbereitschaft  und  wird  es  bleiben,  so- 
lange auf  der  Gegenseite  kampfbereite  Ge- 
werkschaften stehen.    Aber  je  genauer  man 
die  beiderseitigen  Kräfte  kennt,  um  so  aus- 
sichtsreicher  sind  Verständigungsversuche 
und  Waffenstillstandsverträgc.   In  Deutsch- 
land —  wie  auch  vielfach  schon  früher  ira 
Ausland  —  haben  diese  Besticbungen  zu 
paritätischen  Schlichtungsstellen  und 
Arbeitsnachweisen,  zu  Tarifverträgen 
und  Arbeitsgemeinschaften  geführt.  Die 
Entwicklung  und  Ausgestaltung  dieser  Ein- 
richtungen im  einzelnen  zu  schildern,  ist  nicht 
Aufgabe  dieses  Aitikels;  nur  die  grundsätz- 
liche Stellung  der  Arbeitgeberverbände  ist 
kurz  zu  erörtern.    Daß  alle  Verbände,  die 
grundsätzlich  Verhandlungen  mit  den  Ge- 
werkschaften ablehnten,  auch  für  gemein- 
same, paritätische  Einrichtungen  nicht  zu 
haben  waren,  ist  selbst  verständlich.  Dieersteu 
Vorkämpfer  einer  Verständigung  von  Ver- 
band zu  Verband  stellte  in  Deutschland  das 
polygraphische  Gewerbe  unter  Führung  des 
Buchdrucks.   Auch  das  Handwerk  war" früh 
verständigungswillig,  von  der  Industrie  zuerst 
das  Braugewerbe.   In  diesen  Gewerben  fand 
der  Tarifvertrag  in  Deutschland  seine  erste 
Verbreitung,  im  polygraphischen   und  im 
Braugewerbe  auch  der  paritä  ische  Fach- 
arbeitsnachweis, der  vereinzelt  auch  insHand- 
werk  eindrang,  hier  aber  meist  bald  in  den 
öffentlichen  (gemeindlichen)  Arbeitsnachweis 
übergpleitet  wurde. 

Einige  Industrien,  die  den  Tarifvertrag 
ablehnten,  machten  immerhin  seit  1900 
mancherorts  Versuche  mit  paritätischen 
Schlichtungsausschüssen,  so  rheinische  Ar- 
beilgeberverbände der  Textilindustrie  und 
berlinische  und  bayerischedur Metallindustrie. 
Der  Tarifvertrag  selbst  wurde  von  den  meisten 
Verbänden  der  deutschen  Industrie  bis  in  die 
Kriegszeit  hinein  abgelehnt,  manchmal  mit 
Berufung  auf  technische  Schwierigkeiten  für 
tarifvertragliche  Lohnfestsetzung  bei  Akkord- 
systeni,  manchmal  wegen  der  rechtlichen  Un- 
sicherheit des  Tarifvertrages,  wieder  anders- 
wo mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenzver- 
hältnisse der  Ausfuhrindiistrie,  nicht  selten, 
weil  man  von  ihm  eine  S  ärkung  der  Gewerk- 
schaftsbewegung befürchtete,  oft  einfach  aus 
den  Vorurteilen  eines  in  seinen  gesellschaft- 
lichen Anschauungen  rückständigen  Herren- 
tums. An  der  einen  Stelle  bekämpfte  man 
die  „Schabionisierung"  der  Arbeitslöhne  im 
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Tarifvertrag,  an  einer  anderen  führte  man 
im  ganzen  Arbeitgeberverbandsgebiet  Ein- 
heitslöhne ein,  wehrte  sich  aber  gegen  jede 
Mitarbeit  der  Gewerlischaften  bei  ihrer  Fest- 
setzung und  Ueberwachung.  Alle  diese  man- 
nigfachen alten  Widerstände  sind  erst  durch 
die  Ereignisse  von  1918/19  ohne  Gegenwehr 
weggespült  worden    Im  Auslande  waren  die 
Arbeitgeberverbände  schon  vielfach  seit  Jahr- 
zehnten tarifvertragsfreundlich  gewesen,  z.  B. 
in  Großbritannien  und  Skandinavien.  In 
Deutschland    bestanden    Ende    1920  116 
Reichstarifverträge.    Ende  1919  waren  die 
Arbeitsbedingungen  von  mehr  als  9  Millionen 
Arbeitern  und  Angestellten  tarifvertraglich 
geordnet,  gegen  1,4  Millionen  Ende  1913. 
Landwirtschaft,  Bergbau,  Eisen-  und  Metall- 
industrie, Maschinenbau,  Chemische  Industrie, 
Textilindustrie,  Gastwirtsgewerbe  sind  ganz 
neu  erobert  worden,  der  Tarifvertrag  für 
die  Angestellten  ist  überall  neben  den  für  die 
Arbeiter  getreten.  Hunderte  von  Verträgen 
sind    auf    Grund    der    V.    v.  23./XII. 
1918  durch  ministerielle  Anordnung  für  all- 
gemein verbindlich  erklärt  worden  —  aber 
dieser  äußere  Öiegeszug  darf  nicht  darüber 
hinwegtäuschen,  daß  die  alte  Gegnerschaft 
vielfach  nur  überwältigt,  nicht  überzeugt  ist 
Die  Kurzfristigkeit  aller  heutigen  Tarifver- 
träge, oder  wenigstens  der  in  ihnen  ent- 
haltenen  Lohnvereinbarungen,  setzte  das 
Interesse  der   Unternehmer  an  einer  so 
schwachen  Kalkulationsgrundlage  wesentlich 
herab;    das    Drängen    radikaler  örtlicher 
Arbeiterkreise  zu  reinen  Ortstarifen  wirkt  in 
gleicher  Richtung  und  gefährdet  die  volks- 
wirtschaftlich   viel    wertvolleren  Reichs- 
Manteltarifverträge.    Bei  der  Unerzogenheit 
und  Leidenschaftlichkeit  von  Millionen  jung- 
organisierter   Gewerkschaftsmitglieder  sind 
Tarifvertragsbrüche  auf  der  Arbeiterseite 
sehr  viel  häufiger  Geworden  als  je  vor  dem 
großen  Kriege.  Auch  die  großen  gewerblichen 
„Arbeitsgemeinschaften",  die  seit  1914  sich 
hier  und  da  bildeten  und  1919  auf  Grund 
des  Abkommens  v.  15./XI.  1918  allgemein 
eingerichtet  wurden,  sind   von  radikalen 
Srömungen  in  der  Arbeiterschaft  (Metall- 
arbeiter, Bauarbeiter,  Schuhmacher,  Buch- 
binder) wie  der  Angestelltenschaft  (Allge- 
meiner freier  Angestelltenbund)  stark  be- 
droht, während  die  Arbeitgeberschaft  sich 
einstweilen  mit  ihnen  abgefunden  hat,  wie  im 
allgemeinen   auch   mit  dem  Tarifvertrag. 
Kein  Zweifel,  daß  die  Radikalisierung  im 
Arbeiter-  und  Angestelltenlager  die  Gefahr 
starker  Rückschläge  auch  auf  der  Arbeit- 
geberseile heraufbeschwört,  Rückschläge,  die 
bei  politischer  Entwicklung  nach  rechts  auch 
manchen  sozialpolitischen  Erfolg  der  letzten 
Jahre  gefährden  könnten.   Von  einem  tarif- 
vertragfreundlichen Mitarbeiter  der  „Ver- 
einigung der  deutschen  Arbeitgeberverbände" 


ist  jüngst  darauf  mit  Ernst  hingewiesen 
worden  (Dr.  Meißinger  im  „Arbeitgeber" 
1921).  Die  Wortführer  der  Arbeitgeber- 
verbände haben  noch  im  Jahre  1914  unter 
Zustimmung  der  Mehrheiten  ihrer  Mitglied- 
schaft nach  verstärktem  „Schutz  der  Arbeits- 
willigen", d.  h.  tatsächlich  nach  Verschlechte- 
rung des  Koalitionsrechts  der  Arbeiter  und 
Angestellten,  gerufen;  noch  1918  haben  sie 
gegen  die  öffentlichen  und  paritätischen 
Arbeitsnachweise,  gegen  die  gesetzliche  Rege- 
lung der  Tarifverträge,  überhaupt  gegen  das 
„Allheilmittel  der  Laiensozialpolitik:  Pari- 
tät" augekämpft.  Diese  grundsätzlichen 
Auffassungen  sind  heute  bestimmt  nicht  ver- 
schwunden, sie  können  sich  zurzeit  nur  nicht 
auswirken;  Fehler  auf  der  Gegenseite  und 
behördliche  Vielregiererei  besonders  auf  dem 
Gebiete  des  Tarifvertrags-  und  Schlichtungs- 
wesens können  sie  leicht  wieder  erstarken 
lassen. 

Aehiüich  schroffe  Ablehnungen,  wie  sie 
j  der  Tarifvertrag  vor  dem  großen  Kriege  so 
vielfach  in  Deutschland  erfuhr,  sind  eigent- 
j  lieh  nur  noch  aus  Oesterreich  bekannt  ge- 
j  worden.   In  der  Schweiz,  Ungarn  und  Finn- 
land waren  die  Meinungen  geteilt ;  in  den 
anderen  Ländern  kapitalistischer  Industrie  ist 
etwa  vorhandene  grundsätzliche  Gegnerschaft 
nie  von  großer  Bedeutung  gewesen,  wenn 
auch  die  tatsäcliliche  Verbreitung  z.  B.  in 
Frankreich  nur  dürftig  war.  Großbritannien 
und  die  skandinavischen  Länder  darf  man 
als  die  ersten  praktischen  Bahnbrecher  be- 
zeichnen. 
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ganisation der  Prinzipale  u.  Geh  ilfen  im  deutschen 
Buchdmckge werbe  (Sehr.  d.  V.f.  S.  Bd.  XLV), 
Leipzig  1890.  —  Habet'sbi'iinner,  Die  Lohn-, 
Arbeite-  und.  Organisationseerhöltnisse  im  deut- 
schen Baugewerbe,  mit  besonderer  fier'deksichti- 
gung  der  Arbeitgeberorganisation,  Leipzig  190.1. 

—  Lehmann,  Die  Organisationsbestrebungen  im 
Gebiet  der  TrrtHindustrie,  Aachen  1904.  — 
CaHsson,  Der  Arbeitgrbrrsrhutzrerband  für 
d(is  deutsche  Ifnlzgi  tmln-,  Jriiti  IUI-.'.  —  Boch- 
mtintl,  Organ i.sntiiinsbist relinnge II.  in  der  deut- 
schen Tuch-  und  Wollwareninduxtrie,  Karl.<- 
Tuhe  1915.  —  Leffien,  Das  Koalitionsrcciit  in 
Theorie  und  Pra.ris,  Hamburg  JSV9.  —  Mftftchkc, 
Boykott,  Sperre  und  Aiissjiemntg,  Jena  l'Jll.  -- 
S.€8tn€r,  Der  Organi.mlionszu'dng,  Berlin  1912. 

—  Xentt'iepke,  Das  Koalitionsrecht  in  Deutsch- 
land, Berlin  1912.  —  Ein  Komplott  gegen 
die  deuts  c  h  e  A  rbe  i  terklasse ,  Akten- 
stücke über  eine  Koalition  drutscher  Metallunter- 
nehmerverbändc  mit  königlieh  preußischen  Be- 
hörden, London  1S91,  Verlag  von  Ed.  Bernstein. 

—  Bericht  über  die  Ve  r  h  o.ndlu  n  g  e  n 
der  Arbeitsnachweiskonferenz  zu  Leip- 
zig am  5.  Sept.  1S9S,  Hamburg  1898.  —  Aus 
der  Geheimpraxiseines  Unter  neh  mer- 
arbeitsna  chweises ,  Köln  1909.  ■ —  Thiel- 
letnVf  Zum  Kampf  um  den  Arbeitsnachweis,  Ber- 
lin 1910.  —  Kesslet',  Die  Arbeitsnachweise  der 
Arbeitgeberverbände,  Leipzig  1911.  —  Zahn- 
brech^'y  Die  Arbeitgebcmachweise  in  Deutsch- 
la/nd,  Nürnberg  1914'  —  Sachs,  Entwicklungs- 
tendenzen in  der  Arbeitsnachweisbewegung,  Jena 
1919.  —  HaacU  und  Heidt,  Au.is2}er}nings- 
fieber  der  ßfef'dlindnsfriellen,  Dresden  1906.  — 
Tischer,  Der  Kampf  im  deutschen  Baugewerbe 
1910,  Leipzig  1912.  —  Zimmei*man7lf  Aus- 
sperrung und  Streikverh  ütung,  in  der  Sozialen 
Praxis  XIV,  Sp.  1305 ff.,  190Ö.  —  Derselbe, 
Das  organisierte  Ringen  uvi  die  Arbeitsbedin- 
gungen in  der  deutschen  Industrie,  in  der  Sozialen 
'Pr.f.ri.^  -VA'//,  Sp.  160 ff.,  1912.  —  Derselbe. 
Die  Streikeersicherung  der  Arbeitgeber,  in  der 
^Sozialen  Praxis  XIV'Sp.  849  ff.  1905.  —  Ger- 
mann.  Die  Sreikrersicherunff  in  Deutschland 
und  Frankreich ,  it/ü  neben -Gladbach  1910.  — 
Tille,  Die  politisch'  Ail»  itu'  hrrbewegung,  Saar- 
brücken 1909.  —  Ziminerinann,  Buecks  sozial- 
politisches Testanteiit,  in  der  Soz.  Praxis  XX, 
Sp.  S21ff.,  1910.  —  Derselbe,  Das  sejzialpolitische 
Programm  der  deutschen  Arbeitgeber,  in  der  Soz. 
Fr.  XXVII,  Sp.  721ff'.y  1918.  —  Weitere  Lite- 


ratur an  g  ab  e  n  bei  Kessler,  Weber,  Zafin- 
brecher,  Leibrock.  —  Statistisch  es  Ja  Iirbuch 
für  das  deutsche  Reich.  Jahresberichte,  Hanptver- 
sammlungsberiehte  und  Satzungen  von  Arbeit- 
geber ve  rbä  n  d  e  71.  Berichte  über  die  deutschen 
A  r  Ii  r  i  t  s  ,1  fi  r  Ii  ir  r  i s  k  o  u  g  T  e s  s  e.  Literatur  der 
(i  >■  n-  •  r  I.  h  <i  /  /  s  b  e  w  e  g  u  ng.  —  Z  ei  t  - 
sehr  ijt  r  „  :  l  >riiL^rhe  Arbeit  geberzeitimg.  Arbeit- 
geber. Korn  sji->ii,h'iiild(ift  di  r  Orneralkommission 
der  Gewerk.srhdftrii  Deutschlands,  seit  1920  des 
Allgemeinen  deutseheu,  Oewerkscfiaftsbundes.  Zen- 
tralbl.  der  rhrist liehen  Gf werkschaften.  Reichs- 
arbeitsblatt. Soz.  Pr.  (besonders  Abhandlungen 
von  Zi m  m viernia  u  n).  Arbeitsmarkt.  Volks- 
wirtsclwftliche  Blätter.  Tagespresse  und  Fach- 
presse. Drucksachen  der  „  Vereinigung  der  deut- 
sehen Arbeitgeberverbände" .  Vgl,  aucii  in  diesem 
„Handwörterhiche"  die  Artt. :  „Arbeitsgemein- 
schaften", „Arbeitskämpfe" ,  „A  rbeitsmarkt  nn  d 
Arbeitsnachweis",  „Gewerkvereine" ,  Kartelle", 
„Koalitionen  und  „Koalitionsverbote",  ,,Schlich- 
tungswesen" ,  „Streikoersicherung",  „Tarifver- 
träge", (lerhurd  Kessler. 


Arbeitsamt,  Internationales. 

1.  Geschichtlicher  Uebcrblick.  2.  Einrich- 
tuneen  der  Internationalen  Arbeitsorganisation. 
3.  Kommissionen. 

1.  Geschichtlicher  Ueberblick.  Am  31./I, 
1919  beschloß  der  Oberste  Rat  zu  Paris  die 
Einsetzung  eines  Ausschusses  für  internationale 
Arbeitsgesetzgebung,  der  unter  dem  Vorsitz 
von  Samuel  Gompers  (Präsident  des  amerika- 
nischen Arbeiterbundes)  tagte  und  seine  Arbeiten 
in  35  Sitzungen  erledigte.  Die  Grundlagen  seiner 
Verhandlungen  bildete  ein  auf  englisciien  Vor- 
arbeiten beruhender  Entwurf  eines  Statuts  einer 
internationalen  Arbeitsorganisation.  Der  Ent- 
wurf wurde  zwar  in  Einzelheiten  abgeändert, 
aber  im  wesentlichen  fand  er  die  Zustimmung 
des  Ausschusses  und  auch  der  Friedens- 
konferenz selbst,  die  ihn  in  der  Vollsitzung 
vom  ll./IV.  1919  annahm  und  zu  einem  Bestand- 
teil der  Friedensverträge  machte.  Ein  von  deut- 
scher Seite  vorgeschlagener  sozialpolitischer 
Zusatzantrag  zum  Friedensvertrag,  der  am 
lO./V.  1919  durch  die  deutsche  Friedensdele- 
gation in  Versailles  überreicht  wurde,  führte 
zu  einem  Notenwechsel,  in  dem  die  verbündeten 
Mächte  es  ablehnten,  auf  die  deutschen  Vor- 
schläge einzugehen.  Weitgehende  Meinungsver- 
schiedenheiten ergaben  sich  im  Ausschuß  nur 
hinsichtlich  verhältnismäßig  weniger  Punkte. 
Der  Entwurf  sprach  als  Vertretung  auf  den 
internationalen  Arbeitskonferenzen  jedem  Staat 
zwei  Regierungsstimmen  und  je  eine  Unterneh- 
mer- und  Arbeiterstimme  zu,  während  die  fran- 
zösischen, italienischen  und  amerikanischen  Mit- 
glieder des  Ausschusses  wünschten,  daß  jede 
der  drei  Parteien  gleiches  Stimmrecht  haben  solle. 
Schließlich  wurde  mit  einer  kleinen  Mehrheit 
beschlossen,  daß  jeder  Regierung  zwei  Vertreter, 
den  Unternehmern  und  Arbeitern  dagegen  je  ein 
Vertreter  zustehen  solle.     Eine  sehr  wichtige 
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Frage  betraf  die  Art  und  Weise  der  Inkraft- 
setzung der  Konferenzbeschlüssfl.  Der  ursprüng- 
liche Entwurf  des  Statuts  besagte,  daß  die  Vor- 
schläge der  Konferenzen  die  Form  internationaler 
Uebereinkommen  haben  sollten.  Die  Regierungen 
der  Staaten  sollten  verpflichtet  sein,  jedän  auf 
einer  Konferenz  mit  Zweidrittelmehrheit  be- 
schlossenen Uebereinkommenentwurts  zu  ratifi- 
zieren, wenn  nicht  innerhalb  Jahresfrist  seine 
ausdrückliche  Ablehnung  durch  die  gesetzgeben- 
den Körperschaften  erfolgte.  Noch  weiter  gingen 
die  italienischen  und  französischen  Mitglieder  des 
Ausschusses,  die  vorschlugen,  daß  die  Staaten 
stets  zur  Ratifikation  der  Entwürfe  verpflichtet 
sein  sollten,  ganz  gleich,  ob  ihrö  gesetzgebenden 
Körperschaften  zustimmen  oder  nicht.  Doch 
sollten  die  Staaten  das  Re<-ht  der  Berufung 
an  den  Völkerbundsrat  haben,  der  die  Konferenz 
zur  Nachprüfung  ihres  Beschlusses  auffordern 
könne.  Im  Laufe  der  Verhandlungen  wurden 
schwerwiegende  Bedenken  gegen  eine  derartige 
Beschränkung  der  staatlichen  Hoheitsrechte  gel- 
tend gemacht,  denn  sie  hätte  zur  Folge  haben 
können,  daß  viele  Staaten  die  Annahme  des 
Statuts  der  Internatiomalen  Arbeitsorganisation 
abgelehnt  haben  würden  oder  angefeindet  hätten. 
Der  fragliche  Artikel  wurde  so  gefaßt,  daß  den 
Staaten  die  Entscheidung  über  Annahme  oder 
Ablehnung  eines  Uobereinkommens  freigestellt 
bleibt;  verpflichtet  wurden  sie  lediglich  zur  Vor- 
lage der  Ucbereinkommensentwürfe  an  die  für 
die  Ratifikation  zuständigen  Stellen. 

Von  amerikanischer  Seite  wurde  eingewendet, 
daß  die  Bundesregierung  der  Vereinigten  Staaten 
nicht  die  Verpflichtung  auf  sich  nehmen  könne, 
Uebereinkoniraensentwürfe  zu  ratifizieren  und  für 
die  Durchführung  etwa  erlassener  Gesetze  zu 
bürgen,  da  praktisch  die  gesamte  innere  Gesetz- 
gebung Sacne  der  Einzelstaaten  der  Union  sei. 
Um  dennoch  den  Vereinigten  Staaten  und  anderen 
Gemeinwesen  mit  ähnlicher  förderativer  Ver- 
fassung den  Beitritt  zur  Internationalen  Arbeits- 
organisation und  die  Ausführung  der  auf  ihren 
Konferenzen  gefaßten  Beschlüsse  zu  ermöglichen, 
wurde  vorgesehen,  daß  diese  Beschlüsse  1.  Ent- 
viTirfe  von  Uebereinkommen  oder  2.  Vorschläge 
für  die  Staatsgesetzgebung  sein  können.  Nur 
die  ersteren  kommen  zur  Ratifikation  in  Betracht, 
nicht  aber  die  ,, Vorschläge",  die  lediglich  den 
Staaten  als  Grundlagen  für  die  Herbeiführung 
einer  sachlich  ungefähr  übereinstimmenden  Ge- 
setzgebung dienensollen.  Soweit  es  sich  um  Fftde- 
rativstaaten  von  der  Art  der  amerikanischen  Union 
handelt,  können  auch  die  Uebereinkommens- 
entwürfe  der  Konferenzen  der  Internationalen 
Arbeitsorganisation  als  Vorschläge  für  die 
Staatsgesetzgebung  behandelt  werden.  Ein- 
gehende Vorschläge  für  ein  materielles  Arbeits- 
recht zu  machen,  hielt  sich  der  Ausschuß  nicht 
für  berufen.  Aber  in  einem  Anhang  zu  dem  Ent- 
wurf des  Statuts  der  Internationalen  Arbeits- 
organisation empfahl  er  Richtlinien  für  ein  solches 
Recht  zur  Aufnahme  in  den  Friedensvertrag. 

2.  Einrichtungen  der  Internationalen 
Arbeitsorganisation.  Die  beideQ  Einrich- 
tungen der  Internationalen  Arheitsorffanisa- 
tion  sind  die  mindestens  einmal  jährlicii 
stattfindenden  Konferenzen  und  das  Inter- 
nationale Arbeitsamt  am  Sitze  des  Völker- 


bundes. Zu  den  Konferenzen  entsendet 
jeder  Mitgliedstaat  vier  Vertreter,  welchen 
technische  Ratgeber  beigegeben  werden  kön- 
nen, und  zwar  nicht  mehr  als  zwei  für  jeden 
Punkt  der  Tagesordnung.  Die  Delegierten 
eines  Staates  sind  nicht  zu  einheitlicher 
Stimmenabgabe  verpflichtet,  sondern  ihre 
Stimmen  können  in  Widerspruch  zueinander 
stehen.  Beschlüsse  über  Arbeiterschutzmaß- 
regeln, die  den  Staaten  zur  Durchführung 
vorgeschlagen  werden  sollen,  müssen  mit 
Zweidrittelmehrheit  gefaßt  werden.  Diese 
Beschlüsse  haben  die  Form  von  1.  Entwürfen 
für  internationale  Uebereinkommen,  die 
durch  Ratifikation  innerhalb  eines  bestimm- 
ten Zeitabschnittes  bindende  Kraft  erlangen, 
oder  2.  von  Vorschlägen  für  die  Staatsgesetz- 
gebung, die  zwar  nicht  in  Einzelheiten,  aber 
doch  im  Grunde  übereinstimmen  sollen. 
Die  Mitgliederstaaten  sind  nicht  gehalten, 
I  die  von  der  Konferenz  beschlossenen  Ent- 
würfe anzunehmen,  aber  sie  müssen  diese 
im  Verlauf  von  längstens  18  Monaten  den 
für  die  Entscheidung  zuständigen  Stellen 
vorlegen,  die  praktisch  wohl  in  allen  Fällen 
die  Parlamente  sein  werden.  Wenn  eine 
Regierung  das  zu  tun  unterläßt,  so  läuft 
sie  Gefahr,  daß  wirtschaftliche  Druckmittel 
gegen  sie  angewendet  werden  Internationale 
Uebereinkommen,  die  ratifiziert  wurden, 
ebenso  wie  Vorschläge  für  die  Staatsgesetz- 
gebung, die  angenommen  wurden,  müssen 
von  (ien  betreffenden  Staaten  eingehalten 
werden.  Wird  ein  internationales  Ueberein- 
kommen seitens  eines  Staates,  der  es  rati- 
fizierte, überhaupt  nicht  oder  nicht  befriedi- 
gend ausgeführt,  so  kann  jede  andere  be- 
teiligte Regierung  Beschwerde  gegen  den 
vertragsuntreuen  Staat  beim  Internationalen 
Arbeitsamt  einlegen.  Dasselbe  Recht  hat  der 
Verwaltungsrat  dieses  Amts,  sowie  auch  jeder 
Berufsvercin  von  Unternehmern  oder  Ar- 
beitern. Wenn  eine  Beschwerdeangelegen- 
heit nicht  durch  Verhandlung  geregelt  werden 
kann,  so  steht  dem  Verwaltungsrat  des  In- 
ternationalen Arbeitsamts  zu,  die  Einsetzung 
eines  Untersuchungsausschusses  zu  veran- 
lassen, dessen  Mitglieder  vom  Völkerbund- 
sekretär bestimmt  werden.  Nach  eingehen- 
der Prüfung  der  Beschwerde  hat  der  Ausschuß 
Vorschläge  zu  erstatten  und  nötigenfalls 
die  wirtschaftlichen  Strafmaßnahmen  anzu- 
geben, die  er  gegen  den  beklagten  Staat  für 
angebracht  hält.  Werden  die  Vorschläge 
nicht  angenommen,  so  kann  der  Streit  dem 
ständigen  internationalen  Gerichtshof  zur 
Entscheidung  vorgelegt  werden.  Ueber  die 
internationalen  Arbeiterschutzkonferenzen, 
die  in  Washington  (1919),  in  Genua  (1920) 
und  in  Genf  (1921)  stattgefunden  haben  und 
über  die  dort  gefaßten  Beschlüsse,  sowie  über 
die  bisher  erfolgten  Ratifikationen  der  Ent- 
würfe finden  sich  nähere  Angaben  in  dem 
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Aufsatz  „Arbeitcrschutzgesetzgebung"  und 
zwar  in  dem  Abschnitt  „III.  Internationaler 
Arbeiterscluitz"  oben  S.  686  ff. 

Die  ständige  Verwaltungseinrichtung  der 
Internationalen  Arbeitsorganisation  ist  das 
Internationale  Arbeitsamt  dessen  Auf- 
gaben sind:  Sammlung  und  Weitergabe  von 
llaterialien,  welche  auf  die  internationale 
Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  Bezug 
haben;  Vorbereitung  der  Verhandlungen  der 
Internationalen  Arbeitcrschutzkonferenz,  ein- 
Bchließlich  des  Studiunis  der  zu  beratenden 
Gegenstände  der  Tagesordnung;  Durchfüh- 
rung von  Untersuchungen,  welche  diese  Kon- 
ferenz anordnet;  Entgegennahme  der  Berichte 
der  Mitgliedstaaten  über  die  Maßregeln  zur 
Durchführung  internationaler  Ueberein- 
kommen  betreffend  das  Arbeitsrecht,  so- 
wie Behandhing  von  Beschwerden  über  Nicht- 
einhaltung solcher  Uebereinkommen  usw. 
Dem  Internationalen  Arbeitsamt  steht  ein 
Verwaltungsausschuß  von  24  Mitgliedern 
vor,  von  denen  12  Regierungsvertreter  und  je 
6  Arbeiter-  und  Unternehmervertreter  sind. 
Diese  Körperschaft  legt  die  allgemeinen  Richt- 
linien für  die  Arbeiten  des  Amtes  fest,  er- 
nennt den  Direktor  und  seinen  Stellvertreter 
und  betraut  sie  mit  den  Aufgaben,  welche 
die  Zeit  erfordeit.  Dem  Direktor  fällt  die 
Leitung  des  Personals  zu,  und  er  ist  allein 
für  die  Tätigkeit  des  Amts  verantwortlich. 
Das  Internationale  Arbeitsamt  steht  mit 
jenen  Ministerien  der  Mitgliedstaaten  in 
Verbindung,  die  sich  mit  sozialen  Fragen 
befassen,  und  zwar  durch  Vermittlung  des 
jeweiligen  Regierungsvertreters  im  Verwal- 
tungsrat oder  eines  andern,  von  der  in  Be- 
tracht kommenden  Regierung  beauftragten, 
Beamten.  Das  Internationale  Arbeitsamt 
ist  in  ein  Direktorat  und  drei  Abteilungen  ge- 
gliedert, wozu  noch  verschiedene  admini- 
strative Dienststellen  kommen.  Der  diplo- 
matischen Abteilung  obliegt  die  Vorbe- 
reitung der  Arbeiterschutzkonferenzen.  Sie 
gibt  Fragebogen  an  die  Mitgliedstaaten  aus, 
um  deren  Stellungnahme  zu  den  einzelnen 
Punkten  der  Tagesordnung  einer  Arbeitcr- 
schutzkonferenz so  weit  wie  möglich  im  vor- 
aus kennen  zu  lernen  und  um  auf  Grund  der 
Antworten  Berichte  und  Entwürfe  zu  Ent- 
schließungen für  die  Konferenz  auszuarbeiten. 
Hat  die  Konferenz  den  Entwurf  eines  inter- 
nationalen Uebereinkommens  oder  einen 
Vorschlag  für  die  Landesgesetzgebung  be- 
schlossen, so  liegt  es  wieder  an  der  diploma- 
tischen Abteilung  darauf  zu  achten,  daß  die 
Mitgliedstaaten  innerhalb  der  festgesetzten 
Frist  sich  für  Annahme  oder  Ablehnung  des 
Uebereinkommens  entscheiden.  Auch  bei 
der  Auslegung  von  Konferenzbeschlüssen 
unterstützt  diese  Abteilung  die  Mitglied- 
staaten. Wenn  solche  Beschlüsse  schließlich 
ratifiziert  oder  in  Form  von  Staatsgesetzen 


angenommen  wurden,  ist  es  Aufgabe  dieser 
Abteilung,  die  Einhaltung  des  neuen  Arbeist- 
rechts  zu  überwachen.  Zu  diesen  Zwecken 
ist  den  Mitgliedstaaten  die  Pflicht  auferlegt, 
dem  Internationalen  Arbeitsamt  jährlich 
einen  Bericht  über  ihre  Maßnahmen  zur 
Durchführung  der  von  ihnen  angenommenen 
Abmachungen  zu  erstatten.  Der  diploma- 
tischen Abteilung  obliegt  auch  die  Führung 
der  Sekretariatsgeschäfte  der  Internationalen 
Arbeitskonferenzen  und  der  für  besondere 
Zwecke  eingesetzten  Kommissionen.  Der 
Forschungsabteilung  obliegen  haupt- 
siichlich  wissenschaftliche  Arbeiten,  welche 
die  Notwendigkeit  des  internationalen  Ar- 
beiterschutzes begründen,  ferner  die  Pflege 
der  Arbeitsstatistik,  das  Studium  des  Ge- 
sundheitsschutzes und  der  Sicherheitsvor- 
kehrungen,  sowie  anderer  Sonderprobleme. 
Unter  ihrer  Leitung  wird  eine  wissenschaft- 
liche Monatsschrift  herausgegeben,  mit  Auf- 
sätzen und  kleineren  Mitteilungen  aus  allen 
Arbeitsgebieten  der  internationalen  Arbeits- 
organisation. Die  Abteilung  für  Nach- 
richten und  auswärtige  Verbindungen 
sammelt  und  verbreitet  Nachrichten  ver- 
schiedener Art,  welche  in  das  Tätigkeits- 
gebiet der  internationalen  Arbeitsorganisa- 
tion fallen;  sie  unterhält  den  schriftlichen 
Verkehr  mit  Interessenten  in  allen  Ländern 
und  verfolgt  die  Vorgänge  in  Gewerkschaften, 
Unternehmerverbänden  und  Genossenschaf- 
ten. Ein  großer  Teil  der  gesammelten  Nach- 
richten wird  in  einer  Wochenschrift  der 
Oeffentlichkeit  zugänglich  gemacht  („In- 
dustrial  and  Labour  Information"  —  „In- 
formations  Sociales").  Ucber  die  Tätigkeit 
der  Internationalen  Arbeitsorganisation  un- 
terrichtet eine  in  drei  Sprachen  veröffent- 
lichte Wochenschrift  (deutsche  Ausgabe: 
,,  Amtliche  Mitteilungen").  Außerdem  werden 
eine  „Gesetzesreihe",  mehrere  Reihen  von 
Studien  und  Berichten  und  ein  Jahrbuch 
herausgegeben. 

3.  Kommissionen  der  Internationalen 
Arbeitsorganisation.  Zum  Studium  der 
verschiedenen  Probleme  der  Arbeit,  das  zur 
Vorbereitung  internationaler  Gesetzgebung 
erforderlich  ist,  hat  die  Internationale  Ar- 
beitsorganisation eine  Reihe  von  Kommis- 
sionen eingesetzt,  die  zum  Teil  aus  Sach- 
verständigen auf  bestimmten  Gebieten  zu- 
sammengesetzt sind,  zum  Teil  aber  aus  Ver- 
tretern der  Arbeiter  und  Unternehmer. 

Internationale  Auswanderungs- 
kommission.  Auf  der  ersten  Tagung 
(August  1021  in  Genf)  wurden  29  Beschlüsse 
gefaßt,  die  ein  Programm  für  künftiges 
internationales  Vorgehen  darstellen.  Einer 
der  Besclilüsse  erklärt  es  für  wünschens- 
wert, daß  die  Regierungen  der  Staaten  eine 
Aufsicht  über  die  Transportunternehmungen 
und   deren   Agenten  organisieren,  welche 
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Auswanderer  zu  Lande  und  zu  Wasser  be- 
fördern, ebenso  sollen  alle  Auswanderungs- 
bureaus, Verkaufsstellen  von  Auswanderer- 
fahrkarten und  Anwerbestellen  von  Arbeitern 
für  das  Ausland  der  staatlichen  Ueberwa- 
chung  unterstehen.  Für  die  kollektive  An- 
werbung von  Arbeitern  für  das  Ausland 
wurden  Grundsätze  aufgestellt.  Ein  Beschluß 
fordert  das  Internationale  Arbeitsamt  auf, 
Vorschläge  über  den  Gesundheitsschutz  der 
Auswanderer  auszuarbeiten. 

Paritätische  Schiffahrtskommis- 
sion. Auf  der  ersten  Tagung  zu  Genf  im 
November  1920  wurden  die  auf  die  Seeschiff- 
fahrt bezüglichen  Beschlüsse  der  Arbeits- 
konferenz zu  Genua  erörtert  und  eine  Anzahl 
von  Vorschlägen,  betreffend  den  Schutz  der 
Seeleute,  angenommen.  Eine  zweite  Tagung 
fand  im  März  1922  in  Paris  statt,  aut  der 
über  die  Einführung  staatlicher  Seemanns- 
ordiiungen  und  einer  internationalen  See- 
mannsordnung, über  die  Sozialversicherung 
der  Seeleute  und  die  Frage  des  Achtstunden- 
tages in  der  Schiffahrt  verhandelt  wurde. 
Ueber  den  letzteren  Punkt  sollen  weitere 
Verhandlungen  innerhalb  der  Kommission 
gepflogen  werden.  Grundlagen  dazu  soll 
das  Internationale  Arbeitsamt  finden. 

Ein  Beirat  für  Gewerbehygiene  wurde 
vom  Verwaltungsrat  des  Internationalen 
Arbeitsamts  eingesetzt,  und  zwar  als  in  der 
Hauptsache  korrespondierende  Körperschaft. 
Die  erste  Sitzung  fand  im  Oktober  1921  in 
Genf  statt. 

Im  Juni  1920  entschied  der  Verwaltuugs- 
rat,  daß  eine  Arbeitslosigkeitskommis- 
sion aus  dreien  seiner  Mitglieder  gebildet 
werden  solle.  Die  erste  Sitzung  im  Oktober 
1920  verhandelte  über  einen  Bericht  des 
Arbeitsamts  und  entschied  sich  für  eine 
Weiterberatung  in  Gemeinschaft  mit  Sach- 
verständigen, die  Ende  desselben  Jahres 
in  Paris  stattfand  und  eine  Reihe  von  Vor- 
schlägen ergab.  In  einer  zweiten  Sitzung 
(Januar  1921  in  Genf)  wurden  vornehmlich 
Fragen  der  Arbeitslosenstatistik  verhandelt. 

Um  die  internationale  Zusammenarbeit 
auf  dem  Gebiete  der  Sozialversicherung 
wieder  aufzunehmen,  wnirden  auf  Vorschlag 
des  Direktors  des  Internationalen  Arbeits- 
amts Sachverständige  auf  diesem  Gebiet 
nach  Genf  zu  einer  Sitzung  berufen.  Die 
Sachverständigen  sprachen  sich  vor  allem 
dafür  aus,  daß  der  ständige  internationale 
Ausschuß  für  Sozialversicherung,  der  vor  dem 
Krieg  bestand,  bald  wieder  neu  gebildet 
werden  solle.  Außerdem  wurde  dem  Inter- 
nationalen Arbeitsamt  eine  Reihe  von  An- 
regungen gegeben. 

Eine  Sachverständigenkonterenz 
in  Kriegsbeschädigtenfragen  wurde  im 
März  1922  in  Genf  abgehalten.  Sie  beriet 
über  die  Organisation  der  Beschaffung  von 


Prothesen  und  der  Arbeitshilfe  für  Kriegs- 
beschädigte, die  Veranstaltung  einer  Aus- 
stellung von  Prothesen,  die  Gewährung  von 
Gegenseitigkeit  in  der  Behandlung  im  Aus- 
lande ansässiger  Kriegsbeschädigter,  die  Aus- 
dehnung der  diesen  zustehenden  Begünsti- 
gungen auf  Arbeitsinvalide  usw.  und  faßte 
diesbezügliche  Beschlüsse. 

Literatur:  Ayusawa,  I.  f.,  hilcmaliunal  La- 
bour Legislation,  New  York  1920,  Columbia 
University.  —  JSckardt,  Paul  nnd  Küttig, 
EwalcLf  Das  Internationaic  Arbeitsrecht  im 
Friedensvertrarje,  Berlin  1920.  —  Fehlinger, 
Hans,  Die  Internationale  Arbeitsorganisation 
■und  ihr  Wirken,  Leipzig  W22.  —  Hetliering- 
ton,  H.  J,  W.,  International  Labour  Legis- 
Intimi  1920  (Methuen,  London).  —  Alahaim, 
ßrnstf  L' organisatton  du  travail  de  la  tiocitti 
des  Nniions  et  la  Conference  de  Washington. 
Revue  economirjue  internationale,  decembre  1920, 
Bruxelles  19M.  —  Solana,  E,  .John,  (Ed.) 
Labour  as  an  International  Problem,  Londort 
1920).  —  Hiomas,  Albert,  The  International 
Labour  Ojfice  (The  Quartcrli/  Review,  No.  4^6, 
p.  191,  January  1921).  Labour  and  the  Peace 
Treaty,  London,  Stutionery  Ofjiee.  Report 
and  Minntes  of  the  (Kommission  on  International 
Labour  Legislation,  Rom  19S1  Typograßa  ,,Italia". 
League  0/  Nation»:  International  Labour  Con- 
ference, First  Annnal  Meeting,  Wathington 
1920  Government  Printing  Office.  —  Record  of 
the  Proceedings  of  the  International  Labour 
Conference,  2.  und  S.  Tagung,  Genf  19SI  und 
1923.  I.  A.  Erhebung  über  die  Produktion. 
Getamtbericht  in  4  Bde.,  Genf,  Internationale» 
Arbeitsamt.  ■ —  Die  IntciTttitionale  Arbeitsorgani- 
sation und  das  erste  .Jahr  ihrer  Tätigkeit, 
Genf,  I.  A.  H.  Fehlinger. 


Arbeitsbuch 

s.  A  i-beiterschutzg-esetzgebimg. 

Arbeitseinstellungen 

R.  Afbeitsliärnpfe. 


Arbeitsgemeinschaften. 

Während  die  gesetzliche  Einführung  von 
Arbeitskammern  in  Deutschland  auch  wäh- 
rend des  Krieges  noch  mißlang  (vgl.  den  Art. 
„Arbeitskamniern,  Arbeiter- und  Wirtschatts- 
räte"),  begann  das,  was  als  gesetzliche  Ein- 
richtung von  Arbeitnehmerseite  bekämpft 
wurde,  die  fachlich-paritätische  Interessen- 
vertretung auf  dem  Boden  freiwilliger  Ver- 
einbarung Wirklichkeit  zu  werden. 

Der  nach  Kriegsausbruch  geschlos- 
sene Burgfriede  zwischen  Arbeitgeber- 
und Arheitnehmerverbänden,  die  zu- 
nächst einsetzende  starke  Arbeitslosigkeit 
und  die  Notwendigkeit  einer  Umstellung  der 
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Industrie,  führte  zu  Vereinbarungen  der 
Arbeitgeberverbände  und  der  Gewerkschaften 
der  verschiedensten  Industrien,  die  sich  die 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  insbeson- 
dere durch  Beschaff Ling  von  Aufträgen  und 
durch  Umstellung,  aber  auch  gemeinsame 
Lohn-  und  Preispolitik  zur  Aufgabe  machten. 
Solche  Arbeitsgemeinschaften,  die  zum  Teil 
allerdings  örtlicher  Art  waren,  bestanden 
1915  schon  in  19  Gewerben.  Sie  gewannen 
im  Laufe  des  Krieges  noch  weiter  an  Boden, 
wenn  auch  an  Stelle  ihrer  ursprünglichen 
Aufgaben  immer  mehr  die  Unterbringung 
der  Kriegsbeschädigten  trat.  Daneben  aber 
wurde  seit  Dezember  1917  seitens  der  Unter- 
nehmers'erbände  mit  den  Gewerkschaften 
über  einen  /Vusbau  auf  weiterer  Grundlage 
Fühlung  genommen.  Im  Oktober  1918  er- 
folgten Verhandlungen  über  gemeinsame 
Durchführung  der  Uebergangswirtschaft,  die 
schon  vor  der  Revolution  zu  einer  grund- 
sätzlichen Verständigung  führten.  Nach  der 
Kevolution  wurden  noch  weitere  Forderungen 
der  Gewerkschaften  bewilligt,  und  es  kam  zur  ! 
Vereinbarung  vom  15./XI.  1918,  an  der 
21  Arbeitgeberverbände,  4  Gewerkschafts- 
zentralen und  3  Spitzenverbände  der  An- 
gestellten beteiligt  waren.  Zur  Durchführung 
gewisser  grundlegender  Vereinbarungen  (über 
Koalitionsrecht,  Arbeitsnachweis,  Achtstun- ' 
dentag,  Arbeiterausschüsse,  Schlichtungs- . 
ausschüsse  usw.)  und  der  zur  Demobil- ; 
machung.  Aufrechterhaltung  des  Wirtschafts- 
lebens, Sicherung  der  Daseinsmöglichkeit  der 
Arbeiterschaft,  insbesondere  der  Kriegsbe- 
schädigten zu  treffenden  Maßnahmen  wurde 
ein  paritätischer  Zentralausschuß  errichtet.  ' 
Das  Abkommen  wurde  vom  Rat  der  Volks- ' 
beauftragten  mit  einer  Anweisung  an  die 
Leiter  der  Reichsbetriebe  seine  Bestim- 
mungen zu  beachten  amtlich  bekanntge- 
macht. Die  vorläufige  Satzung  der  Zentral-  \ 
arbeitsgemeinschaf t  der  industriellen! 
und  gewerblichen  Arbeitgeber  undi 
Arbeitnehmer  Deutschlands  bezeichnete 
als  ihren  Zweck  die  gemeinsame  Lösung  aller, 
die  Industrie  berührenden,  wirtschaftlichen  j 
und  sozialen  Fragen  und  der  sie  betreffenden 
Gesetzgebungs-  und  Verwaltungsangelegen- 
heiten. Ihre  Organe  sind  Zentralvorstand 
und  Zentralausschuß  sowie  Fachgruppen  für 
die  einzelnen  Gewerbe  mit  Untergruppen. 
Nach  Bedarf  werden  auch  Bezirks-  und  Orts- 
gemeinschaften errichtet.  Die  Kosten  werden 
von  den  beiderseitigen  Verbänden  getragen. 

Der  Ausbau  der  Arbeitsgemeinschaft  er- 
folgte nicht  ohne  Schwierigkeiten.  Daher 
fand  die  konstituierende  Sitzung  des  Zentral- 
ausschusses erst  am  12./XII.  1919  statt. 
Mitte  1920  bestanden  in  der  Zentralarbeits- 
gemeinschaft 14  Beichsarbeitsgemeinschaften 
(Eisen-  und  Metallindustrie,  Nahrungs-  und 
Genußmittel,  Baugewerbe,  Textilindustrie, 


Bergbau,  Steine  und  Erden,  Holzgewerbe 
[Arljeitskammer],  Bekleidungsindustrie,  Pa- 
pier, Leder,  Glas  und  Keramik,  Chemie,  Oele 
und  Fette,  Elektrizitäts-,  (las-  und  Wasser- 
werke), die  sämtlich  nocli  Untergruppen 
hatten.  Ihre  Organe  sind:  Geschäftsführender 
Vorstand,  Zentralvorstand,  Zentralausschuß 
und  acht  Sonderausschüsse,  sämtlich  pari- 
tätisch besetzt.  Insbesondere  der  Zentral- 
vorstand hat  auf  den  verschiedensten  Ge- 
bieten schon  eine  lebhafte,  für  beide  Teile 
nutzbringende  Tätigkeit  entfaltet.  Die 
Zentralarbeitsgemeinschaft,  obwohl  auf  frei- 
williger Vereinbarung  beruhend,  wurde  den- 
noch von  der  Regierung  von  vornherein  wie 
eine  öffentliche  Interessenvertretung  behan- 
delt und  dauernd  zu  Gutachten  und  Verhand- 
lungen herangezogen.  Eine  gewisse  gesetz- 
liche Anerkennung  erhielt  sie  durch  die  Ver- 
ordnung über  den  vorläufigen  Reichswirt- 
schattsrat  V.4.  /V.  1920,  in  der  sie  als  Körper- 
schaft für  die  Benennung  zahlreicher  In- 
dustrievertreter bestimmt  wurde.  Dennoch 
ist  das  Schicksal  der  Arbeitsgemeinschaft 
ungewiß.  Von  den  radikalen  Richtungen  der 
politisch  und  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeiterschaft  wird  der  Gemeinschafts- 
gedanke verurteilt,  und  so  sind  bereits  zwei 
der  größten  freien  Gewerkschaften,  Metall- 
arbeiterverband und  Bauarbeiterverband,  aus 
ihreuFacharbeitsgemeinschaften  ausgetreten, 
Vorstand  und  Ausschuß  des  Allg.  Deutschen 
Gewerkschaftsbundes  haben  bisher  die  An- 
träge auf  Austritt  aus  der  Zentralarbeits- 
gemeinschaft abgelehnt,  der  Ausschuß  ist 
aber  dem  Drängen  doch  schon  soweit  gefolgt, 
daß  er  die  anfänglich  mit  Recht  als  eine  Er- 
rungenschaft von  außerordentlicher  Bedeu- 
tung betrachtete  Vereinbarung  am  3./XI. 
1920  als  von  zeitlich  begrenzter  Bedeutung 
bezeichnete,  eine  Beurteilung,  der  sich  darauf- 
hin der  trotz  auch  im  Arbeitgeberlager  vor- 
handenen Gegenströmungen  auf  dem  Boden 
der  Gemeinschaft  stehende  Reichsverband 
der  deutschen  Industrie  anschloß.  Die 
Leitung  des  Allgemeinen  freien  Angestellten- 
bundes lehnt  die  Arbeitsgemeinschaft  nun- 
mehr grundsätzlich  ab.  Die  übrigen  Arbeiter- 
und Angestelltenverbände,  insbesondere  die 
christlichen  und  Hirsch-Dunckerschen  Ver- 
bände halten  an  dem  Gemeinschaftsgedanken 
fest. 

Im  Dezember  1919  mirde  eine  die  See- 
und  Binnenschiffahrt,  Kleinbahnen,  Spe- 
dition und  Fuhrgewerbe  umfassende  Reichs- 
arbeitsgemeinschaft des  Transport-  und  Ver- 
kehrsgewerbes —  bis  dahin  Fachgruppe  der 
industriellen  Gemeinschaft  ~,  im  Februar 
1920  die  Reichsarbeitsgemeinschatt  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
nehmerverbände, diese  unter  amtlicher  Mit- 
wirkung, errichtet.  Sie  bezweckt  namentlich 
Förderuns   des   Tarif-  und  Schlichtungs- 
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Wesens,  Erstattung  von  Gutachten  und 
Stelhing  von  Anträgen,  Errichtung  von 
Kreis-  und  Provinzialarbeitsgemeinschaften. 
Im  November  1920  wurde  die  Reichsarbeits- 
gemeinscbcift  im  Molkereigewerbe  begründet. 

Fast  zur  gleichen  Zeit  wie  in  Deutschland 
ist  es  in  England  zur  Bildung  von  Arbeits- 
gemeinschaften gekommen.  Im  J.  1916  setzte 
die  Regierung  einen  Ausschuß  zur  Behandlung 
der  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  (Whitley-Ausschuß)  ein.  Der 
Bericht  dieses  Ausschusses  empfahl  die  Bildung 


Sache  könnte  man  zunächst  versucht  sein, 
sie  nicht  als  ,, Genossenschaften"  zu  betrach- 
ten, sondern  in  ihnen  eine  Vereinigung  an- 
derer, etwa  gewerkschaftlicher  Art  zu  er- 
blicken. Allein  das  ist  unzutreffend;  denn 
die  Arbeitsgenossenschaften  treten  den 
öffentlichen  Verbänden  als  gleichberechtigte 
Vertragschließende,  als  Unternehmer,  gegen- 
über, während  eine  Gewerkschaft  —  zwar 
auch  eine  Vereinigung  von  Arbeitern  —  nicht 
diesen  Charakter  hat,  vielmehr  in  Gegensn' 
zu  einem  Unternehmer  tritt.  Dazu  kon. 


von  paritätischen  Landes-Industrieräten  (joint  I  Haß  dip  Arheitwenownsehaften  vom  uese 
industrial  Councils),  die  sich  auf  Betriebs-  und 


Bezirksausschüssen  aufbauen  sollten.  Im  J. 
1918  forderte  das  Arbeitsministerium  zur  Bil- 
dung solcher  auf  mit  dem  Erfolge,  daß  es  .An- 
fang 1920  nach  Zeitungsberichten  bereits  30 
Landesindustrieräte  gab,  die  wie  die  deutschen 


liehen  Standpunkt  Genossenschaften  sind, 
da  nur  solche,  die  sich  gemäß  den  entspre- 
chenden Vorschriften  des  HGB.  v.  l./I.  1883 
und  denen  der  späteren  Novellengesetz- 
gebung konstituiert  haben,  zur  Submission 


keine  öffentlich-rechtlichen  Einrichtungen  sind  |      öffentlichen  Arbeiten  zugelassen  werden. 

Innerhalb  des  Genossenschaftswesens  ihres 
Landes  nehmen  sie  eine  Sonderstellung  ein. 


und  ähnliche  Ziele  wie  jene  verfolgen. 

Literatur:  IS.,  lO.,  19.,  3-2.  Sonderhefl.  :iimBArliBl., 
Verbände  der  Arbeitgeber,  Angestellten  und 
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Arbeiter  i.  d.  J.  1914 — 1^-  —  ^S.  Sonderhefl. 
Jb.  der  Bci^if^verbände  im  Deutschen  Heicht, 
1932.  —  Nicdertchrifl  der  konstit.  Sitzung  dis 
Zentralausitrhusses  der  Zentralarbeit^gemrinschaft 
der  indnstr.  u.  gewerbl.  Arbeitgeber  u.  Arbeit- 
nehmer,  IS.IXII.  1919.  —  J.  Reichert,  Eni- 
stehvng,  Bedeutung  und  Ziel  der  Arbeitsgemein- 
schaft, 1919.  ■ —  W.  Jansson,  Gemeinschaft,i- 
arbeil  im  neudeutschen  Wirtschaftsleben,  1919.  — 


die  zunächst  darin  beruht,  daß  sie  nur  eine 
vorübergehende,  nicht  dauernde  Existenz 
haben:  sie  sind  ein  zu  bestimmten  Ar- 
beiten geschaffenes  Gebilde,  das  zwar  einige 
Zeit  bestehen,  seine  Tätigkeit  auch  auf  eine 
Reihe  von  Jahren  ausdehnen  kann,  aber 
doch  infolge  der  Natur  der  Dinge  sich  früher 
oder  später  auflöst.  Denn  sie  befinden  sich 
stets  in  Abhängigkeit  von  dem  Umfange 


Hoff,  Der  .iufbau  der  Arbeitsgemeinschaf I ,  ^       Vorzunehmenden  Öffentlichen  Arbeiten, 
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19S0.   —   Baltrusch,  in 
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Arbeitsgenossenschaften. 

I  Arbeitsgenossenschaften  in 
Italien.  11.  Arbeitsgenossenschaf- 
ten in  Deutschland. 

I. 

Arbeitsgenossenschaften  in  Italien. 

1.  Wesen  der  Arbeitsgenossenschaften.  2.  Ent- 
stehungsgründe. Organisation.  4.  Statistik. 
5.  Resultate. 

1.  Wesen  der  Arbeitsgenossenschaften. 
Arbeitsgenossenschaften  bestanden,  als  wirt- 
schaftliche Erscheinung  größeren  Umfangs, 
bis  zum  Kriege  nur  in  Italien:  Coopera- 
tive  di  lavoro.  Unter  ihnen  versteht  man 
eine  Vereinigung  von  ländlichen  Arbeitern, 
meistens  ungelernten,  die  sich  zusammen- 
schließen, um  staatliche  und  kommunale 
Meliorierungs-  und  ähnliche  Arbeiten,  wie 
Straßenbau,  Flußkorrekturen  u.  dgl.  unter 
Ausschließung  des  Privatunternehmers  auf 
dem  Siibmissionswege  zu  übernehmen  und 
auszuführen.  Im  Gegensatze  zu  den  sonstigen 
ländlichen  Genossenschaften  setzen  sieh  also 
die  Arbeitsgenossenschaften  aus  Angehörigen 
der  völlig  besitzlosen  ländlichen  Unterschicht, 
dem  Proletariat,  zusammen.  Aus  dieser  Tal- 


so daß  sie  in  dem  doch  immerhin  möglichen 
Falle  von  deren  vorübergehendem  Auf- 
hören oder  völligem  Ende  sich  ohne  Erwerb 
befinden:  die  Arbeitsgenossenschaften  stehen 
also  in  keiner  Weise  mit  dem  Markt  in  Ver- 
bindung. Ein  weiterer  Grund  ihrer  Sonder- 
stellung liegt  in  der  Art  ihrer  Produktion: 
der  Ware  „Arbeit",  die  denselben  Erfolg 
hervorruft;  sie  sind  keine  Produktivge- 
nossensehaften,  da  kein  Produktionsbetrieb 
vorliegt:  nur  bei  Bedarf  treten  sie  in  Tätig- 
keit. Schließlich  läßt  die  Eigentümlichkeit 
ihrer  „Arbeit"  sie  aus  dem  Rahmen  der 
sonstigen  Genossenschaften  herausfallen, 
da  nicht  jede  beliebige  von  ihnen  unter- 
nommen wird,  sondern  nur  bestimmte,  um- 
fangreiche, wie  Dammbauten,  Entsump- 
fungen  u.  ä.  in  ihr  Tätigkeitsgebiet  fallende, 
Aufgaben  also,  die  sonst  von  keiner  anderen 
Genossenschaft  ausgeführt  werden.  Aus 
al!  diesem  ergibt  sich  ihre  Sonderstellung 
und  damit  die  Unmöglichkeit,  sie  in  eine  der 
sonst  üblichen  großen  Gruppen  einzu- 
gliedern. In  der  italienischen  Literatur  wer- 
den sie  meistens  mit  den  Produktivgenossen- 
schaften zusammen  behandelt,  unter  der  Be- 
zeichnung ,,cooperative  di  produzione  e 
lavoro"  —  Produktions-  und  Arbeitsge- 
nossenschaften —  ein  Beweis,  daß  die 
Italiener  selbst  ihnen  auch  einen  besonderen 
Platz  im  Genossenschaftswesen  ihres  Landes 
einräumen. 
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2.  Entstehungsgriinde.  Die  Arbeitsgenossen- 
schaften entstanden  ausschlielilich  in  der  Emilia, 
einem  Gebiet,  das  die  früheren  Herzogtümer 
Parma  und  Modena  und  einen  Teil  des  alten 
Kirchenstaats,  die  Romagna,  umfaßt.  Ihre 
Bildung  ist  die  Folge  einer  durch  Uebervölkerung 
hervorgerufenen,  fast  chronifoh  zu  nennenden 
Arbeitslosigkeit;  sie  ist  eine  Weiterentwicklung 
der  zunächst  zur  Abhilfe  geschaffenen  gewerk- 
schaftlichen Organisationen,  hervorgerufen  durch 
das  Streben  nach  Ausschaltung  eines  Zwischen- 
gliedes im  Produktionsprozeß. 

Die  Emilia  ist  ein  durchweg  landwirtschaft- 
liches Gebiet,  und  zwar  des  Kleinbetriebes.  Bei 
der  starken  Zunahme  der  Bevölkerung,  wie  sie 
äherall  in  Italien  wahrzunehmen  ist,  muß  ein 
Augenblick  eintreten,  in  dem  trotz  aller  Inten- 
sivierung des  Betriebs  die  Landwirtschaft  dem 
Nachwuchs  keine  dauernde  Arbeit  zu  bieten 
vermag,  also  —  wie  hier  bei  völligem  Fehlen 
einer  Industrie  —  nur  die  Auswanderung  als 
einziges  Heilmittel  übrig  bleibt.  Der  Roniagnole 
wandert  aber  im  Gegensatz  zu  den  Bewohnern 
anderer  Gebiete  nicht  aus;  der  Hauptgrund  mag 
ein  psychologischer  sein:  die  Anhünglichkeit  an 
die  Heimat,  es  mögen  aber  auch  andere  Motive 
mitsprechen.  Zu  diesem  allgemeinen  Grunde, 
der  die  Bildung  eines  großen  Stammes  oft  be- 
schäftigungsloser Arbeiter  begünstigte,  kam 
noch  ein  besonderer  hinzu:  starke  Einwande- 
rung aus  den  benachbarten  Gegenden  infolge  der 
Meliorationsarbeilen.  Die  beiden  Dezennien 
von  18GI)— 18811  waren  in  Italien,  besonders  im 
Norden,  eine  Aera  zahlreicher  öffentlicher  Ar- 
beiten, die  eine  große  Menge  Arbeitskraft  er- 
forderten: infolge  der  ungünstigen  Finanzlage 
des  Staates  wurden  sie  unterbrochen  und  erst 
gegen  die  Mitte  der  9ter  Jahre  wieder  auf- 
genommen. Sie  verteilen  sich  nicht  gleich- 
mäßig auf  die  einzelnen  Jahre;  es  treten  viel- 
mehr starke  Schwankungen  ein,  allerdings  be- 
steht eine  allgemeine  Tendenz  der  Zunahme. 
Die  großen  öffentlichen  Arbeiten  werden  in 
Italien  nicht  in  eigener  Regie  ausgeführt,  durch 
staatliche  leitende  Beamte  wie  in  anderen  Ländern, 
sondern  vermittelst  Submission  durch  private 
Unternehmer.  Jedes  Jahr  werden,  entsprechend 
den  Bewilligungen  des  Staatshaushaltes  die  vor- 
zunehmenden Arbeiten  öffentlich  ausgeschrieben, 
und  die  Unternehmer  reichen  ihre  Offerten  ein, 
auf  die  aber  der  Zuschlag  von  den  Behörden  nicht 
sofort  erteilt  wird.  Es  findet  vielmehr  eine 
engere  Auswahl  unter  den  am  geeignetsten 
scheinenden  statt,  um  sie  noch  zu  , .verbessern"', 
oder  die  Unternehmer  zu  einem  „Rabatt"  zu 
veranlassen.  Häufig  wird  auf  diese  Weise  in- 
folge der  scharfen  Konkurrenz  ein  über- 
mäßiger Rabatt  gewährt.  Infolgedessen  suchen 
die  Unternehmer  durch  Lieferung  minder- 
wertigen Materials,  durch  Aufwendung  ge- 
ringerer Sorgfalt  und  nachheriges  Prozessieren 
auf  ihre  Kosten  zu  kommen.  Oft  wird  durch  die 
Rabatte  der  für  eine  auszuführende  Arbeit  an- 
gesetzte Preis  derart  gedrückt,  daß  der  Unter- 
nehmer für  sich  einen  Gewinn  nur  dann  zu  er- 
zielen vermag,  wenn  er  neben  der  Anwendung 
der  soeben  erwähnten  Mittel  den  Arbeitslohn 
auf  ein  Minimum  reduziert. 

Die  Arbeiter  schlössen  sich  in  der  Emilia 
frühzeitig  zu  Gewerkvereinen  —  lega  di  resistenza 
—  zusammen,  deren  Tätigkeit  aber  auf  dem  rein 


landwirtschaftlichen  Gebiet  von  wechselnden  Er- 
folgen begleitet  war.  Die  Arbeit  in  der  LanJ- 
wirtsehalt  erscheint  für  sie  nur  als  eine  Er- 
gänzung der  Beschäftigung  bei  den  staatlichen 
Arbeiten;  so  ist  es  erklärlich,  daß  die  Leghe 
darnach  strebten,  auf  dem  Gebiet,  auf  dem  sie 
ihren  Hauptunterhalt  fanden,  ihre  Löhne  nach 
Möglichkeit  zu  steigern,  um  ein  in  etwas  ge- 
sichertes Auskommen  zu  finden.  Die  Unter- 
nehmer gerieten  auf  diese  Weise  in  eine  Zwangs- 
lage, auf  der  einen  Seite  drückte  der  Staat  die 
Preise  und  auf  der  andern  verlangten  die  Ar- 
beiter stetig  steigende  Löhne.  Als  bei  einem 
aus  solcher  Veranlassung  in  Ravenna  ent- 
standenen Lohnkampfe  i.  J.  1883  der  betroffene 
Unternehmer  keine  Aussicht  auf  Erlolg  hatte, 
gab  er  die  vom  Staate  übernommene  Arbeit 
auf.  Die  Lohnforderungen  waren  so  über- 
trieben, daß  ihre  Erfüllung  für  ihn  einen  größeren 
Verlust  bedeutet  hätte,  als  die  Einbuße  der 
Kaution  betrug,  welche  die  Unternehmer  bei 
allen  derartigen  Arbeiten  zu  hinterlegen  haben. 
Die  bei  dem  Konilikt  beteiligten,  in  einer  Lega 
organisierten  Arbeiter  bildeten  nunmehr  eine 
Genossenschaft,  setzten  unter  selbstgewahlter 
Leitung  die  Arbeit  fort  und  beendeten  sie  zu 
völliger  Zufriedenheit  der  staatlichen  Behörden. 
So  entstand  die  erste  Arbeitsgenossenschaft  aus 
einem  Gewerkverein.  Der  Zweck:  das  Zwischen- 
glied in  der  Produktion  auszuschalten,  ist  er- 
reicht; die  Genossenschaft  ist  selbst  Unter- 
nehmerin geworden;  bei  den  staatlichen  Sub- 
missionen tritt  sie  jetzt  wie  der  trübere  private 
Unternehmer  auf. 

3.  Organisation.  Die  Aufnahme  in  eine 
Arbeitsgenossenschatt  steht  jedem  Land- 
arbeiter frei,  wenn  sich  wenigstens  zwei  Ge- 
nossen für  die  Zuverlässigkeit  des  Aufzu- 
nehiiienden  verbürgen;  aufgeschlossen  ist 
jeder,  der  eine  entehrende  Strafe  erlitten 
hat.  Die  Genossenschaft  wählt  in  der  Regel 
I  —  es  wird  die  typische  Organisation  dar- 
I  gestellt  —  einen  Verwaltungsrat  (Direkto- 
rium) und  einen  Aufsichtsrat,  die  beide  nur 
aus  Arbeitern  bestehen.  Der  Autsichtsrat 
ernennt  ein  technisches  Komitee,  das  aus  In- 
genieuren und  Rechtskundigen  zusammen- 
gesetzt ist  und  das  die  zu  übernehmenden  Ar- 
beiten zu  beurteilen,  über  sie  zu  berichten  und 
die  Lohnhöhe  festzusetzen  hat.  Ferner  stellt 
dieGenossenschafteinen Rechnung  führerund 
einen  technischen  Direktor  an,  der  häufig 
gleichzeitig  technischer  Direktor  anderer 
Genossenschaften  ist.  Ueber  die  Notwendig- 
keit, besoldete  Posten  zu  schaffen,  wird  ver- 
schiedentlich geklagt,  als  eine  dem  Ge- 
nossenschaftsgeiste schädliche  Erscheinung; 
in  der  Regel  ist  aber  die  Höhe  der  allge- 
meinen Verwaltungsausgaben  nicht  sehr 
groß.  Ueber  die  Annahme  einer  Arbeit 
entscheidet  auf  Bericht  des  technischen 
Komitees  der  Verw.Rat,  dem  gesenüber  der 
Direktor  für  die  rieh  i^e  Ausführung  der 
Arbeiten  verantwortlich  ist.  Für  die  Aus- 
führung werden  die  Arbeiter  in  kleine  Trupps 
vereinigt,  denen  bestimmte  Aufgaben  zu- 
gewiesen werden  und  die  jede  Woche  Zah- 
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lungen  erhalten.  Deren  Höhe  richtet  sich 
Btets  nach  dem  von  der  örtlichen  Arbeits- 
kammer festgesetzten  Tarif. 

In  den  Provinzen,  in  denen  die  Arbeits- 
genossenscbaften  infolge  der  ausgedehnten 
staatlichen  Arbeiten  sich  am  zahlreichsten 
und  stärksten  entwickelt  haben  —  Ravenna, 
Bologna,  Reggio  Emilia,  Ferrara,  Modena; 
alle  in  der  Emilia  liegend  —  schließen  sie  sich 
auch  zu  Verbänden  und  Konsortien  zu- 
sammen. Die  Verbände  nehmen  keine 
juristische  Form  an;  sie  existieren  nur  tat- 
sächlich. Ihr  Zweck  besteht  darin,  die  Ge- 
nossenschaften unter  Wahrung  ihrer  vollen 
Autonomie  zur  Ausschaltung  der  Konkurrenz 
zu  vereinigen  und  unter  ihnen  die  vom  Staat 
übernommenen  Arbeiten  zu  verteilen.  Der 
Verband  wirkt  also  in  den  Beziehungen  zu 
den  einzelnen  Genossenschaften  als  ver- 
teilendes Organ  und  regelt  den  Arbeitsmarkt, 
auf  dem  sich  fast  stets  für  den  Bedarf  der 
öffentlichen  Arbeiten  ein  viel  zu  großes 
Angebot  an  Arbeitskraft  befindet.  Die  Ver- 
bände haben  gewöhnlich  ein  leitendes  Ko- 
mitee, ein  technisches  Bureau  und  schließ- 
lich ein  Inspektionsbureau,  deren  Mitglieder 
alle  aus  den  vereinigten  Genossenschaften 
gewählt  werden.  Die  Konsortien  bilden 
einen  gesetzmäßig  konstituierten  Genossen- 
schaftsverband, der  meistens  zur  Ausfüh- 
rung einzelner  bestimmter  Arbeiten  zu- 
sammentritt; so  z.  B.  das  erste  in  Ravenna 
für  die  Meliorationsarbeiten  des  Bassins 
des  Reno,  die  im  ganzen  etwa  10  MUl.  kosten 
gollten  und  von  denen  bis  1912  bereits 
Arbeiten  im  Werte  von  über  3  Mill.  aus- 
geführt waren.  Die  Organisation  ist  ähnlich 
wie  bei  den  Verbänden,  nur  straffer. 

4.  Statistik.  Die  zahlenmäßige  Entwicklung 
der  Arbeitsgenossenschaften  geht  aus  folgen- 
der Tabelle  hervor,  in  der  die  ins  Genossen- 
Bcliaftsregister  eingetragenen  und  aufgelösten 
enthalten  sind,  sowie  der  Bestand  am  31. /XU. 
jedes  Jahres') 
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Die  Hauptmasse  der  Arbeitsgenossenschaften 
befindet  sich  im  Norden;  12  von  den  69  Pro- 
vinzen Italiens  weisen  keine  auf.  243  Arbeits- 
genossenschaften, also  fast  die  Hälfte  aller  vor- 
handenen, sind  in  der  Emilia  konzentriert;  290 
etwas  mehr  als  die  Hälfte,  in  der  Emilia  und 
Veneticn  und  schließlich  372,  oder  mehr  als  in 
der  Emilia,  Venetien  und  Latium.  Die  Pro- 
vinzen, in  denen  eine  größere  Anzahl  von  ihnen 
besteht,  sind  folgende: 


Rom 

S2 

Ferrara 

24 

Ravenna 

54 

Parma 

20 

Bologna 

44 

Padua 

19 

Reggio-Emilia 

39 

Forli 

18 

Modena 

34 

In  zwei  anderen  Provinzen  gibt  es  noch 
je  12,  in  allen  anderen,  wo  überhaupt  welche 
existieren,  10  und  weniger;  die  Provinzen  ohne 
Arbeitsgenossenschaften  sind  die  südlichen. 

Die  von  den  Arbeitsgenossenschaften  über- 
nommenen Arbeiten  sind  in  zwei  Kategorien  zu 
teilen:  solche  die  für  den  Staat  und  solche,  die 
für  andere  öffentliche  Verbände  (Provinzen, 
Kommunen)  und  juristische  Personen,  wie  fromme 
Stiftungen  u.  ä.  ausgeführt  werden.  Der  Um- 
fang der  staatlichen  Arbeiten  ist,  von  kleinen 
Schwankungen  abgesehen,  von  Jahr  zu  Jahr 
gestiegen,  in  der  Zahl  der  Arbeiten  zeigt  sich 
nicht  ein  gleiches  Wachstum,  vielmehr  ein 
dauerndes  Schwanken  und  in  den  letzten  Jahren 
sogar  ein  bemerkenswerter  Rückgang.  Daraus 
läßt  sich  bei  der  Steigerung  ihres  Wertes  schlie- 
ßen, daß  die  einzelnen  in  ihrem  Umfang  zu- 
nehmen. 

Ausgeführte  Arbeiten. 


s  . 

Ö  N  « 

Bestand 

Jahr 

Einge- 
tragene 

Auf- 
gelöste 

am 
31./XIT. 

jedes 
Jahres 

1889 

2 

+  2 

1894 

58 

24 

+  34 

380 

1899 

57 

163 

—  106 

165 

1904 

92 

36 

+  56 

341 

1905 

58 

46 

-1-  12 

353 

1906 

117 

76 

+  41 

394 

1907 

80 

53 

+  27 

421 

1908 

123 

52 

+  71 

492 

1909 

120 

65 

+  55 

547 

')  Trotz  mehrfacher  Schreiben  an  die  Ge- 
nossenschaftsverbändo  und  das  Internationale 
Landwirtschaftsinstitut   in    Rom    ist    es  mir 


Jahr 

Zahl  der 

bestehenden 
Genossen- 
schaften 

Zahl  der 
ausgeführten 
Arbeiten 

Wert  der 
Arbeiten 
Lire 

1889 

26 

412  594 

1894 

h8o 

215 

2  022  383 

1899 

165 

146 

3  209  655 

1904 

341 

180 

3  944  643 

1905 

353 

187 

4  194  223 

1906 

394 

215 

5  096  679 

1907 

421 

274 

6  620  196 

1908 

492 

212 

7  334  668 

1909 

547 

199 

6939259 

Die  Gesaratzahl  der  von  den  Arbeitsgenossen- 
schaften erledigten  staatlichen  Arbeiten  betrug 
im  genannten  Zeitraum  (1889-1909)  3391  mit 
einem  Gesamtwert  von  70  451  500  Lire. 

Für  die  zweite  Kategorie  durften  erst  seit 
1904  Arbeiten  ausgeführt  werden;  sie  verteilen 
sich  folgendermaßen: 


Jahr 


1904-1906 
1907 
1908 
1909 


Zahl  der 
Arbeiten 


173 
203 
269 
347 


Wert  der 
Arbeiten 


2  276  900 

3  382  483 
5  710  783 
6734  691 


weder  möglich  gewesen,  jüngere  statistische  An- 
gaben zu  erhalten,  noch  Auskunft  darüber,  wie 
der  Krieg  auf  die  Arbeitsgenosseoschaften  ge- 
wirkt hat. 


Aibeitsgenossenschaiten  (Italien  —  Deutschland) 


737 


Die  Gesamtzahl  der  in  der  zweiten  Kategorie 
ausgeführten  Arbeiten  beläuft  sich  also  von 
1904  bis  19119  auf  mit  einem  Gesamtwert 
von  18  1II4I"«1  Lire. 

5.  Resultate.  Im  allgemeinen  haben  die 
ausgeführten  Arbeiten  gute  Resultate  ge- 
habt, wobei  aber  ein  Unterschied  zu  machen 
ist  zwischen  der  Zone  hochentwickelten 
Gcnossenschaftslebens  in  Oberitalien  und  den 
anderen  Gebieten,  in  denen  die  Arbeiter  noch 
keine  großen  Erfahrungen  sammeln  konnten. 
Die  Zeit,  die  sie  zur  Ausführung  der  Ar- 
beiten benötigen,  bleibt  meist  hinter  der 
der  Privatunternehmer  zurück;  als  be- 
sonderer Vorteil  wird  von  amtlicher  Seite 
hervorgehoben,  dati  es  mit  ihnen  weniger 
7Ai  Prozessen  kommt  und  während  der 
Arbeit  keine  jN'achforderungen  gestellt  wer- 
den, was  bei  den  Privatunternehmern  infolge 
der  „Rabatte"  und  der  stetigen  Lohn- 
kämpfe die  Regel  war.  Den  Arbeitern  hat 
die  (ienossenschaft  im  allgemeinen  eine 
Erhöhung  der  Löhne  und  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  gebracht;  so  stieg  der  Lohn  in 
der  Romagna  von  1,50  bis  zu  8  Liren  täg- 
lich. Die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ist 
eine  Folge  des  Drucks  der  Arbeitslosigkeit, 
um  auf  diese  Weise  möglichst  vielen  der 
Mitglieder  Brot  zu  verschaffen.  In  Aus- 
nahmefällen sind  sie  bis  zu  einem  zwei- 
stündigen Turnus  gelangt;  bei  Akkord- 
arbeiten wird  niemals  ein  Maximum  von 
6  Stunden  überschritten,  während  dieselben 
Leute  bei  landwirtschaftlichen  Arbeiten  viel 
länger  tätig  sind.  Ihre  Führer  haben  es 
trotz  eifrigen  Bemühens  nicht  dazu  bringen 
können,  daß  die  Geuossenschaften  sich  mit 
einer  längeren  Arbeitsdauer  einverstanden 
erklärten. 

Die  Hauptbedeutung  der  Arbeitsge- 
nossenschaften liegt  in  der  von  ihnen 
herbeigeführten  Organisierung  der  Land- 
arbeiterschaft und  der  dadurcli  erfolgenden 
Erziehung  zu  einer  Arbeit,  die  auf  die 
Produktionsbedingungen  Rücksicht  nimmt 
und  nicht  in  Lohnsteigerung  das  einzige  zu 
erreichende  Ziel  sieht.  Außerdem  scheinen 
sie  in  der  Zukunft  berufen  zu  sein,  einen 
wichtigen  Faktor  in  der  inneren  Kolonisa- 
tion des  Südens  abzugeben,  die  vor  allen 
Dingen  von  der  Durchführung  großer  Melio- 
rations-  und  Sanierungsarbeiten  abhängt. 

Literatur:  !\fiii>sltro  di  Agricoltura,  Societ-d 
roopcratirr  trqalrmntc  costituitc  csistcnti  nel 
rcgno  cd  f.l  diccmbre  1910,  Roma  1911.  3Iini- 
stero  dei  tarori  pubbtici,  La  cooperazione  cd  i 
lavori  pubblici  in  lUdia,  Roma  1907.  Mini- 
slero  del  Tesoro,  Societä  cooperalive  e  appalti 
di  lavo7'i  pvbblici,  Roma  1911.  Federazione 
Coopfrativa  di  Ravcnna,  Lc  cooperaitve  agri- 
tolc  tra  braccinnti,  Bologna  1910.  Atti  dei 
congrcssi  dei  cooperatoH  italiani,  Milano  1886 ff'. 
Niccolif  Cooperalive  ntrali,  Milano  1909.  — 
Qori.aj  La.  eooperazione  di  clause  tra  i  lavo- 
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ratori  in  Italia,  Torino,  1909.  —  Maf/i,  Ma- 
nuale  per  lc  societä  cooperalive  di  produziouc, 
lavoro  e  tigncole,  Milano  190S.  —  Yalenti. 
j  Coopcrazione  rnrale,  Fircnze,  1912.  Verstreute 
Angaben  im  Bulletin  viensuel  des  institiitions 
economifjues  et  sociales,  herausg.  vom  Institut 
International  d^Agricultiirc.  Rom  1910  und  fol. 
gende  Jahre.  Zusammenfassende  Monographie: 
Preycr,  Die  Arbeits-  und  Pachtgenossenischaften 
Italiens,  Jena  1913. 

ir.  lt.  Preyer. 


j   H.  Arbeitsgenossenschaften  in 
Deutschland. 

i      1.  Begi'iff.  Gesehichtliehes.  Neuere  üeweguug. 

I  Soldatengenossenschaften.  Gruppen-  oder  Ak- 
kordkolonnen.   2.  Erdarbeitergenossenschaften. 

I .').  Bauarbeitergenossenschaften.  4.  Vielseitigkeit. 

[  Statistik.     Erfahrungen.     5.  Stellung  anderer 

I  Körperschatten  zu  den  A.  Unterstützung  aus  der 
Erwerbslosenfürsorge.  6.  Abwehr  niaUnahmen 
der  liaugewerksmeistcr. 

j  1.  Begriff.  Geschichtliches.  Neuere 
Bewegung.  Soldatengenossenschaften. 
Gruppen-   oder   Akkordkolonnen.  Die 

Produktivgenossensehaft  schien  der  Ver- 
gangenheit anzugehören  (vgl.  den  Art.  ,, Pro- 
duktivgenossenschaften"); sie  ist  in  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  der  Nach- 
kriegszeit als  Arbeitsgenossenschaft  wieder 
erstanden.  Rein  geschäftlieh  betrachtet,  hat 
die  Arbeitsgenossensehaft  zum  Ziel,  die  Ar- 
beitskraft ihrer  Mitglieder  möglichst  günstig 
,, mittels  gemeinschaftlichen  Geschäftsbe- 
triebs" zu  verwerten.  Was  der  Arbeits- 
genossenschaft, mit  der  wir  uns  hier  zu  be- 
schäftigen haben,  ihr  eigenartiges  Gepräge 
gegenüber  der  Produktivgenossenschaft  der 
früheren  Zeit  verleiht,  ist  der  Umstand,  daß 
wir  es  mit  einer  Bewegung  zu  tun  haben,  die 
sich  aus  der  Eigenart  der  neuzeitlichen  Ver- 
hältnisse heraus,  zum  Teil  in  Anlehnung  an 
den  Sozialismus  oder  die  Gemeinwirtschatt 
entwickelt.  Freilich  nicht  ausschließlich. 
Als  Arbeitsgenossenschaften  werden  auch 
Genossenschaften  bezeichnet,  die  in  den 
Rahmen  der  kapitalistischen,  individualisti- 
schen Wirtschaftsordnung  hiueingehören. 
Ihre  Besonderheit  im  Verhältnis  zur  Pro- 
duktivgenossenschaft der  früheren  Zeit  be- 
steht darin,  daß  sie  aus  Vorgängen  neuzeit- 
licher Verhältnisse  entstanden  sind.  Auch 
die  Produktivgenossenschaft  der  früheren 
Zeit,  zumal  der  Zeit  Lassalles,  hatte  so- 
zialistischen Charakter.  Es  handelte  sich 
aber  dann  nur  um  Einzelerscheinungen, 
während  jetzt  von  den  Arbeitern  der  Versuch 
gemacht  wird,  systematisch  sich  für  geschäft- 
liche Unternehmungen  zu  organisieren.  Zu 
den  Arbeitsgenossenschaften  werden  nicht 
nur  gezählt  die  Genossenschaften,  bei  denen 
die  Organisation  auf  den  Betrieb  eines  ge- 
schäftlichen LTnternehmens  gerichtet  ist, 
Bd.  I.  47 
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sondern  auch  Vereinigungen  von  Arbeitern, 
die  gebildet  werden  zur  Ausführung  einer 
bestimmten  Arbeit,  bei  der  die  Mitglieder 
sich  gegenseitig  unterstützen,  z.  B.  zur  Her- 
stellung von  Wohnungen  und  Häusern.  Sie 
können  in  der  Regel  als  geschäftliche  Unter- 
nehmungen nicht  angesprochen  werden.  Diese 
Vereinigungen  sind  eng  verbunden  mit  dem 
Namen  des  Hauptmanns  Sehmude,  der  mit 
einem  Trupp  Soldaten  ins  Bergwerk  ging, 
um  produktive  Arbeit  zu  leisten  und  die 
Arbeiter  zur  privatwirtschaftlichen  Betäti- 
gung überzuführen.  Pflicht  der  Soldaten 
war  es,  sich  gegenseitig  zu  unterstützen,  so 
auch  insbesondere  bei  der  Beschaffung  und 
Herstellung  von  Wohnungen.  Eine  Anzahl 
ähnlicher  Gebilde  ist  entstanden.  Genauere 
Mitteilungen  über  Erfolge  und  Erfahrungen 
sind  bisher  nicht  zu  erlangen  gewesen.  An- 
geblich versucht  Sehmude,  den  Gedanken 
zum  System  auszubauen.  Soweit  aus  dem 
bekannt  gewordenen  ein  Urteil  zu  bilden 
möglich  ist,  hängt  der  Erfolg  wesentlich 
von  der  Persönlichkeit  ab,  bei  der  die  Leitung 
liegt.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  ohne 
feste  Organisation  auf  die  Dauer  solche 
Unternehmungen  keinen  Erfolg  haben  können. 
Unternehmungen  selbst  mit  einfachsten  ge- 
schäftlichen Aufgaben  sind  nur  denkbar, 
wenn  die  Beteiligten  über  die  nötige  Sach- 
kenntnis verfugen  und  dem  Unternehmen 
geschäftliche  Grundlage  gegeben  wird.  Ge- 
schäftliche und  organisatorische  Grundsätze 
lassen  sich  auf  die  Dauer  nicht  durch  Be- 
geisterung und  Vertrauen  zu  dem  fülirer 
ersetzen. 

Verwandt  mit  diesen  Unternehmungen 
sind  die  aus  einzelnen  Truppenteil>*n  heraus 
entstandenen  Arbeitsgenossenschaften  der 
Soldaten.  Bei  der  Auflösung  des  Heeres 
(1918/19)  war  es  eine  der  größten  Sorgen,  wie 
sich  die  geordnete  Ueberfül;rung  der  Sol- 
daten in  einen  Zivilberuf  bewerkstelligen 
lassen  würde.  Man  suchte  Arbeitsgenosseu- 
schaften  der  Soldaten  für  geschäftliche 
Unternehmungen  zu  bilden,  fand  dabei  aber 
nur  geringe  Zustimmung.  Im  Herbst  1919 
wurde  das  Bild  ein  anderes.  Es  entstanden 
ohne  Mitwirkung  der  Militärverwaltung  der- 
artige Genossenschaften  in  großer  Zahl.  So 
bildeten  sich  z.  B.  Fuhrwerksbetriebe  auf 
genossenschaftlicher  Grundlage  —  in  weitaus 
größter  Zahl  in  Pommern.  Diese  Genossen- 
schaften setzen  sich  meist  aus  entla=scnen 
Heeresangehörigen  zusammen  (Artillerie, 
Train,  Fuhrparkkolonnen),  denen  von  der 
Militärverwaltung  Wagen  und  Pferde  über- 
lassen wurden,  um  einen  Fuhrbetrieb  einzu- 
richten, der  ihncnLebensuiiterhalt  verspricht. 
Auch  finanzielle  Unterstützung  wurde  den  Ge- 
nossenschaften seitens  der  Militärbehörden 
zuteil.  Ein  langer  Bestand  war  diesen  Ver- 
einigungen nicht  beschieden,  denn  allein  von 


den  Pommerschen  genossenschaftlichen  Fuhr- 
betrieben,  die  z.  T.  auch  als  ,, freie  Vereini- 
gungen" bestanden,  sind  bereits  die  Mehrzahl 
(20  von  25)  wieder  aufgelöst.  Die  Nachfrage 
auf  dem  Arbeitsmarkt,  dann  aber  vor  allem 
auch  das  Ausscheiden  der  ehemaligen  Führer, 
ließ  die  Genossenschaften  auseinanderfallen; 
sogar  zu  Konkursen  kam  es.  Es  wurde 
versucht,  aus  dem  ehemaligen  Freikorps 
Diebitsch  die  Techniker  genossenschaftlich 
zusammenzuschließen  und  mit  Hilfe  der 
zur  Entlassung  Kommenden  stilliegende 
Ziegeleien  wieder  in  Gang  zu  bringen. 
Ehemalige  Marineangehörige  vereinigten 
sich  zu  Arbeitsgenossenschaften,  desglei- 
chen ehemalige  Flieger  zur  Reparatur  und 
zum  Bau  von  Maschinen  usw.  Vereinigte 
Beschäftigung  von  entlassenen  Heeresan- 
gehörigen findet  sich  im  Bergwerk,  z.  B. 
Salzbergwerk  Staßfiirt.  In  vielen  anderen 
Fällen  mag  es  sich  hierbei  noch  um 
Arbeitsgenossenschafteu  handeln,  die  sich 
aus  entlassenen  Heeresangehörigen  zusam- 
mensetzen, nur  sind  die  Anhaltspunkte 
hierfür  im  veröffentlichten  Gegenstand  des 
Unternehmens  nicht  immer,  oder  selten  vor- 
handen. Hierzu  zu  rechnen  wären  vieUeieht 
auch  die  „Soldaten-Siedlungen",  die  z.  B. 
namentlich  in  Schleswig-Holstein  gebildet 
sind,  und  zwar  die  Siedlungen  in  der  Um- 
gebung des  ehemaligen  Lockstedter  Truppen- 
lagers unter  der  Bezeichnung  „Riga",  „Würt- 
temberg", ,, Kurland",  ,,Livland"  usw.,  von 
denen  ganz  kürzlich  die  „Riga"-Sie(Jlung 
wieder  liquidiert  hat.  Hier  sind  ehemaligen 
Truppenkörpem  (wie  den  „Baltikunitruppen") 
frühere  militärische  Lager  und  Oedländereien 
überlassen,  damit  hier  den  in  das  Zivilleben 
Zurückgekehrten  Arbeitsgelegenheit  beschafft 
wird,  die  ihnen  auch  gleich  ein  Heim  ver- 
mittelt. Die  „Behebung  der  Arbeitslosig- 
keit" wird  als  Zweck  der  Arbeitsgenossen- 
schaft oft  mit  aufgeführt,  womit  deren 
Unterstützung  aus  der  Erwerbsiosenfürsorge 
begründet  wird. 

Neben  diesen  in  der  Form  der  einge  - 
tragenen  Genossenschaften  bestehenden  Ar- 
beitsgenossenschafteu existieren  dann  noch 
zum  größten  Teil  in  Ostpreußen  Dutzende 
von  sog.  Gruppenkolonnen  ohne  besondere 
Rechtsform,  die  meist  der  „Ostpreußischen 
Genossenschaft  für  Arbeitsbeschaffung" 
angegliedert  sind  und  den  Namen  des 
Leiters  der  Gruppe  führen.  Hier  handelt 
es  sieh  um  verschiedene  Arbeiten,  die 
den  einzelnen  Gruppen  übertragen  wurden 
und  die  diese  selbständig  ausführen,  z.  B. 
Ziegelciarbeiten,  Gutsarbeiten,  Hilfe  in  der 
Landwirtschaft,  Aufführung  von  Lehmbauten, 
Siedlungsarbeiten,  Torfnutzung,  Forstbetrieb, 
Fuhrbetrieb,  auch  eine  Setzergruppe  ist  dar- 
unter. 

Die  Finanzierung  soll  z.  T.  aus  Fonds  er- 
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folgt  sein,  die  bei  einzelnen  Tnippenteilen  ] 
aus  Gelegenheitszuwendiingen  gebildet  waren. 
Das  Ergebnis  der  sog.  wilden  Grtindungen, 
bei  denen  nur  selten  die  Eechtsforra 
der  e.  G.  gewählt  worden  war,  ist,  soweit 
bisher  Feststellungen  erfolgen  konnten,  ein 
wenig  erfreuliches.  Das  Beiehswchrministe- 
rium  suchte,  mit  wenig  Erfolg,  durch  eine  be- 
sondere Umfrage  das  Material  zu  sammeln, 
um  dann  zu  versuchen,  die  Verhältnisse  zu 
ordnen.  Eine  Anzahl  von  Genossenschaften 
hatte  sich  einen  wiitschaftlichen  Mittelpunkt 
geschaffen  in  der  „Zcntralarbeitsgenossen- 
schaft,  e.  G.  m.  b.  H.,  Stettin",  die  in  diesem 
Jahr  ihren  Sitz  nach  Berlin  verlegte  unter 
Abänderung  der  Firma  in  ,, Zentralkasse  der 
Arbeitsgenossenschaften".  Es  ist  auch  ein 
„Reiehsvcrband  deutscher  Arbeitsgenossen- 1 
Schäften  in  Berlin"  gegründet.  Der  in  diesen 
Unternehmungen  liegende  Gedanke  ist  gut. 
Es  fehlt  aber  anscheinend  an  Organisation 
und  geschäftlichen  Kenntnissen.  Dieses  zeigt 
sich  auch  vor  allem  an  dem  Rückgang  der 
Arbeitsgenossenschaften  um  Hunderte;  ein 
Interesse  für  die  Zentralorganisation  scheint 
wenig  oder  garnicht  vorhanden.  Muß  doch 
der  Reichsverband  auf  Beiträge  der  ihm 
angeschlossenen  Genossenschaften  verzichten, 
nur  um  die  Organisation  zu  halten,  die  ihre 
Stütze  in  der  iVIilitärverwaltung  findet. 

Schließlich  wäre  auch  noch  der  Arbeits- 
gemeinschaften zu  gedenken,  die  gelegentlicli 
bei  den  Baugenossenschaften  bestehen,  in- 
dem sich  hier  Mitglieder  gegenseitig  in  der 
Arbeitsiibernahme  bei  Errichtung  von  Wohn- 
gebäuden  unterstützen. 

2.  Erdarbeitergenossenschaften.  Waren 
und  sind  vorbezeichnete  Unternehmungen 
zum  Teil  Gelegenheitsgebilde,  so  lag  Systemin 
dem  Versuch,  Erdarbeilergenossenschaften  zu 
organisieren.  Manknüpftean  die  Erfahrungen 
derartiger  Genossenschaften  in  Italien  an, 
die  sicli,  unter  amtlicher  Begünstigung,  einer 
ersprießliclien  Entwicklung  erfreuen.  Die  ita- 
lienischen Arbeitsgenossenschaften  (societadi 
braccianti)  übernehmen  größere  Aufträge,  ins- 
besondere den  Bau  von  Eisenbahnen.  Auch 
genossenschaftliche  Schiffswerften  sind  von 
italienischen  Arbeitern  durchgeführt.  Be- 
reits 1910  bestanden  rd.  600  ArbeitsMnossen- 
schaften  in  Italien  (vgl.  auch  den  Art. 
„Arbeitsgenossenschaften  in  Italien"). 

Eine  der  ersten  nach  dem  italienischen 
Vorbilde  errichteten  Genossenschaften  in 
Deutschland  war  die  Allgemeine  Arbeits- 
eenossenschaft  der  Erdarbeiter,  e.  G.  m.  b.  H., 
die  im  Frühjahr  1919  in  Berlin  gegründet 
wurde.  Gesenstand  des  Unternehmens  war: 
die  Uebernahnie  von  Erdarbeiten,  insbeson- 
dere bei  Meliorations-,  Kanal-,  Eisenbahn- 
und  sonstigen  einschlägigen  Hoch-  und  Tief- 
bauten. 


I  Die  Genossenschaft  hatte  ursprünglich 
wesentlich  nur  die  Aufgabe,  die  Arbeiter 
gegenüber  Unternehmern  zu  organisieren. 
Bald  suchte  die  Genossenschaft  aber  auf 
eigene  Rechnung  Arbeiten  zu  übernehmen. 
Dazu  war  Kapital  notwendig.  Nun  begann 
die  Leidenszeit  der  Genossenschaft.  Nicht, 
weil  es  ihr  an  Kapital  fehlte,  sondern  weil  man 
bei  Beschaffung  des  Kapitals  die  geschäft- 
lichen Grundsätze  außer  acht  ließ  und  sich 
auf  Geschäfte  einließ,  denen  die  Kraft  der 
Genossenschaft  nicht  gewachsen  war.  Es 
rächte  sich  das  Nichtberücksichtigen  geschäft- 
licher Grundsätze.  Mit  dem  Sichselbständig- 
machen der  Arbeiter  allein  ist  es  nicht  getan. 
Das  zeigte  sich  auch  hier.  Schon  im  ersten 
Jahre  ihres  Bestehens  war  sie  durch  die  Ver- 
>  hältnisse  gezwungen,  Konkurs  anzumelden. 
Das  gleiche  Schicksal  teilen  die  Arbeits- 
genossenschaft Groß-Hamburg,  e.  G.  m.  b.  H., 
die  Gemeinnützige  Arbeits-  und  Piedlungs- 
genossenschafi  Senftenberg  (Lausitz),  e.  G. 
m.  b.  H.,  die  gemeine,  produktive  Arbeits- 
genossenschaft ,, Aufbau",  e.  G.  m.  b.  H.  in 
München.  Vier  Arbeitsgenossenschaften 
haben  liquidiert.  Besondere  Schwierigkeiten 
ergalien  sich  auch  bei  dem  Zusammenhalten 
der  Mitglieder,  wenn  die  Genossenschaften 
keine  Arbeit  hatten,  um  dann  wieder  eine 
übernommene  Arbeit  ausführen  zu  können. 

3.  Bauarbeitergenossenschaften,  Bau- 
produktivgenossenschaften. Festere  For- 
men fand  der  Gedanke  der  Arbeitsgenossen- 
schaft auf  der  vom  deutschon  Bauarbeiter- 
verband am  5.  und  C./II.  1920  in  Hamburg 
abgehaltenen  Konferenz  sozialer  Baubetriebe, 
in  der  die  Sozialisierung  des  Baugewerbes  be- 
raten wurde. 

Das  Resultat  der  Verhandlungen  war  fol- 
gende Entschließung: 

,,Die  erste  Konferenz  sozialisierter  Bau- 
betriebe und  Baugenossenschaften  erklärt 
die  Vergesellschaftung  des  Bau-  und  Woh- 
nungswesens für  eine  unbedingte  Notwendig- 
keit. Die  lüonferenz  erwartet  zur  Durch- 
führung der  Vergesellschaftung  die  tat- 
kräftige Mithilfe  der  Regierungen,  Behörden, 
aller  gemeinnütziger  Körperschaften  sowie 
insbesondere  auch  aller  Arbeiter  und  An- 
gestellten. 

Um  zunächst  die  Vergesellschaftung  der 
Baubetriebe  kräftig  und  geradlinig  voraus- 
zubringen, beschließt  die  Konferenz,  daß 
ein  Verband  sozialisierter  Baubetriebe  zur 
gegenseitigen  Unterstützung  gegründet  wird. 
Die  Konferenz  spricht  den  Wunsch  aus,  der 
deutsche  Bauarbeiterverband  möge  im  Verein 
mit  weiteren  interessierten  Organisationen 
die  Gründung  des  erwünschten  Verbandes 
in  die  Hand  nehmen." 

Der  ,, Verband  sozialer  Baubetriebe"  ist 
im  September  1920  mit  dem  Sitz  in  Ham- 
burg-Berlin begründet.    Hinter  diesen  Or- 
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ganisationen  stehen  die  frcienGewerkschaften. 
Auch  der  christliche  Bauarbeiterverband  hat 
die  Einrichtung  genossenschaftlicher  Bau- 
betriebe, namentlich  im  Rheinland,  geför- 
dert, wobei  es  ihm  vor  allem  darauf  an- 
kam: Steigerung  der  Arbeitsleistung  Hand 
in  Hand  mit  der  Kontrolle  der  Preise  im 
Baugewerbe,  beides  mit  dem  Endziel,  eine 
wesentliche  Verl)illigung  der  ganzen  Pro- 
duktion zu  erreichen  und  so  den  Gesundungs- 
prozeß des  Wirtschaftslebens  zu  beschleu- 
nigen. Die  auf  den  christl.  Gewerkschaften 
beruhende  Bewegung  ist  im  ,,  Reichs  verband 
Deutscher  Bauproduktivgenossenschaften", 
Berlin-Lichtenberg,  vereinigt.  Im  Gegensatz 
zu  der  Leitung  des  Verbandes  sozialer  Bau- 
betriebe, in  der  man  die  ,, genossenschaftliche 
Form"  für  die  Bauhütten  zugunsten  der 
G.  m.  b  H.  verläßt,  wird  in  der  christlichen 
Richtung  an  der  Genossenschaft  festge- 
halten. Die  genossenschaftlichen  Betriebe 
sollen  preisregelnd,  preisabbauend  wirken 
infolge  ihrer  Gemeinnützigkeit  gegenüber 
dem  privaten  Baugewerbe,  und  es  wird  in 
jenen  Kreisen  auf  die  Erfolge  z.  B.  der 
Kölner  ,, Baugewerkschaft"  verwiesen.  In 
den  Kreisen  der  Unternehmer  werden  diese 
angeblichen  Vorteile  der  l)etr.  Arbeiter- 
genossenschaften aufs  entschiedenste  be- 
stritten (vgl.  „Das  Baugewerbe",  Berlin  1921, 
S.  132,  169,  193,  213,  231,  275ff.) 

Die  Bewegung  ist  zu  jung,  um  über  die- 
selbe ein  abschließendes  Urteil  abzugeben. 
Sehr  beachtenswert  ist,  daß  ein  genauer 
Kenner  der  Arbeiter  als  Faktor  im  Geschäfts- 
leben, das  geschäftsführende  Vorstandsmit- 
glied des  Zentralverbandes  deutscher  Kon- 
sumvereine, Heinrich  Kaufmann,  sich  in 
Hamburg  dahin  äußerte,  daß  der  genossen- 
schaftlichen Organisation  in  Form  der  Ar- 
beitsgenossenschaft vielleicht  eine  Zukunft 
blühen  könne,  wenn  es  ihr  gelänge,  die  drei 
großen  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  an 
denen  die  meisten  Produktivgenossenschaften 
gescheitert  seien :  Die  Beschaffung  von  Kapi- 
tal —  die  Beschaffung  von  Arbeit  —  die 
Disziplin  der  Mitglieder.  Die  größten 
Schwierigkeiten  der  Produktivgenossenschaf- 
ten früherer  Zeiten  bestanden  im  Kapital- 
mangel, in  der  Unsicherheit  des  Absatzes. 
Diese  Schwierigkeiten  dürften  der  neuen 
Arbeitsgenossenschaft  zunächst  keine 
großen  Sorgen  bereiten.  Hinter  den  Genossen- 
schaften stehen  einmal  die  Gewerkschaften. 
Dann  wird  sich  für  die  geplanten  Arbeiter- 
banken hier  Gelegenheit  zur  Betätigung 
finden,  vielleicht  geschäftlich  nicht  un- 
gefährlich. Und  was  noch  wichtiger  ist,  die 
Arbeitsgenossenschaft  wird  Beschäftigung 
finden,  wenn  es  sich  um  öffentliche  Ver- 
gebung durch  Gemeinden  handelt,  auf  die  die 
Arbeiter  einen  entscheidenden  Einfluß  aus- 
zuüben in  der  Lage  sind.  Freilicli  wird  auch 


hier  die  Leistungsfähigkeit  schließlich  aUein 
den  Erfolg  sichern.  Material  findet  sich 
zum  Teil  in  den  Zeitschritten  der  Unter- 
nehmer (vgl.  „Das  Baugewerbe",  Berlin 
1920/21,  besonders  die  vorerwähnten  Zitate) 
-  sodann  in  den  Zeitschriften  der  Arbeit- 
nehmerverbände (vgl.  ,,Die  Baugewerk- 
schaft", Berlin,  Jahrg.  1919/21  —  „Der 
Grundstein",  Hamburg,  Jahrg.  1919/21  - 
,, Soziale  Bauwirtschaft",  Jahrg.  1921). 

4. Vielseitigkeit.  Statistik.  Erfahrungen. 
Die  einzige  Quelle,  um  die  Bewegung  zu  ver- 
folgen, bieten  bisher  die  Veröffentlichungen 
im  Deutschen  Reichsanzeiger  über  einge- 
tragene Genossenschaften.  Es  ist  aber  schwer, 
aus  der  Firma  bzw.  der  Veröffentlichung  zu 
entnehmen,  ob  es  sich  um  eine  wirkliche 
Arbeitsgenossenschaft,  oder  um  eine  Ge- 
nossenschaft aus  anderen  Gebieten  handelt. 
Oie  Arbeitsgenossensclaften  tragen  rächt 
verschiedenartige  Firmen.  Neben  der  all- 
gemeinen Bezeichnung  Arbeits-  oder  Arbeiter- 
genossenschaft findet  man  als  Firma:  Bau- 
produktivgenossenschaft, Arbeiterproduktiv- 
genossenschaft, Bauarbeitergenossenschaft, 
Arbeitsgemeinschaft  oder  es  kommt  ein  be- 
stimmter Handwerks-  oder  Gewerbezweig  in 
der  Firma  zum  Ausdruck. 

Erstaunlich  vielseitig  ist  der  Gegenstand 
des  Unternehmens:  Ausführung  von  Hoch- 
und  Tiefbauarbeiten,  Uebernahrae  von  Ar- 
beiten im  Bergbau,  insbesondere  Braun- 
kohlen-Tagebau, Salzbergwerk,  Torfgewin- 
nung, ferner  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
Saisonarbeiten,  Holzschlag,  Meliorationen, 
Eisenbahnarbeiten,  Beschaffung  von  Geräten 
und  sonstigen  Materialien,  Wohnungsbau, 
Begründung  von  Heimstätten  für  den  Sied- 
lungsbetrieb, Kunstgliederbau,  Ausübung  des 
Friseurgewerbes  in  eigenen  Geschäften  der 
Genossenschaft  usw. 

Im  ganzen  bestellen  zurzeit  rund  250 
Arbeitsgenossenschaften.  Die  meisten  Grün- 
dungen entfallen  auf  das  Jahr  1920; 
liquidiert  haben  inzwischen  3  Genossen- 
schaften, in  Konkurs  sind  3  geraten.  Die 
weitaus  größte  Mehrzahl  (rund  200) 
haben  zum  Zweck  Hoch-  und  Tiefbau, 
Straßenbau,  Meliorations-,  iand-  und  forst- 
wirtschaftliche Arbeiten.  Bei  etwa  25  Ge- 
nossenschaften war  festzustellen,  daß  es  sich 
um  den  Betrieb  eines  Handwerks  im  eigent- 
lichen Sinne  zur  Ausführung  von  Bauten 
bzw.  Bauarbeiten  auf  eigene  Rechnung  han- 
delte. Hier  kamen  besonders  in  Betracht 
als  Mitglieder  Handwerksgesellen  (Zimmerer, 
Maurer,  Dachdecker,  Maler  usw.).  Auch  zur 
Herstellung  von  Bergmannsheimstätten  ha- 
ben sich  im  Rheinland  und  Westfalen  Ar- 
beitsgenossenschaften gebildet. 

Geschäftsberichte,  aus  denen  sich  die 
Entwicklung  entnehmen  läßt,  liegen  natür- 
lich iiocli  nicht  vor.  Man  ist  angewiesen  auf 
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Mitteilungen  iiber  die  Erfahrungen  mit  den 
Arbeitsgenossenschaften,  die  sich  iu  den 
Zeitschriften  der  beteiligten  ßerufskreise 
finden  (oben  unter  Abschnitt  3  am  Schluß). 
Gelegentlich  einer  Tagung  des  Innungs- 
vorstandes der  deutschen  Baugewerksmeister 
(September  1920)  wurde  gegen  die  Arbeiter- 
genossenschaften im  Baugewerbe  Stellung 
genommen.  Der  Referent  suchte  mit  ver- 
hältnismäßig reichhaltigem  Material  den 
Nachweis  zu  erbringen,  daß  entweder  die 
Bauarbeitergeuosscnschaften  bei  ihren  Ar- 
beiten schlecht  abschneiden  oder  die  Ge- 
meinden übervorteilt  werden.  Es  hat  aller- 
dings den  Eindruck,  als  wenn  streng  kauf- 
männische Grundsätze  vielfach  nicht  be- 
achtet werden.  Ist  die  von  der  Seite  des 
Baugewerbes  ausgehende  Kritik  gerecht- 
fertigt, so  dürfte  die  Arbeiterwelt  durch  eine 
kostspielige  Erfahrung  gelernt  haben,  daß 
die  Produktivgenossenschaft  auch  im  sozia- 
lisierten Gewände  nur  unter  ganz  besonderen 
Verhältnissen  die  geeignete  Gesellschafts- 
form abgibt. 

Zu  erwähnen  ist  hier  auch  das  sog.  Bau- 
hütten-Systeni.  Unter  ,,Bauliütte"  wird 
regelmäßig  die  prinzipielle,  der  Bekämpfung 
der  Wohnungsnot  dienende  Stelle  verstanden, 
(meist  in  der  Eorm  der  G.  ni.  b.  H.),  an  der 
Staat,  Gemeinden  und  andere  Körper- 
schaften mit  Kapital  beteiligt  sind.  Diese 
Bauhütteu  erstreben  vielfach,  Zentralstellen 
der  Arbeiterproduktivgenossenschaften  zu 
werden.  ,, Bauhütten"  findet  man  aber 
auch  in  den  Organisationen  der  Baugewerks- 
meister als  Bezeichnung  für  deren  geschäft- 
liche Zentralstelleu.  Das  Wort  „Bauhütte" 
stammt  von  Stadtbaurat  Wagner,  der  in  der 
Bauhütte  eine  Keihe  Funktionen  der  Ge- 
werkschaften vereinigt  wissen  will.  Bau- 
einzelbetriebe der  Maurer  und  Zimmerer 
sollen  sich  hier  mit  Bannebenbetrieben  (wie 
Tischler,  Maler,  Klempner,  Glaser,  Dach- 
decker, Schlosser,  Töpfer)  vereinigen.  Auch 
die  Einrichtung  sozialisierter  Betriebe  soll 
von  der  Gewerkschaft  ausgehen.  Schwierig- 
keiten bestehen  in  der  Beschaffung  der 
Geldmittel.  Eine  solche  „Bauhütte"  be- 
steht z.  B.  in  Berlin  als  Treuhandunter- 
uehmen  für  Bauausführungen  der  „Mär- 
kischen Heimstätte".  Andererseits  ist  die 
Bezeichnung  Bauhütte"  aber  auch  meist 
von  der  G.  m.  b.  H.  gewählt,  die  als  Einzel- 
betrieb die  Zwecke  der  Bauarbeitsproduktiv- 
gcnossensfhaft  erfüllt. 

Vielfach  stellen  sich  diese  „sozialisierten  ' 
Genossenschaften  auch  die  Lösung  ver- 
schiedener, heute  besonders  hervortreten- 
der Probleme  zur  Aufgabe.  So  findet 
man  in  den  Statuten  das  Recht  auf 
Arbeit  der  Mitglieder  festgelegt.  Auch 
der  gleiche  Arbeitslohn  für  alle  Mit- 
glieder kommt  vor,  ganz  gleich  welche  Ar- 


beitsstellung sie  einnehmen.  Das  sind  natür- 
lich Utopien,  an  denen  die  Genossenschaften 
zugrunde  gehen  müssen. 

5.  Stellung  anderer  Körperschaften  zu 
den  Arbeitsgenossenschaften,  Unter- 
stützung  aus  der  Erwerbslosenfürsorge. 

Der  Reichsverband  des  deutschen  Hand- 
werks hat  sich  auf  seiner  Tagung  von 
1920  dahin  ausgesprochen,  daß  eine 
einseitige  Bevorzugung  sog.  sozialisierter 
Betriebe  (Produktivgenossenschaften)  bei  der 
Vergebung  von  Arbeiten  seitens  des  Staates 
oder  der  Gemeinden  nicht  erfolgen  dürfe. 
Er  empfiehlt  den  Handwerkern  den  ge- 
nossenschaftlichen Zusammenschluß  als  ein 
Mittel,  Betriebe  zu  schaffen,  die  eine  Sozia- 
lisierung überflüssig  machen.  Im  gleichen 
Sinne  haben  sich  die  einzelnen  Handwerks- 
kannneru  auf  ihren  Tagungen  zu  der  Frage 
geäußert  und  entsprechend  Stellung  ge- 
nommen, (vgl  auch  in  der  Zeitschrift  ,,Da9 
Baugewerbe",  192U/21  die  Stellungnahme  des 
Baugewerbes  zu  den  .V.). 

In  einem  Erl.  v.  12./II.  1920  hat  der 
Reichsarbeitsminister  sicli  zu  der  Unter- 
stützung von  Arbeits-  und  Produktivgenos- 
senschaften aus  der  Erwerbslosenfürsorge  ge- 
äußert. Es  soll  bei  Prüfung  derartiger  Gesuche 
der  öffentliche  Arbeltsmarkt  und  die  wirt- 
schaftliche Lage  des  betreffenden  Gebiets  in 
Betracht  gezogen  werden, ,,umdieEntstehung 
solcher  Genossenschaften  nicht  zu  fördern, 
die  nach  ihrer  Leitung,  Zusammensetzung  und 
dem  Stande  dauernder  Arbeitsmöglichkeiten 
von  vornherein  zum  Erliegen  bestimmt  sind." 
Der  Minister  weist  anch  auf  den  Mangel  an 
Betriebsstoffen  und  Gerät  hin,  deren  Be- 
schaffung aus  staatlichen  Mitteln  nur  unter- 
stützt werden  könne,  wenn  das  Unternehmen 
selbst  (also  die  Genossenschaft)  mit  eigenen 
Mitteln  sich  erheblich  beteiligt  usw.  Eine 
Abgabe  von  Heeresgut  ohne  Anzahlung  kaun 
nur  in  Ausnahmefällen  stattfindeu  und  wenn 
entsprechende  Sicherstellung  erfolgt.  Bei 
Prüfung  der  Frage,  ob  dauernde  Arbeits- 
möglichkeit für  die  sich  bildenden  Genossen- 
schaften vorhanden  ist,  wird  auf  eine  Be- 
teiligung der  Landesarbeitsäniter  Wert  ge- 
legt. Unterstützung  fließt  den  Genossen- 
schaften auch  zu  auf  dem  Wege  über  die 
Bauhütten. 

6.  Abwrehrmaßnahmen  der  Baugewerks- 
meister. Mit  dem  Wort  „Sozialisierung" 
wird  bei  den  meisten  dieser  Genossenschaften 
nur  die  Anpassung  an  die  lieutigen  Wünsche 
der  Arbeiter  zum  Ausdruck  gebracht.  In 
der  Regel  sind  es  Produktivgenossenschaften, 
bei  denen  vielleicht  iu  größerem  Umfange 
als  früher  die  Gewinnbeteiligung  durchgeführt 
ist  oder  wie  vorerwähnt  der  Versuch  gemacht 
wird,  das  „Recht  auf  Arbeit",  „gleicht» 
Lohnzahlung"  zu  verwirklichen. 
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Ob  es  sich  nun  um  Vorgänge  handelt, 
die  nur  vorübergehender  Natur  sind,  oder 
um  solche,  die  zu  neuen  Wirtschafts- 
gebilden führen,  jedenfalls  fühlen  sich  die 
Unternehmer,  die  durch  diese  sozialisierten 
Genossenschaften  ersetzt  werden  sollen,  .in 
ihrem  Bestände  bedroht.  Das  Nächst- 
liegende für  diese  Kreise  wäre  nun  auch 
ihrerseits  zur  genossenschaftlichen  Organi- 
sation zu  greifen.  Da  zeigt  sich  aber,  daß 
gerade  diese  Unternehmungen  sich  schwer 
dazu  eignen.  Immerhin  existieren  zurzeit 
etwa  100  Genossenschaften  im  selbständigen 
Bauhandwerk.  Für  die  Baugewerksmeister 
kommt  natürlich  nicht  die  Produktivge- 
nossenschaft in  Frage,  denn  sie  wollen  ja 
gerade  ihre  Selbständigkeit  erhalten,  sondern 
die  Lieferungsgenossenschaft  (vgl.  den  Art. 
,, Lieferungsgenossenschaft").  Der  Gedanke 
der  Lieferungsgenossenschaft  spielt  hier  eine 
um  so  größere  Rolle,  als  für  diese  Gewerbe- 
treibenden die  genossenschaftliche  Organi- 
sation notwendig  erscheint,  wollen  sie  auf 
entsprechende  Berücksichtigung  rechnen  bei 
den  großen  Aufgaben  der  Herstellung  von 
Berginannshäusern  und  dem  Wiederaufbau 
von  Nordfrankreich. 

Literatur :  Erich  Kurt  Ktoss,  Die  Arbeilsge- 
tinsscnschnft  als  frcif  Sozialisierungsform,  Berlin 
2920.  —  Hartin  Wagncrj  Die  t<ozialisUrung 
der  Baubetriebe,  Berlin  1919.  —  A.  EUinger, 
SozialisierungsstrOmuntfen  im  Baugewerbe,  Dres- 
den 1910.  —  A.  Ecker,  Die  Arbeilergilden 
dtr  Zukunft,  Essen  1910.  —  „Das  Bangewerbe", 
Berlin,  Jahrg.  19S0,  19SI.  —  „Die  Baugewerk- 
Schaft",  Berlin.  Jahrg.  1919,  1921.  —  „Der 
Grundstein",  Hamburg,  Jahrg.  1919,  1911.  — 
,, Soziale  Bauwirtsr.haft",  Berlin,  Jahrg.  1911. 
—  Deutsches  Handwerksblatt  Nr.  7  von  1921: 
betr.  „Fi'oduktii'tjenosscnschaften".  —  Blätter 
für  Genoss.  Wesen,  1919,  Nr.  46;  1910, 
Nr.  9,  S9,  52;  19il,  Nr.  10,  12,  betr.  Ar- 
beilsgenossevschaften.  Bericht  über  die  j^S.  Ta- 
gung des  Tnnnngsvcrbandes  der  Deutschen  Bau- 
gewerksmeister in  Breslau,  1930. 
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Arbeitshaus. 

Unter  Arbeitshäusern  verstehen  wir  hier 
diejenigen  öffentlichen  Anstalten,  in  denen 
die  der  öffentlichen  Arraenfürsorge  anheim- 
gefallenen Personen  zu  geregelter  Arbeit 
angehalten  werden.  Die  Unterbringung  im 
Arbeitshause  ist  somit  eine  Art  der  Armen- 


unterstützung. Mit  den  Armenarbeitshäusern 
sind  nicht  zu  verwechseln:  das  Arbeitshaus, 
welches  zur  Vollstreckung  von  Strafhaft 
oder  von  korrektioneller  Nachhaft  (§  362 
des  RStGB.)  bestimmt  ist,  ferner  die  zur 
Verwirklichung  eines  vermeintlichen  Rechtes 
auf  Arbeit  getroffenen  Einrichtungen  (z.  B. 
die  Nationalwerkstätten  in  Paris  1789  und 
1848),  endlich  die  als  Werke  freier  Liebestätig- 
keit nach  dem  Grundsatze,, Arbeit  statt  Almo- 
sen" geschaffenen  Arbeiterkolonien  und  die 
nur  für  die  vorübergehende  Unterkunft  von 
Wanderarmen  bestimmten  Wanderarbeits- 
stätten. 

Die  Armenfürsorge,  zur  Rechtspflicht 
des  Gemeinwesens  erhoben,  wird  von  selbst 
auf  das  Ziel  hingedrängt,  möglichst  die 
Wurzeln  der  Armut  zu  beseitigen  und  den 
Hilfsbedürftigen  wieder  auf  eigene  Füße 
zu  stellen.  Hierzu  gehört,  daß  er,  soweit 
er  arbeitsfähig  ist,  Gelegenheit  zur  Arbeit 
erhält  und  nötigenfalls  zu  geordneter  wirt- 
schaftlicher Tätigkeit  erzogen  wird.  Dfis 
Arbeitshaus  will  diesen  Gedanken  im  Wege 
geschlossener  Anstaltsfürsorge  mit  Arbeits- 
zwang durchführen. 

In  Italien  hat  es  bereits  im  16.  Jahrh. 
Arbeitshäuser  für  Arme  gegeben,  so  das 
1539  errichtete  genuesische  Albergo  dei 
poveri. 

Das  klassische  Land  des  Arbeitshauses 
(work-house)  ist  jedoch  England.  Schon 
das  Gesetz  der  Königin  Elisabeth  von  1601 
bestimmte,  daß  die  arbeitsfähigen  Armen 
zur  Arbeit  gesetzt  werden  sollten.  1697 
wurde  in  Bristol  das  erste  work-house  er- 
richtet, für  die  weitere  Ausbildung  der  Ar- 
beitshäuser schaffte  ein  G.  v.  J.  1723  die 
nötigen  Grundlagen.  Das  Armenbudget, 
welches  infolgedessen  von  819000  £  i.  J. 
1698  auf  619000  £  i.  J.  1750  zurückging, 
steigerte  sich  später  wieder  auf  7870801  £ 
(über  14  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung) 
i.  J.  1817,  nachdem  durch  den  Gilberts  Act 
von  1782  das  Arbeitshaus  seinem  ursprüng- 
lichen Zwecke  entfremdet  worden  war.  Erst 
die  Reformgesetzgebung  von  1818—1834 
stellte  es  wieder  in  den  Mittelpunkt  der 
Armenfürsorge.  Ein-  und  Austritt  stehen 
dem  Hilfsbedürftigen  jederzeit  frei.  Doch 
soll  arbeitsfähigen  Personen  Unterstützung 
grundsätzlich  nur  durch  TVutnahme  in  das 
Arbeitshaus  gewährt  werden.  Mangel  an 
geeigneten  Räumlichkeiten  und  an  Mitteln 
zu  deren  Herstellung  führt  in  den  einzelnen 
Armenverbänden  und  Arbeitshausbezirken 
(unions)  auch  jetzt  noch  zu  erheblichen  Aus- 
nahmen. Da.s  Verhältnis  der  arbeitsfähigen 
in-door  paupers  zu  den  arbeitsfähigen  out- 
door  paupers  v,ar 

1883:51558  zu  77592 
1893:34752  zu  72426 
1897:40398  zu  6S429 
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Andererseits  beherbergen  die  workhouses 
neben  den  arbeitsfähigen  Armen  eine  weit 
größere  Zahl  von  Kindern,  Greisen,  Kranken 
und  Siechen.  Neuerdings  sind  die  casual 
wards  zur  Unterbringung  der  Obdachlosen 
(Vagabunden)  von  den  workhouses  abge- 
trennt worden.  Auch  herrscht  das  Bestreben, 
für  Kinder  und  Kranke  besondere  Anstalten 
zu  errichten  und  die  Armenhäuser  für  Alters- 
schwache und  Gebrechliche  (old  and  infirm 
people)  von  denen  für  Arbeitsfähige  (able- 
bodied)  ganz  zu  trennen.  Zu  diesem  Zwecke 
Bind  Vereinigungen  von  mehreren  Arbeits- 
hausbezirken gebildet  worden.  Im  Jahre 
1908  waren  von  235000  unterstützten  Kin- 
dern nur  noch  62500  in  Armenhäusern,  da- 
von nur  650  in  reinen  workhouse  Schulen. 
Die  Häuslinge  (inmates)  des  workhouse 
unterliegen  der  Disziplinargewalt  des  master, 
der  oft  ein  pensionierter  Offizier  ist,  und  der 
matron;  die  Geschlechter,  selbst  Eheleute, 
werden  in  der  Regel  streng  getrennt,  ein  et- 
waiger Nebenverdienst  wird  nicht  ausgezahlt. 
Interessante  Schilderungen  von  dem  ab- 
schreckenden Charakter  des  workhouse  gibt 
Chevallier  in  seiner  unten  erwähnten  Schrift. 
Die  Bewegung  zur  Reform  der  Armenpflege 
in  England  in  den  Jahren  1905—1909  hat 
zu  einer  weiteren  Ausdehnung  und  Aus- 
gestaltung der  offenen  Fürsorge  gegenüber 
dem  workhouse  und  zur  weiteren  Speziali- 
sierung und  individueller  Behandlung  im 
Rahmen  der  Anstaltspflege  geführt. 

Dem  englischen  Muster  nachgebildet  sind 
die  Werk-  und  Armenhäuser  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika;  hier 
wurden  48  county-poor-houses  und  5  city- 
alm-houses  gezählt,  deren  Insassen  sich  außer 
Verhältnis  zu  der  entsprechenden  Zunahme  der 
Bevölkerung  stark  vermehrt  haben. 

Die  in  Dänemark  bestehenden  zahlreichen, 
aus  der  Autonomie  der  Gemeinden  heraus  ge- 
schaffenen Arbeitshäuser  waren  früher  ausge- 
sprochene Zwangsanstalten.  Durch  das  allge- 
meine ArmenG.  v.  9./IV.  1891  ist  dies  wesent- 
lich geändert  worden.  Nur  solche  Bedürftige, 
deren  Verhältnisse  sich  für  eine  Unterstützung 
in  ihrer  Wohnung  nicht  eignen,  sind  in  Armen- 
bzw. Arbeitsanstalten  unterzubringen.  Doch 
kann  hiergegen  die  Entscheidung  der  Aufsichts- 
behörde angerufen  werden.  Eheleute,  die  ein 
rechtschaffenes  Leben  geführt  haben,  dürfen 
in  der  Regel  nicht  getrennt  werden.  Disziplinar- 
strafen bedürfen  behördlicher  Bestätigung.  Der 
Austritt  wird  gestattet,  sobald  der  Insasse  nach- 
weist, daß  er  sich  selbst  ernähren  kann;  eigen- 
mächtiges Verlassen  der  Anstalt  wird  jedoch 
als  Vergehen  wider  die  Ordnung  mit  Gefängnis 
oder  Zwangsarbeit  bis  zu  6  Monaten  bestraft. 

Eine  Mittelstellung  zwischen  Armen-  und 
Korrektionsanstalt  nehmen  die  seit  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  der  Schweiz  —  vor- 
wiegend in  den  deutschen  Kantonen,  seltener 
in  der  Westschweiz  —  errichteten  Arbeitsh.nuser 
ein,  welche  namentlich  auch  zur  Unterbringung 
von  arbeitsfähigen,  aber  arbeitsscheuen  Personen 


beiderlei  Geschlechts  bestimmt  sind  und  viel- 
fach geradezu  als  ,. Korrektionsanstalten"  be- 
zeichnet werden. 

In  Oesterreich  unterhält  die  Stadt  Wien 
ein  freiwilliges  Arbeitshaus,  welches  Ende  1893 
303  männllclie  und  26  weibliche  Insassen  zählte. 
Sonst  sind  Gemeindearbeitshäuser  in  Oesterreich 
und  Ungarn  nur  ausnahmsweise  zu  finden. 
1883  hatte  der  Landtag  des  Königreichs  Böhmen 
Erörterungen  über  die  Errichtung  von  Anstalten 
beschlossen,  deren  wesentliche  Aufgabe  die 
zwangsweise  Beschäftigung  arbeitsscheuer  Per- 
sonen sein  sollte.  Der  Plan  wurde  jedoch  auf- 
gegeben, nachdem  diuch  die  beiden  GG.  v. 
24./V.  1885  die  Errichtung  von  Zwangsarbelta- 
anstalten  zur  Vollstreckung  korrektioneller 
Nachhaft  geregelt  worden  war. 

In  Rußland  sind  —  zuerst  1881  in  Kron- 
stadt —  durch  freiwillige  Sammlungen  Arbeits- 
häuser gegründet  worden,  welche  indessen  mehr 
den  deutschen  Arbeiterkolonien  ähneln,  nur 
daß  die  Insassen  nicht  mit  landwirtschaftlichen, 
sondern  mit  industriellen  Arbeiten  beschäftigt 
werden.  Die  Zahl  dieser  .Arbeitsstätten  (doma 
trudolubia)  war  in  neuerer  Zeit  rasch  gewachsen, 
nachdem  zufolge  Ukas  v.  l./IX.  1895  die  dama- 
lige Kaiserin  die  Leitung  des  hierfür  errichteten 
Kuratoriums  übernommen  hatte.  Es  gab  I.  J. 
1898  84  solcher  Anstalten,  und  die  Gründung 
von  50  weiteren  stand  in  Aussicht. 

Die  in  Frankreich  und  Belgien  auf 
Grund  des  Dekrets  v.  5./VII.  1808  errichteten 
d^pöts  de  mendlcit^  sowie  die  in  Italien  be- 
stehenden ricoveri  di  mendicitä  entsprechen 
weder  dem  Wesen  noch  dem  Zwecke  von  Armen- 
arbeitshäusern, wohl  aber  die  in  Belgien 
neuerdings  entstandenen  maisons  de  refuge, 
welche  nach  dem  G.  v.  27./XI.  1891  nicht  nur 
zur  Unterbringung  von  Gelegenheitsbettlern, 
sondern  auch  zum  Aufenthalte  der  sich  freiwillig 
meldenden  arbeitsfähigen  Armen  dienen. 

üeber  die  neuere  Entwicklung  im  Auslande, 
insbesondere  die  Wirkungen  des  Krieges  und  der 
Revolutionen  auf  den  Bestand  und  die  Entwick- 
lung der  Arbeitshäuser,  war  einwandfreies  Mate- 
rial aus  keinem  Lande  zu  erlangen. 

In  Deutschland  ist  die  Entwicklung 
der  Verhältnisse  auch  auf  diesem  Gebiete 
wesentlich  durch  Landes-  und  Ortsgesetze, 
zugleich  aber  auch  durch  den  Gegensatz 
von  Stadt  und  Land  bestimmt  worden.  Be- 
reits 1716  wurden  in  Kursachsen  Land- 
armenhäuser zur  Unterbringung  kranker 
und  unvermögender  Leute,  „welche  sich  sonst 
nirgends  hinzuwenden  wissen",  eingeführt, 
zunächst  freilich  noch  mit  den  Zluchthäuscrn 
verbunden.  Zur  Steuerung  des  Bettels  be- 
schloß 1783  das  Konstanzer  Viertel  des 
schwäbischen  Kreises,  diejenigen,  „welche 
nirgends  eine  Arbeit  haben",  in  ein  gemein- 
schaftliches Arbeitshaus  unterzubringen.  In 
Preußen  erfolgte  gegen  Ende  des  18.  Jahrb., 
ausgehend  von  den  Bestimmungen  des  ALR., 
die  Bildung  der  Landarmenverbände  mit 
ihren  Zvvangsarbeits-  und  Korrektionshäusern. 
§  8  des  Unterstützungswohnsitz-G.  v.  6. /VI. 
i870  überläßt  auch  heute  noch  die  Bestim- 
mung über  „die  Art  und  das  Maß  der  im 
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Falle  der  Hilfsbediirftigkeit  zu  gewährenden  | 
öffentlichen  Unterstützung"  der  Landesgesetz- 
gebung. Infolgedessen  hatten  sich  wesent- 
liche Verschiedenheiten  besonders  in  bezug 
auf  den  Triigcr  des  Arbeitshauses  (einzelne 
Gemeinden  oder  größere  Verbände)  sowie 
in  bezug  auf  den  Charakter  der  Unterstützung 
(freiwilliger  Ein-  und  Austritt  oder  zwangs- 
weise Unterbring\ing  und  Festhaltung  in  der 
Anstalt)  herausgebildet.  Im  Laufe  der  Jahre 
ist  aber  der  Arbeitshausgedanke  immer 
stärker  in  den  Hintergrund  gedrängt.  Die 
Anstaltsfürsorge  wurde  immer  weiter  speziali- 
siert, die  offene  Armenpflege  weiterhin  be- 
vorzugt, dafür  al)er  der  Arbeitszwang  ge- 
setzlich geregelt,  bei  seiner  Durchführung 
jedoch  die  Arbeit  auf  dem  offenen  Arbeits- 
platz vor  dem  in  der  geschlossenen  Anstalt 
nach  Möglichkeit  bevorzugt. 

In  Sachsen  haben  sich  die  Armen- 
arbeitshäuser am  stärksten  entwickelt,  aber 
auch  ihr  Zwangseharakter  hat  sich  in  neuerer 
Zeit  erheblich  gemildert.  Ihre  Errichtung 
ist  den  ücmeinden  und  Bezirksverbänden 
überlassen.  Es  bestanden  Ende  1882  zu- 
nächst 34  städtische  Anstalten,  darunter 
ein  ausschließliches  Arbeitshans  in  Dresden 
mit  676  Insassen,  die  übrigen  meist  mit 
Versorghäusern,  zum  Teil  mit  Polizeigefäng- 
nissen verbunden.  Die  Gesamtkosten  dieser 
Anstalten  betrugen  1882  522457  M.,  wovon 
155354  M.  durch  Arbeitsverdienst  gedeckt 
waren.  Für  die  kleineren  Städte  und  das 
platte  Land  waren  1880  23  ßezirksarmen- 
häuser  mit  1529  Insassen,  Ende  1882  28  Be- 
zirksarmenhäuser mit  2078,  Ende  1906  mit 
2640  Insassen  vorhanden.  Von  diesen  An- 
stalten, die  überwiegend  auch  den  Zwecken 
der  Versorgung,  Siechen-,  Kranken-,  Irren- 
pflege bzw.  Kindererziehung  dienen,  gehören 
10  freiwilligen  Vereinigungen  von  Gemein- 
den (sog.  Bezirksarmenvereinen),  18  den 
Bezirksverbänden.  Die  Generalkosten  wer- 
den auf  die  beteiligten  Gemeinden  umgelegt 
bzw.  vom  Bezirksverbande  getragen,  die 
Spezialkosten  für  Verpflegung  und  Kleidung 
der  Häuslinge,  soweit  sie  nicht  durch  deren 
Arbeitsverdienst  gedeckt  werden,  dem  Ar- 
menverbande,  von  dem  die  Einlieferung  er- 
folgt, entweder  nach  dem  wirklichen  Auf- 
wände oder  nach  festen  Pauschalsätzen 
berechnet.  1882  betrug  die  Gesamtausgabe 
der  Bezirksanstaltcn  510942  M.,  1906  948700 
M.,  wovon  144431  M.  bzw.  148582  M.  durch 
Arbeitsverdienst  gedeckt  wurden.  Die  Auf- 
nahme der  Häuslinge  erfolgt  auf  Antrag  dos 
zur  Unterstützung  verpflichteten  Ortsarmen- 
verbandes mit  Geuehinigung  des  Direktors, 
der  auch  die  Entlassung  zu  verfügen  hat.  Ge- 
mäß §§  27  und  28  der  noch  gültigen  säch- 
sischen Armenordnung  v.  22./X.  1840  ist 
die  Armenpolizeibehörde  befugt,  arbeits- 
scheue oder  liederliche  Arme  auch  gegen 


deren  WiUen  in  einer  Arbeitsaustalt  unter- 
zubringen und  in  derselben  festzuhalten. 
Doch  setzt  dies  nach  einer  V.  des 
Ministeriums  des  Innern  v.  ll./VI.  1895  unter 
allen  Umständen  voraus,  daß  die  betreffende 
Person  oder  deren  .Angehörige  bereits 
hilfsbedürftig  sind  und  öffentliche  Unter- 
stützung in  Anspruch  nehmen.  Als  vor- 
beugende Maßregel  ist  die  Unterbringung  im 
Arbeitshaus  sonach  nicht  mehr  zulässig.  Auch 
soll  die  Entlassung  auf  Antrag  des  Ürts- 
arnienverbandes  jederzeit  bewilligt  und  auf 
Antrag  des  Häuslings  dann  nicht  versagt 
werden,  wenn  dieser  für  sich  und  die  Seinigen 
ein  anderweites  gesichertes  Fortkommen 
nachweist.  Ohne  solchen  Antrag  soll  min- 
destens von  .lahr  zu  Jahr  die  Frage  wegen 
Entlassung  der  einzelnen  Häuslinge  einer 
sorgfältigen  Prüfung  unterzogen  werden. 
Gegen  die  Einlieferungsverfügung  und  die 
Verweigerung  der  Entlassung  steht  dem 
Häuslinge  Rekurs  an  die  nächste  Aufsichts- 
behörde bzw.  Beschwerde  bei  den  höheren 
Aufsichtsbehörden  zu.  In  der  xVnstalt  ver- 
lieren alle  Aufgenommenen  die  freie  Ver- 
fügung über  ihre  Arbeitszeit  und  Arbeits- 
kraft. Die  Geschlechter  werden  räumlich 
voneinander  getrennt,  auch  den  Familien 
wird  ein  Zusammenleben  in  der  Regel  nicht 
gestattet.  Arbeitsscheue,  liederliche  Per- 
sonen und  Häuslinge,  welche  sich  der  Haus- 
ordnung nicht  fügen,  werden  in  einer  be- 
sonderen Disziplinarklasse  als  sog.  .,Kor- 
rektionäre"  vereinigt,  die  übrigen  Insassen 
gelten  als  sog.  ,, Pensionäre"  oder  „Pfleg- 
linge". Von  den  im  Laufe  des  Jahres  1882 
in  Bezirksanstalten  untergebrachten  3655 
Personen  waren  1504  (41%)  Korrektiouäre, 
von  den  Ende  1896  untergebrachten  2170 
Personen  nur  noch  627  (30%),  Ende  1906 
sogar  nur  noch  513  (19,47o)  von  2640  In- 
sassen. Beschäftigt  werden  die  Häuslinge 
entweder  mit  gewerblichen  Arbeiten,  die 
den  Bezirksanstalten  im  allgemeinen  wenig 
Gewinn  bringen,  oder  durch  Verdingung  in 
benachbarte  landwirtschaftliche  Betriebe. 
Seit  den  90  er  Jahren  trat  auch  in  Sachsen 
immer  mehr  das  Bestreben  hervor,  die 
Siechen  aus  den  Arbeitshäusern  ganz  heraus- 
zunehmen und  in  besonderen  Anstalten 
unterzubringen,  wie  überhaupt,  die  Armen- 
anstalten immer  stärker  zu  spezialisieren  und 
die  Kinderfürsorge  ganz  von  der  Annen- 
pflege zu  trennen. 

In  Preußen  wurde  bis  zum  Jahre  1912 
an  der  Ansicht  festgehalten,  daß  eine  zwangs- 
weise Einweisung  arbeitsscheuer  Personen  in 
eine  Arbeitsanstalt  nur  nach  §§  361,  362 
RStrGB.  auf  Grund  richterlicher  Entschei- 
dung erfolgen  könne  und  ein  administrativer 
Arbeitszwang  ausgeschlossen  sei.  Das  Preuß. 
AusfG.  zum  UWG.  v.  8./IIL  1871  hatte  den 
durch  G.  v.  21./V.  1855  eingeführten  Arbeits- 
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zwang  beseitigt,  da  neben  der  reiciisgesetz- 
lichen  Strafbestimmung  gemäß  §  2  KStrGB. 
ein  verwaltungsreclitliclier  Zwang  rechtlich 
unzulässig  sei.  Diese  Argumentation  ist 
aber  heute  allgemein  fallen  gelassen  und 
fast  in  allen  deutschen  Ländern  ein  admini- 
strativer Arbeitszwang  nach  dem  Vorbild 
der  oben  genannten  sächsischen  Armen- 
ordnung gesetzlich  eingeführt.  Es  handelt 
sich  dabei  um  keinerlei  Bestrafung,  Ver- 
schulden wird  nicht  vorausgesetzt,  die  Tat- 
sache der  Armenunterstützung  genügt.  Um- 
gekehrt muß,  wenn  auch  die  Pflichtverletzung 
noch  so  groß  ist,  die  Entlassung  des  Unter- 
gebrachten eintreten,  wenn  durch  ganz  zu- 
fällige äußere  Momente  die  Unterstützungs- 
bedürftigkeit fortfällt.  Der  polizeiliche  Ar- 
beitszwang will  die  Arbeitskraft  der  selbst 
oder  in  Person  ihrer  Angehörigen  Unter- 
•stützten  nutzbar  machen  und  die  Hilfs- 
bedürftigkeit nach  Möglichkeit  beseitigen.  Es 
handelt  sich  um  die  Art,  in  welcher  bei  Hilfs- 
bedürftigkeil die  Unterstützung  gewährt 
werden  soll,  diese  steht  dem  Arnienverband 
frei,  er  kann  auch  durch  Aufnahme  in  eine 
Anstalt  und  Arbeitszwang  seiner  Unter- 
stützungspflicht erfüllen.  In  Preußen  wurde 
der  polizeiliche  Arbeitszwang  durch  G.  v. 
23./VII.  1912  (Arbeitsscheuengesetz)  ein- 
geführt. Diese  Novelle  zum  Preuß.  AusfG. 
zum  UWG.  bestimmt,  daß  zur  Arbeit  ange- 
halten werden  kann,  wer  selbst  oder  in  Per- 
son seiner  Ehefrau  oder  seiner  noch  nicht 
16  Jahr  alten  Kinder  Armenunterstützung 
aus  öffentlichen  Mitteln  erhält.  Die  Linter- 
bringung  soll  aber  nicht  erfolgen,  wenn  die 
Hilfsbedürftigkeit  nur  durch  vorübergehende 
Umstände  hervorgerufen  ist,  ferner  bei 
mangelnder  Arbeits-  und  Erwerbsfähigkeit, 
sowie  wenn  der  PTnterzubringende  seiner 
Arbeits-  und  Erwerbsfähigkeit  entsprechende 
Unterhaltsbeiträge  leistet,  endlich  wenn  die 
Unterbringung  mit  erheblichen  durch  die 
Umstände  nicht  gerechtfertigten  Härten  ver- 
knüpft sein  würde  (insbesondere  z.  B.  bei 
Arbeitslosigkeit  infolge  Streiks  oder  Aus- 
sperrung). Die  Unterbringung  erfolgt  nur  auf 
Antrag,  antragsbereehtigt  ist  sowohl  der 
vorläufig  wie  der  endgültig  unterstützende 
Armenverband  (§§  28,  30  UWG.).  Kür  die 
Entscheidung  ist  zuständig  der  Stadt-  bzw. 
Kreisausschuß,  gegen  dessen  Entscheidung 
das  Verwaltungsstreitverfahren,  wenn  aucli 
ohne  aufschiebende  Wirkung  angerufen  wer- 
den kann.  Die  Aufhebung  der  Unterbringung 
kann  jederzeit  beantragt  werden,  mit  der 
Behauptung,  daß  die  Voraussetzungen  weg- 
gefallen seien;  denn  im  letzteren  Falle  muß 
die  Entlassung  erfolgen.  Nach  einjähriger 
Dauer  muß  Beurlaubung  auf  mindestens 
3  Monate  erfolgen,  der  Armenverband,  wel- 
cher die  Unterbringung  ausführt,  kann  eine 
Beurlaubung  jederzeit  eintreten  lassen. 


Bis  zum  Erlaß  des  Arbeitssclieuengesetzes 
konnten  in  Preußen  besondere  Arbeitshäuser 
sich  kaum  entwickeln.  Meist  nahmen  die 
Armenhäuser  auch  solche  Personen  auf, 
denen  wegen  Arbeitsscheu  offene  Armen- 
pflege verweigert  wurde,  aber  Ein-  und 
Austritt  stand  ihnen  regelmäßig  jederzeit 
frei.  Auch  die  Landarmenanstalten  der 
meisten  Provinzen  dienten  neben  den  strat- 
gesetzlichen  Zwecken  der  Korrektioushaft 
auch  als  Armenarbeitshäuser  mit  freiem 
Ein-  und  Austritt.  Nur  in  Schleswig-Hol- 
stein bestanden  aus  dänischer  Zeit  noch 
Armen-  und  Arbeitshäuser,  welche  meist  von 
den  Gesamtarmenverbändeu  unterhalten 
wurden,  und  sich  der  Art  des  englischen  work- 
house  näherten,  ohne  Zwangscharakter  zu 
haben.  A\ieh  in  Ostpreußen  fanden  sich  An- 
sätze von  Kreisarmen-  und  Arbeitshäusern. 
Aber  auch  das  Arbeitsscheuengesetz  hat  nicht 
zur  Schaffung  von  Arbeitshäusern  geführt, 
obwohl  der  Arbeitszwang  es  ermöglichen 
würde.  Denn  die  Unterbringung  hat  nach 
dem  Gesetz  in  der  Regel  in  einer  geschlossenen 
Arbeitsanstalt  zu  erfolgen,  sie  kann  auch  in 
eine  Erziehungs-  oder  in  eine  Heil-,  insbe- 
sondere Trinkerheilanstalt  erfolgen.  Die 
Praxis  hat  aber  gezeigt,  daß  die  Kosten  der 
Unterbringung  kaum  durch  die  Arbeits- 
leistung gedeckt  werden,  für  die  Unter- 
stützung der  Angehörigen  jedenfalls  nur 
wenig  übrigbleibt.  Deshalb  wird  der  Arbeits- 
zwang von  vielen  Armenverbänden  möglichst 
nicht  in  geschlossenen  Anstalten,  sondern  in 
offenen  Tagesarbeitsstätten  durchgeführt, 
wobei  eher  ein  Ueberschuß  über  die  Ver- 
pflegungskosten entsteht.  Vor  allem  hat 
sich  aber  gezeigt,  daß  der  stärkste  Erfolg  des 
Gesetzes  in  seiner  abschreckenden  Wirkung 
besteht,  die  Drohung  mit  der  Einweisung 
in  vielen  Fällen  Erfolg  hat.  Die  meisten 
preußischen  Städte  und  Kreise  haben  jeden- 
falls keine  besonderen  Armenarbeitshäuser, 
auch  die  Provinzialarbeitshäuser  haben  nur 
wenig  Insassen  auf  Grund  des  Arbeitsscheuen- 
gesetzes. 

Aehnlich  wie  in  Preußen  liegen  die  Ver- 
hältnisse in  den  meisten  anderen  deutschen 
Ländern.  Gesetze  über  Arbeitszwang  be- 
stehen u.  a.  in  Württemberg  (G.  v.  2./VII. 

1889)  ,  Mecklenburg-Schwerin  (V.  v.  18./V. 

1890)  ,  Oldenburg  (G.  v.  14./III.  1870), 
Anhalt  (G.  v.  27./IV.  1904),  Hamburg  (G.  v. 
ll./IX.  1907),  Bremen  (G.  v.  21./L  1911). 
Lübeck  (G.  v.  9./X1I.  1911),  Bayern  (G.  v. 
21./VIII.  1914),  Baden  (G.  v.  8./VII.  1914). 
Teilweise  erfolgt  die  Einweisung  durch  die 
Armenbehörde  oder  Polizeibehörde  ohne 
besonderes  Verfahren,  überwiegend  sind  aber 
gesetzliche  Kautelen  gegen  Mißbrauch  des 
EinWeisungsrechts  geschaffen.  Die  Ent- 
lassung muß  aber  überall  erfolgen,  wenn  die 
Voraussetzungen  der  Unterbringung  weg- 
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gefallen  sind.  Vereinzelt  bestehen  eigene 
Arbeitsanstalten,  meist  nur  besondere  Ab- 
teilungen der  Armenhäuser  oder  Korrek- 
tionsanstalten, die  Zahl  der  Ueberwiesenen 
ist  überall  äußerst  gering,  seit  der  Revolution 
schon  wegen  der  hohen  Verpflegungskosten 
auf  ein  Minimum  gesunken,  die  abschreckende 
Wirkung  besteht  aber  weiter  fort.  Als  Mangel 
erscheint  heute  das  Fehlen  einer  reichsgesetz- 
lichen Regelung  des  Arbeitszwanges,  da  er  z.  Z. 
noch  an  den  Landesgrenzen  haltmachen  muß. 
Im  übrigen  wird  der  englische  workhouse- 
Gedanke  in  Deutschland  heute  wohl  allge- 
mein abgelehnt.  Soweit  der  Arbeitszwang  im 
Einzelfall  durch  Verwaltungsanordnung  fest- 
gesetzt wird  und  in  geschlossener  Anstalt 
durchgeführt  werden  muß,  ist  zu  verlangen, 
daß  die  Durchführung  getrennt  von  allen  an- 
deren Zweigen  der  Armenpflege  und  Fürsorge 
erfolgt.  Im  übrigen  ist  auch  für  den  Arbeits- 
zwang die  Beschäftigung  außerhalb  einer  ge- 
schlossenen Anstalt  vorzuziehen,  da  Unter- 
bringung in  geschlossener  Anstalt  in  den 
meisten  Fällen  wenig  wirtschaftlich,  in 
leichteren  Fällen  unnötig  ist  und  bei  schwe- 
reren auch  keine  größeren  Erfolge  aufzu- 
weisen hat. 

Literatur:  Die  Anstalten  und  Vereine  für 
Armenerziehitng  und  Annenversorgung  (in  der 
Schweiz),  herausgeg.  v.  d.  gemeinnützigen  Ge- 
sellschaft, Zürich  ISyfi. —  Anstaltsordnung 
f.  d.  in  Ostpreußen  zu  begründenden  Kreis-, 
Armen-  und  Arbeitshäuser.  Beilage  zu  Nr.  3 
des  Anzeigers  f.  deutsche  ArmenbeUörden  1885.  — 
Das  Armen  Wesen  in  77  deutschen  Städten  und 
einigen  Laiidarmenverbänden,  spcz.  Teil,  J.  Abt., 
Dresden  I.SST.  —  Aschrotl,  Das  englische  Armen- 
Wesen,  Leipzig  1886.  —  Bericht  d^r  von  dem 
Ostpreußischen  Provinziallandtagc  entsandten 
Konimis.iion  über  Anjien-  und  Arbeitshäuxer 
sowie  Arbeiterkolonien,  Königsberg  i.  Pr.  I884. 

—  Biihmeftf  Zur  Statistik  der  sächsischen  Be- 
zirksarmenanstalten und  zur  Statistik  der  städ- 
tischen Armenarbeitshäuser  im  Königreich  Sachsen, 
Zischr.  d.  kgl.  sächs.  stat.  Bureaus  XXIX,  Heft 
III  u.  IV.  —  Buehl  u.  Eschle,  Die  geschtos-^ene 
Armenpfiege,  Sehr.  d.  V.  f.  Annenpßege,  65.  Heft. 

—  Chevalliev,  La  loi  des  pauvres  et  la  soctete 
nnglnise,  Paris  1895.  —  Vieffenbach,  Ein  Reichs- 
armmge-ietz,  Karlsruhe  I9!0.  —  Eniminghaus, 
Das  .'irnienwesen  und  die  Armengesetzgebung  in 
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Rumpelt  (fl,  Dr.  Jjuppe. 
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t.  Allgemeines. 

Schon  frühzeitig  haben  sich  in  An- 
knüpfung an  die  alten  Zünfte  und  Gilden 
Handel  und  Gewerbe  körperschaftliche  In- 
teressenvertretungen, die  Handels-  und  Ge- 
werbekammern, Innungen  und  Handwerks- 
karamern geschaffen,  während  in  der  Land- 
wirtschaft die  Landwirtschaftskammern  und 
Landwirtschaftsräte  mehr  aus  dem  freien 
Vereinswesen  hervorge wachsen  sind.  Hierzu 
sind  auch  Vertretungen  freier  Berufe  ge- 
kommen, insbesondere  die  Anwalts-  und  die 
Aerztekammern. 

Gemeinsam  ist  allen  diesen  Kammern, 
daß  sie  nicht  freie  Vereine,  sondern  Körper- 
schaften des  öffentlichen  Rechts  sind,  denen 
bestimmte  gesetzliche  Befugnisse  übertragen 
sind.  Sie  haben  Gutachten  und  Berichte  zu 
erstatten,  die  Wünsche  der  von  ihnen  Ver- 
tretenen bei  den  zuständigen  Stellen  zur 
Geltung  zu  bringen  und  meist  sind  ihnen 
auch  gewisse  Verwaltungsbefugnisse  über- 
tragen. 
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Die  genannten  Vertretungen  von  Handel, 
Gewerbe  und  Landwirtschaft  gelten  als  die 
alleinigen  Vertretungen  ihres  ßerufskreises, 
obwohl  sie  nur  von  den  Selbständigen  des  ■ 
Berufes,  den  Unternehmern,  gewählt  sind. , 
Galt  es  doch  bis  vor  kurzem  als  eine  Selbst- 
verständliehkeit,   daß  die   Interessen  des  j 
Handels,  des  Gewerbes,  der  Landwirtschaft  j 
nichts  anderes  seien  als  die  der  kaufniiinni- 
schen,  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen 
Unternehmer.     Nur  soweit  den  Kammern  j 
neben   der  wirtschaftlichen   Interessenver-  ^ 
tretung  des  ßerufskreises  auch  Aufgaben  , 
übertragen   oder   von   ihnen   beansprucht  j 
wurden  auf  dem  Gebiete  der  Beziehungen  | 
zwischen  den  Selbständigen  und  den  Ab- 1 
hängigen  des  Berufskreises,  wurde  die  Not- ; 
wendigkeit  einer  Mitwirkung  der  Arbeit-  ■ 
nehmer  bis  zu  einem  gewissen  Grade  an- 
erkannt. Darum  wurde  durch  die  deutsehe  ' 
Handwerkergesetzgebung  die  Errichtung  von 
Gesellenausschüssen  bei  den  Innungen  und 
den  Handwerkskammern  vorgeschrieben,  die 
insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Lehrlings- j 
Wesens  mitzuwirken  haben.    Darum  wurde 
vielfach  auch  die  Bildung  von  Angestellten- 
ausschüsseu  bei  den  Handelskammern  ge- 1 
fordert  und  in  Bayern  auch  verwirklicht.  Von 
Arbeitnehmerseite  aber  wurden  diese  Ein- 
richtungen als  ungenügend  betrachtet,  viel- 
mehr wünschte  man  hier  besondere  Kammern 
zur  Vertretung  der  sozialen  Arbeitnehmer-  ( 
interessen,  sei  es  in  Gestalt  von  Körper-  j 
Schäften,  deren  Mitglieder  Arbeitgeber  und  | 
Arbeitnehmer  in  gleicher  Anzahl  bilden: ' 
„Arbeitskammern",  sei  es  in  Gestalt  reiner 
Arbeitnehmerverlretungen:  „Arbeiterkara- 
mern".   Aber  auch  diese  Forderung  wurde, 
namentlich  in  Deutschland  im  Gefolge  der 
Revohition  von  191S,  überholt  durch  die 
Forderung  einer  Mitbestimmung  oder  gar 
der  alleinigen  Bestimmung  der  Arbeitnehmer 
nicht  nur  hinsichtlich  des  Arbeitsverhält- 
nisses, sondern  auch  hinsichtlich  des  Pro- 
duktionsprozesses und  der  sonstigen  Wirt- 
schaftsfragen. Von  diesem  Standpunkte  aus 
werden  jetzt  zur  Wahrnehmung  der  sozialen 
Arbeitnehmerinteressen    „Arbeiterräte"  — 
eigentlich  nur  ein  anderes  Wort  für  „Arbeiter- 
kammern" —  für  die  Mitwirkung  aber  an 
der  Entfaltung  der  gesamten  wirtschaftlichen 
Kräfte  „Wirtschaftsräte",  d.  h.  Vertretungen, 
bestehend  aus  einer  gleichen  Anzahl  Unter- 
nehmer und  Arbeitnehmer  unter  Zuziehung 
der  freien  Berufe,  der  Beamten  und  der  Ver- 
braucher gefordert  und  in  Deutschland  durch 
Art.    165    der    Verfassung    in  Aussicht 
gestellt. 

In  Deutschland  hat  die  berechtigte  For- 
derung der  Arbeitnehmer  nach  Schaffung 
sozialpolitischer  Interessenvertretungen  trotz 
mehrfacher  Anläufe  vor  der  Revolution 
keine  Verwirklichung  gefunden,  während  ihr 


in  einigen  ausländischen  Staaten  Genüge 
geschah.  Nunmehr  dürfte  Deutschland  in 
der  Schaffung  des  neuartigen  Gebildes  der 
Wirtschaftsräte  allen  anderen  Staaten  vor- 
ausgehen. Als  Wirtschaftsräte  werden  hier- 
bei allerdings  nur  die  Unternehmer  und 
Arbeitnehmer  gleichberechtigt  umfassenden 
V'ertretungen  verstanden,  nicht  die  Zentral- 
vertretungen der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern (Industrierätc  usw.).  Ferner 
werden  beratende  Körperschaften  für  be- 
stimmte Sonderzwecke,  wie  sie  insbesondere 
für  Zwecke  der  Arbeiterversicherung  ge- 
schaffen worden  sind,  hier  nicht  mit  berück- 
sichtigt. 

Aber  nicht  nur  Arbeiterräte  und  Wirt- 
schaftsräte im  eben  gekennzeichneten  Sinne 
sind  in  und  nach  der  Revolution  gefordert 
und  vielfach  verwirklicht  worden.  Viel- 
mehr beruht  der  sog.  Rätegedanke,  wie 
er  den  russischen  Revolutionen  von  190r) 
und  1917  -  wenn  auch  nicht  ganz  ohne 
jedes  historische  Vorbild  (englischer  Char- 
tismus, Pariser  Kommune)  -  -  entsprungen 
ist.  auf  der  Vereinigung  aller  politischen 
und  wirtschaftlichen''  Macht,  ))ei  den  Ar- 
beiterräten als  Werkzeugen  einer  Klassen- 
herrschaft der  Arbeiter  zur  V^erwirklichung 
des  Sozialismus  (vgl.  unten  III  9).  Dieser 
Rätegedanke  hat  nicht  nur  in  Kußland, 
sondern  auch  in  Deutschland,  weniger  in 
anderen  Ländern  theoretische  Verfechter  und 
in  der  von  Moskau  begründeten  „Dritten 
Internationale"  der  kommunistischen  Par- 
teien seine  Anhängerschaft  gefunden,  docli 
neigen  ihm  in  Deutschland  auch  die  nicht 
dieser  Internationale  beigetretenen  „unab- 
hängigen Sozialdemokraten"  zu.  Er  stellt 
sich  in  Gegensatz  zum  Parlamentarismus, 
der  eine  durch  die  Macht  des  Kapitals  ver- 
fälschte, formale  Demokratie  darstellen  soll, 
zur  Bürokratie  und  zur  Teilung  der  Ge- 
i  walten,  indem  die  Räte  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  in  ihrer  Hand  vereinen  sollen, 
und  er  gliubt  eine  neue  Art  von  Selbst- 
verwaltung ~  nicht  nur  politische,  sondern 
auch  wirtschaftliche  Selbstverwaltung  — 
herbeiführen  zu  können.  Aber  dieser  Räte- 
gedanke ist  auch  da,  wo  er  seit  3  Jahren 
dem  Namen  nach  herrscht,  in  Rußland, 
kläglich  gescheitert.  Die  „Räterepublik"  isl 
zwar  eine  Diktatur,  nicht  aber  eine  solche 
des  durch  die  Räte  vertretenen  Proletariats, 
sondern  die  einer  kleinen  Gruppe  von 
Führern,  die  sich  der  Räte  als  eines  Aus- 
hängeschildes bedienen. 


II.  Deutschland. 

1.  Die  Arbeitskammerfrage.  Die  Forderimg 
gesetzlicher  Interessenvertretungen  der  Arbeiter 
ist  in  Deutschland  verhältnismäßig  früh  erhoben 
worden.  Schon  i.  J.  1871  trat  Gustav  Schön- 
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berg  in  seiner  Schrift:  ..Arbeitsämter,  eine 
Aufgabe  des  Deutschen  Reichs"  dafür 
ein,  daß  ganz  Deutschland  mit  einem  Netz  von 
Arbeitsämtern  überzogen  werde.  Diese  Aemter 
sollten  insonderheit  Arbeitsstatistik  treiben,  bei 
der  Schönberg  eine  Mitwirkung  der  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  erstrebte.  gleichzeitig 
sollten  die  Arbeitsämter  aber  auch  die  Ver- 
mittlung von  liiteresscnstreitigkeiteu  zwischen 
Arbeitgeberu  und  Arl)eitJiehmern  in  den  Kreis 
ihrer  Aufgaben  ziehen. 

Von  den  politischen  Parteien  traten  zuerst 
die  Sozialdemokraten  auf  den  Plan.  Sie  brachten 
nachdem  allerdings  schon  ISTti  der  Zentrums- 
abgeordnete  Mnufang  gewisse  Anregungen  in 
dieser  Richtung  gegeben  hatte,  i.  J.  1877  einen 
Gesetzentwurf  im  Reichstage  ein.  der  u.  a.  die 
Errichtung  von  ..Gewerbekammeru"  ins  Auge 
fällte:  ,.Bis  spätestens  zum  l./I.  1879  sind  von 
Reichs  wegen  Geweibekammern  in  genügender 
Anzald  zu  errichten.  Dieselben  sind  berufen, 
die  Gewerbs-  und  Arbeiterinteressen  zu  vertreten 
und  den  Behörden  Berichte  zu  erstatten,  welche 
zu  veröffentlichen  sind;  Anträge  an  die  Be- 
hörden zu  stellen  sowie  gemeinsame  gewerbliche 
Einrichtungen  und  Fachbildungsanstalten  zu  be- 
aufsichtigen." Die  Mitglieder  der  Kammern 
sollten  zu  gleichen  Teilen  aus  Unternehmern  und 
Arbeitern  bestehen.  Später  verlangte  die  Partei 
Arbeitskammern,  für  die  sie  im  Reichstag 
wiederholt  eingetreten  ist.  Eine  dahingehende 
Forderung  enthält  auch  das  Erfurter  Programm. 
Auch  von  den  bürgerlichen  Parteien.  Zentrum 
(seit  1893),  Nationalliberalen  (seit  IS'jy)  wurden 
Anträge  auf  Schaffung  öffentlichrechtlicher 
Organe  zur  Vertretung  der  Arbeitnehmerinter- 
essen gestellt,  nachdem  die  Februarerlasse 
Kaiser  Wilhelms  II.  (18'J0)  besondere  Arbeiter- 
interessenvertretungen in  Aussicht  gestellt  hatten. 
Die  Reichsregierung  stand  den  Anregungen  aus 
dem  Reichstage  lange  Zeit  durchaus  ablehnend 
gegenüber,  bis  i.  J.  19U5  der  damalige  Staats- 
sekretär Graf  von  Posadowsky-Wehner  im 
Reichstage  erklärte,  daß  die  verbündeten  Re- 
gierungen bereit  seien,  Arbeitskammern  ins 
Leben  zu  rufen.  Dem  folgte  am  l./II.  1908  — 
18  Jahre  nach  der  kaiserlichen  Botschaft  —  die 
Tat:  Beim  Bundesrat  wurde  ein  Gesetzentwurf 
eingebracht,  der  gleichzeitig  im  Reichsanzeiger 
veröffentlicht  wurde.  Der  Entwurf  erfuhr  in 
der  Oeffentlichkeit  eine  recht  heftige  Kritik.  Sie 
richtete  sich  besonders  auch  dagegen,  daß  die 
Arbeitskammern  in  Anlehnung  an  die  Berufs- 
genossenschaften der  Unfallversicherung  er- 
richtet werden  sollten,  denen  auch  die  Kosten- 
tragung oblag.  Den  Bedenken  hiergegen  wie 
gegen  einige  andere  Punkte  wurde  Rechnung  ge- 
tragen in  einem  umgearbeiteten  Entwürfe,  der 
am  25./XI.  1908  dem  Reichstag  vorgelegt  wurde 
(Nr.  1048  d.  Drucks.).  Er  wurde  hier  einer 
Kommission  überwiesen,  die  in  zwei  Lesungen 
erhebliche  Acnderuugen  vornahm  und  am  15. /V. 
1909  einen  eingehenden  schriftlichen  Bericht 
erstattete  (Nr.  1418  d.  Drucks.).  Wegen  Schlusses 
der  Session  fand  eine  weitere  Beratung  im  Reichs- 
tag nicht  statt.  In  der  folgenden  Session  wurde 
nunmehr  unter  dem  11. /II.  1910  ein  neuer 
Gesetzentwurf  vorgelegt  (Drucks.  Nr.  236),  der 
verschiedene  Beschlüsse  der  Kommission  be- 
rücksichtigte, andere  unberücksichtigt  ließ.  Auch 
dieser  Entwurf  erfuhr  eine  sehr  eingehende 


Kommi.ssionsberatung,  in  der  wichtige  Aende- 
rungen  beschlossen  wurden  (Bericht  v.  lO./V. 
1910,  Nr.  533  d.  Drucks.).  Da  Uber  die  grund- 
sätzlich bedeutungsvollsten  dieser  Aenderungen 
eine  Einigung  zwischen  Regierung  und  Reichs- 
tagsmehrlieit  nicht  zu  erzielen  war,  scheiterte 
auch  dieser  Entwurf. 

Der  Entwurf  von  1910  stand  wie  seine  Vor- 
gänger auf  dem  Boden  paritätischer  Arbeits- 
kammern auf  fachlicher  Grundlage.  Demgegen- 
über wurden  von  sozialdemokratischer  Seite 
einseitige  Arbeiterkammern  verlangt.  Die 
Kommission  stellte  sich  jedoch  hier  auf  den 
Standpunkt  der  Vorlage  und  beließ  es  auch  bei 
der  einigungsamtlichen  Wirksamkeit  als  einer 
Hauptaufgabe  der  Kammern.  Dagegen  wichen 
die  Kommissionsbeschlüsse  hinsichtlich  des 
Kreises  der  einzubeziehenden  Arbeitnehmer  von 
der  Regierungsvorlage  ab.  Diese  umfaßte  im 
wesentlichen  nur  die  gewerblichen  Arbeiter.  Die 
Kommission  beschloß  die  Einbeziehung  der  Eisen- 
bahnwerkstätten und  die  Bildung  besonderer 
Abteilungen  für  die  technischen  AngesteUten. 
Weitere  wichtigere  Meinungsverschiedenheiten 
betrafen  das  Wahlrecht,  insbesondere  das  Wahl- 
alter und  die  Wählbarkeit  der  Gewerkschafts- 
beamten. Da  die  Regierung  letztere  nicht  zu- 
gestehen wollte,  ließ  sie  den  Gesetzentwurf 
scheitern. 

Erst  <lic  Lehren  des  Krieges  bewogen  die 
Regierung,  den  Gedanken  der  Arbeitskammern 
wieder  aufz\mehmen.  Unter  dem  19./IV.  1918 
wurde  der  Entwinf  eines  Arbeitskammergesetzes 
im  Reichstag  eingebracht.  Er  lehnte  sich  in 
allen  wesentlichen  Grundzügen  an  den  Ent- 
wurf von  1910  an,  folgte  aber  in  einigen  wichtigen 
Punkten  den  damaligen  Reichstagsbeschlüssen 
und  ging  in  anderen  noch  über  diese  hinaus.  Auch 
dieser  Entwurf  erfuhr  eingehende  Ausschuß- 
beratungen, und  die  Ausschußmehrheit  faßte  in 
einer  Reihe  von  Punkten  von  der  Regierungs- 
vorlage grundsätzlich  abweichendem  Beschlüsse. 
Die  Regierung  war  im  Begriff,  den  Entwurf 
daraufhin  einer  nochmaligen  Umarbeitung  zu 
unterziehen,  als  die  Revolution  ausbrach,  die 
an  die  Stelle  des  Problems  der  Arbeitskammern 
dasjenige  der  Arbeiterräte  setzte. 

Während  die  Regierungsvorlage  von  1918  am 
fachlichen  Aufbau  der  Arbeitskammern  festgehal- 
ten hatte,  stellte  sich  der  ReichstagsausschuB  auf 
den  Boden  grundsätzlich  nur  räumlich  gegliederter, 
alle  Gewerbezweige  in  sich  vereinigender  Kam- 
mern. Ferner  sah  er  zwar  von  der  Bildung  reiner 
Arbeiterkammern  ab,  wünschte  aber  den  Arbeit- 
nehmerabteilungen der  Kammern  weitergehende 
Selbständigkeit  zu  geben.  Nur  ausnahmsweise 
sollten  auch  Fachkammern  gebildet  werden 
können,  solche  aber  auch  für  die  nach  der  Re- 
gierungsvorlage nicht  unter  das  Gesetz  fallenden 
Gebiete  der  Landwirtschaft  und  der  Seeschiff- 
fahrt. Im  übrigen  hatte  die  Regierungsvorlage 
gegenüber  dem  Entwurf  von  1910  den  Geltungs- 
bereich, insbesondere  durch  weitergehende  Ein- 
beziehung der  Staatsbetriebe  erweitert.  Für  die 
Angestellten  wurde  in  der  Begründung  die 
Schaffung  besonderer  Kammern  in  Aussicht  ge- 
stellt, ein  Standpunkt,  den  die  Ausschußmehrheit 
billigte.  Neu  war  in  der  Vorlage  die  Befugnis 
der  Arbeitskammern  des  gleichen  Fachs  mit- 
einander in  Verbindung  zu  treten.  Der  Ausschuß 
ging  weiter  und  beschloß  die  Bildung  eines 
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Reichsausschusses  der  Arbeitskammern,  lenu-r 
die  von  ßezirksabfeilungen  der  Arbeitskammorn 
in  Anlehnung  an  die  Handelskaminerbezirke. 
Gegenüber  dem  Entwuri  von  lüli)  brachte  die 
Vorbige  eine  Herabsetzung  des  Walilalters  und 
die  Wählbarkeit  der  Berufsvereinsbeamten.  Im 
Aufgabenkreise  nahm  nach  wie  vor  das  Eini- 
gungsweseu  eine  hervorragende  Stellung  ein 
es  erfuhr  jetzt  aber  eine  eiii^-dicndere  Regelun'^ 
hinsichtlich  der  Zn>taiidigkeit  und  des  Ver- 
fahrens in  Anlehnung  an  die  durch  das  Ililfs- 
dienstgesetz  geschaffenen  Einrichtungen. 

Nach  den  bisher  bekannt  gewordenen  Gesetz- 
gebungsplänen wird  das  Einigungsweseu  in  Zu- 
kunft durch  die  .Schlichtuugsordnung  eine  selb- 
ständige Regelung  erfahren  lind  die  .Schlichuiii^s- 
ausschüsse  werden  wohl  nur  in  losen  lii'zieliiiiigen 
zu  den  künfti^'en  Wirtschaftsräteu  stehen.  Da- 
gegen dürften  teils  dh^sr.  t.-ils  die  Arbeiterräte  oder 
die  paritätisch  ausgestalteten  Berufskammern 
die  sonstigen,  frülier  den  Arheitskammern  zu- 
gedachten Aufgaben  restlos  übernehnien,  und 
bereits  jetzt  sind  sie  großenteils  durch  freiwillige 
Bildungen,  die  Ar  b  e  i  t  s  g  e  m  e  i  n  s  c  h  af  t  e  n 
übernommen  (vgl.  den  Art,  „Arbeitsgemein- 
schaften", oben  S.  7.32). 


2.  Die  Arbeitskammern  im  Bergbau. 
Wiihrond  im  iibrigcii  die  Arbeil Hkauuneni 
in  Deutschlaiul  keine  Au.ssieht  mehr  auf 
Verwirklichung  haben,  vielmehr  die  Arbeiter- 
iind  Wirtschaf tsrätc  an  ihre  Stelle  treten 
werden,  .sind  im  (lefolge  der  Revolution  und 
au.s  Anlaß  der  Sozialisierungsbestrebungeii 
durch  V.  V.  8./II.  1919  (RGBl.  S.  202)  Ar- 
beitskammern im  Bergbau  geschaffen  worden. 
Ihre  Errichtung  wird  darin  für  den  Kohlen- 
bergbau des  Ruhrgebiets  und  Ober.schlesiens 
angeordnet,  für  andere  Gebiete  und  Zweige 
des  Bergbaues  kann  sie  erfolgen.    Die  Ver- 
ordnung lehnt  sich  an  die  Arbeitskammer- 
vorlage von  1918  an,  berücksichtigt  aber 
wichtige  im   Reichstag  und  von  gewerk- 
schaftlicher Seite  dazu  gemachte  Abände- 
rungsvorschläge.    Die  Kammern  bestehen 
zu  gleichen  Teilen  aus  Arbeitgeber-  undArbeit- 
nehmervertretern,  die  aus  Verhältniswahlen 
hervorgehen.    Die  Kammer  kann  einen  un- 
parteischeu  Vorsitzenden  wählen  oder  den 
Vorsitz  abwechselnd  durch  einen  Arbeit- 
geber und  einen  Arbeitnehmer  führen  lassen. 
Arbeitgeber-  und  Arlieitnehmergruppe  können 
gesondert  beraten,  unter  Umständen  auch 
beschließen.  Entsprechend  zusammengesetzt 
ist  eine  Abteilung  für  Angestellte,  die  in  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  mit  der  Kammer 
zusammen  beraten  kann.     An  der  Spitze 
des   Aufgaben  kreises   steht   die  Aufgabe, 
„sich  an  den  Vorarbeiten  für  eine  umfassende 
Beeinflussung  des  Bergbaues  durch  das  Reich 
urid  eine  Beteiligung  der  Volksgcsamtheit  an 
seinen  Erträgen  (Sozialisierung)  durch  Aus- 
künfte, Gutachten  und  Anträge  zu  beteiligen, 
sowie  nach  Maßgabe  der  zu  erlassenden  ge- 
setzlichen Bestimmungen  eine  Vertretung 
in  Verbänden  zur  Regelung  der  Erzeugung 


und  des  Absatzes  herbeizuführen'-.  Mit 
Rücksicht  auf  die  anderweitige  Regehing 
des  Einigiingswesens  ist  eine  Betätigung  auf 
diesem  Gebiete  nicht  besonders  vorgesehen, 
vielmehr  ist  ihre  Aufgabe  im  übrigen  die 
,, Wahrnehmung  der  gemeinsamen  wirtschaft- 
lichen, fachlichen  und  sozialen  Interessen 
ihres  Gewerbes  sowie  der  auf  den  gleichen 
Gebieten  liegenden  Sonderinteressen  der 
Arbeitgeber,  der  Arbeiteraussehüsse  und  der 
gesamten  Arbeiterschaft", 

Soweit  bekannt  geworden,  sind  Bergbau- 
Arbeitskaminern  außer  für  den  Kuhrbergbau 
bisher  errichtet  worden  für  Oberschlesien 
lür  Niederschlesien  (Waldenburg)  und  für 
Bayern.  Die  Kammer  für  den  Kohlenberg- 
bau im  Ruhrgebiet  hat  sich  bisher  mit 
Fragen  der  Steigerung  der  l'rodüktion,  des 
Wohnungsbaues,  des  Arbeilerschutzes  und 
der  Hygiene  sowie  des  Fortbildungsschul- 
wesens beschäftigt. 

Bei  Bildung  der  Wirtschaftsräte  werden 
auch    die    bergbaulichen  Arbeitskamraern 
voraussichtlich  als  Facliabteilungen  in  jenen 
größeren  Körperschaften  aufgehen, 
j      3.  Die  Fachausschüsse  für  die  Haus- 
industrie und  für   das  Bäckereigewerbe. 
[Für  eine  Sonderart  von  -Arbeitskammem 
ist  in  Deutschland  schon  unmittelbar  nach 
dem  Scheitern  des  Arbeitskamnierentwnrfs 
von   1910  die  gesetzliche   Grundlage  ge- 
schaffen worden,  nämlich  durch  das  Haus- 
arbeitgesetz v.  20./Xn.  1911  (RGBl.  S.  976) 
Nach  seinen  §§  18ff.  kann  der  Bundesrat 
für  bestimmte  Gewerbezweige  und  Gebiete, 
iii  denen  Hausarbeiter  beschäftigt  werden, 
die  Errichtung  von  Fachausschüssen  be- 
schließen.   Sie  bestehen  aus  einer  gleichen 
Zahl  von  Arbeitgebern  und  Hausarbeitern 
sowie  einem  unparteiischen  und  fachkundigen 
Vorsitzenden   und   zwei  ebensolchen  Bei- 
sitzern. Die  Ijandeszentralbebörde  bestimmt 
die  Vertreterzahl  und  ernennt  den  Vor- 
sitzenden, die  Beisitzer  und  nach  Anhörung 
von  beteiligten   Arbeitgebern   und  Haus- 
arbeitern je  die  Hälfte  der  Vertreter.  Die 
.andere  Hälfte  wird  von  jeder  (iriippe  der 
ernannten  Vertreter  zugewählt.    Die  Fach- 
ausschusse haben  die  Behörden  durch  Mit- 
teilungen und  Gutachten  zu  unterstützen 
und  auf  Ersuchen  bei  Erhebungen  über  die 
Verhältnisse  in  ihren  Gewerbezweigen  mit- 
zuwirken und  Gutachten,  insbesondere  über 
die  Ausführung  der  Schutzvorschriften  des 
Hausarbeitgesetzes  zu  erstatten.  Sie  haben 
einschlägige  Wünsche  und  Anträge  zu  be- 


■aten  sowie  Veranstaltungen  und  Maßnahmen 
zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  und 
Wohlfahrt  der  Hausarbeiter  anzuregen  und 
gegebenenfalls  an  deren  Verwaltung  mitzu- 
wirken. Endlich  haben  sie  auf  Ersuchen  der 
Behörden  in  geeigneter  Weise,  insbesondere 
durch  Vernehmungen  die  Höhe  des  Arbeits- 
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■Verdienstes  der  Hausarbeiter  zu  ermitteln,  [ 
dessen  Angemessenheit  zu  begutachten  und  [ 
Vorschläge  zur  Vereinbarung  angemessener 
Entgelte  zu  machen  sowie  den  Abschluß 
von  Lohnabkommen  oder  Tarifverträgen  zu 
fördern.  Nach  einem  Gesetzentwurf  von  1922 
soll  ihnen  auch  die  Aufgabe  der  Festsetzung 
von  Mindestlöhnen  übertragen  werden.  Unter 
bestimmten  Voraussetzungen  können  Sonder- 
gutachten der  Arbeitgeber  und  der  Arbeit- 
nehmergruppe und  Minderheitsgutachten  er- 
stattet werden.  Die  Kosten  der  Ausschüsse 
tragen  die  Länder. 

Die  Errichtung  der  Fachausschüsse  erlitt 
z.  T.  wegen  des  Krieges  starke  Verzögerungen.  \ 
Nach  Erlaß  der  Ausfühningsbestimmungen 
des  Bundesrats  v.   18./VL   1914  (RGBl.! 
S.  221)  und  27./in.  1916  (RGBl.  S.  204)  er- [ 
folgte  die  Errichtung  der  ersten  29  Fach-  i 
ausschüsse  durch  V.  v.  13./I.  1919  (RGBl,  j 
S.  85).  Sie  sind  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden  und  Braunschweig  er- 
richtet, zwei  preußische  Ausschüsse  um- 
fassen auch  Gebiete  einiger  kleinerer  Länder. 
Die  meisten  sind  für  die  Konfektion,  einige 
Ausschüsse  für  Hausindustrien  des  Web- 
stoffgewerbes errichtet.    Ein  weiterer  Aus- 
schuß (für  Strohhutnähereien  im  Allgäu) 
wurde  durch  V.v.  29./Xn.  1919  (RGBl.  1920, 
S.  2)  errichtet.   Nach  dem  Urteil  der  Sach- 
verständigen wird  die  Tätigkeit  der  Aus-  j 
Schüsse  so  lange  ohne  Bedeutung  sein,  als  i 
ihnen  nicht  die  Befugnis  zur  Lohnfestsetzung  i 
verliehen  ist. 

Fachausschüsse  anderer  Art  sind  durch 
V.  v.  2./XII.  1918  (RGBl.  S.  1397)  für  das 
Bäckerei-  und  Konditoreigewerbe  geschaffen  \ 
worden.  Verpflichtet  zur  Errichtung  sind 
die  für  die  Mehlverteilung  zuständigen 
Kommunalverbände.  Die  Ausschüsse  be- 
stehen aus  einem  unparteiischen  Vorsitzen- 
den und  je  3  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
des  Gewerbes  als  Beisitzern.  Bei  der  Be- 
rufung sind  Personen,  die  von  den  ßerufs- 
vereinen  vorgeschlagen  werden,  nach  Ver- 
hältnis der  Organisationsstärke  zu  berück- 
sichtigen. Die  Fachausschüsse  soUen  von 
den  Behörden  vor  Erlaß  wichtiger  An- 
ordnungen betreffend  das  Bäckerei-  und 
Konditoreigewerbe,  insbesondere  die  Mehl- 1 
Verteilung,  gehört  werden.  Sie  haben  ferner  j 
bei  Regelung  des  Lehrlingswesens  mitzu- 1 
wirken  und  die  Beseitigung  von  Mißständen 
auf  diesem  Gebiet,  nötigenfalls  unter  An- 
rufung der  Gewerbeaufsichtsbeamten  herbei- 
zuführen. Auch  im  übrigen  können  sie 
Wünsche  und  Anträge  betreffend  ihr  Ge- 
werbe beraten  und  zur  Kenntnis  der  Be- 
hörden bringen. 

Während  die  Kachausschüsse  für  die 
Hausindustrio  wohl,  wenn  auch  in  ver- 
änderter Form  und  mit  erweiterten  Aufgaben 
erhalten  bleiben  werden,  ist  anzunehmen,  j 


daß  die  Fachausschüsse  für  das  Bäckerei- 
gewerbe künftig  in  den  Wirtschaftsräten  auf- 
gehen werden. 

4.  Die  Selbstverwaltungskörper  der 
Wirtschaft.  Die  Bestrebungen  zur  Ver- 
wirklichung der  Gemeinwirtschaft  haben  im 
neuen  Deutschland  zu  neuartigen  Gebilden 
geführt,  nämlich  zu  Körperschaften,  denen 
die  Wirtschaftsleitung  für  ganze  Gewerbe- 
zweige oder  doch  wichtige  Teile  derselben 
obliegt.  Nachdem  bereits  das  Sozialisierungs- 
gesetz  V.  23./in.  1919  fRGBl.  S.  341)  den 
Begriff  des  ,, wirtschaftlichen  Selbstverwal- 
tungskörpers" eingeführt  hatte,  bestimmte 
Art.  156  der  Reichsverfassung,  daß  das 
Reich  im  Falle  dringenden  Bedürfnisses  zum 
Zwecke  der  Gemeinwirtschatt  durch  Gesetz 
wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Ver- 
bände auf  der  Grundlage  der  Selbstver- 
waltung zusammenschließen  kann  mit  dem 
Ziele,  die  Mitwirkung  aller  schaftenden  Volks- 
teile zu  sichern,  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer an  der  Verwaltung  zu  beteiligen  und 
Erzeugung,  Herstellung,  Verteilung,  Ver- 
wendung, Preisgestaltung  sowie  Ein-  und 
Ausfuhr  der  Wirtschaftsgüter  nach  gemein- 
wirtschaftlichen  Grundsätzen  zu  regeln. 

Von  den  bisher  geschaffenen  Selbstver- 
waltungskörpern sind  die  wichtigsten  die 
für  den  Kohlenbergbau,  den  Kalibergbau, 
die  Eisenwirtschaft  und  die  Elektrizitäts- 
wirtschaft, dazu  die  AußenhandelsstcUen,  die 
für  alle  wichtigen  Ausfuhrindustrien  ge- 
bildet sind.  In  allen  diesen  Körperschaften 
sind  die  Arbeitnehmer  in  erheblichem  Um- 
fange vertreten.  Obgleich  nach  dem  Ge- 
sagten die  Selbstverwaltungskörper  mehr 
sind  als  Kammern  oder  Räte,  sind  sie  doch 
auch  an  dieser  Stelle  zu  behandeln. 

Nach  dem  G.  v.  23./III.  1919  (RGBL 
S.  342)  und  den  Ausführungsbestimmungen 
V.  21./V1IL  1919  (RGBl.  S.  1449)  sind 
Träger  der  Kohlenwirtschaft  die  Syn- 
dikate, der  sie  zusammenfassende  Reichs- 
kohlenverband und  der  Reiehskohlenrat. 
Während  bei  Syndikaten  und  Verband  eine 
Vertretung  der  Arbeitnehmer  im  geschäfts- 
führenden Organ  und  im  Aufsichtsrat  vor- 
gesehen ist,  besteht  der  Reichskohlenrat, 
dem  die  Leitung  der  Brennstoffwirtschaft 
einschl.  Ein-  und  Ausfuhr  nach  gemein- 
wirtschaftlichen Grundsätzen  unter  Ober- 
aufsicht des  Reichs  obliegt,  aus  60  Mit- 
gliedern. Hierunter  befindet  sich  neben 
einigen  Vertretern  der  Verbraucher  und 
Sachverständigen  eine  gleiche  Anzahl  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern.  Von  den 
letzteren  werden  gewählt  15  Bergbauarbeiter, 
2  technische  und  ein  kaufmännischer  Berg- 
bauangestellter von  der  Fachgruppe  Berg- 
bau der  Arbeitsgemeinschaft,  ein  Arbeiter 
der  Gasanstalten  und  2  Arbeiter  der  In- 
dustrie von  der  Zentralarbeitsgemeinschaft 


Arbeitskammern,  Ai-beiter-  und  Wirtschaftsräte 


751 


der  Industrie  (s.  Art.  „Arbeitsgemein- 
schaften"). 

Ganz  ähnlich  ist  die  Regelung  im  Kali- 
bergbau nach  dem  G.  v.  24./IV.  1919 
(RGBl.  S.  413)  und  den  Durchtührungs- 
Torschriften  v.  18./V1I.  1919  (RGBl.  S.  663) 
mit  dem  Kalisyndikat,  den  Kalistellen  und 
dem  Reiehskalirat.  Restlos  durchgeführt 
ist  die  Parität  in  dem  durch  V.  v.  l./IV.  1920 
(RGBl.  S.  435)  geschaffenen  Eisenwirt- 
schaftsbund. Er  wird  gebildet  aus  Ver- 
tretern der  Erzeuger,  der  Händler  und  der 
Verbraucher.  Jede  dieser  3  Gruppen  be- 
steht zur  Hälfte  aus  Unternehmern  und 
Arbeitnehmern.  Diese  werden  von  der 
Zentralarbeitsgemeinschaft  bzw.  von  Ver- 
bänden ernannt.  Die  Vollversammlung  hat 
70  Mitglieder,  auch  die  Arbeitsausschüsse 
sind  paritätisch  zusammengesetzt. 

Das  G.  betreffend  die  Sozialisierung  der 
Elektrizitätswirtschaft  v.  31./XII.  1919 
(RGBl.  1920  S.  19)  entbehrt  noch  der  Aus- 
führungsbestimmungen betr.  die  darin  vor- 
gesehenen Körperschaften  für  die  Elek- 
trizitätswirtschaftsbezirke.  Durch  das  Gesetz 
selbst  ist  bereits  ein  Beirat  zur  beratenden 
Mitwirkung  bei  allen  Angelegenheiten  der 
Reichs-Elektrizitätswirtschaft  errichtet,  dem 
je  5  Vertreter  des  Reichstags,  des  Reichs- 
rats und  der  Arbeiter-  und  Angestellten- 
Organisationen  sowie  20  Sachverständige 
angehören. 

Die  Errichtung  der  Außenhandels- 
stellen erfolgt  auf  Grund  der  V.  v.  20./XII. 
1919  (RGBl.  S.  2128)  und  der  Austührungs- 
bestimmungen  vom  8./IV.  1920  (RGBl. 
S.  500).  Jede  Stelle  hat  einen  Außenhandels- 
aussehuß,  der  aus  Vertretern  der  Erzeuger, 
der  Händler  und  der  Verbraucher  besteht. 
Jede  Gruppe  besteht  zur  Hälfte  aus  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern.  Der  Ausschuß 
hat  Richtlinien  aufzustellen,  die  Geschäfts- 
führung zu  überwachen  und  den  Reichs- 
kommissar für  Ein-  und  Ausfuhrbewilligungen 
zu  beraten. 

5.  Sonstige  Arbeiterinteressenvertre- 
tungen. Mangels  des  Vorhandenseins  von 
Arbeits-  oder  Arbeiterkammern  hat  man 
mehrfach  versucht,  bei  den  bestehenden 
Kammern  eine  Arbeitnehmervertretung  zu 
schaffen.  Reichsgesetzlich  ist  dies  geschehen 
bei  den  Handwerkskammern.  Wegen 
der  bei  diesen  und  bei  den  Innungen  ge- 
schaffenen Gesellenausschüsse  vgl.  den 
Art.  ,,Gewerbekanimern".  Ferner  haben 
sich  in  den  letzten  Jahren  Bestrebungen 
nach  Einrichtungen  gleicher  Art  bei  den 
Handelskammern  und  den  Landwirt- 
schaftskammern gezeigt.  Sie  haben  in 
Bayern  zu  der  V.  v.  25./II.  1908  geführt, 
durch  die  bei  den  Handelskammern  Aus- 1 
Schüsse  der  Handlungsgehilfen  und  tech- 


nischen Angestellten  errichtet  wurden.  Den 
Ausschüssen  gehören  6—14  Vertreter  an,  die 
aus  allgemeinen  Verhältniswahlen  der  männ- 
lichen Angestellten  hervorgehen.  Sie  sollen 
den  Mitgliedern  der  Kammern  gleichberech- 
tigt sein.  Da  sie  jedoch  eine  Minderheit 
gegenüber  den  Mitgliedern  darstellen,  er- 
freuen sie  sich  in  der  Angestelltensohaft 
keines  besonderen  Interesses,  wie  dies  ganz 
ähnlich  von  den  Gesellenausschüssen  bei 
den  Handwerkskammern  gilt.  In  Preußen 
wurde  1918  ein  noch  nicht  verabschiedeter 
Entwurf  zur  Abänderung  des  Handels- 
kammergesetzes vorgelegt,  nach  dem  die 
Kammern  befugt  sein  sollen,  Ausschüsse  für 
Angestellte  einzurichten,  in  die  auch  An- 
gestellte „in  angemessener  Zahl"  zu  wählen 
sind.  Eine  Umfrage  des  Handelstags  hat 
ergeben,  daß  schon  ohne  besondere  gesetz- 
liche Ermächtigung  eine  Handelskammer 
(Stülp)  einen  solchen  Ausschuß  eingerichtet 
hat. 

Auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaft- 
lichen Berufsvertretungen  hat  Bayern 
durch  G.  v.  20./III.  1920  Bauernkammern 
eingeführt,  denen  Arbeitnehmervertreter 
nicht  angehören.  Jedoch  ist  bei  jeder 
Kammer  eine  Arbeitnehmervertretung 
einzurichten,  deren  Mitglieder  von  den 
Berufsvereinigungen  der  landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer  gewählt  werden.  Die  Ver- 
tretung bei  der  Landesbauernkammer  hat  24, 
die  bei  den  Kreisbauernkammern  haben  15 
und  die  bei  den  Bezirksbauernkanimern 
10  Mitglieder.  Die  Kosten  der  Vertretungen 
sind  von  den  Berufsvereinen  zu  tragen.  Jede 
Arbeitnehmervertretung  bildet  mit  der 
Bauernkammer  zusammen  eine  Arbeits- 
gemeinschaft zwecks  gemeinsamer  Be- 
ratung und  Beschlußfassung  in  Fragen,  die 
gemeinsame  Angelegenheiten  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  berühren.  Beide 
Seiten  stimmen  gesondert  ab,  nur  bei  über- 
einstimmenden Beschlüssen  liegt  ein  Be- 
schluß der  Arbeitsgemeinschaft  vor. 

In  Sachsen-Meiningen  wurde  durch 
G.  V.  29./VII.  1919  eine  Landwirtschafts- 
kammer errichtet,  der  zwar  ebenfalls  Arbeiter 
nicht  angehören,  bei  der  aber  ein  Ausschuß 
für  landwirtschaftliche  Arbeiterverhältnisse 
gebildet  werden  muß.  Dieser  setzt  sich  zu- 
sammen aus  dem  5  köpf  igen  Kammervorstand 
und  5  Arbeitnehmervertretern,  die  von  den 
Kreisausschüssen  und  den  ständigen  land- 
wirtschaftlichen Arbeitern  gewählt  werden. 
Der  Ausschuß  hat  die,  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiterverhältnisse  berührenden 
Fragen  zu  behandeln,  er  ist  über  die  darauf 
bezüglichen  Maßnahmen  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  zu  hören,  und  er  hat  Gegen- 
sätzen zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern vorzubeugen  oder  zu  ihrer  Beseiti- 
gung mitzuwirken. 
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Unmittelbar  in  der  Landwirtscliafts- 
kammer  vertreten  sind  die  Arbeiter  in 
Württemberg.  Nach  dem  G.  v.  23./VI. 
1919  hat  die  württembergisohe  Landwirt- 
schattskammer  48  von  den  Landwirten  und 
12  von  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern 
in  Verhältniswahl  gewählte  Mitglieder  neben 
zwei  weiteren,  kleineren  Mitgliedergruppen. 
Für  Arbeiterfragen  ist  ein  ständiger  pari- 
tätischer Ausschuß  einzurichten,  bestehend 
aus  4  selbständigen  Landwirten,  4  Arbeitern 
und  einem  unparteiischen  Vorsitzenden. 

Auch  der  in  Preußen  vorgelegte  Ent- 
wurf eines  Landwirtschaftskammergesetzes 
sieht  die  Teilnahme  der  Arbeiter  vor.  Die 
Mitglieder  der  Landwirtschaftskammern 
werden  nämlich  in  den  Gruppen  gewählt, 
deren  beide  ersten  die  Betriebsinhaber  und 
deren  dritte  die  übrigen  Berufsangehörigen 
bilden  und  deren  jede  ein  Drittel  der  Mit- 
glieder wählt.  Bei  jeder  Kammer  muß  ein 
Ausschuß  für  Arbeiterwesen  gebildet  werden, 
wenn  es  die  Mehrheit  der  Kammermitglieder 
beantragt.  In  diesem  Ausschuß  müssen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  gleicher 
Zahl  vertreten  sein. 

Auch  in  der  Hauptlandwirtschaf  tskararaer 
für  Preußen,  die  aus  Abgeordneten  der  ein- 
zelnen Karamern  besteht,  müssen  die  drei 
Gruppen  vertreten  sein. 

Das  Reich  plant  ein  Rahmengesetz 
über  die  landwirtschaftlichen  ßerufsver- 
tretungen.  Nach  zwei  im  Reichsministerium 
für  Ernährung  und  Landwirtschaft  bearbei- 
teten Referentenentwürfen,  die  auch  den 
Weg  in  die  Oefl'entlichkeit  gefunden  haben, 
würde  die  Regelung  eine  ähnliclie  sein  wie  im 
preußischen  Entwurf.  Insbesondere  schrieb 
der  erste  Entwurf  eine  solche  für  die  land- 
wirtschaftlichen Berufsvertretungen  der 
Länder  vor,  während  der  zweite  lediglich 
vorsieht,  daß  sie  auch  Arbeitnehmer  um- 
fassen müssen.  In  einer  Reichslandwirt- 
schaftskaramer  soll  ein  Drittel  der  Mit- 
glieder aus  Arbeitnehmervertretern  bestellen. 
Soweit  in  der  Vollversammlung  oder  in  den 
Ausschüssen  Fragen  der  Arbeitsverhältnisse 
und  der  Arbeitsvermittlung  behandeltwerden, 
sind  nur  gleichviel  Unternehmer  wie  Arbeit- 
nehmer zur  Beratung  und  Stimmabgabe  be- 
rechtigt. Die  gleiche  Bestimnumg  gilt  für 
die  Vertretungen  der  Länder. 

Einige  deu  tsche  Länder  besitzen  Zentral- 
vertretungen  zur  Beratung  von  Arbeiter- 
angelegenheiten. In  Bayern  sind  durch 
V.  V.  13./XI.  1914  in  der  bereits  vorhandenen 
Zentralstelle  für  Industrie,  Gewerbe  und 
Handel  zwei  neue  Abteilungen  gebildet 
worden.  Die  Abteilung  für  Arbeiterschutz 
und  Wohlfahrt  setzt  sich  zusammen  aus 
1.  je  4  von  den  Gesellenausschüssen  der 
Handelskammer  und  von  den  Ausschüssen 
bei  den  Versicherungsanstalten  zu  wählenden 


Gesellen  und  industriellen  Arbeitern,  2.  3 
Arbeitersekretären  und  3—5  Mitgliedern 
großer  bayerischer  Arbeiterverbändc  (zu  er- 
nennen), 3.  dem  Zentralgewerbeinspcktor, 
dem  Landesgewerbearzt,  einem  weiteren 
Gewerbcaufsichtsbcamten  und  dem  Zentral- 
wohnungsinspektor,  4.  3  Professoren.  Der 
Abteilung  liegt  ob  die  beratende  Mitwirkung 
bei  Maßnahmen  des  Arbeiterschutzes  und  zur 
Besserung  der  Arbeiterverhältnisse  in  wirt- 
schaftlicher und  ethischer  Beziehung.  — 
Weiter  ist  eine  Abteilung  für  Angestellten- 
angelegenheitcn  geschaffen,  bestehend  aus 
8  Vertretern  der  kaufmännischen  Verbände, 
von  denen  diejenigen  mit  den  meisten 
bayerischen  Handlungsgehilfen  je  einen  Ver- 
treter benennen,  wobei  höchstens  3  Verbands- 
beamte benannt  werden  dürfen,  und  4  Ver- 
tretern der  technischen  Angestellten,  die 
von  einem  Ausschuß  der  Technikerverbände 
zu  benennen  sind,  sowie  5  beamteten  Per- 
sonen. Aufgabe  dieser  Abteilung  ist  die 
Beratung  und  Begutachtung  in  allen  Fragen, 
die  die  wirtschaftliehen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse der  kaufmännischen  und  technischen 
Angestellten  betreffen,  sowie  in  allen  In- 
dustrie und  Handel  berührenden  wichtigen 
Fragen,  falls  sie  auf  die  Verhältnisse  der 
Angestellten  zurückwirken. 

Die  Abteihingen  werden  vom  Ministerium 
einberufen,  so  oft  dies  eine  Veranlassung 
hierzu  sieht. 

Ganz  ähnliche  Einrichtungen  sind  die 
Arbeiterräte  der  Württembergischen  Zen- 
tralstelle für  Gewerbe  und  Handel  und  der 
Hessische  Arbeiterrat  bei  der  Abteilung 
für  Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe 
des  Staatsministeriums.  Seiner  Aufgabe 
nach  von  umfassender  Bedeutung  ist  der 
durch  G.  v.  7./IV.  1916  in  Lippe  geschaffene 
Wirtscliaftliche  Beirat.  Seine  Mitglieder 
werden  auf  3  Jahre  einerseits  durch  Handels- 
kammer, Handwerkskammer  und  Land- 
wirtschaftskammer, andererseits  —  bis  zur 
Errichtung  einer  Arbeitskammer  —  durch  die 
Gewerkschaftskartelle  und  zwei  Ziegler- 
vereine gewählt.  Der  Beirat,  der  nach  Bedarf 
von  der  Regierung  einberufen  wird,  soll  sie 
in  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen 
Fragen  beraten  und  zu  diesem  Zweck  alle 
Vorgänge  und  Verhältnisse  des  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Lebens  verfolgen. 

6.  Die  Arbeiterräte  der  Revolution.  Die  Ge- 
schichte der  deutschen  Revolution  kann  noch 
nicht  geschrieben  werden.  Unverkennbar  aber  ist 
der  starke  äußere  wie  innere  Einfluß,  den  die 
russische  Revolution  auf  sie  ausgeübt  hat.  Erzeigt 
sich  vor  allem  in  der  Errichtung  der  Soldaten- 
und  Arbeitorräte  nach  russischem  Vorbild  (s.  u, 
Rußland)  trotz  Vorhandenseins  starker  gewerk- 
schaftlicher und  politischer  Organisationen.  Die 
Räte  erklärten  sich  für  die  Träger  nicht  nur  der 
Revolution,  sondern  auch  der  Volkssouveränität. 
Als  solche  wurden  sie  auch  in  einem  Erlaß  der 
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Reiehsregierung,  die  sich  als  „Rat  der  Volks-  i 
beauftragten"  bezeiclinete,  v.  11. /XI.  1918  an-  , 
erkannt.  Ebenso  machten  preußische  Erl.  v.  i 
14.  und  27. /XI.  1918  den  Verwaltungsbehörden  ( 
ein  Zusammenarbeiten  mit  den  Räten  zur  Pflicht 
und  gleiches  geschah  in  den  anderen  Ländern. 
Der  Berliner  A.-  und  S.-Rat  nahm  die  oberste 
Gewalt  im  Reich  und  in  Preußen  für  sich  in 
Anspruch  und  sein  Vollzugsrat  verkündete  dem-  ; 
gemäli  am  'iS./Xl.  1918,  daß  er  unter  Wahrung  1 
von  Kontrollrechten  den  Volksbeauftragten  des 
Reichs  und  Preußens  die  „exekutive  Regicrungs- 
gewalt  übertragen  habi'''.  Widerspruch  aus  dem 
Reiche  veranlaßte  die  Berufung  des  ersten  Kon- 
gresses der  Delegierten  der  A.-  und  S.-Räte 
Deutschlands  (16.-20./XII.  1918)  auf  Grund 
einer  „Vereinbarung"  des  Rats  der  Volks- 
beauftragten und  des  Berliner  Vollzugsrats. 
Hauptgegenstand  der  Verhandlungen  war  die 
Frage  „Matinnalvrrsammlung  oder  Rätesystem"  ? 
Die  Entsi  hcidiui^'  der  Mehrheit  fiel  für  die  Na- 
tionalversammlung. Doch  wurde  ein  Zentralrat 
gewählt,  unter  dessen  parlamentarischer  Ueber- 
wachung  der  Rat  der  Volksbeauftragten  die 
Regierungsgewalt  ausüben  sollte.  Seine  Kosten 
wurden  gemeinsam  vom  Reich  und  von  Preußen 
getragen.  Der  „Zentralrat  der  deutschen  sozia- 
listisclien  Republik"  blieb  dennoch  auch  nach 
Zusammentritt  der  Nationalversammlung  noch 
bestehen,  und  zwar  einmal  bis  zum  Zusammen- 
tritt der  preußischen  Laudesversammlung  als 
souveränes  Organ  Pre\ißens  und  ferner  als 
oberste  Instanz  der  örtlichen  Arbeiterräte,  die 
zunächst  weiterbestanden.  Unter  dem  4./II. 
1919  richtete  der  Zentralrat  ein  Schreiben  an 
die  Nationalversammlung,  in  dem  er  unter 
anderem  erklärte,  in  der  Erwartung,  daß  die 
Nationalversammlung  ihre  volle  Souveränität 
durchführe,  die  ihm  vom  Reiehskongreß  der 
A.-  und  S.-Räte  übertragene  Gewalt  in  die 
Hände  der  deutsehen  Nationalversammlung  zu 
legen.  .\uf  Drängen  der  radikalen  Elemente, 
insbesondere  des  Großberliner  Vollzugsrats  berief 
er  jedoch  kurz  darauf  den  II.  Kongreß  der  Ar- 
beiter-, Bauern-  und  Soldatenräte  auf  den 
«./IV.  1919  nach  Berlin  ein.  Auf  diesem  Kongreß 
bildete  die  Hauptfrage  die  Eingliederung  der 
Arbeiterräte  in  die  Reichsverfassung. 

Hierzu  lagen  verschiedene  Anträge  vor,  ins- 
bes(mdcre  stand  ein  solcher  der  Unabhängigen 
Sozialdemokraten  einem  solchen  der  Mehrheits- 
sozialdemokraten gegenüber.  Der  der  Unab- 
hängigen enthält  Richtlinien.  Danach  soll  die 
gesamte  politische  Macht  dem  Räte- 
kongreß  zustehen,  der  einen  Zentralrat  wählt, 
der  wiederum  die  Volksbeauftragten  einsetzt  und 
beaufsichtigt.  Der  Rätekongreß  setzt  sich  aus 
den  Vertretern  der  politischen  Arbeiterräte  zu- 
sammen. Den  Arbeiterräten  der  Gemeinden  liegt 
die  „Kontrolle"  der  Gemeindeverwaltung  ob;  sie 
wählen  Kreis-,  Bezirks-  und  Provinzialarbeiter- 
räte  mit  entsprechenden  Befugnissen.  Daneben 
steht  —  nach  russischem  Vorbild  —  die  wirt- 
schaftliche Räteverfassung. 

Hier  bilden  die  Betriebsräte  die  Unterstufe, 
die  die  ,, Kontrolle"  der  Betriebe  ausüben  und 
bei  ihrer  Sozialisierung  mitwirken.  In  jedem 
Wirtschaftsgebiet  wählen  die  Betriebsräte  jeder 
Fachgruppe  Bezirksgruppenräte  und  diese  einen 
Bezirkswirtsehaftsrat.  Darüber  bestehen  Reichs- 
gruppenräte und  ein  Reichswirtschaftsrat,  der 
Ilanilwörterbuch  der  Staatswissenachaften.   4.  Aufl. 


das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  des  Reichs 
„überwacht"  und  gemeinsam  mit  dem  Zentralrat 
die  Verwaltungsnormen  zur  Aufrechterhaltung 
der  Produktion  und  zur  Sozialisierung  festsetzt. 

Die  Wahlen  der  Arbeiterräte  und  der  Be- 
triebsräte erfolgen  nach  Betrieben  und  Berufen. 
Wahlberechtigt  und  wählbar  sind  nur  Personen, 
die  ohne  Ausbeutung  fremder  Arbeitskraft  ge- 
sellschaftlich notwendige  und  nützliche  Arbeit 
leisten,  ihre  Arbeitskraft  durch  die  Arbeit  ihrer 
Hand  oder  ihres  Kopfes  erwerben  und  min- 
destens 18  Jahre  alt  sind. 

Der  mehrheitssozialistische  Antrag  Cohen 
forderte  für  jedes  Gewerbe  usw.  einen  Pro- 
duktionsrat, in  den  die  darin  tätigen  Kate- 
gorien, einschließlich  der  Betriebsleiter,  Ver- 
treter entsenden.  Die  Produktionsräte  werden 
für  jede  Gemeinde,  jeden  Kreis  usw.  gebildet, 
die  eines  jeden  Fachs  bilden  im  Reich  einen 
Zentralproduktionsrat.  Die  Produktionsräte  der 
verschiedenen  Fächer  wählen  in  jeder  Gemeinde, 
jedem  Kreise  usw.  Vertreter  für  eine  Kammer 
der  Arbeit,  die  überall,  von  der  Gemeinde  bis 
zum  Reich,  als  zweite  gesetzgebende  Körper- 
schaft neben  die  allgemeine  Volkskammer  tritt, 
die  auf  dem  Gebiet  der  wirtschaftlichen  Gesetz- 
gebung den  Vorrang  hat. 

Dieser  Antrag  wurde  auf  dem  Kongreß  an- 
genommen, er  fand  jedoch  nicht  die  Billigung 
der  mehrheitssozialistischen  Partei,  die  sich  auf 
ihrem  Parteitag  im  .luni  1919  im  wesentlichen 
auf  den  Boden  der  Regierungsvorlage  stellte. 

Diese  Regierungsvorlage,  die  bereits  dem 
II.  Rätekongreß  zur  Kenntnis  zugegangen  war, 
enthielt  den  Vorschlag  zu  einem  neuen  Ver- 
fassungsartikel, der  im  wesentlichen  als  Art.  165 
der  Verfassung  Gesetz  geworden  ist  (s.  unter  7). 
Die  (irundzüge  der  Regierungsvorlage  waren 
von  der  Reichsregierung,  die  sich  bis  dahin 
gegenüber  den  Vorschlägen  zu  einer  Räte- 
verfassung ablehnend  verhalten  hatte,  am 
5./III.  1919  angekündigt  worden.  Danach 
sollten  die  Arbeiterräte  als  wü-tschaftliche  In- 
teressenvertretung grundsätzlich  anerkannt  und 
in  der  Verfassung  verankert  werden. 

Der  Zentralrat,  dessen  politische  Bedeutung 
nach  Einberufung  der  preußischen  Landes- 
versammlung und  durch  Wegfall  der  Soldaten- 
räte infolge  Auflösung  des  alten  Heeres  immer 
geringer  wurde,  und  der  sich  nunmehr  ,. Zentral- 
rat der  deutschen  Arbeiterräte"  naimte,  löste 
sich  am  l./IV.  1920  auf.  Sein  Versuch,  im 
Herbst  1919  auf  Grund  einer  einheitlichen  Wahl- 
ordnung eine  vollständige  Neuwahl  aller  deutschen 
Arbeiterräte  herbeizuführen,  war  am  Mangel 
an  Mitteln  gescheitert. 

Die  bei  einzelnen  Behörden  und  Verwaltungen 
errichteten  Arbeiterräte  und  die  einzelnen  ört- 
lichen Arbeiterräte  haben  verschieden  lange 
Zeit  bestanden.  Letztere  betrachteten  sich, 
auch  nach  demokratischer  Umgestaltung  der 
Gemeindeverfassung  noch  als  Aufsichtsorgane 
für  die  Gemeimlcverwaltung  und  wurden  zu- 
nächst auch  finanziell  von  den  Gemeinden  unter- 
halten. Rechtlich  stützte  man  sich  hierbei 
außer  auf  Landesgesetze,  wie  in  Württemberg, 
Braunschweig,  Mecklenburg-Strelitz,  oder  Lan- 
desverordnungen, wie  in  Preußen  Erl.  v. 
16./XI.  1918  und  Bayern,  auf  eine  Reichs- 
verordnung V.  13./I.  1919  (RGBl.  S.  37),  deren 
Fassung  es  im  unklaren  ließ,  ob  sie  lediglich 
.  I  Dd.  *8 
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dem  Reich  Erstattungsansprüche  gegenüber 
Staat  und  Gemeinden  verleihen  oder  auch  diese 
zur  Finanzierung  der  Arbeiterräte  verpflichten 
sollte.  Nachdem  die  erstere  Auffassung  durch- 
gediungen  war,  wurden  fast  überall  die  Arbeiter- 
räte abgebaut;  teils  lösten  sie  sich  von  selbst 
auf,  teils  wurden  ihnen  die  weiteren  Mittel  ver- 
weigert. Aus  dem  Groß-Berliner  YoUzugsrat 
schieden  erst  die  Mehrheitssozialisten,  dann  die 
Kommunisten  aus,  und  der  übriggebliebene 
Rumpf  wandelte  sich  in  die  erst  ein  linksunab- 
hängiges, später  ein  kommunistisches  Partei- 
organ darstellende  ,, Betriebsrätezentrale"  um. 
Der  revolutionäre  Versuch  der  Errichtung  einer 
bayerischen  Räterepublik  im  Frühjahr  1919  blieb 
eine  kurze  Episode. 

Einige  Arbeiterräte  sind  allerdings  bestehen 
geblieben,  so  der  Arbeiterrat  Groß-Hamburg, 
der  auch  in  der  hamburgischen  Verfassung 
V.  7.;I.  1921  seine  Stelle  gefunden  hat.  Er  hat 
eine  in  vieler  Hinsicht  sehr  nützliche  Tätigkeit 
entfaltet,  insbesondere  auch,  indem  er  dem 
Hamburger  Wirtschaftsrat  —  nunmehr  eben- 
falls durch  die  Verfassung  bestätigt  —  bei- 
trat. Dieser  war  eine  freie  Vereinigung,  in 
der  die  Handels-,  die  Gewerbe-,  die  Detaillisten-, 
die  Konsumentenkammer  und  der  Arbeiterrat 
durch  je  12  Mitglieder  vertreten  waren.  Später 
wurde  auf  Antrag  des  Arbeiterrats  volle  Parität 
hergestellt,  indem  die  Vertreterzahl  des  Arbeiter- 
rats auf  das  Doppelte  erhöht  wurde  und  nun 
die  Vertreter  der  Konsumentenkammer  ebenfalls 
als  Arbeitnehmervertreter  anerkannte.  Der 
Wirtschaftsrat  bezweckt,  die  Regierung  in  allen 
wirtschaftlichen  Fragen  zu  beraten  und  für 
Berücksichtigung  der  berechtigten  Interessen 
der  Gesamtheit  der  Wirtschaftsglieder  zu  sorgen. 
Abstimmungen  werden  nicht  vorgenommen, 
vielmehr  wird  stets  versucht,  Einmütigkeit  zu 
erzielen  und,  wenn  dies  nicht  gelingt,  die  Frage 
zurückgezogen.  Trotzdem  hat  er  eine  umfang- 
reiche Tätigkeit  entfalten  können. 

Eine  besondere  Rätegruppe  bildeten  die 
Bauern-  und  Landarbeiterräte.  Zu  ihrer  Bildung 
wurde,  nachdem  schon  andere  Aufrufe  voran- 
gegangen waren,  durch  einen  Aufruf  aller  großen 
Verbände  der  Landwirte  und  Landarbeiter  vom 
22./XL  1918  aufgefordert,  und  die  Verbände 
selbst  bildetcu  einen  Zentral-  (später  Reichs-) 
Bauern-  und  Lanrtarbeiterrat.  Ihre  Vereinbarung 
wurde  vom  Staatssekretär  des  Reichsernährungs- 
amts am  gleichen  Tage  bekannt  gemacht  und 
„in  Kraft  gesetzt",  auch  wurden  von  ihm  Aus- 
führungsbestimmungen betr.  die  Wahlen  er- 
lassen. Aufgabe  der  Räte  sollte  unter  anderem 
die  Mitwirkung  bei  Erfassung  der  Lebensmittel 
in  der  Zwangswirtschaft,  Erhaltung  der  Betriebe, 
Arbeitsbeschaffung  für  die  ICriegsteilnehmer, 
gegenseitige  Hilfe  beim  Schutz  von  Personen 
und  Eigentum  sein.  Der  Reichs-Bauern-  und 
Landarbeiterrat  bezweckte,  den  übrigen  Räten 
Anweisungen  und  Ratschläge  zu  erteilen  und 
eine  Vermittlung  zwischen  ihnen  und  der  Reichs- 
regierung zu  bilden.  Seine  Tätigkeit  hat  ins- 
besondere dem  sozialen  Ausgleich  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in  der  Land- 
wirtschaft gedient.  Besonders  hat  er  sich  durch 
die  Vereinbarung  der  dann  von  der  Regierung 
mit  Gesetzeskraft  verkündeten  vorläufigen  Land- 
arbeitsordnung verdient  gemacht.  Er  löste  sich 
auf,  nachdem  seine  sozialpolitischen  Aufgaben 


von  der  am  20./II.  1920  errichteten  Reichs- 
arbeitsgemeinschaft der  landwirtschaftlichen  Ar- 
beitgeber- und  Arbeitnehmerverbände  über- 
nommen waren.  Die  örtlichen  Räte  sind  im 
wesentlichen  Eintagserscheinungen  geblieben. 

7.  Die  geplanten  Arbeiter-  und  Wirt- 
schaftsräte. Die  ,, Verankerung"  der  Ar- 
beiterräte in  der  Verfassung  erfolgte  durch 
deren  Art.  165.    Dieser  lautet: 

„Die  Arbeiter  und  Angestellten  sind  dazu  be- 
rufen, gleichberechtigt  in  Gemeinschaft  mit  den 
Unternehmern  an  der  Regelung  der  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  sowie  an  der  gesamten 
wirtschaftlichen  Entwicklung  der  produktiven 
Kräfte  mitzuwirken.  Die  beiderseitigen  Organi- 
sationen und  ihre  Vereinbarungen  werden  an- 
erkannt. 

Die  Arbeiter  und  Angestellten  erhalten  zur 
Wahrnehmung  ihrer  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Interessen  gesetzliche  Vertretungen  in 
Betriebsarbeiterräten  sowie  nach  Wirtschafts- 
gebieten gegliederten  Bezirksarbeiterräten  und  in 
einem  Reichsarbeiterrat. 

Die  Bezirksarbeiterräte  und  der  Reichs- 
arbeiterrat treten  zur  Erfüllung  der  gesamten 
wirtschaftlichen  Aufgaben  und  zur  Mitwirkung 
bei  der  Ausführung  der  Sozialisierungsgesetze 
mit  den  Vertretungen  der  Unternehmer  und 
sonst  beteiligter  Volkskreise  zu  Bezirkswirt- 
schaftsräten und  zu  einem  Reichswirtschaftsrat 
zusammen.  Die  Bezirkswirtschaftsräte  und  der 
Reichswirtschaftsrat  sind  so  zu  gestalten,  daß 
alle  wichtigen  Berufsgruppen  entsprechend  ihrer 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedeutung  darin 
vertreten  sind. 

Sozialpolitische  und  wirtschaftspolitische  Ge- 
setzentwürfe von  grundlegender  Bedeutung  sollen 
von  der  Reichsregierung  vor  ihrer  Einbringung 
dem  Reichswirtschaftsrat  zur  Begutachtung 
vorgelegt  werden.  Der  Reichswirtschaftsrat  hat 
das  Recht,  selbst  solche  Gesetzesvorlagen  zu 
beantragen.  Stimmt  ihnen  die  Reichsregierung 
nicht  zu.  so  hat  sie  trotzdem  die  Vorlage  unter 
Darlegung  ihres  Standpunktes  beim  Reichstag 
einzubringen.  Der  Reichswirtschaftsrat  kann 
die  Vorlage  durch  eines  seiner  Mitglieder  im 
Reichstag  vertreten  lassen. 

Den  Arbeiter-  und  Wirtschaftsräten  können 
auf  den  ihnen  überwiesenen  Gebieten  KontroU- 
und  Verwaltungsbefugnisse  übertragen  werden. 

Aufbau  und  Aufgabe  der  Arbeiter-  und 
Wirtschaftsräte  sowie  ihr  Verhältnis  zu  anderen 
sozialen  Selbstverwaltungskörpern  zu  regeln,  ist 
ausschließlich  Sache  des  Reichs." 

In  Ausführung  dieses  Verfassungsartikels 
ist  zunächst  das  Betriebsrätegesetz  v.  4./II. 
1920  erlassen  worden  (vgl.  Art.  ,, Betriebs- 
räte"). Ueber  die  Gestaltung  der  anderen 
Räte  schweben  noch  die  Erwägungen.  Nach 
einer  Denkschrift  des  Reichswirtschafts- 
i  ministeriunis  stehen  insbesondere  zwei  Pläne 
zur  Erörterung.  Nach  Plan  A  betrachtet 
man  als  Unterstufe  der  Räteverfassung 
einerseits  die  bestehenden  gesetzlichen  Inter- 
essenvertretungen von  Landwirtschaft,  Hand- 
werk, Industrie  und  Handel  (Landwirt- 
schafts-, Handwerks-  und  Handelskammern), 
die  als  reine  ünternehmervertretungen  be- 
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stehen  bleiben  und  denen  Bezirksarbeiterräte 
aller  Arbeitnehmer  gegenüberstehen  sollen. 
Aus  Vertretern  der  Kammern  einerseits, 
der  Arbeiterräte  andererseits  soll  in  der 
Mittelstufe  der  Bezirkswirtschaftsrat  ge- 
bildet werden.  Die  drei  Kammergruppen 
sollen  ihre  bisherige  Reichsspitzenvertre- 
tnngen  behalten,  die  Arbeiterräte  eine  solche 
im  Reichsarbeiterrat  erhalten  und  die  Unter- 
nehmerspitzenvertretungen wie  der  Reichs- 
arbeiterrat ihre  Vertreter  in  gleicher  Anzahl 
in  den  Reichswirtschaftsrat  entsenden.  Den 
Bezirkswirtschaftsräten  wie  dem  Beichs- 
wirtschaftsrat  treten  noch  Vertreter  der 
freien  Berufe  und  der  Verbraucher  hinzu. 
Nach  dem  vom  Reichswirtschaftsministerium 
offenbar  bevorzugten  Plan  B  werden  die 
Kammern  derUntcrstufe  entweder  paritätisch 
ausgestaltet  oder  es  werden  ihnen  gleich- 
artige Arbeiterkammem  gegenübergestellt, 
mit  denen  zusammen  sie  einen  paritätischen 
Ausschuß,  die  Wirtschaftskammer,  bilden, 
dem  die  wichtigsten  wirtschaftlichen  Auf- 
gaben obliegen.  Die  Sondervertretungen  der 
Unterstufe  wählen  ihre  Vertreter  in  den 
Bezirkswirtschaftsrat,  zu  dem  solche  der 
Verbraucher  usw.  treten.  Die  Arbeitnehmer- 
gruppe des  Wirtschattsrats  bildet  den  Be- 
zirksarbeiterrat. Der  Reichswirtschaftsrat 
besteht  zu  etwa  Vs  aus  den  von  den  Bezirks- 
wirtschaftsräten gewählten  Personen,  zu  y, 
aus  Abgesandten  der  Reichsarbeitsgemein- 
schaften oder  anderen  Spitzenverbänden  und 
zu  Vk  aus  Vertretern  der  Verbraucher  usw. 
Die  Arbeitnehmergruppe  bildet  den  Reichs- 
arbeiterrat. Der  Hauptunterschied  gegen- 
über dem  Plan  A  besteht  darin,  daß  bereits 
in  der  Unterstufe  in  einer  gewissen  fachlichen 
Gliederung  die  wirtschaftliche  Interessen- 
vertretung und  die  etwaige  wirtschaftliche 
Selbstverwaltung  paritätisch  erfolgt.  In 
der  Oeffentlichkeit  sind  noch  weitere  Pläne 
aufgetaucht,  von  denen  der  der  rheinisch- 
westfälischen Handelskammern  besonders 
bemerkenswert  ist.  Er  bezweckt  die  Bildung 
größerer  Wirtschaftsprovinzen  mit  einem 
Bezirkswirtschaftsrat  oder  wirtschaftlichem 
Selbstverwaltungskörper  insbesondere  für 
die  Kraft-,  Licht- und  Wärmebewirtschaftung, 
die  Be-  und  Entwässening,  des  Vcrkehrs- 
nnd  des  Siedlungswesens. 

Mit  den  Plänen  zur  Ausführung  des 
Art.  165  befaßt  sich  nunmehr  eingehend 
der  Verfassungsausschuß  des  vorläufigen 
Reichswirtschaftsrats  (s.  9).  Er  hat  den 
Gedanken  der  Bezirksarbeiterräte  zurück- 
treten lassen  und  plant  als  Unterbau  der 
Bezirkswirtschaftsräte  einen  iDaritätischen 
Ausbau  der  bestehenden  Landwirtschafts-, 
Handels-  und  Handwerk;:kammern.  Von 
Arbeitnehmerseite  wird  auf  die  Mitarbeit 
in  diesen,  dieWirtschaftstark beeinflussenden 
fachlichen  Kammern  neuerdings  mehr  Wert 


gelegt  als  auf  die  in  den  wegen  der  Größe 
des  Bezirks,  der  Mitgliederzahl  und  der 
größeren  Allgemeinheit  der  Aufgaben  not- 
wendig seltener  zusammenzuberufenden  Be- 
zirkswirtschaftsräte. 

8.  Landes-Arbeiter-  und  Wirtschafts- 
räte. Trotzdem  Art.  165  der  Reichsverfassung 
für  das  Reich  die  ausschließliche  Gesetz- 
gebung über  Arbeiter-  und  Wirtschaftsräte 
in  Anspruch  nimmt,  liaben  einzelne  Länder 
geglaubt,  bis  zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe 
durch  das  Reich  eigene  Einrichtungen 
schaffen  zu  können.  Hamburg  hat,  wie 
schon  unter  6  erwähnt,  in  seiner  Verfassung 
V.  7./1.  1921  sowohl  einen  Arbeiterrat  wie 
einen  Wirtschaftsrat  mit  Aufgaben,  die 
denen  des  Art.  165  entsprechen,  somit  im 
wesentlichen  beratender  Art  sind,  vorgesehen 
und  durch  gleichzeitiges  Gesetz  die  schon 
bestehenden  Räte  bis  zu  anderweiter  Re- 
gelung anerkannt.  Bremen  hat  unter  dem 
17./V1I.  1921  ein  Arbeiterkammergesetz  und 
ein  Angestelltenkammergesetz  erlassen.  Beide 
Kammern  sind  Interessenvertretungen  mit 
beratender  Aufgabe;  die  Arbeiterkammer 
hat  30,  die  Angestelltenkan;mer  24  Mit- 
glieder, die  aus  allgemeinen  Wahlen  hervoi- 
gehen.  Die  Kammern  sind  in  Faahaus^chüsse 
gegliedert.  Die  Kosten  trägt  der  Siaat. 
Im  August  1922  hat  die  Regierung  Sachsens 
den  Entwurf  eines  Arbeitnehmerkammerge- 
setzes veröffentlicht,  der  die  Errichtung  einer 
Landesarbeitnehmerkaninier  mit  100  und  von 
5  Bezirksarbcitnehmerkammern  mii  je  CO 
Mitgliedern  vorsieht,  die  in  je  4  Fachabtei- 
lungen gegliedert  sind.  Ihre  Aufgaben  be- 
stehen in  der  Wahrnehmung  der  Arbeit- 
nehmerinteressen durch  Gutachten,  An- 
träge usw.  Sie  sind  ermächtigt,  mit  den 
Arbeitnehnierkammern  Genieinschartsorgane 
zu  bilden.  DieMitglicder  der  Bezirkskammern 
gehen  aus  allgemeinm  Wahlen  hervor.  Die 
Kosten  werden  von  den  Arbeitnehmern  ge- 
tragen. Ein  Landesausschuß  der  Aibeiter 
und  Angestellten  hat  sich  in  Oldenburg 
gebildet.  Er  wird  aus  staatlichen  Miltein 
unterstützt,  hat  aber  keine  öffentlich-recht- 
lichen Befugnisse. 

9.  Der  vorläufige  Reichswirtschafts- 
rat. Der  im  Art.  165  der  Verfassung  vor- 
gesehene Reichswirtschaftsrat  ist  nicht  ohne 
ältere  Vorgänger.  Von  1880-1887  bestand 
der  von  Bismarck  geschaffene  preußische 
Volkswirtschaftsrat,  dessen  Erweiterung  zu 
einem  Reichswirtschaftsrat  am  Widerstand 
des  Reichstags  scheiterte.  Bemerkenswert 
ist,  daß  dem  preußischen  Volkswirtschafts- 
rat neben  einer  großen  Mehrheit  von  Ver- 
tretern von  Handel  und  Industrie  und  solchen 
des  Handwerks  auch  eine  kleine  Zahl  von 
Arbeitern  angehörten.  Der  Ruf  nach  einem 
Reichswirtschaftsrat  erhob  sich  im  Gefolge 
der  Revolution  nicht  lediglich  aus  Anlaß 
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der  Forderungen  nach  einer  Räteverfassung 
russischen  Musters.  Vielmehr  legte  der  Bau 
der  neuen  Reichsverfassung  den  Gedanken 
nahe,  dem  Reichstag  als  zweite  Kammer 
eine  andersartige,  etwa  berufsständische 
Kammer  zur  Seite  zu  setzen.  Hierzu  ist 
es  freilich  nicht  gekommen,  doch  ist  der 
Reichswirtschaftsrat  nach  dem  Art.  165 
mehr  als  eine  rein  beratende  Körperschaft. 
Das  Bedürfnis  nach  einer  starken  Zentral- 
vertretung der  wirtschaftlichen  Interessen, 
nach  einem  Parlament,  in  dem  die  Wirt- 
schaft an  Stelle  der  Politik  das  Wort  führt, 
erwies  sich  aber  als  so  stark,  daß  man  den 
Aufbau  der  gesamten  im  Art.  1G5  vorge- 
sehenen Räte  nicht  abwarten  wollte.  Daher 
wurde  durch  V.  v.  4./V.  1920  (RGBl.  S.  868) 
ein  vorläufiger  Reichswirtschaftsrat  ge- 
schaffen. Er  besteht  aus  32G  Mitgliedern, 
und  zwar  1.  08  Vertretern  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  2.  6  solchen  der  Gärtnerei 
und  Fischerei,  3.  08  solchen  der  Industrie, 
4.  44  solchen  des  Handels,  der  Banken  und 
des  Versicherungswesens,  5.  34  solchen  des 
Verkehrs  und  der  öffentlichen  Unterneh- 
mungen, 0.  30  solchen  des  Handwerks, 
7.  30  solchen  der  Verbrauchersohatt,  8. 10  sol- 
chen der  Beamtenschaft  und  der  freien  Be- 
rufe, 9.  12  mit  dem  Wirtscliaftsleben  der  ein- 
zelnen Landesteile  besonders  vertrauten,  vom 
Reiclisrat  zu  ernennenden  Persönlichkeiten 
und  10.  12  von  der  Reichsregierung  nach 
freiem  Ermessen  zu  ernennenden  Personen. 
Von  den  Gruppen  9  und  10  abgesehen 
werden  die  Mitglieder  nicht  ernannt,  sondern 
von  Verbänden  und  Körperschaften  der  be- 
treffenden Gewerbe-  und  Berutsgruppen  be- 
nannt. In  den  Gruppen  2—5  werden  gleich 
viel  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  benannt, 
in  den  Gruppen  1  und  0  bestehen  kleine 
Abweichungen  von  diesem  Grundsatz.  Bei 
1  sind  14  Vertreter  des  Kleinbesitzes,  und 
zwar  zur  Hälfte  von  Arbeitgeber-,  zur 
Hälfte  von  Arbeitnehmerseite  zu  benennen, 
bei  6  sind  neben  je  16  Arbeitgeber-  und 
Arbeituehmervertretern  4  Vertreter  der  Hand- 
werkergenossenschaften vom  Deutschen  Ge- 
nossenschaftsverband zu  benennen. 

Die  Mitglieder  des  Reichswirtschaftsrats 
sind  nach  der  Verordnung  Vertreter  der 
wirtschaftlichen  Interessen  des  ganzen  Volkes, 
nur  ihrem  Gewissen  unterworfen  und  an 
Aufträge  nicht  gebunden.  Es  stehen  ihnen 
ähnliche  Immunitätsrechte  wie  Mitgliedern 
einer  gesetzgebenden  Körperschaft  zu.  Der 
Reichswirtschaftsrat  wählt  sich  seinen  Vor- 
stand, gibt  sich  seine  Geschäftsordnung  und 
beschließt  über  Vertagung  und  Wiederzu- 
samraentritt.  Für  die  Beteiligung  der  Arbeit- 
geber, der  Arbeitnehmer  und  der  aus  den 
Gruppen  7—10  bestehenden  dritten  Abteilung 
im  Vorstand  und  in  den  Ausschüssen  gelten 
bestimmte  Vorschriften.   Die  Sitzungen  der 


Vollversammlung  sind  in  der  Regel  öffent- 
lich, die  der  Ausschüsse  in  der  Regel  nicht 
öffentlich. 

Die  Aufgaben  des  Reichswirtschaftsrats 
sind  (Art.  11)  folgendermaßen  umschrieben: 
„Sozialpolitische  und  wirtschaftspolitische 
Gesetzentwürfe  von  grundlegender  Bedeutung 
sollen  von  der  Reichsregierung  vor  ihrer 
Einbringung  dem  Reichswirtschaftsrate  zur 
Begutachtung  vorgelegt  werden.  Er  hat  das 
Recht,  selbst  solche  Gesetzesvorlagen  zu  be- 
antragen. Er  wirkt  beim  Aufbau  der  in  der 
Reichsverfassung  vorgesehenen  Arbeiterräte, 
Unternehmervertretungen  und  Wirtschafts- 
räte mit."  Weitere  wichtige  Befugnisse  sind 
für  die  Uebergangszeit  gewährt.  Der  Reichs- 
wirtschattsrat  kann  nämlich  zur  Behandlung 
wirtschaftspolitischer  und  sozialpolitischer 
Fragen  je  einen  ständigen  Ausschuß  be- 
stellen, der  von  dem  zuständigen  Ministerium 
zu  hören  ist,  bevor  grundlegende  Verord- 
nungen auf  Grund  der  Demobilmachungs- 
befugnisse  oder  des  Gesetzes  über  eine  ver- 
einfachte Form  der  Gesetzgebung  für  die 
Zwecke  der  Uebergangswirtschaft  erlassen 
oder  grundlegende  Vorschriften  der  Kriegs- 
und Uebergangswirtschaft  aufgehoben  oder 
wesentlich  geändert  werden.  Unter  gewissen 
Voraussetzungen  haben  Regierung  und  Aus- 
schuß das  Recht  der  Berufung  oder  Ver- 
weisung an  die  Vollversammlung.  Endlich 
hat  der  Reichswirtschattsrat  das  Recht,  von 
der  Regierung  Ermittlungen  zur  Aufklärung 
wirtschaftlicher  und  sozialpolitischer  Fragen 
zu  verlangen. 

Am  30./VI.  1920  ist  der  vorläufige  Reichs- 
wirtschaftsrat erstmalig  zusammengetreten 
und  hat  seitdem,  insbesondere  in  seinen  Aus- 
schüssen, eine  fruchtbare  Tätigkeit  entfaltet. 
Bis  Ende  1920  haben  8  Vollsitzungen  statt- 
gefunden, doch  liegt  die  Hauptarbeit  in 
den  Ausschüssen.  Außer  den  in  der  Verord- 
nung mit  besonderer  Zuständigkeit  ver- 
sehenen wirtschaftspolitischen  und  sozial- 
politischen Ausschüssen  sind  bereits  eine 
Reihe  von  anderen  Ausschüssen  eingesetzt, 
darunter  der  Verfassungsausschuß,  dessen 
Aufgabe  es  ist,  an  dem  Aufbau  der  Arbeiter- 
und Wirtschaftsräte  mitzuwirken. 

in.  Ausland. 

Arbeitskammern  im  Sinne  der  eingangs 
gegebenen  Begriffsbestimmung  bestehen  in 
Belgien,  Holland  und  Frankreich.  Arbeiter- 
kamraern  als  öffentlich-rechtliche  Einrich- 
tungen sind  bisher  in  strengem  Sinne  nur 
in  Oesterreich  verwirklicht.  Einrichtungen, 
die  sich  so  nennen,  gibt  es  in  Italien  und 
in  der  Schweiz.  Zentrale  Arbeitsräte  gibt 
es  in  Belgien,  Frankreich,  Oesterreich,  Luxem- 
burg, Spanien,  Dänemark  und  Norwegen. 
Das  Land  der  politischen  Arbeiter-  und 
Wirtschaftsräte  ist  Rußland, 
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1.  Belgien.  Der  erste  Staat,  welcher  Ar- 
beitskammern errichtete,  war  Belgien.  Durch 
G.  V.  16./VJn.  1887  wurden  hier  die  „Conseils 
de  1  insdustne  et  du  travail"  ins  Leben  gerufen 
bin  solcher  Gewerbe-  und  Arbeitsrat  wird  in 
jedem  Orte,  für  den  es  zweckmäßig  erscheint, 
errichtet.  Jeder  Rat  zerfällt  in  so  viele  Ab- 
teilungen, als  verwandte  Gewerbegruppen  vor- 
handen sind.  .leder  Abteilung  gehört  eine 
gleiche  Anzahl  (mindestens  6,  höchstens  12)  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  an.  Aktives 
Wahlrecht  für  die  Abteilung  haben  männliche 
und  weibliche  Unternehmer  und  Arbeiter,  die 
das  25.  Lebensjahr  erreicht  haben  und  in  dem 
betreffenden  Abteilungsgewerbe  mindestens  fünf 
Jahre  tatig  gewesen  sind.  Für  das  passive 
Wahlrecht  ist  ein  Alter  von  30  Jahren  vorgesehen 
Jede  Abteilung  versammelt  sich  mindestens 
einma  im  Jahr,  jedoch  sind  auch  außerordent- 
liche Sitzungen  möglich. 

Die  Gesamtheit  aller  Abteilungen  bildet  den 
eigentlichen  Rat,  der  aber  nur  durch  besonderen 
Königlichen  Erlaß  einberufen  wird. 

Die  Aufgaben  der  Arbeitsräte  und  ihrer 
Abteilungen  sind  die  Beratung  gemeinsamer 
Angelegenheiten  von  Unternehmern  und  Ar- 
beitern, was,  ohne  im  Gesetz  ausdrücklich 
hervorgehoben  zu  sein,  das  Recht,  Gutachten 
zu  erstatten  und  Maßnahmen  vorzuschlagen 
einschließt,  und  die  Schlichtung  von  Arbeits- 
streitigkeiten. 

Die  Erfolge  der  belgischen  Einrichtung 
haben  den  Erwartungen  nicht  ganz  ent- 
sprochen. Es  bestanden  Ende  l'.m  insgesamt 
77  Räte,  die  zusammen  149  Abteilungen  um- 
faßten. Während  manche  Räte  nur  aus  einer 
oder  wenigen  Abteilungen  bestehen,  sind  in 
Brüssel,  Antwerpen,  Gent,  Brügge  eine  größere 
Anzahl  vorhanden.  Der  Schwerpunkt  der  Ein- 
richtungen liegt  in  den  Abteilungen,  die  in 
regelmäßigen  Zwischenräumen  Sitzungen  ab- 
halten. Die  Einberufung  eines  ganzen 
Rates  hat  noch  niemals  stattgefunden 
Wahrend  die  Räte  auf  dem  Gebiete  der  Gut- 
Mhtenerstattung  manches  Ersprießliche  leisteten 
haben  sie  im  Hinblick  auf  die  Vermittlung  von 
Arbeitsstreitigkeiten  so  gut  wie  ganz  versagt. 
Von  sämtlichen  Arbeitskämpfen  wurden  1886  bis 
UlOO  2,75%,  lf)01/1905  0,21%  durch  die  Räte 
beigelegt.  In  den  Jahren  IMOfi/lMO  waren  es 
von  75(i  Streiks  nicht  mehr  als  3  mit  465  be- 
t-eiligten  Arbeitern. 

Da  man  in  den  einschlägigen  Kreisen  Belgiens 
der  Meinung  ist,  daß  dieser  Mißerfolg  des  Ge- 
setzes von  1887  weniger  in  der  Sache  selbst  als 
in  organisatorischen  Fehlern  begründet  ist,  hatte 
<lie  Regierung  der  2.  Kammer  am  24./1.  1907 
einen  Gesetzentwurf  unterbreitet,  der  ein- 
schneidende Aenderungen  der  belgischen  Arbeits- 
kammern vorsah. 

Die  Arbeitskammern  sollten  aus  so  vielen 
Abteilungen  bestehen,  als  Gewerbearten  im 
Bezirk  einer  Gemeinde  vorhanden  sind.  Als 
räumliche  Abgrenzung  der  Kammern  galt  in 
der  Regel  die  Gemeinde,  jedoch  war  die  Möglich- 
keit erweiterter  Verbände  offen  gelassen  (in- 
sonderheit mit  Rücksicht  auf  den  Bergbau). 
Die  Abteilungen  sollten  in  zwei  Gruppen  zer- 
fallen: die  der  Unternehmer  und  der  Arbeifer. 
Auf  diese  Weise  sollten  die  Räte  gewissermaßen 
Arbeits-   und   Arbeiterkammern   (und  Unter- 


iiehmerkammern)  gleichzeitig  darstellen  und 
damit  einer  der  wesentlichsten  Voraussetzungen 
lur  ihre  ersprießliche  Wirksamkeit  entsprechen. 

Für  die  Beilegung  von  größeren  Arbeits- 
kampfen  war  die  Einsetzung  eines  paritätischen 
Einigungsamts  vorgesehen;  kleinere  Streitig- 
keiten sollten  in  den  Abteilungen  beigelegt 
werden.  o  o 

Dieser  Entwurf  ist  nicht  verabschierlet  worden 
und  das  gleiche  Schicksal  hatte  ein  Gesetz- 
entwurf über  die  Errichtung  von  Schlii'htungs- 
ausschü.s.sen,  der  am  20./VIII.  1913  diT  Kamnier 
vorgelegt  wurde,  und  der  einen  Zusammenhang 
der  für  eine  oder  mehrere  Provinzen  zu  errich- 
tenden Schlichtungsausschüsse  mit  den  Arbeits- 
räten nur  dadurch  herstellte,  daß,  während 
die  eine  Hälfte  der  Beisitzer  ernannt  werden 
sollte,  die  andere  von  den  Unternehmer-  und 
den  Arbeitermitgliedern  der  Räte  zu  wählen  war. 

Eine  erheblich  größere  Rolle  als  die  örtlichen 
Rate  spielt  der  durch  Königl.  V,  v.  7, /IV.  18112  ge- 
schaffene Obere  Arbeitsrat  (t'onseil  supi5riiHir 
(11  Travail).  Ihm  wurde  die  Aufgabe  gesetzt, 
die  Tätigkeit  der  örtlichen  Räte  zusammen- 
zufassen, Fragen  für  sie  vorzubereiten  und  ihre 
Wunsche  zu  sammeln.  Ferner  sollte  er  auf  Er- 
fordern der  Regierung  Gutachten  abgeben  und 
Gesetzentwürfe  ausarbeiten,  sowie  sich  mit  'der 
Durchführung  der  Gesetze  befassen,  soweit  es 
sich  um  Fragen  des  Arbeitsverhältnisses  und 
die  wirtschaftliche  Hebung  des  Arbeiterstandes 
handelt.  Der  Obere  Arbeitsrat  hat  zwar  kein 
Kecht  zu  selbständigen  Erhebungen  und  Unter- 
suchungen, hat  aber  doch  gelegentlich  Besich- 
tigungen vorgenommen  u.  dgl.  Oewisse  Auf- 
gaben wurden  ihm  noch  in  späteren  Arbeits- 
ges-otzen  übertragen.  Nach  der  Salzung  des 
Industrie-  und  Handelsrats  (Coiiseil  de  l'Indu- 
strie  et  du  Commerce)  kann  dieser  für  bestimmte 
fragen  mit  dem  oberen  Arbeitsrat  zusammen- 
treten. Diese  bisher  nie  angewandte  Bestim- 
mung hat  neuerdings  Aussicht  verwirklicht  zu 
werden,  nachdem  ein  ministerieller  Plan,  in  den 
Industrierat  Arbeiter  zu  berufen,  gescheitert  ist. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  beträgt  48,  und  zwar 
1''.  \ertreter  der  Arbeitgeber,  16  .solche  der 
Arbeitnehmer  unil  16  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Kerintnis  wirlschaftlicher  Fragen,  insbesondere 
Arbeiterfragen  vom  König  zu  ernennende  Per- 
sonen. Auch  die  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
nehmervertreter wurden  erstmalig  auf  4  Jahi-e 
ernannt,  doch  wurde  in  Aussicht  genommen 
sie  spater  durch  die  örtlichen  Räte  wählen  zj 
lassen,  auch  wurden  sie  größtenteils  dem  lu-eise 
ihrer  Mitglieder  entnommen.  Tatsächlich  aber 
blieb  es  bei  den  Ernennungen,  die  meist  nur  er- 
neuert wurden. 

Der  Obere  Arbeitsrat  hat,  insbesondere  auf 
dem  bebietc  der  Begutachtung  von  Gesetzent- 
würfen seit  seinem  Bestehen  eine  sehr  reiche 
Tätigkeit  entfaltet. 

2.  Niederlande.  In  den  Niederlanden  wurden 
durch  G.  v.  lO./V.  1897  besondere  Arbeits- 
kamuiern  ins  Leben  gerufen  (Kamers  van  arbeid). 
Wo  das  Bedürfnis  dafür  vorliegt  und  eine  vor- 
schriftsmäßige Zusammensetzung  sich  ermög- 
lichen läßt,  wird  durch  königliche  Verordnung 
für  eine  oder  mehrere  Gemeinden  und  für  ein 
Gewerbe  oder  für  eine  Anzahl  von  Gewerben 
eine  Arbeitskammer  ins  Leben  gerufen.  Die 
Kammer  besteht  zur  Hälfte  aus  Arbeitgebern  - 
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gewählt  von  denjenigen  Arbeitgebern,  deren  ^ 
Betriebe  in  der  Kammer  vertreten  sind  —  und  i 
zur  anderen  Hälfte  aus  Arbeitnehmern,  deren  i 
Wahl  durch  die  in  den  vertretenen  Betrieben  be-  s 
schäftigten  Arbeitnehmer  bewirkt  wird.  Die  f 
Zahl  der  Kammermitglieder  beträgt  in  der  Regel  ( 
10—12.  Jede  Kammer  versammelt  sich  min-  ( 
destens  viermal  im  Jahre  und  im  übrigen  so  i 
oft,  als  der  Vorsitzende  es  für  nötig  erachtet,  > 
oder  der  Kammermitglieder  es  schriftlich  i 
beantragt.  Der  Beratungsraum  wird  von  den  i 
Gemeinden  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt,  i 
Die  Kammern  haben  die  Aufgabe,  die  In-  1 
teressen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  < 
gemeinschaftlichem  Zusammenwirken  zu  fördern  ' 
und  zwar  j 

1.  durch  Sammeln  von  Aufklärungen  über  1 
Arbeitsangelegenheiten.  ' 

2.  Durch  Erstatten  von  Gutachten  über  alle  ' 
die    Interessen   der   Arbeit   angehenden  ■ 
Fragen  an  die  Leiter  der  Ministerien, 
Provinzen  und  Gemeinden,  entweder  auf  I 
Anfrage  oder  aus  eigener  Veranlassung.  ' 

3.  Diu-ch  Erstatten  von  Gutachten  sowie 
durch  Entwerfen  von  Verträgen  usw.  auf  ' 
Wunsch  von  Interessenten. 

4.  Durch  Verhüten  und  Beilegen  von  Strei-  : 
tigkeiten  über  Arbeitsangelegenhciten  und, 
sofern  es  nötig,  durch  Herbeiführung  einer 
schiedsrichterlichen  Aussprache  zwischen 
den  Parteien. 

In  den  gesamten  Niederlanden  bestanden  ur- 
sprünglich 112  und  I  nde  1915  noch  85  Kammern, 
davon  in  Amsterdam  10,  Rotterdam  11,  Haag  7, 
Utrecht  4,  Groningen  3,  Schiedam  3,  die  übrigen 
in  kleineren  Städten.  Die  Tätigkeit  dieser 
Kammern  ist  recht  vielseitig,  war  aber  nament- 
lich auf  dem  Gebiete  der  Schlichtung  von 
Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern  hinter  den  ursprünglichen 
Erwartungen  recht  weit  zurückgeblieben.  Da 
die  Kammern  nicht  mit  dem  Verhandlungszwang 
ausgestattet  waren,  fehlte  es  ihnen  an  den 
nötigen  Machtmitteln,  die  Parteien  zusammen- 
zubringen. Im  J.  1915  waren  zwar  54  be- 
richtende Kammern  bei  4G2  Arbeitsstreitig- 
keiten wirksam,  es  handelte  sich  aber  fast 
ausschließlich  um  Streitigkeiten  ganz  gering- 
fügigen Umfangs.  war  doch  in  401  Fällen  nur 
1  Arbeiter  beteiligt,  und  offenbar  ganz  über- 
wiegend um  Rechtsstreitigkeiten,  für  die  sie 
die  in  den  Niederlanden  fehlenden  Gewerbe- 
gerichte ersetzen.  Inzwischen  sind  besondere 
Schlichtungsorgane  geschaffen  worden  und  die 
Zahl  der  Arbeitskammern  ist  auf  75  herabge- 
gangen. 

Von  größerer  Bedeutung  sind  die  holländi- 
schen Arbeitskammern  für  die  Arbeits- 
statistik. In  Verbindung  mit  dem  Statisti- 
schen Landesamt  üben  sie  in  dieser  Beziehung 
eine  sehr  ersprießliche  Tätigkeit,  die  sich  in- 
sonderheit für  die  Vorbereitung  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  als  nützlich  erwiesen 
hat.  Die  statistische  Berichterstattung,  die  sich 
insbesondere  auf  Gewerkvereine  und  Arbeits- 
kämpfe zu  erstrecken  hat,  ist  durch  besondere 
Verordnung  geregelt.  Auch  auf  dem  Gebiete  der 
Gutachtenerstattung  entfalten  die  Kammern 
eine  gewisse  Tätigkeit.  Das  Interesse  der  Be- 
teiligten an  den  Kammern  läßt  mehr  und  mehr 
zu  wünschen  übrig,  so  beteiligten  sich  an  den 


Wahlen  i.  J.  1906  von  den  wahlberechtigten 
Arbeitgebern  20%,  von  den  Arbeitnehmern 
21  %.  Man  erhofft*  von  einer  größeren  Zu- 
sammenfassung eine  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Kammern.  Einen  Schritt  auf 
diesem  Wege  bedauteto  die  i.  J.  1906  erfolgte 
Gründung  einer  Vereinigung  von  Vorsitzenden 
und  Schriftführern  der  Arbeitskammern,  deren 
Satzung  durch  Königlichen  Erlaß  genehmigt 
wurde.  Dennoch  scheint  der  Nutzen  der  Kammern 
nicht  mehr  im  rechten  Verhältnis  zum  Aufwand 
an  Kräften  und  Kosten  zu  stehen.  Jedenfalls 
hat  die  Regierung  im  Sommer  1922  der  2.  Kammer 
einen  Gesetzentwurf  zwecks  Aufhebung  der 
Arbeitskammern  vorgelegt.  Sie  erscheinen  der 
Regierung  nach  der  Schaffung  von  Organen 
für  die  Schlichtung  von  Arbeitsstreitigkeit«n 
und  der  Ueberwachung  des  Arboiterschutzes 
neben  den  immer  stärker  gewordenen  Gewerk- 
schaften überflüssig. 

3.  Frankreich.  Schon  im  Jahre  1892  tauchte 
gelegentlich  eines  Gesetzentwurfs  über  Einigungs- 
und Schiedswesen  der  Gedanke  der  Errichtung 
von  Arbeitsräten  auf.  Er  wurde  fallen  gelassen 
und  auch  der  Obere  Arbeitsrat  lehnte  1895  die 
Errichtung  ab.  Jedoch  wurde  auf  Veranlassung 
des  Ministers  Millerand  am  17./IX.  1900  eine 
Verordnung  erlassen,  die  den  Handelsminister 
ermächtigte,  in  jedem  Industriegebiet,  in  welchem 
es  zweckmäßig  erschien,  einen  ,,Conseil  du 
travail"  zu  errichten.  Dieser  Arbeitsrat  zerfiel 
in  so  viele  Abteilungen,  als  Gewerbe  vorhanden 
sind.  Jede  Abteilung  zählte  6  —  12  Mitglieder: 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  gleicher  Zahl. 
Die  Abteilung  versammelte  sich  mindestens 
einmal  jährlich,  außerdem  rief  der  Präfekt  jährlich 
eine  Vollversammlung  aller  Abteilungen  ein. 
Hinsichtlich  der  Wahl  der  Mitglieder  griff 
ein  Verfahren  Platz,  das  von  demjenigen  in 
Holland  und  Belgien  abweicht.  Da  man  fürchtete, 
daß  durch  die  Errichtung  von  Arbeitsräten  den 
Borufsvereinen  Abbruch  geschehen  könnte, 
machte  man  diese  gleich  selbst  zu  Trägern  der 
neuen  Organisation. 

Die  Räte  sollten  insbesondere  die  Aufgabe 
haben,  Auskünfte  zu  erteilen,  bei  amtlichen  Er- 
hebungen mitzuwirken,  die  ortsüblichen  Tage- 
löhne und  Arbeitszeiten  festzustellen,  Vorschläge 
zur  Einschränkung  der  Arbeitslosigkeit  zu 
machen,  jährliche  Berichte  über  Arbeiterschutz 
zu  erstatten  und  Vorschläge  hierzu  zu  machen. 

Die  Arbeitsräte  konnten  jahrelang  zu  keiner 
ersprießlichen  Tätigkeit  kommen,  da  gegen  die 
Zulässigkeit  ihrer  Schaffung  auf  dem  Ver- 
ordnungswege i.  J.  1901  beim  Staatsrate  Be- 
rufung eingelegt  worden  war.  Erst  im  Februar 
1904  hat  der  Staatsrat  den  Einspruch  verworferu 
Seitdem  gelangten  in  den  größeren  Städten 
Frankreichs  die  Räte  zur  Einführung,  ohne  in- 
dessen eine  erhebliche  Tätigkeit  zu  entfalten. 
Hieran  hat  sich  nicht  viel  geändert,  auch  nach- 
dem die  Verordnung  durch  ein  G.  v.  17. /VII.  1908 
(nebst  Ausführungsverordnung  v.  lO./V.  1909) 
ersetzt  worden  war,  das  die  Räte  inArbcitsbei- 
r  ä  t  e  (conseils  consultatifs  du  travail)  umbenannte. 
Danach  können  durch  im  Staatsrat  genehmigte 
Verordnung  nach  Begutachtung  durch  den 
Generalrat,  die  Handels-  und  die  Gewerbe- 
kammern des  Departements  Arbeitsräte  er- 
richtet werden,  die  zu  gleichen  Teilen  aus  Arbeit- 
gebern und   Arbeitern  bestehen.      In  jedem 
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Arbeitsbeirat  besteht  eine  Arbeitgeber-  und  eine 
Arbeitnehmerabteihing,  die  sich  ihre  eigenen 
Vorsitzenden  und  Schriftführer  wählen  und  ge- 
trennt verhandeln  können.  Die  Leitung  der 
gemeinsamen  Verhandlungen  haben  die  beiden 
Vorsitzenden  abwechselnd.  Die  Beiräte  werden 
nur  für  das  gleiche  oder  für  verwandte  Gewerbe 
errichtet  und  haben  12  bis  24  Mitglieder.  Die 
Mitglieder  werden  auf  4  Jahre  gewählt.  Für  das 
Wahlrecht  gelten  die  Voraussetzungen  des 
politischen  Wahlrechts,  doch  sind  auch  Frauen 
wahlberechtigt  und  wählbar.  Zweijährige  Be- 
rufsausübung ist  Voraussetzung.  Es  besteht  der 
Grundsatz  der  Mehrheitswahl. 

Gesetzliche  Aufgabe  der  Beiräte  ist,  Organ 
der  wirtschaftlichen  und  idealen  Interessen  ihrer 
Auftraggeber  zu  sein,  aus  eigenem  Antrieb  oder 
auf  Verlangen  der  Regierung  Gutachten  über 
alle  auf  diese  Interessen  bezüglichen  Fragen  ab- 
zugeben und  der  Regierung  auf  Befragen  Aus- 
kunft zu  geben.  Die  Ausführungsverordnung 
erwähnt  zwei  besondere  Aufgaben,  die  gemein- 
same Verhandlung  der  Abteilungen  erfordern, 
nämlich  die  Abgabe  von  Gutachten  über  Arbeits- 
streitigkeiten und  die  Mittel  zu  ihrer  Beendigung 
sowie  über  übliche  Löhne  und  Arbeitszeiten. 

Die  Arbeitsbeiräte  versammeln  sich  einmal 
im  Vierteljahr  zu  einer  ordentlichen  Tagung. 
Außerordentliche  Tagungen  finden  auf  Ver- 
anlassung der  Regierung  oder  auf  Verlangen  der 
Vorstände  beider  Abteilungen  oder  der  Hälfte 
der  Mitglieder  jeder  Abteilung  statt.  Die  Ein- 
berufung und  die  Festsetzung  der  Tagesordnung 
und  der  Höchstdauer  der  Tagung  ist  Sache  des 
Präfekten.  Die  einzelnen  Voll-  und  Abteilungs- 
sitzungen während  der  Tagung  beraumen  die 
Vorsitzenden  an.  Die  Sitzungen  sind  nicht 
öffentlich.  Politische  und  religiöse  Erörterungen 
sind  verboten.  Beschlüsse,  die  die  gesetzlichen 
Befugnisse  überschreiten,  werden  vom  Arbeits- 
minister für  nichtig  erklärt.  Beharren  Beirat 
oder  Abteilung  bei  Oeberschreitungen,  so  können 
sie  aufgelöst  werden.  Die  Kosten  der  Beiräte 
werden  von  den  Gemeinden  getragen. 

Die  französischen  Arbeitsbeiräte  führten  bisher 
ein  sehr  verborgenes  Dasein.  Es  ist  dafür  be- 
zeichnend, daß  die  Zeitschrift  des  französischen 
Arbeitsamts  bisher  keinerlei  Berichte  oder 
Statistiken  über  ihre  Tätigkeit  gebracht  hat. 
Auch  an  der  Bildung  des  oberen  Arbeitsrats 
sind  sie  nicht  beteiligt. 

Während  in  Belgien  die  Errichtung  eines 
Oberen  Arbeitsrats  der  der  örtlichen  Räte  folgte, 
ging  Frankreich  den  umgekehrten  Weg.  Hier 
wurde  bereits  durch  V.  v.'22,/I.  1891  der  Obere 
Arbeitsrat  CConseil  Sup^rieur  du  Travail)  ge- 
schaffen. Er  bestand  zunächst  aus  50  Mit- 
gliedern, die  auf  2  Jahre  ernannt  wurden  und 
von  denen  die  Hälfte  jährlich  ausscheiden  sollte, 
aber  wieder  ernennbar  war.  Ein  Drittel  der 
Mitglieder  sollten  dem  Senat  und  der  Kammer, 
die  übrigen  den  Kreisen  der  Arbeitgeber,  der 
Arbeitnehmer  und  der  Sachverständigen  in 
Arbeiterfragen  entnommen  werden.  Tatsäch- 
lich wurden  erstmalig  zu  V-s  Abgeordnete  und 
Sachverständige,  zu  Arbeitgeber  und  zu 
Vi  Arbeitnehmer  ernannt.  Gegen  die  Ernennung 
der  Mitglieder  erhob  sich  auf  Arbeiterseite 
scharfer  Widerspruch,  so  daß  bei  einer  Um- 
gestaltung im  Jahre  18!)9  für  den  größten  Teil 


der  Mitglieder  die  Wahl  eingeführt  wurde.  Und 
zwar  sollten  von  den  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern je  15  durch  die  Handelskammern 
bzw.  die  Gewerkschaften,  je  7  durch  die  Arbeit- 
geber- bzw.  Arbeitnehmerbeisitzer  der  Gewerbe- 
prichte  gewählt  werden.  Mitgliederzahl  und 
Zusammensetzung  wurden  durch  zahlreiche 
weitere  Verordnungen  geändert,  deren  letzte  die 
vom  31./I.  1921  ist.  Der  Arbeitsrat  setzt  sich 
nunmehr  aus  78  Mitgliedern  zusammen  und  zwar 
je  32  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmervertretern, 
3  vom  Senat  und  6  von  der  Kammer  ge- 
wählten Abgeordneten,  je  1  Vertreter  der  Pa- 
riser Handelskammer,  der  Konsum-  und  der 
Produktivgenossenschaften,  endlich  3  vom 
Minister  unter  den  Mitgliedern  des  „Instituts" 
und  den  Professoren  der  Pariser  Reehtsfaknität 
ausgewählten  Mitgliedern.  —  Von  den  32  Arbeit- 
gebermitgliedern werden  22  von  den  Mitgliedern 
der  Handelskammern  und  Gewerbekammern, 
2  vom  Obersten  Landwirtschaftsrat  und  8  von 
den  Arbeitgeberbeisitzern  der  Gewerbegerichte, 
von  den  32  Arbeitnehmerraitgliedern  24  von 
ihren  Berufsvereinen  und  8  von  den  Arbeiter- 
beisitzern der  Gewerbegerichte  gewählt.  Die 
Berufsvereine  der  Arbeiter  und  Angestellten 
werden  zu  diesem  Zwecke  in  Gewerbegruppen 
gegliedert.  Jeder  Verein  hat  eine  der  Mit- 
gliederzahl entsprechende  Stimmenzahl,  indem 
auf  je  25  Mitglieder  1  Stimme  entfällt. 

Den  Vorsitz  im  Arbeitsrat  führt  der  Arbeits- 
minister oder  sein  Stellvertreter.  Seine  Mi- 
nisterialdirektoren nehmen  ohne  Stimmrecht  an 
den  Beratungen  teil,  auch  andere  Minister 
können  sich  vertreten  lassen.  Der  Arbeitsrat 
hat  einen  ständigen  Ausschuß,  der  je  7  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer,  1  Senator,  1  Abgeord- 
neten umfaßt,  die  gewählt  werden,  sowiedie3  Ver- 
treter der  Handelskammer,  und  derGenossenschaf- 
ten.  Der  Arbeitsrat  selbst  tritt  alljährlich  am  zwei- 
ten Montag  des  November  zu  einer  14tägigen 
Tagung  zusammen,  deren  Tagesordnung  der 
Minister  festsetzt,  der  auch  außerordentliche 
Tagungen  einberufen  kann.  Der  ständige  Aus- 
schuß bleibt  bis  zum  Abschluß  seiner  Arbeiten 
versammelt.  Er  untersucht  auf  Verlangen  des 
Ministers  die  Arbeitsverhältnisse  und  verlangt 
Erhebungen  zur  Ergänzung  der  ihm  unter- 
breiteten Unterlagen.  Er  berichtet  dem  Arbeits- 
rat über  die  von  ihm  beobachteten  Tatsachen 
und  Mißstände  und  macht  Verbesserungsvor- 
schläge. Auf  Verlangen  begutachtet  er  Ur- 
sachen und  Umstände  von  Arbeifskämpten. 
Der  Arbeitsrat  kann  Ergänzung  der  Erhebungen 
fordern.  Er  faßt  Entschließungen  betr.  die 
ermittelten  Mißstände  und  Abhilfemaßnahmen. 

4.  Schwreiz.  Die  Züricher  ,,Arbeitskamnier", 
die  seit  dem  31. /III.  1901  mit  der  Züricher 
„Arbeiterunion"  verschmolzen  wurde,  war  keine 
Arbeitskaramer  in  unserem  Sinne  und  auch  keine 
Arbeiterkammer,  obwohl  sie  lediglich  von  Arbeit- 
nehmerseite gebildet  ist,  sondern  das,  was  die 
deutschen  Gewerkschaften  als  „Arbeitersekre- 
tariat" bezeichnen.  Sie  war  errichtet  von  den 
Züricher  beruflichen  Arbeitervereinen  und  er- 
hielt vom  Stadtrat  eine  jährliche  Beihilfe  von 
2000-3000  Fr.  für  die  Zwecke  des  Arbeits- 
nachweises zugewiesen.  Als  man  ihr  diese  Bei- 
hilfe entzog,  schloß  sie  sich  der  Union  an,  einer 
Vereinigung  aller  Vereine  Zürichs,  die  auf 
sozialdemokratischem  Boden  stehen. 
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Auch  dio  Genfer  Arbeitskammer  (chambre 
du  travail)  würde  riclitiger  als  „Arbeitersekre- 
tariat" bezeichnet  werden,  dem  der  Staat  eine 
Beihilfe  (10  000-12  UOU  Fr.)  gewährt,  und  zwar 
unter  der  Bedingung,  daß  der  das  Sekretariat 
verwaltende  , .Verwaltungsausschuß"  in  gesetz- 
lich festgesetzter  Art  gewählt  werde,  und  daß 
dieses  Sekretariat  einen  umfassenden  Arbeits- 
nachweis einrichte. 

Die  Genfer  Arbeitskammer  wurde  i.  J.  1895 
errichtet.  Durch  ein  G.  v.  19./X.  1895  stellte  der 
Staatsrat  in  den  Etat  10  OtIO  Fr.  (später  erhöht) 
mit  der  Maßgabe  ein,  daß  für  die  ,, Kammer" 
ein  Verwaltungsausschuß  errichtet  werde,  der 
sich  zusammensetzen  solle  aus  je  einem  Mit- 
gliede  der  11  Abteilungen  des  durch  G.  v.  3./X. 
1893  ins  Leben  gerufenen  Gewerbegerichts.  Als 
Aufgaben  bezeichnet  die  Ausführungsverordnung 
die  Einrichtung  und  Unterhaltung  eines  Arbeits- 
nachweises, Vornahme  sozialer  Erhebungen,  Rat 
und  Auskunftserteilung  an  Arbeiter  und  Ar- 
beiterinnen, Stellung  von  Beratungsräumen  für 
die  Berufsvereine.  In  Verfolg  dieser  Aufgaben 
hat  die  ,, Kammer"  mehrere  Sekretäre  angestellt, 
deren  Tätigkeit  zumeist  durch  den  Arbeits- 
nachweis und  die  Auskunftserteilung  in  Anspruch 
genommen  wird.  Am  Ende  jedes  Jahres  ist 
dem  Staatsrat  über  die  Tätigkeit  der  ,, Kammer" 
Bericht  zu  erstatten.  Gegenwärtig  sind  für  die 
Kammer  das  G.  v.  14./X.  1911  und  die  Aus- 
führungsV.  v.  12./XII.  1911  maßgebend. 

S.  Italien.  Die  italienischen  „Arbeiter- 
kammern" (Camere  del  Lavoro)  sind  keine 
Arbeiterkammern  im  strengen  Sinne  unserer 
Begriffsbestimmung.  Sombart  charakterisiert 
sie  richtig  als  „selbständige  Organe  der  Lohn- 
arbeiterschaft, des  Proletariats,  aus  dessen 
Initiative  hervorgegangen  und  auch  seinem  Ein- 
fluß allein  unterworfen".  Die  staatliche 
Errichtung  fehlt  vollständig,  wohl  aber 
werden  den  Kammern  vielfach  von  selten  der 
Gemeinden  namhafte  Beihilfen  bewilligt.  Die 
Kammern  legen  indessen  Wert  darauf,  daß  sie 
trotzdem  völlig  frei  und  unabhängig  in  ihren 
Entschließungen  sind:  ,,Es  ist  der  Natur  der 
Einrichtung  als  Selbstorganisation  der  Arbeit 
angemessen,  die  Einheitlichkeit  und  den  be- 
sonderen Charakter  ihrer  Bewegung  nicht  durch 
äußere  gesetzliche  Regelung  zu  stören".  ,,Die 
unbeschränkte  Autonomie  ist  unerläßliches 
Lebenselement  der  Kammern"').  Die  Camere 
del  Lavoro  sind  im  Grunde  Verbände  von 
Arbeiterberufsvereinen  ( Gewerkschaf  ts- 
kartelle),  die  sich  als  Aufgabe  die  ,, Wahrneh- 
mung der  gesamten  rechtlichen  und  moralischen 
Interessen  der  Arbeiterklasse"  stellen.  Als 
Muster  schwebte  den  italienischen  Arbeitern  die 
Pariser  Arbeiterbörse  vor.  Weil  aber  der  ge- 
planten Organisation  nicht  nur  die  Arbeits- 
vermittlung übertragen  werden  sollte,  sondern 
der  Wirkungskreis  von  vornherein  viel  weiter 
gedacht  war,  wählte  man  einen  Namen,  der 
möglichst  weiten  Spielraum  ließ. 

Die  Organisation  der  Arbeiterkammern 
ist  ungefähr  die  folgende:  Die  gesamten 
Arbeiterberufsvereine  einer  Stadt  bilden  die 
eigentliche  Kammer,  in  der  die  Berufsver- 
eine jedes   Gewerbes  eine   Abteilung  bilden. 


')  Aus  einer  gemeinsamen  Denkschrift  der 
Kammern. 


Die  Arbeiterkammer  hat  einen  Vorstand,  der 
sich  aus  den  Vertretern  der  Abteilungen  zu- 
sammensetzt. Die  Abteilungen  wählen  einen 
Vertreter  auf  je  100  Mitglieder.  Daneben  be- 
steht ein  Vollzugsausschuß,  dem  die  Verwaltung 
der  Kammer  obliegt.  Die  Aufgaben  der 
Kammern  sind  sehr  vielseitig:  Arbeitsvermitt- 
lung, Veranstaltung  von  Erhebungen,  üeber- 
wachung  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung, 
Beeinflussung  der  Gesetzgebung,  Fürsorge  für 
entlassene  Gefangene,  (jründung  von  tienossen- 
schaften,  Errichtung  von  FortljiUlungsschulen, 
Büchereien,  Lesehallen  u.  dgl.  Die  Entwicklung 
hat  es  jedoch  mit  sich  gebracht,  daß  die  Kammern 
ihre  Hauptaufgaben  in  der  Beeinflussung 
der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen 
suchen.  Dabei  vertreten  sie  nicht  selten  einen 
höchst  ungesunden  Radikalismus.  Nachdem 
schon  früher  die  Regierung  Aehnliches  geplant 
hatte,  wurde  1905  ein  Gesetzentwurf  eingebracht, 
nach  welchem  den  Kammern  unter  gewissen 
Voraussetzungen  die  Rechtsfähigkeit  verliehen 
werden  sollte.  Der  Plan  scheiterte  aber  am 
Widerstand  der  sozialistischen  Arbeiterschaft 
gegen  jene  Voraussetzungen,  insbesondere  die 
Verpflichtung,  allen  Arbeitern  den  Beitritt  offen 
zu  lassen  und  der  Behörde  Slitgliederverzeich- 
nisse  einzureichen. 

Die  Zahl  der  Arbeiterkammern  betrug  am 
l./l.  1912  103  mit  5231  angeschlossenen  Vereinen 
und  528  151  Mitgliedern.  45  Kammern  erhielten 
insgesamt  107  975  L.  Gemeindeunterstützungen, 
und  zwar  gewährten  Mailand  20  000,  Genua 
11  000  und  Rom  10  000  L. 

Durch  G.  V.  29./VI.  1902  wurde  in  Italien 
gleichzeitig  mit  einem  Arbeitsamt  der  Obere 
Arbeitsrat  (Consiglio  Superiore  del  Lavoro) 
in»  Leben  gerufen.  Als  seine  Aufgaben  wurden 
im  Gesetz  und  in  der  Ausführungsverordnung 
V.  29. /I.  1903  bezeichnet:  die  Beziehungen 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu 
untersuchen,  Vorschläge  zu  Maßnahmen  zur 
Besserung  der  Lage  der  Arbeiter  zu  machen, 
Arbeiten  und  Erhebungen  des  Arbeitsamts  zu 
beantragen,  Gutachten  über  Gesetz-  unil  Ver- 
ordnungsentwürfe, betr.  die  Arbeitsverhältnisse 
zu  erstatten. 

Vorsitzender  des  Oberen  Arbeitsrats  ist  der 
Minister  für  Landwirtschaft,  Industrie  und 
Handel  oder  sein  Unterstaatssekretär.  Außer- 
dem hat  der  Rat  43  Mitglieder,  darunter  22, 
die  von  verschiedenen  Körperschaften  entsandt 
werden,  nämlich  3  Senatoren  vom  Senat,  3  Ab- 
geordnete von  der  Kammer.  4  Mitglieder  von 
den  Handelskammern,  3  vom  Verband  der 
Hilfsvereine,  3  vom  Genossenschaftsbund,  2  vom 
Verband  der  Volksbanken,  ferner  7  Hehörden- 
vorstände.  Die  übrigen  14  Mitglieder  werden 
durch  Königlichen  Erlaß  berufen,  nämlich 
2  Nationalökonomen  und  Statistiker,  5  Eigen- 
tümer und  Leiter  von  Landwirtschafts-,  In- 
dustrie- und  Handelsbetrieben,  2  Arbeiter  und 
Werkmeister  der  sizilischen  und  sardinischen 
Bergwerke,  1  Vertreter  der  Hafenarbeiter  und 
Seeleute,  4  der  landwirtschaftlichen  und  ge- 
werblichen Arbeiter.  Die  Amtsdauer  der  nicht 
von  den  gesetzgebenden  Körperschaften  ge- 
wählten Mitglieder  beträgt  3  Jahre,  in  jedem 
Jahre  scheidet  ein  Drittel  aus.  Seine  stell- 
vertretenden Vorsitzenden  und  ständigen  Schrift- 
führer wählt  sich  der  Arbeitsrat  selbst. 
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Wie  die  Oberen  Arbeitsiüte  in  Belgien  und 
Frankreich  hat  auch  der  in  Italien  eine  lebhafte 
Tätigkeit  entfaltet  und  Regierung  wie  Arbeiter- 
schaft gehen  in  jüngster  Zeit  mit  dem  Gedanken 
nm,  ihn  durch  mehr  oder  minder  grundlegende 
Umgestaltung  zur  Spitze  einer  Rätever- 
fassung nach  russischem  Vorbilde  zu  machen. 
Zu  einem  Fragebogen  der  Regierung  faßte  der 
Allgemeine  Gewerkschaftsbund  im  Mai  1919 
eine  Entschließung,  nach  der  der  Obere  Arbeits- 
rat, über  dessen  Zusammensetzung,  insbesondere 
die  Beteiligung  von  Unternehmern,  und  Wahlart 
man  sich  noch  nicht  einig  war,  an  Stelle  des 
Senats  gesetzgebende  Körperschaft  und  zwar 
mit  Vorrang  vor  der  Kammer  werden  sollte. 
Auch  die  katholischen  Gewerkschaften  hatten 
für  eine  berufsständische  gesetzgebende  Körper- 
schaft Sympathie.  Der  Anfang  1921  von  der 
Regierung  vorgelegte  Gesetzentwurf  stellt  aller- 
dings wesentlich  bescheidenere  Ziele.  Der  pari- 
tätisch zusammengesetzte,  aus  'i  Abteilungen 
bestehende  Rat  hat  danach  nur  das  Recht,  un- 
mittelbar Ge.setzesvorlagen  an  die  Kammer  zu 
bringen  und  im  übrigen  die  Autgabe,  die  Durch- 
führung der  Arbeitsgesetze  und  Arbeitsverträge 
zu  beaufsiclitigeii,  Gutachten  über  Gesetze  zu 
erstatter,  auf  beiderseitiges  Frsuchcn  als  Schieds- 
gericht zu  dienen  und  die  Errichtung  örtlicher 
Arbeitsräte  zu  beantragen.  Der  Entwurf  ist 
bisher  nicht  verabschiedet. 

6.  Luxemburg.  Durch  V.  v.  29./I.  1918 
wurde  für  das  Großherzogtum  ein  ,, Arbeiter- 
ausschuß" geschaffen,  bestehend  aus  12  von 
der  Regierung  ernannten  Mitgliedern  —  erst- 
malig wurden  9  Arbeiter  und  3  Vorsitzende 
und  Schriftführer  von  Arbeiterverbänden  er- 
nannt. Er  hatte  lediglich  beratende  und  be- 
gutachtende Aufgaben.  Unter  dem  28./V1.  1920 
wurde  sodann  ein  Gesetz  betreffend  eine  wähl- 
bare Arbeiterkammer  erlassen.  Ihre  Aufgabe 
ist  die  Förderung  der  Lage  der  Arbeiter,  die 
Erstattung  von  Gutachten,  Unterstützung  von 
Beschwerden,  Beantragung  von  Erhebungen, 
Ueberwachung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
sowie  der  Arbeits-  und  Tarifverträge,  Ausbildung 
der  Arbeiter  usw.  Ueber  alle  die  Arbeiterschaft 
berührenden  Gesetzesvorlagen  muß  vor  der  end- 
gültigen Abstimmung  der  Abgeordnetenkammer 
das  Gutachten  der  Arbeiterkammern  eingeholt 
werden. 

Die  Kammer  hat  24  Mitglieder  und  zwar 
12  Arbeiter  aus  der  Industrie,  4  aus  dem  Klein- 
gewerbe. 2  ans  dem  Handel,  6  aus  der  Landwirt- 
schaft. Die  Wald  crfulst  auf  3  Jahre  in  geheimer 
Wahl  aller  Krankenkassenmitglieder  und  Land- 
arbeiter beiderlei  Geschlechts  von  mindestens 
21  Jahren,  die  im  vorangegangenen  Kalenderjahr 
mindestens  200  Tage  in  inländischen  Betrieben 
gearbeitet  haben.  Wählbar  sind  alle  Wahl- 
berechtigten. 

7.  Oesterreich.  Schon  im  Jahre  1886 
brachten  Abgeordnete  der  liberalen  Partei  einen 
Antrag  auf  Errichtung  von  Arbeiterkammern 
ein,  die  über  Arbeiterangelegenheitcn  beraten, 
an  der  Arbeiterstatistik  mitwirken  und  Vertreter 
in  Schiedsgerichte  entsenden  sollten.  Die  Be- 
ratungen blieben  damals  wie  später  ergebnislos. 
Im  verkleinerten  Oesterreich  nach  der  Re- 
volution lebte  der  alte  Gedanke  wieder  auf, 
jetzt  aber  sollen  die  Arbeiterkammern  ein  Glied 
im   Neubau   der   wirtschaftlichen  Verwaltung 


bilden.  Nach  der  Begründung  der  Regierungs- 
vorlage, die  am  26./II.  1920  im  wesentlichen 
unverändert  Gesetz  wurde,  sind  die  Arbeiter- 
kammern den  Handelskammern  der  Unter- 
nehmer völlig  gleichwertig  und  in  Wirkungs- 
kreis und  Urgauisation  derart  älinlich  gestaltet, 
daß  ein  Zusammenwirken  beider  bei  wichtigen 
Aufgaben  der  wirtschaftlichen  Verwaltung  ohne 
Schwierigkeit  möglich  ist.  Sie  beschränken 
sich  darum  auch  auf  die  Arbeiter  in  Gewerbe, 
Handel  und  Verkehr.  Entsprechende  Ein- 
richtungen für  die  Landwirtschaft  werden  ge- 
plant. 

Nach  dem  G.  v.  26./II.  1920  (geändert  durch 
G.  V.  l./X.  1920)  werden  an  den  Standorten  und 
für  die  Sprengel  der  Handelskammern  (nach 
V.  V.  lO./XI.  1920  je  eine  für  jedes  der 
7  Länder)  Kammern  für  iVrbeiter  und  Angestellte 
(Arbeiterkammern)  errichtet.  Ihre  Aufgabe  ist, 
den  Behörden  und  gesetzgebenden  Körper- 
schaften Berichte,  Gutachten  und  Vorschläge 
über  sozialpolitische  Angelegenheiten  im  weitesten 
Sinne  zu  erstatten,  Gutachten  über  sozial- 
politische Gesetzentwürfe  sowie  über  .Anstalten 
und  Einrichtungen  zur  Förderung  von  Gewerbe, 
Handel  usw.  zu  erstatten,  an  Statistiken  und 
Erhebungen  über  die  Lage  der  Arbeiter  mitzu- 
wirken, Einrichtungen  und  Anstalten  zur  Hebung 
der  Lage  der  Arbeiter  usw.  ins  Leben  zu  rufen 
und  zu  verwalten  oder  daran  mitzuwirken.  Die 
Staatsämter  (Ministerien),  Landesregierungen 
und  Landesräte  werden  verpflichtet,  einschlägige 
Gesetzentwürfe  den  Kammern  zur  Begutachtung 
zu  übermitteln. 

Die  Kammern  haben  30  bis  130  Mitglieder, 
die  in  geheimer  Wahl  von  den  Arbeitern  und  .An- 
gestellten auf  5  Jahre  gewählt  werden.  Die 
Wahlberechtigung  knüpft  sich  an  das  18.,  die 
Wählbarkeit  an  das  24.  Lebensjahr.  Jede 
Kammer  zerfällt  in  4  Sektionen:  1.  für  Arbeiter, 
2.  für  Angestellte,  3.  für  Arbeiter  der  öffent- 
lichen Verkehrsiinternc'hmungen,  4.  für  An- 
gestellte derselben.  Jede  Sektion  bildet  einen 
besonderen  Wahlkörper.  Die  Sektionen  habeu 
das  Recht  selbständiger  Beratungen.  Die  Kammer 
stellt  einen  fachmännischen  besoldeten  Sekretär 
an.  Die  Kosten  werden  durch  Umlage  auf  die 
Arbeiter  und  Angestellten  autgebracht. 

Die  Kammern  stehen  unter  Aufsicht  des 
Staatsamts  für  die  soziale  Verwaltung,  durch 
das  sie  auch  im  Falle  der  Vernachlässigung 
ihrer  Aufgaben  oder  der  Ueberschreitung  ihrer 
Befugnisse  aufgelöst  werden  könni^i. 

Wie  für  die  I  landclskammc  rn  eine  Vereinigung 
im  Hanilelskammertag,  so  ist  für  die  Arheiter- 
kammern  ein  Arbeiterkammertag,  gebildet 
aus  den  Vorständen  aller  Kammern  vorgesehen, 
der  ndndestens  einmal  jährlich  zusamnumtritt. 
In  jedem  Sprengel  kann  die  .Arbeiterkammer 
die  Mitglieder  der  Sektionen  zusammen  mit 
den  Vertretern  der  betreffenden  Verbände  der 
jVrbeiter  und  Angestellten  zu  Arbeitertagen 
bzw.  Angestelltentagen  zusammenberufen 
und  der  Kammertag  kann  entsprechende  Ta- 
gungen für  das  ganze  Staatsgebiet  veranstalten. 

Endlich  können  die  zuständigen  Staatsämter 
paritätische  Ausschüsse  der  Arbeiter- 
kammern und  der  gesetzlichen  wirtschaftlichen 
Interessenvertretungen  der  Unternehmer  zur 
Beratung  gemeinsamer  .Angelegenheiten  oder 
zur  Leitung  gemeinsamer  Einrichtungen  bilden. 


762 


Arbeitskammern,  Arbeiter-  und  Wirtsohaftsräte 


Es  sind  dies  Ansätze  zu  dem,  was  in  Deutschland 
Wirtschaftsräte  genannt  wird. 

Ueber  die  Bewährung  der  neuen  Einrich- 
tungen liegen  Mitteilungen  noch  nicht  vor. 

Einen  zentralen  Arbeitsrat  hatte  bereits  das 
alte  Oesterreich  besessen.  Durch  Kaiserliche 
Entschließung  v.  21./V11.  1898  war  nicht  nur 
ein  Arbeitsstatistisches  Amt  im  Handelsministe- 
rium, sondern  zugleich  ein  Arbeitsbeirat  ein- 
gesetzt worden.  Er  war  bestimmt  zur  Unter- 
8tüt7Aing  des  Arbeitsstatistischen  Amts  und  zur 
Förderung  gedeililichen  Zusammenwirkens  dieses 
Amts  mit  den  Betrieben,  auf  die  sich  seine  Wirk- 
samkeit erstreckte.  Tatsächlich  aber  beschränkte 
sich  der  Arbeitsbeirat  nicht  auf  statistische 
Aufgaben,  sondern  betätigte  sich  lebhaft  in 
der  Begutachtung  sozialpolitischer  Gesetzes- 
vorlagen. Durch  Kaiserliche  Entschließung 
V.  14./1.  1905  wurde  er  denn  auch  satzungsmäßig 
berufen,  Gutachten  abzugeben  und  Anträge  zu 
stellen,  die  das  Arbeitsverhältnis,  den  Arbeiter- 
schutz, die  Arbeiterversicherung  und  die  Ar- 
beiterfürsorge betreffen. 

Der  Arbeitsbeirat  bestand  aus  dem  Vorstand 
des  Arbeitsstatistischen  Amts  und  seinem  Stell- 
vertreter, je  einem  Vertreter  von  6  Ministerien, 
des  Obersten  Sanitätsrats,  der  Statistischen 
Zentralkommission  und  30  vom  Handelsminister 
auf  .3  Jahre  zu  ernennenden  Mitgliedern.  Letztere 
sollten  zu  je  einem  Drittel  auf  Unternehmer, 
auf  Arbeiter  und  auf  Personen  entfallen,  deren 
fachmännische  Mitwirkung  wünschenswert  er- 
schien. Hierfür  wurden  unverbindliche  Vor- 
schläge von  den  Organisationen  eingeholt. 

8.  Großbritannien.  Oeffentlich-rechtliche 
Kammern  oder  Räte  der  Arbeit  gibt  es  in  Eng- 
land nicht.  Nur  für  ein  Sondergebiet,  den 
Kohlenbergbau,  ist  durch  G.  v.  Iß./Vlll.  1920 
ein  System  von  Räten:  Grubenausschüsse 
(Betriebsräte),  Revierausschüsse,  Gebietsämter 
und  ein  Landesamt  errichtet  worden,  sämtlich 
paritätische  Körperschatten  mit  im  wesentlichen 
(auch  auf  dem  Gebiete  der  Löhne  und  Preise) 
begutachtender  Tätigkeit,  danaben  wird  noch 
ein  Kohlenbcirat  beim  Handelsarat  gebildet. 

9.  Rußland.  Die  russische  Revolution,  und 
zwar  sowohl  die  des  Februar  wie  die  des  Oktober 
1917  hat,  nachdem  bereits  die  Revolution  von 
1905  einen  Petersburger  Arbeiterrat  hatte  er- 
stehen lassen,  die  Form  der  Arbeiterräte  als  ihr 
Hauptwerkzeug  benutzt  und  sie  allerdings  auch 
mit  völlig  neuem  Inhalt  erfüllt.  Vielleicht  weil 
es  im  vorrevolutionären  Rußland  sowohl  an 
politischen  wie  an  gewerkschaftlichen  Verbänden 
fehlte,  bildeten  sich  Arbeiter-,  Bauern-  und 
Soldatenräte  (Sowjets)  als  revolutionäre  Organe. 
Auf  den  Fabrikräten  (vgl.  den  Art.  „Betriebs- 
räte") bauten  sich  die  Arbeiterräte  der  Städte, 
auf  diesen  die  der  größeren  Gebiete,  schließlich 
als  oberstes  Organ  der  Allrussische  Rätekongreß 
auf.  Im  weiteren  Verlauf  der  Revolution  haben 
sich  die  politischen  und  die  wirtschaftlichen 
Räte  geschieden. 

Die  politische  Verfassung  der  Russischen 
Föderativen  Räte-Republik  wurde  auf  dem 
V.  Allrussischen  Rätekongreß  vom  lO./Vll.  1918 
angenommen.  Souveränes  Organ,  das  die  höchste 
gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  in  sich 
vereint,  ist  der  Allrussische  Rätekongreß.  Aus 
ihm  geht  der  Allrussische  Vollzugsausschuß  von 
200  Mitgliedern  und  aus  diesem  wiederum  der 


Rat  der  Volksbeauftragten,  d.  h.  die  Regierung 
hervor.  Der  Allrussische  Rätekongreß  besteht 
aus  den  Vertretern  der  städtischen  Räte  und  der 
Gouvernementsrätekongresse,  letztere  bestehen 
aus  Vertretern  der  städtischen  Räte  und  der 
Bezirksräte,  diese  wiederum  aus  solchen  der 
Dorfräte.  Zwischen  dem  Allrussischen  und  dem 
Gouvernements-Rätekongreß  stehen  noch  die 
Länder-  (oder  Provinzial-)  Rätekongresse,  zwi- 
schen den  Gouvernements-  und  den  Bezirks- 
noch  die  Kreis-Rätekongresse.  Die  wichtigsten 
Körperschaften  gehen  also  aus  einem  System 
mittelbarer  Wahlen  hervor. 

Die  Wahl  zu  den  örtlichen  (städtischen  und 
dörflichen)  Räten  erfolgt  auf  3  Monate.  Doch 
haben  die  Wähler  —  und  hierauf  legen  die  Ver- 
fechter des  Rätesystems  besonderen  Wert  — 
das  Recht,  jederzeit  den  von  ihnen  gewählten 
Abgeordneten  wieder  abzuberufen.  In  den 
Städten  kommt  auf  je  1000  Einwohner,  in  den 
Dörfern  auf  je  100  Einwohner  1  Abgeordneter. 
In  ersteren  beträgt  die  Zahl  der  Abgeordneten 
mindestens  60  und  höchstens  1000,  in  letzteren 
mindestens  3  und  höchstens  50.  Wahlberechtigt 
und  wählbar  sind  außer  den  Soldaten  und  den 
ehemaligen  Arbeitern  und  Soldaten  lediglich 
diejenigen  Personen,  die  sich  die  Mittel  zum  Leben 
durch  produktive  und  gemeinnützige  Arbeit 
erwerben,  und  solche,  die  Hausarbeit  leisten 
und  damit  anderen  die  Möglichkeit  produktiver 
Arbeit  sichern.  Das  Mindestalter  von  18  Jahren 
kann  örtlich  herabgesetzt  werden.  Da  die 
Eigenschaften,  die  zur  Wahl  berechtigen,  be- 
scheinigt werden  müssen  und  diese  Bescheinigung 
in  den  Städten  durch  die  Gewerkschaften, 
auf  dem  Lande  durch  die  Bauernräte  zu  erfolgen 
hat,  findet  tatsäclüich  nicht  eine  Wahl,  sondern 
eine  Entsendung  durch  diese  Körperschaften 
statt. 

Parallel  mit  der  politischen  geht  die  wirt- 
schaftliche Räteverfassung.  Bei  den  örtlichen 
Räten  bilden  sich  wirtschaftliche  Abteilungen, 
ilie  später  zu  selbständigen  Bezirkswirtschafts- 
räten, Gouvernementswirtschaftsräten,  Landes- 
wirtschaftsräten wurden  und  an  deren  Spitze 
schließlich  der  Oberste  Volkswirtschaftsrat  trat, 
der  aus  dem  Allrussischen  Kongreß  der  Volks- 
wirtschaftsräte hervorgeht.  Der  Oberste  Volks- 
wirtschaftsrat, begründet  durch  V.  des  Voll- 
zugsausschusses V.  l./XII.  1917,  ist  nach  den 
Beschlüssen  des  I.  Allrussischen  Kongresses  der 
Volkswirtschaftsräte  v.  26./V.  1918,  die  der  Be- 
stätigung durch  den  Allrussischen  Vollzugs- 
ausschuß bedurften,  die  höchste  wirtschaftliche 
Verwaltungsbehörde  und  hat  als  wirtschaftliches 
Organ  des  Allrussischen  Vollzugsausschusses  die 
Verantwortung  vor  diesem  und  dem  Rat  der 
Volksbeauftragten.  Sein  Vorsitzender  ist  Mit- 
glied des  Rats  der  Volksbeauftragten.  Alle 
Volkskommissariate  (Ministerien)  sollen  in  Fragen 
wirtschaftlicher  Art  dem  Obersten  Volkswirt- 
sehaftsrat  untergeordnet  sein.  Die  Vollver- 
sammlung sollte  sich  zusammensetzen  aus 
10  Mitgliedern  des  Allrussischen  Vollzugsaus- 
schusses, 31  Vertretern  der  Gewerkschaften, 
20  Vertretern  der  Landeswirtschaftsräte,  2  solchen 
des  Verbands  der  Genossenschaften  und  je 
1  Vertreter  des  Ernährungskommissariats,  Ver- 
kehrskommissariats, Arbeitskommissariats,  Land- 
wirtschaftskommissariats, Handel-  und  Industrie- 
kommissariats, zusammen  68  Personen.  Einen 
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neunköpfigen  Vorstand  wählt  halbjährlich  die 
Vollversammlung.  Der  Vorsitzende  bedarf  der 
Bestätigung  des  Vollzugsausschusses. 

Der  Oberste  Volkswirtschaftsrat  zerfällt  in 
zahlreiche  Abteilungen,  und  zwar  Produktions- 
abteilungen und  Verwaltungsabteilungen. 

Nach  den  Beschlüssen  des  II.  Kongresses 
der  Volkswirtschaftsräte  (1919)  wurde  die  Zu- 
sammensetzung der  Vollversammlung  geändert. 
Zu  den  Vertretern  der  Kommissariate  treten 
solche  der  Finanzen  und  des  Innern  hinzu.  Die 
Vertreter  der  Landwirtschaftsräte  sind  ver- 
schwunden. Zu  den  30  Gewerkschaftsvertretern 
treten  noch  6  des  gewerkschaftlichen  Zentral- ; 
rats.  Neu  sind  je  1  Vertreter  der  Kollegien  der 
Betriebsabteilungen  des  Obersten  Volkswirt- 
schaftsrats, und  die  Zahl  der  Vertreter  des  All- 
russischen Vollzugsausschusses  hat  nunmehr  ein 
Drittel  des  ganzen  Bestandes  zu  betragen.  Der 
Vorstand  besteht  jetzt  aus  1 1  Personen,  von  denen 
8  von  der  Vollversammlung  gewählt  und  vom 
Rat  der  Volksbeauftragten  bestätigt  werden, 
wogegen  der  Vorsitzende  und  seine  2  Stellver- 
treter vom  Vollzugsausschuß  gewählt  werden 
und  dem  Rat  der  Volksbeauftragten  angehören. 
Die  oben  erwähnten  Kollegien  der  Betriebs- 
abteilungen werden  vom  Vorstand  des  Obersten 
Volkswirtschaftsrats  und  den  Zentralräten  der 
Gewerkschafts-  und  der  Betriebs-Gewerkschafts- 
verbände  gebildet  und  vom  Vorstand  bestätigt. 
Man  erkennt  hier  bereits  einen  starken  Einfluß 
des  Vorstands  auf  die  Zusammensetzung  der 
Vollversammlung  des  Volkswirtschaftsrats,  i 
Ferner  erkennt  man  den  wachsenden  Einfluß 
der  Gewerkschaften.  In  doppelter  Richtung 
also  treten  gewählte  zugunsten  ernannter  Per- 
sonen zurück.  In  den  Beschlüssen  des  III.  Kon- 
gresses der  Volkswirtschaftsräte  (Frühjahr  1920) 
ist  die  Vollversammlung  bereits  ganz  verschwun- 
den. Dagegen  erscheint  der  Einfluß  der  Gewerk- 
schaften weiter  gesteigert,  indem  die  Haupt- 
fragen der  Wirtschaftspolitik  auf  periodischen 
gemeinsamen  Sitzungen  des  Obersten  Volks- 
wirtschaftsrats und  des  Vorstands  des  Zentral- 
rats der  Gewerkschaftsverbände  entschieden 
werden  sollen. 

Die  Allrussischen  Kongresse  der  Volkswirt- 
schaftsräte sollen  nach  dem  Beschluß  des  ersten 
derselben  alle  6  Monate  einberufen  werden  und 
bestehen  aus  10  Vertretern  des  Obersten  Volks- 
wirtschaftsrats,  je  2  Vertretern  der  Landeswirt- 
schaftsräte, je  1  Vertreter  der  Gouvernements- 
wirtschaftsräte. 2  Vertretern  der  vereinigten 
Gewerkschaftsverbände  und  6  solchen  des  Rats 
der  Arbeiterkonsumgenossenschaften.  Auch 
Landes-  und  Gouvernementskongresse  sollen 
den  betr.  Wirtschaftsräten  zur  Seite  stehen.  Doch 
sind  die  Landeswirtschaftsräte,  die  im  ersten 
Revolutionsjahr  eine  erhebliche  Rolle  gespielt 
hatten,  im  Jahre  1919  als  überflüssig  ver- 
schwunden und  die  Bezirkswirtschaftsräte  wurden 
zu  Abteilungen  der  Gouvernementswirtschafts- 
räte. Deren  Zuständigkeit  wiederum  wurde  zu- 
gunsten des  Obersten  Volkswirtschaftsrats  ein- 
geschränkt. Auf  die  Besetzung  aller  Wirtschafts- 
räte haben  die  Gewerkschaften  immer  stärkeren 
Einfluß  gewonnen. 

Bei  dem  raschen  Fluß,  in  dem  sich  die  russi- 
schen Ereignisse  immer  noch  befinden,  ist  es 
unmöjlich,  über  die  russische  Räteverfassung 
irgendein  endgültiges  Urteil  zu  fällen.  Ihr  Zweck 


ist  nach  den  Absichten  ihrer  Schöpfer,  das  Organ 
der  „Diktatur  des  Proletariats"  zum  Zwecke 
der  Vernichtung  der  kapitalistischen  und  Herbei- 
führung der  sozialistischen  Gesellschaftsordnung 
zu  sein.  Doch  schon  die  Veränderung  der  Be- 
stimmungen und  mehr  noch  ihre  Handhabung 
zeigt,  daß  sie  einem  verhältnismäßig  kleinen 
Kreise  von  Führern  als  Werkzeug  einer  Dik- 
tatur über  das  Proletariat  dient.  Die  Räte- 
verfassung steht  in  bewußtem  Gegensatze  zu 
Demokratie  und  Parlamentarismus.  Diese 
werden  für  unfähig  gehalten,  grundlegende  Um- 
gestaltungen der  Wirtschafts-  und  Gesellschafts- 
;  Verfassung  vorzunehmen  und  die  von  der  Demo- 
kratie bezweckte  Selbstausübung  der  Herrschaft 
durch  die  Beherrschten  in  Form  der  Beschluß- 
fassung gewählter  Vertreter  nicht  der  einzelnen 
Klassen  und  Berufe,  sondern  einer  als  gleich- 
berechtigt gedachten  Gesamtheit  wird  für  Schein 
und  Trug  erklärt.  An  ihre  Stelle  soll  eine  un- 
mittelbarere Mitwirkung  der  Vertreter  der 
Klassen  und  Berufe  an  der  Gestaltung  ihres 
eigenen  Schicksals  treten,  die  unter  Umständen 
andere  Klassen  und  Berufe  von  der  gleich- 
berechtigten Mitwirkung  ausschließt.  Der  Räte- 
gedanke ist  daher  dem  (ledanken  einer  berufs- 
ständischen Gliederung  und  Vertretung  des 
Volkes  nahe  verwandt.  Tatsächlich  erscheint 
aber  der  Rätegedanke  in  Rußland  nur  rein 
äußerlich  verwirklicht,  indem  die  Räte  über- 
haupt nicht  gewählt,  sondern  ernannt  werden 
und  die  Maske  bilden,  hinter  der  sich  eine 
I  schrankenlose  Oligarchie  verbirgt. 

10.  Andere  Länder.  Während  Arbeitskammern 
oder  Arbeitsräte  und  Wirtschaftsräte  für  kleinere 
oder  größere  Bezirke  aus  anderen  Ländern 
nicht  bekannt  sind  —  in  Polen  stellt  die  Ver- 
fassung V.  17. /III.  1921  ein  Gesetz  in  Aussicht,  das 
neben  Landwirtschafts-,  Gewerbe-  und  Handels- 
kammern auch  Arbeitskammern  und  eine  zen- 
trale Volkswirtschaftskammer  schaffen  soll  — 
ist  die  Einrichtung  zentraler  Arbeitsräte  noch  für 
Dänemark,  Norwegen  und  Spanien  festzustellen. 

In  Dänemark  wurde  durch  das  Gesetz  über 
die  Arbeit  in  Fabriken  von  1901  die  Errichtung 
eines  Arbeitsrats  im  Ministerium  des  Innern 
angeordnet.  Er  besteht  aus  einem  vom  König 
ernannten  Vorsitzenden  und  8  vom  Ministerium 
des  Innern  ernannten  Mitgliedern,  darunter 
mindestens  3  Arbeitgebern  und  3  Arbeitnehmern. 
Für  jeden  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmersitz 
können  die  anerkannten  Berufsvereine  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  3  Vorschläge 
machen,  unter  denen  das  Ministerium  zu  wählen 
hat.  Die  Amtsdauer  beträgt  6  J.ahre.  Der 
Arbeitsrat  hat  gewisse  Aufgaben  auf  dem  Gebiet 
des  Arbeiterschutzes  und  hat  für  die  Arbeits- 
inspektion Gutachten  zu  erteilen.  Auch  aus 
eigenem  Antrieb  kann  er  dem  Ministerium  Vor- 
schläge machen. 

Nach  dänischem  Vorbild  hat  das  nor- 
wegische Gesetz  betr.  die  Aufsicht  über  die 
Arbeit  in  Fabriken  v.  lO./IX.  1909  die  Errich- 
tung eines  Arbeitsrats  bei  dem  zuständigen 
Regiernngsdepartement  verordnet.  Er  besteht 
aus  einem  Obmann  und  seinem  Stellvertreter, 
die  Juristen  sein  müssen  und  3  anderen,  ebenfalls 
vom  König  auf  5  Jahre  zu  ernennenden  Mit^ 
gliedern,  ferner  aus  je  2  Arbeitgebern  und 
2  Arbeitnehmern,  von  denen  je  einer  vom  Re- 
gierungsdepartement und  vom  Parlament  auf 
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3  Jahre  gewählt  wird.  Seine  Aufgaben  liegen 
auf  dem  (iebiete  des  Arbeiterschutzes,  z.  B.  der 
Begutachtung  von  Schutzvorschriften. 

In  Spanien  wurde  bereits  durch  Königliche 
V.  V.  5. /XII.  18y.3  eine  Kommission  für  soziale 
Reformen  mit  30  Mitgliedern  errichtet,  die  > 
1890  erweiterte  Befugnisse  erhielt.  Sie  hatte  I 
das  Recht  zu  Ermittlungen  über  Arbeitsverhält- ! 
nisse  und  zu  Vorschlägen  über  die  Gesetzgebung,  i 
An  Stelle  der  Kommission  trat  nach  V.  v.  ä3./IV. 
1903,  die  durch  solche  v.  18./V.  und  4./VI.  1907 
wiederum  geändert  wurde,  das  Institut  für 
soziale  Reformen  im  Ministerium  des  Innern,  i 
das  halb  Beirat,  halb  Behörde  ist.  Autgabe  des  [ 
Instituts  ist,  die  Arbeitsgesetzgebung  vorzu-  i 
bereiten,  ihre  Ausführung  zu  überwachen,  die 
soziale  Tätigkeit,  auch  der  Regierung,  zum  Wohle 
der  arbeitenden  Klassen  zu  fördern,  auf  Ver- 
langen der  Regierung  sowie  aus  eigenem  Antrieb 
Gesetzentwürfe  zu  begutachten,  Ärbeitsstreitig- 
keiten  vorzubeugen  und  sie  beizulegen.  Das 
Institut,  dessen  Generalsekretär  zugleich  Ab- 
teilungsdirektor im  Ministerium  ist,  gliedert  sich 
in  die  Vollversammlung,  das  (ieneralsekrctariat 
und  die  Verwaltungsabteilungen.  Die  Voll- 
versammlung besteht  aus  30  Mitgliedern,  von 
denen  18  durch  die  Regierung  ernannt  werden, 
und  zwar  nach  Vorschlagslisten  des  Instituts 
selbst,  und  je  (J  von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern —  darunter  je  2  aus  Großindustrie. 
Kleingewerbe  und  Landwirtschaft  —  gewählt 
werden.  Die  Vollversammlung  zerfällt  in  drei 
Abteilungen,  nämlich  eine  für  Angelegenheiten 
der  Polizei  und  öffentlichen  Sicherheit,  eine 
für  Rechtssaclien  und  eine  für  Verwaltungs- 
angelegenheiten wirtschaftlich-sozialer  Art.  Zur 
letztgenannten  Abteilung  gehören  die  gewählten 
Arbeitgeber-  \incl  Arbeitnehmervertreter.  Das 
Generalsekretariat  und  die  Vcrwaltungsabtei- 
lungen  des  Instituts  sind  als  Behörden  anzvisehen. 
Einer  der  Verwaltungsabteilungen  liegt  die  Aus- 
führung der  Arbeiterschutzgesetze  ob.  Ihr  unter- 
steht der  Gewerbeaufsichtsdienst,  zu  dessen 
Unterstützung  sie  die  Juntas  locales  und  die 
.Tuntas  proviuciales  di  reformas  sociales  zu 
bilden  hat.  Die  Ortsjuntas,  deren  es  Anfang 
1907  2900  gab,  bestehen  aus  einem  Vertreter 
der  Zivilhehörde  als  Vorsitzendem,  dem  Orts- 
geistlichen und  einer  gleichen  Anzahl  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern.  Ilire  Aufgabe 
ist  die  Wahrnehmung  des  Aufsichtsdienstes  und 
die  Vornahme  statistischer  Erhebungen.  Die 
Provinzialjuntas,  deren  Anzahl  27  betrug,  be- 
stehen aus  dem  Zivilgouverneur  als  Vorsitzendem, 
Vertretern  der  Ortsjuntas  und  ärztlichen  Sach- 
verständigen. Sie  haben  vorwiegend  beratende 
Bedeutung,  und  man  könnte  sie  als  eine  Art 
von  .\rbeitskammern  mit  eng  begrenztem  Auf-  | 
gabenkreise  betrachten. 

Spanien  besitzt  auch  einen  Oberen  Produk- 
tions- und  Handelsrat  (Consejo  Superior  de 
la  Prodiicriön  y  dcl  Comercio),  in  den  das  In- 
stitut für  soziale  Reformen  ein  Mitglied  zu  ent- 
senden hat. 

Literatur:  Bernhard  Harms,  Art.  „Arbeite- 
himmcr",   Ildw.  d.  St.  S.   Aufl.  und  die  dort 
anyetjehene  ältere  Literatur.  Vyl.  ferner;  1.  üeber 
A  rbeits  kammcrn  im  In-  und  Ausland:] 
Die   Furtschritte   der   amtlichen  ArbeitaatatiMk] 


in  den  wichtigsten  Staaten,  Beiträge  zur  Arbeiter- 
Statistik  Ar.  1  und  Xr.  7,  Berlin  1904  ^rid  1908. 

—  Ausländische  Gesetzgebung  über  Berujsvereine, 
Einigvngs-,  Schieds-  und  Tarifwesen,  IS.  SoTtder- 
heft  zum  RArbBl.  Berlin  191S.  —  Bulletin  des 
Internationalen  Arbeitsamts,  Basel.  —  Potthofff 
Hie  Vertretung  der  Angestellten  in  Arbeits- 
kammcrn  (Schriften  der  Ges.  f.  soz.  Ref.,  Heft  19). 

—  Vorschläge  zur  Gestaltung  der  Arbeitskammem 
in  Dcubsehland  (Schriften  der  Ges.  f.  soz.  Ref., 
Heft  21)  —  Reichstagsdrvcksochen.  —  Köppe, 
Die  Arbeitskammerfrage  und  die  Lohnausscliiisse 
Jh.  f.  Nat.,  III.  F.,  XXXXIII.  Bd.,  S.  69Sfg.  —  1. 
lieber  Räte  System  und  die  Arbeiter,  und 
Wirtschaftsräte  in  Deutschland  und 
Rußland:  E.  Düvmig ,  Das  Rätesystem, 
Berlin  1919.  —  Derselbe,  Der  Aufbau  Deutsch- 
lands und  das  Rätesystem,  Berlin  1919.  — 
Rieh.  Müller ,  Was  die  Arbeiterräte  wollen 
2ind  sollen,  Berlin  1919. —  H.  Sinzlieimei',  Das 
Räicsystem,  Frankfurt  a.ÄI.1919.  —  Fr.  Itathe- 
nau,  Parlament  und  Räte,  Berlin  2919.  —  AI  fr. 
Friters,  Räte,  Selbstorganisation  und  Reichsver- 
fassung, Berlin  1919.  —  Die  Parttien  und  das 
Rätesystem,  Charlottenburg  1919.  —  Feiler,  Der 
Ruf  nach  den  Räten,  Frankfurt  a.  M.  1919.  — 
i.  Bendix.  Bausteine  zu  einer  Räteverfassung, 

1919.  —  Diehl,  Diktatur  des  Proletariats  und  Räte- 
system, Jena  19S0.  —  Vom  1.  Rättkonkreß  zur 
Nationalversammlung,  Die  Tätigkeit  des  Zentral- 
rates der  sozialististhen  Republik  Deutschlands, 
Berlin  1919.  —  Allgemeiner  Kongreß  der  Arbeiter- 
vnd  Soldatenräte  Deutschlands  (16.—  Sl.jXIJ. 
191S),  Stenogr.  Bericht.  —  2.  Kongreß  der  Arbeiter-, 
Bauern-  und  Soldatenräte  Deutschlands  fS. — 14. 
IV.  1919).  Stenogr.  Bericht.  —  Jahietbericht  des 
Arbeiterrats    Groß-Ilawburg  19191^0,  Damburg 

1920.  —  Stelnmann-Bucher,  Die  Nährstände 
und  ihre  zukünftige  Stelltmg  im  Staat,  S.  Aufl., 
1SS6.  —  Derselbe,  Sozialisieruvgf,  Berlin 
1919.  —  W.  V.  Jdöllendorf,  Deutsche  Gemein- 
wiitsrhaft,  1916.  —  W.  Raihenan,  Die  neue 
Wirtschaft,  1918.  —  Derselbe,  Der  neue  Staat, 
1919.  —  R.  Wissen,  Die  Räte-Idee,  Neue  Zeit 
1919.  —  Denht  hrift  des  Reichswirtschafts- 
minislers  IMssetl,  Phitus  1919,  Nr.  SSjSi.  — 
Der  Volksu'itschoftsbuiid.  Ein  neuer  Weg  zur 
Behandlung  •wirtschaftliche}'  Fragen.  Derausg. 
vom  Ostschweizerischen  Volkswirtschaftsbund, 
St.  Gallen  19S1.  —  H.  Herrfardt,  das  Problem 
der  Beruf sständi  sehen  Vertretung,  Stutttart- Berlin 

1921.  —  F\  Behrivger,  Die  Fortbildung  der 
wirtschaftlichen  Räteverfassung,  Domburg  19SI. 

—  Stegemann,  Zur  Wii  tschaftsverfassung  des 
Deutsehen  Reichs,  Bravnschweig  193S.  —  E. 
Tatarin'Tarnheyden,  Die  Bei'ufsstände,  ihre 
Stellung  im  Staatsrecht  und  die  Deutsche  Wirt- 
schoftsvtrfassung,  Berlin  19SS.  —  F.  Schür- 
holZf    Entwicklungstendenzen     im  Deutschen 

Wirtschaftsleben  zu  berufsständischer  Organisa- 
tion, M.-Gladbach  1922.  —  Verha'ndlungen  des 

Verfassungsavsschusses,  Ihucksachen  des  Vor- 
läufigen  ReichswirtschaftsraUt,  1921.  —  H. 
Sehäffer,  Der  vorläufige  Reichsunrtschnftsrat 
(Kommentar),  München  1920.  —  Die  Neu- 
regelung der  landwiitschaftlichen  Beruf svei  Ire- 
tvngen  (Veröffentl.  d.  Prevß.  Landes-Oekonomie- 
Koltigiums,  H.  21,  19201.  —  lAiebhering, 
Sell'Stveiwaltung  des  Daudwerks  im  Volksstaate, 
M.-Gladbach  1920.  —  Feig,  Der  Aufbau  der 
Arbeiter-  und  Wirtschaftsräte,  RArbBl.  N.  F. 


Arbeitskammem,  Arbeiter-  und  Wirtsohaftsiüle  — 
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1.  Jahrg.,  Nr.  G.  —  Orgayiische  Wirtsehaß, 
Sondernummer  der  WirlschnJiUchen  Nachrichten 
aus  dem  Ruhrbezirk.  1920.  —  Zeilschrifien :  Der 
Arbeiter- Rai,  Rate-Zeitung,  Der  Zcniralrat.  — 
N.  Lenin,  Die  näehnten  Aufgaben  der  Sowjei- 
macht,  Berlin-  Wilmersdorf  1919.  —  K.  Kodefe, 
Die  Diktatur  des  Proletariats,  Berlin  1919.  — 
Strtlthahn,  Verfassung  der  russischen  Sozia- 
listischen Föderativen  Räte-Republik,  Zürich 
1918.  —  Baron  B.  NoldCf  Lenins  Räte-Re- 
publik, Berlin  1920.  —  Alf.  Goldschmidt, 
Die  Wirtschaftsorganisation  Sowjet- Rußlands , 
Berlin  I9S0.  —  W.  Mautner,  Der  Bolsche- 
wismus (Tübinger  Stantuxrissensch.  Abhand- 
Iwigcn,  N.  F.  Heft  SO,  19S0)  und  die  hier  an- 
geführte weitere  Literatur. 

Joh.  Feig. 


Arbeitskämpfe. 

I.  Begriffliches  und  Geschiclitliclies. 
II.  Die  Kampfmittel.  A.  Kampfmittel  der 
Arbeiter:  1.  Entziehung  der  Arbeitskraft,  Streik, 
stille  Betriebssperre,  passive  Resistenz.  2.  Sa- 
botage. 3.  Boykott.  B.  Kampfmittel  der  Arbeit- 
geber; insbesondere  die  Aussperrune.  C.  Ab- 
wehrmittel im  Interesse  der  Uesamtheit  (Tech- 
nische Nothilfe).  III.  Die  Erfolgsbe- 
dingungen. A.  Der  äußere  vorläufige  Er- 
folg. B.  Die  Dauerwirkungen  der  Arbeitskämpfe. 

I.  Begriffliches  und  Geschichtliches. 

Das  Wort  ,,.\rbeitskämpf e"  wird  hier 
gebraucht  zur  Bezeichnung  derjenigen  Unter- 
brechungen des  Güterprozesses,  die  durch 
Kamptniaßnahnien  der  Arbeitgeber  oder  der 
Arbeitnehmer  bewirkt  werden,  um  dadurch 
auf  die  gegenseitigen  Beziehungen,  insbe- 
sondere auf  die  Bedingungen  des  Arbeits- 
vertrages einzuwirken.  Der  Zweck  unter- 
scheidet diese  Arbeitskämpfe  von  den  Unter- 
brechungen des  Güterprozesses,  die  poli- 
tischer Ziele  wegen  durchgeführt  werden  (s. 
darüber  Art.  „Politischer  t!treik").  Die  liier 
in  Rede  stehenden  Kämpfe  kann  man  mit  dem 
Vorsitzenden  des  amerikanischen  Gewerk- 
Bchaftsbundes,  S.  Gompers,  charakterisieren 
als  „vorübergehende  Differenzen,  zwischen 
dem  Käufer  und  dem  Verkäufer  der  Arbeits- 
kraft, welche  auf  Durchführung  von  Bestim- 
mungen hinzielen,  die  von  beiden  Parteien 
für  die  vernünftigsten  und  zweckmäßigsten 
Voraussetzungen  gehalten  werden,  unter 
denen  überhaupt  eine  Produktion  und  Ver- 
teilung stattfinden  kann".  Die  Ursachen 
dieser  Differenzen  sind  natürlich  außer- 
ordentlich mannigfaltig,  aber  sie  lassen  sich 
auch  heute  noch,  wie  das  schon  1860  Kettle 
(Strikes  and  Arbitrations,  London  1866)  tat, 
in  3  Gruppen  einteilen: 

1.  Ursachen,  die  mit  der  Festsetzung  des 
künftigen  Vertrages  zusammenhängen, 

2.  Ursachen,  die  die  Handhabung  des 
laufenden  Vertrages  betreffen, 


3.  Ursachen,  die  in  Verhältnissen  persön- 
lichen Charakters  begründet  sind. 

Die  Kampfmittel  ergeben  sich  aus  der 
Sachlage  ohne  weiteres.  Der  Arbeiter  kann 
den  (uiterprozeß  hemmen,  entweder  dadurch, 
daß  er  seine  .Vrbeitskraft  nicht  zur  Verfügung 
stellt,  oder  durch  Entziehung  seiner  Kaut- 
willigkeit,  oder  endlich  auch  durch  gewalt- 
sames Einwirken  auf  die  Produktionsmittel. 
Die  stärkste  Waffe  der  Arbeitgeber  ist:  Ent- 
ziehung der  Arbeitsgelegenheit.  Die  Kampf- 
mittel können  als  Angriffs-  oder  als  Abwehr- 
mittel in  Betracht  gezogen  werden. 

Je  größer  der  Umfang  der  Kämpfe  ist,  je 
weniger  Rücksicht  genommen  wird  auf  die 
lebensnotwendigen  Bedürfnisse  der  Gesamt- 
heit, umso  dringlicher  wird  es,  daß  auch  diese 
Gesamtheit  sich  nach  Abwehrmittcln  um- 
sieht. Soweit  der  Schutz  des  Gesetzes  nicht 
ausreicht,  kommt  dafür  eine  Organisation 
von  Hilfsmaßnahmen  in  Betracht,  die  man 
neuerdings  unter  dem  Namen  „Technische 
Nothilfe"  zusammenzufassen  pflegt. 

Arbeitskäm])fe,  die  eingeleitet  werden, 
um  auf  die  Bedingungen  des  freien  Arbeits- 
vertrages einzuwirken,  sind  als  regelmäßige 
Erscheinungen  im  wirtschaftlichen  Leben 
erst  eine  Folge  der  neuzeitlichen  kapitali- 
stischen Entwicklung.  Die  Sklavenrevolten 
des  Altertums  gehören  ebensowenig  zu  diesen 
Kämpfen,  wie  die  Bemühungen  der  alten 
Zunftgesellen,  sich  gewaltsam  das  zu  ver- 
schaffen, was  sie  ihrer  Standesehre  glaubten 
schuldig  zu  sein.  SchmoUer  hat  ganz  recht, 
wenn  er  die  Gesellenbewegungen  in  der  Zeit 
von  1300—1600  als  einen  „Streit  der  Alten 
und  Jungen  innerhalb  derselben  Klasse" 
charakterisiert.  Um  Detailfragen  der  Arbeits- 
zeit, um  die  Güte  der  Mahlzeit,  um  Kneipe- 
reien und  Verrufserklärungen,  um  Zeremonien 
und  Vereinsjustiz  handelt  es  sich  dabei. 

Aber  auch  als  das  Arbeitsverhältnis  be- 
reits längst  überwiegend  auf  freiem  Vertrage 
beruhte,  kurze  Vertrag-fristeu  und  reiner 
Geldlohn  dem  Arbeitgeber  die  Möglichkeit 
boten,  das  Erwerbspririzip  den  Lohnarbeitern 
gegenüber  ohne  persönliche  Rücksichtnahme 
zu  verfolgen,  blieben  die  Arbeitskämpfe  doch 
noch  lange  Zeit  eine  Ausnahmeerscheinung. 
Als  1865  der  preußische  Handelsminister  dem 
Abgeordnetenhaus  eine  Denkschrift  über 
die  Anwendung  des  Koalitionsverbotes  vor- 
legte, führte  er  aus,  daß  die  Arbeiterschaft 
von  dem  Vorhandensein  dieses  Verbotes  viel- 
fach überhaupt  nichts  gewußt  habe,  daß 
dennoch  in  der  /feit  von  1845-1865  in  den 
alten  preußischen  Gebieten  nur  55  Arbeits- 
einstellungen bekannt  geworden  seien.  Da- 
von seien  nur  etwa  5  durch  die  größere  Zahl 
der  Teilnehmer  („einige  hundert  Personen") 
von  Bedeutung  gewesen.  Die  längste  Dauer 
einer  Arbeitseinstellung  seien  10  Tage  ge- 
wesen.   Auch  in  Sachsen  sei,  trotz  der  ge- 
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währten  Koalitionsfreiheit,  abgesehen  von 
einem  Streils  der  Leipziger  Buckdrucker, 
trotz  des  niedrigen  Lohnstandes  nichts  von 
erheblichen  Streikversuchen  bekannt  ge- 
worden. Uie  Denkschrift  vertrat  übrigens 
die  Meinung,  daß  das  Koalitionsverbot  die 
Arbeitseinstellungen  eher  gefördert  und  ver- 
schlimmert, als  verhindert  habe. 

Solange  die  Arbeiterschaft  die  neue  Tech- 
nik und  die  neuen  Betriebsformen  in  ihren 
Bedingungen  und  Wirkungen  für  das  Arbeits- 
verhältnis nicht  genügend  zu  übersehen  und 
sich  infolgedessen  am  Markte  nicht  zurecht- 
zufinden mochte,  konnte  es  zwar  Empö- 
rungen und  Aufstände  geben,  aber  keine 
planmäßig  geführten  Kämpfe,  die  über  die 
engen  Grenzen  der  dem  einzelnen  Arbeiter 
vertrauten  Operationsbasis  hinausgriffen. 
Das  mußte  aber,  namentlich  seitdem  die 
Eisenbahn  den  lokalen  Arbeitsmarkt  an 
Bedeutung  immer  mehr  zurückdrängte,  fast 
jeder  Arbeitskanipf,  der  erfolgversprechend 
sein  sollte. 

Erst  nachdem  die  Arbeiter  ihre  Organi- 
sationen diesen  Tatsachen  angepaßt  hatten, 
war  es  ihnen  möglich  in  freier  Entschließung 
mit  den  Arbeitgebern  zu  verhandeln,  ohne 
nach  kurzer  Frist  durch  Hunger  oder  durch 
die  zahlreich  herbeiströmenden  Arbeits- 
willigen zur  Nachgiebigkeit  genötigt  zu 
werden.  Weil  sich  die  Marktverhältnisse  so 
sehr  geändert  hatten,  war  es  ein  Anachronis- 
mus, wenn  der  Unternehmer  bei  Regelung 
der  Arbeitsbedingungen  rücksichtslos  sein 
Herrenrecht  im  eigenen  Hause  betonte,  und 
das  Verhandeln  mit  sachkundigen  Ver- 
trauensmännern der  Lohnarbeiter  ablehnte. 
Das  Kollektivverhandeln  war  ebenso  not- 
wendig geworden,  wie  das  Kollektivhandeln, 
wenn  der  Arbeitsvertrag  wirklich  frei  und 
den  Marktverhältnissen  angepaßt  werden 
sollte. 

Soweit  die  Arbeitgeber  dies  nicht  ein- 
sahen, wurden  sie  durch  die  rasch  zuneh- 
mende Macht  der  Arbeiterorganisationen  zu 
dieser  Einsicht  gezwungen.  Damit  mußte 
sich  zugleich  aber  auch  die  Erkenntnis  ver- 
binden, daß  die  Unternehmer  nur  durch 
stärkeren  Zusammenschluß  den  Gewerk 
schaffen  der  Arbeiter  gegenüber  Erfolge  er- 
zielen würden,  die,  gestützt  auf  große 
Opferwilligkeit,  Nutzbarmachung  organisa- 
torischer Erfahrungen  des  In-  und  Auslandes 
und  geführt  durch  ein  Heer  ,, freigestellter" 
Beamten,  die  aus  den  Kollegen  ausgewählt 
waren,  überraschend  schnSlI  starke  Kräfte 
entwickeln  konnten. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  wurde  für  die 
weitere  Entwicklung  der  Kämpfe  in  Deutsch- 
land ein  Ausstand  in  der  Textilindustrie,  der 
in  Krimniitschau  (Sachsen)  ausgebrochen  war. 
Es  handelte  sich  insbesondere  um  Durchführung 
der  lOstüudigen  Arbeitszeit  und  um  eine  Lohn- 
erhöbung.    Einigungsverhandlungen  scheiterten, ' 


im  August  3903  begann  der  Ausstand.  Die  ge- 
samte Arbeiterpresse  trat  für  die  Krimmit- 
.schauer  Kollegen  ein.  Den  Arbeitgebern  leistete 
der  Verband  der  Arbeitgeber  der  Sächsischen 
Textdindustrie  Hilfe,  aber  obwohl  er  die  Bei- 
träge seiner  Mitglieder  auf  das  Dreifache  erhöhte, 
sah  er  sich  doch  auf  die  Dauer  außerstande,  den 
Kampf  zu  einem  erfolgreichen  Ende  zu  bringen. 
Nun  griff  der  Zentralverband  Deutscher  In- 
dustrieller ein.  Der  Kampf  wurde  so  zu  einer 
Kraftprobe  zwischen  den  Arbeitgebern  und  den 
Arbeitnehmern  ganz  Deutschlands.  Die  be- 
wundernswerte Opferwüligkeit  der  Arbeiterschien 
den  Sieg  der  organisierten  Arbeiterschaft  zu 
sichern,  während  die  Hilfe,  die  die  Arbeitgeber 
ihren  Kollegen  in  Krimmitschau  zuteil  werden 
ließen,  zu  wenig  organisiert,  und  da,  wo  sie  auf 
Freiwilligkeit  beruhte,  auch  unzulänglich  war. 
Nur  mit  großer  Mühe  konnte  eine  völlige  Nieder- 
lage der  Arbeitgeber  verhindert  werden. 

Die  mangelnde  Organisation  wurde  unter 
Führung  des  Geschäftsführers  des  Zentral- 
verbandes Bueck  bald  geschaffen  und  seit 
1904  stehen  den  geschlossenen  Organisa- 
tionen der  Arbeiter  ebenso  geschlossene 
Arbeitgeberverbände  gegenüber,  die  es  er- 
möglichen, daß  das  Kampffeld  immer  breiter 
wird,  und  die  jeden  Versuch,  durch  Kampf- 
maßnahmen auf  den  Arbeitsvertrag  einzu- 
wirken, von  vornherein  zu  einem  gefähr- 
lichen Beginnen  machten. 

Das  wurde  bereits  deutlich  demonstriert 
durch  den  Bergarbeiterstreik  im  Ruhrgebiet 
im  Jahre  1905.  Dieser  gewaltige  Kampf  be- 
gann mit  lokalen  Streiks  auf  einzelnen  Zechen. 
Andere  Zechen  folgten  aus  Sympathie. 
Binnen  wenigen  Wochen  belief  sich  die  Zahl 
der  ausständigen  Arbeiter  schon  auf  220000. 
Der  Kampf  dauerte  v.  7./I.  bis  15./I1.;  er 
war  für  die  Arbeiter  erfolglos;  obwohl  nicht 
bloß  die  verschiedenen  Arbeiterorganisa- 
tionen einmütig  den  Kampf  durchzuführen 
bemüht  waren,  sondern  auch  die  öffentliche 
Meinung  den  allzu  mächtigen  Kohlenherren 
gegenüber,  die  jedes  Verhandeln  ablehnten, 
aus  ihrer  Sympathie  für  die  Arbeiterschaft 
kein  Hehl  machten.  Bueck,  der  Führer 
der  Arbeitgeber  meinte  in  einem  Presse- 
artikel, den  er  während  des  Kampfes  ver- 
öffentlichte: ,,Bei  der  Beurteilung  des  Aus- 
standes haben  die  politischen  Parteien,  hat 
die  öffentliche  Meinung  in  seltener  Ueber- 
einstimmung  und  mit  großer  Entschiedenheit 
Partei  gegen  die  Arbeitgeber  genommen." 
Die  Organisationen  der  Arbeitet  waren 
trotzdem  noch  viel  zu  schwach,  um 
einen  derartigen  Kampf  durchzuführen, 
trotz  mehrerer  Millionen  Mark,  die  durch 
Sammlungen  aufgebracht  wurden  und 
trotz  der  Kreditwilligkeit  der  Ladenbesitzer 
im  Industriegebiet.  Der  Mißerfolg  bei  diesem 
Kampfe  zwischen  Kapital  und  Arbeit  führte 
aber  angesichts  der  unzweideutigen  Stellung- 
nahme der  öffentlichen  Meinung  für  die 
Forderungen  der  Arbeiter  zu  einer  parla- 
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inentarischen  Aktion.  Die  Berggeselznovelle 
vom  Jahre  1905  regelte  eine  Anzahl  der 
Forderungen,  wegen  derer  die  Arbeiter  in  den 
Ausstand  eingetreten  waren,  im  Interesse  der 
Arbeiterschaft.  Hier  zeigte  sich  zum  ersten 
Male  deutlich,  wie  mit  einer  gewissen  Not- 
wendigkeit die  großen  rein  wirtschaftlichen 
Arbeitskänipfe  zu  politischen  Maßnahmen 
führen  müssen,  namentlich  dann,  wenn  die 
öffentliche  Meinung  auf  Seiten  der  Arbeiter- 
schaft ist.  Jedenfalls  wußten  jetzt  auch  die 
Arbeitgeber,  daß  für  den  Ausgang  des  Kamp- 
fes zwischen  Kapital  und  Arbeit  diese 
öffentliche  Meinung  ein  sehr  wichtiger  Faktor 
ist.  Die  Lehre  ließen  sie  in  der  Folge  nicht 
ungenutzt. 

Der  große  Kampf  im  Jahre  1905,  nicht 
minder  umfangreiche  Bewegungen  in  den 
folgenden  Jahren  im  Holzgewerbe,  Bau- 
gewerbe, Schneidergewerbe  und  Transport- 
gewerbe zeigten  den  organisicrlen  Arbeitern 
nachdrücklich  die  große  Gefahr  der  Arbeits- 
kämpfe. 

Ein  Ereignis  machte  es  besonders  deutlich, 
wie  aus  ganz  kleinen  Anfängen  riesengroße  über- 
aus kostspielige  Konflikte  entstehen  können. 
Der  Aibiitskainpf  in  Schweden  i.  J.  1909. 
der  die  Aufmerksamkeit  der  ganzen  Welt  auf 
sich  lenkte.  Er  nahm  seinen  Ausgang  von  Mei- 
nungsverschiedenheiten bei  der  Gotenburger 
Porzellanfabrik  wegen  der  Entlassung  von 
4  Arbeitern,  in  der  die  Kollegen  eine  Maßregelung 
glaubten  erblicken  zu  müssen.  Der  Streit  ver- 
breitete sich.  Lohnfragen  traten  in  deu  Vorder- 
grund, bald  stellte  der  schwedische  Arbeitgeber- 
verein ein  Ultimatum;  sollte  es  von  den  organi- 
sierten Arbeitern  abgelehnt  werden,  so  war  eine 
allmählich  sich  immer  weiter  ausdehnende  Aus- 
sperrung angedroht,  die  in  den  Industrien  be- 
ginnen sollte,  welche  bei  der  Lage  des  Marktes 
am  leichtesten  die  Produktion  einstellen  konnten. 
Das  war  Mitte  Juli  1909.  Die  Aufgabe  der  Ar- 
beiter war  demgegenüber,  wie  einer  ihrer  Führer 
meinte,  eine  doppelte;  , .gegenüber  der  Arbeit- 
gebermacht mußten  sie  versuchen,  die  gesamte 
Industrie  lahmzulegen.  Gegenüber  allen  übrigen 
Gesellschaftsgruppen  mußten  sie  so  auftreten, 
daß  diese  genötigt  würden  in  den  Kampf  ein- 
zugreifen, um  einen  annehmbaren  Ausgleich  zu- 
stande zu  bringen."  Dementsprechend  wurde  der 
Großstreik  proklamiert;  es  begann  damit  im 
August  1909  ein  Arbeitskampf  so  umfa.ssend, 
aber  auch  so  wohl  organisiert  und  diszipliniert, 
wie  ihn  die  Welt  bis  dahin  noch  nicht  gesehen 
hatte.  Zum  erstenmal  schien  auch  der  Gedanke 
der  internationalen  Solidarität  auf  selten  der 
Arbeiter  praktisch  verwirklicht  zu  sein,  eine 
internationale  Unterstützungsaktion  setzte  ein, 
die  den  Kämpfenden  mehrere  Millionen  Kronen 
zuführte.  Der  Kampf  dauerte  vom  26./VI1.  bzw. 
2,/VllI.  bis  zum  l./XIL;  800  000  Arbeiter  waren 
beteiligt,  von  denen  allerdings  nur  eine  Minorität 
bis  zum  Schluß  aushielt.  Der  Kampf  endigte 
äußerlich  mit  einem  Vergleich,  faktisch  mit  einer 
Niederlage  der  Arbeiter.  Verbittert  verließen 
sie  scharenweise  die  Organisation;  die  Fachver- 
bände, die  am  31./XII.  1908:  162  391  Mitglieder 
zählten,  hatten  Ende  1910  deren  nur  noch  85176. ' 


Die  Arbeitgebervereine  aber  waren  mächtiger 
denn  je'). 

Die  Erfahrungen  veranlaßten  die  Führer 
der  Gewerkschaften  in  den  verschiedenen 
Ländern,  besonders  auch  in  Deutschland, 
ernster  zu  betonen,  daß  die  Arbeitsnieder- 
legung das  letzte  Mittel  bei  deu  gewerkschaft- 
lichen Vorgehen  sein  müsse;  sie  suchten  die 
ihnen  anvertrauten  Aibeiterniassen  nach 
Möglichkeit  zu  zügeln.  JJicht  immer  hatten 
sie  dabei  Erfolg. 

Nur  mit  großem  Zagen  entschlossen  sich 
die  freien  Gewerkschaften  im  Jahre  1912 
dem  Drängen  der  Ruhrbergarbeiter  zu  einem 
Streik  nachzugeben,  obwohl  die  Konjunktur 
günstig  und  daher  der  Zeitpunkt  für  die  Aus- 
tragung des  Streikes  für  die  Arbeiterschaft 
vorteilhaft  zu  sein  schien.  Der  christliche 
Gewerkverein  der  Bergarbeiter  glaubte  aber 
die  Verantwortung  für  den  Streik  nicht  mit- 
tragen zu  können.  Auch  die  öffentliche  Mei- 
nung war  diesmal  gegen  die  Arbeiterschaft. 
Der  Kampf  endete  mit  einem  vollständigen 
I  Mißerfolg  für  die  Arbeiter. 

Eine  neue  Verbreiterung  der  Kampfbasis 
i  schien  sich  in  diesen  Jahren  in  Deutschland 
vorzubereiten  dadurch,  daß  auch  die  Ange- 
stellten der  gewerblichen  und  kaufmännischen 
Unternehmungen  ernstlich  überlegten,  ob  sie 
nicht  auch  mit  gewerkschaftlichen  Mitteln 
ihre  Lage  zu  verbessern  suchen  sollten.  An- 
gestelltenorganisationen hatten  sich  ge- 
bildet, die  den  gewerkschaftlichen  Charakter 
betonten,  und  als  1913  die  Leitung  der  Deut- 
schen Bank  einen  Angestellten  maßregelte, 
nahmen  die  Arbeiterorganisationen  die  Ge- 
legenheit wahr,  den  Angestellten  nachdrück- 
lich darzulegen,  daß  ihre  Kampfstellung 
neben  derjenigen  der  Arbeiter  zu  suchen  sei. 
Der  gewerkschaftliche  Solidaritätsgedanke 
erhielt  bei  dieser  Gelegenheit  durch  einen 
äußeren  Vorgang  eine  gewisse  Förde 
rung.  Die  freien  Gewerkschaften  knüpften 
an  den  Maßregelungsfall  der  Deutschen 
Bank  an  und  zogen  ihre  Gewerkschafts- 
gelder von  den  Instituten  zurück,  die  nicht 
Gewähr  dafür  boten,  daß  ihre  Angestellten 
sich  ungehindert  koalieren  durften. 

Der  Weltkrieg  führte  1914  den  Burg- 
frieden zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern herbei.  Der  unbefangene  Be- 
obachter muß  zugeben,  daß  beide  Seiten 
ehrlich  bemüht  waren,  ihn  zu  halten;  auch 
die  deutschen  Arbeiter,  trotz  der  ernstlichen 
Versuchungen  zum  Kampf,  die  die  zu- 
nehmende materielle  Not,  das  Treiben  der 
Kriegsgewinnler,  die  Agitation  des  Lumpen- 
proletariats mit  sich  brachte.    Im  Durch- 

Vgl.  die  Aussperrungen  und  der  GroBstreik 
in  Schweden  1909.  Bericht  der  Abteilung  für 
Arbeitsstatistik  des  Königl.  Kommerzkollegiums. 
Stockholm  1912. 


768 


Arbeitskämpfe 


schnitt  der  Jahre  1911—1913  zählte  man 
2400,  im  Durchschnitt  der  Jahre  1916  bis 
1918  dagegen  nur  450  Streiks.  Der  November 
1918  brachte  die  Arbeitsgemeinschaft  zwi- 
schen den  gewerblichen  Arbeitgebern  und 
den  Arbeitnehmern.  Die  Arbeitgeber  er- 
kannten die  Notwendigkeit  der  kollektiven 
Vorbereitung  des  Arbeitsvertrages  unter 
Mitwirkung  geeigneter  Vertreter  der  Ar- 
beiterschaft an.  Theoretisch  war  damit  die 
Möglichkeit  gegeben,  daß  sachkundiges  Ver- 
handeln auf  beiden  Seiten  an  Stelle  des 
Kampfes  treten  konnte.  Dann  kam  aber  die 
Revolution  mit  ihren  Nachwirkungen,  (iroße 
Berufsgruppen,  deren  Kampfeslust  bis  dahin 
durch  Gesetz  oder  Herkommen  eingedämmt 
war,  rissen  nun  diese  Dämme  nieder.  Die 
Privatangestellten,  die  Landarbeiter,  die 
Angestellten  und  Arbeiter  der  öffentlichen 
Unternehmungen,  namentlich  des  öffent- 
lichen Verkehrs,  schienen  nun  an  Kämpfen 
nachholen  zu  wollen,  was  ihnen  bis  dahin 
versagt  geblieben  war.  Rund  50  Millionen 
Arbeitstage  gingen  1919  der  deutschen 
Volkswirtschaft  durch  Streik  verloren; 
1918  waren  es  5  Hill.,  1917  nur  1  Mill. 
gewesen.  Die  Lohnbewegungen  hatten  den 
Charakter  von  Massenkämpfen  angenommen, 
bei  denen  die  Unternehmer  nur  noch 
in  seltenen  Fällen  ernsthaften  Wider- 
stand zu  leisten  versuchten.  Als  ob 
es  noch  nicht  genug  gewesen  wäre 
mit  all  der  Not  und  dem  Elend,  das 
der  unglückliche  Kriegsausgang  gebracht 
hat,  ,,der  Dämon  der  Verzweiflung  stürzte 
sich  auf  das  unglückliche,  blutende  Land, 
jagte  es  durch  Aufruhr,  Bürgerkrieg  und 
wilde  Streiks  und  zerrte  es  dadurch  an  den 
Rand  des  Abgrundes",  so  schrieb  Anfang 
1920  das  Hauptorgan  der  freien  Gewerk- 
schaften, das  ,, Korrespondenzblatt".  Man 
würde  den  deutschen  Arbeitern  unrecht 
tun,  wenn  man  aus  dem,  was  sie  während 
dieses  Streikfieberzustandes  taten  und  unter- 
ließen, irgendwelche  allgemein  gültige,  also 
wissenschaftlich  brauchbare  Schlüsse  ziehen 
wollte.  Ueberraschend  schnell  bahnte  sich, 
wenigstens  unter  den  Führern  der  gewerk- 
schaftlich organisierten  Arbeiter,  die  Ein- 
sicht Bahn,  daß  die  erzwungeneu  Verbesse- 
rungen der  Lage  doch  nur  ein  Danaer- 
geschenk sein  konnten,  solange  nicht  die 
Steigerung  der  Produktivität  der  Ai'beit 
die  tatsächlichen  Vorbedingungen  dafür 
schuf. 

Durch  die  inneren  Unruhen  und  das 
hemmungslose  Drängen  der  Arbeiter  auf 
Erhöhung  der  Noniinallöhne  war  die  In- 
flation noch  weiter  verschärft  worden.  Einige 
Arbeitergruppen  hatten  Löhne  erreicht,  die 
den  gesunkenen  Geldwert  vorübergehend  mehr 
als  wett  machten,  andere  waren  demgegen- 
über mehr  oder  weniger  stark  im  Rückstand 


geblieben;  sie  versuchten  das,  was  den  Kol- 
legen scheinbar  leicht  gelungen  war,  nun  auch 
ihrerseits  zu  erreichen.  Erst  allmählich  wurde 
es  klar,  daß  die  Lebenshaltung,  die  die 
deutschen  Arbeiter  vor  dem  Kriege  inne- 
hatten, nach  der  gewaltigen  Kapitalvernich- 
tung, die  der  Krieg  und  seine  Nachwehen 
mit  sich  brachte,  in  der  nächsten  Zukunft 
unmöglich  wieder  erreicht  werden  konnte. 

Bemerkenswert  ist,  daß  wälirend  des  sog. 
Kapp-Putschcs  im  März  1920  die  Arbeiter-, 
Angestellten-  und  Beamtenverbände  aller  Rich- 
tungeneine  einheitliche  Froutziu- Abwehr  bildeten. 
Unbedenklich  wandte  man  jetzt  den  General- 
streik an,  gegen  den  bis  dahin  die  einsichtigen 
Gewerkschaftsführer  mit  guten  Argumenten 
aufgetreten  waren.  Zum  ersten  Male  traten  die 
deutschen  Gewerkschaften  mit  ihrer  ganzen 
Macht  auf  den  politischen  Kampfplatz.  Der 
Erfolg  schien  denen  recht  zu  geben,  die  erklärten, 
daß  die  Gewerkschaften  auch  ein  politisches 
Machtzentrum  werden  konnten,  wenn  sie  nur 
wollten.  Aber  auf  die  Dauer  blieben  die  poli- 
tischen Erfolge  doch  nur  bescheiden.  Sie  waren 
jedenfalls  geringer,  als  die  Belastungsprobe,  die 
mit  der  Ausdehnung  des  Aufgabeidsreises  natur- 
gemäß verbunden  war.  Die  Führer  scheinen  ein- 
gesehen zu  haben,  daß  die  Politik  außerhalb 
der  unmittelbaren  gewerkschaftlichen  Aufgaben 
liegt,  daß  nur  im  Falle  äußerster  Not  zum  Zwecke 
der  Abwehr  —  dann  aber  um  so  geschlossener 
und  entschlossener  —  die  gewerkschaftlichen 
Aufgaben  zu  solcher  höchster  und  entscheidender 
Politik  werden. 

Daß  die  Gewerkschaften  ihre  Kampf- 
mittel nicht  in  den  Dienst  radikaler  Politik 
zu  stellen  gesonnen  waren,  war  nicht  nach 
dem  Sinne  derer,  die  mit  allen  Mitteln  aut 
möglichst  baldigen  Umsturz  hin  drängten. 
Die  Syndikalisten  erklärten,  daß  es  Aufgabe 
aller  wirtschaftlichen  Organisationen  der 
Arbeiter  sein  müsse,  auf  die  direkte 
politische  Aktion  hinzuarbeiten,  die  im 
sozialen  Generalstreik  ihren  höchsten  Aus- 
druck finde,  und  die  kommunistische  Partei 
betonte,  daß  heute  jeder  wirtschaftliche 
Kampf  ein  revolutionärer  sei,  zum  Zwecke 
der  Sprengung  des  kapitalistischen  Gebäudes. 
,,Die  von  den  deutschen  Gewerkschaften  bis- 
her verfolgte  Politik  der  rein  wirtschaftlichen 
Kämpfe  der  politischen  Neutralität  unter 
Ablehnung  des  politischen  Massenstreiks  ist 
durch  die  Tatsachen  überholt,"  so  erklärten 
sie  in  den  Leitsätzen  über  die  Gewerkschafts- 
frage. Erwägt  man,  daß  sowohl  die  Syndi- 
kalisten, wie  die  Kommunisten  nach  dem 
Kriege  und  der  Revolution  für  ihre  Agitation 
einen  besonders  guten  Boden  in  Deutschland 
finden  mußten,  so  ist  es  um  so  mehr  anzuer- 
kennen, daß  die  Gewerkschaftsführer,  nach- 
dem die  schlimmste  Uebergangszeit  über- 
wunden war,  im  großen  und  ganzen  doch 
bemüht  waren,  die  gewerkschaftliche  Taktik 
den  wirtschaftlichen  Zweckmäßigkeiten  und 
Notwendigkeiten  anzupassen.  Daß  sie  dabei 


Ai'beitskäinpfc 


769 


bei  der  Gefolgscliaft  häufig  genug  das  er- 
forderliche Verständnis  nicht  fanden,  schmä- 
lert ihr  Verdienst  nicht.  Wie  rasch  auch  die 
jungen,  neuen  Arbeiterorganisationen  sich 
nach  einer  verhältnismäßig  kurzen  Zeit  des 
Schwankens  die  alten  gewerkschaftlichen 
Methoden  anzueignen  wußten,  zeigte  insbe- 
sondere   die   große  Eisenbahnerbewegung 
Anfang  1921.  700000  Eisenbahnarbeiter  und 
370000    Eisenbahnbeamte    standen  unter 
einheitlicher    Führung    bereit,    um  einen 
Kampf  zu  beginnen,  der  den  gesamten  Reichs- 
eisenbahnbetrieb und  damit  auch  die  Volks- 
wirtschaft zum  Stillstand  gebracht  hätten. 
Eine  Urabstimmung  zeigte  die  Entschlossen- 
heit der  gesamten  Arbeiter-  und  Beamten- 
schaft, das  äußerste  gewerkschaftliche  Mittel 
in  Anwendung  zu  bringen.     Trotz  dieser 
Machtmittel  und  trotz  einer  lebhaften  Agi- 
tation, die  man  von  außen  her  in  die  Be- 
wegung hineinzutragen  bemüht  war,  wurden 
alle    Verhandlungsniöglichkeiten  sorgfältig 
in  Anwendung  gebracht.    Man  erzielte  da- 
durch schließlich  einen  Teilerfolg,  mit  dem 
auch  eine  Anzahl  der  Vertreter  der  beteiligten 
Organisationen    nicht   einverstanden  war, 
aber  da  die  Mehrheit  der  Vertreter  sich  mit 
ihm  zufrieden  gab,  gelang  es  auch,  die  Masse 
der  Arbeiter  und  Beamten  zu  veranlassen, 
von  einer  Arbeitsniederlegung  Abstand  zu 
nehmen. 


Die  Gefahren,  die  für  die  ganzo  Volkswirt- 
schaft mit  derartigen  riesigen  Kraftproben  — 
die  aber  nur  eine  notwendige  Folge  der  Gesamt- 
entwicklung sind,  wenn  die  Arbeiterschaft  an 
ihrem  Recht  des  kollektiven  Verhandeins  und 
Handelns  festhält  —  verbunden  sein  müssen, 
wurden  erneut  drastisch  illustriert  durch  den 
jüngsten  großen  Streik  im  englischen  Bergbau, 
der  vom  IVIV.  hhi./VU.  nm  stillgelegt  wurde, 
sogar  die  Notstandsarbsiter  wie  Maschinisten  und 
Pumpenwärter  waren  von  den  Gruben  abgerufen 
worden.  Die  Hartnäckigkeit  des  Kampfes  läßt 
sich  nur  dadurch  erklären,  daß  es  sich  dabei 
um  Austrag  entscheidender  prinzipieller  Meinungs- 
verschiedenheiten handelte.  Die  Unternehmer 
verlangten  distriktsweise  Festsetzung  der  Ge- 
dinge, die  Arbeiter  strebten  dagegen  einen  für 
das  ganze  Land  gleichmäßig  geltenden  Lohn  an. 
Um  auch  den  unter  ungünstigen  Verhältnissen 
arbeitenden  Unternehmern  die  Zahlung  des  von 
den  Arbeitern  geforderten  Iilindestsatzes  zu 
ermöglichen,  sollten  die  Uebergewimie  der  gün- 
stiger arbeitenden  Gruben  in  eine  nationale 
Ausgleichskasse  fließen.  Eine  staatliche  Kon- 
trolle der  Bergbauindustrie  wäre  wohl  die  not- 
wendige Folge  einer  solchen  Ausgleichskasse. 
Dagegen  sträubten  sich  Unternehmer  und  Re- 
gierung. Während  die  Arbeiter  in  dem  Verhalten 
der  Unternehmer  „in  seiner  letzten  lionsequenz 
Rückkeln-  zur  individuellen  Lohnabmachung" 
erblickten.  Der  Kampf  war  von  vornherein  so 
gigantisch  und  mußte  daher  für  die  Volkswirt- 
schaft und  damit  sowohl  für  Arbeitgeber  wie 
Arbeitnehmer  so  verhängnisvoll  sein,  daß  schon 
in  den  ersten  Tage  des  Streiks  die  Frankfurter 
Zeitung  (1921  Nr.  247j  mit  aller  Bestimmtheit 
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das  Urt«il  fällen  konnte:  ,,Es  ist  kein  Zweifel, 
daß  der  Einsatz  viel  größer  ist  als  der  Preis,  der 
aus  diesem  gefährlichen  Ringen  hervorgehen 
kann  und  zwar  für  alle  die  daran  teilnehmen." 
Ein  Urteil  das  vielleicht  verallgemeinert  werden 
darf  für  alle  Kämpfe,  bei  denen  die  letzten  Folge- 
rungen aus  der  organisatorischen  Macht  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zur  Geltung  ge- 
bracht werden. 

Nach  dem  führenden  englischen  Arbeiter- 
blatt, dem  „Daily  Herald"  waren  an  dem  Streik 
zuletzt  mehr  als  6  Millionen  Arbeiter  beteiligt, 
darunter  bildeten  die  Bergarbeiter  nur  eine  kleine 
Minderheit;  die  große  filehrzahl  di^r  feiernden 
Arbeiter  waren  solche,  die  sich  nicht  bet<ätigen 
konnten,  weil  die  Kohle  „das  Brot  der  Industrie" 
fehlte  (Bergarbeiter.  Jlaschinenarbeiter.  Drncke- 
reiarbeiter,  Ijandarbeiter.  Schafwollarbeiter, 
Baumwollarbeiter,  Gasarbeiter,  Dockarbeiter, 
Transportarbeiter,  Straßenbahner.  Kohlenlader, 
Schiffswerft-arbeiter  usw.).  Der  Lohnausfali 
der  Bergarbeiter  infolge  des  Streiks  wird  auf 
50  Millionen  £  berechnet.  Der  Gesamtverlust 
soll  -i.^O  Millionen  £  betragen,  darunter  30  Mil- 
lionen £  für  Arbeitslose.  30  Millionen  £  für  mili- 
tärische Maßnahmen.  40  Millionen  £  als  Ersatz 
an  die  Eisenbahnen  für  entgangene  Frachten  und 
120  Millionen  £  Steuerausfafl.  Infolgedessen 
wies  der  englische  Staatshaushalt  für  das  am 
30./VI.  abgeschlossene  Vierteljahr  im  Gegensatz 
zu  dem  ursprünglich  vorgesehenen  Ueberschuß 
einen  Verlust  von  67  251  905  £  auf. 

Trotz  dieser  Riesenopfer  die  ganz  vorzugs- 
weise die  iVrbeiterschaft  —  direkt  und  indirekt  — 
zu  tragen  hatte,  waren  die  j\rbeiter  in  der  Haupt- 
sache nicht  durchgedrungen.  Der  Loh»  wird  in 
Zukunft  im  englischen  Bergbau  nicht  für  das 
ganze  Land  einheitlich  festgesetzt,  sondern  von 
den  .,District  bords"  nach  der  Ertragsfähigkeit 
der  Unternehmungen  in  der  Form  von  prozentu- 
alen Aufschlägen  auf  den  vorherrschenden  Grund- 
lohn (basis  rate)  ihies  Gebiets  bemessen. 

Es  ist  nicht  zu  verwundern,  daß  ange- 
sichts der  verheerenden  Folgen  die  ein  neu- 
zeitiger Arbeitskampf  weit  über  die  zunächst 
in  den  Kampf  eingetretenen  Grujipen  haben 
kann,  die  Gesamtarbeiterschaft,  soweit  sie 
gewerkschaftlich  organisiert  ist,  mit  ent- 
scheiden will,  über  Beginn  und  Ende  der 
Kämpfe.  In  England  ist  man  daher  dabei, 
einen  ,, allgemeinen  Hat  des  Gewerkschafts- 
kongresses" einzurichten.  Er  soll  die  Auf- 
gabe haben,  alle  Bewegungen  der  Arbeiter 
zu  überwachen  und  zu  versuchen  ein  gemein- 
sames Vorgeben  der  Gewerkschaften  betreffs 
Löhne,  Arbeitsstunden  und  sonstigen  Be- 
dingungen zu  erzielen.  Dem  Rat  \vird  ins- 
besondere die  Verhinderung  und  Beilegung 
von  Streiks  obliegen;  andererseits  soll  er 
aber  auch  bemüht  sein  die  Kraft  der  in  den 
Kampf  eintretenden  Arbeiter  zu  stärken, 
dadurch,  daß  er  innerhalb  der  nationalen 
Grenzen  das  Band  festigt,  das  die  Gewerk- 
schaftsbewegung mit  den  Genossenschaften 
und  den  politischen  Organisationen  der  Ar- 
beiter verbindet.  Zugleich  sollen  aber  auch 
von  ihm  die  nötigen  Vorbereitungen  getroffen 
werden,  um  nötigenfalls  internationale  Ar- 
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beiteraktionen  zu  ermöglichen.  Wie  sehr 
die  Arbeitersciiaft  auf  Grund  der  bösen  Er- 
fahrungen sich  scheut,  die  Basis  der  Kämpfe 
aus  eigener  Initiative  zu  verbreitern,  geht 
auch  daraus  hervor,  daß  der  Gewerkschafts- 
kongreß zu  Card! ff,  (September  1921)  sich 
in  einer  Entschließung  gegen  die  An- 
wendung des  Generalstreiks  als  Mittel  zur 
Unterstützung  einer  einzelnen  Gewerkschaft 
in  einem  Lohnkoufllkt  aussprach. 

Anzuerkennen  ist,  daß  bei  den  neuzeit- 
lichen gewerkschaftlichen  Riesenkämpfen  in 
England  ebenso  wie  in  Deutschland  und  den 
anderen  Staaten,  in  denen  die  Gewerkschaften 
stark  genug  sind,  um  die  Führung  der  Kämpfe 
in  die  Hand  zu  nehmen,  Gewalttätigkeiten 
der  Arbeiter  —  soweit  es  sich  nicht  um  wilde 
Streiks  handelt  —  verhältnismäßig  selten 
sind. 

Da  wo  die  Arbeiter  sich  nicht  auf  die 
großen  Verbände  stützen  konnten  und  durch 
sie  gehalten  wurden,  wie  z.B.  in  Frankreich, 
Italien,  Rußland,  waren  die  Kämpfe  weniger 
planmäßig  und  infolgedessen  gewalttätiger. 
Leicht  werden  gerade  diese  Kämpfe  poli- 
tische Ereignisse,  manchmal  schon  deshalb, 
weil  die  Arbeiter  außer  den  radikalsten 
Parteimännern  keine  allgemein  anerkannten 
Führer  haben.  Daß  darunter  der  Ausbau 
der  gewerkschaftlichen  Kampfmethoden 
leiden  muß,  versteht  sich  von  selbst. 

Andererseits  ist  es  aber  fraglich,  ob  die 
völlige  politische  Zurückhaltung  der  Ar- 
beiterschaft als  solcher  im  Interesse  des  ge- 
werkschaftlichen Kampferfülges  liegt.  —  Die 
Folge  einer  derartigen  Zurückhaltung  war  in 
den  Vereinigten  Staaten  beispielsweise,  daß 
es  den  starken  Arbeilgebern  und  ihrem  poli- 
tischen Gefolge  verhältnismäßig  leicht  wurde, 
in  den  Parlamenten  Gesetze  diachzubringen, 
die  direkt  oder  indirekt  den  gewerkschaft- 
lichen Kampf  aufs  äußerste  erschweren. 
Gegenüber  einer  derartig  arbeiterunfreund- 
lichen Politik  bäumen  sich  besonders  die 
unselernten  Arbeiter,  die  zum  größten 
Teil  in  den  Vereinigten  Staaten  überhaupt 
nicht  organisiert  sind  und  politisch  schon 
deshalb  wenig  bedeuten,  weil  sie  zum 
größten  Teil  fremdländischen  Ursprungs 
sind,  auf,  aber  nachhaltigen  Widerstand  ver- 
mochten sie  nicht  zu  leisten;  vielleicht  auch 
deshalb  nicht,  weil  ihnen  der  Rückhalt  der 
besser  geschulten  und  finanziell  stärkeren 
Arbeiterkollcgen  fehlt.  So  entstanden  nach 
dem  Kriege  an  manchen  Stellen  Unruhen, 
die  meist  nur  der  Form  nach  Streiks  waren. 
Sie  bezweckten,  wie  eine  angesehene  ameri- 
kanische Zeitschrift  (Scientific  American) 
meinte,  ,, weniger  eine  Verbesserung  des  in- 
dustriellen Systems,  als  die  Erregung  von 
Unzufriedenheit  unter  den  Arbeitern,  um 
Amerika  feindliche  Ideen  einzuführen".  Die 
alten   Gewerkschaften  hatten  mit  diesen 


Bewegungen  nichts  zu  tun,  ihnen  seheint 
aber  auch  die  I<"reude  am  gewerkschaftlichen 
Kampf  nachgerade  abhanden  gekommen  zu 
sein.  Es  sind  Anzeichen  dafür  vorhanden, 
daß  die  amerikanischen  Gewerkschaftler  sich 
genossenschaftlichen  Bestrebungen  wieder 
mehr  zuwenden,  von  ihnen  für  die  Neu- 
gestaltung ihrer  Zukunft  mehr  erhoffen,  als 
von  gewerkschaftlichen  Kämpfen.  Anfang 
1919  lehnten  die  Eisenbahner  ausdrücklich 
den  Streik  ab,  weil  damit  doch  nichts  zu 
erreichen  sei.  Sie  machten  sich  aber  mit 
großem  Eifer  daran,  im  Verein  mit  anderen 
amerikanischen  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen, in  Verbindung  mit  den  Organi- 
sationen der  Landwirte  zu  treten,  um  einen 
genossenschaftlichen  Zusammenschluß  zu  er- 
reichen, der  die  Ausschaltung  des  Zwischen- 
handels und  durch  zweckmäßige  Ausgestal- 
tung einer  einheitlichen  Organisation  für  das 
ganze  Land,  eine  Besserung  der  Lebenshaltung 
zu  erreichen.  —  Die  neuesten  Erfahrungen, 
die  in  Amerika  mit  den  zeitlich  und  räum- 
lich so  ausgedehnten  Kämpfen  der  Gruben- 
arbeiter und  der  Arbeiter  in  den  Bahnwerk- 
stätten gemacht  wurden  (Summer  1922), 
|sind  kaum  geeignet,  dort  die  Streiklust  zu 
I  fördern;  jedenfnils  ist  dadurch  die  öffent- 
I liehe  Meinung  gegen  das  Streiken  noch 
j  feindseliger  geworden,  als  sie  es  ohnehin 
schon  war. 

II.  Die  Kampfmittel. 
A.  Kampfmittel  der  Arbeiter. 

1.  Entziehung  der  Arbeitskraft,  Streik, 
stille  Betriebssperre,  passive  Resistenz.  Der 
Unternehmer  beschäftigt  Arbeiter,  um  durch 
deren  Tätigkeit  Gewinn  zu  erzielen.  Unter- 
brechen die  Arbeiter  dieses  Arbeitsverhältnis 
dadurch,  daß  sie  die  Arbeit  niederlegen,  so 
vermindert  sich  der  Unternehmergewinn  oder 
er  verwandelt  sich  sogar  in  einen  Verlust. 
Für  den  Arbeitgeber  ist  es  daher  häufig  nur 
ein  Rechcnexempel,  ob  er  den  Wünsclieu  der 
I  Arbeiter  entgegenkommen  soll,  oder  die  durch 
[  die  angedrohte  Entziehung  der  Arbeitskraft 
entstehenden  Folgen  tragen  soll.  Er  wird 
um  so  leichter  geneis;'  sein  nachzugeben,  je 
eher  es  Ihm  voraussichtlich  gelingen  wird,  in- 
folge relativer  Warenknappheit  die  Kosten 
des  Verfahrens  auf  seine  Abnehmer  zu 
schieben,  je  größer  andererseits  die  ihm 
drohenden  materiellen  Einbußen  sind.  Ihre 
Größe  wird  wachsen  mit  der  Dauer  der  Ar- 
beitsniederleirung  und  die  hängt  wieder 
wesentlich  ab  von  der  Art  der  Vorbereitung 
und  von  der  Stärke  der  beteiligten  Arbeiter- 
organisationen. 

In  England  gebrauchte  man  zur  Bezeich- 
nung der  hier  in  Rede  stehenden  Unter- 
brechung des  Arbeitsverhältnisses  infolge 
eines  planmäßigen  Kampfes  den  Ausdruck 
,,to  strike  work",  d.  b.  die  Arbeit  mit  ein- 
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driicksvollpr  Wucht  niederlpgen.  Schon  j 
seit  den  60er  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts hat  sich  der  Ausdruck  „Strike" 
=  St  eik  auch  in  Deutschland  eingebürgert 
(vgl.  Bernstein,  Der  Streik,  2.  Aufl.  1920, 
S.  8). 

Die  Ursachen  des  Streiks  sind  wie  die  der 
Arbeitskiinipfe  überhaupt  sehr  mannigfaltig. 
Ganz  überwiegend  handelt  es  sich  um 
Lohnfragen  (Höhe  des  Lohnes,  Art  der 
Entlohnung,  J'estlegung  des  Lohnes  durch 
Tarife)  oder  um  Fragen  der  Arbeitszeit 
(Dauer  des  Arbeitstages,  Bezahlung  der 
Ueberzeitarbeit,  UrlaiibsbewiUigung)  oder 
endlich  um  Fragen  der  Reclitstelhing  der 
Arbeiter  gegenüber  dorn  Arbeitgeber  und 
dessen  Vertreter  (Regelung  der  Disziplinar- 
mittel, des  Arbeitswechsels,  des  Arbeits- 
nachweises, des  Zusammenschlusses  der 
Arbeiterl. 

Die  Streiks  sind  teils  Angriffs-,  teils  Ab- 
wehrstreiks, je  nachdem  es  den  Arbeitern 
darauf  ankommt,  neue  Vorteile  von  dem 
Unternehmer  zu  erringen  oder  die  bereits 
früher  errungenen  Positionen  dem  Unter- 
nehmer gegenüber  zu  schützen.  Praktisch 
ist  die  Grenze  zwischen  Abwelir-  und  An- 
gritfsstreiks  nicht  leicht  zu  ziehen,  weil  schon 
mit  Rücksicht  auf  die  öffentliclie  Meinung 
beide  Parteien  gern  den  Kampf  als  eine 
Abwehrmaßregel  darstellen.  Die  in  den 
Streikstatistiken  veröffentlichten  Zahlen 
haben  daher  nur  sehr  bedingten  Wert. 

Man  pflegt  zwischen  wilden  und  organi- 
sierten Streiks  zu  unterscheiden.  Der  wilde 
Streik  läßt  sich  als  eine  Augenblickskoalition, 
als  eine  „Elementarerscheinung"  charakteri- 
sieren. Unzufriedenheit  ist  unter  den  Ar- 
beitern seit  längerer  oder  kürzerer  Zeit  vor- 
handen, in  ihrer  Mitte  bemühen  sich  Agi- 
tatoren mit  allem  Nachdruck  auf  die  Not- 
wendigkeit und  die  Möglichkeit  der  Abhilfe 
hinzuweisen;  von  außen,  namentlich  durch 
radikale  Parteiführer,  wird  dies  dann  noch 
unterstützt.  Schließlich  ist  man  so  weit,  daß 
man  es  nicht  mehr  aushalten  kann.  Ein 
Ausschuß  wird  gewählt.  In  der  Regel  werden 
in  ihn  diejenigen  entsandt,  die  durch  ihre 
Redegewandtheit  wenigstens  den  Eindruck 
erwecken,  daß  sie  am  energischsten  für  die 
Kollegen  zu  sorgen  gewillt  sind.  Sammlungen 
sind  vielleicht  schon  vorher  unter  den  be- 
teiligten Arbeitern  veranstaltet  worden.  Das 
Ergebnis  genügt  aber  regelmäßig  nicht,  um 
in  einem  längeren  Kampf  durchzuhalten, 
man  wendet  sich  daher  gern  auch  an  die 
Hilfsbereitschaft  anderer  Kollegen  und  die 
Oeffentlichkeit.  Gewöhnlich  hat  man  aber 
die  Mittel,  die  erforderlich  sind,  erheblich 
unterschätzt,  oder  wenigstens  die  Möglich- 
keit, sie  zusammenzubringen.  Der  Unter- 
nehmer weiß  in  der  Regel  diese  Sachlage 
richtig  zu  beurteilen,  er  läßt  sich  auf  Ver- 


handlungen selten  ein,  er  ist  der  stärkere, 
kann  daher  leichter  durchhalten,  die  Zeit 
arbeitet  für  ihn.  Fast  immer  hat  der  wilde 
Streik  keinen  Erfolg,  oder  der  erzielte  Erfolg 
wird  alsbald  wieder  rückgängig  gemacht, 
nachdem  die  Streikführer  durch  Maßrege- 
lung aus  dem  Betrieb  herausgedrängt  sind. 

In  den  modernen  Arbeitskämpfen  ist  der 
Streik  längst  der  Inbegriff  einer  Reihe  wohl- 
durchdachter strategischer  und  taktischer 
Maßnahmen  geworden,  mit  dem  Leitge- 
danken, mit  möglichst  wenig  Opfern  mög- 
lichst viel  Erfolg  zu  erzielen.  Durch  sorg- 
fältige statistische  Erhebungen,  durch  wohl- 
vorbereitete  Verhandlungen  von  Organisa- 
tion zu  Organisation  wird  die  Stärke  des 
Gegners  festzustellen  versucht.  Die  nötigen 
finanziellen  Mittel  für  die  Durchführung 
des  Kampfes  werden  im  voraus  durch  regel- 
mäßige Beitriigszahlungen  bereitgestellt.  Die 
öffentliche  Meinung  wird  beaibeilet  um 
ihr  die  Ansicht  beizubringen,  daß  der 
Streik  und  die  damit  verbundene  Beun- 
ruhigung und  Benachteiligung  der  Gesamt- 
heit das  letzte  Miltel  einer  in  Notwehr  be- 
findlichen Arbeiterschaft  sei.  Im  Streikorte 
wird  ein  Streikbureau  eingerichtet,  von  dem 
aus  der  Streik  planmäßig  geleitet  wird. 
Streikposten  sollen  die  Kollegen  über  den 
Streik  unterrichten  und  dadurch  Zuzug  fern- 
halten. Sie  sind  etwa  das  für  die  Arbeiter, 
was  der  Fernsprecher  für  den  Arbeitgeber 
bedeutet.  Meist  werden  Doppelposten  auf- 
gestellt, damit  bei  „Vorkommnisjen  mit 
gerichtlichem  Nachspie!  ein  Kollege  als 
Zeuge  auftreten  kann".  Nicht  seilen  ist  in 
den  offiziellen  Anweisungen  ausdrücklich 
betont,  daß  nur  ruhige,  besonnene  Kollegen 
als  Streikposten  Verwendung  finden  sollen, 
und  daß  sie  möglichst  nicht  in  Arbeits- 
kleidern ihre  für  den  Streikerfolg  so  wichtige 
Tätigkeit  ausüben  sollen.  Je  ausgedehnter 
der  Arbeitsmarkt  geworden  ist,  um  so  not- 
wendig<'r  wurde  es,  daß  von  einer  einheit- 
lichen Zentrale  aus  der  Kampf,  der  nur 
selten  auf  einen  Betrieb  oder  einen  Ort  be- 
schränkt bleibt,  einheitlich  geleilet  wird. 
Regelmäßig  behalten  sich  jetzt  die  Zentral- 
leitungen der  Gewerkschaften  das  Recht 
vor,  nicht  nur  zu  entscheiden,  wann  der 
Streik  beginnt,  sondern  auch,  wenn  er  ab- 
gebrochen werden  soll. 

Andererseits  hält  man  darauf,  in  Deutsch- 
land ebenso  wie  im  Auslande,  wo  starke 
Gewerkschaften  bestehen,  daß  der  Kampf 
regelmäßig  nur  geführt  werden  darf,  wenn 
dazu  die  Kraft  der  unmittelbar  beteiligten 
Organisation  ausreicht.  Schon  auf  dem 
Kölner  Kongreß  der  Freien  Gewerkschaften 
(lüOü)  wurde  ,,mit  großer  Entschiedenheit" 
der  (jrundsatz  aufgestellt,  ,,daß  wie  die  Füh- 
rung der  Streiks  so  auch  die  Beschaffung  der 
Mittel  zu  ihrer  Unterstützung  Aufgabe  jeder 
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einzelnen  Gewerkschaft  selbst  und  die  allein 
richtige  Beschaffung  der  Mittel  ausreichend 
hohe  Mitgliederbciträge  sei".  Nur  bei  außer- 
ordentlich großen  Streiks  und  Aussperrungen 
kann  auf  die  finanzielle  Hilfe  der  gesamten 
organisierten  Arbeiterschaft  des  Landes  ge- 
rechnet werden.  Infolgedessen  sind  auch  die 
sog.  Sympathiestreiks,  die  im  Anfang  der 
gewerkschaftlichen  Entwicklung  häufig 
waren,  um  im  Streik  befindliche  Kollegen 
freundnachbarliche  Hilfe  zu  bringen,  sel- 
tener geworden.  Wenn  sie  neuerdings  wieder 
häufiger  vorkommen,  so  ist  das  nur  die  Folge 
davon,  daß  der  Streik  weit  mehr  als  früher 
in  den  Dienst  politischer  Zwecke  gestellt 
wird,  und  dafür  ist  möglichste  Ausdehnung 
der  Streikbasis  vonnöten.  Für  den  Grundsatz, 
daß  der  gewerkschaftliche  Kampf  auf  die- 
jenigen beschränkt  bleiben  soll,  die  in  ihrem 
eigenen  Interesse  das  Kampfmittel  erproben 
möchten,  spricht  auch  eine  nicht  unwichtige 
sozial-psychologische  Ueberlegung:  Je  größer 
die  Kämpfe  werden,  je  weniger  infolgedessen 
die  Arbeiter,  die  sich  kennen  und  unmittelbar 
fühlen,  daß  sie  gemeinsame  Interessen  haben, 
unter  sich  bleiben,  um  so  größer  wird  die 
Gefahr,  daß  sich  differenzierte  Interessen 
Geltung  verschaffen,  wodurch  der  naturge- 
mäß sowieso  schon  vorhandene  Gegensatz 
zwischen  Massen  und  Führern  noch  weiter  ver- 
schärft wird.  Es  würde  eine  zu  starke  Be- 
lastung sein,  wenn  neben  der  räumlichen  Ver- 
breiterung nun  auch  noch  eine  berufliche  Aus- 
dehnungdereinzelnen Kämpfe  in  unabsehbare 
Weiten  stattfinden  würde.  —  In  der  neuesten 
Zeit  hat  man  eine  Art  der  Hilfe  von  Berufs- 
gruppe zu  Berufsgruppe  dadurch  zu  erreichen 
versucht,  daß  man  den  Begriff  der  „indirekten 
Streikarbeit"  einführte.  Daß  Angehörige 
des  selben  Berufs  streikenden  Kollegen  nicht 
in  den  Rücken  fallen  dürfen,  dadurch  daß 
sie  die  diesen  obliegende  Arbeit  übernehmen, 
war  von  jeher  für  jeden  Gewerkschaftler 
eine  Selbstverständlichkeit.  Nun  ging  man 
aber  so  weit,  daß  man  jede  Tätigkeit  glaubte 
einstellen  zu  müssen,  die  mit  den  Aufgaben 
der  Streikenden  in  irgendeinem,  wenn  auch 
entfernten  Zusammenhang  stehe.  Als  z.  B. 
in  Berlin  die  kaufmännischen  Angestellten 
streikten,  weigerten  sich  die  bei  den  Zei- 
tungsdruckereien angestellten  Chauffeure  die 
Zeitungen  an  die  Händler  zu  befördern;  denn 
das  Benzin  werde  jetzt  von  Personen,  die  an 
Stelle  Streikender  getreten  seien,  verteilt 
(Beiliner  Tageblatt  15./X.  1920  Nr.  472)  - 
daß  eine  derartige  Interpretation  des  Be- 
griffs „Streikarbeit"  zu  weit  geht,  haben 
inzwischen  die  maßgebenden  Gewerkschafts- 
führer wohl  eingesehen. 

Manchmal  können  die  Arbeiter  einer 
Berufsgruppe  den  Arbeitgeber  auch  dadurch 
zum  Nachgeben  zwingen,  daß  sie  ihm  Ar- 
beitskraft entziehen,  ohne  die  allgemeine 


Arbeitsniederlegung  zu  proklamieren.  In 
Betracht  kommen  zu  dem  Zwecke  der  ,, par- 
tielle Streik",  der  ,,Auf  kündigungs- 
streik",  die  ,, Betriebssperre"  und  end- 
lich die  ,, passive  Resistenz". 

Beim  partiellen  Streik  werden  nur 
Teile  der  Arbeiter  aus  dem  Betriebe  gezogen. 
Das  kann  für  den  Arbeitgeber  unter  Um- 
ständen ebenso  fatal  sein,  wie  die  völlige 
Arbeitsniederlegung.  Häufig  hilft  dabei  den 
Arbeitern  die  foitgeschrittene  Technik,  bei 
der  der  einzelne  Arbeiter  nur  ein  Räd- 
chen in  dem  ungeheuren  Betriebe  ist,  das 
schwer  zu  ersetzen  ist.  Besondere  Schwie- 
rigkeit macht  den  Unternehmern  der  partielle 
Betriebsstreik  da,  wo  neben  hochqualifi- 
zierten Arbeitern  eine  Reihe  von  weniger 
qualifizierten  Arbeitern  zur  Hilfeleistung  be- 
schäftigt ist.  Gelegentlich  kommt  es  vor,  daß 
die  Hilfsarbeiter,  die  ohne  Kündigung  ein- 
gestellt waren,  plötzlich  die  Arbeit  nieder- 
legen und  die  teueren  qualifizierten  Arbeiter 
auf  längere  Zeit  hinaus  nicht  beschäftigt 
werden  konnten.  Häufiger  ist  freilich  das 
Gegenteil  der  Fall,  daß  sich  zwar  ungelernte 
Hilfsarbeiter  genügend  anbieten,  aber  der 
Betrieb  nicht  aufrechterhalten  werden  kann, 
weil  die  dafür  erforderlichen  qualifizierten 
Arbeiter  ihre  Mitwirkung  versagen.  Die 
Gewerkschaftsführer  sind  sich  einig  darin, 
daß  der  Arbeitgeber  durch  die  Verbesserung 
seiner  maschinentechnischen  Hilfsmittel  eher 
mehr  als  weniger  von  den  Arbeitern  ab- 
hängig ist.  Partiell  kann  der  Streik  auch  in 
dem  Sinne  sein,  daß  nur  die  Arbeiter,  die 
besonders  dringliche  Aufgaben  übernommen 
haben,  die  Arbeit  niederlegen,  was  nament- 
lich im  Baugewerbe  eine  Rolle  spielen  kann. 
Freilich  bleibt  der  partielle  Betriebsstreik 
selten  lange  als  solcher  bestehen.  Der  Arbeit- 
geber pflegt  ihn  alsbald  mit  einer  weiter- 
greifenden Aussperrung  zu  beantworten. 

Der  ,,Auf  kündigungsstreik"  ist 
nichts  anderes  als  ein  systematisches  Auf- 
kündigen der  Arbeiter.  Arbeiter  kündigen 
ihre  Stelle,  andere  lassen  sich  einstellen,  um 
alsbald  auch  wiederum  die  Kündigung  ein- 
zureichen, und  das  wird  dann  fortgesetzt,  bis 
der  Arbeitgeber  mürbe  geworden  ist.  Ein 
derartiger  Aufkündigungsstreik  kann  natür- 
lich nur  bei  besonders  gut  organisierten  Ar- 
beitern in  Frage  kommen.  Auch  nur  dort, 
wo  bei  qualifizierter  Arbeit  eine  relativ  ge- 
ringe Zahl  von  Arbeitern  genügt,  um  durch 
die  angegebene  Methode  z\im  Ziel  zu  ge- 
langen. 

Die  „stille  Betriebssperre"  sucht 
durch  Warnung  von  Mund  zu  Mund  Zuzug 
von  neuer  Arbeitskraft  fernzuhalten.  Sie 
mag  da  am  Platze  sein,  wo  ein  einzelner  Ar- 
beitgeber sich  in  besonderem  Maße  miß- 
liebig gemacht  hat  und  wo  es  dann  leicht  ist, 
für  die  Kollegen,  die  von  der  einen  Stelle 
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ferngehalten  werden  können,  andere  ge- 
eignete Arbeitsplätze  ausfindig  zu  machen. 
Derartige  „im  Stillen  schleichende  Sperren" 
können  oft  für  den  Betroffenen  besonders 
verhängnisvoll  sein.  Die  „stille  Sperre" 
heißt  es  in  einem  Bericht  der  württem- 
bergischen Gewerbeaufsichtsbeamten,  „dau- 
ert oft  viel  länger,  als  die  Verhältnisse, 
die  zu  ihrer  Entstehung  Anlaß  gegeben 
haben". 

Möglich  ist  endlich  auch,  daß  die  Ar- 
beiter an  ihrer  Arbeitsstelle  erscheinen,  aber 
„passive  Resistenz"  üben,  d.  h.  vor- 
sätzlich ihre  Arbeitsleistung  einschränken. 
Die  Arbeiter  arbeiten  wohl,  aber  sie  schaffen 
nicht  das  hergebrachte  Quantum,  das  dem 
ihnen  gezahlten  Lohne  entspricht.  Es  scheint, 
daß  diese  Kampfmethode  zuerst  in  Italien 
von  Eisenbahnern  mit  Erfolg  erprobt  wurde. 
Später  hat  sie  in  Oesterreich  Nachahmung 
gefunden,  auch  in  Amerika  und  England 
hat  dieses  System  der  „Ca-oanny-Politik" 
(„komm  gemächlich")  viel  von  sich  reden 
gemacht.  In  Deutschland  wurde  die  passive 
Resistenz  vor  dem  Kriege  nur  ganz  aus- 
nahmsweise angewandt,  wenn  sie  auch  ge- 
legentlich in  den  Gewerkschaftsblättern  emp- 
fohlen wurde.  So  schrieb  im  Februar  1913 
der  „Grundstein",  das  Organ  des  Deutschen 
Bauarbeiterverbandes: ,, Leider  hatein  großer 
Teil  unserer  Kollegen  noch  nicht  erkannt, 
daß  sie  dem  Unternehmertum  nicht  ihr 
ganzes  Ich,  ihre  gesamte  Arbeitskraft 
hinzugeben  brauchen.  Gegenwärtig  wird 
die  Arbeitskraft  jedes  einzelnen  im  Dienste 
des  Kapitalismus  vollständig  aufge- 
sogen .  .  .  diesem  Uebelstande  wäre  ab- 
zuhelfen, wenn  die  Kollegen  ihre  Leistungs- 
fähigkeit etwas  zurückhalten  und  sich  darin 
nicht  gegenseitig  Konkurrenz  böten.  Der 
Baudelegierte  sollte  in  seinem  eigenen 
Wirkungskreis  die  passive  Resistenz  zur 
Geltung  bringen,  indem  er  durch  ein  eigenes 
gutes  Beispiel  den  anderen  Kollegen  den 
Weg  zeigt".  Hier  wurde  die  passive  Resi- 
stenz gewissermaßen  als  üauereinrichtung 
empfolilen.  In  Kampfzeiten  wäre  dann  nur 
notwendig,  das  alltägliche  Mittel  noch  etwas 
radikaler  anzuwenden.  Bernstein  nennt  die 
passive  Resistenz  ein  ausgeklügeltes  Ver- 
fahren, das  „mit  seinem  Umgehen  eines 
offenen  Kampfes  nicht  sonderlich  sympa- 
thisch anmutet".  Nach  dem  Kriege  wurde 
dieses  Verfahren  aber  auch  in  Deutschland 
in  zahlreichen  Fällen  in  Anwendung  gebracht. 
Den  italienischen  Arbeitern  blieb  es  vor- 
behalten eine  besondere  Art  passive  Resi- 
stenz zu  erfinden,  den  sog.  intermittieren- 
den Streik.  Die  „posttelcgrafonici"  z.  B. 
legten  willkürlich  im  Laufe  des  Tages  Feier- 
stunden ein,  erklärten  dann  dem  auf  Ab- 
fertigung wartenden  Publikum,  das  Perso- 
nal habe  beschlossen  eine  allgemeine  Arbeits- 


pause eintreten  zu  lassen.  Gelegentlich 
wurde  die  passive  Resistenz  noch  dadurch 
verschärft,  daß  der  Arbeiter  die  durch  die 
passive  Resistenz  gewonnene  Zeit  zum 
„Pfuschen",  d.  h.  nach  dem  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Sprachgebrauch,  zur 
Arbeit  für  eigene  Zwecke,  unter  Benutzung 
der  Werkzeuge  und  des  Materials  der  Fabrik 
benutzte.  iVach  den  Daimler  Werk-Nach- 
richten 1920,  S.  49  schätzte  ein  Ableilungs- 
ingenieur  nach  den  bei  Stillegung  des  Werkes 
während  eines  Kampfes  vorgefundenen 
Gegenständen,  daß  etwa  50%  der  Arbeits- 
zeit in  seiner  Abteilung  auf  (iie  Herstellung 
von  ,, Pfuscharbeit"  verwandt  wurde.  Dem 
1  Kampf  gegen  das  Pfuschertum  wurde,  so 
[Wird  hinzugefügt,  von  Teilen  der  Belegschaft 
wie  auch  von  der  Betriebsvertretung,  die 
größten  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt. 
Es  ist  aber  anzunehmen,  daß  es  sich  hier  um 
eine  Ausnahmeerseheinung  handelt,  daß  die 
Gewerkschaften  die  passive  Resistenz  nicht 
zu  ihren  regelmäßigen  Kampfmitteln  zählen, 
es  würde  dies  auch  den  wohlverstandenen 
Dauerinteressen  der  Arbeiterschaft  wider- 
sprechen. 

2.  Die  Sabotage.  Die  eben  erwähnte 
Pfuscherei  kann  zugleich  auch  eine  Art  der 
Sabotage  sein,  d.  h.  der  gewaltsamen  Hem- 
mung und  Zerstörung  der  Produktionsmittel, 
um  den  Arbeitgeber  zu  Zugeständnissen  zu 
zwingen.  Es  wurde  schon  in  der  historischen 
Skizze  erwähnt,  daß  in  Ländern  mit  schwa- 
chen Organisationen  die  fehlende  Stärke 
durch  um  so  größere  Tücke  ersetzt  werden 
muß.  Die  Sabotage  wurde  daher  auch  ins- 
besondere in  Frankreich  als  Kampfmittel 
empfohlen.  Man  rechtfertigt  sie  mit  der 
Erwägung,  daß  man  für  schlechten  Lohn 
auch  schlechte  Arbeit  leisten  müsse;  suchte 
dann  aber  in  weiterer  Folge  das  Arbeits- 
resultat auch  noch  künstlich  zu  verschlech- 
tern dadurch,  daß  man  Arbeitsstoffc  und 
Arbeitsmittel  absichtlich  verderben  ließ, 
daß  man  Leitungsdrähte  zerschnitt,  Siche- 
rungen zerstörte.  Es  spricht  für  den  hohen 
Stand  der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung 
daß  ihre  Führer  sich  gegen  diese  mutwillige, 
meist  hinterlistige  Zerstörung  des  Eigentums 
der  Arbeitgeber  stets  mit  aller  Entschieden- 
heit gewandt  haben.  Als  vor  dem  Kriege 
von  einem  Vertreter  der  Arbeitgeberinter- 
essen den  deutschen  Gewerkschatten  der 
Vorwurf  gemacht  wurde,  daß  auch  sie  die 
Sabotage  als  Kampfmittel  anwendeten,  er- 
klärte der  in  erster  Linie  durch  den  Vorwurf 
getroffene  Zentralverband  der  Maschinisten 
und  Heizer,  daß  er  gleich  anderen  deutschen 
Gewerkschaften  „nie  an  die  Sabotage  ge- 
dacht habe,  sie  nie  angewandt  habe,  noch 
anwenden  werde,  ...  ist  das  Unternehmer- 
tum rücksichtslos  und  eisenstiruig,  so  setzen 
I  dem  die  Arbeiter  die  Macht  der  Solidarität 
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entgegen.  Aber  die  Maschinen,  die  Meister- j  wenden,  lag  es  nahe,  diese  Hilfe  durch  or- 
werlie  der  Technik  und  der  menschlichen  •  ganisierte  Entziehung  der  Kaufwilligkeit 
Arbeitskraft  sollen  sie  nicht  zerstören,  sie  breiter  Massen  zur  Anwendung  zu  bringen. 


stehen  auf  hoher  Warte" 

Dem  Wesen  nach  verwandt  mit  der 
Sabotage  ist  die  gewaltsame  „Betriel)s- 
besetzung"  durch  die  Arbeiter.  In  Italien 
hat  sie  besonders  viel  von  sich  reden  ge- 


Die  Aufforderung  an  einen  größeren,  regel- 
mäßig nicht  geschlossenen  Personenkreis, 
als  Konsument  geschäftliche  Beziehungen 
zu  bestimmten  Unternehmungen  zu  ver- 
meiden, pflegt  man  „Boykott"  zu  nennen. 


macht,  sie  wurde  dort  schon  lange  vor  dem  '  Als  Kampfmittel  der  Arbeiter  kann  der 
Kriege  angewandt,  indem  Landarbeiter  und  ^  Boykott  naturgemäß  nur  in  beschränktem 


landarme  Bauern  unbebaute  Gebiete  oder 
Latifundien  für  kürzere  oder  längere  Zeit 
in  Besitz  nahmen.   Neuerdings  wurde  dieses 
System  aber  auch  in  der  Industrie  nutzbar 
gemacht.    Als  im  Jahre  1920  in  einer  Mai- 
länder Fabrik  Arbeiter  ausgesperrt  wurden, 
beantwortete    der    sozialistische  Metall- 
arbeiterverband dieses  Vorgehen  mit  der 
Besetzung  aller  Metallbetriebe  in  Mailand. 
Die  Besetzung  vollzog  sich  auf  Grund  vorher 
ausgearbeiteter    Richtlinien    ohne  irgend- 
welchen  Widerstand   seitens   der  Fabrik- 
besitzer oder  der  Staatsgewalt.  Bald  folgten 
Rom,  Turin,  Genua,  und  als  die  Arbeit- 
geber die  Generalaussperrung  für  die  gesamte 
Metallindustrie    Italiens   verfügten,  wurde 
das  mit  der  Besetzung  möglichst  aller  Be- 
triebe der  italienischen  Metallindustrie  durch 
die  Arbeiter  beantwortet.  Die  Metallarbeiter 
blieben,  zumal  die  Sache  sich  scheinbar  so 
glatt  vollzog,  nicht  vereinzelt,  andere  Ar- 
beiterschichten folgten  und  auf  zahlreichen 
Fabriken  Italiens  wehte  die  rote  Fahne. 
Aber  nun  kam  erst  das  entscheidende  Pro- 
blem.   Es  handelte  sich  darum,  diese  Be- 
triebe auch  weiterzuführen.    Die  Arbeiter 
mußten   mit   den   vorhandenen  Betriebs- 
mitteln auszukommen  versuchen,  die  Mög- 
lichkeit, sich  neue  zu  verschaffen,  war  nicht 
gegeben.  Zwar  hatte  man  ^ich  die  Mitarbeit 
der  technischen  und  administrativen  Leiter 
gesichert,  teils  mit,  teils  ohne  Zwang;  aber 
dennoch  entstanden  für  die  Arbeiter  Sorgen 
um  Sorgen,  insbesondere  auch  wegen  Be- 
Bchfiffung  des  Rohmaterials.     Die  Liefe- 
ranten standen  auf  selten  der  Industriellen. 
Die  ausgesperrten  Unternehmer  warteten 
ruhig  ab,  sie  wußten,  daß  ihre  Zeit  kommen 
mußte.  Nach  einigen  Wochen  wurden  in  der 
Tat  die  Betriebe  den  Unternehmern  über- 
lassen, die  allerdings  den  Arbeitern  durch 
Einrichtung  der  Betriebsräte,  die  Zulassung 
der  BetriebskontroUe,   ein  gewisses  Ent- 
gegenkommen zeigten.  Hier,  wie  auch  sonst, 
ergab  sich,  daß  die  Betriebsbesetzung  als 
gewerkschaftliches    Kampfmittel  durchaus 
untauglich  ist. 

3.  Der  Boykott.  Solange  die  Arbeiter 
noch  nicht  stark  organisiert  waren,  um  auch 
größere  Kämpfe  mit  größerer  Kraft  durch 
führen  zu  können,  sie  also  gezwungen  waren, 
sich  an  die  Hilfe  und  Sympathie  der  Ar- 
beiterkollegen und  der  Arbeiterfreunde  zu 


Umfange  zur  Anwendung  gelangen,  eben 
bei  den  Waren,  die  auf  den  Absatz  in  Ar- 
beiterkreisen vor  allem  angewiesen  sind. 
Man  pflegt  den  direkten  Boykott  von  dem 
indirekten  zu  unterscheiden.  Der  Boykott 
sagt  uns,  wie  gelegentlich  einmal  der  ame- 
rikanische Arbeiterführer  John  Mitchel 
meinte  .  .  .  ,,mit  wem  ich  nicht  verkehren, 
der  Label,  mit  wem  ich  einen  besonders  inten- 
siven Verkehr  pflegen  soll".  Der  direkte 
Boykott  ist  die  offene  Weigerung  größerer 
Voiksmassen,  bei  bestimmten  Firmen  zu 
beziehen,  bei  dem  indirekten  Boykott  werden 
durch  besondere  Marken  und  Stempel  (Label) 
Waren  kenntlich  gemacht,  deren  Produktion 
unter  günstigeren  Verhältnissen  für  die  Ar- 
beiter vor  sich  geht.  Sowohl  der  direkte, 
wie  auch  der  indirekte  Boykott  haben  seit 
Jahrzehnten,  besonders  in  den  Vereinigten 
Staaten  mannigfache  Verwendung  durch  die 
Arbeiterschaft  gefunden.  Insbesondere  ist 
der  Label  seinem  Ursprünge  wie  seiner  Ver- 
breitung nach  eine  rein  amerikanische  Er- 
scheinung. Bei  der  Zigarrenfabrikation,  in 
der  Hutmacherbranche,  der  Kleiderbranche 
sind  Labelmarken  in  Amerika  mit  Erfolg 
angewandt  worden.  In  Deutschland  und 
England  tritt  jede  Art  des  Boykotts  mit  dem 
Ausbau  der  Gewerkschatten  als  Kampf- 
mittel immer  mehr  zurück.  Selbst  bei  Bier- 
brauereien, die  zeitweise  unter  den  Boykotts 
der  Arbeiter  erheblich  zu  leiden  hatten  (Ber- 
liner Bierboykott  1894!)  wird  in  der  neueren 
Zeit  der  Boykott  kaum  noch  angewandt.  Es 
ist  eben  mehr  Zeichen  der  wirtschaftlichen 
und  politischen  Schwäche  der  Arbeiter  als 
Produzenten,  wenn  sie  zu  einem  Mittel  greifen, 
das  ihnen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Konsu- 
menten doch  nur  dann  Aussicht  auf  Erfolg 
eröffnet,  wenn  es  ihnen  gelingt,  Bundes- 
genossen zu  werben,  und  diese  zu  veran- 
lassen, während  längerer  Zeit  der  Sache 
der  Arbeiterschaft  treu  zu  bleiben.  Die 
anderen  Kampfmittel  der  Arbeiter,  insbe- 
sondere der  Streik,  werden  regelmäßig  viel 
sicherer  zum  Erfolg  führen. 

B.  Kampfmittel  der  Arbeitgeber: 

insbesondere  die  Aussperrung. 
Das  Gegenstück  zu  den  Arbeitseinstel- 
lungen  der  Arbeiter  sind  die  Aussper- 
rungen (der  „Lock  out")  der  Unlemehnier. 
Es  handelt  sich  dabei  um  eine  von  den  Ar- 
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beitgebern  im  Kampfe  gegen  die  Arbeiter 
herbeigeführte  Unterbrechung  des  Arbeits- 
verhältnisses. 

Die  Versuche,  den  Begriff  Arbeiisaussnerrung 
bestimmter  zu  begrenzen,  kann  man  mit  Schwit- 
tau  in  zwei  Gruppen  einteilen.  Ple  einen  machen 
die  Tatsachen  der  Arbeitseinstellungen  zu  dem 
entscheidenden  Unterschied  zwischen  Streik  und 
Aussperrung,  die  anderen  gehen  von  dem  Motiv  ' 
aus,  das  den  Anlaß  zum  Streite  gibt.  Nach  dem 
Vorgang  des  amerikanischen  Arbeitsbiireaus,  wird 
bei  den  amtlichen  statistischen  B  T'^ius  in  der  I 
Regel  so  verfahren,  daß  man  von  Streik  spricht, 
wenn  die  Arbeiter  eines  Betriebes  die  Arbeil  selbst 
einstellen  und  nicht  weiter  arbeiten  wollen,  bis 
ihre  Forderungen  bewilligt  sind;  dagegen  von! 
Aussperrung,  wenn  die  Leiter  des  Unternehmens 
ihre  Arbeiter  entlassen  und  sie  nicht  wieder  ein-' 
stellen,  bis  sie  sich  den  Bedingungen  der  Arbeit- 
geber unterworfen  haben.     Von  anderer  Seite 
wird  aber  die  Auffassung  vertreten,  daß  es  auf 
die  wirkliche  Ursache  der  Betriebscinstellung  I 
ankommt.   Em  Streik  lieg'  nur  dann  vor,  wenn  | 
die  Arbeiter  eine  Aenderung  der  Arbeilsbedin- j 
gungen,  und  eine  Aussperrung,  wenn  die  Unter-! 
nehmer  eine  solche  begehren.     Wer  förmlich 
das  Arbeitsverhältnis  kündigt,  bzw.  löst,  wird 
hier  nicht  untersucht.  Es  kommt  hier  nur  auf  die 
wirkliche  Ursache  der  Bestriebseinstellung  an. 
Diese    Begriffsabgrenzung  stößt   aber   in  der 
Pra.\-is  auf  recht  erhebliche  Schwierigkeiten  und 
sie  läßt  sich  auch  mit  dem  herrschentlen  Sprach- 
gebrauch nicht  in  Einklang  bringen.  Immerhin 
ist  zuzugeben,  daß  es  nicht  immer  leicht  ist, 
Streik  und  Aussperrung  voneinander  zu  unter- 
scheiden.    Die   offiziellen  englischen  Quellen 
verzichten  daher  darauf,  eine  Unterscheidung 
zwischen  Streik  nnd  Lockout  durchzuführen.  Sie 
fassen  beide  lediglich  unter  dem  gemeinschaft- 
lichen Begriff   „Arbeitsk.impfe"    („Tradi's  dis- 
putes")  zusammen,  ein  Verfahren,  das  aber  auch 
wieder  deshalb   bedenklich   ist.   weil  dadurch 
mancherlei  wertvolle  Aufklärung  verloren  geht, 
die  dann  immerhin  zur  Verfügung  steht,  wenn 
man  weiß,  wer  bei  den  Arbeifskämpfen  wenig- 
stens förmlich  den  Anfang  gemacht  hat.    In  dor 
französischen  Literatur  und  amtlichen  Statistik 
wird  noch  ein  Unterschied  gemacht  zwischen 
LockoutstAussperrungdurchdie  Arbeitgeber)  und 
„grevc^i  de  patrons"  (Ausstand  der  Arbeitgeber). 
Im  letzteren  Falle  schließen  die  Unternehmer 
ihre  Werkstätten  in  der  Absicht,  dadurch  einen 
Druck  auf  die  Regierung  und  die  öffentliche 
Meinung   auszuüben,    gewisse    Gesetzesbestim- ' 
mungen  zur  Aufhebung  zu  bringen,  oder  die  Ein- 
führung neuer  ges-tzlicher  oder  politischer  Be- 
stimmungen  zu   hintertreiben.  Irgendwelche 
erhebliche  Bedeutung  haben  diese  A  l)  'iigcbei- 
an^siiinii"  bis  jetzt  aber  nirgendwo  gehabt,  auch 
m  Frankreich  nicht. 

Die  Aussperrung  war  im  Gegensatz  zu  den 
wilden  Streiks  von  vornherein  fast  stets  ein 
planmäßig  vorbereiteter  und  durehgeführtcr 
Kampf.  Der  Arbeitgeber  stellt  ja  schon  für 
sich  allein  eine  Art  Koalition  mit  einheit- 
lichem Willen  dar.  Er  übersieht  die  Markt- 
Verhältnisse  besser  als  die  organisierten  Ar- 
beiter. Leichter  wird  es  ihm  in  der  Regel,  mit 
eigenen  Mitteln,  oder  mit  Hilfe  des  Kredits 


den  Kampf  aufzunehmen  und  durchzu- 
halten. Dehnt  er  sich  aber  aus,  wird  es  für 
den  einen  Arbeitgeber  notwendig,  mit  an- 
deren Arbeitgebern  gemeinsam  vorzugehen, 
dann  hat  auch  er  datnit  zu  rechnen,  daß  ihm 
die  Vereinigung  zwar  vermehrten  Rückhalt, 
aber  auch  allerhand  Gefahren  bringt.  Zwar 
wird  dem  Arbeitgeber  das  Problem  ., Massen 
und  Führer"  nicht  allzuviel  zu  schaffen 
inachen,  aber  der  Konkurrenzneid,  der 
Gegensatz  der  verschiedenen  lokalen,  zeit- 
lichen, beruflichen  Interessen  führt  leicht 
zu  einer  schweren  Belastungsprobe  für  die 
Solidarität  der  Kämpfenden."  Die  folgenden 
Ausführungen  über  die  allgemeine  Würdi- 
gung der  Aussporrungen  sind  im  wesent- 
lichen d  m  Art.  „Aussperrungen"  von  Bier- 
nier  in  der  3.  Auflage  dieses  Handwörterbuchs 
cntnonimen.  Das  was  damals  (1909)  richtig 
war,  trifft  auch  heute  noch  ohne  weiteres  zu: 


I      An  und  für  sich  liegt  es  nicht  im  Interesse 
I  der   Unternehmer,   in   Arbeitstreitigkeiten  die 
Initiative  zu  ergreifen.  Sie  haben  heutzutage  mehr 
als  die  Arbeiter  Rücksicht  zu  nehmen  auf  die 
Stellung  der  öffentlichen  Meinung,  die  vielfach 
ohne  genaue  Kenntnis  der  dem  Konflikt  zu- 
grunde liegenden  Ursachen  dem  passiven  Teile 
der  Kämpfenden  ihre  Sympathien  zuzuwenden 
geneigt  ist,  also  den  verurteilt,  von  dem,  ober- 
flächlich betrachtet,  die  den  Frieden  störende 
Aktion  ausgeht.  Gerade  aber  in  solchen  Ländern, 
j  wo  viele  von  vornherein  geneigt  sind,  für  die 
!  Arbeiter  einseitig  Partei  zu  ergreifen,  wird  sich 
das  Unternehmertum  wohl  hüten,  das  Signal 
zum  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  zu  geben. 
Ist  der  Konflikt  unvermeidlich,  so  ändert  es  an 
I  der  Lage  der  Unternehmer  wenig  oder  gar  nichts, 
ob  ihre  Betriebe  im  Wege  der  Aussperrung  oder 
des  Streiks  zum  Stillstand  kommen,  höchstens 
könnte  der  Umstand  in  die  Wagschale  fallen, 
daß  der  Kontrakfbruch,  der  den  .Arbeitgebern 
gewi.sse  Verlegenheiten  bereiten  kann,  vermieden 
wird.     Die  Aussperrung  ist  auch  insofern  für 
da«  LTnternehmertum  ein  zweischneidige;  Schwert, 
weil  man  durch  dieses  Mittel,  das  immer  etwas 
Gehässiges  an  sich  hat,  den  Korpsgeist  der  Gegner 
stärkt.  Bei  einem  Streik  kann  der  Unternehmer 
fast  immer  mit  einer  Minderheit  von  arbeits- 
willigen „Streikbrechern"  oder  mit  Zuzug  von 
auswärts  rechnen,   wodurch  es  ihm  vielleicht 
möglich  wird,  wenigstens  einen  Teil  des  Betriebs 
aufrechtzuerhalten.    Bei  der  Aussperrung  ver- 
sagt dieses  Aushilfsmittel,  besonders  dann,  wenn 
es  sich  um  gelernte  Arbeiter  handelt,  die  ja 
schwer  zu  ersetzen  sind. 

Bekanntlich  gibt  es  Fälle,  wo  den  Unter- 
nehmern eine  Arbeitssperre  nicht  unwillkommen 
ist,  z.  B  in  einer  Periode  akuter  Ueberproduktion. 
Hier  wirkt  die  Betriebseinstellung  auf  den 
Warenvorrat  vermindernd  und  den  Warenpreis 
befestigend  ein.  Da  der  Unternehmer  bei  besserem 
Ueberblick  über  die  Marktlage  den  Zeitpunkt, 
wo  eine  Betriebsein«chränkiing  am  Platze  wäre, 
mit  größerer  Sicherheit  erkennen  kann,  so  ist 
hier  eine  Aussperrung  zweckmäßiger  und  könnte 
besser  vorbereilcl  sein,  al-'  der  Streik.  Ein  solches 
Vorgehen  setzte  aber  ein  so  übertriebenes  Maß 
I  rücksichtsloser  Unternehmerpolitik  vorau?,  wie 
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wir  es  glücklicherweise  nur  ganz  vereinzelt 
haben.  Gewöhnlich  arbeiten  unsere  Großunter- 
nehmer auch  bei  sinkender  Konjunktur  und  we- 
niger lohnender  Preisgestaltung  mit  der  Hoffnung 
auf  bessere  Zeiten  ruhig  weiter.  Sie  nützen  so 
wenigstens  ihr  Betriebskapital  aus  und  erhalten 
sich  ihre  Kundschaft.  Lohnreduktionen  lassen 
sich  in  dieser  Lage  auch  ohne  Kampf-  und 
Zwangsmittel  durchsetzen.  Außerdem  steht  ja 
jederzeit  der  wenig(T  radikale  Weg  offen,  einen 
Teil  des  Betriebs  stillstehen  zu  lassen.  Feier- 
schichten einzulegen  und  einen  Teil  der  Arbeiter 
zu  entlassen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  es,  solange 
nicht  ein  förmlicher  Kriegszustand  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  proklamiert  ist,  nicht  sehr 
wahrscheinlich,  daß  von  dem  Kampfmittel  der 
Aussperrung  so  häufig  Gebrauch  gemacht  wird, 
wie  von  dem  des  Streiks.  Dagegen  lehrt  die  Er- 
fahrung, daß  die  Möglichkeit  einer  zielbewußten 
und  umfassenden  Aussperrung  die  Streiklust 
dämpft.  Diese  Erfahrung  kann  man  in  allen 
Industriestaaten  machen.  Wo  die  Aussperrungen 
verhältnismäßig  stark  zunehmen,  da  handelt  es 
sich  wahrscheinlich  nur  um  eine  vorübergehende 
Erscheinung. 

Nur  dem  Vorpostengefecbt  dient  eine  Art 
der  Entziehung  der  Arbeitsgelegenheit,  die 
die  Arbeitgeber  in  Form  der  persönlichen 
und  territorialen  ßetriebssperre  gelegentlich 
anwenden.    Bei  der  persönlichen  Arbeiter- 
sperre werden  in  besondere  Listen,  gemein- 
hin ,, Schwarze  Listen"  genannt,  Arbeiter 
namentlich  aufgeführt,  deren  Einstellung 
man  verhindern  möchte.   So  hatte  z.  B.  der 
1908  gegründete  Zechenverband  zu  Essen  in 
seine  Satzungen  folgende  Bestimmung  auf- 
genommen: ,, Arbeiter,  die  vereinzelt  unter 
Vertragsbruch  die  Arbeit  auf  einem  Ver- 
bandswerk niedergelegt  haben,  dürfen  wäh- 
rend 6  Monaten  von  einem  anderen  Verbands- 
werk nicht  angenommen  werden.   Hat  eine 
Werkleitung  erst  nach  der  Annahme  eines 
Vertragsbrüchigen  Arbeiters  von  dem  Ver- 
tragsbruche erfahren,  so  hat  sie  seine  Kün- 
digung zu  veranlassen,  es  sei  denn,  daß 
das  nach  dem  Vertragsbruch  begründete 
Arbeitsverhältnis  schon  länger  als  3  Monate 
besteht."   Auf  Grund  dieses  Verrufsgebotes 
wurden  tatsächlich  eine  Menge  von  Arbeitern 
als  vertragsbrüchig  gemeldet  und  auf  die 
Liste  der  nicht  einzustellenden  Arbeiter 
gesetzt.  Das  Verfahren  rief  in  diesem  Falle, 
wie  auch  sonst,  nicht  nur  in  Gewerkschafts- 
kreisen, auch  in  der  öffentlichen  Meinung 
einen  solchen  Sturm  der  Entrüstung  hervor, 
daß  die  persönliche  Arbeitssperre  in  Form 
der  Schwarzen  Listen  alsbald  an  Bedeutung 
sehr  wesentlich  verlor,  zumal  die  bei  einem 
Werk    aus    verschiedenen    Gegenden  ein- 
laufenden Schwarzen  Listen  an  die  Tätigkeit 
der  einzelnen  Lohnbureaus  und  der  einzelnen 
Annahmebureaus  ganz  außerordentlich  große 
AnforderuHgen  stellte.   Man  ging  daher  vor 
dem  Kriege  mehr  und  mehr  dazu  über, 
Listen  nicht  mehr  auszugeben,  sondern  den  ' 


Werken  zu  empfehlen,  aus  den  Bezirken,  wo 
die  Arbeitgeber  sich  mit  ihren  Arbeitern 
im  Kampfe  befinden,  bis  zu  einem  Widerrufs- 
termin Arbeiter  überhaupt  nicht  melir  an- 
zunehmen. 

Uebrigens  wurde  das  System  der  , .schwarzen 
Listen"  im  Ausland  manchmal  viel  rücksichts- 
loser gehandhabt  als  in  Deutschland.  So  hieß 
es  z.  B.  im  §  12  der  Satzungen  des  Arbeitgeber- 
verbandes Schweizerischer  Maschinen-Industriel- 
ler: .,Im  Fall  die  Arbeiterbewegung  zum 
Streik  führen  sollte,  wird  der  Vorstand  vor  allem 
sich  Rechenschaft  zu  geben  haben  und  sich 
darüber  aussprechen,  ob  dieser  Streik  berechtigt 
sei  oder  nicht.  —  Ist  letzteres  der  Fall,  so  wird 
der  Vorstand  das  Verzeichnis  der  streikenden 
Arbeiter  des  betreffenden  Mitglieds  den  anderen 
Mitgliedern  mitteilen.  Die  Mitglieder  verpflichten 
sich  gegenseitig,  keine  streikenden  .\rbeitcr  an- 
zustellen. Nach  Beendigung  des  Streiks  wird 
der  Vorstand  die  Mitglieder  davon  benach- 
richtigen, welche  von  den  Arbeltern,  die  gestreikt 
haben,  angestellt  würden  dürfen.  Als  Regel 
gilt,  daß  bei  Verbandsfirmen  streikende  Arbeiter 
bis  zu  zwei  Jahren  von  der  jVnstcllung  bei  allen 
anderen  dem  Verbände  angehörenden  Firmen 
ausgeschlossen  werden  können."  Die  derzeitigen, 
1916  revidierten  Satzungen  des  erwähnten  Ver- 
bandes enthalten  diese  Bestimmung  nicht  mehr. 

Die  persönlichen,  wie  die  territorialen  Be- 
triebssperren konnten  da  für  den  Unter- 
nehmer wesentlich  erleichtert  werden,  wo  er 
Herr  über  den  Arbeitsnachweis  war.  Wenn 
freilich  die  Arbeiter  jeden  von  den  Unter- 
nehmern organisierten  Arbeitsnachweis  als 
ein  gegen  sie  gerichtetes  Kampfmittel  be- 
trachteten, so  entspricht  das  nicht  den 
Tatsachen.  Nicht  nur  die  B^urcht  vor  den 
Arbeiterorganisationen  und  der  von  ihnen 
beeinflußten  öffentlichen  Meinung  hielt  die 
Arbeitgeber  davon  ab,  ihre  Nachweise  zu 
mißbrauchen,  sondern  auch  wohlverstan- 
denes Unternehmerinteresse.  Sie  mußten 
sich  klar  darüber  sein,  daß  der  Arbeitsnach- 
weis erst  dann  gut  funktionieren  kann, 
wenn  er  sich  einigermaßen  das  Vertrauen 
der  Arbeiterschaft  erworben  haben  wird. 
Nur  dann  ist  es  möglich,  den  eigentlichen 
Zweck  des  Nachweises  zu  erfüllen,  tüchtige 
und  brauchbare  Arbeiter  für  die  Industrie 
auszuwählen  und  an  ihren  richtigen  Arbeits- 
platz zu  bringen.  Daß  die  Nachweise  der 
Arbeitgeber  namentlich  im  Anfang  ihrer 
Entwicklung  häufig  als  Kampfmittel  miß- 
braucht wurden,  daß  sie  namentlich  in  Streik- 
fällen dazu  dienten,  eine  gewisse  Kontrolle 
über  die  Arbeiter  auszuüben,  kann  freilich 
nicht  bestritten  werden  (Vgl.  die  Arft. 
,,-\rbeitsnuirkt  und  Arbeitsnachweis"  sowie 
,,  Arbeitgeberverbände".  1 

C.  Abwehrmittel  im   Interesse   der  Ge- 
samtheit (Technische  Nothilfe.) 
Vergegenwärtigt  man  sich,  daß  das  Ziel  der 
Arbeitskämpfe  sein  sollte,  „die  zweckmäßig- 
sten Voraussetzungen  für  Produktion  und  Ver- 
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teilung"  zu  schaffen,  so  müßte  sich  daraus 
von  selbst  ergeben,  daß  durch  diese  Kämpfe 
auf  keinen  Kall  die  Fortführung  lebens- 
wichtiger Betriebe  und  Einrichtungen  un- 
möglich gemacht  werden  darf.  In  der  Tat 
haben  die  Gewerkschaften  auch  meist  in 
ihren  Streikreglemcnts  in  diesem  Sinne 
Vorsorge  getroffen.  So  wird  z,  B.  in  den 
Streikvorschriften,  die  der  Deutsche  Berg- 
arbeiterverband herausgegeben  hat,  verlangt, 
daß  man  Handwerker,  ,,die  ganz  nötige  Re- 
paraturen ausführen",  „Kameraden,  die 
am  Abtäufen  neuer  Schächte  beteiligt  sind", 
„Leute,  die  nur  Maschinen  bedienen,  welche 
nicht  direkt  an  der  Förderung  beteiligt  sind", 
ruhig  weiterarbeiten  lassen  soll.  In  einer 
Entschließung  des  zehnten  Kongresses  der 
christlichen  Gewerkschaften  wird  be- 
tont: „Gemeinnötige  Arbeiten,  vor  allem 
solche  für  Erhaltung  von  Werken,  die  der 
Versorgung  des  Volkes  mit  den  notwendigen 
Lebensbedürfnissen  dienen,  müssen  unter 
allen  Umständen  getan  werden.  In  dem- 
selben Sinne  beschloß  der  Ausschuß  des  All- 
gemeinen Deutschen  (jewerkschaftsbundes 
(Februar  1920),  daß  ,,die  nuitwillige  Zer- 
störung von  Produktionsmitteln,  sei  es  direkt 
oder  durch  LTnterlassen  von  Notstands- 
arbeiten, als  Kampfmittel  von  den  Gewerk- 
schaften verworfen  werde."  Sind  aber  die 
Gewerkschaften  selbst  nicht  stark  genug 
um  zu  verhindern,  daß  die  berechtigten 
Interessen  der  Gesamtheit  auch  während  des 
Kampfes  Beachtung  finden  und  hat  auch 
die  öffentliche  Gewalt  nicht  den  Willen  oder 
die  Möglichkeit  Schutzmaßnahmen  zu  treffen, 
so  liegt  es  durchaus  im  volkswirtscliaftlichen 
Interesse  wenn  die  Allgemeinheit  sich  selbst 
so  gut  wie  möglich  zu  schützen  versucht. 
Daß  das  in  der  Zeit  nach  dem  Kriege  auch 
in  Deutschland  notwendig  geworden  ist, 
ergibt  sich  daraus,  daß  nach  einer  von  der 
Zeitschrift  „Die  Räder"  veröffentlichte  Sta- 
tistik in  der  Zeit  vom  l./X.  1Ü20  bis  oÜ./VI. 
1921  bei  Streiks  in  lebenswichtigen  Be- 
trieben nur  in  44,8 Fällen  die  Notstands- 
arbeiten durch  die  Arbeiter  selbst  verrichtet 
worden  sind. 

Es  kann  nun  der  Versuch  gemacht  werden 
die  Streikenden  dadurch  zu  zwingen,  Not- 
standsarbeiten zu  verrichten,  daß  die  „Bür- 
ger" ihre  Dienstleistungen  den  streikenden 
Arbeitern,  die  die  (jemeininteressen  nicht ! 
achten,  vorenthalten,  um  diese  dadurch  zum 
Bewußtsein  zu  bringen,  daß  sie  auch  während 
des  Kampfes  Glied  einer  Gesellschafts- 
ordnung sind.  In  den  letzten  Jahren 
wurden  derartige  Bürgerstreiks  in  Deutsch- 
land wiederholt  versucht,  da,  wo  die  Aerzte, 
Apotheker,  Lebensmittellieferanten  u.  a. 
wirklich  solidarisch  vorgingen,  wurde  damit 
auch  gelegentlich  ein  gewisser  Erfolg  er- 
zielt, oder  doch  wenigstens  Eindruck  ge- 


macht. Aber  die  Gefahr  derartiger  Bürger- 
streiks, die  leicht  zu  einem  allgemeinen 
Chaos  werden  können,  ist  groß.  Auch  ist 
die  Gewähr,  daß  die  auf  die  Arbeiterkund- 
schaft angewiesenen  „Bürger"  für  längere 
Zeit  in  fester  Solidarität  zusammenhalten, 
doch  nur  gering. 

Es  lag  daher  der  Gedanke  nahe,  eine 
Abwehr  gegen  die  ohne  Rücksicht  auf  die 
Lebensnotwendigkeiten  des  Volkes  durch- 
geführten Kämpfe  in  besonderer  Weise  zu 
organisieren.  Aus  diesem  Gedanken  ent- 
sprang die  Tat  der  „technischen  Not- 
hilfe". Es  ist  darunter  eine  freiwillige  Ar- 
beitsgemeinschaft von  Männern  und  F'rauen 
zu  verstehen,  die  sich  zur  Verrichtung  von 
Notstandsarbeiten  in  stillgelegten  lebens- 
wichtigen Betrieben  bereit  erklärt  haben. 
Als  lebenswichtige  Betriebe  werden  dabei 
angesehen  Gas-,  Wasser-,  Elektrizitätswerke, 
Krankenhäuser,  Volksküche,  Eisenbahnen, 
Post,  Telcgraphie,  Bergwerke,  Hütten- 
betriebe,  landwirtschaftliche  Unterneh- 
mungen, Zuckerfabriken,  Müllereien, 
Schlachthäuser,  Erzeugungsstätten  künst- 
lichen Düngers.  Natürlich  ist  nicht  in  all 
diesen  Fällen  der  Betrieb  in  seinem  vollen 
Umfange  von  der  technischen  Nothilfe  nach 
erfolgter  Stillegung  aufrechtzuerhalten, 
sie  will  nur  im  Interesse  der  Allgemeinheit 
unaufschiebbare  Notarbeit  verrichten. 

In  Deutschland  war  schon  anfangs  1919 
auf  Anregung  und  unter  Leitung  des  In- 
genieurs Lummitzsch  bei  der  Gardekavalle- 
riedivision in  Berlin  eine  technische  Ab- 
teilung aufgestellt  worden,  die  unter  anderem 
den  Betrieb  des  Elektrizitätswerks  trotz 
Sabotage  aufrechterhielt.  Zeitfreiwillige 
aus  tecJinisch  erfahrenen  Kreisen,  vor  allem 
aus  den  technischen  Hoch-  und  Fachschulen, 
halfen  in  Berlin  und  in  anderen  Städten  den 
militärischen  Kräften.  Aus  der  „technischen 
Abteilung"  wurde  eine  auf  breitere  Basis 
gestellte  „technische  Nothilfe",  deren  Aus- 
bau auf  Grund  folgender  Richtlinien  er- 
folgte: Nur  F^achleute  können  Führer  der 
technischen  Nothilfe  werden,  ihre  Mitglieder 
müssen  in  überwiegender  Mehrzahl  tech- 
nisch erfahrene  Männer  aus  aUen  Volks- 
kreisen  sein,  die  aber  —  und  das  mußte  das 
Wesentliche  bei  der  vorwiegend  zivilen  Um- 
gestaltung der  ganzen  Einrichtung  sein  — 
nicht  ständige  Arbeit  zu  verrichten  haben, 
sondern  sich  nur  zu  freiwilliger,  wirtschafts- 
politischer Arbeitsgemeinschaft  von  F'all  zu 
Fall  der  öffentlichen  Not  zur  Ausübung  un- 
entbeiirliche  F^rhaltungsarbeit  in  gewaltsam 
stillgelegten  lebenswichtigen  Betrieben  an 
Stelle  der  feiernden  Arbeiter  verpfhchteten, 
sonst  aber  ihrem  eigenen  Berufe  nachgehen 
könnten. 

Die  Aufgaben,  die  diese  technische  Nothilfe 
übernehmen  wollte,  schienen  namentlich  während 
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der  großen  Kämpfe  in  Berlin  im  Frühjahr  und 
Herbst  1919  so  wichtig,  daß  auch  der  Vorstand 
der  Bezirksorganisation  Groß- Berlin  der  sozial- 
demokratischen Partei  in  einem  sehr  warmen 
Aufruf  für  den  Notstandsdienst  der  technischen 
Nothilfe  eintrat. 

Durch  Erl.  des  Reichswehrministers  vom 
30./TX.  1919  wurde  die  technische  Nothilfe 
in  ihrer  heutigen  Gestaltung  begründet  als 
freiwillige  Arbeitsgemeinschaft,  die  zunächst  noch 
dem  Reichswehrkommando,  bald  aber  dem  Reichs- 
minister des  Innern  unterstellt  wurde.  Mit  dieser 
Aenderung  der  Beaufsichtigung  sollte  auch  jeg- 
licher militärische  Anstrich  •  und  Einfluß  in 
Zukunft  gänzlich  wegfallen.  Mit  der  bewaffneten 
Macht  sollte  die  technische  Nothilfe  künftig 
nur  noch  insofern  vorübergehende  Berüh- 
rungspunkte haben,  als  die  Reichswehr,  soweit 
polizeilicher  Schutz  nicht  ausreiche  die  bewaffnete 
Deckung  derjenigen  Nothelfer  übernehmen  sollte, 
welche  in  lebenswichtigen  Betrieben  zur  Not- 
standsarbeit eingesetzt  wurden. 

Dem  Ministerium  des  Innern  steht  ein  aus 
Vertretern  der  anderen  hauptsächlich  be- 
teiligten Reichsrainisterien  gebildetes  Direk- 
torium zur  Seite. 

Die  Nothilfe  ist  darauf  bedacht,  die  verfas- 
sungsmäßigen Rechte  des  Staatsbürgers,  ins- 
besondere also  auch  das  Koalitionsrecht  streng 
zu  achten.  Sie  will  n  cht  den  karaplenden  Ai- 
beitern  Schwierigkeiten  raachen,  sondern  der 
Allgemeinlieit  die  unbedingt  notwendige  Hilfe 
bringen.  Für  die  Dienstleistungen  werden  den 
Nothelfern  die  Löhne  vergütet,  die  der  von  ihnen 
ersetzten  Arbeitskraft  zustehen.  .Außerdem  wird 
freie  Verpflegung,  Unterkunft  und  Arbeitsklei- 
dung für  die  Zeit  der  Tätigkeit  bei  der  Tech- 
nischen Nothilfe  gewährt.  Weitgehende  Fürsorge 
ist  für  die  Zeit  der  Krankheit  und  des  Unfalls  i 
getroffen.  | 

Zum  Zwecke  der  Organisation  ist  zurzeit 
das  deutsche  unbesetzte  Gebiet  in  18  Landes- 
bezirke eingeteilt.  In  jedem  Landesbe'irk  ist 
eine  Reihe  von  Unterbezirken  geschaffen,  die 
ihrerseits  die  Ortsgruppen  umfassen.  An  der 
Spitze  der  Ortsgruppen  steht  regelmäßig  ein 
ehrenamtlich  tätiger  Ingenieur.  In  den  Orts- 
gruppen sind  einzelne  Werkgruppen  gebildet, 
die  zum  Einsatz  in  die  verschiedenen  in  Frage 
kommenden  Werke  vorgesehen  sind.  Die  Helfer 
auf  dem  Lande  sind  mit  Rücksicht  darauf,  daß 
Ortsgruppen  in  den  häufig  recht  kleinen  Ort- 
schaften nicht  leistungsfähig  genug  sind,  zu 
landwirtschaftlichen  Kreisgruppen  vereinigt.  Die 
Mitglieder  der  Nothilfe  haben  einen  Verpflich- 
tungsschein zu  unterschreiben,  der  bis  zur 
schriftlichen  .\iistrittserklärung  Gültigkeit  hat. 
Danach  erklären  sie  sich  bereit,  nach  Empfang 
der  Einberufung  so  schnell  wie  möglich  nach  den 
angegebenen  Sammelplätzen  zu  kommen,  nm 
dort  weitere  Weisung  zu  empfangen.  Der  einzelne 
kann  sich  verpflichten  zu  Notstandsarbeiten 
nur  am  Orte,  oder  im  Landesbezirk,  oder  endlich 
im  ganzen  Reich.  Während  die  Zahl  der  tätigen 
Mitglieder  am  l./1. 1920  erst  22  240  betrug,  konnte 
sie  am  1  /X.  desselben  Jahres  schon  mit  132  815 
angegeben  werden.  In  besonders  starkem  Maße  j 
haben  sich  Hilfskräfte  in  Baden,  Württemberg,  ( 
in  Ostpreußen  und  in  Pommern  zur  Verfügung 
gestellt.   Aber  auch  in  Berlin  war  die  Zahl  der  | 


Nothelfer  Anfang  Oktober  1920  bereits  recht 
erheblich  (rund  10  000  Mitglieder).  Unter  den 
Nothelfern  befanden  sich  fast  alle  irgendwie 
in  Betracht  kommenden  Berufsgruppen.  Be- 
sonders zahlreich  haben  sich  die  Kopfarbeiter 
zur  Verfügung  gestellt.  Anfang  Oktober  1921 
waren  an  der  Mitgliederzahl  beteiligt:  Technische 
Fachleute  mit  18,  Handwerker  mit  10,  Land- 
wirte mit  22,  freie  Berufe  mit  18.  Arbeiter  mit  15, 
Studenten  mit  G,  Frauen  mit  11  vom  Hundert. 

Im  ersten  Jahre  ihres  Bestehen-;  hatte  die 
Technische  Nothilfe  in  3S5  Fällen  Hilfe  gebracht, 
darunter  in  58  Elektrizitäts-.  54  Gaswerken, 
19  Eisenbahnbetrieben,  15  Schlachthöfen  und 
Kühlanlagen,  in  zahlreichen  Gruben  und  Berg- 
werken, in  der  Schiffahrt,  bei  der  Post,  in  Zucker- 
fabriken, Brauereien,  Maschinenhäusern,  in  der 
Landwirtschaft,  in  der  Krankenpflege,  im  Be- 
stattungswesen. Nicht  immer,  wenn  auch  ganz 
überwiegend,  handelt  es  sich  hierbei  um  die 
Folgewirkungen  von  Arbeitseinstellungen  Manch- 
mal griff  die  Technische  Nothilfe  auch  ein  bei 
Naturereignissen  und  zu  anderen  gemeinnützigen 
Zwecken. 

Im  AusLand  scheint  Barcelona  mit  der  Ein- 
richtung einer  technischen  Nothilfe  voran- 
gegangen zu  sein.  Eine'  Bürgerwehr  wurde  dort 
gegrünilet,  die  gleichzeitig  die  Verteidigung  des 
Eigentums  und  Aufrechterhaltung  der  Ordnung, 
aber  auch  Aufrechterhaltung  des  Betriebes 
lebenswichtiger  Werke  mittels  freiwilliger,  tech- 
nisch s'orgebildeter  Hilfskräfte  bezweckt.  Nach 
diesem  Beispiel  haben  auch  Frankreich  und 
Belgien  eine  Nothilfe  eingerichtet:  im  Ausland 
finden  wir  sie  sonst  noch,  wenn  auch  in  verschie- 
dener Ausgestaltung  in  England,  in  der  Schweiz, 
in  den  nordischen  Ländern.  Auch  Polen  schuf 
aus  Anlaß  eines  drohenden  Generalstreiks  eine 
technische  Nothilfe. 

Je  stärker  die  technische  Nothilfe  wird,  um 
so  größeren  Widerstand  weckt  sie  in  den  Kreisen 
eines  Teiles  der  organisierten  Arbeiter,  die 
fürchten,  daß  schließlich  ihre  Kampfmaßnahmen 
allgemein  durch  die  technische  Nothilfe  durch- 
kreuzt werden  können.  Deshalb  erklärte  der 
Ausschuß  des  Allgemeinen  Deutschen  Gewerk- 
schaftsbundes, obwohl  er  grundsätzlich  für  Not- 
standsarbeiten während  der  Arbeitskämpfe,  wie 
wir  sihen  eintritt:  „Die  Organisation  der  tech- 
nischen Nothilfe  bedeutet  eine  ernstliche  Frage 
für  den  gewerkschaftlichen  Kampf.  Wenn  sie 
auch  errichtet  sein  mag  in  dem  Bestreben, 
lediglich  den  gemeingefährlichen  Auswüchsen 
wilder  Streiks  entgegenzutreten,  so  bildet  sie 
doch  nach  ihrer  Natur  und  der  Art  ihrer  Organisa- 
tion eine  ständige  Bedrohung  auch  der  berech- 
tigten wirtschaftlichen  Streiks." 

Solange  aber  Notstandsarbeiten  noch  in  so 
zahlreichen  Fällen  verweigert  werden  wie  das  in 
Deutschland  auch  noch  1921  der  Fall  ist,  muß 
die  Öffentlichkeit  über  derartige  Resolutionen 
zur  Tagesordnung  übergehen. 

III.  Die  Erfolgsbedingungen. 

A.  Der  äußere  vorläufige  Erfolg. 

Ueber  die  Ergebnisse  der  Arbeitskämpfe 
fuhren  die  beteiligten  Organisationen,  ins- 
besondere die  Uewerkschaften  sorgfältig 
Buch.  Auch  die  amtliche  Streikstatistik  be- 
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richtet  darüber  iu  den  verschiedenen  Län- 
dern (vgl.  Art.  „Streilistatistik"). 

Ueberbliclct  man  das  sich  so  ergebende 
reichliche  Zahlenmaterial,  so  kann  man  zu- 
nächst feststellen,  daß  in  den  Ländern  mit 
festgefügten  Organisationen  auf  beiden  Seiten 
nur  eine  Minderzalil  der  Kämpfe  ganz  ohne 
Erfolg  bleibt,  während  andererseits  auch 
voller  Erfolg  nur  selten  festgestellt  werden 
kann.  Gewöhnlicli  wird  ein  ,, teilweiser 
Erfolg"  erreicht,  d.  h.  die  Parteien  einigen 
sich  durch  gegenseitiges  Nachgeben.  Ueber- 
au, wo  starke  Organisationen  stehen,  greifen 
die  Führer  regelmäßig  nur  nach  reiflicher 
Ueberlegung  und  mit  äußerster  Vorsiclit  zum 
Kampf,  weil  sie  wissen,  daß  dadurch  die 
finanzielle  Basis  ihrer  Vereinigung  stark 
gefährdet  wird.  Eröffnen  sie  aber  den  Streit, 
dann  geschielit  es  auch  meist  mit  dem  festen 
Entschluß,  ihn  nicht  ohne  Erfolg  zu  beenden. 
Die  Folge  ist,  daß  mit  zunehmender  Stärke 
der  Organisation  die  Arbeitsstreitigkeiten  an 
Umfang,  Dauer,  aber  auch  an  Kostspielig- 
keit wachsen.  Auf  die  bedenklichen  Folgen 
dieser  Tatsache  wurde  schon  hingewiesen,  aber 
der  in  dieser  Entwicklung  liegende  mögliche 
Fortschritt  darf  daneben  nicht  verkannt  wer- 
den; schon  Anfang  der  90er  Jahre  meinte 
ein  englischer  amtlicher  Bericht:  „Wie  ein 
moderner  Krieg  zwischen  zwei  Staaten, 
so  teuer  er  auch  sein  mag,  doch  eine  höhere 
Stufe  der  Zivilisation  darstellt,  als  die  un- 
aufhörlichen lokalen  Kampfe  und  Grenz- 
streitigkeiten in  Zeiten  und  Orten,  wo  die 
Regierungen  weniger  stark  und  organisiert 
sind,  so  scheint  im  ganzen  ein  gelegentlicher 
großer  Streik,  der  einen  jahrelangen  Frieden 
unterbricht,  immer  noch  besser  zu  sein,  als 
fortgesetzte  lokale  Händel,  Arbeitsunter- 1 
brechungen  und  Zänkereien."  ! 

Die  Arbeitgeber  nehmen  seltener  Anlaß,  i 
den  Kampf  zu  eröffnen,  als  die  Arbeiter. 
Sie  tun  es  nur  dann,  wenn  sie  des  Erfolges 
ganz  sicher  zu  sein  glauben,  während  die 
Arbeiterführer  nicht  selten  der  Streitlust 
ungebildeter  Massen  Konzessionen  machen 
müssen.  Von  den  Aussperrungen  in  Deutsch- 
land endeten  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1910—14  nur  4,4%  erfolglos,  tn  der  gleichen 
Zeit  blieben  aber  nicht  weniger  als  45,4% 
der  Streiks  ohne  Erfolg.  Dabei  muß  aller- 
dings berücksichtigt  werden,  daß  die  all- 
gemeinen organisatorischen  und  wirtschaft- 
lichen Kampfbedingungen  in  der  Zeit  von 
1910-14  für  die  Arbeitgeber  besonders  gün- 
stig lagen.  j 

Nun  darf  aber  nicht  vergessen  werden, 
daß  <las  Ziel  aller  Arbeitskämpfe,  die  inner- 
halb der  gegebenen  Wirtschaftsordnung  Er- 
folge erzielen  und  nicht  bloß  etwa  Zerstörung 
dieser  Wirtschaftsordnung  erreichen  wollen: 
Erlangung  der  ,, bestmöglichen  Voraus- 
setzungen sein  muß,  unter  denen  Produktion 


und  Verteilung  stattfinden  können".  Ob 
in  diesem  Sinne  ein  Arbeitskampf  erfolg- 
reich ist,  kann  natürlich  nicht  die  Statistik 
j  feststellen,  die  sich  an  die  rein  äußerlichen, 
[unmittelbaren  Ergebnisse  des  Kampfes  hält. 
Es  kann  ein  Kampf  für  die  Arbeiterschaft 
zunächst  ganz  eifolglos  verlaufen,  und  doch 
hat  er  vielleicht  dazu  gedient,  die  Oeffent- 
lichkeit  auf  Mißstände  aufmerksam  zu 
machen,  die  dann  alsbald  durch  die  Gesetz- 
gebung abgeschafft  wurden  —  ein  guter 
j  Teil  der  deutschen  Arbeitergesetzgebung  ist 
die  Folge  der  Kampfbereitschaft  der  Arbeiter- 
schaft gewesen  —  oder  der  Kampf  hat  den 
siegreichen  Arbeitgebern  Veranlassung  ge- 
!  geben,  Produktionsverbesserungen,  etwa 
durch  volkswirtschaftlich  zweckmäßigere 
Ausnützung  seiner  Arbeitskräfte  vorzu- 
nehmen usw.  Andererseits  kann  der  glän- 
zende äußerliehe  Erfolg  der  Arbeiterschaft 
bewirken,  daß  im  Wege  der  Preissteige- 
rungen die  Massen  der  Konsumenten  uner- 
träglich belastet  und  in  ihrem  Reallohn 
gekürzt  werden,  eine  Verschiebung  innerhalb 
der  Arbeiterklassen,  die  weder  sozial  noch 
ökonomisch  erfolgreich  genannt  werden  kann. 
Hier  handelt  es  sieh  schließlich  um  nichts 
anderes,  als  um  ,, Ausbeutung  der  Arbeiter- 
klasse durch  Arbeitergruppen"  (H.  Dietzel). 

Jedenfalls  ist  es  aber  durchaus  verständ- 
lich, daß  die  Kämpfenden  dafür  sorgen,  daß 
der  äußere  „statistische"  Erfolg  auf  ihrer 
Seite  bleibt.  Nötig  ist  dafür  eine  umsichtige 
Vorbereitung  des  Kampfes,  festes  solida- 
risches Durchhalten,  wenn  er  ausgebrochen 
ist,  und  Sympathie  der  nicht  unmittelbar 
am  Kampfe  Beteiligten. 

Die  Vorbereitung  wird  sich  nicht  be- 
schränken dürfen,  auf  sorgfältige  Abschät- 
zung der  eigenen  und  der  gegnerischen  orga- 
nisatorischen Kräfte  und  Mittel,  sondern 
insbesondere  auch  darauf,  ob  nicht  die  wirt- 
schaftliche Lage  dem  einen  oder  anderen 
Teile  besondere  Vorteile  oder  Nachteile  beim 
Kampfe  verspricht.  Schon  vor  dem  Kriege 
haben  gewerkschaftliche  Organisationen 
förmliche  ,, Konjunkturwarten"  eingerichtet, 
in  denen  alles  Material  gesammelt  und  ver- 
arbeitet wurde,  was  von  Nutzen  war,  um 
den  richtigen  Zeitpunkt  für  das  „Los- 
schlagen" herauszufinden. 

Ist  der  Kampf  entbrannt,  so  kommt 
alles  darauf  an,  die  beteiligten  Berufsgruppen 
innerhalb  des  Kampfgebietes  in  geschlos- 
sener Phalanx  zusammenzuhalten.  Die 
Arbeiter  werden  durch  Uneinigkeit  in  den 
eigenen  Reihen  daran  gehindert,  die  Vor- 
enthaltung ihrer  Arbeitskraft  mit  dem 
nötigen  Nachdruck  in  die  Wagschale  zu 
werfen.  Die  Arbeitgeber  aber,  die  bei  einer 
Aussperrung  nicht  mitmachen,  ermöglichen 
es  didurch,  daß  die  Arbeiter  ihre  Kampf- 
mittel umso  besser  und  wirkungsvoller  denen 
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gegenüber  anwenden  können,  die  den  Kampf 
aufnehmen.  Ganz  abgesehen  davon,  daß 
nichts  so  selir  auf  die  für  den  endgültigen 
Ausgang  sehr  wichtige  öffentliche  Meinung 
einwirkt,  wie  das  geschlossene  Auftreten 
derer  die  angreifen,  oder  angegriffen  werden. 
Um  die  Solidarität  aufrechtzuerhalten,  ist 
nicht  nur  gründliche  Schulung  und  nament- 
lich Aufklärung  nötig,  daß  Opfer  gebracht 
werden  müssen,  um  des  Erfolges  willen,  und 
daß  von  langer  Hand  Mittel  bereitgestellt 
werden  müssen,  um  denen  zu  helfen,  die 
ohne  besondere  Unterstützung  wirtschaftlich 
gezwungen  sind,  die  geiueinsainen  Reihen 
zu  verlassen.  Je  reichlicher  die  Unter- 
stützung fließt,  um  so  größer  wird  die  Wider- 
standskraft sein.  Bei  den  Arbeitern  wird  im 
Anfang  der  Lohnbewegung,  wo  die  Begei- 
sterung und  die  Opferfreudigkeit  noch  recht 
groß  sind,  die  Streikleitung  in  der  Regel 
.ohne  Unterstützung  auszukommen  ver- 
suchen. Gewöhnlich  ist  das  auch  schon  in 
den  Streikreglenients  ausdrücklich  vorge- 
sehen. Die  Höhe  der  Unterstützung  wird 
aber  bei  den  modernen  großen  Kämpfen 
immer  verhältnismäßig  gering  sein.  Der 
Anreiz,  die  Arbeit  wieder  aufzunehmen  und 
dadurch  bessere  Einnahmen  zu  erzielen,  ist 
daher  für  diejenigen  insbesondere  sehr  groß, 
die  nicht  in  der  richtigen  Weise  gewerk- 
schaftlich geschult  sind.  Um  so  notwendiger 
ist  es,  daß  allen  Beteiligten  von  vornherein 
zum  Bewußtsein  gebracht  wird,  daß  von 
der  großen  Mehrheit  der  Kollegen  der 
Kampf  gewollt  und  für  unbedingt  not- 
wendig erachtet  wurde.  In  allen  Gewerk- 
schaftssatzungen wird  eine  qualifizierte  Mehr- 
heit für  Aufnahme  des  Kampfes  verlangt 
(Vs  oder  -'/i))  die  Abstimmung  hat  in  der 
Regel  geheim  zu  erfolgen,  außerdem  ist 
regelmäßig  Verhandlung,  Versuch  des  vor- 
herigen friedlichen  Ausgleichs,  Genehmigung 
der  Zentrale  vorgesehrieben.  Freilich  bleiben 
derartige  Bestimmungen  leicht  kote  Buch- 
staben, wenn  die  Streikwut  größer  ist  als 
gewerkschaftliche  Schulung  und  Disziplin. 

Wie  die  Gewerkschaften,  so  mußten  auch 
die  Arbeitgeberverbände,  um  die  Solidarität 
zu  stärken,  Unterstützungseiurichtungen 
schaffen.  Der  Gedanke,  insbesondere  den 
Zusammenschluß  der  Unternehmer  in  Arbeit- 
geberverbänden zur  Gundlage  zu  machen, 
um  durch  den  Streik  verursachten  Schaden 
einzelner  von  der  Gesamtheit  der  Vcreins- 
mitglieder  tragen  zu  helfen,  lag  um  so  näher, 
weil  die  Versuche,  hier  mit  dem  erwerbs- 
wirtschaftlichen Versicherungsunternehmen 
Abhilfe  zu  schaffen,  scheiterten,  und  nach 
Lage  der  Sache  auch  scheitern  mußten  (vgl. 
Art.  „Streikversicherung"). 

Hilft  der  Appell  an  die  gemeinschaft- 
lichen Interessen  in  Verbindung  mit  mate- 
rieller Unterslützung  nicht,  so'liegt  es  auf 


beiden  Seiten  nahe,  zu  Drohungen  und 
Zwangsmaßnahmen  überzugehen.  Dabei 
spielen  die  bereits  erwähnten  Streikposten 
I  oder  die  Bildung  von  Pickets  („Picketing") 
eine  besondere  Rolle.  Ihre  Aufgabe  ist  es, 
Streikbrecher  von  der  Arbeit  in  den  Be- 
trieben, die  in  den  Kampf  hineingezogen 
sind,  fernzuhalten.  Es  ist  viel  darüber 
gestritten  worden  wie  die  Streikbrecher 
I  grundsätzlich  zu  beurteilen  sind. 

Es  mag  zugleich  Beitrag  zur  Kcimzeidmung 
I  der   Stellungnahme   der   öffentlichen  Meinung 
I  gegenüber  den  Streiks  sein,  wenn  folgende  beide 
i  Aeußeruugen  —  sie  stammen  beide  aus  der  Zeit 
vor  dem   Kriege  —  gegenübergestellt  werden. 
■  In  Deutschland  meinte  Lujo  Brentano  auf  der 
Tagung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  zu  Mann- 
[heim:  ..Man  versteht  unter  Arbeitswilligen  jene 
i  eigentümliche  Spezies  von  Arbeitern,  die  sich 
j  angeblich  danach  sehnt,  zu  schlechteren  Arbeits- 
I  bedingungen  als  den  von  den  Organisierten  ver- 
i  langten  zu  arbeiten."   Dagegen  äußerte  sich  — 
j  nach  Schwittau  —  der  Präsident  der  Harvard- 
Universität  Prof.  Elliot  in  einer  Sitzung  des 
nationalükonomischen  Klubs  zu  Boston:  ,,Vor 
einigen  Jahren  hatte  ich  die  Ehre,  in  einer  meiner 
Arbeiten  darauf  hinzuweisen,  daß  der  Streik- 
brecher (Scab)  den  hervorragenden  Typus  eines 
Helden  darstellt.  Diese  Meinung  halte  ich  auch 
heute  noch  aufrecht;  ich  bin  aufs  tiefste  über- 
zeugt, daß        aller  Amerikaner  diese  Meinung 
teilen." 

Jedenfalls  sind  die  Streikposten  für  die 
I  gewerkschaftlichen  Kämpfe  kaum  zu  ent- 
i  bohren,  auch  dann  nicht  wenn  num  sich 
'ihm  Urteil,  das  Elliot  fällte,  anschließen 
I  wollte.  Das  wirksamste  Verständigungs- 
mittel ist  nun  einmal  für  die  Arbeiter  das 
Wechselwort  von  Mund  zu  Mund.  Bei  jedem 
solidarischen  Vorgehen  gibt  es  aber  Leute, 
die  den  unmittelbaren  eigenen  Vorteil  höher 
einschätzen  als  die  Gesamtinteressen.  Es  ist 
das  gute  Recht  der  Arbeitgeber  sowohl  als 
der  Arbeiter,  nach  Kräften  bemüht  zu  sein, 
daß  dadurch  nach  Ausbruch  eines  Kampfes 
denen,  die  Opfer  bringen,  um  ihn  günstig 
zu  Ende  zu  führen,  nicht  zuviel  Schaden 
augerichtet  wird.  Bei  den  Unternehmern, 
die  an  Zahl  nur  gering  sind,  ist  es  leicht  eine 
entsprechende  Kontrolle  durchzuführen,  die 
da  nicht  möglich  ist,  wo  es  sich  um  große 
Scharen  handelt.  Und  doch  muß  gerade 
hier  dem  einzelnen  zum  Bewußtsein  ge- 
bracht werden,  daß  es  nicht  unbemerkt 
bleibt,  wenn  er  sich  gegen  die  Solidarität 
der  Interessen  vergeht.  Die  Gefahr,  daß  die 
Streikposten  nicht  nur  beobachten  und 
unterrichten,  sondern  auch  mit  Wort  und 
Tat  Arbeitswillige  zwingen  sich  den  Aus- 
ständigen anzuschließen,  liegt  gewiß  nahe, 
es  wurde  aber  schon  darauf  hingewiesen, 
daß  ein  derartiger  ,, Terror"  durchaus  nicht 
im  wohlverstandenen  Interesse  der  Gewerk- 
schaften liegt  und  daß  diese  daher  bemüht 
sind,  die  Streikposten  im  Zaume  zu  halten. 
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Ganz  allgemein  darf  man  sagen,  daß  die 
Fülircr  der  gewerkschaftlichen  Arbciter- 
beweginig  auf  Grund  reichlicher  Erfahrung 
volles  Verständnis  dafür  haben,  daß  ins- 
besondere liewaltniaßnahnien,  die  zu  einer 
gerichtlichen  Ahndung  führen,  im  Interesse 
der  Sache  möglichst  vermieden  werden 
müssen.  Damit  ist  nicht  gesagt,  daß  kein 
Mut  dazu  gehöre,  der  Masse  der  organi- 
sierten Arbeiter  entgegenzutreten,  es  stehen 
ihnen  ja  auch  allerlei  Zwangsmittel  zur  Ver- 
fügung, die  der  Ahnduuc;  duich  den  Staats- 
anwalt entrückt  sind.  Bernstein  weist  ge- 
legentlich auf  den  gesellschaftlichen  Boy- 
kott hin,  den  die  Arbeiter  anwendeten,  der 
„seinem  Gegenstand  das  Leben  zur  Hölle 
machen  kann,  zumal  es  dann  auch  nicht 
an  Schabernack  aller  Art  zu  fehlen  pflegt". 

Die  Arbeitgeber  verhalten  sich  gegen 
diejenigen,  die  nicht  gutwillig  mitmachen 
wollen,  nicht  viel  anders  wie  die  Arbeit- 
nehmer. Auch  bei  ihnen  spielt  der  Verruf 
manchmal  eine  nicht  unerhebliche  Rolle. 
Sie  können  ihn  verschärfen  durch  Material- 
sperrung (Fabrikanten  oder  Händler,  die 
einen  Außenseiter  zwingen  wollen,  der  Koa- 
lition beizutreten,  wenden  sich  an  die  Roli- 
stoffabrik  mit  dem  Verlangen,  nur  ihren 
Bundesmitgliedern  zu  liefern)  oder  durch 
wirtschaftlichen  Boykott  in  dem  Sinne,  daß 
befreundete  Unternehmungen  Offerten  von 
Firmen,  die  die  nötige  Solidaiität  vermis.sen 
lassen,  zurückweisen. 

Je  rücksichtsloser  und  radikaler  die  eine 
Seite  in  ihien  Forderungen  ist,  um  so  mehr 
werden  naturgemäß  die  Gegner  zusammen- 
halten; namentlich  die  Arbeiter  müssen  sich 
sagen,  daß  für  die  Unternehmer  der  Kampf 
meist  nur  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
ist,  je  größer  für  die  Arbeitgeber  die  Last 
ist,  die  sie  nach  einer  Niederlage  glauben  auf 
sich  nehmen  zu  müssen,  um  so  eher  werden 
sie  geneigt  sein,  den  Kampf  durchzuhalten 
und  wenn  er  noch  so  große  Opfer  von  ihnen 
verlangt,  die  ja  doch  nur  eine  vorüber- 
gehende Erscheinung  sind,  wäln'end  die 
Niederlage  dauernde  Nachteile  mit  sich 
bringen  würde. 

B.  Die  Dauerwirkungen  der  Arbeits- 
kämpfe. 

Von  entscheidender  Bedeutung  für  die 
Beurteilung  der  Arbeitskämpfe  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte  sind  deren 
Dauerwirkungen.  Um  sie  richtig  zu  würdigen 
wird  man  sich  von  vornherein  zweierlei  so 
klar  wie  möglich  vor  Augen  halten  müssen. 
Das  eine  betont  Karl  Marx  in  der  Schrift 
„Lohn,  Preis  und  Profit"  mit  den  Worten: 
„Was  ihr  für  recht  und  billig  haltet, 
kommt  nicht  in  Betracht,  die  Frage 
dreht  sich  vielmehr  darum,  was  bei! 
einem  gegebenen  Produktionssystemi 


notwendig  und  unvermeidlich  ist". 
Das  andere  ist  die  Erwägung,  daß  alle 
Machtfaktoren  im  wirtschaftlichen 
Leben  nur  dadurch  w-irksam  werden 
können,  daß  sie  auf  die  Marktver- 
hältnisse, also  auf  Angebot  und 
Nachfrage  irgendwie  einwirken. 

Soll  eine  Gruppe  in  der  Volkswirtschaft 
!  dauernd  mehr  erhalten,  so  kann  das  nur  ge- 
schehen, wenn  entweder  das  Gesamtprodukt 
I  bei  sonst  gleichbleibenden  Verhältnissen  ge- 
l  steigert  wird,  oder  dadurch,  daß  eine  andere 
[  Gruppe  gleichzeitig  weniger  erhält. 

Die  Möglichkeit,  daß  die  Arbeitgeber 
j  durch  die  hier  in  Frage  kommenden  Macht- 
I  mittel  ihre  Einkommen  verbessern,  nicht 
j  nur  eine  von  den  (.iewerkschaften  ange- 
strebte künstliche  Verschlechterung  ab- 
wehren, ist  namentlich  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  so  geringfügig,  daß  sie  prak- 
tisch kaum  in  Betracht  kommt.  Alles  dreht 
sich  um  die  Frage,  ob  die  Gewerkschaften 
in  der  Läse  sind,  die  Höhe  des  Arbeitslohnes 
zu  steigern. 

Es  wird  der  Reihe  nach  zu  prüfen 
sein,  was  die  Gewerkschaften  durch 
Kampf  gegen  die  Arbeitgeber,  oder 
durch  die  Drohung  mit  diesem 
Kampfe  zu  leisten  vermögen 

L  zwecks  Mehrung  des  Gesamt- 
produkts, 

IL  zwecks  Aenderung  der  Vertei- 
lung im  Interesse  der  Gesaratarbei- 
terschaft. 

Ohne  Kampfmittel  lediglich  durch  Prü- 
fung der  Marktverhältnisse  sowie  durch 
geeignete  erzieherische  Maßnahmen  vermag 
die  Gewerkschaft  dem  einzelnen  Arbeiter 
die  Kenntnis  und  die  Fähigkeit  zu  vermitteln, 
sich  bei  Verwertung  seiner  Arbeitskraft  die 
Marktlage  so  gut  wie  möglich  zunutze  zu 
machen;  Ivampf maßnahmen  können  immer- 
hin da  in  Betracht  gezogen  werden,  wo  Hem- 
mungen der  freien  Beweglichkeit  der  Ar- 
beiter zu  beseitigen  sind.  Im  einzelnen  kön- 
nen sich  die  Gewerkschaften  den  Arbeitern 
nützlich  machen 

1.  dadurch,  daß  sie  seine  Marktkenntnisse 
erweitern, 

2.  durch  Stärkung  des  Willens  der  Ar- 
beiter wirtschaftlich  über  seine  Arbeitskraft 
zu  verfügen,  das  heißt  sich  nicht  zu  be- 
gnügen mit  dem,  was  ,,seit  Menschenge- 
denken" üblich  war,  sondern  das  Anbieten 
und  die  Verwertung  der  Arbeitskraft  nach 
dem  ökonomischen  Prinzip  auszunützen. 
Dazu  gehört  auch  Hebung  der  Anpassungs- 
fähigkeit des  xYrbeiters  an  neue  Möglich- 
keiten, nicht  nur  dadurch,  daß  man  ihn 
auf  solche  aufmerksam  macht,  sondern  auch 
auf  dem  Wege  geeigneter  Berufsschulung. 
Auch  wird  hier  in  Betracht  zu  ziehen  sein, 
daß  die  Gewerkschaften  es  in  der  Hand 
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haben,  durch  organisatorische  Hilfsmaß- 
nahmen den  Möglichkeiten  der  Marktlage 
besondere  Rechnung  zu  tragen,  z.  B.  durch 
Keiseunterstiitzungen  und  Umzugsvergü- 
tungen. Möglich  ist  auch,  daß  dann,  wenn 
infolge  einer  allgemeinen  Aenderung  der 
volkswirtschaftlichen  Struktur  die  ßranchen- 
löhne  aus  dem  Gleichgewicht  fallen,  die 
Arbeitervercinigungen  durch  volkswirt- 
schaftlich klug  erwogene  Maßnahmen  Ueber- 
gangsschwierigkeilen  schneller  überwinden 
helfen,  z.  B.  durch  allgemeine  Beschränkung 
der  Arbeitszeit  als  Notstandsmaßnahme. 
Das  kann,  wenn  dadurch  die  Anpa^ssung 
an  neue  Marktmöglichkeiten  erleichtert  und 
beschleunigt  wird,  auch  vom  Standpunkt  des 
Dauerinteresses  der  Gesamtarbeiterschaft  ge- 
sunde Lohnpolitik  sein  —  das  Prinzip  aber, 
dauernd  so  wenig  als  möglieh  zu  arbeiten, 
um  für  andere  Beschäftigung  zu  schaffen,  ist 
ganz  falsch. 

Das  alles  bestätigt  einen  Satz,  den  F.  .\. 
Walker  folgendermaßen  formuliert:  (The 
Wages  Question,  London  1888)  „Die  einzige 
Sicherheit,  die  es  für  die  Arbeiterklasse 
geben  kann,  daß  sie  den  nach  der  jeweiligen 
volkswirtschaftlichen  Lage  höchstmöglichen 
Lohn  bekommt,  ist  ihre  völlig  freie  Beweg- 
lichkeit". 

Indessen  sind  folgende  Möglichkeiten 
wohl  zu  beachten: 

1.  die  Arbeiter  stellen  nach  einem  Kampfe 
und  infolge  der  Kampfwirkungen  erhöhtes 
Können  und  vermehrtes  Wollen  in  den  Dienst 
des  Arbeitsprozesses, 

2.  die  Arbeitskraft  wird  infolge  stattge- 
habter oder  droliender  Arbeitskämpfe  mit 
besseren  ,,koniplcnientärcn"  Gütern  (Roh- 
stoffen, Hilfsstoffen,  Maschinen,  Werkzeug) 
ausgestattet. 

Es  besteht  kein  Streit  darüber,  daß  eine 
Lohnerhöhung,  die  zu  einer  Hebung  der 
Lebenslage  dos  Arbeiters  führt,  oder  eine 
Arbc'itszeitverkürzung,  die  eine  rationellere 
Ausnützung  der  Arbeitskraft  bewirkt,  nicht 
nur  erhöhte  persönliche  Leistungsfähigkeit, 
sondern  auch  vermehrte  Arlieitswilligkeit 
zur  Folge  haben  können:  ,,Je  höher  der 
Lohn,  desto  größer  der  Reiz  sich  anzu- 
strengen, um  so  größer  auch  die  Mittel  sich 
kräftig  zu  ernähren,  wodurch  erst  die  größere 
Leistung  möglich  wird"  (Adam  Smith).  Es 
handelt  sich  hier  jedoch  nur  um  eine  Mög- 
lich kei  t,  ob  sie  Wirklichkeit  wird,  ist  schließ- 
lich nur  eine  Erziehungsfrage.  Ob  aber 
dieses  Erziehungsprobicm  so  gelöst  wird, 
wie  es  der  Volkswirt  wünschen  muß,  ist  zum 
mindesten  fraglich,  wenn  auf  den  Arbeiter 
eingewirkt  wird,  daß  er  eigentlich  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag  habe,  daß  jede 
Ldhnerhöluiiig  nur  eine  dürftige  .Abschlags- 
zahlung bedeute.  Man  wird  auch  allgemein 
zweifelhaft  sein  müssen,  ob  die  durch  ge- 


werkschaftliche Kampfmittel  erzwungene 
Lohnerhöhung  eine  gesteigerte  Leistungs- 
fähigkeit der  Arbeiter  nach  iich  zieht,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  welche  Fülle 
von  Grimm  und  Ilaß  gegen  den  Arbeitgeber 
während  der  Vorbereitungen  zum  Kampfe 
und  während  des  Kampfes  selbst  aufge- 
speichert wird.  Kaum  kann  auch  bestritten 
werden,  daß  rasch  aufeinanderfolgende  Lohn- 
steigerungen den  Arbeiter  zu  unwirtschaft- 
lichen Ausgaben  verleiten  und  ihn  rasch 
daran  gewöhnen  können,  Aufwendungen  für 
Zwecke  zu  machen,  die  das  direkte  Gegenteil 
einer  Stärkung  seiner  Arbeitskraft  bedeuten. 

Solchen  Bedenken  gegenüber  glaubt  man 
aber,  die  These  aufstellen  zu  dürfen,  eine 
kraftvolle  Gewerkschaftsbewegung  mit  ihren 
ständigen  Kampfdrohungen  sei  der  beste 
Antrieb  zu  technischen  Fortschrilten:  der 
Amerikaner  Schönliof  drückt  diesen  Ge- 
danken in  seinem  Werke  ,,Oekonomic  hoher 
Löhne"  f(dgenderniaßen  aus:  ,,Das  Gesetz 
der  Schwere  hat  keine  absolutere  Geltung, 
als  die,  daß  da,  wo  der  Lohn  ein  hoher  ist,  das 
Streben  des  Arbeitgebers  dahin  geht,  an 
Arbeit  zu  sparen."  Aber  es  fragt  sich,  ob 
dieses  „Gesetz"  nicht  gerade  durch  das  Auf- 
treten der  Gewerkschaften  und  ihren  stän- 
digen Kampfdrohungen  eine  Gegenwirkung 
erfährt.  Es  ist  eine  allgemein  bekannte  Er- 
scheinung, daß  die  Gewerkschatten  da  am 
stärksten  sind,  wo  die  Löhne  am  höchsten 
sinrl;  da  vermögen  sie  infolgedessen  auch  am 
leichtesten  ihren  Einfluß  auf  den  gesamten 
Produktionsprozeß  geltend  zu  machen,  ins- 
besondere auch  dadurch,  daß  sie  die  Aus- 
nützung kostspieliger  Produktionsapparate 
zeitweise  unterbinden.  Erprobte  Arbeiter- 
führer (z.  B.  Th.  Brauer)  erklären  es  als 
,, selbstverständlich",  daß  der  Arbeitgeber 
durch  die  Verbesserung  seiner  maschinen- 
technischen Hilfsmittel  eher  mehr  als  we- 
niger von  den  Arbeitern  abhängig  werde. 
Auch  ist  es  ja  bekannt,  daß  Arbeiterorgani- 
sationen —  es  sei  z.  B.  auf  das  Buchdruck- 
gewerbe verwiesen  —  im  branchenegoisti- 
schen Interesse  die  Freiheit  in  der  Aus- 
nützung der  technischen  Hilfsmittel  und 
technischen  Fortschritte  einengen. 

Auf  eigenartige  Weise  sucht  Oppenheimer 
die  These  zu  verteidigen:  ,,Je  höher  der 
Lohn,  um  so  mächtiger  ist  das  gesellschaft- 
liche Werkgut!"  Für  ihn  ist  es  ausgemachte 
Sache,  daß  die  Nachfrage  der  durch  die 
Verteilung  begünstigten  Schichten  sich  zu 
einem  ,,ungelieuer  großen  Teil"  auf  Dienste 
und  solche  Güter  richtet,  die  mit  relativ 
[uimitiven  Werkzeugen,  d.  Ii.  in  Betrieben 
mit  relativ  geringer  Produktivität  her- 
gestellt werden.  ,, Flösse  der  gesamte  Er- 
trag der  Arbeit  den  Arbeitern  selbst  wieder 
zu,  wäre  also  der  Lohn  maximal,  dann  wäre 
auch  das  gesellschaftliche  Werkgut  an  Masse 
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und  Wirksamkeit  maximal.  Dann  würden 
die  mit  unuelieuren  llenfrm  von  sclileeht 
bewaffneter  Mensclienkraft  bctriebf  ne  Luxiis- 
proihiktion  und  würden  die  Luxusdienste 
zum  allergrütUen  Teil  vers-cliwinden  und 
durch  die  mit  den  allerce\valtif!sten  Weik- 
zeugen  bewaffnete  Gobrauclisindustrie  er- 
setzt werden"  (Theorie  der  reinen  und  poli- 
tiselien  Oekonomie  1910,  S.  592).  Abgesehen 
davon,  daß  die  in  Betraclit  kommenden 
Größenverliiiltnisse  offenbar  nicht  ganz  rich- 
tig eingeschätzt  werden,  muß  dieser  Argu- 
mentation gegenüber  daran  erinnert  werden, 
daß  zur  Herstellung  dieser  ,,allergewaltigsten 
Werkzeuge"  vorgetane  Arbeit  erforderlich 
ist,  die  aus  einem  Sparproziß  herauswachsen 
muß,  der  niclit  ohne  weiteres  als  gegiben 
vorausgesetzt  werden  darf.  Jede  L(jhn- 
steigerung,  die  lediglich  Folge  einer  Aende- 
rung  in  der  Verteilung  ist,  stößt  als  Nacli- 
fragesteigerung  regelmäßig  auf  ein  nicht 
sofort  mit  gleiclien  Kosten  vermehrbares 
Angebot,  bewirkt  also  eine  Preissteigerung, 
die  den  privatwirtseliaftlichen  Erfolg  der 
Lohnerhöliung  illusorisch  macht  und  dem 
Arbeiter  nur  auf  Kosten  seiner  Lebens- 
haltung eine  vermehrte  Spartätigkeit  mög- 
lich machen  würde.  Unifoi  niierung  der  Nach- 
frage, die  wir  ja  am  ausgesprochensten  bei 
primitiven  Völkern  finden,  reicht  an  und 
für  sich  noch  nicht  hin,  um  dem  volkswirt- 
schaftlichen F'ortschritt  die  Wege  zu  ebnen; 
sie  muß  sich  auf  möglichst  starke  Kapitals- 
bildung stützen,  die  aber  ernst  gefährdet  zu 
sein  scheint,  wenn  es  keine  ,, durch  die 
Verteilung  begünstigte  Schichten"  geben 
würde. 

Der  Beweis,  daß  durch  die  Gewerk 
schalten  und  die  von  ihnen  erzwungenen 
Lohnerhöhungen  der  technische  Fortscliritt 
in  entscheidender  Weise  gefördert  werde,  ist 
für  die  heutigen  Verhältnisse  besonders 
schwer  zu  erbringen;  einmal  deshalb,  weil 
es  sich  beim  Kampfe  nicht  melir  um  ein- 
zelne möglicherweise  rückständige  Betriebe 
handelt,  sondern  mehr  oder  minder  uiri  das 
ganze  Gewerbe,  dann  aber  auch  deshalb, 
weil  sich  der  technische  Fortschritt  in  der 
Gegenwart  —  falls  das  dazu  nötige  Kapital 
vorhanden  ist  —  gewissermaßen  von  selbst 
vollzieht.  Er  ist,  von  gelegentlichen  Aus- 
nahmen abgesehen,  das  Ergebnis  ununter- 
brochener wissenschaftlicher  Forscherarbeit. 
Der  gewerbliche  Wetlknmpf  sorgt  schon  ge- 
nügend dafür,  daß  die  neuen  Methoden  so 
bald  wie  möglich  ausgenützt  werden  müssen. 
Im  ganzen  wird  jedenfalls  eine  zweckmäßige 
Prodiüitivitätssteigerung  eher  zu  erreichen 
sein,  wenn  Arbeilgeber  und  Arbeitnehmer 
einträchtig  das  gemeinsame  Ziel  im  Auge 
haben,  als  wenn  sie  sich  in  verbittertem 
Kampfe  gegenseitig  die  Lust  zum  Schaffen 
beeinträchtigen. 


Nun  könnten  die  Gewerkschaften  auch 
noch  dadurch  auf  ein  günstiges  Fortschreiten 
der  Produktivität  hinarbeiten,  daß  sie  un- 
i  produktive  Verwendungen  der  erzeugten 
Gütermengen  zu  verhindern  oder  doch  zu 
vermindern  suchten.  Einiges  von  dem,  was 
nach  der  Richtung  hin  von  den  Arbeiterorga- 
nisationengeleistet werden  kann, gehört  nicht 
hierher,  z.  B.  das  nicht  ohne  jeden  Erfolg  ge- 
bliebene Bemühen  den  volksschädlichen  Al- 
koliolkonsum  einzuschränken.  Denkbar  ist 
es  auch,  daß  die  Gewerkschaften  die  Lohn- 
verwendung im  Interesse  der  Volkswirtschaft 
nicht  nur  durch  Rationalisierung  des  Kon- 
sums, sondern  auch  zwecks  Schaffung  neuer 
Produktivgüter  vermittels  rationeller  Spar- 
tätigkeit zu  lenken  versuchen.  Unmittelbar 
könnte  der  Kampf  nutzbar  gemacht  werden, 
um  durch  die  Friedensbediugungen  die 
Gegenseite  zwangsweise  zu  einem  volks- 
wirtschaftlich zweckmäßigen  Güterkonsum 
zu  ,, erziehen",  sei  es  dadurch,  daß  die  Arbeit- 
geber einen  Sparzwang  bei  ihren  Arbeitern 
etwa  in  Verbindung  mit  einer  geeigneten 
Gewinnbeteiligung  durchzusetzen  sich  be- 
mühten, sei  es  in  der  Weise,  daß  die  Arbeit- 
geber durch  die  von  den  Arbeitern  er- 
zwungenen Lohnerhöhungen  veranlaßt  wür- 
den, weniger  für  einen  volkswirtschaftlich 
bedenklichen  Luxuskonsum  zu  verwenden. 
Die  erstere  Möglichkeit  kommt  für  eine 
moderne  Arbeiterschaft  kaum  ernstlich  in 
Betracht,  sie  lehnt  es  entschieden  ab,  sich 
durch  einen  Machtspruch  der,  Unternehmer 
irgendwie  die  Freiheit  des  Handelns  außer- 
halb des  Betriebes  einengen  zu  lassen. 

Dagegen  scheinen  Konsumeinschrän- 
kungen der  Kapitalisten  und  Unternehmer 
als  Folge  erzwungener  Lohnerhöhungen 
durchaus  im  Bereiche  der  gegebenen  Tat- 
sachen zu  liegen.  Aber  abgesehen  davon, 
daß  es  schwer  zu  entscheiden  ist,  wann  und 
in  welchem  Grade  Luxusabgaben  volks- 
wirtschaftlichen Schaden  bringen,  fehlt  jeder 
ökonomische  und  psychologische  Grund  da- 
für, daß  die  durch  Zwang  erreichten  ver- 
mehrten Aufwendungen  der  Besitzenden  für 
Löhne  (oder  auch  für  Steueruj  zu  einer  ver- 
stärkten Spartätigkeit  führen  müssen.  Das, 
was  nicht  ,,auf  den  nächsten  Mann"  im 
Preisbildungsprozeß  abgewälzt  werden  kann, 
wird  wahrscheinlich  in  der  Regel  die  Kapit.il- 
bildung  mehr  oder  minder  stark  beeinflussen 
—  das  eine  wie  das  andere  zum  Schaden  der 
Arbeiterschaft.  — 

Sollte  aber  wirklich  eine  an  sich  wün- 
schenswerte Einschränkung  des  Konsums  der 
oberen  Klassen  erreicht  werden,  so  würde 
das  doch  angesichts  der  großen  Zahl  der 
Lohnempfänger  materiell  nur  von  geringer 
Bedeutung  sein,  zumal  die  Reichen  nach  dem 
Satze  handeln  müssen:  „Leben  und  leben 
lassen". 
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Die  Volkswirtschaftslehre  hat  die  Ten- 
denzen des  Wirtschaftsprozesse?,  das  was 
auf  die  Dauer  geschieht,  festzustellen. 
Zwischendurch  werden  Hemmungen,  Frik- 
tionen unvermeidlich  sein,  die  momentane 
Zufallsgewinne  und  Zufallsverluste  bringen 
können;  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  sich 
der  Starke  gegen  diese  Zufallsverluste  eher 
stützen,  Zufallsgewinne  eher  einheimsen  kann 
als  der  Schwache.  Aus  dieser  Tatsache  mag 
die  organisierte  Arbeiterschaft  gelegentlich 
einigen  Nutzen  ziehen,  aber  die  Größe  der  so 
erzielten  Erfolge  ist  weder  mit  Sicherheit 
abzuschätzen,  noch  haben  sie  einen  dauern- 
den Charakter;  wenn  man  versucht  sein 
sollte  das  Gegenteil  durch  induktives  Tat- 
sachenmaterial zu  beweisen,  so  würde  eine 
genauere  Prüfung  des  Beweismaterials  wahr- 
scheinlich ergeben,  daß  der  Kausalzusammen- 
hang nicht  richtig  erkannt  wurde.  Mit  der 
bloßen  Feststellung,  daß  nach  einer  ge- 
werkschaftlichen Kampfperiode  die  mate- 
rielle Lage  der  Arbeiter  besser,  ihr  Reallohn 
also  höher  war  als  vorher,  ist  gar  nichts 
bewiesen:  Post  hoc  ist  nicht  propter  hoc. 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  verkennen,  daß 
der  Starke  nicht  nur  unter  Umständen  vor- 
handene Marktmögliohkeiten  zu  seinen 
Gunsten  besser  ausnützen  kann,  sondern 
daß  er  kraft  seiner  Machtstellung  vorüber- 
gehend ihm  günstige  Marktgelegen- 
heit zu  schaffen  vermag. 

Nur  „vorübergehend"?  Damit  kom- 
men wir  zu  einer  Frage,  die  für  das  ganze 
hier  behandelte  Problem  von  entscheidender 
Bedeutung  ist.  Selbst  ein  so  nüchterner 
Beurteiler  wie  Lexis  (Allgemeine  Volks- 
wirtschaftslehre 2.  Aufl.  S.  146)  glaubt  be- 
haupten zu  müssen,  ,,daß  sich  der  Anteil  der 
Arbeiterklasse  an  dem  jährlichen  Ertrag  der 
Produktion  nach  der  verhältnismäßigen  öko- 
nomischen Macht  bestimmt,  mit  der  sich  ihr 
Interesse  dem  Kapital  gegenüber  geltend 
zu  machen  vermag".  Andere  drücken  den- 
selben Gedanken  noch  bestimmter  aus.  In- 
dessen handelt  es  sich  hier  um  einen  volks- 
wirtschaftlichen Irrtum,  der  in  seiner  prak- 
tischen Auswirkung  mehr  als  genug  Schaden 
angerichtet  hat. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Möglichkeit 
eines  ,, Einkaufsmonopols"  derer,  die  fremder 
Arbeitskraft  bedürfen.  Besteht  das  Monopol 
nur  für  den  Bereich  einer  Branche,  so  sind 
zwar  die  Monopolisten  in  der  Lage,  den  Lohn 
niedriger  anzusetzen  als  den  vorhandenen 
Gütermengen  und  der  durch  die  Produk- 
tionsraöglichkeiten  gegebenen  Marktlage  ent- 
spricht, aber  je  niedriger  der  Lohn  ist,  um 
so  weniger  Arbeitskraft  wird  ihnen  zur  Ver- 
fügung stehen.  Das,  was  so  am  Lohn  ge- 
wonnen wird,  geht  verloren  durch  ein  We- 
niger am  Gesamtprofit,  weil  infolge  der 
Minderung  der  Arbeitskräfte  eben  weniger 


produziert  wird.  —  Wollte  man  aber  die 
Abwanderung  der  Arbeiter  durch  Schaf- 
fung einer  Universal-Unternchmerkoalition 
zwecks  Niederhaltung  des  Arbeitslohns  un- 
möglich machen,  so  würde  diese  Union,  falls 
sie  überhaupt  zustande  käme,  zum  baldigen 
Zerfall  verurteilt  sein,  nicht  nur,  weil  die 
künstlich  erhöhten  Unternehmergewinne 
,, Outsider"  herbeilocken  müssen,  sondern 
hauptsächlich,  weil  in  den  verschiedenen 
Unternehmungsgruppen  der  relative  Be- 
darf an  .Arbeitskraft  (im  Vergleich  zur  Ka- 
pitalsmenge) und  infolgedessen  der  Gewinn 
aus  künstlich  niedergehaltenem  Arbeitslohn 
so  verschieden  groß  sein  würde,  daß  die 
Einigkeit  schon  bald  zur  Uneinigkeit  werden 
müßte,  ganz  abgesehen  davon,  daß  erhöhter 
Profit  irgendwie  als  vermehrte  Nachfrage 
nach  Arbeitskraft  in  die  Erscheinung  treten 
würde.  Freilich  könnte  sich  das  alles  erst 
nach  einiger  Zeit  durchsetzen.  Diese  vis 
inertiae  im  volkswirtschaftlichen  Leben  we- 
nigstens teilweise  zu  überwinden,  wäre  un- 
zweifelhaft eine  Möglichkeit  einer  im  sozial- 
ökonomischen Sinne  erfolgreichen  Kampf- 
tätigkeit der  Arbeiter,  wenn  auch  zugegeben 
werden  muß,  daß  ein  vorzeitiges  Drängen 
auf  eine  Lohnerhöhung  die  Wirkung  haben 
kann,  daß  volkswirtschaftlich  zweckmäßige 
Unternehmerpläne  nicht  voll  zur  Entfaltung 
kommen. 

Weniger  einfach  liegt  die  Sache  beim 
,, Verkaufsmonopol"  der  koalisierten  Ar- 
beiterschaft. Allgemein  läßt  sich  zunächst 
folgendes  sagen:  Liegt  die  Uebermacht  bei 
den  Arbeitern,  können  sie  also  monopo- 
listisch ausbeuten,  so  wird  die  obere  Grenze 
für  die  angestrebte  Lohnsteigerung  schon 
deshalb  wesentlich  höher  liegen  als  der  Lohn, 
der  bis  jetzt  den  einzelnen  Arbeitern  des 
Betriebes  oder  der  Berufsgruppe  bezahlt 
wurde,  weil  das  gemeinschaftliche  Arbeiten 
viel  größeren  Nutzen,  und  umgekehrt  das  ge- 
meinschaftliche Nichtarbeiten  viel  größeren 
Schaden  für  den  Unternehmer  mit  sich  bringt, 
als  die  einzelnen  Arbeiter  schaden  oder  nützen 
können.  Nicht  von  dem  Erseheinen  des  ein- 
zelnen Arbeiters  an  der  Arbeitsstelle,  wohl 
aber  von  dem  „Mitmachen"  der  Arbeiter- 
schaft hängt  es  ab,  ob  die  Konkurrenz  privat- 
wirtschaftlich einen  vielleicht  nicht  wieder 
einzuholenden  Vorsprung  gewinnt,  ob  Ma- 
jschinen  richtig  und  rechtzeitig  ausgenützt 
werden,  ob  Rohmaterialien  nicht  verderben 
I  usw. 

Die  obere  Grenze  wird  aber  schließlich 
gar  nicht  mehr  bestimmt  durch  ökonomische 
Ueberlegungen,  sondern  ganz  durch  die 
Stärke  und  Rücksichtslosigkeit  der  sozialen 
Macht,  wenn  Unternehmer  und  Arbeiter  in 
einer  Branche  entweder  jeder  für  sich  oder 
beide  vereinigt  in  der  Lage  und  gewillt  sind, 
die    Existenz   der    auf   sie  angewiesenen 
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Konsumenten  ihrer  „Abnehmer"  aufs  Spiel 
zu  setzen  —  oder,  wenn  mit  dieser  Macht 
die  scheinbar  unbegrenzten  Mittel  der  Steuer- 
zahler   eingel'anj^eii    werden    können,  was 
beim  verstaai lichten  Betrieb  in   den  Be- 
reich der  Möglichkeit  rückt.  —  Beim  Staats- 
betrieb  und   auch    beim    „soziaMsiei  ten" 
Betrieb,  so  wie  man  sich  ihn  vorzustellen 
pllegt,  spielt  auch  die  Kapitaldisposition 
—  ;iiif  Grund  der  Knappheit  der  KHpitai- 
voniite  -  als  Rogulierungsfaklor,  der  je  nach 
den  „Cewinnmöglichkeiten"  bald  antreibend, 
bald   heiiiinend   wirkt,   unter  Umständen 
keine    unmittelbar  wahrnehmbare 
Rulle  melir:  Reichen  die  erwirtschafteten 
oder    aus    wirtsehaillichen    Gründen  zur 
Verfügung  gestellten  Mittel  nicht  mehr  aus, 
so  kann  man  l'Kkalische  Mittel  oder  sonstige 
Mittel   der   Gesamtheit   zwangsweise,  für 
Lohnzahlungen    beispielsweise,  verwenden. 
Aber  eine  derartige  Politik  wirtschaftlicher 
Desperados  muü  früher  oJer  später  zum 
fürchterlichen  Zu  ammenbrueh  führen,  dem 
wieder  der  Aufbau  auf  der  Grundlage  der 
Ka|iitalsknappheit  lolgen  muß  —  sie  korri- 1' 
giert  sich  also  selbst  — . 

Alle  diese  Versuche,  die  ökonomischen  ' 
.  Preisgesetze  durch  die  Macht  der  Organisa- 
tion außer  Kraft  zu  setzen,  werden  auf  die 
Dauer  für  die  Gesamtarbeiterschatt  nur 
Scheinerfolge  bringen   können;  Lohnerhö- 
hungen, die  nicht  Folge  der  Marktlage  sind, 
bleiben  schließlieh  nur  nominell.     Sie  be- 
wirken, daß  der  Arbeiterschaft  durch  Preis- 
erhöhungen das  genommen  wird,  was  einem 
Teil  von  ihnen  in  Form  von  erhöhten  Löhnen 
bewilligt  wurde.    Das  gilt  in  verschärftem 
Maße  dann,  wenn  die  erzwungenen  Lohn- 
erhöliungon  in  den  Branchen  erreicht  wurden, 
die  als  Lieferanten  von  Rohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten oder  durch  Leistungen  von  öko- 
nomischen Hilfsdiensten,  z.  B.  Transport- 
diensten, von  besonderer  Wichtigkeit  sind. 
„Wie  der  elektrische  Strom  von  der  Zentrale 
in  weiteste  Fernen  dringt,  so  pflanzt  sich  die 
Preiswelle,  die  ein  Streik  jener  Arbeitor- 
gruppen  auslöst,  über  zahllose  Gütergat- 
tungen fort"  (H.  Dietzel).     Ja,  derartige 
Scheinerfolge  sind  auf  die  Dauer  nicht  selten 
schlimmer  noch  als  Sisyphusarb.-it,  weil  sie 
dazu  verführen,  mehr  der  Konsumtion  zuzu- 
führen als  nach  Lage  der  Volkswirtschaft 
zweckmäßig  ist. 

Prüft  man  im  einzelnen  die  Möglich- 
keit einer  durch  Macht  versuchten  Aende- ; 
rung  der  Verteilung,  so  wird  man  überlegen  ' 
müssen,  ob  der  Arbeitslohn  zwangsweise  er- ,' 
höht  werden  kann,  auf  Kosten  des  Ka- 
pitalzinses (1),  der  Differentialrente 
(2)  und  des  Un ter neh mergewi nnes  (3). , 
.  1.  Mit  Hilfe  der  Mittel,  die  der  Konsum- 
tion entzogen  und  der  Produktion  zur  Ver-  { 
lugung  ge.-tellt  werden,  wird  erreicht,  daß 
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langwierige    und    komplizierte  technische 
„Umwege"  gemacht  werden  können,  um  ein 
höchstmögliches  Arbeitsergebnis  zu  erzielen. 
Man  hat  nicht  ohne  Grund  von  eiium  „em- 
pirischen"    Gesetz     (Böhm-Bawerk)  "  ge- 
sprochen, daß  die  technische  Ergiebigkeit  um 
so  mehr  ansteige,  je  langwieriger  und  zeit- 
raubender  die   Produktionsmethoden  sich 
gestalten  können.  Würden  nun  die  längeren 
Produktionsmethoden   nicht   mehr  kosten 
als    die    kürzeren    und   doch    mehr  ein- 
;  liringen  als  diese,  so  wäre  damit  der  Anreiz 
gegeben,    die    Produktionsuinwege  immer 
,  weiter  und  weiter  auszudehnen,  also  tech- 
niscli  zu  vervollkommnen.     Eine  Grenze 
setzt  aber  die  Menge  der  für  die  arbeitenden 
Menschen  zur  Verfügung  stehenden  Exi- 
stenzmittel; sie  sind  knapp,  sie  zwingen  in- 
folgedessen unter  Berücksichtigung  des  Wirt- 
schaftsprinzips die  zahllosen  möglichen  Pro- 
duktionsverlängerungen auf  diejenigen  zu 
beschränken,   die   am  gewinnbringendsten 
sind,  das  heißt  auf  die,  deren  Ergebnisse 
infolge  der  besonders  dringenden  Nachfrage 
am  Markte  höhere  Preise  erbringen.  Diese 
I  Marktlage   macht   es  aber  auch  möglich 
und  notwendig,  daß  man  durch  Bewilli- 
gung eines  enisprechend  hohen  Aufgeldes 
den  zur  Verfügung  stehenden  Subsistenz- 
niittelfonds  unter  Zurückdrängung  derer,  die 
I  weniger  bieten  können,  heranzieht.  Dieses 
Aufgeld  ist  aber  seiner  Natur  nach  nichts 
anderes  als  Kapitalzins. 

Erwogen  werden  muß  ferner,  daß  dann, 
wenn  lediglich  infolge  des  Wegfalls  des 
Zinses  ergiebigere  Produktionsumwege  ein- 
geschlagen werden,  das  —  unter  sonst  gleich- 
bleibenden Umständen  —  nur  unter  gleich- 
zeitiger Verminderung  der  Zahl  der  be- 
|Schäftigten  Arbeiter  erfolgen  kann.  Der  ge- 
gebene Subsistenzmittelfonds  kann  nun 
so  verteilt  werden,  daß  Arbeiter  und  Arbeits- 
lose gleichviel  bekommen,  dann  geht  den 
Arbeitenden  ihr  Lohngewinn  durch  Beiträge 
für  die  Unterstützung  der  arbeitslosen  Kol- 
legen wieder  verloren,  oder  aber  die  Er- 
werbslosen bekommen  weniger,  dann  werden 
,  sie  sich  veranlaßt  sehen,  durch  billigeres  An- 
gebot früher  oder  später  den  künstlich  er- 
höhten Lohn  wieder  herabzudrücken. 

Kommt  nicht  Beseitigung,  sondern  nur 
Reduzierung  des  Zinses  zwecks  zwangs- 
weiser Erhöhung  des  Arbeitslohnes  in  Be- 
tracht, so  wird  die  Wirkung  im  Grunde 
genommen  nicht  anders  sein  können,  nur 
graduelle  Unterschiede  werden  festgestellt 
werden  können,  die  Folgen  werden  weniger 
intensiv  sein,  später  eintreten. 

Für  die  Höhe  des  Zinsfußes  ist  auf  die 
Dauer  die  Art  der  Verwendung  des  Kapitals 
entscheidend.  Je  produktiver  dieses  in  der 
Volkswirtschaft  verwandt  wird,  um  so  mehr 
wird  es  in  der  Folge  zur  Verfügung  gestellt 
Bd.  I.  50 
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•werden  können,  je  eher  wird  dann  der  Preis 
für  Kapitalnutzung,  der  Zins,  sinken  können. 
Man  kann  daher  von  einer  Tendenz  des 
sinkenden  Zinsfußes  bei  fortschreitender 
wirtschaftlicher  Entwicklung  sprechen.  Ist 
dem  aber  so,  dann  ist  die  Gefahr  sehr  groß, 
daß  erzwungene  Lohnerhöhungen  schließ- 
lich eher  zinssteigernd  als  zinsdrückend 
wirken  müssen;  wird  eine  Lohnhöhe  erreicht, 
die  nicht  durch  die  volkswirtschaftliche  Ge- 
samtlage, namentlich  durch  die  Produktivität 
der  Arbeit  begründet  ist,  so  verwandelt 
sich  leicht  Produktivkapital,  das  in  die 
Hände  der  Arbeiter  als  Lohn  überführt  wird, 
in  Verzehrgüter,  was  in  der  Folge  eine 
immer  stärkere  Abnahme  des  neu  zur  Ver- 
fügung stehenden  Kapitals  nach  sich  ziehen 
muß,  was  bei  gleichbleibender  Nachfrage 
eine  Zinsfußsteigerung  bewirkt.  Diese  Vor- 
gänge können  —  wie  das  in  der  Gegenwart 
der  Fall  ist  —  durch  Geld  und  Kreditinfla- 
tion verschleiert  werden.  Aber  sie  setzen 
sich  dennoch  als  wirtschaftliche  Macht- 
faktoren durch,  die  in  ihrer  Wirkung  um  so 
verhehrender  sein  müssen,  je  länger  man 
versäumt  hat,  ihnen  Rechnung  zu  tragen. 

Theoretisch  denkbar  ist  natürlich,  daß 
die  Arbeiter  ihrerseits  die  Rolle  der  Kapi- 
talisten übernehmen.  Daß  das  in  der 
Gegenwart  nicht  in  beaclitenswertem  Maße 
geschieht,  trotz  den  absolut  ja  gewiß  erheb- 
lichen Reserven  der  Gewerkschaften  und 
Arbeitergenossenschaften  (namentlich  der 
Konsumvereine)  wird  nicht  bestritten.  Marx 
behält  auch  noch  heule  recht  mit  dem 
Satze,  den  er  1865  in  seinem  Vortrag  vor  dem 
Generalrat  aussprach:  ,,Es  ist  durchaus 
richtig,  daß  die  Arbeiterklasse,  als  ein  Ganzes 
betrachtet,  ihr  Einkommen  auf  notwendige 
Lebensmittel  ausgibt  und  ausgeben  muß." 
Aber  es  könnte  in  Zukunft  anders  werden, 
an  Stelle  der  bisherigen  Privatkapitalisten 
hätten  dann  die  Arbeiter  oder  eine  von  ihnen 
geschaffene  Instanz  ,, vorgetane  Arbeit"  an- 
zuhäufen und  sie  für  künftige  Produktion 
nützlich  zu  machen.  Die  Arbeiterschaft  hätte 
dadurch  gewiß  möglicherweise  mehr  un- 
mittelbare Verfügungsgewalt  im  Produk- 
tionsprozeß, aber  sie  würden  gleichzeitig 
mehr  geschäftliches  Risiko  und  größere  Ver- 
antwortlichkeit zu  tragen  haben,  ihre  ma- 
terielle Lage  könnten  sie  nur  dann  dauernd 
verbessern,  wenn  sie  gleichzeitig  das  Organi- 
sieren und  Disponieren  auf  Grund  der  ge- 
gebenen Kapitalvorräte  besser  machten, 
als  es  bis  dahin  dem  Privatkapitalisten  mög- 
lich war. 

2.  Weil  die  qualitativen  Voraussetzungen 
der  Produktion  verschieden  sind  und  daher 
in  verschiedenem  Maße  Arbeit  und  Kapital 
eingesetzt  werden  müssen,  um  eine  be- 
stimmte Menge  von  Gütern  an  den  Markt 
zu  bringen,  auf  dem  aber  ohne  Rücksicht 


auf  Produktionskostenunterschiede  für  die 
gleiche  Menge  und  Qualität  derselbe  Preis 
bezahlt  wird,  erhalten  diejenigen,  die  Herren 
qualitativer  Vorzüge  sind,  ein  Mehr,  das 
denen  nicht  zukommt,  die  ohne  dergleichen 
Vorzüge  produzieren  müssen,  deren  Produkte 
aber  doch  noch  notwendig  sind,  um  den  ge- 
samten Bedarf  zu  befriedigen.  Daraus  er- 
gibt sich  mit  logischer  Notwendigkeit,  daß 
nicht  der  Preis  hoch  ist,  weil  diese  Difteren- 
tialrente  hoch  ist,  sondern,  daß  die  Rente 
hoch  ist,  weil  der  Preis  hoch  ist.  Die  Rente 
ist  nicht  Ursache,  sondern  Wirkung.  Das 
Ehepaar  Webb  hat  infolgedessen  ganz  recht, 
wenn  es  raeint:  „Die  Gewerkvereine  lassen 
den  ganzen  großen  Teil  des  Gesamtein- 
kommens unberührt,  der  das  Aequivalent 
der  verschiedenen  über  den  Grenznutzen 
hinausgehenden  Vorteile  der  verschiedenen 
Produktionsfaktoren  ist,  mag  nun  ihre 
Ueberlegenheit  im  Boden  oder  in  der  Lage 
begründet  sein".  Was  von  der  Bodenrente 
gilt,  ist  auch  für  den  bloß  gelegentlichen 
Differentialgewinn  —  z.  B.  Ausnutzung 
einer  besonders  gut  gewählten  oder  alt  ein- 
geführten Firmenbezeichnung,  schnelles  Er- 
fassen günstiger  Zufallsgelegenheiten  am 
Markte  —  in  der  Regel  zutreffend.  Würden 
die  Unternehmer,  die  derartige  Renten  be- 
ziehen, diese  Extraprofite  an  die  Arbeiter  in 
Form  von  Lohnzulagen  weitergeben,  dann 
würden  sich  die  Arbeiter  nach  den  Stellen 
mit  lockenden  Extralöhnen  hindrängen,  und 
sie  würden  so  durch  ihre  Konkurrenz  not- 
wendigerweise den  Lohn  wieder  herabdrücken. 

Der  Versuch,  dem  entgegenzuwirken, 
durch  nationale  Ausgleichskassen  etwa,  wie 
sie  die  englischen  Bergarbeiter  bei  ihrem 
letzten  großen  Streik  anstrebten,  würde  eine 
Zwangsschablone  da  schatten,  wo  sie  im 
Interesse  des  volkswirtschaftlichen  Fort- 
schritts am  wenigsten  erwünscht  ist.  Daß 
damit  nichts  gesagt  sein  soll,  gegen  Markt- 
faktoren, die  unverdiente  Rentengewinne 
herabzudrücken  vermögen,  z.  B.  Eröffnung 
freier  internationaler  Konkurrenz  beim 
Agrarboden,  weitblickende  Verkehrs-  und 
Eingemeindungspolitik  beim  städtischen  Bau- 
boden versteht  sich  von  selbst.  Nötig  ist  aber 
wohl  daran  zu  erinnern,  daß  das,  was  oben 
über  die  Bekämpfung  der  Vis  iner- 
tiae  einerseits,  monopolistischer  Ausbeutung 
andererseits,  durch  gewerkschaftliche  Me- 
thoden gesagt  wurde,  durch  die  hier  fest- 
gestellte Ohnmacht  der  Gewerkschaften  im 
Kampfe  gegen  die  Difteren  iairenten  nicht 
berührt  wird. 

3.  Ziehen  wir  endlich  noch  den  ,, Unter- 
nehmergewinn" in  Betracht:  Was  unter 
diesem  Begriff  verslanden  werden  soll,  ist 
umstritten.  Für  unsere  Ueberlegung  scheidet 
die  Dilterentialrente  als  Bestandteil  des 
Unternehmergewinnes  aus,  das  darüber  zu 
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Sagende  ist  unter  2  aufgeführt  worden.  Deber 
die  Risilfoprämie,  die  manche  einen  Be- 
standteil, wenn  nicht  gar  das  Wesen  des 
Unternehmergewinnes  nennen,  ist  nur  zu 
sagen,  daß  die  Arbeitskämpfe  und  die  damit 
verbundenen  Gefährlichkeiten  für  den  Be- 
trieb gewiß  nicht  dazu  beitragen  den  Betrag 
zu  vermindern,  der  als  Risikoprämie  in  An- 
satz gebracht  werden  muß. 

Es  bleibt  also  für  unsere  Zwecke  hier 
nur  übrig,  den  Unternehmergewinn  als  Lohn 
für  höchstqualifizierte  Arbeit  zu  berück- 
sichtigen. Daß  es  töricht  wäre,  diesen  Lohn 
herunterzusetzen  und  dadurch  auf  die  Ent- 
faltung von  Unternehmerenergie  durch  An- 
reiz auf  das  geschäftliche  Interesse  bremsend 
zu  wirken,  ehe  man  nicht  dafür  einen  min- 
destens gleichwertigen  wirtschaftlichen  Fak- 
tor eintauschen  kann,  wird  auch  von  den 
grundsätzlichen  Gegnern  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  jetzt  fast  allgemein  zu- 
gegeben. 

Die  Sozialisierungskommission  äußerte  sich 
über  diese  Frage  folgendermaßen:  „Die  gesamte 
Kommission  ist  der  Meinung,  daß  ausreichender 
Spielraum  für  die  gesamte  Initiative  allein  nicht 

fenügen  würde,  um  Energie  und  Lebendigkeit 
er  Geschäftsführung  zu  sichern.  Vielmehr  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  zum  mindesten 
heute  noch  in  weitaus  den  meisten  Fällen  die 
höchste  Leistung  dadurch  hervorgeholt  werden 
muß.  daß  man  die  Motive  sozialen  Pflichtgefühls 
und  fachlicher  Arbeitstreue  mit  einem  wirtschaft- 
lichen Interesse  am  Produktionserfolg  ver- 
bindet Zudem  ist  zu  berücksichtigen,  daß 

mindestens  in  einer  Uebergangszeit  in  der  über- 
wiegende Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens 
privatkapitalistisch  organisiert  sind,  die  soziali- 
sierten Wirtschaftskörper  mit  der  privaten 
Industrie  um  die  besten  Kräfte  konkurrieren. 
Daher  ist  es  unabweisbar  nötig,  daß  die  Bezüge, 
namentlich  der  Generaldirektoren  und  Direk- 
toren, nicht  nach  biiri'aukratischen  Maßst.Hben 
gemessen  werden,  sondern  den  Sätzen  entspre- 
chend, die  in  der  Privatindustrie  üblich  sind." 

Es  gehört  mit  zu  den  dauernd  wertvollen 
Ergebnissen  der  russischen  Experimente, 
daß  kein  noch  so  ausgeklügelter  Bureaukratis- 
mus  das  zu  leisten  vermag,  was  der  Unter- 
nehmer im  heutigen  Sinne  für  die  Produk- 
tion und  für  den  bestmöglichsten  Absatz 
fertig  bringt;  auch  hier  hat  aber  wieder  der 
Unternehmerlohn,  nicht  bloß  die  Aufgabe, 
irgendeine  persönliche  Leistung  zu  „be- 
lohnen", er  ist  zugleich  durch  seine  verschie- 
dene Höhe  das  Mittel,  Unternehmerenergie 
und  Tüchtigkeit  dahin  zu  locken,  wo  sie  sich 
in  der  Volkswirtschaft  am  erfolgreichsten 
betätigen  können. 

Nun  werden  aber  am  Markte  die  Arbeits- 
kräfte nicht  unmittelbar  gegen  Waren  aus- 
getauscht. Wollte  man  das  durchführen,  so 
wäre  eine  Zwangswirtschaft  und  Zwangs- 
rationierung unausbleiblich  mit  den  Folgen, 


die  in  jüngster  Vergangenheit  sattsam  er- 
probt werden  konnten.  Statt  des  direkten 
Tausches  mußte  sich  ein  indirekter  Tausch 
ausbilden,  ein  tertium  eomperationis,  ein 
allgemeines  Umtauschmittel,  das  zugleich 
als  Rechenpfennig  dient,  macht  es  möglich, 
daß  jeder,  der  irgend  etwas  verkaufen  oder 
kaufen  will,  alsbald  zu  seinem  Ziele  kommt, 
weil  er  sich  zunächst  mit  einer  Gegengabe 
allgemeinster  Art,  dem  ,,Geld",  begnügt, 
das  er  dann  ohne  Schwierigkeiten  gegen  das 
umtauschen  kann,  was  er  an  Sachgütern 
eintauschen  möchte.  Solange  das  Geld  nur 
Umtauschmittel  in  diesem  Sinne  ist,  also 
nur  ein  ,, Instrument  des  Uebertragens,  eine 
Maschine,  um  schnell  und  bequem  das  aus- 
zurichten, was  sonst  doch  geschehen  wäre, 
nur  wenijjer  schnell  und  bequem"  (John 
Stuart  Mill),  ändert  sich  durch  die  T:;tsache, 
daß  unmittelbar  regelmäßig  nicht  in  Waren, 
sondern  in  Geld  entlohnt  wird,  an  dem  oben 
Gesagten  nichts.  Wird  das  Geld  aber  „ent- 
wertet", so  fehlt  es  infolgedessen  an  einem 
einwandfreien  Umtauschgut  und  an  dem 
zuverlässigen  Generalnenner  für  die  ver- 
schiedenen am  Markte  gehandelten  Waren, 
es  fehlt  jeder  sichere  Boden  für  die  Aus- 
einandersetzung zwischen  den  Marktinter- 
essenten, also  auch  für  das,  was  die  Arbeit- 
geber auf  Grund  der  Marktlage  an  Lohn 
bieten  und  die  Arbeitnehmer  fordern  können. 
Alles  wird  Spiel,  muß  Spiel  werden.  Man 
kann  es  verstehen,  daß  dabei  die  Arbeiter- 
schaft möglichst  viel  für  sich  einzuheimsen 
versucht,  daß  auch  ihre  nüchternen  Führer, 
die  in  der  vergangenen  normalen  Zeit  er- 
reichte Lebenshaltung  zu  der  Norm  für 
Lohnforderungen  machen,  oder  gar  noch 
darüber  hinaus  wollen.  Noch  leichter  wie 
sonst  ist  es  in  Zeiten  schlechter  und  sich  fort- 
dauernd weiter  verschlechternden  Währung 
für  die  Arbeiterschaft,  sich  eine  Erhöhung 
ihres  Nominallohnes  zu  erkämpfen,  aber 
noch  größer  wird  gleichzeitig  auch  dicGefahr, 
daß  die  Arbeiter  unter  Ausnützung  ihrer 
Machtmittel  für  den  Augenblick  zwar  mehr 
materielle  Mittel  in  Genußgüter  verwandeln 
können,  aber  auf  Kosten  der  „Vermögens- 
siibstanz",  der  ,,Vorgetanenen  Arbeit",  die 
die  Produktivität  der  Arbeit  dauernd 
fördern  und  damit  auch  das  Lohnniveau 
erhöhen  würde,  wird  vertan,  um  momentane 
Vorteile  zu  erhaschen.  In  Zeiten  wirt- 
schaftlicher Not  muß  mehr  wie  je 
bei  dem  Kampfe  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  beachtet  werden,  daß 
nicht  irgendein  Wollen,  das  auf 
starken  Organisationen  fußt,  son- 
dern wirtschaftliches  Können,  das 
lediglich  in  der  Produktivität  der 
Arbeit  wurzelt,  den  Arbeitern  die 
Dauererfolge  bringen  wird,  die  sie 
im    Interesse    ihrer  Lebenshaltung 
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erstreben  müssen.  —  Eine  Verkenniing 
des  Griindproblems  ist  es,  wenn  man  glaubt, 
durch  rein  äußere  Mittel  etwas  Wesenlliehes 
erreichen  zu  können.  So  versprechen  sich 
manche  Gewerkschaftsführer  sehr  viel  von 
einer  beweglichen  Lohnskala,  ,,die  erstens 
die  Arbeiterschaft  vor  den  Schädigungen 
der  Schwankungen  der  Währungsverhält- 
nisse schützen  und  zweitens  eine  auto- 
matische Anpassung  der  Löhne  nach  dem 
Stande  der  jeweiligen  Warenpreise  herbei- 
führen soll"  (Zwing,  Gewerksehaflliche 
Probleme,  Stuttgart  1921,  S.  50).  Als 
Norm  habe  ein  Existenzminimum  zu  dienen, 
das  aber  hoher  sein  müsse  ,,als  der  heutige 
ungenügende  Lebensstandard;  denn  die 
Lohnskala  soll  nicht  eine  Stabilisierung  der 
heutigen  ungenügenden  Lebenshaltung,  son- 
dern eine  Besserung  herbeiführen"  (Zwing 
a.  a.  0.  S.  58).  Es  ist  ein  verhängnisvoller 
Irrtum,  wenn  man  annimmt,  daß  der  Lohn 
sich  nach  einem  irgendwie  errechneten 
,, Lebensstandart"  zu  richten  habe;  tlas  Um- 
gekehrte ist  eher  richtig,  die  Höhe  des 
Lohnes  bestimmt  die  Höhe  der  Lebens- 
haltung, und  für  die  Lolinhöhe  kann  auf 
die  Dauer  nur  die  Produktivität  der  Ar- 
beit entscheidend  sein. 

Das  ist  nicht  nur  bei  den  Kämpfen  zu 
beachten,  die  sich  um  die  Entlohnung  drehen 
—  es  ist  die  große  Mehrzahl  —, sondern  auch 
für  alle  anderen  Kämpfe,  die  direkt  oder  in- 
direkt die  materielle  Lage  des  Arbeiters  be- 
treffen. Namentlich  wird  bei  dem  Streit  um 
dieArbcitszeit  im  wohlverstandenen  Inter- 
esse der  Arbeiter  sehr  sorgsam  zu  prüfen  sein, 
■wie  Schabionisierung  und  Reduzierung  der 
Arbeitszeit  auf  die  Arbeitsleistung  einwirkt, 
geht  diese  zurüeJs,  so  wird  der  Arbeiter  den 
sozialen  Vorteil  der  kürzeren  Arbeitszeit 
gegen  den  sozialen  Nachteil  einer  Verkür- 
zung des  Reallohnes  und  damit  gegen  eine 
Verschlechterung  seiner  Lebenshaltung  ein- 
tauschen. 

Jedenfalls  ist  die  lange  herrschend  ge- 
wesene Gewerkschaftstheorie,  die  Karl  Legien 
auf  die  Formel  brachte:  ,, Vorenthaltung  der 
Arbeitskraft,  um  eine  Steigerung  ihres  Wertes 
herbeizuführen"  sozialökonomisch  so  falsch 
wie  nur  möglich;  nicht  durch  Vorenthaltung, 
sondern  nur  durch  möglichste  Entfaltung  der 
Arbeitskräfte  kann  die  Arbeiterschaft  trotz 
aller  gewerkschaftlichen  Kämpfe  und  Er- 
folge wirtschaftlich  vorwärtskommen.  Wir 
werden  je  länger,  je  mehr  unsere  ökono- 
mische Basis  zerstören,  wenn  wir  mißmutig 
die  Verschiedenartigkeit  der  Interessen  bei 
Verteilung  des  Ertrags  betonen  und  dabei  die 
Gemeinsamkeit  der  Interessen  beim  Schaffen 
dieses  Ertrages  vergessen. 

Literatur :  Die.  -in  Betracht  kommende  geWerk- 
scIuiflLiche  SpezkilliUratur  ist  unter  dem  Stich- 
wort „Gewerkvereine"  zuaainmengesteUt.  Ver- 


wiesen loird  ferner  auf  dw  ArU.  „Arheitslahn" ^ 
„Arbeitgeberverbände",  „Koalilionen  und  Koali- 
tionsverbote",  „StreikstaliHtiken".  —  Eingehen- 
der beschäftigen  sich  in  der  neueren  Zeit 
folgende  Biieher  und  Aufsätze  mit.  den  Ar- 
beitskämpfen  und  ihrer  volkswirtsehaftliehen  Be- 
deutnng :  Adolf  Webei%  Der  Kampf  zwischen 
Kapital  und  Arbeit,  u.  u.  ^.  Atifl.,  Tlibinfjen 
19il  (in  der  1.  Aufl.  1910  ausführlicher  Litera- 
turnachweis). —  ISemstHn,  Der  Streik,  sein 
Wesen  und  sein  Wirken,  Frankfurt  I9S0.  — 
Schwlttau,  Die  Fo-imcn  des  wirtschafllielien 
Kampfes,  Berlin  1912  (mii  sehr  umfassendem 
Literaturverzeichnis).  —  Böhm  -  BawerICf 
Macht  oder  ^ökonomisches  Gesetz,  Z.  f.  VolksiB* 
1914,  B<l-  XXin.  —  Brauer,  Gewerkscliafl 
und  Volkswirtschnfi,  S.  Aufl.,  Jena  19S2.  — 
Verselbe,  Lohnpolitik  in  der  Nachkriegszeit, 
Jena  19t2.  —  Dietzel,  Ausbeutung  der  Arbeiter- 
klasse durch  Arbeiiergruppen,  Deutsche  Arbeit 
1919.  —  Mises,  Die  Gemeinwirtschaft,  Jetta 
1931,  S.  inff.  —  Stucken,  Theorie  der  Lohn- 
steigerunci,  Jb.  f.  G.  V.,  1921.  —  A.  Foif;t, 
Das  wirtschnftsfriedliche  Manifest,  Slutle/art  u. 
Berlin  1921,  S.  109ß'.  —  Mannigfachen  hier  in 
Betracht  kommenden  Aufschluß  geben  die  Sehr, 
d.  Gesellschaft  für  soziale  Reform.,  lieft  65-69 
über  die  gesunkene  Kaufkraft  des  Lohnes  und 
ihre  Wiederlierstellung,  Jena  1919  (mit  Beiträgen 
von  Zimmermann,  Ad.  Günther,  Zitzen,  Um- 
breit  u.  a.).  .Adolf  Weber. 


Arbeitslohn. 

1.  Arbeitslohn  im  juristischen  Sinne.  2.  Ar- 
beitslohn wirtschaftsgeschichlllch  betrachtet. 
3.  Arbeitslohn  wirtschaftstheoretisch  betrachtet. 

Angesichts  des  ungeheuren  Gewichtes, 
das  im  ganzen  Bau  der  Sozialwirtschaft  der 
Lohnarbeit  heule  zukommt,  überrascht  es 
nicht,  daß  die  Unbestimmtheit  des  Begriffes 
„Arbeitslohn"  so  sehr  unterschätzt  ja  über- 
sehen zu  werden  pflegt.  Wohl  hat  sich  eine 
Begriffsbestimmung  in  einem  engeren  Sinne 
entwickelt,  so  daß  man  unter  Arbeitslohn  das 
vom  Lohnarbeiter  bezogene  Entgelt  zu  ver- 
stehen pflegt  und  dabei  den  Erwerb  des 
Land-, Forst-,  Berg-,  Hütten-,  Industrie,  Bau- 
und  Transportarbeiters  usw.  meint.  Aber 
neben  diesem  engeren  Begiiffe  besteht  im 
Sprachgebrauche  auch  ein  solcher  in  einem 
weiteren  Sinne,  und  es  ist  eine  Mehrdeutigkeit 
des  Wortes  sowohl  dem  juristischen  als  dem 
wirtschaftswissenschafllichen  Inhalte  nach 
feststellbar. 

1.  Arbeitslohn  im  juristischen  Sinne. 
Juristisch  entspricht  die  Differenzierung 
des  Begriffes  Arbeitslohn  der  Vielf-cstaltig- 
keit  desobligatorischen  Vertragsverhält  iiisses, 
das  als  Arbeitsvertrag  bezeichnet  werden 
kann,  also  des  Vertrages,  bei  dem  von  einer 
Partei  die  Leistung  einer  Arbeit,  von  der 
anderen  die  Leistung  eines  Entgeltes  ver- 
sprochen werden.  Solcher  Verträge,  deren 
Gegenstand  eine  Arbeitsleistung  ist,  kennt 
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die  Rechtsordnung  zahlreiche.    Gilt  es  bei 

den  juristischen  Begrifffbestininiiingcn  schon, 
die  Grenze  des  Arbeits-  gegenüber  dem 
Kaufvertrag  oder  der  Miele  abzusl ecken '), 
so  ist  es  nicht  minder  wichtig  geworden, 
die  einzelnen  Arten  von  Arbeitsverträgen  zu 
untersuchen,  wobei  schon  die  verschiedenen 
für  das  Entgell  üblichen  Bezeichnungen  ein 
Unterscheidungsmerkmal  bilden,  solern  da- 
mit auch  die  Art  des  Arbeitsvertrages  oder 
die  Art  der  entgoltenen  Arbeit  gekennzeichnet 
erscheint.  Namentlich  sind  danach  die  Aus- 
drücke Gehalt  und  Besoldung  für  das  Entgelt 
bei  langperiodigen  Vertragsverhältnissen  und 
insbesondere  als  Enlschädigiing  lür  nicht 
manuelle  oder  wenigstens  nicht  direkt  in- 
dustrielle Arbeit  üblich  (analog  im  Französ. 
ajipdiuteiueut,  traitement,  im  Engl,  salary- 
tee)  (vgl.  Art.  ,, Besoldung  und  Besol- 
dungspolitik"). Mit  dem  Gehalt  oder  Be- 
solduiigsverhältnis  verbindet  sich  i.  d.  R. 
die  Versorgung  nach  Eintritt  der  Dienst- 
uiifäliigkeit  durch  eine  Pension  sowie  die 
Versorgung  der  Hinterbliebenen  (vgl.  die 
Artt.  ..Versorgung  der  Bul.estandtbeamlen 
und  Hinterbliebenen"  und  ,, Witwen-  und 
Waise  n  v  erso  rg  u  ng"),  die  eben  auch 
als  Bestandteile  des  Arbeitslohns  aufzu- 
fassen sind.  Nach  dem  positiven  Recht 
sind  die  Fragen  des  mit  Gehalt  ange- 
etellten  Privatbeamten  zumeist  noch  sehr 
im  Flusse;  in  Deutschland  und  Oester- 
reich haben  sie  durch  die  Angestellten-  und 
Peiisionsver-icherungsgesetze  (vgl.  Artl. 
,,Privalbeamte"  und  ,,Angeslelltenverfiche- 
rung")  wenigstens  teilweise  eine  Regelung 
erfahren.  Der  Sprachgebrauch  unterscheidet 
noch  besonders:  Honorar  für  Leistungen 
in  freien  Berufen,  insbesondere  für  ärztliche 
Arbeil,  für  Lehrer,  für  Schriftsteller,  Ge- 
bühren für  Rechtsanwälte,  Notare.  Ge- 
richtsvollzieher, Provisi(in,  Tantiemen 
für  Koiuiuissionäre,  Makler,  Gage  für 
Blilineidiünstler  usw.  Namentlich  das  Han- 
dels- und  Seerecht  kennt  noch  besondere 
Bezeichnungen  für  Arbeitsentgelle,  z.  B. 
Heuer,  Fracht,  Bergelolin.  Juristisch  werden 
Tantieme  und  Gewinnanteile,  die  etwa 
nelien  Gehalt  oder  Lohn  zufließen,  auch  nur 
als  besondere  Formen  des  F^ntgeltes  für 
Arbeitsleistungen  aufgefaßt.  Das  Inv.VG. 
z.  B.  behandelt  sie  ausdrücklich  als  Lohn. 
Wie  weit  diese  Auffassung  auch  sozialöko- 
noniiscli  haltbar  ist,  wird  an  anderer  Stelle 
erörtert  (vj;!.  Art.  ,. Gewinnbeteiligung"). 

Das  Arbeitsverhältnis  war,  solange  es 
nicht  vollständig  auf  die  Basis  der  freien 
Verlragschließung  gestellt  war,  in  allen 
wichtigsten      Erscheinungsformen  meist 

')  Vgl.  das  Hauptwerk  über  den  Arbeits- 
vertrag von  Lotmar,  „Der  Arbeitsvertrag"  1 


i  autoritär,  vielfach  korporativ  geregelt  (vgl. 
,  Art.  ,, Arbeil"  unter  6.  Arbeitssysleme).  Mit 
1  Abstreifung  dieser  Bindungen,  die  sich  in 
,  weitgehendem  Maße  auf  das  Entgelt  er- 
,  strecken,  mit  der  völligen  Freiheil  des  Ar- 
I  beilsvertrages  ward  der  Arbeitsvertrag  an- 
1  deren  Verträgen  insbesondere  dem  Kauf 
1  immer  ähnlicher,  so  daß  sich  die  Auffassung 

■  mehr  und  mehr  verbreitete,  daß  der  Arbeits- 

■  lohn  nichts  anderes  als  ein  Preis  sei  und 
.  deshalb  die  Lohnbildung  denselben  Griind- 

■  Sätzen  unterliegen  müsse  wie  die  Preis- 
:  bildung  (vgl.  Art.  ,,Lohnlheorie").  Die 
I  Unhaltbarkeil  dieser  Auffassung  kam  von 
:  der  sozialpolitisclien  Ideenwelt  her  auch  in 

•  die  juristische  Problemstellung.  Es  ergab 
.  sich  die  Notwendigkeit  vor  allem  denjenigen 

■  t  Arbeitsvertrag,  der  zwischen  dem  kapital- 

■  I  besitzenden  Unternehmer  und  dem  kapital- 

■  losen  Arbeit relimer  geschlossen  wird,  als 
,  eine  besondere   Kategorie  zu  entwickeln. 

•  (Vgl.  Art.  ,, Arbeitsrecht".)    Die  juristische 

■  Klärung  des  Arbeitsvertragsvcrhältnisses 
'.  knüpft  nun  an  die  sozialeu  Konsequenzen  des 
I  Arbeitslohnes  als  besonderer  Einkommens- 
I  kategorie  an. 

'        Es  ist  ein  Verdienst  der  deutschen  Gesetz- 

•  :  gebung,  daß  sie  im  BGB.  die  Scheidung  zwischen 
Werkvertrag,  in  dem  das  Entgelt  für  die  Leistung 

■  ein  Preis  ist,   von   dem  Arbeitslohn  vertrag, 

■  dem  Dienstvertrag,  wenn  auch  nicht  mit  der 
,  nötigen  Klarheit,  so  doch  einigermaßen  verwend- 
bar vollzogen  hat.  Die  Unterscheidung  des  Werk- 
vertrages zwisihon  einem  Tuchfabrikanten  und 
der  Färbereifabrik,  in  der  er  Ulf)  Stück  Tuch 
färben  läßt  und  dafür  einen  ,,Farl)lohn"  zahlt, 
von  dem  Arbeitsvertraglohn  der  Färberei  mit 
dem  Färberciarbeiter,  der  für  ein  Stück  Tuch 
einen  bestimmten  Lohnsatz  festsetzt,  ist  not- 
wendig und  um  so  notwendiger,  als  einerseits 
eben  jener  ,, Farblohn"  wirlsehaftlieh  etwas 
wesentlieh  anderes  ist  als  ein  Arbeitslohn, 
nämli(  h  ein  Preis  und  als  andererseits  wirtschaffs- 
theoretisch  der  Arbeitslohn  i.  e.  S.  eben  auch 
ein  Preis  ist.  nur  freilii  h  ein  pretiuni  sui  generis 
(vgl.  dazu  R  ü  m  e  I  i  n,  Dienstvertrag  und  Werk- 
vertiag  10U5). 

2.  Arbeitslohn  wirtschaftsgeschichtlich 
betrachtet.  Wirtschaftsgeschichtlich 
ist  festzustellen,  daß  der  Arbeitslohn  als 
Entgelt  der  Lohnarbeit  ein  Produkt  späterer 
Wirfschaftsstufen  war,  daß  das  Wort  ,,I>ohn" 
ursprünglich  Verdienst  für  eine  Leistung 
zu  eigenem  Nutzen  bedeutete. 

Der  Ursprung  des  altgernianisehen  Wortes 
Lohn  (gotisch  laun)  hat  als  Wurzelsilbe  einen 
Stamm,  der  mit  dem  Begriff  Jagd,  Fang  zu- 
sammenhängt (ähnlieh  dem  lat.  luerem,  Gewinn, 
dem  prieeh.  dmln-ieiv  genießen,  nach  Grimm 
und  Kluge).  „Lohn"  ist  die  Entschädigung 
für  die  „arcbeit",  die  Mühsal  und  Not,  der  man 
sich  unterzog. 

Arbeitslohn  war  also  iTsprünglich 
durchaus  kein  vertragliches  Entgelt,  sondern 
schlechthin  das,  was  man  seiner  Mühe  dankt. 
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Ein  Vertragsentgelt  wurde  er  erst  auf 
jener  Stufe  der  Wirtschaft,  auf  der  sich 
die  ursprünglich  autarke  Hauswirtschaft 
durch  Leistungen  fremder  Kräfte  im  Tausch- 
verkehr ergänzte.  Der  Lohnwerker  (vgl. 
Art.  „Gewerbe")  als  Vorläufer  des  späteren 
seßhaften  Handwerks,  aber  auch  viele 
zünftige  Handwerker  verrichten  im  Auftrag 
ihrer  Kunden  Arbeiten  gegen  einfachen 
Lohn.  Dieser  handwerkliche  Lohnarbeiter 
ist  wirtschaftlich  selbständig,  ist  Arbeiter 
für  eine  Vielheit  von  Kunden.  Ein  Schritt 
weiter  ist  die  Entwicklung  des  Lohnarbeits- 
systems innerhalb  des  handwerklichen  Be- 
triebes. Der  Handwerksknecht  oder  Geselle, 
der  mit  dem  Meister  gemeinschaftlich  arbei- 
tet, meist  auch  gemeinschaftlich  lebt,  stehe 
bereits  in  einem  unselbständigen  Arbeits- 
lohnverhältnis, erhält  ,,Lohn  und  Kost" 
unabhängig  von  dem,  was  Kunden  für  seine 
Leistung  zahlen.  Der  Lohn,  den  er  erhäL, 
wird  ein  Kostenelement  nicht  mehr  für  den 
Kunden,  sondern  für  den  Meister.  So  ent- 
steht die  Sachlage  für  Ausnutzung  der 
Arbeitskraft  des  Lohnarbeiters  zur  Er- 
zielung eines  Geldertrages  für  den  Arbeit- 
geber, mit  ihr  ist  das  Unternehmertum 
in  der  Produktion  und  damit  die  Gegen- 
sätzlichkeit zwischen  Arbeitgeber  und  Lohn- 
arbeiter, zwischen  emploj'er  und  employee 
geboren.  War  sie  im  Handwerk  noch  nicht 
so  entwickelt,  so  hängt  das  damit  zusammen, 
daß  der  Arbeitslohn  autoritär  oder  korporativ 
geregelt  war  und  daß  das  spätere  Meister- 
werden mit  als  Teil  des  Arbeitslohnes  der 
Gesellenzeit  aufgefaßt  werden  konnte. 

Erst  der  Uebergang  zur  Massenproduktion 
und  die  starre  Objektivierung  des  Kapital- 
verwertnngsstrebens  brachte  mit  dem  Ab- 
streifen aller  Bindungen  des  Vertragswillens 
der  Arbeitsvertragsparteien  die  A\isbildung 
des  typischen  Lohnarbeiters,  des  Arbeiters 
mit  der  Existenzbegründung  ausschließlich 
auf  dem  Arbeitslohne. 

3.  Arbeitslohn  wirtschaftstheoretisch 
betrachtet.  Wirtschaftstlieoretisch  ist  der 
Arbeitslohn  vornehmlich  in  zwei  Beziehungen 
Ton  Bedeutung,  1.  als  Ivosfenclement  in 
der  Unternehmung,  2.  als  besondere  Ein- 
kommenkategorie. 

Als  Kostenelement  ist  seine  Höhe 
von  Wichtigkeit  für  die  Berechnung  der 
Gestehungskosten,  die  der  Unternehmer 
privatwirtschaftlich  rationell  seinem  Unter- 
nehmungsplan zugrunde  legt.  Er  ist  dann 
aber  nicht  nach  seiner  nominellen  Höhe  als 
Geldloliu  oder  nach  dem  Ausmaße  von 
Naturalleistungen  (Naturallohn),  die  als  Lohn 
geleistet  werden,  zu  beurteilen,  sondern 
nur  nach  seinem  Verhältnisse  zur  tatsäch- 
lichen Arbeitsleistung.  Dieses  Verhältnis 
zwischen  Leistung  und  Arbeitslohn  im 
Interesse  der  Unternehmung  befriedigend 


zu  gestalten  macht  den  Inhalt  der  privaten 
Lohnpolitik  aus  (vgl.  Art.  ,, Lohnpolitik"). 
Als  Einkommenkategorie  ist  der  Arbeits- 
lohn schlechthin  das  Einkommen  der  un- 
selbständigen Lohnarbeiter,  der  Ertrag  der 
im  Arbeitslohnvertrag  verwerteten  Arbeits- 
kraft. Theoretisch  ist  der  Arbeitslohn  als  Preis 
für  die  Arbeitsleistung  oder  für  die  Verfügung 
über  die  Arbeitskraft  aufzufassen.  Die 
Theorie  dieser  Lohnproisbildung  und  die 
Dogmengeschichte  dieses  Preisproblems  wird 
im  Art.  ,, Lohntheorie"  behandelt.  Auch 
als  Einkommen  ist  der  Arbeitslohn  übrigens 
Objekt  besonderer  privater  Maßnahmen, 
die  auf  eine  im  Interesse  der  Arbeitnehmer 
sich  vollziehende  Gestaltung  des  Arbeits- 
lohnes abzielen  (vgl.  Art.  ,, Lohnpolitik"). 
Diese  Lohnpolitik  umfaßt  insbesondere  den 
Kampf  um  die  Leistung  und  im  Zusammen- 
hang damit  die  Frage  der  Lohnbeniessungs- 
niethoden  und  das  Mittel  der  kollektiven  Ver- 
tragsschließiing  (vgl.  Art.  ,, Tarif  vertrag"), 
endlich  die  Mindcstlohngesetzgebung. 

Kontrovers  ist  die  Frage,  ob  der  Arbeits- 
lohn auch  ein  Element  im  Einkommen  des 
Unternehmers  in  dem  Sinne  ist,  daß  ge- 
wissermaßen innerhalb  des  gesamten  Rein- 
ertrages einer  Unternehmung  ein  Teil  der- 
selben der  spezifischen  Uuternehmeileistung 
,, zugerechnet"  werden  kann  und  soll.  Manche 
Theoretiker  sprechen  dann,  um  den  Gegen- 
satz zum  Arbeitslohn  hervorzuheben,  vom 
Unternehmerlohn  (vgl.  die  Artt.  ,, Unter- 
nehmer", ,,Unterneh  mergewinn",  so- 
me  ,, Zurechnung").  So  besreiflich  es  ist, 
wenn  der  Landwirt,  der  ohne  Lohnarbeiter 
nur  mit  seiner  Familie  sein  Land  bebaut, 
in  seinem  Wirtsohaftsertrag  ebenso  in  erster 
Linie  einen  Lohn  für  seine  Arbeit  erblickt 
und  erst  in  zweiter  Linie  einen  Kapitals- 
oder Unternehmungsertrag  und  ebenso,  wenn 
der  Handelsagent,  der  alltäglich  20— .30  Ge- 
schäftshäuser besucht,  um  auf  eigene  Rech- 
nung die  von  ihm  angebotene  Ware  zu 
veräußern,  nur  in  seiner  Arbeit  die  Quelle 
seines  Einkommens  sieht,  so  ist  gleichwohl 
fraglich,  ob  es  theoretisch  zweckmäßig  ist, 
hier  von  Unternehmerarbeitslohn  zu  sprechen; 
Wichtig  ist  jedenfalls  sich  damit  abzufinden, 
daß  das  tatsächliche  Leben  einen  Vuriationen- 
reichtum  aufweist,  dem  gegenüber  die  Theorie 
sich  vor  allem  bemühen  nuiß,  die  Masse 
der  Erscheinungen  in  wenige  Kategorien 
aufzulösen  und  daß  auch  sie  dem  ent- 
sprechend gut  tun  dürfte,  den  Begriff 
Arbeitslohn  immer  eindeutiger  auf  den  vom 
unselbständigen  Lohnarbeiter  erworbenen 
Arbeitsvertrag  zu  beziehen. 

Otto  1'.  ZAi'lcdineck, 


Arbeitslohn  (Statistik) 

s.  Lolinsiarislik. 


791 


Arbeitslosigkeit  und  Arbeitslosen- 
versicherung. 

I.  Die  Arbeitslosigkeit.  1.  Die  Arbeits- 
losiglieit  in  der  Geschichte,  a)  Bis  zum  kapita- 
listischen Zeitalter,  b)  Das  kapitalistische  Zeit- 
alter. 2.  Arten  der  Arbeitslosigkeit,  a)  Subjek- 
tive Arbeitslosigkeit,  b)  Objektive  Arbeitslosig- 
keit. 3.  Arbeitslosigkeit  und  Wirtschaftsordnung. 
4.  Umfang  und  Bedeutung  der  Arbeitslosigkeit, 
a)  Die  Mängel  der  .•Xrbeitslosenstatistik.  b)  Die 
Methoden  der  Arbeitsinsenstatistik,  a)  Unmittel- 
bare   Zählungen.     ß)    Mittelbare  Zählungen. 

c)  Die  neuere  Entwicklung  der  Arbeitslosigkeit. 

d)  Die  Schäden  der  Arbeitslosigkeit.  If.  Die  Ar- 
beitslosenversicherung. 1.  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  im  allgemeinen.  2.  Die  Grund- 
gedanken der  Arbeitslosenversicherung.  3.  Die 
Wege  zur  Arbeitslosenversicherung.  a)  Das 
S)'stem  der  direkten  Kontrolle,  b)  Das  Genter 
System,  c)  Der  Sparzwang,  d)  Der  Anschluß  an 
den  Arbeitsnachweis.  4.  Technische  Einzelheiten, 
a)  Personenkreis,  b)  Aufbringung  und  Verwen- 
dung der  Geldmittel,  e)  Aufbau  der  Arbeits- 
insenversicherung. 5.  Die  Arbeitslosenversiche- 
rung in  der  PraxMs.  a"!  Die  kommunalen  Kassen. 
<i)  i)ie  selbständigen  Einrichtungen,  ß)  Die  kom- 
munalen Kassen  nach  dem  Genter  System,  b) 
Die  staatliche  -Arbeitslosenversicherung,  u)  Das 
Genter  System  auf  staatlicher  Grundlage.  (3)  Die 
staatliche  Zwangsversicherung  auf  der  Grund- 
lage des  Arbeitsnachweises:  England,  Italien, 
Schweiz,  Oesterreich,  Deutschland. 


I.  Die  Arbeitslosigkeit. 
1.  Die  Arbeitslosigkeit  in  der  Geschichte. 

a)  Bis  zum  kapitalistischen  Zeitalter. 
Wer  den  wirtschaftlichen  Charakter  und  die  sitt- 
liche Bewertung  der  Arbeit  im  Altertum  kennt, 
der  wci.lj,  daß  damals  von  der  Arbeitslosigkeit 
als  einer  Massenerscheinung  noch  nicht  die  Rede 
sein  konnte.  Ueberall  überwiegt  als  Nahrungs- 
quelle die  Landwirtschaft,  die  ihrer  Natur  nach 
den  Mittelstand  und  eine  ausreichende  Versor- 
gung aller  Volksteile  begünstigt.  Dazu  kam, 
aß  die  materielle  Arbeit,  soweit  als  möglich, 
den  Sklaven  überlassen  wurde,  bei  denen  es  eine 
Arbeitslosigkeit  als  soziales  Problem  ebenso- 
wenig geben  konnte  wie  etwa  beim  Vieh.  Wurde 
der  Sklave  arbeitsunfähig,  so  ergab  sich  eine 
Fürsorgepflicht  nicht,  man  durfte  sich  auf  irgend- 
eine Weise  seiner  entledigen;  schlimmstenfalls 
jagte  man  ihn  von  dannen.  Aber  auch  der  freie 
Arbeiter  oder  Handwerker  —  den  man  nach 
seiner  Tätigkeit  als  ein  sklavenähnliches,  ver- 
ächtliches Wesen  anzusehen  pflegte  —  konnte 
im  allgemeinen  nicht  auf  Mitleid  und  Beistand, 
sondern  nur  auf  Verachtung  und  Unterdrückung 
rechnen. 

Immerhin  lassen  sich  manche  staatspolitische 
Maßnahmen  aus  griechisch  römischer  Zeit  unter 
den  Gesichtspunkten  der  Arbeitslosigkeit  be- 
trachten, wobei  aber  die  Beschaffung  von  Arbeit 
immer  nur  ein  Gesichtspunkt  unter  mehreren 
und  meist  nur  von  untergeordneter  Bedeutung 
war.  Man  hat  verwiesen  auf  den  starken  Drang 
nach  kolonialer  Expansion  in  Griechenland  und 
Rom,  der  zum  Teil  aus  Uebcrvölkerung  und  Ar- 
beitsmangel zu  erklären  sei.  Auch  die  groß- 
artigen öffentlichen  Arbeiten  sollten  zugleich 


den  Massen  Arbeit  und  Brot  geben.  Perikles, 
unter  dessen  Herrschaft  die  Baukunst  Athens 
ihre  wunderbare  Blüte  erreichte,  sprach  selbst 
die  Absicht  aus,  alle  Schichten  der  Bevölkerung 
dadurch    zu  ernähren  und  zufriedenzustellen. 
[  Auch  die  Politik  der  öffentlichen  Spenden  kann 
man  als  Arbeitslosenmaßregel  betrachten.  In 
;  Athen  soll  im  6.  Jahrh.  v.  Chr.  schon  mehr  als 
I  die  Hälfte  der  Bevölkerung  von  den  Almosen 
i  des  Staates  gelebt  haben.    In  Rom  bildete  sich 
'  ein  eigentliches  „Proletariat"  im  1.  .Jahrb.  v.  Chr. 
aus  den  landlo.sen  Leuten,  die  sich  in  der  Haupt- 
I  Stadt  ansammelten  und  vergebens  nach  Arbeit 
I  ausschauten.  Die  Latifundienwirtschaft  brachte 
dann  ein  Bauernlegen  in  immer  größerem  Aus- 
maß und  damit  auch  die  Notwendigkeit  mit  sich, 
die  bedrolUich  anwachsenden  Scharen  von  mittel- 
losen, aber  politisch  gleichberechtigten  Leuten 
j  bei  guter  Laune  zu  halten.    Seit  der  Zeit  des 
jüngeren  Gracchus  (lex  frumentaria)  wurden  die 
Getreide«penden  verteilt,  die  als  eine  Art  von 
,,Erwerb,slosenuntersfützung"  wirkten.  Caesar 
versuchte  vergebens,  diese  Spenden  in  eine  ge- 
ordnete Armenpflege  umzuwandeln,  immer  plan- 
loser und  reichlicher  wurde  die  unentgeltliche 
Versorgung  der  sechsten  Steuerklasse.     In  der 
;  Kaiserzeit  waren  es  bis  400000  Menschen,  deren 
1  Nahrung  und  Notdurft  der  Staat  zu  decken 
hatte.  Da  das  Uebel  selbst  —  eine  grundfalsche 
Bodenpolitik  —  nicht  ausgerottet  wurde,  konnte 
man  natürlich  auch  der  bedrohJichen  Symptome 
nicht  Herr  werden. 

[  Auch  im  Mittelalter  und  in  der  neueren 
Zeit  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrh.  gab  es  die 
eigentlichen  Arbeit.slosenfragen,  die  der  Gegen- 
wart gestellt  sind,  noch  nicht.  Im  Mittelalter  be- 
hielt die  Wirtschaft  allenthalben  noch  ihren 
agrarischen  Charakter.  Die  Verhältnisse  waren 
einfach,  klein  und  übersichtlich.  Die  Stände 
waren  m<>ist  erblich,  jeder  wuchs  in  seinen 
Tätigkeitskreis  hinein.  Zudem  wnrde  die  ganze 
Wirtschaftspolitik  wie  im  Altertum  beherrscht 
vom  Mittelstaiiilsideal,  jeder  sollte  in  anständiger, 
christlicher  Weise  —  fern  allen  Extremen  — 
sein  Leben  führen  und  seine  ..Nahrung"  finden. 
Namentlich  bis  zum  Ende  des  1.  Jahrtausends 
waren  die  sozialen  Verhältnisse  durch  das  Lehns- 
wesen in  eine  strenge,  traditionelle  Ordnung  ge- 
fügt, die  von  unten  nach  oben  hin  jeden  band, 
andererseits  von  oben  nach  unten  jeden  be- 
schützte. 

Auch  in  der  Zeit  vom  11.  Jahrh.  bis  zur 
zweiten  Hälfte  des  Ifi.  Jahrh.  war  die  Arbeits- 
losigkeit noch  kein  Uebel  von  erheblicher  Be- 
deutung. Das  führende  Land  in  Politik  und  Wirt- 
schaft war  Deutschland,  das  noch  allen  seinen 
Kindern  eine  weiträumige  Heimat  bot.  Bis  ins 
15.  Jahrh.  (1410)  kam  hinzu  die  siegreich  vor- 
dringende Kolonisation  im  Osten,  wo  jeder  Mann, 
der  über  ein  paar  kräftige  Arme  verfügte,  Boden 
und  Arbeit  finden  konnte.  Was  die  Landwirt- 
schaft angeht,  so  war  die  Lage  der  Bauern  bis 
ins  15.  Jahrh.  fast  überall  erfreulich.  Die  Ab- 
hängigkeit vom  adligen  Grundbesitzer  kehrte 
erst  seit  dieser  Zeit  ihre  schlimme  Seite  hervor, 
zuerst  in  Frankreich  und  England,  dann  auch  in 
Deutschland.  In  England  begann  um  die  Mitte 
des  15.  Jahrh.  jene  von  Thomas  Morus  so  an- 
schaulich beschriebene  Verdrängung  der  Bauern 
durch  die  Schafzucht.  D.as  Steigen  der  Woll- 
preise machte  die  Weidewirtschaft  auf  großen 
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Flächen  rentabel,  der  bis  zur  Zeit  Heinrichs  VIII. 
etwa  50000  Bauern  zum  Opfer  gefallen  sein 
sollen.  Diese  überfliissignn  Menschen  suchten 
eine  Zuflucht  im  Heer  odiT  in  der  Stadt  Kamen 
sie  da  nicht  unter,  so  wurden  sie  aus  Not  Bettler, 
Landstreicher  und  Diebe,  und  alle  Vorsuche, 
dieser  Landplage  durch  die  Mittel  schärfster 
Repression  —  Prügelstrafe,  Gefängnis,  Stäupen, 
Auihängen  —  heizukommen,  erwiesen  sich  als 
vergeblich.  In  Deutschland  erreichte  das  Bauern- 
elend seinen  Höhepunkt  seit  den  ersten  Jahr- 
zehnten des  IG.  Jahrb.,  in  denen  die  Aufstands- 
versuche, die  Bauernkriege,  im  Blute  der  B.iuern 
erstickt  wurden.  Die  Zeit  von  1000  bis  etwa  1550 
war  zugleich  die  Glanzzeit  der  deutschen  Stadt 
und  in  ihr  des  zünftigen  Handwerks.  Noch 
hatte  das  Handwerk  in  Wahrheit  seinen  „gol- 
denen Boden",  noch  nahm  sich  die  Zunft  auch 
der  notleidenden  Meister  und  ihrer  Hinter- 
bliebenen, ebenso  wie  der  jungen  Leute  der 
Lehrlinge  und  Oesellen,  an.  Den  wandernden, 
zeitweilig  arbeitslosen  Gesellen  ermöglichte  das 
„Geschenk"  eine  angemessene  Existenz. 

Eine  Arbeitslosigkeit  größeren  Umfangs 
brachte  allen  Kulturländern  die  neuere  Zeit, 
vom  16.  bis  19.  Jahrh.,  in  der  sich  schon  der 
Uebergang  zum  modernen  Kapitalismus  an- 
kündigte. Auf  dem  Lande  verschärfte  sich  das 
gutsherrlich  —  bäuerliche  Abhängigkeitsver- 
hältnis wenigstens  in  Frankreich  und  in  Deutsch- 
land in  unerträglicher  Weise.  Seit  dem  30jährigen 
Krieg  lag  der  deutsche  Bauernstand  vollends  am 
Boden.  Freiwillig  abgewanderte  oder  verjagte 
Bauern  zogen  zur  Stadt  und  bildeten  da  mit  fah- 
renden Leuten,  entgleisten  Studenten,  arbeits- 
losen Gesellen  ein  neues  städtisches  Proletariat. 
Auch  die  Zünfte  waren  in  dieser  Verfallszeit  nicht 
mehr  in  der  Lage,  gleichsam  als  Versicherungs- 
kassen zu  wirken.  Was  die  Stellungnahme  der 
öffentlichen  Gewalt  zu  dieser  unglücklichen  Ent- 
wicklung anbetraf,  so  blieb  sie  anfangs  noch  be- 
schränkt auf  strengste  Bedrohung  und  Be- 
strafung. Sehr  langsam  brach  sich  dann  die 
Ueberzeu^ung  Bahn,  daß  Stadt  und  Staat  vorab 
die  Quellen  des  Uebels  verstopfen  und  den 
Armen  nicht  mehr  auspeitschen  und  verjagen, 
sondern  ihn  vielmehr  unterstützen  und  zur  Arbeit 
erziehen  müßten.  Seit  den  20er  Jahren  des  16. 
Jahrh.  kamen  die  städtischen  Armenordnungen, 
in  denen  meist  in  der  Hauptsache  ein  Dreifaches 
vorgesehen  wurde:  1.  Der  Bettel  blieb  strafbar, 
2.  die  Kinder  und  Jugendlichen  mußten  erst  indie 
Schule,  dann  in  die  Lehre  gesteckt  und  zu  brauch- 
baren Menschen  herangebildet  werden,  3.  arbeits- 
fähige Arme  waren  mit  Rohstoffen  und  Werk- 
zeugen auszurüsten,  damit  sie  sich  selber  durch 
redliche  Arbeit  ernähren  könnten.  Neben  der 
St.adt  erkannte  bald  aber  auch  der  Staat  die 
Verpflichtung  aft,  sich  der  .\rmcn  tatkräftig  an- 
zunehmen. Wie  der  Merkantilismus  alle  wirt- 
schaftliche Initiative  und  Verantwortung  vom 
einzelnen  auf  die  hohe  Obrigkeit  übertragen 
wollte,  so  sollte  auch  die  Last  der  Armut,  die  als 
Mißerfolg  des  Staats  und  seiner  WirtSf'hafts- 
führung  anerkannt  wurde,  vom  Staat  über- 
nommen werden.  Seit  der  Zeit  der  Königin 
Elisabeth   von   England   wurden  also  Armen- 

f:esctzo  in  allen  Ländern  erlassen,  die  im  wesent- 
ichen  die  Ge(l;inken  (\i\r  städtischen  Ordnungen 
wiederhulten  und  weiterführten. 

b)  Das  kapitalistische  Zeitalter.  Zu 


I  Ende  des  18.  nnd  zu  Anfang  des  19.  Jahrh.  ist 

lauf  wirtschaftlichem  Gebiet  gedanklich  und 
praktisch  eine  allseitige  und  vollkommene  Um- 
gestaltung festzustellen.  Die  merkantilistische 
Gedankenwelt  wurde  zertrümmert  durch  deo 
wirtschaftlichen  Liberalismus,  der  die  staatliche 
Leitung  durch  den  Grundsatz  der  unbeschränkten 
Selbstbestimmung  ersetzte.  Wie  man  —  mit 
Recht  —  vom  freien  Wettbewerb  eine  An- 
stachelung  aller  wirtschaftlichen  Kräfte  erwar- 
tete, so  erhoffte  man  von  ihm  auch  die  ideale 
Lösung  aller  sozialen  Fragen.  Der  wirtschaftliche 
Fortschritt,  der  wachsende  Wohlstand  werde 
weit  mehr  Arbeitskräfte  in  Tätigkeit  bringen 
als  zuvor.  Zudem  werde  der  Arbeiter  —  nicht 
mehr  durch  Privilegien,  Bevormundungen  oder 
Bevorzugungen,  durch  bäuerliche  Abhängigkeit 
oder  Zunftzwang  behindert  —  Gelegenheit  haben, 
auf  der  sozialen  Leiter  emporzusteigen  und  sich 
sein  Schicksal  selbst  zu  zimmern.  Wer  dann 
noch  arbeitslos  bleibe,  der  müsse  dieses  Geschick 
wohl  verdient  haben,  der  war  unfähig  oder  faul, 

j  dem  war  nicht  zu  helfen.  Andere  gaben  zwar  mit 
Robert  Malthus  zu,  daß  auch  im  liberalen  Staat 
noch  unverdiente  Armut  und  .\rbeitslosigkeit 
herrschen  könnten,  behaupteten  aber,  die  Ur- 
sache sei  allein  in  der  übermäßigen  Volksver- 
melirun^,  also  im  letzten  Grunde  doch  im  eigenen 
Verschulden  der  unteren  Klassen  zu  erblicken. 

I  In  krassem  Widerspruch  zu  den  Hoffnungen 
der  liberalen  Theoretiker  standen  die  Tatsachen 
des  19.  und  20.  Jahrh.  Es  erwies  sich,  daß  gerade 
das  Zeitalter  des  Liberalismus  und  des  Kapi- 
talismus zugleich  das  Zf'italtcr  der  Arbeitslosig- 
keit und  zwar  einer  ungeheueren  unverschiddeten 
Arbeitslosigkeit  des  Proletariats  werden  sollte. 
Wie  kommt  es,  daß  auf  diesem  Gebiet  die  guten 
Wünsche  und  Erwartungen  der  liberalen  Denker 
so  gänzlich  gescheitert  sind? 

Die  Erklärung  ergibt  sich  aus  den  Wand- 
lungen des  praktischen  Wirtschaftslebens.  Der 
Liberalismus  brachte  in  der  Tat  die  Freiheit,  die 
er  verheißen,  die  Auflösung  der  Zünfte,  die  Bo- 
Ireiung  der  Bauern,  freien  Wettbewerb,  Ge- 
werbefreilieit  und  Freizügigkeit.  Es  kam,  er- 
leichtert durch  die  neuen  Verkehrsmittel,  die 
räumliche  Umschi<'htiing,  die  Flucht  vom  Lande 
zur  Stadt,  in  Deutschland  vom  Osten  zum  Westen, 
Es  vollzog  sich  der  gewaltige,  noch  nicht  abge- 
schlossene Prozeß  der  ,, Industrialisierung",  das 
Vordringen  von  Industrie  und  Handel,  das  rela- 
tive Zurückbleiben  von  Landwirtschaft  und 
Handwerk.  In  der  Industrie  schieden  sich  die 
beiden  Gruppen,  einerseits  die  Unternehmer, 
andererseits  die  Arbeiter,  getrennt  durch  eine 
tiefe,  schwer  zu  überbrückende  Kl  ift.  Be- 
stimmend aber  für  das  gesamte  Arbeiterschicksal 
wurde  die  neue  Technik,  die  ihren  maßgebenden 
Ausdruck  in  der  modernen  M.aschine  fand.  Die 
Maschine  war,  so  glaubte  man  nun,  die  Feindin 
des  Arbeiters,  die  eigentliche  Ursache  aller  Nöte. 
Je  eine  Maschine  ersetze  viele  Arbeiter,  die,  aufs 
Pflaster  geworfen,  das  Heer  der  Arbeitslosen 
vergrößerten.  Das  Vorhandens(Mn  einer  solchen 
industriellen  Reservearmee  aber  gebe  dum  Unter- 
nehmer das  entschiedene  Uebergewicht  üb(!r  den 
Arbeiter,  verschlechtere  unaufhörlich  alle  Lebens- 
und Arbeitsbedingungen  des  Proletariats.  „La 
macliine  chasse  l'ouvrier.  La  machine  abaisse 
le  salaire.  La  machiiie  aggrave  le  chömage" 
(Sismondi).     Im  Laufe  der  Jahrzehnte  verlief 
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die  kapitalistische  Rrvolution,  namentlich  in  den 
Gewerben,  immer  stürmischer.  An  die  Stelle 
der  Kleinbelriebe  (Handwerk,  Hausindustrie) 
traten  die  Fabriken,  bei  denen  wiederum  das 
kleinere  Uniernehmen  von  dem  größeren,  das 
größere  vnm  Groß-  oder  Riesenunfernehmen 
verdrangt  wurde.  Nach  allen  Seiten  setate  sich  ein 
starker  Dräns;  nach  Rationalisierung,  nach  Ar- 
beitsersparnis durch,  womit  wenigstens  anfansis, 
in  der  Uebergang.«zeit,  immer  erneute  und  ver- 
mehrte Arbeitslosigkeit  ursächlich  verknüpft  zu 
sein  schien.  Erst  spät,  etwa  seit  den  SOer.lahrcn, 
zeigte  es  sich,  daß  auch  die  Kleinbetriebe  eine 
größere  Existenzberechtigung  behielten,  es  zeigte 
sich  ferner,  daß  jede  Arbeitsersparnis  auf  die 
Dauer  dem  Proletariat  sogar  vermehrte  und  ver- 
besserte Arbeitsgelegenheiten  schuf. 

Nicht  nur  der  Arbeitsmangcl  aber  war  es,  den 
die  Gegner  des  kapitalistischen  Systems  als  dessen 
verhängnisvolle  Wirkung  hinsteilicn,  als  ebenso 
bedenklich,  aenn  nicht  noch  schiidlicher,  sahen 
sie  die  L'nstel igkeit  der  Beschäftigung  an,  die 
das  Arbeilerleben  erschütterte  und  dir  ganze  Lage 
des  Proletariats  noch  weiter  versi  hleehterte. 
Der  Kapitalismus  litt  anscheinend  unter  krampf- 
halten Ausdehnungen  und  Zusammenziehungen, 
di(^  man  als  Konjunkturenschwankungen  be- 
zeichnete. Dem  Aufstieg  zur  Hochkonjunktur 
folgte  in  kurzem  der  Zusammenbruch,  ilie  Krisis 
(s.  Art.  ,.I<.risen").  In  der  Tat  waren  die  Krisen 
des  19.  Jahrh.  ihrem  Wesen  nach  etwas  Neu- 
artiges. Krisen  freilich  gab  es  auch  schon  in 
früherer  Zeil,  ja  solange  wie  überhaupt  Menschen 
auf  Erden  wirtschafteten.  Aber  die  Krisen  aller 
vorkapitalistischen  Jahrhunderte  waren  unregel- 
mäßig, unvorlicrsehbar,  sie  waren  räumlich  auf 
kleine  Gebiete  beschränkt,  auf  die  Hauswirt- 
schaft, Stadtwirtschaft  oder  Territorialwirtschaft, 
und  es  waren,  der  vorwiegenden  Betätigung  ge- 
mäß, mei.st  agrarische  Krisen,  bedingt  durch  die 
schwankenden  Ernteerträge.  Die  Krisen  des 
neuen  Zeilaltcrs  kamen  mit  einer  gewissen  Regel- 
mäßigkeit —  die  Sozialisten  sprachen  vom  Ge- 
setz des  industriellen  Krisenzyklus  — ,  sie  hatten 
eine  Tendenz  zur  räumlichen  Ausbreitung  über 
die  Volkswirtschaft  hin,  ja  oft  erfaßten  sie  meh- 
rere Länder  oder  die  ganze  Weltwirtschaft;  es 
waren  zudem  jetzt  weniger  Erntekrisen,  sondern 
dem  veränderten  Typus  der  Wirtschaft  ent- 
sprechend gingen  sie  aus  von  Industrie,  Handel 
und  Verkehr,  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen. 
So  ist  es  begreiflich,  daß  die  Krisen  bei  Sozia- 
listen und  NichtSozialisten  ihre  theoretische 
Deutung  in  einer  Krisenlehre  fanden,  nach  der 
die  Schwankungen  periodisch,  in  immer  kürzeren 
Abständen,  und  mit  furchtb.irer  Gewalt  das 
Wirtschaftsgebäude  erschütterten.  Die  Ur- 
sachen, durch  die  man  die  Krisen  zu  erklären 
versuchte,  waren  verschieden.  Viele  Beurteiler 
sahen  sie  in  der  Unterkonsumtion,  der  Mittel- 
losigkeit der  Massen,  die  nicht  imstande  seien,! 
die  wachsenden  Produktionsmengen  auizu- 
nehmen,  was  zu  regelmäßigen  Kreislaufslörnngen 
führen  müsse.  Andere  gaben  mit  Mar.v  und  seinen 
Jüngern  der  Planlosigkeit  in  der  kapitalistischen 
Wirtschaft  die  Schuld.  Wenn  der  Handwerker 
für  den  ihm  bekannten  Kunden  gearbeitet  habe, 
Bo  produziere  der  kapitalistische  Unternehmer 
für  den  unübersehbaren  Weltmarkt  und  damit 
gewissermaßen  ins  Blaue.  Bei  dem  allgemeinen 
Wettlauf  der  Produzenten  stürzten  von  Zeit  zu  I 


Zeit  eine  Menge  von  ihnen  in  den  Abgrund,  der 
schließlich  die  ganze  kapitalistische  Wirtschafts- 
ordnung verschlingen  werde.  Planwirtschaft, 
,, Organisation  der  Arbeit"  —  das  war  daher  das 
Feldgeschrei  der  Sozialisten,  soweit  auch  ihre 
Forderungen  und  Programme  im  übrigen  aus- 
einandergehen mochten.  Die  Forderung  einzelner 
liberaler  Politiker  der  physiokratischen  Schule, 
die  jedem  Staatsbürger  ein  ,, Recht  auf  Arbeit" 
zugestehen  wollten,  wurde  wieder  aufgemmimen, 
obwohl  die  meisten  Sozialisten  damit  viel  weiter- 
gehende Wünsche  verbanden,  die  auf  den  gleichen 
Anteil  aller  an  den  Bedürfnissen  und  Genüssen 
des  Lebens  gerichtet  waren. 

Man  darf  behaupten,  daß  der  A.iisfall  an 
Arbeit,  der  sich  in  der  modernen  Wirtschaft  zur 
permanenten  Massenarbeitslosigkeit 
steigerte,  der  schlimmste  Fehler,  der  wahre 
Krebssehaden  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung geworden  und  bis  zur  Gegen- 
wart geblieben  ist. 

2.  Arten  der  Arbeitslosigkeit.  Jede  ziel- 
bewußte Arbeitslosellpolitik  muß  ausgelien 
von  einer  sicheren  Kenntnis  der  Aibeitslosig- 
keit  selbst,  ihrer  Entstehung  und  ihrer  Arten. 
Eine  solche  Untersuchung  ist  um  so  mehr 
geboten,  als  sich  hinter  dem  einheitlichen 
Namen  der  Arbeitslosigkeit  die  verschie- 
deiislen  sozialen  Krankheitserscheinungen 
verbergen,  die  wirtschaftlich  und  sittlich 
ganz  verschieden  beurteilt  und  behandelt 
werden  müssen. 

Sucht  man  die  Fülle  der  Erscheinungen 
zu  sichten,  so  dürfte  das  folgende  Schema 
einen  vorläufigen  Ueberblick  gewähren: 

A.  Subjektive  Arbeitslosigkeit: 

1.  Infolge  von  Unfähigkeit  des 
Arbeiters: 

1.  aus  körperlichen!        ,  , 
Gründen,  1  entweder 

2.  aus  geistigen  absolute 
Gründen,  oder  re  ative 

3.  aus  sittlichen  Uiifahig- 
Gründen 


keit. 


II.  Infolge  von  Unwilligkeit  des 
Arbeiters: 

1.  allgemeine  Arbeitsscheu, 

2.  bei  den  vorhandenen  Arbeits- 
bedingungen: 

a)  freiwilliger  Austritt  (oder 
verschuldete  Entlassung)  des 
einzelnen  Arbeiters, 

b)  Streik  und  Aussperrung  (so- 
weit die  Ursachen  beim  Ar- 
beiter liegen). 

B.  Objektive  Arbeitslosigkeit: 

I.  Infolge  von  Unauffindbarkeit  der 
Arbeit  (mangelhafter  Organisation 
des  Arbeitsmarktes). 
II.  Infolge  von  Arbeitsmangel: 

1.  relativer  Arbeitsniangel:  der 
Unternehmer  will  keine  Arbeit 
geben: 
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a)  aus  persönlichen  Gründen, 

b)  aus  wirtschaftlichen  Grün- 
den. 

2.  absoluter  Arbeitsmangel:  der 
Unternehmer  kann  keine  Arbeit 
geben: 

a)  unregelmäßig  eintretender 
Arbeitsmangel  (Konjunk- 
turenarbeitslosigkeit) her- 
vorgerufen: 

a)  durch  elementare  Ur- 
sachen, 

ß)  durch  gesellschaftlich- 
politische Ursachen, 

y)  durch  wirtschaftlich- 
technische Ursachen, 

d)  durch  Umlaufsstörungen; 

b)     regelmäßig  eintretender  (pe- 
riodischer) Arbeitsmangel: 
a)  M  0  d  earbeitslosigkeit, 
ß)  Saisonarbeitslosigkeit, 
y)  Winterarbeitslosigkeit. 

Auf  den  ersten  Blick  ist  klar,  eine  wie  bunt 
zusammengewürfelte  Gesellschaft  das  trau- 
rige Heer  der  Leute  darstellt,  die  wir  gemein- 
sam als  ,, Arbeitslose"  zu  bezeichnen  pflegen. 
Dabei  beschränkt  sich  diese  ganze  Aufzählung 
nur  auf  die  Arbeitslosigkeit  solcher  Personen, 
die  auf  regelmäßige  Arbeit  und  Entloh- 
nung angewiesen  sind,  vor  allem  auf  die 
„Arbeiter"  und  die  PrivatangesteUten.  In 
Betracht  gezogen  ist  also  nur  die  „soziale" 
Arbeitslosigkeit,  wie  man  sie  nennen  könnte, 
während  die  Arbeitslosigkeit  von  wirtschaft- 
lich Selbständigen  oder  von  Bemittelten,  die 
einer  besonderen  Fürsorge  nicht  bedürfen, 
hier  außer  Betracht  bleiben  darf.  Auch  im 
täglichen  Leben  pflegt  man  ja,  wenn  man 
von  der  ,, Arbeitslosigkeit"  und  ihrer  Be- 
kämpfung spricht,  Leute  wie  die  Rentner 
aller  Art,  Kapital-  und  Sozialrentner,  wohl- 
habende Müßiggänger,  beschäftigungslose 
Aerzte  oder  Rechtsanwälte, kundenlose  Kauf- 
leule  oder  Fabrikanten  usw.  nicht  mit  ein- 
zubcziehen. 

Unterwerfen  wir  die  Liste  der  im  sozialen 
Sinne  arbeitslosen  Personen  einer  näheren 
Prüfung,  so  lassen  sich,  wie  angedeutet,  zu- 
nächst zwei  grundverschiedene  Gruppen 
trennen,  die  man  oft  als  „verschuldet"  und 
,, unverschuldet",  oft  auch  als  ,, persönlich" 
und  ,, wirtschaftlich"  Arbeitslose  zu  benennen 
pflegt,  die  aber  weit  zutreffender  in  ,, sub- 
jektiver" und  „objektiver"  Arbeitslose  zu 
kennzeichnen  sind,  wobei  man  unter  sub- 
jektiver Arbeitslosigkeit  diejenigen  zu  ver- 
stehen hat,  die  in  der  Person  des  Arbeits- 
losen begründet  ist,  unter  objektiver  die- 
jenige, die  ihre  Ursachen  außerhalb  der 
Person  des  Arbeitslosen  hat. 

a)  Subjektive  Arbeitslosigkeit.  Sub- 
jektiv arbeitslos  kann  der  Arbeiter  (oder  An- 


gestellte, der  im  folgenden  immer  mit  einzu- 
beziehen  ist,  wenn  vom  Arbeiter  gesprochen 
wird)  wieder  aus  zwei  Hauptgründen  sein,  ent- 
weder er  ist  arbeitsunfähig  oder  er  ist  ar- 
beitsunwillig. Zu  den  UnEii,higen  viären  z.  B. 
Kranke,  Invalide,  Alte,  geistig  minderwertige, 
sittlich  verkommene,  trunksüchtige,  entartete 
Individuen  zu  zählen,  die  nun  je  nach  dem  Grade 
ihrer  Arbeitsbehinderung  in  absolut  Unfähige 
(z.  B.  Gelähmte,  Geisteskranke)  oder  relativ  Un- 
fähige geschieden  werden  können.  Auch  bei  dem 
zweiten  Falle  der  Arbeitsunwilligkcit  begegnen 
wir  Menschen  von  wechselndem  Charakter  und 
Wert.  Es  gehören  hierher  ebensowohl  Land- 
streicher, Bettler  und  Gewohnheitsverbrecher 
wie  ernste,  gewissenhafte  und  fleißige  Arbeiter, 
die  aber  in  Zeiten  des  sozialen  Kampfes,  infolge 
von  Streik  oder  Aussperrung,  mehr  oder  weniger 
freiwillig  ihre  Arbeit  niedergelegt  haben. 

b)  Objektive  Arbeitslosigkeit.  Un- 
gleich wichtiger  ist  demgegenübpr  die  zweite 
Gruppe,  die  Gruppe  der  Arbeiter,  die  arbeiten 
können  und  wollen,  die  aber  trotzdem  keine 
Arbeit  haben,  der  objektiv  Arbeitslosen.  Es 
sind  die  Leute,  an  die  man  bei  der  Arbeitslosig- 
keit ganz  vorzugsweise  denkt,  von  denen  der  be- 
kannte Ausruf  Carlyles  gilt:  .,Der  traurigste 
Anblick,  den  uns  die  Ungleichheit  des  (Hücks 
unter  der  Sonne  sehen  läßt,  ist  der  Mann,  der 
gern  arbeiten  möchte  und  keine  Arbeit  finden 
kann." 

Auch  hier  gibt  es  eine  überaus  große  Zahl 
von  besonders  gelagerten  Einzelfällen.  Da  sind 
zunächst  leider  noch  helle  Scharen  von  Unbe- 
schäftigten, die  kein  Unterkommen  finden  können, 
trotzdem  auf  der  anderen  Seite  Kräfte  ihrer  Art 
von  Arbeitgebern  gesucht  werden.  Es  ist  eine 
bedauerliche  Tatsache,  daß  leider  noch  in  allen 
Ländern  die  Arbeitsvermittlung  mehr  oder 
weniger  zu  wünschen  übrig  läßt.  Auch  in  Deutsch- 
land und  in  England,  wo  die  Organisation  des 
Arbeitsmarktes  sich  einigermaßen  dem  Ideale 
nähert,  weist  sie  nach  Umfang  und  Art  noch  so 
große  Lücken  auf,  daß  viel  unnötige  Arbeits- 
losigkeit übrigbleibt.  Natürlich  kann  und  muß 
es  dahin  kommen,  daß  alles  offene  Angebot  an 
Arbeit,  soweit  Nachfrage  vorhanden,  auch  tat- 
sächlich untergebracht  wird;  wobei  aber  schon 
zu  bemerken  ist,  daß  niemals  diese  Forderung 
restlos  erfüllt  werden  wird.  Restlos  lassen  sich 
Vorrat  und  Bedarf  auf  dem  Warenmarkt  sehr 
selten  decken,  noch  weniger  auf  dem  ungpheuer 
differenzierten  Marktgebiet  menschlicher  Arbeit. 
Im  allgemeinen  gilt  dfr  Grundsatz,  daß  der  Ar- 
beiter nur  „Arbeitsgelegenheit  zu  angemessenem 
Lohne,  in  angemessenem  Berufe  und  an  an- 
gemessenem Orte"  (Feig),  wo  auch  die  sonstigen 
Arbeitsverhältnisse  „angemessen"  sind,  über- 
nehmen wird.  Andere  Arbeit  zu  leisten,  wird  er 
wedrr  bereit  sein,  noch  auch  billiger  Weise  ver- 
pflichtet werden  können.  Doch  bleibt  dabei  die 
schwierige  Takt-  und  Tatsachenfrage  zu  beant- 
worten, was  denn  im  einzelnen  als  angemessen 
anzusehen  ist.  Alter  und  Familienstand  des  Ar- 
beiters, aber  auch  die  vorherrschenden  Anschau- 
ungen und  die  jewedige  Konjunktur  sprechen 
dabei  ein  gewichtiges  Wort  mit.  Wenn  etwa 
unter  normalen  Verhältnissen  eine  Ucbersiedhing 
aufs  Land  oder  der  Uebertritt  in  den  Bi'rgbau 
von  einem  arbeitslosen  Te.xtiliirbidter  in  der 
Großstadt  nicht  verlangt  werden  kann  —  unter 
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gewissen  Umständen,  z.  B.  wenn  in  Nieder- 
gangszeiten ganze  Industriezweige  stillgelegt 
werden  müssen,  kann  eine  solche  Forderung 
berechtigt  und  „angemessen"  sein;  Not  bricht 
Eisen,  sagt  das  Sprichwort.  Es  liommt  da  alles 
auf  die  vernünftige  Würdigung  des  Tatbestan- 
des an. 

Nun  aber  versagt  der  Arbeitsmarkt,  auch  der 
aufs  beste  organisierte,  sofern  keine  Arbeit  vor- 
handen ist.  Dann  liegt  vor  der  letzte,  größte 
und  beachtenswerteste  Komplex:  der 
Arbeitsmangel,  die  „wahre  Arbeitslosigkeit" 
(L.  von  Stein),  jene  unübersehbare  Reihe  von 
Fiillen,  die  am  tiefsten  bedingt  sind  durch  die 
wirtschaftliche  Entwicklung,  die  am  klarsten  er- 
kennbar sind  als  Opfer  überpersönlicher  Kräfte. 
Dieser  Arbeitsmangel  kann  von  zwei  Seiten  ent- 
standen sein,  vom  Unternehmer  her  und  vom 
Wirtschaffsleben  her.  Möglich  ist  es,  daß  der 
Unternehmer  den  Arbeifer  entläßt  aus  irgend- 
einem objektiv  unberechtigten  Grunde.  Er  hält 
ihn  vielleicht  irrtümlicherweise  für  faul  oder  auf 
sässig.  Ebenso  gehört  die  Arbeitslosigkeit  durch 
Streik  oder  Aussperrung  dann  hierher,  wenn  die 
Schuld  beim  Arbeitgeber  liegt. 

Ungemein  häufig  ist  der  Grund  der  Arbeits- 
losigkeit weder  beim  Arbeifer  noch  beim  Unter- 
nehmer zu  suchen,  sondern  in  der  Gestaltung  der 
wirtschaftlichen  Lage.  Es  ist  eben  ein  absoluter 
Ueberschuß  an  Kräften  gegenüber  der  Nachfrage 
vorhanden.  Beispiele  für  einen  derartigen  Mangel 
an  Arbeit  sind  in  beliebiger  Zahl  mit  Leichtigkeit 
zu  erbringen.  Vor  allem  wären  da  die  K  o  n  j  u  n  k  - 
turenschwankungen  anzuführen,  die  für  die 
moderne  Volkswirtschaft  ja  so  überaus  charak- 
teristisch sind.   Wenn  auch  das  ganze  Konjunk- 
turenproblem bis  heute  noch  nicht  restlos  geklärt 
worden  ist,  so  sind  die  äußeren  Erscheinungs- 
formen der  Konjunkturen  doch  deutlich  erkenn- 
bar.   Hier  interessiert  zunächst  der  Einfluß  der 
„Natur"  auf  die  Arbeitsgelegenheit,  denn  un- 
zweifelhaft können  Mißernten  und  Naturkata- 
strophen, wie  Ueberschwemmungen  oder  Feuers- 
briinste  Arbeitskräfte  in  kleiner  oder  großer  Zahl 
freisetzen.  Ebenso  ist  es  auch  heute  noch  keines- 
wegs ausgeschlossen,  daß  in  einzelnen  Landes- 
teilen oder  Ländern  durch  Uebervölkerung  vor- 
übergehende oder  sogar  chronische  Arbeitslosig- 
keit verursacht  wird.   Allem  Anschein  nach  ist 
z.  B.  das  Deutschland  der  Nachkriegszeit  nicht  j 
mehr  imstande,   seine  dichte  Bevölkerung  in 
Arbeit  und  Brot  zu  bringen.    Abzulehnen  aber 
wäre  nach  der  heute  vorherrschenden  Meinung ! 
jene  radikale  Theorie  von  Malthus  und  seiner 
Schule,  nach  der  im  menschlichen  Gcsclilecht 
überhaupt  die  Tendenz  zur  Uebervölkerung  und 
im  weiteren  Verfolg  zur  Arbeitslosigkeit  vorhan- ' 
den  sei.  Wissenschaft  und  Erfahrung  lehren,  daß 
die  Kulturvölker  in  ihrem  Bestände  und  Wohl- 
ergehen nicht  durch  Uebervölkerung,  sondern 
durch  Untervölkerung  bedroht  sind.  Sodann 
können  schwankende  Konjunkturen  eine  Folge 
von  politischen  Störungen  irgendeiner  Art  sein. 
Internationale  Verstimmungen  und  Bedrohungen, 
Schutzzölle  und  Dumpingklauseln,  Blockaden  oder 
gar  Kriege  können  die  Ausfuhr  oder  die  Zufuhr 
verhindern  und  krisenhafte  Zustände  hervor- 
rufen. Daß  aber  auch  die  Maßnahmen  der  inneren 
Politik  solche  ungünstigen  Heglciferscheinungen 
aufweisen  können,  liegt  auf  der  Hand.   Bei  den 
engen  Zusammenhängen  von  Politik  und  Wirt- 


[  Schaft  wird  fast  jeder  politische  Fehlgriff  in  ver- 
mehrter Arbeitslosigkeit  seinen  Niederschlag 
finden.  Noch  eine  Ursache  verwandter  Art  ist 
im  wirtschafflichen,  namentlich  aber  im  tech- 
nischen Fortschritt  zu  sehen.  Eine  jede  ratio- 
nellere Ausgestaltung  des  Wirtschaftslebens, 
welcher  Art  immer  sie  sein  mag,  zeigt  in  bezug 
aut  den  Beschäftigungsgrad  '  eine"  zweifache 
Wirkung:  auf  die  Dauer  wird  durch  sie  die  Ar- 
beitsgelegenheit vermehrt,  für  die  erste  Zeit  aber 
wird  sie  vermindert.  Als  die  Eisenbahnen  auf- 
kamen, wurde  der  Frachtverkehr  auf  den  Land- 
straßen lahmgelegt.  Als  die  Dampfschiffe  zum 
erstenmal  den  Rhein  befuhren,  schössen  die  Segel- 
schiffer mit  ihren  Gewehren  auf  diese  über- 
legenen Konkurrenten.  Als  die  Fabriken  aus  dem 
Boden  hervorwnchsen,  wurden  die  Handwerke 
zum  Teil  beseitigt,  zum  Teil  abhängig  gemacht 
Nicht  minder  deutlich  ist  der  Einfluß,  den  Ab- 
satzkrisen  aller  Art  auf  die  Arbeitslosigkeit  aus- 
üben. Im  kapitalistischen  Zeitalter  entstand  die 
Weltwirtschaft,  jene  allseitige  Verflechtung  aller 
wirtschaftlichen  Interessen  des  In-  und  Auslandes. 
I  Immer  schwerer  wurde  der  wirtschaftliche  Ueber- 
blick,  immer  häufiger  und  gefährlicher  wurden 
I  Irrtümer,  Fehlspekulationen  und  Preistreibo- 
,reien  und  im  weiteren  Verlauf  Zusammenbrüche 
und  Arbeitslosigkeit. 

Ist  die  Konjunkturenfrage  und  die  Kon- 
jurikturenarbeitslosigkeit  noch  wenig  erforscht, 
so  ist  die  zweite  Kategorie  des  absoluten  Arbeits- 
mangels, die  perindische  Arbeitslosigkeit  viel 
leichter  verständlich  und  im  ganzen  auch  viel 
weniger  bedenklich.   Es  handelt  sich  da  um  die 
I  Modeschwankungen  —  man  denke  an  die  Kon- 
fektionsindustrien, an  die  Erzeugung  von  Möbeln, 
Spielzeug,  Schmucksachen  usw.    Das  Auf  und 
Ab  der  Modebewegungen  bedeutet  gegenläufige 
Schwankungen   der   Arbeitslo.senziffer.  Weit 
regelmäßiger,  sozusagen  normaler,  vollsieht  sich 
der  Wechsel  der  „Saisons",  die  für  große  Wirt- 
schaftszweige,  «ie    Bekleidunjsgewcrbe,  Kon- 
servenfabrikation, Buchdruckercien,  den  Fort- 
gang  der  Arbeiten    bestimmen,   womit  denn 
wieder  —  in  den  toten  Saisons  —  periodischer 
Arbeitsmangel  verbunden  ist.    Vollends  gesetz- 
mäßig verläuft  endlich  die  Winterarbeitslosigkeit. 
Man  kann  sagen,  daß  alle  „Freiluftgewerbe"  im 
Winter  durch  die  Verkürzung  des  Arbeitstages, 
das  Gefrieren  des  Wassers,  die  niedrige  Luft- 
temperatur empfindlich  beeinträchtigt 'werden. 
:  Zahlenmäßig  am  größten  ist  diese  Art  der  Ar- 
beitslosigkeit in  der  Landwirtschaft  und  in  den 
Baugewerben,  daneben  in  der  Binnenschiffahrt, 
bei  den  Kanalarbeiten,  Erdarbeiten  usw. 
j      3.  Arbeitslosigkeit  und  Wirtschafts- 
[  Ordnung.      Die   Arbeitslosigkeit  wechselt 
proteusartig  ihre  Gestalt,  sie  scharf  zu  um- 
reißen, erscheint  kaum  möglich.  Umsonst 
wäre  das  Bemühen,  die  Arbeitslosigkeit  auf 
eine  einheitliche  Ursache  zurückzuführen. 
Alle  Theorien,  die  das  versuchen,  erweisen 
sich  als  hinfällig.  Damit  ist  auch  schon  gesagt, 
(laß  die  Schuldfrage  auf  diesem  Gebiet  recht 
;  verwickelt  liegt.  Irreführend  wäre  es,  wollte 
man  die  Arbeiter  selbst  als  die  Verursacher 
der  Arbeitslosigkeit  hinstellen,  ebenso  falsch 
ist  es  aber  auch,  wollte  man  ausschließlich 
die  Arbeitgeber  oder  die  kapitalistische  Wirt- 
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schaftsordniing  oder  die  Begrenzungen  und 
Willkürliclikeiten  der  „Natur"  dieser  Ver- 
schuldung zeihen.  Die  Arbeitslosiglieit  ist 
verschuldet  und  unverschuldet,  regelmäßig 
und  wechselnd,  vernieidbar  und  unvermeid- 
lich, ein  schweres  Unglück  und  unter  Um- 
ständen auch  von  geringem  Belang  —  es 
kommt  alles  auf  den  einzelnen  Fall  an. 

Nicht  ganz  zutreffend  ist  es  demnach, 
wenn  von  sozialistischer  Seite  oft  behauptet 
wird,  ,,die  Arbeitslosigkeit  sei  von  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise  untrennbar". 
Man  könnte  dem  gleich  entgegenhalten,  daß 
sie  ja  doch  nicht  erst  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten entstanden,  wenn  sie  auch  seit  dem 
19.  Jahrhundert  ungleich  gefährlicher  als 
vordem  geworden  ist.  Zudem  ist  zu  fragen, 
ob  nicht  auch  der  Kapitalismus  selbst  Mög- 
lichkeiten der  Bekämpfung  seines  ernst- 
haftesten Schadens  offen  läßt. 

Utbersehen  wir  die  einzelnen  Gruppen 
noch  einmal,  aus  denen  sich  die  Reserve- 
armee zusammensetzt,  so  finden  wir  im  Hin- 
blick auf  die  eben  gestellte  Frage  die  größten 
Verschiedenheiten.  Die  Arbeitsunfähigen 
werden  kaum  je  verschwinden,  weil  alles 
Menschenleben  unter  dem  Zeichen  der 
Schwäche  steht.  Man  darf  die  Hoffnung 
nicht  aufgeben,  daß  es  den  kommenden 
Geschlechtern  gelingen  werde,  wie  es  bis  jetzt 
schon  in  nicht  geringem  Maß  erreicht  worden 
ist,  körperliches,  geistiges  und  sittliches 
Elend  zu  stillen,  vollkommen  vertreiben  wird 
man  es  wohl  nie  von  dieser  Erde.  Desgleichen 
wird  es  aller  Erziehung  und  allen  Strafen  zum 
Trotz  in  Zukunft  wie  jetzt  noch  arbeits- 
unwillige Elemente  geben.  Es  werden  ferner 
die  sozialen  Gegensätze  nie  ganz  aufgelöst 
werden.  Auch  Arbeitsniederlegungen  sind 
für  alle  absehbare  Zeit  zu  erwarten,  mag  das 
Schlichtungs-  und  Einigungswesen  noch  so 
entschiedene  Fortschritte  machen.  Im  voll 
durchgebildeten  Staat  des  Sozialismus  wird 
zwar  das  Privatunternehmertum  und  an- 
dererseits die  Arbeiterklasse  dem  Namen 
nach  abgeschafft  sein,  dem  Wesen  nach  wird 
die  Scheidung  von  Kopf-  und  Handarbeitern 
wie  zwischen  den  verschiedenen  Gewerben 
bestehen  bleiben.  Fortbestehen  werden  die 
Kämpfe  um  den  Anteil  an  dem  nationalen 
Wirtschaftsertrage  und  vermutlich  auch  die 
Kampfesformen,  die  sich  im  modernen  Wirt- 
schaftsleben ausgebildet  haben. 

Von  den  Arten  objektiver  Arbeitslosig- 
keit wird  einein  kurzem  schon  der  Vergangen- 
heit angehören  —  wenigstens  soweit  die 
großen  Zahlen  in  Betracht  kommen:  die  Un- 
auffindbarkeit der  Arbeit.  Der  Zeitpunkt 
steht  nahe  bevor,  wo  das  Arbeitsnachweis- 
wesen  Angebot  und  Nachfrage  in  hefriedigen- 
der  Weise  zueinander  führt.  Wenig  geklärt 
sind  die  Fragen  des  Arbeitsmangels,  be- 
sonders wenn  man  die  künftige  Gestaltung 


der  Dinge  zu  durchschauen  sucht.  Die 
Elemente  werden  zwar  im  Verlauf  der  Zeiten 
mehr  noch  in  Fesseln  gelegt  werden  als  bisher 
schon,  aber  werden  ihre  Verheerungen  auch 
auf  dem  Arbeitsmarkt  jemals  ganz  aus- 
geschaltet werden?  Ebenso  bedenldich  wäre 
es,  ein  Urteil  über  Ab-  oder  Zunahme  der 
politischen  Gegensätze,  über  die  Entwicklung 
der  Technik  oder  über  die  Unregelmäßig- 
keiten im  Güterumlauf  abgeben  zu  wollen. 
Klarer  ist  das  Bild  der  Arbeitslosigkeit  in- 
folge von  Mode,  Saisonwechsel  und  Winter: 
völlig  überwunden  werden  diese  Formen 
kaum  je,  wenn  auch  gewisse  Verschiebungen 
und  Verkürzungen  möglich  erscheinen. 
Immerhin  bietet  gerade  der  Arbeitsmangel 
doch  noch  Aussichten  auf  eine  bessere  Zu 
kunft.  Ohne  diese  Frage  irgendwie  erschöpfen 
zu  können,  wäre  etwa  auf  folgende  Punkte 
aufmerksam  zu  machen:  1.  die  Methoden  des 
Handels,  des  Verkehrs,  des  Nachrichten- 
wesens, der  Statistik  werden  unaus- 
gesetzt weiter  durchgebildet.  Sie  gestatten 
einen  immer  zuverlässigeren  Uiberblick  auch 
über  die  bevorstehende  Konjunkturentwick- 
lung. 2.  An  die  Stelle  der  individuellen 
Einzelunternehmen  treten  Verbände  aller 
Art:  Konsumgenossenschaften,  Aktiengesell- 
schaften, Kartelle,  Trusts  und  Konzerne. 
Dadurch  wird  eine  gewisse  Beherrschung  des 
Marktes,  eine  Regelung  von  Angebot  und 
Nachfrage  möglich.  3.  Mit  der  gebietlichen 
Ausweitung  von  der  Territorialwirtschaft  zur 
Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft  nehmen 
die  Krisen  einen  anderen  Charakter  an. 
Waren  sie  einstens  räumlich  enger  begrenzt, 
so  wachsen  sie  neuerdings  dem  Umfang  nach. 
Nach  Zahl  und  Heftigkeit  aber  nehmen 
sie  in  den  letzten  Jahrzehnten,  etwa  seit  den 
GOer  und  70cr  Jahren,  mehr  und  mehr  ab. 
Noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrh.  hatte 
man  kurze  schwere,  regelmäßig  wieder- 
kehrende Krisen.  Seitdem  hält  die  typische 
Krise  länger  an,  sie  ist  sanfter,  kommt  seltener 
und  unvorhergesehen.  Die  ausgleichende 
Wirkung  des  großen  Wirtschaftsgebietes 
macht  sich  in  segensreicher  Weise  geltend. 
4.  Der  wirtschaftliche  Fortschritt  in  jeder 
Gestalt  —  technische  Neuerungen,  ver- 
besserte Retriebsorganisationen,  wirkungs- 
vollere Lohnmethoden  usw.  —  vermehrt  den 
nationalen  Wohlstand.  Dieser  muß  sich  mit 
unausweiihlicherSicherheit  auf  irgendwelchen 
Wegen  schließlich  in  vermehrte  Nachfrage 
nach  Gütern  und  vermehrte  Arbeitsgelegen- 
j  heit  umsetzen.  Wenn  auch  z.  B.  die  Ein- 
j  führung  von  neuen  Maschinen  zunächst  viele 
I  Existenzen  entwurzeln  mag,  so  beweisen 
doch  Geschichte  und  wirtschaftliche  Lo- 
gik, daß  es  sich  da  um  beklagenswerte 
Ui  bergangsschäden  handelt.  5.  Noch  lange 
nicht  ist  auf  dem  Gebiete  der  Arbeits- 
beschaffung das  geleistet  worden,  was  schon 
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heute  möglich  wäre.  Arbeitsstreckung,  Ar- 
beitsverschiebiing  und  „produktive  Erwerbs- 
lusenfürsorge"  gelangen  seit  wenigen  Jahren 
erst  zu  scliiichterner  Anwendung. 

Wenn  somit  auch  bewiesen  ist,  daß  schon 
im  kapitalistischen  Zeitalter  vieles  geschehen 
kann  und  muß,  und  daß  auch  der  Sozialismus 
kein  Allheilmittel  gegen  die  Arbeitslosigkeit 
anzuwenden  haben  wird,  so  wäre  es  doch 
falsch,  die  Vorschläge  des  Sozialismus  mit 
einer  geringschätzigen  Bewegung  beiseite- 
zuschieben. Im  Gegenteil,  die  wissenschaft- 
liche Objektivität  gebietet  anzuerkennen,  daß 
nach  zwei  Richtungen  der  Sozialismus  dem 
liberalkapitalistischen  System  überlegen  ist. 
Ein  leitender  sozialistischer  Gedanke,  das 
wurde  schon  hervorgehoben,  liegt  in  der  ge- 
forderten ,, Organisation  der  Arbeit".  Er- 
zeugung, Umlauf  und  Verteilung  der  Güter 
sollen  gemeinwirtschaftlich  im  großen  ge- 
regelt werden.  In  der  Tat  würde  eine  solche 
umfassende,  auf  wissenschaftlichen  Grund- 
lagen beruhende  Organisation  zugleich  eine 
präventive  Arbeitslosenpolitik  größten  Stils 
bedeuten.  Der  zweite  Grundgedanke  des 
Sozialismus  ist  der  „soziale  Ausgleich",  das 
Streben,  die  allzu  starken  Untersciiiede  im 
Einkommen  und  Vermögen  durch  Abnahme 
hier  und  Zugabe  dort  zu  mindern  und  zu 
mildern.  Angenommen,  es  gelänge  dem 
Staate  der  sozialistischen  Zukunft  noch  nicht, 
die  Arbeitslosigkeit  als  wirtschaftliches  Ucbel 
zu  bannen,  als  soziales  Uebel  würde  sie 
wenigstens  beseitigt  oder  von  der  Gesamtheit 
des  Volkes  übernommen  werden.  Diese 
würde  die  Verpflichtung  anerkennen,  daß 
jeder,  der  schuldlos  zum  Feiern  gezwungen 
sei,  in  ausreichender  Weise  versorgt  werden 
müsse.  Der  Sozialismus,  den  man  mit  einiger 
Uebertreibung  die  Weltanschauung  der  Ar- 
beitslosen nennen  könnte,  ruht  also  auf  zwei 
Pfeilern:  ,, Planwirtschaft"  heißt  der  eine, 
„Existonzsichernng"  der  andere. 

Wer  die  kapitalistische  Wirtschafts- 
ordnung verteidigen  will,  wird  gut  tun,  diese 
Vorteile  auf  der  Gegenseite  nicht  zu  über- 
sehen. Noch  sind  die  Kamptesmittel  gegen 
die  Arbeitslosigkeit  bei  weitem  nicht  er- 
schöpft, besonders  der  große  Gedanke  der 
Existenzsicherung  harrt  noch  der  vollen 
Verwirklichung. 

4.  Umfang  und  Bedeutung  der  Arbeits- 
losigkeit, a)  Die  Mängel  der  Arbeits- 
losenstatistik. Jede  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  müßte  sich  an  eine  genaue 
Kenntnis  des  Umfangcs  der  Arbeitslosigkeit 
anschließen.  Trotzdem  aber  die  Statistik  als 
Wissenschaft  die  Arbeitslosenfragen  seit 
manchen  Jahren  mit  besonderer  Aufmerk- 
samkeit studiert  hat,  trotzdem  auch  die 
Praktiker  durch  viele  große  und  kleine  Er 
hebungen  die  Tatsachen  zahlenmäßig  zu 
erfassen  versucht  haben,  ist  man  noch  heute 


in  allen  Ländern,  auch  in  Deutschland,  ohne 
ein  klares  Bild  des  Übels  selbst.  Was  geboten 
werden   kann,   sind    Näherungswerte,  die 
jedoch  gestatten,   die  relativen  Verände- 
rungen, Zunahme  und  Abnahme  der  Arbeits- 
losigkeit, in  einer  für  den  Sozialpolitiker 
!  leidlich  genügenden  Weise  zu  verfolgen. 
1      Weit  entfernt  ist  man  also  noch  von  dem 
Ideal    der    allgemeinen  regelmäßigen 
Arbeitslosenzählung,   das   dem  Theo- 
retiker vorschwebt.     Eine  solche  Zählung 
!  würde  folgende   Bedingungen  zu  erfüllen 
haben:  Sie  müßte  sämtliche  Arbeiter  und 
'Angestellten  des  ganzen  Reiches  erfassen, 
I  und  zwar  sowohl  die  Arbeitslosen  wie  die 
Beschäftigten.    Festzustellen  wäre  bei  den 
Arbeitslosen:  1.  der  Beruf,  2.  der  Familien- 
stand,   3.    Ursache    der  Arbeitslosigkeit, 
4.  deren  Dauer,  5.  Beschaffung  des  Unter- 
I  haltes.     Eine  solche  Zählung  wäre  dann 
;  periodisch  zu  wiederholen,  wodurch  sich  die 
j  Schwierigkeiten  und  Kosten  natürlich  ver- 
1  vielfachen  würden.    Zu  bedenken  ist,  daß 
die  Arbeitslosigkeit  eine  ungemein  labile 
[  Größe  ist,  bei  der  einmalige  Erhebungen 
kaum  etwas  besagen.  Zum  mindesten  müßte 
die  Zählung  alljährlich  zweimal,  etwa  Mitte 
Juni  (Sommer)  und  Mitte  Dezember  (Winter) 
vorgenommen  werden.     Auch  dann  noch 
würde  die  Frage  nach  der  Dauer  der  Arbeits- 
losigkeit nicht  genügend  beantwortet  werden. 

Ferner  ist  die  Technik  auf  das  sorg- 
fältigste durchzubilden.    Die  Zählung  hätte 
von  Haus  zu  Haus  zu  erfolgen.   Als  Zähler 
kämen  nur  unparteiische  Persönlichkeiten 
(Beamte)  in  Betracht.     Sie  müßten  ver- 
j  suchen,    auch    bewußte    oder  unbewußte 
j  Falschmeldungen  aufzuklären.  Erfahrungs- 
!  gemäß  geben  viele  Arbeiter  aus  irgendwelchen 
Gründen    ihre   Arbeitslosigkeit  überhaupt 
;  nicht  bekannt.  Weit  größer  ist  die  Zahl  derer, 
die  umgekehrt  ohne  I3erechtigung  behaupten, 
arbeitslos  zu  sein,  um  auf  Unterstützungen 
Anspruch  erheben  zu  können,  Leute,  die 
noch  über  größere  Mittel  verfügen  oder 
Nebenarbeit    haben    als  Zeitungsträger, 
Straßenhändler,  Gartenbebauer,  Kellner  usw. 
Sodann  die  prekärste  aller  Fragen:  Ursache 
der  Arbeitslosigkeit,  ob  subjektiv  oder  ob- 
{jektiv,  ob  Arbeitsscheu,  Krankheit,  Alter, 
I  Streitigkeiten,    allgemeiner  Arbeitsmangel, 
Saisonwechsel  usw.    Darüber  volle  Klarheit 
zu  gewinnen,  ist  immer  schwer,  manchmal 
unmöglich.     Oft  genug  würde  ein  ganzer 
Sachverständigenapparat  aufgeboten  werden 
müssen,  um  den  verwickelten  Tatbestand  zu 
ermitteln,  bei  dem  psychologische,  technische 
und  wirtschaftliche  Momente  verschiedenster 
Art  ineinanderspielen. 

Ueberdenkt  man  die  Anforderungen,  dann 
wird  man  sich  darüber  klar,  daß  auch  hier 
das  Ideal  nur  den  Zweck  haben  kann,  die 
1  Richtungslinie  zu  bestimmen,  die  über  den 
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bestehenden  Zustand  hinwegführen  soll. 
Heute  sind  die  Ergebnisse  der  Statistik  noch 
recht  unbefriedigend,  sogar  die  Auswertung 
des  schon  vorhandenen  Materials  läßt  noch 
recht  viel  zu  wünschen  übrig.  Nur  indem 
man  die  Erhebungen  aller  Art  in  Verbindung 
setzt,  sie  gegenseitig  ergänzt  und  aus  ihnen 
allgemeine  Folgerungen  zieht,  wird  es  mög- 
lich, Stand  und  Entwicklung  der  Arbeits- 
losigkeit zu  erkennen.  Die  Hoffnungen  des 
Statistikers  müssen  sich  auf  die  Arbeitslosen- 
versicherung richten.  Wenn  eine  umfassende 
Versicherung  vorhanden  sein  wird,  dann 
werden  die  statistischen  Ergebnisse  ein 
höchst  schätzenswerter  iSIebenertrag  sein. 
Alle  Schwierigkeiten  der  Statistik  muß  die 
Versicherung  von  sich  aus  schon  bewältigen. 
Es  wird  dann  noch  darauf  ankommen,  daß 
dieser  Stoff  auch  allseits  nutzbar  gemacht 
wird.  Außerdem  wäre  das  Seitenstück  in 
einer  bisher  fehlenden  Beschäftigtenstatistik 
zu  suchen,  ohne  welche  die  relative  Größe 
der  Arbeitslosigkeit  nicht  zu  ermitteln  ist. 

b)  Die  Methoden  der  Arbeitslosen- 
statistik. Wie  erwähnt,  ist  es  geboten,  die 
verschiedenen  Methoden  miteinander  zu 
kombinieren.  Die  bisherigen  Zählungen  aus- 
führlich, etwa  in  Tabellenform,  wiederzu- 
geben, ist  an  dieser  Stelle  nicht  möglicli. 
Man  kann  unterscheiden  unmittelbare  und 
mittelbare  Zählungen,  wobei  man  unter 
den  ersteren  diejenigen  versteht,  die  den 
Hauptzweck  haben,  der  Arbeitslosenstatistik 
zu  dienen,  unter  den  letzteren  solche  Zahlen- 
reihen, die  bei  anderen  statistischen  Er- 
hebungen als  Nebenergebnis  gewonnen 
werden. 

ü)  Unmittelbare  Zählungen.  Von 
Reichs  wegen  ist  eine  Arbeitslosenzählung  erst 
einmal  in  lange  7,urü'.'kliogender  Zeit  veranstaltet 
worden.  .Sie  ist  der  Anfangspunkt  der  wissen- 
schaftlichen Behandlung  des  ganzen  Problems 
der  Arbeitslosigkeit  und  in  ihren  großen  Linien 
selbst  heute  noch  von  Bedeutung. 

Die  Zählung  für  das  ganze  Reichsgebiet  hat  an 
zwei  Tagen  des  Jahres  1805  stattgefunden,  am 
14./VI.  und  am  2./XII.,  also  einmal  in  der  warmen 
Jahreszeit  bei  starker  Beschäftigung,  und  einmal 
im  Winter,  wo  die  Arbeit  in  der  Regel  ermangelt; 
allerdings  war  die  Witterung  damals  recht  milde, 
die  Arbeitslosigkeit,  z.  B.  der  Baua.''beiter,  unter 
dem  Durchschnitt  anderer  Jahre.  Auch  war  die 
gesamte  Konjunktur  1895  verhältnismäßig  gün- 
stig. Die  Erhebungen  erfolgten  im  Juni  in  Ver- 
bindung mit  der  Berufszählung,  im  Dezember 
im  Anschluß  an  die  Volkszählung.  Erfaßt  wurden 
sämtliche  Arbeitnehmer,  einschließlich  Hausin- 
dustrie und  Heimarbeit.  Vorgelegt  wurden  ihnen 
folgende  Fragen:  1.  ob  gegenwärtig  in  Arbeit? 
2.  seit  wieviel  Tagen  außnr  Arbeit?  3.  ob  vor- 
übergehend erwerbsunfähig?  es  wurden  insbe- 
sondere auch  die  Fälle  von  Arbeitslosigkeit  in- 
folge von  Krankheit  mit  einbegriffen. 

Das  Ergebnis  gestaltete  sich  im  großen  so: 
Arbeitslos  waren  im  Juni  299352  Personen,  aus- 
schließlich  der  Arbeitsunfähigen   179ÜÜ4,  im 


Dezember  waren  es  771  005  und  553640  Personen. 
Die  Arbeitslosen  (mit  Unfähigen  zusammen) 
machten  im  Juni  0,58  v.  H.,  im  Dezember  1,48 
v.  H.  der  Bevölkerung  aus.  Bezieht  man  ihre  Zahl 
nur  aul  die  eiwerbstätige  Bevölkerung,  so  waren 
es  im  Sommer  1,35  v.  H.,  im  Winter  3,4G  v.  H. 
Zur  erwerbstätigen  Bevölkerung  zählten  auch 
die  selbständigen  Gewerbetreibenden.  Sieht  man 
von  ihnen  ab,  nimmt  man  nur  auf  die  Gesamt- 
zahl der  Arbeitnehmer  Bezug,  dann  stieg  die  Zahl 
der  Arbeitslosen  im  Sommer  auf  1,89  v.  Ii.  im 
W'inter  auf  4,88  v.  H.  —  ohne  Arbeitsunfähige 
auf  1,11  V.  H.  und  3,43  v.  H.  Im  Durchschnitt 
der  beiden  Aufnahmen  wurden  etwa  70  v.  H.  der 
Arbeiter  von  einer  Arbeitslosigkeit  von  weniger 
als  2  V.  H.  betroffen,  nur  15,5  v.  H.  hatten  eine 
größere  Arbeitslosigkeit  als  3  v.  H.  Recht  lehr- 
reich ist  selbst  heute  noch  die  Uebersicht  über 
das  Verhältnis  der  beschäftigungslosen  Arbeiter 
zur  Gesamtzahl  der  Arbeitnehmer.  Neuere  Er- 
hebungen haben  diese  Angaben  in  einzelnen 
unwichtigen  Punkten  etwas  berichtigt,  im 
ganzen  aber  nur  bestätigt. 

Ohne  Mühe  läßt  sich  aus  der  Tab.  S.  799  auch 
die  Gruppierung  der  Arbeitslosen  in  einige  große 
Gefahrenklassen  vornehmen.  Im  Dezember 
überwog  die  Arbeitslosigkeit  bei  Landwirtschaft 
und  Baugewerbe  —  mit  fast  zwei  Dritteln  (63 
V.  H.)  —  bei  weitem.  Mit  Recht  hat  man  später 
(1906)  drei  Klassen  mit  abnehmenden  Risiken 
unterscheiden  wollen:  1.  „Wettersaisonarbeits- 
lüsigkeit",  2.  gewöhnliche  Saisongewerbe,  3.  Kon- 
junkturenarbeitslosigkeit. Je  nach  den  Ver- 
hältnissen können  sich  die  Dinge  zeitweilig  natür- 
lich stark  verschieben. 

Noch  einige  weitere  Ergebnisse  von  dauern- 
der Bedeutung  müssen  vermerkt  werden.  So  ist 
beachtenswert  die  Abstufung  der  Arbeitslosigkeit 
nach  der  Vorbildung.  Auf  Grund  der  Statistik 
von  1895  und  der  späteren  Spezialerhebungen 
darf  man  die  Formel  prägen:  Je  höher  die  Be- 
rufsbildung desto  seltener  und  desto  langwieriger 
ist  die  Arbeitslosigkeit,  Wenn  hier  auch  nicht 
die  Zahlen  beigebracht  werden  können,  so  ist  es 
doch  wichtig  zu  erwähnen,  daß  also  bei  der  Ar- 
beiterschaft die  ungelernten  Arbeiter  mehr  Aus- 
sicht haben  ihre  Stellung  zu  verlieren  als  die 
angelernten,  die  angelernten  als  gelernten,  die 
gelernten  als  die  hochgelernten;  bei  den  Privat- 
angestellten die  Bureauangestellten  als  die  ge- 
schulten kaufmännischen  und  technischen  Kräfte. 
Ebenso  wird  deutlich,  daß  besonders  die  Quali- 
tätsarbeiter  und  die  höheren  Angestellten,  wenn 
sie  arbeitslos  werden,  im  Durchschnitt  eine 
länger  anhaltende  Mußezeit  zu  befürchten  haben. 

Auch  nach  räumlichen  Unterschieden  stuft 
sich  die  Arbeitslosigkeit  ab.  Sie  ist  —  trotz  der 
großen  Winterarbeitslosigkeit  der  Landwirtschaft 
—  im  allgemeinen  ein  städtisches  und  besonders 
ein  ,, typisch  großstädtisches  Phänomen".  Sie  ist 
also  stärker  in  der  Stadt  als  auf  dem  Lande,  und 
in  der  Stadt  wächst  sie  mit  deren  Größe.  1895 
entfielen  auf  die  Orte  mit  weniger  als  10000 
Menschen  im  Juni  32,  im  Dezember  126  Arbeits- 
lose, auf  Städte  von  10000-100000  Einwohnern 
79  und  159,  auf  die  Großstädte  166  und  243 
Arbeitslose;  in  den  Großstädten  kamen  damit  auf 
je  lOOOO  Arbeitnehmer  im  Sommer  485,  im 
Winter  742  gezwungenermaßen  müßige  Arbeiterl 
Der  Zusammenhang  von  Großstadt  und  Arbeits- 
losigkeit bedarf  noch  vertiefter  Untersuchung. 
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Die  Beschäftigungslosen  im  Vergleich  zur  Gesamtzahl  der  Arbeiter  nach 

Berufsgruppen. 


Bernfsgruppen  der  Berufsabteilungen  A  bis  C 
(Landwirtscliaft,  Industrie  und"  Handel) 


Arbeitnehmer 
am  14./VI.  1896 


I.  Landwirtschaft  usw  

II.  Forstwirtschaft  und  Fischerei  

III.  Bergbau,  Hüttenwesen  usw  

IV.  Industrie  der  Steine  und  Erden .  .  .  . 
V.  Metallverarbeitung  

VI.  Maschinen,  Werkzeuge  usw  

VII.  Chemische  Industrie  

VIII.  Forstwirtschaftliche  Nebenprodukte  usw. 

IX.  Textilindustrie  

X.  Papier  

XI.  Leder  

XII.  Holz-  und  Schnitzstoffe  

XIII.  Nahrungs-  und  Gcnußmittel  

XIV.  Bekleidung  und  Reinigung  

XV.  Baugewerbe  

XVI.  Polygraphische  Gewerbe  

XVII.  Künstler  und  künstlerische  Betriebe  .  . 
XV III.  Fabrikarbeiter,  Gesellen  o.  nähere  Bez. 

XIX.  H.Tndelsgewerbe  

XX.  Versicherung'gewerbe  

XXI.  Verkehrsgewerbe   

XXII.  Beherbergung  und  Erquickung  .  .  .  . 


5607  213 
116  713 
564  922 
468  489 
7'9  775 
304  463 
92  582 
38  116 
878  494 
121  52b 
123  914 
456  229 
650  970 
775  671 
I  151  851 
106  526 
18  765 
28  542 
626  637 
18  216 
533  150 
316951 
13  725  825 


Von  diesen  waren  in  Proz. 
beschäftigungslos 

am  14./VI.  1895|am  2./XII.  1895 


1.77 


4,80 


Beide  sind  Ausdrucksformen  des  modernen  Ka- 
pitalismus, in  den  Großstädten  gerade  feiert  er 
seine  hüch^-ten  Triumphe,  fordert  er  aber  auch 
sninc  bittersten  Opfer.  In  ihnen  wirken  sich  die 
Konjunkturenschwankungen  am  kräftigsten  aus, 
hierhin  strömen  die  vom  Lande  abwandernden 
Massen,  hier  glauben  vielfach  auch  die  an  den 
kleineren  Orten  arbeitslos  Werdenden,  am 
ehesten  eine  neue  Unterkunft  zu  finden  —  um 
sich  dann  meist  getäuscht  zu  sehen  und  das  Heer 
der  Untätigen  und  Notleidenden  zu  vermehren. 
Zu  beachten  bleibt  dabei,  daß  Kapitalismus  und 
Großstädte  doch  auch  ungeheure  Mengen  neuer 
Arbeit  geschaffen  haben,  allerdings  einen  Arbeits- 
vorrat, der  rhythmische  Ausdehnungen  und  Zu- 
sammenzichungen  erfährt.  Die  Hauptschuld  an 
der  großstädtischen  Arbeitslosigkeit  seheint  nicht 
die  Großstadt  an  sich,  sondern  die  planlose  Zu- 
wanderung zu  tragen. 

Zusammenfassend  kann  man  sagen,  daß  die 
Reichserhebung  von  1895  eine  soziale  Tat  war. 
Sie  hat  in  den  wespntlichen  Zügen  das  Bild  der 
Arbeitslosigkeit  bestimmt  und  die  Grundlage 
für  alle  weiteren  Untersuchungen  gelegt.  Sie 
zeigte  den  großen,  sehr  bedenklichen  Umfang 
der  Arbeitslosigkeit,  wenn  auch  die  Kenner  ohne 
Ausnahme  mit  höheren  Ziffern  gerechnet  hatten. 

Neben  der  Arbeitslosenzählung  durch  das 
Reich  kommen  in  Deutschland  sniclie  der  Länder, 
der  Gemeinden  und  der  Gewerkschaften  in  Be- 
tracht. 

Zählungen  der  Einzelstaaten  sind  nur  selten 
vorgenommen  worden  und  mit  beschränktem 
Erfolg,  so  daß  sie  für  die  Gegenwart  geringe  Be- 
deutung haben.  Bremen  hat  1907  eine  Erhebung 
mit  der  Berufszählung  verbunden,  Sachsen  1910 
mit  der  Volkszählung,  Baden  gleichfalls  mit 


dieser  Volkszählung  eine  nur  fakultative  Erhe- 
bung. 

Seit  etwa  1895  haben  auch  die  Gemeinden 
sich  mit  der  Arbeitslosenstatistik  befaßt.  Eine 
kräftige  Anregung  erhielten  sie  durch  die  Er- 
hebung des  Reiches.  Als  man  dann  mehr  und 
mehr  die  Notwendigkeit  praktischer  Hilfeleistung 
[  —  auch  seitens  der  Kommunen  —  anerkannte, 
[  Arbeitsnachweise  und  Arbeitslosenversicherungs- 
kassen  schuf,  Notstand.sarbeitcn  b»rei (stellte  usw., 
'  da  suchte  man  durch  derartige  Zählungen  die 
notwendige  Kenntnis  von  Bedürfnis  und  Kosten 
zu  gewinnen.  Es  sind  denn  auch  im  ganzen  etwa 
140  Zählungi-n  vergenommen  worden,  davon 
allein  rund  50  in  der  ticfkonjunktur  von  1908/09. 
Nach  der  methoilischen  Seite  zeigen  sie  die  größte 
Mannigfaltigkeit,  doch  haben  sie  fast  alle  ge- 
meinsam, daß  sie  mehr  der  Beruhigung  als  der 
Unterrichtung  gedient  haben.  Eine  allen  An- 
sprüchen genügende  kommunale  Erhebung  ist 
niemals  vorgenommen  woiden,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  in  jedem  Falle  die  Basis  zu  schmal 
wäre,  um  weitere  Schlüsse  zu  gestatten.  Es  war 
bezeichnend,  wenn  bei  einer  der  ersten  Zählungen, 
in  Dresden  1895,  auf  3082  Arbeitslose  im  Sommer, 
3803  im  Winter  nur  15  und  10  Personen  entfielen, 
die  angaben,  „wegen  Streitigkeiten  mit  dem 
Arbeitgeber,  sehlechter  Arbeit,  Nachlässigkeit 
usw."  entlassen  worden  zu  seinl  Zwar  hat  man 
bei  diesen  kommunalen  Zählungen  regelmäßig 
auch  die  so  wichtige  Schuldfrage  mit  einge- 
schlossen, sich  meist  aber  mit  der  Antwort  des 
Arbeitslosen  selbst  zufrieden  gegeben,  auf  die 
in  dieser  Hinsicht  selbstredend  keinerlei  Verlaß 
ist.  Der  Befragte  wird  eben  fast  nie  sich  als  sub- 
jektiv arbeitslos  bekennen.  Ueberhaupt  war  die 
Statistik  viel  zu  sehr  auf  die  Freiwilligkeit  ge- 


800 


Arbeitslosigkeit  und  Arbeitslosenversicherung 


stellt,  80  daß  nur  Bruchteile  der  ZähliingspHich- 
tigen  tatsächlirh  erhoben  wurden.  In  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Weltkrieg  begann  man  die 
Zwecklosigkeit  solcher  Bemühungen  einzusehen. 
Die  Zählungen  wurden  seltener,  dafür  aber  besser 
vorbereitet.  Besonders  gilt  das  für  die  letzte 
Fricdenszählung,  von  Breslau,  vom  l./XIT.  1913. 
Im  Kriege  hat  nur  eine  Zählung  stattgefunden, 
in  Mannheim  am  12.  bis  14./X.  1914. 

.Auch  die  gewerkschaftlichen  Erhebungen 
gehen  auf  die  90er  Jahre  zurück.  Damal?  setzten 
die  freien  Gewerkschaften  zuerst  mit  tatkräftiger 
Arbcitslosenpnlitik  ein,  die  sie  nach  der  statisti- 
schen Seite  zu  fundieren  suchten.  Ihr  eigentlicher 
Zielpunkt  war  schon  damals  die  durch  öffentliche 
Mittel  zu  unterstützende  Arbeitslosenversiche- 
rung. So  wurde  im  Januar  und  Februar  1893 
auf  Anregung  von  Heinrich  Braun  in  31  Orten 
eine  Zählung  vorgenommen,  deren  Ergebnisse 
übrigens  im  großen  und  ganzen  schon  die  Reichs- 
erhebung von  1895  vorwegnahmen.  Seit  1900 
sind  eine  Reihe  von  Erhebungen  auf  beruflicher 
Grundlage,  von  den  einzelnen  Fachverbänden 
durchgeführt  worden,  durch  die  einzelne  Seiten 
der  Arbeitslosigkeit,  z.  B.  die  Winterarbeits- 
losigkeit im  Bangewerbe,  eine  schärfere  Beleuch- 
tung gefunden  haben.  Der  große  Übelstand  der 
Gewerkschaftszählungen  aber,  den  man  zum 
Teil  sogar  wissentlich  und  willentlich  hinnahm, 
bestanil  in  der  ungenauen,  allzu  weitherzigen 
Begriffsbestimmung  der  Arbeitslosigkeit.  Man 
verzichtete  auf  die  Aussonderung  der  Arbeits- 
nnwilligen  und  -unfähigen  oder  war  ihnen  gegen- 
über so  nachsichtig,  daß  eine  allgemeinere  Ver- 
wendung dieses  Zahlenmaterials  sich  verbietet. 

/i)  Mittelbare  Zählungen.  Will  man  heute 
eine  Vorstellung  der  Arbeitslosigkeit  gewinnen, 
so  ist  auf  dem  unmittelbaren  Wege  nicht  vor- 
wärts zu  kommen.  Es  bleibt  nichts  anderes  übrig, 
als  die  Anzcic  hen  verschiedener  Art  zu  sammeln 
und  aus  ihnen  Schlußfolgerungen  zu  ziehen.  Man 
kann  sich  vor  allem  anschließen  an  die  Zahlen 
der  bestehenden  Sozialversicherung,  der  Arbeits- 
vermittlung und  der  Arbeitslosenversicherung. 
Ohne  Zweifel  läßt  sich  mit  diesem  Material  trotz 
vieler  Bedenken  schon  mancherlei  anfangen,  es 
ist  auch  noch  in  hohem  Grade  entwicklungsfähig, 
behält  aber  den  einen  großen  Fehler,  daß  die  Er- 
gänzung durch  die  Zahl  der  Bescliäftigten  nie 
mit  erhoben  wird. 

Einen  schwachen  Index  der  Arbeitslosigkeit 
bieten  schon  die  Zahlen  der  sozialen  Versicherung. 
Bei  der  Invalidenversicherung  erfolgt  der  Marken- 
verkauf durch  die  Post.  Steigen  deren  Umsätze, 
so  ist  anzunehmen,  daß  mehr  Arbeiter  beschäf- 
tigt, weniger  arbeitslos  sind  als  bislang.  Sinkt  der 
Verkaufserlös  an  Marken,  so  folgert  man  das 
Gegenteil.  In  ähnlicher  Weise  läßt  die  steigende 
oder  fallende  Mitgliederzahl  der  Krankenkassen 
einen  Schluß  auf  die  fallende  oder  steigende  Ar- 
beitslosigkeit zu.  Ja,  die  Krankcnkassenab- 
Bchlüsse  sind  deshalb  besonders  beweiskräftig, 
weil  die  gesarate  Arbeiterschaft  diesem  Ver- 
sichcrungszweige  untersteht. 

Die  wertvollste  Erkenntnisquelle  ist  bis  auf 
weiteres  im  Arbeitsnachweiswesen  zu  erblicken. 
Zum  Arbeit.snachwcis  drängen  die  Arbeitslosen. 
Seine  Inanspruchnahme  und  seine  Vermittlungs- 
liffern  lassen  ziemlich  deutlich  die  Gestaltung 
des  Arbeit.smarktes  erkermen.  Die  Nachteile  aber 


auch  dieses  Wegs  sind  unverkennbar,  zumal  das 
Arbeitsnacbweissystem  der  notwendigen  Ein- 
heitlichkeit undGeschiossenheit  selbst  in  Deutsch- 
land noch  immer  ermangelt. 

Früher  wurde  schon  hervorgehoben,  daß  die 
Arbeitslosenversicherung  für  die  Zukunft  eine 
befriedigende  Lösung  dieses  ausnahmsweise 
schwierigen  Problems  in  Aussicht  stellt.  Schon 
die  alte  gewerkschaftliche  Arbeitslosenversiche- 
rung, so  mangelhaft  sie  war,  hat  unvergleichlich 
viel  brauchbarere  Ergebnisse  zutage  gefördert 
als  alle  kommunalen  Erhebungen.  Zwar  war 
die  Geweikschaftsversichernng  bei  den  einzelnen 
Fachverbänden  dem  Aufbau  und  der  .Ausdehnung 
nach  verschieden,  zudem  war  das  Risiko  der  an- 
geschlossenen Arbeiter  vielfach  nicht  durch- 
schnittlich und  daher  nicht  typisch.  Die  Vor- 
teile aber  waren  dreifacher  Art.  Die  Erhebung 
erfolgte  periodisch,  nicht  nur  einmalig,  sie  ge- 
stattete, den  Ablauf  der  Arbeitslosigkeit  beim 
einzelnen  Arbeitslosen  zu  beobachten,  sie  hatte 
eine  verhältnismäßig  breite  Grundlage,  da  sie 
sich  meist  über  das  gesamte  Verbaiulsgebiet  er- 
streckte, das  durchweg  mit  dem  Deutschen  Reich 
j  zusammenfiel. 

j  Seit  der  Revolution  ist  als  eine  ganz  rohe 
Arbeitslosenversicherung  für  das  Reich  die  sog. 
Erwerbslosenfürsorge  eingeführt  worden.  Sie 
ist  meist  an  die  Arbeitsnachweise  angeschlos- 
sen, denen  dadurch  ein  sehr  umfassendes,  aber 
nur  bruchstückweise  verarbeitetes  Material  zu- 
geflossen ist.  Ein  nennenswerter  Fortschritt  ist 
da  noch  nicht  zu  verzeichnen,  er  wird  erst  dann 
gemacht  werden,  wenn  die  Erwerbslosenfürsorge 
in  eine  geordnete,  einheitliche  Rei(  hsarbi'its- 
losenversii-herung  umgewandelt  worden  ist.  Vor- 
aussetzung dafür  aber  ist  die  volle  Vereinheit- 
lichung des  Arbeitsnachweiswesens,  das  dantt 
zugleich  die  statistischen  Ergebnisse  der  Ver- 
sicherung in  der  wertvollsten  Weise  ergänzen 
wird.  Sind  Arbeitsnachweis  und  Arbeitslosen- 
versicherung derart  ausgebaut  und  verknüpft, 
wie  es  gefordert  werden  muß,  so  ist  das  statisti- 
sche Problem  der  Lösung  nahe.  Die  Markt- 
berichterstattung über  das  wichtigste  nationale 
Gut  wird  auf  die  Höhe  gelioben,  die  beim  Waren- 
markt längst  erreicht  ist. 

Man  könnte  schließlich  noch  als  indirekte 
Erkenntnisquelle,  die  von  vielen  Stellen  —  Han- 
delskammern, Verbänden  —  gebotenen  Schilde- 
rungen, „Stimmungsbilder",  über  die  Lage  der 
einzelnen  Industrien  mit  heranziehen.  In  Deutsch- 
land werden  solche  Darstellungen  des  Beschäf- 
tigungsgrades unter  anderem  in  dem  monatlich 
zweimal  erscheinenden  „Reichsarbeitsblatt"  ver- 
öffentlicht. Das  Reichsarbeitsblatt  ist  in  erster 
Linie  das  Zentralorgan  für  die  gesamte  Arbeits- 
marktstatistik. Für  die  Praxis  bestimmte  Ucber- 
sichten  über  die  wechselnde  Gestaltung  des 
Marktes  in  den  einzelnen  Landesteilen  bietet 
auch  allwöchentlich  der  vom  Reichsamt  für 
Arbeitsvermittlung  herausgegebene  „Arbeits- 
marktanzeiger". Manches  wertvolle  Material 
brachte  früher  die  von  Jastrow  begründete  Zeit- 
schrift „Arbeitsmarkt",  die  ersetzt  worden  ist 
durch  die  gut  geleitete  Zeitschrift  der  Konferenz 
der  deutsehen  Landesarbeitsämter,  betitelt  „Der 
Arbeitsnachweis  in  Deutschland",  die  neustens 
den  Namen  „Arbeit  und  Beruf"  angenommen 
hat.  Auch  im  Ausland  gibt  es  vielfach  amt- 
liche Zeitschriften,  die  in  ihrem  Wesen  dem 
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Reii  hsarbeitsblatt  entsprechen  (Labour  Gazette  I  werden  im  Anschluß  an  die  bis  jetzt  erkennbaren 
für  Enijbind,  .louinal  nfficiel  für  Frankreich  usw.).  >  fünf  oder  sechs  Entwickbing.sphasen,  von  denen 

c)  Die  neuere  Entwirklun?  der  Ar-;  jede  ein  besonderes  Gepräge  trägt, 
beitslosigkeit.  Die  Zahl  der  Arbeitslo,sen  ist!  Die  erste  Phase  beginnt  mit  dem  Weltkrieg, 
eine  der  schwankendsten  Größen  in  der  ganzen  i  der  eine  knapp  mittlere  Wirtschaltskonjunktur 
Volkswirtschaft.  Sie  schwankt  außerordenl lieh  ;  antraf  und  sie  alsbald  in  eine  schwere  Tiefkon- 
stark  sowohl  zeitlich  wie  räumlich,  gewerblich  ^  junktur  verwandelte.  Der  Zusammenbruch  der 
und  persönlich.  Auch  im  gleichen  Wirtschafts-  internationalen  Politik  schien  den  Zusanimen- 
gebiet  zu  gleicher  Zeit  und  bei  denselben  Be- 1  bruch  der  Wirtschaft  nach  sich  ziehen  zu  wollen, 
rufszwcigen  finden  sich  noch  Unterschiede  in  Das  Geflecht  der  Weltwirtschaft  war  zerrissen, 
Fülle  je  nach  Alter,  Vorbildung,  Geschlecht,  i  in  allen  Volkswirtschaften  suchte  man  sich,  nicht 
Leistungsfähigkeit  usw.  Alle  Durchschnitts- 1  ohne  krampfhafte  Zuckungen  und  Liihmungs- 
zahlen  sind  also  von  höchst  zweifelhaftem  Wert,  i  erscheinun^en.  auf  die  neuen  Dinge  einzustellen, 
um  so  mehr,  als  einen  obendrein  die  Statistik  so  i  Nach  drei  Monaten  kaum  je  gekannter  Not,  trat 
häufig  im  Stiche  läßt.  I  langsam  die  Besserung  ein.  obgleich  die  Depres- 

Will  man  auf  Grund  aller  Quellen  eine  i  sion  noch  bis  zum  Frühjahr  l!)lö  nicht  ganz  Über- 
schätzung wagen,  so  waren  vor  dem  Kriege  im  |  wunden  war.  Wenn  man,  um  einen  zahlenmäßigen 
Durchschnitt  2—3  v.  IL  der  gesamten  Arbeiter- 1  Anhalt  zu  gewinnen,  nur  die  Berichte  der  Fach- 
schaft .irbeitslos.  Bei  einer  Gesaratzahl  von  |  verbände  an  das  Reichsarbcitsblatt  ins  Auge  faßt, 
21000000  Menschen  waren  das  durchschnittlich  i  so  war  die  Zahl  der  arbeitslosen  Mitglieder  im 
600000-600000  Arbeiter.  Ob  nun  in  Zukunft  Juli  1914  2,8  v.  H.,  im  August  22,4  v.  H.,  im 
eine  Vermehrung  oder  Verminderung  zu  ver- 1  September  16,7  v.  H.,  im  Oktober  10,9  v.  H. 
zeichnen  sein  wird,  ist  niemand  imstande  voraus- '  Die  zweite  Phase  brachte  eine  entschiedene 
iusagen.  Besonders  in  Deutschland  sind  alle  i  Beruhigung  und  Erholung.  Von  zwei  Seiten  her 
Verhältnisse  in  vollem  Flusse,  doch  scheint  ein  zeigten  sich  starke  Einflüsse,  die  auf  den  Arbeits- 
Zweifaches  sicher:  die  Arbeitslosigkeit  wird  in  markt  ausgleichend  einwirkten.  Die  Arbeiter- 
den nächsten  .Tahren  etwas  größer  sein  als  in  der  schalt  wurde  durch  den  Menschenbedarf  des 
Vorkriegszeit,  sie  wird  weit  stärker  schwanken  als  ,  Heeres  ständig  verkleinert;  im  Durchschnitt 
zuvor,  weil  der  Versailler  Friede  sich  als  Erd- 1  waren  nicht  weniger  als  4  Mill.  Arbeiter  unter 
bebenherd  für  die  deutsche  und  die  internationale  den  Waffen.  Dazu  kam  der  ungeheure  Sach- 
Wirtschaft  erweisen  muß.  Auch  bei  einem  so  bedarf  des  alles  verschlingenden  Krieges.  Berg- 
günstigen Verlauf  der  Dinge  wie  nur  möglich,  bau  und  Hüttenwesen,  Metallverarbeitung  und 
dürfte  mindestens  mit  einer  Arbeitslosigkeit  von  Maschinenbau,  elektrische  und  chemische  In- 
3  v.  H  im  Durchschnitt  zu  rechnen  sein.  Bei  zur-  dustrie  und  alle  anderen  Gewerbezweige  außer- 
zeit  etwa  19  Mill.  Arbeitnehmern  —  hinter  denen  |  dem  arbeiteten  im  Dienste  des  Molochs.  Nicht 
noch  20—26  Mill.  Familienangehörige  stehen  -  Arbeitsmangel  sondern  Arbeitermangel  wurde 
wäre  also  ein  „normales"  Arbeitslosenheer  von  allmählich  das  Kennzeichen  des  Arbeitsmarktes, 
rund  670000  Menschen  anzunehmen.  •  Nur  einige  wenige,  auf  ausländische  Zufuhren 

Wenn  wir  die  Arbeitslosigkeit  so  als  eine  ein-  angewiesene  Industrien  wie  Textilindustrie,  Be- 
heitliche  Größe  auffassen  und  eine  nationale  ,  kleidungsindustrien,  Tabakindustrie  -  und  auch 
Durchschnittszahl  angeben,  ist  immer  wieder  auf  i  diese  nur  teilweise  —  litten  Not.  Seit  Ende  1916 
ihre  Wandelbarkeit  hinzuweisen.  Graphisch  suchte  man  mit  dem  Aufgebot  aller  Mittel  — 
würde  sich  die  Zahl  der  Arbeitslosen  als  eine  Linie  hohe  Löhne,  Hilfsdienstpflicht  usw.  —  jede 
mit  unendlich  vielen  kleinen  und  großen  Krüm-  irgendwie  brauchbare  Kraft  an  die  Arbeit  zu 
mungen  darstellen.  In  schlimmer  Zeit  kann  bringen.  Auch  Arbeitsinvaliden,  Jugendliche, 
die  erzwungene  .Muße  große  Teile  der  Arbeiter- ,  Frauen,  Kriegsgefangene,  deportierte  Belgier 
Schaft,  30  oder  40  v.  II.  und  noch  mehr  umfassen,  i  wurden  nicht  verschmäht.  Auf  100  offene  Stellen 
in  Hochkonjunkturen  auf  y.  —  l  v.  IL  etwa  (in  i  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise  entfielen  1917: 
England  2  v.  H.)  sinken.  Ein'kleiner  Bestand  von  64  männliche  und  97  weibliche  Arbeitsgesuche, 
Arbeitslosen  bleibt  selbst  unter  den  günstigsten  '  1918:  66  männliche  und  89  weibliche  Gesuche. 
Umständen  übrig,  auch  dann,  wenn  im  allge- 1  Die  bedeutsamste  militärische  und  wirtschaftliehe 
meinen  mit  Recht  über  bitteren  Arbeitermangel ,  Friige  war  jetzt:  wie  halten  wir  mit  unserem  be- 
geklagt wird.  Die  Nachfrage  nach  Arbeitern  zieht  I  schränkten  Menschenvorrat  am  besten  haus? 
sich  gleichsam  zusammen  und  dehnt  sich  aus.  |  Mit  der  Revolution  setzte  die  dritte  Phase 
„Das  Kontingent  der  Arbeitslosen  ist  gewisser- 1  ein,  eine  Zeit  neuen  Niedergaugs.  In  einem  Zu- 
maßen der  elastische  Puffer,  der  erst  eine  An- 1  stand  halber  Betäubung  unterwarf  sich  das 
passung  an  den  Arbeitsbedarf,  eine  Ausnutzung  •  deutsche  Volk  dem  Waffenstillstand  und  der 
der  guten  Konjunktur  gestattet".  Die  Arbeits- 1  Entwaffnung.  Zahlreiche  Umstände  wirkten  zu- 
losigkeit  hat  —  wenn  man  es  so  auffassen  will  —  sammen,  um  für  eine  Reihe  von  Monaten,  bis 
wichtige  wirtschaftliche  Funktionen.  Um  so  zum  April  1919,  die  Arbeitslosigkeit  neuerdings 
bedeutungsvoller  wird  es,  diejenigen  schadlos  ,  bedrohlich  anwachsen  zu  lassen:  alle  Kriegs- 
zu  halten,  die  ohne  eigenen  Fehler  oder  bösen  i  auftrage  kamen  zum  Stillstand,  die  Betriebe 
Willen  von  diesem  Schicksalsschlag  betroffen  i  mußten  geschlossen  oder  umgestellt  werden,  die 
werden.  i  Heere  kehrten  aus  allen  Himmelsrichtungen  in 

Die  Entwicklung  der  Arbeitslosigkeit  in  den  !  die  Heimat  zurück,  die  Krieger  suchten  Unter- 
einzelnen Ländern  und  Gewerben  durch  den  Ver-  kunft  in  bürgerlichen  Berufen,  Flüchtlinge  in 
lauf  der  letzten  Jahrzehnte  zu  verfolgen,  wäre  ,  hellen  Scharen,  etwa  1  Mill.  Menschen,  strömten 
vielleicht  eine  dankbare  Aufgabe.  In  diesem  i  aus  dem  Ausland  und  den  abgetretenen  Grenz- 
Zusamraenhang  empfiehlt  sich  eine  Beschränkung  ,  landen  in  das  verbleibende  Reichsgebiet  zurück, 
auf  die  deutlichen  Verhältnisse  seit  Kriegsbeginn;  i  Gleichzeitig  bestanden  viele  schwere  Hinder- 
aucb  sie  können  nur  kursorisch  wiedergegeben  ■  nisse  der  wirtschaftlichen  Entfaltung  vom  Kriege 
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her  fort,  die  Blockade  in  der  Ostsee  wurde  er- 
neuert, lobcnsnotwendi|e  Gebiete  im  Westen, 
Norden  und  Osten  des  Vaterlandes  mußten  nach 
dem  Machtgebot  der  Gegner  vom  Körper  des 
Reichs  zeitweilig  oder  für  die  Dauer  losgelöst 
werden,  die  Handelsflotte  wurde  vernichtet,  die 
Offiziere  und  Mannschaften  konnten  sehen,  wo 
sie  blieben  und  fielen  ebenfalls  dem  Arbeitsmarkt 
zur  Last,  mit  ihnen  waren  viele  Tausende  von 
alten,  schwachen,  erwerbsbeschränkten  Men- 
schen, auch  Frauen,  genötigt,  sich  durch  Arbeit 
zu  ernähren,  auch  die  400000  Kriegsbeschädigten 
waren,  soweit  sie  noch  arbeitsfähig,  in  irgend- 
welchen Stellungen  unterzubringen.  Nimmt  man 
hierzu  die  allgemeine  Ermattung  nach  dem 
schrecklichsten  aller  Kriege  und  dem  jahrelangen 
Hungern,  die  weiterhin  elenden  Wohnungs-,  I5r- 
nährun»s-  und  Bekleidungsverhältnisse,  die  in- 
neren (jegensätze  und  Kämpfe,  Aufstände  und 
Streiks  —  dann  erscheint  es  wahrlich  nicht 
wunderbar,  daß  der  Pegelstand  der  Arbeit  wieder 
sank;  im  Gegenteil,  man  darf  es  sogar  als  ein 
Zeichen  unverwüstlichen  Lebenswillens  ansehen, 
daß  die  Dinge  so  schnell  schon  sich  wieder  ein- 
renkten. Gleichzeitig  begann  ein  großer  Prozeß 
der  wirtschaftlichen  Umstellung,  der  erst  in  Zu- 
kunft zur  Vollendung  gelangen  wird.  Nament- 
lich Bergbau  und  Landwirtschaft  wurden  die 
Ziele  der  Arbeitsuchenden,  von  denen  der  erstere 
rund  275000,  die  letztere  100000  Menschen  neu 
in  ihren  Dienst  stellten.  Gegen  Ende  Februar 
1919  erreichte  die  Arbeitslosigkeit  ihren  höchsten 
Grad.  Durch  die  Erwerbslosenfürsorge  wurden 
1100000  Leute  unterstützt,  wobei  zu  bemerken 
ist,  daß  recht  viele  Arbeitslose  der  Wohltaten 
dieser  Fürsorge  nicht  teilhaftig  wurden.  Wie 
meistens  konzentrierte  sich  die  Arbeitslosigkeit 
vorwiegend  in  einigen  Gebieten:  in  Sachsen,  in 
Hamburg  und  in  Berlin.  In  Berlin  allein  fanden 
sich  Februar  und  März  1919  mehr  als  ein  Viertel 
aller  Erwerbslosen  des  Reichs,  fast  die  Hälfte 
der  Erwerbslosen  Preußens,  wohingegen  nach 
der  Einwohnerzahl  nur  ein  Zwanzigstel  der 
Reichsziffer  zu  erwarten  gewesen  wäre. 

Die  vierte  Phase  stand  wieder  im  Zeichen 
langsamen  Aufstieges.  Seit  April  1919  sank  die 
Arbeitslosigkeit  von  Monat  zu  Monat.  Besonders 
in  Deutschland  war  der  Bedarf  an  Waren  aller  Art, 
der  Jahre  lang  nicht  gesättigt  worden  war,  so 
ungeheuer  angewachsen,  daß  er  trotz  der  hohen 
Preise  und  der  damit  verbundenen  großen  Opfer 
einigermaßen  befriedigt  werden  mußte.  Auch 
die  Valutaverhältnisse,  die  Entwertung  des  deut- 
schen Geldes,  die  niederen  Inlandspreise  und  der 
dadurch  herbeigeführte  ,, deutsche  Ausverkauf" 
—  das  ,, Valutadumping",  wie  man  es  gleichfalls 
nannte  —  ermunterte  die  einheimische  Pro- 
duktion, steigerte  die  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kräften. Im  Frühjahr  1920  konnte  die  Lage 
des  Arbeitsmarktes  als  leidlich  normal  bezeich- 
net werden.  Zu  bemerken  ist,  daß  immerhin 
die  Arbeitslosigkeit  als  Welterscheinung  fast 
stets  gewachsen  ist.  Nach  einer  Angabe  des 
Arbeitsbureaus  des  Völkerbundes  soll  die  Ge- 
samtzahl der  Arbeitslosen  in  den  20  größten 
Ländern  Endo  1910:  10835000,  Ende  1914: 
132220C0,  Ende  1919:  32f;8n(J00  Menschen  be- 
tragen haben:  in  den  europäischen  Ländern 
seien  es  1910:  8,5  und  1919  mehr  als  20  Mill. 
gewesen. 

Es  folgte  von  Juli  1920  ab  eine  fünfte  Phase. 


I  Der  abnorme  Warenhunger  wurde  allmählich 
I  etwas  gestillt,  die  Inlands-  und  die  Auslandspreise 
j  glichen  sich  einander  an,  die  Valuta  behinderte 
I  aber  immer  noch  die  re|elmäßige  Einfuhr  von  Roh- 
stoffen, der  Ungliicksfrieden,  die  „Sanktionen", 
die  beginnende  Reparation,  die  ungeheuerlichen 
Steuern  —  das  alles  lastete  auf  dem  deutschen 
Wirtschaftsleben  und  hinderte  die  Gesundung 
der  Weltwirtschaft.  Seit  Juli  und  voUends 
seit  Oktober  1920  verwandelte  sich  die 
erträgliche  Konjunktur  in  eine  Weltkrisis 
von  zunehmender  Schärfe.  Es  wuchs  die 
Arbeitslosigkeit,  wenn  sie  auch  in  Deutschland 
zahlenmäßig  weniger  in  die  Erscheinung  trat, 
weil  sie  in  einem  statistisch  nicht  zu  erfassenden, 
jedoch  ganz  erheblichen  Ausmaß  durch  die 
,, Kurzarbeit"  verdrängt  wurde.  Auf  Grund 
der  V.  vom  4.  und  24./1.  1919  muß  bei 
Arbeitsmangel  die  Arbeit  zunächst  einmal  ge- 
streckt werden.  Hunderttausende  von  deutschen 
Arbeitern  arbeiten  nur  lialbtagsweise  oder  nur  aa 
einigen  Wochentagen. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  die  Weltkrise  vor- 
läufig die  neutralen  und  die  Siegerstaaten  noch 
stärker  erfaßt  hat  als  die  zu  Boden  geworfenen 
Mittelmächte.  Die  Drohungen  und  Gewalt.maß- 
nahmen  schlagen  ihre  eigenen  Herren.  In  meh- 
reren Ländern  erreichte  die  Arbeitslosigkeit  einen 
früher  statistisch  überhaupt  nie  festgestellten 
Stand.  Sie  betrug  in  Massachussets  (Vereinigte 
Staaten),  Januar  1921,  82  v.  H.,  Dänemark, 
Februar  1922,  29  v.  H.,  Norwegen,  Januar  1922, 
23  V.  H.,  Holland,  März  1922,  21  v.  H.,  England, 
Juli  1921, 18  V.  H.,  Belgien,  Januar  1921, 17  v.  H., 
Canada,  April  1921,  IG'/,  v.  H.,  Australien,  Juli 
1921,  121/2  V.  H. 

Im  April  1922  wurde  die  Zahl  der  Arbeits- 
losen in  Europa,  ohne  Rußland,  auf  4  Mill.  Men- 
schen geschätzt;  im  ganzen  auf  der  Erde  sollen 
es  mindestens  10  Mill.  gewesen  sein.  Mit  den 
Familienangehörigen  wären  es  für  Europa  12, 
für  die  gesamte  Erde  30  Mill.  Arbeitslose  ge- 
wesen. Man  berechnet,  daß  1921  in  Europa  nicht 
weniger  als  4  Milliarden,  auf  der  Erde  nicht 
weniger  als  10  Milliarden  Goldfranken  an  Er- 
werbslosenunterstützung gezahlt  wurden.  Seit 
dem  Waffenstillstand  soll  die  Gesamtsumme  für 
Europa  nicht  unter  8,  für  die  ganze  Welt  nicht 
unter  25  Milliarden  Goldfranken  betragen  haben. 
Hinzu  kommt  aber  noch  der  Ausfall  an  Gütet- 
erzeugung,  der  1921  für  Europa  auf  15,  für  die 
Erde  auf  371/2  Milliarden  Goldfranken  beziffert 
wird,  während  die  entsprechenden  Zahlen  seit 
dem  Waffenstillstand  auf  30—40  und  anderer- 
seits auf  über  100  Milliarden  Goldfranken  an- 
gegeben werden. 

Seit  dem  Frühjahr  1922  ist  international  eine 
beträchtliche  Besserung  zu  verzeichnen;  aller- 
dings ist  auf  dem  Arbeitsmarkt  der  Länder  mit 
schlechter  Valuta,  so  besonders  auch  in  Deutsch- 
land, die  Tendenz  neuestcns  eine  rückläufige. 

d)  Die  Schäden  der  Arbeitslosig- 
keit. Die  Arbeitslosigkeit  ist  eine  Massen- 
erscheinung, sie  ist  die  gefährlichste  soziale 
Erkrankung  des  Volkskörpers,  gefährlich 
vom  Standpunkt  der  unmittelbar  betroffenen 
Arbeiter,  der  gesamten  Arbeitnehmerscbaft 
wie  der  Allgemeinheit. 

Die  Schäden  der  Arbeitslosigkeit  vom 
individuellen  Standpunkt  des  Arbeitslosen 
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braucht  man  keinem,  der  das  Leben  kennt, 
des  näheren  zu  beschreiben.    Die  Arbeits- 
losigkeit war,  ist  und  bleibt  ein  namenloses 
Uebel,  sie  wird  es  selbst  dann  noch  sein, 
wenn  die  materielle  Last  dieses  Leidens  besser 
verteilt  ist  als  heute.    Wieviel  mehr  aber 
jetzt,  wo  in  allzu  vielenFällen  das  erzwungene 
Feiern  des  Arbeiters  gleichbedeutend  ist  mit 
wirtschaftlichem  Zusammenbruch,  Hunger 
und  Verzweiflung.    Noch  liegen  die  Dinge 
so,  daß  etwa  7Ü  v.  H.  der  Arbeiter  über 
keinerlei  Ersparnis  verfügen  —  ob  sie  zum 
Teil  nicht  vielleicht  sparen  könnten  und 
sollten,  bleibe  unerörtert  —  und  mit  ihren 
Familien  auf  dem  Meere  der  Volkswirtschaft 
Wind    und    Wetter    bedingungslos  preis- 
gegeben sind.    Die  Erfahrung  zeigt  nur  zu 
häufig  das  folgende  Bild:  Der  Arbeiter  ver- 
liert seine  Stelle,  Ersparnisse  fehlen  oder  sind 
schnell  verzehrt,  eine  Zeitlang  fristet  die 
Arbeiterfamilie  durch  den  Verkauf  von  ent- 
behrlichem, dann  von  unentbehrlichem  Haus- 
rat, Möbeln,  Kleidern  die  Existenz.  Bleiben 
alle  Bemühungen  des  Familienvaters,  unter- 
zukommen, ohne  Ergebnis,  dann  folgt  das 
krasse  Elend,  der  Kampf  ums  Leben.  Wirt- 
schaftlich, körperlich  und  sittlich  sinkt  die 
bisher  ordentliche  Familie  mit  reißender 
Schnelligkeit  abwärts.  Bald  sind  alle  Dämme 
niedergerissen,  jede  Art  der  Verderbnis  findet 
leichten  Eingang. 

Nicht  weniger  groß  sind  die  Bedenken 
vom  weiteren  sozialen  Standpunkt  aus.  Der 
Aufstieg  der  Arbeiterklasse  wurde  schon  in 
der  Zeit  des  Frühkapitalismus  durch  nichts 
so  sehr  gefährdet  und  wird  es  noch  heute 
wie  durch  die  industrielle  Reservearmee  der 
Lohndrücker,  die  aus  äußerster  Not  mit 
allen,  auch  den  erbärmlichsten  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,  zufrieden  sein  müssen. 
Ist  die  Arbeitslosigkeit  groß,  so  ist  alle  Mühe 
der  Gewerkschaften  um  den  sozialen  Auf- 
stieg des  Proletariats  einfach  umsonst. 

In  der  gleichen  Weise  ist  die  Allgemeinheit 
an  einer  gleichmäßigen,  stetigen  Beschäf- 
tigung der  Arbeiterschaft  aufs  angelegent- 
lichste interessiert.  Ist  ein  Glied  des  Körpers 
erkrankt,  so  leiden  alle  anderen  Glieder  mit. 
Es  gibt  ein  wirtschaftliches  „Gesetz  der 
Strahlung",  welches  besagt,  daß  jede  in  der 
Volkswirtschaft  wirkende  Kraft  die  Tendenz 
hat,  sich  nach  allen  Seiten  fortzupflanzen. 
So  verbreitet  die  Arbeitslosigkeit  in  vier- 
facher Beziehung  unheilvolle  Wirkungen 
über  die  gesamte  Volksgemeinschaft:  1.  wirt- 
schaftlich, weil  die  nationalen  Kräfte  — 
besonders  der  Produktionsfaktor  Arbeit  — 
nicht  so  ausgenutzt  werden  wie  sie  es 
sollten.  Gerade  das  ausgeblutete  Deutsch- 
land kann  sich  eine  solche  Verschwendung 
nicht  leisten.  Auch  dem  ..Kontinuitäts- 
interesse" widerspricht  die  Arbeitslosigkeit; 
sie  ist  eine  Folge  der  Krisen  und  erzeugt 


I selbst  wieder  Krisen;  2.  volksgesundheitlieh, 
iwcil  der  Zusammenhang  mit  den  großen 
Volkskrankheiten,   besonders  Alkoholismus 
und  Tuberkulose,  erwiesen  ist;  3.  volks- 
sittlich, da  ebenfalls  durch  die  Erfahrung 
gezeigt  worden  ist,  wie  Arbeitsscheu,  Land- 
streicherei, Prostitution  und  eigentliche  Kri- 
minalität   (Eigentumsdelikte)    Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  sind;  4.  politisch,  insofern, 
als  der  Arbeitslose  sehr  schnell  auch  ein 
„Vaterlandsloser"  wird.     Er  verliert  jede 
Verbindung  mit  einem  Staat,  der  ihm  nichts 
zu  bieten  hat  als  Strafgesetze.  Er  fühlt  sich 
als  außerhalb  der  Rechtsordnung  stehend, 
verfällt  dem  politischen  Radikalismus,  kurz, 
er  ist  der  „geborene"  Revolutionär.  Mit 
vollem  Recht  hat  man  (G.  Adler)  auf  die 
geschichtlich  erhärtete  Tatsache  verwiesen, 
daß  fast  alle  Aufstände  früher  und  jetzt 
mit  den  Massen  der  Arbeitslosen  gemacht 
worden  sind,  die  glauben  ein  Recht  auf 
alles  zu  besitzen,  wenn  ihnen  alles  ver- 
weigert wird. 

Diese  Zusammenhänge  werden  von  nie- 
mandem bestritten.  Bisher  aber  hat  man 
sich  noch  nirgends  zu  einer  so  energischen 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  aufgerafft, 
wie  sie  danach  geboten  wäre.  Keine  Mittel 
oder  Kosten  dürfen  gescheut  werden,  um 
diesen  alten,  in  den  letzten  Jahrzehnten  ver- 
doppelten Fluch  von  der  Menschheit  zu 
nehmen. 

II.  Die  Arbeitslosenversicherung. 
1.  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  im 
allgemeinen.    Der  Mittel  und  Wege,  der 
Arbeitslosigkeit  zu  begegnen,  sind  viele,  aus 
dem  einfachen  Grunde,  weil  das  Übel  selbst 
so  vielgestaltig  ist.  Hier,  wie  immer,  muß  die 
Behandlung  sich  individuell  an  die  wechseln- 
den Zustände  anschließen,  die  man  ändern 
möchte,  und  zwar  könnte  man,  wie  bei  der 
Tätigkeit  des  Arztes,  eine  Vorbeugung  und 
eine  spätere  Linderung  und  Heilung  unter- 
scheiden. Auch  die  Arbeitslosenpolitik  muß 
zunächst  verhüten,  daß  Arbeitslosigkeit  und 
Arbeitslosennot  entsteht.  Wiedas  beidersub- 
jektiven  Arbeitslosigkeit  zu  machen  ist,  läßt 
sich  mit  wenig  Worten  gar  nicht  sagen:  die 
gesamte  Sozialpolitik  hat,  wenn  man  es 
so  ausdrücken  will,  die  Aufgabe,  Arbeits- 
unfähige entweder  auf  die  Höhe  zu  bringen 
oder  zu  unterstützen.  Arbeitsunwillige  mit 
Güte  oder  zwangsweise  zu  nützlicher  Be- 
tätigung zurückzuführen.    (Man  vergleiche 
also  die  einschlägigen  Arft.  „Arbeiterschutz- 
gesetzgebung",    „Armenwesen",     ,, Sozial- 
politik", „Sozialversicherung"  usw.).  Be- 
trachtet man  nur  die  objektive  Arbeitslosig- 
keit, so'  kommen  zwei  Maßnahmen  vor- 
beugender Art  in  Betracht:  das  Arbeits- 
nachweiswesen   und    die  Arbeitsbe- 
schaffung (vgl.  die  Artt.  „Arbeitsmarkt" 
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und  Arbeitsnachweis"  und  „Erwerbslosen- 
fürsorge, produktive"). 

Ueber  die  Arbeitsvermittlung  braucht  nur 
bemerkt  zu  werden,  daß  sie  jetzt  in  den  sozial 
führenden  Ländern,  auch  in  Deutschland, 
wenigstens  der  äußeren  Vollendung  ent- 
gegengeht. Geschaffen  worden  ist  ein  System 
von  öffentlichen  Arbeitsnachweisen,  die  eine 
entschiedene  Ueberlegenheit  über  alle  an- 
deren Vermittlungsformen  erlangt  haben. 
Diese  Nachweise  erstrecken  sich  über  das 
ganze  Land,  nur  wenige  Lücken  sind  noch 
auszufüllen,  dann  ist  ein  engmaschiges  Netz 
über  die  ganze  Wirtschaft  gebreitet,  das  den 
Ueberschuß  an  Angebot  oder  Nachfrage  nach 
Arbeit  auffangen  kann.  Auch  der  organi- 
satorische Aufbau  wird  bald  vollendet  sein; 
er  sieht  von  unten  nach  oben  drei  Staffeln, 
die  örtlichen  Arbeitsnachweise,  die  Landes- 
arbeitsämter und  das  Reichsamt  für  Arbeits- 
vermittlung, vor.  Jetzt  muß  der  innere  Aus- 
bau folgen,  auf  den  man  bisher  wenig  Wert 
gelegt  hat,  es  gilt  Ernst  zu  machen  mit  dem 
Losungswort  jedes  gut  geleiteten  Arbeits- 
nachweises: ,,der  rechte  Mann  an  die  rechte 
Stelle".  Die  bisherige  Massenarbeit  muß 
durch  Maßarbeit  ersetzt  werden,  auf  daß  die 
öffentliche  Arbeitsvermittlung  gewinnt,  was 
sie  am  notwendigsten  braucht,  das  allgemeine 
Vertrauen. 

Zum  anderen  muß  eine  planvolle  Politik 
der  Arbeitsbeschaffung  eingeleitet  werden, 
von  der  auch  in  Deutschland  erst  spärliche 
Ansätze  festzustellen  sind.  Zwar  hat  mau  in 
den  am  Weltkrieg  beteiligt  gewesenen  Län- 
dern beim  Ende  des  Völkerringens  insofern 
Arbeitsbeschaffung  betrieben,  als  man  für 
die  heimkehrenden  Krieger  durch  Frei- 
machung und  Einstellungszwang  Arbeit  be- 
reitstellte. Solche  Maßnahmen  tragen  den 
Uebergangscharakter  an  der  Stirn.  Die 
Arbeitsbeschaffung  höherer  Art  umfaßt  in 
der  Hauptsache  drei  Mittel,  um  deren  Er- 
probung man  sich  jetzt  bemüht:  die  Ar- 
lieitsverschiebung  (Verfrühuug,  Ver- 
spätung), also  die  Ausführung  der  Ar- 
beiten, besonders  der  öffentlichen  Körper- 
schaften, in  den  Zeiten  des  Arbeits- 
mangels, die  Arbeiterverschiebung, 
also  die  Ueberleitung  von  Arbeitskräften  aus 
übersetzten  in  aussichtsvollere  Berufe  (z.  B. 
Landwirtschaft,  Bergbau)  und  die  Arbeits- 
beschaffung im  engeren  Sinne,  d.  h.  die 
Vermehrung  der  vorhandenen  Arbeitsmeuge 
durch  Notstandsarbeiten  (Arbeiten  für  Ar- 
beitslose) und  produktive  Erwerbslosenfür- 
sorge (Arbeiten  zur  Verhütung  der  Arbeits- 
losigkeit). Alle  diese  Ziele  —  mit  Ausnahme 
der  primitiven  Notstandsarbeiten  —  liat  man 
sich  erst  in  jüngster  Zeit  gesteckt.  Ueber  das 
Stadium  der  Forderungen  und  des  Experi- 
mentierens ist  man  noch  nicht  hinausge- 
kommen. Doch  scheint  es  sicher,  daß  gerade 


die  planvolle  Arbeitsbeschaffung  noch  eine 
große  Zukunft  hat.  Vielleicht  wird  sie  einmal 
das  Hauptmittel  gegeu  die  Arbeitslosigkeit 
werden. 

Vorläufig  aber  genügt  die  ursächliche 
Bekämpfung  durch  Arbeitsnachweise  und 
Arbeitsbeschaffung  noch  nicht.  Die  Arbeits- 
losen sind  vorhanden,  und  auf  Jahre  und 
Jahrzehnte  hinaus  muß  neben  die  Politik 
der  Ursache  die  Politik  der  Wirkung  treten, 
es  müssen  die  Notleidenden  vor  Verelendung 
und  Verlumpung  bewahrt  werden.  Die  un- 
entbehrliche Aushilfe  dabei  ist  die  Arbeits- 
losenversicherung. 

2.  Die  Grundgedanken  der  Arbeits- 
losenversicherung. Beim  Kampfe  gegen  die 
Arbeitslosigkeit  ist  die  Arbeitslosenversiche- 
rung das  letzte,  aber  vielleicht  wichtigste 
Glied  in  einer  langen  Kette  von  notwendigen 
Maßnahmen.  Man  darf  behaupten,  daß  auch 
dann  noch  etwa  50  v.  H.der  heutigen  Arbeits- 
losigkeit verbleiben  würden,  wenn  alle  son- 
stigen Maßnahmen  erschöpfend  zur  An- 
wendung kämen.  Was  soll  die  Gesellschaft 
mit  diesen  Leuten  anfangen?  Für  sie  kommt 
schließlich  keine  andere  Hilfe  als  die  Armen- 
pflege in  Betracht.  Es  bedarf  aber  keines 
Wortes,  um  zu  wissen,  daß  die  Armenpflege 

—  mittelalterlich  und  roh,  wie  sie  überall 
noch  ist,  mit  ihren  geringfügigen  Almosen, 
ihren  Demütigungen  und  Entehrungen  — 
für  die  Versorgung  ordentlicher,  schuldlos 
notleidender  Arbeiter  nicht  mehr  in  Frage 
kommen  darf. 

Es  ist  überhaupt  ein  wesentlicher  Zug  der 
neueren  Sozialentwicklung,  daß  sie  schritt- 
weise die  Armenpflege  zurückdrängt,  ja  fast 
völlig  ausschaltet.  Wie  auf  allen  anderen 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Gebieten  ist 
auch  hierein  unaufhaltsamerDifferenzierungs- 
prozeß  im  Gange,  der  den  unklaren  Sammel- 
begriff Armut  theoretisch  und  praktisch  in 
seine  Bestandteile  zerlegen  wird.  Wenn  auch 
die  körperlich  oder  geistig  Minderwertigen 

—  die  subjektiv  Arbeitslosen  —  wohl  noch 
auf  geraume  Zeit  durch  die  Armenpflege  ver- 
sorgt werden  müssen,  so  wird  sie  doch  für 
alle  diejenigen  Arbeiter,  die  arbeitsfähig  und 
arbeitswillig  sind  oder  waren,  ersetzt  werden 
durch  neue  Formen  einer  individuellen  Be- 
handlungsweise. 

Der  Staatsmann,  dem  zuerst,  wenn  auch 
nur  dunkel,  dieses  Ziel  vor  Augen  gestanden, 
war  kein  Geringerer  als  der  geniale  Schöpfer 
des  Reiches,  der  Fürst  Bismarck.  Sein 
soziales   Glaubensbekenntnis  umfaßte  un- 
wandelbar, in  seinen  politischen  Anfängen 
j  wie  auf  der  Höhe  seiner  Macht,  vor  allem  die 
]  eine  Ueberzeugung,  daß  die  Uusicherlieit  der 
j  Proletarierexistenz    der    „eigentliche  Be- 
schwerdepunkt" sei,  daß  irgendwelche  Mittel 
I  —  über  deren  Zweckmäßigkeit  seine  Meinung 
sich  änderte  —  gefunden  werden  müßten,  um 
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dem  Leben  der  breiten  Masse  die  Stetigkeit 
und  Sicherheit  zu  geben,  die  für  alles  Men- 
schentum und  alle  Kultur  die  unerläßliche 
Voraussetzung  bildet. 

In  dem  letzten  Jahrzehnt  seines  poli- 
tischen Wirkens  glaubte  der  große  Kanzler 
den  Weg  zu  diesem  Ziel  in  der  sozialen  Ver- 
sicherung gefunden  zu  haben.  Er  schuf,  als 
sein  persönliches  Werk,  die  Kranken-,  Unfall-, 
Alters- und  Invalidenversicherung,  im  ganzen 
die  größte  soziale  Errungenschaft  des 
19.  Jahrh.  Schon  dadurch  wurde  dieArmen- 
pflege  gewaltig  entlastet,  waren  doch  noch  zu 
Anfang  der  80er  Jahre  25—30  v.  H.  der 
Verarmten  durch  Krankheit  der  Unter- 
stützung bedürftiff,  15—20  v.  H.  durch  den 
Tod  des  Ernährers,  8-10  v.  H.  durch  In- 
validität, 7—8  V.  H.  durch  Altersschwäche, 
3—4  V.  H.  durch  Unfall.  Die  spätere  Sozial- 
politik hat  das  Werk  der  sozialen  Versiche- 
rung ausgebaut  und  durch  die  Witwen-  und 
Waisenversicherung  ergänzt.  Mag  dieses 
Werk  nun  auch  noch  so  sehr  der  Fort- 
entwicklung bedürftig  befunden  werden, 
erreicht  worden  ist  schon  etwas  Großes: 
Grundsätzlich  kommt  für  den  normalen,  voll- 
wertigen Arbeiter  eine  volle  Verelendung 
durch  irgendwelche  Schicksalsschläge  nur  in 
einem  Falle  noch  in  Betracht,  nur  in  einem 
Falle  kann  er  unversorgt  dem  Hunger  und 
der  Armenpflege  überantwortet  werden: 
wenn  er  seine  Arbeit  verliert.  Die  Arbeits- 
losigkeit war  das  erste  und  ist  das  letzte  große 
Uebel,  das  die  Arbeiterklasse  geißelt,  sie  oder 
doch  ihre  Folgen  zu  beseitigen,  ist  die 
wichtigste  Aufgabe  der  heutigen  Sozial- 
politik. Das  Bismarcksche  Werk  —  bis  heute 
Roch  ein  Torso  —  wird  dadurch  vollendet 
und  gekrönt  werden;  vollendet  wird  das 
Ideal,  das  dem  größten  deutschen  Staats- 
manne  vorschwebte,  der  Gedanke  der 
Existenzsicherung. 

Vielleicht  wird  der  spätere  Historiker  die 
wesentliche  soziale  Leistung  unserer  Zeit  in 
die  kurze  Formel  fassen,  sie  haben  das  Recht 
auf  Existenz  anerkannt  und  verwirklicht. 
Der  Liberalismus  und  der  ältere  Sozialismus 
stritten  für  das  Recht  auf  Arbeit.  Arbeit 
aber  kann  die  Gesellschaft  nicht  vergeben, 
wo  sie  nicht  vorhanden  ist.  Sie  kann  und 
muß  jedoch  die  unter  ihren  Mitgliedern,  die 
ohne  eigene  Schuld  arbeitslos  bleiben,  in 
einer  leidlich  angemessenen  Weise  versorgen. 
Die  Arbeitslosigkeit  muß  aufhören  als  Sache 
der  Arbeiterschaft  zu  gelten,  sie  muß  an- 
erkannt werden  als  das,  was  sie  wirklich  ist, 
als  Sache  der  Gesamtheit.  In  der  Tat  werden 
nicht  bloß  einzelne  vor  unsäglichen  Leiden 
bewahrt,  die  gesellschaftliche  Sittlichkeit 
wird  vertieft,  der  Brudergeist  gestärkt,  die 
Legion  von  Schäden  gebannt,  die  heute  aus 
der  Arbeitslosigkeit  fließen. 

Natürlich  ließen  sich  gegen  den  Plan  der 


Arbeitslosenversicherung  auch  manche  Be- 
denken ins  Feld  führen.  Am  einleuchtendsten 
erscheinen  die  finanziellen  Erwägungen.  Sind 
die  durch  den  Weltkrieg  geschwächten 
Länder,  besonders  auch  das  unglückliche 
Deutsche  Reich  imstande,  solche  Opfer  zu 
tragen?  Das  ist  eine  ernste  Frage,  die  erst 
beantwortet  werden  kann,  wenn  man  von 
festen  Zahlen  ausgeht.  Doch  darf  hier  schon 
bemerkt  werden,  daß  die  Ausgaben  für  diesen 
neuen  Versicherungszweig  geringer  sein 
werden  als  für  irgendeinen  der  schon  vor- 
handenen Zweige,  wenigstens  dann,  wenn  die 
Versicherung  nur  als  letzte  Möglichkeit  nach 
allen  anderen  Maßnahmen  der  Arbeitslosen- 
politik eingreift.  Zu  bedenken  ist  aber  auch, 
daß  schon  heute  die  Arbeitslosen,  wenn  auch 
noch  so  dürftig,  von  der  Gesellschaft  unter- 
halten werden,  die  meisten  sterben  nicht 
Hungers,  sie  fallen  der  Armenpflege,  den 
Krankenkassen,  den  Obdachlosenasylen,  den 
Gefängnissen  zur  Last,  sie  betteln,  sie  stehlen 
vielleicht.  —  Weiter  muß  die  wirtschafts- 
fördernde  Wirkung  mit  in  Rechnung  gestellt 
werden,  die  von  einer  Unterstützung  der 
Arbeitslosen,  ja  einer  Hebung  der  ganzen 
Arbeiterklasse,  erwartet  werden  darf.  Die 
Wirtschaftsgeschichte  beweist,  daß  nur 
Menschen  von  Qualität  auch  Güter  von 
Qualität  erzeugen  können;  die  Veredelung 
der  Produktion  ist  aber  das  erste  Ziel  der 
modernen  Volkswirtschaft.  Auch  das  zweite 
Ziel,    Stetigkeit   des  Wirtschaftsprozesses, 

j  wird  durch  die  Arbeitslosigkeit  deshalb  ge- 
fördert, weil  sie  größere  Gleichmäßigkeit  des 
Verbrauches  und  der  Nachfrage  nach  Gütern 
zur  Folge  haben  wird. 

Die  Arbeitslosenversicherung  ist  also  „ein 
Ziel  aufs  innigste  zu  wünschen".  Aber  ist  sie 
auch  möglich?  Wie  ist  sie  aufzubauen,  um 

;  die  Vorteile  zu  sichern,  die  befürchteten 
Schäden  zu  meiden  ? 

3.  Die  Wege  zur  Arbeitslosenversiche- 
rung. Jede  soziale  Neuerung  von  Belang 
bringt  manche  schwierige  Fragen,  große  und 
kleine,  mit  sich.  Viele  der  Einzelheiten,  die 
den  Praktiker  beschäftigen,  können  hier  nicht 
zur  Sprache  kommen.  Eine  Frage  aber  er- 
heischt eine  sorgfältigere  Beantwortung, 
denn  sie  ist  durchaus  die  entscheidende.  Von 

j  ihr  hängt  alles  Gelingen  oder  Mißlingen  der 
Versicherung  derart  ab,  daß  ihr  in  Literatur 
und  Gesetzgebung  die  größte  Aufmerksam- 
keit zugewandt  worden  ist.  Dieser  Kernpunkt 
aller  Untersuchungen  ist  das  Kontroll- 
probleni. 

Fraglich  ist  also,  ob  und  wie  man  die 
objektive  Arbeitslosigkeit,  die  allein  unter- 
stützcnswürdig  erscheint,  mit  Sicherheit 
erkennen,  jedem  Mißbrauch  mit  den  Arbeits- 
losenkassen einen  festen  Riegel  vorschieben 
kann.  Auch  Krankheit,  Unfall,  Alter  oder 
Invalidität  können  unter  Umständen  simu- 
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liert  werden,  doch  werden  dein  Scharfblick 
des  geschulten  Arztes  nicht  allzu  viele  Fälle 
entgehen.  Ganz  außerordentlich  viel  heikler 
ist  es,  von  der  Arbeitslosenunterstützung  die 
Arbeitsscheuen,  die  Landstreicher,  die  be- 
schränkt Arbeitsfähigen,  Kranken,  Alten,  die 
unruhigen  und  widerwilligen  Elemente  fern- 
zuhalten, die  sich  herandrängen,  den  An- 
schein objektiver  Arbeitslosigkeit  erwecken 
wollen  und,  wenn  sie  Erfolg  hätten,  die  ganze 
Einrichtung  in  kürzester  Frist  zerstören 
würden.  Wie  kann  man  den  Kassensturm 
der  Unfähigen  und  Unwilligen  abwehren? 

Vier  Systeme  werden  da  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  empfohlen,  lange  haben  sie  um 
den  Vorrang  gekämpft,  heute  ist  der  Streit 
zugunsten  des  vierten  Weges  entschieden. 
Es  sind  das  a)  das  System  der  direkten  Kon- 
trolle, b)  das  Genter  System,  c)  der  Spar- 
zwang, d)  der  Anschluß  der  Arbeitslosen- 
versicherung an  das  Arbeitsnaohweiswesen. 

a)  Das  System  der  direkten  Kon- 
trolle. Sämtliche  Zweige  der  Sozialversiche- 
rung arbeiten  mit  zahlreichen  Kontrollvor- 
schriften, deren  auch  die  Arbeitslosenver- 
sicherung unter  keinen  Umständen  entbehren 
kann.  Bei  den  ersten  Versuchen,  namentlich 
in  der  Schweiz,  glaubte  man  sich  auf  diese 
Sicherheitsmaßnahmen  beschränken  zu 
können,  aber  ganz  irrtümlich.  Es  hat  sich 
herausgestellt,  daß  die  direkte  Kontrolle 
zwar  wichtig  und  notwendig,  jedoch  allein 
nicht  ausreichend  ist.  Von  äußerst  zahlreichen 
Vorschriften  sollen  nur  einige  wenige  be- 
sprochen werden. 

Ueberau  sucht  man  vorab  durch  gewisse 
zeitliche  Beschränkungen  den  Reiz  zum  Miß- 
brauch der  Versicherung  zu  verringern.  Die 
Einschränkungen  sind  dreifacher  Art.  Vor- 
gesehen wird  eine  Karenzzeit,  eine  Frist  von 
recht  verschiedener  Dauer  —  zwischen 
2  Wochen  und  1  Jahr  — ,  während  deren  der 
Arbeitslose  Mitglied  der  Kasse  gewesen  sein 
muß.  Er  tritt  in  den  Genuß  seiner  Rente  erst 
dann,  wenn  eine  Anzahl  von  Wartetagen 
—  3—15  etwa  —  abgelaufen  sind.  Man  ent- 
lastet damit  die  Kasse  von  den  kleinen  Fällen 
und  läßt  ihr  Zeit,  etwaige  Zweifel  aufzuklären. 
Ferner  ist  die  Dauer  der  Unterstützung  immer 
beschränkt,  in  der  Regel  auf  60—90  Tage; 
es  hat  sich  aber  gezeigt,  daß  namentlich  für 
die  Winterarbeitslosen  eine  Höchstdauer  von 
26  Wochen  vorgesehen  werden  sollte. 

Das  Verfahren  selbst  vollzieht  sich 
folgendermaßen:  Der  Arbeiter  hat  sich  mög- 
lichst bald,  in  einer  Frist,  die  zwischen 
1  und  8  Tagen  angesetzt  wird,  bei  der  Kassen- 
verwaltung zu  melden.  Er  hat  dabei  den 
Grund  der  Arbeitsaufgabe  zu  nennen.  Falsche 
Angaben  werden  unter  Strafe  gestellt.  Die 
Verwaltung  prüft  dann  den  Tatbestand.  Sie 
hat  die  schwierige  Ermittlung  vorzunehmen. 


ob  tatsächlich  objektive  Arbeitslosigkeit  vor- 
liegt. Notorische  Arbeitsscheue  oder  Trun- 
kenbolde werden  mitunter  gar  nicht  in  die 
Versicherung  aufgenommen.  Bei  freiwilligem 
Ausscheiden  ohne  triftigen  Grund  oder  Ent- 
lassung infolge  eigenen  Verschuldens  wird 
eine  Unterstützung  entweder  überhaupt  nicht 
oder  erst  nach  einer  weiteren  Karenzzeit  von 
4—6  Wochen  gewährt. 

Ungemeine  Mühe  bereitet  die  Frage  der 
Arbeitsstreitigkeiten.  Streiks  und  Aus- 
sperrungen können  die  Ursache  subjektiver 
wie  objektiver  Arbeitslosigkeit  sein  —  je 
nachdem,  auf  welcher  Seite  die  Schuld  liegt. 
Eine  Entscheidung  darüber  zu  treffen,  die 
als  unparteiisch  anerkannt  werden  soll,  ist 
eine  besonders  mißliche  Sache.  Die  genaueste 
Prüfung  jedes  einzelnen  Falles  wäre  erforder- 
lich. Die  modernen  Versicherungsgesetze 
helfen  sich  da  in  einfacher  und  zweckmäßiger 
Weise;  sie  umgehen  die  Frage,  ob  Streik  oder 
Aussperrung,  schuldhaft  oder  schuldlos  und 
nehmen  grundsätzlich  für  die  Dauer  der 
Streitigkeiten  von  jeder  Zahlung  an  die 
kämpfenden  Arbeiter  Abstand.  Wenn  der 
Streit  beigelegt  ist,  treten  die  etwa  noch 
arbeitslos  bleibenden  Leute  meist  wieder  in 
ihre  Berechtigung  ein.  Ebenso  werden  die- 
jenigen unterstützt,  die  außerhalb  des 
Kampfes  stehen,  aber  im  Zusammenhang  mit 
ihm,  infolge  von  Betriebsstörungen,  ihre 
Stellung  verlieren.  Man  hilft  sich  also  da  in 
einwandfreier  Weise,  übrigens  unter  Billigung 
der  Gewerkschaften,  die  z.  B.  in  Deutschland 
in  ihren  eigenen  Anträgen  und  Gesetzes- 
entwürfen ebenso  verfahren. 

Wenn  alle  Formalitäten  erledigt  und  die 
Ansprüche  des  Arbeitslosen  anerkannt  sind, 
so  muß  die  laufende  Kontrolle  über  den 
Unterstützten  eintreten.  Die  Kasse  muß 
feststellen,  ob  der  Arbeitslose  tatsächlich 
noch  ohne  Arbeit  und  Verdienst  ist,  weil  die 
Möglichkeit  geheimer  Nebenarbeit,  einer 
vollen  oder  Teilbeschäftigung,  immer  vor- 
liegt. Es  gibt  Tätigkeiten,  wie  die  des 
Bäckers,  Straßenhändlers,  Heimarbeiters, 
Naohtkellners,  die  dem  Arbeitslosen  viele 
Tagesstunden  frei  lassen.  Zwar  wird  fast 
stets  eine  tägliche  Meldung  vorgeschrieben; 
derartige  Arbeiterkategorien  können  aber 
ohne  Mühe  zum  ,, Stempeln"  erscheinen.  Es 
wird  nicht  einfach  sein,  da  ohne  eine  Schar 
von  nachprüfenden  Beamten  auszukommen. 
Wesentlich  erleichtert  sich  die  Kontrolle, 

I  wenn  den  Arbeitgebern  die  Verpflichtung 
auferlegt  ist,  in  regelmäßigen  Abständen, 

I  etwa  alle  14  Tage,  Namen  und  Berufe  der  bei 
ihnen  beschäftigten  Personen  anzugeben. 
Ebenso  ist  sehr  erwägenswert  die  Einführung 
von  Arbeitsbuchern,  die  vom  beschäftigten 
Arbeiter  beim  Unternehmer,   vom  unbe- 

i  scliäftigtcn  bei  der  Versicherungskasse  hinter- 

!  legt  werden  müssen. 
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Immerhin  wird  aus  diesen  Andeutungen 
erhellen,  daß  dieses  ganze  System  verwickelt 
und  im  Ergebnis  fragwürdig  ist.  Es  eignet 
sich  für  die  Gewerkschaften,  in  denen  die 
nahen  persönlichen  Beziehungen  die  Kon- 
trolle sehr  vereinfachen,  es  eignet  sich  auch 
für  die  kommunale  Versicherung  mit  ihrer 
geringen  Reichweite.  Für  die  staatliche 
Arbeitslosenversicherung  kommt  die  direkte 
Kontrolle  nur  in  Verbindung  mit  anderen 
Kontrollmitteln  in  Betracht. 

b)  Das  Genter  System.  Dem  Genter 
System  liegt  der  Gedanke  zugrunde,  daß  es 
am  ehesten  gelingen  werde,  die  Kontrollfrage 
zu  lösen,  wenn  man  die  Arbeitslosenversiche- 
rung den  Gewerkschatten  überlasse  und  sie 
nur  durch  öffentliche  Mittel  unterstütze  und 
leistungsfähig  mache. 

Die  Gewerkschaften  haben  ihr  Interesse 
der  Arbeitslosenversicherung  in  England  seit 
den  60er  Jahren,  in  Deutschland  seit  den 
90er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  zu- 
gewandt. Dieser  neue  Zweig  der  Selbsthilfe 
wurde  dann  bald  für  sie  sehr  wichtig,  nicht 
nur  aus  sozialen,  sondern  ebenso  aus  rein 
gewerkschaftlichen  Gründen:  die  Versiche- 
rung verband  die  Mitglieder  untereinander 
und  mit  der  Gewerkschaft,  sie  wirkte  der 
übermäßigen  Fluktuation  entgegen,  sie  ver- 
hinderte den  Lohndruck,  den  sonst  die 
Arbeitslosen  auszuüben  gezwungen  waren. 
Nach  der  technischen  Seite  hatte  die  gewerk- 
schaftliche Versicherung  ihre  beträchtlichen 
Vorzüge  wegen  der  leichteren  und  inten- 
siveren Kontrolle  bei  der  genauen  Personal- 
kenntnis und  Beobachtung;  dazu  kommt  die 
ausgezeichnete  Risikoverteilung,  weil  die 
Versicherung  sich  an  die  einzelnen  Gewerk- 
schaften und  ihre  Fachverbände  anschließt, 
also  nach  streng  beruflichen  Gesichtspunkten 
aufbaut.  Auf  der  anderen  Seite  war  technisch 
zu  beanstanden,  daß  die  Gewerkschaften  eine 
gesonderte  Arbeitslosenversicherung  gar 
nicht  kannten.  Die  Mitglieder  zahlten  einen 
Einheitsbeitrag,  der  in  eine  Einheitskasse 
floß,  aus  der  je  nach  Bedarf  Streik-,  Reise-, 
Kranken-,  Arbeitslosenunterstützung  usw. 
gezahlt  wurde.  Auch  fehlte  den  Mitgliedern 
gegenüber  der  Kasse  jeder  klagbare  Anspruch. 

Das  Genter  System  nun  fußt  auf  diesen 
gewerkschaftlichen  Kassen.  Sie  sollen  durch 
Zuschüsse  des  Staats  oder  der  Gemeinden, 
die  den  einzelnen  arbeitslosen  Mitgliedern 
(nicht  den  Kassen  als  solchen]  zugute  kom- 
men, zu  einer  umfassenden  Wirksamkeit  be- 
fähigt werden.  So  werde  das  für  die  öffent- 
lichen Körperschaften  unlösbare  Problem 
mit  ihrer  Hilfe  auf  die  Berufsorganisationen 
überwälzt,  die  es  lösen  könnten.  Das  war  die 
üeberzeugung,  die  von  namhaften  Kennern 
des  Arbeitslosengebietes,  etwa  von  1900  bis 
zum  Weltkrieg,  vertreten  wurde. 


Inzwischen  aber  ist  es  über  das  Genter 
System  auch  in  den  Kreisen  der  Gewerk- 
schaften und  ihrer  Freunde  still  geworden. 
Man  ist  übergegangen  zu  entschiedeneren 
und  umfassenderen  Forderungen.  Die  Be- 
deutung des  Zuschußsystems  hat  schließlich 
darin  bestanden,  die  Gewerkschaften  an  die 
Versicherung  zu  gewöhnen  und  ihrer  Ueber- 
nahme  auf  die  öffentlichen  Verbände  vor- 
zuarbeiten. Das  Genter  System  hat  man 
bereits  seit  1913  zurücktreten  und  im  Verlauf 
des  Krieges,  wenigstens  in  Deutschland,  ganz 
fallen  lassen. 

Die  Gründe  für  den  Wechsel  der  Ansichten 
sind  unschwer  zu  finden.  Gewisse  Mängel 
dieser  Versicherungsform  liegen  klar  am  Tage. 
Sieht  man  von  den  politischen  Bedenken 
gegen  eine  Subventionierung  der  Gewerk- 
schaften ab,  so  bleibt  als  durchschlagender 
Einwand  dieser:  das  Genter  System  bevor- 
zugt einseitig  eine  Minderzahl  von  Arbeitern. 
Nicht  alle  Arbeiter  sind  beruflich  organisiert 
—  in  Deutschland  immer  noch  erst  rund 
zwei  Fünftel.  Nicht  alle  Gewerkschaften 
haben  die  Versicherung  aufgenommen  —  nur 
etwa  zwei  Drittel  der  Gesamtzahl.  Diese 
Minderheit  der  Arbeiterschaft  genießt  die 
öffentlichen  Zuschüsse,  deren  sachgemäße 
Verwendung  bei  dem  primitiven  versiche- 
rungstechnischen Aufbau  der  Kassen  nicht 
immer  gesichert  ist.  Der  größte  Teil  der 
Arbeiter  und  gerade  die  bedürftigsten,  die 
nicht  zur  Organisation  oder  zur  Versiche- 
rungsbildung imstande  sind,  bleiben  völlig 
unversorgt.  Was  fängt  man  mit  diesen 
besonders  notleidenden  Schichten  (nament- 
lich Saisonarbeitern)  beim  Genter  System 
an?  Es  bleibt  da  nur  ein  Notweg:  man  ver- 
sucht, diese  Elemente  durch  irgendeine  Ver- 
sorgung anderer  Art  zu  befriedigen.  So  hat 
man  daran  gedacht  (Buschmann),  die  Ge- 
werkschaften zur  Aufnahme  von  nicht- 
organisierten  Arbeitern  als  Kassenmitgliedem 
zu  zwingen  oder  gar  einen  allgemeinen 
Organisationszwang  einzuführen.  Man  hat 
auch  den  Sparzwang  nach  Schanz  oder  ein 
System  von  Maßnahmen  der  Arbeitsbe- 
schaffung zur  Ergänzung  heranziehen  woUen 
(J.  Wolf).  Alles  das  ist  "heute  überholt,  zum 
Teil  außer  jedem  Betracht,  zum  Teil  nicht 
ausreichend. 

c)  Der  Sparzwang.  Auch  der  Spar- 
zwang hat  heute  mehr  geschichtliches  Inter- 
esse, wenn  er  auch  immer  noch  hin  und  wieder 
seine  Bewunderer  findet.  Erfinder  des  Spar- 
zwanges ist  einer  der  besten  Sachverstän- 
digen der  Arbeitslosenversicherung,  der 
Würzburger  Professor  Georg  von  Schanz. 
Durch  seine  Studien  wurde  er  zu  der  Üeber- 
zeugung geführt,  daß  die  Versicherung  in 
ihrer  reinen  Form  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit sei ;  man  könne  aber  den  gleichen  Erfolg 
auf  einem  anderen  Wege  erreichen,  der  den 
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Vorzug  genialer  Einfachheit  habe,  indem  man  I  kann  ist  nur,  daß  es  die  eigentliche  Aufgabe 
die  Arbeiterschaft  zu  individuellem  Sparen  |  ungelöst  läßt,  aber  weit  besser  ist  als  gar 
für  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  zwinge.  Das  '  nichts. 

KontroUproblcm  verschwinde,  wenn  jeder  '  Man  hat  gesucht,  die  Mängel  des  indi- 
sein  eigener  Wächter  werde,  wenn  jeder  wisse,  |  viduellen  Sparzwangs  abzuschwächen,  in- 
daß  er  nur  seine  eigenen,  keine  fremden  Mittel  dem  man  ihn  in  Kompromißsysteme  irgend- 
erschöpfe. ]  welcher  Art  einbauen  wollte.   Mehrere  Vor 

Diese  Grundgedanken  sind  von  Schanz  '  schlage  (so  von  Schanz,  Hofmann,  Wassilieff, 
nach  allen  Seiten  geprüft  und  verteidigt  |  Gruner)  laufen  hinaus  auf  eine  Verbindung 
worden.  Ihre  Formulierung  hat  sich  in  i  des  Sparzwanges  mit  dem  Versicherungs- 
Einzelheiten  mehrfach  geändert.  In  der  '  gedanlien.  Weit  haltbarer  wäre  eine  andere 
reifsten  Form  sieht  das  Projekt  so  aus: ,,  Jeder  '  (schon  von  Herkner,  Kempel,  Zwiedineck, 
krankenversicherungspflichtige  Arbeiter  wird  Kumpmann)empfohleneKorapromißmöglich- 
gezwungen,  wöchentlich  neben  seinem  Kran- 1  keit.  Man  könnte  das  Schanzsche  System 
kenkassenbeitrag  wenigstens  20  Pf.,  handelt  [  mit  dem  Genter  System  verbinden  derart, 
es  sich  um  Saisonarbeiter  erheblich  mehr,  |  daß  die  Gewerkschaften  ihre  öffentlich  sub- 
sich  vom  Lohn  abziehen  zu  lassen,  welcher  '  ventionierten  Gewerkschaftskassen  behielten. 
Betrag  nebst  einem  Zuschuß  von  10  Pf.  —  t  die  übrigen  Arbeiter  aber  zum  Zwangssparen 
bei  Saisonarbeitern  mehr  —  seitens  des  I  angehalten  würden.  Ein  solches  ,,kombi- 
Arbeitgebers  durch  Vermittlung  der  Kranken- 1  niertes  Sparsystem",  wie  man  es  nennen 
kasse  der  Sparkasse  zugeführt  wird.  Diese  1  könnte,  würde  die  zu  stellenden  Anforde- 
Wochenbeiträge  bleiben  gesperrt,  die  ange-  i  rimgen  leidlich  erfüllen,  wenig  Kosten  und 
sammelte  Summe  kann  nur  in  bestimmten  I  Scherereien  verursachen  und  würde  be- 
mäßigen Wochengeldern  nach  eingetretener  '  sonders  die  gewerkschaftliche  Versicherung 
Arbeitslosigkeit  zurückgezogen  werden.  Die  I  unangetastet  lassen,  die  an  sich  dem  indi- 
letztere  wird  kontrolliert,  indem  die  Arbeit- 1  viduellen  Sparzwang  weit  vorzuziehen  ist. 
geber  verpflichtet  sind,  Beginn  und  Ende  I  Der  größte  Gewinn  der  Kombination  läge 
des  Arbeitsverhältnisses  der  einzelnen  Ar- 1  aber  darin,  daß  die  schwierigen  Voraus- 
beiter  anzumelden.  Hat  das  Guthaben  die  '  Setzungen  der  Versicherung  höherer  Art  (im 
Summe  von  100  M.  erreicht,  so  hört  für  den  i  Anschluß  an  den  Arbeitsnachweis)  vermieden 
die  100  M.  übersteigenden  I3etrag  die  Sper- 1  würden.  Eine  solche  „Versicherung  höherer 
rung  auf .  Essollalso  jeder  individuell  für  den 'Art"  erfordert  ein  durchgebildetes  Arbeits- 
Fall  der  Arbeitslosigkeit  Vorsorgen,  und  er '  nachweiswesen  und  eine  hochentwickelte 
soll  ein  Interesse  daran  haben,  seine  100  M.  i  Statistik  —  was  beides  erst  seit  einigen  Jahren 
zu  bilden  und  sie  möglichst  wenig  anzu- 1  geschaffen  wird.  Da  aber  diese  Vorbedin- 
greifen."  Neben  Arbeitnehmer  und  Arbeit- 1  gungen  nunmehr  der  Erfüllung  nahe  sind,  so 
geber  können  auch  Gemeinde  und  Staat  zu  \  kann  auch  eine  solche  Notlösung,  das  kom- 
den  Sparfonds  beisteuern.  [  binierte  Sparsystem,  nicht  mehr  genügen. 

Die  Vorteile  des  Schanzschen  Projekts  '  Gefordert  werden  muß  und  gefordert  wird 
sind  unverkennbar.  Es  würde  eine  Arbeits- !  die  öffentliche  Zwangsversieherung  aller  Ar- 
losenhilfe  geschaffen,  die  einfach  und  wenig  I  beiter. 

kostspielig  wäre,  da  sie  überhaupt  keines  i  d)DerAnschlußanden  Arbeitsnach- 
Verwaltungsapparates  bedürfte.  Auch  wäre  I  weis.  Seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  befaßt 
den  Notleidenden  in  den  Sparsummen  wohl '  man  sich  mit  der  Grundlegung  einer  gro- 
ein  gewisser  Rückhalt  gesichert  —  voraus- 1  ßen  einheitlichen  Arbeitslosenversicherung, 
gesetzt  natürlich,  daß  die  Zahlen  dem  Geld- 1  Richard  Freund  ist  diesem  Plane  schon 
wert  der  Nachkriegszeit  entsprechend  empor- 1 1902  im  Anschluß  an  die  Verhältnisse  des 
gesetzt  würden.  Dennoch  ist  dieser  Plan  '  Brauerverbandes  nähergetreten,  andere  sind 
heute  ohne  Belang,  weil  er  von  den  Arbeitern  seinen  Spuren  gefolgt,  1911  ist  England  bei 
einmütig  verworfen  worden  ist.  Er  ist  seiner  staatlichen  Versicherung  von  diesem 
organisationsfeindlich,  geht  an  den  Gewerk-  neuen  Organisationsgedanken  ausgegangen, 
schaffen  achtlos  vorüber.  Er  bringt  eine  I  Indem  nun  in  den  letzten  Jahren  in  einigen 
unzulängliche  Hilfe,  weil  sich  der  Sparprozeß  '  Staaten  —  England,  Deutschland,  Oester- 
viel  zu  langsam  vollzieht;  nach  einjährigem  !  reich,  Italien  —  die  Arbeitsnachweise  nach 
Zwangssparen  wäre  der  Arbeiter  für  2  bis  I  außen  und  innen  größte  Fortschritte  gemacht 
3  Wochen  versorgt!  Er  bietet  namentlich  !  haben,  hat  man  sich  in  diesen  Ländern  auf 
bei  lang  anhaltender  oder  wiederholter  Ar- 1  der  neuen  Basis  geeinigt, 
beitslosigkeit  fast  nichts.  Es  wird  auf  die  I  Das  neue  System,  dem  anscheinend  die 
segensreichen  Wirkungen  der  sozialen  Gegen-  i  Zukunft  gehört,  verzichtet  nicht  auf  alle  die 
seitigkeit  verzichtet.  Eine  gesunde  Risiko- 1  wertvollen  Hilfsmittel  der  direkten  Kontrolle. 
Verteilung  fehlt;  die  Parole  des  Sparzwanges  I  Es  ergänzt  sie  aber  auf  das  wirksamste  durch 
lautet:  jeder  für  sich,  keiner  für  alle.  Alles,  |  die  Arbeitsnachweiskontrolle.  Die  öffent- 
was  man  von  diesem  System  Gutes  sagen  ^  liehen  Arbeitsnachweise  sind  z.  B.  in  Deutsch- 
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land  Dahe  daran,  ein  ziemlich  lückenloses 
Vermittlunsssystem  darzustellen  (wenigstens 
für  die  Arbeiterschaft,  weniger  für  die  Privat- 
angestellten). Wenn  nun  ein  Arbeiter  ent- 
lassen wird,  so  wendet  er  sieh  an  den  Arbeits- 
nachweis. Dieser  vermittelt  ihm  eine 
Stellung.  Ist  keine  Arbeit  vorhanden,  so  ist 
mit  annähernder  Sicherheit  erwiesen,  daß  die 
Arbeitslosigkeit  objektiver  Natur  ist.  Das 
kann  wenigstens  von  der  Praxis  angenommen 
werden,  wenn  die  Arbeitsnachweise  des 
Landes  derart  ausgebreitet  und  verbunden 
sind,  daß  sie  den  gesamten  Arbeitsmarkt 
überschauen.  Die  Kontrolle  wird  also  dann 
von  beiden  Seiten  her,  vom  Angebote  her 
(direkte  Kontrolle)  und  von  der  Nachfrage 
her  (Arbeitsnacli  Weiskontrolle)  vorgenommen. 
Wenn  man  näher  zusieht,  findet  man  aller- 
dings, daß  da  eine  Schwierigkeit  durch  eine 
andere  ersetzt  wird.  Das  Problem  der  Kon- 
trolle wird  vorzüglich  gelöst,  doch  wird  jetzt 
bedeutsam  das  Problem  der  Arbeitsannahme, 
das  aber  dem  Sozialpolitiker  weit  weniger 
Kopfzerbrechen  bereitet  als  jenes.  Welche 
Arbeit  muß  der  Arbeitslose  annehmen  ? 
Rechtlich  natürlich  kann  ein  Zwang  über- 
haupt nicht  ausgeübt  werden.  Lehnt  der 
Arbeiter  aber  eine  ,, passende"  Arbeit  ab,  so 
verwirkt  er  seinen  Anspruch  auf  die  Rente. 
Welche  Arbeit  ist  „passend"  oder  ,, ange- 
messen" ?  Auf  die  außerordentlichen  Schwie- 
rigkeiten, darüber  zu  entscheiden,  wurde 
schon  hingewiesen,  alsder  Begriff  des  Arbeits- 
mangels erläutert  wurde.  Man  wird  ver- 
suchen, in  den  Satzungen  der  Versicherungs- 
kassen festzulegen,  was  man  unter  ange- 
messener Arbeit  zu  verstehen  hat.  Die 
Arbeitsart  wird  sich  nach  Vorbildung  und 
bisheriger  Tätigkeit  des  Arbeiters,  die  Lohn- 
höhe nach  dem  ortsüblichen  Satz  oder  — 
wo  er  vorhanden  ist  —  nach  dem  Tarifver- 
trage richten.  Ferner  wird  der  verheiratete 
Arbeiterin!  allgemeinen  beanspruchen  dürfen, 
an  seinem  Wohnort  oder  in  dessen  Nähe  be- 
schäftigt zu  werden.  Diese  und  andere 
Regeln  müssen  aufgestellt  werden.  Doch 
können  sie  bindend  sein  nur  im  Normalfall. 
In  Ausnahniezeiten,  etwa  in  Zeiten  besonders 
großer  und  anhaltender  Arbeitslosigkeit  oder 
in  Perioden  einer  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Umstellung  ~  z.  B.  in  Kriegen  und  nach 
Kriegen  — ,  kann  es  notwendig  werden,  wie 
an  alle  Klassen  so  auch  an  die  Arbeiter  un- 
gewöhnliche Anforderungen  zu  stellen.  Dann 
kann  als  „angemessene"  Arbeit  auch  vielleicht 
eine  Arbeit  zu  schlechterem  Lohn  oder  in 
einem  anderen  Teil  des  Landes  oder  gar  in 
einem  neuen  Berufe  erscheinen.  Gesetze 
müssen  sich  elastisch  den  Zeitbedürfnissen 
anpassen,  jede  Schabionisierung  wirkt  auch 
bei  der  Arbeitslosenversicherung  unheilvoll; 
angenommen,  der  alternde  Arbeiter  ist  wohl 
noch  verwendbar  aber  nicht  mehr  in  seinem 


körperlich  anstrengenden  bisherigen  Beruf, 
angenommen,  die  Technik  ändert  sieh  und 
schaltet  bestimmte  Arbeitergruppen  aus, 
angenommen,  die  Industrie  im  ganzen  ist 
wegen  Rohstoffmangels  und  Absatzschwierig- 
keiten zu  Einschränkungen  genötigt  — 
diesen  und  sehr  zahlreichen  anderen  Fällen 
muß  vernünftigerweise  beim  Arbeitsannahme- 
zwang Rechnung  getragen  werden. 

Bei  den  heiklen  Fragen  dieser  neuen  Ver- 
sicherung wird  vielfach  eine  individuelle 
Entscheidung  erfolgen  müssen.  Zwei  Fragen 
vor  allem  lassen  sieh,  wie  dargelegt,  nicht 
nach  einem  Schema  beantworten,  verlangen 
vielmehr  eine  ebenso  sorgfältige  wie  weit- 
herzige Erwägung  der  besonderen  Umstände: 
bei  der  Meldung  der  Arbeitslosen  muß  ge- 
prüft werden,  ob  wirklich  subjektive  Arbeits- 
losigkeit vorliegt,  bei  einer  Ablehnung  an- 
gebotener Arbeit,  ob  diese  „angemessen"  war 
oder  nicht.  Solche  delikate  Untersuchungen 
gibt  es  auch  sonst  in  der  sozialen  Welt  nicht 
selten,  man  hat  es  gelernt,  ihrer  Herr  zu 
werden,  indem  man  sie  der  Selhstentschei- 
dung  der  Parteien  zuschiebt.  Paritätische 
Ausschüsse  müssen  gebildet  werden,  die  mit 
dem  praktischen  Wirtschaftsleben  engste 
Fühlung  haben.  Namentlich  die  Arbeits- 
losenversicherung kann  ohne  solche  Aus- 
schüsse, in  denen  auch  arbeitslose  Arbeiter 
sitzen,  nicht  auskommen.  Das  Vertrauen 
der  Beteiligten  muß  auf  jede  Weise  verankert 
werden.  Diese  Ausschüsse  werden  die  Zweifel- 
fälle nach  freiem  Ermessen  prüfen,  sie  werden 
Zeugen  vernehmen,  Sachverständige  heran- 
ziehen. Sie  werden  ebenso  wie  die  Ausschüsse 
der  Erwerbslosenfürsorge  eine  ungeheure 
Erfahrung  gewinnen,  und  es  wird  sich  bald 
auch  hier  eine  Art  von  sozialem  Gewohnheits- 
recht einbürgern. 

4.  Technische  Einzelheiten,  a)  Per- 
sonenkreis. Grundsatz  muß  sein,  daß  die 
Arbeitslosenversicherung  alle  diejenigen  Ar- 
beitnehmer umfaßt,  die  dem  Risiko  der 
Arbeitslosigkeit  ausgesetzt  sind.  Demnach 
würde  man  für  Deutschland  fordern  den  An- 
schluß aller  Arbeiter,  die  der  Krankenver- 
sicherung angeschlossensind,  und  allerPrivat- 
angestellten  bis  zu  einem  gewissen  Höchst- 
einkommen (von  zurzeit  etwa  20—25000  M.). 
Freizulassen  wären  solche  Personen,  die 
nachweislich  von  der  Arbeitslosigkeit  nicht 
bedroht  sind  (auf  Lebenszeit  Angestellte, 
Rentenempfänger  usw.).  Weiter  wären 
untere  und  obere  Altersgrenzen  (Ifi  und  6b 
Jahre)  vorzusehen.  Von  selbst  versteht  sieh 
wohl,  daß  die  Frauen  in  gleicher  Weise  der 
Versicherungspflicht  unterworfen  sein  müssen 
wie  die  Männer,  denen  sie  sonst  noch  ver- 
mehrte Konkurrenz  machen  würden. 

Was  die  einzelnen  Gewerbegruppen  an- 
geht, so  hat  man  häufig  Ausnahmen  vom 
allgemeinen     Versicherungszwang  vorge- 
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schlagen  bei  den  unter  periodischer  Arbeits- 
losigkeit leidenden  Arbeiterschichten.  Merk- 
würdigerweise hat  man  mitunter  aber  auch 
gerade  für  diese,  als  besonders  Bedürftige, 
allein  Versicherungseinrichtungen  gefordert 
(Adickes)  oder  geschaffen  (alte  englische 
Versicherung).  Daß  gewisse  Bedenken  vor- 
liegen, die  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  die 
Bauarbeiter  und  die  sonstigen  Winterarbeits- 
losen sowie  auch  die  Saisonarbeitslosen  ein- 
zubeziehen,  muß  zugegeben  werden.  Die 
Winterarbeitslosen  aller  Art  können  die 
Mußezeit  vorherberechnen,  sich  auf  sie  ein- 
richten, sich  Nebenarbeit  beschaffen,  sie 
haben  oft  auch  überdurchschnittlich  hohe 
Löhne.  Trotzdem  ist  es  höchst  erwünscht, 
sie  alle  den  Segnungen  einer  geordneten  Hilfe 
teilhaftig  werden  zu  lassen.  Bei  manchen 
dieser  Gruppen  währt  die  tote  Zeit  so  lange, 
daß  die  gewerkschaftlichen  Versicherungs- 
kassen Schiffbruch  leiden.  Um  so  nötiger  ist 
es,  durch  die  öffentliche  Versicherung  eine 
großzügige  Spartätigkeit  zu  inszenieren.  Auch 
die  Konjunkturenarbeitslosigkeit  hat  man 
mitunter  ausschalten  wollen,  weil  deren  Um- 
fang und  die  entstehenden  Kosten  nicht  vor- 
auszusehen seien.  In  Wirklichkeit  handelt  es 
sich  da  um  den  Hauptfall,  in  dem  die  Ver- 
sicherung eingreifen  muß. 

In  vergangenen  Jahrzehnten  hat  man 
außerdem  auch  eine  Sonderstellung  der  ge- 
werkschaftlich organisierten  und  versicherten 
Arbeiter  oft  erörtert.  Auch  davon  sollte  heute 
nicht  mehr  die  Rede  sein,  seitdem  sich  die 
deutschen  und  die  englischen  Gewerkschafton 
selbst  für  eine  einheitliche  Versicherung  aus- 
gesprochen haben.  Wenigstens  ist  der  Ge- 
danke aufgegeben  worden,  die  gewerkschaft- 
lich versicherten  Arbeiter  von  der  öffentlichen 
Zwangsversicherung  zu  befreien,  wie  man  es 
z.  B.  in  den  90er  Jahren  in  der  Schweiz  unter 
der  Voraussetzung  getan  hat,  daß  die  Lei- 
stungen der  gewerkschaftlichen  Versicherung 
denen  der  öffentlichen  mindestens  gleich- 
wertig waren.  Schon  deshalb  ist  eine  solche 
Rücksichtnahme  abwegig,  weil  der  öffent- 
lichen Versicherung  dann  nur  die  schlechten 
und  schlechtesten  Risiken  übrigbleiben  wür- 
den. Dagegen  ist  es  unbedenklich  und  viel- 
leicht im  Interesse  der  Gewerkschaften 
empfehlenswert,  sie  mit  der  bloßen  Aus- 
zahlung der  Renten  an  ihre  Mitglieder  zu 
betrauen. 

Eine  verwandte  Frage  ist  die  nach  der 
Form  des  Anschlusses.  Wenn  auch  anzu- 
streben ist,  daß  sämtliche  Arbeitnehmer  ver- 
sicherungspflichtig werden,  so  ist  noch  nicht  i 
gesagt,  daß  für  sie  alle  die  Beiträge  und  die 
Leistungen  gleich  sein  müssen.  Im  Gegenteil 
eine  solche  untermischte  Versicherung  ver- 
diente scharfe  Mißbilligung,  weil  sie  den 
ganzen  großen  Gedanken  in  Mißkredit 
brächte.  Es  sind  Gefahrenklassen  zu  bilden, 


die  jede  Ueber-  und  Unterlastung  einzelner 
Gruppen  verhüten.  Ueberspannt  man  den 
Solidaritätsgedanken,  so  werden  die  fleißigen, 
tüchtigen  und  regelmäßig  beschäftigten  Ar- 
beiter bald  die  ganze  Einrichtung  ver- 
wünschen. 

Die  Gesamtheit  der  versicherten  Mit- 
glieder der  Kasse  müssen  also  vereinigt 
werden  in  einer  Anzahl  von  Gefahrengemein- 
schaften. Wie  viele  erforderlich  sind,  muß 
die  Praxis  zeigen.  Es  müssen  dabei  einerseits, 
wie  bei  jeder  anderen  Versicherung,  die 
einzelnen  Klassen  oder  Gemeinschaften  eine 
hinreichend  große  Anzahl  von  Personen  um- 
fassen, um  eine  angemessene  Verteilung  des 
Risikos  zu  ermöglichen.  Es  müssen  anderer- 
seits so  viele  Klassen  vorhanden  sein,  daß 
nicht  allzu  ungleiche  Risiken  zusammen- 
gekoppelt werden.  Eine  ideale  Risiko- 
verteilung, die  dann  doch  noch  von  Zeit  zu 
Zeit  nachgeprüft  werden  müßte,  ließe  sich 
nur  auf  Grund  der  Erfahrung  und  der  zahlen- 
mäßigen Unterlagen  vornehmen,  die  erst  die 
Versicherung  selbst  beschaffen  kann. 

Sehr  wertvoll  wäre  außerdem  der  nach- 
trägliche Ausgleich  des  Risikos  entsprechend 
den  Ergebnissen  der  Statistik.  Man  könnte 
z.  B.  allen  denjenigen  Versicherten,  die  eine 
geringere  Arbeitslosigkeit  als  normal  auf- 
weisen, in  bestimmten  Zeitabständen  —  nach 
Freund  alle  3  Jahre  —  einen  Teil  der  für  sie 
geleisteten  Beiträge  zurückerstatten.  Oder 
besser  noch,  man  zahlt,  wie  in  England, 
Arbeitnehmern,  die  500  Woehenbeiträge  ent- 
richtet haben,  nach  Erreichung  von  60  Jahren 
den  Ueberscliuß  ihrer  Beiträge  über  die 
empfangenen  Unterstützungen  mit  Zinses- 
zinsen zurück.  Bei  gutem  Willen  läßt  sich 
eine  individuelle  Anpassung  an  das  Berufs- 
risiko auch  jetzt  schon  vornehmen;  in  der 
Tat  ist  sie  vollkommen  unentbehrlich. 

b)  Aufbringung  und  Verwendung 
der  Geldmittel.  Wenn  den  finanziellen 
Fragen  auch  keine  grundsätzliche  Bedeutung 
zukommt,  so  geben  sie  doch  zu  manchen 
Kontroversen  Anlaß,  weil  hier  viel  Raum  ist 
für  willkürliche  Lösungen  und  unsichere 
Vermutungen. 

Im  Hinblick  auf  die  Beiträge  z.  B.  lassen 
sich  gewiß  zahlreiche  Kombinationen  in  der 
Lastenverteilung  denken.  Für  Deutschland 
könnte  man  Reich,  Länder,  Provinzen  und 
Gemeinden,  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
heranziehen.  Es  wäre  vielleicht  auch  sachlich 
zweckmäßig,  keine  von  diesen  Instanzen  ganz 
zu  übergehen,  1.  weil  sie  alle  in  größerem 
oder  geringerem  Umfang  zur  Entstehung  der 
Arbeitslosigkeit  beigetragen  haben  können, 
2.  weilsican  derBekämptungder Arbeitslosig- 
keit interessiert  sind,  3.  weil  sie  sämtlich 
mithelfen  müssen,  das  Schadenfeuer  zu  ver- 
hüten oder  wenigstens  zu  löschen.  Die  Nächst- 
beteiligten aus  diesem  Kreise  wären  die 
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Arbeitnehmer,  die  Arbeitgeber  und  das  Reich, 
Das  Reich  darf  schon  deshalb  nicht  fehlen, 
weil  es  die  große,  schließlich  maßgebende 
Verkörperung  des  deutschen  Volkes  auf  recht- 
lichem, wirtschaftlichem  undsozialem  Gebiete 
sein  soll,  die  Arbeitgeber  müssen  außer 
anderen  Gründen  mitwirken,  weil  ihnen 
sonst  der  Entschluß,  Arbeiter  zu  ent- 
lassen, zu  leicht  gemacht  würde.  Arbeiter 
und  Angestellte  sind  durch  ihre  Rechte  und 
Pflichten  am  engsten  mit  der  Versicherung 
verbunden  und  müssen  durch  Beitrags- 
zahlungen auf  diese  Verknüpfung  hinge- 
wiesen werden.  Die  Abmessung  der  Lasten 
ist  dabei  mehr  Sache  des  sozialen  Feingefühls 
als  wirtschaftlicher  Berechnung.  Vielleicht 
trifft  man  das  Richtige,  wenn  mau  Gemeinde 
und  Land  mit  den  Verwaltungskosten  be- 
lastet, während  die  Beiträge  selbst  von  Reich, 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  je  einem 
Drittel  zu  tragen  wären. 

Auch  wenn  der  Verteilungsschlüssel  ver- 
einbart ist,  wäre  es  vorläufig  schwer,  die  Höhe 
der  Beiträge  zu  errechnen.  Besondere  Mühe 
würden  bei  den  Gefahrenklassen  entstehen, 
in  denen  dem  verschiedenen  Risiko  Beiträge 
von  verschiedener  Höhe  entsprechen  müßten. 
Ratsam  und  sozial  wertvoll  wäre  es  ferner, 
Beiträge  und  Leistungen  auch  nach  der  Lohn- 
höhe —  ähnlich  wie  bei  der  deutschen  Alters- 
und Invalidenversicherung  —  abzustufen. 
In  allen  Fällen  würde  die  Versicherung  jetzt 
und  in  Zukunft  nur  die  allernotwendigste 
Versorgung  bieten  können,  zumal  in  einem 
unter  furchtbarer  Finanznot  seufzenden 
Lande  wie  Deutschland.  Auch  muß  der 
niedrige  Ansatz  der  Renten  zugleich  eine 
Kontrollfunktion  erfüllen  oder  wenigstens  die 
Versuchung  zum  Mißbrauch  abschwächen. 
Dennoch  sollte  als  unterste  Grenze  ein  ,,kul- 
turwürdiges"Existenzminimum  dem  Arbeiter 
gesichert  sein.  Bei  dem  schwankenden  Geld- 
wert von  heute  lassen  sich  da  feste  Ziffern 
kaum  angeben.  Im  Durchschnitt  wäre  eine 
Rente  in  Höhe  von  etwa  60—75  v.  H.  des 
Lohnes  zu  gewähren.  Auch  Familienstand 
und  Alter  sollten  bei  Abmessung  der  Höhe 
der  Unterstützungen  mitsprechen. 

Sicher  wären  die  erwachsenden  Ausgaben 
für  ein  großes  Land  nicht  gering.  Wenn  es 
erlaubt  ist,  mit  aller  Zurückhaltung  eine 
Schätzung  zu  wagen,  so  würde  auf  Grund  der 
bisher  genannten  Momente  mit  einem  Ge- 
samtaufwand —  einschließlich  der  Ver- 
waltungskosten und  der  Reserven  —  von 
500  Millionen  Mark  im  Jahr  zu  rechnen  sein. 
In  Betracht  gezogen  ist  dabei,  daß  durch  eine 
umfassende  Verhütungspolitik  der  Arbeits- 
losigkeit noch  weit  energischer  entgegen- 
getreten werden  muß,  als  es  bisher  geschehen, 
ferner,  daß  durch  die  Wartetage,  die  Karenz- 
zeit und  die  Ausschaltung  der  jüngsten 
Arbeiter  ein  namhafter  Teil  der  Arbeitslosen  ] 


unberücksichtigt  bleiben  darf.  Wenn  dem- 
nach auch  mit  hohen  Summen  zu  rechnen 
wäre,  für  Reich,  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer mit  je  150  Millionen,  für  Länder 
und  Gemeinden  mit  50  Millionen  im  Jahr, 
so  darf  man  nie  die  gewaltigen  materiellen 
und  ideellen  Gegenwerte  aus  dem  Auge  ver- 
lieren. 

c)  Aufbau  der  Arbeitslosen  Versiche- 
rung. Der  organisatorische  Aufbau  der  Ver- 
sicherung muß  den  Notwendigkeiten  einer 
durchgreifenden  Kontrolle  Rechnung  tragen. 
Das  heißt,  es  muß  der  denkbar  engste  An- 
schluß an  die  Arbeitsnachweise  hergestellt 
werden. 

Nicht  ernstlich  ist  mehr  zu  erwägen  die 
früher  von  vielen  deutschen  Fachmännern 
von  Rang  empfohlene  Anglicderung  des 
neuen  Versicherungszweiges  an  einen  der 
älteren,  schon  bestehenden  Zweige.  In 
Deutschland  gibt  es  das  gut  ausgebaute 
System  der  sozialen  Versicherung.  Diesem 
soll  nun  ein  weiteres,  wesentliches  Glied  ein- 
gefügt werden.  Wäre  es  da  nicht  besser, 
besonders  auch  aus  Sparsamkeitsgründen, 
auf  eine  Sonderorganisation  zu  verzichten? 
Inzwischen  aber  hat  man  eingesehen,  daß  die 
Arbeitslosenversicherung  ganz  eigener  Art  ist, 
ganz  neuartigen  Schwierigkeiten  begegnet, 
die  sie  nur  mit  neuen  Mitteln  bewältigen  kann. 

Selbst  wenn  man  einmal  von  der  schlecht- 
weg entscheidenden  Bedeutung  der  Kontrolle 
durch  den  Arbeitsnachweis  absieht,  wäre 
auch  aus  anderen  Gründen  an  eine  organi- 
satorische Verbindung  der  neuen  Versiche- 
rung mit  der  vorhandenen  Sozialversicherung 
nicht  zu  denken.  Was  zunächst  die  Kranken- 
versicherung angeht,  so  hat  sie  von  unserem 
Standpunkt  aus  zwar  zwei  erhebliche  Vor- 
teile: weiteste  Verbreitung,  Verwaltung  durch 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer;  aber  auch 
zwei  große  Nachteile:  sie  ist  organisatorisch 
sehr  zersplittert  und  beruflich  zu  bunt  zu- 
sammengewürfelt. Der  namentlich  von 
Tischendörfer  vertretene  Gedanke,  die  Kran- 
kenkassen zu  Trägern  der  Arbeitslosen- 
versicherung zu  machen,  ist  neuerdings 
mehrfach  wieder  aufgenommen  worden,  je- 
doch so  unpraktisch  wie  nur  möglich.  Andere 
Autoren,  wie  Buschmann,  Herkner,  Zacher, 
haben  an  die  Unfallversicherung  gedacht,  die 
den  einen  großen  Vorzug  hat,  sich  auf  scharf 
abgegrenzten  und  über  das  Reich  hin  aus- 
gedehnten Berufsgenossenschaften  aufzu- 
bauen und  dadurch  die  beste  Risikoverteilung 
für  die  neue  Versicherung  von  Anfang  an 
mitzubringen.  Doch  fehlt  hier  einerseits 
völlig  der  lokale  Unterbau,  andererseits  wäre 
jede  Mitzahlung  und  Mitverwaltung  durch 
die  Arbeiterschaft  ausgeschlossen.  Auch  die 
Invalidenversicherung  kennt  den  lokalen 
Unterbau  nicht.  Bei  ihr  ist  überdies  eine 
Abgrenzung  nach  Gefahrenklassen  nicht  vor- 
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haiiden.  Wenn  aus  tlen  Kreisen  der  Sozial- 
demoljratie  (Molkcnluiber,  Umbreit)  ein  An- 
schhiß  an  diesen  Versiclierungszweig  an- 
geregt worden  ist,  so  liat  man  wohl  die  Ab- 
stufung der  Beiträge  und  der  Renten  nach 
dem  Arbeitslohn  für  zweckmäßig  gehalten; 
als  ausschlaggebend  wird  man  dies  an  sich 
richtige  Moment  kaum  anerkennen  dürfen. 

Wie  dargelegt,  haben  sich  die  Ansichten 
dahin  geklärt,  daß  man  das  Gebäude  der 
Arbeitslosenversicherung  auf  dem  Boden  des 
Arbeitsnachweises  errichten  muß.  Neben  den 
grundsätzlichen  sprechen  auch  praktische 
Erwägungen  dafür.  Der  Arbeitsnachweis 
erfüllt  die  Kontrollaufgaben,  prüft  die  Gründe 
der  Arbeitslosigkeit,  er  nimmt  die  Meldung 
des  Arbeitslosen  entgegen,  versucht  ihm 
Arbeit  zu  vermitteln,  beobachtet  ihn  während 
der  Zeit  des  Rentenbezugs.  Was  bleibt  noch 
übrig?  Die  finanzielle"  Durchführung  der 
Versicherung,  die  auch  mit  Leichtigkeit  von 
den  Arbeitsnachweisen  übernommen  werden 
kann:  Erhebung  der  Beiträge,  Verwaltung 
der  Mittel,  Auszahlung  der  Renten.  Indessen 
mag  CS  angebracht  sein,  die  Beiträge  durch 
die  Krankenkassen  in  der  Form  von  Zu- 
schlägen mit  einziehen  zu  lassen. 

Im  einzelnen  wird  sich  der  Aufbau  der 
Arbeitslosenversicherung  nach  den  geschicht- 
lich gewordenen  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnissen  der  verschiedenen  Länder 
richten  müssen.  So  wie  in  Deutschland  die 
Arbeitsnachweise  in  drei  Stufen  entwickelt 
worden  sind:  örtliche  Nachweise,  Landes- 
arbeitsämter, Reichsamt  —  wäre  auch  für 
die  Arbeitslosenversicherung  dieser  dreifache 
Aufbau  erwünscht.  Es  wären  also  bei  allen 
drei  Instanzen,  mit  ihnen  räumlich  und 
sachlich  verbunden,  eigene  Abteilungen  für 
die  Versicherung  zu  schaffen.  Allerdings  ist 
insofern  ein  Unterschied  festzustellen,  als 
bei  der  Arbeitsvermittlung  das  Schwergewicht 
auf  dem  örtlichen  Arbeitsnachweis,  bei  der 
Arbeitslosenversicherung  dagegen,  wenigstens 
in  finanzieller  Beziehung,  auf  dem  Landes- 
amt liegt.  Die  Verwaltung  wäre  bei  allen 
drei  Instanzen  für  Nachweis  und  Versicherung 
einheitlich.  Sie  beruhte  auf  den  Grundsätzen 
der  vollen  paritätischen  Selbstverwaltung  und 
der  gewerblichen  Sonderung.  Die  Kach- 
abteilungen des  Nachweises  wären  also  auch 
die  Fachabteilungen  der  Versicherung.  Bei 
den  Landesarbeitsämtern  läge  die  finanzielle 
Verwaltung  und  der  Risikoausgleich.  Und 
zwar  wären  hier  ebenfalls  Fachabteilungen 
für  beide  Zwecke  —  Vermittlung  und  Ver- 
sicherung —  zu  bilden,  die  in  ihrem  Wesen 
ungefähr  den  Berufsgenossenschaften  der 
Unfallversicherung  entsprächen.  Nach  einigen 
Jahren  würden  bei  den  Landesarbeitsämtern 
auf  Grund  des  neuen  statistischen  Materials 
dann  besondere  Versicherungsgenossen- 
schaften —  unabhängig  von  den  Fachabtei- 


lungen —  gebildet  werden  können.  Die  ver- 
schiedenen Genossenschaften  gleicher  Berufe 
würden  sich  für  das  Reichsgebiet  zu  Rück- 
versicherungsverbänden zusammenschließen. 
Das  Rcichsamt  hätte  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Versicherung  mehr  die  Aufgaben  der  all- 
gemeinen Leitung  und  Beaufsichtigung. 

Die  organisatorische  Verbindung  würde 
am  besten  auch  schon  äußerlich  in  der  Gesetz- 
1  gebung  zum  Ausdruck  zu  bringen  sein  —  in 
einem  Einheitsgesetz  „Gesetz  über  die  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit".  Dieses 
Gesetz  müßte  sich  in  drei  Teile  gliedern: 
1.  Teil:  Das  Arbeitsnachweiswesen,  2.  Teil: 
Die  Arbeitsbeschaffung,  3.  Teil:  Die  jVrbeits- 
losenversicherung.  Auf  diese  Weise  könnte 
in  großem  Zug  ein  einheitliches  Werk  von 
höchster  Bedeutung  geschaffen  werden. 

S.  Die  Arbeitslosenversicherung  in  der 
Praxis,  a)  Die  kommunalen  Kassen,  it)  Die 
selbständigen  Einrichtungen.  An  die  Spitze 
stellen  darf  man  die  Behauptung,  daß  alle  selb- 
ständigen kommunalen  Kassen  entweder  Schiff- 
bruch gelitten  oder  doch  nur  Geringfügiges  gelei- 
stet haben.  Die  meisten  von  ihnen  waren  mitallen 
möglichen  Mängeln  behaftet.  Viele  dieser  Kassen 
waren  mehr  Wohltätigkeitsanstalten.  Die  Zah- 
lungen kamen  vorwiegend  von  der  Gemeinde  oder 
gemeinnützigen  Vereinen;  die  Mitglieder  selbst 
waren  Arme  aller  Art  ohne  sorgfältige  Sonderung 
des  Risikos.  Die  Mehrzahl  der  Kassen  kannte 
zudem  nur  den  freiwilligen  Beitrift,  von  dem 
dann  immer  nur  ein  sehr  spärlicher  Gebrauch 
gemacht  wurde.  Es  hat  sich  erwiesen,  daß  die 
Arbeitslosenversicherung,  auch  in  ihrer  kom- 
munalen Form  entweder  als  Zwangsversicherung 
oder  gar  nicht  möglich  ist.  Seit  dem  Ende  der 
90er  .fahre  ist  daher  der  Gedanke  des  Obligato- 
riums auch  von  den  sachverständigen  Vertretern 
des  kommunalen  Ausbaues  -  Sonneniann,  Domi- 
nikus, Most  u.  a.  —  mit  Eifer  verfochten  worden. 

Aber  auch  die  kommun.-ilen  Kassen  mit  Bei- 
trittszwang entsprechen  dem  Ideal  in  keiner 
Weise.  Eine  Beschränkung  auf  den  engen  Be- 
reich der  Gemeinde  ist  s'?hon  logisch  unhaltbar, 
weil  die  Arbeitslosigkeit  heute  meist  einen  na- 
tionalen, oft  einen  internationalen  Charakter 
trägt.  Lokale  Kassen  können  ihrem  Wesen  nach 
eine  Menge  von  Fehlern  nicht  vermeiden,  die 
bei  d.er  staatlichen  Versicherung  ohne  weiteres 
fortfallen.  So  ist  m  der  Gemeinde  die  Bildung 
von  Gefahrenklassen  kaum  möglich.  Der  Be- 
stand der  Kassen  wird  in  den  Zeiten  ernsterer 
Krisen,  namentlich  an  Orten,  die  einseitig  auf 
gewisse  Spezialindustricn  abgestellt  sind,  aufs 
stärkste  bedroht.  Der  Zuzug  fremder  Arbeiter, 
besonders  vom  Lande  in  die  Städte,  wird  in  un- 
natürlicher und  unerwünschter  Weise  vergrößert. 
Kurz,  die  kommunalen  Kassen  sind  im  besten 
Falle  nur  eine  Nothilfe  so  lange,  bis  der  Staat 
sich  auf  seine  selbstverständlichen  Pflichten  be- 
sinnt. 

Das  Verdienst,  dem  Gedanken  der  Arbeits- 
losenversicherung in  der  Praxis  die  Bahn  ge- 
brochen zu  haben,  gebührt  der  Schweiz.  Hier 
hatte  sich  zuerst  die  sozialdemokratische  Partei, 
Ostern  1891  zu  Ölten,  für  eine  „sichere  und  aus- 
reichende   Unterstützung   unverschuldet  ganz 
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oder  teilweise  Arbeitsloser"  eingesetzt.  Die 
älteste  freiwillige  Arbeitslosenversicherung  trat 
am  I./IV.  1893  in  Bern  ins  Leben.  ...loder  in  der 
Gemeinde  Bern  sich  aufhaltende  oder  nieder- 
gelassene Arbeiter  schweizerischer  Herkunft  tann 
äifcser  Kasse  beitreten."  Die  Versicherung  er- 
folgte aber  nur  für  die  Wintermonate  (Dezember 
bis  Februar).  Die  Ergebnisse  waren  schlecht, 
die  Benutzung  gering,  die  Arbeitslosigkeit  der 
Mitglieder  groß.  Es  traten  im  Laufe  des  ersten 
Jahres  nur  401  Mitglieder  bei,  und  von  diesen 
mußten  noch  50  wegen  Nichtzahlung  ihrer  Bei- 
träge gestrichen  werden.  Von  den  354  effektiven 
Mitgliedern  meldeten  sich  im  Winter  216  als 
arbeitslos,  50  davon  erhielten  Beschäftigung  zu- 
gewiesen, so  daU  an  1G5  Mitglieder  Taggelder 
ausgezahlt  wurden."  Eine  ähnliche  Kasse,  die 
aber  nicht  auf  die  Winterarbeitslosigkeit  be- 
schränkt blieb,  schuf  sich  1901  der  Arbeiterbund 
in  Basel;  1910  trat  an  ihre  Stelle  eine  be.s.ser  or- 
ganisierte Kasse  des  Kantons  Basel-Stadt. 
Weiter  wurde  eine  derartige  freiwillige  Versiche- 
rung in  Genf  1904  begründet. 

Das  Vorbild  der  Schweiz  hat  bald  auch  auf 
das  Deutsche  licicli  anregend  gewirkt.  Die  erste 
deutsche  Anstalt  ähulicher  Art  war  die  „stadt- 
kölnische  Versicherungskasse  gegen  Arbeits- 
losigkeit im  Winter",  die  1S96  von  privater  Seite 
mit  städtischer  Hilfe  begründet  wurde.  Weit 
weniger  wichtig  blieb  die  1905  in  Leipzig  ins 
Leben  gerufene  Versieherilngskasse,  der  sich  ein 
paar  konfessionelle  Vereine  anschlössen.  Aber 
auch  die  Kölner  Einrichtung  vermochte  größere 
Bedeutung  nicht  zu  gewinnen.  Die  höchste  Mit- 
gliederzahl war  (1909/10)  1811  Personen,  meist 
Erdarbeiter,  Bauarbeiter  usw.  Bis  1911  wurden 
535000  M.  an  Unterstützungen  bezahlt,  wovon 
nur  216000  M.  durch  die  Beiträge  der  Mitglieder 
einkamen.  Die  Wochenbeiträge  betrugen  für 
ungelernte  Arbeiter  35  Pf.,  für  gelernte"  45  Pf. 

An  die  Stelle  dieser  Winterkasse  trat  1911 
die  weit  vollkommener  durchgebildete  ,, Ver- 
sicherungskasse gegen  Arbeits-  und  Stellcnlosig- 
keit  in  Köln",  die  schon  den  Uebergang  darstellt 
einerseits  zur  Zwangsversicherung,  andererseits 
zum  Genter  System.  Die  Kasse  sicherte  sich 
eine  gewisse  Bedeutung  durch  die  enge  Zusam- 
menarbeit mit  den  Gewerkschaften.  „Diese 
hatten  in  drei  Gefahrenklassen,  je  nach  der  Wahr- 
scheinlichkeit der  Arbeitslosigkeit  in  dem  be- 
treffenden Gewerbe,  für  jedes  Mitglied  Beiträge 
zu  zahlen,  wofür  dann  den  Vereinen  eine  Rück- 
versicherung für  einen  Teil  der  von  ihnen  ihren 
Mitgliedern  entrichteten  Unterstützung  gewährt 
wurde;  die  Ersatzleistung  betrug  nach  der  Bei- 
tragsdauer 0,75-1,50  M.  Die  unorganisierten 
Arbeiter  konnten  sich  bei  etwas  höheren  Sätzen 
selbständig  versichern."  Angeschlossen  waren 
bis  zum  3Ö./VI.  1912  13347  Personen,  darunter 
aber  nur  41  nicht  organisierte  Arbeiter. 

Eine  kommunale  Zwangsversicherung  hat  es 
nur  ein  einziges  Mal,  in  der  Schweiz,  gegeben.  Der 
Stadtstaat  Basel  beauftragte  Anfang  1893  den 
jungen  Professor  Georg  Adler  mit  der  Ausarbei- 
tung eines  Gutachtens  und  Gesetzentwurfs.  Adler 
empfahl  vorsichtigerweise  ,,eine  Beschränkung 
auf  die  der  Versicherung  am  meisten  bedürftigen 
Elemente  des  Arbeiterstandes:  die  Fabrik-  und 
die  Bau-  und  Erdarbeiter.  In  diesen  Branchen 
seien  aber  im  wesentlichen  alle  unselbständig 
erwerbenden  Personen  männlichen  und  weiblichen 


Geschlechts  zu  versichern,  soweit  sie  wenigstens 
seit  mehr  als  einem  Jahre  im  Kanton  als  Bürger 
oder  Niedergelassene  wohnhaft  seien".  Die  vor 
trefflich  durchdachten  Vorschläge  Adlers  führten 
aber  nicht  zum  Ziel.  Es  kamen  allerlei  Wider- 
stände und  Umarbeitungen,  und  schließlich  fiel 
der  umgestaltete  Gesetzentwurf  im  Jahr  1900 
bei  der  Volksabstimmung  durch.  Weit  schneller 
bei  der  Hand  war  der  Kanton  St.  Gallen.  Den 
Baseler  Vorschlägen  sich  einigermaßen  an- 
schließend, schiif  ersieh  frisch  und  fröhlich  zum 
l./Vll.  1895  die  erste  Zwangsversicherung,  die 
allerdings  nur  bis  zum  Juni  1897  Bestand  hatte. 
Das  tatkräftige  Vorgehen  St.  Gallens  verdient 
gewiß  lebhafte  Anerkennung,  selbst  wenn  in  den 
Einzelheiten  die  herbe  Kritik  Adlers  am  Platz 
sein  mag,  es  sei  „bei  der  eilfertigen  Fabrikation 
und  Durchpeitschnng  des  Gesetzes ....  nicht  bloß 
eine  Früh-  sondern  auch  eine  Mißgeburt"  her- 
ausgekommen. Endlich  h.at  man  sich  auch  in 
Zürich  in  den  Jahren  1897  und  1898  mit  der 
gleichen  Frage  befaßt  und  einen  Entwurf  aus- 
gearbeitet, der  aber  vom  großen  Stadtrat  ver- 
worfen wurde. 


/))  Die  kommunalen  Kassen  nach  dem 
Genter  System.  Daß  und  aus  welchen  Grün- 
den sich  die  Gewerkschaften  schon  frühzeitig 
der  Arbeitslosenversicherung  zugewandt  haben, 
wurde  früher  dargelegt.  Das  tülirende  Land, 
England,  besaß  diesen  wichtigen  Zweig  der  mo- 
derneu Selbsthilfe  schon  seit  1831.  '  Sechzig 
Jahre  später,  1891,  verteilten  202  englische  Ge- 
werkschaften mit  682025  Mitgliedern  Unter- 
stützungen in  der  Jahreshöhe  von  222088  £. 
Die  wöchentliche  Rente  betrug  im  Durchschnitt 
6-12  s  in  der  Woche.  In  den  Jahren  1900 
bis  1909  zahlten  die  100  größten  Unions  (mit 
1909:  1422299  Mitgliedern)  Arbeitslosengelder 
im  Gesamtbetrag  von  5544610  £;  das  machte 
26,6  V.  H.  ihrer  Aufwendungen  überhaupt  aus. 

In  Deutschland  waren  die  äußeren  und  inneren 
Widerstände  anfangs  recht  beträchtlich.  Seit 
1896  verwandten  sich  eine  Reihe  von  Kongressen 
der  freien  Gewerkschaften  mit  wachsender  Wärme 
für  die  Eingliederung  der  neuen  Versicherung. 
Sie  folgten  damit  den  Ratschlägen,  die  ihnen  von 
den  Theoretikern  schon  seit  den  70er  Jahren 
gegeben  worden  waren.  Brentano  vor  allem  hat 
schon  1879  in  ebenso  eindringlicher  wie  geist- 
voller Weise  dargelegt,  daß  die  Arbeitslosenver- 
sicherung aus  dem  Kampfescharakter  der  Ge- 
werkschaften hervorgehe  und  ihnen  als  alleinige 
und  ureigenste  Angelegenheit  verbleiben  müsse. 
„Die  Versicherungskasse  für  den  Fall  der  Arbeits- 
losigkeit kann  nur  ein  Gewerkverein  sein".  Einige 
Jahre  vor  dem  Weltkrieg  aber  wurde  schon  deut- 
lich, daß  die  Gewerkschaften  dieser  gewaltigen 
Aufgabe  nicht  gewachsen  waren.  Sie  setzten  sich 
nun  mit  aller  Ivraft  für  die  öffentliche  Unter- 
stützung —  erst  durch  die  Kommunen,  dann 
durch  das  Reich  —  der  ihnen  verbleibenden  Ver- 
sicherung ein.  Die  Gesellschaft,  hieß  es  schon 
seit  1902,  mit  noch  größerer  Klarheit  und  Ent- 
schiedenheit aber  seit  1911,  trage  die  Verant- 
wortung für  die  Arbeitslosigkeit,  sie  mü.sse  daher 
mindestens  einen  Teil  der  Lasten  übernehmen, 
dürfe  dabei  aber  in  keinem  Punkte  die  gewerk- 
schaftliche Selbstverwaltung  antasten.  So  for- 
derten die  Gewerkschaften  z.  B.  1911  von  den 
Städten  einheitliche  Zuschüsse  von  50  v.  H. 
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ihrer  nachgewiesenen  Aufwendungen  für  Arbeits- 
losenzwerke. 

Die  tatsächlichen  Ausgaben  der  freien  Ge- 
werkschaften auf  diesem  Gebiete  waren  nicht 
unbeträchtlich.  1891  hatten  erst  10  von  68 
Zentralvcrbänden  die  Arbeitslosenversicherung 
eingeführt,  für  die  sie  an  Renten  nur  44103  M. 
aufzuwenden  hatten.  In  den  Jahren  1903  —  1909 
betrugen  die  Ausgaben  —  für  Arbeitslosen-  und 
Reiselinterstützung  —  rund  35  Mill.  M.  Auf  den 
Kopf  waren  es  1909:  5,33  M.  16  von  57  Verbänden 
besaßen  eine  Arbeitslosenversicherung  noch 
nicht,  Beiträge  und  Leistungen  waren  wenig  ein- 
heitlich. Die  Bauarbeiter  schufen  die  ent- 
sprechenden Einrichtungen  erst  1912.  Bei  Kriegs- 
ausbruch fehlte  die  Versicherung  noch  bei  7  von 
47  Zentralverbänden.  Die  gesamten  Ausgaben 
für  die  gewerkschaftliche  Arbeitslosenversiche- 
rung betrugen  bis  Ende  Dezember  1914:  66  Mill., 
davon  24,72  Mill.  im  Jahre  1914.  Seitdem  ist 
dann  an  die  Stelle  der  gewerkschaftlichen  Unter- 
stützung die  öffentliche  Erwerbslosenfürsorge 
getreten.  Im  ganzen  ist  doch  festzustellen,  daß 
die  Gewerkschaften  zwar  bei  weitem  nicht  im- 
stande waren,  das  Problem  zu  lösen,  daß  aber 
doch  sie  allein  auf  diesem  neuen,  schwierigen 
Boden  etwas  Nennenswertes  geleistet  haben. 

Alle  diese  Angaben  bezogen  sich  auf  die  freien 
Gewerkschaften,  aber  auch  bei  den  Deutschen 
Gewerkvereinen  und  den  Ohri.stlirhen  Gewerk- 
schaften war  eine  starke  Entwicklung  im  Gange. 
Die  erstercn  wandten  191]  für  die  genannten 
Zwecke  —  Arbeitslosen-  und  Reiseunterstützung 
-  220647  M.,  die  letzteren  185271  M.  auf  -  die 
Freien  allerdings  7368975  M. ;  1914  waren  es  bei 
den  Deutschen  Gewerkvereinen  510000  M.,  bei 
den  Christlichen  Gewerkschaften  87C000  M. 

Die  dringliche  Forderung  nach  öffentlicher 
Unterstützung  der  gewerkschaftlichen  Arbeits- 
losenversicherung fand  zuerst  bei  den  Gemeinden 
einige  Gegenliebe.  Hier  kannte  man  die  Arbeits- 
losigkeit am  besten,  empfand  man  sie  gleichsam 
am  eigenen  Körper,  hier  hegte  man  den  lebhaften 
Wunsch,  die  Armenpflege  durch  eine  ratio- 
nellere und  individuellere  Fürsorge  zu  ersetzen. 

Ein  Zuschußsystem  sehr  niedriger  Art  gab 
es  schon  seit  1896"  in  Bologna,  seit  1901  in  Vene- 
dig, seit  1911  in  Mannheitn.  In  diesen  Städten 
gewährte  man  den  Arbeitern  zu  ihren  Erspar- 
nissen gewisse  Beihilfen  für  die  Zeit  des  Brach- 
liegens; alle  diese  Versuche  aber  sind  in  kurzem 
gescheitert.  Auch  in  der  Schweiz  liat  man  seit 
geraumer  Frist  ein  ähnliches  System  in  Anwen- 
dung gebraclit,  bei  dem  jedoch  die  Gewerk- 
schaften schon  in  gewisser  Weise  an  der  Durch- 
führung beteiligt  waren  und  somit  eine  Annähe- 
rung an  das  eigentliche  Genter  System  gefunden 
wurde.  So  gibt  es  in  Bern  seit  1893  eine  kleine 
Kasse,  der  vorwiegend  Bauarbeiter  angeschlossen 
sind  (1919  im  ganzen  715  Mitglieder).  Wichtiger 
sind  die  Zuschüsse,  die  seit  1894  in  St.  Gallen 
an  „freiwillige  Verbände",  namentlich  Gewerk- 
schaften, gezahlt  werden.  Den  Arbeitsloscn- 
kassen  gehörten  1918:  8759  Personen  an,  denen 
eine  öffentliche  Beihilfe  von  45127  Fr.  gewährt 
wurde.  Auch  im  Kanton  Basel-Stadt  wurde  1909 
eine  Art  von  kombiniertem  Genter  System  über- 
nommen, wobei  die  privaten  Arbeitslosenkasscn 
Zuschüsse  erhalten,  die  ergänzt  werden  durch 
eine  allgemeine  öffentliche  Kasse  für  die  Nicht- 
gewerkschaftler.   1919  waren  10  private  Kassen 


mit  14000  Mitgliedern  vorhanden,  daneben  die 
öffentliche  Kasse  mit  2220  Mitgliedern.  Noch 
ausgesprochener  an  das  Genler  System  schloß 
sich  im  gleichen  Jahre  1909  die  Stadt  Gent  an, 
die  z.  B.  1920  12  Gewerkschaften  Beihilfen  ge- 
währte. 

Das  Zuschußsystem  in  voller  Reinheit  ist  zu- 
erst —  wie  schon  der  übliche  Name  andeutet  — 
in  Belgien  und  zwar  seit  1901  in  Gent  zur  An- 
wendung gekommen.  Auf  Veranlassung  von 
Louis  Varlez  wurden  in  dieser  Stadt  anfangs 
alljähi-lich  10000  Fr.,  später  20000  Fr.  für  die 
Unterstützung  der  gewerkschaftlich  versicherten 
Arbeitslosen  bereitgestellt.  Diesen  also  —  nnd 
nicht  den  Gewerkschaftskassen  —  wurden  Zu- 
schüsse von  50—75  v.  H.  gewährt,  die  von 
Monat  zu  Monat  nach  dem  Maß  der  vorhandenen 
Mittel  neu  festgesetzt  wurden.  Die  Zuschüsse 
sollten  auf  eine  Höchstdauer  von  50  Tagen  ge- 
zahlt werden  und  nicht  über  1  Fr.  am  Tage 
und  nie  über  die  gewerkschaftliche  Unter- 
stützung hinausgehen.  Es  schlössen  sich  denn 
auch  30  Gewerkschaften  mit  rund  12000  Mit^ 
gliedern  an  die  städtische  Kasse  an.  Die  Hoff- 
nung auf  einen  starken  Mitgliederzuwachs  hat 
sich  aber  nicht  erfüllt.  Um  den  übrigen,  nicht 
organisierten  Arbeifern  etwas  Gleichwertiges 
zu  bieten,  wurde  eine  Snarcinrichtung  ins  Leben 
gerufen,  in  der  Weise,  daß  die  freiwillig  sparen- 
den Arbeiter  bei  Arbeitslosigkeit  Ansprüche  auf 
die  gleiche  Beihilfe  wie  die  gewerkschaftlich  ver- 
sicherten Arbeiter  hatten.  Wie  immer,  so  hat 
aber  auch  hier  der  Appell  an  die  Freiwilligkeit 
versagt:  nur  13  Personen  entschlossen  sich, 
Sparfonds  der  gedachten  Art  anzusammeln. 

Das  Genter  System  hat  sich  dann  in  wenigen 
Jahren  die  Nachbarschaft  der  Stadt,  aber  auch 
das  ganze  Land  erobert.  Vor  dem  Krieg  gab  es 
414  Arbeitslosenkasscn,  sie  bestanden  in  vielen 
kleinen  und  allen  größeren  Gemeinden,  außer- 
dem in  den  Gemeindeverbänden  und  den  Pro- 
vinzen. 

Der  gesunde  G(?danke  des  Zuschußsystems 
hat  aber  auch  in  den  Kommunen  außerhalb  Bel- 
giens vielfach  Wurzel  gefaßt,  meist  mit  Abände- 
rungen irgendwelcher  Art.  In  Holland,  Däne- 
mark und  Spanien  z.  B.  werden  die  Zuschüsse 
nicht  nach  den  Unterstützungen  sondern  nach 
den  Beiträgen  der  Gewerkschaftsmitglieder  be- 
rechnet. 

Was  nun  Deutschland  angeht,  so  standen  auch 
hier  die  kommunalen  Kassen  durchweg  im 
Zeichen  des  wenigstens  bis  1913  überall  bevor- 
zugten Genter  Systems.  Straßburg  i.  E.  über- 
nahm, wie  in  sozialer  Hinsicht  so  häufig,  dio 
Führung.  1907  wurde  vom  Gemeinderat  erstmals 
eine  Summe  von  5000  M.  ausgeworfen,  aus  der 
den  Berufsverbänden  eine  nachträgliche  Bei- 
hilfe von  50  V.  H.  gewährt  wurde,  entsprechend 
der  erweislich  gezahlten  Unterstützung,  doch 
sollte  der  Zuschuß  eine  Mark  je  Tag  und  Arbeits- 
losen nicht  übersteigen.  Den  nichtorganisierten 
Arbeitern  suchte  man  durch  Notstandsarbeiten 
zu  helfen.  1912  waren  der  Einrichtung  36  Ge- 
werkschaften angeschlossen;  es  erhielten  22  von 
ihnen  mit  287  arbeitslosen  Mitgliedern  einen  Zu- 
schuß von  6085  M.  Daß  eine  solche  Hilfe  nicht 
mehr  als  einen  Tropfen  auf  dem  heißen  Stein 
darstellte,  war  aber  der  Stadtverwaltung  selbst 
am  besten  bewußt.  Häufig  ist  sie  bei  Staat 
und  Reich  vorstellig  geworden,  um  die  Vor- 
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Sicherung  anf  eine  breitere  Grundlage  zu  stellen 
und  sie  dadurch  umfassender  und  leistungs- 
fähiger zu  gestalten. 

Die  anderen  deutschen  Städte  folgten  ziem- 
lich zahlreich  dem  Straßburger  Muster.  Einge- 
führt wurde  das  Zu.schußsystem  in  Erlangen, 
Mülheim  i.E.,  Froiburg  i.  B.,  Berlin-Schöneberg, 
Stuttgart,  Schwiibisch-Gmünd,  Kaiserslautern, 
Mannheim,  Eßlingen.  Schiltigheim,  Bischheim, 
Dlkirch-Grafenstaden,  Augsburg,  Heidelberg, 
Offenbach,  Feuerbach,  Friedrichshaidc.  Bei 
Kriegsausbruch  erwogen  die  Einführung  des 
Genter  Systems  einige  Groß-Berliner  Gemeinden, 
Frankfurt  a.  M.  und  mehrere  bayerische  Städte. 
Dann  vernichtete  auch  hier  der  Weltkrieg  das 
sich  entfaltende  Leben.  Der  Herbst  1914  be- 
drohte den  Bestand  der  Kassen,  mehrere  gingen 
ein  oder  waren  zu  Beschränkungen  gezwungen. 
Eine  neue  Versicherungskasse  wurde  nur  in 
einer  Stadt,  in  Ludwigshafen,  im  April  1915,  ge- 
schaffen. In  dem  Mnä,  in  dem  dann  die  Er- 
werbslosenfürsorge sich  entwickelte,  wurden  die 
kommunalen  Zuschußkassen  abgebaut. 

b)  Die  staatliche  Arbeitslosenver- 
sicherung, o)  Das  Genter  System  auf  staat- 
licher Grundlage.  Auch  der  Staat  hat  sich  be- 
sonders im  letzten  Jahrzehnt  vielfach  des  Genter 
Systems  angenommen.  In  welcher  Form,  das 
möge  vorab  in  einigen  Sätzen  dargestellt  werden. 

Zunächst  sei  bemerkt,  daß  dem  Wesen  dieses 
Systems   entsprechend   Zwang   niemals  ange- 
wendet wird,  die  Versicherung  ist  in  jeder  Be- 
ziehung freiwillig.     Es  werden  den  Berufsver- 
bänden, die  selbst  die  Arbeitslosenversicherung 
eingeführt  und  die  für  die  Anerkennung  gestellten 
Bedingungen  erfüllt  haben,  Zuschüsse  gewährt, 
die  sich  entweder  nach  den  Unterstützungen 
richten  und  an  die  arbeitslosen  Mitglieder  ge- 
zahlt werden  —  das  ältere  Verfahren,  bei  dem 
die   Zuschüsse   den    Fürsorgecharakter  unter- 
streichen —  oder  nach  den  Beiträgen  und  an  die 
Verbandskassen  zur  Auszahlung  gelangen  — 
das  neupre,  mehr  dem  Versicherungscharakter 
Rechnung  tragende  Verfahren.  Die  Höhe  der  Zu- 
schüsse schwankt  beträchtlich,  bewegt  sich  aber 
zwischen  30  und  100  v.  H.  der  eigenen  Beitrags- 
einnahmen der  Verbände.    Regelmäßig  werden 
vom  Staate  Vorschriften  erlassen,  die  eine  ordent- 
liche und  wirksame  Kontrolle  sichern  sollen.  So 
wird  fast  überall  auf  eine  Zusammenarbeit  mit 
dem   öffentlichen  Arbeitsnachweis  hingewirkt. 
Die   Satzungen   der  Arbeitslosenkassen  unter- 
liegen der  staatlichen  Genehmigung.   Die  finan- 
zielle Durchführung  des  Zuschußverfahrens  wird 
den  örtlichen  Stellen  übertragen.    In  mehreren 
Ländern  hat  man  aber  auch  staatliche  Kontroll- 
instanzen gescliaffen;  so  gibt  es  in  Dänemark 
einen  staatlichen  Arbeitsloseninspektor  mit  weit- 
gehenden  Befugnissen.      Ferner  wird  in  den 
ineisten  Ländern  auf  eine  strenge  Trennung  der 
Kassenführung  hingewirkt.    Die  Mittel  für  die 
Arbeitslosenversicherung  und  für  andere  Zwecke 
(Streik,  Krankheit  usw.)  dürfen  nicht  gemein.sam 
verwaltet  werden.    Vielfach  ist  auch  der  Ver- 
such gemacht  worden,  neben  den  organisierten 
Arbeitern  die  nichtorganisierten  in  irgendeiner 
Weise  zu  ver.sorgen.    So  werden  sie  in  Belgien, 
Dänemark  und  Holland  in  besondere  Gemeinde- 
kassen aufgenommen,  die  staatlichnrseits  ebenso 
wie  die  Gewerkschaftskassen  subventioniert  wer- 
den —  wobei  aber,  wie  schon  früher,  wieder  zu 


bemerken  ist,  daß  diese  Arbeitslosenkassen  ohne 
Zwang  nirgendwo  Bedeutung  zu  gewinnen  ver- 
mögen. Anderwärts  (Norwegen)  sind  die  Ge- 
werkschaftskassen gehalten,  jede  geeignete  Per- 
son mindestens  als  Kassenmitgüed  aufzunehmen, 
so  daß  die  Gewerkschaften,  soweit  die  Arbeits- 
losenversicherung in  Betracht  kommt,  zu  all- 
gemeine.n  Berufsverbänden  werden.  Doch  ist 
auch  diese  Bestimmung  ohne  jede  Bedeutung 
geblieben.  Zusammenfassend  wäre  zu  sagen, 
daß  das  Genter  System  in  seiner  staatlichen 
form  ebenfalls  nur  ein  Notbehelf  ist,  wie  denn 
in  den  meisten  Ländern  der  Uebergang  zur 
öffentlichen  Zwangsversicherung  schon  geplant 
oder  vorbereitet  wird. 

In  Frankreich  beteiligt  sich  der  Staat  schon 
seit  der  V.  v.  9./IX.  1905  an  der  Ver- 
sorgung der  Arbeitslosen  mit  einigen  tausend  Fr  , 
erweitert  wurde  das  Zuschußverfahren  durch 
die  V.  V  28./XII.  1912,  betr.  die  Subven- 
tionierung der  Arbeitslosenkassen  (Abände- 
rungen durch  Ministerialerlasse  von  1906,  1908 
und  1912).  Die  Ergebnisse  waren  wegen  der 
Zurückhaltung  der  Gewerkschaften  ganz  un- 
befriedigend; den  angeschlossenen  Vereinigungen 
gehörten  nur  50000  Mitglieder  an.  Im  Krieg  ist 
das  Gunter  System  durch  die  allgemeine  Erwerbs- 
losenfürsorge ersetzt  worden. 

Für  Norwegen  kommen  in  Betracht  das  G. 
v.  12./VI.  1906,  mit  Novellen  von  1908,  1911 
und  1914,  und  das  G.  v.  ö./VIIl.  1915  über 
staatliche  und  gemeindliche  Beiträge  an  nor- 
wegische Arbeitslosenkassen  (mit  Abänderungen 
durch  G.  v.  29./VII.  1918).  In  Norwegen  gab  es 
1917  24  Kassen  mit  60000  Mitgliedern,  die 
öffentlichen  Zuwendungen  betrugen  43000  Kr. 

In  Dänemark  gewährte  der  Staat  den  Ge- 
werkschaften bereits  auf  Grund  des  G.  v.  9./IV. 
1907  und  —  weit  stärker  —  nach  dem  G.  v! 
8./IV.  1914  einige  Mittel.  Später,  am  22./XI. 
1919.  kam  eine  wichtige  Novelle  und  daran  an- 
schließend -  am  5./I.  1920  -  das  Gesetz  über 
anerkannte  Arbeitslosenkassen.  1919  waren  66 
Kassen  mit  299389  Mitgliedern  vorhanden;  die 
Zuschüsse  waren  nicht  unerheblich,  der  Staat 
gewährte  1918/19  einen  Beitrag  von  1264000  Kr. 
(die  Gemeinden  zahlten  902000  Kr.). 

Auch  Holland  ist  in  den  letzten  Jahren  zum 
Genter  System  übergegangen.  Maßgebend  sind 
die  V.  V.  19./IX.  (betr.  Arbeitslosenversiche- 
rung und  Arbeitsvermittlung)  und  2./XII.  1916 
(betr.  allgemeine  Regeln  für  die  Gewährung 
von  Unterstützungen  an  Arbeitslo-senkassen). 
Ende  1920  waren  80  Kassen  angeschlossen,  die 
398995  Mitglieder  zählten,  die  staatlichen  Auf- 
wendungen betrugen  1920  —  bei  großer  Arbeits- 
losigkeit -  2877682  fl. 

Neuere  Gesetze  sind  erlassen  worden  in  Finn- 
land (2./X1.  1917)  und  -  besonders  sorgfältig 
durchgearbeitet  —  in  Spanien  (V.  v.  18./I11., 
mit  Ausführungsbestimmungen  v.  31./I1I.  1919). 

Eine  beaclitenswerte  Form  einer  reinen 
lü-isenversicherung  hat  seit  einigen  Jahren  die 
Schweiz  entwickelt.  Angesichts  der  außer- 
ordentlich großen  Arbeitslosigkeit  unter  der 
während  des  Kriegs  die  Stickereiindustrie  zu 
leiden  hatte,  wurde  durch  Bundesiatsbeschluß 
v.  19./XII.  1916  und  Unterstützungsregicment 
V.  l./VII.  1917  für  diese  Industrie  ein  Not- 
standsfonds begründet.  Der  Fonds  ist  eine 
selbständige  Rechtsperson  und  wird  veiwaltet 
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von  einem  Ausschuß,  der  aus  Vertretern  der  | 
Fachverbände,  der  Kantone  und  des  Bundes 
gebildet  worden  ist.   Angeschlossen  sind  die  Ar- 
beiter und  Angestellten  der  Stickereiindustrie, 
doch  werden  die  Unterstützungen  nur  an  Kassen-  ^ 
mitglieder  gezahlt.  Als  solche  Kassen  sollten  die 
gewerkschaftlichen  Versicherungseinrichtungen 
fungieren,  die  aber  für  die  nichtorganisiertcn  Ar- 
beiter  durch   besondere    Gemeindekassen  er- 
gänzt wurden.  Der  Eintritt  in  die  Kassen  blieb 
in  den  meisten  Kantonen  freiwillig,  in  einieen 
von  ihnen  wurde  er  gesetzlich  gefordert.    Der  i 
Nütstandsfonds  ist  gebildet  worden  durch  eine  ' 
erste  und  einzige  Beitragszahlung  der  [ndastrie  I 
uach  dem  Warenumsatz  (ein  Viertel  des  Um- 
satzes der  Jahre  1913—1915)  und  durch  frei- 
willige Spenden.    Die  Leistungen  des  Fonds  be- 1 
stehen  in  Zuschüssen  an  die  Arbeitslosenkassen 
in  der  Höhe  von  50  v.  H.  der  gezahlten  Unter- 
stützungen.    Doch  setzen  die  Zahlungen  des  i 
Fonds  nur  zu  Zeiten  einer  allgemeinen  Krisis  ein. 
Versichert  waren  bei   den  dem   Fonds  ange- 
schlossenen Kassen  Ende  1919:  23269  Personen 
—  nicht  einmal  die  Hälfte  der  Arbeiterschaft  — 
von  diesen  1919ß  bei  den  Berufsverbänden  und 
4U73  bei  den  Gemeindekassen. 

Erst  spät  ist  das  Heimatland  des  Genter 
Systems,  Belgien,  zu  einer  gesetzlichen  Rege- 
lung gekommen.    Auch  hier  beteiligte  sich  der 
Staat  schon  seit  geraumer  Zeit  (1904)  mit  ge- 
ringfügigen Summen  an  der  Arbeitslosenhilfe. 
Die  Unterstützungen  wurden  1917  erhöht.    Sie  [ 
wurden  seit  dem  l./VI.  1920.  in  Anbetracht  der 
Nachkriegsverhältnisse,    noch    wirksamer  ge- 
staltet.   Im  Oktober  1920  waren  84  Arbeiter- 
fonds mit  627  angeschlossenen  Gemeinden  vor- 
handen; die  Zahl  der  Kassenmitglieder  betrug! 
mehr  als  5U0000  und  ist  seitdem  noch  wesentlich  i 
gestiegen.  Nach  wie  vor  zeigt  das  Genter  System  j 
in  seiner  staatlichen  und  gemeindlichen  Form,  in 
Belgien  seine  größte  Leistungsfähigkeit.    Die  I 
staatliche  Regelung  ist  erstmal  durch  die  V.  v. 
30./XII.  1920  erfolgt.  Die  Zahl  der  Kassen  stieg 
bis  Ende  1921  auf  2365,  die  der  Mitglieder  auf , 
755000.  Neben  der  Arbeitsloseukasse  besteht  seit  I 
Dezember  1920  ein  „Fonds  National  de  Crise", ; 
der  die  Arbeitslosenfürsorge  ergänzen  soll.    Die  I 
Gesamtaufwendungen  aus  öffentlichen  Slitteln  i 
betrugen  1921  rund  120  Mill,  Franken.  1 

(>)  Die  staatliche  Zwangsversicherung  auf 
der  Grundlage  des  Arbeitsnachweises. 

England.  Das  dauernde  Verdienst,  den  großen 
Gedanken  der  .selbständigen  Arbeitslosenversiche- 
rung aus  dem  Reich  der  wirtschaftlichen  Phantasie 
in  die  staatliche  Wirklichkeit  übergeführt  zu 
haben,gebührt  England  und  seinem  bedeutendsten 
Staatsmann,  Lloyd  George.  Sicher  waren  die 
Engländer  auf  diesem  Gebiet  Schüler  der  Deut- 
schen, lernten  von  der  deutschen  Sozialversiche- 
rung, führten  aus,  was  deutsche  Theoretiker 
gefordert,  sicher  ist  auch  an  dem  ersten  schnell 
und  entschlossen  hingestellten  Entwurf  recht 
vieles  fehlerhaft  —  im  ganzen  wurde  ein  prak- 
tisches Vorbild  von  kaum  zu  überschätzender 
Bedeutung  geschaffen,  dessen  Auswirkung  eben 
erst  begonnen  hat. 

Um  das  Jahr  1910  herum  bekehrte  sich  Eng- 
land von  dem  traditionellen  Standpunkt  des  so- 
?,ialen  Gehenlassens  zu  einer  fast  staatssozia- 
listisch  zu  nennenden  Politik  des  positiven  Ein- 
greifens.   In  kurzer  Folge  kamen  U  oder  7  be- 


deutungsvolle sozialpolitische  Gesetze  heraus, 
von  denen  das  wichtigste  das  Arbeitslosenver- 
sicherungsgesetz ist,  das  am  4./V.  1911  an  das 
Parlaiuent  gelangte,  mit  starker  Mehrheit  am 
16./XII.  1911  angenommen  und  am  1.5./VII.  1912 
in  Kraft  gesetzt  wurde.  Am  1.5./I.  1913  hat  die 
regelmäßige  Unterstützungstätigkeit  begonnen. 
Und  zwar  bildete  die  Arljeitslosenversicherung 
den  2.  Teil  eines  umfassenderen  Versieherungs- 
gesetzes  (National  Insurance  Act),  dessen  1.  Teil 
die  prachtvoll  aufgebaute  Krankenversicherung 
bildete. 

Die  englische  Arbeitslosenversicherung  war 
zunächst  als  ein  Versuch  gedacht,  den  am  meisten 
leidenden,  oft  monatelang  brachliegenden  Teilen 
der  Arbeiterschaft  einen  kräftigen  materiellen 
Halt  zu  geben.  Eine  allgemeine  Versicherangs- 
pflicht  einzuführen,  schien  bei  der  besonders 
großen  und  oft  wechselnden  englischen  Arbeits- 
losigkeit zu  bedenklich.  Man  beschränkte  sich 
also  auf  das  Baugewerbe  im  weiteren  Sinne: 
Hochbau,  Tiefbau,  Schiffbau,  Maschinenbau, 
Eisengießereien,  Wagenbau  und  solche  Säge- 
werke, die  mit  versicherungspflichtigen  Betrieben 
verbunden  waren.  Die  Versicherung  war  obliga- 
torisch für  alle  Arbeiter  über  16  Jahre.  Durch 
das  G.  v.  4./IX.  1916  wurden  noch  die  sämt- 
lichen Arbeiter  der  Munitions-  und  Kriegsin- 
dustrien dem  Versicherungszwang  unterstellt. 

Der  Aufbau  der  neuen  Versicherung  zeigt  die 
klare  Erkenntnis  des  eigentlichen  Organisations- 
problems. Die  Durchführung  liegt  in  den  Händen 
der  Ortsstellen,  die  im  Normalfall  die  Arbeits- 
nachweise sind.  Die  Arbeitsvermittlung  war 
schon  nach  dem  G.  von  1909  in  großem  Stil  aus- 
gebaut und  vereinheitlicht  worden.  Die  Kon- 
trolle erfolgt  durch  die  in  der  Regel  tägliche  Mel- 
dung des  Arbeitslosen.  Es  ist  ferner  das  Arbeits- 
buch eingefülirt,  das  während  der  Beschäfti- 
gungsdauer vom  Arbeitgeber  aufbewahrt  wird 
und  während  der  Arbeitslosigkeit  dem  Arbeits- 
nachweis überh.ändigt  werden  muß.  Es  wird 
außerdem  der  Arbeiter  vielfach  auf  seine  körper- 
lichen Eigenschaften  und  beruflichen  Fähig- 
keiten hin  durch  Sachverständige  geprüft.  Die 
Mitwirkung  des  Arztes  spielt  in  den  letzten 
Jahren  eine  erhebliche  Rolle.  Ist  der  Arbeiter 
nicht  vollwertig,  so  soll  er  mit  finanzieller  Unter- 
stützung des  Arbeitslosenfonds  eine  nachträg- 
liche Schulung  durchmachen,  die  aber,  wie  mit- 
geteilt wird,  häufig  auf  den  Widerwillen  der 
Arbeiter  stößt.  Wer  keine  Lust  oder  Eignung  zur 
Fortbildung  besitzt,  muß  notfalls  mit  geringerer 
Arbeit  vorlieb  nehmen. 

Die  Aufbringung  der  Mittel  erfolgt  in  der 
Weise,  daß  der  Arbeitgeber  in  jeder  Woche  für 
den  erwachsenen  Arbeiter  6  d,  für  den  jugend- 
lichen unter  18  Jahren  2  d  erlegt  (durch  Ein- 
kleben von  Marken  in  das  Arbeitsbuch),  wovon 
er  jedoch  dem  Arbeiter  die  Hälfte  vom  Lohn  ab- 
ziehen darf.  Falls  der  Arbeitgeber  den  Arbeiter 
in  einem  Jahr  mindestens  46  Wochen  ohne  Unter- 
brechung beschäftigt  hat,  ist  er  berechtigt,  die 
Rückerstattung  seiner  eigenen  Zahlungen  zu 
einem  Drittel  zu  fordern.  Der  Staat  seinerseits 
übernimmt  die  Verwaltung  und  deren  Unkosten, 
er  gewährt  ferner  einen  Zuschuß  von  einem  Drittel 
der  vom  Arbeitgeber  aufgebrachten  Beiträge. 
Die  angesammelten  Mittel  fließen  in  einen  ein- 
heitlichen Arbeitslosenfonds  (Unemployment 
Fund),  der  vom  Arbeitsminister  verwaltet  wird 
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Sämtliche  Zahlungen  erfolgen  aus  diesem  Fonds. 
Soweit  die  Jahreseinnahmen,  von  etwa  3  Mill.  f, 
nicht  zu  laufenden  Ausgaben  nötig  sind,  werden 
sie  der  Staatsschuldenkommission  zu  Anlage- 
zwecken übergeben. 

Der  Anspruch  des  Arbeitslosen  auf  Rente 
hat  zur  Voraussetzung  eine  regelmäßige  Beitrags- 
zahlung durch  26  Wochen.  Die  Wartetage  währen 
eine  Woche.  Das  Arbeitslo.sengcld  beträgt  für 
Erwachsene  7  s  die  Woche,  für  Jugendliche 
3  s  ß  d.  Diese  Leistungen  werden  innerhalb  von 
12  Monaten  nur  für  eine  Zeit  von  15  Wochen  und 
bei  je  6  Beitragswochen  immer  nur  für  eine 
Unterstützungswoche  gezahlt. 

Eigenartig  und  bemerkenswert  ist  auch  die 
Heranziehung  der  sozialen  Selbstverwaltung  zur 
Lösung  der  Versichnrungsaufgaben.  Der  Arbeits- 
minister ist  ermächtigt,  mit  Vereinigungen  be- 
■sondere  Vereinbarungen  zu  treffen,  für  die  nach 
Lage  der  Dinge  fast  nur  die  Gewerkschaften  in 
Frage  kommen.  Ihnen  kann,  wenn  sie  selbst  die 
Arbeitslosenversicherung  eingerichtet  haben,  die 
Verwaltung  und  die  Auszahlung  der  Renten  über- 
lassen werden.  Doch  gewährt  der  Staat  im 
Höch.stfall  drei  Viertel,  nach  der  neuen  Novelle 
zwei  Drittel,  des  gewerkschaftlichen  Arbeits- 
losengeldes, sowie  höchstens  7  s  für  die  Woche 
und  den  einzelnen  Arbeitslosen.  Voraussetzung 
ist  aber  noch,  daß  die  betreffenden  Vereini- 
gungen selbst  die  Arbeitsvermittlung  in  die  Hand 
genommen  haben. 

Eine  .\usdchnung,  die  zunächst  keine  Be- 
deutung zu  gewinnen  vermochte,  ist  grundsätz- 
lich dadurch  ermöglicht,  daß  sämtlichen  Ver- 
einigungen —  ob  sie  nun  Vereinbarungen  im 
oben  besprochenen  Sinne  getroffen  haben  moch- 
ten oder  nicht  —  vielleicht  sind  ihre  Mitglieder 
überhaupt  nicht  versicherungspflichtig  —  für 
ihre  freiwilligen  Leistungen  noch  weitere  Zu- 
schüsse bewilligt  werden,  die  ein  Sechstel  ihrer 
Wochenli.istungen  und  im  Höchstfall  12  s  be- 
tragen. Außerdem  ist  der  Arbeitsminister  be- 
rechtigt, mit  Zustimmung  des  Finanzministers 
auch  andere  Berufsstände  und  Berufszweige  als 
die  Arbeiter  des  Baugewerbes  als  versicherungs- 
pflichtig zu  erklären. 

Endlich  sei  bemerkt,  daß  auch  über  den  In- 
stanzenzug ausführliche  Bestimmungen  getroffen 
wurden.  Die  Entscheidung  über  Streitigkeiten 
aller  Art  werden  zunächst  von  den  Leitern  der 
Ortsstelle  (Insurance  Officers)  getroffen,  ihnen 
Ubergeordnet  ist  eine  aus  den  Parteien  paritä- 
ti^sch  zusammengesetzte  Schiedskommission 
(Court  of  Referees),  die  von  einem  unparteiischen 
Vorsitzenden  geleitet  wird.  Als  oberste  Instanz 
für  das  ganze  Land  fungiert  eine  Einzelperson, 
der  Unparteiische  der  Arbeitslosenversicherung, 
den  der  König  ernennt. 

Diese  Grundzüge  lassen  immerhin  das  Wesen 
des  englischen  Versicherungssvsteras  mit  hin- 
reichender Deutlichkeit  erkennen.  Anfang  1913 
trat  es  in  Kraft  und  bis  zum  1.  Februar  waren 
rund  2300000  Arbeitsbücher  verausgabt.  99 
Vereinigungen  mit  53.30  Zahlstellen  hatten  mit 
dem  Arbeitsminister  für  ihre  Mitglieder  (530000 
Personen)  Vereinbarungen  getroffen,  274  Ver- 
einigungen erklärten  sich  zur  freiwilligen  Ver- 
sicherung bereit. 

Eine  gründliche  Würdigung  des  englischen 
Musters  ist  an  dieser  Stelle  nicht  angängig.  Schon 
in  der  alten  Form  entspricht  die  Versicherung 
Handwörterbuch  der  StaatswiBsenschatten.  4.  Adü. 


den  gestellten  Anforderungen  weit  mehr  als 
irgend  ein  anderer  Versuch.  Sie  ist  wirksam 
elastisch,  geschmeidig  und  in  hohem  Grade  an- 
assungsfähig.  So  sehr,  daß  dadurch  die  Ein- 
eit  des  Werkes  einigermaßen  in  Frage  gestellt 
wird.  Zu  erwähnen  wäre  auch,  daß  die  enge 
Verknüpfung  mit  dem  Arbeitsnachweis  nicht 
uberall  gesichert  erscheint,  zumal  die  Arbeits- 
vermittlung selbst  heute  noch  ziemlich  zer- 
splittert erscheint.  Das  Risikoproblem  dagegen 
ist  leidlich  gelost,  weil  alle  Versicherten  einem 
Gewerbe,  dem  Baugewerbe  (und  verwandten 
Industrien)  angehören;  zudem  werden  die  zuviel 
gezahlten  Beträge  den  Arbeitern  nach  Erreichung 
eines  Alters  von  60  Jahren  zurückerstattet. 
Trotzdem  bleibt  die  geringe  Rücksicht  auf  die 
Unterschiede  in  der  Gefährdung  immer  noch  ein 
wunder  Punkt  des  Systems,  der  von  den  Ge- 
werkschaften öfter  beklagt  worden  ist.  Im 
ganzen  aber  waren  die  Ergebnisse  nach  dem  all- 
gemeinen Urteil  sehr  befriedigend. 

So  hat  die  Versicherung  von  1911/13  bis  zum 
Kriegsende  unveiändert  bestanden.  Am  25./XI. 
1918  mußte  sie  durch  eine  allgemeine  Erwerbs- 
losen [ürsorge  einstweilen  ersetzt  werden,  doch 
wurden  die  Beiträge  weifer  geleistet  und  zn 
einem  Reservefonds  angesammelt. 

Nach  langen  und  gründlichen  Vorbereitungen 
kehrte  man  1920  zu  der  geordneteren  und  fei- 
neren Form  der  Versicherung  zurück.  Es  kam 
die  Novelle  v.  9./VI1I.  1920,  durch  die  statt 
früher  4  jetzt  12  Mill.  Arbeiter  und  Angestellte 
(diese  mit  einem  Jahreseinkommen  bis  260  £) 
—  zwei  Drittel  der  berufstätigen  Bevölkerung  — 
dem  Versicherungszwang  unterstellt  werden.  Die 
Versicherung  ist  zu  einer  wahrhaft  „nationalen" 
geworden.  .Außerhalb  bleiben  von  den  großen 
Berufsgruppen  noch:  Land-  und  Forstwirtschaft 
und  häusliche  Dienste. 

Die  neue  Versicherung  steht  sozusagen  auf 
den  Schultern  der  alten.  Die  Grundsätze  der 
letzteren  sind  im  großen  und  ganzen  beibehalten 
worden.  Dennoch  sind  eine  Reihe  von  interes- 
santen Neuerungen  zu  vermerken. 

So  sind  die  Beiträge  und  die  Renten  be- 
trächtlich erhöht  worden.  Die  Beiträge  belaufen 
sich  für  Männer,  Frauen,  Knaben  und  Mädchen 
auf  8,  IV,,  4  und  3'2  d  in  der  Woche;  davon  trägt 
der  Arbeitgeber  4,  3'i,  2  und  2  d,  während  der 
Rest  auf  den  Arbeiter  entfällt.  Der  Beitrag  des 
Staates  stellt  sich  jetzt  auf  2,  IVs,  V/,  und  1  d. 
Die  Leistungen  sind  noch  mehr  ffestiegen;  si» 
betragen  15  s  wöchendich  bei  Jen  Männern, 
12  s  bei  den  Frauen,  7'/^  s  bei  den  männlichen 
Jugendlichen,  6  s  bei  den  Mädchen  unter  18 
Jahren. 

Die  Ausnahmestellung  der  Gewerkschaften  ist 
beibehalten,  ja  es  ist  die  Verschiedenartigkeit  des 
Aufbaues  noch  stärker  ausgeprägt  worden  als 
bisher.  Neben  den  Vereinbarungen  mit  Ver- 
einigungen sind  neuestens„Sondersysteme"  statt- 
haft, durch  die  bestimmte  Arbeitergruppen  fast 
völlig  freigestellt  werden.  Mit  Genehmigung  des 
Arbeitsministers  dürfen  sich  die  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  einzelner  Industrien  von  der 
allgemeinen  Versicherung  ausschließen  und  Son- 
derversicherungen begründen,  die  sich  den  je- 
weiligen Berufsbedürfnissen  enger  anpassen,  die 
Beiträge  herabsetzen,  die  Unterstützung  erhöhen 
oder  zeitlich  verlängern  usw.;  es  muß  nur  dafür 
gesorgt  sein,  daß  die  Leistungen  im  ganzen  nicht 
Bd.  I.  62 
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hinter  denen  der  allgemeinen  Versicherung  zu- 
rückbleiben. Als  Träger  denkt  man  sich  für  den 
Regelfall  die  seit  1918  begründeten  industriellen 
Arbeitsgemeinschaften  (Joint  Industrial  Coun- 
cils), die  paritätischen  Vertretungen  der  ein- 
zelnen großen  Industriezweige.  Die  Mitwirkung 
des  Staates  ist  bei  den  Sondersystemen  natürlich 
ebenfalls  geringer,  sie  beträgt  drei  Zehntel  der 
normalen  Zuschußsätze.  Bei  einer  Reihe  von 
Ind'istrien  hat  man  schon  mit  der  Einrichtung 
der  Sondersystemo  begonnen. 

Die  gesamten  Aufwendungen  für  die  Ver- 
sicherung sind  nach  der  Novelle  wesentlich  ge- 
stiegen. 

Zu  den  gestiegenen  Leistungen  kam  eine  un- 
geheure, unaufhaltsam  wachsende  Arbeitslosig- 
keit, die  zwar  ihren  Höhepunkt  im  Juli  1921 
erreichte,  dann  aber  doch  noch  mit  geringen  Ab- 
schwächungen  fortdauerte.  So  betrugen  die  Auf- 
wendungen von  November  1920  bis  November 
1921  rund  60  Mill.  £.  Allerdings  wurden  rund  vier 
Fünftel  der  Mittel  von  den  Arbeitgebern  und  den 
Arbeitnehmern  aufgebracht.  Die  Ausgaben 
stiegen  derart,  daß  mehrere  bedeutende  Anleihen 
aufgenommen  werden  mußten.  Ferner  wurde 
das  Gesetz  noch  neuerdings  mehrfach  novelliert. 
Durch  die  erste  Novelle  v.  23./III.  1921  (Un- 
employment  Insurance  (Nr.  1)  Act)  wurden  die 
Prämien  und  die  Beiträge  erhöht.  Durch  die 
zweite  Novelle  (Nr.  2)  wurden  die  Beiträge  aber- 
mals erhöht,  die  Wochenprämien  aber  auf  die 
im  Gesetz  von  1920  festgelegten  Beträge  er- 
mäßigt. Durch  das  G.  v.  8./XI.  1921  (Unem- 
ployed  Workers  Dependants  (Temporary  Pro- 
vision) Act)  wurden  Unterstützungsbeiträge  für 
Ehefrauen  und  Kinder  für  die  Dauer  von  G  Mo- 
naten eingeführt.  Endlich  brachte  dann  das  G. 
V.  12./1V.  1922  (Unemploymcnt  Insurance  Act 
1922)  eine  unifassende  Neuregelung.  So  wurde 
u.  a.  die  Beitragsleistungen  für  die  Versicherung 
und  die  Familienuntcrslützung  zusammengefaßt 
und  erhöht.  Auch  wurde  die  Summe,  aus  der  der 
Staatsbeitrag  bestritten  werden  soll,  von  20  auf 
30  Mill.  £  emporgesetzt.  Die  ganze  Regelung 
trägt  einen  Ausnahmecharakter  und  erstreckt 
sich  bis  Juni  1923. 

Italien.  Auch  in  Italien  war  man  schon  vor 
dem  Krieg  angelegentlich  um  die  Entwicklung  des 
Arbeitsnachweises  bemüht.  Während  des  Krieges 
wurde  die  Frage  der  Arbeitslosenversicherung 
eifrig  besprochen,  es  wurden  auch  frühzeitig 
entsprechende  Anordnungen  für  die  Demobil- 
machung  getroffen.  Für  die  Arbeiter  der  Kriegs- 
industrie wurde  ein  Arbeitslosenfonds  gebildet, 
zu  dem  die  Arbeitnehmer  alle  14  Tage  1  Lire  bei- 
zusteuern hatten,  wenn  ihr  Lohn  nicht  mehr  als 
5  Lire  täglich,  dagegen  1,&0  Lire,  wenn  der  Lohn 
über  5  Lire  betrug.  Der  Arbeitgeber  hatte  vier- 
zehntägig 1,60  Lire  beizutragen.  Als  aber  das 
Kriegsende  und  mit  ihm  auch  für  Italien  eine 
gewaltige  Arbeitslosigkeit  kam,  entschloß  man 
sich  zu  einer  allgemeinen  Erwerbslosenfürsorge 
überzugehen,  bei  der  aber  den  Kriegsarbeitern 
gewisse  Vergünstigungen  eingeräumt  wurden. 
Den  vorläufigen  Abschluß  brachte  das  G.  v. 
19./X.  1919,  mit  Wirksamkeit  v.  l  /I.  1920  ab, 
das  einen  provisorischen  Charakter  trägt,  als 
Versuch  ged.icht  ist.  Seine  Bedeutung  liegt 
darin,  daß  hier  zum  ersten  Male  die  drei  ver- 
wandten Gebiete:  Arbeitsvermittlung,  Arbeits- 
losenversicherung und  Arbeitsbeschaffung  in  dem- 


selben Gesetz  geregelt,  einheitlich  aufgebaut  nnd 
den  gleichen  Stellen  übertragen  werden. 

Der  Persnnenkreis  der  Versicherung  ist  an 
sich  sehr  weit  gezogen,  er  soll  mit  dem  Umfang 
der  Kranken-  und  Invalidenversicherung  über- 
einstimmen. Geplant  ist  danach  die  Einbe- 
ziehung der  industriellen  wie  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter-  und  Angestelltenschaft,  während 
Heimarbeit  und  häuslicher  Dienst  draußen 
bleiben.  Die  Erfassung  scheint  aber  zunächst 
nur  zu  einem  kleinen  Teil  gelungen  zu  sein,  da 
berichtet  wird,  daß  die  Kassen  Ende  1920  erst 
2  Mill.  Mitglieder  zählten.  Die  Arbeiter,  heißt  es, 
hätten  der  Einrichtung  wenig  Sympathie  ent- 
gegengebracht, bei  der  Landwirtschaft  hat  der 
Staat  zunächst  auf  Beitragsleistung  überhaupt 
verzichtet.  In  organisatorischer  Beziehung  ist 
die  italienische  Versicherung  insofern  von  Inter- 
esse, als  sie  wohl  ziemlich  alle  denkbaren  Mög- 
lichkeiten erschöpft.  So  sind  die  örtlichen  Organe 
von  der  größten  Vielseitigkeit.  Hier  können  mit 
der  Durchführung  der  Aufgaben  in  erster  Linie 
die  Aibeitsnachweise  aller  Art,  öffentliche  und 
nichtöffentliche,  betraut  werden.  Daneben  wer- 
den Gewerbeinspektoren  und  andere  im  sozialen 
Leben  tätige  Personen  als  Aufsichtskommissare, 
zur  örtlichen  Kontrolle  über  die  Maßnahmen  und 
Einrichtungen  auf  dem  gesamten  Gebiet  der 
Arbeitslosenpolitik  herangezogen.  Für  die  Pro- 
vinzen sind  Landesämter  begründet  worden, 
deren  Aussehü.ssen  Vertreter  aller  interessierten 
Stellen,  der  Behörden  wie  der  Arbeitgeber  und 
der  Arbeitnehmer,  angehören.  Die  Aufgaben  der 
Landesämter  bestehen  wiederum  in  der  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit  durch  Arbeits- 
vermittlung, Arbeitsbeschaffung  und  Arbeits- 
losenversicherung. Sie  sind  nicht  unähnlich 
den  deutschen  Landesarbeitsämtern,  die  oben 
schon  als  die  geeigneten  finanziellen  Träger  der 
neuen  Versicherung  bezeichnet  wurden.  In 
Italien  sind  zum  gleichen  Zweck  von  den  Landes- 
ämtern allgemeine  Provinzialkassen  ins  Leben 
gerufen  worden.  Die  Zentralinstanz  für  den 
ganzen  Staat  ist  das  „Nationalamt  für  Arbeits- 
vermittlung und  Arbeitslosigkeit",  dem  die 
oberste  Leitung  und  Ueberwachung  der  ge- 
samten Arbeitslosenpolitik  zusteht.  Dem  Na- 
tionalamt ist  beigegeben  ein  aus  den  Interessenten 
gebildeter  Zentralausschuß  und  ein  aus  diesem 
hervorgeg.angener  engerer  Zentralvorstand.  Neben 
den  öffentlichen  Kassen  (Provinzialkassen)  sind 
noch  Berufskassen  verschiedener  Art  gesl;attet, 
in  denen  die  Fachorganisationen,  paritätisch  oder 
getrennt,  größere  Selbständigkeit  behalten.  Die 
Beiträge,  die  vom  Arbeitgeber  alle  14  Tage  vor- 
gelegt und  zur  Hälfte  getragen  werden,  beziffern 
sich  bei  einem  Tagelohn  bis  4  Lire  auf  0,70  Lire, 
bei  einem  Lohn  von  4—8  Lire  auf  1,40  Lire,  bei 
einem  Lohn  von  mehr  als  8  Lire  auf  2,10  Lire. 
Die  Höhe  der  Unterstützung  riclitet  sich  gleich- 
falls nach  den  Löhnen  und  ist  je  nachdem  1,25 
Lire,  2,b0  Lire  und  3,76  Lire  täglich,  doch  darf 
das  Arbeitslosengeld  nie  mehr  betragen  als  der 
halbe  Tagelohn.  — 

Abschließend  wäre  zu  bemerken,  daß  die  ver- 
worrene und  undurchsichtige  Organisation  der 
italienischen  Versicherung,  der  lockere  Zu- 
sammenhang mit  dem  Arbeitsnachweis,  das 
Fehlen  jeglicher  Gefahrenklassen  oder  Risiko- 
verteilung den  Widerstand  der  Arbeiterschaft 
verständlich  erscheinen  lassen. 
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Schweiz.  Zum  Teil  beeinflußt  durch  das  | 
Muster  der  Krisenversicherung  in  der  Stickerei- 
industrie hat  sich  die  Schweiz  auch  eine  all- 
gemeine Arbeitslosenversicherung  geschaffen,  die 
aber  nicht  mehr  ist  noch  sein  will  als  ein  Uober- 
gang  zu  größeren,  leistungsfähigeren  Veran- 
staltungen. Bereits  im  Frühjahr  (24./III.)  1917 
wurde  durch  Bundesratsbe-t-clduß  ein  Fonds  für 
Arbeitsloscnfürsorge  begründet,  der  aus  den 
Konjunkturgewinnen  der  Kriegsindustrien  do- 
tiert werden  sollte.  Für  das  Jahr  191G  wurde 
ein  Zuschlag  von  20  v.  H.  zur  Kriegsgewinn- 
steucr  erhoben.  Zugeführt  wurde  dem  Fonds 
ferner  der  Betrag  von  3  Mill.  Fr.  aus  der  Kriegs- 
gewinnsteuer  für  1915.  Genauere  und  zum  Teil 
neue  Regeln  stellte  der  Bundesratsbeschliiß  v. 
29./X.  1919  auf.  Zweck  des  Fonds  ist  es  danach, 
den  Kantonen  und  Gemeinden  Zuschüsse  zu  den 
von  ihnen  aufgewandten  Mitteln  zu  gewähren. 
Unterstützt  werden  dürfen  alle  mindestens  IG 
Jahre  alten  Schweizer,  die  regelmäßig  eine  Er- 
werbstätigkeit au.sgeübt  haben.  Doch  wird  der 
Nachweis  der  Bedürftigkeit  von  den  Antrag- 
stellern gefordert.  Das  Arbeitslosengeld  beläuft 
sich  auf  60  v.  H.  des  täglichen  Lohnsatzes,  bei 
Arbeitern,  die  eine  Familie  zu  versorgen  haben, 
auf  70  V.  H.;  Kurzarbeitern  wird  die  Hälfte 
des  entgangenen  Verdienstes  erstattet.  Doch 
sind  gewisse  Ilöchstbeträge  für  die  tägliche 
Unterstützung  je  nach  den  Teuerungsverhält- 
nissen und  dem  Familienstande  vorgesehen.  Die 
notwendigen  Mittel  werden  durch  den  Bund, 
die  Kantone,  die  Gemeinden  und  die  Unter- 
nehmer gemeinsam  aufgebracht.  Dabei  werden 
die  Unternehmerbeiträge  so  abgestuft,  daß  sie 
bei  kurzer  Dienstzeit  oder  stark  verkürzter  täg- 
licher Beschäftigungsdauer  des  Aibeiters  zu- 
nehmen. Die  Kontrolle  führt  der  örtliche  Ar- 
beitsnachweis. Ein  näheres  Eingehen  ist  um  so 
weniger  geboten,  weil,  wie  betont,  die  ganze 
Einrichtung  nur  als  provisorisch  gedacht  ist. 
Von  einer  Versicherung  kann  man  kaum  sprechen: 
es  fehlen  alle  Beiträge  der  Arbeitnehmer,  Ge- 
fahrenklassen sind  nicht  vorhanden,  die  Unter- 
stützung ist  vom  Nachweis  der  Bedürftigkeit 
abhängig.  Das  Schweizer  System  stellt  dem- 
nach eine  veredelte  Erwerbsinsenfürsorge  dar. 
Eine  Reihe  von  zum  Teil  bemci  kenswerten  Aende- 
rungen  brachte  der  Bundesratsbeschluß  v.  3Ü./X. 
1921.  Die  Aufwendungen  betrugen  i.  J.  1921: 
60  Mill.  Fr. 

Oesterreich.  Unter  dem  Einfluß  seiner 
sozialistischen  Regierung  ist  auch  Deutsch- 
Oesterreich  nach  der  Revolution  in  eine  Periode 
stürmischen  sozialen  VorwärtsdrHngens  geraten. 
Kurz  vor  dem  Kriege  interessierten  sich  mehrere 
Städte,  an  ihrer  Spitze  die  Hauptstadt  der 
Donaumonarchie  lebhaft  für  die  Arbeitslosen- 
versicherung, und  nach  dem  Ende  des  Krieges 
war  Oesterreich  der  erste  Staat,  der  eine  all- 
gemeine Erwerbslosenfürsorge  einführte,  die 
von  fast  ganz  Europa  nachgeahmt  worden  ist. 
Trotz  der  Armut  beschloß  die  Regierung,  diese 
Fürsorge  in  eine  regelrechte  Versicherung  um- 
zubauen, eine  Absicht,  die  durch  die  hohen  und 
unproduktiven  Ausgaben  für  die  Erwerbslosen- 
lürsorge  (jährlich  fast  400  Mill.  Kr.)  wesentlich 
erleichtert  wurde.  Das  in  vielen  Stücken  wert- 
volle und  originelle  Gesetz  (zurückgehend  auf 
Prof.  Pribram)  ist  am  24./I1I.  1920  erlassen 
worden  und  am  9./V.  in  Kraft  getreten. 


Geschaffen  wurde  auch  hier  eine  Zwangs- 
versicherung, der  die  gesamte  Arbeiter- und  An- 
gostelltenschaft  mit  Ausnahme  der  Landwirt- 
schaft unterstellt  ist.  In  Oesterreich  ist 
für  die  Organisation  entscheidend  der  Anschluß 
an  die  Arbeitsvermittlung.  Die  Durchführung 
liegt  örtlich  in  der  Hand  der  Arbeitslosenämter, 
die  meist  mit  den  öffentlichen  Arbeitsnachweisen 
zusammenfallen.  Bei  ihnen  erfolgt  vor  allem  — 
mindestens  zweimal  wöchentlich  —  die  Meldung 
der  Arbeitslosen.  Die  Aufsicht  über  den  Ar- 
beitsnachweis und  die  Arbeitslosenversicherung 
steht  den  industriellen  Bezirkskommissionen  zu. 
Die  letzteren  sind  paritätische  Vertretungen  der 
Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer,  deren  Mit- 
glieder vom  Staatssekretär  für  sozi.ale  Verwal- 
tung berufen  werden  und  sich  weitgehender 
Scibstverwaltungsrechte  erfreuen.  So  können 
die  Bezirkskommissionen  ermächtigt  werden, 
,, gewisse  Berufsgruppen  zu  bezeichnen,  deren 
Angehörigen  mit  Rücksicht  auf  die  günstige  Lage 
des  Arbeitsmarktes  eine  Unterstützung  nicht  zu 
gewähren  ist".  Dem  wechselnden  Risiko  wird 
insofern  entsprochen  als  ,,für  jene  Gruppen  von 
Arbeitern  oder  Angestellten,  welche  die  Arbeits- 
losenunterstützung regelmäßig  stärker"  oder 
geringer  in  Anspruch  nehmen  als  der  allgemeine 
Durchschnitt  der  Beitrag  entsprechend  erhöht 
oder  erniedrigt  werden  kann.  Die  wichtige  Voll- 
zugsanweisung v.  25./V111.  1920  teilt  die  Be- 
rufsgruppen nach  der  Häufigkeit  der  Arbeits- 
losigkeit in  drei  Klassen  ein,  die  verschieden  hohe 
Beiträge  entrichten.  Klasse  1  umfaßt  Gewerbe 
mit  geringer  Arbeitslosigkeit  (wie  Betriebe  der 
Eisenbahnen,  des  Bergbaues,  der  Hüttenwerke 
usw.),  Klasse  II  alle  Betriebe,  die  nicht  in  eine 
der  anderen  Klassen  fallen,  Klasse  III  Betriebe 
mit  hoher  Arbeitslosigkeit:  Baugewerbe,  Gast- 
und  Schankgewerbe,  Handelsgewerbe.  Die  Bei- 
träge werden  erhoben  von  den  Krankenkassen 
und  der  Pensionsanstalt  für  Angestellte  als  Zu- 
schläge zu  deren  eigenen  Beiträgen.  Wie  diese 
sind  sie  in  15  Lolmklasscn  abgestuft.  Es  werden 
von  den  in  die  Kla.sse  I  eingereihten  Betrieben 
4  V.  H.,  in  Klasse  II:  8  v.  H.,  in  Klasse  III: 
lü  V.  H.  des  Höchstbeitrages  zur  Krankenver- 
sicherung entrichtet.  Im  übrigen  hat  man  zur 
finanziellen  Bedarfsdeckung  nicht  das  Prämien- 
sondern  das  Umlageverfahren  gewählt.  Der 
Staat  streckt  die  für  die  Unterstützungen  not- 
wendigen Mittel  vor.  „Nach  Abschluß  jedes 
Verwaltungsjalires  ist  der  Gesamtaulwand  ein- 
schließlich der  Verwaltungsauslagen  derart  auf- 
zuteilen, daß  ein  Drittel  vom  Staate,  der  Rest 
je  zur  Hälfte  von  den  Arbeitgebern  einerseits,  den 
Arbeitern  und  Angestellten  andererseits  ge- 
tragen wird".  Uebersteigen  die  eingezahlten 
Beiträge  die  Ausgaben,  so  wird  der  Uebcrs"huß 
einem  beim  Staatsamt  für  soziale  Verwaltung 
zu  errichtenden  Arbeitslosenfonds  überwiesen, 
der  als  Rücklage  für  schlechte  Jahre  dient.  Die 
Höhe  des  Arbeitslosengeldes  richtet  sich  nach 
den  Sätzen  des  Krankengeldes,  paßt  sich  also 
den  Lohnverhältnis,sen  des  Arbeiters  vollkommen 
an.  Gewährt  wird  den  ledigen  Arbeitern  oder 
Angestellten  eine  Unterstützung  von  60  v.  H. 
des  täglichen  Krankengeldes,  den  „Familien- 
erhaltern" 00  v.  H.  In  verständiger  Weise  wird 
auf  die  Fortbildung  der  Arbeitslosen  Rücksicht 
I  genommen.  Die  Mittel  des  Arbeitslosenfonds 
i  sind  auch  für  die  Verminderung  der  Arboits- 
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losigkeit  zn  verwenden.  Solche  Arbeitslose, 
denen  „die  zur  Ausübung  des  erlernten  oder  eines 
anderen  entsprechenden  Berufes  erforderlichen 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  mangeln",  kann 
das  Arbeitslosenamt  einem  geeigneten  Betrieb 
oder  einer  Fachschule  zur  Nachschulung  über- 
weisen. 

Deutschland.  Die  Stellung,  die  Deutsch- 
land bisher  zur  Arbeitslosenversicherung  einge- 
nommen hat,  ist  bezeichnet  durch  angelegent- 
liches Interesse  und  ausbleibende  Taten.  Die 
Gelehrten  denken  über  die  Streitfragen  nach, 
die  Praktiker  erwägen  sie  —  aber  weiter  kommt 
man  nicht. 

Vor  dem  Krieg  stand  die  Mehrheit  der  Be- 
urteiler dem  Versicherungsplan  abgeneigt  gegen- 
über. Die  Minderheit  spaltete  sich  in  Anhänger 
des  Genter  Systems  und  der  selb.ständigen  kom- 
munalen Kassen.  Nur  von  wenigen  Seiten  wurde 
die  „Reichsarbeitslosenversicherung"  gefordert. 
Die  Re°;ierung  versagte  sich  einig  und  unver- 
änderlich allen  derartigen  Vorschlägen,  ob 
Bethmann-Hollweg  (1908)  oder  Delbrück  (1913) 
—  die  Antwort  im  Parlament  lautete:  „nicht 
spruchreif  und  nicht  durchführbar".  Ja,  vielen 
erschien  die  neue  Forderun"  als  der  Gipfel  welt- 
fremder „Amateur-Sozialpolitik". 

Wie  so  manche  Meinungen  durch  die  schweren 
Schicksale  Deutschlands  umgemodelt  worden 
sind,  so  auch  die  Beurteilung  der  Arbeitslosen- 
fragen durch  die  breite  Oeffentlichkeit,  Die 
furchtbare  allgemeine  Not  schärfte  dem  Politiker 
d.is  Gewissen,  ließ  ihn  viel  ernstlicher  als  in  der 
Voraugustzeit  nach  Wegen  zum  sozialen  Frieden 
suchen.  Zudem  änderte  die  Arbeitslosigkeit 
ihren  Charakter,  sie  wuchs  zeitweise  zu  nie  ge- 
kannter Höhe  an,  und  sie  stellte  sich  jetzt  tür 
jeden  Unbefangenen  aufs  Deutlichste  als  unver- 
schuldet, durch  „objektive"  Momente  hervor- 
gerufen, dar.  Es  setzte  sich  die  Erkenntnis  durch, 
daß  sich  der  Staat  des  Lebens  und  Gedeihens 
seiner  letzten  Bürger  annehmen  müsse,  wenn  er 
telbst  leben  wolle,  daß  in  politisch  so  bewegter 
Zeit  unversorgte  Arbeitslosigkeit  ziemlich  gleich- 
bedeutend sei  mit  Anarchie.  Die  veränderten 
Mehrheitsverhältnisse  in  allen  Parlamenten,  das 
Wachstum  der  sozialistischen  Parteien,  verlieh 
diesen  neuen  Erkenntnissen  in  der  Pra.tis  starken 
Nachdruck. 

Schon  die  erste  und  größte  Arbeitslosenwelle 
vom  Herbst  1914  förderte  Versuche  der  Arbeits- 
losenfürsorge in  Menge  ans  Tageslicht  (s.  Art. 
„Erwcrbslosenfürsorge").  Von  allen  Seiten  und 
in  allen  Formen,  von  der  Armenunterstützung 
bis  zum  Darlehen,  schuf  man  Beihilfen  für  die ' 
notleidenden  wirtschaftlichen  Opfer  des  Krieges. 
Allmählich  erwuchs  dann  ans  dem  wirren  Streben 
nach  sozialer  Betätigung  die  sog.  Erwerbslosen- 
fürsorge, die  in  ihren  ersten  Anfängen  auf  den 
Bundfsratsbeschluß  v.  18./X.  1911  zurückgeht. 
Als  vier  Jahre  später  die  Demobilmachiing  das 
Heer  der  Arbeitslosen  von  neuem  auffüllte,  er- 
folgte eine  neue,  breitere  und  festere  Grund- 
legung durch  die  Reichsverordnung  v.  ],^./Xl. 
1918,  die  sich  aber  späterhin  noch  zahlreiche 
Aenderungen  und  Erweiterungen  hat  gefallen 
lassen  müssen;  die  zurzeit  maßgebende  Fassung 
ist  gegeben  durch  die  V.  v.  2ij./l.  und  G./V.  192U. 

Die  Erwerbslosenfürsorge,  wie  sie  heute  noch 
besteht,  war  ohne  Zweifel  beim  Ende  des  Krieges 
nicht  nur  etwas  Gutes  sondern  unentbehrlich. 


Da  eine  geordnete  Arbeitslosenversicherung 
fehlte,  so  mußte  eine  schnelle  und  einfache  Hilfe 
bereitgestellt  werden.  Durch  sie  wurden  Per- 
sonen, die  infolge  des  Krieges  erwerbslos  ge- 
worden waren,  notdürftig  versorgt.  Doch  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  diese  Hilfe 
in  keiner  Weise  etwa  als  dauernder  Ersatz  der 
Arbeitslosenversicherung  gelten  darf.  Ihre 
Schattenseiten  sind  so  dunkel,  daß  es  dringende 
Pflicht  des  Reiches  ist,  sie  baldigst  durch  etwas 
Besseres  zu  ersetzen.  Die  Erwerbslosenfürsorge 
steht,  wie  der  Name  besagt,  der  Arroenpflege 
nahe,  ein  Rechtsanspruch  des  zu  Unterstützen- 
den besteht  nicht,  er  ist  genötigt,  seine  Be- 
dürftigkeit nachzuweisen.  Alle  Gegenseitigkeits- 
momente (Beiträge,  Gefahrenklassen)  fehlen,  die 
Kontrolle  ist  oft  wenig  ausgebildet;  die  ganze 
Einrichtung  verführt  zu  Faulheit  uml  Mißbrauch, 
zudem  werden  niu-  solche  Personen  unterstützt, 
die  infolge  des  Krieges  erwerbslos  geworden,  so 
daß  ein  erheblicher  Teil  der  Bedürftigen  noch 
ohne  jede  Beihilfe  bleibt.  Mit  einem  Wort  —  die 
Umwandlung  der  Fürsorge  für  Erwerbslose  in 
eine  Versicherung  für  Arbeitslose  ist  eine  Forde- 
rung, die  heute  die  große  Mehrzahl  der  Kenner 
aus  Wissenschaft,  Wirtschaft  und  Politik  hinter 
sich  hat. 

Welche  Schritte  sind  denn  nun  bisher  in 
dieser  Richtung  getan  worden?  In  der  Haupt- 
sache ist  es  bei  Ansätzen  und  guten  Vorsätzen 
geblieben.  Ja,  es  ist  sogar  Manches  wieder  ver- 
loren gegangen,  was  in  den  letzten  Jahrzehnten 
mühsam  errungen  worden  war.  Aufgegeben 
werden  mußten  alle  Kommunalversieherungen, 
welcher  Art  sie  auch  sein  mochten.  Einge- 
schlafen ist  die  gewerkschaftliche  Arbeitslosen- 
unterstützung, um  nicht  mehr  zu  erwachen;  die 
führenden  Persönlichkeiten  geben  zu,  daß  die 
Ansprüche  an  die  Kassen  nicht  mehr  getragen 
werden  können:  „Die  ungeheuren  Arbeitslosig- 
keitsausgaben im  ersten  Kriegsjahre  haben  die 
Gewerkschaften  veranlaßt,  von  dieser  Forderung 
(Genter  System)  abzugehen  und  dafür  die  obli- 
gatorische Arbeitslosenversicherung  vorzuziehen" 
(Umbreit).  Schon  seit  Beginn  des  Jahres  1918 
haben  die  freien  Gewerkschaften  diesen  verän- 
derten Standpunkt  eingenommen.  Sie  haben  ihn 
damals  in  Leitsätzen:  „Zur  gesetzlichen  Rege- 
lung der  Arbeitslosenversicherung  und  der 
Arbeitslosenvermittlung"  festgelegt.  In  diesen 
Leitsätzen  ging  man  von  der  Erkenntnis  aus, 
daß  alle  Versuche  Schiffbruch  erlitten  hatten,  und 
daß  nun  als  letzter  und  einziger  Weg  die  .selb- 
ständige Reichsarbeitslosenversicherung  übrig 
bleibe.  Diese  dachte  man  sich  allerdings  in  etwas 
oberflächlicher  Weise  als  Anhängsel  an  die  In- 
validenversicherung. Die  nachdrückliche  Befür- 
wortung durch  die  Gewerkschaften  hat  ohne 
Zweifel  auch  auf  die  gesetzgebenden  Faktoren 
des  neuen  Deutschland  einen  starken  Eindruck 
gemacht.  Ein  allgemein  gehaltenes,  mehr  mora- 
lisches Bekenntnis  zum  Gedanken  der  Existenz- 
sicherung brachte  schon  §  1  des  Sozialisierungs- 
gesetzes  v.  13./1II.  1919.  Ebenso  wurde  im  Art. 
163  der  Rcichsverfassung  die  Arbeitskraft  unter 
den  besonderen  Schutz  des  Reiches  gestellt. 
Jedem  Deutschen  solle  die  Möglichkeit  zur  Arbeit 
gegeben  werden;  „soweit  ihm  Arbeiosgelegeidieit 
nicht  nachgewiesen  werden  kann,  wird  für  seinen 
notwendigen  Unterhalt  gesorgt.  Das  Nähere 
wird  durch  besondere  Reichsgesetze  bestimmt". 
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Dieser  idealen  Erklärung  soll  nun  in  erster 
Linie  durch  die  Arbeitsloscnversirherung  Genüge 
getan  werden.  So  sind  denn  aurh  schon  drei 
Entwürfe  vom  Reichsarbeitsniinisterium  vor- 
bereitet und  der  Oeffentlichkeit  unterbreitet 
worden,  der  erste  im  Herbst  19] 9,  der  zweite 
in  einigen  Punkten  veränderte  und  schärfer 
gefaßte,  in  den  Grundlinien  jedoch  gleich- 
gerichtete, im  Frühjahr  1920,  der  dritte  im  Juli 
1922.  Diese  beiden  ersten  Entwürfe  waren  durch 
folgende  Hauptpunkte  gekennzeichnet: 

1.  Einbezogen  werden  sollten  sowohl  die  Ar- 
beiter wie  die  Angestellten,  mit  manchen  Aus- 
nahmen z.  B.  für  die  in  der  Landwirtschaft  Be- 
schäftigten, Dienstboten,  unständige  Arbeiter 
im  Wandergewerbe  Beschäftigte,  Lehrlinge  usw.' 

2.  Die  Trägerfrage  wollte  man  durch  die  An- 
gliederung  an  die  Krankenkasse  lösen:  „Die 
Durchführung  der  Arbeitslosenversiihcrung  liegt 
dem  Kassenverband  ob,  zu  welchem  die  Kränken- 
kassen des  Bezirkes  vereinigt  sind.  Der  Kassen- 
verband errichtet  eine  Arbeitslosenkasse." 

3.  Fiir  die  finanzielle  Deckung  gelten  folgende 
Vorschriften.  Beiträge  werden  gezahlt  von  den 
Arbeitgebern,  den  Versicherten,  dem  Reich  und 
dem  zuständigen  Gemeindeverband.  Arbeit- 
geber und  Versicherte  entrichten  für  jede  Woche 
laufende  Beiträge  zu  gleichen  Teilen,  die  zu- 
sammen zwei  Drittel  der  zulässigen  Auseaben 
der  Kasse  decken.  Reich  und  Gemeindevei^band 
zahlen  je  ein  Viertel  der  von  den  Interessenten 
eingelaufenen  Beiträge.  Die  Satzung  kann  für 
Saisonbetricbe  die  Beiträge  der  Arbeitgeber  und  i 
Arbeitnehmer  bis  auf  das  Doppelte  erhöhen.  ' 
Zu  Zwecken  einer  allgemeinen  Verhütung  der ' 
Arbeitslosigkeit  und  zur  Deckung  außergewöhn- 
licher Leistungen  „Ist  von  jeder  Kasse  jährlich 
ein  Zehntel  des  Jahresbetrags  der  Kassenbeiträge 
der  gemeinsamen  Rücklage  aller  Versicherungs- 
träger zuzulühren". 

4.  „Arbeitslosenunterstützung  wird  nur  ge- 
währt, wenn  der  Versicherte  in  den  24  Monaten 
vor  dem  Eintritt  der  Arbeitslosigkeit  während 
26  Wochen  Beiträge  geleistet  hat  und  der  An- , 
Spruch  nicht  erschöpft  ist."  Die  Rente  wird 
binnen  12  Monaten  nur  für  13  Wochen  gewährt 
und  zwar  in  der  Höhe  des  Ortslohnes.  Sie  be- 
ginnt mit  dem  dritten  Tage  der  Arbeitslosigkeit. 
Für  ledige  Versicherte  und  für  Saisonarbeiter 
darf  der  Unferstützungsatz  bis  zur  Hälfte  des 
Ortslohnes  ermäßigt  werden.  — 

Wenn  auch  ein  derart  knapper  Auszug  das 
Gebäude  nur  in  seiner  rohesten  Gestalt  erkennen 
läßt,  so  sei  doch  bemerkt,  daß  nicht  häufig 
ein  Entwurf  so  einhellig  von  der  wissenschaft- 
lichen Kritik  verworfen  worden  ist,  wie  dieser. 
Mag  der  Versicherungsjurist  mit  einer  gewissen 
Genugtuung  die  allseitig  erkennbare  Anpas- 
sung an  das  bestehende  Versicherungswerk  be- 
grüßen, der  Sozialpolitiker  sieht  gerade  darin 
den  Grundfehler,  daß  Sonderart  und  Sonder- 
schwierigkeiten hier  nicht  zu  einem  besonderen 
Lösungsversuch  führen.  Es  ließe  sich  nachweisen, 
daß  diese  Verkennung  der  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhänge den  Verfasser  des  Entwurfes  fast 
bei  allen  Einzelheiten  auf  eine  falsche  Bahn  ge- 
lockt haben. 

Der  dritte  Entwurf,  von  Anfang  Juli  1922, 
steht  auf  einer  viel  höheren  Stufe.  Er  entspricht 
insofern  den  zu  stellenden  Anforderungen,  als 
der  Organisation  der  Arbeitsnachweise  die  eigent- 


lichen Verwaltungsaufgaben  übertragen  werden, 
wahrend  die  Krankenkassen  ausschließlich  die 
Einziehung  der  Beiträge  in  die  Hand  nehmen 
sollen.  Ferner  werden  je  nach  der  Arbeitslosigkeit 
in  dem  betreffenden  Beruf  drei  Gefahrenklassen 
vorgesehen,  allerdings  nur  in  der  Weise,  daß  die 
Beiträge  der  wahrscheinlichen  Arbeitslosigkeit 
entsprechend  abgestuft  werden.  Keineswegs  aber 
soll  jede  Klasse  ihr  besonderes  Berufsrisiko  tragen. 
Was  die  Aufbringung  der  Mittel  anbetrifft,  so 
sollen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zusammen 
Vs.  die  öffentlichen  Verbände  V,  der  Lasten 
übernehmen.  Und  zwar  soll  der  Bedarf  nach  dem 
österreichischen  Muster  durch  das  Uralagever- 
fahren  gedeckt  werden.  Im  weiten  Umfang  wird 
auch  auf  die  Verhütung  und  Bekämpfung  der 
1  Arbeitslosigkeit  Rücksicht  genommen  —  wie 
denn  der  Entwurf  reich  ist  an  interessanten  und 
wertvollen  Einzelheiten. 

Im  Hinblick  auf  die  Unübersichtlichkeit  und 
Unsicherheit  der  Konjunkturentwicklung  in  den 
nächsten  Jahren,  ist  dringend  zu  wünschen,  daß 
nun  endlich  das  Gesetz  zustande  komme.  Nach 
dem  früher  Dargelegten  sind  an  das  Gesetz  vier 
Hauptanforderungen  zu  stellen:  1.  Genügende 
Weite  des  Personc nkreises.  genügende  Höhe  der 
Unterstützungssätze,  2.  Engster  Anschluß  der 
Arbeitslosenversicherung  an  den  Aufbau  des 
Arbeitsnachweissystenis,  3.  Berücksichtigung  der 
großen  Gefahrengruppen,  4.  Organische  Ver- 
knüpfung des  Arbeitsnachweises,  der  Arbeits- 
beschaffung und  der  Arbeitslosenversicherung. 

(Zu  dem  Ende  September  veröffentlichten 
neuesten  „Referentenentwurf  des  Gesetzes  über 
eine  vorläufige  Arbeitslosenversicherung"  kann 
hier  nicht  mehr  Stellung  genommen  werden.  Der 
Entwurf  ist  besser  als  seine  Vorgänger,  vor  allem 
indem  er  endlich  den  Arbeitsnachweis  in  seine 
Rechte  einsetzt;  er  ist  aber  weit  entfernt  von 
dem  Wunschbild  eines  klaren,  großzügigen, 
wirtschaftlich  haltbaren  Versicherungssystems. 
Einiges  Nähere  bringt  das  „ReichsarSeitsiilatt*. 
Jahrg.  1.  N.  F.,  Nr.  24  und  „Arbeit  und  Beruf", 
Jahrg.  1,  Nr.  1  u.  2.) 
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I.  Allgemeines. 

Unter  „Arbeitsmarkt"  im  weitesten  Sinne 
sind  alle  die  Vorgänge  zu  verstehen,  bei  denen 
ein  Angebot  menschlicher  Arbeitskraft  und 
die  Nachfrage  danach  in  Erscheinung  tritt. 
Je  nachdem,  wie  sich  Angebot  und  Nach- 
frage treffen,  spricht  man  von  einem  ge- 
regelten oder  ungeregelten  Arbeitsmarkt- 
verkehr. In  vielen  Fällen  vollzieht  sich  heute 
noch  der  Ausgleich  von  Angebot  und  Nach- 
frage ohne  die  Mitwirkung  von  Mittlern  durch 
persönliche  Umschau  und  durch  schriftliche 
Bewerbungen  auf  gut  Glück.  Neben  diesen 
Formen  der  Arbeitsuche  ist  noch  das  In- 
serieren in  den  Zeitungen  nach  offenen  Stellen 
und  nach  Arbeitskräften  zum  ungeregelten 
Arbeitsraarktverkehr  zu  rechnen.  Von  einem 
geregelten  Arbeitsmarktverkehr  kann  man 
erst  dann  sprechen,  wenn  alle,  die  Arbeit 
suchen  oder  zu  vergeben  haben,  ihre  Ge- 
suche um  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  bzw. 
um  Ausnutzung  der  bei  ihnen  vorhandenen 
Arbeitsmöglichkeiten    bei  Arbeitsvermitt- 


lungsstellen anbringen  und  sich  deren  Mit- 
wirkung beim  Abschluß  von  Arbeitsverträgen 
bedienen. 

Solange  der  Arbeitsvertrag  ein  freier  ist, 
d.  h.  der  einzelne  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer darauf  ausgeht,  seinem  Sonder- 
bedürfnis entsprechende  Bedingungen  beim 
Vertragsschluß  durchzusetzen,  solange  wird 
auch  die  Regelung  des  Arbeitsmarktes  keine 
vollkommene  werden.  Erst  durch  den  Zu- 
sammenschluß von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern zu  Parteien  des  kollektiven  Arbeits- 
vertrages und  durch  die  Beschränkung  der 
Arbeitsvertragsfreiheit  mit  Hilfe  der  Staats- 
gewalt, um  gewissen  Grundsätzen  beim  Ver- 
tragsschluß Allgemeingeltung  zu  verschaffen, 
werden  die  Voraussetzungen  für  eine  groß- 
zügige Arbeitsmarktregelung  gegeben. 

Zieht  man  in  Rücksicht,  daß  der  Arbeits- 
vertrag für  die  Arbeitgeber  das  einzige  Mittel 
ist,  die  zur  Aufrechterhaltung  der  Produk- 
tion notwendigen  Arbeitskräfte  zu  erlangen, 
und  für  die  Arbeitnehmer  durchschnittlich 
die  einzige  Möglichkeit  darstellt,  ihre  Arbeits- 
kraft wirtschaftlich  zu  verwerten,  so  erkennt 
man  ohne  weiteres  die  große  Bedeutung,  die 
der  auf  Förderung  des  Abschlusses  von  Ar- 
beitsverträgen gerichteten  Tätigkeit  zu- 
kommt. Es  liegt  daher  im  Interesse  weitester 
Volkskreise,  daß  alle  Hemmnisse,  welche 
dem  Zustandekommen  von  Arbeitsverträgen 
im  Wege  stehen,  beseitigt  werden. 

Die  erste  Voraussetzung  für  die  Ermög- 
lichung eines  rationellen  Arbeitsmarktaus- 
gleiches ist  die  erschöpfende  Kenntnis  der 
Arbeitsstellen  und  der  Arbeitsuchenden.  Der 
Arbeitsmarkt  muß  daher  zunächst  eine  Or- 
ganisation erhalten,  die  auf  Erfassung  aller 
Arbeitsmöglichkeiten  und  aller  Arbeitsuchen- 
den ausgeht.  Arbeitsmarktberichterstattung 
und  Arbeitsmarktstatistik  müssen  so  einge- 
richtet werden,  daß  laufend  ein  Gesamtüber- 
blick über  den  Arbeitsmarkt  vorhanden  ist. 
Dieser  Ueberblick  kann  nur  durch  Zentrali- 
sierung der  Berichterstattung  gewonnen 
werden.  Von  der  Zentrale  muß  die  Ueber- 
sicht  so  schnell  wie  möglich  gesammelt,  zu- 
sammengestellt und  verbreitet  werden,  da- 
mit sie  nicht  veraltet  in  die  Hände  der  Inter- 
essenten gelangt,  denn  der  Arbeitsmarkt 
befindet  sich  ständig  in  Bewegung  und  weist 
oft  in  kürzester  Zeit  einschneidende  Ver- 
änderungen auf.  Wir  stecken,  was  die  Or- 
ganisierung der  Arbeitsmarktberichterstat- 
tung anlangt,  heute  noch  in  den  Kinder- 
schuhen und  haben  das  technisch  Mögliche 
noch  lange  nicht  erreicht. 

Sollen  die  gewonnenen  Arbeitsmarkt- 
übersichten voll  ausgewertet  werden,  dann 
sind  Arbeitsvermittlungsanstallen  erforder- 
lich, die  an  der  Hand  dieser  Uebersichten 
und  unter  Benutzung  schneller  Verkehrs- 
mittel den  Ausgleich  von  Angebot  und  Nach- 
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frage  auf  dem  Arbeitsmarkt  anbahnen.  Da 
Arbeitsverträge  überall  abgeschlossen  wer- 
den, so  muß  diese  Mittlerorganisation  eine 
weitverzweigte  sein.  Sie  muß  sowohl  die 
größten  wie  die  kleinsten  Orte  in  ihren  Be- 
reich einbeziehen.  Neben  dem  Ausgleich 
am  Orte  selbst  muß  die  zwischenörtliche  Aus- 
gleichsmöglichkeit weitestgehend  ausgenutzt 
werden. 

Eine  nach  diesen  Grundsätzen  arbeitende 
Vermittlung  von  Arbeitsgelegenheit  ist  für 
den  größten  Teil  unseres  Volkes  eine  Lebens- 
frage, weil  er  auf  den  Erwerb  des  Unterhalts 
durch  Arbeit  angewiesen  ist.  Aus  dieser  Er- 
kenntnis heraus  bestimmt  deshalb  die  neue 
Weimarer  Verfassung  in  ihrem  Artikel  163: 
„Jedem  Deutschen  soll  die  Möglichkeit  ge- 
geben werden,  durch  wirtschaftliche  Arbeit 
seinen  Unterhalt  zu  erwerben.  Soweit  ihm 
angemessene  Arbeit  nicht  nachgewiesen 
werden  kann,  wird  für  seinen  notwendigen 
Unterhalt  gesorgt.  Das  Nähere  wird  durch 
besondere  Keichsgesetze  bestimmt." 

II.  Die  einzelnen  Arten  des  Arbeitsmarkt- 
verkehrs und  der  Arbeitsvermittlung. 

Vorbedingung  für  jede  Arbeitsvermitt- 
lung ist  die  Arbeitsvertragsfreiheit.  Das 
Altertum  mit  seiner  Sklavenwirtschaft  und 
das  Mittelalter  mit  seiner  vorwiegend  auf 
Herrschaftsverhältnissen  beruhenden  Ar- 
beitsvertassung  (Leibeigenschaft,  Hörigkeit) 
kennen  keine  Arbeitsvermittlung.  Erst  als 
mit  der  Entwicklung  der  Städte  und  der  in 
ihnen  sich  vollziehenden  zünftigen  Organi- 
sation des  Handwerks  das  Arbeitsverhältnis 
anfängt,  freiere  Formen  anzunehmen,  macht 
sich  eine  zielbewußte  Arbeitsvermittlung 
geltend. 

Die  zünftige  Arbeitsvermittlung 
kann  als  die  Vorläuferin  unserer  heutigen 
organisierten  Arbeitsvermittlung  angesehen 
werden.  Georg  Adler  hat  ihr  im  Art. 
„Arbeitsnachweis  und  Arbeitsbörsen"  der 
vorhergehenden  Auflage  dieses  Handwörter- 
buches eine  ausführliche  Darstellung  ge- 
widmet. Seine  Ausführungen  seien  des  ge- 
schichtlichen Interesses  wegen  in  gekürzter 
Form  hier  wiedergegeben. 

„Die  zünftige  Organisation  der  gewerblichen 
Produktion  hing  aufs  engste  mit  der  Institution 
des  Wanderns  der  Handwerksgesellen  zu- 
sammen, das  sowohl  zünftigen  Vorschriften  wie 
auch  dem  in  der  Natur  des  Germanen  tiefwur- 
zelnden Wandertrieb  entsprach.  Denn  der  Ge- 
selle, der  ohne  Geldmittel  von  Ort  zu  Ort  wan- 
derte, mußte  auf  jeder  Station  Obdach  und  das 
Nötige  an  Nahrung  vorfinden,  wenn  er  nicht  in 
Bettel  und  Vagabundentum  verkommen  sollte. 
Und  so  finden  wir  wirklich,  daß  von  den  Zünften 
Herbergen  für  zuwandernde  Gesellen  eingerichtet 
werden,  und  daß  diese  Herbergen  zugleich  die 
ersten  Arbeitsnachweise  darstellen,  deren  Kennt- 
nis uns  die  Geschichte  vermittelt. 


In  den  größeren  Städten  gab  es  der  Zahl 
der  Zünfte  entsprechend  ebensoviele  Herbergen  ; 
die  Verwaltung  jeder  Herberge  war  einem 
,, Herbergsvater"  übergeben,  der  da,  wo  die 
Zunftmeister  den  Arbeitsnachweis  in  Händen 
hatten,  von  der  Zunft  eingesetzt  und  beauf- 
sichtigt war  —  da  hingegen,  wo  der  Ge- 
sellenverband die  Arbeitsvermittlung  be- 
sorgte, unter  dessen  Aufsicht  seine  Funktionen 
ausübte.  Die  Legitimation  des  neuen  Gesellen 
bestand  damals,  wo  der  Handwerksmann  obrig- 
keitliche Papiere  verschmähte,  in  erster  Linie  in 
der  genauen  Kenntnis  des  Gewerkszeremoniells; 
jedes  Handwerk  hatte  ein  solches,  das  in  Hun- 
derten von  Städten  deutscher  Zunge  genau  das 
gleiche  war,  und  wer  sich  als  Kenner  desselben 
erwiesen,  hatte  eben  dadurch  dargetan,  daß  er 
den  Beruf  ehrlich  erlernt  und  von  der  Lehrlings- 
schaft freigesprochen  war,  da  die  Einzelheiten 
des  Zeremoniells  vor  allen  Außenstehenden  streng 
geheim  gehalten  wurden. 

Der  Geselle,  dem  Arbeit  nachgewiesen  wurde, 
hatte  häufig  dem  „üertengesellen",  der  für  ihn 
Umschau  gehalten  hatte,  eine  Entschädigung, 
bestehend  in  einem  Imbiß  oder  einem  Geld- 
betrage, zu  geben.  Wie  weit  die  Fürsorge  für 
die  zuwandernden  Gesellen  ging,  für  die  keine 
Arbeit  vorhanden  war,  zeigt  das  folgende 
Statut  der  Sattler  zu  Nürnberg:  ,,wenn  einer 
desz  handwerk  von  weiten  orten  herkäme  und 
sich  ganz  verzehret  hette,  auch  nach  dem  umb- 
schicken  alhier  keine  arbeit  finden  könde,  so 
soll  ihme  ausz  der  büchsen  zum  umbschicken 
(d.  h.  aus  der  Gewerkskasse)  IG  pfennig,  da 
Ihne  aber  die  nacht  überfiele,  zur  zehrung 
24  pfennig  gegeben  werden;  da  aber  ein  oerten- 
meister  oder  -gesell  einen  solchen  frembden 
lang  sitzen  liese  und  ihne  verhinderte, 
der  soll,  was  selbiger  unter  deszen  verzehret, 
bezahlen."  Das  Zuwandern  fremder  Gesellen 
sollte  also  nicht  dazu  benutzt  werden  dürfen, 
um  auf  Regimentsunkosten  zu  essen  und  zu 
trinken  I  — 

Als  seit  dem  16.  Jahrh.  das  Zunftwesen  zu 
degenerieren  begann,  diente  die  hergebrachte 
Art  der  Arbeitsvermittlung  häufig  zur  Be- 
förderung von  Arbeitsscheu  und  Trunksucht. 
Denn  nun  nahmen  manche  Gesellen  daraus 
Anlaß,  sich  auf  der  Wanderschaft  auf  Kosten 
der  Genossen  am  anderen  Orte  gütlich  zu  tun, 
um  es  dann  am  nächsten  Orte  ebenso  zu  machen. 
So  darf  es  nicht  wundernehmen,  daß  schon 
die  erste  Reichspolizeiordnung  (von  1630)  sich 
mit  der  „Abstellung  des  müßigen  Umhergehens, 
Schenkens  und  Zehrens"  beschäftigt  und  des 
genaueren  vorschreibt,  ,,wie  es  zu  halten,  wenn 
fremde  Gesellen  ankommen  und  Arbeit  ver- 
langen." Aber  erst  das  ReichsG.  von  1732 
vermochte  hier  wirksame  Abhilfe  zu  schaffen: 
das  Handwerkszeremoniell  beim  Nachsuchen 
von  Arbeit  wurde  ebenso  wie  das  übermäßige 
Traktieren  der  zuwandernden  Gesellen  abge- 
schafft. Diese  hatten  sich  durch  ein  zünftiges 
Führungsattest  (die  sog.  „Kundschaft")  über 
ihre  Vergangenheit  auszuweisen,  wurden  dann 
für  kurze  Zeit  sparsam  verpflegt  und  hatten 
sich,  wenn  sie  Arbeit  wünschten,  je  nach  der 
Tradition  an  den  Altgesellen  oder  einen  Dele- 
gierten der  Meister  zu  wenden." 
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Als  durch  die  Einführung  der  Gewerbe- 
iind  Arbeitsvertrai!;s[reilieit  die  pollzciliclie 
Ordnung  des  Handwerks  aufgelöst  wurde, 
fiel  auch  die  zünftige  Arbeitsvermittlung. 
Das  Zustandekommen  von  Arbeitsverträgen 
wurde  nunmehr  dem  freien  Spiel  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  überlassen.  Damit  ward 
die  Arbeitsvermittlung  Sache  des  indivi- 
duellen Beliebens  oder  der  freiwilligen  Or- 
ganisation, blieb  also  von  jeder  behördlichen 
Regelung  unbeeinflußt.  Ümschau,  Zeitungs- 
inserat, ferner  private  Stellenvermittlung, 
einerseits  als  gewinnbringendes  Gewerbe  von 
einzelnen,  andererseits  in  nichtgewerbs- 
mäßiger Weise  durch  Berufs-  oder  Wohl- 
fahrtsvereine betrieben,  sind  in  dieser  Zeit 
freiester  Wirtschaftsverfassung  die  vor- 
herrschenden Verkehrsformen  auf  dem  Ar- 
beitsmarkt. Erst  zu  Ausgang  des  verflos- 
senen Jahrhunderts  setzen  dann  die  Be- 
strebungen nach  einer  behördlichen  bzw. 
gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitsvermitt- 
lung ein,  die  nunmehr  zu  dem  vor  kurzem 
veröffentlichten  Reichsarbeitsnachweisgesetz 
geführt  haben. 

1.  Die  Umschau.  Hierunter  ist  das 
regellose  Suchen  nach  Arbeitsgelegenheit  zu 
verstehen.  Der  Arbeitsuchende  geht  auf 
eigene  Faust  los,  um  bei  Handwerksmeistern, 
Fabriken  usw.  seine  Arbeitskraft  anzubieten. 
Diese  Form  der  primitiven  Arbeitsuche  ist 
ein  Ueberrest  aus  der  Zeit  der  Gesellen- 
wanderung. Heute  wird  die  Umschau  mei- 
stens noch  in  Industriestädten  von  unge- 
lernten Fabrik-  und  Bauarbeitern  als  Mittel 
zur  Erlangung  von  Arbeitsgelegenheit  an- 
gewandt. Die  auf  der  Landstraße  ,, walzen- 
den" angeblich  arbeitsuchenden  Wander- 
armen, die  sich  zu  einem  großen  Teil  aus 
arbeilscheuen  Personen  oder  aus  Erwerbs- 
beschränkten zusammensetzen,  scheiden  für 
unsere  Betrachtung  aus,  da  sie  Gegenstand 
der  Wanderarmenfürsorge  geworden  sind. 
Den  Wert  der  Umschau  als  Arbeitsmarkt- 
verkehrsform  kennzeichnet  Philippovich 
treffend  mit  folgenden  Worten:  ,,Der  großen 
Menge  von  Erwerbsmöglichkeiten  gegenüber, 
welche  der  Verkehr  der  Millionen  in  sich 
birgt,  bleibt  die  individuelle  und  auf  per- 
sönliche Beziehungen  gegründete  Arbeit- 
suche ein  bloßes  Herumtappen  in  kläglicher 
Unvüllkommenhcit,  der  individuellen  Nah- 
rungssuche des  Naturmenschen  vergleichbar, 
der  inmitten  von  Naturbedingungen,  welche 
bei  fortgeschrittener  Erkenntnis  und  organi- 
siertem Zusammenwirken  der  Menschen  die 
reichlichste  Ernährung  sicherstellen,  Mangel 
leidet.  Da  von  der  richtigen  Zusammen- 
Stimmung  der  geeigneten  Arbeitskräfte  in 
letzter  Linie  der  Erfolg  aller  Unternehmungen 
abhänL'ig  ist,  stellt  ein  solches  System  aber 
auch  die  Leistungsfähigkeit  der  Produktion 
auf  eine  unsichere  Grundlage  und  ist  daher 


mit  einer  einigermaßen  entwickelten  und 
differenzierten  Produktionsorganisation  nicht 
mehr  vereinbar." 

2.  Das  Inserat.  In  vielen  Zeitungen, 
vor  allem  in  der  weitverbreiteten  Großstadt- 
presse, nehmen  heute  noch  die  Arbeitsmarkt- 
anzeigen einen  großen  Raum  ein.  Auch  ein 
Blick  in  die  vielgestaltige  Fachpresse  beweist 
uns,  welch  große  Bedeutung  dem  Inserat 
als  Hilfsmittel  bei  der  Arbeits-  und  Arbeiter- 
suche von  den  Arbeitsvertragskontrahenten 
gegenwärtig  noch  zugelegt  wird.  Solange 
die  Freiheit  der  Berufswahl,  die  Freizügigkeit, 
die  Freiheit  zum  Abschluß  neuer  und  zur 
Lösung  alter  Arbeitsverträge  zu  den  Grund- 
rechten des  Individuums  gehören  und  es 
Menschen  gibt,  die  die  beste  Förderung  ihrer 
wirtschaftlichen  Interessen  darin  erblicken, 
daß  sie  ihr  Geschick  selbst  leiten  und  deshalb 
in  Beziehung  zum  Arbeitsmarkt  alle  ihnen 
zu  Gebote  stehenden  Hilfsmittel  aus- 
nutzen, solange  wird  auch  das  Zeitungg- 
inserat  als  Arbeitsmarktverkehrsform  nicht 
an  Bedeutung  verlieren.  Dabei  soll  jedoch 
nicht  verkannt  werden,  daß  da,  wo  eine 
weitverzweigte,  gut  ausgebaute,  organisch 
verbundene  und  unparteiisch  gehandhabte 
Arbeitsvermittlung  besteht,  der  größte  Teil 
der  heute  üblichen  Arbeitsmarktinscrate 
als  unnütze  Geldvergeudung  anzusehen  ist. 

Für  gewisse  freie  Berufe  mit  hoher  Vor- 
bildung und  Seltenheitswert  wird  auch  künf- 
tig noch  das  Inserat  das  wirksamste  Hilfs- 
mittel bei  der  Arbeitsmarktregelung  bleiben. 

3.  Die  private  Stellenvermittlung, 
a)  Die  gewerbsmäßige  Stellenvermitt- 
lung. Sie  verdankt  dem  Erwerbsstreben 
einzelner  ihre  Entstehung  und  wird  aus- 
nahmslos durch  Privatpersonen  betrieben. 
Gegenüber  dem  unzulänglichen  Verfahren 
der  Arbeitsuche  durch  Umschau  bedeutet 
die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung  zwei- 
fellos einen  Fortschritt.  Ihr  behördlich  un- 
geregelter Betrieb  hat  jedoch  zu  großen  Miß- 
ständen geführt,  besonders  da,  wo  die  pri- 
vaten Stellenvermittler  sich  gleichzeitig  an- 
deren Geschäften  widmeten.  Die  schranken- 
lose Gewerbefreiheit,  von  der  man  bei  Auf- 
hebung der  gewerbepolizeilichen  Bestim- 
mungen die  größten  Vorteile  für  die  Gesamt- 
heit der  Volksgenossen  erhoffte,  hat  auf  dem 
Gebiete  der  Stellenvermittlung  ein  kläg- 
liches Fiasko  erlitten.  Alle  Kulturstaaten 
sind  daher  im  Laufe  der  Zeit  dazu  überge- 
gangen, die  gewerbsmäßige  Stellenvermitt- 
lung einer  scharfen  behördlichen  Kontrolle 
zu  unterwerfen.  In  Deutschland  ist  sie  durch 
das  „StellcnvermittlerG."  v.  2./VL  1910 
geregelt.  In  der  Begründung  des  Entwurfes 
dieses  Gesetzes  (Reichstagsdrucksachen  1909/ 
10  N,-.  231  S.  5)  werden  als  Mißstände,  deren 
Beseitigung  durch  das  Gesetz  bezweckt 
werden  soll,  angeführt:  übermäßige  Höhe 
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der  Vermittlungsgebühren,  Beförderung  des 
Stellcnweclist'Is,  Verleiten  zum  Verlassen  der 
Stelle  und  zum  Knntraktbruoh,  Vernach- 
lässigung der  Interessen  der  Arbeitgeber  und 
der  Arbeitnehmer,  gewissenlose  Ausbeutung 
der  Arbeitnehmer  und  Benachteiligung  der 
öffentliclien  Interessen.  Erschöpfend  soll 
auf  den  Inhalt  des  Stellenvermitllergesetzes 
in  diesem  Zusammenhang  nicht  eingegangen 
werden,  da  es  nicht  nur  die  gewerbsmäßige, 
sondern  zum  erstenmal  auch  die  nicht- 
gewerbsmäßigeStellenvermittlung  inDeutsch- 
land gesetzlich  regelt.  Hier  seien  nur  die 
wichtigsten  Bestimmungen  des  Gesetzes,  die 
auf  die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung 
Bezug  haben,  gestreift. 

Wer  die  Stellenvermittlung  gewerbsmäßig 
betreiben  will,  bedarf  dazu  einer  obrigkeitlichen 
Erlaubnis,  einer  Konzession.  Bei  der  Erteihin» 
der  Erlaubnis  sind  die  Berufe  zu  bezeichnen,  in 
denen  die  Vermittlung  von  Stellen  stattfinden 
darf.  Die  Erlaubnis  ist  zu  versagen,  wenn  Tat- 
sachen vorliegen,  welche  die  Unziivcriässigkeit 
des  Nachsuchenden  in  bezug  auf  den  Gewerbe- 
betrieb oder  auf  seine  persönlichen  Verhältnisse 
dartiin  oder  wenn  ein  Bedürfnis  nach  Stellen- 
vermittlern nicht  vorliegt. 

Die  den  gewerbsmäßigen  Stellenverraittiern 
auferlegten  Berufspflichten  sind  sehr  weitgehende 
So  ist  ihnen  untersagt,  neben  dem  Betrieb  der 
Stellenvermittlung  ein  großes  Teil  anderer 
Gewerbe  wie  Gastwirtschaft,  Schankwirtschaft 
Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken,  gewerbs- 
mäßige Vermittlung  von  Wohn-  oder  Schlaf- 
stellen, das  Barbier-  oder  das  Friseurgewerbe 
das  Geschäft  eines  Pfandleihers  usw  weder  selbst 
noch  durch  andere  zu  betreiben. 

Für  die  den  gewerbsmäßigen  Stellenvermitt- 
lern zukommenden  Gebühren  sind  von  der 
Landeszentralbehörde  oder  den  von  ihr  bezeich- 
neten Behörden  Taxen  festzusetzen.  Eine  Ge- 
bühr darf  nur  erhoben  werden,  wenn  der  Vertra" 
infolge  der  Tätigkeit  des  Vermittlers  zustande 
kommt.  Haben  beide  Teile  diese  Tätigkeit  in 
Anspruch  genommen,  so  ist  die  Gebühr  von  dem 
Arbeitgeber  und  dem  Arbeitnehmer  je  zur  Hälfte 
zu  zahlen;  eine  entgegenstehende  Vereinbarung 
zuungunsten  dos  Arbeitnehmers  ist  nichtig.  Die 
Stellenverinittler  sind  verpflichtet,  dem  Stellcn- 
auchenden  vor  Abschluß  des  Vermitthincs"e- 
schäftes  die  für  ihn  zur  Anwendung  kommeirde 
Taxe  mitzuteilen.  Die  Taxe  ist  in  den  Geschäfts- 
räumen an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle 
anzuschlagen. 

Um  dem  Mißbrauch  des  Stelienvermittler- 
gewerbes  ziu-  Beförderung  des  Mädchenhandels 
vorzubeugen,  haben  Steilenvermittler,  welche 
für  weibliche  Personen  Stellen  im  Auslände  ver- 
mitteln, der  für  ihren  Gewerbebetrieb  zu- 
ständigen Polizeibehörde  ein  Verzeichnis  der 
Namen  dieser  Personen  und  der  ihnen  vermittelten 
Stellen  regelmäßig  vorzulegen. 

Im  übrigen  gibt  das  Stellcnvermittlergesetz 
den  Landcszentralbehörden  die  Ermächtigung 
(§  8),  noch  weitere  Bestimmungen  über  den  IJm- 
fang  der  Befugnisse  und  Verptfichtungen  der 
Stellenvermittler  sowie  über  deren  Geschäfts- 
betrieb zu  treffen.    Von  dieser  Ermächtigung 


haben  fast  alle  Landeszentralbehörden  weit- 
gehenden Gebrauch  gemacht  und  insbesondere 
ausfuhrlicho  Vorschriften  über  die  Buchführung 
der  Stellcnvormittler  erlassen.  " 

Die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetrieb  des 
Stellenvermittlers  ist  zurückzunehmen,  wenn  sich 
aus  Handlungen  oder  Unterlassungen  des  Stellcn- 
vermittlers  dessen  Unzuverlässigkeit  in  bezug  auf 
den  Gewerbebetrieb  oder  seine  persönlichen  Ver- 
ha,ltnisse  ergibt.  Da  die  von  den  Stellenver- 
mittlern zu  beobachtenden  Vorschriften  sehr 
zahlreich  sind,  so  kiinnen  Unterlassuno-en  die  zur 
Entziehung  der  Erlaubnis  zum  Gewerbebetrieb 
führen,  sehr  leicht  vorkommen.  Von  dem  Vor- 
gehen der  das  Stcllenvermittlergewcrbe  beauf- 
sichtigenden Behör<lcn  hängt  es  ab,  welche  Wir- 
kung das  Gesetz,  dem  zweifellos  der  Charakter 
eines  Erdrosselungsgesetzes  anhaftet,  ausübt 
Tatsächlich  ist  seit  Erlaß  dos  Stellenvermittler- 
gesetzes  die  Zahl  der  gewerbsmäßigen  Stollen- 
vermittler stark  zurückgegangen,  desgleichen 
die  /,ahl  der  von  ihnen  getätigten  Vermittlungen. 

Der  gegenwärtige  Stand  der  gewerbs- 
mäßigen Stellenvertnittlung  im  Deutschen 


Reich  ist  nicht  bekannt.     Die  Gewerbe- 
zählung  V.  12./VI.  1907  ermittelte  für  das 
gesamte  Reichsgebiet  einen  Bestand  von 
7205    Stcllenvcrmiftlungsbetrieben,  davon 
6153  Haupt-  und  1052  Ncbenbetiiebe.  Darin 
waren  7867  Personen  tätig,  darunter  5213 
weibliche.    In  der  Hauptsache  beschäftigt 
sich  die  gewerbsmäßige  Stellenvermitthmg 
mit  der  Vermittlung  von  Hausangestellten, 
ländlichen  Arbeitskräften,  Erdarbeitern,  See- 
leuten,   Bühnenpersonal    und  Gastwirts- 
gehill'en.   Das  inzwischen  in  Kraft  getretene 
ArbeitsnachweisG.  v.  22./VII.  1922  (RGBl. 
I  S.  657)  verbietet  mit  Wirkung  v.  l./I.  1931 
ab  die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung. 
Mit  diesem  Zeitpunkt  erlischt  die  erteilte  Er- 
laubnis zur  Ausübung  dieses  Gewerbebetrie- 
bes.  Vom  l./X.  1922  an  darf  eine  neue  Er- 
laubnis zum  Gewerbebetrieb  eines  Stellen- 
vermittlers nicht  erteilt  und  eine  bestehende 
Erlaubnis  nicht  verlängert  oder  übertragen 
werden.  Der  Reiclisarbeitsminister  kann  für 
einzelne  Berufe  die  gewerbsmäßige  Stellen- 
vermittlung vor  dem  Sl./XIL  1930  unter- 
sagen (vgl.  A.-N.-Gesetz  §  48). 

b)  Die  Arbeitsvermittlung  durch 
Arbeitnehmer-  und  Arbeitgeberor- 
ganisationen. Als  die  Arbeitnehmer  an- 
fingen, sich  zu  wirtschaftlichen  Verbänden 
zusammenzuschließen,  suchten  sie  auch  die 
Interessen  ihrer  Mitglieder  durch  Schaffung 
eigener  Arbeitsnachweise  wahrzunehmen. 
Die  Mitglieder  wurden  angebalten,  die  an 
ihren  Arbeitsstätten  freiwerdenden  Stellen 
der  Verbandsleitung  mitzuteilen,  die  darauf 
hinwirken  sollte,  daß  diese  Stellen  wieder 
durch  Verbandsinitgliedcr  besetzt  wurden. 
Der  Arbeitsnachweis  sollte  hier  also  nicht 
lediglich  der  Arbeitsmarktregelung  dienen, 
sonderii  vor  allem  Werbemittel  für  die  Or- 
ganisation des  Arbeitnehmerverbandes  sein. 
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Der  auf  dem  Klassenkampfptandpiinkt 
stehende  Teil  der  organisierten  Arbeitnelimer 
gab  sich  anfangs  der  Hoffnung  hin,  mit  Hilfe 
seiner  eigenen  Arbeitsnachweise  die  Herr- 
schaft über  den  Abschluß  von  Arbeitsver- 
trägen erlangen  zu  können.  Der  Kongreß  der 
freien  Gewerkschaften  im  Mai  1896  in  Berlin, 
auf  dem  zum  erstenmal  die  Arbeitsnachweis- 
frage einen  breiteren  Raum  der  Verhand- 
lungen einnahm,  brachte  in  einer  Resolution 
zum  Ausdruck,  daß  jede  Erwägung  der  Mög- 
lichkeit ein#r  gemeinsam  geführten  Arbeits- 
vermittlung zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitnehmern grundsätzlich  abzulehnen  sei. 
Man  hatte  dabei  das  Ziel  im  Auge,  den  Ar- 
beitsnachweis mit  Hilfe  der  gewerkschaft- 
lichen Organisation  so  auszubauen,  daß  man 
bei  einem  Streik  oder  einer  Aussperrung 
das  in  Betracht  kommende  Unternehmen 
von  jeder  Zuführung  von  Ersatzkräften  ab- 
schneiden könnte.  Diese  Hoffnung  hat  sich 
nicht  erfüllen  lassen. 

Es  erfolgte  als  Reaktion  auf  die  Gründung 
der  gewerkschaftlichen  Nachweise  der  Aus- 
bau einseitig  verwalteter  Arbeitgebernach- 
weise, die  gleichfalls  nicht  rein  dem  Ge- 
danken dienen  sollten,  die  notwendigen  Ar- 
beitskräfte zu  beschaffen,  sondern  vor  allem 
den  Nebenzweck  verfolgten,  durch  Sichtung 
und  Kontrolle  der  Arbeiterschaft  wesentlich 
zur  Stärkung  der  Macht  des  Unternehmer- 
tums beizutragen.  Die  Auswüchse  dieser 
Bewegung  sind  durch  die  von  ihnen  geführten 
„schwarzen  Listen"  als  Maßregelungsbureaus 
genügend  bekannt  geworden.  Arbeiter,  die 
sich  mißliebig  gemacht  hatten  oder  die  bei 
Streikbewegungen  beteiligt  waren,  sollten 
mit  Hilfe  der  Arbeitgebernachweise  den  Be- 
trieben der  Arbeitgeberverbandsmitglieder 
ferngehalten  werden. 

Im  Laufe  der  Zeit  haben  die  organisierten 
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  nach  und 
nach  darauf  verzichtet,  den  Arbeitsnachweis 
als  gegenseitiges  Kampfmittel  zu  betracliten 
und  sind  zur  Einrichtung  gemeinsam  ver- 
walteter, paritätischer  Arbeitsnachweise 
übergegangen.  So  sehen  z.  B.  die  bekannten 
Vereinbarungen  zwischen  den  Arbeitgeber- 
verbänden und  den  Gewerkschaften  v. 
15./XI.  1918  eine  „gemeinsame  Regelung 
und  paritätische  Verwaltung  des  Arbeits- 
nachweises" vor.  Diese  paritätischen  Ar- 
beitsnachweise sind  ein  Produkt  der  Tarif- 
gemeinschaftspolitik und  deshalb  nur  Fach- 
arbeitsnachweise für  bestimmte  Gewerbe- 
und  Berufsgruppen,  keine  allgemeinen  Ar- 
beitsnachweise. 

Besondere  Erwähnung  verdienen  die  Ar- 
beitsnachweise der  Angestelltenverbände, 
namentlich  diejenigen  der  Handlungsge- 
hilfenverbände, die  auf  dem  Gebiete  der 
kaufmännischen  Arbeitsvermittlung  eine  aus- 
schlaggebende Bedeutung  erlangt  haben  und 


auch  von  Arbeitgeberseite  gern  in  Anspruch 
genommen  werden. 

Zu  diesen  Arten  privater  Arbeitsvermitt-  ' 
lung  treten  noch  die  Arbeitsnachweise  der  | 
Landwirtschaftskammern  und  der  Innungen.  ! 
Wenn  auch  die  Träger  dieser  Arbeitsnach-  , 
i  weise    Korporationen    öffentlichrechtlichen  , 
Charakters  sind,  so  rechnet  man  die  Arbeits- 
nachweise der  Landwirtschaftskammern  und  I 
der  Innungen  doch  zu  den  einseitigen  Arbeit-  ] 
gebernachweisen,  da  sie  vornehmlich  im 
Arbeitgeberinteresse  tätig  sind.     Der  Ge- 
schäftsbereich  der   Kammernachweise   er-  j 
streckt  sich  in  erster  Linie  auf  die  Vermitt- 
lung ausländischer  Saisonarbeiter  für  die  j 
landwirtschaftlichen  Großbetriebe.    In  Ver-  [ 
bindung  mit  dem  Zentralvermittlungsinstitut  i 
für  ausländische  Arbeiter,  der  deutschen  Ar-  | 
beiterzentrale  in  Berlin,  haben  die  Kammer-  I 
nachweise  bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  I 
jährlich  große  Massen  russischer  und  gali-  j 
zischer  Polen  und  Ruthenen  für  deutsche 
Betriebe  vermittelt.    Ein  großer  Teil  der  i 
nach  Deutschland  kommenden  fremden  Wan-  \ 
derarbeiter  gelangte  jedoch  ohne  Vermittlung 
dieser  Arbeitsnachweise  über  die  Grenze.  | 
Vom  l./X.  1912  bis  30./IX.  1913  sind  767215 
Legitimationen  für  fremdländische  Wander- 
arbeiter in  Deutschland  ausgestellt  worden, 
davon  411706  für  landwirtschaftliche  und  | 
355509  für  industrielle  Wanderarbeiter.  ] 

Die  Innungsnachweise  sind  der  Zahl  nach  j 
verhältnismäßig  stark  vertreten,  ihre  Lei-  | 
stungen  sind  jedoch  sehr  gering,  weil  der 
größte  Teil  dieser  Nachweise  technisch  rück- 
ständig ist.    Da  in  den  Innungen  auch  die 
Gehilfen  eine  geordnete  Vertretung  besitzen,  | 
so  sollten  die  Innungsnachweise  eigentlich 
nicht  zu  den  einseitigen  Arbeitgebernach- 
weisen gerechnet  werden.    Die  Veröffent- 
lichungen des  Statistischen  Reichsamts  aus  | 
dem  Jahre  1908  über  die  Wirkungen  des 
Handwerkergesetzes  haben  jedoch  ergeben,  i 
daß  bei  einer  Gesamtzahl  von  2410  Innungs-  , 
nachweisen  nur  bei  305  Nachweisen  die  Ge-  | 
hilfen  an  der  Verwaltung  beteiligt  waren.  | 
Daraus  ist  zu  folgern,  daß  die  Meisterinter-  ' 
essen  in  den  Innungsnachweisen  ausschlag-  i 
gebend  sind.  Die  Bestimmung  im  §  81a  der 
GO.,  wonach  die  ,, Fürsorge  für  den  Arbeits- 
nachweis" den  Innungen  als  Aufgabe  vor- 
geschrieben ist,  wird  durch  §  71  des  Arbeits-  | 
nachweisgesetzes  aufgehoben.  | 
c)  Die  Arbeitsvermittlung  durch  | 
gemeinnützige  Vereine.  Gegenüber  den  i 
vorher   geschilderten   Arbeitsnachweisarten  ] 
unterscheiden  sich  die  Arbeitsnachweise  der 
gemeinnützigen  Vereine  dadurch,  daß  sie  die 
Arbeitsvermittlung   dem   Bannkreis  enger 
Interessentengruppen    zu    entrücken  ver- 
suchen und  sie  mehr  als  eine  Angelegenheit  i 
des  gesellschaftlichen  Ganzen  gewertet  wissen 
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wollen.  Sie  sind  die  Debergangsform  zum 
öffentlichen  Arbeitsnaehweis.  Meist  waren  es 
Wohltätiglseits-  und  Bildungsvereine,  die  um 
die  Mitte  dos  vergangenen  Jahrhunderts 
derartige  Arbeitsnachweise  in  den  Groß- 
städten einrichteten.  Die  Mehrzahl  dieser 
Arbeitsnachweise,  soweit  sie  sich  der  all- 
gemeinen Arbeitsvermittlung  widmeten,  ist 
heute  kommunalisiert.  | 

Neben  den  allgemeinen  gemeinnützigen 
Arbeitsnachweisen  sind  die  sog.  karitativen 
Arbeitsnachweise  noch  zu  erwähnen.  Sie 
betreiben  die  Arbeitsvermittlung  mehr  vom 
Standpunkt  der  Fürsorge  aus  und  haben 
vielfach  religiösen  Charakter.  Ihr  Arbeits- 
gebiet ist  vornehmlich  die  Stellenvermittlung 
für  Erwerbsbeschränkte,  auf  dem  sie  wert- 
volle Kleinarbeit  leisten. 

4.  Die  Arbeitsvermittlung  durch  öffent- 
lichrechtliche Körperschaften.  Unter 
„öffentlichen"  Arbeitsnachweisen  sind  in 
Deutschland  lange  Zeit  nicht  nur  die  von 
öffentlichrcchtlichen  Körperschaften  er- 
richteten Arbeitsnachweise  verstanden  wor- 
den, sondern  auch  andere  Arbeitsnachweise, 
die  sich  in  gemeinnütziger  Weise  der  allge- 
meinen Arbeitsvermittlung  widmeten  und 
deshalb  zur  Unterhaltung  und  zum  Ausbau 
ihrer  Einrichtungen  vielfach  Beihilfen  aus 
öffentlichen  Mitteln  erhielten.  Der  Begriff 
„öffentlicher  Arbeitsnachweis"  wird  zum 
erstenmal  durch  das  Stellcnvermittlergesetz 
V.  2./VI.  1910  dahin  verstanden,  daß  als 
öffentliche  Arbeitsnachweise  —  nach  den 
Atisführungsbestimmungen  der  meisten  Ein- 
zelstaaten —  nur  solche  Arbeitsnachweise  an- 
zusehen sind,  die  von  öffentlichen  Korpo- 
rationen errichtet  und  unterhalten  werden. 
Als  Träger  öffentlicher  Arbeitsnachweise 
kommen  in  Deutschland  zunächst  nur  Stadt- 
gemeinden in  Betracht,  später  auch  Ge- 
meindeverbände (Kreisarbeitsnachweise). 
Die  Anregung  zur  Errichtung  gemeindlicher 
Arbeitsnachweise  ging  von  der  deutsch- 
sprachigen Schweiz  aus,  wo  1888  in  Bern 
und  1889  in  Basel  städtische  Arbeitsnach- 
weise ins  Leben  gerufen  wurden.  Von  da  aus 
griff  die  Bewegung  nach  Süddeutschland 
über  und  dann  nach  und  nach  auch  auf  Nord- 
deutschland. Stuttgart  und  München  er- 
richteten im  Jahre  1895  die  ersten  größeren 
gemeindlichen  Arbeitsnachweise.  In  den 
größeren  deutschen  Bundesstaaten  wurde  die 
Bewegung  nach  Errichtung  kommunaler 
Arbeitsnachweise  durch  aufklärende  mini- 
sterielle Erlasse  gefördert.  Von  besonderem 
Interesse  ist  der  gemeinsame  Erlaß  des 
preußischen  Handelsministers  und  des  Mi- 
nisters des  Innern  v.  31. /VII.  1894  an  sämt- 
liche Regierungspräsidenten,  da  er  des 
näheren  die  Gründe  angibt,  warum  j 
öffentliche  Arbeitsnachweise  von  den  Ge- 


meinden errichtet  werden  sollen.  In  ihm 
heißt  es: 

„In  den  Fällen  zeitweiliger  Arbpitslosigkeit, 
I  die  in  den  letzten  Jahren  bald  in  größerem,  bald 
I  in  geringerem  Umfange  namentlich  in  den  Winter- 
monaten hervorgetreten  sind,  hat  sich  gezeigt, 
daß  den  Einrichtungen  und  Maßnahmen,  die 
geeignet  sind,  der  Arbeitslosigkeit  abzuhelfen, 
I  noch  nicht  die  genügende  Aufmerksamkeit  ge- 
I  srhenkt  worden  ist.  Namentlich  hat  sich  das 
Bedürfnis  ergeben,  den  Arbeitsnachweis  in' 
größerem  Umfange  und  planmäßiger,  als  bisher 
geschehen  ist,  auszubilden.  Abgesehen  von 
vereinzelten  gemeinnützigen  Vereinen,  die  sich 
die  Vermittlung  von  Arbeitsgelegenheit  zur  Auf- 
gabe gemacht  haben,  und  von  Privatunter- 
nehmungen,  die  sie  als  Gewerbe  betreiben,  haben 
bis  jetzt  nur  Vereinigungen  von  Arbeitgebern, 
wie  Innungen  und  andere  Unternohmerverbände. 
einerseits  und  Vereinigungen  von  Arbeitern,  wie 
Fach-  und  Gewerkveroine,  andererseits  die  Rege- 
lung des  Arbeitsnachweises  in  die  Hand  ge- 
nommen. Die  Wirksamkeit  der  Veranstaltungen 
der  letzteren  Art,  die  der  Natur  der  Sache  nach 
auf  den  Kreis  einzelner  Gewerbe  beschränkt 
bleibt,  wird  auch  dadurch  beeinträchtigt,  daß 
in  sie  von  vornherein  der  Gegensatz  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  hineinge- 
tragen wird.  Die  Benutzun|  der  Privatarbeits- 
nachweise, die  auf  Bekämpfung  einer  Arbeits- 
losigkeit von  größerer  Ausdehnung  überhaupt 
nicht  berechnet  sind,  nötigen  die  Beteiligten 
zur  Zahlung  von  oft  unverhältnismäßig  hohen 
Gebüiiren,  und  die  Tätigkeit  der  gemeinnützigen 
Vereine  bleibt  in  der  Regel  bei  der  Beschränkt- 
heit der  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Mittel 
und  bei  dem  Wettbewerb  der  Vermittlungs- 
stellen anderer  Art  auf  einen  bescheidenen 
Umfang  beschränkt.  Unter  diesen  Umständen 
muß  es  als  ein  bedeutsamer  Fortschritt  betrachtet 
werden,  wenn  neuerdings  in  weiteren  Kreisen 
das  Ziel  verfolgt  wird,  den  Arbeitsnachweis 
zur  Aufgabe  öffentlicher  Veranstaltung 
der  Gemeinden  zu  machen.  — 

Ew.  etc.  ersuchen  wir  daher  ergebenst, 
Ihren  Einfluß  nachdrücklich  dahin  geltend  zu 
machen,  daß  mindestens  in  allen  Städten  mit 
mehr  als  10  000  Einwohnern  städtische  Arbeits- 
nachweise errichtet  werden." 

Nachdem  dann  noch  der  Reichskanzler 
durch  Rundschreiben  v.  15./II.  1896  sämt- 
lichen deutschen  Einzelregierungen  die  Förde- 
rung der  Zentralisation  des  Arbeitsnachweises 
empfohlen  hatte,  sind  vielerorts,  in  allen 
Gegenden  Deutschlands,  die  Gemeinden,  von 
den  Landesregierungen  dazu  angeregt,  je- 
doch ungezwungen,  durch  freiwillige  Ent- 
schließung, der  Errichtung  städtischer  Ar- 
beitsnachweise nähergetreten  und  haben  es 
mit  der  Zeit  zu  bemerkenswerten  Erfolgen 
in  der  Arbeitsvermittlung  gebracht.  Nach- 
stehende vom  Reichsamt  für  Arbeits- 
vermittlung aufgestellte  Tabelle  gibt 
einen  Ueberblick  über  die  von  den  ver- 
schiedenen Arbeitsnachweisarten  in  den 
Jahren  1910  bis  1919  getätigten  Vermitt- 
lungen. 
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Im 
Jahre 

Ge- 
schlecht 

öffentliche 
Arbeits- 
nachweise 

gemein- 
nützige 
(kari- 
tative) 
Arbeits- 
nachweise 

pari- 
tätische 
Fach- 
Arbeits- 
nachweise 

Arbeit- 
geber- 
nachweise 

Innungs- 
nachweise 

Arbeit- 
nehmer- 
nachweise 

Angestellten- 
Arbeitsnach- 
weise (kauf- 
männische, 
technische 
und  Bureau- 
angestellle)') 

Ins- 
gesamt') 

1910  1 
1 

m. 

% 
w. 

/o 

749  306 

44.9 
354  788 

77.1 

72  745 

4,4 
44  070 

9,6 

lOI  834 
6,1 

II  868 
2,6 

336  316 
20,2 
22  378 
4,9 

129  442 
7,8 
5  646 
1,2 

250  957 
15,0 
9  966 
2,2 

26  617 
1,6 

II  121 
2,4 

I  667  217 
100,0 
459  837 
ioo,o 

19U 

1 

m. 

% 
w. 

% 

99<J  595 

43,2 
438,928 

79,6 

84  410 

3,7 
49  596 

9,0 

44  lyi 

1.9 

3487 

0,6 

735  783 
31,9 
29  945 
5,4 

127  4S1 
5,5 
5  916 
i.i 

287  775 
12,5 
10  960 
2,0 

29  715 

1,3 
12  903 

2,3 

2  305  950 
100,0 

551  735 
100,0 

1912  1 

m. 

% 
w. 

% 

I  087  256 
41.S 
505013 
82,6 

82  729 

3,2 
34  841 

5,7 

58  781 

2.3 

5056 
0,8 

927  548 
35,6 
37  004 
6,1 

125  317 
4,8 
6  320 
1,0 

288  823 
ii,i 
9  152 
1,5 

31  938 

1,2 
13682 

2,3 

2  602  392 
100,0 
6n  068 
100,0 

1913  1 

m. 

0 

>  0 

w. 

% 

I  086  738 
44.3 
555  843 
85,7 

37  845 
1,6 

25  756 
4,0 

47  800 
2,0 

6  734 
1,0 

836  644 

34,1 
29  018 

4,5 

127  730 

5,2 

6  133 
1,0 

280  335 

11,4 
10  607 

1,6 

36  370 

1,4 
14  684 
2,2 

2  453  462 
100,0 
648  775 
100,0 

1914  1 
[ 

m. 

% 
w. 

% 

I  445  278 
57.8 
669  936 
88,1 

26  352 
1,0 

30  481 
4,0 

47  261 
1.9 
4392 
0,6 

586  396 
23,5 
26573 
3,5 

127  034 
5.1 
5  112 
0.7 

235  793 
9,4 
10868 

1,4 

32  188 

1,3 
13  499 

1,7 

2  500  302 
100,0 
760  861 
100,0 

1915  1 
l 

m. 

% 
w. 

% 

I  198  43Ö 

63.5 
701  565 

87,3 

21  233 
1,1 

22  642 
2,8 

51  001 

2.7 

3528 

0,4 

380  248 
20,2 
39  369 
4,9 

72  376 
3,8 
5  473 
0,7 

143  188 
7,6 
12  701 
1,6 

20  923 

1,1 

18635 

2,3 

I  887  405 
100,0 
803  913 
100,0 

1916  1 
i 

m. 

% 
w. 

% 

879  675 

51.2 
834  520 

79.9 

30  669 

1,8 
54  580 

5,2 

77  497 
4.5 
10  812 

1,1 

493  956 
28,8 
89  185 
8,5 

66  540 

3,9 
13  555 

1,3 

154  646 
9,0 
21  991 
2,1 

13  429 

0,8 
19  828 

1,9 

I  716  412 

100,0 
I  044  471 

100,0 

1917  1 
1 

m. 

% 
w. 

% 

783  714 

56,1 
978  923 

77,1 

31  319 

<?'^ 
38  375 

3,0 

51  136 

3.7 
24  986 

2,0 

364  586 

26,1 
155  707 

12,3 

44  626 

3,2 
17835 

1,4 

III  975 
8,0 
28  847 

2,3 

II  210 

0,7 
24  349 

1,9 

I  398  626 

100,0 
I  269  022 

100,0 

( 

1918  1 
l 

m. 

% 
w. 

% 

I  oii  615 
65,0 
970  786 
79,0 

26  710 

1,7 
34  084 

2,8 

30  171 

2,0 
21  708 

1.8 

341  122 

21,9 
121  246 

9,8 

33  847 

2,8 

19  104 
1,5 

loi  620 
6,5 
35  343 

2,9 

10  279 

0,6 
26  880 

2,2 

I  557  364 

100,0 
I  229  148 

100.0 

1919  1 

m. 

% 
w. 

% 

3290971 

81,3 
I  460  263 

9o,g 

14  229 

0.4 
35  499 

2,2 

138  802 
3,4 

52  497 
3,3 

462  139 

11,4 
12  250 
0,8 

18  302 
0,5 
2  399 
o,i 

82  128 
2,0 
9  321 
0,6 

43  876 

1,0 
34  046 

2,1 

4  050  447 

100,0 
I  606  275 
100,0 

')  Nicht  einbezogen  ist  die  Zahl  der  durch  die  deutsche  Arbeiterzentrale  und  durch  landwirtschaftliche 
Vertrctiinfrcn  (Arbeitsnachweise)  vermittelten  ausländischen  Wanderarbeiter.  ')  Von  den  an  der  Bericht- 

erstattung' Ijcteiligten  Angestellten-Arbeitsnachweisen  sind  nur  diejenigen  berücksichtigt,  über  deren  Vermitt- 
Inngstutigkeit  Angaben  für  sämtliche  Monateeines  Jahres  vorliegen.  —  Dio  Stellenvermittlung  Bureauangestellter 
wurde  erstmalig  im  Jahre  1913  erfaßt.  ■ 

Quellen:  Für  1910  mit  Ausnahme  der  Angestellten-Arbeitsnachweise:  Reichs-Arbeitsblatt,  Jahrgang  VIII, 
1910  Nr.  1-12,  Jahrgang  IX,  1911,  Nr.  1.   Im  übrigen:  Statistische  Jahrbücher  für  das  Deutsche  Reich. 
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III.  Die  planmäßige  Regelung  des  Arbeits- 
nachweises in  Deutschland. 
1.  Durch  das  Stellenvermittlergesetz. 

Die  planmätlige  Regelung  des  Arbeitsnach- 
weises geht  darauf  aus,  die  Zersplitterung  in 
der  Arbeitsvermittlung  dadurch  zu  besei- 
tigen, daß  der  Arbeitsnachweis  möglichst 
ausschließlich  zur  Angelegenheit  der  öffent- 
lichen Verwaltung  gemacht   und  einheit- 
lich  nach   zentralen   Gesichtspunkten  für 
das  ganze  Reichsgebiet  geregelt  wird.  Daß 
dieser  Regelung  so  große  Schwierigkeiten 
erwachsen  konnten,  liegt  mit  an  der  lang- 
jährigen   unentschlossenen    Haltung  der 
Reichsleitung,  die  es  versäumte,  rechtzeitig 
die  Führung  auf  diesem  Gebiete  zu  über- 
nehmen.    In  dem   StellenvermittlerG.  v. 
2./VI.  1910   wird  der  öffentliche  Arbeits- 
nachweis noch  recht  stiefmütterlich  behan- 
delt. Dieses  Reichsgesetz  unterscheidet  zwei 
Hauptarten  der  Arbeitsvermittlung,  einer- 
seits die  gewerbsmäßige,  andererseits  die 
nichtgewerbsmäßige  Stellenvermittlung.  Der 
öffentliche  Arbeitsnachweis  als  solcher  wird 
ausdrücklich  nur  in  den  §§  2,  5  und  9  auf- 
geführt.   Im  §  2  ist  bestimmt,  daß  die  Er- 
laubnis für  die  Ausübung  der  privaten  ge- 
werbsmäßigen Stellenvermittlung  von  den 
zuständigen  Behörden  zu  versagen  ist,  wenn 
ein  Bedürfnis  nach  Stellenverrnittlern  nicht 
vorliegt.     Ein  Bedürfnis  ist  insbesondere 
nicht  anzuerkennen,  soweit  für  den  Ort  oder 
den  wirtschaftlichen  Bezirk  ein  öffentlicher 
gemeinnütziger    Arbeitsnachweis    in  aus- 
reichendem Umfang  besteht.  Zugunsten  der 
öffentlichen  Arbeitsvermittlung  konnte  da- 
nach die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung 
ferngehalten  werden.    Nach  §  5  haben  die 
für  die  Festsetzung   der  Vermittlungsge- 
bühren   der    gewerbsmäßigen  Stellenver- 
mittler zuständigen  Behörden  den  Träger  des 
öffentlichen  Arbeitsnachweises  vor  der  Ge- 
bührenfestsetzung gutachtlich  zu  hören.  Im 
§  9  wird  dem  Träger  des  öffentlichen  Arbeits- 
nachweises das  Recht  zuerkannt,  selbständig 
Antrag  auf  Entziehung  der  Erlaubnis  zum 
Betriebe   der  gewerbsmäßigen  Stellenver- 
mittlung zu  stellen,  wenn  er  Gründe  anführt, 
aus  denen  sich  die  ünzuverlässigkeit  des  ge- 
werbsmäßigen Stellenvermittlers  ergibt.  Ab- 
gesehen von  dieser  Stärkung  seiner  Stellung 
der     gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung 
gegenüber  sah  das  Gesetz  davon  ab,  dem 
öffentlichen  Arbeitsnachweis  eine  Vorzugs- 
stellung gegenüber  den  anderen  Arbeitsnach- 
weisarten einzuräumen.  Es  überließ  es  viel- 
mehr in  seinem  §  15  den  Zentralbehörden  der 
Einzelstaaten,  wie  sie  die  Verhältnisse  der 
öffentlichen  und  der  anderen  nichtgewerbs- 
mäßigen Arbeitsnachweise  regeln  wollten,  in- 
dem es  die  Landeszentralbehörden  ermäch- 
tigte, Bestimmungen  über  den  Umfang  der 
Befugnisse  und  Verpflichtungen  sowie  über 


den  Betrieb  der  nichtgewerbsmäßigen  Ar- 
beitsnachweise zu  erlassen.  Von  berufenen 
Kennern  der  Arbeitsnachweismaterie  ist  leb- 
haft bedauert  worden,  daß  es  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  des  Reiches  durch 
die  in  §  15  getroffene  Regehing  damals  ver- 
paßt haben,  die  notwendige  Vereinheii- 
lichung  des  Arbeitsnachweises  für  das  ganze 
Reichsgebiet  herbeizuführen.  Fischer,  der 
bekannte  Kommentator  des  Stellenvermitt- 
lergesetzes,  läßt  sich  über  den  §  15  sowie 
über  seine  Wirkung  wie  folgt  aus:  ,,Das  Ge- 
setz hat  sich  nicht  an  die  unmittelbare  Rege- 
lung der  nichtgewerbsmäßigen  Stellen-  und 
Arbeitsnachweise  gewagt,  sondern  bloß  einen 
Rahmen  geschaffen,  dessen  Ausfüllung  es 
den  Landeszentralbehörden  vorbehält.  Diese, 
in  der  gleichen  Scheu  befangen  wie  das  Ge- 
setz, haben  vielfach  von  dessen  Ermächti- 
gung überhaupt  keinen  Gebrauch  gemacht 
und,  soweit  sie  es  taten,  in  der  Hauptsache 
nur  tormale,  keine  materiellen  Vorschriften 
erlassen."  Heute,  wo  sich  durch  das  Arbeits- 
nachweisgesetz veranlaßt  der  Aufbau  des 
öffentlichen  Arbeitsnachweises  im  gesamten 
Reichsgebiet  nach  einheitlichen  Grundsätzen 
vollzieht,  spielt  der  §  15  des  Stellenverniittler- 
gesetzes  keine  Rolle  mehr  und  ist  deshalb 
aufgehoben  worden. 

Um  die  Vereinheitlichung  der  Arbeits- 
vermittlung von  sich  aus  weiter  zu  fördern, 
schlössen  sich  die  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weise zu  Arbeitsnachweisverbänden  für 
größere  Gebietsteile  des  Deutschen  Reiches 
zusammen  und  schufen  sich  im  Verband 
Deutscher  Arbeitsnachweise  (Berlin)  ihre 
Spitzenorganisation.  In  diesen  Verbänden, 
die  aus  Gemeinde-,  Staats-  und  Reichs- 
mitteln Zuschüsse  erhielten,  ist  die  Haupt- 
arbeit für  den  freiwilligen  Ausbau  des  öffent- 
lichen Arbeitsnachweises  und  damit  auch 
für  die  Zentralisierung  der  Arbeitsvermittlung 
in  Deutschland  geleistet  worden.  Das  Organ 
des  inzwischen  aufgelösten  Verbandes  Deut- 
scher Arbeitsnachweise,  die  Zeitschrift  ,,Der 
Arbeitsnachweis  in  Deutschland"  und  die  in 
ungezwungener  Folge  herausgegebenen 
Schriften  dieses  Verbandes  enthalten  ein  um- 
fassendes Material  aller  die  Arbeitsvermitt- 
lung betreffenden  Angelegenheiten. 

2.  Durch  behördliche  Maßnahmen  wäh- 
rend des  Weltkrieges  und  in  der  Demobil- 
machungszeit.  Als  der  Weltkrieg  ausbrach 
und  der  Arbeitsmarkt  große  Erschütterungen 
auszuhalten  hatte,  machtesich  das  Fehleneiner 
festgefügten  Arbeitsnachweisorganisalion  be- 
sonders nachteilig  bemerkbar.  Die  Reichs- 
leitung, die  zu  schnellem  Handeln  gezwungen 
war,  suchte  diesen  Mißstand  dadurch  zu  be- 
heben, daß  sie  eine  „Reichszentrale  der  Ar- 
beitsnachweise" schuf,  die  unter  Leitung 
des  Reichsamts  des  Innern  am  9./Vni.  1914 
ihren  Betrieb  aufnahm.  Ihr  war  die  Aufgabe 
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zugedacht,  die  verschiedenen  Arbeitsnach- 
weisarten, die  teils  ohne  Rücksicht  aufein- 
ander, teils  gegeneinander  arbeiteten,  im 
Interesse  der  Förderung  des  Arbeitsmarkt- 
ausgleiches  miteinander  in  Verbindung  zu 
bringen.  Da  dieser  Reichszentrale  jedoch 
eine  gut  ausgebaute  Unterorganisation  in  den 
meisten  Teilen  des  Reichsgebietes  fehlte, 
so  konnte  sie  nur  eine  bescheidene  Wirksam- 
keit entfalten.  Ihre  wichtigsten  Anregungen 
betrafen  die  Zentralisierung  der  Arbeits- 
niarktberichterstattung  und  die  Schaffung 
eines  Arbeitsmarktanzeigers  für  das  ganze 
Reichsgebiet. 

Der  organisierten  Arbeiterschaft,  den 
freien,  christlichen,  Hirsch-Dunckerschen  und 
polnischen  Gewerkschaften,  genügte  diese 
Regelung  nicht  Im  Februar  1915  richteten 
sie  gemeinsam  an  den  Bundesrat  und  den 
Reichstag  eine  Eingabe,  worin  sie  die  Schaf- 
fung einer  straffen  amtlichen  Organisation 
der  Arbeitsvermittlung  von  unten  auf  ver- 
langten. Durch  ein  besonderes  Reichsgesetz 
sollte  die  Errichtung  von  Arbeitsämtern  für 
Gemeinden  und  Gemeindeverbände,  die  Zu- 
sammenfassung dieser  Arbeitsämter  zu  Be- 
zirks- bzw.  Landesämtern  und  der  Ausbau 
der  Reichszentrale  zu  einem  Reichsarbeitsamt 
beschleunigt  erreicht  werden.    Am  19./III. 

1915  lehnte  die  Reichsleitung  diese  Forde- 
rung im  Reichstage  ab,  vornehmlich  wohl 
deshalb,  weil  sie  in  der  mit  einer  gesetzlichen 
Regelung  der  Arbeitsnachweismaterie  not- 
wendig verbundenen  Erörterung  von  Streit- 
fragen zwischen  den  Arbeitsvertragsparteien 
eine  Störung  des  Burgfriedens  befürchtete. 
Sie  versprach  dagegen,  mittels  der  ihr  zu- 
stehenden Befugnisse  auf  dem  Verordnungs- 
wege den  Ausbau  des  Arbeitsnachweises  zu 
fördern.  Ihrer  seitherigen  unentschlossenen 
Haltung  entsprechend,  überließ  sie  die  Ini- 
tiative jedoch  wieder  den  Landeszentral- 
behörden, die  sie  durch  die  V.  v.  14./VI. 

1916  (RGBl.  S.  519)  ermächtigte,  Ge- 
meinden oder  Gemeindeverbände  zu  ver- 
pflichten, öffentliche  unparteiische  Arbeits- 
nachweise zu  errichten  und  auszubauen.  Die 
im  6  15  des  Stellenvermittlergesetzes  den 
Landeszentralbehörden  erteilte  Vollmacht, 
Bestimmungen  über  den  Umfang  der  Be- 
fugnisse und  Verpflichtungen  sowie  den  Be- 
trieb der  nichtgewerbsmäßigen  Arbeitsnach- 
weise zu  erlassen,  wurde  in  der  V.  v.  14./VI. 
bezüglich  der  gemeindlichen  Arbeitsnach- 
weise nochmals  besonders  bestätigt,  indem 
die  Landeszentralbehörden  erneut  ermächtigt 
wurden,  Anordnungen  über  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  der  gemeindlichen  Arbeits- 
nachweise zu  treffen. 

Am  weitestgehenden  machte  die  bayerische 
Regierung  von  der  ihr  durch  die  ReichsV.  v. 
14./V1.  1910  erteilten  Ermächtigung  Ge- 
brauch, indem  sie  durch  LandesV.  v.  14./IX. 


1916  bestimmte,  daß  sämtliche  Gemeinden 
mit  über  10000  Einwohnern  einen  öffent- 
lichen unparteiischen  Arbeitsnachweis  (ein 
gemeindliches  Arbeitsamt)  einzurichten  und 
zu  unterhalten  haben.  Ferner  sollte  jedes 
Arbeitsamt  eine  hauptamtliche  Leitung, 
einen  beratenden  Ausschuß,  paritätisch  aus 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zusammen- 
gesetzt, eine  Satzung,  Geschäftsordnung  und 
eine  besondere,  von  den  anderen  Zweigen 
der  Gemeindeverwaltung  getrennte  Rech- 
nungsführung erhalten.  Sämtliche  Arbeits- 
ämter wurden  verpflichtet,  dem  Verband 
bayerischer  Arbeitsnachweise  beizutreten, 
dessen  Stellung  als  Zentralstelle  der  Arbeits- 
ämter von  der  Regierung  gestärkt  wurde. 

In  Preußen,  wo  im  Gegensatz  zu  Süd- 
deutschland der  geraeindliciie  Arbeitsnach- 
weis verhältnismäßig  schwach  entwickelt 
war,  benutzten  der  Handcisminister  und  der 
Minister  des  Innern  die  ihnen  durch  die 
ReichsV.  v.  14./VI.  erteilten  Vollmachten 
dazu,  in  einem  gemeinsamen  Erlaß  v. 
25./VII.  1916  die  Regierungspräsidenten  an- 
j  zuweisen,  Gemeinden  oder  Kreise,  in  denen 
ein  Bedürfnis  nach  Errichtung  und  Ausbau 
kommunaler  Arbeitsnachweise  als  vorliegend 
zu  erachten  war,  im  Sinne  der  ReichsV.  v. 
14./VI.  entsprechend  zu  verpflichten,  falls 
die  Gemeinden  oder  Kreise  sich  weigern 
sollten,  diesem  Bedürfnis  freiwillig  zu  ge- 
nügen. Von  besonderer  Bedeutung  war  da- 
bei die  Bestimmung,  daß  sich  die  Regierungs- 
präsidenten wegen  der  Entscheidung,  ob  und 
inwieweit  ein  Bedürfnis  für  die  Einrichtung 
und  den  Ausbau  kommunaler  Arbeitsnach- 
weise anzuerkennen  sei,  mit  dem  zuständigen 
Arbeitsnacliweisverband  —  der  am  Ausbau 
der  öffentlichen  Arbeitsvermittlung  am 
meisten  interessierten  Stelle  —  ins  Be- 
nehmen zu  setzen  hatten.  Für  den  Fall,  daß 
sich  in  der  Beurteilung  der  Bedürfnisfrage 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem 
Regierungspräsidenten  und  dem  Arbeits- 
nachweisverband ergeben  sollten,  waren  die 
Regierungspräsidenten  angewiesen,  dem  Han- 
delsminister zu  berichten.  Die  V.  v.  25./VII. 
1916  hatte  die  Wirkung,  daß  Preußen  den 
Vorsprung,  den  ihm  Süddeutscliland  in  der 
Entwicklung  des  gemeindlichen  Arbeits- 
nachweises voraus  hatte,  in  ziemlich  kurzer 
Zeit  einholte.  Damit  erlangte  der  öffentliche 
Arbeitsnachweis  in  ganz  Deutschland  die 
Vorherrschaft  gegenüber  den  anderen  nicht- 
gewerbsmäßigen ArbeitsnacliwiM;jen. 

Es  fehlte  jedoch  immer  noch  dii'  Verbin- 
dung zwischen  dem  öffentlichen  Arbi^itsnach- 
weis  und  den  anderen  nichtcjewerbsmäßigen 
Nachweisarten,  die  Im  Interesse  der  Vervoll- 
kommnung des  Arbeitsmarktausgleiches  «an- 
gestrebt werden  mußte.  Diese  Zusammen- 
fassung der  Arbeitsnachweise  nach  einem 
einheitlichen  Plane  erfolgte  zum  erstenmal 
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durch  die  Heeresverwaltung,  als  dieser  das 
Hilfsdienstgesetz  die  Zuständiglieit  und  Ver- 
antwortung für  die  Ausnutzung  der  Arbeits- 
kraft des  ganzen  Volkes  zuschob.  In  den 
Kichtlinien  des  Kriegsamts  für  die  Heran- 
zieliung  der  Arbeitsnachweise  zur  Arbeits- 
vermittlung für  den  vaterländischen  Hilfs- 
dienst V.  29. /I.  1917  wurde  die  Errichtung 
von  Hiltsdienstmeldestellen  und  Zentral- 
auskunftsstelten  vorgesehen,  in  denen  die 
gesarate  militärische  wie  zivile  Arbeitsver- 
mittlung ihre  Mittelpunkte  erhalten  sollte. 
In  jedem  Armeekorpsbezirk  wurde  die  Auf- 
eicht über  die  Arbeitsnachweise  der  Kriegs- 
amtsstellc,  die  sachliche  Arbeitsausführung 
der  Zentralauskunttsstelle  übertragen.  Da 
in  fast  jedem  Korpsbezirk  ein  Arbeitsnach- 
weisverband seinen  Sitz  hatte,  so  über- 
nahmen die  Arbeitsnachweisverbände  unter 
entsprechender  Ausgestaltung  ihrer  Ein- 
richtungen die  Geschäftsführung  der  Zen- 
tralauskunftsstellen,  während  die  gemeind- 
lichen Arbeitsnachweise  die  Aufgaben  der 
Hilfsdienstmeldestellen  zugewiesen  erhielten. 
Durch  übereinstimmende  Verordnungen  der 
kommandierenden  Generäle  auf  Grund  des 
Gesetzes  über  den  Belagerungszustand  wurde 
in  jedem  Korpsbezirk  eine  Melde-  und  Aus- 
kunftspflicht für  sämtliche  nichtgewerbs- 
mäßigen Arbeitsnachweise  eingeführt,  die  als 
Grundlage  für  den  Arbeitsmarktausgleich 
dienen  sollte.  Wöchentlich  zweimal  mußten 
alle  nichtgewerbsmäßigen  Arbeitsnachweise 
im  Bezirk  einer  Hilfsdienstmeldestelle  der 
letzteren  die  nicht  erledigten  Arbeitsgesuche 
und  offenen  Stellen  melden.  Die  Hilfsdienst- 
meldestelle hatte  den  Ausgleich  innerhalb 
ihres  Bezirkes  zu  versuchen  und  die  hierauf 
noch  verbleibenden  unerledigten  Restmel- 
dungen der  Zentralauskunftsstelle  weiterzu- 
leiten. Die  Zentralauskunftsstelle  war  ange- 
wiesen, diese  ilir  zur  Kenntnis  kommenden 
unerledigten  Meldungen  in  Verbindung  mit 
den  sämtlichen  Arbeitsnachweisen  ihres  Be- 
reiches soweit  wie  möglich  auszugleichen  und 
die  hiernach  noch  verbleibenden  unerledigten 
Restmeldungen  dem  Statistischen  Reichsamt 
zur  Veröffentlichung  im  Arbeitsmarktan- 
zeiger zu  übersenden.  Der  Arbeitsmarktan- 
zeiger, der  wöchentlich  zweimal  erschien, 
diente  dem  Kriegsamt  und  seinen  Unter- 
stellen als  Anhalt  dafür,  welche  Maßnahmen 
von  ihnen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsmarkt- 
politik zu  treffen  waren,  um  die  Kriegswirt- 
schaft in  Gang  zu  halten. 

Durch  die  Authebung  des  Hilfsdienst- 
gesetzes zu  Beginn  November  1918  wurde  der 
militärischen  Organisation  des  Arbeitsnach- 
weises die  rechtliche  Grundlage  entzogen. 
Die  Leitung  des  Arbeitsnachweiswesens  ging 
auf  die  Demobilmachungsbehörden  über,  die 
auf  Grund  der  ihnen  durch  die  ReichsV.  v. 
7./XI.  1918  (RGBl.  S.  1292)  erteilten  allge- 
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meinen  Vollmachten  eine  Fülle  von  Arbeits- 
nachweisverordnungen erließen.  Meist  waren 
diese  Verordnungen  nur  von  bezirklicher 
oder  lokaler  Bedeutung  und  bezogen  sich 
vorwiegend  auf  das  Mehlewesen  der  Arbeits- 
nachweise, die  Anmeldepflicht  offener  Stellen 
durch  die  Arbeitgeber,  die  Einstellung  durch 
die  Arbeitsnachweise,  die  Arbeitsmarkt- 
inserate in  den  Zeitungen  und  die  gewerbs- 
mäßige Stellenvermittlung.  Eine  spezielle 
Arbeitsnachweisverordnung  gab  das  Reichs- 
amt für  die  wirtschaftliche  Demobilmachung 
am  9./XII.  1918  (RGBl.  S.  1421)  heraus. 
Außer  den  in  der  V.  v.  14./VI.  1916  den  Lan- 
deszentralbehörden erteilten  Vollmachten 
enthielt  die  V.  v.  9./XII.  1918  noch  eine 
Reihe  weiterer  wichtiger  Bestimmungen.  So 
wurden  die  Landeszentralbehörden  nunmehr 
ausdrücklich  angeregt  (jedoch  nicht  ver- 
pflichtet!), vorzuschreiben,  daß  die  Verwal- 
tung der  gemeindlichen  Arbeitsnachweise 
durch  gleichmäßige  Beteiligung  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  zu  erfolgen  hat  und 
daß  die  niehtgewerbsmäßigen  Arbeitsnach- 
weise eines  Bezirks  behufs  Ausgleichung  von 
Angebot  und  Naclifrage  auf  dem  Arbeits- 
markt zu  Zentralstellen  zusammenzuschließen 
sind.  Auch  eine  Einwirkung  auf  die  Zu- 
sammensetzung, die  Verwaltung,  den  Betrieb 
und  die  Tragung  der  Kosten  dieser  Zentral- 
stellen durch  Erlaß  zwingender  Vorschriften 
wurde  den  Landeszentralbehörden  zuge- 
standen, desgleichen  der  Erlaß  von  Vor- 
schritten über  die  von  den  nichtgewerbs- 
mäßigen Arbeitsnachweisen  und  Zentral- 
stellen zu  erstattenden  Meldungen,  stati- 
stischen Berichte,  Auskünfte  und  Aufschlüsse 
über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes.  Ferner 
wurden  die  Landeszentralbehörden  ermäch- 
tigt, die  Einrichtung  einer  allgemeinen  ge- 
meinnützigen Berufsberatung  und  Lehr- 
Stellenvermittlung,  insonderheit  in  Verbin- 
dung mit  den  öffentlichen  Arbeitsnachweisen, 
von  den  Gemeinden  und  Geraeindeverbänden 
zu  fordern.  Die  Reichsleitung  selbst  ent- 
schloß sich  also  immer  noch  nicht  zum  Erlaß 
zwingender  Vorschriften  zur  Herbeiführung 
einer  einheitlichen  Regelung  des  Arbeits- 
nachweises für  das  gesamte  Reichsgebiet, 
sondern  regte  wiederum  nur  die  Landes- 
zentralbehörden an,  die  erforderlichen 
Schritte  innerhalb  ihres  engeren  Bereiches 
zu  unternehmen. 

Aut  Grund  der  vorerwähnten  ReichsV. 
V.  9./XII.  1918  erließen  Preußen  und  Sachsen 
besondere  Landesverordnungen  über  Arbeits- 
nachweise. Vorher  hatte  bereits  schon  Würt- 
temberg, gestützt  auf  die  V.  v.  14./VI.  1916, 
eine  weitgehende  Arbeitsnachweisverordnung 
erlassen.  In  diesen  drei  Ländern  wurden 
Landesämter  für  Arbeitsvermittlung  ge- 
schaffen. Preußen  und  Württemberg  unter- 
zogen dabei  gleichzeitig  das  gesamte  Arbeits- 
Bd.  1.  63 
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nachweiswesen  einer  Neuregelung.  Endlich 
entschloß  sich  auch  das  Reich  zu  selbstän- 
digem Handeln.  Die  wachsende  Bedeutung 
des  Arbeitsnachweis  Wesens,  namentlich  im 
Zusammenhang  mit  der  Erwerbslosenfüf- 
sorge,  Arbeitsbeschaffung,  Kriegsbeschä- 
digtenfürsorge und  vielen  anderen,  den  Ar- 
beitsniarkt  berührenden  Maßnahmen  wirt- 
schaftlichen und  fürsorgerischen  Charakters, 
verlangte  gebieterisch  nach  Schaffung  einer 
zentralen  Reichsstelle  zur  Bearbeitung  aller 
die  Arbeitsvermittlung  betreffenden  Fragen. 
Am  15./1.  1920  wurde  als  eine  besondere 
Abteilung  des  Rcichsarbeitsministerium?  ein 
Rpichsamt  für  Arbeitsvermittlung  eingerich- 
tet, das  durch  die  ReichsV.  v.  5./V.  1920 
(RGBl.  S.  876)  seine  gesetzliche  Grundlage 
erhielt. 

3.  Durch  ein  Reichsarbeitsnachweis- 
gesetz. Dem  neu  errichteten  Rcichsamt  für 
Arbeitsvermittlung  wurde  vom  Reichs- 
arbeitsminister der  Auftrag  erteilt,  den  Ent- 
wurf eines  Arbeitsnachweisgesetzes  vorzu- 
legen. IVIit  der  gleichen  Aufgabe  hatte  sich 
srlion  vorher  der  beim  Reichsarbeitsmini- 
Bterium  gebildete  Arbeitsrechtsausschuß  be- 
faßt. Durch  die  gemeinsame  Arbeit  dieser 
beiden  Stellen  wurde  der  Gesetzentwurf  so- 
weit gefördert,  daß  er  im  September  1920 
als  Referentenentwurf  im  Reiclisarbeitsblatt 
(Nr.  1  Neue  Folge)  veröffentlicht  werden 
konnte.  Unter  Berücksichtigung  einzelner 
Abiinderungsvorschläge,  die  nach  erfolgter 
Veröffentlichung  des  Referentenentwurfs  von 
verschiedener  Seite  gemacht  wurden,  stellte 
die  Reiclisregierung  im  April  1921  den  end- 
gültigen Entwurf  des  Gesetzes  auf.  Nach  dem 
vurgoschricbenen  Weg  über  den  vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat  und  den  Reichsrai  ging 
der  Gesetzentwurf  am  7./X11.  1921  dem 
Reichstag  zu.  Sowohl  im  vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat  als  im  Reichstag  war 
der  Gesetzentwurf  Gegenstand  scharfer 
Kämpfe  der  Interessenten  und  Parteien. 
Allein  die  Beratungen  im  Reichstagsaus- 
scliuß  für  soziale  Angelegenheiten  erforderten 
28  Sitzungen,  zwischen  die  noch  8  Sitzungen 
eines  engeren  Unterausschusses  eingeschoben 
wurden,  um  die  vorhandenen  starken  Mei- 
nungsunterschiede zu  überbrücken.  Trotz 
der  schärfsten  Kämpfe  während  der  Bera- 
tung wurde  der  Gesetzentwurf  fast  einstim- 
mig bei  der  Endabstimmung  im  Plenum  am 
13. /VII.  1922  vom  Reichstage  angenommen 
und  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Reichs- 
rats vom  Reichspräsidenten  am  22./V1I.  1922 
(vgl.  RGBl.  1  S.  057)  als  Gesetz  vollzogen. 
Gegenüber  der  ursprünglichen  Regierungs- 
vorlage weist  das  Gesetz  wesentliche  Aende- 
runiren  auf.  Es  enthält  72  Paragraphen  und 
beliiindelt 

§§  2—14  die  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weise, 


§§  15—25  die  Landesämter  für  Arbeits- 
vermittlung, 

§§  20—31  das  Reichsamt  für  Arbeitsver- 
mittlung, 

P  32-38  die  Fachabteilungen, 
P  39—43  die  Vermittlungstätigkeit, 
§^  44—49   die  anderen  nichtgewerbs- 
mäßigen   Arbeitsnachweise,    die  gewerbs- 
mäßige Stellenvermittlung  und  die  Melde- 
pflicht, 

§§  50—53  das  Beschwerdeverfahren, 
S§  64—58  die  Stratbcstinimungen, 
§§  .59-72  die  Schluß-  und  Uebergangs- 
bestinimungen. 

In  der  Regel  soll  für  den  Bezirk  jeder 
unteren  Verwaltungsbehörde  ein  öffentlicher 
Arbeitsnachweis  eingerichtet  werden.  Da3 
Gesetz  schreibt  vor,  daß  jede  Gemeinde  von 
einem  öffentlichen  Arbeitsnachweis  erfaßt 
werden  muß.  Die  Arbeitsnachweisbezirke 
müssen  sich  jedoch  nicht  unbedingt  mit  den 
politischen  Verwaltungsbezirken  decken;  das 
Gesetz  sieht  vielmehr  die  Möglichkeit  vor, 
die  Arbeitsnachweisbezirksbildung  nach  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  erfolgen  zu 
lassen.  So  können  z.  B.  die  beteiligten  ober- 
sten Landesbehörden  für  mehrere  Gemein- 
den, die  zu  verschiedenen  Ländern  gehören, 
anordnen,  daß  ein  gemeinsamer  öffentlicher 
Arbeitsnachweis  errichtet  wird.  Auf  Antrag 
einer  obersten  Landesbehörde  kann  der 
Reichsarbeitsminister  nach  Anhörung  der 
anderen  beteiligten  obersten  Landesbehörden 
die  Entscheidung  über  die  Errichtung  treffen. 
Die  Errichtung  eines  öffentlichen  Arbeits- 
nachweises erfolgt  durch  Beschluß  der  Ver- 
tretung der  Gemeinde  oder  des  weiteren  Ge- 
meindeverbands, für  deren  Bezirk  der  öffent- 
liche Arbeitsnachweis  bestimmt  ist.  Bereits 
bestehende  öffentliche  Arbeitsnachweise  sind 
nach  Inkrafttreten  des  Arbeitsnachweisge- 
setzes (l./X.  1922)  in  öffentliche  Arbeits- 
nachweise nach  den  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes zu  überführen.  Die  oberste  Landes- 
behörde kann  jedoch  nach  Anhörung  des  zu- 
ständigen Landesamts  für  Arbeitsvermitt- 
lung und  seines  Verwaltungsausschusses  an- 
ordnen, daß  für  bestimmte  Bezirke  neue 
öffentliche  Arbeitsnachweise  zu  errichten,  be- 
stehende zusammenzulegen  oder  aufzulösen 
sind. 

Die  Landesämter  für  Arbeitsvermittlung 
werden  für  größere  Bezirke  (Länder,  Pro- 
vinzen) durch  die  oberste  Landesbehörde 
errichtet.  Auf  Antrag  einer  obersten  Landes- 
behörde kann  der  Reiclisarbeitsmini.ster  im 
Einvernehmen  mit  dem  Verwaltungsrat  des 
Reichsamts  für  Arbeitsvermittlung  nach  An- 
hörung der  anderen  beteiligten  obersten 
Landesbehörden  die  Entscheidung  über  die 
Errichtung  eines  gemeinsamen  Landesamtä 
(reffen.  Soweit  ein  dringendes  wirtschaft- 
liches Bedürfnis  es  erfordert,  kann  der  Reichs- 
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arbeitsminister  mit  Zustimmung  des  Reiehs- 
rats  den  Bezirls  für  ein  Landesamt  bestimmen. 

Das  Reiclisamt  für  Arbeitsvermittlung, 
das  bereits  bestellt,  behält  seinen  Sitz 
in  Berlin.  Da  seine  Organisation  und  Befug- 
nisse durch  das  Arbeitsnachweisgesetz  neu 
geregelt  werden,  hebt  dieses  Gesetz  die  V. 
über  die  Errichtung  des  Reichsamfs  v.  5./V. 
1920  (RGBl.  S.  870)  auf. 

Der  den  öffentlichen  Arbeitsnachweisen 
zugedachte  Aufgabenkreis  wird  in  §  2  um- 
schrieben. Danach  liegt  ihnen  die  Arbeits- 
vermittlung von  Arbeitern  und  Angestellten 
sowie  die  Mitwirkung  bei  der  Durchführung 
von  gesetzlichen  Unterstützungsmnßnalimeii 
für  Arbeitslose  ob.  Da  vom  Reich  ein  Gesetz 
über  Arbeitslosenversicherung  gegenwärtig 
vorbereitet  wird,  so  wird  dieses  Gesetz  die 
näheren  Bestimmungen  darüber  bringen,  in 
welcher  Weise  die  Mitwirkung  der  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise  bei  der  Arbeits- 
losenversicherung zu  erfolgen  hat  (vgl. 
Reichsarbeitsblatt  Jahrg.  1922,  Amtlicher 
Teil  S.  329  und  öhS).  Neben  diesen  Aufgaben, 
zu  deren  Uebernalime  die  öffentlichen  Ar- 
beitsnachweise kraft  Gesetzes  verpflichtet 
sind,  können  sie  aus  freiem  Entschluß  ihre 
Tätigkeit  auch  auf  die  Berufs-beratung  und 
Lehrstcllonverniittlung  erstrecken.  P'erner 
können  ihnen  durch  den  Rcichsarbcits- 
niinister,  die  obersten  Landesbehörden  und 
mit  deren  Zustimmung  durch  die  Erriclitungs- 
gemeinden  weitere  Aufgaben  zur  Regelung 
des  Arbeitsmarktes,  insbesondere  die  Mit- 
arbeit auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsbeschaf- 
fung, der  Erwerbsbeschränkten-  und  Wan- 
dererfürsorge,  übertragen  werden. 

Die  Landesämter  sind  die  fachliehen  Auf- 
sichts-  und  Beschwerdestellen  gegenüber  den 
öffentlichen  Arbeitsnachweisen;  auch  liegt 
ihnen  die  Aufsicht  über  die  privaten  Arbeits- 
nachweise ihres  Bezirks  ob.  Sie  haben  den 
Arbeitsniaikt  zu  beobachten  und  den  Aus- 
gleich von  Angebot  und  Nachfrage  zwischen 
den  einzelnen  Aibeitsnachweiscn  zu  fördern. 
Um  ihnen  die  Beobachtung  des  Arbeits- 
niarktes  zu  ermöglichen,  gibt  ihnen  das  Ge- 
setz im  §  25  das  Recht,  von  Gemeinden  und 
Gemeindeverbänden,  Handels-,  Handwerks- 
und Landwirtschaftskammern,  von  liranken- 
kassen  und  Krankenkassenverbänden,  sowie 
von  den  wirtschaftlichen  Vereinigungen  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  und  von  an- 
deren mit  der  Arheitsfürsorge  befaßten  Stel- 
len Auskunft  über  die  Lage  des  Arbeits- 
marktcs  zu  fordern. 

Das  Reichsamt  übt  im  Einvernehmen  mit 
den  obersten  Landesbehörden  die  fachliche 
Aufsicht  über  die  Durchführung  des  Arbeits- 
nachweisgesetzes aus.  Es  hat  den  Arbeits- 
markt des  gesamten  Reichsgebietes  zu  be- 
obachten und  regelmäßig  Berichte  über  die 
Lage  des  Arbeitsmarktes,  den  Umfang  der 


Arbeitslosigkeit,  den  Erfolg  der  Arbeitsver- 
mittlung und  Arbeitsbeschaffung,  die  Ar- 
beitsstreitigkeiten und  die  Entwicklung  des 
Tarifwesens  sowie  der  Arbeilgeber-  und  Ar- 
beitnehmervereinigungen im  Reichsarbeits- 
blatt zu  veröffentlichen.  Es  kann  Erhe- 
bungen über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes, 
über  Arbeitsbedingungen,  Ausstände  und 
Aussperrungen,  über  die  Mifgliedeibewegung 
der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehniervereini- 
gungen  vornehmen  und  die  erforderliehen 
Auskünfte  unter  Strafandrohung  verlangen. 
Ihm  liegt  weiter  die  Regelung  von  Angebot 
und  Nachfrage  zwischen  den  verschiedenen 
Gebieten  ob  und  im  Einvernehmen  mit  den 
obersten  Landesbehörden  die  Regelung  und 
Ueberwachung  der  Anwerbung,  Vermittlung 
und  Beschäftigung  ausländischer  Arbeit- 
nehmer. Schließlich  steht  ihm  im  Einver- 
nehmen mit  seinem  Verwaltungsrat  und  nach 
Anhörung  der  öffentlichen  BeruFsvertre- 
tungen  und  wirtschaftlichen  Vereinigungen 
die  Aufstellung  allgemeiner  Grundsätze  für 
die  Berufsberatung  und  Lehrstellenvermitt- 
lung zu.  Die  fachliche  Aufsicht  über  die  der 
Berufsberatung  und  Lelirstellenvermitllung 
dienenden  Einrichtungen  übt  es  im  Einver- 
nehmen mit  den  obersten  Landesbehörden 
aus. 

Der  Reiclisarbeitsminister  kann  nach  An- 
hörung des  Verwallungsrats  des  Reichsamts 
und  mit  Zustimmung  des  Reiclisrats  Be- 
stimmungen zur  Ausführung  des  Gesetzes 
erlassen,  insbesondere  Vorschriften  über  die 
Zusammenarbeit  der  Arbeitsnachweisämter 
(öffentliche  Arbeitsnachweise,  Landesämter, 
Reichsamt)  mit  den  Stellen,  die  für  die  Durch- 
führung der  Arbeitsbeschaffung,  Aibeitsver- 
teilung,  der  Erwerbslosen-,  Erwerbsbe- 
schränkten-, Kriegsbeschädigten-  und  VVan- 
dererfürsorge,  Jugendpflege  u.  dgl.  zu- 
ständig sind. 

Die  öffentlichen  Arbeitsnachweise,  die 
I^andesämtcr  und  das  Reichsamt  sind  öffent- 
liche Behörden,  die  im  Gesetz  unter  dem  Be- 
griff ,,Arbcitsnachweisäniter"  zusammen- 
gefaßt sind.  Um  den  Organisationen  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  entgegenzu- 
kommen, die  auf  dem  Gebiete  des  Arbeits- 
nachweises weitgehende  Selbstverwaltung 
verlangten,  sieht  das  Gesetz  deren  Mitbe- 
stimmungsrecht in  den  Arbeitsnachweis- 
änitern  vor.  Sowohl  bei  den  öffentlichen  Ar- 
beitsnachweisen wie  bei  den  Landesämtern 
und  dem  Reichsamt  sind  Verwaltungsaus- 
fchüsse  zu  bilden.  Während  neben  dem  Vor- 
sitzenden, den  das  Arbeitsnachweisamt  in 
der  Person  seines  Vorsitzenden  stellt,  als 
stimmberechtigte  Mitglieder  des  Verwal- 
tungsaussehusses  bei  den  öffentlichen  Ar- 
beitsnachweisen nur  Arbeitgeber-  und  Ar- 
beif nehmervertrelcr  zu  gleichen  Teilen  vor- 
gesehen sind,  erhalten  im  Verwaltungsaus- 
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Bchuß  der  Landesiiniter  und  des  Reichsamts 
(bei  letzterem  „Verwaltungsrat"  genannt) 
auch  Vertreter  öffentlicher  Körperschaften 
ein  Stimmrecht;  für  sich  bleiben  die  letzteren 
jedoch  stets  in  der  Minderheit  gegenüber  den 
Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmervertretern. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  Ge- 
setzesbestimmungen über  die  nicht  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise.  Die  im  Regierungs- 
entwurf beabsichtigte  Regelung  dieser  Ar- 
beitsnachweise ist  vom  Reichstag  nicht  ange- 
nommen worden.  Der  Regierungsentwurf 
sah  vor,  daß  die  vorhandenen  nicht  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise  innerhalb  einer  Frist 
von  zwei  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Arbeitsnachweisgesetzes  auf  den  öffentlichen 
Arbeitsnacliweis  als  Fachabteilungen  über- 
gehen sollten.  Dadurch  hätte  der  öffentliche 
Arbeitsnachweis  eine  Monopolstellung  er- 
halten. Nach  der  vom  Reichstag  vorge- 
nommenen Aenderung,  die  Gesetz  geworden 
ist,  können  die  nichtöffentlichen  Arbeits- 
nachweise weiter  bestehen  bleiben  und  unter 
gewissen  Umständen  sogar  neu  errichtet 
werden.  Sie  unterstehen  der  Aufsicht  (nicht 
nur  der  fachlichen  Aufsicht!)  des  Landesamts, 
in  dessen  Bezirk  sie  ihre  Tätigkeit  ausüben. 

Um  den  Uebergang  der  nicht  öffentlichen 
Arbeitsnachweise  auf  die  öffentlichen  Ar- 
beitsnachweise reibungslos  zu  ermöglichen, 
sah  der  Regierungsentwurf  ausführliche  Be- 
Btimmungen  über  die  bei  den  letzteren  zu  er- 
richtenden Fachabteilungen  vor.  Trotz  des 
Fortbestehens  der  nichtöffentlichen  Arbeits- 
nachweise sind  die  Bestimmungen  über  die 
Fachabteilungen  ungekürzt  ins  Gesetz  auf- 
genommen worden.  Danach  sind  bei  den 
öffentlichen  Arbeitsnachweisen  Fachabtei- 
lungen und  Abteilungen  für  Angestellte  nach 
Bedarf  zu  bilden.  Ob  ein  Bedürfnis  zur  Bil- 
dung einer  Fachabteilung  vorliegt,  bestim- 
men die  für  das  Fach  innerhalb  des  Bezirkes 
bestehenden  öffentliclien  Berufsvertretungen 
und  wirtschaftlichen  Vereinigungen  der  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer.  Wesentlich  ist 
die  Gesetzesbestimmung,  daß  mit  Zustim- 
mung des  Landesamts  auch  für  den  Bezirk 
mehrerer  öffentlicher  Arbeitsnachweise  eine 
Fachabteihing  gebildet  werden  kann,  die 
hinsichtlich  der  Kosten  als  Abteilung  der  be- 
teiligten öffentlichen  Arbeitsnachweise  gilt. 
Es  wird  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben, 
für  einen  einheitlichen  Industrie-  oder  Be- 
rufszweig, der  sich  räumlich  über  einen 
größeren  Bezirk  erstreckt,  einen  leistungs- 
fähigen größeren  öffentlichen  Fachabtei- 
lungsnachweis zu  errichten,  ohne  durch  enge 
Grenzen  behindert  zu  sein,  die  die  Bildung 
der  allgemeinen  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weise hervorgerufen  hat.  Auch  die  Landes- 
äinter  und  das  Reichsamt  können  Fachab- 
teilungen bei  sich  errichten;  das  Nähere  be- 
stimmt für  die  Landesämter  das  Reichsamt, 


Ifür  das  Reichsamt  der  Reichsarbeitsminister. 
I  Kraft  Gesetzes  muß  das  Reichsamt  eine  Fach- 
abteilung für  Angcstelltenverraittlung  bei 
sich  einrichten.  Für  jede  Fachabteilung  ist 
unter  der  Leitung  des  V^orsitzenden  des  Ar- 
beitsnachweisamtes ein  Fachausschuß  zu 
bilden.  Die  Beisitzer  sind  auf  Vorschlag  der 
für  das  Fach  zuständigen  wirtschaftlichen 
Vereinigungen  aus  dem  Fach  zu  entnehmen, 
für  das  der  Fachausschuß  gebildet  ist.  Der 
Fachausschuß  tritt,  soweit  nicht  allgemeine 
Grundsätze  für  die  Geschäftsführung  ent- 
gegenstehen, in  allen  ausschließlich  das  Fach 
betreffenden  Angelegenheiten  an  die  Stelle 
des  Verwaltungsausschusses  (Verwaltungs- 
rat). 

Die  die  gewerbsmäßige  Stellenvermitt- 
lung betreffenden  wichtigsten  Bestimmungen 
des  Arbeitsnachweisgesetzes  sind  schon 
früher  bei  der  Betrachtung  dieses  Ge- 
genstandes erwähnt  worden.  Neben  der 
durch  das  Stellenvermittlergesetz  geschaf- 
fenen Autsicht  durch  die  Polizeibehörden 
unterliegen  die  gewerbsmäßigen  Stellenver- 
mittler gemäß  §  48  d&s  Arbeitsnachweis- 
gesetzes nunmehr  auch  der  Aufsicht  der  für 
ihren  Betriebsort  zuständigen  Arbeitsnach- 
weisämter. Die  gewerbsmäßige  Stellenver- 
mittlung für  Seeleute  ist  unzulässig;  das 
Arbeitsnachweisgesetz  fordert  die  Einrich- 
tung seemännischer  Heuerstellen  entspre- 
chend dem  in  Genua  am  15./VL  1920  ge- 
troffenen internationalen  Abkommen  (vgl. 
RrbBI.  1921  S.  239).  Die  Aufsicht  über 
die  seemännischen  Heuerstellen  wird  un- 
mittelbar durch  das  Reichsamt  für  Arbeits- 
vermittlung ausgeübt. 

Von  den  übrigen  Bestimnmngen  des  Ar- 
beitsnachweisgesetzes interessieren  besonders 
noch  diejenigen  über  die  Vermittlungstätig- 
keit, über  Meldepflicht  und  über  die  Rege- 
lung der  Kostenfrage.  Die  Vermittlung  ist 
bei  den  Arbeitsnachweisämtern  für  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  unentgeltlich;  die 
nicht  amtlichen  Arbeitsnachweise  bleiben 
vom  Grundsatz  der  Gebührenfreiheit  un- 
berührt. Bindend  für  sämtliche  Arbeits- 
nachweise sind  die  übrigen  Bestimmungen 
über  die  Vermittlungstätigkeit.  So  hat  die 
Vermittlung  unparteiisch  und  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zugehörigkeit  zu  einer  Ver- 
einigung zu  erfolgen.  Sie  hat  dahin  zu  wirken, 
daß  freie  Stellen  durch  möglichst  geeignete 
Arbeitskräfte  besetzt  werden.  Dabei  sind 
einerseits  die  besonderen  Verhältnisse  der 
freien  Arbeitsplätze,  andererseits  die  beruf- 
liche und  körperliche  Eignung,  sowie  die 
persönlichen  und  Familienverhältnisse  und 
die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  des  Bewerbers 
zu  berücksichtigen,  soweit  die  Lage  des  Ar- 
beitsniarktes  es  gestattet.  Durch  diese  Be- 
stimmungen wird  zum  Ausdruck  gebracht, 
daß  die  Arbeitsnachweise  nach  Wirtschaft- 
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liehen  und  sozialen  Gesiehtspunkten  tätig 
sein  sollen.  Ist  die  Arbeitsmarktlage  gün- 
stig, dann  werden  die  ■wirtschaftlichen  Ge- 
sichtspunkte mehr  den  Ausschlag  geben,  ist 
sie  ungunstig,  dann  werden  mehr  die  so- 
zialen Gesichtspunkte  bei  der  Vermittlungs- 
tätigkeit im  Vordergrund  stehen.  Einen  Be- 
nutzungs-  und  Einstellungszwang  sieht  das 
Gesetz  nicht  vor.  Es  bestimmt  lediglich, 
daß  der  Reichsarbeitsminister  nach  Anhörung 
des  Verwaltungsrats  beim  Rpichsamt  für 
Arbeitsvermittlung  anordnen  kann,  daß  Ar- 
beitgeber die  bei  ihnen  vorhandenen  offenen 
Arbeitsplätze  bei  dem  zuständigen  öffent- 
lichen Arbeitsnachweis  anzumelden  haben. 
Die  Anmeldepflicht  darf  sich  nur  auf  Ar- 
beit^plätze  für  Arbeitnehmer  erstrecken,  die 
der  Kranken-  oder  Angestelltenversicherung 
unterliegen;  sie  darf  sich  nicht  erstrecken  auf 
.\rbeitsplätze  in  der  Landwirtschaft  und 
Hauswirtschaft  und  in  solchen  Betrieben,  die 
weniger  als  fünf  Arbeitnehmer  beschäftigen. 
Die  Anmeldepflicht  kann  auf  bestimmte 
Bezirke  und  Berufe  beschränkt  werden.  So- 
weit ein  Tarifvertrag  besteht,  hat  der  Ar- 
beitsnachweis die  Vermittlung  beteiligter 
Arbeitnehmer  an  beteiligte  Arbeitgeber,  so- 
fern ilim  die  Beteiligung  bekannt  ist,  nur  zu 
tariflich  zulässigen  Bedingungen  vorzu- 
nehmen. Soweit  der  Abschluß  eines  .Arbeits- 
vertrages gegen  die  im  Beruf  ortsüblichen 
Mindesllohnsätze  verstoßen  würde,  hat  der 
Arbeitsnachweis  eine  Vermittlung  abzu- 
lehnen. Im  übrigen  hat  er  sich  einer  Ein- 
wirkunc  auf  die  Lohnhohe  zu  enthalten.  Die 
Arbeilgeber  sind  verpflichtet,  die  wirtschaft- 
lichen Vereinigungen  der  Arbeitnehmer  be- 
rechtigt, bei  Ausbruch  und  Beendigung  eines 
Ausstandes  oder  bei  Vornahme  und  Beendi- 
gung einer  Aussperrung  den  zuständigen  Ar- 
beitsnachweisen schriftliche  Anzeige  zu 
machen.  Ist  die  schriftliche  Anzeige  erstattet, 
so  hat  der  Arbeitsvermittler  den  Arbeit- 
suchenden von  der  Tatsache  des  Ausstandes 
oder  der  Aussperrung  Kenntnis  zu  geben  und 
die  Vermittlung  nur  dann  vorzunehmen, 
wenn  sie  trotzdem  verlangt  wird.  Ebenso 
dürfen  ausständige  oder  ausgesperrte  Arbeit- 
nehmer nur  vermittelt  werden,  wenn  die  Tat- 
sache des  Ausstandes  oder  der  Aussperrung 
dem  Arbeitgeb(!r  vorher  bekannt  gegeben  war. 

Die  Regelung  der  Kosten  der  Arbeits- 
Baohweisämler  durch  das  Arbeitsnachweis- 
ge.setz  ist  nur  eine  vorläufige.  Die  endgültige 
Regelung  soll  durch  ein  besonderes  Gesetz 
erfolgen,  das  voraussichtlich  das  Arbeits- 
losenversicherungsgesetz sein  wird.  Bis  zum 
Inkrafttreten    dieses    besonderen  Gesetzes 
werden  die  Kosten  für  die  öffentlichen  Ar- 
beitsnachweise durch  die  Errichtungsgemein- 1 
den,  für  die  Landesämter  durch  die  Länder  | 
(Provinzen),  für  das  Reichsamt  durch  das  i 
Reich  aufgebracht.     Zu  den  notwendigen  I 


Kosten  der  Landesämter  leistet  das  Reich 
Zuschüsse  in  Höhe  von  zwei  Dritteln  ihrer 
Gesamtkosten.  Ferner  gewährt  das  Reich 
angemessene  Beihilfen  zu  den  Kosten  der 
öffentlichen  Arbeitsnachweise. 

Die  im  Arbeitsnachweisgesetz  enthaltenen 
Strafbestimmungen  sowie  die  Regelung  des 
Beschwerdeverfahrens,  das  instanzenniäßig 
aufgezogen  ist  und  bei  dem  den  Verwaltungs- 
ausschüssen eine  entscheidende  Mitwirkung 
zukommt,  sollen  hier  nicht  näher  erörtert 
werden. 

IV.  Die  Regelung  der  Arbeitsvermittlung 
im  Ausland. 
Eine  umfangreiche  Sammlung  der  ge- 
setzlichen Regelung  der  Arbeitsvermittlung 
in  den  wichtigsten  Ländern  der  Erde  hat  der 
Verband  Deutscher  Arbeitsnachweise  im 
Jahre  1913  veröffentlicht.  Sie  ist  als  Nr.  10 
der  Schriften  dieses  Verbandes  in  Carl  Hey- 
manns Verlag  in  Berlin  erschienen.  Der  Be- 
griff ,, gesetzliche  Regelung"  ist  dabei  recht 
weit  gefaßt,  vielfach  sind  administrative 
Verordnungen  mit  einbegriffen.  Seit  dieser 
Veröffentlichung  sind  in  einer  Reihe  aus- 
ländischer Staaten  (Finnland,  Frankreich, 
Holland,  Italien,  Oesterreich,  Schweiz,  Spa- 
nien, Ungarn,  Vereinigte  Staaten)  merkliche 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  staatlichen 
Regelung  der  Arbeitsvermittlung  gemacht 
worden.  Das  neueste,  ausführliche  Material 
über  die  gesetzliche  Regelung  der  öffentlichen 
Arbeitsvermittlung  im  Auslande  ist  im  An- 
hang zur  Begründung  des  Arbeitsnachweis- 
gesetzes (Reichstagsdrucksache  Nr.  3148)  ent- 
halten. Beim  Vorhandensein  solch  ausführ- 
licher Sammelübersiehten  können  wir  uns 
im  folgenden  darauf  beschränken,  nur  die 
wichtigsten  Länder  und  die  wesentlichsten 
Merkmale  ihrer  Regelung  für  die  Darstellung 
herauszugreifen. 

1.  Vorschläge  der  internationalen  Ar- 
beitskonferenz des  Völkerbundes.  Vorher 
seien  noch  die  Vorschläge  zum  Abdruck  ge- 
bracht, die  die  Internationale  Arbeitskonfe- 
renz des  Völkerbundes  auf  ihrer  Tagung  in 
Washington  aufgestellt  hat,  Sie  sind  den  der 
Internationalen  Arbeitsorganisation  ange- 
schlossenen Staaten  unterbreitet  worden  und 
sollen  bis  zum  l./VII.  1921  verwirklieht 
werden.    Sie  lauten: 

„Jedes  Mitglied,  das  diesen  Vertrag  (betr. 
Arbeitslosigkeit)  ratifiziert,  hat  ein  Sj'stem  freier 
öffentlicher  ytellenvermittlungen  (agencies) 
unter  der  Aufsicht  einer  Zentralbehörde  einzu- 
richten. Für  die  Führung  der  Geschäfte  dieser 
Stellenvermittlungen  sind  Ausschüsse  mit  be- 
ratender Stimme,  die  sich  aus  Vertretern  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zusammen,set2en, 
zu  schaffen.  Wo  sowohl  öffentliche  als  auch  pri- 
vate Stellenvermittlungen  bestehen,  sind  Schritte 
zu  ergieifen,  um  ihre  Tätigkeit  zusammenzu- 
fassen." 
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„Die  Generalversammlung  empfiehlt  jedem 
Mitglied  der  Internationalen  Arbeitsorganisation, 
Maßnahmen  zu  treffen,  um  die  Errichtung  von 
Stellenvermittlungen  zu  verhindern,  die  Ver- 
mittlungsgebühren erheben  oder  gewerbsmäßig 
betrieben  werden.  Es  wird  ferner  empfohlen, 
daß  wo  solche  Stellenvermittlungen  bereits 
bestehen,  ihre  Tätigkeit  von  einer  behördlichen 
Genehmigung  abhängig  gemacht  wird,  und  daß 
alle  Maßnahmen  getroffen  werden,  um  sie  so 
Bchuell  als  möglich  zu  beseitigen." 

2.  England.  Durch  das  G.  v.  20./IX.  1909 
(Labour  Exchange  Act.,  1909>  wurde  das  Handels- 
ministerium ermächtigt,  Arocitsnach  weise  nach 
Bedarf  zu  errichten.  Damit  gab  England  das 
Vorbild  für  eine  wirklich  großzügige  Regelung 
ab,  indem  es  den  Staat  zum  Träger  der  gesamten 
öffentlichen  Arbeitsnachweisorganisation  machte. 
Das  Land  wurde  in  11  Bezirksämter  (Divisional 
Offices)  eingeteilt  und  eine  Zentralstelle  dem 
Ministerium  angegliedert.  Innerhalb  jedes  Be- 
zirksamtes ist  eine  größere  Anzahl  Arbeits- 
nachweise (ca.  20—30)  errichtet  worden,  teil- 
weise wurden  auch  bereits  bestehende  Arbeits- 
nachweise verstaatlicht.  Den  Arbeitsnachweisen 
Bind  paritätisch  zusammengesetzte  Ausschüsse 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  beigegeben, 
die  eine  begutachtende  Tätigkeit  ausüben.  Durch 
die  ArbeitslosenversicherungsGG.  von  1911  und 
1920  wurden  die  Arbeitsnachweise  mit  der  ört- 
lichen Durchführung  der  Arbeitslosenversicherung 
betraut.  jj 

J  3-  Frankreich.  Bis  zum  Beginn  des  Welt- 
krieges war  der  Arbeitsnachweis  sehr  mangel- 
haft organisiert.  Finanziert  wurde  er  haupt- 
sächlich von  den  Gemeinden.  1911  bewillirto 
das  Parlament  der  Regierung  35000  Fr.  für 
Arbeitsnachweiszwecke.  Unterstützt  sollten  aus 
diesen  Staatsmitteln  nur  Arbeitsnachweise  werden, 
die  eine  paritätische  Verwaltung  und  mindestens 
25  Stellenvermittlungen  im  Monat  aufzuweisen 
hatten.  Bemerkenswerte  Erfolge  wurden  mit 
dieser  Staatsunterstützung  nicht  erzielt.  Als  sich 
die  Mängel  der  Organisation  während  des  Welt- 
krieges deutlich  offenbarten,  griff  man  auf  dem 
Verwaltungswege  ein  und  verpflichtete  die  Ge- 
meinden mit  mehr  als  lOOOü  Einwohnern  zur 
Einrichtung  paritätisch  verwalteter  Arbeits- 
nachweise. Gleichzeitig  wurde  auf  die  Bildung 
von  Bezirksarbeitsnachweisen  (otfices  departe- 
mentaux  de  placement)  hingewirkt,  die  unter 
paritätischer  Aufsicht  stehen  sollten.  Im  ersten 
Halbjahr  1918  richtete  das  Arbeitsministcrium 
vier  Regionaldrheitsnachweisp  (offices  r^gionaux 
de  placement)  ein,  die  in  engster  Fühlung  mit 
den  Bezirksarbeitsnachweisen  arbeiten  und  neben 
der  allgemeinen  Förderung  der  Arbeitsnachweis- 
tätigkeit auf  die  Regelung  des  zwischenörtlichen 
Ausgleichs  ihr  Hauptaugenmerk  richten  sollten. 
Eine  Zentralstelle  wurde  beim  Arbeitsministcrium 
eingerichtet.  In  einer  Konferenz  der  Bezirks- 
arbeitsnachweise, die  unter  dem  Vorsitz  des 
Arbeitsministers  1917  tagte,  wurden  Wünsche 
nach  einer  gesetzlichen  Regelung  laut.  Von  ihr 
erwartet  man  die  einheitliche  Organisation  des 
Arbeitsnachweises  auf  paritätischer  Grundlage, 
die  Herstellung  einer  besseren  Verbindung  der 
Bezirks-  und  Geraeindearbeitsnachweise,  den 
Uebergang  der  Facharbeitsnachweise  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  auf  die  öffentlichen 


Arbeitsnachweise  sowie  die  Beseitigung  der  ge- 
werbsmäßigen Stellenvermittlung. 

4.  Italien.  Die  staatliche  Regelung  der  Ar- 
beitsvermittlung ist  neueren  Datums;  sie  er- 
folgte durch  die  statthalterliche  V.  v.  17./XI. 
1918,  die  durch  die  königliche  V.  v.  19./X.  1919 
ergänzt  wurde.  Als  Unterorgane  der  Arbeits- 
vermittlung sind  zugelassen: 

1.  die  sog.  „anerkannten"  Arbeitsnachweise. 
Darunter  fallen  die  gemeindlichen  Arbeits- 
nachweise, die  gemein-sam  unterhaltenen  Ar- 
beitsnachweise der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, die  karitativen  Arbeitsnachweise 
und  die  einseitigen  Arbeitsnachweise  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  falls  sie  von 
der  Gegenseite  gebilligt  werden.  Alle  an- 
erkannten Arbeitsnachweise  werden  in  einem 
Register  geführt,  das  beim  Ministerium  für 
Industrie,  Handel  und  Arbeit  aufliegt; 

2.  die  staatlichen  Arbeitsnachweise:  sie  können 
durch  königliche  Verordnung  errichtet  werden; 

3.  die  paritätischen  Vermittlungsausschüsse;  sie 
können  in  Städten  und  Bezirken  eingesetzt 
werden,  wo  noch  keine  Arbeitsnachweise  vor- 
handen sind. 

Ueber  diesen  unteren  Vermittlungsorganen 
stehen  die  Provinzialarbeitsämter,  deren  Be- 
zirke im  Hinblick  auf  die  Arbeitsvermittlung  für 
bestimmte  Berufe  wieder  zu  Zonenarbeitsnach- 
weisen zusammengefaßt  werden  können. 

Als  Zentralbehörde  fungiert  das  Lanileszentral- 
amt  für  Arbeitsvermittlung  und  Arbeitslosen- 
versicherung, dem  das  gesamte  Arbeitsnachweis- 
wesen untersteht. 

Die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung  ist 
gänzlich  verboten. 

5.  Vereinigte  Staaten  Ton  Amerika.  Bei 
der  steten  Steigerung  seiner  vielseitigen  In- 
dustrie, wofür  der  große  Reichtum  des  Landes 
an  natürlichen  Hilfsquellen  die  Voraussetzung 
bildet,  war  die  Arbeitsmarktlago  durchgängig 
günstig,  so  daß  jahrzehntelang  kein  direkter 
Anlaß  für  die  Staatsverwaltung  vorlag,  die 
Arbeitsvermittlung  durch  Schaffutig  behördlicher 
Organe  zu  regeln. "Ein  Eingreifen  der  Staatsver- 
waltung erfolgte  frühzeitig  nur  auf  dem  Gebiete 
der  gewerbsmäßigen  Stellenvermittlung,  weil  sich 
die  Notwendigkeit  ergab,  durch  behördliche  Be- 
stimmungen der  Ausbeutung  der  großen  Zahl 
der  Einwanderer  durch  die  gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung  ein  Ziel  zu  setzen.  Das  Streben 
nach  Schaffung  einer  einheitlichen  Arbeitsnaeh- 
weisorganisation  für  das  ganze  Land  setzte  erst 
mit  der  Errichtung  des  Arbeitsministeriums  i.  J. 
1913  ein.  Das  gesamte  Staatsgebiet  wurde  in 
18  Bezirke  eingeteilt,  in  denen  staatliche  Arbeits- 
nachweise ins  Leben  gerufen  wurden.  In  den 
verschiedenen  Bundesstaaten  wurden  außerdem 
Bundesbureaus  für  Arbeitsvermittlung  geschaffen, 
um  alle  bestehenden  Arbeitsnachweise  für  den 
Arbeitsmarktausgleich  zusammenzufassen.  Ein 
Zentralamt  für  Arbeitsvermittlung  wurde  im 
Juli  1918  errichtet.  Es  erhielt  das  Alleinrecht 
der  Arbeitsvermittlung  für  die  großen  Kriegs- 
autträge. 

V.  Schluß. 

Der  Arbeitsnachweis  ist  in  Deutschland 
immer  ein  Kampfobjekt  gewesen  und  wird 
dies  wohl  auch  ferner  bleiben.    Der  Grund 


Arbeitsmarkt  und  Arbeitsnachweis 


839 


dafür  liegt  in  der  Gegensätzlichkeit  der 
Interessen     der  Arbeitsvertrag^parteien. 
Treffend  charakterisiert  das  ZentralijlatI  der 
christlichen  Gewerkschaften  (v.  9./V.  1921) 
die  Lage,  indem  es  schreibt:  „Bei  dem  Kampf 
um  den  Arbeitsnachweis  geht  es  nicht  nur  um  j 
diesen ;  es  spielen  größere  Fragen  mit.  Grund- 1 
sätzliche  Anschauungen  über  den  Neubau  der 
Wirtschaft  und  über  die  organische  Selbst- j 
Verwaltung  im  Wirtschaftsleben  dränscn  zur 
Entscheidung.    Es  handelt  sich  auch  beim  ! 
Arbeitsnachweis  von  heule  in  Wirklichkeit! 
um  mehr,  als  um  die  nackte  Auskunft,  wo 
Arbeit  zu  haben  i-:t  und  brachliegende  Ar- 
beitskräfte zu  finden  sind.   Je  nachdem  die 
Interessenten  oder  Interessentengruppen  zu 
den  scroßcn  sozialpolitischen  und  sozialwirt- 
Bchaftlichen  Wandlungen  der  Anschauungen 
und  Tatsachen  stehen,  sie  fördern  oder  hin- 
dern, so  erfolgt  auch  ihre  Festlegung  in  der 
Arbeitsuach  weisfrage." 

Ein  Teil  der  Interessenten,  die  organi- 
sierte Arbeilgeberschaft,  steht  einer  weit- 
gehenilen  öffentlichen  Regelung  der  Arbeits- 
vermittlung ablehnend  gegenüber.  Von  dem 
ihren  Interessen  dienenden  wirtschaftslibe- 
ralen  Standpunkt  aus  bekämpft  sie  in  der 
öffentlichen  Regelung  vor  allem  die  Tendenz 
nach  Zentralisierung  und  Monopolisierung 
der  Arbeitsvermittlung,  von  der  sie  neue 
Einschränkungen  ihrer  Bewegungsfreiheit 
beim  Arbeitsvertragsschluß  befürcditet.  Auf 
diese  Bewegungsfreiheit  glaubt  sie  im  Inter- 
esse wirtschaftlicher  Produktionsfiilirung  und 
vornehnilicli  im  Interesse  der  Aufrechterhal- 
tung der  Konkurrenzfähigkeit  ihrer  Betriebe 
dem  Ausland  gegenüber  nicht  verzichten  zu 
können. 

Anders  ist  die  Auffassung  der  Arbeit- 
nehmersehaft,  insonderheit  der  freigewerk- 
schaftlich organisierten  industriellen  Ar- 
beiterschaft, vom  Wesen  des  Arbeitsnach- 
weises. Sie  will  dem  Arbeitsnachweis  den 
Charakter  des  Arbeiterschutzes  und  der  Ar- 
beitcrfürsorge  zuerkannt  wissen.  Deshalb 
sucht  sie  bei  seiner  Regelung  Beschränkungen 
der  Arbeitsvertragsfreiheit  zu  ihren  Gunsten 
zu  erreichen.  Im  Interesse  wirksamer  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit,  imter  der  sie 
schwer  zu  leiden  hat.  will  sie  dem  Arbeits- 
nachweis Machtmittel  in  die  Hand  geben,  die 
es  ihm  ermöglichen  sollen,  die  Arbeitslosen 
gegen  den  Willen  der  Arbeitgeber  zwangs- 
weise in  den  Produktionsprozeß  einzureihen. 
Benutzungs-  und  Einsteilungszwang  sind 
ihre  Forderungen. 

Solange  die  Gewerbe-  und  Arbeitsver- 
tragsfreiheit bestehen  wird,  sind  Kompro- 
misse zwischen  den  Arbeitsvertragsparteien 
notwendig,  um  zu  einer  Arbeitsmarktrege- 
lung  zu  gelangen,  bei  der  sowohl  den  sozialen 
Interessen  der  Arbeitnehmer  als  auch  den 
wirtschaftlichen  Interessen  der  Arbeitgeber 


Rechnung  getragen  wird.  Die  zu  treffende 
Ordnung  wird  zwischen  dem  absoluten  Zwang 
und  der  schrankenlosen  Willkür  liegen  müs- 
sen. Ob  wir  einmal  zu  Dauerzuständen 
kommen  werden,  wo  die  Arbeitsvermittlung 
durch  Arbeits  (ferteilung  ersetzt  und  an 
Stelle  der  Arbeitsvertragsfreiheit  die  all- 
gemeine Arbeitspflicht  vorherrschen  wird, 
muß  der  Entwicklung  zur  Beantwortung 
überlassen  werden. 

Literatur  Bibliographie  der  Arheils- 
t  r  r  rmit  tlun  fj  vn-öß'entlichl  in  „Dtr  Arbeits- 
mnrhf',  JSerlin,  1^.  Jahrg.;  Nachtrag  hierzu  in 
„Srhriftrn  dcx  Vertianden  Deutscher  Arbeits- 
nachweise", iVr.  LI,  Jlerlin  1917.  —  Schriften 
des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnach- 
weise, Berlin  seit  1,S99.  —  Der  Arbeits- 
nachiccis  in  Deutschland,  M.-Gladbach, 
Arbeiter- Biblinihrk  Heft  H,  1910.  —  ISaab,  Zur 
Frage  der  Arbeitslosenrersichei-ung,  Arbeitsver- 
viitthtng  und  Arbeitsbescliajj'ting,  Leipzig  1911. — 
MevUlCf  Arbeitslosigkeit,  ihre  statistische  Er- 
fassung urd  ihre  Uekiimpfung  durch  den  Arbeits- 
nachweis, München  und  Leipzig  1915.  —  KrJJlerf 
IHe  Arbeitsnachweise  der  .{rbcitgelterverbände, 
I^eipzig  1911.  —  Michalke,  Die  Arbeitsnach- 
weise (kr  (jlewcrksrhaften,  /ierlin  191S  —  Fiticherj 
Kommentier  zum  Stellemiermittlergesetz,  München 
191S.  — Bureau  für  Sozialpolitik ,  Behörde 
liehe  Maßnahmen  zur  Arbe itscervdttluvg  im  Kriege, 
Berlin  lOlS.  —  Kitmpniiinn,  Die  Arbeitslosig- 
keit und  ihre  Bekämpfung  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Arbeitsnachweis  und  Arbeitslosenver- 
sicherung, Tübingen  19£0.  —  Lins,  Staat  und 
Arbeit,  Beitrag  zur  Begründung  der  Notwendig- 
keit einer  Arbeitsorganisation,  Jena  29S0.  —  Be- 
gründung des  Entwurfs  eines  Arbeits- 
n  achw  ei  s  g  e  s  e  tzes  in  Reiclistagsdrucksaclie 
V.)!0  !1  Nr.  SlJiS.  —  Bericht  des  sozialpnlilisehen 
Ausschusses  des  vnrläußgen  Reichswirtschaftsrata, 
Reichstagsdnxcksache  19gU,ft  zu  Nr.  3148.  — 
Bericht  des  .-tusschusses  für  soziale  Angelegen- 
heiten über  den  Entvntrf  eines  Arbeitsnachweis- 
geselzes, Reichslagsdrurksaehe  läSO  St  Nr.  4490. 
—  Stenographische  Ilerichte  des  Reichstages  192X 
S/,.1.,  100.  Sitzung.  —  Kaxclut-Syritp, 
Arbeitsnachweisgesetz- Kommentar,    Berlin  19SS. 

Laufende  Veröffentlichungen  über  Fragen  des 
Arbeitsmarktes  und  Arbeitsnachweises  sowie  Uber 
literarische  Neuerscheinungen  bringen:  Reichs- 
arbeiislilalt  (Herlin},  .irbeit  und  Beruf  ( Berlin) , 
Soziale  Praxis  (Jena),  Internat iomiles  .irbeitsamt 
(Genf)  in  seinen  verschiedenen  Mitteilunga- 
bUittern. 

Im  übrigen  sei  noch  auf  die  Literuturangaben 
veru'iesen,  die  sich  in  diesem  ,,II'iU'lif<"o-terhuch" 
bei  den  Artikeln  „Arbeitslosigkeit  und  Arbeitslosen- 
versicherung" und  ,, Arbeitsstatistik  und  arbeitt' 
statistische  AejrUer"  befinden. 

W.  Lins. 
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1.  Wesen  der  Arbeitsordnungen.  2.  Frühere 
Arbeitsordnungen.  3.  Neuere  Gesetzgebung. 
4.  Arbeitsordnungen  im  Ausland.  5.  Durch- 
führung. 

1.  Wesen  der  Arbeitsordnungen.  Id 

dem  Maße,  als  in  neuerer  Zeil  die  Be- 
triebe immer  größer  wurden,  trat  die  Not- 
wendigkeit, Arbeitsordnungen  zu  erlassen, 
deutlich  hervor.  Eine  vielköpfige  Masse 
von  Arbeitern  läßt  sich  nicht  anders 
zweckmäßig  beschäftigen,  als  indem  für  all? 
gleiche  Regeln  aufgestellt  werden,  an  die 
man  sich  in  Zweifelställen  zu  halten  ver- 
mag. Das  Verhältnis  der  Arbeiter  zum 
Unternehmer  war  schon  früh  ein  anderes  als 
in  der  engen  Werkstätte  des  Handwerks,  wo 
die  Autorität  des  Leiters  in  mündlichen  Be- 
fehlen die  Ordnung  aufrechterhielt.  Jeder 
Ungehorsam,  jede  Unsicherheit  im  Tun  und 
Lassen,  jede  Unachtsamkeit  führt  zu  Stö- 
rungen, die  den  günstigen  Erfolg  der  ge- 
meinschaftlichen Arbeit  lähmen,  also  auch 
alle  diejenigen,  die  an  der  Störung  keinen 
Teil  hatten,  beeinträchtigen.  Wenn  das  Spul- 
mädchen nicht  anwesend  ist,  kann  der  Weber 
nicht  weben,  und  wenn  die  Fädlerin  zu  spät 
erscheint,  muß  der  Sticker  mit  dem  Beginn 
der  Arbeit  warten. 

Das  Vorhandensein  und  die  genaue  Be- 
folgung einer  zweckmäßigen  Arbeitsordnung 
ist  daher  für  den  Arbeiter  selbst  wichtig. 
Sie  schützt  ihn  gegen  Gefahren,  wie  sie  der 
Betrieb  mit  sich  bringt,  und  sie  leistet  für 
seine  wirtschaftliche  Lage  Gewähr,  insoweit 
diese  durch  den  Erfolg  der  Gesamtarbeit  be- 
dingt ist.  Eine  Arbeitsordnung  verfolgt  somit 
einen  doppelten  Zweck.  Sie  stellt  "ein  für 
alle  Male  die  Bedingungen  auf,  die  der  Ar- 
beitgeber den  bei  ihm  Beschäftigung  suchen- 
den Arbeitern  anbietet,  Bedingungen,  die 
keineswegs  einseitig  durch  den  Arbeitgeber 
festgesetzt  zu  sein  brauchen,  denen  sich  aber 
jeder  Arbeiter,  der  in  den  Betrieb  eintreten 
will,  unterwerfen  muß.  Dadurch  erleichtert 
sie  den  Abschluß  des  Arbeitsvertrages  mit 
jedem  einzelnen  Arbeiter.  Zweitens  aber 
enthält  sie  Vorschriften,  die  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Ordnung  des  Betriebes  dienen  sollen. 
Gleichzeitig  sichert  sie  deren  Befolgung 
durch  Strafvorschriften,  denen  sich  der  Ar- 
beiter, indem  er  auf  das  Arbeitsverhältnis 
eingeht,  unterwirft.  Die  Arbeitsordnung 
geht  also  dem  einzelnen  Arbeitsvertrag  vor, 
und  sie  bildet  einen  wichtigen  Teil  seines 
Inhalts.  Mit  dem  Wandel  der  Faktoren, 
die   den   Inhalt   des   Arbeitsvertrags  be- 

')  Dem  nachfolgenden  Aufsatze  liegt  der  Ar- 
tikel ..Arbeitsordnungen  und  Arbeiterausschüsse" 
von  W.  Stieda  in  der  3.  Auflage  dieses  „Hand- 
wörterbuchs" zugrunde. 


stimmen,  hat  sich  auch  das  Recht  der  Arbeits- 
ordnung gewandelt:  Zunächst  einseitiger 
Erlaß  durch  den  Arbeitgeber.  Dazu  tritt 
dann  das  Erfordernis  einer  Nachprüfung 
durch  die  Behörde,  sodann  das  der  An- 
hörung der  Arbeiterschaft,  endlich  die  Ver- 
einbarung der  Arbeitsordnung  zwischen  dem 
Arbeitgeber  und  dem  Betriebsrat  als  der 
Vertretung  der  Arbeiterschaft  des  Betriebs 
und  der  Vorrang  des  Tarifvertrags,  d.  h. 
der  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen 
durch  Vereinbarung  der  Arbeitgeber  oder 
ihrer  Verbände  mit  den  Arbeitnehmerver- 
bänden vor  der  Betriebsarbeitsordnung. 

Bei  welcher  Größe  des  Betriebs  eine 
Arbeitsordnung  dringlich  ist,  zu  bestimmen, 
hat  seine  Schwierigkeiten.  Richtig  ist  es, 
wenn  in  allen  größeren  Betrieben  die  Ver- 
tragsbedingungen sowie  die  gegenseitigen 
Rechte  und  Pflichten  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  in  einer  Ordnung  zum 
Ausdnick  gebracht  werden.  Aber  ob  man 
nun  diesen  Begriff  ,, größerer  Betrieb"  gerade 
bei  20  Arbeitern  beginnen  soll,  steht  dahin. 
Den  Erlaß  für  Betriebe  bestimmten  Umfangs 
zur  Pflicht  zu  machen,  empfiehlt  sich,  weil 
anders  keine  Gewähr  geboten  ist,  daß  die 
als  heilsam  anerkannte  Maßregel  wirklich 
überall  zur  Ausführung  gelangt. 

Der  Grundsatz  der  Mitwirkung  der 
Arbeiterschaft  beim  Erlaß  der  Arbeits- 
ordnung war  anfangs  lebhaft  umstritten, 
wie  insbesondere  die  Erhebung  von  1876 
ergeben  hat. 

Bestritten  ist  auch  die  Frage,  inwieweit 
den  Behörden  eine  Mitwirkung  beim  Erlaß 
der  Arbeitsordnung  zuzuerkennen  ist.  In 
der  Becründung  zum  Arbeiterschutzgesetz 
von  1891  wurden  Bedenken  gegen  die  Ein- 
führung einer  bchördlicl  en  Genehmigung 
ausgesprochen,  mit  der  eine  zu  große  Ver- 
antwortung überncnimen  werde.  Diesem 
Standpunkt  gemäß  ist  die  Vorschrift  in  der 
GO.  gehalten.  Vorher  hatten  die  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten keine  Befugnis,  auf  eine 
Aenderung  der  Ordnungen  hinzuwirken,  und 
erst,  wenn  Beschwerden  der  Arbeiter  an  sie 
herantraten,  erwoichs  ihnen  eine  Pflicht  dazu. 
Nunmehr  wurde  insofern  Wandel  geschaffen, 
als  die  Arbeitsordnung  in  zwei  Stücken  der 
unteren  Verwaltungsbehörde  eingereicht 
werden  muß,  die  sie  zwar  nicht  ausdrücklich 
zu  genehmigen  hat,  der  aber  das  Recht  zu- 
gesprochen ist,  falls  die  Arbeitsordnung 
nicht  vorschriftsmäßig  erlassen  ist  oder 
ihr  Inhalt  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
zuwiderläuft,  dem  Unternehmer  aufzutragen, 
die  entsprechende  Aenderung  vorzunehmen. 

2.  Frühere  Arbeitsordnungen.  Die  Ar- 
beitsordnungen der  älteren  Zeit  wurden  als 
Hausordnungen  angesehen,  d  h.  man  ging  von 
einem  Rechtssystera  aus,  wo  der  Herr  ein  Recht 
hatte  auf  die  Leistung  des  unfreien  Arbeiters 
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und  als  patriarchalischer  Wohltäter  erschien,  ] 
wenn  er  ihn  überhaupt  beschäftigte.  Sie  waren 
einseitige  auf  dem  Herrschaftsverhältnis  des 
Unternehmers  über  den  Arbeiter  beruhende  Er- 
lasse, durch  die  Willkür  der  Arbeitgeber  diktierte 
Dienstordnungen. 

Die  aus  solchem  Verhältnis  sich  ergebenden 
Zustände  gewannen  namentlich  in  England 
während  der  vierziger  Jahre  häßlichen  Zuschnitt. 
Der  Arbeitgeber  konnte  die  wunderlichsten  Be- 
stimmungen in  seine  Ordnungen  hineinsetzen. 
Niemand  vermochte  ihn  daran  zu  hindern. 
Brachen  zwischen  ihm  und  seinen  Leuten  Streitig- 
keiten aus  und  hatten  die  letzteren  den  Mut, 
ihren  Herrn  zu  verklagen,  so  wurde  ihnen  vor 
Gericht  bedeutet,  daß  sie  ja  freiwillig  in  die 
Fabrik  getreten  wären. 

Aehnliche  Zustände  sind  auch  für  deutsche 
Fabriken  nachgewiesen.  In  einer  vielfach  an- 
getroffenen Arbeitsordnung,  die  die  Concordia 
(1873)  veröffentlichte,  hieß  es:  „Jeder  Arbeiter, 
der  schlechte  Arbeit  liefert,  verfällt  in  eine  dem 
Fehler  angemessene  Strafe",  aber  die  Frage, 
wer  das  Urteil  über  die  geringe  (jüte  der  Leistung 
abgeben  sollte,  war  offen  gelassen.  Insbesondere 
die  hohen  Vertragstrafen  und  die  Strafbestimmun- 
gen für  Verspätungen  cnihielten  oft  große  Härten. 

Um  so  häßlii-lier  erschienen  solche  Bestim- 
mungen, als  den  Arbeitern  beim  Eintritt  in  den 
Betrieb  die  Arbeitsordnung  durchaus  nicht  regel- 
mäßig vorgelegt  wurde  und  der  Fabrikant  meist 
sich  vorbehielt,  über  alle  nicht  durch  die  Fabrik- 
ordnung geregelten  Arbeitsangelegenheiten  ohne 
weiteres  verbindliche  Anordnung  zu  treffen. 
Bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  wurde  über  der- 
artige Zustände  geklagt.  In  einer  großen  Fabrik 
Badens  galt  1889  wenigstens  formell  noch  eine 
i.  J.  1862  erlassene  Arbeitsordnung.  Nach  ihr 
mußten  die  Arbeiter  sich  auf  6  Monate  binden 
und  konnten  nicht  früher  als  nach  Ablauf  des 
fünften  Monats  kündigen,  wogegen  die  Fabrik 
berechtigt  war,  ihre  Arbeiter  jederzeit  und  ohne 
Angabe  des  Grundes  gegen  Auszahlung  des  rück- 
ständigen Lohnes,  soweit  derselbe  nicht  durch 
Strafen  verfallen  war,  zu  entlassen.  Das  Ver- 
zeichnis der  Strafen  aber  enthielt  30  Positionen, 
und  außerdem  besagte  ein  Paragraph,  daß 
Murren  und  Aufbegehren  beim  Abzug  der 
Strafen  vom  Lohne  ihren  Betrag  verdoppele. 

3.  Neuere  Gesetzgebung.  Die  preußische 
CO.  von  184.Ö  sprach  als  obersten  Grundsatz 
für  die  Feststellung  der  Arbeitsverhältnisse 
zwischen  den  selbständigen  Gewerbetreibenden 
und  ihren  Gesellen,  Gehilfen  und  Arbeitern  die 
freie  Uebereinkunft  aus.  Tatsächlich  aber  waren 
die  Arbeitsordnungen,  wo  sie  in  den  größeren 
Betrieben,  am  Rhein,  in  Westfalen,  Hessen,  in 
Berlin  und  Umgegend  angetroffen  wurden,  stets 
ohne  die  Mitwirkung  der  Arbeiter  abgefaßt  und 
entbehrten  gänzlich  der  Nachprüfung  durch  die 
Obrigkeit.  Erst  das  Fabrikgesetz  des  Kantons 
Zürich  von  1859,  das  des  Kantons  Aargau  von 
18ti2,  das  sächsische  Gewerbegesetz  von  1861, 
und  die  badische  und  württembergische  GG. 
von  1862  machten  den  Anfang  mit  Vorschriften, 
daß  Fabrikordnungen  zu  erlassen  und  polizei- 
licher Genehmigung  zu  unterbreiten  seien. 
Später  kamen  1868  die  Kantone  Basel-Land- 
Bchaft  und  Thurgau,  1869  Basel-Stadt  mit 
ähnlichen  Anordnungen.  Das  sächsische  G. 
schrieb  (1876)  den  Unternehmern,  die  mehr  als 


20  Arbeiter  beschäftigten,  vor,  eine  Fabrik- 
ordnung aufzustellen,  sie  den  Arbeitern  bekannt- 
zumachen und  der  Obrigkeit  vorzulegen.  Das 
badische  Gewerbegesetz  sprach  von  einer 
Dienstordnung,  die  in  Betrieben  mit  mehr 
als  20  Arbeitern  aufzustellen,  jedem  Arbeiter 
bei  seiner  Anstellung  bekanntzumachen  und 
in  den  Arbeitsräumen  anzuschlagen  sei.  Nach 
der  Vollzugsordnung  mußte  diese  Dienstordnung 
geprüft,  und  wenn  unvollständig  erfunden  oder 
gegen  die  Gesetze  verstoßend,  zur  Ergänzung 
und  Abänderung  zurückgegeben  werden.  Die 
Verwaltungsbehörden  aber  sollten  im  Wege  der 
Belehrung  darauf  hinwirken,  daß  Bestimmungen 
aus  ihnen  ferngehalten  würden,  die  Härten 
gegen  das  Arbeitspersonal,  übermäßige  Lohn- 
abzüge u.  dgl.  im  Gefolge  haben  würden.  Da- 
gegen sollten  solche  Bestimmungen  darin  Auf- 
nahme finden,  durch  die  der  Verpflegung  der 
Erkrankten  und  der  Unterstützung  der  Ver- 
unglückten und  ihrer  Familien  möglichst  Vor- 
schub geleistet  würde. 

Desgleichen  sah  die  württembergische  GO. 
für  ünternehniungon  mit  mehr  als  20  Arbeitern 
j  oder  mit  elementaren  Betriebskräften  den  Erlaß 
von  Dienst-  oder  Werkstättenordnungen  vor. 
Diese  waren  dem  Ortsvorsteher  und  Oberamt 
zur  Kenntnisnahme  vorzulegen  und  sollten  sich 
über  Löhne,  Arbeitszeit,  Arbeitsdauer,  Vertrags- 
1  strafen,  Kautionen,  Kündigungsfristen  u.  dgl.  m. 
,  verbreiten.  In  einer  Beilage  wurde  ein  amtlicher 
Entwurf  zur  Aufstellung  von  solchen  Dienst- 
!  Ordnungen  mitgeteilt,  der  allerdings  die  Möglich- 
jkeit  von  Lohnabzügen  bei  diesem  oder  jenem 
I  Vorkommnis,    z.    B.    bei    Versäumnissen  der 
Arbeitszeit  vorsah,  aber  sonst  von  Geldstrafen 
kein    Wort   sprach.     Aehnlichen  Vorschriften 
',  über  die  Arbeitsordnung  begegnet  man  auch 
in  den  zwischen  1861  und  1863  erlassenen  GO. 
•  von  Sachsen-Weimar-Eisenach,  Sachsen-Koburg- 
Gotha  und  Sachsen-Meiningen, 
j      Außerdem  kannte  das  preußische  Berg- 
I  werksG.    v.    21./V.    1860    eine  Bestimmung, 
die  dahingehend  lautete:  „Die  Bergbehörde  be- 
stätigt die  von  den  BergwerkseigentUmern  für 
ihre  Werke  erlassenen  Arbeitsordnungen."  Sie 
wurde  jedoch  in  dem  neuen  BergG.  v.  24./VI. 
1865  beseitigt.    Dagegen  sah  das  sächsische 
BergG.  v.  16./VI.  1868  vor,  daß  die  Verhält- 
nisse  der   Bergleute   in   administr.ttiver  und 
disziplineller  Beziehung  durch  Arbeitsordnungen 
zu  regeln  wären.   In  die  GO.  des  norddeutschen 
Bundes  von   1869   fanden   Vorschriften  über 
Arbeitsordnungen  noch  keinen  Eingang.  Ein 
von  Bebel  gestellter  Antrag,  den  Unternehmer, 
i  der  mehr  als  10  Arbeiter  in  gemeinschaftlichen 
I  Werkstätten    beschäftige,     zur  Vereinbarung 
einer  Arbeitsordnung  mit  seinen  Arbeitern  zu 
verpflichten,  drang  nicht  durch.   Als  i.  J.  1876 
die  Ergebnisse  der  vom  Bundesrate  angeord- 
neten Erhebungen  über  die  Verhältnisse  der 
Lehrlinge,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter  bekannt 
wurden,  ersah  man,  daß  Arbeitsordnungen  in 
fast  allen  Fabriken  üblich  waren,  indes  ihre  Auf- 
stellung einschließlich  durch  den  Arbeitgeber 
allein  zu  erfolgen  pflegte.     Höchstens  wurden 
gelegentlich  Werkmeister  oder  Vorarbeiter  zur 
Begutachtung  herangezogen. 

So  ist  erst  durch  das  Ahäiideriings<!:esetz 
zur  GO.  V.  l./VI.  1891  (§§  134a  bis  134c) 
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der  Erlaß  von  Arbeitsordnungen  seit  dem 

1.  /IV.  1892  für  jede  Fabrik,  in  der  in  der 
Regel  mindestens  20  Arbeiter  beschäftist 
sind,  angeordnet  worden.  Die  Novelle 
V.  28./Xn.  1908  hat  diese  Verpflichtung  auf 
alle  gewerblichen  Betriebe  mit  dieser 
Arbeiterzahl  erstreckt.  Hierdurch  fielen 
z.  B.  auch  größere  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften, Baugescliäfle  und  Großhandwerks- 
betriebe unter  die  Bestimmungen.  Die 
Arbeitsordnung  muß  mindestens  Bestim- 
mungen enthalten  über  1.  Anfang  und  Ende 
der  täglichen  Arbeitszeit  und  ilire  Pausen, 

2.  die  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und  Lohn- 
zahlung, 3.  die  Kündig» ngsfri'^ten,  4.  die 
Art,  Höhe,  Festsetzung  der  Strafen  und  Ver- 
wendung der  Strafgelder,  5.  die  Verwendung 
von  verwirkten  Lohnbeträsen,  6.  gewisse 
gesundheitliche  Vorschriften  in  einzelnen 
Arten  von  Betrieben  nach  besonderen  Bundes- 
ratsverordnungen.  Weiter  kann  die  Arbeits- 
ordnung noch  Bestimmungen  über  die  Ord- 
nung des  Betriebs  und  das  Verhalten  der 
Arbeiter  im  Betriebe  aufweisen. 

Ist  auf  die-^e  Weise  Vorkehrung  getroffen, 
daß  ein  Mindestmaß  von  Vorschriften  in 
der  Ordnung  enthalten  ist,  so  wird  nach 
der  anderen  Seite  die  Aufnahme  gewisser 
Verftigungen  verboten  oder  nur  bei^chränkt 
zugelassen.  Ueber  das  Verhalten  der  groß- 
jährigen Arbeiter  außerhalb  des  Betriebes 
darf  die  Arbeitsordnung  nichts  vorschreiben, 
und  über  das  der  minderjährigen  nur  dann, 
wenn  ein  ständiger  Arbeiterausschuß  der 
bezüglichen  Vorschrift  zugestimmt  hat.  Das 
gleiclie  gilt  für  Vorschriften  über  das  Ver- 
halten aller  Arbeiter  bei  Benutzung  der 
mit  der  Fabrik  verbundenen  Wohlfahrtsein- 
richtungen. Ferner  dürfen  Strafbestim- 
mungen, die  das  Ehrgefühl  der  Arbeiter 
oder  die  guten  Sitten  verletzen,  nicht  auf- 
genommen werden  und  die  verhängten  Straf- 
gelder die  Hiilftc  des  durchschnit»  liehen 
Tagesarbeitsverdienstes  des  Bestraften  im 
allgemeinen  nicht  übersteigen.  Nur  soweit 
es  sich  um  besonders  folgenschwere  Ver- 
gehen, wie  Tätlichkeit  gegen  Mit.arheiter, 
erhebliche  Verstöße  gegen  die  guten  Sitten 
sowie  gegen  die  zur  Aufr'Jchterhaltung  der 
Ordnung  des  Betriebes,  zur  Sicherung  eines 
gefahrlosen  Betriebes  oder  der  zur  Durch- 
führung der  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung erlassenen  Vorschriften  handelt, 
können  Strafen  bis  zum  vollen  Betrage  des 
durchschnittlichen  Tagesarbeitsverdienstes 
ausgesprochen  werden.  Endlich  sind  alle  Straf- 
gelder zum  Besten  der  Arbeiter  zu  verwenden. 

Arbeitsordnung  und  etwaige  Nachträge 
sind  binnen  3  Tagen  nach  Erlaß  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  einzureichen.  Sind  sie 
nicht  vorschriftsmäßig  erlassen  oder  ist 
der  Inhalt  gesetzwidrig,  so  sind  sie  auf  An- 
ordnung der  Behörde  durch  neue  zu  er- 


setzen oder  zu  ändern.  Sie  sind  im  Betriebe 
auszuhängen  und  jedem  Arbeiter  bei  Eintritt 
in  die  Beschäftigung  auszuhändigen. 

Durch  die  Novelle  zur  CO.  v.  30./VI.  1900 
ist  eine  Arbeitsordnung  auch  für  offene  Ver- 
kaufsstellen vorgesehen,  in  denen  in  der 
Regel  mindestens  20  Gehilfen  und  Lehrlinge 
beschäftigt  werden  (§  139k).  Für  sie  gelten 
entsprechend   die  gleichen  Bestimmungen. 

Dem  Beispiele  des  Reichs  folgten  auch 
die  Länder  in  ihren  Berggesetzen.  In  Preußen 
war  es  das  Abänderungsgesetz  zum  Berg- 
G.  V.  2-1./VI.  1892,  in  Bayern  das  v. 
30./VI  1900,  in  Sachsen  das  v.  12  /11.  1909, 
das  Arbeitsordnungen  für  alle  Bergwerke 
fin  Bayern:  mit  mindestens  10  Arbeitern) 
vorschrieb.  Die  Vorschriften  über  den  Inhalt, 
zum  Teil  noch  durch  spätere  Gesetze  er- 
gänzt, lehnen  sich  eng  an  die  entsprechenden 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  an, 
ebenso  die  über  Beteiligung  des  Arbeiter- 
ausschusses und  Einreicliung  bei  der  Berg- 
aufsichtsbehörde. 

Den  Bestimmungen  der  GO.  über  die 
Arbeitsordnung  entsprechen  solche  der 
Seemannsordnung  v.  2./VI.  1902  (dazu  Bek. 
V.  20./III.  1903)  über  die  Masterrolle.  Diese 
muß  u.  a.  die  Bestimmungen  des  Heuer- 
vertrags enthalten  und  sich  während  der 
Reise  an  Bord  befinden. 

Ein  neues  Gebiet  wurde  für  die  Arbeits- 
ordnung erschlossen  durch  die  vorläufige 
Landarbeitsordnung  v.  24./I.  1919.  Danach 
ist  in  Betrieben  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
einschl.  ihrer  Nebenbetriebe,  in  denen  ein 
Arbeiterausschuß  besteht  —  dies  mußte  nach 
der  V.  v.  23./XII.  1918  in  allen  Betrieben 
mit  in  der  Regel  mindestens  20  Arbeitern 
der  Fall  sein  —  nach  dessen  Anhörung  eine 
Arbeitsordnung  zu  erlassen  und  an  sichtbarer 
Stelle  auszuhängen.  Sie  muß  Be^timmunsen 
enthalten  über  die  Arbeitszeit  sowie  über 
etwaige  Strafen  und  über  die  Verwendung 
der  Strafgelder,  die  nur  zum  Besten  der 
Arbeifer  des  Betriebs  zulässig  ist.  Eine 
behördliche  Mitwirkung  ist  nicht  vorgesehen. 

Gewerbeordnung  und  Landarbeit surdnung 
wie  auch  die  Berggesetze  haben  dann  in 
ihren  Vorschriften  über  die  Arbeitsordnung 
eine  Veränderung  von  größler  Tragweite 
erfahren  durch  das  BetriebsräteG.  v. 
4./II.  1920.  Danach  gehört  es  zu  den  Auf- 
gaben des  Arbeiterrats,  der  Betriebsver- 
tretung der  Arbeiter,  die  Arbeitsordnung 
mit  dem  Arbeitgeber  zu  vereinbaren,  und 
zwar  im  Rahmen  der  geltenden  Tarif- 
verträge. Daher  ist  die  Arbeitsordnung 
auch  vom  Vorsitzenden  der  Betriebsvertre- 
tung mit  zu  unterschrieben.  Der  Arbeit- 
geber hat  den  Entwurf,  soweit  die  Be- 
stimmungen nicht  auf  Tarifvertrag  be- 
ruhen, dem  Arbeiterrat  vorzulegen.  Kommt 
keine  Einigung  zustande,  so  können  beide 
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Teile  den  Sclilichtun<rsausschiiß  anrufen, 
der  eine  bindende  Entscheidung  trifft. 
Die  in  der  Gewerhenrdnung  entliaitene  Ver- 
pfliciitung  zur  Eiiireicliung  bei  der  unteren 
Verwnltunasbeliörde  —  jetzt  Gewerbeauf- 
siclitsbehörde  —  und  deren  Naohpriifungs- 
reclit  sind  unberülirt  geblieben.  Auch  im 
übrigen  sind  die  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung, der  Landarbeitsordnung  und  der 
landesrechtbclien  Berggesetze  aufrechter- 
halten mit  einer  wichtigen  Ausnahme:  die 
Verhängung  der  in  der  Arbeitsordnung  vor- 
gesehenen Strafen  in  Gewerbebetrieben  er- 
folgt durch  den  Arbeitgeber  gemeinsam 
mit  dem  Arbeiterrat  und  in  Streitfällen  ent- 
scheidet der  Sclilichtungsausschuß.  Soweit 
die  geltende  Arbeitsordnung  aus  der  Zeit 
vor  dem  l./I.  1919  stammte,  war  eine  neue 
Arbeitsordnung  zu  erlassen.  Damit  sollten 
überall  gleichzeitig  die  neuen  Arbeitsrechts- 
gedanken  verwirklicht  werden.  Das  Reichs- 
arbeitsministerium unterstützte  dies  Be- 
streben durch  Herausgabe  einer  Muster- 
arbeitsordnung nach  Beratung  mit  den  Ar- 
beitgeber- und  Arbeitnehmerverbänden. 

Das  Betriebsrätegesetz  gibt  auch  Vor- 
schriften über  Dienstvorschriften  für  die 
Angestellten  des  Betriebs,  die  mit  dem  An- 
gestelltenrat, und  solche,  die  gemeinsam  für 
Arbeiter  und  Augestellte  gelten,  die  mit  dem 
Betriebsrat  zu  vereinbaren  sind.  Ob  aber 
solche  Vorschriften  zu  erlassen  sind,  bleibt 
der  freien  Vereinbarung  überlassen.  End- 
lich kennt  das  Betriebsrätegesetz  als  eine 
der  wichtigsten  Aufgaben  des  Betriebsrats 
seine  Mitwirkung  bei  der  Regelung  der  Löhne 
und  sonstigen  Arbeitsverhältnisse,  die  nur 
Platz  greift,  soweit  eine  tarifliche  Regelung 
fehlt  und  nur  im  Benehmen  mit  den  Berufs- 
verbänden stattzufinden  hat.  Die  Arbeits- 
ordnung ist  hiernach  nur  noch  ein  Sonderfall 
der  sog.  Betriebssatzung  oder  Belriebs- 
vercinbarung,  die  wiederum  eine  gegenüber 
dem  Tarifvertrag  schwächere  Form  der 
kollektiven  Arbeitsvereinbarung  darstellt. 

4.  Arbeitsordnungen  im  Ausland.  Durchaus 
niclit  alle  Industriestaaten  kennen  eine  gesetz- 
liche Regelung  des  Rerhts  der  Arbeitsordnung. 
Sie  fehlt  /.  B.  in  England,  denVereinigten  Staaten, 
Frankrelih  und  Italien.  Sie  findet  sich  nament- 
lich bei  den  Landern,  deren  Arbeitsrecht  auch 
sonst  Verwandtschaft  mit  dem  deutsehen  auf- 
weist. Im  alten  Oesterreich  galten  ganz  ähn- 
liche Bestimmungen,  wie  die  der  GO.  und  der 
deutschen  Berggesetze.  Und  das  neue  Deutsch- 
Oesterreich  weist  die  gleiche  Rechtsentwicklung 
auf  wie  das  Deutsche  Reich.  Erlaß  und  Aende- 
rung  iler  Fabrikurdnunj;  können  nur  noch  durch 
Vereinbarung  zwischen  dem  Arbeitnehmerverband 
und  dem  Unternehmer  oder  mit  Zustimmung  dei 
Betrieb-rats  zustande  komini'n.  Ungarn  kannte 
die  Verpflichtung  zum  Erlaß  einer  Arbeits- 
ordnung schon  in  den  Betrieben  des  Gewerbes 
und  Bergbaus  mit  wenigstens  10  Arbeitern. 
Die  Regelung  in  der  Schweiz  und  die  in  Däne- 


mark Ist  sehr  ähnlich  der  der  deutschon  GG.: 
Verpflichtung  zum  Erlaß  mit  einem  bestimmten 
Inhalt,  Anhörung  der  Arbeiter,  behördliche  Ge- 
nehmigung. Belgien  geht  besonders  weit  im 
Kreis  der  Betriebe,  die  zum  Erlaß  verpflichtet 
sind.  Nach  dem  Gesetz  sind  es  alle  Gewerbo- 
und  Handelsbetriebe  mit  wenigstens  10  Arbeifern, 
ein  königlicher  Erlaß  von  1899  hat  die  Pflicht 
auf  alle  Betriebe  mit  wenigstens  5  Arbeitern 
ausgedehnt.  Auch  das  vorrevolutioniire  Ruß- 
land kannte  die  Verpflichtung  zu  Erlaß  und 
Aushang  einer  Fabrikordnung  and  ihre  Be- 
stätigung durch  den  Fabrikinspektor. 

5.  Durchführung.    Aus  der  Durchführung 
der    Bestimmungen    erwächst    den  Gewerbo- 
!  aufsichtsbeamten    nicht    unerhebliche  Arbeit 
j  Ihre  Berichte  ergeben  hierfür  eine  Fülle  von 
Material.   Seit  etwa  1907  mehren  sich  die  Fälle, 
daß  Arbeitgeberverbände  Muster  für  gemeinsame 
Arbeitsordnungen  einführen  (1907:  Pfalz,  Ober- 
pfalz, Württemberg,  Baden,  Elsaß-Lothringen, 
1908:  Oberbayern,  1909:  Hessen,  1911:  Breslau). 
Aber  es  beginnt  zugleich  der  Aufschwung  des 
Tarih'ertragswesens,  der  in  seinem  Herrschafts- 
gebiet bald'  die  Bedeutung  der  Arbeitsordnung 
stark  zurücktreten  läßt  (1907:  Württemberg, 
1908:  Bayern,  1909:  München,  Württemberg, 
1910:  München;  ganz  besonders  aber  im  Kriege: 
1914/18:  Niederbayern,  1919:  Königsberg,  Berlin, 
Cassel,  Düsseldorf,  Zwickau,  Baden).    Für  den 
Neuerlaß  auf  Grund  des  Betriebsrätegesetzes 
hat    die    kollektive    Festsetzung  naturgemäß 
( noch  an   Bedeutung  gewonnen.      Neben  das 
1  Muster    des    Reichsarbeitsrainisteriums  traten 
Vereinbarungen   von   Mustern   in  zahlreichen 
Industrien,  so  daß  vielfach  die  Gewerbeauf- 
sichtsbeamten   klagen,    daß   durch  sklavische 
Benutzung  des  Musters  die  Arbeitsordnungen 
zu  lang  und  die  besonderen  Verhältnisse  des 
einzelnen    Betriebes    nicht   genügend  berück- 
1  sichtigt  würden  (1920:  Berlin,  Stettin,  Stral- 
i  sund,  Schleswig.  Wiesbaden,  Düsseldorf).  Die 
'  überragende  Bedeutung  des  Tarifvertrags  hat 
j  den  Wert  der  Arbeitsordnung  in  den  Augen  der 
Beteiligten  sehr  herabgesetzt. 

Interessante  Ergebnisse  hatten  Erhebungen 
I  der  preußischen  Beamten  im  Jahre  1913  über 
die  Geldstrafen.    Es  ist  meist  eine  nicht  sehr 
große  Mehrzahl  der  Arbeitsordnungen,  60  bis 
70%,  stellenweise  sogar  die  Minderzahl  (Berlin, 
Frankfurt  a.  0.),  die  überhaupt  Bestimmungen 
'  über  Geldstrafen  enthalten.  Aber  auch  von  den 
I  Betrieben,    in    denen    Geldstrafen  angedroht 
!  werden,  ist  es  eine  kleine  Minderheit,  wo  sie 
I  auch  tatsächlich  verhängt  wertlen.  Gegen  frühere 
I  Jahre  ist  eine  Verminderung  dieser  Fülle  zu  ver- 
!  zeichnen,  namentlich  mittlere  und  kleinere  Be- 
triebe mit  einem  festen  Stamm  gelernter  Arbeiter 
kommen  ohne  Geldstrafen  aus. 

Dennoch  ist  auch  in  den  nach  Erlaß  des 
Betriebsrätegesetzes  vereinbarten  Arbeitsord- 
nungen die  Strafandrohung  meist  enthalten, 
häufig  genug  wohl  nur,  um  auf  dem  Papier 
stehen  zu  bleiben.  Immerhin  wird  schon  über 
Fälle  berichtet,  in  denen  sich  die  gemeinsame 
Strafverhängung  durch  Arbeitgeber  und  Be- 
triebsrat gut  bewährt  hat  (1920:  Breslau). 

Literatur:  Außer  den  Schriften  über  Sozialpolitik 
und  Arbeitsrecht  im  allg.  und  den  Kommentaren 
zu  den  im  Text  fjenavvten  Gesetzen :  liitzer 
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Der  neue  ArbeiUvertrag  und  die  Arbeitsord- 
nungen, 1872.  —  F.  Böhmertf  Arbeitsverhält- 
nisse und  Fabrikeinriclitungeii  der  Schweiz, 
ßd,  II,  S.  SS7.  —  Dehn,  Arbeitsordnungen, 
lS9e.  —  AI.  Elster,  Art.  „Arbeitsordnung"  in 
ZeTikcm  des  Arbeitsrechts,  1910.  —  Arthur 
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Arbeitsrecht. 

A.  Grundlagen.    1.  Begriff.    1.  Arbeit. 

2.  Arbeitnebmer.  II.  Gestalt.  III.  Quellen. 
1.  Das  autonome  Arbeitsrecht.  2.  Das  staatliche 
Arbeitsrecht.  IV.  Ausstrahlungen.  1.  Gesetz- 
liche   Arbeitsverhältnisse.       2.  Selbständige. 

3.  Unentgeltliche  Arbeit.  B.  Bau  und  Inhalt. 
I.  Arbeitsvertrag.  1.  Wesen.  2.  Eingehung. 
3.  Inhalt.  4.  Beendigung.  5.  Nebenabreden. 
6.  Außenwirkungen.  II.  Arbeitsverband. 
1.  Grundform.  2.  Arbeitsgenossenschaft.  3.  So- 
zialverband. III.  Arbeitsberuf.  1.  Schutz- 
recht. 2.  Koalitiunsrecht.  3.  Vertretungsrecht. 
C.  Fortbildung.  I.  Einheitliches  Arbeits- 
recht. 1.  Einheit  und  Vielheit.  2.  Staatlich- 
keit und  Autonomie.  3.  Gesetz  und  Verord- 
nung. 4.  Verordnung  und  Verbindlichkeitser- 
kliirung.  II.  Arbeit  und  Eigentum.  1.  Ent- 
eignung.    2.  Befreiung. 

In  diesem  Artikel  kommen  außer  den  all- 
gemein üblichen  noch  die  folgenden  besonderen 
Abkürzungen  zur  Anwendung: 
Entsch.  d.  RG.  =  Entscheidungen   des  Reichs- 
gerichts in  Zivilsachen. 
=  Juristische  Wochenschrift. 
1.  Gesetze. 
=  Allgemeines  Berggesetz  für  die  preu- 
ßischen Staaten. 
=  Versicherungsgesetz  für  Angestellte. 
=  Bürgerliches    Gesetzbuch   für  das 
Deutsche  Reich. 
BinnSchG.  =    Gesetz,   betr.  die  privatrecht- 
lirhen    Verhältnisse    der  Binnen- 
schiffahrt in  der  v.  l./I.  1900  gel- 
tenden Fassung. 
=  Betriebsrätegesetz. 
=  Gesetz,  betr.  die  privatrechtlichen 
Verhältnisse  der  Flößerei  v.  16./VI. 
1896. 


JW. 

ABG. 

AVG. 
BGB. 


BRG. 
FlößG. 


G.  v.  6.  IV.  1920  =  Gesetz  über  die  Beschäfti- 
gung Schwerbeschädigter  v.  6./IV. 
1920. 

GGG.  =  Gewerbegerichtsgesetz  in  der  Fas- 
sung V.  29./IX.  1901. 

HAG.     =  Hausarbeitsgesetz  v.  20./XII.  1911. 

KfmG.  =  Reichsgesetz,  betr.  Kaufmanns- 
gerichte  v.  6./VII.  1904. 

KO.       =  Konkursordnung. 

KSchG.  =  Reichsgesetz,  betr.  Kinderarbeit  in 
den  gewerblichen  Betrieben  v.  80. 
III.  1903. 

LAO.  =  Vorläufige  Landarbeitsordnung  v. 
24./I.  1919. 

LohnBG.  =  Gesetz,  betr.  die  Beschlagnahme  des 
Arbeits-  oder  Dienstiohus  v.  21. /VI. 
1869. 

RGO.     =  Reichsgewerbeordnung. 

RV.       =  Verfassung  des  Deutschen  Reiches. 

RVO.      =  Reichsversicherungsordnung. 

SeemO.   =  Seemannsordnung  v.  2./VI.  1902. 

SozG.     =  Sozialisierungsgesetzv.  23./III.  1919. 

ZPO.      =  Zivilprozeßordnung. 

ZVG.  =  Gesetz  über  die  Zwangsversteige- 
rung und  die  Zwangsverwaltung  r. 
24./ni.  1897. 

2.  Verordnungen  und  Anordnungen. 

V.  v.  23./XI.  1918  =  Verordnung  über  die  Ar- 
beitszeit in  Bäckereien  und  Konditoreien  v. 
23./XI.  1918. 

V.  V.  23./XI.  1918  mit  Abänderung  v.  17./XII. 

1918  =  Anordnung  des  Reichsamts  für  wbt- 
schaftliche  Demobilmachung  über  die  Rege- 
lung der  Arbeitszeit  gewerblicher  Arbeiter  v. 
23./XI.  1918  mit  Abänderung  v.  17./XI1. 1918. 

V.  v.  2./XII.  1918  =  Verordnung  des  Rats  der 
Volksbeauftragten  über  die  Entlohnung  und 
die  Errichtung  von  Fachausschüssen  im 
Bäckerei-  und  Konditoreigewerbe  v.  2./XII. 
1918. 

V.  V.  9./XII.  1918  =  Verordnung  über  .Arbeits- 
nachweise V.  9.  XII.  1918. 

V.  V.  23. /XII.  1918  =  Verordnung  über  Tarifver- 
träge, Arbeiter-  und  Angestelltenausschüsse 
und  Schlichtung  von  Arbeitsstreitigkeiten  v. 
23./XII.  1918.  I 

V.  v.  9./I.  1919  =  Verordnung  über  die  Beschäf- 
tigung Schwerbeschädigter  v.  9./I.  1919. 

V.  V.  17. /II.  1919  =  Verordnung  des  Reichsamts 
für  wirtschaftliche  Demobilmachung  über  die 
Pflicht  der  Arbeitgeber  zur  Anmeldung  eines 
Bedarfs  an  Arbeitskräften  v.  17./II.  1919. 

V.  v.  16./III.  1919  und  28./X.  1919  =  Verordnung 
des  Reichsarbeitsministers  für  wirtschaftliche 
Demobilmachung  zur  Behebung  des  Arbeiter- 
mangels in  der  Landwirtschaft  v.  16./ni. 

1919  und  28./X.  1919. 

V.  V.  18./I1I.  1919  =  Verordnung  des  Reichs- 
arbeitsministeriums  für  wirtschaftliche  De- 
mobilmachung über  die  Regelung  der  Arbeits- 
zeit der  Angestellten  wälu-end  der  Zeit  der 
wirtschaftlichen  Demobilmachung  v.  18./III. 
1919. 

V.  V.  28./III.  1919  =  Verordnung  über  die  Er- 
weiterung der  Fortbildungsschulpflicht  v. 
28./in.  1919. 

V.  V.  12./II.  1920  =  Verordnung  des  Reichs- 
arbeitsministers über  die  Einstellung  und  Ent- 
lassung  von  Arbeitern    und  Angestellten 
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während  der  Zeit  der  wirtschaftlichen  De- 
mobilmachung  v.  12./II.  1!)20. 
V.  25. /IV.  1920  =  Verordnung  des  Reichs- 
arbeitsministers über  die  Freimachung  von 
Arbeitssteilen  während  der  Zeit  der  wirt- 
schaftlichen Demobilmachung  v.  25./IV.  1920. 

V.  V.  4./V.  1920  =  Verordnung  über  den  vor- 
läufigen Rüichswirtschaftsrat  v.  4./V.  1920. 

V.  V.  8./X1.  1920  =  Verordnung  betr.  Maß- 
nahmen gegenüber  Betriebsabbrüchen  und 
Stillegungen  v.  8./X1.  1920. 

A.  Grundlagen. 
I.  Begriff. 
Das  Arbeitsrecht  regelt  die  Beziehungen 
derjenigen  Personen,  die  Arbeit  leisten. 
Der  Hegriff  des  Arbeitsrechts  bedarf  daher 
der  Bestimmung  des  Begriffs  der  Arbeit 
und  der  die  Arbeit  leistenden  Person  en. 

1.  Arbeit.  Arbeit  ist  die  zweck- 
mäßige Tätigkeit  des  Menschen.  Würde 
man  diesen  allgemeinen  Begriff  dem  Ar- 
beitsrecht zugrunde  legen,  so  wäre  eine 
der  Eigenart  des  Arbeitsrechts  entsprechende 
Abgrenzung  nicht  möglich.  Die  Tätigkeit 
des  Bauern,  des  Handwerkers,  des  Unter- 
nehmers, wie  diejenige  des  freien  Künstlers 
und  Gelehrten  ist  Arbeit.  Und  doch  wird  [ 
man  heute  nicht  daran  denken,  sie  als  Arbeit  i 
im  Sinne  des  Arbeitsrechts  aufzufassen.  [ 
F'  Für  das  Arbeitsrecht  können  nur  die- 
jenigen Tätigkeiten  ins  Auge  gefaßt  werden,  j 
die  auf  Grund  einer  rechtlichen  Ver- 
pflichtung geleistet  werden.  Es  scheiden 
alle  Arbeiten  aus,  die  der  Arbeitende  für 
sich  selbst  oder  zwar  für  andere  leistet, 
aber  nicht,  weil  er  sie  rechtlich  schuldet 
(z.  B.  die  Arbeit  des  Privatgelehrten,  die 
Arbeit  aus  Gefälligkeit).  Doch  kann  nicht 
jede  rechtliche  Verpflichtung  n  Frage 
kommen.  Die  Arbeit,  welche  kraft  gesetz- 
licher Verpflichtung  die  Frau  nach  §  1356 
oder  das  Kind  nach  §  1617  BGB.  im  Haus- 
wesen und  im  Geschäft  des  Mannes  oder  der 
Eltern  leisten,  beruht  auf  einer  rechtlichen 
Verpflichtung.  Dem  Arbeitsrecht  gehört 
eine  solche  im  Familienrecht  sich  ab- 
Bpielende  Arbeit  trotzdem  nicht  an.  Dasselbe 
gilt  von  Arbeiten,  die  sich  aus  einer  all- 
gemeinen Rechtspflicht  ergeben,  wie  ehren- 
amtliche Tätigkeiten,  oder  besonderem 
Rechtszwang  folgen,  wie  die  Arbeit  des 
Sträflings  und  Arbeitshäuslers.  Der  Zweck 
solcher  Arbeiten  ist  dem  Arbeitsrecht  fremd. 
Die  rechtliche  Verpflichtung  muß  frei- 
willig übernommen  sein.  Sie  darf  nicht  auf 
rechtlichem  Zwang,  sie  muß  auf  Vertrag 
beruhen,  und  dieser  Vertrag  muß  ein 
entgeltlicher  sein.  Erst  die  vertraglich 
entlohnte  Arbeit  ruft  die  Erscheinungen 
hervor,  die  dem  Arbeitsrecht  eigentümlich 
sind. 


Indessen  reicht  diese  allgemeine  Kenn- 
zeichnung der  Arbeit  für  das  Arbeitsrecht 
nicht  aus.  Innerhalb  der  Grenzen,  die  sie 
absteckt,  zeigt  sich  ein  Gegensatz  von  tief- 
greifender Bedeutung.  Arbeit,  die  auf 
Grund  eines  entgeltlichen  Vertrags  geleistet 
wird,  hat  sozial  verschiedenen  Cha- 
rakter, je  nachdem  sie  in  persönlicher  Ab- 
hängigkeit geleistet  wird  oder  nicht.  Per- 
sönliche Abhängigkeit  ist  nicht  nur  allge- 
meine soziale  Abhängigkeit,  in  der  jeder 
Mensch  sich  befindet,  auch  nicht  nur  wirt- 
schaftliche Abhängigkeit,  die  einen  Menschen 
auf  die  Mittel  eines  anderen  anweist,  son- 
dern Abhängigkeit,  die  in  der  Unter- 
werfung eines  Menschen  unter  den 
Willen  eines  anderen  besteht,  indem 
sie  ihn  zum  abhängigen  Glied  eines 
anderen  macht.  Damit  entzieht  sie 
dem  Abhängigen  nicht  die  abstrakte 
Fähigkeit  rechtlicher  Freiheit  und  Gleich- 
heit. Entzogen  wird  ihm  nur  die  konkrete 
Möglichkeit,  sich  dieser  Fähigkeit  ent- 
sprechend wirtschaftlich  zu  verhalten.  Und 
diese  Entäußerung  erfolgt  nicht  wie  früher 
durch  rechtliches  Gebot,  das  einen  Menschen 
unmittelbar  ganz  oder  teilweise  einem  an- 
deren hingab,  sondern  durch  soziale  Not- 
wendigkeit, die  Menschen,  die  ohne  Arbeits- 
mittel sind,  dazu  antreibt,  sich  anderen 
Menschen,  die  diese  Arbeitsmittel  besitzen, 
zu  unterstellen.  Der  Grad  dieser  Ab- 
hängigkeit kann  verschieden  sein.  In 
dem  einen  Fall,  wie  bei  Betriebsleitern 
oder  auf  auswärtiger  Montage  befind- 
lichen Monteuren,  kann  sie  kaum  fühlbar, 
in  dem  anderen  Fall  drückend  und  schwer 
sein,  wie  etwa  bei  Dienstboten.  Bei  solcher 
Abhängigkeit  hat  der  Mensch  keine  eigene 
Stelle  im  Wirtschaftsleben.  Er  steht  an 
fremder  Stelle,  ist  angestellt,  nicht  selb- 
ständig. Der  Gegensatz  infolge  des  Daseins 
oder  Fehlens  dieser  Abhängigkeit  ist  so  groß 
wie  in  der  Geschichte  der  Arbeit  der  Gegen- 
satz zwischen  Vollfreien  und  Hörigen.  Würde 
das  Arbeitsrecht  die  beiden  Formen  der 
Arbeit  in  dem  einen  Begriff  der  vertrag- 
lichen Arbeit  gegen  Entgelt  zusammen- 
fassen, so  würde  es  Lebenstatbestände  ver- 
koppeln, die  sich  innerlich  fremd  sind. 

Deshalb  ist  Gegenstand  des  Arbeitsrechts 
nicht  jede  vertragliche  gegen  Entgelt  zu 
leistende  Arbeit.  Nur  diejenige  Arbeit 
kommt  für  das  Arbeitsrecht  in  Betracht, 
deren  Leistung  in  persönlicher  Abhängig- 
keit, also  in  Dienstforra  erfolgt.  Arbeit 
im  Sinne  des  Arbeitsrechts  ist  Arbeit, 
die  auf  Grund  eines  Vertrags  gegen 
Entgelt  im  Dienste  eines  anderen 
geleistet  wird,  einerlei  von  welcher  Dauer 
sie  ist,  ob  sie  juristischen  oder  physischen, 
ötfentlichrechtlichen  oder  privaten  Personen 
geleistet,  wo  und  wie,  in  welcher  Höhe 
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und  Form  sie  bezahlt  wird,  ob  Kinder,  tätig,  für  deren  Inhaber  sie  arbeiten.  Des- 
Jugendliche  oder  Erwachsene,  Männer  oder  wegen  ist  aber  nicht  jede  so  tätige  Person 
Frauen  sie  leisten.  '<  Heimarbeiter.    Es  kann  sein,  daß  sie  nicht 

Z.Arbeitnehmer.  Arbeitnehmer  sind  nur  für  einen  anderen,  sondern  im  Auftrag 
Personen,  die  abhängige  Arbeit  und  für  Rechnung  melirerer  tätig  ist,  und 
leisten.  Hierbei  wird  der  Begriff  des  Ar-  zwar  mit  oder  ohne  Hilfskräfte.  Es  kann 
beitnehmers  in  einem  doppelten  Sinne  ver-  auch  sein,  daß  sie  nur  für  einen  anderen 
standen.  Er  bedeutet  einmal  die  Person,  tätig  ist,  aber  in  einer  Weise,  die  infolge 
deren  Beruf  es  ist,  abhängige  Arbeit  zu  des  Umfangs  und  der  Einrichtung  ihres 
leisten,  sodann  aber  auch  die  Person,  deren  Betriebs  nicht  die  Art  eines  Arbeiters 
Vertragspflicht  die  Leistung  abhängiger  Ar- ,  ist.  In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  nicht 
beit  ist.  I  um   Heimarbeiter,    sondern    um  Hausge- 

a)  Daß  Angestellte  und  Arbeiter  I  werbetreibende.  Hausgewerbetreibende  sind 
Arbeitnehmer  sind,  bedarf  keiner  näheren  selbständig,  wie  dies  §  162  RVO.  ausdrück- 
Ausführung.  Die  Frage  ist,  wie  sich  Arbeiter  lieh  hervorhebt.  Sie  sind  keine  Arbeit- 
und  Angestellte  im  Rechtssinne  voneinander  nehmer,  weil  sie  keine  abhängige  Arbeit 
unterscheiden.  Man  wird  im  allgemeinen  leisten.  Heimarbeiter  sind  nur  diejenigen 
sagen  können:  Arbeiter  sind  diejenigen  Personen,  die  außerhalb  der  Arbeitsstätte 
Arbeitnehmer,  welche  mit  ausführenden  Ar-  eines  anderen  ausschließlich  für  diesen  tätig 
beiten  körperlicher  Art  beschäftigt  sind;  sind,  und  zwar  nach  der  Art  eines  Ai- 
Angestellte  sind  diejenigen  Arbeitnehmer,  beitrrs,  auch  wenn  sie  die  Roh-  und  Hilfs- 
die  Arbeiten  höherer  Art  leisten.  Indessen  Stoffe  selbst  stellen  oder  Familienangehörige 
wird  diese  Auffassung  in  vielen  Fällen  ver-  mit  zur  Arbeit  heranziehen.  Solche  Heiin- 
sagen.  Leistet  der  Arbeiter,  der  eine  knmpli-  i  arbeiter  sind  Arbeitnehmer').  Heimarbeiter 
zierte  Maschine  bedient,  nur  körperliche  gehören  nicht  nur  dem  Gewerbe  an.  Auch  in 
Arbeit,  und  ist  der  Zuschneider  mit  Arbeiten  der  Landwirtschaft  gibt  es  Heimarbeiter, 
höherer  Art  betraut?  Das  Gesetz  bedarf  Und  es  gibt,  worauf  namentlich  Potthoff 
bestimmter  Merkmale.  Solche  Merkmale  hingewiesen  hat,  nicht  nur  Heimarbeiter, 
sind  in  §  1  AVG.  aufgestellt.  Sie  bilden  sondern  auch  Heimangestellte  (z.  B.  Mit- 
auch  außerhalb  des  AVG.  Anhaltspunkte  arbeiter  einer  Zeitung  Kunstgewerbezeichner 
für  die  rechtliche  Unterscheidung  von  An- :  usw.).  Leistet  der  Heimarbeiter  gewerbliche 
gestellten  und  Arbeitern.  Doch  muß  be- 1  Arbeit,  so  ist  er  stets  auch  Hausarbeiter 
achtet  werden,  daß  Gesetze  und  Verord-  im  Sinne  des  HAG.  Doch  nicht  jeder  Haus- 
nungen für  Einzelgebiete  die  Abgrenzung  arbeiter  ist  Heimarbeiter.  Denn  auch 
des  §  1  AVG.  durchbrechen,  indem  sie  Per-  Hausgewerbetreibende  sind  nach  dem  HAG. 
sonen,  die  nach  §  1  AVG.  Arbeiter  sind,  '  Hausarbeiter,  wenn  sie  ausschließlich  zu 
als  Angestellte,  und  Personen,  die  nach  ihrer  Familie  gehörige  Personen  gewerblich 
§  1  AVG.  Angestellte  sind,  als  Arbeiter  beschäftigen  oder  Alleinarbeiter  sind^).  Aus- 
behandeln. So  stellt  das  BRG.  den  Ange-  drücklich  von  Heimarbeitern  spricht  nur 
stellten  auch  die  mit  niederen  oder  ledig-  §  5  GGG.  Das  BRG.  spricht  in  den  §§  3 
lieh  mechanischen  Dienstleistungen  beschäl-  und  11,  Abs.  2,  von  Hausgewerbetreibenden, 
tigten  Büroangestellten  gleich  (§  12),  während  meint  aber  damit  nach  Begriff  und  Zu- 
die  GO.  in  ihrem  Titel  Vll  grundsätzlich  sammonhang  Heimarbeiter. 

die  Gehilfen,  Betriebsbeamten,  Werkmeister,!  c)  Fraglich  ist,  ob  Beamte  Arbeitnehmer 
und  Techniker  in  die  Reihe  gewerblicher  sind.  Nach  den  bekannten  Ausführungen 
Arbeiter  einreiht.  Mnn  wird  deshalb  von  Labands  (Staatsrecht  II,  41.'5)  wird  all- 
dem Angestelltenbcgriff  des  §  1  AVG.  gemein  mit  Recht  angenommen,  daß  das 
ausgehen,  ihn  aber  nur  insoweit  festhalten  Dienstverhältnis  des  Staatsbeamten  auf  Ver- 
können,  als  Gesetze  oder  Verordnungen  trag  beruht.  Nicht  der  einseitige  Akt  der 
nichts  Abweichendes  bestimmen.  Ist  der  Amtsiibertragung  begründet  das  Dienst- 
Angestellte  zugleich  Vertreter  des  Arbeit- i  Verhältnis  des  Beamten,  sondern  die  mit 
gebers,  so  hört  er  nicht  auf,  Angestellter  ihm  zusammenfallende  oder  ihm  voraus- 
zu  sein.  Dies  schließt  nicht  aus,  daß  die  gehende  Willenseiniguiig  des  Staates  mit 
Gesetzgebung  für  bestimmte  Sonderbe-  dem  Beamten.  Es  ist  hierbei  unerheblich, 
Ziehungen  der  mit  Vertretungsmacht  be-  ob  man  den  Beamtenvertrag  als  einen 
gabten  Angestellten  Sondervorschriften  auf- ,  öffentlichrechtlichcn  Vertrag  bezeichnet  oder 
st,  llt').  t  nicht.    Auch  wenn  man  annimmt,  daß  der 

b)  Eine  besondere  Frage  ist,  ob  auch  Beamtenvertrag  überwiegend  na  h  öffent- 
Heimarbeiter  Arbeitnehmer  sind.  Heim-  liehen  Interessen  ausgestattet  ist,  verliert 
arbeiter  sind  außerhalb  der  Arbeitsstätten  er  nicht  die  Natur  des  Vertrags.    Die  nach 


')  Z.  B.  §  12  der  VO.  v.  18./III.  1919;  §  12  >)  Landmann,  Kommentar  II,  212,  433. 
BRG.;  §  151  RGO.  ')  §  1  Ziff.  1  und  2  HAG. 


Arbeitsrecht 


847 


dem  Beamtenvertrag  zu  leistende  Arbeit 
wird  in  Dienstforni  geleistet.  Die  persön- 
liche Abhiingiglieit,  in  der  der  Beamte  vom 
Staate  steht,  ist  eine  besonders  intensive. 
Was  dieses  Abhängigkeitsverhältnis  von 
dem  des  privaten  Arbeitnehmers  unter- 
scheidet, ist  nicht  sein  Wesen,  sondern  nur 
die  Form  seiner  Geltendmachung,  namentlich 
das  Disziplinarrecht.  Der  Beamte  leistet 
Arbeit  gegen  En  tgelt.  Man  hat  gemeint, 
der  Beamte  erhalte  keine  Gegenleistung 
für  seine  Arbeit,  sondern  nur  Alinientierung, 
die  sich  in  der  Regel  in  gegenwärtigen  und 
zukünftigen  Lohn  spaltet  (Pensions-  und 
Hintcrbliebenenansprüche).  Richtig  ist, 
daU  sich  der  Gelialt  des  Beamten,  von 
Ausnahmen  abgesehen,  grundsätzlich  nicht 
nach  dem  Wert  und  Umfang  seiner  Arbeits- 
leistung, sondern  nach  seinen  standesge- 
mäßen Bedürfnissen  richtet.  Damit  verliert 
aber  der  ihm  zukommende  Gehalt  keines- 
wegs den  Charakter  der  Gegenleistung  für 
Beine  Arbeit.  Eine  Gegenleistung  kann 
sowohl  nach  Wert  und  Umfang  der  Leistung 
als  auch  nach  den  Bedürfnissen  des  Leisten- 1 
den  bemessen  sein.  Die  Besoldung  des  Be- 
amten hat  deswegen  sachlich  dieselbe  Be- 
deutung wie  der  Dienstlohn  im  privatrccht- 
liclien  Dienstvertrag.  Hieraus  ergibt  sich: 
Der  Beamte  ist  Arbeitnehmer.  Daian  können; 
auch  gewisse  Eigentündiclikeiten  des  Beaniten- 
verlrags  nichts  ändern,  die  seine  Sicherung 
und  seinen  Bestimmungsgrund  berühren. 
Die  lebenslängliche  Anstellung  ist  kein  | 
wesentliches  Werkmal  des  Beamten.  Es 
gibt  Beamte,  die  auf  bestimmte,  und  solche, 
die  auf  unbestimmte  Zeit  angenommen  sind. , 
Der  Schutz  gegen  willkürliche  Kündigung' 
aber  ist  heute  nicht  mehr  nur  dem  Be- 
amtenvertrag eigentümlich.  Allerdings  ist, 
der  Inhalt  des  einzelnen  Beanitenvertrags 
regelmäßig  der  Bestimmung  durch  den 
einzelnen  entzogen.  Er  findet  ihn  durch 
Gesetz  und  Verordnung  gegeben  vor.  In-  j 
dessen  ist  solche  Vorausbestimmung  keines- 
wegs auf  den  Beamtenvertrag  beschränkt. 
Das  Tarifwesen,  das  heute  fast  allgemein 
das  private  Arbeitsverhältnis  beherrscht, 
normalisiert  den  Inhalt  des  Arbeitsvertrags 
auch  für  den  privaten  Arbeitnehmer.  Wann 
ein  Arbeitnehmer  Beamter  ist,  läßt  sich 
nach  allgemeinen  Merkmalen  nicht  be- 
stimmen. Man  kann  nur  sagen:  Jeder 
Arbeitnehmer,  dessen  Dienstverhältnis  kraft 
positiver  Rechtsvorschrift  dem  Beamten- 
recht  angehört,  ist  Beamter,  einerlei  ob  er 
hoheitliche  oder  andere  Funktionen  ausübt. 

d)  Ist  der  Lehrling  Arbeitnehmer?  Es 
kommen  für  das  Lehrlingsverhältnis  drei 
Formen  in  Betracht.  Die  erste  ist  die  ge- 
schichtlich überkommene.  Der  Lehrling 
bezahlt  ein  Lehrgeld  für  die  durch  den 
Lehrherrn  zu  leistende  Ausbildung.  Die 


Arbeit,  die  in  diesem  Falle  der  Lehrling 
leistet,  ist  keine  abhängige  Arbeit.  In  der 
zweiten  Form  bezahlt  der  Lehrling  kein 
Lehrgeld.  Er  erhält  aber  auch  von  dem 
Lehrherrn  keine  Gegenleistung  in  Geld. 
Diese  Form  gehört  dem  Arbeitsrechte  an. 
Der  Lehrling  leistet  abhängige  Arbeit.  Dis 
Entgelt  bestchtin  der  Ausbildungsgelegeiiheit, 
die  ihm  der  Lehrherr  gewährt.  Die  dritte 
Form  trägt  ohne  Verschleierung  die  Züge 
der  abhängigen  Arbeit.  Der  Lehrling  findet 
bei  seinem  Lehrherrn  nicht  nur  die  Aus- 
bildungsgeh'genheit,  sondern  erhält  auch 
von  ihm  Lohn,  Barlohn  od  r  Naturallo  n, 
wie  Kost  und  Loiis.  Die  erste  Form  ist 
heute  so  gut  wie  abgestorben,  so  daß  auf 
Grund  der  tatsächlichen  Verhältnisse 
der  Lehrling  Arbeitnehmer  ist.  Er 
leistet  zu  seiner  Berufsausbildung  abhängige 
Arbeit.  Das  geltende  Arbeitsrecht  kennt 
den  einheitlichen  Besriff  des  Lehrlings  nicht. 
Seine  Rechtsbeziehungen  sind  nur  für  be- 
stimmte Snndergebiete,  z.  B.  die  Gewerbe- 
ordnung und  das  Handelsgesetzbuch  geregelt. 

Nach  diesen  Ausführungen  sind  die 
einzelnen  Gruppen  der  Arbeitnehmer  im 
Anschluß,  aber  nicht  in  völliger  Uiberein- 
stimmung  mit  Potthoffi)  wie  folgt  recht- 
lich zu  bestimmen: 

a)  Arbeiter  ist  derjenige  Arbeitnehmer, 
der  nicht  Lehrling,  Angestellter  oder  Be- 
amter ist. 

b)  Angestellter  ist  derjenige  Arbeit- 
nehmer, der,  soweit  Gesetz  oder  Verordnung 
nicht  ein  anderes  vorschreiben,  eine  der  in 
§  1  AVG.  bezeichneten  Tätigkeiten  ausübt 
und  nicht  Beamter  oder  Lehrling  ist. 

c)  Beamter  ist  derjenige  Arbeitnehmer, 
dem  das  Beamtenrecht  die  Beamteneigen- 
schaft zuspricht. 

d)  Lehrling  ist  derjenige  Arbeitnehmer, 
der  ohne  Lehrgeld  zu  bezahlen  zum  Zwecke 
seiner  Ausbildung  beschäftigt  wird. 

Die  folgenden  Ausführungen  be- 
schränken sich  auf  das  Arbeitsrecht 
der  Arbeiter  und  Angestellten.  Denn 
trotz  der  allgemeinen  Zugehörigkeit  der 
Beamten  und  Lehrlinge  zum  Arbeitsrecht 
weichen  ihre  Rechtsbeziehungen  im  einzelnen 
so  erheblich  von  dem  übrigen  Arbeitsrecht 
ab,  daß  sich  für  sie  eine  besondere  Dar- 
stellung empfiehlt. 

II.  Gestalt. 

■7-t  Menschliche  Arbeit  ist  nicht  nur  eine 
Angelegenheit  bestimmter  Einzelpersonen. 
Sie  ist  auch  eine  Angelegenheit  sozialer 
Lebenskreise,  deren  Interessen  in  die  der 
Einzelarbeit  verflochten  sind.  Die  abhängige 
Arbeit  verschleiert  diesen  Tatbestand.  Wir 
sehen  nur  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer, 


')  „Arbeitsrecht"  VIII,  18ff. 


848 


Arbeitsrecht 


die  sich  gegenüberstehen.  In  Wirklichkeit 
sind  beide  nicht  nur  Träger  individueller, 
ßondern  auch  sozialer  Lebensfunktionen. 
Durch  sie  und  in  ihnen  wirkt  gesellschaft- 
liches Interesse.  Die  arbeitsrechtlichen  Be- 
ziehungen sind  Willensverhältnisse  von  Per- 
sonen, zugleich  aber  auch  soziale  Funktions- 
verhältnisse. 

Der  gesellschaftliche  Charakter  der  Arbeit 
kommt  verschieden  zum  Ausdruck,  je  nach 
dem  sozialen  Lebenskreise,  der  auf  sie 
einwirkt.  Im  Staate,  der  letzten  organi- 
satorischen Zusammenfassung  der  sozialen 
Kräfte,  machen  sich  die  allgemeinen  ge- 
sellschaftlichen Interessen  geltend.  Güte 
und  Ergiebigkeit  der  Arbeit  sammeln  sich 
in  den  Händen  des  Arbeitgebers,  gehen 
aber  ein  in  gesellschaftliche  Beziehungen. 
Die  Arbeitsgelegenheit  ist  gewiß  eine  An- 
gelegenheit des  Arbeitgebers  und  Arbeit- 
nehmers. Daß  sie  aber  da  ist  und  alle  vor- 
handenen Arbeitsgelegenheiten  ausgenutzt 
werden,  ist  nicht  nur  eine  private  Ange- 
legenheit. Der  Arbeitslohn  ist  eine  private 
Forderung  des  Arbeitnehmers.  An  ihrer 
Höhe  und  Erfüllung  ist  aber  auch  das  soziale 
Interesse  beteiligt,  weil  der  Lohn  in  der 
Kegel  die  Existenzgrundlage  des  Arbeit- 
nehmers ist.  Die  Arbeitsleistung  ist  von 
ihrem  Träger  nicht  trennbar,  denn  er  wendet 
mit  ihr  nicht  Vermögen,  sondern  menschliche 
Kraft  auf.  Der  Mensch  hat  aber  nicht  nur 
individuellen  Daseinszweck.  Er  ist  auch 
soziales  Lebensgut.  Daß  Arbeit,  Arbeits- 
verteilung und  Arbeitslohn  ihren  Zweck 
erfüllen  und  das  soziale  Lebensgut  des 
arbeitenden  Menschen  nicht  im  Privat- 
interesse verschleudert  wird,  sind  allgemeine 
soziale  Interessen,  die  der  Staat  wahrnimmt. 
Neben  ihm  wirkt  der  Beruf  als  sozialer 
Lebenskreis.  Die  Gestaltung  der  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  hängt  nicht  nur 
von  dem  Einzelwillen  des  Arbeitgebers 
und  Arbeitnehmers  ab,  sondern  von  der 
sozialen  Lage  aller  Berufsangehörigen. 
Drängen  Arbeitnehmer  zu  niedrigeren  Löhnen, 
so  werden  bald  die  anderen  Arbeitnehmer 
diesem  Drängen  folgen,  wenn  sie  sich  be- 
haupten wollen.  Arbeiten  Betriebe  mit 
niedrigen  Löhnen,  so  werden  bald  andere 
Betriebe,  die  höhere  Löhne  bezahlen,  an- 
fangen, sie  abzubauen,  wollen  sie  der  Kon- 
kurrenz nicht  unterliegen.  In  solchen  Be- 
ziehungen ist  das  Berufsinteresse  an  der 
Arbeit  begründet.  Und  dieses  Gesetz  des 
sozialen  Zusammenhangs  wirkt  bis  in  die 
Zellen  des  Wirtschaftslebens,  die  Betriebe, 
hinein.  Auch  in  ihnen  sind  die  besonderen 
Arbeitsverhältnisse  nicht  durch  individuelle 
Abmachungen,  sondern  durch  die  soziale 
Gesamtform  des  Betriebes  bestimmt. 
Die  vielen  Angelegenheiten  des  täglichen 
Arbeitslebens,  die  Pausen,  die  Lage  der  Arbeits- 


zeiten, die  Ueberstunden,  der  Urlaub  können 
nicht  besonders  für  den  einzelnen,  sondern 
müssen  im  f?anzen  für  den  Betrieb  fest- 
gesetzt werden.  Daraus  ergibt  sich:  Die 
Beziehungen,  welche  dem  Arbeits- 
recht zugrunde  liegen,  sind  Indivi- 
dualbeziehungen  und  Sozialbezie- 
hungen. 

Das  Arbeitsrecht  bringt  stufenweise  die 
rechtliche  Gestaltung  dieser  Sozialbe- 
ziehungen z  imAusdruck.  Auf  deruntersten 
Stufe  bleiben  die  Individualverhältnisse  als 
solche  bestehen.  Sie  erhalten  nur  in  ihrem 
Bestand  und  Inhalt  eine  bestimmte  durch  das 
soziale  Interesse  regulierte  Zwangsrichtung. 
Dahin  gehören  alle  zwingenden  Rechtsvor- 
schriften, die  im  Arbeitsrecht  eine  besondere 
Rolle  spielen.  Auf  der  zweiten  Stufe  gelangt 
das  soziale  Interesse  zu  einer  eigenen, 
wenn  auch  unselbständigen  Gestaltung,  in- 
dem CS  Individualverhältnissen  Sozialver- 
hältnisse anschließt,  die  den  Zweck  haben, 
die  Durchführung  der  Individualverhältnisse 
von  dem  Einzelwillen  unabhängig  zu  machen 
und  einem  Sozialwillen  zu  unterstellen, 
damit  das  gesellschaftliche  Interesse  auch 
sieher  zur  Geltung  kommt.  Werden  solche 
Individualverhältnisse,  denen  Sozialverhält- 
nisse angeschlossen  sind,  verletzt,  so  ent- 
stehen Reaktionen  nicht  nur  im  Individual-, 
sondern  auch  im  Sozialbereich.  Hierher 
sind  viele  Vorschriften  des  sog.  Arbeiter- 
schutzes zu  rechnen,  deren  Verletzung  nicht 
nur  Ansprüche  der  einzelnen  herbeiführt, 
sondern  auch  Schutz-  und  Abwehrmittel 
des  öffentlichen  Rechtsschutzes,  z.  B. 
Straten  und  Verwaltungszwang.  Auf  der 
dritten  Stufe  kommt  das  gesellschaftliche 
Interesse  der  Arbeit  rein  zum  Ausdruck. 
Die  Arbeit  wird  als  eine  soziale  Leistung 
angesehen  und  dementsprechend  für  eine 
soziale  Gegenleistung  gesorgt.  In  diesem 
Bereich  ist  jedes  Individualverhältnis  er- 
loschen. Das  reine  Sozialverhältnis  der  Arbeit 
beginnt,  wie  z.  B.  im  sozialen  Versicherungs- 
recht, das  dem  Arbeitnehmer  soziale  Zu- 
wendungen macht,  weil  er  Arbeitnehmer  ist 
und  als  solcher  eine  bestimmte  soziale 
Position  innehat. 

Das  heutige  Arbeitsrecht  besteht  aus 
Individual-  und  Sozialnormen.  Sie 
dürfen  in  der  Betrachtung  des  Arbeitsrechts 
nicht  voneinander  getrennt  werden. 

III.  Quellen. 

Das  Recht  wird  niemals  nur  autoritativ 
durch  politische  Gewalten  bestimmt,  son- 
dern stets  auch  selbsttätig  durch  Volkskräfte, 
die  im  Volksinnern  wirken.  Im  heutigen 
Arbeitsrecht  drückt  sicli  dieser  Siichverhalt 
in  dem  Gegensatz  zwischen  staatlichem 
und  autonomem  Arbeitsrecht  aus.  Das 
staatliche  Arbeitsrecht    enthält    die  vom 
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Staate  angeordneten,  dai  autonome  Arbeits- 
recht die  aus  dem  Volke  selbst  heraus 
geschaffenen  Rechtsvorschriften.  Autonomes 
Arbeitsrecht  steht  staatlichem  Arbeitsrecht 
nach.  Denn  es  gilt  nur  soweit,  als  es  der 
Staat  zulaßt.  Praktisch  hat  aber  heute  das 
autonome  Arbeitsrecht  den  Vorrang,  indem 
es  den  Raum  ausfüllt,  den  die  zwingenden 
Vorschriften  des  Staates  freilassen. 

1.  Das  autonome  Arbeitsrecht  hat 
seine  Quellen  in  der  Organisation  des  Berufs 
und  der  Betriebe  Im  ersten  Fall  handelt 
es  sich  um  die  Tarifsatzung,  im  zweiten 
Fall  um  die  Arbeitsordnung.  Wider- 
sprechen die  Bestimnmngen  der  Arbeits- 
ordnung der  Tarifsatzung,  so  geht  die  Tarif- 
satzung vor. 

a)  Taritsatzung.  Der  Tarifvertrag  ist 
Rechtaqut'lle.  Er  bringt  zur  Regelung 
von  Arbeitsverhältnissen  objektives  Arbeits- 
recht hervor.  Dieses  objektive  Arbeitsrei  ht 
ist  die  Tarifsatzung,  die  das  geltende  Recht 
dem  Worte  nach  nicht  kennt,  die  geplante 
Tarifgesetzgebung')  aber  einzuführen  ge- 
denkt, um  den  normativen  Gehai  des  Tarif- 
vertrags streng  zu  sondern  von  den  obli- 
gatorischen Beziehungen  der  Vertragspar- 
teien eines  Tarifvertrags,  d'c  den  Bestand 
der  Tarifsafzung  sichern,  und  den  organisa- 
torischen Bindungen  im  Innenverhältnis 
der  Vertragsorganisationen  zu  ihren  Mit- 
gliedein,  die  die  Durchführung  des  Tarif- 
vertrags durch  verbandsmäßige  Selbst- 
exekulion  gewährleisten.  Erst  durch  die 
V.  vom  23./XII.  1918  hat  die  Gesetzgebung 
den  objektiven  Rechtsgehalt  des  Tarif- 
vertrags, der  vorher  nur  als  ein  Schuld- 
vertrag galt,  anerkannt,  llim  sind  unter- 
worfen alle  Arbeitgeber,  die  Vertragsparteien 
sind,  sowie  alle  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, die  während  der  Geltungsdauer 
eines  Tarifvertrags  Mitglieder  ihrer  Vertrags- 
organisationen sind  oder  waren. 

Nornisetzende  Kraft  hat  nur  der  echte 
Tarifvertrag.  Ein  solcher  liegt  vor,  wenn 
ihn  auf  Arbeitnehmerseite  Vereinigungen 
von  Arbeitnehmern,  auf  Arbeitgeberseite 
einzelne  Arbeitgeber  oder  Vereinigungen 
von  Arbeitgebern  abgeschlossen  haben,  und 
zwar  -chritilich,  wobei  zu  bemerken  ist, 
daß  n  ich  einer  allerdings  nicht  unange- 
fochtenen Rechtspraxis  die  freie  Verein- 
bar.ing  nach  §  28  der  V.  vom  12./II  1920 
durch  einen  Schiedsspruch  ersetzt  werden 
kann,  den  der  Demobilmachungskommissar 
für  verbindlich  erklärt  hat.  Als  wirtschaft- 
liche Veremi;ungen  auf  Arbeitnehmerseite 
sind  nur  Berufsvereine  anzusehen,  nicht 
Werkvereine,    nicht    unorganisierte  Mehr- 


')  Der  Entwurf  eines  neuen  Arbeitstarif- 
Gesetzes  ist  veröffentlicht  im  RABI.  I  (N.  F., 
491). 

Handwönerbuch  der  Staatswiasenschaften.  4.  Aufl. 


heilen.  Die  Berufsvereine  müssen  tarif- 
fähig sein.  Sie  sind  auf  Arbeitnehmerseite 
tariffähig,  wenn  nur  Arbeitnehmer  ihren 
Willen  bestimmen  und  sie  willens  und  fähig 
sind,  ihre  Interessen  der  Gegenseite  gegenüber 
seihständig  und  unabhängig  geltend  zu 
machen. 

Die  Tarifsatzung  ist  unabdingbar.  Ent- 
gegenstehende Abreden  in  Arbeitsverträgen 
werden  durch  die  Tarifsatzung  verdrängt, 
wenn  sie  von  ihr  nicht  zugelassen  sind  oder 
ni''ht  günstigere  Arbeitsbedingungen  für 
die  Arbeitnehmer  entiialten  und  solche 
durch  die  Tarifsatzung  nicht  ausgeschlossen 
sind.  Auf  Nichttarifangehörige  wirkt  die 
Tarifsatzung  nur  dann  ein,  wenn  der  Tarif- 
vertrag durch  den  Reichsarbeitsminister 
für  allgemein  verbindlich  erklärt  worden 
ist').  Dies  darf  geschehen,  wenn  Tarif- 
verträge ,,für  die  Gestaltung  der  Arbeits- 
j  bedingungen  des  Berufskreises  in  dem  Tarit- 
gebiet  überwiegende  Bedeutung  erlangt 
haben".  Die  Verbindlicherkläning  des 
Reichsprbeitsministers  ist  eine  Reciitsver- 
ordnung.  Sie  gehört  dem  staatlichen  Arlieits- 
recht  an.  Ihre  rechtliche  Macht  folgt  nicht 
aus  dem  Vertrag,  sondern  aus  staatlicher 
Verordnungsgewalt. 

b)  Arbeitsordnung.  Die  Arbeitsord- 
nung ist  eine  Betriebsvereinbarung.  Sie 
enthält  objektives  Recht  für  die  Betriebs- 
angeiiörigen.  Die  Auffassung,  daß  sie  nur 
ein  Vertragsangebot  enthalte,  das  der  Ar- 
beitnehmer durch  seinen  Eintritt  in  den 
Betrieb  annehme,  ist  unhaltbar.  Denn  ihre 
verbindliche  Kraft  ist  unabhängig  vom  Wissen 
und  Willen  des  Arbeitnehmers.  Die  Verein- 
barung findet  statt  zwischen  Arbeiterrat 
oder  Angestelltenrat  und  dem  Arbeitgeber. 
Kommt  die  Vereinbarung  nicht  zustande, 
so  wird  sie  ersetzt  durch  rechtsgestaltende 
Anordnung  des  Schlichtungsausschusses-). 

Die  Arbeitsordnung  ist  obligatorisch  für 
alle  gewerblichen  Betriebe  mit  regelmäßig 
zwanzig  Arbeitern,  für  alle  offenen  Ver- 
kaufsstellen mit  regelmäßig  mindestens  zwan- 
zig Gehilfen  und  Lehrlingen  einschließlich 
der  nichtgewerbsmäßigen,  fabrikartigen  tech- 
nischen Staats-  oder  Kommunalbetriebe,  für 
Bergwerksbetriebe  und  Betriebe  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,  sofern  in  ihnen  ein 
Betriebsrat  besteht^).  Obligatorische  Arbeits- 
ordnungen müssen  die  in  §  134  b,  Abs.  1 
RGO.  aufgeführten  Bestimmungen  enthalten. 
Sie  können  außerdem  noch  weitere  dort  in 
Abs.  3  angegebene  Bestimmungen  enthalten. 
Nur  der  obligatorischen  Aibeitsordnung 
kommt  rechtsschöpferische  Kraft  zu.  Sie  ist 
grundsätzlich  durch  den  Arbeitsvertrag  ab- 

')  §§  2ft.  der  V.  v.  23./XII.  1918. 
»)  §  78  Ziff.  3,  §  80,  §  75  BRG. 
'J  §§  133h,  139k  RGO.;  §  13  LAO. 
BJ.  1.  54 
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dingbar.   Unabdingbar  ist  sie  nur  bezüglich  ' 
der  in  ihr  vorgesehenen  Strafen  und  Gründe 
der  Entlassung  und  des  Austritts  aus  der 
Arbeit. 

Dio  Arbei  sordn'  ng  ist  von  den  übrigen 
Betrieb?vereinbarungen,diemit  ihr  verbunden 
sein,  aber  auch  selbständig  vorkommen 
können,  zu  unterscheiden.  Solche  Betriebs- 
vereinbarungen sind  nach  dem  BRG.  insbe- 
sondere die  Vereinbarungen  von  Dienstvor- 
schriften, von  Löhnen  und  sonstigen  Ar- 
beitsverhältnissen, sowie  von  Richtlinien 
über  die  Einstellung  von  Arbeitnehmern'). 
Alle  diese  Betriebsvereinbarungen  sind  nicht 
rechtsschöpferisch.  Denn  ihre  Wirksamkeit 
ist  an  das  Wissen  und  den  Willen  der  Betei- 
ligten gebunden. 

2.  Das  staatliche  Arbeitsrecht  findet 
seine  Grundform  im  Gesetz.  Nach 
Art.  7  Ziff.  9  RV.  ist  das  Reich  für  das 
gesamte  Arbeitsrecht  zuständig.  Nach 
Art.  12  RV.  können  die  Länder  Arbeits- 
gesetze nur  insoweit  erlassen,  als  das  Reich 
sie  nicht  erlassen  hat.  Die  neue  Reiclis- 
verfassung  hat  damit  gegenüber  Art.  4  der 
früheren  Reichsverfassung  die  Reichskom- 
petenz für  das  Arbeitsrecht  erweitert.  Der 
Weg  zur  Ordnung  des  gesamten  Arbeits- 
rechts durch  das  Reich  ist  freigelegt.  Ohne- 
dies gibt  es  heute,  nachdem  der  Aufruf 
des  Rats  der  Volksbeauftragten  vom  12. /XI. 
1918  die  Gesindeordnungen  aufgehoben  hat, 
nur  noch  kümmerliche  Reste  der  Landes- 
gesetzgebung, z.  B.  das  Bergarbeiterrecht. 
Dazu  hat  die  RV.  einzelne  Grundsätze 
unter  ihren  verfassungsrechtlichen  Schutz 
genommen"),  sodaß  sie,  abgesehen  von 
Maßnahmen  zur  Aufrechterhaltung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  Ordnung,  nur  durch 
verfassungsändernde  Gesetze  aufgehoben 
■werden  können"). 

Das  Arbeitsgesetz  kann  die  Rechtsvor- 
schriften unmittelbar  entfalten  oder  aber 
auch  nur  mittelbar,  indem  es  die  Befugnis 
zum  Erlaß  der  Rechtsvorschriften  bestimmten 
Organen  zuweist.  Die  Rechtsvorschrift 
kommt  dann  durch  Rechtsverordnung  zu- 
stande. Es  handelt  sich  um  Organe  des 
Reichs,  der  Länder  oder  sonstiger  öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften.  Auch  Privaten 
kann  Verordnungsgewalt  übertragen  werden. 
So  hat  der  Arbeitgeber  in  Einzelfällen  das 
Recht  und  die  Pflicht,  Anordnungen  zur 
Ausführung  bestimmter  Arbeitersohutzvor- 
Bchriften  zu  treffen*).  Rechtsverordnungen 
sind  gültig,  wenn  sie  im  Rahmen  ih  i  r  Ver- 
tretungsmacht erlassen  sind.  Jede  Behörde, 

>)  §§  66  Ziff.  5,  78  Ziff.  2  und  8  BRG. 
')  Art.  157  ff.  RV. 
»)  Art.  43,  47  RV. 

*)  Näheres  bei  Sinzheimer:  ,,Dor  korpo- 
rative Arbeitsnormenvertrag"  I,  18. 


die  sie  anwendet,  ist  zur  Nachprüfung  der 
Frage  berechtigt,  ob  die  Grenzen  der  Ver- 
ordnungsgewali  eingehalten  sind.  Die  Frage 
ab'  T,  ob  die  Verordnung  zweckmäßig  ist 
oder  eine  tatsächliche  Voraussetzung  zutrifft, 
unterliegt  ilirir  Nachprüfung  nich  . 

lieber  dem  staatlichen  Arbeitsrecht  ist 
keine  Rechtsquelle.  Das  sog.  ,, internationale 
Arbeitsrecht"  gilt  für  Staatsangehörige  erst, 
wenn  sein  Inhalt  staatlich  angeordnet  ist. 
Daran  haben  die  heute  für  die  Bildung 
internationalen  Arbeitsrechts  gültigen  Be- 
stimmungen der  Art.  387—427  des  Versailler 
Vertrags  nichts  geändert,  wenn  sie  auch  die 
Methode  des  Zustandekommens  internatio- 
naler Vereinbarungen  für  das  Arbeitsrecht 
fortgebildet  haben.  Immei  hin  besteht 
nach  dem  Versailler  Vertrag  die  Möglich- 
keit, diejenigen  Staaten  einem  international 
geregelten  Zwangsverfahren  zu  unterw:  rfen, 
die  dem  für  die  Fortbildung  des  Arbeits- 
rechts geschaffenen  Staatenverbande  ange- 
hören und  entweder  ein  internationales 
Abkommen  verletzen  oder  einen  Vorschlag 
oder  Abkommensentwurf  des  Staatenver- 
bandes nicht  den  staatlich  zuständigen 
Stellen  zur  Beschlußfassung  vorlegen'). 

IV.  Ausstrahlungen. 

Die  Gesetzgebung  durchbricht  für  ein 
zelne  Fälle  die  durch  den  Begriff  des  Arbeits- 
rechts gezogenen  Grenzen,  indem  sie  auf 
Verhältnisse,  die  dem  Arbeitsrecht  nicht 
angehören,  Bestimmungen  des  Arbeits- 
rechts anwendet.  Geschieht  dies,  so  liegen 
Ausstrahlungen  des  Arbeitsrechts  vor.  Sie 
zeigen  sich  in  verschiedener  Richtung: 

1.  Arbeitsrecht  wird  auf  Verhältnisse 
erstreckt,  die  nicht  auf  Vertrag  beruhen. 
§  1  KSchG.  unterwirft  dem  arbeitsrecht- 
lichen Schutz  nicht  nur  fremde  Kinder, 
die  auf  Grund  eines  Arbeitsvertrags  Arbeit 
leisten,  sondern  auch  eigene  Kinder,  wenn 
sie  nur  auf  Grund  familienrechtlicher 
oder  familienrechtsähnlicher  Bezieliungen  be- 
schäftigt werden.  Dem  HAG.  sind  Werk- 
stätten unterstellt,  in  denen  jemand  aus- 
schließlich zu  seiner  Familie  gehörige 
Personen  beschäftigt,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  ein  Arbeitsvertrag  besteht 
oder  nicht.  Nach  §  176  RVO.  können 
Familienangehörige  des  Arbeitgebers,  die 
ohne  eigentliches  Arbeitsverhältnis  und  ohne 
Entgelt  in  seinem  Betrieb  beschäftigt  sind, 
der  Krankenversicherung  freiwillig  bei- 
treten. 

2.  Arbeitsrecht  wird  auf  Personen  an- 
gewandt, die  keine  Arbeitnehmer  sind. 
Der  Hausgewerbetreibende  ist  nach  der  Auf- 
fassung des  Gesetzes  ein  selbständiger  Ge- 

')  Näheres  bei  Kaskel:  „Neues  Arbeits- 
recht", 285fl. 
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■werbetreibender.  Trotzdem  wird  er  in  vielen 

Beziehungen  dem  Arbeitnehmer  gleich- 
gestellt'). Hierher  gehört  auch  die  Einbe- 
ziehung von  Selbständigen  in  die  Kranken- 
versicherung, wie  sie  §  176  Ziff.  3  RVO. 
vorsieht. 

3.  Schließlich  wird  Arbeitsrecht  auf 
Personen  erstreckt,  die  zwar  abhängige 
Arbeit  leisten,  aber  nicht  gegen  Entgelt. 
So  finden  auf  kaufmännische  Volontäre  die 
Vorschriften  des  HGB.  über  Handlungs- 
gehilfen, sogar  auch  die  über  die  Konkurrenz- 
klausel  Anwendung,  ausgenommen  die  Ent- 
geltbestimraungen-). 

B.  Inhalt. 

Das  Arbeitsrecht  regelt  die  Beziehungen 
der  Arbeitnehmer.  Solche  Beziehungen  sind 
sowohl  Beziehungen  zwischen  Arbeit- 
nehmern und  Arbeitgebern  als  auch 
allgemeine  Beziehungen,  denen  eigen- 
tümlicli  ist,  daß  sie  nur  solche  Personen 
betreffen,  die  den  Beruf  des  Arbeitnehmers 
haben.  Die  Beziehungen  zum  Arbeitgeber 
ergreifen  den  Arbeitnehmer  als  Einzel- 
person oder  als  Glied  einerMehrheit 
von  Arbeitnehmern,  die  in  einem  Be- 
triebe, der  als  Arbeitsverband  bezeichnet 
werden  kann,  zusammengefaßt  ist. 

Hieraus  ergibt  sich  die  innere  Ordnung 
für  die  fast  unabsehbare,  stetig  anschwel- 
lende Masse  der  arbeitsrechtliehen  Vor- 
schriften. Sie  besteht  aus  dem  Recl'te  des 
Arbeitsvertrags,  des  Arbeitsverbands 
und  des  Arbeitsberufs. 

I.  Der  Arbeitsvertrag. 

1.  Wesen.  Der  Arbeitsvertrag  ist  ein 
Vertrag,  in  dem  die  Vertragschließenden 
Leistung  von  Arbeit  durch  den  einen  und 
Leistung  von  Entgelt  durch  den  anderen 
vereinbaren  (Lotmar).  Für  das  Arbeitsrecht 
kommt  nur  derjenige  Arbeitsvertrag  in 
Betracht,  der  sich  auf  die  Leistung  ab- 
hängiger Arbeit  bezieht.  Es  scheidet  des- 
wegen ohne  weiteres  der  Werkvertrag  aus 
(§§  031  ff.  BGB.).  Es  scheidet  aber  auch  der 
Dienstvertrag  aus,  soweit  er  die  Leistung 
unabhängiger  Arbeit  zum  Gegenstand  hat. 
Ein  Dienstvertrag  hat  die  Leistung  unab- 
hängiger Arbeit  zum  Gegenstand,  wenn 
derjenige,  der  die  Arbeit  leistet,  trotz  des 
Dienstvertrags  selbständig  ist.  Selbständig 
ist  der  zur  Leistung  Verpflichtete,  wenn  er 


')  Vgl  §§  162,  165,  235,  466-493,  548,  725, 
1229,  1243  RVO.;  §§  119b,  125^  RGO.;  §  5 
GGG.;  §  27  HAG.,  wenn  der  Hausgewerbe- 
treibende Hausarbeitcr  ist. 

')  Hachenburg-Düringer,  Kommentar 
»nmHGB.,2U  §59,Vorbem.,Anm.6;  §82aHGß. 


die  Arbeit  leistet,  ohne  abhängiges  Glied 
eines  anderen  zu  sein.  Solche  Fälle  des 
Dienstvertrags,  die  nicht  in  das  Gebiet 
des  Arbeitsrechts  fallen,  liegen  z.  B.  vor, 
wenn  ein  Anwalt  einem  Verband  gegen- 
über verpflichtet  ist,  Mitgliedern  dieses 
Verbandes  Rechtsauskunft  gegen  Entgelt 
zu  erteilen,  oder  ein  Arzt  sich  als  Hausarzt 
verpflichtet,  wöchentlich  oder  monatlich 
gegen  ein  bestimmtes  Entgelt  Besuche  bei 
seinen  Patienten  zu  machen.  Wenn  daher 
der  Arbeitsvertrag  im  Sinne  des  Arbeits- 
rechts immer  ein  Dienstvertrag  des  BGB. 
ist,  so  ist  doch  nicht  immer  der  Dienst- 
vertrag des  BGB.  ein  Arbeitsvertrag  im 
Sinne  des  Arbeitsrechts.  Der  Arbeits- 
vertrag im  Sinne  des  Arbeitsrechts 
ist  der  Arbeitsvertrag  zwischen  Ar- 
beitnehmer und  Arbeitgeber,  und  zwar 
einerlei  ob  Akkord-  oder  Zeitlohn  verein- 
bart ist. 

Er  setzt  sich  rechtlich  aus  zwei  ver- 
schiedenen Elementen  zusammen.  Auf  der 
einen  Seite  treten  Arbeitnehmer  und  Arbeit- 
geber als  zwei  selbständige  Personen  ein- 
ander gegenüber,  die  Leistungen  austauschen. 
Auf  der  anderen  Seite  entsteht  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  eine  Personen- 
einheit, die  den  Arbeitnehmer  zu  einem 
abhängigen  Glied  des  Arbeitgebers  macht. 
Der  Arbeitsvertrag,  den  das  Ar- 
beitsrecht ergreift,  ist  nicht  nur  ein 
obligatorisches,  sondern  auch  ein 
personenrechtliches  Verhältnis.  Er 
ist  die  Frucht  einer  Entwicklung,  die  ihre 
Wurzel  nicht  nur  in  der  locatio  conductio 
opeiarum  der  Römer  hat,  sondern  auch  in 
der  conimendatio,  der  Selbsthingabe  der 
Feudalzeit.  Daß  ein  personenrechtliches 
Verhältnis  durch  ihn  entstehen  kann, 
liegt  in  seiner  Verbindung  mit  dem 
Eigentum.  Das  Eigentum  verleiht  nicht 
nur  Herrschaft  über  Sachen,  sondern  auch 
Herrschaft  über  Menschen.  Die  Erhaltung 
oder  Verwertung  von  Sachen  ist  auf  einer 
bestimmten  Stute  der  sozialen  Entwicklung 
nur  möglich  durch  Verfügung  über  Menschen, 
die  mit  diesen  Sachen  umgehen  und  auf  sie 
einwirken.  In  beiden  Elementen  ist  der 
soziale  Gedanke  die  Triebkraft,  die  die 
Veränderungen  erzeugt,  die  dem  modernen 
Arbeitsvertrag  sein  Gepräge  geben. 

Das  Arbeitsrecht  zeichnet  einzelneArbeits- 
verträge  durch  besondere  Vorschriften  aus. 
So  entstehen  verschiedene  Arten  des  Arbeits- 
vertrags, und  zwar  für  gewerbliche  Arbeiter, 
für  Handlungsgehilfen,  für  Landarbeiter,  für 
Angestellte  der  Reichsversicherung,  für  Berg- 
leute und  Bergbetriebsbeamte,  für  Schiffs- 
offiziere und  Schiffsmänner,  für  Schiffer 
(Kapitäne),  für  Schiffer  und  Schiffsmann- 
schaften, für  Floßführer  (mit  Ausnahme 
des  reinen  Frachtflößers)  und  Floßmann- 
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Schäften').  Innerhalb  der  Arten  gibt  es 
Sondervorschritten  für  einzelne  Be- 
rufsschichten und  Unterscheidungen 
nach  Geschlecht  undAlter,  außerhalb 
der  Arten  bestehen  Gruppen,  die  gemein- 
Bamen  Vorschriften  für  Arbeitnehmer  oder 
Arbeiter  und  Angestellte  unterstellt  sind,  so 
nach  dem  BRG.,  soweit  es  Bestimmungen 
über  den  Arbeitsvertrag  enthält,  und  anderen 
Gesetzen  und  Verordnungen  der  Nachkriegs- 
zeit*). Neben  diesen  Klassifizierungen,  die 
das  Gesetz  vornimmt,  gibt  es  eine  mannig- 
faltige Gliederung  der  Arbeitsverträge,  die 
durch   Tarifverträge  herbeigeführt  wird. 

Das  Prinzip  des  freien  Arbeitsvertrags 
beruht  auf  der  Vorstellung,  daß  die  Parteien 
des  Arbeitsvertrags  seinen  Inhalt  beliebig 
bestimmen.  Das  heutige  Arbeitsrecht  hat 
mit  dieser  Vorstellung  gebrochen.  Der 
Inhalt  des  Arbeitsvertrags  kann  nicht  mehr 
nur  als  subjektives  Willenswerk  angesehen 
werden,  das  in  jedem  Arbeitsvertrag  neu 
erschaffen  wird.  Er  ist  in  weitem  Bereich 
seiner  Beziehungen  objektive  Ordnung  ge- 
worden, die  die  Parteien  des  Arbeitsvertrags 
fertig  und  unverrückbar  vorfinden,  und 
die  zu  einem  großen  Teil  nicht  nur  individual-, 
sondern  aucli  sozialrechtlich  geschützt  ist. 
Diese  Ordnung  wird  erzeugt  durch  objektive 
Mächte,  wie  Berufsvereine,  Betriebsvertre- 
tungen, Gesetze  und  Verordnungen.  Da- 
durch schrumpft  das  Willensmoraent  m 
Arbeitsvertrag  immer  mehr  zu  einem  recht- 
lich freiwilligen  Eintritt  in  eine  von  vorn- 
herein rechtlich  fertige  Stelle  mit  festem 
Rechts-  und  Ptlichtenkreis  zusammen,  der 
keineswegs  auf  das  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  beschränkt 
bleibt  (s.  unter  6.). 

2.  Eingehung.  Ob  Personen  einen  Ar- 
beitsvertrag miteinander  abschließen  wollen, 
steht  in  ihrem  Belieben,  und  dii  srs  richtet 
sich  nach  den  allgemeinen  Vertragsregeln 
über  Handlungsfreiheit,  Willenseinigung 
und  Willensmängel.  T  otzdem  ist  auch  hier 
schon  der  soziale  Gedanke  wirksam,  indem 
er  die  Tatsache  rechtlich  zum  Ausdruck 
bringt,  daß  die  Verfügung  über  die  Arbeits- 
gelegenheit nicht  nur  eine  private,  sondern 
auch  eine  soziale  Angelegenheit  ist. 

Dies  zeigt  sich  darin,  daß  über  ge- 
wisse Arbeiten  Arbeitsverträge 
nicht  eingegangen  werden  dürfen, 
indem  solche  Arbeitsverträge  schlechtweg  für 
bestimmte  Personen  oder  bestimmte  Zeiten 


verboten  sind'),  daß  Arbeitgeber  ver- 
pflichtet sind,  bestimmte  Arbeits- 
verträge einzugehen  oder  nicht 
einzugehen*)  und,  wenn  sie  dem  BRG. 
unterstellt  sind,  bei  der  Einstellung  von  Ar- 
beitnehmern Richtlinien  einzuhalten,  die 
mit  der  Betriebsvertretung  vereinbart  sind"). 

Auch  in  anderer  Beziehung  zeint  sich 
der  soziale  Gedanke.  Er  verlangt  nicht 
nur,  daß  jeder  Arbeitswillige  Arbeit  findet, 
sondern  auch,  daß  der  Arbeitswille  allge- 
mein sei.  Noch  hat  die  Gesetzgebung  eine 
Pflicht  des  Menschen,  Arbeit  zu  leisten, 
nicht  begründet.  Wohl  aber  bestimmt 
§  1  SozG.,  der  in  Art.  163  RV.  über- 
nommen ist,  daß  jeder  Deutsche,  unbeschadet 
seiner  persönlichen  Freiheit,  die  sittliche 
Pflicht  hat,  seine  geistigen  und  körperlichen 
Kräfte  so  zu  betätigen,  wie  das  Wohl  der 
Gesamtheit  es  erfordert.  Der  Rechtsinhalt 
dieser  Vorschrift  ist  minimal.  Sie  ist  aber 
als  .\u3druck  einer  Tendenz  bemerkenswert, 
die  auf  die  Einführung  einer  Arbeitspflicht 
gerichtet  ist.  Intensiver  als  diese  Rechts- 
vorschrift wirkt  auf  die  Eingehung  von 
Arbeitsverträgen  durch  Arbeitnehmer  die 
Gestaltung  der  Arbeitslosenfürsorge  ein. 
Nur  wer  arbeitswillig  ist,  kann  Erwerbs- 
losenunterstützung beanspruchen*).  Sie 
wirkt  in  vielen  Fällen  indirekt  wie  eine 
Pflicht  des  Arbeitnehmers,  Arbeitsverträge 
abzuschließen. 

3.  Inhalt.  Im  Inhalt  des  Arbeitsvertrags 
scheiden  sich  die  obligatorischen  von 
den  personenrechtlichen  Wirkungen. 

a)  Obligatorisch  ist  der  Arbeitnehmer 
zur  Arbeitsleistung,  der  Arbeitgeber  zur 
Zahlung  eines  Entgelts  verpflichtet.  Ein 
Recht  des  Arbeitnehmers  auf  Arbeit  be- 
steht grundsätzlich  nicht.  Der  Einfluß 
des  sozialen  Gedankens  zeigt  sich  in  der 
rechtlichen  Anerkennung  der  Eigenart  der 
beiden  Leistungen.  Die  Arbeit  kann  von 
ihrem  Träger  nicht  getrennt  werden,  so- 
daß  der  Arbeitnehmer  mit  seiner  Person 


•)  §§  lOöff.  RGO.;  §§  59ff.  HGB.;  LAO.! 
§§  349H.  RVO.;  §§  80ff.  ABG.;  §§  1  ff.  SeemO.; 
P  51111  HGB.;  ■§§  711.  BinnenSchG.;  §§  llf. 
FlöliG. 

G.  v.  G./IV.  1920;  V.  v.  25./IV.  1920;  V. 
V.  12./II.  1919;  AO.  v.  23./XI.  und  17./XII.  1918; 
V.  v.  IG./III.  und  29./X.  1919. 


')  Z.  B.  allgemeines  Verbot  der  Ilorstellung 
von  Bleifarben,  Verbot  der  Fabrikarbeit  für 
schulpflichtige  Kinder,  der  Untertagarbeit  in 
Bergwerken,  Brüchen  unil  Gruben  für  Frauen, 
gewisser  Arbeiten  in  der  Roh/.ucker-  und  Guinmi- 
fabrikation  für  Jugendliche,  von  Sonn-  und  Fest- 
tagsarbrit  für  gewerbliche  Arbeiter,  von  Nacht- 
arbeit in  Fabriken  für  Frauen  und  Jugendliche 
und  bestimmter  gewerblicher  Arbeiten  für  Wöch- 
nerinnen während  vier  Wochen  nach  der  Nieder- 
kunft (s.  näh.  bei  Lotmar,  Arbeitsvertrag,  1, 11.3, 
114). 

«)  §§  4,  5  des  G.  v.  6./IV.  1920;  §  1  der  Aus- 
führungsverordnung v.  21. /IV.  1920;  §§3,  8  der 
V.  v.  12./II.  1920;  §  3  der  V.  v.  16./I1I.  1919: 
§§  107  ff.  RGO  ;  §  13  Ziff.  2  HAG.;  §  11  KSchG. 

3)  S  78  Ziff.  8  BRG. 

*)  Ueber  den  ßesriff  der  Arbeitswilligkeit  s. 
Kaskel,  „Neues  Arlbeitsrecht",  99  unter  C. 
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in  den  Vollzug  des  Arbeitsvertrags  ver- 1  sonders  angenommen.  Es  enthält  im  Bereich 
flochten  ist,  und  die  Lohnzahlung  bildet  der  gewerljüchen  Arbeit  das  Verbot  der 
die  einzige  oder  hauptsächliche  Einliommens- ,  Tilgung  der  Lohnschuld  durch  Leistung 
quelle  des  Arbeitnehmers,  sodaß  von  ihr ,  an  Erfülhmgsstatt  und  der  Kreditierung 
sein  Lebensunterhalt  abhängt  von  Waren  in  Anrechnung  auf  die  Lohn- 

Bei  der  Pflicht  zur  Arbeit  zeigt  sich  schuld,  sowie  der  vertraglichen  Lohnbe- 
der  soziale  Gedanke  zunächst  in  der  recht-  schränkung  durch  unzulässige  Lohnverwen- 
lichen  Behandlung  der  Arbeitszeit.  Während  '  dungs-,  Lohneinbehaltungs-  und  Lohnver- 
frülicr  eine  gesetzliche  Regelung  der  Arbeits-  wirkungsabreden.  Es  sorgt  in  demselben 
zeit  für  erwachsene  Männer  nur  in  Ausnahme- 1  Bereich  für  die  Lohnzahlung  am  rechten 
fällen  eintrat,  im  übrigen  aber  nur  Be- !  Ort  und  zur  rechten  Zeit,  für  die  Publizität 
grenzungen  der  Arbeitszeit  für  Frauen,  der  Lohnzahlungsbedingungen  und  für  Be- 
Kinder und  Jugendliche,  sowie  für  Berg-  Währung  des  Lohns  bei  Lohnzahlung  an 
leute  bei  außergewöhnlicher  Temperatur  Minderjährige.  Weiterhin  dient  es  in  ver- 
vorhanden waren'),  ist  die  Arbeitszeit  heute,  schiedenen  Arbeitsbereichen  der  Erhaltung 
abgesehen  von  tariflichen  Bestimmungen,  des  Lohns  oder  gleichwertiger  Aequivalente 
für  alle  gewerblichen  Arbeiter,  für  Ange-  bei  nichtverschuldeter  Verhinderung  zur 
stellte,  für  gewerbliche  Bäckereien  und  Arbeitsleistung,  bei  Kürzung  der  Arbeitszeit 
Konditoreien  und  für  Betriebe  der  Land- !  oder  ihrer  Versäumnis  infolge  Ausübung 
und  Forstwirtschaft  einschließlich  ihrer  des  Wahlrechts  oder  Betätigung  im  Wahl- 
Nebenbetriebe  geregelt'^).  Die  Regelung  vorstände  für  die  Wahl  des  Betriebsrats, 
umfaßt  die  Begrenzung  des  Arbeitstags  und  unter  Umständen  auch  bei  zwangsweisen 
der  Arbeitswoche,  die  Einführung  von  Pausen,  Eingriffen  in  den  Geschäftsbetrieb  des 
das  Verbot  von  Nachtarbeit  und  die  Siehe-  Arbeitgebers.  Schließlich  ist  allgemein  ein 
rung  arbeitsfreier  Ruhetage  für  bestimmte  i  Vorrang  der  Lohnforderung  gegenüber  an- 
Kategorien von  Arbeitnehmern").  Auch  deren  Gläubigern  durch  Vorwegbefriedigung 
vor  Arbeitszeitverschwendung  findet  sich  oder  besondere  Sicherstellung  hergestellt'). 
Schutz').  Im  übrigen  ist  in  Tarifverträgen  die  Alle  diese  Maßnahmen  der  Lohnsieherung 
Gewährung  von  Urlaub  gesichert  und  das  betreffen  die  Lohnforderung,  einerlei  ob 
Verbot  bestimmter  Arbeitsformen,  z.  B.  sie  pfändbar  oder  nicht  pfändbar  ist^). 
der  Akkordarbeit,  ausgesprochen.  !  Wenn  die  Lohnforderung  nicht  pfändbar  ist, 

Bei  der  Pflicht  zur  Lohnzahlung  kommen  noch  besondere  Maßnahmen  hinzu, 
dringt  der  soziale  Gedanke  in  Maßnahmen  so  das  Verbot  jeder  Verfügung  des  Arbeit- 
durcli,  die  den  Lohn  regulieren,  indem  sie  nehniers  über  die  Lohnforderung  und  der 
seine  Höhe  bestimmen,  oder  ihn  sichern,  Aufrechnung  gegen  sie^). 
indem  sie  seine  Erhaltung  und  Erfüllung  I  b)  Kraft  der  personenrechtlichen 
gewährleisten,  ohne  seine  Höhe  zu  be- '  Wirkung  gilt  innerhalb  des  Arbeitsbereichs 
stimmen.  Die  Tarifverträge  enthalten  in  das  Tun  des  Arbeitnehmers  als  Tun  des 
der  Regel  Minimallöhne,  die  nach  unten  Arbeitgebers.  Daraus  ergibt  sich: 
nicht  abgedungen  werden,  aber  veränderlich  i  /  )  Der  Arbeitnehmer  ist  innerhalb  des 
sein  können,  je  nach  den  Preisen  der  Lebens-  staatlichen  und  autonomen  Arbeitsrechts 
mittel  (Indexziffern).  Sie  können  subsidiär '  den  Anordnungen  des  Arbeitgebers  unter- 
gelten, wenn  Akkordarbeit  in  Frage  kommt  werfen.  Die  moderne  Rechtsentwicklung 
und  diese  der  freien  Vereinbarung  über-  hat  nicht  nur  den  freien  Raum  dieser  Gewalt 
lassen  ist.  Das  staatliche  Arbeitsrecht  in  fortschreitendem  Maße  eingeengt,  indem 
kennt  die  Lolinregulierung  nur  indirekt,  I  sie,  was  vorher  einseitige  Verfügung  war, 
indem  §  138  BGB.  Hungerlöhne  nicht  zu- '  objektiv  vorausbestiramte  oder  au  die  Mit- 
läßt, oder  in  Einzelfällen  dem  Arbeitgeber  |  Wirkung  sozialer  Organe  band,  sie  hat 
Vorteile  entzogen  werden,  sobald  der  Lohn  vor  allem  auch  die  Gewalt  des  Arbeitgebers 
unter  eine  gewisse  Stufe  herabsinkt').  Da-  

gegen  hat  es  sich  der  Lohnsicherung  be-         ^       j^^O  .     ^j^,^  jjg^,^  134,  j^go  . 

  §§  llöa,  119a  Ziff.  1,  134b  Ziff.  2  RÜO.;  §§  6, 

')  6§  120f{.  137,  135,  136  RGO.;  §§  6,  13,  14  7,  D  LAO.;  §  64  HGB.;  §§  114a,  134b  Ziff. 
KSchG.;  §  93c  ABG.  2,  ISle^  RGO.;  §§  3,  4  HAG.;  §§  119a  Ziff.  2 

>)  V.  v.  23./XI.  und  17./XII.  1918;  V.  v.  u.  3,  1343  RGO.;  §§  616,  617,  619  BGB.:  §  133c» 
18./III.  1919;  V.  v.  23./XI.  1918;  §§  3ff  LAO.     RGO.;  §  63  HGB.;  §  1  der  V.  v.  2./XII.  1918; 

=)  Ausführliche  Zusammenstellung  bei  Kas-  §  12=  Satz  2  der  V.  v.  12./II.  1920;  §  24  BRG.; 
kel,  131  ff.  1  §  63=  BGB.;  §  72  des  BiorsteuerG.  v.  26.  YII. 

«)  §  6  HAG.  Il918;  §  61  Ziff.  2  KO.;  §  10  Ziff.  2  ZVG. 

§  CO  der  Vorschriften  zur  Durchführung       =)  Ueber  die  Pfändbarkeit  des  Lohns  ent- 
des  Gesetzes  über  die  Regelung  der  Kaliwirtschaft  scheiden  das  LBG.  in  Verbindung  mit  §  850  ZPO. 
V.  18.  VII.  1919  in  Verbindung  mit  den  §§  13ff.  und  die  V.  v.  25./IV.  1915  in  der  Fassung  des  G. 
des  Gesetzes  über  den  Absatz  von  Kalisalzen  v.  v.  lO./VIII.  1920. 
25.  V.  1910.  '      3)  §  394  BGB.;  §  2"  LBG. 
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innerlich  umgebildet.  Die  Gewalt  des  Arbeit- 
gebers ist  heute  nicht  nur  ein  Recht,  sondern 
auch  eine  Pflicht,  die  dem  Arbeitgeber 
Verantwortlichkeit  für  die  ihm  anvertrauten 
Lebensgiiter  auferlegt.  Er  ist  zum  Erlaß 
bestimmter  Anordnungen  zugunsten  der 
Arbeitnehmer  verpflichtet.  Solche  An- 
ordnungen betreffen  den  Schutz  gegen  die 
Gefahren  des  Arbeitsvertrags  für  Leben 
und  Gesundheit,  Sittlichlieit  und  Religion, 
die  Gewcährung  von  freier  Zeit  für  die  Wahr- 
nehmung von  staatsbürgerlichen  Rechten 
und  Elirenämtern,  für  jugendliche  Per- 
sonen unter  18  Jahren  zum  Besuch  der 
Fortbildungsschule,  für  gekündigte  Ar- 
beitnehmer zum  Aufsuchen  eines  anderen 
Arbeitsverhältnisses')  usw.  Der  Arbeit- 
geber ist  weiterhin  verpflichtet,  bestimmte 
Anordnungen  nicht  zu  erlassen.  So  kann 
er  keine  Anordnungen  treffen,  die  sich  auf 
das  Verhalten  des  Arbeitnehmers  außerhalb 
des  Arbeitsvertrags  beziehen,  namentlich 
die  Koalitionsfreiheit  beschränken,  die  re- 
ligiöse oder  politische  Tätigkeit  von  Kranken- 
kassenangestellten außerhalb  der  Dienst- 
geschäfte und  die  Ausübung  ihres  Ver- 
einigungsroclits  verhindern,  Versicherte  in 
der  Uebernahnie  oder  Ausübung  eines  Ehren- 
amts der  Reichsversicherung  beschränken 
oder  sie  wegen  der  üebernahme  oder  der 
Art  der  Ausübung  eines  solchen  Ehrenamts 
benachteiligen,  Arbeitnehmer  in  der  Aus- 
übung ihres  Wahlrechts  zu  den  Betriebs- 
vertretungen  oder  in  der  Üebernahme  oder 
Ausführung  der  gesetzlichen  Betriebsver- 
tretung beschränken  oder  benachteiligen 
usw. 

ß)  Dem  Arbeitgeber  gehört  Vorteil  und 
Nachteil  der  Arbeit.  Nach  §  950  BGB. 
erwirbt,  wer  durch  Verarbeitung  oder  Um- 
bildung eines  oder  mehrerer  Stoffe  eine 
neue  bewegliche  Sache  herstellt,  das  Eigen- 
tum an  der  neuen  Sache,  sodaß  mit  dem 
Erwerbe  des  Eigentums  an  der  neuen  Sache 
die  an  dem  Stoff  bestehenden  Rechte  er- 
löschen. Trotzdem  zweifelt  niemand  daran, 
daß  das  Arbeitsprodukt  des  Arbeitnehmers 
im  Betriebe  eines  anderen  nicht  ihm,  son- 
dern dem  anderen  gehört. 

Wie  erldärt  sich  dies?  Die  Frage  rührt 
an  die  Wurzel  des  Arbeitsrechts.  Man  hat 
versucht,  den  Erwerb  des  Arbeitgebers 
mit  einer  Bevollmächtigung  des  Arbeit- 
nehmers durch  den  Arbeitgeber,  die  min- 
destens stillschweigend  mit  jedem  Arbeits- 
vertrag verbunden  sei,  zu  erklären  (Dern- 
burg).  Diese  Erklärung  ist  unhaltbar. 
Auch  Kinder  und  Geisteskranke,  die  recht- 


>)  §  618  BGB.;  §§  120a-120c  RGO.;  Art. 
160  RV.;  §  120  RUÜ.;  §§  Iff.  der  V.  v.  28./III. 
1919;  §  G29  BGB. 

Art.  159RV.;§354«,139RVO.;§95BRG. 


j  lieh  einen  anderen  nicht  vertreten  können, 
erwerben  durch  ihre  Arbeit  nur  in  der 
Person  des  Arbeitgebers  Eigentum.  Außer- 
dem tritt  der  Erwerb  des  Arbeitgebers 
auch  dann  ein,  wenn  überhaupt  ein  gültiger 
Arbeitsvertrag  nicht  vorliegt,  weil  er  z.  B. 
gegen  ein  V^erbotsgesetz  verstößt.  Schließlich 
wird  der  Arbeitgeber  Eigentümer  des  Arbeits- 
produkts, einerlei,  ob  es  der  Arbeitnehmer 
für  ihn  oder  für  sich  anfertigen  wollte. 
Mißglückt  ist  auch  der  Versuch,  unter 
Preisgabe  der  Vollmachtstheorie  den  Er- 
werb des  Arbeitsprodukts  durch  den  Arbeit- 
nehmer als  Wirkung  einer  „realen  Tathand- 
lung" zu  erklären  (v.  Thür).  Sicherlich 
ist  das  Produkt  ein  realer  Erfolg,  der  los- 
gelöst von  jeder  Rechtsbeziehung  betrachtet 
werden  kann.  Juristisch  interessiert  dieser 
Erfolg  aber  nur  insoweit,  als  die  Frage 
auftaucht,  wem  er  rechtlich  zuzurechnen  ist. 
Diese  Frage  kann  aber  durch  den  bloßen 
j  Hinweis  auf  den  realen  Erfolg  nicht  beant- 
I  wortet,  werden.  Schließlich  kann  auch  die 
wirtschaftliche  Anschauung  vom  Kauf  der 
I  Arbeitskraft  nicht  befriedigen,  weil  rechtlich 
I  ein  Kauf  nicht  vorliegt.  ,,Der  Kapitalist  hat 
'  durch  den  Kauf  der  Arbeitskraft  die  Arbeit 
selbst  als  lebendigen  Gärungsstoff  den  toten, 
ihm  gleichfalls  gehörigen  Bildungselementen 
des  Produkts  einverleibt.  Von  seinem 
Standpunkt  ist  der  Arbeitsprozeß  nur  die 
{  Konsumtion  der  von  ihm  gekaufien  Ware 
I  Arbeitskraft.  .  .  Das  Produkt  dieses  Pro- 
zesses gehört  ihm  daher  ganz,  ebens« 
wie  das  Produkt  des  Gärungsprozesses 
im  Weinkeller"').  Diese  Worte  mögen  den 
tatsächlichen  Hergang  anschaulich  schildern, 
seine  rechtliche  Erklärung  enthalten  aber 
auch  sie  nicht. 

Der  Erwerb  des  Arbeitsprodukts  durch 
den  Arbeitgeber  ist  nur  zu  erklären,  wenn 
man  ihn  als  im  Wesen  des  Arbeitsver- 
trags begründet  ansieht.  Dieses  Wesen  be- 
steht in  der  personenrechtliehen  Wirkung  des 
Arbeitsvertrags,  kraft  derer  der  Arbeitnehmer 
ein  abhängiges  Glied  des  Arbeitgebers  ist, 
der  durch  ihn  wirkt.  Dieses  Recht  ist 
nirgends  ausgesprochen.  Aber  es  besteht 
als  ein  aus  unfreien  Abhängigkeitsverhält- 
nissen übrig  gebliebener  rudimentärer 
Rechtszustand.  Wie  der  Sklave  und  Haus- 
sohn des  unfreien  Arbeits-  und  Fainilien- 
rechts  kraft  der  sie  umklammernden  Gewalt- 
verhältnisse nur  den  Willen  ihres  Gewalt- 
habers in  sich  trugen,  deswegen  nur  für 
ihn  erwerben  konnten,  so  erwirbt  der  Arbeit- 
nelimer  in  seiner  Eigenschaft  als  Arbeit- 
nehmer nur  für  den  Arbeitgeber,  weil  er 
sich  durch  den  Arbeitsvertrag  der  personen- 
rechtlichen Gewaltfunktion  des  Eigentums 

')  Karl  Marx,  „Das  Kapital",  Volksausg. 
1914,  I,  141. 
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unterworfen  hat  und  damit,  wie  ein  Sach- 1  Schuld  die  Produktionsmittel  zerstört  worden 
bestandteil,  in  diesem  Bereich  des  Eigen-  sind  oder  nicht  funktionieren  können  (Fabrik- 
tums  aufgegangen  ist.  Der  alte  —  übrigens  brand,  allgemeiner  Elektrizitätsarbeiter- 
universalrcchtlich  wirksame  —  Satz  des  streik)').  Schließlich  trägt  der  Arbeitnehmer, 
Gajus:  ,,Et  quodcumque  per  servura  ad-  nicht  der  Arbeitgeber  die  Gefahr  der  Arbeit, 
quiritur,  id  domino  adquiritur"  (Inst.  I  Wenn  nämlich  der  Arbeitnehmer  die  Arbeit 
§  52)  gilt  auch  heute  noch,  wenn  auch  der  nicht  leisten  kann,  weil  er  aus  Gründen,  die 
Arbeitnehmer  schon  längst  als  Mensch  und  außerhalb  des  Arbeitsprozesses  liegen,  ohne 
Bürger  betreit  ist.  Der  menschliche  seine  Schuld  zur  .\rbeit  unfähig  wird  (Eisen- 
Befreiungsprozeß,  in  dem  wir  uns  be-  bahnunglück,  Krankheit),  so  verliert  er 
finden,  hat  bis  heute  diesen  Punkt  der  Ar-  den  Lohnanspruch.  Nur  ausnahmsweise 
beitsstellung  noch  nicht  berührt.  Der  alte  wälzt  die  Gesetzgebung  die  Gefahr  auch 
Rechtszustand  wirkt  kraft  der  sozialen  in  solchen  Fällen  auf  den  Arbeitgeber  ab, 
Funktion  des  Eigentums  automatisch  weiter.  '  wie  dies  oben  im  Zusammenhang  mit  der 
Er  setzt  die  Anwendung  des  §  950  BGB.  Lohnsiclierung  bereits  erwähnt  ist  (z.  B. 
auf  Arbeitsverhältnisse  arbeitsrechtlicher  Art  §  616  BGB.). 

außer  Kraft.  §  950  gilt  nur  für  Selbständige,  j  Verstöße  des  Arbeitnehmers  gegen 

nicht  für  Arbeitnehmer,  die  in  einem  Arbeits-  Dritte  sind  Verstöße  des  Arbeitgebers. 
Verhältnis  stellen  —  ein  Beispiel  dafür,  daß  Doch  zeigt  die  Durchführung  dieses  Satzes 
der  geschichtliche  Gegensatz  zwischen  all-  im  geltenden  Recht  keine  einheitliche  Auf- 
gemeinem Landrecht,  nach  d-m  Vollfreie  fassung. 

lebten,  und  Hofrecht,  nach  dem  Hörige,  Es  müssen  zunächst  die  Tatbestände 
lebten,  noch  nicht  erloschen  ist.  Erst  in  der  Haftung  des  Arbeitgebers  unterschieden 
neuerer  Zeit  ist  man  bei  der  Erörterung  rd  „.  Es  kommt  darauf  an,  ob  der 
einer  Spezialfrage  auf  diese  Zusammenhange  Verstoß  des  Arbeitnehmers  gegen  Dritte  in 
des  Arbeitsrechts  aufmerksam  geworden.  '  Ausführung  eines  Vertrags  zwischen  dem 
Diese  Frage  betraf  den  Erfinderschutz  Arbeitgeber  und  einem  Dritten,  oder  ohne 
des  Angestellten.  Doch  auch  bei  ihr  war  einen  solchen  durch  unerlaubte  Hand- 
kem  Zweifel,  daß  es  geltendes  Recht  sei,  daß  hi n g geschehen  ist.  In  der  Vertragslage 
Erfindungen  des  Angestellten,  die  er  in  herrscht  als  Grundregel  §  278  BGB.,  wo- 
Erfüllung  seiner  Dienstpflicht  gemacht  hat,  „ac  i  der  Arbeitgeber  ein  Verschulden  der 
ohne  weiteres  dem  Arbeitgeber  zustehen.  Personen,  deren  er  sich  zur  Erfüllung 
Streitig  war  nur,  ohne  daß  das  Gesetz  seiner  Verbindlichkeiten  bedient,  in  gleichem 
eine  Entscheidung  getroffen  hatte,  ob  der  Umfang  zu  vertreten  hat,  wie  eigenes 
Angestellte  einen  Anspruch  auf  Nennung  Verschulden.  Die  Haftung  des  Arbeit- 
seines  Namens  in  der  Patentschrift  und  auf  gebers  bei  unerlaubter  Handlung  wird 
angemessene  Vergütung,  falls  eine  gewerb-  beherrscht  durch  §  8.31  BGB.  Danach 
liehe  Verwertung  der  Erfindung  stattfindet,  ist  derjenige,  der  einen  anderen  zu  einer 
haben  soll.  Nunmehr  haben  die  Probleme  Verrichtung  bestellt,  zum  Ersatz  des 
der  Soziahsierung  das  ganze  Gebiet  der ,  Schadens  verpflichtet,  den  der  andere  in 
rechtlichen  Natur  der  Aneignung  im  Arbeits- ,  Ausführung  der  Verrichtung  einem  Dritten 
vertrag  in  eine  neue  Beleuchtung  gerückt.  ;  widerrechtlich  zufügt.  Während  die  Haftung 
Die  Kehrseite  des  Ervverbs  des  des  Arbeitgebers  für  ein  Verschulden  seines 
Arbeitsproduktes  durch  den  Arbeitgeber ,  Arbeitnehmers  aus  Vertrag  unbedingt 
ist  die  Tragung  der  Gefahr  i m  Ar-  ist,  trifft  die  Ersatzpflicht  bei  Schadenszu- 
bei  tsver  trag.  Der  Grundsatz  „Guius  fügung  durch  eine  unerlaubte  Handlung 
commodum,  eius  est  periculum"  ist  indessen  nach  §  831  nicht  ein,  wenn  der  Arbeit- 
nichteinheithch  durchgeführt.  Was  die  Gefahr  geber  bei  der  Auswahl  der  bestellten  Person 
des  Arbeitsprodukts  anlangt,  so  trägt  „nd,  sofern  er  Vorrichtungen  oder  Gerät- 
sic  der  Arbeitgeber.  Dagegen  ist  die  ^  schatten  zu  beschaffen  oder  die  Ausführung 
Tragung  der  Gefahr  des  Arbeitspro- ;  der  Verrichtung  zu  leiten  hat,  bei  der 
zesses  durch  den  Arbeitgeber  nicht  völlig  '  Beschaffung  oder  der  Leitung  die  im  Ver- 
gesichert. Wohl  steht  der  Arbeitgeber  kehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet,  oder 
auch  für  diese  Gefahr  ein,  wenn  Arbeits- [  wenn  der  Schaden  auch  bei  Anwendung 
gegenständ  oder  Arbeitsmittel  nicht  vor- !  dieser  Sorgfalt  entstanden  sein  würde, 
banden  sind,  weil  sie  nicht  rechtzeitig  |  Was  die  Rechtsfolge  der  Haftung  an- 
zur  Stelle  geschafft  werden  konnten  oder ,  langt,  so  kommt  in  erster  Linie  die  Pflicht 
ihre     Beschaffung    infolge    eines    Preis- 1  

Umschwungs  nur  mit  einem  unverhältnis- 1     ,>     ,    m..  r>        j     ,    t  - 

■  n-  i.  S  \  !  j  ■■  1-  u  ■  <.  T->  I  )  Vel.  litze,  ,,IJas  Recht  des  kauiman- 
maßig  hohen  Aufwand  möglich  ist.  Da- 1  „i,,/,,/p,,,„„,l,,\  'igjg^  300 ;  da.u  die  Ent- 
gegen ist  es  eine  offene,  noch  nicht  ge- i  seheidunjen  in  JW.  1920,  504'  und  1921 
schlichtete  Streitfrage,  ob  der  Arbeitgeber  34  9  3,  mit  Anmerkungen  von  Oertmann  und 
auch  dann  haftbar  ist,  wenn  ohne  seine 'Xitze. 
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des  Arbeitgebers  zum  Ersatz  des  Schadens  | 
in  Betracht.  Indessen  kann  die  Haftung 
auch  bestehen  in  dem  Verlust  von  Rechten, 
wie  nach  §§  351  und  264  BGB.,  oder  in 
der  Entstehung  von  Pflichten,  wie  der 
Pflicht  zur  Einwirkung  des  Arbeitgebers  auf 
seinen  Arbeitnehmer,  wenn  dieser  unlautere 
■Wettbewerbshandlungen  vorgenommen  hat'). 
Unter  Umständen  isi  der  Arbeitgeber  für 
Tatun  scinis  Arbeitnehmers  straf lechtlich 
verantwortlich,  selbst  wenn  er  ohneSchuld 
an  diesen  Taten  ist^).  —  — 

Neben  diesen  personenrechtlichen  Haupt- 
wirkungen gibt  es  Nebenwirkungen 
personenrechtlichrr  Art. 

Zwar  kann  der  Arbeitgeber  nicht  mehr 
wie  früher  seinen  weggelaufenen  Arbeit- 
nehmer von  Dritten  zurückverlangen.  Er 
kann  auch  seinen  Arbeitnehmer  nicht 
zwingen,  bei  Dritten  die  Arbeit  einzustellen, 
die  er  dem  Dritten  unter  Bruch  seines  ersten 
Vertrags  leistet wenn  anderersei  s  auch  der 
Arbeitgeber,  falls  es  sich  um  einen  Handlungs- 
gehilfen handelt,  der  ohne  Einwilligung  des 
Prinzipals  ein  Handelsgewerbe  betreibt  oder 
in  dem  Handelszweige  des  Prinzipals  für 
eigene  oder  fremde  Rechnung  Geschäfte 
macht,  verlangen  kann,  daß  der  Handlungs- 
gehilfe die  lür  eigene  Rechnung  gemachten 
Geschäfte  als  für  Rechnung  des  Prinzipals 
eingegangen  gelten  lasse  und  die  aus  Ge- 
schäften für  fremde  Rechnung  bezogene 
Vergütung  herausgebe  oder  seinen  Anspruch 
auf  die  Vergütung  abtrete«).  Ebensowenig 
kann  der  Arbeitgeber  den  Arbeitnehmer 
gegen  seinen  Willen  an  Dritte  gleichsam 
verleihen,  wie  dies  früher  möglich  war. 
Selbst  d'e  Erzwingung  der  Arbeitsleistung 
zur  Erfüllung  des  Arbeitsvertrags  ist  dem 
Arbeitgeber,  abgesehen  vom  Arbeitsvertrag 
des  Schiffsmanns'),  nach  §  888  ^  CPO. 
versagt.  Insbesondere  sind  mit  der  Auf- 
hebung der  Gesindeordnung  die  polizeilichen 
Zwangsbefugnisse  gegen  das  Gesinde  zur 
Rückführung  in  den  Dienst  fortgefallen. 

Aber  ein  Schimmer  dieser  alten  unterge- 
gangenen Rechtswelt,  die  dem  Arbeitgeber  den 
Besitz  an  der  Arbeitskraft  des  Arbeitnehmers 
zusprach,  liegt  auch  heute  noch  auf  dem  Ar- 
beitsrecht. Nach  §  125  RGO.  haftet  ein  Ar- 
beitgeber, der  einen  Vertragsbruch  des  Arbeit- 
nehmers unterstützt,  neben  diesem  Arbeit- 
nehmer dem  früheren  Arbeitgeber  gegenüber 
als  Selbstschuldner  für  den  Vertragsbruch. 
Ein  Arbeitnehmer,  der  sich  eines  Gehilfen  be- 
dient, kann  seinem  Arbeitgeber  Rechte  über 


diesen  Gehilfen  einräumen,  die  sonst  nur 
dem  Arbeitgeber  eines  Arbeitnehmers  zu- 
stehen, wie  dies  z.  B.  im  Verhältnis  zwischen 
Instmann  und  Gutsherrn  dem  Hofgänger 
des  Instmanns  gegenüber  geschieht,  obwohl 
der  Hofgänger  nur  dem  Instmann,  nicht  auch 
dem  Gutsherrn  zur  Arbeit  verpflichtet  ist'). 
Personen,  denen  Arbeit  zugute  kommt, 
können  arbeitsrechtliche  Lasten  auferlegt 
sein,  trotzdem  ein  Arbeitsverhältnis  mit 
ihnen  nicht  besteht,  so  die  Pflicht  des 
Auftraggebers  zur  Leistung  von  Zu- 
schüssen zu  den  Lasten  der  Kranken- 
versicherung für  Hausgewerbetreibende,  die 
nur  zu  Zwischenpersonen  in  einem  Arbeits- 
verhältnis stehen^).  Alle  diese  Verhältnisse 
sind  letzte  Ablagerungen  der  Anschauung, 
daß  an  der  Arbeit  ein  Besitzverhältnia 
besteht,  in  das  Dritte  rechtswidrig  ein- 
greifen, das  auf  Dritte  übertragen  und  mit 
Dritten  verbunden  sein  kann.  Daß  solche 
Reste  wieder  Keime  zu  sozialrechtlichen 
Neubildungen  enthalten,  wie  die  Erstreckung 
der  Verantwortlichkeit  für  die  Arbeit  auf 
Dritte,  die  nicht  Arbeitgeber  sind,  beweist 
das  Wachstum  neuer  Lebensformen  auch  auf 
altem  Rechtsboden. 

4.  Beendigung.  Am  sichtbarsten  ist 
der  soziale  Gedanke  in  die  Beendigung  des 
Arbeitsvertrags  eingedrungen.  Hier  galt 
früher  allseitig  das  freie  Kündigungsrecht, 
soweit  das  Gesetz  nicht  besondere  Ausnahmen 
aus  allgemeinen  Gründen  zuließe).  Nach 
heutigem  Arbeitsrecht  ist  der  Arbeitgeber 
auch  bei  Beendigung  des  Arbeitsvertrags 
an  gesellschaftliche  Interessen  gebunden, 
die  aber  verschieden  wirken.  Auf  der  einen 
Seite  können  sie,  um  Arbeitslose  unterzu- 
bringen, Entlassungen  notwendig  machen, 
auch  wenn  der  Arbeitgeber  die  Entlassung 
nicht  will.  Auf  der  anderen  Seite  können  sie, 
um  Arbeitslose  nicht  aufkommen  zu  lassen 
oder  um  den  Arbeitnehmer  gegen  Unbillig- 
keit, Härte  und  Willkür  zu  schützen,  Ent- 
lassungen verbieten,  auch  wenn  der  Arbeit- 
geber die  Entlassung  will. 

Die  erste  Richtung  des  sozialen  Inter- 
esses kommt  in  der  Pflicht  des  Arbeitgebers 
zur  Entlassung  von  Arbeitnehmern  zum 
Ausdruck.  Hierher  gehört  die  Pflicht  zur 
Entlassung  nach  §  5  der  V.  vom  25./IV.  1920, 
der  allerdings  nur  noch  in  beschränktem 
Umfang  gilt*),  wonach  dem  Arbeitgeber 


>)  §§  13',  14',  16'  des  G.  gegen  den  unlau- 
teren Wettbewerb  v.  7./VI.  1909. 

")  Vgl.  Walter  Ostwald,  „Der  Erfüllungs- 
diener", 61  ff. 

3)  Entsch.  des  RG.  72,  292. 

•)  §  60,  61  HOB. 

»)  §  33  SeemO. 


')  Lotmar  I,  105". 

2)  Z.  B.  §§491,  735  RVO.- Auch  die  §§llff., 
18  ff.  des  Gesetzes  über  die  Sicherung  der  Bau- 
forderungon  v.  l./VI.  1909  können  hier  heran- 
gezogen Werden. 

')  §§  357  ^  3G2'  RVO.;  §  161  =  RGO.;  §364 
RVO.;  §  119  AVG.;  §  80f.  0.  des  Preuß.  Ge- 
setzes, betr.  Abänderung  des  ABG.  v.  28./VII. 
1909. 

♦)  V.  V.  6./III.  1921. 


Arbeitsrecht 


867 


durch  Anordnung  aufgegeben  werden  kann, 
bestimmten  Arbeitnehmern  zu  kündigen'). 

Die  zweite  Richtung  des  sozialen  Inter- 
esses kommt  in  der  Pflicht  des  Arbeitgebers, 
bestimmte  Arbeitnehmer  nicht  oder  nicht 
aus  bestimmten  Gründen  zu  entlassen, 
zum  Aufdruck.  Das  heutige  Arbeitsrecht 
stellt  diese  Pflicht  in  dopiielter  Form  sicher. 
Nrich  der  ersten  Form  ist  die  Kündigung 
unzulässig  mit  der  Folge,  daß  der  Arbeit- 
geber in  Annahmeverzug  kommt,  wenn 
er  auf  Grund  der  Kündigung  die  Dienste 
des  Arbeitnehmers  zurückweist^).  Unzu- 
lässig ist  die  Kündigung,  wenn  sie  aus 
Anlaß  vorgeschriebener  Wiedereinstellungen 
oder  zur  Verminderung  der  Arbeitnehmer- 
zahl vorgenommen  wird,  obwohl  eine 
Streckung  der  Arbeitszeit  bis  zu  24  Stunden 
pro  Woche  noch  nicht  erfolgt  ist^).  Weiterhin 
ist  die  Kündigung  des  Dienstverhältnisses 
eines  Mitglieds  der  Betriebsvertretung  ohne 
Zustimmung  der  Betiiebsvertretung  unzu- 
lässig'). Nach  der  zweiten  Form  ist  die 
Kündigung  des  Arbeitgebers  wirksam,  der 
gekündigte  Arbeitnehmer  hat  aber  gegen 
die  stattgefundene  Kündigung  das  Rech  t  des 
Einspruchs.  Dies  trifft  nach  §84  BRG. 
für  alle  Arbeitnehmer  zu,  die  in  Betrieben 
beschäftigt  werden,  die  einen  Arbeiter-  und 
Angestelltenrat  haben,  wenn  einer  der  vier 
dort  angegebenen  Gründe  vorliegt.  Der  Ein- 
spruch richtet  sich  auf  die  Begründung  einer 
neuen  Verpflichtung  des  Arbeitgebers,  nach 
seiner  Wahl  entweder  den  Arbeitnehmer 
weiterzubeschäftigen  oder  ihm  eine  Ent- 
schädigung zu  zahlen,  deren  Höhe  sich  nach 
§  87  BRG.  bestimmt. 

5.  Nebenabreden.  Das  soziale  Interesse 
verlangt,  daß  der  Arbeitgeber  auch  nicht 
neben  dem  Arbeitsvertrag  in  menschliche 
Lebensgüter  übermäßig  eingreift,  die  sozial 
wertvoll  sind.  Die  allgemeine  Bestimmung 
des  §  138  BGB.,  wonach  Abreden,  die  gegen 
die  guten  Sitten  verstoßen,  nichtig  sind, 
enthält  zwar  eine  allgemeine  Schranke 
gegenüber  sozialwidriger  Betätigung  auch 
in  Nebenabreden  des  Arbeitsvertrags.  Sie 
genügt  aber  niclit,  denn  sie  ist  zu  unbestimmt. 
Deswegen  finden  sich  besondere  Vorschriften 
über  unzulässige  Nebenabreden  vor.  Für 
alle  Arbeitsverträge  erklärt  Art.  159  RV. 
die  Abreden  für  rechtswidrig,  die  die  Ver- 
einigungsfreiheit zur  Wahrung  und  Förde- 
rung der  Arbeits-  und  Wirtschaftsbedin- 
gungen einzuschränken  oder  zu  behindern 
versuchen.  Damit  wird  z.  B.  allen  Ab- 
machungen zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitnehmern,   die    an    den    Eintritt  in 


>)  §§  8,  lü  der  V.  v.  25./IV.  1920. 
«)  §  615  BGB. 

3)  §  12  der  V.  v.  12./II.  1920. 
')  §  96'  BRG. 


einen  bestimmten  Berufsverein  Nachteile 
für  den  Arbeitnehmer  knüpfen,  der  Boden 
entzogen  im  Gegensatz  zu  der  früheren 
Rechtsprechung,  die  solche  Abreden  gelten 
ließ.  Für  gewerbliche  Arbeitsverträge  kom- 
men weitere  Einzelvorschriften  in  Betracht. 
So  ist  die  Warenkreditierung  grundsätzlich 
nichtig.  In  Betrieben  bestimmten  Umfangs 
können  Strafen  nur  in  Arbeitsordnungen 
festgesetzt  werden,  und  auch  hier  nur  in 
bestimmten  Grenzen  und  für  bestimmte 
Zwecke.  Arbeiterinnen  und  jugendlichen 
Arbeitern  darf  für  die  Tage,  an  welchen  sie 
in  den  Betrieben  die  gesetzlich  zulässige 
Arbeitszeit  hindurch  beschäftigt  waren,  Ar- 
beit zur  Verrichtung  außerhalb  des  Betriebs 
vom  Arbeitgeber  überhaupt  nicht  übertragen 
oder  fürRechnungDritter  überwiesen  werden. 
Verabredungen  zwischen  den  Gewerbetrei- 
benden und  den  von  ihnen  beschäftigten 
Arbeitern  über  die  Entnahme  der  Bedürf- 
nisse der  letzteren  aus  gewissen  Verkaufs- 
stellen, sowie  überhaupt  über  die  Verwendung 
ihres  Verdienstes  sind  nichtig').  Nur  eine 
Ausnahme  ist  in  §  117  RGO.  zugelassen. 
Sie  betrifft  die  Verwendung  des  Verdienstes 
zur  Beteiligung  an  Einrichtungen  zur  Ver- 
besserung der  Lage  der  Arbeiter  oder  ihrer 
Familien,  den  sog.  Arbeiterwohlfahrtsein- 
richtungen. Hierbei  kann  allerdings  streitig 
sein,  was  eine  Arbeiterwohlfahrtseinrichtung 
ist.  Nach  Flesch  sind  sie  Veranstaltungen, 
,,die  getroffen  werden,  damit  die  Lage  einer 
größeren  oder  kleineren  Gruppe  der  auf  das 
Einkommen  aus  dem  Arbeitsvertrag  ange- 
wiesenen Arbeiter  in  höherem  Maße  ge- 
fördert werde,  als  bis  zu  welchem  der  Ver- 
anstalter gesetzlich  verpflichtet  ist  oder 
im  eigenen  Interesse  Anlaß  hat,  sie  zu 
fördern"^).  In  der  Praxis  spielen  als  Streit- 
fälle die  Pensionskassen  und  Arbeiter- 
wohnungen eine  besondere  Rolle.  Das 
Reichsgericht  hat  in  seinem  bekannten 
Urteil  vom  24./X.  1911')  die  Kruppsche 
Arbeiterpensionskasse,  trotzdem  die  be- 
zahlten Beiträge  verfallen,  wenn  der 
Arbeiter  aus  dem  Betriebe  austritt,  als  eine 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtung  angesehen. 
Die  Entscheidung  ist  umstritten'),  wie  es 

')  §§115M34bM34c2,  137a,  139,  U7RG0. 

")  Karl  Flesch:  „Wohlfahrtseinrichtungeo 
für  Arbeiter  und  deren  Familien"  (Handbuch 
der  Hygiene). 

=)  bjZ.  1912,  161  ff. 

')  Durch  die  V.  über  die  Rückgabe  von  Bei- 
trägen bei  privaten  Pension.seinrirhtungen  v. 
30.  III.  1921  ist  ausdrücklich  für  die  in  einem 
privaten  Bi'trieb  oder  einer  privaten  Verwaltung 
beschäftigten  Personen,  weiche  in  der  Zeit  v. 
I./VIII.  1914  bis  zum  Sl./XIl.  1918  auf  Grund 
eines  Arbeitsvertrags  einer  Betriebspensions- 
kasse angehört  haben,  der  Anspruch  auf  Rück- 
gewähr  ihrer  Beiträge  gesichert. 
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auch  noch  ungeklärt  ist,  ob  Bestimmungen, 
wonach  entlassene  Arbeitnehmer  vom  Arbeit- 
geber gemietete  Wohnungen  ohne  Frist  zu 
räumen  haben,  nichtig  sind.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist  das  Wettbewerbsverbot,  das 
an  sich  gültig  ist,  wenn  sein  Inhalt  im 
Einzelfall  nicht  gegen  die  guten  Sitten 
verstößt.  Für  Handlungsgehilfen  ist  durch 
zeitliche  Einengung  seiner  Geltung  und 
Gewährung  einer  Entschädigung  für  die 
Karenzzeit  besondere  Vorsorge  gegen  unzu- 
lässige Beschränkungen  der  Arbeitsfreiheit 
getroffen').  Für  andere  Arbeitnehmer- 
gruppen gelten  solche  Sondervorschriften 
nicht,  wenn  man  von  der  allgemeinen 
Eegelung  des  §  133  f  RGO.  absieht,  die  für 
Angestellte  der  in  §  133a  RGO.  bezeichneten 
Art  gilt.  Doch  hat  auch  auf  diesem  Gebiete 
das  autonome  Arbeitsrecht  das  gesetzliche 
Arbeitsrecht  überflügelt  und  über  das  Gesetz 
hinaus  auch  für  solche  Arbeitnehmergruppen 
soziale  Schutzvorschriften  gegen  Wettbe- 
werbsverbote erzielt  2). 

Von  den  Nebenabreden  zu  unterscheiden 
sind  die  Seitenabreden,  d.  h.  Abreden,  die 
die  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  unter 
sich  zum  Nachteil  von  Arbeitnehmern 
oder  Arbeitgebern  abschließen.  Solche 
Seitenabreden  können  auf  Seitenwegen  Ziele 
erstreben,  die  das  Gesetz  für  Nebenabreden 
zu  hindern  versucht,  wie  z.  B.  das  Abkommen 
der  Arbeitgeber  unter  sich,  wonach  bestimmt 
organisierte  Arbeitnehmer  in  ihren  Betrieben 
nicht  beschäftigt  werden  sollen.  Dem  schiebt 
Art.  159  2  RV.,  der  alle  Maßnahmen  und 
Abreden  gegen  die  Koalitionsfreiheit  für 
rechtswidrig  erklärt,  einen  Riegel  vor. 
Aehnliches  enthält  §  75f  HGB ,  wonach 
Vereinbarungen,  durch  die  sich  ein  Prinzipal 
einem  anderen  Prinzipal  gegenüber  ver- 
pflichtet, einen  Handlungsgehilfen,  der  bei 
diesem  im  Dienste  gewesen  ist,  nicht  oder 
nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  an- 
zustellen, nicht  einklagbaren  Koalitions- 
abreden gleichgestellt  sind. 

6.  Außenwirkungen.  Der  Arbeitsvertrag 
regelt  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer.  Ihnen  können  eigene 
sozialreohtliche  Beziehungen  angeschlossen  i 
sein,  die  nicht  Inhalt  des  Arbeits-i 
Vertrags  werden.  Solche  Beziehungen 
können  entstehen  zwischen  den  Parteien 
des  Arbeitsvertrags  und  ihren  Berufsver- 
einen, meistens  infolge  eines  Tarifvertrags, 
oder  aber  auch  zwischen  den  Arbeitnehmern 
eines  Arbeitsverbands  und  ihrer  Betriebs- 1 

')  G.  zur  Aenderung  der  74,  75  und  des 
§  76'  HGB.  V.  lO./VI.  1914.' 

')  Z.  B.  der  Rcichstaritvertrag  für  die 
akademisch  gebildeten  Angestellten  der  che- 
mischen Industrie,  herausgeg.  von  der  Geschäfts- 
stelle des  Bundes  angestellter  Chemiker  und  In- 
genieure E.  V.,  Berlin  W  35,  Potsdamerstr.  36. 


Vertretung.  Besonders  bestehen  sie 
zwischen  den  Parteien  des  Arbeits- 
vertrags und  dem  Staat  oder  öffent- 
lichen Körperschaften. 

Auf  Arbeitgeberseite  handelt  es  sich 
hierbei  zunächst  um  Ordnungsvorschriften, 
die  ihr  Auskunfts-  und  Anzeigepflichten 
auterlegen,  die  Führung  von  Arbeitsbüchern, 
Lohnbüchern,  Arbeits-  und  Lohnzetteln 
(Lohndüten),  den  Aushang  von  Lohnver- 
zeichnissen, die  Verwahrung  und  Vorlage 
einer  Arbeitskarte  für  erwerbstätige  Kinder 
anordnen').  Außerdem  hat  der  Arbeitgeber 
Pflichten  zu  erfüllen,  die  zur  Durchführung 
berufsrechtlicher  Einrichtungen  erforderlich 
sind,  so  die  Einziehung  von  Beiträgen,  das 
Kleben  von  Marken  für  die  verschiedenen 
Versicherungszweige-).  Auch  gewisse  Kon- 
trollpflichten bestehen  =).  Schließlich  ist 
zu  erwähnen  die  Pflicht  des  Arbeitgebers 
zur  Einbehaltung  des  lOproz.  Lolmteils 
bei  der  Lohnzahlung  zu  Zwecken  der  Be- 
steuerung des  Arbeitseinkommens'). 

Auf  Arbeitnehmerseite  stehen  Rechte 
im  Vordergrund.  Dahin  gehört  das  Recht 
auf  Lohnergänzung.  So  werden  den  mehr 
als  ein  Jahr  im  Tabakgewerbe  beschäftigt 
gewesenen  Hausgewerbetreibenden,  Ange- 
stellten und  Arbeitern,  die  infolge  der 
Steuermaßnahmen  geschädigt  werden,  Unter- 
stützungen bis  zu  einem  Jahre  aus  der 
Reichskasse  gewährt').  Landarbeiter,  die 
den  Nachweis  erbringen,  daß  sie  eine  Stelle 
in  der  Land-  oder  Forstwirtschaft  zu  über- 
nehmen sich  verpflichtet  haben  und  zu 
diesem  Zwecke  den  Wohnsitz  verlegen  müssen, 
erhalten  aus  öffentlichen  Mitteln  freie  Fahrt 
in  den  Beschäftigungsort,  sowie  eine  ange- 
messene Beihilfe  zu  den  Reisekosten  und 
andere  Vergünstigungen"').  Arbeitnehmer, 
die  auf  Grund  behördlicher  Anordnung  zur 
Freimachung  von  Arbeitsstellen  entlassen 
worden  sind  und  in  den  ersten  sieben  Tagen 
nach  ihrer  Entlassung  nach  ihrem  Heimats- 
ort fahren,  bekommen  in  derselben  Weise 
für  ihre  Person,  gegebenenfalls  auch  für  ihre 
Familien,   freie   Beförderung,    unter  Um- 


')  §§  6,  9,  12  des  G.  v.  G./IV.  1920;  §§  15,  17 
der  V.  V.  2Ö./IV.  1920;  §  1  der  V.  v.  6./III.  und 
28./X.  1919;  §  1  der  V."  v.  8./XI.  1920;  §§  Itf. 
der  V.  V.  12./I1.  1919;  §  10  KSchG.;  §  138 RGO.; 
§§  107ff.,  114a,  134'  RGO.;  §§  3,  4, 13, 14  HAG.; 
§  11  KSchG.  Vgl.  auch  Kaskel  a.  a.  0.  S.  121 
(oben). 

2)  Z.  B.  §5  393ff.,  1426ff.  RVO.;  §§  176ff. 
AVG. 

3)  §  15  HAG. 

')  §§  45ff.  des  Einkommensteuer G.  v.  29./III. 
1920  in  der  Fassung  des  G.  v.  ll./VII.  1921. 

')  §  91  des  TabaksteuerG.  v.  12./IX.  1919. 

•)  §  4  der  V.  v.  16./III.  und  28./X.  1919. 
Vgl.  dazu  auch  §§  22—26  des  ReichssiedluDgsG. 
v.  ll./VIII.  1919. 
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ständen  auch  weitere  Vergünstigungen'). 
Auch  Einwirkungen  auf  bestehende  Rechts- 
verhältnisse ZAigunsten  von  Arbeitnehmern 
kommen  vor.  So  liönnen  Arbeitnehmer, 
denen  gemäß  der  V.  vom  2j./IV.  1920  ge- 
kündigt ist,  in  Ansehung  der  Räume,  welche 
sie  für  sich  oder  ihre  Familie  an  ihrem 
bisherigen  Wohnort  gemietet  haben,  nach 
§  12  der  Verordnung  das  Mtetsverhältnis 
ohne  Rücksicht  auf  die  Vertragszeit  unter 
Einhaltung  der  gesetzlichen  Frist  kündigen. 
—  Pflichten  erwachsen  den  Arbeitern  aus 
den  Versicherungsgesetzen  (Lohnabzüge, 
Qiiittiingskarten)2)  und  neuerdings  aus  den 
Steuergesetzen").  Dem  Hausarbeiter  liegen 
für  bestimmte  Fälle  Anzcigeptlichten  ob. 

Die  Vorschriften,  die  solche  Außen- 
wirkungen begründen,  sind  Schutzgesetze 
im  Sinne  des  §  823'^  BGB.,  sodaß  den 
infolge  ihrer  Nichtanwendung  Benachtei- 
ligten Schadenersatzansprüche  aus  uner- 
laubter Handlung  erwachsen  können. 

II.  Arbeitsverband. 

Wenn  die  Arbeit  einer  Mehrheit  von 
Arbeitnehmern  unter  einheitlicher  Leitung 
verbunden  ist,  um  einem  Arbeitgeber  zu 
dienen,  so  ist  ein  Arbeits  verband  vor- 
handen. Auch  in  ihm  spiegelt  sich  der  Kampf 
verschiedener  Rechtselemente  wider,  die 
noch  unausgeglichen  miteinander  ringen. 
Neben  der  ursprünglichen  Form  des  reinen  In- 
dividualrechts machen  sich  im  Innern  des 
Arbeitsverbands  genossenschaftliche  Be- 
strebungen geltend,  während  von  außen  her 
das  soziale  Gesamtinteresse  Einfluß  be- 
gehrt. 

1.  Grundform.  Der  Arbeitsverband 
bildet  eine  Einheit.  Diese  Einheit  ist  in  der 
neueren  Gesetzgebung,  die  Rechtsfolgen 
nicht  nur  an  einzelne  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  sondern  auch  an  den  Betrieb 
knüpft,  anerkannt').  Sie  drückt  sich  nicht 
in  einer  selbständigen  Gesamtsphäre  aus, 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nur  als 
Glieder  angehören.  Der  Arbeitsverband 
ist  keine  juristische  Person.  Er  ist 
auch  keine  Arbeitsgemeinschaft,  die  ge- 
meinsames Recht  für  ihre  Teilnehmer  be- 
gründet. Wohl  besteht  ein  Zusammen- 
arbeiten aller  Arbeitnehmer  unter  einheit- 
licher Leitung,  an  einheitlichen  Arbeits- 
gegenständen, mit  einheitlichen  Arbeits- 
mitteln, zu  einheitlichen  Arbeitszwecken. 
Aber  der  Wille,  der  diese  Arbeitsorganisation 
zusammenfügt,  ist  ein  fremder  Wille.  Die 
Arbeitsgegenstände  und  Arbeitsmittel  sind 

1)  5  13  der  V.  v.  25./IV.  1920. 
')  §§  394,  1432  RVO.;  §  178  AVG.;  §  1414 
RVO. 

3)  §§  50,  51  a.  a.  0. 

•)  Vgl.  z.  B.  ERG.;  §§  153,  154,  245,  537, 
RVO.;  §  133g  ff.  RGO. 


Eigentum  eines  anderen,  und  das  Arbeits- 
produkt fällt  nicht  einer  Gesamtheit,  sondern 
ausschließlich  dem  Eigentümer  des  Betriebes 
zu.  Die  Einheit  des  Arbeits  Verbands 
ist  die  Einheit  einer  Herrschaft. 
Der  Arbeitsverband  ist  ein  Herrschattsver- 
band.  Nur  der  konkrete  Wille  des  Ar- 
beitgebers faßt  die  Vielheit  der  Arbeitnehmer 
zusammen.  ,, Einer  —  und  dieser  Eine 
nicht  als  Träger  einer  abstrakten  Idee, 
sondern  als  sinnlich  lebendige  Persönlichkeit 
—  ist  der  Herr  und  stellt  in  sich  die  gesamte 
rechtliche  Einheit  des  Verbandes  dar" 
(Gierke).  Es  wirkt  im  Arbeitsverband 
das  gleiche  rechtliche  Gestaltungsprinzip, 
das  die  alten  Herrschaftsverbände  des  Hof-, 
Dienst-  und  Lehnrechts  beherrscht  hat. 
Wie  hier  die  abhängigen  Leute  in  be- 
sonderem Recht  dem  Volksrecht  gegen- 
über verbunden  waren  und  nach  außen 
hin  nur  durch  ihren  Herrn  in  die  Erschei- 
nung traten,  so  sind  doit  die  Arbeitnehmer 
durch  inneres  Verbandsrecht  besonderem 
Rechte  unterworfen.  Der  Arbeitgeber  ist 
das  alleinige  Subjekt  der  Verbandsarbeit, 
die  nach  außen  und  innen  sein  Werk 
ist.  Begründet  ist  diese  Herrschaft  des  Ar- 
beitgebers in  seinem  Eigentum,  das  ihm 
nicht  nur  Herrschaft  über  Sachen,  sondern 
auch    Herrschaft  über   Personen  verleiht. 

Das  geschichtliche  Entwicklungsgesetz 
aller  Herrschaftsverbände  gilt  indessen  auch 
für  den  Arbeitsverband.  Die  gemeinsame 
Beherrschung  Vieler  ruft  gemeinsame  Inter- 
essen der  Beherrschten  hervor,  die  nach 
Zusammenschluß  und  Einheit  begehren. 
In  den  alten  Herrschaftsverbänden  des 
mittelalterlichen  Rechts  haben  sich  die  hof-, 
dienst- und  lehnsrechtlichen  Genossenschaften 
entwickelt,  die  zu  einer  Beschränkung  des 
Individualrechts  des  Herrn  durch  Gesamt- 
recht  führten.  Diese  „genossenschaftliche 
Zerlegung  des  Eigentums"  hat  auch  den 
Arbeitsverband  ergriffen. 

2.  Arbeitsgenossenschaft.  Keime  zu 
einer  genossenschaftlichen  Willensorgani- 
sation  der  Arbeitnehmer  im  Arbeitsverband 
finden  sich  schon  in  der  Vorkriegszeit. 
Aber  die  von  den  Arbeitern  angestrebten 
Arbeiterausschüsse  fanden  keinen  ge- 
sicherten Rechtsboden.  Die  ständigen 
Arbeiterausschüsse  des  §  134  h  RGO.  waren 
nicht  obligatorisch,  eigentliche  Rechte  stan- 
den ihnen  nicht  zu.  Eine  Ausnahme  machten 
nur  die  obligatorischen  Arbeiterausschüsse 
im  Bergbau').  Im  Kriege  wurden  durch 
das  Hilfsdienstgesetz  obligatorische  Ar- 
beiter- und  Angestelltenausschüsse  geschaffen, 
die  den  Arbeitnehmern  gewisse  gemeinsame 
Rechte  gaben,  aber  auf  die  Kriegswirtschaft 


')  §  80f.  des  Preuß.  G.  betr  Abänderung  des 
ABG.  V.  28./VII.  1909. 
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zugeschnitten  waren.  Sich  Vertretungen 
gelbst  zu  schaffen,  waren  die  Arbeitnehmer 
in  den  Betrieben  zu  schwach,  sie  freiwillig 
zu  gewähren  die  Arbeitgeber  nur  in  Aus- 
nahmefällen (z.  B.  die  Firma  Carl  Zeiß 
in  Jena)  bereit.  Wohl  suchten  die  Gewerk- 
schaften durch  Tarifverträge  auch  in  den 
Betrieben  Arbeiterausschüsse  zu  errichten. 
Zu  einem  gesetzlichen  Schutz  konnten  solche 
Vertretungen  aber  nicht  gelangen;  überdies 
hing  ihr  Dasein  und  Wirkungskreis  von 
dem  Bestand  und  Umfang  der  Tarifverträge 
ab,  die  bekanntlich  vor  dem  Kriege  in  die 
eigentliche  Großindustrie  nicht  eindringen 
konnten.  In  der  Revolution  entluden  sich 
dann  leidenschaftlich  die  allzulange  zurück- 
gehaltenen Bestrebungen  der  Arbeitnehmer 
nach  Mitbestimmung  in  den  Betrieben,  ohne 
indessen  aus  eigener  Kraft  eine  gleichmäßige 
und  organische  Entwicklung  herbeiführen 
zu  können.  Auflösung  des  Gewerkschafts- 
wesens, Vorherrschaft  der  Betriebe  über 
den  Beruf  und  die  Gesamtwirtschaft  drohten. 
In  dieser  Lage  wurde  es  Aufgabe  des  Staats, 
von  sich  aus  das  genossenschaftliche  Element 
in  den  Betrieben  zu  entwickeln. 

a)  Organisation.  Ein  einheitlicher 
Wille  der  Arbeitnehmerschaft  im  Arbeits- 
verband kann  unmittelbar  oder  mittelbar 
erzeugt  werden.  Das  geltende  Recht,  das 
die  Willensorganisation  der  Arbeitnehmer 
herstellt,  verbindet  beide  Formen.  Indem 
es  den  Willensbereich  der  Arbeitsgenossen- 
schaft festlegt,  weist  es  die  Erfüllung  der 
ihr  zustehenden  Aufgaben  zum  Teil  der  un- 
mittelbaren, zum  Teil  der  mittelbaren 
Willensbildung  zu. 

Die  Arbeitsgenossenschaft  ist  zu  un- 
mittelbarem Handeln  berufen,  wenn  son- 
stige Vertretungen  fehlen  oder  deren  Be- 
stellung und  Kontrolle  in  Frage  kommt. 
Der  erste  Fall  trifft  für  die  Angestellten- 
oder Arbeiterschaft  zur  Durchführung  und 
Regelung  der  Arbeitszeit  der  Angestellten 
und  Arbeiter  zu').  Der  zweite  Fall  liegt 
vor  bei  der  Vornahme  von  Wahlen  zu  den 
Betriebsvertretungen  und  bei  den  Wünschen 
und  Anträgen,  die  die  Betriebsversammlung 
an  den  Betiiebsrat  richten  kann=).  Mittel- 
bar handelt  die  Arbeitsgenossenschaft  durch 
Organe.  Sie  sind  durch  das  Gesetz  berufen 
und  werden  durch  Wahl  der  Arbeitnehmer 
bestellt.  Der  Sozialwille  kommt,  wenn  die 
Arbeitsgenossenschaft  unmittelbar  handelt, 
durch  den  Willen  der  Mehrheit  der  Arbeit- 
nehmer, wenn  sie  mittelbar  handelt,  durch 
ihre  Organe  zum  Ausdruck.  Die  Organe 
bestehen  für  besondere  und  allgemeine 
Zwecke.    Besondere  Organe  sind  z.  B.  die 


')  §  3  der  V.  v.  18./I1I.  1919;  VIII  der  V. 
V.  23./XI.  1918. 

')  §§  18,  45ff.  BRG. 


Vertrauens-  und  Sicherheitsmänner  der 
preußischen  Berggesetzgebung,  deren  Auf- 
gabe darin  besteht,  die  Bergarbeiter  vor 
unzulässiger  Benachteiligung  durch  unge- 
rechten Lohnabzug  infolge  nicht  vorschrifts- 
mäßig beladener  Fördergefäße  zu  bewahren 
und  die  Betriebssicherheit  der  Bergwerke  zu 
überwachen').  Allgemeine  Organe  sind  die 
Betriebsvertretungen,  die  das  Betriebsräte- 
gesetz geschaffen  hat,  insbesondere  der 
Betriebsrat. 

Ob  die  Arbeitsgenossenschaft  mittelbar 
oder  unmittelbar  handelt,  immer  ist  ihr 
Handeln,  wenn  es  in  der  gesetzlichen  Form 
und  Zuständigkeit  erfolgt,  das  Handeln 
einer  Gesamtperson,  nicht  der 
einzelnen  Arbeitnehmer.  Sie  macht 
keine  Vermögensrechte,  sondern  Rechte  auf 
soziale  Gestaltung  geltend.  Sie  besitzt 
keine  Vermögensfähigkeit,  sondern  Sozial- 
rechtsfähigkeit^). 

b)  Betriebsrat.  Der  Betriebsrat  ist 
die  Betriebsvertretung  für  alle  Betriebe, 
die  in  der  Regel  mindestens  20  Arbeit- 
nehmer beschäftigen.  In  Betrieben,  in 
deren  Betriebsräten  Arbeiter  und  Ange- 
stellte vertreten  sind,  werden  zur  Wahr- 
nehmung der  besonderen  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Aibeiter  und  Angestellten 
des  Betriebs  dem  Arbeitgeber  gegenüber 
Arbeiterräte  und  Angestelltenräte  errichtet. 
In  Betrieben,  die  in  der  Regel  weniger  als 
20,  aber  in  der  Regel  mindestens  5  wahl- 
berechtigte Arbeitnehmer  beschäftigen,  von 
denen  mindestens  3  wählbar  sind,  ist 
ein  Betriebsobmann  zu  wählen,  der,  von 
Einzelheiten  abgesehen,  die  Rechte  des 
Betriebsrats  hat=).  Der  Betriebsrat  ist 
ein  Organ  der  Arbeitsgenossen- 
schaft, zugleich  aber  auch  ein 
Amt,  das  mit  der  Organstellung 
verbunden  ist*). 

Als  Organ  vertritt  der  Betriebsrat 
sowohl  die  Interessen  der  Arbeitsgenossen- 
schaft, als  auch  die  Interessen  der  einzelnen 
Arbeitnehmer.  Interessen  der  Genossen- 
schaft sind  Arbeits-  und  Wirtschaftsange- 
legenheiten. Soweit  der  Betriebsrat  Ar- 
beitsangelegenheiten wahrnimmt,  die 
das  Arbeitsverhältnis  berühren,  leitet  er  in 
verstärktem  Maße  nur  die  Entwicklung 
weiter,  die  mit  den  Arbeiter-  und  Ange- 


')  §§  80c  und  80E  ABG.  in  der  Fassung 
des  G.  v.  '28./V1I.  1909. 

Diesen  Begriff  hat  von  Gierke  (Die  Ge- 
nossenschaftstheorie und  die  deutsche  Recht- 
sprechung 1887,  S.  170;  dazu  S.  753  Anni.  1) 
für  die  allgemeine  Verbandstheorie  aufgestellt. 
§§  1-44,  58-60  BRG. 

*)  Der  Einfachheit  halber  wird  im  Te.xt  nur 
von  dem  Betriebsrat  gesprochen,  ohne  daß  im 
einzelnen  zwischen  den  verschiedenen  Betriebs- 
vertretungen  unterschieden  wird. 


Ärbeitsreclit 


861 


Btelltenausschüssen  des  früheren  Rechts  ] 
bereits  begonnen  hat.  Soweit  er  Wirt- 
schaftsangelegenhciten  wahrnimmt, 
die  die  Wirtschaftsführung  des  Be- 
triebs betreffen,  beginnt  mit  ihm  eine 
neue  Entwicklung,  die  den  Arbeitnehmer 
nicht  nur  an  seiner  Arboitsaufgabe,  sondern 
auch  an  den  Wirtschaftsaufgaben  des  Be- 
triebs interessieren  und  der  Gesamtheit 
der  Arbeitnehmer  den  dazu  erforderlichen 
Einfluß  gewähren  will').  Interessen  der 
Genossen  vertritt  der  Betriebsrat  vor  allem 
im  Falle  des  §  84  BRG.  Hiernach  können 
Arlieitnehmer,  wenn  ihnen  der  Arbeitgeber 
gekündigt  hat,  binnen  5  Tagen  nach  der 
Kündigung  Einspruch  erheben,  indem  sie 
den  .\rbeitcr-  oder  Angestelltenrat  anrufen. 
Dieser  hat  dann  das  Reclit,  für  den  Arbeit- 
nelimer  aus  den  dort  angegebenen  Gründen 
bei  dem  Arbeitgeber  oder,  wenn  eine  Ver- 
Btündigung  binnen  einer  Wociie  nicht  er- 
folgt, binnen  weiteren  5  Tagen  bei  dem 
Schlichtungsausschuß  zu  intervenieren-). 

Ein  Amt  übt  der  Betriebsrat  aus,  wenn 
er  zur  Mitwirkung  an  Aufgaben  heran- 
gezogen wird,  deren  Erfüllung  dem  Staate 
oder  anderen  öffentlichen  Körperschaften 
obliegt.  Solche  Aufgaben  betreffen  den 
Hechts-  und  Arbeiterschutz.  So  hat  der 
Betriebsrat  darüber  zu  wachen,  daß  in  dem 
Beiriebe  die  von  den  Beteiligten  anerkannten 
Schiedssprüche  eines  Schlichtungsausschusses 
oder  einer  vereinbarten  Einigungs-  und 
Schiedsslelle,  sowie  die  zugunsten  der  Ar- 
beilnehmer  gegebenen  gesetzlichen  Vor- 
schriften und  Maßnahmen  durchgeführt  wer- 
den"). Er  hat  auf  die  Bekämpfung  der 
Unfall-  und  Gesundlieitsgefahren  im  Betrieb 
zu  achten,  die  Gewerbeaufsichtsbeamten 
und  die  sonstigen  in  Betracht  kommenden 
Stellen  bei  dieser  Bekämpfung  durch  An- 
regungen, Beratung  und  Auskunft  zu  unter- 
stützen, auch  auf  die  Durchführung  der 
gewei bepolizeilichen  Bestimmungen  und  der 
Unfallverhütungsvorschriften  hinzuwirken, 
wobei  ein  von  dem  Betriebsrat  bestimmtes 
Mitglied  bei  Unfalluntersuchungen,  die  vom 
Arbeilgeber,  den  Gewerbeaufsiclitsbeamten 
oder  von  sonstigen  in  Betracht  kommenden 
Stellen  im  Betriebe  vorgenomjnen  werden, 
hinzuzuziehen  ist').  Solche  Funktionen  übt 
der  Betriebsrat  gegen  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer gleichmäßig  aus. 

Außer  diesen  gesetzlichen  Befugnissen 
kann  der  Betriebsrat  in  Einzelfällen  be- 
sondere Befugnisse  haben.  Dies  trifft 
zu,  wenn  ihn  einzelne  Arbeitnehmer  des  Be- 


')  Beide  Angelegenheiten  sind  ia  §  1  BRG. 
klar  auseinandergehalten. 

«)  Vgl.  auch  z.  B.  §  78  Ziff.  4  BRG. 

3)  §§  6C  Ziff.  4,  78  Ziff.  1  BRG. 

*)  §§  66  Ziff.  8,  §  78  Ziff.  6,  77  BRG. 


triebes  mit  der  Wahrnehmung  von  Ge- 
schäften beauftragen.  Die  dabei  entstehenden 
Rechtsverhältnisse  entscheiden  sich  nach 
bürgerlichem  Recht.  Ebenso  kann  ein 
Tarifvertrag  dem  Betriebsrat  Befugnisse 
verleihen,  die  nicht  im  Gesetze  vorgesehen 
sind.  Uebt  der  Betriebsrat  solche  Befug- 
nisse aus,  so  handelt  er  in  Erfüllung  eines 
Auftrags,  den  ihm  die  Parteien  des  Tarif- 
vertrags übereinstimmend  übertragen  haben. 
Der  Betriebsrat  ist  dann  eine  Tarifeinrich- 
tung, die  anzuerkennen  die  Tarifparteien 
durch  Tarifvertrag  verpflichtet  sind.  In 
solcher  Gestaltung  liegt  der  Weg  zur  An- 
passung der  Betiiebsvertretungen  an  be- 
sondere Verhältnisse.  Eine  Entziehung 
gesetzlicher  Befugnisse  des  Betriebsrats  durch 
Parteivereinbarungen  ist  in  keinem  Fall 
möglich. 

c)  Mitbestimmung.  Der  Ruf  nach 
Mitbestimmung  in  den  Betrieben  entsprang 
zunächst  einer  mächtigen,  aber  unklaren 
Sehnsucht  nach  Befreiung  vom  toten  Be- 
triebsapparat, nach  eigener  Berufsgestaltung, 
die  im  arbeitsteiligen  mechanisierten  Groß- 
betrieb nur  schwer  möglich  ist.  Bald  ent- 
stand hieraus  die  Forderung,  den  Arbeit- 
geber bei  allen  seinen  Verfügungen  an  die 
Slitbestimmung  eines  gleichberechtigten  Be- 
triebsrats zu  binden.  Das  geltende  Recht 
hat  den  Grundgedanken  dieser  „Räte- 
bewegung" aufgenommen,  ist  aber  weit 
von  der  Erfüllung  dieser  Forderung  entfernt. 
Es  setzt  das  Mitbestimmungsrecht  aus 
ungleichen  Bestandteilen  zusammen  und 
gibt  ihm  in  den  verschiedenen  Beziehungen 
eine  ungleichartige  Ausprägung. 

Eine  wirkliche  Mitbestimmung  liegt  nur 
vor,  wo  der  Arbeitsgenossenschaft  ein  Recht 
zur  Mitwirkung  in  der  Weise  verliehen 
ist,  daß  der  Arbeitgeber  bei  seinen  Ver- 
fügungen an  die  Zustimmung  des  Be- 
triebsrates gebunden  ist.  Eine  solche  Mit- 
wiikung  sieht  das  BRG.  vor  bei  dem 
Erlaß  der  Arbeitsordnung,  der  Aufstellung 
von  Dienstvorschriften,  der  Regelung  der 
Löhne  und  sonstiger  Arbeitsverhältnisse, 
der  Festlegung  von  Richtlinien  über  die 
Einstellung  von  Arbeitnehmern,  der  Fest- 
setzung von  Strafen,  der  Zustimmung  zur 
Kündigung  des  Dienstverhältnisses  eines 
Mitglieds  einer  Betriebsvertretung  oder  zu 
seiner  Versetzung  in  einen  anderen  Betrieb, 
und  bei  der  Beschlußfassung  im  .\ufsichts- 
rat').  Hierbei  sind  Form  und  Kraft  der  Mit- 
wirkung verschieden.  Abgesehen  von  der  Be- 
schlußfassung im  Aufsichtsrat  kommt  die 
Mitwirkung  in  Form  der  Vereinbarung  zum 
Ausdruck.  Diese  Vereinbarung  ist  kein 
zivilrechtlicher  Vertrag.     Denn  sie  bringt 


1)  §§  78  Ziff.  3,  66  Ziff.  5.  78  Ziff.  2,  78  Ziff.  8, 
80»,  96,  70,  73  BRG. 
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eine  soziale  Gestaltung,  nicht  die  Aus- 
einandersetzung individueller  Interessen  her- 
vor. Sie  schafft  auch  nicht  gegenseitige 
Rechte  und  Pflichten,  sondern  gemeinsame 
Bestimmungen  über  Aktionen  oder  Ver- 
hältnisse'). Die  Mitwirliung  ist  nur  da 
gesichert,  wo  der  Akt,  um  den  es  sich  handelt, 
vorgeschrieben,  nicht  freiwillig  ist  und  eine 
etwaige  Nichteinigung  zu  einer  Zwangs- 
einigung führen  kann.  Ein  vorgeschriebener 
Akt,  der  zur  Zwangseinigung  führen  kann, 
ist  nur  die  Arbeitsordnung.  Dienstvor- 
schriften, Lohn-  und  Arbeitsfestsetzungen, 
Richtlinien  kann,  muß  aber  nicht  der  Arbeit- 
geber vereinbaren.  Hierbei  zeichnen  sich 
die  Dienstvorschriften  vor  den  beiden  anderen 
Betriebsvereinbarungen  dadurch  aus,  daß 
sie  zur  Zwangseinigung  führen  können, 
wenn  sie  vereinbart  werden  sollen^). 

Die  Mitbestimmung  schwächt  sich  er- 
heblich ab,  wenn  der  A»beitsgenossenschaft 
nicht  ein  Recht  zur  Mitentscheidung,  sondern 
nur  die  Möglichkeit  einer  Beeinflussung  des 
an  sich  selbständig  gebliebenen  Willens  des 
Arbeitgebers  durch  ein  Recht  auf  Audienz 
gegeben  ist.  Als  ein  solches  Recht  können 
einheitlich  die  verschiedenfachen  Be- 
rührungen des  Betriebsrats  mit  dem  Arbeit- 
geber bezeichnet  werden,  die  das  Gesetz 
zuläßt  und  vorschreibt.  Seine  Kraft  ist 
verschieden.  Es  kann  sich  darauf  beschrän- 
ken, daß  der  Betriebrsat  von  dem  Arbeit- 
geber fordern  kann,  gehört  zu  werden,  wie 
etwa  in  den  Fällen  des  §  66  Ziff.  1  und  2  BRG., 
in  denen  der  Betriebsrat  den  Arbeitgeber 
in  wirtschaftlichen  Fragen  beraten  darf. 
Es  kann  sich  verstärken  zu  einem  Recht 
auf  Verhandlung,  wie  in  den  Fällen  der 
§§  82  und  86  BRG.,  wonach  der  Betriebsrat 
bei  Einstellungen,  die  gegen  vereinbarte 
Richtlinien  verstoßen,  und  bei  Kündigungen, 
gegen  die  Arbeitnehmer  Einspruch  erhoben 
haben,  zunächst  mit  dem  Arbeitgeber  ver- 
handeln darf  und  soll').  Schließlich  ver- 
dichtet es  sich  zu  dem  Anspruch  auf  Aus- 
kunft, der  den  Arbeitgeber  verpflichtet, 
über  alle  den  Dienstvertrag  und  die  Tätigkeit 
der  Arbeitnehmer  berührenden  Betriebs- 
vorgänge Aufschluß  zu  geben,  die  Lohn- 
bücher und  die  zur  Durchführung  von  be- 
stehenden Tarifverträgen  erforderlichen 
Unterlagen  vorzulegen,  vierteljährlich  einen 
Bericht  über  die  Lage  und  den  Gang  des 
Unternehmens  und  des  Gewerbes  im  all- 
gemeinen, sowie  über  die  Leistungen  des 
Betriebs  und  den  zu  erwartenden  Arbeits- 
bedarf im  besonderen  zu  erstatten,  auch 
eine  Betriebsbilanz  und  eine  Betriebsgewinn- 

')  Vgl.  Jfllinek,  System  der  subjektiven 
Bffentlichen  Rechte,  19U5,  S.  203,  insbesondere 
S.  207. 

BRG. 

m  Ziff.  3  und  7  BRG. 


und  Verlustrechnung  zur  Einsichtnahme 
vorzulegen  und  zu  erläutern').  Die  Pflicht 
zur  Auskunft  ist  nach  §  99  BRG.  durch 
Strafvorschrift  sichergestellt,  während  die 
schwächeren  Wirkungen  des  Rechts  in  keiner 
Form  erzwingbar  sind,  ihre  Nichtbeachtung 
auch  keinen  Einfluß  auf  die  Gültigkeit 
der  von  dem  Arbeitgeber  vorgenommenen 
Rechtsakte  hat. 

Eine  besondere  Auspiägung  des  Mit- 
bestimmungsrechts ist  das  Recht  auf 
Gerichtsf ülge  durch  den  Arbeitgeber.  Es 
verleiht  dem  Betriebsrat  die  Befugnis,  bei 
Gesamtstreitigkeiten  mit  dem  Arljeitgeber 
den  Schlichtungsausschuß  oder  eine 
vereinbarte  Einigungs-  oder  Schiedsstelle 
anzurufen.  Diesem  Recht  entspricht  die 
Pflicht  der  Gegenseite,  vor  dem  Schlich- 
tungsausschuß zu  erscheinen-).  Eine  Pflicht 
zur  Verhandlung  besteht  nicht.  Doch  kann 
ein  Schiedsspruch  auch  dann  abgegeben 
werden,  wenn  die  Gegenseite  nicht  erschienen 
ist  oder  nicht  verhandelt  hat').  Der  Schieds- 
spruch ist  nur  zwingend  in  den  im  Gesetz 
ausdrücklich  angeführten  Fällen.  Sie  be- 
treffen die  Festsetzung  der  Arbeitsordnung 
und  der  Dienstvorschriften  in  Falle  der 
Nichteinigung,  die  Entscheidung  über  die 
Rechtsfolgen  von  Einstellungen,  die  gegen 
die  Richtlinien  verstoßen,  und  von  Kün- 
digungen, gegen  die  ein  begründeter  Ein- 
spruch erhoben  ist,  die  Straffestsetzungen 
in  Streitfällen  und  die  Zulassung  der  Kün- 
digung von  Mitgliedern  des  Betriebsrats 
durch  den  Arbeitgeber').  Der  in  anderen 
Fällen  ergehende  Schiedsspruch  ist  nicht 
zwingend').  Die  Frage,  ob  er  bei  Gesamt- 
streitigkeiten durch  eine  Verbindlicherklä- 
rung des  Demobilmachungskommissars 
zwingend  gemacht  werden  kann,  ist  streitig*). 

3.  Sozialverband.  Die  mittelalterlichen 
Herrschaftsverbände  wurden  durch  das  Wir- 
ken genossenschaftlicher  Elemente  wohl  inner- 
lich umgebildet  und  gelockert.  Die  ent- 
scheidende Neuorganisation  erfolgte  aber 
nicht  nur  durch  sie,  sondern  vor  allem 
auch  durch  das  Eingreifen  einer  höheren 
Gesamtheit,  die  den  Staatsgedanken  in  sich 
verkörperte.  Sie  unterwarf  die  Herrschafts- 
verbände objektiven,  ihr  von  außen  auf- 
erlegten Gesetzen  und  errichtete  in  Selbst- 
verwaltungskörpern eigene  Organe  staat- 
lichen Waltens.    Auch  diese  Entwicklung 


'  ')  §§  75,  80'  BR 
•    »)  Vgl.  auch  §  G6 


>)  §§  71,  72  BRG.;  dazu  das  G.  über  die  Be- 
triebsbilanz und  die  Betriebsgewinii-  und  -ver- 
lustrechnimg  v.  5./II.  1921. 

')  §  23  der  V.  v.  23./Xn.  1918. 

3)  §  27s  a.  a.  0. 

«)  §§  75,  80'  und  80«,  83,  87,  97  BRG. 

')  §  28  der  V.  v.  23./XI1.  1918. 

«)  §§  25,  28  der  V.  v.  12./II.  1920.  Ueber 
den  Stand  der  Streitfrage  unterrichtet  neuer 
dings  RAßl.  I,  Nr.  16,  ö.  593. 
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von  außen  nach  innen,  vom  Individual- 
zum  Sozialverband  wiederholt  sich  in  den 
modernen  Herrschaftsverbänden  der  Arbeit. 

Die  genossenschaftliche  Tendenz  im  Ar- 
beitsverband erstrebt  den  vollen  Anteil 
der  Arbeit  an  den  Verfiigungsrechten  des 
Eigentums.  Diese  Tendenz  kann  die  Gefahr 
einer  sozialen  Absonderung  der  Betriebe 
in  sich  tragen,  wenn  die  Arbeitsgenossen- 
schaft, eventuell  mit  dem  Eigentümer, 
danach  strebt,  die  Interessen  des  Betriebs 
allen  anderen  Interessen  voranzustellen.  Die 
Gefahr  jener  sozialen  Absonderung  war  zu 
Beginn  der  Rätebewegung  nicht  gering. 
Radikale  Gruppen  der  Arbeitnehmerschaft 
strebten  nach  der  ausschließlichen  Betriebs- 
herrschaft, ohne  sich  Rechenschaft  über 
die  soziale  Verantwortlichkeit  der  Betriebe 
abzulegen.  Die  Stärke  des  gewerkschaftlichen 
ticdankens  hat  diese  Gefahr  auf  Arbeiter- 
seite gebannt.  Aber  die  Gefahr  droht 
nunmehr  von  der  anderen  Seite,  indem 
mächtige  Arbeitgebergruppen  danach  streben, 
den  Betriebsegoismus  der  Arbeiterschaft 
durch  eine  materielle  Beteiligung  an  den 
Betriebsergebnissen  in  Form  einer  Gewinn- 
oder Kapitalsbeteiligung  groß  zu  züchten. 

Das  BUG.  sucht  durch  mehrere  Bestim- 
mungen die  Gefahr  der  sozialen  Absonde- 
rung der  Betriebe  zu  beseitigen  und  den 
sozialen  Zusammenhang  der  Einzelwirt- 
schaften mit  der  Gesamtwirtschaft  herzu- 
stellen. 

a)  Zunächst  wird  der  Einfluß  der  Berufs- 
vereine auf  die  Aktionen  der  Arbeitsge- 
nossenschaft gesichert.  Die  Befugnis  der 
wirtschaftlichen  Vereinigungen  von  Arbeitern 
und  Angestellten,  die  Interessen  ihrer  Mit- 
glieder neben  der  Arbeitsgenossenschatt 
zu  vertreten,  ist  ausdrücklich  gewähr- 
leistet'). Auf  Antrag  von  einem  Viertel 
der  Mitglieder  des  Betriebsrats  ist  je  ein 
Beauftragter  der  im  Betriebsrat  vertretenen 
wirtschaftliehen  Vereinigungen  der  Arbeit- 
nehmer zu  den  Sitzungen  mit  beratender 
Stimme  zuzuziehen'-).  ,,Die  friedenerhaltende 
Tätigkeit  des  Betriebsrats  findet  ihre 
Schranke  aber  da,  wo  die  Wahrnehmung 
der  den  Berufsvereinigungen  obliegenden 
Aufgaben  in  Frage  kommt.  Diesen  steht 
nach  Ausbruch  eines  über  den  Betrieb 
hinausreiclienden  Arbeitskainpfes  ein  Vor- 
recht auf  Verhandlungen  mit  dem  Arbeit- 
geber und  Anrufung  der  Schlichtungsstellen 
zu,  wie  sich  überhaupt  die  Tätigkeit  der 
Betriebsvertretungen  den  weiterreichenden 
Zielen  der  Berufsvereine  anzupassen  hat""). 
Soweit   der   Betriebsrat   befugt   ist,  von 


I  sich  aus  mit  dem  Arbeitgeber  die  Löhne 
und  sonstige  Arbeitsverhältnisse  zu  regeln, 
hat  diese  Regelung  im  Benehmen  mit  den 
beteiligten  wirtschaftlichen  Vereinigungen 
der  Arbeitnehmer  zu  erfolgen'). 

b)  Weiterhin  geht  in  allen  Fällen  das 
Berufsrecht  dem  Betriebsrecht  vor. 
Die  Arbeitsordnung  ist  nur  im  Rahmen  der 
geltenden  Tarifvertrage  gültig^).  Dasselbe 
gilt  von  Dienstvorschriften,  Richtlinien  über 
die  Einstellung  von  Arbeitnehmern,  sowie 
von  der  Regelung  der  Löhne  und  sonstiger 
Arbeitsverhältnisse  durch  Betriebsverein- 
barung'). Schließlich  gehen  auf  Grund 
eines  für  allgemein  verbindlich  erklärten 
Tarifvertrags   errichtete   Vertretungen  der 

*  Arbeitnehmer  des  Betriebs  dem  gesetzlichen 
Betriebsrat  vor,  wenn  seiner  Errichtung 
oder  Tätigkeit  nach  der  Natur  des  Be- 
triebs besondere  Schwierigkeiten  entgegen- 
stehen*). 

c)  Am  schärfsten  tritt  schließlich  der 
soziale  Gedanke  in  §  68  BRG.  zutage'). 
Hiernach  hat  der  Betriebsrat  bei  Wahr- 
nehmung seiner  Aufgaben  dahin  zu  wirken, 
daß  von  beiden  Seiten  Forderungen  und 
Maßnahmen  unterlassen  werden,  die  das 
Ge meini n  te r esse  schädigen.  Unter  dem 
Gemeininteresse  sind  keineswegs  nur  die 
gemeinsamen  Interessen  des  Arbeitgebers 
und  der  Arbeitnelimerschaft  zu  verstehen, 
sondern  auch  die  allgemeinen  sozialen  Inter- 
essen, insbesondere  die  Interessen  der  Ge- 
samtwirtschaft. 

In  diesen  Bestimmungen  hebt  sich  deut- 
lich die  der  Arbeitsgenossenschaft  gegen- 
überstehende Idee  des  Sozialverbands 
ab.  Wie  die  Arbeitsgenossenschaft  im  Innern 
der  Betriebe  danach  strebt,  zu  ihren  Gunsten 
individuelle  Eigentumsbefugnisse  auf  sich 
überzuführen,  so  streben  von  außen  her 
Tendenzen  danach,  solche  Befugnisse  durch 
Uebertragung  auf  soziale  Gesamtkörper  dem 
allgemeinen  Interesse  dienstbar  zu  machen. 
Denn  auch  im  Kampfe  um  die  Gestaltung 
des  Arbeitsverbands  tritt  das  doppelte 
Gesicht  des  Arbeitsrechts  hervor,  das  die 
Züge  des  Individual-  und  des  Sozial- 
rechts trägt.  Die  Idee  des  Sozialverbands 
sucht  den  Arbeitsverband  in  ein  höheres 
Ganze  einzugliedern.  Dieses  Ganze  ist 
I  organisatorisch  noch  nicht  da.  Es  ist  aber 
:  im  Werden.  Immer  mehr  Einzelvorschriften 
lösen  sich  aus  seiner  Vorstellung  los.  Sie 
bilden  den  Arbeitsverband  immer  mehr  aus 
i  einem  Träger  individueller  Lebenszwecke 
in  ein  Organ  sozialer  Lebensfunktionen  um. 


>)  §  8  BRG. 
»)  §  31  BRG. 

')  Zu  §  6G  Ziff.  3  unter  Note  4  bei  Feig  und 
S  i  t  z  1 6  r ,  „  Betriebsrätegcsetz". 


1)  §  78  Ziff.  2  BRG. 
»)  §  78  Ziff.  3  BRG. 

»)  §§  66  Ziff.  5,  78  Ziff.  3,  8  und  2  BRG. 

«)  §  62  BRG. 

')  Vgl.  dazu  §  79  BRG. 
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Arbeitsrecht 


Die  Arbeitsgenossenschaft  sieht  im  Arbeits- 
verband eine  in  sich  abgeschlossene  private 
Existenz  und  stellt  ihren  Willen  darauf  ein, 
die  in  ihm  waltende  private  Herrschaft 
einzuschränken  oder  gar  zu  beseitigen. 
Dagegen  drängt  die  Idee  des  Sozialver- 
bands dazu,  den  Arbeitsverband  mit  einem 
höheren  Ganzen  zu  verbinden,  aus  ihm  eine 
soziale  Veranstaltung  zu  machen.  Die 
Arbeitsgenossenschaft  erschüttert  die  Herr- 
schaft im  Individualverband.  Die  Idee 
des  Sozialverbands  erschüttert  den  Indi- 
vidualverband selber.  Sie  entstammt  der 
Gedankenwelt  des  Rätesystems,  das  über 
den  Einzelwirtschaften  eine  gesamtwirt- 
schaftliche Organisation  mit  eigenen  Organen 
anstrebt.  Die  Betriebsräte  sind  aus 
einem  Zusammenstoß  beider  Ten- 
denzen, die  die  Grundform  des  Ar- 
beitsverbands von  innen  und  außen 
her  umzubilden  trachten,  ent- 
standen. Sie  sind  nicht  nur  als  Organe 
der  Arbeitsgenossenschaft,  sondern  auch  als 
Organe  einer  allgemeinen  Wirtschaftsver- 
fassung gedacht. 

Beide  Tendenzen  scheinen  sich  auszu- 
schließen. Und  doch  ist  ihre  Vereinigung 
in  einem  Zustande  möglich,  der  aus  einer 
Organisation  der  Gesaintwirtschaft  besteht, 
die  die  Arbeitsverbände  als  Selbstverwal- 
tungskörper ergreift,  in  denen  alle  tätigen 
Kräfte  zur  Mitarbeit  und  Mitverwaltung 
herangezogen  sind. 

III.  Arbeitsberuf. 

Das  Arbeitsberufsrecht  regelt  das  Berufs- 
verhältnis, nicht  das  Arbeiterverhältnis  des 
Arbeitnehmers.  Es  erfaßt  die  Persönlichkeit 
des  Arbeitnehmers  ansich,  nicht  in  Bezii'hung 
zu  einem  Arbeitgeber.  Die  Reichsverfassung 
hat  seinenlnhalt  programmatisch  zum  Aus- 
druck gebracht,  indem  sie  ausspricht,  daß  die 
Arbeitskraft  unter  dem  besonderen  Schutz  des 
Reichs  steht'),  die  Vereinigungstreiheit  zur 
Wahrung  und  Förderung  der  Arbeits-  und 
Wirtschaftsbedingungen  für  jedermann  und 
für  alle  Berufe  gewährleistet  ist^),  und  daß 
Arbeiter  und  Angestellte  dazu  berufen 
sind,  gleichberechtigt  in  Gemeinschaft  mit 
den  Unternehmern  an  der  Regelung  der 
Lolin-  und  Arbeitsbedingungen,  sowie  an 
der  gesamten  wirtschaftlichen  Entwicklung 
der  produktiven  Kräfte  unter  Anei kennung 
der  beiderseitigen  Organisationen  und  ihrer 
Vereinbarungen  mitzuwirken").  Hiernach 
ist  für  den  Arbeitsberuf  das  Schutz-, 
Koaütions-  und  Vertretungsrecht  zu 
unterscheiden.  Alle  diese  Reclitsgebiete  ent- 
halten die  besonderen  Beziehungen,  die 

')  Art.  157  RV. 
')  Art.  159  RV. 
")  Art.  165  RV. 


sich  für  den  Arbeitnehmer  daraus  ergeben, 
daß  er  Arbeitnehmer  ist. 

1.  Schutzrecht.  Das  Schutzrecht  be- 
trifft die  Rechtspflege,  die  Arbeitsbeschaffung 
und  die  Versorgung.  Es  verleiht  dem  Arbeit- 
nehmer Rechte  auf  einen  besonderen  Rechts- 
schutz und  besondere  Tätigkeiten  und 
Leistunger  des  Staates. 

a)  Die  Rechtspflege  ist  durch  beson- 
dere Gerichte  und  ein  besonderes  Ver- 
fahren ausgezeichnet.  Es  bestehen  die  Ge- 
werbe- unii  Kaufmannsgerichte,  sowie  die 
Schlichtungsausschüsse,  die  der  Recht- 
sprechung dienen.  Die  Gewerbe-  und 
Kaufmannsgerichte  sind,  abgesehen  von  ihrer 
Tätigkeit  als  Einigung^amt,  die  praktisch 
kaum  noch  ins  Gewicht  fällt,  nur  zuständig 
für  Einzelstreitigkeiten  aus  dem  Arbeits- 
verhältnis. Die  Schlichtungsausschüsse  sind 
darüber  hinaus  noch  für  andere  Streitigkeiten 
zuständig'),  insbesondere  auch  für  gewisse 
strafrechtliche  Angelegenheiten^),  vor  allem 
aber  für  die  Schlichtung  von  Gesamtstreitig- 
keiten').  Gewerbegerichte,  Kaufmanns- 
gerichte und  Schliclitungsausschüsse  sind 
unter  unparteiischem  Vorsitz')  paritätisch 
aus  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer zusammengesetzt.  Das  Verfahren 
ist  auf  billige  und  schleunige  Rechtsprechung 
eingestellt.  Die  Anwendung  von  Rechts- 
mitteln ist  beschränkt.  Eine  besondere  Natur 
haben  die  Schiedssprüche  der  Schlichtungs- 
ausschüsse. Nicht  alle  haben  ohne  weiteres 
die  Kraft  einer  Entscheidung.  Manche  von 
ihnen  können  eine  solche  erst  erlangen  durch 
besondere  Verbindlicherklärung  des  De- 
mobilmachungskommissars. 

Neben  der  eigentlichen  Rechtspre- 
chung, die  Rechtsstreitigkeiten  zu  ent- 
scheiden hat, spielt  die  Rechtsgestaltung 
in  der  Rechtspflege  des  Arbeitsrechts  eine 
besondere  Rolle.  Sie  verschafft  nicht  in  einem 
Konflikt  einer  bereits  bestehenden  Ordnung 
Geltung,  sondern  erzeugt  für  die  Beteiligten 
innerhalb  der  Geseize  eine  neue  Rechtslage. 
Es  handelt  sich  um  Rechtsgestaltung,  wenn 
der  Schlichtungsausschuß  nach  §  97  BRG. 
die  fehlende  Zustimmung  der  Betriebsver- 
treliing  ersetzen  kann.  Ebenso  ist  Rechts- 
gestaltung vorhanden,  wenn  der  Schlichtunga- 
ausschuß  Willenserklärungen  ersetzen  kann, 
um  notwendige  Vereinbarungen  herbeizu- 
führen. Die  Rechtsgestaltung  ist  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  verwandt. 

Auch  die  Schlichtung  von  Arbeits- 

■)  z.  B.  §§  84 ff.  BRG.;  §  12  der  V.  v.  12./II. 
1920;  §§  8,  18,  19  LAO.;  §  Vi  der  V.  v.  9./I.  1919. 

^)  §  202  der  V.  v.  12./II.  1920;  §  14'  des 
G.  V.  O./IV.  1920. 

»)  Dazu  die  V.  v.  23./XII.  1918,  Abschn.  3 
und  4. 

«)  S.  aber  §  15  der  V.  v.  13./XII.  1918. 
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Streitigkeiten')  dient  der  Rechtspflege  im 
weiteren  Sinne.  Sie  tritt  im  Falle  von  Gesamt- 
streitigkeiten auf^).  Eine  Gesamtstreitigkeit 
kann,  muß  aber  nicht  eine  Rechtsverletzung 
zur  Ursache  haben.  Liegt  eine  Rechtsver- 
letzung nicht  vor,  so  handelt  es  sich  um  In- 
teressenfragen. In  beiden  Fällen  soll  ein  aus- 
gebrocliener  oder  drohender  Kampf  beigelegt 
oder  verhindert  werden.  Der  Zweck  der 
Schlichtung  ist  daher  nicht  die  Durch- 
führung irgendeines  Rechtssafzes,  sondern 
die  Herstellung  oder  Wahrung  eines  Friedens- 
zustandes. Als  Mittel  zu  diesem  Zwecke 
können,  müssen  aber  nicht  rechtliche  Maß- 
nahmen herangezogen  werden.  Maßnahmen 
rechtlicher  Art  gehören  meist  der  Rechts- 
gestaltung an.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  die 
Schlichtung  zum  .Abschluß  eines  zivilrecht- 
lichen Vertrags  oder  einer  Vereinbarung 
führt.  Auf  die  Streitfrage,  ob  durch  Ver- 
bindlicherklärung eines  Schiedsspruches  in 
Gesamtstreitigkeiten  den  Beteiligten  eine 
Rechtsgestaltung  auferlegt  werden  kann, 
ist  bereits  hingewiesen.  Eine  Neuordnung 
des  gesamten  Schlichtungswesens  für  Ge- 
samtstreitigkeiten wird  durch  eine  neue 
Reichssehlichtungsordming  angestrebt,  die 
im  Entwurf  vorliegt"). 

Alle  diese  Reclitspflegeakte  setzen  einen 
Konflikt  voraus,  und  zwar  einen  Rechts- 
oder Interessenkonflikt.  Aber  die  Rechts- 
pflege des  Arbeitsrechts  ist  nicht  an  einen 
solchen  Konflikt  gebunden.  Sie  kann  auch 
darin  bestehen,  daß  sie  Konflikten  vorbeugt, 
indem  sie  Rechtsverletzungen  hintanhält. 
Dieser  Art  Rechtspflege  dient  die  Gewerbe- 
aufsicht"). Allerdings  erschöpft  sich  darin 
die  (iewerljeaufsicht  nicht.  Sie  ist  zugleich 
ein  Hilfsorgan  für  die  Ahndung  von  Rechts- 
verletzungen, wenn  sie  nicht  selbst  durch 
Landesrecht  zu  ihrer  Ahndung  in  gewissem 
Umfange  berufen  ist.  Daß  sie  darüber  hinaus 
eine  legislative  Beobachtungsstelle  und  eine 
wichtige  lnformationsr|uelle  auf  sozialem 
Gebiete  ist,  ist  bekannt. 

b)  Nach  Art.  1()3''  RV.  soll  jedem 
Deutschen  die  Möglichkeit  geboten  werden, 
durch  wirtschaftliche  Arbeit  seinen  Unter- 
halt zu  erwerben.  ,, Soweit  ihm  angemessene 
Arbeitsgelegenheit  nicht  nachgewiesen  werden 
kann,  wird  für  seinen  notwendigen  Unter- 
halt gesorgt."  Das  geltende  Recht  erfüllt 
diese  Grundforderung,  indem  es  für  ein 
Arbeitsnachweiswesen     sorgt,  Maß- 


')  V.  V.  iS./XII.  1918,  3.  und  4.  Abschn. 

^)  Das  Wesen  der  Gesamtstreitigkeit  ergibt 
sich  aus  §  20  a.  a.  0. 

3)  RABl.  I  (N.  F.),  Nr.  12,  S.  449ff. 

")  i;  139b  RGU.;  dazu  Landmann,  Kom- 
mentar zur  RGO.,  II,  678ff.,  über  die  Einzel- 
heiten,   insbesondere    über   Anwendungsgebiet  1 
and  Befugnisse. 

Haudwörterbuch  der  ätaat8wiB6eiificharten.  4.  AatJ. 


nahmen  für  die  Darbietung  von  Arbeits- 
gelegenheit trifft  und  eine  Arbeits- 
losenfürsorge schafft. 

Während  bis  zum  Kriege  der  Arbeits- 
nachweis der  freiwilligen  Organisation  über- 
lassen war  und  erst  im  Kriege,  den  Bedürf- 
nissen der  Kriegswirtschaft  gehorchend,  ver- 
waltungsmäßige Eingriffe  zugunsten  eines 
öffentlichen  Arbeitsnachweises  zustande  ge- 
kommen waren,  hatte  die  Uebergangswirt- 
schaft  des  Friedens  zu  einer  weiteren  Förderung 
des  Arbeitsnachweises  geführt.  Nach  der 
Reichsverordnung;  vom  9./XI1. 1918  waren  die 
Landeszentralbehörden  ermächtigt,  eine  Reihe 
von  Maßnahmen  und  Anordnungen  auf  dem 
Gebiet  des  Arbeitsnachweiswesens,  insbe- 
sondere zur  Ausübung  eines  Zwangs  zur 
Unterhaltung  öffentlicher  Arbeitsnachweise 
zu  treffen.  Solche  Anordnungen  sind  er- 
gangen'). Oeffentlich-rechtliche  Pflichten 
des  Arbeitgebers  zur  Meldung  freier  Stellen 
sicherten  die  Durchführung-).  Indessen  be- 
stand ein  durchgreifender  Aufbau  des  ge- 
samten Arbeitsnachweiswesens  noch  nicht. 
Auch  war  die  Zusammenfassung  aller  bisher 
bestehenden  verschiedenartigen  Arbeits- 
nachweise noch  nicht  gelungen.  Die  gewerbs- 
mäßige Stellenvermittlung  war  neben  dem 
öffentlichen  Arbeitsnachweis  bestehen  ge- 
blieben. Uebereinstimmende  Vorschriften 
über  die  Vermittlungstätigkeit  fehlten.  Ein 
Benutznngszwang  war  nicht  vorhanden.  Eine 
umfassende  Regelung  ist  erst  in  allerjüngster 
Zeit  durch  das  Reichsarbeitsnachweisgesetz 
vom  22./VII.  1922  (RGBl.  I,  S.  657)  erfolgt 
(cf.  oben  S.  834). 

Die  Darbietung  von  Arbeitsgelegenheit 
geschieht  durch  Ausgabe  von  Notstands- 
arbeiten oder  durch  Unterstützung  anderer 
Arbeit.  Staatliche  Verwaltungen  sind  an- 
gewiesen, in  Zeiten  des  Arbeitsraangels 
Notstandsarbeiten  verrichten  zu  lassen,  und 
das  Reich  hat  die  Gemeinden  veranlaßt, 
ihrerseits  Notstandsarbeiten  nach  bestimmten 
Grundsätzen  zu  schaffen,  bei  deren  Inne- 
haltung ein  erheblicher  Teil  der  verauslagten 
Mittel  durch  Reich  und  Länder  erstattet 
wird.  Der  allgemeinen  Unterstützung  von 
Arbeiten  dient  die  ,, produktive  Erwerbs- 
losenfürsorge", die  durch  Zuschüsse  aus 
öffentlichen  Mitteln  die  Arbeitskosten  des 
Unternehmers  verringert  und  damit  einen 
Anreiz  zur  Vergebung  von  Arbeiten  schafft. 

Ist  Arbeit  nicht  vorhanden,  so  bietet 
die  Arbeitslosenfürsorge  aus  öffentlichen 
Mitteln  einen  Ersatz  für  deren  Nicht- 
vorhandensein. Sie  gehört  strenggenommen 
nicht  dem  Arbeitsrecht  an,  weil  sie  im 
Falle   der  Bedürftigkeit  unabhängig  von 


')  Vgl.  die  ausführliche  Darstellung  bei 
Kaskel  a.  a.  0.  30ff. 

")  Näheres  bei  Kaskel  a.  a.  0.  43ff. 
Bd.  I.  55 
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der  Benifsstellung  der  zu  unterstützenden 
Personen  eintritt.  Sie  gewährt  einen  öffent- 
lich-rechtlichen Anspruch  auf  Unterstützung'). 

c)  Die  Versorgung  von  Arbeitnehmern, 
falls  sie  durch  Krankheil,  Unfälle  oder 
Invalidität  erwerbsunfähig  oder  im  Erwerb 
beeinträchtigt  werden,  ist  allmählich  durch- 
geführt, fortschreitend  erweitert  und  reiehs- 
gesetzlich  gesichert  worden.  Durch  die 
RVO.  vom  19./VII.  1911  sind  die  früher 
bestehenden  selbständigen  Versicherungs- 
zweige der  Kranken-,  Unfall-  und  Inva- 
liditätsversicherung einheitlich  geregelt  wor- 
den. Auf  Angestellte  wurde  die  Versorgung 
durch  besonderes  Gesetz  vom  20./XII.  1911 
erstreckt.  Die  AngestcUtenversicherung  be- 
steht für  den  Fall  der  Berufsunfähigkeit 
und  des  Alters,  sowie  zugunsten  der  Hinter- 
bliebenen. ,,Der  Versorgungsansprueh  des 
Arbeiters  ist  nicht  ein  privatrechtlich  er- 
worbener, sondern  ein  ihm  vom  Reich  ver- 
liehener; die  sozialistische  Staatsidee,  nach 
welcher  der  Staat  seinen  Angehörigen  nicht 
nur  Rechtsschutz,  sondern  auch  Lebens- 
unterhalt zu  gewähren  habe,  hat  in  den 
Arbeiterversicherungsgesetzen  eine  teilweise 
Verwirklichung  gefunden"  (Laband).  Auf 
eine  nähere  Durchführung  der  Grundzüge 
des  Arbeitsversicherungsrechts  muß  hier 
verzichtet  werden.  Es  bedarf  besonderer 
Darstellung. 

2.  Koalitionsrecht.  Die  Koalition  ist 
eine  Vereinigung  von  Arbeitnehmern,  die 
sich  von  anderen  Vereinigungen  durch 
Zweck  und  Mittel  unterscheidet.  Ihr  Zweck 
besteht  in  der  planvollen  Gestaltung  der 
sozialen  Lebensbedingungen  für  die  Arbeit- 
nehmer eines  Berufs,  insbesondere  ihrer 
Lohn-  und  Arbeitsbedingungen.  Das  Mittel 
ist  die  einseitige  Interessenwahrnehmung 
gegen  entgegenstehende  Interessen  der  Ar- 
beitgeber, nötigenfalls  unter  Anwendung 
wirtschaftlicher  Kampfmittel 

a)  Um  kaum  etwas  anderes  hat  die 
Arbeiterbewegung  so  leidenschaftlich  ge- 
kämpft wie  um  die  Koalitionsfreiheit, 
die  jetzt  in  Art.  159  RV.  gewährleistet  ist. 
Sie  ist  zunächst  die  Freiheit  der  Koalition. 
Diese  Freiheit  besteht  darin,  daß  durch  kein 
Gesetz  und  keine  Verordnung  Verbote 
oder  Strafbestimmungen  wiedereingeführt 
werden  können,  wie  sie  vor  dem  Erlaß  des 
Art.  159  bestanden  haben.  Solche  Verbote 
oder  Strafbestimmungen  könnten  nur  durcli 
ein  verfassungsänderndes  Gesetz  nach  Art.  7C 
RV.  wiedereingeführt  oder  vorübergehend 
zur  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Sicher- 
heit und  Ordnung  nach  Art.  48  RV.  ange- 
ordnet werden.  Die  Freiheit  der  Koalition 
ist    eine    rechtliche    Freiheit.  Deswegen 


')  Alles  Nähere  ausführlich  bei  Kaskcl 
a.  a.  0.,  88ff. 


schließt  sie  eine  Ordnung  des  Koalitions- 
wesens, insbesondere  eine  Ordnung  seiner 
Kämpfe,  wie  sie  der  Entwurf  der  neuen 
Schlichtungsordnung  vorsieht,  nicht  aus. 
Ebensowenig  widerstrebt  der  Koalitions- 
freiheit eine  vertragsmäßige  Bindung  der 
Koalitionsbetätigung,  wie  sie  durch  Tarif- 
verträge erfolgt,  oder  die  Unterstellung 
ihrer  Ausübung  unter  das  Recht  der  un- 
erlaubten Handlung,  wenn  die  Voraus- 
setzungen der  §§  823ff.  BGB.  zutreffen. 
Dies  trifft  besonders  für  die  rechtliche 
Behandlung  des  Koalitionskampfes  zu.  Der 
Koalitionskampf  ist  grundsätzlich  erlaubt. 
Er  ist  im  Wesen  der  Koalitionsfreiheit 
begründet  und  entspricht  der  geltenden  auf 
Kampf  gestellten  allgemeinen  Rechts-  und 
Wirtschaftsordnung.  Aber  wie  überall 
erlaubtes  Handeln  unerlaubtes  Handeln  wer- 
den kann,  wenn  ein  Recht  oder  ein  Schutz- 
gesetz verletzt  oder  gegen  die  guten  Sitten 
verstoßen  wird'),  so  kann  auch  der  an 
sich  erlaubte  Streik  oder  Boykott,  indem 
er  die  Grenzen  des  allgemein  erlaubten 
Handelns  überschreitet,  unerlaubt  werden. 
Daß  hierbei  oft  die  Grenze  des  Erlaubten 
und  Unerlaubten,  besonders  bei  der  Frage, 
ob  ein  Kampf  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
stößt oder  nicht,  flüssig  ist,  zeigt  die  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts,  die  keines- 
wegs einheitlich  und  einwandfrei  ist"). 
Auch  schließt  die  Freiheit  der  Koalition 
die  Möglichkeit  nicht  aus,  daß  durch  ihre 
Ausübung  ein  Konflikt  mit  anderen  Rechts- 
ptlichten  entsteht.  Wenn  sich  Arbeitnehmer 
unter  Verletzung  ihrer  Arbeitsverträge  an 
Koalitionskämpfeu  beteiligen,  so  üben  si& 
an  sich  die  Freiheit  der  Koalition  aus. 
Sie  verletzen  aber  zugleich  den  Anspruch 
des  Arbeitgebers  auf  Erfüllung  ihrer  Arbeits- 
verträge. Diese  Verletzung  könnte  nur 
entfallen,  wenn  allgemein  eine  Rechts- 
anschauung entstünde,  wonach  berufliche 
Solidaritätspflichten  Arbeitspflichten  voran- 
gehen '). 

Die  Koalitionsfreiheit  ist  weiterhin  die 
Freiheit  zur  Koalition.  Diese  Freiheit  ist 
sichergestellt  durch  Art.  159  Satz  2  RV. 
Hiernach  sind  alle  Abreden  und  Maßnahmen, 
die  diese  Freiheit  einzuschränken  oder  zu 
behindern  suchen,  rechtswidrig.  Die  Be- 
stimmung hat  die  Fälle  im  Auge,  in  denen 
die  Freiheit  eines  Arbeitnehmers  oder  Arbeit- 
gebers, sich  zu  koalisieren,  behindert  oder 
beeinträchtigt  wird.  Sie  wendet  sich  gegen 
Maßnahmen,  wie  sie  z.  B.  in  sog.  ,, schwarzen 

Vgl.  insbesondere!  §§  823>,    und  826  Büß. 

^)  Vgl.  dazu  ausführlidi  „Das  Redit  der 
Organisationen  im  neuen  DeuUehlanil"  (Schrifteo 
der  Gesellschaft  für  soziale  Reform,  Heft  60). 

')  Vgl.  Lotmar,  „Streikbrueh  und  Streik- 
arbeit. Ein  Kapitel  aus  dem  Privatrecht  des 
Streikes"  (Arbeitsrecht  II,  266ff.). 
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Listen"  enthalten  sind,  die  Arbeitgeber 
oder  Arbeitnehmer  unter  sich  ausgeben, 
nm  organisierte  Arbeitnehmer  oder  Arbeit- 
geber vom  Arbeitsverkehr  auszuschließen, 
und  macht  Abreden  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  ungültig,  wonach  Ar- 
beitnehmer oder  Arbeitgeber  einer  bestimmten 
Koalition  nicht  beitreten  dürfen  oder  aus 
ihr  austreten  müssen. 

Alle  diese  Freiheiten  bedeuten  nicht  den 
Schutz  der  Freiheit  vor  der  Koalition.  Dafür 
sprechen  nicht  nur  Wortlaut  und  Stellung 
der  angeführten  Bestimmung,  sondern  auch 
ihre  Veranlassung,  die  darin  bestand,  die 
Koalition  zu  stärken,  nicht  ein  Bedürfnis 
nach  besonderem  Schutz  des  Außenseiters 
über  die  bestehenden  Gesetze,  hieraus  zu 
befriedigen'). 

h)  Das  früher  oft  gehörte  Wort,  die 
Koalition  sei  frei,  nämlich  vogelfrei,  und  ein 
Koalitionsrecht  sei  erst  zu  schaffen,  ist 
in  seinem  ersten  Teil  angesichts  des  Art.  159 
RV.,  wenn  man  seinen  Geist  zu  wahren 
weiß,  nicht  mehr  zutreffend,  wohl  aber  in 
seinem  zweiten  Teil  auch  heute  noch  richtig. 
Denn  ein  Koalitionsrecht  im  positiven  Sinne 
besteht  nicht.  Dieser  Mangel  kommt  nicht 
dadurch  zum  Ausdruck,  daß  das  Koalitions- 
wesen außerhalb  des  Rechts  steht.  Er  liegt 
darin,  daß  ein  der  Eigenart  der  Koalition 
entsprechendes  Recht  fehlt,  so  daß  die  all- 
gemeinen Rechtsbestimmungen  für  sie  gelten 
müssen,  und  wichtigen  Beziehungen  der 
Koalition  der  Rechtsschutz  versagt  ist,  so 
daß  ihrer  Durchsetzung  die  gewöhnlichen 
Mittel  des  Rechts  nicht  zur  Verfügung 
stehen. 

Koalitionen  können  rechtsfähig  sein.  Dies 
ist  der  Fall,  wenn  sie  nach  den  Bestim- 
mungen der  §§  21  ff.  BGB.  die  Rechts- 
fähigkeit erlangt  haben.  Die  Koalitionen 
der  Arbeitnehmer  haben  bisher  davon  ab- 
gesehen, diese  Rechtsfähigkeit  anzustreben, 
weil  die  bezüglichen  Vorschriften  der  Eigen- 
art des  ICoalitionswesens  nicht  entsprechen. 
Die  Bemühungen,  den  Ifoalitionen  besondere 
Bestimmungen  zur  Erlangung  der  Rechts- 
fähigkeit zur  Verfügung  zu  stellen,  sind 
bisher  gescheitert.  Die  Koalitionen  der 
Arbeitnehmer  sind  also  tatsächlich  nicht 
rechtsfähige  Vereine.  Sie  sind  nach  §  54 
BGB.  zu  behandeln.  Hiernach  finden  auf  sie 
die  Vorschriften  über  die  Gesellschaft  An- 
wendung mit  der  besonderen  Maßgabe, 
daß  aus  einem  Rechtsgeschäft,  das  in  ihrem 
Namen  einem  Dritten  gegenüber  abge- 
schlossen wird,  der  Handelnde  persönlich 
haftet.  Die  Folge  dieser  Rechtslage  ist  eine 
Erschwerung  ihres  rechtsgeschäftlichen  Ver- 
kehrs.   Sie  können  z.  B.  auf  ihren  Namen 


')  Die  Ausführungen  im  Text  sind  nicht 
unangefochten;  vgl.  .TW..  60.  .Jahrg.,  S.  2.51. 


keine  Hypotheken  und  Grundstücke  er- 
werben, so  daß  Treuhänder  für  sie  auttreten 
müssen.  Die  Koalitionen  sind  auch  prozessual 
benachteiligt.  Denn  nach  §  50  ZPO.  kann 
die  Koalition  wohl  verklagt  werden,  nicht 
aber  klagen.  Dieser  Mangel  erschwert 
insbesondere  ihre  Stellung  bei  Tarifver- 
letzungen. Am  eingreifendsten  wird  der 
Mangel  eines  besonderen  Koalitionsrechts 
bei  der  Haftung  der  Koalition.  Beruht 
diese  Haftung  auf  Vertrag,  etwa  auf  Tarif- 
vertrag, so  haften  neben  dem  Koalitions- 
vermögen die  Vertreter,  die  ihn  abgeschlossen 
haben,  und  die  Mitglieder,  selbst  wenn  sie 
an  dem  Haftungsgrund  in  keiner  Weise 
beteiligt  sind.  Bei  der  Haftung  aus  uner- 
laubter Handlung  kommt  zwar  die  besondere 
Haftung  des  Vertreters  nicht  in  Betracht. 
Die  unbeschränkte  Haftung  der  Ivoalitions- 
mitglieder  ist  aber  auch  hier  gegeben. 
Dabei  haftet  die  Koalition  nicht  nur  für 
ihr  eigenes  Handeln,  sondern  auch  für  das 
Handeln  ihrer  Organe  oder  Angestellten. 
Bei  der  Haftung  aus  Vertrag  ergibt  sich 
dies  aus  §  278  BGB.,  wonach  die  Koalition 
das  Verschulden  derjenigen  Personen,  deren 
sie  sich  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten 
bedient,  in  gleichem  Umfang  zu  vertreten 
hat,  wie  eigenes  Verschulden.  Bei  der 
Haftung  aus  unerlaubter  Handlung  trifft 
§  831  BGB.  zu,  wonach  Koalitionen,  wenn 
sie  einen  anderen  zu  einer  Verrichtung 
bestellt  haben,  zum  Ersatz  des  Schadens 
verpflichtet  sind,  den  der  andere  in  Aus- 
führung der  Verrichtung  einem  Dritten 
widerrechtlich  zufügt.  Allerdings  ist  im 
letzten  Fall  ein  Entlastungsbeweis  zulässig. 
Solches  Risiko  kann  in  kritischen  Zeiten  zur 
Vernichtung  von  Koalitionen  führen, 

§  1522  RGO.  bestimmt,  daß  jedem  Teil- 
nehmer einer  Koalition  der  Rücktritt  frei- 
steht und  aus  letzterer  weder  Klage  noch 
Einrede  stattfindet.  Damit  ist  den  Koali- 
tionen der  gewerblichen  Arbeitnehmer  in 
ihrem  Innenverhältnis  der  Rechtsschutz 
versagt.  Für  Koalitionen  anderer  Art  be- 
steht, was  nicht  immer  beachtet  wird,  diese 
Versagung  des  Rechtsschutzes  nicht.  Der 
Mangel  an  Rechtsschutz  ist  vor  allem  für 
die  Durchführung  eines  Tarifvertrags  nicht 
ohne  Gefahr.  Die  Koalitionen  der  gewerb- 
lichen Arbeitnehmer  sind  deshalb  ihren 
Mitgliedern  gegenüber  auf  die  Mittel  der 
sozialen  Exekution  angewnesen. 

c)  Auch  die  Koalition  ist,  wie  die 
Arbeitfgenossenschaft  nicht  nur  ein  In- 
dividual-,  sondern  auch  ein  Sozial- 
verband. Sie  besteht  nicht  nur  um  ihrer 
selbst  willen,  sie  nimmt  zugleich  allgemeine 
soziale  Zwecke  wahr.  Darin  ist  sie  mit 
den  Gilden  und  Zünften  zu  vergleichen, 
die  nicht  nur  für  die  Interessen  ihrer  Mit- 
glieder wirkten,  sondern  zugleich  Verwaltungs- 

66* 
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körper  einer  Wirtschaftsverfassung  waren. 
In  Erfüllung  der  allgemeinen  Zwecke  handelt 
die  Koalition  freiwillig  oder  in  organisato- 
rischer Verbindung  mit  einem  Ganzen. 
Freiwillig  ist  die  gegenseitige  Hilfe,  die  sie 
ihren  Mitgliedern  gewährt,  indem  sie  ihnen 
unentgelllichen  Rechtsschutz,  Bildungsmög- 
lichkeiten und  Unterstützungen  aller  Art 
zur  Verfügung  stellt.  Organisatorisch  ver- 
bunden ist  sie  bei  der  Wahrnehmung  von 
Geschäften  der  allgemeinen  sozialen  Ver- 
waltung, wie  z.  B.  auf  dem  Gebiet  der 
Arljeitslosenfürsorge,  die  ihr  auf  ihren  An- 
trag die  Kontrolle  und  die  Auszahlung  der 
Unterstützungen  zuweist'),  als  Organ  der 
Keclitsschöpfung,  worüber  bereits  in  der 
Lehre  von  den  Quellen  gesproclien  ist, 
als  Präsentationskörporschaft  gemäß  §  15 
der  V.  vom  23./XII.  1918,  wonach  der 
Koalition  das  Vorschlagsrecht  für  die  nicht- 
ständigen Beisitzer  und  neu  zu  bestellenden 
ständigen  Beisitzer  bei  den  Schlichtungs- 
ausschüssen zusteht,  und  als  Vertretungs- 
und Wahlkörperschaft,  über  die  unten  be- 
sonders zu  sprechen  ist. 

3.  Vertretungsrecht.  Das  soziale  Leben 
spielt  sich  in  einer  doppelten  Willensform 
ab.  Die  eine  Form  ist  die  gesellschaftliche. 
,,Hier  ist  ein  jeder  für  sich  allein  und  im 
Zustande  einer  Spannung  gegen  alle  übrigen" 
(Tönnies).  Die  zweite  Form  ist  die  der 
Gemeinschaft.  Ihre  Angehörigen,  Einzelne 
und  Verbände,  sind  planvoll  in  einer  Einheit 
verbunden,  dazu  berufen,  nicht  gegeneinander 
für  Sonderzwecke,  sondern  miteinander  im 
Dienste  eines  Gesamtzweckes  zu  wirken. 
Der  Staat  steht  nicht  außerhalb  dieses 
zwiefachen  sozialen  Getriebes.  Wohl  hat 
er  allein  die  höchste  Macht  im  Volke.  Trotz- 
dem kann  man  sich  ihn  in  Gegensatz  zu 
den  gesellschaftlichen  Kräften  denken,  wie 
es  auch  möglich  ist,  daß  Gemeinschaften 
mit  eigenem  Lebensraum  in  ihm  bestehen. 
Das  Vertretungssystem  der  Arbeit  schließt 
sich  an  beide  soziale  Grundkräfte  an,  so 
daß  eine  Sondervertretung  und  eine 
Gesamtvertretung  der  Arbeit  zu  unter- 
scheiden ist,  je  nachdem  ein  Sonderwille 
oder  die  Teilnahme  an  der  Bildung  eines 
Gesamtwillens  zum  Ausdruck  kommt. 

a)  Die  Sondervertretung  der  Arbeit 
macht  die  Sonderinteressen  der  Arbeit 
dem  Arbeitgeber  und  im  Staate  seinen 
Organen  und  Organisationen  gegenüber 
geltend. 

Die  Sondervertretung  dem  Arbeitgeber 
gegenüber  nehmen  die  Koalitionen  der 
Arbcitnelimer  wahr.  Sie  ist  in  Art.  1(55' 
2  KV.  begründet,  der  die  beiderseitigen 
Organisationen  der  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer „anerkennt".    Dieser  Satz  der 

')  Näheres  boi  Kaskel  a.  a.  0.  S.  12(1. 


RV.  sanktioniert,  was  vor  ihrem  Er- 
laß durch  die  ,, Vereinbarung  zwischen 
Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerverbänden" 
vom  15./XI.  1918  schon  festgelegt  war,  die 
als  ersten  Punkt  anordnet:  ,,Die  Gewerk- 
schaften werden  als  berufene  Vertreter 
der  Arbeiterschaft  anerkannt"').  Man  nmß 
die  Bedeutung  dieser  ,, Anerkennung"  ge- 
schichtlich verstehen.  Viele  Arbeitgeber 
der  Vorkriegszeit  haben  die  Koalitionen  der 
Arbeitnehmer  nicht  anerkannt,  d.  h.  ihnen 
jedes  Recht  abgesprochen,  die  Interessen 
der  Arbeitnehmer  gegen  sie  geltend  zu 
machen.  Der  ,,Herr  im  Hause"  wollte  nur 
mit  ,, seinen"  Arbeitnehmern  verhandeln. 
Nimmt  nunmehr  die  Koalition  der  Arbeit- 
nehmer die  Interessen  ihrer  Mitglieder  gegen 
den  Arbeitgeber  wahr,  so  macht  sie  be- 
rechtigte Interessen  geltend.  Weigert  sich 
der  Arbeitgeber  mit  ihr  zu  verhandeln,  so 
hat  sie  das  Recht,  den  Schlichtungsausschuß 
anzurufen-).  Dort  ist  sie  Partei  dem  Arbeit- 
geber gegenüber,  der  auf  Geheiß  erscheinen 
muß").  Soweit  Vertreter  der  Koalition 
an  den  Rechten  der  Arbeitsgenossenschaft 
teilnehmen,  hat  ihnen  gegenüber  der  Arbeit- 
geber die  gleichen  Pflichten,  wie  der  Arbeits- 
genossenschaft gegenüber. 

Eine  Sondervertretung  der  Arbeit  im 
Staate  seinen  Organen  und  Organisationen 
gegenüber  besteht  bisher  nicht.  Die  in 
Art.  165  RV.  vorgesehenen  gesetzlichen 
Vertretungen  der  Arbeiter  und  Angestellten 
zur  Wahrnehmung  ihrer  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Interessen  sind  noch  nicht  ins 
Leben  gerufen.  Bis  heute  sind  nur  einzelne 
paritätische  Berufsvertretungen  vorhanden, 
die  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
bestehen,  und  zwar  für  die  Hausarbeiter, 
das  Bäckerei-  und  Konditoreigewerbe  und 
den  Kohlenbergbau »). 

b)  Die  Gesamtvertretung  der  Arbeit 
gliedert  sich  als  Teilorgan  in  den  Organismus 
der  Gesamtwirtschaft  ein,  der  bis  heute 
weniger  besteht,  als  erstrebt  wird.  Die 
diesen  Organismus  tragende  Idee  ist  die  Ein- 
gliederung aller  Einzelwirtschaften  in  eine 
Gesamtperson  der  Wirtschaft.  Diese  Ge- 
sanitperson  soll  ein  funktioneller  —  nicht 
territorialer,  wenn  auch  dezentralisierter  — 
Selbstverwaltungskörper  mit  eigenen  ge- 
meinschaftlichen Angelegenheiten  und  über- 
tragenen staatlichen  Befugnissen  sein.  Bis- 
her sind  zu  seiner  Bildung  zwei  Wege  sicht- 
bar: Die  Wege  des  autonomen  und  staat- 
liclien  Rechts. 

Auf  Grund  des  autonomen  Rechts  sind 
nach   der   Revolution   die  Arbeitsgemein- 

')  Abgedruckt  bei  Hoeulgor- Wehrle,  .,Ai- 
boitsrecht",  1921,  304. 

2)  §  20  der  V.  v.  23./Xn.  1918. 
4  §  23'  a.  a.  0. 

^)  Näherfis  bei  Kaskel  a.  a.  0.  S.  234. 
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schaffen  entstanden,  „durchdrungen  von  der 
Erkenntnis  und  der  Verantwortung,  daß  die 
Wiederaufrichtung  unserer  Volkswirtschaft 
die  Zusammenfassung  aller  wirtschaftlichen 
und  geistigen  Kräfte  und  allseitiges,  ein- 
trächtiges Zusammenarbeiten  verlangt" '). 
Sie  sind  Verbände  von  Berufsvereinen  oder 
Berufsvereinsverbänden  einerseits  der  Ar- 
beitgeber, andererseits  der  Arbeitnehmer. 
Bisher  bestehen  Arbeitsgemeinschaften  für 
Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft.  Sie 
gliedern  sich  in  Zentralarbeitsgemeinschaften, 
die  aus  Reiclisarlieitsgemcinschaften  für  selb- 
ständige Berufs  zweige,  sowie  in  Arbeits- 
gemeinschaften, die  für  einzelne  innerhalb 
eines  Berufszweigs  vorkommende  Sonder- 
fächer oder  für  kleinere  Gebiete  bestehen. 

Auf  Grund  des  staatlichen  Rechts  sollen 
die  Bezirkswirtschaftsräte  und  ein  Eeichs- 
wirtschaftsrat  geschaffen  werden.  Sie  sollen 
die  Organe  des  Zcntralkörpers  sein,  der  wieder 
ans  Einzelkörpcrn  der  Gesamtwirtschaft  zu- 
sammengesetzt ist.  Solche  Einzelkörper  be- 
stehen bereits  für  die  Kohlen-,  Kali-  und 
Elcktrizitätswirtschaff^).  Der  Reichswirt- 
schaftsrat  ist  vorläufig  ins  Leben  gerufen-). 
Die  Bezirkswirtschaftsräte  bestehen  noch 
nicht. 

Noch  hat  sich  kein  einheitlicher  Zu- 
sammenhang in  diesem  Werden  gebildet. 
Wie  ein  Nebel  liegt  auf  diesen  ersten  Bil- 
dungen einer  neuen  Wirtschaftsweise  die 
Unbestimmtheit  ihrer  Zuständigkeiten  und 
ihres  Verhältnisses  zueinander.  Sichtbar 
aber  ist  der  Grundgedanke  der  orga- 
nisierten selbsttätigen  Gesamtwirtschaft. 
Dieser  Grundgedanke  nuiß  im  Auge  be- 
halten werden,  um  die  (iesanitvertretung  der 
Arbeit  richtig  einzustellen.  Die  Gesamt- 
vertretung der  Arbeit  dient  der  Mit- 
wirkung der  Arbeitnehmer  au  der 
Bildung  eines  wirtschaftlichen  Ge- 
samtwillens, der  sich  über  den  Ein- 
zelwirtschaften zu  bilden  begonnen 
hat.  Sie  kommt  zum  Ausdruck  in  den 
Arbeitsgemeinschaften  durch  die  Koali- 
tionen der  Arbeitnehmer,  in  den  besonderen 
staatlichen  Wirtschaftskörpern  der  Kohlen-, 
Kali-  und  Elektrizitätswirtschatt  durch  Ein- 
zelvertreter, die  von  den  zuständigen  Ar- 
beitsgemeinschaften delegiert  sind,  und  in 
dem  Reichswirtschaftsrat  durch  Einzelver- 
treter, die  teils  durch  die  Koalitionen  der 
Arbeitnehmer,  teils  durch  die  Arbeitsgemein- 
schaften benannt  sind. 

')  Satzung  für  die  Zentialarbcitsgemeinschaft 
der  industriellen  und  gewerblichen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  Deutschlands  (abgedruckt  bei 
Hoeniger-Wehrle  a.  a.  0.  .307). 

")  Das  Gesetzesmaterial  ist  zusammen- 
gestellt bei  Reier,  ,,Das  Sozialisierungsgesetz  v. 
23./III.  1919". 

3)  V.  V.  4./V.  1920. 


C.  Fortbildung. 

Wenn  heute  das  Arbeitsrecht  im  Mittel- 
punkte der  Rechtsentwicklung  steht,  so  ist 
dies  sowohl  auf  die  Rückständigkeit  seiner 
bisherigen  Regelung,  als  auch  auf  die  wach- 
sende Bedeutung  der  Arbeit  in  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  zurückzuführen. 
Die  Reichsgesetzgebung  schickt  sich  an,  diesen 
Umschwung  in  einem  unifassenden  Gesetz- 
buch der  Arbeit  anzuerkennen.  Ein  Aus- 
schuß von  Sachverständigen  ist  im  Reiohs- 
arbeitsministerium  dazu  berufen,  die  Grund- 
lagen eines  solchen  Gesetzbuchs  festzulegen. 
Teilentwürfe  über  einzelne  Gebiete  des  Ar- 
beitsrechts sind  bereits  veröffentlicht').  Drin- 
gende Bedürfnisse  lassen  es  nicht  zu,  mit 
gesetzlichen  Maßnahmen  zurückzuhalten,  bis 
das  Arbeitsgesetzbuch  fertig  ist.  Sie  müssen 
später  in  das  Gesanitwerk  eingegliedert 
werden.  Damit  ist  ein  Gesetzgebungswerk 
von  größter  Schwierigkeit  und  Tragweite  in 
Angriff  genonmien,  das  nur  gelingen  kann, 
wenn  über  Form  und  tieist  Klarheit  herrscht. 
Die  Form  soll  ein  einheitliches  Arbeits- 
recht sein.  Der  Geist  kann  sich  nur  aus  der 
Einsicht  in  die  Entwicklung  des  Verhält- 
nisses zwischen  Arbeit  und  Eigentum 
ergeben. 

I.  Einheitliches  Arbeitsrecht. 

Das  geltende  Arbeitsrecht  entbehrt  der 
Einheit.  Zwar  ist  fast  ausnahmslos  die 
frühere  Zerrissenheit  in  reichsrechtliche  und 
partikularrechtliche  Regelung  aufgehoben. 
Sonst  fehlt  ihm  aber  die  planvolle  Ver- 
bindung und  Ausgeglichenheit,  so  daß  die 
Forderung  des  Art.  157  RV.  verständlich 
ist,  wonach  das  Reich  ein  einheitliches  Ar- 
beitsrecht schaffen  soll.  Diese  Einheit  muß 
eine  innere  sein,  die  die  einzelnen  Teile  des 
Arbeitsrechts  planvoll  verbindet  und  sie  zu 
Ausdrucksformen  eines  Geistes  macht.  Sie 
muß  eine  rechtliche  sein,  die  die  ver- 
schiedenen Materien  des  öffentlichen  und 
Privatrechts,  die  heute  noch  dogmatisch 
getrennt  sind,  einschmilzt  zu  einem  Arbeits- 
recht. Sie  nuiß  ferner  die  Verschieden- 
heiten der  Rechtsgestaltung  aufheben,  die 
geschichtlich  zufällig,  aber  in  der  Sache 
nicht  begründet  sind  —  man  denke  an 
die  Frage  der  Arbeitsgerichte  und  der 
Konkurrenzklausel.  Sie  muß  schließlich 
den  Wirrwarr  der  bestehenden  Behörden 
und  Instanzen  zugunsten  eines  einheitlichen 
für  die  Zwecke  des  Arbeitswesens  geschaf- 
fenen Behördenorganisnms  auflösen.  Hier- 

')  Ueber  den  Gang  der  .Arbeiten  liegen  nur 
spärliche  Mitteihmgen  vor  (s.  z.  B.  die  letzten 
Hefte  der  Zeitschrift  „Arbeitsrecht",  1921 ;  dazu 
Siefart,  Zur  Geschichte  der  Entstehung  i'ines 
Deutschen  Arbeitsgesetzbuches  in  „Neue  Z.  f. 
Arbeitsrecht",  I,  Heft  5  u.  6). 
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bei  werden  folgende  Prinzipien  Beachtung  1 
verdienen: 

1.  Einlieitliches  Arbeitsrecht  ist  nicht 
gleiches  Arbeitsrecht.  Einheit  schließt  Man- ' 
nigfaltigkeit  in  sich.  Deswegen  muß 
ein  einheitliches  Arbeitsrecht  in  einem  all- 
gemeinen Teile  die  Vorschriften  umfassen, 
die  allen  Einzelbeziehungen  gemeinsam 
sind,  dann  aber  den  besonderen  Ver- 
hältnissen gerecht  werden,  die  sich  einer 
allgemeinen  Regelung  entziehen.  Der  allge- 
meine leil  des  Arbeitsrechts  wird  materielles 
und  formelles  Recht  betreffen.  Materiell 
ist  insbesondere  die  Herausarbeitung 
eines  allgemeinen  Rechts  des  Ar- 
beitsvertrags, das  sich  aus  dem  Dienst- 
vertrag des  BGB.  ablöst.  Formell  ist  die 
Errichtung  einheitlicher  Arbeitsbehör- 
den, denen  alle  Aufgaben  zu  übertragen  sind, 
die  der  Rechtspflege  und  Verwaltung  auf 
dem  Gebiete  des  Arbeitswesens  erwachsen. 
Durch  eine  solche  Regelung  würden  nicht  nur 
Kräfte  und  Kosten  erspart.  Es  würde  auch 
die  Einheitlichkeit  der  Gesinnung  und  Ge- 
schäftsführung entstehen,  ohne  die  frucht- 
bare Arbeit  nicht  leicht  ist. 

2.  Einheitliches  Arbeitsrecht  ist  nicht  nur 
verstaatlichtes  Arbeitsrecht.  Ein  modernes 
Arbeitsrecht  kann  nur  bestehen,  wenn  staat- 
liches und  autonomes  Arbeitsrecht  ge- 
mischt sind,  so  daß  autonomes  Arbeitsrecht 
gilt,  soweit  nicht  staatliches  Arbeitsrecht 
zwingende  Grenzen  gezogen  hat.  Eine  Kodi- 
fikation des  Arbeitsrechts  wäre  zum  Schei- 
tern verurteilt,  wenn  sie  versuchen  wollte, 
das  Recht  von  vornherein  für  alle  Bezie- 
hungen festzulegen.  Denn  diese  Beziehungen 
ändern  sich  von  Tag  zu  Tag,  von  Ort  zu  Ort. 
In  einem  solchen  Zustande  wird  ein  Recht 
nur  dann  nicht  zur  Plage,  wenn  es  der  Ent- 
wicklung selbst  die  Kräfte  verleiht,  aus  sich 
heraus  die  ihr  gemäße,  anpassungsfähige 
Ordnung  hervorzubringen.  Die  Autonomie 
des  Arbeitsrechts  soll  nicht  nur  für  das  ma- 
terielle Recht,  sondern  auch  für  das  for- 
melle Recht  gelten,  so  daß  grundsätzlich 
staatliche  Behörden  erst  dann  tätig  werden, 
wenn  autonome  Selbstverwaltungskörper 
versagen. 

3.  Einheitliches  Arbeitsrecht  ist  nicht 
nur  gesetzliches  Arbeitsrecht.  Gesetz  und 
Verordnung  müssen  zweckmäßig  verteilt  sein. 
Je  komplizierter  die  Verhältnisse  werden,  je 
wandelbarer  sie  sind,  desto  größer  ist  das 
Wagnis,  sie  durch  feststehende  Gesetze  zu 
regeln.  Die  selbstverständliche  Mitwirkung 
des  Volkes  an  der  Gestaltung  seiner  Rechts- 
ordnung ist  nicht  daran  gebunden,  daß  sie 
sich  in  jedem  Fall  auf  den  Inhalt  dieser  Ord- 
nung erstreckt.  Es  genügt,  wenn  auf  wandel- 
baren und  verschiedenen  Einzelgebieten  der 
Gesetzgeber  Vollmachten  erteilt,  statt  Rechts- 
sätze aufzustellen.     Nur  auf  diese  Weise 


kann  auch  im  Arbeitsrecht  der  bewegliche 
Faktor  entstehen,  der  notwendig  ist,  um  den 
wechselnden  Bedürfnissen  gerecht  zu  werden. 

4.  Einheitliches  Arbeitsrecht  darf  schließ- 
lich nicht  zur  Bürokratisierung  des  Arbeits- 
lebens führen.  Wird  die  Ausführung  von 
Einzelheiten  des  Arbeitsrechts  der  Bechts- 
verordnung  überlassen,  so  entsteht  die  Ge- 
fahr der  Bürokratisierung.  Diese  Gefahr 
kann  auf  doppelte  Weise  abgewandt  wer- 
den. Zunächst  braucht  die  Uebertragung 
der  Verordnungsgewalt  nicht  nur  an  Be- 
hörden zu  erfolgen.  Nach  Art.  105'  RV. 
können  den  Arbeiter-  und  Wirtschaftsräten 
auf  den  ihnen  überwiesenen  Gebieten  Ver- 
waltungsbefugnisse übertragen  werden.  Da- 
mit ist  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Aus- 
übung der  Verordnungsgewalt  auf  dem  Ge- 
biete des  Arbeitsrechts  Körperschaften  zu 
übertragen,  in  denen  der  Geist  der  sozialen 
Si  Ibstverwaltung  lebendig  ist.  Der  andere 
Weg  liegt  in  der  weiteren  Entfaltung  des 
Gedankens  der  Verbindlicherklärung,  die  die 
neueste  Arbeitsgesetzgebung  für  Tarifver- 
träge und  Schiedssprüche  eingeführt  hat. 
Sie  sucht  die  Verordnungsgewalt  dadurch  zu 
entbürokratisieren,  daß  sie  die  Feststellung 
des  Rechtsinhalts  dem  Wirken  oder  der  Mit- 
wirkung sozialer  Kräfte  überläßt  und  nur 
die  Abstempelung  dieses  Inhalts  zu  geltendem 
Recht  bestimmten  Organen  überweist.  Dieser 
Weg  kann  für  das  Arbeitsrecht  weiter  be- 
schritten werden.  Auch  hier  bietet  sich  das 
Rätesystem  als  diejenige  Einrichtung  dar, 
deren  sich  der  Staat  bedienen  kann,  um  der 
Gefahr  einer  bürokratischen  Rechtsbildung 
zu  entgehen.  Er  kann  auf  geeigneten  Ge- 
bieten des  Arbeitsrechts  den  Räten  die  Fest- 
stellung des  Rechtsinhalts  überlassen  und 
sich  lediglich  seine  Erhebung  zur  Rechts- 
vorschrift vorbehalten. 

II.  Arbeit  und  Eigentum. 

Die  Grundlage  des  Arbeitsrechts  ist  die 
private,  aus  dem  Privateigentum  an  den 
Produktionsmitteln  sich  ergebende  Ab- 
hängigkeit des  Arbeitnehmers  vom  Arbeit- 
geber. Diese  Grundlage  befindet  sich  in 
einem  bedeutungsvollen  Entwicklungs- 
prozeß. Auf  der  einen  Seite  erfolgt  eine  Ent- 
eignung, die  dem  Arbeitgeber  Befugnisse 
entzieht,  auf  der  anderen  Seite  eine  Befrei- 
ung, die  die  Persönlichkeit  des  Arbeit- 
nehmers erweitert. 

1.  Die  Enteignung  knüpft  an  den  In- 
halt des  Eigentums  an,  das  nicht  nur  Herr- 
schaft über  Sachen,  sondern  auch  Herrschaft 
über  Menschen  ist.  Die  Herrschaft  über 
Menschen  beruht  auf  der  durch  die  Belu'rr- 
schung  der  Produktionsmittel  geschaffene« 
allgemeinen  sozialen  Position  des  Eigen- 
tümers, die  ihm  im  Arbeitsverkehr  den  Vor- 
|rang  gibt,  auf  dem  Personenrecht  des  Ar- 
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beitsvertrags,  das  das  Wirken  des  Arbeit- 
nehmers zum  Werke  des  Arbeitgebers  macht, 
auf  dem  Wesen  des  Arbeitsverbands, 
nach  dem  der  Eigentümer  auch  Herr  einer 
Organisation  ist.  Die  Enteignung  entzieht 
dem  Eigentümer  den  unumschränkten  Ge- 
brauch dieser  Herrschaft,  indem  sie  ihre 
Ausübung  durch  zwingende  Vorschriften 
einengt  oder  von  einem  genossenschaftlichen 
Gesamtwillen  abhängig  macht.  Die  Sach- 
herrschaft verleiht  dem  Eigentümer  die  Be- 
fugnis über  die  Substanz  und  den  Ertrag  des 
Eigentums  frei  zu  verfügen,  insbesondere  Art 
und  Form  seiner  Verwendung  zu  bestimmen. 
Hier  zeigt  sich  die  Tendenz  zur  Enteignung 
weniger  auf  dem  Gebiete  des  Arbeitsrechts, 
als  auf  dem  des  allgemeinen  Wirtschaftsrechts, 
das  die  öffentlich-rechtlichen  Eingriffe  ent- 
hält, die  die  private  Sachherrschaft  aus 
wirtschaftsorganisatorischen  und  staatsfinan- 
ziellen Gründen  in  wachsendem  Maße  be- 
schränken. Für  das  Arbeitsrecht  kommen 
nur  die  Einwirkungen  in  Betracht,  die  durch 
die  Rechte  der  Betriebsvertretungen  auch 
der  Sacliherrschatt  des  Eigentümers  gegen- 
über, allerdings  in  beschränktem  Maße,  ge- 
schaffen worden  sind.  Die  Enteignung  ge- 
schieht zugunsten  einer  Gesamtsphäre  über 
dem  Eigentum.  Sie  überantwortet  private 
Gewalt  an  soziale  Gewalt.  Geschichtlich  ist 
diese  soziale  Enteignung  eine  Fortsetzung 
der  politischen  Enteignung.  Auch  die  poli- 
tische Herrschaft  war  einst  Privateigentum, 
bis  der  Staat  sie  ihm  entzog  und  als  öffent- 
liche Befugnis  auf  eine  soziale  Willensorgani- 
sation übertrug.  ,,So  paradox  diese  Be- 
hauptung auf  den  ersten  Blick  auch  erschei- 
nen mag,  so  besteht  dennoch  im  allgemeinen 
der  kulturhistorische  Gang  aller  Rechts- 
geschichte eben  darin,  immer  mehr  die 
Eigentumssphäre  des  Privatindividuums  zu 
beschränken,  immer  mehr  Objekte  außerhalb 
des  Privateigentums  zu  setzen"  (Lassalle). 

2.  Die  Befreiung  des  Arbeitnehmers 
entspricht  seiner  Unterwertung  unter  die 
Gewalt  des  Arbeitgebers  und  seiner  Iso- 
lierung im  gesellschaftlichen  Raum.  Freiheit 
ist  die  Fähigkeit  über  sich  selbst  zu  verfügen. 
Diese  Fähigkeit  schließt  in  sich  die  Ziirüek- 
drängung  der  Herrschaft  fremden  Willens 
über  den  eigenen  durch  Einengung  des 
fremden  Herrschaftsbereichs  und  Teilnahme 
an  seiner  Bildung,  sowie  die  Verfügungs- 
gewalt über  die  Mittel  der  Selbstbestimmung. 
Die  Befreiung  der  Arbeit  äußert  sich  in  allen 
diesen  Richtungen.  In  immer  weiterem 
Lebensraum  tritt  der  Arbeitnehmer  aus  der 
Gewalt  des  Arbeitgebers  heraus.  Sein  Men- 
schentum außerhalb  der  Arbeitspflicht  wird 
seinem  Eingriff  entzogen,  die  Pflicht  zur 
Arbeit  endigt  vor  elementaren  Lebensgütern, 
die  Arbeitspflicht  selbst  ist  begrenzt  und 
eingeengt.   In  immer  höherem  Maße  ist  der 


Arbeitnehmer  zur  Mitwirkung  bei  der  Ge- 
staltung der  Lebensverhältnisse  berufen,  die 
für  sein  Schicksal  bestimmend  sind.  Koali- 
tionen, Arbeitsgenossenschatten  und  paritä- 
tische Vertretungskörper  setzen  dem  In- 
dividualwillen  des  Eigentums  einen  Sozial- 
willen der  Arbeit  entgegen,  der  ein  Diktat 
des  ersten  ausschließt.  Und  schließlich 
knüpfen  sich  an  die  Persönlichkeit  des  Arbeit- 
nehmers immer  mehr  berufliche  Rechte,  die 
ihm  nicht  nur  einen  besonderen  Rechts-  und 
Verwaltungsschutz  gewähren,  sondern  auch 
die  Lebensgüter  verschaffen,  die  er  ohne  diese 
rechtliche  Berutsstellung  nicht  haben  würde. 
Damit  erweitert  sich  die  Persönlichkeit  des 
Arbeitnehmers.  Das  Recht  verleiht  ihm  so- 
ziale Kräfte,  die  er  ohne  dieses  Recht  nicht 
haben  würde.  Auch  liier  zeigt  sich  eine  Trieb- 
kraft, die  schon  in  der  politischen  Geschichte 
wirkt.  Wie  mit  der  Entwicklung  des  Staats 
eine  fortschreitende  Vermehrung  des  indi- 
viduellen Machtbereichs  verbunden  ist,  in- 
dem politische  Grundrechte  gesichert,  die 
Möglichkeiten  der  Einwirkung  auf  den  Staat 
erweitert  und  die  Leistungen  des  Staats 
für  den  Einzelnen  vermehrt  werden,  so 
wächst  die  Persönlichkeit  des  Arbeitnehmers 
in  dem  Maße,  als  das  soziale  Recht  sich  ent- 
wickelt. ,,Alle  sozialen  und  politischen 
Kämpfe  der  neuen  Zeit  hatten  die  Ver- 
größerung der  Persönlichkeit  zum  Inhalt" 
(Jellinek). 

Dieser  durch  die  beiden  Tendenzen  der 
Enteignung  und  Befreiung  bestimmte  Ent- 
wicklungsprozeß ist  noch  keineswegs  abge- 
schlossen. Er  hat  in  unserer  Zeit  vor  allem 
auch  das  Verhältnis  zwischen  der  Arbeit  und 
dem  Eigentum  an  dem  Arbeitspro- 
dukte ergriffen,  das  seither  fast  gänzlich 
der  Entwicklung  entzogen  war.  Noch  ist 
die  Rechtsform  für  eine  Neuordnung  dieses 
Verhältnisses  nicht  gefunden.  Nur  negativ 
kann  gesagt  weiden:  Eine  Rückkehr  zur 
ursprünglichen  Verbindung  des  Arbeiters  mit 
seinem  Arbeitsmittel  in  der  Form  des  Indivi- 
dualbetriebs und  der  individuellen  Aneignung 
des  Arbeitsprodukts  ist  ausgeschlossen.  Die 
Form  der  arbeitsteiligen,  gesellschaftlichen 
Produktion  wird,  soweit  wir  sehen  können, 
unser  geschichtliches  Schicksal  bleiben.  An- 
dererseits wird  —  arbeitsreclitlich  gesehen  — 
das  Problem  auch  nicht  gelöst  durch  eine 
Ersetzung  des  Privateigentums  an  den  Pro- 
duktionsmitteln durch  reines  Staatseigentum. 
Das  Staatseigentum  ist  seinem  Wesen  nach 
Individualeigentum  und  zwar  Individual- 
eigentum  einer  juristischen  Person.  Es  ent- 
fremdet das  Arbeitsprodukt  der  Arbeitneh- 
merschaft genau  so,  wie  das  Eigentum  des 
Privaten.  Auch  durch  eine  Knpitals-  und 
Gewinnbeteiligung  der  Arbeitnehmer  eines 
Betriebs  wird  eine  Lösung  nicht  herbeige- 
führt werden.  Ihr  steht  die  sich  anbahnende 
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Wirtschaftsorganisation,  die  sich  über 
den  einzelnen  Betrieben  erhebt,  entgegen. 
Auf  der  Grundlage  eines  Gruppenkapitalis- 
raus  würde  sich  ein  antisozialer  Betriebs- 
egoismus entwickeln,  der  überdies  dem  Ar- 
beitnehmer einen  fühlbaren  Vorteil  nicht 
bringen  könnte.  Die  Entwicklung  bewegt 
sich  nicht  in  der  Kichtung  der ,, Werkgenossen 
Schaft",  sondern  der  Organisation  der  ge- 
samten abhängigen  Arbeit.  Wie  sie  Anteil 
an  dem  Gesamtergebnis  der  Arbeit  durch  eine 
unmittelbare  Beteiligung  an  dem  gesamten 
Arbeitsprodukt  gewinnen  kann,  ist  die  Frage, 
die  der  Lösung  harrt.  Sie  wird  das  Zentral- 
problem des  Arbeitsrechts  der  Zukunft  sein. 
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Arbeitsstatistik  und  arbeitsstatistische 
Aemter. 

I,  Die  Arbeitsstatistik  im  allgemeinen. 
1.  Begriff.  2.  Zweck  und  Aufgaben.  3.  Die 
Organisation.  4.  Die  Methoden,  II.  Die  Arbeits- 
statistik in  den  einzelnen  Staaten. 
1.  Deutsches  Reich.  2.  Das  Ausland:  a)  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika,  b)  Kanada,  c)  Austra- 
lischer Staatenbund,  d)  Neuseeland,  e)  Groß- 
britannien, f)  Frankreich,  g)  Belgien,  h)  Oester- 
reich, i)  Italien,  k)  Tschechoslowakei.  1)  Bul- 
garien, m)  Rumänien,  n)  Spanien.  0)  Nieder- 
lande, p)  {Schweden,  q)  Norwegen,  r)  Dänemark, 
s)  Schweiz,  t)  Ungarn,  u)  Rußland,  v)  Finnland, 
w)  Internationale  Arbeitsstatistik. 

I.  Die  Arbeitsstatistik  im  allgemeinen. 

1.  Begriff.  Die  Arbeitsstatistik  ist  der- 
jenige Ausschnitt  aus  der  Gesamtheit  der 
Massenbeobachtungen,  durch  den  die  sozialen 
Verhältnisse  der  arbeitenden  Bevölkerung 
und  ihre  Beziehungen  zum  Wirtschaftsleben 
zahlenmäßig  erforscht  werden.  Als  Zweig 
der  Verwaltungsstatistik  ist  sie  nicht  Selbst- 
zweck, sondern  dient  der  Verwaltung  öffent- 
licher Körperschaften  zur  allgemeinen  Orien- 
tierung, wie  auch  zur  unmittelbaren  Ver- 
wertung ihrer  Ergebnisse  für  bestimmte 
Aufgaben.  Darüber  hinaus  hat  sie  durch 
wissenschaftliche  Erforschung  ihrer  Quellen 
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•,ind  Auswertung  ihrer  Ergebnisse  als  dauernde 
Filhrerin  und  Beraterin  für  die  gesunde 
Weiterentwicklung  der  Sozialpolitik  und 
Sozialgesetzgebung  zu  dienen. 

Man  kann  zwei  Arten  von  Arbeits- 
statistik unterscheiden,  einmal  diejenige,  bei 
welcher  sich  die  Unterlagen  für  die  Massen- 
beobachtung bei  der  Durchführung  der  Ge- 
schäfte eines  bestimmten  Verwaltungszweiges 
von  selbst  ergeben  und  nur  der  zahlenmäßigen 
Zusammenfassung  bedürfen,  um  statistische 
Ergebnisse  zu  zeitigen.  Ein  großer  Teil 
der  laufenden  amtlichen  Arbeitsstatistiken  in 
den  Kulturstaaten  fällt  nach  ihrer  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  Zweckbestimmung 
hierunter.  Die  einfachste  Form  der  zahlen- 
mäßigen Rechenschaftsablegung  ist  die  als 
Geschäftsstatistik  bekannte  Registrierung 
wiederkehrender  Vorkomnmisse  im  laufenden 
Verwaltungsdienst.  Bei  der  anderen  Art 
der  Arbeitsstatisdk  ist  die  Erforschung  be- 
stimmter sozialer  Massenerscheinungen  der 
erste  und  Hauptzweck.  Hierfür  ist  das  Ur- 
material  meist  nicht  ohne  weiteres  greifbar, 
sondern  muß,  wie  z.  B.  bei  der  Lohnstatistik, 
erst  durch  besondere  Erhebungen  beschafft 
werden. 

Der  Begriff  ,, Arbeitsstatistik"  ist  um- 
fassender wie  die  gewöhnlich  genannte  Be- 
zeichnung ,, Arbeiterstatistik",  da  letztere 
strenggenommen  sich  nur  auf  die  sozialen 
Verhältnisse  der  Arbeiter  bezieht. 

Der  eigenartige  Charakter  der  Arbeits- 
statistik hat  in  einer  Reihe  von  Ländern 
dazu  geführt,  neben  der  statistischen  Zentral- 
stelle ein  besonderes  Bureau  oder  Amt  zur 
Pflege  der  Arbeitsstatistik  zu  errichten. 

2.  Zweck  und  Aufgaben.  Der  Zweck  der 
Arbeitsstatistik  besteht  darin,  für  die  Be- 
dürfnisse der  Verwaltung  und  Gesetzgebung 
sowie  für  die  Wissenschaft  über  alle  Fragen 
des  Arbeitsverhältnisses  im  weitesten  Sinn 
mit  Hilfe  geeigneter  Massenbeobachtung 
Aufklärung  zu  geben.  Der  Stand  der  Ent- 
wicklung der  Arbeitsstatistik  in  den  einzelnen 
Kulturstaaten  ist  sehr  verschieden  und 
hängt  aufs  engste  mit  der  Entwicklung  der 
sozialen  Verhältnisse  zusammen.  Diese  be- 
stimmt in  der  Regel  auch  den  Zeitpunkt, 
in  welchem  das  Bedürfnis  nach  verlässigen 
Ergebnissen  der  arbeitsstatistischen  For- 
schung so  stark  ist,  daß  trotz  der  hohen 
Kosten  eine  besondere  amtliche  Stelle  hier- 
für eingerichtet  wird.  Die  Aufgabe  der 
Arbeitsstatistik  ist  eine  doppelte.  Einmal 
hat  sie  für  die  zahlenmäßige  Kontrolle  be- 
stimmter Zweige  der  Verwaltung  zu  sorgen 
und  Aufklärung  zu  geben,  ob  sich  bei  der 
Durchführung  von  Gesetzen,  Verordnungen 
und  sonstigen  Maßnahmen  Mißstände  zeigen, 
die  eine  Neuordnung  nötig  machen.  Sodann 
hat  sie  durch  fortlaufende  oder  gelegentliche 
statistische  Untersuchungen  für  die  Bereit- 


stellung sozialpolitisch  verwertbaren  Mate- 
rials zu  sorgen,  das  zur  Vorbereitung  neuer 
Gesetze  und  Verwaltungsmaßnahmen,  zu 
ihrer  Aenderung,  Ergänzung  oder  Abschaf- 
fung nutzbar  gemacht  werden  kann.  Hierbei 
kann  auch  der  wissenschaftlichen  Seite  der 
Arbeitsstatistik  in  weitestem  Maße  Rechnung 
getragen  werden.  Der  Aufgabenkreis  läßt 
sich  durch  die  oft  beliebte  Aufzählung  ein- 
zelner Gegenstände  nicht  erschöpfend  um- 
schreiben. Vielmehr  sind  diese  Grenzen  nur 
nach  dem  Zweck  der  Arbeitsstatistik  zu  be- 
stimmen. Als  hauptsächlichste  Arbeits- 
gebiete sind  folgende  zu  nennen: 

1.  Lage  des  Arbeitsmarkts  unter  Berück- 
sichtigung wirtschaftlicher  Entwick- 
lungstendenzen, die  Arbeits-  und  Er- 
werbslosigkeit, die  Arbeitsvermittlung, 

2.  Arbeitslöhne  und  Arbeitszeit,  Arbeits- 
bedingungen, Arbeitnehnierschutz  ein- 
schließlich Heimarbeit,  Arbeitsverhält- 
nisse der  Jugendlichen  und  der  Frauen, 

3.  Lebenshaltungskosten, 

4.  Arbeitsvertrag,  Tarif vertragswesen, 

5.  Berufs  verbände  der  Arbeitgeber,  An- 
gestellten und  Arbeiter,  Beamtenver- 
bände, Arbeitsverfassung, 

6.  Einigungs-  und  Schiedswesen, 

7.  Streiks  und  Aussperrungen, 

8.  die  Sozialversicherung. 

9.  Wohnungs-  und  Siedlungswesen,  Ar- 
beiterwanderungen, 

10.  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  in 
Arbeitsangelegenheiten. 
Aus  dem  Zweck  und  den  Aufgaben  er- 
gibt sich,  daß  die  Arbeitsstatistik  wie  jede 
Statistik  in  erster  Linie  unparteiisch  sein 
muß.  Durch  Offenlegung  der  Erhebungs- 
niethoden paritätische  Mitberatung  der  be- 
teiligten Kreise  und  Hinweis  auf  die  UnvoU- 
kommenheiten  bei  der  Durchführung,  sowie 
durch  geeignete  Verbreitung  der  Ergebnisse 
muß  das  Vertrauen  der  Allgemeinheit  ge- 
wonnen und  erhalten  werden.  Mit  der  Ver- 
breitung der  Kenntnisse  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  erhält  die  Arbeitsstatistik  auch 
einen  mittelbaren  Einfluß  auf  die  Sozial-  und 
Wirtschaftspolitik.  Als  Mittel  für  die  Ver- 
breitung dienen  die  von  den  arbeitsstafi- 
stischen  Aemtern  herausgegebenen  Arbeits- 
blätter. Sie  sollen  eine  der  Allgemeinheit 
leicht  zugängliche,  rasch  und  zuverlässig 
unterrichtende  und  allgemein  verständliche 
Informationsquelle  sein.  Sie  haben  von  den 
Zentralverwaltungen,  von  der  Landes-, 
Städte-  und  Privatstatistik  geeignetes  Ma- 
terial heranzuholen.  Einige  Staaten  haben 
den  arbeitsstatistischen  Behörden  aus  Zweok- 
mäßigkeitsgründen  ein  beratendes  Organ 
(Beirat  für  Arbeitsstatistik)  beigegeben,  das 
—  nieist  bestehend  aus  behördlichen  und  pri- 
vaten Interessenten,  sowie  Vertretern  der 
Wissenschaft  —  zu  neuen  Erhebungen  die 
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Anregung  gibt,  die  Ergebnisse  begutachtet, 
für  die  Gesetzgebung  nutzbar  macht  und  den 
Zusammenhang  der  Arbeitsstatistik  mit  den 
Bedürfnissen  der  Verwaltung  und  der  gesetz- 
gebenden Körperschatten  lebendig  erhält. 

3.  Die  Organisation.  Bei  der  Arbeits- 
Btatistik  liandelt  es  sich  sowohl  um  die 
Sammlung  und  Nutzbarmachung  von  Er- 
gebnissen, die  gewissermaßen  als  Neben- 
produkt bei  der  sozialen  Verwaltungstätig- 
keit abfallen,  als  auch  um  einmalige  oder 
fortlaufende  Erhebungen  und  den  Sammel- 
dienst für  solche  von  anderen  amtlichen  oder 
halbamtlichen  Stellen  oder  von  privater 
Seite  durchgeführten  Untersuchungen.  Aus 
Zweckmäßigkeitsgründen  ist  es  vielfach  üb- 
lich, daß  einzelne  Verwaltungszweige,  wie 
z.  B.  die  Verkehrsverwaltung  oder  Arbeiter- 
versicherung, die  Gewinnung  und  Nutzbar- 
machung der  statistischen  Ergebnisse  ihres 
Geschäftsbereichs  bei  sich  behalten.  Diese 
dezentralisierte  Organisationsform  herrscht 
in  einer  Reihe  von  Ländern  auch  für  die 
arbeitsstatistischen  Behörden  vor,  und  gerade 
in  Ländern  mit  langjähriger  lintwicklung 
der  Arbeitsstatistik  ist  ihre  Pflege  meist 
einem  außerhalb  der  allgemeinen  statistischen 
Zentrale  stehenden  Amte  anvertraut,  dem 
dann  auch  meist  die  damit  in  Verbindung 
stehenden  unmittelbaren  Verwaltungsauf- 
gaben, wie  z.  B.  die  Ueberwaehung  der  Ar- 
beitsvermittlung, die  Regelung  des  Arbeits- 
markts, das  Schieds-  und  Einigungswesen, 
übertragen  sind.  Im  ganzen  herrscht  hin- 
sichtlich der  Eingliederung  der  arbeits- 
statistischen Aemter  in  den  Behörden- 
organismus je  nach  der  Verteilung  der  Zu- 
ständigkeit der  Zentralbehörden  und  nach 
der  geschichtlichen  Entwicklung  in  den 
einzelnen  Ländern  noch  große  Mannig- 
faltigkeit, worüber  Näheres  aus  Teil  II  zu 
erselien  ist.  In  der  Nordamerikanischen 
Union,  Belgien,  Frankreich,  Oesterreich  sind 
die  arbeitsstatistisehen  Behörden  Ministerien 
(teils  Arbeitsministerium),  in  England  und 
Schweden  dem  Handelsministerium  ange- 
gliedert. In  den  Niederlanden  und  bis  vor 
kurzem  auch  in  Deutschland  waren  sie  Be- 
standteil der  allgemeinen  statistischen  Zen- 
trale. 

Die  Grundlage  für  die  Materialbeschaf- 
fung ist  entweder  in  den  Verwaltungsge- 
schäften von  selbst  gegeben,  oder  sie  ist 
durch  eine  Anzeige-  und  Auskunftspflicht, 
die  nicht  selten  unter  strafrechtlichem  Schutz 
steht,  sichergestellt.  Fast  nirgends  geschieht 
dies  durch  ein  allgemeines  statistisches  Gesetz, 
häufiger  durch  Aufnahme  eines ,, statistischen 
Paragraphen"  in  die  über  das  einzelne  Sach- 
gebiet erlassenen  Vorschriften,  am  häufigsten 
in  der  Erteilung  der  Ermächtigung  an  Aus- 
führungsorgane, durch  Zusatzbestimmungen 
die  Interessentenkreise  bei  der  Material- 


beschaffung zu  beteiligen.  In  vielen  Fällen 
ist  die  Arbeitsstatistik  auf  die  freiwillige 
Mitarbeit  der  betreffenden  Kreise  bei  der 
Materialbeschaffung  angewiesen.  Die  In- 
teressentenverbände haben  an  dieser  Be- 
teiligung manchmal  ein  besonderes  Interesse, 
zu  einer  objektiven  Darstellung  der  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  beizutragen,  um  eine 
sonst  aus  eigenen  Mitteln  zu  führende  kost- 
spielige Statistik  sich  zu  sparen.  Zum 
Schutze  der  Auskunftspflicht  ist  den  be- 
teiligten Amtsstellen  eine  besonders  strenge 
Schweigepflicht  auferlegt  und  bei  den  Ver- 
öffentlichungen auch  noch  so  weitgehender 
sachlicher  oder  örtlicher  Einzelheiten  stets 
Vorsorge  getroffen,  daß  die  Einzelfälle  nicht 
zu  erkennen  sind.  Ein  besonders  in  Nord- 
amerika bewährtes  System  der  Material- 
beschaffung besteht  in  der  Anstellung  stän- 
diger, auf  wichtige  Plätze  verteilter  Korre- 
spondenten oder  bei  einmaligen  Erhebungen 
in  der  Verwendung  von  Agenten,  die,  mit 
genauen  Anweisungen  ausgerüstet,  die  Er- 
hebungsvordrucke an  Ort  und  Stelle  durch 
Befragen  selbst  ausfüllen. 

4.  Die  Methoden  der  Arbeitsstatistik 
decken  sich  im  allgemeinen  mit  den  Er- 
hebungs-  und  Verarbeitungsmethoden  der 
allgemeinen  Statistik,  die  an  anderer  Stelle 
\  dieses  Werkes  geschildert  sind.  Sie  sind 
jedoch  infolge  ihrer  Anpassung  an  die  Sonder- 
zwecke der  Arbeitsstatistik  noch  weiter  fort- 
gebildet und  verfeinert.  Ein  nicht  unerheb- 
licher Teil  der  Arbeitsstatistik  ist  als  Ge- 
schäftsstatistik anzusprechen,  das  heißt  eine 
zahlenmäßige  Kontrolle  und  darstellende 
Beobachtung  der  fortlaufenden  sozialen  Ver- 
waltungsgeschäfte. Aber  auch  für  die  sta- 
tistisch wissenschaftlichen  Methoden  bietet 
die  Arbeitsstatistik  ein  reiches  Betätigungs- 
feld. Das  oft  spröde  Material  stellt  nicht 
selten  an  die  statistische  Erhebungstechnik 
besonders  hohe  Anforderungen  und  bietet 
eine  Fülle  von  statistisch  interessanten 
Problemen.  Bei  der  Durchführung  der  Er- 
hebungen und  der  Auswertung  ihrer  Er- 
gebnisse, aber  auch  bei  der  Initiative  fällt 
in  vielen  Ländern  dem  oben  erwähnten 
Beirat  eine  wichtige  Rolle  zu.  Mehr  wie  auf 
anderen  Gebieten  der  Statistik  haben  bei 
der  Sammlung  des  Urmaterials  die  unteren 
Verwaltungsorgane  mitzuwirken.  Die  be- 
reits erwähnten  Speziilagenten  fallen  aus 
dem  Rahmen  der  sonstigen  Erhebungs- 
technik heraus,  haben  aber  in  vieler  Hinsicht 
nicht  zu  unterschätzende  Vorteile,  die  aller- 
dings von  der  sorgfältigen  Auswahl  der 
hierfür  verwendeten  Personen  abhängig  sind. 
Bei  den  Stichprob?nerhebungen  beschränkt 
sich  die  Materialsammlung  auf  ausgewählte 
typischeGruppen  von  Bcobachtungseinheiten, 
um  unnützen  Kraft-  und  Geldaufwand  zu 
sparen,  wo  es  der  Zweck  der  Untersuchung 
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erlaubt.  Um  die  Ergebnisse  verallgemeinern 
zu  können,  muß  natürlich  bei  der  Auswahl 
der  typischen  Zähleinheiten  besonders  sorg- 
fältig zu  Werke  jr^Kangen  werden.  Die 
Aufbereitung  des  arbeitsstatistischen  Mate- 
rials ist  zweckmäßig  nicht  den  nachgeord- 
neten Verwaltungsbehörden  und  den  Erhe- 
bungsstellen zu  überlassen,  sondern  unter  Mit- 
wirkung der  Landesstatistik  bei  den  arbeits- 
statistischen Aemtern  vorzunehmen,  die  über 
geschultes  Personal  und  teclinisehe  Einrich- 
tungen verfügen  müssen.  Ebenso  ist  diesen 
die  Veröffentlichung  und  leichte  Zugänglich- 
machung  der  Ergebnisse  anzuvertrauen.  Wo 
die  arbeitsstatistischen  Aeniter  nicht  der  all- 
gemeinen statistischen  Zentrale  angehören, 
muß  für  erstere  ein  ausreichender  statistisch- 
technischer Apparat  und  gescludtes  Personal 
verlangt  werden.  Für  die  breitere  Oeffent- 
liclikeit  sind  bei  der  Veröffentlichung  um- 
fangreiche und  schwer  zu  überblickende 
Zahlcntafeln  mit  weitgehenden  Einzelheiten 
weniger  geeignet  als  die  in  England  üblichen 
Auszüge  (Statistical  Abstracts),  die  in  knap- 
per Fassung  und  gedrängter  Form,  zum 
großen  Teil  auch  in  graphischen  Darstel- 
lungen und  mit  ti^xtlichen  Erläuterungen  das 
hauptsächlich  Wissenswerte  wiedergeben. 

Neben  der  amtlichen  Statistik  der  Staa- 
ten, der  Länder  und  der  Gemeinden  verdienen 
die  zahlreichen  und  unifassenden  privaten 
Arbeiten  arbeitsstatistischen  Inhalts  hervor- 
gehoben zu  werden.  In  der  Natur  der  Arbeits- 
statistik liegt  es,  daß  hier  mehr  wie  auf 
anderen  statistischen  (jebicten  die  Standes- 
vertretungen (Gewerkschaften,  Arbeitgeber- 
und Angcstelltenverbände)  eine  über  die 
amtliche  Statistik  hinausgehende  oder  ihr 
parallel  laufende  Privatsiatistik  betreiben. 

II,  Die  Arbeitsstatistik  in  den  einzelnen 
Staaten. 

1.  Deutsches  Reich.  Bei  der  Errichtung 
des  Statistischen  Reichsamts  im  Jahre  1872 
waren  zwar  Anfänge  der  deutschen  Arbeits- 
statistik bereits  vorhanden;  es  fehlte  aber 
an  einer  planmäßigen  Ptfege.  Als  Vor- 
läufer einer  einheitlichen  Reichsstatistik 
können  einzelne  Erhebungen  des  Deutschen 
Zollvereins  gewerbestatistischen  Inhalts  aus 
den  Jahren  1846  bis  1801  und  die  von  den 
Landesregierungen  in  den  siebziger  Jahren 
durchgeführten  und  im  Reichskanzleramt 
zusammengestellten  Untersuchungen  über 
die  Gesellen,  Lehrlinge  und  Fabrikarbeiter 
und  über  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  in 
Fabriken  angesehen  werden.  Dagegen  hatte 
sich  die  Landesstatistik  in  einzelnen  Teilen 
des  Reichs  (z.  B.  in  Bayern)  schon  viel 
früher  mit  sozialen  Untersuchungen  befaßt. 
Erst  mit  der  Entwicklung  der  modernen 
Sozialgesetzgebung  wuchs  im   Reich  das 


Bedürfnis  nach  einer  fortlaufenden  zahlen- 
mäßigen Erforschung  der  Arbeitsverhältnisse. 
Von  besonderem  Einfluß  hierauf  war  die 
Botschaft  Kaiser  Wilhelms  I.  vom  17./X1. 
1871,  durch  welche  die  Arbeiterversicherung 
und  im  Zusammenhange  mit  ihr  die  stati- 
stische Erfassung  ihrer  Wirkung  als  ein  wich- 
tiger Teil  der  Arbeitsstatistik  eingeleitet 
wurde.  In  diese  Zeit  fällt  auch  die  allgemeine 
Berufs-  und  Gewerbezählung  vom  5./VI. 
1882,  die  gegenüber  der  ersten  Gewerbe- 
statistik von  1875  durch  die  Ausdehnung  auf 
die  Landwirtschaft  wesentlich  erweitert  war. 
Sie  schuf  einen  Ueberbliek  über  Umfang, 
berufliche  und  gebietliche  Gliederung  der 
arbeitenden  Bevölkerung  und  ermöglichte 
die  Feststellung  der  Wechselbeziehungen 
zwischen  Geschlecht,  Alter,  Familienstand 
und  Beruf,  sowie  sozialer  Stellung  in  ihm. 
Für  die  Zwecke  der  Arbeiterversicherung 
wurden  damals  auch  die  Unfälle  in  den 
Fabriken  erhoben.  Nach  Einführung  der 
Arbeiterversicherungsgesetze  wurden  zur 
Kontrolle  ihrer  Wirkungen  und  zur  Gewin- 
nung von  Anhaltspunkten  für  die  Verfolgung 
weiterer  sozialpolitischer  Ziele  durch  die 
Versicherungsorgane  fortlaufende  statistische 
Nachweisungen  über  ihre  Tätigkeit  eingeholt, 
woraus  sich  bald  eine  ausgedehnte  Statistik 
der  nachstehend  aufgezählten  Versicherungs- 
zweige entwickelte.  Als  Nebenprodukt 
lassen  sich  aus  diesen  Zahlennachweisen  sehr 
beachtliche  Aufschlüsse  über  die  Arbeits- 
verhältnisse der  versicherten  Personen,  z.  B. 
über  die  ortsüblichen  Tagelöhne,  deren  regel- 
mäßige Festsetzung  und  Veröffentlichung 
im  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  er- 
folgt, gewinnen. 

Die  Statistik  der  Krankunversicherung 
wird  im  Statistischen  Reichsamt  seit  1885  (zu- 
letzt in  Band  294  der  Statistik  des  Deutschen 
Reichs  für  das  Jahr  1915)  bearbeitet.  Durch  den 
gesotzlich  begründeten  und  neuerdings  er- 
weiterten Vcrsifherunggzwang  sowie  durch 
landi'srechtliche  und  statutarische  Ausdehnungs- 
möglichkolten  ist  bei  der  Krankenversicherung 
das  Bcohaclitungsfcld  mit  Ausnahme  der  Be- 
amten und  Angestellten  im  wesentlichen  auf 
alle  gegen  Gehalt  und  Lohn  beschäftigte  Per- 
sonen in  der  Industrie,  in  Handel  und  Handwerk, 
in  Landwirtschaft,  häuslichen  Diensten  und 
im  Hausgewerbe  ausgedehnt.  Die  von  den 
Krankenkassen  gelieferten  Nachweisungen  geben 
Aufschluß  über  die  Art  und  Zahl  der  Kassen, 
ihren  Mitgliedcrstand,  ihre  Organisation, 
Leistungen  und  finanzielle  Lage.  Für  die  Arbeits- 
statistik von  besonderem  Interesse  ist  hierbei 
die  weiter  unten  zu  erwähnende  Bewegung  im 
Mitgliederstand  der  Krankenkassen  als  bchlüssel 
für  die  Beurteilun;  der  Arheitsmarktlege.  Er- 
gänzt wird  die  Krankenkassenstatistik  durch 
regelmäßige  Veröffentlichungen  der  Leistungen 
der  Knappschaftskassen  (zuletzt  Vierteljahrs- 
heft IV  1920  zur  Statistik  des  Deutgehen  Reichs) 
und  der  Ersatzkassen.  Für  1919  wurden  ins- 
gesamt rund  9  000  Krankenkassen  mit  17  Mill. 
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Mitgliedern  und  1  Milliarde  M.  Leistungen  fest- 
gestellt. 

Die  Statistik  der  Unfallversicherung, 
die  vom  Reichsvorsicherungsamt  bearbeitet  und 
in  seinen  amtlichen  Nachrichten  regelmäßig 
veröffentlicht  wird,  läßt  die  Unfallshäufigkeit 
mit  Angabe  über  Zahl,  Alter  und  Geschlecht 
der  Verletzten,  nähere  Umstände  und  Folgen 
der  Verletzungen,  ferner  über  Organisation  und 
finanzielle  Lage,  sowie  über  die  Rechtsprechung 
in  solchen  Versicherungsangelegcnheiten  er- 
kennen. Sie  umfaßte  1919  lic  Berufsgenossen- 
schaften mit  K,6  Mill.  gewerblichen  und  16  Mill. 
landwirtschaftlichen  sowie  1,4  Mill.  bei  Aus- 
führungsbehörden  gegen  Unfall  versicherten 
Personen. 

Für  die  Alters-  und  Invalidenversiche- 
rung, welche  die  in  abhängiger  Stellung  be- 
findlichen Personen  in  Landwirtsch.aft,  Industrie, 
Handel,  Hauswirtschaft  und  in  öffentlichen  Be- 
trieben (im  Staats-,  Gemeinde-,  Kirchen-  und 
Schuldienst)  umfaßt,  bringt  die  ebenfalls  vom 
Reichsversicherungsamt  veröffentlichte  Statistik 
Angaben  über  festgesetzte  Renten  (bis  Ende 
Dezember  1920  4  930  000  Renten),  über  Lei- 
stungen (1919  538  Mill.  M.),  über  Lohnklassen, 
finanzielle  Lage,  Heilverfahren  und  Organisation. 

Dazu  gesellt  sich  seit  1913  noch  die  Statistik 
über  die  Angestelltenversicherung.  Sie  wird  in 
der  Reichsvcrsicherungsanstalt  für  Angestellte 
bearbeitet  und  registrierte  1919  50  000  Heil- 
verfahren mit  rund  45  Mill.  M.  Gesamtaufwen- 
dungen. 

Mit  dem  Ausbau  der  Arbeitersehutz- 
gesetzcebuiig  durch  die  Novelle  von  1891 
zur  (Sewerbeordnung  trat  das  Bedürfnis 
nach  verlässigcni  Beobachtungsniaterial  über 
den  Rahmen  der  Arbeiterversicherung  hinaus 
immer  dringlicher  in  den  Vordergrund.  Die 
im  April  1892  eingesetzte  Kommission 
für  Arbeiterstatistik  sollte  den  An- 
forderungen nach  dieser  Richtung  gerecht 
werden.  Es  oblag  ihr,  dem  Reichskanzler 
Vorschläge  für  die  Form  und  Durchführung 
.statistischer  Erhebungen  zu  machen  und  auf 
Anordnung  des  Bundesrats  und  des  Reichs- 
kanzlers die  Vornahme  solcher  Erhebungen, 
Durchführung  und  Verarbeitung,  sowie  die 
Ergebnisse  zu  begutachten.  Sie  war  sowohl 
in  ihrem  Wirkungskreis,  der  sich  auf  die 
Verhältnisse  der  gewerblichen  Arbeiter  im 
Sinne  der  Gewerbeordnung  beschränkte,  als 
auch  in  ihren  äußeren  Einrichtungen  beengt. 
Sie  setzte  sich  zusammen  aus  einem  Vor- 
sitzenden, einem  Beamten  des  Statistischen 
Reichsamts,  sechs  vom  Bundesrat  zu  er- 
nennenden und  sieben  vom  Reichstag  zu 
wählenden  Mitgliedern.  Mangels  eines 
eigenen  Bureaus  wurden  die  statistischen 
.\rbeiten  von  der  amtlichen  Zentrale,  die 
V^erwaltungsarbeiten  vom  damaligen  Reichs- 
amt des  Innern  erledigt.  Ihre  Arbeiten 
waren  meist  Stichprobenerhebungen,  das 
heißt:  man  entwarf  einen  Fragebogen  und 
untersuchte  damit  etwa  10  vom  Hundert 
der  für  eine  Verallgemeinerung  geeignet  aus- 


gewählten Betriebe.  Schriftliche  Gutachten 
ergänzten  die  Ergebnisse.  Da  der  Kommission 
systematische  und  fortlaufende  Erhebungen 
aus  sich  selbst  heraus  versagt  blieben,  kann 
in  diesem  Zeitpunkt  der  Entwicklung  die 
Arbeitsstatistik  noch  nicht  als  selbständiger 
Zweig  der  amtlichen  deul sehen  Statistik  an- 
gesehen werden 

Zu  den  wichtigeren  Arbeiten  der  Kommission 
zählen  folgende:  eine  Erhebung  über  Arbeitszeit 
in  den  Bäckereien  und  Konditoreien  ( 1.  Teil  1892, 
2.  Teil  1894),  über  die  Arbeitszeit,  Kündigungs- 
fiisten  und  Lebensverhältnisse  im  Handels- 
gewerbe (1894,  3  Teile),  über  die  Arbeitszeit  in 
Getreidemühlen  (1893,  2  Teile),  über  Arbeits- 
und Gehaltsverhältnissc  der  Kellner  und  Kellne- 
rinnen (1893),  ferner  über  die  Arbeitsverhält- 
nisse des  Küchcnpersonals  in  Gast-  und  Schank- 
wirtschaften (1895),  über  die  Arbeitsverhältnisse 
in  der  Kleider-  und  Wäschefabrikation  (1896), 
über  Arbeitszeit  und  Sonntagsruhe  in  der  Binnen- 
schiffahrt, über  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und 
Lehrlinge  in  Kontoren  des  Handelsgewerbes  und 
kaufmännischer  Betriebe  ohne  offene  Verkaufs- 
stellen (1901/1902). 

Für  die  weitere  Entwicklung  der  Arbeits- 
statistik von  besonderer  Bedeutung  war  die 
Berufs-  und  Gewerbezählung  von  1895, 
die  für  das  Studium  der  sozialen  Verhältnisse 
in  mancher  Hinsicht  eine  reiche  Ausbeute  brachte. 
So  wurde  mit  ihr  erstmals  eine  allgemeine  Ar- 
beitslosenzählung im  Reich  versucht,  die  mit  der 
Volkszählung  im  Winter  des  nämlichen  Jahres 
wiederholt  wurde,  und  eine  Erhebung  über  die 
Selbständigen  nach  sozialen  Klassen,  die  gelernten 
und  ungelernten  Arbeiter  und  die  Mitarbeit  von 
Familienangehörigen  durchgeführt. 

An  einzelnen  Untersuchungen  aus  dieser  Zeit 
sind  zu  nennen:  eine  Erhebung  über  Unfälle 
in  den  Fabriken  (1881),  eine  Ermittlung  der 
Lohnverhältnissc  der  Arbeiterinnen  in  den 
Wäschefabriken  und  in  der  Konfektion  (1886), 
je  eine  Erhebung  über  die  Sonntagsruhe  im  Ge- 
werbe (1885),  über  die  Einwirkung  der  Arbeiter- 
versicherung auf  die  Armenpflege  (1893),  über 
die  gewerbsmäßige  und  sonstige  Arbeitsvermitt- 
lung (1894),  eine  größere  Erhebung  über  die  Ver- 
hältnisse im  Handwerk  (1895),  über  die  gewerbs- 
mäßige Kinderarbeit  (1898),  sowie  die  seit  1899 
jährlich  wiederholten  Erhebungen  über  Aussper- 
rungen und  Streiks  und  Sondererhebungen  mit 
Hilfe  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  über  jugend- 
liche iUbeiter  und  erwachsene  Aibeiterinnen  und 
ähnliche  Fragen. 

Im  weiteren  Verlauf  der  sozialen  Ent- 
wicklung zeigte  es  sich,  daß  die  arbeits- 
statistischen Untersuchungen  einerseits  einer 
größeren  Spezialisierung,  andererseits  der 
Ausdehnung  auf  bisher  nicht  ergriffene  Ge- 
biete bedurften.  Es  fehlte  an  einer  syste- 
matisch durchgeführten  und  allgemein  zu- 
gänglichen Arbüitsstatistik  im  größeren  StiL 
Durch  die  Errichtung  einer  besonderen  Ab- 
teilung für  Arbeiterstatistik  beim 
Statistischen  Reichsamt,  die  auf  Anregung 
des  Reichstags  am  l./IV.  1904  erfolgte,  war 
diesem  dringenden   Bedürfnis  abgeholfen. 
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Als  Aufgabe  wurde  der  neuen  Abteilune 
ubertragen:  " 

1.  die  Sammlung,  Ziisammenstelhing  und 
periodische  Veröffentlichung  arbeits- 
statistischer Daten  und  sonstiger  für 
die  Arbeiterverhältnisse  wichtiger  Mit- 
teilungen, 

2.  die  Vornahme  besonderer  Untersuchun- 
gen mit  Hilfe  schriftlicher  und  münd- 
licher Erhebungen,  sowie  die  Erstattung 
von  Gutachten. 

Gleichzeitig  wurde  ihr  in  Fortführung 
der  bislier  der  Kommission  übertragenen 
Obliegenheiten  ein  Beirat  für  Arbeiter- 
statistik, bestehend  ans  14  Mitgliedern 
(je  7  vom  Bundesrat  und  Reichstag  zu  wählen) 
unter  Vorsitz  des  Präsidenten  des  Statisti- 
schen Reichsamts  beigegeben.  Er  hatte 
uber_  die  Befugnisse  der  kommission  hinaus 
m  fallen,  in  denen  es  zur  Ergänzung  des 
statistischen  Materials  notwendig  erschien 
das  Recht  der  Vernelimung  von  Auskunfts- 
personen. Seit  einer  Reihe  von  Jahren  ist  er 
nicht  mehr  tätig  gewesen. 

lin  Gegensatz  zu  früher  konnte  nunmehr 
die  Abteilung  iür  Arbeiterstatistik  ohne  Be- 
schrankung auf  bestimmte  Teile  der  Ge- 
werbeordnung sozialstatistische  Erhebungen 
jeder  Art  durchführen.    Ihre  Tätigkeit  be- 
gann sie  mit  der  Fortsetzung  der  ,, Er- 
hebungen" durch  Veröffentlichungen  über 
die  Arbeitszeit  und  sonstige  Verhäftnisse  im 
fleischergewerbe,    im   gewerblichen  Fuhr- 
werksbetriebe, in  Platt-  und  Waschanstalten 
im   Binnenschiffahrtsgewerbe,   ferner  über 
Arbeitsverhältnisse    der    Angestellten  der 
Rechtsanwälte  und  über  die  Wirkungen  des 
Handwerkergesetzes   von   1897  (Erhebung 
veranstaltet  1905/1907).  Die  oben  erwähnt? 
Methode   der   Stichprobenerhebung  wurde 
hierfür  beibehalten.     Für  die  Verbreitung 
der  arbeitsstatistischen  Ergebnisse  in  weiten 
Bevölkerungskreisen  erwarb  sich  die  Ab- 
teilung   ein    besonderes    Verdienst  durch 
die  im  April  1903  begonnene  Herausgabe 
des  Reichs-Arbeitsblatts.    Es  erschien 
monatlich  in  einer  Auflage  von  rund  9000 
Stück  zum  Bezugspreis  von  1  M.  im  Jahre. 
Es  stellte  sich  zur  Aufgabe,  über  alle  sozialen 
Fragen  von  einigem  Interesse  in  allgemein 
verständlicher  Weise  zu  unterrichten.  Aus 
dem  reichen  Arbeitsgebiet  sei  hervorgehoben 
die   Berichterstattung   über  den  Arbeits- 
markt, über  die  Einrichtungen  und  Tätigkeit 
der  Arbeitsnachweise,  Arbeitslosigkeit,  Le- 
benshaltung und  Lebensmittelpreise,  Arbeits- 
löhne, Arbeitszeit,  Heimarbeit,  Frauenarbeit 
und  Beschäftigung  Jugendlicher,  Lehrlings- 
wesen, Kinderarbeit,  Tarifverträge,  Arbeits- 
streitigkeiten, Schieds-  und  Einigungswesen, 
Berufsverbände  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer.Arbeitervertretungen,  Arbeiterschutz, 
Gewerbeaufsicht,  Wohnungs-  und  Siedlungs- 


wesen, Arbeiterwanderungen,  Sparkasseu- 
wesen,  Arbeiterversicherung,  Genossen- 
schaftswesen, Volksgesundheit,  Wohlfahrts- 
ptlege,  Volksbildungswesen,  Rechtsaus- 
kunftstellen, Gewerbe-  und  Kaufmanns- 
gerichte, soziale  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung und  Beobachtung  der  Entwicklung 
dieser  Angelegenheiten  in  den  wichtigsten 
Kulturstaaten.  Für  Veröffentlichungen 
größeren  ümfangs  über  einzelne  dieser 
Arbeitsgebiete  wurden  Sonderhefte  zum 
Reichs-Arbeitsblatt  und  Sonderbeilagen 
herausgegeben,  durch  welche  die  sozial- 
statistischen  Forschungen  vertieft  und  er- 
weitert wurden.  Die  25  bisher  erschienenen 
Sonderhefte  behandeln: 

Statistik  dor  Frauenorganisationen  im  Deut- 
schen Reich  (lyusi),  Erhebungen  von  Wirtschafts- 
rechnungen minderbemittr"lter  Familien  im  Deut- 
f^chen  Reich  (lilüO,  1911,  1919)  die  Tarifverträge 
im  Deutschen  Reich  (1910-1919  in  Heft  4  5  7 
10, 12,  15  und  2%  die  Verbände  der  Arbeitgeber' 
Angestellten  und  Arbeiter  (1911-1920,  in  Heft  6 
«.  11,  13,  16,  19.  22  und  25),  die  internationalen 
l.ezieliungen  der  Arbeitgeber-,  Angestellten-  und 
Arbeiterverbände  (1914),  Beiträge  zur  WohnunK- 
trage  wahrend  des  Krieges  (1917),  Beiträge  zur 
Kenntnis  der  Lebenshaltung  im  dritten  und 
vierten  Kriegsjahre  (1918,  1919),  ausländische 
(.esetzgebung  über  Bcrufsvercine,  Einigungs- 
Nclucds-  und  Taritwesrn  (llü.S),  (Irundzüge  der 
<lcutsihcn  Sozialversicherung  (Heft  24). 

[  Eine  weitere  Reihe  von  Beiträgen 
zur  Arbeiterstatistik  umfassen  in  Buch- 
form Veröffentlichungen  vvi.ssenschaftlicher 
Arbeiten  besonderer  Art  in  zwangloser 
Reihenfolge,  die  in  den  regelmäßig  wieder- 
kehrenden Kreis  der  Untersuchungen  des 
Reichs-Arbeitsblatts  nicht  hineinpa.ssen.  Die 
bisher  erschienenen  12  Bände  behandeln 
folgende  Themen: 

l  und  7:  Die  Fortschritte  der  amtlichen 

(19Ö4' W08)'''''         '^"^    ''''''"Ksten  Staaten 

2:  Die  Regelung  der  Notstandsarbeiten  in 
deutschen  Städten  (1905). 

o  K  "il  Tarifvertrag  im  Deutschen 

Reich  (1906). 

6:  Die  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  bei 
Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  (1907). 

8:  Die  Weiterbildung  des  Tarifvertrags  im 
Deutscheu  Reich  (1908). 

9  und  10:  Die  Regelung  des  Arbeitsverhält- 
nisses dflr  Geraeindearbeiter  in  deutschen 
Städten  (1908,  1909). 

(1910)'     °*"'"°^^'"'""'S''      deutschen  Städten 

12:  Gebiete  und  Methoden  der  amtlichen 
Arbeitsstatistik  in  den  wichtii;sten  Industrie- 
staaten (1913). 

Zu  erwähnen  sind  ferner  noch  die  vom  Sta- 
tistischen Reichsamt  jährlich  zusammengestellten 
und  mit  einem  Registerband  herausgegebenen 
Berichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  und 
Bergbehörden  (1905  bis  1921)  und  eine  größere 
Arbeit  über  die  bestehenden  Einrichtungen  zur 
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Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeits- 
losigkeit im  AusTand  und  im  Deutschen  Reich 
(1906). 

Bei  Ausbruch  des  Krieges  im  August  1914 
und  der  plötzlich  einsetzenden  Arbeitslosig- 
keit übcrnalim  die  Abteilung  für  Arbeiter- 
statistik durch  die  Herausgabe  des  Arbeits- 
markt-Anzeigers noch  eine  weitere  Auf- 
gabe. Mit  Hilfe  der  Arbeitsvermittlungs- 
einrichtungen wurde  ein  Meldedienst  für  die 
von  den  Arbeitsnachweisen  nicht  erledigten 
Arbeitsgesuche  und  offenen  Stellen  ein- 
gerichtet, um  bis  zur  Schaffung  und  Ein- 
spielung gebietlicher  Sammelstellen  (Zentral- 
auskunftsst eilen)  durch  rasche,  2  mal  wöchent- 
liche, später  einmal  wöchentliche  Bekannt- 
gabe der  nicht  erledigten  Posten  an  alle  wich- 
tigeren Arbeitsnachweise  den  zwischengebiet- 
liclien  Ausgleich  anzuregen  und  keine  Ar- 
beitskraft ungenutzt  zu  lassen.  Gleichzeitig 
waren  die  aus  den  Meldungen  gewonnenen 
Zahlen  in  Verbindung  mit  der  laufenden 
Arbeitsnaehweisstatistik  eine  Erkenntnis- 
quelle für  die  Entwicklungstendenzen  des 
Arbeitsmarkts.  Die  ursprünglich  für  diese 
Ausgleichszwecke  und  zur  Regelung  der 
Ausländerbeschäftigung  während  des  Krieges 
beim  Eeichsamt  des  Innern  gegründete 
,, Reichszentrale  der  Arbeitsnach- 
weise" wurde  Ende  1918  der  Abteilung  für 
Arbeiterstatislik  übertragen.  Einer  ur- 
sprünglich rein  statistischen  Amtsstel'e  wur- 
den damit  gewisse  Verwaltungsfunktionen  hin- 
sichtlich der  Ueberwachung  des  Arbeitsmarkts 
und  der  Arbeitsvermittlung  anvertraut. 

Seit  der  Schaffung  des  Reichswirtschafts- 
und Reichsarbeitsministeriums  und  der  Los- 
trennung ihrer  Aufgabenkomplexe  vom  ehe- 
maligen Reichsamt  des  Innern  hatte  die 
Abteilung  für  Arbeiterstatistik  mit  Ressort- 
schwierigkeiten zu  kämpfen.  Als  Bestand- 
teil des  Statistischen  Reichsamts  unter- 
stand sie  zwar  mit  diesem  dem  Reichswirt- 
schaftsministeriuni,  hatte  aber  ihre  sta- 
tistische und  verwaltungsmäßige  Tätigkeit 
im  wesentlichen  für  die  Zwecke  des  Reichs- 
arbeitsministeriums auszuüben  und  sich 
dessen  Bedürfnissen  anzupassen.  Mit  der 
Gründung  des  Reichsamts  für  Arbeits- 
vermittlung durch  V.  der  Reichsregierung 
V.  5./V.  1920  wurden  diese  Schwierigkeiten 
behoben  und  der  Arbeitsstatistik  in  Deutsch- 
land neue  Bahnen  gewiesen.  Das  Reichsamt 
für  Arbeitsvermittlung  mit  seiner  arbeits- 
statistischen Abteilung  wurde  im  Geschäfts- 
kreis des  Reichsarbeitsministeriums  eine  selb- 
ständige höhere  Reichsbehörde.  Die  arbeits- 
statistische Abteilung,  die  vom  Statistischen 
Reichsanite  samt  dem  geschulten  Personal 
und  den  technischen  Einrichtungen  auf  die 
neue  Behörde  übernommen  worden  ist,  ar- 
beitet unter  einem  Abteilungsleiter  mit  den 
erforderlichen     Referenten,  wissenschaft- 


lichen Hilfskräften  und  einem  fachstatistisch 
ausgebildeten  Bureaupersonal  in  gleicher 
Weise  wie  die  frühere  Abteilung  für  Arbeiter- 
statistik, ist  jedoch  ohne  Mehrkosten  besser 
als  diese  in  der  Lage,  ihre  Tätigkeit  den  Ver- 
waltungsbedürfnissen des  Ressorts,  dem  sie 
eingegliedert  ist,  anzupassen.  Bis  zum  In- 
krafttreten des  Arbeitsnachweisgesetzes  ob- 
lag dem  neuen  Amt  u.  a. 

1.  die  Beobachtung  des  Arbeitsmarkts, 
die  Herausgabe  laufender  Veröffent- 
lichungen über  seine  Lage, 

2.  die  Aufsicht  über  die  Arbeitsvermitt- 
lungseinrichtungen jeder  Art, 

3.  die  Regelung  der  Anwerbung  und  Ver- 
mittlung ausländischer  Arbeitnehmer, 

4.  die  Aufsicht  über  Einrichtungen  der 
Berufsberatung  und  Lehrstellenvermitt- 
lung, 

5.  die  Durchführung  der  Maßnahmen  zur 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit, 

6.  die  Sammlung  der  Tarifverträge  und 
ihre  Auswertung, 

7.  die  Beobachtung  der  Ausstände  und 
Aussperrungen, 

8.  die  Beobachtung  der  Entwicklung  von 
Berufsvereinen  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer. 

Jede  dieser  Aufgaben  hat  arbeitsstatisti- 
sche Unterlagen  zur  Voraussetzung,  und  sie 
bilden  in  ihrer  Gesamtheit  den  Kern  der 
Arbeitsstatistik  überhaupt.  Da  das  Berichts- 
material fortlaufend  mit  örtlichen  und  beruf- 
lichen Einzelheiten  und  nach  dem  jeweils 
neuesten  Stand  für  die  Aufgaben  des  neuen 
Amts  zur  Verfügung  stehen  und  die  Auf- 
arbeitung den  jeweiligen  Bedürfnissen  ange- 
paßt werden  muß.  war  die  Lostrennung  der 
Arbeitsstatistik  von  der  statistischen  Zentral- 
stelle eine  unerläßliche  Voraussetzung  für 
das  neue  Amt.  Hinsichtlich  der  Auskunfts- 
pflicht war  das  Rcichsamt')  nach  der  ge- 
nannten Verordnung  berechtigt,  von  den  in 
Betracht  kommenden  Stellen,  insbesondere 
von  den  Organen  des  Arbeitsnachweiswesens, 
den  Gemeinden  und  Gemeindeverbänden, 
Handels-,  Handwerks-  und  Landwirtschafts- 
kammern, den  Krankenkassen  und  Kranken- 
kassenverbänden, sowie  von  den  Berufsver- 
bänden der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
die  erforderlichen  Auskünfte  zu  verlangen. 
I  In  dem  ArbeitsnachweisG.  v.  22./VL  1922 
(RGBl.  I  S.  657)  ist  dem  Reichsamt  eine 
gesetzliche  Grundlage  (§  31)  zu  arbeits- 
statistischen Erhebungen  in  weitestem  Maße 
zur  Durchführung  seiner  Aufgaben  gegeben 
und  die  Pflicht  zur  Veröffentlichung  der  Er- 
gebnisse auferlegt  worden.  Die  ihm  durch 
das  Gesetz  (§  26)  zugewiesenen  Aufgaben 
sind  die  Beobachtung  des  Arbeitsmarkts,  der 

>j~SeitT/X.  iy22  führt  das  Amt  die_  Be- 
zeichnung „Reichsarbeitsverwaltiuig"  (Reichs- 
amt für  Arbeitsvermittlung). 
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Ansgleich  von  Anf;ebot  und  Nachfrage 
iwisclien  den  verschiedenen  Gebieten,  die 
fachliche  Aufsicht  über  die  der  Berufsbera- 
tung und  Lchrstellenvermittlung  dienenden 
Einrichtungen  und  die  Regelung  und  Ueber- 
wachung  der  Anwerbung,  Vermittlung  und 
Beschäftigung  ausländischer  Arbeitnehmer. 
Im  einzelnen  ist  durch  das  Gesetz  dem 
Reichsamt  die  Berechtigung  erteilt,  Er- 
hebungen über  die  Lage  des  Arbeitsmarkts, 
die  Arbeitsbedingungen,  Ausstände  und  Aus- 
sperrungen, sowie  über  die  Mitgliederbewe- 
gung der  Vereinigungen  von  den  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  vorzunehmen  und 
die  hierzu  erforderlichen  Auskünfte  zu  ver- 
langen. Die  regelmäßig  im  Reichsarbeits- 
blatt  zu  veröffentlichenden  Berichte  haben 
sich  zu  beschäftigen  mit  der  Lage  des  Ar- 
beitsniarkts,  dem  Umfange  der  Arbeits- 
losigkeit, dem  Erfolg  der  Arbeitsvermittlung 
und  Arbeitsbcscliaffiing,  den  .\rbeitsstreitig- 
keiten  sowie  der  Entwicklung  des  Tarif- 
■wesens  und  der  Vereinigungen  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern. 

Neben  der  oben  erwähnten,  in  §  54  durch 
Strafvorscliriften  verstärkten  Rechtsgrund- 
lage für  die  genannten  Teilgebiete  der  \r- 
beitsstatistik  bestehen  reichsgesetzlichc  Vor- 
schriften für  arbeitsstatistische  Berichter- 
stattung noch  in  §  118  Ziffer  3  des  Brannt- 
weinnujnopolgeselzes  in  der  Fassung  v. 
20./IV.  1922  und  in  der  Bekanntmachung 
hierzu  v.  4./IX.  1922  (RGBl.  I  S.  738)  sowie 
in  §  6b  der  V.  über  Tarifverträge  v. 
31./V.  1920.  In  letzterer  Bestimmung  ist 
allerdings  nur  eine  Verpflichtung  zur  Ein- 
sendung der  Tarifverträge  ausgesprochen. 
Dieses  Material  findet  jedoch  bei  der  Be- 
arbeitung der  Tarifstatistik  und  der  tarif- 
lichen Lohnstatistik  ausgiebige  Verwendung. 
Die  laufenden  statistischen  Arbeiten  des 
Reichsamts  für  Arbeitsvermittlung  erstrecken 
sich  auf  Arbeitsmarktberichterstattung,  Be- 
obachtung der  Bewegung  im  Mitgliederstand 
der  Krankenkassen,  Arbeitslosigkeit  in  den 
gewerkschaftlichen  Fachverbänden,  Zahl  der 
unterstützten  Erwerbslosen  und  ihrer  Fa- 
milienangelirtrigen  und  der  geleisteten  Unter- 
stützung, Kurzarbeit  bei  den  gewerkschaft- 
lich organisierten  Arbeitnehmern,  Betriebs- 
abbrüche und  Stillegungen,  die  Vermitt- 
lungstäligkeit  der  Arbeitsnachweise,  die  Be- 
rufsverbände der  Arbeitgeber,  Angestellten 
und  Arbeiter  mit  Verbandsarchiv,  das  Tarif- 
wesen mit  einem  zur  Zeit  45000  Verträge 
umfassenden  Tarifarchiv,  das  Schieds-  und 
Einigungswesen,  sowie  die  Streiks  und  Aus- 
.sperrungen. 

Durrh  den  verfeinerten  Au>^bau  der  Industrie- 
berichterstattung über  die  Lage  des  Arbeits- 
markts  und  den  Beschäftigungsgrad,  durch  eine 
zweimal  monatliche  Stichtagzählung  der  vor- 
handenen Arbeitssuchenden  und  offenen  Stellen, 


durch  eine  Htägige  Statistik  übi  r  die  Erwerbs- 
losigkeit in  Städten  über  10000  Einwohner  und 
durch  die  auf  Grund  von  42  und  31  dos  Ar- 
beitsnachweisgesetzes durchgeführte  Verbesse- 
rung der  Streikstatistik  sind  diese  Teilgebiete  der 
.\rbeitsstatistik  wesentlich  vertieft  worden. 
Nach  wie  vor  ist  darauf  Bedacht  genommen 
worden,  der  Arbeitsstatistik  ihren  » Issenschnft- 
lichen  Charakter  zu  wahren.  Als  Veröftent- 
lichungsorgan  dient  dem  Roichsanit  für  Arbeits- 
vermittlun''g  das  seit  Oktober  1U20  erheblich 
erweiterte  Reichs-Arbeitsblatt,  das  zugleich 
Amtsblatt  des  Reichsirbeitsministeriums  ge- 
worden ist.  Es  erscheint  monatlich  zweimal  in 
einer  Auflage  von  rund  20  000  Stück,  und  zer- 
fällt in  den  amtlichen  Teil  (Gesetze,  Gesetz- 
I  entwürfe,  Verordnungen,  Erlasse  und  Bescheide, 
j  Rechtsprechung  in  sozialen  Angelegenheiten) 
und  in  den  nichtamtlichen  Teil,  der  die  Sta- 
tistik und  freien  sozialpolitischen  Aufsätze 
enthält.  Die  Sonderhefte  zum  Reichs-Arbeits- 
\  blatt  werden  in  der  bisherigen  Form  weiter- 
geführt. Von  Zeit  zu  Zeit  unterrichtet  eine 
bonderzusammenstellung  in  eingehender  Weise 
über  die  Lage  des  Arbeitsmai-kts.  Um  das 
Reichs-Arbeitsblatt  von  umfangreichen  Zahlen- 
tafeln zu  entlasten,  erschienen  die  statistischen 
Einzelheiten  bisher  als  Beilage  zum  Arbeitsmarkt- 
anzeiger, ab  1922  in  den  Vierteljahrsheften  des 
Statistischen  Reichsamts. 

Die  beim  Statistischen  Reichsamt  ver- 
bliebenen sozialstatistischen  Fachgebiete  sind 
in  der  Hauptsache  Lohnerhebungen,  die 
Teuerungsstatistik,  die  Untersuchungen  über 
die  Kosten  der  Lebenshaltung,  die  jährliche 
Krankenkassenstatistik,  die  Beobachtung  des 
Wolinungsmarktes  und  die  Rechtsprechung 
der  Gewerbe-  und  Kaufmannsgerichte.  Zum 
Ausbau  der  Lohnstatistik  ist  das  lohn- 
stalistische  G.  v.  27./V1.  1922  erlassen  wor- 
den, das  die  Reichsregierung  unter  Mit- 
wirkung eines  Beirats  zu  lohnstatistischen 
Erhebungen  ermächtigt.  Das  Zusammen- 
arbeiten der  im  Reichsamt  für  Arbeitsver- 
mittlung gepflegten  amtlichen  Arbeitssta- 
tistik mit  der  übrigen  Reichs-  und  Landes- 
statistik sowie  mit  der  Städtestatistik  ist 
durch  ständige  gegenseitige  Fühlungnahme 
und  Beteiligung  bei  allen  wichtigen  Bera- 
tungen gewährleistet. 

Außerhalb  dieser  als  Brennpunkte  für  die 
Pflege  der  amtlichen  Arbeitsstatistik  anzu- 
sehenden Stellen  sind  an  der  Fortentwicklung 
der  Arbeitsstatistik  andere  Rcichsstellen,  nament- 
lich aber  auch  die  statistischen  Landesärater 
und  die  entsprechenden  Einrichtungen  der  Groß- 
städte, die  Handels-,  Handwerks-  und  Land- 
wirtschaftskammern, Berufsgenossenschaften, 
Krankenkassen,  Konsumvereine  und  die  Privat- 
statistik wesentlich  beteiligt.  In  diesem  Zu- 
sammenhange ist  auf  die  Untersuchungen  über 
Gewerbekrankheiten  und  Gesundheitsverhält- 
nisse der  Arbeiter  durch  das  Reichs-Gesundheits- 
amt, auf  sozialstatistisfhe  Arbeiten  der  Reichs- 
post- und  Reichsverkehrsverwaltung  und  des 
Reichswanderungsamts  zu  verweisen.  Was  die 
statistischen  Landesämter  betrifft,  so  ist  ihr 
Anteil  an  der  Pflege  und  Durchführung  der 
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Sozialstatistik  sehr  beachtenswert.  Die  sta^ 
tistischen  Landesämter  von  Preußen,  Bayern, 
Sachsen,  Württemberg  liaben  ihr  Interesse  an 
der  Sozialstatistik  durch  eine  Reihe  besonderer 
Arbeiten  bekundet.  Auch  die  Städteverwal- 
tungen haben  in  neuerer  Zeit  der  Arbeitslosigkeit, 
den  Notstandsarbeiten,  dem  Wohnungsmarkt, 
den  Lebensmittelpreisen  und  anderen  Fragen 
durch  ihre  statistischen  Einrichtungen  reges 
Interesse  entgegengebracht.  Unter  den  Kürper- 
schaftsvertretungen  sind  die  Handels-,  Hand- 
werks- und  Landwirtschaftskammern  an  der 
Materialbeschaffung  für  die  Arbeitsmarktbericht- 
erstattung beteiligt.  Bei  der  privaten  Arbeits- 
statistik ist  in  erster  Linie  der  eingehenden  Ar- 
beiten der  Berufsvereine  zu  gedenken.  Zu  ihrer 
Veröffentlichung  bedienen  sie  sich  meist  ihrer 
Verbandszeitschriftcn  (z.  B.  Statistische  Bei- 
lage zum  Korrespondenzblatt  des  Allgemeinen 
Deutschen  Gewerkschaftsbundes)  und  der  Jahres- 
berichte. Unter  sonstigen  Privatstatistiken  sind 
die  verdienstvollen  Arbeiten  der  lÜÜl  gegründeten 
Gesellschaft  für  soziale  Reform  in  der  ,, Sozialen 
Praxis"  und  in  Sonderveröffentlichungen  sowie 
einzelne  Arbeiten  der  ehemaligen  Zentralstelle 
für  Volkswohlfahrt,  des  ehemaligen  Verbandes 
Deutscher  Arbeitsuiii  liweise  und  der  Deutschen 
Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit, 
ferner  Privatveröffentlichungen,  wie  z.  B.  die 
Zeitschrift  „Arbeitsmarkt-Correspondenz"  und 
„Die  Konjunktur"  von  R.  Calwer  (jetzt  Vogel) 
hervorzuheben. 

2.  Das  Ausland.  Allgemeines:  Wie  in  Deutsch- 
land hat  auch  im  Ausland  der  Weltkrieg  1914/1918 
die  Fortsetzung  und  Wi'iterentwicklung  der  Ar- 
beitsstatistik teils  begünstigt,  teils  auf  sie  hem- 
mend gewirkt.  Manche  Erhebungen,  die  früher 
nebensächlich  waren,  wurden  plötzlich  in  den 
Vordergrund  der  Interessen  gestellt.  Für  die 
internationalen  Beziehungen,  die  die  amtliche 
Arbeitsstatistik  vor  dem  Kriege  hatte,  war  der 
Krieg  störend,  und  die  internationale  Statistik 
wird  noch  lange  damit  zu  tun  haben,  die  zer- 
rissenen Fäden  in  vollem  Umfang  wieder  anzu- 
knüpfen. Daraus  erklärt  sich,  daß  für  manche 
Länder,  insbesondere  für  die  überseeischen,  die 
folgende  Darstellung  nicht  bis  zum  neuesten 
Stand  durchgeführt  werden  konnte,  da  trotz 
großer  Bemühungen  die  Quellen  hierfür  nicht 
zu  beschaffen  waren. 

a)  In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  wo  die  Einrichtung  arbeitsstatistischer 
Aemter  ihren  Anfang  genommen  und  ihre  größte 
Vorbereitung  gefunden  hat,  wurden  bereits  seit 
dem  Jahre  1864  verschiedene  Versuche  gemacht, 
durch  Gesetzesvorlagen  ein  Arbeitsamt  und  damit 
auch  eine  amtliche  Stelle  für  Arbeitsstatistik  zu 
schaffen.  Es  kam  jedoch  erst  1884  zur  Gründung 
eines  Arbeitsbureaus  (Bureau  of  Labor)  im  Mi- 
nisterium des  Innern.  Ihm  oblag  die  Sammlung 
des  Materials  über  alle  Arbeiterfragen,  über  die 
Beziehungen  zwischen  Arbeit  und  Kapital,  Ar- 
beitszeit. Arbeitslohn  und  über  Mittel  zur  Verbes- 
serung der  materiellen,  geistigen  und  sittlichen 
Lage  der  arbeitenden  Klassen.  Im  J.  1888  schied 
dieses  Bureau  aus  dem  Geschäftsbereich  des  Mini- 
steriums des  Innern  aus  und  wurde  ein  selb- 
ständiges Department  of  Labor  mit  einem  Com- 
missioner  of  Labor  im  Range  eines  Ministers, 
aber  ohne  Vertretung  im  Kabinett,  an  der  Spitze. 
Nach  weiteren  Veränderungen  in  der  Behörden- 
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jetzige  Arbeitsamt  (Department  of  Labor)  mit 
dem  Zweck  gegründet,  die  Wohlfahrt  der  Ar- 
beiter zu  pflegen,  zu  fördern  und  zu  entwickeln 
und  ihre  Arbeitsbedingungen  zu  verbessern. 
Eine  der  vier  Abteilungen  ist  das  arbeitssta- 
tistische Bureau  (Bureau  of  Labor  Statistics) 
neben  dem  Einwanderungsbureau,  dem  Ein- 
bürgerungsbureau und  dem  Kinderbureau.  Außer 
diesen  vier  Abteilungen  besteht  im  Department 
of  Labor  noch  ein  Bureau  des  Arbeitssekretärs. 
Letzterer  leitet  die  Sammlung  und  die  Verbrei- 
tung statistischen  Materials  über  die  Arbeits- 
bedingungen. Er  kann  von  anderen  Aemtern 
das  bei  ihnen  angesammelte  Material  hierüber 
verlangen.  Er  verfolgt  die  Zusammenhänge, 
die  Durchführung  und  Veröffentlichung  der  ein- 
schlägigen Statistiken.  Sonderberichte  des  Ar- 
beitsamts behandeln  die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit in  den  Vereinigten  Staaten  und  die  Arbeits- 
bedingungen in  der  Eisen-  und  Stahlindustrie. 
Als  Zeits(dirift  gibt  das  Arbeitsamt  das  „Bulle- 
tin" heraus,  das  im  wesentlichen  über  die  Groß- 
und  Kleinhandelspreise,  Lebensmittelpreise  in 
39  größeren  Städten,  Kosten  von  Heizung 
und  Gas,  über  Frauenarbeit  in  der  Industrie, 
Arbeiterversicherung,  Arbeitsgesetzgebung,  Ar- 
beitsnachweiswesen und  Arbeitslosigkeit  unter- 
richtet. Eine  weitere  Reihe  von  Veröffent- 
lichungen sind  die  Jahresberichte.  Hervorzu- 
heben ist  ferner,  daß  sich  die  amtliche  Arbeits- 
statistik in  den  Vereinigten  Staaten  neben  der 
Darstellung  der  Arbeitsbedingungen  in  großem 
Umfang  auch  die  Erforschung  der  übrigen  Pro- 
duktionsfaktoreu  wie  Hand-  und  Maschinenarbeit 
Rohstoffe,  Werbekosten,  Steuern,  Betriebs- 
formen u.  ä.  zur  Aufgabe  stellt.  Mit  dem  Gesetz 
von  1908  ist  dem  arbeitsstatistischen  Bureau  die 
Erledigung  der  Ansprüche  der  Staatsarbeiter  auf 
Entschädigung  wegen  erlittener  Betriebsunfälle 
in  den  Staatsbetrieben  übertragen  worden.  Im 
J.  1913  hatte  das  arbeitsstatistische  Bm'eau  71 
beamtete  Kräfte. 

Die  meisten  Erhebungen  der  nordamerika- 
nischen Arbeitsstatistik  sind  mit  Hilfe  von  Spe- 
zialagenten  durchgeführt.  Die  Methode  besteht 
darin,  daß  diese  Agenten  vom  Bureau  ausführ- 
lich ausgearbeitete  Fragebogen  an  Ort  und 
Stelle  z.  B.  in  den  Betrieben  durch  Betragen  der 
in  Betracht  kommenden  Personen,  durch  Ein- 
blick in  die  Geschäftsbücher  und  auf  Grund 
sonstiger  Quellen  ausfüllen  und  so  die  Ergeb- 
nisse ihrer  persönlichen  Forschung  dem  Amt  zur 
Verfügung  stellen. 

Von  den  einzelnen  Gliedstaaten  ging  Massa- 
chusetts allen  anderen  mit  der  Gründung 
eines  arbeitsstatistischen  Bureaus  voran.  Der 
Boden  für  diese  Gründung  war  wegen  der  aus- 
gedehnten Industrie  und  durch  das  Bedürfnis 
weiter  Kreise,  in  die  sozialen  Zustände  einen 
tieferen  Einblick  zu  erlangen,  besonders  günstig. 
C.  D.  Wright,  der  Leiter  dieses  Bureaus  und 
spätere  Commissioner  of  Labor  in  Washington, 
hat  in  mehreren  Schriften  (the  working  of  the 
Department  of  Labor  the  value  and  influence 
of  Labor  Statistics  1901,  the  Collection  of  Sta- 
tistics of  Labor  in  the  United  States  1887)  über 
die  Entwicklung  der  amerikanischen  Arbeits- 
statistik geschrieben.  Durch  unparteiische  und 
geschickte  Leitung  wurde  das  .\mt  in  Massa- 
chusetts vorbildlich  für   andere  Staaten  der 
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Union.  Als  nächster  Staat  entschloß  sich  Penn- 
sylvania 1872  zur  Eröffnung  eines  Bureaus  of 
Industrial  Statistics.  Es  folgte  sodann  Con- 
necticut 1873,  wo  jedoch  1875  das  arbeits- 
Btatistische  Bureau  wieder  aufgelöst  wurde,  um 
1885  durch  Gesotz  neu  eingesetzt  zu  werden, 
dann  Kentucky  1876,  Ohio  1877,  New  Jersey 
1878,  drei  Staaten  (Indiana,  Missouri,  Illinois 
1879),  vier  Staaten  (California,  Wisconsin,  New 
York,  Michigan  1883),  zwei  Staaten  1884,  ein 
Staat  I8S5,  sechs  Staaten  1887,  je  ein  Staat  1889 
und  1890,  weitere  sieben  Staaten  in  den  Jahren 
1891  —  1900.  Fast  alle  diese  einzelstaatlichen 
Aeiuter  veröffentlichen  regelmäßige  Jahres- 
berichte. Nicht  alle  befassen  sich  ausschließlich 
mit  Arbeitsstatistik,  sondern  haben  auch  noch 
andere  Aufgaben,  wie  Einwanderung,  Volks- 
zählung, Gewerbeaufsicht,  .Arbeitsnachweis  u.  ä. 
Zum  Teil  sind  den  Aemtern  Verwaltungsauf- 
gaben wie  die  Kabiikinspektion  mit  übertragen. 

b)  Kanada.  Im  J.  1905  wurde  durch  Gesetz 
eine  alle  zehn  Jahre  zu  wiederholende  Volks- 
zählung angeordnet  und  hierzu  als  Zweig  des 
Arbi'itsministerinms  ein  Landesstatistisches  Amt 
errichtet.  In  den  zwischen  zwei  Volkszählungen 
liegenden  Jahren  sollte  sich  dieses  Amt  mit 
anderen  statistischen  Arbeiten,  darunter  mit  der 
Arbeitsstatistik,  befassen  und  ein  Arbeitsblatt, 
die  ,, Labor  Gazette",  herausgeben.  Letztere  ist 
allerdings  bereits  unter  der  Herrschaft  des  Kana- 
dischen Einigungsgesetzos  von  1900  entstanden 
und  dient  zugleich  dem  Arbeitsministorium  als 
amtliches  Veröffentlichungsorgan  für  soziale  An- 
gelegenheiten. Ein  Stab  von  Berichterstattern 
ist  in  allen  größeren  Städten  des  Landes  für  das 
Arbeitsblatt  tätig  und  berichtet  über  den  Be- 
schäftigungsgrad und  die  Lage  der  einzelnen 
Industrien,  sowie  über  alle  Vorgänge  im  sozialen 
Leben.  Die  erste  Nummer  ist  im  September  1900 
erschienen  und  enthält  u  a.  Berichte  Uber  Löhne 
und  Preise,  insbesondere  über  staatliche  Be- 
triebe, über  Einigungs-  und  Schiedswesen,  über 
Arbeiterkongresse.  Der  21.  Jahrgang  (1921) 
bringt  Angaben  über  die  Arbeitslosigkeit  bei  den 
Gewerkschaften,  Indexziffern  über  Lebens- 
haltungskosten, Mitteilungen  über  Streiks,  aus- 
ländische Arbeitsverhältnisse,  Arbeitsmarkt  und 
Beschäftigungsgrad,  Arbeitslosigkeit,  Berufsver- 
bände, Arbeitsvermittlung,  Kleinhandelspreise, 
Sozialgesetzgebung  u.  ä.  Pir  wichtigere  Unter- 
suchungen und  die  Vorbereitung  der  Gesetz- 
gebung ist  es  üblich,  besondere  Kommissionen 
einzusetzen,  die  Bericht  erstatten.  Auch  Ver- 
waltungsaufgaben wie  die  Ausführung  der  Ge- 
setze zur  Verhütung  und  Beilegung  von  Arbeits- 
streitigkeiten, zum  Schutze  einheimischer  Ar- 
beiter gegen  die  Zulassung  fremder  Arbeiter  usw. 
sind  dem  Amt  zugeteilt. 

Seit  1911  gibt  das  Amt  jährlich  eine  Ueber- 
sicht  über  die  Gewerkschaften  in  Kanada  mit 
einem  Ueberblick  über  die  Entwicklung  in  an- 
deren Ländern  heraus.  Ueber  die  Statistik  der 
Streiks  und  Aussperrungen  unterrichtet  ein  1913 
herausgegebener  Bericht. 

c)  Australischer  Staatenbund.  Dem 
durch  Gesetz  von  1905  errichteten  Statistischen 
Bundesamt  (Commonwealth  Bureau  of  Census 
and  Statistics)  obliegt  u.  a.  auch  die  jährliche 
Aufbereitung  von  Statistiken  über  den  Be- 
schäftigungsgrad und  die  Arbeitslosigkeit,  ferner 
die    Fabrik-,    Bergwerks-    und  Produktions- 
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Statistik.  Es  begann  seine  Tätigkeit  im  November 
1906,  wobei  die  bestehenden  einzelstaatlichen 
Statistischen  Aemter  ihre  Selbständigkeit  be- 
hielten. Das  seit  1907  erscheinende  „Austra- 
lische statistische  Jahrbuch"  veröffentlicht  erst 
seit  1910  Angaben  über  Arbeitsstatistik  und 
zwar  zuerst  über  die  Kosten  der  Lebenshaltung, 
später  über  Berufsverbände,  Arbeitslöhne  und 
Preise.  Seit  Mai  1913  erscheint  vierteljährlich 
ein  Arbeitsblatt  (Labnur  Bulletin),  das  über  die 
Lage  der  Industrie,  Kleinhandelspreise,  Lebens- 
haltungskosten, Arbeitsstreitigkeiten,  Löhne,  Ar- 
beitsvermittlung und  gewerbliche  Unfälle  unter- 
richtet. Von  1907  —  1911  wurden  außerdem  jähr- 
lich sozialstatislische  Veröffenilichungen  heraus- 
gegeben. In  den  Einzelstaaten  besorgen  die 
Verwaltungsbehörden  für  Arbeitsangelegenheiten 
auch  die  einschlägige  Statistik,  z.  B.  in  Queens- 
land das  Department  of  Labour,  in  Neusüdwales 
das  Department  of  Labour  and  Indnstry. 

d)  Neuseeland.  Das  aus  einem  älteren 
Bureau  (1891)  hervorgegangene,  1903  neiige- 
ordneto  ,, Department  of  Labour"  hat  in  erster 
Linie  zwar  die  Ausführung  und  Vorbereitung 
der  Arbeitsgesetzo  zur  Aufgabe,  dann  aber  auch 
die  Pflege  der  Arbeitsstatistik.  Es  soll  zuver- 
lässige Nachrichten  über  die  Industrie  sammeln, 
von  allem,  was  auf  die  gewerbliche  Tätigkeit 
Bezug  hat,  Kenntnis  sich  verschaffen  und  sie 
verbreiten.  Das  Amt  steht  unter  dem  Arbeits- 
minister. Die  Jahresberichte  und  das  monatliche 
Arbeitsblatt  „Journal"  geben  über  den  Arbeits- 
markt, dessen  Unterlagen  durch  Inspektoren  ge- 
sammelt werden,  sowie  über  die  Ausführung  der 
Arbeitsgesetze  und  die  sonstige  Tätigkeit  des 
Amtes  Auskunft.  Unter  jenen  Gesetzen  sind  der 
Conciliation  and  Arbitration  Act,  ferner  die 
Fabrik-,  Laden-  und  Unfallgesetze  hervorzuheben, 
auch  spielt  die  Fürsorge  für  Arbeitslose  und  die 
Dienstbotenvermittlung  eine  Rolle.  Von  den 
Leistungen  anderer  Behörden  sind  zu  nennen:  die 
üewerbe-(Produkiions-)  Statistik  beim  Zensus 
sowie  die  Statistiken  über  Vereinswesen  und  zur 
Altersversorgung. 

e)  Großbritannien  und  Irland.  In  den 
vereinigten  Königreichen  ist  die  amtliche  Sta- 
tistik nach  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  auf 
eine  Reihe  von  Reichsbehörden  verteilt;  jede 
von  diesen  sammi'lt  für  ihren  Bedarf  Material 
und  erläßt  Vorschriften.  Wenn  Umfang  und 
Bedeutung  dieser  dezentralisierten  Statistik  ea 
erforderlich  erscheinen  ließen,  wurde  bei  der  be- 
treffenden Zentralstelle  ein  besonderes  sta- 
tistisches Zweigamt  eingerichtet,  das  seine  Tätig- 
keit nach  den  Erfordernissen  des  betreffenden 
VerwaU.ungszweiges  ausübte.  Wie  in  anderen 
Ländern  wird  auch  hier  eine  einheitliche  zentrale 
Kontrolle  der  statistischen  Methode  vermißt. 
Die  Arbeitsstatistik  im  besonderen  ist  aufgeteilt 
zwischen  dem  Arbeitsamt  (Labour  Department) 
beim  Handelsministerium  (Board  of  Trade),  das 
die  Lohn-,  Arbeitszeit-,  Wanderungs-,  St.reik- 
und  Aussperrungs-,  Schieds-  und  Einigungs-, 
Arbeitsnachweis-  und  Arbeitslosenstatistik  be- 
arbeitet, und  dem  Friendly  society  registry-Amt, 
das  die  Statistik  der  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
nehmer-Berufsverbände betreibt.  Der  Schwer- 
punkt der  Arbeitsstatistik  liegt  demnach  in 
Händen  des  1886  als  Bureau  of  Labour  gegrün- 
deten, 1893  zu  einer  Abteilung  des  Board  of 
Trade  ausgebauten  Labour  Department.  An  der 
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Spitze  des  Labour  Department  steht  ein  Direktor, 
der  über  einen  Stab  von  Beamten  und  Ange- 
stellten verfügt.  Aufgabe  des  Labonr  Depart- 
ment ist  die  Sammlung  und  Veröffenilicliung 
von  arbeitsstatistischem  Material  und  gemäß 
Conciliation  Act  (189G)  eine  gewisse  Befugnis 
zur  friedlichen  Schlichtung  von  Arbeitsstreitig- 
keiten. Mit  dem  Wachsen  der  sozialen  Auf- 
gaben in  den  letzten  Jahren  ist  das  Tätigkeitsfeld 
des  Labour  Department  erheblich  erweitert  wor- 
den. Die  von  ihm  veröffentlichten  „Annual 
Abstracts"  und  die  monatlich  erscheinende 
„Labour  Gazette"  sorgen  für  die  Verbreitung  des 
reichen  Stoffes,  der  sich  aus  den  fortlaufenden 
und  gelegentlichen  Erhebungen  ergibt.  Die 
Labour  Gazette  faßt  alles  von  den  verschiedenen 
Zentralbehörden  herrührende  und  sonst  für  die 
Interessenten  schwer  zugängliche  Material  in  all- 
gemein verständlicher  Form  zusammen.  Dieses 
vorbildliche  Arbeitsblatt  enthält  in  seiner  ersten 
Nummer  von  Mai  1893  Angaben  über  die  Lage 
des  Arbeitsmarktes,  wobei  hauptsächlich  die 
Berichte  der  auf  größere  Plätze  verteilten  Lokal- 
korrespondenten verwertet  werden,  ferner  Be- 
richte über  Veränderungen  in  den  Löhnen  und  in 
der  Arbeitszeit,  textliche  Schilderungen  größerer 
Arbeitsstreitigkeiten,  Berichte  über  die  Armen- 
verwaltung, Lebensmittelpreise,  Gewerkschaften, 
gewerbliche  Unfälle  u.  a.  In  neuerer  Zeit  kommen 
noch  hinzu  regelmäßige  Berichte  über  die  soziale 
Gesetzgebung,  Arbeiislosigkeit,  Arbeiterkon- 
gresse, Einigungs-  und  Schiedswcsen  und  Ar- 
beitsvermittlung. Seit  1917  wird  die  Labour 
Gazette  als  amtliche  Veröffentlichung  vom  Ar- 
beitsministerium herausgegeben. 

f)  Frankreich.  Aus  älterer  Zeit  sind  einige 
große,  zwischen  1840—1882  ausgeführte  Erhe- 
bungen über  Landwirtschaft  und  Industrie, 
auch  solche  der  Pariser  Handelskammer  hervor- 
zuheben. Eine  ständige  Pflege  der  Arbeits- 
ftatistik  hat  erst  mit  der  Einsetzung  des  ,, Of- 
fice du  Travail"  i.  J.  1891  begonnen,  welches 
damals  als  selbständige  Behörde  unmittelbar 
unter  dem  Minister  für  Handel  und  Industrie 
errichtet  wurde.  Es  erhielt  die  Aufgabe:  alle 
auf  die  Arbeit  bezüglichen  Nachrichten  zu  sam- 
meln, zu  bearbeiten  und  zu  veröffentlichen,  be- 
sonders in  bezug  auf  Stand  und  Entwicklung  der 
Produktion,  die  Organisation  und  Bezahlung  der 
Arbeit,  ihre  Beziehungen  zum  Kapital,  die  Lage 
der  Arbeiter  usw.  Das  Amt  ist  später  mehrmals 
von  Aonderungen  der  Ministerien  mitbetroffen 
worden,  wobei  seine  Trennung  von  der  sonstigen 
Verwaltung  nicht  beibehalten  worden  ist.  So 
wurde  i.  J.  1900  bei  dem  Ministerium  für  Handel 
und  Industrie  eine  .Abteilung  ,,Direction  du  Tra- 
vail" mit  drei  Bureaus:  1.  Office  du  Travail  und 
allgemeine  Statistik,  2.  Arbeitsinspektion,  3.  Be- 
rufsvereine eingerichtet.  Die  Obliegenheiten  des 
vormaligen  Office  du  Travail  gingen  dabei  auf  das 
erste  und  dritte  Bureau  über.  Im  J.  1906  wieder- 
um wurde  durch  Zusammenlegung  von  Abtei- 
lungen verschiedener  Ministerien  ein  neues  Mini- 
sterium für  Arbeit  und  soziale  Fürsorge  gebildet. 
Es  umfaßte  drei  Abteilungen:  für  Arbeit  (Direc- 
tion  du  Travail),  für  Versicherung  sowie  soziale 
Fürsorge  und  für  Hiltskasscn.  Die  Arbeitsabtei- 
lung zerfiel  wiederum  in  drei  Bureaus:  1.  Office 
du  Travail,  2.  Arbeilsinspektion,  3.  Bernfsvereinc 
und  (Jewerbegerichte.  Durch  Gesetz  vom  No- 
vember 1910  bildet  die  Abteilung  für  allgemeine 


Statistik  ein  selbständiges  Amt  unmittelbar  unter 
dem  Arbeitsminister.  Eine  der  sechs  Abteilungen 
dieses  Amts  befaßt  sich  mit  der  Pflege  der  Sozial- 
statistik. Die  Arbeitsstatistik  wird  im  wesent- 
lichen von  folgenden  Stellen  bearbeitet.  Ueber 
die  Arbeitsverhältnisse,  die  Lage  der  Arbeiter  und 
das  Genossenschaftswesen  gibt  das  1.  Bureau 
des  Arbeitsministeriums  das  Bulletin  du  Ministere 
du  Travail,  das  frühere  Bulletin  de  lOffice  du 
Travail  monatlich  heraus.  Die  jährliche  Streik- 
statistik wird  seit  1891  vom  3.  Bureau  dieses 
Amts  herausgegeben.  Mit  der  Gewerbeinspek- 
tion befaßt  sich  das  2.  Bureau  des  Arbeits- 
ministeriums. 

Ein  Beirat  „Conseil  supiSrieur  du  Travail" 
wurde  schon  1891  eingesetzt,  ist  aber  oft  Aen- 
derungen  unterworfen  gewesen.  Er  bestand  (seit 
1904)  aus  67  Personen,  von  denen  je  27  auf  die 
Arbeitgeber  und  Arbeiter,  die  übrigen  auf  den 
Senat,  Deputiertenkammer,  Pariser  Handels- 
kammer und  andere  Körperschaften  entfielen. 
Seine  Aufgabe  ist  es,  sich  auf  Ersuchen  des 
Ministers  mit  dem  Studium  der  Lage  der  Arbeit, 
der  Arbeiter  sowie  der  Beziehungen  der  Unter- 
!  nehmer  und  Arbeiter  zu  befassen  und  Vorschläge 
zur  Verbesserung  zu  machen. 

Die  Arbeitsmarktberichte  des  oben  erwähnten 
Bulletin  beruhen  hauptsächlich  auf  Mitteilungen 
der  Sekretäre  von  Arbeitersyndikaten,  Arbeiter- 
börsen oder  auch  Unternehmerverbänden.  Von 
vielen  anderen  Arbeiten  des  Amts  sind  hervor- 
zuheben: eine  große  Erhebung  über  Löhne  und 
Arbeitszeiten  in  der  Industrie  (6  Bde.,  1893/97), 
über  die  Löhne  bei  behördlichen  Arbeiten  und  ge- 
wisse andere  Lohnnachweise,  dann  Veröffent- 
lichungen über  die  Gesundheit  und  Sicherheit 
im  Betriebe,  die  Gefahren  der  Giftstoffe,  das 
Lehrlingswesen,  die  Arbeiterversicherung,  Be- 
rufskrankheiten, Arbeitsnachweise  und  Arbeits- 
losigkeit, die  Ausführung  des  Arbeiterschutzes, 
Heimarbeit  in  der  Wäscheindustrie,  in  der  künst- 
lichen Blumenindustrie,  in  der  Schuhindustrie, 
Berufsvereine,  Arbeitsstreitigkeiten  und  ihre 
Beilegung  u.  a. 

g)  Belgien.  Als  bemerkenswerte  Arbeiten 
aus  älterer  Zeit  sind  die  Gewerbestatistik  von 
1884  und  zwei  Erhebungen  von  1843  und  1886 
zur  Vorbereitung  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung zu  nennen.  Die  weitere  sozialpolitische 
Entwicklung  führte  sodann  zur  Gründung  des 
Arbeitsamtes  (Office  du  travail),  in  welchem 
die  Arbeitsstatistik  ihre  weitere  Pflege  und 
Heimstätte  fand.  Das  Office  du  travail  ist  am 
12./IV.  1895  auf  Grund  einer  Königlichen  V.  v. 
12.  XI.  1894  errichtet  worden.  Es  ging  der 
Gründung  des  Ministere  de  l'industric  et  du 
travail  (25./V.  1895)  nur  wenige  Tage  voraus 
und  wurde  ihm  alsbald  angegliedert,  während 
es  vorher  dem  Ministere  de  l'Agriculture,  de 
rindustrie,  du  Travail  et  des  Travaux  publica 
angehörte. 

Das  Arbeitsgebiet  ist  durch  die  Verordnung 
wie  folgt  umschrieben:  1.  Sammlung,  Verar- 
beitung und  Veröffentlichung  von  Mitteilungen 
über  Arbeit,  insbesondere  über  Stand  und  Ent- 
wicklung der  Gütererzeugung,  Organisation  und 
Entlohnung  d(ir  Arbeit,  Beziehungen  zwischen 
Kapital  und  Arbeit,  die  Lage  der  Arbeiter  im 
Inland  und  Vergleich  mit  dem  Ausland,  Unfälle, 
Streiks  und  Aussperrungen,  Wirkungen  der  Ge- 
setze, die  Industrie  und  Arbeiter  interessieren; 
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2.  Mitwirkiirif;  beim  Studium  neuer  gesctz- 
geberisflier  Maßnahmen  und  Einführung  von 
Verbcsserungen  lier  bestehenden  Ciesetzgebiing; 

3.  Ueberwachung  der  Ausführung  der  .Sozial- 
gesetzgebung, soweit  Ausführungsbestimmungen 
dies  vorsehen.  In  den  Ausführungsbestiramungen 
über  die  Organe  des  Amtes  sind  ferner  noch  25 
Sondergebiete  aufgezählt,  auf  die  sich  seine 
Tätigkeit  zu  erstrecken  hat.  Das  Office  du  tra- 
vail  ist  in  sechs  Abteilungen  geteilt,  deren  erste 
für  die  Arbeitssfatistik  vorgesehen  ist.  Es  hat 
auch  die  Befugnis,  allgemeine  Zählungen,  Er- 
hebungen und  besondere  Untersuchungen  an- 
zustellen, um  den  Aufgaben  des  Amtes  gerecht 
zu  werden.  Die  zweite  Abteilung  befaßt  sich  mit 
der  Arbeitsverfassung  (Industrie-  und  Arbeits- 
räte). Sie  hat  die  ausländische  Arbeitergesetz- 
gebung zu  verfolgen  und  das  Jahrbuch  über  die 
Arbeitsgesetzgebung  herauszugeben.  Der  dritten 
Abteilung  obliegt  die  Ciewerbeinspcktion,  der 
vierten  die  Unfallversicherung,  der  fünften  die 
Wohlfahrtspflege  (Wohnungswesen,  Alterspen- 
sionen usw.)  und  der  sechsten  die  T^eruFsvereine, 
das  Genossenschaftswesen  und  die  Arbeitsver- 
mittlung. Unter  dem  Personal  des  Amtes  be- 
fanden sich  vor  dem  Krieg  17  Korrespondenten, 
die  auf  die  Industriebezirke  des  Landes  verfeilt 
waren  und  inonatlicli  über  den  Arbeitsmarkt  zu 
berichten  hatten. 


h)  Oesterreich.  Nach  vergeblichen  An- 
regungen i.  J.  1874  und  1886  zur  Schaffung  eines 
eigenen  arbcitsstatistischen  Bureaus  und  nach 
unerledigt  gebliebenen  Gesetzentwürfen  von  1894 
und  18U8  über  die  Errichtung  eines  Arbcits- 
statistischen Amts  wurde  1898  vom  Handels- 
minister im  Verordnungsweg  dieses  Amt  und  ein 
ständiger  Arbeitsbeirat  eingesetzt.  Bei  dem 
Mangel  einer  Auskunftspflicht  war  das  Amt  für 
seine  Erhebungen  auf  den  guten  Willen  der 
dabei  beteiligten  Personen  angewiesen.  Der 
satzungsmäßige  Zweck  des  Arbeitsstatistischen 
Amtes  war  die  systematische  Erhebung,  Ver- 
arbeitung und  periodische  Veröffentlichung  ar- 
beitsstatistischer Daten  für  Zwecke  der  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung. Bei  den  Erhebungen  war  das  Arbeits- 
statistische Amt  vollkommen  selbständig;  es 
unterstand  nur  hinsichtlich  der  Oberleitung  dem 
Handelsministerium.  Die  Beamten  waren  zur 
Verschwiegenheit  verpflichtet.  Im  J.  1908  war 
das  Amt  hinsichtlich  seiner  behördlichen  Stel- 
lung eine  der  vier  Abteilungen  der  sozialpolitischen 
Sektion  des  Handelsministeriums.  Der  ständige 
Arbeitsbeirat  hatte  das  Amt  in  seiner  Tätigkeit 
zu  unterstützen  und  auch  sonst  ,, fördernd  auf 
das  gedeihliche  Zusammenarbeiten  des  Arbeits- 
statistischen Amtes  mit  den  Betrieben,  auf  die 
sich  seine  Wirksamkeit  erstreckt,  hinzuwirken". 


Neb.^n  dem  Arbeitsamt  besteht  ein  Beirat  I  ^P"'*^":  ''?F  ß'''™'  Anträge  zu  stellen  und 

(Conseil  superieur  du  travail),  der  auf  Ersuchen 


des  Ministeriums  Gutachten  abzugeben  und  Vor- 
schläge zu  machen  hat.  Er  wurde  1892  ins  Leben 
gerufen  und  setzt,  sich  aus  einer  gleichen  Zahl  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  .sowie  wirtschaftlich 
erfahrenen  Mitgliedern  zusammen. 

Die  erste  größere  Arbeit  des  Amtes  war  die 


Gutachten  hierüber  zu  machen.  Vorsitzender  des 
Beirats  war  der  Vorstand  dos  Arbeitsstatistischen 
Amtes.  Mitglieder  waren  in  gleicher  Anzahl  Ver- 
treter der  Unternehmer  und  Arbeiter,  sowie  Fach- 
männer, der  Präsident  der  Statistischen  Zentral- 
kommission, der  Zentralgewerbeinspektor  und 
Delegierte  der  einzelnen  Zentralstellen.  Aus  der 
reichhaltigen    und    vielseifigen    Tätigkeit  des 


Durchführung  der  Industriezählung  von  1896, 1  Amtes  ist  zunächst  eine  Reihe  von  fortlautenden 
die  nach  einer  längeren  Pause  (erste  Zählung  arbeitsstatistisrhcn  Veröffentlichungen  hervor- 


1846)  für  die  Zwecke  der  Gesetzgebung  und  Ver" 
waltung  erforderlich  war.  Die  statistische  Ab- 
teilung des  Arbeitsamtes  hatte  hierzu  die  wissen- 
schaftlichen Vorarbeiten  zu  erledigen.  Die  Er- 
gebnisse sind  1898  in  18  Bänden  veröffentlicht. 
Sie  war  eine  Betriebszählung  und  Zählung  der 
beschäftigten  Arbeiter.  Größere  Erhebungen 
sind  über  Sonntagsarbeit  (1896/98),  Löhne  (19UU), 
Lohn  und  Arbeitszeit  (1901),  Lohnuntersuchungen 
für  verschiedene  Inaustriezweige,  Erhebungen 
über  Arbeitsstreitigkeiten  mit  einem  ausgedehnten 
Meldesystem  unter  Heranziehung  der  unteren 
Verwaltungsstellen  durchgeführt  und  veröffent- 
licht worden.  Dazu  kommen  eine  große  Zahl  von 
einzelnen  Darstellungen  über  die  oben  genannten 
Aufgaben.  Seit  Januar  1896  gibt  das  Arbeitsamt 
ein  monatlich  erscheinendes  Arbeitsblatt  (Revue 
du  travail)  heraus  mit  dem  Zweck,  der  Oeffent- 
lichkeit  jeweils  das  neueste  Tatsachenmaterial 
in  völlig  objektiver  Darstellung  zu  Studien- 
zwecken an  die  Hand  zu  geben  und  die  Kennt- 
nis der  Sozialgesetze  und  Gesetzentwürfe,  der 
Erlasse  für  ihre  Ausführung  und  der  verwal- 
tungsstatistischen  Ergebnisse  zu  verbreiten.  In 
einem  nichtamtlichen  Teil  werden  unter  der 
Verantwortlichkeit  des  Verfassers  Aufsätze  ver- 
öffentlicht, u.  a.  über  die  Lage  des  Arbeits- 
marktes, Vereinswesen,  Arbeitsnachweise,  Ar- 
beitslosenkassen, Gesundheitswesen,  Woh- 
nungswesen, Genossenschaften,  Sparkassen, 
Unterricht  usw. 


zuheben:  Monatliche  und  jährliclie  Zusammen- 
stellungen  über  die  Arbeitsvermittlung,  Arbeits- 
losigkeit, die  jährliche  Statistik  der  Arbeitsein- 
stellungen und  Aussperrungen,  über  die  kollek- 
tiven Arbeitsverträge  und  Arbeitszeitverlänge- 
rungen. Von  den  wichtigeren  einmaligen  Er- 
hebungen sind  zu  erwähnen:  Die  Arbeitervereine 
in  Oesterreich  nach  dem  Stand  v.  31./XII.  1900 
(1905),  die  Verhältnisse  in  der  Kleider-  und 
Wäschekonfektion  (1906),  im  Schuhmacher- 
gewerbe (1906),  die  Wohnungs-  und  Gesundheifs- 
vcrhältnisse  der  Schuhmacher  (1906),  Arbeiter- 
verhältnisse im  Ostrau-Karwiner  Steinkohlen- 
revier (1904,  1906),  die  Arbeitszeit  in  den  Fabrik- 
betrieben (1907),  in  Handelsbetrieben  (1903),  in 
Eisen-,  Hütten-  und  Walzwerken  (1911).  in 
Glashütten  (1911),  die  Kinderarbeit  in  Oester- 
reich i.  J.  1908  (1910),  Wirtschaftsrechnungen 
und  Lebensverhältnisse  von  Wiener  Arbeiter- 
familien von  1912-1914  (1916).  Daneben  blieb 
die  Pflege  größerer  arbeitsstatistischer  Gebiete 
nach  wie  vor  den  einzelnen  Zentralstellen,  so 
die  Statistik  der  Bergarbeit,  zuletzt  dem  Staats- 
amt für  Handel,  die  Statistik  der  Arbeiterver- 
sicherung, zuletzt  dem  Staatsamt  für  soziale  Ver- 
waltung, und  die  Statistik  der  Tabak-  und  Salz- 
arbeiter dem  Finanzressort  vorbehalten.  Die 
vom  Arbeitsstatistischen  Amt  herausgegebene 
Monatsschrift  „Soziale  Rundschau"  behandelt 
in  seinen  vier  Abteilungen:  sozialpolitische  Nach- 
richten, Gesetze,  Arbeitsstatistik  und  gewerbe- 
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gerichtliche  Entscheidungen  neben  den  Ergeb- 
nissen der  Arbijitsstatistik  auch  alle  wichtigeren 
sozialen  Maßnahmen  des  In-  und  Auslandes. 
Die  eine  Zeitlang  herausgegebenen  „Mittei- 
lungen" enthielten  halbamtliche  Arbeiten  aus 
dem  Gebiet  der  Arbeitsstatistik  und  Sozial- 
politik. Seit  dem  Jahre  1906  erschien  außerdem 
ein  „Sozialpolitisches  Archiv",  das  von 
dem  neu  erricnteten  Ministerium  für  soziale  Für- 
sorge übernommen  worden  ist.  Dem  Arbeits- 
beirat sind  umfassende  Abhandlungen  über 
Heimarbeiterschutz  (1898-1913),  über  die  Re- 
form der  Arbeiterversicherung  (1898—1909), 
über  die  Organisation  der  Arbeitsvermittlung 
(1898  —  1904),  über  die  Bekämpfung  der  Arbeits- 
losigkeit (1902-1908)  und  über  den  Arbeiter- 
srhutz  bei  der  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten 
(1898-1904)  zu  verdanken. 

Eine  grundlegende  Aenderung  erfuhr  die 
österreichische  Arbeitsstatistik  durch  den  Be- 
schluß des  Staatsratdirektoriums  v.  15./II.  1919, 
der  ihr  Tätigkeitsgebiet  der  Statistischen  Zen- 
tralkommission übertrug.  Die  dort  neu  einge- 
richtete eigene  arbeitsstatistische  Abteilung  hat 
den  bisherigen  Wirkungskreis  des  Arbeits- 
statistischen Amtes  übernommen;  damit  hat 
auch  der  arbeitsstatistische  Beirat,  der  schon 
seit  Jahren  keine  Wirksamkeit  mehr  entfaltet 
hatte,  sein  Ende  gefunden.  Die  Statistische 
Zentralkommission  ist  1863  gegründet  und  war 
zuenst  dem  Handelsministerium,  später  dem 
Wohlfahrts-  und  Unterrichtsministerium  unter- 
stellt. Sie  bestand  aus  dem  Prä.sidenten,  je 
einem  Mitglied  der  Zentralbehörden  und  aus 
Männern  der  Wissenschaft. 

i)  Italien.  Die  seit  18G1  bestehende  General- 
direktion für  Statistik  hat  mit  ihrer  Beschrei- 
bung der  Industrio  des  Landes,  ferner  mit  ihrer 
Berufs-,  Lohn-  und  Streikstatistik  erheblich  zur 
Arbeitsstatistik  beigetragen.  Eine  ständige 
Pflege  hat  die  Arbeitsstatistik  jedoch  erst  (G.  v. 
29./V1.  1902)  mit  der  Einsetzung  des  „Ufficio 
del  lavoro"  nach  dem  Vorbilde  der  ausländischen 
Arbeitsämter  erfahren.  Seine  Aufgabe  ist  eine 
ähnlich  wie  in  Frankreich  und  Belgien  um- 
schriebene Nachriclitensammlung,  die  Beob- 
achtung der  ausländischen  und  Mitwirkung  an 
der  italienischen'  Sozialgesetzgebung,  darauf  be- 
zügliche Studien  und  Erhebungen,  und  die  all- 
mähliche Angliederung  der  auf  die  Arbeitsver- 
hältnisse und  soziale  Fürsorge  bezüglichen 
Dienstzweige.  So  Ist  bereits  vor  dem  Kriege 
dem  Amt  die  Aufsicht  über  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit und  über  die  Gewerbegerichte  übertragen 
worden.  Zur  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung 
durch  Gutachten  und  Vorscliläge  ist  ein  Beirat, 
Consiglio  supcriore  del  lavoro,  eingesetzt;  er 
besteht  aus  43  Mitgliedern,  nämlich  7  Beamten, 
je  3  Senats-  und  Kammermitgliedern,  16  Ver- 
tretern verschiedener  Körperschatten,  5  Arbeit- 
gebern, 7  Arbeitern  und  2  Nationalökonomen. 

Das  Gesetz  sieht  auch  eine  Auskunftspflicht 
für  die  Bedürfnisse  des  Amtes  vor,  daneben  ist 
eine  beschränkte  Zahl  von  Korrespondenten, 
meistens  Sekretäre  der  Arbeitskammern  und 
Fachverbänden,  für  eine  regelmäßige  Bericht- 
erstattung gewonnen.  Diese  wurde  für  den  Ar- 
beitsmarkt des  von  dem  Amte  in  der  Art  der  Ar- 
beitsblätter herausgegebenen  „Bollettino"  ver- 
wertet. Die  Studien  und  Erhebungen  des  Amtes 
haben  unter  anderem  dem  Arbeiterschutz  gegol- 


ten, nämlich  der  Frauen-  und  Kinderarbeit,  der 
Einführung  von  Fabrikinspektoren,  Aenderungen 
der  Gewerbegerichte,  den  Phosphorgefahren,  der 
Einführung  der  Sonntagsruhe  und  von  Mutter- 
schaftskassen, der  Nachtarbeit  in  Bäckereien, 
der  Arbeit  in  den  Schwefelgruben  und  beim 
Reisbau  u.  a.  Ferner  sind  Statistiken  über 
Streiks  (jährlich),  Arbeitervereine  und  die  Ar- 
beiterwanderungen aufgemacht.  Das  früher  vom 
Ufficio  del  Lavoro  herausgegebene  Bolletino 
fand  seit  Januar  1920  seine  Fortsetzung  im 
Bolletino  del  Lavoro  e  della  Previdenza  sociale 
des  Ministeriums  für  Handel,  Industrie  und 
Arbeit  und  ging  noch  im  gleichen  Jahre  auf  das 
Ministerium  für  Arbeit  und  soziale  Fürsorge 
über.  Die  darin  enthaltenen  Arbeitsmarkt^ 
berichte  stützen  sich  auf  Meldungen  der  Arbeits- 
ämter an  das  Reichsamt  für  Arbeitsvermittlung 
und  Erwerbslosigkeit.  Ferner  enthält  das  Bol- 
letino Berichte  über  Streiks,  Berufsverbände, 
Tarifwesen,  Lebensmittelpreise,  Sozialversiche- 
rung, Arbeitsverfassung,  Schieds-  und  Einigungs- 
wesen. Gesetzgebung  und  Rechtsprechung.  In 
51  statistischen  Untersuchungen  und  Erhebungen 
der  Direzione  generale  del  Lavoro  aus  den  Jahren 
1904  —  1920  sind  die  wichtigeren  arbeitssta- 
tistischen Gebiete  eingehend  behandelt.  Weitere 
Berichte  über  Gewerbeinspektion  und  Sozial- 
versicherung schließen  sich  dieser  Veröffent- 
lichungsreihe an. 

Beträchtliche  Beiträge  zur  Arbeitsstatistik 
hat  endlich  ein  privates  Unternehmen,  die  für 
die  Wohlfahrt  der  unbemittelten  Klassen  be- 
gründete Societa  umanitaria  in  Mailand  geliefert. 

k)  In  der  Tschechowslowakei  obliegt 
die  Pflege  der  Arbeitsstatistik  der  Abteilung  für 
soziale  Statistik  des  Statistischen  Staatsamts, 
dessen  Abteilung  V  sie  bildet.  Verwaltungs- 
mäßig ist  sie  dem  Präsidenten  des  Amts  unter- 
stellt, in  wissenschaftlicher  Beziehung  ist  jedoch 
der  Abteilungsvorstand  selbständig.  Das  Sta- 
tistische Staatsamt  ist  unmittelbar  dem  Mi- 
nisterpräsidenten unterstellt.  Die  Abteilung  für 
Sozialstatistik  begann  ihre  Tätigkeit  im  Juli 
1919.  Sie  hatte  in  erster  Linie  das  in  Wien  und 
Budapest  unverarbeitete  auf  die  tschecho- 
slowakische Republik  sich  beziehende  Material 
zu  sammeln  und  zu  verarbeiten.  Weiter  hat  sie 
einzelne  Erhebungen  vorbereitet  und  durch- 
geführt. Dies  gilt  für  die  regelmäßige  Streik-  und 
Aussperrungsstatistik,  die  Statistik  der  kollek- 
tiven Arbeits-  und  Lohnverträge  und  die  Sta- 
tistik der  Ueberstundenarbeit.  Eine  einmalige 
Erhebung  über  Jugendfürsorge  und  soziale  Für- 
sorgeeinrichtungen für  die  Studentenschaft,  eine 
Statistik  der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer- 
verbände und  eine  Erhebung  über  das  Armen- 
wesen sind  in  Vorbereitung.  Der  Aufgabenkreis 
der  sozialstatistischen  Abteilung  wird  alljähr- 
lich im  Arbeitsplan  des  statistischen  Amts  vom 
Staatsrat  bestimmt.  Seit  April  1920  besteht 
neben  anderen  Ausschüssen  auch  der  vom  Sta- 
tistischen Staatsrat  gewählte  Ausschuß  für  So- 
zialstatistik. Er  ist  aus  ordentlichen  Mitglie- 
dern des  Staatsrats  und  aus  gewählten  Fach- 
männern zusammengesetzt  und  ist  beratendes 
und  beschließendes  Organ  in  allen  Fragen  der 
amtlichen  Statistik.  Der  Ausschuß  setzt  die 
durchzuführenden  Aufgaben,  ihre  Reihenfolge, 
den  geographischen  und  sachlichen  Umfang  und 
die  Methode  der  Erhebung  fest.  Die  Ergebnisse 
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werden  viertel-  ond  halbjährlich  im  Bulletin  und 
zum  Teil  in  den  Mitteilungen  des  Statistischen 
Staatsamtes  veröffentlicht.  Es  ist  beabsichtigt, 
die  einmaligen  Erhebungen  in  Quellcnwerken  zur 
Darstellung  zu  bringen.  Für  die  Material- 
beschaffung besteht  eine  gesetzliche  Auskunfts- 
pflicht auf  Grund  des  G.  v.  28./1.  1919,  jedoch 
nur  im  Rahmen  der  Beschlüsse  des  Statistischen 
Staatsrates  oder  seines  Ausschusses. 

1)  Bulgarien.  Die  Führung  der  amtlichen 
Arbeitsstatistik  ist  i.  J.  1914  einer  statistischen 
Abteilung  bei  der  Sektion  für  Arbeit  im  Mini- 
sterium für  Handel,  Gewerbe  und  Arbeit  über- 
tragen. Sie  arbeitet  im  Einvernehmen  mit  der 
allgemeinen  amtlichen  statistischen  Zentrale.  Ihr 
Anfgabenkreis  beschränkt  sich  auf  die  Samm- 
lung von  Material  über  Arbeitsbedingungen, 
Streiks  und  Aussperrungen  und  Unfallstatistik. 
An  Stelle  eines  Beirats  werden  für  besonders 
wichtige  Fälle  Kommissionen  von  Sachver- 
ständigen ernannt.  Auf  Grund  des  Gesetzes  über 
Arbeitshygiene  und  Unfallverhütung  und  des 
Gesetzes  über  Arbeiterversicherung  sammeln 
außerdem  die  Fabrikinsnektoren  statistisches 
Material.  Ein  Verüffentlichungsorgan  besteht 
zurzeit  noch  nicht. 

m)  In  Rumänien  besorgt  die  Arbeitssta- 
tjstik  eine  Abteilung  der  Generaldirektion  für 
Arbeiterfragen  beim  Arbeitsministerium.  Sie 
ist  mit  letzterem  am  30./1V.  1920  ins  Leben 
getreten.  Sie  befaßt  sich  mit  der  Statistik  der 
industriellen  Betriebe,  der  Arbeiterlöhne  usw. 
An  Veröffentlichungen  liegt  zurzeit  nur  eine 
solche  über  Streiks  vor.  Im  übrigen  dient  das 
Arbeitsblatt  des  Arbeit.sministeriums  als  Ver- 
öffentlichungsorgan. 

n)  Spanien.  Nach  vielen  Ansätzen  zu  einer 
Arbeitsstatistik,  unter  denen  eine  Kommission 
für  soziale  Reformen  (1883)  wenigstens  einige 
Ergebnisse  geliefert  hat,  wurde  endlich  i.  J. 
1903  das  „Instituto  de  Reformas  Sociales"  be- 
gründet und  hat  eine  lebhafte  Tätigkeit  ent- 
faltet. Seine  Aufgabe  ist  es,  die  Arbeitsgesetz- 
gebung vorzubereiten,  ihre  Ausführung  zu  über- 
wachen und  die  soziale  Tätigkeit  zum  Wohle 
der  arbeitenden  Klassen  zu  fördern.  Die  Ein- 
richtung dieses  Amtes  ist  durchaus  eigentüm- 
lich, aber  zu  weitläufig,  nm  hier  darauf  einzu- 
gehen. Kurz  gesagt,  bestand  das  dem  Mini- 
sterium des  Innern  angegliederte  Institut  bei 
seiner  Errichtung  aus  30  Mitgliedern,  darunter 
je  6  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  gewählte. 
Aus  ihrer  Gesamtzahl  sind  3  korporative  Ab- 
teilungen mit  verschiedenen  Aufgaben  gebildet. 
Das  Institut  schließt  im  weiteren  ein  Sekretariat 
und  3  Fachabteilungen  (Bureaus)  für  Gesetz- 
gebung, Veröffentlichungen,  Aufsichtsdienst  und 
Statistik  ein.  Dazu  kommen  örtliche  Ausfüh- 
rungsorgane in  großer  Zahl  (Juntas). 

Das  Institut  gibt  monatlich  ein  „Boletiu"  in 
der  Art  der  Arbeitsblätter,  bisher  jedoch  ohne 
Arbeitsmarktberichte  heraus,  und  hat  fort- 
laufende Statistiken  über  Unfälle,  Streiks  und 
Leben.skosten  eingerichtet  sowie  eine  Aufnahme 
der  Arbeitervereine  ausgeführt.  Andere  Studien 
oder  Erhebungen  beziehen  sich  auf  die  Agrar- 
frage in  einigen  Provinzen,  auf  den  Bergbau 
in  Biskaja,  Aenderungen  des  Frauen-  und 
Kinderschutzgesetzes,  die  Gesundheit  und  Sicher- 
heit im  Betriebe,  Arbeiterwohnungen,  Volks- 
versicherung  und  anderes. 


o)  Niederlande.  Nach  Errichtung  der 
Zentralkommission  für  Statistik  1892,  welche  das 
bereits  1884  gegründete  Statistische  Institut 
und  den  vor  1892  errichteten  Verein  für  die 
Statistik  der  Niederlande  in  der  Bearbeitung  der 
statistischen  Erhebungen  ablöste,  wurde  bei  dem 
wachsenden  Bedürfnis  nach  der  amtlichen  Sta- 
tistik bereits  i.  J.  1899  zur  Gründung  des  dem 
Ministerium  des  Innern  unterstellten  Zentral- 
bmeaus  für  die  Statistik  geschritten.  Unter  der 
Leitung  eines  Direktors  hat  es  die  Sammlung 
der  Arbeiten  und  Herausgabe  des  für  Wissen- 
schaft und  Pr.axis  als  nutzbringend  erachteten 
statistischen  Materials  zur  Aufgabe.  Daneben 
bleibt  die  Zentralkommission  als  ratgebende  und 
kontrollierende  Körperschaft  bestehen.  Die 
wachsenden  Anforderungen  an  das  Amt  auf 
aibeitsstatistischem  Gebiet  machte  i.  J.  1901 
die  Teilung  des  Amtes  in  4  Abteilungen  not- 
wendig, wovon  eine  mit  der  Bearbeitung  der 
sozialstatistischen  Aufgaben  beauftragt  ist.  Sie 
umfaßt  zurzeit  84  Beamte.  Ohne  ein  eigentlicher 
Beirat  zu  sein,  steht  der  Zentralkommission  doch 
ein  erheblicher  Einfluß  auf  die  Tätigkeit  des 
Zentralbureaus  zu,  indem  keine  neuen  Unter- 
suchungen vorgenommen  oder  bestehende  sta- 
tistische Erhebungen  unterbrochen  werden  dürfen 
ohne  Ermächtigung  dieser  Kommission.  Sie 
hat  ferner  das  Recht,  auf  Grund  besonderer 
Aufträge  des  Ministers  des  Innern  oder  aus 
eigener  Initiative  dem  Bureau  Aufträge  zu  er- 
teilen. Ferner  hat  die  Kommission  auf  die  Be- 
setzung der  Stelle  des  Direktors  und  der  von  ihm 
empfohlenen  Beamten  und  Angestellten  einen 
gewissen  Einfluß.  Der  Direktor  ist  von  Anita 
wegen  Mitglied  der  Zentralkommission.  Die 
Mitglieder  der  Zentralkommission  sind  zum  Teil 
Regierungsbearatc,  zum  Teil  Mitglieder  der 
Volksvertretung  oder  Personen  der  Wissenschaft 
und  Praxis.  Zweimal  im  Jahre  findet  eine  Sitzung 
der  Zentralkommission  statt.  Im  Laufe  der  Jahre 
hat  sich  das  Arbeitsgebiet  der  sozialökonomischen 
Abteilung  des  Zentralbureaus  ausgedehnt  auf 
die  I3eobachtung  von  Streiks  und  Aussperrungen, 
Löhne  und  Arbeitszeit,  Tarifverträge,  Preise, 
Arbeitsvermittlung  und  Arbeitslosigkeit,  Woh- 
nungswesen, Gewerkschaftsbewegung,  Recht- 
sprechung auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Gesetz- 
gebung, Warenherstellung  und  -verbrauch, 
Schiffsverkehr,  Bankwesen  und  ähnliches.  Außer 
der  genannten  Abteilung  beschäftigen  sich  no^'h 
die  gemeindestatistischen  Bureaus  in  Amsterdam, 
Haag,  Rotterdam,  und  Utrecht,  sowie  eine  Ab- 
teilung der  Reichsversicherungsanstalt  und  die 
Gewerbeinspektion  mit  arbeitsstatistischen  Auf- 
gaben. In  früheren  Jahren  (18G3,  1886  und  1890) 
waren  die  Ermittlungen  für  die  Sozialgesetz- 
gebung jeweils  hierfür  eingesetzten  Kommis- 
sionen, 1890  einer  Staatskommission  für  eine  Ar- 
beitsenquete übertragen.  1903/1906  hatte  eine 
solche  Kommission  die  Lage  der  Eisenbahnbe- 
diensteten aufzuklären.  Bei  der  Neubildung  des 
Ministeriums  für  Landwirtschaft,  Industrie  und 
Handel  1906  wurde  außerdem  eine  Abteilung  für 
Arbeit  eingerichtet,  welcher  die  für  die  Arbeits- 
statistik gleichfalls  wichtigen  Arbeilskamniern 
und  Arbeitsinspektoren  unterstellt  sind.  Auf  den 
Berichten  der  Arbeitskamniern  beruhen  zum  Teil 
die  Mitteilungen  in  der  amtlichen  Monatszeit- 
schrift „Maandsschrift".  Bei  der  Sammlung 
des  Materials  ist  das  Statistische  Zentralbureau 
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auf  die  freiwillige  Mitarbeit  der  beteiligten  Stellen 
und  Privatpersonen  angewiesen.  Nur  für  die 
Statistik  der  Produktion  und  des  Verbrauchs 
schreibt  ein  G.  v.  1.  XII.  1917  die  Auskunfts- 
pflicht vor. 

p)  Schweden.  Die  ersten  statistischen  Unter- 
suchungen über  Arbeitsverhältnisse  wurden  in 
den  70er  Jahren  angestellt.  Sie  waren  proviso- 
rischer Art  und  wurden  gewöhnlich  von  einer 
königlichen  Kommission,  die  zur  Lösung  einer 
bestimmten  Frage  eingesetzt  war,  vorgenommen. 
Im  J.  189G  bewilligte  der  Reichstag  erstmals  die 
Mittel  zu  arbeitsstatistisehen  Probeunter- 
suchungen, und  vom  Jahre  1903  an  erhielt  die 
Organisation  der  amtlichen  Sozialstatistik  eine 
festere  Form  durch  die  Errichtung  einer  arbeits- 
statistischen Abteilung  beim  Kommerzkollegium 
(Kommerskollegii  avdelning  för  arbetsstatistic). 
Von  diesem  Zeitpunkte  an  konnte  Arbeits- 
statistik fortlaufend  betrieben  und  veröffent- 
licht werden.  Seit  1906  sind  ihr  noch  Verwal- 
tungsaufgaben zugewiesen,  nämlich  die  Aufsicht 
über  die  Arbeitsnachweise  und  ihre  Förderung, 
sowie  die  Aufsicht  über  die  amtlich  eingesetzten 
Vermittler  bei  Arbeitsstreitigkeiten.  Bei  der 
immer  zunehmenden  Bedeutung  der  sozialen 
Fragen  erwies  sich  jedoch  diese  Organisation 
bald  als  unzulänglich.  Vom  Jahre  1913  an 
wurde  daher  die  Abteilung  des  Kommerz- 
kollegiums für  Arbeitsstatistik  durch  eine  selb- 
ständige staatliche  Behörde  (Kungl.  Social- 
styrelsen)  ersetzt.  Nach  der  Instruktion  v. 
8./ XI.  1912  war  der  Aufgabenkreis  des  neuen 
Amtes  folgender:  Beobachtung  des  Arbeits- 
marktes, Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  Arbeiterschutz,  Maßnahmen  für 
die  soziale  Fürsorge,  Bekämpfung  des  Alkohol- 
mißbrauchs, Wohnungswesen,  Arbeitsvermitt- 
lung, Kosten  der  Lebenshaltung  usw.  Das  Amt 
hat  ferner  die  Oberaufsicht  über  die  Gewerbe- 
inspektion, das  Krankenkassenwesen,  das 
Schieds-  und  Einigungswesen  und  die  Unter- 
stützungsvereine. Von  den  ursprünglich  4  Ab- 
teilungen war  eine  ausschließlich  für  die  Bear- 
beitung der  Veröffentlichungen  der  Sozialsta- 
tistik bestimmt.  Seitl920  bestehen  G Abteilungen, 
von  denen  eine  die  fortlaufende  Sozialstatistik, 
eine  andere  sozialstatistische  Sonderunter- 
suchungen zu  bearbeiten  hat.  Diese  Abteilungen 
sind  selbständige  staatliche  Behörden  und  dem 
Sozialministeriura  unterstellt.  Der  amtlichen 
statistischen  Zentrale  (Kungl.  Statistiska  Cen- 
tralbyrau)  gegenüber  nimmt  die  Sozialstatistik 
eine  ganz  selbständige  Stellung  ein.  Um  jedoch 
Planmäßigkeit  und  Einheitlichkeit  in  der  amt- 
lichen Statistik  und  ihren  Veröffentlichungen  zu 
wahren,  ist  eine  besondere  Einrichtung,  die  Sta- 
tistische Tabellenkommission,  getroffen,  be- 
stehend aus  dem  Generaldirektor  des  Statistischen 
Zcntralbureaus  und  je  einem  Vertreter  aller  Be- 
hörden, die  an  der  Veröffentlichung  der  amt- 
lichen Statistik  beteiligt  sind.  Außerhalb  des 
Reichsamts  für  soziale  Angelegenheiten,  das  im 
allgemeinen  die  gesamte  Sozialstatistik  unter 
sich  hat,  werden  Teilgebiete  wie  z.  B.  die  Pen- 
sionsversicherungen im  Kungl.  Pensionsstyrelsen, 
die  Arbeiterunfallsstatistik  im  Reichsversiche- 
rungsamt und  die  Statistik  der  Armenpflege  im 
Statistischen  Zentralbureau  bearbeitet.  Dem 
Amt  steht  der  Soziale  Rat  (Sociala  radet)  zur 
Seite,  der  in  folgende  6  Abteilungen  gegliedert 


ist:  Arbeiterschutz  und  Arbeiterfragen  ins- 
gesamt, Arbeitsvermittlung,  Sozialstatistik, 
Krankenkassenwesen,  Unterstützungsvereine.  In 
jeder  Abteilung  sind  Vertreter  der  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  und  ein  oder  mehrere  an 
den  sozialen  Fragen  interessierte  Personen,  die 
sämtlich  von  der  Regierung  für  je  3  Jahre  er- 
nannt werden.  Die  Abteilung  für  Sozialstatistik 
besteht  aus  5  Mitgiliedern:  2  Vertreter  der  Arbeit- 
geber imd  Arbeitnehmer  und  ein  anderes  Mit- 
glied. Die  Aufgabe  des  Rates  ist,  Gutachten  und 
Vorschläge  über  die  ihm  zur  Prüfung  vorgelegten 
Angelegenheiten  abzugeben  und  auch  sonst  das 
Amt  mit  Auskünften  und  Ratschlägen  zu  unter- 
stützen. 

Die  seit  1903  in  der  Regel  monatlich  heraus- 
gegebene Zeitschrift  ,,  Sociale  Meddelanden" 
unterrichtet  über  alle  vom  Amt  fortlaufend  be- 
triebenen sozialstatistischen  Arbeiten.  Außerdem 
erscheinen  für  die  wichtigeren  Gebiete  zusammen- 
fassende Darstellungen  in  den  amtlichen  Ver- 
öffentlichungsreihen wie  z.  B.  über  Tarifverträge, 
Arbeitseinstellungen,  Arbeitsmarkt  und  Arbeits- 
losigkeit, Schieds-  und  Einigungswesen,  Arbeits- 
vermittlung, Arbeitszeit  und  Arbeitslöhne  in 
Industrie  und  Landwirtschaft,  Wanderungs- 
wesen, Krankenkassen,  Fachvereinswesen  und 
Bautätigkeit.  An  Sonderuntersuchungen  sind 
solche  über  Arbeitslohnverhältnisse  in  Bäcke- 
reien, in  der  Tabakindustrie,  in  der  Maschinen- 
industrie, in  Druckereien,  im  Seemannsberuf, 
im  Reinigungsgewerbe,  in  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Betrieben  und  bei  den  Hafenarbei- 
tern, sowie  über  Lebenshaltungskosten,  Woh- 
nungsverhältnisse und  die  Wirkungen  des  Al- 
koholmißbrauchs zu  verzeichnen.  Für  die  Liefe- 
rung bestimmter  wiederkehrender  Angaben, 
z.  B.  über  Preise  und  die  Lage  des  Arbeits- 
marktes, hat  das  Amt  Beauftragte  in  etwa  50 
Städten  angestellt.  Sie  liefern  unter  anderem 
auch  die  Unterlagen  für  die  Arbeitsmarktberichte 
der  Monatszeitschrift.  Im  übrigen  ist  die  Ma- 
terialbeschaffung wie  in  anderen  Ländern  auf  die 
freiwillige  Mitarbeit  der  Befragten  angewiesen. 
Nur  ganz  vereinzelt  ist  durch  Gesetz  eine  Aus- 
kunftspflicht vorgeschrieben. 

q)  Norwegen.  Die  Aufgaben  des  Stati- 
stischen Zentralbureaus  (seit  1876)  schließen  auch 
die  Sozialstatistik  ein,  und  es  wurde  1903  da- 
selbst eine  Unterabteilung  für  Arbeitslosen- 
statistik eingerichtet,  die,  für  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Arbeitsstatistik  bestimmt,  außer 
der  Arbeitslosenstatistik  noch  älteren  sozial- 
statistischen Stoff  aufarbeitete.  Die  Pflege  der 
Sozialstatistik  fand  in  der  Folgezeit  noch  Aus- 
druck in  Arbeiten  über  Lebenshaltung  der  ar- 
beitenden Klassen,  Lebensmittelpreise,  Streiks, 
Arbeitslosigkeit,  Arbeitszeit.  Eine  wesentlich 
raschere  Entfaltung  der  Sozialstatistik  in  Nor- 
wegen ist  seit  der  am  l./VII.  1904  erfolgten 
Gründung  eines  besonderen  Bureaus  für  Sozial- 
statistik unter  dem  Ministerium  für  soziale  An- 
gelegenheiten, Handel,  Industrie  und  Fischerei  zu 
verzeichnen.  Beträchtliche  Beiträge  zur  Arbeits- 
statistik haben  verschiedene  Kommissionen  ge- 
liefert, die  zur  Vorbereitung  der  Arbciterschutz- 
und  Versicherung-sgesetzo  gedient  haben,  nament- 
lich eine  von  1885  —  1890  tätig  gewesene  Kommis- 
sion und  zwei  parlamentarische  sog.  Arbeiteikom- 
missionen.  Auch  die  aus  jenen  Gesetzen  hervor- 
gegangene   Fabrikaufsichtsbohördo    und  Vor- 
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Sicherungsanstalt  arbeiten  an  der  Arbeitssta/- 
tistik  mit,  erstere  mit  ihren  regelmäßigen  Be- 
richten, letztere  einerseits  mit  einer  Industrie- 
statistik, andererseits  mit  einer  Unfallstatistik. 

Das  Zentralbiireau  (Unterabteilung)  gab  seit 
1904  in  Monatsheften  den  „Arbeitsmarkedet" 
heraus,  dessen  Inhalt  zunächst  auf  die  Arbeits- 
losigkeit und  einen  Ansatz  zur  Streikstatistik 
beschränkt  war.  Diese  Veröffentlichung  wurde 
1911  in  eine  Maandsskrift  for  Socialstatistik  und 
seit  1913  in  die  Sociale  Meddelelser  umgeändert, 
die  nunmehr  vom  Ministerium  für  soziale  Ange- 
legenheiten herausgegeben  wird.  In  dieser  neuen 
Zeitschrift  werden  in  48  Abteilungen  alle  Ge- 
biete der  Sozialpolitik  behandelt.  Von  anderen 
Veröffentlichungen  sind  zu  nennen:  eine  Fabrik- 
statistik, an  deren  Stelle  jedoch  die  genannte 
Industriestatistik  getreten  ist,  ferner  die  Berg- 
werksstatistik, eine  wiederholte  Lohnstatistik 
und  eine  schon  1892  begonnene  Reihe  ,, Sozial- 
statistik" (Arbeitsverhältnisse  bei  der  Holz- 
gewinnung und  Verarbeitung,  Einkommen  und 
Vermögen  der  Bevölkerung,  Arbeitsverhältnisse 
der  Näherinnen  in  Kristiania)  und  eine  Morbidi- 
tätsstatistik. Uebor  öffentliche  Arbeitsvermitt- 
lung und  die  staatlich  anerkannten  Arbeitslosen- 
klassen unterrichtet  ein  jährlicher  Bericht  der 
Arbeitsvermittlnngsinspektoren  seit  1917.  Ferner 
veröffentlicht  das  Arbeitsamt  in  Kristiania  seit 
1901  .laliresberichte. 

r)  Dänemark.  Die  amtliche  Statistik  Däne- 
marlis  befallt  sich  seit  1897  mit  Arbeiterfragen. 
Im  Anschluß  an  eine  Betriebszählung  wurden 
Angaben  über  Löhne  und  .Arbeitszeit  gesammelt 
und  die  Lebenshaltungskosten  erforscht.  Ebenso 
wurde  eine  Statistik  über  Arbeitsstreitigkeiten 
in  die  Wege  geleitet.  Außerdem  haben  besondere 
Kommissionen  sowie  Organe  der  Fabrikaufsicht 
und  der  Arbeiterversicherung  zur  Arbeitssta- 
tistik erheblich  beigetragen.  Sie  ist  somit  ziem- 
lich zersplittert,  hat  jedoch  i.  J.  1913,  als  das 
Statistische  Bureau  in  ein  selbständiges  Amt 
umgewandelt  wurde,  durch  Hinzufügung  einer 
dritten  Abteilung  für  die  Pflege  der  Sozial- 
statistik eine  gewisse  Zusammenfassung  erfahren. 
Die  Hauptgebiete,  mit  denen  sich  die  amtliche 
Statistik  bisher  fortlaufend  befaßte,  sind  Streiks 
und  Aussperrungen,  Arbeitslosigkeit,  Arbeits- 
lohn in  der  Industrie,  Wohnungs-  und  Mietver- 
hältnisse in  den  Städten,  Lebensmittelpreise  An 
Einzeluntersuchungen  liegen  solche  über  Ar- 
beitsverhältnisse in  den  Gastwirtschaften,  Ar- 
beitszeit der  gewerblichen  Arbeiter  und  Heim- 
arbsiter,  kollektive  Arbeitsverträge  und  Haus- 
haltsrechnungen vor.  Eine  selbständige  staat- 
liche Behörde  für  die  Arbeitsstatistik  gibt  es  in 
Dänemark  nicht.  Das  ,, Statistische  Departe- 
ment" ist  dem  Finanzministerium  unterstellt. 

s)  In  der  Schweiz  ist  die  amtliche  Statistik 
der  sozialen  Verhältnisse  gegenüber  der  Privat- 
statistik zurückgeblieben.  Diese  wurde  auch  von 
Bundes  wegen  mit  Geld  unterstützt  und  die 
Bundesregierung  nahm  sie  dafür,  namentlich  bei 
Vorarbeiten  der  Gesetzgebung,  außer  der  Hilfe 
der  Kantonsregierungen  und  ihrer  Fabrikinspek- 
toren viel  in  Anspruch.  Das  gilt  besonders  für 
folgende  Voreinigungen:  die  Schweizerische  Sta- 
tistische Gesellschaft,  den  Schweizerischen  Han- 
dels- und  Industrieverein,  den  Schweizerischen 
Gewerbeverein  und  das  Arbeitersekretariat  des 
Schweizerischen  Arbeiterbundes.  Die  drei  letzten 


Vereinigungen  nahmen  hauptsächlich  Berufs- 
interessen wahr,  und  das  Arbeitssekretariat  war 
nicht,  wie  zuweilen  angegeben  wird,  ein  arbeits- 
statistisches  Amt,  sondern  eine  hauptsächlich  der 
Wahrnehmung  von  Arbeiterinteressen  gewidmete 
und  dafür  tätige  private  Vereinigung.  Auf  diese 
Privatstatistik  ist  hier  nicht  einzugehen.  Aus  der 
Bundesstatistik  aber  sind  noch  die  Leistungen 
der  Fabrikinspektoren  (Aufsichtsberichte,  Fabrik- 
statistik, Lohnstatistik  usw.)  hervorzuheben.  Mit 
dem  Bundes-G.  v.  27./V1. 1919  betreffend  die  Ord- 
nung des  Arbeitsverhältnisses,  das  in  erster  Linie 
die  Festsetzung  von  Mindestlöhnen  und  die  Ver- 
meidung von  Arbeitsstreitigkeiten  bezweckt,  ist 
die  Arbeitsstatistik  in  der  Schweiz  in  eine  neue 
Stufe  der  Entwicklung  getreten.  Das  gleich- 
zeitig geschaffene  eidgenössische  Arbeitsamt,  das 
mit  einem  Direktor  an  der  Spitze  eine  Abteilung 
des  eidgenössischen  Vnlkswirtschaftsdeparte- 
ments  bildet,  hat  die  Autgabe,  die  Arbeitsver- 
hältnisse in  der  Heimarbeit,  Industrie,  Gewerbe 
und  Handel  zu  erforschen.  Ihm  obliegt  insbe- 
sondere die  Erforschung  der  Arbeitsbedingungen, 
des  Arbeitsmarktes,  der  Lebenshaltung,  der 
Wohn-  und  Wanderungsverhältnisse  der  Arbeiter. 
Gegenüber  dem  Arbeitsamt  besteht  eine  Aus- 
kunftspflicht, und  es  ist  befugt,  ,,zur  Feststellung 
der  Tatbestände  alle  erforderlichen  Erhebungen 
zu  machen".  Es  kann  in  den  Betrieben  die 
Lohnlisten  einsehen,  Betriebsinhaber  und  An- 
gestellte vorladen  und  einvernehmen.  Ebenso 
steht  ihm  das  Recht  zu,  für  die  Ausführung 
seiner  Obliegenheilen  die  Behörden  der  Kantone 
und  Gemeinden,  die  Arbeitsämter  und  sta- 
tistischen Aemter  in  Anspruch  zu  nehmen.  Hier- 
mit hat  die  Schweiz  ein  eigenes  arbeitssta- 
tistisches Amt  mit  weitgehenden  Erhebungs- 
befugnissen erhalten.  Eine  besondere  Eigen- 
tümlichkeit der  schweizerischen  Organisation 
besteht  in  der  regen  Verbindung  zwischen  der 
Feststellung  der  Tatsachen  und  der  eigentlichen 
sozialpolitischen  Verwaltung,  da  den  nämlichen 
Organen,  weichen  die  Tatsachenfeststellung  ob- 
liegt, die  wichtigsten  Funktionen  bei  der  Nor- 
mierung der  Löhne  und  der  sonstigen  Arbeits- 
bedingungen übertragen  sind. 

t)  Ungarn.  Das  Statistische  Zentralamt, 
welches  1897  durch  Gesetz  errichtet  wurde,  sowie 
mehrere  Ministerien,  hauptsächlich  das  Handels- 
ministerium, sind  bisher  an  der  Arbeitsstatistik 
beteiligt,  neuerdings  auch  das  Arbeiterversiche- 
rungsamt. Die  wichtigsten  Leistungen  liegen 
auf  dem  Gebiet  der  Berufs-  und  Gewerbe-  (Pro- 
duktious-)  Statistik  sowie  der  Kranken-  und 
Unfallfürsorge.  Dazu  kommen  Berichte  der  Ge- 
werbeinspektoren, Arbeitslosen-,  Arbeitsnach- 
weis-, Vereins-  und  eine  später  (1905)  begonnene 
Streikstatistik.  Berufs-  und  geweibestatistische 
Aufnahmen  sind  mit  den  Volkszählungen  von 
1890  und  1900  verbunden,  letztere  auch  auf 
Arbeitslose,  Löhne  und  Arbeitszeiten  ausgedehnt, 
und  außerdem  hat  das  Handelsniini«teriuni  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Gewerbeförderung  wieder- 
holt große  geweibe-  (produktions-)  statistische 
Erhebungen  unternommen,  wie  auch  für  einzelne 
Gewerbe  (Landwirtschaft,  Mühlenindustrie  u.  a.) 
Aufnahmen  gemacht  sind. 

u)  Rußland.  Die  russische  Arbeits- 
statistik  ist  —  von  einigen  halbamtlichen  be- 
schreibenden Welken  abgesehen  —  dürftig,  sie 
scheint  hauptsächlich  aus  den  bei  einigen  Zentral- 
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stellen  gesammolton  Nachrichten  zu  bestehen  so- 
wie aus  den  Mitteilungen  der  Fabrikinspektoren, 
welche  auch  die  Fabrik-  und  Streikstatistik 
liefern.  Mit  der  ersten  Volkszählung  (1897)  ist 
eine  Berulszählung  verbunden  worden,  nach  der 
eine  Statistik  der  Arbeiterbevölkerung  ausge- 
arbeitet ist. 

v)  Finnland.  Durch  V.  v.  28./XII.  1917 
bat  der  Senat  von  Finnland  die  Verwaltung  der 
sozialen  Angelegenheiten  einer  neuen  Zentral- 
stelle, dem  Sozialamt,  übertragen.  Es  begann 
seine  Tätigkeit  Aniang  1918  und  hat  neben  der 
Gewerbeinspektion,  der  sozialen  Versicherung, 
der  Armenpflege,  Arbeitsvermittlung  und  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit,  Schlichtung  von 
Arbeitsstreitigkeiten,  Einwanderung  und  Ver- 
einswesen auch  die  Sozialstatistik  und  deren 
Veröffentlichung  zur  Aufgabe.  Es  besteht  hier- 
für eine  statistische  Abteilung  beim  Sozialamt, 
die  von  der  allgemeinen  amtlichen  statistischen 
Zentrale  unabhängig  ist.  Sie  bildet  die  Fort- 
setzung der  seit  November  1884  bestehenden 
statistischen  Abteilung  der  Industriebehörde. 
Ein  Beirat  besteht  nicht.  Ihr  Veröffentlichungs- 
organ ist  die  „Social  Tidskrift".  Außerdem  sind 
eine  Reihe  von  Sonderuntersuchungen  über  die 
Novemberstreiks  1917  und  den  Aufstand  i.  J. 
1918  und  ihre  Einwirkung  auf  die  finnische  In- 
dustrie, über  die  Lebenskosten,  Löhne  der  In- 
dustriearbeiter, Arbeitsverhältnisse  der  Land- 
und  Forstarbeiter,  Auswanderungswesen,  Ar- 
beiterwohnungen und  Arbeitslosigkeit  durch- 
geführt oder  in  Vorbereitung. 

w)  Internationale  Arbeitsstatistik.  Das 
nach  Teil  13  des  Friedensvertrags  i.  J.  1920  er- 
richtete Internationale  Arbeitsamt  in  Genf 
hat  unter  der  Leitung  eines  Verwaltungsrates 
aus  12  Vertretern  der  Regierungen,  6  Arbeit- 
geber- und  6  Arbeitnehmervertretern  unter  an- 
derem zur  Aufgabe,  Material  für  die  internatio- 
nale Regelung  der  Arbeitsbedingungen  und  der 
Arbeit  überhaupt  zu  sammeln  und  zu  verbreiten. 
Innerhalb  der  wissenschaftlichen  Abteilung  des 
Amtes  befaßt  sich  eine  Unterabteilung  ausschließ- 
lich mit  internationaler  Arbeitsstatistik.  Die 
Tätigkeitsergebnisse  werden  in  den  unten  auf- 
gezählten Veröffentlichungen  des  Internatio- 
nalen Arbeitsamtes  abgedruckt.  Ferner  betreibt 
das  Internationale  Statistische  Institut 
im  Haag  im  Rahmen  der  Gesamtstatistik  auch 
internationale  Arbeitsstatistik.  Das  ständige 
Bureau  dieses  Instituts,  dessen  Leiter  der  Direk- 
tor des  Niederländischen  Statistischen  Amts 
W.  Methorst  ist,  hat  u.  a.  zur  Aufgabe,  aus  den 
statistischen  Unterlagen  der  Staaten  international 
vergleichbare  Angaben  zusammenzustellen  und 
auf  die  Vereinheitlichung  der  Erhebungsmetliode, 
der  Fragebogen,  der  Verarbeitung  und  der  Ver- 
öflentiicnung  der  amtlichen  Statistik  der  Länder 
hinzuwirken.  Veröflentlichungen  des  Inter- 
nationalen Statistischen  Instituts  über  Arbeits- 
statistik vgl.  unten. 

Literatur:  DU  wichtignten  sozialpoHtiachen  Ver- 
ößtitU'tchnvgen  der  urbeitn»tatiHi»chen.  Aemter 
des  In-  uitd  AuUandex  und  »onsiiyer  amtlichen 
und  hitllmmitichin  Miellen  im  Jahre  1907  it.  19US 
Son'lertniliiye  zum  lieicfisurbeiftibiatt  1908,  Nr.  S 
2909,  Nr.  4  —  Hefprechuny  der  -wit  hliysten 
amüicheii  und  nichtamtliclien  VerfiJjCeittltchunqen 
im  DeuUichen  iSttitinttHchen  Zeiitralblult,  1,  Jahrg. 


1909  u.  ff.  —  Reiehaarbeitshlatt,  Gesamt' 
register  190S—191S,  Sanderbeilage  zu  Jahrg. 
1913,  Nr.  4  und  die  Jolyenden  Jahrgänge.  — 
Stutistiac  hes  Jahrbuch  für  dag  Datsche 
Jieirh.  —  Wirtschaft  und  Statistik,  Halb' 
monatsschrifl  des  Stat.  Reichsamts.  —  So  v  der' 
hefte  zum  Reichsarbeitsblatt.  —  Viertel- 
jahr sh  cfte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs. 

—  Arbeitsmarkt-Anzeiger,  herausgegeben 
vom  Reichsamt  für  Arbeitsvermittlung.  —  Sta- 
tistisfhe  Juhtbücher  und  Zeitschriften  der  lande  8' 
statistischen  Aemter.  —  Statistisches  Jahr' 
buch  Deutscher  Städte,  seit  19S1  Vterfeljahrshefte 
Deutscher  SUidte.  —  Soziale  Praxis,  Juhrg. 
1—31.  —  Correspon  denzblatt  der  General- 
kommistion der  Gewerkschaften  Deutschlanda 
(jeizt  Allgcm.  Deutscher  GewerkschaJIsbund), 
statistische  Beilage.  —  Jastroiv,  Der  Arbeits- 
markt, HaJbmotialsschrift  1896 — 191S,  Fortsetzung i 
Der  Arbeitsnachweis  in  Deutschland,  Zeitschrift 
des  Veibartdes  Deutscher  Atbeitsnachwfise,  1913 
bis  1922,  jetzt  „Arbeit  und  Beruf",  herausgeg. 
vom  Brandenburgitchen  Landesarbeit^amt , 
1.  Jahrg.  1922.  —  B,  Calwer,  Die  Konjunktur, 
forlyes.  von  W.  Vogel,  13.  Jahrg.  192S.  — 
Jahresberichte  der  Gewerbcaufsichtsbeamten  und 
Bergbehörden,  Tabellenwelk  und  Register  jewcil» 
in  Bd.  IV,  bearbeitet  im  Stat.  Reichsani  t.  — 
Niederschrift  der  Tagung  des  Veibaiides  Deutscher 
Arbeil.-nachweise  1898,  1902,  1905,  1908,  1912,  dea 
Verbandes    bayerischer    Arbeitsnachweise  1902, 

1910  (Referat  vom  Verfasser),  des  württeniberg, 
Verbandes  1907,  1910,  des  had.  Verbandes  191i, 
Jahrtsbi  richte  der  Arbeitsnachweisverbände  und 
der  Arbeitsnachweise,  der  Berufsvereine,  des 
Tarilamts  Deutscher  Buchdrucker  usw.  —  MaaSy 
Bibliographie  d.  Sozialwissenschaften,  Bd.  I — XI V 
(1918).  —  Richter,  Die  Fortschritte  der  amt- 
lichen Arbeitsstatistik  in  den  wichtigsten  (18) 
Staaten,  2  Bde.  1904  und  1908  in  den  „Beiträgen 
zur  Arbeitsstatistik"  des  Statistischen  Rcichsamt» 
Nr.  1  und  7.  —  Verselbe,  Die  amtliche 
Arbeiterslatisiik  in  England,  Frankrei.ch,  Oester- 
reich, Vereinigte  Staaten  in  den  Vierteljahrsheften 
des  Slaiisliachen  Reiclisamls,  Jahrg.  1894,  1895, 
1896,  1899.  —  Derselbe,  Zur  Pi-odukiionsttati- 
stik,  das.  1898  I  und  IL  —  Derselbe,  Aibeits- 
Statistik  in  F.  Zahn,  Die  Statistik  in  Deutsch' 
land,  Ehrengabe  für  G.  v.  Mayr,  1911,  Bd.  II, 
S.  734.  —  Gebiete  und  Methoden  der  amtlichen 
Arbeitsstatii-tikin  den  wichtigsten  Industriestaaten, 
Beitiäge  Nr.  12  zur  Arbeiterstatistik  des  Stat. 
Rcicbsanits,  Birlin  19IS.  —  Das  Arbeitsgebiet 
des  Kaiserl.  Stat.  Amtes,  Bd.  SOI  (1913)  der 
Statistik  des  Deutschen  Reichs  und  Fortsetzungen 
hierzu  in  den  Vierteljahrsheften.  —  Biermer^ 
„ArbeiUiäintir"  in  Elster,  W.  d.  V.,  Jena  19L1. 

—  Böhmert,  Zur  Statistik  der  Aibeit.slosigkeit, 
der  Arbeitsvermittlung  und  der  Arbeilslosen- 
versuheruiig,  Zeitschr.  des  pr.  Stat.  Buieaua 
1894,  ücjt  3l4.  —  Busch,  Kommunale  Arbeiter- 
Statistik,  in  F.  Zahn,  Die  Statistik  in  Deutsch- 
land, S.  827.  —  Feig,  Statistik  des  Arbeits- 
lohnes und  der  Lebenshaltung,  ebenda  ,S.  789.  — 
Derselbe,  „Arbeitsmarktstatislik"  im  Hdw. 
d.  K.,  Jena  1914,  Bd.  I,  S.  131  und  im  D.  Stat. 
Zeutralblait  1911,  S.  7.  —  Derselbe,  Amtliche 
Arbeilsmarktberiihterstattung,  Soziale  Praxis  1913, 
Nr.  49152.  —  Herbst,  Die  Methoden  der  deutschen 
Arbeitslosenstatisttk,  Eryänzungsheft  zum  D. 
Stat.  Zentrulblatt  1914,  —  Hirschberg, 
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Die  amtliehe  Statistik  uvd  dir  Arbeitrrfrage  im 
D*utifrhfn  Beiih,  IS^S.  —  Kessler,  Die  Arbtits- 
nac/iv'rij-e  der  Artieitg'bervert'Üvde,  lull.  — 
Koitmnnn,  Die  /ie-mprrrfiue,  Jma  1908  191S. 
—  Kuczynskl,  Das  ETistnizunnimum  vn»l  ver- 
vanittf.  J-rageii,  Bei  Ii n  llfSI.  —  Lt'Of  Die 
Orymiisafiim  der  avithrkei»  Arbeit' TKluthtik  im 
Deittuchen  Reich  (für  die  Avs.'-teUui'g  in  >(.  I.outs) 
1904  tind  -in  „Industrie-  und  IJandehprobleine" 
19J1.  —  Verselbe,  AibciUmtarkt  in  „Soziale 
Prtixiti"  190/f.  —  V.  Mnyr,  Deutsche  Arheiter- 
sUitixtik,  im  Mnt.  Archiv  III,  S.  119  vvd  661.  — 
Derselbe,  Sffi(i.ttik  ttnd  Ueurlhrhit  ftsh  hrc,  1.  Bd., 
1914.  —  Äleerwarthf  Betrachtung  n  iiber  Me- 
thoden lind  hrgt  lynifse  der  deutschen  Arbeiis- 
maTktsfati--iik,  Arch.  f.  S.,  Bd.  XXXIII,  II.  S 
und  34,  II.  i.  —  Derselbe,  Die  stautUchn 
Arheilsämlrr,  ihre  Oryavij-aiiuit  und  ihre  Bedeu- 
tung Jür  die  SozütlsUtt'fitik,  Zeitschrift  „Die 
Gevttexvifsevschnjfev"  WlsjU,  Ihft  S6.  — 
lUerkle,  Artieilj^ttifigkcft,  ihre  statistische  Er- 
Ja)*t-uiig  und  ihre  Bekämpiuny  durch  «ien  Arb'its' 
nnchweis,  München  191S.  —  Iterselbe,  Arbeits- 
losensiaii^fik,  Di-Kertation  191S.  —  Mfchalke, 
Die  Aibeitsnnchweise  der  Gewerkz-chnj/m  im 
Deutschen  Heich,  l9lt.  —  Morgeni  oth,  Arbeits- 
loneruiatisiik,  Ildw,  d.  K.,  Jtna  IUI 4,  Hd.  I. — 
iiosl,  Zum  Ausbau,  der  Arb'itxwuTkttttaiistik, 
Zeitschr.  Jür  KimmitnalwirUchaß  und  Kommuntd- 
potiiik  191S,  S.  iOI.  —  V.  Scheel,  D-e  amtliche 
A*bei'ersiati'tikd''n  Dcuteehfv  Reichs,  Jb  J.  G.  \'.  IS 
(1S94).  —  Hersel  he,  im  Ildb.  der  poliii^-chm 
Othoiomie,  4.  Aufl.,  II,  £I^>  und  SS9.  —  Seute- 
t»€tnn,  Die  deutsche  SUidteKtatisiik  zum  Heginn 
des  Jnhres  191S,  AUg.  tSfat.  Archiv,  Bd.  VI, 
Erqäiizungshejt  l9oS.  —  Silbeitfleit,  Be 
tchd/tigungi-grad  und  Arbeifüwnrkt,  {908.  — 
Sffrup,  iHe  ausläudi/'chen  InduKtrieurbHter, 
ThüneuArrhir,  Bd.  IX,  Il'ltSjS,  1918.  —  Dev 
selbe,  IHc  Aibeiterven^chiibuvijen  in  der  ludu- 
Stiie  vnhrrnd  des  Krieges  und  ihre  Bedeutung 
für  die  Demobihnuchu'  g,  Jb.  f.  Nat.,  Bd.  CXI, 
1918,  III.  F..  LV  Llid.—  milevke,  Die  fand- 
mirtnchiifilii  he  Arbeit-yvenniiUnng  m  Deutschfand, 
Bertin  J91S.  —  Zuhn,  Die  deutscfie  Arbeitcr- 
slatisiik,  Jb.  f  G.  l'.  190S.  lieft  4.  —  Zuhn- 
brecher,  Di/iustaiütik,  Aürub'rg  191S.  —  Ißer- 
setbe,  Die  Arbeityeb'-i^iachweise  in  Deutschland, 
J9I4.  —  Aelttre  Literatur  in  der  £.  Aufl.  diefex 
Ddw.  —  Zahlreiche  Mimograpftien  wie  2.  B. 
Veig,  Alter  mid  FamiiieusVmd  der  orgai-isirrien 
Arbeiter,  Fe.'t.'iclirijt  für  L.  Breutauo.  ßUiuclien 
2910.  —  (Sünthei\  Die  deutxclteu  Techniker, 
ifire  Leliei'8-,  AttJ<l>ilduugs  und  Arbeitsverhält- 
nisse, Lt  ipzig  191:2,  gevurks>  hnfiliclie  Erfielningm 
über  emz'lne  Berufe  2.  B.  die  Lage  den  Polier- 
Standes  in  wirt-cfiaftliclur  und  beruflicher  Be- 
ziefiung.  Brai'n.''Chu  eig  J91S/I4- 

Internationale    un  d    auslän  dische 
Literatur:    Bibliographie  und  Zeitscfirifleu- 
acfiau  in  Bd.  XI  III.  Ar.  IIIS,  1919  d-s  Bulle- 
tiu  des  früheren  Internationalen  Arbeitsamts  in 
Bern.    —    Verö{tenflicfiu7igcn   des   neuen  Inter- 
nationalen Arbeitsamts  in  Genf:  1.  Revue  Inter- 
national   du    Tiavail,    monatlich,    mit  intern, 
statistischen     Angaben ;     S.     Bulletin  Offiriel, 
wöchentlich,  mit  der  Beilage  „Quexlions  RnsKea",  \ 
2  mal     mvnatlicfi;    3.    Infonnutioius     Sociales,  j 
■wöchentlich;     4.     Annuaire     lutervational    du  \ 
Travad ;  6.  La  Serie  Legislative;  6.  Documentsl 
de   la   Conference  Internalimialc   du   Travail;  1 


7.  Etudes  SpSciales  über  Sondererhebungen  des 
Amten ;  8.  Publicnfions  diverses.  Femer:  Les 
MHhndes  des  Statistigucs  de  l' Emigrutiim  et  de 
l' Immigration,  Genf  1922.  —  Jahrb.  des 
Internat  io^nalen  Statistischen  Inxtituts,  Haag 
1916 '  19SI,  bes.  Bd.  VI :  Salaires  et  duree  du 
travail.  Conventions  cidleetices.  Cfioinage.  Place' 
ment.  Syndicats  ouvriers  et  patronaux.  Greves 
et  lock-outs.  —  Bulletin  meiisual  de  V Office 
permanent,  1. — S.  Lieferung.  • —  Bulletin  de 
V Institut  International  de  Stutistique,  Bd.  I — XX. 
—  Bulletin  Irimcstrii'l  de  l' Aiysociation  inter- 
nationale pour  la  Intte  contre  le  choiitage,  191t 
bi6  1914,  ^e«-  1913,  Nr.  £.  Statistifjue  du  Cho- 
mnye,  Nr.  S  Be.-^vltatu  et  rapports  critigues  de 
l'eiigitrlc  interuutiovafe  nur  le  plac  ments  en 
1911.  —  Koren,  The  History  of  Sta'istics,  ver- 
Öffintlicht  von  der  Amcrihiniscftea  Statistischen 
Gesell scfwfl,  New  York  1918.  —  Zv,sammen- 
fassende  Darstellungen  der  Entwicklung  der 
amtf.  Arbeit  s-ttatitiUk  in  einzelnen  Ländern: 
Belgien,  L'OfjiCf  da  Trarail  de  1SU5  d  1905, 
BrüKfel  1905 ;  Dan  emark ,  Det  StatiKtisckc 
Departement  1896 — 1920,  Kopenhagen  19S0;  Spa- 
7}ien,  Memoria  referenta  a  la  organizacion, 
fnncionaiiiimto  y  labor  del  Inslitnto  de  ref-rmas 
sociolfü  1904—1915,  MadHd  1916.  —  ücber  die 
amtlichen  und  nichinmtlii  hen  VerÖffenVichnugen 
über  Arbeit- Statistik  der  einzelnen  ausländischen 
Staaten  vgl.  die  ausl.  Arbeitsblaiter. 

V.  Valta. 


Arbeitszeit. 

I.  Allgemeines.  II.  Methoden  zur  Er- 
mittlung der  Arbeitszeit.  III.  Geschicht- 
licher Ueberblick  über  die  Entwicklung 
der  täglichen  Arbeitszeit  bis  zum  Welt- 
kriege. 1.  Gesamttendenzen.  2.  England.  3.  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika,  4.  Deutsches 
Reich.  6.  Oesterreich  und  die  Schweiz.  6.  Frank- 
reich, Belgien,  Italien,  Rußland.  IV.  Stellung- 
nahme der  Arbeitgeber.  1.  Gegen  Abkürzung 
der  Arbeitszeit.  2.  Für  Abkürzung  der  Arbeits- 
zeit.     V.    Stellungnahme   der  Arbeiter. 

VI.  Stellungnahme  von  Kirche  und  Staat. 

VII.  Die  Lehren  der  National  Ökonomen 
und  Sozialisten  über  die  Beziehungen 
zwischen  Arbeitszeit  und  Arbeitslei- 
stung. VIII.  Das  Arbeitszeitproblem  im 
Lichte  der  Physiologie  und  experimen- 
tellen Psychologie.  IX.  Die  Arbeitszeit 
in  und  nach  dem  Kriege.  X.  Der  gegen- 
wärtige Stand  der  Kontroverse.  XI.  Die 
objektive  Arbeitszeit  und  der  Normal- 
arbeitstag im  Sinne  von  Rodbertus. 

I.  Allgemeines. 

Der  Ausdruck  Arbeitszeit  kann  sowohl 
auf  eine  Person  als  auf  ein  Objekt  bezogen 
werden.    Man  spricht  von  der  Arbeitszeit, 
die  eine  Person  leistet,  und  von  der  Arbeits- 
i  7eit,  welche  die  Herstellung  einer  Ware  er- 
I  fordert.     Zunächst  soll  ausschließlich  von 
I  der  Arbeitszeit  im  subjektiven  Wortsince 
1  die  Rede  sein. 
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Da  die  Vorgäncfe,  welche  der  Begriff 
Arbeit  bezeichnen  soll,  eine  allgemein  an- 
erkannte Abgrenzung  noch  nicht  erfahren 
haben,  so  lassen  die  Angaben  über  die 
Dauer  der  Arbeitszeit  schon  aus  diesem 
Grunde  an  Präzision  zu  wünschen  übrig. 
Würde  z.  B.  bei  einer  Voliiszählung  die 
Frage  gestellt  werden,  wie  lange  die  über 
14  Jahre  alten  Personen  an  dem  der  Zäh- 
lung vorangegangenen  Tage  gearbeitet  haben, 
so  würde  ohne  eine  Fülle  genauer  und  um- 
ständlicher Elrläuterungen  kaum  ein  brauch- 
bares Ergebnis  zu  gewinnen  sein.  Und 
auch  dann,  wenn  allein  die  im  Berufe,  bzw. 
in  erwerbswirtschaftlicher  Absicht  geleistete 
Arbeit  Gegenstand  der  Befragung  sein  würde, 
bliebe  für  Zweifel  aller  Art  noch  Raum 
genug  offen.  Bei  den  Hausfrauen  der  Bauern 
und  Handwerker  können  ja  erwerbswirt- 
schaftliche und  hauswirtschaf. liehe  Arbeiten 
zum  Teil  geradezu  in  einer  sozusagen  un- 
auflöslichen chemischen  Verbindung  auf- 
treten, wenn  Arbeitspersonal,  das  der  Er- 
werbswirtschaft wegen  aufgenommen  wird, 
Kost,  Wohnung,  Wäsche  usw.  im  Hause 
erhält  und  die  Haustrau  z.  B.  bei  der  Zu- 
bereitung der  Speisen  zugleich  für  die 
eigenen  Pamilienglieder  und  das  Gesehäfts- 
personal  tätig  ist.  Sodann  findet  insbesondere 
bei  weiblichen  Heimarbeitern  oft  ein  so 
häufiger  Wechsel  zwischen  Erwerbsarbeit 
und  hauswirtschaftlicher  Betätigung  im 
Laufe  des  Tages  statt,  daß,  obgleich  hier 
die  äußere  Möglichkeit  scharfer  zeitlicher 
Trennung  besteht,  das  Urteil  darüber,  wie- 
viel Zeit  der  eine  oder  andere  Zweck  be- 
ansprucht hat,  leicht  eine  Trübung  erfahren 
kann.  Noch  größer  sind  die  Schwierig- 
keiten, wenn  es  sich  um  die  Feststellung 
der  Zeit  handelt,  die  einer  überwiegend 
geistigem  Arbeit  gewidmet  wurde.  Es  würde 
dem  wirklichen  Sachverhalt  nicht  immer 
entsprechen,  wenn  ein  Unternehmer  etwa 
nur  die  Zeit,  welche  er  im  Geschäftsbureau 
zubringt,  als  seine  Arbeitszeit  angeben  wollte. 
Es  ist  sehr  wohl  möglich,  daß  Ueber 
legungen  und  Erwägungen,  also  geistige  Ar- 
beiten, die  geschäftlich  von  größter  Trag- 
weite sind,  ganz  außerhalb  der  Geschäftszeit 
erfolgen,  wie  andererseits  wieder  Be- 
sprochungen mit  einem  Geschäftsfreund  im 
Privatkontor  schließlich  auch  von  geschäft- 
lichen Dingen  weit  abschweifen  können. 

Relativ  am  einfachsten  liegen  die  Ver- 
hältnisse dort,  wo  es  sich  um  vertraglich 
festsestellte  Arbeitszeiten  wirtschaftlich  un- 
selbständiger Personen  mit  vorzugsweise 
körperlicher  Arbeit  handelt.  In  der  Regel 
wird  der  Ausdruck  Arbeitszeit  auch  in  die- 
sem Sinne  verstanden.  Immerhin  deckt  er 
selbst  in  dieser  engeren  Fassung  sehr  ver- 
schiedene Vorgänge.  Bei  Personen,  die 
größtenteils  mit  persönlichen  Dienstleistungen 


beschäftigt  sind,  wie  häusliche  Dienstboten, 
Dienstmänner,  Droschkenkutscher,  Kellner, 
Ladenpersonal  usw.,  ist  oft  ein  nicht  uner- 
heblicher Teil  der  Arbeitszeit  als  bloße  Ar- 
beits- oder  Dienstbereitschaft  anzuseilen.  Im 
Bergbau  kommt  es  vor,  daß  die  zur  Ein- 
und  Ausfahrt  in  die  Grube  erforderliche  Zeit 
als  Arbeitszeit  gilt,  während  sonst  der  Weg 
von  und  zu  dem  Betriebe  nicht  zur  Arbeitszeit 
gerechnet  wird.  Dagegen  wird  bei  Arbeiten, 
welche  im  Auftrage  des  Unternehmers  aus- 
wärts auszuführen  sind,  die  auf  den  Weg 
entfallende  Zeit  ganz  oder  teilweise  als  Ar- 
beitszeit angesehen.  Alle  Angaben  über  die 
Dauer  der  Arbeitszeit  erhaken  aber  erst 
dann  ihre  volle  Bedeutung,  wenn  nicht  nur 
die  Art  der  betreffenden  Beschäftigung  näher 
bezeichnet,  sondern  auch  die  Lage  und  Ver- 
teilung der  Arbeitsstunden  auf  längere  Zeit- 
räume festgestellt  wird.  So  wenig  wie  die 
Angabo  eines  Tages-  oder  Wochenverdienstes 
die  Einkommensverhältnisse  eines  Arbeiters 
ersichtlich  macht,  ebensowenig  können  An- 
gaben über  die  durchschnittliche  Zahl  der 
Arbeitsstunden  im  Tage  oder  im  Jahre  ge- 
nügen. Ja  bei  der  Arbeitszeit  ist  es  sogar 
noch  viel  wichtiger  als  beim  Lohne,  die  Ver- 
teilung auf  ein  ganzes  Jahr  hin  genau  kennen 
i  zu  lernen.  Der  Lohn  verdienstreicher  Zeiten 
kann,  entsprechende  Entwicklung  des  wirt- 
schaftlichen Sinnes  vorausgesetzt,  zum  Teil 
aufgespeichert  und  auf  Zeiten  schwachen 
Verdienstes  übertragen  werden.  Die  mensch- 
liche Arbeitsenergie  ist  solcher  Aufspeiche- 
rungen und  Uebertragungen  nur  innerhalb 
sehr  enger  Grenzen  fähig.  Mag  immerhin 
einige  Wochen  im  Jahre  wenig  zu  tun  sein, 
so  läßt  sich  dafür  in  anderen  Wochen  die 
Arbeitszeit  nicht  einfach  verdoppeln,  ohne 
Leistung  und  Gesundheit  schwer  zu  beein- 
trächtigen. Sodann  sind  nicht  alle  Zeitteile 
der  Arbeit  gleich  günstig,  z.  B.  die  Tages- 
stunden und  kühleren  Jahreszeiten  mehr  als 
Nachststunden  und  Perioden  einer  heißen, 
j  schwülen  Witterung.  Es  ist  also  neben  der 
absoluten  Länge  der  Arbeitszeit  außerhalb 
des  einzelnen  Tages  auch  deren  Lage,  deren 
Beginn  und  Ende  einschließlich  der  Ruhe- 
pausen, zu  berücksichtigen.  Ebenso  wichtig 
als  die  Gesamtheit  der  innerhalb  eines 
Jahres  zu  leistenden  Arbeitsstunden  kann 
deren  rationelle  Verteilung  sein.  Der 
Mensch  bedarf  vor  allem  einer  gewohnheits- 
j  mäßigen  Gestaltung  des  Daseins.  Durch 
Gewohnheit  wird  ein  großer  Teil  der  täg- 
lichen Arbeitslast  vermindert.  Finden  aber 
häufige  Veränderungen  statt,  so  ist  immer 
wieder  eine  neue  Anpassungskraft  erforder- 
lich, d.  h.  es  findet  ein  Energievei brauch 
statt,  der  den  für  die  wirtschaftliche  Lei- 
stung erforderlichen  Energievorrat  schmälert. 
So  gewöhnt  sich  der  Mensch  erst  allmäh- 
lich an  Nachtarbeit  und  Tagesschlaf.  Es 
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ist  deshalb  nicht  rationell,  wenn  der  Schicht- 
wechsel, d.  Ii.  die  Uebernahme  der  Nacht- 
arbeit durch  die  Arbeiter  der  Tagesschicht 
und  die  Uebernahme  der  Tagesarbeit  durch 
die  Nachtschicht,  jede  Woche  erfolgt  oder 
wenn  eine  häufige  Veränderung  der  Mittags- 
pause oder  des  Beginns  und  Endes  der 
Arbeitszeit  vorgenommen  wird. 


II. 


Methoden  zur  Ermittlung  der 
Arbeitszeit. 


Bei  der  Küllc  relevanter  Gesichtspunkte, 
deren  Berücksichtigung  eine  exakte  Aufnahme 
der  Arbeitszeit  erfordert,  würde  die  Frage  nach 
der  richtigen  Methode,  eine  größere  Aufmerksam- 
keit verdienen,  als  ihr  bis  jetzt  zuteil  geworden 
ist.  Wie  alle  Statistik,  so  ist  auch  die  der  Arbeits- 
zeit aus  ,, notizenartiger  Zahlenorientierung" 
(v.  Mayr)  hers'orgegangen,  hat  aber,  Im  Gegen- 
satz zu  anderen  Zweigen  der  Statistik,  diesen 
Charakter  bis  auf  die  Gegenwart  noch  in  er- 
heblicher Ausdehnung  bewahrt.  Insbesondere 
können  die  zahlreichen  Erhebungen  über  die 
Arbeitszeit,  welclie  die  amtliche  .\rbelterstatistik 
des  üeutschcn  Kelches  veranlaßt  hat,  nicht 
als  erschöpfende  Massenbeobachtungen  gelten. 
Es  kam  eben  nicht  darauf  an,  eine  vollkommene 
Uebersicht  über  die  Arbeltszelt  eines  Berufs 
Zü  gewähren,  sondern  es  sollten  die  auf  die  Dauer 
der  Arbeltszelt  bezüglichen  Verhältnisse  nur 
so  weit  aufgeklärt  werden,  als  zur  Begründung 
und  Ausführung  gesetzgeberischer  Entwürfe 
erforderlich  erschien.  Man  hat  deshalb,  erstmals 
bei  der  Erhebung  der  .\rbeitszeit  in  Bäckerelen 
und  Konditoreien,  dann  aber  auch  bei  den 
analogen  Untersuchungen,  welche  die  Arbeits- 
zeiten im  llan(l<'lsgewerbe  (offene  Läden),  in 
Getreidemühlen,  in  Gast-  und  Schankwirtschaften, 
in  der  Binnenschiffahrt,  In  Kontoren  des  Handels- 
gewerbes, im  Fleischergewerbe,  In  gewerblichen 
I'uhrwerksbetrieben  und  in  Plättanstalten  be- 
trafen, das  System  der  Stichprobe  gewählt. 
In  der  Regel  wurde  die  Erhebung  anf  10%  der 
Betriebe  beschränkt  unter  Berücksichtigung 
der  verschiedenen  Gegenden  und  Ortsklassen 
(Großstädte,  Mittelstädte,  kleine  Orte).  Während 
nun  für  die  ausgewählten  Mittelstädte  und  kleinen 
Orte  eine  erschöpfende,  alle  Betriebe  der  frag- 
lichen Art  berücksichtigende  Ermittlung  an- 
gestrebt wurde,  fand  In  Großstädten  nicht  selten 
eine  Beschränkung  auf  einzelne  Straßen  oder 
Viertel  statt.  Die  Fragebogen  wurden  in  gleicher 
Zahl  an  Arbeltgeber  und  Arbeiter  verteilt, 
doch  so,  daß  für  einen  Betrieb  Immer  nur  eine 
Antwort  von  einer  Seite,  also  entweder  vom 
Arbeltgeber  oder  vom  Arbeiter  eingeholt  wurde. 
Die  Ergebnisse  zerfielen  also  gewissermaßen 
in  eine  Arbeitgeber-  und  In  eine  Arbeiterstatistik. 
Um  jede  Willkür  auszuschließen,  erfolgte  die 
Verteilung  aber  nach  rein  äußeren  Merkmalen 
(z.  B.  abwechselnd  In  der  alphabetischen  Reihen- 
folge der  Firmen  an  Arbeltgeber  und  Arbelt- 
nehmer).  Ausgabe  und  Einsammlung  der  Frage- 
bogen war  Sache  der  Ortspolizei,  die  bei  der 
Einsammlung  auch  auf  die  Vollständigkeit  der 
Beantwortung  zu  achten  hatte.  Durch  münd- 
liche und  schriftliche  Einvernahme  von  Sach- 
verständigen wurden  in  der  Regel  noch  wert- 


volle Ergänzungen  des  Ziffernmaterials  herbei- 
geführt. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  Methode,  die  vom 
Standpunkte  der  wissenschaftlichen  Statistik 
einer  nicht  unberechtigten  scharfen  Kritik  unter- 
zogen worden  ist'),  steht  das  Verfahren,  daß 
bei  der  Ermittlung  der  Arbeitszeit  der  Fabrik- 
arbeiterinnen zur  Anwendung  gelangte.  Es 
wurden  nämlich  die  Gewerbeaufsichtsbeamten 
beauftragt,  die  tägliche  Arbeitszeit  und  die 
Mittagspause  am  l./X.  1902  für  sämtliche 
in  Fabriken  und  diesen  gleichgestellten  Anlagen 
beschäftigten  Arbeiterinnen  festzustellen.  Da 
die  Verhältnisse  am  l./X.  19(12  nicht  überall 
einen  typischen  t'harakter  besitzen  konnten, 
wurden  die  Aufsichtsbeamten  veranlaßt,  An- 
gaben beizufügen.  Inwieweit  die  Verhältnisse 
in  Saisonindustrien  oder  außerhalb  der  Hoch- 
konjunktur oder  eines  wirtschaftlichen  Nieder- 
ganges etwa  Abweichungen  aufweisen.  Für 
diese  Ergänzungen  waren  dann  weniger  exakte, 
ziffermäßige  Angaben  als  die  persönlichen  all- 
gemeinen Eindrücke  der  Berichterstatter  maß- 
gebend. Insofern  zerfällt  die  Erhebung  in  einen 
Teil,  der  auch  den  strengsten  Anforderungen 
der  Statistik  genügt,  und  in  einen  anderen  mit 
en(|ueteartigem  Charakter. 

Was  die  amtliche  Statistik  des  Auslandes 
betrifft,  so  überwiegt  auch  hier  die  notizen- 
artige Zahlenorientierung  mit  Ausnahme  von 
Belgien,  Oesterreich  und  der  Schweiz.  Belgien 
hat  bei  der  allgemeinen  gewerbestatistischen 
Aufnahme  von  18U6  auch  die  Arbeitszeit  berück- 
sichtigt und  später  (1901  und  1903)  noch  eine 
Spezialerhebung  über  Lohn  und  Arbeitszeit  in 
der  Textil-  und  Metallindustrie  vorgenommen. 
Bei  der  Aufnahme  der  Textilindustrie  fand  eine 
Beschränkung  auf  die  Betriebe  mit  mindestens 
10  Arbeitern  statt.  Die  Ausführung  war  Be- 
amten des  arbeitsstatistischen  Amtes  über- 
tragen, welche  an  Ort  und  Stelle  die  Verhält- 
nisse ermittelten.  Deshalb  dauerte  die  Aufnahrae 
ungefähr  ein  Jahr  und  eine  strenge  Beziehung 
der  Angaben  über  Arbeltszeit  auf  einen  und 
denselben  Zeitpunkt  konnte  nicht  erfolgen. 
Da  aber  in  dieser  Hinsicht  die  Zustände  der 
Textilindustrie  ziemlich  stabil  sind,  so  wurde 
der  Nachteil  ohne  Bedenken  In  Kauf  genommen. 
Bei  einer  Erhebung  der  Sonutagsarbeit  (189.'i) 
fand  eine  Auswahl  der  zu  berücksichtigenden 
Betriebe  statt. 

Eine  vollständige  Ermittlung  der  Arbeits- 
zeit in  den  Fabrikbetrieben  Oesterreichs  ist 
1906  durch  das  arbeitsstatistische  Amt  mit  Hilfe 
der  Gewerbeinspektoren  durchgeführt  worden. 
Ein  Stichtag  wurde  nicht  bezeichnet.  Die 
Inspektoren  erhielten  die  Fragebogen  im  Monat 
März  1901)  und  hatten  sie  nach  ihrem  letzten 
Inspektionsbefund    auszufüllen.       Nur  dann, 

')  Vgl.  v.  Mayr,  Deutsche  Arbeiterstatistik. 
Methodologisches  und  Technisches.  Allgemeines 
Statistisches  Archiv,  III,  1894,  S.  119-163. 
Eine  Verteidigung  der  Methode  erfolgte  durch 
v.  Scheel,  Die  amtliche  Arbeiterstatistik  des 
Deutschen  Reichs.  Jahrbuch  für  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen 
Reiche,  herausgegeben  von  G.  Schmoller,  XVIII, 
S.  829—852.  V.  Mayr  replizierte  im  AUgem. 
Statist.  Archiv,  III,  S.  651-657. 
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wenn  der  Betrieb  seit  längerer  Zeit  nicht  in- 
spiziert worden  war  oder  Veränderungen  seit 
der  letzten  Inspektion  vermutet  werden  mußten, 
fand  eine  besondere  Ermittlung  statt.  Da  die 
Erhebung  nicht  an  einen  Stichtag  gebunden 
war,  traten  einer  angemessenen  Berücksichtigung 
der  Kampagne-  und  Saisongewerbe  keine  Hinder- 
nisse in  den  Weg. 

Die  fabrikstatistischen  Erhebungen  der  eid- 
genössischen Fabrikinspektion,  welche  auch 
eine  vollständige  Aufnahme  der  Arbeitszeit 
erhalten,  werden  mittels  Zählkarten  ausgeführt, 
die  von  den  befragten  Fabrikinhabern  selbst 
auszufüllen  sind  und  sich  auf  einen  bestimmten 
Stichtag  beziehen.  Man  geht  hier,  ebenso  wie 
es  in  Belgien  geschehen  ist,  von  der  Fiktion 
einer  einheitlichen  Dauer  der  Arbeitszeit  für 
das  ganze  Unternehmen  aus.  Die  österreichische 
Erhebung  verlangte  dagegen  für  Betriebsab- 
teilungen mit  besonderen  Verhältnissen  auch 
besondere  Angaben. 

Aus  der  privaten  Statistik  verdienen  die 
Erhebungen  einzelner  Arbeiterorganisationen 
hervorgehoben  zu  werden.  Standen  der  wissen- 
schaftlichen Verwertung  dieser  Aufnahmen  ur- 
sprünglich große  Bedenken  gegenüber,  welche 
nicht  nur  in  der  Tendenz,  sondern  auch  in  der 
Schwäche  der  Organisationen  und  der  geringen 
Schulung  der  befragten  Personen  für  schriftliche 
Auskunfterteilung  ihre  Begründung  fanden,  so 
ist  in  neuerer  Zeit  diese  Statistik  mit  dem 
Wachstum  der  Organisationen  und  ihres  Ver- 
antwortlichkeitsgefühles so  vervollkommnet 
worden,  daß  sie  von  amtlichen  Stellen  selbst 
als  eine  schätzenswerte  Ergänzung  der  amtlichen 
Erhebungen  bezeichnet  wird'). 

So  wenig  der  hohe  Wert  vollständiger  zahlen-  ^ 
mäßiger  Ermittlungen  bestritten  werden  kann,  i 
so  verlangen  doch  die  Zwecke  der  Wirtscliafts-  j 
und   Sozialpolitik   ebensowohl   wie  diejenigen 
der  Wissenschaft  auch  eine  Aufklärung  über 
Ursachen  und  Folgen  der  bestehenden  Arbeits-  \ 
Zeiten  und  ihrer  Veränderungen.  Diese  Momente  ; 
sind  aber  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  sehr 
beschränktem  Umfange  einer  ziffermäßigen  Fest- 
stellung zugänglich.    Deshalb  wird  die  Enquete 
in  allen   Fragen  der  Arbeitszeit  stets  einen 
wichtigen  Platz  behaupten.     Ganz  besonders 
sind    natürlich    die  Uewerbeaufsichtsbeamten 
durch  ihre  dienstliche  Tätigkeit  in  die  Lage 
versetzt,  wertvolle  Wahrnehmungen  zu  machen. 
Und  insofern  dürften  die  Berichte  dieser  Beamten 
wohl  in  allen  Ländern  als  die  weitaus  wichtigste 

')  Vgl.  z.  B.  Theodor  Leipart,  Die  Lage  der 
Arbeiter  in  der  Holzindustrie  nach  statistischen 
Erhebungen    des    Deutschen  Holzarbeiterver- 
bandes für  das  Jahr  1Ü02  im  Auftrage  des  Ver- 
bandsvorstandes bearbeitet  und  herausgegeben, , 
Stuttgart  1904.     Bei   dieser  Erhebung  wurde , 
sowohl  durch  Werkstättenfragebogen  wie  durch 
Personalfragebogen  die  Zahl  der  wöchentlichen  i 
Arbeitsstunden  ermittelt.   —  Eine  Uebersicht ! 
über  die  wichtigsten  Ergebnisse  der  Erhebungen 
deutscher   Gewerkschaften   bietet   das  Reiclis- 
arbeitsblatt,  IV,  S.  933,  1017,  1108;  V,  S.  52, 
135,  235,  3^2,  736,  835;  VI,  S.  245,  450.  Sie 
beziehen  sich  auf  das  Buchdrucker-,  Gärtner-, 
Edelmetall-,  Maurer-,  Steinarbeiter-,  Zimmerer-, 
Bildhauer-,    Maler-,    Sattler-    und  Fleischer- 
gewerbe. 


Quelle  zum  Studium  der  Arbeitszeit  und  der 
Probleme,  die  sie  einschließt,  angesehen  werden. 
Daneben  können  in  einzelnen  Füllen  auch  die 
Berichte,  welche  von  den  wirtschaftlichen  Be- 
trieben des  Staates  und  der  Gemeinden  üljer  die 
Entwicklung  ihrer  Arbeitsverhältnisse  erstattet 
werden,  von  hohem  Werte  sein. 

Da  die  Gesetzgebung  über  die  Dauer  der 
Arbeitszeit  nicht  in  allen  Staaten  streng  durch- 
geführt wird  und  auch  keineswegs  alle  Arbeit- 
geber die  Arbeitszeit  bis  zu  der  Grenze,  welche 
die  Gesetzgebung  zieht,  ausdehnen,  so  lassen 
sich  aus  der  Gesetzgebung  allein  kaum  zutreffende 
Schlüsse  auf  die  Verhältnisse  der  Arbeitszeit 
ziehen.  Dagegen  dürften  die  Abmachungen, 
welche  die  Tarifverträge  der  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  enthalten,  dem  wirklichen  Stande  der 
Dinge  genau  entsprechen.  Die  Verwertung 
bietet  nur  insofern  Schwierigkeiten,  als  der 
Kreis  der  Personen,  auf  den  sich  die  Geltung  des 
Tarifvertrages  erstreckt,  nicht  immer  feststeht 
und  in  der  Regel  auch  nicht  ziffermäßig  an- 
gegeben wird. 

Am  schwierigsten  sind  die  Verhältnisse  der 
Arbeitszeit  in  denjenigen  Wirtschaftszweigen  zn 
erforschen,  welche,  wie  z.  B.  Landwirtschaft 
und  Heimarbeit,  weder  von  der  Gewerbe- 
inspektion noch  von  den  Arbeiterorganisationen 
in  größerem  Umfange  erfaßt  werden,  zumal 
wenn  in  ihnen  die  der  Erwerb.sarbeit  gewidmete 
Zeit  an  und  für  sich  schon  (vgl.  das  oben  Ge- 
sagte) nicht  leicht  sicher  abgegrenzt  werden 
kann. 


III.  Geschichtlicher  Ueberblick  über  die 
Entwicklung    der   täglichen  Arbeitszeit 
bis  zum  Weltkriege') 

].  Gesamttendenzen,  ('eher  die  Dauer 
der  Arbeitszeit  im  Altertum  liegen  zuver- 
lässige Angaben  nicht  vor.  Jhering  nahm  an, 
daß  zum  erstenmal  in  Babylon  im  Zusammen- 
hange mit  den  großen  Baufronen  der  siebente 
Tag  als  Ruhezeit  eingeführt  worden  sei,  und 
die  Gottesverehrung  sich  dann  auf  diesen 
Tag  konzentriert  habe.  Neuere  Forschungen 
wollen  erst  in  dem  jüdischen  Sabbat 
(sabbatu  assyrisch  gleich  Ruhe)  eine  zur 
Schonung  der  arbeitenden  Klassen  getroffene 
Einrichtung  erblicken 2).  Je  nach  Volk, 
Zeitepoche,  Stand,  Beruf,  Klima  dürften  sehr 
verschiedene  Verhältnisse  geherrscht  haben. 
Jedenfalls  darf  das  Wort,  welches  Cato 
Censorius  geprägt  hatte,  ,, Sklaven  müssen 
arbeiten  oder  schlafen"  nicht  auf  alle  Sklaven 
angewendet  werden.  Es  galt  wohl  nur  für 
diejenigen,  welche  im  Interesse  einer  Kapi- 
talverwertung beschäftigt  wurden.  Auch 
über  die  Verhältnisse  des  Mittelalters  sind 
wir  nur  mangelhaft  unterrichtet.  Soweit 
es  sieb  um  Freie  handelt,  dürften  die  er- 

')  Ueber  die  gesetzlichen  liestimmnngen  zur 
Regelung  der  Arbeitszeit  vgl.  W.  Schiff,  Der 
Arbcitorschntz  der  Welt.  Tübingen  1920.  VgL 
ferner  den  Art.  ,, Achtstundentag",  oben  S.  29 Fg. 

•)  Vgl.  ScImioUer,  Die  soziale  Frage.  1918. 
S.  226. 
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heblichen  Ansprüche,  welche  das  kirchliche 
und  korporative  Leben  mit  seinen  zahl- 
reichen Feiertagen')  und  Festen  stellte,  im 
Verein  mit  der  UnvoUkomnienheit  und 
Feuer^efälirliclikeit  der  ßeleuchtungsme- 
thoden  eine  erliebliche  Ausdehnung  der  er- 
werbswittschaftlichen  Arbeit  verhindert 
haben.  Die  Zünfte  verboten  die  Nachtarbeit. 
Immerhin  liegen  für  einzelne  Gewerbe 
Nachrichten  vor,  welche  einen  sehr  frühen 
Beginn  der  Tagusarbeit  auch  im  Winter 
bezeugen.  Im  Bergbau  wurde  nur  6—8 
Stunden  im  Tage  gearbeitet.  Nach  dem 
unter  Heinrich  VIII.  1496  in  England  er- 
lassenen Arbeitergesetz  sollte  der  .\rbeitstag 
für  alle  Handwerker  und  Ackerbauarbeiter 
vom  März  bis  September  von  5  Uhr  morgens 
bis  zwischen  7  und  8  Uhr  abends  dauern, 
also  14—15  Stunden.  Da  aber  1  Stunde 
für  Frühstück,  1^4  Stunde  für  Mittagessen 
und  Yi  Stunde  für  Vieruhrbrot  vorgesehen 
waren,  würde  sich  soLinr  dann,  wenn  es 
immer  gelungen  wäre,  die  vom  üesetze  ge- 
wollte Ausdehnung  der  Arbeitszeit  durch- 
zusetzen, nur  ein  effektiver  Arbeitstag  von 
11  bis  12  Stunden  selbst  in  der  guten  Jahres- 
zeit ergeben. 

l'etty  stellte  für  das  letzte  Drittel  des 
17.  Jahrh.  ausdrücklich  eine  effektive  Ar- 
beitszeit von  10  Stunden  fest,  während  die 
Mittagspause  2  Stunden  betrug.  In  Deutsch- 
land legten  die  organisierten  Arbeiter  im 
15.  und  16.  Jahrh.  ganz  besonderen  Wert 
auf  die  Arbeitsbefreiung  am  blauen  Montag. 
Bald  wurde  der  Montag  den  Gesellen  ah 
ganzer,  bald  als  halber  Feiertag  zugestanden, 
bald  alle  14  Tage,  bald  jede  Woclie.  Unter 
allen  Umständen  wurde  wenigstens  alle 
14  Tage  die  tägliche  Arbeitszeit  so  weit  ge- 
kürzt, daß  die  Gesellen  ins  Bad  gehen 
konnten  2).  Jedenfalls  war  bei  dem  ge- 
ringeren Umfange  der  Stücklohnarbeit  und 
der  gemä-hlicheren  Arbeitsweise,  die  vor 
der  Einführung  der  Maschinen  herrsehte, 
auch  bei  längerer  Arbeitszeit  die  Gefahr 
chronischer  Ueberanstrengung  nicht  sehr 
groß. 

Eine  entscheidende  Wendung  brachte  die 


In  Frankreich  gab  es  vor  der  Revolution 
80  Feiertage  ohne  die  lokalen  Feste.  Vgl. 
hierzu:  Liesse,  Le  travuil,  Paris  1899,  S.  253.  In 
der  Umgebung  von  Meran  soll  es  nach  Brentano 
(Arbeitslohn  und  Arbeitszeit,  Leipzig  1893, 
S.  27)  noch  jetzt  130  Feiertage  geben.  In 
Kärnten  machten  die  Tagelöhner  außer  den 
Sonntagen  und  kirchlichen  Festtagen  50  Bauern- 
sonntage mit  und  behandelten  nach  jedem  der- 
selben den  darauffolgenden  Tag  als  „blau". 
Hermann,  Wirtschaftliche  Fragen  und  Probleme 
der  Gegenwart,  Leipzig  1893,  S.  173. 

•)  Schanz,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Ge- 
sellenverbände,  Leipzig  1887,  S.  114,  115. 


Einführung  der  Maschinen  nicht  nur  inso- 
fern, als  die  bei  den  Maschinen  selbst  be- 
schäftigten Arbeiter  eine  empfindliche  Ver- 
längerung der  täglichen  Arbeitszeit  erfuhren, 
sondern  auch  dadurch,  daß  in  Handwerk 
und  Hausindustrie  unter  dem  Drucke  der 
meist  überlegenen  Maschinenarbeit  ebenfalls 
eine  maßlose  Ausdehnung  der  Arbeitszeit 
erfolgte,  um  sich  gegenüber  der  Konkurrenz 
'  der  Fabrik  noch  weiter  zu  behaupten. 
;      Mit  der  Ausbildung  des  Fabriksystems 
I  sank  die  Arbeiterschaft  nach  Auffassung  der 
.  Unternehmer  zu  einem  relativ  uuerhebliehen 
Appendix  der  Maschinen  herab.    Hier  und 
da  träumte  maji  sclion  davon,  man  werde 
r  mit  Hilfe  der  fortschreitenden  Technik  noch 
!  ganz  auf  die  Mitwirkung  der  Arbeiter  ver- 
ziehten können.    Alle  Aufmerksamkeit  galt 
i  der  möglichst  vorteilhaften  Verwertung  des 
I  kostspieligen    Maschinenkapitals.     Da  die 
Maschinen  selbst  einen  ununterbrochenen 
Betrieb  gestatteten,  so  galt  dieser  eigentlich 
als  Ideal.    Je  mehr  die  effektive  Nutzungs- 
zeit mit  der  natürlich  verfließenden  Zeit 
zusammenfiel,  desto  geringer  wurde  die  Be- 
lastung der  Produktion  durch  Kapitalzinsen, 
j  da  deren  konstanter  Betrag  dann  ja  auf  ein 
größeres  Produktenquantuni  verteilt  werden 
konnte.    Auch  die  Gefahr,  daß  durch  neue 
Erfindungen  die  vorhandenen  Anlagen  ent- 
wertet werden  könnten,  ließ  sich  am  besten 
durch  eine  möglichst  rasche  Abnutzung  be- 
kämpfen. Manche  Fabriken,  die  auf  Wasser- 
I  kräfte   angewiesen   waren,   trachteten  die 
Perioden  günstigen  Wasserstandes  ebenfalls 
durch  lange  Arbeitszeiten  nach  Möglichkeit 
I  auszunützen.    Wo  die  Maschinen  scheinbar 
automatisch  arbeiteten,  wie  in  Spinnereien, 
,  Webereien,  Papierfabriken,  Getreidemühlen 
{  usw.,  rechtfertigte  man  die  Ausdehnung  der 
\  Arbeitszeit  mit  dem  Hinweise,  daß  die  Ar- 
beit ja  gar  nicht  mehr  anstrenge,  keinerlei 
j  Kräfte  erfordere.     Wenn  nicht  allgemein 
Nachtarbeit  zur  Anwendung  kam,  so  wurde 
oft  nur  deshalb  auf  sie  verzichtet,  weil  man 
den  Eintritt  einer  Ueberproduktion  fürchtete 
und  auch  nicht  immer  imstande  war,  das 
!  doppelte  Personal,  welches  die  Nachtarbeit 
erforderte,  zu  beschaffen.    Durfte  man  die 
tägliche  Arbeitszeit  bis  auf  16  Stunden  er- 
strecken, so  konnten  schließlich  auch  die 
Kosten  der  Arbeit  wieder  niedriger  ausfallen, 
als  wenn  man  zwei  nur  je  12  Stunden 
tätige    Arbeiterschichten    einzustellen  ge- 
habt hätte. 

Im  übrigen  führten  diese  Exzesse  oft 
mehr  zu  einer  großen  Unregelmäßigkeit  als 
zu  einer  effektiven  Verlängerung  der  durch- 
schnittlichen Arbeitszeit.  Montags,  teilweise 
auch  noch  Dienstags  wurde  in  manchen 
Gewerben  gar  nicht  gearbeitet.  Erst  am 
Mittwoch  fanden  sich  alle  ein,  dann  wurde 
von  Donnerstag  früh  die  Arbeit  bis  Sonnabend 


894 


Arbeitszeit 


spät  in  dip  Naeht  hinein  fast  ohne  Unter- 
brechung fortgesetzt.  Sonntags  aber  wurde 
so  stark  getrunken,  daß  eben  für  Montag 
und  Dienstag  die  Arbeitsfähigkeit  ver- 
loren ging. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Entwicklung 
hat  namentlich  die  technische  Chemie  manche 
Produktionsprozesse  entstehen  lassen,  die 
ihrer  Natur  nach  eine  Unterbrechung  aus- 
schließen. So  trat  in  Färbereien,  in  Ziegel- 
brennereien, in  chemischen  Fabriken,  Bier- 
brauereien, Spiritusbrennereien,  E  tig- 
fabriken,  Zuckerfabriken,  Glashütten,  Hoch- 
öfen, Stahlwerken  und  Gießereien  regel- 
mäßige Tag-  und  Naciitarb^it  ein.  Da  dann 
zwei  Reihen  (Schichten)  von  Arbeitern  be- 
schäftigt wurden,  welche  in  der  Leistung 
der  Nachtarbeit  von  Woche  zu  Woche  ab- 
wechselten, wurde  die  tägliche  Arbeitszeit 
nicht  über  12  Stunden  ausgedehnt.  Immer- 
hin traten  für  jede  Schicht  einmal  inner- 
halb zwei  Wochen,  beiin  sog.  Schichtwechsel, 
auch  24 stündige  Arbeitszeiten  auf.  Wenn 
nämlich  eine  Schicht,  welche  diese  Woche 
Tagesarbeit  leistete,  in  der  nächsten  Woche 
zur  Nachtarbeit  übergehen  sollte,  so  schloß 
sich  für  sie  beim  Wechsel  die  ganze  Nacht- 
arbeit unmittelbar  an  die  Tagesarbeit  an. 
Da  die  Nachtarbeit  den  Organismus  in  viel 
stärkerer  Weise  in  Anspruch  nahm  als  die 
Tagesarbeit  und  da  die  kontinuierlichen 
Betriebe  nur  eine  sehr  beschränkte  Sonn- 
tagsruhe zuließen,  so  konnte  in  der  12 stün- 
digen Arbeitszeit  kein  ausreichendes  Gegen- 
gewicht erblickt  werden. 

In  dem  vlaße,  als  der  zuerst  in  England 
zur  Ausbildung  gekommene  Industrialismus 
sich  in  anderen  Ländern  einbürgerte,  über- 
trugen sich  diese  Mißbräuche  auf  sie.  Be- 
standen auch  mehr  oder  weniger  weit- 
gehende Schutzzölle,  so  blieb  England  doch 
immer  ein  höchst  gefährlicher  Konkurrent. 
Man  glaubte  also  in  bezug  auf  die  Aus- 
nützung von  Kapital  und  Arbeit  womöglich 
noch  weiter  als  England  gehen  zu  müssen, 
wenn  man  vorwärts'  kommen  wollte. 

Die  Bedeutung  der  langen  Arbeitszeiten 
wurde  dadurch  verschärft,  daß  sie  sich  auch 
auf  Kinder  zartesten  Alters  und  weibliche 
Personen  erstreckten,  daß  Ruhe-  und  Essens- 
pausen, wenn  überhaupt,  nur  in  sehr  be- 
scheidener Ausdehnung  gewährt  wurden 
und  daß  die  Arbeiter  oft  noch  einen  ziem- 
lich weiten  Weg  zwischen  Wohnung  und 
Arbeitsstätte  zurückzulegen  hatten. 

z.  England.  Es  bleibt  ein  weltgeschicht- 
liches Verdienst  Kobcrt  Owens'),  als  erster 
die  hc-illoso  Ausdclmnng  der  Arbeitszeit  in 
England  bekiimpft  zu  haben.  Vor  allem  da- 
durch, daß  er  sie  selbst  in  seinen  eigenen  Fabriken 
erst  auf  11,  dann  auf  lO'/o  Stunden  herabsetzte. 

')  Helene  Simon,  Robert  Owen.  Sein  Leben 
nnd  seine  Bedeutung  für  die  Gegenwart.  1905. 


War  diese  Maßregel  zuerst  auch  aus  philan- 
thropischen Erwiigungen  erfolgt,  so  erkannte  er 
bald,  daß  auch  das  kapitalistische  Interesse 
unter  der  Reform  nicht  leide,  daß  die  Arbeiter 
in  der  kürzeren  Zeit  infolge  größerer  Frische 
nahezu  dasselbe  wie  früher  leisteten.  Da  die 
Mehrzahl  seiner  Standesgenossen  ""rotzdem  sein 
Beispiel  nicht  nachahmte,  trat  Owen  für  die 
Begrenzung  der  Arbeitszeit  durch  eine  besondere 
Fabrikgesetzgebung  ein.  Dieser  Gesetz.gcbung 
erstand  aber  im  Unterhause  gerade  deshalb 
eine  entschiedene  Gegnerschaft,  weil  sie  von 
Owen  stamme, ,, einem  Manne,  der  unter  anderem 
der  merkwürdigen  Ansicht  sei,  daß  die  Ver- 
kürzung der  .Arbeitszeit  die  Produktion  steigern 
würde".  Wenn  eine  Reihe  von  Fabrikbesitzern 
dem  Gedanken  einer  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
nicht  ohne  Sympathie  gegenüberstand,  so  ge- 
schah es,  weil  man  auf  diese  Weise  gerade  eine 
Einschriiiikung  der  Produktion  im  Interesse 
höherer  Preise  herbeizuführen  gedachte.  Immer- 
hin kam  schließlich  doch  eine  Society  of  National 
Regeneration  zustande,  welche  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  mit  großer  Hingabe  betrieb. 
Zur  Förderung  der  Agitation  entwarf  Owen 
183rl  einen  Katechismus,  in  welchem  Frage  14 
lautet:  „Warum  sollst  du  die  Arbeitszeit  auf 
höchstens  8  Stunden  täglich  festsetzen?"  Die 
Antwort  lautete: 

„1.  Weil  es  die  längste  Periode  physischer 
Anstrengung  ist,  welche  das  Menschengescnlecht 
—  wenn  man  den  Durchschnitt  nimmt  und  dem 
Schwächeren  die  Existenzrechte  ebensowohl 
zugesteht  wie  dem  Stärkeren  —  ertragen  kann, 
um  gesund,  intelligent,  tugendhaft  und  glückUch 
zu  sein. 

?.  Weil  die  modernen  Erfindungen  in  Chemie 
und  Mechanik  eine  längere  Periode  physischer 
Anstrengung  unnötig  machen. 

3.  Weil  bei  achtstündiger  Arbeit  unter  ge- 
eigneten Einrichtungen  ein  Ueberfluß  an  Reich- 
tum für  alle  geschaffen  werden  kann. 

4.  Weil  kein  Mensch  das  Recht  hat,  von 
seinen  Mitmenschen  zu  verlangen,  daß  sie 
länger  arbeiten  sollen,  als  für  die  Gesellschaft 
im  allgemeinen  gut  ist,  nur  damit  er  reich  werde, 
dadurch,  daß  er  viele  arm  macht. 

5.  Weil  es  das  wirkliche  Interesse  jedes 
menschlichen  Wesens  ist,  daß  jedes  andere 
menschliche  Wesen  gesund,  intelligent,  zulrieden 
und  reich  sei." 

Owen  hatte  den  Gedanken  dr.r  Achtstunden- 
arbeit aber  schon  seit  1817  vertreten. 

Zunächst  konnte  diese  Idee  eine  praktische 
Bedeutung  allerdings  nicht  erhalten.  Es  kostete 
Mühe  genug,  die  öffentliche  Meinung  für  einen 
Zohnstundentag  (bez.  hS  Stunden  in  der  Woche) 
und  zwar  zugunslen  der  jiigcndlithon  und  weib- 
lichen Fabrikarbeiter,  zu  gewinnen.  Dieses 
Ziel  wurde  in  England  mit  dem  l./V.  des  Jahres 
1848  für  die  Textilindustrie  erreicht.  Im  übrigen 
hat  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrh.  die  Wirk- 
samkeit der  Arbeiterorganisationen  mehr  zur 
Abkürzung  der  Arbeitszeit  bcig"tragcn  als  die 
Gesetzgebung.  Von  den  40er  Jahren  bis  in  die 
70cr  Jahre  bestand  eine  Neunstundenbewegung, 
zuerst  unter  den  Steinmaurern,  allmählich  aber 
unter  den  gelernten  Handarbeitern  überhaupt. 
Dabei  ist  freilich  zu  beachten,  daß  der  nominelle 
Neunstundentag  häufig  durch  regelmäßige  Ucber- 
arbeit  zu  einem  Zehnstundentag  gemacht  wurde. 


Arbeitszeit 


890 


Im  J.  1871  sprach  sich  zum  ersten  Male  der 
Kongreß  der  Gewerlivereine  in  London  zu- 
gunsten des  Achtstundentages  aus,  da  mit 
Rücksicht  auf  die  erhebliche  Steigerung  der 
Arbeitsintensität  die  bestehende  Arbeitszeit 
dem  Leben  und  der  Gesundheit  Gefahren  bringe. 
Zum  Teil  unter  dem  Einflüsse  der  erstarkenden 
soiialisiischen  Propaganda,  wuchs  die  Zahl  der 
Anhänger  eines  Achtstundentages  insbesondere 
für  den  Bergbau,  ohne  daß  über  die  Frage,  ob 
er  durch  die  Gesetzgebung  oder  die  freie  Aküon 
der  Gewerkvereine  erkämpft  werden  solle,  eine 
Uebereinstimmung  zu  erzielen  gewesen  wäre. 
Erst  auf  dem  Gewcrkvereinskongreß  in  Liverpool 
18ilO  erklärte  sich  die  Mehrheit  für  einen  ge- 
setzlichen Achtstundentag.  Im  .1.  1800  hatten 
nach  einer  strengen  methodischen  Anforde- 
rungen allerdings  nicht,  genügenden  amtlichen 
Erhebung')  die  längsten  wöchentlichen  Arbeits- 
zeiten (()Ö— UÜ  Stunden)  Bäcker,  Salinenarbeiter, 
Bahnwärter,  Lokomotivführer,  Heizer,  Tiipfer, 
jugendliche  llilfskriilte  im  Bergbau  von  Durham 
und  Northumbcrland,  Eisenhammerarbeiter, 
landwirtschaftliche  Arbeiter  im  Sommer;  66  y. 
Stunden:  Ziegler  (Norwich,  Sheffield),  Bauhand- 
werker (Leicester),  Textilarbeiter;  öli  Stunden: 
Kalkbrenner,  Arbeiter  der  Trikot-  und  Leinen- 
industrie, Schneider  (Liverpool),  Glasarbeiter 
(Birmingham),  Nagolschmiede;  53— 55  Stunden 
Bäcker  (London,  Manchester),  Zemen'tarbeiter, 
Faßbinder,  Arbeiter  der  chemischen  Industrie, 
Tabakspinner,  Schuharbeiter,  Glasarbeiter,  Eiscn- 
blecharbeiter,  Töpfer  (New  Castle-on-Tyne), 
Buchdrucker;  18—52  Stunden:  Dock-  und 
Hafenarbeiter,  Bauhandwerker,  Tabakarbeiter, 
Glasarbeiter,  Kettenschmiedc;  38  —  47  Stunden: 
Kohlenhäuer  (New  Castle,  Northumbcrland), 
Arbeiter  in  Kupfergruben  unter  der  Erde 
(Coniston,  Tavistok). 

Der  Achsttundentag  war  seit  1893  und  1894 
in  den  Regierungsbetrieben  des  Heeres  und 
der  Flotte  eingeführt  worden.  Außerdem  fand 
er  sich  in  der  Regel  dort,  wo  kontinuierliche 
Betriebe  bestanden,  die  dann  mit  3  Schichten 
arbeiten.  Im  übrigen  hatten  einzelne  Firmen 
in  verschiedenen  Gewerben  den  Achtstundentag 
angenommen.  Für  den  Bergbau  wurde  er  durch 
das  1908  angenommene  Gesetz  allgemein  ein- 
geführt. Da  in  Durham  und  Northumberland 
aber  schon  damals  nur  7  Stunden  oder  weniger 
im  Durchschnitt  gearbeitet  wurde,  gewann  die 
Maßregel  nur  für  die  Bergarbeiter  in  Schottland, 
Lancashire  und  Wales  größere  Bedeutung. 
Jedenfalls  war  unter  den  großen  europäischen 
Industriestaaten  England  "in  der  Abkürzung 
der  Arbeitszeit  am  weitesten  gegangen. 

Noch  weiter  als  selbst  in  England  erstreckte 
sich  die  Abkürzung  des  Arbeitstages  in  Austra- 
lien und  Neu-Seeland.  In  Melbourne  wurde 
seit  dem  22./!V.  ISoG  der  Achtstundentag  von 
den  Bauhanrlwerkern  durchgesetzt.  Dieser  Tag 
ist  später  als  Gedenktag  dieser  wichtigen  Be- 
wegung zum  Festtag  erhoben  worden  und  wird 
durch  große  Umzüge  derjenigen  Arbeiterorgani- 


')  Return  showing  the  average  number  of 
Hours  workcd  as  a  Week's  Work  in  the  chief 
Trade  centres  by  the  following  Industries  in 
the  Years  1850,  1860,  1870,  1880  und  1890. 
Board  o£  Trade  1890. 


sationen,  welche  in  den  Besitz  des  Achtstunden- 
tages gelangt  sind,  gefeiert.  Im  J.  1891  erfreuten 
si'  h  in  Melbourne  bereits  CO  Berufe  oder  %  der 
Arbeiterbevölkerung  dieser  Errungenschaft.  Ab- 
gesehen von  Victoria  hat  der  .^chtstundentag 
in  Neuseeland  die  weiteste  Verbreitung  gefunden. 
Die  Ursachen  dieser  Ereignisse  sind  ti'ils  in  der 
politisch  wie  wirtschattlich  ungewöhnlich  gün- 
stigen Stellung  der  Arbeiter,  teils  in  den  klima- 
tischen Verhältnissen  zu  erblicken.  Da  der 
Evport  von  Industrieprodukten  noch  wenig 
entwickelt  ist  und  die  Konkurrenz  der  Industrie- 
staaten durch  hohe  Schutzzölle  gemildert  wird, 
konnton  in  diesen  Kolonien  soziale  Verhältnisse 
entstehen,  die  sich  ja  nicht  nur  durch  die  Kürze 
der  täglichen  .Arbeitszeit,  sondern  auch  durch 
die  weitgehenden  Befugnisse  der  Behörden  zur 
Regulierung  der  übrigen  .Arbeitsbedingungen 
von  denjenigen  anderer  Staatswesen  scharf 
abheben. 

3.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  In 

den  Vereinigten  Staaten')  wurde  für  die  Re- 
'  gierungsbetriebe  schon  i.  J.  1840  der  Zehn- 
stundentag, 1868  der  Achtstundentag  festgesetzt. 
Das  Vorbild  der  Union  hat  in  einer  großen 
Zahl  von  Einzelstaaten  und  Städten  Nach- 
ahmungen gefunden.  In  manchen  Staaten^) 
ist  der  Achtstundentag  entweder  für  einzelne 
Gewerbe  (Bergbau,  Straßen-  und  Wasserbauten, 
Arbeiten  an  Schmelzöfen)  vorgeschrieben  worden 
oder  es  wurden  acht  Stunden  als  gesetzliches 
Tageswerk  erklärt.  Es  besteht  aber  die  Mög- 
lichkeit durch  besondere  Verabredung,  sofern 
mindestens  eine  Person  als  Zeuge  herangezogen 
wird,  eine  andere  Festsetzung  der  Arbeitszeit 
eintreten  zu  lassen.  Da  überdies  in  einzelnen 
Staaten  die  Gerichte  eine  gesetzliche  Beschrän- 
kung der  Arbeitszeit  als  verfassungswidrig 
aufgehoben  haben,  darf  man  die  Ausbreitung 
des  Achtstundentages  in  Amerika  nicht  über- 
schätzen. Der  von  Metealf  erstattete  Bericht 
erwähnt  i.  J.  1904  396  Unternehmungen  mit 
129102  Arbeitern,  für  die  der  Achtstundentag 
gilt.  Obwohl  die  Vereinigung  der  amerikanischen 
Gewerkschaften  (American  Föderation  of  Labor) 
1890  die  Propaganda  der  Achtstiindenarbeit 
beschlossen  hatte,  kam  der  11  stündigen,  ja 
selbst  der  12stündigen  Arbeitszeit  immer  noch 
eine  erhebliche  Bedeutung  zu.  12  Stunden 
wurden  vielfach  in  Betrieben  mit  kontinuier- 
lichen Produktionsprozessen,  11  Stunden  häufig 
in  der  Textilindustrie  der  Südstaaten  geleistet. 
Als  normale  Arbeitsdauer  schien  der  zehn- 
stündige Arbeitstag  angesehen  zu  werden,  wobei 
später  eine  starke  Tendenz  zur  Einführung 
der  Neunstundenarbeit  herrschte. 

Setzt  man  die  Länge  der  täglichen  Arbeits- 
zeit in  der  Periode  1890-1899  gleich  100,  so 
betrug  sie:^) 


')  Vgl.  insbesondere  Shadwell,  England, 
Deutschland  und  Amerika.  Ins  Deutsche  über- 
tragen von  Felicitas  Leo.  Berlin  1908  (Moderne 
Wirtschaftsprobleme  Bd.  II)  S.  327-342. 

')  Vgl.  Eight  hours  for  laberers  on  govern- 
ment  work.  Report  by  Victor  H.  Metealf. 
Washington  1905,  S.  115-133. 

^)  Vgl.  Bulletin  of  the  Bureau  of  Labor. 
No.  71.  Washington  1907,  S.  7  und  Metealf 
a.  a.  0.  S.  142. 


896 


Arbeitszeit 


1860 

iio,8 

1897 

99,6 

1870 

105,7 

1898 

99,7 

1880 

'03,7 

1899 

99,2 

1890 

100,7 

1900 

98,7 

1891 

100,5 

1901 

98,1 

1892 

100,5 

1902 

91,3 

1893 

100,3 

1903 

96,6 

1894 

99,8 

1904 

95,9 

1895 

100,1 

1905 

95,9 

1896 

99,8 

1906 

95,4 

Da  in  Amerika  eine  beträchtliche  Inten- 
sität der  Arbeit  besteht,  so  ließ  sich  die  relativ 
lange  Dauer  des  Arbeitstages  nur  deshalb  auf- 
recht erhalten,  weil  auf  die  Qualität  immer  noch 
weniger  als  auf  die  Quantität  gesehen  wurde. 
Es  waren  daher  weniger  die  Gewerbe  mit  langer 
Arbeitszeit  als  diejenigen  mit  kürzerer  Arbeits- 
dauer und  QualitütsproJuktion  als  Konkurrenten 
anzusehen,  die  Europa  gefährlich  wurden. 

4.  Deutsches  Reich.  Lange  Arbeitszeiten 
haben  in  Deutschland,  soweit  die  Fabrikindustrie 
in  Frage  kommt,  insbesondere  in  der  Textil- 
industrie und  namentlich  in  der  Spinneroi  be- 
standen. 

Aus  Thüringen  berichtet  Prof.  Abbe,  der 
Sohn  eines  Spinnerraeister-i  in  Eisenach,  sein 
Vater  habe  bis  Anfang  der  50er  Jahre  jeden  Tag, 
den  Gott  werden  ließ,  14,  15,  16  Stunden  bei 
der  Arbeit  stehen  müssen:  14  Stumlcn,  von 
morgens  5  bis  abends  7,  bei  normalem  Ge- 
schäftsgange; IG  Stunden  von  morgens  4  bis 
abends  8  Uhr,  bei  gutem  Geschäftsgange  — 
und  zwar  ohne  Unterbrechung,  selbst  ohne 
Mittagspause.  „Und  ich  bin  dabeigestanden, 
wie  mein  Vater  sein  Mittagessen,  an  eine  Ma- 
schine gelehnt  oder  auf  eine  Kiste  gekauert, 
aus  dem  Henkeltopf  mit  aller  Hast  verzehrte, 
um  mir  dann  den  Topf  geleert  zurückzugeben 
und  ^ofort  wieder  an  die  Arbeit  zu  gehen.  Mein 
Vater  war  eine  Hünengestalt,  von  unerschöpf- 
licher Robustheit,  aber  mit  48  Jahren  in  Haltung 
und  Aussehen  ein  Greis;  seine  weniger  starken 
Kollegen  waren  aber  mit  38  Jahren  Greise."') 
Die  zwölfstündige  Arbeitszeit  hat  sich  erst 
nach  1870  eingebürgert.  Aber  noch  18S6  mußte 
unter  den  Spinnereihesitzern  des  Handels- 
kammerbezirkes M. -Gladbach  eine  förmliche 
Vereinbarung  abgeschlossen  werden,  die  eine 
länger  als  12  Stunden  währende  Arbeitszeit 
nur  ganz  ausnahmsweise  zuließ.'-)  Um  dieselbe 
Zeit  wies  Kommerzienrat  Haßler,  Vizepräsident 
des  Zentralverbandes  Deutscher  Industrieller 
und  Generaldirektor  der  großen  BaumwoU- 
Bpinnerei  und  Weberei  „Am  Stadtbach"  in 
Augsburg  darauf  hin,  daß  in  einzelnen  Gegen- 
den Deutschlands  noch  bis  zu  15  Stunden  und 
am  Sonnabend  die  ganze  Nacht  gearbeitet  werde, 
Bo  daß  die  Arbeiter  am  Sonntag  früh  aus  der 
Fabrik  kämen,  wenn  die  anderen  Leute  zur 
Kirche  gingen.  Solche  Arbeitszeiten  seien  ein 
schmählicher  Mißbrauch').  Aus  neuer  und 
neuester  Zeit  sind  teils  durch  besondere  Er- 


')  Abbe,  Sozialpolitische  Schriften,  Jena 
1906,  S.  241. 

')  Lochmüller,  Zur  Entwicklung  der  Baum- 
wollenindustrie in  Deutschland.  Jena  1906. 
S.  74. 

')  Bueck,  Der  Zentralverband  Deutscher  In- 
dustrieller.   3.  Bd.    Berlin  1905.    S.  97. 


hebungen,  teils  durch  die  Berichte  der  Auf- 
sichtsbeamten ähnliche  Ausschreitungen  in 
Ziegeleien,  Sägewerken,  Käsereien,  Kunden- 
mühlen, Bäckereien,  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften, Putzmachereien,  Wasch-  und  Plätt- 
anstalten, in  der  Binnenschiffahrt  und  in  den 
Spiegelglashütten  Oberfrankens  und  der  Ober- 
pfalz nachgewiesen  worden. 

Im  allgemeinen  hatte  aber  die  Verkürzung 
des  Arbeitstages  teils  durch  das  Eingreifen  der 
Gesetzgebung,  teils  durch  den  Einfluß  der 
allmählich  so  sehr  erstarkten  Gewerkschaften 
so  bedeutende  Fortschritte  erzielt,  daß  Deutsch- 
land hinter  den  Vereinigten  Staaten  kaum 
zurückstand.  Die  i.  J.  1891  zur  Einführung 
gelangte  gesetzliche  Begrenzung  der  Arbeitszeit 
erwachsener  Arbeiterinnen  auf  11  Stunden, 
die  zwischen  5  Uhr  30  vormittags  und  8  Uhr  30 
abends  liegen  mußten,  ergab  einen  mächtigen 
Anstoß  zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit  über- 
haupt. Nach  der  auf  Veranlassung  des  Reichs- 
kanzlers vorgenommenen  Erhebung')  über  die 
Arbeitszeit  der  Fabrikarbeiterinnen  am  l./X. 
1902  hatten  von  den  insgesamt  gezählten  38706 
Betrieben  mit  813560  Arbeiterinnen  eine  Arbeits- 
zeit von  9  Stunden  oder  weniger:  6768  Betriebe 
(17,5  »/o)  mit  86191  Arbeiterinnen  (10,6%), 
von  mehr  als  9  bis  einschließlich  10  Stunden: 
18267  Betriebe(47,2%)  mit  347 814  Arbeiterinnen 
(42,7  %),  also  insgesamt  von  10  Stunden  oder 
weniger:  25035  Betriebe  (64,7  %)  mit  434005  Ar- 
beiterinnen (53,3%).  Mehr  als  10  Stunden 
betrug  dagegen  die  Arbeitszeit  in  14053  Betrieben 
(36,3%)  mit  379555  Arbeiterinnen  (46,7%). 
Am  stärksten  an  den  längeren  Arbeitszeiten 
beteiligt  war  die  Textilindustrie  und  innerhalb 
derselben  wieder  die  Spinnerei.  Hier  waren 
84,1  %  der  Arbeiterinnen  in  77,6  %  der  Fabriken 
länger  als  10  Stunden  tälig,  während  in  den 
Webereien  eine  10  Stunden  überschreitende 
Beschäftigungsdaucr  nur  für  67,3%  der  Ar- 
beiterinnen in  64,4  %  der  berücksichtigten  An- 
lagen ermittelt  wurde.  Es  muß  aber  hervor- 
gehoben werden,  daß  nach  den  Beobachtungen 
der  Aufsichtsbeamten  seit  dieser  Erhebung 
auch  in  Spinnereien  die  zehnstündige  Arbeitszeit 
weiter  vorgedrungen  war. 

Bei  bestimmten  Arbeiten  war  durch  Ver- 
ordnungen auf  Grund  des  §  120e  der  GG.  eine 
Regulierung  der  Arbeitszeit  auch  für  männliche 
erwachsene  Personen  eingetreten.  In  Bäckereien 
und  Konditoreien  wurde  höchstens  eine  zwölf- 
stündige Arbeitszeit  innerhalb  24  Stunden 
gestattet.  In  Getreidemühlen  mußten  innerhalb 
der  auf  den  Beginn  der  Arbeit  folgenden  24  Stun- 
den 8,  in  Dampfmühlen  10  Stunden  Ruhezeit 
gewährt  werden.  In  Gast-  und  Schankwirt- 
schatten sollte  innerhalb  der  Woche  7  mal  eine 
ununterbrochene  Ruhezeit  von  8  Stunden  be- 
stehen. In  Thomasschlackenanlagen,  in  Stein- 
brüchen und  bei  Arbeiten,  bei  denen  eine  Be- 
rührung mit  Blei  oder  bleihaltigen  Stoffen  ein- 
tritt, soll  die  Arbeitszeit  10  Stunden,  beim  Bos- 
sieren  und  Weiterbearbeiten  von  Sandsteinen 
9  Stunden,  bei  der  Bedienung  der  Schichtöfen  in 
Bleihütten  und  bestimmten  Arbeiten  in  Akku- 
miüatorenfabriken  8  Stunden  nicht  überschrei- 
ten.     Beim  Vulkanisieren  von  Gnmmiwaren 

')  Die  Arbeitszeit  der  Fabrikarbeiterinnen. 
Berlin  1905. 
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durfte  die  Arbeitszeit,  wenn  Schwefelkohlen- 
stoff zur  Anwendung  kommt,  höchstens  4  Stun- 
den betragen.  Nach  zwei  Stunden  mußte  eine 
Pause  von  mindestens  einer  Stuuile  eingeräumt 
werden.  Die  deutsche  Scemannsurdnung  vom 
2./\'Il.  l'JUJ  schrieb  für  die  Fahrt  einen  bestimm- 
ten Wechsel  von  Arbeits-  und  Kuhezeit  vor; 
für  das  Deck-  und  Maschinenpersonal  4  Stunden 
Arbeit,  4  Stunden  Ruhe;  bei  transatlantischen 
Reisen  für  das  Maschinenpersonal  4  Stunden 
Dienst,  8  Stunden  Ruhe. 

Den  Angestellten  in  offenen  Verkaufsstellen 
einschließlieji  des  kaufmännischen  Personals 
in  llandwerksläden  war  seit  l'JOl)  (Nov.  zur 
GO.  v.  3()./Vl.)  nach  Beendigung  der  täglichen 
Arbeitszeit  eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von 
wenigstens  10  Stunden,  in  Orten  mit  mehr  als 
20  0UII  Einwohnern  in  Verkaufsstellen  mit  zwei 
oder  mehr  Hilfskräften  von  11  Stunden  zu  ge- 
währen. Die  Mittagspause  betrug,  wenn  die 
Hauptmahlzeit  aulierhalb  des  die  Verkaufs- 
stelle enthaltenden  Gebäudes  eingenommen 
wird,  mindestens  l'i  Stunden. 

Da  die  von  seilen  des  Reiches  erfolgten 
Eingriffe  sich  darauf  beschränkt  hatten,  nur  die 
sehlinimsten  Mißbräuche  zu  beseitigen,  so  war 
für  Eingriffe  anderer  Art  ein  weites  Feld  zur 
lietäti^ung  offen  geblieben.  Für  den  preußi- 
schen Bergbau  besteht  kraft  landesgesotzlicher 
Kestimmung  die  Beschränkung  der  Arbeitszeit 
auf  6  Stunden,  sofern  an  den  Betriebspunkten 
die  gewöhrdiche  Temperatur  mehr  als  2S"  0  be- 
trägt. Die  bayerische  Berggesetzgebung  hatte 
1908  die  Achtstundenschicht  eingeführt.  In 
ihrer  Eigenschaft  als  Arbeitgeber  halten  Preußen 
und  Hessen  die  Arbeitszeit  in  den  Werkstätten 
der  Eisenbahnen  auf  ü  Stunden  normiert.  Viel- 
fach hatten  Gemeindeverwallungen  für  ihre 
Gaswerke  das  Dreisrhichtensystem  mit  acht- 
stündiger Arbeitszeit,  für  die  übrigen  städtischen 
Betriebe  eine  zehnstündige  Arbeitszeit  ange- 
nommen. 

So  sehr  diese  Maßregeln  den  Bestrebungen 
zur  rationellen  Begrenzung  der  täglichen  Arbeits- 
dauer zustatten  kamen,  so  hat  für  die  große 
Mehrheit  der  männlichen  erwachsenen  Arbeiter 
doch  vor  allem  die  gewerkschaftliche  Organi- 
sation den  Hebel  zu  den  großen  Fortschritten 
gebildet,  die  aus  den  Bi'stimmungen  der  Tarif- 
verträge') ersichtlich  waren.  Wenn  auch  noch 
der  Zehnstundentag  als  Regel  anzusehen  war, 
so  hatte  doch  im  Baugewerbe  der  norddeutschen 
Großstädte  bereits  die  neun-  und  neuncinhalb- 
stündige  Arbeitszeit  Wurzel  geschlagen.  Noch 
größere  Verbreitung  besaß  der  Neunstundentag 
unter  den  Holzarbeitern.  Auch  Buchdrucker  und 
Buchbinder  hatten  den  Neunstundentag  als 
Regel,  während  Schriftgießer,  Lithographen, 
Chemigraphen  und  Kupferdrucker  eine  achtein- 
halbstündige  oder  selbst  noch  kürzere  Arbeit  er- 
rungen hatten. 

Kurz  vor  Kriegsausbruch  ergab  die  Statistik') 
der  Tarifgemeinschaften,  die  sich  auf  9344  Ge- 
meinschaften mit  132  2()0  Betriebe  und  1  254  855 
Arbeiter  bezog,  folgendes  BUd  von  der  täglichen 
Arbeitszeit: 

')  Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  Nr.  4.  Der 
Tarifvertrag  im  Deutschen  Reich.  Berlin  1906, 
S.  15-123: 

2)  12.  Sonderheft  zum  Reichsarbeitsblatt. 

Handwörterbuch  der  Staataw  isstnschaftcn.  4.  Aull 


bis  einschließlich 


8  Stunden 

8-  9 

9-  10 
über  10 


Gemein- 
schaften 
,  3,io%) 
173,1  (iS,54%) 
62i8(6b,54%) 
1103(11,80%) 


290  ( 


Arbeiter 

43  258  (  3.44%) 
429  149(34,19%) 
73''>940  (5«.72%) 

45  5oS(  s.^^yo) 


Geringere  Erfolge  hatte  die  Bewegung  zur 
Abkürzung  der  Arbeitszeit  im  Bergbau,  in 
Hütten-  und  Walzwerken  aufzuweisen. 

So  bestand  im  Steinkohlenbergbau  des  Ruhr- 
und Saarrevi(^rs  sowie  in  ilem  Niederschlesiens 
die  achtstündig;e  Arbeitszeit  ausschließlich  der 
Ein-  und  Ausfahrt,  während  von  den  Borg- 
arbeitern die  Einrechnung  der  Fahrten  in  die 
8  stündige  Arbeitszeit  erstrebt  wurde.  In  Ober- 
schlesien dauerte  die  Schicht  für  der  unter- 
irdisch beschäftigten  Arbeiter  10  Stunden,  für 
'/j  noch  12  Stunden.  Bei  Ta^-  und  Nachtarbeit 
in  den  Hütten-  unil  Walzwerken  bestanden  fast 
durchaus  nur  zwei  Schichten,  sodaß  die  Schicht 
einschließlich  der  Pausen  12  Stunden  betrug. 
Da  gerade  in  diesen  Unternehmungen  die  Zahl 
der  Unfälle  in  bemerkenswerter  Weise  zunahm 
(es  entfielen  in  der  Eisen-  und  Stahlberufs- 
nossenschaft  1887  auf  1000  Versicherte  8,3, 
1906  aber  15,7  Verletzte),  so  wurde  die  Einführung 
des  Dreischichtcnsystemes  nicht  nur  von  seilen 
der  organisierten  Arbeiter,  sondern  auch  von 
Gewerbehygienikern  befürwortet. 

5.  Oesterreich  und  Schweiz.  Der  auch  in 
der  Fabrikindustrie  Oesterreichs  sehr  verbreiteten 
mißbräuchlichen  Ausdehnung  der  Arbeitszeit 
wurde  zunächst  durch  die  Einführung  des  elf- 
stündig(!n  Ma.\imalarbeitstags  (G.  v.  8./III. 
188.1)  ein  Ziel  gesetzt.')  Allmählich  kam  in  er- 
heblichem Umfange  eine  kürzere  als  die  gesetz- 
lich erlaubte  Arbeitszeit  zur  Geltung.  Nach  der 
Erhebung  des  Jahres  19013')  arbeiteten  von  den 
nicht  kontinuierlichen  Betrieben  und  Betriebs- 
abteilungen 9,2 '/o  mit  8,8  y„  der  Arbeiterschaft 
9  Stunden  und  weniger,  42,8%  mit  45,9%  der 
Arbeiter  9  bis  10  Stunden  inklusive,  46,9%  mit 
43,8%  der  Arbeiter  mehr  als  10  Stunden  bis 
11  Stunden  inklusive,  2,7%  mit  1,5%  der  Ar- 
beiter mehr  als  11  Stunden.  Die  kürzere  Arbeits- 
zeit war  namentlich  in  den  graphischen  Gewerben, 
im  Maschinenbau,  in  der  Elektrotechnik,  in  Fahr- 
radfabriken und  im  Schiffbau  anzutreffen.  Die 
langen  Arbeitszeiten  herrschten  hier  wie  ander- 
wärts in  der  Textilindustrie  und  besonders  in  den 
Spinnereien  vor.  Immerhin  hatten  29,4%  der 
Baumwollspinnereien  und  45,4  %  der  Webereien 
eine  Arbeitszeit  von  9  bis  10  Stunden  inklusive. 
Dagegen  war  die  Zahl  der  Uber  die  elfstündige 
Ma.vimalarbeitszeit  hinaus  geleisteten  Stunden  in 
auffälliger  Zunahme  begriffen  (1897:  1906123 
Stunden,  1904:  3840223  Stunden.)  Diese  Zu- 
nahme verdiente  umso  mehr  beachtet  zu  werden, 
als  wegen  der  Reduktion  der  normalen  täglichen 
Arbeitszeit  um  1  oder  2  Stunden  Ueberstunden 


•)  K.  Piibram,  Der  Normalarbeitstag  in  den 
gewerblichen  Betrieben  und  im  Bergbau  Oester- 
reichs. 

')  Die  Arbeitszeit  in  den  Fabrikbetrieben 
Oesterreichs.  Dargestellt  vom  k.  k.  arbeits- 
statistischen Amte  im  Handelsministerium. 
Wien  1907. 
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in  diesem  Ausmaße  ja  ohne  behördliche  Erlaub- 
nis stattfinden  konnten  und  deshalb  in  der  amt- 
lichen Statistik  nicht  mehr  erschienen. 

In  Tag-  und  Nachtscliichten  wurden  148304 
oder  14,3  %  aller  Fabrikarbeiter  beschäftigt.  Dar- 
unter befanden  sich  11573  Frauen,  hauptsäch- 
lich in  Zuckerfabriken  und  Papierfabriken. 

Im  Bergbau  war  gesotzlich  (27. /VI.  1901)  die 
Schiclitdauer  auf  neun  Stunden  normiert,  wobei 
Ein-  und  Ausfahrt  in  die  Schichtdauer  einzu- 
rechnen waren. 

Nach  Maßgabe  der  von  den  Gewerkschaften 
abgeschlossenen  Tarifverträgen  stand  im  ersten 
Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  eine  9  — lOstiin- 
dige  Arbeitszeit  durchaus  im  Vordergrunde.  An 
Sonnabenden  wurde  die  Arbeitszeit  in  der  Regel 
um  eine  Stunde  verkürzt. 

In  der  Schweiz  war  die  elfstündige  Maximal- 
arbeitszeit durch  G.  v.  23./II1.  1877  für  alle 
Fabriken  eingeführt  worden.  Nach  der  schweize- 
rischen Fabrikstatistik  v.  6./VI.  1901  hatten 
Arbeitsstunden  pro  Woche 

von  bis  G5     bis  62  y,     bis  60 

100  1895  1901  1895  lOO'l  1895  1901 
Etablissementen  6o,G  47,0  6,3  9,0  27,7  35,8 
bzw.  Arbeitern    57,0  41,7  9,7    12,2  28,3  38,1 

von  bis  57       bis  54     unter  54 

100         1895  1901  1895  1901  1895  1901 
Etablissementen  2,4    3,2    2,7    4,1    1,0  1,1 
bzw.  Arbeitern    3,3    4,6    1,4    2,7    0,6  0,6 

Auch  hier  war  es  die  Baumwollspinnerei, 
welche  in  der  Ausnutzung  der  gesetzlich  erlaubten 
Arbeitszeit  am  weiti'sten  ging. 

6.  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Rußland. 

In  Frankreich  herrschten  im  Laufe  des  19. 
Jahrb.,  da  das  Dekret  v.  9. /IX.  1848,  das  die 
tägliche  Arbeitszeit  auf  höchstens  12  Stunden 
festsetzte,  keine  Beachtung  fand,  ziemlich  lange 
Arbeitszeiten  vor.  Seit  dem  Jahre  1900  aber 
wurde  durch  G.  v.  30./I1I.  für  alle  Gewerbe- 
betriebe mit  gemischtem  Personal  (männlich  er- 
wachsene, weibliche  und  jugendliche  Arbeits- 
kräfte), zunächst  ein  elfstündiger  Maximalarbeits- 
tag, nach  2  Jahren  ein  10V2Stündiger  und  nach 
weiteren  2  Jahren  ein  zehnstündiger  Maximal- 
arbeitstag eingeführt.  Da  die  Betriebe  mit  ge- 
mischtem Personal  ungefähr  zwei  Drittel  aller 
industriellen  Arbeiter  umfassten,  so  hatte  dieses 
Gesetz  eine  Abkürzung  der  Arbeitszeit  von 
großer  Tragweite  bewirkt;  für  die  Grubenarbeiter 
wurde  1905  die  9stündige,  1907  die  O'/,  und  1909 
die  8stüudige  Arbeitszeit  durch  Gesetz  einge- 
führt. 

Ganz  auffallend  lange  Arbeitszeiten  bestan- 
den in  Belgien')  vor  allem  in  der  Textilindu- 
strie. Nach  der  Erhebung  vom  Oktober  1901 
ergab  sich  für  dieses  Gewerbe  der  folgende  Stand 
der  Dinge: 


')  Salaires  et  duri?e  du  travail  dans  les  In- 
dustries textiles  au  mois  d'octobre  1901.  Bruxelles 
1905;  Salaires  et  duröe  du  travail  dans  les  In- 
dustries des  m^taux  au  mois  d'octobre  1903. 
Bruxelles  1907;  Comraission  d  Enquete  sur  la 
dur^e  du  travail  dans  les  mines  de  houille. 
Bruxelles  1907/08. 


Arbeitszeit  Arbeiter  l'rozenten 

weniger  als  8  Stunden  624  0,87 

8-9         „  530  0,74 

9  oder   9V4       „  1 194  1,07 

9'/2                  „  926  1,30 

10     „   10  Vi       „  40G5  5,0o 

101/2  „   10%       „  42S7  6,00 

11  ,,  14446  20, 21 

11 '4  „  6395  8,95 

11 '/2  ,>  31529  44," 

llVi  „  820  1,15 

12-13  „  6367  8,91 

über  13  „  3=^2  0,49 

In  der  Metallindustrie  bestanden  etwas 
günstigere  Zustände. 

In  Italien  bestand  für  weibliche  Personen 
ein  Maximalarbeitstag  von  12  Stunden,  der  durch 
1—2  Stunden  Pause  unterbrochen  werden  mußte 
In  den  Seidenwebereien  war  der  Arbeitstag 
etwas  kürzer.  Gemeinde-  und  Provinzialver- 
waltungen  schrieben  bei  der  Vergebung  der 
öffentlichen  Arbeiten  häufig  den  ZehustunJentag 
vor. 

In  Rußland  war  durch  G.  v.  2./VI.  1897 
die  11  i/istündige  Maximalarbeitszeit  angeordnet 
worden.  Im  Zusammenhange  mit  der  revolu- 
tionären Bewegung  hatte  die  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  große  Fortschritte  zu  verzeichnen. 
Im  Moskauer  Gouvernement  arbeiteten  nach 
den  Berichten  der  Fabrikinspekturen  Anfang 
1905  53%  der  Fabrikarbeiter  11  Stunden  und 
30%  8-10  Stunden.  In  der  zweiten  Hälfte 
des  Jahres  190Ü  arbeiteten  von  202 892  befragten 
Arbeitern  nur  noch  24100,  d.  h.  weniger  als 
12%%,  11 1/2  Stunden  täglich,  29438  Arbeiter 
KU/.  Stunden,  67370,  d.  h.  mehr  als  33%  der 
Arbeiter  10  Stunden,  76857  oder  38%  9  Stun- 
den. Als  Norm  konnte  daher  eine  wöchentliche 
Arbeitszeit  von  54—60  Stunden  gelten.  Der 
Neunstundentag  bestand  seit  1905  bei  den  staat- 
lichen Eisenbahnen  und  beim  Marinorcssort. 
Auch  die  Buchdrucker  arbeiteten  gewöhnlich 
nur  9  Stunden.  In  der  Naphtaindustne  zu  Baku 
bestand  im  allgemeinen  die  neunstündige,  für 
Pumpen-,  Erdölarbeiter  und  Heizer  aber  die 
achtstündige  Arbeitszeit.  In  Zuckerfabriken  war 
an  Stelle  des  Zweischichten-Systemes  mit  12- 
stündigcr,  das  Dreischichten-Systero  mit  8stün- 
diger  Arbeitszeit  getreten'). 

IV.  Stellungnahme  der  Arbeitgeber. 

1.  Gegen  Abkürzung  der  Arbeitszeit. 

Für  den  kapitalistisch  rechnenden  Unter- 
nehmer, und  die  Konkurrenz  nötigt  schließ- 
lich jeden  Unternehmer  in  mehr  oder  minder 
fühlbarer  Weise  dazu,  kapitalistisch  zu 
rechnen,  stellt  die  Arbeitsleistung  ein  Mittel 
für  geschäftliche  Zwecke  dar,  dessen  Kosten 
nach  Möglichkeit  zu  vermindern  sind.  Es 
komrnt  also  darauf  an,  im  Verhältnis  zum 
gezahlten  Lohn  und  den  stehenden  Kapital- 
anlagen möglichst  viel  Arbeit  zu  erhalten. 
Je  mehr  die  Kosten  durch  zeitlich  mög- 

')  K.  A.  Pashitnow,  Die  Lage  der  arbeiten- 
den Klasse  in  Rußland,  deutsch  von  NachimsoD. 
Stuttgart  1907.    S.  248,  249. 


Aj'heitszeit 


899 


liehst  weitgehende  Ausnutzung  des  stellen- 
den Kapitals  und  Verbiiligung  der  Arbeit 
herabijcsttzt  werden  knnnen,  di-pto  güni,tiger 
fällt  linier  Plinst  gleich  bleibenden  Umständen 
die  üentabilität  aus.    Vom  ka[iitalisiisihcn 
Standpunkte  aus  si,heint  deslialb  die  Aus- 
dchnuiig  der  täglichen  Arlieitszeit  so  lanire 
Vorteile  zu  bieten,  als  die  quaiilitaüve  und 
qualitative  Leistung  in  kein  Mißverhältnis 
zu  den  gezahlten  Löhnen  und  den  sach- 
lichen   Kosten   (Abnutzung  der  Maschine, 
Materialverbrauch,  Kraftverbraiich,  Heizuin',' 
Belc'iclitung)  gerät.     Im  übrigen  besteht 
ein   Untersihied,  je  nachdem  der  Unter- 
nehmer auf  eine  bestimmte  Arbeiterbevöl- 
kerung angewiesen  ist  oder  nicht.  Trifft 
der  erstgenannte  Fall  zu,  der  mit  der  zu- 
nehmenden   Industrialisierung    mehr  und 
mehr  die  I^egel  bilden  wird,  so  kann  die 
Arbeitszeit  nur  so  weit  erstreckt  werden, 
als  es  ohne  vorzeitigen  Verbrauch  der  Ar- 
beitskraft der  Arbeiter  möglich  ist.  Ks 
muß  also  im  Unlernehincrinteresse  selbst 
dafür   eingetreten    werden,    daß    die  Lr- 
nährung    und    Ruhezeit    im    großen  und 
ganzen  einen  ausreichenden  Kraftersatz  dar- 
stellen.    Ist  der  Unternehmer  aber  in  der 
Lage,  an  Stelle  vorzeitig  erschöpfter  Arbeits- 
kräfte nach  Bedarf  immer  wieder  kräftiges 
Arbeiterpersnnal  aus  anderen  Sphären  des 
Wirtschaftslebens  heranzuziehen,    so  wird 
nur  dann  ein  kapitalistisches  Interesse  an 
schonender  Behandlung  der  Arbeitskraft  vor- 
liegen, wenn  es  sich  um  tiualifizicrte  Arbeits- 
leistungen handelt,  zu  denen  etwa  aus  der 
Landwirtschaft  bezogene  Arbeitskräfte  nicht 
ohne  weiteres   verwendet  werden  können. 
Dabei  ist  freilich  immer  noch  zu  berück- 
sichtigen, daß  für  Unternehmer,  die  ihre 
Vermögensinteressen    nur    für    kurze  Zeit 
mit    einem    Industriebetriebe  verknüpfen, 
auch  der  rasche  Verbrauch  derartiger  Ar- 
beitskräfte lohnend  sein  kann. 

Mag  nun  auch  bei  Ueberschreitung  einer 
gewissen  Arbeitsdauer  die  Leistung  quanti- 
tativ iind^  qualitativ  so  stark  zurückgehen, 
daß  die  Kosten  den  Erfolg  mehr  und  mehr 
aufzehren,  so  kann  doch  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  abgelehnt  werden,  weil  diese 
Verkürzung  selbst  wieder  Nachteile  für  den 
Unternehmer  zur  Folge  hätte,  die  ihm  noch 
gewichtiger  erscheinen  als  diejenigen,  welche 
der  langen  Arbeitszeit  entspringen.')  Vor 
allem  tritt  die  Frage  auf:  Wie  verwendet 
der  Arbeiter  die  durch  Verkürzung  des  Ar- 
beitstages gewonnene  Zeit  ?  Er  geht  vielleicht 
entsprechend  länger  ins  Wirtshaus,  kon- 
sumiert mehr  Alkohol  und  kommt  deshalb 
am  anderen  Tage  trotz  der  kürzeren  Ar- 


')  Vgl.  die  interessante  Mitteilung  von  Bossel- 
mann  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik CVl  S.  9. 


beitszeit  in  weniger  leistungsfähigem  Zu- 
stande zur  Arbeit  als  früher.   Oder  er  zieht 
dann  aufs  Land,  erwirbt  einen  kleinen  Be- 
trieb und  widmet  sieh  in  der  Freizeit  land- 
wirtschaftlichen   Arbeiten.       Teils  infolge 
dieser  Arbeiten,  teils  infolge  des  weiteren 
Weges  zeigt  er  schließlich  im  Industrie- 
betriebe ebenfalls  eine  geringere  Leistungs- 
fähigkeit.  Oder  er  widmet  sich  mit  größerer 
Hingebung  der  gewerkschaftlichen  Arbeiter- 
bewegung und  nötigt  den  Unternehmer  nicht 
nur  zu  höheren  Löhnen,  sondern  auch  noch 
zu  weiteren  Reduktionen  der  Arbeitszeit. 
:  Und   wenn   auch   der  Arbeiter  für  fähi<r 
gehalten  wird,  in  der  kürzeren  Arbeitszeit 
dasselbe  zu  leisten,  so  kommt  es  doch  noch 
immer  sehr  darauf  an,  ob  er  wirklich  ge- 
willt sein  wird,  eine  intensivere  Tätit'keit 
zu  entfalten.    Herrscht  doch  bei  unorgani- 
!  sierten  Arbeitern  sowohl  wie  bei  organisierten 
zuweilen  eine  Art  stillschweigenden  Ueberein- 
komniens,  die  Leistungen  nicht  zu  erhöhen 
jauch  wenn  die  äußere  Möglichkeit  dazu 
vorhanden  ist.     Es  soll  durch  die  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  eben  eine  größere 
Nachfrage     nach     Arbeitern  geschaffen 
I  werden. 

I      Aus  derartigen  Gründen  stand  die  große 
Mehrzahl  der  Unternehmer  den  Bestrebungen 
zur  Abkürzung  der  Arbeitszeit  schon  ab- 
chnend    gegenüber,    wenn    die  Arbeits- 
leistungen der  letzten  Stunden  des  Arbeits- 
tages bereits  viel  zu  wünschen  übrig  ließen 
Noch  großer  wurde  der  Widerstand  aber  be- 
greiflicherweise dann,  wenn  die  Abkürzung 
einen  mehr  oder  minder  weifgehenden  Aus- 
fall in  der  Lcistun?  wahrscheinlich  machte 
Mochte  auch  die  Möglichkeit  bestehen,  durch 
technische   Neueruniren   und   andere  Ver- 
besserungen  der   Betriebsorganisation  den 
Ausfall  ganz  oder  leilweise^wieder  auszu- 
gleichen, so  besaß  doch  nicht  jeder  Unter- 
nehmer die  persönlichen    und  materiellen 
Kräfte,   um   diese   Maßregeln  zu  treffen. 
Auf  alle  Fälle  erwuchsen  z.  B.  für  das 
Zusammenwirken    verschiedener  Arbeiter- 
griippen,  bei  denen  die  Verkürzung  ver- 
schiedene Resultate  ergeben  konnte,  Stö- 
rungen, die  man  lieber  vermied. 

Im  übrigen  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  an  sich  und 
einer  mit  dieser  Verkürzung  Hand  in  Hand 
gehenden  festen  Regelung  der  Arbeitszeit 
überhaupt,  wie  sie  das  Eingreifen  des  Staates 
oder  der  Abschluß  von  Arbeitstarifver- 
trägen mit  sich  bringt.  Es  mögen  einem 
Unternehmer  z.  B.  3000  Arbeitsstunden  pro 
Arbeiter  im  Jahre,  also  im  Durchschnitt  eine 
zehnstündige  Arbeitszeit  genügen,  er  will 
aber,  je  nach  den  Anforderungen  der  Kon- 
junktur, in  der  Disposition  über  diese  Ar- 
beitsstunden volle  Freiheit  bewahren,  also 
in  Zeiten  dringender  Aufträge  zwölf  Stunden, 
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in  den  Zeiten  der  Geschäftsstille  nach  Be- 
lieben auch  acht  Stunden  arbeiten  dürfen. 

2.  Für  Abkürzung  der  Arbeitszeit. 
Die  vorgeführten  Anschauungen  entsprechen 
den  vulgären  Auffassungen  in  Arbeitgeber- 
kreisen  und  kamen  deshalb  auch  in  der  Regel 
zum  Ausdruck,  wenn  deren  freie  oder  gesetz- 
lich eingerichtete  Organisationen  zu  diesen 
Fragen  Stellung  nehmen  mußten.  Immer 
und  überall  hat  es  aber  auch  weitblickende, 
einsichtige  und  warmherzige  Unternehmer 
großen  Stils  gegeben,  welche  die  herkömm- 
lichen, klassengemäßen  Auffassungen  nicht 
nur  in  Wort  und  Schritt  eifrig  bekämpften, 
sondern  zum  Teil  auch  durch  die  Tat,  durch 
entschlossene  Herabsetzung  der  Arbeits- 
zeit in  den  eigenen  Betrieben,  schlagende 
Beweise  dafür  erbrachten,  daß  selbst  vom 
geschäftlichen  Standpunkt  aus  beurteilt  die 
langen  Arbeitszeiten  verwerflich  seien.  Sie 
haben  sich  durch  diese  kühne  Pionierarbeit 
unvergängliche  Verdienste  um  die  Berich- 
tigung der  vorherrschenden  Meinungen  über 
das  Verhältnis  der  Arbeitszeit  zur  Arbeits- 
leistung und  damit  auch  um  die  Sache  des 
sozialen  Fortschritts  erworben. 

Der  erfolggekrönten  Wirksamkeit,  die 
Robert  Owen  auch  auf  diesem  Gebiete  ent- 
faltete, ist  bereits  an  anderer  Stelle  gedacht 
worden.  Er  hat  in  seinem  Vatcrlande  wie 
im  Auslande  zahlreiche  Nachfolger  gefunden. 
In  Frankreich  waren  es  oberelsässische 
Fabrikbesitzer,  in  den  30er  Jahren  J.  J. 
Burckhardt,  in  den  GOer  Jahren  DoUfuß,  die 
sich  für  angemessene  Verkürzungen  der 
Arbeitszeit  einsetzten.  In  Deutschland  ging 
der  Jalousiefabrikant  Heinrich  Freese  schon 

1892  mit  gutem  Erfolg  zum  Achtstundentag 
über.  In  England  führte  die  berühmte 
Firma  Mather     Platt  (Saltord  Iron  Werkes) 

1893  die  achtstündige  Arbeitszeit  ein  und 
erzielte  dabei  Produktionssteigerungen.  Von 
gegnerischer  Seite  wurde  die  Behauptung 
aufgestellt,  der  Gewerkverein  der  vereinigten 
Maschinenbauer  habe  Mr.  Mather  für  diesen 
Zweck  seine  besten  Leute  zur  Verfügung 
gestellt  und  sie  angewiesen,  nicht  nur  von 
der  sonst  gebräuchlichen  Einschränkung  der 
Arbeitsleistung  abzusehen,  sondern  mit  dem 
äußersten  „spurt"  d.  h.  mit  fast  e.xplosivcr 
Anstrengung  während  des  Versuchsjahres  zu 
arbeiten.  Ünd  diese  Anwefsung  sei  pünkt- 
lich befolgt  worden').  Mather  selbst  führt 
den  Erfolg  darauf  zurück,  daß  die  Arbeiter 


»)  Vgl.  The  Forty-Eight  Hours  Week.  A  year's 
experiment  and  its  resiilts  at  the  Salford  Iron 
Works,  Manchester  (Alather  &  Platt,  Ld.)  by 
William  Mather,  M.  P.;  The  Eight  Hours'  Day 
in  British  Ingineering  Inihistries.  An  e.xami- 
nation  and  criticism  oE  recent  CKperiments  by 
J.  Stephan  Jeans,  London  181J4;  Verhandlungen 
des  Zentralverbandeg  Deutscher  Industrieller. 
Heft  G2,  S.  77-lüO. 


infolge  des  späteren  Anfanges  der  Arbeit  die 
Zeit  besaßen,  ein  ordentliches  Frühstück  ein- 
zunehmen. So  wurde  sofort  kräftig  ge- 
arbeitet und  die  früher  üblich  gewesene  Pause 
für  ein  zweites  Frühstück  konnte  wegfallen. 
Jedenfalls  ist  der  Achtstundentag  von  der 
Firma  dauernd  festgehalten  worden  und,  wie 
sie  an  das  amerikanische  Department  of 
commerce  and  labor  unter  dem  24. /V.  1904 
berichtete,  mit  durchaus  gutem  Erfolge. 

Wenn  ähnliche  Versuche,  auch  wenn  sie 
von  ihren  Veranstaltern  für  erfolgreich  an- 
gesehen wurden,  doch  nur  eine  relativ  be- 
scheidene Wirkung  auf  das  allgemeine  Urteil 
ausübten,  so  lag  die  Ursache  zum  Teil  darin 
begründet,  daß  die  kausalen  Beziehungen 
zumeist  nur  in  unvollkommener  Weise  auf- 
geklärt wurden.  Häufig  waren  mit  der  Ab- 
kürzung der  Arbeitszeit  Veränderungen  der 
Betriebsorganisation,  der  Technik,  der  Ar- 
beiterauslese, der  Entlohnungsmethoden,  der 
Länge  und  Lage  der  Pausen  usw.  Hand  in 
Hand  gegangen.  Es  blieb  also  mancher 
Zweifel  darüber  möglich,  auf  wessen  Konto 
der  Erfolg  eigentlich  zu  buchen  war.  Erst 
einer  Persönlichkeit  wie  Ernst  Abbe  in  Jena, 
der  nicht  nur  ein  großer  Unternehmer  und 
Sozialpolitiker,  sondern  auch  ein  bedeutender 
Gelehrter  der  exakten  Wissenschaften  war, 
gelang  es,  die  Wirkungen,  die  er  mit  der  Ein- 
führung der  achtstündigen  Arbeitszeit  er- 
zielt hatte,  mit  so  peinlicher  Genauigkeit 
festzustellen  und  für  die  beobachteten  Tat- 
sachen eine  so  geistvolle  Erklärung  zu  liefern, 
daß  sein  Vorgehen  zu  einem  Markstein  in 
der  Entwicklung  der  Arbeitsprobleme  sich 
erhob'). 

Nachdem  allmählich  die  Arbeitszeit  von  11% 
auf  fl  Standen  herabgesetzt  worden  war  und 
sich  bewahrt  hatte,  erklärte  Abbs  snincn  Ar- 
beitern, er  wolle,  wenn  mindestens  drei  Viertel 
der  Arbeiterschaft  in  geheimer  Abstimmung  für 
den  Achtstundentag  sich  ausspreche  und  dabei 
dieselben  Leistungen  wie  beim  Neunstanlentag 
fertig  zu  bringen  glaube,  die  achtstündige 
Arbeitszeit  versuchsweise  einführen.  Nachdem 
'/j  der  Arbeiter  die  Frage  bejaht  hatten,  wurde 
der  Versuch  gemacht.  Da  aber  die  achtstündige 
Arbeitszeit  nur  dann  bestehen  bleiben  sollte, 
wenn  sie  keinen  Ausfall  in  den  Leistungen  ver- 
ursachte, mußten  die  Ergebnisse  mit  größter 
Umsicht  festgestellt  werden. 

Am  leichtesten  war  die  Frage  bei  der  Stück- 
lohnarbeit zu  beantworten,  da  bei  dieser  ja  eine 
vollkommene  Proportionalität  zwischen  Leistun- 
gen und  Lohn  besteht,  freilich  nur  unter  sonst 
gleich  bleibenden  Umständen.  Es  wurde  daher 
die  Untersuchung  auf  diejenigen  Arbeiter  be- 
schränkt, bei  denen  während  der  neunstündigen 
und  während  der  achtstündigen  Arbeitszeit 
keinerlei  Veränderungen  stattgefunden  hatten. 

Es  stellte  sich  heraus,  daß  die  Tagesleistung 
in  den  acht  Stunden  sogar  noch  etwas  größer 

')  Abbe,  Sozialpolitische  Schriften,  Jena  190G, 
S.  203-249. 
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war  als  in  den  neun  Stunden.  Auf  die  Stunde 
bezogen  war  der  Verdienst  von  61,9  auf  71,9  Pf. 
gestiegen,  also  im  Verhältnis  von  100:116,2, 
wahrend  bei  gleicher  Leistung  in  beiden  Fällen 
nur  eine  Steigerung  im  Verhältnis  von  100:112,5 
erforderlieh  gewesen  wäre.  Das  waren  die 
durchschnittlichen  Ergebnisse.  Es  kam  aber 
auch  darauf  an,  zu  wissen,  ob  überall,  ob  auch 
bei  den  alteren  und  den  vorzugsweise  an  Ma- 
schinen arbeitenden  Leuten  dieselbe  Mehrleistung 
erzielt  worden  war.  Tatsächlich  wurden  nur 
sehr  geringe  Abweichungen  von  den  Durch- 
schnittsziffern festgestellt. 

Da  in  beiden  Jahren  auch  derselbe  Geschäfts- 
gang und  dieselben  meteorologischen  Verhält- 
nisse geherrscht  hatten,  konnte  die  Mehrleistung 
mit  Sicherheit  auf  die  Abkürzung  der  Arbeits- 
zeit zurückgeführt  werden. 

Etwas  umständlicher  war  die  Feststellung 
der  Leistungen  bei  den  im  Zeitlohne  stehenden 
Arbeitern.  Mit  Hilfe  des  elektrischen  Strom- 
verbrauches der  Arbeitsmaschinen  Meli  sich  indes 
auch  hier  einwandfrei  konstatieren,  daß  bei  acht 
Stunden  die  gleichen  Ergebnisse  wie  bei  neun 
Stunden  erzielt  worden  waren. 

Hatte  aber  die  intensivere  Leistung  des 
Achtstundentages  die  Leute  nicht  mehr  erschöpft 
als  die  minder  intensive  der  neunstündigen 
Arbeitszeit?  In  den  ersten  Tagen  war  mit  un- 
gewöhnlicher Anspannung  gearbeitet  worden, 
(jroße  Ermüdung  hatte  sich  eingestellt.  Die 
ganze  Arbeit  wurde  den  Arbeitern  verekelt 
und  verleidet.  Deshalb  kehrten  sie,  ihrer  Mei- 
nung nach,  zum  altgewohnten  Arbeitstempo 
wieder  zurück.  Tatsächlich  waren  sie  aber  nicht 
zur  alten  .Vrbeitsweise  zurückgekehrt,  wie  Lohn- 
bücher und  Stromverbrauch  auswiesen.  Sie 
hatten  doch  mehr  geleistet,  und  zwar  ohne  daß 
ihnen  diese  Mehrleistung  immer  voll  zum  Be- 
wußtsein gekommen  war.  Die  Anpassung  an 
die  neue  Arbeitszeit  hatte  sich  gewissermaßen 
automatisch  vollzogen. 

Abbe  hat  sich  mit  der  bloßen  Feststellung 
des  Tatsächlichen  nicht  begnügt,  denn  es  kam 
ihm  darauf  an  zu  wissen,  wieweit  die  von  ihm 
gemachten  Beobachtungen  allgemeinere,  ty- 
pische Bedeutung  besäßen  und  demzufolge  auch 
Ml  anderen  industriellen  Unternehmungen  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  mit  Sicherheit  zu  erwarten 
seien.  Er  suchte  deshalb  die  tieferen  Ursachen 
zu  ergründen  und  zu  ermitteln,  ob  diese  Ur- 
sachen in  den  Verhältnissen  anderer  Betriebe 
ebenfalls  zur  Geltung  kämen.  Er  gelangte  so  zu 
der  doppelten  Fragestellung:  1.  was  ist  aller 
moderner  industrieller  Arbeit  im  Gegensatze 
etwa  zur  handwerksmäßigen  oder  landwirtschaft- 
lichen gemeinsam?  und  2.  was  ist  allen  arbeiten- 
den Menschen  gemeinsam,  die  den  gewöhnlichen 
Bedingungen,  die  der  menschliche  Organismus 
bietet,  unterliegen? 

Die  erste  Frage  findet  ihre  Antwort  durch 
den  Hinweis  auf  das  Prinzip  der  Arbeitsteilung. 
Sie  drückt  der  industriellen  Arbeit  ihren  ganz 
bestimmten  Stempel  auf  durch  die  Gleich- 
förmigkeit der  Inanspruchnahme  der  Menschen. 
,,Mit  dieser  Gleichförmigkeit  und  fortgesetzt 
übereinstimmenden  Einförmigkeit  ist  nun  ge- 
geben die  fortgesetzte  Ermüdung  immer  der- 
selben Organe,  derselben  Muskelgruppen,  der- 
selben Nervenzentren,  derselben  Gehirnpartien, 
weil  alle  Verrichtungen,  mögen  sie  in  Muskel- 


oder Sinnesarbeit  bestehen,  immer  in  derselben 
Weise  von  Früh  bis  Abend,  Tag  für  Tag,  jede 
Woche  sich  wiederholen."  Wenn  nun  durch  eine 
täglich  sich  wiederholende  Arbeit  am  Ende  des 
Tages  jeder,  der  daran  teilnimmt,  sich  ermüdet 
hat,  so  kann  diese  Tätigkeit  nicht  mehr  Tag 
für  Tag  fortgesetzt  werden,  außer  wenn  bis  zum 
Morgen  des  folgenden  Tages,  durchschnittlich 
Tag  fiir  Tag,  diese  Ermüdung  vollkommen  durch 
die  bis  zum  Wiederbeginn  am  nächsten  Tage 
dazwischen  liegende  Ruhezeit  und  durch  die 
Wirkung  der  Ernährung  ausgeglichen  ist.  Bliebe 
das  geringste  Defizit,  so  würde  es  durch  die 
tägliche  Summierung  schließlich  die  betreftcnde 
Person  physisch  ruinieren. 

Die  Ermüdung  bei  der  täglich  wiederkehren- 
den Arbeit  wird  durch  drei  deutlich  unter- 
schiedene Teile,  die  sich  additiv  zusammen- 
setzen, begründet.  Der  eine  Teil  ist  lediglich 
durch  die  Größe  des  täglichen  Arbeits- 
produktes bestimmt,  und  zwar  unabhängig 
von  der  Zeit,  in  welcher  es  geleistet  wird.  So 
gehört  z.  B.  für  die  Herstellung  60  gleicher 
Drehstücke  an  einer  Drehbank  eine  bestimmte 
Anzahl  aufeinanderfolgender  Handgrifte  und 
eine  bestimmte  Zahl  von  Sinneswahrnehmungen 
für  die  Kontrolle  der  Arbeit.  Sind  aber  statt 
60  Stück  100  Stück  herzustellen,  so  sind  eben 
alle  diese  Akte  in  doppelter  Zahl  erforderlich, 
ganz  unabhängig  davon,  wie  viele  Stunden  ge- 
braucht werden.  Ein  zweiter  Teil  ist  abhängig 
von  der  Geschwindigkeit,  mit  der  die  Arbeit 
geleistet  wird.  Der  Kräfteverbrauch,  der 
von  der  Geschwindigkeit  abhängt,  bleibt 
in  weiten  Grenzen,  innerhalb  der  Gren- 
zen, iri  denen  noch  gewohnheitsmäßig 
gearbeitet  werden  kann,  konstant  und 
erst  beim  Erreichen  einer  sehr  großen  Geschwin- 
digkeit, wenn  fortwährend  besondere  Willens- 
impluse  notwendig  sind,  nimmt  er  merklich  zu. 
Der  dritte  Teil  des  Kräfteverbrauches  ist  analog 
mit  dem,  was  man  bei  den  Maschinen  „Kraft- 
verbrauch für  Leergang"  nennt.  Die  außer- 
ordentliche Gleichförmigkeit  der  Tätigkeit  infolge 
der  Arbeitsteilung  bringt  es  mit  sich,  daß  die 
Leute  entweder  den  ganzen  Tag  zu  stehen  oder 
zu  sitzen  haben,  nur  wenige  haben  Gelegenheiten 
zu  nennenswerter  Abwechslung.  ,,Wenn  Sie 
sich  vorstellen,  was  das  heißen  sollte,  wenn  ein 
Mann  gar  nicht  zu  arbeiten  hätte,  aber  ange- 
halten wäre,  dieselbe  Körperhaltung  8  oder 
10  Stunden  fortzusetzen,  wie  z.  B.  an  der  Dreh- 
bank 8  oder  10  Stunden  täglich  zu  stehen,  oder 
in  einer  gewissen  Körperhaltung  zu  sitzen,  wie 
man  sie  etwa  bei  Ausführung  feiner  Arbeiten 
nötig  hat,  so  würde  ein  solcher  am  Ende  der  8 
oder  10  Stunden  sehr  ermüdet  sein,  obwohl  er 
gar  nichts  getan  hat."  Bedeutet  diese  rein 
passive  Ermüdung  einen  großen  Teil  des  Tage- 
werks, so  muß  jede  Verkürzung  der  Arbeits'.eit, 
die  bewirkt,  daß  die  Leistung  in  der  verkürzten 
Arbeitszeit  sich  zusammendrängt,  ein  reiner  Ge- 
winn an  Kraft  für  die  beteiligten  Personen  sein. 

Dieser  Kraftgewinn  wird  in  Verbindung  mit 
der  längeren  Erholungszeit,  welche  die  Ab- 
kürzung des  Arbeitstages  ermöglicht,  eine  größere 
geistige  und  körperliche  Frische  zur  Folge  haben, 
die  sich  wieder  in  größere  und  bessere  Lei- 
stungen umsetzt. 

Abbe  faßte  seine  Untersuchungen  in  dem 
Satze   zusammen:    „Für    jede  bestimmte 
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Person  und  jede  bestimmte  Art  der  Ar- 
beit wird  das  tägliche  Arbeitsprodukt 
bei  einer  bestimmten  Dauer  der  täg- 
lichen Arbeitszeit  ein  Maximum,  und 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  muß  so 
lange  noch  Erhöhung  der  Tagesleistung 
zur  Folge  haben,  als  der  Gewinn  für  den 
täglichen  Kräfteersatz  aus  der  ver- 
längerten Ruhezeit  und  die  Ersparnis 
an  Kraftverbrauch  für  „Leergang"  zu- 
sammen noch  größer  sind  als  der  Kraft-! 
verbrauch  für  Beschleunigung  des  Ar- 
beitstempos." 

Eine  rationelle  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
biete  also  nicht  nur  keine  Gefahren  für  die  in- 
dustrielle Maclitstellung,  sondern  müsse  gerade- 1 
zu,  wie  England  und  Amerika  zeigton,  im  Inter- 
esse dieser  Machtstellung  angestrebt  werden. 

Bei  welcher  Länge  des  ArbiMtstages  inner- 
halb der  einzelnen  Gewerbe  die  besten  Resultate  [ 
erzielt  werden  könnten,  das  sei  lediglich  Sache 
des  Versuches.  Abbe  glaubte,  daß  für  wenigstens 
drei  Viertel  aller  industriellen  Arbeiter  bei  9  l 
Stunden  das  Optimum  noch  nicht  erreicht  und 
bei  8  Stunden  noch  nicht  überschritten  sein  würde. 

Ebenso  sorgfriltig  wie  von  Abbe  ist  die 
Einführung  eines  3-Schiclitensystems  mit 
Sstündiger  Arbeitszeit  an  "Stelle  das 
2-Scliip,litcnsystcms  bei  kontinuierlichem  Be- 
triebe in  einer  Schvvefelsäurefabrik  z\i  Engis 
durch  deren  Leiter,  den  Ingenieur  Fromont'), 
zur  Darstellung  gebracht  worden. 

Obwohl  beim  2-Schichtensystem  die  effektive 
Arbeitszeit  nur  10  Stunden  dauerte,  zeigte  die  Ar- 
beiterschaft, des  normalen  Schlafes  beraubt,  eine 
große  Neigun»  zu  lässiger  Arhuit,  Faulheit  und 
Trunksucht.  Dabei  war  die  Erkrankungshäufig- 
keit so  beträchtlich,  daß  die  Krankenkasse  stets 
mit  Defiziten  zu  kämpfen  hatte.  Die  Fabrik 
selbst  geriet  in  den  Ruf,  die  Leute  zu  vergiften 
und  zu  ruinieren.  Die  Fabrikleitung  beschloß 
deshalb  aus  eigener  Initiative,  das  .S-Schicliten- 
system  einzuführen,  aber  ohne  Aenderung  der 
Akkordsätze.  Da  die  Arbeiter  (Icmzufolge  einen 
Ausfall  im  Lohn  durch  die  kürzere  Arbeitszeit 
zu  erleiden  fürchteten,  machten  sie  Miene,  sich 
der  Neuerung  durch  einen  Streik  zu  widersetzen,  j 
Diese  Befürchtungen  erwiesen  sich  bald  als  i 
unbegründet.  Die  Arbeiter  leisteten  innerhalb 
der  nunmehr  7 Vo  stündigen  effektiven  .\rl)eit9- 
zeit  genau  dasselbe  wie  früher  in  10  Stunden. 
Andererseits  hatte  die  Krankenkasse  für  eine 
geringere  Zahl  von  Erkrankungen  aufzukommen. 
Der  Sparsinn  der  Arbeiter  hob  sich,  viele  Arbeiter  t 
erwarben  ein  Häuschen  mit  einem  Stück  Feld,  I 
für  dessen  Bebauung  sie  infolge  der  kürzeren 
Arbeitszeit  leicht  die  nötige  Mulle  fanden.  Der 
übermäßige  Alkoholgenuß  verschwand,  gutes 
Benehmen,  Rcinlii-likeit,  eine  bessere  Disziplin 
und  freunilllclie  Bezieliungen  zwischen  Arbeiter! 
und  Unternehmer  stellten  sich  ein.  Die  Kosten 
der  Proiluktion  sanken  infolge  der  intensiveren 
Ausnützung  und  rascheren  Amortisation  der 
Betriebsmittel  um  20%. 


')  Fromont,  Une  exp^rience  industrielle  de 
rdduction  de  la  journ^o  de  travail.  Bruxelles 
liJUG. 


V.  Stellungnahme  der  Arbeiter. 

Für  die  große  Mehrheit  der  Lohnarbeiter 
hat  die  Arbeit  wohl  immer  teils  bloßes 
Mittel  zum  Zwecke  des  Lebensunterhaltes, 
teils  Erfüllung  einer  sltllioh-religiösen  Pflicht 
bedeutet,  nicht  aber  etwas,  was  um  seiner 
selbst  willen  zu  erstrelien  sei.  Da  Arbeits- 
teilung und  Maschinenverwendung  die  Zahl 
der  Arbeitsautgaben  noch  vermindert  hs.ben 
dürften,  welche  an  sich  schon  dem  .Arbeiter 
eine  gewisse  Befriedigung  gewähren  kiinnen'), 
so  erscheint  die  Arbeitsleistung  he\ite  bei 
der  starken  Abschwächung  religiös-sittlicher 
Motive  mehr  denn  je  als  notwendiges  L^ebel. 
Insofern  entspricht  es  durchaus  dem  wirt- 
schaftlichen Prinzipe,  wenn  die  Arbeiter 
ihren  Zweck,  den  Lebensunterhalt,  mit  einem 
möglichst  geringen  Aufwände  von  Erwerbs- 
arbeit zu  erreichen  suchen.  Unter  sonst  gleich 
bleibenden  Verhiltnissen  wird  die  kürzere 
Arbeitszeit  also  der  längeren  vorgezogen 
werden.  Ablehnend  gegen  eine  kürzere 
Arbeilszeit  verhält  sich  die  Arbeiterseliaft 
nur  dann,  wenn  eine  Schmälerung  des  Ein- 
kommens oder  eine  so  starke  Intensivierung 
der  .\rbeitsleistung  selbst  als  Folge  be- 
fürchtet werden  muß,  daß  trotz  der  kiirzeren 
Arbeitszeit  ein  größerer  Energieverbrauch 
eintritt.  Es  fehlt  deshalb  diirchaiis  nicht 
an  Beispielen,  in  denen  Arbeiter  eine  vom 
Arbeitgeber  angeordnete  Verkürzung  des 
Arbeitstages  bekämpften. 

Das  sind  allerdings  Ausnahmen.  In  der 
Regel  drängen  namentlich  diejenigen  Ar- 
beiter, welche  von  der  moderneu  Aibeiter- 
bewegiing  erfaßt  worden  sind,  mit  aller 
Macht  auf  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit, 
ja  e-;  wird  dieser  Reform  sogar  noch  eine 
größere  Bedeutung  beigemessen  als  der 
Lohnerhöhung,  Nicht  selten  findet  sich  in 
den  Streikreglements  der  Gewerkschaften 
die  Bestimmung,  daß  unter  sonst  gleichen 
Umständen  die  Bewegungen  zur  Abkürzung 
der  Arbeitszeit  vor  bloßen  Lohnbewegungen 
den  Vorrang  zu  beanspruchen  hatten. 

Es  ist  auch  bezeichnend,  daß  man,  als 
von  den  sozialistischen  Parteien  eine  regel- 
mäßig wiederkehrende  große  proletarische 
Demonstration  geplant  wurde,  diese  in  der 
zu  Paris  18S9  beschlossenen  Maifeier  den 
Charakter  einer  Kundgebung  zugunsten  der 
Abkürzung  der  Arbeitszeit  bzw.  der  Ein- 
führung des  Achtstundentages  erhalfen  hatte. 
So  sollte  mindestens  einmal  im  Jahre  und 
unter  besonders  festlichen  Formen  der  Ar- 
beiterschaft nicht  nur  der  Gedanke  der 
internationalen  Solidarität,  sondern  auch  die 
Notwendigkeit  eines  kürzeren  Arbeitstages 
tief  eingeprägt  werden. 


')  Vgl.  Herkner,  Die  Bedeutung  der  Ar- 
beitsfreude in  Theorie  und  Praxis  der  Volks- 
wirtschaft.   Dresden  1906. 
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Die  Ueberlegiingen,  welche  von  di>n  Ar- 
bciterkreisen  in  bevM^  auf  die  Arbeitszeit 
an^'e<tellt  werden,  beziehen  sicli  der  Haupt- 
sache nach  auf  folgende  Punl<te: 

1.  Man  nimmt  an,  daß  die  Verljürzung 
der  Arbi'itszeit  einen  bleibenden,  unter  allen 
Umständen  gesicherten  Fortschritt  darstellt, 
während  auf  Lohnerhöhungen  auch  Lohn- 
herabsetzungen folgen  können,  sei  es,  daß 
der  Geldausdruck  des  Lolines  wieder  Finkt, 
sei  es,  daß  die  Kosten  des  Lebensunter- 
haltes infidgc  von  PreissteiL'crungen  wachsen. 
Es  ist  in  der  Tat  richtig,  daß  Herabsetzungen 
der  täglichen  Arbeitszeit  außerordentlich 
selten  wieder  zurückgenommen  werden. 
Dagegen  ist  es  wohl  möglich,  daß  Ver- 
kürzungen der  Arbeitszeit  durch  Steigerungen 
der  Arbeitsintensität  ebenso  entwertet  werden 
wie  Lohnerhöhungen  durch  Steigerung  der 
Preise. 

2.  Der  Arbeiter  erblickt  in  der  Ab- 
/  kiirzung  der  Arbeitszeit  das  zuverlässigste 

Mittel  gegen  alle  die  Schädigungen,  die  ihm 
aus  der  Berufsarbeit  erwachsen  und  eine 
vorzeitige  Erschöpfung  seiner  Arbeitskraft, 
des  einzigen  Vermögens,  das  er  in  der 
Regel  besitzt,  herbcifüliren  können.  Je  mehr 
also  durch  Einführung  der  Akkordarlieit 
oder  schnellpren  Lauf  der  Maschinen  die 
Intensität  der  Leistung  angestachelt  wird, 
je  rascher  durch  die  einseitige  Beanspruchung 
bestimmter  Muskeln  und  Nerven,  wi'lche 
aus  der  Arbeitsteilung  sich  ergibt,  gefähr- 
liche Grade  der  Ermüdung  eintreten  können, 
je  schädlicher  ein  Arbeitsprozeß  durch  hohe 
Temperatur,  Gifte,  Staub,  Lärm  u.  dgl. 
wirkt,  desto  mehr  kommt  es  darauf  an, 
durch  Verkürzung  des  Zeitraumes,  in  dem 
diese  schädlichen  Einflüsse  sich  geltend 
machen,  ein  Gegengewicht  zu  schaffen. 

3.  Der  Arbeiter  sieht  ein,  daß  Lohn- 
erhöhungen ihm  nur  dann  ein  besseres 
Familienleben,  einen  größeren  Anteil  an  den 
Gütern  der  modernen  Kultur  verschaffen 
können,  wenn  ihm  die  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit für  diese  Zwecke  auch  eine  aus-' 
reichende  Muße,  eine  gewisse  geistige  Kraft 
übrig  läßt.  Insbesondere  für  die  verheirateten 
Lohnarbeitcrinnen  bildet  eine  mäßige  Dauer 
der  Arbeitszeit  die  conditio  sine  qua  non 
für  jede  ersprießliche  Wirksamkeit  in  Haus 
und  Familie. 

4.  Häufig  wird  angenommen,  daß  die 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  nicht  nur  keine 
Verminderung,  sondern  sogar  eine  Lohn- 
erhöhung, wenn  nicht  für  den  einzelnen 
Arbeiter,  so  doch  für  die  Arbeiterklasse  zur 
Folge  haben  müsse.  Leistet  der  einzelne 
Arlieiter  weniger,  so  muß  bei  sonst  gleich- 
bleibenden Umständen  eine  größere  Zahl 
von  Arbeitern  eingestellt,  also  die  Nach- 
frage nach  Arbeitskräften  vermehrt  werden. 
Bei  genügendem  Angebote  von  Arbeitslosen  I 


!  wird  immerhin  eine  größere  Zahl  von  Ar- 
beitern beschäftigt  sein.  Die  Gefahr,  welche 
das  oft  vorbehaltslose  Angebot  der  Arbeits- 
losen der  errungenen  Lohnhöhe  bringt,  muß 
eine  Abschwächiing  erfahren.  Besteht  aber 
kein  genügendes  Angebot,  so  müssen  die 
Löhne,  um  Arbeitskräfte  aus  anderen  Sphären 
des  Wirtschaftslebens  anzuziehen,  erhöht 
werden. 

Bei  dieser  in  Arbeiterkreisen  außcr- 
:  ordentlich  verbreiteten  Anschauung  wird 
i  übersehen,  daß  es  doch  nicht  auf  Erhöhungen 
des  Geldausdruckes,  sondern  der  Kauf- 
kraft des  Lohneinkommens  ankommt.  Diese 
kann  aber  unmöglich  durch  allgemeine  Ein- 
schränkungen der  Arbeitsleistungen,  also 
einen  Rückgang  der  Reinerträge  der  na- 
tionalen Produktion,  erhöht  werden.  Mit 
Recht  hat  schon  Rodbertus  18(32  den  deut- 
schen Arbeitern  zugerufen:  ,, Bedenkt,  daß 
die  Größe  eures  Anteils  von  dem  abhängt, 
was  die  Gesellschaft  zu  bieten  hat,  und  daß 
die  Größe  de.ssen,  was  die  Gesellschaft  zu 
bieten  hat,  von  eurer  Arbeit  abhängt." 
Wenn  selbst  noch  heute  diese  Mahnung  so 
wenig  beachtet  wird,  so  trägt  die  von 
K.  Marx  vertretene  Mehrwertstheorie  zweifel- 
los einen  Teil  der  Schuld.  Man  gibt  sich 
unter  dem  Einflüsse  der  von  Marx  ganz  will- 
kürlich gpwäldten  Zahlenbeispiele  der  Auf- 
fassung hin,  daß  trotz  der  Verminderung 
der  Arbeitsleistungen  eine  Besserstellung 
der  Arbeiterklasse  auf  Kosten  des  ,, Mehr- 
wertes" erziclbar  sei,  ja  daß  es  vom  sozia- 
listischen Standpunkte  aus  erwünscht  er- 
scheine, die  ,,Mehrai  heit",  die  Grundlage 
der  kapitalistischen  Produktionsweise,  durch 
Verkürzungen  der  Arbeitszeit  möglichst  ein- 
zuschränken. 

5.  Je  kürzer  die  Arbeitszeit,  desto  mehr 
Zeit  bleibt  für  andere  Angelegenheiten  übrig, 
welche,  wie  die  Teilnahme  am  gewerk- 
schaftlichen und  politischen  Leben  oder  an 
allgemeinen  oder  fachteclinischen  Bildungs- 
besfrebungen,  auch  für  die  soziale  Lage  des 
Arbeiters  von  größter  Bedeutung  sind.  Die 
außerordentlich  rege  Beteiligung  der  eng- 
lischen Arbeiter  an  Abendkursen  aller  Art 
hängt  mit  dem  relativ  frühen  Schlüsse  des 
Arbeitstages  aufs  engste  zusammen. 

6.  Oft  wird  in  Arbeiterkreisen  eine  feste 
Begrenzung  der  täglichen  Arbeitszeit  ge- 
fordert, von  der  nur  im  Falle  außerordent- 
licher Notstände  abgewichen  werden  soll. 
Man  hofft  auf  diese  Weise  das  Auf  und 
Ab  des  Wirtschaftslebens,  den  unheilvollen 
Wechsel  von  Aufschwung  und  Krise  wirk- 
sam zu  bekämpfen.  Dieser  Ansicht  steht 
die  Befürchtung  gegenüber,  daß  bei  plan- 
mäßiger Verringerung  von  Ueberzeitarbeiten 
in  guten  Geschäftsjahren  mehr  Arbeits- 
kräfte eingestellt  werden,  als  in  schlechten 
Zeiten  Beschäftigung  finden  können.  Es 
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kann  so  die  Zahl  der  Arbeitslosen  eines 
Berufes  deshalb  eher  gesteigert  als  herab- 
gesetzt werden.  Hier  und  da  verleitet  auch 
der  Wunsch,  die  liöhere  Bezahlung  der 
Ucberzeitarbeit  zu  erhalten,  zu  einem  so 
weitgehenden  Entregenkonimen,  daß  die 
Normierung  eines  Arbeitstages  alle  Bedeutung 
verliert. 

7.  In  der  Frage  der  Arbeitspausen  gehen 
die  Interessen  der  Arbeiter  oft  auseinander. 
Bei  relativ  kurzer  Arbeitszeit  und  großer 
Entfernung  der  Arbeitsstätte  von  der  Woh- 
nung wird  die  Beschränkung  der  Pause 
auf  eine  kurze,  halbstündige  Mittagspause, 
sog.  englische  Arbeitszeit,  vorgezogen.  In 
anderen  Fällen  scheint  die  Verlängerung  der 
Mittagspause  auf  ly.  Stunden  erwünscht. 

VI.  Stellungnahme  von  Kirche  und  Staat. 

1.  Die  ältesten,  lange  Zeit  wichtigsten 
und  vcrbreitetsten  Einschränkungen  der  Ar- 
beitszeit beruhlen  auf  denn  Gebote  der  Sonn- 
und  Feiertagsruhe.  Die  Kirche  war  es,  die 
in  Erfüllung  ihrer  seelsorgerischen  Mission, 
die  Menschheit  der  Arbeit  des  Alltags  für 
gewisse  Zeiten  entzog.  Während  die  große 
Zahl  der  Feiertage  in  katholischen  Ge- 
bieten schließlich  häufige  Durchbrechungen 
des  Ruhegel)otes  entstehen  ließ,  hielten  die 
protestantischen  Gebiete,  insbesondere  die- 
jenigen puritanischer  Richtung,  an  strengster 
Sonntagsruhe  fest.  Dadei  wurden  aber  die 
Feiertage  der  katholischen  Zeit  preisgegeben 
und  an  Werktagen  die  Berufsarbeiten  mit 
ungewöhnlichem  Eifer  verrichtet.  Ununter- 
brochene, rastlose  Berufsarbeit  galt  ja 
geradezu  als  bestes  Mittel,  um  die  üebcr^ 
Zeugung  von  der  certitudo  salutis  zu  ge- 
winnen. Eine  bestimmte  Schranke  für  die 
Dauer  der  Arbeitszeit  an  Werktagen  konnte 
daher  aus  dem  Geiste  der  protestantischen 
Ethik  nicht  mit  Sicherheit  abgeleitet  werden. 
Obwohl  die  katholische  Kirche  dem  neu- 
zeitlichen Erwerbsleben  von  vornherein 
kühler  gegenüberstand,  so  hat  auch  sie 
zunächst  keinen  Einhalt  geboten,  sondern 
sich  lange  Zeit  offiziell  damit  begnügt,  die 
Einhaltung  der  Sonntagsruhe  soweit  streng 
zu  fordern,  daß  der  allgemeine  Besuch  des 
Gottesdienstes  ermöglicht  werde.  Die  Frage 
der  täglichen  Arbeitszeit  ist  erst  in  dem 
Rund  chreiben  des  Papstes  Leo  XIII.  über 
die  Arbeiterfrage  eingehender  erörtert  worden. 

,,Was  sodann  den  Schutz  der  irdischen  Gütei- 
des Arbeitsstandes  angeht,  so  ist  vor  allem 
jener  unwürdigen  Lage  ein  Ende  zu  machen. 
In  welche  derselbe  durch  den  Eigennutz  und 
die  Hartherzigkeit  von  Brotherren  versetzt  ist, 
welche  die  Arbeiter  maßlos  ausbeuten  und  sie 
nicht  wie  Menschen,  sondern  als  Sachen  be- 
handeln. Die  Gerechtigkeit  und  die  Mensch- 
iichkeit  erheben  Einsprache  gegen  Arbeits- 
förderungen von  solcher  Höhe,  daß  der  Körper 
unterliegt  und  der  Geist  sich  abstumpft.  Wie 


im  Menschen  alles  seine  Grenzen  hat,  so  auch 
die  Leistungsfähigkeit  bei  der  Arbeit,  und  über 
die  Schranken  des  Vermögens  kann  man  nicht 
hinausgehen.  Die  Arbeitskraft  steigert  sich 
freilich  bei  Uebung  und  Anspannung,  aber  nur 
dann  verspricht  sie  die  wirklich  zukömmlirhe 
Leistung,  wenn  zur  rechten  Zeit  für  Unter- 
brechung und  Ruhe  gesorgt  ist.  In  bezug  auf 
die  tägliche  Arbeitszeit  muß  also  der  Grund- 
satz gelten,  daß  sie  nicht  länger  sein  darf,  als 
es  den  Kräften  des  Arbeiters  entspricht."  Da 
verschiedene  Arbeiten  ein  verschiedenes  Maß 
von  Kraft  erfordern  und  andererseits  die  Ar- 
beiter wieder  ein  verschiedenes  Maß  von  Kraft 
je  nach  Alter  und  Geschlecht  besitzen,  so  er- 
gibt sich  die  Notwendigkeit  einer  Abstufung 
der  Arbeitszeit  nach  Maßgabe  dieser  Gesichts- 
punkte. „Im  allgemeinen  aber  ist  daran  fest- 
zuhalten, daß  den  Arbeitern  so  viel  Ruhe  zu 
sichern  sei,  wie  zur  Herstellung  ihrer  bei  der 
Arbeit  aufgewendeten  Kräfte  nötig  ist;  denn 
die  Unterbrechung  der  Arbeit  hat  eben  den  Er- 
satz der  Kräfte  zum  Zweck.  Bei  jeder  Ver- 
bindlichkeit, die  zwischen  Brotherrn  und  Ar- 
beitern eingegangen  wird,  ist  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  die  Bedingung  vorhanden,  daß 
die  oben  genannte  doppelte  Art  von  Ruhe  (die 
Sonntagsruhe  für  die  Seele,  die  Werktag-iruhe 
für  den  Körperl  dem  Arbeiter  gesichert  sei. 
Eine  Vereinbarung  ohne  diese  Bedingung  wäre 
sittlich  nicht  zulässig,  weil  die  Preisgabe  von 
Pflichten  gegen  Gott  und  gegen  sich  selbst  von 
niemand  gefordert  und  von  niemand  zuge- 
standen werden  kann." 

Diese  Ausführungen  sind  insofern  be- 
merkenswert, als  sie  den  Grundsatz,  die 
der  täglichen  Arbeit  folgende  Ruhezeit 
müsse  eine  vollständige  Wiederherstellung 
der  vorbrauchten  Kräfte  gewähren,  mit 
großer  Schärfe  proklamiert.  Jede  Verab- 
redung, welche  diesem  Grundsatz  zuwider- 
lauft, verstößt  gegen  die  guten  Sitten,  würde 
also  auch  rechtlich  unverbindlich  sein.  Auf- 
der  anderen  Seite  wird  ein  Recht  des  Ar- 
beiters auf  eine  den  Ersatz  der  Körperkraft 
überschreitende  Erholung,  ein  Recht  auf 
Lebensgenuß,  freie  Betätigung,  Pfleee  des 
Familienlebens,  der  Geselligkeit  usw.  nicht 
anerkannt.  Der  Schutz  der  geistigen  Güter  er- 
schöpftsichmit  dem  Gebote  der  Sonntagsruhe. 

Entsprechend  dieser  Auffassung  haben 
denn  auch  die  politischen  Parteien,  welche 
die  Gebote  der  kirchlichen  Ethik  für  sich 
als  verbindlich  anerkennen,  ihre  Aufmerk- 
samkeit in  erster  Linie  der  Sonntagsruhe 
für  religiöse  Zwecke  zugewendet  und  Be- 
schränkungen der  Arbeitszeit,  namentlich 
für  Kinder,  jugendliehe  Personen  und  Frauen, 
nur  so  weit  verlangt,  als  gesundheitliche 
und  sittliche  Gesichtspunkte  zur  Begrün- 
dung herangezogen  werden  konnten.  Einer 
darüber  hinausgehenden  Abkürzung  der  Ar- 
beitszeit stehen  viele  katholische  Sozial- 
politiker nicht  unsympathisch  gegenüber, 
betrachten  es  aber  nicht  als  Aufgabe  des 
Staates,  hier  einzuschreiten.    Da  über  die 
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Grenze,  bei  deren  Ueberschreituna;  ein  voll- '  einbar  ist,  zur  Geltung  brinj^en  Eine  der- 
komniener  Ersatz  der  durch  die  Tages-  artige  Gesinnung  erblüht  in  der  Re^^el  nur 
arbeit  aufgebrauchten  Kräfte  nicht  mehr  dort,  wo  auch  der  Staat  ein  gewisses  Ent- 
stattfindet, die  Ansichten  auseinander  gehen  gegenkommen  gegenüber  denjeniffen  Wiin- 
konnen,  so  zeigt  sich,  daß  trotz  der  päpst-  sehen  der  Arbeiterschaft  zeigt,  deren  Er- 
heben Weisung  die  Stellungnahme  der  füllung  nicht  schon  in  seinem  eigensten 
katholischen  Parteien  nicht  ganz  iiberein-  Interesse  liegt.  Diese  Wünsche  bez'ehen 
stimmt.  So  ist  z.  B.  die  katholische  Richtung  sich  heute  vorwiegend  auf  eine  durcli  kiirzere 
in  Ueutsphland,  Oesterreich  und  der  Schweiz  Arbeitszeit  erschlossene  höhere  Anteilnahme 
tur  den  Grundsatz  des  gesetzlichen  Maximal-  an  der  ganzen  materiellen  und  geisti<^en 
arbeitstaees  eingetreten,  während  z.  B.  die  Kultur.  ° 


Katholiken  Belgiens,  wo  es  besonders  nötig 
gewesen  wäre,  in  ihrer  Mehrheit  der  Abkür- 
zung der  Arbeitszeit  nur  ein  sehr  mäßiges 
Interesse  gewidmet  haben. 

2.  Von  anderen  Gesichtspunkten  als  die 
Kirclie  geht  der  Staat  bei  seiner  Stellung- 
nahme in  den  Fragen  der  Arbeitszeit  aus. 
Der  Staat  ist  vor  allem  Organ  zur  Wahr 


„Die  sich  um  Lohn  mühenden  Männer  und 
Frauen",  sagt  S.  Wcbb  sehr  richtig,  „werden 
es  überall  müile,  nur  Arbeitstier  zu  sein.  Sie 
wölken  siili  freuen,  nicht  bloß  arbeiten,  sie 
wollen  Früchte  ptlUcken,  nicht  bloU  Boden  be- 
stellen, sie  wollen  Kleider  nicht  bloß  weben,  son- 
dern auch  tragen.  Sic  verlangen  nach  der  Möglich- 
keit mehr  von    der  großen  Welt,  in  der  sie 

nehmung  nationaler  Machtinteressen.     Die  [  |Äen"  Freunde  ^'^^  """^^l^™ 


GH  "     I         .       in,    ,     ,  T'~  I  »'-'U'.'iiut'ii  rieuiiuu  ZU  besuchen.  Feieitaee  zu 

rundlnge  der  nationalen  Macht  bildet  eine  ;  haben  und  angenehme  Reisen  zu  machen,  zu 


wehr-  und  steuerfähige,  staatstreue,  intelli- 
gente Bevölkerung.  Es  kommt  also  für  den 
Staat  darauf  an,  daß  diese  Grundlagen  nicht 
durch  die  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  er- 
schüttert werden.  Am  frühesten  trat  der 
verhängnisvolle  Einfluß  zu  langer  Arbeits- 
zeiten in  der  geringeren  militärischen  Taug- 
lichkeit der  Fabrikbevölkernng  an  den  Tag. 
Es  war  daher  nur  die  Erfüllung  des  elemen- 
tarsten Gebotes  der  staatlichen  Selbst- 
erhaltung, wenn  die  Arbeitszeit  der  am 
wenigsten  widerstandsfähigen  Personen,  der 
Kinder,  jugendlichen  Personen  und  Frauen, 
durch  den  Staat  reguliert  wurde.  Je  größer 
der  .\nteil  wird,  den  die  industrielle  Be- 
völkerung an  der  Gesamtbevölkerung  des 
Staates  bildet,  desto  dringender  wird  im 
übrigen  das  Interesse,  die  größeren  gesund- 
heitlichen Gefahren,  welche  die  industriellen 
Berufsarten  im  Vergleiche  zu  den  land- 
wirtschaftlichen einscldießen,  durch  eine  ver- 
ständige Abkürzung  der  Arbeitszeit  abzu- 
schwächen. Diese  Einschränkung  bringt 
freilich  nur  dann  reellen  Vorteil,  wenn  sie 
nicht  eine  Verminderung  des  Einkommens 
zur  Folge  hat  und  dadurch  die  ausreichende 
Ernährung  in  Frage  stellt. 

Der  Staat  braucht  aber  nicht  nur  Soldaten, 
sondern  auch  Bürger,  welche  die  Fähigkeit 
und  den  Willen  besitzen,  an  dem  öffent 


den  Theaterstücken  zu  gehen,  von  denen  die 
Zeitungen  reden.  Und  zwar  sind  es  nicht  bloß 
diese  verhiUtnismäßig  leichten  Vergnügungen, 
welche  die  Menge  gegenwärtig  anziehen.  Ueberall 
im  Lande  flößen  herumreisende  Dozenten  jungen 
Männern  und  Frauen  jeden  Standes  einen  neuen 
Geschmack  für  die  Tatsachen  der  Wissenschaft 
und  die  Schönheiten  der  Literatur  ein.  Neue 
Möglichkeiten,  sich  körperlich,  geistig  oder  nach 
der  Gemütsseite  zu  erfreuen,  eröffnen  sich  täg- 
lich für  die  Masse,  neue  Bestrebungen  kommen 
jeden  Tag  auf.  Man  braucht  sich  nicht  zu 
wundern,  daß  diese  Generation  nicht  länger  mit 
dem  Leben,  das  ihre  Väter  und  Mütter  führten, 
zufrieden  ist.  Diese  waren  es  zufrieden,  zu 
arbeiten,  zu  essen,  zu  schlafen  und,  wenn  ihre 
Lebenskarft  verbraucht  war,  sich  hinzulegen 
und  zu  sterben.  Was  konnten  sie  weiter  im 
Lcberi  finden?  Ihnen  waren  Lesen  und  Schreiben 
kabalistische  Künste  und  eine  Reise  von  zwanzig 
Meilen  erregte  den  Verdacht  einer  an  Gott- 
losigkeit streifenden  Unbesorgtheit.  Solchen 
Leuten  —  und  sie  sind  noch  nicht  ganz  aus- 
gestorben —  war  ein  Feiertag  nicht  eine  Wohl- 
tat, sondern  eine  Last  und  der  Sonntag  der 
verhaßteste  Tag  der  Woche"').  Jetzt  wird  aber 
in  allen  Klassen  das  Verlangen  nach  Muße  von 
Tag  zu  Tag  stärker.  „ivfänner  und  Frauen 
werden  sich  immer  mehr  der  Grausamkeit  eines 
Systems  bewußt,  das  sie  zu  einer  kaum  unter- 
brochenen Runde  einförmiger  Arbeit  verurteilt." 

Dieser  großen  Bewegung  kann  der  Staat 
nicht  entgegentreten,   ohne  deren  Träger 


nnSn.Pr,  n»=  Fr  h f]  Aufgaben  tcdzu-  sich  und  seinen  Zwecken  zu  entfremden, 
nehmen.    Das  Erwerbsleben  muß  also  eine  I  während   ein    verständnisvolles  Entgegen- 

f.TZJ^lL^'^ff  ?r'r'^''  v''ff-^l''^'  iir,  kommen  neue  wertvolle  und  dauernde  Bürg- 
das  Verständnis  teds  für  die  Erfüllung  der  schaften  seines  Bestandes  begründet 

i^Ä.:n  dpnw'M''''''7™'''r"^\'^'H  B«>  der  Förderung  diese?  Zwecke  d.arf 
Beteibgung  an  den  Wahlen  und  am  politischen  !  der  Staat  allerdings  die  Grenzen  niemals 
Leben  überhaupt  stellen,  frei  lassen.  Vollen  übersehreiten,  weldie  die  RLks"ehrahnie 
ll''Z.^!!:\'Z.^''^Lt'^^^^^^^^^^  <üe    volkswirtschaftlichen  Wirkungen 

zieht.    Jede  Verschlechterung  der  Erwerbs- 


der  Massen  ja  erst  dann  ziehen,  wenn  sie 
von  staatstreuer  Gesinnung  erfüllt  sind  und 
ihre  Sonderinteressen  nur  soweit,  als  es 
mit  dem  nationalen  Gesamtinteresse  ver- 


>)  Sidney  Webb  and  Harold  Cox,  The  Eight 
Hours  Day,  London  1891,  S.  2. 
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und  Einkommensverhältnisse  würde  nicht 
nur  die  Einnahmen  des  Staates  und  damit 
die  Erfüllung  seiner  großen  nationalen  Auf- 
gaben gefährden,  sondern  auch  auf  die 
Stimmung  der  Vnlksmassen  selbst  in  einer 
dem  Staate  schädlichen  Weise  einwirken. 
So  groß  der  Wert  ist,  welchen  auch  die 
Arbeiterschaft  auf  die  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit legte,  so  will  doch  niemand  für 
diesen  Fortschritt  ein  Opfer  in  bezug  auf 
das  Einkommen  brimren.M  Mag  auch  eine 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  vorgezogen  wer- 
den, wenn  die  Wahl  zwischen  Lohnerhöhuni: 
oder  Abkürzung  des  Arbeitstages  zu  treffen 
ist,  so  will  doch  niemals  jemand  von  der 
bereits  erreichten  Stufe  der  Lebenshaltung 
herabsteigen.  Wenn  die  organisierten  Ar- 
beiter oft  leichten  Herzens  eine  weitgehende 
Abkürzung  der  Arbeitszeit  fordern,  so  ge- 
schieht es  eben  im  Vertrauen  darauf,  daß 
die  Abkürzung  aus  den  oben  (vgl.  V,  4) 
angegebenen  Gründen  eher  eine  Lohn- 
erhöhung als  Lohnverminderung  bewirken 
wird. 

Diese  optimistische  Auffassung  —  man 
glaubt  gern,  was  man  wünscht  —  kann  sich 
der  Staat  nicht  ohne  weiteres  zu  eigen 
machen.  Die  große  Verantwortung  für  die 
ihm  anvertrauten  Gesamtinteressen  nötigt 
ihn  zu  einer  sehr  sorgfältigen  Untersuchung 
der  Wirkungen,  welche  eine  Abkürzung  der 
Arbeitszeit  nach  menschlicher  Voraussicht 
zeitigen  wird.  Derartige  Erwägungen  haben 
die  Reichsregierung  in  den  80cr  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  öfters  zu  einer  ab- 
lehnenden Haltung  in  bezug  auf  gesetzliche 
Beschränkungen  der  Arbeitszeit  geführt. 
Insbesondere  dem  Fürsten  Bismarck  fiel  es 
schwer,  über  die  Bedenken  hinwegzukommen, 
daß  die  Verkürzunc;  der  Arbeitszeit  ent- 
weder eine  Schmälerung  der  Lohnbezüge 
des  Arbeiters  oder  eine  Gefährdung  der 
Konkurrenzfähigkeit  der  Industrie  ein- 
schließen würde,  so  sehr  er  im  übrigen 
einen  zehnstündigen  Arbeitstag  wünschte 
und  davon  überzeugt  war,  der  Staat  habe 
sich  der  Arbeiter  nicht  nur  zu  erinnern,  „wenn 
es  gilt,  Rekruten  zu  stellen,  oder  wenn  es 
gilt,  Klassensteuern  zu  zahlen,  sondern  daß 
er  auch  an  sie  denkt,  wenn  es  gilt,  sie  zu 
schützen,  damit  sie  mit  ihren  schwachen 
Kräften  auf  der  großen  Heerstraße  des 
Lebens  nicht  übergerannt  und  niedergetreten 
werden."  2) 


„Was  helfen  dem  Volke  die  höchsten 
Güter,  wenn  es  Hunger  leiden  raiili?"  Fürst 
Bismari-k,  Rcichsta^rsrcde  v.  9./V.  18S5. 

')  Rc:ichstagsrede  v.  1882;  in  der  Rede 

V.  l.'i./l.  1885  führte  er  ferner  ans:  ,,Wer  emp- 
findet nicht  das  Bedürfnis  zu  helfen,  wenn  er 
den  Arbeiter  gegen  den  ScIiluU  des  Arbeits- 
tages müde  und  ruhebedürftig  nach  Hanse 
kommen  sieht,  wenn  er  ihn  miUmutig  unter  der 


Nun  gibt  es  freilich  einen  Fall,  in  dem 
die  wirtschaftlichen  Bedenken  zurücktreten 
müssen.  Ueberall  dort,  wo  die  Länge  der 
Arbeitszeit  eine  Schädigung  der  Gesundheit 
oder  der  Sittlichkeit  zweifellos  herbeiführt, 
ist  ein  Eingriff  des  Staates  auch  dann  ge- 
rechtfertigt, wenn  die  Volkswirtschaft liclien 
Wirkungen  nicht  genau  übersehen  werden 
können.  Es  widerstreitet  der  sittlichen 
Natur  des  modernen  Staates,  einen  Raubbau 
an  der  Arbeitskraft  zu  dulden.  Mensehen 
lediglich  als  Mittel  für  die  Bereicherungs- 
zwecke anderer  Mensehen  behandeln  zu 
lassen.  Derarüge  parasitäre  Gewerbe  stellen 
auch  kein  Element  der  Stärke,  somlern  der 
Krankheit  und  Schwäche  dar.  Selbstver- 
ständlich wird  der  Staat  aber  auch  hier 
einen  Eingriff  mit  derselben  Vorsicht  und 
Sorgfalt  ausführen,  mit  welcher  der  Chirurg 
ein  gefäl'.rlichos  Geschwür  beseitigt.  Mate- 
riidle  Zuschüsse  des  Staates  werden  in  sol- 
chen Fällen  durchaus  gerechtfertigt  sein,  um 
etwa  auftretende  wirtschaftliche  Schwierig- 
keiten zu  mildern.  Und  ebensowenig  wie 
an  die  I,ebenskraft  des  Volkes  selbst  kann 
der  Staat  die  Axt  an  die  Wurzeln  des  sitt- 
lichen Lebens  legen  lassen. 

Abgesehen  von  derartigen  Notständen 
wird  aber  für  den  Staat  die  Frage  nach 
den  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  immer 
im  Vordergrunde  des  Interesses  bleiben, 
wenn  es  gilt  zu  Fragen  der  Arbeitszeit 
Stellung  zu  nehmen. 

VII.  Die  Lehren  der  Nationalökonomen 

und  Sozialisten  über  die  Beziehungen 
zwischen  Arbeitszeit  und  Arbeitsleistung. 

Wenn  volkswirtschaftliche  Schriftsteller 
des  17.  und  18.  Jahrh.  (Petty,  Witt, 
Temple,  ferner  der  an()n5'me  Verfasser 
des  ,, Essay  on  Trade  and  Commerce",  1770) 
von  der  Verlängerung  des  Arbeitstages  einen 
wirtschaftlichen  Fortschritt  erwarteten,  so 
findet  diese  .Auffassung  ihre  Erklärung  in 
zwei  Ursachen.')  Einmal  schrieben  diese 
Autoren  vor  allem  aus  dem  geschäftlichen 
Ideenkreise  der  Arbeitgeber  heraus  und 
neigten  deshalb,  wie  Arbeitgeber  in  der 
Regel,  zur  .Annahme  einer  weitgehenden 
Proportionalität  zwischen  Leistung  und  Zeit. 
Sodann  gab  es  damals  aber  in  der  Tat 
Arbeitergruppen,  welche  im  Banne  des 
Traditiunalismus  stehend  durchaus  nicht  ge- 
neigt waren,  ihre  Lebenshaltung  zu  steigern. 


Zumutung  von  Ueberstunden,  erbittert  darüber 
findet,  daß  ihm  Rnhe  nicht  gestattet  ist,  die 
ihm  lieber  wäre  als  das  Geld,  was  er  für  die 
Ueberstunden  noch  verdient,  —  diT  müßte  kein 
Herz  im  Leibe  hal)en,  der  nicht  den  dringenden 
Wunsch  h;itte,  dem  Arbeiter  aus  dieser  Not- 
lage herauszuhelfen." 

')  Vgl.  Marx,  Kapital  I.,  Dritter  Abschnitt, 
VIII.  Kapitel  5. 
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wenn  die  Steigerung  nur  um  den  Preis 
größerer  Anstrengungen  zu  erreichen  war. 
Verdienten  sie  in  4  oder  5  Tagen  den  lier- 
kömmliclien  Lebenshedarf,  dann  feierten  sie 
3  oder  2  Tage  in  der  Woche.  So  hielten 
die  genannten  Vollvswirte  eine  durch  Miß- 
ernten oder  Steuern  bewirkte  Belastung  des 
Arbeiiereinkommcns  für  niU^.lioh,  um  die 
Arbeiter  zur  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
und  Vergrößerung  der  Leistung  anzuspornen. 

Es  muß  aber  hervorgehoben  werden, 
daß  diesen  Auffassungen  schon  im  18.  Jahrh. 
von  hervorragenden  Volkswirten  wie  Van- 
derlint,  Nathaniel  Forster,  Po,-t- 
lethwaite  widersprochen  wurde.  Der 
letztgenannte  Schriftsteller  legte  dar,  daß 
die  IJeschriinkung  der  Arbeit  auf  4  oder 
6  Tage  einer  größeren  Arbeitsintensität  der 
Englander  entspräche  und  daß  diese  Frei- 
heit auch  die  Quelle  jener  Gewandtheit, 
Energie  und  Genialität  darstelle,  durch 
■welche  englische  Handwerker  und  Manu- 
faktiirarbeiter  ihren  Produkten  allgemeinen 
Kredit  und  Ruf  verschafft  hätten. 

In  demselben  Sinne  schrieb  auch  Adam 
Smith: 

,,Zwar  gibt  os  Arbeiter,  welche,  wenn  sie  In 
vier  Tagen  den  Unterhalt  einer  Woche  ver- 
dienen können,  die  restlichen  drei  Tage  fau- 
lenzen; das  ist  jedoch  ganz  und  gar  nicht  bei 
viülen  der  F;ill.  Im  Gc»ontoil  ni'igen  Arheitcr, 
welche  reichlichen  Stücklohn  erhalten,  sehr  da- 
zu, sich  zu  überarbeiten  und  ihre  Gesundheit 
in  wenigen  Jahren  zu  untergraben.  .  .  .  AuUer- 
ordentlichor  Fleiß  wahrend  der  Daunr  von  vier! 
Wochentagen  ist  häufig  die  wahre  Ursache  des] 
so  oft  und  so  laut  beklagten  Müßigganges  wäh- 1 
rend  der  anden^n  drei.  Starker  Arbeit,  g(ustigor  i 
oder  körperlicher,  die  mehrere  Tage  himhin-h 
fortgesetzt  wird,  folgt  bei  den  meisten  Mensi-hen 
ein  nur  natürliches  großes  Böilürfnis  nach  Ruhe, 
welches,  wenn  es  nicht  durch  Gewalt  oder 
äußere  Not  zurückgedrängt  wird,  fast  unwider- 
stehlich wirkt.  Es  ist  die  Stimme  der  Natur, 
die  einige  Erholung,  oft  nur  durch  Ruhe,  oft 
aber  auch  durch  Zerstreuung,  verlangt,  und 
wenn  diesem  Verlangen  nicht  entsprochen  wird, 
sind  die  Folgen  oft  gefährlich,  selbst  verderb- 
lich, und  führen  fast  immer  früher  oder  später 
die  dem  Gewerbe  ei;;eiitümliche  Krankheit 
herbei.  Würden  die  Arbeitgeber  stets  den  Vor- 
schriften der  Vernunft  und  Menschlichkeit  ge- 
horchen, so  kämen  sie  oft  in  die  Lage,  den  Fleiß 
ihrer  Arbeiter  eher  zu  mäßigen  als  anzuspornen. 
Bei  jeiler  Art  von  [Beschäftigung,  glaube  ich, 
finden  wir,  daß  derjenige,  welcher  mäßig  genug 
arbeitet,  um  s  dn  Werk  ständig  fortsetzen  zu 
können,  niclit  nur  seine  Gesundheit  am  längsten 
bewahrt,  sondern  im  Traufe  des  Jahres  auch  die 
größte  Menge  Arbeit  zustande  bringt." 

Adam  Smilh  ist  also  weit  davon  entfernt, 
in  den  Ruf  nach  Verlängerung  der  Arbeits- 
zeit einzustimmen.  Im  Gegenteil,  eine  Ver- 
kürzung bzw.  eine  durch  Verkürzung  der 
täfflichen  Arbeitszeit  herbeigeführte  gleich- 
mäßigere Verteilung  der  Arbeit  im  Laufe 


der  Zeit  scheint  ihm  nicht  nur  im  gesund- 
heitlichen Interesse,  sondern  auch  im 
Interesse  einer  reichlicheren  Produktion  zu 
liegen. 

Ungefähr  gleichzeitig  führte  Justus 
Moser  in  Deutschland  aus,  daß  die  Vcr- 
wandlimg  der  Feierstundon  in  Arbeitsstunden, 
die  im  Baugewerbe  üblich  werde,  einen  Be- 
trug, eine  Geldschneiderei  für  Meister  und 
Bauherrn  darstelle.  Trotz  der  längereu 
Arbeitszeit  werde  doch  nicht  mehr  geleistet, 
und  die  Obrigkeit  sollte  deshalb  Ueberstunden 
verbieten. 

Adam  Smith  hatte  seine  Ansichten  vor 
Einführung  des  Fabriksystems  fürmuliert. 
Als  fast  automatische  Maschinen  Eingang 
gefunden  hatten,  schien  der  Arbeiter  allen 
Einfluß  auf  die  Produktion  verloren  zu  haben, 
und  man  glaubte  nun  ziendich  allgemein, 
daß  die  produzierte  Menge  genau  der  Länge 
der  Arbeitszeit  entspräche.  Jede  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  müsse  zum  Nachteil  der 
Industrie  ausschlagen.  Von  derartigen  Ge- 
sichtspunkten beherrscht,  gelangte  Nassau 
Senior  zu  der  später  so  oft  verspotteten 
Lehre,  daß  der  Profit  des  Unternehmers  bei 
einer  Länge  der  täglichen  Arbeitszeit  von 
11 14  Stunden  in  der  letzten  Stunde  erzeitgt 
werde  und  deshalb  eine  Verkürzung  des 
Arbeitstagss  auf  10 '/2  Sttinden  den  Linter- 
gang der  Industrie  herbeiführen  müsse. 
Es  muß  betont  werden,  daß  auch  Karl 
Marx,  der  sich  in  der  Verhöhnting  dieser 
Ansicht  gar  nicht  genug  tun  kann,  ebenso- 
wohl wie  Friedrich  Engels,  der  an 
einetn  Textilunternohmen  in  Manchester 
beteiligt  war,  ursprünglich  angenotnmen 
haben,  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  stelle 
eine  starke  Fessel  des  industriellen  Fort- 
schrittes dar.  So  hieß  es  in  der  1844  ver- 
faßten Schrift  ,,Die  heilige  Familie",  daß 
die  Fabrikanten,  die  Chartisten,  die  Grund- 
besitzer, kurz  die  ganze  Massen haftigkcit 
Englands  bisher  diese  Maßregel  für  den 
allerdings  möglichst  gelin<len  Ausdruck  eines 
dtircbaus  radikalen  Prinzips  angesehen 
haben,  da  sie  die  Axt  an  die  Wurzeln  des 
auswärtigen  Handels  und  damit  an  die 
Wurzel  des  Fabriksystetns  legen  —  nein, 
nicht  nur  daran  legen,  sondern  tief  hinein 
hauen  würden."')  Es  geht  aus  den  übrigen 
Darlegungen,  wie  auch  Mehring-)  anerkennt, 
aber  hervor,  daß  Marx  und  Engels  die  gleiche 
Auffassung  hegten.  Im  übrigen  erklärte 
Fr.  Engels  in  detii  1800  verfaßten  Aufsatze 
über  die  Zehnstundenbill"):  „Während  sie 
(die   Zehnstundenbill)   die   rasche  Ent- 


')  Aus  dem  literarischen  Nachlaß  von  K. 
Mar.x,  Fr.  Engels  und  Ferd.  Lassalle.  Heraus- 
gegeben von  Fr.  Mehring,  II.  Bd.  S.  109. 

')  Neue  Zeit  XX,  1  S.  162. 

3)  Nachlaß  III  S.  386. 


908 


Arbeitszeit 


Wicklung  des  Reichtumes,  des  Ein- 
flusses, der  gesellschaftlichen  und  politi- 
schen Macht  der  Fabrikanten  bedeutend 
hemmte,  gab  sie  den  Arbeitern  einen  bloß 
materiellen,  ja  ausschließlich  ph3-sischcn 
Vorteil." 

Es  ist  beachtenswert,  daß  auch  ein 
anderer  hervorragender  sozialistischcrDcnker, 
Karl  Rodbertus'),  von  der  gesetzlichen 
Beschränkung  der  Arbeitszeit  üble  Folgen 
und  zwar  in  erster  Linie  für  die  Arbeiter 
selbst  befürchtete.  Er  hielt  einen  ent- 
sprechenden Lohnausfall  für  unvermeidlich. 
,,0b  ein  Gaul  vor  dem  Karren  niederstürzt, 
weil  er  zu  lange  arbeitet,  oder  weil  er  bei 
kürzerer  Arbeitszeit  zu  schlecht  gefüttert 
wird,  —  das  scheint  mir  ganz  über  eins 
heraus  zu  kommen.  Die  Gesetze  gegen  die 
erste  Art  Tierquälerei  sind  nicht  weit  her, 
wenn  die  gegen  die  zweite  Art  ausbleiben.  .  . 
Wahr  aber  bleibt,  daß  seit  den  40  Jahren, 
wo  man  in  England  an  dem  bloßen  Zeit- 
arbeitstag herum  normiert,  mehr  Leute  vor 
Hunger  sterben.  Mir  ist  das  2x2  nicht 
gewisser,  als  daß  das  auch  bei  uns  der  Fall 
sein  würde,  wenn  wir  uns  wieder  einmal 
in  diesen  ausgetretenen  Schuh  der  Engländer 
stecken  wollten."  Und  in  anderem  Zu- 
sammenhange: ,,Und  warum?  Aus  Nach- 
äfferei Englands,  wo  diese  human-sozialen 
Kapriolen  jetzt  .^0  Jahre  lang  spielen  und 
doch  die  soziale  Frage  schwieriger  und 
schwäriger  geworden  ist,  als  überall,  wo 
solche  ,,Antiticrquälerei"  nicht  stattgefunden. 
Die  englischen  Fabrikinspektoren  haben  nur 
Marx  Material  geliefert  und  deshalb  liebt 
sie  dieser;  den  Arbeitern  geholfen  haben 
sie  nicht." 

Da  der  Glaube  an  den  Sozialismus  auf 
der  Annahme  beruhte,  daß  eine  nennenswerte 
Verbesserung  der  Arbeiterlage  innerhalb  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  unmöglich 
ist,  so  ließen  sich  Sozialisten  eben  leicht 
von  den  düsteren  Prophezeiungen  der  refnrni- 
feindlichen  Arbeitgoberkreise  dazu  fortreißen, 
ebenfalls  einen  unüberbrückbaren  Zwiespalt 
zwischen  der  Wahrung  der  gesundheitlichen 
und  allgemein  menscldichen  Interessen  der 
Arbeiter  und  der  Entwicklung  der  Industrie 
anzunehmen. 

Das  Verdienst,  den  wahren  Sachverhalt 
erkannt  und  gezeigt  zu  haben,  daß  die  von 
Adam  Smith  angedeutete  Lehre,  eine  mäßige 
Dauer  der  Arbeitszeit  sei  für  die  Steigerung 
der  Produktion  weitaus  am  vorteilhaftesten, 
auch  für  das  Fabriksystem  gelte,  gebührt  vor 
allem  Robert  Owen  (vgl.  oben  sub  II.  2). 
Andere  human  gesinnte  Männer  der  Praxis, 
machten  die  gleichen  günstigen  Wahrneh- 
mungen.   Auffallend  lange  dauerte  es  aber, 


')  Briefe  und  sozialpolitische  Aufsätze  I 
S.  234,  292. 


!  ehe  auch  gelehrte  Nationalökonomen  die 
Beziehungen  zwischen  Arbeitszeit  und  Ar- 
beitsleistung zutreffender  beurteilten.  Im 
Kampfe  um  die  Zehnstundenbill  in  England 
hat  nicht  ein  Volkswirt  oder  Sozialpolitiker, 
sondern  der  Historiker  Macaiilay  die 
glänzendste,  noch  heute  überaus  beachtens- 
werte Verteidigung  der  Maßregel  geliefert'): 
,, Verlaßt  euch  darauf,  daß  angestrengte  Ar- 
beit, zu  früh  im  Leben  begonnen,  zu  lange 
jeden  Tag  (ortgesetzt,  das  Wachstum  des 
Körpers  hemmend,  das  Wachstum  des  Geistes 
hemmend,  keine  Zeit  zu  gesunder  Bewegung 
lassend,  keine  Zeit  zu  geistiger  Ausbildung 
lassend,  alle  jene  hohen  Eigenschaften  si  hniälern 
muß,  die  unser  Vaterland  groß  gemacht  haben. 
Eure  überarbeiteten  Knaben  werden  ein 
schwaches  und  unedles  Geschlecht  von  Menschen 
werden,  die  Väter  einer  schwächeren  und  un- 
edleren Nachkommenschaft;  auch  wird  es  nicht 
lange  widircn,  bis  die  Verschlechterung  des  Ar- 
beifers sich  für  eben  die  Interessen,  denen  seine 
physische  und  moralische  Energie  geopfert 
werden,  nachteilig  fühlbar  machen"  wird.  Auf 
der  einen  Seite  muß  ein  Tag  der  Ruhe,  in  jeder 
Woche  wiederkehrend,  müssen  zwei  oder  drei 
Stunden  Muße,  Bewegung,  unschuldiges  Ver- 
gnügen oder  nützliches  Studium,  an  jedem  Tage 
wiederkehrend,  den  ganzen  Menschen  physisi  h, 
moralisch,  geistig  verbessern,  und  die  Verbesse- 
rung des  Menschen  wird  alles  verbessern,  was 
der  Mensch  erzeugt.  Wie  kommt  es,  Sir,  daß 
der  hindostanische  ICattunfabrikant,  dicht  an 
dessen  Tor  die  Baumwolle  wächst,  auf  dem 
Bazar  seiner  eigenen  Stadt  keine  Mitbewerbung 
des  englischen  Kattunfabrikanten  aushalten 
kann,  welcher  Tausende  von  Meilen  nach  dem 
I^ohstoff  zu  schicken  hat,  und  welcher  den  ver- 
arbeiteten Stoff  Tausende  von  Meilen  zum  Markte 
zu  schicken  hat?  .  .  .  Was  ist  es,  Sir,  das  den 
großen  Unterschied  zwischen  Land  und  Land 
bildet?  Nicht  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens, 
nicht  die  Milde,  des  Klimas,  nicht  Bergwerke, 
noch  Hafen,  noch  Flüsse  .  .  .  Der  Mensch,  der 
Mensch  ist  das  große  Werkzeug,  das  Reichtum 
erzeugt.  Der  natürliche  Unterschied  zwischen 
Kampanien  und  Spitzbergen  ist  unbedeutend 
im  Vergleich  mit  dem  Unterschied  zwischen 
einem  von  Menschen  voll  körperlicher  und  geisti- 
ger Kraft  bewohnten  Lande  und  einem  von  in 
körperlichem  und  geistigem  Verfall  verkommenen 
Menschen  bewohnten  Lande.  Daher  kommt  es, 
daß  wir  nicht  ärmer,  sondern  reicher  geworden 
sind,  weil  wir,  viele  Jahrhunderte  hindurch, 
einen  Tag  unter  sieben  von  unserer  Arbeit  ge- 
ruht haben.  Dieser  Tag  ist  nicht  verloren. 
Während  der  Fleiß  ausgesetzt  ist,  während  der 
Pflug  in  der  Furche  liegt,  während  die  Börse 
schweigt,  während  kein  Rauch  aus  der  Fabrik 
aufsteigt,  geht  ein  für  den  Reichtum  der  Nation 
ganz  ebenso  wichtiger  Prozeß,  als  irgendein 
Prozeß,  der  an  geschäftigen  Tagen  ausgeführt 
wird,  vor  sich.  Der  Mensch,  die  Maschine  der 
Maschinen,   die  Maschine,   im   Vergleich  mit 


')  Macaulays  Reden,  deutsch  von  Bülau,  1854. 
II,  S.  2(16,  abgedruckt  im  Anhange  zu  Bren- 
tano, Uebcr  das  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und 
Arbeitszeit  zur  Arbeitsleistung,  1893,  S.  88ff. 
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welcher  die  ganzen  Erfindungen  der  Watts  und 
Arkwrights  wertlos  sind,  wird  hergestellt  und 
aufgezogen,  so  dalJ  er  am  Montage  mit  klarerem 
Geiste,  mit  belebterem  Sinne,  mit  erneuter 
Körperkraft  zu  seinen  Arbelten  zurückkehrt. 
Nii  rnals  werde  ich  glauben,  daß  das,  was  eine 
licvülkcrung  stärker  und  gesünder  und  besser 
und  weiser  macht,  sie  schließlich  ärmer  machon 
kann.  Ihr  versucht  uns  zu  schrecken,  indem 
ihr  uns  erzählt,  in  einigen  deutschen  F,abriken 
arbeiteten  die  jungen  Leute  siebzehn  Stunden 
in  den  vierundzwan/.ig,  sie  arbeiteten  so  stark, 
daß  sich  dort  unter  Tausenden  nicht  einer  finde, 
der  die  nötige  Größe  erreiche,  um  in  die  .\rmee 
aufgenommen  zu  werden,  und  ihr  fragr,  ob  wir 
uns,  wenn  wir  diese  Bill  annehmen,  gegen  der- 
artige Mithewerbung  zu  halten  vermuge'n.  Sir, 
ich  lache  über  den  Gedanken  an  solche  Mit- 
bewerbung. Wenn  wir  jemals  genötigt  sind, 
die  erste  Stelle  unter  den  Handelsvölkern  ab- 
zutreten, so  werden  wir  sie  nicht  an  ein  Ge- 
schlecht entarteter  Zwerge,  sondern  irgend- 
einem an  Körper  und  Geist  hervorragend  kräf- 
tigen Volke  abtreten." 

Oliwühl  im  Hinblick  auf  rlie  vortrpf[li(-lien 
Fnl;,'en  der  englischen  Kabrikn;eset/,gebun^ 
die  Opposition  gegen  ilerarlige  Einj^riffe  in 
uatlonalökonainischen  Kreisen  immer  mehr 
abnahm,  so  hat  doch  erst  Liijo  Bren- 
tano') eingehendere  Untersuchungen  über 
das  Verhiiltnis  von  Zeit  und  l,eistiing  zu- 
einander angestellt.  Kr  wurde  zun;ioh.st 
angeregt  durch  die  Veniffentlichungen  von 
Brassey.  Dieser  zeigte,  gestützt  auf  zahl- 
reiche geschäftliche  Erfahrungen  seines 
Vaters,  in  dem  „Work  and  Wages"  betitelten 
und  1872  erschienenen  Werke,  daU  Ab- 
kürzungen der  Arbeitszeit  in  der  Regel 
keine  korrespondierenden  Ausfülle  in  der 
Produktion  bewirken  und  die  Arbeit  bai 
langen  Arbeitsstunden  nach  seinen  Berech- 
nungen deshalb  durchaus  nicht  billiger  zu 
stehen  komme  als  bei  kürzerer  Arbeitszeit. 
Unter  Heranziehung  eines  weiteren  umfang- 
reichen empirischen  M  iteriales  kam  Bren- 
tano zu  folgendem  Ergebnisse:  „Tritt  in- 
folge von  Lohnerhöhung  und  Kürzung  der 
Arbeitszeit  eine  Erhöhung  der  Arbeitsleistung 
ein.  so  treibt  sie  erfahrungsgem  iß  zu  größerer 
Intensität  der  Arbeit,  weil  Menschen  mit 
größeren  Bedürfnissen  bei  kürzerer  Arbeits- 
zeit zu  größerem  Fleiße  genötigt  sind,  und 
sie  ermöglicht  auch  intensivere  Arbeit, 
indem  körperliche  Ursachen  und  größere 
Arbeitsfreudigkeit  ihnen  den  größeren  Fleiß 
leichter  machen  als  Arbeitern,  welche  wenige 
Bedürfnisse  empfinden,  schlecht  genähr\ 
abgemüdet  und  mißmutig  sind."  Da  Ver- 
kürzun;  der  Arbeitszeit  im  übrigen  auch 
zur  Anwendung  der  besten  Technik  zwingt, 
so  zeigt  sich  im  allgemeinen  auf  selten  der 

')  Brentano,  Ueber  das  Verhältnis  von 
Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeitsleistuni' 
2.  Aufl.,  Leipzig  1893;  Derselbe,  Arbeitslohn 
und  Arbeitszeit  nach  dem  Kriege.  1919. 


Völker  mit  kurzer  Arbeitszeit  eine  größere 
Konkurrenzfähigkeit  als  dort,  wo  lange  Ar- 
beitszeiten üblich  sind.  Und  so  hat  auch 
der  englische  Großindustrielle  Mundella, 
der  selbst  an  Eahriken  in  England  und  in 
Sachsen  beteiligt  war,  mit  Recht  erklärt: 
^  ,.Es  sind  die  langen  Arbeitsstunden  der 
fremden  Nationen,  die  uns  gegen  ihre  Kon- 
kurrenz schützen."  Aehnliche  Anschauungen 
wurden  in  den  Büchern  von  Webb  und 
Cox  lind  Rae  über  den  Achtstundentag 
vorgetragen. 

Für  die  Textilindustrie  wurden  die 
günstigen  Wirkungen  kürzerer  Arbeitszeit 
durch  Spsziahintersuchungon,  welche  G.  von 
Schulze-Gävernitz  in  Nord-England, 
R.  Martin  in  Sachsen  angestellt  hatten, 
j  im  E  nzel  icn  nachgewiesen, 
j  Diese  Lehren  haben  in  der  wissenschaft- 
lichen Nationalökonomie  der  zivilisierten 
Welt  große  Anerkennung  und  durch  die 
Wahrnehmungen  der  Fabrikaufsichtsbeamten 
immer  wieder  neue  Bestätigungen  gefunden, 
xyährend  die  große  Mehrheit  der  Arbeitgeber 
sich  nach  wie  vor  skeptisch  oder  direkt  ab- 
lehnend verhielt. 

VIII.  Das  Arbeitsze  tproblem  im  Lichte 
der  Physiologie  und  experimentellen  Psy- 
i  chologie.') 

Schon  die  Lehren,  die  Abbe  im  Anschluß 
,,an  die  von  ihm  selbst  gemachten  Beobach- 
tungen  autgeslellt   hatte,   führten  letzten 
Endes   auf   die   Gebiete   der  Physiologie, 

')  Messe,  Die  Ermüdung,  deutsch  von 
Glinzer,  Leipjig  1892;  Kraepelin,  Ueber 
geistige  Arbeit,  Jona  189t;  Derselbe,  Zur 
Hygiene  der  Arbeit,  Jena  1890;  L.  v.  Buch, 
Intensität  der  Arbeit,  Wert  und  Preis  der  Waren. 
Leipzig  lS3o;  Li  esse,  Le  Travail,  Paris  1899; 
Kraepelin,  Die  Arbeitskurvo.  Leipzig  1902; 
Berichte  und  Verhandlungen  des  13.  internatio- 
nalen Kongresses  für  Hygiene  und  Demoo-raphie 
in  Brüssal  19J3,  1.  Abteilung,  4.  Sektion,  ins- 
besondere die  Arbeiten  von  Zuntz  (Berlin), 
Treves  (Turin),  Imbert  (Miiiitpellier); 
Travail  et  plaisir.  Paris  19:)1;  Hermann^ 
Lehrbuch  der  Physiologie.  13.  Aufl.  Berlin 
19)j;  Winterberg,  Ermüdung,  Umschau 
Nr.  5,  19:J?;  Berichte  über  den  XIV.  Internatio- 
nalen Kongreß  für  Hygiene  und  Demographie. 
Bjrlin  19)7.  Herausgegeben  von  der  Kono-reß- 
leitung.  Rid.  von  Nietner.  IL  Bil.  (Vorträge 
von  Ingenieur  Eisner-Berlin,  Roth-Potsdam, 
Trevcs-Turin,  1  mbert-Montpellier,  S.  573 
bis  647)  Bjrbn  1908;  Max  Weber,  Psycho- 
physik  der  industriellen  Arbeit.  Archiv  für  So- 
zialwissenschaft 1908  und  1909;  Marie  Bernays 
Schriften  d.  Vereins  f.  Sozialpolitik  1912,  138 
Bd.  S.  139-147;  Josephine  Goldmark,  Fati- 
que  and  efficiency  New  York  1912  (mit  um- 
fassender internationaler  Literatur- Uebersicht 
im  2.  Teile  S.  1-563);  H.  Boruttau,  Die  Ar- 
beitsleistungen der  Menschen  1916:  Ruttmann, 
Berufswahl,  Begabung  und  Arbeitsleistung  1916! 
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experimentellen  Psychologie  und  Hygiene, 
also  in  das  Bereich  der  Naturwissenschaften. 
Der  große  Fortschritt,  der  im  zwanzigsten 
Jahrhundert  erzielt  wurde,  besteht  vor 
allem  darin,  daß  die  Vertreter  der  Snzial- 
und  Naturwissenschaften  nunmehr  anfingen, 
sich  der  engen  Berührung  iiirer  Arbeits- 
gebiete besser  bewußt  zu  werden  und  ge- 
wissermaßen in  eine  geistige  Arbeitsgemein- 
schaft miteinander  einzutreten. 

Unter  den  von  Wundt  ausgehenden  ex- 
perimenlellen  Psychologen  ist  es  vor  allem 
Kraepelin  gewesen,  der  in  seinen  Studien 
,,Ueber  geistige  Arbeit"  (1894),  .,Zur  Hygiene 
der  Arbeit"  (189'))  und  ,,Die  Arbeilsliurve" 
(1902)  zu  Ergebnissen  gelangte,  die  auch  in 
nationalökonomischen  Kreisen  Beachtung 
fanden.  Max  Weber  veröffentlichte,  durch 
Kraepelins  Forschungen  angeregt,  1908/09 
Abhandlungen  ,,Zur  Psychophysik  der  in- 
dustriellen Arbeit",  in  denen  er  sehr  be- 
merkenswerte Forschungsergebnisse  über  zeit- 
liche Schwankungen  in  den  Arbeitsleistungen 
mitteilte.  Seiner  Schülerin,  Marie  Bernays, 
die  seine  Studien  fortsetzte,  gelang  "es, 
in  das  Problem  der  zeitlichen  Leistungs- 
schwankungen noch  tiefer  einzudringen. 

Die  Quintessenz  der  physiologisch-psycho- 
logischen Forschungsergebnisse  auf  dem  mit 
den  Fragen  der  rationellsten  Arbeitszeit  so 
eng  zusammenhängenden  Gebiete  der  Er- 
müdungs-  und  Uebungserscheinungen  dürfte 
in  den  nachstehenden  Erkenntnissen  zu 
finden  sein. 

Pliyslologisfli  betraclitet,  stellt  die  mcnsch- 
hche  Arbeit  eine  Verwandlung  der  potentiellen 
Energie  des  eingeatmeten  Sauerstoffes  und  der 
genossenen  Nahrungsmittel  in  psyilio-physis(  he 
Energien  dar,  und  soweit  diese  iür  wirtschaft- 
\khe  Zwecke  verausgabt  werden,  liegt  eben 
eine  wirtseliaftlii  he  Arbeit  vor.  Jede  Arbeit 
bedeutet  also  einen  Energieverbrauch.  Wie 
aber  dieser  ViTbrauch  eine  gewisse  Grenze  nicht 
überschreiten  darf,  ohne  den  Organismus  zu 
schadigen,  so  darf  er  auch  nicht  unter  einer 
gewissen  Grenze  bleiben,  wenn  die  Leistungs- 
fähigkeit nicht  Einbuße  erleiden  soll.  Die  Be- 
tätigung durch  die  Arbeit  begünstigt  die  Er- 
nährung und  Kräftigung  der  Organe  selbst, 
da  jede  kräftige  Muskelarbeit  von  einer  Erweite- 
rung der  Blutgefäße  in  den  entsprechenden  iMus- 
keln  und  einem  stärkeren  Zuflüsse  von  Blut  auf 
Kosten  der  inneren  Bauchorgane  begleitet  wird. 
Insiifern  steht  die  Arbeitsleistung  bei  einem 
vollkommen  ausgeruhten  Arbeiter  zunächst  unter 
sehr  günstigen  Voraussetzungen.  Mit  relativ 
wenig  Mühe  wird  ein  großer  Erfolg  erzielt. 
Die  während  der  Ruhezeit  angesammelten  Ener- 
gien drängen  nach  Betätigung,  und  unter  dem 
Einflüsse  der  Betätigung  entwickelt  sich  die 
Uebung  als  ein  die  Arbeitsleistung  förderndes 
Moment.  Man  ,, kommt  in  Zug",  wie  es  heißt. 
Bei  längerer  Dauer  der  Arbeit  aber  treten  Er- 
müdungs-  und  Erschöpfungszustände  auf,  welche 
die  Arbeitsleistung  erschweren,  d.  h.  bei  großer 
Mühe  und  Anstrengung,  ja  dauernder  Schädigung 


des  Organismus  immer  schwächere  Arbeitsresul- 
tate entstehen  lassen.  Nach  den  Forscliungen 
Prof.  E.  Webers  tritt  nach  einer  bestimmten 
Menge  anstrengender  Muskelarbeit  eine  Um- 
kehrung  des  normalen  Gefäßmechanismus  ein, 
d.  h,  eine  Verengerung  der  Blutgefäße.  Das  Herz 
muß,  um  dennucli  Blut  den  arbeitenden  Muskeln 
zuzuführen,  erst  ihre  mit  gewaltiger  Kraft  ver- 
engten elastischen  Blutgefäße  ausdehnen,  wozu 
es  nach  einiger  Zeit  gar  ni(ht  mehr  imstande  ist. 
Ueber  diesen  Zi'iliiunkt  hinaus  ist  jede  Fort- 
setzung der  Muskelarbeit  Raubbau  am  Herzen. 
Wegen  der  geringeri'n  Durclis[iüli;ng  der  Muskeln 
mit  frisi  hera  131ule  findet  dann  nocli  eine  dauernd 
zunehmende  Anhäufung  der  schädlichen  und 
sclimerzeiiden  Eruiüduiigsstoffe  in  den  Muskeln 
statt.  Die  Aibeitsleistung  wird  weniger  [iräzis. 
Die  Gefäbrdunp  durch  Unfälle  nimmt  zu.  Rech- 
net man  auf  3  Stunden  im  Durclischritt  des 
ganzen  Jahres  1  Unfall,  so  stellte  sich  nach  der 
deutsitien  Unfallstatistik  von  1887  und  1897 
die  Unfallziffer  für  die  Vormittagsstundin  von 
G-9  Ulir  auf  1,10,  von  9  -12  Uhr  auf  2,3C,  für 
die  Na' hniittagsstunden  von  12—3  auf  1,02,  von 
3  —  6  Uhr  auf  2,11.  Auch  Prof.  Imbert  zeigte, 
daß  in  den  von  ihm  beobachteten  Industrien 
die  Untallziffer  gegen  das  Ende  der  Arbeitszeit 
den  höchsten  Wert  erreichte. 

An  sich  ist  zwar  ein  konstantes  Arbeiten 
I  eines  Muskels  möglich,  z.  B.  beim  Herzmuskel, 
freilich  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß 
zwischen  jeder  Arbeitsleistung  eine  angemessene 
Erlidlungspause  eintritt.  Jeder  Muskel  hat  einen 
gewissen  natürlichen  Arbeitsrhythmus,  auf  den 
er  eingestellt  ist.  Dieser  wird  gebildet  durch 
den  Zeitintervall,  der  zwischen  jeder  Leistung 
eintreten  muß,  um  einen  vollkommenen  Ersatz 
des  durch  diese  Leistung  erfolgten  Energiever- 
brauches herbeizuführen. 

Unter  dem  Einflüsse  wirtschaftlicher  Ce- 
siclitspi;nkte,  der  Akkurdarbeit,  des  Laufs  der 
Maschinen  usw.  wird  in  der  Regel  der  natür- 
liche Arbpitsrhvtlimus  nicht  festgehalten,  es  witd 
intensiver  gearbeitet,  die  Erholungspausen  zwi- 
schen den  einzelnen  Leistungen  fallen  kürzer 
aus.  So  entwickeln  sich  Erniüdungsphänomene. 
Es  entstehen  Stoffwechselprodukte,  insbesondere 
Kohlensäure  und  andere  Stoffwechsel.-ichlacken 
(Mili  lisäure)  mit  giftiger,  lähmender  Wirkung. 
Die  Ermüdung  besteht  also  im  wesentlichen 
darin,  daß  dfe  Bildung  dieser  Stoflwechsel- 
prodnkte  im  Muskel  rasi  her  erhilgt  als  deren 
Wcgspülung  aus  dem  Muskel  durch  das  Blut 
und  die  körperlichen  Ausscheidungen.  Von  der 
Ermüdung  wird  die  Erschöpfung  unterschieden. 
Bei  ihr  ist  ein  Mangel  an  Ersatzstoffen  für  die 
Wiederherstellung  der  lebenden  Substanz  vor- 
handen. Sie  tritt  nament'ich  als  Sauerstoff- 
mangel auf.  Es  wird  durch  die  Arbeit  den 
roten  Blutkörperchen  mehr  Sanerrtoff  entzogen, 
als  ihnen  normahirwei.se  durch  die  Atmung 
und  Nahrungszuluhr  ersetzt  wird  (Verworn). 
Während  die  Eimi.dung  durch  Rulieiiausen  be- 
seitigt werden  kann,  verlangt  die  Beseitigung 
der  Erscleipfiing  Zufuhr  von  neuem  SaiuTstoft 
und  organischen  Ersatzmitteln  in  der  Nahrung. 
Der  Ersatz  vollzieht  sic  h  in  ausriMchendem  Maße 
nur  mit  Hilfe  des  Schlafes,  da  während  des- 
selben ein  sehr  geringer  Sauerstoffvcrbrauch 
auttritt. 
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Nun  ist  zu  beriicksichtifrcn.  daß  ein  EniTgie- 
vcrbraiicii  nii-ht  nur  diireii  Arbeit,  sondern  seiion 
durih  den  Lebenspruzeli  selbst  eintritt.  Wir 
haben  beständig  Warme,  also  Etieifjie,  an  unsere 
Uiiigebuns  abzugeben.  Iramerhici  liegt  ein 
grober  Uutersibied  vor.  Der  ruhende  Or^anis- 
nius  braucbt  innerhalb  24  Stunden  etwa  277(1, 
der  sebwcr  arbeitende  ürgaiiismua  4&Ö0  Ka- 
lorien, 

Der  Energieverbrauch  biitn  Arbeiten  erfolgt 
dureh  die  vom  Arbeitsprozeli  bedingten  meelia- 
nisehen  Bewegungen  und  geistigen  'l'iifigkeiten. 
Dazu  tritt  ein  Verbraweb  durch  Stehen,  be- 
stimmte Körperhnliung,  Anstrengung  der  Sinnes- 
organe (des  'rastsinnes.  des  Auges),  der  Ohren, 
z.  Ii.  durch  den  Lärm  der  Maschinen),  durch 
Erschütterungen  des  Körpers  teils  intolge  der 
l^eriihrung  mit  Maschinen,  teils  infolge  der  Er- 
schütterung des  liodens,  auf  dem  der  Arbeiter 
steht. 

So  wird  eine  Ermüdung  sowohl  des  musku- 
lösen liewegungs-  wie  des  nervösen  Apparates 
herbeigeführt.  liei  schwerer,  alle  Muskeln  des 
l\örpers  beansprudiender  Arbeit  tritt  eine 
Ermüdung  des  liewegungsapparates  in  seiner 
Totalität  auf.  Intolge  der  Arbeitsteilung  und 
Mascliinenverwertung  konzeniriiTt  sich  beim 
nHidernen  Fabrikarbeiter  die  Arbeitsleistung  in 
einigen  wenigen  Muskeln.  Die  Last  des  Energie- 
verbrauches liegt  somit  aul  wenigen,  aber  un- 
ausgesetzt beanspruchten  Organen.  Immer  die- 
selbeti  M  uskclgrupfien  und  mit  ilim'U  aiuh 
wieder  dieselben  Nervenzentren  und  Gehirn- 
partien müssen  in  Aktion  treten.  Dadurch 
tritt  eine  viel  raschere  Ermüdung  ein  als  dort, 
wo  di'r  Arbeiter  die  eiu/.{'lncn  Organe  immer 
nur  vorübergehend  gebraucht  und  ihnen  so  aus- 
giebige Erholungspausen  verschaffen  kann.  Wie 
durch  einseilige  Muskelarbeit  eine  rasche  Er- 
müdung des  Bewegungsapparates,  so  kann  durch 
einförmige,  monotone,  geistige  Arbi'it,  z.  h. 
fortgesetztes  Adilieren,  auch  eine  raschere  Er- 
iMÜtlung  des  nervösen  Apparates  erfolgen.  Immer- 
hin geht  im  allgemeiueii  die  Ermüdung  der 
Nerven  langsamer  vor  sich  als  die  der  Muskeln, 
aber  die  Erholung  der  Nerven  beansprucht  auch 
wieder  weit  längere  Ruhezeiten. 

Dem  Menschen  kommt  die  Ermüdung  nicht 
nur  durch  ilie  Unzulänglichkeit  der  Arbeit.s- 
resultate,  sondern  auch  durch  Unlust-  und 
Sehmerzempfindungen  zum  Bewußtsein.  Das 
sind  Warnungssignale  und  Schutzvorrichtungen 
des  Organismus,  mit  deren  Hilfe  er  eine  Schä- 
digung abwehren  will.  Es  kann  nun  sein,  daß 
im  Eifer  der  Arbeit  diese  Signale  überhört 
werden.  Dadurch  wird  die  schädigende  Wir- 
kung aber  nicht  ausgeschlossen.  Sehr  häufig 
werden  die  Signale  zwar  vernommen,  können 
aber  unter  dem  Einflüsse  äußeren  Zwanges 
nicht  befolgt  werden.  Der  einmal  bestehende 
Arbeitstag  muß  innegehalten,  im  Interesse  eines 
auskömmlichen  Verdienstes  muß  noch  weiter 
gearbeitet  werden.  Da  gilt  es  unter  äußerster 
Anspannung  der  Willenskraft  auch  einem  er- 
müiieten  Organismus  noch  Leistungen  abzu- 
ringen. Aber  auch  die  Anspannung  des  Willens 
beileutet  Energieverbrauch,  wahrscheinlich  einen 
stärkeren  Eiweißverbrauch.  Oft  wird  die  An- 
spannung des  Willens  dureh  den  Genuß  stimu- 
lierender Stoffe  zu  erleichtern  versucht.  Die 
mit  Hilfe  solcher  Mittel,  unter  denen  ganz  be- 


sonders der  Alkohol  eine  verhängnisvolle  Rolle 
spielt,  herbeigeführte  Steigerung  der  Leistung 
hat  aber  später  eine  um  so  stärkere  Ermüdung 
zur  Fulge. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  welche  Be- 
deutung neben  der  Arbeitsmenge  und  der  Dauer 
der  Arbeitszeit.  Lage  und  Länge  der  einge- 
schobenen Ruhepausen  besitzen.  Das  Optimum 
wird  erri'icbt,  wenn  Anregungs-  und  Uebungsver- 
luste  möglichst  gering  ausfallen,  andererseits 
aber  die  Ermüdung  in  möglichst  großem  Um- 
fange beseitigt  wird.  Häufigere  kleine  Pausen 
wirken  im  iilUremeinen  günstiger  als  seltene  von 
größerer  Ausdehnung. 

Auch  die  erheblichen  Schwankungen,  die  in 
der  Arbeitsleistung  von  Tag  zu  Tag  und  inner- 
halb des  Arbeitstages  von  Stunde  zu  Stunde  auf- 
treten, finden  in  diesen  Heziehungen  ihre  Er- 
klärung. Nach  den  Forschungen  von  Marie 
iiernays  zeigten  die  Arbeiti'rinnen  einer  Baum- 
wollspiimerei  am  Montag  eine  geringe  Leistung. 
Dienstag  nahm  die  Leistung  bereits  stark  zu, 
MittwoiTi  war  der  beste  Arbeitstag.  Von  da  an 
gingen  die  Leistungen  wieder  zurück  und  standen 
Sonnabends  noch  tiefer  als  selbst  am  Montag. 
Man  darf  annehmen,  daß  die  Zunahme  in  den 
ersten  drei  Woclu-ntagen  tlurch  den  Eintluß  zu- 
nehmender Uebung  bedingt  war,  während  in  der 
zweiten  Hälfte  der  Woche  die  Ermüdung  mehr 
und  nudir  sich  fühlbar  machte. 

Durchweg  wurde  in  der  ersten  Hälfte  des 
Arbeitstages  weniger  geliefert  als  in  der  zweiten, 
was  teils  aul  den  durch  die  Nai  htridie  entstan- 
denen Uebungsverlust.  dann  aber  auch  auf  die 
ungenügende  Nahrungsaufnahme  im  ersten  Früh- 
stück zurüi  kgeführt  werden  kann.  Teilt  man 
den  Arbeitstag  in  vier  Abschnitte  von  je  2'/4 
Stunden,  so  wies  der  erste  vor  dem  zweiten  Früh- 
stück gelegene  die  schlechtesten,  der  zweite  er- 
heblich bessere  Leistungen  auf,  der  dritte  nach 
dem  Mittagessen  wieder  einen  kleinen  Rück- 
gang, während  das  Maximum  in  den  letzton 
Absi  hnitt  fiel. 

Diese  Forschungen  stehen  in  entern  Zu- 
sammenhange mit  der  Arbeitsrationalisierung, 
die  durch  das  Taylorsystem  und  die  Psycho- 
technik  angestrebt  wird'). 

Einmal  kimimt  eben  der  richtigen  Bemes- 
sung der  Arbeitszeit  und  der  Pausen  eine  ent- 
scheidende Bi'deutung  bei  der  Rationalisierung 
der  Arbeit  überhaupt  zu^).  und  dann  muß  immer 
beachtet  werden,  in  welchem  Umfange  die  Er- 
höhung  der  Arbeitsintensität,   die   mit  dem 


')  Taylor- Wallichs,  Die  Betriebsleitung 
1909;  Taylor-Roesler,  Grundsätze  wissen- 
schaftlicher Betriebsführung;  H.  Münsterberg, 
Psychologie  und  Wirtschaftsleben  1912;  Der- 
selbe, Grundzüge  der  Psychotechnik  1914; 
W.  Meede,  Die  E.xperimentalpsychologie  im 
Dienste  des  Wirtschaftslebens  1919;  Pior- 
kowski.  Psychologische  Methodologie  der  Be- 
rufseigniing  2.  Aufl.  1919;  Praktische  Psycho- 
logie, Monatsschrift  für  die  ges.  angewandte 
Psychologie,  für  Berufsberatung  und  industrielle 
Psychotechnik.  von  Moede  und  Piorkowski. 
Leipzig  seit  Oktober  1919. 

>)  Vgl.  auch  H.  M.  Vernon,  The  Speed  of 
Adaption  of  Output  to  altered  Hours  of  work. 
(Reports  of  the  Industrial  Fatigue  Research 
Board  Nr.  6)  London  1920. 
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Taylorismus  eintritt,  Veränderungen  in  der  Ge- 
staltung der  Arbeitszeit  notwendig  macht,  wenn 
die  höheren  Leistungen  schließlich  nicht  doch 
auf  Kosten  der  dauernden  Leistungsfähigkeit  er- 
zielt werden  sollen. 

IX.  Die  Arbeitszeit  im  Kriege  und  nach 
dem  Kriege.  [ 

Während  des  Krieges  wurden  in  allen 
kriegführenden  Staaten  unter  mehr  oder 
minder  weitgehender  Preisgabe  der  Errungen-  [ 
schalten,  die  der  staatliche  Arbeiterscliutz 
und  die  gewerkschaftliche  Politik  erzielt 
hatten,  lediglich  die  Interessen  einer  raschen 
und  ergiebigen  Belieferung  mit  Kriegsmaterial 
in  den  Vordergrund  gestellt.  Ob  dabei 
Raubbau  an  der  Arbeitskraft  eintrat  oder 
nicht,  kam  kaum  in  Betracht.  Für  die  in 
Rüstungsgewerben  tätigen  Arbeitskräfte 
traten  enorme  Verlängerungen  der  Arbeits- 
zeit bis  12,  ja  16  Stunden,  ein.  Aber  auch  | 
dort,  wo  wegen  der  Einziehung  der  kriegs- 
tauglichen Personen,  die  vorhandene  Arbeits- 
last sich  auf  eine  geringere  Zahl  von  Arbeits- 
kräften verteilte,  konnten  ähnliche  Aus- 
dehnungen notwendig  werden.  Daneben 
wurden  wieder  Arbeitskräfte  zum  Feiern 
oder  zu  wesentlicher  Einschränkung  der 
Arbeitszeit  gezwungen,  wo  Mangel  an  Pro- 
duktionsmitteln oder  Absatz  eingetreten  war. 

Mit  der  Herrschaft  der  Bolschewisten  in 
Rußland  kam  der  gesetzliche  Achtstundentag 
durch  Erlaß  des  Vollzugsausschusses  der 
Soldaten-  und  Arbeiterabgeordneten  vom 
29./X./11./X1.  1917  zur  Einführung. 

Im  Deutschen  Reiche  führte  die  Revo- 
lution zu  demselben  Ergebnisse.  Alle 
während  des  Krieges  außer  Kraft  gesetzten 
Bestimmungen  traten  wieder  in  Geltung. 
Die  Einführung  des  Achtstundentags  für 
gewerbliche  Arljoiter  erfolgte  durch  V.  der 
Demobilmachungsämter  v.  2.3./XI.  1918. 
Eine  V.  v.  18./III.  1919  brachte  auch  den 
Angestellten  den  Achtstundentag').  Nach- 
dem auch  Deutsch-Oesterreich,  Norwegen, 
Dänemark,  Tschechoslowakei,  Polen  Luxem- 
burg, und  Jugoslawien  noch  im  Jahre  1918 
zum  Achtstundentag  übergegangen  waren, 
folgten  1919  die  Schweiz,  Frankreich,  Spa- 
nien und  Portugal,  Belgien  19202).  in  Eng- 
land wurde  die  achtstündige  Arbeitszeit 
zwar  nicht  durch  die  Gesetzgebung  all- 
gemein eingeführt,  gewann  aber  nach  Be- 


')  Bezüglich  der  näheren  Bestimmungen  vgl. 
W.  Kaskel,  Das  neue  Arbeitsrecht,  Berlin  1920, 
S.  131-162.  Vgl.  ferner  Reichsarbeitsblatt  1919 
Nr.  5  und  6:  Geschichtliche  Entwickhing  des 
Achtstundentages  gewerblicher  Arbeiter  im  In- 
und  Auslande.  S.  386-392,  456-463  und 
Stefan  Bauer,  Art.  „Achtstundentag"  oben, 
S.  29  ff. 

Reichsarbeitsblatt  1919  Nr.  7  S.  654-656; 
1922  Nr.  14. 


endigung  des  Krieges  überall  Geltung,  wo 
nicht  schon  eine  kürzere  Arbeitszeit  bestand. 
Wenn  schließlich  die  internationale  Arbeiter- 
schutzkonferenz, die  vom  30./X.  bis  zum 
29./XI.  1919  in  Washington  tagte,  den  Ent- 
wurf zu  einem  Abkommen  über  die  Ein- 
führung des  Achtstundentags  annahm,  so 
lag  darin  für  die  meisten  Staaten  weniger 
eine  Neuerung,  als  eine  Befestigung  der  be- 
reits in  Kraft  getretenen  Regelungen. 

Niemals  zuvor  hat  plötzlich  eine  so  all- 
gemeine und  so  erhebliche  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  stattgefunden.  Vergegenwärtigt 
man  sich  die  Unsumme  von  mühseliger 
Arbeit,  die  sonst  erforderlich  gewesen  ist, 
um  einen  in  den  Verhältnissen  bereits  voll 
begründeten  kleinen  Fortschritt  zu  erreichen, 
so  erhebt  sich  zunächst  die  Frage  nach  den 
Ursachen  dieses  gewaltigen  Umschwunges. 
Zum  Teil  kam  die  Ueberanstrengung  der 
vorangegangenen  Jahre  durch  Kriegsdienst 
und  Arbeit  in  den  Rüstungsgewerben,  in 
Deutschland  auch  die  von  der  Hunger- 
blokade  erzeugte  Entkräftung  eines  großen 
Teils  der  Bevölkerung  in  Betracht.  Im 
übrigen  war  die  politische  Macht  der  Ar- 
beiterklasse überall,  auch  dort,  wo  keine 
revolutionären  Erschütterungen  stattgefun- 
den hatten,  mächtig  gewachsen.  Der  Acht- 
stundentag war  eben  schon  seit  langer  Zeit 
zum  Ideal  der  klassenbewußten  Arbeiter- 
schaft in  allen  Ländern  erhoben  worden.  Mit 
der  Demobilisierung  der  Riesenheere  und 
der  Abnahme  des  Rüstungsbedarfes  drohte 
i  eine  Ueberfüllung  des  Arbeitsmarktes  ein- 
'  zutreten.  Es  galt  also  auch  durch  Streckung 
der  vorhandenen  Arbeitsgelegenheiten,  wie 
sie  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  anbahnte, 
die  Arbeitslosigkeit  und  den  aus  ihr  hervor- 
gehenden Druck  auf  die  Löhne  und  sonstigen 
Arbeitsbedingungen  zu  bekämpfen. 

Die  Gründe,  die  zugunsten  des  Acht- 
stundentages sprachen,  waren  zum  guten 
Teil  vorübergehender  Art,  die  Maßregel 
selbst  sollte  aber  dauernd  erhalten  bleiben. 
Schon  aus  diesem  Zwiespalte  mußten  bald 
Schwierigkeiten')  erwachsen.  Als  bald 
Hochkonjunkturen  wegen  des  allgemeinen 
Warenmangels  eintraten,  fand  Ueberstunden- 
arbeit  in  so  erheblichem  Umfange  statt,  daß 
der  Achtstundentag  Gefahr  lief,  zu  einer 
Formalität  herabzusinken.  Wo  im  Betriebe 
selbst  keine  Ueberstundenarbeit  eintrat,  er- 
folgte von  Seiten  der  Arbeiter  auch  wohl 
eine  Arbeitsleistung  auf  eigene  Rechnung 
außerhalb  des  Betriebes  („Schwarzarbeit"). 
Andererseits  gab  es  auch  Arbeitergruppen, 
die,  wie  z.  B.  die  Bergarbeiter  wegen  der 
Schwere  ihrer  Arbeit  schon  früher  im  Be- 
sitze des  Achtstundentages  sich  befunden 


>)  Wirkungen  des  Achtstundentages.  Soziale 
Praxis  29.  Jahrg.  S.  357  ff. 
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hatten.  Sie  forderten  nun  eine  entsprechende 
Reduktion  ihrer  Tagesarbeit  auf  7  oder 
6  Stunden.  In  England  vertrat  sogar  ein 
großer  Arbeitgeber,  Lord  Leverhulme,  all- 
eemein den  Sechsstundentag  und  zwar  des- 
halb, weil  er  glaubte,  daß  die  Industrie  mit 
zwei  Schichten  von  6  Stunden  im  Tage 
bessere  Ergebnisse  als  mit  einer  Schicht  zu 
8  Stunden  erreichen  würde. 

In  Deutschland  ist,  selbst  bei  angesehenen 
Vertretern  der  sozialdemokratischen  Partei 
wie  Hugo  Lindemann,  Max  Cohen  und 
Max  Schippel,  die  Meinung  weit  verbreitet'), 
daß  im  Hinblick  auf  die  ungeheuren  Re- 
parationsleistungen und  den  Verfall  der 
Währung  eine  Gesundung  von  Volkswirt- 
schaft und  Finanzen  nur  mit  Hilfe  ge- 
steigerter Arbeitsleistungen  zu  erreichen 
sein  werde.  Es  wird  eben  nicht  einmal  die 
gesetzlich  zulässige  Arbeitszeit  von  acht 
Stunden  voll  ausgenutzt.  Nach  Erhebungen 
des  Allgemeinen  Deutschen  Gewerkschafts- 
bundes, die  sich  auf  1  389  413  Arbeiter 
erstreckte,  arbeiteten  (1921)  von  ihnen 
601  594  acht  Stunden,  787  819  weniger  als 
acht  Stunden.  Nach  Ermittlungen  der  Ver- 
einigung der  Deutschen  Arbeitgeberverbände, 
die  5  Millionen  Arbeiter  umfaßten,  arbeiteten 
rund  1  500  000  weniger  als  acht  Stunden^). 
Vor  allem  fällt  die  Reduktion  der  Arbeits- 
zeit im  Steinkohlenbergbau  auf  42  Stunden 
in  der  Woche  schwer  ins  Gewicht. 

Immerhin  bleibt  zu  beachten,  daß  selbst 
dann,  wenn  der  Produktionsausfall,  der  auf 
verkürzte  Arbeitszeit  zurückgeführt  wird, 
wirklieh  12—15%  betragen  sollte,  der  wirt- 
schaftliche Niedergang  Deutschlands  auf 
diesem  Wege  noch  nicht  ausreichend  erklärt 
werden  könnte,  da  die  amtliche  Reichs- 
statistik den  Rückgang  auf  40%  berechnet. 

X.  Der  gegenvfärtige  Stand  der 
Kontroverse. 

Aus  den  eben  angeführten  Gründen  hat 
die  Frage  nach  der  volkswirtschaftlichen  und 
sozial  besten  Dauer  der  Arbeitszeit  noch 
immer  keine  allgemein  anerkannte  Lösung 
gefunden.  Der  Widerstand,  der  gegen  die 
Lehre  vom  Segen  kürzerer  Arbeitszeit  be- 
steht, beruht  auf  folgenden  Erwägungen: 

1.  Den  Fällen,  in  denen  die  Abkürzung  sich 
bewährt  hat,  stehen  auch  solche  gegenüber,  in 
denen  es  überhaupt  nicht  oder  erst  nach  langen 
Anstrengungen  gelungen  ist,  den  Ausfall  wett- 


')  Vgl.  0.  Hoffmann,  Arbeitsdauer  und  ge- 
werbliche Produktion  E)eutschlands  nach  dem 
Weltkriege,  1922;  W.  Röpke,  Die  Arbeitsleistung 
im  deutschen  Kalibergbau,  1922;  Sozialistische 
Monatshefte  1922,  S.  1-11,  249-254,  329-335, 
436-442;  Soziale  Praxis,  XXXI.  Jahrg.,  S.  267, 
383,  529-634,  549-561,  766-767. 

Vereinigung  der  Deutschen  Arbeitgeber- 
verbände, Geschäftsbericht  1921,  S.  74-84. 

Handwörterbuch  der  Staatewissenschat'ten.   i.  Aafl. 


I  zumachen').  Insbesondere  sind  kleinere  und 
mittlere  Unternehmungen  nicht  immer  im- 
stande, die  erforderlichen  Veränderungen  im 
Betriebe  durchzuführen. 

2.  Die  Mitteilungen  über  günstige  Ergebnisse 
lassen  oft  eine  genaue  und  vollständige  Dar- 
legung des  Tatbestandes  vermissen.  Man  be- 
gnügt sich  tnit  der  Versicherung,  daß  beide  Teile 
zufrieden  sind,  ohne  im  einzelnen  zu  unter- 
suc:hen,  auf  welche  Ursachen  diese  Zufriedenheit 
zurückzuführen  ist.  Häufig  gehen  mit  der  Ab- 
kürzung Veränderungen  der  Technik,  der  Be- 
triebsorganisation, der  Regelung  der  Arbeiter- 
verhältnisso  Hand  in  Hand  (Veränderungen  in 
der  Zusammensetzung  des  Arbeiterpersonals, 
Einführung  der  Akkordarbeit,  Verbot  des  Al- 
koholgenusses, Beseitigung  gewisser  Pausen, 
Späterlegung  des  Beginnes  der  Arbeitszeit  u.  dgl.). 
Es  wird  aber  nicht  näher  untersucht,  in  welchem 
Umfange  etwa  eintretende  günstige  Wirkungen 
der  einen  oder  anderen  Veränderung  zugerechnet 
werden  müssen. 

3.  Wenn  die  Abkürzung  von  12  oder  11  Stun- 
den am  Tage  auf  10  Stunden  ohne  Schädigung 
eingeführt  werden  konnte,  so  ist  damit  noch 
nicht  bewiesen,  daß  auch  die  Abkürzung  von 
9  Stunden  auf  8  Stunden  ebenso  gute  Folgen 
haben  werde.  Die  Möglichkeit,  Ausfälle  durch 
größere  Intensität  auszugleichen,  nimmt  natur- 
gemäß in  dem  .Maße  ab,  in  dem  schon  vorher 
bei  relativ  kurzer  Arbeitszeit  ein  hoher  Inten- 
sitätsgrad erreicht  worden  ist. 

4.  Ja  selbst  dann,  wenn  es  sich  um  Unter- 
nehmungen derselben  Art  handelt,  kann  der 
Schluß,  da  die  Verkürzung  sich  in  dem  einen 
Falle  bewährt  habe,  müsse  sie  auch  in  dem  an- 
deren Falle  möglich  sein,  nicht  anerkannt  werden. 
Auf  der  einen  Seite  steht  vielleicht  ein  gewandtes, 
geschidtes,  gewecktes,  vorwärts  strebendes  Ar- 
boiterpersonal  zur  Verfügung,  während  es  im 
anderen  Falle  fehlt^).  Noch  weniger  lassen  sich 
die  Ergebnisse  einer  Branche,  z.  B.  der  optischen 
Industrie  und  Feinmechanik,  auch  in  einer 
anderen,  z.  B.  in  der  Spinnerei,  verwerten. 

5.  Es  gibt  viele  technische  Prozesse,  welche 
durch  den  Arbeiter  überhaupt  nicht  fühlbar 
beeinflußt  werden  können,  so  daß  die  Produk- 
tionsergebnisse fast  mit  mathematischer  Ge- 
nauigkeit der  Länge  der  Arbeitszeit  entsprechen. 

6.  Unter  dem  Drucke  der  Konkurrenz  ist 
heute  schon  meistenteils  die  Technik  und  Ar- 
beistleistung  so  hoch  getrieben,  daß  auch  bei 
kürzerer  Arbeitszeit  eine  Verbesserung  ausge- 
schlossen erscheint. 


')  Vgl.  Eight  hours  for  laborers  on  govern- 
raent  work.  Report  by  Victor  H.  Metealf, 
Washington  1905,  S.  66. 

')  Wenn  bei  dem  Gau  des  amerikanischen 
Kriegsschiffes  Connecticut  auf  den  Staatswerften 
die  Arbeiter  beim  Achtstundentage  in  der  Stunde 
noch  24,48%  mehr  leisteten  als  die  Arbeiter 
auf  der  Privatwerft,  welche  das  der  Connecticut 
vollkommen  entsprechende  Schiff  Louisiana  mit 
zchnstüniliger  Arbeitszeit  baute,  so  lag  die  Ur- 
sai'he  zum  großen  Teile  darin,  daß  die  Staats- 
werften nicht  nur  wegen  des  Achtstundentages, 
sondern  auch  aus  anderen  Gründen  über  das 
beste  Arbeiterpersonal  verfügten.  Vgl.  Metcalf's 
Report,  S.  67. 
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7.  Es  ist  zweifelhaft,  ob  die  hoch  getriebene 
Intensität  der  Arbeitsleistung  nicht  trotz  kür- 
zerer Arbeitszeit  eine  größere  Ermüdung  und 
rascheren  Verbrauch  der  Lebenskraft  des  Ar- 
beiters herbeiführt  als  die  längere  Arbeitszeit 
mit  reichlichen  Zwischenpausen  und  gemäch- 
licherer Arbeitsweise.  Jedenfalls  liegt  bei  starker 
Intensivierung  die  Gefahr  vor,  daß  ältere  und 
schwächere  Arbeiter  überhaupt  nicht  mehr  ein- 
gestellt werden. 

Die  Bedeutung  dieser  Gesichtspunkte 
kann  unmöglich  verkannt  werden.  Ob  in 
einer  Industrie  oder  einem  bestimmten  Be- 
triebe noch  technische  Vervollkommnungen 
möglich  sind,  das  ist  freilich  eine  Frage, 
die  nur  durch  einen  hochstehenden  Tech- 
niker gelöst  werden  kann.  Die  technische 
Bildung  der  Arbeitgeber  ist  nicht  immer  so 
vollkommen,  daß  sie  selbst  imstande  wären, 
ein  unbedingt  zuverlässiges  Urteil  in  dieser 
Frage  zu  fällen.  Wenn  versichert  wird, 
daß  die  Spindeln  bereits  9000-11  000  Um- 
drehungen, die  Webstühle  170—190  Touren 
in  der  Minute  machen,  so  scheint  dem  Laien 
eine  weitere  Steigerung  der  Leistung  aller- 
dings unmöglich  zu  sein.  Und  doch  sind 
z.  B.  in  der  Weberei  einfacherer  Artikel  noch 
dadurch  Fortschritte  zu  realisieren,  daß  sog. 
automatische  Webstühle,  das  sind  Stühle  mit 
selbsttätiger  Schußeinführung  in  den  Schützen 
und  der  Einrichtung  der  sog.  Kettenwächter, 
nach  System  Northrop,  eingeführt  werden. 
Bei  erheblich  gesteigerter  Leistungsfähigkeit 
des  Stuhles  ist  der  Arbeiter  imstande,  anstatt 
wie  bisher  höchstens  3,  8  und  mehr  Stühle 
zu  übernehmen.  Die  meist  technisch  ge- 
bildeten Fabrikaufsichtsbeamten  teilen  daher 
die  Bedenken  der  Industriellen  nicht  in 
vollem  Umfange,  sondern  erwarten  von  der 
Arbeitszeitverkürzung,  daß  sie  auch  in  Zu- 
kunft den  Fortschritt  der  Industrie  anregen 
und  begünstigen  werde'). 

Dagegen  ist  der  Einwand  vollkommen 
berechtigt,  daß  die  Methodik  der  Versuche 
mit  kürzerer  Arbeitszeit  noch  immer  viel  zu 
wünschen  übrig  läßt  und  die  dabei  in  Frage 
kommenden  Kausalverhältnisse  einer  tie- 
feren und  exakteren  Ermittlung  bedürfen. 
Ebensowenig  läßt  sich  bestreiten,  daß  der 
Einfluß  der  höheren  Arbeitsintensität  auf 
die  dauernde  Leistungsfähigkeit  der  Ar- 
beiter exakte  Erforschung  noch  in  empfind- 
licher Weise  vermissen  läßt.  Die  Wiedergabe 
zufälliger  persönlicher  Eindrücke,  sogar  die 
Befragung  der  Arbeiter  selbst,  kann  leicht 
zu  Täuschungen  führen. 

Die  berechtigte  Forderung  einer  streng 
kritischen  Behandlung  darf  freilich  nicht 
nur  in  den  Fällen  geltend  gemacht  werden, 
in  denen  die  Verkürzung  sich  bewährt, 
sondern  ebensosehr  auch  in  denjenigen,  in 


Vgl.  die  Arbeitszeit  der  Fabrikarbeite- 
rinnen.   Berlin  1905,  S.  209. 


I  denen  sie  sicli  nicht  bewährt  hat.  So  be- 
!  ruhten  die  nicht  immer  günstigen  Erfah- 
rungen, die  man  in  den  ersten  Zeiten  nach 
der  allgemeinen  Einführung  des  Acht- 
stundentags gemacht  hat,  auch  darauf,  daß 
;  gleichzeitig  die  Akkordarbeit  abgeschafft 
wurde,  ganz  abgesehen  von  der  ungeheuren 
Erregung,  die  sich  der  Arbeiter  vielfach 
unter  dem  Einflüsse  der  kommunistischen 
Propaganda  und  politischer  Ereignisse  be- 
mächtigt hatte. 

Man  kann  ferner  bezweifeln,  ob  es  richtig 
ist,  die  Höchstgrenze  der  täglichen  Arbeits- 
zeit mit  acht  Stunden  auch  dort  festzu- 
setzen, wo  es  sich  mehr  um  bloße  Arbeits- 
bereitschaft als  effektive  Arbeitsleistungen 
handelt.  Bei  der  außerordentlichen  Stärke, 
die  heute  den  Organisationen  der  Beteiligten 
innewohnt,  ist  auch  der  Gedanke  nicht  ohne 
weiteres  abzuweisen,  daß  die  Regelung  der 
Arbeitszeit  besser  durch  Tarifgemeinschaften 
als  durch  staatliche  Normen  erfolgt,  da 
letztere  der  ungeheuren  Mannigfaltigkeit  der 
Verhältnisse  von  Betrieb  zu  Betrieb,  von 
Industrie  zu  Industrie,  von  Ort  zu  Ort 
weniger  leicht  gerecht  werden  können.  Es 
genügt  wenigstens  für  männliche  erwachsene 
Arbeiter,  daß  der  Staat  eine  Grenze  zieht, 
über  die  hinaus  keinerlei  Arbeit  ohne  Be- 
einträchtigung wichtiger  gesundheitlicher  und 
sittlicher  Interessen  gedacht  werden  könnte. 
Das  wird  aber  von  der  Achtstundengrenze 
kaum  zu  behaupten  sein. 

Ob  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in 
mehr  oder  minder  großer  Ausdehnung,  ob 
sie  auf  diesem  oder  jenem  Wege  zustande 
kommt,  immer  ergibt  sich  für  den  Staat  die 
ernste  Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  freie 
Zeit  auch  eine  verständige  Verwendung 
findet.  Es  kommt  also  darauf  an,  die  Mäßig- 
keitsbestrebungen, die  Organisationen  zur 
Verbreitung  allgemeiner  und  fachlicher  Bil- 
dung, die  Wohnungsreform,  insbesondere 
durch  Verkehrserleichterungen  das  Wohnen 
auf  dem  Lande,  zu  fördern  und  dadurch  auch 
j  einem  Teil  der  Industriearbeiter  die  sittlich 
I  und  gesundheitlich  wohltätigen  Einflüsse  des 
Landlebens  und  der  Landarbeit  wieder  zu 
erschließen. 

XI.   Die  objektive  Arbeitszeit  und  der 
Normalarbeitstag    im    Sinne    von  Rod- 
bertus. 

Bis  jetzt  ist  ausschließlich  die  Arbeitszeit  im 
subjektiven  Sinne  Gegenstand  der  Darstellung 
gewesen.  Es  wird  die  Arbeitszeit  aber  auch  auf 
Objekte  bezogen.  Man  untersucht  die  Arbeits- 
zeit, welche  zur  Produktion  eines  bestimmten 
Gutes  erforderlich  ist.  Derartige  Erwägungen 
haben  für  die  Praxis  des  Geschäftslebens  inso- 
fern große  Bedeutung,  als  auf  ihnen  die  ganze 
Einrichtung  des  Betriebes  und  ganz  besonders 
die  Lohnbemessung  beruht.  Auch  dann,  wenn 
der  Arbeiter  nicht  einen  Stunden-,  sondern  einen 
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Stücklohn  empfängt,  wird  bei  der  Festsetzung 
der  Stücklohnsätzc  doch  immer  auf  das  Arbeits- 
quantum Rücksicht  genommen,  welches  von 
dorn  Arbeiter  in  der  üblichen  Arbeitszeit  ge- 
liefert werden  kann.  Besondere  Bedeutung  ge- 
winnt die  Berechnung  der  für  eine  Arbeit  er- 
forderlichen Zeit  dort,  wo  der  Arbeiter  bei  einer 
Zeitersparung  einen  gewissen  Anteil  erhält.  Ist 
z.  B.  für  das  Werkstück  eine  Arbeitszeit  von  10 
Stunden  berechnet  worden,  während  der  Ar- 
beiter tatsächlich  nur  8  Stunden  brauchte,  so 
erhält  er  außer  dem  Stundenlohne  für  8  Stunden 
vielleicht  noch  die  Hälfte  oder  mehr  des  der 
Zeitersparnis  entsprechenden  Lohnsatzes,  also 
einen  Lohn  von  a  Stunden  für  eine  Arbeit  von 
8  Stunden. 

Wie  das  praktische  Leben,  so  hat  auch 
die  theoretische  Nationalökonomie  schon  seit 
Petty  die  Arbeitszeil  als  MaUstab  der  Arbeit  be- 
nutzt. Insbesondere  mußten  diejenigen  Volks- 
wirte, welche  annehmen,  daß  der  Wert  der  Güter 
durch  die  in  ilinen  enthaltenen  Arbeitsquanten 
bestimmt  werde,  nach  einem  Maßstabe  für  die 
wertbestimmende  Arbeit  selbst  trachten.  Oline 
daß  tiefere  theoretische  Untersuchungen  ange- 
stellt worden  wären,  wurde  die  Arbeitszeit  für 
diesen  Zweck  auserkoren,  allerdings  nicht  die 
individuell  und  in  concreto  verbrauchte  Arbeits- 
zeit, sondern,  wie  Marx  sich  ausdrückt,  die  im 
Durchschnitt  notwendige  oder  gesellschaftliche 
notwendige  Arbeitszeit.  „GeselTschalllich  not- 
wendig ist  die  Arbeitszeit,  erheischt  um  irgend- 
einen Gebrauchswert  mit  den  vorhandenen  ge- 
sellschaftlich-normalen Produktionsbedingungen 
und  dem  gesellschaftlichen  Durchschnittsgrad 
von  Geschick  und  Intensität  der  Arbeit  darzu- 
stellen." 

Auch  Rodbertus  hat  den  Versuch  gemacht, 
die  Zeit  als  Maßstab  der  Arbeit  zu  verwerten. 
Wie  früher  erwähnt  wurde,  verwarf  Rodbertus 
den  Gedanken  des  Maximalarbeitstagcs,  da  dieser 
die  Beschränkung  der  Arbeiterklasse  auf  einen 
fallenden  Bruchteil  des  Nationaleinkommens  und 
die  daraus  hervorgehenden  Handelskrisen,  also 
die  beiden  Grundübel  des  modernen  Wirtschafts- 
lebens, nicht  beseitigen  könne.  Der  normale 
Zeitarbeitstag,  dessen  Länge  in  verschiedenen 
Gewerben  nach  der  ver,schiedenen  Intensität 
des  von  der  Arbeit  geforderten  Mühe-  und  Kraft- 
aufwandes zu  bemessen  ist,  muß,  wie  er  ausführt, 
zu  einem  normalen  Werkarbeitstag  erhoben  wer- 
den. ,, Nachdem  der  normale  Zeitarbeitstag  in 
jedem  Gewerbe  —  resp.  zu  6,  8,  10  oder  12  Zeit- 
stunden —  festgesetzt  worden,  muß  auch  noch  in 
jedem  Gewerbe  das  normale  Arbeitswerk  solcher 
Zeitarbeitstage  festgesetzt  werden,  d.  h.,  muß 
diejenige  Quantität  Werk  oder  Leistung  nor- 
miert werden,  die  ein  mittlerer  Arbeiter,  eine 
mittlere  Geschicklichkeit  und  mittlerer  Fleiß, 
während  eines  solchen  Zeitarbeitstages  in  einem 
Gewerbe  zu  liefern  imstande  ist."  Nach  dieser 
Werkzeit  oder  Normalarbeit  soll  nicht  nur  der 
Wert  jedes  Produktes  konstituiert,  sondern  auch 
der  Lohn  entrichtet  werden.  Der  Werkarbeits- 
tag würde,  gleichgültig  welche  Zeitdauer  er 
besitzt,  in  10  Werkstunden  zerfallen.  Produkte 
gleicher  Werkzeit  wären  untereinander  gleich 
an  Wert.  Würde  nach  Abzug  des  für  staatliche 
Zwecke  und  die  Leistungen  der  immateriellen 
Produzenten  erforderlichen  Güterbedarfcs  dem 
Arbeiter  immer  ein  Lohn  von  3  Werkstunden 


verbleiben,  so  würde  eine  Steigerung  der  Pro- 
duktivität der  Arbeit  auch  eine  entsprechende 
Steigerung  des  naturalen  Anteils  der  Arbeiter 
am  Nationalprodukt  eintreten.  Das  Gesetz  der 
fallenden  Lohnquote  wäre  überwunden,  damit 
aber  auch  Pauperismus  und  Handelskrisen. 

Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitsmenge  und 
Güterwert  sind  in  diesem  Zusammenhange  nii'ht 
zu  erörtern.  Dagegen  muß  mit  allem  Nachdrucke 
betont  werden,  daß  die  Arbeitszeit  einen  außer- 
ordentlich ungenauen  Maßstab  der  Arbeit  dar- 
stellt, dessen  schwere  Mängel  mit  den  vagen 
Hilfsbegriffen  der  ,, gesellschaftlich  notwendigen 
Arbeitszeit",  des  „mittleren  Arbeifers",  der  „mitt- 
leren Geschickbchkeit"  und  „mittleren  Fleißes" 
nur  verschleiert,  aber  nicht  beseitigt  werden 
können.  Die  Zeit  kann  als  exakter  Maßstab  nur 
dort  gelten,  wo  im  strengsten  Sinne  des  Wortes 
alle  anderen  Umstände  vollkommen  gleich  sind. 
Es  würde  z.  B.  nicht  ausreichen,  daß  gleich- 
artige Arbeit  und  gleichartige  Arbeiter  vorlianden 
sind,  um  den  Schluß  zu  rechtfertigen,  daß  die 
in  2  Stunden  erzielte  Produktenmenge  doppelt 
so  viel  Arbeit  gekostet  hat  als  das  Produktions- 
ergebnis einer  Arbeitsstunde.  Die  einzelnen 
Arbeitsstunden  während  eines  Arbeitstages 
haben  selbst  für  denselben  Arbeiter  nicht  die 
gleiche  produktive  Bedeutung. 

Ein  Arbeiter  liefert  vielleicht  in  der  Vor- 
mittagsstunde 9  —  10  mit  dem  Energieaufwande 
von  a  eine  Warenmenge  von  x.  In  der  letzten 
Stunde  des  Arbeitstages  liefert  er  wegen  der  Er- 
müdung, die  sich  bereits  stark  fühlbar 
und  besondere  Willensimpulse  notwendig  macht, 

eine  Warenmenge  von  ^,  aber  nicht  mit  dem 

Energieaufwande  von  a,  sondern  von  a  -f 

Man  würde  also  stark  irre  gehen,  wenn  man  an- 
nehmen wollte,  daß,  da  x  eine  Stunde  Arbeit  ge- 
kostet hat,  2  nur  die  halbe  Arbeit  erfordert 

habe.    Es  würde  tatsächlich  einem  Energieauf- 

a  3  a 

wände  nicht  von    ,  sondern  g-  entsprechen. 

Es  ist  nicht  nur  für  theoretische,  sondern 
ebenso  sehr  auch  für  praktische  Bedürfnisse  von 
großer  Wichtigkeit,  die  Unzulänglichkeit  der 
Zeit  als  exakten  Maßstabes  menschlicher  Arbeit 
einzusehen.  Gerade  weil  eine  ziemlich  weit- 
gehende Proportionalität  zwischen  Zeit,  Arbeit 
und  Proiluktenmenge  angenommen  wurde, 
konnte  man  in  den  Irrtum  verfallen,  jede  Ver- 
längerung der  Arbeitszeit  als  wirtschaftlichen 
Vorteil,  jede  Verkürzung  als  Nachteil  anzusehen. 

Wenn  trotzdem  die  Arbeitszeit  sich  immer 
noch  als  Maßstab  der  Arbeit  behauptet,  so  liegt 
der  Grund  dieser  Erscheinung  darin,  daß  es  bis 
jetzt  noch  nicht  gelungen  ist,  andere,  praktisch 
leichtverwendbare  Methoden  zur  Messung  des 
menschlichen  Arbeitsaufwandes  zu  entwickeln. 

Literatur:  Eine  BibHngrapkie  der  Arbeitszeit 
ejil füllt :  Hours  of  Labour.  Library  of  Covgress. 
Li-Kt  oj  boaks  wiih  reffrences  lo  perio'licils  rela- 
tinq  Ui  the  eiitht-hour  worHng  day  and  thi'  Ihni- 
tation  of  working  hours  in  qeneinl,  CompUed 
uiider  the  directiun  of  A.  P.  C.  Grifßn,  Washing- 
ton 1908. 

Als  amtliche  Quellenwerke  für  die  Fragen  der 
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Arbeitszeit  kommen  vor  allem  in  Betracht  die 
Berichte  der  Fabrikinspektoren,  im  Dentsckm 
Reiche  speziell  das  Werk  „Die  Arbei/szeit  der 
FabrikarbHi  er  innen",  Berlin  1905;  sodann  die 
Veröffrntli chunyen  der  arbe'tsstati^d sehen  Aemter. 
Suinmari»che  Jn  ha  l  t/tun  gaben  bietet  das  im  Kais. 
Stat.  Amte,  Abteil,  f.  Arbeilerstatiatik,  awge- 
arbeitete  Werk  ,,Die  Fortschritte  der  amthchen 
Aibfiterstatistik  in  den  wichtigsten  IStaaten", 
S  Bde.,  Berlin  1904  u.  1908  (Beitr.  zur  Arbeiter- 
stati't'k  iVr.  1  u.  7).  Ute  deutschen  Arbeiten 
auf  diesem  Gebiete  sind  enth<tllen  in  Drucksachen 
der  Kommission  Jür  A  rheiter Statistik :  1.  Ver- 
handiimyen  Nr.  l—'J!S,  1S98  —  1002;  2,  Erhebungen 
Nr.  l~ll,  1892—1902.  — Drucksachen  des  Bei- 
rats für  Arbeiterstnlist'k :  Verhamll.  Xr.  1 — 18  a, 
290S — 1907.  —  Dntck-'achen  des  Kais,  iitaf.  Amtes. 
Abteil,  f.  Arbeitemtatistik :  Erhebungen  Nr.  l — 7, 
1903—1907.  —  R^ichsarbeitiiblait  190S  u.  ff.  — 
lieber  die  Regelung  der  Arbeitszeit  durch  Gesetz- 
gebung und  Verwal tang  berichtet  das  Bnlletin 
des  In  lernt itionalf^n  Arheil^amtes  Bd.  I  u.ff.  — 
Alts  der  privaten  Literatur  seien  außer  den  im 
Texte  bereits  zitierten  Arbeiten  noch  besonders  her- 
vorgehoben: Marx,  Das  Kapital,  Bd.  I, 
1.  Aiiß.  1867.  —  V*  Plener,  Die  englische 
Fahrikgesetzgebung  1871.  —  liodbertus,  Der 
Normalaitieitstag,  Berliner  Revue  1871  (wieder 
abgedruckt  in  Rodhertus,  Kleine  Schriften.  hr.-<g. 
von  M.  Wirth.  Be.rlLn  189»).  —  Brassey,  Work 
and  wage«,  1874.  —  IVebb  and  Cox,  The  eiyht 
hours  dny,  1891.  —  Schuter,  Der  Normal- 
arbeitstug  in  seinen  W irkungen  ajif  die  Pro- 
duktion, Archiv  f.  soz.  Gc^etzg.  IV,  S.  ^^2—102. 

—  V.  Schulze- Gävernitz,  Der  Großbetrieb, 
1S9S.  —  Schoenhof'y  The  econ'>my  of  high  wagen, 
1892.  —  Brentano,  Ucbcr  das  Verhältnis  von 
Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeitslei/^turtg. 
1.  Auß.  1875,  S.  Aufl.  189S.  —  Rae,  Eight 
hours  f'-r  work,  1894.  —  Oldenberg,  Der 
Maximalarbeitstag  im  Bäcker-  und  Konditoren- 
gewtrbe,  Jb.  f  G.  V.  XVIII.,  1894,  S.  lOSl- 
1242.  —  Martin,  Zur  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit in  der  mechanischen  Text  Uli»  du^trie, 
Archiv  f.  OOS.  Gesetzg.   VIIL  1895,  S.  S40—S8S. 

—  V.  Buch,  üeber  die  Elemente  der  politischen 
Oekoiioviie  I,  1896.  —  Drage,  The  Labour 
Protdem,  1896.  —  Freese,  Fabrikantensurgen, 
1896.  —  host.  Der  achtstündige  N or mala  1  bei ts- 
tag,  1896.  —  Böhmert,  Art.  „Aibcitszeit"  (Ein- 
leit'tng),  Atbeilszeit  in  Deutschland,  Arbeitszeit 
in  Oesterreich,  Arbeitszeit  in  der  Uchweiz ; 
Singer^  Aib''itszeit  in  Belgien,  Arbeitszeit  in 
Großtiritannien,  Arbeitszeit  m  den  Niederlmden  ; 
Siermei^,  Arbeitszeit  in  Frankreich.  Ai  heitszeit 
in  den  Ve>  einigten  Staaten ;  V.  Keussler  und 
Lexis,  Arbeitszeit  in  Rußland;  Sbrojavacca, 
Arbeitszeit  in  Italien,  2.  Anß.  dfs  Hdw.  d.  St., 
Bd.  I,  189H.  —  S.  and  B.  IVebb,  Theorie  un<l 
Praxis  dt  r  enulischni  Gewei kvereine,  d en tsch 
von  C.  Hugo,  Bd.  I,  18U8.  —  S.  and  B.  Webb, 
Pro  blem''  of  modern  industry,  1898.  —  Schuler, 
Zwanzig  Jiihrc  Noimahub''itstag  in  der  Srhweiz, 
Z.  f.  S.,  Hd.  I,  S.  681— fiO?,  1898.  —  Hesse, 
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H.\Herkner. 


Arbitrage. 

Arbitrage  ist  eine  Sonderart  des  Handels, 
dessen  täT.ie;e  Glieder,  die  Kaufleute,  da- 
durch Gewinn  erstreben,  daß  sie  beim  Ab- 
schluß zweier  Geschäfte,  eines  Kaufes  und 
eines  Verkaufes,  einen  miiglichst  hohen  Ueber- 
schuß  über  die  Kosten  zu  erzielen  suchen. 
Dieses  Streben,  aufgebaut  auf  zei t liehen 
und  örtlichen  Verschiedenheiten  der  Preise 
in  den  Einzelmärkten,  wirkt  in  der  Richtung 
ihres  Ausgleichs.  Das  ist  allen  Handels- 
geschäften gemeinsam.  Als  Sonderart  er- 
scheint die  Arbitrage  als  spekulations- 
freier Handel  dadurch,  daß  sie  ihre 
Abschlüsse  immer  auf  den  Preisen 
eines  Zeitpunktes  aufbaut,  also  das 
im  Zeitverlauf  aus  Preisschwankungen  ent- 
stehende  Risiko  ausschließt.     Das  Wort 
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Arbitrage  (arbitrium  =  Gutachten,  Ent- 
scheidurg)  kennzeichnet  diesen  Inhalt  nicht 
s;eiiüf.'eiid,  dem  jeder  Handel  ist  die  Wahl 
zwischen  niedrigstem  Kaufpreis  und  höch- 
stem Verkanfspreis.  Arbitrage  im  engsten 
Sinne  ist  die  Differenzarbitrage,  d.  h. 
der  gleichzeitige  billige  Kauf  und 
teure  Verkauf  des  gleichen  Quan- 
tums gleicher  Ware  an  einem  oder 
zwei  Märkten.  In  erster  Linie  kommt  die 
Abwicklung  in  zwei  lokal  verschiedenen 
Märkten  in  Betracht,  doch  kann  sich  auch 
im  Handel  der  Einzelmärkte,  insbesondere 
der  Börsen,  Angebot  und  Nachfrage  seitens 
der  Einzelpersonen  so  verschieden  entwickeln, 
daß  der  Arbitrageur  zwischen  Käufer  und 
Verkäufer  mit  Nutzen  zu  treten  vermag. 
Als  Arbitrage  bezeichnet  man  jedoch  auch, 
insbesondere  im  Effekten-  und  Devisen- 
handel, die  Rechen-  und  Abschluß- 
operation, die  jedem  Einzelgeschäft, 
Kauf  oder  Verkauf  vorangeht,  in- 
dem die  Pieise  aller  in  Betracht  kommenden 
Märkte  kalkulatorisch  verglichen  werden, 
um  den  günstigsten  herauszufinden.  Das 
bezeichnet  man  als  Ausgleichsarbitrage, 
weil  sie  in  erster  Linie  prüft,  wie  eine  be- 
stehende Forderung  am  günstigsten  ein- 
gezogen, eine  bestehende  Schuld  am  billig- 
sten bezahlt  wird.  Indessen  gehört  hierher 
zum  mindesten  auch  die  Entscheidung  über 
die  vorteilhafteste  Schöpfung  eines  Guthabens 
oder  einer  Schuld,  ja  im  Gninde  auch  über 
jeden  Ein-  oder  Verkauf. 

Arbitrageur  kann  nur  sein,  wer 
die  Freiheit  der  Wahl  des  Marktes 
besitzt.  Das  ist  im  Warenhandel  jeder 
selbständige  Kaufmann,  im  internationalen 
Zahlung^geschäft  immer  nur  eine  Partei, 
in  der  Regel  die  Wirtschaft  lieh  schwächere, 
der  der  Partner  die  Pflicht  auferlegt,  in  einer 
bestimmten,  möglichst  vor  Wertschwan- 
kungen gesicherten  Wähning  zu  zahlen.  So 
pflegte  der  englische  Kaufmann  seit  langem 
Kauf  und  Verkauf  seiner  Waren  in  eng- 
lischer Währung  durchzuführen  und  damit 
das  Risiko  der  Weehselkursschwankungen, 
aber  auch  das  Arbitragewahlrecht  dem  Aus- 
länder zuzuschieben. 

Ursache  der  Arbitrage  ist  die  ver- 
schiedene Gestaltung  der  Preise  gleicher 
Waren  in  zwei  oder  mehr  Märkten.  Die 
Gründe  dafür  liegen  in  der  verschiedenen 
Verteilung  des  Gesamtangebots  und  der 
Gesamtnachfrage  auf  die  Einzelmärkte.  Die 
Arbitrage,  obgleich  nur  aus  Gewiniiabsichten 
betrieben,  bewirkt  eine  proportionale  Glie- 
derung aller  Einzelniärkte,  sie  entzieht  der 
einen  Stelle  durch  billigen  Kauf  über- 
schüssiges Angebot  und  führt  es  durch 
höheren  Verkauf  nach  jenem  Markte,  wo 
die  Nachfrageseite  stärker  ist.  Für  die  Er- 
kenntnis der  Markt-  und  Preisgestaltung 


ist  es  unerläßlich,  den  Ursachen  für  die  un- 
proportionierte Verteilung  von  Angebot  und 
Nachfrage  auf  die  Einzelmärkle  nachzu- 
spüren. Sie  sind  für  jede  Warenart  ver- 
schieden, besonders  zwangsläufig  bedingt 
aber  bei  ausländischen  Zahlungsmitteln. 

Die  Kosten  der  Arbitrage  sind  be- 
dingt durch  die  Zahl  der  getätigten  Ab- 
schlüsse. Die  jedes  einzelnen  enthalten 
in  der  Regel:  1.  Depeschen-,  Telephon-, 
Porto-  und  Frachtkosten,  2.  Gebühren,  Pro- 
visionen, Kommissionen,  die  an  Vermittler 
des  eigenen  oder  fremden  Marktes  zu  zahlen 
sind,  3.  Stempelkosten,  4.  Versicherungs- 
kosten für  die  Transportzeit,  5.  einen  Anteil 
von  den  Generalunkosten  der  Aibitrageure, 

6.  eine  Gewinnrate  für  den  Arbitrageur  und 

7.  weil  die  theoretische  Forderung,  daß  bei 
der  Differenzarbitrage  gleichzeitig  je  ein 
Geschäft  in  zwei  Märkten  abzuschließen  ist, 
aus  verkehrstechnischen  Gründen  nicht  immer 
durchzuführen  ist,  eine  Risikopräniie  für 
etwaige  Verluste.  Je  geringer  die  Gesamt- 
kosten sind,  desto  kleiner  braucht  die  Preis- 
differenz zwischen  zwei  Märkten  zu  sein, 
um  schon  Arbitragegeschäfte  zu  erlauben. 
Die  Aussicht  auf  Gewinn  ist  für  den  Ar- 
bitrageur am  größten,  der  es  versteht,  mit 
den  geringsten  Gesamtkosten  zu  arbeiten. 
Im  allgemeinen  sinken  die  Kosten  mit  dem 
Steigen  von  Zahl  und  Umfang  der  Geschäfte, 
von  denen  auch  ein  Teil  spekulative  Handels- 
geschäfte sein  können.  Arbitragen  setzen 
erst  dann  ein,  wenn  die  Preisdifferenzen 
zwischen  zwei  Märkten  mindestens  die 
Kosten  des  am  billigsten  arbeitenden  Ar- 
bitrageurs decken.  Die  Preisdifferenzen 
mehrerer  durch  Arbitrage  verbundener 
Märkte  können  dauernd  nur  so  hoch  sein, 
wie  die  Kosten  des  letzten  unter  den  un- 
günstigsten Verhältnissen  arbeitenden  aber 
noch  zum  Gesamt  ausgleich  notwendigen 
Arbitrageurs.  Dessen  Kosten  bilden  die 
Arbitragegrenzeu,  d.  h.  der  Preis  des 
einen  Marktes  kann  sich  bei  Ueberwiegen 
der  Nachfrage  in  ihm  höchstens  um  die 
Arbitragekosten  über  den  des  anderen  Marktes 
heben  und  bei  Ueberwiegen  des  Angebots 
höchstens  um  ebensoviel  unter  den  des  an- 
deren Marktes  senken.  Es  kann  also  all- 
gemein ein  oberer  und  ein  unterer 
Arbitragepunkt  unterschieden  werden. 

Die  Technik  der  Arbitrage  ist  ab- 
hängig von  Verkehrs-  und  Marktverhält- 
nissen. Auf  besonders  schnelle  Verstän- 
digungsmitlei kann  nur  bei  Arbitragen  im 
gleichen  Markt  verzichtet  werden,  so  etwa, 
wenn  gleichzeitig  per  Kasse  gekauft  und  auf 
Zeit  verkauft  wird.  Fernarbitragen  sind  also 
erst  möglich  seitdem  es  Telegraph  und  Tele- 
phon gibt,  die  gleichzeitige  Kenntnis  der 
Marktlage  zweier  Plätze  ermöglichen.  Ohne 
dies  würden,  abgesehen  von  festen  Angeboten 
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eines  fremden  Platzes,  die  Preise  des  Gegen- 
platzes in  der  Repel  sclion  wieder  verändert 
sein,  ehe  die  Nachricht  mit  dem  Auftrag  zum 
Abschluß  eintrifft.  Selbst  wenn  der  Berliner 
Aibitrageur  mit  seinem  Wiener  Partner  am 
Telephon  die  Preise  austauscht,  kann  in 


sein,  die  mehrere  durch  schnellste  Verkehrs- 
mittel verbundene  tragfähige  Märkte  be- 
sitzen. Im  eigentlichen  Warenhandel 
spricht  man  praktisch  nur  von  Arbitragen 
bei  den  börsenmäßig  auf  Zeit  gehandelten 
Großwaren,  wie   Baumwolle,   Kaffee,  Ge- 


dieser  Minute  hinter  beider  Rücken  bereits  !  treide,  Kupfer  usw.  Die  hier  allein  in  Be- 
eine Aendening  der  Preise  eingetreten  sein.  |  tracht  kommenden  Differenzarbitragen  zwi- 
Viele  Arbitragen  haben  deshalb,  weil  das  *  sehen  zwei  Märkten  sind  dabei  recht  schwie- 
zeitlich  vollkommene  Zusammenfallen  der  rig  durchführbar,  weil  die  Arbitragekosten 


Abschhißpreise  nicht  zu  erreichen  ist,  in  der 
Praxis  einen  geringen  spekulativen  Ein- 
schlag. Um  das  Risiko  zu  mindern,  gilt 
deshalb  die  Regel,  den  ersten  von  zwei 
Arbitrageabschlüssen  im  kleinen  Markt,  wo 
es  schwieriger  ist,  jederzeit  Partner  zu  finden, 
zu  machen,  dies  der  Gegenstelle  zu  melden, 
die  dann  das  Gegengeschäft  abschließt. 

Der  Arbitrageur  muß  in  erster  Linie  ein 
Mann  schnellen  Entschlusses  und  ein  guter 
Rechner  sein,  der  einen  soeben  gemeldeten 
Kurs  eines  Gegenplatzes  sogleich  in  die 
Parität,  d.  h.  in  eine  mit  dem  Preise  seines 
oder  eines  dritten  Platzes  vergleichbare 
Größe  umzurechnen  versteht  und  danach 
augenblicklich  entscheidet.  Dazu  ist  weniger 
Kenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Zu- 
sammenhänge als  genaue  Beherrschung  der 
für  die  Preisfeststellung  und  Umrechnung 
jeder  Ware  gültigen  Börsenregeln,  der  ein- 
zelnen Kostenfaktoren  sowie  oft  Kenntnis 
des  Wechselkurses  notwendig.  Die  in  der 
Regel  schwierigen  Rechnungen  werden  zu- 
meist vorbereitet,  entweder  indem  man 
Arbitragetabellen  herstellt,  aus  denen  die 
Paritäten  der  Einzelkurse  abzulesen  sind, 
oder  durch  Festlegung  abgekürzter  Rechen- 
formeln, die  alle  dauernd  feststehenden  Zahlen 
in  Fixzahlen  vereinigen,  die  dann  nur  noch 
durch  prozentuale  Zu-  oder  Abschläge, 
manchmal  auch  durch  einfache  Multipli- 
kation oder  Division  berichtigt  werden. 
Wenn  auch  theoretisch  das  Arbitrage- 
geschäft durch  Ausschaltung  des  Faktors 
Zeit  nicht  spekulativ  ist,  so  kann  es  doch 
jederzeit  bei  Versagen  der  Verkehrsmittel 
oder  infolge  schneller  Preisverschiebung  zur 
Spekulation  werden.  Deshalb  bedarf  es  des 
Vertrauens  und  für  den  Notfall  der  Kjedit- 
willigkeit  zwischen  den  Partnern  des  Ai'- 
bitragegeschäfts.  In  der  Regel  arbeiten  gut 
bekannte  Firmen  miteinander;  oft  sind  es 
Filialen  oder  Korrespondenten  der  Banken, 
die  auch  andere  Geschäfte  tätigen.  Ein 
großer  Teil  der  Arbitragegeschäfte  liegt 
in  den  Händen  besonders  rühriger  und  in- 


durch  Umfang  und  Gewicht  der  Warenposten 
so  hoch  sind,  daß  die  Preisdifferenzen  zweier 
Märkte  selten  die  Arbitragegrenzen  über- 
schreiten, und  weil  sich  schon  die  Neu- 
zufuhren nach  den  Preisen  regeln.  Ge- 
legentlich eines  Kaf  eecorners  wurden  aller- 
dings auf  Grund  von  Arbitragegschäften 
Kaffeesendungen  mit  Schnelldampfern  von 
Le  Havre  nach  New  York  gesandt.  Eine 
weitere  Schwierigkeit  liegt  in  der  Verschie- 
denheit der  dem  Terminhandel  der  Einzel- 
märkte zugrunde  liegenden  Warentypen. 
Die  Börsenpreise  beziehen  sich  zumeist  auf 
verschiedene  Qualitäten  und  manchmal  ist 
Ware  an  einem  Platze  lieferbar,  an  einem 
anderen  nicht.  Häufiger  finden  Arbitragen 
zwischen  internationalen  Großmärkten  schon 
statt,  wenn  die  Preisdifferenzen  noch  inner- 
halb der  Arbitragegrenzen  liegen.  Dann 
handelt  es  sich  im  Grunde  um  Spekulation, 
bei  der  der  Abschließende,  der  im  relativ 
billigen  Markte  kauft,  im  relativ  teuren 
verkauft,  hofft,  daß  bis  zu  dem  oft  9 — 12 
Monate  hinausliegenden  Lieferungstermin 
eine  bessere  Zufuhrregelung  das  Preisverhält- 
nis umkehren  wird  und  ihm  dag  Tournieren, 
die  Deckung  des  Geschäfts  erlaubt,  indem  er 
im  früheren  Kaufmarkt  relativ  teuer  verkauft, 
im  früheren  Verkaufsmarkt  relativ  billig  kauft. 
Dadurch  stehen  sich  dann  in  jedem  Markte 
Kauf  und  Verkauf  gegenüber,  so  daß  eine 
kostspielige  Lieferung  zwischen  den  Märkten 
unnötig  wird.  Dies  Verfahren  findet  sich 
auch  im  Wertpapierhandel.  Eine  andere 
Art  der  Warenarbitrage  ist  die  sog.  Report- 
arbitrage. Man  kauft  Waren  per  Kasse, 
lagert  sie  ein,  verkauft  gleichzeitig  auf  Termin 
im  gleichen  Markt  zu  einem  Preis,  der  um 
mehr  als  Lager-,  Zins-,  Versicherungs-  und 
sonstige  Kosten  den  Einkaufspreis  über- 
steigt. Dies  Verfahren  hindert  den  Terrain- 
preis, den  Kassapreis  um  wesentlich  mehr 
als  die  genannten  Kosten  zu  übersteigen. 

Wesentlich  häufiger  sind  Arbitragen  bei 
Wertpapieren,  weil  dort  infolge  der  enger 
gezogenen  Arbitragegrenzen  diese  häufiger 


telligenter  Börsenspezialisten  und  mittlerer  1  überschritten  werden.    Die  Arbitragekosten 


Privatbanken,  die  oft  ii  meta,  d.  h.  auf 
gemeinsamen  Gewinn  und  Verlust,  handeln 
und  sich  gegenseitig  nur  die  baren  Auslagen 
in  Rechnung  stellen. 

Gegenstände  der  Arbitrage  können 
alle  Waren  im  weitesten  Sinne  des  Wortes 


sind  trotzdem  recht  hoch,  weil  die  meisten 
Ländereinen  Wertpapierstempcl  erheben,  der 
bis  zu  i%  des  Wertes  steigt  und  bei  der  Ein- 
fuhr oder  neuerdings  in  Deutschland  bei 
dem  ersten  Lilandsgeschäft  zu  entrichten  ist. 
lüdessen  gelingt  es  manchmal,  diesen  Haupt- 
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Posten  der  Kosten  auszuschalten,  indem 
Banken  und  Börsenmitglieder  solche  inter- 
national behandelte  Papiere  für  Arbitrasre- 
zwecke  sammeln,  die  aus  früheren  Verkäufen 
bereits  den  Stempel  mehrerer  Länder  trasen. 
Für  diese  der  Zahl  nach  begrenzten  Wert- 
papiere liegen  dann  auch  die  Arbitrage- 
grenzen enger  als  für  ungestempelte.  Da 
Barken  und  Börsenmitglieder  in  der  Regel 
gleichzeitig  Wertpapierhändler  und  Ver- 
mittler des  internationalen  Zahlungsverkehrs 
sind,  so  benutzen  sie  nicht  selten  auch  Wert- 
papiere zu  Atisgleichsarhitragen.  Schwie- 
rigkeiten bereiten  den  Wertpapierarbitragen 
oft  die  abweichenden  Lieferungsbedingungen 
und  Lieterungstage  der  Einzelbörsen,  die  es 
nicht  selten  unmöglich  machen,  die  an  einem 
Ort  gekauften  Papiere  rechtzeitig  am  Ver- 
kaufsplatze zu  liefern.  Dann  muß  am  Lie- 
ferungsplatze noch  ein  Effektenleihgeschätt, 
dessen  Kosten  die  Arbitragegrenzen  beein- 
flussen, abgeschlossen  werden. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  die 
Edclmetallarbitragen  ein,  soweit  es  sich 
um  Müiizmetall  handelt,  das  in  den  Einzel- 
ländern jederzeit  in  vollwertige  Münzen 
umgewandelt  werden  kann  und  zu  festen 
Preisen  von  den  Zentralbanken  angekauft 
wird.  In  erster  Linie  handelt  es  sich  um  Gold, 
früher  auch  um  Silber,  das  heute  noch  im 
Verkehr  mit  China  eine  besondere  Rolle 
spielt.  Der  Krieg  hat  allerdings  auch  die 
meisten  Goldwährungssysteme  aus  den  An- 
geln geworfen  oder  zum  mindesten  ge- 
schädigt. Im  Verkehr  zwischen  zwei  Gold- 
wähningsländern  mit  freier  Münzprägung  und 
freier  Goldein- wie  Ausfuhr  findet  Goldaustuhr 
d.  h.  Goldausgleichsarbitragc  in  Barren  oder 
Münzen  statt,  wenn  es  billiger  wird,  anstatt 
mit  Wechseln,  Ueberweisungen,  Schecks  u.  a. 
mit  Gold  zu  zahlen,  mit  anderen  Worten, 
wenn  der  Wechselkurs  über  den  Goldausfuhr- 
punkt steigt.  Umgekelirt  findet  Goldeinfuhr 
von  dem  Gegenlande  statt,  wenn  es  infolge 
Sinkens  der  Wechselkurse  vorteilhaft  wird, 
Auslandsguthaben  anstatt  durch  billige  Wech- 
sel, durch  Goldbezug  auszugleichen.  Es  er- 
gibt sich  also,  daß  Ursache  der  Goldarbitrage 
die  in  ihrer  Höhe  von  dem  Verhältnis  der 
fälligen  Auslandsforderungen  zu  den  Aus- 
landsschulden, der  Zahlungsbilanz,  abhängi- 
gen Wechselkurse  sind.  Die  Goldpunkte  sind 
ihrem  Wesen  nach  Arbitragepunkte.  Die 
besondere  Wirkung  der  Goldai-bitragen  liegt 
in  ihrem  Einfluß  auf  die  Wechselkurse,  die 
sie  verhindern  über  den  Goldausfuhrpunkt 
zu  steigen  und  unter  den  Goldeinfuhrpunkt 
zu  sinken,  weil  im  ersten  Falle  die  Goldaus- 
fuhr die  Nachfrage,  im  zweiten  die  Gold- 
einfuhr das  Anget)ot  von  Wechseln  so  stark 
mindert,  daß  der  Wechselkurs  sich  wieder 
dem  mittleren  Stande,  der  Goldparität 
nähert. 


Die  Lage  der  beiden  Goldpunkte  über 
oder  unter  der  Goldparität,  d.  h.  dem  Rech- 
nungsverhältnis zweier  Goldwährungen  auf 
Grund  der  Ausprägungszahlen  aus  einer 
Gewichtseinheit  Feingold,  wird  auch  hier 
durch  die  Kosten  bedingt.  Diese  ändern  sich 
hauptsächlich  mit  der  Transportentfernung 
und  den  der  Verlustgetahr  entsprechenden 
Versicherungskosten.  Der  Krieg  mit  seinen 
Frachterhöhungen  und  Verkehrshindernissen 
hatte  sie  wesentlich  erhöht.  Ein  Sonderposten 
der  Währungsmetallarbitragen  sind  die  Kosten 
der  Aus-  und  Umprägung. 

Das  Hauptgebiet  der  Arbitrage,  auf  dem 
sie  die  kompliziertesten  Formen  und  Wir- 
kungen entfaltet,  ist  der  Handel  in  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln.  Zwar  ist 
der  Wechselkurs  zwischen  den  Ländern  freier 
Goldwährung  durch  die  Goldarbitragepunkte 
in  mehr  oder  minder  weite  Grenzen  gebannt, 
aber  innerhalb  dieser  Grenzen  hat  die  De- 
visenarbitrage enge  Betätigungsmöglich- 
keiten. Seitdem  die  Kriegswirtschaft  jedoch 
die  freien  Goldbewegungen  in  fast  allen 
Ländern  beseitigt  oder  zum  mindesten  er- 
schwert hat,  sind  auch  die  Grenzen  der 
Wechselkurse  entweder  wie  z.  Z.  in  Deutsch- 
land vollkommen  beseitigt,  oder  wie  in  Eng- 
land, Nordamerika,  Spanien  stark  verschoben 
worden.  Dabei  ist  besonders  zu  beachten, 
daß  der  Wechselkurs  das  Verhältnis  des 
Wertes  zweier  Wähningen  im  Zahlungs- 
mittelmarkt ausdrückt.  Ist  daher  nur  eine 
Währung  frei  d.  h.  metallos,  so  verschiebt 
sich  auch  der  Wechselkurs  beider  Länder 
einseitig  ungehemmt  mit  jeder  Wertschwan- 
kung der  freien  Währung.  Der  Wechselkurs 
als  internationaler  Wert  einer  Währung  ist 
abhängig  von  Angebot  und  Nachfrage  des 
Markttages,  d.  h.  der  Zahlungsbilanz  als 
gedachter  Zusammenstellung,  aller  jeweils 
für  ein  Land  fälligen  Auslandsguthaben  und 
Auslandsschulden. 

Der  Anlaß  zur  Zahlungsmittelarbi- 
trage liegt  in  der  ungleichmäßigen  Verteilung 
der  Zahlungsmittel  auf  die  Einzelmärkte  des 
In-  und  Auslandes.  England  kauft  und  ver- 
kauft vorzugsweise  in  seiner  Währung  und 
schiebt  damit  Wechselkursrisiko  und  Ar- 
bitragewahlrecht auf  den  Ausländer  ab.  Wäh- 
rungsschwache Länder  Südamerikas,  jetzt 
auch  des  Kontinents,  kaufen  und  verkaufen 
oft  vorzugsweise  in  ausländischer  Währung, 
tragen  also  ihrerseits  das  Wechselkursrisiko, 
haben  aber  das  Wahlrecht  des  Zahlungs- 
weges. Im  ersten  Falle  erfolgt  der  Hauptum- 
satz der  Zaiiluugsmittelgeschäfte  in  den 
Auslandsmärkten,  im  zweiten  in  den  Lilands- 
märkten.  In  anderen  Fällen,  so  etwa  bei 
Deutschland  vor  dem  Kriege,  waren  die  Um- 
sätze auf  Inlands-  und  Auslandsmarkt  mehr 
verteilt.  Die  Gesamtzahlungsbilanz  eines 
Landes  besteht  aus  den  Einzelzahlungsbi- 
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lanzen  mit  jedem  Gegeiilard,  deren  Posten 
durchaus  nicht  proportional  der  Gesamt-  i 
Zahlungsbilanz  auftreten  und  ilirerseits  ver-  ( 
schieden  stark  auf  L)lands-  und  Auslands- 
markt verteilt  sind. 

Aufgabe  und  Wirkung  der  Zah- 
lungsmittelarbitrage ist  eine  vierfache: 

1.  Hat  sie  die  Wechselkurse  innerhalb 
der  Arbitragegrenzen  auf  der  Pa- 
rität   der    Gegenkurse    zu  halten. 

2.  Regelt  sie  die  indirekten  Pari- 
täten, Dreieckkurse, d.h.  sie  sorgt  dafür, 
daß  eine  indirekte  Zahlung  über  ein  Ver- 
mittlerland die  Kosten  der  direkten  Zahlung 
nicht  um  mehr  als  die  Arbitragekosten  über- 
schreiten kann.  3.  Bewirkt  sie  die  Ver- 
schmelzung der  Einzelzahlungsbilan- 
zen zu  der  Gesamtzahlungsbilanz,  die 
letzten  Endes  den  Wert  der  Währung  eines 
Landes  bestimmt.  4.  Regelt  sie  durch 
Zinsarbitragen  die  Anpassung  der 
Differenz  des  Preises  zwischen  sofort 
fälligen  und  befristeten  Zahlungs- 
mitteln, langen  Wechseln,  an  die 
Diskontrate  im  bezogenen  Lande. 

Mittel  dazu  sind  die  folgenden  Arbitrage- 
formen: I.  Die  Preisarbitrage.  A.  Aus- 
gleichsarbitrage: 1.  direkt  zwischen  zwei 
Plätzen,  a)  mit  direkten  Zahlungsmitteln, 
b)  mit  indirekten;  2.  indirekte,  zwischen  drei 
und  mehr  Plätzen:  a)  mit  direkten  Zahlungs- 
mitteln, b)  mit  indirekten.  B.  Differenz- 
arbitrage: 1.  direkt  mit  dem  Gegenplatz: 
a)  zwischen  direkten  sofort  oderspäterfälligen 
Zahlungsmitteln,  b)  zwischen  indirekten 
Zahlungsmitteln;  2.  indirekte  mit  drei  oder 
mehr  Plätzen,  a)  mit  direkten,  b)  mit  in- 
direkten Zahlungsmitteln.  II.  Die  Zins- 
arbitrage: 1.  direkte  Zinsausgleichsarbi- 
trage mit  dem  Gegenplatz  für  direkte  später 
fällige  Zahlungsmittel;  2.  direkte  Zins- 
differenzarbitrage für  direkte  sofort  und 
später  fällige  Zahlungsmittel. 

Der  Aufgabe  1,  Regelung  der  Gegenkurse, 
dienen  in  erster  Linie  die  direkten  Preis- 
arbitragen (I  A  1  a  und  I  B  1  a),  indem  sie 
Zahlungsmittelbedarf  am  Platze  mit  über- 
wiegendem Angebot  billig  decken,  Zahlungs- 
mittelangebot dem  Platze  starker  Nachfrage 
zuführen  oder  bei  direkter  Differenzarbitrage 
am  billigen  Platze  kaufen,  den  Betrag  im 
Gegenlande  einkassieren  und  dort  zu  relativ 
billigen  Käufen  benutzen.  Die  Regelung 
der  Dreieckkurse  erfolgt  durch  direkte  Ar- 
bitragen mit  indirekten  Zahlungsmitteln 
oder  durch  indirekte  mit  direkten  oder  in- 
direkten, in  der  Weise,  daß  wenn  direkte 
Zahlungsmittel  auf  das  Gegenland  teurer 
werden  als  der  indirekte  Zahlungsweg  oder 
indirekte  Zahlungsmittel,  durch  letztere  beiden 
gezahlt  wird,  also  die  Nachfrage  nach  di- 
rekten Zahlungsmitteln  und  ihr  Preis  sinkt, 
der  Preis  indirekter  Zahlung  aber  infolge 


Nachfragemehrung  steigt,  bis  die  Arbitrage- 
grerze  erreicht  ist.  Diese  Operationen  dienen 
gleichzeitig  der  dritten  Arbitrageaufgabe, 
der  Herstellung  der  Einheitszahlungsbilanz 
und  des  Einheitswertes  der  Währung. 

Dies  geschieht  dadurch,  daß,  wenn  die 
Devise  auf  ein  Land  infolge  stark  einseitiger 
Marktlage  über  den  Arbitragepunkt  steigt 
oder  darunter  fällt,  mit  Devisen  auf  andere 
Länder  gezahlt  wird  oder  Guthaben  eingezogen 
werden.  Letzten  Endes  entscheidet  dann  über 
die  Gestaltung  aller  Wechselkurse  eines 
Landes  das  Verhältnis  de«  Gesamtangebots  zur 
Gesamtnachfrage,  d.  h.  die  Gesamtzahlungs- 
bilanz, die  durch  Arbitragen  nicht  geändert 
werden  kann,  wohl  aber  durch  Spekulationen 
und  Kreditgeschäfte.  (Eingehenden  Beweis 
in  meinem  Liternationalen  Zahlungsverkehr 
S.  228f.)  Die  Aufgabe  4  wird  durch  die  Zins- 
arbitragen gelöst.  Banken  kaufen  lange 
Wechsel  und  verwandeln  sie  durch  Diskont 
im  bezogenen  Lande  in  sofort  fällige  Gut- 
haben. Der  Preis  der  langen  Wechsel  muß 
deshalb  in  der  Regel  um  die  Zinsabzüge 
plus  Kosten  einschließlich  Umwaiidlungs- 
gewinne,  zusammen  die  Umwandlungskosten, 
unter  denen  der  telegraphischen  Ueberwei- 
sungen  liegen.  Wesentlich  höher  kann  die 
Differenz  nicht  sein,  weil  sonst  die  Lihaber 
langer  Wechsel  sie  selbst  zum  Diskont  bringen; 
auch  wesentlich  niedriger  ist  auf  die  Dauer 
unmöglich,  weil  sonst  niemand  Umwand- 
lungsgeschäfte  vermitteln  würde. 

Literatur:  Ttclmhchund  rechneiisrk:  Swobodaf 
Die  A  ibitiaye,  Berlin  191S.  —  üeutDch.  Arbiinige, 
Berlin  191U.  —  Stern,  Die  Arbiirage  im  Bank- 
und  Börsenverkehr,  Leipzig  1911.  —  Theoretisch: 
Schmidt,  Interitaiionaler  Zaldungf^veikehr, 
Leipzig  1919.  —  Verselbe,  Die  Arbitrage  im 
Zuldungxmitlelmarki,  —  Zcitmhr.  f.  hiindels- 
wrssenscliajtliche  Forschnn'j  1920.  —  Mahl~ 
berg,  Der  Preismechantsmus  der  Kurz-lang- 
tSpannung  am  Devi-\enmarlU,  —  Schmidt^  Zur 
Theorie  der  Wecb/icl kur.-'e ,  in  Zeitbchr.  f.  han- 
delswissenschafU.  Forschung  1916. 

F,  Schmidt, 


Aristoteles. 

1.  Vorbemerkung.  2.  Geschichtliche  Stellung 
der  Staatslehre  des  Aristoteles.  3.  Staatslehre: 
a)  Entstehung  und  Zweck  des  Staates,  b)  Ele- 
mente des  Staates,  Freie  und  Unfreie,  die  Bürger, 
c)  Klassifikation  der  Staaten.  4.  Der  Idealstaat. 
6.  Wirtschaftslehre. 

1.  Vorbemerkung.  Aristoteles  ist  zu  Staglros 
auf  Chalkidike,  an  der  Küste  des  Strymonischen 
Meerbusens  i.  J.  384  v.  Chr.  geboren  und  322 
in  Chalkis  auf  Euboea  gestorben. 

Von  seinen  Schriften,  die  sich  mit  der  Staats- 
und  Wirtschaftslehre  befassen,   kommen  vor 
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allem  zwei  in  Betracht:  die  ^<%xä  Nixo/iAfein  in 
18  liüchern  und  die  8  Bücher  nnlmyri.  Die  als 
Vorbereitung  zu  dem  letztgenannten  Werke  be- 
gonnene, erst  später  vollendete  Sammlung  von 
158  Staatsverfassungen,  die  in  einzelnen  Mono- 
graphien Entwicklung  wie  talsächlichen  Zu- 
stand der  einzelnen  Verfassungen  klarlegen  sollte, 
ist  bis  auf  Fragmente  verloren  gegangen;  nur  die 
Schrift  über  die  Verfassung  Athens  ist  neuer- 
dings in  einem  Papyrus  wieder  zutage  gekommen. 
Von  geringerer  Bedeutung  sind  die  anderen 
nlitischen  Schriften  votufin  finyßnoiyä  und 
txituüinnn  i&i'  n<iKtutv.  Von  zweifeliiafter  Echt- 
heit sind  die  2  Bücher  nlKoi-ußitya^  deren  erstes 
Buch  auch  dem  Theophrast  zugeschrieben  wird, 
während  das  zweite  ein  späterer  Znsatz  ist. 

2.  Geschichtliche  Stellung  der  Staatslehre 
des  Aristoteles.  Obgleich  Aristoteles  als  Be- 
gründer der  Staatslehre  gelten  kann,  weil  er 
zuerst  auf  Grundlage  weit  ausgedehnter  histo- 
rischer Studien  die  vorhandenen  Staaten  auf 
ihre  Entstehung  und  die  Bedingungen  ihrer 
Existenz  prüfte,  so  hat  er  doch  nicht  bloß  in 
seinem  Lehrer  Piaton,  von  dem  er  abhängiger 
zu  sein  scheint,  als  man  ursprünglich  glaubte.  Vor- 
gänger gehabt,  die  aber  fast  ausschlielilich 
das  Problem  betrachteten,  wie  der  Staat  am 
besten  eingerichtet  werden  könne.  Die  philo- 
sophische Frage,  ob  die  Dinge  rAfun  (durch 
menschliche  Vereinbarung)  oder  yi'"«  (durch 
Natur)  seien,  hatte  sich  auch  auf  den  Staat  er- 
streckt, und  die  Autklärun^sneriode  des  6.  Jahrh. 
V.  Chr.  hatte  bald  entschieden,  daß  wenigstens 
die  bestimmte  Staatsform  '•'*h^;^  und  abänderungs- 
fähig sei.  Zu  einem  System  konnte  aber  die 
Politik  erst  durch  die  Philosophie  des  Sokrates 
werden,  der  zuerst  elhische  Fragen  behandelt 
und  damit  für  die  Politik  als  Lehre  vom  besten 
Staat  auch  die  Richtschnur  gegeben  hat,  da 
man  nun  die  gesichert  erscheinenden  Ergeb- 
nisse der  Ethik  verwenden  konnle,  um  das 
absolut  Gute  einer  Staatsform  zu  beurteilen. 
Da  das  staai liehe  Beisammensein  der  Menschen 
einen  Konflikt  bedingt,  der  nur  durch  die  Ge- 
rechiigkeit  beseitigt  werden  kann,  so  deckte  sich 
vielfach  die  Untersuchung  über  den  besten  Staat 
mit  der  über  die  Gerechtigkeit.  Vom  Wesen 
der  Gerechtigkeit  ging  daher  auch  Plalon  aus. 
als  er  in  si-innr  ,,Poliieia"  ein  utopislisches  Ge- 
bäude aufführte,  das  durch  seine  Kühnheit  über- 
raschte und  das  er  selbst  in  späteren  Lebensjahren 
durch  eine  mehr  den  realen  Verhältnissen  sich 
nähernde  Konstruktion  in  seinen  „Gesetzen" 
ersetzte  (vgl.  den  Art.  „Piaton"). 

Auf  diesen  Vorgängern  fußt  Aristoteles. 
Zwar  hat  er  als  induktiver  Forscher  auch  auf 
historisch-politischem  Gebiete  Einzelheiten  ge- 
sammelt und  der  ganzen  Anlage  seines  Geistes 
nach  hauptsächlich  auf  die  Tatsachen  und  auf 
die  Gründe  des  staatlichen  Lebens  sein  Augen- 
merk gerichtet.  Er  lieferte  zum  erstenmal 
eine  Einschreibung  der  talsächlich  existieren- 
den Staatsformen  und  zog  erst  daraus  seine 
Konsequenzen  für  die  Güte  der  Verfassungen. 
Aber  auch  er  verzichtet  noch  nicht  völlig  dar- 
auf, das  Ideal,  den  besten  Staat,  zu  finden, 
und  auch  er  bleibt  bei  dem  Satze  stehen,  daß 
die  Ethit  die  Grundlage  der  Politik  sein  müsse. 
Wie  ihm  die  Ethik  die  Lehre  vom  höchsten 
menschlichen  Lebenszweck  ist,  so  ist  ihm  die 
Politik  zugleich  die  Lehre,  wie  dieser  Lebens- 


zweck erfüllt  werden  kann.  Die  ethische  Lebens- 
führung und  damit  die  Glückseligkeit  kann 
ohne  Beihilfe  des  Staates  nicht  erreicht  werden, 
und  deshalb  ist  ihm  die  Politik  ein  Teil  der 
Ethik,  der  es  hauptsächlich  mit  der  Frage  der 
Gerechtigkeit  zu  tun  hat  und  in  die  Lehre 
vom  besten  Staat  zerfällt,  der  den  ethischen  Be- 
dingungen vollkommen  entspricht,  und  in  die 
vom  gegebenen  Staat,  in  dem  die  sitlli('hcn 
Lehren  nur  unvollkommen  verwirklicht  werden 
können.  Zur  richligen  Würdigung  der  aristo- 
telischen Staatslehre  hat  man  sich  gegenwäriig 
zu  halten,  daß  er  nur  die  kleinen  griechischen 
Stadtstaaten  in  Betracht  gezogen  hat,  obgleich 
er  den  mazedonischen  Großstaat  kannte. 

3.  Staatslehre.  a)  Entstehung  und 
Zweck  des  Staates.  Die  Frage,  die  die  Dis- 
kussion beherrschte,  ob  der  Staat  mfio  oder 
ytVt/  sei,  löst  Aristoteles,  indem  er  den  Gegen- 
satz überbrückt.  Ihm  ist  der  Staat  eine  bestimmte 
Vereinigung  von  Individuen  zu  einem  bestimmten 
Zweck.  Dieser  Zweck  ist  das  iv  trji'  das  sittlich 
gute  Leben,  wenn  auch  häufig  bloß  das  i^" 
schlechthin,  das  materielle  Leben,  als  der  sicht- 
bare Zweck  erscheint.  Wenn  es  danach  scheinen 
könnte,  als  ob  der  Staat  ro/Ko  sein  müßte,  wcU 
er  als  Vereinigung  zu  einem  Zwecke  die  mensch- 
liche Willensfreiheit  sowohl  in  der  Form  der 
Vereinigung  als  auch  in  der  Statuierung  des 
Zweckes  erheischt,  so  schwindet  dieser  Schein, 
wenn  man  sich  seiner  metaphysischen  Lehre 
von  der  Identität  von  Zweck  und  Natur  erinnert. 
Der  Zweck  ist  nach  dieser  Lehre  die  zum  Ab- 
schluß gekommene  Natur  des  Dinges  selbst. 
Das  tfi  it/f  ist  daher  nicht  willkürlich  oder  durch 
Vereinbarung  gesetzter  Zweck  des  Staates,  son- 
dern sein  immanenter  Zweck  und  demnach  seine 
Natur  selbst.  Mit  der  Idee  des  Staates  ist  sein 
Zweck  gegeben,  der  demnach  wie  der  Staat 
selbst  begrifflich  früher  ist  als  seine  Teile  (jö 
yn^  hktyf  n>'Mfit(n  AinyKiilm  elrtu  roi'  ftfuox>i\ 
denn  das  Ganze  muß  notwendig  früher  sein  als 
der  Teil).  Diese  Teile  selbst  aber,  aus  denen  die 
Vereinigung  besteht,  also  die  Individuen,  sind 
yi'ri/ei  !to/.i'ixa  (vou  Natur  politische  Lebe- 
wesen), also  auch  sie  können  nicht  nach  freiem 
Willen  sich  zum  Staate  vereinigen  oder  es  unter- 
lassen, sondern  sie  müssen  ihrer  Natur  nach  diese 
Vereinigung  suchen.  Der  Staat  ist  also  nach 
Aristoteles  yiWi,  insofern  er  mit  Notwendigkeit 
entstanden  ist,  cri/x./,  insofern  der  menschlichen 
Willensfreiheit  in  der  Wahl  der  Mittel  zur  Er- 
reichung des  Zweckes  freier  Spielraum  gelassen  ist. 

Wie  in  dieser  Definition  die  Antithese  von 
/"//(/)  und  yiif.««  beseitigt  ist,  so  sind  in  der 
Staatslehre  des  Aristoteles  auch  die  Gegensätze 
ethisch-deduktiver  und  historisch-induktiver 
Betrachtung  versöhnt.  Während  einerseits  eine 
historische  Entwicklung  aus  kleinen  Anfängen 
zum  gegebenen  und  darüber  hinaus  zum  wün- 
schenswerten Staat  anerkannt  wird,  die  organisch 
vor  sich  gehl  und  bloß  an  die  Naturgesetze  ge- 
bunden ist,  wohnt  andererseits  dieser  Entwick- 
lung ein  ethisches  Moment  inne,  das  zu  dem 
gegebenen  Zwecke  hindrängt.  Die  Entwick- 
lung seihst  kann  nur  durch  historisch-induktive 
Methode  erforscht,  der  immanente  Zweck  nur 
durch  ethische  Deduktion  erfaßt  werden.  Die 
historische  Betrachtung  lehrt  nun,  daß  es 
kleinere  Vereinigungen,  wie  Familien  und  Dorf- 
gemeinscbafteu  gibt,  die  zeitlich  früher  als  der 
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Staat  sind,  die  gleichfalls  der  Befriedigung  von 
Lebensbedürfnissen  dienen,  die  aber  dennoch 
keine  Staaten  sind.  Dazu  fehlt  ihnen  die  ■<'''r,t,;xt«i , 
jenes  Ausmaß  von  Fähigkeit,  Bedürfnisse  zu 
befriedigen,  bei  dem  sich  die  Vereinigung  be- 
ruhigen kann  und  bei  dem  sie  ihren  Zweck  er- 
reicht. Jene  kleineren  Vereinigungen  gehen 
aber  auch  der  Staatenbildung  notwendig  voraus, 
weil  sie  gewisse  primitive  Bedürfnisse,  die  früher 
erwachen,  befriedigen.  Der  Staat  faßt  erst 
mehrere  solcher  Gemeinschaften  zusammen  und 
genügt  den  gesteigerten  Bedürfnissen.  Sowohl 
Sie  Dorfgemeinschaft  {^u)  /  .),  die  dem  Staat  un- 
mittelbar vorausgehende  Einheit,  als  auch  die 
Familie  {oUa,)  sind  daher  staatenähnliche  Ge- 
bilde. Die  Analogie  besteht  nicht  nur  in  der 
Vereinigung  und  in  ihrem  Zweck,  sondern  auch 
in  der  Vereinigung  ungleichartiger  Einheiten, 
die  oben,  weil  sie  ungleicliartig  sind,  eine  höhere 
Einheit  ausmachen,  welche  sich  auch  qualitativ, 
nicht  bloß  quantitativ  von  ihren  Elementen 
unterscheidet. 

b)  Elemente  des  Staates.  Freie  und 
Unfreie.  Die  Bürger.  Die  letzten  Elemente, 
aus  denen  der  Staat  besteht,  sind  die  Individuen, 
die  sich  nach  Alter  und  Geschlecht  gruppieren  und 
schon  aus  diesem  Einteilungsgrunde  ungleich- 
artig sind,  aber  auch  nach  Freiheit  und  Unfrei- 
heit. Die  Sklaverei  hat  nämlich  im  Staate  nach 
Aristoteles  eine  Funktion,  die  wir  bezeichnen 
können  als  Verrichtung  derjenigen  notwendigen 
Arbeit,  die  auf  Befehl  und  in  Gehorsam  am  besten 
verrichtet  wird.  Es  ist  also  die  Arbeit,  die  im 
modernen  Staat  die  Dienerschaft  und  etwa  noch 
die  Fabrikarbeiterschaft  verrichtet.  Da  sich 
im  Umkreis  der  ihm  bekannten  Staaten  dem 
Aristoteles  für  diese  Arbeit  keine  freie  Bevölke- 
rung darbot,  so  mußte  er,  weil  der  Staat  ohne 
sie  nicht  bestehen  kann,  die  Sklaverei  als  ein 
notwendiges  Erfordernis  ansehen.  Jede  Wirt- 
schaft, so  führt  er  aus,  bedarf  der  Werkzeuge. 
Die  Werkzeuge  aber  sind  teils  beseelte,  teils  un- 
beseelte; wie  z.  B.  für  den  Steuermann  das 
Steuer  ein  unbeseeltes,  der  Untersteuermann  ein 
beseeltes.  So  ist  der  Sklave  ein  beseeltes  Werk- 
zeug. Er  wäre  nur  dann  entbehrlich,  wenn  es 
dahin  käme,  daß  jedes  Werkzeug  auf  Geheiß 
oder  gar  einem  solchen  zuvorkommend  seine 
Arbeit  verrichten  würde,  wie  dies  behauptet  wird 
von  den  Werken  des  Daedalos  oder  von  den 
Dreifüßen  des  Hcphästos,  die  nach  dem  Diohter- 
wort  aus  eigenem  Antriebe  in  die  Götterversamm- 
lung gingen.  So  lange  aber  ein  derartiger  Zu- 
stand nicht  besteht,  so  lange  die  Weberschiffchen 
nicht  von  selbst  weben  und  die  Elektra  nicht 
selbst  die  Zither  anschlagen,  so  lange  bedürfen 
die  Werkmeister  der  Gehilfen  und  die  Haus- 
herren der  Sklaven.  Und  es  gibt  eben  Menschen, 
die  nach  der  Meinung  des  Aristoteles  von  Natur 
zur  Sklaverei  bestimmt  sind,  dies  sind  solche 
Menschen,  welche  die  ihnen  aufgetragenen  (me- 
chanischen) Arbeiten  zur  Zufriedenheit  verrichten 
können  und  zum  Gehorchen  geboren  sind,  im 
Gegensatze  zu  solchen,  die  von  Natur  zum  An- 
ordnen und  Leiten  bestimmt  sind.  Aber  er  ver- 
kennt nicht,  daß  der  tatsächliche  Zustand  inso- 
fern unbefriedigend  ist,  weil  der  Zufall  —  wie  bei 
der  Sklaverei  infolge  von  Kriegsgefangenschaft  — 
Personen  in  die  Unfreiheit  drängt,  die  die  Natur 
zu  Besserem  bestimmt  hat.  Sieht  man  also  von 
der  durch  die  Anschauungen  und  Zustände  des 


Altertums  bedingten  Identifizierung  von  dienen- 
dem Beruf  mit  persönlicher  Unfreiheit  ab,  so 
nähert  sich  Aristoteles  hier  durchaus  jenen 
modernen  Anschauungen,  die  die  soziale  Stellung 
des  Individuums  als  aus  dem  freien  Wettbewerb 
der  Kräfte  hervorgegangen  ansehen  und  daher 
der  dienenden  Klasse  nur  jenen  Grad  von  natür- 
licher Befähigung  zuerkennen,  der  für  ihren 
Beruf  ausreicht,  da  das  dienende  Individuum 
sonst  eine  höhere  Staffel  erreicht  hätte.  Die 
Erblichkeit  des  unfreien  Standes  ist  freilich  eine 
Sache,  die  sich  mit  der  individuellen  Beurteilung 
der  Befähigung  nicht  verträgt. 

Wenn  also  die  Unfreien  zwar  eine  notwen- 
dige Funktion  wie  im  Staate  so  in  der  Familie 
erfüllen,  so  muß  zwar  ihre  E.\istenz  in  jedem 
Staate  notwendig  vorausgesetzt  werden,  aber 
sie  nehmen  doch  eine  so  untergeordnete  Stellung 
ein,  daß  sie  für  die  Struktur  des  Staates  nicht 
in  Betracht  kommen. 

Die  freie  Bevölkerung  zerfiel  in  den  grie- 
chischen Staaten  in  Bürger  und  Metöken  (orts- 
ansässige Fremde).  Obgleich  Aristoteles  die 
letzteren  gelegentlich  erwähnt,  sieht  er  doch 
von  ihnen  in  der  Staatslehre  schon  deshalb  ab, 
weil  sie  kein  notwendiger  Faktor  im  Staate 
sind.  Der  Staat  besteht  lediglich  aus  einer  Menge 
von  Bürgern.  Und  Bürger  sind  nach  Aristoteles 
nur  diejenigen,  die  an  der  Herrschaft  teilnehmen, 
und  zwar  ist  die  Herrschaft  entweder  die  be- 
schließende (in  der  Volksversammlung  und  im 
Rate)  oder  die  ausführende  (Magistratur)  oder  die 
richtende  (Schwurgericht).  Die  Teilnahme  an 
diesen  Gewalten  heißt  ri'ixtj  und  diese  charak- 
terisiert den  Bürger.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß 
demnach  Bürger  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
nur  in  einer  Demokratie  vorhanden  sein  können. 
Aber  auch  in  solchen  Staaten,  in  denen  die  Ent- 
scheidung in  den  Händen  einer  Minderzahl  liegt, 
läßt  sich  die  Definition  aufrechterhalten,  indem 
man  entweder  nur  jene  Minderzahl  als  Bürger 
im  eigentlichen  Sinne  faßt  oder  indem  man  — 
was  bei  einer  Anzahl  von  Staaten  zutrifft  — 
auch  jene  eingeschränkten  Rechte,  die  der  Ge- 
samtheit verbleiben,  schon  als  Herrschaftsteil- 
nahme auffaßt.  Gar  nicht  mehr  trifft  aber  die 
Definition  zu  im  absoluten  Königtum  und  in 
jenen  Oligarchien,  die  der  Gesamtheit  gar  keinen 
Anteil  an  der  <  .//;  gewähren.  Die  anderen  De- 
finitionen des  Bürgers,  wie  die  aus  dem  gemein- 
samen Wohnsitz  u.  a.,  weist  Aristoteles  zurück, 
die  Definition  e  lege,  nach  welcher  der  Bürger 
ist,  der  die  im  Gesetze  aufgestellte  Qualifikation 
nachweisen  kann,  läßt  er  nur  zum  praktischen 
Gebrauch  zu,  glaubt  aber  nicht,  daß  sie  die  Ein- 
sicht in  die  Sache  fördert. 

Der  Staat  ist  nun  eine  Vereinigung  von 
Bürgern,  die  innerhalb  dieser  Vereinigung  die 
Herrschaft  ausüben.  Sind  auch  die  Banausen 
Bürger,  d.  h.  haben  sie  Anteil  an  der  Regierung, 
so  ist  eine  politische  Gleichheit  ungleichartiger 
Individuen  geschaffen,  ein  Zustand,  der  an  sich 
nicht  wünschenswert  wäre.  Schließt  man  — 
wie  nach  Aristoteles  der  beste  Staat  tun  muß  — 
die  Banausen  vom  Bürgerrecht  aus,  so  zerfällt 
die  freie  Bevölkerung  in  die  Regierenden,  das 
sind  die  Bürger,  die  die  Herrschaft  ausüben  und 
vorzüglich  die  Tugenden  des  Bürgers  zu  pflegen 
haben,  was  sie  befreit  von  der  niedrigen  Arbeit, 
leicht  können,  und  in  die  Regierten,  die  durch 
ihrer  Hände  Arbeit  auch  fremde  Bedürfnisse 
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niederer  Art,  nämlich  die  der  Regierenden  be- 
friedigen und  von  politischen  Tugenden  fast  nur 
die  des  Gehorsams  zu  üben  haben. 

c)  Klassifikation  der  Staaten.  Die 
Klassifikation  der  Staaten  ist  nicht  das  Werk 
des  Aristoteles,  er  fand  sie  schon  vor.  und  sie 
ist  ebenso  schon  bei  Piaton  gegeben.  Die  Staats- 
verfassungen sind  nämlich  danach  verschieden, 
ob  einer,  ob  eine  Minderzahl  oder  ob  eine  Mehr- 
heit die  Herrschaft  hat.  Es  würde  also  nur  drei 
mögliche  Verfassungen  geben,  wenn  nicht  noch 
ein  ethisches  Einteilungsprinzip  zu  Hilfe  gerufen 
würde.  Die  Herrschenden  können  nämlich  ent- 
weder das  Wohl  des  Ganzen  oder  ihr  eig'^nes  Wohl, 
d.  h.  der  Alleinherrscher  sein  persöuliches.  die 
Minderheit  das  Interesse  ihrer  Partei,  die  Mehr- 
heit das  Interesse  der  ihrigen  im  Auge  haben. 
Daher  nennt  er  die  drei  Verfassungen,  die  das 
Wohl  der  Gesamtheit  fordern  wollen,  richtige 
(öoH.ti),  die  anderen  Ausschreitungen  {thosx- 
/ädftftA.  Zu  den  richti|en  gehören  Königtum, 
Aristokratie  und  Politie,  zu  den  Ausschrei- 
tungen Tyrannis,  Oligarchie  und  Demokratie. 

Diese  sechs  Verfassungsformen  sind  aber 
nicht  starr,  jede  derselben  tritt  vielmehr  real 
in  verschiedenen  Arten  auf,  von  denen  die  eine 
strenger,  die  andere  weniger  streng  den  Typus 
festhält. 

Alle  diese  Verfassungsformen  gehen  nun  vom 
Begriff  des  Gerechten  aus  und  glauben  ihn  zu 
verwirklichen.  Aber  die  Demokratie,  welche 
das  Gerechte  auf  die  Gleichheit  zu  gründen 
sucht,  verkennt  die  tatsächliche  Ungleichheit 
der  Menschen  und  den  ethischen  Grundsatz, 
daß  Gleiches  für  Ungleiche  nicht  gerecht  sei. 
Die  oligarchischen  und  monarchischen  Ver- 
fassungsformen erkennen  zwar  die  Ungleichheit 
der  Menschen  an,  erheben  aber  willkürlich  einen 
Vorzug  einer  Klasse  zum  unterscheidenden 
Merkmal  der  herrschenden  Klasse,  indem  sie 
fälschlich  annehmen,  daß  ein  Vorzug  in  einer 
Sache  Vorzüge  in  allen  Beziehungen  begründe. 
Diesen  Fehler  begeht  die  Oligarchie  mit  dem 
Reichtum,  wie  eigentlich  auch  die  Demokratie 
mit  der  Freiheit,  es  begeht  ihn  auch  die  Mon- 
archie mit  der  Annahme,  daß  irgendein  noch 
so  hervorragender  Vorzug  persönlicher  Art  zur 
Alleinherrschaft  berechtige. 

Man  darf  aber  keineswegs  eine  bestimmte 
Verfassungsform  als  die  absolut  gute  hinstellen, 
sondern  man  muß  bekennen,  daß  jede  der  drei 
richtigen  Verfassungen  für  bestimmte  Zeiten, 
Völker  und  Verhältnisse  den  Vorzug  verdient, 
und  Sache  der  Politik  kann  es  nicht  sein,  die 
eine  oder  andere  zu  empfehlen,  sondern  nur  zu 
untersuchen,  welche  relativ  am  geeignetsten  ist 
oder  wie  eine  gegebene  Verfassung  durch  beson- 
nene konservative  Reform  zu  einer  relativ  bes- 
seren gemacht  werden  kann.  Unter  den  ge- 
gebenen Verfassungen  kamen  aber  im  Bereiche 
griechischer  Ansiedlungen  tatsächlich  nur  die 
Oligarchie  und  die  Demokratie  in  Betracht,  die 
Aristoteles  auch  trotz  der  systematisch-ethischen 
Einteilung  vorzüglich  im  Auge  hat.  In  ihnen 
wird  der  vernünftige  Politiker  hauptsächlich 
auf  die  Stärkung  des  Mittelstandes  hinzuarbeiten 
haben.  Im  Mittelstand  wohnt  das  Glück  und 
die  Tugend,  die  überhaupt  in  der  «eiroi//,-  be- 
steht, der  Mittelstand  ist  gleich  weit  entfernt 
von  der  Unfähigkeit  zu  gehorchen,  wie  die 
Klasse  der  Reichen,  und  vor  den  Unfähigkeit  zu 


herrschen,  wie  die  der  Armen,  und  wenn  er 
stark  ist,  kann  er  durch  ein  Bündnis  mit  einem 
der  extremen  Stände  den  anderen  niederhalten 
und  so  Aufstand  und  Bürgerkrieg  verhüten.  Mit 
Phokylides  ruft  Aristoteles  aus  „Mittelstand 
hat  den  PreisI  ihn  lob  ich  im  Sta.at  mir  vor 
allem."  Die  bürgerliche  Gesollschaft  ist  die 
beste,  welche  aus  Leuten  vom  Mittelstande  be- 
I  steht,  und  solche  Staaten  können  eine  gute 
Verwaltung  am  ehesten  genießen,  in  denen  der 
Mittelstand  zahlreich  und  stärker,  wo  möglich 
als  beide  oder  doch  als  die  eine  der  beiden  an- 
deren Klassen  ist.  Denn  so  gibt  er  durch  seinen 
Beitritt  den  Ausschlag  und  verhindert  das  Ent- 
stehen der  Uebermacht  auf  einer  oder  der  anderen 
Seite.  Es  ist  daher  das  größte  Glück,  wenn  die 
Bürger  eines  Staates  ein  mittelmäßiges  aber  aus- 
reichendes Vermögen  besitzen.  Denn  wo  die 
einen  übermäßig  viel,  die  anderen  nichts  be- 
sitzen, da  entsteht  entweder  Demokratie  im 
äußersten  Grade  oder  ungemäßigte  Oligarchie 
oder  Tyrannis  aus  beiden  Ueberraaßen. 

4.  Der  Idealstaat.  Obgleich  Aristoteles  mit 
der  utopistischen  Frage  nach  der  absolut  besten 
Verfassung,  die  vor  ihm  die  Staatslehre  be- 
herrschte, gebrochen  hatte,  indem  er  neben 
der  historisch-genetischen  Staatslehre  eigent- 
lich nur  die  Bestimmungen  der  Relation  zu- 
ließ, welche  Verfassung  für  gegebene  Zustände 
die  zuträglichste  sei,  konnte  er  sich  dennoch  im 
Banne  überkommener  Doktrinen  der  Konstruk- 
tion eines  Idealstaates  nicht  entziehen.  In  dem 
uns  erhaltenen  Fragment  eines  solchen  Ideal- 
staates steht  er  jedoch  auf  viel  konkreterem 
Boden  als  seine  Vorgänger.  Die  logische  Be- 
rechtigung, die  Frap  nach  der  Einrichtung  des 
Idealstaates  zu  stellen,  leitet  er  aus  der  an  sich 
zulässigen  Annahme  her,  daß  es  einmal  ideale 
Menschen  geben  könnte,  für  die  dann  der  ideale 
Staat  ebenso  der  geeignete  und  „gerechte"  wäre, 
wie  er  für  die  zur  Zeit  gegebenen  Menschen  un- 
möglich wäre.  Im  Gegensatze  zu  seinem  un- 
mittelbaren Vorgänger  Piaton  steht  Aristoteles 
ferner  auf  streng  individualistischer  Grundlage, 
indem  er  das  Glück  des  einzelnen  Bürgers  zur 
Voraussetzung  des  absolut  besten  Staates 
machte.  Er  bekämpft  daher  die  kommunistischen 
Lehren,  mögen  sie  sich  auf  Weiber-  und  Kinder- 
gemeinschaft oder  auf  Gemeinsamkeit  des  Be- 
sitzes beziehen,  sowohl  wegen  ihrer  Undurch- 
führbarkeit,  als  auch  weil  sie  nicht  wünschens- 
wert wären,  indem  sie  im  Bestreben,  den  Staat 
einheitlich  zu  gestalten,  die  wahre  Einheit  des- 
halb zerstören  würden,  weil  die  Zusammen- 
setzung des  Staates  aus  heterogenen  Elementen 
eine  Notwendigkeit  ist.  Das  am  meisten  eini- 
gende Band,  das  der  Liebe  und  Verwandtschaft, 
will  er  dem  platonischen  Phantom  der  Einheit 
nicht  opfern,  die  fördernde  Pflege  individuellen 
Besitzes  nicht  für  eine  unpersönliche  und  wider- 
willige Bearbeitung  allgemeiner  Güter  preisgeben. 

Für  seinen  Idealstaat  braucht  aber  Aristo- 
teles, wie  schon  erwähnt,  ideale  Voraussetzungen. 
Da  der  Idealstaat  auf  Glückseligkeit  der  ein- 
zelnen Bürger  als  Lebensziel  und  auf  allge- 
meine Befähigung  der  Bürger  zur  Teilnahrae  an 
der  Staatsgewalt  und  graduelle  (geometrische) 
Gleichheit  als  Maßstab  dieser  Teilnahme  ab- 
zweckt, so  fragt  es  sich,  welches  Leben  für 
den  einzelnen  das  wünschenwerteste  sei,  ohne 
aber  das  Wohl  der  staatlichen  Vereinigung  zu 
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gefährden.  Nach  ethischen  Grundsätzen  ist 
nun  derjenige  Zustand  der  wünschenswerteste, 
in  dem  man  zwar  alle  Arten  von  Gütern  be- 
sitzt, vorzüglich  aber  die  Güter  der  Seele, 
also  die  i'cfnj  und  ebenso  muß  der  wünschens- 
werteste Staat  derjenige  sein,  in  dem  Tugend 
herrscht,  jeder  Tugend  übt  und  s-lückselig  lebt. 
Im  tugendhaften  Leben  selbst  kann  man  aber 
beschauliches  (theoretisches,  pliilosophisches) 
Leben  oder  praktisches  (politisches)  vorziehen. 
Das  erste  hat  den  Vorzug,  weder  mit  Unge- 
rechtigkeit gegen  andere  noch  mit  Störung 
der  persönlichen  Glückseligkeit  verbunden  zu 
sein,  das  zweite  den  Vorzug,  mehr  Gutes  stiften 
zu  können.  Für  den  einzelnen  ist  daher  eine 
weise  Mischung  des  beschaulichen  und  des 
praktischen  Lebens  wünschenswert.  Das  Ziel 
des  Idealstaates  ist  also  das  glückselige  Leben 
der  Bürger  in  tugendhaftem  Wandel  bei  ange- 
messener Abwechslung  von  theoretischer  und 
praktischer  Lebensführung.  Die  Voraussetzungen 
für  einen  solchen  Staat  sind  folgende:  Der  (Staat-) 
Staat  —  denn  Großstaaten  schienen  dem  Aristo- 
teles unmöglich,  und  mit  Ausnahme  monar- 
chischer waren  sie  auch  außerhalb  des  Kreises 
seiner  Erfahrung  —  darf  nicht  so  groß  sein, 
daß  die  Uebersichtlichkeit  verloren  geht,  der 
Feldherr  die  Truppen  nicht  mehr  übersieht,  der 
Bürger  den  Bürger  nicht  mehr  kennt.  Zu  klein 
darf  und  kann  er  nicht  sein,  weil  er  sonst  außer- 
stande ist,  die  staatlichen  Bedürfnisse  zu  be-. 
friedigen,  ihm  also  die  "i'vdjjxem  mangelt. 
Das  Land,  das  okkupiert  werden  müßte,  muß 
fruchtbar  sein  und  das  Nötige  zur  Ernährung 
der  Bewohner  hervorbringen.  Lage  an  der 
See  i.st  aus  strategischen  und  handelspolitischen 
Gründen  wünschenswert;  die  Stadt  muß  ferner 
eine  gesunde,  womöglich  nach  Osten  oder, 
wenn  das  unmöglich  ist,  nach  Norden  geneigte 
Lage  haben,  so  situiert  sein,  daß  die  Truppen 
leicht  ausrücken,  der  Feind  schwer  einmarschieren 
kann,  und  reichlich  Quellen  und  fließendes 
Wasser  zur  Verfügung  haben.  Die  Bewohner 
endlich  sollen  weder  bloß  mutig  wie  die  nörd- 
lichen Barbaren  noch  bloß  zivilisiert  wie  die 
Orientalen,  sondern  beides  sein,  wie  es  sich  fast 
nur  bei  Griechen  trifft. 

Welche  Bürger  sollen  nun  den  Idealstaat 
bilden?  Zur  Selbsterhaltung  braucht  der  Staat 
Ackerbauer,  Industrielle  (Gewerbetreibende), 
Krieger,  Kapitalisten,  Priester  und  endlich 
Politiker,  die  über  das  Gerechte  und  politisch 
Nützliche  beraten,  beschließen  und  richten. 
Aber  alle  diese  notwendigen  Glieder  können 
nicht  Bürger  des  Idealstaates  sein,  weil  diese 
glückselig  und  daher  im  Besitz  der  Tugend 
sein  müssen.  Das  ist  bei  Handwerkern  und 
Kaufleuten  ausgeschlossen  wegen  der  unedlen 
Beschäftigung,  bei  Bauern,  weil  ihnen  die  dazu 
nötige  Muße  fehlt.  Diese  müssen  also  von  den 
wesentlichen  staatlichen  Funktionen  und  damit 
vom  Bürgerrecht  ausgeschlossen  sein.  Krieger 
und  Poliliker  sollen  zwar  alle  übrig  bleibenden 
Bewohner  sein  können,  aber  in  verschiedenen 
Lebensepochon;  in  der  Jugend  sollen  sie  Krieger, 
im  Alter  Berater  sein.  Denselben  Ständen 
müssen  aus  schuldiger  Verehrung  für  die  Götter 
die  Priester  entnommen  werden.  Der  Idealstaat 
scheidet  also  die  Klasse  der  Regierenden  von 
derjenigen,  die  banausische  Beschäftigung  treilit, 
BD  gut  wie  der  platonische  Staat.  Innerhalb 


der  Bügerklasse  ist  vollkommene  Gleichheit 
der  Berechtigung  erforderlich,  weil  es  hier 
keinen  individuellen  Vorzug  gibt,  der  einen 
höheren  Grad  von  Herrschaft  begründete,  und 
daher  gleichzeitige  Teilnahme  aller  an  der 
Herrschaft  oder  Teilnahme  im  Turnus  nötig. 
Die  wirtschaftliche  Lage  der  Bürger  kann  da- 
bei durch  gemeinsame  Mahlzeiten  der  sämt- 
lichen Bürger  (Syssiticn),  die  auch  noch  andere 
Vorteile  haben,  aber  nur  dann  bestritten  werden, 
wenn  für  die  Kosten  der  Staat  aufkommt,  weil 
bei  Privatbeiträgen  nicht  alle  Bürger  teilnehmen 
könnten.  Auch  eine  Aufteilung  des  Landes  in 
öffen'liches  und  privates  empfiehlt  sich,  wobei 
aus  dem  öffentlichen  der  Aufwand  für  die  Religion 
und  die  Syssitien  bestritten  werden  kann.  Das 
Privatland  muß  aber  unter  die  Bürger  als  In- 
dividualbesitz  verteilt  werden,  wie  überhaupt 
am  Privateigentum  festgehalten  werden  muß, 
dessen  unvermeidliche  Härten  durch  eine  weit- 
gehende Wohltätigkeit  gemindert  werden  sollen. 
Wenn  möglich,  sollen  die  Aecker  von  Sklaven 
oder  stammfremden  Barbaren  bebaut  werden, 
weil  das  die  besten  Arbeiter  sind,  die  zu  poli- 
tischen Neuerungen  nicht  neigen,  wohl  auch 
weil  dadurch  die  bäuerliche  Klasse  einheimischer 
Herkunft  ohne  Bürgerrecht  entfiele.  Für  die 
Behandlung  der  Sklaven  ist  namentlich  maß- 
volles Verhalten  zu  empfehlen  und  ihnen  die 
Freiheit  als  Preis  in  Aussicht  zu  stellen. 

Wir  sehen  also,  daß  es  sich  auch  im  aristo- 
telischen Idealstaat  wesentlich  um  die  Glück- 
seligkeit der  in  ihrer  Zahl  eingeschränkten  Bürger 
—  der  Wächterklasse  des  platonischen  Staates 
vergleichbar  —  handelt.  Zu  dieser  Glückseligkeit 
gehören  äußere  Umstände,  deren  Abwesenheit 
die  Erreichung  des  Zieles  unmöglich  macht.  Diese 
Umstände  herbeizuführen  und  damit  diejenigen 
Handlungen  zu  ermöglichen,  die  Wohlstand, 
Achtung  und  Vergnügen  verbreiten,  ist  Sache 
desjenigen  Gesetzgebers,  der  den  besten  Staat 
einrichten  will.  Die  äußeren  Bedingungen  der 
Glückseligkeit  sind  eben  dargelegt  worden.  Die 
inneren  Bedingungen,  welche  m  der  Uebung 
der  Tugend  bestehen,  muß  sich  jeder  Bürger 
selbst  schaffen.  Die  Frage,  wie  man  sich  diese 
inneren  Bedingungen  sichert,  wäre  somit  von 
der  Politik  au.sgeschlossen,  wenn  nicht  in  der 
Erziehung  ein  Mittel  gegeben  wäre,  das  unter 
Benutzung  der  persönlichen  Anlage  durch  Ver- 
nunft, aber  auch  durch  Gewöhnung  zur  Tugend 
leiten  könnte.  Da  dieses  Mittel  aber  existiert, 
so  ist  es  für  den  Idealstaat  geradezu  das  Haupt- 
problem der  Politik.  Erzogen  werden  muß 
sowohl  zum  Herrschen  als  auch  zum  Gehorchen, 
weil  im  Idealstaat  jeder  Bürger  beides  leisten 
muß,  das  eine  in  der  Jugend,  das  andere  im 
Alter;  denn  so  hohe  persönliche  Vorzüge  ein- 
zelner Menschen,  daß  sie  geborene  Herrscher 
wären,  gibt  es  nicht.  Im  Staate  gehorchen 
zu  müssen,  hat  aber  nichts  Unfreies  an  sich, 
da  es  auf  den  Grund  des  Gehorsams  und  nicht 
auf  die  Tatsache  ankommt.  Aber  weder 
Herrschen  noch  Gehori  hcnlcrnen  ist  Ziel  der 
Erziehung,  sondern  ihr  Endzweck  ist  das  beste 
Leben.  Einseifige  kriegerische  Erziehung  ist 
also  verfehlt,  weil  sie  bloß  tauglich  macht  zur 
Anwendung  eines  Mittels  für  den  Frieden, 
dessen  Tugenden  zu  pflegen,  sie  geradezu 
disqualifiziert.  Denn  im  Frieden  ist  die  Philo- 
sophie die  angemessene  Beschäftigung.  Wenn  es 
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aber  hauptsächlich  auf  die  Erziehung  zur  Tugend 
ankommt,  so  ist  ein  stufenmäßiger  Gang  der 
Erzifhiing,  in  welchem  erst  der  Körper,  dann 
die  Seele  ausgebildet  wird,  unerläßlich.  Da 
die  Erziehung  Staatssacho  ist,  hat  der  Staat 
also  in  erster  Linie  für  die  vollkommensten 
Körper  der  Bürger  zu  sorgen  und  darf  daher 
Ehe  wie  Kindererzeu^ung  regeln.  Eheschlie- 
ßungen sind  an  ein  Minimal-  und  Maximalalter 
zu  knüpfen,  als  Minimalalter  kommt  für  Frauen 
das  18.,  für  Männer  das  37.  Jahr  in  Betracht, 
als  Ma.ximum  das  50.  bzw.  70.  Jahr;  innerhalb 
dieser  Grenzen  sind  die  Differenzen  von  der 
Ma.ximalgrenze  gleich  weit  zu  machen.  Ebenso 
hat  der  Staat  die  Schwangerschaft  zu  über- 
wachen, ja  selbst  die  Zeugung  darf  nicht  über 
eine  Zeit  hinaus  fortgesetzt  werden,  in  der  die 
Verstandeskräfte  schwinden.  Uebervölkerung 
ist  durch  Abtreibung  der  Leibesfrucht  zu  ver- 
hüten. Das  Kind  selbst  muß  abgehärtet  und 
durch  Bewegung  ^eübt  werden;  Spiele  und  Er- 
zählungen sollen  dem  künftigen  Unterricht  den 
Weg  bahnen.  Die  Gesellschaft  der  Kinder  soll 
eine  gute  sein,  nichts  Unanständiges  soll  ihnen 
zu  Ohren  kommen,  ebenso  sollen  anstößige  Ge- 
mälde, Gedichte  usw.  ferngehalten  werden.  Die 
Haupterziehung  vollzieht  sich  vom  7.  Jahre 
bis  zum  Eintritt  der  Mannbarkeit  und  hierauf 
in  einer  zweiten  Etappe  von  da  bis  zum  21. 
Jahre.  Die  bürgerliehe  Erziehung  hat  sich  da- 
bei aller  niedrigen  Beschäftigungen  zu  ent- 
halten, und  selbst  die  würdige  Beschäftigung 
mit  den  Wissenschaften  darf  nur  um  der  persön- 
lichen Vervollkommnung,  nicht  um  des  Gewinnes 
willen  gepflegt  werden.  Unentbehrliche  Lehr- 
gegenstände sind  Gymnastik,  Schreiben  und 
Lesen,  zunächst  wegen  ihres  unmittelbaren 
Nutzens,  aber  nicht  deshalb  allein,  sondern 
auch  wegen  der  höheren  Zwecke,  die  durch 
diese  Kenntnisse  erreicht  werden.  Bei  der 
Gymnastik  hat  man  darauf  zu  achten,  daß 
nicht  Athleten  herangebildet  werden,  was  eine 
Erziehung  zu  Banausen  wäre,  sondern  durch 
leichte  Körperübungen  ist  Gesundheit  und  Wachs- 
tum zu  fördern.  Als  wirksames  Erziehungs- 
mittel gilt  die  Musik,  deshalb  weil  sie  zum 
Leben  entbehrlich  ist  und  eine  edle  Art,  die 
Muße  zu  verbringen,  schafft.  In  der  wahren 
Muße  liegt  eben  die  Glü(-kseligkeit,  und  die 
Menschen  müssen  dazu  erzogen  werden,  in  der 
Muße  auf  die  beste  Art  tätig  sein  zu  können. 
Dazu  dient  die  Musik  nicht  allein,  auch  Be- 
schäftigung mit  der  Literatur,  Zeichnen  u.  a. 
ist  aus  diesem  Grunde  ins  Erziehungsprogramm 
aufzunehmen. 

Sonst  ist  uns  über  das  aristotelische  Staat.s- 
ideal  nichts  bekannt.  Das  System  wurde  von 
ihm  nicht  vollständig  ausgearbeitet,  und  auch 
das  Kapitel  über  die  Erziehung  ist  unvollenilet. 

5.  Wirtschaftslehre.  Im  Wirtschaftsleben 
unterscheidet  Aristoteles  die  einfache  Gewin- 
nung von  Nahrungsmitteln,  den  unmittelbaren 
Zweck  durch  Produktion,  die  sog.  Haushaltungs- 
kunst (ofx«ji'«/ziK;;)  und  die  Erwerbskunst 
iLOTixiij),  d.  h.  den  mittelbaren  Erwerb  durch 
Tausch.  Diese  Chrematistik  zerfällt  selbst  wieder 
in  zwei  Arten:  in  einen  rechtmäßigen  und  un- 
rechtmäßigen Erwerb.  Als  rechtmäßig  und 
natürlich  betrachtet  er  den  einfachen  Tausch- 
Ihandel,  sofern  er  das  wirkliche  Bedürfnis  nicht 
überschreitet;  als  widernatürlichen  Erwerb  {aera- 


■ilqTixi^  xitnrji.ixif)  bezeichnet  er  denjenigen 
Handel,  der  als  eigenes  Geschäft  betrieben  die 
Anhäufung  entbehrlicher  Schätze  lediglich  um 
des  Geldes  willen  bezweckt  (Polit.  I.  3). 

Die  Oekonomik  oder  Haushaltungskunst  hat 
es  nun  mit  der  Lehre  zu  tun,  wie  die  unmittel- 
baren Gebrauchsgüter  beschafft  werden  können. 
Ihren  Namen  hat  sie  daher,  weil  die  wirtschaft- 
liche Einheit  das  Haus  (u'V«,,  Familie)  ist  und 
es  sich  zunächst  um  die  Erhaltung  dieser  wirt- 
schaftlichen Einheit  handelt.  Hierbei  linmmt 
es  zuvörderst  auf  die  Nahrung  als  das  unentbehr- 
lichste Gebraunhsgut  an.  Diese  zu  beschaffen, 
ist  S.iehe  des  Hausvaters.  Historisch  folgen  auf- 
einander die  Wirtschaftsstufen  des  Nomaden, 
des  Jägers  (auch  Fischers,  Vogelfängers  und  des 
durch  Raubzüge  Erwerbenden),  dann  des  Acker- 
bauers. Alle  diese  Erwerbsarten  zielen  auf  Ge- 
brauchsgüter und  sind  daher  natürlich. 

Auf  Grund  dieser  Unterscheidung  zwischen 
Haushaltungskunst  und  Erwerbskunst  führt 
Aristoteles  nun  folgendes  aus:  Die  Benutzung 
eines  jeden  Besitzstückes  ist  eine  doppelte.  In 
beiden  wird  zwar  das  Ding  als  solches  benutzt, 
aber  nicht  auf  gleiche  Weise.  Die  eine  Be- 
nutzungsart ist  der  Sache  eigentümlii-h,  die 
andere  dagegen  nicht,  so  z.  B.  das  Anziehen  eines 
Schuhes  und  der  Tausch  eines  solchen.  In  beiden 
Fällen  wird  der  Schuh  benutzt:  das  erste  Mal 
nach  der  Seite  der  Haushaltungskunst  zum  Ge- 
brauch, das  andere  Mal  nach  der  Seite  der  Er- 
werbskunst, als  Mittel  zum  Gewinn.  Auch  der, 
welcher  den  Schuh  dem,  der  ihn  nötig  hat, 
gegen  Geld  oder  gegen  andere  Güter  überläßt, 
benutzt  zwar  den  Schuh  als  Schuh,  aber  nicht 
in  der  ihm  eigentümlichen  Weise,  denn  der 
Schuh  ist  nicht  des  Umtausches  wegen  gemacht. 
Ebenso  verhält  es  sich  mit  anderen  Gütern, 
denn  der  Tausch  erstreckt  sich  auf  alle.  Aber 
dieser  Tauschverkehr  ist  erst  allmählich  dadurch 
aufgekommen,  daß  Ueberprocliiktion  eines  Ge- 
brauchsgutes in  dem  einen  und  Unterproduktion 
in  dem  anderen  Oikos  entstand  und  man  sii-h 
gegenseitig  auszuhelfen  gezwungen  war.  Diese 
Art  des  auf  zufälliger  Ueberproduktion  beruhen- 
den Tausches  und  diese  Art  der  Erwerbskunst 
ist  auch  keineswegs  widur  die  Natur. 

Anders,  wenn  die  Ueberproduktion  mit  Be- 
wußtsein geschieht,  um  den  prodiizii^rten  Gi'gen- 
stand  marktfähig  zu  machen.  Dann  entwickelt 
sich  eine  künstliche  Erwerbsart,  deren  Regeln 
nicht  mehr  Gi'genstand  der  Oekonomik,  sondern 
der  Chrematistik  sind.  Diese  Lehre  geht  nicht 
mehr  den  Hausvater  als  solchen,  sondern  nur 
den  Kaufmann  an,  der  Bezugs-  und  Absatz- 
quellen kennen  muß.  Durchführbar  wurde  diese 
auf  den  Marktverkauf  sich  gründende  Erwerbs- 
art erst  durch  Einführung  des  Geldes,  das 
übrigens  nicht  der  Natur,  sondern  dem  Gesetz 
{rii/uii)  seine  Existenz  verdankt,  so  daß  es  in 
unserer  Macht  steht,  es  umzuändern  und  außer 
Kurs  zu  setzen.  Diese  Chrematistik  führt  auch  zur 
Anhäufung  des  illegitimen  Reichtums,  d.  h.  des- 
jenigen, der  Tauschmittel  aufspeichert  und  da- 
her unbegrenzt  ist,  während  der  legitime  Reich- 
tum bloß  Verbrauchsgüter  sammelt,  daher  seine 
natürliche  Grenze  hat  und  sich  nach  den  Be- 
dingungen regelt,  die  die  Oekonomik,  nicht  die 
Chrematistik  feststellt.  Entstanden  ist  das  Be- 
streben nach  Häufung  von  Tauschmitteln  aus 
der  Sorge  um  das  Leben  schlechthin,  während 
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der  richtige  Standpunkt  die  Sorge  um  das 
(sittlich)  gute  Leben  ist.  Man  irrt  aber  auch,  so 
bemerkt  Aristoteles,  wenn  man  Reichtum  in  der 
Menge  von  Geld  erblickt.  Denn  im  Vollbesitz 
solchen  Reichtums  kann  einer  Hungers  sterben, 
wie  man  in  der  Fabel  vom  König  Midas  erzählt. 
Dabei  erwähnt  er  als  eine  lohnende  Methode  des 
Gelderwerbs,  daß  man  sich  das  Monopol  einer 
Ware  zu  verschaffen  suche.  Dies  sei  auch  den 
Staatsmännern  zu  wissen  nützlich.  Denn  für 
viele  Staaten  sei  die  Beschaffung  von  Einkünften 
in  hohem  Grade  wichtig,  weshalb  einige  auch 
sich  den  Alleinverkauf  von  Waren  tatsächlich 
angeeignet  hätten. 

Und  im  Anschluß  an  diese  Ausführungen  über 
das  Geld  wendet  sich  Aristoteles  gegen  das 
Wuchergewerbe,  weil  dasselbe  aus  dem  Gelde 
selbst  den  Gewinn  ziehe  und  es  nicht  dazu  ver- 
wende, wozu  es  eingeführt  ist.  Der  Zins  aber 
vermehrt  es  als  solches,  weshalb  er  auch  seinen 
Namen  „Junges"  (loxus)  erhalten  hat.  Der 
Zins  ist  Geld  aus  Geld.  Deshalb  ist  auch  unter 
allen  Erwerbszweigen  dieser  der  naturwidrigste. 
Nicht  unerwähnt  darf  endlich  die  wichtige 
Unterscheidung  bleiben,  die  Aristoteles  im 
6.  Buche  der  Nikomachischen  Ethik  zwischen 
der  austeilenden  und  der  entgeltenden  Gerechtig- 
keit näher  begründet  hat,  jene  in  bezug  auf 
öffentliche  Dinge,  diese  für  den  Tausch  im  Ver- 
kehr der  Privaten,  für  den  Tausch  der  Arbeit 
oder  der  Erzeugnisse.  Auf  diese  Unterscheidung 
näher  einzugehen  würde  hier  jedoch  zu  weit 
führen. 

Literatur;  Als  GesavUamgobe  der  Werke  des 
Ariftottles  kommt  vor  allein  die  von  der  Aka- 
demie dtr  Wissentic/iaßen  in  Berlin  veranstaltete 
Ausytibe  in  Betracht;  in  diener  Ethik,  Politik 
und  Oekonomik  im  II.  Bde.,  Berlin  18S1.  — 
Als  Kiiizelausyahen  :  Ethica  Nicomacliea  ex  re- 
censimie  Immauueiis  Bekkeri,  Btrolini  18SI.  — 
Ari'^totelis  de  reptiblica  libri  oclo.  Herum  edi- 
dlt  Immanuel  Btkker,  Berolliii  1S55,  —  Unttr 
den  deutschen  Utbersetzungen  sind  au  nennen: 
AHstAileleis  Politik,  neu  iibtrsetzt  von  Eugen 
Bolfes,  Leipzig  191S.  ■ —  Aiistoieles  Nicomachischr 
Ethik,  neu  übersetzt  und  eiläuteit  von  Eugen 
Eolfes,  S.  Aufl.,  Leipzig  192S.  —  Friedrich 
Veberweg ,  Grundriß  der  Geschichte  der 
Philosophie,  1.  Teil.  Bas  Altertum,  11.  Aufl., 
bearb.  und  herausg.  von  Karl  Prächter , 
Leipzig  19S0.  —  E.  Zeller,  Die  Philosophie 
der  Griechen  II,  S,  S.  Aufl.,  Leipzig  1879.  — 
Die  volkswirtschaftlichen  Ansichten  von  Aristo- 
teles sind  kurz  beiührl  in  einigen  national 
ökonomischen  Lehrbüchern,  so  bei  Hau,  I, 
5.  Aufl.,  Heidelberg  1847,  S.  SS.  —  Schön- 
bei'g,  Handbuch  der  politischen  Oehmomie, 
4.  Aufl.,  I;  vor  allem:  Pesch,  Lehrbuch 
der  Nationalökonomie,  I,  Freiburg  1905.  — 
Schmoller,  Gründl  iß  der  allgemeinen  Volks- 
vnrtschajislehre,  2  Bde.,  11.  u.  IS.  Tausend, 
Leipzig  1919  (an  verschiedenen  Stellen).  — 
Kautz,  Theorie  und  Geschiihte  der  National- 
Ökonomik,  7'eil  II:  Die  geschichtliche  Entwick- 
lung der  Nalionalökono7ni/c  und  ihrer  Literatur, 
Wien  1860.  —  Itnu,  An.^ichten  der  Vvlkiwiit 
Schaft,  Leipzig  18S0,  1.  Abt.  —  W.  Oticken. 
Die  Staut'.lehre  des  Aristoteles,  g  Bde.,  Liipzig 
1870-  1876.  —  Derselbe,  Geschichte  der  Na- 
tionalökonomie, I.  Teil,  Leipzig  190S,  S.  S7ff. 


—  Vgl.  auch  Fr,  tf.  Neumann,  Die  Steuer 
nach  der  Steuerfähigkeit  m  Jb.  f.  Nut.,  N. 
F.,  I.  Bd.,  S.  611  fl.,  vor  aihm  S.  626 ff. 
(Hier  eingehende  Darlegung  der  Untersihei- 
dung  zwischen  der  austeilenden  Gerechtig- 
keit —  70  äi-y.atov  79  iitavsft7}nn6v  —  und  der 
entgeltenden  Gerechtigkeit  —  tö  öi-y.ntov  xo 
'ariiTisTToi'&ög  —  J.  —  TrendelenMirg^  Die 
aristoti  tische  Begriffsbestimmung  und  Einteilung 
der  Gerechtigkeit,  in  seinen  Historischen  Bei- 
trägen zur  Philosophie",  Berlin  1867,  III.  Bd., 
S.  S99ß'.  —  Vor  allem  sei  auch  hingewiesen  auf 
W-  Gelesnoff,  Die  ökonomische  Gedankenwelt 
des  Aristoteles,  in  Arch.  f.  S.,  60.  Bd.,  S.  1  ff. 
(Leider  konnte  diese  soeben  erschienene  .-irbeit  in 
dem  vorliegenden  Artikel  nichtmehr  bei  iicksichtigt 
werden.) 

JE.  Ssanto  (f).  Ludwig  Elster. 
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I.  Einleitung.  Allgemeines.  II.  Ge- 
schichte der  öffentlichen  Armenpflege. 
III.  Armengesetzgebung  und  Armenpoli- 
zei. IV.  Ar  m  e  n  s  t  a  t  i  s  t  i  k. 

I.  Einleitung.  Allgemeines. 

I.Verarmung  und  UnWirtschaftlichkeit.  2.  Die 
Herkunft  der  Armen.  3.  Die  Autgaben  der 
Armenpflege.  4.  Wandlungen  des  Arraenwesens. 
5.  Die  gesellschaftliche  Bedeutung  der  Armen- 
fürsorge. 

1.  Verarmung  und  Unwirtschaftlich- 
keit.  Der  Arme  ist  nicht  fähig  sich  selbstän- 
dig wirtschaftlich  durchzubringen;  er  ist  so 
unwirtschaftlich,  daß  er  fremder  Hilfe  bedarf. 
Damit  grenzen  wir  die  Armut  ab  gegen  einen 
Sprachgebrauch,  der  arm  auch  auf  andere 
als  wirtschaftliche  Beziehungen  anwendet 
wie  dagegen,  daß  arm  statt  auf  die  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit  etwa  auf  standes- 
gemäße Maßstäbe  zurückgeführt  wird.  Die 
Armen  sind  dann  ein  Teil  der  größeren 
Gruppe  der  Unwirtschaftlichen,  von  denen 
sie  sich  nur  durch  den  besonderen  Mangel 
an  Mitteln  unterscheiden,  der  rein  äußer- 
lichen Umständen  entspringen  mag.  Ihr 
Wesen  wird  daher  mit  dem  der  Unwirtschaft- 
lichen in  seinen  Grundzügen  übereinstimmen. 

Man  darf  Charakterzüge,  wie  Neigung  zur 
Unwahrhaftigkeit,  zur  Verstellung,  die  aus  der 
Lage  der  Armen  erst  folgen,  nicht  zu  Ursachen 
der  Verarmung  stempeln.  Es  war  ein  richtiger 
Gedanke,  wenn  bereits  Malthus  und  nach  ihm 
viele  in  der  UnWirtschaftlichkeit  den  Grundfehler 
der  Armen  erblickten.  Allerdings  erst  auf  dem 
Boden  einer  Weltanschauung,  für  die  die  Wirt- 
schaftlichkeit die  Grundtugend  des  Menschen, 


')  Dieser  Aufsatz  findet  nach  den  verschie- 
densten Seiten  hin  seine  Ergänzung  in  dem  Art. 
,, Fürsorgewesen",  auf  den  daher  hier  schon 
ausdrücklich  hingewiesen  wird.  In  dem  Art. 
„Fürsorgewesen"  werden  auch  die  noch  un- 
geklärten Grenzverschiebungen  zwischen  Armen- 
pflege, Fürsorge,  Wohlfahrtspflege  eingehend 
erörtert  werden. 
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die  Nützlichkeit  ein  Hochziel  des  Lebens  ist, 
konnte  ein  Urteil  wie  das  der  späteren  Auflagen 
des  Grundwptkes  von  Malthus  erwachsen;  die 
Armut  sei  Schuld  und  müsse  daher  mit  Recht 
als  Schande  und  Schimpf  angesehen  werden. 
Als  Kern  dieser  UnWirtschaftlichkeit  erscheint 
ihm  die  Uebercilung  bei  Gründung  einer  Familie 
und  Erzeugung  von  Kindern.  Da  die  erste  Auf- 
lage seines  Werkes  das  Vorauseilen  der  Volks- 
vermehrung vor  der  Zunahme  der  Unterhalts- 
mittcl  als  unvermeidbar,  ja  seinen  Ausgleich 
durch  Not  und  Elend  als  die  unentbehrliche 
Grundlage  menschlichen  Fortschritts  hinstellte, 
erhielt  die  Armut,  die  daraus  entspringt,  den 
tragischen  Anhauch  eines  Opfers  für  die  Mensch- 
heit; indem  Malthus  diese  Folgen  später  als  ver- 
meidbar durch  Enthaltsamkeit  hinstellte,  wurde 
die  Armut  zur  Schuld  und  damit  war  all  den 
schroffen  Urteilen  über  die  Armen,  sowie  jener 
grundsätzlichen  Verwerfung  der  öffentlichen 
Armenpflege  und  der  Beschränkung  freier  Für- 
sorge (des  gefährlichen  Triebes  des  Mitleids)  der 
Weg  gebahnt. 

Betrachten  wir  die  Wirtschaftlichkeit  für 
unsere  Erörterungen  als  die  Gesanitlicit  der 
Anlagen  und  Fähigkeiten,  durch  die  der 
einzelne  sich  selbstiindig  im  Wirtschafts- 
leben behauptet,  so  ist  ihr  Fehlen,  oder  ihre 
starke  Einschränkung  der  Grundzug  der 
Unwirtschaftlichen  und  mit  ihnen  der  Armen. 
Zu  jedem  Wirtschaften  gehört  die  Berück- 
sichtigung der  Zukunft;  die  Fähigkeit,  sie  zu 
sehen  und  solcher  Voraussicht  gemäß,  das 
Handeln  heute  zu  regeln,  ist  ein  wesentliches 
Stück  der  Wirtscliaftlichkeit.  Unwirtschaft- 
liches Handeln  nennen  wir  kurzsichtig,  weil 
ihm  diese  Voraussicht  fehlt.  Solche  Voraus- 
sicht zu  fördern  erscheint  vielfach,  so  bei 
Malthus,  als  Kern  aller  ernsten  Armen- 
behandlung. Allein  diesem  Bestreben  sind 
eigentümliche  Grenzen  gesetzt,  die  meist 
kaum  beachtet  werden. 

Die  Voraussicht  ist  kein  so  einfacher  Be- 
griff; die  Zukunft  deckt  die  entgegenge- 
setzten Erlebnisse,  die  auch  ganz  verschieden 
auf  den  einzelnen  je  nach  seinen  seelischen 
Anlagen  wirken.  Das  drohende  Unlieil  spornt 
den  einen  zum  Einsatz  seiner  letzten 
Kräfte  an,  während  der  andere  mutlos  die 
Hände  sinken  läßt;  die  Aussicht  auf  Erfolg 
verführt  den  einen  zu  bequemem  Ausruhen 
und  zum  Genuß  des  Augenblicks,  den  an- 
deren treibt  sie  erst  recht  zur  Tätigkeit  an. 
Wie  ein  größeres  Maß  an  Voraussicht  auf  die 
Wirtschaftlichkeit  und  auf  das  Handeln 
überhaupt  einviirkt,  ergibt  sich  erst  aus  sehr 
verwickelten  psychischen  Vorgängen,  die 
bei  den  einzelnen  Menschen  sehr  unterschied- 
lich sind.  Trotz  all  dieser  persönlichen 
Unterschiede  ist  doch  das  Bild  der  Zukunft, 
der  Inhalt  der  Voraussicht  sehr  stark  durch 
die  gesellschaftliche  und  wirtschaftliche  Lage 
der  Gegenwart  bestimmt.  Beide  entsprechen 
einander  in  weitem  Maße  —  nicht  bei  jedem 
einzelnen,  aber  für  größere  Gesamtheiten, 


Klassen  und  Stände;  die  Zukunftsbilder 
werden  um  so  trüber  ausfallen,  je  unsicherer 
jene  Stellung  in  der  Gegenwart  ist.  Ueber  ein 
gewisses  Maß  hinaus  darf  aber  der  Kreis- 
trüber  Bilder,  die  die  Voraussicht  umschließt, 
nicht  steigen,  damit  nicht  wie  das  Handeln 
überhaupt,  so  auch  das  wirtschaftliche  Han- 
deln unter  ihrem  Druck  aufhöre.  Für  die 
ganze  Klasse  häufen  sicli  mit  einem  tieferen 
Blick  in  die  Zukunft  die  gleichartigen  Ein- 
drücke; je  ungünstiger  die  wirtschaftliche 
Lage,  um  so  eher  wird  jene  Grenze  der  Vor- 
aussicht erreicht,  an  der  eine  Ueberbelastung 
durch  hemmende  Vorstellungen  eintreten 
würde.  Dadurch  wird  die  Weite  des  wirt- 
schaftlichen Horizonts  umgrenzt;  die  Vor- 
aussicht und  die  Wirtschaftlichkeit  finden  da 
feste  Grenzen.  Der  Aufbau  der  Gesellschaft 
steckt  der  Entwicklung  der  Wirtschaftlich- 
keit unüberwindliche  Scliranken,  die  wohl 
einzelne,  nie  ganze  Gruppen  übersteigen 
können.  Damit  erscheint  ein  gewisses  Maß 
an  UnWirtschaftlichkeit  als  notwendiger  Be- 
standteil der  Gesellschaftsordnung,  mit 
der  so  auch  unlöslich  die  Verarmung  ver- 
bunden ist. 

Die  wirtschaftlichen  Werte  sind  nicht  die 
höchsten  des  menschlichen  Lebens,  wenn  sie 
auch  die  dringlichsten  für  die  Lebenserhaltung 
sind.  Bei  beschränkten  Mitteln  fordert  die  Wirt- 
schaftlichkeit, zunächst  diese  dringenden  Lebens- 
bedürfni'-se  zu  befriedigen,  die  wirtschaftlichen 
Werte  allen  voranzustellen.  Aber  jeder  Blick 
in  eine  Haushaltsrechnung  der  unteren  Kreise 
zeigt,  wie  so  oft  wirtschaftliche  Bedürfnisse  der 
nächsten  Zeit  zurückgestellt  werden,  um  Mittel 
für  Vergnügen  nicht  nur,  sondern  auch  für 
geistige  Bedürfnisse,  kulturelle  Leistungen  zu 
verwenden.  Diese  Mittel  gehen  der  wirtschaft- 
lichen Sicherung  der  Zulsunft  verloren  und 
manchmal  führt  dies  Verhallen  zur  Verarmung. 
Eine  vollkommen  ausgebildete  Wirtschaftlich- 
keit, der  die  eigene  Selbständigkeit  in  erster  Linie 
steht,  würde  für  weite  Kreise  des  Volkes  be- 
deuten, daß  sie  alles  für  die  Existenzsicherung 
der  Gegenwart  und  nächsten  Zukunft  verbrauche; 
so  würde  ihr  für  geistige  und  kulturelle  Aufgaben 
nichts  verbleiben  und  ihrem  Aufstieg  ein  un- 
überwindliches Hindernis  entgegenstehen.  Eine 
Beschränkung  ihrer  Wirtschaftlichkeit,  ein  Stück 
UnWirtschaftlichkeit  ist  für  sie  nötig,  um  ihnen 
ein  menschliches  Leben,  eine  Möglichkeit  des 
Fortschritts  zu  bewahren,  die  einzelne  oft  genug 
mit  ihrer  Verarmung  bezahlen  müssen. 

Was  so  von  der  Seite  der  Gesellschaft  be- 
trachtet gilt,  kehrt  bei  der  Betrachtung  des 
einzelnen  wieder  in  der  Tatsache,  daß  wirtschaft- 
liche Einstellung  keineswegs  allen  Menschen  in 
gleichem  oder  ähnlichem  Maße  eignet,  daß  sie 
nicht  nur  stets  mit  den  anderen  Seiten  der  mensch- 
lichen Natur  zusammenliegt,  sondern  daß  sie  bei 
vielen  durch  andere  Geistesrichtungen  über- 
wogen, ja  verdrängt  wird,  daß  sie  zu  manchen 
von  diesen  in  einem  oft  unlösbaren  Gegensatz 
steht  (wissenschaftliche,  künstlerische,  soziale, 
religiöse  Einstellungl.  Unwirtschafilichkeit  kann 
mit  höchsten  menschlichen  Leistungen  gepaart, 
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ja  geradezu  durch  sie  gefordert  werden.  Vgl. 
dazu  u.  a.  E.  Spranger,  Lebensformen,  2.  Aufl. 
1921. 

Beschränken  wir  bei  Betrachtung  einiger 
Einzelheiten  unseren  Blick  auf  das  Wirt- 
schaftsleben, so  fallen  uns  die  verschiedenen 
Formen  der  UnWirtschaftlichkeit  auf,  _  die 
nicht  in  jedem  gleichmäßig  entwickelt  sind; 
im  einzelnen  ist  nicht  selten  Unwirtschaft- 
lichkeit  der  einen  Form  mit  hoher  Wirt- 
schaftlichkeit in  anderen  Richtungen  ver- 
bunden. Bei  vielen  Armen  versagt  die  Wirt- 
schaftlichkeit bereits  auf  dem  Gebiete  der 
Giitererzeugung;  hierzu  zählen  alle,  die 
durch  körperliche  oder  geistige  Gebrechen 
an  der  Arbeit  überhaupt,  wenigstens  an 
solcher,  die  wirtschaftliche  Werte  schafft, 
verhindert  sind.  Nicht  wenige  auch  sind 
der  Arbeitsweise  ihrer  Zeit  nicht  gewachsen, 
so  heute  der  kalten  Eintönigkeit,  der  harten 
Gleichmäßigkeit,  der  stundenlangen,  wenn 
auch  geringen  Anspannung  der  Aufmerk- 
samkeit. Wo  dies  der  Fall  ist,  begegnen  wir 
Armen,  die  sehr  wohl  wirtschaftliehe  Kräfte 
haben,  aber  keinen  Platz  zu  ihrer  Anwendung 
finden  können.  Das  ist  dann  das  wesentliche 
Kennzeichen  einer  zweiten  Gruppe;  sie  haben 
Kräfte  zur  Gütererzeugung  genug,  arbeiten 
auch,  aber  sie  bleiben  doch  unwirtschaftlich, 
weil  sie  beim  Erwerb  versagen.  Der  Er- 
werbssinn ist  bei  manchen  su  ausgeprägt,  daß 
sie  mit  ganz  geringen  Leistungen,  ja  mit  pro- 
duktiv völlig  wertlosem  ja  schädlichem  Tun 
reichlichen  Erwerb  für  sich  verbinden;  andere 
dagegen  bringen  selbst  bei  großen  Leistungen 
doch  nicht  ein  entsprechendes  Einkommen 
für  sich  zusammen.  Dabei  haben  sie  oft 
reichlich  die  dritte  Art  an  Wirtschaftlichkeit, 
die  auf  den  Haushalt,  den  Verbrauch  ein- 
gestellt ist.  An  diese  Gruppe  denkt  man 
meist  zuerst,  wenn  von  UnWirtschaftlichkeit 
die  Rede  ist;  bei  ihr  kommt  jene  Voraussicht 
am  stärksten  zur  Geltung,  da  alles  Haus- 
halten die  Bedürfnisse  der  Zukunft  mit  den 
Anforderungen  der  Gegenwart  ausgleichen 
muß. 

Daß  die  Unwirtschaftlichkeit  in  diesen 
drei  Richtungen  in  zahlreichen  Fällen  ganz 
verschieden  entwickelt  ist,  gehört  zu  den 
grundlegenden  Beobachtungen  Ebenso  kann 
Wirtschaftlichkeit  in  einer  Richtung  Un- 
wirtschaftlichkeit in  einer  anderen  sehr  wohl 
ausgleichen;  es  kommt  dann  nur  darauf  an, 
was  von  beiden  stärker  ist.  Daraus  ergibt 
sich,  daß  Unwirtschaftliche  und  Arme  keines- 
wegs wirtschaftlich  wertlos  sind;  auch  die 
unterstützten  Armen  besitzen  oft  recht  be- 
trächtliche wirtschaftliche  Kräfte. 

Beispiele  «olcher  Verbindimgen  liefert  das 
Leben  auf  Srhritt  und  Tritt.  Der  Trinker  ist  ein 
Beispiel  unwirtschaftlichen  Verbrauchs,  der  nütz- 
liche Arbeit  noch  recht  lange  zu  leisten  vermag 
und  leistet.  Der  Krfinder  auf  technischem  Ge- 
biete hat  eine  starke  Einstellung,  bedeutende 


wirtschaftliche  Werte  zu  schaffen;  damit  vereint 
er  aber  so  selten  genügenden  Erwerbssinn,  daß 
der  darbende  Erfinder,  der  gar  auf  Armen- 
rechnung begraben  werden  muß,  eine  bekannte 
Figur  geworden  ist.  Man  kann  auch  nicht  ein 
Mindestmaß  annehmen,  das  man  in  jeder  Rich- 
tung erreichen  müsse,  um  nicht  zu  den  Unwirt- 
schaftlichen zu  gehören,  denn  dies  müßte  so 
angesetzt  werden,  daß  es  von  keiner  noch  so 
starken  Unwirtschaftlichkeit  anderer  Art  aufge- 
wogen würde.  Ebensowenig  ist  ein  solches 
Mindestmaß  für  alle  Schichten  der  Bevölkerung 
gleich;  je  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Sicherung 
können  ihre  Glieder  durchschnittlich  mehr  oder 
weniger  Wirtschaftlichkeit  entwickeln.  Das  Zu- 
rückbleiben hinter  diesem  Durchschnitt  braucht 
nicht  stets  zur  Verarmung  zu  führen,  ist  aber 
häufig  der  erste  Schritt  auf  diesem  Wege. 

Die  unwirtschaftliche  Anlage  des  ein- 
zelnen ist  aber  nur  in  ihrer  Wechselwirkung 
mit  der  Wirtschaftsordnung  die  Ursache  der 
Verarmung.  Erst  wo  die  wirtschaftlichen 
Fähigkeiten  so  mangelhaft  sind,  daß  sie  gegen- 
über den  tatsächlichen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen nicht  ausreichen,  erscheint  die  Ver- 
armung. Daher  kommt  es,  daß  dieselben 
wirtschaftlichen  Fähigkeiten  an  der  einen 
Stelle  im  Wirtschaftsleben  zur  Selbständig- 
keit genügen,  an  der  anderen  nicht;  ebenso 
vermag  man  mit  demselben  Grad  von  Un- 
wirtschaftlichkeit in  der  einen  Wirtschafts- 
ordnung noch  sehr  wohl  auf  eigenen  Füßen 
zu  stehen,  in  einer  anderen  aber  nicht.  Die 
Verarmung  ergreift  also  in  verschiedenen 
Gegenden  und  zu  verschiedenen  Zeiten 
andere  Leute;  die  Art  der  Armen  und  die 
Form  der  Verarmung  wechseln  nach  Ort  und 
Zeit.  Die  Armen  vor  tausend  oder  hundert 
Jahren  sind  andere  Menschen  als  die  Armen 
von  heute.  Die  Verarmung  ergibt  sich  aus 
dem  Wechselspiel  der  wirtschaftlichen  An- 
lagen des  Menschen  und  der  wirtschaftlichen 
Umgebung.  Wenn  die  Arbeitsantriebe  mit 
dem  Ausbau  der  Verkehrswirtschaft  sich 
verschoben  —  von  unmittelbarer  Anteil- 
nahme an  der  Arbeit  zum  mittelbaren  Er- 
werbstrieb —  oder  die  Haushaltsformen  von 
der  unmittelbaren  Verwertung  der  Sachen 
zur  Umrechnung  aller  Bedürfnisse  in  Geld  — 
so  wird  dieser  Vorgang  von  einer  völligen 
Umschichtung  der  wirtschaftlichen  Fähig- 
keiten in  den  Armen  selbst  begleitet. 

Diese  Erscheinung  wird  ungenügend  ge- 
würdigt, wenn  wir  uns  mit  dem  Begriff  der  An- 
passung darüber  hinwegtäuschen.  Die  wirt- 
schaftliche Natur  des  Menschen  ändert  sich  viel 
langsamer  als  die  Wirtsi  haftsordnung,  denn  der 
Wechsel  dieser  fordert  nicht  nur  andere  äußere 
Gewöhnungen  und  technische  Fertigkeiten  — 
die  freilich  in  weitem  Maße  erlernbar  sind  — , 
sondern  starke  innere,  seelische  und  sittliche 
Umstellungen,  denen  viel  engere  Grenzen  ge- 
zogen sind.  Die  Breite  der  Anpassungsfähigkeit 
hat  feste  Schranken,  die  bei  jedem  Menschen 
noch  verschieden  sind.  Jede  Aonderung  im 
Wirtschaftsleben  führt  eben  deshalb  zu  starken 


Ai-menwesen  (Einleitung.  Allgemeines) 


929 


Verscliiebungen  in  der  Bevölkerung,  weil  einzelne 
und  ganze  Gruppen  sich  nicht  dem  Wandel  ihrer 
Umgebung  einfügen  können  und  deshalb  sich 
solange  hin  und  her  schieben,  bis  sie  ein  passendes 
Plätzchen  gefunden  haben  oder  ganz  nach  unten 
zu  den  Armen  herabgesunken  sind. 

Darauf  beruht  z.  B.  die  entgegengesetzte 
Wertung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  für  die 
Verarmung,  die  im  letzten  Jahrhundert  sehr 
hervortritt.  Einem  Malthus  sind  die  Bindungen 
und  Hemmungen  der  Wirtschaft  eine  Ursache  der 
Armut,  ihre  Besserung  ist  die  Freiheit,  während 
man  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
mehr  und  mehr  in  der  Freiheit  eine  Ursache  für 
die  Verarmung  gewisser  Gruppen  sah  —  beides 
richtige  Beobachtungen,  die  nebeneinander  her- 
gehen können. 

Gewiß  gibt  es  Formen  wirtschaftlicher  Un- 
fähigkeit, wie  Alter,  Siechtum,  schwere  Erkran- 
kung, die  zur  Armut  auf  jeden  Fall  zu  führen 
scheinen.  Man  übersehe  aber  nicht,  daß  auch 
hier  der  Aufbau  von  Wirtschaft  und  Gesellschaft 
einwirken,  wie  es  etwa  bei  den  Altershand- 
werken mancher  Völker  oder  zum  großen  Teil 
beim  Erbrecht  oder  der  Sozialversicherung  der 
Fall  ist. 

Das  Aufkommen  neuer  Wirtschaftsfor- 
men, neuer  Arbeitsweisen  erfordert  besonder? 
eingestellte  Menschen,  die  in  der  alten  Ord- 
nung nicht  oder  nicht  genügend  vorhanden 
waren,  so  entsteht  ein  starker  Bedarf  an 
solchen  Kräften.  Zugleich  werden  bei  diesem 
Wandel  alte  Formen  zerstört  und  die  Men- 
schen, die  gerade  ihnen  angepaßt  waren, 
hinausgestoßen,  ohne  gleich  einen  Platz  zu 
finden.  So  geht  in  den  Zeiten  rascher,  wirt- 
schaftlicher Umwälzungen  beides  nebenein- 
ander her:  ein  starker  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften und  eine  Menge  arbeitsloser  Menschen 
—  nur  ein  scheinbarer  Gegensatz.  Er  ist  im 
Wesen  der  Vcrarnuing  tief  begründet,  schon 
ein  Vives  hat  ihn  zum  Teil  richtig  gesehen, 
wenn  er  die  Arnmt  seiner  Zeit,  des  ausgehen- 
den Mittelalters,  schildert.  Noch  heute  be- 
ruht ein  großer  Teil  falscher  Auffassungen 
und  Urteile  in  der  Fürsorge  darauf,  daß  man 
diesen  Widerspruch  nicht  zu  lösen  vermag. 

Die  Beurteilung  der  wandernden  Armen,  der 
Landstreicher  und  Bettler,  ist  gerade  heute  oft 
so  falsch,  weil  man  nicht  jene  Gruppen  darunter 
sieht,  die  eben  von  unserer  Wirtschaftsordnung 
ausgeschieden  wiu'den. 

Freilich  läßt  sich  die  Einwirkung  dieser 
Umwelt  und  die  persönliche  Anlage  nicht 
voneinander  trennen,  stets  wirken  beide 
zusammen.  Je  sorgsamer  man  einen  Be- 
dürftigen durchprüft,  um  so  sicherer  findet 
man  ein  Zusammenwirken  beider  Bezie- 
hungen. Schon  doshalb  ist  es  ganz  verfehlt, 
schuldige  und  unschuldige  Arme  vonein- 
ander scheiden  zu  wollen;  ein  solcher  Ver- 
such verkennt  das  Wesen  der  Verarmung. 

Nicht  alle  Unwirtschaftlichen  sinken  bis 
in  die  Schicht  der  Armen,  der  Unterstützten 
hinunter,  aus  mancherlei  Gründen  —  ich 
«rwähne  nur  die  fürsorgliche  Wirkung  des 
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Erbrechts  —  bleiben  sie  auf  dem  Wege 
dahin  stecken;  die  Armen  sind  nur  ein  Teil 
der  Unwirtschaftlichen.  Umgekehrt  eröffnet 
der  Wandel  der  Wirtschaft  vielen  den  Weg 
zum  Aufstieg,  auch  die  Unwirtschaftlichen 
der  älteren  Ordnung,  ja  die  Armen  selbst 
sind  hiervon  nicht  ausgeschlossen:  was  heute 
arm  ist,  wird  es  an  anderem  Ort,  zu  anderer 
Zeit  vielleicht  nicht  sein,  ohne  sich  innerlich 
geändert  zu  haben.  In  der  Verarmung 
spiegelt  sich  die  gesamte  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung; sie  zu  erforschen  ist  eine  wichtige 
Aufgabe  der  Wissenschaft.  Dem  wirtschaft- 
lichen Erfolge,  dem  gewöhnlichen  Gegen- 
stande volkswirtschaftlicher  Forschung  tritt 
der  wirtschaftliche  Mißerfolg,  die  Verarmung, 
die  Unwirtschafllichkeit  als  gleich  wichtiger 
Gegenstand  der  Untersuchung  zur  Seite. 

2.  Die  Herkunft  der  Armen.  Der  Be- 
hauptung, daß  die  Armen  von  heute  weder 
die  Nachkommen  der  Armen  von  gestern 
noch  die  Vorfahren  der  Armen  von  morgen 
seien,  tritt  die  Meinung  schroff  entgegen,  die 
in  der  starken  Vermehrung  der  Armen,  der 
frühzeitigen  Heirat  und  der  großen  Ifinder- 
zahl  eine  Hauptursache  der  Verarmung  er- 
blickt. Hierin  sah  ein  Malthus  die  Grund- 
schuld aller  Armen;  gegen  dieses  Uebel 
allein  sollte  sich  nach  vieler  Meinung  eine 
gute  Armenfürsorge  richten.  Man  hat  mehr- 
fach versucht  einen  Nachweis  dafür  auch  in 
Zahlen  zu  führen;  noch  Rettich  hat  aus  der 
Armenstatistik  deutscher  Städte  1896/97 
etwas  Derartiges  beweisen  zu  können  ge- 
glaubt. 

Ein  Vorwiegen  der  Verheirateten  unter  den 
Armen  —  es  handelt  sich  dabei  nur  um  die  be- 
hördlich unterstützten  Armen  —  ergab  sich  nur 
scheinbar  aus  der  Statistik,  wenn  mau  die 
Armenparteien,  auf  denen  sich  die  behördliche 
Statistik  aufbaut,  mit  den  Personen  in  der  Be- 
völkerung verglich.  Gleichartige  Massen,  die 
man  einander  gegenüberstellen  kann,  erhält  man 
nur,  wenn  man  entweder  die  Arraenbevölkerung 
nach  Personen  gliedern  kann  oder  aus  der  Ge- 
samtbevölkerung die  Ehefrauen  und  Kindjr  aus- 
scheidet. Das  Kennzeichen  der  Familienstands- 
gliederung der  Armen  ist  der  große  Anteil  der 
Verwitweten  und  Geschiedeneu;  er  beruht  nicht 
nur  auf  den  Familien  mit  Kindern,  die  einen  ihrer 
Ernährer  verloren,  sondern  auch  auf  den  vielen 
alleinstehenden  Personen  dieser  Gruppe,  die  im 
Alter  der  Armenpflege  anheimfallen. 

Soweit  wir  brauchbare  Zahlen  haben, 
sind  die  Ledigen  stärker  unter  den  Armen 
vertreten,  oder  doch  immer  noch  in  so  großer 
Zahl,  daß  eben  darin,  nicht  in  der  Zahl  der 
Verheirateten  das  Auffällige  liegt.  Die  Ehe- 
paare sind  in  größerer  Zahl  als  die  Ledigen 
in  den  jüngeren  Jahrgängen  vertreten,  wo  sie 
behördlicher  Hilfe  bedürfen,  meist  nur  so- 
lange bedürfen,  bis  die  ersten  Kinder  sich 
selbst  erhalten  oder  mit  zum  Unterhalt  der 
Familie  beitragen;  sie  erseheinen  daher  vor- 
wiegend unter  den  vorübergehend  Unter- 
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stützten.  In  den  älteren  Jahrgängen  treten 
sie  gegenüber  den  Ledigen  zurück.  Unter  den 
Insassen  der  Altersheime,  Versorgungsan- 
stalten u.  dgl.  sind  die  Ledigen  ebenfalls  in 
großer  Zahl  vertreten,  wofür  jede  Berufs- 
zählung Belege  liefert.  Dasselbe  ist  bei  der 
großen  Menge  der  Landstreicher  und  Vaga- 
bunden der  Fall.  Die  Kolle  der  Ledigen  unter 
den  öffentlich  Armen  —  das  wesentliche 
Kennzeichen  der  Armeubevölkerung  —  ent- 
spricht übrigens  der  Stellung,  die  die  Ledigen 
überhaupt  in  der  Bevölkerung  einnehmen, 
sie  sind  im  allgemeinen  den  Verheirateten 
gegenüber  ungünstiger  gestellt  (Haacke,  Die 
Ehelosen,  Jb.  f.  Nat.  Bd.  97). 

Da  diese  Stellung  der  ledigen  Armen  auch 
dann  hervortritt,  wenn  man  alle  Kinder  bei 
dem  Vergleich  ausschließt,  so  läßt  sich  ver- 
muten, daß  die  große  Kinderzahl  bei  der 
Verarmung  nicht  ausschlaggebend  ist.  Die 
Ursachenstatistik  bei  den  Unterstützten 
unterliegt  starken  Bedenken,  immerhin  darf 
man  annehmen,  daß  eine  so  bequeme  äußer- 
liche Ursache  wie  große  Kinderzahl  eher  zu 
häufig  als  zu  selten  angegeben  wird.  Und 
trotzdem  ist  sie  nur  wenig  vertreten.  Bei  der 
Städteerhebung  von  1896/97  schwankte  ihr 
Anteil  zwischen  0,3  und  7,2%.  Diese  Sätze 
beziehen  sich  auf  die  ArmenfäUe,  nicht  auf 
die  unterstützten  Personen,  sind  trotzdem 
schwerlich  als  sonderlich  hoch  anzusehen. 
Für  manche  Gruppen  von  Armen  ist  eine 
Aussterbetendenz  nachgewiesen,  so  für  die 
Landstreicher  und  Bettler. 

Die  Armen  entstammen  also  nicht  aus 
einer  einzelnen  Bevölkerungsschicht,  deren 
rasche  Vermehrung  Anlaß  der  Verarmung 
wäre.  Geht  man  ihrem  Ursprung  nach,  etwa 
mit  Hilfe  einer  Berufsgliederung,  so  trifft  man 
Mitglieder  fast  aller  Berufe  an;  dabei  ist 
gerade  in  den  Akten,  auf  die  sich  die  Arnien- 
statistik  stützen  muß,  sehr  oft  nur  die  augen- 
blickliche Beschäftigung,  nicht  der  Beruf 
angegeben,  aus  dem  der  Arme  herkommt. 
Alle  Schichten  der  Bevölkerung  liefern  ver- 
hältnismäßig gleiche  Anteile  zu  den  Pfleg- 
lingen der  Armenbehörden. 

Zwei  Gruppen  von  Berufen  treten  besonders 
hervor.  Das  eine  sind  verarmende  Berufe,  deren 
Sicherheit  durch  die  Entwicklung  erschüttert 
wird,  so  neuerdings  eine  Anzahl  von  Handwerkern. 
Daneben  steht  eine  Art  Armenberufe,  zu  denen 
z.  B.  häusliche  Dienste,  Bekleidung  und  Rei- 
nigung gehören;  in  diese  Berufe  sinken  die  Un- 
wirtschaftlichen hinab,  halten  sich  einige  Zeit 
darin,  um  dann  der  Armenpflege  anheimzufallen; 
durch  diese  Sammelbecken  fließen  die  haltlosen 
Kräfte  aller  möglichen  Berufe  und  Stände  hin- 
durch in  die  Schicht  der  öffentlich  Unterstützten. 
Selbst  unter  den  Landstreichern  Wilmauns 
war  ein  erklecklicher  Teil  aus  dem  Mittelstande, 
ja  einige  aus  wohlhabenden  Verhältnissen  hervor- 
gegangen. 

Aus  dem  Zusammentreffen  dieser  beiden 
Gruppen  erklärt  sich  zum  Teil  die  hohe  Armen- 


ziffer der  Städte.  Die  Ueberfüllung  der  Armen- 
berufe —  besonders  aus  dem  Zuzug  vom  Lande  — 
wirkt  mit  der  schwierigen  Lage  der  verarmenden 
Berufe  in  dem  schärferen  Wirtschaftskampfe  der 
Stadt  zusammen  und  bringt  manchen  zu  Falle, 
der  sich  in  den  einfacheren  Verhältnissen  draußen 
noch  allein  durchgebracht  hätte. 

Im  Grunde  müßte  die  Herkunft  der  Armen 
aus  Beruf  und  Stand  ihrer  Eltern  nachgewiesen 
werden.  Zu  solcher  Famiüenforschung  der 
Armen,  die  erst  volles  Licht  auf  diese  Fragen 
werfen  könnte,  fehlen  bisher  noch  alle  Vor- 
arbeiten. Erst  in  Verbindung  damit  gewänne  die 
Tatsache  ihre  rechte  Bedeutung,  daß  ein  Teil  der 
Unwirtschaftlichen  bereits  bei  dem  ersten  Ver- 
such einer  Berufsbildung  scheitert. 

Ueber  den  Pfleglingen  der  Behörde  be- 
findet sich  die  Schicht  der  Armen,  die  von 
den  Vereinen,  Stiftungen  u.  dgl.  unterstützt 
werden.  Auch  unter  ihnen  kann  man  die 
dauernd  Unterstützten  von  den  nur  gelegent- 
lich oder  vorübergehend  Unterstützten  unter- 
scheiden, auch  für  sie  gilt  vieles  von  dem 
eben  Gesagten.  Vor  allem  sehen  wir  auch 
hier  eine  starke  Bewegung  unter  den  Armen, 
solche,  die  ihren  Weg  nach  unten,  in  die  Sorge 
der  Behörde  fortsetzen,  andere,  die  von  da 
heraufkommen,  andere,  die  wieder  sich  auf 
eigene  Füße  stellen  können.  Ueber  diesen 
aber  finden  sich  in  allen  Teilen  der  Bevölke- 
rung Haltlose  und  Unwirtschaftliche,  die  von 
Verwandten,  Freunden,  Standesgenossen  ge- 
stützt, durch  ererbtes  Vermögen  oder  irgend 
andere  Hilfen  erhalten  werden,  bis  ein  Teil 
von  ihnen  schneller  oder  langsamer  in  die 
Tiefe  versinkt.  ; 

Ueber  den  Armen  der  Behörde,  die  zum  Teil 
auch  andere  Zuwendungen  erhalten,  steht  eine 
etwa  ebenso  große  Zahl  solcher,  die  von  der 
Vereinsfürsorge  erhalten  werden,  während  sich 
natürlich  die  Zahl  der  Unwirtschaftlichen  nicht 
schätzen  läßt.  Die  Zählung  von  1883  ergab  3% 
der  Bevölkerung  als  behördlich  unterstützt,  so 
daß  reichlich  6%  als  überhaupt  unterstützt  zu 
gelten  hätten. 

Es  handelt  sich  bei  den  Schützlingen  der 
öffentlichen  Armenpflege  um  die  Ablage- 
rungen eines  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Verfalls;  aber  nur  ein  Teil  der  Sinkenden 
kommt  bis  hierher.  Diese  Armenpflege  ist 
der  Tiefpunkt  dieses  Sinkens,  bis  zu  dem 
nicht  alle  hinabfallen.  Zahlreiche  solche  Un- 
wirtschaftliche (wirtschaftlich  Unfähige, 
Haltlose)  werden  von  allerlei  anderen  gesell- 
schaftlichen Einrichtungen  gestützt  und  vorm 
weiteren  Sinken  bewahrt.  Andere  wieder 
verlieren  bei  ihrem  langsamen  Verfall  die 
Zeichen  ihrer  sozialen  Herkunft;  sie  bürgern 
sich  vorübergehend  in  irgendeiner  niederen 
Schicht  ein.  Zur  iVrmenpflege  kommen  sie 
dann  aus  einem  Beruf,  der  weit  unter  ihrem 
ursprünglichen  liegt.  Es  ist  daher  sieher,  daß 
in  reichlichem  Maße  Mitglieder  aller  Berufe 
und  Klassen  bis  zur  öffentlichen  Armenpflege 
hinuntersinken. 
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Doch  genügt  es  nicht  diesen  Vorgang  rein 
persönlich  aufzufassen.  Er  durchzieht  oft 
eine  ganze  Folge  von  Geschlechtern,  deren 
jedes  um  eine  Stufe  hinabsteigt;  was  der 
einzelne  an  erbliehen  Anlagen,  an  Gewohn- 
heiten und  Fähigkeiten  uiitbekomnit,  ent- 
scheidet nur  zu  oft  über  seine  Zukunft.  Er 
geht  dann  den  Weg  weiter,  den  seine  Vor- 
fahren betreten  haben.  Von  hier  aus  muß 
die  wissenschaftliche  Forschung  die  Art  der 
Armen  heute  und  ihre  Umgestaltung  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  untersuchen,  um  so 
die  Herkunft  der  Armen  und  den  Vorgang 
der  Verarmung  aufzuklären. 

Diese  Untersuchungen  dürfen  aber  nicht 
an  der  Grenze  der  Unterstützten,  vielleicht 
gar  nur  der  behördlich  Unterstützten  halt- 
machen. Die  äußerliehe  Tatsache  des  Ein- 
tritts einer  Unterstützung,  oder  nur  der 
gesetzlichen  Armenhilfe  hat  zum  Wesen 
des  Armen  keine  sachliche  Beziehung,  sie 
knüpft  nur  an  das  Versagen  anderer  Hilfs- 
einrichtungen an.  So  berührt  sie  vielleicht 
die  Stärke  mancher  seiner  Eigentümlich- 
keiten, nicht  deren  Art.  Dem  Wesen  der 
Armut  kommt  man  nur  nahe,  wenn  man  das 
Gemeinsame  aller  Gruppen  jener  wirtschaft- 
lich Unfähigen  aufsucht,  ohne  sich  an  die 
mehr  oder  weniger  zufälligen  Grenzen  der 
gesellschaftlichen  Gegenwirkungen  zu  halten. 

3.  Die  Aufgaben  der  Armenpflege.  Eine 
klare  Fassung  dessen,  was  als  gesellschaftliche 
Hilfe  (Armenpflege,  Fürsorge)  dem  Bedürf- 
tigen zu  gewähren  ist,  hängt  natürlich  von 
der  Einsicht  in  die  Verarmungs Vorgänge  ab. 
Solange  einseitig  dabei  das  Verschulden  des 
Armen  hervorgehoben  wird,  kann  man  zu 
einer  gleichmäßigen  Fürsorge  nicht  gelangen, 
weil  man  stets  Gesichtspunkte  der  Bestrafung 
in  die  Unterstützung  hineinträgt,  seine  Hilfe 
nach  dem  Grade  dieses  Verschuldens  abzu- 
stufen sucht.  Es  ist  einer  der  größten  Fort- 
schritte der  Fürsorge,  wenn  sie  sich  von 
dieser  Einstellung  gründlich  frei  macht,  die 
im  Anfang  des  19.  Jahrh.  besonderen  Ein- 
fluß hatte.  Ebenso  falsch  ist  es  nur  die  wirt- 
schaftlichen Ursachen  für  sich  zu  sehen  und 
zu  glauben,  eine  Umwälzung  der  Wirtschafts- 
ordnung werde  die  Armut  beseitigen,  so  daß 
eigentlich  Armenpflege  überflüssig  sei.  Man 
sieht  dann  richtig  die  günstigen  Wirkungen 
solcher  Umwälzungen  für  einen  Teil  der  bis- 
herigen Armen  und  übersieht  ihre  verarmen- 
den Wirkungen  auf  Glieder  anderer  Be- 
völkerungskreise, die  stets  neue  Arme  schaffen. 

Mit  diesem  Wandel  der  Armen  tauchen 
stets  neue  Aufgaben  der  Fürsorge  auf,  aber 
dennoch  bleibt  für  ihre  Arbeit  eine  scharfe 
Umgrenzung:  ihre  Wirkung  zielt  stets  auf  die 
Unwirtschaftlichen,  soweit  sie  sich  selbst 
nicht  helfen  können.  Dadurch  scheidet  sie 
sich  deutlich  von  allen  Maßnahmen  der 
Wirtschaftspolitik,  die  stets  den  Menschen 


durchschnittlicher,  genügender  Wirtschaft- 
lichkeit voraussetzt  und  danach  ihre  Vor- 
kehrungen trifft,  die  sie  dann  nicht  dem 
einzelnen  anzupassen  braucht.  Sie  erfaßt 
daher  meist  die  Unwirtschaftlichen  mit,  da 
sie  nicht  im  einzelnen  auswählt.  Die  Für- 
sorge kann  nicht  von  einer  solchen  Annahme 
ausgehen,  sondern  sie  muß  selbst  ihre  all- 
gemeinen Maßnahmen  so  gestalten,  daß  sie 
eben  die  Unwirtschaftlichen  herausgreifen. 
Das  ist  nur  möglich,  wenn  man  jeden  Unter- 
stützten daraufhin  prüft,  ob  er  in  diese 
Gruppe  hineingehört  und  der  besonderen 
Fürsorge  bedarf.  Dieser  Grundzug  kenn- 
zeichnet jede  Fürsorge  und  trennt  sie  von 
jenen  anderen  Eingriffen  auch  da,  wo  beide 
vielleicht  dieselben  Personen  betreffen.  Für- 
sorge ist  nur  da,  wo  jene  Anpassung  an 
Wesen  und  Bedürfnisse  des  einzelnen  Un- 
wirtschaftlichen erfolgt. 

Will  die  Wirtschaftspolitik  Aenderungen 
der  Wirtschaftsordnung,  so  kommen  diese 
oft  genug  mittelbar  auch  Unwirtschaftlichen 
zugute.  Die  Fürsorge  aber  geht  unmittelbar 
darauf  aus,  dem  Unwirtschaftlichen  zu  helfen; 
wenn  sie  dabei  wirtschaftliche  Maßnahmen 
trifft,  in  die  Wirtschaftsordnung  gelegent- 
lich eingreift,  so  geschieht  es  nur  zugunsten 
ihrer  Schützlinge  und  von  ihrem  Standpunkt 
aus,  nicht  von  dem  der  gesamten  Entwick- 
lung. Sie  will  dem  Unwirtschaftlichen  helfen, 
muß  also  stets  von  ihm,  seiner  Person,  seiner 
besonderen  Stellung  im  Wirtschaftsleben 
ausgehen.  Ihr  Angriffspunkt  ist  die  Un- 
wirtschaftlichkeit;  sie  will  diese  beseitigen, 
den  Bedürftigen  wirtschaftlich  machen;  wo 
sie  dies  Ziel  nicht  erreichen  kann,  da  will  sie 
den  Folgen  der  UnWirtschaftlichkeit  für  den 
einzelnen  begegnen,  indem  sie  ihn  versorgt 
mit  dem,  was  er  braucht,  oder  ihm  dazu 
verhilft  unter  ihrer  Leitung  seinen  Bedürf- 
nissen, soweit  möglich,  durch  eigene  Tätig- 
keit zu  genügen. 

Der  Kern  ihrer  Arbeit  ist  also  nicht  die 
Gabe,  die  Unterstützung,  sondern  der  Ein- 
fluß auf  den  Unwirtschaftlichen,  seine  Er- 
ziehung; erst  als  deren  Hilfsmittel  kommen 
wirtschaftliche  Zuwendungen  und  Maß- 
nahmen in  Betracht.  Zur  Erziehung  bedarf 
sie  einer  genauen  Kenntnis  des  Bedürftigen; 
dabei  ist  natürlich  die  Ursache  seiner  Ver- 
armung zu  beachten.  Ihre  Beurteilung 
dient  mit  dazu,  das  Ziel  der  Erziehung  zu 
bestimmen  und  die  geeigneten  Mittel  zu 
wählen,  um  es  zu  erreichen.  Die  Frage  der 
Schuld  oder  Unschuld  spielt  dabei  sehr  eine 
Rolle  dritten  Ranges.  Nicht  Unschuldige 
zu  trösten  oder  zu  belohnen,  sondern  ihnen 
zu  helfen,  soweit  und  wie  es  möglich;  nicht 
Schuldige  zu  strafen  oder  sie  einer  gerechten 
Strafe  ihres  Elends  zu  überlassen,  sondern 
jede  mögliche  und  zweckmäßige  Hüfe  zu 
gewähren :  das  ist  Aufgabe  der  Fürsorge. 
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Dabei  ist  besonders  zu  beachten,  daß  es 
wirtschaftliche  Mängel  sind,  die  ein  Ein- 
greifen der  Fürsorge  hervorrufen  und  daß 
ihr  Ziel  wirtschaftlicher  Natur  ist,  wirt- 
schaftliche Selbständiglseit,  Versorgung  oder 
Verwertung.  In  dieser  Richtung  ist  die  Lö- 
sung einer  Schwierigkeit  gegeben,  die  bereits 
Malthus  eingehend  "als  Einwand,  vor  allem 
gegen  behördliche  Armenpflege  verwertet 
hat.  Der  Armenpfleger  soll  den  Armen  er- 
ziehen; er  wird  ihm  daher  Vorschriften  für 
seine  Lebensführung  macheu  müssen;  der 
Arme  wird  in  einigem  Maße  von  ihm  ab- 
hängen. Deshalb,  glaubt  man,  wird  die 
Armenbehörde,  werden  ihre  Beamten  stets 
eine  Art  Herrschaft  über  ihre  Schützlinge 
ausüben.  Daß  eine  Erziehung  stattfinden 
muß,  liegt  im  Wesen  der  Fürsorge;  diese 
Erziehung  wird  wie  jede  andere  begrenzt 
durch  ihr  Ziel:  die  wirtschaftliehe  Selb- 
ständigkeit. Jeder  Einfluß,  der  nicht  durch 
dies  Ziel  erfordert  wird,  ist  ein  Mißbrauch 
der  Fürsorge.  Wieweit  diese  Grenzen  tat- 
sächlich eingehalten  werden,  hängt  von  der 
Tüchtigkeit  des  Fürsorgers  und  dem  Kultur- 
zustande des  Volkes  ab.  Wo  man  ihre  Ein- 
haltung bei  manchen  Formen  der  Fürsorge 
bei  der  Behörde  nicht  gesichert  sieht,  wird 
man  ihr  diese  Form  nicht  übertragen;  so 
gibt  es  in  den  Vereinigten  Staaten  nur  wenig 
Hausarmenpflege  der  Behörden.  Natürlich 
gilt  dieselbe  Regel  auch  für  die  Vereinsfür- 
sorge; bei  ihr  erscheint  eine  gelegentliche 
Ueberschreitung  nicht  so  bedenklich,  weil  der 
Bedürftige  sich  ihr  entziehen  kann,  während 
er  im  Notfall  auf  die  öffentliche  Hilfe  ange- 
wiesen ist. 

Bei  genauererPrüf  ung  trennen  sich  drei Auf- 
gabengebieteder  Armenpflege.  Wennderaugen- 
blicklichen  Not  der  Armut,  soweit  nötig,  ab- 
geholfen ist,  bleiben  drei  Gruppen  übrig:  ein 
Teil  hat  an  sich  Wirtschaftlichkeit  genug, 
um  auf  eigenen  Füßen  zu  stehen,  er  war  nur 
unfähig  bisher  oder  zur  Zeit  im  Wirtschafts- 
leben seinen  Platz  zu  finden  oder  zu  behaup- 
ten. Hier  wäre  einfache  Unterstützung  allein 
wenig  am  Platze;  sie  muß  so  gestaltet  werden, 
daß  der  Arme  möglichst  bald  und  dauernd 
wieder  selbständig  wird.  Diese  Beeinflussung, 
die  Pflege  des  Armen,  ist  der  Kern  der  Für- 
sorge, also  Erziehung  zur  Selbständig- 
keit. Wo  eine  solche  Erziehung  aussichtslos 
ist  oder  keinen  Erfolg  hat,  da  handelt  es 
sich  um  zwei  weitere,  recht  verschiedene 
Gruppen:  Die  einen  sind  überhaupt  außer- 
stande wirtschaftlich  etwas  zu  leisten,  so  die 
Alten,  Siechen.  Für  sie  gibt  es  nur  eins:  ihre 
Versorgung.  Nicht  wenige  jedoch  be- 
sitzen uocb  mancherlei  wirtschaftliche 
Fähigkeiten,  oft  recht  beträchtliche,  mit 
denen  sie  allein  im  freien  Leben  nichts  anzu- 
fangen wissen.  Sie  bloß  zu  versorgen,  wäre 
unnchtig;  hier  gilt  es  ihre  Kräfte  nutzbar  zu 


machen,  sowohl  um  der  Gesamtheit  diese 
Leistungen  zuzuführen  und  die  Kosten  der 
Armenpflege  zu  mindern  als  auch  um  ihnen 
selbst  das  Gefühl  eines  persönlichen  Wertes 
zu  erhalten:  also  hier  gilts  Verwertung 
der  Kräfte  der  Unwirtschaftlichen. 

Die  Ziele  für  jede  dieser  Gruppen  sind 
verschieden,  ebenso  verschieden  auch  ihre 
Arbeitsformen.  Eine  klare  Scheidung  ist 
nicht  nur  begrifflich  notwendig,  sondern 
auch  für  die  tägliche  Fürsorgearbeit  wert- 
voll. Die  Verwirrung  der  drei  Aufgabenkreise 
ist  kennzeichnend  für  Zeiten  des  Verfalls  in 
der  Armenpflege.  Natürlich  lassen  sich  nicht 
die  Bedürftigen  von  vornherein  einer  be- 
stimmten Schicht  zuweisen;  auch  wechselt 
der  einzelne  oft  genug  aus  der  einen  in  die 
anderen  hinüber.  Der  Wandel  der  Wirt- 
schaftsformen führt  im  Laufe  der  Zeiten  zu 
vielfachen  Verschiebungen  zwischen  diesen 
Schichten,  ermöglicht  andere,  neue  Formen 
der  Erziehung,  Versorgung  oder  Verwertung. 
Stets  aber  ergeben  sich  aus  diesen  Aufgaben 
einzelne  Grundforderungen  jeder  Fürsorge. 

Um  den  Armen  richtig  zu  beurteilen  und 
die  richtigen  Maßnahmen  für  ihn  auswählen 
zu  können,  bedarf  es  einer  Prüfung  der 
Persönlichkeit  und  der  Verhältnisse. 
Sie  bildete  zu  allen  Zeiten  die  Grundlage 
der  Armenpflege.  In  einfachen,  kleinen 
Verhältnissen  ergibt  sie  sich  ohne  weiteres 
aus  den  engen  persönlichen  Beziehungen, 
die  zwischen  Bedürftigen  und  Helfern  be- 
stehen. Je  ferner  sich  beide  rücken  und  je 
verwickelter  die  Beziehungen  siud,  in  die 
jedes  einzelne  Leben  eingesponneu  wird,  um 
so  nötiger  ist  es,  daß  sich  für  diese  Prüfung 
besondere  Einrichtungen,  Formen  ausbildeu, 
zunächst  ständische,  dann  freie  vereins- 
artige Gebilde,  bis  endlich  der  Staat  mit  Be- 
hörden in  diese  Arbeit  eingreift.  Stets  aber 
ist  die  erste  Aufgabe  solcher  Pflegeeinrich- 
tungen, den  Armen  selbst  und  seine  Um- 
gebung zu  prüfen,  eine  sorgsame  Aufnahme 
dieser  Verhältnisse  zu  machen,  um  danach 
den  Plan  für  die  Behandlung  des  Armen,  für 
seine  Pflege,  für  die  Fürsorge  zu  entwerfen. 

Eine  Vernachlässigung  dieses  Grund- 
satzes läßt  die  Armenpflege  zu  einer  ober- 
flächlichen Unterstützungstätigkeit  ent- 
arten, die  ihren  erziehlichen  Wert  verliert 
und  deshalb  nicht  wirklich  helfen  kann. 
Man  kann  die  Prüfung  durch  nichts  anderes 
ersetzen,  z.  B.  nicht  durch  allgemeine  Sätze 
für  Unterstützungen,  die  gleichmäßig  ange- 
wandt werden;  auch  nicht  dadurch,  daß  die 
Unterstützung  auf  die  äußersten  Notfälle 
beschränkt  wird,  indem  entweder  die  Unter- 
stützung in  harte  Formen  (Arbeitshaus)  ge- 
kleidet wird  oder  empfindliche  Folgen  daran 
geknüpft  werden  (Bettelzeichen,  Ehrver- 
luste). Schon  wenn  die  persönliche  Berüh- 
rung mit  dem  Lebenskreis  der  Bedürftigen 
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zurücktritt,  wenn  zwar  noch  die  persönliche 
Verhandlung  mit  ihm  bleibt,  aber  auf  die 
Geschäftsstelle  eines  Vereins,  eines  Amtes 
beschriinlit  bleibt,  ist  der  Verfall  unvermeid- 
lich. Ueberraschende  Erfolge  in  der  Um- 
gestaltung der  Armenpflege  beruhen  oft  nur 
auf  der  Rückkehr  zu  jenem  Grundsatz.  Nur 
der  kann  Armenpflege  ernstlich  treiben,  der 
Freund  und  Berater"  der  Armen  ist,  der  sie 
kennt  wie  seine  eigene  Familie  und  ihre  Woh- 
nungen wie  sein  eigenes  Haus. 

Nicht  nur  die  enge  Verflechtung  der  Un- 
wirtschaftlichen in  das  Wirtschaftsleben  macht 
i'ine  schematische  Beurteilung  und  Behandlung 
unmöglich,  sondern  besonders  die  Bedeutung 
der  Aenderung  der  Wirtschaftsordnung  für  sie; 
Armut  ist  in  weitem  Maße  eine  Wandlungs-  und 
Wanderungserscheinung.  Das  Absterben  alter,  das 
Auftauchen  neuer  Wirtschaftsformen  macht  sich 
oft  schon  sehr  früh  gerade  in  einzelnen  Typen 
der  Unwirtschaftlichen  bemerkbar;  nur  sorg- 
same Einzelbeobachtung  kann  solche  Züge  auf- 
decken, die  für  die  Wiedereinordnung  oder  Ver- 
wertung des  Bedürftigen  von  entscheidender 
Bedeutung  sind. 

Ein  Nebenergebnis  sorgfältiger  Prüfung  ist 
es,  daß  unberechtigte  Ansprüche  von  Armen 
ausgeschieden,  eine  Ausbeutung  der  Fürsorge 
durch  Bettler  aller  Art  unmöglich  gemacht  wird. 
Man  verkennt  aber  den  Wert  der  Prüfung,  wenn 
man  dies  Ergebnis  in  den  Vordergrund  rückt; 
man  lenkt  dadurch  den  Blick  auf  Nebendinge, 
die  ganz  erfreulich  sind,  aber  noch  keinen  auf- 
bauenden Wert  besitzen.  Es  gilt  die  richtige 
Behandlung  des  Armen  zu  finden,  dann  wird  mit 
der  unrichtigen  auch  jener  Mißbrauch  vermieden, 
sonst  kommt  es  zu  einer  kriminalpolitischen  Ein- 
stellung, die  von  der  Armenpflege  stark  abführt. 

Jene  Prüfung  erfolgt,  um  den  Armen  zu 
erziehen.  Jede  Erziehung  setzt  ein  Vertrauens- 
verhältnis voraus;  dies  zu  schaffen  und  zu  er- 
erhaltcD  muß  man  auf  jeden  Schritt  prüfender 
Nachforschung  bedacht  sein  und  manchmal 
lieber  auf  einen  solchen  verzichten,  als  dies 
Vertrauen  gefährden. 

Dies  Vertrauensverhältnis  verpflichtet  jeden 
Armenpfleger  im  gleichen  Maße  zur  Verschwiegen- 
heit wie  Acrzte,  Rechtsanwälte,  Seelsorger.  Steht 
ihm  auch  nicht  wie  diesen  ein  Zeugnisverweige- 
rungsrecht zur  Seite,  so  muß  er  trotzdem  alles, 
was  ihm  der  Arme  anvertraut,  unbedingt  für 
sich  behalten;  moralisch  und  rechtlich  steht  er 
hierbei  ähnlich  wie  der  Journalist  da. 

Die  drei  Aufgabenkreise  der  Armenpflege 
stellen  der  Fürsorge  je  ein  besonderes  Ziel, 
trotzdem  galt  für  alle  jene  Forderung  einer 
sorgsamen  Prüfung.  So  teilen  sie  auch  mit- 
einander gewisse  Gruppen  von  Hilfsmitteln. 
Man  kann  —  einerlei  um  welche  Aufgabe  es 
sich  handelt  —  den  Armen  in  seiner  ge- 
wohnten Umgebung,  seinem  Haushalt,  seiner 
Familie  belassen,  so  daß  er  selbst  wirtschaften 
kann  und  muß;  dann  spricht  man  von  Haus- 
armenpflege. Man  kann  aber  auch  den 
Armen  aus  all  dem  herausnehmen  und  ihn 
anderweit  unterbringen,  wo  er  nicht  mehr 
selbst  wirtschaftet,  sondern  ein  anderer  für 


I  ihn  sorgt,  sein  Leben  regelt ;  das  führt  zur 
I  vollständigen  Verpflegung.  Dabei  kann 
■  man  als  solche  neue  Umgebung  wieder  eine 
j  Familie,  aber  nicht  die  eigene  des  Armen, 
,  sondern  eine  fremde  wählen,  dann  haben  wir 
'Familienpflege,   oder  man  bringt  den 
'Armen  in  irgendeine  Anstalt:  Anstalts- 
i  pflege.  (Diese  Formen  benennt  man  fälsch- 
j  lieh  als  offene  und  geschlossene  Fürsorge, 
j  eine  englische  Bezeichnung,  die  ganz  anders 
'  eingestellt  ist  und  den  Unterschied  nur  un- 
j  vollkommen  wiedergibt.) 
I      Die  Wahl  unter  diesen  Mitteln,  die  noch 
[  eine  Fülle  weiterer  Formen  einschließen,  er- 
folgt nach  der  Zweckmäßigkeit  für  das  be- 
sondere Ziel,  das  einer  der  drei  Aufgaben 
entspricht.    Für  alle  aber  gilt  wieder  ein 
gemeinsamer    Gesichtspunkt:    die  Armen- 
pflege will  nicht  bloß  unterstützen,  nicht 
bloß  die  augenblickliche  Not  beseitigen,  son- 
dern helfen.    Daß  diese  Not  nicht  wieder- 
kehre, dazu  bedarf  es  gründlicher  Hilfe. 
Das  gilt  zunächst  für  die  Erziehung  zur  Selb- 
ständigkeit; man  darf  nicht  bloß  im  Augen- 
blick versorgen,  sondern  nuiß  den  Ursachen 
der  UnWirtschaftlichkeit  nachgehen  und  sie 
zu  beheben  suchen.    Neben  Zuwendungen 
in  Geld  und  Sachen  dienen  dazu  seit  alters 
Nachweis  von  Arbeit,  Gewährung  von  Dar- 
lehen, Beschaffung  von  Werkzeug,  Rohstoffen 
oder  Absatzgelegenheit  und  zu  dem  allem 
eine  treue,  sachkundige  Beratung.  Aehn  ich 
liegt  es  bei  der  Versorgung  und  Verwertung 
wo  man  nicht  irgendeine  Form,  sondern  die 
sicherste  und  erfolgreichste  wählen  wird. 

Dieses  Vorgehen  wird  manchmal  die  augen- 
blickliche Ausgabe  vergrößern;  es  wird  aber 
meist  sich  auf  die  Dauer  billiger  stellen,  sei  es, 
daß  der  Bedürftige  später  keiner  Hilfe  mehr 
bedarf  oder  daß  seine  Versorgung  hernach  in 
einfachererWeise  erfolgen  kann  oder  erwenigstens 
teilweise  mehr  zu  leisten  vermag.  Es  ist  ein 
ähnliches  Verhältnis,  als  wenn  man  nicht  bloß 
an  den  Erscheinungsformen  eines  Uebels  kuriert, 
sondern  die  Ursachen  behebt. 

Entsprechend  der  Vielseitigkeit  der  Ver- 
armung kann  man  dabei  vielfach  auf  veraltete, 
überlebte  Wirtschaftsformen  zurückgreifen  (alte 
Lohn-  und  Bctri  ebsformen ,  ältere  Arbei  tsanl  riebe), 
wenn  der  Schützling  eben  sich  den  neuen  Formen 
nicht  anzupassen  vermag.  Umgekehrt  kann  es 
sich  um  solche  handeln,  die  sich  in  den  bisheri- 
gen Wirtschaftsformen  nicht  zurechtfinden 
können;  für  sie  wird  man  wieder  abweichende 
Formen  suchen  müssen,  so  daß  leicht  Elemente 
einer  künftigen  Ordnung  eben  in  der  Fürsorge 
eher  als  im  allgemeinen  Wirtschaftsleben  auf- 
tauchen können. 

!  Jedenfalls  darf  man  auf  solche  Fürsorge- 
betriebe nicht  einfach  die  gewöhnliche  wirt- 
schaftliche Beurteilung  anwenden,  aus  deren 
Rahmen  sie  eben  herausfallen,  weil  sie  auf 
unwirtschaftliche  Menschen  gerichtet  sind. 
So  war  es  falsch,  die  Entwicklung  solcher 
Betriebe  dadurch  zu  hemmen,  daß  man  in 
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ihnen  einen  unberechtigten  Wettbewerb 
gegenüber  dem  freien  Verkehr  erblickte; 
ebenso  schief  war  es  aber  von  einer  Soziali- 
siening  der  Fürsorge  zu  reden,  wo  es  sich 
doch  ausschließlich  um  gesellschaftliche  Be- 
triebe handelte,  die  höchstens  verstaatlicht, 
also  einer  Sonderform  der  Sozialisierung 
unterworfen  werden  konnten. 

Will  man  gründlich  helfen,  so  macht 
man  rasch  die  Beobachtung,  daß  man  in 
vielen  Fällen  zu  spät  kommt;  man  hätte 
sicherer  und  mit  geringerem  Aufwand  sein 
Ziel  erreicht,  wenn  man  früher  eingegriffen. 
Mit  der  gründlichen  Hilfe  läuft  das  Ver- 
langen nach  rechtzeitiger  Hilfe  parallel. 
Wieder  gilt  das  nicht  nur  von  der  Erziehung 
—  obwohl  von  ihr  im  besonderen  Maße  — 
sondern  auch  von  der  Vorbeugung  und  Ver- 
wertung. Soweit  es  sich  um  Erziehung  han- 
delt, deckt  sich  die  Forderung  gründlicher 
und  rechtzeitiger  Hilfe  mit  dem  Satz:  Hilfe 
zur  Selbsthilfe. 

Es  ist  ein  Mißveiständnis  solcher  Hilfe,  wenn 
man  sie  mit  dem  Worte  , »Vorbeugung"  be- 
zeichnet, denn  Vorbeugung  setzt  voraus,  daß 
der  Zustand,  dem  man  vorbeugen  will,  noch 
nicht  eini!;('treti'n  ist;  Armenpflege  setzt  aber 
Unwirtscliiifi liehe  voraus.  Wo  noch  keine  Un- 
wirtschaHliclilicit  zu  sehen  ist,  da  kann  es  sich 
nur  um  allgemeine,  wirtschaftspolitische  Vor- 
kehrungen drehen,  die  eben,  weil  sie  wirtschaft- 
liche Menschen  des  Durchschnitts  voraussetzan, 
sieh  nicht  persönlich  um  die  Unwirtschaftliclikeit 
einzelner  kümmern,  von  der  gerade  die  Armen- 
pflege ausgeht. 

Ein  verwandter  Fehlschluß  liegt  darin,  zu 
betonen,  daß  die  Armenpflege  ,,sich  selbst  über- 
flüssig" machen  solle.  Wenn  sie  im  Einzelfall 
ihr  Ziel  erreicht  hat,  etwa  der  Arme  wieder  selb- 
ständig ist,  so  hat  sie  sich  freilich  überflüssig 
gemacht,  wie  jede  menschliche  Tätigkeit,  die  ihr 
Ziel  erreicht  hat.  Soll  sie  aber  als  Gesamtein- 
richtung überflüssig  werden,  so  setzt  das  eine 
vollständige  Stabilisierung  aller  Wirtschafts- 
verhältnisse und  eine  ähnliche  Verfestigung  jeder 
menschlichen  Entwicklung  voraus,  die  der  wissen- 
schaftlichen Erörterung  nicht  recht  zugänglich  ist. 

Scheinbar  taucht  neuerdings  eine  vierte 
Aufgabe  der  Fürsorge  auf:  die  Verwahrung, 
die  unwirtschaftliche  Elemente  dauernd  aus 
dem  Verkehr  herausnehmen  will.  Soweit 
es  sich  dabei  nicht  um  Schutz  öffentlicher 
Sicherheit  (strafrechtliche  und  polizeiliche 
Verwahrung)  handelt,  gehört  diese  Fürsorge 
in  den  Kreis  der  Verwertung  und  der  Ver- 
sorgung unwirtschaftlicher  ICräfte.  Hier 
finden  sich  zaldreiche  Veranstaltungen,  die 
der  Verwahrung  dienen,  so  Armen-  und 
Siechenhäuser,  Heime  für  halbe  Kräfte, 
Arbeiterkolonien,  Frauenheime.  Freilich 
verwahren  sie  nur  solche  Leute,  die  sich  frei- 
willig aufnehmen  lassen  und  von  selber  blei- 
ben. In  dem  neueren  Sinn  der  Verwahrung 
ringt  sich  allmählich  der  Gedanke  durch,  daß 
man  manche  Menschen  auch  gegen  ihren 


Willen  festhalten  müsse,  also  eine  fürsorg- 
liche Verwahrung,  die  vom  Wohle  des  Ver- 
wahrten, nicht  vom  Schutz  der  Gesellschaft 
ausgeht.  Sicherlich  haben  wir  zu  einem 
solchen  Vorgehen  gute  Gründe;  es  wird  sich 
an  eine  besondere  Ausgestaltung  der  Ent- 
mündigung anlehnen,  es  hat  in  den  Berufs- 
vormundschaften für  Trinker  und  Geistes- 
kranke ein  gewisses  Vorbild.  Das  Wichtigste 
allerdings  ist  ein  Ausbau  jener  Anstalten 
freiwilliger  Verwahrung,  die  bislier  zu  wenig 
Beachtung  gefunden  haben.  Das  hängt 
aber  daran,  daß  für  Verwertung  der  Armen 
vieles  getan,  das  Problem  als  solches  aber  viel 
zu  wenig  erörtert  worden  ist. 

Es  hängt  dies  damit  zusammen,  daß  die 
Armenpflege  gern  rein  als  eine  Frage  der  Ein- 
kommensverteilung angesehen  wird,  zu  der  sie 
auch  die  meisten  bystematiker  rechnen.  Allein 
in  den  Armen  stecken  doch  zum  Teil  starke  wirt- 
schaftliche Kräfte,  mit  denen  nur  die  Wirtschafts- 
ordnung nichts  anzufangen  weiß.  Die  Armen- 
pflege, die  diese  Kräfte  zu  nützen  weiß,  greift 
damit  über  jenes  engere  Gebiet  hinaus.  Es  ist 
das  ja  nichts  Neues,  sondern  Arbeit  als  Hilis- 
mittel  der  Armenpflege  undNutzung  derleistungs- 
fähigen  Armen  zu  ihrem  Wohle  und  dem  der 
Gesamtheit  spielt  seit  dem  Mittelalter  eine  große 
Rolle;  erst  die  Gedanken  eines  Malthus  haben 
beides  in  der  theoretischen  Erörterung  zurück- 
gedrängt, ohne  indes  die  praktische  Fürsorge 
durchgreifend  beeinflussen  zu  können.  Es  genügt 
auch  nicht,  diese  Maßnahmen  im  Rahmen  einer 
Widmungswirtschaft  oder  eines  karitativen 
Systems  unterzubringen.  Der  Wilbrandtsche 
Begriff  der  Hingabewirtschaft  genügt  wohl  nicht 
ganz,  enthält  aber  Keime  einer  neuen  besseren 
Einordnung  dieser  Probleme. 

Von  diesen  Grundsätzen  aus  ist  auch  die 
Behauptung  zu  beurteilen,  daß  die  Armen- 
pflege, vor  allem  die  behördliche,  dem 
Armen  nur  den  Notbedarf  zu  geben  habe. 
Dieser  Grundsatz  hat  dort  sich  einigermaßen 
durchgesetzt,  wo  die  Armenpflege  von  dem 
Gedanken  der  Abschreckung  ausgeht,  wie 
u.  a.  in  der  einseitigen  Einweisung  aller  Ar- 
men ins  Werkhaus,  die  das  englische  Armen- 
gesetz 1834  forderte.  Mehr  oder  weniger 
hat  sich  diese  Auffassung  überall  bemerkbar 
gemacht,  wo  in  dem  letzten  Jahrhundert  die 
Theorie  eines  Malthus  wirksam  wurde. 
Richtig  ist  daran  nur,  die  Forderung  einer 
sparsamen,  zweckmäßigen  Verwendung  der 
Mittel,  die  für  Vereine  genau  so  gut  wie  für 
Behörden  gilt;  doch  gilt  eben  deshalb  auch 
für  Behörden,  daß  rechtzeitige,  gründliche 
Hilfe  zweckmäßiger  und  meist  auch  billiger 
ist.  Diese  Ansicht  ist  z.  B.  auch  lür  die 
deutschen  Armengesetze  von  der  Recht- 
sprechung in  mancherlei  Ausdeutungen  an- 
erkannt worden,  nicht  nur  für  die  Armen- 
krankenpflege, wo  sie  sich  am  weitestgehen- 
den durchgesetzt  hat.  Der  Begriff  „Not- 
bedarf'  wandelt  sich  natürlich  auch  mit  den 
wirtschaftlichen   und   kulturellen  Verhält- 
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nissen;  er  hat  sich  im  letzten  Menschenalter, 
im  Deutschen  Reich  vor  allem  durch  die 
Auswirkung  der  Versicherungsgesetze  und 
anderer  sozialpolitischer  Maßnahmen,  sehr 
erweitert  und  umfaßt  heute  Dinge,  die  vor 
einem  Menschenalter  auch  der  fortgeschrit- 
tenen Armenpflege  fremd  waren. 

Es  ist  entschieden  ein  Rückschritt,  wenn 
neuerdings  dieser  Begriff  des  ,, Notbedarfs"  in 
der  Armenpflege  stärker  betont  wird;  es  hängt 
das  meist  damit  zusammen,  daß  der  Begriff  des 
Verschuldens  des  Armen  sich  wieder  geltend 
macht.  Ihn  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  war 
stets  ein  arges  Hemmnis  einer  gesunden  Armen- 
pflege; das  führt  neuerdings  sogar  zu  besonderen 
Unterstützungssätzen  für  schuldige  und  un- 
schuldige Arme,  also  einer  vorwiegend  polizei- 
lichen oder  kriminalistischen  Betrachtung. 

4.  Wandlungen  des  Armenwesens.  So 
sehr  der  Aufgabenkreis  der  Armenpflege 
derselbe  seit  Jahrhunderten  geblieben,  so 
sehr  aucli  die  eben  dargelegten  Grundsätze 
dieselben  wie  einst  sind,  so  starken  Wand- 
lungen unterlag  doch  Aufbau  und  Arbeits- 
weise. Noch  sehen  wir  in  den  europäischen 
Staaten  die  verschiedenen  Stufen  einer  solchen 
"Wandlung,  die  noch  nicht  abgeschlossen 
scheint.  Die  Entwicklung  der  heutigen  Ver- 
kehrswirtschaft mit  ihrer  Umschichtung  und 
steigenden  Beweglichkeit  der  Bevölkerung 
läßt  immer  wieder  als  Trieb  jener  Wandlung 
die  Frage  erscheinen:  Was  wird  mit  den 
nicht  bodenständigen,  zugezogenen,  wan- 
dernden Armen?  Sie  führt  zum  Verlangen 
nach  einer  einheitlichen  Zusammenfassung 
des  Armenwesens,  um  so  zu  einer  plan- 
mäßigen Erziehungsarbeit  zu  gelangen.  So 
soll  das  zersplitterte  Armenwesen  des  Mittel- 
alters in  den  allgemeinen  Almosenkästen  zu- 
sammengefaßt werden,  um  mit  persönlicher 
Betreuung  die  Armen  zu  erziehen,  so  hernach 
in  den  großen  Armenhäusern,  die  durch 
gründliclie  Arbeitserziehung  wirken  wollen. 
Der  Einfluß  der  weltlichen  Macht,  unter  dem 
diese  Bewegung  von  Anfang  an  steht,  führt 
mehr  und  mehr  zu  behördlicher  Gestaltung 
der  Armenpflege,  die  in  den  Armenäratern 
unserer  Gemeinden  endet.  Früh  schon,  zur 
Zeit  Elisabeths,  erreicht  England  diesen  An- 
schluß, nur  langsam  nähert  sich  ihm  im 
letzten  Jahrhundert  P'rankreioh,  während 
Holland  noch  heute  in  einem  Schwebezustand 
zwischen  amtlicher  Armenpflege  und  stit- 
tungsmäßiger  älterer  Anstaltsfürsorge  sich 
befindet.  Vielfach  liegen  die  Reste  der  äl- 
teren Zusammenschlußbewegung  in  den  Ar- 
menämtern übereinander,  als  Schichten  einer 
Ablagerung,  oder  sie  sind  neben  ihnen  stehen 
geblieben.  Schon  hat  sich  aber  seit  200 
Jahren  das  vielgestaltige  Wesen  freier  Ver- 
eine neu  gebildet  und  neben  die  Frage,  jene 
älteren  Formen  im  Armenamt  zur  Einheit 
zu  verschmelzen,  die  zweite  gestellt,  wie  die 
neue  Zersplitterung  von  ihren  schädlichen 


Wirkungen  befreit,  zur  inneren  Verbindung 
unter  sich  und  zum  gemeinsamen  Wirken 
mit  der  amtlichen  Armenpflege  gebracht 
werden  könne. 

In  diese  Versuche  kam  neuerdings  eine 
Wandlung,  die  behördliche  wie  Vereins- 
armenpflege in  gleicher  Weise  zersetzt. 
Manche  Zweige  der  Armenpflege  begannen 
ihre  Sonderart  stark  zu  betonen,  sich  ihr 
gemäß  selbständig  zu  gestalten  und  eigene 
Arbeitsformen,  besonders  geschulte  Arbeits- 
kräfte auszubilden,  z.  B.  Tuberkulosefür- 
sorge, Trinkerfürsorge,  Säuglingsfürsorge  u.  a. 
Damit  wirkt  sich  eine  allgemeine  Bewegung 
aus,  die  im  letzten  Teil  des  vorigen  Jahr- 
hunderts die  Arbeitsform  aller  Fürsorge 
ändert.  Noch  um  1850  wird  die  amtliche 
Armenpflege  ausgebaut,  indem  man  die 
Form  der  älteren  stiftungsmäßigen  Anstalten 
wie  der  Hamburger  Armcnanstalt  von  1788 
auf  die  behördliche  Fürsorge  übertrug:  Frei- 
willige Pfleger  in  kleinen  Bezirken,  denen  die 
Betreuung  der  Bedürftigen  ausschließlich 
obliegt  —  Elberfelder  System.  Diese^  aus- 
schließliche Verwendung  freiwilliger  lüäfte 
wurde  langsam  durch  geschulte  Berufs- 
beamte ergänzt  und  fand  im  Straßburger 
System  seit  1900  seine  feste  neue  Form.  Das 
lange  Sträuben  gegen  die  Anerkennung  der 
gesciudten  Armenpfleger  und  Fürsorger, 
unter  denen  die  Frauen  an  erster  Stelle 
standen,  trug  nicht  wenig  dazu  bei,  daß 
eben  jene  Fürsorgezweige,  die  besonders  vor- 
gebildeter Kräfte  bedurften,  mehr  oder  we- 
niger von  der  allgemeinen  Armenpflege  ab- 
splitterten. 

Das  Elberfelder  System  (seit  1863)  kenn- 
zeichnet sich  den  älteren  Formen  gegenüber 
dadurch,  daß  eben  ein  Amt  Träger  der  Armen- 
pflege ist  und  seine  Mitarbeiter  behördliche  Auf- 
gaben übernehmen.  Es  teilt  mit  ihm  die  kleinen 
Kreise  (Reviere,  Quartiere),  für  die  je  ein  ehren- 
amtlicher Pfleger  bestellt  ist.  Es  betont  aufs 
entschiedenste,  daß  diesen  Pflegern  die  Aus- 
übung der"  Fürsorge,  die  Entscheidung  über  Art 
und  Höhe  der  Ünterstützung  allein  zustehe. 
Ihm  fehlt  die  Einstellung  auf  die  Kinderfürsorge, 
die  für  die  Hamburger  Form  im  Mittelpunkt  aller 
Armenpflege  stand  und  die  Verwendung  der 
Arbeit  als  wichtigsten  Unterstützungsmittels. 
Zuerst  erweist  es  sich  als  unmöglich,  soviel  frei- 
willige Pfleger  zu  finden,  daß  man  die  Quartiere 
klein  genug  gestalten  könnte,  dann  wurde 
durch  den  Zufall  der  Wohnung  entschieden, 
welchem  Pfleger  ein  Bedürftiger  zufiel,  einerlei 
ob  er  für  ihn  geeignet  war.  Da  alle  Armen  zu 
diesem  Pfleger  kamen,  wurde  er  teils  mit  reiner 
Verwaltungsarbeit  in  Fällen  belastet,  die  persön- 
licher Beratung  nicht  bedurften  (Kranke),  teils 
mit  Aufgaben  befaßt,  die  seiner  Begabung  fremd 
waren.  So  dringt  der  Berufspfleger  ein,  um  den 
anderen  Pfleger  zu  entlasten,  mit  seiner  Sach- 
kunde manche  Fälle  besser  und  rascher  zu  er- 
ledigen, aber  auch,  um  den  Ehrenbeamten  für 
die  Armen  freizumachen,  denen  er  mit  seiner 
Gabe  besonders  dienen  konnte.   Dazu  war  aber 
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auch  eine  andere  Verteilung  nicht  nach  dem 
Wohnplatz,  sondern  nach  den  Bedürfnissen  des 
Armen  und  der  Eignung  der  Pfleger  nötig  ge- 
worden. Damit  sind  die  Grundzüge  des  Straß- 
burger Systems  (190G)  gegeben:  Beseitigung  der 
Reviere,  Gleichberechtigung  der  Berufspfleger, 
planvolle  Verwendung  der  Ehrenbeamten. 

Jene  Auflösung  der  Armenpflege  in 
Sonderzweige  ist  nur  im  Zusammenhang 
anderer  Bewegungen  recht  zu  würdigen.  Die 
Armenpflege  entwickelt  sicli  von  der  un- 
mittelbaren persönlichen  Fürsorge  zur  staat- 
lichen Leistung  auf  zwei  verschiedenen 
Wegen:  Auf  dem  einen  wird  die  Armenpflege 
unter  Wahrung  ihrer  Eigenart  über  gesell- 
schaftliche Gebilde  hinaus  auf  Behörden 
übergeleitet;  ihr  Wesen  bleibt  dabei  dasselbe, 
ebenso  wie  die  Grundsätze,  nach  denen  sie 
geübt  wird.  So  sehr  auch  die  Ait  der  Armen 
und  die  Formen  der  Armenpflege  sich  wandeln 
mögen,  all  das  berührt  die  freie  Arbeit  wie 
die  behördliche  in  derselben  Weise,  auch  das 
Armenamt  betreibt  eben  Armenpflege. 

In  anderer  Weise  geht  die^e  Entwicklung, 
wenn  sich  einzelne  Aufgaben  aus  der  Armen- 
pflege loslösen  und  zu  allgemeinen  politischen 
Gebilden  werden,  wenn  sie  ihre  Einstellung 
auf  die  Unwirtschaftlichen  verlieren  und  alle 
Teile  der  Bevölkerung  zu  erfassen  suchen. 
Damit  verlassen  sie  den  Rahmen  der  Fürsorge 
und  werden  zu  politischen  Maßnahmen  all- 
gemeiner Art. 

So  hat  sich  aus  der  Armenpflege  heraus  das 
Volksschulwesen  entwickelt;  noch  für  das  Ham- 
burger System  1788  sind  Schulen  (Industrie-  und 
Spinnschulen)  für  die  Kinder  ein  Hauptkenn- 
zeichen. Von  den  Gedanken  eines  Malthus  aus 
wird  neben  dem  Unterricht  die  Anleitung  der 
Unwirtschaftlicheu  zur  Sparsamkeit  ein  wesent- 
liches Stück  Armenpflege;  sehr  rasch  aber 
wachsen  die  Sparkassen  über  den  Rahmen  der 
Fürsorge  hinaus  zu  politischen  Einrichtungen, 
die  eben  die  Wirtschaftlichen  fördern,  nicht  mehr 
die  Unwirtschaftlichen  erziehen  wollen.  Daneben 
werden  sie  aus  Zuschußbetrieben,  die  die  Für- 
sorge erhält,  zu  Ueberschuläbetrieben.  Arbeits- 
beschaffung wie  Arbeitsvermittlung  sind  seit 
alters  Hilfsmittel  der  Armenpflege;  im  letzten 
Jahrhundert  haben  sie  diesen  Rahmen  über- 
schritten und  nach  einer  Fülle  gesellschaftlicher 
Gebilde  —  von  Erwerbsunternehmen  bis  zur 
genossenschaftlichen  Regelung  —  schließlich 
neuerdings  sich  vielfach  in  staatliche  Einrichtun- 
gen umgewandelt.  Einen  Entwicklungsgang  der 
Art,  der  noch  nicht  abgeschlossen,  sehen  wir 
beim  Kindergarten. 

Diese  Loslüsung  einzelner  Teile  aus  der 
Armenpflege  vollzieht  sich  neuerdings  be- 
sonders plötzlich.  Die  Gründe  sind  oft 
äußerer  Art;  eine  gewisse  Mißstimmung  gegen 
den  Namen  Armenpflege  wirkt  zusammen 
mit  jener  Sonderausgestaltung  einzelner  Für- 
sorgezweige und  politischen  Erwägungen. 
Diese  Bewegung  ergreift  daher  nicht  nur 
Aufgaben,  die  wirklich  schon  zu  solcher  Um- 
gestaltung reif  sind,  sondern  auch  solche, 


die  durchaus  zur  Armenpflege  gehören  und 
von  fürsorglichen  Gesichtspunkten  behandelt 
werden  müssen.  Der  Krieg  und  die  Nach- 
kriegszeit haben  diese  Entwicklung  sehr  ge- 
fördert. 

Bei  der  Fürsorge  für  die  Familien  der  Soldaten 
im  Felde,  für  die  Kriegerwitwen  und  -waisen, 
für  die  Kriegsinvaliden  erscheint  neben  der 
rentenmäßigen  Versorgung  überall  eine  Fürsorge- 
tätigkeit, die  sich  durchaus  auf  dem  Boden 
armenpfleglicher  Grundsätze  bewegt,  z.  T.  sogar 
als  soziale  Fürsorge  gleich  der  gesetzlichen 
Armenpflege  rechtlich  festgelegt  wird:  trotzdem 
ist  sie  besonderen  Organisationen  ähnlich  jenen 
Sonderfürsorgen  übertragen  worden. 

Diese  Absplitterung  enthält  neben  Ein- 
richtungen, die  sich  innerlich  von  der  Für- 
sorge abscheiden,  sehr  viele,  die  ihrem  Wesen 
nach  ihr  ganz  oder  zum  Teil  gleichbleiben; 
manche  von  ihnen  entwickeln  sich  weiter  zu 
selbständigen  gesellschaftlichen  oder  staat- 
lichen Gebilden,  die  sich  von  unwirtschaft- 
lichen auf  wirtschaftliche  Elemente  um- 
stellen, andere  wieder  bleiben  in  dieser  Ent- 
wicklung stecken.  Für  all  diese  Fürsorge- 
arbeit hat  sich  der  Name  Wohlfahrtspflege 
I  neuerdings  eingebürgert,  der  recht  ver- 
schiedene Dinge  umfaßt,  deren  Einheit  nur 
darin  liegt,  daß  sie  jenem  Uebergangsgebiet 
angehören.  Sie  ist  ein  Sammelname,  dessen 
i  Grenzen  bald  so  bald  so  bestimmt  werden; 
[  eine  klare  Begriffsbestimmung  gibt  es  bisher 
nicht  und  kann  es  nicht  geben.  Was  der 
eine  schon  zur  Sozialpolitik  rechnet,  er- 
scheint einem  anderen  noch  als  Teil  der 
Wohlfahrtspflege;  ebenso  wird  ihr  die  Armen- 
pflege bald  eingeordnet,  bald  entgegengestellt. 

Diese  Vielfältigkeit  hat  die  alten  Be- 
strebungen, die  fürsorgliche  Ai'beit  zu- 
sammenzufassen, in  neuer  Gestalt  aufleben 
lassen.  Diese  neue  Eichtung  will  jeden  Teil, 
der  aus  der  Fürsorge  gelöst  wird,  irgendeiner 
staatlichen  Einrichtung  allgemeiner  Natur 
angliedern. 

Die  Anregung  geht  auf  Gedanken  zurück, 
wie  sie  für  die  englische  Armengesetzreform  von 
den  Webbs  als  Brcak-up  of  the  poor  laws  vor- 
geschlagen wurden,  wo  z.  B.  alle  Krankenpflege 
für  Arme  an  das  Gesundheitswesen,  alles,  was 
mit  Erziehung  zu  tun  hat,  an  das  Unterrichts- 
wesen usw.  übergeleitet  werden  soll. 

Eine  andere  Richtung  sucht  einigende 
Richtlinien  im  Fürsorgewesen  selbst.  Manche 
möchten  die  unmittelbar  pflegliche  Arbeit  in 
eine  Hand  legen,  einerlei  wie  verschieden  sie 
sein  mag;  dies  Bestreben  liegt  der  sog.  „Fa- 
milienfürsorge"  zugrunde,  die  bereits  in  meh- 
reren verschiedenen  Formen  auftritt.  Andere 
wollen  die  Gebiete  vereinigen,  die  innerlich 
eine  Einheit  bilden;  so  würde  alle  Erziehungs- 
arbeit an  Kindern  und  Jugendlichen  zu- 
sammenzufassen sein,  um  vielleicht  später 
mit  dem  früher  von  der  Fürsorge  abgespal- 
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tcten  Schulwesen  eine  neue  sachliche 
Einheit  zu  bilden  (s.  den  Art.  „Jugend- 
amt", V.  Bd.,  S.  515ff.). 

5.  Die  gesellschaftliche  Bedeutung  der 
Armenfürsorge.  Die  Armenpflege,  die 
Fürsorge  für  die  Iiilfsbedürftigen  Unwirt- 
schaftlichen erscheint  zunächst  nur  als 
Mittelverbrauch,  dem  kein  Gegenwert  ent- 
spricht; sie  gibt  unentgeltlich,  sie  versorgt 
alle  mit  Einnahmen,  die  sie  sich  nicht  oder 
nicht  genügend  selbst  verschaffen  können. 
Diese  Betrachtung  wird  all  dem  nicht  gerecht, 
was  diese  Fürsorge  an  Erziehung  zur  Wirt- 
schaftlichkeit leistet  und  wodurch  sie  oft 
genug  Werte  schafft;  ebenso  übersieht  sie, 
was  alles  durch  Verwertung  halber  Kräfte 
und  anderer  Unwirtschaftlicher  an  wirt- 
schaftlichen Leistungen  in  ihr  hervorge- 
bracht wird. 

In  all  dem  liegt  aber  nicht  der  letzte 
AVert  der  Fürsorge.  Sie  ist  die  unmittelbarste 
Betätigung  des  Gemeinschaftsgefühls,  die 
älteste  und  einfachste  Form  gegenseitiger 
Hilfe.  Soviel  Bedeutung  man  auch  dem 
Selbstinleresse  als  Triebfeder  menschlichen 
Handelns  zusehreiben  mag,  jenes  Gemein- 
schaftsgefühl ist  mindestens  die  eine  Grund- 
lage jeden  Fortschritts  der  Kiütur  und  der 
Wirtschaft,  unentbehrlich  für  jede  Form 
gesellschaftlichen  und  staatlichen  Lebens. 
Daraus  folgt  zweierlei  für  die  Wertung  aller 
Fürsorge:  Wenn  der  Staat  selber  sich  der 
Armenpflege  annimmt,  so  spricht  sich  darin 
jener  Drang  zur  Hilfe  in  stärkster  Weise  aus; 
sie  ist  dann  eine  stärkste  Auswirkung  jenes 
Gemeinschaftsgefühls,  aus  dem  der  Staat 
als  letzte  gesellschaftliche  Bildung  hervor- 
ging, in  ihr  besinnt  er  sich  gleichsam  auf  die 
tiefsten  Ursprünge  seiner  Entstehung. 

Die  Fürsorge  erwächst  aber  nicht  nur 
aus  jenem  Gefühl  gegenseitiger  Verpflich- 
tung, sondern  der  Trieb  zur  Hilfe,  den  Malthus 
höchst  gefährlich  nannte,  saugt  auch  aus  ihr 
neue  Kraft,  sobald  er  sich  in  der  Fürsorge 
betätigen  kann.  Stets  war  der  Anblick  der 
Not,  die  Bedürftigkeit  des  Armen  ein  Anlaß 
der  Fürsorge  und  in  der  Fürsorge  selbst 
wieder  belebte  sich  jenes  Gefühl.  Je  mehr 
in  der  Entwicklung  die  großen  gesellschaft- 
lichen Bildungen  die  Kot  dem  Blicke  des 
einzelnen  entziehen,  um  so  mehr  geht  mit 
der  Pflicht  zur  Hilfe,  auch  die  Pflicht,  jenes 
Gefühl  zu  beleben,  auf  alle  Einrichtungen  der 
Fürsorge  über.  Durch  die  Fürsorge,  die  Mit- 
arbeit und  Unterstützung  für  sie  wird  das 
Gemeinschaftsgefühl  in  zahllosen  Gemütern 
geweckt,  wachgehalten  und  gestärkt,  denen 
es  unter  dem  Getriebe  des  Erwerbslebens 
verloren  gehen  würde.  Von  der  familien- 
haften,  nachbarlichen  Hilfe  angefangen,  über 
die  vielen  Vereinsgründungen  bis  zu  den 
gToßen  Leistungen  öffentlicher  Verbände, 


überall  kommt  jenes  Verpflichtungsgefühl 
zum  Ausdruck,  durch  sie  alle  wieder  wird  es 
genährt  und  gefördert.  Unentbehrlich  ist 
diese  Fürsorge  als  Pflanzschule  wahrhaft 
mensclüichen  Gefühls,  jener  Hilfsgesinnung 
und  gegenseitigen  Verbundenheit,  die  erst 
aller  Kultur  und  Wirtschaft  Bestand  ver- 
leiht. 

Fürsorge  ist  ein  Ding  ehrfurchtsvollster 
Verantwortung;  auch  in  ihren  törichtesten 
Gestaltungen  haftet  ihr  ein  Hauch  dieses 
Wertes  an.  In  ihren  höchsten  und  besten 
Formen  hilft  sie  nicht  nur  den  Armen,  son- 
dern schafft  der  menschlichen  Gesellschaft 
notwendigste,  unentbehrliche  Kräfte. 

Literatur:  Die  thcoretmchen  Fragen  den  Armai- 
tcesenä  sind  im  letzten  Mensckenalter  nur  stief- 
mütterlich behandelt  worden.  Für  die  ältere 
Literatur  sei  hier  wie  überall  venviesen  auf: 
E.  MünBtcrbei'r/,  Bibliographie  des  Armen- 
v'esens,  Berlin  1900,  mit  2  Nachträgen  1902  u. 
1006.  —  G.  Simmclf  Soziologie,  Leipzig  1908 
(VII  Der  Arme).  —  Chr.  J.  Klumker,  Zur 
Theorie  der  Armut,  Z.  f.  Volksic,  19.  Bd.,  S.  1, 
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ökonomischen Grundliigen  der  englischen  Annen- 
Politik  im  ersten  Viertel  des  10.  Jahrh.,  Karls- 
ruhe 1912.  —  Anton  V.  Kostanecki,  Arbeit 
und  Armut.  Ein  Beitrag  zur  Entwicklungsgc- 
grschichte  sozialer  Ideen,  Freiburg  i.  B.  1000. 
Chr.  *J.  Klumker,  Fürsorgewesen,  Leipzig 
1916.  —  II.  Retlich,  Die  Stuttgarter  Armen- 
bevölkerung im  Lichte  der  Statistik,  Württ.  Jb. 
f.  Stat.,  1S97,  lieft  /,.  —  U,  v.  Erdberg, 
Die  Wohlfahrtspflege  —  eine  sozialwissenschaft- 
liche Studie,  Jena  190S.  —  Krautwig,  Orga- 
nisation der  Wohlfahrtspflege  der  Städte,  Berlin 
191S.  —  M.  Baum,  Die  Wohlfahrtspflege,  ihre 
einheitliche  Organisation  u.  ihr  Verhältnis  zur 
Armenpflege ,  Sehr.  d.  Zentralstelle  f.  Volks- 
wohlfahrt 104,  Leipzig  1016.  —  Das  Zusammen- 
arbeiten der  Wohlf'ilirtsvereine.  Die  Ausbildung 
der  Wohlfahrt.^brumtrn,  1.  Bd.,  Sehr.  d.  Zen- 
Iralstelle  f.  Volkswohljahrt,  Heft  1/,,  Berlin.  1919. 

—  W.  Feld,  Wohlfahrt  u.  Geschäft,  Z.  f.  A. 
1919,  S.  74.  —  Derselbe,  Behördliche  oder 
freie  Fürsorge?  Z.  f.  S.  1010,  S.  505.  — 
J.  Weber,  Das  Lebensreeht  der  Wohtfaltrts- 
IJflcge,  Essen  1920.  —  E.  T.  Devine,  The 
principles  of  relief,  New  York  IOO4.  —  Der- 
selbe, Misery  and  its  causes,  1909.  —  Der- 
selbe, Socialivork.,  New  York  1922. 

Chr.  J.  Klumkei: 
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II.  Geschichte  der  öffentlichen 
Arme  npf  1  e  ge 

A.  Altertum  und  Mittelalter. 

Einleitung.  1.  Alter  Orient.  2.  Judentum. 
3.  Griechenland  und  Rom.  4.  Frühes  Christen- 
tum. 6.  Fränkisches  Reich.  G.  Karl  der  Große. 
7.  Klöster  und  Orden.  8.  Mittelalterliche  Städte. 

Einleitung.  Die  primitive  Gesellschaft  schei- 
det schwache,  hilfsbedürftige  Glieder  (Greise, 
Kranke,  nicht  vollentwickelte  Kinder)  als  Fremd- 
körper vielfach  aus  (zahlreiche  Beispiele  dafür  bei 
H.  Schurtz,  Urgeschichte  der  Kultur  S.  609 ff.). 
Ob  man  daraus,  wie  z.  B.  Bücher,  Entstehung  der 
Volkswirtschaft"  S.  14 ff.  will,  ganz  allgemein 
hartherzige  und  grausame  Gesinnung  erschließen 
kann,  erscheint  recht  zweifelhaft.  Dagegen 
sprechen  die  zahlreichen  Fälle  gegenseitiger  Hilfe, 
die  bei  Primitiven  beobachtet  wurden  (zusammen- 
gestellt von  Kropotkin.  Gegenseitige  Hilfe  in  der 
Tier-  und  Menschenwelt,  übers,  von  G.  Landauer 
1908  S.  81  ff.;  vgl.  auch  A.  Vierkandt,  Ztschr. 
f.  Sozialw.  I  S.  607,  II  S.  58, 177, 387).  Aber  auch 
diese  Tatsachen  lassen  den  Schluß  auf  eine  all- 
gemeine Hilfsbereitschaft  bei  den  Primitiven 
nicht  zu.  Die  Frage  scheint  noch  nicht  geklärt. 
Fest  steht  nur  eins,  daß  die  Hilfe  für  Sehwache 
sich  nicht  über  den  Kreis  der  Stammes-  bzw. 
Blutsverwandtschaft  erstreckt  (genau  wie  bei  der 
Tierwelt  nach  Kropotkin).  Diese  Begrenzung 
zeigt  den  Ursprung  jeder  Fürsorge  in  einem 
triebhaften  Mitgefühl,  dessen  letzte  Keimzelle 
das  Muttertum  ist. 

1.  Alter  Orient.  Ins  Bewußtsein  hat  den  Ge- 
danken der  Fürsorge  für  Schwache  die  Kultur 
des  alten  Orients  gehoben.  Hier  ist  die  Ge- 
schlechtsgemeinde durch  die  Territorialgemein- 
schaft abgelöst  und  in  ihr  hat  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  eine  breite  Schicht  wirtschaft- 
lich Schwacher  erzeugt.  Der  Gedanke,  diesen 
Unterdrückten  zu  helfen,  geht  vom  König  aus. 
Diese  königliche  Fürsorge  entspringt  zunächst 
realpolitischen  Erwägungen  („um  so  williger  wer- 
den sie  für  ihn  fechten  und  steuern",  wie  Fr. 
Oppenheimer,  Der  Staat  S.  128  es  ausdrückt), 
aber  letzten  Endes  erwächst  der  soziale  Gedanke 
aus  religiösen  Erwägungen  und  ist  mit  dem  alt- 
orientalischen Gottkönigtum  eng  verknüpft. 
Die  Gemeinde  macht  den  Führer  zum  Gott- 
König,  weil  er  ihr  Wohltaten  erwies;  so  ist  sein 
Königtum  in  der  Sorge  für  sein  Volk  begründet; 
es  ist  ein  soziales  Königtum  (vgl.  W.  Weber,  Zur 
Geschichte  der  Monarchie  1919  S.  18ff.).  In  den 
Regierungsberichten  wird  die  Sorge  für  Arme, 
Witwen  und  Waisen  besonders  hervorgehoben 
(vgl.  denNomarchenbericht  bei  Erman,  Aegypten 
S.  139f.  und  den  Epilog  zu  Hammurabis  Gesetz 
Kohler-Peiser  I  S.  99  f.).  Hammurabi  (um  2250 
v.  Chr.)  versucht  als  erster  die  Fürsorge  in  ge- 
setzmäßige Form  zu  bringen.  Sein  Ziel  ist  1.  daß 
man  den  Unterdrückten  nicht  übermäßige  Ge- 


1)  Die  erste  Hälfte  dieser  geschichtlichen 
Uebersicht  ist  neu  geschrieben  worden.  Uhlhorns 
Darstellung  war  sehr  einseitig;  sie  bedurfte  der 
Korrektur.  Die  neuzeitliche  Entwicklung  ist  im 
wesentlichen  in  der  Form,  die  ihr  Uhlhorn  und 
Münsterberg  gegeben  hatten,  belassen  worden; 
neue  Literatur  ist  angemerkt  und  verarbeitet 
worden. 


bühren  und  Abgaben  abfordere,  sie  in  Schulden 
stürze  und  ihnen  nachher  ihren  Besitz  raube; 
2.  daß  übermächtige  Beamte  die  Fronarbeit,  die 
dem  Herrscher  zustand,  nicht  für  sich  selbst 
ausnutzten;  3.  daß  die  unterdrückte  Klasse  ihre 
rechtmäßige  Entlohnung  empfange  (unverkürzte 
Nahrungsration  bei  der  Fronarbeit  und  feste 
Lohnsätze  für  jede  andere  Arbeit). 

In  engster  Verbindung  mit  diesem  sozialen 
Recht,  das  die  Könige  schaffen  wollen,  entwickelt 
sich  eine  soziale  Ethik  (vor  allem  in  Aegypten 
nachzuweisen)  Es  ist  eine  ausgebildete  Werk- 
ethik. Der  Priester  wird  gerühmt  als  „ein  guter 
Vater  der  Untergebenen,  der  ihren  Nachwuchs 
aufzog,  dem  Elenden  die  Hand  reichte,  den  Ge- 
ringen ernährte.  .  .  Der  Priester  geht  mit 
gutem  Beispiel  voran,  aber  von  jedem  Gläubigen 
wird  Rechenschaft  über  seine  Werke  verlangt. 
Vor  dem  Totengericht  hat  jeder  sich  zu  verant- 
worten; der  Tote  berichtet:  „Ich  habe  dem 
Hungrigen  Brot  gegeben  und  Wasser  dem  Dur- 
stigen und  Kleider  dem  Nackten  und  eine  Fähre 
dem  Schifflosen"  .  .  .  (vgl.  Erman  Aegypt.  Relig. 
S.  105  ff.). 

2.  Judentum.  Diese  soziale  Ethik,  die  wir 
hier  wirksam  sehen,  ist  nun  im  alten  Judentum 
zu  hoher  Entwicklung  geführt;  zweifellos  liegen 
hier  Einwirkungen  durch  die  Ideenwelt  des  alten 
Orients  vor;  wieweit,  ist  noch  nicht  festgestellt. 
Das  soziale  Königtum  ist  hier  ganz  in  die  reli- 
giöse Sphäre  gehoben.  Jahwe  ist  ein  Gott  der 
Armen  und  Verlassenen  (Sam.  I  2,  7 ff.).  Jahwe 
ist  Muster  und  Vorbild  für  die  Gemeinde  und 
so  verlangt  er  von  ihr  aktive  Fürsorge.  Die 
Pflichten  der  Nächstenliebe  werden  in  feste 
Rechtssatzungen  gegossen  (Mos.  II  22,  20ff. ; 
III  25,  35  und  V  15,  11,  wo  es  z.  B.  heißt:  Nie- 
mals wird  es  im  Lande  an  Armen  fehlen;  darum 
gebiete  ich  dir:  Tue  gern  für  deinen  dürftigen 
und  armen  Volksgenossen  in  deinem  Lande 
deine  Hand  auf).  Unter  den  Gruppen,  die  im 
alten  Testament  Gegenstand  der  Fürsorge  sind, 
finden  sich  außer  Sklaven  und  Stammfremden 
besonders  Witwen  und  Waisen  und  die  Klasse 
der  Gerim  (arme  besitzlose  Handwerker  und 
Tagelöhner).  Die  Hilfe  besteht  1.  in  Nachlaß 
bzw.  Ermäßigung  der  gesetzmäßigen  Abgaben 
(Arme  sollen  ein  geringeres  Opfer  bringen  und  es 
wird  Gott  in  gleichem  Maße  gefallen;  nur  kleiner 
Beitrag  zum  Unterhalt  des  Tempels;  Erlaß  von 
Tributen  und  Steuern);  2.  in  bestimmten  Gaben 
(z.  B.  soll  den  Armen  die  Nachernte  des  Feldes 
verbleiben  Mos.  III  19,  9  und  V  24,  19);  3.  in  der 
Sicherung  vor  dem  Versinken  in  Armut.  Die 
Prophylaxe  spielt  eine  große  Rolle.  Dahin  ge- 
hören a)  die  Bestimmungen  über  den  Erlaß  der 
Darlehen  (Mos.  V  15)  und  die  Verordnungen 
über  Leihen  und  Bürgschaft  (Sirach  29,  SU.), 
b)  Schutzbestimmungen  für  die  handarbeitende 
Klasse  (Schutz  gegen  Ueberzeitarbeit;  Sicherung 
prompter  Lohnzahlung  —  dazu  Mos.  V  24,  14 ff. 
— ;  Regelung  der  Kost;  Gewährung  des  Rechtes 
bei  der  Ernte  von  den  Früchten  mitzugenießen). 
Diese  Bestimmungen  finden  sich  vor  allem  im 
Talmud,  der  den  Arbeiterschutz  nach  typischer 
Art  der  Theokratie  festsetzt  (Streikrecht,  Ak- 
kordarbeit u.  a.  m.;  vgl.  Max  Weber,  Agrar- 
gesch.,  Hdw  d.  St.^  139  ff.).  Schuldknechtschaft 
findet  sich  infolgedessen  selten.  Auch  die  Sklaven- 
behandlung ist  human.  Werden  Sklaven  ent- 
lassen, so  soll  der  Herr,  damit  sie  nicht  in  Armut 
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versinken,  ihnen  einen  gehörigen  Zehrpfennig 
mit  auf  den  Weg  geben  fMos.  V  15,  12 ff.).  Die 
soziale  Hilfe  ist  national  Deschränkt,  sie  gilt  vor- 
nehmlich den  Rassegenossen.  In  der  Armen- 
gesetzgebung tritt  das  deutlich  zutage  (im  all- 
gemeinen vgl.  über  Armenpflege  im  Judentum 
Bertholet,  Kulturgeschichte  Israels  135 ff.,  172, 
wo  Literatur). 

3-  Griechenland  und  Rom.  Diese  scharfe 
Scheidung  zwischen  Stammesgenossen  und 
Stammfreraden  herrscht  auch  im  Griechentum. 
Sorge  für  bedürftige  Glieder  der  Gemeinschaft 
ist  selbstverständlich  und  rechtens;  dagegen 
muß  man  die  Hilfe  für  Stammfremde  auf  religiöse 
Basis  stellen,  um  sie  wirksam  zu  machen.  Zeus 
selbst  gilt  als  Beschützer  der  Stammfremden 
(Schutzflehende  und  Bettler),  daher  es  religiöse 
Pflicht  ist,  für  sie  zu  sorgen  (so  bei  Homer  und 
noch  bei  den  Dramatikern).  An  die  Stelle  der 
religiösen  Bindung  tritt  dann  die  kulturelle  Be- 
gründung. Stammfremde  gut  zu  behandeln  ist 
ein  Zeichen  wahrer,  hellenischer  Kultur.  Mitleid 
und  Barmherzigkeit  sind  griechische  Gefühle, 
die  der  Barbar  nicht  kennt  (vgl.  Marx,  Zur  Ge- 
schichte der  Barmherzigkeit  im  Abendlande, 
Bonn  1917).  In  dieser  Sphäre  ist  auch  der  Be- 
griff rrUrti'ifpniTtin  geprägt  worden.  Um  Geist 
und  Wesen  dieses  Begriffes  in  seiner  Urbedeu- 
tung zu  verstehen,  ist  festzuhalten,  daß  sie  nicht 
geübt  wird  aus  Liebe  gegen  den  Menschen  als 
solchen;  sie  ist  vielmehr  nur  Ausübung  der  Ge- 
rechtigkeit gegenüber  dem  Mitmenschen  (öixai- 
otti'vri  Rem  tou»  autfnmmvi).  Dio  Gerechtigkeit 
erfordert"  von  jedem  Menschen,  dem  Neben- 
menschen das  zu  geben,  worauf  er  ein  Anrecht  hat 
und  zwar  a)  dem  persöulich  berechtigten  Freund 
und  Wohltater,  b)  dem  politisch  berechtigten 
Mitbürger  c)  dem  von  Gott  sein  Recht  auf  Hilfe 
empfangenden  Hilflosen  und  Bedürftigen.  Also 
ist  ipt/.af!)oüjjiin  nicht  Tat  aus  freiem  Antrieb, 
sondern  einzig  und  allein  Achtung  vor  dem  Ge- 
setz. Gesetz  und  Recht  herrschen  auch  in  der 
Fürsorge.  So  ist  es  billig,  daß  die  Hüter  des  Ge- 
setzes in  der  Ausübung  vorangehen.  Von  ihnen 
wird  besonders  Milde  und  Philanthropie  ge- 
rühmt, von  Solon,  Pisistratos,  Perikles  usw. 
Xenophon  nennt  Kyros,  den  persischen  Groß- 
köuig,  Ideal  des  Philanthropos.  Es  ist  durchaus 
wahrscheinlich,  daß  das  griechische  Ideal  des 
sozialen  Königs  vom  alten  Orient  beeinflußt 
worden  ist,  wie  W.  Weber  es  a.  a.  0.  in  tief- 
gehenden Darlegungen  zu  erweisen  versucht  hat. 

Wie  gestaltet  sich  die  praktische  Hilfe  für  die 
Armen?  An  erster  Stelle  steht  private  Unter- 
stützung durch  Verwandte  und  Freunde.  Freun- 
deshilfe ist  in  weitestem  Ausmaße  geübt  worden. 
Es  herrscht  ein  brüderliches  Verhältnis  zwischen 
reich  und  arm  (vor  allem  von  Isokrates  ge- 
schildert). Die  Reichen  halfen  dem  Armen,  wo 
es  nottat;  diesem  gaben  sie  einen  Acker  gegen 
mäßige  Pacht,  jenen  schickten  sie  auf  den  Handel, 
jenem  verschafften  sie  Einkünfte  aus  anderer 
Arbeit.  Gerade  Arbeitsbeschaffung  ist  Ziel  der 
Armenfürsorge  (z.  B.  Perikles  in  seiner  Leichen- 
rede) und  dadurch  suchte  man  den  Bettel  zu 
bekämpfen,  der  als  Schande  für  die  Stadt  galt 
(Hesiod  und  Isokrates).  Die  Zeugnisse  für 
staatliche  Hilfe  sind  auf  Athen  beschränkt. 
Dem  kriegerischen  Charakter  der  Polls  ent- 
sprechend dachte  man  zunächst  an  dio  durch 
den  Krieg  Verarmten.   Schon  Pisistratos  setzte 


für  die  Kriegsverletzten,  die  kein  Vermögen 
hatten  und  sich  ihren  Lebensunterhalt  nicht  er- 
werben konnten,  eine  staatliche  Unterstützung 
fest.  Für  die  Kriegswaisen  sorgte  ebenfalls  der 
Staat;  bis  zur  Volljährigkeit  übernahm  er  die 
Pflicht  der  Unterhaltung  und  Erziehung.  Die 
Tatsache,  daß  sich  diese  Pflicht  nur  auf  die  Söhne 
erstreckte,  und  die  Art  der  Entlassungsfeier 
(geschildert  vom  Redner  Aeschines)  zeigen,  daß 
nationale  und  politische  Gesichtspunkte  mit- 
sprechen. Im  4.  Jahrh.  hat  Athen  seine  Hilfe  auf 
alle  Bürger  ausgedehnt,  die  schwach  und  ge- 
brechlich waren  (Blinde,  Lahme  und  Krüppel) 
und  sich  aus  diesem  Grunde  ihren  Lebensunter- 
halt nicht  verdienen  koimten.  Voraussetzung  für 
die  Unterstützung  war,  daß  ihr  Vermögen  we- 
niger als  drei  Minen  (etwa  24  Goldmark)  betrug, 
.leder  einzelne  Fall  wurde  vom  Rat  der  500  ge- 
prüft und  durch  die  Volksversammlung  be- 
schlossen. Dauer  der  Gewährung  war  befristet. 
Die  Höhe  der  Unterstützuugsrate  wird  für  ver- 
schiedene Zeit  verschieden  angegeben;  sie 
schwankt  zwischen  1—2  Obolen  (Tagelohn 
zwischen  .3—4  Obolen).  Außer  Athen  haben  wir 
aus  Tarent  und  Rhodos  Nachricht  über  Armen- 
pflege. 

Das  Wesen  der  antiken  Polls  ist  gegründet  in 
der  Homogeneität  ihrer  Bürger.  Die  politische 
Gleichberechtigung  ist  das  oberste  Ziel.  Als  nun 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  die  Scheidung 
zwischen  reich  und  arm  bringt,  da  tritt  immer 
stärker  ans  Licht,  daß  die  Grundlage  der  poli- 
tischen Gleichberechtigung  wirtschaftliche 
Sicherheit  ist.  Um  den  Armen  die  Ausübung 
ihrer  politischen  Rechte  (Besuch  der  Volksver- 
sammlung) zu  ermöglichen  und  so  die  politische 
Homogeneität  der  Bürger  zu  wahren,  werden 
zu  Perikles  Zeit  Diäten  eingeführt.  Es  ist  ein 
Akt  der  'fiLwä-promn.  Man  mag  streiten,  ob  in 
diesen  Diäten  Armenpflege  vorliegt;  de  iure 
sicherlich  nicht,  wohl  aber  de  facto,  zumal  die 
staatlichen  Diäten  für  die  Volksversammlung 
nur  der  Keim  zu  dem  Spendensystem  der  spä- 
teren Zeit  ist.  Die  Theaterraarken  schl  cßen  s  ch 
an,  die  Kornspenden  bilden  das  Ende.  Der  erste 
Höhepunkt  dieser  Getreidespenden  liegt  schon 
in  hellenistischer  Zeit  (vgl.  Laum,  Stiftungen  in 
der  griechisch-römischen  Antike  1914  I  S.  103  f.). 
Von  Milet,  Delphi  usf.  haben  wir  inschriftliche 
Mitteilungen  daiüber.  Neben  den  Getreide- 
finden sich  auch  Geldspenden.  Die  Verteilung 
erfolgt  zumeist  durch  den  Staat;  die  Mittel 
fließen,  da  die  Gemeinden  vielfach  verarmt  sind, 
aus  privaten  Stiftungen  (vor  allem  stifteten 
hellenistische  Fürsten). 

Ihren  Höhepunkt  erreichten  jene  Kornver- 
teilungen in  der  römischen  Kaiserzeit.  Je 
mehr  Rom  zu  einer  Großstadt  wird,  um  so 
schwieriger  wird  die  Ernährungslage,  weil  die 
unsicheren  Verkehrsverhältnisse  eine  geregelte 
Zufuhr  nicht  ermöglichen.  Daher  die  Preise  für 
Nahrungsmittel  dauernd  auf-  und  niedergehen. 
Da  die  Preisschwankungen  besonders  für  die 
armen  Volksschichten  drückend  sind,  sucht  man 
ihnen  durch  Stabilisierung  der  Preise  bzw.  Herab- 
setzung derselben  zu  helfen.  Das  ist  die  Politik 
des  C.  Gracchus  gewesen.  Der  Staat  gibt  an  die 
Armen  der  Stadt  Korn  zu  ermäßigten  Preisen 
ab.  Die  Preise  werden  mehr  und  mehr  herab- 
gesetzt, bis  es  seit  Clodius  den  ärmeren  Bürgern 
unentgeltlich  abgegeben  wird.     Die  Zahl  der 
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Empfänger  wuchs  beständig  und  die  Höhe  der 
staatlichen  Ausgaben  auch.  Von  73  vor  bis  46 
nach  Chr.  haben  die  Kosten  eine  siebenfache 
Steigerung  erfahren  (von  10  auf  77  Mill.  Sester- 
zien).  Schon  vor  Cäsar  betrug  die  Zahl  der  Emp- 
fänger 320000  Köpfe,  Cäsar  erniedrigt  sie  auf 
löOOOO.  Unter  Augustus  sind  es  bereits  wieder 
200000.  Aurelian  läßt  statt  Getreide  täglich 
ie  2  Pfund  Brot  verteilen.  Bedingung  für  den 
Empfang  der  Unterstützungsration  war:  Mel- 
dung, römisches  Bürgerrecht,  Ansässigkeit  in 
Rom.  In  dieser  Großzügigkeit  bestanden  die 
Kornspenden  nur  in  Rom;  manche  Städte  in  der 
Provinz  haben  sie  zwar  nachzuahmen  versucht 
(Beispiele  bei  Liebenam,  Stüdtevcrwaltung  S.  112 
Anm  2);  aber  hier  ist  es  meist  private  Hilfe,  die 
durch  Schenkung  und  Stiftung  dem  Staat  die 
Mittel  in  die  Hand  gibt,  bei  Tcurang  und  anderen 
Notständen  einzugreifen.  Das  Urteil  über  diese 
Getreideverteilungen  ist  verschieden.  Wer  von 
„Massenfütterung  arbeitsscheuen  Pöbels"  redet, 
der  soll  bedenken,  1.  daß  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung die  Proletarier  erzeugte  und  sie,  wenn 
sie  nicht  verhungern  wollten,  nach  Rom  trieb  und 
2.  daß  jedem  Staatsbürger  das  Recht  zustand,  ' 
an  den  Staatseinkünften  zu  partizipieren.  j 
Dem,  was  wir  unter  Armenpflege  verstehen, 
näher  steht  die  sog.  Alimentarinstitution,  die  die 
Ernährung  armer  Kinder  bezweckt.  Vom  staat- 
lichen Gesichtspunkt  gesehen  ist  sie  eine  be- 
völkerungspolitische Maßnahme  großen  Stils:  i 
Kampf  gegen  die  Ehelosigkeit,  Förderung  der ; 
Kinderzeugung,  indem  man  ihre  Aufzucht  sicher- 1 
stellt.  Die  Mittel  nahm  man  aus  den  Zinsen  von  i 
Summen,  die  die  Kaiser  selbst  stifteten.  Unter 
Augustus  taucht  zuerst  der  Gedanke  auf.  Trajan 
greift  ihn  101  n.  Chr.  auf  und  führt  ihn  in  glän- 
zendem Stile  durch.  Hadrian,  Antoninus  Pius, 
Marc  Aurel  und  Severus  bauen  die  Institution 
weiter  aus.  Dann  werden  die  Nachrichten  all- 
mählich weniger,  315  n.  Chr.  ist  die  Alimenta- 
tion zu  Ende. 

Wie  ist  die  Organisation?  Zum  Genuß  der 
Stiftung  sind  Knaben  wie  Mädchen  zugelassen. 
Bisweilen  sind  die  Knaben  in  der  Ueberzahl  (so 
einmal  245  Knaben  und  34  Mädchen).  Ueber 
die  Altersgrenze  sagt  Ulpian  in  den  Digesten,  dajß  [ 
Knaben  bis  zum  18.,  Mädchen  bis  zum  14.  Jahre 
zur  Teilnahme  berechtigt  sind.  Die  Praxis  ist 
oft  davon  abgewichen;  die  Regel  ist,  daß  Knaben 
nur  bis  zum  15.  bzw.  16.  Jahre  teilnehmen.  Ehe- 
liche Kinder  werden  vor  unehelichen  bevorzugt. 
Die  Unterstützungen  bestehen  durchgehends  in  I 
Geld;  nur  einmal  wird  Getreide  verteilt.  Die  j 
Höhe  der  Unterstützungsrate  schwankt  örtlich 
und  zeitlich  sehr.  Die  Verteilung  findet  monat- 
lich statt.  Die  Alimentation  ist  nicht  auf  Rom 
beschränkt;  sie  ist  in  Italien  verbreitet  und  sogar 
in  Griechenland  nachgeahmt  worden  (vgl.  Laum, 
Stiftungen  I  112,  wo  die  übrige  Literatur). 

Die  staatliche  Fürsorge  reichte  für  das  große 
Elend  der  römischen  Kaiserzeit  bei  weitem  nicht 
aus.  Es  blieb  ein  breiter  Raum  für  private  Hilfe. 
Sie  betätigte  sich  in  zahlreichen  Stiftungen  an 
Gemeinden  und  Vereine.  Dazu  tritt  nun  die 
Selbsthilfe  in  den  Anfängen  der  genossen- 
schaftlichen Bildungen.  Die  Collegia,  die  sich 
auf  beruflicher  Grundlage  bilden,  verfolgen  auch 
humanitäre  Zwecke,  gegenseitige  Unterstützung 
in  Notlagen.  Die  griechischen  Eranoi  sind  Vor- 
läufer der  römischen  Collegia,  Gilden  und  Bruder- 


j  schaffen  des  Mittelalters  Nachfahren  derselben. 
In  den  Sterbekassen,  die  diese  Collegia  gründen, 
findet  der  soziale  Charakter  den  deutlichsten 
I  Ausdruck;  diese  Kassen  werden  von  monat- 
lichen Beiträgen  (stips  mensuaria)  gespeist  und 
I  aus  ihnen  in  Sterbefällen  Unterstützungen  ge- 
j  währt.     In  diesen  Verbänden  einfacher  Men- 
schen herrscht  ein  aufrichtiger  Trieb  zum  Helfen, 
,'  eine  soziale  Gesinnung,  die  in  vielen  Tatsachen 
]  ihren  Ausdruck  findet,  1.  die  Mitglieder  nennen 
sieh  untereinander  Bruder  und  Schwester,  die 
Vorsteher  werden  Vater  und  Mutter  genannt; 
2.  Sklaven  werden  aufgenommen  und  als  gleich- 
berechtigt behandelt;  3.  Patrone  aus  höheren 
1  Schichten  gesucht,  nicht  des  materiellen  Vorteils 
wegen,  sondern  um  die  sozialen  Gegensätze  zu 
i  überbrücken. 

Rom   hat   die  soziale  Gesinnung  (Mitleid 
;  und  Barmherzigkeit)  von  Griechenland  geerbt. 
Die  Philosophie  ist  der  Mittler.  Der  Scipionen- 
kreis,  dann  vornehmlich  Cicero,  pflanzen  diese 
Gedankengänge  nach  Rom.    Hier  wird  der  Be- 
griff „humanitas"  geprägt,  dessen  Hauptinha  t 
(allerdings  ihn  nicht  erschöpfend)  Menschlichkeit, 
'  Milde,  Wohlwollen  ist  (vgl.  M.  Schneidewin, 
j  Antike  Humanität,  Berlin  1897  und  R.  Reitzen- 
stein.  Werden  und  Wesen  der  Humanität  im 
Altertum,  Straßburg  1907).    Von  den  Kaisern 
hat  vor  allem  Marc  Aurel  die  Menschenliebe  in 
seinen  Schriften  gepredigt.    Der  Einfluß  dieser 
1  Ideen  auf  die  Praxis  der  Fürsorge  läßt  sich  un- 
i  mittelbar  in  der  Motivierung  sozialer  Stiftungen 
1  usf.  greifen.    Wichtig  sind  dann  die  Auswir- 
j  kungen  auf  die  Folgezeit,  vor  allem  auf  das 
Christentum. 

4.  Frühes  Christentum.  Der  Bruch  zwischen 
Antike  und  Christentum  ist  nicht  so  scharf,  wie 
man  heute  allgemein  annimmt  (vor  allem  geht 
Uhlhorn  viel  zu  weit).  Man  darf  vielleicht  so 
formulieren:  Die  Formen  der  Armenpflege 
werden  von  Rom  übernommen,  dessen  großer 
formenschöpferischer  Fähigkeit  sich  die  Kirche 
nicht  entziehen  konnte.  Man  darf  allerdings  nicht 
die  großen  staatlichen  Institutionen  vergleichen; 
der  Berührungspunkt  liegt  in  der  innerhalb  der 
Collegia  geübten  Wohlfahrtspflege;  die  dort  ge- 
brauchten Ausdrücke  (z.  B.  stips  usf.)  kehren  in 
der  christlichen  Kirche  wieder.  Stammt  von  Rom 
die  Form,  so  hat  zu  dem  Inhalt,  mit  dem  man 
diese  Form  füllte,  das  Judentum  weit  mehr  bei- 
getragen. Wohltun  aus  Liebe  zum  Mitmenschen 
hat  die  ganze  Antike  nicht  gekannt.  Im  Juden- 
tum erwacht  dieser  Gedanke,  aber  erst  das 
Christentum  hat  ihn  neu  und  groß  gestaltet  und 
die  Caritas  zum  Fundament  des  Wohltuns  ge- 
macht. Die  christlichen  Urgemeinden  sind  Ge- 
meinschaften der  Liebe.  Christus  ist  der  Gott 
der  Liebe  und  Liebe  zum  Nächsten  ist  sein  höch- 
stes Gebot.  In  den  sieben  Werken  der  Barm- 
herzigkeit offenbart  der  Christ  sein  Christentum. 
Besondere  Organe  schafft  die  frühchristliche  Ge- 
meinde nicht;  die  Armenpflege  wird  den  be- 
stehenden Aemtern  angegliedert.  Leiter  sind  die 
Presbyter,  später  die  Bischöfe;  ihre  Gehilfen  sind 
die  Diakonen  und  Diakonissen  (deren  Herkunft 
wir  nicht  genau  kennen).  Almosen  wird  als  Dia- 
konio  bezeichnet;  ein  Beweis,  welche  Wichtigkeit 
von  vornherein  dieser  armenpflegerischen  Tätig- 
keit der  Diakone  beigemessen  worden  ist.  Nie- 
mand war  gezwungen.  Gaben  zu  geben;  kein 
starres  Gesetz  verpflichtete  zum  Wohltun  wie 
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in  Israel.    Alle  Gaben  waren  freiwillig;  „ein 
jeglicher  nach  seiner  Willkür,  nicht  mit  Unwillen 
oder  au3  Zwang;  denn  einen  fröhlichen  Geber 
hat  Gott  lieb"  fPaulus).   Die  Gaben  bestanden 
1.  in  Beiträgen  (stipcs)  zur  Gomeindckasse  (arca 
bzw.  corbona)  und  2.  in  Oblationen  beim  Abend- 
mahl (meist  Naturalien).  Wer  wird  nun  mit  den 
gesammelten  Gaben  unterstützt?  Nur  Gemeinde- 
mitglieder, die  durch  Alter  oder  Krankheit  oder 
sonstwie  unfähig  waren,  ihr  Brot  zu  verdienen. 
Müßiggänger   sind   ausgeschlossen.  Voraus- 
setzung für  die  Hilfeleistung  ist,  daß  zunächst  die 
Angehürigeu  tun,  was  sie  können.    Die  Unter- ' 
Stützung  ist  beschränkt  auf  das  zum  Leben  un-  • 
bedingt  Notwendige.    Unter  den  Armen  nahm 
man  sich  ganz  besonders  der  Waisen  und  Witwen 
an.  Von  letzteren  verlangte  man  den  Nachweis, 
daß  sie  Kinder  (besonders  fremde  und  elternlose) 
aufgezogen  hatten.  Die  Sorge  für  Fremde  wird 
häufig   hervorgehoben;    vornehmlich    sind    es  1 
reisende  Brüder  aus  Nachbargemeinden,  denen  j 
man  Unterkunft  und  Verpflegung  gewährte.  Man  | 
trug  einen  Empfehlungsbrief  vom  Vorsteher  der 
Heimatgemeinile  bei  sich,  mit  dem  man  sich 
auswies.  Die  Dauer  der  freien  Herberge  war  be- 
schränkt auf  wenige  Tage.    Wer  länger  bleiben 
wollte,  sollte  sein  Brot  durch  Arbeit  verdienen.  | 
Die  ersten  christlichen  Gemeinden  waren  klein;  [ 
der  Geist,  der  in  ihnen  herrschte,  schloß  die 
Glieder  wie  zu  einer  Familie  zusammen.  Ge- 
meinsamkeit   des    Geistes    erzeugte  Gemein- 
samkeit  des  Lebens   und   seiner   materiellen  I 
Unterlagen.    Man  gab  und  nahm  hinüber  und 
herüber,  wie  Brüder  und  Schwesteru,  so  daß  es 
vielfach  Arme  überhaupt  nicht  gab.   Wo  trotz- 
dem Hilfe  nötig  war,  da  konnte  sie  ganz  indivi- 
duell sein  und  darauf  legte  man  großes  Gewicht,  j 
Es  wurde  eine  besondere  Armenlisto  (matricula) ' 
geführt,  in  der  die  Verhältnisse  der  Unterstüt-  j 
zungsbedürftigen  genau  angegeben  waren.  Da-  i 
nach  richteten  die  Diakonen  ihre  Hilfe  ein.  Dau- 
ernd Bedürftige  erhielten  eine  regelmäßige  monat- 
liche Gabe.  Andere  Arme  .suchte  man  möglichst 
arbeitsfähig  zu  machen,  so  daß  sie  sich  selbst 
helfen  konnten.  Es  wurde  ihnen  Arbeit  nachge- 
wiesen und  ihnen  Werkzeug  beschafft.  Der 
größte  Ruhm  der  christlichen  Urgemeinden  ist, 
daß  es  keine  Bettler  gab. 

Das  entworfene  Bild  ändert  sich  von  Grund 
auf,  als  das  Christentum  zur  Staatsreligion  wird. 
Alle  Verhältnisse  wachsen  ins  Große;  an  die 
Stelle  der  kleinen,  familienähnlichen  Konven- 
tikel  treten  Massengemeinden  von  oft  über 
100000  Seelen.  Jener  brüderliche  Geist,  der  in 
der  Urgemeinde  alle  Glieder  verband,  schwindet 
mehr  und  mehr.  Dazu  kommt,  daß  die  allge- 
meine Verarmung  infolge  des  wirtschaftlichen 
Zusammenbruches  immer  weitere  Kreise  ergreift. 
Die  Folgen  für  die  Armenpflege  ergeben  sich  klar 
und  eindeutig:  1.  Wer  Massenarmut  beheben 
will,  hat  große  Mittel  nötig.  Daran  hat  es  im 
allgemeinen  nicht  gefehlt.  Die  Kirche  wird 
einmal  Erbin  der  heidnischen  Kultusgüter.  Als 
Staatskirche  bekommt  sie  weiter  zahlreiche 
Privilegien  von  den  Kaisern  zugewiesen.  Außer- 
dem fließen  ihr  zahlreiche  Vermächtnisse  zu; 
denn  immer  mehr  verbreitet  sich  der  Gedanke, 
daß  Almosen  die  Kraft  habe,  Sünden  zu  tilgen. 
Dazu  kommen  die  Einkünfte  aus  den  Zehnten. 
Mittel  für  Ausübung  der  Armenpflege  sind  der 
Kirche  reichlich  zugeflossen;  aber  der  Geist,  aus 


dem  heraus  sie  gegeben  wurden,  war  ein  anderer. 
Dort  kleine,  aber  zahlreiche  Spenden,  freiwillig 
und  aus  innerem  Drang  von  allen  Gemeindo- 
gliedern gegeben,  hier  dagegen  große  Gaben  von 
einzelnen,  vielfach  aus  egoistischen  äußeren 
Gründen  gespendet.  2.  Eine  weitere  Folge  ist 
straffe  Organisation  der  Armenpflege.  Das 
heißt  zugleich,  daß  die  individuelle  Fürsorge  der 
ersten  Gemeinden  jetzt  mechanisiert  wird;  aber 
diese  Typisierung  war  notwendig,  wollte  man  die 
großen  Massen  der  Armen  versorgen;  so  wies 
die  Matrikel  zu  Antiochia,  wie  Chrysostomus 
erzählt,  zu  seiner  Zeit  30U0  Witwen  und  Jung- 
trauen auf  außer  den  anderen  Hilfsbedürftigen, 
in  ;Uexandria  umfaßte  sie  in  dieser  Zeit  7800 
Namen;  in  anderen  großen  Städten  z.  B.  in  Rom 
war  es  ähnlich.  Die  wichtigsten  organisato- 
rischen Maßnahmen  sind:  a)  Man  scheidet  die 
Gesamtmasse  der  verschiedenen  Hilfsbedürftigen 
und  faßt  die  Teile  zu  festen  Gruppen  zusammen 
(Bettler,  Waisen,  Fremde  usf.).  Besonders  in 
den  Städten,  wo  die  Zahl  groß  war,  geschah  das. 
b)  Der  Rahmen,  in  dem  die  Fürsorge  selbst  or- 
ganisiert wird,  ist  ein  doppelter.  Für  die.  welche 
ihren  Familienverband  verloren  haben,  wird  eine 
neue  Heimat  geschaffen.  So  entsteht  die  Anstalt. 
Die  ältesten  Bezeichnungen  (Xenodochien,  Pto- 
chotrophien,  Orphanotrophien)  beweisen,  daß  sie 
im  Osten  entstanden  sind  (etwa  um  325).  Der 
Keim,  aus  dem  sie  erwachsen,  ist  das  Haus,  das 
der  Bischof  zur  Unterbringung  von  Gästen  bereit 
hält.  Erst  allmählich  hat  mau  diese  Einrichtung 
bewußt  zur  Anstalt  umgeschaffen  und  auf  andere 
Gruppen  von  Hilfsbedürftigen  ausgedehnt.  Ver- 
hältnismäßig spät  erst  (VI.  Jahrh.)  sind  diese 
östlichen  Institutionen  nach  Westen  übertragen 
worden.  Für  diejenigen,  die  Wohnung  und  Fa- 
milie hatten,  wurde  die  Gemeindearmenpflege 
systematisch  ausgebaut.  Große  Städte  (z.  B. 
liom,  Alexandria  usf.)  wurden  in  Bezirke  (Re- 
gionen) eingeteilt.  An  der  Spitze  einer  jeden 
Region  stand  ein  Diakon.  In  den  verschiedenen 
Gegenden  der  Stadt  befanden  sich  Häuser 
(Diakonie),  in  denen  die  Armen  gespeist  wurden. 
Die  Häuser  standen  unter  Leitung  von  Diakonen. 
Es  ist  natürlich,  daß  eine  derartige  Zentralisation 
der  Armenpflege  versucht  den  ganzen  Bereich 
pflegerischer  Tätigkeit  zu  umfassen,  mit  anderen 
Worten  die  private  Hilfe  wird  zurückgedrängt 
oder  wenigstens  reglementiert.  Jeder  Privat- 
mann ist  gehalten,  bevor  er  Almosen  gibt,  aus 
der  Matrikel  beim  Diakonen  über  den  Empfänger 
Auskunft  einzuholen.  Obwohl  die  Organisation 
auf  große  Maßstäbe  eingestellt  war,  hat  sie 
gleichwohl  ihr  Ziel,  alle  Arme  zu  versorgen,  nicht 
erreicht.  Dafür  war  die  Armut  zu  groß.  Der 
Bettel  nahm  immer  mehr  überhand.  Unter 
Valentinian  II.  wird  das  erste  Bettelverbot  er- 
lassen; in  der  Folge  werden  sie  immer  häufiger, 
ohne  daß  das  Bettelunwesen  aufhört;  man  konnte 
eben  den  Quell  nicht  verstopfen,  aus  dem  der 
Bettel  entstand  d.  i.  die  Massenverelendung  in 
der  katastrophalen  Wirtschaftskrise,  die  die 
Wende  vom  Altertum  zum  Mittelalter  charak- 
terisiert. 

S.  Fränkisches  Reich.  Die  Armenpflege 
kommt  als  Teil  der  Kirchenorganisation  nach 
Westen.  So  finden  wir  sie  zuerst  dort,  wo  das 
Christentum  sich  ausbreitete  d.  h.  auf  fränkischem 
Boden.  Die  fränkische  Kirche  hat  sich  sehr  um 
die  Versorgung  der  Armen  bemüht.  Sie  besaß  die 
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Mittel  dazu;  denn  schon  früh  strömten  ihr  reiche 
Schenkungen  zu;  vor  allem  von  den  mero- 
wingischen  Königen,  so  daß  schon  im  7.  Jahrh.  ' 
ein  Drittel  von  allem  Grund  und  Boden  der  [ 
Kirche  gehörte.  Die  Einkünfte  benutzte  man 
auch  zur  Armenpflege.  Die  Berichte  der  frän- . 
kischen  Synoden  zeigen,  wie  sehr  man  sich  um 
die  Armen  bemüht  hat.  Man  gründet  Häuser, 
in  welche  Arme  aufgenommen  werden  (matri- 
culae).  Diese  Matrikeln,  die,  auch  raimjlich,  in 
engster  Verbindung  mit  einer  Kirche  stehen, 
erhalten  von  den  Einkünften  der  betreffenden 
Kirche  einen  bestimmten  Teil  zugewiesen.  Diese 
werden  ergänzt  durch  freiwillige  Gaben  der 
Gläubigen.  Kleinere  Matrikeln  sind  Teil  einer 
Kirche  und  werden  von  ihr  verwaltet,  größere 
dagegen  sind  selbständige  Orgaue  und  haben 
eine  eigene  Leitung.  Außer  den  Matrikeln  finden 
sich  noch  andere  Anstalten;  aber  alleBemühungen 
reichten  nicht  aus.  Die  große  Masse  der  Armen 
blieb  aufs  Betteln  angewiesen  und  zog  mit  Bettel- 
briefen, meist  von  den  Bischöfen,  versehen  im 
Lande  umher.  Hier  greift  das  Konzil  von  Orleans 
(511)  ein  und  verordnet:  Jede  Diözese  hat  die 
Pflicht,  Arme  und  Kranke  ihres  Sprengeis  zu 
versorgen.  Innerhalb  der  einzelnen  Diözesen 
wird  nun  versucht,  die  Armenpflege  weiter  zu 
dezentralisieren  und  die  Unterstützungspflicht 
auf  Stadt  und  Land  gleichmäßig  zu  verteilen. 
Das  ist  eine  sehr  wesentliche  Neuerung,  weil  die 
altkirchliche  Armenpflege  durchaus  auf  städ- 
tische Verhältnisse  zugeschnitten  ist.  Aber  diese 
Loslösung  der  Landpfarreien  von  der  Stadt  und 
ihre  Verselbständigung  ist  in  den  Anfängen 
stecken  geblieben.  Immerhin  blieb  der  Trieb 
nach  eigener  Gest<Utung  dort  lebendig. 

6.  Karl  der  Große.  Das  beste  Beispiel  ist 
das  Wirken  Karls  des  Großen.  Er  versucht 
den  ganzen  Bereich  der  Wohlfahrtspflege  zu  or- 
ganisieren und  erstrebt  vor  allem  eine  den  so- 
zialen und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  seines 
Reiches  angepaßte  Armenpflege.  Politischer 
Weitblick  verbunden  mit  starker  Religiosität 
erinnert  an  das  soziale  Königtum  des  alten 
Orients;  auch  manche  seiner  Verordnungen  zeigen 
überraschende  Anklänge.  Zu  Hütern  und  Trägern 
der  Wohlfahrtspflege  macht  er  die  geistliche  und 
weltliche  Macht,  die  Kirche  und  die  Grund- 
herren; die  Kirche  soll  den  Zehnten  zu  Zwecken 
der  Wohltätigkeit  verwenden,  die  Grundherren 
aber  verpflichtet  er,  die  abhängigen  Leute, 
Hörige,  Hofgesinde  usf.  zu  unterstützen,  na- 
mentlich in  Zeiten  der  Teuerung  („Jeder  soll  die 
Seinen  nach  Kräften  unterstützen  und  sein  Ge- 
treide nicht  teuer  verkaufen"  heißt  es  im  Kapi- 
tular  von  805);  er  setzt  Höchstpreise  für  Getreide 
fest.  Auf  seinen  Krongütern  hielt  er  streng  dar- 
auf, daß  die  Untergebenen  gut  genährt  würden, 
damit  keiner  Hungers  sterbe  oder  zum  Bettel 
gezwungen  werde.  In  Zeiten  größter  Not  hat  er 
Sonderverordnungen  erlassen;  so  bestimmte  er 
779,  wo  Hunger  und  Teuerung  herrschte,  daß 
Bischöfe,  Aebte  und  Aebtissinnen  Almosen  in 
bestimmter  Höhe  geben  sollten;  ebenso  Grafen 
und  Vasallen  je  nach  der  Größe  ihres  Grund- 
besitzes. Also  eine  förmliche  Armensteuer.  Das 
allgemeine  Ziel  Karls  des  Großen  war:  Keiner 
in  seinem  Reiche  solle  Mangel  leiden,  er  wollte 
durch  seine  zahlreichen  sozialen  Verordnungen 
für  alle  sorgen.  Für  Bettel  war  also  kein  Raum; 
so  wurde  denn  Bettelei  auch  ausdrücklich  ver- 


boten. Kein  Grundherr  soll  dulden,  daß  die 
Armen  .seines  Sprengeis  bettelnd  im  Land  herum- 
ziehen und  keiner  soll  einem  Bettler,  der  nicht 
arbeiten  will,  etwas  geben.  In  Wort  und  Tat 
ein  Beschützer  der  Witwen  und  Waisen,  ein  Helfer 
für  alle  Arme  und  Unterdrückte,  ein  Muster  wohl- 
tätiger Gesinnung,  dazu  ein  großer  Organisator 
eilt  Karl  der  Große  seiner  Zeit  weit  voraus;  darum 
muß  das,  was  er  aufgebaut,  nach  seinem  Tode 
wieder  zerfallen,  wie  auch  sein  Reich  zerfiel.  Die 
staatliche  Zersplitterung  hat  im  Mittelalter  zu- 
nächst eine  geregelte  Organisation  der  Armen- 
pflege nicht  entstehen  lassen.  ,,Man  gab  Almosen 
und  viel  .\lmosen,  vor  den  Häusern,  auf  der 
Straße,  vor  den  Kirchen  und  in  den  Kirchen, 
bei  Ilochzeitsfeiern  und  Beerdigungen,  bei  kirch- 
lichen und  bürgerlichen  Festen;  man  stiftet 
Spenden,  regelmäßig  werden  an  bestimmten 
Tagen,  namentlich  auch  bei  Seelenmessen  und 
in  Verbindung  mit  Memorien,  Brot,  Fleisch, 
Fische  und  sonstige  Nahrungsmittel,  Kleider, 
Schuhe,  Feuerungsraaterial  ausgeteilt."  Aber 
es  waren  nur  spontane  Handlungen  einzelner. 
Der  mittelalterliche  Staat  hat  das  I5eispiel  Karls 
des  Großen  nicht  nachgeahmt  und  in  der  Kirche 
war  die  Ausübung  der  Armenpflege  erloschen. 
Zur  Zeit  Gregors  VII.  war  eine  kirchliche  Armen- 
pflege in  altem  Sinne  nicht  mehr  bekaimt.  Die 
Mittel  fehlen,  da  das  Kirchengut  bzw.  Einkünfte 
der  Kirche  nicht  mehr  wie  in  den  frühen  Gemein- 
den als  geraeinsames  Gut,  vor  allem  als  Gut  der 
Armen  galt,  sondern  der  Papst  sich  das  Eigen- 
tumsrecht anmaßt  und  selbstherrlich  darüber 
verfügt. 

Erst  allmählich  bilden  sich  wieder  Mittel- 
punkte, die  sich  der  Armen  annehmen,  oft  neue 
Formen  der  Wohlfahrtspflege  schaffen.  Der- 
artige Keimzellen,  von  denen  neues  Leben  aus- 
geht, sind  Klöster  und  Orden  auf  der  einen,  die 
aufblühenden  Städte  des  Mittelalters  auf  der 
anderen  Seite. 

7.  Klöster  und  Orden.  Klöster  beherbergten 
oft  wundertätige  Reliquien  bzw.  Heiligenbilder, 
zu  denen  die  Gläubigen  wallfahrteten.  Das  wird 
der  äußere  Anlaß  zur  Wohlfahrtspflege  des 
Klosters;  man  muß  für  die  Pilger  Unterkommen 
besorgen,  man  muß  sie  verpflegen.  Eine  große 
Zahl  der  Wallfahrer  sind  Kranke,  Gebrechliche, 
Notleidende;  sie  bleiben  länger  am  Orte,  aus  der 
vorübergehenden  Bewirtung  wird  dauernde 
Pflege.  Die  Unterkunftsstätten  werden  so  zu 
Hospitälern;  Siechen-  und  Armenhäuser  und 
endlich  Waisenanstalten  schließen  sich  an. 
Die  Bewohner  der  näheren  Umgebung  kommen 
im  Kloster  Rat,  Trost  und  Hilfe  suchen.  Bettler, 
die  über  Land  ziehen,  klopfen  an  die  Kloster- 
pforte. In  der  Art  sind  vor  allem  die  Klöster 
der  Bettelorden  tätig  gewesen.  Die  Kreuzzüge 
gaben  neuen  Anlaß  zum  Wohltun.  Die  Pilger  und 
Krieger,  die  zum  Heiligen  Lande  zogen  und  unter- 
wegs erkrankten  oder  verwundet  wurden,  mußten 
versorgt  werden.  Aus  der  religiösen  Begeisterung 
der  Zeit  begreift  man  den  Eifer,  mit  dem  man 
sich  dieser  neuen  Aufgabe  widmete.  Laien 
schließen  sich  zusammen,  um  Arme  und  Kranke 
zu  pflegen;  so  entstehen  die  Spitalorden.  Es 
gibt  ritterliche  und  bürgerliche  Orden.  Die  be- 
deutendsten der  ritterlichen  Orden  sind  die  Jo- 
hanniter und  der  Deutsche  Orden;  beide  sind 
später  verweltlicht.  Von  den  bürgerlichen  Orden 
(d.  h.  man  brauchte  nicht  Ritter  zu  sein,  um 
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ihnen  anzugehören)  sind  zu  nennen:  Alexianer, 
Antoniter  und  Kreuzträger.  Der  Lazarusorden 
(der  Name  lebt  im  Wort  Lazarett  weiter)  be- 
schäftigte sich  speziell  mit  der  Pflege  von  Aus- 
satzigen; die  übrigen  Orden  kannten  eine  der- 
artige Beschränkung  nicht;  in  ihren  Hospitälern 
wurden  Pilger  versorgt,  Kranke  gepflegt.  Be- 
dürftige und  Arme  unterstützt.  Die  Hospitäler 
liegen  meist  an  den  llanptstationen  des  Weges;  j 
sie  haben  also  Schutz  notwendig  gegen  die  feind- 
liche Umgebung.  So  kommt  es,  dalS  in  diesen 
Orden  neben  dem  Krankendienst  der  Waffen- 
dienst geübt  wird.  Aber  sie  konnten  auf  die  Dauer 
nicht  nebeneinander  bestehen.  In  den  ritter- 
lichen Orden  hat  der  Waffendienst  den  Spital- 
dicnst  verdrängt.    Die  bürgerlichen  Orden  da- 

fegcn  haben  sich  auf  Armen-  und  Krankenpflege 
eschränkt.  In  ihnen  finden  wir  nun  auch 
Frauen.  So  haben  in  dem  Orden  des  Heiligen 
Geistes  (der  bedeutendste  Spitulorden;  seit  1204 
unter  Innozenz  III.  große  Verbreitung)  neben 
Brüdern  auch  Schwestern  gewirkt.  Daneben  gab 
es  bereits  reine  Schwesternhäuser. 

8.  Mittelalterliche  Städte.    In  den  Spital- 1 
Orden  liegen  die  Anfänge  der  weltlichen  Armen- 
pflege vor;  zwar  sind  die  Kormen  der  Spitalorden 
den  kirchlichen  Orden  nachgeahmt  und  auch  die 
Motive,  die  zu  ihrer  Gründung  führen,  sind  reli- 
giöser Natur,  aber  die  Ordensmitglieder  sind 
Laien.  Als  die  Kreuzzügo  zu  Ende  sind,  wenden  | 
sich  die  Spitalorden  der  allgemeinen  ^Vrinen-  und 
Krankenpflege  zu;  meist  werden  sie  zu  Kranken-  j 
häusern  für  chronische  Sieche  hergerichtet.  Die 
Spitäler  spielen  in  den  deutschen  Städten  des 
Mittelalters  eine  große  Rolle.    Da  die  Finanzen 
der  Klöster  und  Spitäler  sich  vielfach  in  ünord- ' 
mmg  befanden,  gerieten  letztere  immer  mehr  i 
in  die  materielle  Abhängigkeit  der  Städte.  Der 
kirchliche  Charakter  der  Spitäler  wurde  immer  ; 
mehr  verweltlicht.    Die  Städte  nahmen  die  be- 
stehenden in  ihre  Verwaltung  und  gründeten 
außerdem  eigene   Spitäler.     Im   13.  und  14. 
Jahrh.  sind  zahlreiche  derartige  Spitäler  ent- 
standen; in  der  Regel  in  jeder  Stadt  zwei,  eines 
für  Kranke,  Arme  und  sonstige  Bedürftige  und 
eines  speziell  für  Aussätzige  (Leprosen).  Die 
Mittel  für  die  Errichtung  der  Spitäler  flössen 
vielfach  aus  milden  Stiftungen.  Die  Motive,  die 
zu  ihrer  Gründung  den  Anlaß  gaben,  sind  durch- 
eehends  religiöser  Natur;  aber  sie  gaben  die 
Stiftung  gleichwohl  in  die  Obhut  der  weltlichen 
Behörden,  w^eil  sie  dort  eine  bessere  Verwaltung 
voraussetzten.  Ja,  auch  die  Kirche  ließ  gelegent- 
lich ihre  Armengelder  von  Ratsherrn  verwalten, 
weil  sie  diesen  eine  größere  Fähigkeit  zutraute. 
So  ging  mehr  und  mehr  mit  der  Verwaltung  der 
Gelder  auch  die  Organisation  der  Armenpflege 
selbst  in  die  Regie  der  Stadt  über.    Sie  schuf 
eine  Reihe  von  Verordnungen  im  Interesse  Be- 
dürftiger und  zur  Unterstützung  von  Notleiden- 
den und  begnügte  sich  nicht  mit  der  Verteilung 
der  Stiftungsgelder,  sondern  gab  aus  der  Stadt- 
kasse beträchtliche  Zuschüsse.    Aber  es  müssen 
noch  eine  große  Zahl  Untersuchungen  für  einzelne 
Städte  (nur  für  Aachen,  Göttingen,  Hamburg, 
Köln  und  Straßburg  liegen  Resultate  vor)  ver- 
anstaltet werden,  bevor  man  ein  umfassendes 
Bild  wird  entwerfen  können.  Die  Zuschüsse  be- 
standen in  Naturalien  und  Geld.  Die  gezahlten 
Beträge  waren  nicht  hoch;  man  hatte  bestimmte 
Taxen  für  die  jeweilige  Kategorie  der  Hilfs- 


bedürftigen; danach  bemaß  man  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  die  zu  gebende  Summe.  Ausnahmen 
d.h.  größere  Darreichungen  bewill  igte  der  Rat  nur 
selten.  Also  ist  die  Armenpflege  nicht  individuell. 
Die  Insassen  der  Hospitäler  und  .\rn\enhäuscr 
galten  als  versorgt;  nur  selten  haben  sie  aus  der 
Stadtkasse  eine  besondere  Zulage  erhalten.  Da- 
gegen sind  zahlreiche  ratsherrliche  Zuwendungen 
an  einzelne  bedürftige  Einwohner  erfolgt.  Hilfe 
wurde  in  erster  Linie  den  im  Dienste  der  Stadt 
Verunglückten    zuteil;    sie    erhielten  Unter- 
stützung oft  auf  mehrere  Jahre.    Die  Anfänge 
der  Hinterbliebenenfürsorge  gehen  in  diese  Zeit 
zurück;  allerdings  sind  Belege  sehr  selten.  Wurde 
ein  Bürger  von  einem  Naturereignis  (Ilagel- 
schlag, Feuersbrunst  usw.)  betroffen,  so  erhielt 
er  vonderStailtllilfe.  Dazu  kommt  die stiUltischo 
Beerdigung  armer  Einwohner.   Die  Stadt  sorgte 
auch  für  heimatlose  und  ausgesetzte  Kinder;  man 
pflegte  sie  in  den  bestehenden  Armenhäusern  und 
Spitälern  unterzubringen  oder  man  gab  sie  in 
Pflege.    Die  Stadt  bezahlte  die  erforderlichen 
Kosten.    Findlinge  wurden  nur  eine  bestimmte 
Zeit  von  der  Stadl  verpflegt;  dann  wurde  über 
jeden  einzelnen  Fall  neu  beschlossen.    Für  die 
Arbeiterfürsorgo  des  Mittelalters  versagen  die 
Quellen  einstweilen.  Hamburg  gewährte  arbeits- 
unfähigen   Bürgern   eine   regelmäßige  Unter- 
stützung; es  ersetzte  ihnen  die  während  ihrer 
Arbeitsunfähigkeit   gemachten    Auslagen  oder 
man  half  ihnen  in  anderer  Weise.  Jedenfalls  ist 
der  Gedanke,  Arbeitsunfähigen  zu  helfen,  in 
dieser  Zeit  bereits  lebendig  (vgl.  Prutz,  Münch. 
Allg.  Zeitung  11)07,  2(J7ff.).    Arme,  die  arbeits- 
fähig waren,  wurden  zur  Arbeit  angehalten;  man 
brachte  sie  wohl  in  einem  Bettclhause  unter,  wo 
sie  wahrscheinlich  auf  städtische  Kosten  ver- 
pflegt wurden,  aber  arbeiten  mußten.  Das  setzt 
also  eine  regelrechte  Ueberwachung  der  Armen 
durch  den  Rat  voraus.   Hier  sind  auch  die  sog 
Beginenhäuser  zu  erwähnen,  in  denen  arme 
Jungfrauen  und  Witwen  Unterkunft,  Verpfle- 
gung und  Arbeit  fanden.   Das  Mittelalter  hatte 
aus  sozialen  und  wirtschaftlichen  Gründen  (vgl. 
Bücher,  Frauenfrage  im  Mittelalter)  einen  großen 
Ueberschuß  an  Frauen.    Diese  Fraui^n  werden 
von  der  Mitte  des  13.  Jahrh.  ab  in  besondere 
Häuser  untergebracht,  die  durch  Stiftungen  be- 
gründet werden.  Die  Insassen  verfertigen  Hand- 
arbeiten, betätigen  sich  in  der  Krankenpflege. 
Aus  dem  Erlös  der  eigenen  Arbeit  und  aus  dem 
Stiftungsvermögen  wird  der  Unterhalt  bestritten. 
Diese  Beginenhäuser  (sie  bestehen  jetzt  vereinzelt 
noch  in  Belgien  und  sind  Hauptsitze  der  bel- 
gischen Spitzenindustrie)  sind  genossen.schaft- 
liche  Bildungen,  jedenfalls  keine  rein  städtischen, 
sondern  Institute  privaten  Charakters.   Sie  sind 
letzten  Endes  nur  Ableger  jener  Genossenschaften, 
Brüderschaften,  in  denen  der  Gedanke  der  pri- 
vaten Selbsthilfe  lebendig  geworden  ist.  Bürger 
desselben  Standes  und  Berufes  vereinigten  sich; 
es  entstanden  Verbände  des  Adels,  Gilden  und 
Zünfte  der  Handwerker,  Gesellenvereine,  Bruder- 
schaften und  Kalander.   Der  Zweck  dieser  Ver- 
einigungen war  zunächst  wirtschaftlicher  und 
religiöser  Art;  daraus  erwächst  der  Brauch,  daß 
die  Mitglieder  sich  gegenseitig  in  Armut  und 
Not  unterstützen.  Diese  private,  genossenschaft- 
liche Hilfe  ist  sehr  verbreitet  gewesen;  dazu  eine 
ausgedehnte  städtische  und  kirchliche  Armen- 
pflege. Es  ist  wahr,  daß  in  den  Jahrhunderten 
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vor  der  Reformation  die  Fürsorgetätigkeit  so 
lebendig  gewesen  ist  wie  selten.  Trotzdem  ist 
die  restlose  Versorgung  nicht  erreicht  worden. 
Grund  dafür  ist  einmal  die  Verarmung  weitester 
Volkskreise,  für  deren  Behebung  selbst  gioße 
Hilfsbereitschaft  und  reiche  Mittel  nicht  aus- 
reichten; zum  anderen  die  Ziel-  und  Planlosig- 
keit der  Fürsorge.  Selbst  liirche  und  Stadt 
hatten  kein  festes  Programm.  Man  gab  Almosen, 
errichtete  Stiftungen  nur,  um  für  das  eigene 
Seelenheil  zu  sorgen.  Die  Verwalter  der  Stif- 
tungen (auch  Kirche  und  weltliche  Behörden) 
sahen  ih:e  x^ufgabe  erfüllt,  wenn  die  Gabe  ver- 
teilt war.  Diese  einseitige  Einstellung  auf  den 
Schenkenden,  nicht  auf  den  Beschenkten,  iiat 
jede  planmäßige  Ililfo  illusorisch  gemacht.  Ja, 
man  gewinnt  aus  den  Quellen  zuweilen  den  Ein- 
druck, als  ob  man  die  Existenz  von  Armen  ge- 
wünscht hätte,  um  Wohltun  üben  zu  können. 
So  hat  das  Mittelalter  weder  den  Gedanken 
einer  vorbeugenden  Fürsorge  (man  denke  an  den 
Tiefstand  des  Volksgesundbeitswesensl)  noch 
einen  umfassenden  Plan  mit  dem  Ziele  wirklicher 
Hebung  der  Notstände  hervorgebracht.  Die 
Folge  ist  eine  Verbreitung  des  Bettels  in  er- 
schreckendem Umfange,  iiettelverbote  werden 
erlassen.  Zuerst  in  Frankreich  um  1350,  dann  in 
England  (1360-1388).  Die  deutschen  Städte 
folgen  bald  nach.  Wir  besitzen  derartige  Ver- 
ordnungen aus  vielen  Städten  (Eßlingen,  Braun- 
schweig, Wien,  Köln,  Nürnberg).  Man  weiß  sich 
meist  nur  durch  Repressivmaßregeln  zu  helfen, 
indem  man  für  Bettel  schwere  Strafen  festsetzt, 
vor  allem  in  England,  wo  man  die  Bettler  brutal 
behandelte.  Abhilfe  zu  schaffen  war  dem  Mittel- 
alter unmöglich,  „weil  die  mittelalterliche 
Auffassung  von  der  Werkheiligkeit  des  Almo- 
sens nicht  die  Bedingungen  schuf,  unter  denen 
eine  geordnete  Wohlfahrtspflege  entstehen 
konnte." 

B.  Neuzeit. 

1.  Das  IG.  und  17.  Jahrhundert.  2.  Die  Zeit 
der  Aufklärung.  3.  Das  19.  Jahrhundert.  4.  Der 
Weltkrieg  und  seine  Wirkungen. 

1.  Das  i6.  und  17.  Jahrhundert.  Die 

Aufgabe,  die  Armenpflege  selbst  mit  ge- 
sundem Geist  zu  erfüllen,  wird  zunächst 
von  den  aufblühenden  Städten  übernom- 
men, wozu  sich  Ansätze  schon  im  15.  Jahrh. 
finden. 

Der  Umwandlung  der  religiös  sittlichen 
Anschauungen  durch  die  Reformation  kommt 
dabei  eine  entscheidende  Rolle  zu.  Doch 
ist  beachtenswert,  daß  auch  auf  katholischer 
Seite  ernstliche  Reformberaühungen  auf 
diesem  Gebiete  einsetzen.  In  seiner  Schrift 
„An  den  Adel  deutscher  Nation"  erklärt 
Luther  es  für  „der  größten  Nöthe  eine, 
daß  alle  Bettelei  abgethan  würde  in  der 
ganzen  Christenheit",  und  entwickelt  dann 
mit  sicherer  Hand  die  Grundgedanken  einer 
gesunden  Armenordnung. 

Jede  Stadt  muß  ihre  Armen  selbst  versorgen, 
fremde  Bettler  werden  ausgewiesen.  An  die 
Stelle  des  unterschiedslosen  Gebens  tritt  eine 
geregelte  Versorgung  der  Armen  auf  Grund 


einer  genauen  Prüfung  ihrer  Verhältnisse  und 
nach  Sonderung  der  wirklich  Armen  von  den 
losen  Buben  und  Landläufern,  die  Versorgung 
erstreckt  sich  aber  nur  auf  das  Notwendigste. 
„Es  ist  genug,  dass  ziemlich  die  Armen  versorgt 
seien,  dabei  sie  nit  Hungers  sterben  oder  er- 
frieren. Es  fügt  sich  nit,  dass  Einer  auf  des 
Anderen  Arbeit  müssig  gehe.  Es  ist  Niemand 
von  der  Anderen  Güter  zu  leben  verordnet. 
Wer  arm  sein  will,  soll  nit  reich  sein;  will  er 
aber  reich  sein,  so  greif  er  mit  der  Hand  an 
den  Pflug  und  suchs  ihm  selber  aus  der 
Erden." 

Das  Motiv,  durch  Almosen  sein  Seelen- 
heil zu  fördern,  fällt  weg,  und  an  die  Stelle 
tritt  als  seelisches  Motiv  die  Nächstenliebe, 
als  wirtschaftliches  die  Erkenntnis  von  der 
Notwendigkeit  einer  der  Lage  des  einzelnen 
Falles  entsprechenden  Hilfe.  Deshalb  kein 
unterschiedsloses  Geben,  sondern  ein  Geben 
anf  Grund  genauer  Prüfung  der  Verhält- 
nisse. Mit  Beseitigung  des  weltflüchtigen 
Zuges  der  mittelalterlichen  Ethik  gelangt 
Luther  auch  wieder  zu  einer  richtigen  Wür- 
digung der  .Vrbeit  und  der  irdischen  Güter. 
Nicht  daß  jemand  auf  einen  Teil  seiner 
Güter  verzichtet,  hat  sittlichen  Wert,  son- 
dern daß  er  damit  seinem  Nächsten  hilft. 
Jeder  ist  zur  Arbeit  verpflichtet,  Betteln  ist 
Unrecht.  In  der  Christ  eniieit  soll  nicht 
gebettelt  werden.  Wer  arbeitsfähig  ist,  soll 
auch  arbeiten,  wer  arbeitsunfähig  ist,  soll 
ohne  Bettel  unterhalten  werden.  Nur  die 
Arbeit  gibt  ein  Anrecht  an  die  irdischen 
Güter,  diese  Ordnung  Gottes  soll  durch 
Almosengeben  nicht  außer  Kraft  gesetzt 
werden.  Die  Armenpflege  hat  sich  auf  das 
Notwendige  zu  beschränken,  sie  darf  nicht 
die  wirtschaftliche  Selbstverantwortlichkeit 
jedes  einzelnen  schädigen,  nicht  dem  einen 
auf  Kosten  der  anderen  ein  Wohlleben  ver- 
schaffen. 

Diese  Gedanken  suchten  die  Städte  zu 
verwirklichen.  Sie  hatten  unter  der  Bettel- 
plage am  meisten  zu  leiden,  in  ihnen  war 
die  wichtigste  Voraussetzung  einer  Ge- 
meindearmenpflege gegeben:  sie  bildeten 
eine  Gemeinde.  Bei  ihnen  waren  auch  be- 
reits Ansätze  zu  einer  bürgerlichen  j^rmen- 
pflege  vorhanden,  die  jetzt  den  reforma- 
torischen Gedanken  entsprechend  fortgebil- 
det wurden.  An  die  Stelle  der  bisheri- 
gen Bettelordnungen  traten  nun  wirklich 
Armen  Ordnungen,  die  nicht  bloß  die  Armen- 
polizei, sondern  auch  die  Armenpflege 
regelten. 

Die  älteste  ist  die  Augsburger  v.  21./m. 
1622,  dann  folgte  unter  dem  Einfluß  von  Lazarus 
Spengler  die  Nürnberger  v.  23./VII.  desselben 
Jahres,  die  oft  gedruckt,  weithin  zum  Vorbilde 
geworden  ist  (das  Genaueste  über  sie  gibt  Ehrle, 
Beiträge  zur  Geschichte  und  Reform  der  Armen- 
pflege, Freiburg  i.  Br.  1881,  und  Histor.  Jahrb, 
1888  S.  4ö0ff.,  dort  auch  der  Abdruck  der  Ord- 
nung in  ihren  verschiedenen  Formen).  Aehn- 
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fich  wurde  in  StraßburR  und  Breslau  1523,  in 
Kogensburg  und  Magdeburg  1524  das  Armen- 
wesen geordnet. 

Pieso  städtischen  Arraenordnungen  sind 
lediglich  bürgerliche  Ordnungen,  und  wenn 
ancli  unter  dem  Einfluß  der  retorinatorisehen 
Gedanken  entstanden,  stehen  «sie  doch  nicht 
mit  der  Neuordnung  des  Kirchenwesens  in 
direktem  Zusammenhange.  Anders  die 
K.vlenordnungcn;  sie  sind  ein  Stück  der 
Neuordnung  des  Kirchenwesens  selbst.  So- 
bald die  letztere  in  Angriff  genommen  wurde, 
war  auch  eine  Neuordnung  der  Armenpflege 
unumgänglich,  denn  mit  dem  alten  Kirchen- 
wesen fiel  auch  alles  weg,  was  von  iVrmen- 
pflego  mit  ihm  bisher  aufs  engste  verbunden 
war.  Sobald  die  Messe  abgeschafft  wurde, 
muüte  auch  über  die  unzähligen  mit  ihr  zu- , 
tammenhängenden  Stiftungen  entschieden 
Vierden,  und  mit  der  Auflösung  der  Klöster 
und  Spitalgenossenschaftcn  sah  man  sich  vor 
die  Frage  gestellt,  wer  die  von  ihnen  bis  dahin 
geübte  Armenpflege  übernehmen  sollte. 

Die  ersten  Versuche  einer  Neuordnung  des 
Kirchenwesena  und  des  damit  zusammenhängen- 
den Armenwesens  sind  nicht  von  Luther  selbst , 
ausgegangen.     In  Wittenberg  setzte  Karl-] 
Stadt   1522   in   tumultuarisclier    Weise  eine 
Kirchenordnung   durch,    welche   zugleich  die 
Armcnpfl.-ge  regelte,  in  Loisnig  verembartc 
die  Gemeinde  1523  die  „Ordnung  emes  gememen 
Kastens"  (bei  Richter,  Kirchonordnungen  I, 
lOff.  —  Vgl.  Kawerau,  -N.  .\rchiv  {.  silchs. 
Geschichte  und  Altertumskunde  III,  78.  — 
Anacker,  Mitteilungen  des  Geschichts-  und 
Altertumsvereins  zu  Leisnig,  1881,  Heft  6),  die  j 
Luther  mit  einer  Vorrede  herausgab  (Krl.  Aus- 
gabe, Bd.  22,  S.  122ff.).    Es  waren  Versuche,  i 
das  Kirchenwesen  und  im  Zusammenhange  da- 1 
mit  das  Armenwosen  auf  genossenschaftlicher  | 
Grundlage  zu  ordnen.     Das  erwies  sich  aber 
als  unmöglich.    Nach  dem  Bauernkriege  wurde 
im  Gebiete  der  lutherischen  Reformation  die 
Neuordnung  überall  von  den  Obrigkeiten,  den 
Fürsten  und  Stadträten,  in  Angriff  genommen. 
Mit  dem  Kirchenwesen  wird  das  Armenwesen 
neu    geregelt,    die    Kastenordnungen,  welche 
dieses  ordneten,  bilden  meist  einen  Teil  der 
Kirchenordnungen  oder  treten  diesen  zur  Seite. 
(Eine   Uebersicht   der   Kastenordnungen  gibt 
Riggenbach,   Das   Armenwesen   der  Refor- 
mation, 1883.   Vgl.  Hering,  Ueber  die  Liebes- 
täligkeit  der  Reformation,  Studien  und  Kritiken, 
1883,  84,  85.  -  Nobbe,  Die  Regelung  der 
Armenpflege  im  16.  Jahrb.,  in  der  Ztschr.  f. 
Kirchengeschichte  X,  669ff.    Abgedruckt  sind 
die  meisten  bei  Richter  KOO.). 

Darf  man  auch  in  gewissem  Sinne  sagen, 
daß  in  der  Armenpflege  der  Rcformatioiis- 
zeit  die  altkirchliche  wieder  auflebt,  so  ist 
doch  ein  großer  Unterschied  zwischen  beiden. 
Die  durch  die  Kastenordnungen  organisierte 
Armenpflege  ist  keine  ausschließlich  kirch- 
liche, wie  es  die  der  ersten  Jahrhunderte 
war,  sondern  eine  gemischt  bürgerlich-kirch- 
liche, da  die  Reformationszeit  die  heutige 
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Unterscheidung  von  bürgerlicher  und  kirch- 
licher Gemeinde  noch  nicht  kennt.  Die 
Kirchengemeinde  deckt  sich  mit  der  bürger- 
lichen oder  ist  doch  eine  Abteilung  von  ihr; 
die  bürgerliclie  Obrigkeit  ist  es,  welche  die 
Armenpfleire  durch  die  von  ihr  erlassenen 
Ordnungen  regelt  und  durch  ihre  Organe 
beaufsichtigt.  Der  Grundgedanke  dieser 
Ordnungen  ist  der,  daß  die  bisher  ver- 
zettelten Mittel  vereinigt  werden  urd  statt 
einer  zufälligen  und  zusammenhangslosen 
Woliltätiiikeit  einer  geregelten  Versorgung 
aller  wirklich  Armen  dienen  sollen.  Deshalb 
wird  ,,ein  gemeiner  Kasten"  eingerichtet, 
in  dem  alle  bisher  vereinzelten  Armen- 
stiftungen, Spenden,  Mandate  usw.  zusammen- 
fließen. Dazu  kommen  dann  die  Stiftungen 
für  Seelmessen,  mit  denen  aiidi  vielfach 
.\rmenspcnden  verbunden  waren,  ebenso  das 
Vermögen  der  Brüderschaften,  Kalande  usw., 
endlieh  die  Erträge  freiwilliger  Sammlungen, 
der  Klingclbeutelsammlungen  in  den  Gottes- 
diensten und  der  regelmäßigen  llaussamm- 
lungen.  Armensteuern  kennt  die  Reforma- 
tionszeit nicht.  Man  vertraut  darauf,  daß 
die  freiwilligen  Gaben  zusammen  mit  den 
Mitteln  der  allen  Stiftungen  ausreichen 
werden.  Verwaltet  wird  der  gemeine  Kasten 
von  den  Kastenmeistern  oder  Kastenherren, 
die  oft  auch  nach  .Vpostelgescliiclilc  (i  und 
1.  Tim.  3  Diakonen  heißen  und  über  deren 
Zahl  und  Dienstzeit  die  Kastenordnungen 
je  nach  den  Verhältnissen  mannigfach  ver- 
schiedene Bestimmungen  treffen. 

Ihre  Zahl  ist  überall  nur  klein,  in  Braun- 
schweig z.  B.  nur  3  für  jeden  Kasten,  meist 
sind  ihrer  4,  in  Hamburg  3,  in  Lübeck  aus- 
nahmsweise 12.  Ihre  Dienstzeit  ist  kurz  be- 
messen. An  manchen  Orten  dienen  sie  nur  ein 
oder  zwei  Jahre,  dann  treten  andere  an  ihro 
Stelle.  Sic  werden  von  der  Gemeinde  gewählt, 
vielfach  unter  Mitwirkung  des  Rats  oder  auf 
dem  Lande  der  Amtleute.  Hier  und  da  ergänzt 
sich  das  Kollegium  der  Kasten herren  auch  durch 
Kooptation,  und  fast  überall  wird  die  Wahl 
nach  und  nach  bedeutungslos;  Ernennung  durch 
die  Obrigkeit  od<T  Kooptation  tritt  an  die  Stelle 
der  üeineindewahl.  Kür  die  Verwaltung  des 
Kastens  war  das  gute  Vorbild  der  städtischen 
Finanzvcrwaltung  maßgebend.  Die  Kastenord- 
nungen geben  dicserhalb  die  genauesten  Vor- 
schriften. Die  Aufsicht  führte  in  den  Städten 
der  Rat,  auf  dem  Lande  die  Amtleute  oder  dio 
Kirchenpatronen.  Jährlich  mußte  öffentlich 
Rechnung  gelegt  werden.  Als  leitender  Grundsatz 
für  die  Verwendung  der  Mittel  galt,  daß  nicht 
Landläufer  und  Müßiggänger,  sondern  nur  diu 
„rechten  Armen",  diese  aber  alle  und  nur  mit 
dem  Notwendigen  unterstützt  werden  sollen. 
Die  Diakonen  werden  deshalb  angewiesen,  durch 
die  Stadt  zu  gehen,  die  Armen  in  ihren  Woh- 
nungen aufzusuchen  und  ihre  Verhältnisse  zu 
untersuchen,  diese  Untersuchung  auch  in  regel- 
mäßigen ZeiUbschnitten  zu  wiederholen,  um 
fortgehend  von  der  Lage  der  Armen  unter- 
richtet zu  sein.    Auf  Grund  gemeinsamer  Be- 
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ratung  wirJ  dann  {(»slgostollt,  welche  und  in 
welcher  Weise  sie  zu  unterstützen  sind.  Je 
nach  den  Umständen  Ijesteht  die  Unterstützung 
in  Geld  oder  in  Naturalien,  die  auch  durch 
Haussammlungen  zusammengebracht  werden. 
Die  Unterstützungen  werden  den  Armen  durch 
die  Diakonen  selljst  nder  durch  Uuterbearate  des 
Kastens,  Kastenknechte,  ins  Haus  gebracht,  bis- 
weilen auch  in  der  Kirche  im  Anschluß  an  einen 
Gottesdienst  verteilt.  Angestrebt  wird  eine 
personliche  Verbindung  mit  den  Armen,  eins 
Art  Patronat  über  sie  und  dadurch  die  religiöse 
und  sittliche  Hebung  der  Unterstützten.  Auf 
die  pro]iliyluktisi-he  Armenpflege  legen  dieKasten- 
urdnungi  ii  behinderen  Wert.  Man  ist  bemüht, 
die  Uemeindeglieder  vor  dem  Armwerden  zu 
bewahren  und  den  Armgewordenen  wieder  zu 
wirtschaftlicher  Selbständigkeit  zu  helfen.  Den 
Armen  soll  deshalb  womöglich  Arbeit  verschafft, 
den  Handwerkern  sollen  Vorschüsse  gegeben, 
auch  Brotkorn  und  sonstige  Lebensbedürfnisse 
in  größeren  Mengen  angeschafft  und  den  Be- 
dürftigen zu  l)illigem  Preise  abgelassen  werden. 
Auch  über  die  Fürsorge  für  Waisen  und  ver- 
lassene Kinder,  für  Kranke  und  Wöchne- 
rinnen enthalten  die  Kastenordnungen  Anwei- 
sungen. 

Finden  sich  so  die  lieutc  allgenieiu  an- 
erkannten Grundsätze  einer  gesunden  Ar- 
menpflege in  den  Kastenordnungen  bereits 
vorgezeiehnet,  so  blieb  docli  die  Ausführung 
liinter  dem,  was  man  erstrebte,  weit  zurück. 
Die  Aufgabe  war  zu  schwierig,  als  daß  sie 
im  ersten  Aulauf  zu  lüscn  gewesen  wäre. 
Man  hatte  in  der  ersten  Begeisterung  die 
Willigkeit  der  Gemeinden  überschätzt  und 
dagegen  die  von  den  Pflegern  zu  leistende 
Arbeit  unterschätzt.  L)ie  alten  Stiftungen 
flössen  nur  zum  Teil  in  den  gemeinen 
Kasten,  viele  gingen  unter  oder  blieben 
neben  ihm  bestehen,  mit  ihren  Almosen- 
spenden die  öffentliche  Armenpflege  durch- 
kreuzend. Von  dem  eingezogenen  Kirchen- 
gut  floß  nur  ein  ganz  geringer  Teil  der 
Ariueiipfiege  zu.  Die  Kastenherren  waren 
ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen.  Man  mutete 
ihnen  zu  viel  zu.  Die  Bezirke  waren  zu 
groß,  der  nach  dem  Muster  der  städtischen 
Acniter  eingeführte  schnelle  Wechsel  ver- 
hinderte, daß  sie  sich  in  ihr  Amt  einlebten 
und  ilirc  Erfahrungen  verwerteten.  So  ge- 
riet die  eigentliche  Armenpflege  in  die  Hand 
der  ständig  angestellten  Kastendiencr  und 
Arnienvogte.  Der  erste  Eifer  ließ  bald  nach, 
das  Amt  wurde  eine  Last,  von  der  man  sich 
loskaufte.  Ein  geschultes  Personal  gab  es 
nicht,  da  man  die  alten  Pflegeorden  zerstört 
hatte,  ohne  etwas  Neues  an  die  Stelle  zu 
setzen.  Die  Scheidung  der  arbeitsunfähigen 
Armen  und  der  arbeitsfähigen  Bettler 
konnte  nicht  gelingen,  weil  die  dazu  nötigen 
Anstalten  fehlten.  Schon  im  letzten  Drittel 
des  lü.  .lahrli.  hört  man  aller  Orten  wieder 
klagen  über  Zunahme  des  Bettels.  Was  der 
„gemeine  Kasten"  werden  sollte,  die  Zeutral- 
Btelle  für  eine  alle  wirklich  Armen  um- 


fassende Armenpflege,  ist  er  nicht  geworden; 
er  sinkt  zu  einer  SpezialStiftung  neben  anderen 
herab,  aus  welcher  Almosen  an  einzelne 
gegeben  werden.  Die  Versuche,  die  Armen- 
jtflege  zu  reformieren,  wiederholen  sich  in 
der  Folge  und  zwar  immer  wieder  auf  der 
in  den  Armenorämingen  der  Reformatio« 
gegebenen   Grundluge  und  immer  wieder 

:  mit  denselben  Erscheinungen;  zunächst  eine 
durch  die  Not  geweckte  Bcgeistening,  der 

i  allmähliches  Nachlassen  sowohl  der  armen- 

I  pflegerischen  Tätigkeit  als  auch  der  Zu- 

;  Wendung  von  Mitteln  nachfolgt. 

Völliger  als  in  der  lutherischen  sind  die 
reformatorisclien  Godauken  über  die  Armen- 
pflege in  der  reformierten  Kirche  zur 
Durchführung  gekommen.  Den  Lutheranern 
gilt  zwar  die  Armenpllcge  auch  als  eine 

I  notwendige  Betätigung  des  christlichen 
Lebens  als  eines  Lebens  der  Nächstenliebe; 
aber  wer  die  Armenpflege  wahrnimmt,  ist 
ilinen  eine  bloße  Zweckmäßigkeitsfrage,  ja. 

I  sie  sind  von  vornherein  geneigt,  die  Leitung 

1  der  weltlichen  Obrigkeit  zu  überlassen,  da 

[  die  Armenpflege  nicht  direkt  zu  den  Auf- 
gaben der  Kirche  gehört.    Calvin  dagegen 

j  rechnet  dazu  auch  die  Armenpflege.  Was 
das  Neue  Testament  davon  berichtet,  gilt 
ihm  nicht  wie  Luther  bloß  als  Vorbild, 
sondern  als  göttliche  Ordnung,  und  neben 
dem  Predigt  anit  ist  der  Ivirche  das  Dinkonen- 
amt  eingestiftet.  Das  Ziel  ist  eine  vom 
Staate  unabhängige,  völlig  selbständige  kirch- 
liche Armenpflege.  Freilich  da,  wo  sich  die 
reformierte  lürche  in  Uebercinstimmung  mit 
der  Obrigkeit  konstituierte,  wie  z.  B.  in 
Genf  selbst,  war  das  Ergebnis  eine  der 
lutherischen  ähnliche,  halb  kirchliche,  halb 

!  bürgerliche  Armenpflege.  Zur  vollen  Durch- 

I  führung  kommen  die  reformierten  Grund- 
sätze mir  da,  wo  das  lürchenweseu  sich  in 
Unabhängigkeit  vom  Staate  oder  gar  im 
Gegensatz  zu  den  staatlichen  Gewalten  ent- 
wickelte, liier  besitzt  die  reformierte  Kirche 
aber  auch  in  den  unter  a  Lascos  Einfluß 
stellenden  Fremdlingsgenieiuden  am  Nieder- 
rhein ein  Muster  kirchlicher  Armenpflege, 
wie  es  die  Beformationszcit  sonst  nirgends 

j  bietet  (vgl.  Ed.  Simons,  Die  älteste 
evangelische  Gemeindcarmenpflegc  am  Nie- 
derrhein und  ihre  Bedeutung  für  unsere 
Zeit,  Bonn  1894).  Wie  diese  durch  völlig 
freien  Zusammenschluß  der  Gläubigen  ent- 
standenen und  in  ihrer  Verfassung  genossen- 
schaftlich ausgestalteten  Gemeinden  denen 
der  apostolischen  Zeit  ähnlich  waren,  so 

I  haben  sie  auch  eine  Genieindearmenpflege 
entwickelt,  die  der  jener  Zeit  ebenbürtig  an 
die  Seite  gestellt  werden  kann. 

Grundlegend  für  sie  wurde  die  von  a  Lasco 
für  die  Niederländer  in  London  gegebene  Kirchen- 
ordnnng  (Richter,  Ev.  KVO.  II,  S.  99),  nur  daß 
I  ihre  Bestimmungen  in  den  Gemeinden  in  Emden 
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and  am  Niederrbein  noch  nach  manchen  Seiten 
hin  vervollständigt  und  weiter  ausgebildet 
wurden.  Charakteristisch  für  diese  Armen- 
pflege sind  besonders  drei  Punkte.  Zunächst 
die  viel  zahlreicheren  und  sorgsamer  ausge- 
wählten persönlichen  Kräfte.  Auf  die  rechte 
Auswahl  der  Diakonen  wird  große  Sorgfalt  ge- 
wendet, ihre  Wald  und  Einführung  ist  ein 
feierlicher,  durch  Fasten  und  Gebet  vorberei- 
teter Akt,  ihre  Stellung  in  der  Gemeinde  eine 
hoch  angesehene.  Neben  den  Diakonen  gibt  es 
auch  Diakonissen  für  die  Dienstleistung  bei  den 
weiblichen  Gemeindegliedern.  Sodann  die  vor- 
treffliche, bis  ins  einzelne  durchgeführte  in- 
dividuelle Behandlung  der  Armen,  die  möglich 
war,  weil  man  in  den  Diakonen  und  Diakonissen 
ein  besser  geschultes  Personal  hatte  als  in  den 
Kastenherren  der  lutherischen  Kirche  und  weil 
die  Gemeinden  klein  und  übersichtlich  waren. 
Im  Herbst  gehen  die  Diakonen  und  Diakonissen 
durch  alle  Wohnungen  der  Armen  und  sehen 
nach,  was  ihnen  fehlt.  Für  die  Anschaffung 
von  Leinen,  Wollstoffen,  Kohlen,  Ifolz  und 
Torf  i.st  schon  vorher  Sorge  getragen,  nach  Be- 
dürfnis werden  die  Vorräte  verteilt.  Bei  aller 
Zartheit  und  Rücksichtnahme  auf  die  Verhält- 
nisse der  Armen  zeigt  sich  doch  nichts  von 
verkehrter  Weichlichkeit.  Mit  Ernst  verfolgt 
die  Armenpflege  das  Ziel,  die  Armen  zu  er- 
ziehen. Wer  sich  nicht  erziehen  lassen  will, 
die  Weisungen  der  Diakonen  nicht  beachtet, 
wird  von  der  Unterstützung  ausgeschlo.ssen.  Ge- 
sunden wird  .\rbeit  zugewiesen;  die  Diakonen 
sollen  sich  bei  den  Innungsmeistern  nach  Arbeit 
nnisehen.  Beschäftigungen,  die  eine  besondere 
Versuchung  zum  Bettel  in  sich  schließen,  sind 
den  Armen  untersagt.  Um  Arme  wieder  er- 
werbsfähig zu  machen,  dürfen  die  Diakonen 
auch  größere  Summen  bewilligen.  Der  dritte 
charakteristische  Punkt  liegt  in  der  Verbindung 
der  Armenpflege  mit  der  Kirchenzucht.  Ge- 
meindeglietler,  die  in  öffentlicher  Sünde  leben 
und  gern  ihre  Sünde  mit  großen  Gaben  für  die 
Armen  zudecken  möchten,  sollen  bei  den  Samm- 
lungen übergangen  werden.  Bei  ihren  Besuchen 
haben  die  Diakonen  sich  auch  nach  dem  kirch- 
lichen und  sittlichen  Leben  der  Armen  zu  er- 
kundigen und  sie  nötigenfalls  zu  ermahnen  und 
zu  strafen.  Besondere  Aufmerksamkeit  wird, 
immer  ein  Zeichen  einer  guten  Armenpflege, 
der  Kinderpflege  zugewendet.  Knaben  werden 
bei  frommen  Meistern  in  die  Lehre  gegeben 
und  stehen  dann  unter  der  Aufsicht  der  Dia- 
konen. Mädchen  werden  in  Dienst  gebracht 
und  darin  von  den  Diakonissen  beaufsichtigt. 
Hat  sich  diese  Armenpflege  auch  nicht  immer 
auf  derselben  Höhe  gehalten,  so  ist  sie  doch 
auch  nicht  wieder  untergegangen.  Die  1785 
für  die  Grafschaft  Berg  erlassene  Armenord- 
nung ist  im  Unterschiede  von  anderen  gleich- 
zeitigen noch  eine  rein  kirchliche,  und  eben 
aus  diesen  Kreisen  sind  in  unserem  Jahrhun- 
dert die  fruchtbarsten  Anregungen  hervorge- 
gangen. Es  sei  nur  an  das  sog.  Elberfolder 
System,  an  die  Herstellung  des  Diakonissen- 
instituts und  an  die  rheinisch-westfälische 
Kirchenordnung  mit  ihren  Bestimmungen  über 
kirchliche  Armenpflege  erinnert. 

Eigentümlich  ist  die  Entwicklung  der 
Armenpflege  in  England.  Bettelverbote 


der  strengsten  Art  gab  es  dort  schon  vor 
der  Reformation;  die  von  Heinrich  VIIL 
erlassenen  Gesetze  unterscheiden  sich  nicht 
wesentlich  von  denen  in  anderen  Ländern. 
NachdciTi  unter  Eduard  VI.  das  Vermögen 
der  Hrüderscliaften  und  Gilden  eingezogen 
war,  drängte  sicli  die  Pflicht  auf,  für  die 
Armen  ausgiebiger  zu  sorgen.  Zunächst 
wurde  das  ohne  eine  Armensteuer  versucht; 
aber  schon  1573  wird  eine  Steuer  zur 
Unterhaltung  arbeitsunfähiger  Annen  auf 
das  Grundeigentum  gelegt,  und  ItiUl  erließ 
Elisabeth  das  Gesetz,  auf  dem  die  ganze 
englische  Armenpflege  bis  auf  diesen  Ta^ 
berulit  (Act  for  the  relief  of  the  Poor,  43 
Elisabeth  c.  2).  Danach  sollen  in  jeder 
j  Parochie  2—4  angesehene  wohlhabende  Ein- 
[wohncr  durch  den  Friedensritliler  zu  Ar- 
I  mcnaufscliern  (overseers  of  the  poor)  er- 
j  nannt  werden.  Diese  haben  die  Pflicht, 
alle  Personen,  welche  ohne  Unterhalt  sind 
und  keinen  ordentlichen  ständigen  Lebens- 
beruf haben,  zur  Arbeit  zu  ,, setzen".  Sie 
können  die  Einwohner  des  Kirclispiels  ein- 
schätzen und  anhalten,  die  Mittel  aufzu- 
bringen, welche  notig  sind,  um  Material  zur 
Beschäftigung  der  arbeitsfähigen  Annen  zu 
beschaffen,  um  die  arbeitsunfähigen  Per- 
sonen zu  unterstützen  und  die  Knaben  bis 
zum  24.,  die  Mädchen  bis  zum  21.  Jahre 
als  Lehrlinge  auszutun.  Die  ganze  Ent- 
wicklung der  Armenpflege  in  England  ist 
eigentlich  nur  die  immer  vollkommenere 
Ausführung  dieses  Gesetzes.  Ihre  Eigen- 
tümlichkeit liegt  nicht  darin,  daß  sie  staat- 
lich ist  (auch  sie  bewegt  sich  ebenso  wie 
die  Armenpflege  im  lutherischen  Deutsch- 
land im  Kähmen  der  Kirchengemeinde,  die 
j  churchwardens,  die  Kirehenvorsteher,  sind 
neben  den  overseers  die  Organe  der  .Armen- 
pflege), auch  nicht  darin,  daß  sie  eine 
Armensteuer  kennt  (die  kommt  auch  sonst 
vor),  sondern  darin,  daß  nichi  die  Ver- 
sorgung der  arbeitsunfähigen  Annen,  sondern 
die  Pflicht,  die  arbeitsfälligen  zur  Arbeit 
anzuhalten,  in  erster  Linie  steht.  Die  Ver- 
sorgung der  Arbeitsunfähigen  fehlt  freilich 
nicht,  aber  sie  setzt  die  Erfüllung  jener 
Aufgabe  voraus.  Zum  ersten  Male  wird  hier 
ein  energischer  Versuch  gemacht,  die  Armen, 
namentlich  das  heranwachsende  Geschlecht, 
zur  Arbeit  anzuhalten;  es  wird  als  eine 
Sache  der  bürgerlichen  Gemeinschaft  an- 
gesehen, daß  arbeitsscheue,  aber  arbeits- 
fähige Menschen  zur  Arbeit  herangezogen 
werden  (for  setting  lo  werk).  War  das  die 
Hauptsache,  dann  mußte  allerdings  der 
Staat  stärker  eingreifen,  die  Armenpflege 
mußte  über  den  Rahmen  der  Kirchen- 
gemeiude  hinauswachsen,  und  ebenso  un- 
umgänglich war  es,  daß  der  Staat  die  für 
diese  Aufgabe  erforderlichen  Mittel  nicht 
auf  dem  Wege  freier  und  deshalb  unberechen- 
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barer  Gaben,  sondern  als  Steuer  forderte. 
Ebenso  mußten  liier  aber  auch  die  Grenzen 
hervortreten,  die  dem  stnallichen  Handeln 
auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  seiner 
Natur  nach  gesteckt  sind,  und  eben  das 
mußte  dann  zu  einer  um  so  reicheren  Ent- 
faltung der  freien  Liebestätigkeit  führen. 

Auch  in  den  Ländern,  welche  die  Refor- 
mation nicht  annahmen,  konnte  man  sich 
der  Aufgabe,  den  Bettel  zu  unterdrücken 
und  das  Armenwesen  neu  zu  ordnen,  niclit 
entziehen.  Aber  durchgreifende  Maßregeln 
stießen  Iiier  auf  die  Bedenken  der  Kirche 
und  den  Widerstand  der  Geistlichkeit.  In 
Ypern  liattc  der  Rat  1525  eine  der  Nürn- 
berger sehr  ähnliche  Armenordnung  (mag 
sie  von  ihr  abhängen  oder  nicht)  eingeführt, 
und  ein  vom  Kate  der  Stadt  Brügge  er- 
fordertes Gutachten  des  Humanisten  Vives 
(De  subvcntione  pauperum.  Bnigis  1526, 
auch  abgedruckt  in  den  gesammelten  Werken), 
welches  dieselben  Grundsätze  vertrat,  regte 
in  weiteren  Kreisen  die  Erörterung  dieser 
Fragen  an').  Vives  stellt  die  gleichen  For- 
derungen individualisierender  Behandlung 
der  Armen,  strengste  Prüfung  ihrer  Zu- 
stände, Ausscheidung  und  Bestrafung  der 
Müßiggänger  und  Bettler,  Sorge  für  die  be- 
dürftige Jugend,  für  die  Kranken,  die  Alten 
und  Schwachen,  Zuweisung  von  Arbeit  an 
diejenigen,  die  keine  Arbeit  finden  können, 
woiiei  Vives  bereits  dem  modernen  Gedanken 
des  Arbeitsnachweises  näher  tritt.  (Die 
Frage,  ob  der  Armciiordnung  von  Ypern 
die  Priorität  vor  der  oben  erwähnten  I\ürn- 
berger  Armenordnung  zukommt,  ist  viel 
umstritten  worden.  Doch  hat  Ijoening'') 
überzeugend  nachgewiesen,  daß  die  Nürn- 
berger Ärmcnordnung  den  Weg  nach  den 
Niederlanden  gefunden  und  die  Yperner 
,\rrnenordnung  beeinflußt  haben  müßte. 
Gegen  diese  Auffassung  Vives  wurde  je- 
doch seitens  der  Geistlichkeit  Widerpruch 
erhoben;  eine  von  der  Sorbonne  abgegebene 
Entscheidung  gab  zwar  dem  Rate  recht, 
machte  aber  so  viel  einschränkende  Be- 
dingungen, daß  von  einer  konsequenten 
Durchführung  des  Bettelverbots  und  der 
Hausarmenpflege  nicht  die  Rede  sein  konnte. 
Auch  sonst  stieß  das  Bettelverbot  bei 
den  katholischen  Theologen  (z.  B.  dem 
bedeutenden  spanischen  Dominikaner  Soto) 
auf  Widerspruch,  und  das  Tridentinum 
stellte  sich  auch  in  diesem  Punkte  ganz 
auf  den  mittelalterlichen  Standpunkt.  Es 
bestätigte  in  der  VIL  Session  lediglich  die 
Beschlüsse  der  Synode  von  Vienne  (1311) 

')  Vgl.  dazu  Würkert,  Ludwig  Vives  Schrift 
von  diT  Armonpflogc.  Wissensch.  Beil.  z.  Jahr.- 
Ber.  Ostern  1901  Kcal.sch.  Pirna. 

')  Art.  „Artnenwesen"  in  Schönbergs  Hand- 
buch der  politischen  Oekonomie  IV.  Aufl.  S.  404 
Anm.  16. 


bezüglich  der  Hospitäler,  die  sämtlich  der 
Aufsicht  der  Bischöfe  unterstellt  sein  sollen, 
und  überwies  in  der  XXII.  Session  diesen 
auch  die  Leitung  der  gesamten  Armen- 
pflege. Durchführbar  waren  diese  Bestim- 
mungen nicht.  Trotz  des  Konzils,  zum 
Teil  nut  ausdrücklichem  Protest  dagegen, 
j  behaupteten  auch  katholische  Fürsten  die 
j  Aufsicht  über  die  Spitäler  als  ein  ihnen 
zustehendes  Recht  und  erließen  ihrerseits 
staatliche  Anordiuingcn  über  die  Armen- 
pflege. In  Deutschland  hatte  schon  die 
Reichspnlizeiordnung  von  1530  in  Tit.  34 
bestimmt,  daß  ,,aucl)  die  überkeit  Vorsehung 
thue,  dass  eine  jede  Stadt  und  Kommune  ihre 
Armen  selbst  ernähren  und  erhalten  solle", 
und  die  Reichspolizeiordniingen  von  1548 
und  1577  enthalten  dieselbe  Bestimmung. 
Für  die  Niederlande  erließ  Karl  V.  eine 
Armenordnung,  und  selbst  in  Spanien 
fehlt  es  nicht  an  einer  solchen.  Aber  alle 
diese  Ordnungen  tragen  eine  gewisse  Halb- 
heit an  sich.  Das  Betteln  wird  nicht  ver- 
boten, sondern  nur  geordnet  und  eine  ge- 
regelte Hausarmenpflege  nicht  durchgeführt 
Den  mittelalterlichen  Anschauungen  ent- 
sprechend fällt  in  der  katholischen  Kirche 
das  Schwergewicht  auf  die  anstaltliche 
Liebestätigkeit,  und  hier  hat  sie  Bewun- 
derungswertes geschaffen.  Der  Spanier 
Johann  von  Gott  (•[•  1556),  der  Stifter 
des  Ordens  der  Barmherzigen  Brüder, 
i'it  zugleich  der  Schöpfer  des  modernen 
Hospitals,  und  Vincenz  von  Paulo,  der 
Stifter  des  Ordens  der  Barmherzigen 
Schwestern,  führte  der  Armenpflege 
Scharen  von  geschulten  Arbeiterinnen  zu. 

Am  charakteristischsten  ausgeprägt  und 
zur  reichsten  Blüte  gelangt  ist  die  katho- 
lische Armenpflege  in  Frankreich.  Die 
französische  Armenpflege  ist  in  gewissem 
Sinne  die  mittelalterliche  geblieben,  aber 
vollkommener  ausgebildet.  Sie  ist  das  ge- 
rade Gegenteil  der  englischen;  ja  man  kann 
sagen,  wie  in  der  englischen  Armenpflege 
die  protestantischen  Grundgedanken  zur 
schärfsten  Ausprägung  gelangen,  so  in  der 
französischen  die  katholischen.  Dort  obli- 
gatorisch geordnet,  bleibt  hier  die  Armen- 
pflege, abgesehen  von  einzelnen  Gebieten, 
fakultativ;  bildet  dort  die  Gemeindearmen- 
pflege  den  Mittelpunkt,  so  hier  die  anstalt- 
liche, das  Hospital;  ist  dort  der  Staat  der 
Hauptfaktor,  so  verbleibt  hier  der  lürche 
der  bedeutendste  Einfluß.  Zwar  zunäx;hst 
schlägt  die  Gesetzgebung  in  Frankreich 
ähnliche  Wege  ein  wie  die  der  protestan- 
tischen Länder.  Franz  I.  verfügte  1536, 
daß  jede  Gemeinde  ihre  Armen  zu  ver- 
pflegen habe.  Die  Leitung  der  Armenpflege 
wird  dem  Pfarrer  und  dem  Gemeinde- 
vorstande gemeinsam  übertragen.  Die  Mittel 
werden    durch    Sammlungen  aufgebracht. 
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Für  Paris  wurde  1544  ein  Gcneralarmcn- 1  Schwestern  ein  opfcrfreudices,  wohlge- 
biireau  ins  Leben  gerufen  uiul  mit  dem  schultes  Personal  zugeführt.  Die  Regierung 
Recht,  eine  Armenstcuer  zu  erheben,  aus-  kam  diesen  Bestrebungen  fördernd  entgegen, 
gestattet.  Die  Ordonnanz  von  Moulins  Ludwig  XIV.  gründete  eine  Reihe  von 
dehnte  1566  die  ^Vrniensteuer  auf  alle  (Je-  Anstalten  größeren  Umfangs,  darunter  das 
meinden  aus.  Zugleich  wurde  das  Betteln  i  Hnpital  geniral,  das  Tausende  aufnehmen 
bei  harter  Strafe  verboten.     Die  Gesetze  konnte. 

kamen  aber  nicht  zur  Durclifülirung,  und  |  2.  Die  Zeit  der  Aufklärung.  Wenn 
der  Bettel  nahm  immer  größere  Ausdeh- schon  Frankreich  und  Eu^'land  mit  einer 
Bune  an.  zentralen  Regierung  nicht  vermochten,  des 

Ucbcrhaupt  ist  der  französischen  Gesetz-  Bcttelwesens  Heri;  zu  werden  und  eine 
gebung  des  ancien  regime,  wie  schon  oben  einigermaßen  befriedigende  .Vrnienfiirsorge 
im  Vorbeigehen  erwähnt,  eine  sehr  plan-  in  ilirrm  Gebiet  licrzustcUcn,  wieviel  weniger 
mäßige  Bekämpfung  des  Bettelwesens  eigen- '  war  Deutschland  hierzu  imstande,  wo  iin- 
tQmlich,  wobei  von  vornherein  die  Scheidung  zählige  kleine  Dynastien  und  selbständige 
/.wischen  arbeitsfäliigcn  und  arbeitsunfähigen  Gebiete  mit  gesondertem  Zoll-  und  Münz- 
Armen,  zwischen  wirklich  Bedürftigen  und  wcscn,  mit  besonderem  Landes-  und  lleimat- 
gewerbsmäßigcii  Bettlern  und  Landstreichern  recht  alle  diejenigen  zu  Fremden  machte, 
immer  wieder  betont  wird.  Jene  sollten  die  nicht  in  einem  Gemeinwesen  förndich 
angemessen  versorgt,  diese  zur  Arbeit,  wo  verbürgert  waren.  Hinzu  kam  der  durch 
nötig  mit  Zwang,  angehalten,  die  nicht  An-  den  Süjährigcn  Krieg  verursachte,  durch 
sässigcn  in  ihre  Heimat  zurückgesendet  und  Hungersnöte  und  Pest  vermehrte  wirtschaft- 
dort  ebenso  behandelt  werden;  Unverbesser- ! liehe  Niedergang,  der  Bürger  und  Bauern 
liehe  Bolllen  hart  bestraft,  unter  Umständen  !  verarmte.  Dazu  die  JLßwirlBchaft  zahl- 
auf  die  Galeere  geschickt  werden.  Eine  reicher  kleiner  Hoflialtungcn,  die  dem 
überströmend  reiche  Fülle  von  Gesetzen  französischen  Beispiel  zu  folgen  bemüht 
und  Erlassen,  die  diesen  Gesichtspunkt  immer  waren,  enge  und  gedrückte  Verhältnisse  im 
wieder  betonen,  namentlich  die  alle  Punkte  Bürgerstande,  Unsicherheit  auf  dem  Lande, 
regelnden  Deklarationen  vom  25./VII.  1700,  Von  geordneter  Armenpflege  ist  kaum  noch 
die  vom  18./VIL  1724  und  die  vom  3./Vin.  I  in  den  Städten  die  Rede,  wo  wenigstens 
1704  sind  besonders  hervorzuheben.  Nicht !  reiche,  aus  ihrer  Blütezeit  stammende  Stit- 
an  der  Gesetzgebung  lag  es,  wenn  die  Zu-  tungen  und  Anstalten  den  ansässigen  Bürger 
stände  sich  nicht  wesentlich  änderten  und  für  kranke  und  alte  Tage  vor  Not  schützen, 
nach  kurzer  Besserung  das  Bcttclwcsen  Im  übrigen  ist  in  Zeiten,  wo  der  Erwerbs- 
wieder  emporwucherte  und  die  Armenpflege  stand  mit  seiner  Existenz  hart  ringen  muß, 
verfiel.  Schuld  daran  waren  die  Wirtschaft- 1  wo  keine  starke  und  weit  reichende  öffent- 
lichen Zustände,  Krieg,  Mißernten,  der  Miß- !  liehe  Gewalt  gegen  Unsicherheit  des  Han- 
brauch der  öffentlichen  Gewalten,  die  dels  und  Verkehrs  schützt,  der  Arme  na- 
schlechte  Verwaltung  der  Anstalten,  in  denen  turgemäß  am  übelsten  dran,  weil  Sinn 
Arme  jeden  Alters,  Geschlechts  und  Ge-  und  Mittel  fehlen,  ihm  zu  helfen.  Um- 
sundheitszustandes  mit  Bettlern,  Verbrechern  gekehrt  ist  die  alle,  der  Entstehung  der 
und  Dirnen  zusammen  untergebracht  waren  ;  bischöflichen  und  klösterlichen  Anstalten 
und  eine  vielfach  ungenügende,  ja  direkt !  wirksam  vorarbeitende  Gastfreundschaft 
gesundheitsschädliche  Unterkunft  und  Ver- '  gegen  Pilger  und  Fremde  gänzlich  Ver- 
pflegung fanden.  ,  gessen.     Die  Gemeinwesen  schließen  sich 

Auch  die  Verfügungen,  welche  die  alten  ängstlich  nach  außen  ab.  Die  Niederlassung 
Stiftungen  und  Spitäler  unter  staatliche  ist  nur  dem  einheimischen  Bürger  und  dessen 
Aufsicht  stellten,  um  den  bei  ihnen  ein-  Angehörigen  oder  denjenigen  gestattet,  die 
gerissenen  Mißbräiichen  zu  wehren  (vom  gegen  Zahlung  von  Einkaufsgeldern  Bürger- 
19./XII.  1543,  26./n.  1546  und  das  Edikt  recht  gewinnen;  die  Zünfte  beherrschen 
Karls  IX.  vom  Jahre  1501)  hatten  nur  wenig  den  Gewerbebetrieb  und  suchen  Fremde 
Erfolg.  Einen  gewissen  .\usglcich  brachte  von  sich  fernzuhalten.  Unerwünschter 
die  reiche  von  dem  kirchlichen  Leben  unter  Belastung  der  Gemeinden  durch  Kinder  von 
Führung  willensstarker  und  opferfreudiger  armen  Leuten  begegnet  man  mit  strengen 
Persönlichkeiten  ausgehende  freie  Liebes-  Eheverboten,  die  freilich  nur  die  Zahl  der 
tätigkeit.  legitimen  Ehen  vermindern,  die  Zahl  der 

Carl  Borromeo,  Franz  von  Sales,  ,  unehelich  Geborenen  dagegen  sehr  stark 
vor  allem  Vincenz  von  Paulo  erweckten  !  anschwellen  lassen.  Eine  Besserung  tritt 
in  weiten  Kreisen  der  Bevölkerung,  nament-  j  nicht  von  innen  heraus  ein.  Das  wirk- 
lich bei  dem  Adel,  die  Liebe  zu  den  Armen.  '  samste  Gegenmittel  gegen  die  genosscn- 
Neue  Hospitäler  für  Kranke,  für  Arme,  für  i  schaftlichen  und  zünftlerischen  Beschrän- 
Findelkinder  wurden  gegründet,  alte  refor- 1  kungen  entsteht  in  der  erstarkenden  Staata- 
miert   und   ihnen   in   den   barmherzigen '  gewalt,  die  dem  Begriff  des  Gemeinde- 
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genossen  den  Begriff  dos  Staatsbürgers  oder 
Staatseinwoliners  entgegenstellt  und  fordert, 
daß  jeder  Einwohner  sieh  an  jedem  Ort 
niederlassen,  sieh  verehelichen  und  ein  Ge- 
werbe betreiben  darf.  Noch  bleiben  bis  in 
die  Mitte  des  19.  Jahrh.,  zum  Teil  sogar 
bis  zur  Wiederbegriindung  des  Deutschen 
Reiches  die  einzelnen  deutscheu  Staaten 
Ausland  gegeneinander.  Aber  die  Staats- 
gebiete werden  in  sich  zu  geschlossenen 
Einheiten,  die  sich  dann,  nachdem  das  alte 
Reich  förmlich  begraben  worden  ist,  zum 
Zollbunde  zusammenschließen,  um  schließ- 
lich die  große  wirtschaftliche  und  rechiliche 
Einheit  des  Deutschen  Reiches  zu  bilden. 

Für  die  Armenpflege  war  dieser  Zustand 
insofern  von  großer  Bedeutung,  als  damit 
einer  der  Hauptursachen  der  Not,  der  Heimat- 
losigkeit, entgegengewirkt  und  den  Orten, 
an  denen  sich  die  Staatseinwohner  nieder- 
gelassen hatten  und  ansässig  geworden  waren, 
die  Verpflichtung  auferlegt  wurde,  für  sie 
auch  im  Falle  der  Verarmung  Sorge  zu 
tragen.  Dieser  Gedanke  einer  größeren  Ge- 
meinschaft, der  Deutschland  fast  völlig  ver- 
loren gegangen  war,  empfing  neue  Nalirung 
aus  der  Bewegung,  die  man  die  Aufklärung 
genannt  hat.  Ein  Zug  aus  dem  Engen  und 
Kleinen  ins  Große,  Kosmopolitische,  eine 
Verbindung  nicht  nur  der  national  Verbun- 
denen, sonilern  aller  Menschen,  eine  Ver- 
brüderung, die  die  allen  gemeinsamen  ethi- 
schen, wirtschaftlichen  und  politischen  In- 
teressen befriedigen  sollte.  Es  ist  die  Idee 
der  Humanität,  die  Hand  in  Hand  geht  mit 
dem  religiösen  Rationalismus,  der  sieh  von 
Worten  und  Formen  frei  machen  will.  Es 
ist  kein  Zufall,  daß  in  den  Beginn  des  letzten 
Vierfels  des  18.  Jalirh.  die  Aufhebung  des 
Jesuitenordens,  die  Schillerschen  Räuber  und 
die  Verkündigung  der  neuen  wirtschaftlichen 
Freiheit  durch  Adam  Smith  fallen.  Die 
treiliendcn  Kräfte,  die  in  den  ungeheuren 
Wetterschlag  der  französischen  Revolution 
sich  umsetzen,  wirken  als  reinigende  Ge- 
witter, zum  mindesten  als  frischer  Wind- 
hauch an  allen  Stellen  der  damaligen  Kultur- 
weit.  Sie  bleiben  nicht  ohne  Frucht  für  die 
Armenpflege.  In  England  finden  wir  Thomas 
Firmin  an  der  Arbeit  für  den  Elementar- 
unterricht, John  Howard  in  dem  Kampfe 
gegen  das  ganze  verrottete  Gefängniswesen, 
Jonathan  Strong  und  Wilberforce  in  dem 
Kampf  gegen  die  Sklaverei.  In  Deutsch- 
land entsteht  eine  umfassende  Literatur  über 
die  Ursachen  der  Verarmung  und  die  Mittel 
ihrer  Bekämpfung,  die,  von  den  neuen  Ideen 
getragen,  sich  nicht  mehr  auf  die  alten 
Gedanken  der  Repre3=;ion  und  der  Charitas 
beschränkt,  sondern  vor  allem  die  Mängel 
der  Jugendbildung  und  Beschränkung  der 
■  Arbeits-  und  Erwerbsgelegenheiten  als  wesent- 
liche Gründe  der  Armut  zu  erkennen  glaubt. 


I  Hier  die  bessernde  Hand  anzulegen,  Lern- 
gelegenheit für  die  Jugend,  Arbeit  für  die 

I  Arbeitslosen  zu  schaffen,  den  Sinn  für  Vor- 
aussicht anzuregen,  erscheint  als  die  Auf- 
gabe der  neuen  Zeit,  der  zahlreiche  Grün- 
dungen von  Schulen,  von  Arbeitsstätten,  von 
Spar-  und  Leihkassen  entsprechen.  Dies 

,  aber  wird  nicht  oder  zunächst  noch  nicht 
als  eine  Aufgabe  der  öffentlichen  Gemein- 
schaft betrachtet.  Vielmehr  soll  der  Bürger 

;  selbst  im  Sinne  der  humanitären  Gedanken 

I  die  helfende  Hand  für  seine  Mitbürger  regen 
und  ihm  die  beste  Armenhilfe  dadurch  zu 
gewähren  suchen,  daß  er  ihm  hilft,  sich 
selbst  zu  helfen.  Das  ist  nicht  mehr  Armen- 
pflege im  alten  Sinne,  sondern  Philanthropie 
in  einem  ganz  neuen  Sinne.  Die  strenge 
Scheidung,  die  wir  heute  zwischen  vorbeugen- 
der Wohlfahrtspflege  und  helfender  Armen- 

I  fürsorge  zu  machen  pflegen,  ist  der  damaligen 

]  Zeit  sehr  viel  weniger  deutlich,  wie  denn 
auch  die  Literatur  des  Armenwesens  bis  in 
den  Beginn  des  19.  Jahrh.  gleichzeitig  beide 

I  Gebiete  zu  behandeln  pflegt. 

j  Der  so  geschaffene  neue  Antrieb  zu  werk- 
tätiger Teilnahme  an  dem  Geschick  der  Mit- 
menschen findet  neue  Formen,  die  wesent- 
lich von  den  alten  genossenschaftlichen  und 

!  brüdersehaftlichen  Verbindungen  abweichen, 

i  in  Vereinigungen,  die  alle  Menschenfreunde 
umfassen.    Es  ist  der  neue  Typus  der  ge- 

j  meinnützigen  patriotischen  und 
philanthropischen  Gesellschaften. 
Vor  allem  ist  es  der  Nordwesten  Deutsch- 

1  lands,  wo  die  Bewegung  zur  zahlreichen 
Gründung  solcher  Gesellschaften  am  Aus- 
gang des  18.  Jahrh.  führte.  Genannt  seien 
insbesondere  die  Hamburger  patriotische 
Gesellschaft,  die  Lübecker  Gesellschaft  zur 
Beförderung  gemeinnütziger  Tätigkeit,  die 
Kieler  Gesellschaft  freiwilliger  Armenfreunde, 
der  Dresdener  Verein  zu  Rat  und  Tat.  Am 
nächsten  verwandt  sind  ihnen  die  schweize- 
rischen gemeinnützigen  Gesellschaften,  die 
um  die  gleiche  Zeit  begründet  wurden  und, 
wie  sogleich  bemerkt  werden  mag,  gleich 
ihnen  allen  das  100jährige  Bestehen  ihrer 
Vereinigung  am  Ende  des  vorigen  oder  am 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  begehen  konnten. 
Der  Verbesserung  der  Armenpflege  wandten 
sie  sich  alle  mit  besonderem  Eifer  zu.  In 
erster  Linie  steht  hier  Hamburg,  das  unter 
der  Führung  von  Buesch  und  Voght  1788 
die  allgemeine  Armenanstalt  ins  Leben  rief. 
Wesentlich  durch  sie  angeregt  ist  die  Armen- 
reform in  Braunschweig,  in  Dresden  und 
vielen  anderen  Städten.  Ja  das  Ansehen, 
das  die  hamburgische  Reform  sich  gewann, 
zog  auch  die  Aufmerksamkeit  aller  anderen 
deutschen  Staaten  und  Städte  auf  sich,  die 
ihr  nachzufolgen  bemüht  waren. 

Dies  etwa  sind  die  Grundzüge  der  Ham- 
burger Reform: 
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Durch  Bestellung  einer  großen  Zahl  von 
Armenpfle"ern  (180)  suchte  man  eine  genaue 
Prüfung  (ior  Verhältnisse  und  müglichsto  In- 
«liviilualislcrung  zu  erreichen,  liin^jchcnde  In- 
struktionen und  eine  starke  Zentralleitung  sollten 
die  Gleichmäßigkeit  des  Verfahrens  verbürgen. 
Als  oberster  Grundsatz  galt:  Jeder  Arme  soll 
soviel  erwerben,  wie  er  kann.  Was  er  zu  seinem 
Unterhalt  nicht  verdienen  kann,  wird  ihm  als 
-Vlmosen  gereicht,  aber  nur,  was  er  nicht  ver- 
dienen kann,  nicht,  was  er  nicht  verdienen 
will.  Niemals  darf  das  Almo.scn  so  reichlich 
sein,  daß  der  Arme  sich  besser  steht  beim  Müßig- 
gang, als  wenn  er  arbeitete.  Für  canz  Unver- 
mögende ist  die  Unterstützung  gleich.  Sie  muß 
ohne  Aufschub  vermehrt  werden,  wenn  der 
Arme  durch  Krankheit  oder  sonst  am  Erwerb 
verhindert  wird,  aber  auch  ohne  Aufschub  ver- 
mindert, sobald  er  wieder  etwas  erwerben  kann. 
Um  die  .\rmen  zur  Arbeit  anzuhalten,  richtete 
die  Armenanstalt  selbst  Fabriken  (Spinnereien, 
Uindgarnfabriken  usw.)  ein;  außerdem  für  die 
Kinder  Spinn-  und  Industrieschulen.  Die  Er- 
folge waren  zunächst  überaus  glänzend.  In 
den  ersten  10  Jahren  sank  die  Zahl  der  ein- 
geschriebenen Armen  von  7391  auf  3090,  die  der 
In  Anstalten  untergebrachten  von  9757  auf  4731. 
In  ihrem  Berichte  von  1791  konnte  die  Direk- 
tion der  Arnienansfalt  sagen:  ,.In  Hamburg 
gibt  es  keine  öffentlichen  Hettler  mehr;  nie- 
mand kann  in  Hamburg  Not  leiden." 

Auch  außerhalb  Deutschlands  regte  die 
.\ufklarung?bewc!?ung  zu  Reformen  an.  In 
Oesterreich  wurde  unter  Joseph  II.,  in 
Hayern  unter  dem  Minister  Montgelas 
das  Armcnwci-cn  neu  organi.sicrt.  Hier  war 
es  der  als  Erfinder  der  nach  ihm  benannten 
Suppe  bekannte  Graf  Kumford,  dort  der 
Gral  ßouquoi,  der  im  Sinne  der  Hunianitiit 
dafür  wirkte.  Die  von  letzterem  auf  seinen 
(lütern  eingerichteten  .Vrmeninslilute  wurden 
seit  1788  in  allen  deutschen  Kronl.indern 
Oesterreichs  eingeführt.  In  diesem  Zu- 
sammenhang find  auch  die  neu  entstehenden 
Industrie-  und  Arbeitsschulen,  die  Bestre- 
bungen Pestalozzis  und  Obcrlins,  Falks  und 
Zellers  zu  ens'ähnen,  die  den  Gedanken 
helfender  Fürsorge  auf  pädagogischem  Ge- 
biete in  werktätiger  Arbeit  fördern.  Von 
denjenigen  Staaten,  die  das  Armenwesen  im 
Sinne  einer  Ausgleichung  zvdschcn  staats- 
bürgerlichen und  gemeindebürgerlichen 
Rechten  und  l'flicliten  regeln,  sei  namentlich 
Preußen  hervorgehoben.  Dort  stellte  das 
allgemeine  Landrecht  (T.  II,  Tit.  19,  §  Iff.) 
die  Grundsätze  auf,  nach  denen  die  Armen- 
pflege geregelt  werden  soll.  Hier  findet  sich 
auch  zuerst  die  Unterscheidung,  welche  für 
die  weitere  Entwicklung  des  Armenwesens 
von  der  größten  Bedeutung  geworden  ist,  die 
Unterscheidung  solcher  Armen,  welche  von 
der  Gemeinde  zu  unterstützen  sind,  und 
solcher,  welche  durch  Vermittlung  des 
Staates  in  öffentlichen  Landarmenhausern 
untergebracht  werden  sollen.  Die  Gemeinden 
haben  nur  diejenigen  zu  unterstützen,  welche 


von  ihnen  als  Bürger  aufgenommen  sind 
oder  zu  den  gemeinen  Lasten  der  Gemcindo 
beigetragen  haben.  In  Ausführung  dieser 
Bestimmungen  wurden  neben  den  kommu- 
nalen Armenvcrbiinden  größere  Verbünde, 
Landarmenverbände,  errichtet,  die  nicht 
bloß  für  größere  .\nstalten,  Zwangsarbeits- 
und Korrektionshäuser,  Blindcninstitute, 
Krankenhäuser  usw.  zu  sorgen  haben,  son- 
dern auch  subsidiär  eintreten,  sofern  dio 
einzelnen  Gemeinden  ihren  V^erpfliclitungcn 
nachzukommen  nicht  imstande  sind.  Mit 
der  Bildung  dieser  größeren  Armenvcrbändo 
wurde  die  Möglichkeit  gegeben,  den  Gemein- 
den die  Unterstützungspflicht  atifzuerlegen, 
ohne  die  Freizüsigkeit  zu  bcsclirätiken,  da 
man  durch  das  Eingreifen  der  größeren  Ver- 
bände die  Ucberl)ürdung  der  .\ufenllialt3- 
gcmeindeii  verhindern  konnte.  Die  (lemein- 
den  dürfen  arbeitsfähigen  Personen  die  .\uf- 
nahme  nicht  versagen.  Sie  haben  im  Fall 
der  Verarmung  alle  zu  unterstützen,  dio 
durch  dreijährigen  Aufenthalt  ein  Domizil 
in  der  Gemeinde  erworben  haben.  Arme, 
die  keinen  Wohnsitz  iiaben,  sind  aus  dem 
Vagabundenfonds  oder  der  Regierungshaupt- 
kasse zu  unterstützen.  Es  sind  dies  bereits 
die  Grundsätze,  die  später  in  die  Gesetz- 
gebung des  Deutschen  Reiches  übergegangen 
sind. 

Aber  so  reich  die  Zeit  an  neuen  Ge- 
danken ist,  so  zahlreich  die  neuen  Anfänge 
sind,  der  Erfolg  liält  damit  nicht  gleiclieti 
Schritt.  Auffallend  rasch  gerät  alles  wieder 
ins  Stocken,  und  auf  kurze  Blüte  folgt  neuer 
Verfall.  In  Hamburg  hat  die  allgemeine 
-Vrmenanstalt  schon  1801  ein  Defizit  von 
über  CO  000  M.,  und  das  Defizit  steigt  seit- 
dem von  Jahr  z\i  Jahr.  Aehnlich  ist  es 
anderswo.  Dem  Jubel,  daß  es  gelungen,  der 
Bettelei  Herr  zu  werden,  folgen  bald  neue 
Klagen  über  die  alte  Plage.  Der  Grund 
liegt  nur  zum  Teil  in  der  Not  der  Kriegs- 
zeiten, welche  jetzt  anbrachen.  Der  Haupt- 
grund liegt  tiefer.  Wie  alle  neu  auftauchenden 
Gedanken  bddct  sich  auch  der  Gedanke  der 
Humanität  zunächst  einseitig  aus.  In  seinem 
Humanitätsenthu'iasmus  ging  man  viel  zu 
weit  und  unternahm  Dinge,  die  sich  nicht 
durchführen  ließen.  Hatte  früher  die  Armen- 
polizei die  Armenpflege  überwuchert,  so  fiel 
man  jetzt  in  den  entgegengesetzten  Fehler; 
die  armenpolizeilichen  Rücksichten  traten 
zu  stark  zurück.  Möglichst  weitgehende 
humane  Unterstützung  aller  Bedürftigen  war 
der  einzig  maßgebende  Gesichtspunkt.  Die 
Vorkehrungen,  welche  getroffen  werden 
müssen,  um  zu  verhindern,  daß  Nicht- 
bedürftige unterstützt  werden,  wurden  bei- 
seite gesetzt  und  ebenso  wurde  nicht  genug 
erwogen,  welche  Wirkung  die  Unterstützung 
auf  die  nicht  unterstützte  arbeitende  Be- 
völkerung ausübt.     Man  gab  denen,  die 
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nicht  genug  verdienten,  einen  Zuschuß  und 
eah  nicht,  daß  man  damit  den  Lohn  nieder- 
hielt, daß  der  Zuschuß  eigentlich  den  Arbeit- 
gebern zuflfiß.  Wuchs  die  Familie,  so  wuchs 
auch  der  Zuscluiß;  so  zerstörte  man  den 
Antrieb  zum  Fleiß  und  zur  Sparsamkeit. 
Der  Unterschied  von  arbeitsfähigen  und 
arbeitsunfähigen  Armen  wurde  nicht  ge- 
nügend beaciitet.  Das  alles  war  um  so 
gefährlicher,  als  man  mit  freiwilligen  Gaben 
■wirtschaftete  und  die  Leitung  in  den  Händen 
freier  Gesellschaften  lag,  die  zwar  au  die 
Obrigkeit  sich  anlehnten,  aber  doch  kein 
obrigkeitliches  Ansehen  hatten.  So  erlahmt 
denn  auch  der  Eifer  der  eifrigsten  Menschen- 
freunde, und  manche  schönen  Anfänge  ver- 
kümmern. Aber  auch  diese  Erfahrungen 
waren  heilsam.  Man  mußte  die  Armen- 
pflege erst  lernen  und  vor  allem  lernen, 
daß  der  ideale  Schwung  humaner  Ideen,  so 
gern  man  ihm  Anerkennung  zollt,  der  harten 
Wirklichkeit  gegenüber  allein  nichts  aus- 
zurichten vermag. 

Ganz  ähnliche  Erscheinungen  zeigt  die 
Entwicklung  der  Armenpflege  in  England. 
Das  Gesetz  der  Könicin  Elisabeth  enthielt 
keine  Bestinnnungen  über  das  Heimafrecht 
der  Armen.  Sie  sollten  ebenda  unterstützt 
werden,  wo  sie  sind.  Das  mußte  zur  Ueber- 
bürdung  einzelner  Gemeinden  führen;  da- 
gegen suchte  man  sich  ebenso  zu  schützen 
wie  in  Deutschbnd,  durch  Beschränkung 
der  Freizügigkeit.  Die  Settlement  Act  Carls  II. 
(13/14  Carl  II.  c.  12)  gab  den  Gemeinden 
das  Recht,  jede  Person,  die  mutmablicli  der 
Armenpflege  anheimfallen  kann,  binnen  40 
Tagen  auszuweisen.  Die  Folge  war  nur, 
daß  die  Zahl  der  Armen  sich  mehrte;  denn 
Bian  machte  es  damit  den  Arbeitern  un- 
möglich, ihre  Arbeit  ausgiebig  zu  verwerten. 
So  sah  mau  sich  den  steigenden  Ansprüchen 
gegenüber  genötigt,  zu  einer  neuen  Maß- 
regel zu  greifen:  zur  Errichtung  von  Werk- 
häusern. Das  erste  workhouse  oder,  wie 
sie  damals  hießen,  industrial  house  entstand 
1697  in  Bristol;  kein  Armer,  der  die  Auf- 
nahme in  ein  solches  Haus  ablehnte,  sollte 
Anspruch  auf  anderweitige  Unterstützung 
haben.  Das  war  eine  Härte,  die  dem  seit 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  auch  in 
England  mächtig  werdenden  Hunuinitäts- 
gedanken  gegenüber  nicht  Bestand  haben 
konnte.  D'e  Unterbringung  im  workhouse 
wird  tatsächlich  sehr  viel  weniger  streng 
gehandhabt:  es  dient  überwiegend  nur  noch 
zur  Aufnahme  alter  F^rauen  und  Gebrech- 
licher; andere  Arme  empfangen  Unter- 
stützung im  Hause  (Gilberl  act  1782  — 
Gesetz  von  1796  36  Georg  III.  e.  23).  Daraus 
entwickelte  sich  dann  das  sog.  allowancc- 
System.  Mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der 
Getreidepreise  und  die  Größe  der  F'aniilie 
wurde  eine  Lohnskala  fixiert  und  jedem 


Arbeiter,  der  diesen  Lohn  nicht  durch  seine 
und  seiner  Familie  Tätigkeit  zu  verdienen 
imstande  war,  das  Fehlende  als  Zuschuß 
(allowance)  gegeben  (Speenhamlandaci  1795). 
Damit  war  man  auf  eine  schiefe  Ebene  ge- 
raten, die  immer  weiter  bergab  führen  mubte. 
Man  drückte  den  Lohn  der  Arbeiter  herab, 
und  die  llungerlöhne  wurden  aus  den  Tischen 
der  Steuerzahler  crhölit.  Die  Armensleuern 
stiegen  denn  auch  rasch  ins  Ungeheuere. 
Im  J.  1803  betrugen  sie  bereits  4  077  891  £, 
1S18  stiegen  sie  auf  7  890  000  £.  Ks  kam 
vor,  daß  Grundbesitzer  ihr  Eigentum,  auf 
dem  die  Arniensteucr  ruhte,  aufgaben  und 
fortzogen,  weil  die  Armenlasl  unerschwing- 
lich geworden  war. 

In  Frankreich  verließ  die  Bewegung 
gänzlich  den  Boden  planniäßiger,  im  Rahmen 
bestehender  Ordnung  auszuführender  Re- 
form. So  ungeheuer  wie  die  Revolution 
selbst  waren  auch  die  Bemühungen,  die 
Armut  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Aber 
wie  im  politischen  Kampfe,  so  kam  es  auch 
bei  diesen  mit  enthusiastischem  Eifer  auf- 
genommenen Bemühungen  nicht  wesentlich 
über  Worte  hinaus,  die  mit  ihrem  tönenden 
Ivlange  die  Redner  und  die  Hörer  täuschen 
konnten,  aber  gegenüber  der  Gewalt  der 
Tatsachen  in  keinem  Falle  standhielten. 
Ideen  der  Aufklärung  hatten  schon  in  der 
Zeit  vor  der  Revolution  die  Gemüter  be- 
wegt ;  schon  Turgot  schritt  zur  Aufhebung 
der  dcputs  de  mendicitc  (die  freilich  schon 
von  ihm  selbst  und  nicli  ihm  von  Clugny 
wieder  hergestellt  wurden),  indem  er  sich 
die  Auffassung  zu  eigen  machte,  daß  das 
Betteln  keine  strafbare  Handlung  bilden 
könne,  solange  der  Staat  dem  Armen  keine 
Arbeitsgelegenheit  \  erschaffe  oder  mangels 
Arbeit  ihnen  die  nötigen  Unterhaltsmittel 
nicht  gewähre.  Aber  in  den  der  Beschäftigung 
Arbeitsloser  und  der  Unterstützung  Be- 
dürftiger trotz  aller  vortrefflichen  Gesetze 
anhaftenden  Mängeln  lag  eben  die  Ursache, 
daß  der  steigenden  Not  nicht  gesteuert 
werden  konnte.  So  fand  die  Revolution 
Zustände  vor,  die  einer  vor  allem  auf  das 
Wohl  des  dritten  Standes  gerichteten  öffent- 
lichen Meinung  genügenden  Anlaß  zu  Re- 
formen bieten  mußten.  Die  sich  folgenden 
Regierungen,  die  Constituante,  die  Legislative 
und  die  Convention  münzen  das  Schlagwort 
von  der  ,, geheiligten  Schuld  (dette  sacr^e) 
des  Staates  gegenüber  den  armen  Mit- 
bürgern", und  die  Konstitution  vom  24.  Juni 
1793  spricht  aus:  ,,Die  Gesellschaft  schuldet 
ihren  unglücklichen  Bürgern  den  Unterhalt, 
sei  es,  daß  sie  ihnen  Arbeit  verschafft,  sei 
CS,  daß  sie  denen,  welche  zu  arbeiten  außer- 
stande sind,  die  Existenzmittel  gewährt." 
Darauf  erbaut  man  dann  mit  Nichtachtung 
alles  historisch  Gewordenen  und  mit  einer 
Schwärmerei,    die    keine  Schwierigkeiten 
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kennt,  ein  wunderbares  System  der  Armen- !  meist  nur  den  privilegierten  Ständen  ent- 
pflege.  Kur  die  arbeilsfah'i;;en  Armen  sollen  I  nelinien.  Halb  private,  halb  ülfentlicho 
in  allen  Städten  Arbeitsstätten  errichtet  .  Institutionen,  entbehren  sie  der  obriskeit- 
wcrden,  die  ihnen  alle  Tace  offen  stehen,  liehen  Gewalt,  und  doch  fehlt  ihnen  anderer- 
Die  Arbeitsunfähigen,  die  Alten  und  seits  die  Bewesliclikcit  freier  Vereine,  ihre 
Schwachen,  werden  in  das  „Buch  der  ganze  Geschäftstätigkeit  wird  mehr  und 
öffentlichen  Wohltätigkeit"  eingetragen  und  mehr  bureaukratisch.  So  sind  sie  ihrer  Auf- 
rrhalten  eine  Pension  (Unterstützung  oder  gäbe  nicht  gewachsen,  haben  beständig  mit 
Almosen  darf  man  nicht  mehr  sagen),  die  ,  Fehlbeträgen  zu  kämpfen  und  wissen  sich 
ihnen  an  dem  jährlich  gefeierten  National- i  nur  dadurch  zu  retten,  daß  sie  die  Unter- 
feste  zur  Verherrlichung  des  Unglückes  !  Stützungen  einschränken  oder  durch  die 
feierlich  ausgehändigt  wird.  Damit  meint  [  damit  verknüpften  Kacliteile  und  Schande 
man  das  Bettelunwesen,  „diesen  Aussatz  vor  dem  Nachsuchen  um  Unterstützung 
der  Monarchie"  beseitigt,  den  Namen  der  zurückschieckeii.  Auch  da,  wu  die  örtlicho 
Armen  aus  den  Annalen  der  Republik  aus-  Armenpflege  den  kommunalen  Bohordcn 
getilgt  zu  haben.  Worte  und  keine  Taten,  obliegt  oder  kirchlich  ist,  fehlt  jeder  frische 
Der  Konvent  bewilligte  einige  Millionen  ;  Zug.  Es  geht  meist  im  alten  Schlendrian 
wertloser  Assignaten,  und  am  Feste  des  Un- j  fort.  Kommt  es  doch  noch  in  den  öOer 
glQcks  wurden  einige  arme  Greise  beschenkt.  I  Jahren  vor,  daß  in  deutschen  Städten  die 
Das  war  alle«.  Wohl  aber  wirkten  diese  i  Armen  in  langer  Keihe  vom  Bcllelvogt 
Träumereien  auf  die  bestehende  Armenpflege  durch  die  Straßen  geführt  werden,  um  vor 
zerstörend.  Die  parochiale  Armenpflege  den  Türen  ihre  Gaben  zu  sammeln, 
hörte  gänzlich  auf,  die  depüls  de  la  mcndieite  Inzwischen  erwies  sich  der  bisherige 
verfielen,  die  Ho^^pitäler  wurden  durch  Kin-  Zustand  mehr  und  mehr  als  ungenügend, 
Ziehung  ihrer  liegenden  (iüter  (Dekret  v.  23.  nachdem  das  Wachstum  der  Iiidiislrie  zu- 
messidor  II,  ll./VII.  1797)  in  ihrer  ökono-  gleich  mit  der  Krieiclitening  der  Wandcrungeu 
mischen  Existenz  untergraben,  die  freie  durch  die  Eisenbahnen  starke  Verschiebungen 
Liebestätigkeit  wurde  aufgehoben,  da  es  der  Bevölkerung  zur  Folge  gehabt  hatten, 
nicht  schicklich  erschien,  Mittel  zur  Linde- ,  Die  Verhältnisse  drängten  gebieterisch  zu 
rung  der  Not  einer  anderen  Stelle  als  dem  einer  Kegelung  der  wirtschaftlichen  Grund- 
Staat  anzuvertrauen.  rechte  in  bczug  auf  Niederlassung,  Gewerbe- 

Die  Pflegeorden,  die  auch  in  schwerster  betrieb  und  Verehelichung.  Nach  lang- 
Zcit  noch  Wunder  von  Opfermut  und  jährigen,  sehr  mühevollen  und  sorgfältigcu 
Nächstenliebe  verrichteten,  hob  man  (aller-  Vorarbeiten  werden  in  Preußen  diese  An- 
dings  ihres  religiösen  Charakters  wegen)  auf  gelegenheitcn  durch  die  GG  v.ö./XII.  1842 
und  gestattete  nur  den  einzelnen  Pflegern  über  die  Aufnahme  neu  anziehender  Per- 
und  Pflegerinnen,  als  „Individualitäten"  ihre  sonen  und  über  die  Verpflichtung  zur  Armen- 
mcn'^chenfreundliche  Arbeit  fortzusetzen.  Tat-  pflege  abschließend  geregelt.  Der  schon 
sächlich  bedeuten  alle  diese  Maßregeln  nichts  in  dem  Landrechl  festgestellte  Grundsatz, 
anderes  als  völlige  Zerstörung  der  Für-  daß  jede  Gemeinde  für  ihre  Armen  zu  sorgen 
Sorgetätigkeit,  die  erst  wieder  aufzuleben  habe,  wird  festgehalten.  Doch  wird  die 
begann,  als  man  den  alten  Formen  der  Ge- 1  Gemeindczugchürigkeit  nicht  durch  einen 
meindearmenpflege,  der  Pflegeorden,  der  ,  Aufnahmeakt  der  (Jemeinde,  sondern  selbst- 
freien Liebestätigkeit  wieder  Zutritt  ge- 1  tätig  dadurch  erworben,  daß  sich  ein  groß- 
stattete, jähriger,  nicht  unterstützter  Einwohner  drei 

3.  Das  19.  Jahrhundert.  Der  mit  der  |  Jahre  innerhalb  der  (Jemeinde  aufhält.  Die 
Herstellung  des  Friedens  beginnende  Zeit-  Zugehörigkeit  hört  durch  ebenso  lange  Ab- 
abschnitt  trägt  auch  auf  dem  Gebiete  der  Wesenheit  wieder  auf.  Für  diejenigen,  die 
Armengesetzgebung  und  Armenpflege  den  die  alte  Zugehörigkeit,  die  selbstverständlich 
Charakter  der  Keaktion.  Man  suchte  den  auch  durch  Verheiratung  und  Abstammung 
Gemeinden  die  Armenlast  dadurch  zu  er-  erworben  wird,  durch  Abwesenheit  verloren 
leichtern,  daß  man  ihnen  ein  weitgehendes  und  eine  neue  noch  nicht  erworben  haben, 
Einspruchsrecht  gegen  die  Niederlassung  tritt  im  Falle  der  Verarnuing  der  größere 
Nichtheimatberecluigter  beilegte  und  die  Verband  der  Provinz  ein,  dem  diese  an  und 
Eheschließung  auch  'Heimatberechtigter  von  für  sich  dem  Staate  obliegende  Verpflichtung 
ihrer  Einwilligung  abhängig  machte.  Der  delegiert  wird.  Die  Gemeinde  wird  in  be- 
ideale Aufschwung  der  Aufklärungszeit  ist  zug  auf  ihre  armenrechtliche  Verpflichtung 
erlahmt;  die  freien  Gesellschaften,  welche  Ortsarmenverband,  die  Provinz  Landarnien- 
in  vielen  Städten  die  Armenpflege  in  die verband  genannt.  Es  wird  vollkommene 
Hand  genommen  hatten,  die  Armenanstalten,  Freizügigkeit,  Gewerbefreilicit  und  Verehe- 
Armeninstitute  oder  wie  sie  heißen,  ver-  lichungsfreiheit  gewährt.  Die  Zurückweisung 
knöchern,  um  so  mehr  als  sie  ihre  ICräfte  eines  neu  Anziehenden  ist  nur  zulässig, 
nicht  der  gesamten  Bürgerschaft,  sondern  wenn  er  im  Stande  der  Verarmung  anzieht 
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oder  wälirend  der  zum  Erwerbe  der  Zuge- 
hörigkeit erforderlichen  Frist  sich  als  dauernd 
bedürftig  erweist.  Das  Zugehörigkeitsver- 
hältnis wird  nicht  mehr  mit  dem  herkömm- 
liclien  Namen  „Heimat"  bezeichnet,  sondern 
mit  direkter  Beziehung  auf  die  mögliche 
Arnienlast  „U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  n  g  s  w  o  h  n  s  i  t  z". 
In  den  anderen  deutschen  Staaten  geht  zum 
Teil  eine  ähnliche  Entwicklung  vor  sich: 
Baden  erläßt  1870  unmittelbar  vor  dem 
Kriege  ein  dem  preußischen  ähnliches  Gesetz. 
Dagegen  waltet  im  übrigen  Süddeutschland, 
namentlich  in  Bayern,  der  alte  Begriff  der 
Heimat  vor,  wonach  jemand  die  armen- 
rechtliche Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinde, 
sofern  er  sie  nicht  durch  Abstammung  oder  i 
Verheiratung  besitzt,  nur  durch  förndiche 
Aufnahme  durch  die  Gemeinde  erwerben 
und  die  einmal  erworbene  nur  durch  den 
Erwerb  einer  neuen  Heinuit  verlieren  kann. 
Ein  selbsttätiger  Erwerb  oder  Verlust  ist 
daher  nicht  möglich.  Die  Gesetze  der 
deutschen  Bundesstaaten  bieten  eine  bunte 
Miisterkarte  von  Zugehörigkeitsmerkmalen 
(Erwerb  der  Heimat  durch  längeren  Aufent- 
halt mit  gleichzeitiger  Steuerzahlung,  Auf- 
enthalt von  3,  5,  ja  15  Jahren  u.  dgl.). 
Ueberau  kommt  der  Gedanke  zum  Ausdruck, 
daß  die  alte,  in  der  Gemeindegenossenschaft 
begründete  Unterstützungspflicht  der  Ge- 
meinde an  eine  Ziigehörigkeit  des  Armen 
geknüpft  sein  müsse;  und  überall,  wo  die 
Idee  der  Staatsgewalt  sich  durchsetzt,  treibt 
sie  einen  Keil  in  dieses  alte  geschlossene 
Verhältnis,  indem  sie  die  Grundsätze  der 
wirtschaftlichen  Freiheit  aufstellt  und  von 
jedem  Gemeinwesen  verlangt,  daß  es  auch 
Ortsfremde  in  seinem  Bezirke  unangefochten 
leben  und  erwerben  lasse.  Der  zwischen 
Staat  und  Gemeinde  hin-  und  herwogende 
Kampf  bildet  einen  der  interessantesten 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Gemeindelebens. 
Er  findet  seinen  endgültigen  Abschluß  erst 
durch  die  Begründung  des  Deutschen  Reiches, 
das  nun  für  sein  ganzes  Gebiet  die  genannten 
wirtschaftlichen  Forderungen  aufstellt  und 
durch  die  zunächst  1867—70  vom  Nord- 
deutschen Bunde  erlassenen,  dann  1870—73 
vom  deutschen  Reiche  übernommenen  Ge- 
setze über  die  Freizügigkeit,  über  die  Auf- 
hebung der  polizeilichen  Beschränkung  der 
Ehesclüießung  und  vor  allem  durch  das 
Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom 
6./VI.  1870  allen  Reichsangehörigen  die 
gleiche  wirtschaftliche  Freiheit  verbürgt  und 
die  Zurückweisung  von  Zuziehenden  nur 
unter  den  in  dem  preußischen  G.  v.  1842 
angegebenen  Voraussetzungen  zuläßt.  Baden 
und  Württemberg  übernehmen  das  Unter- 
stiitzungswohnsitzgesetz  nach  der  Reichs- 
gründung. Bayern  sucht  zunächst  seine 
Gesetzgebung  durch  die  Novellen  von  1884, 
1892  und  1896  den  neuen  Verhältnissen 


anzupassen;  erst  am  l./IV.  1916  ist  das 
Reichsgesetz  auch  hier  in  Kraft  getreten. 
Elsaß-Lothringen  blieb  aus  politischen  Grün- 
den vom  Reichsgesetz  zunächst  ausge- 
schlossen; am  l./IV.  1910  wird  es  vom 
Reichsland  übernommen. 

Im  übrigen  ist  nur  das  Annenrecht, 
nicht  die  Armenpflege  selbst  Gegenstand  der 
reichsgesetzlichen  Regelung  geworden.  Die 
Armenpflege  selbst  zu  ordnen,  ihren  Um- 
fang, die  Einrichtung  der  verpflichteten  Ver- 
bände, die  Beschaffung  der  Mittel  zu  be- 
stimmen, bleibt  den  Einzelstaaten  und  den 
von  ihnen  mit  der  Armenpflege  betrauten 
öffentlichen  Organen  (Gemeinde  —  Kreis  — 
I  Provinz)  überlassen. 

Auf  organisatorischem  Gebiet  machte  die 
öffentliche  Armenpflege  erhebliche  Fort- 
schritte. Die  Armenordnung  für  das  König- 
reich Sachsen  von  1840  verdient  hier  be- 
sonders hervorgehoben  zu  werden.  In  einer 
Reihe  von  Städten  werden  die  von  freien 
Gesellschaften  gegründeten  Armeninstitute 
durch  eine  kommunale  Armenpflege  unter 
Mitwirkung  freiwilliger  Kräfte  aus  der 
Bürgerschaft  ersetzt.  P^ine  Reihe  von  städti- 
schen Armenordnungen  enthalten  bereits 
Grundsätze,  die  durch  von  der  Heydt  in 
Elberfeld  konsequent  und  allseitig  durch- 
geführt als  das  Elberfelder  System  der 
Armenpflege  für  Deutschland  und  darüber 
hinaus  das  große  Muster  geworden  sind. 

Neben  der  öffentlichen  Armenpflege  hat 
«ich  in  Deutschland  eine  sehr  reiche  freie 
Liebestätigkeit  entfaltet.  Sie  läßt  sich 
scheiden  in  die  konfessionelle  und  die 
humanitäre  Tätigkeit;  in  beiden  Gruppen 
überwiegt  die  Vereinsarbeit,  obwohl  bei  dem 
steigenden  Wohlstand  und  bei  der  stärkeren, 
durch  die  öffentliche  Meinung  getragenen 
Betonung  sozialer  Verpflichtung  der  be- 
sitzenden Klassen  neben  der  Vereinstätig- 
keit auch  die  Stiftungen,  Schenkungen  und 
direkten  Unterstützungen  von  Armen  durch 
einzelne  Privatpersonen  eine  nicht  geringe 
Rolle  spielen. 

In  der  evangelischen  Kirche  hatte  die 
Liebestätigkeit  ihre  mannigfache  Arbeit  zwar 
zunächst  ohne  Zusammenhang  mit  der 
Kirche  begonnen,  aber  unmöglich  konnte 
die  Kirche  auf  die  Dauer  diese  Arbeit 
lediglich  freien  Vereinen  überlassen.  Sie 
mußte  selbst  mit  in  die  Arbeit  eintreten 
und  konnte  es,  weil  sie  in  den  Presbyterien 
(Kirchenräten,  Kirchenvorständen)  und  Sy- 
noden geeignete  Organe  dafür  erhalten 
hatte.  War  die  alte  gemischt  kirchlich- 
bürgerliche Armenpflege  bei  der  fortschreiten- 
den Vermischung  der  Konfessionen  und  der 
dadurch  bedingten  Sonderung  von  kirch- 
licher und  bürgerlicher  Gemeinde  unhaltbar 
geworden  und  bis  auf  wenige  Reste  im 
Schwinden,  so  mußte  die  Kirche,  wollte  sie 
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äberhaupt  an  der  Armenpflege  teil  haben, 
dahin  streben,  eine  rein  kircliliche  Armen- 
pflege wieder  ins  Leben  zu  rufen. 

Anfänge  einer  solchen  siti<I  bereits  vorhan- 
den. Vorbildlich  dafür  wurde  die  Ilheinisch- 
Westfälische  Kirehenordnung  v.  ö./III.  1835, 
der  die  meisten  neueren  Verlassungsgesetze  der 
evangclisehen  Landeskirchen  aueh  die  Bestim- 
mungen über  die  von  der  (iemi>inde  durch  ihre 
Organe  zu  übende  Armenpflege  entlehnten. 
Spiiter  haben  dann  eine  Reihe  von  Kirchenregie- 
rungen eingehende  Anweisungen  erlassen  (vgl. 
den  Erlaß  des  Oberkonsistoriunis  in  Darnistadt 
V.  8./XII.  187!)  und  des  Landeskonsistoriums  in  j 
Hannover  v.  I./Vfll,  1891  im  Allgemeinen 
Kirchenblatt),  und  die  lOisenacher  Konferenz  hat 
1892  nach  eingehender  Kehandlung  die  Ilaupt- 
gesichtspunkte,  nach  denen  die  kirchliche  Armen- 
pflege sich  zu  gestalten  hat,  aufgestellt.  Dabei 
gilt  als  Grundsatz,  daß  die  kirchliche  Armcn- 
ipflege  nicht  berufen  sein  kann,  die  öffentliche 
bürgerliche  Armenpflege  zu  ersetzen,  sondern 
sie  zu  ergänzen,  und  daß  .sie  deshalb  dahin 
streben  muß,  mit  ihr  If.md  in  Hand  zu 
arbeiten. 

Zwei  Schöpfungen  sind  es  vor  allem,  die 
für  die  cvangelisehe  Liebe.stätigkcit  von  Bc- 
deutuni;  sind:  die  Innere  Mis.sion  und 
das  Diakonissen  Wesen.  Unter  dein 
JJamen  ,, Innere  Mission"  sind  alle  jene  Be- 
strebungen zusammengefaßt,  deren  die  Kirche 
und  die  konfessiunellen  (iemeinscliaften  nach 
Ablösung  der  l)ürgeriirhen  Armenpflege 
fähig  sind.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung 
Wichern.  der  hierüber  auf  dem  ersten 
Kirchentage  in  Wittenberg  sjiracli  und  der 
erste  Präsident  des  in  unmitlelbarein  .Vii- 
schluß  hieran  gegründeten  Zentralausschiisses 
für  Innere  Mission  wurde.  Neben  ihm  ist 
als  eine  jener  großen  karitativen  Pcrsön- 
liclikeiten,  die  einer  ganzen  Zeil  ihr  Gepräge 
aufgedrückt,  Flicdner  zu  nennen.  Inner- 
lich durcli  die  in  der  icfürniierten  Kirche 
der  Niederlande  durch  (icmoindehelfer  ge- 
übte Liebestätigkeit  angeregt,  äußcrlicli  durch 
eine  mehr  zufülüge  Fürsorge  für  weibliche 
Personen  veranlaßt,  wird  Fliedncr  1835  zur 
Schöpfung  des  Diaknnissenwesens  in  der 
Mutteranstalt  Kaiserswerth  geführt,  durch 
die  das  Schwestern-  und  Helferinnenwcsen 
in  Deutschland  neu  geschaffen  wurde. 

Aueh  die  katholische  Kirche  hat  in 
unseren  Tagen  eine  bewunderungswert  reiche 
und  umfassende  freie  Liebestätigkeit  ent- 
Taltet  und  an  den  Verhandlungen  über  die 
Armenpflege  lebhaft  teilgenommen.  In  der 
seit  1896  erscheinenden  ,, Charitas,  Zeitschrift 
für  die  Werke  der  Nächstenliebe  im  katholi- 
schen Deutschland"  (Freiburg  i.  Br.  Verlag 
d.  Charitasverbandes)  besitzt  sie  ein  treff- 
lich redigiertes  Organ,  und  der  Charitas- 
verband, der  alljährlich  einen  Charitastag 
äbhält,  entspricht  etwa  dem,  was  für  die 
evangelische  Kirche  der  Zentralausschuß 
and  der  Kongreß  für  Innere  Mission  leistet. 


Von  älinlicher  Bedeutung  wie  das  Diako- 
nissenwesen für  die  evangelische  Liebes- 
tätigkeit ist  die  der  Barndierzigen  Schwestern 
und  einiger  anderer  Schwestcrnorden  für 
die  katholische.  Die  (icsamtzalil  der 
Schwestern  wird  gegenwärtig  auf  etwa 
CO  000  geschätzt.  Neuerdings  wird  auch 
auf  katholischer  Seile  die  durch  Schwestern 
auszuübende  Gemeindcarinenpflege  viel 
stärker  betont:  naiuentlicli  sind  auch  die 
Bestrebungen,  Landkrankeiipflegcrinnen  aus- 
zubilden, bemerkenswert. 

In  der  humanitären  Liebestätigkeit  ragen 
zunächst  die  oben  erwähnten  in  der  Aiif- 
klärungszeit  begründeten  geineinnülzigen 
Vereine  hervor,  die  sicli  in  neuerer  Zeit 
aber  entweder  vorwiegend  gemeinnütziger 
Tätigkeit  oder  der  eigentlichen  Armenpflege 
zuwendeten,  was  auch  damit  zusammenhing, 
daß  der  eine  oder  andere  Zweig  ihrer  Arbeit, 
wie  namentlich  das  Schulwesen,  das  Spar- 
kassenwescn,  die  Unterstützungskassen  ii.  dgl. 
durch  Staat  oder  Gemeinde  übernommen 
und  damit  der  Vereinstätigkeit  abgenommen 
wurde.  Die  Mehrzahl  von  ihnen  sieht  auf 
eine  mehr  als  100 jährige  Tätigkeit  zurück. 
In  den  (iOer  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts entstanden  vielfach  in  der  Absicht 
besserer  Organisation  der  .Vrmenpfleire  und 
der  Bekämpfung  der  Bettelei  die  Vereine 
gegen  Verarmung  und  Bettelei.  Ihre  Be- 
deutung ist,  soweit  ihre  Tätigkeit  hierauf 
beschränkt  geblieben  ist,  mit  der  stärkeren 
Entwicklung  der  öffentlichen  Armenpflege 
zurückgegangen.  Auch  ist  ihre  Arbeit  zum 
niclit  geringen  Teile  von  der  Bewegung  für 
die  Wanderarbeitsstätten  übernonitnen 
worden.  Ferner  werden  ihnen  durch 
die  Gründung  zahlloser  neuer  Vereine  für 
alle  Arten  von  speziellen  Zwecken  viele 
von  den  ihnen  früher  zur  Verfügung  stehen- 
den Miltein  entzogen.  Charakteristisch  für 
die  moderne  Zeit  sind  diese  zahlreichen 
Vereine  und  Gesellschaften  für  spezielle 
Zwecke,  unter  denen  die  der  Kinderfürsorgo 
am  stärksten  hervortreten.  Doch  bleibt 
kaum  ein  Zweck  der  Vereinstätigkeit  fremd, 
wie  Krankenpflege,  Fürsorge  für  Bliiule, 
Taubstumme,  für  Wöchnerinnen,  für  ge- 
fallene Mädchen,  für  Unfallverletzte  usw. 

Sehr  bemerkenswert  ist  hierbei  auch  das 
durch  die  modernen  Verkehrsmittel  so  sehr 
erleichterte  Streben,  die  verwandten  Be- 
strebungen zu  vereinigen  oder  mit  ihnen 
Fühlung  zu  halten  sowie  durch  Zentral- 
organe zur  Erweiterung  der  bestehenden 
Tätigkeit,  zur  Neubegründung  da,  wo  ea 
daran  fehlt,  anzuregen.  Hervorragende  Bei- 
spiele hierfür  sind  der  Vaterländische  Frauon- 
verein,  der  Verband  zur  Fürsorge  für  ent- 
lassene Strafgefangene,  die  Zentralstelle  für 
Sommerpflege,  das  Zentralkomitee  zur  Be- 
kämpfung der  Tuberkulose. 
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Der  Vaterländische  Frauenverein,  der 
ebenso  wie  die  Vereine  vom  Eoten  Kreuz 
der  Tätigkeit  im  Kriegsfalle  dienen  soll, 
übt  eine  sehr  bedeutende  Friedenstätigkeit 
auf  allen  Gebieten  der  Armen-  und  Kranken- 
pflege aus. 

Einige  größere  Städte,  so  namentlich 
Hamburg,  Berlin,  Düsseldorf  u.  a.  m.  haben 
eigene  städtische  Schwesternschaften  be- 
gründet. Der  evangelische  Diakonieverein 
Ist  eine  Mittelbildung  zwischen  freier  Be- 
rufstätigkeit und  schwesternschaftlichem  Zu- 
sammenschluß. Die  Kurse  für  weibliche 
Liebestätigkeit,  w^ie  sie  die  Mädchen-  und 
Frauengruppen  für  soziale  Hilfsarbeit,  die 
evangelische  Frauenliilfe,  der  katholische 
Charitasverband  und  andere  veranstalten, 
geben  der  Liebestätigkeit  geschulte  Helfe- 
rinnen. 

Wegen  weiterer  Einzelheiten  muß  auf 
die  anderen  Spczialartikel  dieses  Aufsatzes 
und  auf  den  Aufsatz  ,, Fürsorgewesen"  ver- 
wiesen werden.  Nur  einige  wichtige 
Gesichts])unkte  seien  au  dieser  Stelle 
noch  hervorgehoben.  —  Die  Entwick- 
lung der  öffentlichen  Armenpflege  ist 
der  deutschen  verwandt  in  Deutscliöster- 
reich  und  in  den  deutschen  Kantoneu  der 
Schweiz.  Nur  hat  in  Oesterreich  die  ver- 
altete Heinialgesetzgebung  sich  sehr  viel 
länger  erhalten  als  in  Deutschland.  Auch 
dort  hat  der  Druck  der  Verhältnisse,  nament- 
lich die  starke  Zuwanderung  nach  den 
Städten  die  Erleichterung  in  der  Erwerbung 
des  Heimatrechtes  notwendig  gemacht,  die 
allerdings  in  sehr  viel  beschränkterem  Maße 
als  in  Deutschland  durch  das  Heiuiatgesetz 
von  1896  zugestanden  wurde.  In  der 
Schweiz,  wo  die  Städte  genau  dieselbe 
Erscheinung  zeigen,  hat  man  sich  dagegen 
mit  Ausnahme  der  Kantone  Bern  und 
Neuenburg  noch  nicht  dazu  verstehen  können, 
von  der  Grundlage  des  alten  Ürtsbürgerreclits 
abzugehen  und  das  Territorialprinzip  einzu- 
führen, so  daß  die  Schweizer  Kantone  noch 
heute  das  seltsame  Bild  bieten,  daß  der 
Züricher  in  St.  Gallen  armenrechtlich  ein 
Fremder  ist  und  von  seiner  Heimatgemeinde 
unterstützt  werden  muß,  auch  wenn  er  ihr 
Beit  langen  Jahren  fremd  geworden  ist. 
Während  daher  in  Deutschland  die  Privat- 
wohltätigkeit sich  in  erster  Linie  auf  die 
Ortsangehörigen  beschränkt,  hat  sich  der 
Not  gehorchend  in  den  größeren  schweize- 
rischen Gemeinwesen  eine  freie  Liebestätig- 
keit entwickelt,  die  vor  allem  mit  wesent- 
licher Unterstützung  der  Heimatgemeinde 
der  ortsfremden  Niedergelassenen  sich  an- 
nimmt. Aehnliclies  gilt  von  Nordamerika, 
dessen  einzelne  Staaten  in  armenrechtlicher 
Beziehung  zueinander  im  Verhältnis  des 
Auslandes  stehen.  Für  die  Regelung  der 
innerstaatlichen  Wanderung  wird  lebhaft 


agitiert;  doch  stehen  der  Bewegung  lebhafte 
Bedenken  gegenüber,  ob  zu  einer  derartigen 
allgemeinen  Gesetzgebung,  die  das  innere 
Rechtsleben  des  einzelnen  Staates  wesent- 
lich berühren  würde,  der  Kongreß  befugt  ist. 
Auch  hier  hilft  die  Privatwohltätigkeit  in 
erheblichem  Maße  mit,  um  die  Lücke  aus- 
I  zufüUen. 

j      In  England  lagen  die  Bedürfnisse  zu 
einer  Reform  wesentlich  anders,  als  in  den 
[deutschen  Ländern.     An  einheitlicher  Ge- 
j  setzgebung  fehlte  es  nicht,  wohl  aber  an 
einheitlicher,  auf  festen  Grundsätzen  be- 
ruhender Organisation.  Die  oben  erwähnten 
Zustände,  vor  allem  das  Anwachsen  der 
Armensteuern   führte   zu   der  durch  um- 
fassende Erhebungen  vorbereiteten  großen 
i  Reform  von  1834.     Das  damals  erlassene 
I  neue  Armengesetz  (4  u.  5  William  IV. 
C.  76)  ließ  die  Grundlagen  der  Elisabethi- 
nischen  Gesetzgebung  bestehen,  suchte  aber 
die  Mängel  durch  drei  Maßregeln  zu  be- 
seitigen.    Einmal  dadurch,  daß  es  durch 
Vereinigung  mehrerer   Kirchspiele  größere 
Arnienverbände  schuf.  Jeder  Armenverband 
(union)  l]at  einen  Vorstand  (board  of  guar- 
i  dians),  der  aus  den  Friedensrichtern  des 
Bezirks  und  von  den  Kirchspielen  gewählten 
Mitgliedern  (auch  Frauen)  besteht.  Sodann 
durch  möglichste  Beschränkung  des  out- 
door-relief.  Als  Regel  gilt  die  Unterbringung 
der  Armen  im  Werkhause  (in-door-relief), 
j  nur  ausnahmsweise  sollen  Arme  außerhalb 
des  Werkhauses  unterstützt  werden.  Die 
ins  Werkhaus  Aufgenommenen  werden  dort, 
!  nach  den  Geschlechtern  getrennt,  nur  auf 
das  notdürftigste  verpflegt  und  unter  Be- 
schränkung ihrer  Freiheit  zu  strenger  Arbeit 
angehalten.  So  soll  das  Werkhaus  zur  Prüfung 
der  Hilfsbedürftigkeit  werden  (workhouse- 
test).      Endlich    durch    Errichtung  einer 
,  Zentralbehörde  für  das  Armenwesen,  die 
,  für    die    gleichmäßige    Durchführung  des 
Gesetzes  Sorge  zu  tragen  hat  (poor  law 
commissioners).     Die  weitere  Entwicklung 
der  Armenpflege  ging  auf  die  immer  kon- 
sequentere Durchführung  dieser  Grundsätze. 
Die  Armenpflege  wird  mehr  und  mehr  ver- 
staatlicht;  die  Zentralbehörde  ist  weiter 
ausgebildet,  ihr  Beamtenpersonal  vermehrt, 
ihr  Einfluß  auf  die  lokale  Armenpflege 
gesteigert;  1871  \vurde  die  Zentralbehörde 
'  mit  dem  Ministerium  für  lokale  Verwaltung 
j  (local  government  board)  vereinigt.  Durch 
die  Vermehrung  der  Beamten  hat  man 
allerdings  ein  geregeltes  Funktionieren  der 
Armenpflege   erreicht,    aber   die  gesamte 
Ausgabe  für  die  besoldeten  Armenbeamten 
betrug  1883  schon  1117  705  £.  Andererseits 
neigt  die  Entwicklung  zu  stetiger  Beschrän- 
kung der  gewährten  Unterstützung,  um  nur 
ja  nicht  den  gefährlichen  Gedanken  aufkom- 
men zu  lassen,  die  Armen  hätten  es  besser  al? 
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die  Arbeitenden.  Damit  hat  man  allerdings 
erreicht,  daß  die  Arnicnsteuer  nicht  ge- 
stiegen ist  und  die  Zaiil  der  Unterstützten 
abgenommen  hat.  Diese  betrug  18G3  5,3% 
der  Bevölkcruns:,  1882  nur  3%.  Namentliol) 
ist  die  Zahl  der  unterstützten  arbeitsfähigen 
Armen  von  20,5%  aller  Unterstützten 
L  J.  1863  auf  13%  i.  J.  1882  zurück- 
gegangen, obwohl  es  nicht  gelungen  ist,  das 
Werkhaussystcm  mit  vollster  Konsequenz 
durchzuführen.  Der  Gedanke  einer  aus- 
Bchließliclicn  Versorgung  der  Armen  in  ge- 
schlossener Pflege  hat  sich  —  man  darf 
eagcn:  .selbstverständlich  —  nicht  durcli- 
führen  lassen.  Umgekehrt  ist  die  Zahl  der 
in  offener  Pflege  Unterstützten  (out-door- 
paupers)  immer  noch  großer  als  die  der 
in-door-paupers.  Immerhin  wird  mit  einiger 
Strenge  darauf  gehalten,  daß  arbeitsfähige 
Personen  nicht  in  offener  .Vrmcnnflege 
unterstützt  werden.  Die  llauptscnäden 
des  Prinzips  der  geschlossenen  Armen- 
pflege liegen  in  der  Unmöglichkeit  der 
Klassifikation  der  Insassen;  daher  die 
zahlreichen  Klagen  über  die  englischen 
Werkhäuser,  in  denen  man  Alte  und  Junge, 
Kranke  und  Gesunde  zusammenhiiufte. 
Demgegenüber  sind  die  steigenden  Bemü- 
hungen iiarnentlieli  der  größeren  Armenver- 
bände  hervorzuheben,  die  besonderer  Pflege 
oder  Erziehung  bedürftigen  .\rmen,  in  erster 
Linie  die  Kranken  und  die  Kinder  den 
■Werkhäuscrn  fernzuhalten  und  für  sie 
Sonderanstalten  einzurichten  oder  sie  ander- 
weit unterzubringen.  Das  System  der  Fa- 
milienpflege  hat  unter  der  Leitung  sehr 
hervorragender  weiblicher  Inspektoren  eine 
bedeutende  Ausdehnung  gewonnen.  Zuerst 
in  England  (Sheffield)  ist  das  System  der 
sog.  scattered  lionics  einzuführen  versucht 
worden,  der  Unterbringung  von  Kindern  in 
kleinen  Ortschaften  in  geschlossenen,  nur 
eine  kleinere  Zahl  von  Kindern  umfassen- 
den Häusern  mit  Hauseltern,  wol)ei  die 
Kinder,  um  dem  allgemeinen  Leben  nicht 
entfremdet  zu  werden,  die  Schule  des  Ortes 
besuchen.  Der  deutschen  Zwangserziehung 
entsprechen  in  England  die  industrial  schools 
und  die  reformatory  schools.  .\ber  bei 
dem  allen  macht  sich  immer  wieder  die 
Sorge  geltend,  die  der  Armenpflege  anver- 
trauten Kinder  könnten  es  besser  haben  als 
die  der  Arbeiter,  und  es  könnte  hierdurch 
ein  Anreiz  geschaffen  werden,  seine  Kinder 
der  öffentlichen  Kürsorge  zu  überlassen, 
nierin  liegt  überhaupt,  ebenso  auch  in 
Amerika,  ein  beachtenswerter  Unterschied 
zwischen  den  die  deutsche  Armenpflege 
beherrschenden  Gesichtspunkten.  Das  Ge- 
föhl  für  Freiheit  und  Unabhängigkeit  ist  in 
England  und  Amerika  stärker  als  in  Deutsch- 
land und  kommt  namentlich  auch  in  dem 
Widerstreben  zum  Ausdruck,  durch  eine 


durch  den  Staat  aufgezwungene  Fürsorge 
die  Bevölkerung  gegen  die  Folgen  von  Unfall, 
Krankheit,  Invalidität  und  Alter  sicherzu- 
stellen. Seit  Jahren  wird  die  Frage  der 
old-age  pcnsions  in  der  Presse  und  im  Par- 
lament erörtert;  zahlreiche  Vorschläge  sind, 
namentlich  von  Charles  Booth,  gemacht 
worden.  Man  fürchtet  aber  von  einer  der- 
artigen Sicherstcllung,  abgesehen  von  den 
hohen  Kosten,  eine  Beeinträchtigung  des 
Sparsinnes  und  des  Antriebes,  aus  eigener 
Kraft  für  die  Sicherung  gegen  die  Wechsel- 
fälle des  Lebens  zu  sorgen.  Allerdings  darf 
man  dabei  die  weite  Verbreitung  des  gewerk- 
schaftlichen Unterstützungswesens  nicht 
außer  acht  lassen  und  darf  nicht  ver- 
gessen, daß  in  die  Lücke  der  öffentlichen 
Armenpflege  eine  außerordentlich  bedeu- 
tende, mit  sehr  reichen  Mitteln  arbeilende 
Privalwohltätigkcit  tritt.  Nähere  Nachweise 
enthält  das  jährlich  erscheinende  Annual 
Charitics  Kegisler  and  Digest.  Audi  stellen 
sich  zahlreiche  helfende  Kräfte  auch  der 
höheren  Stände  in  den  Dienst  dieser  Tätig- 
keit. Besondere  Bedeutung  kommt  auch 
der  auf  religiöser,  w^enn  auch  nicht  auf 
st.aatskirchlichcr  Grundlage  ruhenden  Liebos- 
tätigkeit  zu,  vor  allem  der  Salvalion  army 
(Heilsarmee),  der  es  charakteristisch  ist, 
daß  die  Liebesarbeit  nicht  von  oben  nach 
unten,  sondern  von  Gleichstehenden  geübt 
wird,  die  dem  Bedürftigen  in  Vorbildung, 
Lebensauffassung  und  vor  allem  auch  in 
dem  Verständnis  seiner  Notlage  sehr  viel 
naher  stehen.  Die  Schöpfung  von  William 
Booth,  dem  Begründer  der  Heilsarmee, 
darf  sehr  wohl  mit  den  großen  cliaritativcn 
Schöpfungen  von  Männern  wie  Vincent 
da  Paulo.  Wichern,  Fliedner  im  Hinblick 
auf  ihre  |)raktisehc  Wirksamkeit  auf  eine 
Stufe  gestellt  werden.  In  dem  Vereinigten 
Königreich  bestanden  im  Juni  1905  allein 
134  von  der  Heilsarmee  unterhaltene  Wohl- 
fahrtseinrichtungen,  darunter  24  Zufluchts- 
stätten, 45  Slum  l'osts  (Hilfsslellen  in  den 
ärmsten  Stadtvierteln),  33  (Jbdacli-  und 
Speisehäiiser,  22  Einrichlungen  zur  Fürsorge 
für  Arbeitslose,  10  andere  soziale  Kinrich- 
tungen.  Auch  Barnardo  mit  seiner  gran- 
diosen Liebesarbeit  für  verlassene  und 
schutzlose  Ivinder,  die  sich  von  London  aus 
nach  ganz  England  verbreitet,  ist  hier  zu 
nennen. 

Bemerkenswert  ist  auch  das  Bestreben, 
Frauen  in  die  boards  of  guardians  zu  wälden. 
Der  erste  weibliche  guardian  wurde  1876 
in  Kensington  (London)  gewählt.  1881 
wurde  ein  eigener  Verein  zur  Beförderung 
solcher  Wahlen  gestiftet.  Seit  1894  ist  da» 
aktive  und  passive  Wahlrecht  von  Frauen 
gesetzlich  festgestellt;  doch  ist  die  Be- 
wegung, die  zunächst  zur  Wahl  von  etwa 
1000  Frauen  zu   Mitgliedern  der  Armen- 
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behörde  führte,  wieder  ziemlich  zum  Still 
stand  gekommen. 

Aller  dieser  Bestrebungen  der  Privat- 
wohltiiligkeit  und  aller  Gesetze  und  aller 
von   der  Zenlralbehürde  ausgehenden  re- 
organisierenden Verwallungstätigkeit  unge- 
achtet wollen  die  Klagen  über  die  vielfach 
unzuliinglichcn    Zustände    des  englischen 
Armenwesens  nicht  verstummen.    Die  Not- 
lage der  Ai-bcitslusen,  die  die  öffentliche 
Meinung  lebhaft  erregte,  führte  zu  dem 
tiesetz  von  1905  über  die  Fürsorge  für ; 
Arbeitslose  und  gleiclizeilig  zu  dem  Beschluß  ; 
des  Parlaments,  die  Fragen  der  Reform  des  I 
Armenweseus  zum  Gegenstand  eingehender  j 
Untersuchung  zu  machen  (vgl.  J.  Marburg, 
Die    sozialökonomischen    Grundlagen    der  I 
ensrlischen   Anr.enpolitik    im   19.    Jahrb.,  i 
1912).  j 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika, die  England  innerlich  am  nächsten] 
verwandt  sind  und  zum  großen  Teil  seine  , 
Armengesetzgebung,  namentlich  das  Prinzip  ' 
der  geschlossenen  iVrmenpflpge  übernommen 
haben,    liegen    die    Verhältnisse  dennoch 
wesentlich  anders.    Dort  übt  namentlich  in 
den  großen  Hafenstädten  die  Einwanderung  ; 
einen  sehr  entscheidenden  Einfluß,  der  mit  ' 
ihren  MiUionenziftern  keine  noch  so  gut  < 
regulierte  Armenpflege  gewachsen  sein  kann,  i 
Da  zudem  das  Prinzip  der  geschlossenen  [ 
Armenpflege,  zum  großen  Teil  aus  politischen 
Gründen,  in  den  Großstädten  mit  solcher 
Strenge  geübt  wird,  daß  offene  Armenpflege 
gesetzlieh  überhaupt  verboten  ist,  so  ist  die 
Privatwohltätigkeit  noch  viel  stärker  als  in 
England  genötigt,  in  diese  Lücke  zu  treten, 
eine   Aufgabe,   der   mit   überaus  reichen 
Mitteln  zu  entsprechen  gesucht  wird.  Für 
die  Geschichte  des  Armenwesens  ist  dieses 
Verhältnis  der  öffentlichen  Armenpflege  zur 
Privatwohltätigkeit  von  besonderem  Inter- 
esse.    Vor  aliem  verdienen  auch  die  Be- 
strebungen Erwähnung,  die  Arbeit  in  der 
Liebestätigkeit  auf  eine  höhere  Stufe  zu 
heben  und  besonders  geschulte  Kräfte  in  den 
sog.  philanthropical  schools  auszubilden  (vgl. 
Münsterberg,  Amerikanisches  Armenwesen). 

Einen  vielfach  entgegengesetzten  Weg  als 
in  den  germanischen  Ländern  hat  die  Ent- 
wicklung der  Armenpflege  in  Frankreich 
genommen.  Die  Revolutionszeit  hat,  wie 
oben  dargelegt,  keine  wesentliche  Aenderung 
hervorgebracht;  sie  ist  ergebnislos  vorüber- 
gerauscht und  hat,  wie  starke  Niederschläge, 
wenn  sie  verlaufen  sind,  Sumpfland  zurück- 
lassen, das  gesamte  Armenwesen  zunächst 
zur  Stagnation  gebracht,  aus  der  sie  zuerst 
das  Directoire  und  dann  das  Empire  be- 
freien nmßten. 

Bereits  durch  ein  G.  v.  28.  Germinal 
IV  (17./1V.  1796)  wnirde  der  Verkauf  der 
Hospitalgüter  suspendiert;  kurz  darauf  durch 


G.  V.  16.  Vendemiaire  V  (7./X.  1796)  er- 
folgte die  Wiederherstellung  der  Hospital- 
Verwaltungen.  Für  die  bereits  verkauften 
Güter  sollte  durch  Ueberweisung  von  Do- 
mänen Ersatz  geleistet  werden.  Doch  ging 
es  damit  langsam,  bis  Napoleon,  der  die 
Bedeutung  der  Hospitäler  und  der  Spital- 
orden auch  für  seine  kriegerischen  Zwecke 
erkannt  hatte,  die  Sache  energisch  in  die 
Hand  nahm.  Durch  V.  v.  C/XI.  1800 
überv\ies  er  den  Hospitälern  Domiuialgüter 
mit  einem  Ertragswerte  von  4  Millionen.  In 
demselben  Jahre  wurden  die  geistlichen 
Pflegeorden  wieder  hergestellt  und  1807 
durch  Dekret  des  Kaisers  ein  Generalkapitel 
der  barmherzigen  Schwestern  nach  Paris 
berufen. 

Bald  sammelten  sich  die  zerstreuten 
Schwestern  wieder,  und,  auch  von  den  nach- 
folgenden Regierungen  kräftig  gefördert, 
nahmen  nicht  bloß  die  alten  Kongregationen 
eine  bis  dahin  nie  erreichte  Ausdehnung  an, 
es  kam  auch  eiue  Reihe  von  neuen  Kon- 
gregationen hinzu,  von  denen  namentlich 
die  1840  gestifteten  petites  soeurs  des  pauvres 
eine  große  Verbreitung  gewonnen  haben 
(eine  Uebersicht  bei  Keller,  Les  congrö- 
gations  religieuses  en  France,  Paris  1880). 
Bis  in  die  neueste  Zeit  haben  denn  auch 
die  geistlichen  Kongregationen  die  Armen- 
pflege in  Frankreich  beherrscht. 

Doch  entstand  zu  Besinn  dieses  Jahr- 
hunderts ein  Gegensatz  zwischen  den  reli- 
giösen und  den  Laienschwestern.  Die 
Bewegung  gegen  die  ersteren,  die  nament- 
lich die  Pariser  Kommunalkreise  beherrschte, 
hing  mit  der  allgemeinen  Tendenz  zu- 
sammen, die  öffentlichen  Einrichtungen  aus 
ihrem  Zusammenhang  mit  dem  geistlichen 
Element  zu  lösen. 

Was  im  übrigen  die  Entwicklung  des 
Armenwesens  betrifft,  so  hat  man  sich  ge- 
wöhnt, Frankreich  ebenso  wie  die  übrigen 
romanischen  Länder  die  Länder  der  fakul- 
tativen Armenpflege  zu  nennen.  Dies  war 
schon  in  früherer  Zeit  nicht  ganz  zutreffend 
und  fängt  an  in  neuerer  Zeit  nur  noch 
historische  Bedeutung  zu  haben.  —  Wie  die 
früheren  Ausführungen  zeigten,  haben  sieb 
die  Regierungen  stets  sehr  ernstlich  um  das 
Bettel-  und  Wanderwesen  gekümmert.  Auch 
sind  die  Mittel,  die  in  den  Hospitälern  sich 
ansammelten,  keineswegs  als  ganz  private 
Mittel  zu  betrachten,  da  sie  ihrem  Stiftungs- 
zweck gemäß  verwendet  werden  müssen. 
Neben  den  Hospitälern  wurden  durch  das 
Dekret  v.  7.  Frimaire  V  (27./XL  1796)  in 
den  einzelnen  Gemeinden  Wohltäti^keits- 
bureaus  (burcaux  de  bienfaisance)  errichtet, 
denen  die  Sorge  für  die  Hausarmen  zu- 
gewiesen wurde.  Zwar  handelt  es  sich  bei 
ihnen  weder  um  eine  Einrichtung,  die  in 
jeder  Gemeinde  vorhanden  sein  müßte,  noch 
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Bind  die  vorhandenen  verpflichtet,  sich  aller 
Ortsarmen  anzunehmen.  Was  sie  darin  tun, 
richtet  sich  nach  dem  Bestände  der  vor- 
handenen Mittel,  und  diese  sind  in  sehr 
vielen  Gemeinden  nur  äußerst  gering.  Immer- 
hin wird  dadurch,  daß  der  maire  von  .\mts 
wegen  Vorsitzender  der  b.  d.  b.  ist,  diesen 
der  Charakter  einer  öffcntliclien  Organisation 
gesichert,  wie  andererseits  die  außerordent- 
lich hohen  Zuschüsse,  die  die  größeren  Ge- 
meinden gewähren,  ihnen  die  Hebung  öffent- 
licher Armenpflcee  auferlegen.  Ferner  ge- 
hört hierhin  die  Errichtung  einer  staatlichen 
Aufsichtsbehörde  (directeur  de  !'ass.  publ. 
et  de  l'hygifene)  und  des  ihm  zugeordneten 
Beirats  (conseil  superieur).  Vor  allem  aber 
zeigt  sich  der  gemischte  Charakter  darin,  daß 
zwei  Zweige  der  Fürsorge,  die  Fürsorce  für 
Kinder  und  die  für  Geisteskranke,  auf  Gesetz- 
gebung beruhen  und  ihre  Ausübung  den 
dcparlemcnts  übertragen  ist,  die  unter  Heran- 
ziehung der  (iemeinden  und  unter  Mithilfe 
des  Staates  die  hierfür  erforderlichen  Mittel 
und  Organisationen  bereitzustellen  haben. 
Die  Kinderfürsorge  (enfants  assistds)  beruhte 
auf  dem  Dekret  vom  19./1.  1811,  die  für 
Geisteskranke  auf  dem  G.  v.  30./VI.  1838. 
Beide  sind  in  der  Folge  mannigfach  ver- 
ändert und  verbessert.  Namentlich  auf  dem 
Gebiet  der  Kinderfürsorge  nimmt  Frank- 
reich, allerdings  unter  dem  stets  wachen 
Antriebe  der  Furcht  vor  der  Entvölkerung, 
eine  führende  Stelle  ein.  Durch  die  GG.  v. 
27.  und  28./VI.  1904  ist  die  gesamte  Gesetz- 
gebung betr.  die  lünderfürsorge  kodifiziert 
und  diese  Fürsorge  namentlich  auch  durch 
Ausdehnung  auf  verlassene,  mißhandeile 
und  verwahrloste  Kinder  wesentlich  er- 
weitert worden. 

Das  System  der  öffentlichen  F'ürsorge 
wurde  dann  erheblich  ergänzt  durch  das 
Gesotz  über  die  öffentliche  Krankenpflege,  das 
die  ärztliche  und  krankcnpficgerische  Für- 
sorge für  alle  Franzosen  sicherstellen  will 
und  das  seit  l./I.  1895  zur  Durchführung 
gelangt  ist.  Einen  weiteren  entscheidenden 
Schritt  hat  die  Gesetzgebung  durch  das  G. 
V.  14./VII.  1905  getan,  durch  das  die  ob- 
ligatorische Fürsorge  für  bedürftige  Alte, 
Sieche  und  Unheilbare  eingeführt  wird. 
Allerdings  steht  vieles  von  diesen  Gesetzen, 
wie  unter  dem  ancien  regime,  auf  dem 
Papier.  Aber  es  läßt  sich  nicht  ver- 
kennen, daß  Frankreich  auf  der  Bahn  der 
öffentlichen  Armenpflege  lebhaft  vorwärts 
schreitet. 

Auch  in  Frankreich  steht  neben  der 
öffentlichen  Armenpflege  eine  sehr  reich 
ausgebildete  private,  vielfach  auf  konfes- 
sioneller Grundlage  beruhende  Liebestätig- 
keit. Näliere  Nachweise  enthalfen  die  beiden 
Sammelwerke,  La  France  charitable  et  pre- 
voyante  und  Paris  char.  et  prev.,  das  allein 


mehr  als  4000  Einrichtungen  und  Anstalten 
der  Wohltätigkeit  aufführt. 

Neuerdings  zeigen  sich  auch  Bestrebungen, 
die  Privatwohltätigkeit  zu  zentralisieren. 
In  Paris  ist  ein  Office  central  des  Oeuvres 
de  Bienfaisnnce  errichtet  und  ähnlich  in 
Bordeaux,  Marseille,  Iaoh  und  an  anderen 
Orten.  Die  Frage  näcli  dem  Verhältnis 
der  privaten  zur  öffentlichen  Wohltätigkeit 
ist  m  Frankreich  bei  dem  fakultativen 
Charakter  der  öffcntliclien  Armenpflege  und 
dem  großen  Einfluß,  dun  die  geistlichen 
Korporationen  auf  beide  Arten  von  Armen- 
pflege ausüben,  weniger  s<liwierig.  Doch 
hat  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine 
starke  Keaktion  gegen  den  Einfluß  der 
geistlichen  Korporation  erhoben. 

Das  Armenwesen  in  Italien  ist  in 
vieler  Beziehung  dem  französischen  ähnlich, 
nur  daß  hier  kein  einziger  Zweig  der  Für- 
sorge obligatorischen  Charakter  hatte.  Durch- 
aus überwog  der  Charakter  der  kirchlichen 
Stiftungen  unter  pcistlicl  er  Leitung.  Aller- 
dings standen,  wie  eine  sehr  umfangreiche 
und  lehrreiche  Statistik  von  1880  nachge- 
wiesen hat,  für  Zwecke  der  Wohltätigkeit 
nicht  weniger  als  1710  Mill.  Lire  an  Ver- 
mögen mit  einem  Ertrage  von  etwa  150  Mill. 
zur  Verfügung,  die  bei  guter  und  zweck- 
mäßiger Verwaltung  doch  vielen  Bedürf- 
nissen hätten  genügen  können.  Doch  fehlte 
es  in  Iialien,  das  darin  noch  durchaus  mittel- 
alterliche Einrichtungen  besaß,  an  guter  und 
einheitlicher  Verwaltung.  Die  Herstellung 
des  gecinigten  Königreichs  und  das  Be- 
streben, den  geisilichcn  Einfluß  auf  ein  ge- 
höriges Maß  zurückzuführen,  führte  zu  dem 
Gesetz  von  1862  sullc  ojK-re  pic,  das  die 
Sliftungsvcrwaltung  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  zu  ordnen  unternahm.  Viel 
radikaler  war  dagegen  das  Gcseiz  von  1890 
sulle  isiituzioni  iiubbliche  della  bcneficeiiza, 
das  den  Begriff  der  öffentlichen  Einrichtung 
für  Wohltätigkeit  einführt  und  zusaninum 
mit  der  durch  G.  v.  Juni  1904  erfolgten  Ein- 
setzung von  Aufsichtsbehörden  das  gesamte 
Wohltätigkeitswescn  der  Aufsicht  des  Staates 
unterordnet.  Die  örtliche  Verwaltung  soll 
dadurch  auf  feste  Füße  gestellt  werden,  daß 
die  vorhandenen  Einrichtungen  zu  einer  ört- 
lichen Einheit  zusammengefaßt  und  von  einer 
congregazione  di  carilä  verwaltet  werden. 

Auch  läßt  das  Gesetz  in  einem  in  der 
übrigen  europäischen  Gesetzgebung  kein 
Beispiel  findenden  Masse  die  Möglichkeit  der 
l^mwandlung,  der  V'creinigung  und  Ver- 
schmelzung von  Stiftungen  zu.  Die  durch 
das  Gesetz  ausgelöste  Tätigkeit  des  Staates 
und  der  örtlichen  Verwaltungen  ist  noch 
nicht  soweit  gediehen,  wie  zu  erwarten  war, 
wie  denn  in  Italien  der  Erlaß  eines  Gesetzes 
noch  nicht  seine  Ausführung  bedeutet.  Immer- 
hin ist  einiges  geschehen,  um  die  Gedanken 
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des  Gesetzes  zu  verwirklichen.  Auch  ist  mentarschulwesen  zu  seiner  Angelegenheit 
bemerkenswert,  daß  neben  die  alten  Stif-  gemacht  liat ;  an  Stelle  dessen  sind  die  Zwecke 
tungcn  fortdauernd  neue  treten,  deren  Be- !  der  Fortbildung,  der  hauswirtschaftlicfaen 
trag  seit  der  Statistik  von  1880  auf  etwa  1  Erziehung  der  Mädchen,  der  Fürsorge  für 
400"  Mill.  Lire  zu  schätzen  ist.  '  die  schulentlassene  Jugend  neu  aufgenommen. 

Für  Belgien  und  die  Niederlande,  um  zum  Teil  auch  schon  von  Staat  und  Ge- 
deren  Armenweseu  ebenfalls  wie  in  den  meinde,  der  sie  Pionierdienste  geleistet 
romanischen  Ländern  auf  takidtativer  Grund-  haben,  übernommen  zu  werden.  Die  Be- 
lage beruht,  ist  hervoizuheben,  daß  nuin  in  Uämpfung  der  Säuglingssterblichkeit,  der 
beiden  Ländern  sich  seit  Jahren  mit  Reformen  Tuberkulose,  der  Trunksucht  ist  von  der 
bcseliäftigi.  Doch  ist  ein  geradezu  glänzender,  freien  Liebestätigkeit  zunächst  ausgegangen; 
von  tiefster  Finsicht  in  das  Wesen  der  Ar-  die  von  Frankreich  angeregten  consultations 
menptlegc  getragener  Bericht,  den  eine  de  nourrissons  haben  in  der  Pariser  Armen- 
belgische Kommission  von  1897— 1900  beriet,  '  pflege  Eingang  gefunden,  die  Tuberkulose- 
bislier  ebenso  ohne  Folgen  geblieben  wie  bekämptung  hat  in  den  deutschen  Landes- 
die  mederholt  der  hnlländischen  Kammer '  Versicherungsanstalten  und  in  den  Städten 
vorgelegten  Gesetzentwürfe  über  Neuordnung  und  Provinzen  starken  amtlichen  Widerhall 
der'^Arinenpflege.  Ebenso  wie  in  dem  Be-  gefunden,  die  Bekämpfung  des  Alkoholmiß- 
richt  macht  sich  auch  in  den  Gesetzentwürfen  ,  brauchs  hat  mächtig  auf  die  Maßregeln  des 
das  Bestreben  geltend,  aus  dem  Wirrsal  der  Staates,  der  Gemeinden  und  auch  der 
kirchlichen  und  stiftungsniäßigen  Einrich- privaten  Industrie  zurückgewirkt, 
tnngen  zu  einer  einheitlichen  Verwaltung  In  einer  nur  durch  die  modernen  Ver- 
der^tirllichen  Armenpflege  zu  gelangen.       I  kehrsmittel  ermöglichten  Weise  vermehren 

Gerade  dieses  Bestreben  ist  für  die  ge- j  sich  die  Bestrebungen,  die  öffentliche  Mei- 
samle  neuere  Entwickhini:  des  Armenweseus  ]  nung  durch  regelmäßig  wiederkehrende 
charakteristisch,  das  Bestreben,  die  Fürsorge  Wanderversammlungen  und  Kongresse  auf- 
lur  die  Armen  der  Zufälligkeit  und  der  zuklären.  Der  1880  begründete,  alljährlich 
Willkürlichkeit  zu  entheben  und  entweder  in  verschiedenen  deutschen  Städten  abge- 
die  vorhandenen  nicht  öffentlichen  oder  halb-  haltene  Deutsche  Verein  für  Armen- 
öffentlichen  Mittel  für  ihren  Verwenduugs-  pflege  und  Wohltätigkeit  hat  außer- 
zweck sicherzustellen  oder  weitergehend  ordentlich  anregend  und  aufklärend  für  die 
die  Gebiete  der  öffentlichen  Fürsorge,  wie ;  Reform  des  Armenwesens  in  Deutschland 
dies  namentlich  in  Frankreich  in  sehr  er- 1  gewirkt.  Dasselbe  gilt  von  dem  französi- 
heblichem  Maße  geschehen  ist,  zu  erweitern. ,  sehen  Congres  national  de  bien- 
Trotzdem  bedeutet  diese  stärkere  Betonung  I  faisance.  In  England  sind  die  Poor 
der  öffentlichen  Fürsorge  für  das  zum  Lebens-  j  law  associations  und  die  Versammlungen 
unterhalt Unentbehrliche,aufderenForderung  der  Charity  Organisation  Societies, 
sich  die  Gesetzgebung  durchaus  beschränkt,  in  Amerika  die  National  Conference  of 
nicht,  wie  so  viel  von  Gegnern  behauptet  Charities  and  Correction,  die  die  Vor- 
worden ist,  eine  Verminderung  oder  Ver- 1  kämpfer  neuer  Ideen  und  Verbesaerungen 
dräugung  der  freien  Liebestätigkeit.  Um- '  sind.  Zahllose  spezielle  Vereinigungen,  wie 
gekeiirt  darf  ausgesprochen  werden,  daß  die  Konferenzen  der  inneren  Mission,  der 
keiner  Zeit  eine  ähnliche  Belebung  dieser  Charitastag,  Kinderschutzkongresse,  die  Ver- 
Tätigkeit beschieden  war  wie  der  Gegenwart,  j  Sammlungen  des  V^aterländischen  Frauen- 
Dabei  zeigt  sich  ein  gewisses  Gemeingefühl  für  I  Vereins,  die  ligue  maternelle,  der  congrfes 
die  Tätigkeif,  deren  die  Gesamtheit  bedarL  des  gouttes  de  lait  in  Frankreich  und  andere 
Wo  die  öffentliche  Armenpflege,  wie  beispiels-  behandeln  allgemeine  und  spezielle  Fragen 
weise  in  den  deutschen  Städten,  ihrer  Auf- 1  ihres  Gebietes  und  bringen  die  Träger  der 
gäbe  im  allgemeinen  genügt,  treten  die  Be- 1  Bewegung  einander  näher, 
strebungen  zugunsten'des  von  ihr  umschlos- '  4.  DerWeltkrieg  und  seine  Wirkungen'). 
Benen  Personenkreises  zurück  und  beschrän-  !  Die  wirtschaftlichen  Beziehungen  hatten  die 
ken  sich  auf  eine  ergänzende  Tätigkeit.  Wo,  ;  Nationen  in  der  Vorkriegszeit  immer  enger 
wie  in  Amerika,  die  öffentliche  Fürsorge  die  |  miteinander  verbunden.  Der  Gleichlauf  und 
offene  Armenpflege  ausschließe,  wendet  sich  ]  das  schnelle  Tempo  der  wirtschaftlichen  Ent- 
die  private  Tätigkeit  der  Versorgung  der  I  wicklung  zeitigte  überall  die  gleichen  Folgen. 
Hausarmen  in  weit  stärkerem  Maße  zu,  wie  ;  Die  Probleme,  vor  die  die  Armenpflege  sich 
sie  sich  auch  der  durch  die  öffentliche  gestellt  sah,  waren  mutatis  mutandis  in 
Armenpflege  nicht  erfaßten  Einwanderer  fast  |  allen  Industrieländern  gleich.  Hauptsäch- 
ausschließlich  annimmt  Die  private  Täti"- ,  '  1)  D]eser~Ueberblick  soll  natürlich  nur  eine 
keit  auf  dem  Gebiete  des  Eleinentarschul- '  ^llg^njeine  Orientierung  geben,  spezielle  Ar- 
wescns,  die  zur  Zeit  der  Aufklärung  geradezu  bciten  über  die  Kriogsfürsorge  liegen  noch  nicht 
baiinbrechcnd  war,  ist  in  Deutschland  völlig  vor.  (Vgl.  auch  den  Ait.  „Kriegsbeschiidigton- 
verschwunden,  nachdem  der  Staat  dos  Elc-  und  Kriegshinterbliebenenversorgung".) 
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lieh  zwei  Fragen  standen  im  Vordergrunde 
des  Interesses.     Einmal  die  Frage:  Wie 
kann  die  arbeitende  Klasse,  aus  der  das 
Haiiptkontingcnt  der  Armen  stammt,  vor 
Ereignissen  und  Zuständen  geschützt  werden, 
die  zur  Verarmung  führen  (Arbeitslosigkeit, 
Invalidität,   Krankheit  usf.)?      Die  Er- 
kenntnis, daß  vorbeugende  Maßnahmen  die 
repressive  Armenpflege  ergänzen  müßten, 
wuchs  stetig.  Das  Ziel  war,  die  Armenpflege 
BOzialpolitisch    zu    durclidringen    und  sie 
dadurch,  daß  man  die  Quellen  verstopfte, : 
aus  denen  ihr  Zustrom  stammte,  überflüssig  ! 
zu  machen.    Die  zweite  Frage,  die  zur  Dis- 1 
kufsion  stand,  war:  Wie  kann  die  zersplitterte 
Einzeltätigkeit  und  planlose  Almosenwirt- 
schaft, die  in  kirchlicher  und  stiftungsmäßiger 
Fürsorge,  im  Wohltun  von  Privaten  und 
Vereinen,  in  der  .Vrmenpflege  von  Gemeinde 
und  Staat  sich  zeigt,  zu  einer  planvollen 
Organisation  verbunden  werden,  die,  ohne  j 
die  einzelnen  Kräfte  in  einer  straffen  Zen- 1 
tralisation   zu   binden  und   dadurch   ihre  i 
Initiative  zu  hemmen,  sie  alle  zu  Wechsel-  i 
seiliger  Fühlung  und  Verständigung  führt.  ■ 
Man  sieht  auf  den  ersten  Blick,  daß  beide 
Fragen  innerlich  verbunden  sind;  in  beiden 
kommt    ein    Höchstmaß  wirtschaftlichen 
Denkens  zum  Ausdruck.    Eine  Epoche,  die 
in    allem   das    ökonomische   Prmzip  des 
kleinsten  Mittels  anwendete,  durfte  es  in 
der  Armenpflege  erst  recht  nicht  vernacli- 
lässigen,  ohne  in  einen  inneren  Widerspruch 
zu  geraten;  denn,  wer  ,, Unwirtschaftlichen"  ; 
helfen  will,  muß  selber  in  höchstem  Grade 
wirtschaftlich  sein.  Der  Gedankenaustausch 
über  diese  Fragen  zwischen  den  einzelnen 
Nationen  war  vor  dem  Kriege  in  vollem 
Fluß.    Neben  den  Kongressen  für  Spezial- 1 
fragen  (Bekämpfung  der  Tuberkulose,  inter- 
nationaler  Kinderschulzkongreß)  trat  der 
allgemeine  Congres  international  d'assistance 
publique  et  de  bienfaisance  privÄe,  der  von 
1900  ab  alle  5  Jahre  tagte. 

Der  Krieg  unterbrach  diese  Verbin- 
dungen und  schloß  die  Nationen  gegen- 
einander ab.  Auch  diejenigen,  die  vor  dem 
Kriege  die  Gleichheit  aller  Wesen,  die 
Menschcnantlitz  tragen,  betont  hatten, 
setzten  vielfach  die  nationale  Zugehörigkeit 
höher  als  die  aligemeine  Menscliengemein- 
schaft,  und  es  war  ein  schmerzliches  Erleben, 
daß  die  Karitas  ihre  allumfassende  Geltung 
verlor,  daß  auch  die,  die  ihr  Kleid  trugen, 
zuweilen  in  dem  Angehörigen  einer  anderen 
Nation,  der  als  Gefangener  in  ihre  Hand 
kam,  den  Feind  und  lucht  den  Bruder  sahen. 
Das  macht  heute  die  Wiederanknüpfung 
der  zerrissenen  Fäden  besonders  schwer. 

Der  Kriegsausbnich  brachte  zahlreiche 
Familien  in  unmittelbare  Not.  Eltern, 
Frauen  und  Kinder  verloren  ihren  Ernährer. 
Zu  dem  materiellen  Verlust  kam  die  bange 
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Sorge  um  das  Leben  und  das  Schicksal 
dessen,  den  man  dem  Vaterlande  hergab. 
Trost,  Rit  und  materielle  Unterstützung 
waren  an  ungezählten  Stellen  notwendig. 
Hier  trat  der  primitive  Trieb  der  gegen- 
seitigen Hilfe  in  die  Erscheinung  und  diese 
überströmende  Liebesbetätigung  von  Mensch 
zu  Mensch  ist  eine  der  schönsten  Erinnerungen 
an  die  ersten  Wochen  nach  Kriegsausbruch. 
Alle  wollten  helfen.  Nachbarn,  Freunde 
und  Berufsgenossen  stützten  einander.  Die 
Hilfeleistung  ging  über  diesen  engen  Kreis 
hinaus.  Die  gemeinsame  Not  hatte  alle 
Standesunterschiede  ausgelöscht;  alle  fühlten 
sich  wie  Bruder  und  Schwester  verbunden 
zu  einer  einzigen  Schicksalsgemeinschaft. 
Ueberau  regte  sich  der  Drang  zum  Geben 
und  Helfen.  Aber  die  spontane  Hilfeleistung 
war  doch  nur  für  den  Augenblick  und  die 
dringendste  Not;  so  erhebend  sie  an  sich 
war,  sie  verebbte  und  mußte  bei  der  Fülle 
der  Aufgaben,  die  der  Krieg  mit  sich  brachte, 
versagen.  Auch  das  staatliche  Gesetz 
betr.die  Kriegs  familienunt  erStützung, 
das  bei  Ausbruch  des  Krieges  in  Kraft  trat, 
erwies  sich  als  unzulänglich.  Dies  Keichs- 
gesetz  war  am  28./II.  1888  erlassen,  ging 
aber  in  wesentlichen  Teilen  auf  ein  Gesetz 
vom  Jahre  1850  zurück,  das  auf  rein  agra- 
rische Verhältnisse  zugeschnitten  war.  So 
enthielt  es  natürlich  zahlreiche  Lücken,  die 
ausgefüllt  werden  mußten.  In  diese  sprangen 
die  bestehenden  Fürsnrgeorganisationen,  die 
privaten  wie  die  öffentlichen,  ein.  .\ber  dadie 
allgemeinen  Kiclillinicn  fehlten,  so  war  die 
Hilfe  uneinheitlich;  sie  füllte  nicht  den 
ganzen  Kreis  der  Bedürfnisse  aus,  weil  das 
Ineinanderarbeilen  nicht  geregelt  war.  Be- 
sonders lähmend  war  die  Unsicherheit  in 
dem  Verhältnis  von  staatlicher,  kommunaler 
und  privater  Fürsorge.  Dann  machte  sich 
das  Bedürfnis  geltend,  rasch  und  zuver- 
lässig über  neu  auftretende  Notstände,  neue 
Organisationsformen,  neue  behördliclie  Er- 
lasse unterrichtet  zu  werden. 

Das  führte  im  Frühjahr  1915  einige 
Vertreter  der  Kriegsfürsorgeorganisationen 
(Bremen,  Franldurt  a.  M.,  Hamburg)  in 
Bremen  zusammen,  die  dann  unter  Herzu- 
zieluing  weilerer  Städte  im  August  1915  in 
Berlin  die  „Freie  Vereinigung  für 
Kriegswohlfahrt"  gründeten.  Diese„Freie 
Vereinigung"  hat  von  September  1915  bis 
Mai  1919  alle  drei  Monate  getagt.  Man 
verfolgte  zunächst  rein  praktische  Zwecke: 
Austausch  von  Erfahrungen  in  der  Für- 
sorgelätigkeit,  Besserungsvorschläge,  Stel- 
lungnahme zu  schwebenden  Fragen  usf. 
Aber  es  wurden  in  den  Vorträgen  und  an- 
schließenden Debatten  eine  Fülle  von  neuen 
Gedanken  geäußert  und  in  Leitsätzen  nieder- 
gelegt, die  nicht  nur  unmittelbar  der  Praxis 
dienten,   sondern   die    Kriegsfüisorge  als 
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organisches  Ganzes  zu  klären,  ihre  SteUung 
iiu  Verband  der  Wohlfalirtspflege  überliaiipt 
festzulegen  und  damit  eine  Grundlage  für 
die  wissensuiiaftliche  Betraehtuug  zu  schaffen 
versuchten.  So  sind  die  Berichte  über  diese 
Tagungen  ein  wichtiges  Material  für  die 
geschichtliche  Darstelhing  der  Kriegswolil- 
fahrtspflege.  (Einen  Ueberblick  über  die 
einzelnen  Tagungen  und  die  Themen,  die 
liehandelt  wurden,  sibt  der  Bericht  über 
die  Schlußtagung  in  Marburg  17./18.  V.  1919, 
S.  3fr. ;  dazu  ist  das  Sonderheft  Verzeichnis 
der  Verhandlungsberiehte  über  die  Tagungen 
der  Freien  Vereinigung  für  I\jiegswohlfahrt" 
zu  vergleichen,  in  dem  die  Verhandluugs- 
gegenstände  in  zeitlicher  Reihenfolge  und 
sachlicher  Gliederung  vorgelegt  werden.) 

Es  waren  hauptsächlich  drei  Fragen,  die 
nuin  Idarzustcllen  suchte: 

1.  Welche  Aufgaben  hat  die  Kriegs- 
fürsorge  zu  erfüllen? 

2.  Wer  ist  der  Träger  derselben? 

3.  Wie  ist  die  Fürsorge  am  zweck- 
mäßigsten zu  organisieren? 

1.  Die  Aufgaben  der  Kriegsfürsorge 
blieben  zunächst  l)eschränkt  auf  Personen, 
welche  durch  den  Krieg  unmittelbar  in 
Not  gerieten.  An  erster  Stelle  standen  die 
Kriegerwitwen  und  Ivriegerwaisen;  die  Hin- 
terbliebeneidürsorge  war  schon  im  April  1915 
Beratungsgegenstand  einer  allgemeinen  deut- 
schen Tagung,  einberufen  vom  Deutsclien 
Verein  für  .\rmenpflege  und  Woldtätigkeit 
(vgl.  Schriften  des  Deutschen  Vereins, 
Heft  103,  1915).  Dazu  kam  die  große  Gruppe 
der  Kriegsbeschädigten  (Blinde.  Krüppel). 
Der  Aufgabeukreis  erweiterte  sich  mehr  und 
mehr,  je  länger  der  Krieg  dauerte  und  je  mehr 
infolge  der  Blockade  ininu>r  weitere  Kreise 
des  Volkes  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden. 
Es  wurden  Einrichtungen  geschaffen,  die 
sich  an  alle  minderbemittelten  Kreise  wen- 
deten: Volksküchen.  Schulspeisungen  für 
Kinder,  Kinderhorte,  Maßnahmen  zur  Ver- 
billigung  der  Lebensimttel,  insbesondere  der 
Säuglingsniilch;  billiger  Bezug  von  Kleidern 
und  Schuhen  (vgl.  Bericht  des  Fach- 
ausschusses für  städtisches  nnd  ländliches 
Fürsorgewesen,  Berlin,  Februar  1920,  S.  30 f.). 

2.  Um  die  große  Zahl  der  Versorgungs- 
bedürftigen umfassen  zu  können,  mußte 
Teilung  und  Gliederung  der  Aufgaben  ein- 
treten. Der  Krieg  schuf  zunächst  für  die 
Armenpflege  keine  neuen,  d.  h.  unbekannte 
-Vufgaben,  sondern  er  vermehrte  nur  ihre 
Zahl.  Die  Fürsorge  für  Witwen  und  AVaisen, 
für  Blinde  und  Krüppel  bestand  natürlich; 
nur  ihre  Zahl  wuchs  jetzt  sprunghaft.  Die 
bestehenden  Organisationen  waren  sc  gut 
ausgebildet,  daß  die  vermehrten  Aufgaben 
ohne  weiteres  übernommen  werden  konnten. 
Der  Krieg  bedeutete  also  auch  hier  nicht 
Bruch  und  Abriß,  sondern  man  knüpfte 


bewußt  an  das  Bestehende  an.  Die  privaten 
Organisationen  stellten  sich  in  den  Dienst 
der  Kriegsfürsorge,  den  Gemeinden  wurde 
durch  MinErl.  v.  28./VIII.  1914  zur 
Pflicht  gemacht,  für  alle  infolge  des  Ki'ieges 
hilfsbedürftigen  Personen  zu  sorgen.  Na- 
türlich erfolgte  vielfach  eine  mehr  oder 
minder  starke  Umbildung;  alte  Organisa- 
tionen erhielten  neue  Namen.  Dazu  traten 
nun  im  Laufe  des  Krieges  zahlreiche  Neu- 
gründungen von  Kriegswohlfahrtsvereinen, 
allgemeine  (z.  B.  Nationaler  Frauendienst) 
und  örtliche  (in  Berlin  allein  600  bis  zum 
Erlaß  vom  Juli  1915).  Die  Träger  der 
Kriegsfürsorge  lassen  sieh  also  in  zwei 
Gruppen  zerlegen : 

1.  die  amtlichen  Stellen,  die  die  gesetz- 
lichen Leistungen  gewähren; 

2.  Körperschaften  teils  rein  privaten, 
teils  halb  öffentlichen  Charakters,  die 
in  freier  Arbeitsgemeinschaft  nut  dem 
Staat  die  gesetzlichen  Leistungen  er- 
gänzen und  verfeinern. 

Der  Staat  nimmt  unter  den  Trägern 
der  Kriegsfürsorge  naturgemäß  die  erste 
Stelle  ein.  Der  Krieg  ist  sein  Werk;  er  ist 
also  den  Bürgern  gegenüber  für  die  Schäden 
haftbar,  die  aus  ihm  entstehen.  Er  hat  dem- 
nach die  Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen, 
die  erforderlich  sind.  Und  daraus  ergibt 
sieh  zwangsläufig  die  weitere  Folge,  daß 
der  Staat  Einfluß  auf  Organisation  und  Ziel 
Setzung  der  Kriegsfürsorge  zu  gewinnen 
suchte. 

.3.  Dieser  staatliche  Einfluß  trat  am  deut- 
lichsten in  die  Erscheinung  durch  die  Bun- 
desratsverordnung vom  22./VII.  1915, 
durch  die  ,, öffentliche  Sammlungen  und 
Veranstnltungen  von  Unternehmungen  zu 
diesen  Zwecken"  von  einer  behördlichen 
Genehmigung  abhängig  gemacht  wurden. 
Dieser  Erlaß  ist  in  Fürsorgekreisen  vielfach 
als  Beaufsichtigung  und  Bevormundung  der 
freien  Liebestätigkeit  kritisiert  und  abgelehnt 
worden;  aber  er  war  durchaus  nützlich  und 
berechtigt,  um  die  Auswüchse  des  Sammel- 
wesens zu  beseitigen,  wenn  auch  nicht  ge- 
leugnet werden  kann,  daß  Behinderung- 
privater  Initiative  durchaus  möglich  war, 
weil  den  staatlichen  Organen,  bei  denen  die 
Entscheidung  über  die  Zulassung  privater 
Sammlungen  lag,  oft  die  gründliche  Sach- 
kenntnis der  freien  Liebestätigkeit  mangelte. 
Jedenfalls  hat  dieser  Erlaß  das  Verhältnis 
von  öffentliclier  und  privater  Fürsorge  nur 
an  der  Oljerfläche  berührt. 

Eine  ungleich  tiefere  Wirkung  hat  eiufr 
andere  staatliche  Maßnahme,  die  letzten 
Endes  den  Charakter  der  .Vrmenpflege  von 
Grund  auf  umgestaltet  hat.  Ein  wesent- 
licher Faktor  "der  Kriegführung  war  die 
Stimmung  in  der  Truppe  nicht  nur,  sondern 
auch  in  der  Heimat.     Nachdem  die  Be- 
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ueistenin?,  die  den  Kric?;?ausbnich  begleitete, 
-ich  gelegt  hatte,  mußte  sie  durch  materielle 
Mittel  künstlicli  erlialten  werden.  ^  Den 
hohen  Löhnen,  die  der  Arbeiter  in  der  Kriegs- 
industrie bezog,  und  den  liohcn  Preisen,  die 
der  Staat  an  Unternehmer  und  Kauflcute 
zahlte,  entsprachen  die  holien  Sätze  in  der 
Kürsorge.  Uer  Staat  gab  mit  vollen  Händen, 
ohne  pich  um  die  bestehenden  Grundsätze 
der  Armenpflege  zu  kiinunern.  Hier  beginnt 
die  Entwicklung  vom  absoluten  zum  sozialen 
Kxistenzminimum,  das  in  den  Debatten 
der  Nachkriegszeit  eine  groläc  Rolle  spielte. 
Ja,  die  staatliche  Fürsorge  stellte  sich  sogar 
m  einen  Gegensatz  zur  bestehenden  Armen- 
|)flege,  indem  sie  bewußt  das  Niveau  der 
Kriegsfürsorge  über  das  der  Arnien- 
pflcgc  stellte,  um  die  Kriegsversorgten 
vor  dem  Makel  der  Armut  zu  schützen.  Auch 
das  geschah  aus  Kücksichtnahme  auf  die 
Stimmung;  ,,in  militärischem  Interesse  darf 
die  Kriegsfürsorge  nicht  unter  dem  engen 
Uegriff  der  Armenpflege  in  die  Erscheinung 
ireten",  wie  es  in  dem  bekannten  Erl. 
V.  28./VII1.  1914  heißt;  aber  in  demselben 
ICrIaß  wird  das  Eintreten  der  Gemeinden 
für  alle  infolge  des  Krieges  hilfsbedürftigen 
Personen  als'  ,, Ausfluß  des  Armenrechtes" 
bezeichnet.  Man  sieht,  die  Auffassung  ist 
nicht  einheitlich. 

Diese  Unsicherheit  hat  auch  in  den  Er- 
örterungen der  Praktiker  eine  beträchtliche 
Rolle  gespielt  (vgl.  das  Gutachten  über  die 
.\bgrenzung  zwischen  Kriegshinterbliebencn- 
fürsorgc  und  öffentlicher  Aimenpflegc  in  den 
Schriften  des  Arbeitsausschusses  der  Krieger- 
witwen- und  Waisenfürsorge  Heft  3  S.  82ff. 
und  Verhandlungen  des  Zentralausschusses 
des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit  am  19./20.  I.  1917  in  Berlin, 
S.  2ff.).  Zunächst  überwog  die  Tendenz, 
einen  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen 
Armenpflege  und  Kriegsfürsorge  anzu- 
nehmen; man  fand  den  Unterschied  in  dem 
Ziel.  ,,Die  ^Vrnieupflege  will  lediglich  die 
natürliche,  die  Kriegsfürsorge  die  soziale 
Existenz  erhalten."  Doch  ließ  sich  diese 
Trennung  nicht  aufrechterhallen.  Je  länger 
der  Krieg  dauerte,  um  so  mehr  wurden  alle 
Staatsbürger,  vor  allem  die  unteren  Schichten, 
in  Mitleidenschaft  gezogen.  Eine  Scheidung 
zwischen  ;\rmen,  die  schon  im  Frieden  unter- 
stützt wurden  und  solchen,  die  erst  infolge 
des  Krieges  verarmt  waren,  hätte  nur  ver- 
letzend wirken  können.  Daher  verordneten 
die  preußischen  MinErl.  v  28./1V.  und 
19./XI.  1915  und  die  Entscheidungen  des 
Bundesamts  für  das  Heimat wesen,  daß  jede 
vor  dem  Ausbruch  des  Krieges  bereits  ge- 
währte Armenpflege  für  die  Dauer  des 
Krieges  in  Kriegsfürsorge  überzugehen  habe. 
Darin  kommt  ein  grundsätzlicher  Wechsel 
der  Stellung  des  Staates  zur  Armenpflege 


zum  Ausdruck.     Der  polizeiliche  Cha- 
rakter, den  der   Staat  der  Aniionpflege 
vindiziert  hatte,  fällt;  denn  ik-r  Staat  er- 
kennt nunmehr  an,  daß  nicht  der  einzelne 
Arme    sein    Schicksal    selbst  verschuldet, 
sondern  daß  die  Verhältnisse,  in  diesem 
Falle  der  Krieg,  sein  Los  bediugen;  daraus 
erwächst  in  logischer  Folge  der  Rechts- 
standpunkt des  Empfangenden  dem  Staate 
]  gegenüber,  der  dann  erst  durch  die  Kcvo- 
!  lution,  die  die  Freiheit  gewährt,  ihn  (hirch- 
j zusetzen,  voll  zur  .Vuswirkung  komml.  Die 
Keime  zur  sozialen  Gestaltung  des  .\ruicn- 
I  Wesens,    die  vor  dem  Kriege   bereits  in 
schwachen  Ansätzen  vorhanden  waren,  sind 
während  des  Krieges  stark  gewachsen. 
I      Diese   Auffassung  tritt   in   der  Ziel- 
setzung der  Kriegsfürsorge  unnuttel- 
bar  in  die  Erscheinung.    Um  jeden  Hilfs- 
bedürftigen   bzw.  Versorgungsberechtigten 
zufriedenzustellen,  war  Anpassung  der  Unlcr- 
■  Stützungssätze  an  das  soziale  Niveau  des 
Bedürftigen  notwendig;  die  staatliche  h'ür- 
; sorge  mußte  ihre  Hilfe  individuell  gestalten. 
In  den  Ausführungsverordnungen,  die  die 
'einzelnen  Staaten  ihren  Erlassen  beifügten, 
trat  dieses  Ziel  immer  mehr  heraus;  zuerst 
in  Bayern,  dann  in  Sachsen  und  Baden  wird 
billige  Rücksichtnahme  auf  die  gewohnten 
Lebensverhältnisse  bei  Festsetzung  der  ünl  cr- 
stützung  gefordert;  ein  preußischer  Erlaß 
schreibt  vor,  ..es  müsse  unter  allen  Uin- 
I  ständen  jeder  Familie  das  zu  i  h  re  m  Lobens- 
i  unterhalt  Nötige  gegeben   werden,"  also 
I  Gewährleistung  des  sozialen  Existcnzmini- 
jmums.    Die  generelle  Durchführung  dieses 
'Prinzips  hatte  auf  die  Gestaltung  der  Für- 
sorge tiefgehende  Folgen.    Weuu  man  be- 
denkt, daß  schon  in  den  ersten  .fahren 
4  Mill.  Kriegerfrauen  und  8  Mill.  sonstiger 
Angehörigen   von   Kriegern   zu  versorgen 
waren,  diese  Zahl  sich  dauernd  vermehrte, 
besonders  auch  durch  Ausdehnung  der  Ver- 
sorgung auf  die  Zivilbevölkerung,  so  kann 
man  sich  eine  Vorstellung  machen,  welche 
gewaltigen  Mittel  erforderlich  waren. 

Für  die  privaten  Organisationen  war  die 
Beschaffung  besonders  schwer.  Die  Gründe 
liegen  zutage.  Einmal  wurde  von  den  ver- 
schiedensten Stellen  für  die  verschiedensten 
Zwecke  gesammelt;  so  entstand  eine  dauernde 
Kette  von  Sammlungen,  die  die  Gebefreudig- 
keit allmählich  lähmte.  Um  sie  trotzdem 
wach  zu  erhalten,  griff  man  zu  Reizmitteln. 
Postkarten  mit  marktschreierischer  Reklame 
wurden  verkauft.  Vergnügungsfeste,  Tanze- 
reien, Bazare  usf.  wurden  abgehalten.  Der 
Charakter  solcher  Veranstaltungen  stand 
vielfach  in  schreiendem  Gegensatz  zu  dem 
Zweck,  dem  der  Erlös  dienen  sollte.  Oft 
wurde  die  Erfüllung  dieser  sozialen  Pflicht 
als  Mittel  zur  Erreichung  egoistischer  Ziele 
betrachtet.    Daß  die  von  Geschäftsleuten 
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gestifteten  Suuimen  als  Reklamemittel  dienen 
mußten,  war  nocli  die  mildeste  Form.  Viel 
schlimmer  war  die  direkte  Ausnutzung  zu 
eigener  Bereicherung,  indem  die  Wohltätig- 
keit mit  Erwerbszwecken  verquickt  wurde. 
Wenn  auch  der  Staat  gegen  derartige 
Schwindelunternehmungen  einschritt,  so 
blieb  das  Mißtrauen  in  der  Bevölkerung  be- 
stehen und  führte  (zupammen  mit  der  stetig 
wachsenden  eigenen  Not,  die  zur  Sparsam- 
keit zw'ang)  zu  immer  größerer  Abnahme  der 
Gebefreudigkeit. 

Diesen  Ausfall  konnte  nur  der  Staat 
decken;  tat  er  es,  so  war  die  Beaufsichtigung 
der  Verwendung  und  damit  ein  staatlicher 
Einfluß  auf  die  innere  Gestaltung  der  pri- 
vaten Fürsorgeorganisationen  natürlich  und 
gegeben.  Die  schließliche  Folge  war  eine 
wachsende  Tendenz,  die  Kriegsfürsorge 
zu  verstaatlichen.  Viel  umstritten  war 
vor  allem  das  V^erhältnis  von  Staat  und 
Gemeinde  in  bezug  auf  die  Deckung  der 
Kosten.  Die  Gemeinde  wollte  einerseits 
die  Freiheit  wahren,  die  Fürsorge  nach 
eigenem  Ermessen  einzuricliten,  andererseits 
aber  wurde  ihr  die  Höhe  der  Unterstützungs- 
sätze vom  Staate  vorgeschrieben,  was  zu 
einer  starken  Vermehrung  der  Ausgaben 
zwang.  Der  Anspruch  der  Erstattung  der 
Mehrausgaben  durch  das  Reich  war  un- 
bestritten; nur  über  die  Höhe  herrschte 
Meinungsverschiedenheit.  Die  einen  hielten 
die  volle  Erstattung,  wenigstens  für  die  auf 
Grund  des  gesetzlichen  Zwanges  geleisteten 
Summen,  für  gerecht.  Die  Mehrheit  dagegen 
befürwortete  die  Teilung  zwischen  Reich 
und  Gemeinden,  da  der  Krieg  und  infolge- 
dessen auch  die  Kriegsfürsorge  ,, Sache  der 
Gesamtheit  sei,  deren  Organ  die  Gemeinde 
ebensowohl  wie  das  Reich". 

Obwohl  Staat  und  Kommune  die  Kosten 
geineinsam  trugen,  so  war  ihre  Last  doch 
so  groß,  daß  äußerste  Sparsamkeit  geboten 
war.  Verringerung  der  Kosten  wurde  vor 
allem  erstrebt 

1.  durch  möglichste  Ausdehnung  der 
Selbsthilfe; 

2.  durch  rationelles  Wirtschaften  mit  den 
verfügbaren  Mitteln 

a)  in  der  Personenfrage  (strenge  Aus- 
wahl und  Ausbildung  der  in  der 
Fürsorge  Tätigen); 

b)  in  der  Frage  der  Organisation  (Ab- 
grenzung der  Gebiete;  planmäßiges 
Ineinanderarbeiten  der  einzelnen  Or- 
ganisationen). 

Nun  stand  diese  Ausgestaltung  nicht 
nur  unter  dem  Zwange  der  Wirtschaftlich- 
keit bzw.  erfolgte  sie  nur  aus  wirtschaft- 
lichen Erwägungen.  Der  Kriegsfürsorge 
drohte  infolge  der  Zentralisation  durch 
den  Staat  Mechanisierung  und  damit  Er- 
starrung.    Ein  Gegengewicht  konnte  die 


Durchführung  der  genannten  Grundsätze 
schaffen,  die  der  individuellen  Betätigung, 
die  das  Ideal  jeder  Fürsorge  sein  soll,  Raum 
zur  Entwicklung  ließ. 

1.  Gleich  in  der  Selbsthilfe  kommt  dies 
Prinzip  deutlich  zum  Ausdruck.  Jeder 
Hilfsbedürftige  soll  dahin  streben,  bald 
wieder  auf  eigenen  Füßen  zu  stehen.  Die 
Fürsorge  hat  die  erzieherische  Aufgabe, 
einmal  diesen  Trieb  zu  wecken  und  zu 
fördern  und  zum  anderen  die  notwendige 
Berufsausbildung  zu  gewährleisten.  Sc 
wurden  durch  die  Kriegsfürsorge  die  Ver- 
stümmelten (Blinde,  Lahme  usf.)  zu  eigener 

I  Arbeit  erzogen,  indem  man  sie  entweder 
I  dem  alten  Berufe  wieder  zuführte  oder  sie 
für  einen  neuen  Beruf  ausbildete.  Berufs- 
beratung und  Berufsvermittlung  waren 
wesentliche  Zweige  dieser  von  der  Kriegs- 
fürsorge organisierten  Selbsthilfe.  Eine 
ähnliehe  Form  der  Selbsthilfe  wuchs  aus 
den  Berufsvereinigungen  heraus.  Hand- 
werkerinnungen, Gewerkschaften  und  zahl- 
reiche andere  Berufsvereinigungen  üben  die 
Selbsthilfe,  indem  sie  den  Frauen  und  Witwen 
der  Kollegen  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite 
stehen,  die  Fortführung  des  Betriebes 
sichern  usf.  Diese  Selbsthilfe  auf  genossen- 
schaftlicher Grundlage  ist  vor  allem  in 
Süddeutschland  (Württemberg)  sehr  ver- 
breitet gewesen.  Wächst  hier  die  Selbsthilfe 
aus  bestehenden  Verbänden  heraus,  so 
finden  sich  auch  neue  Gründungen  von 
Berufsvereinigungen  eigens  zu  dem  Zweck, 
für  kriegsbeschädigte  Berufsgenossen  zu 
sorgen  (so  der  akademische  Hillsbund,  die 
Künstlerfürsorge  u.  a.  m.). 

2.  Das  Ökonomisohe  Prinzip,  dessen 
Durchführung  in  der  Fürsorge  die  Beschränkt- 
heit der  Mittel  erforderte,  kam  zunächst 
in  der  Persouenfrage  zur  Anwendung. 
Berufseignung  galt  als  unbedingte  Voraus- 
setzung; Erziehung  zum  Beruf  versprach 
nur  auf  dieser  Grundlage  vollen  Erfolg. 
Die  Auswahl  erschien  wichtiger  noch  als  die 
Ausbildung  (so  Klumker).  In  der  Fürsorge 
arbeiten  Männer  und  Frauen.  Es  war 
natürlich,  daß  man  zunächst  die  Eigenart 
der  Geschlechter  in  bezug  auf  die  Eignung 
für  den  Fürsorgeberuf  zu  klären  suchte,  um 
zu  einer  Teilung  der  Arbeit  zwischen  den 
beiden  Geschlechtern  und  damit  zu  voller 
wirtschaftlicher  Ausnutzung  der  Kräfte  zu 
gelangen.  Die  Abgrenzung  ist  noch  sehr 
umstritten.  Während  die  einen  durch  ge- 
meinsame Erziehung  eine  Kameradschaft 
von  Mann  und  Frau  in  der  fürsorgerischen 
Betätigung  erstreben  (dies  ist  der  Stand- 
punkt Klumkers),  betonen  die  anderen 
nachdrücklich  die  Unterschiede  (besonders 
die  Frauen  selbst;  z.  B.  Blaum,  Altmann- 
Gottheiner,  Salomon).  Nach  ihrer  Meinung 
ist  ,,der  starre,  mehr  organisatorische  Teil 
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in  erster  Linie  Sache  des  Mannes,  die  pflege-  [  und  Praxis,  die  deshalb  bei  der  Ausbildung 


rische  und  fürsorgende  Arbeit  im  großen 
und  panzon  Sache  der  Frau".  Eine  sinn- 
cemäßc  Arbeitstcihing  zwischen  Mann  und 
Krau  wird  jeder  befürworten;  dagegen  wird 
eine  scharfe  Abgrenzung  der  Männer-  und 
Frauenarbeit  das  notwendige  Zusammen- 
arbeiten nur  liindern;  ,, formale  Akten-  und 
fjcRCtzbeherrschung  dort,  Beeinflussung  der 
lebendigen  Wirklichkeit  hier"  würden  neben- 
einander hergehen,  während  gegenseitige 
Refruchtiing  dringend  notwendig  ist.  Der 


nebeneinander  hergehen,  ist  beabsichtigt. 

Das  Problem  der  fachlichen  Ausbil- 
dung für  die  beruflichen  und  freiwilligen  Hilfs- 
kräfte der  Kriegsfürsorge  war  damit  gelöst. 
Umstril  ten  war  die  Frage,  ob  f  ü  r  d i o  I e i  t  e n- 
den  Beamten  akademische  Bildung 
notwendig  sei.  Die  Frauen  stehen  der  hoch- 
schulartigen Ausbildung  mit  großer  Skepsis 
gegenüber;  die  Männer  dagegen  (vor  allem 
die  Vertreter  der  Wissenschalt  wie  Altmann, 
Humker,  Stier-Somlo)  halten  sie  für  .,die  am 


Mann  muß  die  (jiabe  der  FJnfühlung,  des  allermeisten  zur  Ausbildung  von  leitenden 
•-'iiligen  Verstchens,  besitzen,  ohne  die  eine  Wohlfalirtsbeamtcn  geeignete".  Für  die 
wirkbehe  Fürsorge  nicht  möglich  ist  und  Führer  genfigt  bloß  ressortmäßiges  Wissen 
die  Frau  wird  bei  der  Einzelarbeit  an  der  nicht,  sie  müssen  ein  auf  vertiefte  F;insicht 
f  ron^^  öfter  Fühlung  nehmen  müssen  mit  i  in  die  Zusammeidiänge  der  einzelnen  Zweige 

.  ».„  /„.,!, „11  ,1  .i.-T  jjpj.  ],-ii|.gQfgß  miteinander  und  der  Fürsorge 

als  Ganzes  mit  den  benachbarten  Gebieten 
(z.  B.  Recht,  Wirtseiiaft,  Ethik,  l'-^ycho- 
logie  usf.)  und  der  gesamten  Kultur  ge- 
grfindcles  Können  besitzen;  denn  nur  das 
befähigt  sie,  die  sozialen  Erscheinungen  zu 
verstellen  und  die  richtigen  Mittel  und  Wege 
der  Arbeit  zu  finden.  Scharfe  Denkfähigkeit 
ist  zur  I'^ührung  notwendig,  und  diese  Eigen- 
schaft bringt  nur  die  Universität  zu  der 
'  erforderlichen  Vollkommenheit. 
'  So  muß  die  F'ürsorge  also  als  Unterrichts- 
j  fach  an  den  Universitäten  gepflegt  werden, 
jln  Frankfurt  a.  M.  wurde  1914  der  erste 
ordentliche  Lehrstidil  für  Fürsorge  errichtet. 
l  Die  Verlegung  der  Ausbildung  an  die  Uni- 
versität fördert  das  wissenschaftliche  In- 
teresse au  den  Problemen  der  Fürsorge. 
Und  diese  F'örderung  ist  notwendig,  da  der 
wissenschaftliche  Ausbau  des  Faches  noch 
in  den  Anfängen  steckt.  Allmann  gab»  die 
Anregung,  die  Erfahrungen  in  der  Kriegs- 
fürsorge  wissenschaftlich  zu  verwerten  (vgl. 
Bericht  Beriin  1917  S.  19ff. ;  Marburg  1919 
S.  33f.).  iVls  Grundlage  sollte  ein  Archiv 
geschaffen  werden,  in  dem  die  Materialien 

    ^^^^  aus  ganz  Deutschland  gesammelt  und  nach 

Vordergrund' der  Diskussion  stan'dd'as  Ver- 1 Gesichtspunkten  geordnet 
hältnis  von  Praxis  und  Theorie.     Diese  Denkschrift  von 

Kurse  gingen  von  der  Praxis  aus  (,  denn  lolligkeif).  Wer  Wesen  und  Zweck  der 
liraklischer  Sinn  und  praktische  Erfahrun"  »'s^cnschaft  begreift,  der  mrd  diese  wissen- 


dem Zeniralbureau,  damit  sie  den  Zusammen- 
hang nicht  vcriiert  und  in  der  Kleinarbeit 
schließlich  ermüdet. 

Die  Frauenarbeit  hat  während  des 
Krieges  stark  zugenfinmien  Der  Bedarf 
an  fürsorgerischcii  Kräften  war  dauernd 
groß.  Da  die  ausgebildeten  Helfer  und 
Helferinnen  vielfach  in  den  unmittelbaren 
K'riegsdienst  eintraten,  mußten  Hilfskräfte 
herangezo''en  werden.  So  entstand  die 
Gefahr,  die  fürsorgerischc  Arbeit  in  die 
Hände  von  Dilettanten  zu  legen.  Man  konnte 
sie  nur  abwenden  oder  doch  mindern  durch 
die  Forderung  einer  bestimmten  Ausbildung. 
Die  Ausbildung  gewährten  einmal  die  bereits 
bestehenden  "Wolilfahrtsschulen  bzw. 
die  sozialen  Frauenscliulcn.  Ihre  Zalil 
i.-it  infolge  dieser  Entwicklung  während  des 
Krieges  auf  das  Dü]ipelte  gestiegen  (Juni 
1918  etwa  40).  Außerdem  wurden  je  nach 
Bedarf  spezielle  Fortbildungskurse  ein- 
gerichtet. Die  Frage  der  Ausgestaltung 
(Vorträge,  seminaristische  Ucbunpcn,  Be- 
siclitigungen  von  Anstalten  usf.)  ist  schon  i 
früh  auf  den  Tagungen  der  freien  Vereini- 
gung für  Kriegswohlfahrt  behandelt  worden  j 
(Eiseuach  1915;  dann  Barmen  1918).  Im 


Kenntnisse  verliefen. 


Das  zeigt  sich  besonders  in  der  Frage 
.  der  Organisation.  Das  Zusammenarbeiten 

Em  weiteres  Ziel  hatten  sich  die  Wohl- 1  der  privaten  und  öffentlichen  Fürsorge,  die 
...... „...1.       Neben  den  mehr  i  Abgrenzung  der  einzelnen  Aufgaben  ist  nur 

'      '     '  '    ■        möglich  auf  Grund  einer  klaren  Einsicht 

nur  so 
Mißstände  in  der 
über  vor- 


fahrlsschulcu  gesteckt. 

uumiltelbar  auf  die  praktische  Arbeit  ge-  „„.^„w.  o....  ^.uci  v.ui,v., 

richteten  Fächern  geben  alle  Wohlfahrts-  (und  des  guten  Willens  natürlich) 
schulen  Unterricht  iu  allgemein  sozialwissen- 1  können  die  vorhandenen  Mißs 
Fchaftlichcu  Fächern,  Volkswirtschaftslehre^  Fürsorge  (Unübersichtlichkeit 
Biirgerbinde,  Geschichte,  sozialclhische  oder  haudene  Kräfte  und  Mittel,  Doppelunter- 
religiöse  Unterweisung,  "also  eine  cegenseilige  .  Stützung,  entgegengesetzte  Ratschläge  usf.) 
Durchdringung  und  Förderung  von  Theorie '  beseitigt  werden. 


e  Ratschläge  usf.) 
Das  Ziel  des  Zusammen- 
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arbeiteus  war  „die  gesamte  soziale  Für- 
sor;;e  durch  richtige  Organisation  zu  ein-  [ 
heitlichem  Aufbau  und  geschlossener  Wirkung 
zu  bringen ,  ohne  iedocli  die  glänzende  ] 
Vielgestaltigkeit  und  Anpassungsfähigkeit 
des  sozialen  Lebens  irgend\Yie  einzubüßen"  : 
(Blaum).  Unter  diesem  Uesiclits|ninkte ! 
wurden  in  Städten  und  Landkreisen  Wohl-! 
fahrtsämter  geschaffen,  in  denen  die  Fäden 
aller  sozialen  li'iirsorge  im  weitesten  Sinne 
zusammenliefen  und  verknüjift  wurden.  Die 
Organisation  uiul  das  Arbeitsgebiet  ist  nicht 
überall  gleich  (vgl.  Albrecht,  Städtische 
AVolilfahrtsämter;  AJexaiulcr  Goebel.  Die 
lolvale  Zentralisation  der  Wohllahrtspflege 
im  Rahmen  des  Wohlfahrtsamtes,  Diss. 
Münster  1921;  Blaura,  Schriften  der  Zentral- 
stelle für  Vülkswohlfahrt,  Heft  14.  1919, 
S.  ;!Off.).  Mustergültige  Wohlfahrtsämter 
besitzen  zahlreiche  Städte  (Charlottenburg, 
Cassel,  ICiel  und  Nürnberg  —  Vorbilder 
waren  vielfach  die  Charity  Organisation 
Sücieties  in  England  und  Amerika)  und  viele 
Landkreise.  Der  Ausbau  der  Wohlfahrts- 
ämter  ist  für  die  zukünftige  Entwicklung 
der  Fürsorge  von  größter  Bedeutung.  Ob 
und  wie  eine  Zusammenarbeit  der  einzelnen 
Wohlfahrtsämter  (etwa  in  provinziellen  Aus- 
schüssen und  in  einem  zentralen  Reichs- 
sozialrat, wie  Blaum  ihn  vorschlug)  möglich 
sei,  ist  umstritten.  Wohlfahrtsministc- 
rieu  besitzen  Preußen,  Bayern,  Thürin- 
gen u.  a. 

Die  Fürsorge  hatte  beim  Kriegsausbruch 
keinen  festen  ^Vrbeitsplan.  Unsicherheit 
und  Planlosigkeit  den  vielfachen  Aufgaben 
gegenüber  war  die  Folge.  Diesen  Fehler 
des  •Unvorbereitetseins  galt  es  beim  Ueber- 
gang  vom  Krieg  zum  Frieden  zu  vermeiden. 
Deswegen  wurde  schon  bald  im  Kreise  der 
freien  Vereinigung  die  Frage  beraten,  wie 
die  Fürsorge  in  dieser  Uebergangszeit  zu 
gestalten  sei;  es  wurde  eine  ,, planmäßige, 
aktive  Mobilmachung  für  denFrieden" 
entworfen  (vor  allem  von  Altmann,  Blaura, 
Polligkeit).  Die  wichtigsten  Fragen,  die 
darin  geregelt  wurden,  waren 

1.  Wiederaufnahme  der  Friedens- 
arbeit 

a)  Entlassung  der  Kriegsteilnehmer 
nach  festem  Plan.  Regelung  von 
Männer-  und  Frauenarbeit.  Ausbau 
der  Arbeitsnachweise. 

b)  Fortdauer  der  Kriegsunterstiitzung; 
Erwerbslüsenfürsorge. 

2.  Süzialhygienisclie  Maßnahmen 
(vor  allem  die  Vt'^ohnungsfrage). 

3.  Abbau  der  Kriegsfürsorge.  Verhält- 
nis derselben  zur  kommenden  Friedens- 
fürsorge. Soll  die  Trennung  zwischen 
Armenpflege  und  Sozialpolitik,  die  vor 
dem  Kriege  bestand,  nach  Friedens- 
schluß wieder  eingeführt  werden? 


Die  vorgeschlagenen  Lösungen  dieser 
Fragen  waren  auf  einen  siegreichen  Ausgang 
des  Krieges  zugeschnitten.  Das  unglück- 
liche Ende  bat  manche  dieser  Hoffnungen 
zerstört.  Die  Revolution  brachte  die 
Grundlagen  des  Staates  wie  der  Existenz 
des  einzelnen  ins  Wanken;  sie  schien  Bruch 
der  Entwicklung  zu  sein.  Richtig  ist,  daß 
sie  starker  Antrieb  zur  Weiterentwicklung 
war,  aber  andererseits  sehen  wir  doch  heute 
die  starke  Macht  der  Tradition,  wie  Ideen 
und  Formen  aus  Krieg  und  Vorkriegszeit 
weiterwirken.  Die  Entwicklung  ist  noch 
ganz  im  Fluß;  der  Historiker  muß  sich  des- 
halb bescheiden.  Er  kann  nur  in  kurzen 
Strichen  die  Talsachen  skizzieren. 

Die  Revolution  hat  Staat  und  Volk  zu 
einer  Einheit  verschmolzen.  An  die  Stelle 
des  lüassenstaates  ist  ^wenigstens  theo- 
retisch) die  Gemeinschaft  gleichberechtigter 
Staatsbürger  getreten  und  in  logischer 
Konsequenz  tritt  an  die  Stelle  des  polizei- 
lichen Charakters  in  der  Fürsorge  der  Rechts- 
grundsatz. Der  Weg  dahin  ist  schon  während 
des  Krieges  deutlich.  Wer  durch  den  Ki-ieg 
geschädigt  wird,  hat  ein  Recht  auf  Unter- 
stützung. In  diese  auf  Rechtsanspruch  ge- 
gründete liriegsfürsorge  nahm  der  Staat 
aus  politischen  Erwägungen  die  Armenpflege 
auf  und  führte  damit  den  Reohtsgrundsatz 
auch  dort  ein.  Die  Revobition  hat  lediglich 
die  RückVerwandlung  nach  Friedensschluß, 
die  in  den  Fürsorgekreisen  gefordert  wurde, 
verhindert  und  insofern  dieser  Entwicklung 
die  Krone  aufgesetzt.  Ein  Ausfluß  des 
Rechtsstandpunktes  ist  die  Forderung  hoher 
Unterstützungssätze,  die  während  des  Krieges 
als  Kriegsmaßnahme  gewährt  worden  waren. 
,,Die  planvolle  Entspannung  der  ge- 
steigerten Anspruchsgefühle"  hat  Marr  mit 
Recht  als  die  wichtigste  Aufgabe  des  Ueber- 
gangs  bezeichnet.  Auch  hier  hat  die  Re- 
volution nicht  etwa  den  Abbau,  sondern  eine 
Steigerung  gebracht;  gewerkschaftlicher  Zu- 
samniensclduß  sollte  die  Durchführung  er- 
zwingen. Diese  Bestrebungen  finden  ihre 
natürliche  Grenze  an  der  Beschränktheit  der 
Mittel. 

Der  Zusammenbruch  ist  die  Ursache  für 
die  generelle  Verarmung  Deutsch- 
lands. Der  Staat,  die  Kommunen  und  weite 
Schichten  der  Bürger  verarmen  mehr  und 
mehr.  Von  letzteren  ist  es  vor  allem  der 
Mittelstand,  der  immer  tiefer  in  Not  gerät. 
Er,  der  früher  der  eigentliche  Träger  des 
Wohltuns  war,  hat  jetzt  selbst  Hilfe  nötig, 
und  die  Schicht  der  ,, neuen"  Reichen,  die 
an  seine  Stelle  treten  könnte,  hat  den  Weg 
von  der  egozentrischen  Einstellung  (die 
eben  der  Clrund  für  ihren  neuen  Reichtum 
ist)  zu  der  sozialen  Auffassung,  daß  Reich- 
sein auch  verpflichtet,  noch  nicht  gefunden. 
Das  Resultat  liegt  zutage:  Einem  stark  ge- 
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steigerten  Bedürfnis  steht  eine  sehr  ge- 
schwächte Leist iingsfähipikeit  gegenüber;  also 
auch  hier  die  erhöhte  Forderung,  mit  den 
geringen  Mitteln  höchsten  Nutzeffekt  zu  er- 
zielen. 

Das  Ziel    ist:    „Wiederaufbau    der  1 
Volkskraft  durch  eine  auf  das  ge- 
samte Volk  eingestellte  Wohlfahrts- ' 
pflege  auf  wirtschaf tliclieni,  gesund-' 
iieitlichem   und  erzielierischeni  Ge- 
biete."   Zu  erreichen  ist  es  nur  durch  ge- j 
meinsame  Arbeit  aller  (Selbsthilfe,  private  i 
und  öffentliche  Fürsorge).    Uer  Staat  hat  i 
naturgemäß  die  l'"ührung;  die  neue  Keichs- ' 
Verfassung  hat  seine  Kompetenz  auf  dem 
Gebiete  der  Fürsorge  sehr  erweitert.  Keichs- , 
gesetzliclie  Regelung  der  einzelnen  l'"ürsorge- 1 
zweige (Keich.sjugendwohlfahrlsgesetz.Ecichs- , 
armengesotz  usf.)  ist  erfolgt  oder  doch  im  j 
Werden.   Das  Ideal  ist  eine  einheitliche  I?e-  j 
gelung  der  gesamten  Wohlfahrtspflege  durch  i 
ein  einziges  Rcichsgesetz.    Kcieli  und  Kom- 
munen werden  mehr  und  mehr  auch  die  i 
materiellen  Träger  der  gesamten  Fürsorge.  | 
Die  Sozialisierung  bringt  jedoch  die  große  , 
(  iefahr,  die  starke  Initiative,  die  in  der  i 
freien  Liebestätigkeit  liegt,  zu  unterbinden,  j 
Die  private  Fürsorge  muß  erhalten  bleiben;  ; 
denn  nur  die  gemeinsame  j\rbeit  kann  die 
lawinenhaft   anwachsenden   Aufgaben  be- 
wältigen.   Die  Verarmung  und  Verelendung 
weitester  Volksschichten  wird  aucli  die  Zu- 
sammenarbeit aller  Organe  nicht  aufhalten  i 
können;  aber  je  tiefer  das  Schiff  sinkt,  um  so  j 
mehr  muß  die  Fürsorge  auf  ihrem  Posten  I 
bleiben,  um  zu  retten,  was  zu  retten  ist.  Das  : 
ist  die   welthistorische   Aufgabe,   die   die ! 
Gegenwart  ihr  stellt.  (Vgl.  auch  Art., .Kriegs- ; 
beschädigten-   und    Kriegshinterbliebenen-  ■ 
Versorgung".) 

Literatur:  l.  Allgemeine  Werke:  Ve  i 
rantlo,  Ve  ta  bicn/aisanee  publi'jue,  1839,  /f  Bde., 
im  Avizuge  übersetzt  von  Bus 8,  Stuttgart  1844' 
—  Lallemandf  Histoire  de  la  Charite,  190S  ff"., 
5  Bde.  —  Monnier,  Uistoirc  de  l'assistance 
publique  1866,  S.  ed.  —  Moremi- Christophe, 
Du  probli'me  de  la  miscre  et  de  sa  Solution  che: 
les  peuples  anciens  et  modernes  ISSl.  —  Kvo~ 
potkirif  Gegenseitige  Hilfe  in  der  Tier-  und 
Jftnschemeelt,  Ubers,  von  G.  lAindavcr,  Leipzig 
190S  —  !.  Spezielle  Werke:  ai  für  das 
Altertum:  Schncidewin,  Die  antike  Humani- 
tät, Berlin  1897.  —  Heitzenstein,  Werden  und  \ 
Wesen  der  Humanität  im  Altertum,  Straßbnrg  \ 
2907.  —  3farx,  Zur  Geschichte  der  Barmherzig-  ; 
keit  im  Abendlande,  Bonn  2917.  —  £.ichenamf 
Städteverwaltung  im  römischen  Kaiserreich, 
Leipzig  1900,  S.  98 ff.  —  Laum,  Stiftungen  in 
der  griechisch-römischrn  Antike,  Leipzig  1014,  I, 
S.  96ff.  —  b)  für  das  Mittelalter :  Rat' 
zinger,  Geschichte  der  kirchlichen  Armcnpßege, 
•2.  Aufl.,  Freiburg  1884.  —  Vhlhom,  Die 
christliche  Liebestätigkeit,  Stuttgart  ISSSff., 
3  Bde.  —  V,  Schubert,  Kurze  Geschichte  der 
christlichen  Liebestätigkeil,  ~.  Aufl.,  1905.  — 
Fievron,  Die  kathol.  Armen,  Beitrag  zur  Eni- 


stehungsgeschickte  der  Bettelorden,  1911.  —  Ijlese, 
Geschichte  der  Caritas,  Freiburg  19S!,  S  Bde. 
Varges,  Die  Wohlfahrtspflege  in  den  deutschen 
SUidtcn  des  M.  A.,  Preuß.  Jahrb.  St,  1895, 
S.  250(l'.  —  Miirlnfi,  Wohlfahrtspolitik  des 
Hamburger  Rates  191S  (Abh.  z.  mittelalt.  u.  neuer. 
Gesch.,  herausg.  vmi  v.  Bclow  u.  Meinecke), 
dort  sind  die  weiteren  Arbeiten  über  Aachen, 
Göttingen,  Köln,  Strtijiburg  genannt.  —  c)  f  ü  r 
die  Neuzeit:  JCminlughaus,  Das  Annen- 
wesen und  die  Annengesetzgebung  in  den  euro- 
päisclien  Staaten,  1870.  —  Paultre,  De  la 
re]>ression  de  la  mendieite.  aout  l'ancicn  regime, 
1888.  —  ßöhniert.  Das  Ann€nv'esn^  in  77 
deutschen  .Städten,  2886.  —  v,  tteltzetiKtein, 
Die  ländliche  Armenpflege  und  ihre  Beform, 
1SS7.  —  Mnnttterbcrg,  Die  deutsche  Armen- 
gesetzgebung, 1887.  —  Derselbe,  Das  atcslän- 
dische  Armenwesen,  1901.  —  Ktrknuinn-Ofay, 
.•I  llistory  of  English  J'hilanthropir,  1005.  -  - 
Locnlng,  yirmenwesen  in  Schönbtnjs  Jlandbuch 
III.  —  liochoUf  System  des  Artnenpßcgerechtes, 
1S7S.  —  Koscher,  System  der  Armenpflege  und 
Armenpolitik,  S.  Aufl.,  1906.  —  SchmoUer, 
Entstehung,  Wesen  und  Bedeutung  der  neueren 
Armenpflege.  Dazu  noch  eine  Reihe  von  Auf. 
Sätzen  in  der  Z.  f.  d.  A.  —  dj  für  die 
jüngste  Vergangenheit:  ICine  zusammen- 
fassende Arbeit  über  die  Enlivicklnng  im  Kriege 
und  der  Nachkriegszeit  existiert  nicht.  Wich- 
tiges Material  bzw.  Vorarbeiten  enthalten  die 
Berichte  über  die  Tagungen  der  freien 
Vere  in  igung  f  ür  Kriegswohl  fahrt  (dazu 
ist  ein  Verzeichnis  der  Verhandlungsberichte 
ohne  Datum  erschienen),  femer  die  Berichte 
über  die  Tagungen  des  Deutschen  Vereins 
für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit 
(jetzt  D.  V.  f.  öffentliche  und  private  Fürsorge) 
bzw.  der  von  ihm  gebildeten  Fachauss  chüsse 
(Zcntralaussehuß,  Ausschuß  für  städtisches  bzw. 
ländlicher  Fürsorgeweseri)  ;  die  Schriften  des 
Deutschen  Vereins  enthalten  ebenfalls  Ver- 
sammlungsberichte oder  Erstattung  von  Gutachten, 
Vorschlägen,  Denkschriften  über  bestimmte  Fragen 
(z.  B.  Blautn-Kaftan,  Aufsicht  über  die 
öffentliche  Armenpflege,  Heft  PK,  1905.  —  Itlaum. 
Uebcrgangsfürsorge  vom  Krieg  zum  Frieden, 
Heft  106,  1917.  —  PoUlgkeit,  Vorsehläge  für 
eine  einheitliche,  reicitsgescsctzliche  Neuregelung 
der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege,  19S3.  Dazu 
kommen  die  Schriften  dcrZentralstelle  für 
Volkswohlfahrt  und  Einzclaufsätze  in  Von- 
cordia.  Soziale  Praj-is,  Kommunale 
Praxis,  Z.  f.  d.  Armenwesen  und  die 
Literatur  zu  den  übrigen  Abschnitten  der  Arlt. 
,,.'lrmenwesen"  u.  „Fürsorgewesen" . 
Vhlhom  (y).  Mitttsterberg  (f).  —  i««m. 

III.  Armengesetzgebung  und  Armen- 
polizei. 

J.  Armengesotzgebung  und  Armen- 
polizei in  Deutschland.  II.  Armengesetz- 
gebung und  Armenpolizei  in  Deutsch- 
österreich. 

I.  Annengesetzgebung  und  Armenpolizei 
in  Deutschland. 
1.  Einleitung.  Geschichtliches.  2.  Die  reichs- 
rechtliche Armengesetz'ebung.  a)  Begriff  der 
Hilfsbedürftigkeit,  b)  Der  Kreis  der  zu  unter- 
stützenden Personen,  c)  Die  Träger  der  öffcnt- 
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liehen  Zwangsarmenpflege,  fl)  Uuterstützungs- 
wohnsitz.  Ortsarme  und  Landarme,  e)  Vorläufige 
und  endgültige  Fürsorgepflicht,  f)  Der  außeror- 
dentliche Unterstützungswohnsitz  erkrankter  Ar- 
beiter und  Dienstboten,  g)  Die  Uebernahmepf  licht. 
h)Verfalu-en  in  Streitsachen,  i)  Das  Verhältnis  der 
Armenverbände  zu  Dritten.  3.  Die  landesrecht- 
liche Armengesetzgebung,  a)  Maß  und  Art  der 
Unterstützung,  b)  Die  Aufbringung  der  Mittel; 
Armenabgaben  und  Armensteuern.  c)  Ver- 
hältnis der  Ortsarmenverbände  zu  den  Land- 
armenverbänden; Gewährung  von  Beihilfen, 
d)  Aufsicht  über  die  Armenverbände,  e)  Ver- 
liältnis  der  Armenverbände  zu  den  L'nterstützten 
und  ihren  Angehörigen,  f)  Ansprüche  Dritter 
gegen  den  Armenverband,  g)  Der  armenpolizei- 
liche Arbeitszwang,  h)  Andere  armenpolizeiliche 
und  strafrechtliche  Maßnahmen.  A.  Polizeiliche 
Maßnahmen.  B.  Strafrechtliche  Maßnahmen.  4. 
Die  Armenpflege  an  Ausländern.  5.  Bestrebungen 
zur  Reform  der  deutschen  Armengesetzgebuiig. 

1.  Einleitung  Geschichtliches.  Etwa  seit 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrb.  drang  in 
steigendem  Maße  mit  der  wachsenden  Erkenntnis 
der  mittelbaren  Ursachen  der  Verarmung  ge- 
wisser Schiebten  der  Bevölkerung  die  Erkenntnis 
durch,  daß  die  Armut  nichts  anderes  ist  als  eine 
soziale  Krankheitserscheinung  des  Staates  und 
der  Gesellschaft,  eine  unvermeidbare  Folge  der 
bestehenden  Wirtschaftsordnung,  deren  Besei- 
tigung durch  Maßnahmen  teils  sozialer  Hygiene 
(Vorbeugung,  Sozialpolitik),  teils  sozialer  Thera- 
pie (eigentliche  Armenpflege)  Sache  der  öffent- 
lichen Gewalten  insoweit  ist,  als  ihnen  diese 
Aufgabe  nicht  durch  die  private  oder  kirchliche 
Wohltätigkeit  abgenommen  wird  (subsidiärer 
Charakter  der  öffentlichen  Armenpflege).  Die 
theoretische  Erkenntnis  dieser  Wahrheit  ist 
wesentlich  durch  die  französische  Revolution 
gefördert  worden  (Bericht  Laroehefoucauld  an 
die  französische  Nationalversammlung),  prak- 
tisch war  aber  in  großen  Teilen  Deutschlands, 
namentlii'h  in  Preußen  die  Ausübung  der  Armen- 
pflege durch  öffentlich-rechtliche  Korporationen 
schon  lange  vorher  Tatsache  geworden.  Zu- 
nächst gingen  das  absolutistische  Preußen  Fried- 
richs des  Großen,  daneben  in  der  Zeit  der  Auf- 
klärung die  deutschen  Städte  ernstlich  dazu 
über,  eine  allgemeine  öffentliche  Armenpflege 
als  Gemeindearmenpflege  einzurichten  und  damit 
die  Grundlage  zu  legeu  für  die  heutige  deutsche 
öffentliche  Zwangsarmenpflege.  Der  wesentliche 
Unterschied  der  Gesetzgebung  bestand  dabei 
darin,  daß  Preußen  —  und  ihm  später  folgend 
eine  Reihe  norddeutscher  Länder  —  bei  der 
Unterstützungspflicht  von  dem  Aufenthalts- 
prinzip ausgingen,  während  die  Städte,  und 
ebenso  später  hauptsächlich  die  süddeutschen 
Länder  und  Sachsen,  das  sog.  Heimatsprinzip 
zugrunde  legten,  von  welchem  schon  die  mittel- 
alterlichen Armenunterstützungen  der  Innungen, 
Gilden,  Bruderschaften  und  Gesellenvcrbände 
ausgegangen  waren.  Abgesehen  von  diesem 
Unterschied  der  Gesetzgebung,  auf  welchen 
gleich  noch  näher  einzugehen  sein  wird,  bestand 
der  Hauptfortschritt  der  städtischen  Armen- 
pflege in  der  Aufklärungszeit  in  dem  Uebergang 
von  der  bisherigen  rein  polizeilichen  und  repres- 
siven, mit  dem  Mittel  der  Abschreckung  vor  In- 
anspruchnahme   von   Armenunterstützung  ar- 


beitenden Armenpflege  zu  dem  System  der  all- 
gemeinen sozialen  Fürsorge  mit  seiner  Hilfe 
von  Mensch  zu  Mensch,  seiner  Individualisierung 
und  vorbeugenden  Armenpflege  unter  Zuziehung 
ehrenamtlicher  Laicnarmenpfleger  nach  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Humanität.  Vorbildlich  warnacb 
allen  diesen  Richtungen  die  Hamburger  Armen- 
ordnung v.  2./XI.  1788,  die  sogar  einem  Na- 
poleon I.  eine  solche  Bewunderung  abnötigte,  daß 
er  die  Uebertragung  ihrer  Methoden  auf  die  öffent- 
liche Armenpflege  in  ganz  Frankreich  plante. 

Nach  der  Heimatgesetzgebung  ist  die 
öffentliche  Armenpflege  ihrem  Wesen  nach 
nichts  anderes  als  die  erweiterte  privatrechtliche 
Alimentationsverpflicbtung  der  Familie  auf  sämt- 
liche Mitglieder  einer  Gemeinde.  Jeder  Hilfs- 
bedürftige muß  demnach  von  derienigea 
Gemeinde  versorgt  werden,  in  welcher  er 
heimatberechtigt  ist.  Heimatberechtigt  aber 
waren  in  den  Städten  zunächst  nur  die  ,, Bürger", 
d.  h.  die  dauernd  Ansässigen,  in  den  Landge- 
meinden nur  die  zur  Teilnahme  an  den  Ge- 
meindenutzungen berechtigten,  fest  angesiedelten 
Einwohner,  in  den  Gutsbezirken  nur  die  mit  der 
Scholle  festverwachsenen  Dienstleute  des  Guts- 
herrn. Dieses  Heimatsrecht  war  untrennbar  mit 
der  Person  verbunden,  auch  wenn  später  der 
Aufenthalt  oder  der  Wohnsitz  geändert  wurde. 
An  Stelle  der  Ansässigkeit  als  Voraussetzung  des 
Heimatsrechts  und  damit  der  Unterstützungs- 
pflicht trat  dann  später  in  den  Städten  Geburt 
als  Kind  eines  Heimatberechtigten  oder  Auf- 
nahme, in  den  Dörfern  und  Gutsbezirken  Ge- 
burt oder  obrigkeitlich  genehmigter  Zuzug, 
welch  letzterer  aber  in  jenem  Zeitalter  fehlender 
Freizügigkeif  kaum  vorkam. 

Das  Heimatsrecht  gewährte  einer  Person 
nicht  nur  den  Anspruch  auf  Armenversorgung 
durch  eine  bestimmte  Gemeinde,  sondern  zu- 
gleich auch  das  Recht  des  Aufenthaltes  daselbst, 
des  Gewerbebetriebs,  der  Verehelichung  und 
Gründung  einer  Familie.  Gemeindeangehörigkeit 
und  Heimatsrecht  fallen  begrifflich  zusammen; 
jeder  Staatsangehörige  hat  eine  Heimat  an  einem 
bestimmten  Ort,  kann  also  nicht  ohne  Heimat 
sein.  Die  einmal  erworbene  Heimat  kann  darum 
so  lange  nicht  verloren  werden,  als  eine 
neue  Heimat  nicht  erworben  ist  oder  die  Staats- 
angehörigkeit nicht  verloren  geht.  Eine  Folge 
dieses  Grundsatzes  und  des  Umfangs  der  Be- 
rechtigungen, die  sich  aus  dem  Erwerbe  der 
Heimat  ergeben,  war  nun  die  möglichste  Er- 
schwerung des  Zuzugs  und  der  Aufnahme  Frem- 
der, der  Ausschluß  der  Freizügigkeit,  das  Ab- 
hängigmachen des  Erwerbs  der  Heimat  durch 
Fremde  und  der  Eheschließung  von  der  Ge- 
nehmigung der  Gemeindebehörde.  Mit  Ein- 
führung der  Freizügigkeit  und  der  Gewerbe- 
freiheit erlitt  deshalb  die  Heimatgesetzgebung 
einen  schweren  Stoß.  Wohl  versuchte  man  den 
Erwerb  und  Verlust  der  Heimat  zu  erleichtern 
dadurch,  daß  man  sie  begründete  nicht  nur  auf 
Abstammung  von  einem  Heimatberechtigten 
und  auf  Heirat  der  Frau  mit  einem  solchen, 
sondern  auch  auf  die  Anstellung  eines  Beamten 
am  Orte  seines  dienstlichen  Wohnsitzes  und  auf 
Zuweisung  durch  die  Obrigkeit,  wenn  eine 
bestimmte  Heimat  nicht  mehr  nachweisbar  war, 
indem  man  endlich  zur  Verleihung  der  Heimat 
durch  Aufnahme  die  Gemeinde  beim  Vorhanden- 
sein  gewisser   Voraussetzungen   (Besitz  einer 
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Wohnune,  Vorhandensein  senügender  Existenz- i  Gemeindearmonpflege  hatte  einzutreten: 
mittel,  unbcscholtcnheit,  Zeitablauf)  vcrpflich- !  1.  allen  Personen  gegenüber,  die  als  Bürger  in 
tetc,  allein  trotzdem  konnte  sich  (las  System  i  den  Gomeindcverband  ausdrücklich  aufgenom- 
der  Heimatgesetzgebung,  ungeachtet  es  der  |  men  waren;  2.  für  Personen,  die  gemäß  den  Vor- 
historischen Entwicklung  des  deutschen  Volkes  schritten  des  §  8  des  tiesetzcs  in  die  Gemeinde 
entsprach  und  aus  diesem  Grunde  heute  noch  zugezogen  waren  und  dort  einen  Wohnsitz 
in  Deutschösterreich  und  in  den  deutschen  begründet  hatten.  Einen  solchen  konnten  Dienst- 
Kantonen  der  Schweiz  zähe  beibehalten  wird,  boten,  Gesellen,  Arbeiter  u.  dgl.  am  Dienst-  und 
im  Deutschen  Reich  mit  seiner  fluktuierenden  Arbeitsort  durch  das  Dienstverhältnis  allein 
Bevölkerung  auf  die  Dauer  nicht  halten,  nicht  begründen;  .'S.  für  Personen,  die  nach  er- 
Hicr  unterlag  es,  und  zwar  zuletzt  in  Bayern  am  langter  Großjährigkeit  während  der  drei  letzten 
l./l.  1916,  ffcm  preußischen  System  des  Unter-  Jahre  vom  Zeitpunkte  ab,  wo  ihre  Hilfsbedürftig- 
.atützungawohnsitzes.  koit  hervortrat,  in  der  Gemeinde  den  gewühn- 

Das  System  des  ÜWG.  geht  nicht  von  liehen  Aufenthalt  gehabt  hatten.  Für  alle 
der  Alimentationsvcrpflichtung  der  Gemeinde  übrigen  Armen  blieb  die  Unterstützungspflicht 
gegenüber  ihren  Angehörigen  aus,  sondern  fußt  des  Staates  bestehen;  dieser  übertrug  ihre  Er- 
auf  dem  Grundsatz  des  preußischen  Landrechts  i  füUung  aber  auf  die  Provinzen  als  Provinziallast, 
(der  sich  übrigens  schon  im  brandenburgischen  die  nach  den  §§  9  und  12  des  Gesetzes  von  dem- 
Edikt  von  169G  findet),  daß  die  öffent-  jenigen  Landarnienverband  zu  tragen  war, 
liehe  Armenpflege  eine  Aufgabe  des  Staates  in  dessen  Bezirk  das  Bedürfnis  nach  einer  Für- 
i.st.  „Dem  Staate  kommt  es  zu,  für  die  Er-  sorge  für  den  Armen  zuerst  hervorgetreten  war. 
näiirung  und  Verpflegung  derjenigen  Bürger  zu  '  Eine  Bresche  in  diese  Regelung  schlugen  dio 
sorgen,  die  sieh  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  Städteordnungen  von  1853  und  185G,  welche 
schaffen  und  denselben  auch  von  anderen  Per-  Idic  Gemeindearraenpflege  nach  Ziffer  1  oben  für 
sonen,  welche  durch  besondere  Gesetze  dazu  ver-  1  manche  Städte  zu  einer  drückenden  Last  machte, 
pflichtet  sind,  nicht  erhalten  können"  (§  l|weil  sie  die  Aufnahme  als  Bürger  für  alle  Zu- 
Tcil  II  Titel  19  des  preußischen  Landrechts:  Von  ,  ziehenden  von  einer  besonderen  Bewilligung 
Armenanstaltcn  und  anderen  milden  Stiftungen).  I  durch  die  Gemeinde  unabhängig  und  fast  unbc- 
.\ls  solche  anderweitig  durch  besondere  Gesetzes-  j  beschränkt  obligatorisch  machte.  Da  auch  dio 
bestinimungen  zur  Arnienunterstützung  ver-  Begründung  des  Wohnsitzes  nach  Ziffer  2  oben 
pflichtete  Personen  erkennen  dann  allerdings  für  alle  selbständigen  Personen  keine  weitere 
die  folgenden  §§  10—13  auch  die  Stadt-  und  Voraussetzung  hatte,  als  die  Meldung  des  Zu- 
Dorfgemeinden hinsichtlich  derjenigen  Ein-  gezogenen  bei  der  Polizeibehörde,  so  deckte  sie 
wohner  an,  denen  entweder  das  Bürgerrecht  ver- 1  sich  tatsächlich  mit  der  einfachen  Niederlassung 
liehen  wurde  oder  die  eine  gewisse  Zeitlang  dort ;  an  einem  Orte.  Um  der  hierdurch  eingetretenen 
.,zu  den  gemeinen  Lasten  beigetragen"  hatten,  i  Ueberlastung  einzelner,  durch  Zuzug  von  außen 
Nicht  die  Heimatgemeinde,  von  welcher  ein  I  schnell  gewachsener  Gemeinden  mit  Armenlasten 
Mensch  durch  Geburt  abstammte,  war  hiernach  1  vorzubeugen,  bestimmte  die  Novelle  v.  21./V. 
in  der  Hauptsache  die  Unterstützungsbehürde,  j  1855,  daß  ein  armenrechtlicher  Wohnsitz  erst 
sondern  die  Gemeinde  d^s  letzten  Aufenthalts-  nach  einjährigem  ununterbrochenen  Aufenthalte 
orls,  an  welcher  der  Hilfsbedürftige  längere  Zeit  in  der  Gemeinde  erworben  werde.  Den  Ort,  an 
hindurch  Gemeindeabgaben  entrichtet  hatte;  welchem  hiernach  ein  Hilfsbedürftiger  zu  unter- 
fUr  diejenigen  Armen  aber,  welche  weder  in  eine  stützen  war,  bezeichnete  diese  Novelle  zum  ersten 
Gemeinde  aufgenommen  waren  noch  Gemeinde-  \  Male,  im  Anschluß  an  die  Ausdrucksweise  der 
steuern  zahlten  und  für  die  auch  privatrechtlich  französischen  Revolutionsgesetzgebung,  dio  von 
zum  Unterhalt  Verpflichtete  (Verwandte,  In-  einem  „domicile  de  secours"  sprach,  als  den 
nungen  usw.,  die  Gutsherrschaft)  nicht  vorhanden  i  Ort  seines  „Unterstützungswohnsitzes". 
waren,  hatte  nach  dem  preußischen  Landrecht '  Gleichzeitig  wurde  die  Gemeinde  des  Dienst- oder 
der  Staat  zu  sorgen,  der  diese  Aufgabe  dann  j  Arbeitsortes  zur  Tragung  der  Kosten  der  Kran- 
später provinziellen  Landarmenverbänden  über- ^  kenpflegn  des  Bediensteten  auf  die  Dauer  von 
trug.  Die  preußische  Gesetzgebung  Friedrichs  des  {  drei  Monaten  endgültig  verpflichtet,  und  die 
Großen  geht  sonach  von  dem  gleichen  Grundsatz  j  eigentliche  Wohnsitzgemeindc  dieser  Personen 
der  Staatsarmenpflege  aus,  den  auch  die  fran- 1  von  der  Tragung  dieses  Teiles  der  Armenlasten 
zösische  Revolution  aufstellte.  Während  aber  i  für  sie  enthoben.  Bei  dieser  Gesetzgebung  blieb 
letztere  an  der  üebertreibung  des  an  sich  rieh-  i  es  dann  in  Preußen,  dem  sich  eine  Anzahl  nord- 
tigen  Grundsatzes  bei  der  praktischen  Durch-  j  deutscher  Kleinstaaten  anschloß,  bis  zur  Grün- 
fünrung  scheitern  mußte,  wurde  das  preußische  j  dung  des  Norddeutschen  Bundes.  Für  diesen 
Landrecht  die  Grundlage  für  das  heute  noch  brachte  eine  einheitliche  formelle  Armcngesetz- 

f eltende  deutsche  Recht,  weil  es  der  Aufent-  gebung  das  G.  über  den  Unterstützungs- 
altsgemeindc  den  grüßten  Teil  der  Armenlasten  I  Wohnsitz  v.  6./V1.  1870,  welches  gegen  den 
und  der  Ausübung  der  Armenpflege  übertrug.  |  Widerspruch  namentlich  von  Sachsen  und 
Eine  Etappe  auf  dem  Wege  vom  preußischen  |  Hessen,  die  an  ihrer  Heimatgesetzgebung  fest- 
Landrecht  zum  UWG.  bildet  das  preußische  G.  I  halten  wollten,  die  Grundgedanken  des  preu- 
v.  31./XII.  1842  „über  die  Verpflichtung  zur  1  ßischen  Rechts  festhielt.  Nach  der  Begründung 
Armenpflege",  welches  notwendig  geworden  ,  des  Deutschen  Reichs  wurde  das  UWG.  v.  G./VI. 
war,  nachdem  nach  und  nach  die  Beschränkungen  '  1870  auch  auf  die  süddeutschen  Staaten  aus- 
der  Eheschließung  und  der  Gewerbefreiheit  ge- !  gedehnt,  mit  Ausnahme  von  Bayern,  dem  als 
fallen  waren  und  durch  G.  v.  31./XII.  1842  Reservatrecht  die  Beibehaltung  seines,  erst  i.  J. 
die  Freizügigkeit  eingeführt  war.  1867  erlassenen  neuen  Armengesetzes,  das  auf 

Dieses  Gesetz  regelte  das  Verhältnis  der  dem  Grundsatz  der  Heimat  beruhte,  zugestan- 
Staatsarmenpflege  zur  (iemeindearmenpflege  so:  den  wurde,  und  von  Elsaß-Lothringen,  wo 
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man  aus  politischen  Gründen  von  der  franzö- 
sischen Armengosotzgi'biinf;,  die  eine  obliga- 
torische üfi'entlifhe  Armenpflege  überhaupt  nicht 
kannte,  zunächst  nicht  abgehen  wollte. 

Lange  Jahre  hindurch  bestanden  so  im 
Deutschen  Reiche  drei  Systeme  der  öffentlichen 
Armenpflege  nebeneinander,  das  norddeutsche 
System  des  UWG.,  ausgedehnt  auf  Südhessen, 
Baden  und  Würitemberg,  das  französische  Sy- 
stem der  faliiiltativen  öffentlichen  Armenpflege 
in  Elsaß-Lothringen,  und  das  bayerische  System 
der  Heimatgesetzgebung.  Letztere  galt  in  der 
bayerischen  Rheinpfalz  wieder  nur  mit  einigen 
Modifikationen,  so  daß  man  sogar  von  vier  ver- 
sclüedenen  Gesetzgebungen  sprechen  kann.  Die- 
ser Zustand  konnte  auf  die  Dauer  nicht  befrie- 
digen. Immer  lauter  erschallte  aus  ElsaU- 
Lothringen  der  Ruf  nach  Einführung  der  öffent- 
lichen Zwangsarmenpflege,  immer  schwerer  wurde 
auch  in  Bayern  der  Uebelstand  empfunden,  daß 
der  Bayer  im  übrigen  Deutsddand  arraenrecht- 
liih  als  Ausländer  angesehen  und  behandelt 
wurde.  Da  andererseits  auch  gewisse  Mängel 
sowohl  des  deutschen  Unterstützungswohnsitz- 
gesetzes wie  der  bayerischen  Heimatgesetzgebung 
sich  mehr  und  mehr  fühlbar  machten,  konnte 
auch  der  Gesetzgeber  nicht  müßig  bleiben.  So 
erschien  zunächst  eine  Novelle  v.  12./in.  1894 
zum  UWG.,  dann  eine  zweite  Novelle  v.  30./V. 
1908,  wodurch  den  durch  die  Freizügigkeit  und 
das  Anwachsen  großer  Industriezentren  ver- 
änderten wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  ge- 
wissem Umfang  Rechnung  getragen  wurde  und 
im  Anschluß  hieran  wurde  das  ÜWG.  v.  l./IV. 
1912  ab  auch  auf  Elsaß-Lothringen,  v.  l./I.  1916 
ab  auf  Bayern  ausgedehnt,  so  daß  es  von  letzterem 
Datum  an  im  ganzen  Deutschen  Reiche  galt  und 
die  Heimatgesetzgebung  endgültig  zu  Grabe  ge- 
tragen war.  Damit  war  indessen  noch  keineswegs 
eine  Vereinheitlichung  der  ganzen  deutschen 
Armengesetzgebung  erreicht,  denn  das  UWG. 
regelt  nur  das  formelle,  nicht  das  materielle 
Armenunterstützungsrecht,  letzteres  unterliegt 
vielmehr  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  der 
Landesgesetzgebung.  Sclüieülich  muß  auch 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  das  jetzige 
formelle  sowohl  wie  materielle  Unterstützungs- 
recht nicht  mehr  betriedigt,  so  daß  schon 
seit  Jahren  von  den  Fachkreisen  (insbeson- 
dere von  dem  „Deutschen  Verein  für  Armen- 
pflege und  Wohltätigkeit")  auf  eine  durch- 
greifende Reform  durch  ein  Reichsarmen- 
gesetz hingearbeitet  wurde.  Diese  Reform- 
arbeit versprach  gerade  einen  gesetzgeberischen 
Erfolg,  als  der  Weltkrieg  ausbrach,  der  zunächst 
die  Bewegung  zum  Stills'tand  brachte.  Nunmehr 
ist  sie  aber  zu  neuem  Leben  erwacht  und  die 
Hoffnung  auf  eine  baldige  reichsrechtliche  Neu- 
regelung des  gesamten  Armenunterstützungs- 
rechts ist  um  so  mehr  berechtigt,  als  die  neue 
Reichsverfassuug  die  Kompetenz  der  Reichs- 
gesetzgehung  in  Artikel  8  ausdrücklich  hierfür 
begründet  hat  und  auch  in  den  Fachkreisen 
sowohl  wie  bei  den  maßgebenden  politischen 
Parteien  und  den  Organen  der  Reichs-  und  Lan- 
desregierungen Weitgehende  Uebereinstimmung 
Uber  die  zu  erstr3benden  Reformen  erzielt  wurde. 

Der  kurzen  Darstellung  des  geltenden  Rechts 
wird  sich  darum  eine  solche  der  Reformvor- 
schläge zweckmäßig  anschließen. 


2.  Die  reichsrechtliche  Armengesetz- 
gebung, a)  Begriff  der  Hilfsbedürftig- 
keit. Die  notwendige  Voraussetzung  der 
obligatorischen  öffentlichen  Armenpflege 
bildet  nneh  dem  UWG.  die  arnienrecbt- 
liche  Hilfsbedürftigkeit.  ,,Im  Falle  der 
Hilfsbedürftigkeit",  sagt  das  UWG.,  ist 
jeder  Deutsehe  in  jedem  Bundesstaate  in 
bezug  auf  Art  und  Maß  der  öffent- 
lichen Unterstützung  als  Inliinder  zu  be- 
handeln: auch  ..hilfsbedürftige"  Ausländer 
sind  hinsichtlich  der  vorläufigen  Unter- 
stützungspflicht, welche  stets  die  Aufent- 
lialtsgemeinde  trifft,  den  Inländern  gleich- 
gestellt, während  die  endgültige  Fürsorge- 
pflicht für  sie  dem  Bundesstaate  obliegt,  in 
dem  sich  der  Ausländer  bei  Eintritt  der 
Hilfsbedürftigkeit  befindet.  Der  Begriff  der 
armenrechtlichen  Hilfsbedürttigkcit  wird  in- 
dessen im  §  13  UWG  wohl  erwähnt  aber 
doch  nicht  reiehsrechtlich  festgelegt,  seine 
Umgrenzung  vielmehr  der  Landesgesetz- 
gebung überlassen.  Auch  der  §  4  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes,  welcher  aus  armenrecht- 
lichen Gründen  ein  gemeindliciies  Zuzugs- 
verbot gegen  denjenigen  neu  Anziehenden 
zuläßt,  der  nachweislich  ,, nicht  liinreichende 
Kraft  besitzt,  um  sich  und  seinen  nicht 
arbeitsfähigen  Angehörigen  den  notdürf- 
tigen Lebensunterhalt  zu  verschaffen  und 
wenn  er  solchen  weder  aus  eigenem  W'rmögen 
bestreiten  kann,  noch  von  einem  dazu  ver- 
pflichteten Verwandten  erhält",  enthält  eine 
die  Landesgesetzgebung  bindende  Begriffs- 
bestimmung des  armenrechtlichen  Hilfs- 
bedürftigen nicht.  Aber  auch  die  Mehrzahl 
der  Landesgesetze  enthält  sich  einer  aus- 
drücklichen Begriffsbestimmung;  eine  Aus- 
nahme machen  nur  die  §§  4  und  23  der 
sächsischen  Armenordnung  v.  22./X.  1840, 
der  §  12  des  Hamburger  Gesetzes  über  das 
Armenwesen  v.  ll./IX.  1907  und  der  Art.  2 
des  neuen  bayerischen  Armengesetzes.  Die 
Lücke  hat  zwar  das  Bundesamt  für  das 
Heimatwesen  (Entsch.  Bd.  35  S.  48—50) 
auszufüllen  gesucht,  allein  seine  Definition 
deckt  sich  wieder  nicht  vollständig  mit  der- 
jenigen der  eben  erwähnten  Landesgesetze, 
wie  auch  diese  wieder  unter  sich  nicht  ganz 
übereinstimmen.  Daß  bei  dieser  Sachlage 
der  Begriff  des  Hilfsbedürftigen  wenigstens 
in  der  Theorie  noch  recht  umstritten  ist,  ist 
nicht  verwunderlich.  Der  herrsehenden 
neueren  Anschauung  entspricht  am  meisten 
das  bayerische  Arniengesetz,  wenn  es  sagt: 
,, Hilfsbedürftig  ist,  wer  sich  wegen  Mangels 
eigener  Mittel  und  Kräfte  oder  infolge  eines 
besonderen  Notstandes  denNotbedarf  nicht 
verschaffen  und  ihn  auch  weder  von  den 
Unterhalts-  oder  Unterstützungspflichtigen, 
noch  von  der  freiwilligen  Armenpflege  er- 
langen kann".  Aber  auch  hierbei  blieb  noch 
streitig,  was  alles  zum  ,, Notbedarf"  gehöre 
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und  ob  und  in  welchem  Umfange  Unter-  j  iSjbeitsschcue  und  ähnliche  Personen  ein 
Stützungen,  welche  die  private  Wdhltätigkeit !  Arbeitszwang  im  Verwaltungswege  aus- 
freiwillig gab,  das  Eintreten  der  öffentlichen  geübt  werden  solle  und  dürfe,  und  welche 
;\rmenpflege  ausschlössen.    Vor  dem  Welt- ;  Maßregeln  armenpülizeilicher  Nalur  gegen 
krice  war  man  in  weiten  Kreisen  geneigt,  die  sog.  halben  Arbeitskräfte  anzuwenden 
den' Begriff  des  Notbedarfs  dahin  auszu- i  seien,  d.  h.  gegen  die  große  Kategorie  solcher 
dehnen,  daß  er  alles  umfaßte,  was  zu  einem  j  nur  besclirankt  Erwerbsfähiger  oder  IJnwirt- 
der  bisherigen  Lebensstellung  entsprechen-  schaftlicher,  die,  wenn  sie  dem  freien  Ar- 
den,  d.  h.  s'tandcsgemäßen  Unterhalt  er- :  l)citsnuirkte  überlassen  bleiben,  wegen  phy- 
ford'crlich  ist,  und  weiter,  die  Leistungen  der  .sischer  oder  geistiger  oder  moralischer  Min- 
privaten Wohltätigkeit  gänzlich  unbcrück-  derwertigkeit  sich  den  notwendigen  Lcbens- 
sichtigt  zu  lassen.    Seit  der  nach  dem  Frie-  unterhalt  nicht  selbst  verschaffen  können.  Zu 
dcnsschluß  eingetretenen  allgemeinen  Ver-  dieser  Kategorie  gehören  insbesondere  auch 
armung  Deutschlands  haben  aber  auch  die  die  Wanderarmen.    Während  für  letztere 
sozialpolitisch  fortgesclirittenstcn  Kreise  ein-  durcli  ein  unmittelbar  vor  Ausbruch  des 
gesehen,  daß  hierbei  eine  Ueberspannung  Weltkrieges    dem    Hundesrat  vorgelegtes 
des  Begriffs  der  Hilfsbedürfligkeit  cingetre-  Wanderarmengesetz  durch  Erstellung  eines 
ten  wäre.  Man  bestreitet  deshalb  jetzt^nicht  ganzen   Netzes  von  Wanderarbeitsstätten, 
mehr,  daß  hilfsbedürftig  mir  ist,  wer  des  S  durch  Vorschreiben  gewisser  Marschrouten 
notdürftigen  Unterhalts,  des  sog.  Exi-  und  teilweise  auch  durch  Ausübung  eines 
stonzminimums,  ermangelt  und  erkennt  auch  gewissen    Arbeitszwanges    eine  allgemeine 
au,  daß  es  zwar  nicht  zulässig  ist,  Hilfs- ,  reichsrechtliche  öffentliche  Kürsorge  geplant 
bedürftige  zunächst  an  die  freiwillige  Armen-  war,  aber  jetzt  wieder  liegen  geblieben  ist, 
iiücc  zu  verweisen,  daß  aber  andererseits  während  in  einzelnen  deutschen  Landern 
deren  Gaben  bei  der  Frage,  ob  und  wieweit  I  oder  Provinzen  (mit  besonderem  ICrfolge  z.  B. 
öffentliche  jVrmenpflege  einzutreten  habe, ;  in  Württemberg  und  in  Westfalen)  ähnliche 
nicht  unberücksichtigt  gelassen  werden  dür-  landesrechtliche  Regelungen  bereits  getroffen 
fen     Eine  Meinungsverschiedenheit  besteht  waren,  deren  Durchführung  aber  seit  der 
noch  darüber,  ob  voll  arbcits-  und  erwerbs- ,  Kevolution  sehr  im    argen  liegt,  taucht 
fähige  Personen,  die  aber  tatsächlich  eine  ,  neuerdings  in  weiteren  Fachkreisen  der  Gc- 
gcwhisc  Zeit  hindurch  keine  für  sie  geeignete  i  danke  auf,  eine  Entmündigung  oder  Verbei- 
\rbeit  finden  können,  also  die  .\rbeit?-  standung  dieser  fluktuierenden  J'.lciriente  zu 
lösen  als  hilfebedürftig  im  Sinne  des  UWG.  ermöglichen  und  dem  Vormund  oder  Bei- 
anzusehen sind  oder  nicht.     Die  Notlage  stand  die  Befugnis  zu  geben  und  die  Pflicht 
dieser  Arbeitslosen  sucht  man  neuerdings '  aufzuerlegen,  die  .Vrbeitskraft  dieser  Un- 
durch  eine  staatliche  Arbeitslosenversiche- 1  wirtschaftlichen  ohne  übermäßige  Beschrän- 
ruu"   und  Erwerbslosenfürsorge  zu  heben,  !  kung  ihrer  wirtschaftlichen  und  per.sönliclien 
durch  welche  der  Notbedarf  dieser  Personen  1  Freiheit  durch  Einweisung  in  noch  zu  schaf- 
uubedingt  sichergestellt  wird,  so  daß  sie  |  fende  öffentliche  Arbeitsanstalten  tunlichst 
aus  diesem  Grunde  aus  dem  ICreise  der !  zum  Nutzen  der  Allgemeinheil  und  dieser 
armenrechtbchen  Hilfsbedürftigen  ausschei- 1  unglücklichen  Personen  selbst  noch  zu  Ver- 
den.   Jedenfalls  steht  das  deutsche  Recht,  werten.    Den  Weg  zu  einer  solchen  Ürgani- 
im  Gegensatz  z.  B.  zur  französischen  Gesetz-  sation  hat  bisher  die  freiwillige,  namentlich 
"ebun"   nicht  auf  dem  Standpunkte,  daß  die   kirchliche   Liebestätigkeit   (Pastor  v. 
volle  '^Arbeitsfähigkeit  bei  unverschuldeter '  Bodelschwingh  in  Bielefeld!)  gewieseii;  ihr 
Erwerbslosigkeit  stets  die  armenrechtliche  ist  stellenweise  die  öffentliche  freiwillige 
Hilfsbedürftigkeit  ausschließe,  sondern  man  '  Wohlfahrtspflege,  wenn  auch  zunächst  nur 
hält  es  sogar  vielfach  für  eine  Pflicht  des  zögernd,  gefolgt,  der  endgültige  Abscliluß 
Staates  oder  der  öffentlichen  Körperschaften,  der  ganzen  Reformbewegung  zugunsten  dieser 
Arbeitswilligen  und  zugleich  Arbeitsfähigen  Elemente,    der   auch    mit   einer  anderen 
eine  geeignete  Arbeits-  und  Verdienstmög-  strafrechtlichen  Behandlung  der  Bettler 
lichkeit  (z.  B.  durch  Einrichtung  von  iVrbeits-  und  Landstreicher,  der  Dirnen  und  Zuhälter, 
Stätten,  durch  Notstandsarbeiten  u.  dgl.)  ^  der  Trinker  und  säumigen  Nährpflichtigen 
zu  verschaffen,  und  sie  dadurch  sowohl  vor  |  verbunden  sein  müßte,  wird  in  Deutschland 
Inanspruchnahme  der  eigentlichen  öffent- erst  zu  erwarten  sein,  wenn  hier  die  poll- 
lichen Armenpflege  wie  der  staatlichen  Er-  \  tischen   und   wirtschaftlichen   Folgen  des 
werbslosenfürsorge  zu  bewahren.   Die  ganze  :  veriorenen  Weltkrieges  einigermaßen  über- 
Frage  der  Unterstützung  Hilfsbedürftiger  |  wunden  sind.    Der  eigentlichen  öffentlichen 
durch  Gewährung  von  Arbeit  ist  aber  noch  I  Zwangsarmenpflege  wird  man  diese  Arten 
stark  im  Fluß  "und  noch  nicht  geklärt.  „Hilfsbedürftiger"    dann    sicheriich  nicht 
Schwierigkeiten  bereitet  dabei  insbesondere  unterstellen,   sondern    durch    eine  sozial- 
auch  die  Unterfrage,  ob  und  bejahenden  politische  Sondergesetzgebung  für  sie  Vor- 
Falles  unter  welchen  Rechtsgarantien  gegen  sorge  treffen  müssen. 
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Ob  eine  Hilfsbedürftigkeit  eine  unver- 
schuldete oder  verscliuldete  ist,  ist  für 
die  Frage,  ob  öffentliche  yVrnienunterstützung 
einzutreten  hat,  im  allgemeinen  gleichgültig; 
auch  wer  ausscldießlich  durch  eignes  Ver- 
Fohuldcn  sicli  oder  seinen  von  ihm  abhän- 
gigen Familienangehörigen  den  Notbedarf 
nicht  verschaffen  kann  oder  sie  tatsächlich 
dem  Notstande  preisgibt,  muß  armenrecht- 
lich unterstützt  werden.  Aber  die  Art  der 
zu  gewährenden  Unterstützung  und  in  ge- 
wissem Umfange  auch  das  Maß  der  Unter- 
stützung wird"  je  nach  der  Ursache,  auf 
welcher  die  Hilfsbedürftigkeit  beruht,  ver- 
schieden sein  müssen,  auch  ein  strafrecht- 
liches und  armenpolizeiliches  Einschreiten 
wird  bei  vielen  Fällen  verschuldeter  Hilfs- 
bedürftigkeit gerechtfertigt  sein.  An  einer 
einheitlichen  ßeichsgcsetzgebung  hierüber 
fehlt  es  bis  jetzt;  landesreehtlich  ist  in  den 
meisten  deutschen  Ländern  nur  der  polizei- 
liche Arbeitszwang  mit  zwangsweiser  Ein- 
weisung in  öffentliche  Arbeil sliäuscr  zwar  in 
den  Grundzügen  einheitlich,  ir  Einzelheiten, 
namentlich  betreffs  der  Garantien  der  per- 
sönlichen Freiheit  der  in  die  Arbeitshäuser 
Eingewiesenen  aber  doch  noch  stark  ab- 
weichend, geregelt.  Eine  einheitliche  Reichs- 
gesetzgebung ist  gerade  hier  dringendes  Be- 
dürfnis. Vorhandenes  Vermögen  schließt 
die  armenrechtliche  Hilfsbedürftigkcit  nicht 
ohne  weiteres,  sondern  nur  dann  aus,  wenn 
es  in  dem  Zeitpunkt,  zu  welchem  es  zur 
Deckung  des  Notbedarfs  herangezogen  wer- 
den soll,  auch  alsbald  verfügbar  ist.  Dies  gilt 
insbesondere  auch  von  rechtlich  begrün- 
deten vermögensrechtlichen  Ansprüchen  des 
Hilfsbedürftigen  gegen  Dritte,  mögen  sie  auf 
einem  obligatorischen  oder  i'amilieiirecht- 
lichen  Anspruch,  z.  B.  gegen  unterhalts- 
liflichtige  Verwandte,  gegen  Dienstherren, 
Arbeitgeber,  öffentliche  oder  private  Krau- 
ken- oder  Unterstützungskasscu,  auf  dem 
Eeichshaft])flichtgesetz  oder  den  Bestim- 
mungen des  bürgerlichen  oder  öffentlichen 
Kechts  betreffend  Schadeusersatz  wegen 
unerlaubter  Handlungen,  wegen  Schädigung 
von  Leben  oder  Gesundheit  u.  dgl.  beruhen. 
Das  bloße  Vorhaudeusein  solcher  Ansprüche 
beseitigt  also  die  gesetzliche  Fürsorgepflicht 
der  Arnienbehörde  noch  nicht,  wenn  sie  nicht 
auch  sofort  bei  Eintritt  des  Notstandes  ver- 
wirklicht werden  können.  Andererseits  wer- 
den diese  Ansprüche  auch  durch  die  Gewäh- 
rung der  Armenunterstützung  in  ihrem  Be- 
stände nicht  berührt;  teils  reichsrechilich, 
teils  landesrechtlich  ist  aber  bestimmt,  daß 
diese  Ansprüche  kraft  Gesetzes  im  Umfange 
der  geleisteten  Armenunterstützung  auf  den 
unterstützenden  Armenverband  übergehen, 
und  es  ist  mitunter  auch  die  Beitreibung 
der  entsprechenden  Ersatzansprüche  der 
Armenverbände    in    einem  vereinfachten 


Verwaltungszwangsverfahren  gesetzlich  zu- 
gelassen. 

Nach  der  bisher  dem  UWG.  durch  das 
Bundesamt  für  Heimatwesen  gewordenen 
Auslegung  ist  die  Hilfsbedürftigkeit  gewisser, 
wirtschaftlich  vom  Faniilienhaupte  ab- 
hängiger Angehöriger  eine  solche  des 
Familienhauptes  selbst.  Die  Unter- 
stützungen, welche  den  Angehörigen  zuteil 
werden,"  gelten  deshalb  als  dem  Familien- 
haupte gewährt,  und  es  treffen  die  mit  einer 
Armenunterstützung  gesetzlich  verbundenen 
Eechtsfolgen,  namentlich  auch  gewisse  öffent- 
liche Rechtsnachteile,  diesen.  Zu  der  ar- 
menrechtlichen Familie  in  diesem  Sinne 
gehören  nicht  nur  diejenigen  Personen,  zu 
deren  Unterhalt  das  Familienhanpt  ver- 
pflichtet ist.  sondern  alle  Personen,  für  welche 
nach  dem  UWG.  die  jVrmenlast  demselben 
Armenverbande  obliegt,  der  sie  bezüglich 
des  Farailienhauptes  zu  tragen  hätte,  d.  h. 
alle  Personen,  welche  an  den  ünterstützungs- 
wohnsitzverhältnissen  des  Familienhauptes 
nacli  gesetzlicher  Vorschrift  teilnehmen,  mag 
letzteres  einen  bestimmten  Unterstützungs- 
wohnsitz  haben  oder  landarm  sein.  Fa- 
m  i  1  i  e  n  g  1  i  e  d  e  r  des  Ehemanns  sind 
hiernach  die  Ehefrau  während  der  Dauer 
der  ehelichen  Gemeinschaft,  die  ehe- 
lichen und  die  gesetzlich  den  ehelichen 
gleichstehenden  Kinder  sowie  die  in  die  Ehe 
gebrachten  ehelichen  oder  außerehelichen 
Vorkinder  der  Ehefrau  nebst  den  deren 
Unterstützungswohnsitzverhältnisse  teilen- 
den Personen  (Ehefrau,  Stiefkinder  usw.). 
Nach  dem  Tode  des  Mannes  tritt  seine 
Witwe,  im  Falle  der  Scheidung  und  bei  tat- 
sächlicher Trennung  in  gewissen,  im  UWG. 
näher  geregelten,  Fällen  die  selbständig  ge- 
wordene Eliefrau  zu  den  Kindern  und  deren 
Familienangehörigen  in  das  Verhältnis  als 
Familieuhaupt.  Uneheliche  Kinder  sind 
Familienangehörige  der  Mutter.  Die  armen- 
rechtliche Familienangehörigkeit  der  Kinder 
hört  nach  besonderer  Bestimmung  des 
UWG.  mit  Erreichung  des  armenmün- 
digen Alters,  d.  h.  gewöhnlich  mit  Voll- 
endung des  16.  Lebcuaiahrcs,  auf. 

Hinsichtlich  der  Art  der  Hilfsbedürftig- 
kcit unterscheidet  das  Gesetz  zwischen 
dauernder  und  nur  vorübergehender 
Hilfsbedürftigkeit.  Erstcre  liegt  vor,  wenn 
die  Armenuuterstützuug  aus  anderen  Grün- 
den als  wegen  einer  nur  vorübergehenden 
Erwerbslosigkeit  oder  eines  anderen  in  ab- 
sehbarer Zeit  zu  beseitigenden  Notstandes 
notwendig  geworden  ist.  Der  Unterschei- 
dung kommt  nur  für  die  Befugnis  zur  Ver- 
sagung des  Zuzugs  eines  Armen  und  der 
Abschiebung  an  den  zur  endgültigen  Unter- 
stützung verpflichteten  Armenverband  eine 
Bedeutung  zu;  denn  beide  Maßnahmen  sind 
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nur  gegenüber  dauernd  Hilfsbedürftigen  zu- 
lässig. 

Unter  den  Ur.saelien  der  Hilfsbedürftig- 
keit ist  ein  Untersoliied  zu  machen  zwischen 
den  mittelbaren  und  den  unmittelbaren 
Ursachen  der  Verarmung.  Erstere  beruhen 
auf  dem  Stande  unserer  Kultur,  der  ganzen 
Art  des  wirtschaftlichen  Lebens;  es  zeigt  sich, 
daß  die  Armut  gleich  allen  anderen  sozialen 
üebeln  aus  den  allgemeinen  Schäden  der 
Umwelt  hervorgeht,  daß  sie  einen  teilweisen 
Erkrankungszustand  des  Staatskörpers  dar- 
stellt; letztere  lassen  sich  wieder  zerlegen  in 
Hilfsbedürftigkeit  infolge  von  Willens- 
schwäche, von  voller  oder  leilweiser  Ar- 
beitsunfähigkeit, von  Arbeitslosig- 
keit, infolge  zu  hoher  Ausgaben  bei  zahl- 
reicher Familie  oder  vou  Verschwen- 
dungs-,  Vcrgnügungs-  und  Trunk- 
sucht sowie  wegen  mangelhafter  Füh- 
rung des  Haushalts.  Der  Erkenntnis 
der  unmittelbaren  Ursachen  der  Verarmung 
kommt  für  die  praktische  Armenpflege  die 
größte  Bedeutung  zu,  da  nur  bei  durcli- 
greifender  Hilfe,  welche  diese  Quellen  der 
Verarmung  erkennt  und  soweit  möglich  ver- 
schüttet, der  zu  erstrebende  Erfolg,  nämlich 
die  vollständige  Heilung,  die  dauernde  Be- 
seitigung der  Hilfsbedürftigkeit  erreicht  wer- 
den kann. 

Nur  eine  gegenwärtige  oder  unmittel- 
bar bevorstehende  Hilfsbedürftigkeit  ver- 
pflichtet zu  öffentlicher  Armenunterstützung. 
Damit  wird  eine  Grenze  gezogen  gegenüber 
der  Sozialpolitik  und  der  freiwilligen  Liebes- 
lätigkeit,  die  in  weitem  Maße  auch  einer 
erst  in  Zukunft  vielleicht  drohenden  Ver- 
armung vorzubeugen  berufen  sind.  Nur 
insoweit  hat  die  öffentliche  Zwangs- 
armenpflege auch  vorbeugend  zu  wirken, 
als  sie  nach  eingetretener  oder  bei  unmittelbar 
drohender  Hilfsbedürftigkeit  zu  sog.  durch- 
greifender Hilfe  verpflichtet  ist,  d.  h.  so 
ausreichend  zu  unterstützen  hat,  daiä  dadurch 
eine  sonst  mit  Sicherheit  zu  erwartende 
Unterstützung  von  längerer  oder  unbe- 
stimmter Dauer  oder  von  größerem  Umfange 
vermieden  wird.  Diese  Grenzlinie  wird  aller- 
dings in  der  Praxis  nicht  stets  eingehalten, 
weil  manche  Armenverbände,  namentlich  in 
den  sozial  fortgeschrittenen  Städten,  ihre 
.\rmenunterstützungen  über  das  gesetzlich 
vorgeschriebene  Maß  hinaus  ausdehnen,  d.  h. 
neben  der  Zwangsarmenpflege  auch  frei- 
willige .\rmenpflege  und  allgemeine  Wohl- 
fahrtspflege betreiben. 

b)  Der  Kreis  der  zu  unterstützen- 
den Personen.  Das  UWG.  sagt,  daß  jeder 
Deutsche  in  jedem  deutschen  Staate  oder 
Land  in  bezug  auf  Art  und  Maß  der  öffent- 
lichen Unterstützung  und  in  bezug  auf  Er- 
werb und  V'erlust  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes als  Inländer  zu  behandeln  ist; 


es  darf  also  insoweit  zwischen  Deutschen 
verschiedener  Landesangehörigkeit  kein 
Unterschied  gemacht  werden.  Aber  auch 
Ausländern  gegenüber  bejaht  das 
Gesetz  die  Unterstützungspflicht,  nur  legt 
es  bezüglich  ihrer  die  endgültige  Fürsorge- 
pflicht und  die  Aufbringung  der  Mittel  zu 
ihrer  Unterstützung  nicht  den  Orts-  oder 
Landarmenverbänden,  sondern  demjenigen 
Bundesstaate  (jetzt  demjenigen  „Lande") 
auf,  in  dem  sich  der  Ausländer  bei  Eintritt 
der  Hilfsbedürftigkeit  befindet. 

c)  Träger  der  öffenllicliüii  Zwangs- 
armenpfiegc  sind  unter  ausdrücklichem 
Ausschluß  aller  anderen  Bildungen  die  Orts- 
und Landarmenverbände,  jene  als  die 
regelmäßigen,  diese  als  die  ergänzenden 
Träger  (§§  2—6  UWG.).  Die  Armenver- 
bände sind  sowohl  die  Organe  zur  Aus- 
übung der  ^Vrmenpflege  als  auch  die  Träger 
der  Armen  lasten.  Arnienverbände,  die 
Armenlasten  nicht  zu  tragen  hätten,  gibt 
es  nach  dem  UWG.  nicht.  Ortsarmen- 
verbändo  können  aus  einer  oder  aus 
mehreren  aneinaudergrenzenden  Gemeinden 
oder  selbständigen  Gutsbezirken  bestehen; 
letztere,  die  sog.  Gesamtariuenvorbände, 
gelten  nach  außeii  hin,  insbesondere  bezüg- 
lich des  Erwerbs  und  Verlusts  des  UWG.  als 
eine  Einheit.  Landesgesetzlich  ist  mitunter 
(z.  B.  in  Bayern)  bestimmt,  daß  mehrere 
benachbarte  Gemeinden,  namentlich  wenn 
sie  leistungsschwach  sind,  durch  die  oberen 
Staatsbehörden  auch  zwangsweise  zu  Gc- 
samtarmcnverbänden  zusammengeschlossen 
werden  können.  Gesamtarmenverbände  be- 
stehen insbesondere  in  Hannover  und  Schle- 
sien. Die  Verwaltung  der  Ürtsarmenver- 
bände  ist  landesgesetzlich  in  den  einzelnen 
Ländern  verschieden  geregelt.  Im  allge- 
meinen obliegt  sie  den  gewöhnlichen  Ver- 
,  waltungsorganen  der  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke, mitunter  kann  sie  von  den  Armen- 
verbänden auch  statutarisch  geregelt  werden. 
Fast  durchweg  ist,  wenigstens  in  den  Städten, 
das  verbesserte  sog.  Elberfolder  oder  Straß- 
burger System  durchgedrungen,  nach  wel- 
chem ehrenamtliche,  nach  dem  System  der 
Dezentralisation  gebildete  Organe  in  Ver- 
bindung mit  armenpflegerisch  geschulten 
Berufskräften  die  Armenunterstützungen  be- 
willigen und  ihre  zweckmäßige  Verwendung 
überwachen  und  regeln  (sog.  individuali- 
sierende Armenpflege  durch  Hilfe  von  Mensch 
zu  Mensch).  In  neueren  Landesgesetzen  ist 
diese  Art  der  Armenpflege  sogar  ausdrück- 
lich vorgeschrieben  (Bayern),  wobei  genaue 
'  Bestimmungen  über  die  Wahl  der  Ärmen- 
pf leger  usw.  bestehen.  Auch  die  Bestellung 
von  Frauen  zu  Armenpflegerinnen  mit  selb- 
ständigen Rechten  und  Pflichten  —  nicht 
i  nur  als  beratende  oder  begutachtende  Hilfs- 
organe —  und  die  Zuziehung  von  Vertretern 
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der  organisierten  freiwilligen  und  kirch- 
lichen Wohltätigkeit  entspricht  der  modernen 
Entwickhing.  Die  Aufsicht  über  die 
Ortsarmen  verbände  obliegt  landesgesetzlich 
überall  den  gewöhnliclien  Gemeindeauf- 
fichtsbehördcn;  bei  diesen  können  Dienst- 
beschwerden —  aber  keine  Reehtsbescliwer- 
den  ~  angebracht  und  die  Durchführung 
ihrer  Bescldüsse  kann  auf  dem  landesge- 
setzlich vorgeschriebenen  Weg  erzwungen 
werden.  Eine  besondere  Fachaufsicht  über 
die  Armenverbiinde  besteht  in  Deutschland 
(im  Gegensatz  z.  B.  zu  Frankreich)  noch 
nicht,  sie  bildet  aber  ein  erstrebenswertes 
Zieh 

Die  Landarmenverbände  umfassen  in 
der  Eegel  eine  Mchrlieit  benachbarter  Orts- 
arnienverbände.  Auch  das  einzelne  Land 
kann  die  Funktionen  des  Landarnienver- 
bands  unmittelbar  übernehmen,  und  das  ist 
in  den  kleineren  Landern  und  den  ehemals 
freien  Reichsstädten  und  sogar  im  Staate 
Sachsen  geschehen.  In  Preußen  sind  die 
Städte  Berlin,  Breslau,  Königsberg  zugleich 
der  Orts-  und  Laudarmenverband,  während 
im  übrigen  dort  jede  Provinz  einen  beson- 
deren Landarmenverband  (nur  in  Ost- 
preußen die  Kreise,  in  Hessen-Nassau  und 
Hohenzollern  die  Regierungsbezirke)  je  einen 
Landarmenverband  bildet,  in  den  Ländern 
Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Meck- 
lenburg-Strelitz,  AValdeck  die  Kreise.  Die 
Verwaltung  und  Vertretung  der  Landarmen- 
verbände ist  landesrechtlich  geregelt  und  in 
den  verschiedenen  Ländern  verschieden. 

Maßgebend  für  die  Unterstützungspflicht 
ist  der  Aufenthalt  eines  Hilfsbedürftigen 
innerhalb  eines  Ortsarmenverbandes.  Jeder 
Hilfsbedürftige,  Inländer  wie  Ausländer  (§§ 
28,  60  UWG.)  ist  nämlich  vorläufig  von 
demjenigen  Ortsarmcuvcrband  zu  unter- 
stützen, in  dessen  Bezirk  er  sich  beim  P]in- 
tritt  der  Ililfsbedürftigkeit  befindet.  Diese 
Unterstützungspflicht  ist  eine  endgültige 
für  ihn  dann,  wenn  der  Hilfsbedürftige  den 
Unterstützungswohnsitz  in  diesem  Orts- 
armenverband hat.  Die  Landarmenverbände 
haben  reichsgesetzlich  die  endgnUfige  Unter- 
stützungspflicht nur  für  solche  Inländer,  die 
überhaupt  keinen  Unterstützungswohnsitz 
haben.  Landesgesetzlieh  sind  indessen  auf 
Grund  reichsrechtlicher  Ermächtigung  den 
Landarmenverbänden  fast  überall  zur  Ent- 
lastung der  Ortsarmenverbände  auch  weiter- 
gehende Verpflichtungen  auferlegt. 

Für  Ausländer  obliegt  die  endgültige 
Unterstützungspflicht  den  Ländern,  wenn 
solche  im  Inlande  vorläufig  unterstützt 
werden  mußten,  und  zwar  demjenigen  Lande, 
welchem  der  vorläufig  unterstützungspflich- 
tige Armenverband  angehört.  Für  Inländer 
sind  die  Länder  nur  dann  endgültig  zur 
Unterstützung  verpflichtet,  wenn  ein  In- 


länder auf  Verlangen  ausländischer  Staats- 
behörden, oder  auf  Antrag  eines  deutschen 
Konsuls  oder  Gesandten  vom  Auslande  nach 
Deutschland  zurückgeschoben  wird  und  bei 
der  Uebernahme  hilfsbedürftig  ist  oder  es 
binnen  einer  Woche  nach  der  Uebernahme 
wird.  In  diesem  Falle  ist  dasjenige  Land  end- 
gültig verpflichtet,  in  welchem  der  Rück- 
'  Wanderer  seinen  letzten  inländischen  Unter- 
i  Stützungswohnsitz  hatte. 

Das  L"VVG.  enthält  indessen  die  Ermäch- 
tigung für  die  Länder,  ihre  endgültige  Unter- 
stützungspflicht  auf  ihre  ;Vrmenverbände 
abzuwälzen  und  von  dieser  Befugnis  haben 
sie  weitgehend  Gebrauch  gemacht.    Nur  im 
Freistaat  Sachsen  und  Bayern,  in  Baden  und 
i  in  den  drei  freien  Städten  ist  die  endgültige 
I  Unterstützungspflicht  von  Ausländern  tat- 
I  sächlich  den  Ländern  verblieben;  im  übrigen 
[  haben  die  Länder  die  Verpflichtung  zur  end- 
;  gültigen  Tragung  von  Armenlasten  teils  den 
'  Orts-,  teils  den  Landarmenverbänden  über- 
tragen.   Eine  Darstellung  der  Einzelheiten 
kann  hier  unterbleiben. 
!      d)  Unterstützungswohnsitz.  Orts- 
arme und   Landarme.     Der  Unterstüt- 
zungswohnsitz ist  das  ausschließlich  armen- 
rechtliche Verhältnis  einer  Person  zu  einem 
Ortsarmeuverbande.    Abgesehen  davon 
,  begründet  er  für  eine  Person  nur  die  Be- 
I  fugnis,  am  Orte  desselben  seinen  Aufent- 
'  halt  zu  nehmen,  ohne  daß  er  von  dort  aus 
armenrechtUchen  Gründen  ausgewiesen  wer- 
den könnte.  Das  Verhältnis  zeigt  seine  Wir- 
I  kungen  zwar  erst  im  Falle  der  Verarmung, 
!  allein  es  entsteht,  wechselt  und  vergeht  ganz 
unabhängig  vom  tatsächlichen  Eintritt  der 
Hilfsbedürftigkeit.    Auch  der  Wohlhabende 
und  Reiche  hat  deshalb  in  der  Regel  an 
einem    bestimmten    Orte    seinen  Unter- 
I  Stützungswohnsitz.    Rechtliche  Beziehungen 
zu  einem  Landarmeuverband  entstehen 
umgekehrt  erst  mit  dem  Augenblick,  wo 
jemand  tatsächlich  hilfsbedürftig  wird,  der 
in  diesem  Zeitpunkt  keinen  Unterstützungs- 
!  Wohnsitz  hat;  der  Landarmenverband  ist 
also  nur  subsidiär  unterstützungspflichtig. 

Der  Erwerb  des  Unterstützungs- 
w 0 Ii n s i t z e s  ist  entweder  ein  selbständi- 
g  e  r  (durch  Aufenthalt)  odereinabgeleiteter 
(durch  Verehelichung  und  Abstammung). 
'  Andere  Erwerbsgründe,  insbesondere  auch 
auf  Grund  des  Heiniats-  oder  Bürgerrechts, 
sind  ausgeschlossen. 

1.  Selbständig  erwirbt  den  Unterstüt- 
I  Zungswohnsitz  in  einem  bestimmten  Orts- 
t  armenverband  jeder  Deutsche,  der  innerhalb 
[  dieses  Ortsarmenverbands  nach  zurückge- 
legtem 16.  Lebensjahr  (iVrmenmündigkeit) 
dort  ein  Jahr  lang  ununterbrochen  seinen 
gewöhnlichen  Aufenthalt  gehabt  hat.  Das 
Gesetz  nimmt  an,  daß  mit  Erreichung  dieses 
'  Alters  ein  Deutscher  in  der  Regel  seine 
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■wirtschaftliche  Selbständiiikeit  erlangt  hat, 
so  daß  er  von  den  ünlersliUzun!;sverhält- 
nissen  eines  Faniilienliauptcs  nicht  mehr 
abhängig  ist,  sondern  aus  der  armenrecht- 
lichen  Faniiliengcmeinschaft   (siehe  oben) 
ausscheidet.    Entscheidend  für  den  Erwerb 
ist   der   gewöhnliche,    tatsachlich  fort- 
gesetzte Aufenthalt;  gefordert  wird  aber,  daß 
die  freie  Selbstbestimmung  bezüglich 
der  Wahl  des  Aufenthaltsortes  während  des 
ganzen  einjährigen  Zeitraums  fortbestanden 
hat.    Umstände,  welche  diese  freie  Selbst- 1 
bestimmung  aussehließen,  (z.  B.  Verhaftung, 
Intcrnicrung  in  einem  Gefängnis  oder  einer  ! 
Irrenanstalt  oder  einer  Zwangscrzichungs- 
anstalt)  hemmen  sowohl  den  Beginn  wie  (ien 
L,auf  der  Erwcrbsl'rist.   Die  Anstellung  oder  : 
Versetzung  eines  Geistlichen,  Lehrers,  öffenl- ' 
liehen  oder  Privatbcamten,  eines  angewor- 
benen Soldaten  oder  Offiziers  usw.,  auch 
wenn  sie  mit  Kesidenzpflicht  an  einem  be- 
stimmten Orte  verknüpft  ist,  ist  kein  die 
freie  Selbstbestinunung  bei  Wahl  des  Aufent- 
haltsorts ausschließender  L'nistand.    Ob  die 
mehr  oder  weniger  freiwillige  Unterbringung 
in  einer  Erziehungs-,  Siechen-  oder  Arbeits- 
anstalt usw.  die  freie  Selbstbestimmung  aus- 
schließt, ist  im  Einzelfalle  Tatfrage.  Nur 
ist  im  Interesse  der  mit  Kranken-,  Bewahr- 
oder Heilanstalten  versehenen  Ortsarrnenvcr- 
bände  bestimmt,  daß  der  i;intritt  in  eine 
solche  Anstalt  stets  den  Beginn  (nicht  aber 
auch  den  Lauf)  der  einjährigen  Frist  hemmt. 
Der  Lauf  der  Erwerbsfrist  ruht,  abgesehen 
vom  Mangel  der  freien  Selbstbestimmung, 
auch  während  der  Dauer  der  notwendig  ge- 
wordenen Unterstützung  durch  einen  be- 
liebigen Armenverband.  Das  Kühen  beginnt 
mit  dem  Tage,  an  welchem  zuerst  die  Unter- 
stützung tatsächlich  gewährt  worden  ist, 
der  Fortlauf  mit  dem  ersten  unterstützungs- 
freien Tage.    Von  welchem  Tage  an  eine 
Unterstützung  tatsächlich  gewährt  wurde, 
ist  eine,  von  der  Lage  des  Einzelfalls  ab- 
hängige, Tatfra^ge.    Die  Unterstützung  eines 
nicht  selbständigen  Famibengliedes  gilt  stets 
auch  bezüglich  des  Erwerbs  und  Verlusts 
des  Unterstiitzungswohnsitzcs,  des  Ruhens 
desselben  usw.  als  solche  des  Faniilicnhauptes, 
selbst  wenn  letzterer  gar  nichts  davon  weiß, 
wenn  sie  gegen  seinen  Willen  erfolgt,  wenn 
eine  gesetzliche  Unterhaltspflicht  für  ihn 
nicht  besteht  oder  wenn  der  Unterstützte 
nicht  mehr  die  häusliche  Gemeinschaft  mit 
ihm  teilt.  Die  Frist  beginnt  zu  laufen  von 
dem  Tage  an,  wo  der  Aufenthalt  ein  un- 
unterbrochener,  gewöhnlicher  gewor- 
den ist.    Doch  gilt  noch  nicht  jede,  selbst 
kurze  Entfernung  vom  gewöhnlichen  Aufent- 
haltsort schon  als  eine  Unterbrechung,  son- 
dern es  kommt  darauf  an,  ob  die  Person  trotz 
der  freiwilligen  Entfernung  die  Absicht,  den 
gewöhnlichen  Aufenthalt  beizubehalten,  er- 


kennbar behielt,  was  je  nach  den  Umständen 
zu  entscheiden  ist,  wobei  aber  derjenige 
Annonverband,  welcher  aus  der  Unter- 
brechung oder  NichtUnterbrechung  der  h'rist 
die  endgültige  h'ürsorgepthcht  eines  anderen 
.Vrmcnverbandcs  herleitet,  beweispflichl  ig  ist. 

Unlerbrnchen  wird  der  Lauf  der  Frist 
durch  tatsächliche  Entfernung  vom  Aufent- 
haltsorte, wenn  solche  mit  der  .Vbsicht  er- 
folgt, den  bisherigen  Aufenthalt  aufzugeben, 
und  durch  den  Antrag  eines  .\rmcnverbandcs 
auf  .\ncrkcnnung  der  I'flicht  zur  l  cbernahuio 
eines  dauernd  (siehe  oben)  llilfsbedürl- 
tigen.  Die  Unterbrechung  erfolgt  letzteren 
Falles  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  An- 
trag an  den  anderen  Armenverband  oder  an 
die  vorgesetzte  Behörde  eines  der  beteiligten 
.Vrnionverbände  abgeschickt  wurde.  Erfolgt 
darauf  keine  Anerkenntnis  der  rcbernahme- 
pflicht,  so  muß  der  Antrag  binnen  zwei 
Monaten  weiter  verfolgt  werden,  anderen- 
falls die  Unterbrechung  als  nicht  geschehen 
gilt.  Die  Unterbrechung  hat  die  Folge,  daß 
die  bis  zu  ihr  abgelaufene  Aufenthaltszeit 
für  die  Berechnung  der  Erwerbsfrist  außer 
Betracht  bleibt. 

2.  Einen  abgeleiteten  Unterstüt- 
zungswohnsitz hat  zunächst  die  Ehefrau. 
Diese  teilt  den  Unterstützungswohnsitz  des 
Ehemannes,  aber  auch  den  Mangel  eines 
Unterstützungswolinsitzes  des  Mannes;  i.st 
also  letzterer  landarm,  so  ist  es  auch  die 
Frau.  Den  Unterstützungswohnsitz  des 
Ehemannes  erwirbt  die  Ehefrau  mit  dem 
Zeitjiunkt  der  rechtsgültig  erfolgten  Ehe- 
schließung. Von  diesem  Zeitpunkt  an  ver- 
liert sie  den  etwa  bis  dahin  besessenen  ander- 
weitigen Unterst ützungswolinsitz,  und  für 
die  Kegel  auch  die  Fähigkeit,  selbständig 
einen  Unterstützungswohnsitz  zu  erwerben 
oder  zu  verlieren.  Doch  wird  ausnalinisweise 
beim  V'orliegen  gewisser  Umstände  (bösliche 
Vcrlassung  durch  den  Ehemann,  Haft  oder 
sonstiges  tatsächliches  Getrenntleben  in  be- 
stimmten Fällen)  die  Frau  auch  während  der 
Dauer  der  Ehe  in  bezug  auf  Erwerb  und  Ver- 
lust des  Unterstützungswühnsitzes  selb- 
ständig. Witwen  und  geschiedene  Ehefrauen 
behalten  den  Unterstützungswohnsitz,  den 
der  Mann  zur  Zeit  des  Todes  oder  der  Schei- 
dung besessen  hat  und  gelten  von  dieser  Zeit 
an  als  selbständig  in  bezug  auf  den  Erwerb 
und  Verlust.  Einen  abgeleiteten  ^  Unter- 
stützungswohnsitz haben  weiterdie  Kinder. 
Eheliche  und  den  ehelichen  gleichstehende 
Kinder  teilen  von  der  Geburt  (bzw.  von  der 
Annahme  an  Kindes  Statt,  der  Legitimation, 
der  Ehelichkeitserklärung)  an  den  Unter- 
stützungswohnsitz des  Vaters,  aber  auch 
dessen  Landarmeneigenschaft,  im  Falle  seines 
Todes  oder  der  Scheidung  den  der  überleben- 
den, geschiedenen,  getrennt  lebenden  Mutter, 
sofern  dieser  das  Erziehungsrecht  zusteht 
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oder  sofern  die  Kinder,  während  die  Mutter 
in  bezug  auf  Erwerb  oder  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes selbständig  war,  dem 
Haushalte  der  Mutter  gefolgt  sind.  Unehe- 
liche lünder  teilen  den  Unterstützungswohn- 
sitz der  Mutter,  sie  nehmen  also  mit  ihr,  so 
lange,  als  das  bei  der  Mutter  der  Fall  ist, 
an  dem  Unterstütznngswohnsitz  des  Stief- 
vaters teil.  Die  Kinder  behalten  den  abge- 
leiteten Unterstützungswohnsitz  so  lange, 
bis  sie  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  ihn 
verloren  oder  nach  Eintritt  der  Armen- 
niündigkeit  selbständig  einen  neuen  Unter- 
stützungswohnsitz erworben  oder  den  bisher 
durch  Abstamnumg  begründet  gewesenen 
Unterstützuugswohnsitz  verloren  haben. 

Der  Verlust  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes tritt  ein  entweder  unter  und 
mii  gleichzeitiger  Erwerbung  eines  neuen  oder 
ohne  solche  durch  einjährige  ununterbrochene 
Abwesenheit  (§§  22-27  UWG.).  Nicht  eine 
jede,  selbst  nur  vorübergehende,  Rückkehr 
gilt  aber  als  Unterbrechung  der  Abwesenheit; 
vielmehr  entscheiden  auch  hier  die  Umstände 
des  einzelnen  Falles,  wann  eine  vorüber- 
gehende Rückkehr  diese  AVirkung  hat.  Die 
Beweislast  dafür  hat  derjenige  Armenver- 
band, welcher  aus  der  Unterbrechung  oder 
NichtUnterbrechung  der  Abwesenheit  die 
endgültige  Unterstützungspflicht  eines  be- 
stimmten Armenverbandes  herleitet.  D.e 
Vorschriften  über  Beginn,  Ruhen  und  Unter- 
brechung der  Frist  beim  Erwerbe  gelten  im 
übrigen  entsprechend  auch  für  den  Verlust 
des  Unterstützungswohnsitzes  durch  Ab- 
wesenheit. 

Landarm  ist  entweder  derjenige,  der 
keinen  Unterstützungswohnsitz  hat  oder  der- 
jenige, dessen  Unterstützungswohn- 
sitz nicht  ermittelt  werden  kann,  von 
dem  Augenblicke  au,  in  welchem  er  liilfs- 
bedürftig  wird.  Die  endgültige  Unter- 
stützungspflicht der  Landarmen  obliegt  dem 
Laudarmenverbande;  dieser  muß  dem  vor- 
läufig unterstützungspflichtigen  und  unter- 
stützenden Ortsarmenverband  seine  Auf- 
wendungen nach  Maßgabe  der  nachfolgen- 
den gesetzlichen  Bestimmungen  erstatten. 
Wird  nachträglich  ein  Unterstützungswohn- 
sitz des  Unterstützten  doch  noch  ermittelt,  so 
kann  der  in  Anspruch  genommene  Land- 
armenverband  von  dem  neuermittelten  Ar- 
menverbande  des  Unterstützungswohnsitzes 
Ersatz  der  Unterstützung  und  seiner  Er- 
mittlungskosten beanspruchen.  Erstattungs- 
pflichtig ist  gewöhnlich  derjenige  Landarnien- 
verband,  in  dessen  Bezirk  die  Hilfsbedürftig- 
keit des  Landarmen  zuerst  erkennbar  hervor- 
getreten ist.  Nur  wenn  die  Hilfsbedürftigkeit 
durch  die  Entlassung  aus  einer  Straf-,  Kran- 
ken-, Bewahr-  oder  Heilanstalt  entsteht,  ist 
zur  Entlastung  der  Armenverbände,  in  wel- 
chen solche  Anstalten  liegen,  bestimmt,  daß 


derjenige  Landarmenverband  die  Armenlast 
zu  tragen  hat,  aus  dessen  Bezirk  der  Land- 
arme vor  der  Einlieferung  in  die  Anstalt 
kam.  Die  Grundsätze  über  die  armenrecht- 
liche Familieneinheit  gelten  auch  für  die 
endgültige  Unterstützungspflicht  der  Land- 
armenverbände. Der  für  das  Familienhaupt 
zuständige  Landarmenverband  bleibt,  so 
lange  er  dieses  unterstützt,  auch  fürsorge- 
pflichtig für  die  von  ihm  armenrechtlich  ab- 
hängigen Familienangehörigen,  selbst  wenn 
diese  in  einem  anderen  Landarmen  verband 
hilfsbedürftig  werden,  und  andererseits  be- 
stimmt die  Unterstützung  eines  Familien- 
gliedes die  Zuständigkeit  dieses  Landarmen- 
verbandes auch  für  andere  Familienange- 
hörige, welche  während  der  Dauer  dieser 
Unterstützung  anderswo  hilfsbedürftig  wer- 
den. 

Die  Landarmeneigenschaft  und  damit  die 
Unterstützungspflicht     eines  bestimmten 
Landarmenverbandes  dauert  an,  bis  die  — 
!  unmittelbare  oder  mittelbare  —  Hilfsbedürf- 
,  tigkcit  beseitigt  ist.    Die  freiwillige  Entfer- 
;  nung  des  Landarmen  oder  seine  Abschiebung 
I  aus  dem  Bezirke  des  Landarmenverbandes 
bleibt  auf  den  Fortbestand  der  Verpflichtung 
i  dieses  Verbandes  ohne  jeden  Einfluß. 

e)  Vorläufige  und  endgültige  Für- 
!  Sorgepflicht.  Oben  ist  schon  wiederholt 
1  davon  gesprochen,  daß  das  UWG.  zwischen 
I  der  vorläufigen  Unterstützungspflicht  eines 
'  Ortsarmenverbandes  und  der  endgültigen 
[  Verpflichtung  eines  solchen  oder  eines  Land- 
armenverbandes oder  des  Staates  unter- 
scheidet. Diese  Begriffe  bedürfen  aber  noch 
!  einiger  Erläuterung. 

i      Die  vorläufige  Unterstützungspflicht  ob- 
liegt stets  dem  Ortsarmenverbande,  und 
zwar  demjenigen  des,  selbst  nur  vorüber- 
;  gehenden,  Aufenthaltsortes.   Für  diese  vor- 
t  läufige   Unterstützungspflicht  ist  es  ganz 
I  gleichgültig,  ob  der  Arme  einen  Unterstüt- 
zungswohnsitz hat  oder  nicht;  der  Orts- 
armenverband handelt,  auch  wenn  ein  Unter- 
!  Stützungswohnsitz  oder  ein  zur  endgültigen 
i  Unterstützung    verpflichteter  Landarmen- 
verband bzw.  ein  unterstützungspflichtiger 
Staat  vorhanden  ist,  nicht  etwa  in  Ver- 
tretung des  Armenverbandes  des  Unter- 
stützungswohnsitzes, des  Landarmenverban- 
des oder  Staates,  sondern  in  Ausübung  einer 
Pflicht,  die  ihm  selbst  dem  Staate  gegen- 
I  über  obliegt.    Die  vorläufige  Unterstützung 
hat  der  Örtsarmenverband  des  Aufenthalts 
so  lange  zu  gewähren,  bis  die  Hilfsbedürftig- 
keit beseitigt  oder,  bei  dauernder  Hilfs- 
bedürftigkeit, bis  der  Unterstützte  von  dem 
endgültig  verpflichteten  Armenverband  über- 
nommen ist,  es  sei  denn,  daß  der  Unterstützte 
sich  vorher  freiwillig  aus  dem  Bezirke  des 
vorläufig  fürsorgepflichtigen  Armenverbaudes 
entfernt.  Die  Uebernahme  durch  den  end- 
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gültip;  verpflichteten  kann  der  vorläufig 
unterstützende  Arinenverband  zwar  unter 
Unistiinden  erzwini^en,  eine  einseilise  Ab- 
schiebung des  Armen  ist  ihm  aber  nicht 
gestattet.  Den  endgültig  verpflichteten 
Ortsarmenverband  des  Unterstützungswohn- 
sitzes bzw.  den  Landarmenverband  trifft  also 
dem  vorläufig  unterstützenden  Ortsarmen- 
verband gegenüber  die  alternative  V'erpflich- 
tung,  diesem  die  Kosten  der  Unterstützung 
zu  erstatten  oder  unter  Umständen  den 
Hilfsbedürftigen  zu  übernehmen. 

Die  Erstattnngspflicht  ist  so  geregelt: 
Hat  der  Unterstützte  keinen  Unterstützungs- 
wohnsitz oder  ist  ein  solcher  nicht  zu  er- 
mitteln, so  ist  der  oben  bezeichnete  Land- 
armenvcrband  (bzw.  der  Staat)  erstattungs- 
pflichtig; in  allen  anderen  Fällen  hat  der 
Ortsarmenverband  des  Unterstützungswohn- 
sitzes einzutreten.  Die  Höhe  der  Erstattung 
richtet  sich  nach  den  landesrechtlichen  Vor- 
schriften, die  am  Unlcrslützungsorte  über 
das  Maß  der  Unterstützung  Hilfsbedürftiger 
gelten.  Meist  sind  hierfür  besondere  Tarife 
aufgestellt.  Erstattungs-  und  Ersatzan- 
sprüche verjähren  zwei  Jahre  nach  Ablauf 
des  Jahres,  in  welchem  der  Anspruch  ent- 
standen ist.  Sie  werden  verwirkt:  I<'ür  die 
Folgezeit,  wenn  der  vorläufig  verpflichtete 
Armenverband  einen  dauernd  Hilfsbedürf- 
tigen trotz  eines  Uebernahmeantrags  des 
endgültig  verpflichteten  Armenverbands 
schuldhafterwcise  nicht  überführt;  für  die 
Vergangenheit,  wenn  der  Erstattungs- 
ansprucli  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach 
Beginn  der  Unterstützung  bei  dem  endgültig 
verpflichteten  Armenverband  angemeldet  ist, 
und  zwar  für  die  über  sechs  Monate  zurück- 
liegende Zeit.  V'oraussetzung  der  Pflicht 
z  u  r  U  e  b  c r  n  a  h  m  e ,  welcher  Pflicht  der  An- 
spruch des  endgültig  verpflichteten  iVrmen- 
verbandes  auf  Unterstützung  des  Hilfs- 
bedürftigen entspricht,  ist,  daß  die  Unter- 
stützung aus  anderen  Gründen  als  wegen 
einer  nur  vorübergehenden  Arbeitsunfähig- 
keit notwendig  geworden  ist.  Die  beiden 
.Vrmenverbände  können  sich  aber  auch  dahin 
einigen,  und  die  zuständige  Spriichbehörde 
kann  unter  bestimmten  Voraussetzungen  an- 
ordnen, daß  der  Hilfsbedürftige  gegen  Lei- 
stung eines  Unterstützungsbeitrags  nicht  ab- 
geschoben, sondern  am  bisherigen  Aufent- 
haltsorte belassen  wird. 

f)  Der  außerordentliche  Unter- 
stützungswohnsitz erkrankter  Ar- 
beiter und  Dienstboten.  Um  die,  vom 
gewöhnlichen  Aufenthaltsorte  beruflicher 
Handarbeiter  oft  verschiedene  Gemeinde  des 
Arbeitsortes  zu  Armenlasten  entsprechend 
mehr  heranzuziehen,  da  sie  ja  den  wirtschaft- 
lichen Nutzen  der  ArbeitskTaft  dieser  Leute 
bezog,  und  um  die  Vorortgemeinden  solcher 
Industriezentren  entsprechend  zu  entlasten, 
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hat  §  29  ÜWG.  einen  außerordentlichen 
Unterstützungswohnsitz  solcher  Arbeiter  und 
Lehrlinge  bei  Erkrankungen  geschaffen.  Der 
wesentliche  Inhalt  des  §  29  ist  der:  Nicht  der 
Ortsarmenverband  des  letzten  einjährigen 
Aufenthaltsorts  bzw.  der  Landarmenverband, 
sondern  der  Ortsarmenverband  des  Dienst- 
und Arbeitsortes  ist  der  alleinige  end- 
gültige Träger  der  Armonlast  auf  die 
Dauer  von  26  Wochen  für  solche  hilfsbedürf- 
tigen Erkrankten,  einerlei  ob  sie  einen 
Unterstützungswohnsitz  haben  oder  nicht, 
die  an  diesem  Orte  mindestens  eine  Woche 
lang  gegen  Lohn  oder  (lehalt  in  einem  und 
demselben  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis 
gestanden  haben,  wenn  sie  während  der 
Dauer  dieses  Verhältnisses  oder  innerhalb 
einer  Woche  nach  seiner  Beendigung  er- 
krankten. Zum  Unterschied  vom  gewohn- 
lichen Ort  des  Unterstützungswühnsitzes  ist 
der  Ort  dieses  außergewöhnlichen  Unter- 
stützungswohn-sitzes  nur  zur  Erstattung  der 
Kosten  der  Krankenpflege  und  nicht  auch 
alternativ  zur  Uebernahmc  in  eigene  Pflege 
verpflichtet.  Die  Verpflichtung  erstreckt 
sich  aber  andererseits  auch  auf  gewisse 
Familienangehörige  des  Arbeiters,  nämlich 
auf  die  Fälle  der  Erkrankung  derjenigen  An- 
gehörigen, die  sich  bei  ihm  befinden  und 
seinen  gewöhnlichen  Unterstützungswohnsitz 
teilen,  es  sei  denn,  daß  die  Verpflichtung  zum 
Ersatz  der  Krankenkosten  für  einen  anderen 
Ortsarmenverband  bereits  dadurch  gegeben 
sei,  daß  der  erkrankte  Angehörige  selbst  im 
Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  gestanden  hat. 
Diese,  recht  verklausulierte,  Unterbrechung 
des  Grundsatzes  des  gewöhnlichen  Unter- 
stützungswohnsitzes ist  seit  Erlaß  der 
Reichsversicherungsordnung  im  Hinblick  auf 
deren  S§  Kiö,  182-185  nicht  mehr  von 
großer  Bedeutung  für  diejenigen  Arbeiter,  die 
unter  die  Krankenversicherung  fallen. 

g)  Die  Uebernahmepflicht.  Oben  ist 
schon  gesagt,  daß  bei  dauernd  armenrecht- 
lich Unterstützten  der  endgültig  ver- 
pflichtete Armenverband  alternativ  auch  zur 
Uebcrnahme  des  Armen  in  eigene  Fürsorge 
verpflichtet  ist.  Darüber  trifft  das  UWG. 
einige  nähere  Bestimmungen.  So  kann  der 
vorläufig  verpflichtete  Armenverband  die 
Uebernahme  nur  fordern,  wenn  er  den  Armen 
auch  tatsächlich  fortlaufend  unterstützt  hat. 
Ferner  kann  die  Uebernahme  eines  Familien- 
gliedes ohne  gleichzeitige  Uebernahme  des 
Familienhauptes  nicht  verlangt  werden,  wenn 
auch  letzteres  sich  im  Bezirke  des  vorläufig 
unterstützenden  Arnienverbandes  aufhält. 
Die  Feststellung  der  Uebernahmepflicht  er- 
folgt entweder  durch  freiwilliges  Anerkenntnis 
oder  im  Streitfall  durch  Urteil;  auf  Grund 
einer  solchen  Urkunde  kann  der  Armenver- 
band des  Aufenthaltsorts  zur  Ausweisung 
und  nötigenfalls  zum  zwangsweisen  Ab- 
Bd.  I.  62 
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tranpport  (Abschiebung)  auf  Kosten  des 
endgültig  verpflichteten  Armenverbandes 
schreiten.  Dieser  ist  über  die  Ausführung 
des  Transportes  vorher  zu  verständigen.  Er- 
hebt er  Widerspruch  gegen  die  Abschiebung, 
so  ist  zunächst  die  Entscheidung  der  Spruch- 
behörde erster  Instanz  des  abschiebenden 
Verbandes  einzuholen. 

Der  Pflicht  zur  Uebernahme  entspricht 
andererseits  auch  das  Eeclit  des  endgültig 
verpflichteten  Armcnverbandes,  die  Ueber- 
fiihrung  eines  dauernd  Hilfsbedürftigen  zu 
verlangen,  damit  er  in  die  Lage  versetzt  wird, 
den  Armen  selbst  billiger  zu  versorgen,  als 
der  auswärtige  Verband  es  tut.  In  diesem 
Falle  ist  bis  zum  Abtransport,  den  der  Ar- 
menverband des  Aufenthaltsortes  auszu- 
führen hat,  dieser  noch  verpflichtet,  den 
Armen  weiter  zu  unterstützen.  —  Statt  des 
Abtransportes,  der  immer  eine  für  den  Armen 
unerwünschte  Maßnahme  ist  und  deshalb 
möglichst  vermieden  werden  soll,  können  die 
beiden  Armenverbände  aber  auch  verein- 
baren, daß  die  Ueberführung  unterbleibt 
gegen  Zahlung  eines  Unterstüf zungsbeitrags 
durch  den  endgültig  verpflichteten  Arnien- 
verband.  Kommt  eine  solche  Einigung  nicht 
zustande,  so  kann  unter  gewi-sen  Voraus- 
setzungen sie  durch  eine  entsprechende  Ver- 
fügung der  erstinstanzlichen  Spruehbehörde 
des  Armenverbandes  des  Aufenthaltsortes  er- 
setzt werden,  und  dies  besonders  dann,  wenn 
die  Vollziehung  der  Ausweisung  sich  als  mit 
besonderen  Härten  oder  Kachteilen  für  die 
Ausgewiesenen  verbunden  ergeben  würde. 

h)  Verfahren  in  Streitsachen.  Nach 
dem  schon  Gesagten  besteht  ein  eigner  selb- 
ständiger Anspruch  des  Hilfsbedürftigen  auf 
Gewährung  von  Armenunterstützung  nicht; 
der  Arme  ist  daher  nicht  in  der  Lage,  durch 
Anrufung  der  Gerichte  oder  irgendeiner  Ver- 
waltungsinstanz die  Gewährung  verweigerter 
Unterstützung  durchzusetzen.  Streitigkeiten 
bei  Durchführung  des  UWG.  und  seiner 
landesrechtlichen  Ergänzungen  können  daher 
nur  zwischen  den  verschiedenen  Armenver- 
bänden entstehen.  Das  Verfahren  in  solchen 
Streitsachen  ist  nur  teilweise  im  UWG.  ge- 
regelt (§§  41-58  UWG.).  zum  Teil  ist  es 
der  Landesgesetzgebung  überlassen.  Reichs- 
rcchtlich  können  nur  die  aus  dem  UWG. 
selbst  entspringenden  Ansprüche  auf  Er- 
stattung und  auf  Uebernahme  im  Armen- 
Btreitverfahren  verfolgt  werden,  und  es  können 
darin  nur  die  Armenverbände  als  Parteien 
auftreten,  und  auch  für  solche  Streitsachen 
regelt  das  UWG.  nur  einige  Grundsätze  über 
die  Zuständigkeit,  das  Verfahren  und  den 
Instanzenzug  in  den  unteren  Instanzen  und 
erschöpfend  nur  das  Verfahren  letzter  Instanz 
vor  dem  Bundesamt  für  das  Heimat- 
wesen. Dieses  ist  als  letzte  Instanz  reichs- 
rechtlich nur  zuständig,  wenn  die  streiten- 


den Armenverbände  verschiedenen  Län- 
dern angehören,  es  sei  denn,  daß  landes- 
rechtlich seine  Kompetenz  auch  auf  Streitig- 
keiten landeseigener  Verbände  ausgedehnt 
worden  wäre  (§  52  UWG.),  was  tatsächlich 
auch  überall  mit  Ausnahme  von  Bayern, 
Sachsen,  Württemberg,  einigen  thüringischen 
Staaten,  den  beiden  Mecklenburg  und  Ham- 
burg geschehen  ist.  Hiernach  läßt  sich  über 
das  Streitverfaliren  im  allgemeinen  folgendes 
sagen:  1.  Spruchbehörden  erster  Instanz  sind 
die  landesrechtlich  bestimmten  Verwal- 
tungsbehörden, ihre  Entscheidungen  erfolgen 
in  dem,  in  den  einzelnen  Ländern  verschieden 
geregelten,  Verwaltungsstreitverfahren.  Zu- 
ständig ist  in  der  Eegel  örtlich  und  sachlich 
die  Spruchbehörde,  zu  deren  Bezirk  der  be- 
klagte Armenverband  gehört,  nur  wenn  es 
sich  um  Feststellung  der  Notwendigkeit  und 
Art  einer  Abschiebung  handelt,  die  Spnich- 
behörde  des  Aufenthaltsortes  des  Abzu- 
schiebenden. 

Spruchbehörde  zweiter  Instanz  ist  das 
Bundesamt  für  das  Heimatwesen  mit  der 
oben  gegebenen  Einschränkung  in  einigen 
Ländern  für  interterritoriale  Streitsachen,  für 
welche  andere  landesrechtliche  Verwaltungs- 
gerichte (meist  der  oberste  Verwaltungs- 
gerichtshof) als  zweite  Instanz  bestimmt 
sind.  Einige  bisherige  Bundesstaaten,  z.  B. 
Baden,  Sachsen-Meiningen,  haben  sogar 
unter  Umständen  drei  Instanzen. 

Das  Verfahren  vor  den  Spruchbehörden 
erster  Instanz  ist  landesrechtlich  so  ver- 
schieden, daß  sich  darüber  nicht  viel  Ein- 
heitliches sagen  läßt.  Landesgesetzlich  ist 
für  Armenverbände  desselben  Bundesstaates 
fast  überall  ein  vorhergehendes  fakultatives 
'  (nur  in  Gotha  und  den  beiden  Schwarzburg 
obligatorisches)  Sühneverfahren  vorgeschrie- 
ben. Reichsgesetzlich  ist  nur  bestimmt, 
daß  die  Spruchbehörden  erster  Instanz  be- 
fugt sind,  die  erforderlichen  Beweiserhe- 
bungen und  sonstigen  Ermittlungen  im  gan- 
j  zen  Reiche  vorzunehmen  oder  im  Wege  der 
Rechtshilfe  vornehmen  zu  lassen,  daß  die 
Entscheidung  durch  schriftlichen,  mit  Grün- 
I  den  versehenen  Beschluß  zu  erfolgen  hat,  und 
daß  die  Uebernahmeverpflichtung  im  Be- 
schlüsse ausdrücklich  ausgesprochen  sein 
muß.  Das  Verfahren  vor  dem  Bundesaint 
ist  als  Berufung  ausgebildet,  es  ist  also_  die 
Angabe  neuer  Tatsachen  und  Beweismittel 
zulässig.  Das  Bundesamt  ist  eine  ständige 
kollegiale  Behörde,  bestehend  aus  dem 
Vorsitzenden  und  mindestens  vier  Mit- 
gliedern, von  welchen  der  Vorsitzende  und 
die  Hälfte  der  Beisitzer  die  Befähigung  zum 
höheren  Eichteramt  besitzen  müssen.  Die 
Berufung  ist  bei  derjenigen  Spruchbehörde 
einzulegen,  deren  Entscheidung  angefochten 
wird,  die  Notfrist  zur  Einlegung  beträgt 
14  Tage.    Die  Rechtfertigung  der  Berufung 
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kann  mit  der  Einlegung  verbunden  oder  Beihilfe  zu  gewähren  sei;  darüber,  ob  und 
binnen  vier  Wochen  nachgeholt  werden,  inwieweit  sich  die  Landarmenverbände  der 
Das  Bundesamt  entscheidet  gebührenfrei  Ortsarmenverbände  als  ihrer  Organe  bei 
nach  Ladung  und  Anhörung  der  Parteien  in  Ausübung  der  Armenpflege  bedienen  dürfen, 
öffentlicher  Sitzung.  Seine  Entscheidung  ist  ferner  (§  30  UWG.)  die  Aufstellung  von 
endgültig.  Tarifen,  die  für  die  Erstattung  von  Ersatz- 

Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Spruch-  forderungen  der  Armenverbändo  unterein- 
bebörden  umfaßt  Streitigkeiten  aller  Art,  die  ander  maßgebend  sein  sollen,  die  Besfim- 
zwischen  verschiedenen  Armenverbänden  ent- !  mung  (§§  33,  CO),  wer  gegenüber  hilfsbedürf- 
stehen  können,  also  außer  den  Ansprüchen  !  tigen  Deutschen  ohne  Unterstützungswohn- 
des  vorläufig  unterstützungspflichtigen  gegen  sitz,  die  aus  dem  Auslande  zu  übernehmen 
den  endgültig  verpflichteten  Verband  auch  |  sind,  und  gegenüber  Ausländern  endgültig 
z.  B.  Ansprüche  wegen  Abschiebung,  wegen  1  unterstützungspflichtigist.  Daß  auch  dioVor- 
Kückerstattung  indebite  oder  auf  Grund  j  Schriften  über  das  Streitverfahren  in  Armen- 
erhaltenen Auftrags  gezahlter  Kosten  usw.  !  Sachen  großenteils  landesrechtlicho  sind, 
Die  Vollstreckung  der  Entscheidung  ein-  [  wurde  oben  schon  dargelegt.  Außerdem  ist 
schließlich  der  festgesetzten  Parteikosten  er-  bisher  noch  landesrechtlicher  Regelung  über- 
folgt stets  durch  die  erstinstanzliche  Spruch-  lassen  das  ganze  Gebiet  der  freiwilligen 
behörde.  Landesrechtlich  ist  mitunter  be- 1  und  vorbeugenden  Armen-  und  Wohl- 
stimmt, daß  gegen  deren  Verfügungen  in  der  '  fahrtspflege,  ihr  Verhältnis  zur  privaten 
Vollstreckungsinstanz  eine  Beschwerde  zu-  Wohltätigkeit,  die  Aufsicht  und  die  Kon- 
lässig ist  und  an  welche  Behörde  diese  geht,  trolle  über  die  Organe  der  öffentlichen  und 
Das  Bundesamt  für  das  Heimatwesen  ist  i  privaten  Armenpflege,  über  die  Verwaltung 
mit  Beschwerden  in  der  VoUstrcckungsin- :  der  Arniensliftungen  usw.  Alle  dic.^e  Eechts- 
stanz  nicht  befaßt.  matcrien  sind  zum  größten  Teil  zusammen- 

i)  Das  Verhältnis  der  Armenver-  hängend  in  besonderen  Landesgesetzen  ge- 
bändezu  Dritten.  DurchdasüWG. werden  regelt,  die  nach  Erlaß  oder  Einführung  des 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  nur  zwischen  UWG.  erlassen'  wurden  und  vielfach  die  viel 
den  in  diesem  Gesetz  eingesetzten  Armen-  zu  enge  Bezeichnung  als  , .Ausführungs- 
verbänden begründet;  die  auf  anderen  j gesetze"  zum  UWG.  führen,  mitunter  aber 
Rechtsgründen  beruhenden  Verpflichtungen  auch  richtiger  sich  aLs  ,, Armengesetz"  oder 
zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Personen  ,, Armenordnung"  bezeichnen  (so  in  Bayern, 
werden  durch  das  Gesetz  nicht  berührt  (§  61  Baden,  Sachsen,  Oldenburg,  Hamburg,  Bre- 
UWG.).  Jedoch  bestimmt  §  62  UWG.,  daß  men).  Durch  Artikel  8  der  neuen  Reichs- 
jedcr  Armenverband,  der  auf  Grund  des  Verfassung  ist  zwar  jetzt  die  Zuständigkeit 
Gesetzes  unterstützt  hat,  diejenigen  Lei-  des  Reiches  für  die  Regelung  des  gesamten 
stungen,  zu  denen  ein  Dritter  dem  Unter-  formellen  und  materiellen  Armenunter- 
stützten aus  anderen  Gründen  verpflichtet  stützungsrcchts  begründet  worden,  da  das 
war,  von  dem  Dritten  in  demselben  Maße  und  Reich  aber  von  seiner  Kompetenz  noch 
unter  den  gleichen  Voraussetzungen  fordern  keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  so  sind  einst- 
kann, wie  dem  Unterstützten  selbst  ein  An-  weilen  noch  die  oben  erwähnten  Landes- 
spruch auf  jene  Leistungen  zustand,  und  eine  gesetze  maßgebend.  Inhaltlich  decken  sie 
ähnliche  Sonderbestinimung  findet  sich  noch  sich  aber  in  weitem  Umfange,  so  daß  man 
in  den  §§  1531, 1537  der  Reichsversicherungs-  wohl  insoweit  von  einem  ,, gemeinen  deut- 
ordnung  sowie  in  den  §§  84 ff.  des  Arge-  sehen  Arnienunferstützungsrecht"  sprechen 
stellten- Versichcrungsgesetzes  bezüglich  der  und  es  zur  Darstellung  bringen,  in  anderen 
Ersatzansprüche  der  Armenverbände  gegen-  Punkten  wenigstens  auf  die  wesentlichen 
über  den  Versicherungsträgern.  Der  Ein-  Unterschiede  hinweisen  kann, 
wand,  daß  der  unterstützende  Armenverband  a)Maß  und  Art  der  Unterstützung. 
Ersatz  seiner  Leistungen  von  einem  anderen  Maßgebend  hierfür  sind  stets  die  am  Orte 
Armenverband  beanspruchen  könne,  darf  der  vorläufigen  Unterstützung  geltenden 
ihm  nicht  entgegengehalten  werden.  Sätze,  einerlei  welchem  Staate  der  Unter- 

3.  Die  landesrechtliche  Armengesetz- 1  stützte  angehört  oder  wo  er  endgültig  zu 
gebung.  Der  Landesgesetzgebung  ist  zur  |  unterstützen  ist.  Auch  Ausländer  sind  ebenso 
Zeit  noch  überlassen  (§  8  UWG.)  die  Be-  wie  Inländer  zu  unterstützen.  Grundsätz- 
stimmung über  die  Zusammensetzung  und  liehe  Einigkeit  herrscht  darüber,  daß  nur 
Einrichtung  der  Orts-  und  Landarmenver- ;  das  zum  unentbehrlichen  Lebensbedarf  Er- 
bände,  über  die  Art  und  das  Maß  der  zu  ge- !  forderliche,  d.  h.  der  ,, notdürftige  Unterhalt" 
währenden  Unterstützung,  über  die  Be- 1  in  der  Sprachweise  des  BGB.  gereicht  werden 
Schaffung  der  erforderlichen  Mittel,  darüber,  !  darf.  Allein  über  das  Maß  dieses  sog.  ,, Not- 
in welchen  Fällen  und  in  welcher  Weise  den  bedarfs"  gehen  die  Landesgesetze  auseinander. 
Ortsarmenverbänden  von  den  Landarmen-  Während  §  14  des  Hamburger  Armengesetzes 
verbänden  oder  von  anderen  Stellen  eine  I  die  Bestimmung  ganz  der  Armenbehörde  im 
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Einzelfall  überläßt,  beschränkt  sich  Artikel  2 
des  bayerischen  Armengesetzes  darauf  zu 
sagen,  daß  durch  die  Armenunterstützung 
der  Notbedarf  sicherzustellen  sei.  Nach 
dem  Vorbild  des  preußischen  Ausführungs- 
gesetzes zum  UWG.  sprechen  dagegen  die 
meisten  Landesgesetze  davon,  daß  zu  leisten 
sei:  ein  Obdach,  der  unentbehrliche  Lebens- 
unterhalt, die  erforderliche  Pflege  in  Krank- 
heitsfällen und  ein  angemessenes  Begräbnis. 
Nach  der  herrsehenden  Rechtsprechung 
haben  hiernach  die  Armenverbände  nicht  zu 
sorgen  für  Erziehung,  Unterricht  und  Er- 
werbsbefähigung der  Kinder.  Dagegen  er- 
klärt letztere  Fürsorge  für  die  Kinder  das 
badische  Armengesetz  (§  18)  ausdrücklich 
für  eine  Pflichtleistung  der  iXrmenverbände 
und  ihm  sind  in  der  Praxis  auch  Sachsen, 
Bayern  und  andere  kleinere  Länder  gefolgt. 
Der  preußisch-norddeutsche  Standpunkt 
muß  als  rückständig  bezeichnet  werden  und 
ist  im  neuen  Jugendfürsorgegesetz  auch  von 
der  Reiclisgesetzgebung  aufgegeben  worden. 
Bezüglich  der  Art  der  Unterstützung  unter- 
scheidet man  hauptsächlich  die  offene  und 
die  geschlossene  Unterstützung,  besser:  die 
Hauspflege  durch  Gewährung  von  Geld, 
Obdach,  Nahrung,  Kleidung,  Hausrat,  Feue- 
rung, ärztliche  und  Geburtshilfe,  Kranken- 
hilfe und  sonstige  Pflege,  Gewährung  von 
Heilmitteln,  Begräbnis,  Unterbringung  in 
Familienpflege  oder  Verschaffung  von  Arbeit, 
und  die  Anstaltspflege  durch  Aufnahme 
und  völlige  Versorgung  in  einer  öffentlichen 
oder  privaten  Anstalt.  In  Deutschland  über- 
wiegt, im  Gegensatz  zu  England,  die  Haus- 
pflege als  die  sozial  und  wirtschaftlich  bessere 
Unterstützungsart;  Anstaltspflege  wird  nur 
in  solchen  Fällen  gewährt,  in  denen  sie  un- 
entbehrlich ist.  lieber  Art  und  Maß  der 
Unterstützung  im  Einzelfall  entscheiden 
innerhalb  der  so  gezogenen  Grenzen  die  ört- 
lichen Armenbehörden;  vielfach  haben  diese 
als  Richtlinie  das  sog.  Existenzminimum 
für  Einzelpersonen  und  Familien  mit  und 
ohne  Kinder  ziffernmäßig  festgelegt.  Gewisse 
veraltete  Arten  der  Unterstützung,  wie  die 
sog.  Umkost,  das  Ausbieten  der  Arinenver- 
pflegung  an  den  Mindestfordernden  und  die 
sog.  Einlage  oder  der  Reihenzug  sind  in  man- 
chen Ländern  ausdrücklich  gesetzlich  ver- 
boten, in  anderen  nur  ganz  ausnahmsweise  in 
kleinen  leistungsschwachen  Gemeinden  noch 
zugelassen. 

b)  Die  Aufbringung  der  Mittel; 
Armenabgaben  und  Armensteuern. 
Die  öffentliche  Armenfürsorge  in  Deutsch- 
land ist  sog.  Zwangsarmenpflege,  d.  h.  die 
Armenbehörde  muß  jeden  Hilfsbedürftigen 
in  dem  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen 
Maße  unterstützen,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Kostenpunkt;  die  ihr  dadurch  entstehende 
Armenlast  ist  eine  öffentliche  Last,  die  wie 


jede  andere  von  der  Behörde  getragen  werden 
und  für  welche  sie  die  erforderlichen  Mittel 
auf  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Wege 
aufbringen  muß.  Der  Staat  stellt  den  Armen- 
behörden  dazu  zunächst  zur  V'erfügung  die 
etwaigen  Erträgnisse  eigenen  Vermögens, 
namentlich  von  Stiftungen,  die  mancherorts, 
z.  B.  in  Lübeck,  sehr  beträchtlich  sind,  die 
freiwilligen  Gaben  der  privaten  Wohltätig- 
keit, den  Ertrag  gewisser  Abgaben  und 
Steuern,  sog.  Arnienabgaben  und  Ar- 
mensteuern und  schließlich  zur  Deckung 
des  Fehlbetrags  die  allgemeinen  Geldquellen 
des  Staates  und  der  Gemeinden,  insbeson- 
dere die  gewöhnlichen  Steuern.  Das  System 
besonderer  Armenabgaben  hat  sich  nament- 
lich in  den  romanischen  Ländern,  dasjenige 
der  besonderen  Armensteuern  in  England  aus- 
gebildet; in  Deutschland  sind  Armensteuern 
fast  gar  nicht,  Armenabgaben  nur  wenig  be- 
kannt. In  Frankreich  mit  dem  System  der 
fakultativen  öffentlichen  Armenpflege  wurden 
den  Armenverbänden,  d.  h.  den  bureaux  de 
bienfaisance  und  den  h^pitaux  und  hospices, 
gewisse  Abgaben,  ursprünglich  ein  Teil  des 
Oktroi,  später  noch  die  10— 2ö%ige  Lust- 
barkeitsabgabe, der  Ertrag  der  Friedhofs- 
konzessionen und  ein  Teil  der  polizeilichen 
Geldstrafen,  zur  Verfügung  gestellt,  mit 
welchen  Mitteln  und  den  eigenen  Einkünften 
sie  nur  soweit  zu  unterstützen  brauchten, 
als  eben  diese  Mittel  reichten,  während  alles 
übrige,  mit  Ausnahme  der  den  Departements 
obliegenden  Waisenpflege,  der  privaten 
Wohltätigkeit  überlassen  blieb,  mochte  diese 
auch  sich  noch  so  sehr  als  unzulänglich  er- 
weisen. Erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  hat 
Frankreich  dieses  System  aufgegeben  und 
zunächst  für  Kranke,  dann  für  arme  Greise, 
Sieche  und  Invalide  eine  Zwangsarmenpflege 
eingeführt,  die  ihre  Mittel  aus  allgemeinem 
Steueraufbringen  erhält.  In  England  be- 
stand seit  dem  Armengesetz  von  1601  staat- 
liche Zwangsarmenpflege,  ausgeübt  durch  die 
Kirchspiele,  welche  zur  Deckung  ihrer  Kosten 
eine  besondere  Armensteuer  erhoben.  Be- 
steuert wurde  nur  der  Reinertrag  des  Grund- 
vermögens einschließlich  der  Gebäude,  aus- 
genommen den  Wald  und  die  Bergwerke, 
(das  Einkommen  und  das  bewegliche  Ver- 
mögen blieben  frei),  das  Grundvermögen  aber 
so  hoch,  daß  der  gesamte  notwendige  Auf- 
wand gedeckt  wurde.  Dadurch  wurden,  na- 
mentlich in  ärmeren  Gegenden  und  bei  zahl- 
reichen Armen,  manche  kleinereGrundbesitzer 
und  Bauern  sowie  Pächter  dermaßen  über- 
lastet, daß  sie  wirtschaftlich  zugrunde  gingen, 
und  dies  war  mit  eine  Ursache  für  die  Aus- 
rottung des  kleinen  Bauernstandes.  Diese 
Armensteuer  besteht  heute  noch  in  Eng- 
land, wenn  auch  in  stark  modifizierter  Form. 
In  Deutschland  besteht  nur  in  einigen  Län- 
dern eine  Armensteuer  als  Objektsteuer  zu- 
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giinsten  der  Landarmenverbände,  so  z.  B. 
in  Württemberg  nach  dem  G.  v.  2./VII. 
1889,  in  Baden  nach  dem  G.  v.  5./V.  1870, 
im  übrigen  ist  sie  unbekannt.  Eine  besondere 
Liistbarkeitssteuer  als  Genieindeabgabe  ist 
zwar  unter  indirektem  reichsrechtlichem 
Zwange  jetzt  in  allen  Ländern  als  Gemeinde- 
abgabe eingeführt,  ihr  Ertrag  fließt  aber  in 
die  Gemeindekasse  und  ist  keineswegs  vor- 
zugsweise zur  Deckung  der  Armenlasten  des 
Ortsarmenverbandes  bestimmt.  Dasselbe 
gilt  auch  von  dem,  in  vielen  Ländern  den 
Genieinden  zuflieUenden  Anteil  an  dem 
Ertrage  der  Polizeistrafgelder,  der  Friedhofs- 
kunzessionen  usw.  Dagegen  ist  mancherorts 
die  Hundesteuer  als  reine  gemeindliche  Ar- 
menabgabc  ausgebildet.  Im  übrigen  werden 
die  Armcnlasten  durch  die  ordentlichen  Ein- 
nahmequellen der  Gemeinden  und  größeren 
Verbände  aus  dem  allgemeinen  Steuerauf- 
kommen gedeckt,  teilweise  auch  in  Form 
von  Zuschüssen  der  Länder  oder  größeren 
Kommiinalverbänden  an  überlastete  kleine 
( »rtsarmenverbände. 

c)  Verhältnis  der  Ortsarmcnver- 
bande  zu  den  Landarmenverbänden; 
Gewährung  von  JJeihilfen.  Nach  den 
Bestimmungen  des  UWCi.  ist  es  den  Land- 
armenvcrbänden  gestattet,  die  Ausübung 
der  Armenpflege  an  den  Landarmen  ganz 
dem  vorläufig  unterslützungspflichtigcn 
Ortsarnienverband  zu  überlassen  und  sich 
darauf  zu  beschränken,  diesem  seine  Aus- 
lagen nach  gesetzlicher  Vorschrift  zu  ersetzen. 
Von  dieser  Befugnis  haben  die  Landesgesetze 
wohl  überall  bezüglich  der  offenen  oder 
llausarmenpflege  Gebrauch  gemacht,  wäh- 
rend viele  Landarmenverbändc  die  geschlos- 
sene oder  Aiistalts-Arnienpflege  in  großem 
l'mfange  selbst  ausüben,  und  zwar  nicht 
nur  an  Landarmen,  sondern  auch  an  Orts- 
arnien,  für  welche  die  besondere  Art  der 
Anstaltspflege  notwendig  wird.  Es  unter- 
halten nämlich  in  den  meisten  Ländern  die 
I^andarnienverbände  —  in  kleineren  Ländern 
auch  der  Staat  —  eigene  Anstalten  für 
Geisteskranke,  Geistesschwache,  Blöde,  Epi- 
leptische, Taubstumme,  Sieche,  Blinde  und 
Krüppel,  in  welche  sie  solche  hilfsbedürftige 
Personen,  die  entweder  den  Unterstützungs- 
wohnsitz im  Bezirke  des  betreffenden  Land- 
armenverbandes haben  oder  landarm  sind, 
so  lange  aufnehmen  und  verpflegen,  als  die 
Notwendigkeit  der  besonderen  Anstaltspflege 
besteht.  Sie  entlasten  also  insoweit  selir  er- 
heblich die  Ortsarmenverbände  ihres  Be- 
zirks von  der  Tragung  der  letzteren  gesetz- 
lich obliegenden  Armenlasten.  Die  Land- 
armenverbände  gehen  aber  häufig  noch 
weiter,  sie  tragen  nicht  nur  einen  großen  Teil 
der  hierbei  entstehenden  Kosten,  sondern  sie 
gewähren  den  Ortsarmenverbänden  auch 
noch  bare  Beihilfen  zu  den  diesen  sonst  noch 


obliegenden  Armenkosten,  wobei  sie  ihrer- 
seits mitunter  wieder  Staatszuschüsse  er- 
halten. Beide  Maßregeln  haben  sich  im 
Laufe  der  Jahre,  und  zwar  je  länger  je  mehr, 
als  notwendig  erwiesen,  nachdem  landes- 
gesetzlicli  durchweg  die  einzelnen  Orts- 
gemeinden, und  zwar  selbst  die  kleinsten 
Zwerggemeiiiden,  zu  selbständigen  Orts- 
armenverbänden erklärt  sind  und  anderen- 
falls unter  der  Last  der  besonders  kostspie- 
ligen dauernden  Anstaltsarmenpflege  oder 
der  Erstattung  von  Armenkosten  an  aus- 
wärtige Armenverbände  vollständig  zu  er- 
liegen drohten  oder  ihrer  Unterstützungs- 
pflicht gegenüber  diesen  besonders  bedauerns- 
werten Kategorien  von  Armen  überhaupt 
nicht  nachkommen  kcmnten  und  diese  auf 
den  Straßenbeltel  oder  die  private  Mild- 
tätigkeit zu  verweisen  genötigt  waren.  Um 
diesen  krassen  Mißständen  wenigstens  einiger- 
maßen abzuhelfen,  hat  das  UWG.  folgende 
Bestimmungen  getroffen: 
j  1.  Wenn  ein  Armenverband  als  endgültig 
I  verpflichteter  Verband  nicht  imstande  ist, 
dem  vorläufig  unterstützenden  Armenver- 
band dessen  Kosten  einschließlich  der  Kosten 
eines  etwaigen  Streitverfahrens  zu  ersetzen, 
I  so  obliegt  dem  Land,  welchem  der  verpflich- 
tete Armenverband  angehört,  die  Sorge  für 
die  Beitreibung  dieser  Erstattung.  Die 
Landesgesetzgebung  hat  diese  Pflicht  des 
Staates  durchgängig  auf  die  Landarmen- 
verbändc abgewälzt,  indem  sie  bestimmt, 
daß  die  letzteren  den  Ortsarmenverbänden, 
welche  den  ihnen  obliegenden  V^erpflich- 
tungen  nicht  zu  genügen  vermögen,  Beihilfen 
zu  gewähren  und  auch  dem  im  Streit- 
verfahren  obsiegenden  Armenverbande  dessen 
Prozeßkosten  zu  ersetzen  haben. 
I  2.  Das  UWG.  gestattet,  daß  landesrecht- 
lich den  Landarmenverbänden  gewisse 
Zweige  der  öffentlichen  Armenpflege  an 
I  Stelle  der  Ortsarmenverbändc  übertragen 
werden,  und  von  dieser  Befugnis  ist  auch 
in  allen  Ländern  insoweit  Gebrauch  gemacht 
worden,  als  die  Landarmenverbände  teils 
für  befugt  erklärt  wurden,  gewisse  Fürsorge- 
j  zweige  zu  übernehmen,  teils  sogar  gesetzlich 
dazu  verpflichtet  wurden.  So  bestimmt  ein 
preußisches  G.  v.  Il./VIL  1891,  daß  die 
I  Landarnienverbände  verpflichtet  sind,  für 
Bewahrung,  Kur  und  Pflege  hilfsbedürftiger 
I  Geisteskranker,  Idioten,  Epileptischer,  Taub- 
I  stummer  und  Blinder  insoweit  zu  sorgen, 
als  Anstaltspflege  erforderlich  ist.  Ein  Er- 
stattungsanspnich  wegen  der  hierdurch  ent- 
stehenden Aufwendungen  steht  zwar  dem 
Landarmenverband  gegen  den  Ortsarmen- 
verband des  Unterstützungswohnsitzes  zu, 
es  haben  aber  die  Kreise  zwei  Drittel  der 
Summe  als  Beihilfe  zu  gewähren.  Außerdem 
sind  in  Preußen  die  Kreise  ermächtigt  (aber 
nicht  verpflichtet),  für  ihre  Bezirke  beson- 
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dere  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  der 
Armenpflege  zu  treffen,  z.  B.  durch  Errich- 
tung von  Kreiskrankenhäusern.  Ferner  sind 
die  Landarmenverbände  verpflichtet,  in  ihren 
Anstalten,  soweit  der  Raum  es  gestattet,  die 
der  Fürsorge  der  Ortsarmenverbändo  an- 
heimfallenden Personen  gegen  Entschädigung 
aufzunehmen.  Aehnliche  Bestimmungen 
enthalten  die  Armengesetze  aller  größeren 
Länder.  Am  weitesten  geht  darin  das  neue 
bayerische  ArmenG.  v.  21./Vin.  1914  in 
seinen  Artt.  56—64.  Einzelheiten  sind  in  den 
verschiedenen  Landesgesetzen  nachzulesen. 

d)  Die  Aufsicht  über  die  Armen- 
verbände. Diese  obliegt  landesgesetzlich 
überall  den  gewöhnlichen  Gemeinde-  bzw. 
Kreis-  und  Bezirks-  oder  Regierungsauf- 
sichtsbehörden, die  oberste  Aufsichtsbehörde 
ist  das  Ministerium.  Für  die  Aufsicht  gelten 
die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Staats- 
aufsicht in  Gcmeindeangelegenheiten,  so  daß 
in  den  meisten  Ländern  letztinstanzlich  eine 
Entscheidung  des  obersten  Verwaltungs- 
gerichts angerufen  werden  kann,  soweit  nicht 
lediglich  die  Verwaltungsbeschwerde  gegeben 
ist,  was  in  den  Ländern  wieder  ganz  ver- 
schieden geregelt  ist. 

e)  Verhältnis  der  Armenverbände 
zu  den  Unterstützten  und  ihren  An- 
gehörigen. Sämtliche  Landesgesetze  räu- 
men dem  unterstützenden  Armenverband 
einen  Erstattungsansprueh  gegen  den  Unter- 
stützten oder  dessen  Erben  ein,  wenn  sich 
entweder  nachträglich  herausstellt,  daß  die 
Armenunferstützung  bei  der  Vermögenslage 
des  Unterstützten  überhaupt  nicht  erforder- 
lich war,  oder  daß  der  Unterstützte  nach- 
träglich zu  solchem  Vermögen  gekomxnen  ist, 
daß  ihm  noch  der  notdürftige  (in  manchen 
Gesetzen  der  standesgemäße)  Unterhalt  ver- 
bleibt. Nur  Preußen  hat  keine  ausdrückliche 
Gesetzesbestimmung,  aber  auch  dort  wird  das 
gleiche  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  ab- 
geleitet, obwohl  die  juristische  Unterlage  dafür 
bestritten  ist.  Mehrere  Armengesetze  Ijezeich- 
nen  die  Armenunterstützung  überhaupt  nur 
als  Vorschuß  oder  Darlehen,  das  zurückzu- 
zahlen sei,  sobald  der  Bedürftige  in  bessere 
Vermögensverhältnisse  gelangt  ist  (Sachsen, 
Württemberg,  Oldenburg).  Neuere  Gesetze 
vermeiden  diese  Ausdrücke,  regeln  aber  den 
Erstattungsanspruch  in  allen  Einzelheiten, 
so  z.  B.  das  hamburgische  (§§  19,  22  des  Ge- 
setzes von  1907j  und  das  bayerische  Armen- 
gesetz von  1914  in  Art.  10. '  Einige  Gesetze 
räumen  daneben  noch  den  Armenverbänden 
ein  gesetzliches  Erbrecht  am  Nachlaß  des 
Unterstützten  ein.  Die  Bestimmungen  be- 
ruhen auf  den  Artt.  103  und  139  des  EinfG. 
zum  BGB.  Auch  einen  Erstattungsanspruch 
gegen  unterhaltspflichtige  Verwandte  des 
Unterstützten  über  den  oben  schon  be- 
sprochenen Kähmen  des  §  62  UWG.  hinaus 


und  namentlich  unter  Gestattung  der  Bei- 
treibung in  einem  abgekürzten  Verwaltungs- 
zwangsverfahren erkennen  manche  Landes- 
gesetze an.  So  bestimmt  z.  B.  Art.  11  des 
bayerischen  Armengesetzes,  daß  auf  Antrag 
des  unterstützungspflichtigen  Armenver- 
bandes die  Unterhaltspflichtigen  einschließ- 
lich des  unehelichen  Vaters  durch  die  Ver- 
waltungsbehörden angehalten  werden  kön- 
nen, dem  Hilfsbedürftigen  nach  Maßgabe 
der  gesetzlichen  Unterhaltspflicht  die  er- 
forderliche Unterstützung  zu  gewähren  und 
die  Aufwendungen  zu  ersetzen,  die  in- 
folge der  Nichterfüllung  ihrer  Verpflichtung 
für  den  Unterhalt  gemacht  wurden.  Aehn- 
lich  auch  §  19  des  hamburgischen  Armen- 
gesetzes. 

f)  Ansprüche  Dritter  gegen  den 
Armenverband.  Nach  geltendem  Recht 
ist  es  eine  bestrittene  Frage,  die  aber  vom 
Oberlandesgericht  Frankfurt  in  einem  neue- 
ren Urteile  bejaht  wird,  ob  dritte  Personen, 
die  ohne  Rechtspflicht  und  ohne  Auftrag 
eines  Armenverbandes  einen  Hilfsbedürftigen 
unterstützt  haben,  deshalb  im  Rahmen  des- 
jenigen, was  der  Armenverband  ohne  das 
Dazwischentreten  des  Dritten  zu  leisten  ge- 
habt hätte,  einen  klagbaren  Erstattungsan- 
spruch gegen  den  verpflichteten  Armenver- 
band haben.  Ausdrücklich  hat  nur  das  baye- 
rische Armengesetz  die  Frage  in  Art.  14  dahin 
gelöst,  daß  ein  solcher  Anspruch  nur  dann 
bestehe,  wenn  der  zunächst  verpflichtete 
Armenverband  binnen  drei  Tagen  nach  Be- 
ginn der  Hilfeleistung  von  dieser  Kenntnis 
erhält  und  wenn  die  Hilfe  so  dringend  war, 
daß  die  vorherige  Anzeige  bei  dem  Armen- 
verband nicht  möglich  war.  Erfolgt  die  An- 
zeige nicht  innerhalb  der  bestimmten  Frist, 
so  ist  nur  die  Hilfe  ersatzfähig,  die  nach  Ein- 
gang der  Anzeige  beim  Armenverband  ge- 
leistet wurde.  Etwas  günstiger  sind  nur 
Aerzte  und  Apotheker  sowie  Hebammen  bei 
dringenden  von  ihnen  geforderten  Hilfe- 
leistungen gestellt.  Ueljer  den  Anspruch 
wird  im  Verwaltungsstreitverfahren  entschie- 
den. Eine  gleiche  gesetzliche  Regelung  wäre 
auch  in  den  anderen  Ländern  zu  erstreben, 
um  der  dort  jetzt  herrschenden  Unsicherheit 
ein  Ende  zu  machen. 

g)  Der  armenpolizeiliche  Arbeits- 
zwang. Daß  ein  arbeitsfähiger  Hilfsbe- 
dürftiger, der  öffentliche  Armenunterstützung 
genießt,  verpflichtet  ist,  sich  nach  Anordnung 
des  unterstützenden  Armenverbandes  einer 
seinen  Kräften  angemessenen  Arbeit  inner- 
halb oder  außerhalb  einer  Beschäftigungs- 
anstalt zu  unterziehen,  also  die  bezogene 
Unterstützung  wieder  ganz  oder  teilweise  ab- 
zuverdienen, ist  in  allen  Ländern  geltendes 
Recht.  Darüber  hinaus  haben  aber  die 
meisten  Länder,  von  welchen  hier  nur  Preu- 
ßen, Bayern,  Baden  und  Hamburg  genannt 
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sein  sollen,  auch  einen  arbeitspolizeilichen 
Arbeitszwang  gegenüber  Arbeitsscheuen  und 
säumigen  Nährpflichtigen  eingeführt.  Gegen 
einen  Mißbrauch  dieser  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit  und  gegen  eine  zu  lange 
Festhaltung  des  Verpflichteten  in  einer  Är- 
beitsanstalt  sind  dabei  landesgesetzlich  weit- 
gehende Garantien  geschaffen,  allerdings  mit 
nicht  unbeträchtlichen  Abweichungen  in  den 
Einzelheiten,  auf  die  hier  nicht  eingegangen 
worden  kann.  Das  neueste,  bayerische  Ar- 
mengesetz setzt  die  Voraussetzungen,  unter 
welchen  dieser  Arbeitszwang  zulässig  sein 
soll,  übrigens  in  grundsätzlicher  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Landesgesetzen  der 
übrigen  Länder,  in  Art.  76  dahin  fest:  „Vfct 
öffentliche  iVrmenunterstützung  empfängt 
und  sich  weigert,  die  ihm  nach  Art.  4 
Abs.  1,  Art.  5  angewiesene  Arbeit  zu  ver- 
richten, kann  auf  Antrag  des  unterstützen- 
den oder  erstattungspflichtigen  Armenvcr- 
bandes  für  die  Dauer  der  Hilfsbedürftigkeit 
in  einer  öffentlichen  i\rbeitsanstalt  oder  in 
einer  staatlich  als  geeignet  anerkannten 
privaten  Anstalt  untergebracht  (bzw.  nach 
Art.  83  auch  außerhalb  einer  Anstalt  zur 
Arbeit  angehalten)  werden.  Das  gleiche 
gilt  in  den  Fällen  des  Art.  2  Abs.  3  gegenüber 
dem  Unterhaltspflichtigen,  wenn  er 
trotz  Aufforderung  des  Arnienverbandes 
seiner  Unterhaltspflicht  nicht  nachkommt. 
Der  Untergebrachte  ist  verpflichtet,  für 
Rechnung  des  Armenverbandes  die  ihm  an- 
gewiesenen Arbeiten  nach  dem  Maße  seiner 
Kräfte  zu  verrichten.  Der  armenpolize'liche 
Arbeitszwang  darf  nicht  in  Straf-  oder  Naoh- 
haftanstalten  vollzogen  werden.  Die  Unter- 
bringung ist  unzulässig:  1.  wenn  die  Hilfs- 
bedürftigkeit nur  durch  vorübergehende  Um- 
stände verursacht  ist;  2.  wenn  der  Unter- 
stützte nicht  arbeitsfähig  ist;  3.  wenn  er 
entsprechend  seiner  Arbeitsfähigkeit  zu  sei- 
nem und  seiner  Familie  Unterhalt  beiträgt; 
4.  wenn  die  Unterbringung  mit  erheblichen, 
den  Umständen  nach  nicht  gerechtfertigten 
Härten  oder  Nachteilen  für  sein  Fortkommen 
verbunden  wäre.  Statt  der  Unterbringung 
in  einer  Arbeitsanstalt  kann  auch  die  Unter- 
bringung in  einer  Erziehungsanstalt  oder 
Heilanstalt,  insbesondere  auch  Trinkerheil- 
anstalt, angeordnet  werden,  in  welcher  der 
Untergebrachte  mit  angemessener  Arbeit 
beschäftigt  werden  kann." 

Zu  beachten  ist  hierbei,  daß  der  Arbeits- 
zwang, wenn  ein  zur  armenrechtlichen  Fa- 
milie gehöriger  Angehöriger  (siehe  oben) 
unterstützt  wird,  sich  stets  gegen  das  Fami- 
lienhaupt wendet,  weil  das  Gesetz  davon 
ausgeht,  daß  dieser  und  nicht  das  von 
ihm  abhängige  Familienglied,  der  ,, Unter- 
stützte", im  Sinne  des  Gesetzes  ist, 
und  dies  selbst  dann,  wenn  die  Unter- 
stützung des  Angehörigen  ohne  oder  gar 


gegen  den  Willen  des  Familienhauptes  er- 
folgt. 

Ucber  die  Entlassung  aus  der  Arbeits- 
anstalt bestimmen  die  Artt.  81,  82  des  bave- 
rischcn  Gesetzes,  ebenfalls  in  grundsätzlicher 
I  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  der 
!  übrigen  deutschen  Länder,  daß  diese  eine 
!  vorläufige  oder  endgültige  ist.     Die  vor- 
läufige .widerrufliche  Entlassung  kann  jcder- 
,  zeit  vom  Armenverband  verfügt  werden.  Sie 
soll  aber  erfolgen,  wenn  der  Untergebrachte 
sich  3  Monate  lang  einwandfrei  geführt  hat 
I  und  kann  nur  widerrufen  werden  nach  Ab- 
lauf von  3  Monaten  nach  der  Entlassung  und 
;  wenn  dann  noch  die  Voraussetzungen  der 
i  Unterbringung  fortbestehen.    Nach  Ablauf 
I  eines  Jahres  nach  der  vorläufigen  Entlassung 
ist  der  Widerruf  unzulässig.   Die  endgültige 
Entlassung  hat  zu  erfolgen,  sobald  die  ge- 
setzlichen    Voraussetzungen    der  Unter- 
bringung weggefallen  sind  oder  wenn  die 
Unterbringung  im  ganzen  ein  Jahr  gedauert 
hat.  Gegen  einen  sie  ablehnenden  Bescheid  des 
Armenverbandes  steht  dem  Untergebrachten 
das  Vcrwaltungsstreitverfahren  offen.  (Vgl. 
auch  Art.  ,, Arbeitshaus",  oben  S.  742  ff.). 

h)  Andere  armenpolizeilicho  und 
strafrechtliche  Maßnahmen.  Abgesehen 
vom  armenpolizeilichen  Arbeitszwang  sind 
teils  reiehsrechtlich,  teils  landosrcchtlicn  auch 
noch  andere,  polizeiliche  oder  strafrechtliche 
Maßnahmen  vorgesehen,  welche  der  Ver- 
armung und  ihren  Folgen  entgegenarbeiten 
oder  die  Armenbehörden  gegen  mißbräuch- 
liche Ausnutzung  sichern  sollen. 

A.  Polizeiliche  Maßnahmen: 
1.  Die  mit  der  Armenunterstüt- 
zung verbundenen  Rechtsnachteile. 
Vor  der  Staatsumwälzung  im  November  1918 
enthielten  die  Wahlgesetze  des  Reichs  und 
der  Länder  fast  ausnahmslos  eine  Bestim- 
mung, welche  die  Empfänger  von  öffentlicher 
Armenunterstützung  vom  aktiven  und  pas- 
siven Wahlrecht  ausschloß.  Die  Bestim- 
mungen befanden  sich  mit  dem  sozialen 
Empfinden  der  neuesten  Zeit  nicht  mehr  im 
Einklang  und  wurden  deshalb  auch  von  der 
Wissenschaft  bekämpft  (zu  vgl.  Dr.  Pollig- 
keit  in  der  Zeitschr.  für  Armenwesen  1918 
S.  82,  V.  Hollanderdaselbst  S.  11  ff,  Klumker, 
Fürsorgewesen  S.  43,  89,  Schmid, ,, Schweizer 
Armenrecht  S.  340ff.,  Klinische  Wochen- 
schrift 1904  Nr.  10).  Sie  sind  durch  die 
neueste  Gesetzgebung  beseitigt,  nur  einzelne 
Rechtsnachteile  für  Arme,  insbesondere  auch 
Beschränkung  von  Ehrenrechten  finden  sich 
noch  da  und  dort.  Auch  das  GVG.  schließt 
noch  die  Empfänger  von  Armenunterstüt- 
zungenaus den  letzten  drei  Jahren  vom  Amte 
eines  Schöffen  und  Geschworenen  aus.  Auch 
die  Beseitigung  dieser  Bestimmungen  ist  er- 
wünscht und  in  der  nächsten  Zeit  zu  erwarten. 
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2.  Das  Wirtsliausverbot.  Das  baye- 
rische Armengesetz  enthält  in  §  7  Abs.  1 
eine  Vorschrift,  welche  an  Empfänger  von 
Armenunterstützung  die  Abgabe  alkoho- 
lischer Getränke  in  Wirtschaften  verbietet 
und  unter  Polizeistrafe  stellt,  auch  die  öffent- 
liche Bekanntmachung  des  Wirtshausver- 
botes anordnet.  Aehnliche  Vorschriften  be- 
stehen auch  noch  in  anderen  Ländern.  Die 
Zweckmäßigkeit  und  namentlich  die  Durch- 
führbarkeit eines  solchen  Verbots  ist  indessen 
lebhaft  umstritten.  Einen  nennenswerten 
Erfolg  verspricht  eine  solche  Maßregel  jeden- 
falls nicht. 

3.  Der  Ungehorsam  des  Unter- 
stützten. Landesgesetzlich  ist  vielfach, 
z.  B.  in  Art.  7  des  neuen  bayerischen  Armen- 
gesetzes, bestimmt,  daß  denjenigen  Hilfs- 
bedürftigen, welche  den  berechtigten  An- 
ordnungen des  Armenverbandes,  insbeson- 
dere über  die  Ernuttlung  der  Hilfsbedürftig- 
keit, die  Verabreichung  von  LTnterstützungen, 
die  Leistung  der  zugewiesenen  Arbeit,  die 
Einhaltung  einer  bestimmten  Lebensweise 
oder  den  Aufenthalt  in  einer  Armenanstalt 
ungerechtfertigten  Ungehorsam  entgegen- 
setzen, jede  weitere  Unterstützung  versagt 
werden  kann. 

4.  Verbot  des  Almosengebens  und 
des  Gabensammelns.  In  einzelnen  Län- 
dern, z.  B.  in  Sachsen  und  Hamburg,  be- 
stehen noch  Polizeiverordnungen,  welche  das 
Almosengeben  bei  Strafe  verbieten,  aber 
praktisch  nicht  durchgeführt  werden.  Auch 
das  Gabensammeln,  insbesondere  die  Veran- 
staltung von  Kollekten  zu  wohltätigen 
Zwecken,  ist  meist  von  polizeilicher  oder 
ministerieller  Genehmigung  abhängig.  Eine 
reichsrechtliche  Kegelung  dieser  Materie  ist 
während  des  Weltkrieges  versucht  worden, 
sie  hat  aber  nicht  befriedigt.  Die  Schwierig- 
keiten, welche  einer  gesetzgeberischen  Kege- 
lung des  Gabensammelns  entgegenstehen, 
sind  sehr  groß.  Die  private  Wohltätigkeit 
ist  einerseits  vielfach  auf  diesen  Weg  an- 
gewiesen, um  sich  die  erforderlichen  Geld- 
mittel zu  verschaffen,  andererseits  wird  aber 
auch  mit  solchen  Sammlungen  oft  Miß- 
brauch getrieben  und  der  Ertrag  kommt  mehr 
den  Sammlern  als  den  Hilfsbedürftigen  zu- 
gute. Eine  einwandfreie  gesetzliche  Kege- 
lung des  Sammelwesens  ist  bis  jetzt  noch 
nicht  gefunden.  Eine  reichsrcchtliche  Rege- 
lung ist  zu  erstreben. 

B.  Strafrechtliche  Maßnahmen: 
Lange  Zeit,  namentlich  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch,  glaubte  man  durch  strafrecht- 
liche Bestimmungen  die  Armut  aus  der  Welt 
schaffen  zu  können.  Zahlreiche  Bettelord- 
nungen verboten  unter  drakonischen  Straf- 
androhungen, oft  bei  verschärfter  Todes- 
strafe, das  Betteln,  aber  ohne  jeden  Erfolg. 


Das  deutsche  Strafgesetzbuch  enthält  nur 
noch  vereinzelte  Strafbestimmungen  armen- 
rechtlicher Natur. 

1.  Nach  §  361  Ziffer  10  KStGB.  wird  mit 
Haft  oder  Geldstrafe  bestraft,  wer,  obschon 
er  in  der  Lage  ist,  diejenigen,  zu  deren  Er- 
nährung er  verpflichtet  ist,  zu  unterhalten, 
sich  der  Unterhaltspflicht  trotz  der  Aufforde- 
rung der  zuständigen  Behörde  derart  entzieht, 
daß  durch  Vermittlung  der  Behörde  fremde 
Hilfe  in  Anspruch  genommen  werden  muß. 
Die  Bestimnuing  hat  sich  praktisch  nicht 
bewährt ;  viel  wirksamer  war  der  landes- 
gesetzlich als  armenrechtliche,  nicht  straf- 
rechtliche Maßnahme  angeordnete  Arbeits- 
zwang gegen  säumige  Nährpflichtige  mit  der 
Möglichkeit  der  Zurückhaltung  in  einer  An- 
stalt, wovon  bereits  die  Rede  gewesen  ist. 

2.  Nach  §  361  Ziffer  3  RStGB.  wird  mit 
Haft  bestraft,  wer  als  Landstreicher  umher- 
zieht, desgleichen  nach  Ziffer  4  daselbst  wer 
bettelt  oder  Kinder  zum  Betteln  verleitet 
oder  Personen,  welche  seiner  Gewalt  und 
Aufsicht  untergeben  sind  und  zu  seiner 
Hausgenossenschaft  gehören,  vom  Betteln 
abzuhalten  unterläßt.  Der  Begriff  des 
Betteins  kann  hier  als  bekannt  vorausgesetzt 
werden.  LTnter  einem  Landstreicher  wird 
man  denjenigen  zu  verstehen  haben,  der  ar- 
beits-  und  zwecklos,  ohne  die  Mittel  zu  seinem 
Unterhalt  zu  besitzen,  im  Lande  umherzieht. 
Nach  §362  RStGB.  können  verurteilte  Bettler 
und  Landstreicher  zu  Arbeiten,  welche 
ihren  Fähigkeiten  und  Verhältnissen  ange- 
messen sind,  innerhalb,  und  sofern  sie  von 
anderen  freien  Arbeitern  getrennt  gehalten 
werden,  auch  außerhalb  der  Strafanstalt 
angehalten  werden.  Bei  den  kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen,  die  gegen  Bettler  und 
Landstreicher  meist  verhängt  werden  und 
der  Ungeeignetheit  der  kleinen  Amtsge- 
fängnisse, in  welchen  diese  Strafen  verbüßt 
werden,  hat  sich  diese  Maßnahme  als  wir- 
kungslos erwiesen.  Weiter  geht  die  Be- 
stimmung daselbst,  daß  das  Gericht  bei  Ver- 
urteilung zur  Haft  zugleich  aussprechen 
kann,  daß  die  verurteilte  Person  der  Landes- 
polizeibehörde überwiesen  wird.  Letztere 
erhält  dadurch  die  Befugnis,  den  Bettler  oder 
Landstreicher  —  ersteren  aber  nur,  wenn  er 
m  den  letzten  3  Jahren  wegen  Betteins  mehr- 
mals verurteilt  wurde  oder  wenn  er  unter 
Drohungen  und  mit  Waffen  bettelte  —  ent- 
weder bis  zu  2  Jahren  in  ein  Arbeitshaus 
unterzubringen  oder  zu  gemeinnützigen  Ar- 
beiten zu  verwenden.  Ueber  die  Durch- 
führung dieser  sog.  korrektioneilen  Nach- 
haft hat  der  Bundesrat  durch  Beschluß  v. 
26./VL  1889  bestimmte  Grundsätze  aufge- 
stellt, die  von  allen  Ländern  gleichmäßig 
zu  beachten  sind.  Bei  Ausländern  kann 
statt  der  Nachhaft  die  Ausweisung  aus  dem 
Reichsgebiet  erfolgen.    Auch  diese  Bestini- 
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mungen  haben,  wie  die  Bettlerstatistik  er- 
weist, sich  in  der  Praxis  als  eine  stiinijjfe 
Waffe  ersviesen.  Schon  lange  wird  eine 
Hcform  bezüglich  der  strafreclitlichcn  Be- 
liandlung  der  Bettler  und  Landstreicher  ver- 
langt. Es  liegt  auch  bereits  seit  Jahren  ein 
neuer,  wiederholt  überarbeiteter  V'iirent- 
wurf  zu  einem  neuen  Strafgesetzbuch  vor, 
welcher  bezüglich  der  strafrechtlichen  Be- 
handlung der  Bettler  und  Landstreicher  ganz 
neue  Bahnen  einschlägt  (zu  vgl.  Aschnjlt  in 
den  Schriften  des  Deutschen  Vereins  lieft  1)0 
und  die  Verhandlungen  des  Deutschen  Arnien- 
pflegerkongresses  i.  J.  1911,  Heft  95  und  96 
daselbst).  Von  den  neuen  Gedanken,  welche 
durch  die  Beforni  gesetzgeberisch  verwirk- 
licht werden  sollen  und  in  dem  neuen  Schwei- 
zer Strafgesetzbuch  sich  in  den  Grundzügen 
ebenso  wiederfinden,  sagt  Aschrott  a.  a.  0. 
übersichtlich:  ,,Man  kann  sie  unter  drei 
großen  (iesichtspunkten  zusammenfassen. 
Erstens:  es  soll  in  Zukunft  in  viel  weitgehen- 
derem Maße  als  bisher  neben  der  Straftat 
und  ihren  Folgen  auf  die  Eigenart  des  Täters, 
auf  seine  in  der  Tat  hervorgetretene  Gesin- 
nung, Rücksicht  genommen  werden.  Zwei- 
tens: da  für  einen  erfolgreichen  Kampf  gegen 
das  Verbrechen  sich  die  Strafen  nicht  als 
ausreichend  enviesen  haben,  so  sollen  den 
Strafen  sichernde  Maßnahmen  zur  Seite 
gestellt  werden,  um  gegenüber  bestimmten 
Verbrecherkategorien  durch  individualisie- 
rende Einwirkung  auf  den  Täter  diesen  von 
der  Begehung  weilerer  strafbarer  Hand- 
lungen abzuhalten.  Drittens:  zur  Durch- 
führung der  erwähnten  beiden  Gedanken 
soll  dem  Richter  ein  weiterer  Spielraum  als 
bisher  bei  der  Bestimmung  der  Folgen  einer 
Straftat  eingeräumt  werden;  die  Befugnisse 
des  Strafrichters  sollen  so  erheblich  erweitert 
werden."  Armenrechtlieh  von  größter  Be- 
deutung sind  hier  die  sichernden  Maßnahmen; 
denn  es  soll  der  Richter  die  Befugnis  erhalten, 
bei  Verurteilungen  wegen  Arbeitsscheu  und 
Liederlichkeit,  sowie  wegen  Trunkenheit  und 
Trunksucht  auf  Unterbringung  in  ein  Ar- 
beitshaus, Einweisung  in  eine  Trinkerheil- 
anstalt usw.  zu  erkennen.  Der  Entwurf  zu 
einem  neuen  RStGB.  unterliegt  zurzeit  im 
Reichsjustizministerium  einer  letzten  Ueber- 
arbeitung  und  soll  noch  i.  J.  1923  dem 
Reichstage  zur  Verabschiedung  vorgelegt 
werden. 

3.  Die  Strafbestimmung  des  Art.  88  des 
bayerischen  Armengesetzes,  die  sich  ähn- 
lich auch  in  Art.  10  des  württembergischen 
Polizeistrafgesetzbuchs  findet,  sei  hier  auch 
noch  erwähnt.  Sie  bestraft  mit  Geld  oder 
Haft  denjenigen,  der  sieh  mutwilligerweise  in 
eine  hilfsbedürftige  Lage  bringt  und  dadurch 
das  Eingreifen  der  öffentlichen  Armenpflege 
veranlaßt.  Zum  Schutz  der  Armenbehörden 
gegen  unziemliches  Benehmen  der  Unter- 


'  stützten  und  gegen  mißbräuchliche  Ver- 
äußerung oder  Unbrauclibarriiacliung  von 
Gegenständen,  die  als  Naturalunterstüt- 
zungen  gegeben  wirden,  enthält  Art.  87 
des  bayerischen  Armengesetzes  noch  eine 
Strafbestimmung,  deren  Ucbornalime  in  die 
Reichsgesetzgebung  nur  befürwortet  werden 
kann. 

4.  Die  Armenpflege  an  Ausländern. 

Das  UWti.  bestimmt  zwar  in  seinem  §  60, 
daß  hilfsbedürftige  Ausläiuler  hinsichtlich 
der  vorläufigen  Unterstützung  ebenso  zu  be- 
handeln sind  wie  Inländer,  regelt  dort  auch 
weiter  die  Frage,  wer  die  dadurch  entstehende 
Arnienlast  endgültig  trägt,  läßt  dagegen  die 
völkerrechtliche  Verpflichtung  ausländischer 
Staaten,  ihre  verarmten  Angehörigen  auf 
Verlangen  Deutschlands  zu  übernelinien  und 
die  ihr  entsprechende  Berechtigung  des 
Deutschen  Reiches,  verarmte  Ausländer  in 
ihr  Heimalland  abzuschieben,  unberührt. 
Ueber  die  Ausübung  und  die  Beschränkung 
der  Abschiebung  und  die  Ucbernalimever- 
pflichtung  bestanden  vor  dem  Kriege  eine 
Reihe  von  Staatsverträgen,  die  aber  durch 
den  Krieg  fast  alle  hinfällig  geworden  sind. 
Ein  Staatsvertrag  besteht  noch  mit  Däne- 
mark, den  Niederlanden  (v.  17./XII.  1904) 
und  der  Schweiz  (v.  13./XI.  1909);  gegen- 
über Oesterreich-Ungarn  und  Luxemburg 
gilt  noch  die  Eisenacher  Uebereinkunft  v. 
11. /VII.  1853.  Diese  Verträge  bestimmen 
zunächst  die  armenrechtliche  (ileichbchand- 
lung  der  bezüglichen  Ausländer  mit  den  In- 
ländern bis  zum  Eintritt  der  Transporlfähi^- 
keit  und  die  Beschränkung  der  Zulässigkeit 
der  Abschiebung,  ferner  den  gegenseitigen 
Verzicht  auf  Kostenersatz  und  gegenseitige 
Rechtshilfe  zur  Erlangung  des  Ersatzes  der 
Aufwendungen  aus  dem  Vermögen  des  Hilfs- 
bedürftigen oder  anderer  Ersatzpflichtigen. 
Eine  am  IBJXI.  1912  in  Paris  zusammen- 
getretene ,, Internationale  Konferenz  über 
die  Unterstützung  von  Ausländern"  suchte 
die  Frage  der  Arnienversorgung  der  Auslän- 
der und  ihrer  Abschiebung  international  zu 
regeln.  Diese  von  20  Staaten  beschickte 
Konferenz  faßte  auch  eine  Reihe  von  Be- 
schlüssen, die  aber  bei  Ausbruch  des  Welt- 
krieges noch  nicht  ratifiziert  waren  und  dar 
durch  hinfällig  geworden  sind.    Eine  neue 

i  internationale  Regelung  ist  nunmehr  in  ab- 

I  sehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten. 

5.  Die  Bestrebungen  zur  Reform  der 
deutschen  Armengesetzgebung.  Der  der- 
zeitige Stand  der  deutschen  Armengesetz- 
gebung wird  seit  einer  Reihe  von  Jahren  so- 
wohl von  den  Unterstützten  und  den  Unter- 
stützungsbehörden, wie  auch  von  den  Fach- 
kreisen und  den  politischen  Parteien  als  ein 
unbefriedigender  angesehen.  Verschiedene 

'  Versuche  der  Parteien  vor  dem  Kriege, 
1  weitergehende  Aenderungen  des  UWG.  durch- 
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zusetzen,  als  sie  zuletzt  in  der  Novelle  vom  geführt  werden  muß,  im  übrigen  aber  den 
Jahre  1907  erreicht  worden  waren,  scheiterten  Ausführungsvorschriften  der  einzelnen  Bun- 
indessen  teils  an  der  Uneinigkeit  der  Parteien  desstaaten  einen  weiten  Spielraum  zu  be- 
im Reichstage,  teils  am  Widerspruch  der  ver-  lassen,  so  daß  den  mannigfachen  Besonder- 
bündeten  Regierungen.  Es  muß  auffallen,  :  heiten  der  Verhältnisse  Rechnung  getragen 
daß  trotz  der  allgemein  anerkannten  Mängel  werden  kann." 

des  geltenden  Rechtes  das  UWG.  i.  J.  1912  Es  wurden  damals  folgende  Reformen 
auf  Elsaß-Lothringen  und  i.  J.  1916  mit  Zu-  vorgesehlagen,  die  auf  dem  Wege  der  Reichs- 
stimmung dieses  Bundesstaates  und  seiner  '  gesetzgebung  oder,  wenn  diese  nicht  zu  er- 
Volksvertretung auf  Bayern  ausgedehnt  I  reichen  sei,  auf  dem  Wege  einer  gleich- 
wnrde.  Der  Grund  dafür  ist  darin  zu  suchen,  '  mäßigen  übereinstimmenden  Landesgesetz- 
daß  eine  ganze  Anzahl  von  Bestimmungen  gebung  zu  erstreben  seien: 
des  UWG.  die  Möglichkeit  eröffnete,  im  a)  Betreffend  das  Maß  der  zu  leistenden 
Wege  der  Landesgesetzgebung  einen  einiger-  ,  Unterstützung  sollte  zwar  daran  festgehalten 
maßen  befriedigenden  Zustand  zu  schaffen,  j  werden,  daß  die  öffentliche  Armenpflege 
daß  auch  gerade  das  besonders  reforra-  i  sich  auf  die  subsidiäre  Gewährung  des  Not- 
bedürftige  materielle  Arraenpflegerecht,  so-  j  bedarfs  beschränken  müsse,  als  in  dessen 
wie  die  Abgrenzung  und  die  Organisation  ,  Rahmen  liegend  aber  auch,  nach  dem  Vor- 
der öffentliclien  Armenverbände  "landesge-  bild  von  Sachsen  und  der  süddeutschen 
setzlich  zu  regeln  waren.  Die  Bestrebungen  '  Staaten,  die  Erziehung  und  die  Erwerbs- 
gingen deshalb  in  erster  Linie  auf  eine  Re-  befähigung  angesehen  werden, 
form  des  Landesrechts  unter  einstweiliger  1  b)  "Betreffs  der  Organisation  der  Armen- 
Beibehaltung  des  UWG.  Der  den  Gedanken  verbände  und  der  Verteilung  der  Armen- 
der_  Reform  der  Armengesetzgebung  am  lasten  wurden  folgende  Vorschläge  gemacht: 
eifrigsten  und  sachverständigsten  verfolgende  i  Die  Landarmenverbände  sind  zu  verpflichten, 
,, Deutsehe  Verein  für  Armenpflege  und  überbürdeten  Ortsarmenverbänden  ihres  Be- 
Wohltätigkeit" konnte  deshalb  auf  seiner  '  zirks  nach  Prozenten  der  Ausgabe  bemessene 
Stuttgarter  Tagung  i.  J.  1913  noch  folgende  ]  Beihilfen  zu  gewähren.  Leistungsschwache 
Richtlinien  für  die  Reform  vorschlagen:  j  allzu  kleine  und  überbürdete  Ortsarmenver- 
,,1.  Nachdem  im  Deutschen  Reiche  die  ,  bände  sollten  auch  zwangsweise  mit  benach- 
Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  Armen- ;  barten  Ortsarmenverbänden  desselben  Bun- 
wesens,  soweit  der  Unterstützungswohnsitz ,  desstaates  zu  Gesaratarmenverbänden  ver- 
in  Frage  kommt,  in  Aussicht  steht,  ist  es  \  einigt  werden  können.  Den  Landarmenver- 
geboten,  die  Rechtseinheit  auch  auf  dem  ■  bänden  sollte  die  Fürsorge  für  Geisteskranke, 
Gebiete  des  materiellen  Armenrechts  herbei- 1  Blöde,  Epileptische,  Trunksüchtige,  Taub- 
zuführen. Dieses  Ziel  wird  am  besten  durch  i  stumme  und  Blinde  übertragen  werden,  so- 
ein  einheitliches  deutsches  Armengesetz  ge- 1  weit  diese  der  Pflege  oder  Ausbildung  in 
währleistet.  Solange  ein  solches  nicht  er-  einer  Anstalt  bedürfen,  für  Sieche  oder  sonst 
lassen,  ist  die  Rechtseinheit  in  den  einzelnen  i  anstaltsbedürflige  Personen,  soweit  der 
Bundesstaaten  durch  eine  möglichst  über-  '<  Raum  in  ihren  Anstalten  es  gestattet,  sowie 
einstimmende  Landesgesetzgebung  vor- :  für  Wanderarme  und  bildungsfähige  Krüp- 
zubereitcn.     _  pel;  die  Pflegekosten  sollten  die  Ortsarmen- 

2.  Prinzipiell  wäre  es  durchaus  richtig, !  verbände  nach  Maßgabe  eines  Tarifs  wenig- 
ein einheitliches  Reichsarmengesetz  in  dem  '  stens  teilweise  ersetzen.  Landesgesetzlich 
Sinne  zu  schaffen,  daß  auch  das  Reichsgesetz  1  sollte  die  Möglichkeit  offen  bleiben,  diese 
über  den  Unterstützungswohnsitz  als  ein  \  Aufgaben  auf  noch  größere  Verbände  zu 
Teil  des  Armenrechts  in  das  neue  Gesetz ;  übertragen  oder  andere  Verbände  an  den 
hineingearbeitet  wird.  Allein  aus  praktischen  ■  Kosten  zu  beteiligen.  Umgekehrt  sollten  die 
und  historischen  Gründen  sollte  man  zu-  •  Landarmenverbände  berechtigt  werden,  die 
nächst  von  diesem  Gedanken  absehen  und  ,  ihnen  anheimfallenden  nicht  anstaltspflege- 
an  dem  UWG.,  nachdem  es  auch  in  Bayern  bedürftigen  Personen  den  Ortsarmenver- 
angenommen  ist,  festhalten.  bänden  des  Aufenthaltsortes  zu  überweisen. 

3.  Wenn  ein  praktisches  Resultat  erzielt  c)  Betreffs  des  armenrechtlichen  Arbeits- 
werden soll,  so  muß  in  dorn  Entwurf  eines  zwanges  sollte  ein  Reichsgesetz  die  —  bis- 
Rcichsarmengesetzes  auf  die  zurzeit  in  den  j  weilen,  wenn  auch  mit  Unrecht,  bezweifelte  — 
einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden  Ver- ;  Zulässigkeit  der  landesgesetzlichen  Anord- 
hältnisse,  insbesondere  aber  auf  die  größten  j  nung  bejahen,  den  Personenkreis  abgrenzen, 
Bundesstaaten  Preußen  und  Bayern,  weit-  auf  welchen  der  Arbeitszwang  erstreckt  wer- 
gehend  Rücksicht  genommen  werden.  Es  j  den  darf  und  die  Rechtsgarantien  aufstellen, 
empfiehlt  sich  daher,  nur  diejenigen  Punkte  ]  die  bei  Ausübung  des  Zwanges  eingehalten 
durch  ein  Reichsgesetz  zu  regeln,  in  denen  werden  müssen,  im  übrigen  aber  die  Rege- 
eine Rechtseinheit  im  Interesse  einer  ge- '  lung  der  Landesgesetzgebung  überlassen, 
ordneten  Armenfürsorge  unbedingt  herbei- !  Personenkreis  und  Rechtsgarantien  sollten 
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ungefähr  so  bestimmt  werden,  wie  das  in  i  eine  Entwurf  A  sollte  die  Fürsorge  für  die 
den  neuesten  Landesgesetzen  (Preußen,  nicht  der  Armenpflege  anheimfallenden 
Baden,  Hamburg)  bereits  geschehen  war  und  Wanderer  in  der  Art  regeln,  daß  ganz  Deutsch- 
in dem  oben  näher  besprochenen  bayerischen  land  obligatorisch  mit  einem  Netz  von  Wan- 
Armengesetz  i.  J.  1916  später  geschehen  ist.  ;  derarbeitsstätten  und  Arbeitsheimen  über- 

d)  Betreffs  der  Regelung  der  Wanderer-  zogen  würde,  welche  diese  Wanderer  be- 
fürsorge  wurde  eine  Abänderung  des  §  28  ;  schäftigen  und  mit  dem  Ertrag  der  Arbeit 
ÜWG.  über  die  vorläufige  Unterstiitzungs-  ihre  Lebensnotwendigkeiten  sichern  sollten, 
pflicht  des  Ortsarmcnvorbandes  des  jeweiligen  '  Dazu  sollten  diese  Wanderer  unter  eine  feste 
Aufenthaltes  des  Wanderers,  Zulässigkeit  der  Ordnung  gestellt,  es  sollten  ihnen  Wander- 
Entmündigung  unverbesserlicher  Wanderer,  papiero  ausgestellt  und  Wanderstraßen  vor- 
dauernde Unterbringung  und  Versorgung  der  geschrieben  und  Arbeit  vermittelt  werden, 
hilfsbedürftigen  Arbeitsscheuen  durch  Ici- ;  zunächst  durch  Arbeitsnachweise,  ergänzend 
stungsfähige  Verbände  mit  staatlicher  Unter-  [  durch  Einrichtung  von  Arbeitsstätten  für 
Stützung,  ähnliche  Versorgung  durch  die  j  vorübergehende  Beschäftigung  und  von  Ar- 
Armenverbände,  gemeinsam  mit  der  pri- '  beitsheimen  für  länger  dauernde  Arbeit, 
vaten  Wohltätigkeit  (v.  Bodelschwingh)  für  !  letztere  namentlich  für  solche  Personen,  die 
die  wandernden  sog.  halben  Kräfte,  und  '  auf  dem  freien  Arbeitsmarkt  kein  sicheres 
Schaffung  von  Schutzeinrichtungen  für  Unterkommen  finden  konnten  (die  sog.  Un- 
mittellose Wanderer,  die  nur  wegen  Arbeits-  wirtschaftlichen  und  lialben  Kräfte).  Der 
losigkeit  wandern  (Herbergen,  Unterstüt-  andere  Entwurf  B  beschäftigte  sich  nur  mit 
zungskassen,  Arbeitslosenversicherung,  evtl.  der  Wandererarmenpflege  und  schlug  fol- 
Einrichtung  von  Arbeitsstätten)  verlangt.     genden  neuen  §  30a  für  das  UWG.  vor: 

e)  Betreffs  der  Aufsicht  über  die  öffent-  ,,Wird  eine  Person,  die  arbeitslos  im  Lande 
liehe  Armenpflege  wurde  die  Ausgestaltung  umherzieht,  hilfsbedürftig,  so  ist  derjenige 
des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen  vor-  ]  Landarmen  verband  zur  Erstattung  der 
geschlagen  mit  erweiterter  Zuständigkeit  zur  '  durch  die  Unterstützung  erwachsenden 
Entscheidung  von  Zweifelsfragen  auch  außer-  Kosten  verpflichtet,  in  dessen  Bezirk  sie  sich 
halb  eines  Streitverfahrens,  begutachtender  beim  Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  befindet, 
und  teilweise  auch  indirekt  überwachender  sofern  nicht  gemäß  §  29  der  Ortsarmenver- 
Tätigkeit  bezüglich  der  Ausübung  der  Armen-  band  des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  die 
pflege  und  Einführung  einer  amtsärztlichen  Kosten  zu  tragen  hat."  Die  Gesetzentwürfe 
Ueberwachung.  Die  Notwendigkeit  einer  waren  dem  Reichstag  noch  nicht  vorgelegt, 
weiteren  fachmännischen  Beaufsichtigung  '  als  der  Weltkrieg  ausbrach.  Naturgemäß 
durch  landesrechtlich  zu  bestellende  Armen- 1  ruhte  nun  jede  armenreformatorischc  Rcichs- 
inspektoren  wurde  damals  noch  offen  ge- 1  gesetzgebung.  Landesgesetzlich  aber  war 
lassen,  später  aber  kräftig  bejaht.  |  nur  Bayern  auf  diesem  Gebiete  tätig,  indem 

f)  Betreffs  der  Ersatzforderungen  der  ,  es  unmittelbar  nach  Ausbruch  des  Krieges, 
Armenverbände  gegen  den  Unterstützten  i  am  21./VIIL  1914,  ein  vorzügliches  Armen- 
nnd  Dritte,  sowie  der  Ersatzansprüche  Dritter  igesetz  erließ,  welches  im  wesentlichen  allen 
gegen  den  Armenverband  sollte  eine  allge- !  oben  wiedergegebenen  Forderungen  des 
meine  reichsrechtliche  Regelung  etwa  nach  ,  Stuttgarter  Armenpflegertages  vom  Jahre 
den  Grundsätzen  gefordert  werden,  wie  sie  { 1913,  soweit  sie  landesrechtlich  erfüllbar 
oben  bezüglich  einiger  neuerer  Armengesetze  waren,  entsprach.  Ohne  den  Krieg  wäre 
geschildert  ist.  I  zu  erwarten  gewesen,  daß  die  reichsrecht- 

Noch  i.  J.  1913  ließ,  entsprechend  dem  |  liehen  Entwürfe  über  die  Wandererfürsorge 
Vorschlag  unter  d  die  Reichsregierung  zwei  Gesetz  geworden  wären  und  die  übrigen 
Gesetzentwürfe  über  Wandererfürsorge  aus-  j  Bundesstaaten  in  Bälde  dem  bayerischen 
arbeiten,  da  das  für  Preußen  erlassene  Vorbilde  nachgebildete  Armengesetze  erlassen 
WanderarbeitsstättenG.  v.  29./VII.  1907  hätten,  womit  die  Reform  der  Armengesetz- 
unzureichend  war,  weil  es  die  Einrichtung  der  gebung  auf  absehbare  Zeit  abgeschlossen 
Arbeitsstätten  der  Beschlußfassung  durch  die  gewesen  wäre.  Durch  den  Weltkrieg  und  die 
Provinziallandtage  überließ,  weil  weiter  die  ;  ihm  folgenden  Ereignisse  wurde  die  Entwick- 
anderen Staaten  dem  preußischen  Gesetz  hing  eine  andere.  Alsbald  stellte  sich  in 
nicht  gefolgt  waren,  sondern  soweit  sie,  wie  ;  größtem  Umfange  die  Notwendigkeit  einer 
z.  B.  Württemberg,  eine  mustergültige  Wan-  |  Kriegsfürsorge  für  die  Angehörigen  der  zum 
dererfürsorge  durchgeführt  hatten,  diese  der  Heere  Eingezogenen  heraus.  Sie  durch  die 
privaten  Wohltätigkeit  überlassen  hatten  und  Organe  der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege, 
weil  endlich  immer  deutlicher  wurde,  daß  jede  d.  h.  die  Armenverbände  ausüben  zu  lassen, 
Wandererfürsorge  praktisch  versagen  mußte,  war  unmöglich,  denn  bei  näherer  Prüfung 
wenn  sie  nicht  für  ganz  Deutschland  gleich-  ■  von  deren  Verfassung  und  Praxis  ergab  sich, 
mäßig  und  obligatorisch  gemacht  wurde,  daß  sie  so  rückständig  waren  und  den  so- 
Es  wurden  zwei  Entwürfe  aufgestellt.    Der  I  zialen  Anforderungen  unserer  Zeit  so  wenig 
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entsprachen,  daß  die  Verweisung  der  Krieger- 
frauen usw.  an  sie  einen  Sturm  der  Ent- 
rüstung erregt  hätte.  Die  Kriegsfiirsorge 
wurde  darum  anderen  größeren  Verbänden, 
nämlich  den  Städten  und  den  unteren  Ver- 
waltungsbehörden (Kreisen,  Bezirksämtern, 
Uberämtern)  anvertraut,  auch  wurde  der 
Grundsatz  autgegeben,  daß  am  Wohnsitz 
oder  gar  dem  Unterstützungswohnsitz  zu 
unterstützen  sei,  sondern  dieser  durch  den 
Aufenthaltsort  ersetzt.  Damit  fiel  auch  noch 
der  Grundsatz  der  Unterstützungs-Familien- 
einheit.  Die  Mittel  wurden  durch  Zusammen- 
wirken von  Reich,  Staaten  und  Gemeinden 
aufgebracht.  Das  System  bewährte  sich 
während  des  Krieges  durchaus.  Es  lenkte 
aber  auch  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf 
die  Mängel  des  UWG.  selbst  und  nunmehr 
erscholl  der  Ruf  nach  einer  Reform  nicht 
nur  der  landesrechtlichen  Ausführungsgesetze 
zum  UWG.,  sondern  auch  des  letzteren  selbst. 
,, Soziale  Ausgestaltung  der  Armenpflege" 
wurde  das  Schlagwort  des  Tages.  Nachdem 
die  neue  Reichsverfassung  ausdrücklich  die 
Zuständigkeit  des  Reiches  auf  die  gesamte 
Wohlfahrtspflege  einschließlich  der  öffent- 
lichen Armenpflege  ausgedehnt  hatte,  ver- 
langten weite  Kreise  den  Erlaß  eines  um- 
fassenden Reichswohlfahrtsgesetzes  mit  Be- 
gründung von  Kreiswohlfahrtsämtern  und 
einem  Reichswohlfahrtsamt  au  der  Spitze, 
dessen  eine  Abteilung  lediglich  das  öffentliche 
Unterstützungswesen  bilden  sollte.  Beson- 
ders stürmisch  wurden  angesichts  der  durch 
den  Krieg  verursachten  Verwilderung  der 
Jugend  Jugendwohlfahrtsämtcr  verlangt. 
Auch  sollte  die  besondere  Organisation  der 
Kriegswohlfahrl  und  der  Auslandshilfe  all- 
mählich abgebaut  und  luit  den  regelmäßigen 
Organisationen  vereinigt  werden,  was  eben- 
falls einen  starken  Druck  auf  den  Erlaß  eines 
allgemeinen  Reichswohlfahrtsgesetzes  aus- 
übte. Die  Reichsregierung  übernahm  zu- 
nächst als  dringendste  Aufgaben  die  Neu- 
regelung der  Versorgung  der  Kriegsbeschä- 
digten und  Kriegshinterbliebenen,  der  Er- 
werbslosenfürsorge und  der  Fürsorge  für 
die  aus  den  abgetretenen  Gebieten  und  dem 
Auslande  vertriebenen  Deutschen  und 
schließlich  die  Jugendpflege  und  Jugend- 
fürsorge. Ein  Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 
entstand,  welches  auch  die  Fürsorge  für 
armenrechtlich  hilfsbedürftige  Jugendliche 
regelte,  mit  dem  Grundsatz  des  Unter- 
stützungswohnsitzes und  der  armenrecht- 
lichen Familieneinheit  brach  und  die  Für- 
sorge von  den  kleinen  und  leistungsschwachen 
Ortsarmenverbänden  auf  größere  Verbände 
übertrug,  auch  eine  anderweitige  Regelung 
der  Kostendeckungsfrage  brachte.  Näher 
auf  dieses  Gesetz  einzugehen  ist  hier  nicht 
der  Ort.  (Vgl.  Art.  „Jugendamt",  V.  Bd. 
S.  515  ff.,  insbes.  S.  521.)   Im  übrigen  er- 


schien die  Frage  der  Schaffung  eines  Reichs- 
wohlfalirts-  oder  Reichsarmengesetzes  der  Re- 
gierung noch  nicht  spruchreif, und  sie  forderte 
zunächst  eine KlärungderMeinungender sach- 
verständigen Ivreise.  Dieseerfolgtezunächstim 
Februar  1920  auf  einer  Tagung  der  Fachaus- 
schüsse für  städtisches  und  ländliches  Für- 
sorgewesen, wo  von  den  Referenten  bis  ins 
einzelne  gehende  Richtlinien  über  die  Re- 
form des  gesamten  öffentlichen  Unter- 
stützungswesens durch  Erlaß  eines  Reichs- 
armengesetzes vorgelegt  und  von  der  Ver- 
sammlung als  eine  brauchbare  Grundlage 
für  weitere  Gesetzesvorschläge  erklärt  wur- 
den, zugleich  aber  auch  die  P'rage  zur  Er- 
örterung kam,  ob  nicht  mit  einem  Reichs- 
armengesetz zu  warten  sei,  bis  ein  allge- 
meines Reichswohlfahrtsgesetz  spruchreif  sei, 
welches  das  öffentliche  Unterstützungsrecht 
zwar  mitumfassen  müsse,  aber  doch  nur  als 
einen  Teil  eines  we  t  größeren  Rechtsgebietes, 
mit  dessen  allgemeinen  Tendenzen  und  mit 
dessen  Behördenorganisation  dieser  Teil 
durchaus  in  Uebereinstimmung  zu  bringen 
sei.  Es  wurde  damals  eine  Einigung  dahin 
erzielt,  daß  man  sich  mit  einer  Reform  der 
öffentlichen  Armenpflege  allein  nicht  mehr 
begnügen  dürfe,  weil  die  auf  allen  Gebieten 
des  Volkslebens  hervortretenden  Notstände 
eine  Neuregelung  der  ganzen  öffentlichen 
Wohlfahrtspflege  nach  völlig  neuen  Gesichts- 
punkten fordere,  daß  aber  gleichwohl,  weil 
ein  solches  großes  Gesetzeswerk  noch  lang- 
j  wieriger  Vorarbeiten  bedürfe,  die  Neurege- 
lung der  armenrechtlichen  Bestimmungen  als 
dringendste  und  unaufschiebbare  Aufgabe, 
und  zwar  als  eines  Teilgebietes  des  künftigen 
Wohlfahrt sgesetzes  sofort  in  Angriff  zu 
nehmen  sei,  wozu  die  aufgestellten  Richt- 
linien, bei  weiser  Beschränkung  auf  das  Not- 
wendige und  unter  Ausschaltung  alles  des- 
jenigen, was  zweckmäßigerweise  oder  besser 
der  Landesgesetzgebung  überlassen  bliebe, 
eine  gute  Grundlage  abgäben.  In  diesem 
Sinne  wurde  ein  allgemeiner  Deutscher  Für- 
sorgetag vorbereitet  und  im  September  1920 
in  Jena  durchgeführt.  Die  Leitsätze  der 
Referenten  gingen  in  den  wichtigsten  Punkten 
dahin: 

a)  Beschränkung  der  Pflichtleistungen 
der  öffentlichen  Armenpflege  zwar  auf  den 
Notbedarf,  aber  eine  gesetzliche  Definition 
desselben  dahin,  daß  er  bei  erziehungsbedürf- 
tigen Personen  auch  die  Kosten  der  Er- 
ziehung und  die  Kosten  der  Berufsausbildung 
umfaßt,  daß  weiter  stets  das  zur  gründ- 
lichen Beseitigung  einer  gegenwärtigen  oder 
unmittelbar  bevorstehenden  Hilfsbedürftig- 
keit Erforderliche  zu  leisten  ist,  und  daß 
darüber  hinaus  als  eine,  wenn  auch  vorläufig 
noch  nicht  erzwingbare,  Aufgabe  der  Armen- 
verbände die  der  drohenden  Verarmung 
vorbeugende  Hilfe  bezeichnet  wird. 
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b)  Art  und  Maß  der  Unterstützung  be- '  auch  weiterhin  die  Ausübung  der  Anstalts- 
stimmen zwar  die,  von  der  Zentralinstanz  armenpflege  im  bisherigen  Umfange, 
zu  genehmigenden  Satzungen  der  Armen-  der  landesgesetzlicli  noch  erweitert  werden 
behürden  im  einzelnen,  aber  mit  der  reichs-  kann  auf  alle  anstaltsbedürftigen  Armen 
gesetzlichen  Einschränkung,  daß  völlige  sowie  auf  die  Erziehung  und  Ausbildung 
Versorgung  in  Anstalten  nur  dann  |  geistesschwacher,  blinder,  taubstummer  und 
wider  den  Willen  des  Unterstützten  ange- 1  krüppelhafter  Kinder,  die  bildungsfähig  und 
wendet  werden  darf,  wenn  Arbeitszwang  1  anstaltspflegebedürftig  sind. 

unter  Aufsicht  sich  als  notwendig  erweist,  |  c)  Die  Aufsicht  über  die  iiriliche  Armen- 
oder wenn,  wie  z.  B.  bei  gefährlichen  Geistes-  pflege  erfolgt  zunädist  durch  Selbstkontrolle 
kranken,  besondere  technische  Mittel  zur  und  durch  Amtsärzte,  die  allgemeine  Auf- 
Heilung, Pfle!,'e  oder  Bewahrung  erforder-  sieht  daneben  noch  durch  die  Gemeindoauf- 
lich  sind,  und  daß  weiter  bei  arbeitsfähigen,  sichtsbehörde,  die  besondere,  arnien- 
insbesondere  auch  bei  beschränkt  arbeits-  pflegerische  Aufsicht  durch  das  zum  Reichs- 
fähigen Personen  (halben  Kräften)  tunlichst  armenamt  auszugestaltende  Bundesamt  für 
Unterstützung  in  Form  von  Arbeit  und  in  das  lleimatwesen  und  durch  Landesarmcn- 
cngcm  Zusammenarbeiten  der  Armenbehor-  ämter. 

den  mit  den  Organen  der  Arbeitsvermittlung  ]  f)  Die  Verteilung  der  Armenlasten  soll  so 
gewährt  wird.  !  geregelt  werden,  daß  nach  einem  noch  zu 

c)  Ausübung  der  öffentlichen  Armen- j  bestimmenden  Verteilungsinaßstal)  den  Ar- 
pflege  durch  besondere  Ortsarinenverbände !  menverbänden  der  überwiegende  Teil  der 
oder  Kreisarmenverbände  als  selbstverwal- 1  Lasten  vom  Reich  und  den  Ländern  zu  er- 
tende  Zweckverbände,  deren  Abgrenzung  j  stalten  ist.  Das  Reich  trägt  dabei  den 
zwar  der  Landesgesetzgebung  überlassen  Armenaufwand  für  Ausländer  und  Staaten- 
bleibt,  die  aber  so  groß  sein  müssen,  daß  sie  lose  ganz,  im  ül)ngen  gewährt  es  den  Ländern 
finanziell  und  pflegeriscli  voll  leistungsfähig  feste  Zuschüsse.  Ein  bestimmter  Anteil  an 
sind  und  möglichst  mit  den  Bezirken  der  den  Kosten  muß  aber  urd)edingt  endgültig 
Jugendämter  zusammenfallen;  deshalb  zwar  I  den  Armenverbänden  und  den  einzelnen 
Wegfall  der  bisherigen  Ortsarmen- und  Land- !  dazu  gehörigen  Gemeinden  nach  Maßgabe 
armenverbände,  aber  doch  intensive  Beteiii-  ihrer  Leistungsfähigkeit  verbleiben. 

gung  der  einzelnen  Ortsgemeinde  an  der  g)  Bezüglich  der  Erledigung  von  Streit- 
Ausübung  der  Armenpflege  durch  selb-  Sachen,  der  Tarife  und  des  polizeilichen  Ar- 
ständige  Bemessung  der  im  Einzelfalle  beitszwanges  soll  es  im  wesentlichen  bei  den 
namentlich  bei  offener  .\rmenpflege  zu  ge-  auf  der  Stuttgarter  Tagung  aufgestellten 
währenden  Unterstützung  der  in  der  Ge-  Richtlinien  verbleiben.  Rechtsnachteile 
meinde  sich  aufhaltenden  Hilfsbedürftigen  öffentlich-  oder  privatreclitlicher  Natur  dür- 
und  bei  deren  Beaufsichtigung;  weitgehende  fen  ndt  der  Annahme  öffentlicher  Armen- 
Zuziehung  ehrenamtlicher  Armenpfleger  und  Unterstützung  nicht  mehr  verbunden  sein, 
der  Vertreter  der  privaten  Wohltätigkeit,  Der  Fürsorgetag  nahm  zu  den  einzelnen 
daneben  aber  auch  Anstellung  nundestens  Leitsätzen  noch  keine  endgültige  .Stellung, 
eines  beruflichen  (männlichen  oder  weib-  wenn  er  sie  auch  in  seiner  Mehrheit  im 
liehen)  Außenbeamten.  Möglichkeit  für  die  großen  und  ganzen  billigte,  wie  die  fol- 
Landesgesetzgebung,  die  Aufgabe  der  ort-  gende,  einstimmig  angenommene  Ent- 
lichen Arnienbehörde  auch  bestehenden,  den  Schließung  ergibt:  ,,Der  Deutsche  Für- 
vorstehenden  Jlindestforderungen  entsprech-  sorgetag  hält  eine  Aenderung  der  Gesetz- 
enden,   Wohlfahrtsämtern   zu   übertragen,  gebung  über  die  öffentliche  Armenpflege 

d)  Organisation  der  örtlichen  Armen-  als  eines  wesentlichen  Bestandteiles  der  ge- 
behörden  derart,  daß  jede  Beschränkung  der  samten  Wohlfahrtspflege  für  dringend  er- 
Freizügigkeit wegfällt,  ebenso  die  Unter-  forderlich.  Angesichts  der  steigenden  Not- 
scheidung zwischen  Landarmen  und  Orts-  läge  des  deutschen  Volkes  ist  außer  wirt- 
armen und  damit  der  Begriff  des  besonderen  schafts-  und  sozialpolitischen  Maßnahmen 
Unterstützungswohnsitzes  und  der  armen-  der  Ausbau  der  Armenpflege  unerläßlich, 
rechtlichen  Familieneinheit.  Jeder  Hilfs-  um  durchgreifende  und  vorbeugende  Hilfe 
bedürftige  wird  endgültig  von  derjenigen  zu  schaffen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  die  end- 
Armenbehörde  unterstützt,"  in  deren  Bezirk  gültige  Unterstützungspflicht  dem  iVrmen- 
die  Hilfsbedürftigkeit  erkennbar  hervortritt;  verband  des  dauernden  Aufenthalts  statt 
er  erhält  aber  zu  den  Kosten  der  Armen-  j  des  Unterstützungswohnsitzes  zu  übertragen, 
pflege  Zuschüsse,  auch  werden  für  die  ge- 1  Die  Ausübung  der  öffentlichen  Armenpflege, 
schlossene  Armenpflege  Sonderbestimmungen  [  die  den  verschiedenartigen  Verhältnissen 
erlassen.  Es  werden  nämlich  die  bisherigen  1  von  Stadt  und  Land  Rechnung  tragen  muß, 
Landarmenverbände  gemeinschaftliche  Ör- :  darf  nur  leistungsfähigen  Verbänden  anver- 
gane  mehrerer  Orts-  oder  Kjeisarmenver-  traut  werden.  Dabei  ist  die  geschlossene 
bände  ihres  Bezirks,  und  es  obliegt  diesen  !  Armenpflege  zum  Aufgabengebiet  der  größe- 
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ren  Verbände  zu  rechnen.  An  den  Kosten 
der  Armenpflege,  die  den  Armenverbänden 
obliegen,  sind  Reich  und  Länder  so  zu  be- 
teiligen, daß  eine  ausreichende  Unterstützung 
bei  möglichster  Sparsamkeit  gewährleistet 
wird.  Die  öffentliche  Unterstützung  darf 
mit  keinerlei  Bescliränkungen  von  poli- 
tischen oder  sonstigen  öffentlichen  oder  pri- 
vaten Eechten  verbunden  sein.  Die  Unter- 
stützten sind  gegen  unbillige  Maßnahmen  der 
Armenbehörden  durch  Ausbau  des  Be- 
schwerderechts zu  schützen.  Zur  Entlastung 
der  Armenverbände  sind  ihnen  erweiterte 
Rechte  zu  geben,  um  unterhaltspflichtige 
Verwandte  des  Unterstützten  nach  Maßgabe 
ihrer  1-eistungsfähigkeit  heranzuziehen.  Außer 
der  Neuordnung  des  öffentlichen  Armen- 
wesens fordert  der  Deutsche  Fürsorgetag 
baldige  Vorarbeiten  für  ein  Gesetz,  das  die 
gesamte  Wohlfahrtspflege  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  regelt." 

Mit  der  weiteren  Klärung  der  hierbei  in 
den  Einzelheiten  noch  umstritten  gebliebenen 
Punkte  beauftragte  der  Fürsorgetag  seine 
Fachausschüsse  für  städtisches  und  länd- 
liches Fürsorgewesen,  die  hierzu  am  15.  und 
16./Xn.  1920  in  Hannover  zusammentraten 
und  sich  auf  folgende  Gesichtspunkte  einigten 
(wobei  sie  die  inzwischen  in  einem  besonderen 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetz  geregelte  Ar- 
menpflege an  Jugendlichen  außer  Betracht 
ließen); 

1.  Die  endgültige  Unterstützungspflicht 
liegt,  abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  die 
größeren  Arnienverbände  zuständig  sind 
(siehe  hierunter  unter  Z  2)  dem  niederen 
Armenverband  ob,  in  dessen  Bezirk  der  Be- 
dürftige sich  bei  Eintritt  der  Hilfsbedürftig- 
keit befindet. 

Damit  wurde  der  obige  Leitsatz  c  des 
Referenten  wiederhergestellt,  die  Ent- 
schließung des  Fürsorgetags,  welche  die  end- 
gültige Unterstützungspflicht  dem  Armen- 
verband des  dauernden  Aufenthaltsorts 
auferlegen  wollte,  wurde,  weil  praktisch  nicht 
durchführbar  und  auch  im  Widerspruch  mit 
der  Kriegswohlfahrtspflege  und  dem  Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetz, geändert. 

2.  Den  größeren  Armenverbänden  ob- 
liegt die  Versorgung  der  Hilfsbedürftigen  im 
Sinne  der  außerordentlichen  Armenlast  (An- 
staltsarmenpflege im  bisherigen  Umfange, 
oben  unter  d)  unter  Hinzunahme  anstaltsbe- 
dürftiger Siechen,  Krüppel  und  Trinker,  und 
die  Versorgungder  Wanderarmen.  Die 
letzteren  waren  in  den  Leitsätzen  des  Refe- 
renten nicht  mehr  besonders  erwähnt  worden. 

3.  Die  Uebernahme  der  Kosten  der  nicht 
dauernden  Kjankenhausversorgung  ist 
Sache  der  niederen  Armenverbände. 

4.  Die  armenrechtlichen  Beschränkungen 
der  Freizügigkeit  sind  aufzuheben  (oben 
unter  d).  1 


5.  Die  Zugrundelegung  des  Aufenthalts 
für  die  Zuständigkeit  geschieht  in  der  Er- 
wartung, daß  durch  Dotationen,  und 
nicht  im  Wege  der  Verrechnung  der  Indivi- 
dualkosten, überbürdeten  Verbänden  Er- 
leichterungen geschaffen  werden  (oben 
unter  f). 

6.  Die  Ausübung  der  Armenpflege  (oben 
unter  c)  ist  so  zu  regeln,  daß  sie  nur  finanziell 
und  verwaltungstechnisch  leistungsfähigen 
Armenverbänden  anvertraut  wird.:  Die 
höheren  Selbstverwaltungsbehörden  haben 
bei  der  Abgrenzung  der  Bezirke  verantwort- 
lich mitzuwirken;  sie  haben  nötigenfalls  im 
Wege  des  Zwanges  Gesamtarmenver- 
bände zu  bilden.  Soweit  leistungsfähige 
Verwaltungsorganisafionen  innerhalb  des 
Kreises  bestehen  oder  gebildet  werden  (klei- 
nere Städte,  Aemter,  Bürgermeistereien  in 
der  Rheinprovinz)  sind  die  Armenverbände 
an  diese  anzugliedern.  Im  übrigen  kann  der 
Kreis  (Bezirk,  Kreishauptmannschaft  u.  dgl.) 
durch  Satzung  als  Armenverband  selbst  die 
Armenpflege  übernehmen;  die  Aufenthalts- 
gemeinde bleibt  dann  örtliches  Organ  unter 
der  fachlichen  Leitung  des  Kreises. 

7.  Bezüglich  der  Verteilung  der  Armen- 
lasten zwischen  dem  Reich,  den  Ländern, 
den  Armenverbänden  und  den  Gemeinden 
(oben  unter  f)  wurde  auf  die  Bestimmungen 
der  §§  52,  55  und  56  des  Landessteuerge- 
setzes hingewiesen,  wonach  das  Reich  nur 
an  solchen  Kosten  durch  Gewährung  von 
Zuschüssen  an  die  einzelnen  Länder  zu  be- 
teiligen sei,  welche  durch  Ueberweisung 
neuer  Pflichtausgaben  an  die  Armenver- 
bände, d.  h.  durch  eine  gegenüber  dem  bis- 
herigen Landesrechte  erweiterte  Für- 
sorgepflicht entstehen  würden,  während  den 
Ländern  ein  Lastenausgleich  unter  ihren 
Armenverbänden  und  Gemeinden  durch 
Zuschußleistungen  und  gänzliche  oder 
teilweise  Uebernahme  der  sog.  außerordent- 

i  liehen  Armenlast  obliege.  Eine  völlige 
I  Einigung  hierüber  konnte  aber^  nicht  erzielt 
werden;  sie  ist  auch  kaum  möglich,  solange 
die  neue  Steuergesetzgebung  noch  nicht  ab- 
[  geschlossen  und  die  Möglichkeit  der  Gemein- 
den und  korporativen  Verbände  sowie  der 
Länder,  die  zu  einer  besseren  Armenpflege 
erforderlichen  Mittel  durch  Selbstbesteue- 
rung aufzubringen,  noch  so  unsicher  ist  wie 
jetzt. 

Die  Notwendigkeit,  neben  einem  alsbald 
zu  erlassenden  Reichsarmengesetz  in  ab- 
sehbarer Zeit  auch  an  die  Ausarbeitung 
eines  allgemeinen  Reichswohlfahrtsgesetzes 
heranzugehen,  wurde  von  der  Versammlung 
schließlich  noch  besonders  betont.  \r 

Seitdem  haben  weitere  Erörterungen  der 
Einzelheiten  des  zu  erlassenden  Reichs- 
armengesetzes, insbesondere  auch  mit  Ver- 
tretern   der    ländlichen  Wohlfahrtspflege 
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stattgefunden,  nnd  es  ist  darüber  im  wesent- 
ichen  in  den  Kreisen  der  Sachverständigen 
eine  Einigung  erzielt  worden. 

Es  ist  nunmeiir  bestimmt  zu  erwarten, 
daß  die  Rcichsregicrung  mit  aller  Beschleuni- 
gung an  die  Ausarbeitung  eines  den  ob  gen 
Gesichtspunkten  Rechnung  tragenden 
Keichsarmengcsetzes  herantreten  wird.  Mit 
der  Ausarbeitung  eines  Entwurfs  ist  die 
Reichsregierung  bereits  beschäftigt. 

Literatur:  Die  älteren  Schriften  finden  »ich  ziem- 
licji  coUitänUitj  in  SICinsterberg,  Bibliographie 
de»  Armenwesenji  und  den  zwei  Xachtriigen  dazu. 
IMe  neueren  Erörterungen  tind  zusammengestellt 
in  F.  Diefenbach,  Ein  Jteichmrmengfictz, 
VtimchUige  zur  Refurtn  der  deutschen  Armen- 
gesetzgebung, Karlsruhe  I9!0.  —  Die  Schriften 
des  deutschen  Vereins  für  Armenpßege  und 
WMtätigkeil,  jetzt  D.  V.  für  öffentliche  und 
private  Fürsorge  enthalten  viele  Berichte  und 
Erirrterungen  zu  den  Problemen  des  deutschen 
Armmrechls  u.  a.  —  Buehl,  IC.  Fliimming, 
Fletticlimann,  Scllirayider,  Die  heutigen  An- 
forderungen an  die  ößentliche  Armenpßege  im 
Verhältnis  zur  bestehenden  Gesetzgebung,  Sehr, 
d.  V.  731",  1005.  —  Luppe,  Seil,  Behandlung 
erverbsbeschränkter  und  erwerbsunfähiger  Wan- 
derarmer, Sehr.  d.  V.  85,  Verhandlungen  87, 
1908.  —  Decker,  Kapp,  Die  öffentliche  .irmen- 
pflege  auf  dem  Lande,  Bericht  und  Verhand- 
lungen, Sehr.  d.  V.  Ol,  1009.  —  v.  Franken- 
berg,  Dreclmler,  Die  Behandlung  der  Bettler, 
Landstreicher  und  Arbeitsscheuen,  Sehr.  d.  l'. 
96,  I9ie.  —  E.  V.  Holländer,  K.  Sperling, 
Thode,  Die  gesetzliche  Regelung  der  Aufgaben 
der  öffentlichen  Armenpßege,  Sehr.  d.  V.  97, 
I91t,  dazu  Verhandlungen,  Heft  99,  lOlS.  — 
Ein  deutsches  Jteichsarmengeselz,  Grundlagen 
und  Richtlinien,  Sehr.  d.  V.  100,  191S,  Berichte 
und  Verhandlungen  101,  1914.  —  Kaftan, 
litaum.  Die  Aufsicht  über  die  öffentliche  Armen- 
pflege, Sehr.  d.  V.  10t,  1911.  —  Femer  an 
neueren  Schriften  :  W.  SolUlU,  Der  armen- 
poUzeiliche  Arbeitszwang ,  LVeiburg  1910.  — 
L~  Herding,  Die  Armengesetzgebung  im  Deut- 
schen Reiche,  speziell  in  Preußen,  Dissertation, 
Breslau  1912.  —  Funk,  Geschichte  und  Statistiii 
des  bremischen  Ai-menicesens,  Bremen  19IS.  — 
J.  Frey,  Die  Abschiebung  Ililfsbedürftiger  durch 
Armenverbände,  Bonn-Leipzig  1918.  —  Breit- 
haupt, Oeffentl.  Armenrecht  und  persönliche 
Freiheit,  Tübingen  1915.  —  Als  Kommentare 
zum  Vnterstützungswohnsitzgesetz ;  O.  Eger, 
Reichsgesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz, 
7.  Aufl.,  Breslau  1919.  —  H'.  Wählers,  J. 
Kreeh,  Reichsgesetz  Uber  den  ünlerstützungs- 
wohnsitz  nach  den  Entscheidungen  des  Bundes- 
amts für  das  Heimatwesen,  16.  Aufl.,  Berlin 
1017.  —  Zu  den  englischen  Reformvorschlägen: 
Report  of  the  Royal  Commission  of  the  Poor 
Laws  and  Relief  of  Distress.  Presenled  to  bvth 
ho^ises  of  Parliamenl,  London  1909.  —  Darin 
nimmt  den  halben  Raum  ein:  Separate  Report 
Part  I.  The  Destitution  of  the  Non-Able-Bndied, 
Part  IL  The  Destitution  of  the  Able-Bodied.  — 
The  Slinority  Report  of  the  Poor  Law  Com- 
mission, London  1909.  I.  The  Break-up  of  the 
Poor  Law,  II.  The  ünemployed.  —  Xew  Poor 
Law  or  no  poor  law,  being  a  descriplion  of  the 


älajority  and  minority  reports  of  the  Poor  Law 
Commission,  London  1009.  —  Eiiie  deutscMe 
Wiedergabe  des  iiinderheitsbcriehts  von  Helene 
Simon.  —  Sidney  u.  Beatrice  Wcbb,  Das 
Problem  der  Armut,  Jena  1912. 

F.  Diefenbach. 


II.  Die  Annengesetzgebung  und  Armen- 
polizei in  Deutschösterreich. 

1.     Geschichtliches.       2.  Rechtsqucllen. 

a)  Reichsrecht,  b)  Landesrecht,  c)  Die  neue 
Vorfassung,  d)  Armcnpolizeigcsotzgebung.  3.  Der 
Unterstützungsanspruch,    n)  Rechtliche  Natur. 

b)  Die  Armut,  c)  Subsidiarität  der  Armenpflege; 
Kückgriffsansprüehs.  d)  Heginn  des  Anspruclis. 
4.  Die  Träger  der  Armcnlast.  a)  Die  politische 
Gemeinde,  b)  Die  Heimatszuständigkeit.  c)  Das 
Land,  d)  Der  Bezirk,  c)  Der  Bund.  5.  Inhalt 
der  Armenpflege,  a)  Inhalt  und  Umfang  des 
Anspruchs.  bj  Arbeitszwang.  c)  Gebühren- 
befreiung,       d)   Unterstützung  Auswärtiger. 

c)  Formen  der  Armenpflege.  6.  Verhältnis  der 
Armenpflege  zu  anderweitiger  Fürsorge,  a)  Zur 
organisierten  Fürsorge,  b)  Ersatzansprüche  ein- 
zelner. 7.  Armenfinanzwesen,  a)  Grundsatz, 
b)  Dio  Arraenfonds.     c)  I'roiwilligo  Beiträge. 

d)  Gesetzliche  Zuflüsse,  c)  Bezirks-  und  Landcs- 
armenfonds.  8.  Internationales  Armenrecht. 
9.  Organe  der  Armenpflege.  10.  Verfahren  in 
Armensachen.  aj  Entscheidungen  über  das 
Heimatrecht,  b)  Durchsetzung  des  Versorgungs- 
anspruchs, c)  Ersatzansprüche.  11.  Armen- 
polizei. a)  RechtsfUrsorge.  b)  Landstreicherei  und 
Bettel,  c)  Zwangsarbeits-  und  Besserungsan- 
stalton, d)  Naturalvcrpficgstationen.  12.  Be- 
sonderheiten der  Armengeselzgebung  in  einzelnen 
Ländern,  a)  Wien,  b)  Niederösterreich,  c)  Steier- 
mark, d)  Burgenland.  13.  Reformbestrebungen. 

1.  Geschichtliches.  Das  Staatsgebilde,  das 
beim  Zusammenbruch  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  von  den  Deutschen  errichtet 
wurde,  und  das  sich  den  Namen  Deutsch- 
österreich gab,  hat  nur  mit  schweren  terri- 
torialen Einbußen  und  unter  dem  Namen  „Re- 
publik Oesterreich"  im  Frieden  von  Saint- 
Gcrmain  die  Anerkennung  der  Mächte  erlangt. 
Es  umfaßt  nur  einen  Teil  des  rein  deutschen  Ge- 
bietes des  vormaligen  österreichischen  Kaiser- 
staates. Während  das  alte  Oesterreich,  soweit 
die  Armengesetzgebung  in  Betracht  kommt, 
Gebiete  mit  ganz  verschiedener  geschichtlicher 
Entwicklung  umfaßt  hatte,  namentlich  auch 
solche  des  romanischen  und  des  osteuropäischen 
Armenrechtes,  gehört  das  Gebiet  des  neutigcn 
Oesterreich  ausschließlich  zum  Bereiche  des 
deutschen  Armenrechts. 

Die  Grundzüge  der  Geschichte  des  öster- 
reichischen Armenrechts  sind  darum  dieselben 
wie  die  der  anderen  deutschen  Gebiete  mit  ganz 
wenigen  partikularen  Besonderheiten. 

Im  Mittelalter  ist  die  Armenpflege  zunächst 
ausschließlich  kirchlich.  Zahlreiche  erhaltene 
Seelgerätsbriefe  zeigen  uns,  daß  zu  Zwecken  des 
Seelenheils  der  Stifter  massenhaft  Grundstücke, 
Renten  und  andere  dauernde  Anlagewerte  an 
Kirchen  und  Klöster  mit  der  Bestimmung  über- 
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gehen,  daß  das  kirchliche  Institut  gewisse  Akte 
der  Armenpflege  aus  den  Erträgnissen  leiste. 
Sowohl  der  auf  die  Ewigkeit  gerichtete  Zweck 
des  guten  Werkes,  wie  die  Wirtschaftsverfassung 
des  Mittelalters  (Ueberwiegen  des  unbeweglichen 
Kapitals)  bewirken,  daß  die  Armenpflege  des 
Mittelalters  vorwiegend  fundiert,  auf  eine  ewige 
Kapitalanlage  (fundus)  gegründet  ist.  So  erklärt 
es  sich,  daß  mit  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung 
der  Zeit  der  Kreuzziige  auch  für  die  Ausübung 
der  Armenpflege  die  Dauergründung,  die  An- 
stalt, in  den  Vordergrund  tritt.  Auch  zeigt  sich 
seit  dieser  Zeit  die  erste  Sonderung  in  einzelne 
Richtungen  der  Hilfstätigkeit  die  an  bestimmte 
Spezialanstalten  gebunden  sind.  Das  Kranken- 
haus trennt  sich  vom  Versorgungshaus,  wobei 
der  Name  Spital  im  Gegensatz  zum  heutigen 
Sprachgebr.auch  mehr  an  der  zweiten  Form 
haftet.  Auch  weltliche  Körperschaften,  wenn 
auch  oft  noch  mit  z.  T.  aufs  Jenseits  gerichteten 
Zwecken,  wie  die  Bruderschaften  und  die  Zünfte, 
betreiben  Armenpflege.  Bei  ihnen  tritt  vielfach 
eine  Beschränkung  der  Unterstützung  auf  Wit- 
wen und  Waisen  von  Mitgliedern  wie  auf  ver- 
armte Mitglieder  hervor,  wodurch  sie  die  Vor- 
läufer der  Selbsthilfe  und  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  auch  der  Sozialversicherungskassen  ge- 
worden sind. 

Die  Zeit  vom  16.  bis  zum  18.  Jahrh.  charak- 
terisiert wie  in  Deutschland  überhaupt  ein  un- 
geheures Ueberhandnehmen  der  Massenarmut, 
in  den  österreichischen  Ländern  noch  besonders 
gesteigert  durch  die  verheerenden  Türkenein- 
fälle, die  sich  auf  mehr  als  150  Jahre  erstrecken, 
und  der  Beginn  einer  landesherrlichen  Armen- 
gesetzgebung. Das  erste  Gesetz  in  dieser  Hin- 
sicht, die  im  Anschluß  an  reichsrechtliche  Vor- 
schriften erlassene  „Ordnung  und  Reformation 
guter  Polizei"  Ferdinands  I.  von  1552  ist  darum 
wichtig,  weil  sie  den  heute  noch  geltenden  Grund- 
satz der  Verbindung  der  Unterstützungspflicht 
mit  der  Heimatszugehörigkeit  festlegt.  Im 
übrigen  enthält  diese  Gesetzgebung  fast  nur 
polizeiliche  Bestimmungen;  Androhung  harter 
Strafen  für  Bettel,  Landstreicherei  und  andere 
unerwünschte  Erscheinungen  der  Verarmung  sind 
ihr  Hauptinhalt.  Ein  „Generale"  der  niederöster- 
reichischen Regierung  von  1671  ordnet  die  Er- 
richtung eines  Zuchthauses  an,  in  das  nach  dem 
Willen  des  Kaisers  „das  herrenlose  und  starke 
Bettler  Gesind"  neben  „trutzigen  Dienstboten", 
„unbändigen  Handwerksbursch",  ,, leichtfertige 
Weibspersonen  wie  auch  derselben  Kupplerinnen" 
„nebst  andern  schlimmen  Gesindl"  gebracht 
werden  soll.  Der  Gedanke  der  Erziehung  zur 
Arbeit  verbindet  sich  mit  dem  Bedürfnis  nach 
Arbeitern  für  schwere  Arbeit  besonders  im 
wiedereroberten,  verwüsteten,  klimatisch  gefähr- 
lichen Südungarn.  Bettler,  die  ungeachtet  der 
erfolgten  Ausweisung  zurückkehren,  sollen  nach 
dem  kaiserlichen  Patent  v.  5./XII.  1723  in  Banden 
und  Eisen  zu  Herrschafts-  (landwirtschaftlichen) 
Arbeiten,  bei  abermaligem  Rückfalle  zur  Schanz- 
arbeit auf  eine  ungarische  Festung,  beim  dritten 
Rückfalle  aber  auf  zwei  bis  drei  Jahre  zur  Galeere 
nach  Neapel  abgegeben  werden.  Die  „Bettler-, 
Schub-  und  Verpflegsordnung"  Maria  Theresias 
V.  22./XI.  1754  schließt  diese  Periode  der  Ar- 
mengesetzgebung. Die  ganze  Armenpolizei  dieser 
Zeit  steht  auf  dem  Grundsatze  der  Heimats- 
zugehörigkeit insofern  als  die  Heimatsgemeinde 


allein  den  Bettler  bei  sich  dulden  muß.  In  diese 
Richtung  gehören  auch  das  Verbot  der  Aus- 
stellung von  Bettelpässen,  die  Bestimmungen 
über  die  Abschiebung  und  Abschaffung  der  frem- 
den Bettler  in  die  Heimat,  die  Einführung  des 
politischen  Ehekonsenses,  d.  i.  des  Erfordernisses 
der  Zustimmung  der  Heimatgemeinde  zur  Ver- 
ehelichung von  Personen  ohne  gesicherte  Er- 
werbstätigkeit. Im  Zusammenhang  damit  steht 
es,  daß  immer  genauere  Normen  Erwerb  und 
Verlust  des  Heimatrechtes  regeln.  In  dieser  Hin- 
sicht bestimmte  die  zuletzt  erwähnte  theresia- 
nische  Bettlerordnung,  daß  „diejenigen  Personen, 
welche  sich  in  einem  anderen  Erblande  ansässig 
gemacht,  das  Bürgerrecht  ordentlich  erworben 
oder  als  unbehauste  Inwohner  ihr  Gewerbe  oder 
Profession  betrieben  und  sogestaltig  bis  zur  er- 
folgten Mühseligkeit  die  gemeine  Last  mitzu- 
tragen geholfen  haben",  unabhängig  von  der 
Dauer  des  Aufenthaltes,  jene,  die  an  einem  Orte 
durch  zehn  Jahre  in  Diensten  gestanden  oder 
auch  nur  sonst  ,, verjährungsweise"  diese  Zeit 
sich  daselbst  aufgehalten  haben,  in  ihrem  Aufent- 
haltsorte, wo  sie  ,, vollends  unkräftig"  geworden, 
von  der  Gemeinde  zu  verpflegen  seien.  Andere 
Personen  sollten  bei  erfolgter  Unfähigkeit,  ihr 
Brot  weiter  zu  verdienen,  ganz  unbedenklich 
in  ihr  Vaterland  und  ihren  Geburtsort  wegge- 
schoben werden. 

Von  einer  Gemeindearmenpflege  kann  aber 
in  dieser  ganzen  Zeit  wenigstens  in  der  Praxis 
keine  Rede  sein.  In  den  Städten  standen  An- 
stalten, meist  mit  Stiftungscharakter  zur  Ver- 
fügung. Auf  dem  Lande  gab  der  Gutsherr 
Unterstützungen.  Darüber  hinaus  bestand 
neben  der  freiwilligen  Nachbarhilfe  wohl  nur 
kirchliche  Armenpflege  der  Klöster  und  der 
Pfarrer. 

Dies  erklärt  es,  wieso  die  josefinische  Reform 
des  Armenwesens  an  die  kirchliche  Organisation 
anknüpfen  konnte.  In  den  Jahren  1782—1787 
wurden  die  Pfarrarmeninstitute  geschaffen 
(siehe  z.  B.  die  Nachricht  über  das  Armeninstitut 
in  Wien  v.  l./VIII.  1783,  Joseph.  GS.3,  Nr.363). 
Sie  waren  auf  die  Pfarreinteilung  gegründet  und 
erhielten  gewisse  Kapitalien  und  fortlaufende 
Einkünfte  zugewiesen.  Namentlich  wurden  ihnen 
ein  Teil  des  Vermögens  der  aufgehobenen  Bruder- 
schaften, ferner  Fonds  zur  Befreiung  von  Christen- 
sklaven und  andere  zu  wohltätigen  Zwecken  be- 
stimmte Vermögen  zugewiesen.  An  dauernden 
Einkünften  erhielten  sie  außer  dem  Ergebnis 
besonders  organisierter  Sammlungen  auch  einige 
Einkommensquellen  öffentlichen  Rechts,  dar- 
unter die  Geldstrafen,  eine  Abgabe  von  frei- 
willigen Feilbietungen  (Lizitationsprozent),  alle 
an  Arme  schlechtweg  zugewendeten  Erbschaften 
und  Vermächtnisse  und  ein  Drittel  des  Intestat- 
nachlasses  von  Weltgeistlichen.  Die  Verwaltung 
dieses  Fonds  oblag  dem  Pfarrer  als  Vorsteher 
des  Armeninstitutes  und  den  von  den  Gemeinden 
des  Pfarrbezirkes  gewählten  „Armenvätern",  die 
die  Armen  „abzuhören"  und  an  sie  im  Einver- 
ständnis mit  dem  Pfarrer  die  Gaben  zu  verteilen 
hatten.  Mit  der  Zusammenfassung  der  vorhan- 
denen Vermögensbestände  war  auch  eine  syste- 
matische Ordnung  der  Gabenverteilung,  ver- 
bunden. Der  vollständig  Erwerbsunfähige  sollte 
Tagesportionen  in  der  Höhe  von  einen  Drittel  des 
Tagelohnes,  der  teilweise  Erwerbsunfähige  einen 
Bruchteil  davon  erhalten.    Solche  Pfarrarmen- 
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Institute  sind  in  den  einzelnen  Ländern  meist 
durch  Gubernialvorschriften  eingeführt  worden 
(nicht  in  Salzburg,  das  damals  noch  nicht  zu 
(Jesterreich  gehörte).  Sie  gehören  unter  die 
kirchenpolitischen  Iteformen  der  josefinischen 
Zeit.  Zwei  Momente  sind  für  ihren  ursprünglich 
kirchlichen  Charakter  bezeichnend;  die  Institute 
gewähren  Gaben  nur  nach  MaB  der  ihnen  zur 
Verfügung  stehenden  Mittel, und  sie  sind  an  einen 
bestimmten  Kreis  von  Empfängern  nicht  ge- 
bunden, namentlich  wird  zwischen  Heimats- 
berechtigten und  Fremden  nicht  unterschieden, 
wenn  auch  dauernd  Erwerbsunfähige,  nachdem 
sie  das  Institut  unterstutzt  hatte,  an  ihre  Hei- 
niatsgcmoindc  gewiesen  werden  sollten. 

Noch  unter  Joseph  II.  wurden  sie  jedoch  in 
Ort^iinstitutc  zur  Armenpflege  für  Einheimische 
umgestaltet.  IJios  geschah  mit  dem  HfD.  v. 
18./IV.  1789  (Joseph.  GS.  10,  Nr.  233).  Es 
sollten  in  Zukunft  nur  Arme  die  den  zehnjährigen 

Aufenthalt  im   Pfarrbezirk  vollstreckt  haben,  ,        ,         ...  ^  .  ■  i  j 

unterstützt  werden,  bei  anderen  Armen  sollte  ^er,  aber  es  beseitigte  sonst  jeden  Erwerbsgrund 
die  ,,llückanweisun"  an  den  Geburtsort"  statt- 
finden. Auf  diese  Weise  wurden  die  Pfarrarmen- 
institute  die  Ilauptträger  der  offenen  Armen- 
pflege für  die  Gemeinden  ihres  üozirkes.  In 
noch  höherem  Maße  wurde  dies  der  Fall,  als  den 
Pfarrarmoninstituton  in  der  Folge  aufgetragen 
wurde,  an  die  im  Pfarrbezirk  Einheimischen  die 
Unterstützung  nicht  auf  die  Mittel  des  Pfarr- 
armenfonds  zu  beschränken,  sondern  lediglich 
nach  Maß  dos  Bedürfnisses  zu  leisten  und  die 
erforderliche  Deckung  von  der  Hoimatsgemeinde 
gegen  Rechnungslegung  in  Anspruch  zu  nehmen 
Da  mit  Beginn  des  19.  Jahrh.  die  nicht 
kirchliche  freiwillige  Armenpflege  gleichfalls 
einen  großen  Aufschwung  nahm,  der  sich  neben 
der  seit  altcrsher  üblichen  Errichtung  von  nun- 
mehr weltlich  verwalteten  Stiftungen  namentlich 
in  der  Gründung  zahlreicher  Vereine  äußert,  tritt 
die  selbständige  Tätigkeit  der  Gemeinden  in  der 
Armenpflege  gänzlich  zurück.  Soweit  nicht  frei- 
willige Fürsorge  geleistet  wird,  tritt  das  Pfarr- 
armeninstitut  ein.  Die  Gemeinde  erscheint  nur 
als  Träger  der  vom  Pfarrarmeninstitut  aus  seinen 
Mitteln  nicht  zu  bedeckenden  Kosten. 

Ein  neuer  Abschnitt  in  der  Geschichte  der 
österreichischen  Armengesetzgebung  setzt  mit 


der  Gewährung  der  Selbstverwaltung  an  die 
Gem  einden  ein,  die  in  Oesterreich  eine  Folge  der 
Veränderungen  des  Jahres  1848  war.  Der  Ge- 
danke der  Geraeindeselbstverwaltung,  der  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  in  doktrinärer  Ueber- 
treibung  aufgefaßt  wurde,  äußert  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Armonwesens  in  zweifacher  Weise. 

Einmal  wird  das  Pfarrarmeninstitut  entweder 
aufgehoben  oder  wo  es  bestehen  bleibt,  doch 
seines  öffenflich-rechtlichen  Charakters  ent- 
kleidet und  zum  rein  kirchlichen  Institut  ge- 
macht; jenes  geschah  in  Wien  (nö.  LG.  v.  23./XI. 
1873  Nr.  46).  in  Niederösterreich-Land  (LG. 
21./IL  1870  Nr.  21),  in  Oberösterreich  (LG. 
20./Xn.  1869  Nr.  34)  und  Kärnten  (LG.  21./II. 
1870  Nr.  17).  Aufrechterhalten  blieben  die 
Pfarrarraeninstitute  in  Tirol  mangels  einer 
landesgesetzlichen  Regelung  und  in  Steiermark 
und  Vorarlberg  auf  Grund  der  Landesarmen- 
eesetze.  Wo  sie  aufrecht  blieben,  wurden  doch 
3ie  Gemeinden  unmittelbare  Träger  des  Armen- 
wesens; an  sie  gingen  insbesondere  die  öffent- 

flandwörterbacti  der  ScaatäwisaenäChatteQ.  4.  Aaä. 


liehen  Einkünfte  (Strafgelder,  Nachlaßanteile, 

Feilbietungsabgabe)  über. 

Die  andere  Richtung,  in  der  sich  der  Gedanke 
der  Gemeindeautonomie  auswirkte,  ist  die  fast 
vollige  Beseitigung  aller  Neuerwerbungsgründe 
des  Heimatrecntes  mit  Ausnahme  der  frei- 
willigen Verleihung  durch  die  Gemeinde. 

Das  provisorische  GemeindeG.  v.  17./III. 
1849  RGBl.  170  kannte  außer  dem  öffentlichen 
Dienst  nur  noch  den  vierjährigen  von  der  Ge- 
meinde geduldeten  Aufenthalt.  Das  Geraeinde- 
G.  V.  24./IV.  1839  RGBl.  68  beseitigte  den  Er- 
werb durch  öffentlichen  Dienst  und  gestand  den 
seit  vier  Jahren  in  der  Gemeinde  wohnhaften 
Personen  nur  unter  einer  Reihe  beschränkender 
Bedingungen  das  Recht  zu,  bei  der  Aufenthalts- 
gemeindo  um  Aufnahme  in  den  Hoimatsvorband 
anzusuchen.  Das  lleimatsG.  v.  3./XII.  1863 
RGBl.  105  endlich  stellte  zwar  den  für  die 
Armenpflege  ziemlich  belanglosen  Erwerbsgrund 
durch  Antritt  eines  öffentlichen  Amtes  wieder 

und  auch  jeden  Anspruch  au^  Verleihung,  leinen 
Abbau  dieser  Uebertreibung  durch  Zulassung 
eines  Vorleihungsanspruclies  auf  Grund  zehn- 
jährigen Aufentnaltes  hat  die  Ilcimatsrechts- 
noveflo  V.  5./XII.  1890  RGBl.  222  herbeigeführt. 

Das  Armenwesen,  das  seit  den  Verfassungs- 
gesetzen der  60er  Jahre  im  wesentlichen  der 
Landesgosotzgebung  überlassen  ist,  hat  seitdem 
wenigstens  soweit  es  die  Gesetzgebung  betrifft, 
keinen  nennenswerten  Fortschritt  erfahren. 
Einzelheiten  werden  unten  angeführt.  Auch  die 
Ereignisse  der  jüngsten  Zeit  haben  an  den  ge- 
setzlichen Grundlagen  des  Armenwesens  fast 
nichts  geändert.  Wenn  auch  die  F^ntwicklung 
des  Armenwesens  nicht  stillgestanden  ist,  so  hat 
sich  doch  diese  Entwicklung  meist  ohne  Go- 
setzesänderungen  vollzogen. 

2.  Rechtsquellcn.  a)  Reichsrecht. 
Nach  dem  Rechte  des  alten  Oesterreich  fiel 
in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebun},'  die 
Gesetzgebung  über  das  Heimatrccht  (Art. 
11g)  StGG.  V.  21./XII.  1867  RGBl.  141). 
Die  Regelung  der  Armenpflege,  die  im  Ge- 
mendeG.  v.  5./I11.  1862  RGBl.  18  als  zum 
selbständigen  Wirkungskreis  der  Gemeinden 
gehörig  anerkannt  worden  war,  fiel  damit  in 
den  Bereich  der  Landesgesetzgebung. 

Vor  Erlassung  des  StGG.  war  aber  das 
HeimatsG.  v.  .S./XII.  1863  RGBl.  105  als 
Reichsgesetz  erlassen  worden,  das  außer  der 
Regelung  des  Heimalrechtcs  im  4.  und  6.  Ab- 
schnitt die  Grundzüge  der  Armenpllege  (,,die 
der  Gemeinde  obliegende  Armenversorgung") 
enthält. 

Seither  ist  reichsrechtlich  nur  mehr  im 
G.  V.  5./XII.  1896  RGBl.  222  die  Erlangung 
der  Heimatszuständigkeit  erleichtert  wor- 
den, eigentlich  armenrechtliche  Bestim- 
mungen wurden  als  nicht  zur  Zuständigkeit, 
des  Reiches  gehörig  betrachtet. 

b)  Landesrecht.  Seit  1867  fiel  die 
Zusiändigkeit  zur  Armengesetzgebung 
grundsätzlich  den  Landtagen  zu,  die  jedoch 
an  die  Bestimmung  n  des  Heimatgesetzes 
gebuQden  waren;  insbesondere  konnten  sie 
Bd.  1.  63 
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den  Grundsatz  der  örtlichen  Zuständigkeit 
der  Armenversorgung  nach  der  Heimatsan- 
gehörigkeit nicht  ändern;  auch  waren  sie  an 
die  materiellen  Bestimmungen  des  Heimats- 
gesetzes über  die  Armenversorgung  gebun- 
den. Eine  weitgehende  Ermächtigung  für  die 
Landesgesetzgcbung  enthält  §  22  HeimatG., 
wonach  es  den  Landesgesetzgebungcn  un- 
benommen bleibt,  Einrichtungen  zu  treffen, 
wodurch  den  Gemeinden  die  ihnen  gesetz- 
lich obliegende  Pflicht  zur  Armenversorgung 
erleichtert  wird  (s.  unter  4a). 

Die  Landesgesetzgebung  ist  ziemlich 
reichhaltig.  Die  Mehrzahl  der  Länder  hat 
allgemeine  Landesarmengesetze  erlassen,  die 
sich  mit  der  Ausgestaltung  der  Armenpflege 
durch  die  Gemeinden  befassen.  Dermalen 
gelten: 

für  Wien:  G.  v.  28./XL  1873  LGBl.  56, 
für  Kiederösterreich:  G.  v.  13./X.  1893 
LGBl.  56,  Novellen  v.  19./V.  1808  LGBI.  90, 
v.  ll./IL  1920  LGBl.  150  und  v.  29./VIL 
1920  LGBl.  755, 

für  Oberösterreich:  G.  v.  5./IX.  1880 
LGBl.  12,  Novellen  v.  8./IX.  1902  LGBl.  38, 
24./II.  1905  LGBl.  51  und  5./1X.  1910 
LGBl.  51. 

für  Salzburg:  G.  v.  30./XII.  1874  LGBl. 
7/76,  Novelle  v.  9./VIL  1912  LGBl.  29, 

für  Steiermark:  G.  v.  27./V1IL  1896 
LGBl.  63,  Novelle  v.  29./X.  1902  LGBl.  54, 

für  Kärnten:  G.  v.  22-/V.  188G  LGBl.  18, 

für  Vorarlberg:  G  v.  7./I.  1883  LGBl.  10, 
Novelle  v.  l./IV.  1906  LGBl.  34 

Tirol  allein  hat  ke  n  allgemeines  Landes- 
armengesetz. 

Dazu  kommt  noch  eine  große  Anzahl  von 
Sondergesetzen:  Gesetze  über  die  Aufhebung 
der  Pfarrarmeninstitute  in  Wien,  Nieder- 
üsterreich,  Oberösterreich  und  Kärnten;  Ge- 
setze über  Zuweisung  und  Erschließung  von 
Einnahmequellen  für  die  Armenpflege;  Ge- 
setze über  die  Uebernahme  gewisser  Lasten 
auf  das  Land  (s.  u.  4c),  schließlich  Gesetze 
über  verschiedene  Zweige  des  Fürsorge- 
wesens, die  die  Armenpflepe  berühren. 

In  Tirol,  wo  ein  Landesarmengesetz  über- 
haupt fehlt,  gelten  nur  die  Normen  des  Hei- 
matsgesetzes. Die  in  den  übrigen  Ländern 
geltenden  Landesgesetze  sind  namentlich 
in  dem  Verhältnis  zu  den  Pfarrarmeninsti- 
tuten,  in  der  Verteilung  der  Armenlast  auf 
Gemeinde,  Bezirk  und  Land  und  in  den  Ein- 
nahmsquellen stark  verschieden,  ohne  daß 
tiefere  Gründe  hierfür  immer  aufzufinden 
wären.  Auch  technisch  sind  nicht  alle 
Lande-sgesetze  gelungen.  Neben  Kechts- 
satzcn  enthalten  sie  viele  Belehrungen  und 
Empfehlungen,  sind  reich  an  Phrasen  und 
Selbstverständlichkeiten  und  oft  mehr  In- 
struktionen für  mindergcbildete  Ausfüh- 
rungsorgane als  Gesetze. 


Innerhalb  der  Landesgesetze  haben  viel- 
fach die  Gemeinden  kraft  ihrer  Autonomie- 
das  Armenwesen  örtlichen  Bedürfnissen  ent- 
sprechend geordnet. 

Die  folgende  Darstellung  behandelt 
Reichs-  und  Landesrecht  gemeinsam,  den 
besonderen  Verhältnissen  in  Wien,  Nieder- 
österreich und  Steiermark  sind  besondere 
Abschnitte  gewidmet. 

c)  Die  neue  Verfassung.  Nach  der 
Bundesverfassung  v.  l./X.  1920  BGBl.  1 
sind  Staatsbürgerschaft  und  Heimatrecht 
Bundessache  hinsichtlich  der  Gesetzgebung, 
Landessache  hinsichtlich  der  Vollziehung 
(Art.  11);  das  Armenwesen,  die  Bevölke- 
rungspolitik,  Volkspflegeslätten,  Mutter- 
schafts-, Säuglings-  und  Jugendfürsorge  usw. 
sind  dagegen  Bundessache  nur  hinsichtlich 
der  Gesetzgebung  über  die  Grundzüge,  die 
Erlassung  von  Ausführungsgesetzen  und  die 
Vollziehung  sind  Landessaclie. 

An  dem  tatsächlich  geltenden  Zustand 
wird  damit  nichts  geändert;  wichtig  ist  nur, 
daß  das  Recht  des  Bundes  zu  grundsätz- 
lichen Reformen,  an  die  die  Landesgesetz- 
gebungen gebunden  sind,  nunmehr  ausdrück- 
lich anerkannt  ist. 

Zu  einer  Arnicngesetzgcbung  ist  es  seit 
dem  Umsturz,  abgesehen  von  belanglosen. 
Novellen,  nicht  gekommen,  nur  organisa- 
torische Maßnahmen  innerhalb  der  größeren 
Stadtgemeinden  wurden  ergriffen. 

Ueber  die  Rechtsquellen  für  das  Burgen- 
land s.  u.  12d. 

d)  Armenpolizeigesetzgebung.  Die 
Armenpolizei  ist  in  den  Reichsgesetzen  v. 
lü./V.  1873  RGBl.  108  (Polizeislrafrecht  über 
Arljoitsschcue  und  Landstreicher  —  nur 
mehr  zum  Teil  in  Geltung),  v.  24./V.  1885 
RGBl.  89  (sog.  Landstreicher-  oder  Vaga- 
bundengesetz) und  im  G.  v.  24./V.  1885 
RGBl.  90  über  Zwangsarbeits-  und  Besse- 
rungsanstalten enthalten. 

Das  Landesrecht  ist  z.  T.  in  den  allge- 
meinen Landesarmengesetzen  enthalten.  Be- 
sondere Gesetze  s.  u.  11. 

3.  Der  Unterstützungsanspruch,  a)  Die 
rechtliche  Natur  des  Unterstützungsan- 
spruches ist  einigermaßen  unklar  Der  Arme 
kann  die  Unterstützung  ,, ansprechen",  aber 
er  kann  keine  bestimmte  Art  der  Versorgung 
,, verlangen".  Wenn  auch  der  Inhalt  des  An- 
spruches gesetzlich  festgelegt  ist,  so  be- 
stimmt doch  Art  und  Maß  der  Unterstützung 
der  Träger  der  Unterstützungspflicht  nach 
der  ständigen  Praxis  des  VGII.  nach  freiem 
Ermessen.  Der  Anspruch  kann  daher  auch 
nicht  im  Rechtswege,  sondern  nur  in  Form 
einer  ,, Bewerbung"  beim  Träger  der  Unter- 
stützungspflicht, und  weiter  im  Wege  der 
Verwaltungsbeschwerde  geltend  gemacht 
werden.  Es  besteht  daher  wohl  eine  ge- 
setzlich umschriebene,  abstrakte  Pflicht  zur 
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Gewährung  der  Unterstützung,  aber  der  J 
ihr  entsprechende  subjektive  Anspruch  ent- 1 
behrt  zu  sehr  der  zur  Rechts  Verfolgung 
nötigen  Konkretisierung,  als  daß  er  als  sub- 
jektives Recht  bezeichnet  werden  konnte. 
Im  Wege  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
kann  darum  faktisch  fast  nur  die  Feststellung 
des  Verpflichteten,  nicht  aber  eine  bestimmte 
Leistung  von  diesem  durchgesetzt  werden. 

Üb  die  Unterstützung  eine  endgültige 
Zuwendung  oder  nur  ein  Vorschuß  an 
den  Unterstützten  ist,  ist  nach  dem  Heiniats- 
gesetz  offen;  die  Judikatur  ist  nicht  einheit- 
lich. Unstreitig  ist  die  Rückerstattungs- 
pflicht, wenn  zur  Zeit  der  Unterstützung  die 
Hilfsbedürftigkeit  infolge  von  Vermögen  oder 
Einkommen  nicht  vorlag,  sei  es  daß  dies  vom 
Unterstützten  verschwiegen  wurde,  sei  es 
daß  es  ihm  nicht  bekannt  war.  Nach  den 
Landesgesetzen  ist  mit  Ausnahme  von  Vor- 
arlberg überall  der  Wert  der  Leistung  bei 
nachträglicher  Erlangung  von  Vermögen  zu 
erstatten,  nur  die  Versorgung  im  Kindcs- 
altcr  ist  nach  einigen  Gesetzen  davon  aus- 
genommen. Dem  Erstattungsanspruch  steht 
jederzeit  der  Kompetenzeinwand  entgegen; 
d.  h.  der  Anspruch  besteht  nur,  soweit  seine 
Erfüllung  dem  früher  Unterstützten  ohne 
Beeinträchtigung  seines  und  seiner  Familie 
Nahrungsstandes  und  Erwerbes  möglich  ist. 

b)  Die  Armut.  Voraussetzung  des 
Unterstützungsanspruches  ist  die  Armut, 
d.  i.  der  tatsächliche  Zustand,  daß  jemand 
nicht  mit  eigenen  Kräften  imstande  ist  den 
notwendigen  Lebensunterhalt  sich  zu  ver- 
schaffen (§  20  HG.).  Das  Vorhandensein 
von  Forderungen,  Anwartschaften  u.  dgl. 
schließt  den  Zustand  der  Arnnit  nicht  aus, 
wenn  diese  Rechte  nicht  sofort  realisierbar 
sind.  Die  Armut  ist  eine  „gänzliche",  wenn 
die  Möglichkeit  fehlt,  jedweden  Lebens- 
unterhalt zu  verschaffen.  Sonst  ist  sie  eine 
..teilweise"  und  der  Unterstützungspflicht  ige 
hat  bloß  den  Unterhalt  auf  das  erforderliche 
Jlaß  zu  ergänzen. 

Ob  Armut  erst  dann  vorliegt,  wenn  das 
Stammvermögen  des  Unterstützten  voll- 
ständig aufgezehrt  ist  wie  eine  E.  des  VGH. 
vom  Jahre  1895  annimmt,  ist  wohl  sehr 
fraglich.  Eine  solche  Auffassung  ist  nicht  nur 
volkswirtschaftlich  sehr  bedenklich,  sie  ist  I 
auch  mit  der  sozialen  Auffassung  des  öster- 
reichischen Rechts  (Exekutionsbeschrän- 
kungen, Existenzminimum)  unvereinbar. 

c)  Subsidiarität  der  Armenpflege; 
Rückgriffsansprüche.  Als  tatsächlicher 
Zustand  der  Mittellosigkeit  ist  Armut  nur 
vorhanden,  wenn  nicht  von  anderer  Seite 
dem  Armen  der  notwendige  Lebensunterhalt 
gewährt  wird.  Dies  ist  die  sog.  Subsidiari- 
tät der  öffentlichen  Armenpflege.  Sie  be- 
steht nicht  nur  darin,  daß  die  Unterstützungs- 
pflicht nicht  eintritt,  wenn  der  Arme  aus 


anderen  Quellen  den  Lebensunterhalt  erhält, 
sondern  auch  darin,  daß  der  Träger  der 
Unterstützung  solche  Ansprüche  des  Armen 
flüssig  zu  machen  hat,  ihm  anderweitige 
Unterstützungen  z.  B.  von  Stiftungen,  Ver- 
einen usw.  zu  verschaffen  trachten  muß, 
und  an  anderweitig  Verpflichtete  Ersatz- 
ansprüche wegen  seiner  Aufwendungen  er- 
heben kann. 

a)  Nach  bürgerlichem  Recht  sind  der 
Ehegatte  seine  Ehefrau  (ob  die  Frau  den 
Mann  ist  fraglich),  Eltern  ihre  ehelichen  und 
unehelichen  Kinder,  Großeltern  diu  ehe- 
lichen Kinder  ihrer  Söhne  und  die  ehelichen 
und  unehelichen  Kinder  ihrer  Töchter,  um- 
gekehrt Kinder  ihre  Eltern  und  Großeltern 
zu  erhalten  verpflichtet.  Das  Vorhandensein 
solcher  Personen,  das  im  V'erwaltungswcg 
festgestellt  wird,  genügt  natürlich  nicht  um 
die  Armenpflege  entbehrlich  zu  machen,  son- 
dern nur  die  tatsächliche  Unterhaltsgewiih- 
rung,  darum  besteht  der  armenrechtlicho 
Anspruch  zumal  für  Kinder  auch  bei  Vor- 
handensein von  Ellern,  wofern  diese  ihrer 
Unterhaltspflicht  nicht  nachkommen;  doch 
steht  dem  Träger  der  Armenlast  in  solchen 
Fällen  das  Rückgriffsrecht  gegen  den  Unter- 
haltspflichtigen zu.  Dem  Unterhaltsanspruch 
stehen  sonstige  zivilrechtliehe  Ansprüche 
namentlich  aus  dem  Titel  des  Schadener- 
satzes (besonders  wegen  körperlicher  Ver- 
letzung des  Ansprechers  und  wegen  Ver- 
letzung oder  Tötung  eines  Ernährers),  aus 
Versicherungsverträgen,  aus  Dienstver- 
trägen (besonders  Fürsorgepflicht  des 
Dienstgebers  im  Erkrankungsfalle)  gleich. 

ß)  Die  Armenpflege  tritt  ferner  nicht  ein, 
wenn  und  soweit  öffentlich-rechtliche 
Ansprüche  besonders  solche  mit  Unterhalts- 
üder  Unlerstützungscharaktcr  dem  Armen 
tatsächlich  zugute  kommen.  Hierher  ge- 
hören Ansprüche  auf  Pensionen,  Gnaden- 
f;aben,  Invaliden-  und  Hinterbliebenenrenten 
für  Kriegsteilnehmer  und  ihre  Angehörigen, 
namentlich  aber  Ansprüche  aus  den  ver- 
schiedenen Zweigen  der  Sozialversicherung, 
von  denen  derzeit  in  Oesterreich  die  Kranken- 
versicherung, die  Unfallversicherung,  die 
Pensionsversicherung  für  Privatangestellte 
und  die  Arbeitslosenversicherung  bestehen. 

•/)  Die  Subsidiarität  der  öffentlichen 
Armenpflege  tritt  auch  gegenüber  jeder 
freiwilligen  Unterstützung  des  Armen 
aus  öffentlichen  oder  privaten  Mitteln,  also 
insbesondere  bei  Unterstützung  durch  Stif- 
tungen, V'ereine  und  vorübergehende  Hilfs- 
aktionen, wie  sie  in  den  letzten  Jahren  na- 
mentlich von  ausländischen  Komitees  geübt 
wurde,  ein.  Man  sagt  in  solchen  Fällen,  die 
Gemeinde  könne  die  freiwilligen  Unter- 
stützungen in  ihre  Leistung  „einrechnen". 
In  der  Praxis  kommt  allerdings  dieser  Grund- 
satz nicht  immer  zur  Geltung.    Vor  allem 
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sind  zahlreiche  Anstalten  der  frei^viUigen 
Fürsorge  satzungsgemäß  oder  doch  ge- 
zwungen durch  ihre  Finanzlage  nicht  in  der 
Lage,  arme  Personen  ohne  Beitrag  der  Ar- 
menbehörde aufzunehmen.  Sodann  ist  es 
tatsächlich  trotz  aller  Versuche,  Zentral- 
evidenzen zu  schaffen,  zumal  in  Großstädten 
nicht  möglich,  vollständige  Kenntnis  aller 
anderweitigen  Unterstützungen,  besonders 
durch  die  nicht  organisierte  Privatwohl- 1 
tätigkeit  gewährten  und  der  auf  armenpolizei- ' 
lieh  verbotenen  Wegen  (Bettel)  erlangten 
Unterstützungen,  zu  gewinnen. 

d)  Beginn  des  Anspruchs.  Der  An- 
spruch beginnt  sobald  seine  Voraus- 
setzungen eingetreten  sind  und  das  Bedürfnis 
der  Armenbehörde  bekanntgegeben  ist.  Er 
ist  sonach  vom  Zeitpunkt  der  Anerkennung 
durch  den  Träger  der  Armenlast  unabhänsfig.  [ 

4.  Der  Träger  der  Armenlast,  a)  Die  ! 
politische  Gemeinde.  Nach  dem  HG.  j 
ist  die  politische  Gemeinde  (Ortsge- 
meinde) der  Träger  der  Armenlast  und  zwar 
endgültig  für  die  in  der  Gemeinde  Heimats- 
berechtigten, vorläufig  und  gegen  Ersatz 
durch  die  Heimatsgemeinde  für  die  sich  auf 
ihrem  Gebiet  aufhaltenden  Personen. 

Von  dem  Grundsatze  der  alleinigen 
Tragung  der  Armenlast  durch  die  Gemeinde 
und  der  endgültigen  Tragung  durch  die 
Heiniatsgemeinde  bestehen  mehrfach  ge- 
setzliche Ausnahmen.  Sie  gründen  sich 
meistens  auf  die  Ermächtigung  des  §  22 
HG.  für  die  Landesgesetzgebungen  (s.  oben 
2b).  Am  weitesten  ist  in  dieser  Beziehung 
Niederösterreich  (Land)  gegangen,  das  den 
Grundsatz  der  Lastentragung  durch  die  Ge- 
meinde durch  Errichtung  von  Armenbezirken 
geradezu  beseitigt  hat. 

b)  Die  Heiraatszuständigkeit.  Die 
örtliche  Zuständigkeit  der  endgültigen  Tra- 

fung  der  Armenlast  bestimmt  sich  nach  der 
[eimatsangehörigkeit  (Zuständigkeit). 
Die  wichtigsten  Bestimmungen  über  den  Er- 
werb des  Heimatrechtes  sind  folgende: 

1.  Nach  dem  HeimatG.  v.  3. /XII. 
1863.  Zufolge  §  1  gewährt  das  Heimatrecht 
in  einer  Gemeinde  daselbst  das  Recht  des  un- 
gestörten Aufenthaltes  und  den  Anspruch 
auf  Armenversorgung.  Nur  Staatsbürger 
können  das  Heimatrecht  in  einer  Gemeinde 
erwerben.  Jeder  Staatsbürger  soll  in  einer 
Gemeinde  heimatberechtigt  sein.  Das  Hei- 
matrecht kann  ihm  aber  nur  in  einer  Ge- 
meinde zustehen  (§  2).  Das  Heimatrecht  er- 
streckt sich  auf  den  ganzen  Umfang  des 
Gemeindegebietes  (§  3). 

Das  Heimatrecht  wird  begründet:  1.  durch 
die  Geburt;  2.  durch  die  Verehelichung;  3. 
durch  die  Aufnahme  in  den  Heimatverband; 
4.  durch  die  Erlangung  eines  öffentlichen 
Amtes  (§  6).  Eheliche  Kinder  erlangen  in 
der  Gemeinde  das  Heimatrecht,  in  der  der 


Vater  zur  Zeit  ihrer  Geburt  heimatberech- 
tigt ist,  oder,  falls  er  früher  verstorben, 
zur  Zeit  seines  Ablebens  heimatberechtigt 
war.  Uneheliche  Kinder  sind  in  der  Ge- 
meinde heiraatberechtigt,  in  der  ihrer  Mutter 
zur  Zeit  der  Entbindung  das  Heimatrecht 
zusteht.  Legitimierte  Kinder,  insofern  sie 
nicht  eigenberechtigt  sind,  werden  in  der 
Gemeinde  heimatberechtigt,  in  der  ihr  Vater 
zur  Zeit  der  Legitimation  das  Heimatrecht 
besitzt.  Durch  Annahme  an  Kindes  Statt  oder 
Uebernahme  in  die  Pflege  wird  das  Heimat- 
recht nicht  begründet  (§  6).  Frauen  erlangen 
durch  die  Verehelichung  das  Heiraatrecht 
in  der  Gemeinde,  in  der  ihr  Ehegatte  heimat- 
berechtigt ist  (§  7).  Das  Heimatrecht  wird 
ferner  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in  den 
Heimatverband  erworben.  Ueber  das  An- 
suchen hierum  entscheidet  mit  Ausschluß 
jeder  Berufung  lediglich  die  Gemeinde.  Die 
Aufnahme  in  den  Heimatverband  darf  jedoch 
weder  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt 
noch  unter  einer  den  gesetzlichen  Folgen 
des  Heimatrechtes  abträglichen  Bedingung 
erteilt  werden.  Jede  solche  Beschränkung 
oder  Bedingung  ist  nichtig  und  als  nicht 
beigesetzt  zu  betrachten.  (Dadurch  wird 
namentlich  ein  Verzicht  auf  das  Recht  der 
:  Armenversorgung  ausgeschlossen.)  Für  die 
!  freiwillige  Aufnahme  in  den  Heimatverband 
'  kann  durch  die  Landesgesetzgebung  für  die 
einzelnen  Gemeinden  die  Abforderung  einer 
Gebühr  als  zulässig  erklärt  werden  (§§  8,  9). 
Definitiv  angestellte  Bundes-,  Landes-  und 
öffentliche  Fondsbeamte,  Geistliche  und 
öffentliche  Lehrer  erlangen  mit  dem  An- 
tritte ihres  Amtes  das  Heimatrecht  in  der 
Gemeinde,  in  der  ihnen  ihr  ständiger  Amts- 
sitz angewiesen  wird  (§  10).  —  Bei  Ver- 
änderungen in  dem  Heimatrechte  folgt  die 
Ehefrau,  insofern  sie  nicht  gerichtlich  ge- 
schieden ist,  dem  Ehemanne;  sie  behält 
auch  als  Witwe  das  Heimatrecht  in  der 
Gemeinde,  in  welcher  der  Gatte  zur  Zeit 
seines  Ablebens  heiraatberechtigt  war.  Ge- 
richtlich geschiedene  oder  getrennte  Ehe- 
frauen behalten  das  Heimatrecht,  das  sie 
zur  Zeit  der  gerichtlichen  Scheidung  oder 
Trennung  hatten.  Wird  eine  Ehe  für  un- 
gültig erklärt,  so  tritt  die  Frau  in  die  Hei- 
matverhältnisse zurück,  in  denen  sie  sich 
bis  zum  Eingehen  der  Ehe  befunden  hat 
f§  11).  Bei  Veränderungen  in  dem  Heimat- 
rechte  der  Eltern  folgen  eheliche  und  legi- 
timierte Kinder  dem  Vater  und  uneheliche 
der  Mutter,  wenn  sie  nicht  eigenberechtigt 
sind.  Die  eigenberechtigten  Kinder  aber 
bleiben  in  der  Gemeinde  heimatberechtigt, 
in  der  sie  bei  Erlangung  der  Eigenberech- 
tigung heimatberechtigt  waren.  Uneheliche 
Kinder,  die  bei  der  Verehelichung  nicht  legi- 
timiert werden,  behalten,  wenn  sie  auch  zur 
Zeit  dieser  V^erehelichung  nicht  eigenbe- 
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recbtigt  sind,  das  Heimatrecht,  welches  sie 
bis  dahin  hatten  (§  12).  Der  Tod  des  ehe- 
lichen Vaters  oder  der  unehelichen  Mutter 
ändert  nichts  an  dem  Heimatrechte  der 
Kinder  (§  13).  —  Wer  die  Staatsbürger- 
schaft verliert,  wird  seines  Heimatrechtes 
dadurch  verlustig  (§  15).  Das  Heimatrecht 
in  einer  Gemeinde  erlischt  durch  die  Erwer- 
bung des  Heimatrechtes  in  einer  anderen 
Gemeinde.  Die  Verzichtlcistung  auf  das 
Heimatrecht  ist  ohne  Wirkung,  solange  nicht 
der  Verzichtende  anderwärts  ein  Heimat- 
recht  erworben  hat  (§  17). 

Heimatlose,  d.  h.  Personen,  deren  Heimat- 
recht zurzeit  nicht  erweislich  ist,  werden 
einer  Gemeinde  zugewiesen,  in  der  sie  so 
lange  als  heimatberechtigt  zu  behandeln 
tind,  bis  das  ihnen  zustehende  Heiniatreclit 
ausgemittelt  ist  oder  bis  sie  anderswo  ein 
Heimatrecht  erworben  haben  (§  18).  Die 
Heimatlosen  sind  in  nachstehender  Reihen- 
folge zuzuweisen:  1.  der  Gemeinde,  in  welcher 
sie  sich  zur  Zeit  ihrer  Abstellung  zum  Militär 
oder  ihres  freiwilligen  Eintrittes  in  dasselbe 
befunden  haben;  2.  der  Gemeinde,  in  der 
sie  sich  bisher  am  längsten,  wenigstens  aber 
ein  halbes  Jahr  ununterbrochen  und  bei 
gleichem  Aufenthalte  in  zwei  oder  mehreren 
Gemeinden  zuletzt,  nicht  unfreiwillig  aufge- 
halten haben;  3.  der  Gemeinde,  in  der  sie 
geboren  sind,  oder  bei  Findlingen,  in  welcher 
sie  aufgefunden  wurden,  oder  bei  solchen 
in  der  Verpflegung  einer  öffentlichen  Findel- 
anstalt stehenden  oder  gestandenen  Per- 
(^onen,  deren  Geburts-  oder  Fundort  unbe- 
kannt ist,  in  der  sich  diese  Anstalt  befindet; 
4.  der  Gemeinde,  in  der  sie  angetroffen  wer- 
den (§  19).  Die  Ehefrau  eines  Heimatlosen 
ist  der  Gemeinde  zuzuweisen,  der  ihr  Ehe- 
mann zugeteilt  wird,  vorausgesetzt,  daß  sie 
mit  ihm  in  Gemeinschaft  lebt.  Dagegen 
find  die  Ehefrauen  Heimatloser,  bei  denen 
diese  Bedingung  nicht  vorliegt,  sowie  Wit- 
wen nach  den  Bestimmungen  des  §  19  zu- 
zuteilen, insofern  sie  nicht  bereits  ein  Heimat- 
recht erworben  haben  (§  20).  Die  nicht 
eigenberechtigten  Kinder  der  Heimatlosen 
sind  der  Gemeinde  zuzuteilen,  der  ihr  Vater, 
und  bei  unehelichen  oder  auch  bei  ehe- 
lichen, deren  Vater  verstorben  ist,  ihre 
Mutter  zugewiesen  wird,  vorausgesetzt,  daß 
sie  mit  dem  Vater  (der  Mutter)  in  Gemein- 
schaft leben.  Die  eigenberechtigten,  ferner 
die  mit  ihrem  Vater  (der  Mutter)  nicht  in 
Gemeinschaft  lebenden,  nicht  eigenberech- 
tigten sowie  die  doppelt  verwaisten  Kinder 
der  Heimatlosen  sind  nach  dem  §  19  zuzu- 
weisen, wenn  sie  nicht  bereits  ein  Heimat- 
recht  erworben  haben  (§  21). 

2.  Nach  der  Novelle  zum  Heimat- 
gesetze (G.  v.  5./XII.  1896).  Durch  diese 
Novelle  wurden  zunächst  die  Bestimmungen 
des  Heimatgesetzes  über  den  Erwerb  des 


Heimatrechtes  durch  Antritt  eines  öffent- 
lichen Amtes  auf  die  Gemeinde-  und  Bezirks- 
vertretungsbeamten und  die  Notare,  und 
auf  alle  in  öffentlichen  Diensten  stehenden 
Personen  der  Dienerkategorio  ausgedehnt. 

Ungleich  wichtiger  ist  aber,  daß  die  No- 
velle unter  bestimmten  Voraussetzungen 
einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Verleihung 
des  Heimatrechtes  anerkennt.  Nach  S  2  der 
Novelle  kann  die  ausdrückliche  Aufnaluno  in 
den  Heimatsverband  von  der  Aufenlhalts- 
gemeinde  einem  österreichischen  Staatsbürger 
nicht  versagt  werden,  der  nach  erlangter 
Eigenberechtigung  (regelmäßig  Zurücklegung 
des  24.,  seit  1919  des  21.  Lebensjahres)  durcii 
zehn  der  Bewerbung  um  das  Ileimatrccht  un- 
mittelbar vorausgegangene  Jahre  sich  frei- 
willig und  ununterbrochen  und  ohne  der 
öffentlichen  Armenversorgung  dauernd  an- 
heimgefallen zu  sein,  in  der  Gemeinde  auf- 
gehalten hat.  In  solchen  Fällen  kann  eine 
Gebühr  für  die  Verleihung  des  Heimat- 
rechtes nicht  erhoben  werden  (§  9).  —  Zur 
Geltendmachung  des  Anspruches  sind  be- 
rechtigt: 

a)  der  Anspruchsberechtigte  selbst,  dann 
seine  Nachfolger  im  Heimatrechto  (Nach- 
kommen und  Ehegattin,  die  ihr  Heimat- 

[  recht  von  dem  des  Anspruchsberechtigten 

I  ableiten); 

!  ß)  die  bisherige  '  Heimatgemeinde  und 
bei  Heimatlosen  die  Gemeinde,  der  sie  bis 
auf  weiteres  zugewiesen  worden  sind  (§  3)  — 
[  Der  Geltendmachung  des  Anspruches  sind 
zeitliche  Schranken  gesetzt,  indem  die  auf- 
'  zunehmenden  Personen  nur  binnen  zwei 
Jahren,  ihre  Heimatgemeinde  nur  binnen 
fünf  Jahren  nach  dem  (freiwilligen  oder  un 
freiwilligen)  Aufhören  des  Aufenthaltes  den 
Anspruch  erheben  können  (§4).  —  Die  Ent- 
scheidung steht  zunächst  der  Gemeinde  zu, 
den  politischen  Behörden  Jedoch  dann,  wenn 
die  Gemeinde  mit  der  Entscheidung  mehr 
als  sechs  Monate  säumig  ist  oder  wenn  die 
von  der  Gemeinde  ausgesprochene  Verweige- 
rung der  Aufnahme  durch  Berufung  ange- 
fochten wird  (§  6).  —  Der  Ansprucli  steht 
auch  Ausländern  zu  für  den  Fall,  daß  ihnen 
die  österreichische  Staatsbürgerschaft  ver- 
liehen wird  (§  5); 

c)  das  Land.  Das  Land  trägt  in  fol- 
genden Fällen  die  Armenlast: 

a)  infolge  Zuweisung  nach  dem  Heimat- 
gesetz für  Kinder,  die  einer  Gemeinde  wegen 
ihrer  Geburt  in  einer  Gebäranstalt  zuge- 
wiesen werden,  nach  den  Landesgesetzen 
für  die  zufolge  Anwesenheit  Zugewiesenen 
und  zwar  ganz  in  Salzburg,  Steiermark  und 
V^orarlberg,  zu  */s  in  Oberösterreich  und 
Kärnten.  In  der  Regel  gilt  derselbe  Grund- 
satz für  die  Armenlast  gegenüber  Ausländern, 
soweit  überhaupt  eine  solche  besteht. 
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ß)  Weit  wichtiger  ist  die  Beteiligung  des 
Landes  an  den  Kosten  der  Krankenan- 
Btaltspflege.  Normen  hierüber  bestehen 
für  öffentliclie  Gebär-  und  Findelanstalten 
(G.  V.  17./II  18G4  RGBl  22  und  G.  v. 
29./II.  18G8  RGBl.  15),  das  Land  trägt 
die  ganzen  Koston  ohne  Ersatzanspruch; 
ferner  für  öffentliche  Krankenanstalten 
(MinErl.  v.  C./III.  1855  ZI.  6382/54  und 
4./XII.  1856  ZI.  26641)  und  Irrenhäuser 
(G.  V.  17./II.  1864  RGBl.  22).  Bei  diesen 
Anstalten  trägt  zwar  auch  das  Land  die 
Kosten,  allein  nach  landesgesetzlicher  Vor- 
schrift meist  mit  dem  Recht,  den  Ersatz 
eines  Teiles  ('/s  bis  Vz)  von  der  Heimat- 
gemeinde zu  fordern.  Von  Wichtigkeit  ist, 
daß  diese  Grundsätze  auch  bei  Aufnahme 
von  Oesterreichern  in  öffentliche  Anstalten 
des  Auslandes  gelten. 

y)  Außerdem  bestehen  noch  viele  Son- 
dernormen, z.  B.  trägt  das  Land  einen  Teil 
der  Kosten  der  Beerdigung  nicht  agnoszierter 
Leichen,  die  Heilungskosten  für  von  wut- 
kranken Hunden  gebissene  Personen  usw, 

d)  Wenn  das  Land  Anstalten  erhält,  die 
nicht  unter  die  eben  angeführten  Normen 
fallen  (Blinden-,  Taubstummen-,  Siecheu- 
anstalten,  Anstalten  der  Jugendfürsorge), 
kann  es  regelmäßig,  soweit  nicht  die  beson- 
deren Satzungen  der  Anstalt  etwas  anderes 
festsetzen,  den  Ersatz  der  Verpflegskosten 
von  der  Heimatgemeinde  begehren.  Die 
bestehenden  Vorschriften  sind  von  ver- 
wirrender Fülle. 

d)  Uebcr  die  Beteiligung  des  Bezirks 
an  Jeu  Armenlasten  siehe  unten  die  Ab- 
schnitte Uber  Niederösterreich  und  Steier- 
mark (12b  und  c). 

e)  Der  Bund  nimmt  an  den  Kosten  der 
Armenpflege  regelmäßig  überhaupt  nicht 
teil,  doch  werden  bei  besonderen  Notständen 
(Ueberschwemmungen,  Hagelsclilägen  usw.) 
durch  Sondergesetze  oder  Ermächtigungen 
im  Finanzgesetz  nicht  selten  Unterstützungen 
aus  Bundesmitteln  gewährt,  die  jeweils  nach 
besonderen  Grundsätzen  verteilt  werden,  sei 
es  unmittelbar  an  die  Bedürftigen  durch  die 
Staatsbehörden,  sei  es  durch  die  Gemeinden 
oder  Länder;  ferner  werden  von  den  Ver- 
tretung.sbehörden  im  Auslande  besonders  von 
den  Konsulaten  an  bedürftige  Oesterreieher 
Unterstützungen  aus  Bundesmitteln  gewährt. 

5.  Inhalt  der  Armenpflege,  a)  Inhalt 
und  Umfang  des  Anspruchs.  Nach 
dem  Heimatgesetz  umfaßt  die  Armenver- 
sorgung die  Verabreichung  des  notwenigen 
Unterhalts,  die  Verpflegung  im  Falle  der 
Erkrankung  und  bei  Kindern  überdies  die 
Sorge  für  die  Erziehung  (§  24).  Einzelne 
Landesgesetze  erweitern  dies  auf  Gewährung 
eines  einfachen  rituellen  Begräbnisses  (in 
den  anderen  Ländern  ist  das  Begräbnis 
Sache  der  Aufenthaltsgemeinde  als  Sanitäts- 


maßnahme), und  auf  die  Armenfuhr  d.  i.  die 
Kosten  eines  etwa  notwendigen  Transportes 
z.  B.  in  ein  Krankenhaus  oder  in  die  Heimat. 
Sie  wird  häufig  in  Form  von  Reisegeldern 
gewährt.  Die  Landesgesetze  bestimmen  den 
notwendigen  Unterhalt  als  die  zur  Erhaltung 
des  Lebens  unentbehrliche  Nahrung,  Klei- 
dung und  Wäsche,  Wohnung  mit  Bett  und 
Beheizung,  und  bei  Erkrankung  ärztliche 
Hilfe,  Heilmittel  und  Pflege.  Öinsichtlich 
der  Erziehung  armer  Kinder  erwähnen  die 
Landesgesetze  u.  a.  die  Anhaltung  zum 
Schulbesuch,  die  Sorge  für  die  Bestellung 
eines  Vormundes  und  angemessene  Be- 
schäftigung, damit  sie  bald  erwerbsfähig 
werden. 

b)  Arbeitszwang.  Für  arbeits-  und 
damit  einkommenslose  Arbeitsfähige  gilt, 
daß  die  Heimatgemeinde  sie  nötigenfalls 
zwangsweise  zur  Leistung  geeigneter  Arbeit 
verhalten  kann.  Im  allgemeinen  gehört  die 
Fürsorge  für  den  arbeitsfähigen  iVrmen  nicht 
zur  Armenpflege.  Die  Arbeitsbeschaffung 
ist  Sache  der  Arbeitsnachweise,  die  Unter- 
stützung der  Arbeitslosen  Sache  der 
Arbeitslosenversicherung.  Nur  wo  die  Vor- 
aussetzungen für  diese  besondere  Fürsorge 
nicht  vorliegen  oder  diese  nicht  ausreicht, 
muß,  wie  auch  sonst  als  letztes  Aushilfs- 
niittel,  die  Armenpflege  eintreten.  Der  Ar- 
beitszwang wird  fast  nur  in  der  Form  aus- 
geübt, daß  die  Gewährung  der  Unter- 
stützung von  der  Annahme  der  angebotenen 
Arbeit  abhängig  gemacht  wird  und  (laß  unter 
Umständen  Strafbarkeit  nach  §  o  LandstrG. 
eintritt.  In  der  Regel  fehlt  es  an  Einrich- 
tungen zur  Durchführung  eines  unmittel- 
baren Arbeitszwanges,  lieber  die  Behand- 
lung von  Landstreichern  und  Bettlern  s.  u. 
IIb. 

c)  Gebührenbefreiung.  Nicht  zur 
Armenpflege  gehören  die  zahlreichen  Er- 
mäßigungen oder  Befreiungen  von 
Gebühren  anläßlich  öffentlicher  Leistungen, 
die  armen  (oder  wie  man  hier  zu  sagen 
pflegt  —  mittellosen)  Personen  gewährt 
werden.  Wer  derartige  Begünstigungen  er- 
hält, steht  daher  nicht  in  Armenunter- 
stützung. Solche  Befreiungen  bestehen  z.  B. 
für  Gebühren  aus  Anlaß  geistlicher  Funk- 
tionen, gewisse  Begräbnisgebühren,  Toten- 
beschaugebühren,  Schulgelder,  Gerichtsge- 
bühren usw.  Das  Vorliegen  der  Armut  oder 
Mittellosigkeit  wird  in  diesen  F"ällen  als  Vor- 
frage von  der  zur  Einhebung  der  Gebühr 
berufenen  Stelle  mei.st  auf  Grund  eines  Ar- 
muts-  oder  Mittellosigkeitszeugnisses  be- 
urteilt, das  in  der  Regel  von  der  Wohnsitz- 
gemeinde durch  die  zur  Armenpflege  be- 
stellten Organe  ausgestellt  wird. 

d)  Unterstützung  Auswärtiger.  Die 
Aufenthaltsgemeinde  hat  auswärtigen  Armen 
im  Falle  augenblicklichen  Bedürfnisses  die 
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nötige  Unterstützung  zu  gewähren,  sie  hat 
jedoch  neben  dem  selbstverständlichen  Rück- 
griff gegen  die  nach  dem  bürgerlichen  Recht 
oder  anderen  Gesetzen  hierzu  Verpflichteten 
nach  ihrer  Wahl  auch  den  Rückgriff  gegen 
die  Heimatsgemeinde.  ,, Auswärtiger"  ist 
ein  anderswo  Zuständiger  unter  Umständen 
auch  ein  Ausländer.  Dagegen  braucht  die 
Gemeinde,  der  ein  Heimatloser  zugewiesen 
wird,  nicht  für  die  bisherige  Unterstützung 
durch  die  Aufenthaltsgemcinde  aufzukom- 
men. ,, Augenblicklich"  ist  das  Bedürfnis 
bis  zum  Eingreifen  der  Heimatgemeinde,  es 
kann  sich  also  mitunter  um  längere  Zeit 
handeln.  Das  Maß  der  zu  ersetzenden  Unter- 
stützung richtet  sich  nach  dem  Bedürfnis, 
also  nach  den  Preis-  und  sonstigen  Wirt- 
schaftsverhältnissen der  Aufcnthallsgcniein- 
de;  das  ist  zwar  selbstverständlich,  bildet  aber 
eine  schwere  Belastung  für  arme  Landge- 
meinden mit  einfachen  billigen  Lebensver- 
hältnissen, die  ihre  iVrmen  nach  den  für  sie 
unerschwinglichen  Verhältnissen  großer  und 
teurer  Aufenthaltsgemeinden  versorgen 
müssen. 

Als  Sonderfall  der  Unterstützung  Aus- 
wärtiger erwähnt  das  Heimatgesetz  die 
Krankenpflege  durch  die  Aufenthaltsge- 
meinde (§  29).  Sie  hat  so  lange  zu  dauern, 
bis  der  Kranke  ohne  Nachteil  für  seine  und 
anderer  Gesundheit  entlassen  werden  kann. 
Doch  muß  die  Aufenthaltsgemeinde,  die  auch 
in  diesojn  Falle  für  Rechnung  der  Heiniat- 
gemeindc  leistet,  dieser  bei  sonstiger  Haf- 
tung für  den  Nachteil  unverzüglich  Anzeige 
machen  (§  30). 

Die  Geltendmachung  der  Ersatzansprüche 
gestaltet  sich  oft  sehr  mühsam,  kostspielig, 
langwierig  und  nicht  selten  auch  erfolglos. 
In  wenig  aussichtsreichen  Fällen  verzichten 
die  Aufenthaltsgemeinden  mitunter  sofort 
oder  erst  nach  längerem  Schriftcnwechsel 
auf  die  Geltendmachung,  die  Zahl  der  Streit- 
fälle ist  ziemlich  groß,  da  die  Heimat- 
gemeinden Leistungen  für  auswärts  wohnende 
Angehörige  als  unbillig  empfinden  und  gern 
jeden  Vorwand  ergreifen,  sich  dieser  Last 
zu  entziehen.  Andererseits  trachten  die 
Aufenthaltsgemeinden  bei  unsicheren  Aus- 
sichten auf  Ersatz  mit  Aufwendungen  für 
Auswärtige  besonders  sparsam  und  zögernd 
vorzugehen. 

e)  Formen  der  Armenpflege.  Die 
Wahl  der  Form  steht  im  freien  Ermessen 
der  Gemeinde.  Der  Arme  kann  eine  be- 
stimmte Form  nicht  verlangen.  Praktisch 
führt  dies  dazu,  daß  die  Gemeinde  Armen- 
versorgung oder  Unterstützung  ganz  ver- 
weigert, wenn  der  Arme  die  von  der  Ge- 
meinde gewählte  Form  nicht  annimmt.  Ins- 
besondere kann  die  Gemeinde  erklären,  die 
Versorgung  nur  in  ihrem  Gebiet  leisten  zu 
wollen,  was  praktisch  zum  Recht  des  Heim- 


rufes des  auswärtigen  Armen  führt,  wenn  er 
sich  an  einem  Ort  aufhält,  in  dem  der  Hei- 
matgemeinde die  Versorgung  teuerer  zu 
stehen  kommt  als  zu  Hause.  Abgesehen  vom 
Falle  der  Krankenpflege  bis  zur  Genesung 
(s.  0.  4)  kann  aber  auch  die  Hcimatgo- 
meinde  sich  der  Heimbefördorung  des 
Armen  aus  der  Aufenthaltsgemcinde  nicht 
widersetzen. 

Die  Landesarmengesetze  schließen  den 
Heimruf  in  gewissen  Fällen  (gesundheitlicher 
Nachteil,  Schädigung  der  Erwerbsmöglich- 
keit des  Armen  usw.)  aus.  Auf  jeden  Fall 
ist  der  Heimruf  in  eine  dem  Armen  vielleicht 
zeitlebens  fremde  Umgebung,  mit  Zerreißung 
von  Fainilienbanden  usw.  eine  als  hart  emp- 
fundene Maßregel,  die  nicht  selten  zum  Ver- 
zicht auf  die  Armenversorgung  oder  (bei 
armen    Kindern)   zur   Entwurzelung  des 

,  Armen  führt. 

Die  einzelnen  Formen  der  Armenpflege 

!  sind  in  den  Landesarmengesetzen  beschrie- 

j  ben,  verschiedene  Formen  als  zu  bevorzugen 
empfohlen. 

a)  Eine  der  ältesten  Formen  ist  die  in 
den  Alpenländern  übliche  Form  der  Ein- 
lage, d.  h.  die  Naturalvcrpflegung  des  Armen 
in  der  Hausgemeinschaft  der  Gcmeinde- 
mitgliedcr,  meist  zeitweise  im  Reihengang. 
Sie  Ist  namentlich  als  Altersversorgung  land- 
wirtschaftlichen Gesindes  sehr  verbreitet. 
Das  niederösterreichischo  Gesetz  verbietet  sie 
(ohne  vollen  Erfolg),  die  übrigen  Landes- 
gesetze anerkennen  sie  und  trachten  bloß 
Mißbräuche  zu  verhindern.  Gegenüber  un- 
zulänglichen Geldunterstützungen  hat  sie 
die  Vorteile  der  geschlossenen  Pflege,  gegen- 
über dem  Armenhaus  den  Vorteil,  den  Armen 
in  einer  seit  jeher  gewohnten  Umgebung  zu 
belassen.  Ihr  Nachteil  ist  die  oft  drückende 
Abhängigkeit  von  geizigen  oder  rohen  Brol- 
gebern,  ohne  daß  hier  öffentliche  Aufsicht 
leicht  anzurufen  oder  wirksam  sein  kann. 

j  Der  Wert  der  Einlage  wird  dem  sie  leistenden 
Gemeindemitglied  als  Leistung  an  die  Ge 
meinde  in  Rechnung  gestellt;  auch  hat  der 
Verpflichtete  das  Recht,  seine  Pflicht  der 
Gemeinde  gegenüber  in  Geld  abzulösen.  Dem 
Einleger  darf  er  die  Naturalvcrpflegung  nicht 
gegen  Anbot  einer  Geldablösung  verweigern. 

I  Für  gewisse  Personen  ist  diese  Form  der 
Versorgung  ausgeschlossen:  Unmündige  Kin- 
der, Irre,  Bliude,  Krüppel,  Personen  mit 
ekelhaften  oder  ansteckenden  Krankheiten, 
Trunksüchtige,  Eheleute,  wenn  die  Einlage 
mit  zwangsweiser  Trennung  des  Zusammen- 
lebens verbunden  wäre  usw.  Die  Landes- 
gesetze enthalten  noch  weitere  Beschrän- 
kungen aus  Rücksichten  der  Menschlichkeit, 
am  weitesten  hierin  geht  das  steirische  Ge- 
setz. Die  Einleger  sind  dem  Haushaltungs 
vorstand  zu  1  .ichten,  angemessenen  Arbeiten 

I  verpflichtet. 
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ß)  Armenhäuser  werden  von  den  Lan- 
desgesetzen in  den  Vordergrund  gestellt. 
Genieindearmenliäuser  sind  aber  selten  und 
gewähren  oft  nur  Wohnung,  während  für  die 
übrigen  Bedürfnisse  anderweitig  gesorgt  wird. 
Wichtiger  sind  die  Bezirksarnienhäuser,  die 
aber  nur  in  Niederösterreich  zahlreicher  sind. 
Für  die  Führung  der  Armenhäuser  geben 
die  Landesgesetze  verschiedene  Regeln,  wie 
tunlichste  Trennung  der  Geschlechter,  Rein- 
lichkeit, Wahrung  sanitärer  Rücksichten, 
angemessene  Beschäftigung  der  Armen  usw. 

y)  Geld-  und  Naturalunterstüt- 
zungen  sollen  nach  den  Landesgesetzen  erst 
in  zweiter  Linie  stehen  und  hier  wiederum 
die  Geldgabc  hinter  der  Katuralgabe.  In 
der  Praxis  ist  es  umgekehrt.  Die  Tradition 
der  Pfarrarmeninstitute  mit  ihren  festen 
Portionen  und  Pfründen  ist  immer  noch 
lebendig,  die  feste  dauernde,  meist  ganz  un- 
zureichende Geldpfründe  ist  noch  immer 
die  beliebteste,  weil  bureaukratisch  be- 
(|uemste  und  billigste  Form  der  Armenpflege, 
zumal  dort  wo  eine  persönliche  Befürsorgung 
wegen  des  Wohnsitzes  des  Armen  fern  von 
der  Heimat  unmöglich  ist,  wenn  auch  die 
Auszahlung  der  Unterstützung  regelmäßig 
mit  Zuhilfenahme  der  Armenorgane  der 
Aufenthaltsgcmeinde  geschieht. 

r'»)  Die  Armenkinderpflege  entweder 
in  Waisenhäusern  oder  durch  Unterbringung 
der  Kinder  bei  Pflegeparteien  oder  endlich 
durch  Unterstützung  der  Erhalter  von  Kin- 
dern ist  in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  in 
die  Formen  der  Jugendfürsorge  überge- 
gangen, für  die  die  Armut  der  Kinder  oder 
ihrer  Ernährer  nur  ein  besonderer  Fall  der 
Fürsorgebedürftigkeit  ist.  Die  Jugendfür- 
sorge wird  immer  mehr  von  Gemeinden 
und  Ländern  durch  eigene  Jugendämter  aus- 
geübt, deren  Grundlagen  nicht  die  Armen- 
pflege, sondern  die  Berufsvormundschaft, 
d.  h.  die  Vertretung  der  Interessen  des 
Kindes  aus  dem  Titel  der  Vormundschaft  ist. 
Für  die  Armenpflege  sind  sie  von  Bedeutung, 
insofern  sie  durch  weit  stärkere  Heran- 
ziehung der  Angehörigen  zur  Unterhalts- 
leistung (besonders  der  unehelichen  Väter) 
als  dies  durch  Einzelvormünder  geschieht, 
die  Armenpflege  entlasten,  diese  aber  durch 
eingehende  Befürsorgung  armer  Kinder  auch 
wieder  stärker  in  Anspruch  nehmen,  als  dies 
sonst  bei  den  oft  stark  fiskalisch  denkenden 
Armenbehörden  der  Fall  wäre.  Im  übrigen 
muß  hier  auf  die  einschlägigen  Artikel  ver- 
wiesen werden. 

f)  Die  Armenkrankenpflege  besteht 
meist  in  der  Aufnahme  in  öffentliche  Kran- 
kenanstalten, die  offene  Armenkranken- 
pflege ist  wenig  geregelt. 

6.  Verhältnis  der  Armenpflege  zu 
anderweitiger  Fürsorge,  a)  Zur  organi- 
sierten Fürsorge.    Der  Subsidiarität  der 


öffentlichen  Armenpflege  entspricht  es,  daß 
sie  von  jeder  anderweitigen  Fürsorge  für  den 
Armen  als  ein  sie  entlastendes  Moment 
Kenntnis  haben  soll.  Die  Landesgesetze  ent- 
halten mehrere  darauf  abzielende  unter  sich 
verschiedene  Bestininuingen.  Sie  gehen  im 
wesentlichen  dahin,  daß  entweder  die  ander- 
weitigen Fürsorgeorgane  (Armenstiftungen, 
Kirchenvorstände,  Privatvereine)  angewiesen 
werden,  ihre  Unterstützungen  und  sonstigen 
Fürsorgemaßnahmen  der  Heimatgemeinde 
mitzuteilen,  oder  daß  die  Gemeinden  ange- 
wiesen werden,  mit  diesen  Organen  das 
Einvernehmen  zu  pflegen,  mit  ihnen  Verein- 
barungen über  ein  planmäßiges  Zusammen- 
wirken usw.  zu  treffen.  Besondere  Bestim- 
mungen regeln  das  Verhältnis  der  Armen- 
pflege zur  Sozialversicherung.  Ueber  daa 
Verhältnis  zur  Jugendfürsorge  s.  oben  6  e,  l). 

b)  Ersatzansprüche  einzelner.  Nach 
einigen  Landesgesetzen  können  Private  be- 
sonders Aerzte  gegen  die  Gemeinden  Ersatz 
für  Armenpflegeleistungen  begehren,  wenn 
die  Hilfe  so  dringend  war,  daß  eine  Ent- 
scheidung der  Gemeinde  nicht  mehr  einge- 
holt werden  konnte,  oder  wenn  die  Aufent- 
haltsgemeinde die  ihr  obliegende  Armen- 
pflege unterlassen  oder  zu  leisten  sich  ge- 
weigert hat. 

7.  Armenfinanzwesen,  a)  Grundsatz. 
Grundsätzlich  ist  die  Pflicht  zur  Armenver- 
sorgung nicht  auf  bestimmte  Mittel  be- 
schränkt, die  Gemeinde  hat  aus  ihren  ge- 
samten Einnahmen,  die  nach  oben  In  keiner 
Weise  beschränkten  Kosten  der  Armen- 
pflege zu  tragen;  in  der  Praxis  bestehen  aber 
noch  vielfach  namentlich  aus  der  Tradition 
der  Pfarrarmeninstitute  Anklänge  an  das 
kirchlich-romanische  System,  wonach  die 
Armenpflege  lediglich  in  der  Verwendung 
der  für  sie  bestimmten  Mittel  besteht  und 
eine  Pflicht  zur  Verwendung  anderer  als 
der  vorhandenen  Mittel  nicht  anerkannt  ist. 
Diese  Gedanken  haben  in  den  Bestimmungen 
über  die  Armenfonds  vielfach  auch  gesetz- 
lichen Ausdruck  gefunden. 

b)  Die  Armenfonds  (d.  h.  die  zur  Armen- 
versorgung gebundenen  Mittel)  bestehen  aus 
den  Erträgnissen  der  meist  aus  früherer  Zeit 
stammenden  Vermögensbestände,  aus  frei- 
willigen Beiträgen  und  aus  gesetzlich  dem 
Arnienfond  gewidmeten  Eingängen.  Der 
Fondscharakter  kommt  darin  zum  Ausdruck, 
daß  die  Fondseingänge  gesondert  zu  ver- 
rechnen und  verwalten  sind,  d.  h.  zu  keinem 
anderen  Zwecke  als  für  die  Armenpflege  ver- 
wendet werden  dürfen  und  ein  etwaiger 
Ueberschuß  der  Eingänge  über  die  Ausgaben 
für  Armenzwecke  der  Armenfondsrechnung 
des  nächsten  Jahres  zugute  kommen  muß; 
das  Mehrerfordernis  nmß  aus  den  allgemeinen 
Mitteln  der  Gemeinde  gedeckt  werden,  wenn 
auch  der  Gemeindefiskalismus  trachtet,  den 
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Zuschuß  aus  den  sonstigen  Mitteln  möglichst  1  Deutschland  (ll./VII.  1853),  der  Schweiz 
"ering  zu  halten  und  womöglich  ganz  zu  (7./XII.  1875)  und  Italien  (25./VI.  1896)  ge- 
•  schlössen.    In  diesen  Uebereinkommen  wird 


vermeiden. 


Das  Stammvermögen  muß  mündelsicher  im  allgemeinen  Gleichstellung  der  erkrankten 


angelegt  werden.  Soweit  es  nicht  stiftungs- 
mäßig gebunden  ist,  kann  auch  die  Substanz 
angegriffen  werden. 

cj  Freiwillige  Beiträge.  Zur  Anre- 
gung der  freiwilligen  Beitragstätigkeit 
sind  Vorschriften  über  Veranstaltung  von 
Sammlungen  zugunsten  der  Armenfonds  in 
verschiedener  Form  gegeben.  Alle  Schen- 
kungen, V'ermächtnisse  für  die  Armen  ohne 
nähere  Bestimmung  fließen  in  den  Gemeinde- 
armenfonds. Mehrfach  bestehen  Vorschriften, 
daß  solche  Zuwendungen  ganz  oder  zum  Teil 
zum  Stammvermögen  des  Armenfonds  zu 
schlagen  sind. 

d)  Gesetzliche  Zuflüsse  des  Armen- 
tonds  sind  nach  verschiedenen  reichs-  und 
landesrechtlichen  Bestimmungen:  die  von  den 
Gerichten,  Verwaltungsbehörden  usw.  ver- 
hängten (ieldstrafen  und  für  verfallen  er- 
klärten Waren,  ein  Drittel  des  Nachlasses 
der  ohne  letzten  Willen  verstorbenen  Welt- 
geistlichen, eine  1  %ige  Abgabe  vom  Erlös 
freiwilliger  (d.  h.  vom  Verkäufer  beantrag- 
ter) Versteigerungen,  die  aus  Anlaß  der  Auf- 
nahme in  den  Ileimatverband  eingehobenen 
Gebühren,  progressive  Abgaben  von  dem 
reinen  Wert  der  Nachlässe,  Abgaben  vom 


Ausländer  mit  den  Inländern  gewährt,  der 
Rückgriff  wegen  der  Kosten  nach  bürger- 
lichem Recht  (gegen  den  Erkrankten  und 
seine  Angehörigen)  zugelassen,  auf  Ersatz- 
ansprüche an  die  ausländische  Armenbehörde 
verzichtet.  Unentgeltliche  Behandlung  von 
Ausländern  fand  auch  gegeniiber  einigen 
anderen  Staaten  auf  Grund  von  Gegen- 
seitigkeitserklärungen  statt. 

Im  Verhältnis  zu  Ungarn  fand  ein  Rück- 
griffsrecht gecen  die  Heimatgemeinde  auf 
vollen  Ersatz  der  Arnienkosten  statt. 

Der  Zerfall  Oesterreichs  hat  das  inter- 
nationale Arnienrccht  zu  großer  Bedeutung 
erhoben.  Zahlreiche  Staatsbürger  der  Nach- 
folgestaaten, namentlich  der  Tschecho- 
slowakei wohnen  in  Oesterreich  und  umge- 
kehrt. Tatsächlich  wird  wenigstens  im  Ver- 
kehr mit  der  Tschechoslowakei  gegenseitiger 
Ersatz  der  Armenkosten  gewährt  und  Hilfe 
der  diplomatischen  Missionen  bei  Geltend- 
machung der  Ansprüche  geleistet. 

Ueber  die  Tragung  der  Arnienkosten  von 
Ausländern,  für  die  kein  Ersatz  zu  erlangen 
ist,  siehe  oben  4  c  a. 

9.  Organe  der  Armenpflege.  Wo  keine 
besonderen  Vorschriften  bestehen,  wird  dio 


Reingewinn  der  Sparkassen,  verschiedene  '  Armenpflege  von  den  nach  den  Gemeint  c- 
den  Charakter  von  Luxusabgaben  tragende  ,  Ordnungen  zur  Besorgung  der  Gemeinile- 
Steuern  und   Gebühren  die  länder-  und  ;  geschälte  überhaupt  berufenen  Organen  he 


gemeindenweisc  sehr  verschieden  sind,  als 
Abgaben  für  Hunde,  Fahrräder,  für  öffent- 
liche Lustbarkeiten,  für  das  Offenhalten  von 
Schanklokalen  über  die  Sperrstunde,  für 
Veranstaltung  von  Tanzmusiken,  von  fest- 
lichen Hochzeiten,  für  Ausübung  des  Jagd- 
rechtes und  für  Erteilung  von  Jagdkarten, 
für  Wetten  auf  Rennplätzen  usw. 

e)  Außer  den  Gemeindearmenfonds  be- 
stehen auch  Bezirks-  und  Landesarmen- 
fonds, für  die  ähnliche  Vorschriften  gelten. 
Bezirke  und  Länder  heben  vielfach  eigene 
Zwecksteuern  und  Umlagen  für  den  Armen- 
fond ein. 

Den  Ländern  fließen  auch  die  Ueber- 
schüsse  der  von  den  Gerichten  verwalteten 
kumulativen  Waisenkassen  für  Zwecke  der 
Jugendarmenpflege  zu. 

8.  Internationales  Armenrecht.  Da  der 
Anspruch  auf  Armenversorgung  aus  dem 
Heimatrecht  fließt,  kann  grundsätzlich  nur 
ein  Inländer  diesen  Anspruch  haben.  Das 
Heimatgesetz  erwähnt  die  Ausländer  nur  im 
§  31,  indem  es  erklärt,  daß  die  Staatsver- 
träge über  die  Verpflegung  erkrankter  und 
die  Beerdigung  verstorbener  Ausländer  nicht 
berührt  werden.  Tatsächlich  hatte  das  alte 
Oesterreich  nur  über  Armenkrankenpflege 
in  Heilanstalten  Verträge  und  zwar  mit 


sorgt.  Es  sind  dies  der  Gcnieindevorstand 
(Gemeindevorsteher  und  wenigstens  zwei 
Gemeinderäte)  als  vollziehendes  und  ver- 
waltendes und  der  Gemeindeausschuß  als 
beschließendes  und  überwachendes  Organ. 
Fast  überall  bedienen  sich  die  Gemeinden 
verschiedener  Fachorgane  unter  dem  Namen 
von  Armenräten,  Amienvätern  oder  Armen- 
kommissionen. Das  salzburgische  Landes- 
gesetz sieht  solche  fakultativ  vor  und  weist 
ihnen  nur  eine  begutachtende  Tätigkeit  zu. 
In  Oberösterreich,  Steiermark  und  Vorarl- 
berg sind  sie  obligatorisch  (Armenräte,  Orts- 
armenräte und  Ortsarmenaufseher)  und 
haben  das  Recht  der  Verfügung  über  die 
vom  Gemeindeausschuß  im  Voranschlag 
festgestellten  Mittel,  sowie  die  Verwaltung 
des  Armenfonds.  Ueber  die  Besonderheiten 
in  Wien,  Niederösterreich  und  Steiermark 
siehe  unten  12. 

Ueberau  obliegt  den  Armenvätern  die 
Entgegennahme  der  Unterstützungsan- 
suchen, die  Vornahme  von  Ermittlungen  so- 
wie die  unmittelbare  Obsorge  über  die  Armen. 
Das  Amt  ist  ein  Ehrenamt. 

Gemeinden  desselben  Bezirkes  können 
sich  mit  Zustimmung  der  Ueberwachungs- 
behörden  zu  einem  Verband  zu  gemein- 
schaftlicher Armenpflege  vereinigen,  und 
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zwar  entweder  für  die  ganze  Armenpflege 
oder  nur  für  bestimmte  Zweige  (z.  B.  Armen- 
häuser). 

Die  Ueberwachung  findet  nach  den  Vor- 
schriften der  Gemeindeordnungen  statt.  Sie 
obliegt  im  allgemeinen  den  Bezirksvertre- 
tungen und  dem  Landesrat,  in  gewisser  Hin- 
sicht den  Bczirkshauptmannäciiaften. 

10.  Verfahren  in  Armensachen.  Das 
Verfahren  hat  keine  rechtlichen  Besonder- 
heiten und  richtet  sich  nach  den  allgemeinen 
Vorschriften  des  Verwaltungsverfabrens  und 
nach  orlsstatuiarischen  Bestimmungen.  Nur 
die  Zuständigkeit  unterliegt  besonderen  Ke- 
g?ln. 

a)  Entscheidungen  über  das  Hei- 
matrecht. Die  Entscheidung  über  das 
Heimatrecht  steht  im  allgemeinen  den 
politischen  Behörden  zu;  zivilrechtliche  Vor- 
fragen (Gültigkeit  von  Ehen,  eheliche  und 
uneheliche  Geburt)  haben  die  Gerichte  zu 
entscheiden  (§§  36—37  HeimG.) 

b)  Durchsetzung  des  Versorgungs- 
anspruchs. Ucber  den  Versorgungsan- 
spruch entscheidet  der  Träger  der  Armen- 
pflege (Gemeinde)  selbst.  Der  Arme  soll 
seinen  Anspruch  persönlich  erheben,  nur 
für  Kranke  und  ,, verschämte  Arme"  ist  die 
Geltendmachung  durch  andere  Personen  ge- 
stattet, lirhebung,  Begutachtung,  Antrag- 
stelhing  und  Entscheidung  richten  sich  nach 
der  örtlichen  Organisation  der  Armenpflege. 
Leider  findet  dabei  statt  Individualisierung 
vielfach  Schabionisierung  und  bei  Beurtei- 
lung des  Maßes  der  Hilfe  nicht  selten  über- 
mäßige fiskalische  Rücksicht  auf  die  vor- 
handenen Mittel  statt. 

Der  Beschwerdezug  geht,  wenn  das  Hei- 
matrecht unbestritten  ist  und  es  sich  nicht 
um  (ieltendmachung  von  Ersatzansprüchen 
handelt,  an  das  höhere  Selbstverwallungs- 
organ  (Bezirksvertretung,  Landesrat)  (§  44 
HG.).  Nach  einigen  Landesgesetzen  hat 
der  Rekurs  einer  Gemeinde  gegen  eine  Ent- 
scheidung, die  ihr  die  Versorgung  auferlegt, 
keine  aufschiebende  Wirkung. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  kann  nur  die 
Frage  der  Bedürftigkeit,  nicht  aber  die  Wahl 
der  Form  der  Leistung  überprüfen. 

c)  Ersatzansprüche.  Vor  die  Gerichte 
gehören  Ersatzansprüche  der  Gemeinden 
gegen  die  nach  bürgerlichem  Recht  ver- 
pflichteten Personen  (§  38  G.).  Auch 
in  diesem  Fall  bestimmt  die  Verwaltungs- 
behörde mit  bindender  Kraft  für  den  Richter 
den  Betrag  der  aufgewendeten  Verpflegs- 
kosten  (§  39  G.).  Ueber  Ersatzansprüche 
der  Gemeinden  gegen  andere  Gemeinden 
und  gegen  Personen,  die  zum  Ersatz 
nicht  nach  dem  bürgerlichen  Recht  sondern 
nach  anderen  Gesetzen  verpflichtet  sind, 
entscheidet  die  Verwaltungsbehörde  mit 
Ausschluß  des  Rechtsweges.     Diese  Ab- 


grenzung der  Zuständigkeit  im  Heimatgesetz 
hat  sich  als  unklar  erwiesen  und  mehrfach 
zu  Streitigkeiten  Anlaß  gegeben.  Die  Recht- 
sprechung neigt  im  allgemeinen  dazu,  im 
Zweifel  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  an- 
zuerkennen. Ueber  die  Ersatzansprüche,  die 
auf  Landesgesetzen  beruhen,  bestimmen  die 
Landesgesetze  meist  die  Zuständigkeit  der 
politischen  Behörden,  z.  T.  auch  des  Landes. 

Ersatz-  und  Vergütungserkenntnisse  der 
politischen  Behörden  in  Armensachen  können 
im  Wege  der  politischen  Exekution  voll- 
streckt werden. 

11.  Armenpolizei,  a)  Rechtsfürsorge. 
Die  Rechtsfürsorge  für  die  der  Verarmung 
ausgesetzten  Personen  war  bis  vor  kurzem 
wenig  entwickelt.  Die  Armengesetze  be- 
schränken sich  darauf,  den  Gemeinden  nahe- 
!  zulegen  (in  Kärnten  werden  sie  dazu  ver- 
pflichtet), verschwenderische  Personen  den 
Gerichten  zur  Einleitung  der  Entmündigung 
anzuzeigen.  Die  Entmündigungsordnung  v. 
28./VL  1916  RGBl.  207  gewährt  der  Hei- 
matgemeinde im  Entmündigungsverfahren 
wegen  jedes  Entmündigungsgrundes  Cauch 
bei  Trunksüchtigen)  Parteirechte.  Die  Ar- 
mengesetze legen  den  Gemeinden  ferner  die 
Pflicht  auf,  über  die  Einhaltung  der  aus  der 
Sozialversicherung  besonders  für  die  Unter- 
nehmer entspringenden  Pflichten  zu  sorgen. 
In  neuerer  Zeit  ist  durch  die  Errichtung  von 
Berufsvormundschaften  von  den  Jugend- 
ämtern der  Rechtsschutz  der  Kinder  in  die 
eigene  Hand  genommen  worden.  Ein  Vor- 
läufer hierfür  waren  die  Rechtsschutzabtei- 
lungen der  Landesfindelanstalten,  die  im 
Interesse  des  Landesfonds  die  Unterhalts- 
ansprüche der  Pfleglinge  gegen  ihre  Eltern 
geltend  machten.  Die  zu  Beginn  des  Krieges 
für  die  Eingerückten  geschaffenen  wirt- 
schaftlichen Hilfsbureaus  sind  mehrfach  na- 
mentlich in  Wien  als  gemeinnützige  Rechts- 
auskunfts-  und  -hilfssteilen  von  den  Ge- 
meinden forterhalten  worden. 

b)  Landstreicherei  und  Bettel.  Bis 
1873  war  die  Behandlung  von  Landstreichern 
und  Bettlern  Polizeisache.  Seither  ist  die 
Bestrafung  innerhalb  gewisser  Grenzen  den 
Gerichten  übertragen  worden.  Heute  gilt 
das  sog.  Vagabundengesetz  und  einige  durch 
dieses  nicht  aufgehobene  Bestimmungen  des 
G.  V.  lO./V.  1873.  Gerichtlich  strafbar  sind: 
Landstreicherei  (wenn  jemand  geschäfts-  und 
arbeitslos  umherzieht  und  nicht  nachzuweisen 
vermag,  daß  er  die  Mittel  zu  seinem  Unter- 
halt besitze  oder  redlich  zu  erwerben  suche), 
Arbeitsscheu  in  zwei  besonderen  Fällen 
(wenn  ein  Arbeitsfähiger,  der  kein  Einkom- 
men und  keinen  erlaubten  Erwerb  hat  und 
der  die  Sicherheit  der  Person  oder  des  Eigen- 
tums gefährdet,  dem  Auftrage  der  Sicher- 
heitsbehörde, innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  ein  Einkommen  auszuweisen,  aus  Ar- 
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beitsscheu  nicht  nachkommt  —  wenn  ein 
Bubsistenzloser  Arbeitsfähiger  sich  weiijert, 
die  von  der  Gemeinde  ihm  zugewiesene,  seinen 
Fähigkeiten  entsprechende  Arbeit  gegen  Ent- 
lohnung oder  Natur.'ilverpficgung  zu  leisten), 
endlich  Bettel  gleichfalls  nur  in  zwei  Fällen 
(wer  an  öffentlichen  Orten  oder  von  Haus  zu 
Haus  bettelt  oder  aus  Arbeitsscheu  die 
öffentliche  Mildtätigkeit  in  Anspruch  nimmt 
—  wer  Unmündige  zum  Betteln  verleitet, 
ausschickt  oder  anderen  überläßt).  Gericht- 
lich strafbar  ist  auch  die  Ausstellung  von 
Zeugnissen  über  Unfälle  und  Armut  zum 
Zwecke  des  Betteins  von  Ort  zu  Ort. 

Wegen  der  angeführten  Straftaten  (mit 
Ausnahme  der  letzten)  können  die  Gerichte 
außer  der  Vcrhängung  der  Freiheitsstrafe 
die  Zulässigkeit  der  Anhaltung  in  einer 
Zwangsarbeitsanstalt  aussprechen;  hiermit 
ist  von  selbst  die  Zulilssigkeit  der  Stellung 
unter  Polizeiaufsicht  verbunden. 

Die  Polizeiaufsicht  wird  von  der  poli- 
tischen Behörde  verhängt  und  besteht  in 
Freiheitsbeschränkungen  aller  Art:  Be- 
schränkungen der  Freizügigkeit  und  der 
Aufonthaltsfrciheit,  jcderzcitige  Zulässigkeit 
von  Haus-  und  Personendurchsuchungen, 
Pflicht  zu  Nachweisen  über  Beschäftigung, 
Unterhalt,  Erwerb  und  Verkehr  mit  anderen 
Personen,  Pflicht  zu  Anmeldungen,  Verbot 
zu  bestimmten  Zeiten  die  Wohnung  zu  ver- 
lassen usw.  Die  Polizeiaufsicht  darf  höch- 
stens drei  Jahre  währen.  Soweit  der  Bettel 
nicht  gerichtlich  strafbar  ist,  steht  der  Ge- 
meinde ein  in  den  meisten  Landesarmcn- 
gesetzen  anerkanntes  ortspolizeiliches  Straf- 
recht zu.  Einzelne  Armengesetze  (Ober- 
österrcich,  Vorarlberg)  gestatten  ausnahms- 
weise das  Sammeln  von  milden  Gaben  an  be- 
stimmten Tagen  in  der  Gemeinde  durch  ein- 
heimische Arme,  die  hierzu  eine  schriftliclie 
Erlaubnis  der  Gemeindevertretung  erhalten. 

c)  Zwangsarbeits-  und  Besserungs- 
anstalten. Nach  der  Regelung  von  1885 
sollen  die  Zwangsarbeitsanstalten  die  Zwäng- 
linge  zu  angemessener  Arbeit  anhalten,  ihnen 
den  Wert  der  Arbeit  klarmachen  und  hier- 
durch die  Lust  zur  Arbeit  wachrufen;  Zweck 
der  Besserungsanstalten  ist,  Personen  vom 
vollendeten  10.  bis  zum  vollendeten  18. 
Lebensjahr  aufzunehmen  und  für  ihre  mora- 
lische und  religiöse  Erziehung  und  Unter- 
weisung in  einer  ihren  Fähigkeiten  ent- 
sprechenden und  ihrem  künftigen  Fort- 
kommen dienlichen  Beschäftigung  vorzu- 
sorgen. 

Das  Gericht  spricht  die  Zulässigkeit  der 
Abgabe  in  eine  Zwangsarbeitsanstalt  aus. 
Es  kann  dies  nur  bei  einer  Verurteilung 
wegen  bestimmter  Straftaten  tun,  nämlich 
Landstreicherei,  Arbeitsscheu,  Bettel,  Bruch 
der  Polizeiaufsicht,  Prostitutionsübertre- 
tungen  und  Kuppelei. 


In  eine  Besserungsanstalt  kann  ein 
Jugendlicher  nur  kommen 

u)  infolge  gerichtlicher  Zulässigkeitser- 

i  klärung  in  allen  Fällen,  in  denen  ein  Erwach- 
sener in  eine  Zwangsarbeitsanstall  kommen 
könnte,  ferner  wenn  ein  Kind  unter  vierzehn 
Jahren  wegen  einer  Handlung  verurteilt  wird, 
die  bei  Erwachsenen  ein  Verbrechen  wäre, 
ß)  Unmündige,  die  eine  andere  Straftat 
begangen  haben  (und  daher  nicht  vom  Ge- 

I  rieht  sondern  von  der  Sicherheitsbchörde  ab- 
geurteilt werden),  jedoch  nur,  wenn  sie  gänz- 
lich verwahrlost  sind  und  ein  anderes  Mittel 

izur  Erzielung  einer  ordentlichen  Erziehung 
und  Beaufsichtigung  nicht  ausfindig  gemacht 
werden  kann, 

y)  auf  Antrag  des  gesetzlichen  Vertreters 
des  Jugendlichen  mit  Zustimmung  des  Vor- 
mundschaftsgerichtes. 

Die  Aufnahme  geschieht  durch  die  Ver- 

I  waltungsbehörde  auf  (jrund  des  Beschlusses 
einer  Kommission,  in  der  das  Land  vertreten 
ist.  Für  diese  Kommission  ist  in  erster  Linie 
die  Kaumfrago  maßgebend.  Bei  der  geringen 
Zahl  der  bestehenden  Anstalten  gelangt  nur 
eine    kleine    Zahl    von    Personen,  deren 

i  ,,Zwangseignung"  das  Gericht  ausgesprochen 
hat,  und  diese  oft  erst  nach  geraumer  Zeit,  in 
die  Anstalt,  namentlich  bei  Jugendlichen  ein 
schwer  empfundener  Mangel. 

Die  Anlialtung  in  der  Zwangsarbeitsan- 
stalt darf  höchstens  drei  Jahre  dauern,  in 
der  Besserungsanstalt  bis  zum  20.  Lebens- 
jahr. Frühere  Entlassung  ist  zulässig,  wenn 
der  Zweck  der  Anhaltung  erreicht  ist.  Vor- 
zeitig Entlassene,  die  rückfällig  werden, 
können  ohne  gerichtlichen  Ausspruch  wieder 
aufgenommen  werden,  wenn  die  Anhallungs- 
frist  noch  nicht  abgelaufen  ist.  Die  Zahl  der 
Rückfälligen  ist  sehr  groß,  auch  der  wieder- 
holt Rückfälligen,  ein  Beweis,  daß  die  An- 
staltserziehung  nicht  ihrem   Zwecke  ent- 

I  spricht. 

Die  Errichtung  und  Erhaltung  der  An- 
I  stalten  obliegt  den  Ländern.  Der  Buad 
hat  nur  eineüberaufsicht,  das  Recht,  die  Er- 
nennung der  Vorsteher  und  die  Statuten  und 
Hausordnungen  der  einzelnen  Anstalten  zu 
genehmigen. 

Die  Besserungsanstalten,  z.  T.  baulich  und 
verwaltungstechnisch  ganz  vorzüglich  (vor 
allem  die  niederösterreichische,  seit  kurzem 
Wiener  Landeserziehungsanstalt  Eggenburg), 
leisten  erzieherisch  nichts.  Zum  Teil  ist 
daran  das  Gesetz  schuld,  das  nur  bei  ge- 
richtlicher Verurteilung  wegen  bestimmter 
Straftaten  nicht  aber  bei  Gefährdung  des 
Kindes  eine  Aufnahme  gegen  den  Willen 
der  Eltern  zuläßt,  ferner  die  unglückliche 
Verteilung  der  Zulässigkeitserklärung  und  der 
nur  nach  verwaltungstechnischen  und  fis- 
kalischen Gesichtspunkten  wirklich  durch- 
geführten Aufnahme,  zum  Teil  ist  aber  auch 
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die  Führung  der  Anstalten  daran  schuld, 
in  denen  das  erzieherische  Moment  gegen- 
über dem  Detcntionscharakter  stark  zurück- 
tritt. Pädagogisch  gebildet  sind  außer  dem 
Direktor  nur  die  Lehrer,  die  mit  dem 
Kind  außerhalb  der  Schulstunden  nichts  zu 
tun  haben,  die  eigentliche  Umgebung  des 
Kindes  sind  pädagogisch  ungebildete  Auf- 
seher. Ein  Fürsorgeerziehungsgesetz  liegt 
seit  fast  20  Jahren  fertig.  Der  gegenwärtige 
Entwurf  ist  nur  durch  die  Finanzfrage  an  der 
Verabschiedung  gehindert. 

d)  Naturalverpflegsstationen.  In 
Niederösterreich  wurden  seit  1886,  in  Ober- 
österreich und  Steiermark  seit  1888,  in  Vor- 
arlberg seit  1891  Naturalverpflegsstationen 
zur  Hintanhaltung  des  Haus-  und  Straßen- 
bettels und  zur  Verminderung  der  Land- 
streicherei gegründet. 

In  die  Stationen  werden  arbeits-  und 
mittellose  Keisende  ohne  Unterschied  der 
Zuständigkeit  und  der  Religion  aufgenom- 
men. Wer  in  der  letzten  Zeit  (2—3  Monate) 
nicht  gearbeitet  hat  oder  in  dieser  Zeit  be- 
reits einmal  in  derselben  Station  unterstützt 
wurde,  ist  von  der  Aufnahme  ausgeschlossen. 
Der  Aufgenommene  darf  sich  in  der  Station 
höchstens  18  Stunden  aufhalten,  er  erhält 
Nachtlager  und  Verpflegung,  muß  aber  an- 
gemessene Arbeit  leisten.  I)er  Stationsleiter 
betreibt  Arbeitsvermittlung  und  erteilt  Aus- 
künfte über  die  nächstgelegenen  Stationen, 
die  in  der  Regel  nicht  über  15  km  vonein- 
ander entfernt  sein  sollen.  Die  Verwaltung 
der  Stationen  obliegt  dem  Lande,  die  Kosten 
trägt  meist  das  Land,  mitunter  der  Bezirk 
mit  L^nterstützung  des  Landes. 

Die  Naturalverpflegsstationen  haben  sich 
bewährt.  In  den  Bezirken  und  Ländern,  in 
denen  solche  errichtet  wurden,  sank  mit  der 
Errichtung  ganz  beträchtlich  die  Zahl  der 
gerichtlichen  Verurteilungen  nach  dem  Vaga- 
bundengesetz, während  diese  Erscheinung 
in  Bezirken  und  Ländern  ohne  solche  Sta- 
tionen nicht  zu  bemerken  war. 

12.  Besonderheiten  der  Armengesetz- 
gebung in  einzelnen  Ländern,  a)  Wien. 
Nach  Aufhebung  der  Pfarrarmeninstitute 
wurden  Genieindearmeninstitute  für  die  ein- 
zelnen Stadtbezirke  errichtet,  und  diese 
Organisation  auf  die  seither  eingemeindeten 
Vororte  ausgedehnt.  Nach  der  Armenord- 
nung V.  22./V.  1902,  die  von  dem  damaligen 
Armenreferenten  späteren  Bürgermeister 
Weiskirchner  stammt,  ist  jedes  jVrmeninstitut 
von  einer  Anzahl  von  Armenräten  gebildet 
(derzeit  in  ganz  Wien  etwa  4000  Armenräte 
iDeiderlei  Geschlechts).  Jeder  Bezirk  zerfällt 
in  so  viele  Sprengel,  daß  jeder  Armenrat 
einen  zugewiesen  erhalten  kann.  Mehrere 
solcher  Sprengel  werden  zu  Distrikten  zu- 
sammengefaßt. Die  Bewilligung  der  Unter- 
Etützungen,  meist  in  Bargeld,  steht  der  Di- 


striktsvereinigung der  Armenräte,  nur  in 
dringenden  Fällen  dem  gewählten  Obmann 
des  Armeninstituts  zu.  Für  die  Armen- 
kinderpflege sind  besondere  Armenräte  be- 
stellt. Das  Amt  eines  Armenrats  ist  Ehren- 
amt. 

Ein  Zentralrat  für  das  Armenwesen  unter 
Vorsitz  des  Bürgermeisters  zur  Beratung  über 
allgemeine    Angelegenheiten    des  Armen- 
wesens besteht  aus  den  Obmännern  der 
Armeninstitute,  den  beteiligten  städtischen 
Beamten  und  Vertretern  der  privaten  Wohl- 
tätigkeitsvereine.  Ein  Zentralarmenkataster 
hält  alle  unterstützten  Personen  und  Fa- 
milien in  Evidenz.   Er  erteilt  auch  privaten 
Vereinen   und   Anstalten   Auskünfte  und 
nimmt  Mitteilungen  von  diesen  über  erteilte 
Unterstützungen  und  Fürsorgemaßnahmen 
auf.  Leider  macht  die  private  Fürsorge  von 
j  dem  Kataster  wenig  Gebrauch,  macht  ihm 
.  namentlich  wenig  Mitteilungen  über  ihre 
j  Tätigkeit,  so  daß  er  nicht  ein  vollständiges 
j  Bild  der  von  dem  einzelnen  wirklich  in  An- 
j  Spruch  genommenen  fremden  Hilfe  gewährt. 
Versuche,  eine  Zentralorganisation  der  pri- 
vaten Vereine  zu  schaffen,  sind  zwar  nicht 
gelungen,  eine  Zentralevidenz  wird  neuestens 
abermals  versucht. 

Für  die  Unterstützungen  besteht  immer 
noch  eine  Art  Pfründensystem,  indem  feste 
Sätze  für  vorübergehende  und  dauernde 
Unterstützungen  bestehen.  Im  J.  1616  wurde 
mit  diesem  System  auf  dem  Gebiet  der  Ar- 
menkinderpflege gebrochen.  Es  hatte  sich 
nändich  gezeigt,  daß  für  ein  auf  städtische 
Kosten  bei  Pflegeeltern  untergebrachtes 
Kind  die  von  diesen  geforderten  vollen  Ver- 
pflegskosten  bezahlt  werden  mußten,  wäh- 
rend Angehörige,  besonders  die  Mutter,  nur 
feste  Pfründen  in  viel  geringerem  Ausmaß 
bezogen.  Dies  führte  dazu,  daß  arme  Leute 
lieber  fremde  als  verwandte  Kinder  in  Pflege 
nahmen.  Seit  1916  erhalten  auch  die  An- 
gehörigen Pflegebeiträge,  die  den  Kost- 
geldern gleichkommen.  Die  Geldentwertung 
hat  übrigens  gleichfalls  zur  Beseitigung  des 
Pfründensystems  beigetragen,  indem  nicht 
eine  mechanische  Erhöhung  der  Sätze  statt- 
fand, sondern  individuell  festszuetzende  Teue- 
rungsbeiträge zur  Pfründe  gewährt  werden. 

In  jüngster  Zeit  findet  eine  Reform  des 
städtischen  Fürsorgewesens  in  der  Richtung 
statt,  daß  die  verschiedenen  Fürsorgezweige 
in  nähere  Berührung  miteinander  gebracht 
werden.  Mehrere  Gemeinderatsbeschlüsse 
vom  Juni  1921  leiten  organisatorische  Maß- 
nahmen ein  zu  folgenden  Zwecken:  Erhal- 
tung und  Schutz  der  Familie;  wo  die  Not 
aus  mehreren  Ursachen  stammt,  soll  statt 
zersplitterter  Hilfsarbeit  eine  zusammen- 
fassende Fürsorge  eintreten;  jede  dauernde 
Unterstützung  soll  durch  eine  planmäßige 
fürsorgerische  Beratung  ergänzt  werden,  der 
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Unterstützte  soll  tunlichst  zur  Mitarbeit  und 
zur  Beitragsleistung  angehalten  werden.  Zu 
diesem  Zwecke  wird  eine  Verbindung  zwi- 
schen dem  nun  „Fürsorgeinstitut"  genannten 
Armeninstitut,  der  städtischen  Gesund- 
heitsbehörde und  dem  städtischen  Jugendamt 
geschaffen,  die  eine  ständige  Arbeitsgemein- 
schaft gewährleistet.  Zu  diesem  Zweck  sind 
Ausschüsse  aus  den  Vertretern  der  Armen-, 
Gesundheits-  und  Jugendfürsorgeverwaltung 
geschaffen,  zu  denen  auch  Vertreter  der 
freiwilligen  Fürsorge  beigezogen  werden. 
Eigentümlich  ist  die  Verbindung  der  ehren- 
amtlichen Arbeit  der  ,, Fürsorgeräte"  (die 
früheren  Armenräte)  mit  der  der  Berufs- 
fürsorgeorgane der  Gemeinde.  Die  Reform, 
die  sich  an  die  Namen  des  Stadtrates  Univ.- 
Prof.  Tandler  und  des  Magitratsrates  Hor- 
nek  knüpft,  ist  mit  l./I.  1922  in  Kraft  ge- 
treten. 

Für  die  geschlossene  Fürsorge  verfügt 
die  Gemeinde  über  eine  große  Anzahl  von 
Anstalten  (Waisenhäuser,  Versnrgungshäu- 
ser,  Spitäler  usw.),  die  in  letzter  Zeit  noch 
durch  Uebernahme  von  ehemals  dem  Lande 
Niederösterreich  gehöriger  Anstalten  (dar- 
unter namentlich  die  Irrenanstalt  am  Stein- 
hof in  Wien  und  die  Fürsorgeerziehungs- 
anstalt in  Eggonburg)  vermehrt  wurden. 
Eine  Anzahl  dieser  Anstalten  liegt  weit 
außerhalb  des  Genieinde^ebletes. 

b)  Niederösterreicn.  In  Niederöster- 
reich machte  sich  das  System  des  Heimat- 
rechtes besonders  unangenehm  fühlbar,  weil 
dieses  Land  einerseits  dichtbevölkerte  In- 
dustriegebiete mit  zugewanderter  Bevölke- 
rung, andererseits  aber  auch  agrarische  Ge- 
biete mit  starker  Abwanderung  umfaßt. 
Um  die  Gemeinden  der  zweiten  Gruppe  zu 
entlasten,  ohne  den  Grundsatz  des  Heimat- 
rechtes  zu  ändern,  hat  ein  LandesG.  v.  l./II. 
1885  einen  Landarmenverband  geschaffen, 
der  die  Kosten  der  Versorgung  der  nach 
einer  niederösterreiehischen  Gemeinde  hei- 
matberechtigten, aber  mehr  als  10  Jahre 
von  der  Heimatgemeinde  abwesenden  Armen 
tragen  sollte.  Die  neue  Einrichtung  bewährte 
sich  nicht.  Die  Gemeinden  sparsam,  solange 
es  sich  um  ihre  eigenen  Mittel  handelte, 
wurden  außerordentlich  freigebig  in  Be- 
willigungen zu  Lasten  des  Landarnienfonds. 
Darum  trat  mit  dem  G.  v.  1.3./X.  189.3 
LGBl.  53  ein  neues  System  in  Kraft.  Die 
Armenpflege  wurde  den  Gemeinden  ent- 
zogen und  den  68  Bezirken  des  Landes  über- 
tragen. Gleichzeitig  wurde  der  Versuch  ge- 
macht, das  Elberfelder  System  auf  das  flache 
Land  zu  übertragen.  In  den  einzelnen  Ge- 
meinden sollten  Armenpfleger  (in  größeren 
Orten  zu  Kommissinnen  vereinigt),  die  Er- 
hebungen pflegen,  die  Ansuchen  begutachten, 
ohne  darüber  zu  entscheiden.  Auch  sollten 
sie  die  persönliche  Fürsorge,  Aufsicht  usw. 


führen.  Die  Führung  der  Armenpflege,  na- 
mentlich die  Bewilligung  der  Unterstützungen 
und  überhaupt  die  ganze  finanzielle  Geba- 
rung liegt  beim  Bezirksarmenrat,  der  aus 
Vertretern  der  Gemeinden  und  des  Landes 
usw.  besteht.  Die  eigentliche  Geschäfts- 
führung liegt  bei  dem  Sekretär.  Die  Armen- 
fonds der  Gemeinden  samt  ihren  Zuflüssen 
gingen  auf  den  Bezirksarmenfond  über. 
Während  sich  das  Gesetz  nach  einer  Seite 
hin  sofort  bewährte,  nämlich  was  die  Lei- 
stungsfähigkeit der  neuen  Träger  betrifft, 
die  gegenüber  den  oft  unfähigen  Gemeinden 
eine  weit  bessere  Armenversorgung  gewähr- 
leisten, fand  das  Gesetz  im  übrigen  recht 
geteilte  Aufnahme.  In  einzelnen  Bezirken 
war  man  sehr  zufrieden,  in  anderen  dagegen 
gar  nicht,  ohne  daß  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse die  Verschiedenheit  des  Urteils  er- 
klärt hätten.  Namentlich  die  Tätigkeit  der 
Armenpfleger  wurde  ganz  verschieden  be- 
urteilt, vielfach  über  ihre  Lässigkeit  und 
Untätigkeit  geklagt.  Schon  1898  beschloß 
der  Landtag  ein  neues  Gesetz  mit  ganz 
schwacher  Mehrheit,  das  die  Armenpflege 
den  Gemeinden  zurückgab.  Das  Gesetz 
wurde  nicht  sanktioniert.  Erst  das  LandesG. 
V.  19./V.  1908  brachte  eine  Novellierung 
aber  in  wesentlich  beschränkterem  Umfange. 
Es  bleibt  vor  allem  bei  der  Konzentrierung 
der  Armenpflege  im  Bezirksarmenrat.  Doch 
wird  das  fmanzielle  Interesse  der  Gemeinde 
an  der  Armenpflege  wieder  belebt,  indem  der 
Gemeinde  die  gesetzlichen  Zuflüsse  der 
Armenfonds  mit  Ausnahme  der  (ieldslrafen 
und  des  Anteils  am  Nachlaß  der  Weltgeist- 
lichen zurückgegeben  werden  (Feilbietungs- 
gebühr,  Lustbarkeitsabgaben,  Hundesteuer 
usw.),  dafür  müssen  die  Ortsgemeinden  7% 
zum  unbedeckten  Erfordernis  des  Bezirks- 
armonfonds  beitragen.  Im  übrigen  wird  der 
durch  die  Einnahmen  des  Bezirksarmen- 
fonds und  die  Beitrüge  der  Gemeinden  nicht 
gedeckte  Rest  des  Erfordernisses  durch  Zu- 
schläge auf  die  staatlichen  Steuern  und 
durch  Beiträge  des  Landes  gedeckt.  Auch 
die  Kontrolle  wurde  durch  die  Bestellung 
von  Landesarmeninspektnren  verbessert.  Die 
Armenpfleger,  die  nunmehr  Ortsarnienräte 
heißen,  Wurden  enger  an  ihre  Aufgabe  heran- 
gezogen. Eine  zweifelhafte  Verbesserung  ist 
es,  wenn  1921  die  Aufteilung  der  Armen- 
räte auf  die  politischen  Parteien  nach  dem 
Verhältnis  bei  den  Landtagswahlen  vorge- 
schrieben wurde. 

Seit  1915  hat  Niederösterreich  die  Landes- 
berufsvormundschaft eingeführt  und  in  der 
Folge  Jugendämter  auf  berufsvornmnd- 
Rchaftlicher  Grundlage  in  den  einzelnen  Be- 
zirken des  Landes  errichtet. 

Auch  in  dieser  Einrichtung  hat  das  Be- 
zirkssystem die  Gemeinde  ganz  in  den  Hinter- 
grund zurückgedrängt.  Der  Berufsvormund 
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steht  in  engem  ZusamnieBhang  mit  dem  Be- 
zirksarmenr.1t,  bei  dem  er  jeweils  die  für 
einzelne  fürsorgebedürftige  arme  Kinder  er- 
forderlichen Mittel  anspricht. 

Den  Haupterfolg  hat  das  niederöster- 
reichische System  auf  dem  Gebiet  der  ge- 
schlossenen Fürsorge  erzielt.  Gegen  70  Be- 
zirksarmenhäiiser  und  eine  Anzahl  von 
Bezirkswaisenhäusern  ?ind  in  kaum  mehr 
als  zwei  Jahrzehnten  entstanden,  während 
das  Land  große  Sieehen-,  Irren-,  Heil-  und 
Pflegesantalten,  Blinden-  und  Taubstummen- 
anstalten erhält  und  in  einer  großen  Anzahl 
privater  Fürsorgeanstalten  Freiplätze  be- 
zahlt. 

e)  Steiermark.  Aehnliche  Verhältnisse 
wiein  Niederöslerreich  führten  auch  in  Steier- 
mark zu  Eeformbestrebungen.  Die  Reform 
von  1896  von  zwei  Fachmännern  ersten  Ranges 
(Heinrieh  Reicher  und  Ernst  Misehler)  ge- 
tragen, ging  aber  versichtiger  zu  Werke  als 
in  Niederösterreich.  Die  Armenpflege  ver- 
blieb bei  den  Gemeinden,  sie  liegt  beim 
Ortsarmenrat,  der  die  Entscheidung  über  die 
zu  gewährende  Unterstützung  trifft.  Ihm 
stehen  Ortsarmenaufseher  zur  Seite.  Die 
Kostenverteilungsvorschriften  sollen  die  Ge- 
meinden entlasten;  die  Kosten  der  offenen 
Krankenpflege  trägt  der  Bezirk,  das  Land 
zaiilt  die  Kosten  der  Versorgung  in  öffent- 
lichen Kranken-  und  Irrenanstalten,  in  den 
Landessiechenanstalten  und  in  den  Gebär- 
und  Findeihäusern.  Es  leistet  auch  Beiträge 
zu  anderen  Arnienpflegekosten.  Bemerkens- 
wert ist  die  Hervorhebung  des  bloß  vorüber- 
gehenden Zweckes  der  Armenpflege,  die 
eingehende  1ÜÜ2  novellierte  Regelung  der 
Einlage,  ferner  der  Unterbringung  erwach- 
sener Armer  und  armer  Kinder  bei  Pflege- 
parteien. Gleichzeitig  wurde  der  Rechts- 
schutz des  Findlings  in  der  F"indelanstalt 
(Anfänge  einer  Berufsvorniundschaft)  und  die 
Aufsicht  über  Ziehkinder  bis  zu  zwei  Jahren 
(auch  nicht  arme)  eingeführt.  Von  großer 
Bedeutung  ist  auch  die  Schaffung  eines 
Landesarmenkatasters  und  einer  Zentral- 
organisation der  freiwilligen  F'ürsorge  im 
Landesverband  für  Wohltätigkeit. 

d)  Burgenland.  Die  nach  dem  Friedens- 
vertrag von  Saint-Germain  zu  Oesterreich 
geschlagenen  Teile  Deutsch-Westungarns 
(Teile  der  Koniitate  Oedenburg,  Eisenburg 
und  Wieselb'irg)  sind  erst  vor  kurzem  in  die 
österreichische  Verwaltung  übergegangen. 
Dort  gilt  vorläufig  wenigstens  noch  unga- 
risches Recht.  Die  ungarische  Armenpflege 
beruhte  bis  in  die  jürigste  Zeit  auf  einem 
(Jesetz  von  1724,  wonach  die  Armenpflege 
gleichfalls  Sache  der  Heimatsgemeinde  ist. 
An  materiellen  Mitteln  und  an  organisa- 
torischen Einrichtungen  zur  Erfüllung  dieser 
Aufgabe  fehlte  es  aber  außerhalb  der  großen 
Städte  meistens. 


Besonders  geregelt  ist  die  Krankenpflege 
(GA.  21:198)  (Gemeindepflicht  mit  allerlei 
Ersatzansprüchen  und  staatlicher  Beitrag) 
und  die  Kinderfürsorge  mit  Versorgung  aller 
verlassenen  Kinder  bis  zum  7.  Jahr  auf 
Staatskosten  (GA.  8  und  21:  1901). 

13.  Reformbestrebungen.  Das  öster- 
reichische Armenrecht  ist  —  das  ist  seit 
langem  die  Meinung  aller  Kenner  —  reform- 
bedürftig. Seine  Gründung  auf  das  Heimat- 
recht ist  heute  nicht  mehr  haltbar.  Aus- 
gezeichnet für  eine  im  überwiegenden  Teil 
eingeborene,  seßhafte  Bevölkerung,  wurde  sie 
mit  der  rechtlichen  und  technischen  Er- 
leichterung des  Wohnsitzwechsels,  mit  der 
Entwicklung  der  auf  Zuzug  vom  Lande  her 
angewiesenen  Großstädte  zum  Unsinn.  Die 
Hoffnungen  auf  die  Heimatrechtnovelle  von 
189G  haben  sich  nur  zum  Teil  verwirklicht. 
Von  1000  Anwesenden  waren  i.  J.  1900  nur 
mehr  598  in  der  Aufenthaltsgemeinde  zu- 
ständig. 1910  hatte  sich  ihre  Zahl  infolge 
der  Heimatrechtsnovelle  allerdings  auf  Ctjö 
gehoben,  aber  nicht  einmal  der  Stand  von 
1880  (097  von  1000)  war  erreicht.  Die  An- 
wesenheit größerer  Mengen  Auswärtiger  er- 
weist sich  geradezu  als  Hemmnis  für  Re- 
formen auch  in  fortgeschrittenen  Gemein- 
wesen, weil  man  weder  ihnen  die  Fürsorge 
versagen,  noch  uneinbringliche  Auslagen 
für  fremde  Gemeinden  machen  will.  Ebenso 
unerfreulich  ist  es,  wenn  sich  die  private 
Wohltätigkeit  vornehmlich  den  Auswärtigen 
<  zuwendet. 

Alle  diese  längst  erkannten  Schwierig- 
keiten sind  durch  den  Zerfall  Oesterreichs 
noch  gewachsen.  Das  heutige  Oesterreich  ist 
ein  Sechs-Millionenstaat,  von  dem  ein  volles 
Drittel  der  Bevölkerung  in  einer  einzigen 
Stadt  (Wien)  lebt,  das  ganz  überwiegend 
anderswo  heimatberechtigt  ist.  Dazu  hat 
ein  G.  v.  5./XII.  1918  St  GBl.  91  Staats- 
bürgerrechte an  Personen  verliehen,  die  keine 
inländische  Heimatgemeinde  haben.  Die 
außerordentliche  Volkszählung  v.  31./I.  1920 
hat  keine  Klarheit  über  die  Heimatverhält- 
nisse geschaffen,  da  die  herrschende  Ver- 
wirrung und  Unsicherheit  über  die  Staats- 
angehörigkeit kein  einwandfreies  Material 
ergab.  Aus  den  veröffentlichten  Zahlen  sei 
nur  hervorgehoben,  daß  300444  Personen 
sich  als  Inländer  bekannten,  aber  in  einer 
Gemeinde  des  jetzigen  Auslandes  heimat- 
berechtigt zu  sein  erklärten;  dagegen  be- 
kannten sich  10491  Personen  als  Ausländer 
mit  einer  inländischen  Heimatgemeinde. 
Von  den  7Ö652  Personen,  die  nicht  wußten, 
ob  sie  Inländer  oder  Ausländer  seien,  waren 
21973  in  Oesterreich  heimatberechtigt.  Seit- 
her ist  an  eine  Regelung  dieser  unmöglichen 
Verhältnisse  wenigstens  hinsichtlich  der 
Staatsbürgerschaft  geschritten  worden,  in- 
dem ein  Abkommen  mit  der  Tschecho- 
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Slowakei  über  die  Ausübung  der  in  dem 
Friedensvertrag  vorgesehenen  Optionen 
wenigstens  die  Unsicherheit  der  Staatsan- 
gehörigkeit zu  bescitisen  trachten  (Vertrag 
V.  7./VI.  1920  BGBl.  163/21  und  V.  v 
27./V.  1921  BüBl.  297. 

Reformbedürftig  ist  auch  die  Verwal- 
tung des  Arnicnwpsens.  Namentlich 
die  eigentlich  pflcgerischc  Tätigkeit  befindet 
sich  in  einer  Krise.  Personen,  die  über  die 
nötige  Zeit  und  die  nötigen  Kenntnisse  ver- 
fügen, sind  sehr  selten  geworden  oder  sie  ge- 
nießen nicht  das  Vertrauen  der  gegenwärtigen 
Mehrheiten  in  den  Gemeindestuben.  Der 
Versuch,  für  Armcnratswahlen  das  Proporz- 
system einzuführen,  ist  sehr  bedenklich,  denn 
es  stempelt  jeden  Armenrat  zum  Träger  einer 
bestimmten  Parteirichtung  und  schließt 
Leute  unpolitischer  Richtung  von  diesem 
Amte  aus,  aber  immerhin  ist  der  Properz 
ein  Fortschritt  gegenüber  der  Besetzung 
aller  Stellen  ausschließlich  mit  Jlitglicdern 
der  herrschenden  Partei.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  neben  die  früher  ausschließliche 
Form  des  öffentlichen  Angestellten,  des 
Burcaubcamten  mit  der  Gefahr  der  Bureau- 
kratisierung  der  angestellte  Fürsorger  ge- 
treten, der  fachliche  Bildung  mit  fürsorge- 
rischem Sinn  verbinden  soll. 

Zu  diesen  Problemen,  die  eine  Erneuerung 
der  Armenpflege  von  innen  betreffen,  tritt 
immer  mehr  das  der  Abgrenzung  der  Ar- 
menpflege gegen  die  sonstigen  Zweige 
der  öffentlichen  Fürsorge.  Seit  langen 
ist  die  Armenpflege  nicht  mehr  die  einzige 
Form  der  individuellen  Fürsorge  für  Hilfs- 
bedürftige. Ocffentliche  Gesundheitspflege, 
Schulunterricht,  Rechtsschutz  für  nicht  voll 
Handlungsfähige  durch  die  Gerichte  ge- 
währen Hilf>bedürftigen  verschiedene  For- 
men der  Fürsorge  von  ganz  anderen  Ge- 
sichtspunkten als  die  Armenpflege.  Neue 
Fürsorgezweige  wie  vor  allem  die  Jugend- 
fürsorge entwickeln  sich  ganz  selbständig. 
Ihnen  allen  gegenüber  ist  die  Armenpflege 
sub-i^idiär,  sie  verliert  dadurch  täglich  an 
Gebiet.  Zum  Teil  bezieht  sich  diese  Ein- 
engung nur  auf  die  eigentlich  pflegerische 
Tätigkeit,  finanziell  ruhen  die  besonderen 
Fürsorgezweige  auf  der  Armenpflege,  inso- 
fern sie  Ers;itz  der  Kosten  für  Arme  von 
der  Armenpflege  verlangen.  Aber  auch  hier 
greift  allmählich  Wandel  Platz;  die  besonde- 
ren Fürsorgezweige  erhalten  öffentliche  Jlittel 
zur  Bestreitung  ihrer  Kosten  namentlich  für 
Unbemittelte  zugewiesen,  oder  sie  erheben 
von  Bemittelten  Gebühren,  die  über  die 
Selbstkosten  hinausgehen,  während  sie  dem 
Unbemittelten  gegen  ermäßigte  Gebühren 
oder  gebührenfrei  zur  Verfügung  stehen. 
Mehrere  österreichische  Länder  haben  be- 
sondere Fürsorgeabgaben  (von  den  iVrbeit- 


gebcrn  eingehobene  Zusehläge  zu  den  Löh- 
nen) eingeführt,  die  allen  Fürsorgezweigen 
dienen  und  die  zum  Ilauptteil  den  Gemein- 
den zum  Teil  den  Bezirken  und  dem  Lande 

[zufließen.  Eine  ganz  anders  geartete  Fi- 
nanzierung bildet  die  Sozialversicherung, 
die  Aufbringung  der  Mittel  durch  die  Be- 

!  tciligtcn  mit  oder  ohne  Beteiligung  öffent- 
licher Mittel  auf  versicherungstechnischer 
Grundlage.  So  werden  ganze  Zweige  der 
Fürsorge  zunächst  pflegerisch,  dann  aber 
auch    finanziell    der    Armci][)flego  abge- 

I  nommen,  mit  dem  Ausbau  der  Sozialver- 

;  Sicherung  wird  allmählich  die  Kranken-  und 
Altersfürsorge  für  die  überwiegende  Menge 
der  Armen  der  Armenpflege  entzogen.  Vor 
allem  ist  es  das  Gebiet  der  Anstaltsfürsorge, 
das  aus  der  Armenpflege  ausscheidet.  Aber 
auch  ganze  Zweige  der  offenen  Fürsorge  (z.  B. 
Tuberkulosefürsorge,  Trinkerfürsorge)  gehen 
den  gleichen  Weg. 

Am  deutlichsten  vielleicht  ist  die  Abkehr 
von  der  Armenpflege  in  der  Jugendfür- 
sorge geworden;  nach  ganz  anderen  Ge- 
sichtspunkten als  die  Armenpflege  faßt  sie 
die  Fürsorge  für  die  Jugend  auf  und  trachtet 
immer  mehr  alle  Fürsorgezwcige,  soweit  sie 
die  Jugend  betreffen,  zusammenzufassen  und 
das  spezifisch  Armenpflegerische  dabei  in 
den  Hintergrund  treten  zu  lassen.  In  Linz 
ist  die  Gemeindcarmenpflege  für  Kinder  aus 
der  Armenabteilung  ausgeschieden  und  dem 
Jugendamt  übertragen  worden;  ähnliche 
Ziele  verfolgen  organisatorische  Maßnahmen 
in  Graz  und  Wien,  die  wenigstens  dem 
Jugendamt  eine  entscheidende  Stimme  bei 
armenpflegerischcn  Verfügungen  zugunsten 
von  Kindern  sichern. 

Diese  Sonderfürsorgezweige,  die  vor  der 
Armenpflege  die  Verfügung  über  ein  wohl- 
geschulles  Berufsfürsorgopcrsonal  vor- 
aus haben,  besitzen  den  weiteren  Vorzug, 
daß  ihrer  Tätigkeit  der  unangenehme,  de- 
mütigende Charakter  fehlt,  der  von  der 
Armenpflege  schon  wegen  ihrer  Verbindung 
mit  der  Arnicnpolizei  zum  Schutze  vor  miß- 
bräuchlicher Ausnützung  anscheinend  nicht 
zu  trennen  ist. 

Die  Entwicklung  der  besonderen  Für- 
sorgezweige, die  sämtlich  ohne  Rücksicht 
auf  die  Heimatzuständigkeit  wirken,  lassen 
vielleicht  eine  Beform  der  Armenpflege  min- 
der wichtig  erscheinen  als  sie  es  wirklich  ist 
(ileichwohl  bleibt  wenigstens  für  die  nächste 
Zeit  die  Armenpflege  immer  noch  die  wich- 
tigste, weil  allerletzte  Fürsorgeform  Eine 
i.  J.  1921  vom  österreichischen  Reichsver- 
band für  Wohlfahrtspflege  veranstaltete 
schriftliche  Umfrage  sucht  das  nötige  Ma- 
terial dafür  zu  schaffen.  Ihre  Ergebnisse 
werden  der  Reformbewegung  s  eher  be- 
stimmte Bahnen  weisen. 
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Ärmenwesen  (Ajmengesetzgebung  und  Armenpolizei) 


Literatur:  Adolf  v.  Arailza,  Das  österr.  Hei- 
jnat  recht,  Wi-en  18S9.  —  Armendeparte- 
ment  des  Wien  er  Magistrats ,  Das  Armen- 
iveseu,  die  öffentlickt  Armenpflege  in  Wi^n  und 
deren  f}eschichüic}w.  Etittcicklung,  Wien  1S98.  — 
Rudolf  Bischoff,  Der  Anspruch  auf  Armert- 
Versorgung,  Graz  1903.  —  Bumely  Zur  neueren 
Armen-  und  Heimatgesetzgebung  in  Oesterreich, 
Z.f.  St.  1901.  —  Frh.  V,  Call,  Artt.  „Armengesetz- 
</ebung  in  Oesterreich"  und  „Amienpoh'zei  in 
Oesterreich"    in    der  3.  Außage-   dieses  Udws. 

—  Gemeindeverwaltung  der  Stadt 
Wien.  Die  Jährlichen  Berichte  des  Bürger- 
meisters. —  Oeretiyi,  Die  Wohlfahrtspflege  des 
Landes  Niederust^erreich,  Wien  1901.  —  Der  gegen- 
wärtiijc  Stand  der  ii.-u,  Armengeselzgehmig,  Wien 
1003.  —  Josef  Gold,  Ausbau  der  sUidtischen 
Jugendfürsorge,  Wien  1917.  —  E.  Hellner  u.  A. 
Daum,  Die  iifl'entUche  Armenpflege  in  Oesterreich 
n-sic,  Wien  1907.  —  Hugo  Hoegel,  Die  Straffällig- 
k'it  wegen  Arbeitsscheu  in  Oesterreich,  GrUri- 
hutsZ.  XXV.— XXVII.  Bd.  —  Rudolf  Hör- 
«efc,  Die  österr.  Heimat-  und  Armengesetze, 
3  Hefte,  Wien  1917—18  (sehr  reichhaltig).  — 
Franz  Hueber,  Kinderschuiz  und  Jugend- 
fürsorge in   Oest-erreich,    Wien  1911.  — ■  Alois 

Hurtl,  Die  Organisatioii  des  kirchlicften  Armen- 
tresens,  Bicd.  139:2.  —  v.  Inatna-Sternegg, 
Die  persönlichen  Verhältnisse  c/er  Wiener  Annen, 
Wien  1S99.  —  Joh.  Jegierek,  Das  Heimat- 
recht usvK  in  Oesterreich,  Wien  1394.  —  Ke- 
nocz,  L'assistance  publique  en  Hongri-e,  Buda- 
pest 1901.  —  Kataster  der  Anstalten  und 
Einrichtung  en  für  Kinder  sch  utz  und 
•Jugendfürsorge  (umfaßt  Wien,  Xieder-  und 
Ober  österr  eich,  Salzburg  und  Steiermark.)  Siat. 
j^cntralkommission,  Wien  1913.  —  Kinder- 
Schutzkongreß ,  I.  österr.,  Wien  1907  (Gut- 
achten und  Berichte).  —  Kinder s  c hu  tz - 
kongreß,  II.  österr.,  in  Salzburg  1913  (Gut- 
■achten  und  Berichte).  —  Rudolf  Kobatsch, 
Die   Armenpflege    in    Wien    7ind  ihre  Reform, 

Wien  1S9S.  —  Rudolf  Kraus,  Drei  Anregun- 
genfür Reformen  im  Arni'^nwesen,  Wien  1910  — - 
lAidwlg  KuHivald,  Ueber  Kommunal  Verwal- 
tung und  Armenpflege,  Wien  ISSS.  —  Die  Re- 
form der  öffentlichen  Armenpflege  in  Nieder- 
Österreich,  Wi^n  1394.  —  Die  Armengesetzgebung 
im  n.-ö.  Landtag,  Wien  1S9S.  —  AtoU  Lack- 
ner, Die  ersten  vier  Jahre  der  neuen,  nach 
Etbcrfelder  Muster  eingerichteten  Armenpflege 
in  Salzburg,  Salzburg  1S97.  —  August  Mayr, 
Die    Heimatgcsetznovelle,    Wien    1901.    —  Die 

Wirkungen  der  Ileimatgesetznovelle,   Wien  1901. 

—  Mayrhofer-Pace,  Handbuch  für  den  poli- 
tischen Verwaltungsdienst,  5.  Aufl.,  S  Bde.  und 
ein  Ergänzungsband,  Wien  1395 — 1903.  — 
Ernst  Uischler,  Die  Armenpflege  in  den  österr. 
Städten  und  ihre  Reform,  Wien  1390.  —  Die 
öffentliche  Armenpflege  in  Oesterreich,  Wien  1900. 

—  Die  Novelle  zum  österr.  Heimatsrechtsgesetze, 
Jb.  f.  Nat.,  in.  F.,  XIII.  Bd.  —  Das  neue  Armen- 
geaetz  für  Niederösterreich,  Bl.  f.  Soz.  Praxis,  1 
1893.  —  Das  Ärmenwesen  in  Steiermark,  Graz 
1896.  —  Wegweiser  durch  di-e  freiu^illiye  Aniien- 
pflege  in  Steiermark,  Graz  1806.  —  Mischler 
und  Ulbrtch,  Oesterreichisches  Staatswörte^r- 
buch,  2.  Aufl,,  Wien  1905ff.,  S  Bd.,  Artt.  „Armen- 
wesen", „HcimatrecfU",  Landstreicherei  und 
Bettel",  „  Natural  verpflegsstatioTien",  „Zwarigs- 
■arbeiis-  und  Besserungsanstalten".  —  ]ü.iÄnster- 


berQf  Das  ausländische  Armenwesen,  Schriften 
des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wohltätig ke it.  Heft  35  und  52.  —  Oester- 
reichs Wo  hlfahrtseinrichtungen  1348 
bis  1398,  Festschrift,  I.  Bd.,  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit  in  Oesterreich,  Wien  1S99  (enthält 
eine  Vebersicht  von  Mischler  und  17  Eimei- 
darstellungen der  Armenpflege  und  Wohltätigkeit 
in  den  einzelnen  Ländern,  in  den  Stadien  und 
der  Konfessionen).  —  Eugen  v.  Philippovich, 
Grundriß  der  politischen  Oekoiwmie,  II.  Bd., 
S.  Teil,  §  ISO.  —  A.  v.  Polzer,  Die  Hcimat- 
gesetznovelle,  Wien  1907.  —  Postelberg  und 
Modern,  Das  reformierte  österr.  Heimatrecht, 
Wien  1901.  —  Jos.  Redlich,  Das  Östei'r. 
Heimatrecht  und  seine  Reform,  Brauns  Arrh.  10. 
—  Heinrich  Reicher^  Heimatrecht  und  Landes- 
armenpflege  usw.,  Graz  1391.  —  Zur  Armen- 
reform d^r  Städte  in  Steiermark,  Graz  1893.  — 
Der  Knabenschutz  und  die  Armenkindei- pflege 
in  Steiermark,  Graz  1900.  —  Die  Fürsorge  für 
die  verwahrloste  Jugend,  III.  Bd.,  Wien  1904 
bis  1909.  —  Der  Erzi^hungsnotstatid  des  Volkes 
usw.,  Wien  1910.  —  Paul,  Conte  Scapinelli^ 
Die  Heimatgesetzgebuiig  und  die  herrschende 
Spruchpraris,  Wien  1S9S.  —  Franz  Schauen* 
stein,  Di^  Armenpflege  d^r  Stadt  Wien,  Wien 
1393.  —  Schiff,  Die  Zwangsarbeits-  und  Besse- 
rungsanstalten in  Oesterreich,  Stat.  Monatsschr. 
Sl.  —  Schöffelf  Die  Institution  d^r  Natural- 
verpflegsst-ationen,  Wien  1837,  —  Stefan  Sedla~ 
czek,  Die  Armeitpflege  in  den  Wiener  Armeii- 
bezirken  in  drn  Jahren  1863 — 1882.  —  Soziale 
Verwaltung  in  Oesterreich  am  Ende  d-es  XIX. 
Jahrh.,  Wien  1900  (darin  die  öffentliche  Armen- 
pflege von  E.  Mischler).  —  Maximilian 
Steiner,  Zur  Reform  der  Armenpflege  in  Oester- 
reich, Wien  1380.  —  Ludwig  Teleky,  Grund- 
ziigc  der  sozialen  Fürsorge,  Wien  1917.  — 
Richard  Weiskirchner,  Die  Armenpflege 
einer  Großstadt,  Wien  1896.  —  Karl  Weise, 
Geschichte  der  öffentlichen  Anstalten.  Fonds 
und  Stiftungen  für  die  Armenversorgung  in 
Wien,  Wien  1867.  —  Zeitschriften:  Mit- 
teilungen des  Vereins  gegen  Verarmung  und 
Bett-etei,  Wien  seit  1886,  seit  1893  unter  dem 
Titel  „Die  Armenpflege",  seit  1919  unter  dem 
Titel  „Soziale  Arbeit".  —  „Blätter  für  das 
Armenwesen",  Graz  seit  1396,  später  unter  dem 
Titel  „Blätter  für  Armenwesen  und  Jugend- 
fürsorge", seit  1931  „Die  Fürsorge  in  den  Alpen- 
ländeni".  —  „Blätter  für  das  Armenwesen  der 
Stadt  Wien",  seit  1902,  seit  1917  unter  dem 
Titel  „Blätter  für  d^is  Wohlfahrts-  und  Armen- 
wesen der  Stadt  Wicji".  —  „Die  Wohlfahrts- 
pflege", Innsbrack  seit  1904.  —  „Zeitschrift  für 
Kinderschutz  und  Jugendfürsorge",  Wien  seit 
1908,  —  „Caritas",  Wie7i  seit  1916.  —  Werke 
aus  der  Zeit  vor  dem  Heimatgesetz,  di^  in  den 
früheren  Auflagen  dieses  ,,Handirörterbxtchs" 
zahlreich  angeführt  wurden,  sind  als  veraltet 
weggelassen.  Robert  Bartsciu 
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IV.  Armenstatistik. 

Die    persönliclien    Verhältnisse  der 
Armen.  M 


..Das  macht  ja  die  Anuut  eo 
botfnuDt;!ilog  arm.  daß  niemand 
sie  nacbznlühlen  vermag;  als  der- 
jenige, der  sie  eben  miterlebt, 
der  also  nicht  helfen  kann." 

Kelix  .Saiten. 

1.  Wert,  Aafgaben  und  Hemmnisse  der  Armen- 
statistik. II.  Die  Beobachtungszeit  („Stand  und 
Bewegung"  der  Armonbevölkerung).  III.  Die 
Zähleinhciten.  ].  Selbst-  und  Mitunterstützte; 
Parteien  und  Personen.  2.  Gliederung  der  Par- 
teien. IV.  Die  Verarmun^sur.saohen.  1.  Ver- 
annungsursachcn  und  Untcrstützungsgründp. 
2.  Die  Glicderun;;  der  Ursachen.  3.  Zusammen- 
treffen mehrerer  Ursachen.  4.  Einzelne  Ursachen. 
V.  Andere  Erhebung.sraerkraale.  1.  Beruf.  2.  Auf- 
enthaltsdauer und  erste  Unterstützung.  3.  Die 
Unterstützungsarten.  4.  Schluß. 


I  Umschau  hält,  um  so  häufiger  wird  man  auf 
solche  Fälle  stoßen,  die  man  übrigens  auch 
durch  Nachfrage  nach  den  abgö.sunkenen 
Angehürigen  in  den  oberen  Klassen  finden 
kann.  Diese  Erfahrungen,  zu  welchen  ganz 
besonders  auch  die  praktische  Fiirsorge- 
arbeit  Anlaß  bietet,  und  die  von  hier  aus 
Klumker  zu  seiner  wertvolleu  Theorie  der 
Verarmung  geführt  haben  (vgl.  al)er  meine 
Einschränkungen  im  Hochland"  1918)  lei- 
ten notwendig  zu  der  Erkenntnis,  daß  es  sehr 
oft  von  den  individuellen  Charaktereigen- 
schaften der  wirtschaftenden  Persönlichkeit 
abhängt,  ob  sie  sich  ohne  fremde  Hilfe  im 
Leben  durchsetzen  kann.  Sie  erschültcrn 
somit  den  Glauben  an  die  ausschließliche 
Gewalt  der  ökonomischen  Tatsachen,  denen 
gegenüber  das  menschliche  Streben  stets 
erfolglos  bleibe;  freilich  vermögen  sie  nicht 
diese  Gewalt  einfach  wegzuleugnen.  Offen- 
I.  Wert,  Aufgaben  und  Hemmnisse  der  j  bar  genügen  jene  zufälligen  Einzelbeobach- 
Armenstatistik.  ,  tungen  nicht  zum  Aufbau  eines  empirisch 

1.  Das  Studium  der  Armut  hat  viel  größere  begründeten  wissenschaftlichen  Systems. 
Bedeutung  für  die  Erkenntnis  der  gesell-  i  H'ßP"  'st  nötig  zu  wissen,  wie  weit  sie  als 
schaftlichen  Zusammenhänge  als  man  ge-  '■yP'?«''  gelten  dürfen,  also  welchen  zahlen- 
meinhin  sich  vorzustellen  geneigt  i.st.  Selbst  '  "'i'ß'?'"'.  Ariteil  sie  an  der  Gesamtheit  der 
auf  manche  grundlegenden  soziologischen  |  J^'"^""  niedriger  Lebenshaltung  ausmachen. 
Fragen  werfen  die  Beobachtungen  an  der  . ""^e  Armenstatistik  erheb- 
Arraenbevölkerung  grelle  Sehlaglichter  So  '"'''^  Dienste  leisten.  Insbesondere  so  lange 
geben  z.  B.  die  Nachweise  über  die  gesell- i  ^  unmöglich  ist,  die  gesamte  Bevölkerung 
schaftliche  Herkunft  der  Ar/neu  Anhalte  sozialeii  Ebene  ihrer  Herkunft  zu 

für  die  sehr  wichtige  Frage  nach  dem  Um- '  f""^«"'  bietet  die  Armenbevölkerung  eine 
fange  sozialen  Abstiegs.  Aehnlich  wie  eine  ^j'"',  w<)hl?ce'gnete  Teilmasso^  für  derartige 
gute  Statistik  der  V'erarmungsursachen  lassen  '  * 


Beobachtungen.      Aber  auch   eine  Keih'c 

    ^  ^.vi.c.i  Feststellungen  der  Armenstatistik 

Maße  persönliche  Schwächen  der  Unwirt- 1  f?^,*?^"  wertvolle  Anhalte  für  allgemeine  ge- 


.sie  annäherunijsweise  bestimmen,  in  welchem 


schaftllchkeit  u.  dgl.  gegenüber  den  äußeren  !  ^''"ä5^''''f*.ä^s-^™^'''''".f'l'che  Erwägungen.  Auf 


Umständen  einer  klassenmäßig  unzureichen- 
den Lebenshaltung  oder  besonderer  ,, unver- 
schuldeter" Unglücksfälle  u.  ä.  das  öko 


all  das  hinzuweisen  ist  wichtig,  um  auch  die 
Aufmerksamkeit  der  allgemein  soziologisch 
nteressierten  Wissenschaftszweige  auf  die 


noinische  Herabsinken  bewirken.  Aus  diesen  vernachlässigte  Arraenstatistik  zu  lenken, 
wie  anderen  Gesichtspunkten  heraus  hätte  i ^^^^  Angelegenheit  der 


auch  die  theoretische  Gesellschaftswissen 
Schaft  seit  jeher  großes  Interesse  an  ein- 
gehenden Armenstatistiken  haben  sollen, 
Jndes  nach  Malthus  scheint  die  Einsicht  in  den 
Erkenntniswert  der  Arnienbevölkerung  für 


engeren  Fachkreise  gilt. 

Diese  letzteren  dagegen  wissen  längst, 
daß  sie  die  Annenstatistik  nötig  haben,  um 
sich  nicht  allein  Rechenschaft  zu  geben  über 
ihre  eigene  bisherige  Tätigkeit  nach  Umfang, 


die  Soziologie  schnell  verloren  gegangen  zu  i  Erfolg  und  Lücken,  sondern  auch  um  den 
— =n.  —  -DO  ganzen  verwickelten  Fragenknäuel  von  hohe 

Im  Grunde  freilich  ist  das  Problem  der  '       Warte  aus  zu  überschauen,  nach  Ent 


sagen  wir  ,, umgekehrten"  Kapillarität  um 
fassender.  Es  handelt  sich  hierbei  nicht  immer 
um  den  Abstieg  geradezu  bis  in  die  Unter- 
stützun: 
den  unteren 


Wicklungstendenzen  und  Ausbaubedürf- 
nissen zu  studieren.  Bereits  (1  ßocholl 
erkannte:  ,,Wenn  auf  irgendeinem  Gebiete 


gsbedürftigkeit.  Wer  Fühlung  mit  i  '''^  Zahlen  maßgebend  sind,  so  auf  dem  des 
;eren  Volkskreisen  hat,  kennt  .sicher- !  (bezeichnend   ist  auch  die 

lieh  manche  F'älle  von  einfachen  Arbeitern  |  Anmerkung  betreffend  die  Stadt  Siegen  bei 
die  unmittelbar  oder  durch   ihre  Eltern  :  ^'^''thold  1884  S.  7,  sowie  Hamburg,  Armeu 


höheren  Schichten  entstammen;  und  je  mehr 
man  ohne  doktrinäre  Voreingenommenheit 

')  Die  Fmanz-  und  Verwaltungsstatistik  sind 
unter  I  4/5  nur  gestreift.  Sie  werden  im  Artikel 
„Fürsorgewesen"  behandelt. 

HandwörterbQch  der  Staatswiaseoschattcn.  4.  Aofl 


kollegium  1907  S.  1  über  die  Reorganisation 
der  Arraenstatistik  wegen  der  praktischen 
Notwendigkeit  schneller  Berichte.  Vgl.  auch 
Mischler,  Stat.  Monatsschr.  15  S.  495).  Und  in 
den  letzten  Jahrzehnten  haben  die  Erfolge 
einiger  rühriger  Fürsorgeorganisaliunen  weit- 
Bd.  I.  G4 
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Armenwesen  (Axmenstatistik) 


hin  die  Einsicht  verbreitet,  daß  die  praktische 
Arbeit  auf  diesem  Gebiete  nur  bei  sorg- 
fältiger wissenschaftlicher  Erforschung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse  voranzubringen  ist. 

Neuerdings  hat  man  öfter  bestritten,  daß  die 
Armenstatistik  bedeutsame  Einblicke  in  das 
Wesen  der  Armut,  in  die  allgemeine  Lage  der 
Armenbevölkerung  geben  könne.  Und  gewiß 
war  es  nötig,  die  iibertriebeuen  Erwartungen  zu 
dämpfen,  welche  einige  Soziologen  an  die  ur- 
sprünglich für  Verwaltungszwccke  aufgemachte 
Armenstatistik  geknüpft  hatten.  U.  a.  haben 
Münsterberg  und  Mischler  darauf  hingewiesen, 
daß  es  unmöglich  sei,  die  Armenbevölkerung 
statistisch  zu  erfassen.  Der  Begriff  des  Armen 
sei  jeder  objektiven  Erkenntnis  entrückt;  er 
beruhe  durchaus  auf  subjektiven  Voraus- 
setzungen und  sei  örtlich,  zeitlich,  rechtlich  und 
tatsächlich  außerordentlich  wandelbar.  Es  gebe 
im  wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  der 
Einzelnen  wie  der  Gesamtheit  keinen  Faktor,  der 
nicht  im  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Zu- 
sammenhang mit  dem  Armenwesen  stehe;  der 
Dicht  irgendwie  auf  den  Umfang  der  Bedürftig- 
keit und  die  Mittel,  ihr  abzuhelfen,  von  Einfluß 
wäre.  Mischler  bekämpfte  vor  allem  die  falsche 
Anschauung,  als  ob  sich  die  öffentliche  Armen- 
fürsorge oder  die  Ariaenfürsorge  überhaupt  nach 
dem  Maße  der  vorhandenen  Armut  rictite;  in 
Wahrheit  bestimme  sie  sich  nach  dem  Maße  der 
vorhandenen  Mittel  (Bulletin  XlV/2  S.  113). 
Münsterherg  erinnerte  u.  a.  an  den  Einfluß  der 
allgemeinen  Lebenshaltung  (in  wohlhabenderen 
Gegenden  wird  bereits  als  Mangel  empfunden, 
was  sich  in  ärmeren  Landstrichen  noch  in  den 
Grenzen  der  allgemeinen  Bedürfnislosigkeit  hält); 
an  den  erweiterten  Kreis  der  Unterstützten  bei 
Vorhandensein  reicher  halböffentlicher  und  pri- 
vater Mittel  für  die  Wohltätigkeit  (die  unter 
Umständen  nicht  Bedürftigkeit,  wohl  aber  die 
Maske  der  Bedürftigkeit  hervorrufe,  weil  die 
vorhandenen  Mittel  doch  verwendet  werden, 
müssen).  Auch  die  Organisation  ist  von  Einfluß, 
und  der  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  (neben 
der  durchgängig  zu  beobachtenden  —  nicht 
allein  mit  der  niedrigeren  Lebenshaltung  zu- 
sammen liängenden  —  Zurückhaltung  der  Armen- 
behörden des  flachen  Landes  sind  selbst  unter 
nahezu  gleichartigen  Verhältnissen  bedeutende 
Gegensätze  wahrnehmbar:  verschwenderisch  oder 
hartherzig  geübte,  gut  oder  schlecht  geleitete 
Armenpflege).  Ferner  wirken  das  Maß  der  Selbst- 
hilfe bzw.  der  Sozialversicherung  und  der  all- 
gemeine wirtschaftliche  Zustand  des  Landes  auf 
den  Umfang  der  Bedürftigkeit  ein.  Sogar  die 
Gewährung  des  freien  Volksschulunterrichtes  kann 
die  Zahl  der  „Armen"  stark  erhöhen,  wo  die  mit 
Schulgeldbetreiung  und  Lehrmittel  unterstützten 
Personen  unter  die  Gesamtzahl  der  Armen  ver- 
rechnet werden,  was  übrigens  für  die  Reichs- 
erhebungen der  1880er  Jahre  ausdrücklich  aus- 
geschlossen worden  war.  All  das  ergibt,  „daß 
die  Feststellung  der  in  Betracht  kommenden 
Faktoren  im  Wege  der  Statistik  dem  wandel- 
baren Begriffe  nachzufolgen  hat,  daß  es  eine 

femeingültige,  an  absolute  Voraussetzungen  ge- 
nüpfte  Armenslatitstik  nicht  geben  kann" 
(Münsterberg,  Jb.  f.  Nat.  N.  F.  XII.  S.  385). 
Aber  innerhalb  bestimmter  räumlicher  und 
loitlicher    Grenzen   lassen  sich    schon  Maß- 


stäbe von  gewisser  Gemeingültigkeit  finden;  und 
der  Zählung  ist  dann  zugänglich,  was  innerhalb 
jener  Grenzen  ..zwar  nicht  arm  ist.  sondern  als 
arm  gelten  soll".  Das  praktisch  einzig  brauch- 
bare Merkmal  ist  dann  die  Gewährung  von  Bei- 
hilfe aus  fremden  Mitteln.  Diese  sind  jedoch 
meist  nur  für  die  öffentliche  Armenpflege  be- 
kannt. Hier  ist  demnach  für  Münsterberg  das 
eigentliche  Feld  der  armenstatistischen  Praxis. 
Gerade  ihre  Ivenntnis  ist  auch  vom  sozialpoli- 
tischen Gesichtspunkte  deswegen  besonders 
wichtig,  weil  die  Unterstützung  aus  öffentlichen 
Mitteln  im  allgemeinen  als  Beweis  der  Er- 
schöpfung aller  übrigen  Hilfsquellen  zu  be- 
trachten ist.  Freilich  muß  man  auch  hier  noch 
bei  Vergleichen  fest  im  Auge  halten,  daß  jene 
Erschöpfung  nicht  überall  in  gleicher  Weise  ein- 
tritt, indem  sie  vornehmlich  durch  die  bereits 
genannten  Faktoren  der  allgemeinen  Lebens- 
haltung der  Bevölkerung  wie  durch  das  Vor- 
handensein anderweiter  vorher  zu  erschöpfender 
Mittel,  durch  die  Organisation  und  Mittel  der 
öffentlichen  Armenpflege  örtlich  und  zeitlich 
sehr  bedingt  ist.  —  Mischler  hat  seine  Meinung 
besonders  in  dem  Referate  zur  9.  (Berliner) 
Tagung  des  Internationalen  Statistischen  In- 
stitutes dargelegt.  Es  bestehe  derzeit  keine 
Armenstatistik  im  eigentlichen  Wortverstandc, 
sondern  nur  eine  Statistik  der  Armenunter- 
stützten. Ihr  Nutzen  liege  in  erster  Linie  darin, 
daß  sie  den  Umfang  der  öffentlichen  und  privaten 
Hilfstätigkeit  sowohl  mit  Bezug  auf  die  hiervon 
erfaßten  Personen  wie  in  Beziehung  auf  die 
finanzielle  Rückwirkung  für  die  Organe  der 
Armenpflege  kennen  lehrt.  Dagegen  sei  sie  für 
die  sozialwissenschaftliche  Erforschung  des  Ar- 
mut«prohlemes  an  sich  als  allgemeiner  Sozial- 
erscheinung (durch  Verwendung  der  eingehend 
festgestellten  Merkmale  des  Einzelfalles,  be- 
sonders der  persönlichen  Verhältnisse,  des  Be- 
rufes, der  Verarmungpursachen  u.  a.  m.)  nur  mit 
größter  Vorsicht  anzuwenden.  Denn  Lebens- 
weise, Verarmungsursachen  und  persönliche  Ver- 
hältnisse der  Armen  seien  nicht  notwendig  diesel- 
ben wie  die  der  Armenunterstützten.  Die  Ver- 
hältnisse dieser  Sozialmasse  in  ihrer  verschie- 
denen, durch  die  Vcrwaltungseinrichtungen  her- 
vorgerufenen Differenzierung  und  Gruppierung 
dürfe  nicht  als  typisch  für  die  Masse  der  Armen 
angesehen  werden.  Die  Vorwaltungseinrichtun|c-n 
beschäftigen  sich  mit  Vorliebe  und  in  entschieden 
intensiver  Weise  mit  bestimmten  Kategorien 
der  Armen  (Kinder,  Sieche  usw.),  sie  über- 
gehen bestimmte  Kategorien,  für  welche  for- 
mell auf  andere  Weise  gesorgt  wird  usf.;  die 
tiefstehenden,  etwa  kriminell  angehauchten 
Schichten  gehen  der  Berührung  mit  der  Armen- 
pflega  vielfach  aus  dem  Wege  oder  entzishon  sich 
wenigstens  der  statistischen  Beobachtung.  Die 
Verwaltung  bemüht  sich  nicht,  die  Armut  aufzu- 
suchen, sondern  läßt  sie  an  sich  herankommen. 

Völlig  gering  und  nur  in  Ausnahraefällen  vor- 
handen erscheint  Mischler  der  Nutzen  der  Armen- 
statistik für  die  Kenntnis  des  Standes  und  der 
Bewegung  der  Arnenzahl.  Ganz  besonders 
trifft  das  leider  zu  für  die  Armenziffer  (das 
Armenperzeut),  welche  die  Zahl  der  Armen  für 
einzelne  Länder,  Städte,  Volksklassen  oder  für 
verschiedene  Zeiten  im  Verhältnis  zur  Bevölke- 
rung ausdrückt,  um  den  Umfang  der  Armuts- 
erschcinung  und  die  zeitlichen  Schwankungen  in 
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der  Bewegung  der  Armut  za  bezeichnen.    Das  | 
Interesse  an  der  Erreohnung  solcher  Armen- 
ziftern  —  bei  denen  es  sich  stets  um  örtlich  und 
zeitlich  spezifizierte,  konkrete  Erschainnngcn 
handelt  —  ist  wohl  begründet  in  den  Diensten, 
die  sie  sowohl  allgemein  als  systematische  Be- 
helfe bei  Schätzungen  des  Wohlstandes  leisten 
würden,  wie  auch  im  besonderen  für  die  prak- 
tische Verwaltung  (z.  15.  als  Maßstab  für  die 
Wirkung   von  Arndcrungen  im  Armenpflege- 
systcm).  —  Auch  Münsferberg  betonte  den  Wert 
der  Armenziffern,  die  schlechthin  grundlegend  für 
eine  Fülle  wirtschaftlicher  Erscheinungen  seien, 
freilich  werde  ihre  Vcrglcichung  oft  zur  Spielerei 
werden,  wo  sie  durch  die  Verschiedenartigkeit 
ihrer  Unterlagen  völlig  unvergleichbar  «äten 
(Beispiele  dafür  Jb.  a.  a.O.  S.3891  -  Nach  Engliä 
sollte  die  Armenquote  jenen  Volkstcil  kennen 
lehren,  welcher  unter  obwaltenden  individuellen 
Verhältnissen  und   unter   Herrschaft  unserer 
Wirtschafts-  und  Rechtsordnung  nicht  imstande 
sei,  für  seine  Ernährung  selbständig  Sorge  zu 
tragen  und  daher,  in  Ermangelung  sonstiger 
Privatrechtstitel  auf  Ernährung  seitens  dritter 
Personen,  bei  Mitmenschen  Hilfe  suche.  Diese 
Quote  zeige  den  Grad  der  ungenügenden  Einkom- 
mensverteilung an,  und  sei  daher  besonders  in 
ihrer  zeillichen  Entwicklung  für  die  Beurteilung 
der  wirtschaftlichen  Zustände  eines  Landes  sehr 
belehrend  (S.  XLII  der  Böhmischen  Arraen- 
statislik).  Die  grobe  Bedeutung,  die  Engli»  der 
Armenziffer  beimißt,  veranlaßteihn,  einen  Ersatz 
in  dem  Pcrzent  der  Gemeindearmen  zu  suchen. 
Obwohl  er  dabei  sich  bemühte,  sämtliche  Per- 
sonen zu  erfassen,  die  an  der  Unterstützung  nn- 
mittclbar  und  mittelbar  teilgenommen  haben 
(vgl.  später),  war  er  sich  klar  darüber,  daß  seine 
Quote    der    öffentlich    Unterstützten  einen 
untersten  Grenzwert  darstellt,  weil  nicht  alle 
Armen  auch  öffentlich  unterstützt  werden.  Auch 
erkannte  er  die  Einwände  Münst.!rbergs  an,  daß 
das  minimale  Lebensmaß,  das  absolute  Existenz- 
minimum örtlich  und  zeitlich  recht  verschieden 
und  also  der  Begriff  der  Armut  sehr  relativ  ist 
und  demnach  die  bezüglichen  Zahlen,  wenn  sie 
verschiedene  zeitliche  und  örtliche  Herkunft 
haben,  nicht  ohne  weiteres  verglichen  werden 
dürfen.    Selbst  wenn  man  mit  bewußter  Be- 
schränkung lediglich  die  Zahlen  über  Stand  und 
Bewegung   der  öffentlich   Unterstützten  ver- 
gleichen wollte  —  sei  es  auch  nur  zwischen  ver- 
schiedenen Gemeinden  und  Provinzen  desselben 
Armenrechtes   —   ist  das  außerordentlich  er- 
schwert dadurch,  daß  ,,die  Bedeutung  der  Ziffern 
der  Armenunterstüt7ten  abhängt  außer  von  dem 
System  des  Armenrechts  und  der  Armenpflege 
auch  von  deren  faktischer  Handhabung  und  der 
Stabilität  bzw.  den  Aenderungen,  welche  hierin 
erfolgen.    Urteile  in  die.«er  Hinsicht  sind  ganz 
besonders  schwierig  und  nur  bei  vollständigster 
Kenntnis  der  konkreten  Tatumstände  möglich" 
(Mischler).  —  Armenziffern  nach  Alter,  Gebürtig- 
keit, Familienstand  siehe  z.  B.  in  Breslauer 
Statistik  Bd.  la  S.  II  256«. 

Obwohl  die  Statistik  der  Armenunterstützung 
bei  Mischler  nur  wenig  für  die  eigentliche 
,,Armerstatistik"  bedeutet,  hat  sie  doch  auch 
ihm  entschiedenen  Wert  für  die  soziale  For- 
schung, indem  sie  die  soziale  Schicht  der 
Unterstützten,  jener  eigenartigen  Bevölkcrungs- 
klasse  kennen  lehrt,  „welche  die  Kehrseite  ver- 


schiedener sozialer  Zustände  und  Einrichtungen 
darstellt.  In  weitem  Umfang«  —  wenngloick 
nicht  durchweg  —  ergeben  sich  diese  \rmen- 
unterstützten  als  personeller  Rückstand  des  ge- 
samten gesellschaftlichen  I'rodiiktions-  und  Ver- 
teilungsprozesses,  und  Gusellschaft  sowie  Staat 
und  Verwaltung  haben  die  Verptlichtung,  diesem 
personellen  Rückstand  Existenibodirgungon 
außerhalb  des  allgemeinen  ökonomischen  Pro- 
zesses zu  gewährleisten.  Es  ist  von  großer  Be- 
deutung zu  bemessen,  in  weichern  Umfange,  mit 
welchem  Erfolge,  mit  welchen  Mitteln  diese 
Obsorge  erfolgt  und  erfolgen  kann  und  welche 
persönlichen  Bedingungen  diese  Bevölkcrungs- 
klasse  der  Unterstützten  aufweist"  (Bulletin  XIV, 
2  S.  114).  Das  ist  entschieden  mehr,  als  Mischler 
in  seinen  zusammenfassenden  Thesen  zugibt 
(Umfang  der  öffentlichen  und  privaten  Hilfs- 
tätigkeit in  bezug  auf  die  erfaßten  Personen  und 
auf  die  finanzielle  Rückwirkung  für  die  Organe 
der  Armenpflege,  S.  137),  uml  als  daraufhin  auch 
die  Entscnließung  des  Internationalen  Stati- 
stischen Instituts  aussprach.  Mit  jener  breiteren 
Anerkennung  kann  auch  zufrieden  sein,  wer  noch 
etwas  weitergehend  die  Statistik  der  Unter- 
stützten gern  als  Repräsentativerhebung  der 
Annenbevölkerung  überhaupt  angesehen  haben 
möchte.  Diese  letztere  Auffassung  hat  den  Vor- 
zug, ohne  die  unbewiesene  und  anfechtbare  An- 
nahme auszukommen,  als  ob  jener  „personelle 
Rückstand"  nur  aus  den  öffentlich  Unterstützten 
bestehe,  als  ob  ausschließlich  diese  Unterstützten 
jene  eigenartige  Bcvölkerungsklasse  bildeten.  — 
Dem  repräsentativen  Standpunkt  nähert  sich 
noch  mehr  Englis  an.  Die  besondere  Zusammen- 
setzung des  von  der  öffentlichen  Unterstützung 
abhängigen  Volkstciles  im  Vergleiche  mit  den 
entsprechenden  —  nach  wirtschaftlich  belang- 
vollen Momenten  unterschiedenen  —  Gruppen 
der  übrigen  Bevölkerung  ermögliche,  der  Wurzel 
der  Armut  als  soziale  Erscheinung  näherzu 
kommen.  Diese  Kenntnis  sei  Bedingung  der 
vorbeugenden  Maßnahmen  und  auch  für  eine 
rationelle  Ausübung  der  Armenpflege  nicht 
gleichgültig.  Ganz  ausnahmsweise  lassen  sich 
auch  die  Verhältnisse  der  gesamten  Arraen- 
bevolkerung,  ohne  Beschränkung  auf  ihren 
unterstützten  Teil  erheben.  Werke  wie  die  von 
Charles  Booth  für  London  und  von  Rowniree 
für  York  geben  auch  der  Statistik  der  Unter- 
stützten bedeutsame  Anregungen. 

2.  Wenn  man  von  einzelnen  mehr  privaten 
Erhebungen  absieht,  welche  das  in  (Jen  Auf- 
zeichnungen der  Armenbehörden  ruhende 
Rohmaterial  zur  Beantwortung  allgemeinerer 
gesellschaftswissenschaftlicher  Fragen  ver- 
wenden, so  sind  die  weitaus  meisten  der  bis- 
herigen Armenstatistiken  mehr  oder  weniger 
erweiterte  zahlenmäßige  Rechenschaftsbe- 
richte der  Armenbehörden  selbst  über  ihre 
eigene  Tätigkeit  oder  staatliehe  Zählungen 
mit  den  Arnienbehörden  als  befragten  Sub- 
jekten. Am  Anfange  stehen  auf  der  einen 
Seite  jene  einfachen  Auszählungen,  welche 
die  Armenbehörden  zunächst  nur  im  Hin- 
blick auf  örtliche  Verwaltungszwecke  über 
den  Umfang  ihrer  Arbeit  machen,  und  die  als 
Grundlage  des  Voranschlages  zu  dienen  be- 
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stimmt  sind  oder  dem  Verwaltungsbericlit 
über  einen  abgelaufenen  Zeitraum  eingefügt 
werden.  Eine  unberechtigt  enge  Auffassung 
des  Begriffes  Statistiii  wollte  diese  Nachweise 
überhaupt  nicht  als  „reine  /Vrmenstatistik" 
gelten  lassen,  weil  ihnen,  obzwar  sie  jenen 
Verwaltungszwetken  vollkommen  Genüge 
leisten,  ein  Uebcrscluiß  von  Tatsachen  und 
Zahlen  fehle,  ,,die  lediglich  der  Erkenntnis 
der  Zustände  des  Arnienwesens  innerhalb 
des  Verwaltungsbezirkes  zu  dienen  bestimmt 
sind"  (Müusterberg,  Jb.  a.  a.  0.  Ö.  387/92).  Die 
höchste  Stufe  auf  der  anderen  Seite  nehmen 
die  großen  länderweisen  Erhebungen  mit 
Individualzählkarten  für  jede  einzelne  unter- 
stützte Partei  oder  gar  Person  ein.  Durchweg 
sind  all  diese  Statistiken  zunächsl  durch 
Bedürfnisse  der  Verwaltung  und  ihrer  Re- 
form veranlaßt  worden.  So  sollten  z.  B.  die 
Armenstatisliken  für  das  Deutsche  Reich 
von  1881  und  188Ö  den  Beratungen  des  Un- 
fallversichcrungs-Gesetzentwurfs  und  der  Re- 
vision des  Unterstützungswohnsitzgesetzes 
statistisches  Material  liefern.  Auch  der 
Hauptzweck  der  steiermärkischen  Erhe- 
bungen anfangs  der  1890er  Jahre  war  ein 
administrativer,  nämlich  festzustellen  wie- 
weit die  bestehenden  Vorschriften  über  Ar- 
menpflege beachtet  werden,  wie  sie  nach 
ihren  Ergebnissen  zu  beurteilen  sind,  wie 
danach  und  nach  den  tatsächlichen  Zustän- 
den zu  reformieren  wäre.  Zugleich  wollte 
man  in  den  aus  den  Erhebungsmaterialen 
angelegten  Armenkatastern  ein  Mittel  schaf- 
fen, das  den  Organen  der  Armenpflege  wie 
ihren  Aufsichtsbehörden  jederzeit  eine  Ueber- 
sicht  über  den  gesamten  Betrieb  ermögliche. 
—  Unter  dem  Beifalle  Münsterbergs  konnte 
denn  auch  Mischler  auf  der  Berliner  Tagung 
des  Statistischen  Instituts  erklären,  daß  die 
Statistik  der  Armenunterstützten  in  das 
Gebiet  der  Verwaltungsstatistik  gehöre  und 
Aeußerungen  der  Geschäftstätigkeit  von  Ver- 
waltungsorganen betreffe,  ,, welche  sich  an 
Menschen  (Armen)  äußert  und  ihren  meß- 
baren Ausdruck  in  wirtschaftlicher,  haupt- 
sächlich finanzieller  Hinsicht  findet.  Diese 
Tätigkeit  stellt  sich  als  ein  Teil  der  Hilfs- 
tätigkeit, der  Wohlfahrtspflege  heraus  und 
die  Armenstatistik  lehrt  uns  den  Umfang 
dieser  Hilfstätigkeit  und  ihre  finanziellen 
Rückwirkungen  kennen"  (Bulletin  XIV,  2 
S.  112).  —  Indes  ist  das  einseitig  und  wider- 
spricht sogar  den  eigenen,  oben  mitgeteilten 
Ausführungen  Mischlers  über  den  sozialen 
Wert  jener  Statistiken.  Aehnlich  gestand 
ihr  schließlich  auch  Münsterberg  die  Auf- 
gabe zu,  obwohl  sie  Teil  der  Verwaltungs- 
statistik sei,  doch  auch  darüber  hinaus  das 
Sondergebiet  der  Armenverwaltung  ,,in  sei- 
nen eigentümlichen  Ursachen  und  Wir- 
kungen" zur  Anschauung  zu  bringen  (Jb. 
a.  a.  0.  S.  377). 


Die  widerstreitenden  Meinungen  werden 
sieh  dahin  vereinigen  lassen,  daß  als  Armen- 
statistiken im  engeren  Sinne  diejenigen  ein- 
maligen oder  periodischen  Erhebungen  an- 
zusehen sind,  welche  in  erster  Linie  die 
Tätigkeit  der  Armenbehörden,  -vereine  u.  dgl. 
sowie  die  von  ihr  betreuten  Personenkreise 
zahlenmäßig  darstellen;  daß  aber  darüber 
hinaus  als  ,, Armenstatistik"  im  weiteren 
Sinne  auch  aUe  Versuche  zu  gelten  haben, 
soziologisch  bedeutsame  Repräsentativerhe- 
bungen über  die  Armut  oder  die  Armen- 
bevölkerung durchzuführen.  Beide  Gruppen 
von  Statistiken  stehen  durchaus  gleichwertig 
nebeneinander;  in  den  Erörterungen  über 
Aufgaben  und  Grenzen  der  Arraenstatistik 
sind  sie  scharf  zu  trennen,  obwohl  auch  die 
,, freien"  Statistiken  ihr  Rohmaterial  größten- 
teils den  Anschreibungen  der  Armenpflege- 
organe entnehmen  (sekundärstatistische  Da- 
ten). Ihr  Charakter  bestimmt  sich  nicht  nach 
der  Herkunft  der  Erhebungsdaten,  sondern 
nach  den  Zielen  ihrer  Verarbeitung,  deren 
Verwirklichung  freilich  in  der  Beschaffenheit 
der  übernommenen  Daten  ihre  natürlichen 
Grenzen  findet.  Wie  man  z.  B.  aus  den 
Militärstammrollen  oder  den  Vormund- 
schaftsakten oder  aus  den  Listen  eines 
Kinderheimes  Material  für  allgemeine  so- 
ziologische Studien  über  die  Unehelichkeit 
holen  kann,  so  vermögen  auch  die  Akten 
der  Armenbehörden  und  -vereine  Roh- 
material für  Studien  über  die  .\rmut  zu 
liefern.  Indes  kann  sehr  wohl  auch  die  zu- 
nächst administrative  Armenstatistik  im 
engereu  Sinne  so  ausgebaut  werden,  daß  sie 
allgemeiner  gesellschaftswissenschaftlich  be- 
deutsame Ergebnisse  liefert.  Sie  ist  sogar 
zu  solchem  Ausbau  innerhalb  angemessener 
Grenzen  verpflichtet.  Wie  jede  andere 
Verwaltungsstatistik  sollte  sie  auch  Fragen 
berücksichtigen,  die  über  den  formal  bureau- 
kratischen  Geschäftsgang  hinausgehen.  Wie 
es  allgemein  anerkannt  ist  (aber  leider  oft 
nicht  befolgt  wird),  daß  sich  z.  B.  die  amt- 
liche Steuer-  und  Justizstatistik  sorgfältig 
ausbauen  müssen,  weil  sie  dann  neben  an- 
derem wertvolle  Maßstäbe  für  den  Wohlstand 
bieten  bzw.  wichtige  Einzelheiten  der  morali- 
schen Zustände  der  Bevölkerung  beleuchten, 
so  ist  auch  von  der  Armenstatistik  im 
engeren  Sinne  zu  verlangen,  daß  sie  sich  nicht 
auf  die  verwaltungstechnischen  Interessen  ein- 
engt. Das  gab  sogar  Münsterberg  zu,  der  das 
Verwaltungsmäßige  der  Arnienstatistik  so 
besonders  hervorgehoben  hatte.  Er  beklagte, 
daß  sie,  noch  in  ihren  Anfängen  begriffen, 
erst  sehr  wenig  geleistet  habe  und  die  Ant- 
wort auf  die  das  soziale  und  politische  Leben 
bewegenden  Fragen  zum  größten  Teile 
schuldig  bliebe.  (Also  vermag  sie  doch  an 
sich  darauf  Antwort  zu  geben!).  Selbst  dort 
aber,  wo  nur  die  allernotwendigsten  Bedürf- 
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nisse  der  praktischen  Verwaltung  befrie- 
digt werden  können,  muß  die  Durchführung 
der  Erhebung  von  wissenschaftlichen  Sta- 
tistikern bestimmt  werden.  Iis  erhöht  die 
Durchschlagskraft  dieser  von  der  Bureau- 
kratie  so  oft  vernachlässigten  Forderung, 
daß  gerade  auch  Männer  der  armenpflege- 
rischen  Praxis  wie  Münsterberg  sie  aufs 
nachdrücklichste  vertreten:  In  der  Armen- 
Ptatistik  ist  ,,bei  klarer  Erkenntnis  ihrer 
Mittel  für  diejenigen  Aufschlüsse,  die  sie 
und  nur  sie  in  ausreichendem  Maße  erteilen 
kann  und  soll,  die  unzersplitterte  Kraft 
wissenschaftlicher  Methode  bereit  zu  halten". 
(Jb.  a.  a.  0.  S.  398/99). 

3.  Wo  grundsätzlich  als  arm  gilt,  wer  unter- 
stützt wurde,  begrenzt  sich  das  Sachgebiet 
der  Armenstatistik  nach  dem  Entscheid  über 
die  Frage:  Was  gilt  als  Unteretützurig? 
Die  Frage  ist  eine  zwiefache,  nach  den  Arten 
der  Unterstützung  und  nach  den  Trägern 
der  Fürsorge,  die  berücksichtigt  werden 
sollen.  Die  Antwort  ist  z.  T.  abhängig  von 
den  Aufgaben,  welche  der  einzelnen  kon- 
kreten Erhebunggestellt  werden. insbesondere 
dürften  für  niclir  soziologisch  gerichtete 
Untersuchungen  gewisse  Unterstützungs- 
arten auszuscheiden  sein,  welche  die  eigent- 
liche Verwaltungsstatistik  nicht  gern  ver- 
nachlässigt sehen  möchte;  oder  auch  um- 
gekehrt. Selbst  wenn  z.  B.  bestimmt  würde, 
daß  die  Leistungen  der  öffentlichen  Armen- 
pflege im  engeren  Sinne  ermittelt  werden 
sollen,  ist  damit  noch  nicht  gegeben,  daß 
nun  alle  I^eistungen  der  Arnienbehörden 
als  Unterstützung  zu  gelten  haben.  Gehören 
darunter  z.  B.  auch  Aufwendungen  der  Ar- 
menverbände, die  über  die  gesetzlichen  V^cr- 
pflichtungen  der  .\rmenpflcge  hinausgehen? 
usw.  (Vgl.  Evert  S.  84ff.  Breslau  12,  S.  II, 
263,  Amsterdam  Armenraad  I  S.  IX). 
Manchmal  erfaßt  man  nur  die  mit  Geld 
unterstützten  Personen  und  läßt  die  Fälle 
von  Naturalbeihilfe,  offener  bzw.  geschlos- 
sener Krankenpflege,  Unterbringung  in  Fa- 
milien oder  der  mündlichen  Beratung,  der 
ideellen  Fürsorge  außer  Betracht;  oder  man 
zählt  nur  die  regelmäßig  Unterstützten  oder 
die  mit  größeren  Gaben  Bedachten  usw. 
Grundsätzlich  liegt  kein  Anlaß  vor,  von 
vornherein  irgendeine  dieser  Kategorien 
auszuschließen.  Jede  von  ihnen  kann  für  die 
Verwaltung  wissenswert  oder  soziologisch 
als  Vertreter  eines  bestimmten  Typus  von 
Bedürftigkeit  bedeutsam  sein.  Ueber  diesen 
Wert  muß  man  sich  zunächst  klar  werden 
und  dann  die  Auswahl  gemäß  den  Zielen 
der  konkreten  Erhebung  vornehmen.  Oft 
wird  es  sich  empfehlen  mehrere  Gruppen 
nebeneinander  in  getrennten  Nachweisen  zu 
berücksichtigen. 

Früher  hat  man  unter  Armenstatistik 
oft  nur  die  Erhebungen  über  die  öffentliche 


Armenpflege  im  engereu  Sinne  oder  gar  nur 
über  einzelne  Zweige  derselben  verstanden. 
Später  bestrebte  man  sich  vor  allem  in 
einigen  ausländischen  Staaten,  auch  die 
private  iSrmenpflcge  cinzubezichcn  oder 
wenigstens  all  die  verschiedenen  Zweige  der 
öffentlichen  und  stiftungsmäßigen  Fürsorge 
tunlichst  erschöpfend  zu  erfassen.  Es  gibt 
keine  Statistik  der  Unterstützten  schlecht- 
hin. Die  Unterstützten  sind  Betätigungs- 
objekte irgendeines  Unterstützungsträgers  — 
Gemeinde,  Anstalt,  Verein  usw.  Solcher 
Stellen  gibt  es  aber  viele,  und  ebenso  ist  die 
Betätigung  eine  vielgestaltige.  Wir  können 
also  nur  Statistiken  der  in  bestimmter  Art 
von  bestimmten  unterstützenden  Faktoren 
erfaßten  Objekte  besitzen.  Die  Statistik 
der  Unterstützten  besteht  demnach  aus 
Bruchstücken,  von  denen  jedes  einzelne  den 
Tätigkeitsbereich  eines  einzelnen  Unter- 
stützungsträgers umfaßt.  Ein  (jauzes  als 
solches  gibt  es  nicht.  Die  Kunst  besteht 
darin,  die  Stücke  möglichst  zahlreich  zu  er- 
langen. Dabei  wäre  Homogenität  dieser 
Stücke  untereinander  zu  erstreben  und  das 
Vorkommen  identischer  Fälle  in  mehreren 
Städten  zu  vermeiden.  (Mischler,  Bulletin 
XIV,  2  S.  llö)  Doppelzählungcn  solcher 
Personen,  die  gleichzeitig  von  mehreren 
Stellen  Unterstützung  erhielten,  dürften  aber 
noch  auf  lange  hinaus  nicht  ganz  zu  ver- 
meiden sein,  außer  in  den  wenigen  Gemein- 
wesen, wo  die  verschiedenen  F'ürsorgeträger 
eng  miteinander  zusammenarbeiten  und  sich 
ihre  Fälle  gegenseitig  bekannt  geben  (vgl.  die 
Statistik  des  Armenraad  Amsterdam).  Und 
selbst  dann  ist  oft  noch  kein  organischer 
Zusammenhang  der  verschiedenen  statisti- 
schen Bruchstücke  herzustellen,  solange  ein 
solcher  Zusammenhang  nicht  in  der  tatsäch- 
lichen Ausübung  der  Fürsorge  besteht. 

Aber  selbst  nach  Erfüllung  dieser  Forde- 
rungen kann  der  alte  Begriff  der  Armen- 
statistik auf  die  Dauer  nicht  genügen,  seit- 
dem in  neuester  Zeit  die  praktische  F'ür- 
sorgcarbeit  der  Behörden  wie  der  freiwilligen 
Organisationen  so  stark  ausgebaut  und  in 
mannigfache  Zweige  gesondert  wurde.  Was 
man  früher  unter  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit schlechthin  verstand,  entwickelt 
sich  immer  mehr  zu  einem  wohlgegliederten 
arbeitsteiligen  System  zahlreicher  im  ein- 
zelnen rationell  ausgestalteter  Sonderbe- 
triebe kirchlicher  wie  freier  Verbände  und 
mannigfacher  Behörden  mit  sorgsam  ab- 
gegrenzten Zuständigkeiten  und  sehr  ver- 
schiedenen Aufgaben.  Wie  sich  die  alte  unter- 
schiedslose, naiv  empirische  jVrmenpflege 
zu  einem  wissenschaftlich  begründeten  Sy- 
stem der  Fürsorge  entfaltet  hat,  so  muß  auch 
die  Armenstatistik  durch  ein  ganzes  System 
der  Fürsorgestatistik  ersetzt  werden.  Je 
zahlreicher  und  verschiedenartiger  die  ein- 
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zelnen  Fürsorgezweige  sind,  um  so  weniger 
ist  eine  gleichförmige  Statistik  der  Fürsorge 
möglich.  Das  Gemeinsame  der  verschie- 
denen Fürsorgestatistiken  läßt  sich  erst 
herausarbeiten,  wenn  gründliche  Erhebungen 
für  die  einzelnen  Teilgebiete  in  größerer  Zahl 
vorliegen.  Oft  wird  es  sich  dabei  um  Belange 
Landein,  die  bereits  in  der  Armenstatistik 
im  alten  Sinne  bedeutsam  waren  So  gewinnt 
deren  Methodik  einen  erhöhten  Wert.  Die 
folgenden  Ausführungen  dürften  in  manchem 
Grundsätzlichen  auf  alle  Fürsorgestatistik 
anwendbar  sein,  obwohl  sie  nicht  beabsich- 
tigen über  den  Rahmen  der  alten  Armen- 
statistiken hinauszugehen. 

4.  Nicht  nur  das  Sachgebiet,  auf  dem  die 
Fürsorgestatistik  ihre  Beobachtungen  anzu- 
stellen hat,  setzt  sich  aus  den  mannigfachsten 
Teilen  zusammen;  auch  die  Beobachtungen 
selbst  können  sehr  verschiedenen  Inhalt 
haben.  Kollmann  verstand  in  der  vorigen 
Auflage  dieses  Handwörterbuches  unter  Ar- 
menstatistik (ohne  sie  eigentlich  streng  zu 
definieren)  die  ,, statistische  Behandlung  des 
Armenwesens",  der  ,, gesamten  geregelten 
Armenfürsorge".  Unter  den  vier  Haupt- 
punkten die  für  solche  statistische  Behand- 
lung ,,in  Frage  kommen",  nannte  er  aber 
manche  Nachweise,  die  man  als  eigentlich 
statistisch  nicht  ansprechen  kann,  wie  z.  B. 
über  den ,, gesetzlichen  Zustand,  nach  welchem 
sich  das  Unterstützungswesen  regelt",  und 
über  die  ,,für  die  praktische  Handhabung  der 
Armenpflege  geltenden  Grundsätze".  Diese 
Verhältnisse  sind  zwar  bei  den  Vorbereitungen 
der  statistischen  Erhebung  wie  bei  einer 
Beschreibung  ihrer  Ergebnisse  sorgfältig  zu 
berücksichtigen;  indes  nicht  Teil  einer,, Sta- 
tistik", als  welche  nur  die  zahlenmäßige 
Erfassung  gesellschaftlicher  Massenersohei- 
nungen  gelten  darf. 

Die  vollständige  statistische  Beschrei- 
bung des  Armenwesens  eines  Gebietes  ver- 
langt Nachweise  dreierlei  Art:  über  die 
Unterstützungsträger  (Behörden,  Stiftungen, 
Vereine,  lürchen);  die  Finanzen;  die  unter- 
stützten Personen. 

Freilich  übersehneiden  sich  diese  Kreise 
zum  Teil.  Unter  Zahl  und  Art  der  Unler- 
Etützungsträger  und  Umfang  ihrer  Tätigkeit 
wäre  neben  anderem  auch  über  ihr  Ver- 
mögen und  über  die  Zahl  der  Unterstützten 
(wie  über  deren  Verhältnis  zum  Unter- 
Btützungsträger)  ebenso  wie  über  Zahl  und 
Art  ihres  Personals,  ihrer  Verwaltungsarbeit 
usw.  zu  berichten.  Die  Finanznachweise, 
welche  meist  nur  die  laufenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  mitteilen,  geben  oft  ein  lücken- 
haftes Bild  ohne  Kenntnis  des  Vermögens- 
Btandes  und  ohne  Beziehung  auf  die  Zahl 
der  Unterstützten  (Leistung  je  Kopf  bzw. 
Fall).  Schließlich  muß  eine  vollständige 
Personalstatistik   der   Unterstützten  auch 


sowohl  die  ihnen  gewährten  Unterstützungs- 
beträge  wie  die  sonstigen  Beziehungen  der 
Unterstützten  zum  Unterstützungsträger  dar- 
stellen. Indessen  sind  im  allgemeinen 
die  drei  Gebiete  unabhängig  voneinander. 
Selbst  so  weit  einzelne  Erhebungsmerkmale 
auf  mehreren  Teilgebieten  zu  berücksichtigen 
sind,  treten  sie  doch  in  durchaus  abweichen- 
den Kombinationen  auf.  Eines  ist  freilich 
allen  drei  Gruppen  gemeinsam:  die  Gliede- 
rung sämtlicher  Nachweise  nach  den  Arten 
der  Fürsorge  (Armenpflege,  Vormundschafts- 
wesen, Zwangserziehung,  Gebrechlichenliilfe 
usw.)  und  nach  den  Arten  ihrer  Träger  (die 
verschiedenen  Kommunal-  und  Staatbehör- 
den, privaten  Vereine  usw.).  —  Ihrem  me- 
thodischen Charakter  nach  ist  die  Armen- 
finanzstatistik  ein  Teil  der  allgemeinen 
Finanzstatistik,  und  sie  kann  mit  Erfolg  auch 
nur  von  hier  aus  behandelt  werden.  Immer- 
hin bildet  sie  innerhalb  dieses  allgemeinen 
Rahmens  einen  besonderen  Zweig;  und  ihre 
Eigenart  muß  einmal  gründlich  behandelt 
werden.  Für  die  schwierige  Gliederung  der 
Rechnungsposten  der  gemeinnützigen  An- 
stalten könnte  die  an  den  Handelshoch- 
schulen gepflegte  ,, Betriebswissenschaft"  An- 
regungen geben,  wenn  nicht  deren  Vertreter 
zu  ausschließlich  auf  die  besser  rentierenden 
Betriebe  des  freien  Wirtschaftslebens  ein- 
gestellt wären.  Versuche  sie  für  unser  Thema 
zu  interessieren,  waren  erfolglos.  —  Dagegen 
birgt  die  Verwaltungsstatistik  der  Fürsorge- 
träger weniger  methodische  Schwierigkeiten, 
wenn  auch  die  bisherigen  praktischen  Ver- 
suche meist  nicht  befriedigen.  Die  verschie- 
denen Typen  der  Organisationsformen  sowie 
der  Verfahrensweisen  und  Arbeitsgebiete  der 
Fürsorgeträger  wären  von  Sachkennern  vor- 
her systematisch  zu  klären  und  im  sta- 
tistischen Fragebogen  scharf  herauszuar- 
beiten, damit  die  eingehenden  Antworten 
ein  klares  Bild  von  der  Eigenart  ergeben. 
Nur  auf  klares  Fragen  kann  klar  geantwor- 
tet werden;  und  klares  Fragen  setzt  begriff- 
liche Klarheit  über  das  zu  Erfragende  voraus. 
Dazu  gehört  gründliche  Kenntnis  der  tat- 
sächlichen Zustände.  Mehrere  mißglückte 
amtliche  Erhebungen  waren  hingegen  ledig- 
lich mit  formal  technischer  Routine  und  ohne 
Kenntnis  und  Verständnis  der  Fürsorge- 
arbeit gemacht.  —  Erschwerend  wirkt  auch 
die  Verqiiickung  der  Finanz-  und  Verwal- 
tungsstatistik mit  der  gleichzeitigen  Er- 
fassung der  persönlichen  Verhältnisse  der 
Unterstützten.  Die  drei  Statistiken  gehen 
von  so  abweichenden  Gesichtspunkten  aus 
und  betreffen  so  verschiedene  Verhältnisse, 
daß  es  selbst  für  einen  in  Fürsorge  wie  Sta- 
tistik geschulten  Fachmann  erst  nach  jahre- 
langen Mühen  möglich  sein  dürfte,  alle  drei 
Erhebungen  zugleich  gut  vorzubereiten  und 
zu  leiten.  Wenigstens  solange  deren  Metho- 
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difc  sich  noch  in  dem  jetzigen  unentwickelten 
Zustande  befindet. 

5.  All  das  erklärt,  daß  bisher  nur  wenige 
Armenstatistiken  befriedigend  durchgeführt 
worden  sind.  Hinzu  kommt  die  Zersplitte- 
rung der  privaten  Vereine,  das  mangelnde 
Verständnis  vieler,  vor  allem  ländlicher 
Armenbehörden,  das  vorwiegende  Interesse 
des  Staates  an  Statistiken  deskapitalistischen 
Wirtschaftslebens;  vor  allem  bei  der  Per- 
sonalstatistik ist  aber  wohl  noch  mehr  die 
Beschaffenheit  des  sekundärstatistischen  Ma- 
terials, der  verwaltungsmäßigen  Aufzeich- 
nungen an  den  ungenügenden  Leistungen 
schuld. 


Die  Armenbehörden  und  Fürsorgeinstitu- 
tionen  führen  ihre  Hücher,  Akten  u.  dgl.  keincs- 
weg^  nach  einlioitlichem  Schema,  vielmehr  in 
gröBter  Verscliiedenartigkeit  nicht  nur  der  Form, 
sondern  sogar  dem  Inhalte  nach  (von  dem  sehr 
oft  verschiedenen  Grade  der  Vollständigkeit  und 
Zuvorlässigknit  zu  schweigen).  Sogar  Behörden 
mit  genau  den  gleichen  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Aufgaben  (wie  z.  B.  die  Armenbehörden 
des  Unterstützungswohnsitzge.'setzes)  richten 
ihren  Burcaubetrieb,  ihre  Formularicn  usw.  von 
Ort  zu  Ort  auf  die  verschiedenste  Weise  ein.  Und 
leider  meist  ohne  den  statistischen  Bedürfnissen 
Rechnung  zu  fragen,  sei  es  aus  Mangel  an  stati- 
stischem Interesse  oder  bzw.  zueloich  aus  Mangel 
an  statistischem  Sachverständnis.  Sogar  bei 
Einrichtung  einer  so  straff  zentralisierten  Orga- 
nisation wie  die  deutsche  Kricgshintcrbliebencn- 
fürsorgo,  die  ganz  neu  aus  dem  Nichts  heraus 
geschaffen  wurde,  hat  man  unbcgroiflichcrwcise 
versäumt,  durch  rechtzeitige  Vorschrift  einheit- 
lichen Schreibwerks  rationelle  Unterlagen  für 

feordnotcn  Bureaubetrieb  und  für  die  Statistik  im 
esonderen  zu  schaffen,  obwohl  das  bei  der  streng 
hierarchischen  Gliederung  dieser  Fürsorge  unter 
einer  einzigen  Zentralinstanz  sehr  leicht  möglich 

fewesen  wäre  und  auch  nahe  gelegen  hätte,  weil 
ie  Zentrale  ständig  statistische  Nachweise  von 
ihren  nachgeordneten  Stellen  verlangt.  Der  un- 
genügende Einfluß  statistischer  Fachleute  auf 
die  Einrichtung  des  burcaumäßigen  Schreibwerks 
fa-ägt  wesentlich  zu  der  geringen  Entwicklung 
der  Armonstatistik  bei.  Solange  sich  nicht 
irgendeine  einflußreiche  zentrale  Stelle  der  Pflege 
der  Fürsorgestatistik  annimmt,  ist  hier  auch 
wenig  Besserung  zu  erwarten.  (Vgl.  Soziale 
Praxis  1922,  Sp.  748). 

Außer  durch  die  Willkür  im  bureaumäßigen 
Schreibwerk  werden  zuverlässige  und  einheitliche 
Erhebungen  durch  die  Unterschiede  in  der  sach- 
lichen Auffassung  und  Behandlung  der  Fürsorge- 
fälle bei  den  einzelnen  Wohlfahrtsstellen  er- 
schwert. Selbst  die  Träger  der  auf  einheitlichen 
gesetzlichen  Grundlagen  aufgebauten  öffentlichen 
Armenpflege  weichen  z.  B.  in  der  Art  der  Rech- 
nungsführung, in  der  Aufteilung  der  Etat- 
positionen, in  der  Kategorisierung  der  Unter- 
stützungsfälle (z.  B.  dauernd  und  vorübergehend 
Unterstützte,  selbständig  oder  mitunterstützte 
Angehörige  usw.)  erheblich  voneinander  ab. 
Allerdings  ist  die  Einheitlichkeit  der  statistischen 
Quellen  für  größere  Ländergebiete  in  manchen 
Fällen  viel  weniger  bedeutsam  als  die  Zuverlässig- 


ikeit  nnd  Ausführlichkeit  der  Angaben.  Ins- 
besondere bezüglich  der  persönlichen  Verhält- 
nisse der  Armen  wird  man  sich,  soweit  Unter- 
lagen für  die  soziologische  Betrachtung  gewonnen 
werden  sollen,  darauf  beschränken  dürfen,  an 
I  einigen  ausgewählten  Stellen  ausführliche  Indi- 
vidualstatistiken  zu  veranstalten.  Dagegen  schon 
die  bloße  Bestandsaufnahme  der  Fürsorgeinsti- 
tutionen und  der  bcfürsorgtcn  Personen  ist  nur 
möglich  bei  einhoillirhen  Begriffen.  Und  die 
meisten  nichtindividualistischen  Nachweise  über 
Beschaffenheit  wie  finanzielle  und  fürsorgerische 
Gebarung  der  Fürsorgeträger  erlangen  ihren 
eigentlichen  Wert  erst  durch  räumliche  Vor- 
gleiche oder  durch  zeitliche  Vergleiche  innerhalb 
desselben  räumlichen  Arbeitsgebietes.  Die 
letzteren  zeigen  die  Entwicklung  der  örtlichen 
Fürsorgepraxis;  die  Vergleiche  mit  den  Verhält- 
nissen anderer  Gegenden  geben  Anhalt  über  Art, 
Maß  und  Wirkung  der  verschiedenen  Organi- 
sationssysteme. Freilich  nur  dann,  wenn  in  all 
I  den  verschiedenen  zu  vergleichenden  Statistiken 
die  einzelnen  Begriffe  gleichsinnig  angewandt 
worden  sind. 

I      Einige  wirklich  gute  Annenstatistiken,  wie 
j  sie  heute  noch  fohlen,  mü.ssen  beweisen,  welch 
wichtige  Ergebnisse  derartige  Arbeiten  zeitigen 
können. 

Einheitliche  Armenstatistiken  sind  erschwert 
außer  durch  den  ungenügenden  Ausbau  der 
Methodik  und  den  Nfangel  statistischen  Ver- 
ständnisses  der  Fürsorgeorgane  auch  durch  die 
[  Hemmungen,  welche  sich  einer  Reorganisation 
j  der  bestehenden  Akten-  und  Geschäftsführung 
!  und  Verwaltungspraxis  aus  Rücksicht  auf  die 
t  Kontinuität  des  bisherigen  Betriebs  entgegen- 
stellen. Das  hindert  ganzbesondersdie  Vereinheit- 
lichung der  Finanzstafistik  (Schwierigkeit  einer 
Aenderung  der  Etatgliederung!).    Dagegen  ist 
[  die  Bestandsaufnahme  und  Beschreibung  der 
Unterstützung-:trägnr  an  keine  Rücksicht  auf 
Kontinuilät  gebunden;  ebensowenig  die  Indi- 
vidualstatistik,  wenn  nicht  etwa  die  Angleichung 
an  ein  Einhcit.sschema  eine  Aenderung  in  der 
Praxis  des  Betriebes  erfordert.     (Ein  gutes 
I  Schema  sollte  aber  tunlichst  auf  alle  Kigenheifen 
der   Fürsorffepraxis   Rücksicht   nehmen:  Die 
I  Statistik  soll  ja  lediglich  zählen  was  ist.)  Doch 
besteht  hier  die  Schwierigkeit,  daß  die  für  die 
Praxis  der  Fürsorge  und  Verwaltung  geraachten 
I  Aufzeichnungen  nicht  die  von  der  Statistik 
erfragten  Personalangaben  enthalten.  „Der 
Arme  selbst  ist  ohne  Interesse,  insoweit  nicht 
administrativ  belangreiche  Punkte  in  Betracht 
!  kommen,  wie  Name,  Wohnung,  Zuständigkeit" 
(Bulletin  XrV,  2  S.  116).    Nachlrägliche  Er- 
'  Ränzung  des  Lückenhaften  durch  Befragung  der 
I  Unterstützten  ist  sehr  mühsam  und  oft  überhaupt 
j  nicht  möglich.  —  Die  neuerdings  immer  menr 
leindringende  Individualisierung  der  Armenpflege 
macht  allmählich  eine  Ausgestaltung  der  admi- 
nistrativen Aufzeichnungen  notwendig,  die  auch 
der  Armenstatistik  günstig  ist,  indem  nun  die  auf 
den  Einzelfall  bezüglichen  Umstände  sorgfältiger 
I  notiert  werden.    M^it  Vorliebe  geschieht  das  in 
letzter  Zeit  auf  Individualblättern,  welche  man 
für  jeden  neu  in  die  Unterstützung  Eintretenden 
anlegt.    Daraus  entstehen  dann  leicht  Arroen- 
kataster,  die,  in  erster  Linie  wichtiges  Hilfs- 
mittel der  Verwaltungsarbeit,  zugleich  für  die 
Statistik  Aufnahms-  oder  sogar  Anszählblätter 
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liefern.  Sie  umfassen  eine  fortgesetzt  evident 
geführte  Menschenmenge.  Nicht  selten  führt  die 
Individualisierung  auch  zur  Zentralisierung  inner- 
halb der  Gemeinde,  wobei  die  von  den  verschie- 
denen Seiten  einem  Bedürftigen  gewährten  Hilfs- 
leistungen alle  gemeinsam  auf  einer  Individual- 
karte  verzeichnet  werden.  Auf  solchem  „Centraal 
Register"  beruht  z.  B.  die  Personalstatistik  des 
Armenraad  in  Amsterdam.  Mit  besonderem  Nach- 
druck ist  Mischler  für  derartige  Einrichtungen- 
cingetreten.  Er  hat  sogar  ein  Armenkataster  für 
das  ganze  Land  Steiermark  geschaffen  (Bulletin 
XIV,  2,  S.  117.  Daselbst  S.  124  sind  die  bis 
dahin  der  Statistik  nutzbar  gemachten  Armen- 
kataster aufgezählt,  die  übrigens  nicht  not- 
wendig aus  Individualblättern  zu  bestehen 
brauchen). 

Obschon  der  heutige  unbefriedigende 
Zustand  der  Armenstatistik  großenteils  in 
dem  Objekte  der  Erhebung  und  in  den  die 
Daten  liefernden  Verwaltungsstellen  be- 
gründet ist  (Mischler),  so  liegen  die  Ur- 
sachen doch  auch  nicht  selten  in  der  sta- 
tistischen Seite  der  Erhebung,  deren  Me- 
thodik oft  nur  mangelhaft  durchdacht  vrar 
(Vgl.  z.  B.  die  Kardinalfehler  der  steiermär- 
kischen  Erhebung  von  1892  bei  Mischler, 
Steiermark  S.  ö;  die  zahlreichen  Unvoll- 
ständigkeiten  und  Nachlässigkeiten  des 
Reichsformulars  für  die  deutsche  Armen- 
statistik 1880  bei  Bohmert,  Sachs.  Stat. 
Zeitschr.  1882  S.  27 ff.;  oder  die  harten 
Worte  Münsterbergs  gegen  die  Reichs- 
erhebung von  1885,  welche  ohne  Anschluß 
an  das  dringende  Bedürfnis  der  Praxis 
vom  grünen  Tisch  aus  schablonenhaft  vor- 
bereitet worden  sei.  Ueber  die  drei  nach- 
einander verunglückten  Erhebungen  in  der 
Schweiz  1890ff.:  A.  Wild.  Organis,  freiwill. 
Armenwesen  der  Schweiz  1914  S.  2).  Heute 
wie  vor  dreißig  Jahren  zur  Zeit  des  Mischler- 
schen  Referates  handelt  es  sich  noch  darum, 
zunächst  eine  Einigung  der  Fachmänner  über 
das  Wesen  der  Armenstatistik  sowie  über  die 
Methodik  der  Aufnahme  —  Gewinnung  des 
Urmaterials  —  herbeizuführen  (Bulletin  XIV, 
2  S.  137).  Das  zwingt  diesen  Artikel  zu  der 
Ausführlichkeit  der  methodischen  Erörte- 
rungen und  zu  seiner  mehr  nur  berichtenden 
als  entscheidenden  Form,  hinter  welcher 
immerhin  einiges  mehr  denn  ein  bloßes 
Referieren  steckt.  Beschränkung  auf  eine 
üebersicht  der  bisherigen  Meinungen  und 
Versuche  ist  um  so  mehr  geboten,  als  die 
Fragen  statistischer  Methoden  lediglich  in 
praktischer  Verarbeitung  konkreten  Roh- 
materials gefördert  werden  können.  (V?l. 
Feld,  Statistische  Methodenlehre?  Jb.  "f. 
Nat.  III.  Folge,  65.  Band,  S.  136ff.)  Leider 
können  bei  dem  beschränkten  Raum  nicht 
alle  hier  einschlägigen  Fragen  erörtert  und 
manche  begriffliche  Unklarheiten  nur  ange- 
deutet werden.  Der  Artikel  soll  anregen  statt 
abschließen.  Deshalb  sind  manche  mitten  in 
die  praktischen  Einzelheiten  hineinführende 


Beispiele  unvermeidlich.  Oberflächliche  All- 
gemeinheiten fördern  hier  nicht. 

II.  Die  Beobachtungszeit  (,, Stand  und  Be- 
wegung" der  Amienbevölkerung). 

Die  aus  der  allgemeinen  Bevölkerungs- 
statistik geläufigen  Begriffe  von  Stand  und 
Bewegung  lassen  sich  nicht  ohne  weiteres 
auf  die  Armenstatistik  übertragen.  Dort 
wird  der  Stand  der  gesamten  Bevölkerung 
in  meist  fünfjährigen  Abständen  je  für  einen 
einzelnen  Stichtag  erhoben  (Augenblicks- 
zählung)  und  die  Bewegungsstatistik  zählt 
für  den  zusammenhängenden  Verlauf  einer 
Periode  (Jahr,  Monat)  diejenigen  Individuen, 
bei  denen  sich  während  des  Beobachtungs- 
zeitraunis  Eheschließungen,  Todesfälle  usw. 
ereigneten.  In  der  Armenstatistik  aber  ist  die 
der  Bevölkerungsbewegung  nahekommende 
Zahl  für  die  wöchentlichen  oder  monatlichen 
Schwankungen  in  der  Frequenz  der  Unter- 
stützten durch  den  ,, Bestand"  an  den 
einzelnen  Stichtagen  des  Wochenendes  usw. 
nachgewiesen;  während  manche  der  großen 
einmaligen  Bestandsaufnahmen  alle  in 
einer  fortlaufenden  Periode  unterstützten 
Fälle  umschließen.  Immerhin  haben  einzelne 
einmalige  Bestandsaufnahmen  doch  die  an 
einem  bestimmten  Tage  in  Unterstützung 
stehenden  Personen  erfaßt  (z.  B.  Böhmen) 
und  nicht  selten  wird  auch  die  Bewegung 
ähnlich  wie  bei  der  allgemeinen  Bevölke- 
rungsstatistik ermittelt,  z.  B.  in  Köln  und 
Holland. 

In  der  Kölner  Statistik  haben  die  einen 
Tabellen  das  Jahr  als  Beobachtungsperiode,  die 
anderen  den  Kalendermonat.  Als  „Bedürftig- 
keitsfiiUe"  werden  alle  im  Laufe  des  Beob- 
achtungsjahres unterstützten  Parteien  als  je  ein 
Fall  gezählt;  unter  den  „monatlichen  Ünter- 
stützungsfäilen"  erscheint  jede  Partei  für  jeden 
einzelnen  Monat,  in  dem  sie  eine  Unterstützung 
empfangen  hat.  —  Achnlich  diesen  Monatsnach- 
weisen wird  in  Holland  die  Zahl  der  Unter- 
stützten nach  Kalendervierteljahren  berichtet, 
aber  mit  der  Zusatzspalte:  „Darunter  waren 
bereits  im  vorigen  Quartale  unterstützt."  —  Für 
das  Ineinandergreifen  von  fortlaufenden  und  ein- 
maligen Erhebungen  bietet  Hamburg  ein  gutes 
Beispiel.  Das  Armenkollegium  führt  seit  1895 
eine  fortlaufende  Individualstatistik;  sie  wurde 
J903  im  unmittelbaren  Interesse  der  prakti- 
schen Armenpflege  durchreifend  umgearbeitet 
derart,  daß  am  Schlüsse  jeden  Monats  der  je- 
weilige Bestand  aus  dem  Vortrage  vom  vorigen 
Monate  sowie  aus  dem  Zu-  und  Abgange  des 
Feststellungsmonats  ausgerechnet  wird.  Da- 
durch kann  die  Bewegung  in  der  Armenpflege 
fortlaufend  und  mit  den  neuesten  Zahlen  verfolgt 
werden.  Die  Ergebnisse  ,, gewähren  einen  tiefen 
Einblick  in  die  öffentliche  Armenpflege  selbst; 
sie  bieten  aber  auch  eine  wesentliche  Unterlage 
für  die  Ermittlung  des  Einflusses  gewisser  wirt- 
schaftlicher Zustände  und  Ereignisse  auf  den 
Wohlstand  der  Bevölkerung  überhaupt  oder 
einzelner  Bevölkerungsklassen  und  sind  für  die 
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Beurteilung  wirtschaftlicher  und  sozialer  Zu- 
stände in  unserem  Gemeinwesen  unentbehrlich." 
Zur  Ergänzung  und  Nachprüfung  dieser  fort- 
laufenden Nachweise  hatten  1897  und  1900  ein- 
malige statistische  Erhebungen  über  die  dauernd 
unterstützten  Ilausarmcn  stattgefunden,  deren 
Ergebnisse  so  befriedigend  waren,  daß  das 
Annenkollegium  beschloß,  sie  alle  fünf  Jahre 
zur  Zeit  der  allgemeinen  Volkszählung  zu  wieder- 
holen. Sie  können  ausführliches  Material  für 
besonders  aktuelle  Fragen  beschaffen  (1897: 
Zahl  der  Haushaltsangehörigen;  1900  und  1905: 
Wohnverhältnisse)  und  haben  auch  ganz  be- 
sonderen Wert  für  die  Ausübung  der  Armen- 
pflege selber,  indem  sie  eingehende  Nachprüfung 
der  schwebenden  Armenfälle  durch  die  I'flege- 
nrgane  veranlassen.  (Auf  Grund  der  Zählung 
von  1900  konnten  an  Unterstützungen  für  ein 
Jahr  über  45000  M.  erspart  werdenl) 

Statt  der  sonst  üblichen  Gliederung  nach 
Stand  und  Bewegung  sind  die  Individual- 
armenstatistiken  in  einmalige  (bzw.  wie  die 
Volkszählungen  in  längeren  Intervallen  er- 
folgende) und  forll;i  Utende  zu  scheiden. 
In  beiden  Gruppen  können  sich  die  Fest- 
stellungen sowohl  auf  einen  Stichtag  als  auf 
einen  längeren  Zeitraum  erstrecken.  Mün- 
sterberg (Jb.  a.  a.  0.  S.  389)  hielt  einmalige  oder 
periodische  Einzelerhebungen  aus  gewich- 
tigen Gründen  erheblich  weniger  zuverlässig 
als  die  regelmäßigen  Statistiken.  Er  ver- 
allgemeinerte aber  wohl  zu  sehr  die  schlechten 
Erfahrungen  mit  der  deutschen  Reichs- 
armenstati.-;tik  von  1881  und  übersah  ferner, 
daß  auch  die  Einzelerhebung  auf  regel- 
mäßigen Aufzeiciinungen  der  Armenbehör- 
den beruhen  kann.  Vgl.  aber  Vorwort  zur 
2.  Armenstatistik  des  Armenraad  Amster- 
dam über  die  Zählungen,  die  erst  durch  meh- 
rere Wiederholung  ,, wachsen"  müssen,  ehe 
sie  ,,reif"  werden.  Und  sicher  ist  richtig, 
daß  erst  beim  Vergleich  wiederholter  Er- 
hebungen für  dasselbe  Gebiet  die  Armen- 
statistik ihren  vollen  Wert  gewinnt.  Immer- 
hin bedarf  es  dazu  nicht  jährlicher  Wieder- 
holung all  der  ausführlichen  Ermittlungen. 
Evert  empfiehlt  die  umfassenden  Statistiken 
für  die  Volkszählungsjahre,  um  die  Ergeb- 
nisse beider  Zählungen  in  Beziehung  setzen 
zu  können. 

,,Als  arm  gilt,  wer  unterstützt  wird." 
Wer  hat  aber  z.  B.  am  l./I.  1922  als  unter- 
stützt zu  gelten?  Offenbar  nicht  ausschließ- 
lich und  vielleicht  auch  nicht  aUe  diejenigen, 
die  (bzw.  deren  Vertreter)  an  jenem  einen 
Tage  zufällig  eine  Unterstützung  ausgehän- 
digt erhielten,  vielmehr  die  damals  Armen- 
genössige im  eigentlichen  Sinne  waren,  also 
zum  mindesten  auch  die  in  Anstalten  und 
Familien  untergebrachten  Schützlinge  und  alle 
jene,  die  am  Stichtage  in  ,, laufender" 
Unterstützung  standen,  bei  denen  dieser  Stich- 
tag zwischen  zwei  der  regelmäßigen  Zahltage 
fiel.  —  Aber  doch  wohl  auch  jene,  die  am  Stich- 
tage von  der  einige  Zeit  vorher  bezogenen 


Unterstützung  noch  lebten  oder  bei  normaler 
Wirtschaftsführung  noch  leben  sollten.  Die 
Schwierigkeit  der  Abgrenzung  liegt  darin, 
daß  das  Unterstütztsein  keine  Eigenschaft 
eines  bestimmten  Augenblicks,  sondern  ein 
länger  sich  erstreckender  Zustand  ist,  dessen 
Ende  in  wirtschaftlicher  Beziehung  häufig 
keine  scharfe  Grenze  hat.  Sie  macht  sich 
besonders  bei  den  Stichtagerhebungen  be- 
merkbar, soweit  es  sich  nicht  um  die  in  ge- 
schlossenen Anstalten  Verpflegten  handelt. 
Diese  lassen  sich  für  jeden  Tag  eindeutig 
bestimmen  und  werden  auch  bei  jeder  Volks- 
zählung ermittelt,  freilich  selten  armensta- 
tistisch ausgewertet.  Durch  solche  Bestands- 
zahlen erhält  man  jedoch  nur  eine  Augen- 
blicksaufnahme, die  wegen  der  häufigen  Zu- 
fälligkeiten in  der  Anstaltsbesetzung  des 
einzelnen  Tages  weder  das  .Vusmaß  der 
durch  sie  geleisteten  Hilfe  noch  die  typische 
Gliederung  der  verpflegten  Personen  wieder- 
gibt. Am  ehesten  lassen  sich  die  Bestands- 
zahlen der  Unterstützten  im  Vergleich  von 
Reihen  mit  nicht  zu  großen  Intervallen 
(Wochen,  Monaten)  verwenden  (England). 

Wegen  dieser  begrenzten  Brauchbarkeit 
der  Stichtagsergebnissc  zieht  man  besonders 
auch  für  einmalige  Erhebungen  größere 
Beobachtungsperioden  vor.  So  kann  zu- 
nächst die  Stichtagerhebung  selber  außer 
den  an  diesem  Tage  geltenden  Verhältnisse 
auch  frühere  Umstände  erfragen.  Das  ergäbe 
eine  Erhebung  an  einem  Stichtag,  statt  auf 
ihn.  Bei  einer  Volkszählung  wird  zwar  die 
Frage,  ob  der  Gezählte  im  Laufe  des  ver- 
gangenen Jahres  Armenunterstützung  er- 
halten habe,  praktisch  nur  selten  gestellt 
werden.  Man  kann  sie  jedoch  ohne  weiteres 
an  die  Akten  und  Kegister  der  Arincn- 
behörde  richten:  auf  diesem  Wege  sind  viel- 
leicht die  meisten  Armenslatistikeu  ent- 
standen. Auf  Grund  der  Akten  wurde  die 
Zahl  der  Fälle  festgestellt,  in  denen  wiihrend 
der  angesetzten  Beobacht\ingszeit  (meist  ein 
Jahr,  für  Stichprobenerhebungen  auch  ein 
Monat,  z.  B.  Berlin)  Unterstützungen  ge- 
leistet worden  waren.  —  Natürlich  muß  für 
da.s  ganze  der  Zählung  unterworfene  Gebiet 
der  gleiche  Beobachtungszeitraum  gelten'). 
[Verfehlt  bei  der  deutschen  Ecichserhebung 
1881,  welche  drei  weder  quantitativ  noch 
qualitativ  gleichwertige  Zeitabschnitte  neben- 
einander zuließ:  Kalenderjahr,  Etatjahr, 
einen  einzelnen  Monat.]  —  Bei  Zählungen, 
welche  einen  Beobachtungszeitraum  von 
einem  Jahre  zugrunde  legen,  ist  der  be- 
deutsame Unterschied  von  Kalender-  und 


■)  Evert  (S.  96)  wünscht  die  Zahl  der  Unter- 
stützungsempfänger außer  für  das  ganze  Jahr 
auch  für  einen  bestimmten  Tag  je  des  arbeits- 
losen Winters  und  arbeitsreichen  Sommers 
(letztere  Zahl  würde  mehr  nur  die  dauernd  Unter- 
stützten umfassen). 
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Rechniingsiahr  zu  berücksichtigen.  In 
ersterem  find  Teile  von  zwei  Wintern  ent- 
halten. (Münsterberg,  Jb.  a.  a.  0.  390, 
Evert  96). 

Obwohl  diese  Ermittlungen  sich  über 
zusammenhängende  Zeitriiurae  erstrecken 
und  jahresweise  aufgemacht  werden,  also 
Eigenheiten  der  Bewegungsstatistik  aufweisen, 
bleiben  sie  Bestandsaufnahmen,  da  sie  nicht 
den  Zu-  und  Abgang  feststellen  wollen, 
sondern  alle  während  des  Jahres  Unterstützten 
zählen,  nicht  nur  die  in  diesem  Jahre  der 
Armenpflege  bzw.  der  erhebenden  Armenbe- 
hörde  erstmalig  anheimgefallenen  Personen. 

Eine  besondere  Auszählung  der  letzteren 
neu  hinzugekommenen  Fälle  als  Zugang 
geschieht  freilich  mitunter,  und  ist  aufbe- 
reitungstechnisch unschwer  möglich,  etwa 
durch  Eintragung  mit  roter  Schrift  in  die 
allgemeinen  Tabellen.  Auch  sachlich  ist  es 
oft  für  die  armenpflegerische  Praxis  wie  für 
die  wissenschaftliche  Beobachtung  nützlich, 
die  Besonderheiten  des  Zugangs  zu  erfahren. 
Namentlich  wenn  solche  Bewegungssta- 
tistiken regelmäßig  alle  Jahre  gemacht  wer- 
den und  so  einen  Vergleich  der  jährlichen 
Schwankungen  in  der  Zusammensetzung  des 
Zugangs  ermöglichen.  Bei  Beschränkung 
ausschließlich  auf  diese  Zugänge  könnte  die 

i 'ährliche  Durchführung  der  Armenstatistik 
:eine  großen  Schwierigkeiten  machen,  da 
sie  dann  nur  mit  verhältnismäßig  wenig 
Fällen  zu  tun  hätte. 

Schwieriger  ist  es,  den  Abgang  aus  der 
Armenpflege  festzustellen,  da  seine  Merk- 
male nicht  immer  eindeutig  zu  bestimmen 
sind,  wenn  man  hier  nicht  die  in  manchen 
Gesetzgebungen  vorgesehenen  formal  recht-  j 
liehen  Folgen  erhaltener  Armenunfer- 
stützung  (Beschränkung  in  den  politischen 
Rechten  und  im  Erwerb  der  Unterstüt- 
zungsberechtigung) als  Richtschnur  nehmen 
will.  Die  Armengenössigkeit  ist  kein  Zu- 
stand, aus  dem  man  durch  ein  besonderes 
Ereignis  ausscheidet;  sie  dauert  so  lange  die 
Unterstützungen  dauern.  Zwar  werden 
manche  Unterstützungen  im  voraus  für 
längere  Zeit  bewilligt:  die  ,, laufenden"  Bar- 
um! Naturalleistungen  der  Hausarmenpflege, 
die  zu  meist  regelmäßigen  Terminen  fällig 
werden,  sowie  alle  Anstaltsarmenpflege.  Die 
Fälle  der  letzteren  haben  sogar  in  der  Ent- 
lassung aus  der  Anstalt  ein  positiv  bestimmtes 
Merkmal  ihrer  Beendigung;  obwohl  die  nicht 
immer  auch  Abgang  aus  der  Armenpflege  be- 
deutet, weil  der  frühere  Anstaltsptlegling  oft 
in  seiner  Familie  weiter  unterstützt  wird. 

Der  Erhebungsplan  muß  auch  bestimmen, 
für  welchen  Stichtag  die  Verhältnisse  der 
einzelnen  Unterstützten  festgestellt  werden 
Bollen.  Wird  auch  für  die  älteren  Fälle  der  Tag 
des  Beginns  der  zur  Zeit  laufenden  Unter- 
Btützung  zugrunde  gelegt  (Evert  S.  96),  so 


wäre  die  Statistik  oft  gezwungen,  Verhält- 
nisse zu  schildern,  die  weit  vor  dem  Be- 
obachtungsjahre liegen,  also  nicht  die  Lage 
der  Armenbevölkerung  in  diesem  Jahre  dar- 
stellen. Die  steht  aber  in  erster  Linie  zur 
Beobachtung.  Wollte  man  jedoch  allgemein 
die  Schilderung  auf  den  Beginn  des  Zähl- 
jahres zurückführen,  so  würden  die  zahl- 
reichen Unterstützungsfälle,  die  erst  im 
Laufe  des  Jahres  begannen,  unter  Verhält- 
nissen dargestellt,  die  vor  ihrem  Beginne 
liegen  —  soweit  sich  überhaupt  noch  die 
betreffenden  Angaben  beschaffen  ließen,  die 
oft  nicht  aus  den  Akten  hervorgehen  werden. 
—  Der  Anfang  des  Benbachtungsjahres  bzw. 
der  Unterstützung  ist  deren  Ende  als  Stich- 
tag vorzuziehen. 

Praktisch  bestimmte  man  öfter,  auch  in  der 
deutschen  Reichsarmenstatistik  von  1885,  als 
maßgeblichen  Stichtag  (z.  B.  für  das  Zusammen- 
leben mit  der  Partei  und  für  das  Alter  der  KimU'r) 
den  Beginn  der  Unterstützung,  wenn  er  innerhalb 
des  Ernebungsjahres  lag,  dagegen  den  Beginn 
des  Erhebungsjahres  für  die  Fälle  mit  vom  Vor- 
jahre übernommener  laufender  Unterstützung. 
Da  aber  für  diese  „alten"  Fälle  manche  Angaben 
der  Akten  veraltet  sind,  indem  sie  noch  von  der 
oft  jahrelang  zurückliegenden  ersten  Erhebung 
der  Verhältnisse  Oei  Ansuchen  der  Unterstützung 
stammen,  so  ließ  die  Statistik  des  Armenraad 
Amsterdam  i.  J.  1919  für  die  alten  Fälle  eine 
Reihe  von  Nachweisungen  fort:  24  von  56  Ta- 
bellen beschränkten  sich  auf  die  neuen  Fälle  dea 
Berichtsjahres.  Im  nächsten  Jahre  waren  ge- 
wisse Angaben  für  die  alten  Fälle  inzwischen 
aus  den  Bevölkerungsregistern  ergänzt  worden. 

III.  Die  Zähleinheiten. 

j  1.  Selbst-  und  Mitunterstützte;  Par- 
teien und  Personen.  Die  Personal-  oder  In- 
dividualarmeustatistik  befaßt  sich  mit  den 
persönlichen,  individuellen  Eigenschaften  der 
Unterstützten  bzw.  Hilfsbedürftigen  und  ihrer 
Lage  (gute  Uebersicht  der  einzelnen  Fragen 
über  die  Unterstützten  bei  Evert  S.  89-92). 
Die  methodischen  Erwägungen  haben  zu  be- 
achten, daß  die  Statistiken  nicht  allein  ein 
Bild  der  fürsorgebedürftigen  Kreise  geben, 
sondern  auch  die  Tätigkeit  der  Fürsorge 
konnzeichnen  sollen.  Offenbar  lassen  manche 
Unterschiede  in  der  Struktur  zweier  Armen- 
bevölkerungen auf  verschiedene  Arbeits- 
weise ihrer  bezüglichen  Armenbehörden 
schließen.  Als  Individualstatistik  haben  alle 
Zusammenstellungen  zu  gelten,  deren  Zähl- 
einheit die  unterstützten  Personen  oder 
Parteien  bilden  oder  die  Unterstützungs- 
ursachen bzw.  die  Unterstützungsakte,  so- 
weit dabei  die  persönlichen  Verhältnisse  der 
Unterstützten  berücksichtigt  werden.  Hier- 
her rechnen  also  auch  z.  B.  Antworten  auf  die 
Frage:  wieviel  Unterstützungen  der  und  der 
Art  in  dieser  und  jener  Höhe  während  der 
Berichtszeit  geleistet  wurden  —  wenn  diese 
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Feststellunsen  nach  den  verschiedenen  Grup- 
pen der  Unterstützungsempfänger  ausge- 
gliedert sind. 

Die  begriffliche  Klärung  der  Zähleinheit 
ist  für  die  Armenstatistik  besonders  wichtig. 
Nur   bei    schärfstem    Herausarbeiten  der 
Grundsätze  ist  es  möglich,  die  verschieden- 
artigen Fälle  einlieitlich  zu  behandeln.  Das 
gilt  schon  für  kleine  Erhebungen,  die  ein 
einzelner    persönlich    interessierter  Sta- 
tistiker an  dem  beschränkten  Material  einer 
einzigen   Armenbehörde   macht,   wo  also 
schon  in  der  einheitlichen  Leitung  eine  ge-  j 
wisse  Gewähr  für  einheitliclie  Durchführung 
liegt;  es  gilt  erst  recht  für  länderweite  Er- 
hebungen bei  einer  Vielzahl  von  Fürsorge- 
stellen, die  oft  nur  mit  geringer  Einsicht  sich  [ 
beteiligen  und  jedenfalls  mit  sehr  verschie-  ] 
denen  Vorstellungen  an  die  Aufgabe  heran- 1 
treten,  nicht  selten  beeinflußt  von  der  bei 
ihnen  üblichen  Praxis  der  akten-  und  bureau- 
mäßigen Behandlung  der  Armenfälle. 

Wenn  eine  bl?her  nicht  orwerb'ftätigo  Frau . 
mit  3  Kinilern  durch  den  Tod  ihres  Mannes  der  i 
Armonpflego  auheimfällt,  so  sind  hier  vier! 
Personen  unterstützt,  und  diese  vier  Personen, 
D.  a.  auch  zu  berücksichtigen  hei  Berechnung  i 
der  Armenziffer.    Um  dagegen  festzu.stellen,  in  ^ 
wie  vielen  Fällen  der  „Tod  des  Ernährers"  zur 
Verarmung  führte,  wäre  nurein  Fall  zu  zählen. 
Das  gleiche  trifft  zu  bei  der  Frage  nach  der 
Häufigkeit  der  Verarmung  in  den  verschiedenen 
Berufssruppcn;  hier  wäre  sogar  eine  F.igcnsehafI 
zu  zahlen,  die  keiner  der  Unterstützten  unmittel- 
bar, sondern  die  der  verstorbene  Ehegatte  und 
Vater  besaü.   Man  pflegte  früher  zu  sagen,  daß 
hier  nur  der  Familienvorstand,  der  Hauptunter- 
stützte,  welcher  diesen  einheitlichen  Fall  nach 
allen  Richtunsen  repräsentiert,  selbständige  Be- 
deutung für  die  Armenstatistik  habe,  wogogen  I 
jene  „Slitunterstützten"  in  ihren  persönlichen 
Verhältnissen  durchaus  von  dem  Familienhaupto 
abhängig  seien  (Evert).   Indes  man  kann  nicht 
nur  und  zweifellos  mit  Recht  fragen:  in  wieviel 
Fällen  führte  der  Tod  des  Ernährers  zur  Ililfs- 
bedürftipkoit  oder:  in  welchen  Berufsgruppen 
kommt  die  Verarmung  am  häufigsten  vor  us».; 
sondern  auch,  wieviel  Personen  verarmten  infolge 
dieser  und  jener  Ursache  bzw.  in  dieser  und  joner 
Berufsschi  cht.  Nur  mit  solchen  Zahlen  könnten 
z.  B.  auch  spezielle  Armenziffern  nach  dem 
Beruf  berechnet  werden. 

Immerhin  dürfte  die  bisher  üblichere  [ 
Zählung  nach  unterstützten  Parteien  auch 
die  wichtigere  sein.  Deren  schwierige  Be- 
griffe zu  klären  ist  auch  für  die  rein  ato- 
mistische  Zählung  nach  unterstützten  In- 
dividuen notwendig,  weil  sich  der  Kreis  der 
als  unterstützt  anzusehenden  Personen  aus 
den  Angehörigen  der  unterstützten  Partei 
zusammensetzt.  Selbst  für  die  Zählung  nach 
Individuen  muß  daher  zunächst  der  Umfang 
der  Partei  festgelegt  werden.  Als  unterstützt 
hat  zu  gelten,  für  wen  der  Genuß  der  Unter- 
stützung bestimmt  ist,  also  nicht  ohne  wei- 
teres derjenige,  dem  die  Unterstützung  aus- 


gehändigt wird.  Wenn  jemand  für  ein  allein- 
stehendes Pflegekind  Unterstützung  bezieht, 
so  ist  das  lünd  unterstützt  und  nicht  der 
Verpflegende.  Aber  für  Kinder,  die  noch  ihre 
leiblichen  Eltern  haben,  gelten  nach  deut- 
scher Auffassung  die  Eltern  als  unterstützt 
selbst  dann,  wenn  sie  keinen  Unterstützungs- 
betrag erhalten,  weil  die  lünder  auf  Armen- 
amtskosten unmittelbar  bei  Fremden  unter- 
gebracht sind.  Wenn  ein  Familienvater 
unterstützt  wird,  nehmen  Frau  und  Kinder 
daran  teil,  vielleicht  sogar  ihre  Verwandten 
oder  gar  Fremde,  die  mit  in  die  Hausgemein- 
schaft aufgenommen  sind.  Es  ist  möglich, 
daß  man  einem  beschränkt  erwerbsfähigen 
Mann  mit  drei  Kindern  die  Unterstützung 
etwas  höher  bemißt  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  er  in  seinem  Haushalt  auch  noch  das 
uneheliche  ICind  seiner  Tochter  oder  die  ver- 
witwete Schwester  seiner  Frau  oder  einen 
altersschwachen  ehemaligen  Knecht  ver- 
pflegt'), ohne  daß  diese  Letzteren  bzw.  die 
ledige  Mutter  als  selbständige  Armenpartei 
auftreten  (so  daß  sie  also  auch  in  der  ßuch- 
und  Registerführung  der  Armenbehörde  im 
Grunde  nicht  als  unterstützt  erscheinen). 
Rechnet  mandiese  Personen  nicht  in  die  unter- 
stützte Familie  ein,  so  entgeht  offenbar  man- 
cher Hilfsbedürftige  der  Zählung  und  die  ge- 
leisteten Unterstützungen  werden  auf  zu 
wenig  Köpfe  verteilt,  ergeben  mithin  zu  große 
durchschnittliche  Kopfbeträge.  Zählt  man 
hingegen  jene  familienfremden  Personen  mit, 
so  werden  für  den  allerdings  seltenen  Fall, 
daß  der  Beruf  und  die  Verarmungsursache 
nach  Personen  statt  nach  Parteien  ausge- 
zählt werden,  die  Spalten  für  den  Haushal- 
tungsvorstand (den  Hauptunterstützten) 
überbelastet.  In  obigem  Beispiel  würde  die 
Verarmungsursache  der  Unehelichkeit  bzw. 
der  Verwitwung  oder  der  Altersschwäche 
fälschlicherweise  als  beschränkte  Erwerbs- 
fähigkeit mitgezählt  werden. 

Einerseits  sollte  niemand,  der  tatsächlich 
an  der  Unterstützung  teilhatte,  unberück- 
sichtigt bleiben,  auf  der  anderen  Seite  ist 
es  falsch,  sämtliche  Familienglieder  nur  weil 
sie  zur  Familie  gehören,  einzubeziehen,  selbst 
wenn  sie  ganz  offenbar  an  der  Unterstützung 
[  keinen  Teil  hatten,  wie  z.  B.  erwachsene 
Kinder,  die  ihren  Unterhalt  aus  eigenem 
Verdienste  bestreiten.  Auch  gibt  es  selb- 
ständig unterstützte  Familien-  bzw.  Haus- 
angehörige, die  trotz  der  Blut-  oder  Wohn- 
gemeinscliaft  mit  dem  Haushaltungsvor- 
stande eine  von  ihnen  unabhängige  eigene 
Armenpartei  bilden.  Münsterberg  meinte, 
daß  auch  bei  Pflegefällen  höchst  persönlicher 

')  Ein  im  regelrechten,  entlohnten  Ange- 
stelltenverhältnis zur  unterstützten  Familie 
stehender  Dienstbote  dagegen  darf  natürlich  nie 
als  mituntorstützt  behandelt  werden. 
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Art  (wie  z.  B.  Krankenhausbehandlungen) 
nicht  einfach  sämtliche  Faniilienglieder  in 
die  Zahl  der  Unterstützten  einbezogen  wer- 
den dürften.  Aber  selbst  jene  höchst  persön- 
liche Unterstützung  eines  einzelnen  Fami- 
iiengliedes  zeigt,  daß  die  Familie  nicht  im- 
stande gewesen  war  aus  eigenen  Kräften 
zu  helfen,  so  daß  die  Entlastung  von  den 
Krankenhauskosten  der  ganzen  Familie  zu- ! 
gute  kommt.  Wird  aber  das  zum  Studium  j 
der  eigentlichen  Armenbevölkerung  zu- 
sammengebrachte Material  um  typische  Fälle 
vermehrt,  wenn  darin  z.  B.  auch  die  Familien 
erscheinen,  von  denen  ein  siecher  Angehö- 1 
riger  in  dauernder  Anstaltsversorgung! 
untergebracht  ist,  die  sich  aber  sonst  durch- 
aus selbst  unterhält  und  vielleicht  sogar  j 
regelmäßige  Zuschüsse  zu  den  Anstaltskosten  I 
leistet?  Mitunter  wird  ein  dauernder  An- 1 
staltspflegling  ausdrücklich  der  Familie  nicht 
angerechnet,  sondern  als  selbständige  Partei 
behandelt  (Hamburg,  Veröft.  Armenkoll.  4 
S.  4).  —  Der  Kreis  der  Armenpartei  deckt 
sich  weder  mit  der  Wohngemeinschaft  noch 
mit  der  Blutsgemeinschaft;  er  ist  teils  größer, 
teils  kleiner,  nähert  sich  immerhin  der  Wohn- 
gemeinschaft. Insbesondere  wird  der  Haus- 
haltungsvorstand, wenn  er  längere  Zeit 
außerhalb  der  Wohngemeinschaft  lebt  — 
namentlich  in  Militärdienst  und  Haft,  sowie 
bei  Ehetreunung  —  nicht  in  die  Armenpartei 
einbezogen:  nicht  der  abwesende  ,, Ernährer" 
(Nährpflichtige),  sondern  sein  Vertreter  in 
der  Familie  (1883:  die  verlassene  Familie) 
bzw.  die  einzelne  Person  wird  als  unter- 
stützt betrachtet  (Böhmert  77  Städte  I 
S.  28;  Stat.  d.  Deutschen  Reichs  N.  F.  29 
S.  12*,  Sachs.  Stat.  Zeitschr.  1887  S.  182; 
Preuß.  Stat.  Zeitschr.  1889  S.  99). 

Bei  verheirateten  Personen,  die  nicht  im 
gleichen  Haushalt  zusammen  leben,  bedarf  die 
Angabe  des  Familienstandes  besonderer  Sorg- 
falt (Münsterberg:  viele  falsche  Angaben; 
Beispiele  in  Armcnptlegekongreß  1885,  Bericht  2 
S.  33).  Es  sind  zu  unterscheiden  a)  beidseitig 
freiwillige  Trennung  =  „getrenntlebend", 
b)  einseifig  freiwillige  Trennung  =  „böslich  ver- 
lassen" für  den  verlassenen  Teil,  c)  unfreiwillige 
Trennung  infolge  von  Zwang  (Militärdienst, 
Haft  usw.)  oder  Anstalt-sverpflegung.  —  Die 
Fälle  unfreiwilliger  Trennung  sind  ausnahms- 
weise, z.  B.  von  I)resden  bei  der  Städteerhebung 
1896/97  als  getrenntlebcnd  erachtet  und  als 
.,Frau  getrennt.  Mann  in  Haft"  von  den  „sonst 
getrennten  oder  geschiedenen"  Fällen  abge- 
sondert worden.  Tn  der  Regel  werden  sie  wie 
bei  den  Volkszählungen  als  „verheiratet"  be- 
zeichnet. Aber  nicht  alle  diese  Fälle  von  „Ver- 
heirateten" gelten  als  „zusammenlebende  Ehe- 
paare"! 

Münsterberg  wies  noch  auf  die  Konkubi- 
nate hin,  die  von  großer  wirtschaftlicher  Be- 
deutung seien  und  in  verschiedenen  Gegenden 
die  überwiegende  Form  der  Haushaltsführung 
bildeten  (?).  Zur  Erfassung  dieser  Verhältnisse, 
die  innerhalb  der  Armenverwaltung  regelmäßig 


bekannt  seien,  solle  man  eine  eigene  Familien- 
standsgruppe  ,,im  Konkubinat  lebend"  anfügen 
und  nach  Alter  und  Beruf  des  anderen  Teiles 
ausgliedern  (Armenpflegekongreß  1885,  Bericht  2 
S.  32;  berücksichtigt  in  der  Zürcher  Privat- 
erhebung); wo  sie  nur  selten  vorkommen,  lassen 
sie  sich  durch  hochgestellte  Nebenzahlen  in  die 
Spalten  der  zusammenlebenden  Ehepaare  auf- 
nehmen. 

Ganz  allgemein,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Stellung  im  Haushalt,  waren  bei  der  Erhebung 
für  die  deutschen  Städte  1896/97  außer  den  Per- 
sonen in  Militärdienst,  Gefängnissen  und  Kor- 
rektionsanstalten nicht  der  unterstützten  Fa- 
milie zuzurechnen  auch  „alle  während  der  Dauer 
der  Unterstützung  ihrer  Familie  nicht  orts- 
anwesenden Männer,  Frauen  und  Kinder" 
(Klumker  S.  XXXIX).  -  Während  hier  der 
Kreis  der  infolge  Abwesenheit  auszuschließenden 
Personen  erweitert  wurde,  hatte  ihn  die  Char- 
lottenburger Armenstatistik  für  1900/01  und 
1901/02  auf  ein  Minimum  eingeschränkt:  Die 
Armendirektion  lehnte  das  Umschreiben  der  in 
Frafte  kommenden  Zählkarten  auf  den  Namen 
der  Ehefrau  ab,  weil  die  Abwesenheit  des  Mannes 
oft  nur  eine  vorübergehende  gewesen  wäre,  die 
Familie  auch  öfters  nach  Rückkehr  des  Mannes 
hätte  weiter  unterstützt  werden  müssen  oder 
bereits  Unterstützung  bezogen  hätte,  als  der 
Ehemann  noch  für  den  Unterhalt  der  Familie 
nach  Kräften  sorgte.  Deshalb  wurde  in  vielen 
Fällen  der  abwesende  Ehemann  unter  den  Ehe- 
paaren als  unterstützt  nachgewiesen,  und  infolge 
hiervon  sind  mehr  unterstützte  Ehepaare  gezählt 
worden  als  eigentlich  vorhanden  waren  (Charlott. 
Stat.  14  S.  1). 

In  manchen  Beziehungen  läßt  sich  die 
unterstützte  Partei  nur  durch  ein  Merkmal 
charakterisieren,  daß  bloß  einem  einzigen 
ihrer  Mitglieder  eignet.  Hier  muß  also  ein 
Kepräsentant  für  die  gesamte  Familie  aus- 
gewählt werden.  Offenbar  hat  das  in  der 
Regel  derjenige  zu  sein,  der  die  wirtschaft- 
liehe Verantwortung  für  die  Familie  zu 
tragen  hat.  Meist  ist  er  der  Haushaltungs- 
vorstand. Man  bezeichnete  ihn  namentlich 
früher  als  den  ,,Selbstunf erstützten"  gegen- 
über den  ,, mitunterstützten"  Angehörigen. 
Er  ist  in  der  Regel  der  rechtlich  zuständige 
Unterstützungsempfänger.  Auf  seinen  Na- 
men lauten  meist  die  Akten  der  Armen- 
behörden. V^on  seinen  persönlichen  Eigen- 
schaften sind  zur  Kennzeichnung  der  Armen- 
partei u.  a.  wichtig:  Alter,  Familienstand, 
Geschlecht,  Konfession,  Gebürtigkeit  (städ- 
tischer oder  ländlicher  Herkunft),  Beruf  (bei 
selbstunterstützten  Witwen  ist  auch  der 
Beruf  des  verstorbenen  Mannes  wertvoll), 
wirtschaftliche  Fähigkeit  und  Veranlagungs- 
schwächen  (sparsam,  liederlich,  geistig  be- 
schränkt, trunksüchtig  u.  dgl.).  Die  V^er- 
armungsursachcn  oder  Unterstützungs- 
gründe dagegen  lassen  sich  sehr  wohl  und 
am  besten  als  Merkmal  des  gesamten  Armen- 
falles behandeln;  sie  sollten  nicht  als 
Eigenschaften  des  Hauptunterstützten  auf- 
treten. 
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Von  diesen  die  gesamte  Partei  vertreten- 
den Individualangaben  sind  streng  zu  trennen 
die  eigentlichen  Individualangaben  über 
jeden  einzelnen  Mitunterstützten,  die  sicli 
meist  auf  wenige  ilerkmale  beseliriinken: 
Aller,  Gesclilccht,  ganz  summarisclic  Kr- 
werbsbezeiclin\ingeu,  Zusammenleben  in  ge- 
meinsamem Haushalt  bzw.  Art  auswärtiger 
Unterbringung.  Die  Angaben  können  ato- 
mistisch  für  die  (ieaanitheit  aller  Mitunter- 
stützten oder  aber  —  mit  besonderer  Be- 
Bcliränkung  —  auch  familienweise  ausgezählt 
werden. 

Die  Skizzierung  der  methodischen  Fragen 
dürfte  am  anschaulichsten  erreicht  werden 
an  einer  A\uswahl  einschlägiger  Erörterungen 
der  letzten  Jahrzehnte.  Die  Armenstatistik 
des  Deutschen  Keiehcs  vom  Jahre  1885 
unterschied  selbst-  und  mitunterstützte 
Personen  und  ließ  bei  der  offenen  Armen- 
pflege alle  mit  dem  Faniilieuliaupte  dauernd 
zusammenlebenden  unselbständigen  Ange- 
hörigen (Ehefrauen  und  Kinder  bzw.  Enkel 
unter  14  Jahren)  als  mitunterstützt  zählen, 
dagegen  die  Anstaltspfleglinge  als  Einzel- 
fälle behandeln: 

„Bezieht  sich  die  Unterstützung  nur  ;iuf  ein 
Familiengliod  (z.  B.  Armcnkrankenpflcge  oder 
Armenbegräbnis  für  ein  Kind),  so  ist  --  sofcru 
die  Unterstützung  nicht  in  einer  Anstalt  verab- 
reicht wird  —  doch  das  Familienhaupt  als 
eclbstuntorstützt  anzusehen,  und  es  sind  auücr 
dem  betreffenden  Familienglied  aUe  in  der 
Familie  lebenden  Angehörigen  (Ehefrauen  und 
noch  nicht  14  Jahre  alte  Kinder  und  Kindes- 
kinder) als  mitunterstützt  zu  verzeichnen.  Per- 
sonen, welche  eine  Beihilfe  für  zu  verpflegende 
eigene  erwachsene  Kinder  oder  fremde  Per- 
sonen (Kinder  oder  Erwachsene)  beziehen, 
werden  nirht  gezählt,  sondern  die  Erwachsenen 
oder  Kinder  sind  als  selbstunterstützt  anzusehen. 
Ist  eine  Familie  oder  eine  einzeme  Person  während 
der  Abwesenheit  des  Ernährers  (infolge  von 
Haft,  Militärdienst,  Auswanderung  usw.)  der 
Armenpflege  anheimgefallen,  so  ist  nicht  der 
abwesende  Ernährer,  sondern  sein  Vertreter  in 
der  Familie,  bzw.  die  einzelne  Person  als  selbst- 
unterstützt zu  betrachten.  Bei  der  geschlossenen 
Armenpflege  gelten  alle  Personen,  welche  in  der 
Anstalt  untergebracht  sind  als  selbstunterstützt 
mit  alleiniger  Ausnahme  von  Ehefrauen  und  noch 
nicht  14  Jahre  alten  Kindern  (und  Kindes- 
kindern), welche  mit  dem  Ehemann  bzw.  dem 
Vater  oder  der  Mutter  zusammen  in  die  Anstalt 
aufgenommen  sind;  sie  kommen  als  Mitunter- 
stützte in  -Ansatz.  Familienangehörige  dagegen, 
welche  außerhalb  der  Anstalt,  in  welcher  das 
Familienhaupt  untergebracht  ist,  leben,  werden 
bei  der  Anstalt  nicht  gezählt."  (Vgl.  die  vom 
Bundesrat  erlassene  Anleitung:  Statistik  des 
Deutschen  Reiches  N.  F.  29  S.  12*  entsprechend 
die  Anweisung  in  der  sächsischen  Zeitschr.  1887 
S.  182.) 

Im  Gegensatz  dazu  hatte  Preußen  da- 
mals auch  in  Fällen  von  Anstaltspflege  ein- 
zelner Familienglieder  die  ganze  Familie 


als  unterstützt  betrachtet,  wenn  die  Fami- 
lienglieder ,,bei  Beginn  der  Unterstützung 
mit  dem  Unterstützten  zusammenlebten". 
(Begründung  von  Evcrt  Preuß.  Zeitschr. 
1889).  Während  hier  das  wirkliche  Zusam- 
menleben innerhalb  des  Haushalts  bei  Be- 
ginn der  Unterstützung  maßgebend  war, 
hatte  man  in  Breslau  statt  dieses  angeblich 
,, recht  äußerlichen,  dem  Zufall  stark  preis- 
gegebenen Umstandes"  die  rechtliche  Be- 
ziehung zum  alimentpflichtigen  Ernährer, 
solange  dieser  nicht  tot  oder  gänzlich  ver- 
schollen, zum  Kriterium  für  die  Unterschei- 
dung von  Selbst-  und  Mitunterstützten  ge- 
macht (und  demgemäß  eine  Menge  Zähl- 
karten für  Selbstunterstützte  ausgeschaltet 
und  auf  die  entsprechenden  iinterhaltsi  flich 
tigen  Ernährer  umgeschrieben).  Aehnlicli 
wollte  Münsterberg  die  armenrechtlichc  Fa- 
miliengeineinschaft  entscheiden  lassen.  Wo 
das  Familienhaupt  tatsächlich  abwesend  oder 
verstorben  ist,  müßten  (ähnlich  wie  bei  der 
erbrechtlichen  Repräsentation)  diejenigen 
Personen  als  Einheit  fingiert  werden,  deren 
Unterstützung  bei  Anwesenheit  oder  Lebzeit 
des  Familienliauptes  den  Einfluß  auf  dessen 
Wahlrecht  und  Unterstützungswohnsitz  ge- 
übt hätte  (namentlich  also  bei  verwaisten 
und  verlassenen  Geschwistern).  —  Dieser 
Münsterbergsche  Vorschlag  beruht  aber,  wie 
Evert  mit  Recht  hervorhob,  auf  einer  irr- 
tümlichen Auffassung  von  Wesen  und  Zweck 
der  Armenstatistik.  Deshalb  galten  bei 
Evert  als  Mitunterstützte  (die  summarisch 
auf  der  Zählkarte  des  Familienhauptes  auf- 
zuführen, dagegen  nicht  in  ihren  persön- 
lichen V'erhältnissen  in  gleicher  Weise  wie 
jenes  zu  beschreiben  sind)  nur  die  I^hefra,u 
des  Unterstützten,  sowie  die  unerwach- 
senen Kinder  desselben  (unter  14  bzw.  Ki 
Jahren).  Bezieht  jemand  eine  Unter- 
stützung für  andere  bei  ihm  lebende  Per- 
sonen als  für  eine  Ehefrau  und  Kinder  — 
z.  B.  für  Enkel,  Geschwisterkinder  oder 
Großeltern  —  so  wird  nicht  er  selber,  sondern 
die  bei  ihm  befindliche  Partei  oder  Einzel- 
person zu  zählen  sein,  da  es  hier  nicht  auf 
seinen  eigenen  Beruf,  Untcrstützungswohn- 
sitz  usw.  ankommt,  sondern  auf  denjenigen 
seiner  Kinder  bzw.  Geschwister  und  Groß- 
eltern (anders  die  Reichserhebung  insofern 
hier  Ivindeskinder  wie  Kinder  zu  behandeln 
find).  Wie  aber  bei  Kindern  aus  früheren 
Ehen  der  Frau  bzw.  bei  außerehelichen? 
Und  wenn  jemand  eine  Unterstützung  außer 
für  die  anderen  bei  ihm  lebenden  Personen 
auch  für  seine  engste  Familie  bezieht? 

.  Bei  Unterstützung  elternloser  Geschwister 
sollte  schon  von  dem  Münsterbergschen 
Standpunkt  der  armenrechtlichen  Familien- 
gemeinschaft nicht  jedes  der  Ivinder  einzeln 
als  selbstunterstützt  behandelt  werden:  Hier 
sei  das  Familienhaupt  als  vorhanden  anzu- 
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nehmen  und  in  bezug  auf  die  wesentlichen 
Eigenschaften  (insbesondere  Ursache  und 
Dnterstützungswoiinsitz)  individuell  zu 
zählen.  Auch  Evert  sah  hier  eine  Gemein- 
schaft vorhanden,  aber  nicht  nur  rechtlich, 
sondern  auch  in  wichtigen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen: 

Wie  die  Ursache  der  Hilfsbcdürttiekeit  (Weg- 
fall des  Ernährers)  ist  auch  der  Beru£(aes  früheren 
Ernährers),  auf  den  es  hier  ankommt,  einheitlich; 
es  ist  richtiger,  jenen  einmal  zu  zählen,  als  die 
zurückgebliebenen  Kinder  unter  die  ..Personen 
ohne  Beruf"  einzureihen.  Diese  bilden  eine 
Partei  ohne  Selbst  (Haiipt-)unterstützten.  Wo 
ein  solcher  aber  nicht  vorhanden  ist,  kann  auch 
von  „Mitunterstützten"  nicht  die  Rede  sein, 
sondern  nur  von  „unselbständigen  Unter- 
stützten", liier  den  .,SelbstHnterstützten"  trotz- 
dem als  vorhanden  anzunehmen  und  in  bezug 
auf  die  wesentlichen  Eigenschaften  individuell 
zu  zählen,  würde  die  Statistik  etwas  nachweisen 
lassen,  was  riebt  ist;  es  kann  aber  die  Einheit- 
lichkeit des  Falles  dadurch  vollkommen  aus- 
reichend veranschaulicht  werden,  daß  man  nach 
unterstützten  Parteien  zählt:  etwa  in  der 
Weise,  daß  —  bei  dem  Fehlen  eines  Vertreters 
dieser  Zähleinheit  —  zwar  jede  der  Doppel- 
waisen eine  Zählkarte  erhielt,  diese  letzteren 
aber  zusammengeheftet  und  bei  der  Auszählung 
zusammen  mit  den  „Mitunterstützten"  sum- 
marisch nachgewiesen,  dagegen  hinsichtlich  aller 
ihnen  gemeinsamen  Verhältnisse  (namentlich  des 
Berufes,  Aufenthalts  und  Unterstützungswohn- 
sitzes) als  Einheit  behandelt  würde,  indem  zu- 
gleich in  diesen  Beziehungen  die  Fragen  nicht 
für  die  hinterbliebenen  Kinder,  sondern  für  das 
frühere  Familienhaupt  derselben  zu  beant- 
worten wäre. 

Die  letzteren  Bemerkungen  bezeichnen 
eine  Etappe  der  deutschen  Armenstatistik. 
Die  praktischen  Erfahrungen  bei  der  Reichs- 
erhebung von  1885  hatten  allgemein  er- 
kennen lassen,  daß  mit  den  Begriffen  der 
Selbst-  und  Mitunterstützten  das  Ziel  der 
Armenstatistik  nicht  zu  erreichen  sei,  viel- 
mehr statt  ersterer  die  tatsächlich  unter- 
stützten Parteien  zum  Ausgangspunkt  ge- 
nommen werden  sollten  (besonders  Evert 
und  Neefe).  So  allein  wird  es  für  möglich 
gehalten  die  damalige  Inkonsequenz  zu  be- 
seitigen, welche  darin  bestand,  daß  der  Be- 
griff der  Selbstunterstützten  mit  dem  An- 
hange der  Mitunterstützten  nur  auf  die 
„offene"  Armenpflege  verwendet  wurde, 
während  in  der  von  ihr  getrennten  ,, geschlos- 
senen" Armenpflege  jeder  Unterstützte  ohne 
Rücksicht  auf  Mitunterstützte  gezählt  und 
die  beiden  ungleichartigen  Kategorien  fälsch- 
lich zu  Summen  vereinigt  worden  sind.  Diese 
Methode  hatte  außerdem  viele  Doppelzäh- 
lungen zur  Folge  (Neefe,  bereits  1879  auf  der 
1.  Konferenz  deutscher  Städtestatistiker, 
auch  in  seinen  Entwürfen  zu  einer  Armen- 
Btatistik  großer  Städte).  Gemäß  diesem 
Entwurf  galten  für  die  auf  das  Jahr  1896/97 


durchgeführte  Armenstatistik  deutscher 
Städte  die  folgenden  Grundsätze. 

„Zu  unterstützten  Familien  sind  zu  zählen: 
Vater  und  Mutter,  sowie  Kinder  und  Enkel  bis 
zu  18  Jahren,  sofern  diese  Personen  von  der  der 
Familie  gewährten  Unterstützung  unmittelbar 
oder  mittelbar  genossen  gehabt  haben.  Es 
werden  also  auch  solche  Mitglieder  ihr  zuzu- 
zählen sein,  welche  in  einer  Anstalt,  unter  Um- 
ständen auch  außerhalb  der  Gemeinde  auf  deren 
Kosten  unterstützt  worden  waren;  wie  auch  die 
ganze  Familie  als  unterstützte  Partei  einzu- 
tragen ist,  wenn  nur  ein  Mitglied  derselben  etwa 
in  Anstaltspflege  unterstützt  wurde.  Dagegen 
sind  nicht  selbst  unterstützte  Mitglieder,  welche 
ihre  Familie  verlassen  haben  (z.  B.  der  Ernährer, 
der  dieselbe  böswillig  im  Stiche  gelassen  hat), 
oder  welche  in  ihrem  Obdach  und  Unterhalt 
z.  Z.  unabhängig  von  derselben  sind  (z.  B.  Lehr- 
linge, deren  Unterhalt  gänzlich  dem  Lehrmeister 
obliegt;  jugendliche  Fabrikarbeiter,  die  sich  ganz 
von  ihrer  Familie  getrennt  haben),  der  unter- 
stützten Familie  nicht  zuzuzählen.  Andere  in 
der  Familie  lebenden  unterstützten  Personen 
(Schwiegereltern,  Eltern  des  Familienhauptes 
usw.),  ebenso  wie  die  erwerbsfähigen  18  Jahre 
alten  Kinder  und  Kindeskinder  sind  als  selb- 
ständige Partei  auf  besonderer  Zählkarte  ein. 
zutragen"  (Anlage  z.  Protokoll  d.  10.  Konferenz 
deutscher  Städtestatistiker,  Frankfurt  a.  M.  1895. 
Wieder  abgedruckt  bei  J.  Klumker,  Armen- 
statistik einiger  deutscher  Städte  lür  189G/97 
S.  Vff.).  Vgl.  auch  die  ebenfalls  bei  Klumker 
(S.  XXXVIII)  abgedruckte  ausführliche  An- 
weisung für  Dresden.  Bei  der  Hamburger  an 
die  Volkszählung  1900  angeschlossene  Erhebung 
über  die  in  offener  Armenpflege  unterstützten 
Personen  galt  als  Armenpartoi  „jede  wirtschaft- 
lich selbständige  Person  vom  18.  Lebensjahr  an 
unter  Einschluß  der  sog.  Mitunterstützten,  das 
heißt  derjenigen  Familienglieder,  welche  in  bezug 
auf  den  Unterstützungswohnsit?  von  ihr  g-.setz- 
Ikh  abhängig  sind,  nämlich  Ehefrau,  Kinder  und 
Stiefkinder".  Kinder,  für  deren  Ernährung 
Unterstützuug  an  die  Mutter  bezahlt  wird  und 
welche  in  einer  von  der  Mutter  ausgewählten 
Koststelle  untergebracht  sind,  waren  als  im 
Haushalt  der  Mutter  befindlich  zu  betrachten 
und  deshalb  anzugeben.  Auch  uneheliche  Mütter 
galten  als  Unterstützungsempfänger,  wenn  sie 
zur  Ernährung  ihres  in  Kostpflege  unter- 
gebrachten Kindes  dauernde  (lautende)  Unter- 
stützung bezogen.  —  Der  Bericht  über  die 
„Allgemeine  Armenstatistik"  der  Stadt  Karls- 
ruhe für  1906/08  spricht  von  der  Zahl  der  „Per- 
sonen und  der  von  ihnen  abhängigen  Ange- 
hörigen", die  Unterstützungen  armenrechtlicher 
Natur  erhalten  haben.  Und  nach  dem  Berichte 
für  1911  könnte  es  scheinen,  als  ob  die  armen- 
rechtliche Zugehörigkeit  entscheidend  wäre.  (Die 
Selbstunterstützten  und  ifu-e  Angehörigen,  zu 
deren  Unterhalt  sie  verpflichtet  sind.) 

Eine  fast  grundsätzliche  Ablehnung  er- 
fahren die  ,, Mitunterstützten"  von  Mischler: 
Sie  seien  zwar  wichtig  insofern  es  sich  um 
Geldbeteiligung,  sonach  zunächst  um  städ- 
tische Verhältnisse  handelt,  hätten  aber 
keine  Bedeutung,  insofern  die  Verhältnisse 
ganzer  Länder,  also  vorwiegend  ländliche 
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Armenpflege  in  Betracht  kommt.  Hier  stehe 
die  Geidunterätützung  zurück  gegenüber  der 
Einlage,  Siechenverpflegung,  Waisenpficge 
usw.,  wo  eine  Mitunterstützung  überhaupt 
oder  tatsächlich  ausgeschlossen  ist  (Steier- 
mark S.  13). 

Sie  wurden  deshalb  in  der  stoicrmärkischcn 
Erhebung  1892/93  nicht  berücksichtigt,  obwohl 
Mischlor  zugeben  mußte,  „daU  die  Geldunter- 
stützungen hierzulande  jene  Armcnpflegeform 
sind,  welche  für  die  relative  Majorität  aller 
Unterstützten  angewendet  wird".  Itischler  war 
bei  der  stciermärkischen  Armenenquete  davon 
ausgegangen,  daß  in  der  Armenpflege  die  Geld- 
untorstü'zungen  durchaus  nirhl  das  wichtigste 
seien.  Demgemäß  umfaßte  sein  Armenkatastcr 
im  wesentlichen  zunächst  die  Naturalvcrflegten 
(Armenhäusler  Einleger,  Waisenkinder  u.  dgl. 
Der  allgemeine  Landesarmenkatastcr  wurde 
erst  später  —  1897  —  angelegt).  Für  die  aus- 
schließliih  mit  Geld  unterstützten  Personen 
wurde  1893  von  den  Gemeinden  auf  einem  sum- 
marischen Fragebogen  ledielich  die  Gesamtzahl 
verlangt  und  nur  die  Selbstuntcrstütztcn;  die 
Mitunterstutzten  wurden  nicht  erfragt,  weil 
deren  Erfassung  nur  bei  individueller  Erhebung 
der  Selbstunterslützten  möglich  gewesen  wäre. 
—  In  dem  Bericht  an  das  Statistische  Institut 
erkanutc  Mischler  der  Auszählung  der  Mitunter- 
stDtzten  für  jene  Städts  Bedeutung  zu,  in  denen 
der  Betrag  der  Geldunterotützung  nach  der  Zahl 
der  Familienglieder  abgestuft  wird.  Im  übrigen 
entspringe  die  Frage  der  falschen  Auffassung, 
als  könne  man  in  der  Statistik  der  Armenunter- 
stützten auch  die  „Armen"bevölkcrung  im 
ganzen  erfassen.  Sie  müs.ie  richtigerweise  ersetzt 
werden  durch  die  Frage  nach  dem  Familienstand 
mit  Angabo  der  Zusammensetzung  der  Familie, 
insbesondere  Vorhandensein  des  zweiten  Ehe- 
teils und  Zahl  der  erwerbslosen  Kinder  (Bulletin 
XIV  2  S.  141). 

Bei  der  böhmischen  Armenstatistik  1890 
wurde  in  der  üblichen  Weise  zwischen  den 
Selbst-  und  Mitunterstützlen  unterschieden. 
Zähleinheit  war  die  Hauswirtschaft  als  Ganzes. 
Die  Zählkarten  enthielten  die  Frage  nach  der 
Zahl  je  der  männlichen  und  weiblichen  mit  dem 
Unterstützten  zusammenlebenden  mitunter- 
stützten Familicnaneehürigen:  Ehegatten  und 
noch  nicht  über  14  Jahre  alte  Kinder  und  Kindes- 
kinder. Die  Karten  waren  auszufüllen  für  jede 
Person  oder  Familie,  welche  im  Laufe  des  Jahres 
1890  dauernd  oder  vorübergehend  unterstützt 
worden  war;  eigene  Zählkarten  erhielten  Fa- 
milienglieder in  Anstaltsptlege  und  mitunter- 
stützte Kinder  über  14  Jahren,  ebenso  alle  un- 
ehelichen Kinder,  wenn  die  Mutter  an  der  Unter- 
stützung nicht  teilnahm.  —  Im  Gegensatz 
hierzu  tragte  die  große  Erhebung  von  1901/02 
bis  1906  ohne  Unterscheidung  von  Selbst-  und 
Mitunterstützten  nach  der  Zahl  der  überhaupt 
unterstützten  Personen.  Die  Partei  fiel  damit  als 
Zähleinheit  fort;  zweifelhaft  blieb  jedoch,  was 
in  solchen  Fällen  zu  zählen  war,  wo  die  Unter- 
stützung einem  Familicnhaupte  mit  mehreren 
Angehörigen  verabreicht  worden  war.  Der 
Fragebogen  enthielt  keine  Anweisung.  Die 
Absicht  war,  daß  alle  Personen  gezählt  werden 
sollten,  denen  die  Unterstützung  (unmittelbar 
oder  mittelbar  verabreicht)  zur  Ergänzung  des 


Existenzminimums  gedient  hat.    Als  mitunter- 
stützt wären  hiernach  alle  Personen  zu  zählen, 
für  welche  das  Farailicnhaupt  tatsächlich  sorgt. 
Als  Kriterium  wäre  statt  des  Verwandschafts- 
grades oder  der  gemeinsamen  Hauswirtschaft 
die  faktische  Wirtschaft  Ii  che  Abhängigkeit 
aufzufassen  (in  der  Regel  eine  Kombination 
I  jener  beiden  Momente)  S.  XLIII. 
I      Auch  hier  bricht  die  moderne  Neigung 
durch,  an  Stelle  der  formal  juristischen  Ar- 
niengenüssigkcit  die  sachlichen  Verhiilt- 
j  nissc  entscheiden  zu  lassen.  Man  fragt  nicht 
I  mehr,  wer  armenrechllich  als  unterstützt 
gilt,  sondern  wer  tatsächlich  an  der  Unter- 
stützung teilnimmt.  Freilich  verringern  sich 
I  mit  dem  Aufgeben  des  formalen  Stand- 
punktes auch  die  eindeutigen  formalen  Merk- 
male für  die  Zugehörigkeit  zum  Kreis  der 
Unterstützten.    Deshalb  wurde  in  Böhmen 
jener  Kreis  in  vielen  Fällen  nicht  voll  erfaßt, 
lindem  die  Gemeindeämter  die  Familicnange- 
I  hörigen  nur  unvollständig  zählten.  —  Eine 
genauere    Umschreibung    des  zuständigen 
1  Personenkreises  fehlte  auch  für  die  1906 
'durchgeführte  stichprobenweise  Ergänzung 
I  dieser    Erhebung    mittels  Individualzälil- 
karlen.  Die  Anweisung  schrieb  lediglich  vor: 
Falls  ganze  Familien  unterstützt  wurden, 
ist  über  jedes  Mitglied  derselben,  also  aiich 
über  jedes  unterstützungsbedürftige  Kind 
eine  eigene  Zählkarte  auszufüllen  (Böhm. 
Stat.  S.  XIII).    Hier  sollte  also  nicht  mehr 
nach  Parteien,  sondern  nach  Personen  ge- 
zählt werden,  wobei  jeder  mituntcrstützte 
Angehörige  wie  jeder  Familicuvorstand  zu 
behandeln  war.    Damit  tritt  wiederum  ein 
neuer  Gedanke  in  der  Geschichte  armen- 
statistischer Methodik  auf,  von  dem  man 
einstweilen  freilich  noch  abwarten  muß,  ob 
er  sich  durchsetzen  wird.  Richtig  ist  jeden- 
falls, daß  eine  Armenstatistik,  welche  sich 
ausschließlich    der   unterstützten  Parteien 
als  Zähleinhcit  bedient,  schwerlich  ein  ge- 
nügendes Bild  von  der  so  wissenswerten 
Eigenart  der  unterstützten  Bevölkerung  zu 
geben  vermag.    Dagegen  dürfte  die  partei- 
weise Auszählung  unter  Berücksichtigung 
der  mitunterstützten  Angehörigen  durcliasa 
genügen,  um  die  Gesamtzahl  der  unter- 
stützten Armen,  die  ,, Armenquote"  zu  er- 
mitteln; die  hierbei  sich  ergebenden  Angaben 
(Gesamtzahlen  mit  Scheidung  nach  dem  Ge 
schlechte  und  2—3  Altersklassen)  sind  denn 
auch  wiederholt  in  den  nach  Parteien  er- 
hobenen Statistiken  gemacht  worden,  ohne 
daß    dafür  Individualzählungen  nötig  ge- 
wesen wären.  —  P^ngli;  meinte,  die  Erhebuiig 
nach  Parteien  sei  dadurch  veranlaßt,  daß  die 
Unterstützungen  im  ganzen  an  das  Familien- 
haupt verabreicht  werden,  und  die  Quote 
der   einzelnen  Familienglieder  schwer  zu 
berechnen  sei.   Sein  Vorschlag,  bei  der  Zäh- 
lung nach  Individuen  die  im  ganzen  gewälirte 
Unterstützung  füglich  bei  dem  Familien- 
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haupte  anzuführen  und  in  den  Zählkarten 
der  Familienangehörigen  darauf  einfach  Be- 
zug zu  nehmen,  macht  jedoch  eine  Auf- 
bereitung der  Angaben  nach  Familien- 
häuptern bzw.  nach  Selbstuuterstützten 
nötig.  Und  damit  wäre  die  Partei  wieder  als 
Zähleinheit  vorlianden.  Parteiweise  müßten 
wohl  auch  die  V'erarmungsursachen  ausge- 
zählt werden  (obwohl  auch  die  Zahl  der 
Individuen  wertvoll  wäre,  die  von  den  ein- 
zelnen Ursachen  abhängig  gewesen  sind). 

Bei  all  diesen  Erwägungen  über  die  Vor- 
züge des  Individuums  oder  der  Partei  ist 
streng  zu  scheiden,  ob  es  sich  um  die  Er- 
hebung (Zählkarte  für  jede  Person  oder 
Partei)  oder  um  die  Aufbereitung  (Person 
oder  Partei  als  Zähleinlieit  in  den  Tabellen) 
bandelt.  Es  lassen  sieh  sehr  wohl  die  In- 
dividualzählkarten  auch  parteiweise  auf- 
bereiten, indem  man  die  Karten  der  Familien- 
angehörigen zusammenlegt.  Umgekehrt 
können  sie  nach  Parteien  ausgestellt  sein 
und  dennoch  für  einzelne  Tabellen  nach 
Individuen  aufbereitet  werden,  sofern  sie  die 
nötigen  Angaben  über  die  einzelnen  Angehö- 
rigen enthalten,  ähnlich  den  Haushalts- 
karten mancher  Volkszählungen.  Erstellung 
der  Purteikarten  erfordert  weniger  Arbeit; 
auch  werden  die  Akten  und  Kataster  der 
Armenbehörden  durchweg  nach  Parteien  ge- 
führt. (Ueber  den  Inhalt  der  Karten  vgl. 
Kollmann  in  der  Ehrengabe  für  Mayr  S.  717; 
jenen  Grundsätzen  entspricht  der  jetzt  in 
Oldenburg  augewendete  Vordruck.  Muster 
von  Zählkarten  z.  B.  bei  Evert  und  in  meh- 
reren Begleil  texten  amtlicher  Armensta- 
tistiken; auch  in  der  1.  Statistik  des  Armen- 
raad  Amsterdam  S.  95;  daselbst  S.  91  der 
Aufnahmeboiren  über  die  Unterstützungs- 
fälle). 

2.  Gliederung  der  Parteien.  Wieweit 
man  künftig  auch  in  der  Atomisierung  der 
Nachweise  über  die  unterstützten  Per- 
sonen gehen  mag,  daneben  müssen  die 
unterstützten  Parteien  eine  wichtige, 
eigentlich  die  grundlegende  Zähleinheit  blei- 
ben. Hierbei  sind  ihre  sehr  mannigfaltigen 
Formen  in  sorgfältig  ausgewählte  Gruppen 
zusammenzufassen.  Wo  mit  der  Unter- 
scheidung der  selbst-  und  mitunterstützten 
Personen  gearbeitet  wird,  müssen  zum  min- 
desteu  die  unterstützten  Familien  von  den 
unterstützten  Einzelpersonen  getrennt  wer- 
den. Noch  in  der  deutschen  Armenstatistik 
von  1885  war  nicht  möglich,  die  Zahl  der 
Mitunterstützlen  mit  den  Familienhäuptern 
in  Beziehung  zu  bringen;  nur  die  Gesamtzahl 
der  Selbstunterstützten  —  also  unterstützte 
Einzelpersonen  und  Familienvorstände  mit- 
einander und  daneben  die  Gesamtzahl  der 
mitunterstützten  Personen  waren  angegeben, 
obwohl  bereits  Beispiele  von  weiterer  Aus- 
gliederung der  Unterstützten  vorlagen  I  — 


j  Unter  den  Selbstunterstützten  pflegt  man 
I  mit  Recht  zunächst  die  Kinder  bzw.  die 
;,, Jugendlichen"  von  den  Erwachsenen  zu 
trennen.    Unter  den  ersteren  werden  mit- 
unter noch  die  Vollwaisen  von  den  Eltern- 
verlassenen geschieden  oder  die  Unehelichen 
!  besonders  vermerkt.     Selten  wird  bei  den 
I  lündern  die  hier  ja  auch  wenig  wichtige 
j  Unterscheidung  des  Geschlechtes  durchge- 
j  führt,  die  dagegen  für  die  Erwachsenen  an 
Bedeutung  wetteifert  mit  der  Gliederung  in 
Familienvorstände  (bzw.  Familien)  und  Ein- 
zellebende. (Wenig  bedacht  war  es  natürlich, 
j  seinerzeit  das  Geschlecht  als  einziges  Gliede- 
rungsmerkmal aller  Unterstützten  ohne  Aus- 
scheidung der  Kinder  zu  benutzen!)  Schließ- 
lich kommen  noch  in  Frage  der  Familien- 
\  stand  der  Unterstützten  und  das  Vorhanden- 
sein von  mitunterstützten  Kindern. 

Während  die  sachsische  Statistik  von  1880 
sich  mit  den  drei  Gruppen  der  selbstunterstützt*n 
Männer,  Frauen  und  Kinder  begnügte,  zerlegte 
die  Breslauer  Bearbeitung  der  Rcichsarmen- 
statistik  von  1885  die  Selbstunterstützten  in 
15  Gruppen  kombinierten  Familienstandes  und 
i  Geschlechtes,  ohne  Ausscheidung  der  einzel- 
,  stehenden  Selbstunterstützten.    Ein  erheblicher 
]  Fortschritt    ergab    sich,    sobald    man  von 
j  den  Selbstunterstiitzten  zu  den  Parteien  als 
j  Zähleirdieit  überging.  Bei  den  deutschen  städte- 
j  statistischen  Erhebungen  vom  Jahre  1896/97 
wurde  nach  dem  Vorschlage  Neefes  folgende 
Gliederung  durchgeführt,  die  hier  nach  der 
Kölner  Ausdrucksweise  wiedergegeben  ist,  welche 
noch  deutlicher  die  Abkehr  von  den  Selbstunter- 
stützten zu  den  Parteien  als  Zähleinheit  zeigt 
j(z.  B.  statt:  nur  Mann  mit  Kindern  ..Familien 
1  mit  männlichem  Haupt")  und  statt  nur  von 
[  Kindern,  umfassender  von  Angehörigen  spricht: 
j  a)  u.  b)  Ehepaare  ohne  bzw.  mit  Angehörigen, 
'  c)  u.  d)  sonstige  Familien  mit  männlichem  bzw. 
j  weiblichem  Haupt,  e)  u.  f)  männliche  bzw.  weib- 
liche Einzelstehende. 

Daraus  lassen  sich  aber  die  alleinstehenden 
Ivinder  nicht  ersehen.  In  einzelnen  Tabellen 
berücksichtigte  Neefe  deshalb  neben  dem  Ge- 
schlechte auch  das  Alter  der  Einzelpersonen: 
unter  14  (ehelich  und  unehelich).  14-18,  18-20, 
älter;  oder  auch  nur  unter  14,  14  —  20,  älter.  — 
Die  Neefeschen  Entwürfe  wurden  auf  verschie- 
dene Weise  erweitert  in  der  Dresdener  Bear- 
beitung, einmal  durch  ausführliche  Unter- 
scheidung des  l-'amilienstandes  bei  den  nicht 
verheirateten  Haushaltsvorständen  und  Einzel- 
personen (vgl.  Anhang  z.  Verwaltungsbericht 
Dresden  1898,  S.  2*  Tab.  1).  Die  wichtigsten 
dieser  Ausscheidungen  sind  auch  berücksichtigt 
im  Zusammenhang  mit  der  Kinderzahl  der 
Parteien.  Hierunter  die  ähnliche  Einteilung  der 
Stadt  Linden  (Reihenfolge  vom  Original  ab- 
weichend): 

Ehepaare  ohne  Kinder 
Einzelstehende  Männer 
Einzelstehende  Frauen 
Einzelstehende  Männer  ohne  Kinder, 
Einzelstehende  Frauen  ohne  Kinder, 
Kinder  unter  14  Jahren:  Ganzwaisen;  eltern- 
verlassen. 


je  mit  1-2,  3-4,  ö 
und  mehr  Kindern 
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Bereits  in  der  Statistik  von  Inama  über  die 
Wiener  Armen  aus  dem  Jahre  1892  (vielleicht 
anch  schon  früher;  der  vorliegende  Artikel  gibt 
keine  Geschichte  der  armenstatistischen  Me- 
thodik) waren  die  Unterstützten  eingeteilt  nach 
Familienstand  und  Kinderzahl;  je  die  verhei- 
rateten Männer  und  Frauen  mit  0,  1,  2—3,  4—5, 
6—8,  9—12  Kindern;  je  die  ledigen  und  ge- 
schiedenen Männer  und  Krauen  mit  0,  1,  mehr 
Kindern.  Falls  hier  unter  „verheiratet"  lediglich 
die  Fälle  zusammenlebender  l-;hepaare  unter- 
gebracht werden,  lassen  sich  in  derartiger  Gliede- 
rung die  Einzelpersonen  ohne  weiteres  von  den 
Familienhäuptern  trennen  (Einzelpersonen  = 
ledige,  verwitwete  und  geschiedene  ohne  Kinder), 
wenn  nur  die  mit  (nicht  notwendig  inl)  dem 
Haushalt  unterstützten  unselbständigen  Kinder 
berücksichtigt  sind.  I!ei  Inama  dagegen  scheinen 
sämtliche  leocnden  Kinder  gezählt  worden  zu 
sein. 

Statt  der  familienweiscn  Berücksichti- 
gung der  Angehörigen,  die  aus  der  Verwen- 
dung der  Partei  im  neueren  Sinne  als  Zähl- 
«inheit  folgte,  hat  man  früher,  als  noch  nach 
„Selbstunterstützten"  gezählt  wurde,  die 
Angehörigen  atomistiscii  aufgeführt:  Die 
Angaben  für  die  Selbstunterstützlcn  wurden 
großenteils  auch  für  die  Mitunterstützten 
ausgeworfen. 

So  enthielt  früher  die  bayerische  Statistik 
eine  Spalte  zur  .\ngabo  der  Familienmitglieder, 
welche  an  der  dem  F'aniilienhaupte  erteilten 
Unterstützung  teilgenommen  hatten.  Sie  fiel 
später  wegen  der  Unzuverlässigkeit  ihrer  An- 
gaben fort,  da  ohne  besondere  Erhebungen  die 
Zahl  der  Mitunterstützten  in  größeren  Ge- 
meindeverbänden gar  nicht  feststellbar  ist 
(Bayer.  Stat.  Zeitschr.  34  S.  261).  —  Besondere 
Sorgfalt  hatte  ihnen  Boehraert  gewidmet. 
Man  vgl.  z.  B.  den  schiinen  Kopf  von  Tabelle  I 
der  sächsischen  Bearbeitung  der  sonst  miß- 
glückten Rcichserhebung  von  1880/81.  Darin 
werden  für  die  einzelnen  Verarmungsursachen 
nachgewiesen  die  Zahl  der  deswegen  unter- 
stützten je  männlichen  und  weiblichen  Personen 
(Selbstunterstützte),  die  Frauen  jener  Selbst- 
unterstützten, die  Kinder  der  männlichen  und 
weiblichen  Selbstunterstützten  zusammen  (oder 
sogar  getrennt:  Spalte  25  u.  27).  Hieran.»  läßt 
sich  also  deutlich  ersehen  sowohl  in  wieviel 
Fällen  (Parteien)  als  bei  wieviel  Personen  die 
betr.  Ursachen  zur  Armenunterstützung  führten. 
Aehnlich  hatte  Boehraert  daselbst  in  der  Vor- 
spalte zu  Tabelle  13 ff.  gegliedert:  1.  Unterstützte 
Männer,  deren  2.  Ehefrauen  und  3.  Kinder, 
4.  unterstützte  Frauen,  5.  deren  Kinder,  6.  unter- 
stützte Kinder,  7.  zusammen  Parteien  (Ziff.  1 
-(-  4  -t-  6),  8.  zusammen  Angehörige.  —  Trotz 
dieses  guten  Vorbildes  haben  spätere  Statistiken 
die  offenkundig  sehr  wichtige  Ausscheidung  der 
Kinder  unter  den  Angehörigen  fortgelassen  und 
für  die  selbstunterstützten  Haushaltungsvor- 
stände nachgewiesen: 

Zahl  der  Selbstunter-     Zahl  der  Mitunter- 
stützten stützten 


männlich    ;  weiblich  zu  männl.  |  zu  weibl. 

Schon  allein  für  die  Berechnung  der  Unterhalts- 
kosten ist  es  ein  gewaltiger  Unterschied,  ob  z.  B. 

Handwörterbach  der  StaatäWisBenBchaften.  4.  Aofl 


100000  Angehörige  sich  in  60000  Ehefrauen  und 
50000  Kinder  oder  in  20000  Ehefrauen  und 
SOOOOKimler  gliedern(Sächs.  Stat. Zeitschr.  1887 
S.  241).  —  Während  hier  die  Angehörigen  nach 
dem  Geschlecht  des  Haushaltungsvorstandes 
unterschieden  sind,  gliedern  andere  Statistiken 
nach  dem  Geschlecht  der  Angehörigen  selbst. 
Da  jedoch  in  diesem  Zusammenhang  das  Ge- 
schlecht fast  nur  für  die  Erwachsenen  wichtig 
ist,  unter  den  erwachsenen  Angehörigen  aber  fast 
oder  ausschließlich  —  je  nach  der  Umgrenzung 
der  Angehörigen  —  Frauen  sind,  so  ist  der 
ersteren  Gliederung  der  Vorzug  zu  geben.  Beide 
Gesichtspunkte  berücksichtigte  die  Armen- 
staiistik  deutscher  Städte  189G/97.  Sie  wies 
überdies  je  die  Gesamtzahl  der  männlichen  und 
weiblichen  Angehörigen  getrennt  für  alle  drei 
Gruppen  der  Familienhäupter  (Ehepaar,  nur 
Mann,  nur  Frau)  nach.  In  den  Entwürfen  für 
die  Stadteerhebung  hatte  Neefo  die  unterslützten 
Kinder  außer  nach  dem  Geschlechte  noch  in  vier 
Altersklassen  (-2,  -6,  -14,  -18  .lahre)  und 
für  die  drei  ersten  Klassen  zugleich  n.ach  der 
Ehelichkeit  gegliedert,  was  insgesamt  14  (iruppen 
ergab  (Tab.  Illa,  später  aufgegeben).  Dresiien 
behielt  davon  die  wichtige  IJnterscheidung  der 
Altersklassen. 

Die  Beispiele  machen  anschaulich,  daß 
sich  sogar  in  Statistiken,  welche  zunächst 
nach  Parteien  bzw.  SelbstuntersUitzten  auf- 
gemacht sind,  doch  recht  eingehende  Angaben 
auch  für  die  Angehörigen  maciien  lassen. 
Dabei  bietet  die  Komb'nation  milden  verschie- 
denen Parteigruppen  den  V^orteil,  zugleich  die 
Art  des  Zusammenlebens  der  Angehörigen 
zu  kennzeichnen.  Das  fällt  zu  grolicm  Teile, 
trotz  der  Kombination  mit  den  Verarmungs- 
ursachen,  bei  der  rein  atomistischen  Darstel- 
lung von  Engli.s  fort  Kr  hat  in  Tabelle  IVB 
für  sämtliche  an  der  Unterstützung  beteilig- 
ten Personen  (Ernährer  und  Angehörige  zu- 
sammen) eigene  Spalten  für  die  Kinder 
unter  14  Jahren  eröffnet  unter  Scheidung 
der  ehelichen  Kinder  von  den  unehelichen, 
der  Waisenkinder  von  den  Halbwaisen  und 
übrigen  Kindern.  Die  Personen  über  14 
Jahren  wurden  nach  dem  (ieschlecht  und 
nach  den  wichtigsten  .Mtersgruppen  (zehn- 
jährige Klassen),  die  Frauen  überdies  nach 
dem  Familienstand  (ledig,  verheiratet,  ver- 
witwet einschließlich  geschieden  und  ver- 
lassen) gruppiert.  Diese  ausführliche  Gliede- 
rung der  Frauen  und  die  Ausscheidung  der 
Ivinder  sollte  der  Unterscheidung  der  Per- 
sonen gerecht  werden,  bei  welchen  ange- 
nommen wird,  daß  sie  sich  selbst  zu  ernähren 
haben,  von  den  voraussichtlich  durch  andere 
Unterhaltenen  (S.  I^XI).  Das  wäre  also  eine 
Art  Ersatz  der  parteiweisen  Aufbereitung. 

Münsterberg  hatte  bereits  in  seinem  1885 
dem  Deutschen  Verein  erstatteten  Bericht 
für  wissenswert  erklärt,  wie  viele  andere  An- 
gehörige (mit  Hervorhebung  eigener  er- 
werbstätiger Kinder)  in  der  Familie  leben,  die 
zum  Unterhalt  der  Familie  mitwirken,  bzw. 
an  dem  Genuß  der  Unterstützung  teil- 
Bd.  I.  65 


1026 


Armen -n-eseii  (A.rmenstatistLk) 


nehmen  wie  Kranke,  alte  Eltern,  gebrech- 1  über  die  Zusammensetzung  des  gesamten 
liehe  erwachsene  Kinder  usw.,  die  oft  geradezu  Haushaltes  üeberb'ick  zu  gewinnen.  Mit 
die  Unterstützung  veranlassen.  Aehnlich  >  Rücksicht  darauf  erhielten  die  Zählblätter 
stellte  sich  bei  der  erwähnten  Zürcher  Privat- !  für  die  einzelne  Partei  die  folgende  Ein- 
etatistik  von  1912  das  Bedürfnis  heraus, :  fügung: 


Die  unterstützten  Personen: 

bis  13  J. 

14-17  J.  ,  , 
bisl  ( J. 

Erwachsene 
m.         w.     1  zus. 

Total 

Petent  mit  Frau  und  Kindern. 

1 

Zusammen  | 

1  1 

Außer- 
halb 
wohnende 

Im  Haushalt  des  Petenten  lebende 

Unterstützte 

andere  Kinder 
des  Petenten 

sonstige 
Angehörige 

Petent 

und 
Kinder 

Petent 

und 
Kinder 

Uebrige 
Ange- 
hörige 

sich    1  selb- 
selbst  1  ständig 
er-     1  unter- 
haltend ;  stützt 

sich 
selbst 

er- 
haltend 

selb- 
ständig 
unter- 
stützt 

18  Jahre  und  älter  

i 

Unterstützte  Erwachsene  

Eigener  Haushalt  des  Petenten  oder  in 
fremdem  Haushalt  bei  Eltern,  Kindern,  Ge- 
schwistern oder  

Wird  der  fremde  Haushalt  unterstützt? 
Ja?  Nein? 

Eine  statistische  Verwertung  der  Angaben 
über  die  nichtunterstützten  Haushaltsein- 
wohner müßte  sich  darauf  beschränken,  die- 
jenigen Parteien  kenntlich  zu  machen,  in 
denen  solche  Personen  (insbesondere  mitver- 
dienende Kinder!  Vgl.  Rowntree  S.  59)  leben. 
Als  Zähleinheit  dürften  letztere  nicht  auf- 
treten. 

Dagegen  kommen  neben  den  unter- 
stützten Parteien  und  Personen  andere  Zähl- 
einheiten durchaus  in  Betracht:  einmal  die 
Unterstützungsfälle,  wo  jede  Partei  so 
oft  gezählt  wird  als  sie  im  Laufe  der  Be- 
obachtungszeit Unterstützungen  erhielt.  Das 
geschieht  besonders  bei  Nachweisen  über  die 
Art  und  Höhe  der  Unterstützungen.  — 
Ferner  treten  die  Verarmungsursachen  in 
manchen  Tabellen  als  Zähleinheit  auf,  na- 
mentlich dort,  wo  das  gleichzeitige  Nebenein- 
ander mehrerer  Ursachen,  die  Konkurrenz 
von  Haupt-  und  Nebenursachen  bei  dem- 
selben Fall  dargestellt  werden  soll. 

IV.  Die  Verarmungsursachen. 
1.  Verarmungsursachen  und  Unter- 
stützungsgründe. Die  Ursachen  der  Hilfs- 
bedürftigkeit sind  unter  den  Erhebungs- 
merkmalen ganz  besonders  zu  beachten  so- 
wohl nach  ihrer  sachlichen  Bedeutung  wie 
nach  den  methodischen  Schwierigkeiten  ihrer 
Erfassung,  Abgrenzung  und  Gliederung.  Die 
Statistik  des  Armenraad  von  Amsterdam 
gibt  die  Tabellen  über  die  Verarmungs- 
ursachen einstweilen  nur  mit  besonderem 


I  Vorbehalt,  weil  sich  die  Arnienpfleger  erst 
im  Laufe  mehrerer  Jahre  an  die  Erfassung 
der  eigentlichen  Ursachen  gewöhnen  müssen; 
j  und  bereits  Böhmert  hatte  die  Erfahrung 
gemacht,  daß  die  mit  der  Angabe  der  Ur- 
sachen betrauten  Gemeindebeamten  nur 
selten  den  dazu  erforderlichen  kritischen 
Blick  besitzen.  Es  ist  schwer  zu  bestimmen, 
ob  ein  dem  Trunk  ergebener  Vagabund 
wegen  Arbeitsscheu  oder  Trunksucht  unter- 
stützt wurde,  oder  zu  unterscheiden  zwischen 
Altersschwäche,  dauernder  Krankheit  und 
Gebrechen,  da  letztere  nicht  selten  als  Folge 
von  Altersschwäche  eintreten.  Geringer 
Verdienst  ist  sehr  oft  auf  beschränkte  Er- 
werbsfähigkeit zurückzuführen.  Hat  der 
Unterstützte  auch  noch  mehrere  Kinder, 
so  ist  sogar  zwischen  drei  Ursachen  zu  ent- 
scheiden. Ob  der  Bearbeiter  stets  ,,die 
richtige  hauptsächlichste,  die  am  meisten 
ausschlaggebende"  unmittelbare  Ursache 
treffen  wird?  (Sächs.  Z.  1882  S.  66;  sehr 
lesenswert). 

Münsterberg  meinte,  es  werde  vieles 
verzeichnet  werden,  was  nur  Erscheinungs- 
form der  Bedürftigkeit,  nicht  ihre  eigentliche 
Ursache  ist,  weil  nur  jene  offen  zutage  liegt. 
Hier  macht  sich  auch  vor  allem  die  kaum  zu 
überwindende  Schwierigkeit  in  der  Auffas- 
sung der  einzelnen  Organe  der  Erhebung 
geltend.  Selbst  wo  sich  dieselben  nicht  wie 
üblich  mit  der  sozusagen  obenauf  liegenden 
Ursache  zufrieden  geben,  ist  ihr  Eifer  wie 
ihre  Fähigkeit,  tiefer  einzudringen,  eine  sehr 
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verschiedene.  Er  erwartete  daher  ein  Ein- 
dringen in  die  tieferen  Zusammenhänge 
weniger  von  zahlenmäßigen  Feststellungen  als 
vor  allem  von  den  Aeiißeninfjcn  erfahrener 
mit  dem  Arnienwesen  langjährig  verknüpfter 
Männer.  Daneben  wollte  er  die  Ermittlung 
der  Unterstützungsursachen  gewissen  Sonder- 
statistiken anheimgeben.  —  Achnlich  pessi- 
mistisch hielt  Kollmann  die  Frage  der  Unter- 
stützungsursache auf  dem  platten  Lande 
für  untunlich  und  wollte  daher  für  Armen- 
statistiken ganzer  Staaten  auf  die  Frage 
verzichten.  —  Klumker  ergänzt  diesen  Ge- 
dankengang für  die  Städte,  wo  die  frei- 
willigen Pfleger  der  Armenvcrwaltung  die 
Frage  nach  den  Ursachen  der  Verarmung  nie 
einheitlich,  sondern  nach  den  verschiedensten 
Gesichtspunkten,  häufig  rein  nach  ihrem 
Gefühl  beurteilen.  Auch  sei  in  den  nach  ver- 
schiedenen Grundsätzen  geführten  Akten 
der  Arnienämter  die  Frage  häufig  gar  nicht, 
meist  sehr  oberflächlich  beantwortet,  da  sie 
vielfach  für  das  praktische  Handeln  wenig 
Bedeutung  hat  (z.  B.  bei  dauernder  Unter- 
stützung alter  arbeitsunfähiger  Leute).  Vor 
allem  aber  habe  sich  sachlich  eine  Statistik 
der  Verarmungsursachen  als  undurchführ- 
bar erwiesen.  Der  einzelne  Armenfall  ist 
das  Ergebnis  eines  oft  sehr  langen  Verar- 
mungsprozesses, dessen  Anfänge  nicht  ein- 
mal stets  in  der  gegenwärtigen  Generation 
liegen,  sondern  sich  oft  durch  melirere  Ge- 
schlechter hindurchziehen.  Es  ist  daher  nur 
bei  einer  sorgsamen  Prüfung  dieses  Ver- 
armungsprozesses möglich  die  wirklichen 
Gründe  der  Verarmung  herauszufinden. 
Die  Armenstatistik  erfaßt  nicht  die  Armen 
schlechthin,  sondern  nur  einen  kleinen 
Bruchteil,  die  Unterstützten,  oft  sogar  nur 
die  öffentlich  Unterstützten.  Bleibt  aber  eine 
Ursachenstatistik  der  Verarmung  ganz  auf 
die  Unterstützten  der  öffentlichen  Armen- 
pflege angewiesen,  so  zeigt  sie  nur  den  letzten 
Akt  des  Verarmungsvorganges,  von  dem  sich 
der  allergrößte  Teil  innerhalb  der  privaten 
Wohltätigkeit,  vielfach  auch  schon  innerhalb 
des  engeren  Kreises  der  Verwandten  und 
Freunde  des  Bedürftigen  abgespielt  hat. 
Sie  müsse  also  in  der  alten  Form  gänzlich 
aus  der  Armen.statistik  ausscheiden.  Da- 
gegen bieten  sich  in  der  Erörterung  der  per- 
sönlichen Verhältnisse  der  Unterstützten 
reiches  Material,  aus  dem  sich  auch  Fragen 
der  Verursachung  beantworten  lassen.  Wäre 
die  große  Kinderzahl  so  vielfach  Ursache 
der  Verarmung,  wie  oft  angenommen  wird, 
so  müßten  die  Familien  der  Unterstützten 
mehr  Angehörige  aufweisen  als  die  Familien 
in  der  Gesamtbevöikerung.  Die  Frage  ist 
noch  unentschieden.  Damit  hängt  zusammen, 
daß  sich  unter  den  Unterstützten  eine  uner- 
wartet große  Zahl  von  Ledigen  befindet. 
Hierbei  ist  die  Gebürtigkeit  von  Bedeu- 


tung. Bei  alledem  spielt  der  Altersaufbau 
eine  entscheidende  Rolle.  Dieser  wie  die 
Berufsgliederung  werden  mehr  als  bisher  in 
den  Vordergrund  der  Arnienstatistischen 
Untersuchung  treten.  —  In  gleichem  Sinne 
meinte  Seuteniann,  der  an  der  Dresdener 
Armenstatistik  von  189Ü/97  beteiligt  war, 
das  meiste  der  Armutsursachen  erkenne 
man  viel  klarer  aus  einer  genauen  Durch- 
arbeitung der  persönlichen  und  Fairiilien- 
verhältnisse  der  Armen  und  der  angewandten 
Unterstützungsformen.  (Vgl.  auch  Englis  S. 
XLII  und  LI.  Man  beachte  ferner,  daß 
Rowntree  die  Armutsursachen  großenteils 
nicht  unmittelbar  erfragte,  sondern  aus  der 
allgemeinen  Lage  bzw.  besonderen  Eigen- 
schaften der  Fälle  ableitete.  Seine  Ergeb- 
nisse s.  unten.)  Leider  begegnen  diese  Stu- 
dien großen  Schwierigkeiten,  da  oft  ent- 
sprechend ausführliche  Nachweise  über  die 
persönlichen  Verhältnisse  für  die  Gesamt- 
oevölkerung  fehlen,  mit  denen  die  Ergeb- 
nisse für  die  Unterstützten  verglichen  werden 
müssten,  um  deren  Besonderheiten  zu  er- 
kennen. 

Gegen  einen  Teil  der  Einwände  vertei- 
digten Evert  und  Rettich  die  Ursachen- 
statistik. Selbst  wenn  die  Ursachen  der 
Unterstützungsbedürfligkeit  nicht  für  alle 
Fälle  erschöpfend  und  sachgemäß  festgestellt 
werden  können,  so  wäre  es  doch  ein  großer 
Gewinn,  die  Haupt  Ursachen  der  Verarmung 
in  ihrer  sozialen  Verbreitung  annähernd  zu 
veranschaulichen  und  hiermit  einen  Ausblick 
auf  die  Bedeutung  sozialpolitischer  Maß- 
nahmen gegen  bestimmte  Ursachen  der 
Verarmung  wie  z.  B.  der  Alters-  und  Inva- 
lidenversorgung, der  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung für  den  Personeiikreis  der 
Armenpflege  zu  gewinnen.  Die  Erkenntnis 
der  Ursachen  zeigt,  wo  die  vorbeugende  Für- 
sorge einzusetzen  hat.  Zwar  weiß  die  prak- 
tische Armenpflege,  wie  jeder,  der  ein  nur 
einigermaßen  sozial  geschärftes  Auge  besitzt, 
daß  Krankheit,  .iMter,  Unglück  usw.  jährlich 
viele  wirtschaftlich  sehwache  Existenzen 
vollends  zugrunde  richten  und  arraenge- 
nössig  machen;  sie  vermag  aber  die  tat- 
sächliche Wirksamkeit  dieser  Faktoren  nicht 
nach  ihrem  zahlenmäßigen  Umfange  zu 
beweisen.  Dies  kann  lediglich  die  statistische 
Untersuchung. 

Auf  fünf  ausgetretenen  Pfaden  wandern 
die  Armen  in  den  Sumpf  der  Armut:  Krank- 
heit, Alter,  Verwitwung,  Verwaisung,  un- 
genügender Verdienst;  aber  die  unmittel- 
baren Ursachen  der  Notlage  sind  so  mannig- 
fach wie  die  Bedürfnisse  der  Armen  (Webb). 
Was  den  Anlaß  zum  unmittelbaren  Ein- 
greifen der  Armenpflege  gibt  (Unterstüt- 
zungsgrund) ist  oft  nicht  der  ursprüngliche, 
wirkliche  Grund  der  Bedürftigkeit  (Ver- 
armungsursache).   Die  Verarmungsursachen 
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stehen  hinter  den  Unterstützungsgründen  und 
bilden  einen  verhängnisvollen  Kreislauf  von 
individuellen  und  sozialen  Schäden.  Es  ver- 
breitet sich  gerade  neuerdings  wieder  die  aus 
der  täglichen  Fürsorgearbeit  erwachsene 
Erkenntnis,  daß  manche  Armenpfleglinge 
deutliche  Charaktermängel  haben.  Sie 
nähert  sich  etwa  dem  was  Bergson  —  ohne 
freilich  eine  Armutstheorie  aufstellen  zu 
wollen  ~  von  den  ,,inadaptions  ii  la  vie 
sociale"  als  den  Quellen  der  Armut  bezeich- 
nete, die  entstehen,  wenn  dem  Charakter  die 
beiden  sich  ergänzenden  Lebenskräfte  der 
Spannung  (tension)  und  Biegsamkeit  (elasti- 
citc)  fehlen.  Neben  den  individuellen  Män- 
geln wirken  soziale  Unzulänglichkeiten. 
Auch  wer  nicht  mit  dem  amerikanischen 
Fürsorgepraktiker  Devine  die  Armut  der 
Großstädte  in  jeder  Gestalt  wesentlich  als 
Folge  schlechter  ökonomischer  Verhältnisse 
ansieht,  denen  der  Einzelne  nicht  entgehen 
kann  —  wird  doch  zugeben  müssen,  daß 
die  Charakterschwächen  die  in  den  unteren 
Klassen  oft  zur  Verarmung  führen,  ebenso 
in  den  übrigen  Scliichten  vorhanden  sind,  hier 
aber  nur  sehr  selten  die  verarmende  Wirkung 
unmittelbar  zur  Folge  haben;  freilich  großen- 
teils nur  deshalb,  weil  gewisse  soziale  Hem- 
mungen dem  Abstiege  zur  Armengenössigkeit 
entgegenarbeiten,  wie  z.  B.  gute  Familien- 
überlieferung, ererbter  Besitz,  gesellschaft- 
liche Beziehungen,  die  leicht  zu  Stellungen 
verhelfen,  in  denen  sich  selbst  die  minder 
qualifizierten  Kjäfte  leidlich  behaupten 
können.  Aber  selbst  dieses  bloße  Fehlen  der 
verarmungahemmenden  Faktoren  ist  eine 
soziale  Ursache,  weil  es  eben  bei  den  unteren 
Klassen  sozial  bedingt  ist.  Dem  ersten  Blick 
erscheint  die  Verschwendung  und  Unwirt- 
schaftliclikeit  als  eine  höchst  persönliche  Cha- 
rakterschwäche; indes  ,,ce  sont  les  plus 
pauvres  qui  sont  les  plus  prodigues.  Iis  ont 
moins  d'occasions  de  voir  l'effet  de  leur 
argent".  Das  ist  ein  gutes  Beispiel  für 
Klumkers  Satz,  daß  die  sozialen  Armuts- 
ursachen stets  in  psychologischer,  indivi- 
dueller Vermittlung  wirksam  werden. 

Mischler  unterschied  —  was  bereits  die  Brcs- 
lauer  Statistik  und  Münsterberg  angedeutet 
hatten  —  die  individuellen  Unterstützun;;s- 
ursachen  von  den  dahinter  liegenden  sozialen 
Verarmungsursachen.  Die  individuellen  Veran- 
lassungen treten  sehr  verschieden  stark  auf  jo 
nach  den  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Bedingungen.  Diese  tiefer  liegenden  Umstände, 
welche  nichts  mehr  mit  dem  konkreten  Kall  der 
Unterstützung  zu  tun  haben,  sondern  sozialer 
Natur  sind,  enthalten  die  Verarmungsursachen. 
„Sie  geben  an,  warum  sich  die  Armut  in  einer 
bestimmten  Ausdehnung  in  einer  Gesedschaft 
vorfindet  und  wodurch  sich  ihr  Gebiet  vergrößert 
oder  einengt.  Sie  lassen  die  bestimmten  FilUe 
der  Unterslützungsbedürftigkeit  als  Erscheinung 
erkennen,  welche  nur  zu  sehr  geringem  oder  aber 
in  größerem  Maße  oder  endlich  nahezu  aus 


schließlich,  d.  h.  fast  notwendig  durch  gewisse 
soziale  Zustände  herbeigeführt  werden."  Die^e 
sozialen  Ursachen  zu  erforschen  verweist  auch 
Mischler  auf  die  Befragung  von  sachverständigen 
Personen.  Im  Gegensatz  zu  Münsterberg  hält 
er  aber  die  inilividuellen  Ursachen  für  statistisch 
sehr  wohl  erfaßbar.  —  Der  Unterscheidung  der 
aus  individuellen  Ursachen  hervorgegangenen 
Verarmung  Einzelner  gegenüber  der  Massen- 
verarmung ganzer  Klassen  (die  auch  Koros 
betonte)  schloß  sich  Englis  in  der  Bearbeitung 
der  böhmischen  Armenstatistik  von  1902  an. 
Er  trennte  dann  weiter  die  individuellen  Ursachen 
als  Verarmungs-  und  Unterstützungsursachen. 
Die  Statistik  könne  nur  den  Schlußzustand  des 
oft  Sehl  komplizierten  Verarmungsprozesses  er- 
fassen. Ihn  genau  zu  kennen,  habe  außer  für 
die  Annenpflege  noch  eine  tiefere  Bedeutung: 
Die  aus  der  Masse  der  Einzelerscheinungen  her- 
vortretenden Regelmäßigkeiten  ließen  mittelbar 
die  tieferen  Ursachen  erkennen,  und  so  könnten 
die  besagten  Individualursachcn  als  Symptome 
der  Sozialursachen  betrachtet  werden.  —  Für 
schärfere  Sonderung  der  verschiedenen  Ursachen- 
kategorien ist  auch  Seutemann  eingetreten. 
Er  tadelte  bei  den  früheren  Ursachenstatistiken 
den  auffälligen  Mangel  an  Exaktheit.  Bald  wäre 
als  Armutsursache  das  erste  Motiv  der  un- 
günstigen sozialen  Lage  (Trunksucht,  Tod  des 
Ernährers,  busliche  Verlassung)  angegeben;  bald 
die  unmittelbare  Ursache  der  Notlage  (Arbeits- 
unfähigkeit, Arbeitslosigkeit,  zu  geringer  Ver- 
dienst, Arbcitsunlust,  UnWirtschaftlichkeit, 
außerordentliche  Aufwendungen);  bald  der  Anlaß 
der  IJnterstützung  (Begräbnis,  Entbindungen, 
Mietzahlungen,  Krankheit).  Ein  bestimmtes 
Bild  der  Verarmungsursachen  sei  bei  diesen  Um- 
ständen schwerlich  zu  erreichen.  —  Sieht  man 
zunächst  von  den  unmittelbaren  Anlässen  der 
Lnterstützung  ab,  so  besteht  die  Frage,  ob  als 
Armutsursache  das  „erste  Motiv  der  ungünstigen 
sozialen  Lage"  oder  die  „unmittelbare  Ursache 
der  Notlage"  erfaßt  werden  soll,  m.  a.  W.  wie- 
weit in  der  Kette  der  Verarmungsursachen  zurück- 
gegangen werden  soll?  —  Wenn  eine  Familie, 
die  dauernd  für  ein  gebrechliches  Glied  zu  sorgen 
hat,  bei  vorübergehender  Krankheit  und  deshalb 
Verdienstlosigkeit  des  Mannes  unterstützt  wird, 
liegt  hier  die  Verarmungsursache  in  der  vorüber- 
gehenden Krankheit  des  Mannes  oder  in  der 
Belastung  des  Haushaltes  mit  dem  Gebrechen 
des  Kindes,  welche  das  Zurücklegen  eines  Not- 
ptcnnigs  verhindert  hatte?  Vereinzelt  ist  man 
so  weit  gegan;en,  bei  Unterstützung  einer  gering 
entlohnten  Fabrikarbeiterin  für  Verpflegung 
ihres  unehelichen  Kindes  als  Verarmungsursache 
„Liederlichkeit"  anzuführen,  weil  das  Mädchen, 
wenn  es  sich  s.  Z.  nicht  mit  einem  Manne  ein- 
gelassen hätte,  nun  auch  kein  Kind  haben  würdet 
Böhmert  bemerkte,  daß  geringer  Verdienst  oft 
auf  beschränkte  Erwerbsfähigkeit  zurückzu- 
führen sei  und  daß  bei  Zusammentreffen  von 
Arbeitslosigkeit  oder  geringem  Verdienst  mit 
Krankheit  diese  in  den  meisten  Fällen  jene 
hervorgerufen  haben  dürfte.  —  Lange  ist  das 
Problem  der  verschiedenen  Ursachsntiefe  nicht 
scharf  genug  erkannt  worden.  In  den  ersten 
Versuchen  der  Ursachenstatistik  war  man  sich 
seiner  noch  nicht  bewußt.  In  den  Statistiken 
der  Armenhäuser  in  Sachsen  auf  1855/58  bzw. 
1861/64  werden  das  eine  Mal  „Ursachen  der 
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Verarmung",  das  zweite  Mal  „Ursarhe  der  An- 1 
Wesenheit  im  Armenhause"  aufgezählt.  Obwohl ! 
beide  Bezeichnungen  sehr  Vcrächiedcnes  be-  j 
deuten,  stehen  darunter  beide  Male  in  fast 
gleicher  Weise  Unterstützungsgriinde,  primäre 
nnd  sekundäre  Verarmungsursachen  durchein- 
ander. Bei  der  Reirhsarmenstalistik  von  18S1 
wurde  in  Berlin  auf  der  einen  Zählkarle  gefragt, 
wodurch  die  Hilfsbedürftigkeit  verursacht  wor- 
den; auf  der  anderen,  wegen  welcher  Gründe  die 
Unterstützung  erfolgte.  Bei  derselben  Erhebung 
fragte  Sachsen  nach  den  Ursachen  der  Unter- 
stützungshedürftigkeil ;  bei  der  Verarbeilurg 
epracb  man  aber  außer  von  den  Ursachen,  wegen 
deren  jemand  unterstützungsbedürftig  ge- 
worden war,  auch  von  denen,  wegen  deren 
nntcrstützt  worden.  Damals  wandte  Böhmert 
die  Ausdrücke  „Unterstützungsursache",  ,  Ur- 
sache der  ünterstützungsbedürftigkcit"  und 
„Verarmungsursachc"  in  gleicher  Bedeutung 
an.  —  Der  Armenpflegerkongreß  von  1882 
zu  Darmstadt  beschloß  gemäß  den  Vor- 
schlägen se'ner  statistischen  Kommission  unter 
dem  Vorsitze  von  Bückh,  die  Individual- 
armenstatistik  müsse  sich  auch  erstrecken  auf 
die  „Ursachen  der  Bedürftigkeit";  und  in  dem 
empfohlenen  Verhörbogen,  entworfen  von  Böckh 
und  Berthold,  war  vorgesehen  der  „Grund  für 
die  Anerkennung  der  Unterstützungsbedürftig- , 
keil  des  Bittenden";  dahinter  folgten  beispiels- 
weise die  jetzt  noch  üblichen  Verarmungs- 
orsachen:  Gebrechen,  .\lter,  Kinderzahl,  Arbeits 
scheu  usw.  Die  Durchführung  und  Verarbeitung 
der  1882  in  Darmsladt  beschlossenen  .-Vrinen- 
statistik  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege 
hat  Böhmert  geleitet.  In  seiner  Anleitung  für 
das  Ausfüllen  der  Zählkarten  schrieb  er  vor,  die 
„eigentliche,  wirkliche  Ursache  der  Unter- 
stutzungsbedürfligkcil"  auszuzi'iclinen.  Z.  B.  bei 
Arbeitslosigkeit  infolge  von  Krankheit:  ,, Krank- 
heit"; bei  Krankheil  infolge  von  Trunksucht: 
„Trunksucht".  Freilich  sind  dann  in  den  Karten 
oft  nicht  die  „tieferen",  sondern  die  „nächsten" 
Ursachen  angegeben  worden.  So  kam  es,  daß 
„die  tieferen  verschuldeten  Ursachen  oft  als 
nnvcrschuldele  zutage  traten".  —  An  Böhmert 
schloß  sich  im  wesentlichen  die  Reichsarmen- 
st-atistik  von  1885  an.  Gelegentlich  deren  Ver- 
arbeitung für  Hamburg  unterschied  Bötzow 
die  ursprüngliche,  zeitlich  oft  weit  zurück- 
liegende Ursache  der  Unterstützungsbedürf- 
tigkeit (auf  deren  Feststellung  es  allein  an- 
kommen könnel)  von  den  häufig  ganz  an- 
deren Umständen  und  Verhältnissen,  die  den 
Unterstützung  Suchenden  zum  Armenpfleger 
führen. 

Bei  derselben  Gelegenheit  bemerkte  das 
Statistische  Amt  Breslau,  die  Anleitung  des 
Reiches:  nur  die  ursprüngliche,  wirkliche 
Ursache  anzugeben,  lasse  ungeklärt,  wo  man 
in  der  Rückverfolgung  der  Ursachen  stehen 
bleiben  solle.  (Bei  Arbeitslosigkeit  infolge 
von  Krankheit  habe  letztere  wieder  ihre 
Ursachen,  die  noch  ursprünglicher  seien.) 
Diese  Frage,  die  sich  damals  allgemein  auf- 
gedrängt haben  muß,  gab  Anlaß  zur  Wen- 
dung. Namentlich  nachdem  Münsterberg 
in  seiner  Kritik  der  1885er  Statistik  ver- 
langt hatte,  in  der  Rückverfolgung  überhaupt 


I  nicht  stehen  zu  bleiben  und  stets  über  die 
Erscheinungsform  der  Bedürftigkeit  zur 
!  eigentlichen  Ursache  zurückzugehen.  Tod 
beider  Eltern,  V^erlassung  seitens  des  Er- 
nährers, Strafhaft  des  Vaters  sind  die  zu- 
nächst erkennbaren  Ursachen:  zu  wissen  von 
Wert  wäre  aber  die  Ursache  des  Todes,  der 
Verlassung,  der  Strafhaft.  Wichtige  Ur- 
sachen wie  Arbeitsscheu,  Trunksucht  u.  a. 
bleiben  für  die  Statistik  verloren.  Auch 
,, Altersschwäche"  genüge  nicht:  wie  kommt 
'es,  daß  der  altersschwache  Mensch  nicht  hat, 
i  wovon  er  zu  leben  vermag?  Sind  liier  außer 
Verlust  der  Arbeitskraft  etwa  auch  Bankerott, 
Ciebrcchen,  Trunksucht  u.  a.  schuld?  — 
Offenbar  muß  auf  solche  eindringende  Fragen 
die  Statistik  versagen.  Deshalb  setzte  eine 
Reaktion  ein. 

Evert  betonte,  in  den  Fällen,  wo  die  ein- 
zelnen ursächlichen  Verhältni.sse  sich  auseinander 
oder  wenigstens  nacheinander  «'ntwickelu  (Han- 
delskrisen —  Bankrott  —  Trunksucht  —  Arbeits- 
scheu usw.),  auf  die  erste  ursprüngliche  Ursache 
zurückzugehen  und  die  später  hervortretenden 
beiseite  zu  lassen,  wäre  nicht  nur  oft  praktisch 
,  unausführbar,  sondern  methodologisch  falsch. 
Weder  brauchten  die  einzelnen  Ursachen  inner- 
lich im  Verhältnis  der  Ableitung  voneinander  zu 
stehen,  noch  werde  die  „ursprüngliche"  Ursache 
immer  die  für  die  Armenstatistik  entscheidende 
sein.  (Wäre  der  Bankrotteur  nicht  trunksiichtig 
und  arbeitsscheu  geworden,  so  hätte  er  sich  in 
fremden  Diensten  sein  Brot  verdienen  können.) 
Das  „für  die  Armenstatistik  Entscheidende"  ist 
nach  Everts  Beispielen  dasjenige  „was  die  Ililfs- 
bedürfligkeit  hi'rbeiführt":  die  große  Kinderzahl, 
durch  die  dieFamlie  „hilfsbedürftig"  wird;  die 
Krankheit  oder  Arbeitslosigkeit  „wegen  der 
unterstützt  werden  muß".  Während  Münster- 
berg mit  Vorliebe  von  „Verarmung"  redet, 
spricht  Evert  mehr  von  der  „Bedürftigkeit". 
,,Hauplursache  der  Verarmung"  und  ,, Unter- 
stützungsursache" wendet  er  zwar  noch  ala 
gleichbedeutend  an;  aber  wenn  er  auch  seinen 
Gegensatz  zu  Münsterberg  nicht  genügend  scharf 
herausgearbeitet  hat,  so  stehen  seine  Aus- 
führungen doch  am  Beginne  eines  wichtigen 
Fortsehrittes.  —  Mischler  beschränkte  (1898)  die 
statistischen  Feststellungen  auf  die  augenscnein- 
lich  zunächst  wirkende  Veranlassung,  welche  die 
Verarmung  einer  Person  herbeigeführt  habe. 
Sie  seien  am  besten  zu  erfahren,  wenn  die  Person 
von  der  Armenpflege  Unterstützung  heischt; 
deshalb  „Unterstützungsursachen".  Sie  sind 
„individueller  Art  und  zumeist  formaler  Natur, 
indem  sie  eine  Reihe  von  Umständen  darstellen, 
welche  die  Grundlage  unserer  Wirtschaftsordnung 
—  daß  jedermann  für  sich  und  seine  Familie 
aus  eigenem  Verdienst  oder  Vermögen  den 
Lebensunterhalt  zu  bestreiten  habe  —  für  eine 
bestimmte  Person  hinfällig  erscheinen  lassen". 
Sie  berücksichtigen  nicht,  ob  die  wirtschaftliche 
oder  soziale  Umwelt  des  Individuums  jene 
Ursachen  stärker  oder  schwächer  wirken  läßt. 
Sie  sind  daher  auf  rein  menschliche  Momente  w  e 
Alter,  Körperzustand,  Familienverhältnisse  (Ver- 
waisung, große  Kinderzahl),  Laster  und  Ver- 
brechen zurückzuführen.  —  Mischler  führt  aber 
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unter  den  Untorstützungsursachen  auch  „Ar- 
beitslosigkeit" und  ,,7,u  geringen  Erwerb"  auf, 
welche  sich  anl3er  auf  rein  menschliche  Momente 
doch  oft  auf  allgemein  soziale  Verhältnisse  zurück- 
führen lassen  (Krisen,  niedrige  Entlohnung 
mancher  Frauenberufe,  Heimarbeit).  Rettich 
erweiterte  deshalb  das  Mischlersche  Schema  um 
die  Ursachengruppe  „so?iale  Mißstände".  — 
Auch  nach  Engliä  kann  die  Statistik  nur  die 
Ursachen  der  "Unterstützungsbedürftigkeit  er- 
fassen, das  Ergebnis  des  oft  sehr  langen  und 
verwickelten  Verarmungsprozcsses.  Bei  der 
Ursachenstatistik  handelt  es  sich  um  die  Schluß- 
fragen der  Arbeitsunfähigkeit  bzw.  der  frei- 
willigen oder  unfreiwilligen  Arbeitslosigkeit. 
Diese  Unterstützungsursachen  sind  in  der  Auf- 
einanderfolge der  Verarmungsursachen  die  letzten 
Anlässe,  welche  das  Individuum  der  Armenpflege 
anheimfallen  lassen.  „Bei  den  Verarmungs- 
ursachen denken  wir  in  der  Regel  an  Vermogens- 
verluste,  bei  den  Unterstützungsursachen  auf 
solche  Umstände,  welche  die  Arbeitsfähigkeit 
vermindern  oder  aufheben;  denn  es  kann  nicht 
in  unserem  Sinne  als  arm  angesehen  werden, 
wer  arbeitsfähig  ist  und  Erwerbsgelegenheit  hat" 
(ähnlich  Münsterberg,  3.  Aufl.  Hdw.  d.  St.). 

Aber  darf  sich  die  Statistik  an  solche  Auf- 
fassungen binden,  wenn  sie  dadurch  gezwungen 
wird,  eine  große  Zahl  tatsächlich  Unterstützter 
von  ihrer  Zählung  auszuschließen?  —  Englis' 
Begriff  der  Verarmungsursache  entspricht  etwa 
dem  Seutemannschen  „ersten  Motiv  der  un- 
günstigen sozialen  Lage",  während  seine  Unter- 
Btützungsursache,  die  ihm  allein  statistisch  er- 
faßbar scheint,  sich  annähernd  mit  Seutemanns 
„unmittelbarer  Ursache  der  Notlage"  deckt. 
Den  „unmittelbaren  Anlaß  zur  Unterstützung" 
im  Sinne  Seutemanns  hat  Englis  nicht  berück- 
sichtigt. —  Die  Statistik  des  Armenraad  Amster- 
dam unterscheidet  die  onmiddelijke  aanleiding 
van  den  onderstand  von  dem  achtergrond  van 
de  armlastigheid.  Unter  den  mehreren  Faktoren, 
die  in  den  meisten  Fällen  neben-  oder  nachein- 
ander zur  Verarmung  geführt  haben,  läßt  sich 
weder  das  Gewicht  jeder  einzelnen  bestimmen, 
noch  die  Hauptursache  herausheben;  dagegen  ist 
das  letzte  Glied  in  der  Kette,  der  unmittelbare 
Anlaß,  der  zur  Armenpflege  führt  (plötzlicher 
Unglücksfall  bei  geordneten  Verhältnissen  oder 
„der  letzte  Tropfen,  der  den  Eimer  zum  Ueber- 
laufen  bringt")  stets  eindeutig  gegeben.  Um 
den  Hintergrund  der  Verarmung  zu  ermitteln, 
wurde  nach  gewissen  Verhältnissen  gefragt,  die 
vom  sozialen  Standpunkt  die  wichtigsten  Ur- 
sachen scheinen  (Ripport  S.  43,  Mededel.  T,  58). 

Die  ganze  Frage  gehört  zu  dem  allgemein 
soziologischen  Problem  der  Unterscheidung  von 
„Bedingungen"  und  ,,Bestimmiingsgründen"  bei 
der  Analyse  der  Kausalverhältnisse,  wie  sie 
letzthin  z.  B.  wieder  Karl  Liebknecht  angedeutet 
hat  in  seinen  hinterlassonen  „Studien  über  die 
Bewegungsgesetze  der  gesellschaftlichen  Ent- 
wicklung" S.  24. 

2.  Die  Gliederung  der  Ursachen  ist 
trotz  deren  Vielheit  nur  selten  systematisch 
erfolgt.  Meist  stellt  man  sie  einfach  neben- 
einander. 

Auf  der  Zählkarte  der  Armenstatistik  deut- 
scher Stä.dte  von  1896/97  waren  13  Ursachen 


einzeln  aufgeführt.  Sie  wurden  von  Rettich  in 
Anlehnung  an  Mischler  (s.  o.)  zusammengefaßt 
in  die  sechs  Gruppen: 

Aus  Familienverhältnissen, 

Minderung  der  Erwerbskraft, 

Soziale  Mißstände, 

Sittliche  Defekte, 

Unzulänglichkeit  staatlicher  Einrichtungen, 
Sonstige. 

„Minderung  der  Erwerbskraft"  umfaßt  so- 
zusagen die  historischen  Ursachen  der  Armut, 
Ivrankheit,  Gebrechen,  Alter  und  Alters- 
schwäche, welche  als  höhere  Gewalt  für  die 
Regel  dem  menschlichen  Zutun  entrückt,  von 
jeher  wirtschaftlich  schwache  Menschen  in 
den  Stand  der  Armut  herabgedrückt  haben. 
Sie  beziehen  sich  nur  auf  den  Teil  der  Armen- 
bevülkerung,  der  nicht  infolge  persönlicher 
Unwürdigkeit  armengenössig  wurde  (Württ. 
Jahrb.  IH'J?,  S.  IV,  53).  -  Vermutlich  umfaßt 
diese  Gruppe  nur  Krankheit  usw.  des  Ernährers 
der  Familie,  während  Krankheit  anderer  Fa- 
milienglieder und  dadurch  bewirkte  große  Aus- 
gaben zur  ersten  Gruppe  zu  rechnen  waren').  — 
Praktisch  bewährt  hat  sich  die  in  der  Bremer 
jährlichen  Armenstatistik  seit  1898  mit  nur 
unwesentlichen  Abänderungen  angewandte  Ur- 
sachengliederung, die  sich  an  die  der  Reichs- 
armenzählung von  1885  anlehnt:  Krankheit 
(42%),  unzureichender  Verdienst  (25),  Ge- 
brechen (14),  Altersschwäche  (C),  Abwesen- 
heit des  Ernährers  (5),  Trunksucht  (4),  Tod 
des  Ernährers  (2),  Verwahrlosung  von  Kin- 
dern (1),  Arbeitsscheu  (0,1),  Unsittlichkeit 
((),]),  andere  Ursachen  (1%).  Die  beigefügten 
Zahlen  geben  die  Häufigkeit  in  Hundertteilen 
für  1906/07-1910/11  an,  nach  Funk  S.  99.  Da- 
selbst S.  96  die  ausführliche  Unterteilung  dieser 
Gruppen).  —  Lehrreich  ist  die  eingehende  Ueber- 
sicht  der  bei  der  1885er  Zählung  in  Breslau  an- 
gegebenen Unterstützungs^ründe:  Bresl.  Stat.  12 
S.  II  290.  —  Die  holländische  Einteilung  geht 
aus  der  Tafel  auf  Seite  1031  über  die  Unter- 
stützten der  bürgerlichen  Armenpflege  (Bijdragen 
N.  V.  LXIV  S.  XVI)  hervor: 

Die  Statistik  der  Stadt  Amsterdam  bringt 
die  Armenfälle  in  folgenden  Gruppen  unter: 
Arbeitslosigkeit  durch  außergewöhnliche  Ur- 
sachen; vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit; 
dauernde  Arbeitsunfähigkeit  und  Gebrechlich- 
keit (Invalidität);  Witwenschaft  mit  großer 
Kinderzahl;  Abwesenheit  des  Ernährers  infolge 
Haft  oder  Krankheit  (Stat.  Mitt.  Nr.  25  S.  28).  - 
Die  Statistik  des  Armenraad  Amsterdam  führt 
als  unmittelbare  Unterstützungsanlässe  auf: 
Arbeitslosigkeit;  ungenügenden  Verdienst  oder 
verminderte  Einkünfte;  Altersschwäche;  Krank- 
heit, Schwangerschaft,  Unfall;  Verlassung  durch 
das  Familienhaupt;  Gefängnis  dieses  oder  eines 
der  wichtigsten  Ernährer;  Tod  derselben  Per- 
sonen; andere  und  unbekannte  Gründe.  Außer- 


')  Die  Einteilung  Rettichs  und  sogar  ein- 
zelne Ausführungen  sind  fast  wörtlich,  aber  ohne 
Quellenangabe  von  einem  Herrn  Reichelt  in 
die  Bearbeitung  der  Halleschen  Armenstatistik 
(Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Halle,  Heft  9, 
1910,  S.  100)  übernommen  worden,  dessen  text- 
liche Ausführungen  auch  sonst  öfters  aus 
nicht  kenntlich  gemachten  Zitaten  der  be 
kannten  einschlägigen  Schriften  bestehen. 
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Familien- 
häuptor 

andere 
Familien- 
gliedor 

Einzel- 
personen 

Familicn- 
haupter 

andere 
Familien- 
glicder 

Einzel- 
personen 

Zeitwciliecl  Kranhelt  oder 
{  (ifcll»ctie  und 
.1  körperliche 
Dauernde    )  Gebrechen 

Tod  oder  Abwesenheit  des 

2943 

868 
1667 

1507 
1983 

1491 

98 
41 

481 

989 

571 

620 
1656 

285 
533 

42 

.3 
24 

21 

70 

4 
2 

24 

18 

20 
53 

9 

Zusammen  . 

1  8968 

3100 

3605 

je  100 

dem  werden  als  Verarmimgsursachen  gezählt: 
Alter  des  Ernährers  65-09  Jahre;  desil.  70  J. 
und  älter;  körperliche  Gebrechen  des  Ernährers; 
Trunksucht;  große  Kinderzahl;  mangelndes  Ver- 
antwortlichkcitsgefUhl  (Kindervcrwahrlosung, 
Arbeitsscheu).  —  Kur  Penniylvanien  worden  die 
Verarmungsursachen  für  die  in  offener  Armen- 
pflege stehender  Personen  eingeteilt  in: 

Tod  und  Abwesenheit  des  Ernährers,  unter- 
schieden für  Witwen,  eheverlasscno  Frauen,  un- 
verheiratete Mütter,  Mann  in  Haft,  Mann  Sol- 
dat oder  Seemann, 

Dauernde  Erwerbsunfähigkeit, 

Geisteskrankheit  und  Idiotie. 

Vorübergehende  Krankheit  oder  Arbeitsun- 
fähigkeit a)  bei  alleinstehenden  Frauen,  b)  bei 
verheirateten  und  alleinstehenden  Männern, 
unterschieden  nach  eigener  Krankheit  des 
Mannes  und  Krankheit  oder  Begräbnis  in  der 
Familie. 

Alle  diese  Gruppienin;;cn  haben  kein 
oberstes  Einteilungsprinzip.  Indes  sind  auch  ! 
einige  V'^ersuche  systematischer  Gliederung 
gemacht  worden.  Namentlich  früher  hat 
man  gern  die  Verarmungsursachen  in  ver- 
schuldete und  unverschuldete  einge- 
teilt. 

Vgl.  z.  B.  Roschor,  .\rmftnpflege,  3.  Aufl., 
S.  28;  Sachs.  Stat.  Zeitschr.  1861  S.  80  und  1866 
S.  191  (Statistik  der  Armenhäuser).  In  der 
letzteren  gelten  als  selbstverschuldete  Ursachen: 
Trunksucht;  Arbeitsscheu,  Faulheit;  Leichtsinn, 
Liederlichkeit;  früher  erlittene  Strafen;  Unver- 
träglichkeit. Zank  und  Streitsucht.  Ihnen  stehen 
als  unverschuldete  u.  a.  gegimüber:  Krankheit 
in  der  Familie,  Gebrechliclikeit,  hohes  Alter, 
zahlreiche  Familie,  Scheidung,  Tod  des  Ehe- 
gatten, Brandunglück  u.  dgl.,  allgemeine  Er- 
werbslosigkeit. —  Schon  Böhmert  lehnte  diese 
Scheidung  als  sehr  unsicher  ab:  weil  die  tieferen 
verschuldeten  Ursachen  oft  als  unverschuldete 
lutage  treten,  weil  einzelne  Ursachen  sowohl  zu 
den  verschuldeten  wie  unverschuldeten  gerechnet 
werden  können  und  weil  manche  Ursache  in  bezug 
auf  den  Unterstützten  als  unverschuldet,  in  bezug 
auf  dessen  Ernährer  als  verschuldet  sich  heraus- 
stellt (77  Städte  I  S.  115).  Um  Vergleichbarkeit 
mit  früheren  Bearbeitungen  zu  erzielen,  faßte 
aber  auch  er  die  Verarmungsursachen  schließlich 
in  die  beiden  Gruppen  zusammen.  Dabei  wurden 
solche  Ursachen  unter  die  verschuldeten  ein- 
gereiht, die  entweder  die  Unterstützten  selbst 
oder  deren  gesetzlich  verpflichtete  Ernährer  (I) 
herbeigeführt  hatten.  „Also  auch  Verlassen 
seitens  des  Ernährers,  Strafverbüßuug  des  Er- 


nährers, Schwangerschaft  hatte  unter  den  ver- 
schuldeten Ursachen  Platz  zu  finden,  weil  es  sich 
mit  seltenen  Ausnahmen  um  Schwangerschaften 
unverehelichter  Frauenspersonen  handelt"  (Sachs. 
Stat.  Zeitschr.  1893,  S.  121).  Dieselbe  Zeitschr. 
1888  S.  64  stellt  die  objektiven  oder  natürlichen 
Ursachen  den  subjektiven  oder  selbstverschul- 
deten gegenüber.  —  Vgl.  auch  Englis,  Tab  IV  B 
und  Webb,  .Vrmut  S.  170.  —  Philippovich 
trennte  innerhalb  der  individuellen  Ursachen 
zwischen  unverschuldeten  und  verschuldeten, 
unter  letzteren  auch  große  Kinderzahl  (I)  undUn- 
wirtschaftlichkeit  rechnend,  die  doch  oft  ein  an- 
geborener psvchischer  Mangel  oder  durch  trau- 
rige, sozial  bedingte  Lebensumstände  bedingt 
ist,  welche  zur  Entwicklung  des  wirtschaftlichen 
Sinnes  so  gar  keine  Anregun»  boten.  —  Neben 
den  individuellen  bestehen  die  außerhalb  der 
Person  des  Verarmten  begründeten  Ursachen  der 
gesellschaftlichen  Ereignisse  (einschließlich  Ar- 
beitslosigkeit) und  der  natürlichen  (Elementar-) 
Ereignisse. 

Offenbar  verlangt  die  Ursachcnglicdcrung 
eingehendes  Nachdenken  über  das  Wesen 
der  Verarmung.  Auch  der  Statistiker,  wenn 
er  mehr  als  ein  formalistischer  Tabellen- 
knecht sein  und  sachlich  gute  Nachweise 
liefern  will,  muß  sich  mit  den  verschiedenen 
j\jinutstheorien  befassen,  wie  deren  einige 
z.  B.  von  den  Webb  (deutsche  Ausgabe  S.  8 
und  174ff.  Vgl.  auch  Rowntree  S.  136  über 
die  drei  Armutsphasen  im  Leben  der  meisten 
Arbeiter  und  über  die,,primary"  poverty  line, 
mit  Diagramm)  zusammengestellt  sind;  ohne 
zwar  sich  auf  eine  einseitige  Auffassung  fest- 
zulegen. Streng  neutral  sollte  er  alle  zähl- 
baren Faktoren  nachweisen  und  den  ver- 
schiedenen Theorien  gleichmäßig  Unter- 
lagen für  ihre  Studien  bieten.  Deshalb 
fragt  sich,  ob  die  Statistik  überhaupt  die 
Ursachen  nach  einem  obersten  Prinzip 
gliedern  soll.  —  A"ch  diejenigen  Ursachen 
sollten  hervortreten,  welche  Gegenstand 
besonderer  Maßnahmen  der  Fürsorge  oder 
z.  B.  der  Sozialversicherung  usw.  sind. 
Wertvolle  Winke  für  die  Ursachengliederung 
geben  auch  die  neuerlichen  Erörterungen 
über  die  gesetzliche  Neuregelung  der  öffent- 
lichen Wohlfahrtspflege  (vgl.  u.  a.  Soziale 
Praxis  1922,  Nr.  50,  Sp.  1372/73),  wobei 
z.  B.  auf  der  einen  Seite  die  durch  versiche- 
rungsähnliche Fürsorge  geschützten  Fälle 
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der  Gebärenden,  Kranken,  Unfallverletzten, 
Invaliden,  Greisen  und  Arbeitslosen  getrennt 
werden  von  dem  Gebiet,  das  der  öffentlichen 
Armenunf erstützung  übrig  bleiben  sollte. 
Diese  habe  sich  vor  allem  zu  erstrecken  i 
auf  die  zur  Selbsthilfe  unfähigen  lüuder 
und  Jugendlichen  (Waisen,  Uneheliche),  auf ; 
die  Asozialen;  auf  die  wegen  körperlicher  und 
geistiger  Defekte  Minderwertigen,  auf  die 
Unwirtschaftlichen  und  schließlich  auf  alle 
diejenigen,  deren  eigene  Arbeitskraft  oder 
deren  Familie  nicht  stark  genug  sind,  vor 
Not  zu  schützen. 

Natürlich  sind  auch  frühere  Unterschei- 
dungen dieser  Art  heranzuziehen,  wie  bei  M. 
V.  Hecke!  im  W.  d.  V.  I.,  S.  220.  Frucht- 
bar ist  Roschers  Zweiteilune:  zu  geringe  Produk- 
tion, zu  große  Konsumtion.  Erstere  rührt 
daher,  daß  der  Arme  nicht  arbeiten  kann, 
oder  will,  oder  keine  Gelegenheit  dazu  findet 
(vgl.  die  von  Roscher  mitgeteilten  Gliederungen 
bei  Mayhew  (1861):  in  Arbeitslose,  Arbeits- 
unfähige und  Arbeitsscheue  —  „those  that  will 
work,  those  that  caunot  work,  ard  those  that, 
will  not  work"  —  und  bei  Fallati:  in  natürlich 
willkürlich  und  eesellschaftlich  Alme).  So  läßt 
sich  etwa  folgendes  Schema  aufstellen:  1.  zu 
geringe  Produktion:  a)  physische  Arbeitsunfähig- 
keit (Greise,  Gebrechliche,  Uneheliche,  Waisen); 
b)  Arbeitsscheu  (Bettel);  c)  .soziale  Arbeitsun- 
fähigkeit (Arbeitslosigkeit)  infolge  von  Absatz- 
krisen, Uebervolkerung;  2.  zu  große  Kon- 
sumtion: d)  große  Kinderzahl;  e)  Verschwendung, 
Trunksucht,  Spielsucht;  f)  kostspielige  Krank- 
heiten; g)  Feuer-,  Wasser-  und  Kriegsscbäden. 

Obwohl  Roscher  seine  Gliederung  ohne 
Ansehen  statistischer  Bedürfnisse  machte,  be- 
deutet sie  für  die  armenstatistische  Methodik 
einen  wesentlichen  Schritt  vorwärts.  —  Eine 
andere  ähnlich  fruchtbare  neue  Gliederung  hat 
später  Englis  gegeben.  Elementarereignisse, 
Verschwendung  u.  dgl.  dürften  nicht  vorkommen. 
Die  Klassifizierung  wie  auch  die  Erhebung  der 
Armutsursachen  müssen,  um  ein  einheitliches 
Bild  zu  liefern,  von  einem  einzigen  Gesichts- 
punkte aus  erfolgen  und  dieser  sei  die  Erwerbs- 
tätigkeit. Eine  Ausnahme  machen  nur  die  un- 
selbständigen Waisen  bzw.  ellernverlassenen 
Kinder,  für  die  als  Unterslützungsursache  die 
Verwaisung  i.  w.  S.  in  Betracht  kommt,  in  den 
beiden  (für  Ehefrauen  nur  als  Nchcnursachen 
zulässigen)  Gruppen:  Tod  des  Ernährers;  Im- 
Stioh-Lassen  seitens  des  Ernährers.  Für  alle 
übrigen  Unterstützten  (bzw.  deren  Ernährer) 
gelten  die  folgenden  Gruppen:  1.  Nicht  arbeits- 
fähig wegen  a)  hohem  Alter,  Invalidität,  b)  Siech- 
tum, dauerndem  kürperlichi  m  Gebrechen,  c)  vor- 
übergehender Krankheit,  d)  geistigen  Gebrechen, 
e)  anderen  Ursachen;  2.  Arbeitsfähig,  aber  f)  kann 
keine  Arbeit  finden,  g)  Erwerb  reicht  nicht  hin: 
weil  minder  arbeitsfähig,  wegen  großer  Kinder- 
zahl, weil  nicht  eine  genug  lohnende  Aroeit  zu 
finden  ist,  h)  arbeitsscheu,  i)  sonstige  Gründe. 
Für  alle  Unterstützten  wurde  auch  noch  nach 
der  Trunksucht  gefragt.  Klumker  betrachtete 
die  Verarmung  (ihre  Ursachen  freilich  nicht 
damit  erschöpfend)  als  Folge  der  Unwirt- 
schaftlichkeit.  Er  unterschied  drei  Arten  wirt- 
schaftlicher Fähigkeit,  die  in  höchst  verschie- 


denem Maße  beim  Einzelnen  vorhanden  sein 
können:  1.  die  Fähigkeit  zu  Güter  erzeugender 
Tätigkeit,  2.  die  Fähigkeit,  diese  Tätigkeit  zum 
Erwerb  für  sich  selbst  zu  benutzen,  3.  die  richtige 
Verwendung  des  Erworbenen  im  eigenen  Haus- 
halt. Die  UnWirtschaftlichkeit  in  jeder  dieser 
einzelnen  Richtungen  kann  so  groß  sein,  daft 
sie  selbst  sehr  starke  Wirtschaftlichkeit  in  den 
anderen  Richtungen  überwiegt  und  trotz  ihrer 
zur  Verarmung  führt. 

Diese  Beispiele  systematischer  Gliederung 
der  Verarmungsursachen  dürften  zur  Ein- 
führung in  die  Problematik  genügen.  Prak- 
tisch schließen  sich  die  verschiedenen  Gliede- 
rungen nicht  immer  aus.  Man  kann  sie  ver- 
einigen, indem  man  sie  als  Einteilungs- 
prinzipien verscliiedener  Rangordnung  zu- 
sammenfügt. Offenbar  ist  die  Armut  in 
erster  Linie  eine  wirtschaftliche  Erschei- 
nung. ,,Arm"  im  Sinne  der  Armenstatistik 
sind  diejenigen  Personen,  welche  nicht  ohne 
Hilfe  öffentlicher  bzw.  halböffentlicher  Ar- 
menpflege oder  privater  Wohltätigkeit  ihr 
und  ihrer  Familie  Leben  zu  fristen  vermögen 
bzw.  aus  diesem  Grunde  unterstützt  werden. 
Dafür  ist  vor  allem  entscheidend  die  Ar- 
beitsfähigkeit. Viele  Leute  verfallen  der 
Verarmung  infolge  ganz  oder  teilweise  feh- 
lender Fähigkeit,  durch  Arbeit  ihren  Lebens- 
unterhalt zu  erwerben  (Alter,  dauernde 
Krankheit  und  Gebrechen).  Es  ist  wichtig 
diese  Fälle  von  vornherein  abzusondern,  in 
denen  Klumkers  , .Fähigkeit  zu  Güter  er- 
zeugender Tätigkeit"  mehr  oder  weniger 
fehlt.  Sie  unifassen  etwa  die  Mayhewschen 
Armen  ,,that  cannot  work".  Bei  den  übrigen 
Fällen,  also  denen  mit  voller  Arbeitsfähigkeit, 
ist  mit  Roscher  zu  unterscheiden,  ob  die 
Ursachen  in  ungenügender  Produktion  (wie 
auch  bei  der  vorhergehenden  Gruppe)  oder 
aber  in  zu  großer  Konsumtion  liegen. 
Schlechte  Produktionsverhältnisse  wären 
dort,  wo  der  Arme  seine  Fähigkeit  zu  Güter 
erzeugender  Tätigkeit  nicht  zum  Erwerb  für 
sich  selbst  zu  benutzen  vermag  (Klumker), 
also  in  den  Fällen  von  Arbeitsscheu  (,, those 
that  will  not  work")  und  ungeeignetem  Be- 
ruf. Dann  in  den  wichtigen  Fällen  der  durch 
,, soziale"  Verhältnisse  bedingten  Arbeits- 
losigkeit und  des  zu  geringen  Verdienstes. 
Ungünstige  Konsumtionsverhältnisse  kön- 
:  nen  zur  Verarmung  führen  einmal  in  den 
1  Klumkerschen  Fällen,  in  denen  ,,die  rich- 
tige Verwendung  des  Erworbenen  im  eigenen 
Haushalt"  mangelt  (UnWirtschaftlichkeit); 
sodann  wo  die  Erziehung  einer  großen  Kin- 
derzahl oder  Krankheit  usw.  in  der  Familie 
ungewöhnlich  große  Ausgaben  verursacht. 
All  das  ergibt  in  groben  Umrissen  das  folgende 
Schema.    (S.  1033  oben.) 

Zum  Vergleich  mögen  zwei  andere  Gliede- 
rungen dienen.  Thode  gibt  „in  den  gröbsten 
Zügen"  diese  Uebersicht  der  Armutsursachen. 
A.  Fehlendes  oder  unziueichendes  Einkommen: 
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Zu  geringe  Produktion 

I.  Volle  oder  teilweise  Arbeitsunfähigkeit 

Kein  bzw.  ungenügender  Verdienst  ...        1.  infolge  Mangelsnalürlicher  Kürsorge,  Fehions 

des  normalen  Ernährers  (bei  verwaisten 
Kindern;  auch  Witwen?); 


II.  Volle  Arbeitsfähigkeit 

A.  Kein  bzw.  ungenügender  Verdienst  .  . 


2.  infolge  von  Alter,  dauernder  Krankheit  oder 
Gebrechen  des  Petenten  selbst; 

3.  infolge  Arbeitsscheu  und  Trunksucht  bzw. 
zugeeignetem  Beruf; 

4.  infolge  sozial  bedingter  Arbeitslosigkeit  bzw, 
zu  gering  entlohnter  Beschäftigung. 


Zu  groBe  Konsumtion 
B.  Normaler  Verdienst,  aber  außerordent- 
liche Ausgaben   5.  infolge  Unwirtschattlichkeit; 

6.  infolge  groller  Kinderzahl; 

7.  infolge  Krankheit  usw.  in  der  Familie. 


1.  Willensschwäche,  (Arbeitsscheu,  Wandertrieb, 
Trunksucht),  2.  volle  oder  teilweise  Arbeits- 
unfähigkeit (Schwächlichkeit,  körperliche  oder 
geistige  Fehler,  Wochenbett,  Unenlbehrlichkeit 
der  Mutter  im  Haushalt,  abstoßende  Eigen- 
schaften, sittliche  Mängel;,  3.  fehlende  Arbeits- 
gelegenheit. B.  Zu  hohe  Ausgaben:  4.  zahlreiche 
Familie  (erhebliche  Zahl  unselbständiger  Kinder, 
alte  Eltern  oder  Schwiegereltern,  kränkliche 
Geschwister  usw.),  5.  Verschwendungs-,  Ver- 
gnügungs-  und  Trunksucht  —  letzlere  aber  auch 
unter  Ziüer  II),  6.  mangelhafte  Führung  des 


Haushalts  (Zeitschr.  f.  d.  Armenwe.sen  14.  Jahr 
1913  S.  37).  -  Rowntreo  betrachtete  als  „pri- 
märe" Armut  die  Fälle,  deren  gesamte  Ein- 
nahmen (einschl.  der  im  Haushalt  lebenden 
Kinder)  nicht  genügen,  das  Minimum  der  rein 
physischen  Lebensbedürfnisse  zu  beschaffen 
(insuffic  iency  of  income).  An  der  sekundären 
Armut  sind  übergroße  Ausgaben  schuld.  Um  die 
letzten  Ursachen  der  Armut  zu  finden,  müßt» 
man  die  ganze  soziale  Frage  aufrollen.  Nach  den 
unmittelbaren  Ursachen  dagegen  verteilten  sich 
die  Fälle  primärer  Armut  wie  folgt: 


Armutsursachen 

Haus- 
haltungen 

mit  insgesamt 
Personen 

darunter 
Kinder 

Zu  geringer  Verdienst  trotz  regelmäßiger  Beschäftigung 

403 
146 
38 
51 
187 
640 

1130  =  16% 

370  =  5% 
167  =  2% 

205  =  3% 
1602  =  22% 
3756  =  52% 

46<j 
81 
78 
94 
1122 
2380 

zusammen 

1405 

7230  =  100% 

4215 

')  einschl.  14  Fälle  von  Verlassensein  durch  Ehemann. 


Diese  Volksschicht  macht  15%  der  Arbeiter- 
schaft und  10%  der  gesamten  Einwohnerzahl  der 
Stadt  York  aus.  Hinzu  kommen  noch  13000 
Personen  oder  18%  der  Bevölkerung  in  sekun- 
därer Armut,  so  daß  insgesamt  fast  30%  der 
Einwohner  nach  dem  Armutsmaßstabe  des  eng- 
lischen Großindustriellen  (mit  dem  durch  liebe- 
volles Einfühlen  in  den  Nächsten  geschulten 
Blick  des  Quäkers)  das  Minimum  ihrer  1 
physischen  Lebensbedürfnisse  nicht  befriedigen 
könnten.  Unter  die  Ursachen  der  sekundären 
Armut  rechnete  Rowntree  vor  allem  Trunk-  und 
Spielsucht  und  andere  Laster,  schlechtes  Haus- 
balten und  ungewöhnliche  Ausgaben,  die  oft 
durch  unregelmäßiges  Einkommen  veranlaßt 
waren  (S.  86  117 ff.,  140). 

Im  Einzelfall  können  mit  den  unge- 
nügenden Einnahmen  auch  noch  außer- 
ordentliche Ausgaben  zusammen  auftreten. 
Das  wäre  dann  eine  Kombination  mehrerer 


Ursachen.  Mit  der  vorliegenden  Schemati- 
sierung der  Ursachen  hat  das  nichts  zu  tun. 

Eine  Lücke  weist  das  Schema  noch  auf,  e» 
bezieht  sich  nur  auf  alleinstehende  erwachsene 
Personen  und  verheiratete  Männer  mit  Familien, 
nicht  auf  alleinstehende  Kinder  und  Familien, 
in  denen  der  Ehemann  fehlt,  also  die  Fälle  ohne 
Ernährer.  —  Der  Begriff  des  Ernährers  wird  auf 
den  Ehemann  bzw.  die  Eltern  (nicht  den  unehe- 
lichen Vater)  zu  beschränken  .sein.  Eine  Aus- 
dehnung auf  den  Sohn  oder  Bruder,  der  Mutter 
oder  Schwester  ernährt  (Böhmert,  Sächs. 
Bearb.  d.  Reichsarmenstat.  1881;  Sächs.  Stat. 
Zeitschr.  1882  S.  31),  ist  abzulehnen.  Ein 
Wegfall  des  Sohns  (Bruders)  als  Ernährer  kann 
nicht  als  eigentliche  Verarmungsursache  ange- 
sehen werden,  seine  bisherige  Unterstützung 
hatte  nur  den  früheren  Eintritt  der  Armenpflege 
aufgehalten.  Ebensowenig  ist  bei  Versagen  der 
unterstützungspflichtigen   und  -fähigen  Angc- 
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hörigen  gegenüber  Eltern  und  Geschwistern 
„mangelnde  Alimentation"  als  Verarmungs- 
ursaclie  anzugeben,  so  wertvoll  zu  wissen  wäre, 
wie  oft  sich  jene  Personen  ihrer  Unterstützungs- 
pflicht entziehen.  Im  Gegensatz  zu  der  Bundes- 
ratsanweisung für  die  R:'ichsarmenstatistik  18S5 
forderte  Biihmert  eine  Einschränkung  des  Be- 
griffs des  Ernährers  auf  die  Fälle  unerwachsener 
Kinder,  „da  bei  normalen  Verhältnissen  eine 
erwachsene  Person  sich  ohne  fremde  Hilfe  selbst 
ernähren  muß",  (also  Witwe  mit  zahlreichen 
Kindern  unter  „große  Ivinderzahl"  statt  ,,Tod 
des  Ernährers",  Sachs.  Stat,  Zeitschr.  1887 
S.  2n4).  Dieser  Grundsatz  wurde  jedoch  von 
Böhmert  nicht  konsequent  durcligeführt;  damals 
und  in  der  Armenstatistik  von  1890  (daselbst  1887 
S.  204  u.  241;  1893  S.  109)  wie  in  der  Armen- 
statistik des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege 
waren  auch  die  se'.bstunterstützten  Frauen  ge- 
trennt nach  der  ,, eigenen  Unterstützungsursache" 
und  nach  der  „Unterstützungsursache  des  Er- 
nährers", um  die  wegen  Trunksucht,  Arbeitsscheu, 
Altersschwäche  usw.  des  Ernährers  Selbstunter- 
stützten von  den  wirklich  Trunksüchtigen,  Ar- 
beitsscheuen, Altersschwachen  zu  trennen  (ebenso 
Mischler,  Steiermark,  Tab.  CXIV,  S.  248). 

Englis  fragte  nach  den  Verhältnissen  des 
Ernährers  nur  bei  Kindern  und  —  als  Neben- 
ursache —  bei  den  Ehefrauen  ohne  die  ehe- 
geschiedenen, verlassenen  und  verwitweten 
Frauen.  Die  letzteren  drei  Frauengruppen  sind 
als  wirtschaftlich  selbständig  anzusehen.  Da- 
gegen muß  man  von  den  Kindern  und  Ehe- 
gattinnen annehmen,  daß  für  sie  normalerweise 
von  jemand  anderem  gesorgt  wird.  Für  sie 
interessiert  zunächst,  warum  sie  nicht  von  den 
hierzu  verpflichteten  Personen  ernährt  werden; 
bei  den  verheirateten  Frauen  außerdem,  und  zwar 
vor  allem,  warum  sie  sieh  nicht  selbst  ernähren 
können.  Die  Frage  nach  dem  Ernährer  ergibt 
für  die  Ehefrauen  demnach  nur  Nebenursachen 
(Armenwesen  Böhmen  S.  LVIII/IX,  LVIV/VI; 
wertvoll!).  Und  da  außerdem  die  Ehefrauen, 
solange  sie  mit  dem  Manne  zusammen  leben,  bei 
paarweiser  Zählung  nicht  als  Selbstunterstützte 
auftreten,  so  kommt  das  Engli  sehe  Verfahren 
auf  die  Forderung  Böhmerts  hinaus,  daß  ein 
arbeitsfähiger  Erwachsener  unter  normalen  Ver- 
hältnissen sich  selbst  ernähren  muß.  Dieser 
Standpunkt  ist  der  richtige.  Seine  Durchführung 
erfordert,  daß  die  Tabellen  der  Unterstützungs- 
ursachen gleichzeitig  nach  dem  Familienstand 
und  nach  dem  Geschlecht  der  Unterstützten  aus- 
gegliedert werden.  Die  Witwen  und  die  übrigen 
alleinstehenden  Frauen  dürfen  nicht  mit  den 
männlichen  Unterstützten  zusammengeworfen 
werden. 

Meinem  Schema  der  Verarmungsursachen 
wäre  demnach  nur  beizufügen: 

Für  selbstunterstützte  Kinder:  Verwaisung 
(einschl.  Verlassensein). 

Immerhin  so  schön  solche  Systematiken 
auch  mitunter  dem  Theoretiker  scheinen 
mögen,  der  Praktiker  der  Armenpflege,  dem 
die  Eigenheiten  seiner  Fälle  in  der  persön- 
lichen Arbeit  lebendig  geworden  sind,  sträubt 
sich  oft  dagegen,  ihre  mannigfaltige  Fülle 
in  ein  solches  Schema  zu  pressen;  nicht  zum 


wenigsten  auch  weil  die  psychologischen 
Verhältnisse  dabei  zu  kurz  kommen. 

Für  die  mehrfach  erwähnte  Zürcher  Privat- 
erhebung von  1912/14  wurden  deshalb  nach  ein- 
gehenden Erwägungen  das  hier  entwickelte 
Schema  abgelehnt  und  zui*  vollen  Zufriedenheit 
der  Bearbeiter  eine  Kombination  von  Verar- 
mungsursachen und  Unterstützungsgründen  an- 
gewandt, wobei  als  Verarmungsursachen  gezählt 
waren: 

Moralische  Minderwertigkeil;  mangelhafte  Cha- 
rakterbildung; unpraktische  Lebens-  und 
Haushaltsführung  (diese  drei  Gruppen  mach- 
ten 33%  sämtlicher  Fälle  aus); 

Alter,  Siechtum  und  Gebrechen  Unfall  und 
Krankheit  (42%); 

Mangel  der  natürlichen  Fürsorge,  Tod  des  Er- 
nährers usw.  (12%); 

Große  Kinderzahl  (7%); 

Ungünstige  Erwerbsverhältnisse(  Arbeitsstockung, 
ungenügender  Verdienst  usw.  (4%,). 
Als  verschiedene  und  unbekannte  Ursachen 
blieben  nur  2%.  —  Die  annähernd  3000  Fälle 
wurden  zugleich  nach  den  unmittelbaren  Gründen 
der  Unterstützung  ausgezählt;  unter  diesen  waren 
am  zahlreichsten: 

Krankheit,  Unfall,  Schwangerschaft;  Arbeits- 
losigkeit, beschränkte  Erwerbsfähigkeit;  un- 
regelmäßiger Verdienst;  große  Kinderzahl; 
bösliche  oder  unfreiwillige  Abwesenheit  des 
Ernährers.  Nährpflichtverletzung;  Verwai- 
sung und  uneheliche  Geburt. 

Es  ergab  sich  das  Bedürfnis,  die  Fälle 
herauszuheben,  wo  die  Unterstützung  zur 
Befriedigung  eines  bestimmten  Notstandes 
geschah,  wie  z.  B.  zur  Tilgung  von  Schulden, 
als  Beihilfe  für  größere  Anschaffungen,  für 
Berufslehre,  für  Fortzug  und  zur  Linderung 
der  ersten  Not  bei  mittellosem  Zuzug. 
Offenbar  haben  diese  Anlässe  der  Unter- 
stützung einen  anderen  logischen  Rang  als 
die  Unterstützungsgründe,  mit  denen  sie  in 
eine  Reihe  gestellt  werden.  Von  Verarmung 
i  wird  man  in  manciien  dieser  Fälle  wohl  über- 
■  haupt  nicht  spreclien  dürfen.  Bei  jeder 
Ivlassifikation  der  Verarmungs-  und  Unter- 
!  Stützungsursachen  wird  man  damit  zu 
rechnen  haben,  daß  nicht  alle  Unterstützungs- 
fälle in  gleichem  Gr:ide  verarmt  sind  und  also 
Ursachen  bzw.  Gründe  von  verschiedenem 
logischen  Rang  koordiniert  nebeneinander 
in  das  System  aufnehmen  müssen.  Mancher 
Umstand,  der  das  eiue  Mal  zur  Verarmung 
führt,  veranlaßt  in  anderen  Fällen  ledig- 
lich die  Unterstützung,  während  die  tieferen 
Ursachen  der  Verarmung  anderwärts  liegen. 

Sehr  wertvolle  Einblicke  gewährt  die 
Kombination  von  Verarmungsursachen  und 
Unterstützungsgründen.  So  zeigte  z.  B.  die 
Zürcher  Erhebung,  daß  unter  den  442  wegen 
Arbeitslosigkeit  Unterstützten  fast  200 
Fälle  infolge  individueller  Mängel  verarmt 
waren.  Vgl.  auch  Armenraad  Amsterdam  I 
S.  68,  II  S.  63.  Derartigeins  einzelne  gehende, 
auf  intimster  Kenntnis  der  Fälle  beruhende 
und  viel  Sorgfalt  erfordernde  Feststellungen 
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können  bei  größeren  amtlichen  Statistiken  I 
kaum  zuverlässig  durcliKefülirt  werden.  Ge- 
rade hier  hängt  so  viel  von  jener  einheitlichen 
Auffassung  ab,  welche  sich  bei  einer  Vielheit 
von  Zählpersonen  selbst  durch  die  genaueste 
Anweisung  schwerlich  erreichen  läßt. 

3.    Zusammentreffen    mehrerer  Ur- 
sachen.   Nicht  immer  ist  nur  eine  einzige 
eindeutige  Ursache  vorhanden;  meist  sind 
es  mehrere,  die  zeitlich  nachfolgende  tllieder 
einer  Kette  sind  oder  gleichzeitig  nebenein- 
ander gemeinsam  wirken  oder  aber  ohne  1 
inneren  Zusammenhang  erscheinen  (z.  B. 
wenn   dieselbe   Person   während   der  Er- ' 
hebiingsperiode  einmal  wegen  Krankheit,  ein 
anderes  Mal  wegen  Arbeitslosigkeit  unter- , 
Btützt  werden  muß).   Evert  verbreitete  sich  ^ 
ausführlich   darüber,  vertraute  aber  dem  • 
einfachen  Sinne  des  mit  den  Einzelfallen 
bekannten  Armcnpflegers,  dessen  Angaben 
von  der  Statistik  einfach  übernommen,  dann 
aber  auch  sämtlich  ausgezählt  werden 
sollten  (S.  89/90). 

Die  Reichsstatistik  von  1885  berücksichtigte 
Ursachenkoraplcxe  nicht,  sondern  ließ  für  jeden 
Fall  nur  eine  Ursache  gelten,  als  wnltihe  die- 
jenige gezählt  wurde,  von  wnlchcr  angonommon 
worden  durfte,  daß  sie  die  andere  hervorgerufen 
hütte  oder  auch  bei  deren  Wogfall  voraussichtlich 
die  HilfsbodUrftigkeit  herbeigoführt  haben 
würde  (Pr?uß.  Star.  Zeitschr.  S.  G4;  da- 

selbst auch  die  preußischen  Grundsätze  der  Aus- 
wahl). —  Gegen  die  preußische  Anleitung,  alle 
Ursachen  anzugeben,  aie  gleichzeitig  zusammen- 
gewirkt haben  Breslau  Stat.  12  S.  II  2G8. 

Doch  haben  auch  die  Breslauer  Tabellen  X 
und  XI  die  Kombination  aller  genannten  Ur- 
sachen. Solche  ,. familienweise''  Auszählung 
der  Ursachenkomple.\e  hat  ferner  Böhmen. 
Tabelle  S.  LXIII  läßt  z.  B.  ersehen,  wie  oft  große 
Kinderzahl  als  Nebenursache  in  Kombination 
mit  den  Ilaup tursachen:  hohes  Alter  bzw. 
körperliches  Gebrechen.  Mangel  an  Erwerb  usw. 
vorgekommen  ist.  Die  dritten  Ursachen  (Neben 
Haupt-und  Nebenursachen),  weichesporadischer 
weise  auf  den  Zählkarten  vorkamen  und  in  der 
Regel  den  Verarmungsprozeü  betrafen,  blieben 
hier  außer  Betracht.  In  Breslau  dagegen  sind 
diese  dritten,  sogar  vierten  und  weiteren  Ur- 
sachen noch  berücksichtigt  worden,  insgesamt 
297  (1)  Kombinationen  S.  298.  -  Vgl.  auch  die 
ausführlichen  Nachweise  für  Dresden  189G/97 
(Anhang  Verw.-Bericht  1898,  Tab.  VI,  3.  S.  19* ff., 
gekürzt  bei  Klumker,  S.  138*).  —  Die  Neefe- 
schen  Vorschläge  zu  der  Armenstatistik  deutscher 
Städte  1896/97  berücksichtigten  die  Neben- 
nrsachen  nur  soweit  in  den  Tabellenentwürfen 
bei  den  einzelnen  Ilauptursachcn  die  Fälle  aus- 
geschieden waren,  in  denen  die  genannte  Haupt- 
ursactie  „in  Verbindung  mit  anderen  Ursachen" 
aufgetreten  waren  (die  „m a"-Fälle).  —  Die 
Statistik  des  Armenraad  Amsterdam  macht  eine 
dreifactie  Kombination:  die  ursprünglichen  Ver- 
armungsursachen werden  nach  ihrem  partei- 
weisen Zusammentreffen  gezählt  und  diese  Kom- 
plexe noch  einmal  mit  den  Unterstützungs- 
anlässen kombiniert. 


Außer  dieser  komplexen  Verarbeitung,  wo  die 
Partei  die  Zähleinlioit  bildet,  lassen  sich  die 
Ursachen  auch  atomistisch  zählen,  so  daß  sie 
selbst  die  Zähleinheit  abgeben.  Wo  derart  jede 
Ursache  so  oft  gezählt  wird,  als  sie  angegeben  ist, 
ergibt  sich  das  Gewicht  der  einzelnen  Ursachen, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Armen  (Breslau 
12  S.  II  290;  Steiermark  S.  240,  Tab.  S.  248, 
Zahlen  in  Klammer;  Böhmen  S.  LX,  Dresden 
S.  IG*). 

Auf  der  Zählkarte  der  Armenstatistik  1896/97 
war  neben  den  Ursachen  der  Unterstützungs- 
bedürftigkeit, die  im  einzelnen  Falle  zutrafen, 
anzugeben,  durch  welche  der  (selbst-  oder 
mitunterstützten)  Personen')  die  Unter- 
stützung veranlaßt  wurde.  Diese  Unter- 
scheidung wurde  i.  allg.  so  verwertet,  daß  bei 
jeder  Ilaupt-Unterstützungsursache  in  drei  Zeilen 
unterschieden  wurden:  die  Fälle,  in  denen  die 
Ursache  in  der  eigenen  Person  des  Selbstunter- 
stützten (Familienhaupt  bzw.  Einzelperson) 
wirksam  gewesen  war  (K),  und  die  Fälle,  in  denen 
die  Ursache  Angehörige  betraf  (A),  sowie 
schließlich  die  Fälle,  in  denen  sich  die  Unter- 
stützungsursache auf  beide  Kategoren  {K  und  A) 
gleichzeitig  erstreckte.  —  Dresden  schied  noch 
unter  den  A-Fällcn  diejenigen,  in  denen  die  Be- 
dürftigkeit eines  Kindes  die  linterstützung  ver- 
anlaßt hatte,  aus.  In  Tab.  VI,  1  sind  bei  jeder 
Unterstützungsursacho  in  drei  Zeilen  getrennt 
nachgewiesen  die  Fälle,  in  denen  der  Mann, 
bzw.  die  Frau,  bzw.  die  Kinder  dieUntersI  Utzungs- 
bedürftigkcit  herbeiführten.  Dagegen  fehlt  hier 
eine  besondere  Hervorhebung  der  ,,E"-  und 
„A"-Fällc,  und  zwar  weil  hier  nach  Untcr- 
stützungsursachen  und  nicht  nach  Par- 
teien gezählt  ist  (aus  dem  gekürzten  Abdruck 
bei  Klumker  S.  157*  nicht  ersichtlich).  Aber 
die  Tabellen  lassen  sich  auch  nach  Parteien  auf- 
machen, indem  bei  jedem  Falle  nur  die  Ilaupt- 
ursache  berücksichtigt  wird. 

Für  gewisse  Betrachtungen  ist  es  wichtig, 
die  Ursachen  außer  nach  Parteien  auch  nacn 
unterstützten  Personen  auszuzählen  (vgl.  Bre- 
men S.  90.  Gering  gewertet  von  Kollmann, 
Statistik  i.  Dt-schld.  II  S.  87). 

4.  Einzelne  Ursachen.  Die  Ursachen 
sind  nicht  nur  zu  gliedern,  sondern  es  muß 
auch  klar  bestimmt  werden,  was  unter  jede 
einzelne  begriffen  werden  soll.  Unter  der 
gleichen  Bezeichnung  läßt  sich  sehr  Ver- 
schiedenes verstehen  und  die  bisherigen  Sta- 
tistiker weichen  denn  auch  in  der  IJegriffs- 
bestimmung  erheblich  voneinander  ab.  Das 
erschwert  die  Vergleiche. 

Z.  B.  soll  bei  Witwen  mit  vielen  Kindern  der 
Tod  des  Ernährers  oder  die  großeKinderzahl 
alsUrsache  gelten?  Für  ersteren  entschieden  sich 
die  Vorschriften  des  Bundesrats  für  die  deutsche 
Armenzählung  1885  (Stat.  Deutsch.  Reichs  N.  F. 
29  S.  13*.  Ferner  Hamburg  Stat.  14,  2  S.  19). 
Köln.  Mitteil.  1  sind  aber  in  Tab.  18  S.  44  unter 
„Tod  des  Ernährers"  die  Witwen  mit  3  und  mehr 
Kindern  besonders  aufgeführt.  Das  entspricht 
etwa  Everts  Forderung  (S.  89),  hier  beide  Ur- 
sachen als  statistisch  erheblich  zu  berücksichtigen. 

')  Einschl.  des  gestorbenen  oder  abwesenden 
Ernährers. 
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—  Zugunsten  „großer  Kinderzahl"  z.  B.  Sachs. 
Zeitschr.  1887  S.  204,  Leipzig  20  S.  7.  Für  Englis 
galt  sie  bei  durchschnittlichem  Lohn,  der  zur 
Ernährung  der  zahlreichen  B'amilien  nicht  hin- 
reicht (also  zu  große  Konsumtion);  bei  unter- 
durchschnittlichem Lohn  wäre  dieser  die  Ar- 
mutsursache  (S.  LXVl).  —  Die  Dresdner  An- 
weisung tür  ISyp/yV  ließ  große  Kinderzahl  als 
alleinige  Ursache  nur  als  Hindernis  genügender 
Erwerhstätigkeit  von  Witwen  gelten  (zu  geringe 
Produktion),  nicht  mehr  als  Belastung  des  Haus- 
halts. In  den  Tabellen  erschien  die  große  Kinder- 
zahl überhaupt  nicht  als  Ursache",  statt  dessen 
waren  für  sämtliche  Unterstützungsursachen  die 
Fälle  besonders  kenntlich  gemacht,  in  denen 
drei  oder  mehr  Kinder  in  der  Familie  waren 
(Anhang  z.  Verw.-B,>richt  1808,  Tab.  VI,  S.  16* ff. 
und  S.  38* ff.).  —  Auch  sonst  gilt  diese  Ursache 
meist  nur  bei  3,  4  oder  erst  bei  5  Kindern  (letzteres 
Amsterdam,  Armenraad  II  S.  (53;  sonst  z.  B.: 
Sachs.  Zeitschr.  1882  S.  BG;  1897  S.  191  Zitf.  A 12). 

Manche  Schwierigkeit  ergibt  sich  auch  b?i 
,,zu  geringem  Verdienst"  und  ,, Arbeits- 
losigkeit". Erstere Ursache  darf  nicht  alsMißver- 
hältnis  zwischen  Verdienst  und  notwendigemAuf- 
wand(Seutemann)  definiert  werden,  sondern  sich 
lediglich  auf  absolut  geringen  Verdienst  be- 
ziehen. Mischler  faßte  darunter  die  Fälle,  wo 
die  Kräfte  nur  zu  kleinen  Arbeitsleistungen  hin- 
reichen und  (weniger  zahlreich),  wo  die  volle 
Ausnutzung  der  Arbeitskraft  durch  teilweise 
Arbeitslosigkeit  gehemmt  ist  (Steiermark  S.  250). 
Ausschließlich  die  letztere  Teilgruppe  berück- 
sichtigt die  Dresdener  Anweisung  für  1896/97  (bei 
Klumker  S.  XLII).  Besonderer  Begriff  für 
die  Kinder  namentlich  der  unehelichen  Mütter  bei 
Mischler  S.  251. 

Zu  geringer  Verdienst  wird  oft  scharf  getrennt 
von  der  Arbeitslosigkeit,  manchmal  aber  mit  ihr 
zusammengenommen,  wohl  aus  der  Erwägung 
heraus,  daß  es  sich  in  beiden  Fällen  um  soziale 
Ursachen  handelt:  nm  dicallgemeineökonomische 
Lage  gewisser  Berufskreise  (Preuß.  Statist. 
Zeitschr.  1886  S.  64,  Böhmert  77  Städte  S.  114). 
Wo  man  trennt,  will  man  unter  der  Arbeits- 
losigkeit nur  die  sozial  bedingte  verstehen,  nicht 
die  durch  Arbeitsunfähigkeit,  persönliche  Laster 
usw.  verursachte  (Säehs.  Statist.  Zeitschr.  1882 
S.  6Sff.;  1887  S.  204/8;  Münsterberg,  Deutsch. 
Verein  1885  S.  38,  Jahrb.  S.  411,  Hdw.  d.  St., 
3.  Aufl.  IL  S.  152;  Evert  S.  90;  Rocher 
S.  19;  Dresden  bei  Klumker  S.  XLII.  -  Rettich 
wies  darauf  hin,  daß  beide  Ursachen  in  Kom- 
bination mit  dem  Beruf  der  Unterstützten  einen 
zweifellosen  Schluß  auf  die  augenblickliche 
Rentabilität  der  bei  ihnen  vornehmlich  ange- 
troffenen Gewerbe  gestatten  (S.  IV,  72).  In 
ähnlichem  Sinne  benutzte  auch  Böhmert  die 
Frequenzziffer  besonders  des  „geringen  Lohn" 
mit  Bezug  auf  die  Weberbevölkerung  von 
Glauchau  (Sachs.  Sfat.  Zeitschr.  1882  S.  70  u.  71). 

Eine  Zeitlang  ist  die  Trunksucht  alsArmuts- 
nrsache  viel  erörtert  worden,  bes.  von  Böhmert. 
Der  Deutsche  Verein  S.  A.  u.  W.  verhandelte 
1883  über  das  Thema  (Referat  Lammers,  vgl. 
Verhandig.  d.  Vereins  und  Böhmert  77  Städte 
S.  25,  Sachs.  Stat.  Zeitschr.  1883  S.  3).  Man 
war  schließlich  so  weit  gegangen,  nebeneinander 
auszugliedern:  ,, Krankheit  durch  Trunksucht 
entstanden"  und  ,, Trunksucht,  infolge  derselben 
Krankheit".  Durch  die  anderwärts  aufgestellten 


zwei  Rubriken  für  Trunksucht  als  alleinige  Ur- 
sache und  kombiniert  mit  anderen  Ursachen  wird 
von  vornherein  die  Trunksucht  in  allen  Fällen,  ia 
denen  sie  irgendwie  mitgewirkt  hatte,  zur 
ausschlaggebenden  Hauptiirsache  gemacht,  selbst 
dann,  wenn  sie  in  Wirklichkeit  vielleicht 
nur  nebenher  von  Einfluß  gewesen  war. 
Entschieden  besser  ist  es,  unabhängig  von 
den  Armutsursachen  allgemein  zu  fragen,  wie- 
viel Arme  dem  Trünke  ergeben  seien  (Evert 
S.  90,  Engli.;  S.  LX,  Amsterdam  bis  1905^. 
—  Ueber  den  Rückgang  der  Trunksucht  als 
Ursache  der  Verarmung:  Sachs.  Stat.  Zeitschr. 
1887  S.  212;  1893  S.  125;  Rettich  S.  IV  76. 

Die  Beispiele  zeigen,  wie  sorgfältig  der 
Begriff  der  einzelnen  Ursachen  in  der  Zähl- 
anweisung umschrieben  werden  muß.  Das 
ist  auch  dann  nötig,  wenn  die  Zählkarte  sie 
nicht  in  kasuistischer  Form  erfragt,  welche 
neuerdings  wohl  am  häufigsten  angewendet 
wird  (schlechte  Erfahrungen  mit  der  anderen 
Form:  Leipzig  20  S.  8). 

V.  Andere  Erhebungsmerkmale. 

1.  Der  Beruf.  Die  Angaben  über  den 
Beruf  kennzeichnen  nicht  nur  die  Unter- 
stützten nach  einer  entscheidenden  Seite, 
sie  sind  auch  soziologisch  bedeutsam  zur  Er- 
klärung der  Zusammenhänge  zwischen  Beruf 
und  Unterstützungsbedürftigkeit.  Zum  Ver- 
gleich mit  den  allgemeinen  Berufsverhält- 
nissen der  Gesamtbevölkerung  sollte  man 
die  Armenstatistik  tunlichst  in  zeitlicher 
Nähe  einer  Berufszählung  veranstalten.  Frei- 
lich wird  sich  nicht  immer  eine  hinreichende 
Uebereinstimmung  in  der  Benifsklassifika- 
tion  erzielen  lassen,  insbesondere  solange  die 
allgemeinen  Berufszählungen  aus  einsei- 
tigen Interesse  an  den  wirtschaftlichen  Be- 
trieben den  für  das  Studium  der  Menschen 
unzulänglichen,, Unternehmerberuf"  statt  des 
,, persönlichen"  Berufs  nachweisen.  Außer- 
dem können  sich  unliebsame  Beschränkungen 
in  der  Ausgiiederung  der  Berufe  ergeben,  da 
eine  Beziehung  der  armenstatistischen  Be- 
rufsangaben  auf  die  Berufsstatistik  nach 
Altersklassen  erfolgen  sollte  (Seutemann). 
Selbst  im  günstigsten  Falle  ist  das  Armen- 
prozent mancher  Berufe  nur  mit  Vorsicht 
als  Maßstab  für  die  ihnen  drohende  „Ver- 
armungsgefahr" zu  verwenden  (Neefe).  Hier 
besonders  stört  es,  daß  die  Ajmenstatistik 
nicht  alle  Armutsfälle  erfaßt,  sondern  nur  die 
an  die  Fürsorgeorgane  gelangten.  Die  Ver- 
armung ist  oft  vor  dem  Zählungsjahre  ein- 
getreten zu  einer  Zeit,  wo  der  betreffende 
Beruf  vielleicht  ganz  anders  besetzt  war 
(Neefe).  Für  die  unterstützten  Frauen  ist 
bei  dem  jetzigen  System  der  parteiweisen 
Zählung  eine  Beziehung  auf  die  Berufs- 
gruppen der  Bevölkerung  ganz  ausgeschlos- 
sen (Seutemann).  Es  kann  nicht  genau  nach- 
gewiesen werden,  wie  oft  Mangel  an  Arbeits- 
gelegenheit und  damit  der  Beruf,  wie  oft 
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•wirtschaftliche  Untüchtigkeit  und  Krank- 
heit die  Ursache  der  Armut  waren  (Singer) 
nsw.  —  Aber  es  kommt  weniger  darauf  an, 
die  Berufe  nach  ihrer  V'crarnuingsgefahr  zu 
studieren  als  die  Armen  nach  ihrer  beruf- 
lichen Herkunft  und  Lage.  Wir  besinnen  uns 
neuerdings  wieder  mehr  auf  die  person- 
lichen Ursachen  der  Verarmung,  nachdem 
einige  Jahrzehnte  lang  die  Armut  zu  ein- 
seitig als  Ausfluß  der  sozialen  Verhältnisse 
betrachtet  worden  war.  ,,Es  gibt  nicht  nur 
sinkende  Berufe,  die  die  Armenpflege  be- 
sonders belasten,  sondern  auch  Armenberufe, 
die  gerade  von  sinkenden  E.xistenzen  in 
hervorragender  Weise  aufgesucht  und  als 
letzter  Rettungsanker  benutzt  werden" 
(Klumker  in  Roschers  Armenpflege  S.  40). 
Und  hieraus  leitet  sich  die  eigenlliche  metho- 
dische Schwierigkeit  her,  welche  die  Fälle 
des  durch  die  Verarmung  bedingten  Berufs- 
wechsels bieten.  Sie  wird  noch  kompliziert 
für  die  Frauen,  die  erst  durch  den  Tod 
des  (iatten  zu  einem  Erwerb  gezwungen 
wurden. 

Für  welchen  Zeitpunkt  der  Beruf  erfragt 
werden  soll,  wird  verschieden  beantwortet. 
Man  verlangt  entweder  a)  den  eigentlichen, 
erlernten  bzw.  für  gewöhnlich  ausgeübten 
(Evcrt),  den  Beruf  bei  Beginn  des  wirt- 
schaftlichen Verfalls  (Münsterberg,  Ueut- 
scher  Verein  1885  S.  .3.")),  die  frühere  Berufs- 
stellung (Kollniann,  Stat.  Nachr.  Oldenburg 
18  S.  4)  —  oder  b)  den  Beruf  bei  Beginn 
der  Unterstützungsbedürftigkeit  (fjöhmort, 
Sachs.  Stat.  Zcilsdir.  1887  S.  183;  Preußische 
Zählkarte  Ziffer  9  bei  Evert)  —  oder  endlich 
c)  die  Erwerbstätigkeit  zur  Zeit  der  sta- 
tistischen Beobachtung.  Alle  drei  Feststel- 
lungen haben  ihren  eigenen  Wert  und  erst 
ihre  gemeinsame  Berücksichtigung  ergibt 
ein  klares  Bild.  Deshalb  verlangten  einzelne 
Statistiken  z.  B.  die  Angaben  zu  a  und  b  i 
gleichzeitig;  manch/nal  freilich  trafen  sie  i 
keinen  klaren  Entscheid.  ! 

Lehrreich  ist  ein  Vergleich  der  bei  Klumker 
(Armenstatistik  deutscher  Städte)  aufgeführten 
Anweisungen  von  Neefc  und  Dresden.  Für  die 
als  Gelegenheitsarbeiter  Unterstützten  ist  der 
ursprüngliche,  gelernte  Beruf  in  der  Hamburger 
Erhebung  von  lyoU  absichtlich  nicht  erfragt 
worden,  weil  solche  Differenzierung  über  das  un- 
mittelbare Interesse  der  Armenbehörde  hinaus- 
gehe (S.  31);  für  München  1906  konnte  er  nicht 
festgestellt  werden,  aber  man  hatte  in  den 
meisten  Fällen  den  Beruf  ermittelt,  welchen  die 
Unterstützten  bei  Eintritt  der  Bedürftigkeit  aus- 
geübt hatten  oder  welchen  sie  z.  Z.  der  Zählung 
noch  ausübten.  Die  Zählkarten  enthielten  zwei 
Fragen:  „Beruf?"  und  „letzte  Erwerbstätig- 
keit?" —  Immer  wieder  kommt  man  also  auf  den 
,, ursprünglichen  Beruf"  zurück,  der  vor  dem 
Absinken  in  den  unterstützungsbedürftigen  Zu- 
stand ausgeübt  wurde.  So  auch  Steiermark  1896 
S.  4  u.  15,  Bericht  Landesausschuß  1910  S.  64; 
Karlsruhe,  Annenstatistik  1906/08  S.  4. 


In  der  Regel  erscheint  die  ganze  Partei 
unter  dem  Berufe  des  sie  repräsentierenden 
,, Ernährers",  dessen  Beruf  ja  auch  die  so- 
ziale Lage  bestimmt  (obwohl  die  Verarmung 
nicht  in  ursächlichem  Zusammenhang  mit 
dem  Berufe  zu  stehen  braucht,  z.  B.  bei 
UnWirtschaftlichkeit  der  Frau  oder  Krank- 
heit). Der  IJeruf  des  Mannes,  besonders  sein 
,, früherer"  IVruf  genügt  jedoch  nicht  zur 
Kennzeichnung  der  während  der  Boobach- 
tungszeit  herrschenden  Erwerbsverhältnisse 
und  sozialen  I.,age  der  unterstützten  Partei. 
Deshalb  verlangte  Neefe,  zugleich  die  Er- 
werbsbeschäftigung der  Ehefrau  und  der  mit- 
unterstützten Jugendlichen  zu  erheben.  (Er- 
läuterung zur  Zählkarle  A  der  Städtesta- 
tistik 18%,'97,  bei  Klumker  S.  Xll.)  Aehnlich 
sagt  der  ,, fremde"  Beruf  des  Ehemannes  oft 
nicht  genügend  aus  in  den  Hillen  der  ver- 
witweten und  verlassenen  Frauen,  soweit  sie 
selbst  einem  Erwerb  nachgehen.  Indes  lediglich 
diesen  Erwerb  der  Frau  zu  erfassen,  wäre  erst 
recht  ungenügend.  Die  Praxis  ist  sich  nicht 
einig,  ob  sie  bei  den  selbstuiiterstützten 
Frauen  und  Kindern  dem  eigenen  oder  dem 
fremden  Beruf  den  Vorrang  lassen  soll. 

Bei  der  Sticdtcstatistik  189G/97  wollte  Neefe 
beide  Berufe  (bzw.  Erwerbstätigkeiten)  gleich- 
mäbig  nebeneinander  erfragt  haben,  dabei  aber 
auf  den  fremden  Beruf  des  Ernährers  das  Haupt- 
gewicht legend.  Dresden  dagi'gen  berücksichtigte 
bei  den  Frauen  ohru'  Ernährer  in  erster  Linie 
den  eigenen  Beruf  und  wollte  nur  subsidiär  (,, wo 
eineeigeneErwcrbstätigkeit  gar  nicht  vorhanden") 
auf  den  ,, fremden  Beruf  des  verstorbenen 
oder  abwesenden  Ernährers"  zurückgegriffen 
haben.  Während  Neefe  nach  dem  Wortlaut 
seiner  Erläuterungen  auf  diesen  fremden  Beruf 
des  Ernährers  das  Hauptgi'wicht  gelegt  haben 
wollte.  Aehnlich  Sachsen  1885  (Sächs.  Stat. 
Zeitschr.  1887  S.  183).  -  In  Preußen  war  für 
1885  vorgesfhrieben,  daß  bei  selbstuntcr- 
stützten  Ehefrauen  (bzw.  jugendlichen  Per- 
sonen) ohne  eigenen  Beruf  der  Beruf  des  Ehe- 
mannes (bzw.  der  Eltern)  anzugeben  sei.  Z.  B. 
,, Ehemann  ist  Kellner,  Vater  war  Tischlermeister, 
die  unverehelichte  Mutter  ist  Uienstmagd"  (An- 
leitung zu  Ziff.  9j.  Die  damalige  Breslauer 
Zusatzfrage:  ,,Bei  den  Personen  ohne  Beruf: 
Beruf  des  verstorbenen  Ernährers"  war  enger. 
Es  konnten  bei  ihr  die  Berufe  noch  lebender 
Ernährer  nicht  mit  berücksichtigt  werden  (Kell- 
ner und  Dienstmagd  der  preuß.  Beispiele).  Bei 
der  Aufbereitung  hat  man  auch  in  Breslau  ein- 
fach unterschieden:  Eigener  Beruf  und  fremder 
Beruf  (d.  h.  Beruf  des  Ernährers.  Tab.  X  S.  II 
293,  Ucbersicht  S.  II  273)  und  unter  letzterem 
verstanden  den  Beruf  ,,des  Gatten  oder  Vaters 
bei  fehlendem  eigenem  Beruf"  (S.  II  272).  Hier 
scheinen  die  Berufe  der  noch  lebenden  Ernährer 
mit  denen  der  verstorbenen  Ernährer  zusammen- 
genommen zu  sein.  —  Oldenburg  schreibt  für 
seine  jährliche  Statistik  vor:  ,,Bei  einzeln- 
stehenden, oder  das  Familienhaupt  bildenden 
Frauen,  die  sich  nicht  selbständig  ernähren 
oder  vor  ihrer  Verarmung  ernährt  haben,  ist, 
wenn  sie  verwitwet,  geschieden  oder  von  ihren 
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Männern  dauernd  oder  vorübergehend  getrennt 
sind,  dei  Beruf  des  frülieren  Mannes,  wenn  sie 
unverheiratet  sind,  der  Beruf  des  Vaters  anzu- 
geben. In  derartigen  Fällen  ist  durch  einen 
Zusatz  zu  erläutern,  auf  wen  sich  die  Berufs- 
angabe bezieht,  also  z.  B.  bei  einer  Witwe:  , .Ehe- 
mann war  Färbermeister",  oder  bei  geschiedenen 
Frauen:  ..geschiedene  Frau  eines  landwirtschaft- 
lichen Taglühners"  (Anleitung  zur  Ausfüllung 
der  Formulare  zur  Nachweisung  der  aus  Armen- 
mitteln unterstützten  Personen.  Vom  24./I1I. 
1894  §  4J. 

Während  hier  der  ,, fremde"  Beruf  nur 
subsidiär  bei  Berufslosigkeit  der  Frau  ein- 
tritt, betont  Evert,  es  komme  für  die  Sta- 
tistik viel  weniger  auf  die  von  der  hinter- 
lassenen  Frau  in  der  Not  ergriffene  Erwerbs- 
tätigkeit als  auf  Beruf  des  Mannes  an,  der 
die  Angehörigen  als  unterstützungsbedürftig 
hinterließ.  Auch  bei  elternlosen  Geschwistern 
sei  es  wichtiger,  sie  beim  Beruf  des  Vaters 
einmal  zu  zählen  als  sie  unter  die  ,, Personen 
ohne  Beruf"  einzureihen  (Pr  Stat.  Zfschr. 
1889  S.  88).  Aehnlich  forderte  Münsterberg 
in  allen  Fällen  die  Angabe  des  Berufs  des 
Ernährers.  Die  soziale  vStellung,  die  der  Frau 
durch  den  Beruf  des  Mannes  gegeben  war, 
müßte  sonst  hinter  den  wenigen,  der  Frau 
zugänglichen,  meist  sehr  geringwertigen  Er- 
werbstätigkeiten verschwinden,  während  ge- 
rade die  I<"eststellung,  bei  welchen  Berufs- 
kJassen  die  Familien  am  häufigsten  hilflos 
zurückbleiben,  eine  wertvolle  Aufgabe  der 
Annenstatistik  wäre.  Aus  ähnlichen  Gründen 
empfiehlt  er  für  Jugendliche  bis  18  Jahren 
den  Beruf  des  Vaters  anzugeben,  da  die  all- 
gemeinen Bezeichnungen  ,, Lehrling,  Arbeits- 
bursche" u.  dgl.  statistisch  wertlos  seien 
(Deutscher  V'erein  S.  35). 

2.  Aufenthaltsdauer  und  erste  Unter- 
stützung. Bereits  in  der  Armenstatistik 
des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  von 
1883  war  die  Dauer  des  Aufenthalts  bei  der 
ersten  Unterstützung  ermittelt  worden 
(schon  vorher  Armendirektion  Berlin:  Ber- 
thold 3884).  Bei  der  deutschen  Erhebung 
von  1885  waren  die  Fragen  nicht  fürs  ganze 
Reich,  aber  von  einigen  Einzelstaaten  ge- 
stellt. Auch  die  Armenstatistik  deutscher 
Städte  1896/97  berücksichtigte  sie  (Klumker 
S.  IX,  XII  und  XLI).  Wie  schwierig  in  mehr- 
fachen Beziehungen  die  richtige  Erfassung 
ist,  zeigte  ausführlich  Münsterberg  (Bericht 
1885  S.  42 ff.).  Von  allen  Seiten  tauchen 
Zweifel  auf,  z.  B.  was  soll  als  ständiger 
Aufenthalt,  was  als  erste  Unterstützung 
gelten,  schließlich  welche  Aufenthaltsdauer 
und  Unterstützung  soll  den  Angehörigen 
zugerechnet  werden?  Letztere  Frage  ist 
praktisch  sehr  wichtig  für  die  in  der  Waisen- 
pflege untergebrachten  Kinder  und  für  die 
alleinstehenden  Frauen.  Münsterberg  be- 
mängelte, daß  bei  dem  damaligen  Zählsystem 
für  die  selbstunterstützten  Ehefrauen  und 


Kinder  nur  die  eigene  Aufenthaltsdauer 
und  die  eigene  erste  Unterstützung  erfaßt 
werde. 

Bezüglich  einer  Frau,  die  i.  J.  1874,  von 

auswärts  kommend,  einen  Mann  geheiratet  hat, 
der  seit  1840  am  Orte  ansässig  ist,  seit  1875, 
Almosen  empfängt  und  1884  stirbt,  findet  sich, 
wenn  sie  das  Almosen  weiter  bezieht,  der  Ver- 
merk: Aufenthalt  am  Ort  seit  1874,  erste  Unter- 
stützung 1884  —  daß  der  Mann,  dessen  Unter- 
stützungswohnsitz für  ihre  Ortsgehörigkeit  und 
dessen  Bedürftigkeit  für  ihre  Lebenslage  ent- 
scheidend ist,  seit  1840  am  Orte  aufhaltsam  war 
und  seit  1876  Unterstützung  empfing,  davon 
findet  sich  keine  Spur  (Bericht  1885  S.  45). 

Aus  diesen  Berechnungen  sollten  zunächst 
die  unerwachsenen  Einzelpersonen  und 
zusammenlebenden  Geschwister  von  vorn- 
herein ausgeschieden  werden.  (So  hat 
Bremen  1885  die  lünder  bis  zu  15  Jahren 
ausgeschlossen;  Jahrb.  1887  S.  280.)  Für 
diese  Unerwachsenen  sind  statt  ihrer  eigenen 
Verhältnisse  die  ihrer  Ernährer  maßgebend. 
Darüber  fehlen  aber  in  der  Regel  die  nötigen 
Angaben  in  den  Akten  und  erst  recht  in  den 
Zählkarten.  —  Auch  in  den  übrigen  Gruppen 
sollten  außer  den  Fällen  mit  lückenhaften 
Angaben  noch  eine  kleine  Zahl  von  Aus- 
nahmefällen fortbleiben,  für  die  zwar  die 
nötigen  Angaben  vorliegen  mögen,  die  aber 
die  Gleichförmigkeit  der  zu  berücksichtigen- 
den Hauptgruppen  stören  würden.  Auf  die 
reinliche  Ausscheidung  dieser,  hierunter  auf- 
geführten Gruppen  kommt  es  nämlich  vor 
allem  an: 

Keine  Schwierigkeiten  macht  die  Gruppe  der 
erwachsenen  Einzelpersonen.  Hier  sind 
stets  die  eindeutig  feststehenden  Verhältnisse  der 
Petenten  maßgebend. 

Im  Falle  von  mehreren  zusammen  leben- 
den erwachsenen  Angehörigen,  die  nicht 
im  Verhältnis  von  Eltern  und  Kindern  stehen, 
ist  für  jede  dieser  erwachsenen  unterstützten 
Personen  die  Aufenthaltsdauer  getrennt  fest- 
zustellen, soweit  die  Angaben  das  zulassen  (hier 
sind  also  die  unterstützten  Personen  einzeln  und 
nicht  als  Partei  zu  zählen). 

Bei  zusammen  lebenden  Ehepaaren  und 
bei  alleinstehenden  Männern  mit  Kindern  gilt 
natürlich  der  Mann  als  Petent.  Indessen  sind 
die  Fälle,  in  denen  er  vor  der  letzten  Ehe  unter- 
stützt wurde,  entweder  überhaupt  auszuscheiden 
oder  nur  mit  Bezug  auf  die  Untersiüizung 
innerhalb  der  letzten  Ehe  zu  berücksichtigen. 
(In  der  Tabelle  konnten  diese  Fälle  durch  eine 
Anmerkung  kenntlich  gemacht  werden:  „Dar- 
unter .  .  .  Fälle,  in  denen  der  Ehemann  außerdem 
schon  vor  der  letzten  Ehe  unterstützt  wurde".) 

Bei  den  alleinstehenden  Frauen  mit 
oder  ohne  Kinder  gilt  ihr  eigenes  Zuzugsjahr, 
wenn  sie  nach  Auflösung  ihrer  Ehe  die  erste 
Unterstützung  empfingen.  Uagrgen  wenn  die  erste 
Unterstützung  noch  innerhalb  der  (inzwischen 
gelösten)  Ehe  geschah,  so  ist  im  Sinne  Münster- 
berg? auf  Grund  des  Zuzugsjahres  des  Mannes 
die  Aufenthaltsdauer  des  letzteren  (des  Er- 
nährers) zu  ermitteln. 
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Werden  zusammen  lebende  Ehepaare  nur  für 
ihre  dem  Manne  fremden  Stiefkinder  unter- 
stützt, so  gelten  nicht  die  Verhällnisse  de?  Stief- 
vaters, sondern  der  früheren  Ehe  bzw.  der  un- 
eheliciien  Mutter.  Es  wird  die  Aufenthaltsdauer 
des  Petenten,  also  der  wiederverheirateten 
Muttor  (b/w.  der  verheirateten  Frau,  deren  un- 
eheliche Kinder  die  Unterstützung  genießen) 
berechnet,  .soweit  die  erste  Unterstützung  nach 
der  ersten  bzw.  in  der  jetzigen  Ehe  ?intrat  (bzw. 
wenn  die  uneheliche  Mutter  bereits  vor  ihrer 
Ehe  unterstützt  wurde).  Soweit  aber  die  Unter- 
stützung bereits  während  der  früheren  Ehe  der 
jetzt  wieder  verheirateten  Frau  erfolgte,  kommt 
die  Aufinlhaltsdauer  des  ver.storbenen  oder 
abwesenden  Ernährers  in  Betracht. 

Ganz  allgemein  sind  bei  Berechnung  der 
Aufenthaltsdauer  bis  zur  ersten  Unter- 
stützung nicht  die  Unterstützungen  zu 
berücksichtigen,  welche  die  erwachsenen 
Unterstützten  in  ihrer  Jugend  als  mitunter- 
stützte Angehörige  ihrer  Eltern  bezogen 
haben. 

Unterstützungen  an  früheren  Wohnorten 
könnten  nur  interessieren,  wenn  die  Per- 
sonen kurz  nach  ihrem  Zuzug  zur  Armen- 
pflege kamen.  Bei  längerem  unterstützungs- 
freiein  Aufenthalt  sollte  die  erste  Unter- 
stützung am  Zählungsort  als  erste  Unter- 
stützung überhaupt  gelten.  —  Wertvoll 
dürfte  die  Kombination  von  Alter  und 
Aufenthaltsdauer  zur  Zeit  der  ersten  Unter- 
stützung sein.  Zu  erwägen  .sind  auch  be- 
sonders ausführliche  Nachweise  für  die  ganz 
kurzen  Aufenthaltsdauern  (Amsterdam  1920, 
Tab.  21  —  2.3  für  die  innerhalb  der  drei  ersten 
Jahre  nach  Zuzug  Unterstützten).  —  Un- 
abhängig von  der  Aufenthaltsdauer  ließen 
sich  für  die  mindestens  seit  ihrer  Verheira- 
tung am  Orte  wohnhaften  Parteien  feststellen, 
wie  viele  Jahre  nach  der  Eheschlie- 
ßung die  erste  Unterstützung  eintrat.  —  Bei 
alledem  ist  übrigens  zu  bestimmen,  welche 
Arten  der  Unterstützung  für  diese  Auszäh- 
lungen zu  berücksichtigen  .^ind. 

3.  Die  Unterstützungsartfn  sind  in  drei- 
facher Beziehung  Gegenstand  methodischer 
Erwägungen.  Zunächst  hat,  wie  eingangs 
erw.ilint.  jede  Armenstatisfik  von  vornherein 
zur  Abgrenzung  ihres  Umfanges  festzulegen, 
welche  Unterstützungsarten  sie  überhaupt  in 
Betracht  ziehen  will.  Dann  bedarf  es  inner- 
halb der  bereits  abgegrenzten  Kalle  für  einige 
Auszählungen  einer  scharfen  Auswahl,  was 
in  diesen  konkreten  Fällen  als  Unterstützung 
zu  gelten  hat  (so  z.  B.  für  die  Berechnung  der 
Aufenthaltsdauer  bei  der  ersten  Unter- 
stützung). Schließlich  kommen  gewisse 
Arten  der  Hilfe  als  Erhebungsmerkmale  in 
Betracht,  nach  welchen  manche  Tabellen 
auszugliedern  sind.  Die  Unterscheidung  in 
offene  und  geschlossene  Armenpflege  hat 
hauptsächlich  nur  für  Erwägungen  über  den 
verwaltungstechnischen  Betrieb  der  Armen- 


Ibehörden  Wert  und  ist  deshalb  vorzugsweise 
[bei  Darsttllung  von  deren  Leisfunsen  zu  bc- 
1  rücksiehtigen.    Buchl  freilich  fordert,  beide 
j  Arten  stets  zu  trennen.    Vielleicht  ist  aber 
doch  diese  Gliederung  für  die  persönlichen 
j  Verhällnisse  der  Unterstützten  weniger  wich- 
l  tig.  Ob  die  Hilfe  in  offener  oder  geschlossener 
IForm  gewährt  worden  ist,  kennzeichnet  die 
soziale  Lage  der  Armenbevölkerung  wenig. 
Hierfür  ist  dagegen  sehr  bedeutsam,  die 
[Fälle  ,, laufender",  dauernder  Unterstützung 
von  den  vorübergehenden  zu  trennen.  Dio 
laufend  Unterstützten  zeichnen  sich  in  ihrem 
Aufbau  wie  nach  Verarmungsursachen  und 
Unterstützungshölle  aus  und  sind  in  aus- 
geprägterem Maße  Armenbevülkerung;  sie 
sind  also  in  scharf  umrisscnen  Ausschnitten 
zu  erfassen.    Indes  sollen  daneben  die  vor- 
[  übergehenden    Fälle    nicht  vernachlässigt 
werden;  ihr  Studium  hat  erhebliche  Be- 
deutung für  die  arnicnjiflegcrische  Praxis 
und  auch  für  die  sozicilogischo  Erkenntnis 
(vgl.  z.  B.  Berthold  1881)^ 

Dauernde  und  vorübergehende  Unterstützung 
werden  von  den  einzelnen  Armenbehörden  und 
Armenstatistikf n  verschiidin  abgegrenzt.  Für 
erstere  legt  man  bisweilen  Werl  auf  die  Wieder- 
kehr der  Beihilfe  in  regelmäßigen  Zwischen- 
räumen oder  bei  geschlossener  Pflege  auf  eine 
Dauer  von  mehr  als  einem  Jahr.  Wollte  man  bei 
der  üblichen  einjährigen  Bcubarhtungszeit  als 
dauernd  unterstützt  nur  solche  Fälle  rechnen, 
die  während  der  ganzen  Dauer  des  Beobachtungs- 
jahres regelmäßige  Beihilfen  bezogen,  so  fielen 
ihrer  sozialen  Lage  nach  durchaus  ähnliche  Fällo 
aus  der  Kategorie  der  ,, dauernden"  fort,  deren 
jahrelange  laufende  Unterstützung  zufällig  im 
Beobachtungsjahr  durch  Tod  oder  plötzliche 
Besserung  der  Verhältnisse  (■/..  B.  Verheiratung 
eirer  unehelichen  Mutter,  die  ihr  bisher  unter- 
stütztes Kind  zu  sich  niinml)  zu  Ende  ging  oder 
die  erst  im  T.aufe  dieses  Zähljahres  der  Armen- 
pflege anheimfielen,  abei  nach  menschlichem 
Ermessen  dauernd  darin  bleiben  werden  (z.  B. 
bei  Tod  des  Ernährers  einer  altersschwachen 
Person,  oder  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit 
durch  Unfall).  —  Da  auch  ,vorübergehende" 
Unterstützungen  mitunter  in  mehreren  Raten 
gegeben  werden,  so  sind  sie  schwer  nach  formalem 
Kennzeichen  von  den  dauernden  abzugrenzen. 
Außerdem  kann  eine  Partei  öfter  in  einem  Jahro, 
vielleicht  gar  aus  vrschiedenen  Gründen  (z.  B. 
Beihilfe  zur  Konfirmation  eines  Kindes  und 
spätei  für  Krankcnliaiisbehandliing  der  Frau) 
kurze  vorübergehende  Unterstützungen  erhalten. 
Hier  entstehen  leicht  unbeabsichtigte  Doppel- 
zählungen der  Partei.  —  Buehl  will  als  dauernd 
jede  Unterstützung  verstanden  wissen,  welche 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Dauer  nicht  zur  Hebung 
eines  augenblicklichen,  durch  eine  einmalige 
Zahlung  beseitigten  Notstandes  dient.  —  Der 
Statistik  des  Armenraad  Amsterdam  (welche  die 
zufällig  einmalig  Unlerslützten  ebenso  wie  die 
Anstaltsverpflegten  ganz  ausschließt,  weil  sie  die 
Verhältnisse  desjenigen  Bcvolkerungsteils  schil- 
dern will,  der  dauernd  oder  eine  Zeitlang  rieht 
selbständig  den  eigenen  Unterhalt  sich  beschaffen 
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kann)  ist  die  von  ihr  berücksichtigte  Masse  der  mehr 
oder  weniger  regelmäßig  mit  Geld  oder  in  natura 
Unterstützten  immer  noch  nicht  homogen  genug. 
Selbst  bei  dieser  Beschränkung  umfaßt  sie  noch 
einen  größeren  Kreis,  als  die  eigentlich  Armen 
(panpcrs);  vor  allem  unter  den  zeitweise  Unter- 
stützten sind  viele,  die  lediglich  durch  besondere 
Umstände  eine  Zeitlang  sich  nicht  seihst  erhalten 
konnten.  Die  Statistische  Kommission  hatte 
deshalb  versucht,  die  Unterstützten  gleich  zu 
Anfang  der  Unterstützung  in  zwei  Gruppen  zu 
scheiden,  je  nachdem  die  Familienverhältnisse 
den  Eindruck  machten,  daß  es  sich  voraussicht- 
lich uui  vorübergehende  Bedürftigkeit  oder  um 
bleibende  bzw.  lange  anhaltende  Armut  handele. 
Praktisch  ließ  sich  diese  im  voraus  abschätzende 
Einteilung  nicht  halten,  und  man  schied  schließ- 
lich nachträglich  gemäß  der  tatsächlich  statt- 
gehabten Dauer  der  Unterstützung  (ganzes  Jahr 
oder  nur  einen  Teil  des  Jahres,  S.  IX).  —  Was 
Amsterdam  beabsichtigte,  war  in  gewissem  Sinne 
bereits  vorher  (1912)  in  der  Zürcher  Erhebung 
durchgeführt.  Hier  hat  man  gelegentlich  der 
statistischen  Verarbeiiung  (nicht  bei  Beginn  der 
Unterstützung)  die  Fälle  un.ibhängig  von  der 
Art  der  gewährten  Hilfe  unmittelbar  nach  dem 
Grade  der  Verarmung  ausgegliedert  nach  folgen- 
den Grundsätzen:  ,, Vorübergehend"  sind  nur 
die  seltenen  Ausnahmefälle,  in  denen  keine 
eigentliche  Verarmung  besteht,  sondern  mit  einer 
(einmaligen)  außergewöhnlichen  Beihilfe  einer 
äußergewöhnlichen  Bedürftigkeit  abgeholfen 
wird.  Es  sind  diejenigen  Fälle,  die  sich  nor- 
malerweise selbst  erhalten.  Die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Fälle  sind  „dauernd",  insofern  sie, 
auch  wenn  nur  eine  einmalige  oder  überhaupt 
keine  Unterstützung  gewährt  wurde,  in  Ansehung 
der  ganzen  häuslichen  und  persönlichen  Ver- 
hältnisse der  t\'pischen  Armenbevölkerung  an- 
gehören. Als  Sierkmal  dafür  kommen  u.  a.  in 
Betracht:  a)  Alkoholismus,  Leichtsinn,  Lieder- 
lichkeit, körperliche  bzw.  geistige  Minderwertig- 
keit und  Gebrechen,  Tod  des  Ernährers  usw.; 
b)  wiederholte  Unterstützung  von  der  Armen- 
pflege oder  auch  von  privater  Seite;  c)  große 
Schulden.  Unter  den  dauernden  Fällen  sind 
besonders  hervorgehoben  die  „regelmäßig"  zu 
bestimmten  Terminen  mit  bestimmtem  Betrag 
Unterstützten  (auch  für  auswärtige  Angehörige). 

Derartige  Grundsätze  sind  natürlich  nur 
bei  genauester  Kenntni.s  der  einzelnen  Fälle 
durchführbar.  Immerhin  läßt  sich  eine  ge- 
wisse Annäherung  daran  auch  bei  mehr 
massenweisen  Statistiken  ermöglichen,  indem 
mau  unter  den  vorübergehend  Unterstützten 
diejenigen  Parteien  besonders  zählt,  bei  denen 
die  Akten  gewisse  näher  zu  bestimmende 
Merkmale  —  namentlich  unter  den  V^er- 
armungsursachen  —  nachweisen,  die  man  als 
Symptome  der  typischen  Annenbevölkerung 
ansehen  will.  Hierin  liegt  nicht  notwendig 
eine  petitio  principii.  Wie  schwierig  indes  die 
praktische  Durchführung  ist,  lehrt  der  miß- 
glückte Versuch  in  Amsterdam. 

Soweit  die  Unterstützungen  für  eine  be- 
stimmte Zeit  gegeben,  ,, befristet"  werden, 
lassen  sich  die  Fälle  nach  der  Dauer  der 
Unterstützung  ausgliedern.     Wertvoll  ist 


auch,  für  die  Gesamtheit  der  befristeten 
Fälle  die  Zahl  der  Unterstützungswochen, 
analog  den  ,, Verpflegungstagen"  der  An- 
staltsbehandlung, innerhalb  der  Beobach- 
tungszeit zu  erfahren  (Holland  für  die  Viertel- 
jahre). 

Die  überhaupt  erstmaligen  bzw.  erste 
öffentlichen  Unterstützungsfälle  lohnt  es 
manchmal  besonders  zu  bearbeiten,  da 
offenbar  wissenswert  ist,  unter  welchen  Ver- 
hältnissen die  erste  Inanspruchnahme  der 
Armenpflege  geschieht  (so  auch  Berthold 
1884;  vgl.  ferner  Vergleich  der  ,, alten"  und 
,, neuen"  Fälle,  Amsterdam  1920). 

4.  Schluß.  Dieser  Artikel  konnte  nur 
einige  ausgewählte  Beispiele  der  armen- 
statistischen Problematik  bieten.  Nach- 
drücklich wird  deshalb  betont,  daß  zur  Vor- 
bereitung einer  Armenstatistik  auch  bei 
manchen  der  übrigen  Erhebungsmerkmale 
gründliche  Erwägungen  im  Anschluß  au  die 
bisherigen  Leistungen  auszuteilen  sind,  u.  a. 
über  die  verschiedenen  Arten  der  versuchten 
Hilfe,  oder  über  die  Ermittlung  und  Gliede- 
rung der  familienweisen  Einnahmen  (hierzu 
u.  a.  Rowntree  S.  28  und  bez.  Reduktions- 
einheiten zur  Förderung  der  Vergleichbar- 
keit: Deutsch.  Statist.  Zentralblatt  1919 
Sp.  68).  Der  gewissenhafte  Statistiker  wird 
außerdem  es  nicht  als  eine  subalterne  Klein- 
arbeit verschmähen,  vor  dem  Festlegen 
seiner  Zählanleitung  persönlich  eine  Probe- 
auszähhing  des  Rohmaterials  vorzunehmen. 
Erst  die  Beschäftigung  mit  den  konkreten 
Einzelfällen  lehrt  die  Probleme  in  ihrer  Viel- 
gestaltigkeit und  Besonderheit  kennen.  Nicht 
eine  akademisch-abstrakte  ,, Methodenlehre" 
bringt  hier  vorwärts,  sondern  nur  das  prak- 
tische Zugreifen.  Alle  bisherigen  Errungen- 
schaften der  Methodik  sind  denn  auch  von 
Praktikern  ausgegangen,  die  selber  Armen- 
statistiken ausarbeiteten. 

Ueberdies  müssen  die  sachlichen  Er- 
gebnisse der  bisherigen  Armenstatistikeu  ein- 
gehend studiert  werden.  Besonders  für  die 
sehr  wichtige  Frage,  wie  die  einzelnen  Merk- 
male miteinander  kombiniert  in  den  Tabellen 
aufzubereiten  sind.  Unzulängliche  Kombi- 
nationen lassen  die  sorgfältigste  Erhebung  zu 
Schanden  werden. 

Bei  alledem  aber  wolle  man  noch  be- 
denken, daß  die  Armenstatistik  mit  er- 
barmenswerten menschlichen  Verhältnissen 
zu  tun  hat  und  von  ihren  Bearbeitern  Ehr- 
furcht verlangt,  Ehrfurcht  vor  menschlichen 
Schicksalen!  ,,Die  Not  und  die  Sorge,  die 
Verzweiflung  der  Armut,  niemand  kennt  sie, 
der  nicht  selber  arm  gewesen.  Auch  der 
edelste,  auch  der  ergriffenste  Zuschauer 
hat  keine  Ahnung  von  den  Qualen,  die  er 
mit  ansieht,  keine  Ahnung  vom  Wesen 
der  Armut,  kann  sich  selbst  mit  der  genialsten 
Phantasie  die  tötlich  kalte  Umklammerung 
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der  Not,  die  zermürbende  Erniedrigung 
des  Hungerns  nicht  vorstellen.  Nachfühlen? 
Das  gibt  es  nicht"  (F.  Saiten).  „Die  oberen 
und  mittleren  Kla:^scn  sind  völlig  unfähig 
sich  klar  zu  machen,  was  für  ein  körperlicher 
und  geistiger  Zustand,  was  für  eine  Charakter- 
bildung das  Ergebnis  eines  Lebens  sind, 
das  von  der  Kindheit  bis  zum  Alter  in  dem 
Schmutz,  der  Häßlichkeit  der  Werkstatt, 
in  fortwährender  Unterwerfung  unter  die 
kurzen,  oft  brutalen  Befehle  des  Werkführers 
verbracht  wird;  eines  Lebens  ständiger 
körperlicher  Mühsal  und  kümmerlicher 
Nahrung,  Kleidung,  Wohnung,  Erholung 
und  Häuslichkeit"  (Webb)^J. 


Beide  Aussprüche  teilt  W.  Hellpach  mit 
in  seinem  anregenden  Werke  „Gruppen- 
fabrikation" S.  148. 

LI  teratur:  l.  Uehcr  die  Geschichte  der 
Armengtat  isttk:  E.  Brucli,  Geschichte  der 
offiziellen  Stdtintik  des  Armenwesem  in  A.  Em- 
■tn  in  g  haus ,  A  rmenwegert  und  Annengesets- 
gebung  in  enropdi-achen  Staaten,  &'.  25,  Berlin 
1870.  —  P.  KoUmann,  Statistische  Nachrichten, 
Oldenburg,  Jlej't  18,  S.  5.  —  liöhmert  und 
Bertholtl,  Stenogr.  Bericht  über  die  Verhundl. 
d.  Deutschen  Verein*  f.  A.  und  W.  1381,  S.  16 
und  85.  —  Böhmevts  Bericht  wiederholt  in 
Sächs.  Statist.  Z.  28,  1882,  S.  14;  Armenwesen 
in  77  Städten,  allgem.  Teil,  S.  8.  —  W,  Feld, 
Zur  Geschichte  der  Individual-Arnienstatistik, 
Z.  f.  d.  Armenioesen,  2918.  Einiges  ist  im 
letzteren  Aufsatz  nicht  ganz  richtig  gesehen. 
Die  darin  erwähnte  Zürcher  Arbeit  ist  nickt 
erschienen ;  ein  Teil  des  dafür  gesammelten 
Materials,  an  dem  in  der  Zwisc/ienseit  nicht 
weiter  gearbeitet  werden  konnte,  bildet  die 
Grundlage  des  jetzigen  Handwörterbuch  -  Ar- 
tikels. Die  allgemeinen  Werke  über  das 
Wesen  der  Armut  müssen  als  bekannt  voraus- 
gesetzt werden.  Ihr  Studium  hat  dem  der  sta- 
tistischen Sonderfragen  voraufzugehen.  Auch 
hier  wie  wohl  in  allen  Wissenschaften  ist  ein 
allseitiger  Einblick  7iur  durch  Heranziehen  der 
ausländ isc/iefi  Forschungeyi  zu  gewimien.  Nur 
zur  Anregung  sei  einiges  genannt:  Charles 
Boothf  Life  and  Labour  of  the  people  in 
London ,  9  Bde.  —  Gustav  Cohn,  Arbeil 
und  Armut,  Jb.  f.  G.  V.  ö,  1881,  S.  555  (er- 
örtert zahlreiche  ältere  Theorien).  —  E.  T.  Devtne, 
Family  and  social  work,  New  York.  —  Chr. 
J.  Ktumker,  Zur  Theorie  der  Armut,  Z.  f. 
Volksu\,  19,  1910,  S.  1.  —  Verselbe,  Armen- 
politik, Ilundhuch  der  Politik,  1912,  S.  550.  — 
—  R.  Seebohni  llowntree,  Poverty  a  Study  in 
town  life,  London  1901.  ■ —  G.  Simmelf  Sozio- 
logie, VII.  Der  Arme.  —  Sldney  u.  BeattHce 
Webbf  Das  Problem  der  Armut,  deutsch  von  Hei. 
Simon,  191S.  —  Anatole  Weber^  Les  misereux, 
J913.  — 

S.  Für  die  jn  ethodischen  Fr agen  kommen 
in  Betracht:  Arme^xraad  Amsterdam , 
Geschriften  Nr.  S:  Rapport  over  de  inrichting 
van  een  armenstatistiek  te  Amsterdam,  1919.  — 
Verselbe,  Statistische  Jlededeelingen,  Nr.  1  u. 
Nr.  ä:  De  toesland  van  de  geldclijk  ondersteunde  \ 

Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften.  4.  Aafl. 
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Armen  te  Amsterdam  in  het  jaar  1919,  desgl. 
für  1920.  —  Richard  Böckh  loieilerhoU  im 
Protokoll  der  I.  Konferenz  deutscher  Städte- 
Statistiker,  in  d^;n  Schriften  des  deutschen  Ver- 
eins f.  A.  u.  W.  und  im  Statist.  Jb.  der  Stadt 
Berlin.  —  Victor  Böhmertf  Die  Statist.  Auf- 
gaben der  Gemeindebehörden,  Sachs.  Statist.  Z, 
28,  1883,  S.  1.  —  VerselbCf  l/eber  Armenwesen 
und  -Statistik,  daselbst  28,  1882,  S.  18,  Säc/is. 
Erhebung  1880,  mit  historischem  Riickblick.  — 
Verselbe,  Armenwesen  der  SUidte  Dresden  u. 
Leipzig  nach  der  Statistik  von  1880,  daselbst  29, 
1888,  S.  1.  —  Derselbe,  Das  Armenwesen  in 
77  deutschen  SUidten  und  einigen  Landarmen- 
verbanden  (bildet  den  Abschluß  der  Arbeiten  des 
deutschen  Vereins  f.  A.  u.  W.J,  Dresden  1886. 
—  Verselbe,  Die  Ergebnisse  der  Reic/isarmen- 
Statistik  f.  1885  in  Sachsen,  S'Xchs.  Statist.  Z. 
88,  1887,  S.  167;  84,  1888,  S.  4I  und  91.  — 
Verselbe,  Ergebnisse  der  säc/is.  .irmenstatistiken 
1880,  1885  und  1890,  daselbst  89,  1893,  S.  102. 
Uuchlf  Armenwesen,  Ilawlbuch  d.  Hygiene, 
hrsg.  V.  Weyl,  4.  Suppl.-Bd.,  1904,  ^'^f-  — 
K.  KngllS,  Armenwesen  in  Böhmen  am  An- 
Anfang des  SO.  Jahrh.,  Mitteil,  des  stallst.  Lan- 
desamtes IS,  Prag  1908.  —  G[j.  Evcrt,  Zur  Theorie 
und  Technik  der  Armenstatistik,  Prcuß.  statist. 
Z.  29,  1889,  S.  83.  —  W.  Feld,  Die  SUitistik 
in  der  Fürsorge,  Soziale  Praxis  81,  1922,  Sp. 
748.  —  K.  Th.  V.  Inama- Sternegg,  Die 
persönlicJien  Ver/uiltnisse  der  [Viener  Armen 
nach  den  Materialien  des  Vereins  gegen  Ver- 
armung und  Bettelei,  1802  ;  £.  Bearbeitung  1899. 
Instit  u  t  In  terJiational  de  Statisti- 
gue,  Bulletin  XI,  1  S.  206,  Petersburg  1897, 
Kommission  f.  Armenstatistik;  XII,  1  S.  81, 
Vhristiania  1899,  Inama- Sternegg ;  XIII,  2 
S.  163,  Budapest  1901,  Mischler ;  XIV,  £  S.  108 
ti.  1  S.  170,  Berlin  1903,  Mischler;  XVI,  1  S. 
115,  London  1905,  Loch.  —  KörÖsy,  Arbeits- 
plan einer  Annenstatistik,  Statist.  Monatshefte, 
Budapest  1886,  S.  101.  —  Verselbe,  Die  .\rmen- 
pflege  lOOOjOS,  Publikationen  des  Statist.  Bureaus 
Budapest  37 ,  1905 ,  erste  Verarbeitung.  — 
/*.  Kollmann,  Das  Armenwesen  mit  Einschluß 
der  bes.  Wohltätig keitsanstalten,  Statist.  Nach- 
richten über  Oldenburg  18,  1881.  —  Verselbe, 
A rmenstalistik  im  Hdw.  d.  St.,  8.  A afl.  — 
Verselbe  j  Armenstatistik  in  „Statistik  in 
Deutschland",  Ehrengabe  für  G.  v.  Mayr,  Mün- 
chen 1911,  II.  Bd.,  S.  675.  —  de  Lannoy, 
Quel  profit  la  demographie  pourrait-elle  relirer 
de  l'etablisscment  d'une  statistique  des  pauvrea 
et  guclle  est  la  mailleure  methode  pour  dresser 
cette  statistiguef  (Armenkataster)  Compte-Rcndu 
du  18.  Congrh  internal,  d'hygihne  et  de  demo- 
graphie,  Bruxelles  1903,  Tome  IX,  2.  division, 
12.  gueslion.  —  L.  Maass,  Armenstatistik  u. 
Armenverwaltung,  Mitteil.  Slat.  Amt  München 
18,  1901,  S.  113.  —  Ernst  Mischler,  Ueber 
die  Armenpflege  und  ihre  Statistik  in  den  österr. 
Ländern,  Statist.  Monatsschr.  18,  1887.  —  Ver- 
selbe, Die  Armenpflege  in  den  Österr.  Städten 
und  ihre  Reform,  daselbst  15,  1889,  —  Ver- 
selbe, Die  Enguete  und  Statistik  der  Armen- 
verhältnisse in  Steiermark,  daselbst,  N.  F.  1, 
1896,  S.  81  u.  215.  —  Verselbe,  Das  Armen- 
wesen in  Steiermark,  Statist.  Mitteil,  über 
Steiermark  1,  1896.  —  Verselbe,  Armenkataster 
als  Grundlage  der  Armenstatistik.  Bulletin  de 
I  l'Institut  internal,  de  statistique  XIII.  2.  S  163. 
.  Bd.  I.  66 
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Verhandlung 071  1901  in  Budapest.  —  VerselbCf 
Dasselbe  XIV,  S  S.  WS  und  XIV,  1  S.  170, 
Verhandlungen  190S  Berlin.  —  Derselbe^  Der 
Nutzen  der  Armenstatistik  und  ihre  Methode. 
Compte-Eendu  du  IS.  Congres  internal,  d'hy- 
gilne  et  de  demographie,  Bruxelles  190S,  Tonte 
IX,  S.  division,  12.  queslion  S.  9.  Verhand- 
lungen daselbst  S.  WS.  —  Emil  Münsterhergj 
Bericht  über  den  Stand  d.  Individualarmen- 
Statistik  mit  Beziehung  auf  die  seitens  des 
Reichs  veranlaßte  Erhebung  für  das  Jahr  1SS5, 
Bericht  an  den  Deutschen  Verein  f.  A.  u.  W., 
1885,  Nr.  2.  —  Derselbe f  Die  Armenstatistik, 
Jb.  f.  NaL,  N.  F.  12,  1SS6,  S.  377.  —  Der- 
selbe.  Das  Problem  der  Armut.  Vortrag  auf 
dem  Internat,  wissensch.  Kongreß,  St.  Louis 
1904,  Jb.  f.  Nut.,  III.  F.,  S8,  1904,  S.  577.  — 
Derselbe^  Annemvesen  (Armenpßege),  Hdw.  d. 
St.,  3.  Aufi.,  II.  Bd.,  S.  14Sß:  —  M.  Nec/'e^ 
Referat  im  Protokoll  der  1.  Konferenz  deutscher 
Städtestatistiker,  1S79.  —  DcrselbCf  Entwurf 
zu  einer  Armeustatistik  großer  Städte,  Aiilage  15 
zum  Protokoll  der  10.  Konferenz  deutscher  Städte- 
statistiker, 1895  (wieder  abgedruckt  bei  Klum- 
ker,  Annenstatistik  deutscher  Städte,  S.  V  ohne 
die  Literaturnachweise).  —  Derselbe,  Die  öf- 
fentliche Armenpflege  in  Breslau,  Breslauer  Stat. 
12,  1S99,  enthält  die  Ergebnisse  der  Zählung 
von  1885.  —  H.  Bettich ,  Die  Stuttgarter 
Armenbevl'lkerung  im  Lichte  der  Statistik 
Wüi-tt.  Jb.  f.  Stat.  und  Landeskunde,  1S97, 
S.  JV,  1.  —  P.  de  Setncnoiv,  Compte-Rendu 
general  des  travaux  du  Co7}gres  international 
de  Statistique  aux  sessions  de  Bruxelles  185S, 
Paris  1855,  Vienne  1857,  Londres  1860,  Berlin 
186S,  Florencc  1867  et  La  Haye  1869.  St.  Peters- 
burg 1872,  S.  206.  —  Karl  Seute^nann,  Die 
deutsche  Städtestatistik,  Allgem.  Stat.  Arch., 
VI.  Bd.,  Ergänzungsheft,  1903,  S.  93.  — 
JL,  Sin  g  er.  Zu  r  Ein führu  ng  e  in  er  A  rtnen- 
statistik  in  München  1900,  Mitt.  Stat.  AiJit 
München,  XIX.  Bd.  —  Derselbe,  Armensta- 
tistik Münchens,  Untcrsjichungen  über  die  per- 
sönlichen Vei'hältnisse  der  von  der  Armenpßege 
U7iterstützten  Persone7i  i.  J.  1906,  München  1908. 
—  E.  Würzburgery  Anhang  zum  Verwaltungs- 
bericht Dresden  für  1898  (die  von  Seut€ma7in 
ausgeführte  Verarbeitung  des  Materials  ist  nicht 
veröffentlicht  worden,  vgl.  Monatsberichte,  1903, 
S.  86).  —  (/.  H.  van,  Zanten,  Beschouwing  over 
de  loijze,  waarop  de  Armenzorg  bchoort  beschreven 
te  worden.  Mcde  gedrukt  voor  de  leden  van  de 
Vereeniging  voor  de  Staats huishoudkunde  en  de 
Staiisiick,  1897. 

S.  Manche  methodische  Erörterungen  auch 
gelegentlich  der  großen  deutschen  Armenstatistiken : 
Die  deutsche  Arnicnzählung  ISSl  wurde 
fürs  ganze  Reich  nicht  bearbeitet,  dagegen  für 
einzelne  Teile,  z.B.  Sachsen:  Säclis.  Stat.  Z. 
28,  1882,  S.  13  und  34,  1888,  S.  91;  für  Dres- 
den und  Leipzig :  daselbst  29,  1883,  S.  1 
(Böhmert);  Berlin:  Stat.  Jb.  9,  1881,  S.  215 
und  10.  Jahr,  1882,  S,  216;  Breslauer  Stat. 
VI.  Bd.;  Bremen:  Stat.  Jb.,  1882,  299.  —  Die 
StatistikderöffentlichenArme  npfl  ege 
iji:  Stat.  d.  deutschen  Reichs,  N.  F., 
Bd.  XXIX;  Preuß.  Stat.  Z.,  1886,  S.  42; 
Sachs.  Stat.  Z.  3S,  1887,  S.  167,  34,  1S8S, 
S.  4i  und  S.  91 ;  Württembergische  Jb. 
f.  Stat.  u.  Landeskunde,  18S7,  J,  S.  168;  Braun- 
ßch  weig,   Beiträge   zur  Slat.,    VIJ.   Bd.  (F. 


W.  R.  Zimmermann);  Stat.  des  Hamburgisch. 
Staates  I4,  2,  S.  1  (Bötzow)  ;  Bremen  :Jb.  1887, 11^ 
S.  278 ;  Lübeck:  Verwaltunysbericht  für  2886; 
Berlin:  Stat.  Jb.  12,  I884,  S.  233,  13,  S.  256,. 
14,  S.  386,  16117,  S.  451  (Böckh);  Breslauer 
Statistik  12  (Xeefe) ;  Frankfurt  a.  31.:  Stat. 
Beschreibung  der  Stadt,  2.  Teil,  S.  195;  Köln: 
Mitteil.  d.  Stat.  Bureaus  1.  (einziges)  Heft, 
1887. 

Der  Deutsche  Ve  rein  für  Armeji  pf  lege 
und  Wohltätigkeit  hatte  sich  bereits  auf 
seiner  ersten  Konferenz  deutscher  Armenpfleger 
i.  J.  1S80  mit  der  Armenstatistik  beschäftigt. 
Vgl.  in  seinen  Veröffentlichungen :  Böltmert 
und  Berthold,  1881,  Kr.  1.  —  Bertholdf 
Zwei  Berichte  über  die  Vo7'bcreilung  der  Er- 
hebung  von  1883,  1882  und  1883.  —  Böhmert 
7ind  Böckh,  1883  (vgl.  auch  Berliner  Stat.  Jb. 
10,  1882,  S.  215  und  11.  Jahr,  18^3,  216).  — 
BÖ h  mert,  Dre i  Be r ichte  ü ber  die  Ery ebnisse 
dei-selbcn  Erhebung:  1884-  iSS4,  1885,  Ar.  1 
(hierzu  auch  Böhmert ,  Arme7iwesen  i7i  77 
deutschen  Städten,  1886).  —  Münsterbet^gf 
Ueber  die  Reichscrhebimg e7i  1885 :  1S85, 
JVV.  2. 

Auch  die  Ko  nferenz  de  titsch  er  Städte- 
Statistiker  halte  schon  bei  ihrer  ersten  Ta- 
gung  i.  J.  1S79  die  Ar7n€7istatistik  erörtert  auf 
Grund  der  Referate  von  Neefe,  Böckh  imd  Neß- 
mann- Hamburg.  Anlaß  zu  einer  eigenen  Er' 
hebung  für  lS96i97  wurde  die  10.  Konferenz. 
Vgl.  deren  Protokoll,  Frankfurt  a.  M.,  1895. 
Hierin  als  Anlage  15:  Neefe,  Entwurf  zu 
ei7ier  At^nenstatistik  großer  Städte.  Wieder  ab- 
gedruckt  bei  B-lumkeff  Aj'7ncnstatistik  einiger 
deutscher  Städte  für  das  Jahr  1896(97  (TabeUe7i' 
band ;  textliche  Verarbeitmig  7iicht  erschie7ien) ; 
Sonderbearbeitung  für  einzelne  Städte,  u.  a,  für 
Dresden:  Veru'altu7igsbericht  des  Rates  der 
Stadt  für  1S9S,  Anhang  (Würzburgc7-)  ;  Sttctt- 
gart:  Württemb.  Jb.  f.  Stat.  und  Landeskunde^ 
1897,  S.  IV,  1  {Rettich);  Frankfurt  a.  M.: 
Verwaltungsbericht  1S9SI99 ,  auch  als  Beilage 
zu  den  Beitragen  zur  Statistik,  JV.  F.;  Char- 
lott  e7ibur  g  :  Statistik  Heft  3. 

4.  Leider  fehlt  es  bisher  durchaus  a7i  einer 
systematisch-kritischen  Zusa7n7ne7ifassu7tg  der 
sachlichen  Ergebiiisse,  welche  die  zahlreichen 
armenstatistischen  Erhebungen  bisher  gezeitigt 
haben.  Allerdings  ist  sie  durch  die  in  man- 
chen Beziehungen  ma7igelnde  Vergleichbarkeit 
erschwert;  sie  würde  aber  inateriell  wie  metho- 
disch sehr  wertvolle  Axifschlüsse  geben.  Vgl. 
einstweile7i  Stefan  Steinbttcher,  Einige  Er- 
gebnisse großstädtischer  Armenstatistik ,  Allg. 
Statist.  Arch.  13,  1921(22,  S.  276.  —  Ein 
Teil  der  Statistiken  über  die  persönlichen 
Verhält7iisse  der  Unterstützten  ist  bereits  witer 
Ziffer  2  genan7it;  a7idere  folgen  hier.  Voll- 
ständigkeit wurde  nicht  erstrebt.  Die  mehr  oder 
we7iiger  regelmäßigen  Armenstatistikt7i  pflegen 
in  den  Qucllenwerken  der  städtischen  und  staat- 
lichen statistischen  Aemter,  in  den  städtischen 
Verwaltungsberichten,  den  Jahresberichten  der 
Armc7iverwalt7tng  u.  dgl.  veröflcntlicht  zu  werden. 
Man  vergleiche  auch  die  Lita^aturn achweise  bei 
Kollmann,  Mischlei*  (Steiermark  S.  18), 
Feld  (Z.  f.  Arme7nvesen) ,  in  E,  Münster- 
bergs  Bibliographie  des  Arm€nwese7i8  (1900, 
1902,  1906)  samt  den  regelmäßigen  Ergänzimgen 
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in  der  Z.  für  dm  Armenwtten  (bii  ISSl) ;  die 
bekannten  Kataloge  der  Bibliotheken  eimelner 
ttalintiicher  Aemter,  z.  B.  für  die  Stadt  Berlin 
(J901);  für  Preußen  (von  Lippert  lS7ij79j;  für 
Belgien  (Calalogue  de  la  bibhothique  de  la  Com- 

mitnion  centrale  de  ttatitlique,  7  Bde.,  1901  

1911;  im  t.,  S.  u.  ^.  Bd.  Belgien,  Frankreich, 
England,  im  6.  u.  6.  Bd.  da»  übrige  Europa). 
Ferner  Katalog  der  Abteilung  titatittik  der 
Stadtbibliothek,  Frankfurt  a.  il.  1914.  —  Aeltere 
Arbeiten  in  den  oben  genannten  geschicht- 
lichen iJarttellungen.  Ueber  den  derzeitigen 
Stand  der  Armenttalittik  im  /Jcutuchen  Reich 
brachte  die  Bayer.  Slatitt.  Keilschrift 
1908,  S.  t76ff.  eine  L  eberschau  auf  Grund  einer 
Umfrage  bei  der  staatlichen  und  städtischen 
Aemtern. 

Deutschland:  Ueber  die  großen  Erhebun- 
gen vgl.  Zijer  S.  —  Ft:  Zahn,  Arbeiterver- 
ticherung  u.  Armenwcecn  in  Deutschland,  Arch. 
f.  S.  35,  191S,  S.  418.  Statistik  der  Armen- 
häuser: im  Königr.  Sachsen,  Sächs.  Stat.  Zeitsehr.  ' 
18C1,  S.  65  (WeinligJ,  1SC6  S.  181  (I'elcrmann). 
—  W.  Camerer,  Statistik  der  Fürsorge  für 
Arme  und  Svtleidende  in  Württemberg,  Stutt- 
gart 1876.  —  Beiträge  zur  Statistik  der  Uffentl. 
Armenpflege  in  Württemberg,  Stuttgart  1S8S.  — 
Bayern:  Die  neu  organisierte  Armenstatistik 
nach  Einführung  des  UnterttUlzungswuhmitz- 
Gesetzes  hat  mit  dem  Rechnungsjahr  19SSItS  be- 
gonnen. Vgl.  Reiner,  im  Allg.  Slul.  Arch.  IS, 
19tl/ti,  S.  £20.  Ueber  die  älteren  Leistun- 
gen :  Geschichte  und  Einrichtung  der  amtlichen 

Statistik  in  Bayern,  München  1895,  S.  Sgl.   

Berlin:  Ocftcr  im  Stal.  Jb.,  femer  die  Be- 
vSlkerungs-  u.  Wohmingsavfnahme  1895  (Volks- 
tählungsbcrieht),  1.  Teil,  S.  106  (Bearbeitung 
der  Volkszählungs-  uud  Wobnungskarten  für  die  I 
Almosenempfänger)  —  Verwaltungsbericht  des  j 
Magistrats  f.  d.  Jahr  1906,  Jfr.  14,  S.  Sl  (Versuch  \ 
einer  Individualstatistik,  Kinderzahl  der  unter- 
stützten Familien).  —  G.  Ilerthold,  Armenlast 
und  Freizügigkeit,  1881.  —  Vergelbe,  Vermehrt 
die  Freizwiigkeit  die  ArmenUutf  Berlin  1884  ' 
(hiergegen  Otto  Lackner,  u.  E.  Hasse,  Jb.  \ 
/.  Nat,  N.  F.  VIII,  S.  ISS).  —  Bremen:  II.  J.  \ 
Funk,  GeschichU  u.  Statistik  d.  Br.  Armen- 
wesens,  herausg.  v.  Bremischen  Stat.  Amt  191S. 
—  Charlottenburg :  Statistik,  Heft  S,  7  u. 
Ii.  Später  im  Verwaltungsbericht  der  Armen- 
deputation. —  Frankfurt  M.:  Adolf  Bau- 
mann, Der  vierte  Armendistrikt  in  F.,  1887. 
H.  Bleicher,  Beiträge  zur  Statistik  der  öffenü. 
Armenpflege  in  F.  Festschrift  f.  d.  11.  Jahres- 
versammlung des  deutschen  Vereins  f.  A.  u.  W., 
herausg.  v.  Flcsch,  1890  (auch  Sonderdruck,  mt- 
hält  u.  a.  Individualstatistik  lS88j90).  —  Balle  : 
Kciehelt,  Die  Entmcklung  u.  Statistik  des 
H. sehen  Armenwesens,  Beiträge  zur  Statistik, 
Heft  9,  1910.  —  Hamburg:  StatUtik  des 
Hamb.  Staates,  Heft  S:  Wirksamkeit  d.  Allg. 
Armenanstalt  1788 — 1870,  Heft  Ii  II:  öffentl. 
Armenpflege  1885  (Bötzow).  —  Verilffentl.  d. 
Armen kollegiums,  Heft  g  u.  i:  Armensialislik 
1900  u.  1905,  Heft  S:  Das  öffentl.  Armenwesen 
1898—1902.  —  Statist.  Hdb.  1920.  —  Neue  Armen- 
statistik ist  in  Vorbereitung  —  H  ann  ovtr :  Be- 
richt des  ständischen  Verwaltungsausschusses  an 
den  16.  hannoverischen  Provinziallnndtig  über  die 
Ergebnisse  der  provinzialsländischen  Verwaltung 
i.  J.  1881  (von  Böhmert,  Sachs.  Zeitsehr.  1882, 


S.  15,  gerühmte  Erhebung  auf  1879).  —  Karls- 
ruhe: Allgem.  Armenstatistik,  Stmderabdntek 
aus  d.  Jahresbericht  d.  Armenverwaltung.  — 
Köln:  Statistik  der  in  offener  Armenpflege 
Unterstützten,  bearb.  im  Statist.  Amt,  Sonder- 
abdruck aits  dem  Bericht  d.  Armendeputation.  

Leipzig:  A.  Lehr,  Individualstatistik  der 
öffentl.  Armenpflege  1SS6,  Miticil.  d.  Statist. 
Amtes,  Heft  20,  1890  (ForUttzung  der  Rcichs- 
erhebung  von  1885).  —  Linden:  Persönliches 
Armenkataster  der  Stadt  L.  den  Teilnehmern 
a.  d.  Tagung  des  Deutschen  Vereins  f.  A.  v.  W. 
in  Hannover  1908  überreicht  v.  Magistrat, 
i  Seiten.  —  Die  persönlichen  Verhältnisse  u.  d. 
Unterftülzungturltn  der  am  15.  April  1909  fort- 
laufend unterstützten  -Irmen,  Beilage  zum 
Viertcljahrsbericht  der  Stadt  L,  1909,  II. 
—  Magdeburg:  Otto  Lackner  erhob  und 
bearbeitete  seit  1886  eine  I'ersonalstalislik  der 
Unterstützten  millels  Individualkartcn  ;  veröffent- 
licht alljährlich  im  Städt.  Verwallungsberic'ht.   

Sllberaleit,  desgl.  für  1892193  u.  lS9Sj9i.  Aus- 
führlicher für  189il95  u.  1895j96  in  Milteil.  des 
Statist.  Amts  Kr.  6,  1897.  —  Siraßburg: 
Blaum,  Die  Wohnlage  der  Armeiibevlilkerung 
lOOi  u.  1912.  Im  Auftrage  des  Armenrats. 
1913.  —  Stuttgart,  II.  ICettIch,  s.  Städtc- 
stntistik  1896(97  —  derselbe.  Die  dauernd 
Unterstützten  d.  St.  öffentl.  Armenpflege.  SUitist. 
Monatsber.  2,  1897,  Ifr.  6  (auf  Grund  des  jähr- 
lichen Armenverzeichnisses). 

Dänemark:  Faltigvaeseneti  aaret  1901.  Dnn- 
marks  Statistik,  Statistiske  Mcddelciser  i.  Reihe, 
XV.  u.  XVI.  Bd.,  je  Heft  2  (auch  Verarmungs- 
ursachen); für  1911112  daselbst  XXX XVI.  Bd., 
Heft  1;  Offentlige  Undersl0ttel4er  i  1920121,  da- 
selbst LXV.  Bd.,  Heft  i. 

Frankreich:  Statistique  annudle  des  in- 
stitutions  d'assistance,  herausg.  v.  Ministirc  du 

commerce,    de    l'industrie   et   du  travail.   

Recensemcnt  des  indigents,  herausg.  v.  d.  Assistancc 

publique  de  Paris.    Auszug  im  Slal.  Jb.  Paris.  

Renseigncments  statisligues  recueillis  au  cours 
de  l'annce  sur  la  population  assistie  ä  domicüe 
de  la  villc  de  Pans  (sccours  permanenls).  Die 
Statistik  beruht  auf  einem  Armenkataster  und 
reicht  bis  zum  Jahre  IX  zurück,  vgl.  Bcrtillon 
im  Bulletin  de  l'Inttitut  intemat.  de  Statist. 
XII,  1  S.  SS. 

Großbritannien:  Annual  repint  of  thc 
Poor  Imw  Board.  —  Majorily  Report  of  the 
Paar  Law  Commission  1909  (in  der  offiziellen 
Oktavautgabe:  Part  II  S.  30—78.  Nach  Webb 
die  beste  und  zugänglichste  Statistik  über  das 
Armenwesen  in  England).  —  Henry  ('arter, 
Destitution  ran  we  enditt  (Weslayan  Methodist 
Union  for  social  Service.  Mit  Statistik  und 
Literatur;  zitiert  von  Webb).  —  Annual 
Report  of  the  Local  Government  Board  of 
Ircland. 

Niederlande :  Statistick  van  het  armwezen 
in  Bydragen  tot  de  Stalistiek  van  Nederland. 

Norwegen:  Fattigvesenet.  Udgiven  af  dcl 
Statistiske  Centralbyraa.  Norges  offisielle  Sta- 
tistikk,  zuletzt  VII,  38  für  1918119. 

Oesterreich:  Individuat-  und  Finanzstatistik 
der  Armenpflege  auf  31.  März  189i,  aufbereitet 
durch  das  Landesarmenbureau.  Beilage  zu  den 
Protokollen    des  niederösterreichischen 

Landtags  7.  Wahlperiode  ex  1894,  Nr.  2S.   
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Itidividualstatisltk  der  in  Gemeindearmenpflege 
stehenden  sclhatmiterslützten  Kinder  bis  zu 
14  Jahren.  Nach  dem  IStand  v,  Sl.  Aug.  1906. 
Bearb.  v.  Statist.  Landesamt  f.  Steiermark. 
Steiermark.  Landtag,  9.  Periode,  4.  Session, 
Beilage  S2l  (190Cj07).  —  Armenstatistik  für 
I884.  Eechenschüftsbericht  der  Steiermark. 
Landesausschusses  f.  1SS6,  S.  11.  ZTnd  alljähr- 
lich. —  Vgl.  oben  unter  Mischlcr  —  Statist. 
Handbuch  f.  Steiermark.  Statist.  Mitteil  Heft  5. 
—  Erhebung  Uber  die  Armen  1S90  vom- 
österr.-schlesischen  Landessekretariate.  Bei- 
luge £2  zu  den  Landtagsprotokollen  der  31.  Se.-fsion, 
Jänner  IS94.  Vgl.  dazu:  Ernst  Donath: 
Ueber  Armenpflege  in  Schlcsieji.  Deiifsche  Worte 
189S,  226. 

Schweiz:  G.  Niederer  Das  Armenicesen 
der  Schweiz.  Zürich  1S7S.  —  Schweizer 
Statistik  der  amtlichen  Armenpflege.  Schweizer. 
Statistik,  HS.  Lieferung  (Erhebung  von  1890, 
bearbeitet  im  Eidg.  Statist.  Bureau  von  Ernst 
und  Hans  Anderegg),  8  Bde.  —  fr.  Keller 
Die  Ergebnisse  der  Statist.  Erhebungen  der 
AUgeni.  Armenpflege  Basel-Stadt  i.  J.  1905 
Basel  1906. 

VereinigteStaaten  von  Amerika:  Pau- 
pers in  Almshouses,  Department  of  Commerce  and 
Jjabor,  Bureau  of  the  Census.  Washington  1906 
(ausführlich  über  die  Individualverliältnisse).  — 
Annual  Report  of  the  Board  of  Commissionen 
of  Public  Charities  of  the  Commonwealth  of 
Pennsylvania.  Darin  Stati-stics  of  the  un- 
fortunate  and  indigent  classes ;  gerühmt  von 
Böhmert,  Sachs.  Zeitschr.  28  (18S2>,  S.  16.  — 
Annual  Report  of  the  State  Board  of  Charity 
of  Massachusetts. 

Wilhelm  Feld, 


1845.  -  Dasselbe.  2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M. 
1851.  —  Bemerkungen  zum  kurhessischen  Staats- 
grundetat. Gelnhausen  1848.  —  Die  natur- 
gemäße Verteilung  der  Güter  gegenüber  dem 
Kommunismus  und  der  Organisation  der  Arbeit 
des  Louis  Blaue.  Frankfurt  a.  M.  1848.  —  Der 
Freihandel,  List  und  das  Memorandum.  2.  Aufl. 
Frankfurt  a.  M.  1849.  —  Die  naturgemäße 
Steuer.  Frankfurt  a.  M.  1852.  —  Die  Staats- 
verfassung nach  dem  Bedürfnis  der  Gegenwart. 
Frankfurt  a.  M.  1S57.  —  Das  System  Wilhelm 
Roschers  gegenüber  den  unwandelbaren  Natur- 
gesetzen der  Volkswirtschaft.    Frankfurt  a.  M. 

1862.  —  Die  Volkswirtschaft,  begründet  auf 
unwandelbare  Naturgesetze.     Frankfurt  a.  M. 

1863.  -  Dasselbe.  Neue  (Titel-)  Ausg.  1868.  - 
Die  deutsche  Bundesreform  und  der  deutsch- 
französische Handelsvertrag.  Frankfurt  a.  M. 
1863.  —  Justus  Liebigs  Agrikulturchemie  und 
sein  Gespenst  der  Bodenerschöpfung.  Frank- 
furt a.  M.  1864.  —  Die  Befreiung  der  Bodenrente 
und  die  Emanzipation  des  Bauernstandes. 
Frankfurt  a.  M.  1865.  —  Adam  Smiths,  des 
Jüngeren,  Prüfung  der  heutigen  volkswirtschaft- 
lichen Systeme.  Frankfurt  a.  M.  1867.  —  Er 
veröffentlichte  ferner  an  Aufsätzen  in  der 
(Januar  1848  bis  März  1850  erschienenen) 
Wochenschrift  ,,Der  deutsche  Volkswirt":  Ge- 
danken über  die  Verbesserung  des  Loses  der 
unteren  Klassen.  —  Die  Handelspolitik  und 
der  Zolltarif  der  deutschen  Bundesstaaten.  — 
Die  Dresdener  Konferenzen  und  die  deutsche 
Handelspolitik.  —  Betrachtungen  über  die 
wirtschaftlichen  Zustände  Deutschlands.  — 
Gedanken  über  die  zweckmäßige  Verwaltung 
der  Gemeindegrundbesitzungen.  —  Die  Rhein- 
und  Mainzölle.  —  Das  preußische  Gewerbe- 
gesetz vom  9./II.  1849  usw.  —  Daneben  er- 
schienen von  ihm  technische  Werke  über  Straßen-, 
Wege-  undWasserbau;  sowie  historische  Schriften, 
besonders  über  die  Geschichte  seiner  Heimat. 


Arud,  Karl, 

geb.  zu  Fulda  am  ll./XI.  1788.  Er  erlernte 
das  Steinhauerhandwerk  und  trat  1811  als 
Wegekontrolleur  in  Fuldaische  Staatsdienste. 
Nach  dem  Wiener  Kongreß  wurde  er  in  die 
Dienste  Kurhessens  übernommen  und  1822  zum 
Straßenbauingenieur  von  Hanau  ernannt.  Er 
nahm  1849  den  Abschied,  um  sich  ganz  seinen 
wissenschaftlichen  Bestrebungen  widmen  zu 
können,  und  starb  zu  Hanau  am  21./VnL 
1877. 

Arnd  war  Autodidakt.  Sein  volkswirtschaft- 
liches Interesse  wurde  zuerst  durch  die  Lektüre 
von  Adam  Smith  geweckt.  Arnd  ist  bisher, 
z.  B.  von  Marx,  Roscher,  zu  den  Anhängern 
des  physiokratischen  Systems  gezählt  worden. 
Neuerdings  hat  Adler  (s.  unten)  die  Stellung 
Arnds  in  der  Geschichte  der  Nationalökonomie 
untersucht  und  will  Arnd  unter  die  Gruppe 
der  deutschen  Nur-Freihändler  einreihen. 

Arnd  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Die  neuere  Güter- 
lehre und  ihre  Anwendung  auf  die  Gesetzgebung. 
Weimar  1821.  —  Die  materiellen  Grundlagen 
und  sittlichen  Forderungen  der  europäischen 
Kultur.  Stuttgart  1835.  —  Die  naturgemäße 
Volkswirtschaft,  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
die  Besteuerung  und  die  Handelspolitik.  Hanau 


Vgl.  über  Arnd:  Karl  Arnds  Leben  von  ihm 
selbst  beschrieben.  Frankfurt  a.  M.  1869.  — 
Marx,  Theorien  über  den  Mehrwert,  herausgeg. 
von  Kautsky.  Stuttgart  1905,  S.  39.  -  Roscher, 
Geschichte  der  Nat.,  S.  500.  -  Max  Adler, 
Karl  Arnd  und  seine  Stellung  in  der  Geschichte 
der  Nationalökonomie.  Karlsruhe  1906.  — 
Auerswald,  Arno,  Beiträge  zur  Lehre  von  der 
einzigen  Steuer.    Greifswald  1922,  S.  26ff. 

L.  E. 


Artel. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Verfassung.  3.  Be- 
deutung 

1.  Begriff  und  Arten.  Das  "Wort  Artel 
ist  türkischen  Ursprungs  —  ,,orta"  —  und 
findet  sich  in  russischen  Urkunden  erst  in 
der  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  Kussische  Sy- 
noniraa  sind:  Drushiiia  (Freundschaft),  Wa- 
taga (Bande),  Bratschina  (Brüderschaft), 
Kotljaiia  (Eßgeraeinschaft),  Romscha,  Burs- 
sa,  Walka,  Sskladtschina  (Zusammenlegung). 
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Artel  ist  eine  Rußland  eigentümliche  Er- 
scheinung, für  die  sich  kein  völlifres  Analofron 
in  westeuropäischen  Ländern  findet:  es  ist 
eine  Personen  Vereinigung,  die  Einzel- 
züge von  Genossenschaften  und  Gewerk- 
schaften aufweist,  ohne  sich  mit  einer  von 
diesen  zu  decken.  Man  kann  das  Artel  de- 
finieren als  die  Vereinigung  einer  nicht  be- 
grenzten Zalil  von  Personen,  meist  aus  den 
unteren  handarbeitenden  Klassen  der  Be- 
völkerung, die,  unter  sich  gleichberechtigt, 
sich  auf  Grund  eines  Vertrages  zur  Er- 
reichung wirtschaftlicher  Ziele  zusammen- 
schließen. Die  Vereinigung,  die  mit  soli- 
darischer Haftpflicht  arbeitet,  oft  auch 
über  Kapital  verfügt,  zeichnet  sich  aus  durch 
einiges,  brüderliches  Zusammenhalten  der 
Genossen,  Gemeinsamkeit  der  gesamten  Le- 
bensführung und  gleiche  Unterwerfung  aller 
unter  die  Anordnungen  eines  gewählten  Füh- 
rers. Dieser  besorgt  die  Leitung  des  Ganzen 
und  vermittelt  die  Beziehungen  der  Gemein- 
Bchaft  zu  Dritten,  sodaß  seine  ganze  Stellung 
der  Verbindung  einen  patriarchalischen  Cha- 
rakter aufprägt.  Ob  es  sich  um  ein  Artel  von 
Fischern,  Wald-  oder  Erntearbeitern,  Zim- 
merlcuten,  Bärenführern  oder  Bankkassierern 
handelt,  iiberall  zeigen  sich  die  erwähnten 
Merkmale.  Die  völlige  Gleichförmigkeit 
läßt  auf  einen  gemeinsamen  Ursprung 
schließen,  der  nach  der  Ansicht  von  Staehr 
in  der  slavisehcn  ürfamilic  liegt.  Er 
nimmt  an,  daß  das  Artel  einen  Ersatz  für  die 
Familie  bilde,  daß  beide  sich  aber  aus- 
schließen und  die  Zugehörigkeit  des  Ein- 
zelnen zum  Artel  nur  so  lange  dauere  wie 
seine  Trennung  von  der  Familiengemeinschaft 
währt.  Dies  trifft  für  die  Verhältnisse  in 
früheren  Jahrhunderten  zu,  aber  nicht  mehr 
für  die  Zeit  der  Auflösung  der  Großfamilie 
nach  der  Bauernbefreiung.  Das  Artel  ist 
keine  Familie,  sondern  nur  ein  familien- 
artiges Gebilde,  bei  dem  ein  Führer  eine  ab» 
solute  Notwendigkeit  ist,  weil  eine  patri- 
archalisch-familieiihafte  Gemeinschaft  ohne 
ein  solches  Oberhaupt  unmöglich  ist.  Die 
Ansicht  von  Staehr  ist  verschiedentlich  be- 
stritten worden;  über  das  Wesen  und  den 
Ursprung  des  Arteis  ist  trotz  einer  Anzahl 
von  Untersuchungen  keine  Einstimmigkeit 
erzielt  (über  die  entgegenstehenden  Meinungen 
und  die  Polemik  s.  den  Art.  in  der  3.  Aufl. 
dieses  Hdw.'s,  II.  Bd.,  S.  196  ff.),  ähn- 
lich wie  bei  anderen  charakteristischen 
Erscheinungen  der  russischen  Volkswirt- 
schaft, dem  großrussischen  Gemeindebesitz 
und  der  Feldgemeinschaft. 

Der  russische  Sprachgebrauch  ist  aber  | 
nicht  völlig  zuverlässig.    Häufig  wird  der 
Ausdruck  Artel  für  ähnliche  Vereinigungen  | 
gebraucht,  die  unter  dem  Einfluß  westeuro- 
päischer Vorbilder  entstanden  sind  und  sich 
eher  als  Genossenschaften  bezeichnen  lassen. 


[Es  sind  klar  auseinanderzuhalten:  das  Artel 
in  seiner  allen  Form,  als  Ergebnis  der  früheren 
gesellschaftlichen  Zustände,  und  die  neuen 
Verbindungen,  die  wohl  ebenso  genannt 
werden,  aber  infolge  der  Acnderung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  tatsächlich  etwas 
anderes  sind,  und  denen  die  charakteristischen 
Eigenschaften  der  Ariele  fehlen.  Außer  dem 
bereits  angeführten  ist  noch  zu  bemerken, 
daß  das  Ariel  eine  rein  gewohnheitsrechtliche 
Bildung  ist,  die  ohne  irgendein  Zutun  der  Ge- 
setzgebung entstanden  ist.  Es  ist  ein  Ueber- 
bleibsel  der  ursprünglichen  kollektivistischen 
Wirtschaftsformen,  namentlich  der  Haus- 
produkt ioii,  durch  die  der  gesamte  Bedarf 
der  Familie  gedeckt  wurde.  Das  Ariel  stellt 
aber  niemals  reinen  Kommunismus  dar,  da 
alle  Mitglieder  über  Privateigentum  ver- 
fügen und  nur  zur  Erreichung  ihrer  wirt- 
schaftlichen Ziele  ihre  Arbeitskraft  vereinen; 
ebensowenig  kann  man  das  Artel  als  Ur- 
zelle  einer  zukünftigen  sozialistischen  Wirt- 
schaftsverfassung betrachten,  wie  dies  ver- 
schiedentlich geschehen  ist. 

Die  ältesten  historischen  Nachweise 
über  das  Bestehen  von  Arteis  reichen  bis  ins 
14.  Jahrh.  zurück;  es  wird  aber  angenommen, 
daß  sie  scJion  frülier  existierten;  man  glaubt, 
sie  bereits  im  11.  nachweisen  zu  können,  weil 
damals  schon  (jewerbo  bestanden,  die  später 
und  bis  in  die  Neuzeit  vorwiegend  von  Arteis 
betrieben  wurden.  Die  im  14.  Jahrh.  er- 
wähnten Arteis  sind  solche  von  Fischern  und 
Jägern.  Im  17.  Jahrh.  beginnt  eine  Abart 
zu  entstehen,  indem  nämlich  zu  den  sonst 
gleichberechtigten  Mitgliedern  ein  Unter- 
nehmer mit  Kapital  zugelassen  wird,  der  die 
anderen  bald  in  eine  gewisse  Abhängigkeit 
von  sich  bringt.  Dieser  erste  Unternehmer 
war  —  ein  Kloster  in  Cholmogory,  das  all- 
jäJirlich  mehrere  Ariels  mietete  und  mit 
deren  Arbeit  den  Fischfang  in  den  nörd- 
lichen Gouvernements  betrieb.  Indessen  ist 
diese  Form  in  verschwindender  Minderheit 
geblieben;  die  meisten  beliielten  den  „reinen" 
Typus  bei  und  dehnten  sich  allmälilich  auf 
immer  weitere  Gebiete  der  Volkswirtschaft 
aus,  allerdings  mit  der  Maßgabe,  daß  sie  sich 
nur  auf  verhältnismäßig  primitiver  Stufe 
halten  konnten  und  mit  dem  Erscheinen 
vorgeschrittener  Betriebsformen  verschwan- 
den. 

Die  russische  Literatur  teilt  die  Arteis 
je  nach  ihrer  Beschäftigung  in  verschiedene 
Gruppen  ein:  1.  für  gewerbliche  Produk- 
tion, 2.  für  Konsum,  3.  für  Kredit,  4.  für 
Versicherung.  Die  unter  2 — 4  erwälmten 
spielen  der  Natur  der  Sache  entsprechend 
nur  eine  geringe  Rolle,  wälirend  die  gewerb- 
lichen im  ganzen  Lande  verbreitet  sind.  Sie 
befassen  sich  entweder  mit  der  Beschaffung 
von  Rohstoffen,  die  dann  von  anderen  weiter 
verarbeitet  werden,  oder  erwerben  auf  ge- 
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meinsame  Rechnung  zum  Weiterverkauf  ein 
Warenlager;  auch  erstehen  sie  Gebäude  oder 
sonstige  Produktionsmittel  oder  leisten  eine 
bestimmte  Arbeit,  für  welche  die  anderen 
Produktionsmittel  von  Dritten  gestellt  wer- 
den; schließlich  verfertigen  sie  Waren  aUer 
Art.  Die  Geljiete  im  einzelnen  aufzuzählen, 
in  denen  sie  sich  betätigen,  erscheint  nicht 
erforderlich. 

2.  Verfassung.  Diese  ist  in  großen  Zügen 
die  gleiclie,  wobei  bemerkt  sei,  daß  die  An- 
forderungen, die  an  den  Einzelnen  gestellt 
werden,  um  so  schärfer  sind,  je  länger  die 
Lebensdauer  des  Arteis,  je  wichtiger  seine  Tä- 
tigkeit und  je  größer  die  Verantwortlichkeit  des 
Einzelnen  ist  und — entsprechend  umgekehrt. 
Im  allgemeinen  bestehen  die  Arteis  nur  aus 
Männern;  ausnahmsweise  werden  Frauen  zu- 
gelassen. Der  Familienstand  ist  in  der  Regel 
ohne  Einfluß;  doch. gibt  es  Arteis  von  Tabak- 
arbeitcrinnen,  die  keine  Verheiratete  unter 
sich  dulden.  Die  Herkunft  bildet  niemals 
eine  besondere  Bedingung  für  die  Aufnalime, 
erleichtert  sie  aber  zuweilen,  so  bei  den 
Lotsen  in  Archangelsk  und  den  Badeknechten 
in  Petersburg.  Entsprechende  Arbeitskraft 
wird  von  allen  Mitgliedern  verlangt,  so  daß 
eine  gleichmäßige  Leistung  gewäJirleistet 
wird,  während  der  Nachweis  einer  besonderen 
Arbeitsgeschicklichkeit  nur  bei  wenigen  er- 
forderlich ist:  Lesen  und  Schreiben  bei  den 
Bürsenartels,  die  nötigen  Spezialkenntnisse 
bei  den  Lotsen  u.  dgl.  mehr.  Sobald  die 
Arbeitskraft  nicht  mehr  ausreicht,  muß  der 
Betreffende  aus  dem  Artel  ausscheiden. 
Von  großer  Bedeutung  sind  durchweg  die 
sittlichen  Eigenschaften;  besonders  streng 
sind  die  Anforderungen  an  einen  nüchternen 
Lebenswandel:  Trunkenheit  wird  bestraft. 
Li  solchen  Arteis,  in  denen  die  Vertrauens- 
würdigkeit eine  besondere  RoUe  spielt,  wie 
bei  den  Börsen-  und  Kassiererarteis  werden 
neue  Mitglieder  nur  dann  aufgenommen, 
wenn  sich  mindestens  zwei  alte  für  die  Zu- 
verlässigkeit verbüi'gen.  Ein  Geldbeitrag  ist 
nur  bei  denen  erforderlich,  die  infolge  ihres 
Charakters  eines  Kapitals  bedürfen  und  dies 
nicht  von  einem  Unternehmer  erhalten.  Die 
Höhe  der  Beiträge  ist  sehr  verscliieden;  sie 
schwankt  von  25  bis  1600  Rubel;  die  Ein- 
zahlung verteilt  sich  auf  mehrere  Jahre. 
Oefters  werden  Beiträge  gezahlt,  nicht  um 
ein  Betriebskapital  zu  bilden,  sondern  um 
über  einen  Reservefonds  zu  verfügen,  aus 
dem  etwaige  Verluste  gedeckt  werden 
können. 

Durch  seinen  Eintritt  übernimmt  jedes 
Mitglied  bestimmte  Pflichten,  die  um  so 
zahlreicher  sind,  je  enger  das  Band  ist,  das 
die  Einzelnen  verbindet  und  je  bedeutungs- 
voller die  Tätigkeit  der  Individuen  für  das 
Gedeihen  des  Ganzen  erscheint.  Man  kann  die 
Pflichten  in  drei  Gruppen  zusammenfassen; 


;  Teilnahme  an  der  Arbeit,  in  dem  Umfange,  wie 
das  Artel  es  vorschreibt;  Beitragspfbcht  nach 
den  allgemeinen  Vorschriften;  genaue  Be- 
obachtung der  Disziplin:  Unterordnung  unter 
die  Befehle  des  Führers,  sorgfältige  Ausfüh- 
rung der  Arbeit,  Vertretung  der  Interessen 
des  Arteis  nach  außen  und  stete  Hilfsbereit- 
schaft gegenüber  den  Genossen.  Demgegen- 
über haben  alle  die  gleichen  Rechte:  An- 
spruch auf  eine  entsprechende  Quote  am 
Reinertrag  des  Unternehmens  und  gleiche 
Beteiligung  an  der  Verwaltung.  Das  letzte 
Recht  kann  natürlich  nur  im  Wege  der  WaJil 
geltend  gemacht  werden;  denn  eine  oft  nach 
mehreren  Hunderten  zäJilende  Vereinigung 
kann  ihre  Geschäfte  nur  durch  bestimmte 
Organe  füliren  lassen.  Der  gewälilte  Führer 
verfügt  über  eine  außerordentliche  Macht- 
voUkoramenheit:  er  ordnet  die  gesamte  Ar- 
beit an,  jedes  Mitglied  ist  zu  Gehorsam  ver- 
pflichtet; auch  kann  er  Disziplinarstrafen 
verhängen,  die  in  alten,  ganz  auf  patri- 
archalischer Basis  bestehenden  Arteis  bis  ins 
20.  Jahrh.  hinein  häufig  sogar  in  empfind- 
lichen Körperstrafen  bestanden;  in  neueren 
Arteis  erhält  der  Führer  oft  ein  besonderes 
Gehalt.  Anderseits  wird  zu  seiner  Ueber- 
wachung  eine  besondere  Kontrollkommission 
gewählt,  die  seine  ganze  Tätigkeit  einer 
fortlaufenden  Prüfung  zu  unterziehen  hat. 
Das  oberste  beschließende  Organ  ist  die 
Generalversammlung  aller  Mitglieder. 

Als  besondere  Merkwürdigkeit,  die  aller- 
dings nur  bei  wenigen  Arteis  vorkommt, 
da  sie  dem  Charakter  der  ganzen  Einrichtung 
widerspricht,  ist  die  Tatsache  zu  erwähnen, 
daß  sie  fremde  Arbeitskräfte  mieten. 
Das  ist  der  Fall  bei  solchen,  die  eine  gewisse 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  genießen  und 
aus  ihrem  Gewerbe  einen  erhebliclren  Ertrag 
erzielen,  der  aber  in  den  verschiedenen 
Jalireszeiten  stark  schwankt.  Bei  den  Börsen- 
^els  ist  der  Bedarf  an  Arbeit  so  groß,  daß 
sie  häufig  ganze  fremde  Arteis  beschäftigen; 
die  Arbeit  verteilt  sich  aber  bei  ihnen  und  an- 
deren (so  den  Träger-  und  Stauerarteis)  so 
ungleichmäßig  über  das  Jahr,  daß  sie  teil- 
weise ihre  Mitglieder  nicht  andauernd  voll 
beschäftigen,  bei  Verzicht  auf  fremde  Arbeiter 
aber  die  vorhandene  Arbeit  oft  nicht  rest- 
los ausführen  können.  Diese  ,, Lohnarbeiter" 
erhalten  in  der  Regel  weniger  als  die  Mit- 

'glieder  des  Arteis;  das  letztere  rückt  also  in 
eine  unternehmerartige  SteOung  ein  und 
wendet  kapitalistische  Arbeitsmethoden  an, 

j  die  dem  sonst  betonten  Grundsatz  der  Brü- 
derlichkeit nicht  entsprechen.  Mit  dem 
Geiste  der  ganzen  Institution  und  den  von 
ihr  verfolgten  Zielen  steht  ein  solches 
Verfaliren  allerdings  in  krassem  Wider- 
spruch. 

In  mehreren  Fällen,  indessen  nur  bei 
primitiveren  Arteis,  wie  denen  der  Fischer  und 
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Jä^;er,  zeiert  sich  eine  Art  Kartellierung, 
also  Vereinigunic  zu  einem  Verbände  höherer 
Ordnung,  innerhalb  dessen  die  einzelnen 
aber  eine  gewisse  Selbständigkeit  be- 
wahren' 

Von  besonderem  Einfluß  auf  das  Artel- 
wesen ist  die  S  0  1  i  d  a  r  h  a  f  t  p  f  1  i  c  h  t ; 
alle  Mitglieder  müssen  für  einander  cin-^ 
stehen.  Das  ganze  Artel  sowie  jeder  ein- 
zelne hat  für  den  Schaden  aufzukommen, 
der  einem  Arbeitgeber  entstanden  ist,  ganz . 

f leichgültig,  welcher  Genosse  ihn  veranlaßt  j 
at.  Die  Solidarhaftpflicht  bietet  so  dem' 
Unternehmer  crhebliclie  Vorteile;  sie  ist! 
anderseits  nicht  ohne  günstigen  Einfluß 
auf  die  Artols  geblieben.  Einmal  erhöht 
sie  deren  Kreditfähigkeit  und  gestattet  ihnen 
weiter,  auf  solchen  Gebieten,  wo  ihre  Ar- 
beit mit  der  Einzclarbeit  konkurriert,  be- 
trächtlich höhere  Bezahlungen  zu  erlangen, 
als  der  gewöhnliche  Arbeitslohn  beträgt.  Der 
Ersatz  eines  Schadens  geschieht  entweder 
durch  Bezahlung  oder  durch  Abarbeiten; 
letzteres  besonders  bei  ärmeren  i\rtels,  wo- 
raus leicht  eine  zeitweise  Arbeitshörigkeit 
entsteht.  Um  diesen  Zustand  zu  vermeiden, 
wird  in  den  letzten  Jahrzehnten  überall, 
selbst  unter  den  ärmsten,  versucht,  ein 
Kapital  zusammenzubringen.  Auf  die  Zu- 
sammensetzung des  Arteis  wirkt  die  Solidar- 
haftpflicht entscheidend  ein;  sie  zwingt  dazu, 
bei  der  Auswahl  der  Mitglieder  sehr  vor- 
sichtig zu  sein  und  nur  ordentliche  und  zu- 
verlässige Genossen  aufzunehmen.  Zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten,  die  insbe- 
sondere durch  Fragen  der  Haftpflicht  ent- 
stehen können,  werden  in  der  Regel  Schieds- 
gerichte verwandt,  die  unter  Vorsitz  eines 
Unparteiischen  aus  Vertretern  beider  Seiten 
zusammengesetzt  sind. 

3.  Bedeutung.  Die  Artels  haben  sich  in 
Rußland  seit  dem  frühen  Mittelalter  bis  in 
die  jüngste  Zeit  erhalten,  ein  Beweis  dafür, 
daß  ihre  Einrichtung  einem  vorhandenem 
Bedürfnisse  entspricht.  Sie  haben  der  arbei- 
tenden Bevölkerung  erheblichen  Nutzen  ge- 
bracht: ihre  wirtschaftliche  Lage  hat  sich  im 
Vergleich  zum  Einzelarbeiter  sehr  gehoben, 
denn  der  Verdienst  der  Mitglieder  ist  stets 
ein  recht  guter.  Dazu  kommt,  daß  die  Zu- 
gehörigkeit zum  Artel  auf  die  Güte  der 
Arbeit  günstig  wirkt:  die  Genossen  werden 
zu  aufmerksamer,  pünktlicher  und  schneller 
Arbeit  veranlaßt,  was  bei  dem  indolenten, 
nicht  zum  Fleiß  neigenden  Charakter  des  rus- 
sischen Volks  von  nicht  zu  unterschätzendem 
Werte  ist.  Weiter  wirkt  das  Artel  sittlich 
erzieherisch,  da  die  Mitglieder  zu  Nüchtern- 
heit, Ehrlichkeit  und  absoluter  Zuverlässig- 
keit angehalten  werden. 

Statistische  Angaben  über  die  Verbrei- 
tung der  Artels  sind  nicht  vorhanden.  Bis 


zum  Ausbrach  des  Krieges  bestanden  sie  im 
ganzen  Reiche,  vorzugsweise  in  den  Städten. 
Ilire  Bedeutung  für  die  Mitglieder  liegt  haupt- 
sächlich darin,  daß  sie  deren  Arbeitsangebot 
von  seiner  Vorbehaltslosigkeit  befreien  und 
ihnen  in  gewissem  Sinne  die  Vorteile  bringen, 
die  den  Arbeitern  aus  ihren  Gewerkvereinen 
entstanden  sind.  Ob  sie  allerdings  dazu  be- 
rufen sind,  die  ganze  Arbeitsverfassung  um- 
zugestalten, wie  CS  die  Slavophilon  und  auf 
ihnen  weiterbauend  die  Naroduiki  annehmen, 
crselieint  mehr  als  zweifelhaft.  Wie  die  Re- 
volutionen des  Jahres  1917  auf  das  Artel- 
wesen eingewirkt  haben,  ist  völlig  un- 
bekannt. Sollten  in  Rußland  in  näherer  oder 
fernerer  Zukunft  wieder  normale  Verhältnisse 
eintreten,  so  ist  zu  erwarten,  daß  den  Artels 
ein  gewisses  Betätigungsfeld  vorbehalten 
bleibt,  nämlich  alle  die  Gebiete,  auf  denen 
der  Faktor  Arbeit  eine  hervorragende  Rollo 
spielt,  Kapital  und  technische  Bildung  da- 
gegen zurücktreten.  Besonders  dort  wird 
das  Artel  verwendbar  sein,  wo  gewissen- 
hafte, zuverlässige  Arbeit  nötig  ist. 

Es  erscheint  indessen  erforderlich,  daß 
dann,  mehr  als  es  bisher  geschehen  ist,  sich 
die  Gesetzgebung  ihrer  annimmt.  In  der 
Zeit  bis  zum  Kriege  sind  für  sie  nur  wenige, 
mehr  oder  weniger  rein  polizeiliche  Bestim- 
mungen erlassen  worden,  so  über  die  Lotsen- 
verbände und  Börsenartels,  welch  letzteren 
ein  Monopol  auf  ihre  Arbeit  zuerkannt 
wurde.  Eine  Spezialgesetzgebung,  etwa  der 
deutschen  Genossenschaftsgesetzgebung  ent- 
sprechend, existiert  bis  jetzt  nicht,  erscheint 
aber  nötig,  obwohl  von  Russen  vereinzelt 
nicht  eine  solche,  sondern  nur  ein  Konzes- 
sionierungssystem  verlangt  wird,  an  das  sich 
eine  Regelung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  den  Arbeitskontrakt  anschließen  soll. 

Literatur:  Staehv,  ücber  Urnprunrf,  Geschichte, 
Weifen  und  Bedeutung  des  russischen  Ariels, 
I  und  II,  1891)  und  1891.  —  Slleda,  Die  Ar- 
teile  in  Rußtand.  Jb.  f.  Nat.,  JV.  F.  VI.  Bd.  — 
Derselbe,  Artelle  in  der  S.  Auflage  dieses 
,,II<tndwörterbuches" .  —  Artel.  .\rtikel  im 
II.  B4.  der  großen  russischen  Enzyklopädie 
Ilrockhaus-  E/ron.  Hier  und  bei  Stieda  Angaben 
über  rassische  Literatur. 

W.  U.  Preyer. 


Arzneiverkehr 

s.  Apotheken  und  Arzneiverkehr, 
oben  S.  359  ff. 
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f^['2\,  '  mancher  Rirhtung  hin  neu  geregelt  und  ihre 

I  Organisation  nicht  nur  nach  der  wissenschaf  t- 

1.  Geschichtliches.  2.  Ausübung  des  ärzt-  Uchen  Seite  hin  -  durch  Bildung  derartiger 
liehen  Berufes  und  Organisation  des  ärztlichen  Vereine,  Kongresse  -  auch  internationale -, 
Standes  im  Deutschen  Reiche  und  in  seinen  Em-  sondern  vor  allem  auch  in  beruflieber  und 
zelländern,  a)  Einleitung,  b)  Vor-  und  Aus-  wirtschaftlicher  Hinsicht  -  durch  Gründung 
bildung;  Prüfung;  Erteilung'und  Entziehung  der  ,  von  Standesvereinen,  Unterstützungs- 
Approbation,  c)  Doktorpromotion;  staatsärzt-  kassen  usw.  ausgebaut.  In  allen  Kulturstaaten 
liehe  und  sonstige  Prüfungen;  Fortbildung.  ,  gjit  der  ärztliche  Beruf,  obwohl  seine  Ausübung 
d)  Oeffentlich-rechtliche  Stellung  des  Arztes;  Erwerbsabsicht  stattfindet,  wegen  des  dabei 
seine  Rechte,  Vorrechte  und  Pflichten;  straf-  obwaltenden  höheren  wissenschaftlichen,  sitt- 
und  zivilrechtliche  Verantwortung,  e)  Aerzt-  ijfhen  Interesses  als  freier,  rein  wissenschaft- 
liche und  amtsärztliche  Gebührenordnungen,  üf^er  und  künstlerischer  Beruf;  die  in  jüngster 
f)  Organisation  des  ärztlichen  Standes,  einschließ-  Zeit  namentlich  von  sozialistischer  Seite  (be- 
lieb Vereins-  und  Unterstutzungswesen.  3.  Aus- 1  sonders  im  Deutschen  Reiche)  gemachten  Be- 
übung des  ärztlichen  Berufs  und  Organisation  strebungen,  das  gesamte  Heilwesen  und  damit 
des  ärztlichen  Standes  im  Auslande.  I  auch  den  ärztlichen  Stand  zu  sozialisieren  und 

1.  Geschichtliches.  Schon  im  Altertum  !  die  Aerzte  zu  Beamten  zu  machen,  sind  bisher 
haben  die  Staaten  die  Notwendigkeit  eines  aus-  ohne  Erfolg  geblieben  und  bei  den  Aerzten  selbst 
reichenden  und  tüchtigen  Aerztepersonals  an-  auf  den  größten  Widerstand  gestoßen, 
erkannt  und  sind  bestrebt  gewesen,  die  Heilkunde,  2.  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  und 
die  ursprünglich  bei  fast  allen  Völkern  von  Organisation  des  ärztlichen  Standes  im 
Priestern  ausgeübt  wurde,  allmählich  in  die  Deutschen  Reiche  und  in  seinen  Einielstaaten. 
Hände  eines  dafür  besonders  ausgebildeten  und  ,  a)  Einleitung.  Die  Ausübung  des  ärztlichen 
befähigten  Standes  überzuführen.  So  gelangte  Berufes  und  die  Organisation  des  ärztlichen  Stan- 
die  ärztliche  Kunst  in  Griechenland  unter  Hip-  des  war  vor  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes 
pokrates  (460—377  n.  Chr.)  zu  hoher  Blüte  bzw.  des  Deutschen  Reiches  ausschließlich 
und  wurde  durch  Celsius  (25  v.  Chr.  bis  50  der  Landesgesetzgebung  überlassen;  einheitliche 
n.  Chr.),  vor  allem  aber  durch  Galenus  (131  ,  Vorschriften  über  die  Ausbildung  und  Prü- 
bis  200  n.  Chr.)  außerordentlich  gefördert;  des-  i  fung  der  Aerzte  bestanden  ebensowenig,  wie 
gleichen  gab  es  in  Rom  bereits  zu  Neros  i  solche  über  deren  Rechte,  Pflichten,  Nieder- 
Zeiten  (54  — G8  n.  Chr.)  Staats-  und  Gemeinde-  lassung  usw.;  nur  in  zwei  Punkten  herrschte 
ärzte  (Archiatri  palatini  und  populäres).  Die  ,  völlige  Uebereinstimmung:  Verbot  der  Ausübung 
Heilkunde,  die  anfangs  einen  ausgesprochenen ;  der  Heilkunde  für  alle  nichtapprobierten  Per- 
empirisch-religiösen bzw.  wundertätigen  Cha-  1  sonen  und  Verpflichtung  zur  Hilfeleistung  für 
rakter  hatte,  erhielt  demzufolge  immer  mehr  die  approbierten  Personen.  Mit  Gründung  des 
eine  wissenschaftliche  Grundlage,  besonders  nach- 1  Norddeutschen  Bundes  bzw.  des  Deutschen 
dem  man  im  Mittelalter  mit  (fer  Errichtung  von :  Reiches  trat  in  dieser  Hinsicht  jedoch  eine  we- 
,, Medizinschulen"  und  medizinischen  Fakultäten  sentliche  Aenderung  ein,  da  die  Reichsgesetz- 
zur  Ausbildung  von  Aerzten  und  mit  der  gesetz-  i  gebung  sowohl  auf  die  Ausbildung  der  Aerzte, 
liehen  Regelung  der  Ausübung  des  ärztlichen  Be-  als  auf  ihre  öffentlich-rechtliche  Stellung  einen 
rufes  begonnen  hatte.  Vorbildlich  waren  in  dieser  j  großen  Einfluß  gehabt  hat.  Auf  Grund  der  Ge- 
Hinsicht die  Satzungen  der  medizinischen  Fa-  werbeordnung  sind  alle  bisherigen  Niederlassungs- 
kultät  in  Salerno  vom  Jahre  1232  sowie  die  vom  1  beschränkungen  gefallen  (§  29  Abs.  3),  die 
König  Roger  von  Sizilien  (1140)  und  Kaiser '  Pflicht  zur  ärztlichen  Hilfeleistung,  abgesehen 
Friedrich  II.  (1224)  erlassenen  ersten  Medizinal- 1  von  Notfällen,  aufgehoben  (§  144  Abs.  2),  die 
gesetze  über  die  Ausübung  des  ärztlichen  Be- ,  Führung  eines  arztähnlichen  Titels  verboten 
rufes.  Sehr  bald  ging  man  in  den  meisten  Kultur-  :  (§  147  Abs.  3)  und  das  Prüfungswesen  einheitlich 
Staaten  dazu  über,  diese  Ausübung  unter  staat- 1  geregelt  (§  29  Abs.  2),  dagegen  allerdings  die  Aus- 
liehe Aufsicht  zu  stellen  und  bestimmten  Be-  Übung  der  Heilkunde  auch  anderen  nichtappro- 
schränkungen  zu  unterwerfen,  namentlich  vom  ;  bierten  Personen  freigegeben  (§§  1  und  6).  Außer- 
Bestehen  einer  besonderen  Prüfung  abhängig  zu  |  dem  hat  aber  die  Reichsgesetzgebung,  wie  wir 
machen.  Den  Aerzten  wurde  die  Pflicht  zur  j  später  sehen  werden,  auch  sonst  noch  einheitliche 
Hilfeleistung  auferlegt  und  ihre  Honoraran-  Vorschriften  für  die  Tätigkeit  des  Arztes  auf 
Sprüche  für  geleistete  Hilfe  durch  besondere  Ge- !  gesundheitlichem,  straf-,  zivil- und  Versicherungs- 
bührenordnungen festgelegt.  Vielfach  war  den  i  rechtlichem  Gebiete  sowie  in  bezug  auf  ihre 
Aerzten  die  Praxis  aucdi  nur  in  den  ihnen  von  der  !  Tätigkeit  als  Impfarzt,  Schiffs-  und  Fabrikarzt, 
Behörde  zum  Wohnsitz  angewiesenen  Orten  als  Besitzer  oder  Leiter  von  Krankenanstalten 
einschließlich  ihrer  nächsten  Umgebung  gestattet,  usw.  gebracht.  Immerhin  sind  aber  der  Lan- 
Andererseits  erfreuten  sie  sich  insofern  des  desgesetzgebung,  abgesehen  von  der  Durch- 
staatlichen Schutzes,  als  die  Ausübung  der  Heil-  führung  der  Reichsgesetze,  noch  mancherlei  den 
künde  allen  anderen  Personen  bei  Strafe  ver-  ärztlichen  Stand  betreffende  Fragen  zur  Rege- 
boten war.  j  lung  vorbehalten  geblieben  z.  B.  ihre  Tätigkeit 

Mit  den  außerordentlichen  Fortschritten  der  ,  als  beamteter  (Staats-,  Kommunal-)  Arzt,  als 
ärztlichen  Wissenschaft  namentlich  im  vorigen  i  Armen-,  Schul-,  Fürsorge-,  Gefängnis-  usw.  Arzt, 
und  in  diesem  Jahrhundert  hat  die  Ordnung  des  i  die  Errichtung  von  ärztlichen  Standesorganisa- 
ärztlichen  Berufes  mancherlei  Aenderungen  er-  tionen,  der  Erlaß  von  Gebührenordnungen  usw. 
fahren:  Die  Anforderungen  in  bezug  auf  die  Die  Bemühungen,  namentlich  in  bezug  auf  das 
Vor- und  Ausbildung  der  Aerzte  sind  überall  Gebührenwesen  und  die  Standesorganisation 
erheblich  gesteigert;  auch  die  öffentlich-  ebenfalls  eine  reichsgesetzliche  Regelung  herbei- 
rechtliche   Stellung  der  Aerzte  ist  nach '  zuführen,  sind  bisher  ohne  Erfolg  geblieben. 
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b)  Vor-  und  Ausbildung;  Prüfung;] 
Erteilung  und  Entziehung  der  Appro- 
bation. Nach  den  Vorschriften  des  §  29  GO. 
bedürfen  diejenigen  Personen,  die  sieh  als 
Aerzte  (Wundärzte,  Augenärzte,  Geburts- 
helfer) oder  mit  gleichbedeutenden  Titeln 
bezeichnen  oder  seitens  des  Staates  oder  einer 
Gemeinde  mit  amtlichen  Funktionen  betraut 
werden  wollen,  einer  Approbation,  die  von 
den  Zentralbehörden  der  Bundesstaaten  mit 
Landesuniversitäten  nur  auf  Grund  eines 
Befähigungsnachweises  erteilt  werden  darf, 
für  dessen  Erlangung  der  Bundesrat  (jetzt 
Reichsrat)  die  Vorschriften  erläßt.  Die  erste 
Regelung  dieser  Vorschriften  erfolgte  durch 
die  BundesratsBek.  v.  28./1X.  18G9,  die  später 
durch  die  Prüfungsordnung  v.  2./VI.  1883 
und  durch  die  jetzt  geltende  v.  28./V.  1901 
(Zentr.-Bl.  S.  136)  mit  Abänderungen  v. 
12./II.  1907,  30./III.  1908,  2./II.  1909, 
21./I.  1915,  13./V.  1918.  8./VII,  ll./VIII., 
20./X.  1919,  18./VII.  1921  u.  4./V.  1922  er- 
setzt') ist. 

Danach  wird  als  Vorbildung  für  die  Zu- 
lassung zum  medizinischen  Studium  und  zu  der 
späteren  Prüfung  an  einer  der  deutscliin  Landcs- 
univcrsitäten  der  Nachweis  des  Keifezeugnisses 
eines  deutschen  Gymnasiums  oder  Realgymna- 
siums oder  einer  (Icutschcn  Oberrealschule  oder 
Studienanstalt  verlangt.  Inhaber  der  Reife- 
zeugnisse der  beiden  zuletzt  genannten  höheren 
Lehranstalten  müssen  jedoch  den  Nachweis  er- 
bringen, ilaß  sie  die  lür  die  Versetzung  nach 
Obersekunda  eines  Realgj'mnasiums  erforder- 
lichen lateinischen  Kenntnisse  besitzen.  Weib- 
liche Personen  und  Ausländer  werden  unter 
den  gleichen  Bedingungen  zugelassen. 

Die  Zulassung  zu  einer  der  Prüfungen  und 
zum  praktischen  Jahr  sowie  die  Erteilung  der 
Approbation  ist  nur  dann  zu  versagen,  wenn 
schwere  strafrechtliche  oder  sittliche  Verfeh- 
lungen vorliegen.  Die  Ausbildung  soll  grund- 
sätzlich auf  einer  deutschen  Universität  mit 
voller  medizinischer  P"akultät=)  erfolgen.  Die 
eigentliche  Studienzeit  beträgt  5  Jahre;  es 
schließt  sich  daran  aber  noch  das  sog.  „prak- 
tische Jahr",  so  daß  das  ganze  Studium  ein- 
schließlich der  für  die  Hauptnrüfiingerforderlichen 
Zeit  6y4  — 61/2  Jahre  bis  zur  Erlangung  der  Appro- 
bation dauert.    Die  ersten  6  Halbjahre  sollen 


•)  Seit  längerer  Zeit  schweben  Verhandlungen 
über  eine  Neufassung  der  jetzt  geltenden  Prü- 
fungsordnung, die  aber  noch  nicht  zum  Ab- 
schluß gekommen  sind.  Es  wird  eine  Verlänge- 
rung des  Studiums  und  vor  allem  eine  inten- 
sivere praktische  Ausbildung  der  Studierenden 
in  allen  klinischen  Fächern  beabsichtigt,  auch 
ist  eine  kürzere  praktische  Tätigkeit  im  Kranken- 
pflegedienst in  Aussicht  genommen 

Die  an  ausländischen  Universitäten 
zugebrachte  Studienzeit  kann  von  der  Landes- 
zentralbehörde auf  Antrag  bis  zu  einer  bestimm- 
ten Zeit  (je  1—2  Halbjahre  vor  und  nach  der 
Vorprüfung)  angerechnet  werden,  falls  sie  auf 
Universitäten  mit  deutscher  Unterrichtssprache 
zugebracht  ist. 


dem  Studium  der  Anatomie  und  Physiologie 
sowie  den  naturwissenschaftlichen  Fächern  (Piiy- 
sik,  Ch"mie,  Zoologie  und  Botanik)  gewidmet 
werden;  die  nach  Ablauf  dieser  Zeit  abzulegende 
ärztliche  Vorprüfung  erstreckt  sich  auch  nur 
auf  diese  Fächer.  Diese  Prüfung  muß  übrigens 
vor  der  Prüfungskommission  der  Universität 
abgelegt  werden,  an  der  der  Studierende 
dem  medizinischen  Studium  obgelegen  hat, 
im  Gegensatz  zu  der  ärztlichen  Haupt- 
prüfung,  der  sich  der  Kandidat  vor  jeder 
ärztlichen  Prüfungskommission  bei  einer  deut- 
schen Universität  unterziehen  kann.  Sie  findet 
nach  dem  10.  Halbjahre  statt  und  er- 
streckt sich  auf  pathologische  und  allgemeine 
Pathologie,  innere  Medizin,  Chirurgie,  Geburts- 
hilfe und  Gynäkologie.  Augenheilkunde,  Irren- 
heilkunde und  Hygiene.  Die  Zulassung  zu  dieser 
Prüfung  ist  davon  abhängig,  daß  der  Kandidat 
mindestens  4  Halbjahre  nach  vollständig  be- 
standener ärztlicher  Vorprüfung  zurückgelegt  und 
nachweislich  während  dieser  Zeit  als  Praktikant 
regelmäßig  2  Halbjahre  an  der  medizinischen, 
chirurgischen  und  geburtshilflichen  Klinik  und 
je  1  Halbjahr  an  den  Kliniken  der  verschiedenen 
Spezialfächer  teilgenommen'),  sich  die  erforder- 
lichen Kenntnisse  und  Fähigkeiten  zur  Aus- 
übung der  Impfung  angeeignet  und  je  eine  Vor- 
lesung über  topographische  Anatomie,  Pharma- 
kologie und  gerichtliche  Medizin  gehört  hat. 

Die  Vorprüfung  sowohl,  als  die  Haupt- 
prüfung finden  vor  besonderen  Prüfungskom- 
missionen statt.  Die  Meldungen  zur  Vorprüfung 
sind  an  den  Vorsitzenden  dieser  Prüfungskom- 
mission, diejenigen  zur  Hauptprüfung  an  die 
zuständige  Landeszentralbehorde  zu  richten. 
Nach  bestandener  Hauptprüfung  erhält  der 
Kandidat  zunächst  eine  Bescheinigung,  daß  er 
diese  bestanden  hat  und  daß  seiner  Zulassung  zum 
praktischen  Jahre,  das  sich  in  der  Regel 
unmittelbar  an  die  Prüfung  anschließen  soll, 
nichts  entgegensteht.  Während  dieser  Zeit  hat 
er  sich  an  einer  Universitätsklinik  oder  -poli- 
klinik  oder  an  einem  dazu  besonders  ermäch- 
tigten Krankenhause-)  innerhalb  des  Deutschen 
Reiches  unter  Aufsicht  oder  Anleitung  des 
Direktors  oder  ärztlichen  Leiters  als  Praktikant 
zu  beschäftigen  und  in  dieser  Zeit  mindestens 
ein  Dritteljahr  vorzugsweise  der  Behandlung 
innerer  Krankheiten  zu  widmen.  Die  Wahl  der 
Anstalt  steht  dem  Praktikanten  frei.  Nach  Be- 
endigung seiner  Beschäftigung  ist  ihm  jedesmal 
von  den  betreffenden  Anstaltsdirektoren  usw. 
ein  Zeugnis  über  seine  Tätigkeit  auszustellen; 
auf  Grund  dieser  Zeugnisse,  denen  ein  polizei- 
liches Führungszeugnis  und  ein  selbstgeschrie- 


Diese  Spezialfächer  sind  Augenheil- 
kunde, Kinderheilkunde,  Psychiatrie,  Hals-, 
Nasen-  und  Ohrenheilkunde,  Haut-  und  Ge- 
schlechtskrankhpiten. 

^)  Die  Ermächtigung  für  diese  Kranken- 
häuser erfolgt  auf  Vorschlag  und  in  Ueberein- 
stimmung  der  Landeszentralbehörde  durch  den 
Reichsminister  des  Innern,  der  ein  Verzeichnis 
darüber  alljährlich  im  Zentralblatt  für  das 
Deutsche  Reich  bekanntgibt  (zuletzt  in  Beilage 
zu  Nr.  22,  1921,  S.  413 ff.).  Danach  besitzen  im 
Deutschen  Reich  876  Krankenanstalten  diese  Er- 
mächtigung, davon  in  Preußen  618. 
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bener  Bericht  über  seine  Beschäftigung  beizu- 
fügen sind,  wird  ihm  dann  nach  Ablauf  des 
Jahres  die  Approbation  von  der  Landes- 
zentralbehörde ausgestellt,  in  deren  Bezirk  er  die 
ärztliche  Prüfung  bestanden  hat. 

Die  Erteilung  der  Approbation  darf 
nach  §  29  Abs.  1  der  GO.  nicht  von  der 
vorherigen  akademischen  Doktorpromotion 
abhängig  gemacht  werden;  desgleichen  ist 
ihre  Erteilung  auf  bestimmte  Zeit  oder  auf 
Widerruf  ausgeschlossen  (§40  GO.);  dagegen 
kann  sie  nach  §  29  Abs.  5  GO.  auch  Personen 
ohne  Ablegung  der  vorgeschriebeneu  Prü- 
fungen und  des  praktischen  Jahres  wegen 
wissenschaftlich  erprobter  Leistungen  von  den 
Landeszentralbehörden  unter  bestimmten 
vom  Bundesrat  (Reichsrat)  festzusetzenden 
Bedingungen  verliehen  werden.  Maßgebend 
dafür  ist  der  Bundesratsbeschliiß  v.  9./XII. 
1869,  wonach  der  Betreffende  nachzuweisen 
hat,  daß  ihm  vom  Staate  oder  von  einer 
Gemeinde  amtliche  Funktionen  übertragen 
werden  sollen.  Die  Approbation  gilt  übrigens 
entsprecliend  der  jetzigen  Ausbildung  für  das 
gesamte  Gebiet  der  Medizin,  die  früher 
nocli  vorhandenen,  einseitig  ausgebildeten 
■\Viindarzte  I.  u.  II.  Klasse  sind  seit  1869 
nicht  mehr  ausgebildet  und  demzufolge  jetzt 
ausgestorben. 

Nach  der  Prüfungsordnung  ist  eine  Ver- 
sagung der  Approbation  zulässig,  wenn  sich 
der  Praktikant  schwerer  strafrechtlicher  oder 
sittlicher  Verfehlungen  schuldig  gemacht  hat; 
ein  Rechtsmittel  gegen  diese  Versagung  sieht  die 
GO.  nicht  vor.  Nach  §53  der  GO.  kann  aber  auch 
später  eine  Entziehung  der  Approbation 
durch  die  zuständigen  Verwaltungsbehürden  er- 
folgen, ,,wenn  die  Unrichtigkeit  der  Nachweise 
dargetan  wird,  auf  Grund  deren  sie  erteilt 
worden  ist,  oder  dem  Inhaber  der  Approbation 
die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt  sind, 
im  letzteren  Falle  jedoch  nur  für  die  Dauer 
des  Ehrverlustes"').  Mit  der  Entziehung  der 
Approbation  ist  keineswegs  der  Verlust  der  Be- 
rechtigung, das  Heilgewerbe  auszuüben,  ver- 
bunden; sie  bedingt  nur,  daß  der  Betref- 
fende sich  weder  Arzt  nennen,  noch  einen 
arztähnlichen  Titel  führen  darf  und  die 
mit  der  Approbation  verbundenen  Rechte 
und  Vorrechte  (s.  unter  d)  verliert.  Für 
das  Verfahren  bei  der  Zurücknahme  der 
Approbation  ist  der  §  54  GO.  maßgebend;  zu- 


')  Die  Entziehung  muß  aber  nicht,  sondern 
kann  nur  in  solchen  Fällen  erfolgen;  es  hängt 
also  von  dem  Ermessen  der  zuständigen  Be- 
hörden ab,  ob  sie  das  Verfahren  auf  Entziehung 
einleiten  will  oder  nicht.  Grundsätzlich  soll 
dies  allerdings  geschehen,  namentlich  wenn  der 
Betreffende  in  moralischer  Hinsicht  nicht  würdig 
ist,  dem  ärztlichen  Stande  anzugehören  (OVG. 
5./XII.  1901,  Bad.  VGG.  2./VII.  1907);  nur 
ausnahmsweise  in  ganz  besonderen,  eine  milde 
Beurteilung  zulassenden  Fällen  (OVG.  20./X. 
1902)  oder,  wenn  die  Verfehlung  nicht  erheblich 
ist  (OVG.  13./V.  1878),  kann  davon  Abstand  ge- 
nommen werden. 


ständig  ist  in  Preußen:  der  Bezirksausschuß,  bei 
dem  die  Ortspolizeibehörde  den  Antrag  mit 
zuvoriger   Genehmigung   des  Regierungspräsi- 
denten zu  stellen  hat  (AusführNov.  z.  GO.  v. 
j  l./V.  1904  und  ZuständigkeitsG.  v.  l./VIII.  1883, 
I  §  120  Nr.  1);  in  Bayern:  die  Kreisregierung,  Kam- 
i  mer  des  Innern;  in  Sachsen:  die  Kreishaupt- 
I  mannschatt  usw. 

Ueber  eine  etwaige  freiwillige  Verzicht- 
leistung auf  die  Approbation  enthält 
die  GO.  keine  Bestimmung.  Dies  schließt 
aber  eine  solche  nicht  aus;  soll  sie  jedoch  rechts- 
fähig sein,  so  muß  sie  unter  Zurückgabe  der 
'  Approbation  durch  eine  amtlich  von  der  zu- 
ständigen Behörde  (Ortspolizeibehörde)  aufzu- 
nehmende Willenserklärung  erfolgen  (OVG. 
19./VI.  1905).  Die  Verzichtleistung  hat  selbst- 
verständlich die  gleichen  Folgen  wie  die  Ent- 
ziehung der  Approbation. 

c)  Doktorpromotion;  staatsärzt- 
liche und  sonstige  Prüfungen;  Fort- 
bildung. Während  früher  die  Zulassung  zur 
ärztlichen  Hauptprüfung  von  der  zuvorigen 
Doktorpromotion  abhängig  gemacht  war, 
ist  diese  Forderung,  wie  bereits  vorher  er- 
wähnt ist,  nach  §  29  Abs.  1  GO.  fallen  gelassen 
,  und  es  jedem  Arzt  überlassen,  ob  er  sich  die 
medizinische  Doktorwürde  erwerben  will  oder 
nicht.  Diese  Erwerbung  istjedoch  erst  nach  Er- 
:  langung  der  Approbation  statthaft;  die  Vor- 
i  Schriften  dafür  sind  seit  dem  l./X.  1900  durch 
eine  zwischen  den  Regierungen  der  einzelnen 
deutschen  Länder  vereinbarte  gleichlautende 
Pro motionsordnung  einheitlich  geregelt i). 
Besondere  Rechte  sind  mit  der  Erlangung 
der  Doktorwürde  nicht  verbunden,  wenn 
sie  trotzdem  und  trotz  der  hohen  Ge- 
bühren auch  jetzt  noch  von  den  meisten 
Aerzten  erworben  wird,  so  geschieht  dies 
hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  das  Publi- 
kum, das  nach  wie  vor  im  Arzt  den  ,, Doktor" 
sieht;  außerdem  wird  für  manche  Stellungen, 
z.  B.  für  Universitätslehrer,  Assistenten  bei  den 
Universitätsinstituten  usw.  sowie  für  die  Zu- 
lassung zur  amtsärztlichen  Prüfung  (s.  nach- 
stehend) der  Nachweis  der  Doktorwürde  ver- 
langt. Ist  die  medizinische  Doktorwürde  im 
Auslande  erworben,  so  bedarf  es  zur  Füh- 
rung; des  Doktortitels  der  Genehmigung  der 
zuständigen  Zentralbehörde').  Ueber  die  un- 
berechtigte Führung  des  Doktortitels  s. 
Abschn.  d. 

Für  die  Anstellung  als  staatlicher  Ge- 
sundheitsbeamter (Kreis-,  Bezirks-  usw. 
Arzt)  und  als  besonderer  Gerichtsarzt  wird  fast 
in  allen  deutschen  Ländern  das  Bestehen  einer 
besonderen,  sog.  staatsärztlichen  Prü- 
fung gefordert;  in  einigen  Ländern  auch  für 
die  Anstellung  als  Direktoren  und  Oberärzte 
von  staatlichen  Irrenanstalten  sowie  in  vielen 


')  In  Preußen  ist  dies  durch  V.  v.  7./IV. 
1897,  in  Bayern  durch  V.  v.  12./VII.  1901,  in 
Sachsen  durch  V.  v.  17./VII.  1897  vorge- 
schrieben. 


Arzt 


1051 


Städten  und  Kreisen  für  die  Anstellung  als 
Stadt-  oder  Kominunalarzt.  Die  dafür  maß- 
gebenden Prüfungsvorschriften  sind  von 
den  einzelnen  Landesregierungen  erlassen  und 
demzufolge  nicht  übereinstimmend,  ihre  Ab- 
weichungen voneinander  jedoch  jetzt  nicht 
mehr  so  erheblich  wie  früher. 

Nach  den  für  Preußen  geltenden  Prüfungs- 
vorschriften V.  9./II.  1921  bedarf  es  zur  Zu- 
lassung außer  der  Approbation  und  des  Erwerbs 
der  medizinischen  Doktorwürde  des  Nachweises, 
daß  der  Antragsteller  während  oder  nach  der  Stu- 
dienzeit an  einer  Universität  des  Deutschen 
Reiches  eine  Vorlesung  dur  gerichtlichen  Medizin 
besucht  und  mindestens  ein  Halbjahr  lang  an  der 
psychiatrischen  Klinik  als  Praktikant  mit  Erfolg 
teil^i'nummen  hat,  daß  er  einen  abgeschlossenen 
Li  lirLMii:;  in  der  sozialen  Hygiene  an  einer  der 
sozialhygienischen  Akademien  in  Breslau,  Char- 
lottcnburg  oder  Düsseldorf  mit  Erfolg  abge- 
leistet, einen  pathologisch- anatomischen,  hy- 
gienisch-bakteriologischen, gerichtlich-medizi- 
nischen Kursus  von  je  mindestens  dreimo- 
natiger Dauer  in  einem  Univorsitätsinstitut 
des  Deutschen  Reiches  durchgemacht  und  eine 
wenigstens  dreimonatige  Tätigkeit  als  Hilfsassi- 
stent an  einer  psychiatrischen  Klinik  abgeleistet 
hat.  Das  Zulassungsgesuch  ist  durch  die  Hand 
des  für  den  Wohnort  des  Bewerbers  zuständigen 
Regierungspräsidenten,  bei  außerhalb  I^reußens 
wohnendenßoworbcrn unmittelbar  an  dcnMinister 
für  Volkswohlfahrt  unter  Beifügung  eines  selbst- 
geschriebenen Lebenslaufes  und  der  vorlangten 
Nachweise  zu  senden;  dieser  entscheidet  nach 
Anhörung  des  von  ihm  eingesetzten  Prüfungs- 
ausschusses, der  seinen  Sitz  in  Berlin  hat.  I)ie 
Prüfung  zerfällt  in  eine  schriftliche  (Anferti- 
gung von  zwei  wissenschaftlichen,  innerhalb  von 
6  Monaten  abzuliefernden  Arbeiten)  und  prak- 
tisch-mündliche Prüfung,  die  innerhalb  fi  Mo- 
naten nach  bestandener  schriftlicher  Prüfung 
abzulegen  ist,  und  sich  auf  Medizinalgcsetz- 
gebung  und  Medizinalverwaltung,  öffentliche 
Gesundheitspflege,  soziale  Hygiene,  gerichtliche 
Medizin  und  gerichtliche  Psychiatrie  erstreckt. 

Besondere  fachärztliche  bzw.  spezial- 
ärztliche Prüfungen  sind  bisher  im  Deut- 
schen Reiche  nicht  eingeführt  und  auch  von 
den  Aerztcn  selbst  nicht  gewünsciit;  dagegen 
sind  namentlich  in  jüngster  Zeit  Bestrebungen 
im  Gange,  die  eine  Festlegung  der  Bedin- 
gungen verlangen,  unter  der  die  Bezeich- 
nung als  ,,Fach-  bzw.  Spezialarzt"  zu- 
lässig sein  solD).  Nur  in  denjenigen  Ländern, 
in  denen  den  homöopathischen  Aerzten 
das  Selbstdispensierrecht  homöopathischer 
Arzneien  eingeräumt  ist,  ist  diese  Berech- 
tigung vom  Bestehen  einer  besonderen 
Prüfung  abhängig  gemacht  (z.  B.  in  Preußen 
durch  V.  V.  20./VL  1843  und  23./IX.  1844). 

Eine  außerordentliche  Förderung  hat  in 
Deutschland  während  der  letzten  Jahrzehnte  die 
im  allgemeinen  gesundheitlichen  Interesse  drin- 
gend notwendige  Fortbildung  der  Aerzte 
erfahren,  namentlich  durch  das  i.  J.  1901  in 


Berlin  gebildete  Zentralkomitee  für  das  ärztliche 
Fortbildungswesen,  das  seinen  Sitz  in  dem  am 
l./IIl.  1906  eröffneten,  durch  freiwillige  Beiträge 
errichteten  und  mit  reichen  Lehrmitteln  aus- 

festatteton  „Kaiserin-Friedrich-Haus"  in  Berlin 
at.  An  seine  Stelle  ist  der  i.  J.  1908  (15./VII.) 

Begründete  Roichsausschuß  für  das  ärzt- 
ichc  Fortbildungswesen  getreten.  Auf 
seine  Anregung  haben  sich  überall  Landes-, 
Bezirks-,  und  Ortsausschüsse  gebildet,  um 
den  Aerzten,  namentlich  auch  den  Landärzten 
die  Teilnahme  an  Fortbildungskursen  zu  er- 
möglichen, die  zu  diesem  Zwecke  nicht  nur  an 
allen  Universitäten,  medizinischen  oder  sozial- 
hygienischen  Akademien  (Breslau,  Charlotten- 
burg und  Düsseldorf),  sondern  auch  in  den 
größeren  Haupt-  und  Provinzialstädten  veran- 
staltet worden'). 

d)  Oeftcntlich-rechtlichc  Stellung 
des  Arztes;  seine  Rechte,  Vorrechte 
und  Pflichten;  straf-  und  zivilrecht- 
lichc  Verantwortung.  Die  Führung  des 
ärztlichen  Titels  ist  durch  §  147  Nr.  3 
üü.  gesctzhch  geschützt;  danach  wird  jeder, 
der  ohne  approbiert  zu  sein,  sich  als  Arzt 
(Wundarzt,  Augenarzt,  Geburtshelfer)')  be- 
zeichnet oder  sich  einen  arzt  ähnlichen  Titel 
beilegt,  durch  den  der  Glauben  erweckt  wird, 
der  Inhaber  desselben  sei  eine  geprüfte  Mcdi- 
zinalperson,  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M."), 
im  Unvermögonsfalle  mit  Haft  bestraft.  Die 
Frage,  ob  ein  angenommener  Titel  geeignet 
ist,  einen  derartigen  Glauben  zu  erwecken, 
bleibt  dem  richterlichen  Ermessen  überlassen. 
Nach  den  in  dieser  Beziehung  ergangenen 
zahlreichen  Entscheidungen  der  höchsten 
Gerichtshöfe  sind  die  nachfolgenden  Be- 
zeichnungen als  arzlähnliche  und  deshalb  nur 
den  Aerzten  gestattete  anzusehen: 

,, Chirurg",  „Operateur",  ,, Spezialist" 
oder  „Spezialist  tür  bestimmte  Krank- 
heiten"^),  „Vertreter  des  Hofarztes  Dr. 
N.",  „Kassenarzt",  „Vereinsarzt",  ,,Aerzt- 


»)  Siehe  Anmerkung  1  auf  S.  1049,  2.  Sp. 


')  Zur  Unterstützung  dieser  Zwecke  durch 
Zuschüsse  sind  sowohl  von  der  Reichsregierung 
als  von  den  meisten  deutschen  Landesregierungen 
die  Beträge  in  den  Haushalt  eingestellt  (in 
Preußen  z.  B.  150000  M.,  in  Bayern  70000  M.). 

2)  Ein  Arzt  kann  sich  andere  gleichbedeu- 
tende Titel  als  die  oben  angegebenen  beilegen 
z.  B.  Chirurg,  Frauen-,  Ohren-  usw.  Arzt,  Chirurg, 
Spezialist  für  .  .  .  .,  Homöopath,  Hydropath, 
vorausgesetzt,  daß  er  dabei  nicht  gegen  die 
Grundsätze  der  ärztlichen  Standesehre  verstößt 
z.  B.  wenn  er  sich  ,, Spezialist"  nennt,  ohne  die 
erforderliche  spezialistische  Ausbildung  genossen 
zu  haben,  oder  wenn  er  sich  als  ,, Zahnarzt",  be- 
zeichnet, ohne  dafür  approbiert  zu  sein;  auch 
die  Bezeichnung:  ,, Spezialist  für  Zahn-  und 
Mundkrankheiten"  ist  in  diesem  Falle  dem  Arzt 
nur  mit  dem  Zusatz  ,, nicht  Zahnarzt"  zulässig. 

")  Der  Höchstbetrag  der  Geldstrafen, 
die  in  reichs-  und  la  idesgesetzlichen  Strafvor- 
schriften angedroht  sind,  ist  durch  ReichsG.  v. 
21./XII.  1921  auf  das  Zehnfache,  bei  Vergehen 
und  Verbrechen  auf  100000  M.  erhöht. 
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lieber  Vereinsberater",  „Homöopath"  oder  1 
„Vertreter  der  Homöopathie",  ,, Hydro- 
path", ,,Magnetopath",  ,, Naturarzt", 
„praktischer  Naturheilkundiger"'  ,,prak- 
tischerVertreter  der  Naturheilkunde"  usw. 
In  bezug  auf  den  ,, Doktortitel"  stehen  das 
Reichsgericht  und  die  meisten  anderen  höchsten 
Gerichtshofe  ebenso  wie  die  große  Mehrzahl  der 
juristischen  Schriftsteller  (z.  B.  Cohn,  Jolly, 
Mewes  und  Zorn)  auf  dem  Standpunkt,  daß  er 
als  arztähnlich  anzusehen  ist,  da  es  im  Deutschen 
Reiche  allgemein  üblich  ist,  den  Arzt  als  „Dok- 
tor" zu  bezeichnen.  Jedenfalls  besteht  aber 
dahin  Uebereinstimmung,  daß  der  Doktortitel 
dann  unbedingt  als  arztähnlich  zu  betrachten  und 
so  der  Gebrauch  nichtapprobierten  Personen, 
selbst  wenn  er  im  Inlande  erworben  sein  sollte, 
verboten  ist,  falls  durch  etwaige  Zusätze,  wie 
„Dr.  med.",  „Dtr.  med.",  „Dr.  Hydr.",  „Dr.  of 
dental  surgery",  „Klinik  oder  Heilinstitut  von 
Dr.  R.,  Dr.  N.,  Ausüber  der  Heilkunde  usw." 
zweifellos  der  Glauben  erweckt  wird,  der  Betref- 
fende sei  eine  geprüfte  Medizinalperson.  Dasselbe 
gilt  betreffs  des  Gebrauchs  des  Titels  ,, Profes- 
sor" oder ,, Assistent"  mit  einem  derartigen  Zu- 
satz. Auch  die  Bezeichnung  eines  Schriftstückes 
als  ,, ärztliches  Zeugnis"  seitens  einer  nicht 
approbierten  Person  ist  nach  einer  Entscheidung 
des  KG.  eine  Zuwiderhandlung  gegen  §147  GO., 
selbst  wenn  der  Unterschrift  das  Wort  „Arzt" 
nicht  beigefügt  ist.  Als  arztähnliche  Bezeichnung 
ist  weiterhin  eine  solche  anzusehen,  die  in  Ver- 
bindung mit  einem  Gewerbebetriebe  in  der 
Weise  erfolgt,  daß  dadurch  der  Glaube  erweckt 
wird,  der  Betriebsinhaber  sei  einegeprüfte  Medizi- 
nalperson, z.  B.  ,, biologisch-medizinisches  Ambu- 
latorium für  Harn-  und  Geschlechtskrankheiten, 
W.  H.  Dir.",  Homöopathisches  Institut",  „Kli- 
nik", „Poliklinik  von.  .  .",  „klinische  oder  natur- 
ärztliche Sprechstunde"  usw. 

Das  Verbot  arztähnlicher  Bezeichnung  er' 
folgt  durch  die  zuständige  Ortspolizeibehörde- 
Zur  Strafbarkeit  bedarf  es  nicht  der  Absicht 
der  Täuschung  oder  des  Bewußtseins  der 
Rechtswidrigkeit,  es  genügt  der  bewußte 
Gebrauch  der  Bezeichnung. 

In  denjenigen  Fällen,  in  denen  die  Absicht 
eines  unlauteren  Wettbewerbs  anzunehmen 
ist,  kann  auch  auf  Grund  des  §  4  des  G.  v.  7./VI. 
1909  vorgegangen  werden,  das  nicht  nur  Geld- 
strafen bis  3000  M.,  sondern  auch  Gefängnis- 
strafen bis  6  Monate  vorsieht;  außerdem  kann 
auf  Unterlassung  und  Schadenersatz  geklagt 
werden.  Zur  Erhebung  der  Klage  bzw.  Stellung 
von  Strafanträgen  ist  nach  dem  Reichsgericht 
sowohl  jeder  Arzt,  als  jeder  rechtsfähige  ärzt- 
liche Verein  z.  B.  die  Aerztekammer  sowie 
beamtete  Arzt  berechtigt. 

Sonstige  Rechte  und  Vorrechte 
derAerzte.  Den  approbierten  Aerzten  steht 
nach  §  29  Abs.  3  GO.  und  Art.  III  der  RV. 
V.  19./VIII.  1919  volle  Freizügigkeit  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  zu;  ein  Recht, 
das  auf  Grund  landesgesetzlicher  Bestim- 
mungen nicht  beschränkt  werden  darf  (Bad. 
VGHof.  V.  2./IX.  1912).  Die  in  den  Grenz- 
bezirken wohnenden  Aerzte  können  auf 
Grund  gegenseitiger  besonderer  Vereinbarung 


in  den  benachbarten  Orten  von  Oesterreich 
(Vertrag  v.  30./IX.  1882),  Belgien  (7./XI. 
1873),  Luxemburg  (8./VI.  1883)  und  Nieder- 
landen (ll./XII.  1873),  sowie  von  der  Schweiz 
(29./XII.  1884)  ihren  Beruf  ausüben.  Ebenso 
ist  den  Aerzten  die  Ausübung  ihres  Berufs 
im  Umherziehen  gestattet,  während  dies 
nicht  approbierten  Personen  durch  §  56  GO. 
untersagt  ist.  Nur  insofern  sind  sie  nach 
dieser  Richtung  hin  einer  gewissen  Beschrän- 
kung unterworfen,  als  eine  derartige  ärztliche 
Tätigkeit  (z.  B.  Abhalten  von  ärztlichen 
Sprechstunden  außerhalb  ihres  Wohn- 
sitzes und  in  Orten,  die  zum  Praxisgebiet 
benachbarter  Kollegen  gehören)  in  den  Ein- 
zelländern mit  ärztlichen  Ehrengerichten 
ehrengerichtlich  geahndet  wird,  falls  nicht 
ausnahmsweise  ein  besonderes  Bedürfnis  da- 
für vorliegt.  Dasselbe  gilt  auch  betreffs  der 
sog.  Fernbehandlung  auf  schriftlichem 
Wege,  da  diese  ebenfalls  mit  den  Gepflogen- 
heiten des  ärztlichen  Standes  nicht  verein- 
bar ist. 

Abgesehen  von  dem  Rechte  der  Führung 
des  ärztlichen  Titels  gewährt  die  GO.  dem 
Arzte  auch  noch  insofern  ein  besonderes 
Recht,  als  sie  nach  §  29  Abs.  1  vom  Staate 
oder  von  einer  Gemeinde  mit  amtlichen 
Funktionen  betraut  werden  können.  Dem- 
zufolge können  nur  approbierte  Aerzte  als 
Armen-,  Gemeinde-,  Schul-,  Bahn-, 
Post-,  Gefängnis-,  Krankenhaus-  usw. 
Arzt  angestellt  werden;  desgleichen  sind  sie 
nach  §  8  des  Reichsimpf G.  v.  8./IV.  1874  nur 
allein  zur  Vornahme  von  Impfungen  be- 
rechtigt. Ebenso  darf  nach  reichsgesetzlichen 
Bestimmungen  nur  ein  ,, approbierter  Arzt" 
als  ,, Schiffsarzt"  Verwendung  finden  bzw. 
als  ..Fabrikarzt"  mit  der  ärztlichen  Ueber- 
wachung  bestimmter  gewerblicher  Betriebe 
betraut  und  mit  der  Ausstellung  von  Ge- 
sundheitszeugnissen für  die  Arbeiter  in  diesen 
Betrieben  ermächtigt  werden.  Ein  außer- 
ordentlich weites  Feld  der  Tätigkeit  ist  den 
Aerzten  weiterhin  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Krankenkassenarzt')  (RyO.  v.  19./VII. 
1911,  §  132),  sowie  als  ärztlicher  Sach- 
verständiger nach  der  Straf-  und  Zivil- 
prozeßordnung, der  Reichsversicherungs- 
ordnung usw.  vorbehalten,  nach  deren  Bestim- 
mungen nur  Aerzte  als  Sachverständige  zu- 
gelassen werden.  Dasselbe  gilt  betreffs  der 
Ausstellung  ärztlicher  Zeugnisse  zum 
Gebrauche  vor  Behörden,  Lebensversiche- 
rungsanstalten usw.  Auch  bei  der  Be- 
kämpfung von  gemeingefährlichen  und 
übertragbaren  Krankheiten  können,  ab- 
gesehen von  beamteten  Aerzten,  nur  ,, Aerzte" 
zur  Mitwirkung  herangezogen  werden  (§  36 

•)  Ueber  das  Verhältnis  der  Aerzte  zu 
den  Krankenkassen  siehe  später  den  Art. 
,, Krankenversicherung". 
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Abs.  2  des  BeichsseuchenG.  v.  30./VI.  1900 
und  §  13  des  preiiß.  SeuclienG.  v.  28./VIII. 
1905).  Weiternin  dürfen  nur  die  von  appro- 
bierten Aerzten  verordneten  scharf  wirken- 
den Arzneien  in  Apotheken  angeferti};t 
werden  (Bundesratsbeschliiß  v.  13./V.  1896 
mit  AbänderunK  v.  23./III.  1898,  18./V.  1908 
und  12./IV.  1920).  Dagegen  besitzen  die 
Aerzte  lieinc  Befugnis  zur  Abgabe  von  Arz- 
neien(Dispensierrecht),  soweit  essieh  nicht 
um  dringende  Fälle  bzw.  um  Verwendung  von 
Arzneien,  Vcrbandmittclnusw  zum  sofortigen 
Gebrauch  bei  der  Behandlung  handelt; 
andernfalls  machen  sie  sich  nash  §  367 
Nr.  3  RStrGB.  strafbar.  Nur  ausnalims- 
wcise  kann  ihnen  die  Haltung  einer  ärzt- 
lichen Hausapotheke  in  Orten,  die  von 
den  nächsten  Apotheken  ziemlich  entfernt 
liegen,  von  der  Landeszentralbehördegestattet 
werden;  sie  müssen  dann  aber  die  Arznei- 
mittel aus  einer  Apotheke  (in  der  Regel  aus 
der  nächsten  benachbarten)  beziehen  und 
auch  sonst  die  für  Apotheken  bestehenden 
Betriebsvorschriften  beachten.  Betreffs  des 
Selbstdispensierrcchts  der  homöopathischen 
Aerzte  s.  vorher  unter  c  S.  1051. 

Viel  erörtert  und  sehr  bestritten  ist  die  Frage, 
ob  und  inwieweit  der  Arzt  in  Ausübung  seines 
Berufs  berechtigt  ist,  zur  Rettung  dos  Lebens 
oder  zur  Heilung  eines  Kranken  operative  Ein- 
griffe oder  sonstwie  ärztliche  Handlungen  vorzu- 
nehmen, die  sich  nach  dem  zurzeit  geltenden  Straf- 
recht (§§220— 230)  objektiv  als  rechtswidrige  Kör- 
perverletzungen darstellen,  auch  wenn  sie  keine 
nachteiligen  oder  tödliche  Folgen,  sondern  die 
erstrebte  Heilung  oder  Besserung  des  Kranken 
erzielt  haben.  Nach  der  ständigen  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  besteht  ein  der- 
artiges sog.  „Berufsrecht",  vermöge  dessen  ein 
Eingriff  in  die  körperliche  Unversehrtheit  eines 
anderen  ohne  oder  selbst  mit  dessen  Willen  er- 
laubt ist,  grundsätzlich  auch  dem  Arzte  nicht 
zur  Seite.  Eine  vorsätzliche  widerrechtliche 
Körperverletzung  liegt  vielmehr  vor,  wenn  der 
Arzt  weiß,  daß  eine  gültige  Einwilligung  fehlt 
und  daß  er  im  Widerspruche  gegen  den  Willen 
des  Patienten  oder  des  sonstigen  Einwilligungs- 
berechtigten handelt  (Urt.  d.  RG  v.  31./V.  1894 
und  24./VII.  1908).  Die  Vorbedingung  für  die 
stratlose  Vornahme  von  Operationen  ist  also 
die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Einwil- 
ligung des  Kranken  oder  dessen  gesetzlichen  Ver- 
treters. Nur  bei  drohender  Lebensgefahr  (Urt.  d. 
RG.  ZS.  V.  27./V.  1908),  oder  wenn  wegen  Be- 
wußtlosigkeit, Geisteskrankheit,  Unzurechnungs- 
fähigkeit des  Kranken  und  Abwesenheit  des 
gesetzlichen  Vertreters  die  Einholung  einer  Zu- 
stimmung nicht  möglich  war  oder  der  Arzt 
im  guten  Glauben  eine  stillschweigende  Zustim- 
mung annehmen  bzw.  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse als  sicher  voraussetzen  durfte,  liegt 
nach  dem  Urt.  d.  RG.  v.  21./VL  1907  und 
21./XL  1913  ein  strafbares  Verschulden  nicht 
vor,  wohl  aber,  wenn  die  Vornahme  in  einem 
nicht  dringlichen  Falle  bei  einem  Minderjährigen 
ohne  Genehmigung  des  gesetzlichen  Stellver- 
treters erfolgt  ist  (Urt.  d.  RG.  v.  30./VL  1911). 


Der  Arzt  ist  dann  nicht  bloß  straf-,  sondern  auch 
zivilrechtlich  für  einen  etwaigen  Schaden  ver- 
antwortlich. Er  ist  aber  nicht  verpflichtet,  die 
Kranken  vor  einem  ärztlichen  Eingriff  auf  alle 
möglichen  Folgen  aufmerksam  zu  machen  (RG. 
ZS.  v.  l./in.  1912). 

Außerdem  sind  den  Aerzten  durch  die 
Reichs-  und  Landesgesetze  noch  gewisse 
andere  Vorrechte  eingeräumt: 

Sie  bleiben  z.  B.  straffrei,  wenn  sie  bei 
einem  Zweikampfe  zum  Zwecke  der  Hilfe- 
leistung zugezogen  werden  (RStrGB.  §  209); 
desgleichen  sind  sie  zur  Ablehnung  des  Amtes 
eines  Schöffen  oder  Geschworenen  (§§  35 
und  85  RGVerfG.)  und  eines  Schiedsmannes 
(§  88  der  Schiedsmannsordnung),  sowie  eines 
unbesoldeten  Gomeinderatos  (Magistrats- 
mitglied, Stadtverordneter,  Waisenrat '),  usw.  auf 
Grund  landesgesetzlicher  Bestimmungen)  be- 
rechtigt und  in  Preußen  nur  zur  Uebernahme  dos 
Amtes  eines  Mitgliedes  der  Gcsundheitskomrais- 
sion  verpflichtet  (Kreisärzte,  v.  Iti./IX.  1893 
§  10  Abs.  6). 

Weiterhin  brauchen  sich  die  Aerzte  nicht  in 
das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen 
(Entsch.  d.  KG.  v.  14./I.  1901)  und  sind  von  der 
Gewerbesteuer  befreit  (§  4  Nr.  7  des  prouß. 
GewSteuerG.  v.  24./VI.  1891  und  Urt.  d.  OVG. 
V.  5./I.  1898  und  8./XII.  1903)»)  im  Gegensatz 
zu  den  nicht  approbierten,  die  Heilkunde  ge- 
werbsmäßig ausüDonden  Personen,  die  gewerbe- 
steuerpflichtig sind.  Auch  das  Pfändungs- 
recht ist  gegenüber  den  Aerzten  durch  §  811 
RZPrO.  insofern  beschränkt,  als  die  zur  Ausübung 
ihres  Berufes  erforderlichen  Gegenstände  sowie 
anständige  Kleidung  der  Pfändung  nicht  unter- 
worfen sind.  Anderseits  sind  ihre  taxmäßigon 
Forderungen  wegen  Kur-  und  Pflegekoston 
aus  den  letzten  Jahren  im  Konkurse  vorzugs- 
berechtigt (KonkO.  §  Gl).  Endlich  sei  als  be- 
sonderes Vorrecht  noch  erwähnt,  daß  nach  dem 
AusfG.  zum  Schlachtvieh-  und  FleischbeschauG. 
V.  3./VI.  19Ü0  die  Aerzte  auch  ohne  besondere 
Prüfung  als  Trichinenschauer  zugelassen 
werden  können.  Betreffs  des  Rechtes  der  Zeug- 
nisverweigerung (nachstehend  S.  1054). 

Die  Pflichten  des  Arztes  sind  ebenfalls 
teils  durch  Reichsrecht,  teils  durch  Landes- 
recht bestimmt;  denn  obwohl  der  Staat 
an  sich  den  Aerzten  gegenüber  im  allgemeinen 
kein  Aufsichtsrecht  besitzt  (OVG.  v. 
27./nL  1897),  ist  er  doch  berechtigt,  Anord- 
nungen zu  treffen,  durch  die  ihnen  gewisse 
Berutspflichten  auterlegt  werden,  voraus- 
gesetzt, daß  diese  Anordnungen  nicht  mit 
den  bestehenden  Reichsgesetzen,  insbesondere 
der  GO.  in  Widerspruch  stehen. 

Ein  Zwang  zur  ärztlichen  Hilfe- 
leistung kann  somit  den  Aerzten  nicht  durch 


1)  In  bezug  auf  die  Uebernahme  einer  Vor- 
mundschaft und  des  Amtes  eines  Beisitzers 
beim  Schiedsgericht  der  Arbeiterver- 
sicherung besteht  ein  solches  Ablehnungsrecht 
nicht. 

=)  Neuerdings  ist  in  Sachsen  und  Mecklen- 
burg z.  T.  auch  in  Thüringen  die  Gewerbe- 
steuerpflicht auf  die  Aerzte  ausgedehnt. 
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Landesgesetze  auferlegt  werden,  da  er  durch  §  144 
Abs.  2  der  GO.  aufgehoben  ist  und  der  Arzt  seit- 
dem ebenso  wie  alle  anderen  Staatsbürger,  nur 
verpflichtet  ist,  in  Notfällen  Beistand  zu 
leisten,  wenn  er  von  der  Polizeibehörde  zur  Hilfe 
aufgefordert  wird,  widrigenfalls  er  nach  §  360 
Nr.'lO  RStrGB.  in  eine  Geldstrafe  bis  1500  M.') 
verfällt.  Die  Aerztc  halten  es  aber  nach  wie  vor 
für  eine  sittliche  .Standespflicht,  in  Fällen 
dringender  Lebensgefahr  ärztliche  Hilfe  zu 
leisten;  ihre  unbegründete  Verweigerung  wird 
deshalb  auch  ehrengerichtlich  als  Verletzung  der 
Standespflichten  geahndet,  soweit  ärztliche 
Ehrengerichte  in  den  einzelnen  deutschen 
Ländern  eingerichtet  sind. 

Weiterhin  sind  die  Aerzte  nach  der 
RStrPO.  V.  l./II.  1877  §§  50  u.  70  und  RZPO. 
§§  380  11.  409  verpflichtet,  sich  als  Zeuge, 
sachverständiger  Zeuge  oder  Sachver- 
ständiger von  den  ordentlichen  und 
diesen  gleichgestellten  Verwaltungsgeriehten, 
Schiedsgerichten  der  Arbeiterversichcrung 
usw.  vernehmen  zu  lassen,  Gutachten  zu  er- 
statten und  die  zur  Abgabe  eines  Gutachtens 
erforderlichen  sachverständigen  Unter- 
suchungen vorzunehmen;  ob  dazu  auch  die 
Vornahme  einer  Obduktion  gehört,  ist  von 
den  Gerichten  bisher  nicht  übereinstimmend 
entschieden.  Dieselbe  Verpflichtung  besteht 
auch  gegenüber  den  Polizeibehörden;  des- 
gleichen haben  sich  fast  alle  ärztlichen  Ehren- 
gerichte auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  sich 
die  Aerzte  auch  Berufsgenossensehaften,  Lan- 
desversicherungsanstalten  und  Lebensver- 
sicherungen gegenüber  einer  solchen  Verpflich- 
tung nicht  ohne  triftigen  Grund  entziehen 
können,  wenn  sie  sich  nicht  einen  Verstoß 
gegen  die  Standespflichten  zuschulden  kom- 
men lassen  wollen.  Verpflichtet  sind  die 
Aerzte  ferner  zur  Beurkundung  von  Ge- 
burten bei  Behinderung  des  ehelichen  Vaters 
oder  der  Hebamme  (RG.  über  die  Beurkun- 
dung des  Personenstandes  v.  6./II.  1875,  §  18 
Nr.  3),  zur  Um-  und  Anmeldung  bei  ihrer 
Niederlassung  (auf  Grund  besonderer  landes- 
gesetzlicher Bestimmungen),  die  bei  den  zu- 
ständigen Medizinalbeamten  zu  erfolgen  hat, 
zur  Anzeige  bei  gemeingefährlichen  und 
übertragbaren  Krankheiten  (ReichsseuchenG. 
V.  30./VI.  1900  und  Landesseuchengesetze, 
z.  B.  in  Preußen  v.  28./Vin.  1905,  zur  An- 
meldung von  Krüppel  (in  Preußen  durch 
G.  V.  6./V.  1920)  zur  Ausstellung  von 
Todesbescheinigungen  (landpsgesetzliche 
Bestimmungen). 

Außer  der  Einkommensteuerpflioht-)  sind 
die  Aerzte  auch  verpflichtet,  für  alle  Ein- 


nahmen aus  ihrer  ärztlichen  Tätigkeit  (Rater- 
teihmg,  Behandlung  und  Begutachtung)  nach 
RUStG.  v.  24./Xn.  1919  in  der  Fassung  v. 
8./IV.  1922  Umsatzsteuer  zu  entrichten 
und  nach  §  2  Ziff.  9  dieses  Gesetzes  nur  in- 
soweit davon  befreit,  als  die  ,, Entgelte  für 
ihre  ärztlichen  Leistungen  von  den  Kranken- 
kassen (§  225  RVO.),  knappschaftlichen 
Krankenkassen  und  Krankenkassen  der  selb- 
ständigen Handwerker  und  Gewerbetrei- 
benden sowie  von  den  Ersatzkassen  zu  zah- 
len sind";  von  anderen  Ivrankenkassen  einge- 
nommene Honorare  sind  also  umsatzsteuer- 
pflichtig. 

:  Bei  der  straf-  und  zivilrechtlichen 
'Verantwortung  des  Arztes  kommen  in 
erster  Linie  seine  Verpflichtung  zum  Be- 
rufsgeheimnis und  in  Verbindung  damit 
sein  Recht  zur  Verweigerung  des  Zeug- 
nisses sowie  die  Frage  der  sog.  ärztlichen 
:  Kunstfeliler  in  Betracht. 

i  Nach  den  §5  52  und  76  RStrPrO.  und  den 
§§  383  und  408  RZPrO.  sind  die  Aerzte  zur  Ver- 
weigerung ihres  Zeugnisses  oder  Gutach- 
ten in  Ansehung  desjenigen  berechtigt,  was  ihnen 
bei  Ausübung  ihres  Berufes  anvertraut  ist,  voraus- 
gesetzt, daß  sie  von  der  Verpflichtung  zur  Ver- 
schwiegenheit nicht  entbunden  sind').  Machen 
sie  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  und 
verletzen  dadurch  die  ihnen  auferlegte  Wah- 
rung des  Berufsgeheimnisses,  so  haben 
sie  nach  §  360  RStrGB.  wegen  unbefugter 
Offenbarung  von  Privatgeheimnissen,  die 
ihnen  kraft  ihres  Amtes  anvertraut  sind,  eine 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  Gefängnisstrafe 
bis  3  Monaten  zu  gewärtigen;  die  Verfolgung  tritt 
aber  nur  auf  Antrag  ein.  Diese  Wahrung  des  Be- 
rufsgeheimnisses gilt  auch  gegenüber  verstorbenen 
Personen,  da  nach  ihrem  Tode  ein  Entbinden  da- 
von ausgeschlossen  ist  (RG.  23./IV.  1906);  des- 
gleichen gegenüber  Watu-nehmungcn,  die  der 
Arzt  bei  Ausübung  seines  Berufes  infolge  seiner 
Zuziehung  als  Arzt  gemacht  hat  (RG.  StrS. 
8./X.  1909).  Voraussetzung  für  die  Bestrafung 
ist  allerdings,  daß  die  Offenbarung  eine  unbe- 
fugte, also  gegen  den  Willen  der  Anvertrauen- 
den erfolgt  ist,  auch  wenn  die  Anvertrauung 
nicht  unter  ausdrücklicher  Aussage  der  Geheim- 
haltung geschehen  ist.  Unbefugt  würde  deshalb 
auch  eine  vor  einem  Richter  oder  mit  Genehmi- 
gung der  vorgesetzten  Behörde  gemachte  der- 
artige Offenbarung  eines  Privatgeheimnisses 
sein,  da  beide  nicht  das  Recht  haben,  den  Arzt 
von  der  Schweigepflicht  zu  entbinden.  Dagegen 
ist  eine  unbefugte  Offenbarung  nicht  anzu- 
nehmen, wenn  sie  zur  Wahrung  besonderer 
Rechte  des  Arztes  (z.  B.  als  Beweis  für  eine 
Honorarforderung«),  zum  Schutz  gegen  den  Vor- 


')  Siehe  Anmerkung  3  auf  S.  1051,  2.  Sp. 
Nach  §  18  des  REinkStG.  v.  29./III.  1920 
sind  die  Aerzte  berechtigt,  bei  Feststellung 
ihres  steuerbaren  Einkommens  die  zur 
Erwerbung,  Sicherung  und  Erfüllung  ihrer  In- 
teressen gemachten  Aufwendungen  (Werbungs- 
und Geschäftsunkosten)  abzuziehen. 


>)  Nach  der  RZPrO.  bezieht  sich  das  Recht 
der  Zeugnisverweigerung  auf  die  ihnen  kraft 
ihres  Standes  „anvertrauten  Tatsachen,  deren 
Geheimhaltung  durch  die  Natur  derselben  oder 
durch  gesetzliche  Vorschriften  geboten  ist." 

')  Der  Arzt  darf  aber  dabei  nicht  die  intern- 
sten Geheimnisse  eines  Kranken  offenbaren  (RG. 
S^rS.  14./XI  1912).  Ebenso  würde  eine  unbefugte 
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wurf  eines  Kunstfehlers)  oder  auf  Grund  gesetz-  |  letzten  nötig  ist  (§  232  RStrGB.).  Fahrlässig 
licher  Bestimmungen  erfolgt  (z.  Ii,  Anzeige  von  ;  im  strafrechtlichen  Sinne  handelt  ein  Arzt,  wenn 
Geburten,  Todesfällen,  üucrtragbaren  Krank- 1  er  die  erforderliche  Sorgfalt  außer  acht  läßt, 
heiten  usw.,  Mitteilung  der  Krankheit  eines  !  zu  der  er  nach  den  Umständen  und  nach  seinen 
Krankenkassenraitgliedcs  an  den  Vorstand  einer  ,  persönlichen  Verhältnissen  verpflichtet  ist;  also 
öffentlichen  Krankenkasse,  Anzeige  behufs  Vcr- 1  wenn  er  bei  der  Behandlung  eines  Kranken  gegen 
hütung  gemeingefährlicher  Verbrechen  [§  139  die  allgemein  gültigen  Kegeln  der  Ileilkunsl  vcr- 
RStrGB.]),  oder  wenn  sich  eine  solche  Mitteilung  stößt  oder  es  dabei  an  der  notwendigen  Vorsicht 
aus  sittlich  zwingenden  Gründen  als  notwendig  fehlen  läßt.  Fahrlässigkeit  kann  ferner  in  der 
erweist,  vor  denen  die  Rechtspfliiht  zur  Vcr-  Unterlassung  eines  im  gegebenen  Falle  er- 
schwicgenheit  zurücktreten  muß  (KG.  19./I.  1903  forderlichen  Vorgehens  erblickt  werden;  das- 
und  IG./V.  1905),  z.  B.  Mitteilung  an  einen  Ehe-  selbe  gilt  wenn  sie  ein  operatives  Eingreifen 
galten  oder  Dienstherrn,  wenn  der  andere  Ehe-  bzw.  ein  sonstiges  Behandlungsverfahren  aus- 
gatte  oder  ein  Dienstboto  an  einer  ansteckenden  führt,  ohne  dafür  die  besonderen  Kenntnisse 
Krankheit  leidet  usw.  Erhält  ein  Arzt  bei  Au.';-  und  Fähigkeiten  zu  besitzen  und  es  unterläßt,  die- 
übung  seines  Berufes  vom  bereits  begangenen  sen  Mangel  durch  Zuziehung  eines  anderen  go- 
Verbrechen  Kenntnis,  so  ist  er  zu  deren  Anzeige  I  eigneten  Arztes  zu  ersetzen,  oder  wenn  er 
weder  verpflichtet  noch  berechtigt,  obwohl  sie ;  in  schwierigen  Fällen,  die  den  Beistand 
vom  Richter  wohl  kaum  als  eine  „unbefugte"  ;  eines  zweiten  Arztes  unbedingt  erfordern,  von 
im  Sinne  des  Gesetzes  angesehen  werden  würde.  !  einem  solchen  Abstand  nimmt  oder  trotz  des 
Nach  §  95  StrPO.  ist  der  Arzt  auch  nicht  zur  |  Wunsches  des  Kranken  ablehnt.  Einschuklhaftcs 
Herausgabe  etwaiger  in  seinem  Besitze  bc- 1  Verhalten,  das  in  allen  diesen  Fällen  die  Voraus- 
findlichen  Beweismittel  verpflichtet,  sondern  i  Setzung  der  Bestrafung  bildet,  fehlt  jedoch,  wenn 
hat  diese  abzulehnen,  soweit  er  diese  Beweis-  ein  Notstand  vorgelegen  hat,  oder  wenn  der 
mittel,  z.  B.  Briefe  von  Kranken,  Kranken-  eingetretene  rechtswidrige  Erfolg  nicht  voraus- 
geschichten  usw.  in  Ausübung  seines  Berufes  gesehen  werden  konnte,  oder  infolge  unerwartet 
erhalten  hat.  aufgetretener,  selbst  bei  Anwendung  der  grüßten 

Bei  den  sog.  ärztlichen  Kunstfehlern  1  Aufmerksamkeil  nicht  immer  vermeidbarer 
handelt  es  sich  ausschließlich  um  fahrlässige  Zwischenfälle  eingetreten  ist  (RG.  IV.  StrS. 
Kürperverletzung  und  Tötung;  vorsätzliche, !  23./V.  1897  und  III.  ZS.  14./VII.  1913).  Der 
d.  h.  bewußte  und  gewollte  Verwirklichung  des  j  Arzt  besitzt  auch  keine  Befugnis,  aus  wissen- 
Tatbestandes  kommt  hierbei  nicht  in  Betracht  i  schaftlichen  Gründen  neue,  noch  nicht  erprobte 
und  würde  dann  wie  jede  andere  derartige  Tat  zu  Behandlungsmethoden  «sw.  anzuwenden;  son- 
verfolgen  sein.  Dies  gilt  z.  B.  wenn  ein  Arzt  auf  dern  bleibt  für  jede  dadurch  verursachte  Ge- 
ausdrückliches und  ernstes  Verlangen  eines  un-  Sundheitsbeschädigung  strafrechtlich  verant- 
heilbaren  Kranken  zu  dessen  Tütung  durch  wortlich.  Voraussetzung  ist  in  allen  vorgenannten 
Verordnung  von  großen  Gaben  Morphium  oder  Fällen  aber  stets,  daß  der  eingetretene  rechts- 
eincs  anderen  Giftes  bestimmt  worden  ist;  er  hat  widrige  Erfolg  im  ursächlichen  Zusammenhange 
dann  nach  §  216  RStrGB.  eine  Gefängnisstrafe  mit  dem  ärztlichen  Eingriff  usw.  steht;  dagegen 
nicht  unter  3  Jahren  zu  gewärtigen.  Nach  den  ist  es  gleichgültig,  ob  sich  der  Verletzte  oder 
§§  222  und  230  RStrGB.  wird  fahrlässige  Tötung  Getötete  mit  der  Vornahme  des  Eingriffes  usw. 
mit  Gefängnis  bis  zu  4  Jahren,  fahrlässige  Korper-  vorher  einverstanden  erklärt  und  durch  sein 
Verletzung  mit  Geldstrafe  bis  zu  100000  M.')  oder  unzweckmäßiges  Verhalten  jenen  milverschuldet 
mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft;  diese  :  hat.  Der  Richter  wird  darin  nur  einen  Milde- 
Strafen  erhöhen  sich  aber  bei  dem  Arzte,  soweit !  rungspund  bei  der  Strafbemessung  bzw.  dos 
die  Tat  bei  Ausübung  seines  Berufes  erfolgt  ist,  '  Schadenersatzes  erblicken'), 
auf  5  bzw.  3  Jahre  Gefängnis,  da  es  sich  bei  ihm  Von  den  für  den  Arzt  noch  besonders  in  Be- 
stets  um  Außerachtlassung  der  Aufmerksamkeit  tracht  kommenden  strafrechtlichen  Bestim- 
handelt,  zu  der  er  vermöge  seines  Berufes  beson-  mungen  sind  ferner  zu  erwähnen  §  174  Nr.  3, 
ders  verpflichtet  war').  Demzufolge  muß  auch  wonach  mit  Strafe  bis  zu  6  Jahren  Gefängnis 
Verfolgting  der  Tat  von  Amts  wegen  erfolgen;  '  bedroht  wird,  wer  in  Gefängnissen,  üffentliclicn 
während  bei  anderen  fahrlässigen  Kürpcrver-  Kranken-  usw.  Anstalten  mit  den  hier  aufge- 
letzungen  dazu  ein  besonderer  Antrag  der  Ver- !  nommenen  Personen  unzü chtigc  Handlungen 

  !  vornimmt.  Dieselbe  Strafe  trifft  nach  §  218  Abs.  3 

denjenigen,  der  bei  Schwangeren  mit  ihrer  Ein- 
Offenbarung vorliegen,  wenn  ein  Arzt  ohne  Ge-  willigung  Mittel  zur  Abtreibung  oder 
nehmigung  des  betreffendenKranken  Kranken-  Tötung  der  Frucht  angewendet  oder  ihnen 
geschichten  unter  voller  Namensnennung  des  

Kranken  oder  in  einer  Weise  veröffentlicht,  daß  ')  Die  obigen  Ausführungen  entsprechen  der 
dessen  Person  für  andere  erkennbar  sein  würde.  ^  ständigen  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
')  Siehe  Anmerkung  3  auf  S.  1051,  2.  Sp.  und  sind  von  diesem  in  zahlreichen  Urteilen  zum 
')  Auf  die  nichtapprobierten  Per-sonen  Ausdruck  gebracht,  z.  B.  v.  12./III.  1912  II.  StrS. 
findet  diese  Bestimmung  nach  der  ständigen  (fahrlässiges  Durchstoßen  der  Gebärmutter), 
Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  auch  An- .  9./VII.  1913  III.  ZS.  (versehentliches  Hinter- 
wendun^;  Berufung  auf  mangelnde  Kenntnisse  j  lassen  eines  Tampons  in  der  Wunde),  3./II.  1914 
und  Fähigkeiten  macht  auch  hier  keineswegs  ■  (jahrelanges  Zugänglichmachen  beliebiger  und 
straffrei,  sondern  ist  im  Gegenteil  häufig  als  i  größerer  Mengen  von  Morphium),  2./I.  1912  und 
erschwerender  Straferund  anerkannt  mit  der  >  4./XI.  1921  (Verbrennung  durch  Röntgen- 
BeOTündung,  daß  der  Betreffende  dann  erst ,  bestrahlung),  3.;VI.  1921  (Nichterkennen  und 
recht  die  Behandlung  irgendwelcher  Kraidien  falsche  Behandlung  einer  Hüftgelenkverrenkung) 
hätte  unterlassen  müssen.  .  usw. 
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beigebracht  hat.  Ist  diese  Tätigkeit  gegen  Ent- 
gelt erfolgt,  so  erhöht  sich  die  Strafe  bis  auf 
10  Jahre  (§  219);  ist  sie  ohne  Wissen  oder  Willen 
der  Schwangeren  vorgenommen,  so  tritt  Zucht- 
hausstrafe nicht  unter  2  Jahren  und,  falls  da- 
durch der  Tod  der  Schwangeren  verursacht  ist, 
Zuchthausstrafe  nicht  unter  10  Jahren  oder 
lebenslängliche  Zuchthausstrafe  ein.  Bei  Vor- 
nahme des  künstlichen  Abortes  oder  der 
künstlichen  Frühgeburt  oder  der  Zer- 
stückelung bzw.  Perforation  eines  Kin- 
des in  der  Geburt  macht  sich  ein  Arzt  keiner 
Rechtswidrigkeit  schuldig,  wenn  eine  Gefahr 
für  das  Leben  und  die  Gesundheit  der  Mutter 
vorhanden  ist.  die  durch  kein  anderes  Mittel  als 
durch  die  Unterbrechung  der  Schwangerschaft 
oder  Zerstückelung  des  Kindes  gehoben  werden 
kann;  denn  die  Mutter  hat  den  Vorrang  gegen- 
über dem  noch  ein  Teil  von  ihr  bildenden  und 
deshalb  noch  nicht  zur  Selbständigkeit  gelangten 
Kindes.  Dieser  Standpunkt  wird  sowohl  von  den 
meisten  Rechtslehrern  (s.  Olshausen,  v.  Li- 
lienthal, van  Calker  usw.)  als  vom  Reichs- 
gericht geteilt  (Urt.  v.  3./V1I.  1903  und  ll./IIL 
1909),  und  zwar  hauptsächlich  unter  Annahme 
einer  Notstandshandlung  (§  54  StrGB.).  Vor- 
bedingung für  die  Straflosigkeit  ist  allerdings, 
daß  die  Einwilligung  von  selten  der  Mutter  oder 
ihres  gesetzlichen  Vertreters  gegeben  ist  und  vor 
allem  alle  für  die  Notwendigkeit  des  Eingriffes 
vom  ärztlichen  Standpunkte  aus  in  Betracht 
kommenden  Umstände  reiflich  erwogen  sind, 
erforderlichenfalls  unter  Zuziehung  eines  zweiten 
Arztes,  was  sich  überhaupt  in  solchen  Fällen 
empfiehlt.  Unterbrechungen  der  Schwanger- 
schaft aus  nichtärztlichen,  sog.  sozialen 
Gründen  darf  ein  Arzt  keinesfalls  vornehmen,  er 
würde  sich  sonst  entweder  einer  nach  den  p  222 
und  230  oder  unter  Umständen  auch  nach  §§  218 
u.  219  bzw.  216  und  223  RStrGB.  strafbaren 
fahrlässigen  bzw.  vorsätzlichen  Korperverletzung 
oder  Tötung  schuldig  machen.  Ein  Arzt  kann 
auch  nach  den  §§  236  u.  302  RStrGB.  wegen 
Wuchers  und  Betrugs  bestraft  werden,  wenn 
er  zu  übermäßigen  Preisen  und  unter  unlauterer 
Reklame  Heilmethoden  verkauft  oder  anwendet, 
deren  wissenschaftliche  und  praktische  Wert- 
losigkeit ihm  bekannt  sein  mußte  (Urt.  des  Land- 
gerichts in  Hamburg  v.  12./V.  1921,  vom  RG. 
bestätigt). 

Um  die  Behörden  und  das  Publikum  gegen 
die  Ausstellung  unrichtiger  ärztlicher 
Zeugnisse  zu  schützen,  bestimmt  §278  RStrGB., 
daß  Aerzte,  die  ein  unrichtiges  Zeugnis  über  den 
Gesundheitszustand  eines  Menschen  zum  Ge- 
brauche bei  einer  Behörde  oder  Versicherungs- 
gesellschaftwider besseres  Wissen  ausstellen, 
mit  Gefängnis  von  1  Monat  bis  zu  2  Jahren  be- 
straft werden  können;  nebenher  kann  auch  nach 
§  280  RStrGB.  auf  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  erkannt  werden.  Die  Bestrafung 
kann  auch  dann  eintreten,  wenn  der  Gesundheits- 
zustand richtig  dargestellt  ist,  aber  absichtlich 
wesentlich  unrichtige  Schlußfolgerungen  daraus 
gezogen  sind  fRG.  v.  21./IX.  1893  und  29./IX. 
1895 ).  Fahrlässige  Ausstellung  solcher  Zeug- 
nisse fällt  dagegen  nicht  unter  §  278,  sondern 
kann  nur  ehrengerichtlich  geahndet  oder,  falls 
einem  Dritten  daraus  ein  Schaden  erwachsen  ist, 
der  Arzt  dafür  zivilrechtlich  haftbar  gemacht 
werden. 


Endlich  besteht  für  den  Arzt  noch  eine  straf- 
rechtliche Verantwortung  bei  wissentlicher  Ver- 
letzung oder  Unterlassung  der  auf  Grund  von 
den  zuständigen  Behörden  erlassenen  Vorschriften 
zur  Verhütung  des  Einführens  oder  Ein- 
schränkens einer  ansteckenden  Krank- 
heit, die  nach  §  327  (RStrGB.)  mit  Gefängnis 
bis  zu  2  Jahren  oder  von  3  Monaten  bis  zu 
3  Jahren  bestraft  wird,  werm  infolge  dieser  Ver- 
letzung ein  Mensch  von  der  ansteckenden  Krank- 

'  heit  ergriffen  worden  ist.    Daß  sich  der  Arzt 

;  bei  der  unberechtigten  Abgabe  von  Arzneien 
nach  §  367  Nr.  3  RStrGB.  strafbar  macht  (Geld- 
strafe bis  1500  M.i)),  ist  bereits  früher  erwähnt; 
dasselbe  gilt  beim  Beiseiteschaffen  von 
Leichenteilen  (RStrGB.  §  367,  Nr.  6),  auch 
wenn  es  zu  wissenschaftlichenZwecken  erfolgt  ist. 

Zivilrechtliche  Verantwortung  (Haft- 
pflicht) des  Arztes.  Abgesehen  davon,  daß  ein 
Arzt  nach  §  231  RStrGB.  in  allen  Fällen  von  Kör- 
perverletzung infolge  von  Kunstfehlern  auf  Ver- 
langen des  Verletzten  neben  der  Strafe  noch  zu 

,  einer  an  diesen  zu  erlegende  Buße  bis  6000  M. 

\  verurteilt  werden  kann,  bleibt  er  dem  Ver- 
letzten nicht  nur  in  diesem  Falle  für  weiteren 
Schaden  haftpflichtig,  sondern  auch  in  allen 
anderen  Fällen,  in  denen  Dritten  durch  ärztliche 
Kunstfehler,  unzüchtige  Handlungen,  unbefugte 
Offenbarung  von  Berufsgeheimnissen,  Unter- 
lassen oder  Nichtbefolgen  der  behördlichen  An- 
ordnungen zur  Verhütung  und  Bekämpfung  an- 
steckender Krankheiten,  Ausstellung  falscher 
Zeugnisse')  usw.,  Schaden  erwachsen  ist.  Maß- 
gebend dafür  sind  die  §§  Ollff.  und  §§  631ff. 
(Haftung  aus  Dienst-  bzw.  Werkvertrag), 
§§  677ff.  (Haftung  aus  einer  unerlaubten  Hand- 
lung) und  vor  allem  die  §§  823 ff.  des  BGB.,  wo- 
nach derjenige,  der  vorsätzlich  oder  fahrlässig 
das  Leben,  den  Körper,  die  Gesundheit,  die 
Freiheit  des  einzelnen  oder  ein  sonstiges  Recht 
eines  anderen  widerrechtlich  verletzt,  dem 
anderen  zum  Ersatz  des  daraus  entstehenden 
Schadens  verpflichtet  ist.  Notwendigist  bei  allen 
diesen  Schadenersatzklagen  der  Nachweis,  daß  der 
Arzt  den  Kranken  schuldhafterweise,  d.  h. 
vorsätzlich  oder  fahrlässig  nicht  sachgemäß  und 
mit  erforderlicher  Sorgfalt  behandelt  hat,  und 
der  Schaden  mit  diesem  Verschulden  im  ur- 
sächlichen Zusammenhange  steht.  Diesen  Nach- 
weis zu  erbringen  ist  Sache  des  Beschädigten; 
die  von  ihm  zu  der  Behandlung  erteilte  Ein- 
willigung spielt  übrigens  für  die  Beurteilung 
keine  Rolle,  da  er  jedenfalls  auf  eine  sachgemäße 
Behandlung  gerechnet  hat.    Ist  dagegen  der  Be- 

j  schädigte  durch  sein  eigenes  Verhalten  (Nicht- 
befolgung  der  ärztlichen  Anordnungen  usw.) 
mitschuldig  an  dem  entstandenen  Schaden,  so 
hängt  nach  §  254  BGB.  die  Verpflichtung  zum 
Ersätze,,  sowie  der  Umfang  des  Schadenersatzes 

:  davon  ab,  inwieweit  der  Schaden  vorwiegend  von 
dem  einen  oder  dem  anderen  Teile  verursacht  ist. 
Nach  den  §§  278  und  831  BGB.  haftet  aber  der 
Arzt  auch  für  den  Schaden  der  durch  seinen  Ver- 
treter oder  eine  andere  Hilfsperson  (Assi- 


1)  Siehe  Anmerkung  3  auf  S.  1051,  2.  Sp. 

')  Wenn  z.  B.  ein  Arzt  ein  Zeugnis  über  an- 
gebliche Geisteskrankheit  ausstellt,  ohne  den 
Betreffenden  selbst  vorher  gesehen  und  unter- 
sucht zu  haben  (Urt.  des  Hamburger  OLG.  v. 
4./L  1921). 


Arzt 
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stellten)  einem  Dritten  widerrechtlich  zugefügt 
ist  und  es  der  Ajzt  bei  der  Auswahl  des  Vertreters 
oder  der  Hilfspersonen  au  der  erforderlichen 
Sorgfalt  hat  fehlen  lassen,  falls  diese  Haftung 
nicht  von  anderen  juristischen  Personen,  z.  B. 
Krankenhausverwaltungen,  Gemeinden  auf  Grund 
besonderer  Vertragsvernältnisse  getragen  wird. 
Für  den  Umfang  des  Schadenersatzes  sind 
die  §§  842  —  847  BGB.  maßgebend;  bei  Korper- 
verletzung sind  die  Kur-  unil  Arzneikosten,  Ent- 
schädigung für  entgangenen  Arbeitsverdienst 
während  der  Krankheit^zeit,  Schmerzensgeld 
und  Rente  bei  verminderter  oder  aufgehobener 
Erwerbsfähigkeit  des  Verletzten  zu  bezahlen, 
bei  tödlichem  Ausgang  außerdem  der  Er- 
satz der  Begräbniskosten  und  statt  der 
Rente  an  den  Beschädigten  eine  solche  an  die 
Unterhaltsberechtigten  für  die  mutmaßliche 
Lebensdauer  des  Verstorbenen.  Der  Arzt  ist 
Klagen  auf  Schadenersatz  außerordentlich  leicht 
ausgesetzt;  insbesondere  wird  eine  solche  nicht 
ausbleiben,  wenn  gegen  ihn  wegen  der  gleichen 
Tat  ein  strafrechtliches  Verfahren  von  Amts 
wegen  geführt  wird.  Es  bedarf  dann  gar  nicht 
seiner  strafrechtlichen  Verurteilung;  denn  auch 
ohne  einer  solchen  bleibt  er  zivilrechtlich  für 
entstandenen  Schaden  verantwortlich.  In  der 
Regel  wird  aber  der  Beschädigte  den  Ausgang 
des  Strafprozesses  erst  abwarten,  weil  er  dann 
erheblich  an  Kosten  für  den  seinerseits  zu  er- 
bringenden Nachweis  eines  schuldhaften  Ver- 
haltens des  Arztes  spart,  und  erst  nach  dessen 
Beendigung  klagen.  Ganz  abgesehen  davon,  daß 
diese  Haftpflichtprozesso  bei  etwaiger  Ver- 
urteilung des  beklagten  Arztes  zu  sehr  erheb- 
lichen materiellen  Verlusten  führen  können, 
verursachen  sie  aber  auch  für  ihn  außerordent- 
lich viel  Acrger,  Mühe,  Zeitverlust  und  Kosten. 
Gegen  derartige  Unaonehmlichkeiten,  Verluste 
usw.  schützt  sich  der  Arzt  am  besten  und  sicher- 
sten durch  Abschluß  einer  Haftpflichtversiche- 
rung. 

Ueber  die  Rechte  und  Pflichten  des  Arztes 
alsLeiters  oder  Besitzers  von  Kranken- 
anstalten s.  den  Artikel  „Krankenan- 
stalten." 

e)  Aerztliche  und  amtsärztliche 
Gebührenordnungen.  Die  Bezahlung  der 
ärztlichen  Leistungen  unterliegt  der  freien 
Vereinbarung;  nach  §  80  Abs.  2  der  GO. 
können  aber  für  strittige  Fälle  Gebühren- 
ordnungen von  den  Behörden  erlassen  werden, 
den  Aerzten  bleibt  es  trotzdem  unbenommen, 
weniger  oder  nach  zuvoriger  Verständigung 
mit  dem  Kranken  mehr  zu  fordern.  Die  Be- 
strebungen der  Aerzte  nach  einer  einheitlichen 
ärztlichen  Gebührenordnung  für  das 
ganze  Deutsche  Reich  haben  bisher  noch 
keinen  Erfolg  gehabt;  es  bestehen  noch  jetzt 
fast  in  sämtlichen  Einzelstaaten  besondere 
Gebührenordnungen,  die  aber  in  neuester  Zeit 
insofern  nicht  mehr  so  stark  wie  früher  ab- 
weichen, als  vielfach  die  für  Preußen  unter 
dem  15./III.  1922  mit  Abänderung  v.  20./VII. 
1922')  erlassene  Gebührenordnung  entweder 

')  In  dieser  neuen  Verordnung  ist  nicht  nur 
ein  Teuerungszuschlag  von  45%,  sondern  auch 

Hasdwörterbacti  der  Staatswlssensebaftea.  Aaü. 


als  Muster  genommen  oder  in  verschiedenen 
anderen  deutschen  Staaten  eingeführt  ist 
(z.  B.  in  Bayern  (V.  v.  4./V1II.  1922), 
Sachsen,  Braunschweig).  Sämtliche 
ältere  Gebührenordnungen  haben  in  den 
letzten  Jahren  infolge  der  großen  Preis- 
steigerung sehr  starke  Erhöhungen  erfahren 
(das  5— lOfachc),  soweit  sie  niclit  überhaupt 
neu  erlassen  sind,  wie  in  Preußen.  Im  übrigen 
stimmen  sie  insofern  überein,  als  überall 
Mindest-  und  Höchstsätze  vorgesehen  sind 
mit  der  Bestimmung,  daß  die  Abmessung  der 
Gebühr  zwischen  diesen  Grenzen  nicht  nur 
nach  der  Schwierigkeit  der  ärztlichen  Leistung 
und  der  darauf  verwendeten  Zeit,  sondern 
auch  nach  der  Vermögenslage  des  Zahlungs- 
pflichtigen und  den  örtlichen  Verhältnissen 
zu  erfolgen  hat,  und  daß  in  gewissen  Fällen 
—  gegenüber  Unbemittelten  und  Armen- 
verbänden, Arbeiterkrankenkassen  und  mil- 
den Stiftungen  sowie  bei  Zahlung  aus  Staats- 
mitteln —  nur  die  Mindestsätze  zur  An- 
wendung kommen  sollen. 

Auch  für  die  amts-  und  gerichtsärzt- 
liche Tätigkeit  der  Aerzte  bestehen  eben- 
falls in  fast  allen  Einzelländern  besondere  Tax- 
vorschriften, die  jedoch  nur  für  die  staatlichen 
beamteten  Aerzte  bindend  sind,  während  die  nicht- 
beamteten  Aerzte  die  Berechnung  ihrer  Ge- 
bühren für  gerichtsärztliche  Verrichtungen  nach 
der  Reichsgobührenordnung  v.  2()./V.  1898  und 
der  Fassung  v.  lO./VI.  1914  verlangen  können, 
wobei  sie  sich  meistens  günstiger  stehen.  Auch 
die  Sätze  der  geltenden  amtsärztlichen  Gebühren- 
ordnungen sind  in  jüngster  Zeit  infolge  der  außer- 
ordentlichen Teuerung  bedeutend  erhöht'). 

f)  Organisation  des  ärztlichen  Stan- 
des einschl.  Vereins-  und  Unterstüt- 
zungswesen. Eine  einheitliche  Orga- 
nisation des  ärztlichen  Standes  für  das 
ganze  Deutsche  Reich  durch  Erlaß  einer 
deutschen  Aerzteordnung  ist  schon  seit 
langem  der  Wunsch  der  großen  Mehrzahl  der 
Aerzte.  Alle  diese  Bemühungen  sind  aber  bis 
jetzt  vergeblich  gewesen,  obwohl  sie  in 
früheren  Jahren  vom  Reichstag  (z.  B.  i.  J. 
1883)  unterstützt  wurden. 

Eine  staatlich  anerkannte  Vertre- 


die  zweckmäßige  Bestimmung  vorgesehen,  daß 
die  Gebührensätze  vierteljährlich  auf  ihre 
Angemessenheit  durch  einen  Ausschuß  nachge- 
prüft werden  sollen,  der  sich  zusammensetzt 
aus  zwei  vom  zuständigen  Minister  zu  ernennen- 
den Mitglieder  (darunter  den  Vorsitzenden),  vier 
von  den  großen  Hauptverbänden  der  Reichs- 
versicherungsträger zu  wählenden  Vertretern 
(darunter  2  Vertreter  der  Krankenkassen)  und 
fünf  von  dem  Aerztekammerausschuß  zu  wählen- 

>)  In  Preußen  (G.  v.  14./VII.  1909)  mit  Ab- 
änderung v.  9./III.  1912  und  4./II.  1917  durch 
den  Min  -Erl.  v.  3./III.  1922  um  das  Neun- 
fache, inBayern  (V.  V.  17./XI.  1902  und  4./VIII. 
1910  und  14./VIII.  1820)  durch  V.  v.  3./VIII. 
1922  um  das  8 -12  fache. 


Arzt 


tung  des  ärztlichen  Standes  ist  in  121 
deutschen  Ländern  auf  Grund  landesgesetz- ! 
licher  Bestimmungen  vorhanden,  darunter] 
Schauniburg-Lippe  und  Waldeck,  durch  An-  | 
Schluß  an  Preußen');  sie  dient  im  allge- j 
meinen  zur  Wahrnehmung  und  Vertretung 
der  ärztlichen  Standesinteressen,  sowie  zur 
Mitwirkung  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  i 
Gesundheitspflege  durch  Entsendung  von  | 
Vertretern  in  die  staatlichen  medizinisch- 1 
technischen  Behörden  der  betreffenden  Län- 
der (Landesgesundheitsamt,  Obermedizinal- 
ausschuß, Landesgesundheitsamt,  Gesund- 
heitsbehörden usw.).  Diese  Vertreter  werden 
ebenso  wie  die  Mitglieder  der  Aerzte- 
kammern  —  ärztlich  enLand  es  vereinen 
oder  Zen  tralaussch  üssen  —  von  den  wahl- 
berechtigten Aerzten  gewählt.  Die  Rechte 
und  der  Aufgabenkreis  dieser  Organisationen 
unterscheiden  sich  jedoch  insofern  wesentlich 
voneinander,  als  nur  einem  Teil  von  ihnen  ein 
Disziplinarrecht  (Elirenräte  und  Ehrenge- 
richtshof) und  Umlagerecht  behufs  Aus- 
tragung der  Küsten  und  zu  Unterstützungs- 
zwecken besitzen-),  andere  dagegen  keine 
derartige  Berechtigungen  3).  Während  weiter- 
hin bei  den  ersteren  ein  Beitrittszwang  und 
eine  Beitragspflicht  bestehen,  ist  dies  bei  den 
letzteren  nicht  der  Fall.  Bei  den  Aerzte- 
kammern  mit  Disziplinargewalt  sind  auch 
alle  beamteten  Aerzte,  abgesehen  von  den 
aktiven  Militärärzten,  Mitglieder  und  bei- 
tragspflichtig; sie  unterstehen  aber  nicht  dem 
Ehrengerichte  mit  Ausnahme  von  Baden, 
wo  sie  diesem  unterstellt  sind,  soweit  sie 
Privatpraxis  treiben.  Ausgeschlossen  von 
der  Mitgliedschaft  sind  überall  Aerzte,  denen 
die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt 
sind  oder  die  sich  in  Konkurs  befinden.  Die 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  diese  staat- 
lichen Organisationen  des  ärztlichen  Standes 
weichen  ziemlich  erheblich  voneinander  ab; 
in  Preußen  sind  maßgebend  dafür  die  V.  v. 
25./V.  1887  über  die  Errichtung  von 
Aerztekammern  mit  Ergänzungen  v.  20./V. 

•)  Auch  die  zu  Oldenburg  gehörenden  Länder 
Birkenfeld  und  Lübeck  sind  durch  Staatsvertrag 
den  preuüischen  Aerztekammern  (Rheinprovinz 
bzw.  Schleswig-Holstein)  angeschlossen. 

')  Dahin  gehören  außer  Preußen:  Sachsen 
(G.  v.  16./V1II.  1904  mit  Abänderung  v.  Ü./Ul. 
1920),  Baden  (G.  betr.  die  Rechtsverhältnisse 
des  Sanitätspersonals  v.  lO./X.  l&OÖ),  Anhalt 
(G.  V.  lO./IV.  1900  und  29./XL  1901,)  Braun- 
schweig (G.  V.  9./in.  1893),  Lippe  (G.  V. 
ll./L  1921  und  V.  v.  29./IIL  1921)  und 
Lübeck. 

Staatliche  Standesorganisationen  ohne 
Disziplinar-  und  Umlagerecht  sind  in  Bayern 
(V.  V.  9./V]I.  1895),  Württemberg  (V.  v. 
lO./XIL  1875  mit  Abänderung  v.  14./I.  1903, 
21./V.  1913,  n./XlI.  1919  und  24./L  1921), 
Hessen  (V.  v.  28./XIL  1876)  und  Oldenburg 
(V.  V.  20./IV.  1891)  vorhanden. 


1898  und  23./L  1899,  8./VIL  1907  und  ll./IX. 
1911,  sowie  die  V.  v.  6./I.  1896  betr.  die 
Bildung  eines  Aerztekammeraus- 
schusses  und  die  GG.  v.  25./XL  1899  und 
27./VIL  1904  betr.  die  ärztlichen  Ehren- 
gerichte und  das  Umlagerecht: 

Demnach  besteht  für  jede  Provinz  und  den 
Landespolizeibezirk  Berlin  je  eine  Aerzte- 
kammer,  deren  Mitglieder  von  sämtlichen  in 
der  Provinz  ansässigen  Aerzten,  soweit  sie  die 
bürgerlichen  Ehrenrechte  besitzen  und  sich 
weder  im  Konkurs  noch  in  gerichtlicher  Unter- 
suchung wegen  Verbrechen  oder  schwerer  Ver- 
gehen befinden,  gewählt  werden.  Nicht  wahl- 
berechtigt und  wählbar  sind  die  aktiven  Militär- 
und  Marineärzte.  Auf  je  50  Wahlberechtigte 
ist  ein  Vertreter  und  Stellvertreter  auf  drei  Jahre 
zu  wählen.  Die  Vertreter  der  Aerztekammer 
haben  dann  je  einen  Vertreter  und  Stellvertreter 
für  den  Aerztekammerausschuß  zu  wählen, 
d.T  seinen  Sitz  in  Berlin  hat').  Zu  den  Auf- 
gaben dieser  beiden  Organe  gehört  die  Er- 
örterung aller  Fragen  und  Angelegenheiten,  die 
den  ärztlichen  Beruf  und  die  Interessen  der 
'  öffentlichen  Gesundheitspflege  betreffen  sowie 
'  die  Wahrnehmung  und  Vertretung  der  ärztlichen 
Standüsinteressen.  Sie  können  sowohl  von  den 
Staatsbehörden  zu  gutachtlichen  Aeußerungen 
aufgefordert  werden,  als  ihrerseits  an  diese  inner- 
halb ihres  Geschäftskreises  Vorstellungen  und 
Anträge  richten.  Der  Aerztekammerausschuß 
soll  dabei  eine  vermittelnde  Tätigkeit  zwischen 
den  Aerztekammern  und  der  Zentralbehörde  so- 
wie zwischen  ihnen  untereinander  ausüben  und 
jährlich  mindestens  einmal  zusammentreten. 
Die  Staatsaufsicht  über  die  Aerztekammer  wird 
vom  Oberpräsidenten,  über  den  Aerztekammer- 
i  ausschuß  vom  Minister  für  Volkswohlfahrt  aus- 
!  geübt;  beiden  steht  das  Recht  zu,  an  den 
Sitzungen  der  Aerztekammer  bzw.  des  Aerzte- 
kammerausschusses  teilzunehmen  oder  Vertreter 
zu  entsenden,  die  jederzeit  gehört  werden  müssen. 
Zur  Deckung  ihres  Kostenbedarfes  sind  die  Aerzte- 
kammern berechtigt,  durch  das  ihnen  einge- 
räumte Umlagerech  t  von  allen  wahlberechtigten 
Aerzten  ihres  Bezirkes  einen  Bei  trag  zu  erheben, 
der  erforderlichenfalls  im  Verwaltungszwangs- 
verfahren (GG.  V.25./XL  1899  und27./VIL  1909) 
erhoben  werden  kann.  Zum  Kostenbedarf  können 
auf  Beschluß  der  Aerztekammer  auch  Ausgaben 
zu  Unterstützungszwecken  gerechnet  wer- 
den; derartige  Beschlüsse  sind  inzwischen  von 
allen  Aerztekammern  gefaßt  und  dadurch  ist  die 
Möglichkeit  gegeben,  bedürftige,  erkrankte  Aerzte 
oder  deren  Witwen  und  Waisen  zu  unterstützen. 
'  Für  jede  Aerztekammer  ist  ein  Ehrengericht 
als  erste  Instanz  vorgesehen,  das  aus  dem  Vor- 
sitzenden der  Aerztekammer,  drei  von  der  Aerzte- 
kammer aus  ihrer  Mitte  gewählten  Mitgliedern 
und  einem  vom  Vorstande  der  Aerztekammer  auf 
6  Jahre  ernannten  richterlichen  Mitgliede  besteht. 


')  Früher  hatte  die  Aerztekammer  das  Recht, 
je  zwei  Vertreter  und  Stellvertreter  zu  den  Pro- 
vinzialmedizinalkollegien  und  je  einen  Vertreter 
und  Stellvertreter  zu  der  Wissenschaftlichen 
Deputation  für  das  Medizinalwesen  zu  wählen; 
dies  Recht  ist  durch  den  Staatsministerialbeschluß 
v.  30./1V.  1921,  durch  den  diese  beiden  Körper- 
schaften aufgehoben  sind,  fortgefallen. 
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Die  zweite  Instanz  bildet  der  Ehre  ngerichtshof 
in  Berlin,  bestehend  ans  dem  juristischen  Mit- 
eliede  der  Abteilung  für  Volksgcsundheit  dos 
Ministeriums  für  Volkswohlfahrt,  4  vom  Acrztc- 
kammerausschuß  gewühlten  und  zwei  vom 
Staatsministerium  ernannten  Mitgliedern.  Ein 
Arzt,  der  die  ihm  obliceenden  Pflichten 
vorletzt,  d.  h.  seine  Berufstätickeit  nicht  ge- 
wissenhaft ausübt  und  durch  sein  Verhalten  in 
Ausübung  des  Berufes,  sei  es  außerhalb  desselben, 
sich  in  der  Achtung,  die  sein  Beruf  erfordert,  un- 
würdig zeigt,  hat  die  ehrengerichtliche  Be- 
strafung verwirkt').  Politische,  wissenschaft- 
liche und  religiöse  Ansichten  oder  Handlungen 
eines  Arztes  können  als  solche  niemals  Gegen- 
stand eines  derartigen  Vorfahrens  bilden.  Das 
Ehrengericht  soll  übrigens  nicht  nur  über  Ver- 
stöße gegen  die  Standesehre  und  die  Berufs- 
pflichten des  Arztes  entscheiden,  sondern  auch 
als  vermittelndes  Organ  bei  Streitigkeiten  zwi- 
schen Aerzten  oder  zwischen  die.ien  und  anderen 
Personen  dienen,  soweit  dio  Si-reitigkeiten  die 
ärztlichen  Berufspflirhten  betreffen.  Das  Ehren- 
gericht ist  zu  folgenden  Strafen  berechtigt:  War- 
nung, Verweis,  Geldstrafo  bis  30000  M.'),  zeit- 
weise oder  dauernde  Entziehung  des  Wahlrechts 
und  dor  Wahlfähigkoit  zur  Aerztokammor. 

Sonstiges  ärztliches  Vereins- 
wesen: 

Lange  bevor  man  in  den  einzelnen  deutschen 
Staaten  an  eine  staatliche  Organisation  des  ärzt- 
lichen Slandes  gedacht  hat,  hatten  sich 
schon  überall  ärztliche  Vereine  behufs  Wahr- 
nehmung ihrer  Berufs-  und  Standesintoressen  ge- 
bildet und  sich  zu  großen  Vereinen  (Bezirks- 
bzw.  Landesvereinen)  oder  Verbanden  vereinigt. 
Diese  Vereine  sind  auch  in  den  Ländern  mit 


')  Was  unter  „Verletzung  der  Berufs- 
pflichten und  Vorstöße  gegen  die  Stan- 
Qosintere3sen"zD  verstehen  i«t,  darüber  sind  in 
Preußen,  nicht  wie  früher  in  Sachsen  bestimmte 
Grundsätze  durch  Erlaß  einer  Standesordnung 
festgelegt;  man  hat  vielmehr  deren  Festlegung  der 
Eeclitsprechung  des  ärztlichen  Ehrengerichts, 
insbesondere  des  Ehrengerich'shnfes  überlassen. 
Eine  recht  brauchbare  Grundlage  dafür  bilden 
doshalb  diese  Entscheidungen,  die  in  zwei  Bänden 
(Berlin  1898  und  1011;  Verlag  von  R.  Scholtz) 
erschienen  sind  und  über  alle  wichtigen,  die 
Berufspflichten  und  Standesinteressen  dor 
Aerzte  betreffende  Fragen  grundsätzliche  Ent- 
scheidungen enthalten.  Danach  werden  ins- 
besondere als  slandeswidrig  angesehen:  Ver- 
weigerung der  ärztlichen  Hilfe  in  dringenden 
Fällen,  Kauf  und  Verkauf  d^r  ärztlichen  Praxis, 
unzulässige  Reklame  bei  Niederlassung  man- 
gelnde Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit  bei  Aus- 
stellung von  Attesten,  Empfehlen  von  Geheim- 
und  Roklamemitteln,  standeswidriges  Verhalten 
gegenüber  seinen  Borufsgenossen  und  ärztlichen 
Vereinen,  Behörden,  Kranken  und  Kranken- 
kassen; Unterbieten,  Abhalten  von  auswärtigen 
Sprechstunden,  Uebcrnahmo  von  Kranken  aus 
der  Behandlung  eines  anderen  Arztes  ohne  dessen 
Zustimmung  bzw.  rechtzeitige  Benachrichtigung, 
Verweigerung  von  Konsultationen,  geschäftliche 
Verbindung  mit  Kurpfuschern,  Begünstigung 
bestimmter  Apotheken  oder  Drogerien  usw. 

•)  Siehe  Anmerkung  3  auf  S.  1051,  Sp.  2. 


staatlicher  Organisation  nach  deren  Errichtung 
bestehen  geblieben  und  haben  sich  i.  J.  1873 
zu  dem  Deutschon  Aerztevoreinsbund  vor- 
einigt, der  nach  seinen  Satzungen  v.  17./II1.  1903 
den  Zweck  hat.  „dio  ärztlichen  Vereine  Deutsch- 
lands zu  gegenseitiger  Anregung  und  gemein- 
samer Betätigung  auf  dem  Gebiete  der  wissen- 
schaftlichen, praktischen  und  sozialen  Beziehun- 
gen des  ärztlichen  Standes  zu  vereinigen".  Er  wird 
durch  einen  G  esc  h  ä  f  ts a u  s s c h  u  ß  geleitet, 
der  aus  20  Mitgliedern  besteht,  von  denen  12 
durch  den  alljährlich  abzuhaltenden  Aorztetag 
auf  ein  Jahr  gewählt  und  die  übrigen  von  den 
Gewählten  durch  Zuwahl  bestimmt  werden.  Die 
Führung  der  Geschäfte  wird  durch  einen  fest- 
angestellten Genoralsekretär  besorgt,  der  ebenso 
wie  der  Aorztevereinsverband  jetzt  seinen  Sitz 
in  Berlin  hat.  Der  Aerztetag  besteht  aus  Ver- 
tretern der  dem  Verband  angohörigon  zahlreichen 
Vereine,  die  auf  je  25  Mitglieder  einen  Vertreter 
entsenden  können;  in  diesen  Vereinen  sind  etwa 
95%  aller  deutschen  Aerzte')  vereinigt.  Obwohl 
der  Aerztevoreinsbund  nach  seinen  Satzungen 
auch  die  Förderung  wissenschaftlicher  Be- 
ziehungen des  ärztliclien  Standes  verfolgt,  hat 
er  sich  seit  längerer  Zeit  hauptsächlich  mit  der 
Wahrnehmung  von  wirtschaftlichen  und 
Standesintoressen  beschäftigt.  Ausschließlich 
geschieht  dies  durch  den  zweiten  großen 
ärztlichen  Verband:  den  i.  J.  1900  gegründeton 
,, Verband  dor  Aerzte  Deutschlands  zur 
Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Inter- 
essen", kurz  ,, Leipziger  Wirtschaftlicher  Ver- 
band" genannt.  Er  hat  seinen  Sitz  in  Leipzig, 
steht  seit  1903  mit  dem  Aerztevoreinsbund  in 
einem  Kartellverhältnis  und  bildet  dessen  wirt- 
schaftliche .\bti'ilung.  Seine  Mitglieder  sind  in 
Ortsgruppen,  Gaue,  Provinzial-  und  Landos- 
veibände  oder  in  Sondergruppen  z.  B.  für  Fach- 
ärzte und  Assistenten  gegliedert;  seine  Organe 
sind:  der  Vorstand,  dor  Beirat  und  dio  Haupt- 
versammlung. Er  hat  in  letzter  Zeil  noch  mehrere 
Unterabteilungen  eingerichtet:  Abteilung  für 
Darlehns-  und  Sterbekasse,  für  Versicherung,  für 
Stellenvermittlung  usw.  Ebenso  wie  dem 
Aerzteverband  dürften  auch  ihm  96%  aller 
Aerzte  als  Mitglieder  angehören. 

Neben  diesen  beiden  großen  ärztlichen  wirt- 
schaftlichen Verbänden  mit  zahlreichen  Bezirks- 
usw.  Vereinen  sind  im  Deutschen  Reiche  auch 
fast  ebenso  zahlreiche  wissenschaftliche 
ärztliche  Vereine  und  größere,  sich  über  das 
ganze  Deutsche  Reich  erstreckende  derartige 
Vereinigungen,  Gesellschaften  usw.  vorhanden; 
dio  größte  derartige  Vereinigung  bildet  die  deut- 
sche Gesellschaft  für  Naturforscher  und  Aerzte, 
die  i.  J.  1823  in  Leipzig  gegründet  ist  und  all- 
jährlich eine  alle  medizinische  Fächer  umfassende 
Wanderversaramlung  abhält. 

Aerztliches  Unter?tützung8- 
wesen : 

Wie  bei  allen  freien  Berufen  läßt  auch  bei 
dem  ärztlichen  die  Regelung  der  F'ürsorge  für 


')  Die  Zahl  dor  Aerzte  im  Deutschen 
Reich  beträgt  nach  der  letzton  Feststellung  (1921) 
36186,  also  1  Arzt  auf  rund  1700  Einwohner; 
davon  entfallen  15698  (44%)  1  Arzt  auf  960 
Einwohner  auf  die  44  Großstädte  und  20288 
(50%)  =  1:2220  Einwohner  auf  die  übrigen 
Städte  und  das  platte  Land. 
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notleidende  Aerzte,  deren  Witwen  und  Waisen 
noch  sehr  viel  zu  wünschen  übrig,  wenn 
Bich  auch  in  dieser  Hinsicht  infolge  der 
fortgesetzten  Bemühungen  der  ärztliche  Stan- 
desvertretungen, Vereine  usw.  eine  wesent' 
liehe  Besserung  nicht  verkennen  läßt.  Frei- 
willige, zum  Teil  auf  Stiftungen  beruhende 
ärztliche  Unterstützungskassen  sind  aller- 
dings schon  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts 
fast  in  allen  deutschen  Ländern  gebildet;  z.  B. 
in  Preußen:  die  H  u  f  elandschen  Stiftungen 
(1830),  in  Bayern:  die  Unterstützungsvereine  für 
invalide  hilfsbedürftige  Aerzte  (1865)  und  der  Pen- 
sionsverein für  Witwen  und  Waisen  bayerischer 
Aerzte  (1852),  in  Sachsen:  die  Invaliden-,  Ver- 
sorgungs-  und  Witwen-  und  Waisenkasse  (1893 
lind  1898),  in  Württemberg:  die  ärztliche 
Unterstützungskasse  (1851),  in  Baden:  die 
Unterstütziingskasse  für  hilfsbedürftige  hadische 
Aerzte  und  deren  Witwen  (1848  und  1879),  in 
Hessen:  Aerztliche  Hilfskasse  (1900)  nsw.  Für 
alle  diese  Kassen  ist  aber  abgesehen  von  Sachsen, 
Baden  und  Hessen  der  Beitritt  nicht  obligato- 
risch; desgleichen  werden  Unterstützungen  nur 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  und  in  keineswegs  aus- 
reichender Weise  gewährt.  Etwas  günstiger 
liegen  die  Verhältnisse  in  denjenigen  Staaten, 
wie  z.  B.  in  Preußen,  in  denen  die  Aerztekammern 
die  Förderung  des  Unterstütznngswesens  in  die 
Hand  genommen  und  auf  Grund  der  ihnen  zu 
diesem  Zwecke  eingeräumten  Umlagerechte  von 
allen  ihren  Mitgliedern  entsprechende  Beiträge 
erheben.  Hier  besteht  zwar  Beitragszwang,  aber 
Anspruch  auf  Unterstützung  nur  bei  Bedürftig- 
keit also  kein  allgemeiner  Rechtsanspruch  auf 
eine  solche.  Diesem  Mangel  haben  verschiedene 
auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Unterstüt- 
zungskassen  abzuhelfen  gesucht,  ihre  Tätigkeit 
jedoch  meist  auf  die  Auszahlung  eines  Sterbe- 
geldes beschränkt.  Nur  in  einer  Reihe  von  Groß- 
städten z.  B.  in  Düsseldorf,  Barmen,  Mannheim, 
Frankfurt,  haben  die  Krankenkassenärzte  dieses 
System  weiter  ausgebaut  und  Versorgungsein- 
richtungen mit  Rechtsanspruch  eingerichtet,  die 
auf  den  Abzug  von  ärztlichen  Krankenkassen- 
einkommen aufgebaut  sind.  Ein  solcher  Zwang  ist 
jetzt  auch  vom  jüngsten  Aerztetag  (Karls- 
ruhe 1921)  als  der  zweckmäßigste  für  die  nur  als 
notwendig  erachtete  Schaffung  einer  Ver- 
sorgungskasse für  die  deutsche  Aerzte- 
schaft  (mit  Rechtsanspruch,  mit  Zwangsbei- 
tritt aller  Krankenkassenärzte  und  freiwilligem 
Beitritt  der  Nichtkassenärzte)  anerkannt  und 
ihre  Einrichtung  beschlossen.  Zurzeit  geben  den 
Aerzten  übrigens  zwei  Einrichtungen  Gelegen- 
heit, sich  einen  Rechtsanspruch  im  Sterbefalle 
sowie  bei  Erkrankung,  Invalidität  und  Alter  zu 
verschaffen,  das  ist  die  vom  Leipziger  Verband 
eingerichtete  Sterbekasse  und  vor  allem  die 
i.  J.  1881  ins  Leben  gerufene  Versicherungs- 
kasse für  die  Aerzte  Deutschlands,  die 
ihren  Sitz  in  Berlin  hat  und  fünf  getrennte  Abtei- 
lungen besitzt:  Sterbe-,  Kranken-,  Invaliden-, 
Altersversicherungs-  und  Witwenkasse. 

3.  Ausübung  des  ärztlichen  Berufs  und 
Organisation  des  ärztlichen  Standes  im  Aus- 
lande. Ebenso  wie  im  Deutschen  Reiche  hat 
auch  in  fast  allen  anderen  Kulturstaaten  die 
Regelung  der  ärztlichen  Berufstätigkeit  und  die 
Organisation  des  ärztlichen  Standes  im  vorigen 
und  in  diesem  Jabihundeit  eine  den  Foitschiitten 


der  Wissenschaft  und  den  neuzeitlichen  Verhält- 
nissen entsprechende  Aenderung  erfahren,  durch 
die  auch  die  früher  vorhandene  außerordentliche 
Verschiedenheit  der  in  den  einzelnen  Ländern  be- 
stehenden   maßgebenden    Bestimmungen  auf 
diesem  Gebiete  zwar  nicht  beseitigt,  aber  doch 
wesentlich  verringert  ist.    Dies  gilt  insbeson- 
dere in  bezug  auf  die  Vor-  und  Ausbildung, 
Prüfung  und  Erteilung  des  Befähigungsnach- 
weises.    Durch  die  im  Auslande  fast  überall 
erlassenen  ärztlichen  Prüfungsordnungen') 
wird  jetzt  allgemein  als  Vorbildung  das  Reife- 
zeugnis einer  höheren  Lehranstalt  verlangt;  die 
Studienzeit  beträgt  meist  5— 6  Jahre,  in  einzel- 
nen Staaten  z.  B.  in  den  skandinavischen  Staaten 
(Dänemark,  Norwegen  und  Schweden)  und 
Holland,  Frankreich  und  Spanien  7  Jahre 
und  in  Portugal  sogar  8  Jahre;  desgleichen  ist 
allerwärts  eine  Trennung  in  ein  sog.  vorklinische.s 
Studium  (Anatomie.  Physiologie,  Chemie,  Physik 
usw.)  und  klinisches  Studium  vorgesehen  (zu- 
meist von  gleicher  Dauer,  vereinzelt  ist  aber  das 
erstere  kürzer  und  das  letztere  länger  [z.  B.  in 
Italien:  4:8  Semester]  oder  umgekehrt  [z.  B. 
in  Belgien,  England,  Portugal  und  Spa- 
nien]). Ebenso  sind  allgemein  mindestens  zwei 
Prüfungen  —  eine  sog.  Vorprüfung  am  Schluß 
des  vorklinischen  Studiums  und  eine  Haupt- 
prüfung am  Schluß  der  Studienzeit  in  den  kli- 
nischen Fächern  —  vorgesehen  (in  einigen  Staaten 
noch  1—3  Zwischenprüfungen),  nach  deren  Be- 
stehen das  Befähigungszeugnis  —  fast  aus- 
nahmslos als  Arzt  —  oder  Doktordiplomerteilt 
wird').     Ein  besonderes  praktisches  Jahr 
nach  dem  Bestehen  der  Hauptprüfung  und  vor 
Ert«ilung  des  Befähigungszeugnisses  ist  in  den 
außerdeutschen   Staaten   bisher   nicht  vorge- 
schrieben; dagegen  wird  hier  bei  der  Ausbildung 
während  der  klinischen  Zeit  meist  besonderer 
Wert  auf  praktische  Tätigkeit  gelegt  und  viel- 
fach (z.  B.  in  England,  Nordamerika  usw.)  ver- 
langt, daß  die  Ferienzeit  entweder  ganz  oder 
wenigstens  zum  größten  Teile  dieser  Tätigkeit 
in  größeren  Krankenhäusern  (sog.  Famulusdienst) 
gewidmet  wird.     Zur  Ausbildung  dienen  ent- 
weder, ebenso  wie  in  Deutschland,  nur  die  an 
den  Landesuniversitäten  eingerichteten  medizi- 


')  Z.  B.  in  Oesterreich :  Rigorosenordnung  v. 
19./IV.  1903  nebst  Ausführungsbestimmungen  v. 
4./V.  1903;  in  der  Schweiz:  BundesratsV.  v. 
29./XI.  1912  mit  Abänderung  v.  18./III.  1913; 
in  Belgien:  Prüfungsordnung  v.  lO./IV.  1890;  in 
den  Niederlanden:  G.  v.  25./XII.  1878  mit 
Abänderungen  v.  28./VL  1881,  12./XII.  1882, 
26./X.  1889,  21./VI.  1901,  24./IV.  1904,  16./VII. 
1907,  23./IV.  1913  und  27./XI.  1919;  in  Frank- 
reich: Prüfungsordnung  v.  29./XI.  1911;  in 
England  die  auf  Grund  der  GG.  v.  25./\'I.  1886 
und  14./VII.  1905  betr.  die  Prüfung  und  Quali- 
fikationen der  Aerzte  von  den  medizinischen 
Fakultäten  der  Universitäten  und  Korporationen 
erlassenen  Prüfungsordnungen,  die  der  Genehmi- 
gung des  ,, General  Council  of  medical  educa- 
tion"  unterlagen. 

')  Die  Erteilung  des  Befähigungsnach- 
weises geschieht  in  den  meisten  ausländischen 
Staat«n  nicht  wie  im  Deutschen  Reiche  von 
der  zuständigen  Zentralbehörde,  sondern  von  der 
betreffenden  Prüfungsbehörde  (medizinische  Fa- 
kultät, medizinische  Korporation  (Colleges)  usw.). 
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nischen  Faknltäfen,  odpr  wie  in  Belgien, 
England,  Nordamerika  auch  besondere,  vom 
Staate  anerkannte  Medizinschiilen  (Colleges). 
Seit  60—70  Jahren  kennt  man  überall  nur  noch 
voUansgebildete  Aerzte,  die  früher  vielfach 
noch  vorhandenen,  nur  in  einzelnen  Fächern 
ausgebildeten  Aerzte  mit  geringerer  Vorbildung 
(7,.  B.  Chirurgen  I.  und  II.  Kla,sse)  gibt  es  nur 
noch  in  einigen  Kulturstaaten  z.  B.  in  Rußland, 
Schweden  usw.,  wo  sie  hauptsächlich  in  wenig 
bevölkerten  oder  abgelegenen  Gegenden  Ver- 
wendung finden.  Frauen  ist  jetzt  fast  in  allen 
Ländern  die  Berechtigung  zum  medizinischen 
Studium  eingeräumt,  falls  sie  die  dazu  erforder- 
lichen Vorbedingungen  erfüllen;  dasselbe  gilt 
betreffs  der  Ausländer.  Besondere  Prü- 
fungen sind  auch  in  den  meisten  außerdeutschen 
Ländern  für  diejenigen  Aerzte  eingeführt,  die  als 
staatliche  Gesundheitsbeamto  oder  Ge- 
richtsärztn  eingestellt  werden  wollen,  z.  B.  in 
Oesterreich,  Italien,  Belgien,  Frank- 
reich, England,  Dänemark,  Schweden, 
Norwegen  usw.,  während  dies  in  England  und 
Nordamerika  nicht  der  Fall  ist.  In  jüngster 
Zeit  ist  man  auch  in  verschiedenen  Staaten  (z.  B. 
England  usw.)  bestrebt  gewesen,  für  Spezial- 
ärzte  eine  besondere  fachärztliche  Prüfung  zu 
fordern,  bisher  aber  ebenso  wie  im  Deutschen 
Reiche  ohne  Erfolg'). 

Die  öffentlichrechtliche  Stellung  der 
Aerzte  einschließlich  ihrer  Rechte,  Vorrechte 
und  Pflichten  ist  in  den  meisten  außerdeutschen 
Staaten  ebenso  wie  im  Deutschen  Reiche  teils 
durch  die  allgemeine  verwaltungs-,  straf-  und 
zivilrechtlicho  Gesetzgebung,  teils  durch  be- 
sondere gesetzliche  Bestimmungen  geregelt'). 
Man  muß  hier  zunächst  unterscheiden  zwischen 
denjenigen  Staaten,  in  denen  ebenso  wie  im 
Deutschen  Reiche  die  Ausübung  der  Heil- 
kunde an  sich  freigegeben  und  nur  die  Be- 

•)  Neuerdings  wird  zwar  in  England  von 
verschiedenen  medizinischen  Examenkollegien 
nach  einer  besonderen  Prüfung  ein  Diplom  als 
Augenarzt  erteilt:  das  Bestehen  dieser  Prüfung 
ist  aber  einstweilen  noch  nicht  die  gesetzliche 
Vorbedingung  für  die  Tätigkeit  und  Bezeichnung 
als  „Augenarzt",  sondern  eine  solche  ist  auch 
ohnedem  gestattet. 

')  In  vielen  Staaten  enthalten  die  hier  be- 
stehenden Gesundheitsgesetze  auch  Bestim- 
mungen über  die  .Ausübung  des  ärztlichen  Be- 
rufes, sowie  über  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Aerzte  (Anmeldepflicht  bei  Niederlassung,  An- 
meldepflicht bei  übertragbaren  Krankheiten, 
Wahrung  des  Berufsgeheimnisses,  Verordnung 
von  Arzneimitteln,  Ausstellung  ärztlicher  Zeug- 
nisse, Todesbescheinigungen,  ärztliche  Hilfe- 
leistung in  Notfällen  bzw.  allgemeiner  Zwang  zu 
einer  solchen  usw.)  z.  B.  in  Ungarn(Gesundheits- 
G.  V.  3./IV.  1875),  Bulgarien  (GesundhcitsG. 
V.  19./Xn.  1903  und  l./I.  1904),  Rumänien 
(SanitätsG.  v.  3./IV.  1885  in  der  Fassung  v. 
14./VI.  1893  und  22./V.  1895),  Italien  (6e- 
sundheitsG.  v.  22./XII.  1898  nebst  Ausführungs- 
bestimmnngen  v.  3./1I.  1901)  und  Dänemark 
(GesnndheitsG.  v.  30./rV.  1909).  In  anderen 
Staaten  sind  dafür  besondere  Gesetze  erlassen 
z.  B.  in  den  einzelnen  Kantonen  der  Schweiz 
(im  Kanton  Aargau  durch  G.  v.  28./XL  1919), 
in  Polen  (G.  v.  2./XII.  1921),  in  der  Tscbecho- 


I  Zeichnung  „Arzt"  gesetzlich  geschätzt  und  dem 
I  Arzte  bestimmte  Tätigkeiten  und  Stellungen, 
(z.  B.  als  Krankenkassen-,  Gemeinde-,  Kranken- 
haus-, Impf-,  Gewerbe-  usw.  Arzt)  und  Rechte 
(z.  B.  Vorordnung  scharfwirkender  Arzneimittel, 
Ausstelluns  ärztlicher  Zeugnisse,  Tätigkeit  als 
ärztlicher  Sachverständiger  vor  Gericht  usw.)vor- 
behalten  sind,  z.  B.  in  England  und  Nord- 
amerika, und  denjenigen  Ländern,  in  denen  die 
Ausübung  der  Heilkunde  allen  nicht  als  Arzt  ap- 
probierten Personen  bei  Strafe  verboten  ist, 
z.  Ii.  in  Oesterreich,  Ungarn,  Rumänien, 
Bulgarien.     Polen,  Tschechoslowakei, 
Schweiz,   Italien,  Spanien,  Frankreich, 
Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Ruß- 
land usw.    In  den  meisten  von  den  zuletzt  ge- 
nannten Staaten  besteht  dafür  Kurierzwang, 
während  dieser  in  den  anderen,  abgesehen  von 
sog.  „Notfällen",  fallen  gelassen  ist.    Um  aber 
noch  in  diesen  Staaten  der  Bevölkerung  «ine 
ausreichende  ärztliche  Hilfe  zu  sichern,  sind 
außer  Krankenka,ssen-,   Genossenschafts-  usw. 
Aerztcn  vielfach  zur  jederzeitigen  Hilfeleistung 
verpflichtete  Gemeinde-,  Distrikt«-  usw.  Aerzte 
angestellt  und  den  Gemeinden  gesetzlich  eine 
solche  ärztliche  Versorgung  aufgegeben  (z.  B. 
in  Oesterreich.    Ungarn,  Italien,  in  der 
Schweiz,  in  England,  in  den  skandina- 
vischen Ländern  usw.).    In  einigen  Staaten 
z.  B.  in  Rußland  ist  auch  jetzt  noch  die  sonst 
fast  überall  für  die  Aerzte  bestehende  Nieder- 
lassungsfreiheit insofern  beschränkt,  als  die 
Ausübung  ihres  Berufes  von  der  Niederlassung 
an  einem   bestimmten  Ort  oder   Bezirk  ab- 
hängig gemacht  wird.     Diese  Niederlassungs- 
freiheit gilt  jedoch  in  allen  denjenigen  Staaten, 
in  denen  sie  besteht,  nur  für  das  Inland;  einem 
ausländischen  Arzt  ist  die  Ausübung  seines 
Berufes  in  der  Regel  erst  nach  Ablegung  einer  be- 
sonderen oder  der  für  einheimische  Aerzte  vor- 
geschriebenen Prüfung  gestattet,  soweit  nicht 
zwischen  den  betreffenden  Staaten  z.  B.  zwischen 
England  und  Italien  bzw.  Japan,  Spanien 
und  Mexiko,  wie  zwischen  den  meisten  ameri- 
kanischen Staaten  ein  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhender Vertrag  abgeschlossen  ist.  In  Oester- 
reich, Ungarn,  Polen,  Tschechoslowakei, 
Bulgarien  und  Serbien  müssen  alle  Ausländer 
außerdem  vor  ihrer  Zulassung  zur  ärztlichen 
Tätigkeit  nicht  nur  die  für  einheimische  Aerzte 
vorgeschriebene  Prüfung  bestehen,  sondern  auch 
Staatsbürger  des  betreffenden  Landes  werden, 
während  andere  Länder  ?..  B   die  skandina- 
vischen Länder  und  die  Niederlande  aus- 
ländische Aerzte  zulassen,  wenn  sie  in  ihrem 
Heimatstaate   ordnungsmäßig   approbiert  und 
die  hier  gellenden  Prüfungsvorschriften  denjeni- 
gen der  vorgenannten  Staaten  gleichwertig  sind. 

Hinsichtlich  der  straf-  und  zivilrecht- 
lichen Verantwortung  der  Aerzte  bestehen 
in  den  meisten  Kulturstaaten  ähnliche  Bestim- 
mungen wie  im  Deutschen  Reiche;  in  einzelnen 


Slowakei  (G.  v.  15./VII.  1919  nebst  Ausführungs- 
bestimmungen v.lß./VIII.  1919).  indcn  Nieder- 
landen (G.  V.  l./VI.  1865  mit  Abänderungen  v 
23  /IV.  1880,  15./IV.  1886.  21./VI.  1901,  31./XII 
1909  und  27./XL  1919),  in  Belgien  (G  v 
31./X.  1885),  in  Japan  (ArztG.  v.  l./V.  1906  mit 
Ausführungsbestimmungen  v.  3./IV.  und  11  /IX 
1906.)  s  /  /  . 
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Staaten  gehen  jedoch  die  sowohl  in  dieser  Hin- 
sicht, als  in  bezug  auf  die  Entziehung  der 
Approbation  und  zeitweiliger  Untersagung 
der  ärztlichen  Tätigkeit  geltenden  Vorschriften 
noch  weiter.  So  kann  z.  B.  in  Oesterreich  dem 
Arzte  bei  Kunstfehlern  auch  ohne  strafrechtliche 
Verurteilung  nach  §§  356-399  StrGB.  die  Aus- 
übung der  Heilkunde  bis  zu  dem  durch  eine 
erneute  Prüfung  erbrachten  Nachweis  seine  Be- 
fähigung untersagt  werden.    Außerdem  ist  der 
Arzt  hier  verpflichtet,  alle  ihm  bei  seiner  Berufs- 
übung zur  Kenntnis  gekommenen  Erkrankungen, 
Geburten  oder  Todesfälle,  bei  denen  der  Verdacht 
eines  Verbrechens,  Vergehens  oder  einer  gewalt- 
samen Verletzung  vorliegt,  der  Behörde  anzu- 
zeigen. In  der  Schweiz  kann  den  Aerzten  nach 
Anhörung  der  kantonalen  Gesundheitskommission 
das  Recht  zur  Ausübung  ihres  Berufes  auf  Zeit 
oder  Lebenszeit  durch  die  Gesundheitsdirektion 
bei    Handlungsunfähigkeit,   absichtlicher  Aus- 
stellung unwahrer  Zeugnisse,  grober  Fahrlässig- 
keit bei  Ausübung  ihres  Berufes,  wiederholten 
Uebertretungen  wesentlicher  Vorschriften  der  Ge- 
sundheitsgesetze  und   Verordnungen  entzogen 
werden  (Kanton  Aargau;  G.  v.  28./XI.  1919). 
Auch  in  Dänemark  (G.  v.  3n./IV.  1909),  Bel- 
gien  (G.  V.  21./V.  1885),   Frankreich  (G. 
v.  30/XI.  1892)  und  Japan  (AerzteG.  v.  l./V. 
1906)  gelten  ähnliche  Bestimmungen,  desgleichen 
in  der  Tschechoslowakei  (G.  v.  15./VII.  1919) 
und  Polen  (G.  v.  2JXU.  1921).    In  England 
genießen  nur  diejenigen  ordnungsmäßig  diplo- 
mierten Aerzte  gewisse  Vorrechte  (Berechtigung 
zur  Führung  des  erlangten  Titels,  zur  Bekleidung 
öffentlicher  Stellungen  und  Ausübung  der  damit 
verbundenen  Funktionen,   zur  Anstellung  als 
Krankenkassen-   oder    Krankenhausärzte,  zur 
Ausstellung  gültiger  Zeugnisse,  zur  Einklagung 
ihrer     Honorare     usw.),    die    in  bestimmte 
von  dem  ,, General  Council  of  medical  edueation 
and  registration"  zu  führenden  Listen  eingetragen 
sind.  Diesen  aus  Vertretern  der  Universitäten  und 
medizinischen  Korporationen  (Colleges)  sowie  aus 
einer  Anzahl  vom  Könige  ernannten  Personen  be- 
stehenden General  Council  liegt  noch  die  Beauf- 
sichtigung nicht  nur  der  ärztlichen  Ausbildung, 
sondern  auch  der  Ausübung  der  ärztlichen  Tätig- 
keit ob;  es  kann  sowohl  den  Colleges  und  Korpo- 
rationen das  Recht  zur  Verleihung  von  medizi- 
nischen Graden  wegen  mißbräuchlichen  Gebrau- 
ches entziehen,  als  Aerzte  wegen  gröblicher  Ver- 
nachlässigung ihres  Berufes  oder  verbrecherischer 
Handlungen  aus  dem  Register  streichen.  In  den 
Vereinigten    Staaten   von   Amerika  ist 
die  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  ähnlich  wie 
in  England  geordnet  und  auch  neuerdings  infolge 
der  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten  ab- 
geschlossenen Vereinbarungen  über  die  gegen- 
seitige Zulassung  der  Aerzte  (Conferations  of 
reciprocity)  eine  gewisse  Einheitlichkeit  in  dieser 
Hinsicht  erzielt,  so  daß  die  in  einem  Bundes- 
staate diplomierten  Aerzte  meist  ohne  beson- 
dere Prüfung  in  anderen  Bundesstaaten  zur  ärzt- 
lichen Praxis  zugelassen  werden.    Sie  bedürfen 
dazu  allerdings  überall  noch  einer  besonderen  Er- 
laubnis (licence)  von  der  für  die  Niederlassung 
zuständigen  Behörde  („County  Clerk  of  the 
Country").   Macht  sich  ein  Arzt  eines  gewerbs- 
widrigen  und  unehrenhaften  Betruges  schuldig, 
so  kann  ihm  das  Diplom  auf  Zeit  oder  dauernd 
entzogen  werden. 


I  Aerztliche  Gebührenordnungen  sind  in  den 
Staaten,  in  denen  Kurierzwang  besteht  und  die 
Ausübung  der  Heilkunde  nicht  freigegeben  ist. 
ausnahmslos  erlassen  und  in  der  Regel  für 
die  Aerzte  verbindlich.  In  allen  übrigen 
Staaten  erfolgt  die  Bezahlung  der  ärzt- 
1  liehen  Tätigkeit  nach  freier  Vereinbarung;  je- 
doch bestehen  meist  auch  hier  entweder  vom 
Staate  oder  von  den  ärztlichen  Organisationen 
erlassene  Gebührenordnungen,  die  als  Richt- 
schnur für  die  Honorierung,  namentlich  in  strit- 
tigen Fällen,  dienen. 

Staatliche  ärztliche  Standesvertretungen 
gibt  es  nur  in  verhältnismäßig  wenigen  außer- 
deutschen  Staaten  und  zwar  in  Oesterreich 
(G.  V.  22./X.  1891),  Ungarn,  Italien  (G.  v. 
lO./VII.  1910),  Spanien  (Verord.  v.  12./VL 
1904),  Polen  und  Tschechoslowakei.  Eben- 
so wie  in  Preußen  ist  diesen  Aerztevertretungen 
(Aerztekammer)  raeist  ein  Disziplinarrecht  ein- 
geräumt, wodurch  sie  eine  gewisse  Kontrolle 
über  die  Berufstätigkeit  ihrer  Standesgenossen 
ausüben;  in  Polen  besitzen  die  Aerztekammern 
sogar  das  Recht  der  zeitweisen  Untersagung  der 
Ausübung  des  ärztlichen  Berufs  bzw.  der  Entr 
Ziehung  des  ärztlichen  Diploms.  Freie  ärzt- 
liche Standesorganisationen  sind  wohl 
überall  im  Auslande  vorhanden,  auch  in  den 
Staaten  mit  staatlichen  Standesvertretungen. 
Sie  verfolgen  teils  rein  wissenschaftliche  Zwecke, 
teils  besteht  ihre  Aufgabe  ausschließlich  in  der 
Wahrnehmung  beruflicher  Interessen  und  zwar 
bilden  diese  Vereine  die  große  Mehrzahl.  Alle 
diese  freien  Organisationen  setzen  sich  ebenso 
wie  im  Deutschen  Reiche  in  der  Regel  aus  ärzt- 
lichen Orts-  und  Bezirksvereinen  zusammen,  die 
dann  wieder  zu  einem  Landes-  oder  Zentralverein 
vereinigt  sind  z.  B.  der  alle  Kantone  umfassende 
ärztliche  Zentralverein  in  der  Schweiz,  die 
, .American  Medical  Association"  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  usw.'). 
Manche  von  diesen  freien  ärztlichen  Vereini- 
sungen  erhalten  staatliche  Zuschüsse,  z.B.  in  den 
skandinavischen  Ländern,  oder  werden  von 
den  Behörden  als  Vertreter  ihres  Standes  offiziell 
anerkannt  und  bei  etwaigen  den  die  Ausübung 
des  ärztlichen  Berufes  betreffenden  Fragen  als 
sachverständiger  Beirat  zugezogen^). 

Betreffs  des  ärztlichen  Unterstützungs- 
wesens liegen  die  Verhältnisse  im  Auslande  noch 
weit  ungünstiger  als  in  Deutschland.  Unter- 

')  Vor  dem  Weltkriege  standen  die  in  allen 
Kulturstaaten  vorhandenen  großen  wissen- 
schaftlichen medizinischen  Vereine  durch  den 
internationalen  medizinischen  Kongreß 
in  Verbindung,  außerdem  bestanden  noch  der- 
artige internationale  Ver"inieungen  auf  fast 
allen  medizinischen  Spezialgebieten.  Diese  Kon- 
gresse usw.  bestehen  zwar  noch  weiter,  haben 
aber  ihren  internationalen  Charakter  durch  den 
hauptsächlich  von  den  Franzosen  geforderten 
Ausschluß  der  deutschen  Aerzte  verloren,  zumal 
infolgedessen  auch  die  Aerzte  in  verschiedenen 
neutralen  Staaten  eine  weitere  Teilnahme  an 
ihnen  abgelehnt  haben. 

')  Ueber  die  Zahl  der  Aerzte  in  den  aus- 
ländischen Staaten  lagen  zur  Zeit  keine  zuver- 
lässigen Angaben  vor.  Es  bestehen  jedoch  fiber- 
all die  gleichen  Verhältnisse  vde  im  Deutschen 
Reiche:  Ueberfluß  in    den  Großstädten  und 
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stützungskassen  mit  Boitrittszwang  sind  nur 
ganz  vereinzelt  vorhanden,  aber  aucli  sie  be- 
scliränken  ihre  Tätigkeit  auf  die  Fälle,  in  denen 
ein  Bedürfnis  vorliegt.  Dasselbe  gilt  von  den 
lediglich  auf  freiwilligen  Gaben  beruhende  ärzt- 
liche Untorstützungskassen,  die  wohl  in  den 
meisten  außerdeutschen  Staaten  vorhanden  sind, 
aber  bei  weitem  nicht  ausreichen,  um  den  An- 
sprüchen zu  genügen. 


Mangel  auf  dem  platten  Lande  (s.  Anm.  1  auf 
S.  1059,  Sp.  2).  In  den  Vereinigten  Staaten 
entfällt  z.  B.  1  Arzt  auf  rund  ÖUO  Einwohner; 
von  der  Gesamtzahl  der  Aerzle  wohnen  63% 
in  den  Städten  über  5000  Einwohner  (1  auf  500) 
und  37%  auf  dem  Lande  (1  auf  1200). 

Literatur:  Abel  und  Straßmann,  Dk  einheit- 
liche   Üentaltung   der   staalsärzUiehen  I'riifung 
im  DctiUchen  Reich,  ZeiUchr.J.  Med.,  19S1,  A>.  Sl. 
—    Aerzlliches    Handbuch,    IX.  Jhrg., 
heratuijegeben  vom  Verband  der  Aerzle  Deutsch- 
lands, Leipzig  l'JSl.  —  Altmann,  Aerzüiche 
Ehrengerichte  und  ärztliche  Staiidcaorganiaation 
in  Preußen,  1900.  —  Aschetibom,  Aerzle,  Fest- 
echrijt  d.  Preuß.  Med.  Beamlenvcrcins,  1908,  Ab- 
ichnitt  XI  A  —  BorntrOger,  Die  Preuß.  Ge- 
bührenordnung für  Aerzle  und  Zahnärzte,  1921.  — 
JHetrtch,  DiePreuß.  Gebührenordnung ßir  Aerztc 
und  Zahnärzte,  1911.  —  JHtttHch,  Kumtfehler, 
Eulenburgs  Realentykiopädie,  4.  Aufl.,  Bd. 
VIII,  1910.  —  Ebermayer,  Zivil-  und  strafrecht- 
liche Haftung  des  Arztes  für  Kumtfehler,  1911.  — 
Entscheidungen    des    preußischen  Ehrenge- 
richtshofes, 1908.  —  FUmer,  Sächsische  Mcdi- 
tinalgesetze,    S.  Aufl.,  S  Bde.,  1905—1907.  — 
a.  Flügge,  Das  Recht  des  Arztes,  190S.  —  Fürst, 
Der  Arzt,  1909.  —  Oebhardt,  Ifüfsbuchfür  den 
bayerischen  Bezirksarzt,  191S.  —  Graaclc,  Samm- 
lung der  deutschen  und  ausländischen  Gesetze 
und    Verordnungen  betr.   die  Bekämpfung  der 
Kurpfuscherei  und  die  Ausübung  der  Heilkunde, 
J904.  —  Hahn,  Reformation  des  Heilwesens, 
1911.  —  11'.  Jfauaberg,  Medizinschulen,  Uni- 
vertHäten  und   die  praktische  Ausbildung  des 
Mediziners,    Aerztliches   Vereinsblall   1922.  — 
Hellwlg,  Die  Sullung  des  Arztes  im  bürger- 
lichen Rechtsleben,  1905.  —  Heyn,  Sächsische 
Medizinalgesetze  und  Verordnungen,  2  Bde.,  1910. 
—  L.  Hoclie  u.  II.  Hache,  Aerztliches  ReclUs- 
buch,  1906,   mit  Ergänzungsheft,  1909.   —  H, 
Joachim  u.  A.  Korn,  Der  Arzt  in  der  Rechts- 
verfahrensordnung, 1913.  —  Der  Arzt  in  der  An- 
gestelltenersicherung,   191S.    —    Grundriß  des 
deutschen  Aerzterechts,  1914.  —  -W-  Joachim 
u.  W,  Joachim,  Die  preußische  Gebührenord- 
nung für  Aerzte  und  Zahnärzte,  19S0.  —  Kom- 
mentar zu7n   Umsatzsteuergesetz  zum  Gebrauch 
für  Aerzle  und  Zahnärzte  usw.,  1921.  —  W.  Kahl, 
Der  Arzt  im  Strafrecht,  1909.  —  J.  Keidel,  Die 
Handhabung  der  Med.-Polizci  in  Bayern,  1905. 
 S.  Kraup,  Mudizinalgesetzgebung  in  Württem- 
berg, S.  .iufl.,  1910.  —  O.  Krolme,  Aerztliche 
Praxis    und   Medizinalgesetzgebung,    1909.  — 
R.  Kutner,  Aerztliche  Rechtskunde,  12  Vorträge, 
igOJ.  —  Th.  V.  Langsdorff,  Die  Medizinal- 
gesetzgebung in  Baden,  1903.  —  W.  Michael, 
Die  Medizinalgesetzgebung   des  Großherzogtums 
Suclisen,  1910.  —  A.  Moll,  Neuere  Fragen  zum 
ärztlichen  Berufsgeheimnis,  1910.  —  M.  Neu- 
Iturger,  Aktuelles  aus  der  Geschichte  des  ärzt- 


lichen Standes,  1919.  —  E.  Xeunumn,  Die 
Neugestaltung  des  Aerztestandcs,   des  Kranken- 
hauswcsens  und  der   öffentlichen  Gesundhcits- 
■pflege.  —  H.Neumann,  Die  öffentlich-rechtliche 
Stellung  der  Aerzte,  1904.  —  -K.  Opitz,  Prüfungs- 
ordnung für  Aerzte  und  Zahnärzte,  1920.  —  v. 
Oppenheimer,  Juristisches  Handbuch  für  Aerzte, 
isgs.  —  E.  Peiper,  Der  Arzt,1906.  —  Placzeck, 
Die  medizinische  Wissenschaft  in  den  Veretnigten 
Staaten,  190S.   —  Berufsgeheimnis  des  Arztes 
3.  Aufl.,  1909.  —  Rabe,  Aerztliche  Wirtschafts- 
kunde, 1907.  —  O.  Kapmund,  Das  öffentliche  Ge- 
sundheitswesen, ä  Bde.,  1901,  1914.  —  ßas  preu- 
ßische Medizinal-  und  Gesundheitswesen  in  den 
Jahren   18SS-190S,   1908.  —    O.  Jtnpmund 
u.E.  Dietrich,  Aerztliche  Rechts  w.  Hrsrizkuiule, 
2  Bde.,  2.  Aufl.,  1913.  —  Arthur  Schmidt, 
Medizinisches  aus  deutschen  KechtsqueUen,  18911. 
—  Heinrich  Schmidt,  Das  ärztliche  Berufs- 
geheimnis, 1907.  —  J.  Schwalbe,  Bestimmungen 
über  die  Zulassung  zur  ärztlichen  Praxis  im 
Auslande,  3.  Aufl.,  1919.  —  Spinner,  Aerzt- 
liches Recht,  1914.  —  L-  V.  Stein,  Vcrwaltungs- 
lehre,  Bd.  III,  2.  Aufl.  —   Vollmann,  Das 
Aerztliche  Unterslützungswesen,  Bericht  über  den 
42.  deuUchen  Aerztctag  in  Karlsruhe,  1921.  — 
Waldow,  Zur  Frage  der  zwisc.hcnstautlichen  An- 
erkomung  ärztlicher  Prüfungen,  Deutsch,  med. 
Wochenschr.  1921,  Nr.  48150.  —  Fr.  Wllder- 
mann,    Nachschlagbuhh  für    das  .Mcdumal- 
wesen   in   Bayern.    —    E.  Zltelmann,  Die 
Haftung  des  Arztes  aus  ärztlicher  Behandlum-g, 
Leipzig  1908.  —  Außerdem  kommen  noch  in  Be- 
tracht:  Die    größeren    Kommentare    zur  Ge- 
wei-beordnung,  zum  Straf-  und  Zivilrecht,  Aerzt- 
liches Vereinsblau  u.  Aerzll.  Mitleil.,  Jahrg.  1890 
bis  1922,  die  Deutsche  u.  Münch,  med.  Wochenschr. 
Jahrg.  1880-1922,  Medizinalarch.  1910—1919,  Mi- 
nisteriaUil.  (preußisches)  für  Medizinalangelegen- 
heiten  und  Fortsetzung  Volkswohlfahrt,  1900  bis 

ISil,          Sachverständigen -Zeitschrift,  ärztliclie, 

1896—1921,  Sanitätswesen,  österreichisches  und 
Mitteilungen  des  Volksgcsundheitsamtes,  1893  bis 
1922,  Veröffentlichungen  des  Reichsgesundheits- 
amts, 1880—1922,  Veröffentlichungen  aus  dem 
Gebiete  der  Medizinalverwaltung ,  Bd.  I—XV, 
1912—1922,  1921,  Vierteljahrsschrift  für  öfentl. 
Gesundheilspflege,  insbesondere  die  dazu  erschiene- 
nen Supplementhefte,  1S90-1915,  sowie  diese 
ForUetzung:  Oeffentliche  Gesundheitspflege  1916 
bis  1922.  —  Zeitschrift  für  Medizinalbeamte, 
1888—1922,  Zeitschrift  für  äntliclie  Fortbildung, 
jygo  1922.    Jtapmund, 


Assignaten. 

1.  Entstehung.  2.  Der  Verlauf  der  Inflation. 
3.  Ende  und  üebergang. 

1.  Entstehung.  Der  Name  Assignaten 
erscheint  in  der  Wälirungageschichte  zum 
ersten  Male  im  Dezember  1789.  Die  Bedeu- 
tung des  Namens  in  der  älteren  Rechtssprache 
wird  erklärt  als  „Belastung  eines  Grundstücks 
mit  einer  Rente"  oder  als  Begründung  einer 
Rentenverpflichtung  schlechthin.  Ob  m 
der  Assignatengesetzgebung  der  As3embl6e 
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Aßsignaten 


Constituante  diese  Bedeutung  noch  lebendig 
war,  ist  fraglich.  Zum  mindesten  erscheint  sie 
dort  sofort  mit  der  Bedeutung:  An- 
weisung (assignation)  auf  bestimmte  Staats- 
einkünfte verschmolzen. 

Die  französische  Regierung  war  schon 
vor  dem  Ausbruch  der  Revolution,  spätestens 
seit  August  1788,  dauernd  nicht  mehr  im- 
stande gewesen,  das  Silbergeld  in  valuta- 
rischer Stellung  zu  halten.  Sie  zahlte  nur 
noch  gelegentlich  in  Hartgeld  und  drängte 
im  übrigen  die  Noten  der  Caisse  de  l'Es- 
compte  auf,  einer  privaten,  zur  Finanzie- 
rung des  Handels  im  Jahre  1776  gegründeten 
Bank  mit  dem  (seit  1787  monopolistischen) 
Recht  der  Notenausgabe.  Seit  dem  Jahr  1783 
war  die  Bank  zur  Erteilung  von  Darlehen 
an  den  Staat  veranlaßt  worden,  die  anfangs 
geheim  blieben.  Die  Noten  waren  seit  dem 
iS./Vni.  1788  uneinlösbar  in  Hartgeld; 
sie  mußten  in  Paris,  nicht  aber  in  der  Pro- 
vinz, sowohl  von  den  staatlichen  Kassen 
wie  im  Zahlungsverkehr  der  Privaten  an- 
genommen werden  und  waren  also,  wenigstens 
in  Paris,  staatliches  Kurantgeld.  Das  Hart- 
geld verschwand  aus  dem  Verkehr  und  erhielt 
bereits  im  August  1789  ein  Aufgeld  von  2%. 

ImHerbst  1789  betriebNecker  die  Kon- 
solidierung der  Schuld  des  Staates  an  die 
Bank  (90Mill.  livres„Vorschüsse"und70Mill. 
Kautionen,  die  beim  Staatsschatz, .hinterlegt" 
waren)  und  zur  Deckung  des  Defizits  der 
Jahre  1789  und  1790  eine  neue  Anleihe- 
operation mit  der  Caisse  de  l'Escompte, 
die  die  „Vorschüsse"  der  Bank  auf  insgesamt 
170  Miil.  bringen  und  jene  Kaution  in  ein 
Darlehen  verwandeln  sollte.  Die  Bank  sollte 
ihr  Kapital  von  100  auf  150  Mill.  erhöhen 
und  sollte  ihre  Notenausgabe  bis  zum 
Betrag  von  240  Mill.  Noten  ausdehnen 
dürfen.  Als  Gegenwert  für  jene  170  Mill. 
sollte  der  Staat  ihr  „Assignations"  über- 
eignen, d.  h.  Anweisungen  auf  besondere 
staatliche  Einkünfte:  die  Erträgnisse  der 
freiwilligen  Contribution  patriotique  und 
des  Verkaufs  der  enteigneten  Kirchen-  und 
Krongüter,  die  einer  besonderen  Caisse  de 
l'Extraordinaire  zugeführt  werden  sollten. 
Die  Caisse  de  l'Escompte  sollte  in  eine 
Banque  nationale  umgewandelt  werden.  Nach 
langwierigen  heftigen  Erörterungen  wurde 
das  Projekt  Neckers,  in  unwesentlichen  Teilen 
leicht  verändert,  in  wesentlichen  Teilen 
verstümmelt,  zum  Gesetz  erhoben  (19./XII. 
1789).  Mirabeau  hatte  sich  aus  politischen 
Gründen  gegen  die  Caisse  de  l'Escompte 
gewandt  und  ihre  Umwandlung  in  eine 
Zentralnotenbank  verhindert.  Es  wird  jetzt 
derCaisse  de  TEscompte  auferlegt,  ihr  Aktien- 
kapital um  100  Mill.  zu  erhöhen,  diese 
100  Mill.  aber  vom  l./VII.  1791  ab  in  2  Jahren 
zurückzuzahlen;  am  l./VII.  1790  soll  sie 
die  Einlösung  ihrer  Noten  wieder  aufnehmen, 


die  mit  diesem  Tage  den  Annahmezwang 
unter  Privaten  verlieren;  sie  schiebt  die 
Fälligkeit  der  90  Mill.  hinaus,  die  sie  dem 
Staat  im  Jahre  1789  geliehen  hat  und  ver- 
größert dies  Darlehen  um  weitere  80  MilL; 
sie  erhält  vom  Staat  70  Mill.  5%  Annuitäten, 
die  nach  20  Jahren  rückzahlbar  sind  (als 
Entgelt  für  die  „Kautionszahlung")  und 
170  Mill.  5%  , .Assignaten"  als  Gegenwert 
für  die  Vorschüsse;  die  Assignaten  sollen  vom 
l./VII.  1790  (durch  G.  v.  21./XI1.  89  ab- 
geändert im  G.  vom  l./I.  91)  in  monat- 
lichen Raten  von  anfangs  5,  später  10  Mill. 
vom  Staat  zurückgezogen  werden. 

Von  diesen  erslun  ,,Assignats  sur  la 
Caisse  de  l'Extraordinaire"  sind  nach 
dem  G.  v.  19./XII.  1789  400  Mill.  zu  schaffen 
und  bis  1795  zu  tilgen;  als  Deckung  dienen 
150  Mill.  (hypothetische)  Eingänge  auf  die 
Contribution  patriotique  (wirklicher  Eingang 
30  Mill.)  und  250  MiD.  aus  dem  Verkauf  von 
400  Mill.  eingezogenen  ,, Nationalgütern". 
Diese  ersten  Assignaten  lauteten  auf  je 
10  000  livres;  sie  hatten  unter  Privaten 
keinen  Annahmezwang,  sollten  jedoch  bei 
Zahlungen  an  den  Staat,  vorzugsweise  bei 
der  Entrichtung  des  Kaufpreises  von  Na- 
tionalgütern an  Zahlungs  Statt  angenommen 
werden;  Stücke,  die  in  die  Caisse  de  l'Extra- 
ordinaire eingingen, sollten  vernichtet  werden. 
Es  scheint,  daß  von  dieser  ersten  Serie  der 
Assignaten  nur  jene  170  Mill.  geschaffen 
und  der  Caisse  de  l'Escompte  als  Unterlage 
für  ihre  Notenausgabe  überwiesen  wurden. 
Sie  waren  überhaupt  nicht  Geld,  sondern 
verzinsliche  Schuldverschreibungen  des 
Staates,  ähnlich  den  Steuerdelegationen, 
wie  sie  im  französischen  Finanzwesen  ge- 
bräuchlich waren:  Anweisungen  auf  den 
Ertrag  besonderer  Staatseinkünfte  in  der 
Form  von  fiskalischen  Kassenscheinen, 
die  an  Ordre  lauten. 

Der  Uebergang  zum  Zahlungsmittel  voll- 
zog sich  nur  langsam.  Nachdem  am  17./III. 
1790  die  verfassunggebende  Versammlung 
beschlossen  hatte,  dem  Vorschlag  des  Pa- 
riser Bürgermeisters  Bailly  folgend,  den 
Verkauf  von  Nationalgütern  durch  Annahme 
der  Vermittlung  der  Kommunen  zu  beschleu- 
nigen, erging  trotz  heftiger  Opposition  am 
17. /IV.  ein  Gesetz,  das  zur  Schaffung  von 
400  Mill.  livres  Assignaten  mit  Annahme- 
zwang unter  Privaten  ermächtigte,  mit  drei- 
prozentiger  Verzinsung  ausgestattet  und 
zu  1000,  300  und  200  livres  gestückelt.  Das 
Verhältnis  dieser  400  Mill.  zu  der  Emission, 
die  das  G.  v.  19./XII.  1789  vorgesehen  hatte, 
ist  nicht  durchsichtig.  Geniel  und  Stourm 
scheinen  anzunehmen,  daß  von  jener  Er- 
laubnis erst  jetzt  Gebrauch  gemacht  wurde; 
nach  lUig  waren  170  Mill.  der  Dezember- 
emission in  der  Tat  der  Caisse  de  l'Escompte 
ausgehändigt  und  von  dieser,  wenn  auch  nur 
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zu  einem  kleinen  Teil,  an  Private  abgesetzt. 
Sie  sollten,  soweit  sie  noch  im  Besitz  der 
Bank  waren,  ge!»en  Assignaten  der  zweiten 
Emission  zurückgegeben  und  \ernichtet 
werden. 

In  keinem  Fall  bestand  vor  dem  17./IV. 
1790  ein  Umlauf  von  Assignaten;  dies  wird 
nicht  nur  durch  die  im  Parlament  gehaltenen 
Reden  sondern  auch  durch  die  Stückelung 
und  Verzinsung  dieser  Papiere  auHgeschlossen. 
Es  zirkidierten  vielmehr  bis  dahin  nur  170 
Mill.  livres  Noten  der  Caisse  de  l'Escompte, 
denen  ebenso  hohe  Vorschüsse  der  Bank  an 
den  Staat  entsprachen.  Diese  Noten,  eben- 
so wie  die  künftig  bei  Vorschüssen  an  den 
Staat  auszugebenden,  sollten  nunnielir  in 
Assignaten  umgewandelt  werden  und  in- 
zwisclien,  soweit  für  die  Provinz  bestimmt, 
den  Aufdruck  „promesse  de  fournir  as- 
signats"  erhalten.  In  der  Tat  sind  von. 
solchen  Noten  und  Promessen  401,7  Mill. 
ausgegeben  worden.  Der  Umtausch  in 
dreiprozcntige  Assignaten  fand  vom  lO./VIII. 
ab  statt.  Auch  Necker,  der  sich  dem  Plan 
zuerst  entgegengestellt  hatte,  begann  zu 
glauben,  daß  nun  der  Stein  der  Weisen  ge- 
funden sei,  der  das  bisher  unüberwindliche 
Defizit  des  Staatshaushalts  in  einen  Ueber- 
schuß  zu  verwandeln  erlaube  (Bericht  vom 
29./V.  1790).  Auch  diese  Emission  lautete 
an  Ordre. 

Frankreich  geriet  in  einen  Taumel,  in 
dem  nichts  mehr  unerreichbar  schien.  Das 
Parlament,  das  eben  noch  keine  Mittel 
gefunden  hatte,  ein  Defizit  von  wenigen 
Dutzend  Millionen  zu  decken,  begann  die 
Steuern  abzubauen  und  die  schwebende 
Schuld  zu  tilgen.  Mirabeau,  ursprünglich 
ein  leidenschaftlicher  Gegner  des  Papier- 
geldes („un  foyer  de  tyrannie,  une  veritablc 
Orgie  de  l'autoritö  en  dclire"),  ist  der  P'ührer 
dieser  Bewegung,  die  ihren  Niederschlag 
im  G.  v.  29. /IX.  1790  gefunden  hat.  Nach 
leidenschaftlichen  Debatten  wurde  mit  503  ! 
gegen  42,3  Stimmen  beschlossen,  die 
schwebende  Schuld  in  unverzinslichen 
Assignaten  zurückzuzahlen,  die  nicht  an 
Ordre,  sondern  auf  den  Inhaber  gestellt 
waren,  den  Umlauf  der  Assignaten  aber 
auf  1200  Mill.  livres  (Mirabeau  hatte  ur- 
sprünglich 1900  Mill.  gefordert)  zu  be- 
schränken und  die  bei  der  Caisse  de  l'Extra- 
ordinaire  eingehenden  Assignaten  zu  ver- 
brennen. Da  3—400  Mill.  zur  Deckung  des 
Fehlbetrages  fürdas  Jahrl790dienen  mußten, 
blieben  zur  Tilgung  der  Schuld  nur  4—500 
Mill.  übrig,  während  die  Schulden  des  Staates 
mit  Ausnahme  der  ewigen  und  Leibrenten 
1,9  Milliarden  livres  betrugen.  Solange  der 
Betrag  der  Assignaten  nicht  den  Wert  der 
Kirchen-  und  Krongüter  (die  Schätzungen 
der  Zeitgenossen  schwankten  zwischen  1,8 
und  4  Milliarden  livres)  erreichte,  glaubte 
man  in  den  Assignaten  ein  allem  Papiergeld 


weit  überlegenes  Wertpapier  und  ein  un- 
vergleichliches Werkzeug  der  Revolution, 
eine  ,,neue  Form  der  Steuer"  (Mirabeau)  und 
eine  Gewähr  beispielloser  wirtschaftlicher 
Blüte  zu  besitzen.  Eine  Steigerung  der 
Preise  war  bis  Ende  1790  nicht  zu  bemerken, 
wohl  aber  ein  Aufgeld  auf  Hartgeld.  Die 
Stinnnung  der  Straße  war  zugunsten  der 
Assignaten  höchst  erregt;  Necker  nahm  ein- 
geschüchtert seinen  Abschied,  ohne  auch  nur 
zu  wagen,  den  wahren  Grund  dafür  anzu- 
geben. Entscheidend  für  die  Annahme  des 
Gesetzes,  trotz  der  Warnungen  des  Handels 
und  der  Oekonomisten,  war  die  Aussicht 
auf  die  Verringerung  der  Steuern,  die  Un- 
möglichkeit, auf  andere  Weise  den  Verkauf 
von  Nationalgütern  zu  bewirken,  und  der 
Wille,  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  mit 
dem  Schicksal  der  Revolution  wirtschaftlich 
zu  verknüpfen. 

2.  Der  Verlauf  der  Inflation.  Nachdem  die 
Assignaten  einmal  den  Glauben  geweckt  hatten, 
daß  man  sich  bisher  um  die  Staatsfinanzen  allzu 
große  Sorge  gemacht  habe,  war  es  nur  ein  Schritt 
bis  zu  dem  Zustand,  wo  die  Assignaten  zum  wich 
tigsten  und  schließlich  fast  einzigen  finan- 
ziellen Deckungsraittel  der  Revolutionsre- 
gicrung  wurden.  Das  alte  Steuersystem  wurde 
abgebaut,  die  neuen  Steuern  gingen  .schlecht  ein, 
die  Ausgaben  steigerten  sich  infolge  der  zunehmen- 
den Desorganisation  des  Staates  und  der  wach- 
senden Verstrickung  in  auswärtige  Kriege,  eine 
geordnete  Kechnungslegung  über  Einnahmen 
und  Ausgaben  fand  nicht  mehr  statt.  Anfangs 
wurde  die  Ausgabe  von  Assignaten  noch  an 
Höchstgrenzen  gebunden;  vom  Februar  1793 
an  hört  auch  das  auf.  Ueber  die  Höhe  des  Assig- 
natenuralaufs gehen  die  Angaben  der  ver- 
schiedenen Schriftstoller  auseinander.  Die 
Dekrete  geben  nur  über  die  Herstellung  Auf- 
schluß, nicht  über  Emission,  Einziehung  und 
Vernichtung.  Seit  Ende  1794  gibt  es  auch 
keine  Fabrikationsdekrete  mehr.  Die  folgende 
Tabelle  gibt  Schätzungen  des  Umlaufs,  nach 
Abzug  der  vernichteten  oder  demonctisierten, 
aber  mit  Einschluß  der  —  zeitweise  sehr  großen  — 
Bestände  der  Staatskassen: 

Verfas- 
aunggcb. 
Versamml. 
Gesetzgeb. 
Versamml. 

Wohlfahrts- 
Ausschuß 


l./VI.  1791 

l./X.  1791 
22./TX.  1792') 
l./T.  1793 
l./VIII.  1793 
l./V.  1794 
l./VII.  1794 
l./X.  1794 
l./I.  1795 
l./IV.  1795 
l./VII.  1795 
1,/X.  1795 
l./I.  1796 
l./IV.  1796 
l./VII.  1796 
7./IX.  1796 


912  Mill.  livres 

I  151,5  „ 

I  972  „ 

825,9  „ 

775,8  „ 

891,5  „ 

082,1  „  „ 

618,3  „ 

228.8  „ 

326.9  „ 

338.1  „ 
879,3  „ 

565.2  „ 
671,8  „ 

508.7  „ 

578.8  „  „ 


Thermido- 
rianer 


Direkto- 
rium 


')  Begiim  des  Jahres  I 
Zeitrechnung. 


der  Revolutions- 
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Nach  Rainel  sind  iiie  melir  als  30  Milliarden  im 
Umlauf  gewesen. 

Der  HartgeUlumlauf  Frankreichs  vor  dem 
Beginn  der  Revolution  wurde  auf  2— 2V2  Milli- 
arden livres  geschätzt.  Verbrannt  waren  Ende 
September  179ü  nur  3122  Milliarden  livres 
Assignaten. 

Die  Versteigerungen  der  eingezogenen  Güter 
haben  nach  Ramel  den  Betrag  von  10  Milliarden 
ergeben;  doch  setzt  sich  dieser  Posten  aus  un- 
vergleichbaren Posten  zusammen,  da  die  Preise 
in  Assignaten,  oder  in  Hartgidd  zu  sebr  ver- 
schiedenen Zeitpunkten  erlegt  waren.  Der  Wert 
der  veräußerten  Güter  vor  Beginn  der  Inflation 
wird  von  Stourm  auf  SV,  Milliarden  livres  ge- 
schätzt, davon  3  Milliarden  für  Kirchen-  und 
Krongüter,  2;4  Milliarden  für  das  Eigentum  der 
Emigranten,  Verdächtigen  und  Hingerichteten. 

Als  das  wachsende  Mißverhältnis  von  Staats- 
ausgaben und  -einnahmen  die  Revolutionsregie- 
rung zu  Assignatenemissionen  veranlaßte,  die 
weit  über  den  Wert  der  Nationalgüter  hinaus- 
gingen, und  die  Caisse  de  l'Extraordinaire  mit 
der  allgemeinen  Staatskasse  vereinigt  wurde(  1703), 
schien  die  Geldcigenschaft  der  Assignaten 
sich  immer  reiner  von  ihrem  Charakter  als 
Schuldvorschreibungen  zu  lösen.  Dennoch  ist 
diese  Trennung  niemals  ganz  vollzogen  worden. 
Die  Assignaten  fuhren  nicht  nur  fort,  die  Auf- 
schrift zu  tragen  „Assignat  de  .  .  .  livres  de  la 
cröation  de  .  .  .  I'an  .  .  .  de  la  Republique,  hypo- 
th^quö  sur  les  domaines  nationaux":  sondern  es 
scheint  auch,  daß  sie  wie  Wertpaniere  gehandelt 
wurden,  so  daß  nicht  nur  Gold-  und  Silber- 
münzon  einen  wechselnden  Preis  in  Assignaten 
erhielten,  sondern  daß  auch  ein  Assignatenkurs 
sich  bildete,  der  in  Hartgeld  ausgedrückt  war. 
obgleich  dies  nicht  in  valutarischer  Stellung  und 
obgleich  zeitweise  sein  Gebrauch  und  die  Zah- 
lung von  Aufgeld  mit  hohen  Strafen  belegt  war'). 
Daß  die  führenden  Männer,  auch  des  Konvents,  | 
die  Assignaten  als  ein  Wertpapier  betrachteten,  ] 
geht  z.  B.  aus  Aeußerungen  Cambons,  des  „Fi- 1 
nanzministers"  dieser  Epoche  hervor.  Das  Ver-  \ 
bot  des  Verkehrs  in  Aktien  und  ähnlichen 
Papieren  privater  Gesellschaften  wird  von  ihm  i 
damit  begründet,  daß  diese  den  „öffentlichen 


Nach  amtlichen  Feststellungen  aus  der 
Direktorialzeit  auf  Grund  höchst  fragwürdiger 
(nde.xkombinationen  von  Grundstücks-,  Lebens- 
mittel- und  Metallpreisen  betrug  der  „Assignaten- 
kurs" (von  März  1796  an  „Mandatskuis"): 


j  Kredit"  schädigten  und  in  Wettbewerb  mit  den 
Assignaten  träten  (Dekret  vom  24./V1II.  1793). 
'  Anfangs  versuchte  die  Regierung,  das  Ver- 
schwinden des  Hartgeldes  zu  verhindern.  Daß 
auch  die  zweite  Assignatenemission  keine  Stücke 
unter  öOlivres  aufwies,  sollte  diesem  Zweck  dienen: 
man  glaubte,  den  Abfluß  des  Silbers  und  des 
Goldes  dadurch  hemmen  zu  können.  Obgleich 
diese  Wirkung  nicht  eintrat,  fuhr  man  fort,  aus 
konfisziertem  Edelmetall  in  erheblichem  Umfang 
Münzen  zu  prägen,  um  dem  Mangel  an  kleinen 
Abschnitten  zu  genügen.  Erst  am  6./V.  1791 
verstand  man  sich  zur  Schaffung  von  5-livres- 
j  Assignaten  im  Gesamtbetrag  von  100  Mill.; 
]  doch  sollte  ein  gleich  hoher  Betrag  größer  ge- 
stückelter Abschnitte  dafür  aus  dem  Verkehr 
gezogen  werden.  Noch  durch  ein  Dekret  vom 
17.-20./V.  1791  wurde  die  Pflicht  zur  Ein- 
lösung der  Assignaten  in  Hartgeld  eingeschärft, 
„dont  la  libre  circulation  est  diclaree  essentielle  ä 
la  prosp6rite  del'Empire".  Ein  Dekret  vom  6./X. 
1789,  das  zur  Einlieferung  von  Silber  an  die  Münze 
aufrief,  war  ohne  erhebliche  Wirkung  geblieben, 
ebenso  die  Ausfuhrverbote  für  Gold  und  Silber. 

Eine  andere  Politik  setzt  mit  der  Regierung 
des  Wohlfahrtsausschusses  ein.  Im  April  1793 
wird  der  Abschluß  von  Verträgen  verboten,  die 
auf  Zahlung  von  Metallgeld  lauten.  Der  Handel 
mit  Metallgeld  wird  bei  schweren  Kerkerstrafen 
untersagt  und  die  Börse  im  Juni  geschlossen. 
Die  Zurückweisung  von  Assignaten  wird  an- 
fangs mit  Konfiskation  der  geschuldeten  Beträge, 
später  mit  Freiheitsstrafen  belegt.  Ein  Dekret 
vom  3./IX.  1793  verbietet  unter  schwersten 
Strafen  Zurückweisung  von  Assignaten,  Forde- 
rung der  Zahlung  eines  Agios  und  „Reden  zur 
Diskreditierung  der  Assignaten";  der  Angeber 
erhält  Belohnung.  Nach  dem  Dekret  vom  lO./V. 
1794  gilt  als  verdächtig  der  gegenrevolutionären 
Gesinnung  und  wird  in  summarischem  Verfahren 
abgeurteilt,  wer  die  aufgeführten  Dinge  begeht, 
aber  auch  wer  vor  Abschluß  eines  Kaufes  fragt, 
in  welchem  Geld  die  Zahlung  bewirkt  werden 
soll.  Im  Februar  1794  war  ein  Versuch  fehlge- 
schlagen, die  auswärtigen  Wechselkurse  zu 
stabilisieren. 

Der  Hebung  des  Assignatenkurses  dienten 
das  Gesetz  über  die  Höchstpreise,  die  Auflegung 
einer  Zwan^sanleihe,  Maßnahmen  gegen  die 
Bankiers  und  Wechsler  und  die  Demonetisation 
der  ,, königlichen",  d.  h.  während  der  Regierung 
Ludwigs  XVI.  ausgegebenen  und  sein  Bild  tragen- 
den Assignaten,  die  in  königstreuen  Gegenden 


1789 


1790 


1791 


1792 


1793 


1794 


1795 


1796 


98 
98 
97 

96 

95 


96 
95 
94 
94 
94 
95 
95 
92 

91 
91 
90 
92 


91 
91 
90 
89 
85 
85 
87 
79 
82 
84 
82 
77 


72 
61 
59 
68 
58 
57 
61 
Gl 
72 
71 
73 
72 


51 
52 
51 
43 
52 
36 
23 
22 

27 
28 

33 
48 


40 
41 
36 
36 
34 
30 
34 
31 
28 
28 

24 
20 


18 
17 

13.28 
10,71 
6,52 
3.38 
3,09 
2,72 
2,08 
1,36 

0,77 
0,52 


0,46 
0,35 
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mit  positivem  Aufgold  gegen  die  „republikani- 
Bchen"  Assignaten  gehandelt  wurden.  Man 
kann  dieser  Politik  des  Wohlfahrtsausschusses 
nicht  eine  große,  wenn  auch  nur  kurze  Wirkung 
absprechen.  Der  Pariser  Assignatenkurs,  der 
im  Sommer  1793  auf  22%  gesunken  war,  hob 
sich  bis  Anfang  1794  auf  47%,  um  bis  Mitte 
1794  (Sturz  Robespierres)  auf  30%  zurückzu- 
gehen. Das  hemmungslose  Fallen  des  Kurses 
beginnt  erst  unter  den  Thermidorianern,  die  sich 
mit  unzeitiger  Hast  beeilten,  die  zum  Schulz  des 
Kurses  geschaffenen  Maßnahmen  des  Terrors 
aufzuheben.  Dies  ist  bereits  von  Büsch  bemerkt 
worden. 

Die  meisten  Schriftsteller  haben  in  dem  Sinken 
des  Assignatenkurses  die  unmittelbare  Folge 
der  starken  Vermehrung  des  Papiergeldos 

gesehen.  Ein  solcher  unmittelbarer  Zusamnien- 
ang  findet  in  den  Kurven  der  Assignateneinis- 
sion  und  des  Assisnatenkurses  keine  Hestütigung. 
Dagegen  hat  sich  dieser  Kurs  im  großen  und 
ganzen  parallel  zum  Hamburger  Wechselkurs 
auf  Paris  bewegt.  Da  auf  diesen  Wechselkurs! 
alle  Momente  einwirkten,  die  den  Zahlungsverkehr 
Frankreichs  mit  dem  Ausland  betrafen,  nicht  nur 
die  Moinun"  der  Pariser  Assignaten-^nekulation, 
ist  der  Schluß  erlaubt,  daß  in  dem  Pariser  As- 
eignatenkurs  im  wesentlichen  ein  Reflex  des 
Hamburger  Livrekurscs  zu  sehen  ist,  und  dieser 
Schluß  wird  um  so  einleuchtender,  je  genauer 
man  den  Sinn  der  Pariser  Notierung  erkennt: 
sie  gibt  in  Wirklichkeit  das  Agio  des  Edelmetall- 
goldes an  und  sagt  somit  aus,  zu  welchem  Preis 
Gold-  und  Silbcrgeld  aus  dem  Audand  bezogen 
oder  dorthin  verkauft  werden  konnte. 

Für  die  größeren  Bewegungen  des  Hamburger 
Livrekurses  läßt  sich  nachweisen,  daß  er  durch- 
aus von  dem  Stand  der  französischen  Zahlungs 
beziehungen  zum  Au.sland  und  von  der  Meinung 
über  den  künftigen  Stand  dieser  Beziehungen 
bestimmt  war.  Kritische  Untersuchungen  über 
den  Zusammenhang  im  einzelnen,  über  die 
Wechselwirkung  von  Wechselkurs  und  Inlands- 
preisen, die  gegen  Ende  der  Revolution  eine 
phantastische  ITöho  erreicht  hatten,  sind  selten; 
dies  gilt  vor  allem  für  die  Zeit  zwischen  Juli 
1794  und  Juli  1795,  wo  trotz  des  Sturzes  des 
Terrors  uiid  der  „gemüßigten"  Herrschaft  der 
Thermidorianer  und  trotz  der  glänzenden  fran- 
zösischen Sie"o  der  Kurs  in  Paris  von  30  auf 
3%  stürzte.  In  welchem  Maße  hierfür  die  über- 
stürzte Aufhebung  der  Dekrete  des  Wohlfahrts- 
ausschusses, die  zeitweilige  Freigabe  des  Handels 
auch  mit  Edelmetallen,  die  Verdoppelung  des 
Assignatenumlaufs  oder  andere  wirtschaftliche 
Momente  verantwortlich  zu  machen  sind,  steht 
heute  noch  nicht  fest. 

Dagegen  kann  mit  großer  Sicherheit  ange- 
geben werden,  warum  der  im  Juli  1795  ein- 
setzende Sturz  des  Assignatenkurses  auf  Bruch- 
teile eines  Prozentes  notwendig  geworden  ist. 
Bis  damals  hatte  das  Aufgeld  der  fremden 
Valuten  etwa  97%  betragen.  Ende  dps  Jahres 
näherteessich  100°/(,immermehr.  Diese  Vorgänge 
waren  die  Folge  der  französischen  Währungspolitik 
selber.  Nach  einem  mißglückten  Versuch  (De- 
kret v.  21./VI.  17951,  die  Geltung  der  Assignaten 
(mit  einigen  Ausnahmen)  in  einem  festen  arith- 
metisch geregelten  Verhältnis  zu  ihrer  Umlaufs- 
menge steigen  und  fallen  zu  lassen  (Projekt 
Reubell),  wurde  verordnet,  daß  dio  Assignaten 


auch  an  den  staatlichen  Kassen  nur  noch  zum 
Börsenkurs  angenommen  werden  sollten,  außer 
bei  den  Zahlungen  auf  die  Hälfte  der  Grundsteuer 
und  die  Hälfte  der  Zölle.  Der  Staat  behielt  sich 
vor.  dio  Geltung  der  Assignaten  bei  der  Zahlung 
von  Renten  und  Pensionen  je  nach  der  Höhe 
des  auszuübenden  Betrages  festzusetzen.  Für 
den  Verkehr  der  Privaten  untereinander  wurde 
bestimmt  (Dekret  vom  12./VII.  1796),  daß  der 
Gläubiger  in  einigen  Fällen  die  Annahme  des 
Schuldbetrages  verweigern  konnte;  das  Dekret 
vom  3./XII.  1795  bestätigte  und  präzisierte 
dies  Recht  des  Gläubigers;  nur  zweiseitige 
Handelsgeschäfte  sollten  ausgenommen  sein. 

Hiermit  hob  der  Staat  die  Vorausset- 
zungen der  vonihmgoschaffenen  Gcldverfassung 
selber  auf.  Er  setzte  an  Stelle  der  festen  Gel- 
tung den  schwankenden  Börsenkurs,  behandelte 
die  Assignaten  bei  Zahlungen,  die  an  ihn  gerichtet 
waren,  nicht  mehr  als  Zahlungsmittel,  sondern  als 
Wertpapier  und  entzof;  dadurch  auch  dem  Ver- 
kehr der  Privaten  die  Grundlage.  Als  das  Direk- 
torium im  Herbst  1795  die  Geschäfte  der  Ite- 
gierung  übernahm,  befand  sich  dio  Goldverfas- 
sung in  fortschreitender  Auflösung.  Das  Heer 
wurde  teilweise  in  Hartgeld  gelöhnt.  Die  Privaten 
suchten  durch  Teilnahme  an  der  Agiotage  dem 
wirtschaftlichen  Ruin  zu  entgehen. 

3.  Ende  und  Uebergang.  Schon  in  der 
letzten  Regierungszeit  des  Convents  hatte 
man  sich  lobhaft  mit  Projekten  zur  Liqui- 
dation der  Assignatenvvirtschaft  bescliäftiet; 
Cambon  hatte  die  Veranstaltung  einer  Na- 
tionalgüterlotterie,  andere  hatten  Ton- 
tinenanleihen,  Sparkassen,  außerordentliche 
Anleihen  als  Heilmittel  vorgesehlagen.  Alle 
diese  Projekte  wurden  abgelehnt  oder  blieben 
erfolglos,  ebenso  wie  die  neuen  Gesetze 
gegen  Agiotage  und  Terminhandel.  Schließ- 
lich griff  das  Direktorium  auf  das  radikalste 
Projekt  (von  Eschasseriaux)  zurück.  Am 
23./X.II.  1795  erging  ein  Dekret,  das  die 
Einstellung  des  Assignatendrucks  und 
die  Vernichtung  der  Assignatenpresse  an- 
kündigte. Diese  wurde  am  19./II.  1796 
feierlich  vollzogen;  doch  hatte  man  sich  nach 
Rarael  beeilt,  inzwischen  noch  12  Milliarden 
Assignaten  (mehr  als  ein  Drittel  des  Um- 
laufs) zu  drucken,  da  andere  finanzielle 
Deckungsmittel  dem  Direktorium  nicht  zur 
Verfügung  standen. 

Auf  den  Preis  der  Edelmetalle  und  die 
Wechselkurse  wurde  durch  diese  Maßnahmen 
nur  eine  vorübergehende  Wirkung  ausgeübt. 
Die  Finanznot  dauerte  an,  und  so  entschloß 
man  sich  schon  am  18./1II.  1796  zur  Schaf- 
fung eines  neuen  Papiergeldes:  der  Mandats 
Territoriaux.  Diese  sollten  sieb  von  den 
Assignaten  dadurch  unterscheiden,  daß  der 
Ausgabebetrag  streng  auf  2,4  Milliarden 
livres  beschränkt  bleiben  sollte:  „gedeckt" 
durch  2400  Hill,  livres  Güterwerte  nach  der 
Schätzung  von  1790.  Beim  Verkauf  der 
Nationalgüter  eingehende  Mandats  sollten 
vernichtet  werden.     Die  Assignaten  über 
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100  livres  konnten  in  dieses  neue  Papiergeld 
binnen  drei  Monaten  im  Verliältnis  von  30: 1 
eingelöst  werden,  die  Abschnitte  zu  100  üvres 
und  darunter  bis  zu  50  sous  behielten  ihre 
Geltung,  die  Abschnitte  von  50  sous  und 
darunter  waren  in  Kupfergeld  im  Verhältnis 
von  10 :  1  einlösbar.  Da  der  Assignatenkurs 
unter  den  Stand  von  1  %  gesunken  war, 
rechnete  man  auf  einen  lebhaften  Umtausch, 
doch  sah  man  sich  darin  getäuscht.  Auch  die 
Mandats  erhielten  sofort  einen  Börsenkurs, 
der  anfangs  18%,  zweifellos  ausgedrückt  in 
Silbergeld,  betrug  und  sich  im  Laufe  des 
Jahres  bis  auf  2—3%  senkte. 

Hieran  wurde  auch  nichts  durch  die  er- 
neute Schließung  der  Börsen,  das  Verbot 
des  Edelmetallhandels  und  andere  Maß- 
nahmen zur  Hebung  des  Mandatskurses 
geändert.  Schon  im  Juli  1796  wird  das 
Scheitern  des  ganzen  Planes  sichtbar.  Ein 
G.  V.  23./VII.  1796  bestimmt,  daß  Verträge 
mit  der  Klausel:  Zahlung  in  Hartgeld  ab- 
geschlossen werden  dürfen  und  daß  die 
Mandats  nur  zum  Tageskurs,  nicht  zur  Gel- 
tung angenommen  werden  müssen.  Der 
Staat,  der  bei  Zahlungen  an  seine  Kassen 
anfangs  nur  wenig  Ausnahmen  gemacht 
hatte,  nimmt  jetzt  ebenfalls  Mandats  nur 
zum  Börsenkurs  an,  dessen  Höhe  er  selbst 
amtlich  feststellen  läßt.  Große  Schwierig- 
keiten entstanden  bei  der  Abwicklung  von 
Schulden,  die  in  früheren  Jahren  kontra- 
hiert waren,  zumal  sich  der  Assignatenkurs 
in  den  verschiedenen  Teilen  Frankreichs 
höchst  ungleichförmig  bewegt  hatte.  Hier- 
uber erging  eine  große  Zahl  von  Gesetzen, 
die  in  dem  sehr  umfangreichen  Code  des 
transactions  zusammengefaßt  wurden. 

Vom  Juni  1796  ab  wurden  Assignaten 
überhaupt  nicht  mehr  an  den  Kassen  des 
Staates  angenommen,  vom  4./II.  1797  an 
auch  die  Mandats  nicht;  nur  noch  bis  zum 
21. /III.  dieses  Jahres  sind  sie  zu  einem 
Hundertstel  ihrer  Geltung  bei  Steuerzah- 
lungen genommen  worden.  Das  Gesetz 
begründet  ihre  Demonetisierung  folgender- 
maßen: ,,considerant  que  la  fiible  valeur  des 
mandats  qui  restcnt  dans  la  circulation, 
les  rend  inutiles  aux  transactions  entre  les 
citoyens,  que  cependant  ils  favorisent  des 
speculations  nuisibles  etprolongentunecomp- 
lication  dangereuse  dans  la  comptabilite." 

Hiermit  war  die  eigentliche  Assignaten- 
wirtschaft beendet.  Assignats  und  Mandats 
wurden  zu  Spielmarken  und  verschwanden 
schließlich  ganz.  Der  Uebergang  zur  Metall- 
währung aber  wurde  erst  nach  einem  halben 
Jahrzehnt  vollzogen.  Zwar  hatten  schon  die 
Thermidorianer  am  15. /VIII.  1795  ein  Gesetz 
erlassen,  durch  das  in  Frankreich  Silber- 
währung, mit  dem  Franc  als  Werteinheit, 
statt  des  früheren  livre,  geschaffen  werden 
sollte;  auch  waren  die  Prägungen  in  den 


folgenden  Monaten  wieder  aufgenommen 
worden,  und  es  hatte  sieh  hier  und  dort  ein 
Umlauf  von  Hartgeld  wenigstens  im  Verkehr 
der  Privaten  untereinander  hergestellt.  Dem 
Staat  gebrach  es  aber,  bis  in  die  ersten  Jahre 
des  Gonsulats  hinein,  an  Kraft,  das  Silbergeld 
in  valutarischer  Stellung  zu  halten.  Auch 
die  Einstellung  der  Zinszahlung  auf  zwei 
Drittel  der  Staatsschuld  änderte  daran  nichts. 
Vielmehr  bezahlte  er  seine  Gläubiger  zum 
größten  Teil  in  mannigfaltigen  Arten  von 
Scheinen,  die  mit  den  Zahlungsmitteln  die 
Zinslosigkeit  und  mit  den  Staatsanleihen 
das  Fehlen  einer  festen  Geltung  gemein 
hatten.  Der  Betrag  dieser  Scheine  läßt  sich 
auch  nicht  annähernd  schätzen;  ihre  Bunt- 
heit und  der  verschiedene  Grad  ihrer  Ent- 
wertung ließen  eine  geordnete  Rechnungs- 
führung des  Fiskus  so  wenig  wie  des  ein- 
zelnen zu.  Nach  dem  amtlichen  Bericht  über 
die  Staatseinnahmen  des  Jahres  VI  betragen 
die  Gesamteingänge  aus  Steuern  und  Güter- 
verkäufen 2  Milliarden  Frcs.,  darunter  nur 
472  Mill.  in  Hartgeld.  Stourm,  ein  heftiger 
Gegner  der  Jakobiuerwirtschaft,  urteilt 
über  diesen  Zustand:  ,,Quand  le  regime 
des  assignats  et  des  mandats  territoriaux 
eut  disparu,  l'ordre,  loin  de  renaitre,  setrouva 
plus  gravement  compromis.  Un  nouveau 
papicr-monnaie  sucoeda  a  l'ancien,  et  cngen- 
dra  une  desorganisation  morale  et  mate- 
rielle au  moins  aussi  desastreuse  .  .  ." 

Erst  einige  Jahre  nach  dem  Staatsstreich 
des  18.  Bruniaire  ist  Frankreich  dieser 
Schwierigkeiten  Herr  geworden.  Auch  die 
Aufrichtung  der  französischen  Geldverfassung 
wird  nicht  verständigen  Meinungen  und  guten 
Gesinnungen  verdankt,  sondern  der  staat- 
schaffcuden  Tat  des  Ersten  Konsuls. 
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